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des Grundſtücksverkäufers im Mangel der Form des 
8 313 B. G. B.) 
Argliſtige Vereitelung des Zugehens einer Willenserklärung 
4811 
4823 (Einrede der A. gegenüber einer Bürgſchaft, 
welche ein Geſellſchafter mit Kenntnis des an⸗ 
deren Teils widerrechtlich für die Geſellſchaft über⸗ 
nommen hat) 
Armenrecht 
Ablauf einer Ausſchlußfriſt des Verſicherungsvertrages 
während des Beſchwerdeverfahrens über das nachgeſuchte 
A. 4769 
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Wiedereinſetzung gegen Verſäumung einer Notfriſt trotz 
rechtzeitiger Nachſuchung des A. 7° 6633 23816 
Kann die arme Partei die Beiordnung eines zweiten An⸗ 
walts verlangen, nachdem fie dem erſten gekündigt? 36835 
Unzuläſſigkeit der nach Beendigung der Inſtanz erhobenen 
Beſchwerde wegen Verweigerung des A. 178% 
Feſtſetzung des Streitwerts auf Antrag der armen Partei 
149 22 
Arreſt und einſtweilige Verfügung 
Schädigungsabſicht des Schuldners iſt zur Begründung 
des A. nicht erforderlich 55720 
ebenſowenig der Nachweis beſtimmter drohender Nachteile 
für eine einſtweilige Verfügung 97 
A. oder e. V. zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung 
aus der Verurteilung im Wechſelprozeſſe 9622 
Kann ein Bauhandwerker gleichzeitig ſeine Leiſtung zurück⸗ 
halten und Vormerkung wegen Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek für die Gegenleiſtung erlangen? 449 
Berückſichtigung veränderter Umſtände im Verfahren über 
die Rechtmäßigkeit des A. oder der e. V. 26413 
E. V. nach SS 1134, 1135 B. G. B. Anwendung dieſer 
Beſtimmungen auf Rentengüter 9313 
E. V. auf Herausgabe eines Kindes (Vollſtreckung) 55710 
Können der Klage auf Erſatz des Schadens, der durch 
einen nach Widerſpruch aufgehobenen A. entſtanden iſt, 
neue Gründe entgegengeſetzt werden, welche geeignet 
geweſen wären, den Arreſt zu rechtfertigen? 416°° 
Arreſtbruch 
Aufhebung der Verfügungsgewalt des Gerichtsvollziehers 
(Fortſchaffung eines gepfändeten Pferdes aus dem Amts⸗ 
bezirke) 34215 
Arzt |. Zahnarzt 
Aufnahme eines unterbrochenen oder ausgeſetzten Rechtsſtreits 
A. ſeitens eines Miterben 41019 
A. während des Laufs der Rechtsmittelfriſt 36323, 4136 
Aufgebot 
Zuſchlag infolge mangelhaften A. im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren 24326 
Auflaſſung 
Heilung des Formmangels durch A. ins beſ. unter Rechts: 
nachfolgern 169 10 
Aufrechnung 
A. des verjährten Schadenerſatzanſpruchs wegen Mängeln 
der Kaufſache gegen den Kaufpreis 591° 
A. mit Konkursforderungen, welche erſt durch die Konkurs⸗ 
eröffnung zu Geldforderungen geworden find 97 
Wirkung der im Konkurſe eines Geſellſchafters erklärten 
A. für den Geſellſchaftskonkurs 1123 
Vertragsmäßiger Ausſchluß der A. 1417 
A. einer gepfändeten Forderung mit einem Anſpruch, der 
dem Schuldner gegen den Pfandgläubiger zuſteht (An⸗ 
fechtung der Pfändung) 36115 
Verrechnung mehrerer ſich gegenüberſtehender Forderungen 
1734 (ſ. a. Anrechnung) 
Verweiſung der Aufrechnungseinrede in ein vorbehaltenes 
Verfahren (Zwiſchenurteil über den Grund ohne Berück⸗ 


ſichtigung der A.) 89° 


A. nach rechtskräftiger Verurteilung 96*3 

A. erwackſener Vorteile bei der Teilenteignung ſ. d. 
Aufſichtsrat ſ. Aktiengeſellſchaft 
Auftrag 

A. und Kreditauftrag 373 

Bürgſchaftliche Haftung des Beauftragten für den Auftrag⸗ 
geber 40714 

Überſchreitung des Auftrags (kann der Beauftragte Ge⸗ 
nehmigung verlangen, wenn er zur Schadloshaltung 
bereit iſt?) 289 10 

Irrtum des Beauftragten 1125 

Mittelbarer Vertreter (Befugnis des Beauftragten, der in 
eigenem Namen abgeſchloſſen hat, den Schaden ſeines 
Auftraggebers einzuklagen) 2641 

Auseinanderſetzung 

A. der Miterben ſ. Erbauseinanderſetzung 

A. einer Handelsgeſellſchaft ſ. d.; Stempelpflichtigkeit 
der hierbei vorkommenden Zuteilung von Wertpapieren 
18789 

A. in Ablöſungsſachen p 3962 vergl. Ablöſung 

Auskunftspflicht 

A. des Teſtamentsvollſtreckers 3387 

Gegenſeitige A. der Miterben wegen einzuwerfender Vor⸗ 
empfänge 

ſ. a. Rechnungslegung 

Ausland 

Juriſtiſche Perſon des A. mit Sitz im Inlande 231 

Zuſtellung im A. (Verlängerung der Rechtsmittelfriſt) 296 

Stempelpflichtigkeit einer ausländiſchen Verſicherungspolice 
396 3° 

Vollſtreckungsurteil ſ. d. 

Ausländer 

Können A., denen ein Anſpruch aus der Unfallverſicherung 
nicht zuſteht, ſich an den Betriebsunternehmer halten? 1012 

Prozeßhindernde Einrede der mangelnden Koſtenſicherheit 
4142? 

Eheſcheidungsklage öſterreichiſcher Katholiken 862 

Auslegung 

A. des Urteilstenors aus den Entſcheidungsgründen 5757 

Authentiſche A. eines Vertrages durch die Parteien 356° 

A. ſchriftlichen, formbedürſtigen Vertrages aus mündlichen 
Vertragsverhandlungen und Verweiſung auf ſolche in 
der Vertrogsurkunde 55°, 3822 

A. eines Verſicherungsvertrages (Beſchreibung oder Vertrags⸗ 
bedingung?) 7413 

A. eines Strafgedinges nach Treu und Glauben 139“ 

A. letztwilliger Verfügungen 14414, 573“ 

A. des Statuts einer Aktiengeſellſchaft (Vertretungs⸗ 
befugnis von Nichtaktionären in der Generalverſammlung, 
Einſtimmigkeit oder Mehrheitsbeſchluß bei Vorſtands⸗ 
wahl) 7347, 100 70 

A. in der Reviſionsinſtanz 391“ 

Ausſchlagung |. Erbſchaft 
Aunsſchlußfriſt 

Verſäumung vertragsmäßiger Ausſchlußfriſt (Verſicherungs⸗ 

vertrag) wegen Verzögerung der Armenrechtsbewilligung 
476%. 

1* 
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Ausſetzung 

A. wegen Auflöſung einer in Parteirolle ſtehenden juriſtiſchen 
Perſon 119% 

Glaubhaftmachung des Grundes der A. (genügt bloßer 
Hinweis auf ſtaatsanwaltſchaftliche Anzeigeakten?) keine 
Nachprüfung des richterlichen Ermeſſens in der Revifions⸗ 
inſtanz 9518, 412% 

A. von Amts wegen in Eheſachen ſ. d. 

Aufnahme des ausgeſetzten Verfahrens ſ. Aufnahme 


Ausſperrung 
Anwendung des § 826 B. G. B. gegen ausſperrende 
Arbeitgeberverbände 29316 

Ausſtattung 


Verſprechen der A. an den Ehemann (Schenkung ?) alter⸗ 
natives mündliches Verſprechen einer Geldſumme oder 
eines Grundſtücks? 405° 

Klage auf künftige A. vor der Eheſchließung 389 17 

Ausſtenerverſicherung 
A. iſt Lebensverſicherung 10031 
Außereheliche Vaterſchaft 
Anfechtung der Anerkennung wegen Täuſchung der Mutter 
48915 
Automobil 
Haftung des Beſitzers für Verſchulden des Lenkers; Sorg⸗ 
falt bei der Auswahl 2885 
Bankier 

Weiterverpfändung von Wertpapieren durch den B. 

471. 
Baukkonſortium 

Wer iſt Vertragſchließender, wenn eine einzelne Bank für 

ein B. tätig wird? 1512 
Baugeldgeber 

Verjährung der Forderungen der Bauhandwerker gegen 

den B. (eigener Gewerbebetrieb des B.) 77% 
Banherr 

Verantwortlichkeit des B. nach 88 823 B. G. B., 367 

Str. G. B. 621%, 49820 
Banerlaubuts 

Iſt auch die Zweckmäßigkeit der behördlichen Anordnung 

im Verwaltungsſtreitverfahren zu prüfen? 566 8 
Baubandwerker |. a. Baugeldgeber 

Kann der B. ſeine Leiſtung zurückhalten und Sicherheits⸗ 

hypothek für die Gegenleiſtung verlangen? 449“ 
Bauwerk 

Umfaßt der Begriff des B. die ſog. Tiefbauten? (Brunnen⸗ 

anlage) 372 und bloße Bauteile (Dach) 257° 
Beamte 

Vertragsmäßige Haftung des Staats und der Gemeinden 
für Unfälle von B., die auf Verſchulden zurückzuführen 
find? 57, 2843 

Haftung des Staats für Verſehen der Beamten 
521 (Elſaß⸗Lothringen) 

521 (Sachſen) 

Haftung des Beamten für von ihm verſchuldete Mehrkoſten 
einer Dienſtreiſe 450° 

Fürſorge für Betriebsunfälle der B. (Zeitpunkt für die 
Penſions berechnung) p 26721 


Begünſtigung ſ. Anfechtung 
B. eines Gläubigers durch den Konkursverwalter 241 
Bereicherung 

B. durch Verſehen von Grundbuchbeamten 29931 

B. infolge Friſtverſäumnis im Verteilungsverfahren 72“ 

B. des Beſitznachfolgers durch Vorauszahlung von Ver⸗ 
ſicherungsprämien p 423. 

Bergbau 

Konflikt des B. mit dem Eiſenbahnbetriebe 424“ 
Bergelohn ſ. Binnenſchiffahrt 
Bergwerksbeſitzer 

Der im Handelsregiſter eingetragene B. iſt Kaufmann 
475% 

Berufsgenoſſenſchaft 

Rechtsweg wegen Anſprüchen der B. gegen den Bau⸗ 

herrn 242% 
Berufungsinſtanz 

Notwendigkeit wiederholter perſönlicher Vernehmung des 
Entmündigten 26210 

Fragepflicht (wegen Wiederholung erſtinſtanzlicher Beweis⸗ 
anträge) 38714 

Wann tritt bei teilweiſer Anfechtung des erſtinſtanzlichen 
Urteils die Rechtskraft des unangefochtenen Teils ein? 
Iſt eine Erweiterung des Berufungsantrags nach Erlaß 
eines Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruchs 
noch zuläſſig? 77 

Berufung gegen das Eheſcheidungsurteil nur zur Schuld⸗ 
frage. Werden dadurch Eideszuſchiebungen über Ehe⸗ 
ſcheidungsgründe, die eine Mitſchuld ergeben ſollen, zu⸗ 
läſſig? 235 u, 39122 

Ausſpruch der Wirkungsloſigkeit des Rechtmittels 3649 

Zurückverweiſung bei Trennung von Grund und Höhe: 
95 (unzuläſſige Zurückverweiſung bei Unſtreitigleit des 

Betrages) 
364 (unzuläſſige Zurückverweiſung nach Feſtſtellung 
des Grundes einer Gegenforderung) 

Verweiſung der Aufrechnungseinrede in das vorbehaltene 
Verfahren, um ein Zwiſchenurteil über den Grund zu 
ermöglichen 39° 

Unzuläſſige Entſcheidung zur Hauptſache, nachdem die 
erſte Inſtanz ſich auf die prozeßhindernde Einrede be⸗ 
ſchränkt hatte 23818 

Aufhebung eines Berufungsurteils wegen mangelnden 
Tatbeſtandes 673° 

Nachverfahren in der B., weil dieſe das Vorbehaltsurteil 
erlaſſen hatte 240° 

Beſitzentziehung 

Vertragsmäßig im voraus erklärte Genehmigung zur B. 

361 18 
Beſchwerde 

B. der anderen Vertragspartei gegen die Verſagung der 
obervormundſchaftlichen Genehmigung 4717 

Rücknahme einer B. des nicht zugelaſſenen Anwalts 
nach Weitergabe der B. an das Gericht ſeiner Zulaſſung 
11718 

Koſtenpflicht des Anwalts bei Einlegung einer unzuläffigen 
B. auf ausdrücklichen Wunſch der Partei 11819 
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Unzuläſſigkeit der B. wegen Verſagung des Armenrechts 
nach Beendigung der Inſtanz 178% 
Verſchulden des Anwalts bei Einlegung der B. ſtatt in 
eigenem Namen in dem der Partei 23715 
B. eines Entmündigten wegen verſagter Beiordnung eines 
Anwalts 362 
B. eines Hamburgiſchen Rechnungsreviſors in Koſten⸗ 
ſachen 47519 
Unzuläſſigkeit einer B. an das Reichsgericht wegen 
mangelnder Erſichtlichkeit der Beſchwerdeſumme 4911 
Beſtandteil eines Grundſtücks (Akkumulatorenbatterie, 
Lokomobile, Maſchinen uſw) 873, 896, 110“, 3361, 
3542, 4673, 5482 
Gebäude, die nur zu vorübergehenden Zwecken errichtet 
find 54318 
Vorbehalt des Eigentums am B. 138? 
Feſtſtellungsklage auf Sondereigentum an B. gegen die 
Hypothekengläubiger 413 
Beſtimmung der Gegenleiſtung durch Dritte 289? 
Beweis autrag 
Ablehnung eines B. über Geiſteskrankheit der Partei 262° 
Zuerkennung eines Parteieides ohne Erledigung ſämtlicher 
B. 494% 
Beweisbeſchluß 
Bezugnahme auf den Tatbeſtand eines B. im Urteil 9417 
Beweiserhebung 
B. über den Inhalt einer verlorenen letztwilligen Ver⸗ 
fügung 4718 
Beweis gebühr ſ. Koſten 
Beweismittel ſ. Zeugen, Parteieid uſw. 
Beweis laſt 
B. des Hypothekenſchuldners im Falle 8 894 B. G. B. 14210 
B. für Mangelhaftigkeit abgenommener Ware 35811 
B. in Haftpflichtfällen 406 
Einfluß der Klauſel: netto Kaſſe gegen Konnoſſement auf 
die B. 549 
Beweiswürdigung 
Nachprüfung der B. in der Reviſionsinſtanz (mangelnde 
Erſchöpfung des Materials, unterlaſſene Erwägung eines 
richterlichen Eides) 941° 
Binnenſchiffahrt 
Wann ift ein Schiff im Sinne § 93 des Geſetzes als von 
der Beſatzung verlaſſen anzuſehen 18455 
Blankett 
Ausfüllung eines B. des Gemeinſchuldners nach Konkurs⸗ 
eröffnung 420 
Bleiſtiftuotizen 
B. auf einem Wechſel 2422 
Bordellbetrieb 
Entſchädigungsklage wegen B. im Nachbarhauſe 291 
Börſentermingeſchäfte |. a. Differenzgeſchäft 
Rückforderung der Leiſtung auf ein nach § 50 des Geſetzes 
verbotenes B. 38° 
Verrechnung in einem Kontokorrent, welches gültige und 
Hagloje Geſchäfte enthält 762 
Novation der Schuld aus einem B. durch Anerkenntnis 1241 
Erfüllung eines B. im voraus 40713 


Ungültigkeit des Schiedsvertrages 765%, 4148 
Ausſchluß der allgemeinen Uſancen 498% 
Brautkinder 
Sind B. Hinterbliebene im Sinne des Militärpenſionsgeſ.? 
49831 
Brief ſ. Hypothek 
Bürgfchaft 
Kommen die Nebenverpflichtungen des Bürgen bei Bes 
rechnung der Reviſionsſumme in Anſatz? 11319 
Briefliche Übernahme der B. 232“ 
Geht die Einrede der Teilung dem ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen verloren? g 34419 
Übernahme der Mithaftung durch den mit dem Vertrags⸗ 
ſchluſſe Beauftragten 407!“ 
Widerrechtliche Abernahme der Bürgſchaft auf eine Handels⸗ 
geſellſchaft durch einen Geſellſchafter in Kolluſion mit 
dem Gläubiger 482? 
Verabredung, daß ein erledigter Bürgſchaftsſchein für eine 
neue B. gelten ſolle 552° 
Entbehrlichkeit der Schriftform für Zuſatzvereinbarungen 
zur B. Kann der Bürge Befreiung fordern, nachdem 
ihm Sicherheit geleiſtet iſt? 55310 
Darlehn 
Beweislaſt für Kündigung eines D. 1731° 
Widerruf eines D. als Anfechtung beurteilt 590 
Defekteubeſchluß 
Selbſtändigkeit des ordentlichen Richters gegenüber der Be⸗ 
gründung des D. 4168 
Dienſtbarkeit ſ. a. Durchfahrtsrecht 
Grunddienſtbarkeit ſ. d. 
Perſönliche Dienſtbarkeit (Erſitzung durch Handlungen ein⸗ 
zelner Miteigentümer) p 7655 
Dienſtreiſe 
Verantwortlichkeit eines Beamten für vermeidbare Koſten 
einer D. 450° 
Dienſtvertrag 
Haftung des Dienſtherrn für Unfälle des Bedienſteten 
ſ. Schadenserſatz 
Vereinbarung ungleicher Kündigungsfriſten 233° 
Wichtiger Grund zur Kündigung (Tod des Dienſtherrn) 421“ 
Anrechnung des Verdienſtes nach der Entlaſſung (Umfang der 
Anrechnung, Ausſchluß des Überverdienſtes durch Mehr⸗ 
anſtrengung) 536“ 
Differenzgeſchäft 
Einkleidung des D. in ein Kommiſfionsgeſchäft (Beſtimmung 
des Zeitpunktes für den Verkauf durch Willkür eines 
Vertragſchließenden) 2913 
Vorauserfüllung eines D. 40713 
Dingliche Belaſtung 
ſ. Grundſtück, Nießbrauch, Hypothek uſw 
Dinglicher Vertrag 
Nichtigkeit des d. V. wegen Wuchers 1687 
Drobung 
D. mit Zahlungsweigerung p 369 
Durchfahrtsrecht 
Berechnung der Wertverminderung eines Grundſtücks infolge 
des D. 29417 
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Ebe 
Mäklergebühr für Heiratsvermittlung (Verſprechen vor, 
Eheſchließung nach 1. Januar 1900) 1641 
Eheaufechtungs⸗ und Nichtigkeitsklage 
Irrtum über perſönliche Eigenſchaften des anderen Teils; 
Beachtung der Individualität des Irrenden 114 1? 
Irrtum über Jungfräulichkeit bei Eheſchließung (Beſtätigung 
der angefochtenen Ehe im Läuterungsverfahren) 260° 
Irrtum über unheilbares Leiden des andern Ehegatten 
284% 
Ehegũterrecht 
Geſetzlicher Güterſtand: 
Anfechtung der Sicherſtellung des Einbringens ($ 1391 
B. G. B.) 234° 
Verfügungsrecht der Ehefrau (Abſchluß von Pacht⸗ 
verträgen) 23410 
Gütergemeinſchaft: 
Anfechtung gegenüber einer in Gütergemeinſchaft 
lebenden Ehefrau 36886 
Rechte der Handelsfrau in der Guütergemeinſchaft 
(Hamburger Recht) 17610 
Anderung des Güterſtandes (Anfechtung desſelben) 18333 
Eheleute 
Unterhaltspflicht: 
8 1361 Abſ. 2 B. G. B. 29418 
8 1608 176 20 
Zeugenſchaft des Ehemannes im Prozeſſe über eingebrachtes 
Gut der Frau 69 
Verwirkung des Verſicherungsanſpruchs des Ehemannes 
wegen wiſſentlich falſcher Angaben in einer von der 
Ehefrau verfaßten Aufſtellung der verbrannten Sachen 
482“ 
Anfechtung der von einem Ehegatten zugunſten des anderen 
bewirkten Zahlung einer Verſicherungsprämie 495 
Eheſachen, Verfahren in 
Reviſionsbeſchwerde wegen unterbliebener Ausſetzung nach 
8 620 Z. P. O. 4110 
Erhebung neuer Scheidungsklage während Anhängigkeit 
des erſten Prozeſſes in der Reviſionsinſtanz 14720 
Beſtätigung der angefochtenen Ehe während des Läuterungs⸗ 
verfahrens 2609 
Eideszuſchiebung über Scheidungsgründe, die zugleich oder 
(in dem auf die Schuldfrage beſchränkten Berufungs- 
verfahren) ausſchließlich als Gründe der Mitſchuld der 
ſcheidungsbegehrenden Gegenpartei geltend gemacht werden 
23511 39122 
Erfordernis der Prozeßvollmacht 41223 
Eheſcheidung 
Muß das Urteil alle vorgebrachten Scheidungsgründe be— 
rückſichtigen, wenn ſchon einer ausreicht? 410 
Unzuläſſigkeit der Scheidungsklage öſterreichiſcher Katho— 
liken 892 ö 
Ehebruch 
Zuſtimmung des andern Teils (allgemeine und ſpezielle, 
vorherige und nachträgliche); Widerruflichkeit 6323 
Aufrechnung 522, 3858 (die eine Partei hat vor, die 
andere nach 1. Januar 1900 die Ehe gebrochen) 


Zerrüttung 
Ehewidriges Verhalten ohne Kenntnis des anderen 
Teils 63 
Beiderſeitiges Verſchulden 63 * 
Geltendmachung von Verſtößen, die der Trennung und 
Klagerhebung nachfolgen 295° 
Beeinfluſſung des ehewidrigen Verhaltens durch Geiſtes⸗ 
krankheit 470° 
Trunkſucht, Unterhaltsverſagung 47318 
Mitſchuld 
Berufung beſchränkt auf die Schuldfrage (Zuläſſigkeit 
der Eideszuſchiebung über Scheidungsgründe, die als 
ſolche nicht geltend gemacht werden, aber durch nach⸗ 
trägliche Erweiterung der Berufung geltend gemacht 
werden könnten) 23511, 391% 
Eventualantrag auf Mitſchuldigerklärung bei Abweiſung 
der in erſter Linie begehrten Eheherſtellung 48813 
Mitſchuldigerklärung wegen Scheidungsgründen, die als 
ſolche durch Verzeihung erledigt find 489“ 
Verzeihung 
Anwendung neuen Rechts auf die unter altem Rechte 
begonnenen Ausſchlußfriſten 11514 
Verzeihung während des Läuterungsverfahrens 260 ® 
Eid ſ. Parteieid, Zeugen 
Eigenbeſitzer 
SS 836, 837 BGB. 55418 
Eigenmacht 
Beſitzentziehung zufolge der im voraus erklärten Geneh— 
migung 361'® 
Eigentum 
Enteignung ſ. d. 
Einwirkungen ſ. d. 
Vorbehalt des E. an Grundſtücksbeſtandteilen 1382 
Eigentumsſtreit bei Anlegung des Grundbuchs 622° 
Eigentumsſtreit beim Vorhandenſein zweier Grundbuch- 
blätter mit verſchiedenen Eigentümern für dasſelbe 
Grundſtück 544 
Eigentums anſpruch 
Verletzung des Eigentums und des E.; Bedeutung der 
Rechtshängigkeit 113m 
Eigentumserwerb 
E. an verbotenen Loſen 54212 
Geht das Eigentum an der Kaufſache ohne weiteres durch 
die Annahme über, auch wenn dieſe zunächſt zum Zweck 
der Unterſuchung auf Mängel erfolgt? 622 
Pflicht der Sorgfalt und grobes Verſchulden beim E. an 
Wertpapieren 3847, 471° 
Eigentumsfreiheitsklage 
Haftung des Hauseigentümers für Verletzungen des 
Nachbargrundſtücks durch den Mieter 142 1 
Einwirkungen ſ. d. 
Einbringen 
Zeugenvernehmung des Ehemannes im Prozeſſe über das E. 
der Frau 69 
Einrede 
Prozeßhindernde E. 
Können prozeßhindernde E., die durch Verhandlung zur 
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Hauptſache in erſter Inſtanz verloren find, in zweiter 
Inſtanz nochmals geltend gemacht werden? 3901? 
Kann das Berufungsgericht über die Hauptſache erkennen, 
wenn die Klage in erſter Inſtanz wegen prozeß⸗ 
hindernder E. abgewieſen war? 23818 
Anordnung der Verhandlung zur Hauptſache 38713 
Zulaſſung einer verſäumten prozeßhindernden E. mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gegners 414% 
Koſtenſicherheit, Koſtenerſtattung 414, 55617 
Sonſtige 
E. der Anfechtung 755° 
E. der Argliſt (doli generalis) 897 ohne (Anfechtung 
und Schadenerſatzaufrechnung), 555 (Befreiung des 
Schuldners nach Treu und Glauben in Ermangelung 
beſtimmter Schutzvorſchriften — 88 1164, 1165 BGB.) 
ſ. a. Vertragsſtrafe 
Einwendungen 
E. nach S 767 |. Vollſtreckungsgegenklage 
E. gegen Überpfänbung |. d. 
Einwirkungen 
Bordellbetrieb im Nachbarhauſe 291!“ 
Erſchütterungen 14319 
Geräuſche (Erträglichkeit für den Durchſchnittsmenſchen, 
Schlafen bei offenem Fenſter) 384 
Funkenflug 3601“ 
Straßenbahnbetrieb 2595 
Ortsüblichkeit 17518, 2595 
Haftung des Hauswirts für E. des Mieters 14211 
E. konzeſſionierter Anlage, Kenntnis der E. beim Eigentums⸗ 
erwerbe 487° 
Eiſenbahn 
Einwirkungen des Betriebes der E. auf Nachbargrundſtücke 
ſ. Einwirkungen 
Haftpflicht: 
Höhere Gewalt (Unvorfichtigleit von Kindern) 
Transport lebender Tiere 265 15 


Verletzung eines Mitreiſenden bei Entfernung eines Be⸗ 


trunkenen 35810 

Haftung aus dem Beförderungsvertrage (Froſtglätte auf 
dem Bahnſteige) 484° 

Rechtliche Natur des Anſchlußgleisvertrages (Entziehung 
des Anſchlußgleiſes wegen veränderter Bahnhofs⸗ 
verhältniſſe) 47112 

Stempelpflicht der Subventionszuſage 
einer E. 39731 

Elektrizität 

Elektriſcher Strom eine Menge von Sachen (Tarifſtelle 32 

des Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes von 1895) 188. 
Enteignung p 

Intereſſenkolliſion von Bergbau und Eiſenbahnbetrieb 
424 46 

„Vollentſchädigung“, „Höchſter Wert“ 57713 

Teilenteignung, Minderwert und Wertzuwachs des nicht 
enteigneten Areals 1871, 244 , 371 48, 44 

Erſatzgrundſtück, 158 88 

Anſpruch auf Übernahme des ganzen von der Fluchtlinie 
durchſchnittenen Gebäudes 244 23 


für den Bau 


Abbruch des Gebäudes vor Offenlegung des Bebauungs⸗ 
plans 503° 
Gütliche Einigung im Verfahren über E. (Formerforderniſſe) 
102 * 
Entfernung des Aufenthaltsorts vom Gerichtsſitze 
Nachprüfbarkeit in der Reviſionsinſtanz (Strafſache) 21“ 
Eutlaſtung 
Bedeutung der E. des Aufſichtsrats in der Aktiengeſellſchaft 
431 
Entmündigung 
Unterbliebene perſönliche Anhörung des Entmündigten in 
der Berufungsinſtanz 26210 
Beſchwerderecht des Entmündigten wegen verſagter Bei⸗ 
ordnung eines Anwalts (kein Anwaltszwang) 362 
Erben 
Aufnahme eines Rechtsſtreits durch einzelne Miterben 
41019 
Erbaudeinanderfegung ſ. a. Teſtamentsvollſtrecker 
Leiſtung des Offenbarungseides bei der E. (altes Recht) 
57 11 
Geltendmachung des Anſpruchs auf E. gegen einzelne Mit⸗ 
erben 6118 
E. über Grundſtücke (Formerforderniſſe) 337° 
Gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben wegen einzu⸗ 
werfender Vorempfänge 385° 
Erbſchaft | 
Unterbliebene Erklärung bei mehrfacher Berufung: enthält 
die Annahme eines eventuellen Vermächtniſſes die Aus⸗ 
ſchlagung der zunächſt angefallenen E.? 115 15 
Anfechtung des Antritts der E. wegen Irrtums 3362 
Fideikommiß ſ. d. 
Erbſchaftskauf 
E. entgegen letztwilligem Verbot zwiſchen den darum wiſſenden 
Miterben 465 
Erbſchaftsſtener 
Erhebung der E. und des Stempels von letztwillig aus⸗ 
geſetzten Stipendien 4247 
Erfüllung 
Unvereinbarkeit des Anſpruchs auf Erfüllung mit Zögerungs⸗ 
ſchaden und auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 17112 
Beweislaſt für Mangelhaftigkeit der angenommenen E. 358 11 
Erfüllung einer Wechſelſchuld, auflöſend bedingt dadurch, 
daß es dem Gläubiger, dem der Wechſel belaſſen wird, 
gelingt, den Betrag von einem anderen Verpflichteten 
beizuziehen 75“ 
Ermeſſen 
ſ. Richter 
Ernſthaftigkeit 
ſ. Scheingeſchäft 
E. eines Ablehnungsgeſuchs 648 
Erſitzung 
E. einer Dienſtbarkeit (Handlungen einzelner Miteigentümer) 
p 76 53 
Erſtattungs fähigkeit 
ſ. Koſtenerſtattung 
Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
ſ. Genoſſenſchaft 


8 Zivilſachen 


Fahrläſſigkeit 
Verſchuldenfreies Eintreten in eine erkannte Gefahr 2877, 356 
Maß der anzuwendenden Sorgfalt (Verkehrsüblichkeit) 356”, 
3578, 3836, 5721 
Grobe F. 

3847 47111 (Redlichkeit des Erwerbs von Wertpapieren) 

406 (Nachprüfung des Rechts begriffs der groben F. in 
der Reviſionsinſtanz) 

Feſtſtellung 
Rechtliches Intereſſe 

3881 (Möglichkeit der Aufrechnung) 

49320 (Feſtſtellung der Invalidität gegen die Ber: 
ſicherungsgeſellſchaft) 

493 (Wirkungsloſigkeit des Parteieinverſtändniſſes 
über Vorliegen desſelben) 

Unterſchied von F. und Verurteilung 

9415 (Fragepflicht über die Meinung eines zweideutigen 
Antrages) 

296 (F. eines Schadenerſatzanſpruchs in Verurteilungs⸗ 
form) 

Streitwert der Klage auf F. 94 

Einzelne Fälle 

413 (F. des Eigentums an einer Lokomobile durch 
Klage gegen einen Hypothekengläubiger) 

465 (Feſtſtellungsklage des Nacherben vor Eintritt des 
Nacherbfalles) 

49320 (Feſtſtellungsklage des Verſicherten gegen die 
Geſellſchaft; Mangel rechtlichen Intereſſes) 

Fideikommiß 
Kognatenſukzeſſion ins erledigte Agnatenfideikommiß 15756 
Einziehung von Nachlaßgeldern durch den Fiduziarerben 
267 2˙¹ 
Sicherheitsverlangen beim F. auf den Überreſt 56435 
Aiducla ſ. Sicherungsübereignung, Sicherungsabtretung 
Filiale ſ. Zweigniederlaſſung 
Firma 
Abgekürzte F. ſ. Warenzeichen 
Stillſchweigende Übertragung des mit der übertragenen 
F. verbundenen Warenzeichens; Übernahme eines Handels⸗ 
geſchäfts ohne Aktiven und Paſſiven 99 28 
Verletzung des Namenrechts durch unbefugten Gebrauch 
einer F. 101 
Rückwirkende Kraft der Pariſer Konvention 36553 
Schuldenhaftung des Übernehmers der F. 

Ausſchluß der Haftung (Wieviel Zeit darf zwiſchen der 
Übernahme und der Bekanntmachung des Ausſchluſſes 
liegen?) 8° 

Verkauf der F. durch den Konkursverwalter; Rechte der 
Konkursgläubiger gegen den Übernehmer 41756 

Zugehörigkeit einer Schuld des Veräußerers der F. zu 
dem unter der F. betriebenen Handelsgeſchäft (An⸗ 
wendung der Vermutung des 5 344 H. G. B. auf 
einen auf klagloſes Differenzgeſchäft in Zahlung 
gegebenen Wechſel 992 

Wettbewerb 

Verbot einer nach Firmenrecht einwandfreien F. auf 

Grund § 8 des Wettbewerbsgeſetzes 11 


Gebrauch einer F. als unlauterer Wettbewerb (Angabe 
tatſächlicher Art) beurteilt 36938 
Fiſcherſtelle 
Eigenſchaft der „Berliner. F.“ als ſelbſtändiger unbeweglicher 
Sache p 1242 
Fiskus ſ. Beamte, Eiſenbahn, Haftpflicht, Schadenerſatz, 
Rechtsweg 
Fluchtlinie 
Begriff des Straßenunternehmers p 372 
Enteignung ſ. d. 
Flüſſe, Verunreinigung der 
Rechtsweg p 30032 
Zuſammenwirken mehrerer Verunreinigungen, Klärung der 
Abwäſſer p 370% 
Forderung 
Sitz der F. (F. aus dem Inhaberpapiere) 64 
Form der Rechtsgeſchäfte | 
Formloſe Eingehung einer Wahlverpflichtung, deren eine 
Alternative formbedürftig iſt 4055 
Auslegung ſchriftlicher Verträge aus mündlichen Vor⸗ 
verhandlungen 557 
Verweiſung auf mündliche Beſprechungen in der Vertrags⸗ 
urkunde 3822 
Gültigkeit mündlicher Abreden neben dem ſchriftlichen Ver⸗ 
trage 557 
Grundſtücks verträge 
Falſche Bezeichnung des Grundſtücks in der Urkunde 5813 
Geltendmachung des bloß mündlichen Verkaufs als 
exceptio doli generalis gegenüber dem Räumungs⸗ 
verlangen des Verkäufers 139° 
F. der gütlichen Einigung im Enteignungsverfahren 
102% 
F. der Erbauseinanderſetzung über Grundſtücke 3375 
Heilung des Formmangels durch Auflaſſung 
169 (einſeitige Auflaſſung auf Grund mündlichen 
Tauſchvertrages) 
1691 (Auflaſſung an den Rechtsnachfolger des 
Käufers) 
Aufhebung von Rechten an Grundſtücken (Gültigkeit des 
obligatoriſchen Kauſalgeſchäfts 7“ 
Verpfändung 
Gültigkeit des formloſen obligatoriſchen Verpfändungs⸗ 
vertrags 7“, 4517 
Verpfändung von Geſchäftsanteilen einer Geſ. m. b. H. 
(ſ. a. Sicherheitsabtretung) 21617, 4517 
Bürgſchaft 
Briefliche Verbürgung 232“ 
Übertragung eines alten erledigten Bürgſchaftsſcheins 
auf eine neue Verbürgung 552° 
Mündliche Zuſatzabreden zu einem ſchriftlichen Bürgſchafts⸗ 
vertrage 55210 
Letztwillige Verfügung, insbeſ. Dorfteſtament ſ. Letzt⸗ 
willige Verfügung 
F. der Anfechtung durch den Konkursverwalter 496 25 
Fragerecht und Fragepflicht 
Erläuterung zweifelhafter Anträge (Feſtſtellung oder Ver⸗ 
urteilung) 9415 
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Mangelnde Erörterung, ob Verfügung unter Lebenden oder 
von Todes wegen vorliege 38611 
Unterbliebene Frage wegen Aufrechterhaltung erſtinſtanzlicher 
Beweisanträge im Berufungsverfahren 38714 
Unterbliebene Herbeiziehung von Satzungen eines Knapp⸗ 
ſchaftsvereins zur Feſtſtellung der Vertreterlegitimation 
5745 
Freigabe |. Zwangsvollſtreckung 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Beſchwerde des andern Vertragsteils wegen Verſagung der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 4717 
Gerichtliche Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers in 
Erbſchaftsfällen alten Rechts 1115 
Offenbarungseid in Erbſchaftsfällen alten Rechts 57 


Nichtanwendbarkeit der verjährungsrechtlichen Hemmungs⸗ 
gründe auf Vertragsfriſten 5558 
Heilung der Verſäumung von geſetzlichen und Vertrags⸗ 
friſten infolge verzögerter Erteilung des Armenrechts ſ. d. 
Funkenflug ſ. Einwirkungen 
Inſion von Verſicherungsunternehmungen 1502 
Gaſtwirt 
Haftung des G. für Gefährlichkeit von Zugängen ohne 
Vertragsverhältnis mit dem Beſchädigten 4835 
Gattungsſchuld 
Übergang der Gefahr bei Erfüllung einer G. 286° 
Gebäude |. Bauherr, Beſtandteil 
Gebrauchsmuſter ſ. Muſterſchutz 
Gefahr 
Übergang der G. ſ. Gattungsſchuld 
Bewußter Eintritt in eine G. ohne Verſchulden 2877 
Gefangene 
Schädigung von G. durch Beamte 521 
Gegenleiſtung 
Beſtimmung der G. durch Dritte zufolge Vertrages und 
vertragsmäßige Bezugnahme auf Preisnotierungen einer 
dazu beſtellten Kommiſſion 289° 
Geiſteskrankheit 
Entſcheidung über den Einwand der G. ohne Sachkver⸗ 
ſtändige 262° 
ſ. a. Ablehnung, Eheſcheidung (Zerrüttung) 
Gemeinde 
Schädenanſprüche gegen G. 
Verſagung der Bauerlaubnis aus Gründen des Gemein⸗ 
wohls p 267 
Schadenzufügung durch Gemeindebeamte in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt 233°, 353 
Haftung der G. gegenüber ihren Beamten aus dem 
Dienftvertrage 55, 2843 (Lehrer) 
Haftung gegenüber Paſſanten für den Zuſtand der 
Straßen 232? 
Rechtsweg 
Rechtsweg für Streitigkeiten einer Stadtgemeinde mit 
dem Fiskus wegen des Schulzuſchuſſes p 180 28 
Nachholung der Verwaltungsvorentſcheidung nach Er⸗ 
hebung der Klage des Beamten gegen die G. (8 7 
Kommunalbeamtengeſetz) p 189 (8 


Genehmigung 
G. eines vom Stellvertreter mit ſich ſelbſt unwirkſam ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfts 371 
Beſchwerde wegen Verſagung vormundſchaftsgerichtlicher G. 
4717 
Stillſchweigende G. vertragswidrigen Verhaltens 289* 
Vorausgenehmigung der Beſitzentziehung im allgemeinen 
3611¹˙⁸ 
G. einer gefälſchten (nicht in Erwartung der G. gutgläubig 
gezeichneten) Unterſchrift 49797 
Zuſtimmung zum Ehebruch des Gatten ſ. Eheſcheidung 
(Ehebruch) 
Genoſſenſchaft (Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft) 
Aufnahme verſtorbener Genoſſen bei Veröffentlichung des 
Mitgliederbeſtandes 1533 
Iſt 8 69 des Gef. Schutzbeſtimmung im Sinne 8 823 
B. G. B. für die Genoſſen? 5541 
Gerichtskoſten |. Koſten 
Gerichtsſchreiber 
Inhalt der Beſcheinigung über die Rechtsmitteleinreichung 
66 31 
Haftung des Staats für Verſehen des G. (unterbliebener 
Eintrag in die Konkurstabelle) f 851 
Gerichtsſtand ſ. Zuſtändigkeit 
Geſchäftsunfähigkeit 
Rücknahme eines Teſtaments durch einen Handlungs⸗ 
unfähigen p 4718 
Geſchäftsgeheimnis |. Zeugen (Verweigerungsrecht) 
Geſchmacksmuſter ſ. Muſterſchutz 
Geſellſchaft 
Aktiengeſellſchaft, G. m. b. H. ſ. d. 
Miteigentum der Geſellſchafter 61 
Stempelpflichtigkeit der Zuteilung von Wertpapieren bei 
Auseinanderſetzung einer G. 187° 
Lotterieſpielgemeinſchaft; Verpfändung des Geſellſchafter⸗ 
rechts (Forderung? Drittſchuldner?) 360“ 
Klage des Geſellſchafters gegen die Liquidatoren 564 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Geſchäftsanteil 
63 (Abtretung zwecks Sicherſtellung) 
1232s (Abtretung vor Eintragung der G.; Vertretung 
der G., Genehmigung) 
26617 (Verpfändung) 
Geſchäfts führer: 
1675 (Haftung der G. für Schadenzufügung durch einen 
von mehreren Kollektivvertretern) 
Aufſichtsrat 
266 1s (Unſittlicher Vertrag über Ablehnung der Wahl 
zum Aufſſichtsratsmitgliede) 
Eintragung des G. 
39527 (Rechtswirkung von Beſchlüſſen vor der Ein⸗ 
tragung) 
Auflöſung 
50336 (Herabſinken der Mitgliederzahl auf 1; Konkurs 
über eine wegen Formwidrigkeit des Vertrages nichtige G.) 
Beitritt 
56338 (Anfechtung des Beitritts wegen Betrugs) 
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Gewäbrleiſtung 
Arliſtiges Verſchweigen von Mängeln 359 17,18 
Zuſicherungen eines Vermittlers 3843 
Unterſuchung 56228 (alte vom Verkäufer ausgebeſſerte 
Maſchine) 
Mängelrüge 
910 (Entbehrlichkeit der Mängelrüge bei Zuſendung 
gänzlich vertragswidriger Ware) 
340% (Beginn der Unterſuchungs⸗ und Rügepflicht) 
561“ (Verzögerung der Rüge durch vorgängige Ein⸗ 
holung von Gutachten) 
Beweislaſt 35811 
Einzelne Mängel 
359 (Verſchweigen eines Mühlenſtaurechts bei Verkauf 
der der Überſchwemmung ausgeſetzten Wieſe) 
3591 (Hausſchwamm, Schwammverdächtigkeit) 
403? (Verſchweigung von Mängeln des Grundſtücks bei 
Abtretung einer Grundſchuld) 
Wandlung 
468° (Wandlung nnd Rücktritt) 
5527 (Faſſung des Antrags) 
Verjährung 406 n (Mangelhaftigkeit der Erſatzware) 
Verzicht 
290 (Verzicht auf Wandlung durch Gebrauch) 
406 (Verzicht durch vorbehaltloſe Annahme) 
Gewerbebetrieb 
Störung des G. durch unberechtigte Geltendmachung von 
gewerblichen Urheberrechten 29215 
Gewerk ſchaft 
Bedeutung des Eintrags der Kuxinhaber im Gewerken⸗ 
buche p 187% 
Glatteis 
Schaden eines Reiſenden durch G. auf dem Bahnſteige 484° 
Grundbuch 
Fortbeſtand nicht eingetragener Belaſtungen alten Rechts 
5, 4031 
Vollziehung der Zwangsvollſtreckung durch Eintragung ins 
G. (Eigentümerhypothek ohne Brief, Unzuläſſigkeit der 
Vormerkung) 51, 88 
Eintragung eines Grundſtücks auf zwei Blättern unter 
Angabe verſchiedener Eigentümer 6220 
Eintrag ſelbſtändiger Berechtigungen (Berliner Fiſcher⸗ 
ſtellen) 12432 
Verkehrung der Reihenfolge des Eintrags im Grundbuche 
durch Verſehen des Grundbuchführers; Bereicherungs⸗ 
klage gegen den Bevorteilten 299 82 
Anlegung eines Blattes bei Eigentumsſtreit 5441 
Grunddienſtbarkeit 
Übergangsvorſchriften 1381, 1652 
Kann Verlegung einer G. auf ein Nachbargrundſtück des be⸗ 
laſteten verlangt werden? 29417 
Mangelnde Beſtimmung des Gegenſtandes der G. in der 
Urkunde (Verweiſung auf das darüber Beſprochene) 3822 
Grundſchuld ſ. Hypothek 
Grund ſtück 
Belaſtung (Fortdauer dinglicher Belaſtungen, welche nach 
altem Rechte nicht eintragsbedürftig waren) 5, 403! 


Beſtandteil 
873, 89°, 110%, 3361, 3543, 467°, 548% (Maſchinen, 
elektriſche Batterie, Lokomobile uſw.) 
54313 (Gebäude zu vorübergehendem Gebrauch) 
87° (Veräußerung des G. bei Rechtshängigkeit des Streits 
über Eigentum am Zubehör; Rechtshängigkeit am 
1. Januar 1900) 
1382 (Wirkung des Eigentumsvorbehalts am Zubehör 
bei deſſen Verbindung mit dem G.) 
Eintrag des G. auf zwei Grundbuchblättern mit ver⸗ 
ſchiedenen Eigentümern 6220; Anlegung des Grundbuch⸗ 
blatts bei Eigentumsſtreit 54414 
Einwirkungen ſ. d. 
Formbedürftigkeit der Verträge über G. ſ. Form (Grund⸗ 
ſtücksveräußerung) 
Gütergemeinſchaft |. Ehegüterrecht 
Gutgläubigkeit 
G. bei Verpfändung von Wertpapieren 3847, 47111 
Handelsbücher 
Klage auf Vorlegung der H. zur Feſtſtellung des Umfangs 
einer Warenzeichenverletzung 50133 
Handelsgeſchäft 
Umfang des mit der Firma übertragenen H. 99 20 
Aktienverkäufe eines Kaufmanns 49626 
Handelsgeſellſchaften 
Aktiengeſellſchaft, Geſ. m. b. H. ſ. d. 
Austritt des einen von zwei Geſellſchaftern (Anwendung 
des § 740 B. G. B.) 37 
Einwand der Argliſt gegen die Klage aus einer Bürgſchaft, 
welche der vertretungs berechtigte Geſellſchafter im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Gläubiger wider den Willen der 
übrigen Geſellſchafter heimlich übernommen hat 482° 
Wirkung der im Konkurſe eines Geſellſchafters erklärten 
Aufrechnung im Geſellſchaftskonkurſe 1129 
Handlungsvollmacht 
Was gehört zu den Geſchäften, die der Betrieb des Handels⸗ 
gewerbes gewöhnlich mit ſich bringt? (Anſchaffung einer 
koſtſpieligen Seilbahn zum Bergwerksbetriebe 475 2 
Haftpflicht 
Anwendung der Vorſchriften über unerlaubte Handlungen 
auf Haftpflichtfälle 
4685 (8 870 B. G. B.) 
48711 (8 845 B. G. B.) 
88 833-838, 840 B. G. B. 4685 
§ 845 B. G. B. 17410 
Betriebsunfall (Löſung von Steinen am Bahnhofsgebaͤude 
infolge Erſchütterung durch einfahrende Züge 48711 
Körperliche Verletzung (Nervenerſchütterung) 562 
Höhere Gewalt 
18332, 29929 (Uberfahren unbeaufſichtigter Kinder) 
57712 (Entgleiſung infolge Verbrechens) 

Eigenes Verſchulden des Verletzten 87“, 232° (Übertretung 
bahnpolizeilicher Vorſchriften), 4068 (Beweislaſt) 
Beiderſeitigs Verſchulden 287“ 

Hauptſache 
Wirkung der Erledigung der H. 
491 


auf den Koſtenpunkt 


Ziwilſachen 
Invalidenrente 


Haus beſitzer 
Unterſuchungspflicht des H. zur rechtzeitigen Vorbeugung 
gefährlicher Zuſtände 916, 48711 
Negatoriſche Haftung des H. wegen Einwirkungen des 
Mieters auf das Nachbargrundſtück 1421 
Vorſorge gegen Glatteis 4703 
Unfall in einem im ganzen vermieteten Haufe (SS 836, 
837 B. G. B.) 554 
Überfpannung der Verantwortlichkeit 572 
Hilfsrichter 
Beſetzung eines neu eingerichteten Senats durch H. 41121 
Hinterlegung 
Vorausſetzung der H. (Prüfungspflicht des Schuldners) 550° 
Höhere Gewalt ſ. Haftpflicht 
Hypothek und Grundſchuld 
Befriedigung aus dem Grundſtück (Sicherungshypothel) 
1 44 13 
Berichtigungsklage des Hypothekenſchuldners (§S894 B. G. B.); 
Beweispflicht des Klägers trotz Einverſtändnis über 
Unrichtigkeit des Schuldanerkenntniſſes 14210 
Brief 
70% (Pfändung einer Brief⸗Eigentümergrundſchuld) 
9212 (Anſpruch auf Herausgabe des Briefs einer ge⸗ 
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Schadenerſatzanſpruch gegen den Arbeitgeber wegen unter⸗ 
bliebener Einklebung von Quittungsmarken gf 394“, 
57714 


Jagd 


Streuſchüſſe, Prellſchüſſe 3578 


Juriſtiſche Perſon ſ. Perſon 


Ausländiſche J. P. mit Sitz im Inlande 231 


Kauf 


Mängel der gekauften Sache 
Gewährleiſtung (Wandlung uſw.) ſ. d. 
Erſtreckt ſich die kurze Verjährung auch auf Schaden⸗ 
erſatzanſprüche wegen Mängeln? 59 
Gattungskauf 
Klage auf Abnahme beim Gattungskauf 5812 
Spezifikationskauf 
Rücktritt wegen ungenügender Auswahl 169 1 
§ 326 B. G. B.; Rücktritt wegen Verzuges in der 
Spezifikation 4847 
Verſendungskauf 
Zahlbarkeit des Kaufpreiſes „bei Ankunft“, „nach Ab⸗ 
lieferung“ 4616 
Eigentumsübergang beim Verſendungskauf 622 


pfändeten Hypothekenforderung gegen den Drittbeſitzer ) Kanſmann 
175 (Verlangen der Vorlegung des Briefs im Rechtsſtreit) Kaufmannseigenſchaft des Bergwerksbeſitzers 475 70 
3398 (Verzicht des Schuldners auf die Vorlegung des Kauſalzuſammenhang |. Urſache 


Briefs bei Kündigung oder Mahnung) Kellerrecht 
55516 (Verpfändung eines Hypothekenbriefs) Teileigentum oder Dienſtbarkeit? f 110° 
Eigentümerhypothek und ⸗grundſchuld Kinder 


— — — — —— —— — 
— . —— ——— —— —ß— 


Pfändung derſelben 51, 83, 724 
Perſönliche Haftung des Grundſtückserwerbers für die 
Eigentümerhypothek p 7756 
Schuldübernahme 
5915 (Mitteilung der Schuldübernahme nach Weiter: 
veräußerung) 
550° (Stillſchweigende — geſetzliche — und vertrags⸗ 
mäßige Schuldübernahme) 
übergangsbeſtimmungen 4031 
Verzicht auf die H. (88 1164, 1165) 555 
Zubehör 
Anwendung des § 439 Abſ. 2 B. G. B. auf verkauftes 
der H. unterliegendes Zubehör 141 
Erſtreckung der H. auf Zubehör, welches nicht Eigentum 
des Grundſtücksbeſitzers iſt 403° 
Feſtſtellungsklage gegen den Hypothekengläubiger wegen 
des Eigentums am Zubehör 413 
Immiſſionen |. Einwirkungen 
Inhaberpapiere 
Gerichtsſtand des Vermögens in bezug auf J. (Ort des 
Papiers oder Wohnſitz des Schuldners) 642 
Jutendautur⸗Sekretär 
Anſpruch des J. auf die Kriegsbeſoldung 540° 
m 
Anfechtung wegen J. ſ. Anfechtung, Eheungültigkeitsklage 
Nichtigkeit infolge J. ſ. Nichtigkeit, Ehenichtigkeit 
Rechtsirrtum ſ. d. 
J. des Vertreters 1125 


Vaterſchaft ſ. d. 
Überfahren unbeaufſichtigter K. (höhere Gewalt?) 299 0 


Vollſtreckung des Anſpruchs auf Herausgabe eines Kindes 
5571? 


Kirchengemeinde 


Rechtsweg bei Streit über Parochialgrenzen 565°° 
Unfallhaftung der K. (mangelnder Schutz gegen Herab⸗ 
ſtürzen des Klöppels) 383° 


Kirchenglocken 


Klage auf Unterlaſſung des Läutens der K. (Rechtsweg) 121° 


Kirchenpatron 


Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 54211 


Klagänderung 


Zurückweiſung einer Klage wegen K. ohne Prüfung der 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs 951 

Klagerhebung eventuell im Namen eines zweiten Klägers 
357° 


Klagerweiterung 


K. nach Ablauf der Verjährungsfriſt 257? 


Kleinbahn 


Schaden infolge unterlaſſenen Läutens der Lokomotive 407 
Berliner Hochbahn (Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für 
negatoriſche Anſprüche) 5669 


Knallerbſen 


Gemeinſchaftliche Schadenverurſachung durch Unterhaltung 
mit K. u. dergl. 486 10 


Konnoſſement 


Klauſel netto Kaſſe gegen K. 549“ 
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Kommanditgeſellſchaft |. Handelsgeſellſchaften 
Kommiffionär 
Befugnis des K. zur Einklagung des dem Auftraggeber 
entſtandenen Schadens 26414 
Kommunalbeamte |. Gemeindebeamte 
Konkurs forderung 
Aufrechnung mit K., die erſt durch die Eröffnung zu Geld⸗ 
forderungen werden 9720 
Wirkung der Aufrechnung im Konkurſe eines Geſellſchafters 
für den Geſellſchaftskonkurs 112° 
Ausfüllung eines Vertragsblanketts nach Eröffnung des 
Konkurſes 420 
Vertragsſtrafen, deren Bedingung erſt nach der Eröffnung 
eintritt 55821 
Konkursgläubiger 
Rechtsverhältnis der K. gegen den Übernehmer der von 
dem Konkursverwalter ohne Ausſchluß der Schulden⸗ 
haftung verkauften Firma des Gemeinſchuldners 4176 
Konkurstabelle 
Verſehentlich unterbliebener Eintrag in die K. (Haftung 
des Richters, des Gerichtsſchreibers, des Fiskus) f 851 
Rechtskraft der zur K. feſigeſtellten Forderung 5387 
Konkursverfabren 
Zahlungseinſtellung ſ. d. 
Vertragsmäßige Abkürzung einer Kündigungsfriſt für den 
Konkursfall 9725 
Anfechtung eines Zwangsvergleichs wegen Irrtums 29828 
K. über eine wegen Formmangels nichtige Geſ. m. b. H. 5035 
Konkursverwalter 
§ 117 K. O. a. F. Bedarf es zur Verwertung durch den 
K. der Pfändung? 98?7 
Steht bei Nichteintritt in einen teilweiſe erfüllten Vertrag 
dem K. ein Rückforderungsrecht wegen der bereits be⸗ 
wirkten Leiſtungen zu? 12028 
Nichtigkeit einer Handlung des K. wegen der darin liegenden 
Bevorzugung eines einzelnen Gläubigers 24152 
Anfechtung des von dem K. erklärten Eintritts in einen 
teilweiſe erfüllten Vertrag wegen Irrtums 39223 
Eintritt des K. unter Einſchränkungen 55923 
Kontokorreut 
Verrechnung eines K., welches klagloſe Differenzgeſchäfte 
enthält 765 
Klage auf Rückzahlung (ſtatt auf Herabſetzung des Saldos) 
bei Wegfall eines Kontokorrentpoſtens 151 
Kouventionalftrafe |. Vertragsſtrafe 
Konzeſſion 
Erliſcht die Zubehöreigenſchaft durch Wegfall der K.? 265 16 
Koftenbefchwerde 
Zuläſſigkeit der K. eines Hamburgiſchen Rechnungsreviſors 
4751 
Unzuläſſigkeit der K. an das Reichsgericht wegen mangelnder 
Erſichtlichkeit der Beſchwerdeſumme 49118 
Koftenberechnung 
Gebührenerhöhung im Falle der Nichtigkeitsklage in der 
Reviſionsinſtanz 29930 
Erhöhung der Beweisgebühr im Falle § 49 Abſ. 2 G. K. G. 
56024 


Koſteneinreden 
Prozeßhindernde Einrede der mangelnden Koſtenerſtattung 
414, 55617 
Koſtenentſcheidung 
Koſten des vom Nebenintervenienten eingelegten Rechts⸗ 
mittels 2877 
Koſten der Nebenintervention bei Klagzurücknahme 49218 
Koſten der Widerklage 4751? 
K. nach Erledigung der Hauptſache 491 
Koſtenpflicht des Antragſtellers nach 5 89 G. K. G. (beide 
Teile haben die Inſtanz veranlaßt) 560° 
Koſtenerſtattung 
Erſtattungsfähigkeit des Aufwandes für Privatgutachten 342 
Koſtenklage 
K. des Korreſpondenzmandatars vor dem Penzeßgesicht 362 21 
Kondiktion ſ. Bereicherung, Rückforderung 
Krankenverſicherung 
Unterbrechung der Verjährung durch Entſcheidungen im 
Sinne 8 58 des Geſetzes vom 10. April 1892 421“ 
Kreditauftrag 
Auftrag und K. 88 662, 778 B. G. B. 37° 
Kriegsbeſoldung 
K. für Intendanturbeamte der Oſtaſiatiſchen Expedition 540° 
Kündigungsfriſt | 
Vertragsmäßige Abkürzung der K. für den Konkursfall 972° 
Beweislaſt wegen Vereinbarung einer K. 17315 
Vereinbarung ungleicher K. (Verſtoß gegen gute Sitten?) 
2330 
Künftige Leiſtung 
Klage auf k. L. (auf Ausſteuer vor der Eheſchließung) 3897 | 
Kurinbaber 
Bedeutung des Eintrags eines K. im Gewerkenbuche p 187 *° 
La deſchein 
Bedeutung der Übergabe des L. für die Fälligkeit des 
Kaufpreiſes uſw. 46 
Läuterungs verfahren 
Verſöhnung der Ehegatten oder Beſtätigung der Ehe im 
L. 2603 
Lebensverſicherung 
Ausſteuerverſicherung iſt L. 100° 
ſ. a. Verſicherung 
Leckage ſ. Seeverſicherung 
Lehrer 
Präſentationsrecht bei Beſetzung von Lehrerſtellen (Rechts⸗ 
weg) 56537 
ſ. a. Beamte, Gemeindebeamte 
Leihvertrag 
Behandlung des L. als Abzahlungsgeſchäft 154 
Leiſtung 
Unmöglichkeit der L. (mangelnde Auswahl zur Spezifikation) 
16911 
Hat der Zeſſionar die Zeſſionsurkunde Zug um Zug gegen 
die Erfüllung auszuhändigen? 146 
Kann Löſchung einer Vormerkung Zug um Zug gegen 
die Erfüllung der vorgemerkten Forderung gefordert 
werden? 91° 
ſ. a. Verurteilung 
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Letztwillige Verfügung 
Form der Errichtung 

14415 (Protokollerforderniſſe; Stellung der Partei⸗ 
unterſchriften vor oder hinter dem Vermerk über 
Vorleſung und Genehmigung) 

4505 (Dorfteſtament; Schadenerſatzanſprüche der Erben, 
welche in dem wegen Formmängeln unwirkſamen 
Dorfteſtament eingeſetzt werden ſollten, gegen den 
Gemeindevorſteher) 

Zurücknahme der l. V. 
Handlungsunfähigkeit des zurücknehmenden Erblaſſers 
p 4710 
Anfechtung der l. V. auf Grund Irrtums des Erblaſſers 
und Hinzutritts eines Pflichtteilsberechtigten 573“ 
Auslegung einer unter altem Rechte errichteten l. V. 14414 
Verluſt einer l. V.; Beweiserhebung über deren Inhalt 471. 
Liquidation 
L. einer Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit 1001 
Klage eines Geſellſchafters gegen den Liquidator der Ge⸗ 
ſellſchaft 564 
Lizenzvertrag 
Dingliche Wirkung des L. (Übertragung des Patentrechts) 
154 
Lokaltermin ſ. Richter 
Lokomobile 
Beſtandteil des Grundſtücks? 3361 
Lotterie 
Eigentumserwerb an verbotenen Loſen 54212 
Lotterieſpielgemeiuſchaft 
Gehört das Bezugsrecht auf Erſatzloſe zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen? 36014 
Mäugelrüge |. Gewährleiſtung 
Mahnverfahren 
Rechtshängigkeit infolge Zahlungsbefehls (Klage des Rechts: 
nachfolgers) 38918 
ä 
für Ehevermittlung (Vermittlungstätigkeit vor, Ehe⸗ 
13 nach 1. Januar 1900) 164 
Marktpolizei 
Ungleiche Behandlung der Teilnehmer durch die M. 95 2˙ 
Maſchinen 
Verbindung von M. mit Grundſtücken; Eigentums vorbehalt 
110“, 138%, 14312, 354? 
Miete und Pacht 
Haftung des Hauswirts oder Mieters (Pachers) für ge⸗ 
fährlichen Zuſtand des Grundſtücks insbeſondere der 

Zugänge 1715, 1419, 1664, 4836 486° 

Haftung des Grundſtückseigentümers für Einwirkungen des 
Mieters auf Nachbargrundſtücke (Negatorienklage) 142 11 
Vereinbarung friſtloſer Kündigung für den Konkursfall 9726 
Verpachtungsbefugnis einer Ehefrau im geſetzlichen Güter⸗ 

ſtande 23410 

Mietzinſen 
Anwendung des § 573 B. G. B. auf Pfändung von M. 
40712, 5528 
Pfändung von M. nach Eintrag des Zwangsverwaltungs⸗ 
vermerks 57510 


Militärpenfion 
Anerkennung des Penſionsanſpruchs durch die oberfte 
Marinebehörde keine Vorausſetzung des Rechtswegs oder 
des Rechtsanſpruchs 1113 
Haben Brautkinder die Rechte „Hinterbliebener“? 49831 
Miteigentum 
M. der Geſellſchafter 617 
Erſitzungshandlungen einzelner Miteigentümer p 765° 
Modell |. Patent (Vorbenutzung) 
Mündlichkeit 
Mündliche Beſprechungen bei ſchriftlichen Verträgen ſ. Form 
Erſetzung des Parteivortrags durch richterliche Darlegungen 
64 28 
Unterbliebener Neuvortrag nach Beendigung des Beweis⸗ 
aufnahmeverfahrens 295°! 
Muſterſchutz 
Schadenerſatzklage wegen Betriebsſtörung durch unbefugte 
Geltendmachung eines nichtigen Schutzrechts 29215 
Unterſchied von Flächenmuſtern und plaſtiſchen Erzeugniſſen 
Schriftgießere) 541 0 
Nacherbſchaft 
Feſtſtellungsklage vor Eintritt des Nacherbfalles 55516 
ſ. a. Fideikommiß 
Nachfriſt 
Setzung einer zu kurzen N. 92, 17213 
Nachlaß ſ. Erbſchaft 
Namensrecht 
Rechtsweg wegen des Adelsprädikats 533 
Verletzung des N. durch unbefugten Gebrauch einer Firma 1012 
Nebenintervention 
Zuläſſigkeit der N.; Berufung des Nebenintervenienten 178 22 
Koſten der N. 
2877 (Koſten des vom Nebenintervenienten allein ein⸗ 
gewendeten Rechtsmittels) 
4921s (Koſten der N. bei Klagrücknahme) 
Negatives Vertragsintereſſe ſ. Anfechtung, Schaden⸗ 
berechnung 4471 
Nervenerſchütterung 
Körperliche Verletzung im Sinne des Haftpflichtgeſetzes? 562 50 
Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts wegen 
Formmangels: 50335 (N. des Geſellſchaftsvertrages einer 
in Konkurs verfallenen Geſ. m. b. H.) 
ſogen. unechten Irrtums 404“ 
Verſtoß gegen geſetzliches Verbot (Eigentumserwerb an 
Lotterieloſen) 54212 
Wuchers ſ. d. 
Pflichtwidrigkeit des Konkursverwalters (Bevorzugung 
einzelner Gläubiger 241% 
Wichtigkeitsklage 
N. vor Zuſtellung des angefochtenen Urteils 180 
N. gegen den Rechtsnachfolger 363% 
N. in der Reviſionsinſtanz (erhöhte Gebühren) 299 50 
ſ. a. Ehenichtigkeitsklage 
Nießbrauch 
Fortbeſtand des nach 
bedürftigen N. 51 
Klage des Zwangsverwalters gegen den Nießbraucher 186 °° 


altem Rechte nicht eintrags⸗ 
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Notfriſt 
Zuſtellung im Auslande 296“ 


ſ. a. Armenrecht, Wiedereinſetzung 
Oberförſter 
Vertretung des Staats durch den O. 5481 
Oſterreichiſche Katholiken (Eheſcheidung) 86° 
Offenkundigkeit der Vorbenutzung ſ. Patent 
Offenbarungseid 
O. in Nachlaßſachen alten Rechts 571 
Ortsüblichkeit von Einwirkungen ſ. d. 
Oſtaſiatiſche Expedition 
Kriegsbeſoldung der Teilnehmer (Intendanturbeamten) 540° 
Pacht ſ. Miete 
Patent 
Erfindung (Übertragung eines bekannten Verfahrens auf 
ein neues Gebiet) 24225 
Offenkundige Vorbenutzung (Modellanfertigung ohne aus⸗ 
drückliche Verpflichtung zur Geheimhaltung) 7551 
Lizenzvertrag ſ. d. 
Wandelung des Kaufvertrages über ein P. (wegen Mangels 
gewerblicher Verwertbarkeit) p 157°7 
Schadenerſatzanſpruch gegen den Inhaber des Patents 
wegen Gewerbeſtörung durch unbefugte Geltendmachung 
desſelben 2921 
Parochialgrenzen 
Rechtsweg p 56536 
Parteieid | 
Tatſache oder Urteil 47518 
Wahrheits⸗ oder Überzeugungseid (Wahrheitseid über die 
Kenntnis eines anderen) 407 
Schätzungseid 70 
Richterlicher Eid 

9416 (Rüge der unterlaſſenen Erwägung über Auf: 
erlegung eines P.) 

120 * (Erwägung, daß keine Partei glaubwürdiger als 
die andere und deshalb der P. derjenigen auf⸗ 
zuerlegen iſt, welche ihn in Wahrheitsform leiſten kann) 

23919 (Verſehentliche Auferlegung an eine Nichtpartei; 
Anwendung des § 471, insbeſondere im Falle der 
ſchon geſchehenen Eidesleiſtung) 

49422 (Auferlegung des P. ohne Erſchöpfung der 
Beweisanträge) 

P. in Eheſachen ſ. d. 
Parteivortrag 
Erſetzung des mündlichen P. durch richterliche Darlegung 6420 
Peuſion |. Beamte, Militärpenſion 
Perſon (ujuriſtiſche) 
Ausländiſche juriſtiſche P. mit Sitz im Inlande 2311 
„Tod“ einer juriſtiſchen P. (Unterbrechung und Aufnahme 
des Prozeſſes, Univerſalſukzeſſion) 1191 
Perſönliche Dienſtbarkeit |. Nießbrauch 
Pfändung |. Mietzinſen, Zwangsvollſtreckung 
Pfandleiher 
Verbotene Abtretung der Forderungen öffentlicher Pf. 39328 
Pfandrechte an Grundſtücken 
Fortdauer der nach altem Rechte nicht eintragspflichtigen 
Pf. 4031 


Pfaundvertrag ſ. Sicherungskauf, Sicherungsabtretung 
Pferdemuſterung 
Wer haftet für Verletzungen durch die gemuſterten Tiere 
bei der Pf.? 40817 
Pflichtteil 
Enthält die Annahme des Pf. die Ausſchlagung des 
geſetzlichen Erbteils? 11515 
Anfechtung und Widerruf einer Schenkung durch den 
Pflichtteils berechtigten 362 50 
Entſtehung eines Pflichtteilsrechts nach Errichtung einer 
letztwilligen Verfügung 5734 
Police ſ. Verſicherung 
Polizei 
Haftung der Stadtgemeinde und des Fiskus bei Verletzungen 
durch ſtädtiſche Beamte in Ausübung der ſtaatlichen 
Polizeigewalt 233° 
Marktpolizei ſ. d. 
Poſtſiskus ſ. Fiskus 
Präkluſiv friſt ſ. Ausſchlußfriſt 
Prozeßhandlung 
P. im Sinne des § 54 Z. P. O. (Vergleich) 117 
Prozeßhindernde Einreden ſ. Einreden 
Prozeßvergleich |. Vergleich 
Prozeßvollmacht 
P. eines nur paſſiv prozeßfähigen Vereins (Unterzeichnung 
durch den Vorſtand oder durch ſämtliche Mitglieder?) 
17823 
P. in Eheſachen 4128 
Behandlung perſönlicher Erklärungen des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten als Parteierklärungen 538° 
Auittungsmarken 
Haftung des Arbeitgebers wegen unterlaſſener Einklebung 
von Qu. 394 
Naufhandel 
R. als Ausſchlußgrund für den Verſicherungsanſpruch 122 
Reallaſt 
Fortdauer der nach altem Rechte nicht eintragsbedürftigen 
R. 165? 
Rechnungslegung |. a. Auskunft 
Verbindung der Klage auf R. mit der Hauptklage. Muß 
die letztere auf den Anſpruch beſchränkt bleiben, der ſich 
aus der im Prozeſſe gelegten Rechnung ergibt? 672 
Zwangsvollſtreckung wegen des Anſpruchs auf R. 416“ 
Verlangen der R. zum Zwecke der Ermittelung des 
Schadens durch Warenzeichenverletzung 5015 
Rechtsanwalt 
Haftung des R. wegen nicht gehörig ausgedrückter Ab⸗ 
lehnung des Auftrags (Unterſcheidung motivierter Ab⸗ 
lehnung und Ratserteilung) 911 
Beſtellung eines allgemeinen Vertreters (Unbefugte Be⸗ 
ſtellung durch den Anwalt ſelbſt; Wiederaufnahme der 
Tätigkeit ohne Anzeige des Aufhörens der Vertretung; 
Unterbliebene Angabe der Vertretereigenſchaft in einem 
Zuſtellungsbekenntniſſe) 1451 
Verlangen der armen Partei, die dem ihr beſtellten An⸗ 
walt die Vertretung entzogen hat, nach Beſtellung eines 
anderen Anwalts 36855 


— 
— 
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Koſtenerſtattungsanſpruch des Armenanwalts bei Feſtſetzung 
der Koſten auf den Namen der armen Partei 145 
Koſtenklage des Korreſpondenzmandatars beim Prozeßgericht 

36221 

Rechtsgeſchäftliche Erklärungen des R. in Schriftſätzen 65 0 

Behandlung perſönlicher! Erklärungen des R. als Partei⸗ 
behauptungen 538° 

Erſetzung des Parteivortrags durch richterliche Darlegungen 
65 29 

Verſäumung der Rechtsmittelfriſt infolge unterlaſſener 
Akteneinſicht 38613 

Angabe des Zuſtellungsempfängers in der Beſcheinigung 
über Einreichung des Rechtsmittels beim Gerichts⸗ 

ſchreiber 661 

Rücknahme der vom unzuſtändigen R. eingereichten Be⸗ 
ſchwerde, nach Abgabe derſelben an das Gericht ſeiner 

Zulaſſung 11718 

Koſtenpflicht des Anwalts für unzuläſſige Beſchwerden, 
trotz vorgängiger Abmahnung und ausdrücklichen 

Wunſches der Partei 11819 

Grobes Verſchulden des R. (Einlegung einer Beſchwerde 

im Namen der Partei ftatt im eigenen Namen) 23715 

ſ. a. Anwaltszwang 
Rechts geſchãft 
Nichtigkeit ſ. d. 
Heilung der Nichtigkeit eines vom Vertreter mit ſich ſelbſt 

abgeſchloſſenen R. durch Genehmigung 37 

R. durch Schriftſätze 65 0 

Rechtshängigkeit 

Einrede der R. gegen die Klage auf Vollſtreckung eines 
Schiedsſpruchs, geſtützt auf die vorher erhobene Schieds⸗ 
vertragsanfechtungsklage 260° 

Wirkung der R. auf die Geſtaltung des Eigentums⸗ 
anſpruchs 11311 

Unterbrechung der Verjährung durch R. (Erweiterung der 
Teilklage nach Ablauf der Verjährungsfriſt) 2572 

Wirkung der R. in Eheſachen (Anſtellung neuer Scheidungs⸗ 
klage während der Reviſionsinſtanz des erſten Prozeſſes 147 20 

Nichtigkeitsklage gegen den Rechtsnachfolger (Eintritt der 
Rechtsnachfolge nach Rechtskraft des als nichtig an⸗ 
gefochtenen Urteils) 363% 

Rechtsnachfolge während der R. 

873 (Erhaltung des Eigentums an beweglichen Sachen, 
die nach Klaganſtellung mit Grundſtücken verbunden 
werden, durch die R.) 

1461 (Anderung des Antrags mit Rückſicht auf die 
Rechtsnachfolge) 

389 1s (Rechtsnachfolge nach Erlaß eines Zahlungs⸗ 
befehls; kann der Rechtsnachfolger eine vom Mahn⸗ 
verfahren unabhängige Klage erheben ?) 

Rechts hilfe 
Verweigerte Aufnahme eines richterlichen Protokolls, ins⸗ 
beſondere einer vollſtreckbaren Urkunde, durch das er⸗ 

ſuchte Gericht 34418, 38510 

Nechts irrtum 
Rückforderung des infolge R. Geleiſteten p 476% 
R. des hinterlegenden Schuldners 550° 


Rechtskraft 
Wirkung der Berufung dei teilweiſer Anfechtung des 
Urteils 77 
R. des über das Einbringen gegen die Frau ergangenen 
Urteils gegen den Mann 622 
R. des Scheidungsurteils, wenn nur zur Schuldfrage Be⸗ 
rufung eingelegt iſt 23511 
R. des Zwangsvergleichs 298 55 
R. der feſtgeſtellten Konkursforderung 5387 
Rechtsmittel 
Einreichung des R. beim Gerichtsſchreiber (hat die aus⸗ 
zuſtellende Beſcheinigung ſich auch auf die Angabe des 
Zuſtellungsadreſſaten zu erſtrecken?) 6631 
Koſten des vom Nebenintervenienten eingelegten R. 2877 
Aufnahme des unterbrochenen oder ausgeſetzten Rechts⸗ 
ſtreits während der Rechtsmittelfriſt 363%, 41320 
Wird die Rechtsmittelfriſt durch Zuſtellung eines mit 
falſcher Unterſchrift verſehenen Urteils in Lauf geſetzt? 
364 28 
Verluſtigkeitsurteil nach vergleichsmäßiger Zurücknahme 
des R. 365° 
ſ. a. Berufung, Beſchwerde, Reviſion, Wiederaufnahme 
Rechtsnachfolge 
R. während der Rechtshängigkeit ſ. d. 
Nichtigkeitsklage gegen den Rechtsnachfolger des früheren 
Prozeßgegners 363 
Beweis der R. im Zwangsvollſtreckungsverfahren bei 
Konkurrenz mehrerer Prätendenten 26211 
Univerſalſukzeſſion in das Vermögen einer juriſtiſchen 
Perſon (Ausſetzung des Rechtsſtreits wegen „Todes“ 
119%! 
Rechtsnormen ſ. reviſible R. 
Mechtsſtreit |. Aufnahme, Rechtshängigkeit 
Rechtsverletzung 
88 823, 826 B. G. B ſ. Schadenerſatz 
Rechtsweg 
1210 (Klage auf Unterlaſſung des Läutens von Kirchen⸗ 
glocken) 
408 (Unzuläſſigkeit der Geltendmachung anderweitiger Rügen 
im Reviſionsverfahren wegen des Rechtswegs in ſonſt 
nicht reviſibler Sache) 
533 (Adelsprädikat als Namens beſtandteil) 
951 (Vorrang zwiſchen den Einreden der Unzuläſſigkeit 
des R. und der Klagänderung) 
17825 (Erweiterung von Kirchengebäuden) 
180% (Streitigkeiten über den Schulzuſchuß zwiſchen Fiskus 
und Stadtgemeinde) 
189 (Heilung der Unzuläſſigkeit des R. — Verwaltungs⸗ 
vorentſcheidung nach Klagzuſtellung) 
242% (Haftung des Bauherrn gegenüber der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft) 
3003? (Flußverunreinigung) 
41633 (Freiheit des ordentlichen Richters gegenüber dem 
Defektenbeſchluß) 
54211 (Baupflicht des Kirchenpatrons) 
565 58 (Parochialgrenzen) 
56537 (Präſentationsrecht für die Beſetzung von Lehrerſtellen) 
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56639 (negatoriſche Einwendungen gegen den Bau der 
Berliner Hochbahn) 
Redlichkeit 
R. des Erwerbs von Wertpapieren 3847, 471 
eichsgericht 
Iſt das R. an die Rechtsauffaſſung ſeines eigenen in 
derſelben Sache früher erlaſſenen Urteils gebunden? 
4747 
ſ. Reviſion 
Reingewinn ſ. Aktiengeſellſchaft 
Neiſekoſten ſ. Richter 
Nente 
ſ. Invalidenrente 
Auslegung des Zwiſchenurteils über den Grund eines 
Rentenanſpruchs, wodurch dieſer dem Wortlaute nach in 
zu weitem Umfange zuerkannt iſt 575” 
Rentengüter 
Anwendung der 88 1134, 1135 B. G. B. auf R. 931 
Reſiliation 
R. und Wandlung f 1091 
Reviſible Rechtsnormen 
Gemeines Recht im Schleswiger Geltungsbereich 575° 
Gemeinſchaftliche Verordnungen über die Schiffahrt in der 
Unterweſer 575° 
Verletzung von Geſetzen, die ohne Rückſicht auf den 
Geltungsbereich für reviſibel erklärt ſind, durch Ober⸗ 
landesgerichte, in deren Bezirk fie nicht gelten 41° 
Reviſion 
Einlegung der R. ſ. Rechtsmittel 
Zuläſſigkeit der R. 
R. wegen des Rechtswegs bei mangelnder Reviſions⸗ 
ſumme; Unzuläſſigkeit ſonſtiger Rügen 40° 
R. wegen Klage des Fiskus gegen einen Be⸗ 
amten (Richter) auf Rückerſtattung von Reiſekoſten 
146 '® 
R. in Auseinanderſetzungsangelegenheiten p 396° 
Prozeſſuale Rügen 
Unterlaſſene Ausſetzung des Verfahrens in Eheſachen 
8 620 3. P. O. 4110 
Zuerkennung eines richterlichen Eides vor Erſchöpfung 
der Beweismittel 941° 
Mangel des Tatbeſtandes 41531 
Bezugnahme auf vorgelegte Handakten 4163? 
R. gegen die Vollſtreckbarkeitserklärung 556 '® 
Rechtsirrtum und tatſächliche Feſtſtellung 
Vertragsauslegung 122, 39121 
Bedeutung der Ausfüllung eines Wechſelformulars mit 
Bleiſtift 24222 
Verſchulden, grobe Fahrläſſigkeit 406°, 448 
Verſtöße gegen die guten Sitten 40816 
Reviſionsverfahren 
Erhebung neuer Scheidungsklage während des R. 147 2⁰ 
Ablauf der Kündigungsfriſt während des R. 17315 
Nichtigkeitsklage in der Reviſionsinſtanz (erhöhte Gebühren) 
299 30 
Gebundenheit des Reichsgerichts an das in derſelben Sache 
im früheren R. erlaſſene Urteil 4747 


Neviſionsſumme ſ. a. Streitgegenftand 
Kann die Reviſionsſumme (Intereſſe des Beklagten) den 
Streitwert (Intereſſe des Klägers) überſteigen? 70“ 
Nebenverpflichtungen des Bürgen 11310 
Klage auf Abnahme 23718 
Verbot des Zutritts in ein Haus 23714 
Durchfahrtsrecht 29417 
Richter 
Ablehnung ſ. d. 
Beweiswürdigung ſ. d. 
Ermeſſen 
9518 (Ausſetzung des Verfahrens) 
15658, 574° (Schadenermittelung) 
Zuwiderhandlung gegen Dienſtvorſchriften 536 
Haftung des Staats für Verſehen des R. f 851 
Berechtigung des R. zur Abhaltung von Terminen außer⸗ 
halb der Gerichtsſtelle; Klage des Fiskus auf Erſatz 
verurſachter Reiſekoſten 14619 
Rückforderung |. Bereicherung, Börſentermingeſchäfte 
R. des Konkursverwalters, der den Eintritt in das un⸗ 
erledigte Vertragsverhältnis abgelehnt hat, wegen der 
vom Gemeinſchuldner auf Grund desſelben bereits be⸗ 
wirkten Leiſtungen 120 * 
R. des aus Rechtsirrtum Gewährten g 476 
Rücktritt 
Allgemeines 
Unvereinbarkeit der Anſprüche auf Erfüllung mit Erſatz 
des Zögerungsſchadens, und auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung 17112 
Unwiderruflichkeit der Androhung des Rücktritts bei der 
Friſtſetzung 5363 
Rücktritt und Wandlung (Werkvertrag) 468° 
Rechtsfolgen ungenügender Bemeſſung der Nachfriſt 
92 17218 
Einzelne Fälle 
Abnahmeverzug 1127, 171 
als Zahlungsverzug) 
Verzug der Spezifikation 4847 
Sachverſtändige 
Ablehnung |. d. 
Unterlaſſene Vernehmung von S. nach 8412 Z. P. O. 70“ 


(Beurteilung desſelben 


| Schadenerſatz 


Allgemeines 

Sch. wegen Nichterfüllung und negatives Vertrags⸗ 
intereſſe; Geltendmachung des Sch. ohne Anfechtung 
wegen Argliſt 140 

Unvereinbarkeit des Anſpruchs auf Sch. wegen Nicht⸗ 
erfüllung und auf Erfüllung nebſt Zögerungsſchaden 
171˙² 

Gemeinſchaftliche Verurſachung (Unterhaltung einer Geſell⸗ 
ſchaft mit Werfen von Knallerbſen) 4861 

Verſtoß gegen Schutzgeſetze (Nebenzweck der Schutz⸗ 
gewährung) 55411 

Iſt § 826 B. G. B., ſoweit Ausübung eines Rechts in 
Frage kommt, nur auf Schikanefälle anwendbar? 4057 

Verletzung obligatoriſcher Rechte durch Dritte p 258“ 

Haftung für Angeſtellte ſ. d. 
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Haftung des Staats und der Gemeinde für Beamte 
ſ. Beamte, ſowie nachſtehend unter Fiskus, Gemeinde, 
Eiſenbahn 

Verſchulden 

Fahrläſſigkeit ſ. d. 

Freiwilliger Eintritt in eine Gefahr ohne Verſchulden 
2877, 356 

Verletzung bahnpolizeilicher Vorſchriften 23285 

Eigenes Verſchulden des Verletzten 87“, 2325, 2888, 
53517, 5721 

Beiderſeitiges Verſchulden 287°, 448% ® 

Haftpflicht 

Haftung des Unternehmers für Betriebsunfälle gegen- 
über ausländiſchen, von der Unfallverſicherung aus⸗ 
geſchloſſenen Arbeiten 102 

Anwendung der SS 840, 845 B. G. B. in Haftpflicht⸗ 
fällen 17410 

Höhere Gewalt (Überfahren unbeaufſichtigter Kinder, 
Verbrechen) 18352, 299 25 

Betriebsunfall (Lockerung von Steinen am Bahnhofs⸗ 
gebäude durch die Erſchütterung der verkehrenden 
Züge) 487. 

Körperliche Verletzung (Nervenerſchütterung) 56250 

Bemeſſung des Sch. 

Mitwirkung hinzutretender Krankheit 885 

Abſtrakte Berechnung (Zeitpunkt des Verzugs oder des 
Rücktritts?) 121% 

Minderwert des beſchädigten Gegenſtandes nach Re 
paratur 1405 

Richterliches Ermeſſen 1565 

Verzinſung des Schadenerſatzanſpruchs 885 

Geltendmachung des Sch. 

Kage des Vaters an Stelle des Kindes 357° 

Kage des indirekten Stellvertreters (Kommiſſionärs) an 
Stelle des Geſchäftsherrn 26414 

Gemeinſchaftliche Klage zweier Kläger im Eventual⸗ 
verhältnis 357° 

Feſtſtellung des Sch. in Form der Verurteilung ohne 
Ziffer 296 

Vertragsmäßiger Sch. 

Vorausſehbarkeit des urſächlichen Zuſammenhangs 545 

Sch. wegen Nichterfüllung und negatives Vertrags⸗ 
intereſſe; Sch. ohne Anfechtung wegen Argliſt 140° 

Unvereinbarkeit des Sch. wegen Nichterfüllung und des 
Erfüllungsanſpruchs (mit Zögerungsſchaden) 17112 

Abſtrakte Schadenberechnung (Zeitpunkt des Verzugs 
oder Rücktritts) 121 

Haftung des Betriebsunternehmers eder aus⸗ 
ländiſchen Arbeitern, die von der Unfallverſicherung 
ausgeſchloſſen find 101 

Sch. wegen Mängeln der gekauften Sache 5916 

Verletzung des Pächters infolge gefährlichen Zuſtandes 
des erpachteten Grundſtücks 166“ 

Schadenerſatzanſpruch wegen entgehender Invalidenrente 
gegen den Arbeitgeber, der das Einkleben der 
Quittungsmarken unterlaſſen hat p 394 

Sch. infolge mangelnder Vertretungsmacht 447 
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Haftung des Eiſenbahnfiskus aus dem Beförderungs⸗ 
vertrage 484° 

Haftung der Gemeinde (Kirchgemeinde) aus dem An⸗ 
ſtellungsvertrage 284°, 3835 

Fiskus, Gemeinden, Beamte 

Verletzung von Gefangenen durch Strafvollſtreckungs⸗ 
organe Elſaß⸗Lothringens 521 

Aufſichtspflicht der Vertretungsorgane 165° 

Verfehlungen ſtädtiſcher Beamter bei Ausübung der 
ſtaatlichen Polizeigewalt 2335 

Unterbliebener Eintrag einer Forderung in die Konkurs⸗ 
tabelle f 851 

Formfehler beim Dorfteftament 450° 

Verſagung der Bauerlaubnis p 2671 

Unfall eines Lehrers in Ausübung des Berufs 284 

Verletzung durch den herabſtürzenden Klöppel einer 
Kirchenglocke 3835 

Unfälle infolge gefährlicher Beſchaffenheit der Straßen 

886, 232% 


Eiſenbahn 


Beförderung lebender Tiere 265 16 

Funkenflug 3601 

Verletzung Unbeteiligter bei Entfernung eines Be⸗ 
trunkenen vom Bahnſteige 358 10 

Glatteis auf dem Bahnſteige 484° 

Herabſtürzen eines Steines in Bahnhofsgebäude 48711 

Kleinbahnen 
4075 (Unterlaſſen des vorgeſchriebenen Läuteſignals) 
566°? (Beeinträchtigung der anliegenden Grundſtücke 

durch die Berliner Hochbahn) 
Vereine 

Haftung des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft nach 
Art. 225, 226 H. G. B. a. F.; Wirkung der Ent⸗ 
laſtung 4313 

Schadenzufügung durch einen von mehreren Kollektiv⸗ 
vertretern einer Gef. m. b. H. 167° 

Ausſperrung von Arbeitern durch Arbeitgeberverbände 
29316 

Sonftige Einzelfälle 

Anſpruch auf Sch. auf Grund Argliſt gegen den 
Grundſtückseigentümer, der das Grundſtück mündlich 
verkauft und nach erfolgter Übergabe wegen Nichtig⸗ 
keit der Veräußerung Räumung erzwungen hat 
139 

Bordellbetrieb im Nachbarhauſe 291“ 

Störung des Gewerbebetriebes durch Geltendmachung 
unbegründeter Unterlaſſungsanſprüche auf Grund 
Patent und Muſterſchutzes 29218 

Schädigung durch einen auf Widerſpruch aufgehobenen 
Arreſt; Nachholung beſſerer Begründung des Arreſtes 
im Schadenprozeſſe 4165 

Unglück eines Dienſtmädchens beim Fenſterputzen 290 12 

Verſehen eines Fahrſtuhlführers 383“ 

Verantwortlichkeit des Bauherrn wegen Zuwiderhandlung 
nach § 367 Ziff. 14 Str. G. B. 62, 242% 

Haftung des Hausbeſitzers und des Mieters (Pächters 
für gefährliche Zuſtände im Grundſtück) 171%, 9170, 
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1415, 166% 470°, 4835, 486°, 55418 (ausführlicher ſ. 
Hausbeſitzer, Mieter 
Verletzung durch Tiere ſ. d. 
Scheingefhäft 
Sicherungskauf und verſchleierter Pfandvertrag 3554, 499 3° 
Schenkung 
Sch. einer Schuldurkunde ohne Abtretungserklärung 337° 
Anfechtung einer Sch. durch den Pflichtteilsberechtigten 362 20 
Behandlung der, als ſolche grundloſen, m als 
Widerruf 590 u 
Schiedsgerichtsvertrag 
Sch. über klagloſe Geſchäfte (Börſentermingeſchäfte) 7652 
414% 
Wirkſamkeit des Sch. für den Rechtsnachfolger 70 (8 
Ablehnung eines Schiedsrichters ſ. Ablehnung 
Schiedsſpruch 
Aufhebung des Sch. wegen rechtlicher Unmöglichkeit ſeiner 
Ausführung 297 
Folge der Aufhebung eines Sch. (kann ein neuer Sch. 
verlangt werden?) 431% 
Vollſtreckungsurteil gegen den Teſtamentsvollſtrecker 148%. 
Vollſtreckungsurteil aus einem angefochtenen Sch. 260° 
Schiffsmakler 
Vertretung des Reeders durch den Sch. bei Einziehung der 
Fracht 420° 
Schikane 
Iſt 8 826 bei Schadenzufügung durch Ausübung eines 
Rechts auf Fälle der Sch. e 4057 
Schriftform ſ. Form 
Schriftgießerei 
Flächenmuſter oder plaſtiſches Erzeugnis 54110 
Schriftſätze 
Rechtsgeſchäftliche Erklärungen in Sch. 643°, 367% 
Bezugnahme des Tatbeſtandes auf Sch., die erſt nach Schluß 
der mündlichen Verhandlung eingereicht worden 119% 
Schriftwerk 
Klage gegen einen Verleger wegen unbefugter Anderungen 
am Sch. (Schädigung des ſchriftſtelleriſchen Rufs) 391° 
Schuldanerkenntuis 
Wird an der Beweispflicht des Hypothekenſchuldners für 
das Nichtbeſtehen der Forderung durch Einverſtändnis 
über die Unrichtigkeit des Sch. etwas geändert? 14210 
Anerkenntnis der Schuld aus Börſentermingeſchäften ſ. d. 


Schuldübernahme 
Mitteilung der Sch. durch den Grundſtückserwerber, 
insbeſondere nach bereits erfolgter Weiterauflaſſung 
5915, 550 
Sch. durch Fuſion zweier Verſicherungsgeſellſchaften 150% 
Schulgemeinde 


Vertretung einer Sch., deren Vorſtand aus mehreren 
Perſonen beſteht p 370% 
Schulzuſchnß 
Rechtsweg bei Streit zwiſchen Fiskus und Gemeinde über 
den Sch. 18028 
Schutzgeſetz (8 823 B. G. B.) 
Kann die Schutzbeſtimmung Nebenzweck des Geſetzes 
ſein? 55411 


Sit § 69 des Genoſſenſchaftsgeſetzes Schutzbeſtimmung für 
die Genoſſen? 55412 

Läutevorſchrift für Kleinbahnen 40715 

Schwamm, Schwammverdächtigkeit 
Argliſtiges Verſchweigen des Schw. bei Verkauf eines 
Hauſes 35913 
Schweigegeld 
Unſittlichkeit der Zuſage eines Schw. 4045 
Schweigen |. Stillſchweigen 
Seeverfiherung 
Gewöhnliche und außergewöhnliche Leckage 18231 
Sekuritätszeſſion 

Abtretung des Geſchäftsanteils einer Geſellſchaft m. b. H. 

zu Sicherungszwecken p 6° 
Selbſthilfeverkauf 

S. von Teillieferungen bei totaler Annahmeverweigerung 
und Fälligkeit des ganzen Reſts 90° 

Abnahme des Käufers, nachdem ihm S. angedroht 
worden 1683 

Ausſchluß der geſetzlichen Mängelhaftung beim S.; Gleich⸗ 
gültigkeit des Ausſchluſſes für das Ergebnis des S. 56026 

Sicherungsabtretung |. Sekuritätszeſſion 
Sicherungskauf 

S. oder verſchleierter Pfandvertrag? 355“ 
Sicherungs hypothek 

Wirkung des Inkrafttretens des § 1185 B. G. B. auf ſchon 
beſtehende S. 8° 

Was iſt unter Befriedigung aus dem Grundftüd zu ver⸗ 
ſtehen (Zwangsvollſtreckung und g Zahlung) 144 13 

Sitten, Verſtoß gegen die guten 

Vereinbarung ungleicher Kündigungs friſten 233° 

Entgeltliche Abtretung von Familienrechten 2561 

Vereinbarung über Ablehnung der Wahl zum Aufſichtsrate 
einer Aktiengeſellſchaft 266 18 

Zuſicherung von Schweigegeld 404 

Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 408 16 

Abhängigkeit des Arbeitnehmers zufolge unerſchwirglicher 
Vertragsſtrafen 481? 

Untreue des vertretungsberechtigten Geſellſchafters bei Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages, Mitwiſſenſchaft des andern 
Vertragsteils 482° * 

Sitzungs protokoll 5 
Negative Beweiskraft des S. wegen behaupteter Enu⸗ 
ziehung des Worts 49319 
Sonderrechte der Aktionäre |. Aktiengeſellſchaft 
Sorgfalt ſ. Fahrläſſigkeit, Eigentumserwerb 
Speziſikation ſ. Kauf 
Staat 
Haftung des St. für Handlungen der Beamten ſ. Schadenerſatz 
Vertretung des St. durch den Oberförſter p 5481 
Stadtgemeinde ſ. Rechtsweg, Schadenerſatz, Gemeinde⸗ 
beamte 
Standesregiſter 

Erkennt der Ehemann der Mutter durch Anmeldung zum St. 

die Ehelichkeit des Kindes an? 2361? 


Stellvertretung 
St. eines Rechtsanwalts ſ. d. 
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Abſchluß eines Vertrages ſeitens einer Bank im Namen 
eines Bankkonſortiums 151 | 
Rechtsgeſchäft eines Vertreters mit ſich ſelbſt; Heilung der 
Nichtigkeit durch Genehmigung 37 
Sog. indirekte St. Geltendmachung des dem Vertretenen 
erwachſenen Schadens durch den Vertreter, der in eigenem 
Namen abgeſchloſſen hat 264“, 4697 
Stempelftener 
Anſchaffungsgeſchäfte (Zuteilung von Wertpapieren bei 
Auseinanderſetzung von Geſellſchaftern p 1875. 
Tarifſtelle 32 Mengen von Sachen (elektriſcher Strom) 
p 1884 
Verſtempelung ausländiſcher Verträge, die teilweiſe im 
Inlande zu erfüllen find p 24430 
Tauſch oder Kauf? p 2441 
Verſtempelung ausländiſcher Verſicherungsurkunden p 
396 39 
Schuldverſchreibungen (Subventionszulage für Eifenbahn- 
unternehmungen) p 39731 
Tarifſtelle 56 (letzwillige Stipendien) 424 
Veräußerung unbeweglicher Sachen (zu vorübergehenden 
Zwecken aufgeſchlagener Gebäude p 54313 
Etillſchweigende Willenserklärung 
Genehmigung vertragswidrigen Verhaltens durch unter⸗ 
laſſenen Widerſpruch 286 
Verzicht auf Wandlung durch Gebrauch 290 u 
Strafgedinge ſ. Vertragsſtrafe 
Strafvollſtreckungsbeamte 
Schädigung von Gefangenen durch Str. 52° 
Straßen 
Haftung der Gemeinde für Gefährlichkeit der Str. 885 
Straßenbahn ſ. Schadenerſatz 
Straßen baulaſt 
Verwendung des Zwangsverſteigerungserlöſes zur Deckung 
der Str. vor Befriedigung der hypothekariſchen Gläubiger 
186 * 
Streitgegenſtand ſ. a. Reviſionsſumme 
Wert des Str. der Klage auf Vertragsaufhebung (Mit⸗ 
berückſichtigung von Nebenanſprüchen) 64 
Klage auf Abnahme 23713 
Verbot des Eintrittes in ein Haus 237 
Feſtſtellungsklage 34011 
Feſtſetzung des Wertes des Str. auf Antrag einer armen 
Partei 149 
Streitgenoſſen 
Schadenerſatzklage mehrerer Beſchädigter, von denen der eine 
nur für den Fall der Abweiſung des andern Anſprüche 
macht 357° 
Aufnahme des Rechtsſtreits durch einzelne Miterben der 
verſtorbenen Partei 4101 
Streitverkündung |. Nebenintervention 
Unterbrechung der Verjährung durch Str. 110, 382° 
Stũckeverzeichnis 
Verzug der Überfendung des St. 49620 
Subvention eines Eiſenbahnunternehmens 
Iſt die ſchriſtliche Zuſage einer S. als Schuldverſchreibung 
zu verſtempeln ? p 3975 


Syndikat 
Anforderungen an Treu und Glauben bei Preisverein⸗ 
barungen eines S. 453° 
Tatbeſtand ſ. Urteil 
Tauſch 
Verſtempelung eines Grundſtückstauſchs 2441 
Formloſer Grundſtückstauſch; nachfolgende Auflaſſung 
eines der ausgetauſchten Grundſtücke 169 
Termingeſchäft ſ. Börſentermingeſchäft 
Teſtament ſ. Letzwillige Verfügung 
Teſtamentsvollſtrecker 
Beſtellung eines T. durch das Nachlaßgericht (Anwendung 
des Geſetzes über freiwillige Gerichtsbarkeat auf Erb⸗ 
fälle vor 1900) 1115 
Vollſtreckungsurteil aus einem gegen den Erben erlaſſenen 
Schiedsſpruch gegen den T. 14821 
Pflicht des T. zur Auskunftserteilung (Vermächtnisnehmer, 
Nießbraucher am Erbteil) 3387 
Rechtsgeſchäfte zwiſchen mehreren T. g 45415 
Tiere, Verletzung durch 
Einfluß eines Vertragsverhältniſſes auf die Haftung des 
Tierhalters 5710 
Notgedrungene Vornahme einer gefährlichen Handlung 2877, 
3560 
Unglück bei der Pferdemuſterung zur Aushebung 40817 
Transportvertrag ſ. Frachtgeſchäft 
Trennung von Tiſch und Bett 
Scheidungsklage öſterreichiſcher Katholiken 86 
Treu und Glauben 
Schweigen zu vertragswidrigem Verhalten 286“ 
Preisfeſtſetzungen von Syndikaten 453° 
ſ. a. Argliſt 
Übergabe 
U. beim Verſendungskauf (Aushändigung des Ladeſcheins, 
Annahme der Ware zwecks Prüfung) 461°, 6221 
Duldung der Beſitzergreifung durch Verſchließen 11412 
Übergangsbeftimmungen 
Fortbeſtand dinglicher Belaſtungen, welche nach altem 
Rechte nicht eintragsbedürftig waren 51, 2831, 4031 
Anwendung neuen Rechts auf früher begründete dingliche 
Rechtsverhältniſſe 

87°, 89° (Beſtandteil, Zubehör) 

1381, 1652 (Grunddienſtbarkeit, Reallaſt) 

8° (Kautionshypothek) 

3811 (Vorkaufsrecht) 
Schadenerſatzpflicht 166“ 
Ehevermittlung (Vermittlung vor, Eheſchließung nach 

1. Januar 1900) 164! 
Eheſcheidung 525, 115“, 3858 (Aufrechnung von Che: 
brüchen, Verzeihungsfriſten) 
Brautkinder 49831 
Außereheliche Kinder f 4651 
ternite) 
Auslegung 
14414 
Offenbarungseid, Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers in 
Nachlaßſachen aus der Zeit vor 1900 1115, 5711 
3 * 


(recherche de la pa- 


eines vor 1900 errichteten Teſtaments 
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Überpfändung 
Rechtsbehelfe gegen U. (anfängliche U., nachträgliche Tilgung 
eines Teiles der Forderung 581“ 
Übertragbarkeit 
Verzicht auf U. 2831 
Forderungen gewerbsmäßiger Pfandleiher 39325 
unbewegliche Sache 
Grundſtück ſ. d. 
Selbſtändige Gerechtigkeiten (Berliner Fiſcherſtellen) 12438 
Unerlaubte Handlung |. Schadenerſatz 
Unfall ſ. Haftpflicht, Schadenerſatz 
Univerſalſukzeſſion |. Perſon, Rechtsnachfolge 
Unmöglichkeit 
Teilweiſe U. der Erfüllung des Spezifikationskauf ſ. Kauf 
Offenbare U. der Vaterſchaft 23612 
Rechtliche U. der Ausführung des Schiedsſpruchs 2970 
Unterbrechung 
U. des Rechtsſtreits ſ. Aufnahme 
U. der Verjährung ſ. d. 
Unterhalt 
Verpflichtung der geſchiedenen Ehegatten und der Ver⸗ 
wandten 176? 
Verpflichtung zur Verwendung des Kapitals 295 70 
Standesgemäßer U. 339° 
Unterſchrift 
Blankett ſ. d. 
U. durch Schreibgehilfen 468“ 
Genehmigung einer gefälſchten U. 497 
Untreue 
Ungültigkeit eines Bürgſchaftsvertrags wegen Kolluſion 
des untreuen Geſellſchaftsvertreters mit dem andern 
Vertragſchließenden 482° 
Urkundenvrozeß 
Verurteilung des debitor cessus Zug um Zug gegen 
Aushändigung der Zeſſionsurkunde 1461? 
Urſachlicher Zuſammenhang 
Vorausſehbarkeit des u. Z. 545 
U. 3. des eingetragenen Schadens mit der Verletzung von 
Schutzvorſchriften 40715 
Alternative Feſtſtellung des u. Z. 486° 
Gemeinſchaftliche Verurſachung (Geſellſchaftsunterhaltung 
mit Knallerbſen) 4861 
Urteil 
Tatbeſtand 
673° (Aufhebung des U. wegen Mangel des Tat⸗ 
beſtandes) 
6837 (Verweiſung auf Teil⸗ und Zwiſchenurteile) 
9417 (Verweiſung auf den Tatbeſtand eines Beweis⸗ 
beſchluſſes) | 
119 (Verweiſung auf Schriftfäge, die erſt nach Schluß 
der mündlichen Verhandlung eingereicht ſind) 
415, 416% (Bezugnahme auf herbeigezogene Akten 
ohne Angabe der vorgetragenen Stellen) 
Widerſpruch zwiſchen Tenor und Gründen, Auslegung des 
Tenors 18026, 5757 
Unterſchrift eines nicht beteiligten Richters (Wirkung der 
Zuſtellung eines ſolchen U.) 364 


Aufnahme des Rechtsſtreits nach Zuſtellung des U. 36323 
413 * 

Vorbehaltsurteil 2607 

Bedingtes Endurteil ſ. Parteieid 

Zwiſchenurteil ſ. d. 

Vollſtreckungsurteil ſ. d. 

Rechtskraft des U. |. Rechtskraft 


Vaterſchaft 


Anerkennung der ehelichen V. (Anmeldung zum Standes⸗ 
regiſter.) Offenbare Unmöglichkeit der Erzeugung 23612 

Anfechtung der Anerkennung außerehelicher V. wegen 
Täuſchung der Mutter 489 15 


Veränßerung während des Rechtsſtreits ſ. Rechtshängigkeit 


Sicherheitsabtretung ſ. Sekuritätszeſſion 


Verbindung 


V. beweglicher Sachen mit einem Grundſtück |. Beſtandteil 

V. der Klage auf Rechnungslegung mit der Haupt⸗ 
klage (Einſchränkung der letzteren auf den durch die 
gelegte Rechnung ermittelten Betrag?) 6752 


Vererblichkeit 


Verzicht auf V. 2831 


Vergleich 


Vollſtreckbarkeit gerichtlicher V.; Vollſtreckungsgegenklage 
70 

Iſt der V. Prozeßhandlung (8 54 Z. P. O.) 11717 

Zurücknahme eines Rechtsmittels zufolge V. (Verluſtigkeits⸗ 
urteil) 3652 365 25 


Verhandlung, mündliche ſ. Mündlichkeit 
Verjäbrung 


Nichtanwend barkeit der Grundſätze über die V. auf ver⸗ 

tragsmäßige Ausſchlußfriſten 555 

Beginn der V. 

Hinausſchiebung des Beginnes bei Verſicherungs⸗ 
anſprüchen, ſolange die Geſellſchaft ſich über deren 
Anerkennung nicht erklärt 42055 

V. der Wandlung wegen Mangelhaftigkeit der Erſatz⸗ 
ware 40611 

V. eines Blankowechſels 453 10 

Unterbrechung der V. 

Streitverkündung 1102, 3823 

Klagerhebung (Erweiterung der Teilklage nach Ablauf 
der Verjährungsfriſt 257 

V. des Anſpruchs der Krankenkaſſe auf die Verficherungs 
beiträge (Unterbrechung durch Entſcheidung nach $ 58 
des Geſetzes) 421 

Dauer der V. 

V. des Schadenerſatzanſpruchs wegen Mängeln der 
Kaufſache 591° 

Begriff des „eigenen Gewerbebetriebs“ (Verträge des 
Baugeldgebers mit den Gewerken) p 77% 

Begriff des „Bauwerks“ (8 638 B. G. B. — Tief 


bauten, Ausführung von Dacharbeiten) 37%, 2573 
Verleger 8 
Unbefugte Anderungen des V. am Schriftwerke 39120 
Vermittelung der Eheſchließung (UAbergangsfall) 1641 
Verpfändung 
Formfreiheit der obligatoriſchen V. 7%, 4517 


V. von Anteilſcheinen einer Steinkohlenbohrgeſellſchaft 360 4 
V. von Anteilſcheinen einer Geſ. m. b. H. 4517 
Ausfüllung der in blanco unterſchriebenen Verpfändungs⸗ 

urkunde nach Eröffnung des Konkurſes 420 

VB. einer Lebensverſicherung 4855 
V. einer Briefhypothek 555 16 
Verſchulden |. Schadenerſatz 
V. des Beklagten beim Eigentumsanſpruch 113 
Verſchweigen |. Argliſt 
Verſicherung 
Abweichungen zwiſchen dem Antrage und der Police 74“ 
Arglıft des Agenten 232 
Unrichtige Beantwortung der Frage nach früheren V. 
57611 
Verſtempelung der Police einer ausländiſchen Geſellſchaft 
396 30 
Verpfändung einer Lebensverſicherungspolice 4855 
Vorausſetzungen einer Feſtſtellungsklage gegen die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft 493% 
Emwände gegen den Verſicherungsanſpruch 

122 (grobe Fahrläſſigkeit des Verſicherten — Be 
teiligung an einem Raufhandel) 

4203 (Verſäumung der Ausſchlußfriſt — beginnt deren 
Lauf, bevor die Geſellſchaft eine Erklärung wegen 
Anerkennung des Verſicherungsanſpruchs abgegeben 
hatt) 

476 ˙1 (Ablauf der Ausſchlußfriſt infolge verſpäteter 
Armenrechtsbewilligung) 

4824 (wiſſentlich falſche Angaben in einer Aufſtellung 
der verbrannten Gegenſtände durch die Ehefrau des 
Verſicherten) 


Rechte des Verſicherten bei Liquidation der Verſicherungs⸗ 


geſellſchaft (1003!) und im Falle der Fuſion zweier 
Geſe llſchaften (150%) 
Verſicherungsprãmie 
Bereicherung des Beſitznachfolgers [durch Vorauszahlung 
der V. 42345 
Anfechtung der vom Gemeinſchuldner zugunſten ſeiner Ehe⸗ 
frau bewirkten Zahlung der V. 495% 
Verteilungs verfahren 
Bereicherungsklage nach Beendigung des V. 724 
Klagen unter Pfändungsgläubigern während des V. 
342 14 
Vertrag ſ. Anfechtung, Auslegung, Nichtigkeit, Rücktritt, 
Schadenerſatz, Willenserklärung 
Bertragsſtrafe 
Forderung der V. neben Erzwingung des Wettbewerbs⸗ 
verbots 4515 
Einwand mangelnden Intereſſes (exceptio doli generalis, 
ſtillſchweigender Verzicht) 139“ 
Vorbehalt der V. bei Annahme verſpäteter Erfüllung 338 
Einwand des Verſtoßes gegen die guten Sitten (übermäßige 
Abhängigkeit des Arbeitnehmers) 481 
Verwirkung der V. nach Konkurseröffnung 55851 
Vertragswidriges Verhalten 
Genehmigung v. V. durch Stillſchweigen 2860 
Vertretung |. Stellvertretung 
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Vertretungsbefugnis 
Haftung für Schadenerſatz wegen Mangel der V. (abſtrakte 
Schadenberechnung) 447! 
Verurteilung Zug um Zug ſ. Leiſtung 
Berwaltungsftreitverfahren 
Prüfung der Zweckmäßigkeitsfrage im V. p 5668 
Verzicht 
V. der Aktionäre auf Sonderrechte 44“ 
V. auf Vererblichkeit und Übertragbarkeit 2831 
Stillſchweigender V. 286“, 29011 
V. auf Vorlegung des Hypothekenbriefs 3398 
V. auf die Hypothek ($ 1164 B. G. B.) 555 
Verzug 
Folgen des V. (Unvereinbarkeit der Anſprüche auf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung und auf Erfüllung nebſt 
Zögerungsſchaden) 171 
V. in Überſendung des Stückeverzeichniſſes 4962. 
V. bei der Klauſel netto Kaſſe gegen Konnoſſement 549“ 
V. der Abnahme 
90° (Verurteilung Zug um Zug) 
1127 (Rücktritt) 
168° (Heilung des V. nach Androhung des Verkaufs) 
171 (Abnahmeweigerung) 
Vollmacht |. Stellvertretung, Vertretungsmacht 
Bürgſchaft des Bevollmächtigten für den Auftraggeber 40714 
Vollſtreck barkeit 
Unzuläſſigkeit der Reviſion gegen die Entſcheidung über 
die V. 55618 
Vollſtreckungsgegenklage 
V. gegen ein Vollſtreckungsurteil 4111 
V. bei teilweiſem Wegfall des vollſtreckbaren Anſpruchs 
(Anrechnung einer Zahlung auf die vollſtreckbare Forderung 
beim Beſtehen älterer noch nicht eingeklagter Forde⸗ 
rungen) 581 
V. gegen vollſtreckbare Urkunden insbeſondere Vergleiche 70 
Kann die V. auf nachträgliche Aufrechnung geſtützt werden? 
96 28 
Vollſtreckungsklauſel ſ. Zwangsvollſtreckung 
Vollſtreckungsurteil 
V. auf Grund ausländiſchen Urteils. Gegenklage nach 
8767 Z. P. O. Anrechnung geleiſteter Zahlungen 4111 
V. aus Schiedsſpruch 
1481 (V. gegen den Teſtamentsvollſtrecker) 
260° (V. aus einem angefochtenen Schiedsſpruche) 
Vorbehalt 
V. des Eigentums an Grundſtücksbeſtandteilen 138°? 
V. der Vertragsſtrafe und Mängelrüge bei Annahme der 
Erfüllung 338°, 40610 
Vorbehaltsurteil 2607 
Vorbenntzung |. Patent 
Vorkaufsrecht 
Ubergangsbeſtimmungen! 381 
Vormerkung 
Unzuläſſigkeit einer V. zur Sicherung des Pfändungs⸗ 
pfandrechts 51 
Löſchung der V. Zug um Zug gegen Erfüllung des vor⸗ 
gemerkten Anſpruchs 91? 
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Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 

Einfluß der v. G. auf die Verantwortlichkeit des Vor⸗ 
mundes 473 

Genehmigung von Vergleichen (8 54 Z. P. O.) 117˙ 

Beſchwerde des andern Vertragsteils gegen die Verſagung 
der v. G. 4717 

Vorſatz 

Iſt die Anwendung des $ 826 B. G. B. auf ſchikanöſe 

Rechtsausübung beſchränkt? 4057 
Warenzeichen 

Iſt ein W. auch ohne ausdrückliche Erwähnung als Beſtand⸗ 
teil des verkauften Geſchäfts anzuſehen? 998 

Übertragung des W. ohne den Geſchäftsbetrieb 123° 

Gebrauch der abgekürzten Firma im W. 12330 

Verlangen der Rechnungslegung, um den durch unberech⸗ 
tigten Gebrauch des W. verurſachten Schaden zu er⸗ 
mitteln 501 

Gebrauch der geſchützten Worte „als Warenzeichen“ durch 
Hervorhebung im Druck (trotz Wahrung des Satz⸗ 
zuſammenhangs) 184% 

Waſſerablauf 

Keine Verpflichtung zur Aufnahme von Fabrikabwäſſern 

p 24337 
Wechſel 

Ausfüllung des Formulars mit Bleiſtift 242 

Unterzeichnung des W. durch einen Schreibgehilfen 468“ 

Genehmigung der gefälſchten Unterſchrift 497 

Herleitung des Anſpruchs auf Begebung eines formrichtigen 
W. aus der erfolgten Begebung eines ungültigen 4978 

Proteſt 
3662 (Proteſt gegen einen Verſtorbenen) 

562 (falſche Abſchrift des W.) 

Fortbeſtand der Wechſelforderung trotz erhaltener Zahlung 
(Zahlung unter der auflöſenden Bedingung, daß der 
Wechſelbetrag von einem anderen Schuldner erlangt 
werde) 75 

Erwerb des W. nach Verfall auf Grund le 
15228 

Verjährung eines Blankowechſels 45310 

Wechſelprozeß 

Arreſt oder einſtweilige Verfügung zum Schutze gegen die 
Vollſtreckung des Wechſelurteils 96 

Einleitung des Nachverfahrens in . ſtatt gleich in 
zweiter Inſtanz 2400 

Werkvertrag 

Anſpruch auf Lieferung eines mangelfreien Werks 2337 

Verjährung (iſt die Ausführung eines Brunnens, einer 
Bedachung als „Bauwerk“ anzuſehen ?) 37, 257° 

Rücktritt und Wandlung 468 

Wert des Streitgegenſtandes ſ. d. 
Wertpapiere 

Redlichkeit des Erwerbs von W. 3847, 47111 

Sitz des Vermögensſtücks (Ort des Papiers oder Wohnfitz 
des Schuldners?) 64 * 

Wettbewerb 

Angaben tatſächlicher Art 

10233 („geleſenſte und verbreitetſte Zeitung“) 


1568, 42243, 503% (Tatſache oder Urteil) 
36933 (Gebrauch einer Firma) 
Wettbewerbszweck (Abſicht, darauf beſchränkt, Kunden feſt⸗ 
zuhalten) 5632 
Anpreiſung durch Herabſetzung der Konkurrenz 56321 
Irreführung (Maßgeblichkeit der Auffaſſung der Inter⸗ 
eſſenten) , 39558, 45419 
Beſonders günſtiges Angebot 34215, 5408 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 1568, 185 76 
Dr. chir. dent. in Amerika approbiert 155“, 84317 
Verbot einer nach Firmenrecht einwandfreien Firma auf 
Grund des Wettbewerbsgeſetzes 1114 
Wettbewerbsverbot 
Erzwingung des W. unter gleichzeitiger Einforderung der 
Vertragsſtrafe 45 15 
Auslegung eines W. nach Treu und Glauben 139“ 
Einwand, daß der Prinzipal dem Verpflichteten Grund zum 
Austritt gegeben habe 149 
Widerklage 
W. zur Erzielung der Reviſionsſumme 70% 
Koſtenpflicht des Widerklägers nach 8 89 G. K. G. 
47519 
Wiedereinſetzung 
Verſpätete Erteilung des Armenrechts 7°, 66%, 23818 
Mündliche Anbringung des Geſuchs um W. im Verhand⸗ 
lungstermine 388 15 
Keine W. im Falle verſehentlich falſchen Zuſtellungs⸗ 
auftrages 4125 
Willenserklärung 
„Zugehen“ der W. 53“, 3374, 4811 
Willkür 
W. und Ermeſſen des Richters 574“ 
Wochenmarkt ſ. Marktpolizei 
Wohnſitz des Schuldners aus einem Inhaberpapiere 63 27 
Wort 
Beweis für Entziehung des W. in der Verhandlung 493 10 
Wucher 
Nichtigkeit des dinglichen Ausführungsgeſchäfts zum Wucher⸗ 
geſchäft 1687 
Höhe des Zinsfußes 369 37 
Zahlung 
Anrechnung ſ. d., Vollſtreckungsgegenklage 
Bedingte Zahlung |. Wechſel 
Zahlungseinſtellung 4541 
Zahnarzt 
Unlauterer Wettbewerb durch Gebrauch ausländiſcher Titel 
155%, 34317 
Zeugen 
Entſchuldigung, Koſten eines zum Nachweiſe erforderten 
ärztlichen Atteſtes 68 58 
Zeugnisverweigerung wegen Geſchäftsgeheimniſſes (Nennung 
von Gewährsmännern) 693% 
Vernehmung des Ehemanns im Prozeß über eingebrachtes 
Gut der Frau 69 
Zeugenvernehmung 
Bezugnahme auf ein von der Partei verfaßtes Schriftſtück 
353 
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Verwertung von perſönlichen Erklärungen eines Prozeß⸗ ( Zwangsvollſtreckung 


bevollmächtigten ohne deſſen Z. 538 
Zinſen 
Verzinſung einer Schadenerſatzforderung 885 
Wucherzinſen 3697 
ZJubebör ſ. Beſtandteil, Hypothek 
Verpflichtung zur Befreiung verkauften Z. von der Haftung 
für die Hypotheken 141° 
Verliert das Gaſthofsinventar durch Entziehung der Kon⸗ 
zeifton die Zubehöreigenſchaft? 265 1° 
Zug um Zug |. Leiſtung 
Surüdbebaltungsrecht 
Ausübung des Z. neben gleichzeitigem Verlangen nach 
Arreſtſicherung 449“ 
Vertragsmäßiges Z. des Vermieters 478 
Zurũcknabhme 
Z. eines Rechtsmittels zufolge Vergleichs; Verluſtigkeits⸗ 
urteil 365 25 
Zuſammenhang |. Urſache 
Zuſtändigkeit 
3. für die Vollſtreckungsgegenklage zu Vollſtreckungsurteilen 
auf Grund ausländiſcher Urteile und Schiedsſprüͤche 
411, 704 
Gerichtsſtand des Erfüllungsort? 4118, 17781 
Gerichtsſtand des Vermögens (Inhaberpapier, Aufrechnung) 
64, 412% 
Zuſtellung 
Aufnahme des Prozeſſes, deſſen Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung nach Z. des Urteils eingetreten iſt 2387, 413% 
3. im Auslande (Friſtverlängerung) 296 
Zwangsvergleich 
Bedingter Z. (Beſtätigung vor Eintritt der Bedingung) 72“ 
Anfechtung eines Z. wegen Irrtums 2988 
Zwangsverſteigerung 
Berückſichtigung von Straßenbaukoſten bei der Z. 186°7 
Wirkungsloſigkeit des Zuſchlags infolge mangelhaften Auf⸗ 
gebots 243 
Bereicherungsklage nach verſäumter Anfechtung des Teilungs⸗ 
plans 369° 
Haftung der Verſicherungsgelder in der Z. 4234 
Zwangsverwaltung 
Klage des Zwangsverwalters gegen den Nießbraucher 
186 
Mietzinspfändung nach Eintragung des Vermerks der Z. 
57519 


Kein Arreſt zur Abwendung der Z. aus einem Wechſel⸗ 
urteil 96 
Nachweis der Rechtsnachfolge bei Konkurrenz mehrerer 
Prätendenten 26211 
8. wegen Geld forderungen 
Unzuläſſigkeit einer Vorbemerkung zur Sicherung der 
Z. in die Eigentümerhypothek 51, 83 
Pfändung der Briefeigentümerhypothek 724, 9213 
3. in die Kaufpreisforderung für die zufolge Anfechtung 
zurückzugewährenden Gegenſtände 75 5 
Iſt zur Verwertung im Sinne § 117 Konk. O. Pfändung 
erforderlich? 989 
Freigabe gepfändeter Sachen durch Beſeitigung der 
Pfandzeichen 26312 
Arreſtbruch (Fortſchaffung eines gepfändeten Pferdes 
aus dem Amtsbezirke des Gerichtsvollziehers) 34215 
Pfändung künftiger Anſprüche p 365 50 
Z. wegen Handlungen uſw. 
Erzwingung des Wettbewerbsverbots 45 15 
Erzwingung der Rechnungslegung 416 
Verfahren nach 8 893 Z. P. O. 36551 
Verteilungsverfahren (Klage eines Pfändungsgläubigers 
gegen den andern außerhalb desſelben) 342 
Zweigniederlaſſung 
Vertretungsbefugnis der Direktoren der Z. einer Aktien⸗ 
geſellſchaft 297 
Zwiſchenurteil 
Z. über prozeßhindernde Einreden (Mangel der Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 275 Z. P. O.) 17885 
Z. über den Grund des Anſpruchs 
77 (Erweiterung der Berufungsanträge nach Erlaß des Z.) 
39% (Verweiſung der Aufrechnungseinrede in das vor⸗ 
behaltene Verfahren, um ein Z. über deu Grund er⸗ 
laſſen zu können) 
Unzuläſſigkeit des Z. bei Unſtreitigkeit des Betrages 
9520, 415 70 
Z. über den Grund einer Einrede 296 
Z. über den Grund der Anſprüche zweier Kläger 3577 
Feſtſtellung des Grundes ohne Eingehen auf die Frage 
des Mitverſchuldens 448° 
Unterſchied des Z. über den Grund und eines Feſtſtellungs⸗ 
urteils 493% 
Auslegung eines zu weit gefaßten Z. über den Grund 
nach den Entſcheidungsgründen 5757 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Feil. Reichsrecht. 
I. Reichs jnſtizgeſetze. 
1. Gerichts verfaſſung. 

84: 491 

8 13: 18028, 21350 

8 16: 4911 

9 62: 411% 

8 70: 95° 

8 121: 411% 


8 122: 411® 
8 159: 385 10 
8 160: 34418 


2. Zivilprozeßordnung. 


§ 3: 64, 237 18, 14, 47315 
8 4: 491 

8 6: 9414, 23718 

8 9: 47315 

8 23: 649, 412% 


24 


U U c 0 c e e eb UN c 00 000 OR 0 
O 222 u a ereet) 
2 588888 


— 
0 9 0 


17721, 34118 
363% 

64 28 

47410 

6428 


: 64% 


219 


: 11717 


219 * 
17823 
11717 


: 36222 


1782, 41225 
342 u, 4917 


88 91—98: 49218 


§ 97: 
8 98: 


§ 101: 
§ 102: 


2877 
145 1e 
2877 
11819, 2378 


8 113: 414 
88 114 ff.: 386° 


8 115: 
§ 119: 
8 124: 
§ 128: 


20822 
178% 
14577 
6555, 387 15 


88 129 ff.: 6530, 11920 
8 130: 119% 
88 136 ff.: 295 1 


§ 137: 


65 20 


8 137 Abſ. 4: 49315 


§ 139: 
§ 141: 
§ 149: 
8 164: 
§ 166: 
§ 168: 
S 169: 


§ 204: 


653, 387 14, 5745 
14618 

412 

209 8, 49319 
3635 

36325 

6651, 208 

Abi. 1: 223 
6631, 36328 


8 219 Abſ. 1: 14618 


8 232: 
8 233: 


412² 
74, 6738, 23816 


8 235 Abſ. 2: 41225 


§ 236: 
§ 239: 
8 241: 
8 243: 
8 244: 
8 246: 
8 249: 
8 250: 
§ 253: 
§ 254: 
§ 256: 
§ 259: 
§ 263: 
§ 265: 


388 15 


11918, 23817, 4132 


23817 
238 1 
363˙*⁸ 
119˙¹ 
32817 
32817 
205 18 
6753 


9415, 41326, 388 16, 493%, 21 


3887 
260°, 412% 


873, 146 1e, 38918, 363% 


Zivilſachen 


§ 268: 4515 
§ 270: 4519 
8 271: 49218 
8 271 Abſ. 4: 5567 
8 274: 23818, 3901? 

Abi. 1: 414%, 20 

Abi. 2 Ziff. 6: 55617 
§ 275: 178 8⁸, 38713 
§ 281: 20518 
8 286: 67˙¼ 9416, 210%, 371, 538°, 57713 
8 287: 1568, 371, 40716, 574° 
§ 288: 20822 
§ 295: 2098, 3638, 414 
8 299: 676 
8 301: 3640 
§ 302: 2067, 364 
8 303: 1086, 296, 364 


§ 304: 396, 180, 211, 296 u, 28, 3649, 


41530, 448 8, 493 , 5757 


§ 306: 
§ 313: 


8 314: 


8 315: 


§ 316: 
8 317: 
8 318: 
§ 320: 
8 323: 


8 327: 


§ 338: 
§ 339: 
S 377: 
§ 380: 
§ 383: 
S 393: 
8 396: 
S 406: 
8 412: 
8 420: 
§ 445: 
§ 460: 
8 469: 
8 470: 
8 471: 
S 475: 
8 477: 
§ 500: 
§ 515: 
8 516: 
8 523: 


261° 


6786, 6837, 9417, 11920, 1976, 211% 
36497, 38, 41531, 49310 


673% 
36426 
6837 
36425 
47417 
6837 
295 20 

148 21 

65 20 
180%, 296% 
36326 
6838 

6939 

69 40 
363 25 

716 

7041, 9518 
41638 
407, 704, 296% 
2605 
26080 
2608 
2608 


704, 1209, 47518, 49322 


2608 

238 18 

365 20 

186, 365% 
6529 j 


8 524 a. F.: 2618 


§ 525: 


65 20 


9 526: 65 , 20983 


8 527: 
§ 535: 
§ 536: 


9519 
2117 
77 


— ———ũ— —ũ— ͤ— — 


8 537: 
8 538: 
8 543: 
8 546: 


§ 547: 
§ 549: 


§ 550: 
8 55lb: 
& 552: 
8 554: 
8 561: 
§ 562: 
8 565: 
§ 566: 
8 568: 


Zivilſachen 


77 

95˙, 23816 

673% 

70%, 851, 95, 11330, 93718, 99417, 
3910 

408, 951, 14618, 23718, 36428, 460 6 

41% 173 u, 209, 21223, 420 5, 4651, 
575° 

209 5, 39131 
2092, 39121 

180, 21137 

212 

212, 408 10 

575 3. 

391 1, 4483 

211m 

387 18 


88 567—575: 4911 


§ 569: 
8 574: 


117, 17316 
178 * 


§ 576 a. F.: 147% 


8 577: 


11717, 180 


: 209, 26210 

: 55613 

: 77, 5561˙˙ 

: 262311 

: 3683 4. 
: 4111, 96% 

: 70% 

: 26312 5. 
8 830: 


51 


8 830 Abſ. 1: 82, 724 


8 832: 


365 3° 


9 836 Abſ. 3: 921 


8 837: 
9844: 
8 853: 


12 44 
365 3° 6. 
26312 | 


8 857 Abf. 6: 88 


8 865: 
8 876: 
8 878: 


575 10 
34214 
72, 3421 7. 


9 878 Abſ. 2: 2698 
9 879: 3421 
8 883: 36551, 557 10 
9884: 3651 


§ 887: 
§ 888: 
8 896: 
8 916: 
8 927: 
§ 940: 


25 


365551 

416, 55719 
361? 

557 

26413 

97 % 

416®° 


8 945: 

8 1025: 72 

88 1025 ff.: 14425 

8 1032: 241 495% 

88 1034 ff.: 431% 

8 1041 Nr. 1, 2: 2972 

8 1042: 148% 
Konkursordnung (neue Faſſung, ſoweit nicht das Gegen⸗ 
teil vermerkt iſt). 

§ 2 a. F.: 241% 

8 b a. F.: 2419, 4204 

9 6: 1125 

8 7: 5581 

8 15: 4031 

8 17: 972%, 39228, 559 

8 24 a. F. Nr. 2: 892% 

8 26: 120% 

8 30: 36119, 55938 

8 31: 392% 

8 32 Nr. 2: 495% 

8 41: 121%, 367%, 496 26 

8 47 a. F.: 97 

8 54: 97% 

8 55: 97% 

8 107 a. F.: 24122 

8 117 a. F.: 98 

§ 145 Abſ. 2: 5397 

8 154 Abf. II: 29825 

8 193: 29825 

8 194: 7240, 29818 

88 195—197: 29875 

8 200: 1125 
Einführungsgeſetz zur 
17. Mai 1898. 

Art. VI: 4031 
Geſetz über Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

8 2: 34418 

8 20 Abf. 1: 4717 

8 28: 207 20 

8 81: 11˙ 
Grundbuchordnung. 

8 13: 299 , 4031 

8 17: 29981 

8 22: 4031 

8 46: 29921 
Gerichtskoſtengeſetz. 

8 4: 214% 

8 8: 23715, 29980 

8 15: 47315 

g 16: 149% 


Konkursordnung vom 


26 


— — — — — 


Zivilſachen 


§ 18: 299 50 
8 47: 23715 
8 49: 299 50 
§ 49 Abſ. 1 u. 2: 560“ 


8 89: 


560 25 


8 94: 4751 
8. Geſetz über Zwangsverſteigerung und Zwangs— 


8 24: 


verwaltung vom 24. März 1897. 


186 97 


8 37 Nr. 5: 2432, 41387 


S 52: 
S 55: 
§ 57: 
8 90: 


S 150: 
S 152: 


186 77 
41337, 4934 
40718 
4234 
369 80 
1868 


II. Bürgerliches Geſetzbuch, Handelsgeſetzbuch, Wechſelordnung. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 12: 


95: 


538, 10122 


231 
: 5, 8517, 87, 886, 1655, 166% 5, 2322, 


2845, 3531, 5481 


454135 
873 


851, 888, 165, 166“, 2322, 2845, 
3531, 5481 

403° 

1104, 138%, 1398, 3547, 413, 4675, 
5485 


94 Abſ. 2: 89°, 110“ 354% 


3361 


95 Abf. 1: 54318 


1125, 196%, 3362, 367%, 39225, 
4044, 48715 


ı 367% 

: 196? 

: 112°, 2328, 367“, 48915 

: 337° 

: 196°, 2324, 468“ 

232 

2184 

: 534, 167°, 337“, 4811 
337“. 

: 55, 139“, 191“, 2864, 3823 
2 37 

: 1687, 2561, 4045, 481% 3 

: 1675, 4059 

: 182% 

3674, 48915. 

: 534 

: 167“ 

: 1968 

: 1965 

: 556, 897, 139“, 2864, 337“, 4652 


8 162: 


—— Ä a nn m ̃ . ³ ü ¶ •ètẽ ¾ T ⅛—˙-A ! ?2nß m ¼—˙—ʃBI ä ̃²—Au — Ä — - ² 


3375 


88 164 ff.: 354° 


§ 166: 
§ 177: 
§ 179: 
§ 181: 
8 203: 
8 209: 


8 223: 
8 226: 
8 242: 
8 243: 
8 249: 
§ 251: 
8 254: 


§ 259: 
§ 260: 
8 261: 
S 262: 
§ 264: 
8 265: 
§ 266: 


8 269 


§ 273: 
8 274: 
8 276: 


§ 277: 
& 278: 


8 279: 
8 280: 


§ 284: 
§ 286: 
§ 287: 
8 288: 
8 293: 
§ 294: 
§ 295: 
§ 300: 
8 313: 


1125, 4824 
371 

4471 

371 

555 

557% 


Abſ. 2: 3823 


63, 197 

4057 

897, 3374, 4823 

2865 

1405, 299 1, 482° 

1405 

55, 5710, 874 1405, 6, 1987, 21125, 
2328, 2876, 7, 2888, 29012, 3568, 
4068, 448 5, 4685, 5351 

5711 

1961 

1961 

2008 

5813 

405 

908 


Abf. 2. u. 3: 5711 


91°, 4680 

910 

910, 1653, 2001, 2877, 3567-9, 
5721 

406° 

55, 26516, 3834, 35810, 4824, 4836, 
484, 5494 

20010, 2865 

4847 


Abſ. 1: 55° ? 


885 

55, 1987 

2865 

885 

1688 

908 

1688, 2865 

555, 2865 

556, 5818, 1699,10, 3375, 405® 


88 317—319: 289° 


§ 320: 
8 321: 
8 322: 
§ 323: 
8 324: 
8 325: 
§ 326: 


8 341: 
§ 351: 
§ 353: 


915, 1975, 3375, 405°, 468 

201 1 

1975 

908 

536 

169 1, 2895, 4847 

9211, 1127, 1686, 169 u, 171 u, 172 u, 
289°, 4847, 5365, 5494 

338® 

55°, 1400 

140° 


8 363: 
8 366: 
§ 372: 
8 387: 
8 388: 
8 390: 
8 396: 
8 398: 
8 399: 
8 402: 
8 407: 
S 409: 
8 410: 
8 414: 
8 415: 
S 416: 


8 422: 
8 425: 


8 433: 
8 439 
§ 459: 


8 460: 
8 462: 
§ 463: 


8 464: 


S 465: 


8 467: 
8 476: 


S 477: 


8 478: 
8 479: 


8 460: 


8 516 


§ 518: 
§ 536: 
8 552: 
8 573: 
8 607: 
8 609: 


§ 611: 


§ 615: 
§ 618: 
S 620: 
8 633: 
8 634: 


8 635: 


8 638: 
8 648: 


§ 649: 
§ 651: 
8 662: 
8 666: 


§ 667: 


§ 708: 


8 718: 


8 740: 
8 755: 


Zivilſachen 


358 11 
58, 17314 
5505 

1417 

1125 

1128 

17314 
4858 

2821 

337° 

485° 

4858 

14719 

550% 

550% 

5915, 550 
11286 

2013 
58 , 17118 


Abſ. 2: 141° 


1091, 3591, , 403%, 4060, 560% 
359 13, 18 

5527 

1091, 113°, 140°, 290, 403? 
406 10 

4061, 5527 

55°, 140 

35918 

5910, 1091, 110% 

110° 

110? 

40611 


Abf. 1: 241° 


3373, 405 
141° 

536“ 

40712, 5528 - 
142 10 

17316 

2843 

536. 

5, 240 , 3838 
233. | 
2337, 468° 
2337, 4688 
2337, 468° - 
37%, 2578, 40611: 
37%, 919, 4494 
5364 

1987 

372 

3387 

4687 

3604 

6117, 36015 
374 
618 


S 756: 
S 762: 
§ 764: 
8 765: 
8 766: 
8 771: 
§ 773: 
S 775: 
§ 778: 
8 781: 
S 812: 
8 814: 
8 815: 
8 817: 
8 818: 
§ 823: 


8 824: 
8 826: 


8 827: 
8 828: 
§ 829: 
8 830: 
8 831: 


8 832: 
8 833: 
8 834: 
8 835: 
8 836: 
8 837: 
§ 838: 
§ 839: 
§ 840: 
§ 842: 
§ 843: 
§ 845: 
§ 849: 
8 853: 
§ 858: 
8 871: 
§ 875: 
8 876: 
8 877: 
§ 879: 
8 883: 
§ 891: 
§ 892: 
8 893: 
S 894: 
8 896: 
§ 903: 
8 906: 


27 


615 

386 

385, 29118, 40718 

40714 

1968, 23235, 40744, 552°, 55310 

521 

40714 

55310 

375 

14210 

386, 724, 1417, 489 16 

385 

3374 

385, 4045, 407 

1417 

11311, 140°, 165°, 166“, 2028, 
2887, 2914, 29216, 3579, 3601, 
405°, 40716, 4708, 486, 5757 
Abſ. 2, 55411, 1 

20314 

140%, 29114, 29316, 405°, 4081, 
4823, 537°, 5708 

470% 

20218 

20215 

486 10 

874, 1417, 1655, 2338, 2888, 3531, 
36117, 40715, 47110, 572? 

62°, 20215 

5710, 2584, 3566, 40817, 4685 

4685 

4685 

9110, 486°, 48711, 55415 

468°, 55415 

91] 10 g 

851, 45056, 486° 

4685 

2887 

2887 

17416, 3576 


2821 
72, 2991 
51 b 
6220, 1420 
17517, 2997, 4031 
17517 
91°, 14210 
9211 
366 16 
14210, 17518, 20315, 2598, 291, 
3846, 4871 
4* 


Zivilſachen 


8 907: 14314 5 
88 925 ff.: 3375 8 1556 Abf. 2: 632 
9 926: 3361 403° 88 1565—1568: 4100, 3859 
0 21 5 
3 — „14, 887° 8 1568: 3 20417, 295 1, 470%, 473, 
8 932: 3361 9847 8 1571: 11504, 205 18, 4100, 419% 
8 946: 1395, 413 | | 8 1572: 1154, 20518 i 
8 951: 139 | 8 1574: 23511, 48818 
8 989: 113% Abf. 3: 48914 
g 990: 1131 | 88 1575—1579: 48914 
g 992: 11311 8 1579: 17629 
8 993: 113. | 8 1584: 48914 
8 1004: 14210, n, 291 16 8 1591: 2361? 
8 1006: 3361 er 8 1598: 23618 
8 1012: 37% | 8 1601—1603: 20519, 339° 
88 1018 ff.: 471 8 1602: 295 0, 3399 
8 1021: 165 8 1611: 295% 
8 1023: 29417 § 1620: 38917 
8 1035: 38387 8 1635: 4894 
8 1052: 5557 8 1640: 20720 
8 1068: 3387 8 1670: 207% 
g 1113: 1441 8 1680: 207 
8 1120: 141®, 4038, 413*7 8 1707: 5567 
8 1127: 14418 8 1717: 48916 
88 1133— 1135: 55514 8 1718: 48916 
8 1134: 9318 8 1795: 45413 
8 1135: 9318 8 1833: 47314 
8 1138: 14210 8 1942: 11515 
8 1144: 919, 175 8 1943: 11515, 3368 
8 1154: 55515 8 1949: 336 
8 1155: 3398 8 1956: 3362 
8 1160: 175, 3398 5 1975: 362% 
8 1164: 55514 8 1990: 36250 
8 1165: 5551 8 1991: 362 
8 1183: 14413 § 2013: 362 50 
8 1190: 14413 8 2023: 3387 
§ 1192: 1757 8 2039: 41019 
8 1205: 263 8 2057: 385° 
8 1206: 26312 § 2078: 5733 
8 1207: 3847 8 2079: 573. 
8 1253: 2631 8 2113: 337° 
8 1274: 3614, 4517, 4855, 5555 8 2128: 55516 
8 1280: 360 10, 4858 8 2129: 55518 
8 1282: 361 8 2136: 337° 
8 1333: 11418, 20410, 984° 5 2205: 148° 
8 1337: 284 8 2207: 14821 
8 1353: 204 16, 40918 8 2215: 3387 
8 1361: 29418 8 2218: 3387 
8 1391: 23410 8 2219: 3387 
8 1400: 69% 8 2220: 3387 
§ 1407: 62% 8 2240: 20881 
§ 1452: 62% 8 2242: 6116, 11616, 20821 
§ 1459: 62° 8 2246: 61116 
8 1472: 410% 8 2247: 6115 
8 1478: 48914 8 2249: 11616, 208°, 4505 
8 1480: 20125 8 2269: 3372 N 
8 1549; 48914 8 2270: 337° 
8 2280: 3373 


6 2287: 337° 
8 2301: 337° 
8 2325: 36220 
9 2328: 362% 
9 2329: 36250 
8 2339: 5735 
9 2345: 5732 


2. Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Art. 3: 851 
7—30: 4651 
17 Abf. 1: 86 
27: 86? 
42: 4685 
77: 521, 3531 
168: 465°? 


169: 1091, 110%, 1154 


170: 166*, 1701, 1961 
171: 166 
181: 872, 110° 


184: 51, 1655, 26517, 3821, 3811, 4031 


: 4031 
189: 3811 
191: 1381 
192: 4031, 
194: 110 
195: 403! 
198, 284 
201: 11514 
207: 4651, 49881 
213: 144“ 
214: 144 
3. Altes) Handelsgeſetzbuch. 
Art. 209 b: 18230 
216: 4189 


2 * 2 * * * N “u * * 1 * “ n u * * * u * u 
8 


347: 562 
357: 121, 498% 
4. (Neues) Handelsgeſetzbuch. 
8 2: 275% 
8 12: 385° 
8 22: 99, 1015 
8 23: 99 
8 25: 89, 99%, 214 71 
8 25 Abſ. 2: 417% 
8 27: 993° 
8 34: 101°* 
8 37: 101 365% 
8 54: 475% 
8 75: 14928 
8 155: 564 
8 182: 100% 
8 186 Abſ. 2: 182 
8 205 Abf. 1: 2311 


8 213 (Art. 216 ä. F.): 418 
8 237: 4187 

8 252 Abſ. 4: 874 

8 268: 214 

8 269: 214 

8 274: 182 

8 292: 4414 

8 294: 441 

88 294 ff.: 418?” 

§ 303: 150 

344: 9950 

346: 341% 

3 2158 

3847 

908, 1711, 341, 560 
1987 


. 


0² 
128 
„ 


56228 

8 878: 810, 34119 
§ 383: 151% 

§ 456: 182˙¹ 

8 459: 182°1 

8 459 Abſ. 1 Nr. 3: 265 
8 616: 18251 

8 618: 182°! 

8 651: 215 

8 657: 182° 

8 821: 18231 


5. Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetz buch. 


Art. 5: 475 


6. Wechſelordnung 


Art. 31: 453 10 

„ 54: 75 

55a: 754 

77 b: 4531 

88 Abſ. 1: 562 
91: 366% 


2 2 2 * 


III. Einzelne Geſetze und Verordunngen. 


1867. Reglement über die Ziwilverſorgung und Zivilanſtellung 
der Militärperſonen vom 16. Juni. 


9 14: 2924 


1869. Gewerbeordnung. 


8 30: 2651 

8 34: 393 

8 88: 393 

8 53: 393 

8 64 Abſ. 1: 95° 

8 113 Abſ. 1—3: 293 
8 133b: 421% 

8 146 Ziff. 3: 2931“ 

§ 148 Nr. 4a: 395% 


Strafgeſetzbuch vom 15. Mai. 


§ 137: 3421° 

§ 290: 393*° 

8 360: 393*° 

8 366: 216°°, 486 


377: 15058, 1987, 34110, 40611, 561°, 
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8 367 Nr. 12: 165°, Nr. 16: 3935 
Ziff. 14: 498 50 
Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni. 
S 1: 183%, 232°, 358 10, 4068, 4685, 48741, 
56230, 57718 
= Neichöpoftgefeb vom 28. Oktober: 22348 


1871. 


1876. Urhebergeſetz vom 11. Januar. 
8 6 Ziff. 2: 54110 
1878. Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli. 
8 25: 14516 
8 30: 911 
8 33: 36856 
Art. 1984 ff. c. c.: 911 
1879. Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 
8 3 Ziff. 4: 18335 
8 7: 7550, 15230, 21636, 49985 
1884. Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli. 
8 95: 1018 
1887. Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz vom 11. en 
8 29: 242% 
1891. Patentgeſetz vom 7. April. 
8 2: 7551 
8 5: 15432 
8 6: 15422 
8 33: 217286 
„ Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. dan 
8 1: 122 
8 6: 12929 
1892. Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April. 
8 55: 421% 
8 58: 421% 
j 20. April 1892. 
„Geeſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. vom 20. Mal 1898. 
8 2: 395 
8 7: 39527 


8 8: 123%, 39597 
8 15: 2184, 26517 
Abſ. 3: 4517 
8 17: 123% 
8 35: 123%, 1675 
88 69—73: 564% 
8 68: 218% 
§ 77: 50385 
8 78: 123%, 39597 
„NReichsgeſetz über die Beſetzung der Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung der Kommunal⸗ 
verbände vom 21. Juli. 
8§ 14, 15: 222% 
1893. Reichsgeſetz betr. Abänderung und Ergänzung des 
Militärpenſionsgeſetzes vom 22. Mai. 
8 20: 49821 
§ 52 Abſ. 1: 11° 
1894. Warenzeichengeſetz vom 12. Mai. 
gs I ff.: 123 
8 7: 123% 
8 9: 123 
8 12: 184% 


8 13: 1235⁰ 
8 14: 50138 
8 20: 184% 
Militärpenſionsgeſetz vom 13. Juni. 
8 5: 49851 
Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juni. 
8 93: 1843 
Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai. 
8 1: 102, 155%, 15656, 3421017, 369 26, 
45418, 5024, 5408, 5631 
8 3: 10238 
8 6: 1568, 1853%, 3421017, 42243, 502%, 
563 8% 
8 8: 1114, 36955 
„ Börſengeſetz vom 22. Juni. 
8 28: 765% 
8 48: 765%, 498% 
8 66: 765%, 12431, 498% 
. Depotgeſetz vom 5. Juli. 
58s 3, 4: 49620 


1898. Geſetz über die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
555 1. Mai 1889. 
20. Mai 1898. 
8 31: 15321 
8 33: 15321 
8 69: 55418 
88 70, 74, 125: 5545 
1900. Gewerbeunfallgeſetz vom 30. Juni. 
8 25: 2204 
8 135: 10 
1901. Geſetz betr. III. Nachtrag zum Haushaltungsetat vom 
25. Februar. 
8 82: 540° 
§ 84 Nr. 5: 540° 
Zweiter Teil. Preußiſches Recht. 
1. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 
Teil Titel 
I 4 87: 2561 
28 9 ¶ꝗ 124% 
20 8 15: 2651 
4 8 16: 465 
2 4 8 17: 465? 
20 8 20: 5645 
21 8 21: 166“ 
22 8 30: 47318 
2 4 8 31: 369% 
13 8 49: 2890 
5 851: 220% 
17 88 52—54: 76% 
12 8 53: 267% 
4 8 75: 220% 
„ 5 8 79: 74% 
20 8 101: 2657 
13 8 119: 765 
13 8 120: 768 
13 8 262: 4234 


Teil Titel 
1 5 68 277 ff: 166“ 
5 88 325—28: 15797 


1873. 


1874. 


1875. 


20 5 395: 
11 8 454: 
12 8 466: 
12 8 469: 
12 8 472: 
11 8 488: 


12492 
465? 
465? 
56458 
5646 
565? 


11 8 5: 56556 


15 8 12: 
12 8 22: 
12 8 29: 
12 8 37: 
2 8 40: 
2 8 41: 
6 8 138: 


11 8 240: 


2338 
565 97 
284° 
284° 
284? 
284° 
370% 
42348 


8 8 2163: 5655 
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1883. 


II. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
Hypothekenordnung vom 20. Dezember. 
8 14 Tit. 1: 194% 
Eiſenbahngeſetz vom 3. November. 
8 25: 40716 


Geſetz betr. die Benutzung der Privatflüſſe vom 


28. Februar. 
8 3: 300° 


8 1: 2335 


Berggeſetz vom 24. Juni. 


8 5 3. Abſchn.: 244 
8 17, 19, 27: 2924 


8 142: 102% 
30. Mai 1873. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 19. Mai 1891. 

Tarifſtelle C. e. 424 
Preußiſches Enteignungs⸗ und Fluchtliniengefeg vom 

11. Juni. 

8 8: 223%, 300% 

8 9 Abſ. 3: 2445 

8 10: 15838, 30038 

8 13: 24438, 2 

8 24: 50380 
Preußiſche Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli. 

8 32: 473 

88 42, 49: 473. 


Geſetz betr. das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 


angelegenheiten vom 18. Februar. 
8 67: 3965 
Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April. 
8 27 Nr. 3: 21635 
Geſetz betr. die Allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli. 
8 7 Abſ. 1 Satz 2: 213° 
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8 127: 566 25 
8 128: 56638, 180% 
Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und 
Verwaltungsgerichtsbehörde vom 1. Auguſt. 
9 47: 5421 
8 49: 542 
Geſetz betr. das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien: 
54213 
Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli. 
8 7: 1898 
Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen 
der preußiſchen Monarchie. 
8 88: 2842 
Eigentumserwerbsgeſetz vom 25. Mai. 
8 41: 7755 
Kleinbahnengeſetz vom 23. Juli. 
8 1: 40718 
Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli. 
88 1, 4, 6, 9, 10: 21350 
8 61: 186% 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli. 
Tarifſtelle 2: 2440, 39630 
10, Abſ. 3: 39721 
„ 32: 188%, 54315 
s 56: 42447 
Volksſchullehrergeſetz vom 3. März. 
8 29: 280 28 
Verordnung über das Grundbuchweſen vom 13. November. 
Art. 7: 4031 
Art. 12: 54414 
Ausführungsgeſetz zum B. G. B. 
Art. 33 8 4: 4035 


Dritter Feil. Andere Candesrechte. 


1. Code civil: 


Art. 340 a: 4651 
1322: 57714 
1382: 22348 
1383: 57714 

1384: 223 


2. Badiſches Ausführungsgeſetz zum B. G. B. vom 
17. Juni 1899. 


Art. 8: 4651 


3. Bayriſche Ubergangsvorſchriften. 


Art. 45: 1381 


4. Ausführungsgeſetz für Elſaß⸗Lothringen. 


8 40: 521 


5. Hamburgiſches Ausführungsgeſetz. 


8 75: 95° 


Vierter Feil. Ausländiſche Geſetze. Staatsverträge. 
1. Oſterreichiſches B. G. B. 


8 111: 86? 


2. Pariſer Konvention 


8 37: 365% 
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Perzeichnis 


der 


im XXXIII. Jahrgange der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


abgedruckten 


Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 


A. Sachregiſter. 


Abendmahl ſ. Gottesläſterung 
Ablebnung und Ausſchließung von Gerichtsperſonen 
Führung der Vorunterſuchung. Iſt ein Richter aus⸗ 
geſchloſſen, der lediglich die verantwortliche Vernehmung 
des Angeſchuldigten vorgenommen hat? 3721 
Abort 
Gefährlichkeit des Zugangs zu einem A., der den Kunden 
eines Ladengeſchäfts aus Gefälligkeit zur Verfügung 
geſtellt worden iſt. Haftet der Geſchäftsinhaber, auch 
wenn er die Einräumung ausdrücklich verboten hatte? 175 
Abtreibung 
Aufforderung zur A., gefunden in Hinlenkung des im all⸗ 
gemeinen ſchon gefaßten Vorſatzes auf die konkrete 
Tat 13 
Abzahlungs geſchäfte 
Vertrieb von Loſen auf Abzahlung (Abſatz an Aus⸗ 
länder) 5908 
Aktiengeſellſchaft 
Bewertung von Grundftüden in der Bilanz (Hinzurechnung 
von Reparaturkoſten). Konkurrenz der 88 312, 313 H. G. B. 
mit $ 266 Str. G. B. 246° 
Pflicht zur Konkursanmeldung (keine Friſt zu Sanierungs⸗ 
verſuchen) 246“ 
Alkoholfreier Traubenſaft iſt weder Wein noch weinähnliches 
Getränk 59018 
Amtsgewalt |. Widerſtand, Beamte 
Anfechtung 
A. des Verzichts auf Buße 589 18 
Behandlung des (als ſolchen unbegründeten) Widerrufs 
einer Schenkung als A. 5901 
Angeklagter 
Taubheit des A. Notwendigkeit der Verdolmetſchung von 
Zeugenausſagen 212 
Entbindung des A. von der Hauptverhandlung 21“ 


Unterlaſſene Vorführung des verhafteten A. zur Urteils⸗ 
verkündung 22° 
Vernehmung mehrerer A. je in Abweſenheit der übrigen 586 85 
Ankündigung 
Offentliche A. unzüchtiger Schriften ſ. Unzucht 
Beſchränkung der A. eines Gewerbes 5891 
Anbringen eines Warenzeichens auf, in oder als A. 
590° 
Anpreifung unzüchtiger Schriften ſ. d. 
Anſchuldigung 
A. eines Strafunmündigen 477° 
Fehlen eines Tatbeſtandsmerkmals in der A. 5785 
A. bei einer Behörde (Bahnmeiſter, Betriebsinſpektion) 4777 
Arzt 
Indirekte Anmaßung der Eigenſchaft als A. 589° 
Arztliche Standesvertretung 
Strafantragsbefugnis 189 
Aufforderung zur Begehung von Straftaten 
A. durch Hinlenkung des im allgemeinen ſchon gefaßten 
Vorſatzes auf eine konkrete Straftat 132 
A. zu Straftaten im Auslande 1891 
A. zum Ungehorſam gegen Geſetze ſ. d. 
Auskunftsburean 
Androhung der Aufnahme in die ſchwarze Lifte 477° 
Ausland 
Auslieferung ſ. d. 
Inlandsvertreter für ausländiſche Schutzberechtigte 127183 
Aufforderung zur Begehung von Straftaten im A. 1891 
Ausländer 
Abſatz von Loſen gegen Abzahlung an A. 590° 
Auslieferung 
Gibt es eine bedingte Auslieferungsbewilligung, dergeſtalt, 
daß erſt der Strafrichter zu prüfen hat, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen der A. vorliegen? 124! 
5 


Gibt es eine bedingte Verurteilung des Ausgelieferten 
wegen weiterer Straftaten für den Fall, daß er frei⸗ 
willig im Inlande verbleibt? 372“ 

Answanderungsweſen 

Behandlung der Durchwanderer. Verbot der Stell⸗ 

vertretung für Auswanderungsagenten 374“ 
Bank erutt |. Konkursvergehen 
Bangenebmigung 

B. und gewerbepolizeiliche Genehmigung ($ 367 Ziffer 15 

Str. G. B.) 585228 
Beamte 

Sind die Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe nach § 131 
Gew. O. B.? 189° 

Beleidigung vorgeſetzter Behörden durch B. (Anwendung 
des 8 193) 58018 

Beamtenvergehen 

Verſchiedenheit des Rechtsguts bei Beamtenunterſchlagung 
und gewöhnlicher Unterſchlagung, als Hindernis der 
Annahme fortgeſetzten Handelns 19019 

Vergehen ſuspendierter Beamter 1925 

Vergehen, die von einem Beamten bei unbefugter Tätigkeit 
begangen werden 192 23,4 

Befreiung eines Gefangenen ſ. Gefangenenbefreiung 
Begehungsorte ſ. Zuſtändigkeit 
Behörde ſ. a. Polizei 

Betriebsinſpektion und Bahnmeiſter 4777 

Medizinalkomitee einer bayriſchen Univerſität 479° 

Beleidigung einer B. durch untergebene Beamte (An⸗ 
wendung des § 193 Str. G. B.) 5801? 

Beiſitzer | 
Heranziehung des Landgerichtspräſidenten und der Direktoren 
zur Stellvertretung eines B. 211 
Beiſtand 
Erſcheinen des geladenen Zeugen lediglich als B. 5877 
Beleidigung 

Begriff (Ausdruck der Mißachtung im Unterſchiede von 
bloßem „Argern“) 57919 

Eventualdolus (Bewußtſein möglicher Mißdeutung, 
Ergänzung einer Auslaſſung durch ein beleidigendes 
Wort) 579 11 

Mittäterſchaft zur B. durch die Preſſe ohne Namens⸗ 
nennung 5801 

Tätliche B. durch Beiſchlaf 

Erlangung des Beiſchlafs durch unbewußt ausgeübten 
Zwang 151° 

Einwilligung eines fünfzehnjährigen bereits beſcholtenen 
Mädchens 1611 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 

B. zwecks Herbeiführung eines Strafverfahrens, in 
welchem der Beleidiger zu berechtigten Zwecken 
beſtimmte Beweiserhebungen veranlaſſen will 16 

Unzuläſſigkeit der Einziehung einer in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen beleidigenden Druckſchrift 
4761 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen bei Aufnahme 
ſäumiger Schuldner in die ſchwarze Liſte eines 
Auskunftsbureaus 47710 
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B. einer Behörde durch untergebene Beamte in Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen 58012 
Beratung 
B. im Sitzungszimmer 246° 
Beruf und Gewerbe (5 230 Str. G. B.) 
Grenzen der Berufsausübung (Radfahrt zum Arbeits⸗ 
platz) 1714 
Umfang der gewerblichen Verpflichtung (Verpflichtung des 
Ladeninhabers zur Gewährung ſicheren Zugangs zu dem 
den Kunden zur Verfügung geſtellten Abort; Haftung 
für verbotenes Verhalten Angeſtellter) 17° 
Beſcheinigungen ſ. a. Gutachten und Zeugniſſe 
Beweiserheblichkeit von B. 18 
Beſchimpfung |. Gottesläſterung 
Beſchlagnahme 
Aufhebung amtlichen Verſchluſſes (Ablöſung von Pfand⸗ 
anzeigen des Gerichtsvollziehers) 1897 
B. geſtohlener Güter wegen Zollhinterziehung 246° 
Unberechtigte B. eines Zeitungsartikels (Abdruck vor Auf⸗ 
hebung der B.) 589“ 
Beſitz 
Strafrechtlicher Begriff des B. 58117 
Betrug 
Rechtswidrigkeit ſ. a. d. 
Rechtswidrigkeit beanſpruchter Notariatsgebühren 582 
Tatſache 
Beſtehen eines Rechtsſatzes 582 
Rentabilität eines Geſchäfts 584 
Täuſchung 
Täuſchung des Prozeßrichters (Prozeßkolluſion) 1902 
Verjährung 
Beginn der Verjährung 476“ 
Vermögensbeſchädigung 
Vermögensbeſchädigung durch Abſchluß eines gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Vertrages 1901s 47818 
Ausſtellung eines Anerkenntniſſes 5822 
Mittelbarer Schaden, der erſt durch die Anfechtung des durch 
Täuſchung bewirkten Vertragsabſchluſſes entſteht 5835 
Vorſpiegelung | 
Vorſpiegelung gewiſſenhafter Intereſſenwahrung ſeitens 
des heimlich der Gegenpartei dienenden Maklers 583 
Urſächlicher Zuſammenhang 
Nachprüfung des urſächlichen Zuſammenhangs in der 
Reviſionsinſtanz 582 
Beweisantrag 
Ablehnung eines B., deſſen Gegenſtand als wahr unter⸗ 
ſtellt werden ſoll 58812 
B. über die Auffaſſung des Kundenkreiſes 586° 
Beweisaufnahme ſ. a. Entfernung 
B. durch Konſtatierung des Vorſitzenden 58711 
Beweismittel 
Herbeigeſchafftes B. 2465, 3725 (Entfernung ge 
ladener und erſchienener Zeugen) — 5877 (Erſcheinen 
eines Zeugen lediglich in der Eigenſchaft als Beiſtand) 
Beweiswürdigung 


Beachtung von Angaben eines Zeugen, der ſein Ver⸗ 


weigerungsrecht nur teilweiſe ausübt 5861 
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Benutzung protokollariſcher Bemerkungen des erſuchten 
Richters über den Eindruck, den er von der Glaub⸗ 
würdigkeit des Zeugen erhalten hat 587° 

Bilanz 

B. der Aktiengeſellſchaft (Bewertung von Grundſtücken unter 

Einrechnung von Reparaturkoſten) 246 
Bordellweſen 
Kann die polizeiliche Tätigkeit im B. als kuppleriſche Vor⸗ 
ſchubleiſtung beurteilt werden? 5798 
Brauntweinſtenerbinterziehung 
Aufſchlürfen von Tropfbranntwein 12711 
Buße 
Anfechtung des Verzichts auf B. 589 15 
Darlebu 
Behandlung des unbegründeten Widerrufs eines D. als 
Anfechtung 590. 
Denkmäler 
Sachbeſchädigung durch Aufgraben vorgeſchichtlicher D. 19 
Diebſtahl und Unterſchlagung 

Beſitz (Gleichheit der Bedeutung in 88 242, 246) 581 

Idealkonkurrenz mit Untreue 19015 47711 

Eigentumsverhältniſſe an Poſtanweiſungsgeldern 5811? 

Zueignung durch Ablieferung zur Verdeckung eines Fehl⸗ 
betrages 581? 

Zueignung bei Depotunterſchlagung durch unterlaſſene Be⸗ 
nennung des Auftraggebers 590 10 

Verſchiedenheit des verletzten Rechtsguts bei gewöhnlicher 
und Beamtenunterſchlagung 190° 

Veräußerungen eines Gutsverwalters an ſich ſelbſt 171° 

Dolmetſcher 

Verdolmetſchung von Zeugenausſagen für den tauben An⸗ 

geklagten 21° 
Belus eventualis |. Vorſatz 
Druckſchriften |. Einziehung, Preſſe, Unzucht 
Durchſuchungsbefuguis 

D. preußiſcher Förſter als Hilfsbeamter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft 189 

Ehefrau 

Verantwortlichkeit der E. neben dem Manne (Kuppelei) 

189° 
Ebrenrat |. Arztliche Standesvertretung 
Eides ſtattliche Berſicherungen 

Unzuſtändigkeit der Staatsanwaltſchaft zur Entgegennahme 

e. V. 5786 
Eigentum 

Weich ae geſtohlener Güter wegen Zollhinterziehung 

246 


Einziehung unzüchtiger Schriften im Verfahren gegen den 
Verkäufer mit Rückſicht auf die Nichtigkeit des Verkaufs 
5782 
Eigentumsverhältniſſe an 8 58119 
Erwerb des E. am Schiff 585 
Einheit und Mehrheit der 3 ſ. d. 
Einziehung und Unbrauchbarmachung 
Kann die ÜUbermittelung der Druckſchriften von einem 
Mittäter an den anderen als Verbreitung angeſehen 
werben? 121 


Anfechtung der Einziehungsverfügung in einem wegen 
Geiſteskrankheit freiſprechenden Urteile 13° 
Unzuläſſigkeit der Einziehung bei Freiſprechung aus 8 193 
Str. G. B. 476! 
Rechtsſtellung der Einziehungsintereſſenten 5782 
E. unzüchtiger Bilder im Verfahren gegen den Verkäufer 
mit Rückſicht auf die Nichtigkeit des Verkaufs 578° 
Eiſenbahn 
Erſtreckt ſich der öffentliche Zweck einer Straßenbahn auf 
die zu ihrem Betriebe dienende Telephonanlage? 19 
Eltern 
im Sinne des § 235 Str. G. B. (Pflegeeltern) 171 
Empfängnis 
Schutzmittel gegen E. (Unzüchtigkeit der Anpreiſung) 147 
(Art der Bezeichnung) 153 
Entfernung vom Gerichtsſitze 
E. als Grund kommiſſariſcher Vernehmung (Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz) 21“ 
Eutfübrung 
Eltern und Pflegeeltern 171° 
Mitwirkung bei Selbſtentfernung einer Minderjährigen. 
Eintritt der Volljährigkeit vor dem erſten Beiſchlaf 1717 
Eutweichenlaſſen |. Gefangenenbefreiung 
Erbe 
Gutgläubiger Erwerb durch den E. des Wucherers 19° 
Eröffnung des Hauptverfabrens 
Unzuläſſigkeit teilweiſer Ablehnung der E. bei Anklagen 
wegen fortgeſetzten Verbrechens 372“ 
Erpreſſung und Nötigung 
Wahrung der Willensfreiheit desjenigen, dem das Übel 
in Ausſicht geſtellt wird 18 ˙⁰ 
Androhung der Klagerhebung 581 
Androhung der Aufnahme in die ſchwarze Liſte eines 
Auskunftsbureaus 47719 
Fenſteraushängen zwecks Vertreibung des räumungs⸗ 
pflichtigen Mieters 1718 190° 
Verfolgung eines urſprünglich rechtswidrigen, durch Zivil⸗ 
urteil feſtgeſtellten Anſpruchs 581°: 
Beginn der Verjährung 476“ 
Etiketten 
Sind E. Mitteilungen im Sinne des § 4 des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes? 24711 
Eventualdolus |. Vorſatz 
Expreſſer Bote ſ. Poſtmonopol 
Fabrik 
Merkmale des Fabrikbetriebes 125° 
Fahrläſſigkeit 
Strafbarkeit der F. nach 8 27 Nr. 1—3 des Geſetzes über 
das Poſtweſen 247° 
Haftung des Mieters für den Zuſtand des Grundſtücks 
58110 
Rückſicht auf eigene Aufgeregtheit 1619 
Rückſicht auf fremdes Verſchulden 1715 
Rikochettieren und Prellſchüſſe 58015 
Verantwortlichkeit des Ladenbeſitzers für Gefährlichkeit des 
den Kunden zur Verfügung geſtellten Aborts 1718 
Beſondere Verpflichtung durch Beruf und Gewerbe |. d. 
b* 
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Feilhalten 
F. oder bloße Vorbereitungshandlung? 2473 
Ferienkammern und Ferienſeuate 
Bildung derſelben (Zuſtändigkeit des Präſidiums) 2461 
Feſtſtellungen 
F. (Konftatierungen) des Vorſitzenden in der Haupt⸗ 
verhandlung 58711 
Finger 
Körperverletzung mit Verluſt eines Fingers 580 
Fiſchen 
zur Nachtzeit (Liegenlaſſen der bei Tage ausgelegten Netze) 
47617 
Forſtbeamte 
Vermeſſungsarbeiten von F. (Preußiſches Geſetz vom 7. Ok⸗ 
tober 1865) 14 
Forſt⸗ und Jagdſchutz 
Durchſuchungsrecht preußiſcher Förſter 189“ 
Jagdvergehen ſ. d. 
Fortgeſetzte Straftat ſ. d. 
Förderung der Gefangenenbefreiung ſ. d. 
Freiſprechung 
F. wegen Geiſteskrankheit mit Einziehungsverfügung; Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels gegen die letztere 13° 
Koſtenentſcheidung bei teilweiſer F. 3737 
Gefangenenbefreiung 
Unterſchied einer Förderung der G. vom Entweichenlaſſen 
(Mangel der Kenntnis des Gefangenen von der Förde⸗ 
rung) 141 
Geiſteskraukheit |. Freiſprechung 
Geldſtraſe 
Umwandlung der G. in Haft (Einfluß des Einzelſtraf⸗ 
nehmens) 5781 
Gemeindevorſteber 
Sind Anzeigen des G. öffentliche Urkunden? 4781 
Gerichtsgebühren 
Bemeſſung der G. nach 8 60 Str. P. O. 479 10 
Gerichtsſchreiber 
Aufgabe und Befugnis des protokollierenden G. zu eigener 
Auffaſſung der Zeugenausſage 476° 
Zuſtändigkeit des G. zur Aufnahme der Reviſionsbegrün⸗ 
dung 2210 
Gerichtsvollzieher 
Sind die Pfandanzeigen des G. den amtlichen Siegeln 
gleichzuſetzen? 1897 
Geſetz 
Aufforderung zum Ungehorſam gegen ein G. (Unzuläſſigkeit 
einer Nachprüfung der Gültigkeit des G. durch den Straf⸗ 
richter) 125? 
Geſichtspunkt 
Veränderung des rechtlichen G. im Einziehungsverfahren 5783 
Mehrere Begehungsmittel derſelben Straftat 479° (8 153 
Gew. O.) 5783 (Hehlerei) 
Gewalt 
G. gegen die Perſon (Fenſteraushängen) 190° 
Gewerbe 
Beſondere Pflichten (S 230 Str. G. B.) ſ. Beruf 
Groß⸗ und Kleinbetrieb ſ. Fabrik 


Sind die Prüfungsausſchußmitglieder (8 131 Gew. O.) 

Organe der Staatsgewalt? 189 
Gewerbebetrieb 

Verantwortlichkeit deſſen, der ſeine Arbeitsſtätte vermietet, 

als Unternehmer (8 120 a Gew. O.) 373° 
Gewerbefreiheit 

Unzuläſſige Beſchränkung der G. auf Grund des Vieh⸗ 
ſeuchengeſetzes 126 10 

Zuläſſige Beſchränkung in der Ausübung oder Ankündi⸗ 
gung des Gewerbes 3735 (Beförderung von Aus⸗ 
wanderern) 

Gewerbsmäßigkeit 

G. der Hehlerei 19011 

G. der Weinfälſchung 12819 37411 

G. des Wuchers 19 

Gläubigerbenachteiligung |. Konkursvergehen, Zwangs⸗ 
vollſtreckung 
Glied 
Verluſt eines wichtigen G. 5801 
Gottesläſterung 
Beſchimpfung des Abendmahls durch Nachahmung 5787 
Grenzbezirk 

Kontrollpflichtiger Transport im G. 

8 119) 1255 
Grober Unfug ſ. d. 
Grund ſtücke 
Bewertung von G. in der Bilanz einer Aktiengeſellſchaft 
(Einrechnung von Reparaturaufwänden) 246 
Gutachten 
Beweiserheblichkeit privater G. 1821 
Gutsverwalter 

Veräußerung von Gutserzeugniſſen durch den G. an ſich 

ſelbſt 1719 
Handelsgewerbe 

Kann ein Minderjähriger, der ohne Genehmigung ein H. 

betreibt, wegen Konkursvergehen beſtraft werden? 128 13 
Handlung, fortgeſetzte, ſ. Straftat 
Hauptverhandlung 

Angeklagte 

Vernehmung mehrerer Angeklagter je in Abweſenheit der 
übrigen 5865 

Entbindung des Angeklagten vom Erſcheinen in der H. 21 

Unterlaſſene Vorführung des Angeklagten zur Urteils⸗ 
verkündung 22° 

Einziehungsintereſſenten 
Rechtsſtellung derſelben 578° 

Beweismittel 
Erledigung herbeigeſchaffter Beweismittel 2465 3725 

(Entfernung geladener und erſchienener Zeugen vor 

ihrer Vernehmung) 5877 (Erſcheinen eines geladenen 

Zeugen lediglich in der Eigenſchaft als Beiſtand) 
Ladung von Zeugen auf eine ſpätere Stunde 245“ 
Beweisanträge ſ. d. 

Hinweis auf Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts 
Verſchiedene Begehungsmittel in 8 153 Gew. O. 4796 
Hehlerei (Anſichbringen und Verheimlichen) 479 
Entbehrlichkeit des Hinweiſes im Einziehungsverfahren 578 3 


(Vereinszollgeſetz 
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Identität des Gegenſtandes der Anklage und Verurteilung 
(Diebſtahl, Unterſchlagung und Betrug) 4798 
Verleſung von Schriftſtücken 
Strafliſten der Zeugen 21° 
Überſetzungen 229 
Verzicht auf wiederholte Verleſung einer Urkunde, deren 
weſentlicher Inhalt in das vom Reichsgerichte auf⸗ 
gehobene Urteil aufgenommen iſt 227 
Verleſung von Zeugniſſen über meteorologiſche Be⸗ 
obachtungen eines öffentlichen Inſtituts 587° 
Verleſung eines Zeugniſſes des Medizinalkomitees einer 
bayriſchen Univerſität 4795 
Verleſung eines Schulzeugniſſes mit Führungszeugnis 
587 10 i 
Hehlerei 
Gleichwertigkeit der verſchiedenen Begehungsformen 479° 
Erfordernis der Verletzung fremder Vermögensrechte 
(Strafloſigkeit des Weiterverkaufs verbotswidrig ge⸗ 
fangener Singvögel) 58222 
Gewerbsmäßigkeit 19011 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft 
Königliche Förſter in Preußen 189“ 
Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts 
ſ. Hauptverhandlung 
Hoflage 
H. im Sinne des Preußiſchen Geſetzes vom 7. Oktober 1865 
§ 1 Abi. 3 (Ziegeltrockenplätze) 14“ 
Idealk onkurrenz |. Straftat 
Identität der Straftat und des Rechtsguts ſ. d. 
Immunität der Reichstagsabgeordneten 
Nachteilige Wirkung des Aufſchubs der Strafverfolgung 
(Verlängerung der Verjährung) 125° 
Julaudvertreter 
J. für Warenzeichenſchutz eines Ausländers (Strafantrags⸗ 
befugnis) 12718 
Jutellektuelle Urkundenfälſchung |. d. 
Juverkehrbringen ſ. Verkehr 
Juvalidenverſicherung. Kennzeichnung von Quittungs⸗ 
marken ſ. d. 
Irrtum 
Entſchuldbarkeit des J. über die im Vertriebe einer Anſichts⸗ 


poſtkarte mit Nachbildung einer Photographie liegende 


Urheberrechtsverletzung 126° 
Jagd 
Prellſchüſſe und Rikochettieren (Fahrläſſigkeit) 580 15 
Jagdvergehen 
Überſchreitung der Grenzen des dem Grundeigentümer 
zuſtehenden perſönlichen Jagdrechts durch Zuziehung von 
Teilnehmern, die nicht als bloße Treiber anzuſehen 
find 58531 
Erlöfchen des Jagdrechts (durch Veränderungen im Eigentum 
oder der Gemeindezugehörigkeit des Jagdbezirks) 
191 2° 
Jagdſchutzbeamte 
Unzuſtändigkeit der Landesverwaltung zur Beſtätigung 
eines vom Jagdberechtigten beſtellten Aufſehers 14° 
Kanſalzuſammenhang |. Urſächlicher Zuſammenhang 


Kegeljunge (Kinderſchutz) 
Beſchäftigung von K. durch Gäſte 59118 
Kennzeichnung von Quittungskarten ſ. d. 
Kirche ſ. Gottesläſterung 
Klagandrohung 
als Nötigungsmittel 581° 
Kolluſion 
K. der Parteien im Zivilprozeß zur betrügeriſchen Täuſchung 
des Prozeßrichters 1901? 
Ernſthafter (abredewidriger) Gebrauch des durch K. erlangten 
Schuldtitels 1901 
Konſiskation 
K. geſtohlener Güter wegen Zollhinterziehung 246° 
Konkursvergehen | 
Anmeldungspflicht der Vorſteher und Liquidatoren einer 
Aktiengeſellſchaft (keine Friſt zu Sanierungsverſuchen) 246“ 
Strafloſigkeit des Minderjährigen, der ohne Genehmigung 
ein Handelsgewerbe betrieben hat 12818 
Körperverletzung 
Fahrläſſige K. ſ. Fahrläſſigkeit, Beruf, Verluſt eines 
Gliedes (Finger) 5801 
Konftatierung 
K. des Vorſitzenden in der Hauptverhandlung 58711 
Koſtenentſcheidung ſ. a. Gerichtsgebühren 
K. bei teilweiſer Freiſprechung 3727 
Krankenverſicherungsbeiträge 
Vorenthaltung unbefugter Abzüge 3747 
Vorenthaltung vor Eintritt der Fälligkeit? 5907 
Kuppelei 
Verantwortlichkeit der Mutter für Unzucht des Sohnes 1898 
Kann die Tätigkeit der Polizei im Bordellweſen unter den 
Geſichtspunkt kuppleriſcher Vorſchubleiſtung gebracht 
werden? 5798 
Ladeubeſitzer 
Verantwortlichkeit des L. für Unfälle, die die Kunden 
außerhalb des Ladens im Grundſtück erleiden (Gefähr⸗ 
lichkeit des Zugangs zum Abort) 1715 
Landfriedensbruch 
Konkurrenz der 88 124, 125 Str. G. B. 1895 
Landgerichtsdirektor 
Heranziehung des L. zur Vertretung eines Beiſitzers 211! 
Laundesgeſetzgebung 
Verbot des Waffentragens 203? 
Erweiterung der Strafantragsbefugnis durch L. (ärztliche 
Standesvertretungen) 189? 
Anwendung der Teilnahmebeſtimmungen des Str. G. B. 
auf ältere Landesgeſetze 4762 
Landesverwaltung 
Unzuſtändigkeit der L. zur Beſtätigung des vom Jagd⸗ 
berechtigten beſtellten Aufſehers 14 
Landwirtſchaftliche Nebenzwecke 
Anwendbarkeit der Gew. O. 125 
Leumundszengnis 
Verleſung des Führungszeugniſſes in Schulzeugniſſen 58710 
Lotterievergehen 
L. unter Benutzung der Preſſe (Zuſtändigkeit, Verjährung) 
2451, 5893, 591 
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Strafbarkeit der Tätigkeit des Vorſtandes eines Lotterie⸗ 


vereins 2481 
Abſatz von Loſen gegen Abzahlung an Ausländer 590° 
Makler 
Betrügeriſche Tätigkeit des zweiſeitig beauftragten M. 
583 35 


Meineid ſ. a. eidesſtattliche Verſicherung 
Prozeſſuale Verſtöße bei Aufnahme des Eidesleiſtungs⸗ 
protokolls 4765 
Strafminderung gegen den befangenen Zeugen (Unerheblich⸗ 
keit des Umſtandes, daß die Vorausſetzungen des § 157 
Str. G. B. nur für einen Teil der Zeugenausſage vor⸗ 
liegen) 4770 
Menfchenmenge 
Konkurrenz der 88 124, 125 Str. G. B. 189° 
Mieter 
Selbſthilfe gegen den räumungspflichtigen M. (Fenſter⸗ 
aushängen uſw.) 1718, 190° 
Haftung des M. für gefahrbringenden Zuſtand des Miet⸗ 
grundſtücks 5811 
Minderjährige ſ. Entführung, Konkursvergehen 
Mittäterſchaft ſ. Teilnahme 
Muſter 
Herſtellung von Prägwalzen zur Nachbildung des M. 479° 
Nahrungsmittelfälſchung 
Feilhalten oder Vorbereitungshandlung (kommt es auf 
Sichtbarkeit des feilgehaltenen Gegenſtandes für das 
Publikum an?) 7478 
Kenntnis des unmittelbaren Abnehmers vor der Ver⸗ 
fälſchung 247° 
Idealkonkurrenz von N. und Verletzung des Margarine⸗ 
geſetzes 247 10 
Haftung des Geſchäftsgehilfen 5898 
Nebenkläger 
N. als Zeuge (Entfernung aus dem Sitzungszimmer) 
479 
Nichtigkeit 
des Verkaufs unzüchtiger Bilder (Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
ziehung im Verfahren gegen den Verkäufer) 578° 
Notar 
Zeugnisverweigerungsrecht des N. (Überreichung der Ge⸗ 
nehmigung des Landgerichtspräſidenten) 478? 
Notariatsgebühren 


Betrug durch rechtswidrige Aufforderung zur Erſtattung 


von N. ſeitens des Nachfolgers an die Witwe des Vor⸗ 
gängers 582283 
Nötigung ſ. Erpreſſung 
Notzucht 
N. oder Beleidigung? (Erlangung des Beiſchlafs durch 
unbewußt ausgeübten Zwang) 15 
Offentlichkeit 
O. der Urkunde ſ. d. 
O. der Verhandlung 373, (O. der Urteilsverkündung) 
3732 (zeitlich beſchränkter Ausſchluß der O.) 
O. der Anpreiſung unzüchtiger Gegenſtände ſ. Unzucht 
O. des Zweckes einer Eiſenbahn- oder Telegraphen⸗ 
anlage ſ. d. 


Patentverletzung 
Inverkehrbringen durch unbefugte Abgabe einer Be⸗ 
ſcheinigung 4793 
Periodiſche Druckſchriften |. Preſſe 
Perſon 
Gewalt gegen die P. (Fenſteraushängen zur Vertreibung 
des räumungspflichtigen Mieters) 1718 190° 
Pfandentſtrickung 
Ablöſung der Pfandanzeige des Gerichtsvollziehers 1897 
Pflegeeltern 
Gehören die Pfl. zu den Eltern im Sinne des 8 235 
Str. G. B.? 1719 
Photographien 
Ph. an Poſtkarten oder Poſtkarten an Ph.? Objektive 
und ſubjektive Urheberrechtsverletzung 126° 
Polizei 
Kann die Tätigkeit der P. im Bordellweſen unter den 
Geſichtspunkt einer kuppleriſchen Vorſchubleiſtung gebracht 
werden? 5798 
Stellung des Strafantrags einer Polizeibehörde bei ſich 
ſelbſt 586“ 
Polizeibeamte 
Vernehmung von P. über Außerungen von Zeugen, welche 
in der Hauptverhandlung von ihrem Verweigerungs⸗ 
rechte Gebrauch machen 245? 
Polizeiſtunde 
Iſt der Vertreter des Wirts nach § 365 Str. G. B. 
ſtrafbar? 2051 
Polizeiverordnung 
Gültigkeit einer P. über Waffentragen 20°? 
Grenzen der durch das Viehſeuchengeſetz eingeführten Be⸗ 
fugnis zu P. 12610 
Portohinterziehung |. Poſtmonopol 
Poſtauweiſung 
Unterſchlagung an Poſtanweiſungsgeldern 5811 
Poſtbeamte 
Unterdrückung von Poſtſachen durch P. 192% 
Poſtbegleitadreſſe 
Urkundeneigenſchaft der Abſendervermerke auf P. 18 
Poſtkarten 
Photographien an P. 126° 


Poſtmonopol 


Strafbarkeit fahrläſſiger Verletzung des P. 247° 
Einheitlichkeit des Beförderungsakts 3733 
Expreſſer Bote (Benutzung des Handgepäckraums für 
mehrere Sitzplätze) 479“ 
Präſident 
Heranziehung des Landgerichtspräſidenten zur Stellvertretung 
eines Beiſitzers 211 
Präſidium 
Zuſtändigkeit des P. zur Bildung der Ferienkammern und 
Ferienſenate 2461 
Preſſe und Preßvergehen 
Wirkung des Verbots einer periodiſchen Druckſchrift auf 
die vorher erſchienenen Stücke 1267 
Abdruck eines zu Unrecht beſchlagnahmten Artikels vor 
Wiederaufhebung der Beſchlagnahme 589“ 
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Begehung groben Unfugs durch die P. 19 
Begehung von Lotterievergehen unter Benutzung der P. 
(Nichtanwendbarkeit der preßrechtlichen Sonderbeſtim⸗ 
mungen über Verjährung und Zuſtändigkeit) 2451 
5895, 59117 
Wahrheitsmäßigkeit der Angabe des verantwortlichen Re⸗ 
dakteurs 479 
Verantwortlichkeit des Setzers für wahrheitswidrige An⸗ 
gabe des verantwortlichen Redakteurs 1267 
Protokoll |. a. Sitzungsprotokoll 
Beurkundung der Perſonenidentität im P. 18% 
Stellung des protokollierenden Gerichtsſchreibers 476° 
Prũfungsausſchüſſe nach 8 131 Gew. O. 
Sind die Mitglieder der P. Organe der Staatsgewalt? 
189 
Publikum 
Kommt es für den Begriff des Feilhaltens auf die Wahr⸗ 
nehmbarkeit für das P. an? 2477 
Mittelbare Täuſchung des P. bei Nahrungsmittelfälſchung 
247° 
Irreführung eines Teils des P. bei unlauterem Wett 
bewerbe 4807 
Anittungskarte 
Kennzeichnung von Q. durch unbefugte Inhaber (Fälſchung 
zuläſſiger Vermerke) 1287 
Nadfabren 
Gehört die Radfahrt zum Arbeitsplatze zur Berufsausübung? 
(8 230 Str. G. B.) 171 
Nealkonkurrenz |. Straftat 
Nedakteur |. Preſſe 
Nechtsbängigkeit 
Einwand der R. wird nicht von Amts wegen geprüft, iſt 
im Einwande der Rechtskraft nicht inbegriffen 245° 
Nechtsirrtum |. Irrtum 
Rechtsgut 
Identität des verletzten R. als Bedingung der Annahme 
fortgeſetzten Handelns (gewöhnliche und Beamtenunter⸗ 
ſchlagung) 190 10 
Verſchiedenheit des R. bei 88 312, 313 H. G. B. 246° 
Nechts kraft 
Einziehung von Druckſchriften in Ergänzung eines teil⸗ 
weiſe rechtskräftigen Straferkenntniſſes (bleiben die 
Annahmen über Allein⸗ 
gebend?) 121 
Schließt der Einwand der Rechtshängigkeit den der R. in 
ſich? 245° 
Nachprüfung der Rechtswidrigkeit eines rechtskräftig zu⸗ 
erkannten Anſpruchs durch den Strafrichter 58121 
Rechtsmittel ſ. Reviſion, Wiedereinſetzung, Freiſprechung 
Rechtswidrigkeit |. Betrug, Erpreſſung 
R. eines zivilrechtlich zuerkannten Anſpruchs 581 *1 
Reichs flagge 
Eintragung eines fingierten Kaufvertrages zum Schiffs⸗ 
regiſter zwecks Führung der R. 585 50 
Reichstags abgeordnete 
Hinausziehung der Verjährung infolge Aufſchubs der Straf: 
verfolgung eines R. 125 6 


und Mittäterſchaft maß⸗ 


Reviſious begründung 
Mangelnde Zuſtändigkeit des aufnehmenden Gerichts⸗ 
ſchreibers 2210 
Ungenaue Faſſung der Anträge 58917 
Reviſionsgrund ſ. Beweisantrag. Hauptverhandlung 
Iſt unterlaſſene Zuziehung des verhafteten Angeklagten zur 
Urteilsverkündung abſoluter R.? 22 
Iſt falſche Belehrung eines Zeugen über ſein Verweigerungs⸗ 
recht als R. verwendbar? 3722 
Erſetzung der Unterſchrift eines nicht beteiligten Richters 
unter dem Urteil nach Eingang der Reviſionsanträge 2253 
Unzuläſſige Bezugnahme des Urteils auf Feſtſtellungen in 
einem früheren Urteile 246° 
Reviſionsinſtanz 
Berichtigung eines Verſehens bei Anrechnung der Unter⸗ 
ſuchungshaft in der R. 476° 
Nachprüfung des urſächlichen Zuſammenhangs in der R. 582% 
Richter 
Ausſchließung und Ablehnung ſ. d. 
Stellvertretung der beiſitzenden R. (Heranziehung des Prä⸗ 
ſidenten und der Direktoren) 211 
Funktionen des R. und Gerichtsſchreibers bei der Protokoll⸗ 
aufnahme über eine Zeugenausſage 476° 
Betrug durch Täuſchung des Prozeßrichters (Kolluſion beider 
Parteien) 19012 
Rikochettieren 
R. von Schrotkörnern bei der Jagd 580 16 
Rindviehhandel 
Kann auf Grund des Viehſeuchengeſetzes eine allgemeine 
Kontrolle des R. eingeführt werden? 126 10 
Sachbeſchädigung 
Aufgrabung vorgeſchichtlicher Denkmäler 1927 
Schenkung 
Zugabe von Saccharintabletten beim Bierverkauf 5901. 
Schiffs regiſter 
Eintrag fingierten Kaufvertrags zum Sch. zwecks Führung 
der Reichsflagge 585 50 
Schmuckſachen 
Sch. im Sinne § 56 Abſ. 2 Ziffer 11 Gew. O. (unechte 
Ware) 4791 
Schrotförner 
Rikochettieren von Schr. auf der Jagd 58016 
Schuldansſchließungsgründe 
Unzuläſſigkeit eines Rechtsmittels des Angeklagten gegen 
Freiſprechung wegen Sch. 133 
Schugmittel gegen Empfängnis 
Anpreiſung von Sch. (Unzüchtigkeit, Verſtändlichkeit der 
Anpreiſung) 147 15° 
Schwurgerichts verfahren 
Alternative Fragſtellung wegen Anſtiftung eines oder ſämt⸗ 
licher Mittäter 58814 
Verabfolgung von Büchern ins Beratungszimmer der Ge⸗ 
ſchworenen 58815 
Berichtigungsverfahren (Unterbrechung der Verkündung des 
Geſchworenenſpruchs) 58818 
Seemannsordnung 
Widerſtand und tätlicher Angriff auf Vorgeſetzte 247 
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Selbſthilfe 
S. gegen den räumungspflichtigen Mieter 1718 190° 
Setzer ſ. Preſſe 
Seuchengefahr |. Viehſeuchen 
Siegelbruch 
Ablöſung von Pfandanzeigen des Gerichtsvollziehers 1897 
Sitten 
Vermögensbeſchädigung durch einen infolge Täuſchung ab⸗ 
geſchloſſenen, gegen die guten Sitten verſtoßenden Ver⸗ 
trag 19018 4781 
Sitzungsprotokoll ſ. a. Protokoll 
Zeitgrenze für Abänderung des S. 58815 
Fehlender Vermerk im S. über Verabfolgung von 
Büchern in das Beratungszimmer der Geſchworenen 
588 15 
Sparkaſſenbucheinträge 
Eigenſchaft der Sp. als öffentliche Urkunden 191 
Staatsanwaltſchaft 
Hilfsbeamte der St. (preußiſche Förſter) 189“ 
Unzuſtändigkeit der St. zur Abnahme von Verſicherungen 
an Eidesſtatt 57855 
Staatsgewalt 
Sind die Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe nach § 131 
Gew. O. Organe der St.? 189° 
Standesregiſter 
Welche Ortsangaben gehören ins St.? Kommt es für die 
Strafbarkeit unrichtiger Angaben auf deren Erheblichkeit 
an? 58455 
Standesvertretung ſ. Arztliche St. 
Stellvertretung 
St. beiſitzender Richter durch Präſidenten und Direktoren 211 
Unzuläſſigkeit der St. für Auswanderungsagenten 374° 
Inlandvertreter ausländiſcher Warenzeicheninhaber 12373 
Stempelvergehen 
Vermittlung von Wettaufträgen 374° 
Verwendung gebrauchter Stempelmarken (von einem nicht 
in Umlauf geſetzten Wechſel). Idealkonkurrenz mit 
Wechſelſtempelhinterziehung 478 
Strafautrag 
Unwirkſamkeit der Genehmigung eines unbefugt geſtellten Str. 
12718 
Ausdehnung der Befugnis zum Str. durch die Landes: 
geſetzgebung 189? 
Stellung des Str. durch eine Behörde bei ſich ſelbſt 586“ 
Strafgeſetz 
Geſetzeskonkurrenz ſ. Straftat 
Bezeichnung des Str. im Urteil 2467 
Strafkammer 
Stellvertretung von Beiſitzern durch Präſidenten und 
Direktoren 211 
Bildung der Ferienſtrafkammern durch das Präſidium 2461 
Muß die Strafkammer bei bloßer Möglichkeit ſchwur⸗ 
gerichtlicher Zuſtändigkeit verweiſen? 5895 
Strafklage 
Verbrauch der Str. (teilweiſe Freiſprechung eines Aus⸗ 
gelieferten wegen Mangels der Auslieferungsvoraus⸗ 
ſetzungen) 373° 


Straflifte 
Verleſung der Str. eines Zeugen 21 
Strafrahmen 
Umwandlung der Geldſtrafe mit Rückſicht auf den Höchſt⸗ 
betrag der wahlweiſe angeordneten Freiheitsſtrafe 5781 
Straftat 
Aufforderung zur Begehung von Str. ſ. Aufforderung 
Begehungsort der Str. ſ. Zuſtändigkeit 
Einheit und Mehrheit der Str. (Konkurrenz): 
Verhältnis der SS 124, 125 Str. G. B. 1895 
Untreue und Diebſtahl 19015, 47711 
Nahrungsmittelfälſchung und Margarinegeſetz 24719 
Stempelfälſchung und ⸗hinterziehung 47814 
Identität der zur Anklage und zur Aburteilung ſtehen⸗ 
den Str.: 
Gewöhnliche und Beamtenunterſchlagung 190 10 
Diebſtahl, Unterſchlagung, Betrug 479° 
Fortgeſetzte Str.: 
Verſchiedenheit des verletzten Rechtsguts 
190 10 (gewöhnliche und Beamtenunterſchlagung) 
2463 (88 312, 313 H. G. B.) 
Unzuläſſigkeit teilweiſer Eröffnung des Hauptverfahrens 
auf eine Anklage wegen fortgeſetzter Str. 
Straßenbahn 
Erſtreckt der öffentliche Zweck der Str. ſich auf die zu ihrem 
Betriebe dienenden Telephonanlagen ($ 317 Str. G. B.) 
19% 
Süßftoffe 
Zugabe von Saccharintabletten beim Bierverkauf 
(Schenkung?) 5901 
Grenzen des zuläſſigen Kleinverkaufs 59118 
Tat |. Straftat 
Tatſache ſ. Betrug, Beweisantrag, Wettbewerb 
Taubheit 
T. des Angeklagten, Verdolmetſchung von Zeugenaus⸗ 
ſagen 21? 
Teilnahme 
T. im Sinne § 56 Str. P. O. ſ. Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige 
Anwendung der Beſtimmungen des Str. G. B. über die 
T. auf ältere Landesgeſetze 476 
Alternative Frageſtellung über Anſtiftung 
mehrerer Mittäter 5881“ 
Mittäterſchaft an einem Preßvergehen ohne Namens⸗ 
nennung 58012 
Kann die Übermittelung von einem Mittäter an den anderen 
als Verbreitung verurteilt werden? 122 
Telegraphenanlage (Telephonanlage) 
Anwendung des § 317 Str. G. B. auf die zum Betriebe 
einer Straßenbahn dienende Telephonanlage 19 28 
Verhinderung im Gegenſatze zur Beſchädigung 19121 
Territorialprinzip 
Aufforderung zur Begehung von Verbrechen im Aus⸗ 
lande 1891 
Tötung, fahrläſſige ſ. Fahrläſſigkeit 
Treiber 
Unterſcheidung des Tr. von Jagdteilnehmern 585381 


eines oder 
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überſetzungen 
Verlesbarkeit von U. 22° 
Umgeldögefährdung 
Bemeſſung der Strafe wegen U. nach dem württembergiſchen 
Wirtſchaftsabgabengeſetze 2487 
Unbrauchbarmachung |. Einziehung 
Ungehorſam gegen Geſetze ſ. d. 
Unfug, grober 
Begehung durch die Preſſe 19 50 
Unlauterer Wettbewerb ſ. d. 
Unterbrechung der Verjährung ſ. d. 
Unterſchlagung |. Diebſtahl 
Unterſuchungs haft 
Berichtigung eines Irrtums bei Anrechnung der U. in 
der Reviſionsinſtanz 
Untreue 
U. in Idealkonkurrenz mit Diebſtahl oder Unterſchlagung 
19045, 47711 
Kann das Verhalten desjenigen, der von einem durch 
Prozeßkolluſion erlangten Schuldtitel wider die Abrede 
im Ernſt Gebrauch macht, als Untreue beurteilt werden? 
190 14 g 
nuazucht 
Anpreiſung und Ankündigung 
Anpreiſung von Schutzmitteln gegen Empfängnis 
147 (Verſendung ausſchließlich an Verheiratete) 
156, (Erkennbarkeit des unzüchtigen Zwecks) 
4779 (Wiſſenſchaftlichkeit des Schriftwerks, worin die 
Anpreiſung enthalten iſt) 
Einziehung unzüchtiger Bilder im Verfahren gegen den 
Verkäufer, mit Rückſicht auf die Nichtigkeit des Ver⸗ 
kaufs 578 
Kuppelei ſ. d. 
Zuhälterei 
Gemeinſame Wirtſchaft mit einer Proſtituierten 579° 
Unzuſtãndigkeit |. Zuſtändigkeit 
Urheberrecht 
U. an Werken der Tonkunſt 
Vervielfältigung von Mufikſtücken ohne Verwendung der 
gebräuchlichen Noten 480° 
U. an Photographien 
Photographien auf Anſichtspoſtkarten (objektiver und 
ſubjektiver Tatbeſtand) 126° 
Muſterſchutz, Warenzeichen ſ. d. 
Urkunden 
Offentlichkeit 
Mitteilungen der preußiſchen Maſchinen⸗ und Werk⸗ 
ſtätten⸗Inſpektionsvorſtände über das Prüfungsergebnis 
191 
Sparkaſſenbucheinträge 19117 
Anzeige des Gemeindevorſtehers über Verletzung des 
Grundbeſitzes der Gemeinde 47813 
Urkundenfälſchung 
Beweiserheblichkeit 
Privatgutachten 181 584 28 
Beſcheinigungen zur Täuſchung von Polizeibehörden 
18 23 


Intellektuelle U. 
Angabe falſchen Namens zu Protokoll 1824 
Falſche Angaben zur Kennzeichnung des Orts im 
Standesregiſter 584 
Eintrag eines fingierten Vertrages ins Schiffsregiſter 
585 30 
Urkunden unterdrückung 
U. von Poſtſachen durch Poſtbeamte 192 
Urkundenvernichtung 
Wem gehört der zum Zweck der Unterſchrift übergebene, 
aber noch nicht unterſchriebene Vertragsentwurf? 1911 
Urteil 
Erſetzung einer verſehentlich auf das U. gebrachten 
Unterſchrift durch die Unterſchrift des in Wirklichkeit 
beteiligten Richters 223 
Bezeichnung des Strafgeſetzes 2467 
Unzuläſſige Bezugnahme auf ein früheres U. 246° 
Urteilsverkündung 
Unterlaſſene Vorführung des Angeklagten zur U. 22° 
Öffentlichkeit der U. 3731, 
Urſächlicher Zuſammenhang 
Nachprüfung des u. Z. in der Reviſionsinſtanz 582% 
Verantwortlicher Redakteur ſ. Preſſe 
Verbindung von Strafſachen 
V. von Strafſachen gegen mehrere Angeklagte (Recht des 
einzelnen auf Anweſenheit bei Vernehmung der übrigen) 
5865 
Verbreitung 
Abermittelung einer Druckſchrift von einem Mittäter an 
den anderen 121 
Ausſtellung unter Entgegennahme von Aufträgen für die 
Zukunft 2477 
Verführung 
V. oder tätliche Beleidigung? (Duldung aus Schreck und 
Angſt) 1510 
Verjährung 
Beginn der V. 
bei Betrug und Erpreſſung 476“ 
im Falle § 367 Ziffer 15 Str. G. B. 585% 
gegen Reichstagsabgeordnete 125 
Dauer der V. wegen Lotterievergehen, die mit Benutzung 
der Preſſe begangen werden 5905 
Unterbrechung der V. durch Ernennung des Bericht⸗ 
erſtatters 1893 
Verkehr 
Iſt der Begriff des Inverkehrbringens je nach der Art 
der Straftat verſchieden? 123718 
Ausſtellung von Waren unter Entgegennahme von Auf⸗ 
trägen für die Zukunft 247° 
Verleihen 127 
Abgabe einer Erklärung, durch welche die Benutzung des 
patentierten Gegenſtandes ermöglicht wird 4793 
Verleihen ſ. Verkehr 
Verleſung ſ. Hauptverhandlung 
Verlöbnis 
Aufhebung des V. zum Schein zwecks Beeidigung einer 


Zeugenausſage 5863 
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Verkündung ſ. Schwurgerichtsverfahren, Urteilsverkündung 
Vermieter ſ. Mieter, Zurückbehaltungsrecht 
Vermittler ſ. Makler 
Vermittelung von Wettaufträgen 374° 
Verſuch 
V. mit untauglichen Mitteln (Erpreſſung durch Klag⸗ 
androhung) 581 
Verteidigungsbeſchränkung 
Ablehnung von Beweisanträgen ſ. d. 
Schlußkonſtatierungen des Vorſitzenden ohne nochmalige 
Erteilung des Worts 58710 
Vertrag 
Vermögensbeſchädigung durch Anfechtung des infolge 
Täuſchung abgeſchloſſenen Vertrages 5838 
Vermögensbeſchädigung durch Abſchluß eines auf Täuſchung 
beruhenden, gegen die guten Sitten verſtoßenden V. 
19013, 47818 
Vertragsurkunde 
Vernichtung einer zur Unterſchrift dem andern Vertrags⸗ 
teil vorgelegten Urkunde vor der Unterzeichnung 19118 
Viehſeuchen 
Wiſſentlichkeit der Geſetzesverletzung 19 
Geſtattet das Geſetz die Einführung einer allgemeinen 
Kontrolle über den Rindviehhandel? 12610 
Vorbereitungs handlungen 
V. zum Feilhalten 247° 
Vorgeſetzte 
Tätlicher Angriff auf V. (Seemannsordnung) 247 
Vorſatz 
Allgemeiner und konkreter V.; Hinlenkung des erſteren 
auf eine konkrete Straftat 13° 
Eventualvorſatz (Bewußtſein möglicher Mißdeutung einer 
Außerung in beleidigendem Sinne) 579 n 
Warenzeichen 
Rechtsgültige Beſtellung 
Strafantrag 12713 
Anbringen des W. in, auf, als Ankündigung; Fortbenutzung 
eines vor der Anmeldung bereits angebrachen Zeichens 
590° 
Waffe 
Inverkehrbringen einer W. durch Verleihen 12712 
Waffentragen 
Gültigkeit von Polizeiverordnungen über das W. 20°? 
Wahlfälſchung 
Doppelwahl am doppelten Wohnſitz 578“ 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ſ. Beleidigung 
Wechſelſtempelhinterziehung 
Idealkonkurrenz von W. und Verwendung gebrauchter 
Wechſel 478 
Weinfälſchung 
Gewerbsmäßigkeit der W. 1281, 374.11 
Zuſatz von Obſtwein 37410 
Zuckerwaſſeraufguß auf Treſter nach vorgängigem Aufguß 
von Naturwein 5901? 
Alkoholfreier Traubenſaft 5901? 
Wettaufträge 
Vermittelung von W. 374 


eines Inlandsvertreters zum 


Wettbewerb, unlauterer 

Tatſächliche Angaben: 

können ſolche als ſtrafloſe Abertreibung beurteilt werden? 
128 16 

iſt die Verſicherung: 
Tatſache? 12713 

Herſtellungsart (Ort der Herſtellung, Perſon des Her⸗ 
ſtellers) 4796 

Mitteilungen auf Etiketten 24711 

Täuſchungsabſicht (Gebrauch mehrdeutiger Ausdrücke in 
Erwartung eines beſtimmten Verſtändniſſes) 12718 

Irreführung eines Teils des Publikums 12816, 4807 

Grenzen zuläſſiger Übertreibung 12816 

Widerſtand 

Befugtheit der Amtsausübung (Durchſuchungen preußiſcher 
Förſter als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft) 
189“ 

Zuſtändigkeit des Beamten (eines Forſtbeamten zu Ver⸗ 
meſſungsarbeiten) 14“ 

W. gegen Jagdſchutzbeamte (Unzuſtändigkeit der Landes⸗ 
verwaltung zur Beſtätigung des vom Jagdberechtigten 
beſtellten Aufſehers) 145 

W. und tätlicher Angriff gegen Vorgeſetzte nach der Seemanns⸗ 
ordnung 24712 

Wiedereinſetzung 

Einlegung des Rechtsmittels durch Poſtkarte an die Staats⸗ 

anwaltſchaft 213 
Wille ſ. Vorſatz 
Wirt 

Strafbarkeit eines Vertreters des W. wegen Über- 

ſchreitung der Polizeiſtunde 2031 
Wiffenfchaft 

Kann die wiſſenſchaftliche ig vorgeſchichtlicher 
Denkmäler als Sachbeſchädigung beurteilt werden? 1927 

Anpreiſung von Gegenſtänden zu unzüchtigem Gebrauche 
in wiſſenſchaftlichen Werken 477° 

Wiſſentlich falſche Anſchuldigung Anſchuldigung 
Wohnſitz 

Doppelwahl am doppelten W. 
Wucher 

Gewerbsmäßigkeit 19 28 

Gutgläubiger Erwerb durch den Erben des Wucherers 192. 

Unerfahrenheit (teilweiſe und allgemeine) 58532 

Zahlungsunfähigkeit 

Z. einer Aktiengeſellſchaft (Pflicht zu ſofortiger Konkurs⸗ 

anmeldung) 246“ 
Zeugen und Sachverſtändige 

Teilnahme im Sinne 8 56 Str. P. O. 

Iſt Ankauf Teilnahme am ſtrafbaren Verkauf geſundheits⸗ 
ſchädlicher Nahrungsmittel? 5862 

Gegenſeitige Körperverletzung des Zeugen und des An⸗ 
geklagten 4783 

Iſt die Tätigkeit der Polizei im Bordellweſen Teil⸗ 
nahme an der Kuppelei? 3723 

Verlöbnis 
Auflöſung des Verlöbniſſes zum Schein, zwecks Beeidigung 

der Zeugenausſage 5863 


„Prima Qualität“ Angabe einer 


5784 


Strafſachen 43 


Verweigerung des Zeugniſſes 
Verweigerungsrecht des Notars 4781 
Teilweiſe Verweigerung 5861 
Vernehmung von Polizeibeamten über frühere Angaben 
verweigernder Zeugen 245 
Kann die Reviſion darauf geſtützt werden, daß Belehrung 
über das Verweigerungsrecht unterblieben iſt? 372 
Verfahren bei der Vernehmung 
Ladung von Zeugen auf ſpätere Stunde 245“ 
Erſcheinen des geladenen Zeugen als Beiſtand 5877 
Entfernung geladener und erſchienener Zeugen 372° 
Berufung auf den früher vor ordnungswidrig beſetztem 
Gericht geleiſteten Eid 478% 
Verleſung von Strafliſten der Zeugen 21° 
Protokollaufnahme (Zuziehung des Gerichtsſchreibers erſt 
zu Verleſung der bereits niedergeſchriebenen Ausſage) 
4765 
Verleſung von protokollariſchen Bemerkungen über den 
Eindruck, den der Zeuge auf den erſuchten Richter 
gemacht hat 587° 
Zengniſſe 
Beweiserheblichkeit privater Z. 18 2˙ 
Zivilprozeß 
Nachprüfung des im Z. N feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs 5819 
Zollhinterziehung 
Beſchlagnahme und Konfiskation geſtohlener Güter 246° 
Zugabe 
8. von Saccharintabletten beim Bierverkauf (Schenkung d) 
590 14 


Zuſammenrottung 


Konkurrenz der 88 124, 125 Str. G. B. 1898 


Zuſtändigkeit 


Wird ſchon durch bloßen Zweifel an der Zuſtändigkeit 
0 ee der Strafkammer begründet? 


Pe das Gericht feinen eigenen Beſchluß wegen 
nachträglich erkannter Unzuſtändigkeit aufheben? 3725 
Begehungsort der unter Benutzung der Preſſe begangenen 
Lotterievergehen 2451 59117 
Z. des e zur Bildung der Ferienſtrafkammern 
2461 
3. des Beamten zur Amtshandlung ſ. Widerſtand 
Z. der Landesgeſetzgebung ſ. Waffentragen 
Zuſtellung | 
Erkennbarkeit der Identität des zuzuſtellenden und 
zugeſtellten Schriftſtücks aus einer Aktennotiz 4781 
Zurückbehaltungsrecht des Vermieters 
Zuläſſigkeit vertragsmäßiger Beſtellung eines Z. neben 
dem geſetzlichen Pfandrechte 478 16 
Zwang | 
Z. zur Duldung des Beiſchlafs ſ. Verführung, Belei- 
digung 
Zwangsvollſtreckung 
Strafbarkeit der bloßen FE SE der Pfandanzeige 897 
Ernſthafte Zw. aus einem durch Prozeßkolluſion erwirkten 
Schuldtitel (Untreue?) 1904 
Kann Bevorſtehen der Zw. angenommen werden, ohne 
Rückſicht darauf, ob der Gläubiger den Entſchluß zur 
Zw. bereits gefaßt hat? 47816. 


B. Geſetzesregiſter. 


I. Reichsrecht. 
1. Strafgeſetzbuch. 
8 29 Abſ. 1: 578 
8 40: 121, 578,8 
8 41: 127, 4761, 5788 
8 42: 12, 578 
8 46 Ziff. 1: 3011 
8 46 Nr. 1: 301 
8 47: 3027 u. fig, 476? 
8 48: 3027 
8 49 a: 13°, 1891 
& 51: 13° 
8 59: 19, 1252, 
8 60: 476° 
8 61: 189° 
8 67: 301 5,4, 476“ 
8 68: 189° 
8 69: 1250 
8 73: 1895, 19010, 2465, 
8 74: 301° 
8 79: 479 10 
8 108: 478% 
8 110: 125° 
8 113: 14, 189. 


192% 


3015, 47814 


8 117: 
& 123: 
§ 124: 
& 125: 
8 132: 
§ 133: 
§ 136: 
§ 154: 
§ 156: 
8 157: 
8 163: 
& 164: 
S 166: 
§ 167: 
§ 169: 
§ 180: 
§ 181: 
& 181a: 579° 
§ 182: 1510, 30210 
8 183 Nr. 1: 147° 
Nr. 2: 147, 155 
Nr. 4: 15° 

8 184 Ziff. 3: 477° 
§ 185: 1510, 1611, 57910-18 

6*. 


145, 1894 
148 
1895 
1895 
1890 
3020 
1896 
4765 
3027, 
4778 
57889 
47778, 578° 
5787 

3028 

302° 

1898, 5798 
1898 


578° 
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8 193: 162, 30211, 4761, 477 10, 58013 8 206: 5785 
§ 224: 580“ § 229: 5865 
§ 230: 16:3, 58015, 16 8 232: 21“ 
Abſ. 2: 171.16 8 242: 245“ 
§ 235: 1716 § 243: 5865 
8 237: 1717 § 244: 2465, 3725, 5877 
8 240: 1718, 1905, 47719 8 248: 215, 22%7, 3729 
8 242: 19016, 47711 § 249: 5878 
§ 246: 171, 190 1, 30212, 30313, 5817 19 § 255: 479°, 5878,10 
8 253: 1820, 581,21 § 257: 58711 
8 257: 30314 8 259: 2469 
8 259: 1901, 58222 8 261: 58121 
8 263: 1251, 190,18, 30315, 6, 478, 8 264: 479 6,7, 5783 
582 23-26 8 265: 4798 
8 266: 1901615, 246°, 30318, 47711, 581 18,19 § 266: 2467,8, 5881? 
8 267: 5848 8 273: 3731, 58815 
8 271: 18%, 304 0, 58429 30 8 275 Abſ. 2: 223 
8 274: 1918 8 292: 58814 
8 276: 47814 § 309: 58815 
8 286: 1911 88 309—312: 38810 
8 288: 47815 § 376: 4763 
8 289: 47816 8 377: 22 
8 292: 19129, 58531 § 377 Ziff. 5: 586° 
8 293: 58551 8 377 Ziff. 8: 5866 
§ 296: 47817 § 384: 58917 
S 302a—c: 19, 26, 585°? § 385 Abſ. 2: 2210 
8 303: 1927 8 413: 2465 
§ 317: 192, 191˙ 8 437: 479? 
8 318: 19121 8 444 Abſ. 2: 58918 
§ 328: 19, 192%, 30421 8 492: 47910 
§ 330: 3042 § 498: 3737 
§ 350: 19010, 19223 Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 354: 192% 8 62: 2461 
§ 359: 19225 8 63: 2461 
8 360 Ziff. 11: 1950 8 69: 21! 
§ 361 Ziff. 6: 5798 88 73 ff.: 589 5 
8 365: 20381 8 174: 37312 
8 367 Ziff. 9: 20 8 188: 21° 
Ziff. 12: 58118 8 203: 2461 
Ziff. 15: 304°, 58538 84 Zivilprozeßordnung. 
§ 370 Ziff. 4: 478 8 211: 4781 
2. Strafprozeß ordnung. Gerichtskoſtengeſetz. 
8 7: 2451 § 60: 47910 
§ 23 Abſ. 2: 3721 Bürgerliches Geſetzbuch. 
8 37: 4781 8 119: 590 
8 45: 21° § 580 Nr. 1: 58221 
§ 51: 2452, 5861 8 610: 590" 
8 53: 4782 § 782: 5828 
8 54: 372° 8 817: 19018 
8 56: 3723, 5862 § 837: 581° 
8 56 Ziff. 3: 4783 8 858: 1718 
8 66: 478 7. Handelsgeſetzbuch (neues). 
8 151: 2455 8 240: 246* 
8 156: 5864 8 261: 246% 
8 161: 245 8 312: 246° 
8 198: 5783 8 313: 2463 
8 201: 372? § 315: 246“ 


8 Andere Reichsgeſetze nach der Zeitfolge geordnet. 
1869. 


* 


1871. 


1874. 


1876. 


1876. 


1877. 


1879. 


1880. 


1894. 


1883. 


1887. 


1895. 
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21. Juni. Gewerbeordnung. 
9 1: 3736 
88 29, 30: 5891 
8 56 Abſ. 2 u. 3: 12610 
8 120: 3735 
§ 141 Abſ. 1 Nr. 2: 1253 
§ 147 Abſ. 1 Ziff. 3: 589 
8 153: 4790 
Vereinszollgeſetz. 
8 119: 1255 
8 154: 2465 
Reichsverfaſſung. 
Art. 31: 1256 
28. Oktober. Reichspoſtgeſetz. 
8 2: 479 
8 27: 2478, 3735 
Nr. 1: 4794 
Preßgeſetz. 
8 7: 1967 
8 14: 1263 
§ 18 Abſ. 1 Nr. 2: 479° 
§ 22: 5893 
8 28: 589 
10. Januar. Photographieſchutzgeſetz. 
8 4: 126° 


1. Juli. 


7. Mai. 


11. Januar. Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 


8 5: 4795 
8 7 Abſ. 2: 2477 
8 14: 4795 

10. Februar. Konkursordnung. 
8 240: 12818 
8 241: 12818 

14. Mai. Nahrungsmittelgeſetz. 
8 10: 2478-10, 5890 


8 12: 247° 
23. Juni. 1 
on Viehſeuchengeſetz. 
9 18: 12610 
15. Juni. 
1802. 10. August Krankenverſicherungsgeſetz. 
§§ 52a, 53, 83b: 3747 
§ 82b: 5907 
17. Ji Branntweinſteuergeſetz. 
8 20: 127m 
8 26: 127 


1891. 


1894. 


2 
22 


19. Mai. Reichsgeſetz, Verkehr mit Waffen betreffend. 


88 1, 9: 197. 
7. April. Patentgeſetz. 
S 4: 479° 
§ 36: 4795 
10. Mai. Geſetz, betr. die Abzahlungsgeſchäfte. 
88 7, 8: 5908 


12. Mai. Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen. 


8 13 Abſ. 2: 12715 
88 14, 20: 590° 


1896. 


1897. 


1903. 


1850. 


1851. 


1885. 


1887. 


1891. 
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27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
8 A: 1271616, 128 16, 247 11, 479 6, 4807 


5. Juli. Depotgeſetz. 
§ 8 Abſ. 1: 59010 
8 9: 59010 
31. Mai. Kaiſerliche Verordnung zur Gewerbeord⸗ 
nung. 
8 4: 1253 
9. Juni. Geſetz über das Auswanderungsweſen. 
8 17: 3748 
15. Juni. Geſetz, den Verkehr mit Butter be: 
treffend. 


§ 14 Ziff. 1 u. 2: 24710 
13. Juli. Invalidenverſicherungsgeſetz. 
8 184: 12817 
14. Juni. Reichsſtempelgeſetz. 
8 25 Abſ. 3: 374° 
24. Mai. Weingeſetz. 
8 3: 12816, 374 10, 11, 590 11 
88 7, 8, 13: 59013 
19. Juni. Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und Tonkunſt. 
8 15: 4803 
2. Juni. Seemannsordnung. 
8 104: 24718 
7. Juli. Süßſtoffgeſetz. 
§ 20: 5915 
8 7: 590,18 
5. März. Ausführungsbeſtimmungen zum Süßſtoff⸗ 
geſetz. 
8 10: 5911 
30. März. Kinderſchutzgeſetz. 
88 4, 7: 59116 


II. Candesgeſetze. 
1. Preußiſche Geſetze. 


Allgemeines Landrecht. 
Teil II Titel 17 8 10: 203% 
31. Januar. Preußiſche Verfaſſung. 
Art. 4: 1252 
29: 125? 
30: 125? 
56 Abſ. 2 und 3: 12610 
Abſ. 2 Ziff. 11: 4791 
„ 106: 125? 
14. April. Strafgeſetzbuch. 
8 47: 476 
29. Juli. Geſetz über das Spielen in außerpreußiſchen 
Lotterien. ö 
§ 2: 5893 


* * * 


25. Mai. Verordnung, betr. die ärztliche Standes⸗ 
vertretung. 

8 2: 189% 
18. Auguſt. Geſetz, betr. das Verbot des Privat: 


handels mit Staatslotterieloſen: 248 


46 Straffachen 
2. Bayriſche Geſetze. 4. Elſaß⸗Lothringen. 
1898. 2. Februar. Geſetz, betr. die Fortſetzung der Grund⸗ Ausführungsgeſetz. 
entlaſtung. 8 40: 521 
Art. 19, 20: 301“ 5. Hamburg. 
1901. 17. Februar. Bayriſche Bauordnung. Medizinalordnung vom 29. Dezember 1892 (nicht 1818), 
S 75: 304 Ausführungsverordnung vom 1. Juni 1900. 
8 2: 5891 
3. Württemberg. 6. Auslieferungsvertrag mit der Schweiz. 
1900. 4. Juli. Wirtſchaftsabgabengeſetz. 1874. 12. Januar. 
88 17, 19: 248° Art. 4 Abſ. 3: 373% 
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Beſtellungen übernimmt jede 


Buchhandlung und Poſtanſtalt (Boſtzeitungsliſte Nr. 3971) ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 88, 


Hülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlaudesgerichts 
zu Königsberg i. Pr. hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe 
von 1000 Mark zu Unterſtützungszwecken gewährt. Der 
Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe 
der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Im Anſchluſſe an die mehrfachen Anregungen einer Aus- 
geſtaltung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte haben wir 
für die Vorſtände der Anwaltskammern und die Vertrauens- 
männer der Hülfskaſſe ein nach Gerichtsbezirken geordnetes 
Verzeichnis der bei den deutſchen Gerichten zugelaſſenen Anwälte 
und der entſprechenden Mitglieder der Hülfskaſſe aufftellen laſſen. 
Dasſelbe folgt nachſtehend und ergibt, daß unbeſchadet des fort- 
geſetzt eintretenden Wechſels und kleiner durch die Mitgliedſchaft 
ausgeſchiedener Anwälte bedingter Zahlenabweichungen einer 
Mitgliederzahl von etwa 4 800 noch immer 2 333 Anwälte 
gegenüberftehen, welche fi) von den Zwecken der Hülfskaſſe 
ferngehalten haben. Erfreulicherweiſe find in einzelnen Gerichts- 
bezirken ſämtliche Anwälte der Hülfskaſſe beigetreten, die über⸗ 
wiegende Mehrzahl der Bezirke zeigt aber noch erhebliche Lücken, 
welche ſtellenweiſe ſogar die Hälfte der eingetragenen Anwälte 
überſteigen. Wir richten an ſämtliche Kollegen die dringende 
Bitte, die Gewinnung der rückſtändigen Standesgenoſſen für 
die gute Sache durch energiſche perſönliche N in die 
Hand zu nehmen. 

Leipzig, den 5. Dezember 1903. 


1 Herr, Dr. Seelig, 
Juftizrat, Juftizrat, 
5 Schriftführer. Schatzmeiſter. 
Zu⸗ 


Gericht 


Oberlandesg. u. Landg. ne. 44 30 14 
Landg. Eichſtätt 13 2 11 
Kempten 22 8 14 
Memmingen 11 | 6 5 
Neuburg 20 16 4 


Nicht. 


Gericht mit- 


glieder 


Oberlandesg. u. Landg. Wamberg 29 10 19 
Landg. Aſchaffenbug 15 4 11 
Bayreuth 15 2 13 
„ M ·ð ee 14 3 11 
Schwein fut 22 13 9 
Wurzbug 35 14 21 
Kammerg. Berlin. . . . - 85 64 21 
ee I Berlin : 622 361 | 261 
II Berlin 232 9 | 133 
Cottbus 23 16 7 
Frankfurt a. O0. 22 15 7 
Guben 24 16 8 
Landsberg a. W. 23 19 4 
Neu- Ruppin 22 18 4 
Potsdaen 35 24 11 
Prenzlau 25 19 6 
Oberlandesg u. Landg. Braun- 
ſchweig 83 67 16 
Oberlandesg. u. Landg. Besten 141 85 56 
a Beuthen 49 31 18 
Brieg 11 10 1 
Glatz 15 5 10 
Gleiwitz 25 21 4 
Glogau 22 18 4 
Göͤr liz 30 22 8 
Hirſchberr g 20 12 | 8 
Liegnitz 27 22 5 
Neifie . 22 9 13 
.: DW . 15 13 | 2 
Oppeln 20 19 | 1 
Ratibor re 26 21 5 
Schweidnitz i 26 15 11 
Oberlandesg. u. Landg. Gere A 37 34 13 
Landg. Hanau . . . 16 12 4 
Marburg. 18 128 
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Zu⸗ Nicht⸗ Zu⸗ glieder Nicht- 
Gericht gelafiene mit⸗ Gericht gelaſſene der mit · 
d glieder Anwälte PA glieder 
kaſſe 
Oberlandesg. Celle 17 14 3 Landg. Eſſen 69 26 43 
Landg. Aurich 24 19 5 Hagen 41 18 23 
Detmold. 7 6 1 Münſter 53 21 32 
. Göttingen 24 20 4 .« Paderborn 21 11 10 
Hannover 91 48 43 Oberlandesg. Jena 10 6 4 
Hildesheim 28 23 5 Landg. Altenburg 37 26 11 
Lüneburg. 18 14 4 Eiſenach 11 9 2 
Osnabrück 24 14 10 Gera 15 12 3 
Stade 20 16 4 Gotha 15 12 3 
Verden 23 14 9 Greiz 7 5 2 
Oberlandesg. u. Landg. Cötn 181 68 113 Meiningen 29 19 10 
Landg. Aachen 2. 5 58 7 51 Rudolſtadt 14 12 2 
Bonn 45 26 19 Weimar 22 13 9 
Cleve 15 7 8 Oberlandesg u. Landg. aalen 84 48 36 
Coblenz 39 18 21 Landg. Freiburg 5 42 21 21 
DOPiüſſeldorf 106 63 43 Heidelberg 17 14 3 
Elberfeld 64 39 25 Konſtanz 18 16 2 
Saarbrücken. 35 35 — Mannheim 61 52 9 
Trier 21 14 7 Mosbach. 9 5 4 
Oberlandesger. u. Landg. gotmar 24 12 12 Offenburg 20 16 4 
Landg. Metz En ar ae A 16 11 5 Waldshut 9 3 6 
Mülhanſen 16 10 6 Oberlandesg u. Landg. aut 54 49 5 
Säaargemünd 6 7 — Landg. Altona 65 49 16 
Straßburg 43 22 21 Flensburg 39 32 7 
Zabern 8 7 1 Oberlandesg. u. ss wine 
Oberlandesg. u. Landg. Bermpaht 64 56 8 berg 59 42 17 
Landg. Gießen 42 33 9 Landg. Allenſtein 25 20 5 
Mainz 62 47 15 -  Bartenftein . 15 9 6 
Oberlandesg. u. dene: Dresden 255 187 68 Braunsberg 10 9 1 
Landg. Bautzen 45 32 13 - Snfterburg . 24 23 1 
Chemnitz 74 32 42 Lyck 23 16 7 
Freiberg 26 22 4 Memel 12 3 9 | 
Leipzig 221 156 65 . Rift... 21 22 — 
Plauen 36 23 13 Oberlandesg. Marienwerder 5 5 — 
Zwickau g 50 34 16 Landg. Danzig A 54 51 3 | 
Oberlandesg. u. a Sun Elbing 18 7 11 
furt a. M. 169 154 15 Graudenz 15 8 7 | 
Landg. Hechingen 3 3 — Konitz 19 18 1 
Limburg 17 17 — Thorn 27 15 12 
Neuwied 14 11 3 Oberlandesg. u. Landg. I u. I 
Wiesbaden 49 40 9 München u 234 159 75 
Oberlandesg. u. Landg. Sete 205 133 72 Landg. Deggendorf 13 6 7 | 
Landg. Bremen 71 42 29 Landshut 21 5 16 
Liübeck . 25 23 2 Paſſau 19 15 4 
Oberlandesg. Hamm . 15 15 — Straubing 8 6 2 
Landg. Arnsberg 21 15 6 - Traunſtein 27 19 8 
Bielefeld. 41 25 16 Oberlandesg. u. Landg. mann 48 35 13 
Bochum 44 35 9 Landg. Deſſau 28 16 12 
Dortmund 47 36 11 Erfurt 36 25 11 
Duisburg 43 23 20 Halberſtadt 36 11 25 


— — m 


glieder 


Gericht der mit⸗ 
Hülfs. glieder 
N Halle a. SS. 58 | 36 22 
Magdeburg 68 49 19 
Nordhauſen 19 8 11 
Stendal 20 14 6 
Torgau 15 14 1 
Dialardesg. u. Landg. Banat 72 45 27 
Landg. Amberg Er 17 10 7 
Ans bach . 8 10 4 6 
Fürth 24 8 16 
Regensburg 18 18 — 
Weiden 11 4 7 
Oderlandesg. u. Landg. Ofdendurg 15 8 7 
Bande. Bückeburg f 3 2 1 
Oberlandesg. u. Landg. ve 8 58 48 10 
N Bromberg 37 32 5 
Gneſennnsn 18 10 8 
Liſſaa 16 13 3 
Meſer itz 13 9 4 
Oftrowoo 2... 22 14 8 
Schneidemühll 22 11 11 
Dierfandesg. u. Landg. Beton 45 16 29 
Sandg. Güfteomw . - - - 26 15 11 
Nenuſtrel itz 14 8 6 
Schwerin 46 29 17 
Oberlandesg. u. Landg. Set 66 61 5 
dandg. Cöslin 22 20 2 
Greifswald 28 26 2 
Stargard 22 20 2 
Sto 18 10 8 
Dberlanbetg. u. Landg. Stuttgart 100 102 — 
Landg. Ellwangen 19 14 5 
„ all 14 10 4 
Heilbronn 22 12 10 
Ravens bung 26 12 14 
Rottweil * a 21 13 8 
5 | 19 12 7 
Ulm . 39 20 19 
Oberlandesg. u. gang amd, | 
brüten . u 25 13 12 
Landg. Frankenthal 36 10 26 
Kaiſerslautern 14 11 3 
Landau . 14 15 Ä — 


— fGu— 


Zum Jahres wechſel. 

Wie ſein unmittelbarer Vorgänger war das ablaufende 
Kalenderjahr für die Geſetzgebung auf dem Gebiete des Juſtiz⸗ 
weſenz ein Jahr wohltaͤtiger Ruhe. Die den Berufsgenoſſen 
ine Vertiefung des Studiums und der Kenntnis des neuen 
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Rechts — den unentbehrlichen Vorausſetzungen feiner ſachgemäßen 
Anwendung und Fortentwicklung — ſo notwendige Muße iſt 
durch das Arbeiten der Geſetzgebungsmaſchine kaum getrübt 
worden. 

Auf der anderen Seite iſt durch Rechtswiſſenſchaft und 
Rechtſprechung der Anregung genug geboten, in die tieferen 
Schichten unſeres Rechtsganzen hinabzuſteigen. Die neuen, 
durcharbeiteten Auflagen der bekannten Kommentare und Lehr⸗ 
bücher, die monographiſchen Arbeiten in ihrer ſtattlichen Anzahl 
und die üppige Blüte der Zeitſchriftenliteratur zeigen, daß neben 
ihrer Schweſter, der Rechtſprechung, auch die Rechtswiſſenſchaft 
ihres Amtes waltet. 

Bei den Gerichten treten allmählich die Sachen alten Rechts 
gegenüber denen des neuen in den Hintergrund; dies gilt nicht 
nur von den unteren, ſondern auch von den mittleren und den 
hoͤchſten Inſtanzen. 

Um nicht den Schwerpunkt unſerer Mitteilungen über 
die reichsgerichtliche Judikatur aus dem Hauptblatte in die Bei ⸗ 
lage verlegen zu müſſen, wird fortab unter Fortfall der Beilage 
auch die Rechtſprechung zum B. G. B. in die Rubrik „Vom 
Reichsgericht“ aufgenommen werden. 

Bei dem ſo reich fließenden Borne der Rechtſprechung 
wird das Beſtreben, die Mitteilungen hierüber möglichft auf die 
wichtigeren und inhaltsvollen Entſcheidungen zu beſchränken, der 
dankbaren Zuſtimmung unſeres Leſerkreiſes ficher fein. — 

Die Themata, die bereits aus dem Vorjahr übernommen 
waren, die Frage der Prozeßverſchleppung oder richtiger der 
Terminsvereitelungen ſowie die Frage der Kaufmannsgerichte 
haben auch heute ihre Köfung noch nicht gefunden. Selbſt die 
unverſchuldeten Terminsvereitelungen bilden einen nicht zu unter⸗ 
ſchätzenden, zwar nicht zu beſeitigenden, aber doch — namentlich 
in feinen Folgen — zu mildernden Übelftand. Der Be 
kämpfung dieſes Mbelftandes, insbeſondere durch Mitteilung ber 
an verſchiedenen Orten gemachten Verſuche der Beſſerung und 
die hierdurch erzielten Erfolge, werden wir in dem anbrechenden 
Jahre unſer beſonderes Intereſſe zuwenden. 

Die Frage der kaufmänniſchen Sondergerichte ſoll nach der 
letzten Thronrede in einem Geſetzesvorſchlage der Reichsregierung 
zum Gegenſtande reichsgeſetzlicher Regelung gemacht werden. 
Wir werden abwarten müſſen, ob wiederum eine Abbroͤckelung 
eines wichtigen Stückes der ordentlichen Gerichtsbarkeit ins Auge 
gefaßt wird, oder ob man aus der Not eine Tugend machen 
und die von den Handelskreiſen geforderten Maßnahmen zur 
Beſchleunigung und namentlich zu einer erheblichen Ver⸗ 
billigung der Gerichtskoſten des amtsgerichtlichen Prozeſſes 
auch den anderen Volkskreiſen zu gute kommen laſſen wird. 

Mit Anerkennung iſt der Entſchluß der Reichsregierung zu 
begrüßen, im Wege der Geſetzgebung die dringliche Forderung 
nach Entſchädigung für ungerechtfertigte Unterſuchungshaft zu 
erfüllen. | 
Die allgemeine Reform des Strafprozeſſes und des Straf. 
rechts befindet ſich in dem Stadium der Vorbereitung. Die 
Strafprozeßkommiſſion des Reichsjuſtizamts hat einen größeren 
Teil ihres inhaltvollen Programms einer Erörterung unterzogen, 
während wichtige Fragen des materiellen Strafrechts die Tages⸗ 
ordnung des im September 1904 in Innsbruck zuſammen⸗ 
tretenden Deutſchen Juriſtentags umfaſſen wird. 


Die dem Bürgerlichen Geſetzbuche gewährte Schonzeit ſcheint 
ihrem Ende zu nahen. Iſt doch bereits ein Zuſatzantrag zu 
8 833, der die Haftung des Tierhalters bei Schadenszufügung 
durch Haustiere durch Zulaſſung des Exkulpationseinwandes 
mildern ſoll, aus der Mitte des Reichstags eingebracht worden. 

Die Reichsjuſtizgeſetzgebung von 1879 wird im kommenden 
Jahre das fünfund zwanzigjährige Jubiläum ihres Inkrafttretens 
feiern. Eine der brennendſten mit ihr zuſammenhängenden 
Fragen iſt die Mberlaftung der oberſten Inſtanz, des Reichsgerichts 
und des Preußiſchen Kammergerichts, des letzteren in ſeiner 
Eigenſchaft als ſogen. „kleines Obertribunal“. 

Die Rechtsanwaltſchaft — wenigſtens die außerhalb des 
Reichsgerichts — würde es aus ſattſam bekannten Gründen ſehr 
bedauern, wenn die Entlaſtung des Reichsgerichts rein mechaniſch, 
durch Erhöhung der Reviſionsſumme erreicht werden ſollte. Eher 
dürfte die Ausgeſtaltung des erſten Senats des Preußiſchen 
Kammergerichts und des Strafſenats als Revifionsgerichts zu 
einem oberſten Preußiſchen Gerichtshof auf Zuſtimmung zu 
rechnen haben; ihm würden alsdann die lediglich auf Verletzung 
Preußiſchen Landesrechts geſtützten Reviſionen in Zivilſachen zu ⸗ 
zuweiſen ſein — vorausgeſetzt, daß ſich hierdurch eine lohnende 
Entlaſtung des Reichsgerichts ergeben würde. 

Das Geſetz über die Gerichtsorganiſation Berlins“) nähert 
fih nur zu ſchnell dem Zeitpunkte feines Inkrafttretens. Die 
Gerichtsgebäude ſtehen faſt fertig da. Nicht ohne Bangen ſieht 
die Berliner Rechtsanwaltſchaft den Nachteilen entgegen, die dem 
Rechtsleben und ihr ſelbſt aus dieſer Zerſchlagung eines ein⸗ 
heitlichen Verkehrsgebiets in mehr oder minder willkürlich und 
mechaniſch abgegrenzte Gerichtsbezirke erwachfen wird. Jetzt kann 
es ſich nur noch darum handeln, die ſicheren Schäden nach 
Moͤglichkeit einzuſchränken. Gewiſſe Nachteile, wie die vermehrte 
Geltendmachung der örtlichen Unzuſtändigkeit, werden überhaupt 
nicht zu vermeiden fein. Das Subſtitutionsunweſen, die formale 
Rechtsunſicherheit — man denke nur an die den Gerichten und 
den Gegnern aufgebürdete Laſt, bei etwa 900 Anwälten zu 
berückfichtigen und zu prüfen, ob der einzelne auch bei dem in 
Frage kommenden Landgericht zugelaſſen iſt — werden nur zu 
vermeiden ſein, wenn den erſtinſtanzlichen Anwälten, und zwar 
allen ohne Ausnahme, die Simultanzulaſſung bei den drei 
Landgerichten gewährt und bureaukratiſche Reglementiererei 
moͤglichſt vermieden wird. 

Die freie durch Eingriffe von außen nicht geftörte Lebens⸗ 
betätigung und Kraftentwickelung iſt das Element, deſſen der 
immerhin noch junge, auf dem Boden der freien Advokatur er⸗ 
wachſende deutſche Anwaltsſtand bedarf, um feine hohen Ziele zu 
erreichen. Die bisherige Entwickelung hat bewieſen, daß die an 
die Freigabe der Advokatur geknüpften ſchwarzſehenden Voraus⸗ 
ſagungen nicht eingetreten find. Die ſelbſt gewählten Organe 
haben nicht verſagt, wo es galt, den Stand von Mitgliedern zu 
befreien, die ſeiner nicht würdig waren. Und mit Bedauern hat 
es weite Kreiſe der Anwaltſchaft erfüllt, daß gewiſſe von dem 
Ehrengericht erkannte Ausſchließungen von der höheren, der 
freien Advokatur nicht entſtammenden Inſtanz aufgehoben wurden. 
Milde ſoll walten, wo Unerfahrenheit oder unbedachtes Handeln 
die Verfehlung verurſacht. Das Anſehen unſeres Standes aber 
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verlangt unerbittliche Strenge gegenüber dem bewußten Mißbrauch 
der dem Anwalt kraft ſeines Standes beruflich oder geſellſchaftlich 
zukommenden Stellung. | 

Ohne Eingriff von außen, insbeſondere auch ohne geſetz⸗ 
geberiſchen Zwang muß und wird der Anwaltsſtand es als ſeine 
Pflicht erachten, die im Vorjahre viel behandelte, aber nicht 
erledigte Frage der Hülfskaſſe zu löſen. Die Fürſorge für die 
hülfsbedürftigen Standesgenoſſen und ihre nächſten Angehörigen 
gehört zu den „gemeinſchaftlichen Angelegenheiten“ der Anwalts 
kammern, für welche die erforderlichen Mittel aufzubringen ſie 
nach § 48 der Rechtsanwaltsordnung zuſtändig find. Hier gilt 
es einzuſetzen und durch ein gemeinſchaftliches Vorgehen aller 
deutſchen Anwaltskammern die beſtehende Hülfskaſſe in einer 
unſerem Stande entſprechenden und genügenden Weiſe auszuſtatten. 
Hieran würde ſich eine angemeſſene Fürſorge auch für unſere 
Bureauangeſtellten anzuſchließen haben. Die Rechtsanwaltſchaft 
wird der Würde und dem Anſehen ihres Standes am beſten 
dienen, wenn ſie an die Löſung dieſer wichtigen Aufgaben heran 
geht, ehe fie hierzu durch den bereits angekündigten geſetz⸗ 
geberiſchen Zwang genötigt wird. Welche würdigere Viertel- 
jahrhundertfeier der freien Advokatur ließe ſich denken, als ein 
mannhaftes Vorgehen in dieſen beiden wichtigen Dingen! Möge 


die heutige deutſche Anwaltſchaft — das Kind der freien Ad. 


vokatur — Kraft und Einigkeit beweiſen und ihren Pflichten 
genügen auch auf dem Gebiete kollegialer und ſozialer Selbſt⸗ 
hülfe! Neumann. 


Eine Lücke in der Reichsjnſtizſtatiſtik. 
Von Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 

Zu den der Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes 
unterbreiteten Fragen gehört auch diejenige, ob es ſich empfehle, 
die Zahl der notwendigen Verteidigungen zu erhöhen. Die 
Antwort auf dieſe Frage wird weſentlich davon abhängig ſein, 
ob überhaupt die Tätigkeit des Verteidigers im Strafprozeſſe 
von praktiſcher Wirkſamkeit iſt, oder ob er, wie vielfach behauptet 
iſt, in der Regel, ein die Verhandlung lediglich erſchwerendes 
und ihren Gang verzögerndes superfluum bildet. Ich halte die 
letztere Anfiht für grundfalſch und bin überzeugt, daß in ſehr 
zahlreichen Fällen und zwar meiſt ohne, daß der Richter ſich 
deſſen bewußt wird, die Tätigkeit des Verteidigers ausſchlag⸗ 
gebend für die Freiſprechung iſt. Im Einzelfalle läßt ſich das 
kaum jemals beweiſen, da ſich nicht feſtſtellen läßt, ob nicht das 
Gericht auch ohne die Mitwirkung des Verteidigers zu dem 
gleichen Reſultat gelangt ſein würde. Dagegen glaube ich, daß 
eine möglichſt eingehende Statiſtik wertvolles Material über 
dieſe für die Bedeutung der Verteidigung ſo überaus wichtige 
Frage geben könnte. Die ſtatiſtiſchen Erhebungen des Reichs ⸗ 
juſtizamts, die mit anerkennenswerter Gründlichkeit und Viel⸗ 
ſeitigkeit gemacht werden, geben Auskunft über das Verhältnis 
der Freiſprechungen zu den Verurteilungen. Dieſes Verhältnis 
war mit geringen Schwankungen in den letzten Jahren gleich 
1:4, ſo daß auf je 100 Anklagen ca. 20 Freiſprechungen ent⸗ 
fielen. Es wäre nun gewiß intereſſant zu erfahren, ob und in 
welcher Weiſe dieſes Verhältnis ſich in den Fällen ändert, in 
denen den Angeklagten ein Verteidiger zur Seite ſteht. Obwohl 
dieſe wichtige Feſtſtellung dadurch getroffen werden könnte, daß 
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die Gerichte angewieſen würden, in einer Rubrik der Zählkarte 
der etwaigen Mitwirkung des Verteidigers Erwähnung zu tun, 
verſagt die Statiſtik dennoch in dieſer Beziehung vollſtändig. 
Das Wort „Verteidiger“ kommt in den vielen hundert 
Seiten zählenden Bänden der Reichsjuſtizſtatiſtik überhaupt nicht 
vor, ein trauriger Beweis für die Bedeutungsloſigkeit, die man 
in maßgebenden Kreiſen der Verteidigung in der Strafrechts⸗ 
pflege beimißt. Und doch glaube ich auf Grund von Nach⸗ 
fragen in Kollegenkreiſen, daß die Reſultate der Verteidiger von 
dem allgemeinen Ergebnis weſentlich zu gunſten der Frei⸗ 
ſprechungen abweichen. Sicherlich beruht dieſe Abweichung nicht 
auf der beſſeren Qualität der verteidigten Sachen. Vielmehr darf 
man unbedenklich annehmen, daß hauptſächlich in ernſten und 
ſchwierigen Fällen, wo den Angeklagten die Gefahr einer Ver⸗ 
mteilung beſonders bedrohlich erſcheint, der koſtſpielige Beiſtand 
des Verteidigers in Anſpruch genommen wird. Desgleichen gehört 
es bei geſtändigen Angeklagten nicht zu der Ausnahme, daß ſie 
zwecks Erwirkung milder Strafe ſich der Hülfe eines Ver⸗ 
teidigers bedienen. Wenn gleichwohl die Zahl der unter den 
Beiſtand eines Verteidigers erzielten Freiſprechungen verhältnis. 
mäßig die der anderen übertreffen ſollte, ſo iſt damit der Be⸗ 
weis erbracht, daß die Fälle der notwendigen Verteidigung einer 
erheblichen Erweiterung bedürfen. Sollte das ſtatiſtiſche Amt 
künftighin ſeine Feſtſtellungen auf den hier angeregten Punkt 
ausdehnen, ſo wäre es wünſchenswert, Fälle, in denen das 
Urteil auf dem Geſtändnis des Angeklagten beruht, geſondert 
zu behandeln, und es müßte ferner beſonders feſtgeſtellt werden, 
ob die Verteidigung von einem Rechtsanwalt, oder einem zur 
Ausbildung bei dem Gerichte beſchäftigten Referendar geführt 
wird, da die letztere Art der Verteidigung als vollwertig nicht 
trachtet werden kann. Inzwiſchen könnte durch private Feſt⸗ 
ftellungen die Löſung der Frage weſentlich gefördert werden. 
Aber nur ſehr reichhaltige und ohne jede Rückficht auf das End⸗ 
reſultat gemachte Erhebungen bieten eine Gewähr, daß Zufällig ⸗ 
keiten in der Praxis des einzelnen Anwalts das Geſamtreſultat 


nicht verſchieben. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 28. November bis 
zum 5. Dezember 1903 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 
I. Neichsrecht. 
Bürgerliches Geſetz buch und Einführungsgeſetz. 
1. Art. 184 E. G., 5 Wi. 6 in Verbindung mit 
5 830 Abſ. 1 Z. P. O. und 51 Pr. G. B. Auslegung des 
Art. 184 im Gegenſatz zur Entſch. R. G. Bd. 48 Nr. 63. 
Nach der Anſicht des B. G. betrifft der Art. 184 E. G. 
z. B. G. B. auch ſolche dinglichen Rechte, zu deren Be⸗ 
gründung oder Wirkſamkeit gegen Dritte es nach den bisherigen 
Geſetzen der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurfte und 
die infolgedeſſen nicht eingetragen find. Dies ſteht allerdings 
nicht im Einklange mit dem Urt. des R. G. im Bd. 48 S. 63 
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der Entſch. 
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in Zivilſachen, worin ausgeſprochen iſt, daß im 
Art. 184 unter dem Rechte, mit welchem eine Sache belaſtet iſt, 
nur ein ſolches Recht verſtanden werden kann, welches in dem 
Grundbuch eingetragen iſt. Das R. G. tritt jedoch nach 
erneuter Prüfung hiervon zurück und ſchließt ſich der Anſicht des 
B. G. an. Das Nießbrauchsrecht des Kl., welches das 
Grundſtück Bl. 23, nach Sächſiſchem B. G. B. vor dem 
1. Januar 1900 auch, ohne eingetragen zu ſein, belaſtet 
hat, iſt daher nach dem Inkrafttreten des B. G. B. am 
1. Januar 1900 mit dem ſich aus den ſächſiſchen Geſetzen 
ergebenden Inhalt und Range beſtehen geblieben. Die weitere, 
bisher ſtreitige Frage, ob zur Vollziehung der Pfändung 
einer Eigentümergrundſchuld nach §S 857 Abſ. 6 in Verbindung 
mit $ 830 Abſ. 1 Satz 3 Z. P. O. die Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich ift, wenn für die Hypothek oder Grund- 
ſchuld, aus welcher die Eigentümergrundſchuld entſtanden, 
die Erteilung des Hypotheken- bezw. Grundſchuldbriefs aus- 
geſchloſſen iſt, hat das R. G. bereits in dem in Sachen 
Hohmann und Gen. wider Gundlach (V 194/03) am 17. Oktober 
1903 verkündeten Urteile, welches demnächſt in der Sammlung 
der Entſcheidungen des R. G. veröffentlicht werden wird, 
abgedr. unten S. 8 Nr. 8, bejaht. Davon wieder abzu- 
gehen, liegt keine Veranlaffung vor. Dem B. G. iſt daher 
auch hier beizutreten. Es bleibt noch zu erörtern, ob der 


Anſpruch auf Pfändung einer Eigentümergrundſchuld durch die 


Eintragung einer Vormerkung mit den Wirkungen des $ 883 
B. G. B. geſichert werden kann. Dies iſt mit dem B. G. 
zu verneinen. Auf dem Gebiete des Sachenrechts iſt die 
Willkür der Beteiligten beſchränkt. Nur was das Geſetz geſtattet, 
iſt da zuläſſig. Infolgedeſſen können auch nur ſolche Ein⸗ 
tragungen mit Wirkung vorgenommen, insbeſondere durch Vor⸗ 
merkung nur ſolche Anſprüche geſichert werden, welchen das 
Grundbuch geöffnet iſt. Was die Vormerkung anbetrifft, ſo 
kann ſie nur eingetragen werden zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Einräumung oder Aufhebung eines Rechtes an einem Grund⸗ 
ſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte uſw. 
(8 883 B. G. B.). Aus der Stellung dieſer Beſtimmung im 
B. G. B. ergibt ſich, daß es ſich hier lediglich um privatrechtliche 
Anſprüche handelt, denen die Verpflichtung gegenüberſteht, die 
Eintragung des Rechtes auf Verlangen des Berechtigten zu be⸗ 
willigen und dadurch das Recht einzuräumen (B. G. B. 88 194, 
873 G. B. O. § 19). Nur da, wo nach bürgerlichem Rechte 
eine ſolche Verpflichtung und damit der Anſpruch auf deren 
Erfüllung beſteht, kann die Erfüllung durch Vormerkung gemäß 
8883 B. G. B. geſichert werden. Dies trifft bei dem Pfändungs⸗ 
pfandrechte nicht zu. (Wird näher begründet.) Sch. c. B., 
U. v. 11. Nov. 03, 205/03 V. 

2. 85 31, 278, 618 B. G. B. Haftung einer Stadt- 
gemeinde aus dem Dienſtvertrage für Unfälle eines Beamten. 

Die Annahme beider Inſtanzgerichte, daß es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle (Verletzung des Kl. auf dem Zugange zum 
Abort) um eine zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung 
oder Unterlaſſung außerhalb eines bereits beſtehenden Rechts- 
verhältniſſes, um einen Anſpruch auf Schadenserſatz aus einer 
unerlaubten Handlung im Sinne des § 823 und § 831 Abſ. 1 
Satz 1 B. G. B. handele, die demgemäß auch der beklagten 
Stadtgemeinde den Entſchuldigungsbeweis aus § 831 Abſ. 1 
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Satz 2 geſtatte, muß für rechtlich unhaltbar erachtet werden. 
Nach den von dem B. G. in Bezug genommenen, zum 
Teil auch ausdrücklich wiederholten Feſtſtellungen des L. G. 
war der verletzte Kl. ſeit dem 24. September 1899 als 
Meldeſchreiber, in letzter Zeit gegen ein monatliches Gehalt 
von 75 Mark, auf Kündigung mit vierzehntägiger Friſt von der 
beklagten Stadtgemeinde angeſtellt. Es muß deshalb angenommen 
werden, daß er in einem Beamtenverhältniſſe zu dieſer 
ſtand, woran an ſich auch der Umſtand nichts ändert, daß dieſes 
Verhältnis auf Kündigung geſtellt war. Dann war aber hier⸗ 
durch ſchon ein beſtimmtes Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Parteien begründet, das ſich in Anſehung der daraus für 
beide Teile entſpringenden Rechte und Pflichten, ſoweit dieſe 
nicht durch die beſonderen das Beamtenverhältnis beherrſchenden 
Vorſchriften des öffentlichen Rechts geregelt wurden, wie das 
R. G. bereits in dem Urteile vom 4. November 1886, Entſch. 
Bd. 18 S. 173 ff., dargelegt hat, nach Analogie des 
entſprechenden bürgerlich rechtlichen Dienſtvertrages beſtimmte. 
Insbeſondere erwuchs, wie das R. G. dort ſchon ausgeführt 
hat, daraus der Beklagten als der Dienſtherrin im allgemeinen 
dieſelbe Pflicht zur Anwendung der erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen für die Sicherheit des Kl. in körperlicher und 
geſundheitlicher Beziehung, wie ſie einem Dienſtberechtigten auf 
Grund eines bürgerlich rechtlichen Dienſtvertrages dem Ver⸗ 
pflichteten gegenüber obliegt. Nach §8 618 B. G. B. hat nun 
der Dienſtberechtigte Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften, 
die er zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat, ſo ein⸗ 
zurichten und zu unterhalten, daß der Verpflichtete gegen Gefahr 
für Leben und Geſundheit ſoweit geſichert iſt, als die Natur 
der Dienſtleiſtung es geſtattet. Gehört nun auch eine Abort⸗ 
anlage nicht zu den Räumen, die zur Verrichtung der in einer 
Bureautätigkeit beſtehenden Dienſte unmittelbar erforderlich 
ſind, ſo iſt ſie doch für die Zwecke eines ſolchen Dienſtes 
mittelbar notwendig, da ohne Benutzung einer ſolchen ein der 
Regel nach ſich über den ganzen Tag erſtreckender Schreibdienſt 
im Geſchäftszimmer nicht ausgeübt werden kann. Was aber 
hiernach auf Grund eines bürgerlich rechtlichen Dienft- 
verhältniſſes von dem Dienſtberechtigten an Einrichtung und 
Erhaltung von Räumen nebſt den Zugängen dazu zu leiſten 
war, mußte nach dem vorher Ausgeführten die Bekl. auch 
zufolge des öffentlich- rechtlichen Dienſtverhältniſſes, in 
welchem der Kl. zu ihr ſtand, gewähren. Die Herſtellung 
und Erhaltung eines gefahrloſen Zuganges zu dem Aborte 
war demnach eine Pflicht, die der Bekl. ſchon auf Grund 
des bereits zwiſchen ihr und dem Kl. beſtehenden öffentlich- 
rechtlichen Dienſtverhältniſſes oblag. Somit ſtand bei der Ver⸗ 
nachläſſigung dieſer Verpflichtung ein Verſchulden bei der Er- 
füllung einer ſchon beſtehenden Verbindlichkeit der Bekl. 
in Frage, und es kam deshalb darauf der 8 278 B. G. B. zur 
entſprechenden Anwendung, wonach der Schuldner ein Verſchulden 
ſeines geſetzlichen Vertreters und der Perſonen, deren er ſich zur 
Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange 
wie ſein eigenes zu vertreten hat. Es bedurfte deshalb der 
Erörterung der Frage, ob der Vorwurf der Vernachlaͤſſigung feiner 
Pflicht hier gegen den ſtädtiſchen Beamten als das Willensorgan 
der Bekl. oder gegen den Polizeikommiſſar G. als diejenige 
Perſon, der die Beaufſichtigung jenes Grundſtücks beſonders 


XXXIII. Jahrgang. 


aufgetragen war, begründet war, überhaupt nicht, da in 
jedem Falle die Bekl. das Verſchulden dem Kl. gegenüber 
unmittelbar zu vertreten hatte. Vergl. auch Planck, 2. Aufl., 
Anm. 1b zu § 31 B. G. B. und Entſch. des R. G. Bd. 53 
S. 276. Zu demſelben Ergebniſſe würde man aber auch ge⸗ 
langen, wenn man annehmen wollte, daß der Kl. nur in 
einem bürgerlich rechtlichen Dienſtverhältniſſe zu der Bekl. 
geſtanden habe. Dann fänden die 58 618 und 278 B. G. B. 
unmittelbar Anwendung. Stadtgemeinde H. c. T., U. v. 
6. Nov. 03, 193/03 III. 

3. § 223 Abſ. 2 B. G. B. in Verbindung mit § 17 Geſ. 
betr. Geſellſch. m. b. H. Sekuritätszeſſion iſt Beräußerung. 

Das B. G. beantwortet die Frage, ob das Preußiſche 
Recht Sekuritätszeſſionen überhaupt zuläßt, in bejahendem 
Sinne. Es befindet ſich dabei in Übereinſtimmung mit der 
Judikatur des R. G., welches in mehrfachen Entſcheidungen 
die Gültigkeit und Rechtsverbindlichkeit der Sicherungs⸗ 
übereignung und der Sekuritätszeſſion für das Gebiet des 
Pr. A. L. R. wie des gemeinen Rechts anerkannt hat. Vergl. 
Entſch. in Zivilſachen Bd. 2 S. 168, Bd. 13 S. 200, 
Bd. 24 S. 51 u. S. 161, Bd. 26 S. 180, Bd. 30 S. 273, 
Bolze Bd. 22 Nr. 35, 36, Jur. Wochenſchr. 1895 S. 301 
Nr. 33, 1896 S. 82 Nr. 71, 1900 S. 670 Nr. 32. Auch 
das Recht des B. G. B. hat der Sicherungsübereignung und 
Sekuritätszeſſion die Anerkennung nicht verſagt, wie ſich 
insbeſondere aus der Vorſchrift des § 223 Abſ. 2 ergibt. 
Vergl. Dernburg Bd. III $ 100 S. 282, 5 263 S. 739 ff., 
Lilienthal in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1902 S. 542 und 
die dort zitierte Literatur. Das O. L. G. verneint gleichwohl 
im vorliegenden Falle die Zuläſſigkeit einer Sekuritätszeſſion, 
weil es ſich um die Übertragung des Geſchäftsanteils des Kl. 
an einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung an mehrere Perſonen 
gehandelt habe, eine Teilung dieſes Geſchäftsanteils, wie ſie 
hier ſtattgefunden habe, nur im Wege der Veräußerung (oder 
Vererbung) möglich ſei (§ 17 des Geſetzes), „die Sekuritäts⸗ 
zeſſion aber keine Veräußerung“ ſei. Sodann verneint das 
O. L. G. weiter die Frage, ob die Parteien im vor 
liegenden Falle eine Sekuritätszeſſion gewollt haben, aus dem 
Grunde, weil die Übertragung der Geſchäftsanteile des Kl. 
auf die Bekl. zu Eigentum und mit der Wirkung erfolgt 
ſei, daß dieſelben Geſellſchafter der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung geworden find. Das O. L. G. hat es unterlaſſen, 
das Weſen der Sicherungsübereignung und der Sekuritätszeſſion 
einer Betrachtung zu unterziehen. Es ſpricht nur wiederholt 
aus, daß „die Sekuritätszeſſion keine Veräußerung“ und 
insbeſondere „keine Veräußerung zu Eigentum“ ſei. Dieſe Auf⸗ 
fafſung iſt eine rechtsirrige. Reeſſicherheit wird dem Gläubiger 
in der Regel dadurch gewährt daß ihm ein Pfandrecht an einer 
Sache oder an einem Rechte beſtellt wird. Realſicherheit kann aber 
auch in der Weiſe verſchafft werden, daß dem Gläubiger zum Zwecke 
der Sicherung einer Forderung Vermögensobjekte, Sachen oder 
Rechte, ſeines Schuldners in ſein Vermögen übertragen werden. 
Der wirtſchaftliche Zweck eines ſolchen Veräußerungsgeſchäftes, 
welches nicht wie beim Kauf auf Umſatz, ſondern nur auf Sicherung 
für eine Forderung gerichtet iſt, wird dadurch gewahrt, daß ent- 
weder die Veräußerung nur unter der auflöſenden Bedingung 
erfolgt, daß die Forderung getilgt wird, oder daß die Ver⸗ 
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äußerung zwar bedingungslos geſchieht, dem Gläubiger jedoch 
die obligatoriſche Verpflichtung auferlegt wird, die an 
ihn veräußerten Vermögensobjekte auf den Schuldner zurück⸗ 
mübertragen, ſobald er für feine Forderung befriedigt iſt. Er⸗ 
folgt die Sicherung durch Sachen des Schuldners, ſo ſpricht 
man von Sicherungsübereignung, erfolgt ſie durch Rechte, ſo 
liegt Sekuritätszeſſion vor. In beiden Fällen findet eine 
wirkliche Veräußerung, ein Übergang von Vermögensobjekten 
aus dem Bermögen des Schuldners in dasjenige des Gläubigers 
fall. N. u. Gen. c. B., U. v. 10. Okt. 03, 184/03 J. 

4. 8 875 B. G. B. Formfreiheit für das obligatoriſche 
Raufalgeichäft. 

Der Entſcheidungsgrund des B. G., daß ein Verzicht 
der Kl. im Sinne des 8875 B. G. B. auf das für fie ſeit 
Februar 1902 eingetragene Nutzungsrecht nach Eintragung nicht 
ſtattgehabt habe, iſt zwar nicht zu beanftanden. Dagegen 
iſt aber der weitere Entſcheidungsgrund des B. G. nicht 
m billigen, daß ſelbſt eine obligatoriſche Verpflichtung der 
K. zur Aufgabe ihres Nutzungsrechts der Bekl. aus der von 
ihm behaupteten nur mündlichen Verabredung mit der Kl. 
richt herleiten könnte, da eine obligatoriſche Gebundenheit 
der Kl. nur unter den Vorausſetzungen des Abſ. 2 des 8 875 
B. G. B. eingetreten fein würde, dieſe Vorausſetzungen aber 
nach der eigenen Behauptung des Bekl. nicht vorliegen. Dieſe 
Gmwägung beruht auf der irrtümlichen Auffaſſung, daß die 
für das dingliche Rechtsgeſchäft im § 875 B. G. B. gegebenen 
Fornworſchriften auch für das obligatoriſche Kauſalgeſchäft gelten. 
Dies iſt aber nicht richtig, vielmehr find die letzteren Rechts⸗ 
zeſchäfte nuch den Beſtimmungen des 2. Buches des B. G. B. 
prinzipiell formfrei. Eine der in dem B. G. B. (vergl. befonders 
66 311— 313) beſtimmten Ausnahmen von diefer Formfreiheit 
liegt aber dermalen nicht vor, insbeſondere iſt auch § 313 B. G. B. 
auf den Fall der vertragsmäßigen Verpflichtung zum Verzicht 
auf ein Nutzungsrecht nicht zu beziehen. Dieſe Grundſätze ſtehen 
in der Rechtſprechung des R. G. feſt (vergl. deſſen Entſch. 
in Ziwilſachen Bd. 48 Bd. 31 und Bd. 50 Nr. 18). H. c. H., 
U. v. 13. Nov. 03, 377/03 III. 

Zivilprozeßordnung. 

5. 8233 Z. P. O. Rechtzeitigkeit eines Armenrechtsgeſuchs 
Wiedereinſetzungsgrund. 

Der B. R. verkennt Begriff und Maß der bei Einlegung 
eines Rechtsmittels gebotenen Sorgfalt, wenn er der Partei 
um Verſchulden, foger zum groben Verſchulden anrechnet, daß 
fie das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts für die Be⸗ 
rufungsinſtanz erſt zwei Wochen nach Beginn der Notfriſt ein · 
gereicht, daß fie nicht von vornherein mit der Möglichkeit der 
Ablehnung des Gefuchs gerechnet und daß ſie gegen die ab⸗ 
lehnende Entſchließung nicht unverzüglich Beſchwerde eingelegt 
habe. Das R. G. hat immer daran feftgehalten, daß das 
Armenrechtsgeſuch rechtzeitig geſtellt iſt, wenn es fo zeitig ein ⸗ 
zebracht wird, daß bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange alle 
Maßnahmen getroffen werden können, die zur friſtgemäßen Ein⸗ 
legung des Rechts mittels erforderlich find. Insbeſondere iſt an⸗ 
erkannt, daß die Partei bei Stellung des Geſuchs davon aus⸗ 
gehen darf, das Gericht werde in ihrem Sinne richtig entſcheiden, 
d. h. dat Geſuch bewilligen. Auch wenn die Entſcheidung ab- 
ſchnend lautet, wird ihr ohne weiteres eine angemeſſene Frift 
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zur Überlegung einzuräumen ſein, ob ſte ſich der Autorität des 
Gerichts fügen oder ob und unter welcher Begründung ſie die 
Hülfe des Beſchwerdegerichts anrufen will. Der B. R. über⸗ 
ſieht, daß bei Bemeſſung dieſer Friſt Stand, Bildungsgrad und 
die ſonſtigen Lebensverhältniſſe der Partei in Betracht zu ziehen 
find. Bei richtiger Anwendung des Geſetzes auf das vorliegend 
feſtſtehende Sachverhältnis darf ohne weiteres geſagt werden, 
daß die Bekl. unter den vorliegenden Umſtänden kein Verſchulden 
trifft, wenn ſie vom 8. Januar, dem Tage des Empfangs der 
ablehnenden Entſcheidung, bis zur Aufſetzung der Beſchwerde⸗ 


ſchrift, den 15. Januar, und bis zu deren Eingang bei dem 


B. G., dem 17. Januar 1903, fieben und ſelbſt neun Tage hat 
verſtreichen laſſen. Das angefochtene Urteil mußte deshalb auf⸗ 
gehoben und in der Sache ſelbſt auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand erkannt werden. T. und Gen. c. B., U. v. 
19. Nov. 03, 193/03 IV. 

6. § 406 Z. P. O. Ablehnung von Sachverſtändigen. 

In dem angefochtenen Beſchluſſe wird „die von den Bekl. 
erklärte Ablehnung der von den Kl. benannten Sachverſtändigen 
Kreistaxatoren B. und B. für unbegründet erklärt.“ Dieſer 
Beſchluß war gegenſtandslos, weil eine Ablehnung von Sach⸗ 
verſtändigen im Sinne des 8 406 Z. P. O., die für unbegründet 
hätte erklärt werden können, noch gar nicht vorlag. Solche 
Ablehnung ſetzt voraus, daß ſchon Sachverſtändige ernannt find 
(S 406 Abſ. 2); im vorliegenden Fall aber iſt weiter nichts 
geſchehen, als daß in dem vom O. L. G. angeordneten, vor- 
bereitenden Verfahren die Bekl. erklärt hatten, die von den Kl. 
vorgeſchlagenen Sachverſtändigen B. und B. würden als befangen 
abgelehnt. Darauf hat, nach Schluß des vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens, das O. L. G. im Termin vom 31. Oktober 1903 den 
jetzt angefochtenen Beſchluß verkündet und zugleich einen fpäteren 
Termin zur Verkündung der Entſcheidung anberaumt, die aber 
bisher nicht ergangen iſt. Wie dieſe ausfallen wird, ob ein 
Beweisbeſchluß verkündet und darin die Vernehmung der Sach- 
verſtändigen und worüber beſchloſſen werden wird, ſteht noch 
dahin. Erſt bei ſolchem Beweisbeſchluß hat ſich das O. L. G. 
über den von den Bekl. bisher nur erhobenen Widerſpruch gegen 
die Ernennung der genannten Sachverſtändigen ſchlüſſig zu 
machen. So“ lange dieſe Ernennung nicht erfolgt war, konnten 
nicht die Sachverſtändigen im Sinne des § 406 Z. P. O. ab- 
gelehnt und über ein Ablehnungsgeſuch mit den dort beſtimmten 
Wirkungen entſchieden werden. Der angefochtene Beſchluß war 
daher aufzuheben. A. . G., U. v. 19. Nov. 03, B 237/03 V. 

7. 88 536, 537, 534, 718 Z. P. O. Umfang der Rechts- 
kraft der Urteile. Zeitpunkt der zuläſſigen Erweiterung von 
Berufungsanträgen. 

Der RE. rügt, daß das angefochtene Urteil auf einer Ver⸗ 
letzung der Grundſätze über die Rechtskraft der Urteile beruhe. 
Dieſe Beſchwerde ift auch begründet. Durch die Berufung der 
Kl. gegen das Urteil I. J. wurde deſſen Rechtskraft im vollen 
Umfange gehemmt. Damit war aber nicht zugleich die Ent⸗ 
ſcheidung über den geſamten Prozeßſtoff dem B. G. übertragen, 
vielmehr beſtimmte ſich nach den, von den Parteien in der Ver⸗ 
handlung vor dem B. G. geſtellten Anträgen (55 536, 537 
Z. P. O.), innerhalb welcher Grenzen das Urteil I. J. einer 
Nachprüfung und etwaigen Anderung unterliegen ſollte. Die 
Beſchräͤnkung der Parteianträge auf beſtimmte Teile des Urteils 
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I. J. hat nach dem Satze, daß über die Anträge hinaus nicht 
zu erkennen iſt, die Folge, daß das B. G. über den von den 
Anträgen nicht berührten Teil nicht zu entſcheiden hat. Dieſer, 
der der Nachprüfung in der Berufungsinſtanz entzogen iſt, 
bleibt alſo unberührt beſtehen. Darauf beruht auch die Vor⸗ 
ſchrift in 88 534, 718 Z. P. O., wonach das Urteil der Vor⸗ 
inſtanz inſoweit, als es durch die Berufungsanträge nicht an⸗ 
gefochten iſt, auf Antrag für vorläufig vollſtreckbar zu erklären 
iſt. Mit dem Zeitpunkt, wo die Berufungsanträge nicht mehr 
erweitert werden können, alſo mit dem Schluſſe der letzten 
mündlichen Verhandlung in der Berufungsinſtanz, tritt Gewißheit 
darüber ein, wieweit die Entſcheidung der Vorinſtanz unan⸗ 
gefochten geblieben iſt. Mit dieſem Augenblick tritt folgeweiſe 
der nicht angefochtene Teil in Rechtskraft (vergl. Urteil des 
II. 3. S. vom 28. Dezember 1887, Jur. Wochenſchr. 1888 
S. 68 Nr. 10). Das tritt klar zu tage, wenn das auf die 
letzte Verhandlung ergehende Berufungsurteil das Rechtsmittel 
ganz zurückweiſt. Aber auch wenn die Berufung Erfolg hat 
und das Urteil der I. J. nach dem Berufungsantrage teilweiſe 
abgeändert wird, iſt das Verfahren in der Berufungsinſtanz 
vollſtändig zum Abſchluß gelangt und es bleibt nicht etwa, weil 
die Berufung ohne beſtimmten Antrag eingelegt worden iſt, die 
ſpäteren Anträge aber fi) auf einen Teil des Urteils beſchränkten, 
der Prozeß in bezug auf den anderen Teil unerledigt in der 
Berufungsinſtanz anhängig. — Es wird weiter ausgeführt, daß 
auch bei Erlaß eines Zwiſchenurteils in der Berufungsinitanz 
gemäß § 304 Z. P. O. dieſe Grundſätze Anwendung zu finden 
hätten und nur in der Verhandlung bis zum Erlaß dieſes 
Zwiſchenurteils, ſofern es den ganzen dem B. G. unterbreiteten 
Prozeßſtoff umfaſſe, nicht aber darüber hinaus die Erweiterung 
der Berufungsanträge zuläſſig erſcheine. Eiſenbahnfiskus o. R., 
U. v. 12. Nov. 03, 315/03 VI. 

8. § 857 Abſ. 6 Z. P. O. in Verbindung mit 8 830 
Abf. 1. Pfändung einer Eigentümerbuchgrundſchuld wird rechts⸗ 
gültig bei Eintragung im Grundbuch. a 

Es handelt ſich im vorliegenden Falle um eine Hypothek, 
für welche die Erteilung eines Hypothekenbriefes ausgeſchloſſen 
iſt, alſo um eine Buchhypothek im Sinne des jetzigen Liegen⸗ 
ſchaftsrechts (§ 1116 Abſ. 2 B. G. B.). Über die ſtreitige 
Hypothek — eine unter altem Recht entſtandene Kautions- 
hypothek — war zwar unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts, 
wie dies auch bei Kautionshypotheken zuläffig, ein Hypotheken ⸗ 
brief gebildet, dieſer Hypothekenbrief wurde aber mit dem In⸗ 
krafttreten des neuen Rechts, welches die Erteilung eines Hypo⸗ 
thekenbriefes bei allen Sicherungshypotheken ausſchließt ($ 1185 
Abſ. 1 B. G. B.), bedeutungslos (Turnau⸗Foerſter, Liegenſchafts⸗ 
recht 2. Aufl. Bd. 1 S. 590 unter 2). Dies ergibt ſich für den 
Geltungsbereich des bisherigen preußiſchen Grundbuchrechts auch 
aus Art. 33 8 1 Abſ. 2 des preuß. Ausf. G. z. B. G. B. vom 
20. September 1899. Daraus folgt nun ohne weiteres, wie 
bereits der B. R. ausgeführt hat, daß es zur Übertragung der 
Hypothek auf die Kl. durch eine von dem Grundſtückseigentümer 
ihnen erteilte Zeffion der Eintragung der Abtretung im Grund⸗ 
buche bedurft hätte (§ 1154 Abſ. 3 B. G. B.). Solange dieſe 
nicht erfolgt iſt, iſt auch die Hypothek auf die Kl. nicht über⸗ 
gegangen, und daß ſie nicht erfolgt iſt, ſteht unbeſtritten feſt. 
Es muß aber, was der B. R. unentſchieden gelaſſen hat, auch 
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darin dem I. R. beigetreten werden, daß ebenſo, wenn die Über⸗ 
tragung der Hypothek durch gerichtliche Pfändung und Über⸗ 
weiſung erfolgt fein ſoll, die Eintragung der Pfändung in das 
Grundbuch erforderlich iſt (8 830 Abſ. 1 Satz 3 Z. P. O.). 
Hierüber beſteht zwar, wenn die Pfändung und Überweiſung 
eine Eigentümerhypothek oder Eigentümergrundſchuld betrifft, in 
der Literatur Meinungsverſchiedenheit; namhafte Kommentatoren 
der Z. P. O. (3. B. Gaupp⸗Stein und Peterſen⸗Anger zu 8 857 
Z. P. O.) vertreten die Meinung, daß es in dieſem Falle der 
Eintragung der Pfändung in das Grundbuch nicht bedürfe, weil 
bei ihr fein Drittſchuldner nicht vorhanden ſei; fie wollen auf 
die Zwangsvollſtreckung in eine Eigentümerhypothek oder Eigen⸗ 
tümergrundſchuld überhaupt nicht den Abſ. 6 des 8 857 Z. P. O., 
ſondern nur den Abſ. 1 und 2 dieſer Vorſchrift angewendet 
wiſſen und kommen fo zu dem Schluſſe, daß auch $ 830 Abſ. 1 
Satz 3 Z. P. O. auf ſie nicht Anwendung finden könne. Dem 
kann nicht beigetreten werden. (Wird näher begründet.) H. 6. G., 
U. v. 17. Okt. 03, 194/03 V. 

Handelsgeſetzbuch. 

9. § 25 H. G. B. Unverzüͤglichkeit der Eintragung, der 
Bekanntmachung oder Glaͤubiger⸗Mitteilung. 

Wie bereits in mehrfachen Entſcheidungen des Senats aus⸗ 
geführt iſt, knüpft § 25 Abſ. 1 des H. G. B. die Schulden⸗ 
haftung des Geſchäftsübernehmers an ſich an die bloße Tatſache 
der Fortführung des Geſchäfts unter bisheriger Firma. Streng 
genommen müßten daher, um erſtere auszuſchließen, die Vor⸗ 
ausſetzungen der Ausnahmevorſchrift des Abſ. 2 vorliegen, ſobald 
die Fortführung durch den Erwerber gegeben iſt. Demgemäß 
erachtet denn auch Cohn in Gruchots Beiträgen Bd. 42 S. 52, 53 
die gerichtliche Bekanntmachung, wie eine Mitteilung an die 
Gläubiger für wirkungslos, wenn ihnen die Fortführung des 
Geſchäfts unter bisheriger Firma vorausgeht, wogegen die Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller in Berückfichtigung eines berechtigten 
Verkehrsbedürfniſſes annimmt, daß es genüge, wenn Ein⸗ 
tragung und Bekanntmachung bezw. Mitteilung ſich unmittelbar 
der Fortführung des Geſchäfts anſchließen. (Staub, Handels- 
geſetzbuch 8 25 Anm. 17; Düringer und Hachenburg, Handels- 
geſetzbuch S. 118; Lehmann und Ring, Handelsgeſetzbuch § 25 
Nr. 9; Wolff in Goldſchmidts Zeitſchriften Bd. 47 S. 261.) 
Der Senat fchließt ſich dieſer milderen Anfiht an. Wenn auch 
Einwendungen gegen die Ausführung Wolffs a. a. O. S. 261, 
daß die ſtrengere (allgemein) undurchführbar ſei, weil die Ein⸗ 
tragung vor der ſtattgehabten Geſchäftsübernahme nicht erfolgen 
könne, gemacht werden könnten, ſo iſt doch anzuerkennen, daß 
bei ſtrikter Auslegung des Geſetzes jedenfalls für ſolche Fälle 
nicht vorgeſorgt wäre, in denen nach der Vereinbarung die 
Übernahme des Geſchäfts unter Ausſchluß der Schuldenhaftung 
ſofort mit Abſchluß des Vertrages ſich vollziehen ſoll, und es 
iſt nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber nicht auch für dieſe 
Fälle den Weg des § 25 Abſ. 2 hätte eröffnen wollen. Immer⸗ 
hin aber muß daran feſtgehalten werden, daß die Eintragung 
und Bekanntmachung, bezw. die Mitteilung an die Gläubiger 
unverzüglich der Übernahme des Geſchäfts folgen muß. Ob 
dabei die Gefahr einer etwaigen höheren Gewalt, welche das 
unverzügliche Eintreten der Vorausſetzungen des § 25 Abſ. 2 
ohne Schuld der Beteiligten vereitelt, dem Geſchäftsübernehmer 
oder den Gläubigern zur Laſt fällt, kann nach den Umſtänden 
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des gegenwärtigen Rechtsſtreits unentſchieden bleiben. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat eine Eintragung in das Handelsregiſter nicht 
unverzüglich nach der Übernahme des Geſchäfts, ſondern erſt 
mehr als zwei Monate ſpäter ſtattgefunden. Eine Mitteilung 
an die Gläubiger iſt in der Zwiſchenzeit auch nicht erfolgt. 
Ebenſowenig aber iſt erſichtlich, daß die Bekl. durch höhere 
Gewalt oder durch einen von ihnen nicht zu vertretenden Umſtand 
gehindert waren, Eintragung oder Mitteilung in unmittel- 
barem Anſchluſſe an die Geſchäftsübernahme herbeizuführen. 
C. u. Gen. c. R., U. v. 7. Nov. 03, 292/03 J. 

10. 5 378 H. G. B. Entbehrlichkeit der Mängelrüge bei 
nicht beſtellter Ware. 

Während nach dem H. G. B. in der alten Faſſung (§ 347) 
die ſofortige Rüge und Anzeige an den Verkäufer unter dem 
Präjudiz der Genehmigung nur bei eigentlichen Mängeln der 
Ware, nicht auch bei Lieferung einer anderen Ware als der 
bedungenen oder einer anderen Quantität der bedungenen Ware 
erfolgen mußte, hat das neue H. G. B., um die nach dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand in der Praxis vielfach hervorgetretenen 
Unficherheiten zu beſeitigen, in § 3 78 die fraglichen Beſtimmungen 
auch auf die Fälle der letzteren Art ausgedehnt. Dieſe Gleich- 
ſtellung ſollte aber nicht eine allgemeine ſein. Es wurde davon 
ausgegangen, wie in der Denkſchrift zum Entwurf des neuen 
H. G. B. (S. 226) hervorgehoben wird, daß, wenn die gelieferte 
Ware mit der beſtellten gar nichts gemein hat und offenſichtlich 
für den Käufer ohne Bedeutung iſt, dieſer infolge der unter 
laſſenen Rüge ſeine Rechte gegen den Verkäufer nicht verlieren 
dürfe, vielmehr in einem ſolchen Falle die Grundſätze, die für 
den Fall der Lieferung einer unbeſtellten Ware gelten, zur An⸗ 
wendung kommen müßten. Es wurde deshalb in den Schlußſatz 
des § 378 die bereits erwähnte Ausnahmebeſtimmung auf⸗ 
genommen. Bei der Beurteilung, ob dieſe zutrifft, kommt es 
nun, wie gleichfalls in der Denkſchrift a. a. O. hervorgehoben, 
ſewie von den Kommentaren durchgängig anerkannt wird (vergl. 
Staub, 6. und 7. Aufl., zu 8 378 Nr. 1b; Lehmann⸗Ring, 
daſelbſt Nr. 9; Makower 12. Aufl. ebenda II d) entſcheidend 
nicht auf die (vielleicht von irrigen Vorausſetzungen) ausgehende 
ſubjektive Auffaſſung des Verkäufers, ſondern vielmehr 
darauf an, ob derſelbe nach der objektiven Abweichung der 
gelieferten Ware von der bedungenen die Genehmigung ſeitens 
des Käufers als ausgeſchloſſen erachten mußte, wobei als ein 
ſolches objektives Moment auch die Frage der Verwendbarkeit 
der gelieferten Ware für die Zwecke, für welche der Käufer die⸗ 
ſelbe beſtellt hatte, in Betracht kommen muß. Die Begründung 
des O. L. G. läßt nun nicht erkennen, ob die zur Entſcheidung 
ſtehende Frage nach dieſen Geſichtspunkten geprüft worden iſt. 
9. c. H., U. v. 17. Nov. 03, 137/03 II. 

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. 

11. 5 30 in Verbindung mit Art. 1984 ff. c. c. Art der 
Übernahme eines Mandats und Umfang der Haftung. 

Das B. G. hat das Zuſtandekommen und den Umfang 
des nach ſeiner Auffaſſung verletzten Auftragsvertrages dahin feſt⸗ 
geſtellt, die Mutter der jetzigen Kl. habe dem beklagten Rechts⸗ 
anwalt zugleich für ihre 4 Kinder den Auftrag erteilt, den 
ganzen Schaden, den ſie alle durch den Tod ihres Sohnes reſp. 
Bruders beim Unfall auf der Bröhltalbahn erlitten hatten, ein- 
zuklagen, es ihm überlaſſend, auf Grund des ihm mitgeteilten 
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Sachverhaltes zu beſtimmen, welche Perſonen zur Erreichung 
dieſes Zweckes als Kl. auftreten müßten, und der Bekl. habe 
den von ihm in dieſer Tragweite richtig erfaßten Auftrag an- 
genommen. Der Rkl. erhebt gegen dieſe Ausführungen die 
Rüge eines Mangels in der Begründung, das B. G. habe das 
Schutzvorbringen des Bekl. in den Inſtanzen überhaupt nicht 
gewürdigt, es ſtehe der Unterſtellung, daß er einen Auftrag dieſes 
Inhalts angenommen habe, ſchon der Umſtand entgegen, daß 
er ſich nur von der Mutter V. und den beiden Schweſtern, 
nicht von den jetzigen Kl. — Brüder des Verunglückten — habe 
Vollmacht erteilen laſſen. Überdies hätten die Kl. ſelbſt geltend 
gemacht, der Bekl. habe bei der erſten Beſprechung erklärt, den 
Brüdern des Getöteten, d. i. den jetzigen Kl., ſtehe ein Anſpruch 
gegen die Bröhltalbahn nicht zu. Darin liege aber eine Ab⸗ 
lehnung des Auftrages bezüglich der jetzigen Kl., die, wenn auch 
der Grund irrig geweſen wäre, eine Schadenserſatzpflicht des 
Bekl. nicht zu begründen vermöge; denn der Bekl. ſei nicht ver- 
pflichtet, eine Klage zu erheben, die er für unbegründet hielt. 
Dieſem Angriffe konnte der Erfolg nicht verſagt werden. Da 
die ſtreitigen Vorgänge in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 
fallen, ſo kommen für die rechtliche Beurteilung neben den 
Vorſchriften des materiellen Rechtes in der Rechsanwaltsordnung 
im gegebenen Falle die Beſtimmungen des c. c. zur Anwendung, 
wonach in der Regel auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Rechtsanwalt und ſeinem Klienten die Grundſätze des Auftrages 
— Art. 1984 ff. — zur Anwendung kommen. Danach kann 
an ſich die Annahme des Auftrages durch den Rechtsanwalt ftill- 
ſchweigend erfolgen; inſoweit iſt den Ausführungen des B. G. 
beizutreten. In dem gegebenen Falle hat die Mutter der jetzigen 
Kl., wie das B. G. annimmt, den Bekl. für ſich und ihre 
4 Kinder angegangen, den Auftrag zur Einklagung des ganzen 
Schadens, den ſie alle erlitten hätten, anzunehmen, es ihm über⸗ 
laſſend, auf Grund des ihm mitgeteilten Sachverhältniſſes zu 
beſtimmen, welche Perſonen zur Erreichung dieſes Zweckes auf- 
treten müßten. Für die Mutter des Getöteten und deſſen vier 
Geſchwiſtern mag der entſtandene Geſamtſchaden als eine un- 
trennbare Einheit erſchienen ſein; der Bekl. aber mußle davon 
ausgehen, da es ſich nur um einen deliktiſchen Schadensanſpruch 
handelte, daß die einzelne Perſon nur den ihr entſtandenen 
Schaden mit der Klage verfolgen könne; deshalb kann die ge⸗ 
dachte Auffaſſung der Familie V. für den Inhalt und Umfang 
der Annahme des Auftrages von ſeiten des Bekl. nicht vorzugs⸗ 
weiſe entſcheidend ſein. Weiterhin tritt ein Rechtsanwalt in der 
Regel nicht ſchon dadurch in ein Auftragsverhältnis zu einer 
rechtſuchenden Partei, die ſich an ihn mit der ausgeſprochenen 
Abſicht wendet, ihm Auftrag zur Prozeßführung zu erteilen, daß 
er ſich von ihr eine Sachdarſtellung geben läßt. Das kann 
lediglich zu dem Zwecke geſchehen, um ſich über Annahme oder 
Ablehnung des Auftrages entſchließen zu können. Deshalb kann 
nicht als ſelbſtredend unterſtellt werden, daß der Bekl. den 
Auftragsantrag ſchon angenommen hatte, als er ſich bei der 
erſten Beſprechung von der Mutter V. im Beiſein der Ottilie V. 
eine Sachdarſtellung geben ließ. Ob aber nach den Umſtänden 
des gegebenen Falles nicht, wie der Bekl. in den Inſtanzen 
geltend gemacht hatte, eine Ablehnung des Auftrages in bezug 
auf die jetzigen Kl. darin lag, daß der Bekl. im Zufammen- 
hange mit dieſer erſten Beſprechung auf die ihm gegebene Sach 
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darſtellung hin nur von der Mutter und den beiden Schweitern 
des Getöteten ſich Vollmacht zur Klage geben ließ, nicht aber 
von den jetzigen Kl., und nur im Namen der erſteren eine 
Schadenserſatzklage erhob, hätte nach der gegebenen Sachlage 
um ſo mehr geprüft werden müſſen, als die von den Kl. als 
Zeugen angerufene Witwe V. und Ottilie V. bei ihrer Ver⸗ 
nehmung beftätigt hatten, der Bekl. habe bei dieſer erſten Be⸗ 
ſprechung auf ihre Darſtellung des Sachverhaltes erklärt, „wenn 
dieſe Angaben richtig ſeien, ſo könnten nicht nur die Mutter, 
ſondern auch die Schweſtern Schadenserſatz verlangen, die Brüder 
hätten dagegen keinen Schadensanſpruch“. In eine ſolche 
Prüfung iſt das B. G. nicht eingetreten. Dieſer Mangel in 
der Begründung zu der Frage, ob der Bekl. auch den Auftrag 
angenommen habe, den den jetzigen Kl. entſtandenen Schaden 
einzuklagen, muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen. Denn der Rechtsanwalt iſt nicht verpflichtet, einen 
ihm erteilten Auftrag anzunehmen; die ohne Verzug geſchehene 
Ablehnung ſchließt jede Schadenserſatzpflicht desſelben aus. — 
§ 30 der Rechtsanwaltsordnung. Das gilt auch für eine 
motivierte Ablehnung, hier mit der Begründung, daß den jetzigen 
Kl. ein Schadens anſpruch nicht zuſtehe, ſelbſt wenn dieſe irrig 
war, es ſei denn, daß nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
der Rechtsanwalt um eine Prüfung des mitgeteilten Sachver⸗ 
hältniſſes auch nach der Richtung angegangen war, ob es ſich 
zur Klageerhebung eigne, und in der Mitteilung der Begründung 
der Ablehnung als dem Ergebniſſe dieſer Prüfung in Wirklich- 
keit die Ausführung eines in dieſem beſchränkten Umfange an⸗ 
genommenen entgeltlichen Auftrages lag, oder daß doch nach den 
beſonderen Umſtänden, unter denen die Begründung der Ab- 
lehnung dem Rechtſuchenden mitgeteilt wurde, darin eine Rats- 
erteilung zu finden wäre und daß weiterhin auf dieſer Grund- 
lage die übrigen Erforderniſſe einer Haftung aus Auftrag oder 
Ratserteilung gegeben find. Rechtsanw. Sch. c. V., U. v. 
13. Nov. 03, 134/03 II. 

Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 

12. 5 95 ſchließt nicht, wie § 135 des Gewerbeunfall⸗ 
verficherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900, Schadensanjprüche 
gegen Betriebsunternehmer aus Unfällen aus. 

Die Bekl. haben gegen die Schadensklage aus einem in 
ihrem Betriebe erlittenen Unfalle der Söhne der Kl. den Einwand 
erhoben, daß der geltend gemachte Schadenserſatzanſpruch durch 
die Beſtimmungen in §8 95 Abſ. 1 des Unfallverficherungs- 
geſetzes vom 6. Juli 1884 ausgeſchloſſen ſei. Beide Vorinſtanzen 
haben den Einwand für durchgreifend erachtet und allein aus 
dieſem Grunde auf Klagabweiſung erkannt? Das O. L. G. 
führt aus: Die Söhne der Kl. ſeien unbeſtritten zur Zeit des 
Unfalls nach Maßſtabe des angezogenen Geſetzes verſichert 
geweſen, die Kl. würden deshalb, wenn ſie zur Zeit des Unfalls 
Inländer geweſen wären oder im Inlande gewohnt hätten, 
Anſpruch auf die im § 6 unter 2 b jenes Geſetzes beſtimmte 
Rente gehabt haben, wogegen ihnen nach § 95 desſelben ein 
Schadenserſatzanſpruch gegen die beiden Bekl. nicht zugeſtanden 
haben würde, da die Vorausſetzung, unter welcher ausnahmsweiſe 
Hinterbliebene von Verficherten Schadenserſatz auch von dem 
Betriebsunternehmer und von Betriebsleitern nach Maßgabe 
des bürgerlichen Rechtes fordern könnten, unbeſtrittenermaßen 
nicht vorliegen. Im gegebenen Falle ſtehe ihnen, weil ſie 
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Ausländer ſeien und zur Zeit des Unfalls nicht in Deutſchland 
gewohnt, auch dort nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalts ort 
gehabt hätten, gemäß 8 6 Ziffer 2 b (letzter Abſatz) ein Anſpruch 
auf Unfallrente allerdings nicht zu, allein es finde gegen ſie 
gleichwohl die Beſtimmung in $ 95 Abſ. 1 Anwendung. 
Unzweifelhaft würde ihr Schadenserſatzanſpruch ausgeſchlofſen 
ſein, wenn für die Entſcheidung der Sache die Vorſchriften 
des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 
§ 135 maßgebend wären; allein, was dort über die Ausſchließung 
von privatrechtlichen Schadenserſatzanſprüchen beſtimmt ſei, habe 
auch bereits vorher auf Grund von § 95 des hier anzu- 
wendenden Geſetzes vom 6. Juli 1884 gegolten. Letztere 
Annahme iſt rechtsirrtümlich. Wie der II. Z. S. des R. G. 
konſtant angenommen und in den Urteilen vom 29 Oktober 
1889 und vom 28. April 1893 (Entſch. in Zivilſachen Bd. 24 
S. 123 fg., Bd. 31 S. 76 fg.) eingehend dargelegt hat, 
iſt nach dem Wortlaute und der Entſtehungsgeſchichte der Vor⸗ 
ſchriften in § 95 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 anzunehmen, 
daß durch ſie ſolchen Perſonen, die nicht von den Wohltaten 
des Geſetzes berührt werden, die ihnen nach dem Haftpflicht- 
geſetze oder auf Grund ſonſtiger Normen des bürgerlichen 
Rechtes zuſtehenden Anſprüche gegen die Betriebsunternehmer 
und die Betriebsleiter uſw. nicht abgeſchnitten werden follten. 
Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten geweſen, und es genügt, zu 
ihrer Begründung hier auf die Darlegungen des II. Z. S. zu 
verweiſen, da von keiner der Vorinſtanzen auch nur verſucht 
worden iſt, die von dieſem geltend gemachten Erwägungen zu 
entkräften. Nicht abzuſehen iſt, wie gegenüber den angezogenen 
Entſcheidungen des R. G. in dem angefochtenen Urteile hat 
behauptet werden können, der Rechtszuſtand, der gegenwärtig 
nach den Beſtimmungen in § 135 des Geſetzes vom 30. Juni 
1900 beſteht, habe „unbeſtritten“ auch ſchon unter der Herrſchaft 
des Geſetzes von 1884 beſtanden, und dieſe Bemerkung erſcheint 
um ſo auffälliger, als auch in der Literatur, ſoweit darin die 
in Rede ſtehende Spezialfrage überhaupt Erwähnung gefunden 
hat, ſoviel erſichtlich geweſen, ausnahmslos die der Praxis des 
R. G. entſprechende Auffaſſung vertreten worden iſt. (Vergl. 
Landmann, Unfallverſicherungsgeſetz von 1886 S. 243 unter g, 
Eger in der Einleitung zur III. Auflage des Kommentars 
zum Haftpflichtgeſetze S. VII, VIII und in ſeiner Bearbeitung 
des Unfallverſicherungsgeſetzes S. 79 Anm. 190 [zu & 95], 
Handbuch der Unfallverſicherung, dargeſtellt von Mitgliedern 
des Reichsverſicherungsamtes [1897] S. 422 unter 5.) Geltend 
gemacht und auch vom R. G. anerkannt worden iſt nur, daß 
es vom geſetzgeberiſchen Standpunkte aus richtiger geweſen ſein 
möchte, die in § 95 des ofterwähnten Geſetzes ausgeſprochene 
Ausſchließung von Schadenserſatzanſprüchen noch weiter auszu⸗ 
dehnen. (Entſch. in Zivilſachen Bd. 31 S. 78.) Dies iſt 
denn auch bei der Umgeſtaltung, welche das Unfallverſicherungs⸗ 
recht durch das Geſetz vom 30. Juni 1900 erfahren hat, für 
die Gewerbeunfallverſicherung in § 135 des über fie erlaffenen 
Geſetzes geſchehen, indem beſtimmt worden iſt, daß den Hinter⸗ 
bliebenen verſicherter Perſonen, auch wenn ſie einen Anſpruch 
auf Rente nicht haben, ein Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Betriebs unternehmer uſw. nur unter gewiſſen, hier nicht vor- 
liegenden Vorausſetzungen zuſtehen ſolle. L. u. V. c. H. ⸗F., 
U. v. 12. Nov. 03, 133/03 VI. 
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Reichsgeſetz, betreffend Abänderung und Er⸗ 
gänzungen der Militärpenſionsgeſetze vom 22. Mai 
1893. 

13. 5 52 Abſ. 1. Anerkennung des Penſionserhoͤhungs⸗ 
anſpruchs durch die oberſte Marine ⸗Verwaltungsbehoͤrde keine 
Vorausſetzung des Rechtsweges oder des Rechtsanſpruches. 

Das B. G. hat im Anſchluß an die Entſch. des IV. Z. S. 
des R. G. vom 27. Mai 1895 (Entſch. des R. G. in Zivil- 
ſachen Bd. 35 S. 97 ff.) angenommen, daß nach § 52 des 
Militärpenfionsgeſetzes in der alten Faſſung vom 27. Juni 1871 
dem Gericht die Prüfung darüber zuſtehe, ob die in jener Vor⸗ 
ſchrift aufgeſtellten Vorausſetzungen für den Anſpruch auf Penſions⸗ 
erhöhung vorliegen, und es hat weiter ausgeführt, daß hieran 
durch das Geſetz vom 22. Mai 1893 (R. Geſ. Bl. S. 171) 
nichts geändert worden ſei. Dieſer Anſicht iſt beizupflichten. 
Zwar ſpricht der Wortlaut des § 52 in der neuen Zaffung dafür, 
daß die Anerkennung des Anſpruchs durch die oberſte Marine⸗ 
Verwaltungsbehörde Vorausſetzung für die Geltendmachung des 
Anſpruches ſei. Allein die Wortfaſſung am Schluß des erſten 
Abſatzes des § 52: „wenn dieſer Anſpruch innerhalb ſechs Jahren 
nach der Rückkehr in die Heimat oder nach der im Auslande 
erfolgten Entlaſſung geltend gemacht iſt, und wenn derſelbe 
daraufhin von der oberſten Marine⸗Verwaltungsbehoͤrde als be⸗ 
gründet anerkannt wird“ bringt in ihrem zweiten Teil nicht den 
wahren Willen des Geſetzgebers zum Ausdruck. Es folgt dies 
nicht nur aus der Begründung des Entwurfs zu dem Geſetz 
vom 22. Mai 1893 und aus den Kommiſflonsverhandlungen 
(vergl. Druckſachen des Reichstags, 8. Legislaturperiode 2. Seſfion 
1892/93 Bd. II Nr. 112 S. 2, 8, 12, 24; Bd. III Nr. 228 
S. 2, 11), ſondern namentlich daraus, daß der $ 1 6 des Geſetzes, 
welcher die Vorausſetzungen des Anſpruches auf die im 8 12 
aufgeführten Penfionserhöhungen regelt, in dem Entwurf des 
Geſetzes die gleiche Wortfaſſung hatte, und daß dieſe Wortfaſſung 
als der Abficht und dem Willen des Geſetzgebers nicht ent⸗ 
ſprechend in die Worte umgeändert wurde: „wenn derſelbe 
innerhalb ſechs Jahren nach dem Friedensſchluſſe geltend gemacht, 
und feine Begründung bis zur Entſcheidung der oberſten Militär ⸗ 
Verwaltungsbehörde des Kontingents beigebracht iſt“. Hierdurch 
wird Margeftellt, daß nicht die Anerkennung des Anſpruches durch 
die oberfte Militär⸗Verwaltungsbehörde Vorausſetzung für die 
gerichtliche Geltendmachung desſelben tft, vielmehr nur ein End- 
termin für die Beibringung der Begründung des Anſpruches 
geſetzt werden ſollte, um zu verhüten, daß die innerhalb der Friſt 
von ſechs Jahren ftattfindende Anmeldung eines Anſpruches, 
welchen die zuſtändige Behörde nicht anerkennt, dem Anmeldenden 
das Recht verleihe, denſelben nach deſſen Ablehnung beliebig zu 
erneuern. Es muß daher angenommen werden, daß es nur auf 
einem Verſehen beruht, wenn in dem § 52 Abſ. 1 des Geſetzes 
die urſprüngliche Wortfaſſung des Entwurfes unverändert bei⸗ 
behalten wurde; denn es iſt weder aus dem Geſetz ſelbſt noch 
aus den Geſetzesmaterialien ein Grund für eine verſchiedene 
Behandlung erſichtlich. Hiernach iſt die Anerkennung des An⸗ 
ſpruches ſeitens der oberſten Marine-Berwaltungsbehörde weder 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges noch eine 
materiell rechtliche Vorausſetzung für die Geltendmachung des 
Anſpruches auf die Penfionserhöhung. M. c. Reichs marinefiskus, 
U. v. 10. Nov. 03, 198/03 III. 
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Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

14. 5 8. Zuläfſfigkeit des Verbots einer au Firmenrecht 
zu Recht beſtehenden Firma. 

Die Revifion meint, ein auf Grund des § 8 des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes ausgeſprochenes Verbot könne niemals den Inhalt 
haben, daß die Benutzung einer an ſich zu Recht beſtehenden 
Firma für ein beſtimmtes Geſchaͤft überhaupt verboten werden 
könnte, und iſt der Anficht, die Anwendung des § 8 gegenüber 
einer zu Recht beſtehenden Firma könne immer nur dazu führen, 
dem Firmeninhaber den Gebrauch gewiſſer unterſcheidender Zu⸗ 
ſätze zu feiner Firma aufzuerlegen, durch welche die Gefahr 
elner Verwechslung derſelben mit anderen im geſchäftlichen Ber- 
kehre ausgeſchloſſen wird. Allein dieſe einſchränkende Auslegung 
des § 8 findet weder in der Entſtehungsgeſchichte dieſer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung, noch in dem Wortlaut derſelben eine Stütze. 
Es iſt bekannt, daß der § 8 des Geſetzes gerade zu dem Zweck 
eingeführt wurde, einen erweiterten Firmenſchutz gegen denjenigen 
zu gewähren, welcher eine an ſich berechtigte und auch mit den 
geſetzlich notwendigen Unterſcheidungsmerkmalen ausgeſtattete 
Firma führt, ſie aber in einer Art und Weiſe gebraucht und 
benutzt, welche darauf berechnet und dazu geeignet iſt, Ver⸗ 
wechslungen mit einer befugterweiſe geführten anderen Firma 
herbeizuführen. Die Art der mißbräuchlichen Benutzung einer 
Firma, welcher der § 8 entgegentritt, kann ſomit auch darin 
gelegen fein, daß der unlautere Wettbewerb fich in der Führung 
der Firma für ein Geſchäft kundgibt, welches nach feiner lokalen 
Lage zu Verwechslungen mit einer anderen befugterweiſe ge- 
führten Firma beſonderen Anlaß gibt und damit das fördert, 
was das Geſetz unterdrückt haben will: die berechtigte Exiſtenz 
eines anderen Geſchäfts dadurch zu ſchädigen und zu unter- 
graben, daß man ihm unter dem formalen Schutz des Firmen ⸗ 
rechts die Kundſchaft abſpenſtig macht. So aber liegt nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanzen die Sache hier, und 
das ausgeſprochene Verbot hat deshalb mit Recht und im Ein- 
verftändnis mit dem Geſetze die Form erhalten, daß dem Bekl. 
geboten wird, die Benutzung der Firma A. S. & Ko. für das von 
ihm in der Alten Schützenſtraße 1 betriebene Detail⸗Wollwaren⸗ 
geſchäft zu unterlaſſen. J. e. H., U. v. 4. Nov. 03, 229/03 I. 

Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

15. 5 81. Zeitliche Anwendung. 

Verfehlt iſt die Rüge der Verletzung des § 81 des R. Se 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 durch Nichtanwendung. Durch Reichsgeſetz 
iſt dem Nachlaßgericht die Ermächtigung, unter der im § 2200 
B. G. B. genannten Vorausſetzung in Erbſchaftsfällen, die vor 
dem 1. Januar 1900 eingetreten find, den Teſtamentsvollſtrecker 
zu beſtellen, nicht beigelegt. Zufolge der durch Art. 213 des 
E. G. zum B. G. B. getroffenen Vorſchrift beſchränkt ſich die 
Beſtimmung des 8 2200 auf Erbfälle, die vom 1. Januar 1900 
ab vorkommen; denn wie nach den erbrechtlichen Verhältnifſen 
im Sinne des genannten Art. 213 ſich die Befugnis des 
Nachlaßgerichts zur Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers bemißt, 
fo bleiben auch für dieſe Verhältnifſe, wenn der Erblaſſer vor 
jenem Zeitpunkt geſtorben iſt, nach der in dem Artikel getroffenen 
Vorſchrift die bisherigen Geſetze maßgebend. Das R. Ge. vom 
17. Mai 1898 aber ſtellt ſeine Normen auf nur in Beziehung 
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auf Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch 
Reichsgeſetz den Gerichten übertragen ſind, bleibt mithin außer 
Anwendung in Angelegenheiten, in denen das Gericht ſeine 
Tätigkeit nach Landesrecht zu regeln hat. Für die Anwendung des 
8 81 jenes Geſetzes find daher die Vorausſetzungen im vorliegenden 
Fall nicht gegeben. 

II. Das Gemeine Recht. 

Offentliches Kirchenrecht. 

16. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges bei Klage auf Unter⸗ 
laſſen von Läuten der Kirchenglocken. 

Die beklagte Kirchengemeinde hat im Jahre 1900 weſtlich 
von ihrer Kirche in einer Entfernung von ungefähr 4,50 m 
von dem weſtlich davon ſtehenden, 1847 errichteten Wohnhaus 
des Kl. ein hölzernes Glockenhaus erbaut und 3 Glocken darin 
aufgehängt, die teils einzeln, teils zuſammen die Woche über 
und an Sonntagen zu gewiſſen Zeiten geläutet werden. Der 
Kl. verlangt Unterlaſſung dieſes ihn in Benutzung ſeines Hauſes 
erheblich beeinträchtigenden Läutens. Die in der Reviſionsinſtauz 
angeregten Bedenken gegen die Zulaſſung des Rechtsweges er⸗ 
ſcheinen beachtlich. Die erhobene Eigentums⸗Beeinträchtigungs⸗ 
klage richtet ſich gegen eine angeblich ungehörige Benutzung einer 
Kirche zum Glockengeläute. Wenn auch nach heutigem Rechte 
die geheiligten Sachen — res divini juris oder sacrae —, 
zu denen Kirchen und deren Zubehör, namentlich Glocken, 
unzweifelhaft gehören, keineswegs dem privatrechtlichen Verkehre 
gänzlich entzogen, vielmehr im allgemeinen dem öffentlichen und 
bürgerlichen Rechte des Staats unterworfen ſind, ſo gilt dies 
immerhin angeſichts der ſelbſtändigen und unanfechtbaren Ver⸗ 
fügungs- und Benutzungsrechte der kirchlichen Vertreter und 
Obern nur im beſchränkten Maße, und insbeſondere muß auch, 
ſoweit die ſtaatliche Macht über jene Sachen reicht, im Einzel- 
falle zunächſt gefragt werden, ob öffentlichrechtliche oder privat⸗ 
rechtliche Verhältniſſe gegeben find, wonach ſich dann auch der 
Weg der Rechtsverfolgung gegen jene Sachen und ihre Be⸗ 
nutzung beſtimmt. Unzweifelhaft iſt es nach dem geltenden 
Recht der anerkannten chriſtlichen Kirchengemeinſchaften eine be⸗ 
ſondere und wichtige Befugnis der Kirchen, ihre Angehörigen 
zu beſtimmten Zeiten oder auch bei außergewöhnlichen Gelegen⸗ 
heiten durch Glockengeläute zu Andachtsübungen anzuregen oder 
zum Beſuche der öffentlichen Gottes dienſte, Leichenbegängniſſe uſw. 
einzuladen. Dieſes Recht wird als ein derart erhebliches erachtet, 
daß es Privatperſonen, ja ſogar ſtaatlich nicht voll anerkannten 
religiöfen Geſellſchaften, meiſt nicht zugeſtanden wird. (Vergl. 
z. B. § 25 II. 11 Pr. A. L. R., § 35 der Beil. II zu Tit. IV, 
8 9 der bayer. Verfaſſungsurkunde.) Hiernach kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß das Recht, mit Glocken zu läuten, den 
Kirchen zum allgemeinen Wohle ihrer Angehörigen und damit 
zugleich zum Wohle des Geſamtſtaates eingeräumt iſt, daß es 
ſomit dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehört. Hierfür 
ſpricht insbeſondere auch, daß es nicht etwa der Perſon des 
Kircheneigentümers als ſolchem, ſondern den kirchlichen Behörden 
und Oberen zuſteht. (Vergl. v. Kirchenheim, Kirchenrecht S. 89.) 
Aber auch, ſoweit das Kirchengeläute, wie üblich, nebenbei zu 
weltlichen Kundgebungen, z. B. bei Feuersgefahr, zur Bekannt⸗ 
gabe des Schulbeginns u. dergl, verwendet wird, geſchieht dies 
im Intereſſe der Allgemeinheit und liegt nicht privatrechtliche, 
ſondern öffentlichrechtliche Mbung und Befugnis vor. (Vergl. 
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v. Kirchenheim a. a. O.) Aus dem Geſagten folgt nun nicht, 
daß keinerlei Rechtsbehelf gegen einen etwa mit dem Geläute 
der Glocken getriebenen Mißbrauch gegeben iſt, vielmehr iſt — 
auch nach katholiſchem Kirchenrechte — anerkannt, daß dagegen 
ſtaatliche einſchränkende Maßregeln zuläſſig find. (Hinſchius, 
Kirchenrecht IV S. 419 bei und in Anm. 8.) Jedenfalls aber 
find zur örtlichen oder zeitlichen Beſchränkung oder Aufhebung 
der hervorragend öffentlichrechtlichen Befugnis zum Läuten mit 
Kirchenglocken in der Regel nicht die ordentlichen Gerichte, 
ſondern nur die zur Überwachung und Handhabung des öffent⸗ 
lichen Rechts beſtellten Behörden berufen und kann dann eine 
Klage, wie die vorliegende, auf Unterlaſſung des Läuten: 
bei den Gerichten nicht zugelaſſen weiden. So wenig ähnliche 
Klagen gegen die unter Berückſichtigung der allgemeinen Wohl- 
fahrt der Bevölkerung genehmigten wirtſchaftlichen Unternehmungen 
ſtatthaft find? — 8§ 26 Gewerbeordnung —, ebenſowenig, ja 
noch weniger kann regelmäßig gegenüber der auf uraltem Recht 
und Herkommen beruhenden kirchlichen Befugnis des Glocken- 
läuteus vor den ordentlichen Gerichten auf Einſtellung dieſes 
Läutens geklagt werden. (Vergl. Art. 111 E. G. zum B. G. B.) 
Zu gleichen Ergebniſſen gelangt man an der Hand der Recht⸗ 
ſprechung, namentlich des R. G. Nach den für das Gebiet des 
gemeinen und des preußiſchen Rechts ergangenen Urteilen über 
Kirchenſtühle ſteht über deren Ordnung und Benutzung nur der 
Kirche ſelbſt und deren Oberen die Entſcheidung zu und können 
die Gerichte gegebenenfalls nur um Entſchädigung wegen Ver⸗ 
letzung wohlerworbener Privatrechte angerufen werden. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. VII S. 137, Bd. XVI 
S. 159, Bd. XXIV S. 174; Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 
S. 108/56; 1901 S. 463/13, 859/58; 1903 S. 111/42.) 
Was auf Kirchenſtühle, auf die doch von jeher gewiſſe Privat⸗ 
rechte anerkannt ſind, zutrifft, muß noch viel mehr auf ſolche 
kirchliche Gegenſtände Anwendung finden, die, wie die Kirchen⸗ 
glocken, gewöhnlich jedem Sonderrecht einzelner entzogen ſind. 
Ergibt ſich ſohin nach Grundſätzen des allgemeinen proteſtantiſchen 
Kirchenrechts, gegen deſſen Geltung im Herzogtum Sachſen⸗ 
Meiningen im allgemeinen Bedenken nicht angeregt ſind, die 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs in gegenwärtiger Sache, fo fragt 
es ſich nur noch, ob im genannten Staate durch etwa beſtehende 
Sonderbeſtimmungen und Umſtände die Zuſtändigkeit der Gerichte 
für Sachen dieſer Art begründet iſt. Nach §§ 26, 34 der 
Herzoglich Sachſen⸗Meiningſchen Synodalordnung vom 4. Ja⸗ 
nuar 1876 hat es den Anſchein, als ſei dies zu verneinen; dies 
iſt indes noch näher in der Berufungsinſtanz zu prüfen. 
Kirchengem. N. e. M., U. v. 19. Nov. 03, Nr. 218/03 V. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen von Mitte Juli bis Ende November 1903.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 88 40—42 Str. G. G. 

In dem, inſoweit aufrechterhaltenen, erſten Urteile des 
Landgerichts war feſtgeſtellt, daß der „Inhalt“ der Druckſchriften 
geeignet iſt, in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden 
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Weiſe verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung zu Gewalttätigkeiten 
gegeneinander anzureizen. Zur Anwendung der 58 41, 42 
Str. G. B. reicht es dabei hin, daß dieſe Druckſchriften 
oͤffentlich verbreitet find, gleichgültig ob die Verfolgung 
oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon deswegen ausführbar 
war. Dieſe öffentliche Verbreitung iſt darin nachgewieſen, 
daß der Buchhändler K. die Druckſchriften dem Buchhändler J. 
überſandt hat, um ſie dem Publikum zugänglich zu machen. Es 
war bei letzterem Punkte von der Annahme auszugehen: als Täter 
komme nur K. in Betracht. Zur Zeit der erſten Revifion fehlte 
es an einer Feſtſtellung, ob die beſchlagnahmten Exemplare „dem 
Täter oder einem Teilnehmer gehören“, daher mußte deshalb 
die Aufhebung des landgerichtlichen Urteiles erfolgen, ſoweit 
auf Einziehung erkannt war. Nur die dieſer Maßregel 
zu grunde liegenden Feſtſtellungen des Urteils wurden von der 
Aufhebung mit betroffen, während die Verhängung der Un⸗ 
brauchbarmachung nebſt den ihr zu grunde liegenden Feſt⸗ 
ſtellungen aufrecht zu erhalten war. Im jetzt angefochtenen 
landgerichtlichen Urteile hat die Strafkammer bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellt, daß die beſchlagnahmten Druckſchriften ſich im Eigentum 
des J. befinden. Im übrigen aber hat ſie ſich bei Beurteilung 
der Sache auf einen von ihrem früheren Standpunkte ab⸗ 
weichenden Standpunkt geſtellt, indem ſie annimmt, daß K. und 
J. als Mittäter gehandelt haben. Dabei iſt nicht in Rückſicht 
gezogen, wie es ſich jetzt um keine ſelbſtändige Aburteilung der 
Sache handelt, ſondern nur um eine Ergänzung des teilweiſe 
aufrecht erhaltenen früheren Urteils des Landgerichts. Dort iſt 
rechtskräftig auf Unbrauchbarmachung erkannt auf 
Grund der Feſtſtellung: die Verbreitung der Druckſchrift durch 
K., die ſich nach dem für erwieſen erachteten Sachverhalt als 
öffentliche Verbreitung darſtellte, hat alle objektiven Tat⸗ 
beſtandsmerkmale verwirklicht. Ohne dieſe Feſtſtellung wäre 
die Grundlage für die Anwendbarkeit des § 41 Str. G. B. 
nicht gegeben geweſen. Mit dieſer aufrecht erhaltenen 
Eutſcheidung und Feſtſtellung ſetzt ſich die Begründung des jetzt 
angefochtenen Urteils in Widerſpruch. Sobald die Handlung 
des K. den Charakter einer „öffentlichen Verbreitungshandlung“ 
verliert, wird der verhängten Unbrauchbarmachung der Boden 
entzogen. Und dieſen Charakter verliert ſie, ſobald er, wie die 
Strafkammer jetzt feſtzuſtellen unternommen hat, mit J. gemein⸗ 
ſchaftlich, als Mittäter handelte. Wirkten beide zuſammen zur 
Verbreitung der Druckſchriften, dann kann ſich die Übermittelung 
eben dieſer Druckſchriften ſeitens des einen Teilnehmers an den 
anderen nicht als eine das Tatbeſtandsmerkmal der öffentlichen 
Anreizung verwirklichende Verbreitungshandlung darſtellen, 
überhaupt nicht als „Verbreitungshandlung“, durch welche, 
deren Begriffe entſprechend, die Schrift einem weiteren Perfonen- 
kreiſe als bither zugänglich gemacht wird. Beide treten dabei 
der Außenwelt als eine zum gemeinſamen Zwecke handelnde 
Einheit gegenüber, jede Handlung des einen gilt und ſoll nach 
beider Willen betrachtet werden zugleich als Handlung des 
anderen. Unter ſolchen Verhältniſſen kann ſelbſt dem Eigentums⸗ 
wechſel an den Schriften, der nur dem gemeinſchaftlichen 
Zwecke dienen ſoll, nicht die Bedeutung einer Erweiterung bes 
Kreiſes der Zugänglichkeit jener Schriften geſchrieben werden. 
Es geht aber nicht an, in einer Entſcheidung — und das 
jetzt vom Landgericht erlaſſene Urteil bildet, wie die Prozeß⸗ 
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geſchichte ergibt, mit dem aufrecht erhaltenen Teile des land⸗ 
gerichtlichen Urteils vom 1. Oktober 1902 eine ſachliche 
Entſcheidung über das Schickſal der in Rede ſtehenden Druck⸗ 
ſchrift der Beurteilung der Fragen, ob § 40 und ob 8 41 
Str. G. B. anwendbar ſeien, je einen verſchiedenen Sach⸗ 
verhalt zu grunde zu legen. Die aufrecht erhaltene Ent⸗ 
ſcheidung mit ihren notwendigen tatſächlichen und rechtlichen 
Grundlagen umgrenzte das der Strafkammer für neue Feſt⸗ 
ſtellungen offen ſtehende Gebiet. Veränderte Feſtſtellungen 
unter Eingriff in dieſes Gebiet zu treffen, ſtand außer ihrer 
Macht. Dies hat die Strafkammer nicht beachtet, wie fie 
überhaupt für nötig gefunden hat, den ganzen Sachverhalt, 
ſogar die Frage, ob die Verbreitung der Druckſchriften dem 
§ 130 Str. G. B. unterfiel, zu neuer Erörterung und Feſt⸗ 
ſtellung zu bringen. Hiernach kann der Feſtſtellung, daß auch 
J. als Mittäter des Vergehens des § 130 Str. G. B. zu 
betrachten ſei, irgend welche formelle oder materielle Bedeutung 
nicht beigemeſſen werden. Es hat bei der früheren dies 
verneinenden und K. Alleintäterſchaft in rechtliche Gewißheit 
ſetzenden Feſtſtellung zu bewenden. Und da das Eigentum 
des J. au den beſchlagnahmten Schriften außer Zweifel geſtellt 
iſt, fo verletzt die angefochtene Entſcheidung 8 40 Str. G. B. 
und ſie unterliegt der Aufhebung. Urt. des IV. Sen. vom 
20. Oktober 1903. 2623. 1903. 

2. § 49a Str. G. B. 

Die Strafkammer nimmt an, daß bei dem Empfänger 
des Briefes der Entſchluß zur Tat, wenn überhaupt, nur im 
allgemeinen und bedingt feſtgeſtanden, die Tätigkeit des An⸗ 
geklagten aber darauf abgezielt habe, ihn zu der beſtimmten 
Tat, der Verſchaffung von Abtreibungsmitteln, gerade an die 
Ehefrau des Beſchwerdeführers zu bewegen. Vorausſetzung für 
den Begriff der Aufforderung iſt die Abſicht, einen anderen zur 
Begehung einer konkreten ſtrafbaren Handlung zu beſtimmen. 
Iſt dieſer konkrete Wille noch nicht vorhanden, ſoll er 
vielmehr erſt durch das Ausſprechen der Aufforderung in eine 
beſtimmte Richtung gelenkt und der Vorſatz hervorgerufen 
werden zur Begehung einer nunmehr erſt beſtimmten Tat, ſo 
find auch ſeitens des Auffordernden alle Tatbeſtandsmomente 
des § 49a Str. G. B. erfüllt. Urt. des III. Sen. vom 
16. November 1903. 3380. 1903. 

3. 851 Str. G. B. 

Daß „das Reviſionsintereſſe ſich bis in die Entſcheidungs⸗ 
gründe erſtrecke“ iſt in dem Urteile des Reichsgerichts vom 
11. Juni 1881 (Entſch. Bd. 4 S. 355 ff.) nicht ausgeſprochen: 
anerkannt wird darin allerdings, daß eine Freiſprechung durch 
die Art ihrer Motivierung die Intereſſen des Angeklagten auch 
außerhalb des Bereiches des anhängig gewordenen Straf⸗ 
verfahrens berühren könne; derartigen „anderweiten Beziehungen“ 
wird jedoch jeder Einfluß auf die Anfechtbarkeit einer Frei⸗ 
ſprechung verſagt, ſofern letztere eine vollſtändige Verneinung 
der ſtrafrechtlichen Schuld des Angeklagten bedeute (a. a. O. 
S. 357, 358). Letzteres trifft zwar nicht im Falle der Frei⸗ 
ſprechung wegen Verjährung der Strafverfolgung, wohl aber im 
gegenwärtigen Falle zu, in welchem die Freiſprechung auf der 
Feſtſtellung beruht, daß der Angeklagte zur Zeit der Tat ſich in 
einem Zuſtande krankhafter Störung der „Geiſteskräfte“ — ſoll 
heißen Geiſtestätigkeit— befunden habe, durch welche feine freie 
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Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. Die von der Reviſion 
behaupteten „nachteiligſten juridiſchen und polizeilichen Folgen“ 
der Freiſprechung aus § 51 des Str. G. B. find deshalb nicht 
geeignet, die Revifion gegen letztere zu begründen (vergl. 
Rechtſprechung des R. G. Bd. 6 S. 545 ff.; Entſch. Bd. 13 
S. 326 bis 327). Ebenſowenig kann dieſe Wirkung dadurch 
herbeigeführt werden, daß neben der Freiſprechung auf 
Unbrauchbarmachung aller Exemplare der inkriminierten Druck⸗ 
ſchrift nebſt Platten und Formen (mit den in 8 41 Abi. 2 des 
Str. G. B. vorgeſehenen Einſchränkungen) erkannt worden iſt. 
Durch dieſe — in ſeine Vermögensrechtsſphäre eingreifende — 
Eutſcheidung wird der Angeklagte allerdings beſchwert und er 
muß deshalb auch in dem gegen ihn gerichteten Verfahren 
für befugt erachtet werden, dieſelbe im Wege der Reviſion an⸗ 
zufechten, auch wenn man davon ausgeht, daß die Unbrauchbar⸗ 
machung an ſich den Charakter einer polizeilichen Präventiv- 
maßregel trägt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 169 und 
S. 384 oben); aus dem Rechte zur Anfechtung dieſes Teiles 
des Urteils folgt indeſſen nicht das Recht zur Anfechtung der 
erfolgten Freiſprechung, da beide Entſcheidungen ſich rechtlich in 
keiner Weiſe bedingen, die Unbrauchbarmachung der Druckſchrift 
vielmehr völlig außerhalb der Verneinung der Schuldfrage wegen 
Unzurechnungsfähigkeit des Angeklagten liegt. Von einer gleich⸗ 
zeitigen Qualifizierung derſelben Handlung als erlaubt und 
unerlaubt kann hierbei keine Rede ſein. Die Revifion mußte 
demnach, ſoweit ſie gegen die Freiſprechung des Angeklagten 
gerichtet iſt, als unzuläſſig verworfen werden. Hinſichtlich der 
im Urteil ausgeſprochenen Unbrauchbarmachung der Druckſchrift 
dagegen war dem Rechtsmittel der Erfolg nicht zu verſagen. 
Urt. des II. Sen. vom 13. Oktober 1903. 2552. 1903. 

4. 5 113 Str. G. B. Preußiſches Geſetz vom 7. Oktober 
1865 über Errichtung von Markſteinen uſw. 

Von den Anordnungen des Abſ. 1 und 2 werden nach 
Abſ. 3 Gebäude, Hoflagen und Hausgärten nicht betroffen. 
Unter „Hoflagen“, alſo den Teilen der Erdoberfläche, wo die 
Höfe liegen, find die zu den Gebäuden gehörigen Hofräume zu 
verſtehen. Ein ſolcher Hofraum iſt unbebautes Gelände, welches 
mit dem Gebäude in räumlichem Zuſammenhang ſteht und dem 
wirtſchaftlichen Zwecke des Gebäudes zu dienen beſtimmt iſt, 
ohne Garten zu ſein. Der Punkt, wo der Angeklagte das 
Zuſammentreffen mit dem Hülfsjäger gehabt hat, befindet ſich 
auf dem zum Ziegeleibetrieb dienenden, mit veiſchiedenen 
Gebäuden beſetzten Grundſtücke des Angeklagten und zwar am 
ſüdlichen Ende eines größeren zum Streichen von Ziegelſteinen 
und Trocknen der Steine benutzten Platzes, auf welchem mehrere 
Trockenſchuppen errichtet find, 1,60 m von einem Bahngeleiſe 
und 2,80 m von dem nächſten Trockenſchuppen entfernt, zur 
Seite eines Fahrwegs. Hiernach iſt es nicht rechtsirrig, daß 
der Punkt als zur Hoflage des Angeklagten gehörig angeſehen 
iſt. Auch wenn das Geſetz vom 7. Oktober 1865 auf die von 
dem Forſteinrichtungs⸗Bureau im Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten angeordnete Vermeſſung der Oberförfterei 
L. einſchließlich der Seen Anwendung fand, ſo war der mit 
der Vermeſſung beauftragte Forſtaſſeſſor nicht berechtigt, an 
jenem Punkte gegen den Willen des Angeklagten Vermeſſungs⸗ 
arbeiten ausführen, eine Drainröhre legen zu laſſen. Ihm 
fehlte zu dieſer Anordnung die allgemeine ſachliche Zuſtändigkeit. 


XXIII. Jahrgang. 


Sein Befehl an den Hülfsjäger war unverbindlich und dieſer 
befand ſich daher, trotz feines guten Glaubens, nicht in der 
rechtmäßigen Ausübung ſeines Amts, als er dort die Röhre 
legen wollte. Der Angeklagte durfte ſich daher feiner Eigenmacht 
nach $ 859 des B. G. B. mit Gewalt erwehren, und der Tat⸗ 
beftand des § 113 des Str. G. B. iſt nicht gegeben. Urt. des 
II. Sen. vom 16. Oktober 1903. 2520. 1903. 

5. 8 117 Str. G. B. 

Der von dem Jagbberechtigten beſtellte Aufſeher ſteht 
unter dem Schutz des 5 117 kraft dieſer Beſtellung und 
eine Landesverwaltungsbehoͤrde kann dieſen reichsrechtlich ge⸗ 
währten Schutz nicht einſchränken. Es iſt mithin in dieſer 
Richtung gleichgültig, ob die Beſtellung in einer — ſonſt gültig 
und wirkſam — behördlich vorgeſchriebenen Weiſe genehmigt 
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war. Urt. des I. Sen. vom 

6 8 123 Str. G. B. 

Im Gegenſatze zum „Entweichenlaſſen“, welches eine Mit⸗ 
tätigkeit des Gefangenen vorausſetzt, kann eine „Beförderung 
der Befreiung“ ſchon dann angenommen werden, wenn der 
Gefangene nur tatſächlich in Bedingungen verſetzt worden iſt, 
welche ſeine Flucht erleichterten, auch wenn der Gefangene 
ſelbſt oder ein anderer die Erleichterung nicht benutzt, nicht 
einmal erkennt. Urt. des II. Sen. vom 17. November 1903. 
1973. 1903. ö 

7. 8 184 Nr. 1, 3 Str. G. B. 

Der Vorderrichter hat dem von dem Angeklagten ver⸗ 
breiteten und vorrätig gehaltenen Proſpekte, in welchem er die 
Einrichtung und den Verwendungszweck eines ſeiner Ehefrau 
patentierten „Schutzmittels für Frauen zur Verhütung von 
Frauenkrankheiten und von Empfängnis“ eingehend beſchreibt 
und den Apparat anpreiſt, die Eigenſchaft einer unzüchtigen 
Schrift im Sinne des § 184 Nr. 1 des Str. G. B. lediglich 
aus dem Grunde abgeſprochen, weil fie ſeiner Meinung nach 
die Einrichtung und den Verwendungszweck des erwähnten 
Apparates in durchaus ſachlicher Weiſe beſpricht, und deshalb 
nicht geeignet erſcheint, auf einen normalen Menſchen einen 
geſchlechtlichen Reiz auszuüben, mithin auch nicht das Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Beziehung verletzend 
angeſehen werden kann. Der Rechtsbegriff der Unzüchtigkeit 
einer Schrift erfordert aber nur, daß dieſelbe in geſchlechtlicher 
Beziehung das Scham und Sittlichkeitsgefühl zu verletzen 
objektiv geeignet ſein muß. Dieſe Eigenſchaft kann aber eine 
Schrift vermöge der in ihr enthaltenen geſchlechtlichen Beziehungen 
ſowie mit Rückficht auf die Art und den Gegenſtand ihrer 
Darſtellung haben, ohne daß ſie zugleich geſchlechtliche Lüſternheit 
zu erregen vermag. Das angefochtene Urteil beruht aber des 
weiteren auf einer Verkennung der Strafbeſtimmung des § 184 
Nr. 3 des Str. G. B., wenn es deren Vorausſetzungen deswegen 
nicht für vorliegend erachtet, weil in dem verbreiteten Proſpekte 
zwar ein zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmter Gegenſtand an- 
gekündigt und angeprieſen worden ſei, dieſe Ankündigung und 
Anpreiſung aber nicht dem Publikum gegenüber ſtattgefunden 
habe. Es mag nach den dem vorigen Urteile zu grunde 
liegenden Feſtſtellungen richtig ſein, daß der Angeklagte den in 
Frage ſtehenden Proſpekt nur ſolchen Leuten zuſchickte, welche 
verheiratet waren und daß die Verſendung nicht durch ihn 
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ſelbſt direkt und unmittelbar, ſondern unter Vermittelung ſeines 
jeweiligen Vertreters an dem betreffenden Platze erfolgte. Da⸗ 
durch wurde aber die Annahme einer Ankündigung und An⸗ 
preiſung dem Publikum gegenüber keineswegs rechtlich aus⸗ 
geſchloſſen. Zwiſchen einer öffentlichen Anpreiſung und 
Ankündigung und einer ſolchen dem Publikum gegenüber 
beſteht keinerlei begrifflicher Unterſchied (Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. XXXIV S. 81) und liegt demgemäß eine 
Anpreifung an das Publikum regelmäßig dann vor, wenn fie 
an eine Mehrzahl unbeſtimmt welcher und wie vieler 
Perſonen, im Gegenſatze zu einem individuell beſtimmten, 
abgeſchloſſenen Perſonenkreiſe erfolgt. Den vorderrichterlichen 
Feſtſtellungen zufolge muß davon ausgegangen werden, daß auf 
die von dem Angeklagten in verſchiedenen Tageszeitungen 
erlaſſene Bekanntmachung hin jeder, der ſich meldete, ſofern 
nur anzunehmen war, daß er verheiratet ſei, den die Ankündigung 
und Anpreiſung des Apparates enthaltenden Proſpekt zugeſchickt 
bekam, ohne daß die Empfänger auf beſtimmte, unter ſich durch 
beſondere Beziehungen verbundene Individuen oder der Zahl 
nach irgendwie beſchränkt waren. Trifft dies aber zu, ſo beruht 
es auf Rechts irrtum, wenn der Vorderrichter ohne jegliche weitere 
Begründung lediglich unter dem Hinweiſe auf die Geſchäfts⸗ 
praxis des Angeklagten keine Ankündigung und Anpreiſung an 
das Publikum als vorliegend angenommen hat. Urt. des 
Ferienſenats vom 21. Juli 1903. 3252. 1903. 

8. 5 184 Nr. 3 Str. G. B. 

Die Vorinſtanz hat die Frage, ob die von den Angeklagten 
veröffentlichten Inſerate ſelbſt zum erkennbaren Ausdruck 
bringen, daß Gegenſtände, die zu unzuͤchtigem Gebrauche be⸗ 
ſtimmt find, dem Publikum angepriefen oder angekündigt werden, 
bezüglich aller Angeklagten verneint. Die Begründung läßt 
einen Rechts irrtum nicht erkennen. Die Reviſion weiſt auf die 
bezüglichen Ausführungen des Reichsgerichts hin, wonach es 
unerheblich iſt, ob dergleichen Inſerate von jedermann dahin 
verſtanden werden können, daß fie auf Gegenſtände, die zu un- 
züchtigem Gebrauche beſtimmt find, ſich beziehen, da es genügt, 
wenn Leute von einer gewiſſen Lebenserfahrung die Inſerate in 
dieſem Sinne auffaſſen müſſen, und fie erachtet demgegenüber 
die Erwägungen des Vorderrichters inſofern für rechts irrtümlich, 
als dieſe von der Auffaſſung ausgehen, es bringe ein ſolches 
Juſerat den gedachten Sinn nur dann zum erkennbaren Aus- 
druck, wenn nach der Faſſung von vornherein jedermann mit 
Notwendigkeit die Beziehung der Annoncen auf Gegenſtände, 
die zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmt find, erkennen müſſe. 
Wären in dieſem Sinne die Ausführungen des Vorderrichters 
zu verftehen, jo würde der Revifion Recht gegeben werden 
müfſen: zu einer ſolchen Auslegung nötigen aber die Urteils⸗ 
gründe nicht. Bei den Annoncen, die hier in Rede ſtehen, 
kommt die unmittelbare Ankündigung von Gegenſtänden, die 
unzüchtigen Zwecken dienen ſollen, nicht in Frage, es handelt 
ſich überall um die Ankündigung von „Gummiwaren“ oder 
„Hygieniſchen Bedarfsartikeln“ und um den Hinweis auf Preis- 
liſten (oder Kataloge oder Broſchüren), die auf Verlangen 
überſandt werden. Bezüglich aller Inſerate führt deshalb das 
Urteil aus, ihr Inhalt — insbeſondere auch der Zuſatz „für 
Hygiene“ oder „engliſche und franzöſiſche Artikel“ — laſſe nicht 
notwendig den Schluß zu, daß die in den in Bezug genommenen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. = 15 


Preisliſten angepriefenen Gegenſtände zu unzüchtigem Ge⸗ 
brauche beſtimmt ſeien: aus der ganz allgemeinen Fafſung der 
Annoncen ſei dies nicht mit Notwendigkeit zu folgern. Damit 
iſt keineswegs geſagt, der fragliche Sinn wohne jenen Annoncen 
deshalb nicht bei, weil dieſer Sinn nicht für jedermann von 
vornherein erkennbar ſei, ſondern es hat offenbar damit geſagt 
ſein ſollen, es ſei keineswegs notwendig, die Annonce gerade 
in dem gedachten Sinn aufzufaſſen, und nicht erfichtlich iſt, daß 
der Vorderrichter, indem er dieſe Notwendigkeit verneint, dabei 
nicht an jene „Leute von einer gewiſſen Lebenserfahrung“ ge- 
dacht haben ſollte, deren er ja ſelber als derjenigen, auf deren 
Urteil es ankommt, Erwähnung tut. Hat aber der Vorder⸗ 
richter nicht „jedermann“, ſondern Leſer „von einer gewiſſen 
Lebenserfahrung“ im Auge gehabt, ſo genügte die Feſtſtellung, 
deren im weſentlichen tatſächliche Vorausſetzungen in dieſer 
Inſtanz auf ihre Richtigkeit nicht nachgeprüft werden können, 
daß für ſolche Leſer nicht die Notwendigkeit vorlag, jene 
Annoncen in dem gedachten Sinne zu verſtehen. Es würde 
nicht die Feſtſtellung genügt haben, daß dergleichen Leſer den 
gedachten Sinn in den Annoncen finden konnten: denn die 
Möglichkeit jedweder Auslegung tft unberechenbar und niemals 
in Abrede zu ſtellen, während die „Notwendigkeit“ ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht eine bedingungsloſe bedeutet, ſondern das⸗ 
jenige, was unter den gegebenen Umſtänden als das 
Na turgemäße zu gelten hat. Hat alſo der Vorderrichter 
zum Ausdruck bringen wollen, daß für Leute von Lebenserfahrung 
diejenige Auslegung der Annoncen, die auf Gegenſtände zu un⸗ 
züchtigem Gebrauche hinwies, ſich nicht als naturgemäß und in 
dieſem Sinne nicht als notwendig ergab, fo hat er eine rechts 
irrtümliche Feſtſtellung nicht getroffen. Urt. des II. Sen. vom 
30. Oktober 1903. 3127. 1903. 

9. 8 184 Nr. 4 Str. G. B. 

Daß der Ankündigende hofft, es werde zu einem unzüchtigen 
Verkehr der einen oder anderen derjenigen Perſonen kommen, die 
ihn aus Anlaß des in der Ankündigung angegebenen, nicht 
erkennbar unſittlichen Zwecks aufſuchen, verleiht der Ankündi⸗ 
gung keinen anderen Charakter, keine andere Wirkung auf die 
öffentliche Sittlichkeit, als ſie ohne das hat, iſt alſo für 
den Tatbeſtand des § 184 ohne Bedeutung. Urt. des II. Sen. 
vom 6. Oktober 1903. 4153. 1903. 

10. 58 182, 185 Str. G. B. 

Der Begriff der Verführung ſetzt voraus, daß der Mann 
zur Befriedigung ſeiner finnlichen Begierde das Mädchen ſeinem 
Gelüſte willfährig macht, daß er deſſen Entſchließung in der 
Richtung auf die Einwilligung zum Beiſchlaf beeinflußt, daß 
er die geſchlechtliche Unerfahrenheit und geringe Widerſtandskraft 
des Mädchens mißbraucht. Dies trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu. Agnes B. hat den Beiſchlaf geduldet, nicht weil 
dies ihrem durch den Angeklagten beeinflußten Willen entſprach, 
nicht weil ſie geſchlechtlich zu unerfahren war, um die Bedeutung 
und Folgen des Beiſchlafs zu erkennen, oder weil fie ihrer 
finnlichen Erregung nicht Widerſtand zu leiſten vermochte, ſondern 
aus Schreck und Angſt vor der Gewalttätigkeit des Angeklagten, 
ihres Dienſtherrn. Sie hat nicht aus eigener Entſchließung der 
Beiſchlafsvollziehung zugeſtimmt, ſondern dieſe unter dem Druck 
der Umſtände über ſich ergehen laſſen, obgleich ſie in Wahrheit 
nicht damit einverſtanden war. Sie iſt dazu gezwungen worden, 
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mochte auch der Angeklagte nicht wiſſen, daß allein ſeine Gewalt 
ihren entgegenſtehenden Willen beugte, nicht aber verführt. 
Wäre ſie verführt worden, ſo würde ſie aufgehört haben, ein 
unbeſcholtenes Mädchen zu ſein. Entſcheidungen Bd. 35 S. 45. 
Die Duldung eines Beiſchlafs jedoch unter ſolchen Umſtänden, 
wie ſie feſtgeſtellt find, entzieht einem unbeſcholtenen Mädchen 
nicht die Unverſehrtheit ihrer Geſchlechtsehre. Hiernach iſt die 
Verurteilung des Angeklagten wegen Vergehens nach § 182 
Str. G. B. aufzuheben. Dagegen enthalten die erwieſenen 
Tatſachen den ebenfalls feſtgeſtellten Tatbeſtand der tät⸗ 
lichen Beleidigung. Urt. des II. Sen. vom 20. Oktober 1903. 
1915. 1903. 

11. 5 185 Str. G. B. 

Das Inſtanzgericht hat feſtgeſtellt, daß die K. zur Zeit 
ihrer Verführung durch den Angeklagten nicht mehr unbeſcholten 
war, daß ſie ſich des ehrenkränkenden Charakters der Handlungen 
des Angeklagten bewußt geweſen iſt und zur Vornahme derſelben 
auch hat bereit finden laſſen beziehungsweiſe in allen drei Fällen 
zur Vollziehung des Beiſchlafes ihre Einwilligung gegeben hat. 
Gegenüber dieſen Ausführungen beſteht aber die Möglichkeit, 
daß der Angeklagte aus dem Verhalten der K. geglaubt hat, 
folgern zu dürfen, daß dieſelbe in der Vollziehung des Bei⸗ 
ſchlafes mit ihr eine Kränkung ihrer weiblichen Ehre nicht finden 
würde, daß ihm alſo bei Begehung der wenn auch objektiv 
ehrverletzenden Handlungen das Bewußtſein von dem ehren⸗ 
kränkenden Charakter ſeines Vorgehens gefehlt hat, in welchem 
Falle die Verurteilung des Angeklagten aus § 185 Str. G. B. 
rechtlich unhaltbar ſein würde. Die Urteilsbegründung gibt aber 
auch inſofern zu rechtlichen Bedenken Anlaß, als bezüglich des 
objektiven Tatbeſtandes der tätlichen Beleidigung die Straf- 
kammer von der Annahme auszugehen ſcheint, daß bei jugend⸗ 
lichen Perſonen unter 16 Jahren trotz der von dieſen erklärten 
Einwilligung in die Vollziehung des Beiſchlafes grundſätzlich 
der Rechtsſatz: „Volenti non fit injuria“ feine Anwendung 
finden könne. Das würde rechtsirrig ſein. Dieſe Anſicht ſteht 
im Widerſpruche mit der allgemeinen Auffaſſung des Lebens, 
die einem über 14 Jahre alten, geiſtig und fittlich normal ent⸗ 
wickelten und daher — mindeſtens im Zweifel und abgeſehen 
von ganz eigentümlich geſtalteten Verhältniſſen — ausreichendes 
Verſtändnis für die Natur, ſowie die phyſiſche und ſittliche 
Bedeutung des geſchlechtlichen Verkehrs beſitzenden Mädchen in 
der hier fraglichen Beziehung mit Rückſicht darauf, daß es ſich 
um eine an ſich naturgemäße Befriedigung eines natürlichen, 
ſinnlichen Triebes handelt, die Freiheit, über ihre weibliche Ehre 
im einzelnen Falle zu verfügen, zugeſteht. Hat ein ſolches 
Mädchen ſich einem beſtimmten Manne zum außerehelichen Bei⸗ 
ſchlafe freiwillig hingegeben, ſo hat ſie damit für dieſen einzelnen 
Fall ihre weibliche Ehre ſelbſt preisgegeben und in unzwei⸗ 
deutigſter Weiſe zu erkennen gegeben, daß hier in Wirklichkeit 
eine Verletzung eines im allgemeinen geſetzlichen Schutzes be⸗ 
dürftigen Gutes auf ihrer Seite nicht vorliege. Wer trotz der 
Fähigkeit zur Erkenntnis der ſittlichen Bedeutung der in Frage 
kommenden Vorgänge durch die Billigung der von einem anderen 
gegen ihn unternommenen unſittlichen Handlung ſeine ſittliche 
Ehre ſelbſt mißachtet, hat keinen Anſpruch darauf, daß der 
Staat dieſe Ehre gegen den Angriff dritter Perſonen ſchütze. 
Durch die Zuſtimmung eines 15 Jahre alten Mädchens zu 
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einer mit ihr verübten unſittlichen Handlung kann daher das 
Moment der objektiven Widerrechtlichkeit der letzteren als beſeitigt 
angeſehen werden; darüber, ob dies in einem Einzelfalle zutrifft, 
müſſen die Umſtände des konkreten Falles entſcheiden. Urt. des 
III. Sen. vom 19. Oktober 1903. 2824. 1903. 

12. 5 193 Str. G. B. 

Nach dem Zuſammenhang kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die Annahme des Vorderrichters, Angeklagter habe 
durch die Schreiben vom 23. Oktober und 3. Dezember 1902 
nur den Zweck verfolgt, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu 
gunſten ſeiner Ehefrau zu erreichen, ſich darauf gründet, daß 
es die Abſicht des Angeklagten geweſen, Z. und St. durch den 
ihnen in den Schreiben gemachten Vorwurf, einen Falſcheid 
geleiſtet zu haben, zu beſtimmen, eine Beleidigungsklage gegen 
den Angeklagten zu erheben, damit dieſer in dem dadurch herbei ⸗ 
geführten Strafverfahren den Nachweis führen könne, daß Z. 
und St. ſich einer vorſätzlichen oder fahrläffigen Verletzung der 
Eidespflicht ſchuldig gemacht haben und Angeklagter auf dieſe 
Weiſe die nach § 1992 Str. P. O. erforderliche Unterlage für 
das Wiederaufnahmeverfahren zu gunſten ſeiner wegen Meineids 
rechtskräftig verurteilten Ehefrau beſchaffe. Aber auch von dem 
Boden dieſer Feſtſtellung aus würde die Annahme, daß An- 
geklagter die in dem Schreiben enthaltenen beleidigenden 
Außerungen zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht 
habe, ausgeſchloſſen ſein. Denn es ſteht im Widerſpruch mit 
der Rechtsordnung, das Mittel einer Beleidigung dazu zu be⸗ 
nutzen, um in dem durch die Verübung des Vergehens ver⸗ 
anlaßlen Strafverfahren einen berechtigten Zweck zu verfolgen, 
und es iſt daher der Schutz des § 193 Str. G. B. demjenigen 
zu verſagen, der einen anderen beleidigt zwecks Herbeiführung 
eines Verfahrens gegen ſich ſelbſt. Urt. des III. Sen. vom 
26. Oktober 1903. 2965. 1903. 

13. 5 230 Str. G. B. 

Die Strafkammer erachtet für glaubhaft, daß der An- 
geklagte, wenn auch nicht infolge der Vorwürfe des Fahrgaſtes, 
ſo doch durch den erſten Zuſammenſtoß in Aufregung verſetzt 
worden ſei, und erwägt, daß, wenn dies ſo war, der Angeklagte 
ohne weiteres davon abſehen mußte, ſich mit ſeinem haltenden 
Wagen noch weiter zu beſchäftigen, daß er deſſen Inſtandſetzung 
vielmehr einem der zahlreichen anweſenden hülfsbereiten und 
ſachverſtändigen Kollegen überlaſſen mußte, weil er „ſich ſagen 
mußte“, daß die Aufregung, in der er ſich befand, ihm die 
ruhige Überlegung trüben und zu falſchen Maßnahmen 
Veranlaſſung geben konnte, durch welche dann nicht bloß ein 
neuer Zuſammenſtoß, ſondern auch eine Gefährdung von Menſchen 
eintreten könne. Ob der Angeklagte, trotz des bei ihm vor- 
handenen Zuſtandes der Aufgeregtheit, bei Anwendung der ihm 
möglichen Aufmerkſamkeit ſich dies noch ſagen konnte, aber es 
ſchuldhaft unterließ, wird nicht erörtert. Die dem Schutz⸗ 
vorbringen entgegengeſetzten Erwägungen enthalten deshalb keinen 
Entſcheidungsgrund für die Annahme einer Fahrläſſigkeit des 
Angeklagten als Urſache für den eingetretenen Erfolg; ſie ſetzen 
ſich aber mit den voraufgegangenen Darlegungen, wonach der 
Angeklagte infolge der ihm möglichen Überlegung ſich ſagen 
mußte, daß die Einſchaltung des Automaten Gefahr bringe, in 
unlöslichen Widerſpruch. Urt. des II. Sen. vom 24. No⸗ 
vember 1903. 3506. 1903. 
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14. 5 230 Abſ. 2 Str. G. B. 

Radfahrt zum Arbeitsplatz gehört nicht zur Berufsausübung. 
Urt. des I. Sen. vom 26. Oktober 1903. 2084. 1903. 

15. 5 230 Abſ. 2 Str. G. B. 

Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion, daß den Beſchwerdeführern 
He Pflicht obgelegen habe, Vorkehrungen zur Beſeitigung der 
Gefahr zu treffen, die mit der Benutzung des Kloſetts für die 
nit der Ortlichkeit nicht vertrauten fremden, zu den Kunden 
der Beſchwerdeführer gehörigen Beſucher des Kloſetts verbunden 
war. Der Kaufmann, der in einem offenen Geſchäfte Waren 
feilhält, ladet dadurch das Publikum zum Betreten feiner 
Verkanfs räume ein und übernimmt daher ohne Zweifel die 
Verpflichtung, dafür zu ſorgen, daß die dem kaufluſtigen 
Publikum zugänglich gemachten Räume in ſolcher Beſchaffenheit 
find, daß fie ohne Gefahr für die körperliche Unverſehrtheit der 
Kunden benutzt werten können. Eine Verpflichtung, die dem 
allgemeinen Verkehr dienenden Räume ſo einzurichten, daß ſie 
ohne Gefahr paſſiert werden können, hat das Reichsgericht bei 
einem Haus eigentümer dadurch für begründet erachtet, daß er 
in Ausnutzung ſeines Eigentums Mitbewohner aufnimmt oder 
auf andere Weiſe in dem Haufe einen Verkehr herftellt (Entſch. 
Bd. 14 S. 362). Die entſprechende Pflicht des Kaufmanns 
gegenüber dem bei ihm zum Zweck des Einkaufs verkehrenden 
Publikum erſtreckt ſich auf alle Räume, deren Benutzung der 
Kaufmann oder deſſen zur Bedienung des Publikums beſtelltes 
Perſonal dem Publikum überläßt. Dies muß auch von einem 
Kloſett gelten, das dem Publikum in dieſer Weiſe zugänglich ge⸗ 
macht wird. Das Kloſett, welches ſich auf dem zu den Mietsräumen 
der beiden Beſchwerdeführer gehörigen Hofe befindet, iſt aber 
dem Publikum zugänglich gemacht worden, da das Geſchäfts⸗ 
perſonal der Beſchwerdeführer dem Publikum vielfach die 
Benutzung des Kloſelts geſtattete und die Beſchwerdeführer dies 
ihrem Geſchäftsperſonale zwar verboten haben, jedoch, wie fie 
wußten, ohne Erfolg und ohne dem Publikum das Verbot 
erkennbar zu machen, ſo daß dies Verbot dem Publikum 
gegenüber nicht in Betracht kommen kann. Ohne Rechts irrtum 
hat ſonach der Vorderrichter angenommen, daß für die 
Beſchwerdeführer die rechtliche Verpflichtung beſtand, durch 
Aufftellen einer Wache bei der Kelleröffnung oder durch Ab⸗ 
fperrmaßregeln oder auf andere Weiſe einen Zuſtand zu ſchaffen, 
der für die mit der Ortlichkeit nicht bekannten Kunden der 
Angeklagten die Gefahr ausſchloß, bei Benutzung des Kloſetts 
in die gedachte Kelleröffnung zu ſtürzen. Die Ausführung der 
Revifion, es gehöre nicht zu den Obliegenheiten eines Laden⸗ 
befitzers, ſeinen Kunden eine Bedürfnisanſtalt zur Verfügung 
ja ftellen, iſt gegenſtandslos, da in dem angefochtenen Urteil 
das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung nicht vorausgeſetzt wird. 
Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß die Kelleröffnung ſehr häufig 
unverdeckt geweſen iſt, weil der zur Aufbewahrung von Porzellan 
dienende Keller, zu dem die Offnung führt, von dem Perſonal 
der Beſchwerdeführer vielfach betreten wurde, um Waren von 
dert in den Laden zu holen, die Kelleröffnung auch häufig 
während des Aufenthalts des Perſonals im Keller nicht geſchloſſen 
werden konnte. Die Gefahr, welche die Beſchwerdeführer 
ſchuldhaft zu beſeitigen unterlaſſen haben, war hiernach durch 
die von dem Vorderrichter dargelegte beſondere Beſchaffenheit 
des Gewerbebetriebes der Beſchwerdeführer bedingt; es konnte 
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daher ohne Rechts irrtum angenommen werden, daß für die 
Beſchwerdeführer vermöge ihres Gewerbes die beſondere 
Verpflichtung beſtand, ihre Aufmerkſamkeit den zur Beſeitigung 
dieſer Gefahr erforderlichen Maßregeln zuzuwenden. Urt. des 
III. Sen. vom 12. November 1903. 3311. 1903. 

16. 5 235 Str. G. B. 8 1666 B. G. B. 

Als Eltern find auch die Pflegeeltern anzuſehen, wenn fie 
nach 8 1666 B. G. B. mit der Erziehung an Stelle der Eltern 
behördlich betraut find. Urt. des III. Sen. vom 15. Oktober 
1903. 2401. 1903. 

17. 8 237 Str. G. B. 

Eine beſondere Beeinfluſſung der inderjäßrigen durch 
Ratſchläge oder in anderer Weiſe verlangt dieſes Delikt in der 
Form des 8 237 des Str. G. B. nicht — im Gegenſatz zu 
8 236. Natürlich trifft die Strafvorſchrift nicht den Fall einer 
Selbſtentfernung der Minderjährigen aus ihrem geſetzlichen 
Schutzverhältnis, alſo eine ſolche, die auf ihrer eigenen un- 
beeinflußten Entſchließung beruht, auch nicht die Unterſtützung 
einer derartigen Flucht durch einen Dritten; andererſeits wird 
auch die Entführte regelmäßig — bei der Modalität des 8 237 
des Str. G. B. — eine perſönliche Tätigkeit entwickeln. 
Entſcheidend iſt deshalb, daß eine erfolgreiche Einwirkung auf 
ihren Willen, irgend eine Beeinfluſſung, eine Aufforderung, ein 
Geneigtmachen ſtattgefunden hat, ähnlich wie in § 176 Ziffer 3 
des Str. G. B. bei der Form der Verleitung, welche Vorſchrift 
gleichfalls dem Schutze der unerfahrenen Jugend und der Ge⸗ 
ſchlechtsehre gilt. Schon die Möglichkeit einer ſolchen kauſalen 
Wirkſamkeit genügt — in dem Sinne, daß der Wille der 
Minderjährigen in der Richtung beeinflußt wird — ſich der 
elterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt zu entziehen. In 
der Verabredung der gemeinſamen Flucht, die, wie dem Urteil 
zu entnehmen iſt, zwiſchen dem älteren, verheirateten Angeklagten 
und dem minderjährigen Mädchen in geheimem Briefwechſel ge⸗ 
troffen wurde, konnte die fragliche pſychiſche Einwirkung gefunden 
werden. Die äußerliche Tätigkeit des „Entführens“ vollzog ſich 
dann in der Verbringung des Mädchens von Frankfurt nach 
Berlin. Wann es zur Verwirklichung der geſchlechtlichen Willens⸗ 
abfiht gekommen fit, ob etwa erſt nach erreichter Volljährigkeit 
des Mädchens, entbehrt der rechtlichen Erheblichkeit. Urt. des 
I. Sen. vom 9. November 1903. 2605. 1903. 

18. 5 240 Str. G. B. 5 858 B. G. B. 

Es iſt nicht erfichtlich, inwiefern eine Gefahr der Ver⸗ 
eitelung oder weſentlicher Erſchwerung des Anſpruchs auf 
Räumung der Mietwohnung beſtand. Lediglich auf dieſen An⸗ 
ſpruch ſelbſt und die Gefahr ſeines Verluſtes oder ſeiner Er⸗ 
ſchwerung kommt es an, denn das Geſetz will keineswegs wegen 
jeden moglichen Nachteils, den die bloße Verzögerung in der 
Erfüllung des Anſpruchs dem Gläubiger verurſachen kann, die 
Anwendung der Selbſthülfe geſtatten. Urt. des III. Sen. vom 
15. Oktober 1903. 2583. 1903. 

19. 8 246 Str. G. B. 

War der Angeklagte verpflichtet, die an ihn abgelieferten 
Haſen zu veräußern und den Erlös an die Gutskaſſe zu zahlen, 
jo erſcheint durch die Sachlage nicht ausgeſchloſſen, daß er auch 
berechtigt war, an ſich ſelbſt zu veräußern, ſofern er nur einen 
dem Werte der Haſen entſprechenden Betrag als Kaufpreis im 
Intereſſe der Rentengutsbefitzer als Einnahme aus der Jagd 
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verrechnete. Rechts widrig würde mithin die Zueignung nur 
geweſen fein, wenn fie nicht im Intereſſe der Rentengutsbefitzer 
ſondern mit der Abficht erfolgte, kein Entgelt für die Hafen zu 
gewähren. Urt. des II. Sen. vom 27. Oktober 1903. 2111. 1903. 

20. 5 253 Str. G. B. 

Der Tatbeſtand der Nötigung, und damit der Erpreſſung 
iſt ausgeſchloſſen, wo der Wille des das Übel Ankündigenden 
dahin geht, dem anderen die Freiheit feiner Entſchließung durch⸗ 
aus zu wahren, und von dieſem Standpunkte aus nur die Er- 
wartung gehegt und zum Ausdruck gebracht wird, jener werde 
bei vernünftiger Erwägung der Umſtände ſelbſt zu der Über- 
zeugung gelangen, es ſei für ihn das richtige, dem Eintritte 
des Übels aus dem Wege zu gehen. Nur der Wille, ihm ein 
anderes Verhalten, als es ſeinem freien Willen entſprechen 
würde, zwangsweiſe aufzudringen, enthält den Nötigungs⸗ 
und Erpreſſungsvorſatz. Urt. des IV. Sen. vom 13. Oktober 
1903. 2541. 1903. 

21. 5 267 Str. G. B. 

Wenn auch davon auszugehen iſt, daß Beweiserheblichkeit 
nach den Grundſätzen des Zivil⸗ als auch des Strafrechts den 
gutachtlichen Auslaſſungen von privaten Sachverſtändigen ebenſo 
wie den Ausſagen von Zeugen im allgemeinen nur unter 
der Vorausſetzung zuzugeſtehen ift, daß dieſe Auslaſſungen und 
Ausſagen unter Beobachtungen der Formen erfolgt find, welche 
die Z. P. O. und die Str. P. O. für die Erhebung des Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigenbeweiſes vorgefchrieben haben, jo kann doch 
dann die Beweiserheblichkeit einer Privaturkunde nicht in Zweifel 
gezogen werden, wenn, wie hier, vereinbarungsgemäß von dem 
Inhalte derſelben das Weiterbeſtehen beziehungsweiſe die Auf- 
hebung eines vertraglichen Verhältniſſes abhängig gemacht, der 
Privaturkunde alſo durch den ausgeſprochenen Willen der Be⸗ 
teiligten ſelbſt Beweiserheblichkeit beigemeſſen wird. Urt. des 
III. Sen. vom 2. November 1903. 3222. 1903. 

22. 5 267 Str. G. B. 

Die gefälſchte Urkunde wird nicht in dem nicht unter⸗ 
ſchriebenen Briefe erblickt, der in dem Pakete enthalten geweſen 
iſt, ſondern in dem den Abſender des Paketes bezeichnenden 
Vermerke auf der Poſtbegleitadreſſe. Nun würde dieſem Ver⸗ 
merke die Eigenſchaft einer Urkunde nur dann zugeſtanden 
werden können, wenn er — ſei es auch in abgekürzter, aber 
den Sinn nicht verdunkelnder Form — eine für den rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr beſtimmte Erklärung des Abſenders 
darüber, daß er das Paket an den Adreſſaten abſchicke, zum 
Ausdrucke brächte. Nicht als Urkunde dürfte aber der Vermerk 
dann aufgefaßt werden, wenn er nach Form und Inhalt nicht 
mehr als eine bloße Auskunft über die Perſon des Abſenders 
oder eine Angabe über die Quelle enthielte, von welcher das 
Paket herkommt. Darüber nun, welche rechtliche Bedeutung 
dem hier fraglichen Vermerk beizulegen iſt, gewährt das Urteil 
keinen klaren, erſchöpfenden Aufſchluß. Die Bemerkung ſeiner 
Gründe, der Adreſſat erſehe daraus, wer aus der Abfendung 
verpflichtet ſei, und könne, wenn er durch die Annahme des 
Paketes Schaden erleide, ſich wegen der Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatze an den Abſender halten, legt nicht dar, daß der 
Vermerk eine Urkunde ſei, ſondern hat die Eigenſchaft desſelben 
als einer Urkunde bereits zur Vorausſetzung. Unmittelbar 
darauf ſpricht das Urteil von einer Benennung des Abſenders 
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— was mehr darauf hinweiſen würde, daß nur eine Bezeichnung 
der Herkunft gemeint ſei —, an ſpäteren Stellen von der 
„ falſchen Angabe des Abſenders auf dem Abſchnitte“, von 
„Fälſchung des Abſchnittes mit der Adreſſe“. Es entbehrt 
hiernach das Urteil einer rechtlich einwandfreien Feſtſtellung. 
Bei der erneuten Verhandlung wird das Landgericht, wenn es 
jenen Vermerk als eine Urkunde erachten ſollte, nicht umberüd- 
ſichtigt laſſen dürfen, daß die fälſchliche Anfertigung einer Privat- 
urkunde nur dann vorliegt, wenn ihr der Schein der Echtheit, 
alſo der Schein verliehen wird, als ſei ſie von einem anderen 
als demjenigen, welcher ſie ausgeſtellt hat, hergeſtellt worden. 
Urt. des I. Sen. vom 24. September 1903. 2022. 1903. 

23. 8 267 Str. G. B. 

Beſcheinigungen, die dazu beſtimmt find, Polizeibeamte 
in bezug auf eine ihnen obliegende Unterſuchung zu täufcen, 
ſind als beweiserhebliche Urkunden anzuſehen. Urt. des IV. Sen. 
vom 30. Oktober 1903. 4991. 1903. 

24. 5 271 Str. G. B. 

Die Annahme, das Protokoll des Vormundſchaftsrichtert 
enthalte keine Feſtſtellung der Perſonenidentität, ſteht mit dem 
mitgeteilten Inhalte der Urkunde dergeſtalt im unaufgeftärten 
Widerſpruche, daß ſie dem Verdachte einer Verkennung des 
Weſens des Urkundenbeweiſes oder einer rechtsirrigen Auslegung 
des § 176 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 Raum gibt. 
Es heißt in dem Protokolle: „Die Perſönlichkeit des Erſchienenen 
wurde durch Vorlegung der Terminsladung feſtgeſtellt.“ Es iſt 
nicht verſtändlich, wie bei dieſem Wortlaute die Strafkammer 
zu der Meinung gelangen konnte, gemäß Abſ. 3 letzter Satz 
des § 176 bezeuge der Richter nicht, daß er ſich Gewißheit über 
die Perſönlichkeit verſchafft habe, ſondern er habe nur in das 
Protokoll aufgenommen, was zur Feſtſtellung der Perſoͤnlichkeit 
beigebracht ſei. Wenn er „die Perſönlichkeit des Erſchienenen 
feſtſtellte“, dann hat er ſich Gewißheit über die erſchienene 
Perſönlichkeit verſchafft, die Identität deſſen, mit dem zu ver⸗ 
handeln war, und dem Erſchienenen geprüft, und feine Über- 
zeugung vom Vorhandenſein ſolcher beurkundet. Ob er dabei 
trügeriſchem Scheine getraut und ſich geirrt hat, iſt für die 
Frage, was beurkundet iſt, durchaus gleichgültig. Nur da, 
wo der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſich dieſe Gewiß · 
heit nicht verſchaffen kann, gleichwohl aber die Aufnahme 
der Verhandlung von ihm verlangt wird, hat er nach 
dem erwähnten Satz 3 von eigner Feſtſtellung der Identität 
abzuſehen; dann hat er den Sachverhalt und dasjenige, was 
zur Feſtſtellung der Perſönlichkeit beigebracht iſt, in das 
Protokoll aufzunehmen. Ein Fall letzterer Art lag dem, die 
Verhandlung aus eigener Initiative vornehmenden Vormund⸗ 
ſchaftsrichter offenbar nicht vor, er hatte ſich alſo auch gar nicht 
der Feſtſtellung der Perſönlichkeit zu entſchlagen. Ebenſo un⸗ 
verſtändlich und nur durch Rechtsirrtum erflärbar iſt, wie die 
Strafkammer zu der Annahme gelangen konnte, die ſachliche 
Erklärung des Angeklagten über ſeine Vaterſchaft ſei „keine 
unbedingte, ſondern unter dem Vorbehalt der mangelnden Ver⸗ 
pflichtung zur Alimentenzahlung abgegeben“. Sie kann nur 
auf einer Verwechslung der Lage jenes Falles, deſſen Entſcheidung 
in Striethorſt Archiv Bd. 19 S. 132 die Strafkammer anzieht, 
mit der Lage des hier gegebenen beruhen. Dort hatte der Be⸗ 
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treffende wohl den Beiſchlaf innerhalb der Konzeptionszeit und 
die daraus herzuleitende geſetzliche Vermutung ſeiner Vaterſchaft 
zugegeben, indeſſen Rechtsgründe geltend gemacht, aus denen er 
ſich zur Leiſtung von Alimenten nicht verpflichtet fühlen konne. 
Es wurde dort angenommen, er habe nicht mehr zugegeben, als 
die Möglichkeit ſeiner Vaterſchaft. Weſentlich anders liegt 
die Sache aber hier. Der Angeklagte hat zu Protokoll erklärt: 
„Ich erkenne an, der Vater des Kindes zu ſein. Zu beſtimmten 
Alimentenzahlungen will ich mich aber nicht verpflichten, da ich 
willens bin, die Mündelmutter bis ſpäteſtens Oſtern naͤchſten 
Jahres zu heiraten.“ Hier iſt hinſichtlich der Anerkennung der 
Vaterſchaft weder von einer Bedingung die Rede, noch von 
einem Vorbehalt, noch von einem Proteſt. Die Notwendigkeit 
der Aufnahme einer Verpflichtung zu beſtimmten Leiſtungen 
wird offenfichtlih dadurch für erledigt erklärt, daß dem Kinde 
demnächft durch die Verheiratung zwiſchen Vater und Mutter 


die Stellung eines ehelichen gewährt und ſo Sicherheit für 


ſeinen Unterhalt durch den Angeklagten geſchaffen werden 
würde. Es beruht hiernach die freiſprechende Entſcheidung in 
beiden Richtungen nicht etwa auf einer rechtlich einwandfreien 
tatſächlichen Auslegung des Urkundeninhalts, ſondern auf 
Verkennung des Geſetzes. Urt. des IV. Sen. vom 23. Oktober 
1903. 2408. 1903. 

25. 5 302 a Str. G. B. 

Gewerbsmäßiger Wucher liegt vor, wenn die Wucher⸗ 
geſchäfte für ſich ein Gewerbe darſtellen, nicht nur im Betriebe 
eines fonftigen Gewerbes begangen find. Urt. des III. Sen. 
2. November 1903. 3040. 1903. 

26. 58 303 a— 0 Str. G. B. 

Der 5 303 c fordert nicht ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden 
als Erwerbsgrund und ſchließt einen Erwerb von Todes wegen 
nicht aus, ſelbſt wenn dieſer Erwerb ohne den Willen des Erben 
oder Vermächtunisnehmers erfolgt. Mala fides superveniens 
hindert auch in dieſem Falle die Geltendmachung nicht. (7) 
Urt. des II. Sen. vom 6. Oktober 1903. 1439. 1903. 

27. 8 303 Str. G. B. 

Der Erdhügel, den das Urteil beſchreibt, ſtellt ſich als 
„an einheitliches Ganzes, ein in vorhiſtoriſcher Zeit durch 
Menſchenhände zuſammengefügtes Werk von hoher wiſſenſchaft⸗ 
licher Bedeutung“ dar. Die Strafkammer ſpricht der Ein⸗ 
grabung eines 1 m langen und tiefen, ſowie 50 em breiten 
Loches das Moment der Beſchädigung ab, weil ſie nach den 
in der Wiſſenſchaft geltenden Grundſätzen erfolgt ſei, um den 
Hügel einer wiſſenſchaftlichen Unterſuchung zugänglich zu machen; 
der Eigentümer ſelbſt hätte ebenſo verfahren müſſen, wenn er 
eine ſolche gewollt hätte. Die Entſcheidung irrt. Die 
Sachbeſchädigung charakterifiert ſich als ein Eingriff in das 
Eigentum. Es liegt ſchon im Begriff des Eigentums, daß 
derartige Eingrabungen oder Aufdeckung eines Dritten, auch 
eines Mannes der Wiſſenſchaft, an fi, ſofern nicht eine be 
ſondere Berechtigung nachgewieſen iſt, ausgeſchloſſen find: 
Der Wille des Eigentümers allein entſcheidet darüber, ob und 
wie ſolche Gegenſtände der Wiſſenſchaft und der Allgemeinheit 
zugänglich gemacht werden. Er kann andere von jeder Ein ⸗ 
wirkung ausſchließen — ſelbſt nach Willkür — (Bürgerliches 
Geſetzbuch 8 908). Auch wenn der Hügel in feiner Bedeutung 
als Gegenſtand der Wiſſenſchaft durch die unternommene Aus⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 19 


grabung keine Schmälerung erlitten hätte, ſo blieb doch jeder 
derartige Eingriff ohne Zuſtimmung des Eigentümers rechts. 
widrig. Dieſe negative Seite des Eigentums hat der erſte 
Richter überſehen. Eine ſubſtantielle Beſchädigung und 
Aufhebung der Unverſehrtheit läßt ſich aber keinenfalls 
in Abrede ziehen. Urt. des I. Sen. vom 29. Oktober 1903. 
2090. 1903. 

28. § 317 Str. G. B. 

Die Straßenbahn dient dem öffentlichen Perſonen⸗ und 
Güterverkehr, alſo unzweifelhaft einem öffentlichen Zweck, und 
wenn nun, wie die Darſtellung des Urteils annehmen läßt, die 
Telephonanlage dazu beſtimmt war, den Geſchäftsverkehr im 
Jutereſſe des Straßenbahnbetriebes zu vermitteln, jo konnte mit 
Recht auch die Fernſprechanlage als Teil der geſamten Betriebs⸗ 
einrichtung der Straßenbahn als eine zu öffentlichen Zwecken 
dienende Fernſprechanlage angeſehen werden, auch wenn die 
Benutzung des Telephons dem Publikum für ſeine Privat⸗ 
angelegenheiten nicht offen ſtand. Urt. des III. Sen. vom 
2. November 1903. 2967. 1903. 

29. 58 328, 59 Str. G. B. 

Eine Verurteilung des Angeklagten auf Grund von § 328 
Str. G. B. durfte nur bei feſtgeſtelltermaßen wiſſentlichem 
Handeln des Angeklagten erfolgen und hierzu gehörte neben dem 
Nachweis der Kenntnis vom Inhalt der Verordnung, die aus⸗ 
weislich der Urteilsgründe von ihm nicht beſtritten wurde, die 
Feſtſtellung, daß der Angeklagte auch die von ihm in Abrede 
gezogene Überzeugung vom Rechtsbeſtand der Regierungspolizei⸗ 
verordnung in Frage beſaß oder doch wenigſtens die Möglichkeit 
ihrer Gültigkeit von ſeinem Willen nicht ausſchloß. Die Straf⸗ 
kammer widerlegt dem Angeklagten ſeinen Einwand, er habe 
mit Rückſicht auf die bekannten Entſcheidungen, die in dieſer 
Hinſicht vom Königlich Preußiſchen Kammergericht ergangen 
ſind, die Verordnung für ungültig gehalten, nicht direkt, ſondern 
weiſt nur darauf hin, daß „in Händlerkreiſen“ ihre von der 
entgegengeſetzten Auffaſſung ausgehende Rechtſprechung ſehr wohl 
bekannt ſei, und gründet die Verurteilung des Angeklagten 
lediglich auf den falſchen Satz, daß die Meinung des An⸗ 
geklagten von der Rechtsverbindlichkeit der Polizeiverordnung 
jedenfalls einen die wiſſentliche Geſetzes verletzung nicht aus⸗ 
ſchließenden Rechtsirrtum darſtelle. Der Senat hat in ſeinen 
Entſcheidungen vom 6. Juli 1903 (2800/03 und 2384/03) in 
Anlehnung an die des IV. Strafſenats vom 21. Februar 1896 
(Entſch. Bd. 28 S. 195) ſchon die Anſchauung vertreten, 
daß derartige allgemeine, kraft geſetzlicher Ermächtigung von der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde erlaſſene Ausführungsverord⸗ 
nungen zwar als mit der Reviſion anzufechtende Rechtsnorm zu 
gelten haben, dagegen nicht die Bedeutung eines Strafgeſetzes 
in Anſpruch nehmen können, und daß deshalb für den Zuwider⸗ 
handelnden die Berufung auf Nichtkenntnis und irrige Auffaſſung 
nicht ausgeſchloſſen ſei. Urt. des I. Sen. vom 15. Oktober 1903. 
3980. 1903. | 

30. 5 360 Ziffer 11 Str. G. B. 

Rechts grundſätzlich iſt allerdings daran feſtzuhalten, daß 
grober Unfug auch durch die Preſſe, welche in dieſer Hinſicht 
keine Ausnahmeſtellung einnimmt, begangen werden kaun und 
daß unter Umſtänden in einem einzelnen Falle je nach der 
konkreten Beſchaffenheit desſelben die öffentliche Aufforderung 
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zum Beykott in einer Zeitung den Tatbeſtand des § 360 Nr. 11 
des Str. G. B. zu erfüllen geeignet iſt (Entſch. des R. G. in 
Straffahen Bd. XXVII S. 292). Es iſt auch anzuerkennen, 
daß unter dem Publikum, deſſen Beläſtigung und Beunruhigung 
den Tatbeſtand des groben Unfugs zur notwendigen Voraus- 
ſetzung hat, nicht das große Publikum in ſeiner unbegrenzten 
Allgemeinheit ſchlechthin zu verſtehen iſt, ſondern das Publikum 
im Gegenſatz zu einzelnen Perſonen und individuell begrenzten 
Perſonenkreiſen und daß deshalb eine Mehrheit von Gewerbe⸗ 
treibenden, welche weder ihrer Perſon, noch ihrer Zahl, noch ihrem 
Berufe nach beſtimmt ſind, gleichfalls unter den Begriff des 
Publikums fällt oder doch fallen kann. Auf der anderen Seite 
kann es aber, wenn nicht das Anwendungsgebiet des § 360 
Nr. 11 über ſeinen eigentlichen Zweck, die äußere Ruhe und 
die polizeiliche Ordnung zu ſchützen, hieraus ins Ungemeſſene 
erweitert werden ſoll, keineswegs als ſelbſtverſtändlich oder gar 
als notwendig bezeichnet werden, in jeder Verrufserklärung oder 
Aufforderung zum Boykott lediglich deswegen, weil fle geeignet 
erſcheint, in gewiſſen unter ſich nicht abgeſchloſſenen Perſonen⸗ 
kreiſen ein Gefühl der Unſicherheit, der Unruhe und Beläſtigung 
hervorzurufen, nunmehr ohne weiteres einen groben Unfug zu 
erblicken. Es muß vielmehr immer noch hinzukommen, daß die 
Empfindung der Unruhe in den in Betracht kommenden Per- 
ſonenkreiſen ſich als die unmittelbare Wirkung der oͤffent⸗ 
lichen Verrufs⸗ und Boykotterklärung in der Zeitung darſtellt 
und daß fie überdies in einer Weiſe äußerlich in die Er⸗ 
ſcheinung tritt und ſich betätigt, daß durch ſie der äußere 
Beſtand der öffentlichen Ordnung verletzt oder doch wenigſtens 
gefährdet wird (Entſch. des R. G. Bd. XIX S. 294, ins- 
beſondere S. 298, Bd. XXXI S. 185, insbeſondere S. 192). 
Der Vorderrichter hat nun aber in feinem Urteile lediglich feft- 
geſtellt, daß die von dem Angeklagten in der Zeitung, deren 
Redakteur er iſt, veröffentlichte Verrufserklärung in der Gegend, 
in welcher ſie geleſen wird, nicht nur die zunächſt hiervon be⸗ 
troffene Perſon, ſondern auch andere Gewerbetreibende, die in 
ihrem Geſchäftsbetriebe von dem Leſerkreiſe der Arbeiterzeitung 
mehr oder minder abhängig ſind, in Unruhe zu verſetzen ge⸗ 
eignet geweſen ſei, und auf Grund dieſer Feſtſtellung allein, 
ohne irgend welche nähere Begründung, gewiſſermaßen grund- 
ſätzlich angenommen, daß alſo eine derartige Aufforderung, 
wie fie der unter Anklage geſtellte Artikel enthält, ſowohl an 
ſich als auch mit Rückſicht auf die eingetretene Wirkung eine 
gegen die öffentliche Ordnung verſtoßende, deren äußeren Beſtand 
verletzende und gefährdende Handlung tft, durch welche das 
Publikum unmittelbar beläſtigt wird. Eine derartige, jeder 
weiteren, den beſonderen Umſtänden des konkreten Falles 
Rechnung tragenden Begründung entbehrende Feſtſtellung all⸗ 
gemeiner Art, welche weder erſehen läßt, daß das als bewieſen 
angenommene innere Gefühl der Unruhe die unmittelbare 
Wirkung der Veröffentlichung des in Frage ſtehenden Zeitungs- 
artikels bildete, noch ſich darüber ausſpricht, inwiefern dieſes 
innere Gefühl im gegebenen Falle, ohne äußerlich in die 
Erſcheinung zu treten, geeignet fein konnte, auf den äußeren 
Beſtand der öffentlichen Ordnung eine ſtörende Einwirkung 
auszuüben, kann nicht als ausreichend angeſehen werden, den 
Tatbeſtand des § 360 Nr. 11 objektiv einwandfrei zu erichöpfen. 
Urt. des III. Sen. vom 13. Juli 1903. 2493. 1903. 
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31. § 365 Str. G. B. i 

Zwar ſpricht die Vorſchrift des 8 365 Abſ. 2 des Str. G. B. 
im Gegenſatz zu der des Abſ. 1, wo neben dem Wirt auch deſſen 
Vertreter genannt iſt, nur von dem Wirt, legt alſo nur ihm 
die Verantwortung für die Beobachtung der Polizeiſtunde auf. 
Unter dem „Wirt“ im Sinne dieſer Vorſchrift iſt aber nicht 
lediglich derjenige zu verſtehen, der das Schankgewerbe als 
Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder aus einem ſonſtigen 
privatrechtlichen Grunde zu eigenem Recht und für eigene 
Rechnung betreibt, ſondern in ſachlicher Mbereinftimmung mit 
§ 285 des Str. G. B. der Inhaber der Schankſtätte, jeden⸗ 
falls alfo auch derjenige zu verſtehen iſt, der die Schankſtätte 
tatſächlich leitet und tatſächlich die Aufſicht und die volle Ver. 
fügungsgewalt über fie hat. Urt. des IV. Sen. vom 11. Juli 
1903. 2826. 1903. 

32. 5 367 Ziffer 9 Str. G. B. Preußiſches Allgemeines 
Landrecht II. 17 8 10. 

Das angefochtene Urteil erkennt die Befugnis der Landes⸗ 
geſetzgebung und ihrer Organe an, das Waffentragen und 
Waffenführen in weiterem Umfange des 8 367 Ziffer 9 Str. G. B. 
zu beſchränken, erfordert aber, die darauf bezüglichen Vorſchriften 
müßten nach Maßgabe des Allgemeinen Landrechts Teil II 
Titel 17 8 10 die Verhütung einer Gefährdung der offentlichen 
Ruhe, Sicherheit oder Ordnung, einer Gefähr für das Publikum 
oder einzelne Mitglieder desſelben und vorliegend im Sinne des 
§ 6 litt. a u. f. des Geſetzes vom 11. März 1850 den Zweck 
des Schutzes von Perſonen und der Sorge für Leben und 
Geſundheit einhalten. Das Tragen von Waffen ſchließe im 
allgemeinen eine Gefahr für das Publikum oder einzelne Mit- 
glieder desſelben nicht ohne weiteres ein. Das könne allerdings 
zutreffen bei dem Tragen von Waffen ſeitens unerwachſener 
Perſonen oder ſolcher Perſonen, welche wegen Trunkenheit oder 
mangelnder Verſtandes kräfte dieſelben nicht beſonnen zu hand⸗ 
haben verſtünden. Es könne der Polizei nicht verwehrt werden, 
inſoweit die Prüfung im Einzelfalle ſich vorzubehalten, ob die 
Vorausſetzungen des § 6 gegeben ſeien und zu dem Zweck auch 
das Führen von Waffen von der Erteilung eines Waffenſcheines 
abhängig zu machen. Darüber aber gehe es hinaus, wenn der 
§ 5 der Verordnung vorſchreibe, ein Waffenſchein dürfe nur 
erteilt werden, wenn das Bedürfnis des Nachſuchenden zur 
Führung einer Schuß- oder Stichwaffe von der zuftändigen 
Behörde anerkannt werde, und wenn beſtimmt ſei, der Waffen ſchein 
dürfe nur an Perſonen im Alter von mehr als 21 Jahren er⸗ 
teilt werden. Dieſe Erwägungen gehen fehl. Wird auch gegen⸗ 
über abweichender theoretiſcher Auffaffung (vergl. die Abhand⸗ 
lung von Roſin im „Verwaltungs⸗Archiv“ Bd. 3 S. 249 flgd.) 
angenommen, daß durch dieſe Vorſchrift des Allgemeinen Land⸗ 
rechts dem Polizeiverordnungsrecht eine bindende Schranke ge⸗ 
zogen iſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 341 flgde), fo 
tritt doch die Polizeiverordnung vom 28. Juni 1901, inſofern 
ſie unzweifelhaft die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
die Abwendung von dem Publikum bereits drohenden und ferner 
bevorſtehenden Gefahren bezweckt, aus dem Rahmen des § 10 
nicht heraus. Dadurch, daß ſie, ohne das Waffentragen abſolut 
zu verbieten, dem Ermeſſen der Obrigkeit hinſichtlich der Ver⸗ 
leihung eines Waffenſcheins beſtimmte Grenzen ſetzt und darüber 
hinaus noch einen weiten Spielraum gewährt, verliert fie als 
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ganzes nicht den Charakter einer zuläffigen Polizeivorſchrift. 
Die Frage aber, in welcher Art und Weiſe für den Schutz der 
Perſonen und für Leben und Geſundheit gegen den Mißbrauch 
von Waffen Fürſorge getroffen werden ſoll, ift untrennbar mit 
dem Schutzzweck ſelbſt verbunden und ordnet ſich dieſem unter. 
Gehen aber, wie angenommen werden muß, die Einzelbeſtimmungen 
der Polizeiverordnung in ihrem allgemeinen Zweck auf und über 
dieſen nicht hinaus, fo fällt die Frage nach ihrer Zuläſſigkeit 
lediglich unter den Geſichtspunkt, ob die Polizeiverordnung not⸗ 
wendig oder zweckmäßig ſei. Die Prüfung dieſer Frage iſt 
aber nach der maßgebenden Vorſchrift des § 17 des Polizei- 
verwaltungsgeſetzes vom 12. März 1850 den richterlichen Inſtanzen 
entzogen. Urt. des Ferienſenats vom 21. Juli 1903. 2195. 1903. 


B. Zur Gerichtsverfaſſung und Strafprozeß ordnung. 


1. 5 69 G. V. G. | 

Zu den Mitgliedern des Landgerichts, welche bei Behinde⸗ 
rung eines Mitgliedes als Stellvertreter einberufen werden 
können, gehören auch der Präfident und die Direktoren. Sie 
müflen alfo dienſtlich behindert fein, wenn die Einberufung eines 
Nichtmitgliedes zuläffig fein fol. Urt. des III. Sen. vom 
21. September 1903. 2078. 1903. 

2. 5 188 G. V. G. 

Bei Taubheit des Angeklagten müſſen ihm die Zeugen- 
außfagen durch geeignete Veranſtaltungen mitgeteilt werden. 
Verzicht hierauf iſt unzuläffig, die Anweſenheit eines Verteidigers 
ändert nichts. Urt. des Ferienſenats vom 14. Auguſt 1908. 
3576. 1903. 

3. 5 45 Str. P. O. 

Es wird erwogen, daß der Angeklagte mit der an die 
Staatsanwaltſchaft gerichteten Poſtkarte, welche am letzten Tag 
der Friſt, vormittags einging, unzweifelhaft Revifion ein 
zulegen beabfichtigte; daß mit Leichtigkeit von dem zuſtändigen 
Beamten der Staatsanwaltſchaft die betreffende Strafſache feſt⸗ 
zuſtellen und die Weitergabe an die Strafkammer noch am 
ſelben Tage zu ermöglichen geweſen wäre; daß ſomit die irrtüm⸗ 
liche Überfendung der Poſtkarte an die Amtsanwaltſchaft und 
die hierdurch herbeigeführte Friſtverſäumnis auf einem für den 
Angeklagten unabwendbaren Zufall beruht. Beſchl. des Ferien ⸗ 
ſenats vom 8. September 1903. 796. 1903. 

4. 8 232 Str. P. O. 

Der Revifion kann der Erfolg nicht verfagt werden. Aller- 
dings iſt der § 232 der Str. P. O., durch den das Gericht er⸗ 
mächtigt wird, den Angeklagten auf ſeinen Antrag von der Ver⸗ 
pflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung zu ent⸗ 
binden, wie das Reichsgericht (Entſch. Bd. 15 S. 337 flg.) 
aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift dargelegt 
hat, im Intereſſe des Angeklagten gegeben worden und zwar 
von dem Geſichtspunkte aus, daß, falls die einen Angeklagten 
erwartende Strafe eine ſehr geringfügige ſei, für denſelben der 
Zwang zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung bei weiter 
Entfernung ſeines Aufenthaltsortes von dem Sitze des Gerichts 
häufiger ein größeres Übel fein werde als die Strafe ſelbſt, 
indem die durch ſein Erſcheinen in der Verhandlung für ihn 
bedingten Opfer oft in einem Mißverhältnis zu der gedachten 
Strafe ſtänden. Es handelt ſich aber bei dieſer Beſtimmung 
um eine Ausnahme von den den Strafprozeß beherrſchenden, 
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dem öffentlichen Intereſſe dienenden und daher dem Willen der 
Prozeßbeteiligten entrückten Grundprinzipien der Unmittelbarkeit 
und der Mündlichkeit der dem Urteil zu grunde liegenden Haupt⸗ 
verhandlung. Insbeſondere ergeben, wie das Reichsgericht 


(Entſch. Bd. 15 S. 338) ausgeführt hat, die 8 229, 230 


Str. P. O., ſowie die Geſetzesmotive hierzu, daß die Straf⸗ 
prozeßordnung von der Auffaſſung ausgeht, daß der das Straf- 
recht beherrſchende Grundſatz der Erforſchung der materiellen 
Wahrheit die Anweſenheit des Angeklagten in der mündlichen 
Verhandlung bedinge, indem der Richter nur unter der Voraus- 
ſetzung, daß er den Angeklagten vor ſich geſehen und ihn mit 
ſeiner Verteidigung bezw. mit ſeinem Geſtändniſſe gehört habe, 
ſeiner Pflicht, die materielle Wahrheit zu ermitteln, vollſtändig 
genügen könne, daß aber die Anweſenheit des Angeklagten in 
der Hauptverhandlung auch andererſeits mit der demſelben hier- 
durch gewährten Möglichkeit, jederzeit zum Zwecke erfchöpfender 
Verteidigung in die Verhandlung einzugreifen, die nötige Garantie 
für den gebotenen Rechtsſchutz des Angeklagten ſchaffe, mit 
Rückficht jedoch auf dieſe durch die Anweſenheit des Angeklagten 
in der Hauptverhandlung zu erreichenden, im öffentlichen Intereſſe 
liegenden Zwecke ein etwaiger Verzicht des Angeklagten auf 
Wahrung der gedachten Prozeßform ohne Wirkung bleiben 
müſſe. Hieraus folgt, daß das Gericht gegenüber einem nach 
§ 232 Abſ. 1 Str. P. O. geſtellten Antrage des Angeklagten, 
ihn wegen großer Entfernung von der Verpflichtung zum Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung zu entbinden, die Angabe des 
Angeklagten über die große Entfernung nicht als maßgebend zu 
betrachten, ſondern zu prüfen hat, ob objektiv das Vorhanden⸗ 
ſein der großen Entfernung vorliegt. Der Beſchluß, der einem 
ſolchen Antrage ſtattgibt, muß daher erſehen laſſen, daß das 
Gericht die Frage, ob die Vorausſetzung der großen Entfernung 
vorliegt, geprüft und objektiv für gegeben erachtet hat. Daß 
aber das Gericht von dieſem Standpunkte aus den Antrag des 
Angeklagten auf Entbindung von der Verpflichtung zum Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung, ein Antrag, den der An⸗ 
geklagte ſowohl durch den Hinweis auf die ihm entſtehenden 
Reiſekoſten wie auf den Mangel einer Vertretung in ſeinem 
Geſchäft ſtützte, geprüft hat, läßt der Gerichtsbeſchluß nicht er⸗ 
ſehen, da in ihm weder ausdrücklich noch auch nur durch die 
Anführung der Vorſchrift des § 232 a. a. O. darauf Bezug ge⸗ 
nommen wird, daß das Gericht die Entfernung von S. bis 
Fl. für eine große im Sinne der genannten Geſetzesvorſchrift 
erachtet und aus dieſem Grunde dem Antrage des Angeklagten 
ſtattgegeben hat. Dieſer Mangel erſcheint um ſo weſentlicher, 
als der Begriff der großen Entfernung kein rein tatſächlicher, 
ſondern auch ein rechtlicher, der Nachprüfung des Revifionsgerichts 
unterliegender iſt. Urt. des III. Sen. vom 24. September 
1903. 2320. 1903. 

5. § 248 Str. P. O. 

Die Verleſung der Strafliſte eines Zeugen iſt zuläffig. 
§ 248 macht keinen Unterſchied zwiſchen Strafliſten der An⸗ 
geklagten und der Zeugen. Ein ſolcher wäre auch unberechtigt, 
da, was für den Anklagebeweis gilt, auch für den Verteidigungs⸗ 
beweis gelten muß. Wie die Strafliſte des Angeklagten zur 
Beleuchtung des Charakters des Angeklagten dient, ſo die eines 
Belaſtungszeugen zum Beweiſe feiner angeblichen Unglaub- 
würdigkeit. Die Abweiſung des Antrags griff alſo dieſer Beweis ⸗ 
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führung inſofern vor, als darin bereits der Ausſpruch enthalten 
iſt, die Prüfung der Strafliſte begründe kein Bedenken gegen 
die Glaubwürdigkeit des Zeugen. Ohne Verleſung in der 
Hauptverhandlung war das Gericht prozeßordnungsgemäß gar 
nicht in der Lage, den Inhalt der Strafliſte zu kennen und zu 
prüfen. Urt. des I. Sen. vom 9. November 1903. 2846. 1903. 

6. 8 248 Str. P. O. 

Zuläſſig iſt die Verleſung von Überſetzungen, deren Richtigkeit 
vom Beklagten anerkannt iſt, ebenſo die Verleſung der Über- 
ſetzung eines fremdſprachigen Protokolls über die vom erſuchten 
ausländiſchen Gerichte vorgenommene Beweisaufnahme, wenn 
die Mberfegung auf Veranlaſſung des auswärtigen Miniſteriums 
amtlich hergeſtellt iſt. Urt. des II. Sen. vom 2. Oktober 1903. 
4135. 1903. 

7. 8 248 Str. P. O. 

In der nach durchgeführter Reviſion wiederholten Haupt⸗ 
verhandlung kann auf Verleſung einer Urkunde verzichtet 
werden, welche ſchon in der erſten Hauptverhandlung verleſen 
war und deren weſentlicher Inhalt demzufolge in dem auf⸗ 
gehobenen, in der neuen Hauptverhandlung verleſenen früheren 
Urteil der Strafkammer wiedergegeben iſt. Urt. des I. Sen. 
vom 16. März 1903. 5473. 1903. 

8. 8 275 Abſ. 2 Str. P. O. 

Auch nach Eingang der Reviſionsanträge kann die ver- 
ſehentlich unter ein Urteil gebrachte Unterſchrift eines unbeteiligten 
Richters geſtrichen, die fehlende ergänzt werden. Urt. des 
III. Sen. vom 16. November 1903. 3362. 1903. 

9. 8 377 Str. P. O. 

Wie die Akten ergeben, iſt gegen die Beſchwerdeführerinnen 
in der Sitzung vom 18. Februar d. J. vollſtändig bis zur 
Urteilsfällung verhandelt und dann „beſchloſſen und verkündet 
worden, das Urteil am 25. Februar morgens 9 Uhr zu 
publizieren.“ Da es ſich nur um die Fortſetzung einer unter⸗ 
brochenen Hauptverhandlung handelte, bedurfte es einer Ladung 
der Angeklagten zu dem neuen Termine nicht. Die Angeklagten 
find in dem auf den 25. Februar angeſetzten Termine nicht 
erſchienen, und iſt das Urteil ohne deren Anweſenheit verkündet 
worden. Der in § 3775 der Str. P. O. erwähnte Revifions- 
grund würde hiernach gegeben ſein, wenn das Gericht nicht in 
der Lage war, von der in § 230 Abſ. 2 der Str. P. O. ihm 
gewährten Befugnis Gebrauch zu machen und die Hauptver- 
handlung ohne Anweſenheit der Angeklagten zu Ende zu führen. 
Es muß der Revifion zugegeben werden, daß die Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 230 Abſ. 2 der Str. P. O. der An- 
geklagten L. gegenüber nicht vorlagen. Dieſe Geſetzesbeſtimmung 
bezweckt, den Angeklagten die Möglichkeit zu nehmen, eine dem 
Abſchluſſe nahe Verhandlung durch ihr Fernbleiben unwirkſam 
zu machen. Sie kann nur da zur Anwendung kommen, wo 
das Fernbleiben der Angeklagten von der weiteren Verhandlung 
auf deren eigene freiwillige Entſchließung zurückzuführen iſt 
(vergl. Entſch. in Strafſachen Bd. 31 S. 398). Wie die 
Akten ergeben (Bl. 67, 105, 131) war die Angeklagte L. 
im Februar d. J. ſchon in Strafhaft. Aus derſelben iſt ſie 
zu dem Termine vom 18. Februar, nicht aber zu dem vom 
25. Februar vorgeführt worden. Von einem Ausbleiben der 
Angeklagten L. bei der Fortſetzung der unterbrochenen Haupt⸗ 
verhandlung im Sinne des § 230 Abſ. 2 der Str. P. O. kann 
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bei dieſer Sachlage nicht die Rede ſein, da es ihr durch die 
Unterlaffung der Vorführung unmöglich gemacht war, in dem 
Termine am 25. Februar zu erſcheinen; ſie gehörte zu den⸗ 
jenigen Perſonen, deren Anweſenheit das Geſetz vorſchreibt, und 
die Urteilsverkündung in ihrer Abweſenheit verletzt den § 377° 
der Str. P. O. Da hiernach das Verfahren gegen die An⸗ 
geklagte L. an einem Mangel leidet, welcher nach $ 377 der 
Str. P. O. einen abſoluten Reviſionsgrund bildet, war das Urteil 
gegen ſie aufzuheben. Urt. des II. Sen. vom 20. Oktober 1903. 
1626. 1903. 

10. 5 385 Abſ. 2 Str. P. O. 

Das Protokoll des Gerichtsſchreibers bei dem Amtsgerichte R. 
kommt als Reviſionsbegründung überhaupt nicht in Betracht, 
weil der Angeklagte ſich auf freiem Fuße befand, für dieſen Fall 
aber unter dem Gerichtsſchreiber, der das Protokoll aufzunehmen 
hat, nur der Gerichtsſchreiber desjenigen Gerichts zu verſtehen 
iſt, deſſen Urteil angefochten wird, hier alſo der Gerichtsſchreiber 
bei dem Landgericht M. allein zuſtändig war. Beſchl. des Ferien ⸗ 
ſenats vom 25. Auguſt 1903. 4081. 1903. 

(Schluß folgt.) 


— — — 


Grundlegende Enticheidungen. 


In Entſch. Nr. 1 (S. 5) tritt nunmehr auch der V. Senat 
des R. G. von feiner früheren Anſicht (vergl. R. G. Bd. 48 
Nr. 63) zurück und bezieht den Art. 184 E. G. z. B. G. B. 
auch auf ſolche dinglichen Rechte alten Rechts, zu deren Be⸗ 
gründung oder Wirkſamkeit gegen Dritte es nach den früheren 
Geſetzen der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurfte und 
die infolgedeſſen auch nicht eingetragen ſind (vergl. hierzu 
die Beil. 03 S. 117 Entſch. Nr. 258). In derſelben Ent- 
ſcheidung wird, ebenſo wie in der Entſch. Nr. 8 (S. 8) die 
Pfändung einer Eigentümer-Grundſchuld, für welche ein Hypotheken ⸗ 
brief nicht beſteht, erörtert. Es wird die Eintragung der 
Pfändung in das Grundbuch verlangt und eine Vormerkung des 
Pfändungspfandrechts nicht zugelaſſen. 

In der Entſch. Nr. 2 (S. 5) wird das Beamtenverhältnis 
nach Analogie des bürgerlich rechtlichen Dienſtvertrags beurteilt 
und auch zu gunſten des Beamten die Schutzvorſchrift des 
8 618 B. G. B. entſprechend angewendet. 

Von beſonderer Wichtigkeit erſcheint die Entſch. Nr. 3 
(S. 6), (in welcher der Charakter der Sicherungsübereignung 
und der Sekuritäts⸗Zeſſion des näheren erörtert wird. 

Die Entſch. Nr. 4 (S. 7) gibt dem § 875 Abſ. 2 B. G. B. 
die richtige Auslegung, indem er ſeine Anwendbarkeit auf das 
dingliche Rechtsgeſchäft des Verzichts beſchränkt und das kauſale 
Geſchäft (die Verpflichtung zum Verzicht) dem Prinzip der 
Formfreiheit unterſtellt. 

Die Entſch. Nr. 9 (S. 8) bringt einen Beitrag zur 
Lehre von der Haftung des Firmenübernehmers (§ 25 H. G. B.). 
Es wird als genügend erachtet, daß die Eintragung und 


Bekanntmachung bezw. die Mitteilung von dem Ausſchluß der 


Haftung der Übernahme des Geſchäfts unverzüglich folgt. 
Entſch. Nr. 10 (S. 9) behandelt die Mängelrüge bei dem 

doppelſeitigen Handelskaufe und ſieht die Mängelrüge als 

entbehrlich ($ 378 H. G. B.) an, wenn der Verkäufer mit 
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Rückficht auf die objektive Abweichung der gelieferten Ware 
von der bedungenen die Genehmigung des Käufers als aus⸗ 
geſchloſſen erachten mußte. 

Die Entſch. Nr. 11 (S. 9) betrifft einen Schadens- 
erſatzanſpruch gegen einen Rechtsanwalt. Die auf der Grund- 
lage des franzoͤfiſchen Rechts getroffene Entſcheidung dürfte auch 
für das heutige Recht zutreffen. 

Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit will nach § 1 feine Normen nur für die durch 
Reichsgeſetz den Gerichten übertragenen Angelegenheiten auf ⸗ 
ſtellen. Demgemäß iſt, wie in Entſch. Nr. 15 (S. 11) aus- 
geführt wird, dieſes Geſetz nicht anwendbar, wenn in Übergangs⸗ 
fällen die Vorſchriften des B. G. B. kraft Landesrechts zur 
Anwendung gelangen. 

In Entſch. Nr. 16 (S. 12) wird die negatoriſche Klage des 
Nachbarn auf Unterlaſſen des Läutens der Kirchenglocken ab⸗ 
gewieſen, da es ſich um eine auf Grund öffentlichen Rechts 
beſtehende Befugnis der Kirchengemeinden handelt, gegen welche 
nur im Auffichtswege, nicht aber im Klagewege vorgegangen 
werden kann. N. 


Vermiſchtes. 


Zur Gerichtsorganiſation für Berlin und Umgebung. 


Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin haben an den 
Juſtizminiſter folgende Vorſtellung gerichtet, die wir wegen des 
hervorragenden Intereſſes der Rechtsanwaltſchaft an dieſer Frage 
(vergl. S. 4) zum Abdruck bringen. 


Berlin, den 16. November 1903. 

Im Hinblick auf das bevorſtehende Inkrafttreten des Geſetzes 
betreffend die Gerichtsorganiſation für Berlin und Umgebung geſtatten 
wir uns, Ew. Exzellenz einige Mißſtände darzulegen, die unſeres 
Erachtens Anderungen der beſtehenden Reichsgeſetze erforderlich 
machen werden. 

Die Neuorganiſation iſt im weſentlichen auf die Schwierig⸗ 
keiten zurückzuführen, welche die Verwaltung zu großer Gerichtskörper 
mit ſich bringt. Bei der Beratung des Geſetzes iſt von keiner Seite 
verkannt worden, daß die Neueinteilung der Bezirke, beſonders die 
Zerreißung des Berliner Weichbildes, für das Publikum gewiſſe 
Uuzuträglichkeiten haben würde, und es iſt zu ihrer Milderung in 
Ausſicht geſtellt worden, den bereits zugelaſſenen Anwälten die 
Simultanpraxis bei den drei Landgerichten zu gewähren. Es ſollte 
das aber nur für die Übergangszeit gelten, und es wurde ſeitens 
Ew. Exzellenz als wünſchenswert bezeichnet, daß dieſes Übergangs⸗ 
ſtadium bald beſeitigt und jeder Rechtsanwalt nur bei einem räumlich 
beſchränkten Gericht zugelaſſen würde. 

Ein ſolcher Zuſtand würde unſeres Erachtens nicht den Be⸗ 
dürfniſſen des rechtſuchenden Publikums, insbeſondere nicht denjenigen 
der Kaufmannſchaft entſprechen. Wir haben bereits in unſerer vor 
Erlaß des Organiſationsgeſetzes an das Abgeordnetenhaus gerichteten 
Petition vom 10. Mai 1899 darauf hingewieſen, wie wichtig gerade 
für den Geſchäftsmann die eingehend Bekanntſchaft ſeines Anwalts 
mit dem ganzen Komplex feiner Rechtsangelegenheiten iſt. Es darf 
als ausgeſchloſſen betrachtet werden, daß ein Kaufmann am Orte 
ſeiner Niederlaſſung drei verſchiedene Anwälte erſter Inſtanz perſönlich 
über feine Nechts angelegenheiten informieren wird, zumal es ſich 
häufig um ähnlich liegende Sachen handelt und die Kenntnis der 
einen dem Parteivertreter die Führung der anderen erleichtert. Es 
wird daher zweifellos auch nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 
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jeder Kaufmann in der Regel perſönlich nur mit einem Anwalt in 
Verkehr bleiben und dieſem ohne Rückſicht auf das Zulaſſungsgebiet 
die Bearbeitung ſeiner ſämtlichen Rechtsangelegenheiten übertragen. 
Diefer Anwalt wird zwar auf Grund des § 27 der Anwaltsordnung 
in der Lage fein, vor jedem Kollegialgericht als Termins bevoll⸗ 
mächtigter aufzutreten, wie das in wichtigen Fällen zu geſchehen 
pflegt; er wird aber in Zukunft in etwa zwei Drittel der Sachen die 
Prozeß vertretung einem bei dem erkennenden Gerichte zugelaſſenen 
Anwalt übertragen müſſen und es wird hierdurch nach § 44 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte eine erhebliche, innerlich durch 
nichts gerechtfertigte Koſtenvermehrung eintreten, an welcher der 
Staat kein Intereſſe hat. Dieſer Übelſtand, der bereits mehrfach 
bei der bisherigen Organiſation zu tage getreten iſt, würde durch 
das Hinzukommen des dritten Landgerichts, beſonders aber durch die 
bevorſtehende Trennung wirtſchaftlich und politiſch zuſammengehöriger 
Bezirke, ein kaum erträglicher werden. 

In weit höherem Maße als für den Berliner haben dieſe 
Bedenken Geltung für den auswärtigen Kaufmann, den zahlreiche 
Geſchäftsverbindungen in Berlin zu häufigen Klagen vor dortigen 
Gerichten nötigen. Dieſer iſt bei vorübergehenden Aufenthalten in 
Berlin noch viel weniger in der Lage, mit mehreren Anwälten 
perſönlich zu konferieren, und er wird ſicher denjenigen, welchen er 
einmal mit feinen Rechtsangelegenheiten bekannt gemacht hat, zu 
ſeinem Sachwalter in allen vor Berliner Gerichten abzuwickelnden 
Streitigkeiten machen. Ungleich ſchwerer als für den Berliner iſt 
auch für den Fremden die Ermittelung des jedesmal zuſtändigen 
Gerichts und des darnach zu erwählenden Anwalts. Unmöglich kann 
allen auswärtigen Kaufleuten zugemutet werden, ſich den Plan der 
neuen Gerichtsorganiſation zu verſchaffen und darauf zu ſuchen, in 
welchem Bezirke ihre Berliner Kunden anſäſſig ſind. Ew. Exzellenz 
erwähnten ſelbſt in der Sitzung vom 24. April 1899, wieviel Ver⸗ 
wechſelungen bereits jetzt zwiſchen den beiden Amts⸗ und Land⸗ 
gerichtsbezirken Berlins vorkommen, und es iſt unausbleiblich, daß 
auch bei weitgehendſter Veröffentlichung des neuen Organiſations⸗ 
planes die Rechtsunſicherheit nach dieſer Richtung bedeutend wachſen 
wird. Ein jeder Irrtum bei ſolcher Feſtſtellung hat die Rückſendung 
des Mandats und damit einen häufig unerſetzlichen Zeitverluſt zur 
Folge, ja, er wird in ſchleunigen Sachen die Rechtsverfolgung über⸗ 
haupt illuſoriſch machen. 

Auch die Wirkungen, welche die Verſchiedenheit der Grenzen 
des politiſchen, poſtaliſchen und gerichtlichen Berlins auf die Ver⸗ 
folgung von Wechſel anſprüchen hat, erheiſchen dringend reichs⸗ 
geſetzliche Anderung. 

Die Ausdrucksweiſe des § 604 Z. P. O. iſt im Hinblick auf die 
Berliner Organiſation keine hinreichend klare, da nicht erſichtlich iſt, 
ob mit dem Sitz des Prozeßgerichts der politiſche oder der gericht⸗ 
liche Bezirk gemeint iſt. Es erſcheint unpraktiſch, daß nach Satz 2 
daſelbſt die Länge der Einlaſſungsfriſt von der zufälligen Lage des 
Gerichtsgebäudes abhängig gemacht wird. Es hat bereits zu zahl⸗ 
reichen Unzuträglichkeiten nach dieſer Richtung Anlaß gegeben, daß 
die Gebäude des Landgerichts und des Amtsgerichts II außerhalb 
ihrer eigenen Bezirke liegen. Auch entſpricht es nicht dem Verkehrs⸗ 
bedürfnis, daß in Wechſelſachen die Einlaſſungsfriſt 24 Stunden 
beträgt, wenn der Schuldner auf der einen, und eine Woche, wenn 
er auf der anderen Seite der Landgerichtsgrenze wohnt. Es wird 
ſich empfehlen, für Wechſelſachen die Einlaffungsfrift für die Berliner 
Landgerichtsbezirke auf höchſtens drei Tage feſtzuſetzen. 

Endlich wollen wir noch auf einen anderen Ubelſtand hinweiſen, 
der zwar von der neuen Bezirkseinteilung nicht betroffen wird, deſſen 
Vorhandenſein ſich aber mit der Vergrößerung des wirtſchaftlich 
zuſammengehörigen Berlins immer fühlbarer macht. 

Nach der Reichsgerichts⸗Entſcheidung vom 7. Dezember 1893 
(Band 32 Seite 110) bedeutet der Ausdruck „Ort“ in den Artikeln 4 
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und 91 der Wechſelordnung die Ortſchaft im politiſchen Sinne. 
Deſſenungeachtet läßt dieſelbe Entſcheidung bei der Angabe einer 
Vorortſtraße mit der Bezeichnung „Berlin“ die Auslegung zu, daß 
als Zahlungsort derjenige Vorort gemeint ſei, zu welchem die be⸗ 
treffende Straße gehört. Wenn auch das Reichsgericht bei dieſer 
Entſcheidung dem Bedürfnis des Berliner Wechſelverkehrs in weiteſtem 
Maße Rechnung getragen hat, ſo iſt ſte doch in der Praxis nicht 
allgemein anerkannt (vergl. z. B. Staub, Wechſelordnung Art. 4 8 48); 
es läßt ſich in der Tat nicht leugnen, daß Schwierigkeiten entſtehen, 
wenn der Wohnort des Bezogenen und der Zahlungsort zu ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden gehören. Es wird in derartigen Fällen ent⸗ 
weder lediglich auf Grund der zwar allgemein üblichen, aber politiſch 
unrichtigen Bezeichnung ein Windproteſt erhoben und dadurch der 
Kredit einer vielleicht durchaus zahlungsfähigen und zahlungswilligen 
Firma geſchädigt, oder es muß ein Wechſel, der tatſächlich ein 
Domizilwechſel iſt, in bezug auf den Proteſt als nicht domizilierter 
behandelt werden. Da es mit dem Verkehrsbedürfnis in Widerſpruch 
ſteht, einen Wechſel nur deshalb als Domizilwechſel zu betrachten, 
weil der Wohnort des Bezogenen und der Zahlungsort vielleicht nur 
auf verſchiedenen Straßenſeiten liegen, ſo wird ſich auch hier eine 
Ausnahmebeſtimmung für die Vororte großer Handelsſtädte empfehlen. 
Mit Rückſicht auf die vorſtehend dargelegten Bedenken bitten 
wir Ew. Exzellenz, ö 
bei dem Bundesrat unſeren Wünſchen entſprechende Anderungen 
der Rechtsanwaltsordnung, der Zivilprozeßordnung und der 
Wechſelordnung in Vorſchlag zu bringen. 
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drucke, iſt die Darſtellung ſelbſt durchſichtig und überſichtlich. 
Vielfach werden Einzelfragen behandelt und dabei die in Literatur 
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1903 Beil. S. 147) hat bekanntlich den entgegengeſetzten 
Standpunkt eingenommen. Wenn ich auch ſonſt dem Verf. 
nicht in allen ſeinen Ergebniſſen beitrete, ſo kann ich das 
Buch doch als ein zuverläſſiges und inhaltsreiches Hülfsmittel 
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Der erſte Teil „Allgemeines“ enthält zwei Kapitel: Kap. 1. 

Rechtshiſtoriſches. Kap. 2. Preußen. In Kap. 1 wird nach 
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einer kurzen Einleitung ein Überblick gegeben über das Baurecht 
des roͤmiſchen und des gemeinen deutſchen Rechtes ſowie der 
Bundesſtaaten Sachſen, Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen 
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mungen des Rheiniſchen Rechts abgedruckt und das Verhältnis des 
Preußiſchen Landrechts zum B. G. B. kurz und allgemein 
ſtizziert. Der zweite Teil behandelt das Nachbarrecht des B. G. B. 
und des Preußiſchen Landrechts, der dritte Teil die Grunddienſt⸗ 
barkeiten. Im Anhang find die Spezial ⸗Bauobſervanzen für 
Berlin, die einſchlägigen Beſtimmungen des B. G. B. und des 


Preußiſchen Landrechts abgedruckt. Ein „Seitenzeiger“, d. h. 


ein alphabetiſches Sachregiſter, erhöht die Brauchbarkeit. Der 
Wert des Buches liegt in der Zuſammenſtellung der preußiſch⸗ 


rechtlichen Rechtſprechung, die auch unter der . des 
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Beſtellungen übernimmt jede 


Buchhandlung und Poſtanſtalt (Poſtzeitungsliſte Nr. 8971) ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 85. 


Prozeßſchikane von ſeiten der Rechtsanwälte. 
Von E. Koffka, Juſtizrat in Berlin. 


„Es iſt auffällig, wie wenig der einſeitig privatrechtlich 
geſchulte Juriſt an den Gedanken an die Verwerflichkeit der 
Schikane ſich gewöhnt, wie man aus dem Munde hochachtbarer 
Anwälte im beſten Glauben mitunter die rückſichtsloſe Ausnutzung 
der eigenen Machtſtellung im Intereſſe des Mandanten ver⸗ 
teidigen hört.“ 8 

So zu leſen bei Vierhaus, „über die ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben der Zivilprozeß ⸗Geſetzgebung“ in der Feſt⸗ 
gabe der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin zum 50 jährigen 
Dienſtjubiläum Seiner Exzellenz des Wirklichen Geheimen Rats, 
Präfdenten des Reichsbank Direktoriums Dr. Richard Koch, 
S. 61. — 

Ein ſo ſchwerer Vorwurf gegen die Anwaltſchaft wird, 
zumal aus dem Munde eines ſo hervorragenden Mitgliedes der 
Preußiſchen Juſtizverwaltung, nicht verfehlen, Aufſehen zu erregen. 
Umſoweniger darf er ſeitens der Anwaltſchaft unwiderſprochen 
hingenommen werden. 

Wenn ich mich berufen fühle, dieſem Widerſpruch namens 
der Anwaltſchaft Ausdruck zu geben, ſo leite ich die Berechtigung 
dazu aus dem Umſtande her, daß Vierhaus als charakteriſtiſches 
Beiſpiel ſeiner Behauptung eine in meinem dem 24. Deutſchen 
Juriſten-Tage von 1898 erſtatteten Gutachten gemachte Be⸗ 
merkung anführt, wo ich (Bd. J S. 171) folgendes geſagt habe: 
„Es kann nämlich der Partei unter Umſtänden ſehr erwünſcht 
ſein, daß gegen fie anſtatt im kontradiktoriſchen Verfahren nur 
durch ein dem Einſpruche unterliegendes Verſäumnisurteil erkannt 
wird. Vier haus rügt es als Mangel des Verſäumnisverfahrens, 
daß ein in feinen Mitteln wenig wähleriſcher Anwalt jeden, auch 
der Endentſcheidung nahen Prozeß durch Kontumaz und Einſpruch 
verſchleppen könne. Ich behaupte, daß gegebenenfalls nicht nur 
der wenig wähleriſche, ſondern der gewiſſenhafteſte Anwalt von 
dem Mittel des gegen ſeine Partei ergehenden Verſäumnisurteils 
Gebrauch machen wird, um ihr materielles Recht durch Einſpruch 
und das darauf folgende kontradiktoriſche Verfahren zu wahren. 
Man nehme an, daß die Beweisaufnahme dem Prozeß eine der 
Partei ſo ungünſtige Wendung gegeben hat, daß ihr Anwalt 
auf ein ungünſtiges Urteil rechnen muß, daß er aber in der 
Lage zu ſein glaubt, durch erneute Informationseinziehung 


Handhaben erhalten zu können, welche die ungünitige Entſcheidung 
abwenden können. Ich ſetze beiſpielsweiſe den Fall, daß in einem 
Patentprozeß kurz vor dem Termin ein Gutachten eingegangen 
iſt, welches eine Partei anfechten will, aber mit irgend welcher 
Ausficht auf Erfolg nicht anfechten kann, wenn fie nicht dem 
Gerichte ein ſchriftliches Gegengutachten vorlegen kann. In 
dieſem Falle wird fie gut tun, gegen ſich Verſäumnisurteil er- 
gehen zu laſſen und die Zwiſchenzeit zwiſchen Erlaß dieſes Urteils 
und dem auf ihren Einſpruch anberaumten neuen Termine dazu 
zu benutzen, ſich das Gegengutachten zu beſchaffen. Wenn es 
ihr dann gelingt, auf Grund deſſen ein obſiegendes Urteil zu 
erſtreiten, ſo wird man einem Verfahren Dank wiſſen müſſen, 
welches den Parteien ſo wenig Feſſeln anlegt, daß es ihnen 
ermöglicht wird, in ſolchen zu ihren Ungunſten gewandten Fällen 
ihr materielles Recht durchzuſetzen.“ 

In ſolchem von mir verteidigten Verhalten findet Vierhaus 
den Tatbeſtand der Prozeßſchikane! Wenn der Angriff nicht von 
ſo autoritativer Seite ausginge, würde er eigentlich gar keiner 
Widerlegung bedürftig ſein. Denn daß das, was ich hier 
empfohlen habe, nicht Prozeßſchikane iſt, liegt eigentlich auf der 
Hand; aber die Perſon des Angreifers nötigt zur Erwiderung, 
obwohl feine Ausführungen hier fo ſehr der Folgerichtigkeit ent- 
behren, daß es dem „privatrechtlich geſchulten Juriſten“ ſchwer 
iſt, ihm in ſeinem Gedankengang zu folgen. 

Vierhaus geht für ſeinen Begriff der Prozeßſchikane von 
dem Schikaneparagraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, dem 
§ 226 aus: „Die Ausübung eines Rechtes iſt unzuläſſig, wenn 
fie nur den Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen.“ 
Er will, daß die gleiche Rechtsvorſchrift auch den Zivilprozeß 
beherrſche und erklärt demzufolge die Prozeßſchikane für unzuläſſig, 
welche er dahin definiert, daß ſie in der Benutzung von Prozedur⸗ 
formen zur Schädigung des Gegners ohne berechtigten eigenen 
Vorteil durch unbegründetes Beſtreiten und unnützes Vorbringen 
beſtehe. Ich glaube nicht, daß die Heranziehung des Schikane⸗ 
paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Klärung der 
Frage beitragen kann. Denn eine Prozeßpartei, welche lediglich 
zum Zwecke der Schädigung des Gegners prozeſſuale Rechte 
ausübt, wird es, abgeſehen von den zuweilen wohl vorkommenden 
Fällen, daß jemand, vielleicht im Armenrecht, klagt, nur um der 
Gegenpartei Koſten zu machen, ſchwerlich geben. Die Prozeß- 
ſchikane hat gewöhnlich den Zweck der Verſchleppung oder der 
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Verdunkelung des Prozeſſes. Wer im Prozeß ſchikanös iſt, be⸗ 
abfichtigt deſſen Erledigung zu verzögern, um Zeit für die Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit zu gewinnen, oder aber den Prozeß 
unrichtig entſcheiden zu laſſen, um ſich ſeiner Verpflichtung 
überhaupt zu entziehen. Es ſind alſo hoͤchſt egoiſtiſche Intereſſen, 
welche die Prozeßſchikane hervorrufen, nicht aber die Abficht, 
der anderen Partei Schaden zuzufügen. Die Schädigung der 
Gegenpartei iſt der Erfolg, aber nicht der Zweck der Schikane. 
Zweck der Schikane im Prozeß iſt regelmäßig die Erlangung 
eigener Vorteile, und gerade ſolcher Zweck iſt bei der Schikane 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen. 

Vierhaus verläßt denn auch ſofort feinen eigenen Aus- 
gangspunkt. Er verkennt nicht, daß die Prozeßſchikane eigene 
Vorteile verfolgt; aber er ſieht ſie in der Ausübung prozeſſualer 
Rechte ohne berechtigten eigenen Vorteil. Nun iſt zweifellos 
die Verſchleppung oder Verdunklung des Prozeſſes, um erſt fpäter 
oder gar nicht zahlen zu müſſen, was man ſchuldig iſt, kein 
berechtigter Vorteil. Wie es aber kein berechtigter Vorteil der 
Partei ſein ſoll, durch Herbeiſchaffung eines neuen Gutachtens 
eine Entſcheidung zu ihren Gunſten zu erwirken, wenn dieſe 
Herbeiſchaffung erſt nach vorherigem Erlaß eines Verſäumnis⸗ 
urteils möglich iſt, iſt abſolut unerfindlich. Vierhaus muß, 
wenn er ſeiner Definition der Prozeßſchikane folgt, dieſe hier 
darin finden, daß in der Herbeiſchaffung eines erſt nach Erlaß 
eines Verſäumnisurteils zu erlangenden Gegengutachtens ein 
„unnützes Vorbringen“ liege. Ja, unuütz iſt dieſes Vorbringen 
allerdings für den Richter, der in der Lage iſt, auf Grund 
des ihm vorliegenden einen Gutachtens ein gut zu be- 
gründendes Urteil abzuſetzen und die Prozeßſtatiſtik damit 
wieder um eine abgemachte Nummer zu bereichern. Dies iſt 
der bureaukratiſche Standpunkt, der ſeine Befriedigung in der 
Abmachung möglichſt zahlreicher Nummern findet. Fiat iustitia, 
pereat mundus! Für die Partei iſt dasjenige Vorbringen 
aber gewiß kein unnützes, welches ihr, wenn auch erſt nach 
Erlaß eines Verſäumnisurteils geltend gemacht, zum Siege 
verhilft. Aber Vierhaus hat nach einer für ihn charakteriſtiſchen 
Verweiſung auf die Ergebniſſe der Prozeßſtatiſtik in Oſterreich 
und im Deutſchen Reich den Mut zu erklären, daß er, 
ſelbſt wenn die nach dem ſchleunigeren Verfahren der 
öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung ergehenden Urteile ſich an 
Richtigkeit mit den Sprüchen deutſcher Gerichte nicht meſſen 
könnten, trotzdem dem öſterreichiſchen Verfahren den Vorzug 
geben würde, und begründet dies damit, daß in unzähligen Fällen 
die Gewißheit des Rechts, die Möglichkeit des Vollzugs den 
Parteien unendlich mehr wert ſei, als die abſolute Güte des 
Urteils (S. 68). Soll dies nur heißen, daß es den Parteien 
mehr auf den Tenor als auf die Gründe eines Urteils an⸗ 
komme, ſo entſpricht dies nur den Anſchauungen weiter Kreiſe. 
Soll aber, wie anzunehmen, damit der Gegenſatz zwiſchen 
Schleunigkeit und Richtigkeit des Urteils zum Ausdruck gebracht 
werden, ſo hat er entſchieden unrecht. Gewiß wird einem 
Kläger ein ſchnelles aber unrichtiges Urteil, welches den Be⸗ 
klagten verurteilt, lieber ſein, als ein ſpäter ergehendes, auf 
gründlicher Unterſuchung beruhendes, welches ſeine Klage abweiſt. 
Ebenſo wird dem Beklagten das den Kläger ſchnell abweiſende 
Urteil lieber ſein als das nach gründlicher Unterſuchung gefällte, 
welches ihn verurteilt. Aber verdienen dieſe Parteien Schutz? 
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Man ſieht, daß, wo es ſich um den Gegenſatz zwiſchen Schleunig⸗ 
keit und Richtigkeit handelt, die Intereſſen derjenigen Parteien 
die ſchutzeswerten find, welche nach Gründlichkeit der Unter⸗ 
ſuchung ſtreben. — Vierhaus vindiziert mit Unrecht ſtets nur 
dem Kläger ein Intereſſe an der Beſchleunigung und dem Be⸗ 
klagten ein ſolches an der langwierigen Unterſuchung. Beide 
Parteien find ſowohl an der Schleunigkeit wie an der Gründlich⸗ 
keit intereſſtert. Wenn Vierhaus auf S. 58 meint: „dem 
Intereſſe des Klägers entſpreche moͤglichſt raſches Urteil, dem 
Intereſſe des Beklagten gründliche und darum langſame Unter⸗ 
ſuchung“, ſo zeichnet er damit ein ſchiefes Bild; denn dem 
Kläger iſt ſicherlich an einer Verurteilung mehr gelegen, die auf 
Grund gründlicher und langſamer Unterſuchung erfolgt, als an 
einer nach oberflächlicher Prüfung erfolgenden ſchleunigen Ab⸗ 
weiſung ſeiner Klage, und auch der Beklagte hat ein Intereſſe 
an der Beſchleunigung, und zwar nicht nur das unberechtigte 
Intereſſe, den Kläger auf Grund oberflächlicher Unterſuchung 
abweiſen zu laſſen, ſondern auch das berechtigte Intereſſe, bald 
zu wiſſen, ob er zahlen muß oder nicht, wie Vierhaus ſelbſt 
im Gegenſatz zu ſeiner obigen Ausführung auf S. 65 bemerkt. 

Es iſt nun klar, daß im Prozeß jede Partei nur ihre 
eignen Intereſſen wahrzunehmen braucht, und wenn ſie zur Foͤr⸗ 
derung ihrer eigenen Intereſſen von Mitteln Gebrauch macht, 
welche ihr die Prozeßordnung an die Hand gibt, ſo kann ihr 
daraus ſo lange kein Vorwurf gemacht werden, als die Inter⸗ 
eſſen ſelbſt, die ſie verfolgt, berechtigt ſind. Iſt ſie von ihrem 
Rechte überzeugt, und hält ſie es in ihrem Intereſſe liegend, 
in einem beſtimmten Termin nicht zu verhandeln, ſondern gegen 
ſich Verſäumnisurteil ergehen zu laſſen, um für die Herbei⸗ 
ſchaffung desjenigen Materials Zeit zu gewinnen, welches dem 
Richter die Überzeugung von ihrem Recht beibringen ſoll, ſo iſt 
dies weder ſchikanös, noch überhaupt moraliſch, ethiſch, ſozial 
oder wirtſchaftlich verwerflich. 

Wie will man es da dem Anwalt zum Vorwurf machen, 
wenn er feiner Partei den Rat erteilt, von dieſen progefjualen 
Mitteln Gebrauch zu machen? Es will mir allerdings beinahe 
ſo ſcheinen, als ob Vierhaus einen Unterſchied zwiſchen der 
Partei und ihrem Anwalt machen will, indem er dasjenige, 
was der Partei erlaubt ſein würde, ihrem Anwalt nicht ge⸗ 
ſtatten will. Denn er ſchreibt auf S. 44: „Solange nicht die 
bekanntlich auch auf dem Gebiete der Strafverteidigung viel 
umſtrittene Frage geldft iſt, wo die Grenze zwiſchen den Pflichten 
liegt, die den Anwalt zur Wahrnehmung der Intereſſen der 
Rechtspflege auf der einen Seite und der Geltendmachung des 
Vorteils ſeines Klienten auf der anderen Seite verbinden, ſo 
lange wird es vorkommen, daß von techniſchen Hülfsmitteln des 
Prozeſſes Gebrauch gemacht wird, einſeitig zum Nutzen des 
einen Teils, was meiſt gleichbedeutend iſt mit: zum Schaden 
des anderen.“ 

Hiernach ſcheint Vierhaus den Anwalt für verpflichtet 
anzuſehen, auch einen berechtigten Vorteil ſeines Klienten dem 
vermeintlichen Intereſſe der Rechtspflege hintenan zu ſetzen. 
Was er aber unter „Intereſſe der Rechtspflege“ verſteht, iſt in 
erſter Reihe immer die ſchleunige Erledigung des Prozeſſes, wie 
am beſten aus ſeiner Bemerkung gegen mein angeführtes Gut⸗ 
achten in der „Deutſchen Juriſten- Zeitung“ von 1898 S. 359 
hervorgeht: „Lehrreich für die Auffaſſung des Anwaltftandes 
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hierüber iſt ein Beiſpiel, das Koffka (S. 171) anführt. Zur 
Erlangung eines anderweiten Gegengutachtens gegen ein un⸗ 
guͤnſtiges Gutachten in einer Patentſache ſoll es als Mittel zur 
Wahrung des materiellen Rechts auch dem ‚gewiſſenhafteſten 
Anwalt geſtattet fein, ſich kontumazieren zu laſſen, um fo die 
nötige Zeit zu gewinnen. Es iſt dies dieſelbe ungeſunde An⸗ 
ſchauung, unter deren Herrſchaft das Vertagungsunweſen zur 
Blüte gelangt iſt. Prompte Juſtiz iſt eine unerläßliche An- 
forderung an den Rechtsſtaat; dem Intereſſe der Partei an ihr 
günſtiger Rechtsſtreiterledigung tritt das Intereſſe des Gegners 
an baldiger Entſcheidung gegenüber. Darüber, ob der Partei 
zur beſſeren Verteidigung noch Aufſchub zu gewähren ſei, hat 
das Gericht, nicht das Belieben des Anwalts zu entſcheiden.“ 

Alſo mit anderen Worten: Der Anwalt, der das Intereſſe 
ſeiner Partei an für fie günſtiger Entſcheidung gegebenenfalls 
dadurch am beſten gewahrt glaubt, daß in einem beſtimmten 
Termin nicht kontradiktoriſch verhandelt wird, muß auch das 
Intereſſe der anderen Partei an ſchneller Erledigung des Pro⸗ 
zeſſes beachten, er darf daher nur bei Gericht den Antrag auf 
Vertagung ſtellen und muß, wenn dieſer Antrag abgelehnt wird, 
auch gegen das Intereſſe ſeiner Partei verhandeln. 

Ich bin zwar weſentlich „privatrechtlich geſchult“, bin aber 
doch auch im Strafrecht ſoweit bewandert, um zu wiſſen, daß 
ich mich, wenn ich als Anwalt das Intereſſe der Gegenpartei 
wahrnehme, ſtrafbar mache (§ 356 Str. G. B.). Man ver⸗ 
gegenwärtige fi) nur die Folgen, die eintreten würden, wenn 
der Anwalt in dem von mir geſetzten Falle verhandeln würde. 
Der Kläger würde alsdann auf Grund des ihm ungünitigen 
Gutachtens mit ſeiner Klage abgewieſen werden, während er 
andernfalls nach Aufhebung des gegen ihn erlaſſenen Ver⸗ 
ſäumnisurteils obfiegen würde. Der Anwalt würde alſo direkt 
zum Schaden ſeiner Partei handeln. 

Nein! Es gibt keinen Unterſchied in den Pflichten der 
Prozeßparteien und ihrer Anwälte. Wo die Parteien ſchikanss 
ſein, alſo ſelbſt pflichtwidrig handeln wollen, hat ihnen der 
Anwalt ſeine Hülfe zu verſagen; wo ſie ſelbſt aber nur be⸗ 
techtigte Zwecke erftreben, kann ihrem Anwalt die Handhabung 
prozefſſualer Mittel nicht als Schikane angerechnet werden, welche 
dieſen Zwecken dienen ſollen. 

Nur ein Verkennen der wahren Bedeutung der Gründlich⸗ 
keit einer Prozeßunterſuchung zu gunſten ihrer Schleunigkeit 
kann auf ſolche Abwege führen, auf welchen Vierhaus nicht 
nur die anderweite Handhabung der gegenwärtig in Geltung 
befindlichen Zivilprozeßordnung durch die Anwälte, ſondern 
offenſichtlich auch eine Reformierung des deutſchen Verſäumnis⸗ 
verfahrens nach dem Muſter der von ihm mit Unrecht ſo vielfach 
geprieſenen öſterreichiſchen Prozeßordnung erſtrebt. Wem aber 
das richtige Augenmaß für die Abwägung der entgegenſtehenden 
Intereſſen an Gründlichkeit und Schleunigkeit fehlt, dem 
vermag ich nicht den Beruf zur Geſetzgebung bei der ſchwierigen 
Zivilprozeßreform zuzuerkennen. 

Wo ein berechtigtes Intereſſe an Beſchleunigung mit dem 
Intereſſe an Gründlichkeit in Kolifion tritt, iſt dem Intereſſe an 
Beſchleunigung nur durch Verleihung proviſoriſchen Rechts⸗ 
ſchutzes zu helfen. Raum und Zweck dieſes Aufſatzes geſtatten ein 
näheres Eingehen auf dieſen Gefichtspunkt nicht, nur ſoviel ſei hier 
angedeutet, daß dem Abel der durch langwierige Prozeſſe erwirkten 
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Hinausſchiebung der Befriedigung dringender wirtſchaftlicher 
Bedürfniſſe nur durch Ausgeſtaltung der ſchleunigen Prozeßarten 
und des durch die Zivilprozeßordnung und ihre Handhabung 
ſeitens der Gerichte zu eng begrenzten Inſtituts des Arreſtes 
und der einftweiligen Verfügung abgeholfen werden kann. 


Konkurs- und aufechtungsrechtliche Fragen aus 
der Praxis. 


Von Landgerichtsrat Karl Meyer in München. 
Einige konkurs⸗ und anfechtungsrechtliche Fragen aus der 
Praxis unter Berückfichtigung der neueſten Literatur und Recht- 
ſprechung hier zu erörtern, iſt der Zweck dieſer Ausführungen: 


I. Zur Naſſebildung und Nechtsſtellung des Konkurs- 
verwalters. 

Das der Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen des 
Gemeinſchuldners fällt, ſo wie es ihm ſelbſt zuſteht, mit allen 
darauf haftenden Rechten, Pflichten und dinglichen Beſchränkungen 
in die Konkursmaſſe. Für die Gläubiger tritt infolge der 
Konkurseröffnung an den Vermoͤgensobjekten kein Rechtserwerb 
ein. Es entſteht insbeſondere an den Vermögensobjekten des 
Gemeinſchuldners kein dem Pfändungspfandrecht ähnliches ding⸗ 
liches Recht. Dem Konkursverwalter ſind nicht mehr Rechte 
unterſtellt, als der Gemeinſchuldner ſie hatte.!) Für die Maſſe⸗ 
zugehörigkeit entſcheidet, daß der Rechtsgrund des Erwerbes vor 
der Konkurseröffnung entſtanden iſt. Die Konkurseröffnung 
ergreift auch diejenigen Vermoͤgensſtücke des Gemeinſchuldners, 
welche durch die weitere tatſächliche und rechtliche Entwicklung 
der Verhältniſſe der zur Maſſe gehörigen Vermögens beſtandteile 
auf Grund eines vor der Konkurseröffnung entſtandenen 
Anſpruches nach der Konkurseröffnung erworben werden. Daher 
fällt auch eine erſt nach der Konkurseröffnung entſtandene 
Eigentümergrundſchuld in die Maſſe, wenn der ihrem 
Erwerbe zu grunde liegende Anſpruch bereits vor Eröffnung des 
Konkurſes beſtanden hat.) 

Dieſe Frage ſpitzt ſich beim Erfinderrecht beſonders zu. 
Unterliegt der durch die Priorität der Anmeldung begründete 
Anſpruch auf Erteilung des Patents dem Zugriffe der 
Gläubiger und bildet er im Konkurſe einen Teil der Maſſe 
oder iſt er gantfreies Vermögen des Gemeinſchuldners? Das 
Reichsgericht — Urteil des VII. Zivilſenates vom 3. Oktober 
19023) — hat die erſtere Frage bejaht und ſich für die Pfänd- 
barkeit dieſes Anſpruchs und feine Zugehörigkeit zur Maſſe im 
Zuſammenhalte mit 88 3, 6, 22 des Pat. Gef. vom 7. April 
1891 ausgeſprochen und insbeſondere betont, daß dies in ver⸗ 
ftärkten Maße nach der Bekanntmachung der Anmeldung durch 
das Patentamt gelte. Das Reichsgericht hat hiebei im einzelnen 
erwogen, daß, wenn der Gemeinſchuldner den Anſpruch veräußert, 
den Gläubigern ein für ihre Befriedigung geeignetes Objekt 


) Reichsgericht in Zivilſachen, Bd. 46 S. 167, Bd. 52 S. 51. 

) Oberlandesgericht Poſen vom 16. Oktober 1902, Juriſt. 
Monatsſchrift für Poſen 1903 S. 110; Recht 1903 S. 433. 

2) Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 609; Seufferts Archiv Bd. 58 
S. 248 — hier auch die Literaturangaben. 
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entzogen werde, und daß, wenn der Erfinder nach der Konkurs⸗ 
eröffnung die Anmeldung zurückzieht und ein ſolcher Rechtsakt 
als wirkſam zu erachten iſt, der gepfändete Anſpruch eben erliſcht, 
die Pfändung gegenſtandslos wird und ein zur Maſſe gehörendes 
Recht ſeine Exiſtenz wieder einbüßt. 

Das Oberlandesgericht Hamburg hatte ſich in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 24. März 1902 — Hanſ. Gerichtszeitung 1902 
Hauptblatt S. 139; Recht 1902 S. 352 — der von der Mehr- 
zahl der konkursrechtlichen Schriftſteller“) und voran neuerdings 
von Jaeger, K. O. II. Aufl. S. 5 vertretenen Anſicht an⸗ 
geſchloſſen, daß das Erfinderrecht vor der Patenterteilung nicht 
pfändbar iſt, nicht in die Konkursmaſſe fällt und erſt durch die 
rechtswirkſame Patenterteilung zum beſchlagsfähigen Vermoͤgens⸗ 
recht wird. Kohler nimmt in feinem Leitfaden des Konkurs- 
rechtes — II. Aufl. S. 79 — auf fein Handbuch des Patent- 
rechtes S. 264 fg. Bezug. Er vertritt bekanntlich die Anſicht, 
daß der beim Patentamte angemeldete Anſpruch pfändbar und 
maſſezugehöͤrig iſt.“) 

Mit dem reichsgerichtlichen Urteil ſcheint die Frage für die 
Praxis fürs erſte entſchieden. Wenn nun auch nach § 6 Pat. Gef. 
der Anſpruch auf Erteilung des Patentes übertragbar iſt, ſo muß 
doch meines Erachtens daran feſtgehalten werden, daß dieſer 
Anſpruch als ein rein perfönliches, der Zwangsvollſtreckung und 
dem Konkursbeſchlag entzogenes Recht anzuſehen iſt; denn dem⸗ 
jenigen, welcher über eine gemachte Erfindung zu verfügen hat, 
muß es perſönlich freiſtehen, ob er für dieſe ein Patent erwirken 
will oder nicht. Die Frage der Maffezugehörigkeit muß meines 
Erachtens objektiv umgrenzt ſein; ſie kann nicht in den Willen 
des Gemeinſchuldners geſtellt ſein. Dieſer objektiv beſtehende, 
die Maſſezugehöͤrigkeit ſchaffende Rechtsgrund entfällt aber, wenn 
der Gemeinſchuldner nach der Konkurseröffnung den Anſpruch 
auf Patenterteilung noch mit Wirkſamkeit zurückzunehmen und 
dadurch den Untergang des Anſpruchs auf Patenterteilung herbei⸗ 
zuführen in der Lage iſt. Hat der Anſpruch auf Erteilung eines 
Patentes Vermögenswert und iſt der beim Patentamte an- 
gemeldete Anſpruch dem Konkursbeſchlage unterworfen, dann 
muß man einen Schritt weiter gehen und folgerichtig zu dem 
Schluſſe kommen, daß dem Gemeinſchuldner nach der Konkurs- 
eröffnung die Zurücknahme des Antrags verwehrt iſt und daß 
eine ſolche Rechtshandlung, welche die Konkursmaſſe unmittelbar 
berührt, der Dispoſitionsbeſchränkung nach 88 6 und 7 K. O. 
unterworfen und demgemäß den Konkursgläubigern gegenüber 
unwirkſam iſt. Kohler geſtattet in ſeinem Lehrbuche des Konkurs⸗ 
rechtes S. 273 dem Konkursverwalter die Patentbeanſpruchung, 
wenn die Erfindung in die Maſſe gefallen iſt. 

Nimmt man auch die Maſſezugehörigkeit des Patent⸗ 
anſpruchs unter den vorerwähnten Vorausſetzungen — was ich 
jedoch verneinen möchte — an, ſo iſt der Bußanſpruch ſo 
perſönlich, daß der Konkursverwalter dieſen Anſpruch für den 
Gemeinſchuldner im Strafverfahren nicht verfolgen kann. 
Lediglich eine vor Konkursbeginn rechtskräftig zuerkannte Buße 


) v. Sarwey⸗Boſſert, K. O. IV. Aufl. S. 36; Kleinfeller, K. O. 
IV. Aufl. S. 6; L. v. Seuffert, Konkursprozeßrecht S. 86; meine K. O. 
S. 6. Vergl. hierzu v. Wilmowsky⸗Kurlbaum, K. O. VI. Aufl. S. 38. 
Wolff, K. O. S. 27. 

) Kohler, Lehrbuch des Konkursrechts S. 278. 
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kann zur Konkursmaſſe gezogen werden.“) Jaeger, K. O. 
I. Aufl. S. 15 flg. hatte angenommen, daß nicht nur eine 
bereits zuerkannte Buße, ſondern jeder zur Zeit der Konkurs- 
eröffnung begründete Anſpruch auf Buße in die Konkursmaſſe 
falle. Jaeger hatte demzufolge dem Konkursverwalter die 
Befugnis zugeſprochen, ſich der offentlichen Klage als Neben- 
Mäger namens des verletzten Gemeinſchuldners anzuſchließen und 
im Strafverfahren Buße zu erlangen, anſtatt den bei der 
Konkurseröffnung begründeten Entſchädigungsanſpruch im Wege 
des Zivilprozeſſes zu verfolgen. Dieſe Anſicht hat Jaeger in 
der II. Auflage ſeines Kommentars — S. 5 — nicht mehr 
aufrecht erhalten. 

Nun findet eine ſtrafprozeſſuale Intervention des Konkurs- 
verwalters, um eine Buße zu erlangen, überhaupt nicht ftatt.”) 
Es wird deshalb ſchlechtweg zu verneinen fein, daß der Konkurs- 
verwalter für den Gemeinſchuldner nebenklageberechtigt iſt. 
Das Nebenklagerecht, das von der ſtaatlichen Klage ab- 
haͤngig iſt und erſt mit dem Augenblick der Staats klageerhebung 
entſteht, kann doppeltem Zwecke dienen, der Mitbetreibung des 
Strafanſpruches und der Erlangung einer gebührenden Buße. s) 
Dieſer Bußanſpruch iſt höchſt perſönlich, an andere nicht ab⸗ 
tretbar. Eine Abtrennung der ſtrafprozeßrechtlichen Befugnis 
von der Perſon des Verletzten und eine Überweiſung derſelben 
auf eine andere zivilrechtliche Perſon iſt nicht zuläſſig. Die 
Anbringung des Bußantrages ſteht daher nur dem Verletzten 
zu, nicht z. B. einer Ortskrankenkaſſe; der geſetzliche Vertreter 
kann die Bußklage nur erheben, wenn der Verletzte lebt.?) Die 
Buße ſelbſt hat nicht den Charakter einer kriminellen Strafe, 
ſondern einer zivilrechtlichen Entſchädigung.““) Daß nun der 
Konkursverwalter als geſetzlicher Vertreter in dieſem Sinne in 
Betracht kommen kann, 11) iſt meines Erachtens ausgeſchloſſen. 
Denn der Konkursverwalter iſt nicht geſetzlicher Vertreter des 
Gemeinſchuldners, ſondern hat nach der in der Praxis herrſchen⸗ 
den Amtstheorie ein Amt,!“ iſt aber nicht Staatsbeamter. 
Der Staat haftet auch nicht für die ihm nach 8 85 K. O. 
gebührende Vergütung. !?) Daher kann auch der Verwalter 
aus dem Geſichtspunkte des §8 6 K. O. die Bußklage nicht 
erheben. Der unübertragbare Bußanſpruch iſt nicht maſſe⸗ 
zugehörig; erſt die rechtskräftig zuerkannte Buße fällt ſohin in 


6) Rintelen, Konkursrecht II. Aufl. S. 118; Seuffert, S. 82; 
Wolff S. 3; v. Sarwey⸗Boſſert S. 34; Kohler, Leitfaden S. 187; 
v. Wilmowsky S. 37; Kleinfeller S. 5. 

7) Kohler a. a. O. S. 187. 

e) Bennecke⸗Beling, Strafprozeßrecht S. 650 fig. 

) 88 433, 442, 444 IV. Str. P. O. Reichsgericht in Straf 
ſachen, Rechtſprechung Bd. 9 S. 171 und 279; Entſch. Bd. 28 
S. 801, Bd. 29 S. 141, Bd. 31 S. 344; Juriſtiſche Wochenschrift 
1902 S. 567. 

10) So neuerdings Bayer. Oberſtes Landgericht, Urteil vom 
19. April 1902 in Bl. f. R. A. Bd. 68 S. 485. 

1) Vergl. § 414 III. Str. P. O. 

12) Reichsgericht in Zivilſachen, Bd. 29 S. 29 flg.; Bd. 35 S. 81. 

13) Reichsgericht, Bd. 43 S. 63. Jaeger in der deutſch. Jur.⸗ 
Ztg. 1900 S. 247. A. Meinung: Eccius bei Gruchot Bd. 33 S. 744 
und Deutſche Jur.⸗Ztg. 1900 S. 268. Kiehl, Zeitſchrift f. Zivil⸗ 
prozeß Bd. 30 S. 291 flg. ſieht — S. 302 — in dem Verwalter 
ein Organ der ſtaatlichen Rechtspflege. 
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die Maſſe. Der Verwalter iſt auf den Zivilprozeß verwieſen. 
Daß dem Konkursverwalter kein Privatklagerecht für den 
Gemeinſchuldner gegeben iſt, bedarf wohl keiner weiteren Er⸗ 
örterung; denn die Möglichkeiten der Erhebung einer Privat- 
klage durch Dritte ſind durch § 414 Str. P. O. umgrenzt. 
Wie iſt es nun, wenn ein Bußanſpruch des Gemeinſchuldners 
z. B. aus §8 188, 231 Str. G. B. im Momente der Konkurs- 
eröffnung erhoben, aber noch kein rechtskräftiges Strafurteil 
ergangen iſt? Die Vorſchrift in 8 240 Z. P. O. findet auf 
Strafprozeſſe keine Anwendung. Ein Strafprozeß liegt auch 
bei der reinen Bußklage 88 443, 446 Str. P. O. vor. Auch 
wenn man den rein zivilrechtlichen Charakter der Buße erwägt,“) 
wird man daran feſthalten müſſen, daß in Anſehung der Buß⸗ 
forderung der Prozeß vom Konkurſe des Nebenklägers, Privat- 
klaͤgers oder des Angeklagten nicht berührt wird. 16) Ich glaube, 
daß man dieſen prinzipiellen Standpunkt einzunehmen hat und 
die zeitliche Zenſur, daß im Momente der Konkurseröffnung 
die Buße rechtskräftig zuerkannt ſein muß, für die Maſſe⸗ 
zugehörigkeit entſcheiden läßt. Dabei verkenne ich nicht, daß 
die Zuerkennung der Buße die Geltendmachung einer weiteren 
Entſchädigungsforderung ausſchließt. Wolff, K. O. S. 3 
nimmt daher an, daß, wenn der Schuldner vor Konkurseröffnung 
die Zuerkennung einer Buße beantragt hat, er dieſen Anſpruch, 
durch den die Geltendmachung einer weiteren Entſchädigungs⸗ 
forderung ausgeſchloſſen iſt — z. B. 88 188, 231 Str. G. B., 
$ 14 Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs — 
nach der Eröffnung des Verfahrens nicht mit Wirkſamkeit gegen 
die Konkursgläubiger verfolgen könne, denn es fehle ihm die 
Dispofition über dieſes im Strafverfahren verfolgbare Vermögens⸗ 
recht; der Verwalter koͤnne die zuerkannte Buße für die 
Maſſe in Anſpruch nehmen und dadurch die Handlung des 
Schuldners genehmigen. Jaeger, K. O. II. Aufl. S. 6 vertritt 
die Anficht, daß der Gemeinſchuldner, da die zuerkannte Buße 
einen weiteren Entſchädigungsanſpruch ausſchließt und der 
Gemeinſchuldner einen bei Konkursbeginn begründeten, zur Maſſe 
gehörigen zivilen Entſchädigungsanſpruch durch ſeine Rechts⸗ 
handlungen den Konkursgläubigern nicht entziehen kann — 8 7 
K. O. —, der Zuſtimmung des Konkursverwalters bedürfe, um mit 
Wirkſamkeit gegenüber der Konkursmaſſe einen Antrag auf 
Buße zu ſtellen oder aufrecht zu erhalten. Ebenſo im Ergebniſſe 
v. Wilmowsky, K. O. VI. Aufl. S. 37 und 38.1) Hierzu 
vermag ich ein ſtrafprozeſſuales Bedenken nicht zu unterdrücken. 
Die Str. P. O. kennt eine derartige Beengung der Nebenklage⸗ 
berechtigung nicht. Der Gemeinſchuldner bleibt fo dispofitions⸗ 
berechtigt, daß er den hoͤchſtperſönlichen Anſpruch auf Zuerkennung 
einer Buße jederzeit zurücknehmen kann. Im konkursfreien Zu⸗ 
ſtande hat der Gemeinſchuldner das prozeſſuale Wahlrecht, ob er 
ſeinen Entſchädigungsanſpruch im Wege der zivilrechtlichen Klage 


10 Reichsgericht in Strafſachen, Bd. 81 S. 335; Jur. Woch. 
1902 S. 567. 

2) Voigt, der Einfluß des Konkurſes auf die ſchwebenden 
Prozeſſe des Gemeinſchuldners 1908 S. 45. 

10 Die Anſicht v. Sarwey⸗Boſſerts a. a. O. S. 84, daß zwar 
der Anſpruch auf Zuerkennung einer Buße konkursfrei, aber gleichwohl 
eine nach Konkursbeginn rechtskräftig erkannte Buße Maſſeaktivum 
ſei, falls nur die Straftat vor dem Konkurſe liege, bezeichnet Jaeger 
a. a. O. mit Recht als folgewidrig. 
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oder im Wege der ſtrafprozeſſualen höchſt perſönlichen Bußklage 
verfolgen will. Wählt er in dieſem dispoſitionsfreien Zuſtande 
den letzteren Weg und tritt die Konkurseröffnung ein, ehe die 
Buße zuerkannt iſt, fo iſt der Bußanſpruch als höchſt persönlich 
nicht mafjezugehörig und bleibt dem Zugriffe des Konkursver⸗ 
walters entrückt. In der Weiterverfolgung des Bußanſpruches 
durch den Gemeinſchuldner liegt daher auch keine Rechtshandlung 
im Sinne des § 7 K. O. Es iſt ein Schaden, den die Maſſe 
tragen muß. Der Entſchädigungsanſpruch entgeht ihr. Denn der 
Rechtsgrund, die Ausübung des prozeſſualen Wahlrechtes auf 
Verfolgung liegt vor der Konkurseröffnung; die Weiterverfolgung 
iſt deshalb keine gantmäßige Rechtshandlung mehr. Im Straf⸗ 
urteile konnte auch meines Erachtens die Buße niemals dem 
Konkursverwalter zuerkannt werden; als zuerkennungsberechtigt 
kommt meines Erachtens kraft ſeines perſönlichen Rechtes nur 
der Verletzte in Betracht. 

Wohl zu trennen von der Nebenklageberechtigung des Konkurs- 
verwalters iſt deſſen Strafantragsberechtigung überhaupt. 
Eine ſolche kann ſich wegen einer die Konkursmaſſe verkürzenden 
Straftat, z. B. aus 58 289, 303 Str. G. B. ergeben. Der 
Konkursverwalter iſt ſtrafantragsberechtigt auch für ſolche Hand ⸗ 
lungen, die vor der Konkurseröffnung liegen.“) Der Konkurs- 
verwalter iſt hierbei unabhängig vom Willen der übrigen als 
Verletzte 1s) anzuſehenden Perſonen, z. B. der Gläubiger und des 
Gemeinſchuldners und ſeine Strafantragsberechtigung bei der⸗ 
artigen Verletzungen der Maſſe iſt ſelbſtändig. Er hat die volle 
Strafantragsberechtigung auch dann, wenn ſie für den Gemein⸗ 
ſchuldner ſchon vor der Konkurseröffnung zu laufen begonnen 
hatte. In dem Urteile des IV. Strafſenates des Reichsgerichts 
vom 4. März 1902 — Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 572 —, 
das dieſen Rechtsgrundſatz ausſpricht, iſt die Frage offen gelaſſen, ob 
der Konkursverwalter auch dann die Strafantragsberechtigung 
hat, wenn die Antragsfriſt für den Gemeinſchuldner vor der 
Konkurseröffnung bereits abgelaufen war. Meines Erachtens 
hat in dieſem Falle der Konkursverwalter kein Antragsrecht mehr. 
Die Frage kann meiner Meinung nach nur konkursrechtlich, nicht 
ſtrafrechtlich entſchieden werden. Wohl iſt vom Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung an die Stellung des Verwalters ſelbſtändig; 
allein ihm find nicht mehr Rechte unterſtellt, als ſie der Gemein⸗ 
ſchuldner hatte. 19) War für dieſen die Antragsberechtigung im 
Momente der Konkurseröffnung bereits erloſchen, dann kann fie 
auch in der Perſon des Konkursverwalters nicht wieder aufleben. 


II. Zur Släubigeraufechtung — Konkurs und Einzel 
anfechtung. 

In der Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 613 ff. habe ich unter Zu⸗ 
ſammenſtellung der bis dahin erſchienenen Literatur und Judikatur 
anläßlich der Erörterung der Frage, ob die Gläubigeranfechtung 
nach der Einführung der Konkursnovelle und des B. G. B. nun⸗ 
mehr dinglich oder obligatoriſch wirkt, darzutun verſucht, daß 
nicht die materiellrechtliche Natur der Gläubigeranfechtung durch 


17) Reichsgericht in Strafſachen, Entſch. Bd. 38 S. 433 fg.; 
Bd. 35 S. 150. Juriſt. Wochenſchr. 1901 S. 275; 1902 S. 573. 
16) Vergl. 8 65 Str. G. B. Olshauſen, Str. G. B., VI. Aufl. 
Bd. I S. 269. Oppenhoff⸗Delius, Str. G. B. XIII. Aufl. S. 193. 
19) Reichsgericht, Bd. 46 S. 167. 


30 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


die Anderungen der K. O. und des Anf. Geſ. ) berührt, ſondern 
uur die Art ihrer Geltendmachung dem B. G. B. angepaßt worden 
if. In der konkurs und anfechtungsrechtlichen Literatur hat 
damals hinſichtlich dieſer formellen Frage der Geltendmachung, 
daß die Anfechtung eine einſeitige empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung enthält, den Anfechtungsanſpruch zur Entſtehung bringt 
und daß die Anfechtungserklärung den allgemeinen Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuches über empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärungen unterſteht, jo ziemlich Einſtimmigkeit beftanden. 
Während Rintelen, Konkursrecht, S. 166 und 331, ſich auf den 
Standpunkt ſtellte, daß die Gläubigeranfechtung vom Rechte des 
B. G. B. überhaupt unberührt geblieben iſt, haben ſich ſeitdem 
Silbermann, Konkurspauliana, S. 64 fg., dann Merzbacher, 
Anfechtungsgeſetz, S. 6 der herrſchenden Lehre angeſchloſſen. 
Kohler betont in ſeinem Leitfaden, S. 138, daß die Anderung 
des neuen Rechtes im weſentlichen nur darin beſteht, daß die 
Anfechtung nunmehr als einfache formloſe Erklärung erſcheint 
und daß die Friſt nicht mehr Klage, ſondern Erklärungsfriſt iſt. 

Inzwiſchen hat nun das Reichsgericht — II. Zivilſenat, 
Urteil vom 22. Oktober 1902 in Bd. 52 S. 335 fg. — für 
die Einzelanfechtung entſchieden, daß die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines zahlungsunfähigen Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens überhaupt nur im Prozeſſe erfolgen kann 
und außerhalb des Prozeßverfahrens alſo durch bloße Erklärung 
der Anfechtung gegenüber dem Anfechtungsgegner vom Geſetz 
nicht zugelaſſen worden iſt. !) Das Reichsgericht folgert dies 
aus der Faffung des Geſetzes und betont, daß durch deſſen neue 
Faſſung hieran nichts geändert, insbeſondere eine dem § 143 
B. G. B. entſprechende Vorſchrift nicht aufgenommen worden 
iſt. Für die Konkursanfechtung hat das Reichsgericht die Frage 
nicht entſchieden. Allein die Frage kann nur einheitlich gelöſt 
werden. Der Rechtsgrund der Gläubigeranfechtung iſt ſowohl 
für die Einzel wie die Konkursanfechtung der gleiche; er ent⸗ 
ſtammt der Verletzung des gläubigeriſchen Befriedigungsrechtes 
und bildet eine geſetzliche Obligation.“ 2) Die Geltendmachung 
läßt ſich für die Einzel⸗ und Konkursanfechtung nicht trennen. 
Man wird daher auch für die Konkursanfechtung die An⸗ 
wendbarkeit des 8 143 B. G. B. ablehnen müſſen. Die Konkurs- 
anfechtung, nach §S 36 K. O. Monopol des Verwalters, wird nach 
wie vor durch den Widerſpruch des Verwalters im Prüfungs⸗ 
termine gegen die angemeldete, der Anfechtung unterliegende 
Forderung ausgeübt werden können. 

Die reichsgerichtliche Anſicht hat das Oberlandesgericht 
Roſtock im Urteile vom 19. Mai 1903 — Seuffert, Archiv 
Bd. 58 S. 316 — weitergeführt und entſchieden, daß die Friſt 
des § 4 Anf. G. mit der Zuſtellung — nicht Behändigung — 
des Schriftſatzes beginnt. Neuerdings hat ſich nun auch 
Bernhardi in ſeinem Anfechtungsgeſetz S. 5 dahin aus⸗ 
geſprochen, daß die Konkursnovelle weder an der Wirkung noch 
an der Geltendmachung der Anfechtung etwas geändert habe 


20) Begründung zur Konkursnovelle, S. 22 fg. Hahn⸗Mugdan, 
Materialien, Bd. 7 S. 241 fg. 263, 293, 294. 

21) Hierzu Laband in der Deutſchen Jur.⸗Ztg. 1903 S. 260. 

22) Jaeger, K. O. II. Aufl. S. 224 ſieht nunmehr in der Gläubiger⸗ 
anfechtung ein Hülfsmittel der Vollſtreckung, der Zwangsvollſtreckung 
wie des Konkurſes. 
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und daß das Anfechtungsgeſetz lediglich aus ſich ſelbſt auszulegen 
ſei. Meikel in ſeiner eben erſt erſchienenen Neuausgabe des 
Hartmannſchen Kommentars zum Anf. G. S. 34 fg. zieht eben⸗ 
falls hinſichtlich der formellen Geltendmachung des Anfechtungs⸗ 
rechtes das B. G. B. nicht heran und unterſcheidet zwiſchen 
Anfechtungsanſpruch und Anfechtung, d. i. Geltendmachung des 
bereits beſtehenden Anfechtungsanſpruchs. 2°) 

Jedenfalls hat das reichsgerichtliche Urteil auch das Gute, 
daß aus der Praxis, wenn ſchon die formelle Geltendmachung 
der Gläubigeranfechtung nicht dem B. G. B. angepaßt iſt, alle 
Verſuche, dieſer Anfechtung dingliche Wirkung zu vindizieren 
raſch und vollſtändig verſchwinden werden.“) Eine Betonung 
der dinglichen Wirkung habe ich in letzter Zeit nur in dem 
Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landgerichts vom 5. Dezember 
1902 — Neue Folge Bd. III S. 1028 — gefunden. Der 
Anfechtungsanſpruch enthält wohl ein gegen Dritte wirkendes 
Recht am Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung im Sinne des 
§ 771 Z. P. O.), allein feiner Geſtaltung und feinem Zwecke 
nach hat er nur obligatoriſchen Charakter. Er geht nicht auf Feſt⸗ 
ſtellung, ſondern auf Leiſtung, erfordert bei der Einzelanfechtung 
die genaue Angabe der Höhe der Forderung, für die Befriedigung 
erſtrebt wird, und kann nur bei Rückgewähr durch Vormerkung 
im Grundbuch auf dem Wege des § 883 B. G. B., ſonſt nur 
durch einſtweilige Verfügung ev. Arreſt geſichert werden.““) 

Wie es in der Frage der Geltendmachung der Gläubiger⸗ 
anfechtung wohl kaum mehr einer Plenarentſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts bedürfen wird, ſo iſt auch die Notwendigkeit einer ſolchen 
für die Frage der Anfechtung der Erfüllungs- und Deckungs⸗ 
geſchäfte nach § 31 Nr. 1 und 2 K. O., § 3 Nr. 1 und 2 
Anf. G. durch die reichsgerichtliche Judikatur der letzten Zeit 
ſehr vermindert worden. Es ſcheint hier eine abſchließende 
Rechtsbeurteilung eintreten zu wollen. Im „Recht“ 1902 
S. 166 fg. habe ich ſeinerzeit zu dieſer Frage eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der damaligen Literatur und Judikatur gegeben und 
folgend der reichsgerichtlichen Begriffsbeſtimmung — Entid. 
Bd. 45 S. 24 — angenommen, daß ein Erfüllungsgeſchäft 
dann vorliege, wenn der Schuldner dem Gläubiger das leiſtet, 
was den Inhalt feiner Verpflichtung bildet, ein Deckungs⸗ oder 
Sicherungsgeſchäft aber dann, wenn das Geſchäft die Sicher⸗ 
ſtellung für eine noch nicht erfüllte Verbindlichkeit zum Gegen⸗ 
ſtand hat und wenn für die Beſtellung dieſer Sicherheit keine 
beſondere Verpflichtung beſtand.““) Ich habe damals darzutun 
verſucht, daß bei der Konkursanfechtung nach § 31 Nr. 1 und 2 
K. O. und der Einzelanfechtung nach § 3 Nr. 1 und 2 Anf. G. 
die Erfüllungsgeſchäfte den Deckungsgeſchäften nicht gleich⸗ 
zuſtellen ſeien; denn beim Deckungsgeſchäft könne die nächſt⸗ 


25) Dabei möchte ich insbeſondere auf die Ausführungen auf 
S. 39—41 des Meikelſchen Kommentars hinweiſen. 

) Hierzu neuerdings Meikel a. a. O. S. 87, der ſich ebenfalls 
für die obligatoriſche Wirkung ausſpricht. 

25) Reichsgericht, Juriſt. Wochenſchr. 1901 S. 330. 

26) Reichsgericht, Juriſt. Wochenſchr. 1903 S. 128. Jaeger S. 231 
u. 232. Seckler, Vormerkung S. 87. Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte Bd. 4 S. 179; Bd. 5 S. 422. Hierzu Bendix im „Recht“ 
1902 S. 505. Bolck in der Deutſchen Jur.⸗Ztg. 1902 S. 343. 

37) Reichsgericht VII. Zivilſenat vom 26. September 1902, 
Seufferts Bl. f. R. A. Bd. 68 S. 413. 
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liegende Annahme des Schuldners nicht darauf gehen, daß er 
nur ſeiner Verbindlichkeit genüge. Im einzelnen habe ich hie⸗ 
bei hervorgehoben, daß bei der Anfechtung von Deckungs⸗ 
geſchäften wenigſtens die Präſumtion der Fraudulofität — 8 31 
Nr. 2 K. O. und § 3 Nr. 2 Anf. Gel. — nicht als beſeitigt 
anzuſehen ſei und unter Bezugnahme auf die divergierende Recht⸗ 
ſprechung der einzelnen Senate des Reichsgerichts ) dem 
Wunſche Ausdruck gegeben, daß eine Plenarentſcheidung hin⸗ 
fichtlich der Anfechtbarkeit der Deckungsgeſchäfte einen glatten 
Nechtsboden ſchaffe. Die Notwendigkeit einer Plenarentſcheidung 
hat in der Folgezeit auch Rintelen in ſeinem Konkursrecht 
S. 188 betont. Eine vollſtändig einheitliche Rechtſprechung 
in dieſer Frage iſt auch jetzt noch nicht vorhanden.“) Allein 
die Einheitlichkeit der Rechtſprechung iſt in der reichsgerichtlichen 
Judikatur nunmehr in fefte Bahnen gelenkt, die meines Er⸗ 
achtens indirekt ihren Ausgangspunkt von der Entſcheidung 
des II. Zivilſenates vom 7. November 1899 — Bd. 45 S. 23 — 
genommen haben. Die reichsgerichtliche Rechtſprechung kulminiert 
nun in dem Satze, daß eine geſetzliche Beſtimmung des Inhalts, 
daß durch den Nachweis des Vorbandenſeins eines Erfüllungs⸗ 
und Deckungsgeſchaftes die geſetzliche Doppelvermutung der 
§ 31 Nr. 2 K. O., § 3 Nr. 2 Anf. Geſ. widerlegt werde, nicht 
beftehe. Der Anfechtungsbeklagte iſt demgemäß des Beweiſes 
feines guten Glaubens nicht enthoben. Den Anfechtenden trifft 
alſo beim Einwande eines Erfüllungs- oder Deckungsgeſchäftes 
nicht der Beweis der Benachteiligungsabficht des Schuldners 
und ihrer Kenntnis auf Seite des Anfechtungsgegners. Dieſe 
Beweislaft kann ihm geſetzlich nicht aufgebürdet werden. So 
Reichsgericht, VII. Zivilſenat vom 11. März 1902, Jur. 
Wochenſchr. 1902 S. 274; Entſch. Bd. 51 S. 76 fg. Im 
einzelnen geht dieſe für die Einzelanfechtung ergangene Ent⸗ 
ſcheidung, deren grundlegenden Inhalt ich hier nur andeuten 
kann, davon aus, daß weder ein Rechtsgrundſatz noch eine 
Beweisregel, welche den Richter binden würde, gegeben iſt. 
Der Gegenbeweis, welcher gegen die geſetzliche Vermutung zu 
führen iſt, ſei rein tatſächlicher Natur und richte ſich gegen 
die beiden geſetzlich vermuteten Tatſachen. Das Reichsgericht 
hat hiebei hervorgehoben, daß in der Regel, wenn der An⸗ 
fechtungsgegner dartut, daß der Schuldner in der Abſicht ge- 
leiſtet hat, eine Verbindlichkeit zu erfüllen und der Anfechtungs⸗ 
gegner in entſprechender Weiſe die Leiſtung angenommen hat, 
der Richter dadurch zunächſt die Überzeugung gewinnen könne, 
daß eine Benachteiligungsabficht des Schuldners nicht beſtanden 
habe und daß jedenfalls, wenn ſie beſtanden haben ſollte, der 
Anfechtungsgegner ſie nicht gekannt habe und demnach das 
Gegenteil exit aus beſonderen Umſtänden nachgewieſen werden 
könne. Das Reichsgericht hat dabei weiter betont, daß eine 
Verpflichtung des Richters, ſowie ein Erfüllungsgeſchäft nach⸗ 
gewieſen fei, damit ohne weiteres die geſetzliche Vermutung in 
§ 3 Nr. 2 Anf. Gef. für widerlegt zu erachten und den Beweis 


ss) II. Zivilſenat vom 7. November 1899 Bd. 45 S. 23; 
III. Zivilſenat vom 15. Mai 1891 Bd. 27 S. 135; VI. Zivilſenat 
vom 22. Oktober 1896 und 29. Oktober 1898, Jur. Wochenſchr. 1896 
S. 670 und 1898 S. 664; VII. Zivilſenat vom 17. Dezember 1901, 
Jur. Wochenſchr. S. 95. 

25) Bernhardi, Anf. Gef. S. 20 und im . nun Jaeger 
S. 281 und S. 291 fg. 
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der trotzdem vorhandenen Benachteiligungsabſicht des Schuldners 
und deren Kenntnis auf Seite des Anfechtungsgegners vom 
Anfechtungskläger zu erwarten, nicht anzunehmen ſei und daß 
der Richter dem Beweiſe des Erfüllungsgeſchäftes genau ebenſo 
gegenüber ſtehe, wie jedem anderen Beweiſe tatſächlichen Sn- 
haltes und daher das einzelne ihm vorliegende Erfüllungsgeſchäft 
auf ſeine Beweiskraft an der Hand allgemeiner Erfahrungs- 
fäge in freier Beweiswürdigung zu prüfen habe. 

Dieſen Rechtsgrundſatz hat der VII. Zivilſenat in den 
Urteilen vom 23. September 1902 — Jur. Wochenſchr. 1902 
S. 5470) — und vom 26. September 1902 — Bl. f. R. A. 
Bd. 68 S. 409 fg. — aufrecht erhalten und betont, daß die 
Vermutung ſchlechthin ohne Beſchränkung auf einen gewiſſen 
Kreis von Verträgen vom andern Teil zu widerlegen iſt und 
daß der Gegenbeweis, den der Anfechtungsgegner zu führen 
hat, rein tatſächlicher Natur iſt und die bisherigen Außerungen 
des Reichsgerichts nur im Sinne eines allgemeinen Erfahrungs- 
ſatzes, nicht einer die Beweislaſt umkehrenden Rechtsregel zu 
verſtehen find. In derſelben Weiſe haben — ebenfalls für die 
Einzelanfechtung — der gleiche Zivilſenat im Urteile vom 
7. Oktober 1902 — Jur. Wochenſchr. 1902 S. 592 — und 
der II. Zivilſenat im Urteile vom 19. Juni 1903 — Jur. 
Wochenſchr. 1903 S. 296 — entſchieden. Die ehedem rechtlich 
angehauchte Streitfrage iſt nunmehr auf das Gebiet des Tat⸗ 
ſaͤchlichen gelangt und entbehrt demzufolge nunmehr des recht⸗ 
lichen Intereſſes. “!) 

Aber auch über die Anfechtung der Erfüllungs- und 
Deckungsgeſchäfte aus 8 31 Nr. 1 K. O. und § 3 Nr. 1 
Anf. Geſ., welche grundſätzlich dieſer Anfechtung unterliegen, 
hat ſich der VII. Zivilſenat in ſeinem Urteile vom 26. Sep⸗ 
tember 1902 — Bl. f. R. A. Bd. 68 S. 412 — aus dem 
Geſichtspunkte der Einzelanfechtung ausgeſprochen und hervor⸗ 
gehoben, daß fich weder nach § 3 Nr. 2 noch nach § 3 Nr. 1 
Anf. Gef. bezüglich der Anfechtung derartiger Geſchäfte ein 
Rechtsgrundſatz dahin aufſtellen laſſe, daß bei ihnen eine 
frauduloſe Abſicht des Schuldners nicht unterſtellt werden und 
zur Feſtſtellung der Benachteiligungsabſicht das Bewußtſein 
des Schuldners durch die Befriedigung oder Sicherung des 
einen Gläubigers, die übrigen zu benachteiligen, auch dann nicht 
ausreichen ſolle, wenn die Benachteiligung die notwendige Folge 
der Befriedigung oder Sicherung des einen Gläubigers iſt. 
Das Reichsgericht hat hier auch für den Anfechtungsgrund aus 
§ 3 Nr. 1 Anf. Geſ. betont, daß die Außerungen in anderen 
reichsgerichtlichen Urteilen — Bd. 23 S. 9; Bd. 33 S. 120 — 
nicht im Sinne eines Rechtsgrundſatzes aufgefaßt werden können, 
ſondern daß auch bei dieſem Anfechtungsgrund eine reine, nach 
der konkreten Sachlage zu beurteilende Tatfrage vorliegt, ob die 
frauduloſe Abſicht des Schuldners und deren Kenntnisnahme 
auf Seite des Anfechtungsgegners für gegeben zu erachten iſt. 

In der inzwiſchen erſchienenen anfechtungsrechtlichen Literatur 
ſtehen Meikel a. a. O. S. 131 fg., S. 167 und Bernhardi 
a. a. O. S. 20 fg. auf dem Boden der nun durch die reichs⸗ 
gerichtliche Rechtſprechung geſchaffenen maßgebenden Rechtslage. 


00 Gruchot, Bd. 47 S. 424. 
) Vergl. auch Oberlandesgericht Karlsruhe vom 29. e 
1902, Recht 1903 S. 186. 
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In der Lehre der Gläubigeranfechtung iſt nunmehr weiter 
endgültig durch das Reichsgericht — Bd. 54 S. 289 — 
entſchieden, daß die Ausſchlagung einer Erbſchaft nicht 
anfechtbar iſt. Dagegen iſt neuerdings die Frage aufgetaucht, 
ob ein Gütertrennungsvertrag aus $ 32 Nr. 2 K. O. und § 3 
Nr. 4 Anf. Geſ. anfechtbar iſt. An ſich muß daran feſtgehalten 
werden, daß die Rückgewähr und Sicherſtellung des eingebrachten 
Gutes trotz der Streichung des Schlußſatzes von § 32 Nr. 2 
K. O. und § 3 Nr. 4 Anf. Geſ. nach wie vor aus § 30, 31 
Nr. 1 und 2 K. O., § 3 Nr. 1 und 2 Anf. Gef. anfechtbar 
iſt.b2) Dieſe Streichung iſt erfolgt, weil die Rechte der Frau 
im ehelichen Güterrechte nach dem B. G. B. jetzt erheblich 
erweitert ſind. Dieſe Rechte auf Sicherſtellung bezw. Aufhebung 
der betr. Güterſtände find nunmehr durch 88 1391, 1418 Nr. 1, 
1525, 1542, 1550 B. G. B. geregelt.?) Dieſen prinzipiellen 
Geſichtspunkt vorausgeſchickt, ſo iſt ein Gütertrennungsvertrag, 
in dem der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung 
und Nutznießung auf die Erträgniſſe des Frauenvermögens, die 
ihm kraft ſeines geſetzlichen Nutznießungsrechtes zufließen würden, 
zu gunſten ſeiner Ehefrau verzichtet, als unentgeltliche Verfügung 
im Sinne des § 32 Nr. 2 K. O., § 3 Nr. 4 Anf. Geſ. an⸗ 
fechtbar.“) Das Oberlandesgericht Colmar hat ſich in ſeinem 
Urteile vom 9. Juni 190385) unter Bezugnahme auf die 
Motive des B. G. B. gegen die Auffaſſung ausgeſprochen, daß 
ein Gütertrennungsvertrag — es handelte ſich um die Aufhebung 
der Fahrnisgemeinſchaft — als ſolcher nicht angefochten werden 
konne und im einzelnen betont, daß Verträge über Anderung 
des ehelichen Güterſtandes und eine in ſolche gekleidete Rück⸗ 
gewähr der Anfechtung der Gläubiger nicht entzogen ſind und 
daß demnach die Anfechtung eines Gütertrennungsvertrages auch 
aus 8 3 Nr. 4 Anf. Geſ., wenn eine Verpflichtung zur Rück⸗ 
gewähr nicht beſtanden hat, prinzipiell zuläffig iſt. Es wird 
alſo auch bei dem Stande der jetzigen Geſetzgebung daran feſt⸗ 
zuhalten fein, daß Gütertrennungsverträge an ſich als 
unentgeltliche Verfügungen aus § 32 Nr. 2 K. O. und 8 3 
Nr. 4 Anf. Geſ. anfechtbar find, wenn der Mann durch Geſetz, 
Urteil oder durch einen vor der Anfechtungsfriſt abgeſchloſſenen 
Vertrag hierzu nicht verpflichtet war, die Verfügung ſich alſo 
objektiv als eine Schenkung darſtellt. Es beſteht alſo für die 
Zukunft keine Rechtsregel allgemeinen Inhalts, ſondern es 
entſcheiden die Umſtände des einzelnen Falles. Man wird dieſen 
Satz dahin verallgemeinern dürfen, daß dies für die Anfechtung 
von Eheverträgen überhaupt gilt.“) 

Dabei taucht aber auch die Frage auf, ob ein Gläubiger, 


3) Reichsgericht, Juriſt. Wochenſchr. 1901 S. 385; Deutſche 
Jur.⸗Ztg. 1901 S. 414; Gruchot Bd. 45 S. 1180. 

220 Im einzelnen zu dieſer Anfechtungsfrage: Motive z. B. G. B. 
Bd. 4 S. 185, 194, 198, 210, 294, 296, 297, 308, 318; Engelmann 
Familienrecht in Staudingers Kommentar Bd. IV II. Aufl. § 1368 
Nr. 3; Vorbemerkung zu $ 1410 Nr. 4; § 1432 Nr. 20; $ 1440 
Nr. Za a. Jaeger S. 300. 

% Oberlandesgericht Dresden vom 28. April 1902. Sächſ. 
Arch. 13 S. 121, Recht 1903 S. 83, 

09 Rechtſprechung der Oberlandesgerichte Bd. 7 S. 57. 

6) v. Wilmowsky⸗Kurlbaum S. 168; Meikel S. 184 fg.; 
Kleinfeller S. 185; Bernhardi S. 25. Vergl. hierzu Rechtſpr. d. 
O. L. G. Bd. 6 S. 157, 281. 
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defien Forderungsrecht erft nach der Regiſtrierung des Güter⸗ 
trennungsvertrags oder abändernden Chevertrags entſtanden iſt, 
anfechtungsberechtigt iſt. Das Oberlandesgericht Karlsruhe hat 
mit Urteil vom 26. März 190337) dieſe Frage verneint und 
ausgeführt, daß durch die Wandelbarkeit des Güterſtandes das 
B. G. B. einem Ehegatten geradezu die Möglichkeit eröffnen 
wollte, das zufolge des urſprünglichen Ehevertrags in die 
Gemeinſchaft gefallene Beibringen nur dadurch gegen künftige 
Gläubiger ficherzuſtellen, daß dasſelbe im neuen Ehevertrag als 
Vorbehaltsgut erklärt wird und daß es daher an der objektiven 
Rechtswidrigkeit der Benachteiligung fehlt. Nun muß prinzipiell 
daran feſtgehalten werden, daß es bei der Einzelanfechtung 
gleichgültig iſt, ob die Forderung des Anfechtenden vor oder 
nach der anzufechtenden Rechtshandlung entſtanden iſt. “s) Allein 
hiergegen tritt die beſondere Rechtsnorm des Güͤterrechts in 
Geltung. Die Eheleute haben jederzeit das Recht, ihren Güter- 
ſtand zu ändern. Aus der vorausgegangenen Wandelung des 
Güterſtandes kann ein Gläubiger, deſſen Forderung erſt nach 
der Regiſtrierung des Ehevertrages entſtanden iſt, keinen An⸗ 
fechtungsgrund für ſich ableiten.“) 

Eine andere Frage aus dem Anfechtungsrecht ſchließlich iſt, 
ob die Gewährung des ſog. Dreißigſten — § 1969 B. G. B. — 
ſeitens der Erben nach § 222 K. O. und § 3a Anf. Geſ. 
anfechtbar iſt. Dieſe beiden durch die Novelle eingefügten 
Beſtimmungen haben den gleichen Grundgedanken; ſie bezwecken 
den Schutz der Nachlaßgläubiger gegen die Konkurrenz der 
Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnisnehmer und Auflageberechtigten, 
laſſen aber die Anfechtung nur zu, wenn die Leiſtung des Erben 
im letzten Jahre vor der Konkurseröffnung bezw. Anfechtung 
erfolgt iſt.“) Nun finden auf den ſog. Dreißigſten nach 
§ 1969 II. B. G. B. die Vorſchriften über Vermächtniſſe ent- 
ſprechende Anwendung. Es handelt ſich hier um ein ſog. 
geſetzliches Vermächtnis.“ !) Der Umſtand, daß eine den Erben 
als ſolche treffende Verbindlichkeit in Frage ſteht, es ſich alſo 
um eine geſetzliche Verpflichtung des Erben handelt, ſteht der 
Anfechtung nicht entgegen, denn in Wirklichkeit liegt eine Frei⸗ 
gebigkeit des Nachlaßvermögens vor.“) Der Anſpruch ſteht in 
gleicher Linie mit dem des Vermächtnisnehmers. Der aus 
81969 Berechtigte hat daher im Verhältniſſe zu anderen Nachlaß⸗ 
gläubigern nur die Stellung eines Vermächtnisnehmers und 
iſt deshalb den Beſchränkungen der 88 1973 J Satz 2, 1974 II, 
1991 IV, 1992 B. G. B., 88 219, 226 K. O. und demgemäß 
auch der Anfechtung aus § 222 K. O., § 3a Anf. Gef. unter- 
worfen.“ 


ar) „Recht“ 1903 S. 186 und 458. Badiſche Rechtspraxis 1903 
S. 159. 

26) Kleinfeller S. 777; Meikel S. 125, 185; Merzbacher S. 11; 
Bernhardi S. 9; Reichsgericht Bd. 15 S. 64; Juriſt. Wochenſchr. 
1900 S. 754 und neuerdings Oberlandesgericht Poſen vom 
7. Mai 1903; Recht S. 530. 

0) Meikel a. a. O. S. 185. Vergl. auch Motive z. B. G. B. 
Bd. 4 S. 64. 

4%) Begründung z. Konkursnovelle S. 43, 59. 

a) Schiffner, geſetzliche Vermächtniſſe S. 94 fg. 

42) Kohler, Leitfaden d. K. R. S. 151. 

45) In der erbrechtlichen Literatur, ſoweit ich fie übers 
blicken kann, beſteht hierüber Einſtimmigkeit: Planck Bd. 5 S. 71; 
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III. Zum Ausſonderungsrecht des Verwalters im 
Nachlaßkonkurſe. 

Der Nachlaßkonkurs iſt auch zuläffig bei unbeſchränkter 
Haftung des Erben, § 216 K. O. Er ſichert dann den Nachlaß⸗ 
gläubigern die Güterſonderung- vom Vermögen des Erben und 
ſchutzt ſie gegen die Konkurrenz der eigenen Gläubiger des 
Erben. Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes kann ſich moͤglicher⸗ 
weiſe geraume Zeit hinziehen. Angenommen nun, der un⸗ 
beſchräͤnkt haftende Erbe hat nach dem Erbfall ein Nachlaß⸗ 
grundſtück feinem eigenen Grundſtück als Beſtandteil zuschreiben 
laſſen 4) und es iſt nach der Zuſchreibung für einen Nachlaß⸗ 
gläubiger auf dem vereinigten Grundſtücke eine Vollſtreckungs⸗ 
hypothek eingetragen und dann über das Vermögen des Erben 
ebenfalls Konkurs eröffnet worden, kann nun der Verwalter im 
Nachlaßkonkurſe die Zuſchreibung des Nachlaßgrundſtückes rück⸗ 
gängig machen? Meines Erachtens iſt die Frage zu bejahen. 
Folge der Nachlaßkonkurseröͤffnung tft, daß eine Sonderung des 
Nachlaſſes vom Erbenvermögen eintritt und die bisher ein⸗ 
getretene Konfufion und Konſolidation aufgehoben wird.““) 
81976 B. G. B. Dieſe Güterfonderung tritt mit dinglicher 
Wirkung ein und iſt ſo durchgreifend, daß der Nachlaßkonkurs 
auf den Namen des Erblaſſers und in dem Gerichtsſtande der 
Erbſchaft eröffnet werden muß,“) 8214 K. O. Es foll die 
Rechtslage zur Zeit des Erbfalls wieder hergeſtellt werden.“) 
Nun war im gegebenen Falle der Nachlaßgläubiger den Be⸗ 
ſchränkungen des § 221 K. O. unterworfen; er konnte die 
Sicherungshypothek auf dem Nachlaßgrundſtück nicht erlangen. 
Die Offentlichkeit des Grundbuchs ſchützt ihn nicht, da § 892 
B. G. B. nur den rechtsgeſchäftlichen Erwerb, nicht aber den 
im Vollſtreckungswege deckt. Es fragt ſich, ob der Umſtand, 
daß der Erbe unbeſchränkt haftet, der Abſchreibung des Nachlaß⸗ 
grundſtückes entgegenſteht. Bei unbeſchränkter Erbenhaftung 
beſteht die Nachlaßkonkursmaſſe lediglich aus den zur Zeit der 
Konkurseröffnung noch beim Erben vorhandenen Nachlaßgegen⸗ 
ſtaͤnden.“?) Das Nachlaßgrundſtück befindet ſich noch im Ver⸗ 
mögen und eine Wiederabſchreibung iſt moglich. Es ſtehen 
ſich zwei rechtlich getrennte Vermögensſubſtrate gegenüber, die 
Maſſe des Nachlaß⸗ und die des Erbenkonkurſes, jede mit ver- 
ſchiedenem Befriedigungszweck.“) Den Verwalter im Nachlaß⸗ 
konkurſe trifft die Verpflichtung, die Nachlaßkonkursmaſſe in 
Beſitz, Verwaltung zu nehmen und zu verwerten, § 117 K. O. 
Er muß daher auch in die Lage geſetzt ſein, aus dem Erben⸗ 
konkurs das Nachlaßgrundſtück, deſſen Abtrennung jederzeit 


v. Staudinger » Herzfelder Bd. 5 S. 121; Frommhold, Erbrecht 
S. 44; Endemann Bd. III S. 401; Weißler, Nachlaßverfahren 
S. 816; Böhm, Erbrecht S. 832. Hierzu Jaeger, Nachlaßkonkurs 
S. 57 und K. O. S. 717; Kleinfeller S. 647; L. v. Seuffert 
S. 215 und 223; Meikel S. 188; Bernhardi S. 25; Merzbacher 
S. 29, 55 fg. 

% 8890 B. G. B.; 885, 6 Gr. B. O. 

4% Jaeger, Nachlaßkonkurs S. 6, 80 fg. und K. O. S. 700. 

40 Kleinfeller S. 633. 

7) Kohler S. 68, 109 ſpricht in dieſer Hinſicht von einer 
Rückdatierung der Konkurseröffnung. 

0 Protokolle Bd. 5 S. 765 fg.; Jaeger K. O. S. 698. 

% Hierzu $ 234 K. O.; Jaeger S. 751; Oetker, alte und neue 
KD. S. 150. 
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moglich iſt, zur Ermöglichung des Befriedigungszweckes im 
Nachlaßkonkurſe überwieſen zu erhalten. Ihm gegenüber iſt der 
Verwalter im Erbenkonkurſe als Dritter anzuſehen. Deshalb 
iſt ihm meines Erachtens das Recht der Ausſonderung gegen 
den Verwalter im Erbenkonkurſe zu geben. Dieſe Ausſonderung 
hat aber hier die Natur eines Berichtigungsanſpruchs nach 
§ 894 B. G. B. mit der Maßgabe, daß die Zuſchreibung rück⸗ 
gängig zu machen iſt. ) Dabei verkenne ich zwei Einwürfe 
nicht, einmal, daß der Erbe Eigentümer der beiden Maſſen trotz 
der Eröffnung der beiden Maſſen bleibt, dann, daß der Be⸗ 
richtigungsanſpruch nach § 894 B. G. B. zur Vorausſetzung 
hat, daß durch den Inhalt des Grundbuchs ein dinglicher An⸗ 
ſpruch verletzt wird und daß ein „Nichtineinklangſtehen“ zwiſchen 
Grundbuch und Wirklichkeit erfordert wird. 51) Nun hat weiter 
die Ausſonderung, welche kein bloßes Sicherungsmittel, ſondern 
eine ordentliche dingliche oder perſönliche Klage auf Herausgabe 
iſt, an ſich zur Vorausſetzung, daß der auszuſondernde Gegen⸗ 
ſtand nicht zum Vermögen des Gemeinſchuldners gehört.) 
Allein auch demjenigen ſteht ein, wenngleich in der K. O. nicht 
ausdrücklich anerkanntes Recht auf Ausfonderung zu, welchem 
gegenüber der Gemeinſchuldner den Gegenſtand nach den zur 
Zeit der Konkurseröffnung zwiſchen ihnen obwaltenden Rechts⸗ 
verhältniſſen als ſeinigen zu befiten nicht berechtigt iſt, möge 
er auch formell Eigentümer geworden ſein. 5s) Dies trifft auf 
den gegebenen Fall zu. Der Erbe iſt formell Eigentümer des 
Nachlaßgrundſtückes geworden. Allein dieſes iſt zur Nachlaß⸗ 
konkursmaſſe auszuſondern. 


IV. Zu den Porrechtsauſprüchen des 8 61 K. G. 


Zu dem Streite, ob den Zahnärzten das Vorrecht nach 
§ 61 Nr. 4 zukommt und der nach der überwiegenden Anficht 
wohl dahin zu entſcheiden iſt, daß das Vorrecht nur ſolchen 
Perſonen zuſteht, die ſich nach 8 29 R. Gew. Ord. als Arzt 
bezeichnen dürfen, “) iſt eine weitere Streitfrage getreten, ob die 
Handlungsagenten im Konkurſe des Geſchäftsherrn nach 
§ 61 Nr. bevorrechtigt find. Jaeger kommt bei der Unterſuchung 
dieſer Frage in der Deutſchen Zur.-Ztg. 1902 S. 36258) zu dem 
Ergebnis, daß nur die Anſprüche auf rückſtändige Dienſtbezüge 
bevorrechtigt find, daß aber Anſprüche auf Erſtattung von Aus- 
lagen — 8 90 H. G. B. — oder auf Schadenserſatz z. B. 
wegen vorzeitiger Beendigung des Agenturvertrages — 88 23, 
26 K. O. — durch das Vorrecht nicht gedeckt find und nur 
einfache Konkursforderungen bilden. Düringer im „Recht“ 1902 


80) Vgl. hierzu Dernburg Bd. III S. 114; Kohler S. 101. 

51) Reichsgericht, Bd. 53 S. 377; Bd. 54 S. 86. 

52) Reichsgericht, Jur. Wochenſchr. 1903 S. 172; 
Bd. 46 S. 677. 

3) Reichsgericht, VI. Zivilſenat, Urteil vom 1. Mai 1899; 
Seuſſert, Archiv Bd. 55 S. 121 fg. Jaeger S. 357. 

% Landgericht Roſtock vom 14. Juli 1900, Deutſche Jur.⸗Ztg. 
1900 S. 484; Kleinfeller S. 823; mein Aufſatz im „Recht“ 1901 
S. 430; Gottſchalk in der Deutſchen Jur.⸗Ztg. 1901 S. 457. And. 
Meinung Schröder, Deutſche Jur.⸗Ztg. 1901 S. 210. Kohler S. 192 
bejaht das Vorrecht ebenfalls und erachtet es für gleichgültig, ob ſich 
jemand Arzt nennen dürfe, Approbation komme nicht in Betracht, 
denn auch Krankenpfleger ſeien bevorrechtigt. 

55) Hier auch im einzelnen die Literaturangabe. 


Gruchot 
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S. 601 verneint jeden Vorrechtsanſpruch ſchlechthin. Dieſer 
Anfiht iſt auch das Kammergericht mit feinem Urteil vom 
11. Februar 1903 — Deutſche Jur.⸗Ztg. 1903 S. 179, 
Recht S. 215 — beigetreten und hat jeden Vorrechtsanſpruch 
mit der meines Erachtens zutreffenden Begründung verneint, 
daß die Handlungsagenten als ſelbſtändige Gewerbetreibende 
gelten und daß hieran das neue H. G. B. nichts geändert habe; 
wenn der Agent nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet 
ſein ſollte, innerhalb des Bezirkes die Kunden zu beſuchen und 
fich möglichſt um den Abſchluß von Geſchäften zu bemühen, fo 
werde doch an ſeiner rechtlichen Stellung als ſelbſtändiger 
Gewerbetreibender nichts geändert. Auch das Oberlandesgericht 
Dresden — Urteil vom 9. Juni 1902, Annalen Bd. 24 S. 139, 
Recht 1903 S. 83 — und weiter das Oberlandesgericht Jena 
— Urteil vom 18. April 1903, Recht 1903 S. 556, Bl. f. R. 
in Thüringen Bd. 50 S. 288 — haben entſchieden, daß Hand⸗ 
lungsagenten für ihre Provifionsforderungen nicht das Vorrecht 
des § 61 Nr. 1 genießen. Denn die Grenzlinie dieſes Vor⸗ 
rechtsanſpruchs geht dahin, daß jemand ſeine Dienſte und nicht 
ein Werk verſpricht und daß er nicht für fein eigenes Erwerbs- 
geſchäft, ſondern für das des Auftraggebers arbeitet.“) 

Dagegen iſt eine andere Streitfrage antiquariſch geworden. 
Zu dem Vorrechte aus § 61 Nr. 2 K. O. hatte bisher das 
Bayer. Oberſte Landesgericht — Sammlg. Bd. 9 S. 332, 606; 
Bd. 12 S. 476; Bd. 14 S. 419 — ſtets daran feſtgehalten, 
daß das Vorrecht ſich auf Gerichtskoſten und Gebühren, 
insbeſondere auch ſolche der freiwilligen Gerichtsbarkeit erſtreckt. 
Nun hat dieſer Gerichtshof — Urteil des I. Zivilſenats vom 
1. Mai 1903 Nr. 747/02, Deutſche Jur.⸗Ztg. 1903 S. 290, 
Recht 1903 S. 316 — dieſen Standpunkt verlaſſen und ſich 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung angeſchloſſen, die ein ſolches 
Vorrecht verneint.“) Es iſt alſo in dieſer Frage konkursrecht⸗ 
liche Rechtseinheit hergeſtellt worden. 


V. Zur Zurücknahme des Autrages auf Konkurseröffnung. 


Nach § 103 K. O. kann das Konkursverfahren nur auf 
Antrag eröffnet werden. Es fragt ſich, wie lange die Zurück⸗ 
nahme des Antrags auf Konkurseröffnung möglich iſt, ob nur 
bis zur Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes oder bis zu deſſen 
Rechtskraft, alſo auch in der Beſchwerdeinſtanz. Dieſe Frage 
iſt bisher ſtreitig geweſen und auch ſtreitig geblieben. Die 
Kommiſſionsprotokolle zur K. O. S. 162 haben ſich für die 
letztere Anficht ausgeſprochen. Ebenſo L. v. Seuffert S. 134, 
der ausführt, daß die Konkurseröffnung den Gläubigern nur 
reſolutiv bedingte Rechte verleiht. “s) Im gleichen Sinne hat 
das Oberlandesgericht Colmar mit Beſchluß vom 6. Mai 1902 
— Rechtſpr. d. O. L. G. Bd. 5 S. 215 — mit der Begründung 
entſchieden, daß nach dermaliger Geſetzgebung entſcheidend iſt, 
daß die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts — § 74 K. O. — 
erſt mit der Rechtskraft derſelben wirkſam wird. Dagegen hat 


das Oberlandesgericht Hamburg mit Beſchluß vom 11. Mai 1901 


se) Kohler a. a. O. S. 191. Aber den Begriff Dienſtleiſtungen 
im Sinne des 8 61 Nr. 1 überhaupt Bayer. Oberſtes Landesgericht vom 
21. Januar 1901 n. F. Bd. II S. 33, Seuffert Archiv Bd. 56 Nr. 221. 

7 Reichsgericht Bd. 21 S. 49; Bd. 28 S. 87. 

56) Ebenſo Jaeger S. 480. Wolff K. O. S. 297; meine K. O. S. 177. 
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— Rechtſpr. d. O. L. G. Bd. 4 S. 272550 — dahin ſich aus ⸗ 
geſprochen, daß nur bis zur Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
die Zurücknahme zuläffig iſt, o) da es nicht der Dispoſition des 
einzelnen Gläubigers unterliegen könne, die kraft Geſetzes ein- 
tretenden Wirkungen der Konkurseröffnung durch eine Zurück⸗ 
nahme des Konkursantrages wieder zu beſeitigen, ſo daß eine 
Aufhebung des Verfahrens nur mit Zuſtimmung aller Gläubiger 
erfolgen könne. Meines Erachtens iſt, wie Wolff S. 297 zu⸗ 
treffend ausführt, der Antragſteller ſo lange Herr ſeines Antrages, 
bis die Entſcheidung über denſelben rechtskräftig geworden iſt. 
Inſolange dauert auch die Rücknahmeberechtigung. 


VI. Zur Prozeßführungsmacht des Konkursverwalter 
nach Konkursbeendigung. 

Mit der Konkursaufhebung erlangt der Gemeinſchuldner 
die Verwaltung und freie Verfügung über das nun konkursfreie 
Vermögen zurück. Mit der Aufhebung des Konkurſes iſt die 
Funktion des Verwalters beendigt. Sein Amt erliſcht durch 
eine dem Geſetze entſprechende Aufhebung und deren öffentliche 
Bekanntmachung.!) Bei Konkursbeendigung durch Schluß⸗ 
verteilung dauert fein Verwaltungs- und Verfügungsrecht nur 
für die Nachtragsverteilungen fort. Der Verwalter iſt deshalb 
auch zur Fortführung der ſchwebenden Feſtſtellungsprozeſſe weiter 
befugt.“) Der Verwalter bleibt insbeſondere nicht zur Fort⸗ 
ſetzung der anhängigen Anfechtungsprozeſſe legitimiert.) Das 
Anfechtungsmonopol des Konkursverwalters iſt nur auf die 
Konkursdauer zugeſchnitten, 8 36 K. O. In einem bei der 
Konkursbeendigung noch anhängigen Anfechtungsprozeß wird der 
Prozeß nach der Aufhebung des Konkurſes gegenſtandslos. Das 
rechtliche Intereſſe hiefür iſt mit der Rückgewähr der Maſſe an 
den Gemeinſchuldner entfallen. Der Gemeinſchuldner kann nicht 
für den Verwalter den Prozeß fortſetzen und aus eigenem Rechte 
die Anfechtungsgründe der §8§ 30 fg. K. O. geltend machen. 
Die angefochtenen Rechte des Anfechtungsgegners werden an⸗ 
fechtungsfrei.“) Wohl aber bleibt der Prozeß im Koſtenpunkte 
anhängig. Dieſer bleibt Prozeßobjekt und muß der Entſcheidung 
durch Urteil auf dem in der Zivilprozeßordnung vorgeſehenen 
Wege entgegengeführt werden. In der prozeſſualen Parteiſtellung 
tritt aber mit Notwendigkeit, jedoch ohne Unterbrechung des 
Verfahrens,) eine Anderung ein. Der Konkursverwalter 
eriftiert begrifflich nicht mehr. An feine Stelle tritt als Träger 
der Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinſchuldner als Partei 
in den Prozeß ein. So im einzelnen nunmehr grundlegend 
Reichsgericht, Beſchluß des VII. Zivilſenats vom 21. Oktober 1902, 


9) Seufferts Archiv Bd. 56 S. 115; Recht 1901 S. 290 und 
1902 S. 184. 

60) Ebenſo Kleinfeller S. 413; v. Sarwey⸗Boſſert S. 837; 
Kohler Leitfaden S. 63, 232; v. Wilmowsky V. Aufl. S. 327. 

) Reichsgericht Bd. 31 S. 40, Bd. 52 S. 880; Seufferts Archiv 
Bd. 50 S. 383. 

) Reichsgericht Bd. 27 S. 113, Bd. 28 S. 70, Bd. 32 S. 72, 
429; Jaeger S. 582; Kleinfeller S. 540; L. v. Seuffert S. 386; 
v. Sarwey⸗Boſſert S. 425; Wolff S. 373; Kohler S. 269. 

63) Anderer Anſicht L. v. Seuffert S. 228; Bunſen in der 
Deutſchen Jur.⸗Ztg. 1903 S. 364, 

% v. Wilmowsky⸗Kurlbaum S. 137. 

6) Reichsgericht Bd. 47 S. 372. 
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Bd. 52 S. 330 fg., Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 634.0“) Über die 
Koften ift fo zu entſcheiden, wie hätte entſchieden werden müſſen, 
wenn der Verwalter den Rechtsſtreit durchgeführt hätte, alſo über 
die erledigte Hauptſache und die Koſten zu entſcheiden geweſen 
wäre. Den früheren Gemeinſchuldner treffen alſo die Koſten 
nur, wenn fie der Konkursmaſſe auferlegt worden wären. 
Andererſeits hat der Gemeinſchuldner einen Erſtattungsanſpruch 
gegen den in die Koſten verurteilten Gegner.“) 

Die Rechtslage für anhängige Anfechtungsſtreite iſt meines 
Erachtens gleich für die Beendigung des Konkurſes durch 
Schlußverteilung oder durch Zwangsvergleich.“?) Bei der 
Konkursbeendigung durch Zwangsvergleich kann der Konkurs- 
verwalter Rechtsſtreite über die Maſſe, gleichviel welcher Art, 
überhaupt nicht fortführen. Der Gemeinſchuldner tritt von 
ſelbſt in jeden Rechtsſtreit ein. Das Reichsgericht hat dem 
Verwalter im Falle des Zwangsvergleichs ſogar das Recht zur 
Prozeßführung über Maſſeforderungen abgeſprochen.) Was 
aber für die Konkursaufhebung durch Zwangsvergleich Rechtens 
iſt, gilt in gleichem Umfange für die Konkursbeendigung durch 
Einſtellung infolge Gantverzichtes oder mangels genügender 
Maſſe. SH 202, 204 K. O. 


Korporation der Kanfmannſchaft und Handels⸗ 


kammer in Berlin. 
Von Juſtizrat Max Jacobſohn, Berlin. 

Seit Errichtung der Handelskammer in Berlin hoͤrt man 
auf den Gerichten, wenn es ſich um Einfordern von Gutachten 
über Gebräuche des Handelsverkehrs dreht, die Außerung — 
ſei es vom Gerichte, ſei es von den Parteien oder den Rechts⸗ 
anwälten —, daß es jetzt nicht mehr gehe wie früher, die 
Alteften der Kaufmannſchaft anzufragen; jetzt müſſe die 
Handels kammer befragt werden. 

Bei der Bedeutung, welche die Gebräuche des Handels- 
verkehrs in einem ſo großen wirtſchaftlichen Gebiete wie 
Berlin naturgemäß haben, lohnt es ſich, die Behauptung näher 
zu prüfen, ob denn in der Tat bei Einfordern gerichtlicher 
Gutachten jetzt die Handels kammer an Stelle der Alteſten der 
Kaufmannſchaft, welche den Vorſtand der Korporation der 
Kaufmannſchaft von Berlin bilden, getreten iſt. 

Die Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin, wie ſie 
jetzt beſteht, iſt durch Statut vom 2. März 1820 gebildet. 
Ihre Aufgabe war nach dem Inhalte des Statuts, die gemein- 
ſamen Angelegenheiten der Kaufmannſchaft zu vertreten und 
insbeſondere die Behörden durch Erſtattung von Gutachten zu 


% Hierzu Nintelen S. 298; Oberlandesgericht Stettin vom 
30. Mai 1902, Nechtſpr. d. O. L. G. Bd. 6 S. 367; ferner RNechtſpr. 
d. D. L. G. Bd. 1 S. 176; Recht 1900 S. 497. 

6) Im einzelnen hierzu L. v. Seuffert S. 229, der auch den 
Fall erörtert, daß der Konkursverwalter bereits ein Anfechtungsurteil 
erwirkt hatte, das aber im Momente der Konkursbeendigung noch 
nicht erfüllt war, und Jaeger S. 235 fg. 

ss L. v. Seuffert S. 228 unterſcheidet hier. 

6% Reichsgericht Bd. 27 S. 113, Bd. 28 S. 68, Bd. 31 S. 40, 
Bd. 32 S. 72; Juriſt. Wochenſchr. 1895 S. 183, 1900 S. 296; 
Seufferts Archiv Bd. 55 S. 484; vergl. auch Rechtſpr. d. O. L. G. 
Bd. 3 S. 62. Im einzelnen hinſichtlich der Literatur Jaeger S. 632. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 35 


unterſtützen. Dieſer letztere Zweck iſt durch die Nachträge zu 
dem Statut vom 6. Juli 1864, 2. November 1865, 26. Februar 
1870 und auch durch die neue Verfaſſung der Korporation vom 
19. Februar 1898 nicht geändert worden. — Hieran hat ſich auch 
durch die Errichtung der Handelskammer an ſich nichts geändert. 

Das Preußiſche Geſetz über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870 hob die früheren Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung über Errichtung von Handelskammern auf ($ 38) 
und verlangte, daß die Verfaſſungen und Einrichtungen der 
beſtehenden Handelskammern mit dieſem Geſetze in Überein⸗ 
ſtimmung zu bringen ſeien (§ 35), beſtimmte aber in § 36“) 
ausdrücklich, daß das Geſetz auf die zu Berlin beſtehende 
kaufmänniſche Korporation keine Anwendung findet. — 8 1 des 
Geſetzes enthält den mit § 1 des Korporationsſtatuts überein⸗ 
ſtimmenden Satz, daß die Handelskammern insbeſondere die 
Behörden durch Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen haben. 

Die Novelle zu dieſem Geſetz, das Handelskammergeſetz 
vom 19. Auguft 1897, hält auch im § 1 denſelben Kreis der 
Befugniſſe und Verpflichtungen feſt und erweitert nur in 
ſpäteren Beſtimmungen den Geſchäftskreis. Auch dieſes Geſetz 
enthält ſich eines Eingriffs in die zu Berlin beſtehende kauf⸗ 
männiſche Korporation. — Es heißt im § 44 dieſes Geſetzes 
wie im 8 36 des Geſetzes vom 24. Februar 1870, daß das 
Geſetz auf die zu Berlin uſw. beſtehende kaufmänniſche 
Korporation keine Anwendung findet, nur ſind hier aus⸗ 
genommen die 58 33, 38 und 42, ) die indes mit unſerer 
Frage nichts zu tun haben. 

Auch das neueſte der Preußiſchen Handels kammergeſetze, 
das Geſetz vom 2. Juni 1902, betreffend die Abänderung des 
Geſetzes über die Handelskammern vom a Zi a 1897 


ändert die Befugniſſe und Verpflichtungen der Korporation, 


) 8 36. Auf die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Tilſit, 
Königsberg, Danzig, Memel und Elbing beſtehenden kaufmänniſchen 
Korporationen und auf das Kammerkollegium zu Altona findet 
dieſes Geſetz keine Anwendung. 

**) 8 33. Die Handelskammern können die Offentlichkeit ihrer 
Sitzungen beſchließen. — Ausgenommen von der öffentlichen Be⸗ 
ratung ſind diejenigen Gegenſtände, welche in einzelnen Fällen den 
Handelskammern als für die Offentlichkeit nicht geeignet von den 
Behörden bezeichnet oder von ihnen ſelbſt als zur öffentlichen Be⸗ 
ratung nicht geeignet befunden werden. 

§ 38. Der Geſchäftskreis der Handelskammern wird im all⸗ 
gemeinen durch ihre Beſtimmung (§ 1) begrenzt. — Sie find befugt, 
Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die die Förderung von 
Handel und Gewerbe, ſowie die techniſche und geſchäftliche Aus⸗ 
bildung, die Erziehung und den ſittlichen Schutz der darin be⸗ 
ſchäftigten Gehülfen und Lehrlinge bezwecken, zu begründen, zu 
unterhalten und zu unterſtützen. 

8 42. Die Handelskammer iſt befugt, Dispacheure und ſolche 
Gewerbetreibende der in § 36 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten 
Art, deren Tätigkeit in das Gebiet des Handels fällt, öffentlich 
anzuſtellen und zu beeidigen. Auf Auktionatoren findet dieſe Be⸗ 
ſtimmung keine Anwendung. Vorſchriften, die die Handelskammer 
für die hiernach angeſtellten Perſonen erläßt, ſind dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe vorzulegen. — Der Handelskammer liegt 
ferner die Ausſtellung von Urkundzeugniſſen und anderen dem 
Handelsverkehr dienenden Beſcheinigungen ob. 
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Gutachten zu erftatten, nicht; das Geſetz ſagt nur, daß da, 
wo eine kaufmänniſche Korporation und eine Handelskammer 
beſteht, der Miniſter für Handel und Gewerbe im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem etwa beteiligten Reſſort⸗Miniſter beſtimmen 
ſoll, in welchem Umfange die den Organen des Handelsſtandes 
zuſtehenden öffentlich- rechtlichen Befugniſſe noch von der 
kaufmänniſchen Korporation wahrzunehmen find. — Dieſe 
geſetzlichen Beſtimmungen veranlaßten in der Literatur Streit 
darüber, ob überhaupt die Handelskammer in Berlin zu Recht 
errichtet ſei, da das Geſetz vom 24. Februar 1870, deſſen § 2 
die Errichtung von Handelskammern dem Handelsminiſter unter⸗ 
ſtellt, auf Berlin nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 36 
keine Anwendung findet.) 

Das Oberverwaltungsgericht hat indes in ſeinem Urteil 
vom 14. Mai 1903, betreffend die Gültigkeit der am 17. bis 
22. März 1902 vorgenommenen Wahlen der dritten Wähler⸗ 
abteilung zur Handelskammer, die Befugnis des Miniſters, 
auch in Berlin eine Handelskammer zu errichten, bejaht; aller⸗ 
dings ſtützt ſich das Gericht, was nicht unbedenklich erſcheint, 
im weſentlichen weniger auf das Geſetz als auf die Begründung 
zum Geſetz vom 2. Juni 1902. — Jedoch dieſe Frage liegt 
außerhalb der gegenwärtigen Betrachtung, denn keinenfalls hat 
man bei Errichtung der Handelskammer die Gutachterqualität 
der Korporation antaſten wollen. 

Die Begründung zum Geſetze vom 2. Juni 1902 führt 
ausdrücklich aus: 

„Im Geſetze über die Handelskammern fehlt eine Be⸗ 
ſtimmung darüber, wie im Falle des Nebeneinander⸗ 
beſtehens einer Handelskammer und einer kaufmänniſchen 
Korporation die Aufgaben der beiden Köͤrperſchaften 
auf öffentlich rechtlichem Gebiete gegeneinander ab⸗ 
zugrenzen ſeien. Dieſer Mangel iſt inſoweit erträglich, 
als es ſich um die allgemeinen Aufgaben der Handels⸗ 
vertretungen handelt, die für die Handelskammern im 
§ 1 des mehrerwähnten Geſetzes umſchrieben und in 
ähnlicher Weiſe, teilweiſe ſogar mit denſelben Worten, 
in den Satzungen der Korporation feſtgelegt find. 
Wenn für denſelben Bezirk zwei Vertretungsorgane mit 
der gleichen Aufgabe befaßt find, die Geſamtintereſſen 
der Handel⸗ und Gewerbetreibenden wahrzunehmen, ſo 
mag dieſer Zuſtand vom Geſichtspunkt haushälteriſcher 
Verwendung von Mitteln und Arbeitskräften anfechtbar 
ſein; zu rechtlichen Bedenken gibt er jedoch keinen Anlaß, 
weil die Handelsvertretungen bei der Erfüllung ihrer all⸗ 
gemeinen Aufgabe, die ſich insbeſondere in der Unterſtützung 
der Behörden durch tatſächliche Mitteilungen, Anträge 
und Erſtattung von Gutachten äußert (§ 1 a. a. O.), 
im weſentlichen nur beratende Fachorgane find.“ 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat ſich dieſen 
Erwägungen und Begründungen des Geſetzes angeſchloſſen und 
hat in einer Verfügung vom 3. Dezember 1902 nur gewiſſe 
öffentlich⸗rechtliche Befugniſſe den Handelskammern überwieſen, 
im übrigen aber an der Wahrnehmung der allgemeinen Be⸗ 


) Vergl. Dr. Eugen Fuchs in der Monatsſchrift für Handels⸗ 
recht und Bankweſen, Jahrgang XI Nr. 10 und 11 vom 1. Oktober 
1902, S. 237—239. 
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fugniſſe, insbeſondere der Befugniſſe zur Erſtattung von Gut⸗ 
achten, nichts geändert. 

Daraus ergibt ſich alſo, daß hinſichtlich dieſer Erftattung 
von Gutachten für Berlin die Korporation der Kaufmannſchaft 
von Berlin und die Handelskammer von Berlin nebeneinander 
kompetent find, alſo zwei öffentlich beſtellte Sachverſtändige für 
die Fragen des Handelsverkehrs darſtellen. 

Es iſt dies offenbar auch für die Rechtspflege ein ſehr 
wünſchenswerter Zuſtand. — Nach 8 404 Z. P. O. hat das 
Gericht, wenn die Parteien ſich über beſtimmte Perſonen als 
Sachverſtändige einigen, dieſer Einigung Folge zu leiſten; erfolgt 
eine ſolche Einigung nicht, ſo hat das Gericht auszuwählen, 
und zwar iſt dem Gerichte hierbei gemäß § 144 Z. P. O. freies 
Ermeſſen gewährt. 

Es liegt auf der Hand, daß es wünſchenswerter iſt, 
mehrere Sachverſtändige zu haben, als auf einen angewieſen 
zu ſein. — Würde z. B. bei der Frage, ob ein beſtimmter 
Handelsgebrauch vorliegt, das Gutachten der Handelskammer 
dem Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft widerſprechen, 
ſo würde für das Prozeßgericht ohne weiteres feſtſtehen müſſen, 
daß ein ſolcher Handelsgebrauch nicht beſteht. 

Der eine Sachverſtändige, die Alteſten der Kaufmannſchaft, 
blickt auf eine große Reihe von Jahren gutachtlicher Tätigkeit 
zurück. — Die Gutachten, die im Auftrage der Korporation 
die beiden Syndici derſelben, Dove und Apt, im Jahre 1899 
herausgegeben haben, und von denen jetzt von Apt allein eine 
Fortſetzung erſcheint, erfreuen ſich großen Anſehens und find 
für viele Rechtsverhältniſſe im wirtſchaftlichen Verkehr für 
Berlin entſcheidend und klarlegend geweſen. — Ob die Handels-. 
kammer ein gleiches leiſten wird, ſteht dahin; jedenfalls 
iſt kein Grund für die Parteien und deren Anwälte im Zivil⸗ 
prozeß und Strafprozeß oder für die Gerichte gegeben, nunmehr 
die ganze Hoffnung auf den neuen Sachverſtändigen zu ſetzen. 

Auch der Preußiſche Juſtizminiſter hat in einer Verfügung 
vom 29. Juli 1902 an die Gerichte dieſe darauf hingewieſen, 
daß ſie nach wie vor die Alteſten der Kaufmannſchaft zu 
Gutachten heranziehen könnten. Es iſt daher dringend erwünſcht, 
daß die zumeiſt auf Unkenntnis beruhende ausſchließliche 
Berufung auf die Handelskammer nicht die Regel wird, ſondern 
daß in allen wichtigeren Fragen die Parteien und Partei- 
vertreter und ebenſo die Gerichte beide Sachverſtändige an⸗ 
fragen; in anderen weniger wichtigen Fragen mag ohne Schaden 
für die Rechtspflege mal der eine mal der andere Sachverſtändige 
gefragt werden. 


Zu 5§ 420 Str. P. O. 
IR ein Sühneverſuch erforderlich, wenn der geſetzliche 
Vertreter des über 18 Jahre alten Minderjährigen 
nicht in demſelben Gemeindebezirk wohnt wie der 
Beleidiger und das beleidigte Mündel? 
Von Rechtsanwalt Dr. Sigfrid Strauß II, Nürnberg. 


Das Str. G. B. (§ 65) gibt dem über 18 Jahre alten 


Minderjährigen das Strafantragsrecht, die Str. P. O. ($ 414 


Abſ. 3) verweigert ihm das Recht, die Privatklage zu erheben, 
und gibt es an ſeiner Stelle ſeinem geſetzlichen Vertreter. 
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Hierbei geht die Str. P. O. (Motive S. 221) von der 
Erwägung aus, daß der Prozeß Pflichten, namentlich auch ver⸗ 
moͤgensrechtliche Verbindlichkeiten erzeugt, deren Übernahme einem 
Minderjährigen nicht geſtattet werden kann, ohne daß ein Wider⸗ 
ſpruch mit den bezüglichen Grundſätzen des Zivilrechts entſteht. 

Der Minderjährige iſt ſomit prozeßunfähig, aber die Partei⸗ 
fähigkeit iſt ihm geblieben. Dieſelbe tritt aber im Prozeß in 
keiner Weiſe zutage. 

Denn die an ſich dem Minderjährigen zuſtehende Parteirolle 
übernimmt auf Grund des § 414 Abſ. 3 der geſetzliche Vertreter. 
Er iſt „als Privatkläger aufzutreten berechtigt“, er „nimmt die 
Befugnis zur Erhebung der Privatklage wahr“: Der geſetz⸗ 
liche Vertreter wird zur Partei. 

Vergl. Birkmeyer, Deutſcher Strafprozeß (1898) S. 298. 

Als Partei im Sinne der Str. P. O. ſtrebt er die richterliche 
Entſcheidung an, er verfügt kraft eigener Entſchließung (unter 
Leitung des Gerichts) über die Formen und Mittel des Prozeſſes. 

Der Minderjährige kann ſelbſtändig nicht einmal das Geſuch 
um Vornahme des Sühneverſuchs bei der Vergleichsbehörde an⸗ 
bringen, weil er doch nicht in der Lage iſt, im Termin einen 
rechtlich relevanten Willen zu äußern, z. B. einen Vergleich zu 
ſchließen (vergl. Loͤwe, Str. P. O. § 420 Note 5b)» Die Vergleichs. 
behoͤrde wird einem von ihm ausgehenden Geſuch gar nicht ſtatt⸗ 
geben, um einem reſultatloſen Verlauf des Verſuchs vorzubeugen. 

Es iſt ſonach Sache des geſetzlichen Vertreters, bei den 
Präliminarien des Beleidigungsprozeſſes, d. h. beim Geſuch um 
Anberaumung eines Sühnetermins und in dieſem Termin die 
an fich dem Mündel zufallende Rolle zu ſpielen. 

Der geſetzliche Vertreter iſt alſo ſchon in dieſem Stadium 
des Verfahrens „Partei“ im Sinne der Str. P. O. und ins⸗ 
beſondere im Sinne des § 420 Abſ. 2. 

Die Frage, ob ein Sühneverſuch erforderlich iſt, entſcheidet 
ſich daher aus der Perſon des geſetzlichen Vertreters, nicht aus 
der Perſon des Mündels. 

Wenn nun der geſetzliche Vertreter nicht in demſelben 
Gemeindebezirke wohnt wie der Beleidiger und das beleidigte 

Mündel, ſo ift ein Sühneverſuch nicht erforderlich. 

Wie unzweckmäßig wäre es aber auch, wenn der in Berlin 
wohnende geſetzliche Vertreter zu einem Sühneverſuchstermin 
nach München reiſen müßte, weil Beleidiger und Mündel in 
München wohnen! 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis zum 
12. Dezember 1903 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

1. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 58 134, 177, 181 B. G. B. Rechtsgeſchäft des 8 181 
nicht nichtig. 

In der Literatur iſt zwar auch die vom B. G. geteilte 
Auffafjung vertreten, daß ein die Grenzen des § 181 des B. G. B. 
überſchreitendes Rechtsgeſchäft als verboten und demgemäß nach 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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§ 134 als nichtig anzuſehen ſei. Das R. G. hält aber die von 
anderen Schriftſtellern vertretene Meinung für beſſer begründet, 
daß ein Rechtsgeſchäft, das ein Vertreter entgegen der Vorſchrift 
des 8 181 mit ſich ſelbſt abſchließt, rechtlich ebenſo zu beurteilen 
iſt, wie jede andere Vollmachtsüberſchreitung und demzufolge nach 
8 177 in feiner Wirkſamkeit von der Genehmigung des Ver⸗ 
tretenen abhängt. Die Bedeutung eines geſetzlichen Verbotes 
im Sinne des § 134 kann dem § 181 überhaupt nicht bei- 
gelegt werden. (Wird weiter ausgeführt.) v. T. o. S., 
u. v. 4. Nov. 03, 228/03 J. 

2. 58 638, 648, 1012 B. G. B. Begriff des Bauwerks. 

Das B. G. B. gibt weder im § 638, noch in den 88 648 
und 1012, die ebenfalls von Bauwerken handeln, für ſolche 
eine Begriffsbeſtimmung, es muß deshalb auf den herrſchenden 
Sprachgebrauch zurückgegangen werden. Dieſer führt darauf, 
unter einem Bauwerk (Bau) eine unbewegliche, durch Verwendung 
von Arbeit und Material in Verbindung mit dem Erdboden 
hergeſtellte Sache zu verſtehen. Der von dem Kl. hergeſtellten 
Brunnenanlage iſt die Eigenſchaft eines Bauwerks abzuſprechen. 
K. c. L., U. v. 20. Nov. 03, 285/03 VII. 

3. 88 662 und 778 B. G. B. Kreditauftrag und Auf⸗ 
tragsgeſchäft. 

Es kann zugegeben werden, daß die Beauftragung im 
Sinne von § 778 nicht in allen Stücken der aus § 662 ſich 
ergebenden Definition des Auftragsgeſchäfts entſpricht, und es 
mag ſein, daß nicht alle Beſtimmungen des von dieſem handelnden 
Titels auf den Kreditauftrag Anwendung finden koͤnnen. Da⸗ 
gegen kann keineswegs anerkannt werden, daß eine ſolche Be⸗ 
auftragung ſchlechthin außerhalb des Rahmens des in § 662 
harakterifierten Rechtsgeſchäfts falle. Es iſt durchaus möglich 
und im Verkehrsleben keineswegs ſelten, daß jemand aus eigenen 
geſchäftlichen oder ſonſtigen Gründen ein Intereſſe daran hat, 
daß ein anderer mit einem Dritten ein beſtimmtes Rechtsgeſchäft 
oder eine Reihe von ſolchen abſchließe, insbeſondere mit Kredit⸗ 
gewährung verbundene, und dieſes Intereſſe kann, wie es ihn 
zur Bürgſchaftsleiſtung, zur Übernahme wechſelrechtlicher Ver⸗ 
bindlichkeiten durch Gefälligkeits⸗Akzept oder Giro uſw. ver⸗ 
anlaſſen kann, ihn auch dazu beſtimmen, ſeinerſeits denjenigen, 
welcher das Geſchäft mit dem Dritten im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung abſchließen ſoll, hierzu vertragsmäßig zu 
verpflichten. Geſchieht dies in der Weiſe, daß der eine zu dem 
Abſchluß des Geſchäfts Auftrag gibt, der andere ihn annimmt, 
ſo liegt in der Tat eine Geſchäftsübertragung vor; der Be⸗ 
auftragte ſoll vermöge des Auftrags eine Rechtshandlung vor⸗ 
nehmen, die zwar an ſich für ihn ein eigenes Geſchäft iſt, zu⸗ 
gleich aber auch für den Auftraggeber, in deſſen durch den 
Auftrag bekundeten Intereſſe vorgenommen wird. (Vergl. 
Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch, VI. / VII. Auflage, 
Exkurs zu § 349 Anm. 15.) Hiernach kann die Meinung, 
daß wegen Verſchiedenheit der beiderſeitigen Tatbeſtände bei 
dem Kreditauftrage des § 778 ein Auftragsgeſchäft im Sinne 
von § 662 ausgeſchloſſen erſcheine, als zutreffend nicht an⸗ 
geſehen werden. St. c. H., U. v. 5. Nov. 03, 492/03 VI. 

4. 8 740 B. G. B. verb. mit 88 140 und 142 H. G. B. 
Analoge Anwendung des § 740. 

Für die Auflöſung der Kommanditgeſellſchaft durch Austritt 
eines Geſellſchafters ſind beſondere Vorſchriften nicht gegeben. 
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Auch bei der offenen Handelsgeſellſchaft fehlt es an einer aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift über die Auseinanderſetzung im Fall der 
Auflöſung der nur aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden Geſellſchaft 
durch den Austritt des einen Geſellſchafters, wenn der eine 
Geſellſchafter das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernimmt. 
Aber der § 142 des H. G. B. läßt zu, daß wenn bei einer 
Geſellſchaft mit zwei Geſellſchaftern die Ausſchließung des einen 
zuläſſig ſein würde, dem andern durch das Gericht das Recht 
eingeräumt wird, das Geſchäft ohne Liquidation mit 
Aktiven und Paſſiven zu übernehmen. Die entſprechende 
Anwendung des § 140 Abſ. 2 führt dahin, daß als der für die 
Auseinanderſetzung und die Vermögenslage der Geſellſchaft maß⸗ 
gebende Zeitpunkt der Moment der Auflöſung der Geſellſchaft 
und der Übernahme des Geſchäfts mit Aktiven und Paſſiven gelten 
muß. Dieſe Vorſchrfiten find auf den Fall analog anzuwenden, 
wo der eine Geſellſchafter mit Zuſtimmung des anderen freiwillig 
ausſcheidet und der andere das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven 
übernimmt. Der 8 740 des B. G. B. beſtimmt nun für den 
Fall des Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus der unter den 
übrigen beſtehenbleibenden Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
ausdrücklich, daß der Ausſcheidende an dem Gewinn und dem 
Verluſt teilnimmt, welcher ſich aus den zur Zeit ſeines Aus⸗ 
ſcheidens ſchwebenden Geſchäften ergibt, und am Schluß jedes 
Geſchäftsjahres Rechenſchaft über die beendigten Geſchäfte, Aus⸗ 
zahlung des ihm gebührenden Betrages und Auskunft über den 
Stand der noch ſchwebenden Geſchäfte verlangen kann. Es 
unterliegt keinem Bedenken, dieſe Grundſätze auch auf den Fall 
anzuwenden, in welchen, wie hier, der eine von zwei Geſellſchaftern 
ausſcheidet, die Geſellſchaft dadurch aufgelöſt und das Geſchäft 
mit Aktiven und Paſſiven von dem anderen Geſellſchafter über⸗ 
nommen und fortgeführt wird, falls die Geſellſchafter nicht eine 
andere Vereinbarung für die Auseinanderſetzung treffen. v. O. c. P., 
U. v. 11. Nov. 03, 240/03 I. 

5. 55 762, 764, 812, 814, 817 B. G. B. verb. mit 
58 50 und 66 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896. Umfang 
der Nichtigkeit. 

Zu prüfen bleibt die Frage, ob dem B G. darin bei⸗ 
zutreten ſei, daß der Kl. dasjenige, was er auf feinen Pajfivfaldo 
aus den im Streit befangenen nichtigen Geſchäften bezahlt 
hat, zurückfordern könne. Die von der Reviſion der Bekl. 
erhobenen Angriffe konnten nicht für begründet erachtet werden. 
Unbegründet iſt es zunächſt, wenn die Reviſion den Ausſchluß 
der Rückforderung auf die Beſtimmung in § 66 Abſ. 4 des 
Börſengeſetzes ſtützen will, vielmehr hat das B. G. mit Recht 
dieſe Beſtimmung für unanwendbar erkkärt. Der § 66 bezieht 
ſich nicht auf die nach § 50 daſelbſt verbotenen und aus dieſem 
Grunde nichtigen börſenmäßigen Termingeſchäfte, ſondern aus⸗ 
ſchließlich auf die an ſich zugelaſſenen Börſentermingeſchäfte, die 
nur an dem einen Mangel leiden, daß zur Zeit ihres Abſchluſſes 
nicht beide Teile in einem Börſenregiſter eingetragen waren. 
Das iſt durch Abſ. 1 des § 66 jedem Zweifel entrückt. Man 
müßte ſonſt die Konſequenz zugeben, daß bei vorhandener 
Eintragung im Börſenregiſter auch jene verbotenen Geſchäfte 
gültig und rechtswirkſam ſein müßten. Desbalb kann ſich 
auch der Abſ. 4 des § 66 nur auf die an ſich zugelaſſenen 
Börſentermingeſchäfte beziehen und nur dem Mangel der Ein⸗ 
tragung gegenüber die hier getroffene Beſtimmung durchgreifen, 
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daß eine Rückforderung deſſen, was bei oder nach völliger Ab- 
wickelung des Geſchäftes zu deſſen Erfüllung geleiſtet worden 
ſei, nicht ſtattfinde. Für die nach § 50 verbotenen Geſchäfte iſt 
aus § 66 weder über die zivilrechtlichen Folgen des Verbots, 
noch über die Wirkung der Erfüllungsleiſtung etwas zu ent⸗ 
nehmen (vergl. Entſch. Bd. 47 S. 106). Ebenſowenig kann der 
von der Reviſion weiter angezogenen Beſtimmung des B. G. B. 
in § 762 Abſ. 1 Satz 2 Bedeutung für die vorliegende Frage 
zuerkannt werden. Danach gilt zwar auch für die Differenz⸗ 
geſchäfte im Sinne des § 764 daſelbſt der für Spiel und Wette 
allgemein ausgeſprochene Satz, daß das Geleiſtete nicht deshalb 
zurückgefordert werden kann, weil eine Verbindlichkeit nicht 
beſtanden habe. Aber dieſer Satz iſt nur mit Rückſicht auf den 
Satz 1 des Abſ. 1 des $ 762 und mit Rückſicht auf die hier 
gegebene Beſtimmung zu verſtehen, daß durch Spiel oder durch 
Wette, denen der § 764 das Differenzgeſchäft gleichſtellt, eine 
Verbindlichkeit nicht begründet werde. Nur dieſer Mangel der 
Rechtswirkſamkeit, der dem Geſchäft infolge ſeiner Eigenſchaft 
als Spiel oder Wette anhaftet, wird durch die Erfüllung 
unſchädlich gemacht. Völlig willkürlich wäre die Auslegung, daß 
die Leiſtung auch andere Mängel des Verpflichtungsaktes heilen 
könne, welche bewirkt haben, daß eine Verpflichtung nicht zu 
ſtande kam. Es iſt deshalb, wie das B. G. zutreffend bemerkt, 
nicht von Erheblichkeit, ob die Geſchäfte der Parteien in den 
Bochumer Aktien Differenzgeſchäfte waren oder nicht. Durch 
ihre beſondere Qualifikation als Differenzgeſchäfte würde daran 
nichts geändert, daß fie börſenmäßige Termingeſchäfte waren. 
Denn für den letzteren Begriff kommt nichts darauf an, ob die 
Geſchäfte daneben dem Zwecke des Spiels oder dem Zwecke der 
Spekulation oder dem Zwecke dauernder Kapitalanlage dienen 
ſollten. Da es hiernach gleichgültig iſt, ob der Saldoforderung 
der Bekl. der Differenzeinwand entgegengeſtanden hätte oder nicht, 
ſo iſt es auch ohne Bedeutung, ob die Erklärung des Kl. in 
ſeinem Schreiben vom 12. September 1900, dieſen Einwand 
zurückzuziehen, deſſen Verluſt zur Folge hatte oder dem Zurück⸗ 
greifen auf den Einwand nicht entgegenſtehen würde. Endlich 
aber muß es auch belanglos ſein, daß der Kl. durch Genehmigung 
der Kontokorrentabſchlüſſe die jeweiligen Saldi anerkannt hat. 
Die nach § 50 des Börſengeſetzes verbotenen und infolgedeſſen 
zivilrechtlich nichtigen böͤrſenmäßigen Termingeſchäfte find nicht 
bloß nicht klagbar, ſondern auch nicht erfüllbar. Die Anerkennung 
ſteht der Geltendmachung der Ungültigkeit nicht entgegen. Mit 
Recht iſt daher das B. G. davon ausgegangen, daß die Frage, 
ob der Kl. ſeine Leiſtung zurückfordern könne, nicht nach den 
vorerwähnten Sonderbeſtimmungen, ſondern nach den Vorſchriften 
über die ungerechtfertigte Bereicherung in 88 812 ff. des B. G. B. 
zu beurteilen ſei. Es gelangt zur Bejahung der Frage auf 
Grund der §§ 812, 814, indem es im Gegenſatze zu der 
I. 3. feſtſtellt, daß nicht nur der Beweis des Wiſſens des Kl. 
von dem Nichtbeſtehen ſeiner Verpflichtung nicht erbracht, ſondern 
daß im Gegenteil ſogar anzunehmen ſei, der Kl. habe bezahlt, 
weil er ſich dazu für verpflichtet gehalten. Wenn demnach in 
unanfechtbarer Weiſe feſtſteht, daß der Kl. zur Zeit ſeiner 
Erfüllungsleiſtung keine Kenntnis von der Ungültigkeit der 
Geſchäfte auf Grund des § 50 des Börſengeſetzes hatte, ſo kann 
es daneben nicht von Bedeutung ſein, ob ihm die Unwirkſamkeit 
dieſer Geſchäfte als Differenzgeſchäfte, falls ſie ſolche waren, 
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bekannt war oder nicht. Daß der Kl. zunächſt an die Berechtigung 
des Differenzeinwandes geglaubt hat, ſteht feſt. Er will aber 
fpäter, infolge der Erklärung der Bekl. und einer Beratung mit 
Rechtsanwalt S. zweifelhaft geworden ſein und deshalb den 
Differenzeinwand zurückgezogen und gezahlt haben. Der Zweifel 
ſteht der Kenntnis, welche § 814 verlangt, nicht gleich (vergl. 
Planck, Kommentar zum B. G. B. zu § 813 unter 2c). Dieſe 
Frage kann aber auf ſich beruhen bleiben, weil in allen Fällen, 
auch wenn man Kenntnis dieſes Ungültigkeitsgrundes unterſtellt, 
der Einwand gegen das Zurückforderungsrecht des Kl. an der 
feſtgeſtellten Unkenntnis des anderen Ungültigkeitsgrundes ſcheitern 
müßte (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 21 S. 199). 
Die Revifion glaubt endlich, daß das Rückforderungsrecht 
des Kl. jedenfalls deshalb ausgeſchloſſen ſei, weil, nach der 
zweiten Alternative des & 814, feine Leiſtung einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rückficht entſprochen habe und weil 
eventuell die Vorſchrift des 8 817 des B. G. B. Platz greife. 
Auch darin kann der Reviſion nicht beigetreten werden. 
Der erkennende Senat hat in einem Falle, wo ein Kaufmann 
aus ſeiner Stellung als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. 
entlaſſen war, neben anderen einen wichtigen Entlaſſungs⸗ 
grund auch darin gefunden, daß er, aus feinen Boörſenſpiel⸗ 
geſchäften belangt, den Differenzeinwand erhoben hatte, weil 
er durch die Losſagung von ſeinem gegebenen Verſprechen ſeine 
kzufmänniſche Ehre geſchädigt habe und das Verbleiben eines 
ſolchen Mannes an der Spitze eines großgewerblichen Unter⸗ 
nehmens auch den Ruf des letzteren zu beſchädigen geeignet wäre, 
Urteil vom 10. Januar 1903 in Sachen Schneider c. Petry⸗ 
Dereux I. 271/1902. In dem jetzt zu entſcheidenden Falle 
beſteht der weſentliche Unterſchied, daß der Kl. nicht Kaufmann 
ſondern Privatmann iſt und deshalb die Wahrung kaufmänniſcher 
Ehre nicht in Frage ſteht. Den allgemeinen Grundſatz, daß es 
dem Anſtand entſpreche, die Verpflichtungen aus Spielgeſchäften 
nicht zu beſtreiten, ſondern zu erfüllen, hat der Senat damals 
nicht aufgeſtellt. Noch weniger darf grundſätzlich angenommen 
werden, daß die Rückſicht auf den Anſtand die Erfüllung der 
verbotenen und darum nichtigen boͤrſenmäßigen Termingeſchäfte 
verlange. Man würde ſonſt, ganz im Widerſpruche mit der 
Abſicht des Geſetzes, auf einem Umwege dahin kommen, dieſe 
Geſchäfte allgemein für erfüllbar zu erklären. Beſondere Um⸗ 
ſtände aber, die gerade in dem vorliegenden Falle und bei dem 
Kl. die Annahme rechtfertigten, daß feine Leiſtung einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rüdficht entſprochen habe, find nicht feſt⸗ 
geſtellt. Auch der §8 17 des B. G. B. kann die Rückforderung nicht 
ausſchließen. Die Vorſchriften dieſes Paragraphen ſetzen einen 
Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten 
in dem Sinne voraus, daß ein ſubjektives Verſchulden, eine 
verwerfliche Geſinnung verlangt wird. Insbeſondere macht auch 
der Satz 2, der hier allein von Bedeutung iſt, den Ausſchluß 
der Rückforderung von einem ſolchen Verſtoße des Leiſtenden 
abhängig. Nach der Feſtſtellung des B. G. hat aber der Kl. in 
Unkenntnis der Ungültigkeit der Geſchäfte gezahlt, weil er fich 
dazu verpflichtet hielt. Auch wenn man mit Planck, Kommentar 
Gu 8 817 Note 2) davon ausgeht, daß auf ſeiten des Leiſtenden 
nicht nur das Leiſtungsgeſchäft ſelbſt, ſondern auch das der 
Leiſtung zu grunde liegende obligatoriſche Geſchäft in Betracht 
fällt, fo würde doch hier, da feſtſteht, daß dem Kl. die Verbots⸗ 
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widrigkeit der zu grunde liegenden Geſchäfte nicht bekannt war, 
von einem ihm zur Schuld anzurechnenden Verſtoße gegen ein 
geſetzliches Verbot nicht die Rede fein können. N. c. A., U. v. 
14. Okt. 03, 190/03 I. 

Zivilprozeßordnung. 

6. § 304 Z. P. O. Verweiſung des Aufrechnungseinwandes 
in ein vorbehaltenes Verfahren ſeitens des B. R. während dies 
das L. G. nicht getan hat. 

Die Rkl. haben es für unzuläſſig erklärt, daß ein Zwiſchen⸗ 
urteil über den Grund des Klaganſpruchs nach § 304 der 
Z. P. O. ergangen, während der Aufrechnungseinwand noch nicht 
erledigt geweſen, vielmehr die Entſcheidung darüber nach § 302 
daſelbſt vorbehalten worden ſei. Dieſer Angriff kann aber nicht 
als begründet anerkannt werden. Unzweifelhaft iſt zwar und 
durch häufige Ausſprüche des R. G. beſtätigt, daß die Verhand⸗ 
lung über den Aufrechnungseinwand nicht in das Nachverfahren 
über den Betrag des Klaganſpruchs gehört und daß daher ein 
Zwiſchenurteil, welches den Grund des Anſpruchs nach 8 304 
Z. P. O. für gerechtfertigt erklärt, prozeßordnungswidrig iſt, 
wenn es den Aufrechnungseinwand in dem Sinn unerledigt 
läßt, daß darüber erſt im Nachverfahren über den Betrag ent⸗ 
ſchieden werden ſoll. Das Verfahren des L. G., welches den 
Aufrechnungseinwand in dieſer Weiſe unerledigt zurück ließ, 
wäre daher zu beanftanden geweſen und das B. G. hätte des⸗ 
halb in Gemäßheit des §8 539 Z. P. O. das Urteil der I. J. 
aufheben und die Sache an das L. G. zurückverweiſen können. 
Darauf aber, daß es von dieſer in ſein Ermeſſen geſtellten Maß⸗ 
regel keinen Gebrauch gemacht hat, kann die Reviſion nicht 
geſtützt werden (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 37 S. 249). 
Das B. G. ſelbſt hat ein anderes Verfahren eingeſchlagen. Es 
hat nicht den Aufrechnungseinwand der Verhandlung über den 
Betrag des Klaganſpruchs überlaſſen, ſondern ihn von der Ver⸗ 
handlung über den Klaganſpruch dadurch ganz getrennt, daß es 
die Entſcheidung über die Aufrechnung nach § 302 Abſ. 1 der 
Z. P. O. vorbehalten hat. Unbedenklich und unbeanſtandet iſt, 
daß es ſich bei den Aufrechnungen der drei Rkl. um Gegen⸗ 
forderungen handelt, die mit der in der Klage geltend gemachten 
Forderung nicht in rechtlichem Zuſammenhange ſtehen. Von 
dieſer Seite ſtand dem Erlaß eines Vorbehaltsurteils nichs im 
Wege. Unterſtellt man zunächſt, daß auch ſonſt ein ſolches Vor⸗ 
behaltsurteil zuläſſig war, ſo ergibt ſich für die Anwendung des 
8 304 daſelbſt, daß nur noch der Klaganſpruch in Frage ſtand, 
während die Aufrechnungen aus ihrem bisherigen Zuſammen⸗ 
hange mit dieſem losgelöſt und zu ſelbſtändiger Entſcheidung 
abgetrennt waren. Alsdann kann aus § 304 daſelbſt kein Be⸗ 
denken gegen den Erlaß eines Zwiſchenurteils über den Anſpruchs⸗ 
grund abgeleitet werden, da bei der Verweiſung des Auf⸗ 
rechnungseinwandes zur getrennten Entſcheidung der Grund des 
Klaganſpruchs ohne Rückſicht auf die Aufrechnung feſtgeſtellt 
werden kann und muß. Der § 304 gibt auch keinen Anhalt 
für die Annahme, daß ſeine allgemein gehaltene Vorſchrift in 
Abſ. 1 in dem Falle nicht zur Anwendung kommen ſolle, wenn 
die Verhandlung bloß deshalb reif zur Entſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs erſcheint, weil die Entſcheidung über die 
Aufrechnung nach § 302 daſelbſt vorbehalten iſt. Die Un- 
zuläſſigkeit des vom B. G. eingeſchlagenen Verfahrens müßte ſich 
daher aus dieſer letzteren Vorſchrift ergeben. Nicht zu prüfen 
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tft, ob man vielleicht nach der Faſſung des alten § 274, welche 
nach verſchiedenen Richtungen Zweifel ließ, insbeſondere mit 
Rückficht darauf, daß nach dieſer Faſſung die Verhandlung über 
die Forderung zur „En dentſcheidung“ reif und dieſe End⸗ 
entſcheidung unter Trennung der Verhandlungen durch „Teil⸗ 
urteil“ erfolgen ſollte, zu dem Ergebniſſe hätte gelangen können 
oder müflen, daß dann, wenn nach Lage der Sache nur ein 
Zwiſchenurteil über den Grund des Klaganſpruchs erlaſſen werden 
könne, die Verweiſung der Gegenforderung zu getrennter Ver⸗ 
handlung nicht ausgeſprochen werden dürfe. Das vom Revifions- 
vertreter angezogene Urteil des erkennenden Senats I. 30/95 
vom 1. Mai 1895 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 24410) beſagt 
dies nicht, ſondern enthält nur den früher erwähnten Satz, daß 
die Entſcheidung über die Aufrechnung nicht dem Nachverfahren 
aus 8 276 (alt) vorbehalten werden dürfe. Jedenfalls bietet 
der neue § 302 der Z. P. O., der an Stelle von alt § 274 
getreten iſt, bei feiner ganz veränderten Fafſung keinen Anhalt, 
dieſes Verfahren für unzuläffig zu erklären. Auch mit dem 
ſachlichen Zwecke, welchen der Geſetzgeber mit der Geſtattung 
einer Abtrennung der Verhandlung über den Aufrechnungs⸗ 
einwand verfolgt, ſteht das eingeſchlagene Verfahren nicht in 
Widerſpruch. Die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens iſt denn auch 
ſchon von dem VI. Z. S. in dem Urteile VI. 204/02 vom 
27. Oktober 1902 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 6325) anerkannt 
worden und der erkennende Senat, der in einem früheren Urteile 
(I. 44/1900 vom 11. April 1900 in Juriſtiſcher Wochenſchrift 
S. 439) die Frage dahin geſtellt ſein ließ, trägt keine Bedenken, 
ſich dieſer Anſicht anzuſchließen. Das B. G. nimmt ausweislich 
der Urteilsbegründung S. 18 an, daß ſchon der I. R. eine Ent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs unter Vorbehalt der 
Aufrechnungseinreden habe treffen wollen und es ſcheint ſeine 
Meinung geweſen zu fein, den Vorbehalt an Stelle des J. R. 
auszuſprechen. Darin würde man ihm nicht beitreten können. 
Der Vorbehalt des § 302 Z. P. O. kann nur im Tenor des 
Urteils ausgedrückt werden, nicht einmal die ausdrückliche Er⸗ 
klärung in den Entſcheidungsgründen würde genügen (Entſch. 
des R. G. in Zivilſachen Bd. 47 S. 365). Das L. G. hat aber 
auch nicht in den Entſcheidungsgründen einen Vorbehalt nach 
§ 302 ausgeſprochen oder ſelbſt nur angedeutet, vielmehr weiſt 
ſeine kurze Bemerkung zu dieſer Frage deutlich darauf hin, daß 
nach ſeiner Auffaſſung die Verhandlung über die Gegenforde⸗ 
rungen einen Teil des Nachverfahrens über den Betrag des 
Klaganſpruchs bilden ſollte. Von Bedeutung iſt aber dieſer 
Irrtum des B. G. nicht. Auch wenn die I. J. den Vorbehalt, 
abſichtlich oder aus Verſehen, unterlaſſen hatte, ſtand es dem 
B. G. zu, den Vorbehalt für die ſchon vor dem L. G. geltend 
gemachten Aufrechnungen von ſich aus auszuſprechen. M. u. Gen. 
c. Konkursmaſſe D., U. v. 7. Nov. 03, 234/03 I. 

7. 8 445 Z. P. O. Wahl der Form des Wahrheits- oder 
Überzeugungseides. 

In dem zweiten Teile des Eides ſoll die Kl. als wahr 
beſchwören, dem Bekl. ſei am 10. Oktober 1899 bei der 
Ausſtellung neuer Schuldſcheine bekannt geweſen, daß die Kl. 
ſeinem Vater gegenüber auf Geltendmachung aller Forderungen 
gegen den Bekl. verzichtet hatte, und ſie habe bei dieſer Ge⸗ 
legenheit mit dem Bekl. über das von ihr mit ſeinem Vater 
1896 getroffene Abkommen ſpeziell geſprochen. Mit der 
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Auflage dieſes zweiten Teiles des Eides bezweckt das B. G., 


wie die Urteilsbegründung ergibt, feſtzuſtellen, ob der Bekl. auch 8 


noch nach dem Abkommen der Kl. mit ſeinem Vater und in 
Kenntnis dieſes Abkommens und des darin enthaltenen Ver ⸗ 
zichtes der Kl. auf ihre Anſprüche an den Bekl. durch Er⸗ 
neuerung der Schuldſcheine ſeine Zahlungsverpflichtung anerkannt 


hat. Die von der Kl. zu beſchwörende Kenntnis des Bekl. von 7: 


dem Verzichte der Kl. iſt, wie ſeitens des Vertreters des Bekl. 
zutreffend geltend gemacht wurde, eine innere Tatſache des 
Bekl., nicht der Kl., und kann von dieſer nur aus Umſtänden 


find. Das B. G. hätte den Eid darüber in der Form des 

Überzeugungseides der Kl. auferlegen können, hat ihn aber in 

der Form des Wahrheitseides ihr auferlegt. Demnach kann die 

Kl., da eine eigene Handlung derſelben nicht in Frage ſteht, 

über die Kenntnis des Bekl. von dem Verzichte der Kl. nur als 

über eine Tatſache ſchwören, welche Gegenſtand ihrer Wahr- 

nehmung geweſen iſt. § 445 Z. P. O. Die ſinnliche Wahr- 

nehmung der Kl. von der Kenntnis des Bekl. kann ihr auf 

verſchiedene Weiſe vermittelt worden ſein, insbeſondere durch 

mündliche oder ſchriftliche Mitteilung des Bekl. an ſie oder auch 

dadurch, daß die Kl. bei Gelegenheit ihrer am 10. Oktober 1899 

angeblich ftattgehabten Unterredung oder bei einer anderen Ge⸗ 

legenheit dem Bekl. Mitteilung von ihrem Verzichte gemacht und 
der Bekl. für die Kl. erkennbar die Mitteilung vernommen hat. 
Die äußeren Umſtände dieſer Art, aus welchen die Kl. tatſächlich 
die Kenntnis des Bekl. von ihrem Verzichte geſchloſſen hat, im 
einzelnen feſtzuſtellen und in den Eid aufzunehmen, wäre zweck⸗ 
mäßig geweſen, war aber nicht unbedingt nötig. Vielmehr konnte 
das B. G. der gewiſſenhaften Prüfung und Überlegung der Kl. 
überlaſſen, ob dieſe in zuverläffiger Weiſe die behauptete Kenntnis 
des Bekl. tatſächlich wahrgenommen hat. Um aber der Kl. die 
notwendige Vorausſetzung, unter welcher ſie den Eid leiſten darf, 
nämlich das Erfordernis ihrer Wahrnehmung der Kenntnis des 
Bekl. von ihrem Verzichte, deutlicher zum Bewußtſein zu bringen, 
als es in dem zweiten Teile des Eides geſchehen iſt, erſchien es 
angebracht und dem Sinne der Entſcheidung des B. G. ent- 
ſprechend, durch den Zuſatz „wie ich aus eigener Wahrnehmung 
weiß“ dieſen Sinn klarzuſtellen. H. c. K., U. v. 17. Nov. 03, 
141/03 II. 

8. § 547 Z. P. O. Bejaht das O. L. G. die Zuläſfigkeit 
des Rechtswegs, obſchon das L. G. nur über die Einrede der 
Unzuläſſigkeit erkannt hat, ſo ſind ſonſtige Prozeßrügen bei einem 
reviſibeln Objekt unzuläſſig. 

Nach § 547 der Z. P. O. findet ohne Rückſicht auf den 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes die Reviſion ſtatt, inſoweit es 
fich um die Zuläſſigkeit des Rechtsweges handelt. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung kann im vorliegenden Falle nicht zur Anwendung 
kommen, da das B. G. den Rechtsweg für zuläſſig erklärt hat, 
und dieſe Entſcheidung von keiner der Parteien angegriffen wird. 
Die vom Kl. eingelegte Reviſion macht nur geltend, das B. G. 
habe, nachdem das L. G. die Verhandlung auf die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs beſchränkt und den Rechtsweg für 
unzuläſſig erachtet hatte, nur über dieſe prozeßhindernde Einrede, 
nicht in der Sache ſelbſt erkennen dürfen. Hiernach handelt es 
ſich in der Reviſionsinſtanz nicht mehr um die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs, ſondern nur um die Rüge eines Prozeßverſtoßes 
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geſchloſſen werden, welche in die äußere Erſcheinung getreten 2 
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gegen § 538 Abſ. 1 Ziffer II und § 274 Abſ. 2 Ziffer 2 der 
Z. P. O. Aber auch die Vorſchrift des § 547 Ziffer 2 der 
3. V. O. greift nicht Platz. Der Kl. erhebt gegen die Land⸗ 
wirtſchaftskammer in P. als deren Angeſtellter einen Gehalts⸗ 
anſpruch von 464,38 Mark. Nach § 70 Abſ. 3 des G. V. G. 
in Verbindung mit 5 39 Ziffer 1 des preuß. Ausf. G. z. G. V. G. 
find die Landgerichte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ohne 
Rückficht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zu⸗ 
ſtaͤndig, für die Anſprüche der Staatsbeamten gegen den Landes⸗ 
fiskus aus ihrem Dienſtverhältniſſe. Ein ſolcher Anſpruch ſteht 
hier nicht in Frage. Hieraus ergibt ſich bei dem Mangel der 
Reviſionsſumme die Unzuläſſigkeit der Reviſion. E. o. L., 
u. v. 20. Nov. 03, 234/03 III. 

9 § 549 3. P. O. verb. mit der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879. Zuläſfigkeit der Reviſion 
hinfichtlich ſolcher Geſetze, welche das Rechtsmittel an ſich be⸗ 
gründen ſollen. 

Nach § 549 Z. P. O. kann die Revifion auf die Verletzung 
rines Landesgeſetzes nur geſtützt werden, wenn ſich „deſſen 
Geltungsbereich über den Bezirk des B. G. hinaus erſtreckt“. 
Nun ift freilich durch 8 6 des E. G. zur Z. P. O. zugelaſſen, daß 
mit Zuftimmung des Bundesrates durch Kaiſerliche Verordnung 
beſtimmt werden kann: „daß die Verletzung von Geſetzen, obgleich 
deren Geltungsbereich ſich nicht über den Bezirk des Berufungs⸗ 
gerichts hinaus erſtreckt, die Reviſion begründe —“ und es iſt 
auf Grund dieſer Beſtimmung demnächſt die Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879 ergangen, in deren 58 7 bis 12 
eine Reihe von einzelſtaatlichen Geſetzen aufgeführt werden, 
„durch deren Verletzung die Reviſion begründet wird“. Hinzu⸗ 
gekommen find fpäter die Geſetze vom 15. März 1881, vom 
24. Juni 1886 und vom 30. März 1893, in denen noch weitere 
Landesgeſetze angeführt werden, die „den Landesgeſetzen, deren 
Verletzung zufolge der 588 7 bis 12 der Verordnung vom 
28. September 1879 die Reviſion in bürgerlichen Rechtsſtreitig 
keiten begründen, hinzutreten“ ſollen. Zu dieſen Geſetzen gehört 
nach 8 1 Nr. 4 des zuerſt erwähnten Geſetzes vom 15. März 
1881 auch das Herzoglich Sachſen⸗Meiningiſche Berggeſetz vom 
17. April 1868. Die Tragweite dieſer Beſtimmungen geht aber 
nicht dahin, daß die aufgeführten Landesgeſetze als abſolut revifibel 
anzuſehen ſeien und alſo dem Reichsrechte in dieſer Beziehung 
gleichſtänden. Das würde ſchon der geſetzlichen Ermächtigung 
für die Kaiſerliche Verordnung, wie ſie in § 6 des E. G. vor⸗ 
liegt, widerſtreiten. Die namhaft gemachten Geſetze ſollen nur 
reviſibel fein, „obgleich fie ſich nicht über den Bezirk des B. G. 
hinaus erſtrecken“. Nur von dieſem Erforderniſſe konnte die 
Kaiſerliche Verordnung entbinden und hat ſie entbunden. Denn 
ſowohl das „Hinauserſtrecken“ des 8 549 Z. P. O., wie das 
„Nicht⸗Hinauserſtrecken“ des § 6 E. G. hat zur notwendigen 
Vorausſetzung, daß das betreffende Geſetz im Bezirke des B. G., 
gegen deſſen Urteil ſich die Reviſion richtet, gilt. Die Revifibilität 
jener Partikulargeſetze iſt demnach nur eine relative und fällt 
weg, wenn fie von einem B. G. zur Anwendung gebracht find, 
in deſſen Bezirke ſie keine örtliche Geltung haben. Die nach⸗ 
folgenden Geſetze von 1881, 1886 und 1893 aber gehen ihrem 
Inhalte nach nicht weiter als die Kaiſerliche Verordnung von 
1879 und fügen den in dieſer angeführten Geſetzen nur neue 
hinzu. Ein anderes Ergebnis wird auch dadurch nicht herbei⸗ 
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geführt, daß das Berggeſetz für das Herzogtum Sachſen⸗Meiningen 
ebenſo wie die anderen im § 1 des Geſetzes von 1881 unter 
Nr. 1 bis 9 aufgeführten partikularen Berggeſetze tatſächlich 
ſämtlich dem preußiſchen Berggeſetze vom 24. Juni 1865 nach- 
gebildet ſind und mit dieſem mehr oder weniger übereinſtimmen 
— was, wie die Motive beſagen, der Beweggrund geweſen iſt, 
ſie für revifibel zu erklären. Denn da das preußiſche Berggeſetz 
ſelbſt im Geſetze von 1881 nicht genannt wird, müßte man ſonſt 
zu dem ſonderbaren Schluſſe kommen, daß zwar die Revifibilität 
des Urbildes nur in den Schranken des $ 549 Z. P. O. zuläſſig, 
die der Abbilder aber von dieſen Schranken befreit wäre. Endlich 
iſt es auch für unerheblich zu erachten, daß die hier vom 
Kammergerichte beſonders zur Anwendung gebrachten Art. 107 
und 108 des Berggeſetzes für Sachſen⸗Meiningen wörtlich mit 
den 88 118 und 119 des preußiſchen Berggeſetzes übereinſtimmen. 
Denn die bloß tatſächliche Ubereinſtimmung einer einzelnen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung iſt auf dem Boden des § 549 3.9.0. 
belanglos, vielmehr kommt es auf die Identität des Geſetzes als 
eines Ganzen an. Vergl. Urt. des III. Z. S. des R. G. in 
Seufferts Archiv, Bd. 33 Nr. 282. K. c. B., U. v. 11. Nov. 03, 
237/03 J. 

10. 8 620 Z. P. O. Ausſetzung des Verfahrens bei Aus- 
ficht auf Ausſöhnung in Ehefachen. 

Die Reviſion hat ohne Grund die Rüge erhoben, das B. G. 
habe gegen die Beſtimmung des § 620 der Z. P. O. verſtoßen. 
Es iſt nicht anzunehmen, daß der B. R. dieſe Vorſchrift, wonach 
die Ausſetzung des Verfahrens von Amts wegen anzuordnen iſt, 
wenn die Scheidung auf Grund des § 1568 beantragt iſt und 
die Ausfiht auf Ausſöhnung der Parteien nicht ausgeſchloſſen 
erſcheint, überſehen oder falſch ausgelegt hat; aus der Begründung 
des Urteils ergibt ſich vielmehr, daß das B. G. angenommen 
hat, die Ausſicht auf Ausſöhnung ſei ausgeſchloſſen, denn das 
B. G. hat feſtgeſtellt, daß die durch den Kl. verſchuldete Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes „unheilbar“ iſt. Auch der 
Anregung des Bekl., es möge von dem Reviſionsgerichte die 
Ausſetzung angeordnet werden, iſt nicht ſtattzugeben. Wenn auch 
von der Frage abgeſehen wird, ob die Vorſchrift des 8 620 der 
Z. P. O. ſich auf die Reviſionsinſtanz erſtreckt, ſo fehlt es doch 
an der Vorausſetzung, daß die Ausſicht auf Aussöhnung der 
Parteien nicht ausgeſchloſſen erſcheine. K. o. K., U. v. 26. Nov. 03, 
450/03 IV. 

11. 8 767 3. P. O. Zuſtändigkeit des inländiſchen 
Gerichts bei Einwendungen gegen ein Vollſtreckungsurteil auf 
Grund eines ausländiſchen Urteils. 

Schon in dem Urteile des erkennenden Senates vom 
5. Februar 1885 (Entſch. Bd. 13 S. 349) iſt angenommen 
worden, daß der Schuldner in dem Prozeſſe über die Zuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung aus einem ausländiſchen Urteile befugt 
iſt, ſowohl die Legitimation des Kl. zu beſtreiten, als auch die 
Tilgung des rechtskräftigen Anſpruchs einzuwenden, ferner, daß 
für dieſe Einwendungen das inländiſche Gericht, das mit der 
Klage auf Zulaſſung der Zwangsvollſtreckung befaßt iſt, das 
Prozeßgericht iſt, und daß eine Verweiſung dieſer Einwendungen 
an das ausländiſche Gericht, das über den Anſpruch erkannt 
hat, nicht gerechtfertigt iſt, der inländiſche Richter vielmehr über 
alle Einwendungen aus 8 686, jetzt § 767, Z. P. O. zu 
entſcheiden hat. An dieſen Sätzen iſt in dem Urteile vom 
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24. Mai 1886 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 195 Nr. 13) feſt⸗ 
gehalten worden, dabei wurde ausdrücklich verneint, daß das 
ausländiſche Gericht das Prozeßgericht im Sinne des § 686/767 
iſt, wenn in dem Vollſtreckungsverfahren, das auf Grund eines 
erteilten Vollſtreckungsurteils im Inlande eingeleitet iſt, Ein⸗ 
wendungen erhoben werden, die den durch das Urteil feſtgeſtellten 
Anſpruch betreffen. Auf die Begründung dieſer beiden Ent⸗ 
ſcheidungen wird Bezug genommen. Es liegt kein Anlaß vor, 
von dieſer Anſicht, die kaum noch Widerſpruch findet (vergl. 
Gaupp- Stein, Die Zivilprozeßordnung, 1902, Bd. 2 S. 386 
Abſ. 3 mit Anm. 5), abzugehen. Der Vertreter der Rbekl. 
hat ſich auf Bar bezogen, allein ohne Grund, wie ſich aus 
Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts, 
Bd. 2 8 450 S. 493 und 494, ergibt. (Vergl. hierzu Bar 
in der Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen 1898 
S. 29.) Das B. G. hat ſeine abweichende Meinung folgender⸗ 
maßen begründet: Nach § 767 ſei die Klage bei dem Prozeß⸗ 
gerichte I. J. zu erheben. Die Verurteilung des Kl. zur Zahlung 
der Alimente ſei durch das K. K. Landesgericht in Wien erfolgt. 
Dieſes Gericht ſei alſo auch zur Entſcheidung über die jetzt im 
Wege der Klage geltend gemachten Einwendungen des Schuldners 
gegen den Alimentenanſpruch der Bekl. allein zuſtändig. In 
Frage komme jedoch, ob die Zuſtändigkeit dadurch geändert 
werde, daß die Zwangsvollſtreckung durch das Vollſtreckungs⸗ 
urteil des Königl. L. G. J in Berlin für zuläſſig erklärt worden 
ſei. Dieſe Frage ſei zu verneinen. Den Ausführungen des 
Urteils des R. G. vom 24. Mai 1886 koͤnne das B. G. ſich 
nicht anſchließen; ſie ſtänden nicht im Einklang mit dem Wort⸗ 
laute und dem Zwecke des § 686/767. Das R. G. erkenne 
ſelbſt an, daß die Einwendungen des Schuldners im engſten 
Zuſammenhange mit dem urteilsmäßigen Anſpruch ſtänden, und 
daß hierin der Grund liege, weshalb dieſelben durch 8 686 / 76.7 
an das Gericht gewieſen ſeien, das den Anſpruch feſtgeſtellt habe. 
Dieſe Intention des Geſetzes könne dadurch nicht alteriert werden, 
daß inzwiſchen das ausländiſche Urteil durch ein inländiſches 
Vollſtreckungsurteil gemäß § 722 Z. P. O. im Inland voll⸗ 
ſtreckbar geworden ſei. Denn auch hiernach verbleibe der voll- 
ſtreckbare Anſpruch ein durch das ausländiſche Urteil, deſſen 
Aufhebung dem inländiichen Richter nicht geſtattet ſei, feſt⸗ 
geſtellter, und der ausſchließliche Gerichtsſtand des § 767 Z. P. O. 
ſei nur dort, wo der Anſpruch des Gläubigers feſtgeſtellt ſei, 
nicht dort, wo es für vollſtreckbar erklärt werde, begründet. 
Die Einwendungen des Klägers ſeien nicht gegen das lediglich 
formale Vollſtreckungsurteil vom 23. Oktober 1900 — deſſen 
Rechtsbeſtändigkeit nicht in Zweifel gezogen werde —, ſondern 
gegen die durch das ausländiſche Urteil vom 18. September 1899 
erfolgte materielle Entſcheidung über den Alimentenanſpruch der 
Bekl. gerichtet. Anſcheinend liege eine geſetzgeberiſche Lücke vor, 
die aber durch die Erwägung allein, daß ein ausländiſches Ge⸗ 
richt nicht ein inländiſches Urteil unwirkſam machen könne, nicht 
zu beſeitigen ſei; werde der Anſpruch ſelbſt aufgehoben, ſo ver⸗ 
liere auch das Vollſtreckungsurteil ſeine Bedeutung von ſelbſt, 
da eine Vollſtreckung dann eben nicht mehr zuläſſig ſei. Der 
Satz, von dem das B. G. ausgeht, daß nämlich das K. K. Landes⸗ 
gericht in Wien auf Grund der Beſtimmung des § 767 der 
Z. P. O. für das Deutſche Reich zur Entſcheidung über die 
Einwendungen des Kl. allein zuſtändig ſei, kann nicht für zutreffend 
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erachtet werden. Vorſchriften darüber, wo und wie im Ausland 
Klagen zu erheben find, find von der deutſchen Z. P. O. nicht 
zu erwarten. (Vergl. Urteil des R. G., I. Z. S., vom 7. April 
1883, Entſch. Bd. 9 S. 375.) Dagegen hebt das B. G. mit 
Recht hervor, daß in dem engen Zuſammenhang der in $ 687/767 
bezeichneten Einwendungen mit dem urteilsmäßigen Anſpruch der 
Grund liegt, weshalb dieſelben dem Prozeßgericht I. J. zugewieſen 
worden find. In der Begründung des Entwurfs (Hahn, Mat. 
S. 437) iſt angeführt: „Die Einwendungen, welche den durch 
das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen, ſind von 
materieller Bedeutung und laſſen ſich nicht im Beſchwerde⸗ 
verfahren, ſondern nur in dem ordentlichen Prozeßverfahren er- 
ledigen. Wegen des Zuſammenhanges mit dem vorausgegangenen 
Rechtsſtreite und der formellen Selbſtändigkeit des neuen Streits 
gehört dasſelbe vor das Prozeßgericht I. J.“ Es heißt dann 
aber weiter: „Gegen die Verweiſung dieſes Verfahrens vor das 
Vollſtreckungsgericht oder das demſelben vorgeſetzte L. G. ſpricht 
außer den bereits angedeuteten Gründen durchſchlagend, daß bei 
dem ausgedehnten Geltungsbereiche der Z. P. O. die Gerichte 
eines deutſchen Staates in die Lage kommen würden, über die 
Rechtmäßigkeit und die Aufrechthaltung der von dem Gerichte 
eines anderen deutſchen Staates abgegebenen Entſcheidung zu 
erkennen.“ Beabſichtigt war hiernach, in § 686/767 Abi. 1 
die Frage zu erledigen, ob die Einwendungen gegen den An- 
ſpruch im Beſchwerdeverfahren oder im ordentlichen Prozeß⸗ 
verfahren zur Entſcheidung zu bringen ſeien, und ob dem 
deutſchen Vollſtreckungsgerichte, d. h. dem Amtsgerichte, in deſſen 
Bezirk das Vollſtreckungsverfahren ſtattfinden ſoll (§ 684/764 
Z. P. O., Hahn, Mat. S. 422), oder dem deutſchen Prozeß⸗ 
gericht die Entſcheidung über dieſe Einwendungen zukommen 
ſolle. Die Zuſtändigkeit des Vollſtreckungsgerichts wurde ver- 
neint, das deutſche Prozeßgericht I. J. wurde für ausſchließlich 
zuſtändig erklärt. Wenn dieſe für den Umfang des Deutſchen 
Reiches gegebene Zuſtändigkeitsbeſtimmung für die Vollſtreckung, 
die auf Grund eines nach 88 660, 661/722, 723 erlafſenen 
inländiſchen Vollſtreckungsurteils erfolgt, überhaupt Wirkung 
haben ſollte, kann nur gewollt geweſen ſein, daß als Prozeß⸗ 
gericht I. J. das deutſche Gericht zu gelten habe, das allein — 
außer dem Vollſtreckungsgericht (§ 684/764) — mit dem 
Anſpruch des Gläubigers ſchon befaßt worden fit, demnach das 
Gericht, bei dem der Prozeß über die Zuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in I. J. geführt wurde. Wäre dies nicht als die 
Intention des Geſetzes anzunehmen, fo wäre die Folge nicht 
die, daß zur Entſcheidung über die Einwendungen, die den An⸗ 
ſpruch betreffen, ein ausländiſches Gericht als ausſchließlich zu- 
ſtändig erachtet werden müßte, ſondern die, daß die Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung des § 686/767 für die Vollſtreckung auf Grund 
eines Vollſtreckungsurteils ($ 661/723) gegenſtandslos wäre, 
und für das inländiſche Gericht, das der Schuldner angeht, die 
allgemeinen Zuſtändigkeitsbeſtimmungen der Deutſchen Prozeß⸗ 
ordnung maßgebend zu ſein hätten. — In dem zur Entſcheidung 
ſtehenden Falle iſt die Zuſtändigkeit des L. G. J in Berlin bei 
Anwendung des § 767 gegeben, ſie durfte auch bei Anwendung 
der 85 12 ff. Z. P. O. nicht in Zweifel gezogen werden. Nach 
der Begründung des angefochtenen Urteils ſcheint das B. G. 
auch angenommen zu haben, daß die Aufhebung des ausländiſchen 
Urteils begehrt werde. Die Anträge des Kl. rechtfertigen dieſe 
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Annahme nicht, der Hauptantrag und der Unterantrag gehen 
dahin, daß die Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig erklärt werde. 
Einwendungen nach § 767 richten ſich überhaupt nicht gegen 
die vollſtreckbare Entſcheidung, ſondern gegen den Anſpruch der 
Gegenpartei. Die Exiſtenz der vollſtreckbaren Entſcheidung wird 
durch Einwendungen nach § 767 nicht in Frage geſtellt. (Vergl. 
Urteil des R. G., V. Z. S., vom 15. Mai 1895, Entſch. Bd. 35 
S. 398.) Der Vertreter der Rbekl. hat noch vorgebracht, es 
handle fich weniger um die Frage der Zuſtändigkeit als vielmehr 
um die Frage, ob eine Klage, wie ſie erhoben ſei, zuläſſig er⸗ 
ſcheine, dabei komme es auf die Art der Einwendungen an. 
Dieſes Vorbringen iſt nicht geeignet, die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung zu ſtützen. Auf Grund von Vorgängen, die in die 
Zeit nach Erlaſſung des ausländiſchen Urteils fallen, find gegen. 
die in Deutſchland eingeleitete Zwangsvollſtreckung Einwendungen 
erhoben worden, die den feſtgeſtellten Anſpruch betreffen. Das 
B. G. hat die Entſcheidung über dieſe Einwendungen abgelehnt, 
weil das angerufene Gericht unzuſtändig geweſen ſei, und hat 
dieſes Erkenntnis auf die Beſtimmung in § 767 Abſ. 1 Z. P. O. 
geſtützt. Dieſe Geſetzesvorſchrift unterſcheidet nicht, ob die Er⸗ 
füllung des Anſpruchs behauptet oder ob eine fonftige Einwendung 
gegen den Anſpruch vorgebracht wird, ſie umfaßt alle Ein⸗ 
wendungen, die den Anſpruch betreffen. Wäre das ausländiſche 
Gericht das Prozeßgericht nach § 767, fo wäre es ausſchließlich 
zuſtändig für alle in $ 767 Abſ. 1 Z. P. O. bezeichneten Ein⸗ 
wendungen; iſt das ausländiſche Gericht nicht Prozeßgericht im 
Sinne des § 7 67, ſo iſt es für keine der in 8 767 bezeichneten 
Einwendungen ausſchließlich zuſtändig. Die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung läßt ſich daher nicht dadurch halten, daß eine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen den unter § 767 fallenden Einwendungen 
gemacht wird. Eine ganz andere Frage iſt die, ob bei Be⸗ 
urteilung von Einwendungen, die den Anſpruch betreffen, das 
nach den Beſtimmungen der Prozeßordnung zuſtändige inländiſche 
Gericht ein ausländiſches Geſetz zur Anwendung zu bringen hat. 
Über dieſe Frage iſt hier keine Entſcheidung zu treffen. F. c. F., 
U. v. 23. Nov. 03, 196/03 IV. 

12. 5 1034 ff. Z. P. O. Erfordernis einer neuen Ver⸗ 
einbarung, wenn ein anderweiter Schiedsſpruch gefällt werden ſoll. 

Durch den Umſtand, daß dem Bekl. in dem Verfahren 
das rechtliche Gehör nicht gewährt worden war und der Schieds-. 
ſpruch deshalb nach 8 1041 Ziffer 4 der Aufhebung unterliegen 
mußte, wenn die Aufhebung im Wege der Klage verlangt wurde, 
war der Schiedsſpruch nicht ſchlechthin nichtig, er beſteht viel⸗ 
mehr zu Recht, bis er aufgehoben wird. Zur Fällung eines 
neuen Schiedsſpruchs konnten die Schiedsrichter nur zuſtändig 
werden, wenn ein neuer Schiedsvertrag unter den Parteien 
geſchloſen wurde. (Vergl. die Reichsgerichtsurteile vom 
6. Oktober 1888 I 199/88, 80. November 1889 I 251/89, 
23. Oktober 1896, Entſch. B. 38 S. 396, 7. Januar 1902 und 
9. Dezember 1902, Juriſtiſche Wochenſchrift 1902 S. 133 
Nr. 42 und 1903 S. 27 Nr. 24 auszugsweiſe.) Die Kl. behauptet 
in der Reviſionsinſtanz, ein ſolcher Abſchluß ſei dadurch erfolgt, 
daß die Parteien übereinſtimmend in dem jetzigen Prozeß, der 
im Beginn nur auf die Erreichung der Vollſtreckbarkeit des 
Schiedsſpruchs vom 24. März 1902, nicht auch des Schieds⸗ 
ſpruchh vom 27. Juni 1902, gerichtet war und zwar im 
Verhandlungstermine vom 25. Juni 1902 erklärt hätten, das 
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Verfahren ſolle ruhen bleiben. In dieſer Erklärung kann 
aber weder eine ausdrückliche, noch eine ſtillſchweigende Willens⸗ 
einigung dahin gefunden werden, daß der Streit der Parteien 
nochmals der Entſcheidung der Schiedsrichter unterbreitet 
werden ſollte. Die Kl. folgert eine ſtillſchweigende Willens⸗ 
einigung daraus, daß der Bekl. vor dem Termine durch 
vorbereitenden, dem Prozeßgegner zugeſtellten Schriftſatz gerügt 
hatte, ihm ſei in dem durch den Schiedsſpruch vom 24. März 1902 
abgeſchloſſenen Verfahren das rechtliche Gehör nicht gewährt 
worden. Daß aber der Bekl. den Antrag, das Verfahren ſolle 
ruhen, in dem Sinne geſtellt habe, daß zunächſt das Schieds⸗ 
gericht nochmals zuſammentreten und nach Anhörung des Bekl. 
einen neuen Schiedsſpruch erlaſſen ſollte, iſt vom B. R. nicht 
feſtgeſtellt und um ſo weniger anzunehmen, als im Termine 
vom 25. Juni 1902 zur Sache oder darüber, weshalb das 
Verfahren ruhen ſolle, inhalts des Protokolls überhaupt nicht 
verhandelt worden iſt und der Bekl. kein Intereſſe daran hatte, 
dem auf Vollſtreckbarkeitserklärung gerichteten Verfahren Fortgang 
zu geben. Das neue, mit dem Schiedsſpruch vom 27. Juni 1902 
abſchließende Schiedsverfahren war hiernach unzuläſſig. S. c. B., 
U. v. 13. Nov. 03, 377/03 VII. 

Handelsgeſetzbuch. 

13. Art. 225, 226 H. G. B. a. F. Haftung der Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder; Inhalt und Umfang des durch die General- 
verſammlung gefaßten Entlaſtungsbeſchluſſes. 

Die beſondere Haftung der Auffichts rats mitglieder, wie ſie 
der Art. 226 Abſ. 2 ausſpricht, iſt davon abhängig, daß die 
dort unter 1 bis 5 aufgeführten geſetzwidrigen Vorgänge mit 
Wiſſen und ohne Einſchreiten des in Anſpruch genommenen 
Aufſichtsratsmitgliedes eingetreten find. Alsdann ſollen die Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrats neben den Mitgliedern des Vorſtandes 
perſönlich und ſolidariſch zum Erſatze verpflichtet ſein. Damit 
tft aber auch in dieſen Fällen diejenige Haftung der Auffichts⸗ 
ratsmitglieder nicht ausgeſchloſſen oder geändert, welche ſich aus 
dem in Abſ. 1 des Art. 226 niedergelegten allgemeinen Grund⸗ 
ſatz ergibt, daß die Mitglieder des Auffichtsrats bei Erfüllung 
der ihnen nach Art. 225 zugewieſenen Obliegenheiten die Sorg⸗ 
falt eines ordentlichen Geſchäftsmannes anzuwenden haben. Viel⸗ 
mehr enthält der Abſ. 2 für ſeinen engeren Tatbeſtand eine neue 
ſelbſtändige Haftungsvorſchrift, die zwar an die ſub⸗ 
jektive Verſchuldung des fehlbaren Aufſichtsratsmitglieds größere 
Anforderungen ſtellt — Wiſſen und Nichteinſchreiten —, dafür 
aber auch die Haftung über die Schadenshaftung hinaus ohne 
weiteres auf den „Erſatz“ d. h. auf die Erſtattung der 
geſetzwidrig erfolgten Zahlungen gehen läßt. Dieſe 
„verſchärfte Erſatzpflicht“ des Abſ. 2, wie ſie die Denkſchrift zum 
Entwurfe des neuen H. G. B. S. 143 (bei Hahn⸗Mugdan: die 
geſamten Materialien x Bd. VI S. 309) bezeichnet, hat gegen- 
über der allgemeinen Haftung „keine limitative Bedeutung“, 
ſondern ſchreibt „nur für beſtimmte Fälle der Pflichtverletzung 
bei der Aufſicht eine beſtimmte Art der Erſatzleiſtung“ vor, 
vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 13 S. 65 für den 
früheren, mit Abſ. 2 des Art. 226 weſentlich übereinſtimmenden 
Art. 225b. Weder aus dem Inhalte der Vorſchrift, noch aus 
der Wortfaſſung läßt ſich entnehmen, daß in dieſen beſonderen 
Fällen die Verpflichtung zum Schadenserſatze nach dem in Abſ. 1 
allgemein aufgeſtellten Haftungsmaßſtabe ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
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Bei der Beratung des neuen H. G. B. iſt zu dem, dem Abſ. 2 
des Art. 226 entſprechenden Abſ. 3 des § 244 des Entwurfs 
($ 249 des Geſetzes) von der Kommiſſion ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt worden, daß auch für dieſe Fälle es bei der allgemeinen 
Haftung des Aufſichtsrats für die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannns verbleibe (Hahn⸗Mugdan a. a. O. S. 601). Dieſe 
weitere Auffaffung der Klage ſteht nicht in Widerſpruch mit der 
vom Kl. gegebenen Begründung. Die I. J. allerdings hat die 
Klage ſo aufgefaßt, als ob nur der Erſatzanſpruch aus Abſ. 2 
des Art. 226 erhoben ſei. Allein zu einer fo engen Auslegung 
gibt die Klagſchrift keinen Anhalt. Freilich iſt der Klagantrag 
auſ Zahlung von 20000 Mark, alſo auf Erſtattung des ganzen 
Betrages der geſetzwidrig ausgerichteten Dividenden geſtellt. 
Aber zur Begründung dieſes Begehrens iſt nicht der Abſ. 2 
des Art. 226, ſondern der ganze Art. 226 in Verbindung mit 
Art. 225 angezogen, es wird den Bekl. bei Aufſtellung und 
Vorlegung der falſchen Bilanz nicht nur wiſſentliches Handeln, 
ſondern eventuell auch grobe Verletzung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes vorgeworfen und für genügend 
unterſtellt, daß die Bekl. die Unrichtigkeit der Bilanz auch nur 
hätten kennen müſſen. Bei dieſer Sachlage iſt es nicht zu be⸗ 
anſtanden, wenn das B. G. ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, 
es ſei der allgemeine Entſchädigungsanſpruch, nicht der beſondere 
Erſatzanſpruch aus Abſ. 2, in Streit gezogen. Dieſem Stand- 
punkt entſprechen die weiteren Ausführungen. Als Haftungs- 
grund wird die grobe Pflichtverletzung der Bekl. feſtgeſtellt. 
Daraus wird aber nicht der Schluß gezogen, daß die Bekl. 
ohne weiteres zur Erſtattung der ausgezahlten Dividenden ver⸗ 
pflichtet ſeien, obgleich ſchon die Aktivpoſten, welche das B. G. 
geprüft und deren Wertloſigkeit es als feſtſtehend und den 
beklagten Auffichtsratsmitgliedern bei gehöriger Pflichterfüllung 
erkennbar angeſehen hat, den Gewinnſaldo des Jahres 1894 weit 
überſteigen und ſomit bereits für das B. G. feſtſtand, daß 
Dividenden überhaupt nicht hätten ausgezahlt werden dürfen. 
Vielmehr bejaht das B. G. nur im allgemeinen die Haftpflicht 
der Bekl. für den entſtandenen Schaden und unterſucht, ob ein 
Schaden überhaupt entſtanden ſei. Dies hält es für erwieſen. 

Die Bekl. haben ſich dem Klaganſpruche gegenüber darauf 
berufen, daß die Generalverſammlung der falliten Aktiengeſellſchaft 
vom 23. April 1893 unſtreitig die Bilanz genehmigt und 
ihnen Entlaſtung erteilt hat. Bei der Beurteilung dieſer 
Verteidigung, die es an ſich für zuläſſig hält, geht das B. G. 
von dem Grundſatz aus, daß Generalverſammlungsbeſchlüſſe nur 
dasjenige deckten, was der Verſammlung wirklich unterbreitet 
worden ſei, daß daher, wenn die Bilanz auf falſchen Grund⸗ 
lagen beruht habe und dies in der Generalverſammlung nicht 
zur Sprache gebracht worden ſei, die Bilanz nicht ſo gelten 
könne, als ſei ſie trotz jenen Grundlagen von der Verſammlung 
genehmigt worden. Das B. G. nimmt an, daß der Fall tat⸗ 
ſächlich jo gelegen habe und daß aus dieſem Grunde der Be— 
ſchluß der Generalverſammlung die Bekl. nicht ſchützen könne. 
Hiergegen iſt der zweite Reviſionsangriff gerichtet und zwar in 
dem beſonderen Punkte, daß das B. G. es für unerheblich 
erklärt habe „ob vielleicht der Mehrzahl der Teilnehmer 
der Generalverſammlung die wahre Sachlage bei Genehmigung 
der Bilanz bekannt geweſen ſei.“ In den Gründen des B. U. 
findet ſich dieſe Bemerkung und auch ſchon das L. G. hat die 
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Frage aufgeworfen und im gleichen Sinne entſchieden. Die 
Tatbeſtände der Inſtanzurteile laſſen nicht erkennen, daß die 
Bekl. eine ſolche Behauptung aufgeſtellt hätten. Nur aus der 
Verteidigung des Bekl. 6 referiert der landgerichtliche Tatbeſtand 
die Behauptung: „daß die Generalverſammlung nicht getäuſcht 
worden ſei, gehe daraus hervor, daß die damaligen Mitglieder 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats und die beiden Reviſoren 
die Majorität gebildet hätten.“ Wäre dieſe Behauptung richtig, 
jo ließe ſich füglich bezweifeln, daß der Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß rechtsgültig zu ſtande gekommen ſei. Dies braucht 
nicht weiter verfolgt zu werden. Denn der Anſicht der Inſtanz⸗ 
gerichte, daß es auf die Kenntnis der Sachlage bei der Mehr⸗ 
zahl der Teilnehmer der Generalverſammlung nicht ankomme, 
Es handelt ſich um zufällig er- 
langte Privatkenntnis. Die Privatkenntnis des einzelnen 
Aktionärs aber oder auch mehrerer oder ſelbſt aller iſt weder 
erforderlich noch genügend, vielmehr entſcheidet über den Inhalt 
und Umfang des Beſchluſſes nur dasjenige, was der General⸗ 
verſammlung als ſolcher durch Vorlage des Vorſtands und des 
Aufſichtsrats oder infolge der in der Verſammlung gegebenen 
Anregungen direkt oder indirekt zur Beſchlußfaſſung 
unterbreitet worden iſt. M. u. Gen. c. Konkursmaſſe D., 
U. v. 7. Nov. 03, 234/03 J. 

14. 88 292, 294 H. G. B. Verzicht auf das Sonderrecht, 
Auflöſung und Liquidation nach dem Statut einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zu verlangen, iſt zuläſſig. 

Wenn eine Aktiengeſellſchaft für eine beſtimmte Zeitdauer 
errichtet iſt, jo wird mit dem Ablaufe dieſer Zeit nach 8 292 
Abſ. 1 Nr. 1 und § 294 des H. G. B. ihre Auflöſung und 
Liquidation zur rechtlichen Notwendigkeit und die Geſellſchaft 
würde nicht in der Lage ſein, hinterher ihre Fortſetzung zu be⸗ 
ſchließen. Dagegen ſteht nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
nichts im Wege, daß die Geſellſchaft vor dem Herankommen 
jenes Zeitpunktes im Wege einer Abänderung des Statuts dieſe 
Wirkung abwendet und eine Verlängerung der geſellſchaftlichen 
Lebensdauer beſchließt. H. G. B. 88 274, 275. Immerhin 
gilt dies aber nur inſoweit, als der Geſellſchaftsvertrag ſelbſt 
nicht etwas anderes feſtſetzt. Nun iſt zwar dem Statut eine 
ausdrückliche Beſtimmung hierüber nicht zu entnehmen. Im 
Gegenteil läßt deſſen $ 16 Statutenänderungen zu, und zwar 
der Regel nach mit einfacher Mehrheit und nur in einigen be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Fällen mit einer qualifizierten Mehr⸗ 
heit, und hierbei geſchieht des $ 22 keine Erwähnung. Gleich⸗ 
wohl iſt das O. L. G. zu dem Ergebniſſe gelangt, daß die 
Beſtimmung des § 22 über die Zeitdauer der Geſellſchaft nicht 
durch bloßen Generalverſammlungsbeſchluß abänderbar ſei, daß 
vielmehr jeder Aktionär, wenn eine Kündigung erklärt iſt, ein 
Sonderrecht auf Auflöſung und Liquidation der Geſellſchaft 
habe. Es wird dies abgeleitet aus den beſonderen Verhältnifſen 
der klagenden Geſellſchaft, aus ihrem Zwecke, den Verkauf der 
Ziegeleierzeugniſſe des G.er Bezirks einheitlich zu regeln, und 
vor allem aus der Bedeutung, die der gleichzeitig mit der 
Errichtung der Geſellſchaft zwiſchen ihr und den Aktionären ab- 
geſchloſſene Lieferungsvertrag für den Beſtand und das Gedeihen 
der Geſellſchaft habe. Das R. G. findet keinen Anlaß, dieſer 
Auslegung des Statuts, die ſich zum Teil auf Erwägungen 
tatſächlicher Natur gründet, entgegenzutreten. Dagegen können 
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die weiteren Folgerungen, die das O. L. G. hieraus gezogen hat, 
nicht für richtig erachtet werden. Auch wenn der kündigenden 
Firma und den übrigen zur Zeit der Kündigung beteiligten 
Aktionären ein durch Majoritätsbeſchlüſſe der Generalverſamm⸗ 
lung unentziehbares Recht auf Auflöſung und Liquidation der 
Geſellſchaft zuſtand, ſo liegt doch nichts dafür vor, daß die 
Beteiligten auf dieſes Recht nicht hätten verzichten können. 
Wenn insbeſondere der kündigende Aktionär ſeine Intereſſen 
dadurch für genügend gewahrt erachtete, daß ihm ſeine Aktien 
durch Vermittelung der Geſellſchaft abgekauft und einem neu 
hinzutretenden Geſellſchafter übertragen wurden, fo iſt nicht ein- 
zuſehen, warum die verbliebenen Geſellſchafter nicht die Fort- 
ſetzung der Geſellſchaft hätten beſchließen können. Sonderrechte 
eines Mitgliedes können nach B. G. B. § 35 nicht ohne 
deſſen Zuſtimmung durch den Beſchluß der Mitglieder- 
verſammlung beeinträchtigt werden. Liegt aber die ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Zuſtimmung des Mitgliedes vor, ſo bilden 
die Sonderrechte keine unter allen Umſtänden zu wahrende 
Schranke für die Beſchlußfaſſung der Verſammlung. Und wenn 
ſelbſt eine Beeinträchtigung von Sonderrechten eines Mit- 
gliedes vorliegt, ſo iſt das Mitglied, dem dieſes Sonderrecht 
zuſteht, zwar legitimiert, die Verletzung ſeines Rechtes im Wege 
der Anfechtungsklage oder auf andere Weiſe zu bekämpfen und 
ſeine Rechte geltend zu machen, nicht aber auch Mitglieder, denen 
dieſes Sonderrecht nicht zur Seite ſteht, ſei es weil ſie es von 
vornherein nicht hatten, ſei es weil ſie darauf verzichtet haben. 
G. c. H., U. v. 14. Nov. 03, 238/03 J. 

15. Erfüllung des Strafgedinges durch Erzwingung des 
Verbotes eines Wettbewerbes und daneben Forderung der Vertrags⸗ 
ſtrafe. 

Über das Verhältnis zwiſchen Erfüllung, Schadenserſatz und 
Vertragsſtrafe hatte das frühere H. G. B. in dem hier ein⸗ 
ſchlagenden Art. 284 nur die Beſtimmung getroffen, daß die 
Vertragsſtrafe im Zweifel nicht die Natur einer Wandelpön 
habe und daß das Strafverſprechen im Zweifel den Anſpruch 
auf einen den Betrag der Strafe überſteigenden Schadenserſatz 
nicht ausſchließe. Dagegen hatte es die Frage, ob der Gläubiger 
im Falle der Verwirkung der Strafe Erfüllung und Vertrags- 
ſtrafe nebeneinander oder nur wahlweiſe fordern könne, nicht 
entſchieden. Sie war daher nach dem bürgerlichen Rechte zu 
beantworten. Nach gemeinem Rechte war es aber lediglich 
Auslegungsfrage, in welchem Verhältniſſe die Forderung 
auf die Vertragsſtrafe zu der auf Erfüllung der Haupt⸗ 
verbindlichkeit ſtand. Die Parteien konnten gewollt haben, daß 
der Gläubiger neben der Strafe auch die Erfüllung der 
Hauptverbindlichkeit ſolle fordern dürfen, oder daß er nach 
ſeiner Wahl die Strafe oder die Erfüllung der Hauptſchuld, 
oder endlich, daß er nur die Strafe ſollte verlangen können. 
Im Zweifel ſollte aber, wo nicht etwa die Geringfügigkeit der 
Snafe im Vergleiche zu dem Intereſſe an der Erfüllung der 
Hauptverpflichtung dagegen ſpreche, der Vertrag dahin ausgelegt 
werden, daß nur wahlweiſe Vertragserfüllung oder Strafe 
gefordert werden könne. Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 16 
S. 163. In dem zuerſt erledigten Verfahren über die einft- 
weilige Verfügung iſt nun in der hier in Betracht kommenden 
Beziehung nur entſchieden, daß der Geltendmachung des Er- 
füllungsanſpruchs in jenem Verfahren der $ 75 Abſ. 2 
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des jetzt geltenden H. G. B., da dieſem keine rückwirkende 
Kraft beizulegen ſei, nicht entgegengeſtanden habe. Es iſt da⸗ 
mit alſo nur verneint, daß die Vertragsſtrafe im vorliegenden 
Falle die Natur einer Wandelpön habe. Demgemäß blieb 
in dem Rechtsſtreite über die Hauptſache in jedem Falle noch 
darüber zu entſcheiden, ob nach dem zwiſchen den Parteien 
geſchloſſenen Vertrage Erfüllung und Strafe neben oder 
nacheinander oder ob ſie nur wahlweiſe gefordert werden 
durften. Demgemäß war der jetzt zur Entſcheidung ſtehende 
Anſpruch auf die Vertragsſtrafe nur zuläſſig, wenn entweder die 
Parteien vereinbart hatten, daß eintretendenfalls die Strafe 
noch neben der Erfüllung gefordert werden könne, oder wenn 
in der Geltendmachung des Erfüllungsanſpruchs im Wege der 
einſtweiligen Verfügung und deren Durchführung noch keine 
bindende Wahl zwiſchen den beiden Anſprüchen durch die Kl. 
enthalten war. Es kann nun dahin geſtellt bleiben, wann ſonſt 
nach gemeinem Rechte die ſogenannte Konzentration der Leiſtung 
bei wahlweiſe geſchuldeten Verbindlichkeiten eintritt. Vergl. 
Windſcheid, Pandekten, Bd. 2 8 255 unter Nr. 1 und Anm. 10. 
Darüber kann indeſſen kein Zweifel beſtehen, daß die ſchon 
anfangs des zweiten Monats der Sperrzeit geſchehene Nach⸗ 
ſuchung des Erlaſſes der einſtweiligen Verfügung, inſoweit dieſe 
ſelbſt ſchon nach der eigentümlichen Natur der erbetenen und 
erlaſſenen Anordnung die Vollziehung der Zwangsmaßnahme 
in ſich trug, und der demgemäß bald darauf erfolgte Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung in Verbindung mit der Tatſache, daß 
dieſe Verfügung während der ganzen Dauer der zweijährigen 
Sperrzeit aufrecht erhalten geblieben iſt, die Kl. an die darin 
liegende Wahl der Erfüllung der Hauptverpflichtung 
band. Denn fie enthielt hiernach die volle Durch ſetzung des 
hierauf gerichteten Anſpruchs, die Erzwing ung der Er⸗ 
füllung der Hauptverbindlichkeit. Scheidet aber ſomit der 
zweite oben vorausgeſetzte Fall der Statthaftigkeit des jetzt zur 
Entſcheidung ſtehenden Anſpruchs der Kl. aus, ſo läßt ſich dieſer 


überhaupt nur noch mit dem Nachweiſe begründen, daß bei Ab- 


ſchluß des Vertrages über den Eintritt des Bekl. in das 
klägeriſche Geſchäft als Handlungsgehülfen klar und beſtimmt 
vereinbart ſei, bei Übertretung des Wettbewerbsverbotes ſolle 
dieſer außer zur Aufgabe der auf den Wettbewerb gerichteten 
Tätigkeit auch noch zur Zahlung der Vertragsſtrafe von 
10 000 Mark verpflichtet ſein. Entſprechend der ſchon in dem 
Verfahren über die einſtweilige Verfügung aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung der Kl., der Bekl. habe ſich ihr gegenüber neben der 
Unterwerfung unter das Wettbewerbsverbot „kumulativ“ ver⸗ 
pflichtet, für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine Vertragsſtrafe 
von 10 000 Mark zu bezahlen, hat nach dem vom B. G. in 
Bezug genommenen Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils die 
Kl. in dem Rechtsſtreite über die Hauptſache allerdings geltend 
gemacht, der Bekl. habe ſich zur Zahlung der Vertragsſtrafe 
von 10 000 Mark noch außer der Verpflichtung zur Ent⸗ 
haltung vom Wettbewerbe während der zweijährigen Sperrzeit 
verbindlich gemacht. Der Bekl. hat dies aber beſtritten und 
das B. G. hat ſich nach jener feiner Ausführung, die Vertrags- 
ſtrafe ſelbſt könne die Kl. auf alle Fälle einklagen und 
eine etwa zu Unrecht erlaſſene einſtweilige Verfügung habe 
hoͤchſtens einen Schadenserſatzanſpruch für den Bekl. erzeugt, 
jeder weiteren Feſtſtellung in dieſer Beziehung für überhoben 
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erachtet. Das angefochtene End- und das voraufgegangene 
Zwiſchenurteil unterliegen deshalb der Aufhebung und die Sache 
iſt zur Nachholung der ſoeben bezeichneten Feſtſtellung an das 
B. G. zurückzuverweiſen. Zur Begründung der Annahme eines 
von den Parteien gewollten kumulativen Verhältniſſes zwiſchen 
Vertragsſtrafe und Erfüllung der Hauptverbindlichkeit genügt 
dabei aber die bisher von der Kl. gemachte Angabe, in ihrem 
Briefe vom 18. Dezember 1895 an den Bekl. habe ſie von 
dieſem verlangt, daß er ſich neben der Übernahme der Ver⸗ 
bindlichkeit, während zweier Jahre nach dem Austritte aus 
ihrem Geſchäfte in kein Geſchäft des Wettbewerbs zu treten, 
verpflichte, für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine Vertrags- 
ſtrafe von 10 000 Mark zu zahlen, nicht, weil daraus nicht 
hervorgeht, daß die Parteien das regelmäßige alternative 
Verhältnis zwiſchen Vertragsſtrafe und Erfüllung der Haupt⸗ 
ſchuld nicht, vielmehr ein kumulatives gewollt haben. Es 
wird ſich deshalb fragen, ob ſonſt noch Umſtände vorhanden 
find, aus denen auf die Richtigkeit der von der Kl. aufgeſtellten 
Behauptung zu ſchließen wäre. Im übrigen werden bei der 
vom B. G. zu treffenden Feſtſtellung auch die vom R. G. in 
den Entſch. Bd. 33 S. 142 und Bd. 40 S. 100 ausgeſprochenen 
Sätze inſofern Berückfichtigung finden müſſen, als, wenn bei 
vertraglichen Wettbewerbsverboten nicht nach dem Weſen der 
hiermit verbundenen Strafverſprechen die Strafe geradezu als 
Wandelpön anzuſehen iſt, was hier, wie erwähnt, nach den 
im Verfahren über die einſtweilige Verfügung ergangenen Ur⸗ 
teilen ausgeſchloſſen —, doch wenigſtens, namentlich bei einer 
beträchtlichen Höhe der bedungenen Strafe nur das alternative 
Verhältnis zwiſchen Hauptleiſtung und Strafe als gewollt 
erſcheint. Nicht in Betracht kommt übrigens hierbei für den 
Fall der Feſtſtellung eines ſolchen Verhältniſſes, ob die Kl. etwa 
befugt iſt, neben der im weſentlichen durchgeſetzten Erfüllung 
der Hauptverbindlichkeit noch Schadenerſatz wegen des 
anfänglichen Zuwiderhandelns des Bekl. gegen das Wett 


bewerbsverbot zu fordern. S. c. S., U. v. 17. Nov. 03. 
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16. Unterſchied zwiſchen Ablieferung 
Bedeutung eines Ladeſcheines. 
Verluſtes. 

Das B. G. geht davon aus, daß der Bekl. nach dem mit 
der Kl. geſchloſſenen Vertrag die ihm verkauften 100 Sack 
Roggenmehl I erſt zu bezahlen hatte, nachdem deren Abliefe⸗ 
rung in Frankfurt a. / M. erfolgt war; dies ergebe ſich aus dem 
Schreiben des Agenten K. (durch deſſen Vermittelung das Ge⸗ 
ſchäft zu ſtande gekommen iſt), an die Kl. vom 27. Mai 1895. 
Mit Recht wird dieſer Entſcheidungsgrund, auf dem die Ab- 
weiſung des Klageanſpruchs beruht, von der Kl. bekämpft. Nach 
dem Inhalt des Briefes vom 27. Mai 1895 war der Kauf⸗ 
preis nach Ankunft der Ware in Frankfurt a. / M. zu zahlen. 
Das B. G. ſetzt ſich alſo mit dem klaren Wortlaut des Briefes 
in Widerſpruch und geht von einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung 
aus, wenn es die Ablieferung der Ankunft gleichſtellt. Die 
Ablieferung beſteht in der Übergabe der Ware an den 
Empfänger; fie iſt ein zweiſeitiger Akt, der ein Zuſammen⸗ 
wirken zweier Perſonen, des Abliefernden und des Empfängers 
bedingt (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 399). 
Die Ankunft der Ware in Frankfurt a. / M. iſt dagegen eine 


und Übergabe. 
Haftung für Gefahr des 
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einfache Tatſache, nämlich das Eintreffen der Ware am 
genannten Beſtimmungsort. Zur Ablieferung der Ware an den 
Bekl. in Frankfurt a. / M. war die Kl. nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhältnis nicht verpflichtet. In dem zwiſchen den Parteien 
abgeſchloſſenen Vertrag iſt nicht beſtimmt, daß die Übergabe der 
Ware in Frankfurt a. / M. geſchehen ſollte. Aus der Klauſel, 
„eif Frankfurt a. / M.“ folgt dies nicht; denn hierdurch wurde, 
wie auch nach dem Tatbeſtand unter den Parteien feſtſteht, nur ver⸗ 
einbart, daß die Kl. die Koſten, Verficherung und Fracht bis 
Frankfurt a. / M. zu zahlen habe (vergl. Art. 34 5 Abſ. 2 H. G., 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 14 S. 114, R. O. H. G. 
Bd. 13 S. 438). Ebenſowenig liegt dafür etwas vor, daß 
Frankfurt a. M. nach der Natur des Geſchäfts oder der Abſicht 
der Kontrahenten als Ort der Erfüllung anzuſehen ſei. 
(Art. 324 Abſ. 1 H. G. B.). Nach dem Vertrage war es 
Beſtimmungsort. Der geſetzliche Erfüllungsort für 
die Kl. war, in Ermangelung der Vorausſetzungen des Art. 324 
Abſ. 1 H. G. B., Königsberg i. / Pr., da fie dort zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes ihre Handelsniederlaſſung hatte (Art. 324 
Abſ. 2 H. G. B.). Die ihr obliegende Überſendungspflicht 
änderte hieran nichts. (efr. Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 1 S. 283; Bd. 3 S. 111.) Die Kl. hatte alſo die Über- 
gabe der Ware in Königsberg 1./Pr. zu leiſten, (Art. 342 
Abſ. 1, 2 und 324 H. G. B.), und fie erfüllte dieſe Ver⸗ 
pflichtung durch die Übergabe an den Frachtführer (Art. 344 
H. G. B.). Der Bekl. hat aber die Zahlung des Kaufpreiſes 
nicht ſchon bei dieſer Übergabe zu leiſten (Art. 342 Abſ. 3 
H. G. B.), ſondern gemäß der zwiſchen den Parteien getroffenen 
Vereinbarung nach Ankunft der Ware in Frankfurt a. / M. Dieſe 
Vereinbarung entſpricht einem bei Überſendungskäufen beſtehenden 
Handelsgebrauch, daß der Kaufpreis nicht ſchon bei der Über⸗ 
gabehandlung des Verkäufers, bei der Abſendung, zu zahlen 
iſt, ſondern erſt am Beſtimmungsorte, nachdem der Käufer hier 
in die Lage verſetzt iſt, über die Ware zu verfügen und ihre 
Beſchaffenheit zu unterſuchen (vergl. Entſch. des R. G. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 30 S. 412, 413; Bolze, Praxis des R. G. Bd. 10 
Nr. 347; Bd. 11 Nr. 406; Staub, H. G. B. 5. Auflage 
Art. 342 § 5). In dieſer Lage befand ſich der Bekl., wenn 
er, wie die Kl. behauptet, den mit ihren Blankoindoſſament ver- 
ſehenen Ladeſchein erhalten hatte, bevor der die 100 Sack Roggen- 
mehl I enthaltende Kahn „Ruhrort 21“ in Frankfurt a./ M. 
angekommen war; denn der Bekl. galt durch den Beſitz dieſes 
Orderladeſcheins dem Frachtführer gegenüber als zum Empfange 
des Gutes legitimiert. (Vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 5 S. 79; Bd. 9 S. 428; Bd. 13 S. 120; Bd. 16 
S. 3, 4; Bd. 32 S. 30; Bd. 44 S. 119. Staub, 5. Auf- 
lage zu Art. 415, 417.) Was nun die Frage anlangt, welche 
der Parteien die Gefahr des Verluſtes der Ware trifft, ſo kann 
dahingeſtellt bleiben, ob die Kl. durch Übernahme der Transport- 
verſicherung bis Frankfurt a. M. die Transportgefahr über- 
nommen hatte (cfr. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 3 
S. 112); denn ſie würde dieſe Transportgefahr eben nur 
bis Frankfurt a. / M. übernommen haben. Die Ware 
iſt aber erſt nach ihrer Ankunft in Frankfurt a. / M. in 
Verluſt geraten. Die Gefahr dieſes Verluſtes hat der Bekl. zu 
tragen. (Art. 345 H. G. B.) M. c. B., U. v. 17. Nov. 03, 
211/03 III. 
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Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

17. 5 20 Abf. 1. 

Mit dem O. L. G. zu München gegen das O. L. G. zu 
Braunſchweig hat das R. G. in ausführlicher Begründung an⸗ 
genommen, daß, wenn ein Vormundſchaftsgericht die Genehmigung 
zu einem zwiſchen einem Vormund und einem Dritten abge⸗ 


ſchloſſenen Vertrage verſagt hat, dem Dritten ein Beſchwerde ⸗ 


recht nicht zuſteht. B.s Erbteilungsvertrag betr., Beſchl. v. 
12. Nov. 03, Bs 396/03 IV. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

18. 58 565, 602 Tl. I Tit. 12. Zurücknahme eines 
Teſtamentes durch einen Handlungsunfähigen iſt wirkungslos. 
Beweis des Teſtamentsinhalts. 

Iſt davon auszugehen, daß der Erblaſſer H. zu der frag⸗ 
lichen Zeit unfähig war, Rechtshandlungen mit verbindender 
Kraft vorzun ehmen und war er deshalb insbeſondere auch un⸗ 
fähig, letztwillig zu disponieren, ſo mußte der von ihm durch den 
Akt der Zurücknahme an den Tag gelegte Widerruf des früheren 
Teſtaments infolge feiner Unfähigkeit, einen hierauf gerichteten 
Willen gültig faſſen und erklären zu können — völlig unwirkſam 
bleiben. Trotz der tatſächlich erfolgten Rückgabe des Teſtaments 
vom Jahre 1894 lag alſo bezüglich dieſer letztwilligen Ver⸗ 
fügung eine gültige Zurücknahme im Sinne des § 565 Tl. 1 
Tit. 12 des A. L. R. nicht vor. Danach kann der vorliegende 
Fall nicht anders beurteilt werden, als wenn das Teſtament ohne 
jede Mitwirkung des Erblaſſers durch irgend einen anderen Zufall 
aus der Verwahrung des Gerichts gekommen und verloren 
gegangen wäre (vergl. Juriſt. Wochenſchr. von 1903 S. 299 
Nr. 33). Für ſolchen Fall aber iſt im § 602 a. a. O. vor- 
geſchrieben: Geht ein Teſtament oder Kodizill durch Zufall 
verloren, ſo iſt die Ausmittelung des Inhalts durch Beweis 
zuläſfig. J. c. L., U. v. 26. Nov. 03, 202/03 IV. 


Berichtigung. 
S. 5 Zeile 9 von unten lies 857 ftatt 871. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Nach Entſch. Nr. 1 (S. 37) iſt das unter Überſchreitung 
der in § 181 gezogenen Grenzen von dem Vertreter mit ſich ſelbſt 
getätigte Rechtsgeſchäft nicht nichtig, ſondern genehmigungsfähig. 

Eine Beſtimmung des Begriffes „Bauwerk“, der in ver⸗ 
ſchiedenen Vorſchriften des B. G. B. verwendet iſt, verſucht 
Entſch. Nr. 3 (S. 37). 

Die Entſch. Nr. 5 (S. 38) überträgt in gewiſſem Umfange 
die Regelung, welche für den Fortbeſtand der Geſellſchaft unter 
mehreren nach dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters übrig 
bleibenden Geſellſchaftern gegeben iſt, auf den Fall, daß der eine 
Geſellſchafter aus der nur aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden 
Geſellſchaft ausſcheidet, während der andere Geſellſchafter das 
Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven fortführt. Die Entſcheidung 
bezieht ſich auf bürgerliches und auf Handelsrecht. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 47 


In Entſch. Nr. 6 (S. 39) wird das prozeſſuale Verhältnis 
erörtert, in dem die Verweiſung der Aufrechnungseinwendung 
zu einem beſonderen Verfahren und das den Grund der Klage⸗ 
forderung feſtſtellende Zwiſchenurteil ſtehen. 

Von Bedeutung iſt auch die Entſch. Nr. 9 (S. 41) über 
die revifiblen Rechtsnormen. 

In Entſch. Nr. 11 (S. 41) wird die Frage einer noch⸗ 
maligen Prüfung unterzogen, welches Gericht als Prozeßgericht 
anzuſprechen ſei für die Geltendmachung der Widerſpruchsklage 
aus 8 767 Z. P. O. gegen ein ausländiſches Urteil. Im Anſchluß 
an alte Entſcheidungen wird nicht das ausländiſche Prozeßgericht, 
ſondern das für das Vollſtreckungsurteil zuständige inländiſche 
Gericht als das Prozeßgericht erachtet. N. 


Literatur. 


1. v. Holgendorff- Kohler, Enzyklopädie der Rechts ⸗ 
wiſſenſchaft. Lief. 8—17. 

Das von uns bereits vor einem Jahre (XXXI, 79) bis 
zu Lief. 8 beſprochene Sammelwerk nähert ſich ſeinem Abſchluſſe. 
Lief. 8/9 bietet eine Neubearbeitung des internationalen Privat- 
rechts durch Profeſſor Dr. v. Bar, welche vortrefflich geeignet 
iſt, in dieſe an ſich ſchwierige und auf den erſten Blick durch 
das Einführungsgeſetz zum B. G. B. noch komplizierter er⸗ 
ſcheinende Materie einzuführen; unter der außerordentlich klaren 
und prinzipiell durchſichtigen Darſtellung unſeres bedeutendſten 
Syſtematikers auf dieſem Gebiete Löfen ſich die nur redaktionellen 
Schwierigkeiten des Einf. Geſ., die demjenigen, der ſich hier auf 
das Studium eines Kommentars beſchränkt, um ſo mehr zu 
ſchaffen machen, je umfangreicher und ausführlicher der Kommentar 
iſt, mit angenehmer Deutlichkeit; niemand ſollte an das Studium 
der Einzelbeſtimmungen des Einf. Geſ. herantreten, ohne ſich 
zuvor hier einen prinzipiell orientierenden Überblick verſchafft zu 
haben; man wird dann auch erkennen, daß die fr. Artt. des 
Einf. Geſ. trotz ſeiner nur fragmentariſchen Regelung der Materie 
materiell einen großen geſetzgeberiſchen Fortſchritt darſtellen. 

Sodann hat das Strafprozeßrecht durch Profeſſor Beling, 
der Zivilprozeß und Konkursprozeß durch Profeſſor Kohler eine 
geiſtvolle und anſchauliche enzyklopädiſche Darſtellung erhalten. 
Hieran ſchließt ſich eine Darſtellung des Verfahrens der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit von Landgerichtspräfident Dr. Emil 
Dorner, des Verfaſſers einer der beſten Kommentare zum 
F. G. G. und der badiſchen Rechtspolizeigeſetzgebung. Dieſelbe 
bietet auch dem Praktiker eine ſchnelle und angenehme Orientierungs⸗ 
möglichkeit auf dieſem durch die neue reichsgeſetzliche Regelung 
und die daran geknüpfte Umgeſtaltung der Landesgeſetze vielfach 
nicht leicht zu beherrſchenden Gebiete. Es folgt die Bearbeitung 
des Strafrechts durch Profeſſor Dr. Wach enfeld (Roſtoch). 
Der Verf., mit dem der Unterzeichnete darin übereinſtimmt, daß 
die Strafe aus dem Rachetriebe entwickelungsgeſchichtlich abzu⸗ 
leiten iſt, erachtet im übrigen als oberſtes Prinzip bei der Be⸗ 
mefſung der anzudrohenden Strafe die Rückſicht auf das 
Staatswohl, betont aber, daß die Natur des Strafgeſetzes 
es verbietet, für die in concreto verwirkte Strafe irgend 
welche Strafzwecke entſcheiden zu laſſen. Ich vermiſſe hier 
eine entſchiedene Stellungnahme zu dem neuerdings wieder ſo 
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heftig entbrannten Streit über die Strafrechtstheorien. Doch 
ſcheint der Verf. ungeachtet der faſt utilitariſtiſchen Kennzeichnung 
des höchſten Strafzwecks der neueren ſog. ſoziologiſchen Schule 
glücklicherweiſe nicht allzu große Konzeſſionen zu machen. Wenn 
justitia fundamentum regni iſt, fo laſſen fich mit der Voran ⸗ 
ſetzung des Staatswohls allerdings auch die Anforderungen der 
klaffiſchen Schule vereinen; iſt aber die Rache oder einwand⸗ 
freier geſagt, das Entgeltungsprinzip der hiſtoriſche Ausgang 
des Strafrechts, ſo bleibt es dabei, daß der Staat dieſen 
Ausgangspunkt ſtets zu berückſichtigen, alſo auch dem Satis⸗ 


faktionsbedürfniſſe der durch den Verbrecher verletzten Individuen, 


als Vormund ihrer Rache, Rechnung tragen ſoll. 

Das Strafprozeßrecht iſt durch Profeſſor Dr. Bel ing 
(Tübingen) bearbeitet; entſprechend der enzyklopädiſch begrenzten 
Aufgabe liefert Perf. nur eine allerdings ſehr anſchauliche Skizze, 
jedoch mit reichlicher Literaturangabe. Die zur Zeit brennenden 
Reformfragen, die m. E. wichtiger ſind, als die des materiellen 
Strafrechts, werden nicht berührt. Doch iſt in Anſehung der 
Verteidigerſtellung für die Leſer dieſer Zeitſchrift immerhin 
folgende Bemerkung von Intereſſe: „Gelegentlich eines neueren 
Senſationsprozeſſes iſt ſtreitig geworden, ob der Verteidiger 
auch dann auf Freiſprechung zu plädieren habe, wenn er per⸗ 
ſönlich mehr Belaſtungsmaterial kennt, als in der Verhandlung 
vorgeführt, und deshalb weiß. daß der Angeklagte ſchuldig iſt, 
während das produzierte Beweismaterial zum Schuldbeweis 
nicht hinreicht. Die Frage wird von der überwiegenden Mehr⸗ 
heit bejaht, — mit Recht; denn der Verteidiger iſt eben weder 
berechtigt, noch verpflichtet, Belaſtungsmaterial, es ſei direkt oder 
indirekt, in den Prozeß einzuführen, weil er dadurch zum An- 
greifer würde.“ 

Eine überſichtliche Darſtellung des Militärſtrafrechts und 
des Militärſtrafprozeſſes, die beide neuerdings auch für den 
Rechtsanwalt größeres praktiſches Intereſſe beanſpruchen, da 
hier Verteidigungen durch Rechtsanwälte häufiger werden, hat 
Dr. Julius Weiffenbach geliefert. 

Profeſſor G. Anſchütz hat eine nach vielen Richtungen 
hin durch neue Geſichtspunkte ſowie durch die lebendige Dar⸗ 
ſtellungsart anregende Skizze des deutſchen Staatsrechts geliefert. 
Die Grundzüge des deutſchen Privatrechts aber haben gewiß in 
Prof. Gierke die berufenſte Feder gefunden, um den nunmehr 
nach formeller Beſeitigung der Rezeption des römiſchen Rechts 
auch wiſſenſchaftlich wieder mächtiger ſeine Schwingen ent⸗ 
faltenden Geiſt des nationalen Rechts unſerem Verſtändnis 
näher zu bringen. Für den Unterzeichneten hat ſchließlich 
Kohlers Darſtellung des bürgerlichen Rechts die größte An⸗ 
ziehungskraft ausgeübt; ich kann mein Urteil über dieſe wahr⸗ 
haft glänzende intereſſante Charakteriſtik des neuen Zivilrechts 
nur in dem Wunſche zuſammenfaſſen, daß niemand verſäumen 
möge, ſie zu leſen und zu würdigen. Das Verhältnis des 
Reichsprivatrechts zum Landesprivatrecht, eins der ſchwierigſten 
und intereſſanteſten Probleme, hat in Juſtizrat Dr. Stranz 
eine ihm durchaus gewachſene Kraft gefunden. Profeſſor Hey⸗ 
mann (Königsberg) gibt einen lehrreichen Überblick über das 
engliſche Privatrecht; Profeſſor CTrome (Bonn) liefert „Grund⸗ 
züge des romaniſchen Privatrechts“; Dr. jur. v. Veh einen 
Überblick über das ruſſiſche Privatrecht. 


dokumentiert iſt. 
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2. Dr. jur. Alfred Freiherr v. Overbeck. Das Strafrecht 
der franzöfifhen Enzyklopädie. 127 S. 3 M. 


Der Verf. dieſer das Heft 1 der Freiburger Abhandlungen 
aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts bildenden Doktor⸗ 
diſſertation liefert einen Beitrag zur Geſchichte der Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft, deſſen Wert ſchon durch die Einreihung in die 
bezeichnete Reihe wiſſenſchaftlicher Abhandlungen einigermaßen 
In der Tat iſt es von Intereſſe in unſerer 
Zeit, wo der Streit um die Strafzwecke und um eine Reform 
des Strafrechts wieder lebhaft zu entbrennen droht, die den 
modernen Reformbeſtrebungen vielfach ähnlichen Gedanken der 
franzöfiſchen Enzyklopädiſten kennen zu lernen, deren Einfluß 
auch auf die Geſetzgebungsreformen des 18. und beginnenden 
19. Jahrhunderts unzweifelhaft iſt. In ihrer materialiſtiſchen 
und utilitariſtiſchen Grundtendenz berühren ſich dieſe Aufklärer 
vielfach mit den modernen Gegnern des Vergeltungsgedankens 
und der klaſſiſchen Schule. Aber ihnen iſt ebenſo wie letzteren 
ein Gedanke fremd, der als der modernſte und zugleich als das 
beſte Korrektiv gegen die ſchließlich zu einer Entnervung der 
Strafgewalt führenden allzu weichherzigen Humanitätsideen 
bezeichnet werden kann, der Gedanke der geſellſchaftlichen 
Ausleſe durch das Strafrecht. Vergl. darüber meinen Aufſatz 
in der Anthropol. Polit. Revue 1903 (I, 10). 


3. Die Stellung der wilden Kaninchen im Zivil- und 
Strafrecht von Amtsrichter Berger (Neudamm, Verl. von 
J. Neumann) 1901. 3 M. (132 S.). 


Unter dem paſſenden Motto: „Kein Heger, kein Jäger“ 
behandelt der Verf. mit bewundernswerter juriſtiſcher Gründlichkeit 
einen Gegenſtand, der für alle Kollegen, die dem edlen Weid⸗ 
mannsſport huldigen, das größte Intereſſe haben dürfte. Ich 
bezweifle nicht, daß ſie dem Urteile des Verf. beipflichten werden, 
daß der § 15 des Wildſchadengeſetzes vom 11. Juli 1891, der 
in Preußen die wilden Kaninchen dem freien Tierfange anheim- 
gegeben hat, eine wahre Kalamität für den Jagdpächter bildet. 
Auch abgeſehen von der praktiſchen Haupttendenz des Buches, 
die ſich als Kritik dieſer Beſtimmung ergibt, iſt dasſelbe als 
eine wertvolle Bereicherung der Literatur des Jagdrechts zu 
bezeichnen, beſonders wegen umfaſſender Berückſichtigung der 
einſchlägigen Judikatur. Dr. L. K. 


Nen erſchienene, bei der Redaktion ein- 
gegangene gücher. 
(Beſprechung einzelner Werke bleibt vorbehalten.) 
112. Dr. G. Planck, B. G. B. nebſt Einführungsgeſetz. Bd. I, 
3. Aufl. 1903, ebenda. Preis 10 Mk. 


113. Dr. Ernſt Eck, Vorträge über das Recht des B. G. B. Ziefg. 3. 
1903, ebenda. Preis 3,50 Mk. 


114. Dr. Karl Gareis, Das deutſche Handelsrecht. 7. Aufl. 
1903, ebenda. Preis 9 Mk. 
115. Dr. H. Fitting, Der Reichszivilprozeß. 11. Aufl. 1903, 


ebenda. Preis 7 Mk. 
116. Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze: 
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Gülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
z Stettin, Bamberg, Breslau und Marienwerder haben 
der Kaffe abermals Beihülfen von 1000 Mark, 1200 Mark, 
2000 Mark und 2000 Mark gewährt. Den Kammern und 
ihren Borſtänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte 
Dank auögeiprocdgen worden. 


Die Stärkung der Stellung der bei den Amts⸗ 
gerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte. 

[(Ein Nachwort zum XVI. Deutſchen Anwaltstage.)) 
Von Rechtsanwalt Roſe in Harburg (Elbe). 


Von den reichlich 7000 deutſchen Rechtsanwälten haben 
reichlich 2000 ihren Wohnfitz an Orten, an denen ſich nur ein 
Amtsgericht befindet. Während im übrigen die Simultan- 
zulaffung dieſer Amtsgerichtsanwälte beim übergeordneten Land⸗ 
gericht die Regel iſt, wird ſie in Preußen und Bayern 
regelmäßig verſagt. Die Stellung der Rechtsanwälte an den 
Amtsgerichten in dieſen beiden größten Bundesſtaaten iſt infolge 
deſſen eine unbefriedigende und der Stärkung dringend bedürftige. 

Nach der Beſtimmung des 8 157 Abſ. 3 Z. P. O. konnen 
Laienvertreter — unter der Bezeichnung von Prozeßagenten — zum 
gewerbsmäßigen mündlichen Verhandeln am Amtsgericht zugelaſſen 
werden. Nachdem dieſe Beſtimmung vielfach dahin ausgelegt 
ift, daß Prozeßagenten auch an großen Amtsgerichten und in 
großen Städten, wo an ſich genügend Anwälte anſäſſig find, 
neben dieſen zugelaſſen werden, iſt die Befürchtung nicht abzu⸗ 
weiten, daß die Rechtsanwälte, die nur an Amtsgerichten 
zugelaſſen find, in den Augen des Publikums mit dieſen 
Laienvertretern auf eine Stufe geſtellt werden. Daß dies dem 


) Der nachſtehende feit längerer Zeit vollendete Aufſatz mag 
als Ergänzung und Erweiterung der Aus führungen von Bamberger 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1903 Nr. 46 und 47 S. 877 und 
zugleich als Erwiderung auf den mir ſoeben zugegangenen Aufſatz 
Stölzles in Nr. 52 und 53 S. 428 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1908 dienen. Die Beantwortung des letzteren Aufſatzes im 
kinelnen bleibt vorbehalten. 


Anſehen des Anwaltsſtandes überhaupt und beſonders dem 
der Anwälte am Amtsgericht nicht forderlich iſt, liegt auf 
der Hand. 

Noch einſchneidender und deutlicher zeigt ſich aber die Schwäche 
der Stellung der Amtsgerichtsanwälte bei der ihnen infolge 
des Lokaliſierungsprinzips der Rechtsanwaltsordnung (8 8 
der R. A. O.) auferlegten Beſchränkung der Prozeßvertretung 
auf Objekte bis zu 300 Mark. 

In dieſer Hinſicht iſt der den Amtsgerichtsanwälten durch 
den Mangel der höheren Objekte vielleicht entgehende Verdienſt 
nebenſächlich, da der beſchäftigte Amtsgerichtsanwalt im Durch⸗ 
ſchnitt ausreichend verdient. Der Schwerpunkt der Frage liegt 
auf einer anderen Seite. Jeder Amtsgerichtsanwalt empfindet 
dieſe Beſchränkung auf die Bagatellprozeſſe als etwas ungemein 
Niederdrückendes und Beſchämendes. Der berechtigte Grund 
dieſes Gefühls beruht offenbar darin, daß, während der Anwalt 
am Amtsgericht nach feiner Vorbildung auf allen Gebieten des 
Rechts ſich genau wie ſeine Kollegen an den Kollegialgerichten 
unbeſchränkt vertrauenswürdig fühlt, ihm durch die jetzige Lage 
der Geſetzgebung für einen großen und wichtigen Teil der 
anwaltlichen Tätigkeit dieſe Vertrauenswürdigkeit tatſächlich 
abgeſprochen wird. Er wird das Gefühl nicht los, daß er 
dadurch, daß er ſich am Amtsgerichte niedergelaſſen hat, geradezu 
an ſich ſelbſt eine capitis deminutio vollzogen, ſich im Verhältnis 
zu den Rechtsanwälten an den Kollegialgerichten zu einem Anwalt 
zweiter Klaſſe geſtempelt habe. 

Weiter iſt durch dies auf die Spitze getriebene Zulaſſungs⸗ 
prinzip durch eine Hintertür in einem ſehr großen Teil der 
anwaltlichen Tätigkeit wieder der früher in manchen Rechts. 
gebieten vorhanden geweſene Unterſchied zwiſchen der Prokuratur 
und der Advokatur in die Anwaltſchaft hineingebracht, der gerade 
durch die Rechtsanwaltsordnung überwunden ſein ſollte.) Der 
beim Amtsgericht zugelaſſene Anwalt iſt in den Zivilprozeſſen 
über 300 Mark tatſächlich nichts weiter als der Prokurator, 
d. h. der Inſtruent, Vorbereiter ſeines Korreſpondenzanwalts 
am Landgericht, der das Plaidoyer im Termin führt. Der 
Anwalt am Landgericht ſteht dem Anwalt am fremden Land⸗ 
gericht nur ſcheinbar in derſelben Weiſe gegenüber. Er hat 


) Siegel, Materialien zur R. A. O. S. 127; 218 bis 314; 401; 
482 ff. 
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auch auf dieſem Spezialgebiete an Stelle der ſcheinbaren ein 
Schritt zur Herbeiführung der wirklichen Rechtseinheit getan. 
Das iſt aber aus mannigfachen Gründen wichtiger, als das 

ſtarre Feſthalten an dem Prinzip der ſtrengen Lokalifierung. 
Ferner iſt die Simultanzulaſſung geboten im Verhältnis 
des Anwalts zum rechtſuchenden Publikum. Es iſt eine 
Forderung einer guten Rechtspflege, daß das rechtſuchende 
Publikum, für das doch die Rechtspflege da iſt, zum mindeſten 
an jedem Orte eines Gerichtsſitzes einen Anwalt, bei dem es 
Rechtsrat und Rechtsbelehrung bekommen kann, vorfindet. Das 
ift auch in der Rechtsanwaltsordnung durch die Zulaſſung der 


wenigſtens für den Landgerichtsbezirk das Recht und die Möglichkeit 
der unbeſchränkten Vertretung; er iſt nur örtlich, während der 
Amtsgerichtsanwalt ſachlich in ſeiner Prozeßtätigkeit beſchränkt iſt. 

Um nun dieſem beſchämenden Gefühl der geringeren Ver⸗ 
trauenswürdigkeit zu entgehen, ferner auch um die Sachen, deren 
Führung dem Amtsgerichtsanwalt aus Vertrauen zu ſeiner 
Perſon übertragen wird, in der Hand zu behalten — wobei 
endlich der Gelderwerb als häufig mitwirkendes Motiv nicht 
verſchwiegen werden ſoll —, wird verſucht, durch Verſchiebung 
oder Umgehung der geſetzlichen Kompetenzbeſtimmungen die 
Prozeßführung ſich zu verſchaffen. Die Mittel dazu: Verein⸗ 
Von dieſem Standpunkt aus 


barung der Kompetenz, Teilung des Objekts uſw., ſind bekannt. 
Alle dahin zielenden Maßregeln find aber bedenklich und können 
leicht zu disziplinarer Ahndung führen, wie die nicht ſeltenen 
Entſcheidungen des Ehrengerichtshofes in dieſer Richtung zeigen.“) 
Der Anreiz zu dieſen beſonderen Verfehlungen und damit die 
Gefahr einer disziplinaren Ahndung für dieſe liegt aber nur in 
der ungenügenden Stellung der Amtsgerichtsanwälte; den übrigen 
Anwälten fehlt jede Veranlaſſung dazu. Gerade die Häufigkeit 
der Fälle zeigt aber, daß es ſich dabei nicht ſowohl um Ver⸗ 
fehlungen einzelner beſonders leichtfertiger oder gewiſſenloſer 
Perſonen handelt, ſondern daß ſie die Folge eines Mangels in 
der allgemeinen Stellung der Amtsgerichtsanwälte find. 

Das ſehr einfache und wie ich auch gegenüber Bamberger 
hervorheben möchte, alleinige Heilmittel zur Beſeitigung dieſer 
Mängel in der Stellung der Amtsgerichtsanwälte beſteht darin, 
daß jeder am Amtsgerichte zugelaſſene Anwalt auf ſeinen Antrag 
ſchlechthin bei dem übergeordneten Landgericht und den in deſſen 
Bezirk befindlichen Kammern für Handelsſachen zugelaſſen werden 
muß und dieſe Beſtimmung in die Rechtsanwaltsordnung auf- 
genommen wird. Es würde dies durch Abänderung des $ 9 
der Rechtsanwaltsordnung ſehr leicht geſchehen können. 

Mit dieſer Simultanzulaſſung wird die Stellung des Amts- 
gerichtsanwalts, durch die Möglichkeit, beim Landgericht aufzu- 
treten, gegenüber den Prozeßagenten hervorgehoben; er wird den 
Kollegen am Landgericht prinzipiell gleichgeſtellt; damit wird 
das Gefühl der Beſchämung ſchwinden und der Anreiz, fi 
in der geſchilderten Weiſe disziplinariſch ſtrafbar zu machen, 
beſeitigt. 

Dieſe Stärkung der Stellung der Amtsgerichtsanwälte iſt 
aber auch im übrigen aus mannigfachen Geſichtspunkten geboten 
und notwendig. 

Zunächſt aus dem Gefichtspunkt der Herbeiführung der 
Rechtseinheit in der Organiſation der Rechtsanwaltſchaft. Jetzt 
bilden infolge der der Landesjuſtizverwaltung des einzelnen Bundes⸗ 
ſtaates in den 98 9 — 12 der Rechtsanwaltsordnung offen ge- 
laſſenen Ausnahmen die Zulaſſungsverhältniſſe der Rechtsanwälte 
in Deutſchland eine bunte und mannigfach ſchillernde Muſter⸗ 
karte, die ſelbſt dem Eingeweihten zu überſehen ſchwer wird. 
Dieſer unklare und verſchiedenartige Zuſtand fällt wenigſtens 
zum Teil weg, wenn jedem Amtsgerichtsanwalt auf ſeinen Antrag 
die Simultanzulaſſung erteilt werden muß. Dadurch würde 


) Entſch. des Ehrengerichtshofes für Deutſche Rechtsanwälte 
Bd. I S. 118; III S. 24; IV S. 151, 179; V S. 181; VI S. 98, 
98, 124; VII S. 22; VIII 21—28, 115—129; IX S. 141; 
X S. 88, 170. 


Amtsgerichtsanwälte anerkannt. 
iſt es aber ohne weiteres geboten, die Stellung des Amts⸗ 
gerichtsanwalts jo zu geſtalten, daß er nicht nur ein genügendes 
Einkommen, ſondern auch eine ſeiner Vorbildung und dem 
übrigen Anwaltsſtande entſprechende Berufsſtellung findet. 
Schon deshalb muß ihm die Simultanzulaffung gewährt werden. 
Das Publikum hat aber über den Rat und die Belehrung hin⸗ 
aus einen Anſpruch darauf, daß ſeine Rechtsſachen, zum 
mindeſten ſoweit der Bezirk des erſtinſtanzlichen allgemeinen 
Forums des Wohnfitzes reicht, von demjenigen darin anjäjfigen 
Anwalt vertreten werden, dem der einzelne ſein Vertrauen 
ſchenkt und den er als ſeinen ſtändigen Rechtsbeiſtand angenommen 
hat. Dies wird, nachdem die Amtsgerichtsanwälte einmal zu⸗ 
gelaſſen find und ihre Zahl in Deutſchland auf über 2 000 


geſtiegen iſt, nicht ſelten der Amtsgerichtsanwalt fein. 


Dies Verlangen iſt um ſo berechtigter, als in ſehr vielen 
Fällen die Prozeßführung dadurch verbilligt wird. Jetzt über⸗ 
mittelt in einer großen Anzahl von Prozeſſen der Amtögerichts- 
anwalt einen von ihm angenommenen Auftrag zur Klagerhebung 
ſeinem Korreſpondenzanwalt am Landgericht. Dieſer erhält für 
Durchführung des Prozeſſes in der I. Inſtanz dreimal die 
volle Gebühr. Für die Abwartung des regelmäßig am Amts- 
gericht ſtattfindenden Beweistermins erhält der Amtsgerichts 
anwalt die halbe Prozeß⸗ und die Beweisgebühr. Die andere 
Hälfte der Prozeßgebühr erhält der Amtsgerichtsanwalt regel⸗ 
mäßig als Korreſpondenzgebühr (§ 44 Geb. O.). Es entſtehen 
alſo für die Inſtanz und Partei im ganzen 4 ½ volle Gebühren. 
Wird der Amtsgerichtsanwalt am Landgericht zugelaſſen, wird 
es in der Regel bei den drei vollen Gebühren ſein Bewenden 
behalten. Reiſekoſten werden kaum entſtehen oder nicht liquidiert 
werden können. Der Gegner braucht ſie gemäß § 18 R. A. O. 
nicht zu erſtatten und die eigne Partei wird ſie nicht zahlen 
wollen. Es wird dabei ganz ähnlich gehen, wie jetzt mit der 
Korreſpondenzgebühr in landgerichtlichen Verſäumnisſachen. Auch 
dieſe erhält der Amtsgerichtsanwalt, dem die Sache übertragen 
iſt, aus denſelben Gründen faſt nie. 

Schon dies Intereſſe des rechtſuchenden Publikums ſcheint 
mir für die Simultanzulaſſung der Amtsgerichtsanwälte aus⸗ 
ſchlaggebend fein zu müſſen. 

Auch aus dem Verhältnis von Anwalt zu Anwalt kann 
ein Einwand dagegen nicht entnommen werden. In weiten 
Kreiſen der Anwaltſchaft wird die Anſchauung geteilt, daß die 
Amtsgerichtsanwälte einer Stärkung ihrer Stellung bedürfen. 
Dies iſt ſchon daraus zu entnehmen, daß dies Thema als 
7. Punkt auf die Tagesordnung des vorjährigen XVI. Deutſchen 
Anwaltstages in Straßburg i. E. geſetzt war und — da es 
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leider wegen Zeitmangel nicht mehr zur Beratung kam — dort 
beſchloſſen iſt, es als tunlichſt erſten Punkt wieder auf die 
Tagesordnung des nächſten Anwaltstages zu ſetzen. Daß eine 
Beſchlußfafſung über dieſe Frage aber ſehr wohl im Sinne der 
Simultanzulaſſung erfolgen kann, folgt ſchon daraus, daß der 
Dentſche Anwaltstag in Cöln im Jahre 1876 ſich dahin 
ſchlüffig gemacht hat, daß, wenn ſeinem prinzipalen weiter⸗ 
gehenden Beſchluß nicht Folge gegeben werden konne, eventuell 
die hier vertretene Simultanzulaſſung als geſetzliche Beſtimmung 
in die Rechtsanwaltsordnung hineinzuſchreiben ſei. 

Dieſem Beſchluſſe hat aber die Entwicklung der Anwaltſchaft 
bis jetzt durchaus recht gegeben. Infolge des ſtrengen 
Lokalifierungsprinzips find die Intereſſen der Anwälte an den 
Kollegialgerichten mit denen der Amtsgerichtsanwälte in zahl⸗ 
reichen Fällen nicht identiſch, ſondern ſtehen ſich diametral 
entgegen. Ich weile nur hin auf das Verbot der Teilung des 
Objekts, auf das Verbot der Gebührenteilung, ferner darauf, 
daß ſich der Berliner Anwaltstag 1896 gegen die Erhöhung 
der Kompetenz der Amtsgerichte ausgeſprochen hat, ferner darauf, 
daß dem Danziger Anwaltstag 1901 ein Antrag der Badiſchen 
Amvaltskammer auf Erhöhung der Gebühren in amtsgerichtlichen 
Bernfungsfachen (ohne gleichzeitige Erhöhung der erſtinſtanzlichen 
Gebühren) vorgelegt wurde. Beinahe alle dieſe Punkte wirken 
in ihrem Endreſultat günftig für die Anwälte an den Kollegial⸗ 
gerichten, ungünſtig für die Anwälte an den Amtsgerichten. 
Selbſtverſtändlich find dieſe Entſcheidungen und Beſchlüſſe aus 
ſachlichen Gründen gefaßt und die Schädigung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte ift dabei eine unbeabfichtigte Begleiterſcheinung. Aber 
die Tatſache, daß eine Reihe wohl erwogener und begründeter 
Maßnahmen ausgeſprochenermaßen zum Nachteil eines Teiles 
der Anwälte wirkt, während fie die übrigen ſogar fördert, zeigt 
deutlicher als vieles andere, daß in der Organiſation der Anwalt- 
ſchaft die Amtsgerichtsanwälte eine prinzipiell fehlerhafte und 
ungenügende Stellung haben. 

Dieſe Erkenntnis muß aber, falls nicht ſonſt eine Anderung 
eintritt, zu dem unerwünſchten Reſultat führen, daß die Amts⸗ 
gerichtsanwälte zur Erreichung einer beſſeren Pofition fi von 
der übrigen Anwaltſchaft trennen und eventuell im Kampfe gegen 
dieſe ihr Ziel der Gleichſtellung zu erreichen ſuchen. Es ſoll 
hierbei nicht verkannt werden, daß die Einnahmen der Anwälte 
an den Landgerichten durch die gewünſchte Simultanzulaſſung 
vielleicht in etwas beeinträchtigt werden könnten. Doch bleibt 
immerhin zweifelhaft, ob es geſchehen wird und jedenfalls wird 
fh eine ſolche Schmälerung nur ſehr allmählich vollziehen. 
Denn die Anwälte am Sitze des Landgerichts behalten immer 
dadurch eine wenigſtens teilweis privilegierte Stellung, daß fie 
die Koften und Unbequemlichkeiten einer Reiſe nicht zu über ⸗ 
nehmen brauchen. Die Anwälte an den Amtsgerichten werden 
ſelbſt bei Simultanzulaſſung häufig aus Geſundheitsrückſichten, 
Bequemlichkeit, Uberhäufung mit Berufsgeſchäften von der Reife 
zum Landgerichtsort abſehen, ſo daß doch ſchließlich eine große 
Anzahl Sachen den am Landgerichtsort wohnenden Kollegen von 
jelbft in den Schoß fällt und daher eine Anderung in den 
Einkommens verhältniſſen der landgerichtlichen Anwälte kaum 
eintritt. 

Sollte aber auch die Befürchtung eines mehr oder weniger 


großen Einnahmeausfalls zutreffend ſein, ſo kann dieſer aus 
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dem reinen Geldintereſſe hergenommene Einwand gegen die 


mannigfachen Gründe, die zu einer Verbeſſerung der Stellung 


der Amtsgerichts anwälte führen müſſen, nicht in Betracht kommen. 
Schließlich haben die Anwälte am Landgericht auf ihre pri- 
vilegierte Stellung kein wohlerworbenes Recht und haben ſie 
trotzdem jetzt ca. 25 Jahre unangefochten innegehabt; da können 
ſie ſich nicht beſchweren, wenn ſie einen noch nicht einmal 
fiheren geringen Nachteil zur Vermeidung einer Spaltung inner- 
halb des ganzen Anwaltsſtandes und zur Hebung eines wirklich 
in ſeiner Stellung gedrückten Teiles der Kollegen mit in den 
Kauf nehmen müſſen. Hierbei iſt auch darauf hinzuweiſen, daß 
in vielen Bundesſtaaten die Simultanzulaffung ſchon im Wege 
der Juſtizverwaltung in Übereinſtimmung mit dem Vorſtande 
der Anwaltskammer eingeführt iſt. Der Vorſtand der Anwalts- 
kammer im Königreih Sachſen hat mir auf eine Anfrage mit⸗ 
geteilt, daß er dieſen Zuſtand — der Simultanzulaſſung — für 
den der natürlichen Lage der Dinge entſprechenden halte, und 
der Vorſtand der Anwaltskammer im Königreich Württemberg 
hält den Zuſtand der Simultanzulaſſung für fo nötig, daß er 
nach jahrelangem Kampfe mit der Juſtizverwaltung dieſen Grund⸗ 
ſatz für ſeinen Kammerbezirk erkämpft hat. 

Endlich ift zu prüfen, ob das Verhältnis des Anwalts zum 
Gericht der Simultanzulaſſung entgegenſteht. Auch das iſt zu 
verneinen. Gerade dies Verhältnis hat die Lokaliſterung nur 
bei einem Gericht in Verbindung mit der Reſidenzpflicht ver⸗ 
anlaßt. Es iſt bei den Beratungen der Rechtsauwaltsordnung 
von verſchiedenen Seiten,) insbeſondere auch von dem preußiſchen 
Miniſter Leonhardt aufs ſchärfſte betont, daß ohne dleſe 
ſtrenge Lokalifierung zugleich mit der Refidenzpflicht eine 
ordnungsmäßige Prozeßführung bei dem Prinzip der Mündlich⸗ 
keit in der Zivilprozeßordnung „unmoglich ſei“ ſich nicht 
denken laſſe. 

Ift das nun begründet? Ich glaube nicht. Die Ent- 
wicklung ſowohl der Anwaltſchaft wie der Rechtspflege hat den 
Vätern der Rechtsanwaltsordnung mit ihren Befürchtungen nicht 
recht gegeben. 

Zunächſt läßt die Rechtsanwaltsordnung felbft den Landes ⸗ 
juſtizverwaltungen verſchiedene Ausnahmen von dem ſtrengen 
Lokalifierungsprinzip offen (vergl. 58 9—12 der Rechtsanwalts. 
ordnung). Dieſe Ausnahmen hätten nicht zugelaſſen werden 
können und es wäre widerfinnig, fie zuzulaſſen, wenn es richtig 
wäre, daß ohne die Tatſache, daß der Anwalt am Orte des 
Zulaſſungsgerichts ſeinen Wohnfig nimmt, eine ordnungsmäßige 
Prozeßführung unmöglich ſei. Tatſächlich iſt auch von ihnen 
ſehr reichlich Gebrauch gemacht, ſo in Hamburg, Bremen, 
Lübeck, Braunſchweig, dem Königreich Sachſen, Württem- 
berg, Baden, Waldeck, den Thüringiſchen Staaten uſw. 
Man kann ſagen, daß die Simultanzulaſſung in dieſen Staaten 
die Regel bildet. Es iſt bisher nicht bekannt geworden, daß 
dadurch beſondere Schwierigkeiten in dem Verhältnis des Rechts ⸗ 
anwalts zum Gericht entftanden wären. Alle Befürchtungen 
über zahlreiche Vertagungen, Prozeßverſchleppungen ꝛc.“), die im 
beſonderen an die gleichzeitige Zulaſſung der Amtsgerichtsanwälte 


) Siegel, Materialien zur R. A. O. S. 40 ff., 42 ff., 44, 45 ff., 
127 ff., 480 ff. 
**) Siegel, Materialien zur R. A. O. S. 40, 42 ff., 44 ff. 
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bei dem übergeordneten Landgericht geknüpft wurden, haben ſich 
nicht bewahrheitet, obwohl von den 2 000 Amtsgerichtsanwälten 
ſchon jetzt rund 600 die Simultanzulaſſung erreicht haben. 
Ganz im Gegenteil hat noch neulich eine gewichtige Stimme 
unter Beibringung von reichem ftatiftifhen Material nach⸗ 
gewieſen, daß die Prozeſſe in den Staaten, die die Simultan⸗ 
zulaſſung eingeführt haben, am raſcheſten gefördert werden.) 

Der weſentliche und hauptſächliche Grund, der für die 
gleichzeitige Wohnung des Anwalts am Sitz des Zulaſſungs⸗ 
gerichts ins Feld geführt wird, iſt der, daß das Gericht bei dem 
Prinzip der Mündlichkeit mit den Anwälten als Organen der 
Rechtspflege in moͤglichſt enger Verbindung ſtehen und jederzeit 
in der Lage ſein müſſe, den Anwalt leicht zu erreichen. Daß 
dies aber nur der Fall ſei, wenn der Anwalt am Orte des 
Gerichts wohnt, iſt eine petitio principii und zu beſtreiten. 
Man denke nur an die großen Verkehrsorte wie Berlin, 
München, Breslau, Cöln x. In dieſen und ähnlichen 
Städten ſcheitert die enge Verbindung des Anwalts mit dem 
Gericht ſchon an der großen Zahl der zugelaſſenen Anwälte, 
auch iſt ſchon die räumliche Entfernung des Anwalts vom 
Gericht häufig größer als die Entfernung des Amtsgerichtsorts 
vom Landgerichtsort in der Provinz. Dazu kommt, daß in den 
Hauptſtädten mit Landgerichtsfitz — auch den kleinen — den 
beſchäftigten Anwalt ſchon die große Zahl der Behörden, an 
denen er gleichzeitig zu praktizieren in der Lage iſt, die Viel⸗ 
ſeitigkeit ſeiner Klientel, deren oft entferntes Wohnen, ſelbſt in 
fremden Städten, die Vielſeitigkeit ſeiner Tätigkeit an ſich als 
Syndikus, als Vorſtands. und Aufſichtsratsmitglied von Ge⸗ 
ſellſchaften und Banken ſo ſehr in Anſpruch nimmt, daß von 
einer wirklich engen Verbindung und von einem leichten Er⸗ 
reichen auch beim Wohnen an denſelben Orten nicht wird ge⸗ 
ſprochen werden können. Jedenfalls wird dieſe enge Verbindung 
oder dieſe leichte Erreichbarkeit durch das Wohnen des Anwalts 
am durchſchniitlich nur wenige Kilometer entfernten Amtsgerichts 
orte keine erſchwerte. Außerdem haben ſich ſeit dem Erlaß der 
Rechtsanwaltsordnung die Verkehrsverhältniſſe durch Einführung 
des Telephons, das gegenwärtig kaum ein Anwalt entbehren 
kann, durch erweiterte telegraphiſche Verbindung, durch Ver ⸗ 
mehrung und Vervielfältigung der Fahrgelegenheit auf Eiſen⸗ 
bahnen, Kleinbahnen, elektriſchen Bahnen, zu welchen Verkehrs. 
mitteln in abſehbarer Zeit als ſehr wichtiger Faktor allgemein 
das Automobil treten wird, ſo gebeſſert und vervollkommnet, 
daß im Bezirk eines Landgerichts jeder Anwalt leicht und beinahe 
ſtets in derſelben Weiſe zu erreichen iſt, wie der am Sitz des 
Gerichts ſelbſt wohnende. 

Die geſetzliche Feſtlegung der Simultanzulaſſung iſt aber 
aus allen dieſen Gründen nicht nur für Preußen und Bayern 
von Intereſſe, ſondern ebenſo für die übrigen Bundesſtaaten, 
da die dort nur im Wege der Juſtizverwaltung gemäß § 9 der 
Rechtsanwaltsordnung gewährte Simultanzulaſſung nach Er⸗ 
meſſen der Juftizverwaltung auch verſagt oder nur vereinzelt 
gewährt werden kann. Die Unſicherheit, die darin liegt, kann 
nur durch eine reichsgeſetzliche Beſtimmung beſeitigt werden. 


*) Grenzbote 1908 Heft 35 S. 504, Heft 36 S. 579. 


XXSIII. Jahrgang. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. Dezember 1903 
bis zum 12. Januar 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 77 verb. mit 5 40 des Ausf. G. f. Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen und § 771 des B. G. B. Haftung des Staates für 
Schadenzufügung von Beamten bei Ausübung öffentlicher Gewalt 
in Elſaß⸗Lothringen und des Staats überhaupt. 

Nach Art. 7 7 des E. G. zum B. G. B. entſcheiden über die 
Haftung des Staates für den von ſeinen Beamten in Ausübung 
der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zugefügten 
Schaden auch nach der Einführung des B. G. B. die Landes 
geſetze, und § 40 des Ausf. G. für Elſaß⸗Lothringen beſtimmt, 
daß der Staat für dieſen Schaden in gleicher Weiſe wie der 
Beamte einzuſtehen hat, aber nur, ſoweit ein Erſatz von dieſem 
nicht zu erlangen iſt und mit der rechtlichen Stellung eines 
Bürgen (8771 B. G. B.) jenem gegenüber. In Ausübung der 
ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt aber haben die Beamten 
der Strafanſtalt, denen der Kl. das bereits bezeichnete Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt legt, gehandelt. Dem Gefangenen gegen⸗ 
über, der auf Grund von § 15 des Str. G. B. zwangsweiſe 
beſchäftigt wird, kommen für den Staat keinerlei privatrechtliche 
Geſichtspunkte in Frage; gegen ihn tritt der Staat in der Straf⸗ 
vollſtreckung und in der Zuweiſung der Arbeit zum Zwecke des 
Strafvollzugs nur als öffentliche Gewalt, als Staatshoheit, iu 
keiner Weiſe als vermoͤgensrechtliches Subjekt, als Träger 
privater Rechte und Pflichten, als Fiskus auf; der Geſichtspunkt 
des Erwerbes tritt ihm gegenüber vollſtändig zurück. Der Ge⸗ 
fangene iſt es, gegen den gerade allein die öffentliche Gewalt als 
ſolche ſich kehrt, und die Verträge mit Gewerbeunternehmern, die 
ſelbſt privatrechtlicher Natur find, werden doch nur geſchloſſen, 
damit der Staat der öffentlich- rechtlichen, durch das Geſetz 
begründeten Pflicht, die Gefangenen zwangsweiſe zu beſchäftigen, 
genügen kann. (Vergl. die Begründung zu $ 1 des Geſetzes 
vom 30. Juni 1900 betr. die Unfallfürſorge für Gefangene in 
den Beilagen der Reichstagsverhandlungen 1899/1900 Bd. 8 
Nr 524 und Kommiſſionsbericht Bd. 12 Nr. 792 S. 13.) 
Wenn deshalb ein Beamter in ſeiner Tätigkeit im Dienſte der 
Strafvollſtreckung vorſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit einem Ge⸗ 
fangenen widerrechtlich einen Schaden zufügt, ſo iſt der Fall des 
Art. 77 des E. G. zum B. G. B. gegeben. Der Beamte ſelbſt 
wird aus ſolcher Handlung dem Beſchädigten auf Grund der 
88 839, 841 B. G. B. zum Schadenserſatze verpflichtet; ob auch 
der Staat für das Verſchulden des Beamten und den durch 
dieſen verurſachten Schaden einzuſtehen hat, entſcheiden die Landes ⸗ 
geſetze. Landesfiskus u. Gen. c. L., U. v. 10. Dez. 03, 
343/03 VI. — Kolmar. 

2. Art. 201 Abſ. 2 E. G. Altes und neues Recht müfſen 
den Scheidungsgrund kennen. 

Beide Vorinſtanzen hatten auf Klage des Ehemannes auf 
Scheidung der Ehe erkannt und ausgeſprochen, daß die Bell. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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hieran die Schuld trage. In II. J. hatte Bekl. eventuell be- 
antragt, auch den Kl. für ſchuldig zu erklären. Sie behauptet 
unter Eideszuſchiebung, er habe unter anderm mit einer un⸗ 
bekannten Frauensperſon, von der er ſelbſt der Zeugin St. 
Mitteilung gemacht habe, Ehebruch getrieben. Der Revifions- 
angriff geht fehl, daß der B. R., den Ehebruch des Kl. mit 
einer zweiten von der Zeugin St. erwähnten Frauensperſon 
anlangend, den Eid des Kl. auch auf den vor 1. Januar 1900 
zurückliegenden Geſchlechtsverkehr hätte erſtrecken müſſen. In⸗ 
ſoweit war die Bekl. durch das damals geltende Recht (8 671 
des A. L. R. Tl. II Tit. 1) verhindert, den Ehebruch des 
Mannes geltend zu machen. Es fehlt alſo, um den früheren 
Ehebruch jetzt als Scheidungsgrund und demgemäß auch als 
Grund zur Schuldigerklärung des Mannes verwerten zu können, 
an dem geſetzlichen Erfordernis des Art. 201 Abſ. 2 des E. G. 
zum B. G. B., wonach die betreffende Verfehlung ſowohl nach 
altem als nach neuem Recht einen Scheidungsgrund bilden 
muß. Die Revifion ſucht von neuem die Meinung zu ver⸗ 
leidigen: es genüge, daß der Ehebruch von beiden Rechten 
abftraft als Scheidungsgrund anerkannt ſei, es komme deshalb 
nicht darauf an, ob er im gegebenen Falle vom älteren Recht 
als aufrechenbar gegen den eigenen Ehebruch behandelt worden 
ſei oder nicht. Allein dieſe Meinung iſt bereits von mehreren 
Senaten des R. G. (Entſch. Bd. 46 S. 90, Bd. 47 S. 4) als 
irrig zurückgewieſen. Der jetzt erkennende Senat ſchließt ſich den 
dort gegebenen Ausführungen an. B. c. B., U. v. 10. Dez. 03, 
224/03 IV. — Berlin. 


8. 5 12 B. G. B. Zuläffigkeit des Rechtsweges; Schutz 


adliger und bürgerlicher Namen. 

Der Kl., geboren am 29. April 1871, iſt Glied der adligen 
Familie von B. und verlangt von dem Bekl., der am 2. Mai 
1838 geboren iſt, die Ablegung des Familiennamens „von B.“. 
Der Klage iſt ſtattgegeben, die Reviſion zurückgewieſen. Das 
dem Klageanſpruche zugrunde liegende privatrechtliche Namens ⸗ 
recht, ein Perſöͤnlichkeitsrecht, hat feine Anerkeunung und Aus- 
geftaltung gefunden in § 12 B. G. B. Kl. behauptet, daß Bekl. 
ſeinen — des Klägers — Namen „von B.“ gleichfalls als 
Familiennamen gebrauche, ohne dazu befugt zu ſein, wenn er 
auch ſich nie den Adel angemaßt habe. Kl. verlangt hiernach 
nicht etwa eine Entſcheidung darüber, ob Bekl. dem Adelſtande 
angehöre oder nicht; darüber würde, wie das B. G. zutreffend 
annimmt, der Rechtsweg unzuläffig jein, da das Rechts inſtitut 
des Adels dem öffentlichen Recht angehört. Verſchieden davon 
iſt die Frage, ob jemand Mitglied einer adligen Familie iſt; 
dabei handelt es ſich um familienrechtliche, dem Privatrecht an- 
gehörige Verhältniſſe, denen der Rechtsweg nicht verſchloſſen iſt 
(vergl. Urteil des Preußiſchen Obertribunals vom 4. November 1861 
— Entſch. Bd. 46 S. 193 —, des R. G. vom 7. Mai 1880, 
vom 22. Oktober 1881, vom 11. April 1892, vom 1. Juni 1897 
— Entſch. in Zivilſachen Bd. 2 S. 145, Bd. 5 S. 171, Bd. 29 
S. 123, Bd. 39 S. 302 — und vom 31. Januar 1901 — 
Juriſt. Wochenſchr. 173 0). Richtig iſt nun, daß das B. G. B. 
überhaupt und ſomit auch der & 12 das Adelsrecht als ſolches 
unberührt läßt. Aber wie ſchon das L. G. mit Recht an- 
genommen hat, kommt bei dem adligen Namen ſowohl eine 
öffentlichrechtliche wie auch eine privatrechtliche Seite in Betracht. 
Erſtere tritt hervor durch die auch dem adligen Namen innen ⸗ 
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wohnende Beſtimmung, die Zugehörigkeit des Trägers des 
Namens zum Adelsſtande überhaupt oder zugleich auch zu 
einer beſondern Adelsklaſſe zum Ausdrucke zu bringen, 
letztere macht ſich geltend bei der untrennbar mit dem adligen 
Namen zugleich verbundenen Beſtimmung des bürgerlichen Namens, 
im Verkehre die einzelnen Perſonen von anderen zu unterſcheiden, 
alſo als Individuum zu kennzeichnen. Soweit der adlige Name 
zugleich dieſem allgemeinen Namens zwecke zu dienen hat, iſt er 
nicht bloßes Prädikat und Titel, wie z. B. der bloß perſönliche 
Adel in Bayern und Württemberg und vielfach, nicht immer, 
die Titel Freiherr, Graf, Fürſt, Herzog u. a. (vergl. Rehbein, 
B. G. B., Erläuterungen zu 88 1 — 20 V. 4), und wird alſo 
folgerichtig durch 8 12 B. G. B. ebenſo geſchützt, wie der bürger- 
liche Name. Dies gilt insbeſondere unterſchiedslos von den 
adligen Namen, bei denen die Zugehörigkeit des Trägers des 
Namens zum Adelsſtande lediglich durch das Wort „von“ oder 
zu“, oder „auf“ oder ein ähnliches Wort ausgedrückt wird, 
und erledigt ſich damit zugleich für die Anwendbarkeit des § 12 
die viel umſtrittene Frage, ob dieſe Worte, namentlich das Wort 
von“, welche dem eigentlichen Namen des Adligen vorangeſetzt 
zu werden pflegen, einen Teil des Familiennamens bilden oder 
ob fie allein zur Bezeichnung des adligen Standes beſtimmt find. 
Ebenſo erübrigt ſich dauach auch die Erörterung der von Planck, 
B. G. B. zu § 12 unter 5, in bejahendem Sinne beantworteten 
Frage über die entſprechende Anwendbarkeit des 8 12 auf den 
Adel und über das darauf beruhende Recht, das Wort „von“ 
oder ein anderes Adelsprädikat dem Familiennamen hinzuzufügen. 
Nach alledem hat das B. G., in Übereinſtimmung mit dem L. G., 
mit Recht die Einrede der Unzuläſfigkeit des Rechtswegs ver- 
worfen und angenommen, daß der § 12 B. G. B. den Namen 
des Adligen nicht minder wie den des Bürgerlichen ſchützt. Es 
iſt danach auch die weitere Annahme des B. G. zutreffend, daß 
der Anſpruch des Kl., der Bekl. ſolle ſich nicht mehr „von B.“ 
nennen, nicht im Adel des Kl., ſondern im Namensrecht aus 
5 12 B. G. B. begründet ſei, und ebenſowenig iſt nach der 
ganzen Sachlage die Annahme zu beanſtanden, daß ein Intereſſe 
des Kl. daran vorliegt, daß Bekl. ſich nicht unbefugt „von B.“ 
neune. Zur Begründung des Klaganſpruchs gehört aber noch, 
und trifft den Kl. auch nach dieſer Richtung die Beweislaſt, daß 
Bekl. ſich unbefugt „von B.“ nennt. Das B. G. hat aus 
zutreffenden tatſächlichen Gründen den Beweis als geführt er⸗ 
achtet. B. B. o. v. B., U. v. 30. Nov. 03, 208/03 IV. — Celle. 

4. 88 130, 148 B. G. B. Begriff des Zugehens. 

Der Bekl. erbot ſich am 20. März 1901 ſchriftlich dem 
Kl. gegenüber zur Abtretung einer ihm gegen die B.⸗Sch. Bau⸗ 
geſellſchaft angeblich in Höhe von 16 000 Mark zuſtehenden 
Provifionsforderung gegen Zahlung von 14 000 Mark und er⸗ 
klärte ſich zugleich bis zum 22. März 1901 Mittags an den 
Antrag gebunden. Am 21. März ſchickte der Kl. dem Bekl. 
eine ſchriftliche Annahmeerklärung durch einen an ihn nach 
dem Baugeſchaͤft von G. gerichteten, eingeſchriebenen Brief, 
welcher, nachdem er am 22. Marz Vormittags in dem Bau⸗ 
geſchäfte von G. zweimal wegen Nichtanweſenheit des Bekl. 
erfolglos von dem Poſtboten zum Zwecke der Beſtellung vor⸗ 
gezeigt worden war, am 23. März 1901 in die Hände des 
Bekl. gelangte. Am 22. März 1901 Nachmittags zwei Uhr 
hatte der Kl. mündlich dem Bekl. die Annahme erklärt. Der 
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Kl. erhob in der Meinung, er habe rechtzeitig ſeine Annahme 
erklärt, und unter der Behauptung, der Bekl. habe in der Ab- 
ſicht, ſich der Empfangnahme der Annahme zu entziehen, fidh 
am 22. März Vormittags dem Geſchäftslokal von G. fern⸗ 
gehalten, ſowie unter der ferneren Behauptung, der Bekl. habe 
ſeine Forderung mit 16 000 Mark ausgezahlt erhalten, Klage 
gegen denſelben auf Erteilung näherer Auskunft über die 
Provifions forderung, auf Herausgabe der darauf bezüglichen 
Urkunden und auf Zahlung von 2000 Mark nebſt Zinſen. 
Die Klage iſt vom B. G. für unbegründet erachtet worden, 
weil die Annahme des Vertragsantrages nicht rechtzeitig erfolgt 
und das behauptete argliſtige Verhalten des Bekl. nicht er- 
wieſen ſei. Dieſe Annahmen find rechtlich nicht zu beanſtanden, 
die ſtreitige Forderungsabtretung konnte nur durch eine inner⸗ 
halb der von dem Bekl. beſtimmten, bis zum 22. März 1901 
Mittags laufenden Frift erfolgende Annahme des Vertrags- 
antrages des Bekl. ſeitens des Kl. zuſtande kommen. § 148 
B. G. B. Die mündliche Annahmeerklärung wird von dem 
B. G. als nicht rechtzeitig geſchehen erachtet, weil nach der dem 
Vertrage gegebenen Auslegung die Parteien unter dem Ausdruck 
„Mittag“ den Zeitpunkt von 12 Uhr Mittags verſtanden haben. 
Der von dem Kl. behauptete Berliner Handelsbrauch, nach 
welchem zwiſchen Kaufleuten unter dem Ausdruck „Mittag“ 
eine ſich bis 3 Uhr Nachmittags erſtreckende Zeitſpanne ver ⸗ 
ſtanden werde, wird als unerheblich dahin geſtellt gelaſſen, weil 
die Parteien Nichtkaufleute ſeien und deshalb ein ſolcher 
Handelsgebrauch auf ſie nicht anwendbar ſein würde. Der die 
ſchriftliche Annahmeerklärung enthaltende Einſchreibebrief iſt 
am 22. März 1901 Vormittags vor 10 Uhr vom Poſtboten 
zweimal in dem Baugeſchäft von G. zwecks Ablieferung an den 
Bekl. vorgezeigt, aber wegen Nichtanweſenheit des letzteren nicht 
abgegeben worden. Hierin erblickt das B. G. nicht eine wirk⸗ 
ſame Annahme des Vertragsantrages, weil durch das zweimalige 
Vorzeigen des die Annahmeerklärung enthaltenden Einſchreibe⸗ 
briefes zum Zwecke der Übergabe desſelben die Annahmeerklärung 
dem Bekl. nicht „zugegangen“ ſei. Das B. G. hat damit 
nicht, wie die Revifion hier meint, den Begriff des Zugehens 
verkannt. Die einem Abweſenden gegenüber abzugebende Willens. 
erklärung wird nach $ 130 B. G. B. in dem Zeitpunkte wirkſam, 
in welchem ſie demſelben „zugeht“. Dieſer Beſtimmung liegt, 
wie die Motive zu dem Entwurfe des B. G. B. (Bd. 1 
S. 156, 157) ergeben, die ſogenannte Empfangstheorie 
zugrunde, nach welcher eine Willenserklärung in dem Zeit⸗ 
punkte wirkſam wird, in welchem ſie mit Willen des Erklärenden 
in die Hände (oder zu Gehör) desjenigen gelangt, an welchen 
ſie gerichtet iſt, der dadurch die Erklärung in Erfahrung bringt 
oder doch bringen kann. Dieſer Zweck wird ſchon dann er⸗ 
reicht, wenn der Brief (oder das Telegramm) mit der Willens ⸗ 
erklärung in Abweſenheit des Empfängers einem Familien⸗ 
angehörigen oder einem Dienftboten desſelben abgeliefert wird 
und hierdurch in den Machtbereich des Empfängers gelangt, 
der auch in ſolchen Fällen in die Möglichkeit verſetzt wird, von 
der Willenserklärung Kenntnis zu nehmen. Vergl. das Urteil 
des I. Z. S. des R. G. vom 8. Februar 1902 in den Entſch. 
des R. G. in Zivilſachen Bd. 50 S. 191 ff., insbeſondere S. 194. 
Eine in der Wohnung des Empfängers abgelieferte ſchriftliche 
Annahmeerklärung wird daher auch bei Abweſenheit des 
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Empfängers in der Regel als ihm zugegangen anzuſehen ſein. 
In dem gegenwärtigen Falle iſt aber der die Annahmeerklärung 
des Kl. enthaltende Einſchreibebrief nicht in die Wohnung des 
Bekl., ſondern nach der dem Baugeſchäft von G. als Geſchäfts. 
raum dienenden Ortlichkeit gerichtet und hier nicht abgeliefert, 
ſondern nur zwecks Ablieferung vorgezeigt worden. Mit dem 
B. G. kann dahin geſtellt bleiben, ob überhaupt in dem 
Geſchäftsraume von G., in welchem der Bekl. ſich nur als 
Angeſtellter des letzteren aufzuhalten pflegte, ihm in feiner Ab⸗ 
weſenheit die Annahmeerklärung wirkſam zugehen konnte, da 
dem B. G. dar in zuzuſtimmen iſt, daß in dem Vorzeigen des 
Einſchreibebriefes ohne Ablieferung desſelben ein Zugehen der 
darin befindlichen Annahmeerklärung deshalb nicht gefunden 
werden kann, weil durch dieſen Vorgang der Bekl. nicht in die 
Moͤglichkeit verſetzt wurde, dieſelbe in Erfahrung zu bringen. 
Dies iſt aber nach der im $ 130 B. G. B. zur Anerkennung 
und Geltung gelangten Empfangstheorie ein weſentliches Er⸗ 
fordernis des „Zugehens“ der Willenserklärung. Von dem 
Vertreter des Rkl. wurde noch geltend gemacht, daß eine Ent⸗ 
gegennahmeverpflichtung deſſen beſtehe, der einen Vertrags⸗ 
antrag mit Friſtſetzung für die Annahme desſelben erklärt habe. 
Selbſt wenn aber eine Entgegennahmeverpflichtung anzuerkennen 
ſein ſollte, jo könnte fie doch nicht eine uneingeſchränkte Geltung 
haben, ſondern nur für den einzelnen Fall bei entſprechender 
Sachlage Billigung finden. Der gegenwärtige Fall ift nicht 
ſo gelagert, daß den Bekl. ein begründeter Vorwurf einer 
Pflihtverlegung treffen könnte. Insbeſondere kann der Empfänger 
nicht für verpflichtet erachtet werden, in dem Geſchäftsraume, 
welcher nicht einem ihm eigenen Geſchäfte dient, einen Bevoll⸗ 
mächtigten zu beſtellen für den Fall, daß eine Annahmeerklärung 
auf ſeinen Vertragsantrag von dem andern abgegeben, in einem 
Einſchreibebriefe ihm überſandt und anſtatt nach ſeiner Wohnung 
in das Geſchäft, in welchem er lediglich Angeſtellter iſt, gerichtet 
werden könnte, ſowie daß der Einſchreibebrief in dem Geſchäfte 
in ſeiner Abweſenheit zur Beſtellung gelangen werde. R. c. M., 
U. v. 24. Nov. 03, 148/03 II. 

5. Grundſätze des B. G. B. über den Kauſalzuſammenhang. 

Die vom B. G. ausgeſprochene Annahme, daß nur ein 
auch in ſeinen Zwiſchengliedern vorausgeſehener Erfolg den 
urſächlichen Zuſammenhang mit dem auf dieſen Erfolg gerichteten 
vertragwidrigen Handeln rechtfertige, beruht auf Verletzung der 
rechtlichen Grundſätze des B. G. B. über den Kauſalzuſammen⸗ 
hang. Die rechtliche Begründetheit der obigen Annahme konnte 
nur dann überhaupt in Frage kommen, wenn das Recht des 
B. G. B. zur Begründung eines urſächlichen Zuſammenhanges 
verlangte, daß der Täter alle Kauſalbedingungen voraus 
geſehen habe. Dafür fehlt es an jedem Anhalte in dem 
Geſetze. In der Literatur zum B. G. B. beſteht darüber 
Meinungsverſchiedenheit, ob es zur Annahme des urſächlichen 
Zuſammenhanges zureiche, daß die Handlung bloß eine Be⸗ 
dingung des eingetretenen Erfolges war oder ob noch weiter zu 
fordern ſei, daß für die Prüfung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen der Handlung und dem ſogenannten erſten 
Erfolge nur die Kauſalbedingungen — und zwar dieſe alle — 
zugrunde zu legen ſeien, die zur Zeit der Handlung in irgend 
einer erkennbaren Weiſe ſchon vorlagen und zwar derart erkenn ⸗ 
bar vorlagen, daß mit ihnen nach allgemein menſchlicher Er- 
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fahrung gerechnet werden mußte. Dieſe ſtreitige Frage ſteht 
nach der jetzt gegebenen Sachlage nicht zur Entſcheidung. 
K. c. F., U. v. 15. Dez. 03, 185/03 II. — Kiel. 

6. 58 133, 157, 313 B. G. B. Beſtimmbarkeit des Kauf- 
preiſes. 

Allerdings entbehrt der Vertrag der Beſtimmtheit der Gegen⸗ 
leiſtung, wenn dieſe nicht aus der Vertragsurkunde beſtimmbar 
iſt; auch muß bei Grundſtücksveräußerungen die Art und Weiſe 
der Belegung des Kaufpreiſes in der Form des § 313 B. G. B. 
ausgedrückt werden, jo daß bei deſſen Belegung durch abzu⸗ 
tretende Hypotheken deren Bezeichnung gerichtlich oder notariell 
zu beurkunden iſt; aber daraus iſt nicht mit dem B. R. zu 
folgern, daß die Beſtimmtheit des Kaufpreiſes fehle, wenn die 
Vertrags urkunde der näheren Bezeichnung der abzutretenden 
Hypotheken durch Angabe der belaſteten Grundſtücke und des 
Ranges der Hypotheken oder in ſonſtiger Weiſe entbehrt. Die 
Beſtimmtheit iſt vielmehr auch ohne eine ſolche nähere Bezeich⸗ 
nung als vorhanden anzunehmen, wenn ſich durch Auslegung 
der beurkundeten Willenserklärungen der Parteien ermitteln läßt, 
mit welchen Hypotheken nach dem Willen der Vertragſchließenden 
der Kaufpreis belegt worden iſt. Der B. R. hat nun zwar ſeine 
Verpflichtung zur Erforſchung des Willens der Parteien nicht 
verkannt, denn er hat ausdrücklich feſtgeſtellt, daß die Parteien 
mündlich über die Abtretung von zwei individuell beſtimmten 
Hypotheken einig waren, aber er hat nicht genügend geprüft, ob 
die ungenügende Bezeichnung der abzutretenden Hypotheken 
in der Vertragsurkunde nicht durch die richterliche Feſtſtellung 
des Willens der Parteien bei dem Kaufabſchluß ergänzt 
werden muß. Nach der Vertragsurkunde erfolgte die Belegung 
des Kaufpreiſes neben anderem auch dadurch, daß der Käufer 
ſich verpflichtete, dem Verkäufer mittels beſonderer Urkunden zwei 
Hypothekenforderungen über zuſammen 34 000 Mark in An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis zum Eigentum abzutreten. In 
bezug auf dieſe beiden Hypotheken ſtellt der B. R. feſt, daß die 
Parteien mündlich über die Abtretung von zwei individuell 
genau beſtimmten Hypotheken einig geweſen find. Daß dieſe 
Hypotheken diejenigen find, deren Abtretung der Kl. dem Bekl. 
anbietet, ift unter den Parteien nicht ſtreitig. Demnach beſtand 
unter dieſen bei der Beurkundung des Kaufvertrags kein Zweifel 
darüber, daß die zur Belegung des Kaufpreiſes mittels beſon⸗ 
derer Urkunden abzutretenden Hypothekenforderungen diejenigen 
beiden Hypotheken waren, deren Abtretung mündlich vereinbart 
worden war. Bei dieſer Sachlage hätte die Anwendung der 
Auslegungsvorſchriften in den 58 133, 157 B. G. B. auf den 
vorliegenden Fall den B. R. zu der Feſtſtellung führen müſſen, 
daß in der Faſſung der Urkunde über den Kaufvertrag der Wille 
der Parteien bezüglich der Kaufpreisbelegung durch zwei Hypo⸗ 
theken mit ausreichender Beſtimmtheit zum Ausdrucke gelangt 
iſt. K. c. K., U. v. 12. Dez. 03, 255/03 V. — Berlin. 

7. Mündliche Nebenabreden beim ſchriftlichen Vertrage 
ohne deren Aufnahme. 

Richtig ift allerdings, daß es in der Regel nicht genügt, 
wenn eine Zuſicherung nur bei den Verhandlungen, die zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Kaufvertrages geführt haben, erteilt, demnächſt aber, 
als die Parteien zur ſchriftlichen Abfafſung des Vertrages 
ſchritten, nicht wiederholt und daher auch in den ſchriftlichen 
Vertrag nicht aufgenommen worden iſt. Es bedarf dann in der 
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Tat, weil man davon ausgehen muß, daß der ſchriftliche 
Vertrag dasjenige, worüber ſich die Parteien endgültig geeinigt 
haben, vollſtändig wiedergibt, einer Feſtſtellung darüber, ob das 
mündlich vorher Zugeſagte auch noch bei der ſchriftlichen Ab⸗ 
fafſung von den Parteien feſtgehalten worden iſt, und hierzu 
wird in der Regel eine Aufklärung darüber gehören, wie es ge- 
kommen iſt, daß die mündliche Abrede bei der ſchriftlichen Ab⸗ 
fafſung übergangen wurde. Aber der vorliegende Fall bietet 
das Beſondere, daß ſich in dieſer Weiſe von Abreden, die vor 
der ſchriftlichen Abfaſſung getroffen worden und denen der 
Abſchluß des ſchriftlichen Vertrages erſt nachgefolgt wäre, nicht 
reden läßt. Der B. R. hat dies — zwar etwas kurz, aber 
immerhin ausreichend — dadurch feſtgeſtellt, daß er fagt, die 
Zuficherung über den Bierumſatz ſei „vor und bei dem Vertrags ⸗ 
abſchluſſe“ abgegeben worden, und daß er hinzufügt, die vier 
Zeugen, die dies übereinſtimmend bekundeten, ſeien „beim 
Vertragsſchluß zugegen“ geweſen. Dadurch wird außer Zweifel 
geſtellt, daß der B. R. den Hergang fo für erwieſen erachtet, 
wie ihn die Zeugen bekundet haben. Iſt dies aber der Fall, 
ſo ſteht es feſt, daß die Frage, wieviel an Bier umgeſetzt 
worden ſei, aufgeworfen wurde, während der Zeuge H. noch 
mit der ſchriftlichen Niederſchrift des Vertrages, die er in 
Gegenwart der Parteien beſorgte, beſchäftigt war, und daß nun 
hierbei, alſo während der Vertrag niedergeſchrieben wurde, die 
fragliche Zuſicherung über die Höhe des Bierumſatzes abgegeben 
worden iſt. Unter ſolchen Umſtänden kann davon nicht die Rede 
ſein, daß man es hier mit einer Zuficherung zu tun habe, be⸗ 
züglich deren erſt noch feſtzuſtellen ſei, ob die Parteien an ihr 
auch bei der ſchriftlichen Vertragſchließung feſtgehalten hätten. 
Hierüber beſteht bei ſolcher Sachlage kein Zweifel. Wenn ſich 
ein Zweifel aus der Nichtaufnahme der Zuficherung in den ſchrift⸗ 
lichen Vertrag herleiten läßt, fo iſt es der, ob der Kl. auf fie 
Gewicht gelegt und ob fie von der Bekl. in der Abficht, für fie 
einſtehen zu wollen, abgegeben worden iſt. Aber für dieſe Frage 
kommen die anderen, vom B. R. hervorgehobenen Umſtände in 
Betracht, namentlich der Umſtand, daß von ſeiten des Kl. auf 
eine beſtimmte Angabe über die Höhe des Bierumſatzes ge⸗ 
drängt worden, alſo doch anzunehmen iſt, daß es dem Kl. 
hierauf ankam und daß dies auch der Bekl. nicht entgangen iſt. 
K. c. M., U. v. 9. Dez. 03, 443/03 V. — Naumburg. 

8. 8 203 B. G. B. Die Vorſchriften über die Hemmung 
der geſetzlichen Verjährung beziehen ſich nicht auf Verſäumnis einer 
Vertragsfriſt. 

Der Hinweis der Revifion darauf, daß nach § 203 des 
B. G. B. die geſetzliche Verjährung gehemmt iſt, wenn der 
Berechtigte durch höhere Gewalt an der Rechtsverfolgung ge- 
hindert iſt, erledigt ſich dadurch, daß die Vorſchriften über die 
geſetzliche Verjährung auf die Verſäumung einer Vertrags 
friſt nicht anwendbar find. J. c. T. F., U. v. 4. Dez. 03, 
365/03 VII. — Cöln. 

9. 88 254, 280 Abſ. 1, 286, 300 Abſ. 1, 351, 467 B. G. B. 
Wandlungsanſpruch, nicht Schadenserſatz; Ausſchluß der Wandlung 
bei verſchuldeter Verſchlechterung der Sache; Mitverſchuldung. 

Kl., die ein in K. belegenes Hotelgrundſtück von dem Bekl. 
mittels notariellen Vertrages vom 23. Mai 1901 für 62 500 Mark 


(12 500 Mark Barzahlung, 45 000 Mark Hypothekenübernahme, 


5000 Mark Neueintragung einer Kaufgeldreſthypothek) z gekauft 
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und im Juni 1901 übergeben und aufgelafien erhalten hat, 
verlangt Rückgängigmachung dieſes Vertrages, weil das Hotel⸗ 
gebäude mit Hausſchwamm und Mauerfraß behaftet ſei. Sie 
hat den Rücktritt dem Bekl. Ende Oktober 1901 erklärt und, 
nachdem im Laufe der II. J. das Grundſtück zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gekommen und von einem Dritten erſtanden worden 
iſt, ihren urſprünglichen, auf Rücknahme und Rückauflaſſung des 
Grundſtücks gerichteten Klageantrag durch den anderweiten Antrag 
erſetzt, den Bekl. zu verurteilen: a) an fie, die Kl., 10 985,36 Mark 
(Reſt der von ihr geleiſteten baren Anzahlung von 12 500 Mark) 
nebft Zinſen zu zahlen und alle durch den Vertragsſchluß vom 
23. Mai 1901 ſowie durch die von ihr bewirkten Verbeſſerungen 
des Grundſtücks nachweisbar entſtandenen Koſten ihr zu erſetzen; 
b) ſie von der perſönlichen Haftung für die eine noch einge⸗ 
tragene Hypothek von 20 000 Mark und für die eingetragen 
geweſene Kaufgeldreſthypothek von 5000 Mark zu befreien. Der 
B. R. ſtellt feſt, daß ſich zur Zeit der Übergabe des Hotels 
Schwamm in dem Gebäude befunden habe. Gegenüber dem 
darnach begründeten Wandelungsanſpruche der Kl. erachtet er 
den Umſtand, daß dieſer Anſpruch nachträglich infolge der 
Unmöglichkeit einer Rückgewähr des Grundſtücks hinfällig 
geworden iſt, für unerheblich, weil Bekl., der bereits Ende 
Oktober 1901 der damals an ihn ergangenen Aufforderung der 
Kl. zur Wandlung hätte nachkommen müſſen, ſich zur Zeit 
der Klageanſtellung im Verzuge befunden habe, dieſer Verzug 
die Urſache der Ende des Jahres 1901 erfolgten Einleitung 
der Zwangsverſteigerung geweſen ſei und daher die dadurch 
bewirkte Hinfälligkeit des Wandlungsanſpruchs von ihm, dem 
Bekl., vertreten werden müſſe. Selbſt wenn, wie der Bell. 
behaupte, die Zwangsverſteigerung durch die Vernachläſfigung 
der Wirtſchaft ſeitens der Kl. verſchuldet ſein ſollte, würde 
dennoch, da es bei unverzüglicher Rücknahme des Grundſtücks 
keinenfalls zur Zwangsverſteigerung gekommen wäre, der Verzug 
des Bekl. vorwiegend als Urſache für die Unmöglichkeit der 
Rückgewähr des Grundſtücks anzuſehen und deshalb durch jenes 
Mitverſchulden der Kl. der nach 88 280 Abſ. 1, 286 B. G. B. 
begründete Schadenserſatzanſpruch der letzteren gemäß $ 254 
Abſ. 1 B. G. B. nicht ausgeſchloſſen fein. Der Schadenserſatz 
beſtehe in der Erſatzleiftung dafür, daß Kl. infolge der 
Unmöglichkeit, das Grundſtück zurückzugewähren, ihres Wande⸗ 
lungsanſpruchs verluftig gegangen ſei. Dahin gehöre, wie ſchon 
jetzt feſtſtehe, die Rückzahlung des bar empfangenen Kaufgeldes 
in Höhe eines Betrages von 8332,44 Mark. In dieſer Höhe 
ſei daher der geltend gemachte Anſpruch der Kl. durch Teilurteil 
zuzuſprechen geweſen. — Das angefochtene Urteil muß aufgehoben 
werden. Rechtsirrtümlich iſt es zunächſt, wenn der B. R., 
anſcheinend nur zu dem Zweck, um die Grundlage für eine 
Anwendung des §8 254 Abſ. 1 B. G. B. zu gewinnen, den 
Klageanſpruch, ſoweit über ihn erkannt iſt, als Schadens 
erſatzanſpruch auffaßt. Nicht um Erſatz eines Schadens handelt 
es ſich, ſondern lediglich um die rechtlichen Folgen der Wandelung, 
insbeſondere darum, was auf Grund des Rücktritts zurückzu⸗ 
gewähren iſt und welchen Einfluß eine verſchuldete Unmöglichkeit 
der Rückgewähr auf die Ausübung des Wandelungsrechts hat. 
In dieſer Beziehung beſtimmt § 351 in Verbindung mit 8 467 
B. G. B., daß die Wandelung u. a. dann ausgeſchloſſen ſein 
ſoll, wenn der Rücktrittsberechtigte eine weſentliche Verſchlechterung 
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des empfangenen und zurückzugebenden Kaufgegenſtandes 
verſchuldet hat. Im vorliegenden Falle hatte der Bekl. unter 
Beweisantritt behauptet, die Kl. habe durch ihre in dem Schrift⸗ 
ſatz vom 21. März 1903 im einzelnen dharakterifierte unordentliche 
Wirtſchaftsführung das übernommene Hotel bei den es beſuchenden 
Reiſenden und ſonſtigen Gäſten derart in Mißkredit gebracht, 
daß es ſchließlich ſeinen Kundenkreis völlig verloren habe und 
die Zwangsverſteigerung unabwendbar geworden ſei. Dieſer 
Beweisantritt war dahin zu verſtehen, daß das Beſtehen des 
heruntergewirtſchafteten Zuſtandes bereits für die Zeit, in der 
die Kl. dem Bekl. ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt hat 
(Ende Oktober 1901), hat behauptet werden ſollen. Bei 
etwaigen Zweifeln hierüber wäre es Sache des Vorſitzenden 
geweſen, gemäß § 139 Z. P. O. dem Gericht Gewißheit durch 
Befragen des Parteivertreters zu verſchaffen. Falls dieſe 
Behauptung erwieſen wurde, ſtand feſt, daß die Kl. infolge der 
von ihr verſchuldeten Verſchlechterung der Kaufſache Wandelung 
nicht mehr verlangen, mithin auch der Bekl. durch Ablehnung 
der klägeriſchen Aufforderung, die Sache zurückzunehmen, nicht 
in Verzug geraten konnte. Aber auch wenn mit dem B. R. 
davon ausgegangen wird, die Kl. ſei zur Zeit ihrer Rücktritts⸗ 
erklärung zum Rücktritt berechtigt geweſen, leidet das B. U. an 
einem Mangel, der ebenfalls zur Aufhebung führen muß. 
Für die Annahme, daß der Bekl. durch ſeinen Rücknahmeverzug 
nicht bloß die fpäter eingetretene Zwangsverſteigerung verſchuldet 
habe, ſondern ſein Verſchulden auch gegenüber dem etwaigen 
Mitverſchulden der Kl. das überwiegende ſei, hat der B. R. 
eine tatſächliche Begründung nicht gegeben. Er ſcheint der 
Meinung zu ſein, der bloße Eintritt des Verzugs auf ſeiten 
des Bekl. habe die Kl. jeder Verantwortlichkeit in bezug auf 
die weiteren Schickſale der zurückzugebenden Sache überhoben, 
namentlich brauche fie nicht dafür einzuftehen, daß das Grund⸗ 
ſtück ihr demnächſt durch die Zwangs verſteigerung entzogen 
worden ſei. Das Rechts irrtümliche dieſer Auffaſſung ergibt ſich 
ſchon, wenn man $ 353 B. G. B. in Betracht zieht. Hier 
wird rückſichtlich der Frage, inwieweit der Rücktrittsberechtigte 
durch eine Weiterveräußerung der empfangenen Sache zu deren 
Rückgabe außerſtande geſetzt wird, die Zwangsverſteigerung auf 
eine Stufe mit der freiwilligen Veräußerung geſtellt. Vom 
Standpunkte der Rechtsauffaſſung des B. R. aus müßte alſo, 
ſobald der Verkäufer ſich mit der Rücknahme der Sache im 
Verzuge befindet, der Käufer für berechtigt angeſehen werden, 
die Sache freihändig an einen Dritten zu verkaufen und gegenüber 
der Einrede des Verkäufers, daß er nur gegen Rückempfang 
der Sache zur Herausgabe des erhaltenen Kaufpreiſes verpflichtet 
jet, zu replizieren, der Verkäufer ſelbſt habe die Unmoͤglichkeit 
der Rückgabe verſchuldet, da, wenn er die Sache rechtzeitig 
zurückgenommen hätte, es zum Weiterverkauf an den Dritten nicht 
gekommen wäre. Daß eine ſolche Replik nicht zugelaſſen werden 
kann, liegt auf der Hand. Der B. R. verſtößt aber mit ſeiner 
erwähnten Anſicht weiterhin auch gegen § 300 Abſ. 1. B. G. B. 
Der hier ausgeſprochene Grundſatz, wonach beim Verzuge bei 
Gläubigers die Vertretungsverbindlichkeit des Schuldners in 
betreff ſchuldhaften Verhaltens nicht gänzlich wegfällt, fondern 
in abgeſchwächtem Maße (unter Beſchränkung auf Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit) fortdauert, gilt nach der der Vorſchrift im 
B. G. B. gegebenen ſyſtematiſchen Stellung allgemein für alle 
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Schuldverhältniſſe, alſo auch für das Schuldverhältnis, vermöge 
deſſen im Falle der Wandelung der wandelungs verpflichtete 
Verkäufer von dem wandelungs berechtigten Käufer die Rückgabe 
der Kaufſache verlangen kann. St. c. B., U. v. 9. Dez. 03, 
251/03 V. — Poſen. 

10. 55 254, 833 B. G. B. Einfluß eines Vertrags- 
verhältniſſes zwiſchen dem Verletzten und dem Tierhalter auf die 
Haftung des letzteren. Verſchulden des Verletzten. 

Tatſächlich ſteht feſt, daß der Kl. im März 1901 von 
einem dem Bekl. gehörigen Fohlen, als er demſelben den 
Schweif coupierte, durch einen Hufſchlag ins Geſicht verletzt 
worden iſt. Mit Recht erklärt hiernach das B. G. die Haft⸗ 
pflicht des Bekl., als „Tierhalters“, gemäß § 833 des B. G. B. 
an ſich als begründet. Die Revifion beſtreitet zwar die An⸗ 
wendbarkeit des § 833, da hier das zwiſchen den Parteien 
beſtandene Bertragsverhältuis maßgebend ſei, nach dieſem aber 
der Kl. mit Rückficht auf die ihm drohende Gefährlichkeit der 
von ihm auszuführenden Operation das Riſiko für einen ihm 
eta daraus erwachſenden Schaden übernommen habe. Allein 
durch das Beſtehen eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen dem 
Tierhalter und dem durch das Tier Verletzten wird, wie das 
R. G. bereits ausgeſprochen hat, Entſch. Bd. 50 S. 248 ff., 
die Anwendbarkeit des § 833 an ſich nicht ausgeſchloſſen. 
Auch der beſondere Inhalt des hier vorliegenden Vertrags- 
verhältniſſes (Werkvertrag oder Dienſtvertrag) gibt hierzu keinen 
Aulaß. Dafür aber, daß der Kl. mit Rückſicht auf die ihm 
bei der fraglichen Operation drohende Gefahr das damit 
verbundene Rifito übernommen habe, fehlt es an jedem tat- 
ſaͤchlichen Anhalt. Mit Recht erklärt ferner das B. G. auch 
dem 5 833 gegenüber den § 254 des B. G. B. für an- 
wendbar, vergl. Entſch. des R. G. Bd. 51 S. 276 und läßt 
demgemäß eine Befreiung von der Haftung aus der erft⸗ 
erwähnten Vorſchrift dann eintreten, wenn der Tierhalter 
beweift, daß bei der Entftehung des Schadens ein Verſchulden 
des Verletzten (hervorragend) mitgewirkt habe. Es ſieht aber 
im vorliegenden Falle dieſen Beweis als nicht erbracht an. 
Jusbeſondere könne, fo führt es aus, ein Verſchulden des Kl. 
nicht darin erblickt werden, daß derſelbe das Coupieren der 
Fohlen außerhalb des vorhandenen Notſtalles vorgenommen 
habe, ungeachtet der Bekl. dem Kl. die Benutzung dieſes Stalles 
habe anbieten laſſen. Denn nach der eigenen Angabe des 
Bel. habe der Kollege des Kl., der Tierarzt M., immer auf 
dem Hofe, ohne Benutzung des Notſtalles, conpiert und das 
gleiche habe auch der Kl. ſelbſt nach feiner Wiederherftellung 
getan. Irgend ein Unfall ſei bei dieſen Vorgängen nicht ein- 
getreten. Hiernach ſei die erwähnte Art des Conpierens auf 
dem Gute des Bekl. allgemein üblich geweſen und vom Kl. 
in Ermangelung beſonderer Umſtände die Moglichkeit eines 
Unfalles als Folge der Nichtbenutzung des Notftalles nicht 
voraus zuſehen geweſen. Gegen dieſen Ausſchluß eines Ver⸗ 
ſchuldens des Kl. wendet ſich die Reviſion, welche geltend macht, 
daß das B. G. einerſeits die große Gefährlichkeit der vom Kl. 
übernommenen Operation für den operierenden Tierarzt, ſowie 
die ſich daraus ergebende Notwendigkeit beſonderer Vorſichts⸗ 
maßregeln, andererſeits den Umſtand nicht gewürdigt habe, daß 
bei Benutzung des dem Kl. zur Verfügung ſtehenden Notſtalles 
jede Gefahr für ihn in Wegfall gekommen fein würde. In 
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der Tat war dieſer Reviſionsangriff für begründet zu erachten 
und demgemäß die vom B. G. verneinte, aber der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegende Frage, ob in dem Verhalten 
des Kl. bei der fraglichen Operation ein Verſchulden desſelben 
zu finden ſei, welches die Haftpflicht des Eigentümers des 
Tieres ausſchließt, zu bejahen. Zweifellos war das Coupieren 
des Schwanzes mit Gefahr für den operierenden Tierarzt 
verbunden, insbeſondere die Beſorgnis begründet, daß das 
operierte Tier infolge des ihm durch das Ausbrennen der 
Schnittfläche verurſachten heftigen Schmerzes ausſchlagen und 
den Operateur mit ſeinem Hufe verletzen werde. Wenn alſo 
der Kl. von dem ihm zur Verfügung ſtehenden Notſtalle, bei 
deſſen Benutzung die Gefährdung ſeiner Perſon ausgeſchloſſen 
war, keinen Gebrauch machte und die Operation auf dem Hofe 
vornahm, ſo war es ſeine Pflicht, beſondere Vorkehrungen zu 
treffen, durch welche das Ausſchlagen des Fohlens mit den 
Hinterbeinen verhütet wurde. Darin, daß er ſolche Vor⸗ 
kehrungen unterließ, muß ein Verſchulden desſelben gefunden 
werden, welches, wie der Erfolg gezeigt hat, die Urſache der 
ihm widerfahrenen Verletzung bildete. Hieran kann auch der 
Umſtand nichts ändern, daß, wie das B. G. angenommen hat, 
von dem Tierarzt M. und vom Kl. felbft in anderen Fällen 
das Coupieren ohne die erwähnte Vorkehrung auf dem Hofe 
vorgenommen worden und dabei kein Unfall eingetreten iſt. 
Ebenſowenig ift für den Ausſchluß des Verſchuldens die auf 
das Gutachten Sachverſtändiger geſtellte Behauptung des Kl. 
erheblich, daß das Coupieren ſo, wie geſchehen, üblich und 
ungefährlich ſei und namentlich dann immer geſchehe, wenn der 
Eigentümer, wie im vorliegenden Falle, dieſes wünſche und 
mehrere Knechte mit Naſenbremſe zur Verfügung ſtelle. Denn 
wenn in anderen Fällen, ſei es beim Bekl., ſei es bei ſonſtigen 
Pferdebeſitzern, das Coupieren ohne die ſchon nach allgemeinen 
Grundſätzen gebotene und auch im vorliegenden Falle, wie der 
Erfolg gelehrt hat, notwendige Vorfichtsmaßregel gegen das 
Ausſchlagen des Tieres unterblieben, hierbei auch ein Unfall 
nicht eniſtanden iſt, fo vermag dies den Kl. nicht zu entſchuldigen, 
wenn er bei der in Frage ſtehenden Operation gleichfalls die 
gebotene Vorficht verabſäumte und infolgedeſſen verletzt wurde. 
Ebenſowenig konnte für ihn, als Sachverſtändigen, ein auf 
Unterlaffung der einen oder anderen Vorſichtsmaßregel gerichteter 
Wunſch des Foblenbeſitzers maßgebend ſein. S. c. S., U. v. 
27. Nov. 08, 224/03 III. — Göln. 

11. 58 259, 269 Abſ. 2 und 3 B. G. B. Keine Anwendung 
bei vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Schuldverhältniſſen. 

Es iſt dem B. G. darin beizutreten, daß die Vorſchriften 
in den 88 2027, 260 und 259 B. G. B., ſpeziell die Vor⸗ 
ſchrift: „In Angelegenheiten von geringer Bedeutung beſteht eine 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides nicht“, nicht 
zur Anwendung gelangen können auf den vorliegenden Fall, wo 
die Erblaſſerin, über deren Nachlaß der Bekl. ein Nachlaß ⸗ 
verzeichnis aufzuſtellen verpflichtet war, ſchon vor dem 1. Januar 
1900 geſtorben iſt. Wenn auch der zuletzt erwähnten Vorſchrift 
der Gedanke an die Wichtigkeit und Heiligkeit des Eides zu⸗ 
grunde liegt, ſo kann doch weder darin, daß in Angelegenheiten 
von geringer Bedeutung oder in Fällen, in denen für die An⸗ 
nahme eines Mangels an Sorgfalt bei Aufftellung des Ver⸗ 
zeichniſſes nichts vorliegt, die Leiſtung des Offenbarungseides 


58 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


gefordert wird, etwas gefunden werden, was mit den herrſchenden 
fittlichen Anſchauungen unvereinbar wäre, noch iſt beſonders im 
Geſetze ſelbſt irgendwie der Wille des Geſetzgebers zum Aus⸗ 
druck gelangt, daß jene Vorſchriften mit Rückſicht auf die 
Wichtigkeit und Heiligkeit des Eides auch auf Schuldverhältniſſe 
anzuwenden ſeien, die vor dem Inkrafttreten des B. G. B. ent⸗ 
ftanden find. In der Literatur wird auch nur von Neumann, 
Handausgabe des B. G. B. 3. Auflage Bd. III zu Art. 170 
S. 158 und auch nur bezüglich der Vorſchrift im § 259 Abſ. 3 
ein abweichender Standpunkt vertreten (vergl. dagegen Niedner, 
E. G. zum B. G. B. 2. Auflage zu $ 170 Anm. 4bB S. 333). 
Ebenſowenig können aber die vorerwähnten Vorſchriften auf vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandene Schuldverhältniffe aus dem 
Gefichtspunkt angewendet werden, daß es ſich um ein Erfüllungs⸗ 
geſchäft handele. Form und Rechtswirkung eines ſolchen nach 
dieſem Zeitpunkt vorgenommenen Geſchäfts ſind allerdings in der 
Regel auch dann nach den Vorſchriften des B. G. B. zu be⸗ 
urteilen, wenn ſie zu früher entſtandenen Schuldverhältniſſen 
vorgenommen worden. Allein die Annahme der Reviſion, daß 
es ſich bei der Frage, unter welchen Vorausſetzungen der Offen⸗ 
barungseid zur Erzwingung der Erteilung einer Auskunft ge⸗ 
fordert werden könne, um die Form der Erfüllung handle, iſt 
unhaltbar. U. o. V., U. v. 10. Dez. 03, 482/03 VI. — Dresden. 

12. 55 264, 433 Abſ. 2 B. G. B. Sit für die Leiſtungs⸗ 
klage auf Abnahme beim Gattungskauf Bereitſchaft zur Ab⸗ 
lieferung notwendig? 

Es handelt ſich um die Frage, ob beim Gattungskaufe 
die Leiſtungs klage auf Abnahme, das iſt auf körperliche Weg⸗ 
nahme, notwendig zur Vorausſetzung hat, daß die Ware vom 
Verkäufer bereits hergeſtellt oder angeſchafft, in dieſem Sinne 
bereits vorhanden und zur Ablieferung bereit ſei, oder ob eine 
ſolche Leiſtungsklage auf Abnahme auch zuläſſig iſt, wenn die 
abzunehmende Ware in dem oben dargelegten Sinne noch nicht 
vorhanden und zur Ablieferung bereit iſt. Allerdings iſt die 
Abnahmeverpflichtung des Käufers aus § 433 Abſ. 2 des 
B. G. B. eine ihm aus ſeinem Kaufvertrage obliegende 
Leiſtung, und nach dem Rechte des B. G. B. ſtehen bei gegen⸗ 
feitigen Verträgen an ſich Leiſtung und Gegenleiſtung nicht in 
einer ſolchen funktionellen Abhängigkeit, daß nur gegen die 
bereitgehaltene und in der Klage angebotene Gegenleiſtung auf 
Erfüllung der Leiſtung geklagt werden könnte. Deshalb bedarf 
es in der Klage auf den Kaufpreis nicht einer Erwähnung der 
dem Verkäufer obliegenden Gegenleiſtung. Aber die Leiſtungs⸗ 
klage auf Erfüllung der Abnahmeverpflichtung iſt auch beim 
Gattungskauf inſolange überhaupt nicht begründet, als fie 
nicht auf Abnahme bereits vorhandener, zur Ablieferung bereiter 
Ware gerichtet iſt; bei der hier unterſtellten Sachlage wäre 
übrigens dieſer Mangel auch in dem Falle nicht geheilt, wenn 
der Verkäufer auf Abnahme gegen Ablieferung klagen würde; 
denn in Wirklichkeit wäre hier eine Leiſtungs klage auf 
künftige Abnahme einer noch nicht zur Ablieferung bereiten 
Ware gegen deren künftige Ablieferung erhoben. Das kann 
allerdings aus § 433 Abſ. 2 des B. G. B. für das Recht des 
Kaufes nach dem B. G. B. abgeleitet werden, daß eine nach 
der Natur des einzelnen Geſchäftes gebotene oder verkehrsübliche 
oder beſonders vereinbarte Mitwirkung des Käufers zur Ab- 
lieferung der Kaufſache neben der Verpflichtung zur Abnahme, 
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aber nicht als Teil derſelben, eine klagbare Verpflichtung 
des Käufers zur Vornahme auch jener Mitwirkung begründen 
kann und daß der Verzug mit Erfüllung dieſer weiteren Ber- 
pflichtung, ſoweit nicht 5 264 des B. G. B. Platz greift, wie 
jeder andere Schuldnerverzug zu beurteilen iſt. Deshalb 
kann im gegebenen Falle eine Leiſtungs klage auf Abnahme 
nicht etwa mit der Erwägung gerechtfertigt werden, daß der 
Abruf ein Teil der Abnahmeverpflichtung der Bekl. war und 
daß infolge des Verzuges der Bekl. mit dem Abrufe die Leiſtungs⸗ 
klage auf Abnahme begründet ſei. K. c. B., U. v. 22. Dez. 03, 
200/03 II. — Naumburg. 

13. 5 313 B. G. B. Falſche Bezeichnung des verkauften 
Grundſtücks in der Vertragsurkunde ſchadet nicht, wenn der 
Vertragswille feſtgeſtellt werden kann. 

Nach der rechtsirrtumsfreien Auslegung der beiden Vertrags⸗ 
urkunden durch den B. R. waren bei dem Kaufabſchluſſe die 
Parteien darüber einig, daß von dem Bekl. die Parzelle 1233 
und von der Parzelle 123 b der ſüdlich des St. Weges 
belegene Teil erworben wurde, den er auch allein in Beſit 
genommen hat. Ein Irrtum über den Gegenſtand der Kauf, 
verträge hat mithin nicht obgewaltet. Iſt aber der Parteiwille 
auf die dem Bekl. übergebene Fläche gerichtet geweſen, liegt 
alſo Übereinitimmung des Willens der Parteien vor und deckt 
ſich die Erklärung des Parteiwillens mit deſſen Inhalt, fo ent- 
hält die Bezeichnung der Fläche in der Vertragsurkunde mit den 
Kataſternummern 123 a und 123 b in bezug auf letztere Parzelle 
nur eine falſche Beſchreibung des verkauften Grundſtücks. Der 
B. R. geht darin nicht fehl, wenn er dieſe unrichtige Be⸗ 
ſchreibung für unerheblich erachtet; es war ſeine Pflicht, den in 
ihr zum Ausdruck gelangten übereinſtimmenden Willen der 
Parteien zu ermitteln (B. G. B. $ 133). Ihm iſt auch darin 
beizutreten, daß die Gültigkeit der Kaufverträge durch dieſe 
falſche Bezeichnung des Kaufgegenſtandes nicht beeinträchtigt 
wird. Wenn deren Ungültigkeit von der Revifion aus der Form⸗ 
vorſchrift des $ 313 B. G. B. gefolgert wird, fo iſt dieſe Rüge 
nicht begründet. Denn auch die dem Formzwang unterſtehenden 
Verträge, durch die ſich jemand zur Übertragung des Eigentums 
an einem Grundſtücke verpflichtet, find durch das Gericht au 
zulegen. Ergibt ihre Auslegung das Grundſtück, deſſen 
Eigentums übertragung von den Parteien gewollt ift, fo bezieht 
ſich einer etwaigen unrichtigen Bezeichnung des Grundſtücks un ⸗ 
geachtet, die Beurkundung des Parteiwillens auf dieſes Grund⸗ 
ſtück, jo daß durch fie der Formvorſchrift des § 313 eit. genügt 
ft. R. c. R., U. v. 28. Nov. 03, 233/03 V. — Poſen. 

14. 5 366 B. G. B. Z. P. O. § 766, 767. Anrechnung 
geleiſteter Zahlung. Geltendmachung von Zahlungen, welche 
die Forderung nicht völlig tilgen. 

Der Schuldner braucht die in § 366 des B. G. B. er⸗ 
wähnte Beſtimmung keineswegs ausdrücklich zu treffen, es 
genügt auch eine ſtillſchweigende Willenserklärung. Das 
Pr. A. L. R. (Tl. I Tit. 16 § 155) beſtimmt, daß die Zahlung 
zunächſt auf die Forderung anzurechnen iſt, die der Gläubiger 
zuerſt eingefordert hat; in der Praxis iſt das gleiche angenommen 
worden bezüglich der Forderung, die länger fällig iſt. Als 
geſetzliche Regel hat das B. G. B. dieſe Unterſcheidungen 
nicht übernommen, Wert haben ſie aber auch heute noch als 
Ausdruck des vermutlichen Willens des Schuldners. Wenn ein 
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Schuldner auf die Androhung der Zwangsvollſtreckung eine die 
vollſtreckbare Forderung überfteigende Zahlung leiſtet, während 
er wegen anderer gleichfalls fälliger Forderungen desſelben 
Gläubigers noch nicht einmal gemahnt worden iſt, fo wird in der 
Zahlung der Wille des Schuldners, zunächſt die vollſtreckbare 
Forderung zu tilgen, in der Regel einen ſo beſtimmten Ausdruck 
finden, daß auch der Gläubiger darüber nicht in Zweifel ſein kann. 
über die Höhe der Geſamtforderungen des Bekl. am 
9. November 1901 beſteht Streit; das B. G. wird zu erwägen 
haben, ob dieſer Streit der Entſcheidung bedarf, da auf ſtreitige 
Forderungen die Zahlung keinesfalls angerechnet werden darf. 
Der Kl. verlangt nun die Freigabe der gepfändeten Gegenſtände 
aus dem Grunde, weil die vollſtreckbare Forderung vollſtändig 
getilgt ſei. Dieſer Antrag geht zu weit, falls die vollſtreckbare 
Forderung noch teilweiſe beſteht; daraus folgt aber nicht ſeine 
2 völlige Abweiſung. Das B. ©. führt aus, ſolange auch nur 
ae ein Teil der Schuld, derentwegen die Pfändung vorgenommen 
2 iſt, beſtehe, ſei die Pfändung zuläſſig und der Antrag des 
— Schuldners auf Freigabe der gepfändeten Sachen, ſowie auf 
— Herausgabe der Schuldtitel und Wechſel unbegründet, eine et⸗ 
5 waige Überpfändung wäre nicht im Wege der Klage, ſondern 
2 nach Maßgabe des 8 766 der Z. P. O. geltend zu machen ge- 
en weſen; ein Antrag auf Feſtſtellung des Umſtandes, daß dem 
Bell. eine Forderung aus dem Schuldtitel nicht mehr, bezw. 
2 O nicht mehr im vollen Umfange zuſtehe, ſei nicht geſtellt und 
I deshalb ein weiteres Eingehen auf dieſe Frage nicht erforderlich. 
— In dieſer Ausführung iſt Richtiges mit Unrichtigem vermengt, 
2 ſie verrät eine Verkennung des vom Kl. mit der Klage ver- 
2 folgten Zweckes. Im Wege des § 766 der Z. P. O. könnte 
der Kl. nur das Mißverhältnis zwiſchen der vollſtreckbaren 
Forderung und dem Werte der gepfändeten Gegenſtände rügen; 
„ die Klage bezweckt dagegen die Aufhebung der Vollſtreckung. weil 
m die Forderung nicht mehr zu Recht beſtehe. Dieſen Einwand 
8 kann der Kl. nur mittels Klage nach § 767 der Z. P. O. er⸗ 
5 heben. Dieſe Klage iſt nicht notwendig eine Feſtſtellungsklage; 
wenn Vollſtreckungsmaßregeln bereits getroffen find, kann der 
Klagantrag unbedenklich auf deren Beſeitigung gehen. Beſteht 
die vollſtreckbare Forderung nur noch teilweiſe zu Recht, ſo kann 
mit der Klage aus 8 76 7 der Z. P. O. die Einſchränkung der 
Vollitreckung auf die Beitreibung des allein noch beſtehenden 
Forderungsreſtes, und die Aufhebung der Vollſtreckung, ſoweit 
fie ih auf einen höheren Schuldbetrag erſtreckt, verlangt werden. 
Ein Grund, warum dies nicht zuläſſig fein ſollte, iſt nicht ab- 
zuſehen und vom O. L. G. nicht angegeben. Der Autrag auf 
völlige Freigabe der Pfandobiekte enthält aber den Antrag auf 
Einſchränkung der Pfandbaftung auf einen geringeren Schuld⸗ 
betrag als den im Pfändungsprotokoll angegebenen, in ſich, 
jedenfalls aber hätte die Sachlage dem B. G. Veranlaſſung 
geben ſollen, von dem Fragerechte Gebrauch zu machen und auf 
Stellung eines geeignefen Antrags — der vom Standpunkte 
des Kl. aus nur ein eventueller ſein konnte — hinzuwirken. 
S. e. P., U. v. 18. Dez. 1903, 307/03 VII. — Poſen. 
| 15. 5 416 %f.2 S. 1 B. G B. Mitteilung der Schuld⸗ 
übernahme wirkſam, wenn Erwerber nicht mehr eingetragener 
Eigentümer. 
Die S. ſſchen Eheleute in H. haben als perſönliche 
Schuldner dem Kl. im Jahre 1899 auf ihrem daſelbſt velegenen 
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Grundbefitz in Höhe von 12 000 Mark eine zu 4 Prozent vom 
1. Mai 1899 ab verzinsliche und nach dreimonatlicher Auf- 
kündigung rückzahlbare Hypothek beſtellt. Am 13. September 
1901 verkauften ſie das belaſtete Grundſtück an die beklagten 
B. ſchen Eheleute; dieſe übernahmen die Hypothek nebſt den Zinſen 
vom 1. Mai 1900 als perſönliche Schuldner in Anrechnung auf 
den Kaufpreis, erhielten auch am ſelben Tage die Auflaſſung, 
wurden aber erft am 5. März 1902 als Eigentümer des Grund» 
ſtückes eingetragen. Sie verkauften das Grundſtück weiter an 
den Mbekl. St., der am ſelben Tage, alſo am 8. März 1902, 
als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen worden iſt. Eine 
Mitteilung von der Schuldübernahme der B. ſchen Eheleute hat 
Kl. erſt durch Schreiben des Ehemannes Chriſtian S. vom 
24. Oktober 1902, alſo zu einer Zeit erhalten, in der die B. ſchen 
Eheleute nicht mehr als Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
eingetragen waren; er hat darauf durch Schreiben vom 
25. Oktober 1902 dem Chriſtian S. gegenüber die Schuldüber⸗ 
nahme genehmigt. Mit der gegenwärtigen Klage, zugeftellt am 
10. Oktober 1902, nimmt der Kl. die B. ſchen Cheleute auf 
Grund der Schuldübernahme als feine perſönlichen Schuldner 
wegen Zahlung der ſeit dem 1. Mai 1900 bis dahin 1902 rück⸗ 
ſtändigen Zinſen im Betrage von 960 Mark und eines Kapital⸗ 
betrages von 600 Mark in Anſpruch. Mit dieſer Klage iſt Kl. 
durch das jetzt angefochtene B. U. zweiter Inſtanz abgewieſen 
worden, weil der B. R. annimmt, daß die B. ſchen Eheleute 
(die Bekl.) trotz der von ihnen in dem Kaufvertrage vom 
13. September 1901 erklärten Schuldübernahme nicht verſoͤnliche 
Schuldner des Kl. geworden ſeien, weil es an einer wirkſamen 
Genehmigung dieſer Schuldübernahme ſeitens des Kl. fehle. 
Dem kann nicht beigetreten werden. Richtig iſt, daß der Kl. 
die Schuldübernahme nur genehmigen konnte, nachdem der Ver 
äußerer fie ihm mitgeteilt hatte (§ 416 Abſ. 1 Satz 1 
B. G. B.). Dies iſt durch Schreiben des Ehemannes S. vom 
24. Oktober 1902 geſchehen. Richtig ift ferner, daß nicht jede 
Mitteilung des Veräußerers genügt, um die vom Geſetz an ſie 
geknüpften Wirkungen eintreten zu laſſen. Denn das Geſetz 
ſchreibt vor (8 416 Abſ. 2 Satz 1), daß die Mitteilung des 
Veräußerers erit erfolgen kann, wenn der Erwerber als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragen iſt. Nicht richtig aber iſt es, 
wenn das B. G. dieſe Vorſchrift dahin verſtehen will, daß die 
Mitteilung des Veräutzerers mit der ihr vom Geſetz beigelegten 
Wirkung auch nur ſolange erfolgen könne, als der Erwerber als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen ſteht. Gegen eine ſolche 
Auslegung, für die ſich, ſoviel zu erſehen, nur vereinzelte Stimmen 
(z. B. Oberneck, Reichsgrundbuchrecht S. 605, 608) in der 
Rechtslehre erhoben haben und der bereits von anderer Seite 
(Fuchs, Grundbuchrecht Bd. 1 S. 715 Note 9) widerſprochen 
worden iſt, ſpricht zunächſt der Wortlaut des Geſetzes, ſodann 
ſprechen dafür innere Gründe. (Wird näher dargelegt.) In 
dieſem Sinne hat der erkennende Senat des R. G. ſich zu der 
Frage auch nach dem früheren Preußiſchen Recht (§ 41 Abſ. 2 
des Geſetzes über den Eigentumserwerb uſw. vom 5. Mai 1872) 
bereits geäußert (Urteil vom 18. Februar 1893, V 268/92, 
veröffentlicht in Gruchots Beiträgen Bd. 37 S. 1114). R. c. B., 
U. v. 2. Dez. 03, 241/03 V. — Stuttgart. 

16. 88 477 Abſ. 1, 479 B. G. B. Anwendung der kurzen 
Verjährungsfriſt auf den Schadenserſatzanſpruch wegen ſchuldhafter 
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Leiſtung einer mangelhaften Sache bei Gattungskäufen; Auf- 
rechnung nach vollendeter Verjährung und gegen den unbezahlten 
Kaufpreis aus demſelben Geſchäft. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte beſtellte der Kl. bei 
der Bekl. in der Zeit vom Februar bis Mai 1900 in mehreren 
Einzelpoſten ſogenannten Sackkalk, eine Ware, die, wie auch 
der Bekl. bei Anwendung gehöriger Sorgfalt hätte bekannt fein 
müſſen, in den hier in Betracht kommenden Abnehmerkreiſen 
allgemein zu Verputzarbeiten verwendet wird, und lieferte die 
Bekl. in Erfüllung der von ihr angenommenen Einzelbeſtellungen 
dem Kl. in der Zeit vom 26. Februar bis Ende Mai 1900 die 
beſtellten Mengen Sackkalk aus dem einen ihrer Kalkwerke 
zu Bl. Dem gelieferten Sackkalke fehlte jedoch die für 
Verputzarbeiten nötige Bindekraft, und der Kl., der ihn bis zum 
7. Juni 1900, an welchem Tage er den Mangel der Bekl. an- 
zeigte, auch zu Verputzarbeiten verwendet hatte, erlitt durch 
dieſen Mangel einen Schaden im Geſamtbetrage von 1769,53 Mark. 
In der am 14. Januar 1901 zugeſtellten Klageſchrift verlangt 
er von der Bekl. Erſatz dieſes Schadens, erklärte, daß er mit 
einem Teilbetrag von 767,95 Mark auf die Kaufpreis forderungen 
der Bekl. aus Lieferungen von Baumaterialien in der Zeit vom 
26. Februar bis 12. Oktober 1900 aufrechne und mit der Klage 
die Zahlung der noch verbleibenden 1001,58 Mark begehre. 
Die von der Bekl. aus § 477 Abſ. 1 B. B. G. abgeleitete 
Einrede der Verjährung hält der B. R. für unbegründet, da 
ſich die kurze Verjährung des § 477 a. a. O. nicht auf die 
Schadenserſatzanſprüche der hier bezeichneten Art beziehe. Diefe 
Anſicht iſt rechtsirrig. Nach dem Sachverhalte handelt es ſich um 
Gattungskäufe, und zwar um ebenſoviele einzelne Kaufgeſchäfte, 
als Beſtellungen und Lieferungen gemacht find. Die Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Bekl. iſt ferner aus einem Verſchulden in Er⸗ 
füllung dieſer Gattungskäufe durch ſchuldhafte Lieferung einer 
mangelhaften Sache, nicht aus einem Verſchulden bei deren 
Abſchluſſe abgeleitet. Der erkennende Senat hat nun in den 
Urteilen vom 13. Juni 1902 — II. 169/02, Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 52 S. 18, und vom 19. Dezember 1902 — II. 246/02, 
Entſch. in Zivilſachen Bd. 53 S. 200 — ausgeſprochen, daß der 
Verkäufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache durch 
ſchuldhafte Lieferung einer mangelhaften Sache dem Käufer 
zum Erſatze des dadurch verurſachten Schadens aus ſeinem 
Verſchulden in Erfüllung des Vertrages verpflichtet ſei. Er hat 
keinen Anlaß, dieſe Auffaſſung aufzugeben. Der erkennende 
Senat hat ferner in dem zuletzt bezeichneten Urteile — Entſch. 
in Zivilſachen Bd. 53 S. 200 — ausgeſprochen, daß ein ſolcher 
Anſpruch des Käufers einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Sache auf Schadenserſatz wegen ſchuldhafter Leiſtung einer 
mangelhaften Sache der kurzen Verjährung des § 477 Abſ. 1 
unterliege. Dieſer Teil jener Entſcheidung hat zwar nicht all⸗ 
ſeitige Billigung gefunden; ſo wird die Anwendung des § 477 
Abſ. 1 auf Anſprüche der hier bezeichneten Art bekämpft von 
Staub — Deutſche Juriſtenzeitung 1903 S. 389 —. Im 
deſſen hält der Senat nach nochmaliger Prüfung der Frage an 
ſeiner früheren Auffaſſung feſt. Zu den in der früheren Ent⸗ 
ſcheidung dargelegten Erwägungen aus dem Geſetze ſelbſt kommt 
weiter noch in Betracht: Die kurze Verjährungsfriſt in dem zweiten 
Abſatze des für die SS 477 bis 479 B. G. B. vorbildlichen 
Art. 349 H. G. B. (alte Faſſung) umfaßte, wie in der Rechts⸗ 
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lehre und Rechtſprechung allgemein anerkannt war, auch die auf 
Verſchuldung begründeten Anſprüche auf Schadenserſatz wegen 
Mängel der Kaufſache; der mit der beſonderen Regelung der 
Verjährung der Anſprüche wegen Mängel der abgelieferten 
Kaufſache verfolgte Zweck des Geſetzes, im Intereſſe der Ver⸗ 
kehrs⸗ und Rechtsſicherheit baldmöglichſt nach der Ablieferung 
eine klare Rechtslage zu ſchaffen, weiſt ferner darauf hin, daß 
alle Anſprüche wegen Mängel der abgelieferten Kaufſache, 
mögen fie auf Geſetz — Wandelung oder Minderung — oder 
auf beſonderer Vereinbarung — Zuſicherung einer Eigenſchaft — 
oder auf Verſchulden beruhen, der kurzen Verjährung des 
§ 477 a. a. O. unterliegen. Nur ein argliſtiges Verſchweigen 
des Verkäufers ſchließt deren Anwendung aus. Nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalte ſteht der Anſpruch auf Schadenserſatz 
dem Kl. nur aus Lieferungen vor dem 7. Juni 1900 zu; 
dieſer Anſpruch war daher verjährt, als er mit der am 
14. Januar 1901 zugeſtellten Klage verfolgt und damals zu⸗ 
gleich gegen die Kaufpreisforderungen der Bekl. aufgerechnet 
wurde. Danach war die Klage abzuweiſen. Es fragt ſich 
weiter, ob auch die Aufrechnung desjenigen Schadens, welcher 
den mit der Widerklage geltend gemachten Kaufpreisforderungen 
entgegengeftellt war, ihre rechtliche Grundlage wegen der durch⸗ 
ſchlagenden Einrede der Verjährung verloren hat. § 390 
Satz 2 B. G. B. beſtimmt, die Verjährung ſchließe die Auf- 
rechnung nicht aus, wenn die verjährte Forderung zu der Zeit, 
zu welcher ſie gegen die andere Forderung aufgerechnet werden 
konnte, noch nicht verjährt war. Das trifft im gegebenen Falle 
zu, ſoweit die Forderung auf Schadenzerſatz aus den Lieferungen 
vom 26. Januar bis 7. Juni 1900 entſtanden ift, deren Kauf⸗ 
preiſe mit 589,80 Mark mit der Widerklage verlangt werden. 
Die Vorausſetzung des § 390 Satz 2 a. a. O. trifft aber auch 
zu auf die mit der Widerklage verlangte Zahlung der Kauf- 
preiſe für die Lieferungen nach dem 7. Juni 1900 bis zum 
12. Oktober 1900; denn am 12. Oktober 1900 beſtand aus 
den Lieferungen nach dem 12. April 1900 ein noch nicht ver⸗ 
jährter Schadenserſatzanſpruch, der die Geſamtſumme der hier 
in Betracht kommenden Kaufpreiſe überſtieg. Käme daher 
§ 390 Satz 2 B. G. B. allein in Betracht, ſo ſtände die Ver⸗ 
jährung des Schadenserſatzanſpruchs deſſen Aufrechnung auf die 
ſämtlichen Kaufpreisforderungen nicht entgegen. Indeſſen iſt 
für den gegebenen Fall weiter zu prüfen, einmal, ob nicht 
§ 479 B. G. B. anzuwenden ſei, und ſodann, welche Trag⸗ 
weite der Vorſchrift des § 479 a. a. O. zukomme. In erſterer 
Beziehung unterliegt es keinem Bedenken, daß, wenn einmal 
auf die Schadenserſatzanſprüche des Käufers einer nur der 
Gattung nach beſtimmten Sache wegen ſchuldhafter Leiftung 
einer mangelhaften Sache die kurze Verjährung des 8 477 
Abſ. 1 angewendet wird, auf dieſe Anſprüche nach Vollendung 
der Verjährung auch § 479 B. G. B. zur Anwendung kommt. 
Im gegebenen Falle iſt die in §8 479 und 478 erwähnte An- 
zeige des Mangels am 7. Juni 1900, alſo vor Vollendung der 
Verjährung erfolgt. Dieſe Vorausſetzung wäre daher erfüllt. 
Weiterhin beſteht aber bei Auslegung des § 479 noch die 
Meinungsverſchiedenheit, ob in § 479 nur die Aufrechnung 
gegen Anſprüche aus demſelben Geſchäfte oder auch gegen 
Anſprüche aus anderen Geſchäften gemeint ſei. Die letztere 
Anficht, die Staub, H. G. B. VI. und VII. Auflage, Bd. II 


XXXIII. Jahrgang. 


§ 377, Anm. 118 S. 1372 vertritt, findet die Bedeutung 
des 5 479 lediglich darin, daß 8 390 Satz 2 durch das Er⸗ 
fordernis einer Anzeige oder einer anderen der in § 478 be⸗ 
zeichneten Handlungen eingeſchränkt ſei. Die erſtere — in der 
Literatur insbeſondere von Makower, H. G. B. XII. Auflage, 
Anhang zu 5 377 X 2 S. 1221, verbunden mit X 1j ver- 
tretene Anficht legt dagegen $ 479 dahin aus, daß nach Voll⸗ 
endung der Verjährung der Anſpruch auf Schadenserſatz nur 
noch gegen den nicht gezahlten Kaufpreis aufgerechnet werden 
könne, aber auch das nur, wenn eine der in § 478 bezeichneten 
Handlungen vor Vollendung der Verjährung vorgenommen 
wurde. Der Senat tritt der von Makower vertretenen Anſicht 
bei. (Wird ausführlich begründet.) Auf Grund der dargelegten 
Auslegung des § 479 B. G. B. konnte der Anſpruch des Kl. 
auf Schadenserſatz nach Vollendung der Verjährung nicht mehr 
aufgerechnet werden gegen die Kaufpreiſe für die Lieferungen 
nach dem 7. Juni 1900; denn die nach dem 7. Juni 1900 
gemachten Lieferungen, die jeweils auf ſelbſtändigen Kaufver⸗ 
trägen beruhten, gehen in Ordnung. Dagegen war die Auf⸗ 
rechnung noch zuläſſig gegen die Kaufpreiſe aus den Lieferungen 
vor dem 7. Juni 1900, durch deren ſchuldhafte Ausführung 
für jede Lieferung ein den Kaufpreis weit überſteigender An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz begründet wurde. W. K. c. M., 
U. v. 27. Nov. 02, 159/03 II. — Zweibrücken. 

17. 5 718 B. G. B. Rechtliche Natur einer Geſellſchaft 
des bürg. Rechts, bezw. einer Handelsgeſellſchaft. Ungeteiltes 
Eigentum der Geſellſchafter. 

Der § 718 des B. G. B. iſt aus der Abficht hervor⸗ 
gegangen, der Geſellſchaft eine ſelbſtändige Stellung im Rechts- 
verkehr auf dem Wege einzuräumen, daß die Verwendung der 
dem Geſellſchaftszweck gewidmeten Vermoͤgensobjekte für dieſen 
rechtlich gefichert und ein wirkſames Verfügungsrecht der 
Geſamtheit der Geſellſchafter oder ihrer Organe über jene Ob⸗ 
jekte gewährleiſtet wird. Dazu würde eine lediglich obligationen- 
rechtliche Regelung nicht genügen. Das Miteigentum der ein- 
zelnen Geſellſchafter gegenüber den anderen wird nicht dinglich 
beſchränkt. Es iſt ein gemeinſchaftliches „Vermögen“ der 
Geſellſchafter ohne Rückſicht auf die Beſchaffenheit der einzelnen 
Objekte angeordnet, die mehreren Geſellſchafter find in ihrer 
Zu ſammenfaſſung Träger von Rechten und Verbindlich- 
keiten, Inhaber des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens, an welches 
die bisher den einzelnen gehörenden Objekte übergehen und in 
welches die von der Geſellſchaft erworbenen Rechte aufgenommen 
werden. Darin liegt keine Schöpfung einer juriſtiſchen Per- 
ſoͤnlichkeit im roͤmiſch⸗ rechtlichen Sinne, wohl aber entſpricht die 
Regelung den im deutſchen Recht entwickelten Grundſätzen über 
die Vereinigungen zur geſamten Hand. Die Gebundenheit des 
Vermögens liegt nach der Seite der Perſonen als der Rechts⸗ 
träger hin. Demgemäß fehlt bei ſolchen Vereinigungen der 
Anlaß zur Annahme eines nach Quoten geteilten Eigentums, 
vielmehr kann das Eigentumsrecht ungeteilt beſtehen, indem die 
mehreren Geſellſchafter vereinigt feine Träger find. Ein gleich⸗ 
artiges Rechtsverhältnis iſt für die offene Handelsgeſellſchaft 
anzunehmen. Wenn dieſe auch das Recht der Führung einer 
Firma hat, und wenn fie unter ihrer Firma Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, auch vor Gericht klagen und 
verklagt werden kann, während der Geſellſchaft des Bürger⸗ 
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lichen Rechts eine ſolche Stellung nicht eingeräumt iſt, fo er- 
gibt ſich daraus nur, daß im Bereiche des Prinzips für ver- 
ſchiedene Grade der Ausgeſtaltung desſelben Raum vor⸗ 
handen iſt. H. c. Fiskus, U. v. 11. Dez. 03, 317/08 VII. 
— Berlin. 

18. 88 755, 756, 2042, 2046, 2047 B. G. B. Geltend- 
machung des Erbauseinanderſetzungsanſpruches nur gegen ſämtliche 
Miterben. 

Mit dem erhobenen Anſpruch werden Rechte der Ehefrau 
des Kl. am mütterlichen Nachlaſſe geltend gemacht. Und zwar 
nimmt er für ſie, indem das angebliche Alleinerbrecht nicht weiter 
aufrecht erhalten wird, ein geſetzliches Miterbrecht zu / in 
Anſpruch, während er der beklagten Witwe ein Erbrecht zu / 
und der jetzt nicht mehr im Prozeſſe befangenen Tochter zweiter 
Ehe des Erblaſſers ein Erbrecht zu gleichfalls / zugeſteht. 
Der Klagantrag iſt auch hier an erſter Stelle auf Geld, eventuell 
auf anteilige Überweiſung von Nachlaßforderungen, ſomit auf 
Zuteilung beſtimmter Nachlaßgegenſtände gerichtet. Die Klag⸗ 
abweiſung erweiſt ſich aus folgendem Grunde als gerechtfertigt. 
Es liegt im Begriffe der Erbauseinanderſetzung, daß ſie ohne 
Zuziehung und Gehör fämtlicher Miterben zu keinem Ergebnis 
führen kann. Ihre Mitwirkung kann der Natur der Sache nach 
weder bei Feſtſtellung der Nachlaßaktiven noch der Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten entbehrt werden uud ohne dieſe Feſtſtellung iſt 
der den einzelnen Erben zukommende reale Erbteil nicht zu er- 
mitteln. Dieſen beinahe ſelbſtverſtändlichen Grundſatz bringt 
das Geſetz in den 88 2046, 2047 fowie in den 8 2042 
Abſ. 2 in Bezug genommenen 58 755, 756 B. G. B. auch 
ausdrücklich zur Anerkennung. Auch die nur einigen Miterben 
beſonders zur Laſt fallenden Nachlaßverbindlichkeiten find in das 
Auseinanderſetzungsverfahren einbezogen und vor allen Dingen 
iſt es auch zur Ausgleichung der Vorempfängniſſe unter den als 
geſetzliche Erben zur Erbfolge gelangenden Abkömmlingen beſtimmt 
(B. G. B. 58 2050 ff.). Demgemäß hat § 86 des Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit mit den an der Auseinander- 
ſetzung Beteiligten offenbar ſämtliche Beteiligte im Auge und in 
den 55 91, 93 iſt wiederholt vorausgeſetzt, daß die Beteiligten 
yſämtlich erſchienen“ oder mit der Möglichkeit des Widerſpruchs 
präkludiert ſind. Wollte man, wenn eine Vielheit von Miterben 
vorhanden iſt, die prozeſſuale Verfolgung des Auseinander- 
ſetzungsanſpruchs nur zwiſchen zwei Miterben zulaſſen, ſo käme 
man zu dem unleidlichen Ergebnis, daß die vom Richter demnächſt 
vorgenommene rechtskräftige Teilung von den übrigen am Ver⸗ 
fahren nicht beteiligten Miterben ſofort wieder in Frage geſtellt 
werden dürfte. Dies tritt gerade auch im Streitfalle hervor, 
wo über die Exiſtenz der von der Miterbin Berta N. behaupteten 
Darlehnsforderung an den Nachlaß von 5000 Mark nur zwiſchen 
dem Kl. und der Bekl. geſtritten worden iſt. Nun iſt zwar die 
urſprüngliche Pflichtteilsklage ſeinerzeit auch gegen dieſe dritte 
Erbin mit gerichtet geweſen. Allein ſie iſt noch im Laufe des 
Verfahrens I. J. und bevor noch der jetzt verfolgte Auseinander- 
ſetzungsanſpruch erhoben war, durch rechtskräftiges Urteil aus 
dem Prozeſſe wieder ausgeſchieden. Das Teilungsverlangen iſt 
vielmehr, und zwar nach dem Ausgeführten zu Unrecht, lediglich 
der Witwe N. gegenüber erhoben. Dieſe Klage iſt deshalb vom 
B. R. mit Recht abgewieſen. M. c. N., U. v. 80. Nov. 03, 
212/03 IV. — Marienwerder. 
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19. $ 823 Abſ. 2 B. G. B. verb. mit § 367 Nr. 14 
des Str. G. B. Haftung des Bauherrn trotz Anſtellung eines 
zuverläſſigen Technikers. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch der Bauherr der⸗ 


jenige fein kann, der gegen das in Rede ſtehende Schusgeſetz 


(8 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs verb. mit § 823 Abſ. 2 
des B. G. B.) verſtößt. Das B. G. hält aber den Bauberrn, 
wenn er einem zuverläffigen Techniker die Leitung und Über- 
wachung des Baues anvertraut hat, nicht für verpflichtet, die 
Vorgänge in der hier fraglichen Beziehung ſeinerſeits zu über⸗ 
wachen und, wenn er auch noch ſo viele Gelegenheit hat, etwaige 
Verſtöße wahrzunehmen, dagegen einzuſchreiten. Ein allgemeiner 
Satz dieſes Inhaltes läßt ſich aber mit rechtlichem Grunde nicht 
aufſtellen; es iſt vielmehr Sache der kontreten Beurteilung, ob 
nicht nach den Umſtänden des Falles auch dem Bauherrn eine 
Fahrläſfigkeit vorzuwerfen iſt. Hier nun iſt ganz beſtimmt 
behauptet, der Bekl. habe im Hinterhauſe des Neubaues gewohnt 
und den Neubau täglich geſehen. Das B. G. hätte eventuell 
die angebotenen Beweiſe erheben und unter Erwögung aller 
Umſtände entſcheiden müſſen, ob dem Bekl. perſönlich eine für 
den Unfall kauſale Fahrläſſigkeit zur Laſt falle. H. 6. M., 
U. v. 7. Dez. 03, 325/03 VI. — Cöln. 

20. § 891 B. G. B. Begründung der Eigentumsklage, 
wenn das Grundſtück auf zwei Grundbuchblättern eingetragen iſt. 

Kl. muß den beſtreitenden Bekl. gegenüber den Klagegrund 
des Eigentums beweiſen und kann dies nicht lediglich durch feine 
Eigenſchaft als eingetragener Eigentümer des Ritterguts D., 
auf deſſen Grundbuchblatt nach Zuſchreibung des früheren 
Ritterguts St. die ſtreitige Fläche als Beſtandteil wieder ein⸗ 
getragen ſteht; er kann es nicht, weil für dieſelbe Fläche ein 
beſonderes Grundbuchblatt (D. Gutsbezirk 3) beſteht, auf welchem 
zufolge vom Kl. erhaltener Auflaſſung der Kaufmann M. als 
Eigentümer eingetragen iſt. Es verſagt in ſolchem Fall die für 
das Recht des Eingetragenen ſprechende Vermutung (§ 891 
B. G. B.); denn, da für den anderen Eingetragenen die gleiche 
Vermutung ſprechen würde, ſo heben ſich beide Vermutungen 
gegenſeitig auf. (Vergl. Turnau Förſter Bd. I S. 410 ff. 
2. Auflage.) Es muß alſo dann, wer aus dem Eigentum 
klagen will, ſeinen Erwerb nach materiellem Recht nachweiſen. 
In der Regel wird ein ſolcher Streit ſich zwiſchen zwei Prätendenten 
vollziehen, es iſt aber das gute Recht jedes mit einer Eigentums⸗ 
klage Belangten, die Legitimation des Kl. zu beſtreiten und 
dieſen dadurch, ſofern ihm die Vermutung aus $ 891 nicht zur 
Seite ſteht, zum Nachweiſe feines Eigentumserwerbes zu nötigen. 
M. u. Gen. c. v. C., U. v. 25. Nov. 03, 453/03 V. — Poſen. 

21. § 929 B. G. B. Annahme iſt der Übergabe nicht 
gleich zu achten. 

Nach § 929 des B. G. B. find zur Übertragung des Eigen⸗ 
tums an einer beweglichen Sache Übergabe der letzteren und 
Einigung des bisherigen Eigentümers und des Erwerbers über 
den Eigentumsübergang erforderlich. Solange nicht feſtſteht, daß 
beide Teile darüber einig waren, daß durch die Übergabe das 
Eigentum übertragen werden ſollte, kann der Eigentumsübergang 
als erfolgt nicht feſtgeſtellt werden. Der auf Übertragung bezw. 
Erwerb des Eigentums gerichtete Wille braucht nicht ausdrücklich 
erklärt zu werden, er kann auch ſtillſchweigend, durch konkludente 
Handlungen, kundgegeben werden. Insbeſondere kann er aus 
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der Übergabe der Sache, wenn dieſelbe auf Grund eines zur 
Eigentumsübertragung verpflichtenden Rechtsgeſchäfts erfolgt, 
entnommen werden; dabei find aber immer die konkreten Um⸗ 
ſtände der Sachlage in Betracht zu ziehen. Im vorliegenden 
Falle handelt es fib um einen Diſtanzkauf, welcher Gattungs⸗ 
ſachen zum Gegenſtande hat. In einem ſolchen Falle wird 
zwar, — vergl. die Ausführungen in dem Urteile des R. G. 
vom 19. Dezember 1884. Entſch. des R. G. Bd. 12 S. 78 ff. — 
in Ermangelung entgegenſtehender Umſtände der Wille des Ver⸗ 
käufers, das Eigentum der überſandten Ware auf den Käufer 
zu übertragen, angenommen werden müſſen, es kann aber in der 
Annahme der überſandten Ware durch den Käufer allein nicht 
der Ausdruck des Willens, das Eigentum an dieſer Ware zu 
erwerben, gefunden werden. Wenn nicht aus den Erklärungen 
oder Handlungen des Käufers hervorgeht. daß er die Ware mit 
der Abſicht, Eigentum daran zu erwerben, in Beſitz nehme, ſo 
wird in der bloßen Abnahme der Ware von dem mit deren 
Transporte Beauftragten zunächſt nur der Wille des Käufers 
zum Ausdrucke gebracht, die Ware zu detinieren, feiner Ver⸗ 
pflichtung zur Abnahme der Ware zu genügen, um zu konſtatieren, 
ob dieſelbe vertragsmäßig, empfangbar ſei. G. c. F., U. v. 
27. Nov. 03, 294/03 VII. — Breslau. 

22. 8 1400, 1407, 1454, 1459 B. G. B. Schafft ein 
Urteil gegenüber einer mit ihrem Ehemann in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebenden Ehefrau auch dem Manne gegenüber 
Rechtskraft? 

In einem Vorprozeſſe war die Ehefrau des Bekl. auf eine 
von der Kl. am 26. Januar 1900 auf Grund des vor dem 
Jahre 1900 in Hamburg geltenden gemeinen Rechtes erhobene 
actio de dolo rechtskräftig verurteilt worden, weil ſie im 
Jahre 1899 auf einen von B. u. J. auf den jetzigen Bekl. an 
eigene Order gezogenen und in blanco indoſſierten Wechſel ein 
Akzept geſetzt und mit dem Namen ihres Ehemannes ohne deſſen 
Ermächtigung unterzeichnet und dadurch der Kl. als Erwerberin 
des Wechſels, da der jetzige Bekl. das Akzept gelten zu laſſen 
ſich weigerte, einen Schaden verurſacht habe. Jetzt hat die Kl. 
den Bekl. ſelbſt unter Berufung auf jenes Urteil in Anſpruch 
genommen, weil er mit feiner Ehefrau in der allgemeinen Güter- 
gemeinſchaft des früheren Hamburgiſchen Rechtes, bezw. ſeit dem 
1. Januar 1900 nach $ 1 des Hamburgiſchen Güterſtands . 
geſetzes vom 14. Juli 1899 in derjenigen des B. G. B. 
gelebt habe bezw. lebe und daher für ihre Delikts. und 
Prozeßkoſtenſchulden hafte. — Daß der Bekl. und ſeine Ehe⸗ 
frau bis 1900 in der Gütergemeinſchaft des Hamburgiſchen 
Rechtes lebten, iſt außer Streit; daß demzufolge der Bekl. als 
Ehemann durch Delikte ſeiner Ehefrau perſönlich mitverpflichtet 
wurde, ſteht für dieſe Inſtanz nach § 562 der Z. P. O. durch 
den Ausſpruch des O. L. G. feſt; eben fo auch, daß nach §8 1 
jenes Hamburgiſchen Geſetzes ſeit dem 1. Januar 1900 die 
Normen des B. G. B. über die allgemeine Gütergemeinſchaft 
für dieſe Verhältniſſe maßgebend find. Das R. G. hat aber mit 
den beiden Vorinſtanzen die Rechtskraftwirkung des gegen die 
Ehefrau erlaſſenen Urteils gegen den in allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft lebenden Ehemann verneint. 

Die Frage kann nicht durch einen Hinweis auf 8 740 der 
Z. P. O. erledigt werden. Im B. G. B. findet ſich für das 
Verhältnis der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden 
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Eheleute keine ausdrückliche erſchöͤpfende Regelung der Frage 
dieſer Rechtskraftwirkung, aber in analoger Anwendung der 
Beitimmungen über die Verwaltungsgemeinſchaft iſt anzunehmen, 
daß der von einer Ehefrau mit Zuſtimmung des Mannes 
gefübrte Paſſivprozeß ein auch dem Manne gegenüber rechts⸗ 
kräftiges Urteil herbeiführt, der ohne ſolche Zuſtimmung 
geführte nicht. Da nun im vorliegenden Falle eine Behauptung, 
daß der Bekl. dem von feiner Ehefrau geführten Vorprozefſe 
zugeftimmt habe, nicht aufgeſtellt worden ſei, ſo konnte aller⸗ 
dings die Rechtskraft des in demſelben ergangenen Urteils gegen 
ihn nicht mit Erfolg angerufen werden. Durch die obligierende 
Wirkung des Urteills wird hieran nichts geändert. H. c. V., 
U. v. 26. Nov. 03, 102/03 VI. — Hamburg. 

23. 5 1565 Abſ. 2 B. G. B. Spezielle oder generelle, 
vorherige oder nachträgliche Zuſtimmung genügend. 

Die Ausführung des B. G., es ſei unerheblich, ob 
die Bekl., wie Kl. behauptet, durch verſchiedene ſpeziell bezeichnete 
Akte bald nach Abſchluß der Ebe, ſodann in den Jahren 1888, 1899 
und 1902 den weiteren Ebebrüchen des Kl. ihre Zuſtimmung 
— nur um ſolche, nicht um Verzeihung handelt es fi inſoweit — 
erteilt habe, iſt rechtlich bedenklich und die bezügliche Rüge der 
Nevifion begründet. Für die Beurteilung dieſer Frage find 
ſchlechtbin die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
maßgebend, mag die Zuſtimmung vor oder nach dem Inkraft⸗ 
treten des B. G. B. ausgeſprochen ſein. Denn Art. 201 
des E. G. zum B. G. B. ordnet in prinzipieller und durch⸗ 
greifender Weiſe an, daß ſofern es ſich nicht um Ver⸗ 
fehlungen handelt, welche vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
begangen find (Abſ. 2 daſelbſt), in den die Scheidung betreffenden 
Fragen lediglich und ausſchließlich die Vorſchriften des B. G. B. 
anwendbar find; es ſtehen aber vorliegend nur noch Ehebrüche 
des Kl., welche ſeit dem Frühjahr 1900 begangen ſein 
ſollen, in Frage, nachdem unangefochten die vorherliegenden Ehe⸗ 
brüche als durch Nichtgebrauch des Klagerechts erledigt erachtet 
find. Bei Anwendung des 8 1565 B. G. B. nimmt das 
B. G. an, daß eine Zuſtimmung im Sinne dieſer Vorſchrift 
nur vorliege, wenn ſie zum konkreten Ehebruche nicht auch, 
wenn fie ohne Rüdfiht auf beſtimmte einzelne Fälle des Ehe⸗ 
bruchs allgemein ausgeſprochen iſt. Damit iſt der Rechtsbegriff 
der Zuftimmung verkannt. Der Geſetzesgrund der Vorſchrift 
des & 1565 Abſ. 2, vermöge welcher der konſentierte Ehebruch 
keinen Scheidungsgrund abgeben ſoll, liegt darin, daß der 
zuftimmende Teil zu erkennen gegeben hat, das Verhalten des 
anderen Teils affiziere ihn nicht und mache ihm die Ehe nicht 
merträglich (Entſch. des R. G. vom 4. November 1901 in 
Juriſtiſcher Wochenſchrift S. 868). Dieſer Geſetzesgrund gilt in 
gleichem Maße, mag die Zuſtimmung, welche im übrigen 
ihrem Begriffe nach vorher oder nachträglich erfolgen kann, 
ſpeziell oder generell erteilt ſein. Allerdings gibt eine im 
voraus erteilte generelle Zuftimmung keinen Freibrief für alle 
Zeiten. Vielmehr bleibt fie jederzeit widerruflich. H. 6. H., 
U. v. 10. Dez., 03 225/03 IV. — Naumburg. 

24. 5 1568 B. G. B. Der Scheidungsgrund wegen 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes erfordert eine Kenntnis 
auf feiten des unſchuldigen Ehegatten. 

Ohne Kenntnis von dem ehewidrigen Verhalten des einen 
Ehegatten kann für den anderen Ehegatten der bedingte 
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Scheidungsgrund aus § 1568 des B. G. B.: „Ein Ehe 
gatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
oder durch ehrloſes und unfittliches Verhalten eine fo tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß 
dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet 
werden kann ... — nicht erwachſen, denn bis dahin fehlt es 
an jedem Anlaſſe für eine nachteilige Beeinfluffung des un⸗ 
ſchuldigen Ehegatten infolge der — ihm gänzlich unbekannten 
— Verfehlungen des anderen Ehegatten und an einer Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes auf ſeiner Seite. Deshalb iſt auch 
objektiv bis zur erlangten Kenntnis der bedingte Scheidungs⸗ 
grund aus 5 1568 nicht vorhanden, denn deſſen Vorliegen 
iſt eben dadurch bedingt, daß von dem unſchuldigen Ehegatten 
die infolge der Verfehlungen des anderen Ehegatten eingetretene 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes als eine fo tiefe 
empfunden wird, daß ihm die Fortſetzung der Ehe nicht zu⸗ 
gemutet werden kann. Augenſcheinlich will auch das B. G. mit 
ſeiner Erwägung: es genüge, daß objektiv ein Scheidungsgrund 
vorhanden war —, nur ſagen, es ſei das ehewidrige Verhalten 
des Kl. objektiv geeignet geweſen, die Ehe für die Bekl. 
unerträglich zu machen. Dies allein reicht aber bei dem 
bedingten Scheidungsgrunde aus $ 1568 zur Erfüllung 
ſeines Tatbeſtandes nicht aus, da eben weiter erfordert wird, 
daß dadurch auch die eheliche Gefinnung des anderen Ehegatten 
vollſtändig zerftört iſt. C. 6. C., U. v. 3. Dez. 03, 218/03 IV. 
— Stettin. 

25. Begriff des Verſchuldungsmoments aus $ 1568 B. G. B. 
und Abwägung des beiderſeitigen Verhaltens. 

Was das Verſchuldungsmoment aus 5 1568 des 
B. G. B. betrifft, ſo wird nicht erfordert, daß der Kl. und 
Widerbekl. ein die Ehe zerrüttendes Handeln allein zur Laſt 
fällt. Das Geſetz verlangt nur, daß das alleinige Verſchulden 
des beklagten Ehegatten unabhängig von einem Mitverſchulden des 
anderen Teiles ausreicht, um die unheilbare Zerrüttung im Sinne 
des § 1568 hervorzurufen. Es bleibt daher moglich, daß auch 
der klagende Ehegatte ſich ſeinerſeits in der gleichen Richtung 
ebenſo ſchuldig gemacht hat, und der Erfolg iſt in dieſem Falle 
nur, daß auch die beklagte Ehepartei berechtigt iſt, auf Scheidung 
gegen den klagenden Teil anzutragen (Entſch. des R. G. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 46 S. 159) und daß alsdann beide gemäß $ 1574 
Abſ. 2, wenn Widerklage erhoben iſt, von Amts wegen, und wenn 
keine Widerklage angeſtellt iſt, auf Antrag des Gegners für 
ſchuldig erklärt werden. Auf der ſubjektiven Seite bedarf es 
jedoch für die Anwendung des § 1568 der Feſtſtellung, daß das 
gerügte Verhalten des ſchuldigen Ehegatten dazu führt, die eheliche 
Geſinnung des klagenden (oder widerklagenden) Teiles zu zer⸗ 
ſtören und ihm die Fortſetzung der Ehe moraliſch unmoglich zu 
machen. In dieſer Beziehung erſcheint es zum Zweck einer voll- 
ſtändigen Prüfung geboten, das gegenſeitige Verhalten und 
mithin insbeſondere auch die etwa vorhandenen eigenen Ver⸗ 
fehlungen der klagenden (oder widerklagenden) Partei in Betracht 
zu ziehen. Erwächſt hierbei der Schluß, daß ſie an dem ehe⸗ 
widrigen Handeln des anderen Ehegatten ſeinerzeit keinen 
beſonderen Anſtoß genommen, es nicht als ehewidrig empfunden 
und ungeachtet desſelben in der bisherigen Weiſe das Zuſammen⸗ 
leben fortgeſetzt hat, ſo wird auch der Regel nach nicht z feſt⸗ 
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ſtellbar ſein, daß eine weitere Fortſetzung ihr nicht zuzumuten iſt. 
K. c. K., U. v. 10. Dez. 03, 244/03 IV. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. 

26. 83 Z. P. O. Bemeſſung des Streitwerts bei Klagen 
auf Vertragsaufhebung, wenn daneben beſondere Anſprüche 
geltend gemacht werden. 

Bei Klagen auf Aufhebung eines Vertrages iſt der Streit⸗ 
wert gemäß § 3 Z. P. O. frei zu ſchätzen. Dies gilt jedoch nur 
mit der Einſchränkung, daß wenn nach Inhalt der für die Streit⸗ 
wertberechnung maßgebenden Klageanträge neben dem Aufhebungs⸗ 
anſpruch noch weitere ziffermäßig beſtimmte Anſprüche geltend 
gemacht werden, dieſe Anſprüche mitzuberüdfichtigen find, die 
Feſtſetzung des Streitwerts alſo keinenfalls hinter dem Betrage 
der weiteren Anſprüche zurückbleiben darf. H. c. S., Beſchl. 
v. 5. Dez. 03, B 259/03 V. — Braunſchweig. 

27. 8 23 Z. P. O. Gerichtsſtand bei Inhaberpapieren 
und Wertpapieren da, wo ſelbige ſich befinden. 

Es handelt ſich darum, ob gegen den im Auslande woh⸗ 
nenden Bekl. der Gerichtsſtand des § 23 Z. P. O. begründet 
iſt. In I. J. war von dem Kl. neben anderen, durch die 
Beweisaufnahme widerlegten Anführungen auch die unbeſtritten 
gebliebene Behauptung aufgeſtellt worden, daß der Bekl. eine 
Aktie (Namensaktie) der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
K., P. & Co. in P. befite Der I. R. führte hierzu aus, 
daß die Aktie eine Urkunde ſei, bei der die Geltendmachung 
des verbrieften Rechts an das Papier ſelbſt geknüpft ſei 
und daß auch nur an dem Orte, wo das Papier ſich befinde, 
fh das durch dasſelbe repräfentierte Vermögen des Inhabers 
des Papiers befinde. Er wies demgemäß die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit des Gerichts ab, weil nicht nachgewieſen ſei, 
daß der Bekl. zur Zeit der Klagezuſtellung Vermögen im Be⸗ 
zirke des L. G. Poſen gehabt habe. Der B. R. führte hiergegen 
aus, zwar komme der unſtreitige Beſitz von Aktien der genannten 
Geſellſchaft nicht in Betracht, weil der Bekl. in dem Aktienbuche 
der Geſellſchaft nicht eingetragen, die Aktienübertragung an ihn 
auch nicht von der Geſellſchaft genehmigt ſei und der Bekl. 
daher durch den Erwerb der Aktien keinerlei Rechte, jedenfalls 
keine Rechte gegen die Geſellſchaft erworben habe. Dagegen 
ergebe ſich die Zuſtändigkeit des L. G. Poſen aus der unſtreitigen 
Tatſache, daß der Beklagte zur Zeit der Klagezuſtellung Eigen⸗ 
tümer von Dividendenſcheinen der Geſellſchaft geweſen ſei. 
Wenn die Dividendenſcheine auch ſelbſtändige Inhaberpapiere 
ſeien und Sachen im Sinne des B. G. B. darſtellten und wenn 
demgemäß der Gerichtsſtand des § 23 Z. P. O. dort begründet 
ſei, wo ſich das Inhaberpapier befinde, ſo ſei jedoch hiermit ihre 
Rechtsnatur nicht erſchöpft. Der Beſitz der Papiere verleihe 
ein Forderungsrecht, deſſen Geltendmachung den Beſtimmungen 
des Rechts der Schuldverhältniſſe unterſtehe. Da nun bei For⸗ 
derungen als der Ort, wo das Vermoͤgen ſich befinde, der 
Wohnſitz des Schuldners gelte und Schuldner der in den 
Dividendenſcheinen verſprochenen Leiſtung die genannte Geſell⸗ 
ſchaft ſei, die ihren Sitz in Poſen habe, jo ſei die Zuſtändigkeit 
des L. G. Poſen begründet. Das Geſetz unterſcheide im § 23 
Z. P. O. nicht zwiſchen ſolchen Forderungen, die in einer Urkunde 
verkörpert ſeien, und anderen Forderungen. Die Z. P. O. be⸗ 
handele allerdings im § 821 Wertpapiere als Sachen, das ſei 
hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung auch zweckentſprechend, da 
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der Rechtserwerb ſich nach dem Sachenrechte richten müſſe. 
Aber die Rechtsausübungsbefugnis bleibe immerhin ein For⸗ 
derungsrecht und bei Forderungen ſei der Gerichtsſtand des 
Vermögens da gegeben, wo der Schuldner feinen Wohnfig habe. 
Der B. R. verkennt hiernach nicht, daß die Dividendenſcheine 
als Inhaberpapiere und als Sachen im Sinne des B. G. B. 
anzuſehen find. Er nimmt aber an, daß nicht bloß an dem 
Orte, wo das Inhaberpapier ſich befindet, ſondern auch an dem 
etwa davon verſchiedenen Wohnſitze des Schuldners der Gerichts 
ftand des Vermögens ($ 23 Z. P. O.) begründet ſei. Die 
Reviſion rügt hiergegen mit Recht, daß dieſe Auffaſſung auf 
unzureichender Würdigung des Weſens der Inhaberpapiere beruht. 
Unter näherer Begründung wird vom R. G. angenommen: „daß 
der Gerichtsſtand des Vermögens im Sinne des 8 23 Z. P. O., 
ſoweit Inhaberpapiere und überhaupt Wertpapiere in Betracht 
kommen, lediglich da begründet iſt, wo ſich die Papiere befinden.“ 
v. K. c. L., U. v. 23. Nov. 03, 288/03 VII. — Poſen. 

28. 58 36, 44, 45 Z. P. O. Bedeutung der Ablehnung 
aller Mitglieder eines Zivilſenats des O. L. G. und deren Stell⸗ 
vertreter. Zuſtändigkeit des R. G. 

Nachdem vor dem L. G. zu K. eine kontradiktoriſche münd⸗ 
liche Verhandlung ſtattgefunden hatte und ein die Erhebung 
von Beweiſen anordnender Gerichtsbeſchluß erlaſſen war, hat der 
Bekl. dem L. G. telegraphiſch angezeigt, daß er ſämtliche Mit⸗ 
glieder der in der Sache zuſtändigen dritten Zivilkammer ein⸗ 
ſchließlich aller Stellvertreter wegen Befangenheit ablehne und 
hat dieſe Erklärung demnächſt in einer Eingabe vom gleichen 
Tage wiederholt. Über dieſes Ablehnungsgeſuch iſt ſachlich noch 
nicht entſchieden. Vielmehr hat das L. G. mit der Anzeige, 
daß es durch die Ablehnung beſchlußunfähig geworden ſei und 
daß die Beſchlußfähigkeit auch nicht auf dem durch § 66 
G. V. G. bezeichneten Wege hergeſtellt werden konne, das Ab⸗ 
lehnungsgeſuch dem O. L. G. zur Beſchlußfaſſung gemäß § 45 
Z. P. O. vorgelegt. Bei dieſem Gerichte aber hat der Bekl. 
in einer Eingabe von dem nämlichen Tage ſämtliche Mitglieder 
des zuſtändigen Zivilſenats des O. L. G. und deren Stellver- 
treter abgelehnt, weshalb das O. L. G. geglaubt hat, die Sache 
dem R. G. zur Entſcheidung unterbreiten zu müſſen. Das 
Verhalten des Bekl. hätte beiden Inſtanzen die Frage nahe 
legen können, ob überhaupt die Eingaben des Bekl. als ein 
ernſtgemeintes Ablehnungsgeſuch in Betracht kommen konnten 
und ob fie nicht vielmehr ſich lediglich als einen Verſuch dar⸗ 
ſtellen, unter dem bloßen Vorgeben einer auch nicht einmal in 
der Einbildung des Bekl. beſtehenden Befangenheit die Er- 
ledigung des Prozeſſes im ordentlichen Geſchaͤftsgange hinzu⸗ 
halten und die Tätigkeit der Landesgerichte zu vereiteln. In dieſem 
Falle wäre es zuläſſig geweſen, das Ablehnungsgeſuch unter 
Mitwirkung auch der etwa von der Ablehnung mit betroffenen 
einzelnen Richter von der prozeſſualen Behandlung in dem durch 
88 44 ff. Z. P. O. vorgeſchriebenen Verfahren auszuſchließen 
— vergl. die Beſchlüſſe des III. 3. S. des R. G. vom 
23. Juni 1899, Entſch. Bd. 44 S. 402 ff. und Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 4835, des VI. Z. S. vom 13. Mai 1901 
Juriſt. Wochenſchr. S. 397°, Urteile des II. Strafſenats des 
R. G. vom 8. Oktober 1897, Entſch. Bd. 30 S. 273 ff. und 
des Ehrengerichtshofs Bd. 10 S. 23 ff. —. Es erſchien jedoch 
geboten, nicht erſt die Vorinſtanzen zu einer Entſcheidung über 
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dieſe Frage zu veranlaſſen, vielmehr in Rückſicht darauf, daß 
bereits eine ſehr erhebliche Verzögerung des Verfahrens in der 
Hauptſache eingetreten iſt, davon auszugehen, daß, ſolange ein 
Beſchluß des gekennzeichneten Inhalts nicht ergangen iſt, die 
Zuſtändigkeit des R. G. gemäß § 45 Abſ. 1 Z. P. O. als 
vorhanden angenommen werden darf. In der Sache ſelbſt war 
das Geſuch inſoweit, als es die Ablehnung betraf, aus dem 
Grunde zu verwerfen, weil es nur der Form der Erklärung nach 
gegen die Mitglieder des O. L. G. und zwar in Rückſicht 
auf die Ausdehnung auf ſämtliche Stellvertreter der ordentlichen 
Senatsmitglieder gegen ſämtliche Mitglieder, der Sache nach 
aber gegen das Gericht ſelbſt, gleichviel wer ihm als Mit⸗ 
glied angehören mochte, gerichtet iſt. Eine derartige nicht 
unter § 42 Z. P. O. fallende Ablehnung läßt das Geſetz nicht 
zu. Der Antrag aber, das zuſtändige Gericht gemäß § 36 
Nr. 1 Z. P. O. zu beſtimmen, erwies ſich aus dem Grunde 
als unzuläffig, weil der Fall der Verhinderung des O. L. G. an 
der Ausübung des Richteramts erſt dann eingetreten fein würde, 
wenn eine Ablehnung ſeiner Mitglieder in ſolchem Umfange 
Erfolg gehabt hätte, daß eine Entſcheidung unter zureichender 
Beſetzung des Senats dadurch unmoglich geworden wäre. Das 
Geſuch war hiernach als unzuläſſig zu verwerfen. Soweit es 
die Ablehnung betraf, mußte zugleich, da der Bekl. das Ver⸗ 
fahren offenfichtlich aus bloßem Mutwillen veranlaßt hat, die 
Erhebung der Gerichtsgebühr gemäß § 47 Abſ. 1 Ziff. 4 und 
Abſ. 2 G. K. G. beſchloſſen werden, wobei der Umſtand, daß 
die Ablehnung von Richtern nur der Form nach vorgeſchützt iſt, 
um das Gericht ſelbſt damit zu treffen, der Anwendung dieſer 
Geſetzesvorſchriften nicht entgegenſtand. M. c. C., Beſchl. v. 
29. Dez. 03, GB 810/03 IV. — Karlsruhe. 

29. SS 128, 137, 139, 338, 523, 525, 526 Z. P. O. 
Verletzung der Grundſätze über mündliche Parteiverhandlung. 

In dem Sitzungsprotokoll über die Schlußverhandlung, 
in welcher das B. G. anders wie in den beiden früheren Ver⸗ 
handlungen beſetzt war, iſt bemerkt: „Wegen neuer Beſetzung 
des Gerichts wurde zunächſt der Stand der Sache von neuem 
dargelegt.“ Dieſe „Darlegung“ iſt indeſſen nach dem Eingange 
des Tatbeſtandes des B. U. „mit Einverſtändnis der Parteien“ 
von dem Vorfitzenden des B. G. erfolgt. Auf den Inhalt 
dieſer Darlegung folgt im Tatbeſtande des B. U. eine Wieder⸗ 
gabe der Ausſagen der in der Schlußverhandlung gemäß § 161 
der Z. P. O. vernommenen Zeugen und enthält ſodann der 
Schluß des Tatbeſtandes eine Wiedergabe von Ausführungen 
der beiderſeitigen Prozeßbevollmächtigten, welche Aus führungen 
indeſſen einen Vortrag des Sach- und Streitſtandes im Sinne 
der Z. P. O. nicht enthalten, indem jene Ausführungen zum 
Verſtändnis der Berufungsanträge und zur Prüfung der 
Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung allein nicht genügen. 
Das B. U. beruht daher im Sinne des § 549 der Z. P. O. 
auf einer Verletzung der Grundſätze der Z. P. O. (vergl. 
beſonders 88 128, 187, 139, 338, 523, 525, 526) 
über die mündliche Parteienverhandlung (vergl. Entſch. des 
R. G. in Zivilſachen Bd. 54 Nr. 3), indem das B. G. zu 
ſeinem Urteil nur durch eine unſtatthafte Berückſichtigung der 
Darlegung des Vorfitzenden, welche Darlegung durch die 
Parteien zu erfolgen gehabt hätte, gelangt iſt, nicht aber auf 
Grund der unzureichenden Vorträge der Parteien gelangen 
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konnte. Daß dieſes Verfahren im Einverſtändnis der Parteien 
bezw. deren Prozeßbevollmächtigten erfolgte, iſt, wie der 
erkennende Senat wiederholt (Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 54 S. 9, Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 615 Ziff. 1) 
entſchieden hat, rechtlich unerheblich. — Auch der zweite 
Revifionsangriff erſcheint begründet. Nach 88 297, 523 der 
Z. P. O. müſſen die Berufungsanträge aus den vorbereitenden 
Schriftſätzen bezw. aus einem dem Protokolle als Anlage bei- 
zufügenden Schriftſatze verleſen werden und hat die Nicht⸗ 
beachtung dieſer Vorſchriften die Nichtberückſichtigung der 
Anträge zur Folge. Auch dieſe Vorſchrift iſt nach dem 
Sitzungsprotokolle in Verbindung mit dem Berufungstatbeſtande 
in der Schlußverhandlung vor dem B. G. nicht beobachtet 
worden. Dieſe Unterlaſſung kann nicht dadurch erſetzt werden, 
daß in der — wie bereits bemerkt ohnedies prozeſſualiſch nicht 
zu beachtenden — „Darlegung“ des Vorſitzenden geſagt iſt, die 
eine Aufhebung des klagabweiſenden Urteils I. J. bezweckende 
Berufung ſei auf eine Klage über 2 925 Mark nebſt 4%, Prozent 
Zinſen vom 1. Juli 1898 gerichtet. A. e. K., U. v. 
24. Nov. 03, 220/03 III. — Oldenburg. 

30. 5 129 ff. Z. P. O. Rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
in vorbereitenden Schriftſätzen. 

Die in der Berufungsinſtanz von der Kl. vertretene Annahme, 
Bekl. habe durch Zuſtellung des vorbereitenden Schriftſatzes vom 
22. April 1902 auf die Einrede, daß die Entſcheidung des Rechts. 
ſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, Verzicht geleiſtet, 
erachtet der B. R. nicht für zutreffend. Er führt folgendes aus: 
Vorbereitende Schriftſätze ſeien nach dem Zwecke, welchem ſie 
dienen ſollen, dazu beſtimmt, die mündliche Verhandlung vor⸗ 
zubereiten, alſo dasjenige, was eine Partei in der mündlichen 
Verhandlung vorbringen will, dem Gegner und dem Gerichte 
vorher anzukündigen, nicht aber rechts verbindliche Er⸗ 
klärungen einer Partei dem Gegner mitzuteilen. Wenn alſo 
die Bekl. durch den vorbereitenden Schriftſatz vom 22. April 1902 
angekündigt habe, der Einwand der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
(ſoll heißen: daß die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schieds⸗ 
richter zu erfolgen habe) werde nicht aufrecht erhalten, ſo ſei 
damit nicht eine rechtswirkſame Erklärung der Bekl., daß auf 
dieſe prozeßhindernde Einrede verzichtet werde, an die Kl. gemacht 
worden. Die Bekl. habe deshalb in Abweichung von dem Inhalt 
ihres vorbereitenden Schriftſatzes noch in der mündlichen Ver⸗ 
handlung die genannte prozeßhindernde Einrede vorbringen können. 
Die Reviſion faßt dieſe Erwägungen dahin auf, der im Schrift⸗ 
ſatz vom 22. April 1902 ausgeſprochene Verzicht auf die Einrede 
des Schiedsvertrages könne im Hinblick auf den Zweck und die 
Natur der vorbereitenden Schriftſätze eine rechtswirkſame Er⸗ 
klärung nicht enthalten. Dies ſucht die Reviſion dann mit 
Hinweis auf mehrere Außerungen von Schriftſtellern und auf 
das Urt. des R. G., Entſch. Bd. 53 S. 149, als rechtsirrtümlich 
nachzuweiſen, bemerkt auch, das R. G. halte die Anfechtung 
gemäß 88 119, 121, 143 des B. G. B. ſowie die Aufrechnung 
nach § 388 a. a. O. in vorbereitenden Schriftſätzen für voll 
wirkſam. Wäre die an die Spitze geſtellte Auffaſſung der Reviſion 
von der Bedeutung des B. U. zutreffend, ſo müßte ihr Angriff 
Erfolg haben. Der geſetzliche Zweck der vorbereitenden Schrift 
ſätze hindert nicht, daß eine in dieſelbe aufgenommene Partei- 
erklärung, welche nach dem Willen der Partei eine weitergehende 
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Beftimmung hat und unmittelbar durch ſich ſelbſt eine rechtliche 
Wirkung herbeiführen ſoll, rechtsgültig iſt. Ein folder Schrift⸗ 
ſatz hat dann einen doppelten Charakter, einmal dient er dazu, 
die mündliche Verhandlung vorzubereiten, durch ſeinen weiteren 
Inhalt aber geht er darüber hinaus und iſt inſoweit rechts⸗ 
geſchäftlicher Art. Die Beſtimmungen der Z. P. O. find nicht 
derart ausſchließend, daß, wenn ein Schriftſatz überhaupt vor⸗ 
bereitender Art iſt, alle in ihn aufgenommenen Erklärungen, 
gleichviel welchen Inhalts, als ausſchließlich die demnächſtige 
Verhandlung vorbereitend betrachtet und behandelt werden dürften. 
Es kann aber nicht zugegeben werden, daß das von der Reviſion 
geltend gemachte Verſtändnis der Erwägungen des B. R. zu⸗ 
treffend wäre. Schon von vornberein läßt ſich nicht vorausſetzen, 
daß der B. R. von einer in der Literatur anerkannten, in der 
Rechtſprechung des R. G. ſtändig befolgten Anſicht ohne jede 
Begründung ſeines Standpunktes hat abweichen wollen. Wort⸗ 
laut und Zuſammenhang der Erwägungen des B. R., wenngleich 
ſie die erwünſchte Präziſion in dieſem Punkte vermiſſen laſſen, 
nötigen aber auch nicht zu einer ſolchen Annahme, ſondern ge⸗ 
ſtatten die Auffaſſung, daß, wenn eine Parteierklärung in einen 
vorbereitenden Schriftſatz aufgenommen iſt, darin zwar ein 
erheblicher Anhalt für den Willen der Partei, ihr nur eine dem 
Zwecke dieſer Schriftſätze entſprechende Bedeutung beizulegen, 
gegeben iſt, daß aber keine Rechtsvermutung ſolchen Inhalts 
beſteht, ſondern daß ſtets nach Lage der Umſtände des einzelnen 
Falls beurteilt werden muß, ob die Erklärung nicht doch von 
einem rechtsgeſchäftlichen Willen beherrſcht wird, und daß, wenn 
dies bejaht werden muß, dem Eintritt der beabſichtigten Rechts⸗ 
wirkung durch den Zweck der vorbereitenden Schriftſätze ein 
geſetzliches Hindernis nicht bereitet wird. Iſt hiervon auszugehen, 
ſo bleibt weiter nur zu prüfen, ob bei Anwendung der genannten 
Grundſätze auf den vorliegenden Fall ein Rechtsverſtoß unterlaufen 
iſt, allein auch dies kann nicht angenommen werden. Nachdem die 
Bekl. die prozeßhindernde Einrede angekündigt und Kl. ihre Un⸗ 
begründetheit nachzuweiſen verſucht hatte, gab Bekl. in dem die 
Erwiderung bildenden vorbereitenden Schriftſatze vom 22. April 
1902 nur die Erklärung ab, der Einwand der Unzuſtändigkeit 
des Gerichts werde nicht aufrecht erhalten. Darin brauchte, 
welches auch die Motive der Erklärung geweſen fein mögen, ein 
Verzicht oder eine andere auf den unmittelbaren Eintritt einer 
Rechtswirkung gerichtete Erklärung nicht gefunden zu werden, 
vielmehr war die Annahme zuläffig, daß lediglich die urſprüngliche 
Ankündigung nicht aufrecht erhalten werden, ſondern an ihrer 
Stelle eine andere „Ankündigung“ treten ſolle. Dadurch wurde 
die gleiche Sachlage hergeſtellt, wie wenn die Einrede nie an⸗ 
gekündigt geweſen wäre. Kl. brauchte demgemäß auf die Ein⸗ 
rede nicht vorbereitet zu ſein und hätte, wenn dieſelbe doch in 
der mündlichen Verhandlung vorgeſchützt wurde, die dem ent⸗ 
ſprechenden prozeſſualen Konſequenzen ziehen können, 
ein ſachlicher Nachteil für die Bekl. aber hatte nicht einzutreten. 
D. c. G., U. v. 1. Dez. 03, 320/03 VII. — Hamm. 

31. 88 169, 207 3. P. O. Inhalt der vom Gerichts- 
ſchreiber auszuſtellenden Beſcheinigung, Nichtaufnahme des 
Namens und Wohnorts des Rechtsanwaltes, an den die Revifions- 
ſchrift zuzuſtellen iſt. 

Der Gerichtsſchreiber des beſchließenden Senats, der von 
dem Beſchwerdeführer um Vermittelung bei Zuſtellung der 
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Revifionsſchrift angegangen iſt, hat die ihm nach der Schluß⸗ 
beſtimmung des § 169 Z. P. O. obliegende Beſcheinigung 
dahin erteilt, daß in der dieſerbalb ausgeſtellten, datierten 
Urkunde lediglich die Tatſache der Übergabe des Originalſchrift⸗ 
ſtücks und zweier beglaubigter Abſchriften erwähnt ift. Der 
weitere Inhalt des vom Beſchwerdeführer ausgefüllt überreichten 
Beſcheinigungsformulars, wonach die Beſcheinigung auch Namen 
und Wohnort des Rechtsanwalts, an den die Zuſtellung der 
Reviſionsſchrift zu bewirken iſt, enthalten ſollte, iſt vom Gerichts⸗ 
ſchreiber durchſtrichen worden. Hierüber iſt „B⸗ſchwerde“ mit 
dem Antrage erhoben worden, den Gerichtsſchreiber zur Wieder⸗ 
herſtellung des durchſtrichenen Vermerks anzuweiſen. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit des beſchließenden Senats als Prozeßgerichts, über 
den Antrag zu entſcheiden, iſt nach § 576 Abſ. 1, 3 Z. P. O. 
begründet, wobei der Umſtand, daß der Antragſteller den geltend 
gemachten Rechtsbehelf irrtümlich als Beſchwerde bezeichnet hat, 
ſelbſtverſtändlich ohne Belang iſt. Sachlich konnte jedoch dem 
Antrage nicht ſtattgegeben werden. Nach dem klaren Wortlaut 
des 8 169 Abſ. 2 Z. P. O. iſt der Gerichtsvollzieher oder 
Gerichtsſchreiber zu etwas mehrerem als Beſcheinigung des 
Zeitpunkts der Übergabe des zuzuſtellenden Schriftſtücks nicht 
verpflichtet. Die Beſtimmung, die auf Veranlafſung der 
Reichstagskommiſſion in das Geſetz hineingekommen iſt. ſoll 
insbeſondere dazu dienen, der Partei den Nachweis, daß Not- 
friſten eingehalten find, zu erleichtern; vergl. Kommiſſions⸗ 
protokolle S. 57, 58. Für ein weiteres Intereſſe des Zu⸗ 
ſtellenden, in der Beſcheinigung auch die Adreſſe des Zuftellungs- 
empfängers beſtätigt zu ſehen, fehlt es an jeder Grundlage, 
und vollends unverſtändlich erſcheint es, wenn in der Beſchwerde 
die Behauptung aufgeſtellt wird, ohne den verlangten Zuſatz 
fehle es an einem Mittel, den $ 207 Z. P. O. anzuwenden, 
und habe dieſe Vorſchrift keinen Sinn. W. c. W., Beſchl. v. 
12. Dez. 03, B 538/03 V. 

32. 8 233 Abſ. 1 Z. P. O. Verſpätetes Geſuch um 
Bewilligung des Armenrechts in der Revifionsinftanz kein Wieder⸗ 
einſetzungsgrund. 

Das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts für die 
Reviſionsinſtanz iſt am 21. April 1903 eingegangen, nachdem 
das B. U. bereits am 28. März d. J. zugeſtellt war. Es blieb 
mithin für die Erledigung des Geſuchs nur ein Zeitraum von 
ſieben Werktagen, und dieſer Zeitraum reicht nicht aus, um die 
Nichterledigung in demſelben als unabwendbaren Zufall zu 
kennzeichnen, wenn, wie hier der Fall, die Beſchlußfaſſung die 
Einforderung und Einſendung vorinſtanzlicher Prozeßakten von 
auswärts zwecks deren Einſicht zur Voraus ſetzung hat. Für die 
beantragte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt es un⸗ 
maßgeblich, daß die Akten, trotzdem daß das Erſuchen um Ein⸗ 
ſendung der Akten bereits am 22. April an das L. G. zu 
H. gelangt iſt, nicht vor dem 28. ſelb. Mts., dem 
letzten Tage der Reviſionsfriſt, von dem O. L. G. N. 
mit Begleitſchreiben d. d. 24. April 1903 im R. G. eingetroffen 
find. Abgeſehen davon, daß die Partei mit ungeſäumtem Ein⸗ 
treffen der Akten nicht rechnen kann, läßt ſich auch nicht mit 
Grund behaupten, daß zu rechtzeitiger Beſcheidung es gekommen 
ſein würde, wenn die Akten um zwei bis drei Tage früher ein⸗ 
gegangen wären. Auf die Wiedereinſetzung hat Kl. ſonach nur 
Anſpruch, wenn er auch bei Betätigung äußerſter Sorgfalt 
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außerſtande geweſen iſt, ſein Geſuch zu rechter Zeit einzureichen. 
Allein das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung iſt ſeinen des⸗ 
fallfigen Angaben nicht zu entnehmen; das Geſuch um Be⸗ 
willigung des Armenrechts war von dem Beſcheid der Rechts⸗ 
anwälte nicht abhängig. G. c. Qu., N. v. 17. Nov. 03, 
210/03 III. — Naumburg. 

33. § 254 Z. P. O. Umfang des 
Herausgabe. 

Die Revifion vertritt die Anſicht, daß der Kl. gemäß § 254 
der Z. P. O. ziffermäßig nur dasjenige habe fordern können, 
was ihm nach der von dem Bekl. über das zwiſchen Parteien 
beftehende Geſellſchaftsverhältnis gelegten Rechnung ziffermäßig 
aus dem gemeinſam betriebenen Geſchäfte zukomme. Allein 
dieſe Anficht iſt rechtsirrig und beruht auf einer mit der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und dem Wortlaut der geſetzlichen Beſtimmung 
unvereinbaren zu engen Auslegung des §8 254. Nach der Be⸗ 
gründung des Entwurfs ſollte demjenigen, welcher Rechnungs⸗ 
legung zu fordern befugt war, die beſtimmte Angabe der 
Leiſtungen, welche er beanſpruchte, vorbehalten bleiben, bis die 
‚Rechnung gelegt oder der Offenbarungseid geleiſtet iſt, ſofern 
nur mit der Klage auf Rechnungslegung die Klage auf Heraus- 
gabe des aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe Ge⸗ 
ſchuldeten von Anfang an verbunden war. Hiernach hat ſich 
der Kl. keineswegs auf das zu beſchränken, was die vom Bekl. 
gelegte Rechnung ſelbſt für ihn ergibt, ſondern er kann im 
Laufe des Rechtsſtreits alles beanſpruchen, was er ſeiner Meinung 
nach „aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis“ zu 
fordern hat. Hierbei iſt es in keiner Weiſe ausgeſchloſſen, daß 
et nach der Rechnungslegung des Bekl. ſeinerſeits eine neue 
Rechnung, deren richtige Grundlage er zu beweiſen hat, zur 
gehörigen Begründung ſeiner Forderung aufſtellt. Das ergibt 
fd aus dem Wortlaut, aber auch aus dem Zweck der neuen 
Beſtimmung, welche es ermöglichen ſoll, einen zweiten Rechts⸗ 
ſtreit über die Höhe der Forderung zu vermeiden. Das B. G. 
it demnach von einer richtigen Auffaſſung der Tragweite des 
8 254 der Z. P. O. ausgegangen. F. c. St., U. v. 21. Nov. 03, 
255/03 I. — Breslau. : 

34. 5 286 Z. P. O. Ablehnung von Beweismitteln. 

Das B. G. führt aus: Mit Rückſicht auf das beſtimmte 
Zeugnis des H. bedürfe es nicht erſt noch einer Vernehmung 
der jetzt vorgeſchlagenen Zeugen, da deren Ausſagen „abgeſehen 
von ihren verwandtſchaftlichen Beziehungen zu der Bekl.“ die 
überzeugung des Gerichts von dem Zuſtandekommen des Ver⸗ 
trages nicht beeinfluſſen könnten. Auch in weiterer Hinſicht 
wären die Aus ſagen der Zeugen unerheblich — wie dann bezüg- 
lich der Beweisanträge näher dargelegt wird. Die Reviſion 
macht geltend: Ob der B. R. den Schluß, daß die vorgeſchlagenen 
Zeugen feine Überzeugung nicht zu beeinfluſſen vermochten, auch 
noch nach Erhebung des Gegenbeweiſes würde ziehen konnen, 
ſtehe dahin. Das könne das Gericht nicht im voraus wiſſen, 
vielmehr erſt nach Vernehmung der benannten Gegenbeweiszeugen 
endgültig beurteilen. In der Tat muß die Art und Weiſe, wie 
hier vom B. G. der geſamte Gegenbeweis abgelehnt worden iſt, 
rechtliche Bedenken erwecken. Allerdings iſt in der Rechtſprechung 
auch des R. G. anerkannt, daß nach dem Grundſatze der freien 
Beweiswürdigung (3. P. O. 8 286) das Gericht befugt iſt, 
Beweisanträge der Parteien abzulehnen, wenn es von der Wahr⸗ 
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heit oder Unwahrheit der betreffenden Tatſache bereits vollſtändig 
überzeugt iſt und unter Angabe der Gründe darlegt, daß der 
angebotene Beweis oder Gegenbeweis ſeine Überzeugung keinen⸗ 
falls zu beeinfluſſen vermochte. Und ſoweit es ſich lediglich um 
ſolche Beweiswürdigung — nicht etwa um Aufſtellung von recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten oder logiſchen Schlüſſen — handelt, unter- 
liegt die Ablehnung der Beweisanträge nach ihrer Begründung einer 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht. (Vergl. Grapp⸗Stein, 
Zivilprozeßordnung 8 286 Ziff. I, 2 und die in Not. 19 angeführte 
Judikatur; Urteil des erkennenden Senats vom 22. Juni 1903 
Rep. VI 220/03 in Sachen Bauer gegen Schwarz.) Allein dem 
Sinne des Geſetzes kann es nicht entſprechen, wenn das Gericht 
von jener Befugnis einen ſo weitgehenden Gebrauch macht, daß 
fi der Richter durch Ablehnung der Beweiſe einer allſeitigen, 
das Beweismaterial in feinem Zuſammenhang umfaſſenden 
Würdigung erſichtlich verſchließen würde. Und jedenfalls muß 
die Begründung der Ablehnung erkennen laſſen, daß das Gericht 
die weiter angebotenen Beweiſe nach ihrer Erbeblichkeit im 
Zuſammenhalt mit dem bisherigen Beweisergebniſſe abgewogen 
und hiernach die Sache erſchoͤpfend gewürdigt hat. Dies wir 

im gegenwärtigen Falle vermißt. L. c. M., U. v. 30. Nov. 03, 
145/03 VI. — Poſen. 

35. 8299 Z. P. O. Kein Einſichtsrecht von Beiakten. 

In feiner Eigenſchaft als mitbekl. Partei hat der Beſchwerde⸗ 
führer unter dem 21. November 1903 beantragt, ihm die 
Einficht der Gerichtsakten und der „jämtlichen in den Beweis⸗ 
beſchlüſſen benannten Beiakten“ auf der Gerichtsſchreiberei zu 
geſtatten. Dieſem Antrage hat das B. G. durch Verfügung 
vom 27. November 1903 nur mit der Einſchränkung entſprochen, 
daß von den dem Antragſteller zur Einficht vorzulegenden 
Akten die Akten der Staatsanwaltſchaſt und des Polizeipräfidiums 
ausgenommen werden ſollen. Hiergegen richtet ſich die Beſchwerde. 
Dieſelbe ift unbegründet. Wie ſich aus 8299 Z. P. O. ergibt, 
haben zwar die Parteien ein Recht darauf, von den Prozeßakten 
Einficht zu nehmen; im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift gehören aber 
die zur Erledigung von Beweisbeſchlüſſen eingezogenen Beiakten 
nicht zu den Prozeßakten. Das Gegenteil iſt auch aus dem 
vom Beſchwerdeführer angezogenen Beſchluſſe des R. G. vom 
12. März 1895 (Gruchots Beiträge Bd. 39 S. 1180 und 
Juriſt. Wochenſchr. 1895 S. 183 Nr. 7) nicht zu entnehmen, 
bei welchem es ſich nicht um Aktenvorlegung zum Zwecke der 
Einficht, ſondern darum handelte, ob aus den Beiakten die 
erbetene Abſchrift eines beſtimmt bezeichneten Schriftſtückes 
erteilt werden dürfe. Daß die Parteien ein Recht darauf 
hätten, auch von den Beiakten Einſicht zu nehmen, ergibt ſich 
weder aus § 299 Z. P. O. noch aus ſonſt einer Vorſchrift 
dieſes Geſetzes. H. c. Sch., Beſchl. v. 9. Dez. 03, B 263/03 V. 
— Berlin. 

36. 88 313 Nr. 3 und Abſ. 2; 314, 543 Z. P. O. Auf⸗ 
hebung wegen mangelhaften Tatbeſtandes. 

Das angefochtene Urteil enthält keinen vollſtändigen Tat⸗ 
beſtand. Der „Tatbeſtand“ überſchriebene Abſchnitt desſelben 
nimmt zunächſt auf „den dem Beweis beſchluß vom 18. November 
1901 [70] beigegebenen Tatbeſtand“ Bezug, fügt eine „er- 
gänzende“ Bemerkung hinzu und ſchließt dann daran die Dar⸗ 
ſtellung des ſeit jenem Beweisbeſchluſſe hinzugekommenen 
Prozeßſtoffes. In [70] findet ſich zweierlei: erſt ein Beweis⸗ 


68 


beſchluß und dann eine „Tatbeſtand“ überſchriebene Dar- 
ſtellung des Sach- und Streitſtandes, wie er ſich bis zur Er⸗ 
laſſung jenes Beweisbeſchluſſes geſtaltet hatte. Dieſe beiden 
ſogenannten „Tatbeſtände“ zuſammen würden einen vollſtändigen, 
genügenden Tatbeſtand bilden. Es iſt dem jetzt erkennenden 
Senate bekannt, daß vom Hanſeatiſchen O. L. G. ſeit Jahren 
häufig in dieſer Weiſe verfahren worden iſt; auch hat er darin 
bisher wenigſtens dann nie einen Aufhebungsgrund gefunden, 
wenn das B. G. bei der Schlußverhandlung eben ſo beſetzt 
geweſen war, wie bei derjenigen Verhandlung, auf welche der 
Beweisbeſchluß ergangen war, wie es auch in der vorliegenden 
Sache wieder der Fall iſt. Es hat nun aber der II. Z. S. des 
R. G. in einem Urteile vom 29. September 1903 in Sachen 
Knaak wider Katz (II. 107/03) eine ſolche Einrichtung des 
Tatbeſtandes für einen Verſtoß gegen die Normen der Z. P. O. 
erklärt und aus dieſem Grunde das damals in Frage kommende 
B. U. aufgehoben. Er hat dabei allerdings noch beſonders 
dargelegt, daß die angefochtene Entſcheidung auf dieſem 
prozeſſualen Verſtoße auch beruhe. Dies würde im gegen⸗ 
wärtigen Falle, wenn als Tatbeſtand nur das in dem B. U. 
ſelbſt unter dieſer Bezeichnung Enthaltene in Betracht kommen 
ſollte, ohne weiteres auf der Hand liegen; denn die weſent⸗ 
lichſten Teile des Vorbringens der Parteien in der Berufungs- 
inſtanz werden darin gar nicht erwähnt, ſodaß es der Ent⸗ 
ſcheidung an jeder fiheren Grundlage fehlen würde. Für den 
erkennenden Senat entitand nun die Frage, ob er ſich der Auf- 
faſſung des II. Z. S. anzuſchließen, oder bei ſeiner früheren 
Praxis zu beharren habe, in welchem Falle die Rechtsfrage nach 
§ 137 Abſ. 1 des G. V. G. zur Entſcheidung der vereinigten 
Zivilſenate des R. G. zu bringen geweſen wäre. Nach noch- 
maliger Erwägung der Frage hat er dem II. Z. S. beitreten 
müſſen. Wenn er ſich auch nicht allen betreffenden Aus- 
führungen des letzteren würde anſchließen können, ſo war doch 
das Ergebnis, daß es bei ſolcher Sachlage dem B. U. an dem 
erforderlichen Tatbeſtande fehle, nicht abzuweiſen. Wird auf 
Grund der 88 313 Abf. 1 Nr. 3, 313 Abſ. 2, 316 Abſ. 1, 
320 Abſ. 1 und 2, 516, 543 Z. P. O. näher dargelegt. 
P. c. Br. St., U. v. 19. Nov. 03, 132/03 VI. — Hamburg. 

37. 88 313 Nr. 3, 316 Abſ. 1, 320 Abſ. 1, 2 und 543 
Z. P. O. Zuläffiger Tatbeſtand des Endurteils durch Bezug⸗ 
nahme auf den Tatbeſtand der in der Inſtanz erlaſſenen 
Zwifchen- und Teilurteile. 

Es könnte im Anſchluſſe an eine am 19. November 1903 in 
Sachen P. wider den Br. St. vom erkennenden Senat erlaſſene 
Entſcheidung, abgedruckt vorſtehend unter 36, wonach im Tat⸗ 
beſtande des Endurteils nicht mit rechtlicher Wirkung auf einen einem 
Beweisbeſchluſſe angehängten ſogenannten „Tatbeſtand“ Bezug 
genommen werden kann, die, damals nicht beſtimmt entſchiedene, 
Frage aufgeworfen werden, ob eine Bezugnahme auf den Tat⸗ 
beſtand eines früher in derſelben Inſtanz ergangenen Zwiſchen⸗ 
oder Teilurteils als zuläſſig erſcheine. Hier nämlich gewährt 
der Tatbeſtand des Schlußurteils für ſich allein keine genügende 
Grundlage für die Entſcheidung, bezw. für das Verſtändnis 
der Entſcheidungsgründe; er bedarf der Ergänzung durch den 
Tatbeſtand des vorhergegangenen Teilurteils, auf welchen er 
auch Bezug nimmt. Man muß ſich jedoch mindeſtens in An⸗ 
ſehung aller derjenigen früheren Urteile derſelben Inſtanz, 
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welche, wenn die Sache ihren Fortgang nehmen ſoll, zu- 
geſtellt werden müſſen, alſo auch in Anſehung des hier in 
Frage kommenden Teilurteils, dafür entſcheiden, daß die Bezug 
nahme auf ihren Tatbeſtand geſtattet iſt. Denn einerſeits iſt 
ein Tatbeſtand ein vom Geſetze für notwendig erklärtes Er⸗ 
fordernis eines jeden Urteils, und andererſeits fallen bei der 
jetzt fraglichen Bezugnahme diejenigen Bedenken weg, die der 
Zulaſſung einer Bezugnahme auf irgend ein beliebiges unter 
dem Namen „Tatbeſtand“ bei den Akten liegendes Schriftſtück 
entgegenſtehen. Der frühere Tatbeſtand iſt notwendigerweiſe 
durch Zuſtellung den Parteien bekannt geworden, und außer: 
dem iſt bei jedem einzelnen erlaſſenen Urteile den Parteien 
Gelegenheit gegeben geweſen, den Tatbeſtand nach 8 316 
Abſ. 1, bezw. 8 320 Abſ. 1, 2 der Z. P. O. ohne 
Weiterungen kontrollieren zu konnen. Es wäre daher nicht 
abzuſehen, weshalb hier nicht die Analogie der Beſtimmung des 
§ 543 der Z. P. O., wonach beim Tatbeſtande eines B. l. 
eine Bezugnahme auf das Urteil I. J. nicht ausgeſchloſſen iſt, 
Platz greifen ſollte. J. o. M., U. v. 3. Dez. 03, 154/03 VI. 
— Hamburg. 

38. 5 380 Z. P. O. Nichtverpflichtung eines Zeugen zur 
Auslegung von Koſten, zur Beſchaffung eines ärztlichen Atteftes. 

Der Beſchwerdeführer, der in B. wohnt, war zum 
25. März 1903 gemäß eines Beſchluſſes des Hanſ. O. L. G. ge⸗ 
laden worden, vor demſelben in H. als Zeuge zu erſcheinen, 
war aber ausgeblieben und hatte ſich unter Einſendung eines 
angeblich von Dr. L. in B. ausgeſtellten ärztlichen Atteſtes 
mit Krankheit entſchuldigt. Dann wurde er wiederum zum 
4. November 1903 geladen, blieb aber auch in dieſem Termine 
aus, indem er zu ſeiner Entſchuldigung wieder ein angeblich von 
dem Arzte Dr. L. zu Berlin am 3. November 1903 ausgeſtelltes 
Atteſt einſandte, in welchem geſagt iſt, daß B. wegen ſubchroniſcher 
Gelenkentzündung in der ſtändigen ärztlichen Behandlung dez 
Ausſtellers ſich befinde, und ihm mit Rückſicht auf den herbſt. 
lichen Witterungswechſel und den zeitweiſe ſich erheblich ver⸗ 
ſchlimmernden Gelenkbefund dringend Schonung empfohlen ſei, 
und daß er ſich der ärztlichen Behandlung zeitweiſe nicht ent⸗ 
ziehen könne und körperliche Anſtrengungen und lange anhaltende? 
Sitzen vermeiden müſſe. Das B. G. erklärte durch Beſchluß 
vom 4. November 1903 den behaupteten Entſchuldigungsgrund 
für nicht genügend glaubhaft gemacht und forderte den Zeugen 
auf, zur Vermeidung ſeiner Beſtrafung wegen unentſchuldigten 
Ausbleibens innerhalb einer Woche das Atteſt eines Beer 
Phyfikus über ſeinen Geſundheitszuſtand einzureichen, aus welchem 
zu erſehen ſei, in welchem Maße eine Verhinderung am Erſcheinen 
im Termine beitanden habe. Der Zeuge richtete darauf an das 
O. L. G. die briefliche Anfrage, auf weſſen Koſten das Phyſikats⸗ 
gutachten eingeholt werden ſolle, da er die betreffenden Koſten 
aus ſeinen Mitteln nicht erlegen könne, und ihm wurde von 
ſeiten des Vorſitzenden geantwortet, daß dieſe Koſten von ihm, 
dem Zeugen, zu tragen ſeien. Der Zeuge ſchrieb zurück, daß & 
ihm unmöglich ſei, dieſe Koſten aufzuwenden, ohne ſeiner Familie 
dadurch erhebliche Entbehrungen zu verurſachen. Darauf iſt der 
jetzt angefochtene Beſchluß des O. L. G. ergangen, durch welchen 
der Zeuge wegen Nichterſcheinens im Termine zu einer Geld 
ſtrafe von 100 Mark, eventuell einer Haftſtrafe von 14 Tagen, 
ſowie in die durch fein Ausbleiben verurſachten Koſten verurteilt 
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worden iſt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde erſcheint be- 
gründet. Zwar iſt das R. G. nicht der Meinung, daß das 
O. L. G. ſich durch das beigebrachte Atteſt von der Entſchuldbarkeit 
des Ausbleibens des Zeugen hätte überzeugen laſſen müfſen; 
aber wenn das O. L. G. dieſe Überzeugung nicht zu gewinnen 
vermochte, ſo war es darum noch nicht berechtigt, von dem 
Zengen die Vorlegung eines auf deſſen eigene Koſten zu er⸗ 
langenden Phyfikatsatteſtes zu fordern. Freilich iſt auch gegen 
den Verſuch, auf dieſem Wege eine Aufklärung zugunſten 
des Zeugen herbeizuführen, nichts zu erinnern; aber wenn der 
Zeuge ein Atteft, wie das verlangte innerhalb der ihm geſetzten 
Friſt nicht einlieferte, ſo blieb ſchließlich dem O. L. G. nichts 
weiter übrig, als von Amts wegen die Wahrheit zu ermitteln. 
Es konnte insbeſondere das A. G. zu B. erſuchen, die dafür 
erheblichen Feftſtellungen durch einen Phyfikus bewirken zu 
laſſen, und wenn der Zeuge etwa ſeine Mitwirkung dabei ver⸗ 
weigert hätte, ſo wäre es dann ein nahe liegender Schluß ge⸗ 
weſen, daß ſeine Entſchuldigung der Begründung entbehre. Daß, 
wenn auf irgend einem Wege ſchließlich dieſes Ergebnis ſich 
herausgeſtellt hätte, die amtlich aufgewendeten Koſten zu den von 
dem Zeugen nach § 380 Abſ. 1 der Z. P. O. zu erſetzenden 
Koften gehört haben würden, verſteht ſich von ſelbſt. Das 
Geſetz weiß aber nichts davon (vergl. 8 381 Abſ. 1 a. a. O.), 
daß der Zeuge verpflichtet wäre, ſeinerſeits Koften aus⸗ 
zulegen, um ſeine Entſchuldigung glaubhaft zu machen; 
wobei feine Vermögenslage übrigens ganz gleichgültig iſt. 
Cfr. auch Entſch. des R. G. in Zivilſachen, Bd. 54 S. 430 ff. 
W. e. W., Beſchl. v. 30. Nov. 08, B 308/03 VI. — Hamburg. 

39. 5 383 Z. P. O. Recht zu Verweigerung von Aus⸗ 
ſagen, bezw. der Namen desjenigen, der eine Auskunft erteilt hat. 

Der Geſchäftsführer der Geſellſchaft M. hat bei feiner Ver⸗ 
nehmung als Zeuge die ſchriftlichen Erklärungen einer Mehrzahl 
von Dütenabnehmern des Bekl. über deſſen geſchäftliches Ver⸗ 
halten bezüglich der Gewährung der ihm von der Geſellſchaft 
M. zugeſicherten Bonifikation mitgeteilt, die Namensnennung 
der Urheber dieſer Beſchwerden aber verweigert, weil er dies für 
Geſchäftsgeheimnis halte. Dieſe Weigerung war als begründet er- 
achtet. Es unterliegt nun zunächſt keinem Zweifel, daß die durch 
den Zeugen vertretene Firma M. kraft ihres Gewerbe⸗ 
betriebes und im Bereiche desſelben die erwähnten Mitteilungen 
von den Dütenabnehmern des Bekl. eingezogen und an⸗ 
vertraut erhalten hat. Denn die erwähnte Firma hatte, wie 
das O. L. G. des näheren ausgeführt, ein erhebliches gewerb⸗ 
liches Intereſſe daran, ſich zu vergewiſſern, ob der Bekl. im 
Verkehr mit den Dütenabnehmern die der Firma M. gegenüber 
übernommene Verpflichtung zur Gewährung der vollen Boni⸗ 
fikation durch entſprechenden Nachlaß am Dütenpreis einhalte 
und überhaupt ein reelles Verfahren betätige. In Wahr⸗ 
nebmung diefes Intereſſe hat ſich die gedachte Firma an die 
Dütenkäufer gewendet und von ihnen die für den Bekl. durchweg 
ungünſtigen Mitteilungen erhalten. Mit dem O. L. G. iſt aber 
auch ferner anzunehmen, daß für die Firma M. durch die Natur 
der ihr gemachten Mitteilungen deren Geheimhaltung überhaupt, 
mindeſtens aber die Geheimhaltung der Namen der Mit- 
teilenden, geboten war. Ob dies der Fall, ift von dem Gericht 
nach freiem Ermeſſen, unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte 
und der berechtigten Erwartungen der Aus kunftsperſonen zu ent- 
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ſcheiden. Gaupp⸗Stein, Kommentar zur Zivilprozeßordnung 
I 5 383 Bem. II zu Nr. 5. Im vorliegenden Falle aber 
haben die Dütenabnehmer des Bekl. ihre Beſchwerden über das 
geſchäftliche Verhalten desſelben lediglich zur Kenntnis der 
Firma M., welche deshalb bei ihnen angefragt hatte, bringen 
wollen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 363); ſie durften 
auch erwarten, daß dieſe Firma die Beſchwerden als vertrauliche, 
der geſchäftlichen Diskretion unterliegende behandeln und nicht 
durch deren weitere Mitteilung an Dritte, insbeſondere an den 
Bekl., die Beſchwerdeführer in eine unangenehme Lage bringen 
werde. Bei folder Sachlage läßt fich die Geheimhaltung der⸗ 
artiger Auskünfte und ihrer Urheber geradezu als eine Verkehrs⸗ 
fitte und ein Verkehrsbedürfnis anſehen, indem andernfalls eine 
für ſolche Verhältniſſe unentbehrliche zuverläſſige Auskunft nur 
ſchwer oder gar nicht zu erlangen wäre. Im Einklang hiermit 
hat bereits das R. G. in der vom O. L. G. angeführten Ent⸗ 
ſcheidung Bd. 53 S. 15 ff. nicht nur für die Verhältniſſe der 
kaufmänniſchen Auskunfteien, ſondern auch für die — namentlich 
in früherer Zeit übliche — Auskunftseinholung bei Geſchäfts⸗ 
freunden eine Verkehrsfitte angenommen, wonach der die Aus- 
kunft Einholende zur Geheimhaltung. der Namen feiner Mittels- 
perſonen verpflichtet iſt. Die Firma M. oder — was hier 
dasſelbe — der Zeuge S. wäre ſonach berechtigt geweſen, ſein 
Zeugnis auch über den näheren Inhalt der ihm zugegangenen 
Beſchwerden zu verweigern. Daß er dies nicht getan hat, viel⸗ 
mehr vom vernehmenden Richter unter Nichtachtung der Vor⸗ 
ſchrift in § 383 Abſ. 3 der Z. P. O. zur Beigabe der Be⸗ 
ſchwerden veranlaßt worden iſt, kann ihn des Rechts, wenigſtens 
die Nennung der Namen der Beſchwerdeführer zu verweigern, 
nicht berauben. Denn in dem Rechte der Verweigerung des 
Zeugniſſes über die erhaltenen Mitteilungen überhaupt ift das 
Recht zu Verweigerung des Zeugniſſes über die Perſonen der 
Mitteilenden, als das geringere, mitenthalten und mindeſtens 
inſoweit beſteht auch noch jetzt ſeine Pflicht zur Verſchwiegenheit. 
Vergl. die angefochtene Reichsgerichts⸗Entſcheidung Bd. 53 S. 18. 
S. c. G., Beſchl. v. 22. Dez. 03, B 356/03 III. — Naumburg. 

40. 5 393 Z. P. O. Vernehmung und Beeidigung eines 
Ehemannes als Zeuge in einem Prozeſſe über eingebrachtes Gut 
ſeiner Ehefrau zuläſſig. 

Die Reviſion rügt in erſter Linie: die Vernehmung und 
Beeidigung des Ehemannes G. iſt unzuläffig geweſen, da er 
bei dem die Subſtanz des eingebrachten Guts ſeiner Ehefrau 
betreffenden Prozeſſe notwendiger Streitgenoſſe derſelben geweſen. 
Es bedeute einen eirculus vitiosus, wenn das B. G. die Feft- 
ſtellung, daß der Ehemann auf Verwaltung und Nießbrauch 
verzichtet habe, und daß es ſich deshalb um einen Streit um 
Vorbehaltungsgut handle, auf das Zeugnis des Ehemannes ſelbſt 
ſtütze. So lange nicht anderweit feſtſtand, daß jener Verzicht 
ſtattgefunden, habe der Ehemann nicht Zeuge ſein können. Die 
Rüge iſt nicht begründet. Die Vernehmung einer Perſon als 
Zeuge iſt grundſätzlich zuläſſig, fo lange fie nicht Prozeß 
partei geworden. Möchte es ſich auch um eingebrachtes Gut 
der Kl. handeln und demzufolge dieſelbe nicht ohne ihren Ehe⸗ 
mann klagend auftreten können, fo ſtand, ſolange letzterer nicht 
— gleichviel wann, in welcher Form und ob mit Wirkung 
ex tune, vergl. Entſch. des R. G. vom 29. September 
1894 in Gruchots Beiträgen Bd. 40 S. 414 ff. — als 
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Prozeßpartei wirklich eingetreten iſt, eine prozeſſuale Vorſchrift 
der Vernehmung des Ehemanns an ſich nicht entgegen. Eine 
andere Frage iſt, ob dieſes Zeugnis glaubhaft iſt, und ob im 
Falle des Nachweiſes, daß es ſich um eingebrachtes Gut handle, 
die Kl. ohne Zuziehung ihres Mannes noch aktiv legitimiert 
erſcheint. Das B. G., das formell in der Lage war, das 
Zeugnis des Ehemanns für ſeine Überzeugung zu verwerten, 
gelangte auf Grund desſelben in bedenkenfreier Würdigung zu 
der Annahme, daß derſelbe ſchon im Jahre 1880 der Verwaltung 
und dem Nießbrauche am Vermögen ſeiner Ehefrau entſagt 
habe. Die Ausführung der Reviſion, daß hieraus die Sach⸗ 
legitimation der Kl. nicht dargetan ſei, weil es für die vertrags⸗ 
mäßige Begründung als Vorbehaltsgut an der in den SS 208, 
209 Tl. II Tit. 1 des A. L. R. vorgeſchriebenen Form fehle, iſt 
unzutreffend. Der bloße Verzicht des Ehemannes auf Nießbrauch 
und Verwaltung macht das Eingebrachte nicht zum Vorbehaltenen. 
Im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des vormaligen preußiſchen 
Obertribunals iſt dies vom R. G. bereits in Entſch. Bd. 32 
S. 297 angenommen und bleibt daran feſtzuhalten. de la S. 
c. G., U. v. 30. Nov. 03, 213/03 IV. — Berlin. 

41. 58 412, 445, 475 Z. P. O. Eid über Wertsangaben. 
Befugnis des Gerichts zu Befragung von Sachverſtändigen. 
Richterlicher Eid. 

Wie das R. G. ſchon mehrfach (Entſch. Bd. 7 S. 2, 
Bd. 15 S. 337) ausgeſprochen hat, iſt die Eideszuſchiebung 
über die Angemeſſenheit von Wert- oder Preisanſätzen nur dann 
zuläſſig, wenn dem Schwurpflichtigen nach ſeiner Stellung und 
Lebenserfahrung die Preisverhältniſſe dergeſtalt geläufig find, daß 
die Kenntnis davon für ihn auf einfacher Wahrnehmung, nicht 
auf künſtlicher Schlußfolgerung beruht, die Angemeſſenheit alſo 
für ihn eine Tatſache und kein Urteil bildet. Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorliegt, hat das Gericht unter der Berückſichtigung der 
Umſtände des einzelnen Falles zu ermeſſen. Ohne Rechtsirrtum 
aber haben die Vorinſtanzen dieſe Vorausſetzung als nicht gegeben 
erachtet. Denn die Kl., die Erben der angeblichen Käuferin, 
können über den Wert der fraglichen Viehſtücke in einer gegen 
zehn Jahre zurückliegenden Zeit unmöglich näher unterrichtet ſein. 
Ein prozeſſualer Verſtoß war darin zu erblicken, daß das B. G. 
von feiner Befugnis, nach § 412 der Z. P. O. eine neue Begut- 
achtung der erwähnten Preisanſätze durch von ihm zu erwählende 
Sachverſtändige anzuordnen, keinen Gebrauch gemacht und dieſe 
Unterlaſſung nicht in ausreichender Weiſe begründet hat. Das⸗ 
ſelbe ſtützt ſich darauf, daß es für eine ſolche Begutachtung an 
jeder tatſächlichen Grundlage fehle. Allein es ſind hierbei die 
Angaben des Bekl. über die Beſchaffenheit der von ihm gelieferten 
Viehſtücke und die Zeit der Lieferung zu unterſtellen, und dieſe 
Angaben ſind wenigſtens in Anſehung der beiden Milchkühe und 
des Stammbuchſtieres nicht als völlig unbeſtimmt anzuſehen. 
Wird erwieſen, daß die fraglichen Tiere geliefert, alſo Gegen⸗ 
ſtand eines Handelsgeſchäfts geweſen find, jo müſſen dieſelben 
einigen Wert gehabt haben, und es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, 
daß ein mit den Marktverhältniſſen vertrauter Sachverſtändiger 
wenigſtens einen Mindeſtwert angeben kann, welchen derzeit der⸗ 
artige Tiere, welche ſich zur Verſteigerung eigneten, gehabt haben. 
Aus dieſem Geſichtspunkt ſind aber Sachverſtändige bisher nicht 
vernommen. Für den Fall, daß die Begutachtung durch Sach— 
verſtändige keinen oder keinen vollſtändigen Beweis erbringen 
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ſollte, kommt weiter in Betracht, ob nicht dem Bekl. nach 
§ 475 der Z. P. O. ein richterlicher Eid über die Angemeſſenheit 
der Preisanſätze aufzuerlegen ſei, worauf er in der vorigen und 
in der jetzigen Inſtanz hingewieſen hat. Mangelnde Sachkunde 
ſteht ihm, der die fraglichen Viehſtücke ſelbſt geliefert, hierbei 
nicht entgegen. Ob im übrigen ausreichender Anlaß zur Auf- 
erlegung eines derartigen Eides vorliegt, wird nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles zu prüfen ſein. Indem das B. G. dieſe 
Prüfung unterließ, vielmehr nur die Zuläſſigkeit eines Schätzungs⸗ 
eides nach § 287 der Z. P. O. erörterte, handelte es einem 
weiteren, in $ 475 der Z. P. O. enthaltenen Grundſatze zu⸗ 
wider, Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 337, Bd. 15 S. 340, 
Bd. 51 S. 413. O. c. A. und Gen., U. v. 15. Dez. 03, 
264/03 III. — Celle. 

42. 5 546 Z. P. O. Bemeſſung der Reviſionsſumme. 

Allerdings iſt für die Bemeſſung des Wertes des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes das Intereſſe des Rkl., hier des Bekl., maßgebend 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 16 S. 342). Allein der 
Beſchwerdewert des nach dem Klageantrage verurteilten Bekl. 
findet ſeine oberſte Grenze in dem nach dem Anſpruche des Kl. 
zu bemeſſenden Streitwerte. Der Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes kann alſo zwar dem des Steitgegenſtandes gleichkommen, 
auch niedriger, aber niemals höher ſein. (Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 47 S. 420.) Von dieſem Grundſatze, den auch 
andere Senate des R. G. angewendet haben, abzugehen, liegt 
feine Veranlaffung vor, wenn auch nicht zu verkennen iſt, daß 
er im einzelnen Falle vielleicht zu Härten führen kann. Will 
der Bekl. ſich die nach feinem Intereſſe zu bemeſſende Revifions- 
ſumme fichern, ſo ſteht ihm hierzu der Weg der Widerklage 
offen. Durch den vom Bekl. angetretenen Beweis, daß ſein 
Intereſſe an dem Durchdringen mit der Reviſion auf mehr als 
1500 Mark zu bewerten ſei, konnte mithin die Feſtſetzung des 
Streitwerts auf 900 bis 1200 Mark, die das R. G. getroffen 
hat, nicht alteriert werden. Bekl. hat deshalb darzulegen ver- 
ſucht, daß ein Intereſſe des Kl. glaubhaft ſei, welches 1 500 Mark 
überfteige. Dies iſt ihm aber nicht gelungen, obwohl das Reviſions⸗ 
gericht ihm fo weit entgegengekommen iſt, daß es einen Gut⸗ 
achter über das Intereſſe des Kl. hat vernehmen laſſen. Denn 
der vernommene Baumeiſter F. hat mit zutreffender Begründung 
das Intereſſe des Kl. auf nur 250 Mark geſchätzt. K. c. K., 
U. v. 19. Dez. 03, 114/03. — Berlin. 

43. Gehören zu den gerichtlichen Urkunden des § 797 
der Z. P. O. auch die gerichtlichen Vergleiche des §8 794 Nr. 1? 

Die Frage iſt in der Literatur lebhaft beſtritten: das 
R. G. iſt in einer Reihe von Entſcheidungen der bejahenden 
Meinung beigetreten, vergl. die Urteile des III. 3. S. vom 
6. März 1888 (Entſch. Bd. 21 S. 345), des V. Z. S. 
15. Mai 1895 (Entſch. Bd. 35 S. 397), und die Beſchlüfſe 
vom 22. Januar 1897 und 16. Januar 1899 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 110 Nr. 18, 1899 S. 97 Nr. 35). 
Auch der jetzt erkennende Senat trägt kein Bedenken, ſich dieſer 
Anſicht anzuſchließen. Das Berufungsgericht, das die er- 
wähnten Entſcheidungen ſelbſt anführt, hat deren Begründung 
zu widerlegen verſucht, der Verſuch kann jedoch nicht als ge- 
lungen erachtet werden. Neue rechtliche Geſichtspunkte hat es 
zur Begründung ſeiner Meinung nicht beigebracht, ſondern nur 
die von den Vertretern dieſer Anſicht ſchon anderwärts dar⸗ 
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gelegten Auslegungsbehelfe zuſammenfaſſend wiedergegeben; es 
würde deshalb genügen, wenn hier einfach auf die Gründe des 
Urteils des III. Senats vom 6. März 1888, ſowie etwa noch 
auf die Ausführungen von Cccius in Gruchots Beiträgen 
Bd. 7 S. 478, Bd. 28 S. 273, und von Kohler im Archiv 
für die ziviliſtiſche Praxis Bd. 72 S. 18 ff. verwieſen würde. 
Doch mag noch folgendes bemerkt werden: die Behauptung des 
B. G. die Gründe des R. G. ſeien bloße Zweckmäßigkeitsgründe, 
die zu einer Auslegung gegen das Geſetz führen würden, iſt 
haltlos. Von einer bloß unbequemen oder unzweckmäßigen 
Vorſchrift mag vielleicht geſprochen werden konnen, ſofern es ſich 
darum handelt, daß nach der gegneriſchen Anficht der Gerichts⸗ 
ſchreiber des Prozeßgerichts die vollſtreckbare Ausfertigung auch 
dann zu erteilen hätte, wenn der Vergleich vor einem anderen 
als dem Prozeßgericht abgeſchloſſen ift. Von ganz anderer Art 
find die weiteren, in dem mehrmals erwähnten Urteile des R. G. 
entwickelten Bedenken. In Anſehung der nach 8 510 vor dem 
Amtsgerichte als Sühnegericht abgeſchloſſenen Vergleiche müſſen 
die Vertreter der gegneriſchen Meinung eine Lücke im Geſetz 
einräumen, die fie nur in der Weiſe ausfüllen konnen, daß fie 
das Amtsgericht als Prozeßgericht im Sinne des § 724 be⸗ 
zeichnen. Das führt wiederum zu der Zuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichts für die Klage auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
ohne Rückficht auf den Wert des Streitgegenſtandes, eine 
Regelung, die mit den von der Z. P. O. in anderen ähnlichen 
Fällen befolgten Grundſätzen (vergl. z. B. 88 771, 879) nicht 
vereinbar iſt. Dieſe Bedenken konnen nicht entſtehen, wenn 
man die Vergleiche nach § 510 unter die im 8 797 be⸗ 
handelten „gerichtlichen Urkunden“ rechnet, und dies iſt ein ge- 
wichtiger, aus dem Geſetze ſelbſt entnommener Beweisgrund 
dafür, daß fie auch wirklich darunter gehören. Räumt man 
aber dies ein, ſo iſt nicht abzuſehen, warum nicht auch die im 
$ 794 Nr. 1 bezeichneten gerichtlichen Vergleiche darunter 
fallen ſollen, da der Grundſatz, daß im § 797 unter „gericht ⸗ 
lichen Urkunden“ nur die im $ 794 Nr. 5 bezeichneten ver⸗ 
ſtanden ſeien, dann nicht mebr haltbar iſt. Noch ſchwerer wiegt 
das aus 5 767 Abſ. 2 entnommene Bedenken. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift müßte nach der folgerichtigen Durchführung der Anſicht 
des B. G. auch auf die gerichtlichen Vergleiche (§ 794 
Nr. 1, 2) Anwendung finden. Die Unannehmbarkeit dieſes 
Ergebniſſes ſcheint das B. G. einzuräumen, indem es ohne 
nähere Begründung unter Verweiſung auf Gaupp⸗ Stein u. a. 
bemerkt, der $ 767 Abſ. 2 finde auf die Anfechtung von Ver⸗ 
gleichen keine Anwendung. Gaupp » Stein begründet dieſe 
Meinung ($ 795 II Note 4) damit, daß § 767 Abſ. 2 in 
untrennbarem Zuſammenhang mit der Rechtskraft des Urteils 
ſtehe und dem Vergleich keine Rechtskraft zuſtehe. Das tft 
gewiß richtig, aber eben deshalb ift die Anwendung des § 767 
Abſ. 2 durch die Vorſchrift des $ 797 Abſ. 4 ausgeſchloſſen. 
Man kann nicht einwenden, das, was hier für die „gerichtlichen 
Urkunden“ (8 794 Nr. 5) ausdrücklich vorgeſchrieben, verſtehe 
ich für „Vergleiche“ von ſelbſt, denn in dem gleichen Maße, 
wie für Vergleiche, wäre die Nichtanwendbarkeit des 8 767 
Abſ. 2 auch für die in $ 794 Nr. 5 bezeichneten Urkunden 
ſelbſwerftändlich. Daß der Geſetzgeber eine für zwei Arten von 
Urkunden gleichmäßig geltende und gleichmäßig ſelbſtverſtändliche 
Vorſchrift für die eine Art ausdrücklich ausgeſprochen, für die 
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andere Art ſtillſchweigend übergangen habe, darf als ausge⸗ 
ſchloſſen gelten, und daraus muß gefolgert werden, daß die Vor⸗ 
ſchrift des § 797 Abſ. 4 ſowohl die Vergleiche, wie die übrigen 
gerichtlichen Urkunden des § 794 umfaßt. Über dieſe aus dem 
Geſetze ſelbſt entnommenen Bedenken gegen die Anſicht des 
B. G. könnte nur hinweggegangen werden, wenn aus anderen 
Gründen überzeugend dargelegt werden konnte, daß fie 
gleichwohl dem Willen des Geſetzgebers entſpreche. Das B. G. 
hat aus dem „Zuſammenhang, Wortlaut und Inhalt“ des 
§ 797 nachzuweiſen verſucht, daß er ſich nicht auf die Prozeß⸗ 
vergleiche nach 5 794 Nr. 1 beziehen könne; überzeugend wirken 
ſeine Darlegungen indeſſen nach keiner Richtung. Die 
Folgerung, daß bezüglich der Nr. 1, 2 des $ 794 Ausnahmen 
von der Vorſchrift des $ 795 überhaupt nicht beſtehen, weil fie 
ſonſt vor den in § 796 behandelten Vollſtreckungs befehlen 
($ 794 Nr. 4) aufgeführt worden wären, läßt außer acht, daß 
der $ 797 nicht nur von Vergleichen, ſondern auch und haupt⸗ 
ſächlich von den in $ 794 Nr. 5 bezeichneten Urkunden handelt. 
Die Zuſammenfaſſung der für mehrere Arten gerichtlicher Ur⸗ 
kunden gemeinſamen Beſtimmungen iſt gerade ein Erfordernis 
ſyſtematiſcher Darſtellung. Aus demſelben Grunde find die 
unter $ 794 Nr. 3 fallenden Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe erſt im 
§ 798 behandelt, ſodaß der 8 796 Ausnahmen bezüglich des 
§ 794 Nr. 4, der 5 79 7 ſolche bezüglich der Nr. 1, 2 und 5 
und der $ 798 ſolche bezüglich der Nr. 3 und 5 des 8 794 
betrifft. Überdies ſchließt fich dieſe Reihenfolge der Ausnahme⸗ 
beſtimmungen an die ſyſtematiſche Ordnung der Regelvor⸗ 
ſchriften an; denn während der $ 724 Abſ. 1 die Notwendig⸗ 
keit der Vollſtreckungsklauſel vorſchreibt, beſtimmt der Abf. 2 
dieſes Paragraphen und einige folgende, wie und von wem ſie 
zu erteilen iſt, und läßt der $ 750 die Zwangsvollſtreckung bei 
mindeſtens gleichzeitiger Zuſtellung des vollſtreckbaren Urteils zu. 
Ausnahmen von dieſen Vorſchriften enthalten in gleicher Reihen- 
folge die SS 796, 797, 798. Folgt ſchon aus dem 
Zuſammenhang des 5 797 nichts für die Anficht des 
B. G., ſo findet ſie in deſſen Wortlaut keine beſſere Stütze. 
Hätte die Z. P. O. in § 797 deſſen Ausdehnung auf die ge⸗ 
richtlichen Vergleiche ausdrücklich ausſprechen wollen, fo hätte 
dies einfach und zweckmäßig durch die Anfügung: [8 794 
Nr. 1, 2, 5) hinter den Worten „gerichtlicher Urkunden“ ge- 
ſchehen können. Im übrigen aber konnte auch in dieſem Falle 
der Wortlaut nicht gut anders ſein als jetzt. Eine Faſſung 
etwa dahin: „die vollſtreckbare Ausfertigung von Vergleichen 
und gerichtlichen Nekunden“ wäre ſprachlich zu tadeln, es müßte 
zum mindeſten heißen: von Vergleichen und anderen gericht. 
lichen Urkunden, da auch die Vergleiche gerichtliche Urkunden 
find. Anderſeits könnte die Bedeutung des 8 797 im Sinne 
der Anſicht des B. G. dadurch klar geſtellt werden, daß den 
Worten „gerichtlicher Urkunden“ in Abſ. 1 beigefügt würde: 
[$ 794 Nr. 5J. Daß dieſe geringfügige Anderung bei der 
Reviſion der Z. P. O., bei der doch die Streitfrage und die 
Stellung des R. G. zu ihr wohlbekannt war, von keiner Seite 
auch nur vorgeſchlagen wurde, ſpricht jedenfalls mehr gegen 
als für die Anſicht des B. G. Was endlich den Inhalt des 
§ 797 betrifft, ſo kann es natürlich nicht die Abſicht des B. G. 
ſein, den Inhalt des Geſetzes durch den Inhalt des Geſetzes 
klarſtellen zu wollen gemeint iſt der Inhalt des Entwurfes und 
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der Motive. Daß und warum dieſe nicht geeignet find, gerade 
bei dieſer Geſetzesſtelle als erheblicher Auslegungsbehelf zu 
dienen, iſt ſchon in dem Urteile des III. Senats vom 
6. März 1888 nachgewieſen. Das B. G. hat ſich endlich noch 
auf Zweckmäßigkeitegründe, die für feine Anſicht ſprächen, be⸗ 
zogen; dem Prozeßgerichte lägen die Akten vor, ihm ſeien die 
einſchlägigen Verhältniſſe bekannt, bei ihm ſeien die oder doch 
ein Teil der Richter noch vorhanden, die beim Abſchluß des 
Vergleichs mitgewirkt haben. Das B. G. überſchätzt das 
Gewicht dieſer Gründe. Selbſt wenn man den § 794 Nr. 1 
nur auf die vor dem Prozeßgerichte oder einem erſuchten oder 
beauftragten Richter abgeſchloſſenen Vergleiche einſchränken wollte, 
wäre doch zu beachten, daß der Vergleich keineswegs eine 
weitere Mitwirkung des Gerichts vorausſetzt als die zur Beur⸗ 
kundung. Der Vergleich ift aber vor allem ein zwiſchen den 
Parteien geſchloſſener Vertrag, und dieſe ſeine Vertrags- 
natur tritt gegenüber ſeiner Eigenſchaft als Prozeßhandlung ſo 
ſehr in den Vordergrund, daß kein genügender Anlaß beſteht, 
ihn bezüglich der hier intereſſierenden Frage anders zu behandeln, 
wie die in § 794 Nr. 5 bezeichneten gerichtlichen und 
notariellen Verträge. S. c. H., U. v. 4. Dez. 03, 323/03 VII. 
— Bamberg. | 

44. 8878 3. P. O., verb. mit 88 812, 879 des B. G. B. 
Z. P. O. 88 830, 837. Friſtverſäumnis im Verteilungs- 
verfahren ſchließt die Bereicherungsklage nicht aus. Pfändung 
einer Eigentümer ⸗Briefgrundſchuld erfordert die Briefübergabe 
— oder Wegnahme. 

Die Kl. haben verſchiedene Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſe auf eine durch Darlehne nicht gedeckte Eigentümer⸗ 
hypothek ihres Schuldners erwirkt, erhoben im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren über das Grundſtück Widerſpruch gegen 
die Berückfichtigung nachſtehender Hypothekengläubiger, hielten 
aber die Klagefriſt von 1 Monat nicht ein. Ihre Klage aus 
§ 878 Abſ. 2 der 3. P. O. gegen die Hyvothekengläubiger 
wurde in I und II zurückgewieſen, vom R. G. aber für be⸗ 
gründet erklärt. Die Unterlaſſung rechtzeitiger Klageerhebung 
hatte zwar zur Folge, daß der Widerſpruch für das Ver⸗ 
teilungsverfahren ſeine Bedeutung verlor und der Zwangs⸗ 
verſteigerungsrichter die zunächſt hinterlegten Beträge den Bell. 
ungehindert auszahlen laſſen konnte, es iſt aber nicht einzuſehen, 
warum, wie der B. R. meint, der Widerſpruch überhaupt nicht 
mehr, alſo auch nicht mehr im Sinne des Abſ. 2 des 8 878, 
fortzuwirken vermocht haben ſoll. Die eigenen Rechte der Kl. 
konnte der Vollſtreckungsſchuldner durch ſeine Handlungen und 
Unterlaffungen nicht beeinträchtigen. Steht ſohin die äußerliche 
Klagebefugnis der Kl. nach § 878 Abſ. 2 Z. P. O. feſt. fo 
iſt es zunächſt ſelbſtverſtändlich, daß bei der ſachlichen Be⸗ 
urteilung ihrer Klagen dieſen nicht wieder die Verſäumung der 
einmonatlichen Friſt entgegengeſetzt werden kann. Vergl. Entſch. 
R. G. in Zivilſacheu Bd. 39 S. 397, Bd. 42 S. 247. Sie find 
vielmehr zivilrechtlich als Klagen „aus dem beſſeren Rechte“ 
oder „Bereicherungsklagen“ zu prüfen. Beſaßen die Kl. wohl⸗ 
erworbene Anſprüche auf gepfändete Teile der den Bekl. im 
Hypothekrang vorgehenden Eigentümergrundſchuld, ſo ging durch 
Beſeitigung dieſer Anſprüche zugunſten der Bekl. und durch 
Auszahlung der gepfändeten Beträge an dieſe aus dem Ver⸗ 
mögen der Kl. etwas ohne ausreichenden rechtlichen Grund und 


XXXIII. Jahrgang. 


unter Verletzung der beſſeren dinglichen Rechte der Kl. in 
das Vermögen der Bekl. über, die darauf keine gleich guten 
dinglichen Rechte, wenn auch perſönliche Anſprüche hatten. Die 
Bereicherungsklage wäre dann alſo nach 88 879, 812 B. G. B. 
(88 10 Ziff. 4, 11 Abſ. 1 Zw. G.) an ſich begründet. Es 
handelt ſich allerdings in vorliegender Sache nicht um eine 
Buch⸗Grundſchuld, für welchen Fall die Eintragung der Pfän- 
dung im Grundbuch notwendig iſt, ſondern unzweifelhaft um 
eine aus einer Brief hypothek hervorgegangene Eigentümer: 
Briefgrundſchuld. Da aber bei Prüfung der Pfändungs- 
erforderniſſe für dieſe von ganz den nämlichen Grundgedanken 
und Erwägungen auszugehen iſt, wie bei der Eigentümer⸗Buch⸗ 
grundſchuld, fo müſſen auch auf fie Abſ. 6 des 8 857 und 
§ 836 Abſ. 1 3. P. O. Anwendung finden und iſt ſomit zur 
Pfändung einer ſolchen Eigentümer ⸗Briefgrundſchuld die Aus⸗ 
händigung des Briefs oder deſſen Wegnahme durch den Gerichts 
vollzieher notwendig. Das iſt nicht geſchehen. K. u. Gen. 
c. S. u. Gen., U. v. 12. Dez. 03, 465/03 V. — Berlin. 

45. 8 1025 Z. P. O. Abtretung der Rechte aus dem 
Schiedsvertrage zuläſſig. 

In neuerer Zeit herrſcht vollſtändige Übereinſtimmung in 
der Rechtswiſſenſchaft darüber, daß dem Übergange der Rechte 
aus einem geſchloſſenen Schiedsvertrage auf den Sonder⸗ 
nachfolger rechtliche Bedenken nicht entgegenſtehen. Hinzuweiſen 
iſt namentlich auf den Aufſatz von Kohler über prozeßrechtliche 
Verträge und Kreationen in Gruchots Beiträgen Bd. 31 S. 518 ff., 
wo darauf hingewieſen iſt, daß andernfalls der Schiedsvertrag 
in das einſeitige Belieben des Gläubigers geſtellt werde. Zu 
vergleichen iſt ferner Seuffert in Iherings Jahrbüchern Bd. 34 
S. 481, deſſen Zivilprozeßordnung Aufl. 8 Note 40 zu 8 1025; 
Peterſen und Anger, Zivilprozeßordnung 4. Aufl. Note 5 zu 
8 1025. Die auf Grund des röͤmiſchen Rechts getroffene Entſch. 
des Oberappellationsgerichts zu Lübeck (Seufferts Archiv Bd.? 
S. 54), wonach ein Kompromiß, da es ohne beſondere Ber 
einbarung nicht einmal auf die Erben übergehe, auch nur unter 
dieſer Vorausſetzung für den Sondernachfolger verbindlich ſei, 
kommt jedenfalls für das hier in Frage ſtehende Gebiet dei 
A. L. R. nicht in Betracht. Es iſt deshalb mit dem Vorderrichter 
im vorliegenden Falle als rechtlich zutreffend anzunehmen, daß 
Bekl. als Zeſſionar berechtigt iſt, ebenſo, wie es ſein Zedent 
durfte, die Feſtſtellung der ihm abgetretenen Forderung in 
ſchiedsgerichtlichen Verfahren zu verlangen. H. 6. R., U. v. 
8. Dez. 03, 331/03 VII. — Berlin. 

Konkursordnung. 

46. 8 194. Beſtätigung eines bedingten Zwangsvergleiches 
vor Erfüllung der Bedingung zuläſſig. 

Über das Vermögen des R. zu G. wurde im Jahre 1900 
der Konkurs eröffnet. Zu den Konkursgläubigern gehörte der 
Bekl., deſſen Forderung im Prüfungstermine feſtgeſtellt worden 
iſt. Der Gemeinſchuldner machte einen Vorſchlag zum Zwangs 
vergleiche dahin, daß er den nicht bevorrechtigten Konkurs 
gläubigern unter Bürgſchaft des Klägers 40 Prozent bot. In 
Vergleichstermine vom 12. März 1901 war der Kl. nicht er ⸗ 
ſchienen. Die Gläubiger erklärten ſich mit dem Vergleich ein 
verſtanden, wenn Kl. der Verhandlung beitrete und ſich wegen 
der von ihm übernommenen Verpflichtungen hinſichtlich der nicht 
bevorrechtigten Forderungen der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
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unterwerfe. Das Konkursgericht beftätigte den Vergleich unter 
dieſer Bedingung. Der Beſchluß iſt nicht angefochten. 
Unter dem 2. April 1901 erklärte der Kl. zu gerichtlichem Pro⸗ 
tokoll, daß er die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für die Erfüllung 
des Zwangsvergleichs übernehme und ſich wegen der hieraus 
entſpringenden Verbindlichkeiten der ſofortigen Zwangs vollſtreckung 
unterwerfe. Auf Grund eines vollſtreckbaren Auszuges aus der 
Tabelle, einer Ausfertigung des Zwangsvergleichs und der Er⸗ 
klaͤrung vom 2. April 1901 find auf Betreiben des Bekl. vom 
K. 2601,39 Mark im Wege der Zwangsvollſtreckung durch den 
Gerichtsvollzieher K. eingezogen. Dieſen Betrag mit Zinſen 
ſeit 1. Januar 1902 forderte der Kl. vom Bekl. zurück, weil 
es an einem zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel gefehlt 
habe. Die Klage iſt abgewieſen. 1. Der Ausführung des 
B. R., daß es ſich um eine lediglich im Wege der Erinnerung 
und Beſchwerde geltend zu machende Einwendung gegen die 
Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung handle (§ 766 Z. P. O.) 
und daß daher die Klage ſchon aus dieſem Grunde unzuläſſig 
ſei, kann nicht beigetreten werden. Es ſteht nicht ſowohl eine 
Erinnerung in der Vollſtreckungsinſtanz, als ein aus den Normen 
des bürgerlichen Rechtes zu begründender und nach ihnen zu 
beurteilender Bereicherungsanſpruch in Frage (§ 812 B. G. B.), 
der dem Kl. nicht dadurch entzogen ſein kann, daß er es unter⸗ 
laſſen hat, den Mangel des Schuldtitels im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren ſelbſt zu rügen. Auf einen Fall, wie den vorliegenden, 
beziehen ſich die vom B. R. angezogenen Entſcheidungen des 
R. G. nicht. 2. Der B. R. weiſt aber den Klageanſpruch mit 
Recht aus fachlichen Erwägungen zurück. Es tft der Meinung 
des B. R. zuzuſtimmen, daß fi aus der Art des Zuſtande ; 
kommens des Zwangsvergleichs Bedenken gegen feine Gültigkeit 
nicht erheben und daß ein rechtskräftig beſtätigter, auch gegen 
den Bürgen vollſtreckbarer Zwangsvergleich im Sinne des $ 194 
der R. K. O. gegeben iſt. Mit Recht weiſt der B. R. darauf 
hin, daß ſchon der im Vergleichstermine vorgeſchlagene und von 
den Gläubigern angenommene Akkord bedingt war, nämlich 
aufſchiebend bedingt durch die Übernahme der ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgſchaft für die akkordmäßigen Verbindlichkeiten ſeitens des 
Kl. Eine ſolche Bedingung, welche die Wirkſamkeit des Zwangs ⸗ 
vergleichs ſo lange hinausſchiebt, bis ſich ihm die Erklärung des 
Bürgen als Beſtandteil hinzugefügt hat, iſt in der R. K. O. 
keineswegs für unzuläffig erklärt und es iſt auch kein Grund 
erfichtlich, aus welchem die Gläubiger gehindert ſein ſollten, den 
Beſtand des Vergleichs von dem Eintritt eines Bürgen abhängig 
zu machen. Freilich iſt es nicht empfehlenswert, wenn das 
Konkursgericht den dergeſtalt bedingt angenommenen Zwangs⸗ 
vergleich ohne weiteres vor Erfüllung der Bedingung beſtätigt. 
Das Ziel des Akkordes ift die Aufhebung des Konkursverfahrens 
($ 190 R. K. O.), die — nach rechtskräftiger Beſtätigung und 
nach Erledigung der vom Verwalter noch zu beſorgenden Ge⸗ 
ſchaͤfte (88 191, 86 R. K. O., vergl. Entſch. des R. G. Bd. 27 
S. 113) — vom Konkursgerichte zu beſchließen iſt. Dieſes 
kann aber im Falle des unter der Bedingung einer Bürgſchaft 
zuſtande gekommenen Zwangsvergleichs die Auſhebung nicht eher 
verfügen, als bis die Bürgſchaft wirklich geleiſtet iſt. Andern⸗ 
falls iſt dem Verfahren Fortgang zu geben (vergl. Oetker i. d. 
Feftſchrift für Windſcheld S. 64, 65). Es tritt alſo bei der 
Beftärigung des bedingten Akkordes ein mißlicher Schwebezuſtand 
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ein, der vermieden wird, wenn bereits im Vergleichstermine 
Vorſorge dafür getroffen wird (etwa durch Setzung einer kurz 
bemeſſenen Friſt), daß es ſich entſcheidet, ob die Bedingung 
erfüllt oder ausgefallen iſt, und wenn das Gericht erſt nach 
Eintritt der Bedingung den Vergleich beſtätigt. Iſt aber anders 
verfahren und hat das Gericht den bedingten Zwangsvergleich 
als ſolchen beſtätigt — wobei es rechtlich gleichgültig iſt, ob 
der Beſtätigungsbeſchluß, wie vorliegend, die Bedingung wieder⸗ 
holt oder ob er unbedingt ergeht —, ſo kann aus den moͤglicher⸗ 
weiſe für die Erledigung der Sache ſich entwickelnden Schwierig ⸗ 
keiten kein Grund entnommen werden, der Rechtskraft jenes 
Beſchluſſes die Wirkſamkeit zu verſagen und das ganze Akkord 
verfahren für nichtig zu erklären. Man kann auch der Reviſion 
nicht zugeben, daß die Bürgſchaft außerhalb des Akkord⸗ 
verfahrens liege und daß der Kl. ſie nicht in dem Vergleiche, 
wie es der 8 194 R. K. O. vorausſetze, übernommen habe: fie 
bildet einen Beſtandteil des Zwangsvergleichs, der erſt mit ihrer 
Übernahme perfekt geworden iſt. Der Kl. iſt Vergleichsbürge 
und darum nach dem Geſetze der Zwangsvollſtreckung unter⸗ 
worfen. St. c. B., U. v. 27. Nov. 03, 312/03 VII. — 
Königsberg. 

Handelsgeſetzbuch. 

47. 5 252 Abſ. 4. Vertretung eines Aktionärs in der 
Generalverſammlung durch einen Nichtaktionär. 

Eine auf Grund des § 271 des H. G. B. wegen angeb- 
licher Verletzung des Geſetzes und der Geſellſchaftsſtatuten gegen 
die Beſchlüſſe der Generalverſammlung der Bekl. erhobene 
Anfechtungsklage betraf auch die Frage, ob durch die Zurüd- 
weiſung eines Nichtaktionärs B. als Vertreters eines Aktionärs N. 
das Geſetz und das Statut verletzt worden ſei. Die Klage hat 
keinen Erfolg gehabt. 

Das Statut ſpricht allerdings nicht allgemein den Grundſatz 
aus, daß eine Vertretung eines Aktionärs in Ausübung des 
Stimmrechts nur durch einen Aktionär geſchehen konne; es 
enthält aber in Art. 15 Abſ. 3 den Satz, daß Witwen und 
Aktionäre ohne perſönliches Stimmrecht ſich durch einen Aktionär 
in Ausübung des Stimmrechts vertreten laſſen können. Auf 
Grund dieſer Beſtimmung und in Würdigung der tatſächlichen 
Verhältniſſe in dieſer Aktiengeſellſchaft, wie fie ſich nach dem 
Zweck des Unternehmens, den Intereſſen der Aktionäre und der 
Tendenz der Statuten ergeben, iſt das B. G. in Übereinſtimmung 
mit dem I. R. zu der Auffaſſung gelangt, es ſei das Statut 
dahin auszulegen, daß eine Vertretung in der Ausübung des 
Stimmrechts nur durch einen Aktionär geſchehen könne. Dieſer 
Auffaſſung entgegenzutreten beſteht für das Reviſionsgericht keine 
Veranlaſſung. Wie bereits in dem Urteil des R. G. vom 
23. Mai 1903 I. 28/1903 dargelegt wurde, iſt eine ſtatutariſche 
Beſtimmung des Inhalts, daß ein Aktionär, welcher ſein Stimm⸗ 
recht nicht perſönlich ausüben will, als Bevollmächtigten nur 
einen Aktionär wählen konne, auch jetzt noch gültig und rechts⸗ 
wirkſam, weil fie unter die nach 8 252 Abſ. 4 des H. G. B. 
der Feſtſetzung im Geſellſchaftsvertrag freigegebenen Beſtimmungen 
fällt. Mit dieſem Grundſatz ſteht die Auslegung des B. G. 
im Einklang. Im übrigen aber kann der Rkl. aus dem er⸗ 
wähnten Urteil nichts zu feinen Gunſten herleiten. Denn das⸗ 
ſelbe ſpricht keineswegs, wie es die Reviſion darſtellt, den Satz 
aus, die Beſtimmung in Art. 15 Abſ. 3 des Statuts, „Witwen 
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und fonftige Aktionäre ohne perfönliches Stimmrecht können fi 
durch einen Aktionär in der Ausübung des Stimmrechts vertreten 
laſſen“, ſei ungültig, ſondern bezeichnet nur die Auffaffung als 
rechtsirrig, daß Witwen ein Zwang zur Ausübung ihres Stimm⸗ 
rechts durch bevollmächtigte Aktionäre auferlegt werden könne, 
weil nach dem geltenden Aktienrecht der Unterſchied im Geſchlecht 
keinen Grund bieten kann, einer weiblichen Perſon das ihr durch 
§ 252 Abſ. 1 H. G. B. dem Aktionär eingeräumte perſönliche 
Stimmrecht zu entziehen. W. c. A., U. v. 2. Dez. 03, 288/03 J. 
— Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

48. Verhältnis des Antrags zur Police; Gültigkeit der in 
der letzteren enthaltenen Beſtimmungen. 

Dem Einwande der Bekl., der Kl. habe die in der Ver⸗ 
ſicherungspolice enthaltene Vertragsbedingung, im Keller unter 
dem Laden zu ſchlafen, nicht erfüllt, begegnet der B. R. durch 
die Erwägung: Maßgebend für den Verficherungsvertrag ſei der 
Verficherungsantrag und der erſtere ſei durch Annahme der 
Police dem Antrage gemäß zuſtande gekommen; in dem Antrage 
ſei die Beſtimmung, daß der Kl. im Keller ſchlafe, nicht ent⸗ 
halten; habe die Bekl. ſelbſtändig neue Bedingungen hinzugefügt, 
die nachweislich nicht auch von der anderen Partei in gleichem 
Sinne gewollt und in ihrer Tragweite nicht erkannt find, fo 
ſeien dieſe Beſtimmungen bedeutungslos und unbeachtlich, ohne 
daß der Vertrag im übrigen Schaden erleide, denn unklare und 
zweifelhafte Beſtimmungen, die fie felbft geſchaffen habe, müſſe 
die Bekl. gegen ſich gelten laſſen. Dieſe Ausführungen des 
B. R. find im Hauptpunkte nicht zu billigen. Der Ver⸗ 
ſicherungsantrag des Kl. ſtellt nur das Anbieten zur Schließung 
eines Vertrages dar, das erſt durch Annahme ſeitens der Bekl. 
zu einem beiderſeits bindenden Vertrage werden konnte (A. L. R. 
5 79 Tl. J Tit. 5). Da die Police über den Inhalt des An- 
trages hinaus neue Beſtimmungen und Einſchränkungen enthielt, 
ſtellt fie keine bindende Annahme des Verficherungsantrages dar, 
ſondern ein neues Vertragsangebot (88 84, 85 a. a. O.), das 
der Kl. annehmen oder ablehnen konnte. Da er gegen den 
Inhalt der Police keinen Widerſpruch erhob und bis zum Ein- 
bruch, alſo länger als vier Jahre, die Prämien auf Grund der 
Police an die Bekl. gezahlt hat, kann es nicht zweifelhaft ſein, 
daß er das neue Vertragsangebot uneingeſchränkt angenommen 
hat. Wenn er den Inhalt der Police, wie er behauptet, nicht 
durchgeleſen hat, ſo folgt hieraus nur, daß er ſich dieſem Inhalte 
ſtillſchweigend unterworfen hat. Die Grundlage des zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Verficherungsverhältniſſes bildet hiernach 
lediglich die Police, umſomehr, als in ihr noch ausdrücklich 
beſtimmt iſt, daß durch Annahme der Verſicherungsurkunde das 
Einverſtändnis der Verficherten mit ihrem geſamten Inhalte 
feſtgeſtellt wird und die Verpflichtung der Geſellſchaft gegen den 
Verficherten fich lediglich nach dem Inhalte der Urkunde richtet. 
Der Inhalt des Verſicherungs antrages blieb danach nur 
inſoweit maßgebend, als die Police auf ihn ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend Bezug nimmt. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, 
ob die Bekl. gegen Treu und Glauben gehandelt hätte, wenn 
fie eine erſchwerende Vertragsbedingung in die Police neu auf- 
genommen hätte, ohne dem Kl. vorher, oder gleichzeitig außer⸗ 
halb der Police, — die erfahrungsmäßig hinſichtlich der allge⸗ 
meinen Vertragsbedingungen wegen ihres umfangreichen und für 


den Laien nicht leicht verſtändlichen Juhalts und wegen ihres 
kleinen, das Leſen erſchwerenden Druckes vielfach von den Ver⸗ 
ficherungsnehmern nicht durchgeleſen wird — davon Kenntnis zu 
geben, daß fie von gewiſſen neuen, die Lage des Antragitellers 
erſchwerenden Vertragsbedingungen die Verſicherung abhängig 
mache und ob deshalb die Bekl. dem Kl. die hier in Betracht 
kommende neue Beſtimmung der Police nicht entgegenhalten 
dürfe. Denn die Bekl. hat hier unter Eideszuſchiebung be ⸗ 
hauptet, daß der Angeſtellte des Generalagenten S. dem Kl. 
ausdrücklich unter Bezugnahme auf den von ihm geſtellten Ver⸗ 
ſicherungsantrag erklärt habe, daß die Bekl. weitere Sicher⸗ 
heitsmaßregeln beanſpruche und daß der Kl. dem Angeſtellten 
erklärt habe, er ſchlafe im Keller. Dieſe Behauptung läßt ſich 
trotz ihrer nicht völlig klaren Faſſung nur dahin verſtehen, daß 
der Kl. gerade zur Zerſtreuung der Bedenken der Bekl. und zur 
Befriedigung ihres Verlangens nach weiteren Sicherungs- 
maßregeln die Zuficherung abgegeben hat, er ſchlafe im Keller, 
— wodurch unzweifelhaft die Gefahr eines Einbruchsdiebſtahls 
verhindert wurde —, und daß die Behauptung nicht ſo gemeint 
iſt, daß der Kl. bei irgend einer anderen Veranlaſſung und ohne 
inneren Zuſammenhang mit dem unmittelbar vorher aus⸗ 
geſprochenen Verlangen nach weiteren Sicherheitsmaßregeln 
geäußert habe — was der Kl. gar nicht beſtreitet —, er ſchlafe 
im Keller. Sollte ſpäter dieſer Eid vom Kl. gefordert werden, 
fo wird freilich gemäß § 139 der Z. P. O. auf eine klarere 
und genauere Faſſung der unter Eid geſtellten Behauptung zu 
dringen ſein. Nimmt man mit dem B. R. an, der Kl. ſei 
nur an feinen Antrag, nicht aber an eine in der Police ent- 
haltene neue Verficherungsbedingung gebunden, jo fragt ſich, ob 
unter dieſen Umſtänden wegen Mangel oder Übereinſtimmung 
des Vertragswillens beider Teile das Zuſtandekommen des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages zu verneinen iſt. Der B. R. begründet ſeine 
Meinung, der Vertrag ſei verbindlich abgeſchloſſen, damit, daß 
es ſich bei dem in der Police enthaltenen Vermerke, der Ver ⸗ 
ſicherte ſchlafe im Keller, jedenfalls nicht um eine Grund- 
bedingung handele, von der das Beſtehen des Vertrages abhängig 
ſei. Der hiergegen gerichtete Angriff der Reviſion iſt ebenfalls 
begründet; denn trotz Übereinſtimmung beider Vertragsteile in 
allen weſentlichen Punkten fehlt es doch an der zum Vertrag ⸗ 
ſchluß erforderlichen Bindung beider Teile dann, wenn deren 
Willens erklärungen zwar nur in einem Nebenpunkte ſich nicht 
decken, aber von einer Seite die Einigung über dieſen Nebenpunkt 
zur Bedingung des Vertragsſchluſſes gemacht wird (vergl. das 
Urteil des erkennenden Senats vom 11. Juli 1899 VII 40/99, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 586 Ziff. 35). Die Annahme des 
B. R., aus der Police ſei für den Kl. nicht zu erkennen geweſen, 
daß die Bekl. dem Satze: „Der Herr Verſicherte ſchläft im 
Keller“ habe die Bedeutung einer Vertragsbedingung geben 
wollen, iſt im Urteile nicht ausreichend begründet. Die Be⸗ 
gründung geht dahin, daß der Satz ſeiner Selbſtändigkeit wegen 
mit gleichem Rechte als eine noch hinzugeſetzte, nebenſächliche, 
beſchreibende Beſtimmung aufgefaßt werden könne. Hierbei 
bleibt aber unberückſichtigt, daß unter demſelben Abſatze der 
Police, und zwar ebenfalls in ſelbſtändigen Sätzen und in 
lediglich beſchreibender Form, andere Erklärungen enthalten ſind, 
die trotz dieſer Faſſung kaum als etwas anderes angeſehen 
werden können, wie als Vertragsbedingungen, von deren Er 
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füllung die Bekl. ihre Verpflichtung zum Schadenserſatz abhängig 
machen wollte. Dieſe Erklärungen gingen nämlich dahin, daß 
die Ladeneingangstür und das Schaufenfter durch eine beſonders 
verſicherte Jalouſie geſchützt find, daß die Ausgangstür mit 
Eiſenblech beſchlagen und mit Sicherheitsſchloß verſehen iſt, daß 
der Laden durch eine Falltüre mit dem darunter befindlichen 
Keller verbunden und daß die äußere Kellereingangstür durch 
Chubbſchloß verfichert ift. Der B. R. erörtert auch nicht die 
Bedentung des Umſtandes, daß der ganze Abſatz, in dem dieſe 
in vier ſelbſtändige Sätze gegliederten Beſchreibungen und in 
gleicher Weiſe der das Schlafen im Keller betreffende Satz hinter⸗ 
einander aufgeführt find, durch das Wort „Insbeſondere“ eng 
an den vorhergehenden Abſatz angeſchloſſen iſt, der die Voraus⸗ 
ſetzungen regelt, durch welche die Gültigkeit der Verfiherung 
bedingt wird. Der B. R. wird ſich einer nochmaligen Prüfung 
der in den beiden genannten Abſätzen enthaltenen Erklärungen 
unterziehen und insbeſondere auch erwägen müſſen, ob nach dem 
Abf. 2 nur das Vorhandenſein der im Abf. 1 mit „Sicherheits⸗ 
vorrichtungen“ bezeichneten ſachlichen Einrichtungen als 
Vertragsbedingung zu erachten iſt oder auch das Schlafen des 
Kl. im Keller mit Rückficht darauf, daß auch im Abſ. 1 perſön⸗ 
liche Handlungen des Kl. als Vertragsbedingungen aufgeſtellt 
find, nämlich ordnungsmäßiges Verſchließen und tägliches 
Revidieren (auch Sonntags) des Ladens. F. c. B., U. v. 
27. Nov. 03, 272/03 VII. — Berlin. 

Wechſelordnung. 

49. Art. 54, 55a. Abtretung einer Wechſelforderung 
nach erhaltener Zahlung. 

Der Indoſſatar eines Wechſels kann allerdings, ſobald fein 
Glaubigerrecht erloſchen iſt, die Wechſelforderung nicht mehr 
abtreten und ebenſowenig den Anſpruch aus einem etwa erwirkten 
vollſtreckbaren Titel, da ihm ein ſolcher nicht mehr zuſteht, 
wenn er anfgehoͤrt hat, Gläubiger aus dem eingeklagten Wechſel zu 
ſein. Und ſein Gläubigerrecht erliſcht, wenn er von einem Vor⸗ 
mann Zahlung erhält und deswegen den Wechſel ohne Vorbehalt 
an dieſen ausliefert. Keineswegs hat jedoch jede Zahlung, die 
am den Wechſelinhaber geleiftet wird, ſiets die nämliche Wirkung. 
Stehen dem Wechſelinhaber mehrere Wechſelſchuldner gegenüber, 
ſo läßt die Zahlung, die von einem der letzteren erfolgt, die 
Wechſelforderung unberührt, wenn und ſo lange die Wechſel⸗ 
urkunde unverändert und ohne Zahlungsvermerk im Beſitz des 
Wechſelgläubigers bleibt. Die Wechſelforderung kann deshalb 
an ſich auch immer noch gegen einen der anderen Wechſel. 
ſchuldner geltend gemacht werden, und dieſem fteht eine Einrede 
aus der geleiſteten Zahlung nur zu, wenn der Kl. argliſtig 
handelt, nämlich das, was er ſchon empfangen hat, noch einmal 
fordert (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 11 S. 18; 
Bolze, Praxis des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 8 Nr. 364). 
Ob aber letzteres zutrifft, hängt von den Umſtänden ab, unter 
denen dle Zahlung erfolgte, und von den Vereinbarungen, die 
getroffen wurden. Erfolgte die Zahlung unter der Bedingung, 
daß der bezahlte Betrag zurückgegeben werden ſolle, wenn es 
gelinge, von einem anderen Wechſelſchuldner Zahlung zu erhalten, 
oder überließ der Zahlende die ihm infolge der Zahlung zu⸗ 
ſtehenden Rechte dem bisherigen Wechſelinhaber, ſo fordert dieſer 
nicht zum zweitenmal, was ihm ſelbſt zukommt, wenn er 
der getroffenen Vereinbarung entſprechend einen anderen Wechſel⸗ 
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ſchuldner in Anſpruch nimmt, und der letztere kann ſich nicht 
anf die Zahlung berufen, wenn ihm auch vielleicht andere Ein⸗ 
reden zuſtehen moͤgen. Ferner kann der Wechſelinhaber, wenn 
und ſoweit er zur Erhebung eines Anſpruchs gegen einen der 
anderen Wechſelſchuldner noch in der Lage wäre, die Durch⸗ 
führung dieſes Anſpruchs, anſtatt ſie ſelbſt zu betreiben, dem 
Zahlenden überlaſſen und denſelben dazu durch Abtretung 
ſeiner Forderung inſtand ſetzen. (S. auch Entſch. des R. G. 
Bd. 34 S. 50. W. c. B., U. v. 5. Dez. 03, 296/03 I. 
— Berlin. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

50. Anfechtung durch Einrede. — Verpflichtung des An⸗ 
fechtungsbeklagten. — Folgen geſchehener Weiterveräußerung 
ſeitens des Anfechtungsbeklagten. 

Die Anfechtbarkeit eines Geſchäftes kann auch im Wege 
der Einrede geltend gemacht werden; der auf das Eigentums- 
recht der Kl. geſtützten, auf Freigabe der gepfändeten Sachen 
gerichteten Klage ſteht entgegen, daß der Erwerb der Kl. der 
Anfechtung unterliegt. 

§ 7 des Anf. G. beftimmt, daß der Gläubiger, ſoweit 
es zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, beanſpruchen 
kann, daß dasjenige, was durch die anfechtbare Handlung aus 
dem Vermoͤgen des Schuldners veräußert, weggegeben oder auf: 
gegeben iſt, „als noch zu demſelben gehörig" von dem 
Empfänger zurückgewährt werde. Hiernach find, ſofern nicht in 
Ausnahmefällen infolge beſonderer Umſtände der Anfechtungs⸗ 
zweck auf andere Weiſe nicht verwirklicht werden kann, die ver⸗ 
äußerten Sachen nicht dem Schuldner zurückzugewähren, nicht 
in deſſen Vermögen zurück zu übertragen, ſondern der An⸗ 
fechtungsbeklagte hat nur eine Sachlage herzuſtellen, vermöge 
deren die veräußerten Sachen zum Zwecke der Befriedigung der 
Gläubiger fo, als gehörten fie noch zum Vermögen des 
Schuldners, wirkſam behandelt werden können. Demgemäß 
find die Sachen zur Zwangsvollſtreckung bereit zu ſtellen. 

Kann der Anfechtungsbeklagte ſeiner Verbindlichkeit, ſo wie 
ſie im Geſetze geregelt iſt, nicht genügen, ſo iſt er zum Erſatze 
des Wertes der Sachen verpflichtet. Hat er eine Weiter ⸗ 
veräußerung vorgenommen und deckt der erzielte Preis ſich mit 
dem Werte der Sachen, oder bleibt er unter demſelben, ſo iſt 
der Ausſpruch unbedenklich, daß der Anfechtungsbeklagte die 
Zwangsvollſtreckung in die Kaufgeldforderung zu dulden hat, 
denn alsdann bleibt die ihm auferlegte Duldung in den 
Grenzen der Erſtattung des Wertes der Sachen. Beläuft ſich 
aber der Preis auf eine höhere Summe als der Wert, ſo kann 
der auf dieſe Weiſe vom Anfechtungsbeklagten erzielte Vorteil 
ihm beim Fehlen einer dies anordnenden Geſetzesvorſchrift nicht 
entzogen werden, auch nicht in dem zur Befriedigung der 
Forderungen des Anfechtungsklägers erforderlichen Umfange. 
Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 21. B. c. D., U. v. 1. Dez. 03, 
356/03 VII. — Cöln. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

51. 5 2. Offenkundigkeit einer Erfindung. 

Die Klage auf Nichtigkeit eines Patentes iſt vom Patent- 
amt abgewieſen und deſſen Entſcheidung beſtätigt worden. Aus 
den Entſcheidungsgründen: Eine offenkundige Vorbenutzung 
liegt vor, wenn jemand eine Einrichtung erfunden hat und 
nach einer Zeichnung in der Werkſtatt oder Fabrik eines Dritten 
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fo find die vor dieſem Zeitpunkte vorgenommenen Rechtsakte, 
welche die Hypothek betreffen, nach den Vorſchriften des bis- 
herigen Preuß. Rechtes zu beurteilen (vergl. R. G. Entſch. in 
Zivilſachen Bd. 47 S. 229). Nach der auf dieſen Vorſchriften 
beruhenden konſtanten Praxis der höchſten Gerichtshöͤfe wurde 
in dem urſprünglichen, der Hypothek zugrunde liegenden per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldverhältniſſe infolge des Durchgangs der Hypo⸗ 
thekenforderung durch die Perſon des fie tilgenden Eigentümers 
nichts geändert. Die perſoͤnliche Schuldforderung ruhte zwar, 
ſolange die Vereinigung der Forderung mit der Schuld in der 
Perſon des Eigentümers beſtand, fie wurde aber nach Aufhebung 
der Vereinigung mit allen rechtlichen Wirkungen wieder wachend. 
Die Forderung erloſch nicht infolge der Vereinigung, ſondern fie 
blieb beſtehen, nur konnte der Eigentümer als Gläubiger fie 
nicht gegen ſich ſelbſt als Schuldner während der Dauer der 
Vereinigung geltend machen. Sobald der Eigentümer die Hypo⸗ 
thekenforderung abtrat, oder das Grundſtück veräußerte, wurde 
er Gläubiger der Forderung mit allen Rechten eines ſolchen. 
(Vergl. die Zitate in Turnaus G. B. O. Bd. I S. 530 f.) 
Aus der Verbindung dieſer Grundſätze mit der Beſtimmung 
des § 41 Abſ. 1 E. E. G. v. 5. Mai 1872 ergab fich folgendes: 
Hatte der Schuldner einer Hypothekenforderung, während er 
noch Eigentümer des Pfandgrundſtücks war, die Hypothek durch 
Zahlung und Zeſſion erworben, demnächſt das Grundſtück ver⸗ 
äußert, wobei vom Erwerber die Hypothek in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen war, und dann die Hypothek zediert, 
fo war der Erwerber infolge der Übernahme perſönlicher Schuldner 
der Hypothekenforderung und der Eigentümer dinglicher und 
perſönlicher Gläubiger geworden, und deſſen Zeſſionar konnte die 
perſönliche Schuldforderung nach dem Ausfalle der Hypothek bei 
der Subhaſtation gegen den Erwerber geltend machen. (Vergl. 
Urteil des R. G. in Sachen Stolzenberg c. Herrmann vom 
19. Oktober 1898 V. 116/1898). So liegt der Fall hier. 
Der Mitkl. 2, welcher die ſtreitige Hypothek beſtellt hatte, hat 
dieſe, während er Eigentümer des Pfandgrundſtücks war, durch 
Zahlung und Zeſſion erworben. In feiner Perfon vereinigte fich 
dadurch das Gläubigerrecht mit der Schuldverbindlichkeit. Als 
er das Pfandgrundſtück an die Bekl. und deren Mutter ver- 
äußerte und dieſe die Hypothek in Anrechnung auf den Kauf- 
preis übernahmen, wurden fie nach § 41 Abſ. 1 E. E. G. 
perſönliche Schuldner der Hypothekenforderung und der perfün- 
lichen Klage des Inhabers derſelben ausgeſetzt. Ob dieſer der 
Zeſſionar v. E. oder deſſen Zeſſionarin, die Kl. 1, war oder ob 
der Mitkl. 2 Gläubiger geblieben war, darauf legt das B. G. 
kein Gewicht, indem es annimmt, auf die Bekl. und ihre Mutter 
ſei die perſönliche Schuldverbindlichkeit trotz ihrer Übernahme 
der Hypothek nicht übergegangen, weil eine ſolche bei dem 
Mitkl. 2 als Veräußerer nicht vorhanden geweſen ſei. Es iſt 
richtig, daß nach der Rechtſprechung des R. G. (Entſch. in Zivil. 
ſachen Bd. 22 S. 237) der Erwerber des Pfandgrundſtücks, 
welcher die darauf haftende Hypothek in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernimmt, dann nicht perjönlicher Schuldner der 
übernommenen Hypothekenforderung wird, wenn der Veräußerer 
für dieſe nicht perſönlich haftete. Irrig iſt aber die Annahme, 
der Mitkl. 2 ſei nicht perſönlicher Schuldner geweſen, weil nicht 
neben dem Veräußerer und Erwerber noch eine dritte dem Ver⸗ 
äußerer gegenüber perſönlich forderungsberechtigte Perſon vor⸗ 
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handen geweſen ſei. Dies würde dahin führen, daß in allen 
Fällen, in denen die vom Erwerber übernommene Hypothek eine 
Eigentümerhypothek iſt, als deren Gläubiger und Schuldner 
allein der Veräußerer gilt, die Anwendung der Beſtimmung des 
§ 41 Abſ. 1 E. E. G. ausgeſchloſſen wäre. Bisher iſt dieſe 
Anfiht nicht aufgeſtellt. Sie iſt nicht richtig, weil fie im 
Widerſpruch mit dem auch vom B. G. angenommenen Satze 
ſteht, daß die perſönliche Schuldverbindlichkeit während der Ver⸗ 
einigung des Gläubigerrechts und der Schuldverbindlichkeit in 
der Perſon des Eigentümers nicht erloſchen iſt, ſondern fort⸗ 
beſteht und nur ruht, ſodaß der Eigentümer auch während der 
Vereinigung Gläubiger und Schuldner in einer Perſon iſt. Der 
perſönlich forderungsberechtigte Dritte, nach welchem das B. G. 
vergebens ſucht, iſt der Eigentümer in feiner Eigenſchaft als 
Gläubiger der Hypothekenforderung. Dafür, daß der Dritte 
eine andere Perſon ſein müſſe, als der perſönlich haftende Ver⸗ 
äußerer, bietet das Geſetz keinen Anhalt. v. W. c. P., U. v. 
19. Dez. 03, 462/03 V. — Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Die Entſch. Nr. 1 (S. 52) erörtert das zwiſchen dem Ge⸗ 
fangenen und der Staatsgewalt, ſowie das zwiſchen dieſer und 
den Gewerbeunternehmern, die die Gefangenen beſchäftigen, ob- 
waltende Rechtsverhältnis. Wenn auch die Haftung des Staats 
für den von feinen Beamten in Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt Dritten zugefügte Schaden dem vorbehaltenen Landesrecht 
unterſteht, ſo iſt dieſe für Elſaß⸗Lothringen ergangene Entſcheidung 
dennoch von allgemeinem Intereſſe. 

In Entſch. Nr. 3 (S. 53) wird der dem adligen Familien⸗ 
namen gewährte Klageſchutz in überfichtlicher Weiſe erörtert. 

Entſch. Nr. 4 (S. 58) behandelt den Begriff des Zugehens 
einer Willenserklärung. In dem bloßen Vorzeigen eines Ein⸗ 
ſchreibebriefs durch den Briefträger, der den Brief mangels 
Anweſenheit des Empfängers wieder mitnimmt, liegt kein Zu⸗ 
gehen. Selbſtverſtändlich unbeſchadet anderer Beurteilung bei 
böswilliger Verhinderung des Zugehens durch den Adreſſaten. 

Die Entſch. Nr. 6 und 13 (S. 55 und 58) betreffen einen 
notariellen Grundſtückskaufvertrag. In dem einen Falle waren 
die zur Belegung des Kaufpreiſes verwendeten Hypotheken, in dem 
anderen das Grundſtück felbft nicht genügend bezeichnet. Dat 
R. G. läßt eine ergänzende richterliche Auslegung des Partei⸗ 
willens zu, auch wenn es ſich um einen dem Formzwange unter ⸗ 
ſtellten Vertrag handelt. 

Einen lehrreichen Fall aus dem Recht der Wandelung 
bietet die Entſch. Nr. 9 (S. 55), wo es ſich um die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Kaufgrundſtücks nach erklärter Wandelung und 
um die Verpflichtung des Käufers zur Sorgfalt in Anſehung 
der Kaufſache handelt. 

Nach Entſch. Nr. 11 (S. 57) find auch die Vorſchriften 
des B. G. B., nach denen in Angelegenheiten von geringer 
Bedeutung eine Verpflichtung zur Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids nicht beſtehen ſoll, nicht auf Schuldverhältniſſe anzuwenden, 
die an ſich nach altem Recht zu beurteilen ſind. 

In Entſch. Nr. 12 (S. 58) wird die Abnahmepflicht des 
Käufers einer Unterſuchung unterzogen und die Klage auf Ab⸗ 
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nahme der gekauften Gattungsſache dem Käufer nur gegeben, 
wenn er ablieferungsbereit d. h. die Ware bei ihm vorhanden iſt. 

Die Entſch. Nr. 14 (S. 58) gibt eine wichtige Aus⸗ 
legungsregel. Iſt eine der mehreren dem Gläubiger gegen den 
Schuldner zuſtehenden Forderungen vollſtreckbar, ſo iſt die erfolgende 
Zahlung regelmäßig ſtillſchweigend zur Begleichung der voll⸗ 
ſtreckbaren Forderung beſtimmt. Zugleich wird die Vollftredungs- 
gegenklage aus § 767 Z. P. O. für den Fall einer nach der 
Pfändung erfolgten teilweiſen Tilgung erörtert. 

Die Streitfrage, ob bei der Grundſtücksveräußerung die 
Mitteilung der Schuldübernahme in Anſehung einer hypo⸗ 
thekariſch geficherten Forderung nur ſolange geſchehen kann, als 
der Erwerber im Grundbuch als Eigentümer eingetragen bleibt, 
wird in Entſch. Nr. 15 (S. 59) verneint. 

Von ganz beſonderer Wichtigkeit iſt die Entſch. Nr. 16 
(S. 59). Nach wiederholter Prüfung wird der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen verſchuldeter mangelhafter Erfüllung eines 
Gattungskaufes der kurzen Verjährung unterſtellt und nach 
vollendeter Verjährung ſeine Aufrechnung nur gegenüber dem 
(Raufgeld-) Anſpruche aus demſelben Geſchäfte und auch dann 
nur zugelaſſen, wenn die Kundbarmachung des Mangels (vergl. 
§ 478 B. G. B.) vor Vollendung der Verjährung erfolgt iſt. 

Einen intereſſanten Fall behandelt die Entſch. Nr. 20 
(S. 62), wo dieſelbe Parzelle auf zwei Grundbuchblätter für 
verſchiedene Eigentümer eingetragen war. Die Eigentums⸗ 
vermutung des § 891 B. G. B. muß hier verſagen und zwar 
nicht nur im Verhältniſſe der beiden Eingetragenen, ſondern 
auch jedem Dritten gegenüber. 

Die Entſch. Nr. 22 verneint in entſprechender Anwendung 
der für den geſetzlichen Güterſtand beſtehenden Vorſchriften, 
daß der ohne Zuſtimmung des Ehemannes von der güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Ehefrau geführte Prozeß ein auch dem Manne 
gegenüber rechts kraͤftiges Urteil herbeiführe. 

Die Entſch. Nr. 24 und 25 (S. 63) bieten nicht unwichtige 
Beiträge für die Auslegung des § 1568. 

Von den prozeſſualen Entſcheidungen heben wir hervor die 
Entſch. Nr. 27 (S. 64), wonach der Gerichtsſtand des Ver⸗ 
mögens im Sinne des § 23 Z. PY. O. lediglich da begründet 
iſt, wo fi die Inhaberpapiere befinden; auf den Wohnſitz des 
Schuldners kommt es nicht an. 

In Entſch. Nr. 28 (S. 64) wird ein mutwilliges Ab⸗ 
lehnungsgeſuch, das offenfihtli das zuſtändige Landgericht und 
Oberlandes gericht von der ihm zuſtehenden Tätigkeit ausſchließen 
ſollte, mit Energie zurückgewieſen. 

Die Rechtsnatur der vorbereitenden Schriftſätze iſt Gegen⸗ 
ſtand der Unterſuchung in Entſch. Nr. 30 (S. 65). Aus- 
legungsfrage von Fall zu Fall iſt es, ob die in einem vor⸗ 
bereitenden Schriftſatz enthaltene Erklärung rechtsgeſchäftliche 
Bedeutung habe oder nur Ankündigung einer endgültig erſt in 
der mündlichen Verhandlung abzugebenden Erklärung ſein ſoll. 

Die Tragweite der neuen Vorſchrift des § 254 Z. P. O. 
über die Verbindung der Klage auf Rechnungslegung mit der 
auf Herausgabe wird in Entſch. Nr. 33 (S. 67) erörtert. 

Die Entſch. Nr. 88 (S. 68) ſtellt klar, daß dem geladenen 
Zeugen, der fein Ausbleiben durch ein ärztliches Atteſt entſchuldigt, 
nicht aufgegeben werden kann, auf ſeine Koften ein Phyfikats 
atteſt zu beſchaffen. 
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Mit ausführlicher Begründung tritt in Entſch. Nr. 43 
(S. 70) auch der VII. Senat des Reichsgerichts der Auf- 
fafjung bei, daß zu den gerichtlichen Urkunden im Sinne des 
§ 797 Z. P. O. auch die gerichtlichen Vergleiche des § 794 
Nr. 1 Z. P. O. gehören. 

Entſch. Nr 45 (S. 72) läßt den Übergang der Rechte aus 
einem Schiedsvertrage auf den Sondernachfolger zu. 

Die preußiſch⸗ rechtliche Entſch. Nr. 54 (S. 77) über die 
Frage, ob die mit der Einrede der Verjährung bekämpfte 
Forderung in Beziehung zu dem Gewerbebetrieb des Empfängers 
der Ware oder Arbeit ſteht, iſt auch für das Recht des B. z B. 
nicht ohne Bedeutung. N. 


Literatur. 

1. Patentgeſetz und Geſetz, betreffend den Schutz von 
Gebrauchs muſtern. Syſtematiſch erläutert von Dr. Hermann 
Iſay, Rechtsanwalt am Kammergericht. Berlin 1903. 
Verlag von Franz Vahlen. 

Wieder ein Buch, auf das die Anwaltſchaft ſtolz ſein darf! 
Würdig reiht es ſich der großen Zahl der Werke an, die, aus 
anwaltlicher Feder gefloſſen, eine wertvolle Bereicherung unſerer 
Literatur darſtellen. Mit einem wahren Bienenfleiß hat der 
Verfaſſer die in den letzten Jahren immer mehr anſchwellende 
Judikatur und Literatur zum Patentrecht und Gebrauchsmuſter⸗ 
recht von überall her zuſammengetragen; eine Arbeit, deren Be⸗ 
wältigung gerade auf dem Gebiete des Patentrechts umſo großer 
iſt, als ſich dieſe Literatur nicht lediglich in juriſtiſchen Werken 
und Zeitſchriften, ſondern auch in zahlreichen techniſchen Fach⸗ 
zeitſchriften zerſtreut findet und als gerade das Gebiet des 
Patentrechts ſich — wie auch leicht begreiflich — der beſonderen 
Vorliebe unjuriſtiſcher freiwilliger Mitarbeiter erfreut. Hier die 
Spreu vom Weizen zu fondern, die brauchbaren juriſtiſchen 
Gedanken auszufinden und die Anregungen des techniſchen 
Praktikers rechtlich zu geſtalten und zu verarbeiten, iſt eine 
ebenſo ſchwierige wie lohnende Aufgabe. Iſay hat ſie — man 
darf ſagen — überwiegend mit Glück gelöſt. 

Was aber den wiſſenſchaftlichen Hauptwert des Werkes 
ausmacht und ihm einen bleibenden Wert in der Geſchichte der 
Patentrechtswiſſenſchaft zuſichern wird, iſt, daß in ihm zum 
erſtenmal der konſequent durchgeführte Verſuch gemacht wird, 
die patentrechtlichen Begriffe ſcharf zivilrechtlich zu konſtruieren 
und den Begriffen des Bürgerlichen Rechts zu ſubſummieren. 
Daß der Verſuch nicht an allen Stellen geglückt iſt, daß auch 
gewaltſame Loͤſungen nicht ſelten find, ſoll dem Buch nicht zum 
Vorwurf gereichen; oft iſt es nicht ſowohl die Schuld des Autors 
als der Umſtand, daß die eigenartigen Begriffe des Patentrechts 
in den zivilrechtlichen Begriffen nicht immer ohne Reſt aufgehen 
und der Verſuch rein ziviliſtiſcher Konſtruktion daher notwendig 
auf Schwierigkeiten ſtoßen muß. Weniger glücklich gelungen iſt 
dem Berfaffer — nach diesſeitiger Auffaſſung — die ſchwierige 
Materie der Abhängigkeit der Erfindungen und der Aquivalenz. 
Hier hat Iſay die Materie keineswegs erſchöpft, insbeſondere 
jagen die von ihm gegebenen Definitionen nicht zu. Nament⸗ 
lich die in einigen neuerlichen Reichsgerichts⸗Entſcheidungen recht 
glücklich gelöfte Frage des Verhältniſſes der patentrechtlichen 
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fo find die vor dieſem Zeitpunkte vorgenommenen Rechtsakte, 
welche die Hypothek betreffen, nach den Vorſchriften des bis⸗ 
herigen Preuß. Rechtes zu beurteilen (vergl. R. G. Entſch. in 
Zivilſachen Bd. 47 S. 229). Nach der auf dieſen Vorſchriften 
beruhenden konſtanten Praxis der höchſten Gerichtshöfe wurde 
in dem urſprünglichen, der Hypothek zugrunde liegenden per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldverhältniſſe infolge des Durchgangs der Hypo⸗ 
thekenforderung durch die Perſon des ſie tilgenden Eigentümers 
nichts geändert. Die perſönliche Schuldforderung ruhte zwar, 
ſolange die Vereinigung der Forderung mit der Schuld in der 
Perſon des Eigentümers beſtand, ſie wurde aber nach Aufhebung 
der Vereinigung mit allen rechtlichen Wirkungen wieder wachend. 
Die Forderung erloſch nicht infolge der Vereinigung, ſondern fie 
blieb beſtehen, nur konnte der Eigentümer als Gläubiger fie 
nicht gegen ſich ſelbſt als Schuldner während der Dauer der 
Vereinigung geltend machen. Sobald der Eigentümer die Hypo⸗ 
thekenforderung abtrat, oder das Grundſtück veräußerte, wurde 
er Gläubiger der Forderung mit allen Rechten eines ſolchen. 
(Vergl. die Zitate in Turnaus G. B. O. Bd. I S. 530 f.) 
Aus der Verbindung dieſer Grundſätze mit der Beſtimmung 
des § 41 Abf. 1 E. E. G. v. 5. Mai 1872 ergab fich folgendes: 
Hatte der Schuldner einer Hypothekenforderung, während er 
noch Eigentümer des Pfandgrundſtücks war, die Hypothek durch 
Zahlung und Zeſſion erworben, demnächſt das Grundſtück ver⸗ 
äußert, wobei vom Erwerber die Hypothek in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen war, und dann die Hypothek zediert, 
fo war der Erwerber infolge der Übernahme perfönliher Schuldner 
der Hypothekenforderung und der Eigentümer dinglicher und 
perſönlicher Gläubiger geworden, und deſſen Zeſſionar konnte die 
perſönliche Schuldforderung nach dem Ausfalle der Hypothek bei 
der Subhaſtation gegen den Erwerber geltend machen. (Vergl. 
Urteil des R. G. in Sachen Stolzenberg e. Herrmann vom 
19. Oktober 1898 V. 116/1898). So liegt der Fall hier. 
Der Mitkl. 2, welcher die ſtreitige Hypothek beſtellt hatte, hat 
dieſe, während er Eigentümer des Pfandgrundſtücks war, durch 
Zahlung und Zeſſion erworben. In feiner Perſon vereinigte fich 
dadurch das Gläubigerrecht mit der Schuldverbindlichkeit. Als 
er das Pfandgrundſtück an die Bekl. und deren Mutter ver- 
äußerte und dieſe die Hypothek in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis übernahmen, wurden fie nach § 41 Abſ. 1 E. E. G. 
perſönliche Schuldner der Hypothekenforderung und der perſön⸗ 
lichen Klage des Inhabers derſelben ausgeſetzt. Ob dieſer der 
Zeffionar v. E. oder deſſen Zeſſionarin, die Kl. 1, war oder ob 
der Mitkl. 2 Gläubiger geblieben war, darauf legt das B. G. 
kein Gewicht, indem es annimmt, auf die Bekl. und ihre Mutter 
ſei die perſönliche Schuldverbindlichkeit trotz ihrer Übernahme 
der Hypothek nicht übergegangen, weil eine ſolche bei dem 
Mitkl. 2 als Veräußerer nicht vorhanden geweſen ſei. Es iſt 
richtig, daß nach der Rechtſprechung des R. G. (Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 22 S. 237) der Erwerber des Pfandgrundſtücks, 
welcher die darauf haftende Hypothek in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernimmt, dann nicht perſönlicher Schuldner der 
übernommenen Hypothekenforderung wird, wenn der Veräußerer 
für dieſe nicht perſönlich haftete. Irrig iſt aber die Annahme, 
der Mitkl. 2 ſei nicht perſönlicher Schuldner geweſen, weil nicht 
neben dem Veräußerer und Erwerber noch eine dritte dem Ver⸗ 
äußerer gegenüber perſönlich forderungsberechtigte Perſon vor- 
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handen geweſen ſei. Dies würde dahin führen, daß in allen 
Fällen, in denen die vom Erwerber übernommene Hypothek eine 
Eigentümerhypothek iſt, als deren Gläubiger und Schuldner 
allein der Veräußerer gilt, die Anwendung der Beſtimmung des 
§ 41 Abſ. 1 E. C. G. ausgeſchloſſen wäre. Bisher iſt dieſe 
Anſicht nicht aufgeſtellt. Sie iſt nicht richtig, weil ſie im 
Widerſpruch mit dem auch vom B. G. angenommenen Satze 
ſteht, daß die perfönliche Schuldverbindlichkeit während der Ver⸗ 
einigung des Gläubigerrechts und der Schuldverbindlichkeit in 
der Perſon des Eigentümers nicht erloſchen iſt, ſondern fort- 
beſteht und nur ruht, ſodaß der Eigentümer auch während der 
Vereinigung Gläubiger und Schuldner in einer Perſon iſt. Der 
perſönlich forderungs berechtigte Dritte, nach welchem das B. G. 
vergebens ſucht, iſt der Eigentümer in ſeiner Eigenſchaft als 
Gläubiger der Hypothekenforderung. Dafür, daß der Dritte 
eine andere Perſon ſein müſſe, als der perſönlich haftende Ver⸗ 
äußerer, bietet das Geſetz keinen Anhalt. v. W. c. P., U. v. 
19. Dez. 03, 462/03 V. — Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Die Entſch. Nr. 1 (S. 52) erörtert das zwiſchen dem Ge⸗ 
fangenen und der Staatsgewalt, ſowie das zwiſchen dieſer und 
den Gewerbeunternehmern, die die Gefangenen beſchäftigen, ob⸗ 
waltende Rechtsverhältnis. Wenn auch die Haftung des Staats 
für den von ſeinen Beamten in Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt Dritten zugefügte Schaden dem vorbehaltenen Landes recht 
unterſteht, ſo iſt dieſe für Elſaß⸗Lothringen ergangene Entſcheidung 
dennoch von allgemeinem Intereſſe. 

In Entſch. Nr. 3 (S. 53) wird der dem adligen Familien- 
namen gewährte Klageſchutz in überfichtlicher Weiſe erörtert. 

Entſch. Nr. 4 (S. 53) behandelt den Begriff des Zugehens 
einer Willenserklärung. In dem bloßen Vorzeigen eines Ein. 
ſchreibebriefs durch den Briefträger, der den Brief mangels 
Anweſenheit des Empfängers wieder mitnimmt, liegt kein Zu⸗ 
gehen. Selbſtverſtändlich unbeſchadet anderer Beurteilung bei 
böswilliger Verhinderung des Zugehens durch den Adreſſaten. 

Die Entſch. Nr. 6 und 13 (S. 55 und 58) betreffen einen 
notariellen Grundſtücks kaufvertrag. In dem einen Falle waren 
die zur Belegung des Kaufpreiſes verwendeten Hypotheken, in dem 
anderen das Grundſtück ſelbſt nicht genügend bezeichnet. Das 
R. G. läßt eine ergänzende richterliche Auslegung des Partei- 
willens zu, auch wenn es ſich um einen dem Formzwange unter⸗ 
ſtellten Vertrag handelt. 

Einen lehrreichen Fall aus dem Recht der Wandelung 
bietet die Entſch. Nr. 9 (S. 55), wo es ſich um die Zwangs ⸗ 
verſteigerung des Kaufgrundſtücks nach erklärter Wandelung und 
um die Verpflichtung des Käufers zur Sorgfalt in Anſehung 
der Kaufſache handelt. 

Nach Entſch. Nr. 11 (S. 57) find auch die Vorſchriften 
des B. G. B., nach denen in Angelegenheiten von geringer 
Bedeutung eine Verpflichtung zur Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids nicht beſtehen ſoll, nicht auf Schuldverhältniſſe anzuwenden, 
die an ſich nach altem Recht zu beurteilen find. 

In Entſch. Nr. 12 (S. 58) wird die Abnahmepflicht des 
Käufers einer Unterſuchung unterzogen und die Klage auf Ab- 
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nahme der gekauften Gattungsſache dem Käufer nur gegeben, 
wenn er ablieferungsbereit d. h. die Ware bei ihm vorhanden iſt. 

Die Entſch. Nr. 14 (S. 58) gibt eine wichtige Aus⸗ 
legungsregel. Iſt eine der mehreren dem Gläubiger gegen den 
Schuldner zuftehenden Forderungen vollftreckbar, jo iſt die erfolgende 
Zahlung regelmäßig ſtillſchweigend zur Begleichung der voll⸗ 
ſtreckbaren Forderung beftimmt. Zugleich wird die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage aus 8 767 Z. P. O. für den Fall einer nach der 
Pfändung erfolgten teilweiſen Tilgung erörtert. 

Die Streitfrage, ob bei der Grundſtücksveräußerung die 
Mitteilung der Schuldübernahme in Anſehung einer hypo⸗ 
thekariſch geficherten Forderung nur ſolange geſchehen kann, als 
der Erwerber im Grundbuch als Eigentümer eingetragen bleibt, 
wird in Entſch. Nr. 15 (S. 59) verneint. 

Von ganz beſonderer Wichtigkeit iſt die Entſch. Nr. 16 
(S. 59). Nach wiederholter Prüfung wird der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen verſchuldeter mangelhafter Erfüllung eines 
Gattungskaufes der kurzen Verjährung unterſtellt und nach 
vollendeter Verjährung ſeine Aufrechnung nur gegenuber dem 
(Raufgeld-) Anſpruche aus demſelben Geſchäfte und auch dann 
nur zugelaſſen, wenn die Kundbarmachung des Mangels (vergl. 
§ 478 B. G. B.) vor Vollendung der Verjährung erfolgt iſt. 

Einen intereſſanten Fall behandelt die Entſch. Nr. 20 
(S. 62), wo dieſelbe Parzelle auf zwei Grundbuchblätter für 
verſchiedene Eigentümer eingetragen war. Die Eigentums- 
vermutung des 5 891 B. G. B. muß hier verſagen und zwar 
nicht nur im Verhältniſſe der beiden Eingetragenen, ſondern 
auch jedem Dritten gegenüber. 

Die Entſch. Nr. 22 verneint in entſprechender Anwendung 
der für den geſetzlichen Güterſtand beſtehenden Vorſchriften, 
daß der ohne Zuſtimmung des Ehemannes von der güter- 
gemeinſchaftlichen Ehefrau geführte Prozeß ein auch dem Manne 
gegenüber rechtskräftiges Urteil herbeiführe. 

Die Entſch. Nr. 24 und 25 (S. 63) bieten nicht unwichtige 
Beiträge für die Auslegung des § 1568. 

Von den prozeſſualen Entſcheidungen heben wir hervor die 
Entſch. Nr. 27 (S. 64), wonach der Gerichtsſtand des Ver⸗ 
nögens im Sinne des § 23 Z. P. O. lediglich da begründet 
iſt, wo ſich die Inhaberpapiere befinden; auf den Wohnſitz des 
Schuldners kommt es nicht an. 

In Entſch. Nr. 28 (S. 64) wird ein mutwilliges Ab⸗ 
lehnungsgeſuch, das offenſichtlich das zuſtändige Landgericht und 
Oberlandes gericht von der ihm zuftehenden Tätigkeit ausſchließen 
ſollte, mit Energie zurückgewieſen. 

Die Rechtsnatur der vorbereitenden Schriftſätze iſt Gegen⸗ 
ſtand der Unterſuchung in Entſch. Nr. 30 (S. 65). Aus⸗ 
legungsfrage von Fall zu Fall iſt es, ob die in einem vor⸗ 
bereitenden Schriftſatz enthaltene Erklärung rechtsgeſchäftliche 
Bedeutung habe oder nur Ankündigung einer endgültig erſt in 
der mündlichen Verhandlung abzugebenden Erklärung ſein ſoll. 

Die Tragweite der neuen Vorſchrift des § 254 Z. P. O. 
über die Verbindung der Klage auf Rechnungslegung mit der 
auf Herausgabe wird in Entſch. Nr. 33 (S. 67) erörtert. 

Die Entf. Nr. 38 (S. 68) ſtellt klar, daß dem geladenen 
Zeugen, der fein Ausbleiben durch ein ärztliches Atteſt entſchuldigt, 
richt aufgegeben werden kann, auf ſeine Koften ein Phyftkats⸗ 
stteft zu beſchaffen. 


Mit ausführlicher Begründung tritt in Entſch. Nr. 43 
(S. 70) auch der VII. Senat des Reichsgerichts der Auf- 
faſſung bei, daß zu den gerichtlichen Urkunden im Sinne des 
8 797 Z. P. O. auch die gerichtlichen Vergleiche des 8 794 
Nr. 1 Z. P. O. gehören. 

Entſch. Nr 45 (S. 72) läßt den Übergang der Rechte aus 
einem Schiedsvertrage auf den Sondernachfolger zu. 

Die preußiſch⸗ rechtliche Entſch. Nr. 54 (S. 77) über die 
Frage, ob die mit der Einrede der Verjährung bekämpfte 
Forderung in Beziehung zu dem Gewerbebetrieb des Empfängers 
der Ware oder Arbeit ſteht, iſt auch für das Recht des B. G. B. 
nicht ohne Bedeutung. N. 


Literatur. 
1. Patentgeſetz und Geſetz, betreffend den Schutz von 
Gebrauchs muſtern. Syſtematiſch erläutert von Dr. Hermann 


Iſay, Rechtsanwalt am Kammergericht. Berlin 1908. 
Verlag von Franz Vahlen. 


Wieder ein Buch, auf das die Anwaltſchaft ſtolz ſein darf! 
Würdig reiht es ſich der großen Zahl der Werke an, die, aus 
anwaltlicher Feder gefloſſen, eine wertvolle Bereicherung unſerer 
Literatur darſtellen. Mit einem wahren Bienenfleiß hat der 
Verfaſſer die in den letzten Jahren immer mehr anfchwellende 
Judikatur und Literatur zum Patentrecht und Gebrauchsmuſter⸗ 
recht von überall her zuſammengetragen; eine Arbeit, deren Be⸗ 
wältigung gerade auf dem Gebiete des Patentrechts umſo größer 
iſt, als ſich dieſe Literatur nicht lediglich in juriftiſchen Werken 
und Zeitſchriften, ſondern auch in zahlreichen techniſchen Fach- 
zeitſchriften zerſtreut findet und als gerade das Gebiet des 
Patentrechts ſich — wie auch leicht begreiflich — der beſonderen 
Vorliebe unjuriſtiſcher freiwilliger Mitarbeiter erfreut. Hier die 
Spreu vom Weizen zu ſondern, die brauchbaren juriſtiſchen 
Gedanken auszufinden und die Anregungen des techniſchen 
Praktikers rechtlich zu geſtalten und zu verarbeiten, iſt eine 
ebenſo ſchwierige wie lohnende Aufgabe. Iſay hat ſie — man 
darf jagen — überwiegend mit Glück gelöft. 

Was aber den wiſſenſchaftlichen Hauptwert des Werkes 
ausmacht und ihm einen bleibenden Wert in der Geſchichte der 
Patentrechtswiſſenſchaft zufichern wird, iſt, daß in ihm zum 
erſtenmal der konſequent durchgeführte Verſuch gemacht wird, 
die patentrechtlichen Begriffe ſcharf zivilrechtlich zu konſtruieren 
und den Begriffen des Bürgerlichen Rechts zu ſubſummieren. 
Daß der Verſuch nicht an allen Stellen geglückt iſt, daß auch 
gewaltſame Loͤſungen nicht ſelten find, ſoll dem Buch nicht zum 
Vorwurf gereichen; oft iſt es nicht ſowohl die Schuld des Autors 
als der Umſtand, daß die eigenartigen Begriffe des Patentrechts 
in den zivilrechtlichen Begriffen nicht immer ohne Reſt aufgehen 
und der Verſuch rein ziviliſtiſcher Konſtruktion daher notwendig 
auf Schwierigkeiten ſtoßen muß. Weniger glücklich gelungen iſt 
dem Verfaſſer — nach diesſeitiger Auffaſſung — die ſchwierige 
Materie der Abhängigkeit der Erfindungen und der Aquivalenz. 
Hier hat Iſay die Materie keineswegs erſchoͤpft, insbeſondere 
ſagen die von ihm gegebenen Definitionen nicht zu. Nament- 
lich die in einigen neuerlichen Reichsgerichts ⸗Entſcheidungen recht 
glücklich geloͤſte Frage des Verhältniſſes der patentrechtlichen 
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Aquivalenz zur Abhängigkeit der Patente iſt nicht oder doch 
nicht ausreichend behandelt. 

Daß auch ſonſt das Werk an zahlreichen Stellen zum 
Widerſpruch herausfordert — insbeſoudere bei der Lehre vom 
Schadenserſatz und bei der Polemik gegen die Bolzeſche Anficht 
über den Bereicherungsanſpruch —, iſt (wie auch Jeß in ſeiner 
Beſprechung des Werks bei Gruchot bemerkt) kein Mangel des 
Buchs, ſondern die unausbleibliche Folge der Selbſtändigkeit ſeines 
Autors und der Neuheit ſeiner Ideen. Es ſoll uns aber die Freude 
an dem trefflichen Werk nicht verkümmern. Magnus. 


2. Handbuch der Urkundenwiſſenſchaft von Dr. Karl 
Friedrich Rietſch. Baſel, Verlag der Basler Buch⸗ und 
Antiquariatshandlung vormals Adolf Geering. 1903. 


Nietſch' erſtes kleines Buch, „Das Eschatokoll“, hat für 
das gegenwärtige Werk das günſtigſte Vorurteil geſchaffen. In 
der Tat gibt der Verfaſſer in ſeiner neuen Schrift zum erſten⸗ 
mal eine gründliche, umfaſſende und überaus gelungene wiſſen⸗ 
ſchaftliche deutſche Bearbeitung des Urkundsrechtes. Das 
550 Seiten ſtarke Werk enthält außer einer Einleitung drei 
Hauptſtücke, die von dem Weſen der Urkunde, der Verfaſſung 
der Urkunde und der Rechtswirkung der Urkunde handeln. 

Der zweite, ſtärkſte und wichtigſte Abſchnitt bietet eine 
vollſtändige Theorie des Urkundsweſens (Theorie der formalen 
Praxis) und eine Theorie der Praxis des materiellen Rechts, 
d. h. die Lehre von der angewandten Rechtswiſſenſchaft. Aus⸗ 
führlich wird die Herſtellung der Urkunde im allgemeinen und 
ſodann der materielle Inhalt der einzelnen Urkunden durch das 
geſamte Rechtsgebiet hindurch behandelt. 

Es gibt wohl keine Frage des Urkundsrechts, die nicht in 
dem Buche ſyſtematiſch und hiſtoriſch beſprochen und erläutert 
wäre, ſo daß der Titel „Handbuch der Urkundwiſſenſchaft“ völlig 
gerechtfertigt iſt. 

Die Entſcheidungen ſtreitiger Fragen zeigen klaren, praktiſchen 
Sinn. So zweifelt der Verfaſſer nicht, daß eine ungenügende 
Angabe darüber, in welcher Weiſe die Urkundsperſon ſich über 
die Perſönlichkeit des Beteiligten Gewißheit verſchafft hat, die 
Feſtſtellung der Perſoͤnlichkeit nicht erſchüttert und daß dem 
Grundbuchrichter keinerlei Nachprüfungsrecht in Beziehung auf 
die Art dieſer Feſtſtellung zuſteht. Die gegenwärtige Recht⸗ 
ſprechung in Preußen über dieſe Frage kann nur durch das 
völlige Fehlen einer wiſſenſchaftlichen Behandlung des Urkund⸗ 
rechts erklärt werden. Eine notarielle Urkunde enthält meines 
Erachtens ſtets ein mit öffentlichem Glauben ausgeftelltes 
Zeugnis des Notars über eine Reihe von Tatſachen. Zu ihnen 
gehört auch die Identität der feſtgeſtellten Perſoͤnlichkeit. Schon 
bei der bloßen Unterſchriftsbeglaubigung ſtellt er ohne weiteres 
die Perjönlichkeit des die Unterſchrift abgebenden Beteiligten 
mit öffentlichem Glauben feſt. Um fo mehr geſchieht dies in 
der notariellen Urkunde. Der Notar bezeugt, abgeſehen von 
dem Falle des 8 176 Abſ. 3 Satz 2 F. G. G., mit öffentlichem 
Glauben, daß der Beteiligte die von ihm bezeichnete Perſon iſt. 
Die nach inſtruktioneller Vorſchrift beigefügte Angabe der 
Mittel, durch die er zur Feſtſtellung gekommen iſt, dient nur 
zu ſeiner eigenen Sicherheit und zur Kontrolle durch die vor⸗ 
geſetzte Behörde. Das Zeugnis des Notars kann durch Weg ⸗ 
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laffung oder durch einen ungenügenden Inhalt dieſer Bemerkung 
nichts an ſeiner Wirkung verlieren. Die Wirkung des in der 
öffentlichen Urkunde enthaltenen Zeugniſſes iſt die, daß es Be⸗ 
weis macht in Gemäßheit der betreffenden Verfahrensgeſetze. 
Nach G. O. 829 werden die in Betracht kommenden Tatſachen 
dem Grundbuchrichter durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen. Dieſes heißt nichts anderes, als die 
öffentlichen Urkunden machen vollen Beweis. Alſo wird auch 
durch die Aufführung des Beteiligten ſeine Identität voll bewieſen. 
Wem ſteht in dieſem Verfahren ein Gegenbeweis zu, da es eine 
Gegenpartei wie in Z. P. O. nicht gibt? Inſtinktiv — aus- 
geſprochen und begründet hat ſie es noch nie — ſcheint die 
gegenwärtige Praxis anzunehmen, daß dem Richter ex officio, 
da es ſich um ein Offizialverfahren handelt, das Recht zu⸗ 
ſteht, im Verfahren die Unrichtigkeit des Urkundsinhalts feſt⸗ 
zuſtellen. Wollte man dies annehmen, ſo würde auf alle Fälle 
eine Zurückweiſung nur geſtattet ſein, wenn der Richter 
die Nichtidentität des Beteiligten feſtſtellt. Jede Rückweiſung, 
bloß deshalb, weil der Vermerk fehlt und weil er nicht genügend 
iſt, wäre ſchon danach unbegründet, wie ſie in der Tat ſtets 
abſolut unbegründet iſt. Aber auch das Recht, die Unrichtigkeit 
des Urkundsinhaltes feſtzuſtellen, kann dem Grundbuchrichter nicht 
zugebilligt werden. Das Grundbuchverfahren iſt ein formales 
Verfahren. Der Grundbuchrichter hat nicht die Richtigkeit des 
Urkundsinhalts nachzuprüfen. Er iſt ihm durch die öffentliche 
Urkunde nachgewieſen. Er muß es den Intereſſenten überlaſſen, 
ihre etwaigen Rechte geltend zu machen. Denn wohin ſollte die 
gegenteilige Meinung führen. Dann koͤnnte der Grundbuchrichter 
in jedem Falle ein ex officio - Verfahren zur Prüfung daruber 
einleiten, ob der Urkundsinhalt richtig iſt. 

Der Grundbuchrichter hat nur das Recht und auch die 
Pflicht, bei einer ſtrafbaren Handlung feine Mitwirkung zu ver⸗ 
ſagen. Glaubt er hinreichenden Verdacht zu haben, daß eine 
Faͤlſchung oder Verfälſchung der Urkunde vorliegt, jo kann er 
ſich weigern, auf Grund einer ſolchen Urkunde zu handeln und 
muß zu gleicher Zeit der Staatsanwaltſchaft Anzeige machen. 
Dieſe Stellung des Grundbuchrichters verkennt das Kammer- 
gericht bei Beurteilung der vorliegenden Frage völlig. Ob der 
Grundbuchrichter aus der Anführung der Mittel zur Feſtſtellung 
der Identität entnehmen kann, daß der Notar ſeine Pflicht bei 
der Feſtſtellung der Identität nicht ordentlich erfüllt hat, iſt 
gleichgültig. Dies geht ihn als Grundbuchrichter gar nichts an, 
auch dann nicht, wenn er hieraus entnehmen zu konnen glaubt, 
daß der Beteiligte überhaupt materiell nicht richtig feſtgeſtellt 
iſt. Denn die Urkunde macht für ihn — abgeſehen von dem 
Verdacht einer bei der Feſtſtellung begangenen ſtrafbaren Hand⸗ 
lung — formalen Beweis. 

Die Rechtſprechung des Kammergerichts beruht auf Ver⸗ 
kennung der Lehre von dem Umfange der Beweiskraft der öffent- 
lichen Urkunde und der in ihr bezeugten Tatſachen im Grundbuchs ⸗ 
recht. Sie führt jetzt dazu, daß eine der Unterſchrift nach beglaubigte 
Erklärung ein abſolutes Beweismittel, eine zu notariellem Pro- 
tokoll abgegebene Erklärung nur ein relatives Beweismittel iſt. 

Jeder, der die wirklich wiſſenſchaftlichen Ausführungen von 
Rietſch über die Fragen des Urkundrechts findiert, wird vor 
derartigen Irrtümern bewahrt werden. Raus nitz. 
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Hülfskaffe für deutſche Reuhtsauwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu München hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
2000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iR für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
gelprodgen worden. 


Die Stellung der Inriſtiſchen Wochenſchrift zu 
Standesfragen, insbeſondere zu der Penſions⸗ 
kaff e. 

Von Neumann. 


Herr Kollege Kolſen hat geglaubt, einem angeblichen Be- 
dürfniſſe durch Begründung einer neuen Zeitſchrift, der „Deutſchen 
Kechtsanwalt⸗Zeitung“, genügen zu ſollen. 

1. Herr Kolſen meint, die Juriſtiſche Wochenſchrift ſei 
nicht geeignet, die Frage der Penfionszwangskaſſe genügend zu 
behandeln, als Sammelpunkt für die einſchlägigen Meinungs- 
äußerungen zu dienen und dem Verſtändnis des nächſten An⸗ 
waltstages vorzuarbeiten, weil fie zu ſehr nach der juriſtiſch⸗ 
viſſenſchaftlichen Seite gravitiere, weil ihre Leitung der Idee 
der Penfionszwangskaſſe nicht freundlich gefinnt ſei und weil fie 
richt in die Hand jedes Kollegen gelange. 

Demgegenüber ſtelle ich folgende Tatſachen hiermit feſt: 

a) Die Juriſtiſche Wochenschrift hat im Jahre 1903 
26 jelbftändige Artikel mit rund 130 Spalten ge- 
bracht, welche die Standesintereſſen betreffen.) 


) Allgemeine Standesintereſſen ſind in folgenden 
Artikeln behandelt: 

Jacobſohn, Prozeßverſchleppung S. 41 (9 Sp.); 

Berolzheimer, Zur Nechtsanwaltsordnung S. 882 (3 Sp.); 

Krumbhar, Notarielle Beweisaufnahme S. 809 (4 ½ Sp.); 

Nueller, Herausgabe der Handakten S. 868 (5 Sp.); 

Sontag, Zeugnisweigerung der Prozeßagenten und Rechts⸗ 
konſulenten S. 888 (5 ½ Sp.); 

Bamberger, V 877 (4 Sp.): 

Stölgle, S. 428 (7 Sp.): 

Leſſe, Vorbereitung fer den böteren Verwaltungs dienſt 
(Anwaltsſtation) S. 59 (2 Sp.): 


b) Die Juriſtiſche Wochenſchrift hat in derſelben Zeit 
insbeſondere zur Penfions kaſſenfrage außer der umfang 
reichen Beilage, welche den Entwurf und die Be⸗ 
gründung des Kommiſſionsentwurfes über die Penfions⸗ 
kaſſe enthält, 10 Artikel mit 46 Spalten gebracht.) 

Ge it — ich glaube dies mit Sicherheit angeben zu 
koͤnnen — kein einziger der mir zugegangenen Artikel über dieſe 
Frage ungedruckt geblieben. Ein einziger für den Entwurf ein- 
geſandter Artikel iſt auf Wunſch des Einſenders nicht zum Ab⸗ 
druck gelangt. 

Einer der die Frage behandelnden Artikel iſt auf un- 
mittelbares Erſuchen der Redaktion ausgearbeitet worden, es 


Hoffmann, Darf der Notar unter der Taxe liquidieren ? 
S. 117 (8 Sp.); 

Biſchofswerder, Erſtattung der Nechtsanwaltsgebühren durch 
den Gegner S. 870 (8 Sp.); 

Werner, Sprecherlaubnis für den Verkehr zwiſchen Verteidiger 
und dem Unterſuchungsgefangenen S. 811 (2 Sp.): 

Benedict, Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte S. 57 
G Sp.); 

Vorſtellung des VBorſtanbes des Deutſchen Anwaltvereins an 
den Bundesrat wegen der Kaufmannsgerichte S. 78 (8 Sp.); 

Guttfeld, Steuererklärung der preußiſchen Rechtsanwälte 
S. 425 (6 Sp.); 

Fürft, Generalverſammlung des Allgemeinen Deutſchen Ber: 
ſicherungsvereins zu Stuttgart (Regreßverſicherung) 
S. 879 (4½ Sp.); 

Die Rechtsanwaltſchaft im Reichstag S. 424 (1 Sp.); 

Piſtorius, Alters⸗ und Reliktenverſorgung der Bureaubeamten 
S. 200 (5 Sp.); 

Geſchäfts bericht der Hilfskaſſe S. 880 (6 Sp.); 

XVI. Deutſcher Anwaltstag S. 888 (6 ¼ Sp.): 

ferner den Anwaltsberuf betreffende Entſcheidungen und Be⸗ 
merkungen, 3. B. S. 68, 860 u. a. O. 

) Die Frage der Penſions⸗ uſw. Kaffe iſt behandelt (ab⸗ 
geſehen von der ausführlichen Beilage, enthaltend den Kommiſſions⸗ 
entwurf mit Bericht) in folgenden Artikeln: 

v. Mayr S. 165 (10 Sp.); Weißler S. 197 (6 ½ Sp.) und 
S. 258 (11 Sp.); Cantor S. 280 (8 Sp.): Kolſen S. 268 
(8 Sp.); Samulon S. 265 (4 Sp.); Wolf S. 281 
(4 Sp.): Noſenthal S. 807 (2 Sp.); ferner * 
S. 207 (1 Sp.) und S. 282 (2 Sp.) 
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ift dies der den Zwangskaſſen keineswegs abholde Artikel des 
Hof⸗ und Gerichtsadvokaten v. Mayr. 

Es liegt nicht an der Leitung der Juriſtiſchen Wochen ⸗ 
ſchrift, wenn fie nicht in der Lage war, mehr der Zwanggkaſſe 
günſtige Artikel zu bringen. Warum haben ihre Freunde nicht 
mehr Artikel eingeſandt? | 

2. Herr Kolſen ſagt auf S. 2 feiner Zeitung: 

„Der Anwaltstag zu Danzig vom Jahre 1901 hatte 
die Zeit für gekommen erachtet, den erſten Zweck der 
Hilfskaſſe, die Errichtung einer Penſionskaſſe, zur Aus- 


führung zu bringen, und hatte ie gun be 


ſchloſſen.“ 

Auf S. 8: | 
„Obgleich der Anwaltstag in Danzig und Straßburg 
die Errichtung einer Penſionskaſſe beſchloſſen und Kom⸗ 
miſſionen zur Vorbereitung einer ſolchen gewählt 
hat,,“ 

Er ſagt ferner, daß die Bedürfnisfrage über die Errichtung 
einer Penfionskaſſe mit Zwangsbeitritt res judicata fei, ab- 
geurteilt durch die Anwaltstage zu Dresden 1884, Danzig 1901, 
Straßburg 1903. 

Demgegenüber ſei nachſtehend der Wortlaut der un 
dieſer Anwaltstage wiedergegeben: 

Dresden 1886: 

„Der Vereinsvorſtand wird beauftragt, die Gründung 
einer Unterſtützungskaſſe für dienſtunfähige deutſche 
Rechtsanwälte und die bedürftigen Hinterbliebenen 
deutſcher Rechtsanwälte durch Sammlung freiwilliger 
Beiträge herbeizuführen und zu dieſem Zweck einen Aus⸗ 
ſchuß zu wählen, welcher die Satzungen zu entwerfen, 
der Kaffe juriſtiſche Perfönlichkeit zu erwerben uud die 
freiwilligen Beiträge anzuſammeln hat. N 

Danzig 1901: 

„Der 15. Deutſche Anwaltstag ſtimmt der Gründung 
einer Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe für Deutſch⸗ 
lands Rechtsanwälte mit Zwangsbeitritt grundſätzlich zu.“ 

Ferner Wahl eines Ausſchuſſes zur weiteren Vor⸗ 
bereitung der Sache. 

Straßburg i. E. 1908: 

„Der kleine Ausſchuß wird beauftragt, unter Berück⸗ 
fihtigung der nach Veröffentlichung des Entwurfes 
bekanntgegebenen Anregungen ſeine Arbeiten ſortzuſetzen 
und darüber dem nächſten Anwaltstage zu berichten.“ 

Hiernach iſt die Kolſenſche Behauptung, daß die Anwalts- 
tage in Dresden und Straßburg i. E. die Frage des Bedürf⸗ 
niſſes einer Penſionskaſſe bejaht haben, tatſächlich unrichtig. In 
Straßburg i. E. iſt auf Antrag des Kommiſſionsberichterſtatters 
Juſtizrat Elze der oben wiedergegebene Vertagungsbeſchluß ge- 
faßt worden. Der ſtenographiſche Bericht läßt im übrigen 
darüber keinen Zweifel, daß ohne dieſen Vertagungsbeſchluß die 
Gefahr eines den Danziger Beſchluß aufhebenden Votums ſehr 
groß war. 

In Danzig iſt allerdings ein Beſchluß gefaßt, durch den 
der Anwaltstag grundſätzlich dem Gedanken der Zwangs⸗ 
kaſſe beitritt; dies bedeutet eine Zuſtimmung für den Fall, daß 
eine angemeſſene Ausgeſtaltung gefunden würde. Daß der von 
der Kommiſſion vorgeſchlagene Entwurf als eine geeignete 
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Grundlage anerkannt werden und auf allgemeine Zuſtimmung 
zu rechnen haben würde, wird auch Herr Kolſen nicht zu 
hoffen wagen; bezeichnet er ſelbſt doch als vornehmſte Aufgabe 
der Kommiſſion, die Beiträge herabzuſetzen und die Rente zu 
erhöhen, wahrſcheinlich meint er, ſei ein Mittelweg zwiſchen 
Zuſchußkaſſe und allgemeiner Penſionskaſſe einzuſchlagen. 

Man ſieht alſo, dieſe Frage iſt noch eine völlig offene. 

3. Ich habe Herrn Kolſens Unzufriedenheit auch dadurch 
erregt, daß ich, ohne weitere Berichte der Kommiſſion abzu- 
warten, in meinem Neujahrsartikel die Anwaltskammern auf- 
gerufen habe, die beſtehende Hilfskaſſe zu kräftigen, und zwar 
ſofort damit zu beginnen. 

Ich habe nicht empfohlen einen „Ausbau der Hilfskaſſe“ 
in dem von Herrn Kolſen abgelehnten Sinne, ſondern eine 
verbeſſerte Ausſtattung der Hilfskaſſe. 

Die von Herrn Kolſen beanſtandeten Zeilen ſind gerade 
in dem Sinne gemeint, der nach feiner eigenen Auffafſung dem 
Statut der Hilfskaſſe und der auf Errichtung einer Penfions- 
kaſſe zielenden zwanzigjährigen Bewegung Genüge leiſtet: An⸗ 
ſammlung eines Millionenfonds, um dem Zwecke der Hilfskaſſe 
ſobald als möglich zu genügen. Nach $ 2a des Statuts be⸗ 
zweckt die Hilfskaſſe außer der eigentlichen Unterſtützung: 

„den zur Gründung einer allgemeinen Ruhegehaltskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und einer Witwen⸗ und 
Waiſengelderkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher Rechts ⸗ 
anwälte erforderlichen Kapitalgrundſtock anzuſammeln.“ 

Herr Kolſen will ſchnell eine Penfionskaſſe zuſtande 
bringen, damit auch die heutige Generation ſie genießen kann. 
Was dabei herauskommen muß, find hohe Beiträge und ge⸗ 
ringe Leiſtungen, ein ſtets notleidendes und kränkelndes Unter⸗ 
nehmen. Wie ſollte es auch beim Mangel eines gewaltigen 
Kapitalgrundſtocks anders fein. Solche Pläne laſſen ſich in fach- 
gemäßer Weiſe nicht aus dem Nichts heraus verwirklichen. 

Nicht das Intereſſe des einzelnen gerade lebenden Anwalts, 
ſondern das des Standes iſt entſcheidend. Wenn die im vorgerückten 
Alter ſtehenden Anwälte ſich der Vorteile der Kaſſe nicht mehr 
erfreuen werden, ſo iſt das bedauerlich, aber nur eine Folge ihrer 
Unterlaſſungsſünden. „Wer nicht ſäet, der nicht mähet.“ 

Ich wiederhole deshalb meinen Ruf, Stärkung der Hilfs- 
kaſſe durch die weſentlich zu erhöhenden Beiträge der Kammern, 
unbeſchadet freiwilliger Beiträge der Kollegen. Wenn für jeden 
der etwa 7000 Anwälte eine Jahresleiſtung von 30 — 50 Mark 
d. h. 210—350 Tauſend Mark jährlich an die Hilfskaſſe entrichtet 
werden, jo dürfte nach 10 Jahren ein Kapitalgrundſtock zu. 
ſammengebracht ſein, der es ermöglicht, eine Penſionskaſſe zu 
begründen, die bei geringeren Beiträgen größere Leiſtungen zu ge- 
währen in der Lage iſt. 

4. Die Juriſtiſche Wochenſchrift gelangt in die Hände 
aller Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins und iſt des halb 
für die Vorbereitung der auf die Tagesordnung der Anwaltstage 
zu ſetzenden Fragen durchaus geeignet und ausreichend, da nur 
Mitglieder des Anwaltvereins zum Erſcheinen in der „An- 
waltstag“ genannten Mitgliederverſammlung des Vereins be- 
rechtigt ſind. 
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Zum Geſetzentwurf betreffend die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 
Von Dr. Arthur Brückmann, Berlin. 


Der Entwurf fagt in feiner Überfchrift, daß er „für un- 
ſchuldig erlittene Unterſuchungshaft“ entſchädigen wolle. Es 
mag — außer feinen Verfaſſern — nur wenigen zum Bewußt⸗ 
ſein gekommen fein, was fich alles hinter dieſen wenigen inhalts⸗ 
ſchweren Worten verbirgt: nichts geringeres als das 
folgende: daß er nicht die unſchuldig Verhafteten 
entſchädigen will. Poſitiv ausgedrückt heißt dies: er will 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft nur die 
materiell Schuldloſen — ſo ſeien der Kürze halber auch 
diejenigen bezeichnet, gegen die „ein begründeter Verdacht nicht 
vorliegt“, (S 1) — entſchädigen; er gewährt alſo nur den materiell 
Unſchuldigen, fofern fie verhaftet waren, eine Genug⸗ 
tuung'); ein Unſchuldiger, der nicht nur verurteilt, ſondern auch 
zethaftet war, hat, wenn der Entwurf Geſetz wird, zwei 
Entſchädigungsanſprüche, während er vor 1898 gar keinen und 
ſeit 1898 nur einen hatte. 

Hiermit iſt der Grundzug des Geſetzes herausgearbeitet; 
son ihm aus gewinnt man nunmehr leicht die Problemſtellung 
und den Standpunkt, von dem aus man an ſeine Löſung 
denken kann. 

Es ift feſtzuſtellen: nicht entſchädigt wird wegen der 
ſchuldlos erlittenen Unterſuchungshaft als folder, 
insbefondere nicht der unſchuldig Verhaftete, der 
verurteilt wird. Die Frage iſt, ob dies richtig. 

Will man ſie beantworten, ſo muß man ſich, was wiederum 
nut den allerwenigſten gegenwärtig ſein mag, vor Augen halten, 
daß dieſer Entwurf dadurch, daß er den wirklich Unſchuldigen 
ſchrankenlos wegen einer erlittenen Unterſuchungshaft entſchädigen 
vill, auf der einen Seite ſchon in ganz ungeheurer Weiſe hin ⸗ 
ausgeht über die Grenzen, die ihm gezogen wären, wenn er 
nut wegen der unſchuldig erlittenen Unterſuchungs⸗ 
haft als ſolcher entſchädigen wollte. Denn Tatſache iſt: 
daß man, auch materiell ſchuldlos, berechtigterweiſe 
verhaftet werden kann. Nach dem Geſetz genügt es (§ 112 
Str. Pr. O.), daß dringender Tatverdacht und Flucht⸗ 
oder Verdunkelungsverdacht beſteht. Auch gegenüber 
Unſchuldigen find dieſe Vorausſetzungen nur allzu oft 
erfüllt, und ein Richter, der die oft komplexen und undurch⸗ 
kringlichen, mannigfach verſchlungenen tatſächlichen Verhältniſſe 
nicht auf Anhieb zu durchſchauen, der das Lügengewebe, das 
Denunzianten und meineidige oder meineidbereite Zeugen ge⸗ 
ſponnen, nicht mit einem Male zu zerreißen vermag, — ein ſolcher 
Richter hat ſich deswegen noch lange nicht gegen das Geſetz ver- 
gangen, weil er dringenden Tat- und Fluchtverdacht als vor- 
legend erachtet hat. Er hat mit Recht verhaftet, dennoch 
aber will der Entwurf entſchädigen. 

Und das iſt der zweite große — preiſens würdige — 
Grundgedanke dieſer geſetzlichen Vorſchläge. Aber aus dieſem 
ſeinen eigenſten Gedanken heraus erhellt auf das Deutlichſte, 


) Es iſt alſo nicht genau, wenn die Begründung ſagt, der 
Entwurf verſuche, die „durch eine Unterſuchungshaft ungerecht⸗ 
fertigt betroffenen Perſonen“ zu entſchädigen. 
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daß es auch auf der anderen Seite, wo er dem Weſen des 
Inſtituts der Unterſuchungshaft nicht gerecht wird, eine be⸗ 
friedigende Löfung gibt. 

Denn zu dieſem Ergebnis, deſſen Billigkeit gewiß kein 
einziger bezweifeln wird, daß er den materiell Unſchuldigen in 
jedem Fall für erlittene Unterſuchungshaft (abgeſehen von den 
Fällen des § 2, die hier gar nicht in Betracht kommen,) ent- 
ſchädigen will, mag ſie auch nach dem Geſetz, das ja nur 
Verdachtsgründe verlangt, nach dem damaligen Sachſtande 
mit Recht verhängt ſein, konnte er nur kommen, indem er ſagt: die 
Gewalt der mit den Mitteln unſeres heutigen Strafprozeſſes feſt⸗ 
geſtellten Unſchuld iſt fo groß und ſoll fo groß fein, daß fie 
befreiend und loſend auch auf das rückwärts Liegende und Ver⸗ 
gangene zu wirken imſtande iſt; die materielle Losſprechung von 
der Schuld iſt von ſolcher Wucht, daß ich nicht mehr kleinlich 
zu fragen berechtigt bin, ob nicht andererſeits gleichwohl die 
Vorausſetzungen der Unter ſuchungshaft zur Zeit ihrer 
Verhängung vorgelegen haben: der verhaftete Schuldloſe wird 
auf alle Fälle angeſehen wie ein ſchuldlos Verhafteter; er gilt 
als ſchuldlos verhaftet kraft Rechtsnotwendigkeit; es beſteht eine 
praesumtio juris et de jure, ein Gegenbeweis iſt ausgeſchloſſen. 

Es liegt aber kein Grund vor, dieſe vortrefflichen Geſichtspunkte 
bei der Frage, ob nicht auch — ganz abgeſehen von der mate⸗ 
riellen Schuld oder Unſchuld — unter Umftänden wegen un ⸗ 
gerechtfertigter Unterſuchungshaft als ſolcher Ent⸗ 
ſchädigung eintreten ſoll, nicht zur Anwendung zu bringen. 
Es mag vorweg genommen werden, daß monographiſche Be⸗ 
arbeitungen unſeres Problems wohl kaum auf eine Verneinung 
dieſer Frage verfallen, ſondern eher ihre Bejahung als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erachten würden. Ich will gar nicht auf extremere 
Anſchauungen, wie die von Zucker, ſondern nur auf einen ſo 
gemäßigten Prozeſſualiſten wie Hermann Ortloff hinweiſen, 
von dem wir wohl die neuſten und eingehendſten Betrachtungen 
auf unſerem Gebiet empfangen haben.“) Wie er zutreffend 
betont, iſt es allerdings die ſchwierigere Frage, in den Fällen 
richtig abzugrenzen, wo die Haft „ohne die im § 112 Str. P. O. 
beſtimmten Vorausſetzungen oder im Mangel einer derſelben 
verhängt und fortgeſetzt war“ (S. 772). Er ſteht aber weiter nicht 
an, fie eine geſetzwidrige zu nennen, ſobald bei Erlaſſung 
des Haftbefehls auch nur einer der aktenmäßig zu machenden 
Gründe (Flucht⸗ oder Verdunkelungsverdacht neben den Tat⸗ 
verdachtsgründen) nicht vorliegt. — Sollte es aber keinen Weg 
geben, für geſetzwidrig verhängte oder ungeſetzmägßig fortgeſetzte 
Uuterſuchungshaft Entſchädigung eintreten zu laſſen? — 

Daß ſich die Verfaſſer des Entwurfs dieſe Frage nicht vor- 
gelegt haben ſollten, iſt unwahrſcheinlich. Sie drängt ſich jedem 
auf, der ſich mit dem Weſen der Unterſuchungshaft befaßt. 
Aber fie find moͤglicherweiſe vor der Löſung zurückgeſchreckt 
wegen der anſcheinend unüberwindlichen Hinderniſſe, die ſich der 
geſetzgeberiſchen Behandlung und Formulierung entgegenſtellten. 
Und in der Tat finden ſich ſolche Bedenken auch in der Ab⸗ 
handlung von Ortloff (S. 777 ff.). Er nennt dort den heikelſten 


) S. deſſen ausführliche Abhandlung „Entſchädigung für 
eine zu Unrecht erlittene Unterſuchungshaft“ in der „Zeitſchrift für 
die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft“ 1902 S. 724 ff., insbeſondere 
Kap. III S. 762 ff. | | 
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Punkt für eine geſetzgeberiſche Begrenzung der Beurteilung, ob 
die Unterſuchungshaft rechtmäßig beſtanden habe, den Umſtand, 
daß es für das auf Grund der Unterſuchungsakten allein urteilende 
Gericht derjenigen auf die Entſchließung über die Unterſuchungs ⸗ 
haft einwirkenden, unbeſchriebenen und unbeſchreibbaren Be⸗ 
ſtimmungs⸗ und Anſchauungsgründe ermangelt, welche dem die 
Unterſuchungshaft verhängenden und fortführenden Richter be⸗ 
ziehungsweiſe Richterkollegium außerhalb der aktlich gemachten 
Haftgründe zu Gebote ſtanden oder mitwirkten.) Mißlich ſei, 
rückwärts aus den Akten zu beurteilen, ob die Verdachtsgründe 
in ihrem Zuſammenwirken genügend waren, um einen „dringenden 
Verdacht“ annehmen und als fortdauernd anſehen zu können. 
Und als Löſung gilt nach ihm: „Das darüber aus den Akten 
urteilende Gericht muß ſich eben in die Lage desjenigen Gerichts 
beziehungsweiſe Richters verſetzen, von welchem die Verdachts⸗ 
würdigung vorzunehmen war, wobei die Wahrſcheinlichkeit einer 
möglichen Abſchwächung nach Lage der Unterſuchung zu berück⸗ 
ſichtigen iſt.“ 

Allein, man muß ſagen: Ortloff macht ſich die Be⸗ 
antwortung der Frage viel zu ſchwer, für das Geſetz brauchen 
wir einen großen, durchſchlagenden Geſichtspunkt und eine ent- 
ſprechende Faſſung. Und hier weiſt der oben klargelegte eine 
Grundzug des Entwurfs, wie er darin, daß er nicht nur die 
ungerechtfertigt, ſondern auch die zwar gerechtfertigt Berbafteten, 
aber materiell Schuldloſen, entſchädigen will, zum Durchbruch 
gelangt, ſelbſt auf das beſte einen Weg. Es muß auch hier, 
ſelbſt im Falle der Verurteilung oder auch im Falle der 
Freiſprechung bei noch beſtehenden Verdachtsgründen, 
die ſchließliche Geſamtbeurteilung der zur Unter⸗ 
ſuchung gezogenen Sachlage die Grundlage abgeben 
konnen für eine „nachträgliche Prognoſe“, welche das 
deliktiſche Verhalten des Verhafteten als ein eine 
Unterſuchungshaft nicht verdienendez erſcheinen läßt. 

Hiermit find unter anderem etwa folgende Fälle getroffen: 
Wegen Einbruchsdiebſtahls wird jemand verhaftet; da ein 
Verbrechen Gegenſtand der Unterſuchung, liegt ein obligatoriſcher 
Fluchtverdachtsgrund vor; er wird aber nur verurteilt wegen ein ⸗ 
fachen Diebſtahls und mit geringer Strafe belegt. Oder ein 
wegen verſuchten Mordes, Notzucht und ſchwerer Körperverletzung 
verhafteter Ehemann vermag erſt in der Hauptverhandlung, nach 
ſechs wöchentlicher Unterſuchungshaft, den Tatbeſtand in einer Weiſe 
zu feinen Gunſten aufzuklären, daß er wegen einfacher Körper- 
verletzung mit zwanzig Mark Geldſtrafe beſtraft wird. Oder: 
es werden erſt ſehr ſpät Zeugen vernommen, die, wenn ſie 
fruher ausgeſagt hätten, zwar nicht jede Anklage, wohl aber 
eine ſo ſchwere Anklage, natürlich aber vor allem eine Unter⸗ 
ſuchungshaft verhindert haben würden. Oder aber: es irrt 
ſich der Richter gänzlich in der Annahme des Fluchtverdachts 
aus irgend welchen Gründen. Oder z. B. der Begriff der 
Kollufionstatſachen des § 112 wird gänzlich verkannt; dies ge- 
ſchieht jo häufig, daß ich angefichts der hier einmal wirklich 
guten Formulierung des Geſetzes, das „Tatſachen“ verlangt, 
zweifeln möchte, ob überhaupt ein Inſtitut wie die Ver⸗ 


„) Man kann hier allerdings ſchon zweifelhaft fein, ob man 
ſolchen Imponderabilien, die „ohne Gage“ mitſpielen, geſetzgeberiſche 
Beachtung ſchenken ſoll!! 
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dunkelungshaft beibehalten werden kann.“) Aberall beſteht hier 
ein Recht des Beſchuldigten, nicht mit Unrecht verhaftet zu 
werden, das verletzt worden iſt. — 

Soll dies in der Entſchädigungsfrage gar nicht zum Aus⸗ 
druck gelangen? Oder ſoll der ungerechtfertigt Verhaftete etwa 
an den eventuell zivilrechtlich Verpflichteten gemäß 88 828 ff. 
B. G. B. verwieſen werden? 

Oder gar unter Umſtänden an den Richter nach $ 8397 

Das alles würde — wenigſtens in bezug auf den Richter — 
nur ſelten zum Erfolg führen; aber die Möglichkeit einer 
Genugtuung muß auch hier offen gehalten werden. 

Ju allen dieſen Fällen findet 5 1 keine Anwendung; denn 
eine Freiſprechung iſt nicht erfolgt im Sinne des Entwurfes, 
wenn eine mildere Qualifikation eintritt; — ſelbſt dann auch 
wohl nicht, wenn mehrere Fälle, derentwegen die Haft verhängt 
iſt, ausgeſchieden werden und nur wegen eines Falles Ver⸗ 
urteilung erfolgt, der vielleicht allein gar nicht einmal zur Unter: 
ſuchungshaft geführt hätte. Jedenfalls ergeben ſich hier ſchwierige 
Streitfragen, die man vielleicht ſchon jetzt beſeitigen kann. 

Andererſeits iſt es aber auch nicht angängig zu ſagen, daß 
in ſolchen Fällen jedesmal das Verhalten des Verurteilten gegen 
die guten Sitten verſtoße; — denken wir au Fahrläſfigkeits⸗ 
Vergehen und Übertretungen! Aber, wenn dies ſelbſt der Fall, 
ſo dürfte doch die Unterſuchungshaft niemals als Strafmittel 
benutzt werden; auch iſt neben der durch die verhängte Strafe 
erfolgten Bewertung für eine beſondere Beurteilung des 
Verhaltens als eines unfittlichen kaum Raum. Vor allem 
aber kann es Fälle geben, in welchen die Unterſuchungs ⸗ 
haft in derartig unmäßiger Weiſe über das zur 
Unterſuchung gezogene Verhalten hin auswächſt, daß 
weder eine milde Beſtrafung, noch die Anrechnung 
der erlittenen Haft der Sachlage gerecht zu werden 
vermag, ſondern die abſchließende Beurteilung die 
Unterſuchungshaft als eine objektiv ungerechtfertigte 
erkennen und einen Entſchädigungsanſpruch nicht 
nur als durchaus gerechtfertigt, ſondern auch gleichſam 
als ein willkommenes Ausgleichungsmittel für über ; 
mäßige Übel begrüßen muß. Es iſt ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß hier nur das ſubjektive Ermeſſen des urteilenden Ge⸗ 
richts zuſtändig ſein kann und daß zwingende Formeln ſeiner 
gerechten Entfaltung unüberwindliche Hinderniſſe entgegenſtellen 
würden. Andererſeits iſt jede Gefahr einer übermäßigen oder gar 
ſchrankenloſen Anwendung der freigeſtellten richterlichen Be⸗ 
fugniſſe nicht nur ſchon durch die Sache ſelbſt, ſondern ganz 
ficherlich dann vollſtändig vermieden, wenn man die Grundgedanken 
des 5 2, der die konkreten Ausſchließungsgründe bei prinzipaler 
Berechtigung formuliert, auch auf ſolche Beſtimmung Anwendung 
finden läßt, als die ich elwa die folgende vorſchlagen würde: 

„Auch Perſonen, die weder freigeſprochen noch außer 
Verfolgung geſetzt find, konnen nach Ermeſſen 
des Gerichts für erlittene Unterſuchungshaft Ent- 
ſchädigung verlangen, wenn die Haftgründe zu Unrecht 
als vorliegend oder fortdauernd erachtet worden ſind 


) S. auch den Aufſatz des Verfaſſers über den Tatſachen⸗ 
begriff des § 112 Str. P. D. — ein Beitrag zur Lehre von der 
Perdunkelungshaft, im „Gerichtsſaal“ Bd. 60 S. 26 ff. 
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oder auch das zur Unterſuchung gezogene Verhalten, 
deffentwegen die Haft verhängt worden iſt, ſich als eine 
Tat herausſtellt, welche die Verhängung oder Fortdauer 
der Unterſuchungshaft als nicht gerechtfertigt oder an ⸗ 
gemeſſen erſcheinen läßt. | 

Hierbei wäre nur noch zu erwägen, ob nicht dieſes „Er⸗ 
meflen” irgendwie vom Geſetzgeber durch nähere Direktiven 
unterſtützt bezw. in feinem Anwendungsgebiet eingeſchränkt 
werden ſollte. In Betracht kämen nach dieſer Richtung etwa 
folgende Geſichtspunkte, die ich zum beſſeren Verſtändnis und 
der Kürze halber gleich im Sinne von Zujägen zu der vor- 
geſchlagenen Beſtimmung formulieren mochte. 

„Die Eutſchädigung iſt außer den in § 2 vorbehaltenen 
Fällen nur zu verſagen, wenn ihre Gewährung mit Rückſicht 
auf die verhängte Strafe, Schwere der abgeurteilten Straftat 
oder die bei ihrer Verübung hervorgetretene ehrloſe Gefinnung 
des Täters unangemeſſen erſcheint.“ (Freilich wird hier faſt 
immer zugleich auch ein Verſtoß gegen die guten Sitten vor⸗ 
liegen; aber — dieſe Faſſung und Umſchreibung entſpricht eher 
der Gigenart der hier geregelten Tatbeſtände, als der jo durchaus 
auf zivilrechtlichem Boden gewachſene Begriff der „guten Sitten “.) 

Und auf der anderen Seite: „Die Entſchädigung tft ins⸗ 
beſondere zu gewähren, wenn mit Rückſicht auf die ganze Sach⸗ 
lage, vornehmlich die nach der Verhaftung hervorgetretenen 
veränderten Umftände die Unterſuchungshaft in einem ſolchen 
Mißverhältnis zu der im Urteil feſtgeſtellten Straftat ſteht, daß 
das erlittene Ubel durch eine gemäß 8 60 des Strafgeſetzbuchs erfolgte 
Anrechnung nicht als in ausreichender Weiſe ausgeglichen erſcheint.“ 

Andere Ergänzungen, deren der Entwurf vielleicht noch 
bedarf, vielleicht auch im einzelnen geltend zu machende Be⸗ 
denken ſcheinen mir ihrer Wichtigkelt nach hinter den obigen 
mrücktreten zu müſſen. Sollten die entwickelten Gedankengänge 
irgendwie noch in den Entwurf Eingang finden konnen, 
ſo wäre zweifellos ſeine praktiſche Bedeutung um ein vielfaches 
vermehrt, gleichzeitig aber wirklich die Entſchädigung nicht nur 
der unſchuldig Verurteilten für erliitene Unterſuchungshaft, 
fondern auch die der unſchuldig Verhafteten überhaupt in einem 
gewifien, wenn auch beſcheidenen Umfange zur Tatſache geworden. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. bis 23. Januar 
1894 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. | 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 3, 56— 152 des E. G.; 58 31, 89, 823 
B. G. B. verb. mit Art. 1384 o. c. 5 546 der Z. P. O. 
Haftung des Staates für Verſchulden des Gerichtsſchreibers 
und des Konkursrichters. Aufrechterhaltung der Landesgeſetze. 
Keviſtbilität des franzoͤfiſchen Rechts. 

Das B. G. ſieht eine fahrläffige Verletzung der Amtspflicht 
ſowohl des Beamten der Gerichtsſchreiberei, der die Anmeldungen 


*) Nachdruck ohne Nagabe der Quelle verboten 
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der Forderungen zu den beiden Konkurſen entgegennahm und 
Re in die Tabelle der Forderungen einzutragen hatte, wie des 
Konkursrichters, dem die Prüfung der Anmeldungen zum Zwecke 
deren Erörterung im Prüfungstermine oblag, als vorliegend an 
(88 139 — 141 R. K. O.). Der Gerichtsſchreiber hätte bei 
pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit die Verſchiedenheit des Inhalts 
der beiden Anmeldungen der Kl. erkennen und ſie demgemäß 
in die Forderungstabelle beider Konkurſe, nicht bloß des einen 
Konkurſes eintragen müſſen; dem Amtsrichter hätte bei gehöriger 
Sorgfalt die doppelte Anmeldung im Laufe der Prüfung nicht 
entgehen können; er hätte dann Veranlaſſung nehmen müſſen, 
das Verſehen des Gerichtsſchreibers zu berichtigen. Der Schadens ⸗ 
klage des Anmeldenden wurde ſtattgegeben. Berufung und 
Reviſion blieben erfolglos. Inſoweit für die Entſcheidung der 
Reviſionsinſtanz die Auslegung des Art. 89 Ziff. 2 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. und des darin 
bedingt und beſchränkt aufrecht erhaltenen Art. 1384 c. c. in 
Frage kommt, kann die Revifibilität der Rechtsnorm in Au⸗ 
ſehung der Beſtimmung des § 549 Z. P. O. zunächſt Bedenken 
nicht unterliegen. Gemäß 5 2 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 28. September 1879 begründet die Verletzung von Ge⸗ 
ſetzen des franzoͤfiſchen Rechts, abgeſehen von Elſaß⸗Lothringen, 
die Revifion auch dann, wenn der Geltungsbereich der einzelnen 
Beſtimmung ſich nicht über den Bezirk des B. G. hinaus er⸗ 
ſtreckt. Um die Anwendung einer Beſtimmung des franzöſiſchen 
Rechts handelt es ſich aber, da Art. 89 des Preuß. Ausf. G., 
inſoweit er beſtimmte Teile des Rhein. B. G. B. in Geltung 


bleiben läßt, kein neues Recht ſchafft, ſondern nur das bis 


zum 31. Dezember 1899 zur Anwendung gekommene vom 
1. Januar 1900 fernerhin aufrecht erhält. Von den der an- 
gefochtenen Entſcheidung zugrunde liegenden Rechtsaus führungen 
find zunächſt diejenigen, daß dem Gerichtsſchreiber des Amts⸗ 
gerichts, der die Anmeldungen der klägeriſchen Forderung in die 
Forderungs tabelle des Otto H. chen Konkurſes einzutragen 
unterließ, der Vorwurf einer fahrläſſigen Verletzung feiner 
Amtspflicht trifft, ſowie daß der durch dieſes Verſehen der Kl. 
erwachſene Schaden ihr in Ausübung der dem Beamten an- 
vertrauten offentlichen Gewalt zugefügt iſt, nicht zu beanſtanden. 
Bei der dem Gerichts ſchreiber nach § 140 der R. K. O. ob- 
liegenden Eintragung der Anmeldungen in die Forderungstabelle 
konnte ihm bei aufmerkſamer Durchſicht der beiden Anmeldungen 
der Kl. die Verſchiedenheit ihres Inhalts nicht entgehen, die 
Unterlaſſung dieſer Aufmerkſamkeit begründet als Verletzung der 
Amtspflicht die Verantwortlichkeit des Beamten (8839 B. G. B.). 
Die Leitung des Konkursverfahrens aber wird vom Staate nicht 
in feiner Eigenſchaft als Vermoͤgensſubjekt in Vertretung privat ⸗ 
rechtlicher Intereſſen, ſondern als Inhaber der Regierungs gewalt 
in ihrem der Rechtspflege gewidmeten Zweige ausgeübt, und 
demgemäß handelt auch der Beamte, der mit den Amts funktionen 
des Gerichts ſchreibers im Konkursverfahren betraut iſt, in Aus- 
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt. Ein eigenes 
Verſchulden der Kl. in Anſehung des ihr unſtreitig durch das 
Verſehen des Gerichtsſchreibers entftandenen Schadens hat das 
B. G. ohne Rechtsirrtum verneint. Die perjönliche Beteiligung 
des Gläubigers, der eine Forderung angemeldet hat, an dem 
Prüfungs verfahren iſt nicht vorgeſchrieben; er darf erwarten, 
daß die gehörig angemeldete Forderung im Prüfungstermine die 
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geſetzmäßige Berückfichtigung findet. Iſt der Schaden der Kl. 
durch ein in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Ge⸗ 
walt von einem Beamten des Staates begangenes Verſehen 
entftanden, ſo finden für die Haftung des Staates aus dieſem 
Verſehen nicht die 88 31, 89, 823 B. G. B., fordern Art. 77 
des E. G. zum B. G. B. Anwendung, wonach für dieſe Frage 
die bisherigen Landesgeſetze in Geltung, „unberührt“, bleiben 
ſollen. Nur auf Grund dieſer Beftimmung in Verbindung mit 
Art. 55 des E. G. zum B. G. B., der die privatrechtlichen 
Vorſchriften der Landesgeſetze ſchlechthin aufhebt, ſoweit das 
B. G. B. ſelbſt oder das E. G. ſie nicht ausdrücklich aufrecht 
erhalten hat, kann entſchieden werden, ob ein Landesgeſetz über 
die fragliche Rechtsmaterie weiter wirkſam iſt oder nicht. Dieſe 
Berufung der Wirkſamkeit des Landesgeſetzes an der Hand des 
R. Gef. führt aber nicht zu dem von der Reviflon ausgeführten 
Ergebniſſe. Würde ſelbſt dem Rkl. zuzugeben ſein, daß der 
Vorbehalt für die Landesgeſetze in den Art. 56 — 152 des E. G. 
zum B. G. B., mithin auch derjenige des Art. 77, nur ſolche 
Landesgeſetze im Auge habe, die beſondere Vorſchriften über die 
ſpeziellen in dieſen Beſtimmungen des E. G. bezeichneten Rechts⸗ 
materien darſtellen, nicht aber allgemeine privatrechtliche Rechts. 
ſätze, die nur in ihrer Anwendung auch auf jene Materien be- 
zogen worden find, jo gibt doch Art. 3 des E. G. den Landes 
geſetzen völlig freie Hand, wie fie die vorbehaltenen Rechtsmaterien 
für die Zukunft regeln wellen, und es kann daher, ſofern in 
einem auf Grund des Art. 3 erlaſſenen Ausführungsgeſetz eine 
Beſtimmung getroffen worden ift, welche in bezug auf die darin 
behandelte Rechtsmaterie durch den Vorbehalt einer der be⸗ 
zeichneten Vorſchriften des E. G. gedeckt iſt, gar nicht darauf 
ankommen, ob dieſe Beſtimmung mit dem alten Landesrecht 
übereinftimmt oder nicht; iſt dies der Fall, dann iſt die alte 
Beftimmung ſchon durch Art. 77 aufrecht erhalten; iſt die 
Regelung eine von dem alten Recht abweichende, ſo gilt ſie auf 
Grund des Art. 3 des E. G. Das Landesgeſetz kann aber auf 
Grund des Art. 3 eine vorbehaltene Rechtsmaterie auch in der 
»Weiſe regeln, daß es einen bisher in Geltung geweſenen all- 
gemeinen Rechtsſatz in der Beſchränkung auf die vorbehaltene 
Materie weiter beſtehen läßt, ſodaß er zwar als allgemeiner 
Rechtsſatz gemäß Art. 55 des E. G. feine Geltung verliert, in 
der Anwendung auf die beſondere Materie aber auf Grund der 
Vorbehalte der Art. 56 — 152 in Verbindung mit Art. 3 des 
E. G. beſtehen bleibt. Solchergeſtalt iſt die Regelung, die 
Art. 89 Ziff. 2 des Preuß. Ausf. G. hinfichtlich der in Art. 77 
des E. G. vorbehaltenen Rechtsmaterien der Haftung des 
Staates, der Gemeinde uſw. für den von ihren Beamten in 
Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten 
Schaden getroffen hat, indem Art. 89 Ziff. 2 den im übrigen 
aufgehobenen Art. 1384 c. c. für das bisherige Gebiet des 
Franzöſiſchen Rechts in Preußen inſoweit beſtehen läßt, als er 
gerade auf dieſe Rechtsmaterie Anwendung zu finden hat. 
Dabei iſt aber, wie die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung 
(Mat. des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes, Ausz. Heymann 
S. 472 f.) ergibt, mit dem Satze: „jo weit er — Art. 1384 — 
auf die Haftung des Staates .. für den von ihren Beamten 
in Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu⸗ 
gefügten Schaden Anwendung findet“, ausdrücklich die Frage 
offen gelaſſen worden, ob die bisherige Anwendung des in 
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ſolcher Beſchränkung aufrecht erhaltenen Rechtsſatzes gerade auf 
die vorbehaltene Materie für begründet zu erachten ſei oder 
nicht. Nicht aber iſt zu fragen, wie dies die Reviſion zu ver- 
neinen ſcheint, ob auch ohne den Erlaß des Ausführungsgeſetzes 
die Beſtimmung in Geltung geblieben ſein würde. In dieſem 
Falle würde Art. 89 den perplern Satz aufftelln: Art. 1384 
ſoll in Geltung bleiben, ſofern er in Geltung geblieben iſt. 
In Wahrheit ſoll er für die vorbehaltene Materie in Geltung 
bleiben, ſofern feine bisherige Anwendung auf dieſe auch ferner. 
hin von der Rechtſprechung gebilligt werden wird. Die Frage 
aber, ob die Anwendung des Art. 1384 auf die Haftung des 
Staates für die in Ausübung der offentlichen Gewalt be⸗ 
gangenen rechtswidrigen Handlungen feiner Beamten für ge- 
rechtfertigt zu erachten iſt, hat im Anſchluß an die frühere 
Rechtſprechung des R. G. II. Z. S. bereits in dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 16. Februar 1903 (Entſch. Bd. 54 
S. 19) eingehende Eroͤrterung gefunden. Hier iſt, weſentlich 
aus dem Gefichtspunke, daß die Frage, ob der Staat als Ver⸗ 
moͤgensſubjekt einzuſtehen hat für den, wenn auch in amtlicher 
Eigenſchaft, ſo doch rechtswidrig und unter Verletzung der 
Amtspflicht dritten Perſonen von feinen öffentlichen Beamten 
verurſachten Schaden, ebenſo für eine Frage des Zivilrechts 
anzuſehen ſei, wie die Haftung des Beamten für dieſe Hand- 
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ſätzen des Franzöſiſchen Rechts entſprechend gebilligt worden. 
Der erkennende Senat findet bei wiederholter Prüfung keine 
Veranlaſſung, im gegebenen Falle von dem in der früheren 
Sache eingenommenen Standpunkte abzugehen. Juftizfiskus 
c. R., U. v. 14. Dez. 03, 517/03 VI. — Cöln. 

2. Art. 17 Abſ. 1, Art. 27 des E. G. z. B. G. B. 


verb. mit 8 111 des Oſterreichiſchen B. G. B. — 8 606 Abi. 4 


der Z. P. O. verb. mit der Oſterreichiſchen Juris diktionsnorm 
vom 1. Auguſt 1895. Scheidung öſterreichiſcher Katholiken 
kann von deutſchen Gerichten weder vom Bande, noch von Tiſch 
und Bett ausgeſprochen werden. | 

Die Parteien haben am 12. Mai 1890 in Oſterreich die 
Ehe miteinander geſchloſſen; fie find (und waren zur Zeit der 
Eheſchließung) beide katholiſcher Konfeſſion und öſterreichiſche 
Staatsangehörige. Die Ehefrau hat gegen den Ehemann bei 
dem L. G. zu Leipzig — woſelbſt der letztere zur Zeit ſeinen 
Wohnſitz hatte — Klage auf Scheidung der Ehe wegen von dem 
Bekl. verübten Ehebruches erhoben. Der Bekl. hat zugeſtanden, 
im Jahre 1899 mit der N. N. geſchlechtlich verkehrt zu haben. 
Das L. G. wies die Kl. mit der Klage ab. Das O. L. G. 
zu Dresden aber hat in teilweiſer Beachtung der von der Kl. 
eingelegten Berufung, die im übrigen als unbegründet zurück 
gewieſen wurde, das landgerichtliche Urteil dahin abgeändert: 
„Die am 12. Mai 1890 geſchloſſene Ehe der Parteien wird 
wegen Ehebruches des Bekl. mit der N. N. in Leipzig im 
Sinne des Allgem. B. G. B. für das Kaiſertum Oſterreich 
von Tiſch und Bett geſchieden. Soweit die Klage auf 
Scheidung der Ehe vom Bande gerichtet ift, wird fie ab- 
gewieſen. Der Bekl. trägt die Schuld an der Scheidung 
von Tiſch und Bett.“ — Der Bekl. hat hiergegen Revifion 
eingelegt mit dem Autrag: unter inſoweitiger Aufhebung des 
angefochtenen Urteils die Berufung der Kl. gegen das Urteil 
I. J. in vollem Umfang zurückzuweiſen. Entſcheidungsgründe 
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des R. G.: I. Das B. G. hat in Übereinſtimmung mit dem 
I. R. die örtliche Zuſtändigkeit des L. G. in Leipzig als gegeben 
angenommen, da der Bekl. zur Zeit der Klagerhebung ſeinen 
Wohnfitz in Leipzig hatte und er ſich der Zuſtändigkeit des 
dortigen L. G. durch ſein Verhalten im Prozeſſe unterworfen 
habe. Dieſe Annahme wird durch die Beſtimmung in § 606 
Abs. 4 der Z. P. O. und die vom B. G. angezogenen Vor⸗ 
ſchriften der ͤſterreichiſchen Jurisdiktionsnorm vom 1. Auguft 
1895 gerechtfertigt. II. Zur Sache ſelbſt iſt das B. G. dem 
I. R. darin beigetreten, daß für die erhobene Scheidungsklage 
nach Art. 17 Abſ. 1 des E. G. zum Deutſchen B. G. B. die 
Vorſchriften des öͤſterreichiſchen Rechtes maßgebend ſeien, welches 
eine Rückverweiſung auf das Deutſche Recht im Sinne von 
Art. 27 des G. G. zum B. G. B. nicht kenne, und dasſelbe 
hat demnach bei der in § 111 des öſterreichiſchen Allgem. 
B. G. B. ausgeſprochenen Unauflöslichkeit des Bandes einer 
von Katholiken eingegangenen Ehe die erfolgte Abweiſung der 
Klage inſoweit gebilligt, als dieſe auf Scheidung der Ehe im 
Sinne des Deutſchen Rechtes gerichtet iſt. Dagegen hat das 
B. G. den in der Berufungsinſtanz geftellten Antrag der Kl., 
womit fie eventuell Scheidung der Ehe im Sinne des öſter⸗ 
reichiſchen Rechtes, das iſt „Scheidung“ (Trennung) von 
Tiſch und Bett begehrt, für gerechtfertigt, übrigens den 
Eventualantrag auch bei Inbetrachtnahme des nach Art. 201 
Abſ. 2 des E. G. zum B. G. B. anzuwendenden ſächſiſchen 
Rechts wegen des im Jahre 1899 begangenen Ehebruches als 
begründet erachtet. Der Reviſion, welche ſich gegen den Aus- 
ſpruch einer Scheidung in dem erwähnten Sinne und die 
damit verbundene Schuldigerklärung richtet, war ſtattzugeben. 
Das R. G. hat die anläßlich des gegenwärtigen Rechtsſtreites 
gemäß § 137 Abſ. 1 des G. V. G. an die Vereinigten 3. S. 
verwieſene Rechtsfrage in der Sitzung derſelben vom 12. Oktober 
1908 dahin entſchieden: „Deutſche Gerichte dürfen auch dann 
nicht auf beſtändige Trennung von Tiſch und Bett erkennen, 
wenn nach Deutſchem Rechte die Scheidung der Ehe gerecht⸗ 
fertigt, nach dem Rechte des Staates aber, dem der Ehemann 
zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, nur beſtändige 
Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig ſein würde.“ Vergl. J. W. 
Beilage von 1903 S. 129 Nr. 288. Nach dieſem Grundſatz, 
bezüglich deſſen auf die Begründung des erwähnten Plenar⸗ 
beſchluſſes verwieſen wird, durfte im vorliegenden Falle dem 
auf „Scheidung“ von Tiſch und Bett gerichteten Eventual⸗ 
antrag der Kl. nicht entſprochen und im Hinblick auf Art. 17 
Abſ. 1 und 4 des E. G. zum B. G. B. ſowie Art. 201 
dafelbft nicht wie im B. U. geſchehen, erkannt werden. Viel⸗ 
mehr war die Abweiſung der Scheidungsklage mit Einſchluß 
des in Rede ftehenden eventuellen Antrages, beziehungsweiſe die 
Zurückweiſung der Berufung im ganzen Umfang geboten. 
N. e. N., U. v. 17. Dez. 03, 226/03 VI. — Dresden. 

3. Art. 181 E. G. zum B. G. B. 5 93 B. G. B. 
verbunden mit $ 265 Z. P. O. Bedeutung des B. G. B. für 
den Begriff des Zubehörs. Wirkung einer Veräußerung während 
der Dauer des Prozeſſes. 

Das zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. beſtehende 
Eigentum an einer Sache, welche ſich nach dieſem Geſetze als 
weſentlicher Beſtandteil eines anderen Gegenſtandes darſtellt, iſt 
mit jenem Zeitpunkt erloſchen, da von dieſer Zelt an zufolge 


Jia-uriſtiſche Wochenſchrift. 87 


—ñ —wꝓTkœ—.F . —. S» %! = 2 2 ——— 


Art. 181 E. G. zum B. G. B. letzteres auf das beſtehende 
Eigentum, alſo auch auf den Umfang desſelben, Anwendung 
findet, nunmehr aber der $ 93 des B. G. B. nicht zuläßt, daß 
weſentliche Beſtandteile Gegenſtand beſonderer Rechte find. Der 
vor dieſem Zeitpunkt auf Grund vorbehaltenen Eigentums 
rechts von dem Kl. erhobene Anſpruch auf Herausgabe der 
fraglichen Sachen muß aber zufolge der eingetretenen Rechts ⸗ 
hängigkeit in feiner perſönlichen Richtung als von jenem 
Untergang unberührt gelten. Auf Grund des anzuwendenden 
gemeinen Rechts und der feftftehenden Tatſache, daß nicht bloß 
die Maſchinen, zu deren Montierung die in Streit befangenen 
Eiſenteile verwandt find, aus der Fabrik weggeſchafft werden 
konnen, ohne daß eine weſentliche Beſchädigung der Banlichkett 
oder Maſchinen eintritt, auch eine Trennung der Eiſenteile von 
den Maſchinen ohne Schwierigkeit moglich iſt, iſt das Eigentum 
des Kl. nicht beſeitigt. Eine während des Schwebens 
dieſes Prozeſſes von dem Bekl. (Konkursverwalter) vor⸗ 
genommene Veräußerung, worunter auch die in Frage ſtehende 
Zwangsverſteigerung fällt, iſt nicht nur in bezug auf die rein 
prozeßrechtlichen Verhältniſſe ohne Bedeutung. Nach 8 265 
Abſ. 2 Satz 1 der Z. P. O. hat vielmehr der Richter auch bei 
Beurteilung des materiellen Rechtsverhältniſſes nicht die zur Zeit 
des Urteils, ſondern die zur Zeit der Veräußerung vorhandenen 
tatſächlichen und rechtlichen Vorausetzungen zugrunde zu legen. 
(Gaupp- Stein, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 4. Aufl. 
Nr. IV zu 8 265.) V. c. B.s Konk., U. v. 18. Dez. 03, 
308/03 VII. — Kiel. 

4. 88 31, 254, 831 B. G. B. in Verbindung mit 8 1 
des Haftpflichtgeſetzes. Nichtannahme der eigenen Fahrläſſigkeit 
des Verletzten als alleinige Urſache eines Unfalles. 

In der Nacht vom 5. zum 6. September 1900 wurden an 
der der Bekl. gehörigen Straßenbahn in B. auf der Strecke zwiſchen 
dem M. und dem M. zur Leitung des elektriſchen Stromes dienende 
Drähte durch neue erſetzt. Morgens gegen 4 Uhr waren die mit 
der Ausführung betrauten Perſonen, die unter Benutzung eines 
Turmwagens am M. arbeiteten, damit beſchäftigt, die alten Drähte 
zu entfernen. Zu dieſer Zeit fuhr der Kl. auf einem von ihm 
ſelbſt geleiteten einſpännigen Wagen an dieſer Arbeitsſtelle vor⸗ 
über. Dabei kam ſein Pferd mit einem Draht, der, auf einer 
Seite noch mit einem Maſt verbunden, auf die Straße herab- 
hing, in Berührung, es ſtürzte, erhob ſich zwar wieder, brach 
aber nach einer kurzen Strecke wieder zuſammen und verendete 
alsbald. Der Kl. ſelbſt wurde ebenfalls von dem herabhängenden 
Draht berührt, nach ſeiner Angabe dadurch, daß dieſer ſich am 
Verdeck des Wagens verfangen hatte, und der Kl. ihn beiſeite 
ſchlagen wollte. Er behauptet, der Draht ſei elektriſch geladen 
geweſen, durch den Strom ſei das Pferd getötet und er ſelbſt 
an feiner Geſundheit ſchwer geſchadigt worden. Er verlangt 
von der Bekl. Schadenerſatz. Das B. G. hat es dahingeſtellt 
gelaſſen, ob der Unfall ſich im Betriebe der Straßenbahn er⸗ 
eignet habe, und keine Feftſtellung darüber getroffen, ob der 
Draht, von dem das Pferd des Kl. und dieſer ſelbſt berührt 
worden iſt, mit Elektrizität geladen geweſen iſt oder nicht. Es 
hat die Klage abgewieſen, weil es in Übereinſtimmung mit der 
I. J. angenommen hat, der Kl. habe den Unfall durch eigene 
Fahrläſſigkeit verſchuldet. Er ſei, wie als erwieſen anzuſehen 
ſei, durch Zurufe und Zeichen vor der Annäherung an die durch 
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den Turmwagen gekennzeichnete Arbeitsſtelle gewarnt worden, 
habe die Zurufe auch vernommen, ihnen aber keine Beachtung 
geſchenkt, ſondern ſeinen Weg fortgeſetzt. Darin ſei ein ſeinen 
Anſpruch ausſchließendes Verſchulden zu finden. Soweit Sach⸗ 
ſchaden — für das getötete Pferd — gefordert werde, habe der 
Kl. ein Verſchulden der Bekl. nachzuweiſen; ein ſolcher Beweis 
ſei nicht erbracht. Es würde aber auch dieſem Anſpruche das 
erwähnte eigene Verſchulden des Kl. entgegenſtehen, und es 
müſſe, da dieſes als die alleinige Urſache des Unfalls anzuſehen 
ſei, der Anſpruch auf Erſatz des Sachſchadens nach § 254 
des B. G. B. abgewieſen werden. Dieſe Ausführungen haben 
beanſtandet werden müſſen. Zutreffend, von der Reviſion auch 
nicht angefochten, iſt die Aunahme, daß der Anſpruch auf Ver⸗ 
gütung für das verendete Pferd zu ſeiner Begründung den 
Nachweis erfordert, daß der Schaden durch Verſchulden der 
Bekl. (B. G. B. § 31) oder ſolcher Perſonen, die von ihr 
gemäß § 831 des B. G. B. zu vertreten find, verurſacht worden 
iſt; denn die vom Kl. für ſich angezogene Beſtimmung in $ 25 
des Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 1838 greift hier 
nicht Platz. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 28 S. 207 flg. 
Unrichtig dagegen iſt es, wenn das B. G., wie aus ſeinen 
Ausführungen entnommen werden muß, der Meinung geweſen 
iſt, die Beſtimmung in § 254 des B. G. B. komme, ſo weit 
die Klage auf § 1 des Haftpflichtgeſetzes geſtützt worden iſt, 
nicht zur Anwendung, der auf dieſe Vorſchrift gegründete An⸗ 
ſpruch erſcheine vielmehr durch den Umſtand, daß dem Kl. ſelbſt 
ein für den Unfall kauſal gewordenes Verſchulden zu Laſt falle, 
ohne weiteres ausgeſchloſſen. Der jetzt erkennende Senat hat 
die gegenteilige Auffafſung, an der feſtzuhalten ift, bereits öfter 
dargelegt, neuerlich wieder in einem Prozeſſe, an welchem die 
jetzige Bekl. gleichfalls beteiligt iſt. Urteil vom 9. November 1903, 
Rep. VI 270/03. Es hätte deshalb auch bei der Beurteilung 
der Sache aus dem Haftpflichtgeſetz, ſofern einerſeits ein Be⸗ 
triebsunfall, anderſeits eigenes Verſchulden des Kl. anzunehmen 
war, eine Würdigung der Umftände im Sinne von § 254 des 
B. G. B. vorgenommen werden müſſen, wobei die Fahrläſſigkeit 
des Kl. auf der einen Seite, die Gefaͤhrlichkeit des Bahn⸗ 
betriebes und etwaige Verſehen der Bedienſteten der Bekl. auf 
der anderen Seite gegeneinander abzuwägen waren, dieſe Verſehen 
auch dann, wenn inſoweit eine Haftung der Bekl. nach § 831 
des B. G. B. nicht begründet erſcheinen würde (vergl. Eger, 
Haftpflichtgeſetz, V. Auflage S. 71 flg.). Der Mangel ſolcher 
Abwägung erledigt ſich nicht dadurch, daß die Vorinſtanz bei 
Erörterung der auf Entſchädigung für das verendete Pferd 
gerichteten Forderung des Kl. deſſen eigenes ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten als die alleinige Urſache des Unfalls bezeichnet hat. 
Zwar iſt nicht zu bezweifeln, daß das B. G. dieſelbe Auffaſſung, 
auch ſoweit die Klage auf das Haftpflichtgeſetz geſtützt iſt, zur 
Geltung gebracht haben, alſo auch hier bei Anwendung des 
§ 254 zur Klagabweiſung gelangt ſein würde. Dies iſt jedoch 
nicht entſcheidend, weil der Auffaſſung der Vorinſtanz, daß von 
ſeiten der Bekl. alles geſchehen ſei, was die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt geboten erſcheinen ließ, nicht beizutreten geweſen 
iſt; nach dem, was bisher in II. J. vorliegt, kann nicht an⸗ 
erkannt werden, daß der Kl. ſich grober Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht hat, und noch weniger, daß in dieſer die alleinige 
Urſache des entſtandenen Schadens zu finden iſt. (Wird aus 
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der Sachlage näher begründet.) K. 6. B. Straßenbahn, U. v. 
3. Dez. 03, 122/03 VI. — Kammergericht. 

5. 59 31, 89, 284, 288 B. G. B. Bezeichnung der 
Beamten, die einen Unfall verſchuldet haben, iſt nicht erſorderlich. 
Hinzutreten einer beſonderen Krankheit neben den Folgen bes 
Unfalls. Pflicht zur Verzinſung der Entſchädigungsſumme. 

Der Erblaſſer der Kl. iſt am 24. Mai 1900 durch einen 
Fall auf der Straße verletzt worden. Auf ſeine Klage iſt die 
Bekl. zum Erſatz des ihm bis zum 1. Oktober 1900 entſtandenen 
Schadens in Höhe von 382,32 Mark rechtskräftig verurteilt. 
Mit der gegenwärtigen Klage wird der Erſatz des ſeit dem 
1. Oktober 1900 entſtandenen Schadens verlangt. Die Kl., 
welche die Erben des Verletzten find, berechnen den Ausfall in 
ſeinem Erwerb, der infolge der Minderung ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit eingetreten ſei, auf 2 856,25 Mark. Der Anſpruch iſt 
dem Grunde und dem Betrage nach beſtritten. Das L. G. hat 
die Bekl. zur Zahlung von 2 144,69 Mark, das Kammergericht 
zu 2025,80 Mark verurteilt. Die Bekl. hat Revifion, die Kl. 
haben Anſchlußrevifion eingelegt. Die Bekl., beziehungsweiſe 
ihre Beamten, die mit dieſen Geſchäften betraut geweſen ſeien 
und inſoweit die Stadt verfaſſungsmäßig vertreten hätten, hätten 
grobfahrläſſig gehandelt. Die Reviſlon vermißt die Bezeichnung 
der Beamten, denen eine Pflichtverletzung bezüglich des gefähr⸗ 
lichen Zuſtandes der Straße zur Laſt falle; ohne nähere Angabe 
laſſe fich nicht erſehen, daß es ſich um Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen von verfafjungsmäßig berufenen Vertretern der Bell. 
und nicht um Verſehen untergeordneter Beamten handle, für die 
die Bekl. nicht uneingeſchränkt einzuſtehen habe. Allein die von 
der Revifion für erforderlich gehaltene Angabe war entbehrlich, 
ſofern der feſtgeſtellte Sachverhalt die Annahme begründete, daß 
die verfafſungsmäßig mit der Beauffichtigung und Unterhaltung 
des Straßenpflaſters betrauten Beamten der Stadt Kenntnis 
von dem Mangel gehabt haben oder hätten haben müſſen; 
letzteres wird vom B. G. daraus gefolgert, daß der Zuſtand ſo 
lange und ſo offenkundig beſtanden habe, und dieſer Schluß iſt 
rechtlich zuläſſig. Damit war dann die Haftung der Bekl. nach 
§§ 89, 31 des B. G. B. gegeben. Begründet iſt dagegen die 
Beſchwerde der Reviſlon über die Berechnung des Betrages der 
von der Bekl. zu gewährenden Entſchädigung. Die Bekl. hat 
den Einwand erhoben, der Erblaſſer der Kl. ſei gegen Ende 
ſeines Lebens ſchwindſüchtig geweſen, er ſei infolge feiner Krank⸗ 
heit, nicht durch den Armbruch völlig erwerbsunfähig geweſen. 
Das B. G. hat dieſe Verteidigung der Bekl. zurückgewieſen, 
indem es ausführt: die ſpätere Schwindſucht habe den ur⸗ 
ſaͤchlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Unfalle und dem geltend 
gemachten Schaden nicht aufgehoben. Die durch den Unfall 
eingetretene Minderung der Erwerbsfähigkeit ſei beſtehen ge⸗ 
blieben, auch wenn die Schkwindſucht nicht eingetreten wäre. 
Neben die erſte wirkſame Urſache der Erwerbsunfähigkeit ſei 
ein zweites zufälliges Ereignis getreten, das den vorhandenen 
Reſt der Erwerbsfähigkeit geſtört habe. Seit dem hätten zwei 
ſelbſtändige Urſachen gemeinſchaftlich den ſchädlichen Einfluß 
herbeigeführt, aber der einmal entſtandene Schadensanſpruch 
könne durch das Hinzutreten der zweiten Urſache nicht beſeitigt 
werden. Dieſe Ausführung beruht auf Rechtsirrtum. Richtig 
iſt der Ausgang von der Frage, ob durch die fpätere Krankheit 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Erwerbs unfähigkeit 
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des Verletzten und feinem früheren Unfall nachträglich auf⸗ 
gehoben ſei. Darauf kommt es in der Tat an; denn auf dieſem 
Zuſammenhang beruht die Erſatzpflicht der Bekl. Unrichtig find 
aber die Gründe für die Verneinung der Frage. Sie laufen 
auf die Annahme hinaus, daß der Zuſammenhang durch das 
Hinzutreten einer zweiten Urſache für die gleiche Wirkung nicht 
geftört werden könne, daß vielmehr die Folge der letzteren 
lediglich die Zerſtörung des Reſtes der Erwerbsfähigkeit ſein 
könne. Allein das iſt unrichtig. Wenn der Erblaſſer der Kl. 
todkrank zu Bette lag, ſo war es für ſeine Erwerbsfähigkeit 
unerheblich, ob der eine Arm mehr oder weniger gebrauchsfähig 
war, und in den Gründen des B. U. findet ſich auch der Satz, 
die völlige Erwerbsfähigkeit des Verletzten ſei in den letzten 
Monaten durch die Schwindſucht, nicht durch den Armbruch 
verurſacht worden, ohne daß freilich daraus eine weitere Folge 
gezogen wird. Die Auffaffung des B. R. würde zu dem un⸗ 
annehmbaren Ergebnis führen, daß auch der natürlichen Ab⸗ 
nahme der Erwerbsfähigkeit durch das Alter die rechtliche Er⸗ 
heblichkeit abgeſprochen und die Unfallsrente ſtets im vollen 
Betrage bis zum Tode des Berechtigten fortbezahlt werden 
müßte. Die Rechtſprechung hat das niemals anerkannt. Der 
B. R. hätte darum unterſuchen müflen, in welchem Umfange 
der Eintritt der Krankheit den Einfluß der Folgen der Ver⸗ 
letzung auf die Erwerbsfähigkeit des Verletzten nachträglich 
aufgehoben oder eingeſchränkt hat. Es wäre alſo ähnlich zu 
verfahren geweſen, wie im Falle einer Klage auf Grund des 
§ 323 der Z. P. O., wo ebenfalls zu unterſuchen iſt, in wiefern 
die nachträgliche Erkrankung des Verletzten Bedeutung hat für 
die Beſtimmung der Höhe der Unfallrente und ihrer Dauer. 
Eine Würdigung des Streitſtoffes nach dieſer Richtung ſteht 
noch aus, daher war die Nachholung anzuordnen. Für die Zeit 
vom 1. Oktober 1900 bis zum Auguſt 1901 bedarf es indeſſen 
dieſer Ergänzung nicht, weil die Bekl. nur für die Zeit vom 
Auguft 1901 ab die Einwirkung der Krankheit behauptet hat. 
Für die voraufgehenden 10 Monate konnten daher den Kl. die, 
im übrigen bedenkenfrei vom B. R. abgeſchätzten Rentenbeträge 
zugeſprochen werden, und inſoweit war das angeſochtene Urteil 
aufrecht zu halten. Die Kl. haben in der Berufungsinſtanz 
den Anſpruch erhoben, daß die Bekl. ihnen von jeder Viertel ⸗ 
jahresrente und zwar von der erſten ſeit dem 1. Oktober 1900, 
von der zweiten vom 1. Januar 1901 ab uſw. 4 Prozent 
Zinſen zahle. Dieſer Anſpruch iſt in dem angefochtenen Urteile 
zurückgewieſen; weil die Kl. jetzt nicht eine Rente, ſondern nur 
den Tapitalifierten Betrag fordern könnten, fo hätten fie auch 
eine Verzinſung der Teilbeträge der Schuld nicht zu beanſpruchen. 
Der Grund iſt nicht verſtändlich und wird von der Anſchluß⸗ 
revifion mit Recht beanſtandet. Aber deren Antrag, nach dem 
Antrage der Anſchlußberufung den Kl. die geforderten Zinſen in 
vollem Umfange zuzuſprechen, iſt gleichfalls unberechtigt. So 
lange die Bekl. nicht aufgefordert war, für die Zeit nach dem 
1. Oktober 1900 eine Entſchädigung zu zahlen, konnte für fie 
nicht die Pflicht entſtehen, Zinſen von der dem Verletzten zu⸗ 
kommenden Entſchädigung zu zahlen. Erſt wenn ſie durch eine 
Mahnung in Verzug geſetzt wurde, trat nach 8 284, 288 
des B. G. B. dieſe Verpflichtung ein, alſo, da eine frühere 
Mahnung nicht behauptet iſt, durch die Klagerhebung, deren 
Zeitpunkt noch nicht feſtgeſtellt iſt, die aber nicht früher als im 
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Januar 1902 erfolgt ſein kann. Von der Entſchädigung für 
die der Klagerhebung voraufgehende Zeit kommen demnach den 
Kl. Zinſen nicht zu. Ob für die fpätere Zelt, hängt von der 
Entſcheidung über den Hauptanſpruch ab. Sch. c. Stadt- 
gemeinde B., U. v. 30. Dez. 03, 457/03 VI. — Berlin. 

6. 8 94 Abſ. 2 B. G. B. Begriff des Zubehoͤrs. An⸗ 
wendung des B. G. B. auch wenn ſchon vorher die Einbringung 
erfolgt war. 

Seit dem Inkrafttreten des B. G. B. ſind für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob eine Sache ein weſentlicher Beſtandteil 
einer anderen iſt und welche Rechtsfolgen mit einer ſolchen 
Eigenſchaft einer Sache verknüpft ſind, die. Vorſchriften des 
B. GB. auch dann maßgebend, wenn die Verbindung der 
Sachen ſchon vor jenem Zeitpunkte erfolgt iſt. Es fehlte an 
einer Einfügung der Zellen der ſtreitigen Akkumnlatoren⸗ 
batterie in das Gebäude, wie fie der $ 94 Abſ. 2 des B. G. B. 
verlangt. Zunächſt erfüllte das bloße Aufſtellen der Zellen 
auf den Balken den Begriff des Einfügens in das Ge⸗ 
bäude nicht. Hierzu iſt ſowohl nach der allgemeinen ſprach⸗ 
lichen Bedeutung des Wortes „Einfügen“, wie nach dem geſetz⸗ 
geberiſchen Grunde für die Vorſchrift, daß ein „Einfügen“ einer 
Sache in ein Gebäude zu deſſen Herſtellung ſie zu weſentlichen 
Beſtandteilen des Gebäudes mache, erforderlich, daß der ein⸗ 
zufügende Gegenſtand zwiſchen andere Teile, überhaupt in 
ein größeres Ganze hineingebracht und zugleich in eine für 
ihn beſtimmte Stelle eingepaßt werde, ſo daß eine feſte 
Verbindung mit den ihn umſchlie ßenden Stücken hergeſtellt 
wird. E. c. B.s Konk., U. v. 23. Dez. 03, 263/03 III. — 
Stuttgart. 

7. 88 157, 242 B. G. B. Einrede der Argliſt (exceptio 
doli generalis) gegen einen Vertragsanſpruch. 

Das B. G. B. behandelt die betrügliche Tauſchung aus- 
drücklich als Grundlage der Anfechtung eines durch ſie ver⸗ 
anlaßten Rechtsgeſchäfts in den 88 123, 124 des B. G. B.; 
inſofern fie zugleich eine Rechtsverletzung nach § 823 oder 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten nach § 826 darſtellt, 
wird fie ferner die Grundlage eines Schadensanſpruches. Daß 
fie zugleich im Sinne der gemeinrechtlichen exceptio doli 
generalis eine Einrede begründe, mittels deren der Schuldner 
die Erfüllung einer durch ſie beeinflußten Schuld an den 
Urheber der Täuſchung ablehnen könne, iſt nirgends aus⸗ 
geſprochen. Allein das B. G. B. ftellt für den Inhalt der 
Rechtsgeſchäfte wie für deren Erfüllung den Grundſatz von 
Treu und Glauben auf (88 157, 242 des B. G. B.); es 
betont damit, daß aller Rechtsverkehr unter der Herrſchaft der 
bona fides ſtehen müſſe, daß das Recht aufhoͤre, Recht zu 
ſein, wo es mißbraucht werde, und daß im Rechtsverkehre ein 
jeder auf die Ehrlichkeit und Anſtändigkeit des Gegenkontrahenten 
ſich müſſe verlaſſen Finnen. Von dieſen Grundsätzen aus muß 
es dem Schuldner geſtattet ſein, auch ohne Anfechtung der 
durch die Täuſchung veranlaßten Willenserklärung — für die 
im gegebenen Falle § 123 Abſ. 2 des B. G. B. zur An- 
wendung kommen würde —, und ohne einen Schadensanſpruch 
ſeinerſeits gegen den Urheber der Täuſchung geltend zu machen, 
gegen die Inanſpruchnahme aus einer Schuld unter Berufung 
auf die Argliſt des Gläubigers ſich zu wehren, — als Einrede 
der Argliſt mit dem Ziel auf Klagabweiſung — wenn die 
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Schuld bei ehrlicher Handlungsweiſe des Gläubigers nicht oder 
nicht fo, wie fie geltend gemacht wird, beſtehen würde (vergl. 
Rehbein, B. G. B. Bd. 1 S. 151 oben Nr. f; Bd. 2 S. 13 
Nr. 3, Prot. der 2. Komm. Bd. 1 S. 623). B. c. E., U. 
v. 17. Dez. 03, 175/03 VI. — Cöln. 

8. 88 266, 294 B. G. B. verb. mit 8 373 H. G. B. 
§ 323 B. G. B. Geltendmachung des Selbſthilfeverkaufs 
bezüglich Teillieferungen bei Ablehnung der Annahme der ganzen 
Lieferung ſeitens des Käufers. Recht des im Verzuge befindlichen 
Käufers, nur gegen Lieferung zur Zahlung verurteilt zu 
werden. 

1. Die Rkl. hat eine Verletzung der 88 266, 294 
B. G. B. und des § 373 H. G. B. gerügt und hierzu aus⸗ 
geführt: die Kl. ſei, nachdem Ende 1901 die für die Abnahme 
des verkauften Zements vereinbarte Friſt verſtrichen geweſen ſei, 
von da an nicht mehr befugt geweſen, beliebige Teile der 
rückſtändigen Warenmengen ihr anzubieten und zum Selbſt⸗ 
hilfeverkauf zu bringen. Um ihren Annahmeverzug zu begründen, 
hätte vielmehr Kl. in der Lage ſein müſſen, den ganzen Reſt 
der rückſtändigen Ware zu liefern. Hierzu ſei ſie aber nicht 
imſtande geweſen, wie ihre Teilangebote bewieſen. Von ihr, 
der Bekl., habe ein weiterer Abruf von Waren nicht erwartet 
werden konnen, nachdem fie anfangs Februar 1902 jede weitere 
Abnahme von Zement verweigert habe. Dieſe Beſchwerde iſt 
unbegründet. Das B. G. hat nämlich bezüglich dieſer Fragen 
folgendes ausgeführt: Da ein ſukzeſſiver Abruf des ver⸗ 
kauften Zements von vornherein in Ausſicht genommen geweſen 
ſei, ſo habe Kl. ihr Recht auf Abnahme und Bezahlung der 
noch rückſtändigen Warenmenge auf die von ihr „angedienten“ 
Teilmengen beſchränken und es der Bekl. überlaſſen dürfen, 
weitere Ware abzurufen, wenn ihr die angedienten Teilmengen 
zu gering geweſen ſeien. Dieſe Ausführungen erſcheinen als 
rechtlich zutreffend; denn wenn, wie im gegebenen Falle, in 
einem Lieferungsvertrage die ſukzeſſive Abnahme der gekauften 
Warenmenge innerhalb beſtimmter Friſt vereinbart iſt, ſo iſt 
hieraus im Zweifel ohne weiteres zu folgern, daß nicht eine 
einheitliche Lieferung, ſondern eine Reihe von vorerſt der 
Zeit und der Menge nach noch unbeſtimmten Teillieferungen 
den Gegenſtand des Vertrags bildet und daß daher jede der 
beiden Parteien befugt iſt, wegen dieſer Teilbarkeit des Vertrags⸗ 
gegenſtands die Lieferung auch nur eines Teils desſelben an⸗ 
zubieten beziehungsweiſe zu verlangen und zwar auch noch nach 
Ablauf der Lieferfriſt, unbeſchadet des Rechts der Gegenpartei, 
die Vertragserfüllung bezüglich der ganzen rückſtändigen 
Warenmenge oder eines größeren Teils derſelben anzubieten 
beziehungsweiſe zu verlangen, wenn die vertragsmäßigen 
Vorausſetzungen hierfür vorliegen. Ein ſolches Recht auf 
Lieferung der ganzen rückſtändigen Warenmenge oder eines 
größeren Teils derſelben, als desjenigen, der ihr von der Kl. 
angeboten worden iſt, hat aber die Bekl. dieſer gegenüber nicht 
geltend gemacht, ſo daß dieſes Recht hier nicht weiter in Frage 
kommt. Soweit aber kein vertragliches oder geſetzliches Hindernis 
entgegenſteht, kann jeder einen ihm zuſtehenden Anſpruch auch 
nur teilweiſe geltend machen. Dies trifft auch für den gegebenen 
Fall zu. Insbeſondere kann als ſolches Hindernis für die teil ⸗ 
weiſe Ausübung des der Kl. aus dem Kaufvertrage zuſtehenden 
Rechts auf die von der Bekl. geſchuldete Vertragserfüllung nicht 
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die Vorſchrift des 8 266 B. G. B. gelten, wonach der Schuldner 
zu Teilleiſtungen nicht berechtigt iſt; denn dieſe Vorſchrift iſt 
nur dann maßgebend, wenn die Parteien nichts anderes verein- 
bart haben. Letzteres iſt aber im gegebenen Falle geſchehen, 
indem die Parteien eine ſukzeſſive Lieferung der verkauften 
Warenmenge verabredet haben. Auf dieſe durch den Vertrag 
begründete Teilbarkeit der Vertragserfüllung konnen ſich aber 
beide Teile auch nach Ablauf der vereinbarten Liefer ⸗ 
friſt berufen, da hierdurch der weſentliche Inhalt des ur⸗ 
ſprünglichen Vertragsverhältniſſes nicht geändert wird. 2. Dagegen 
erſcheint es nicht als gerechtfertigt, daß das B. G. dem von der Bekl. 
geſtellten Eventualantrage, wonach ſie eventuell zur Zahlung des 
Kaufpreiſes der 100 000 Kilo Zement nur gegen Lieferung 
dieſer, den vertragsmäßigen Beſtimmungen ent- 
ſprechenden Ware zu verurteilen ſei, nicht entſprochen hat. 
In dem B. U. iſt nämlich zu dieſem Punkte folgendes ausge⸗ 
führt: Die Kl. ſei unbeſtritten erfüllungsbereit und ſie habe 
die Bekl. damit in Verzug geſetzt, daß fie erfolglos den Abruf 
des fraglichen Teilquantums verlangt habe. Sie könne nur 
liefern, nachdem ihr die Bekl. aufgegeben haben werde, wohin 
die Lieferung erfolgen ſolle; denn letztere habe nach Wahl der 
Bekl. frei Schiff oder Waggon Hamburg oder Altona zu er⸗ 
folgen. Während der Anſpruch auf Zahlung des Kaufpreiſes 
infolge Verzugs des Bekl. fällig geworden ſei, gewinne Bekl. 
einen Anſpruch auf die Lieferung erſt, nachdem ſie das ihr zur 
Herbeiführung derſelben Obliegende, alſo die bisher noch fehlende 
Aufgabe nachgeholt haben werde. So lange fie dieſe Bedingung 
unerfüllt laſſe, könne ſie jetzt im Stadium ihres Verzuges nicht 
die Zahlung des Kaufpreiſes von der Lieferung abhängig machen. 
Der Fall des § 322 B. G. B. liege fo lange nicht vor. Würde 
ihrem Verlangen ſtattgegeben, ſo würde ſie es in der Hand be⸗ 
halten, durch Unterlaſſung der Aufgabe die Zahlung des Kauf⸗ 
geldes hintanzuhalten. Dieſe Ausführungen find zum großen 
Teile rechtlich nicht haltbar. Zwar hat das B. G. mit Recht 
angenommen, daß die zur Erfüllung bereite Kl. die Bekl. da⸗ 
durch in Annahmeverzug geſetzt habe, daß ſie erfolglos den Abruf 
der 100 000 Kilo Zement verlangt habe (vergl. 88 293 und 
295 B. G. B. und Entſch. des R. G. Bd. 43 S. 104). Aber 
der Verzug der Bekl. hatte nicht die Folge, daß dadurch die An- 
wendung des $ 322 B. G. B. ausgeſchloſſen wurde; denn zu⸗ 
nächſt lagen trotz dieſes Verzuges alle Vorausſetzungen des Abſ. 1 
dieſes Paragraphen vor, indem die Kl. aus einem gegenſeitigen 
Vertrage Klage auf die ihr geſchuldete Leiſtung erhoben und die 
Bekl. dagegen das ihr nach § 320 B. G. B. zuſtehende Recht 
geltend gemacht hatte, ihre Leiſtung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiſtung der Kl. zu verweigern. Für ſolche Fälle ſchreibt 
aber $ 322 Abſ. 1 B. G. B. unbedingt vor, daß derjenige, 
der das letztere Recht geltend gemacht hat, zur Erfüllung Zug 
um Zug, d. h. gegen Empfangnahme der ihm geſchuldeten 
Gegenleiſtung zu verurteilen iſt. Namentlich iſt für den Fall, 
daß die zu verurteilende Partei ſich im Annahmeverzug befindet, 
keine Ausnahme gemacht. Es bedurfte auch nicht der Feſtſetzung 
einer ſolchen, um in Fällen der hier in Rede ſtehenden Art der 
ausgeſprochenen Verurteilung trotz der in dem Urteile enthaltenen 
Wahrung des erwähnten Gegenauſpruchs des Verurteilten ihre 
Wirkſamkeit zu ſichern, — auch gegenüber einem etwaigen Ver⸗ 
ſuche des Verurteilten, durch Nichtvornahme der ſeinerſeits zur 
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Bewirkung der Gegenleiſtung ſeines Gläubigers erforderlichen 
Handlung dieſe Gegenleiſtung und ſomit den Vollzug des Urteils 
zu verhindern; denn nach § 822 Abi. 3 B. G. B. findet auf 
die Zwangs vollſtreckung aus einem derartigen Urteile im Sinne 
des § 322 Abf. 1 die Vorſchrift des 8 274 Abi. 2 des B. G. B. 
Anwendung, d. h. der Gläubiger kann auf Grund einer ſolchen 
Verurteilung feinen Anſpruch ohne Bewirtung der ihm ob⸗ 
liegenden Leiſtung im Wege der Zwangsvollftreckung ver⸗ 
folgen, wenn der Schuldner im Verzuge der Annahme iſt. So⸗ 
lange alſo dieſer Annahmeverzug des Schuldners dauert, kann 
der Gläubiger das Urteil ebenſo vollſtrecken laſſen, wie wenn 
der Schuldner zur Leiſtung ſchlechthin verurteilt wäre (vergl. 
Eutſch. des R. G. Bd. 51 S. 368 f.). Das hierbei zu be⸗ 
obachtende Verfahren iſt durch die Vorſchriften der 88 726 
Abi. 2, 756, 765 Z. P. O. näher geregelt. Deshalb iſt die 
Annahme des B. G. unrichtig, daß, wenn dem fraglichen Eventual⸗ 
antrage der Bekl. ſtattgegeben werde, fie es in der Hand behalten 


würde, durch Unterlaffung der Aufgabe des Ablieferungsortes 


für die ihr von der Kl. zu liefernden Waren die Zahlung des 
Kaufgeldes hintanzuhalten. Vielmehr würde die Kl. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem dem Gventualantrage der Bekl. ent- 
ſprechenden Urteile, ſolange der Annahmeverzug der letzteren 
dauert, ohne Rückficht auf die der Verurteilung der Bekl. beige⸗ 
fügte Einſchränkung betreiben können, ſofern fie nur hierbei je 
nach Art der beabfichtigten Vollſtreckung die Vorſchriften des 
§ 756 oder 765 Z. Y. O. beobachtet. Gerade aus dieſen Pa- 
ragraphen und der weiteren Vorſchrift des § 726 Abſ. 2 Z. P. O. 
ergibt fich, daß nach der Abficht des Geſetzgebers die Beſtimmung 
des & 322 Abi. 1 B. G. B. auch in Fällen der vorliegenden 
Art für den Inhalt der zu erlaſſenden Urteile maß⸗ 
gebend fein ſoll. Es begründet in dieſer Hinſicht namentlich 
keinen Unterſchied, ob der Annahmeverzug des zu Verurtellenden 
ſchon zur Zeit der Verurteilung vorliegt oder erſt ſpäter eintritt, 
da das Geſetz in dieſer Hinficht nicht unterſcheidet und da durch 
die Beſtimmungen der 58 322 Abſ. 3 und 274 Abſ. 2 für 
beide Fälle ausreichende Vorkehrung gegen den Mißbrauch der 
Vorſchrift des 8 322 Abſ. 1 cit. ſeitens des Verurteilten ge- 
troffen iſt. Endlich iſt auch aus der mit der letzteren Vorſchrift 
eng zuſammenhängenden und von denſelben Grundſätzen namentlich 
auch bezüglich der Zwangs vollſtreckung beherrſchten Beſtimmung 
des 5 322 Abſ. 2 B. G. B., — worin dem zur Vorleiſtung 
verpflichteten Kl. für den Fall, daß der andere Teil (ſchon zur 
Zeit der Klage) im Verzuge der Annahme iſt, das Recht, auf 
Leiſtung nach Empfang der Gegenleiſtung zu klagen gewährt 
iſt, — zu ſchließen, daß der Geſetzgeber den hier in Rede 
ſtehenden Unterſchied für keinen der in $ 322 B. G. B be 
ſtimmten Fälle hat machen wollen, daß alſo auch die Vorſchrift 
des 8 322 Abſ. 1 beim Vorliegen eines Annahmeverzugs des 
zu Verurteilenden ebenfalls anwendbar if. S. c. P., U. 
v. 18. Dez. 03, 163/253 /03 II. — Hamburg. 

9. 55 273,274, 320, 648, 876, 894, 1144 B. G. B. Zahlung 
einer Forderung aus einem Werkvertrag kann nur gegen Löſchung 
einer deswegen eingetragenen Vormerkung verlangt werden. 

Der Bekl. ift dem Kl. aus einem Werkvertrage für Arbeiten, 
für ein Bauwerk 2 782 Mark 33 Pf. ſchuldig geworden. Gs 
it rückfichtlich diefes Anſpruchs eine Vormerkung auf Grund 
einer vom Kl. unter Berufung auf § 648 B. G. B. beantragten 
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einſtweiligen Verfügung erfolgt. Als Kl. Zahlung forderte, 
verlangte Bekl., daß die Verurteilung von der Einwilligung in 
die Loſchung der Vormerkung abhängig gemacht werde. Die 
beiderſeitigen Leiſtungen ſtehen im Gegenſeitigkeitsverhältniſſe in 
Gemäßheit des § 320 B. G. B. und Kl. muß daher Zug um 
Zug die Löſchung der Vormerkung bewilligen. Danach iſt hier 


nicht von einem Zurückbehaltungsrechte im Sinne der 88 273, 


274 B. G. B. die Rede. Auch greift vorliegend nicht 8894 
daſelbſt Platz, wie Planck, Kommentar zum B. G. B., Note 2 
zu § 876, für den Fall des Erlöſchens des vorgemerkten An⸗ 
ſpruchs durch Zahlung annimmt. Das Ergebnis entſpricht auch 
der Sachlage, welche bei Befriedigung eines hypothekariſch ge⸗ 
ficherten Auſpruchs Platz greift, in welchem Falle der Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks Zug um Zug die Einwilligung in 
die Löſchung der Hypothek fordern kann (§ 1144 B. G. B.). 
D. 6. F., U. v. 5. Jan. 04, 370/03 VII. — Breslau. 

10. 55 276, 838 B. G. B. Verpflichtung des Eigen⸗ 
tümers eines Hauſes zu Unterſuchungen behufs Vermeidung 
ſchadenbringender Ereigniſſe. a 

Vom Dache des der beklagten Firma zugehörigen, in ihrem 
Befitze ſtehenden Hauſes fiel ein ungefähr 20 Pfund ſchwerer 
Stein, welcher ſich von der Spitze eines Dachaufſatzes geldft 
hatte, herab und verletzte den dort vorübergehenden Kl. ſchwer 
am Hinterkopf und Rücken. Die auf 8 836 des B. G. B. ge⸗ 
ſtützte Schadenserſatzklage des erwerbsunfähig gewordenen Kl. 
iſt vom L. G. abgewieſen worden. Das O. L. G. hat die Bekl. 
verurteilt und deren Reviſion iſt zurückgewieſen worden. Der 
dem Kl. entſtandene Schaden iſt, wie tatſächlich feſtſteht, da⸗ 
durch hervorgerufen, daß ſich von dem Dachaufſatze des Hauſes 
der Bekl. ein Stein ablöſte, herabfiel und den Kl. verletzte 
Daß der fragliche Stein als ein „Teil des Gebäudes“ im Sinne 
von § 83 6 des B. G. B. zu betrachten iſt, unterliegt keinem 
Zweifel. (Vergl. auch Urteil des erkennenden Senats vom 
6. Ottober 1903 VI. 172/02 in Entſch. des R. G., Bd. 52 
S. 288/239.) Die Schadenserſatzpflicht der Bekl. als 
Eigenbefitzerin des Gebäudes iſt alſo an fi) begründet, wenn 
die Ablöſung des Steines die Folge fehlerhafter Errichtung oder 
mangelhafter Unterhaltung geweſen iſt. Der Kl. hat nach An⸗ 
nahme des B. G. den ihm obliegenden Beweis erbracht, daß 
der Stein ſich infolge mangelhafter Unterhaltung abgelöſt 
hat. Wenn auch die Urſache der Ablöſung des Steines in 
erſter Linie in einer mehrfach falſchen Konſtruktion des Werk⸗ 
ſtücks zu ſuchen ſei, von welchem ſich der Stein ablöſte, fo 
unterliege es doch keinem Zweifel, daß bei mehrmaligen gründ- 
lichen Unterſuchungen des Dachaufſatzes dieſer Konſtruktionsfehler 
ſowie die daraus ſich notwendig entwickelnden Steinſchäden hätten 
gefunden werden müſſen und jo dieſe beizeiten hätten beſeitigt 
werden können, wodurch der Unfall verhütet worden wäre. Der 
Bekl. liegt die Beweispflicht dafür ob, daß ſie zum Zwecke der 
Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet habe. ($ 836 Abſ. 1 S. 2 des B. G. B.) Sie 
hat ſich in dieſer Richtung nur darauf berufen, daß ſie 10 Jahre 
vor dem Unfall des Kl. durch einen zuverläſſigen Baumeiſter 
das Dach habe inſtand ſetzen laſſen. Es wird hierbei für 
das Maß der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt weſentlich mit 
auf die Beſchaffenheit und örtliche Lage der betreffenden Gebäude 
und Gebäudeteile ankommen. Gerade mit Rückficht auf die 
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beſonderen Gefahren, welche für die öffenkliche Sicherheit aus 
der Aufſtellung oder Befeſtigung gewiſſer, an der Straßenfront 
oder auf Dächern angebrachter Werkſtücke, Steingebilde, Ver⸗ 
zierungen, Dachaufſätze und dergl. und dem Einfluſſe von Wind 
und Wetter auf dieſelben ſich ergeben können, wird ſolchen Ge⸗ 
käudeteilen auch eine beſondere Sorgfalt zuzuwenden fein. Der 
B. R. hat, indem er unter Würdigung der konkreten Umſtände 
nach dieſen Geſichtspunkten eine Verpflichtung der Bekl. zur Vor⸗ 
nahme gründlicher Unterſuchungen in kürzeren Zwiſchenräumen 
als dem von zehn Jahren als. gegeben annimmt, keineswegs, 
wie die Reviſion meint, die Anforderungen der vom Hausbeſitzer 
gemäß 8 276 und 8 836 des B. G. B. anzuwendenden Sorg⸗ 
falt überſpannt. G. o. E., U. v. 4. Jan. 04, 399/03 VI. — 
Cöln. | 

11. 8 326 B. G. B. Wirkung der Setzung einer zu 
kurzen Nachfriſt. 

Das L. G. legt den $ 326 B. G. B. dahin aus, daß 
das Setzen einer im Sinne des § 326 nicht angemeſſenen 
Nachfriſt ohne jede rechtliche Wirkung fe. Das B. G. iſt 
dagegen der Anſicht, daß die Beſtimmung einer Nachfriſt, wenn 
dieſe zu kurz bemeſſen werde, eine angemeſſene Friſt in Lauf 
ſetze. Die danach von den Inſtanzgerichten verſchieden be⸗ 
antwortete Frage iſt ſtreitig; überwiegende Gründe ſprechen 
jedoch für die von dem B. G. befolgte Anficht. Im früheren 
Recht war für deu regelmäßigen Fall des Handelskaufs in 
Art. 356 H. G. B. die Befugnis zum Rücktritt wegen 
Säumigkeit des anderen Teils an die Gewährung einer Nach⸗ 
friſt gebunden. Eine ſolche brauchte jedoch nicht geſetzt, es 
ſollte nur dem Säumigen die Erfüllung nicht unbilligerweiſe 
abgeſchnitten werden. Ahnliche Erwägungen haben zu den jetzt 
in 8 326 B. G. B. gegebenen Vorſchriften geführt, bei deren 
Auslegung deshalb das frühere Recht und die auf dieſem 
beruhende Rechtſprechung nicht außer acht gelaſſen werden dürfen. 
In einer Beziehung iſt dies bereits von Einfluß geweſen: 
nach dem bisherigen Recht war auf Grund des Art. 356 
H. G. B. durch die Rechtſprechung anerkaunt worden, daß dem 
Säumigen eine Nachfriſt nicht zuſtehe, wenn er die Erfüllung 
beſtimmt geweigert habe, und das R. G. hat, in Übereinſtimmung 
mit der Denkſchrift zum H. G. B., ſowohl für den Fall der 
Lieferungs- als für den Fall der Zahlungsverweigerung, aus⸗ 
geſprochen, daß dies, trotz der Faſſung des 8 326 B. G. B., 
auch gegenwärtig noch gelte. Vergl. Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 51 S. 347, Bd. 52 S. 150, Bd. 53 S. 11. 
Hieraus darf jedoch nicht gefolgert werden, daß es überhaupt 
bei dem früheren Recht geblieben, d. h. nur die Anzeige des 
Rücktritts, nicht aber die Beſtimmung einer Nachfriſt nötig ſei 
und nur die in angemeſſener Friſt noch angebotene Leiſtung 
des Säumigen angenommen werden müſſe. Denn das B. G. B. 
hat in $ 326 für den Regelfall, alſo abgeſehen, von der im 
Abſ. 2 bezeichneten Ausnahme, die Beſtimmung einer Nachfriſt 
vorgeſchrieben und dieſe hat, wie bei Planck, B. G. B. in 
Anm. 2 zu § 250 hervorgehoben wird, eine beſondere Be⸗ 
deutung. Die Setzung der Friſt hat Rechts veränderungen zur 
Folge und zwar nicht lediglich zugunſten des Nichtſäumigen, 
ſondern möͤglicherweiſe auch zu feinem Nachteil, denn er verliert 
nach Ablauf der Friſt den Anſpruch auf Erfüllung. Die 
Rechtsveränderung kann deshalb nur eintreten, wenn die Nach⸗ 
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friſt geſetzt wird, während beim Fehlen einer ſolchen das 
Vertragsverhältnis keine Anderung erleidet. Auch dies iſt vom 
R. G. bereits anerkannt worden, vergl. Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1902 Beil. S. 196, und ſteht keineswegs in Wider⸗ 
ſpruch mit den oben erwähnten Urteilen. Denn die beſtimmte 
Weigerung der Erfüllung enthält, wie dort ausgeführt wird, 
ein Losſagen vom Vertrag und einen Verzicht auf das Er⸗ 
fordernis der Friſtbeſtimmung, ſodaß dieſe eine nutzloſe Form⸗ 
lichkeit wäre. Es kann daher wohl in ſolchem Falle von dem 
erwähnten Erfordernis abgeſehen werden, während es, ſo lange 
eine Leiſtungsverweigerung nicht erklärt worden iſt, bei der 
Notwendigkeit einer Friſtbeſtimmung nach dem klaren Wortlaut 
des § 326 verbleiben muß. Dagegen darf die Beſtimmung 
einer zu kurzen Nachfriſt nicht der Abſtandnahme von einer 
ſolchen gleichgeſtellt werden, denn beide Fälle ſind voneinander 
verſchieden. Wer gar keine Nachfriſt beſtimmt, darf nicht 
zurücktreten, weil er nach der jetzigen Faſſung des Geſetzes nicht 
bloß eine Nachfriſt gewähren, ſondern dies auch erklären muß; 
wer dagegen dem fäumigen Teil noch eine Friſt zur Leiſtung 
ſetzt, gibt damit zu erkennen, daß er bereit iſt, dem Geſetze zu 
genügen. Hat er dabei die Friſt zu kurz bemeſſen, ſo iſt es 
nur eine im Intereſſe aller Beteiligten liegende und ſtatthafte 
Ergänzung der von ihm abgegebenen Willenserklärung, wenn 
ſeiner Beſtimmung die Wirkung beigelegt wird, daß er bereit 
ſei, die ausſtehende Leiſtung innerhalb derjenigen Friſt noch 
vorzunehmen, die nach Lage der Sache als die angemeſſene zu 
gelten hat. Die Folge einer zu kurzen Friſtbeſtimmung iſt 
deshalb die, daß der Säumige binnen angemeſſener Friſt noch 
erfüllen darf, nach Ablauf einer ſolchen aber die Erklärung des 
Nichtſäumigen in Wirkſamkeit tritt. M. c. L., U. v. 
16. Dez. 03, 447/03 I. — Coöln. 

12. 5 896 B. G. B. in Verbindung mit § 836 Abi. 3 
Z. P. O. Erforderniſſe für das Verlangen auf Herausgabe des 
Briefes über eine gepfändete Hypothekenforderung. 

Den von dem Kl. dahin erhobenen Anſpruch, daß die 
Bekl. zum Zwecke der Eintragung des Pfandrechts des Kl. in 
die Grundbücher den Hypothekenbrief über die an ſie übertragene 
Hypothekenforderung dem Grundbuchamte vorlege, hat dat 
B. G. in Übereinſtimmung mit dem L. G. auf Grund des 
§ 896 des B. G. B. für gerechtfertigt erachtet. Die An- 
wendung dieſer Geſetzesſtelle, nach welcher derjenige, zu deſſen 
Gunſten die Berichtigung des Grundbuches erfolgen ſoll, von 
dem Beſitzer des Hypothekenbriefes die Vorlegung desſelben 
bei dem Grundbuchamte verlangen kann, unterliegt jedoch inſofern 
einem, auch zum Gegenſtande eines Reviſionsangriffes gemachten, 
Bedenken, als gegenüber der Behauptung der Bekl., fie habe 
bereits vor der Klagezuſtellung den Hypothekenbrief weggegeben, 
vom B. G. nicht feſtgeſtellt worden iſt, daß — was zur Be⸗ 
gründung der Klage aus § 896 erforderlich war — zur Zeit 
der Klagezuſtellung der Hypothekenbrief fich im Befitze der Bekl. 
befunden habe. Indeſſen erſcheint die Zuſprechung des Antrages 
des Kl. auf Grund des § 836 Abſ. 3 Z. P. O. n. F. haltbar. 
Die Anwendung desſelben iſt zuläffig, da fie den in der I. J. 
feſtgeſtellten Tatbeſtand zur Grundlage und den bereits in jener 
Inſtanz geſtellten, auf Vorlage des Hypothekenbriefes bei dem 
Grundbuchamte gerichteten Klageantrag zum Gegenſtande hat, 
mithin eine Klageänderung nicht in Frage kommt. Nach dem 
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Abs. 3 des 8 836, welcher dem Abſ. 2 des 8 737 Z. P. O. 
a. F. entſpricht, iſt im Falle der ÜUberweiſung einer Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung der Schuldner verpflichtet, 
dem Gläubiger die über die überwieſene Forderung vorhandenen 
Urkunden herauszugeben. Der erkennende Senat hat in dem 
Urteil vom 10. April 1888 (vergl. Entſch. des R. G. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 21 S. 360 ff.) dieſe Vorſchrift dahin ausgelegt, daß 
auch der Anſpruch des Schuldners gegen den Dritt- 
beſitzer auf Herausgabe der die überwieſene Forderung Te 
treffenden Urkunden als durch die Überweiſung der Forderung 
ſelbſt mitüberwieſen anzuſehen ſei und daß der Gläubiger auf 
Grund der Überweiſung aus dem Rechte des Schuldners 
gegen den Inhaber der Urkunden auf Herausgabe derſelben zu 
klagen berechtigt ſei, und zwar ſelbſt dann, wenn nur ein Teil 
der Forderung gepfändet und überwieſen worden, in welchem 
Falle der Gläubiger verpflichtet iſt, nach gemachtem Gebrauche 
die Uikunden zurückzugeben. Im gegenwärtigen Falle war zur 
Zeit der Pfändung und Aberweiſung der Hypothekenforderung 
allerdings dieſe bereits in einer an ſich rechtsgültigen Weiſe von 
dem Schuldner T. an die Bekl. übertragen und der Hypotheken- 
brief ihr übergeben worden. Damals beſtand alſo kein Anſpruch 
des Schuldners T. gegen die Bekl. auf Herausgabe des 
Hypothekenbriefes und konnte demnach ein ſolcher Anſpruch durch 
die Uberweiſung der Forderung an den Kl. nicht mitüberwieſen 
werden. Gegenüber dem Kl. als einem Dritten im Sinne 
des Art. 1690 des c. c. war aber zur Zeit der Pfändung 
und Überweifung der Hypothekenforderung mangels Zuſtellung 
der (ſeitens des Schuldners T. auf die Bekl. geſchehenen) Aber⸗ 
tragung der Forderung an die Schuldner, Erben T., das 
Eigentum an der Hypotheken forderung und an dem Hypotheken- 
briefe auf die Bekl. noch nicht übergegangen. Vergl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 27. September 1898 in den 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 42 S. 332 ff. Unter 
dieſen Umftänden muß der Hypothekenbrief, welcher ein Zubehör 
der gepfändeten Hypothekenforderung bildet und als ſolches das 
Schickſal der letzteren teilt, als mitgepfändet und mitüberwieſen 
gelten und der Kl. auf Grund der Pfändung und Überweiſung 
der Hypothekenforderung wegen der dinglichen Wirkung der 
Pfändung für befugt erachtet werden, aus eigenem Rechte 
unmittelbar von der Bekl. die Herausgabe des Hypothekenbriefes 
zu verlangen, auf deſſen Befitz fie dem Kl. gegenüber, ſoweit 
dieſem ans der Pfändung und Überweiſung ein Anſpruch auf 
Befriedigung aus der Forderung erwachſen iſt, kein Recht hat. 
Gegenüber dem hiernach dem Kl. zuſtehenden Recht auf zeit⸗ 
weiſen Befig des Hypothekenbriefes ſtellt fi aber der von ihm 
erhobene Anſpruch auf bloße Vorlage desſelben bei dem 
Grundbuchamt ſeitens der Bekl. als ein Weniger dar; derſelbe 
konnte ihm daher ohne rechtlichen Verſtoß von dem B. G. zu⸗ 
geſprochen werden. Daß zur Zeit des Erlaſſes und der Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes 
an die Schuldner T. die Bekl. ſich im Beſitze des Hypotheken ⸗ 
briefes befunden hat, geht aus dem in den Urteilen der Vor⸗ 
inſtanzen mitgeteilten Sachverhalte hervor. Hieraus ergibt ſich 
ihre Verpflichtung zur Vorlage des Hypothekenbriefes. Dieſer 
Verpflichtung kann ſie ſich nicht einfach durch die Behauptung 
entziehen, daß ſie nachträglich die Urkunde aus der Hand gegeben 
habe. Rh. B. 6. A., U. v. 18. Dez. 03, 492/03 II. — Göln. 
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18. 88 1134, 1135 B. G. B. Anwendbarkeit auf 
Rentengüter. 

Es entſteht zunächſt die Frage, ob die 88 1134, 1135 
B. G. B. auf Rentengüter und die darauf haftende Rente an⸗ 
gewendet werden dürfen, obwohl der Art. 62 C. G. z. B. G. B. 
beſtimmt: „Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Rentengüter.“ Die Frage iſt zu bejahen. Schon uach 
dem Wortlaut der Beſtimmung verbietet ſich die Auffaſſung, 
daß die Anwendung des B. G. B. auf Rentengüter gänzlich 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. Wäre dies anzunehmen, ſo würde die 
ergangene einſtweilige Verfügung unwirkſam ſein, da der darauf 
gerichtete Antrag materiell⸗ rechtlich ausdrücklich und ausſchließlich 
auf die 88 1134, 1135 B. G. B. geſtützt iſt. Der Art. 62 
hat vielmehr die Bedeutung, daß, ſofern die Rechtsverhältniſſe 
der Rentengüter durch landesgeſetzliche Sonderbeſtimmungen 
geregelt find, dieſe allein maßgebend ſein ſollen, alſo von den 
Beſtimmungen des B. G. B. nicht berührt werden. Dadurch 
wird nicht ausgeſchloſſen, daß, ſoweit dergleichen Sonder⸗ 
beſtimmungen in den Rentengutsgeſetzen nicht enthalten find, 
die Vorſchriften des B. G. B. aushilfsweiſe herangezogen werden, 
vorausgeſetzt, daß fle auf die bei Rentengütern vorkommenden 
Inſtitute paſſen. Dies trifft zu in Anſehung der Anwendung 
ber 88 1134, 1135 B. G. B. auf die Rentengutsrente 
(Kaufrente). Die Rentengutsgeſetze enthalten ähnliche oder gar 
abweichende Beſtimmungen nicht. Dem Rentengutserwerber 
kann zwar nach 8 4 des Geſetzes vom 27. Juni 1890 vertrags⸗ 
mäßig die Verpflichtung auferlegt werden, die wirtſchaftliche 
Selbſtändigkeit des übernommenen Grundſtücks durch Erhaltung 
des baulichen Zuſtandes darauf befindlicher oder darauf zu er⸗ 
richtender Gebäude, durch Erhaltung eines beſtimmten land⸗ 
wirtſchaftlichen Inventars auf demſelben oder durch andere 
Leiſtungen dauernd zu ſichern, und es kann dieſer Verpflichtung 
ſeit dem 1. Januar 1900 dadurch Nachdruck gegeben werden, 
daß das Rentengut mit dem Wiederkaufsrechte auch für den 
Fall belaſtet wird, daß der Eigentümer des Rentenguts eine im 
Rentengutsvertrage feſtgeſetzte Verpflichtung nicht erfüllt (Preuß. 
Ausf. Geſ. z. B. G. B. Art. 29 8 3 Halbſatz 2; vergl. auch 
Entſch. des Kammergerichts im Jahrb. für Entſch. Bd. 26 
S. A 118); aber — abgeſehen davon, daß jene Verpflichtung, 
wenn ſie beſtehen ſoll, vertragsmäßig zu begründen iſt, alſo nicht 
kraft Geſetzes eintritt — find keine Beſtimmungen darüber in 
den Rentengutsgeſetzen zu finden, welche Rechte dem Gläubiger 
beim Eintritte oder bei der Beſorgnis der Gefährdung der 
Sicherheit der Rente durch Verſchlechterung des Rentenguts 
zuſtehen ſollen. Stehen hiernach der Anwendung der 88 1133 ff. 
B. G. B. Sondervorſchriften der Rentengutsgeſetze nicht ent- 
gegen, ſo wird auch die Rentengutsrente unbedenklich unter die 
Sicherungsvorſchriften der 88 1134, 1135 zu ſtellen ſein. 
Denn mag man fie als Rentenſchuld oder als Rentenlaſt an- 
ſehen, für beide gelten die Vorſchriften der 88 1134, 1135. 
Für die Rentenſchuld iſt dies ausdrücklich in den SS 1199 
bis 1201, $ 1192 beſtimmt, für die Rentenlaſt ergibt es 
ſich aus 8 1107, wonach auf die einzelnen Leiſtungen die für 
die Zinſen einer Hypothekenforderung geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung finden. Ob — wie Planck Bd. 3 
S. 432 Nr. 5 und andere meinen — der § 1133 auf Real- 
laſten keine Anwendung finden kann, darf unerörtert bleiben, 
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weil hier nur die 88 1134, 1135 in Frage kommen. Daß 
dieſe Paragraphen, obwohl es nicht ausdrücklich hervorgehoben 
iſt, auch zur Sicherung der Hypothekenzinſen beſtimmt find, 
folgt aus §8 1118 B. G. B. und iſt in den Motiven (Bd. III 
S. 674 zu $ 1074 I. Entw.) anerkannt. Rentenb. für Oft- u. Weſt⸗ 
preußen c. Sp., U. v. 12. Dez. 03, 254/03 V. — e 

Zivilprozeßordnung. 

14. 5 6 3. P. O. findet Anwendung, wenn es ſich um 
Feſtſtellung einer Forderung handelt. 

Es handelt ſich alſo um einen Forderungsaniprud, 
denn es wird Erfüllung einer Verbindlichkeit und Feſtſtellung 
einer Forderung verlangt. Hierauf findet aber nicht § 3 der 
Z. P. O., fondern § 6 der Z. P. O. Anwendung. In letzterer 
Vorſchrift iſt zwar nur geſagt, daß bei Streitigkeiten über den 
Beſitz einer Sache deren Wert und bei Streitigkeiten über die 
Sicherſtellung einer Forderung oder über ein Pfandrecht der 
Betrag der Forderung maßgebend ſein ſoll. Allein dieſe Grund⸗ 
ſätze gelten auch dann, wenn nicht bloß über den Beſitz, ſondern 
über das Eigentum einer Sache geſtritten wird, oder wenn der 
Kl. Feſtſtellung ſeiner Forderung oder Verurteilung des Bekl. be⸗ 
antragt hat. D. c. J., Beſchl. v. 5. Jan. 04, B 1/04 II. — Hamm. 

15. 5 256 3. P. O. Beſondere Segranbung der Zu⸗ 
läſſigkeit der Feſtſtellungs klage. 

Mit der Klage war urſprünglich unter Vorbehalt weiterer 
Anſprüche bloß die Verurteilung des Bekl. zur Zahlung der 
Koſten der ärztlichen Behandlung und ſonſtiger Auslagen in 
Höhe von 331,70 Mark gefordert. Nach Abweiſung der Klage 
in I. J. haben die Kl. in II. J. unter Erweiterung des Klage⸗ 
antrages beantragt, den Bekl. für verpflichtet zu erklären, allen 
Schaden zu erſetzen, der durch den Unfall vom 23. Juni 1899 
entſtanden ſei. Dieſem Antrage hat das B. G. ſtattgegeben 
und es hat die Sache zur weiteren Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung auch über die Koſten an das L. G. zurückverwieſen. 
Der Rkl. rügt nun, der Antrag der Kl., wie er in II. J. geſtellt 
ſei, ſtelle fich als unzuläſſige Feſtſtellungsklage dar. Es iſt 
zuzugeben, daß der Antrag der Kl. fo, wie er in II. J. geſtellt 
worden iſt, da er weder das Begehren eines beſtimmten Schadens⸗ 
betrages enthält, noch die Zuerkennung eines nach richterlichem 
Ermeſſen zu beſtimmenden Schadens begehrt iſt, als Antrag 
auf bloße Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht des Bekl. unter 
Vorbehalt der Feſtſtellung des Betrages in einem beſonderen 
Verfahren aufgefaßt werden kann und als ſolcher einer be⸗ 
ſonderen Begründung feiner Zuläſſigkeit gemäß § 256 3. P. O. 
bedurft hätte, an der es fehlt. Vergl. Entſch. der Vereinigten 
Zivilſenate des R. G. Bd. 21 S. 382. Wäre der Antrag in 
dieſem Sinne zu verſtehen, ſo hätte das B. G. auch keinenfalls 
ein Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs erlaſſen und 
die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das 
Gericht I. J. zurückverweiſen dürfen. Wenn aber die Kl., wie 
es im Hinblick auf die urſprünglich angeſtellte Leiſtungsklage 
den Anſchein hat, ihren Antrag im Sinne einer Leiſtungsklage 
aufgefaßt wiſſen und ſomit die Verurteilung des Bekl. ſchon in 
dem anhängigen Verfahren begehren wollten, ſo hätte das B. G. 
gemäß § 139 Z. P. O. auf eine entſprechende Erläuterung ihrer 
unklaren Anträge hinwirken müſſen. Ob der Antrag in dem 
einen oder anderen Sinne zu verſtehen war, hierüber läßt das 
B. G. die erforderlich geweſene Erörterung vermiſſen. Mithin 
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leidet das B. U. in einem erheblichen Punkte an einem Mangel 
an Begründung, der zu feiner Aufhebung gemäß § 551 Ziff. 7 
Z. P. O. führen mußte. D. c. F. u. Gen., U. v. 22. Dez. 03, 
340/03 II. — Cöln. 

16. 5 286 Z. P. O. Nicht erſchöpfende Beröückſichtigung 
der Ergebniſſe der Beweisaufnahme. Unterlaſſene Erwägung, 
ob ein notwendiger Eid aufzuerlegen ſei. 

Die angegriffene Entſcheidung hat ausgeführt 1. bezüglich 
des Nachweiſes, daß der Kl. wegen der Barſumme in Höhe 
von 6 000 Mark befriedigt worden, es liege in dieſer Beziehung 
das völlig glaubwürdige Zeugnis der St. in Verbindung mit 
dem des Altſitzers W. vor. Dem gegenüber ſeien die von ein- 
zelnen Zeugen bekundeten Außerungen der Witwe O. unerheb⸗ 
lich, daß ſie ihr Teſtament machen wolle, da ſie dem Kl. noch 
nichts gegeben habe, daß dieſem noch nichts zugefloſſen, und daß 
er für die Pflege ihres Ehemannes 4 000 Taler bekommen ſolle. 
Es müßten dieſe Angaben darauf zurückgeführt werden, daß die 
Witwe Q., wie aus den vielfachen Teſtamententwürfen zu ent- 
nehmen, oftmals ihre Anſicht geändert habe. Die Reviſton hat 
hiergegen geltend gemacht, es jet eine Anzahl von Tatſachen, die gegen 
die Slaubwürbigkeit der Zeugin St. ſprächen, nicht berüdfichtigt. In 
Übereinſtimmung mit dieſen gegen das angefochtene Urteil erhobenen 
Angriffen muß angenommen werden, daß dieſem ein Verſtoß 
gegen prozeſſualiſche Normen ($ 286 Z. P. O.) zur Laſt fällt, 
da es an einer völligen Berückfichtignng des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme und des Inhalts der Verhandlungen mangelt. 
Abgeſehen von demjenigen, was die Nevifion vorgebracht hat, 
fällt noch ins Gewicht, daß die Zeugen St. und W. etwas 
ganz verſchiedenes ausgeſagt haben. Der vorliegende Mangel 
in der Würdigung der Tatſache muß zur Aufhebung des Er⸗ 
kenntniſſes in dem in Rede ftehenden Punkte und zur Zurück⸗ 
verweiſung an die Vorinſtanz führen. Dasſelbe muß aber 
2. Platz greifen, ſoweit angenommen iſt, daß das vom Kl. be⸗ 
bauptete Verſprechen der O. ſchen Erklärung, ihm den Mobiliar: 
nachlaß zu überlaſſen, nicht geleiſtet worden. In dieſer Be 
ziehung iſt von dem B. G. ausgeführt, es ſpreche für den Kl. 
nur das Zeugnis des H. und der D., wonach von der Q. ge- 
äußert worden, der Kl. ſolle den ganzen oder den größeren Teil 
des Mobiliarnachlaſſes erhalten. Dem ſtehe aber gegenüber, 
daß die Q. nach den Teſtamentsentwürfen über einen Teil der 
Sachen anderweit verfügt habe, ſodaß das mit der Klage be- 
hauptete vertragsmäßige Verſprechen der Möbel nicht dargetan 
ſei. Mit Recht wird nun aber von der Reviſion hervorgehoben, 
daß es vielleicht zu der Auferlegung eines notwendigen Eides 
für den Kl. habe führen können, wenn ferner noch Rückſicht 
genommen wäre auf die Ausſagen einmal des Pfarrers R., von 
dem bei ſeinen mehrfachen Vernehmungen bekundet, daß die O. 
ihm geſagt habe, dem Kl. ſolle die Hauptſache oder der größere 
Teil der Möbel zufallen, ferner des C., der deponiert hat, die 
Q. habe ihm wiederholt mitgeteilt, ihr Mann und ſie hätten 
bei Lebzeiten beſtimmt, daß der Kl. nach ihrem Tode entſchädigt 
werde und alles bekommen ſolle. G. c. T. u. Gen., U. v. 
2. Jan. 04, 349/03 VII. — Marienwerder. 

17. 8 313 Nr. 3 Z. P. O. Bezugnahme auf den Tat⸗ 
beſtand eines Beweisbeſchluſſes iſt unſtatthaft. 

Der Tatbeſtand des angefochtenen Urteils entſpricht nicht 
dem Geſetz. Es wird darin auf „den Tatbeſtand zum Beweis ⸗ 
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beſchluß vom 30. September 1902 Bezug genommen, eine 
dieſen berichtigende Bemerkung des Kl. erwähnt und die Dar⸗ 
ſtellung des ſeit jenem Beweisbeſchluſſe hinzugekommenen Prozeß⸗ 
ſtoffs augeſchloſſen. Dagegen befinden ſich in dem „Tatbeſtand 
zum Beweisbeſchluß“, und nur in dieſem, eine Anzahl erheb⸗ 
licher Behauptungen und Beweisanträge der Parteien, ſodaß, 
wenn man dieſe außer Betracht läßt, es an einer ficheren Grund⸗ 
lage für die Enutſcheidung fehlt. Die Z. P. O. ſetzt in 8 313 
Abſ. 1 Nr. 3 der Regel nach als Beſtandteil des 
Urteils einen Tatbeſtand voraus, aus dem die Parteien 
vollſtändig entnehmen können, welchen Sach und Streit⸗ 
ſtand das Gericht ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt hat; 
nur die Bezugnahme auf vorbereitende Schriftſätze und 
Sitzungsprotskolle, bez. auf das Urteil der Vorinſtanz iſt 
als Ausnahme zugelaſſen. L. c. C., U. v. 4. Jan. 04, 534/03 VI. 
— Hamburg | 

18. 5 412 3. P. O. Über Anträge auf Ausſetzung des 
Verfahrens entſcheidet das richterliche Ermeſſen. 

Ein von dem Kl. benutzter Eiſenbahnzug war zuſammen⸗ 
geftoßen und der Kl. hat gegenüber einem ihm ungünftigen 
ärztlichen Gutachten behauptet, daß er durch die Erſchütterung 
eine dauernde ſchwere Schädigung an ſeiner Geſundheit und 
Erwerbsfähigkeit erlitten habe, und fordert von dem Bekl. als 
dem Betriebsunternehmer der Bahn Schadenerſatz. Er hat den 
Antrag geſtellt, das Verfahren auf zwei Monate auszuſetzen, 
damit er ſich der ihm von Profeſſor Dr. C. empfohlenen Kur 
unterziehen und deren Ergebniſſe abwarten koͤnne. Das B. G. 
hat den Anträgen nicht ſtattgegeben; die Reviſion blieb erfolglos. 
Von einem Verſtoße gegen die Prozeßvorſchriften über die Aus⸗ 
jegung des Verfahrens kann keine Rede fein, da unzweifelhaft 
keiner der Fälle vorlag, in welchen eine Ausſetzung im Sinne 
der Z. P. O. angeordnet werden kann. In Wahrheit erſtrebte 
der Kl. mit ſeinem Antrage auf „Ausſetzung“ des Prozeſſes nicht 
deſſen einſtweiligen Stillſtand, ſondern er wünſchte weitere 
Beweiserhebungen durch Befragung eines anderen Sachverſtän⸗ 
digen oder wenigſtens durch nochmalige Vernehmung des bereits 
abgehörten Sachverſtändigen und die Vorbereitung dieſer Beweis- 
erhebung durch Beobachtungen bezüglich ſeines körperlichen Zu⸗ 
ſtandes. Die Entſcheidung darüber, ob eine ſolche weitere Be⸗ 
weiserhebung ſtattzufinden habe, unterſtand dem Ermeſſen des 
B. G. (Z. P. O. $ 412), und es kann in der gegenwärtigen 
Inſtanz nicht beanftandet werden, wenn die begehrte neue Begut⸗ 
achtung abgelehnt worden iſt, weil das bereits vorliegende Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. F., das noch durch dasjenige des 
Profeſſors Dr. U. und mehrere Zeugenausſagen unterſtützt werde, 
genügend ſei. L. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 21. Dez. 03, 
180/03 VI. — Naumburg. 

19. 8 527 3. P. O. Einrede der unzuläffigen Klage⸗ 
änderung bei Unzuläjfigleit des Rechtsweges bei nachträglicher 
Geltendmachung eines neuen Anſpruchsgrundes. 

Soweit die Reviſion ſich gegen die in beiden Vorinſtanzen 
angenommene Zuläſfigkeit des Rechtsweges richtet und daher 
demäß 5 547 Ziff. 1 3. P. O. ohne Rückſicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes zuläſſig iſt, iſt fie nicht begründet. 
Bei Prüfung dieſer Frage muß der Inhalt des B. U. außer 
Betracht bleiben und iſt lediglich dasjenige, was die Kl. zur 
Begründung ihres Antrages vorgebracht hat, zu berückſichtigen 
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und als richtig zu unterſtellen. Die Kl. hat freilich dieſen 
Klagegrund erft in der Ben ufrngsinſtanz geltend gemacht und 
von ſeiten des B. R. iſt er, weil Bekl. ihm widerſprochen hat, 
als eine nach 8 527 Z. P. O. unzuläffige Klageänderung be ; 
handelt worden. Letztere Annahme bildet jedoch bereits einen 
Teil der Sachentſcheidung, deren Erlaß die vorgängige Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Rechtsweg zuläſſig ſei, vorausſetzt. Sie kann 
daher nicht, wie die Revifion will, gegen dieſe Feſtſtellung ver⸗ 
wertet werden. Vielmehr iſt, wenn lediglich die Frage der Zu⸗ 
läffigkeit des Rechtsweges zu prüfen iſt, auch inſoweit ausſchließ⸗ 
lich das Vorbringen der Kl. zugrunde zu legen, d. h. von der 
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ſpruchsgrundes auszugehen. v. K. c. L. u. M., U. v. 2. Jan. 04, 
478/04 V. — Poſen. 

20. 8 538 Nr. 3 Z. P. O. Zuläſſigkeit der gleichzeitigen 
Entſcheidung über Grund und Betrag in II. J. bei Klagab⸗ 
weiſung in I. J. 

Unbegründet ift der prozeſſuale Angriff, den die Reviſion 
dagegen richtet, daß der B. R. in ſeinem Urteil auch über den 
Betrag des Schadens erkannt und die Sache zur Verhandlung 
hierüber nicht an das Gericht der I. J. zurückverwieſen hat. 
Der Fall des 8538 Nr. 3 Z. P. O. liegt nur dann vor, 
wenn der eingeklagte Aufpruch bereits in der I. J. nach Grund 
und Betrag ſtreitig geworden war und nunmehr entweder eine 
Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs nach 8 304 
Z. P. O. erfolgt oder die Klage abgewieſen iſt. Im vorliegenden 
Falle liegt die Sache ſo, daß beim Landgerichte lediglich der 
Grund des erhobenen Anſpruches, nicht aber der Betrag von 
der Bekl. beſtritten worden iſt. Wäre das L. G. zur Bejahung 
des Grundes gelangt, fo hätte es demnach ein Zwiſchenurteil nach 
§ 304 nicht erlaſſen können, vielmehr, da der Rechtsſtreit zur 
Endentſcheidung reif war, nach 8 300 Abſ. 1 die Bekl. durch 
Endurteil ſogleich nach dem Klagantrage verurteilen müſſen. 
In bezug auf die Vorſchrift des § 538 Nr. 3 aber wird die 
prozefſnale Lage dadurch nicht verändert, daß das L. G. die 
Klage abgewieſen hat. Denn das Abweiſungsurteil, wovon 
dieſe Geſetzesſtelle ſpricht, iſt nur die der poſitiven Entſcheidung 
nach § 304 gegenüberſtehende negative Entſcheidung. Vergl. 
Saupp- Stein Bd. II S. 54. B. c. W., U. v. 30. Nov. 03, 
271/08 J. — Kammergericht. 

21, Z. P. O. 88 546, 547 verbunden mit § 70 des 
G. V. G. und 5 75 des Hamburgiſchen Ausf. G. — 5 64 
Abſ. 1 der Gewerbeordnung. Zuläſſigkeit der Reviſion, Gewerbe⸗ 
freiheit, Befugniſſe der Marktpolizei. 

Es kommt zunächſt allein auf die Frage an, ob der § 64 
der Gewerbeordnung verbietet, daß einigen Marktbeſuchern ein 
für allemal feſte Plätze, anderen aber von Tage zu Tage 
wechſelnde angewieſen werden. Dieſe Frage iſt nun aber vom 
O. L. G. mit Recht verneint worden. Der Kl. hat ſich für die 
entgegengeſetzte Meinung nur darauf berufen, daß nach § 64 
Abſ. 1 der Gewerbeordnung der Beſuch der Wochenmärkte einem 
jeden mit gleichen Befugniſſen freiſteht. Wenn daraus 
aber abgeleitet werden ſoll, daß die Marktpolizei bei Anweiſung 
der Plätze nicht in betreff der Ständigkeit der letzteren für die 
einzelnen Marktbeſucher ein gemi ſchtes Syſtem befolgen dürfe, 
jo iſt damit dem Worte „Brfugniffe* eine Bedeutung beigelegt, 
die über feinen natürlichen Sinn weit hingusgeht. Die „Befug ⸗ 
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niſſe“ der einzelnen Marktbeſucher werden dadurch nicht ungleich, 
daß letztere ſich ſämtlich bei ihrer Aufſtellung auf dem Markte 
nach den der Polizei zweckmäßig erſcheinenden Anordnungen 
richten müſſen. F. c. Finanzdep., U. v. 21. Dez. 03, 179/03 VI. 
— Hamburg. 

22. 8 600 Z. P. O. Ein Recht, Vorenthaltung der Urteils- 
ſumme aus einem rechtskräftigen Wechſelurteil zu verlangen, kann 
im Wege des Arreſtes oder der einſtweiligen Verfügung nicht 
geltend gemacht werden. 

Der Kl. hat als Ausſteller Vorbehaltsurteil des Kammer⸗ 
gerichts, 13. Zivilſenats, zu Berlin vom 8. Juni 1903 erlangt, 
wodurch die Bekl. zur Bezahlung eines Wechſelakzeptes über 
10 000 Mark, fällig am 20. Juli 1901 verurteilt worden find. 
Das Urteil iſt für vorläufig vollſtreckbar erklärt, den Bekl. jedoch 
nachgelaſſen, die Zwangsvollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung in 
Höhe der ganzen Streitſumme abzuwenden. Das vorbehaltene 
Nachverfahren iſt bisher nicht abgeſchloſſen. Durch Antrag 
haben die Bekl. um Erlaß einer einſtweiligen Verfügung nach 
88 935, 938 3. P. O. dahin nachgeſucht: „daß der Kl. bis 
zur rechtskräftigen Entſcheidung des vorliegenden Prozeſſes im 
ordentlichen Verfahren nicht befugt ſei, aus dem Urteile vom 
8. Juni 1903 zu vollſtrecken. Zur Rechtfertigung iſt geltend 
gemacht, daß ſchon jetzt das Ergebnis der Beweisaufnahme den 
Antrag auf Klagabweiſung als begründet erſcheinen laſſe und 
daß die Intereſſen der Bekl. ſchwer geſchädigt würden, wenn 
trotzdem die Urteilsſumme gezahlt werden müſſe und nur die 
ſpätere Zurückforderung von dem alsdann vielleicht nicht zahlungs⸗ 
fähigen Kl. übrig bleibe. Dieſer Antrag iſt vom B. G. ab- 
gelehnt, die Beſchwerde vom R. G. zurückgewieſen worden. Ein 
Recht zur Vorenthaltung der Urteilsſumme aus dem rechts⸗ 
kraͤftigen Wechſelurteile haben die Bekl., ſoweit nicht ihre Be⸗ 
fugnis zur Abwendung der Zwangs vollſtreckung durch Sicher⸗ 
heitsleiſtung reicht, überhaupt nicht. Dieſes Recht ſoll ihnen 
erſt durch die erbetene Anordnung gegeben werden. Es kann 
daher nicht ſelbſt ſchon Gegenſtand des Schutzes durch eine 
einſtweilige Verfügung ſein. Als Gegenſtand einer rechtlich 
zuläſſigen Schutzmaßregel kann nur in Betracht kommen der 
Anſpruch der Bekl. auf künftige Rückerſtattung des aus dem 
Wechſelurteile Geleiſteten, wenn dieſes Urteil demnächſt auf⸗ 
gehoben werden follte, 8 600 Z. P. O. Dieſer Anſpruch aber 
würde in einer Geldforderung beſtehen und der geſetzlich ge- 
wieſene Weg zu ſeiner Sicherung, wie das B. G. zutreffend an⸗ 
genommen hat, ausſchließlich die Erwirkung eines Arreſtes ſein. 
Auch wenn man den Antrag der Bekl. im Sinne eines Arreſt⸗ 
antrages auslegen wollte, ſo hat es doch das B. G. mit Recht 
abgelehnt, darauf einzugehen, da die Bekl. nicht nur die Glaub⸗ 
haftmachung, ſondern ſelbſt jede Darlegung eines Arreſtgrundes 
unterlaſſen und nur auf die Möglichkeit künftiger Zahlungs- 
unfähigkeit des Kl. hingewieſen haben. Endlich aber kann es 
auch völlig dahingeſtellt bleiben, ob der von dem Bekl. erbetene 
Schutz im Wege der einſtweiligen Verfügung zuläſſig wäre, da 
ſelbſt bei dieſer Annahme die Ablehnung der beantragten An- 
ordnung dadurch hinreichend gerechtfertigt erſcheinen müßte, daß 
die Bekl. in der ihnen zugeſprochenen Befugnis, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung des Kl. durch Sicherheitsleiſtung abzuwenden, 
bereits den erforderlichen Schutz beſitzen. K. c. K., Beſchl. 
v. 11. Jan. 04, B 2/04 I. — Berlin. 
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28. 8 767 Z. P. O. Zuläffiger Zeitpunkt des Vorbringens 
der Aufrechnungseinrede. 

Durch rechtskräftig gewordenes Urteil vom 31. Oktober 
1901 iſt der jetzige Kl. verurteilt, an den Mitbekl. zu 1, K. 
3696,92 Mark nebſt Zinſen zu zahlen. K. hat alsbald wegen 
dieſer Judikatforderung die Zwangsvollſtreckung gegen Kl. ein⸗ 
geleitet, und iſt dieſelbe dann, nachdem K. dieſe ſeine Forderung 
am 14. November 1901 an die Mitbekl. zu 2, Witwe E., 
abgetreten hatte, von letzterer fortgeſetzt. Kl. erhebt nun gemäß 
8 767 Z. Y. O. Einwendungen gegen die zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gebrachte Forderung mit dem Antrage, die Bekl. für 
nicht berechtigt zu erklären, wegen derſelben die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen ihn zu betreiben, indem er geltend macht, daß 
er gleich nach Erlaß des Urteils vom 31. Oktober 1901 gegen 
den Bekl. zu 1, und nach erfolgter Mitteilung der Zeffion an 
Bekl. zu 2, auch dieſer gegenüber mit drei Judikatsanſprüchen 
gegen den Bekl. zu 1, aus den Jahren 1892, 1893, welche 
den zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch im Betrage 
überſteigen, aufgerechnet habe, die zur Zwangsvollſtreckung 
gebrachte Forderung ſomit getilgt ſei. Das B. G. hat den 
Kl. mit dieſer Klage abgewieſen, weil dieſe Aufrechnungen nach 
8 767 Abſ. 2 Z. P. O. prozeſſualiſch unzuläffig fein. Denn 
da ſie auf Judikatsanſprüche aus den Jahren 1892, 1893 
gegründet ſeien, ſo ſeien die Gründe, auf denen die Auf⸗ 
rechnung beruhe, vor dem Urteile vom 31. Oktober 1901 
entſtanden. Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die Reviſion 
mit der Ausführung, daß nach den hier für die Aufrechnung 
in Anwendung zu bringenden Vorſchriften des B. G. B. die 
Aufrechnung ein einſeitiges, auf die Aufhebung der einander 
gegenüberſtehenden Forderungen gerichtetes Rechtsgeſchäft, ſomit 
die Erklärung der Aufrechnung der tilgende Akt ſei, und daß 
daher für die Anwendung des § 767 Abſ. 2 der 3. P. O. 
allein der Zeitpunkt der Erklärung, der im vorliegenden Falle 
nach dem Schluſſe der entſcheidenden mündlichen Verhandlung 
liege, maßgebend fein könne. Dieſe Auffaſſung, die allerdings 
in der Literatur vielfach Vertretung gefunden hat, wird jedoch 
dem § 767 Abſ. 2 Z. P. O. nicht gerecht und kann daher für 
zutreffend nicht erachtet werden. Bei Auslegung dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt in Betracht zu ziehen, daß der Gläubiger, gegen 
den ſich die Klage aus 8 767 Z. P. O. richtet, einen durch 
Urteil feſtgeſtellten Anſpruch hat, daß es ſich um Einwendungen 
in der Zwangsvollſtreckung handelt und daß die Beſtimmungen 
des 8 767 — nicht bloß Abſ. 2, ſondern auch Abſ. 3 — 
offenbar darauf abzielen, im Intereſſe eines energiſchen Fort⸗ 
gangs der Vollſtreckung Schikanen und Verzögerungen des 
Schuldners moͤglichſt entgegenzutreten. Vergl. auch Begründung 
des Entwurfes der Z. P. O. S. 406 bis 410, bei Hahn, die 
geſamten Materialien S. 436 bis 438, Protokolle der 
Kommiſſion bei Hahn S. 818. Hiernach iſt der & 767 
Z. P. O. dahin auszulegen, daß alle Einwendungen, welche bis 
zu dem in Abſ. 2 angegebenen Zeitpunkt vorgebracht werden 
können, bis dahin auch vorgebracht werden müſſen. Die 
Einwendung der Aufrechnung kann aber geltend gemacht werden, 
wenn die Forderung, mit der aufgerechnet werden ſoll, entftanden 
und fällig iſt; der Schuldner hat dann die Moͤglichkeit, die 
Erklärung, aufrechnen zu wollen (§S 388 des B. G. B.), at- 
zugeben, hierdurch die Forderung des Gläubigers nach Maßgabe 
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des 6 389 des B. G. B. zur Erloͤſchung zu bringen und auf 
dieſe lediglich auf feinen Willen beruhende Aufrechnungserklärung 
die Einwendung zu ſtützen. (Wird näher begründet.) W. c. K. 
u. Gen., U. v. 20. Nov. 03, 414/03 III. — Hamm. 

24. 9 940 Z. P. O. Begriff des Nachteils. 

Die Rüge, daß das B. G. den § 940 der Z. P. O. ver⸗ 
letzt habe, weil es keine ausdrückliche tatſächliche Feſtſtellung 
dahin getroffen habe, welche beſtimmte weſentliche Nachteile der 
Kl. gedroht und daß und warum dieſe die Anordnung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung nötig gemacht haben, kann nicht als zu- 
treffend erachtet werden. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß ſich nicht alle Möglichkeiten von Nachteilen im einzelnen 
aufzählen und feſtſtellen laſſen, und hat deshalb auch § 940 
der Z. P. O. dem richterlichen Ermeſſen den freieſten Spiel⸗ 
raum gewährt, indem die Anordnung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nicht einmal auf die Fälle weſentlicher Nachteile oder 
drohender Gewalt beſchränkt iſt, dieſe vielmehr auch aus 
„anderen Gründen“ erfolgen kann (vergl. Entſch. des R. G. in 
Seuffert Archiv Bd. 49 S. 481). Es bedarf ſomit nicht der 
Feſtſtellung einzelner beſtimmter Nachteile und genügt die 
überzeugung des Gerichts, daß weſentliche Nachteile drohen. 
K. e. S., U. v. 29. Dez. 03, 447/03 III. — Berlin. 

Konkursordnung. 

25. 85 17 R. K. O. Kündigung des Pachtrechts nach 
Konkurs des Pächters. 

Die Beſtimmung des 8 17 der R. K. O. enthält inſoweit 
zwingendes Recht, als ſie im öffentlichen Intereſſe erlaſſen iſt, 
und dies ift der Fall, inſoweit durch fie die Gläubiger im 
Konkursverfahren gegen die aus der vertragsmäßigen Fortdauer 
des Miete oder Pachtverhältniſſes für ihre Befriedigung 
erwachſenden Nachteile geſchützt und der raſche Gang des 
Konkursverfahrens ſelbſt gefichert werden ſoll. Dem Zwecke des 
Konkursverfahrens, zum Beſten der Gläubiger das Vermögen 
dei Gemeinſchuldners beſtmoͤglichſt zu verwerten (88 2, 107 
der R. K. O.), würde es zuwiderlaufen, wenn der Konkurs⸗ 
verwalter Pacht und Miete bis zum Vertragsende mit den 
Mitteln der Maſſe durchführen müßte. Deshalb kann das 
Kündigungsrecht des Konkursverwalters durch keine Privatver- 
einbarung ausgeſchloſſen oder über das Geſetz hinaus eingeſchränkt 
werden; alle Vertragsberedungen, welche für den Konkurs ver⸗ 
walter die Kündigung erſchweren, find dem Geſetze gegenüber 
unwirkſam (Motive zur Konkursordnung B. I S. 74 ff., 
Jaeger, Konkursordnung 2. Auflage Anm. 8 zu $ 19, v. Wilmowski, 
Konkurs ordnung, 5. Auflage Anm. 2, 4 zu 8 17, derſelbe 
6. Auflage Anm. 8 zu 8 19, Peterſen und Kleinfeller, Konkurs- 
ordnung 4. Auflage Anm. 1 zu 55 19— 21). Daß die 
R. K. O. über dieſen Zweck hinaus in die Privatwillkür habe 
eingreifen wollen, kann nicht angenommen werden. Die 
Beſtimmung des 5 17 läßt vereinbarte kürzere Kündigungs ⸗ 
friſten zu, ohne der Kürze der Friſten eine Grenze zu ſetzen; 
es ift deshalb kein Grund vorhanden, einer Vertragsbeſtimmung, 
wonach die Kündigung zur ſofortigen Löſung des Vertrags ⸗ 
verhältniſſes zuläffig fein ſoll, die Wirkung zu verfagen, wie 
denn auch nach dem Rechte der R. K. O. vom 10. Februar 1877 
von der weit überwiegenden Mehrzahl der Schriftſteller die 
Kundbarkeit des Miet- und Pachtverhältniſſes zur ſofortigen 
Löſung nicht nur dann angenommen wurde, wenn es ſowohl 
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an einer geſetzlichen oder üblichen wie an einer vereinbarten 
Kündigungsfriſt fehlte, ſondern auch dann, wenn eine vertrags⸗ 
mäßige Friſt zwar beſtimmt, eine geſetzliche aber nicht gegeben 
war (ſo v. Voͤlderndorff, Stieglitz, Endemann, Sarwey, 
v. Wilmowski; vergl. Peterſen⸗Kleinfeller 3. Auflage S. 80, 
v. Wilmowski 6. Auflage S. 105 Anm. 8 Abſ. 3 zu § 19 der 
Konkursordnung). Es kann auch nicht anerkannt werden, daß 
die Bezugnahme auf vertragsmäßig feſtgeſetzte kürzere Friſten 
im Geſetze nur die ordentliche Kündigung im Auge habe 
und deshalb die Vertragsfeſtſetzungen ausſchließe, die die kürzere 
Friſt nur für den Fall der Konkurseröffnung vereinbaren (vergl. 
Jaeger, Konkursordnung 2. Auflage S. 168 Anm. 18 zu 5 19), 
oder daß die Vertragsbeſtimmung notwendigerweiſe beiden 
Teilen das Recht der kürzeren Kündigung einräumen müſſe. 
Für den Verpächter gerade iſt die Perſoͤnlichkeit des Pächters 
und Bewirtſchafters und die Sicherheit wirtſchaftlicher Nutzung 
des Gutes von der allergrößten Bedeutung (ſ. Motive zur 
Konkursordnung Bd. I S. 78), und deshalb erſcheinen Verein ⸗ 
barungen, die ihm bei Veränderungen in dieſen Verhältniſſen 
die ſchnelle Löͤſung des Vertrages fihern, durchaus gerechtfertigt. 
Iſt nun die Beſtimmung des § 17 der R. K. O. nur inſofern 
zwingender Natur, als fie für die Konkurs maſſe die Möglichkeit 
vorzeitiger Löſung des Pachtverhältniſſes gewährleiſten ſoll, fo 
folgt, daß der Konkursverwalter zwar auf das ihm durch das 
Geſetz gegebene Kündigungsrecht gültig nicht verzichten kann, 
daß dagegen einem Verzichte der Gegenſeite, handle es ſich um 
den Pächter oder Verpächter und um das auf das Geſetz oder 
auf den Vertrag gegründete Kündigungsrecht, nichts im Wege 
ſteht (vergl. Jaeger, Konkursordnung 2. Auflage Anm. 8 zu 8 19). 
Der Verpächter hat ſich ein ſolches Kündigungsrecht vorbehalten. 
Ein ſolcher Vorbehalt aber iſt nicht für ungültig zu erachten. 
Die Erklärung der geſetzlichen Kündigung nach § 17 der 
R. K. O. braucht nicht zum erſten möglichen Termine nach der 
Konkurseröffnung zu erfolgen; durch die Konkurseröffnung 
wird das Vertragsverhältnis ein dauernd kündbares (Jaeger a. 
a. O. Anm. 11, Peterſen⸗Kleinfeller a. a. O. S. 106 oben, 
v. Wilmowski 6. Auflage Anm. 8 Abſ. 3 zu § 19), und das⸗ 
ſelbe muß von dem vertragsmäßigen Kündigungsrecht gelten, 
das nicht ein beſonderes Recht für ſich iſt, ſondern mit dem 
geſetzlichen ein Auflöſungsrecht auf verſchiedener Grundlage 
bildet. U. c. v. R., U. v. 23. Dez 03, 341/03 VI. — Breslau. 

26. 55 54, 55 R. K. O. Aufrechnungsfähigkeit eines 
zur Zeit der Konkurseröffnung beſtehenden, durch Weigerung der 
Erfüllung in einen Schadensanſpruch umgewandelten Erfüllungs⸗ 
anſpruches. Ä 

Das Aufrechnungsrecht des Konkursgläubigers geht nach 
der R. K. O. über die einem Schuldner außerhalb des Konkurs- 
verfahrens zuſtehende Kompenſationsbefugnis erheblich hinaus. 
Nach 847 der R. K. O. (ä. F.) — 5 54 der R. K. O. 
(n. F.) — wird die Aufrechnung nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens die aufzurechnenden 
Forderungen oder die eine von ihnen noch betagt oder noch 
bedingt war, oder die Forderung des Gläubigers nicht auf 
einen Geldbetrag gerichtet war. Im letzteren Falle iſt mit 
dem für den Konkurs in eine Geldforderung verwandelten 
Gegenanſpruche aufzurechnen. Als aufſchiebend bedingte 
Forderungen im Sinne der R. K. O. find nicht nur ſolche an⸗ 
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zuſehen, die zufolge rechtsgeſchaͤftlicher Beſtimmung von einem 
Ereigniſſe abhängen ſollen. Wie in den Motiven zum 8 60 
der R. K. O. (ä. F.) hervorgehoben und in der Rechtſprechung 
anerkannt iſt, gehören hierher auch die geſetzlich bedingten An⸗ 
ſprüche, ſo insbeſondere die Regreßanſprüche von Bürgen und 
Mitſchuldnern des Kridars, wenn auch die Zahlung durch den 
Bürgen oder Mitverpflichteten erſt nach der Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Hauptſchuldners im Laufe 
des Verfahrens erfolgen ſollte. An anderer Stelle, zu § 2, iſt 
in den Motiven bemerkt, daß Forderungen, die vor der Er⸗ 
öffnung begründet find, berückfichtigt werden können, obſchon 
ſie damals noch nicht perfekt waren, wenn nur ihre Perfektion 
ohne jedes Zutun des Gemeinſchuldners eintritt. Im vor⸗ 
liegenden Prozeſſe handelt es ſich um eine Entſchädigungs⸗ 
forderung, die infolge der Erfüllungsweigerung des Konkurs- 
verwalters an die Stelle des vertrags mäßigen Lieferungs⸗ 
anſpruchs getreten iſt. Der letztere hat ſich infolge jener 
Weigerung kraft Geſetzes in den Schadensanſpruch umgewandelt. 
Auch dieſer beruht auf den zwiſchen der Bekl. und der Gemein⸗ 
ſchuldnerin geſchloſſenen Verträgen und war ſchon zur Zeit der 
Konkurseröffnung für den Fall, daß der Konkursverwalter die 

Erfüllung der Verträge ablehnte, begründet. Während 8 21 (26) 
der R. K. O. nach Wortlaut und Zweck die Aufrechenbarkeit 
der Entſchädigungsforderung nicht ausſchließt, führen die 
Gründe, welche den Geſetzgeber beſtimmt haben, auch bedingte 
Forderungen zur Aufrechnung zuzulaſſen, und die Auffaſſung 
über den Begriff „Bedingung“, von welcher hierbei aus ⸗ 
gegangen iſt, zu der Annahme, daß die im Falle des 8 21 (26) 
an die Stelle des Erfüllungsanſpruchs tretende Entſchädigungs⸗ 
forderung des Gläubigers als eine aufſchiebend bedingte im 
Sinne des 8 47 (54) und insbeſondere nicht als eine erft 
nach der Eröffnung des Verfahrens erworbene im Sinne des 
§ 48 (55) Nr. 2 anzuſehen iſt. In dem für die gegenteilige 
Anfiht in Bezug genommenen Urteile des V. 3. S. des R. G. 
vom 9. Mai 1900 — Entſch. in Zivilſachen Bd. 46 S. 98 — 
iſt allerdings die dem Gläubiger infolge der Nichterfüllungs⸗ 
erklärung des Konkursverwalters zuſtehende Schadenserſatz⸗ 
forderung als nach der Eröffnung des Konkursverfahrens erworben 
bezeichnet. Zur Anrufung einer Entſcheidung der vereinigten 
Zivilſenate lag jedoch keine Veranlafjung vor, da jenes Urteil 
den Fall des 8 48 Nr. 1 der R. K. O. betraf, während es 
ſich hier um $ 48 Nr. 2 der R. K. O. handelt, dasſelbe auch 
nicht auf der erwähnten Annahme beruht, da es für die Ent- 
ſcheidung nicht darauf ankam, ob die Schadenserſatzforderung 
vor oder nach der Eroͤffnung des Konkursverfahrens erworben 
war. P. C. W., U. v. 13. Nov. 03, 278/03 VII. — Hamm. 

27. Verlangt der § 117 a. F. R. K. O. — § 127 n. F. — 
bei der Verwertung nach Maßgabe der Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung zuvor eine n der beweglichen 
Gegenſtände? 

Die Anſicht, daß es bei einer Sa nach $ 117 
der R. K. O. a. F. (8 127 R. K. O. vom 17. Mai 1898) einer 
Pfändung der beweglichen Gegenſtände bedürfe, wird in neuerer 
Zeit mehrfach vertreten. Es wird geltend gemacht: da ſich das 
Verfahren in den Formen der Zwangsvollſtreckung bewege, ſo 
könne es nur mit der Pfändung beginnen, denn ohne Pfändung 
gebe es keine Zwangsvollſtreckung, und darum auch keine Ver⸗ 
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wertung nach Maßgabe der Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Der allgemeine Konkursbeſchlag ſchließe zwar das 
Bedürfnis nach einem Pfändungspfandrecht aus, erübrige aber 
keineswegs den ſpeziellen Pfändungsakt; denn ein Rechtsakt ſei 


nicht deshalb unzuläffig oder überflüffig, weil eine beſonden 


Wirkung desſelben in einem Falle beſonderer Art nicht eintrete. 
Der Pfändungsakt fei nicht überflüffig, nur er ſetze die Frift 
des 8 816 (717) der Z. P. O. in Lauf; nur er ermögliche eine An- 
ſchlußpfändung (§ 826 [727] ff. Z. P. O.). Auch bei Verwertung 
von Forderungen und anderen Vermoͤgensrechten bedürfe es der 
Pfändung und ferner der Überweiſung zur Einziehung. Der 
Konkursbeſchlag und der offene Arreſt könnten hierfür keinen 
Erſatz bieten. Durch den offenen Arreft werde dem Dritt. 
ſchuldner nur verboten, an den Gemeinſchuldner, nicht aber an 
den Abſonderungs berechtigten zu zahlen. — Vergl. Wolff, Das 
Abſonderungsrecht im Konkurs (1892) S. 193, 194, Wolff, 
Konkursordnung (1900) Anm. 3 zu § 127 der R. K. O. n. 8. 


Jäger, Die Konkursordnung (1902) Anm. 9 und 10 zu 8127 


der R. K. O. n. F. — Dieſe Ausführungen find nicht geeignet, 
die Notwendigkeit einer Pfändung darzutun. Ein Pfändungs- 
pfandrecht zum Zwecke der Verwertung in den Fallen dez 
§ 117 der R. K. O. iſt nicht nur entbehrlich, ſondern nach den 
Beſtimmungen der R. K. O. ausgeſchloſſen. Für den die Ver⸗ 
wertung betreibenden Verwalter als das im öffentlichen Intereſſe 
zur Verwaltung und Verwertung der Konkursmaſſe geſchaffene 


Organ (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 29 S. 36, 


Bd. 35 S. 81) kann es nicht zur Entſtehung kommen, da er 


ſpruch darauf, daß der bei der Verwertung des beweglichen 
Gegenſtandes ſich ergebende Erlös, ſoweit ſich nach Befriedigung 
des Pfandgläubigers ein Überſchuß ergibt, zu ihrer gemein- 
ſchaftlichen Befriedigung verwendet wird ($ 117 § 2 R. K. d. 
a. F.). Kann alſo von einem Pfändungspfandrecht nicht die 
Rede ſein, ſo bedarf es auch keiner Pfändung, da es zu deren 


Begriff weſentlich iſt, daß der Gläubiger ein Pfandrecht an den 


gepfändeten Gegenftand erwirbt. Es bleibt nur die Beſtz⸗ 
ergreifung des beweglichen Gegenſtandes zum Zwecke der Ver ⸗ 


wertung übrig, welche aber keine Pfändung iſt und daher uicht 


in den Formen derſelben vorgenommen zu werden braucht. 
Aus der Beſtimmung des 8 816 (717) 3. P. O., daß die 


Verſteigerung der gepfändeten Sachen nicht vor Ablauf einer 
Woche ſeit dem Tage der Pfändung geſchehen darf, kann ein 


Beweisgrund nicht entnommen werden; denn dieſe Friſt kann 


von der Beſitzergreifung an gerechnet werden, ohne daß letztere 


einen Pfändungsakt darzuftellen brauchte. Unzutreffend iſt ferner 


die Erwägung, daß die Pfändung notwendig ſei, weil nur fe 


eine Anſchlußpfändung ermögliche. Die Z. P. O. geſtattet die 


Pfändung bereits gepfändeter Sachen in den vereinfachten 
Formen der Anſchlußpfändung, läßt aber nicht die Auffaſſung 


zu, daß in Fällen, in denen es ſonſt einer Pfändung nicht 
bedürfen würde, eine ſolche erforderlich ſei zum Zwecke der 


Ermoͤglichung einer Anſchlußpfändung. Es iſt aber auch der 


Ausgangspunkt nicht richtig, daß fi) das Verfahren vollſtändig 
in den Formen der Zwangsvollſtreckung bewege. Nach & 117 
der R. K. O. a. F. handelt es ſich nur um die Verwertunz 
eines zur Maſſe gehörigen beweglichen Gegenſtandes nach Maß 
gabe der Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung. Im 98117 
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nicht Gläubiger iſt, und die Konkursgläubiger haben nur An 
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des für die Firma H. N. unter Nr. 12 249 eingetragenen Waren ⸗ 
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des Entwurfes der R. K. O. ftand „Veräußerung“ an Stelle 
von „Verwertung“. Die Anderung erfolgte, um klarzuſtellen, 
daß der Ausdruck „Veräußerung“, auf Forderungen angewendet, 
auch deren Beitreibung in ſich begreife. — Vergl. Hahn, Die 
geſamten Materialien zur Konkursordnung S. 18 und 586. — 
Die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung kommen hiernach 
nur bezüglich der Verwertung, nicht bezüglich des bei Zwangs⸗ 
vollſtreckungen dem Verfahren der Verwertung voraus 
zehenden Verfahrens zur Anwendung. Es folgt alſo auch 
hieraus, daß es einer Pfändung nicht bedarf, und es iſt unrichtig, 
daß es ohne Pfändung keine Verwertung nach Maßgabe der 
Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung gebe. Der § 117 
der R. K. O. berechtigt den Verwalter zu dieſer Verwertung 
ohne vorausgehende Pfändung. Dieſe Berechtigung des Ver⸗ 
walters entſpricht den ihm zuftehenden allgemeinen Befugniſſen. 
Mit der Eröffnung des Konkursverfahrens geht das Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsrecht bezüglich des zur Konkursmaſſe gehörigen 
Vermoͤgens auf den Konkursverwalter über; er hat dieſes Ver⸗ 
mögen ſofort in Befig und Verwaltung zu nehmen und dasſelbe 
zu verwerten (88 5, 107 R. K. O. a. F.). Beauftragt der 
Konkursverwalter den Gerichtsvollzieher, eine zur Konkursmaſſe 
gehörige Sache nach den Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu veräußern, und ergreift der Gerichtsvollzieher 
darauf den Befitz der Sache, fo iſt dies keine Pfändung, ſondern 
lediglich die Ausübung der dem Konkursverwalter nach 88 107 
und 117 Abſ. 1 der R. K. O. a. F. zuftehenden Befugnis der 
Beſitzergreifung zum Zwecke der Verwertung. Bedarf es hier⸗ 
nach zur Verwertung beweglicher Sachen nach 8 117 der 
R. K. O. einer Pfändung nicht, ſo gilt das gleiche für die Ver⸗ 
wertung von Forderungen. (Wird ausgeführt.) U. o. N. u. 
Gen., N. v. 1. Dez. 03, 417/03 III. — Frankfurt a. M. 

Handetsgefenönd, 

. 88 22, 23 H. G. B. Iſt mit dem Verkauf eines 
1 mit Firma ohne Aktiven und Paſſiven auch ein 
Warenzeichen mit verkauft? 

Die Bekl übertrugen ihre Brauerei und ihr geſamtes 
Geſchäft mit der Firma H. an die K., G., U., L. und M., 
wobei fie bewilligten, daß die Firma auf die Erwerber oder 
eine von diefen zu gründende Geſellſchaft umgeſchrieben werde, 
und haben ſich die Erwerber zu einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung vereinigt. Letztere verlangte Übertragung 


zeichens, eventuell daß das Warenzeichen gelöſcht werde. Das 
L. G. verurteilte, das O. L. G. wies die Berufung zurück. Das 
R. G. hob auf: der Vertrag erwähnt das für H. N. in der Zeichen · 
rolle des Patentamts unter Nr. 12 249 eingetragene Waren- 
zeichen nicht, er bezeichnet als Gegenſtand der Übertragung auf 
die Gegenkontrahenten und weiter auf die von dieſen zu bildende 
Handelsgeſellſchaft die bisher unter der Firma H. N. betriebene 
Bier- und Mumme⸗ Brauerei. Ausdrücklich wird im Vertrage 
bewilligt, daß hiernach die mitübertragene Firma im Handels⸗ 
regifter umgeſchrieben werde, und die Erwerber erklärten für ſich 
und die zu gründende Geſellſchaft, indem ſie ſich dem Antrage 
auf die Umſchreibung der Firma H. N. anſchloſſen, Aktiva und 
Paſſiva dieſer Firma nicht zu übernehmen. Da nun ſowohl 
nach § 7 Abſ. 1 des Geſetzes zum Schutz der Warenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894 das durch Eintragung eines Warenzeichens 
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begründete Recht nur mit dem Geſchäftsbetriebe, zu welchem 
das Warenzeichen gehört, auf einen anderen übergehen kann und 
da ferner zwar der Erwerber eines beſtehenden Handelsgeſchäfts 
nach § 22 des H. G. B. die bisherige Firma mit ausdrücklicher 
Bewilligung des bisherigen Geſchäftsinhabers für das Geſchäft 
fortführen darf, danach und gemäß 8 23 des H. G. B. aber die 
Veräußerung einer Firma ohne das Handelsgeſchäft, für welches 
fie geführt wurde, nicht zuläffig iſt, entſtand die Frage, was 
nach der Abficht der Kontrahenten außer der Firma unter der 
Bezeichnung als Übertragung des gedachten Geſchäfts auf die 
Kl. übergegangen ſei. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit des Über⸗ 
ganges einer Firma ift allerdings der Übergang des Handels- 
geſchäfts, worunter der Inbegriff aller Rechtsverhältniſſe zu ver- 
ſtehen iſt, welche mit dem Betriebe des Handelsgewerbes in 
Beziehung ſtehen. Werden einzelne dieſer Beſtandteile aus⸗ 
genommen, fo iſt zu entſcheiden, ob dieſe Ausnahme mit dem 
Begriffe des Übergangs des Geſchäfts verträglich erſcheint. Dieſe 
Notwendigkeit tritt beſonders dann ein, wenn eine ſo umfaſſende 
Ausſchließung von Geſchäftsbeſtandteilen wie dieſenige aller 
Aktiva und Paffiva, deren Bedeutung an fich der Auslegung 
nach der Abfiht der Vertragſchließenden bedarf, vereinbart 
worden tft, ohne Andeutung über dasjenige, was von anderen 
konkreten Beſtandteilen übergehen ſolle. Die Vorſchrift des 
8 23 des H. G. B. würde ihren Zweck nicht erfüllen, wenn 
man ſich mit der aus dem Begriffe des Geſchäfts gefolgerten 
Möglichkeit begnügen würde, daß noch weitere Beſtandteile des 
Geſchäfts vorhanden ſein konnen. Daß die Kl. das Gewerbe 
der Bier⸗ und Mumme-Brauerei in Betrieb genommen hat, 
läßt gleichfalls einen Schluß darauf nicht zu, daß unter dem 
mit der Firma übertragenen Gefchäfte weitere Beſtandteile und 
ſolche derart enthalten waren, daß ſie objektiv als genügendes 
Subſtrat für den Übergang der Firma zu erachten ſeien. Es 
erſcheint daher die Anſicht des B. G. als dem Geſetze nicht 
entſprechend, daß die den Übergang des Geſchäfts charakterifierenden 
tatſächlichen Momente nicht zu erörtern ſeien, vielmehr wäre 
zum mindeſten von dem richterlichen Fragerecht des 8 139 der 
Z. P. O. gegenüber der Kl. Gebrauch zu machen geweſen, um 
hiernach zur Entſcheidung darüber zu gelangen, ob und welche 
von der Übertragung nicht ausgenommene Geſchäftsbeſtandteile 
vorhanden waren und ob die Übertragung dieſer konkreten Be⸗ 
ſtandteile, wenn ſie angenommen wird, mit dem Begriffe der 
Übertragung des beſtehenden Handelsgeſchäfts im Sinne der 
§§ 22, 23 des H. G. B. noch vereinbar erſcheine. Wäre dies 
zu verneinen, fo würde ber Vertrag als gegen § 23 des H. G. B. 
verſtoßend unter den Parteien nicht rechtswirkſam fein, mithin 
auch nicht geeignet, das Recht anf das eingetragene Waren⸗ 
zeichen auf die Kl. zu übertragen. N. c. N., U. v. 29. Dez. 03, 
206/03 II. — Braunſchweig. 

29. 58 25, 27 Abſ. 1, 344 H. G. B., im Betriebe eines 
Handelsgewerbes 5 Wechel, Auslegung der Ausnahme- 
vorſchrift des § 27 Abſ. 2 

Die erſte Voraus ſetzung für die Anwendung der 88 25, 
27 Abſ. 1 H. G. B., daß der Klagewechſel eine Geſchäfts⸗ 
verbindlichkeit des verſtorbenen M. H. enthält, iſt nach § 344 
Abſ. 2 H. G. B. für gegeben zu erachten. Der Klagewechſel 
bietet keinen Anhalt dafür, daß M. H. ihn nicht im Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes gezeichnet hätte, im Gegenteil ſpricht der 
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Umftand, daß er mit feiner Firma „M. H.“ gezeichnet hat, 
dafür, daß er mit der Zeichnung eine Geſchäftsverbindlichkeit 
hat begründen wollen. Die Präfumtion des § 344 Abſ. 2 
H. G. B. läßt ſich nicht mit der bloßen Behauptung eutkräften, 
daß dem Schuldſcheine eine Verbindlichkeit zugrunde liegt, 
die ihrerſeits nicht dem Handelsgewerbe des Schuldners an⸗ 
gehörte, denn der Kaufmann iſt nicht gehindert, auch ſolche Ver⸗ 
bindlichkeiten, die an ſich nicht handelsgeſchäftlicher Natur find, 
durch Ausſtellung eines mit der Firma gezeichneten Wechſels 
oder eines anderen die Vorausſetzungen des § 344 Abſ. 2 
H. G. B. erfüllenden Schuldſcheins auf ſein Handelsgeſchäft zu 
übernehmen. Nur dann würde dem Schuldſcheingläubiger die 
Einrede der Argliſt entgegenſtehen, wenn er aus der Urkunde 
eine Geſchäftsverbindlichkeit herleitete, obwohl Gläubiger und 
Schuldner bei der Ausſtellung darüber einig waren, daß eine 
Geſchäftsverbindlichkeit damit nicht begründet werden ſollte, und 
ihm dies beim Erwerbe bekannt war. Die Behauptung aber, 
daß M. H. und der Nehmer des Wechſels darüber einig geweſen 
ſind, daß der Wechſel nur eine außergeſchäftliche Verbindlichkeit 
darſtellen ſolle, iſt nicht aufgeſtellt worden. Behauptet iſt nur, 
daß der Wechſelzeichnung klagloſe Differenzgeſchäfte des M. H. 
zugrunde lagen. Dies genügt aber um jo weniger für Entkräftung 
der Vermutung des § 344 Abſ. 2 H. G. B., als Kaufleute 
ſehr wohl auch in dieſer ihrer Eigenſchaft klagloſe Differenz ⸗ 
geſchäfte eingehen können. Laut Eintragungen im Handelsregiſter 
iſt das Geſchäft des M. H. bei deſſen Tode (31. Januar 1901) 
auf ſeine Witwe, bei deren Ableben (28. März 1902) auf ihre 
minderjährigen Kinder und Erben und ſchließlich durch Ver⸗ 
äußerung der letzteren (15. Mai 1902) auf die von den Bekl. 
begründete offene Handelsgeſellſchaft übergegangen. Die jeweiligen 
Rechtsnachfolger haben das Geſchäft ſtets unter der urjprüng- 
lichen Firma M. H. fortgeführt, ohne gemäß H. G. B. § 25 
Abſ. 2 bekannt zu geben, daß fie die Haftung für die Geſchäfts⸗ 
verbindlichkeiten ablehnten. Hiernach iſt die Haftung der Bekl. 
für die durch den Klagewechſel begründete Verbindlichkeit an 
ſich nach H. G. B. § 25 Abſ. 1 und 8 27 Abſ. 1 gegeben, 
und es fragt ſich nur, ob ſie etwa die Ausnahmevorſchrift des 
§ 27 Abſ. 2 daſelbſt um deswillen für ſich anrufen können, 
weil ihre unmittelbaren Rechtsvorgänger, die minderjährigen 
Kinder der Eheleute H., weniger als drei Monate im Beſitze 
des Geſchäfts geweſen find. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 
Die Bedeutung des § 27 Abſ. 2 H. G. B. ergibt ſich aus den 
Bemerkungen der Denkſchrift zu dem im weſentlichen gleich- 
lautenden $ 26 Abſ. 2 des Entwurfs, Mugdan Materialien 
S. 220 (werden einzeln angegeben). Nur die völlige Aufgabe 
des Geſchäfts oder der Firma laſſen nach außen erkennen, daß 
die Firma, unter der die Verbindlichkeiten eingegangen ſind, 
nicht mehr beſteht, und geben dadurch den Geſchäftsgläubigern 
einen beſonderen Anlaß, ihre Rechte wahrzunehmen. Dagegen 
iſt die Übertragung des Geſchäfts mit Firma auf einen Dritten 
nur geeignet, der Annahme der Kontinuität der alten Geſchäfts⸗ 
beziehungen Vorſchub zu leiſten. Durch dieſe Handlung macht 
ſich der Erbe im bejahenden Sinne „über die endgültige Fort⸗ 
führung der Firma ſchlüſſig“. Denn nach außen wird in bezug 
auf den Fortbeſtand der alten Geſchäftsbeziehungen zu Dritten 
derſelbe Eindruck erweckt, ob er Geſchäft und Firma ſelbſt fort- 
führt oder durch einen Dritten fortführen läßt. In demſelben 
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Sinne wird die Frage entſchieden von Staub, Handelsgeſetzbuch 
8 27 Note 24; Coſack, Handelsrecht 8 14 V. Anm. 38 b und 
Lehmann und Ring, Handelsgeſetzbuch 8 27 Nr. 5 a. F.; 
a. M. Düringer und Hachenburg, Handelsgeſetzbuch 1 S. 126; 
Goldmann, Handelsgeſetzbuch 5 27 Anm. 2 IV und Bolte in 
Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. 51 S. 447. H. c. M., U. v. 
2. Dez. 03, 293/03 J. — Hamburg. 

30. 5 182 Nr. 4 H. G. B. Anſtellung eines Vorſtandes 
einer Aktiengeſellſchaft muß im Zweifel durch ſämtliche Mitglieder 
des Auffichtsrates erfolgen. 

Da über die Form, in welcher der Auffichtsrat, wenn er 
ausnahme weiſe als Organ die Geſellſchaft vertritt, ſeinen Willen 
kund zu geben hat, weder in dem Geſetz etwas beſtimmt iſt, 
noch im vorliegenden Falle im Statut näheres angegeben iſt, 
jo muß davon ausgegangen werden, daß die mehreren Mit- 
glieder gemeinſam handeln müſſen. In der Praxis wird es 
allerdings die Regel bilden, daß der Aufſichtsrat, wenn er über 
den Abſchluß eines Vertrags mit einem Mitgliede des Vor⸗ 
ſtandes Beſchluß faßt, zugleich aus feiner Mitte diejenigen Mit- 
glieder bezeichnet, welche namens des Aufſichtsrats zum 
Vertragsabſchluß mitzuwirken haben. Einzelne Mitglieder des 
Aufſichtsrats können aber im Namen desſelben immer nur auf 
Grund einer Vollmacht des Auffichtsrats rechtsgeſchäftliche 
Willens erklärungen abgeben, ſofern nicht das Statut in dieſer 
Hinſicht abweichende Beſtimmungen trifft. Eine ſolche Be⸗ 
vollmächtigung der beiden Aufſichtsratmitglieder U. und Sch. 
zum Abſchluß des Anſtellungsvertrags mit dem Kl. hat nun 
nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz niemals ftattgefunden. 
Dieſelben haben den Vertrag vielmehr eigenmächtig, ohne eine 
vorherige Beſchlußfaſſung des Aufſichtsrats und, ohne eine Voll. 
macht desſelben zu beſitzen, abgeſchloſſen. L. c. Konk. der A. G. F., 
v. 23. Dez. 03, 339/03 I. — Naumburg. 

31. Bedeutung der Liquidation eines Verſicherungsvereins 
auf Gegenſeitigkeit. Anſpruch des Verſicherten nach Ablauf 
ſeiner Verſicherung. | 

Der Zweck der Liquidation beſteht darin, die laufenden 
Geſchäfte der zu einem Vereine oder einer Geſellſchaft zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Perſonengeſamtheit für gemeinſchaftliche Rechnung 
und im gemeinſamen Namen abzuwickeln, die Gläubiger der 
Geſellſchaft zu befriedigen, die Forderungen der Geſellſchaft ein- 
zuziehen, ihr Vermögen in Geld umzuſetzen und den Erlös an 
die Anfallsberechtigten zu verteilen. Dies ergibt ſich aus den 
im weſentlichen übereinſtimmenden Vorſchriften des B. G. B. 
( §§ 49 bis 52), des allgemeinen H. G. B. älterer Faſſung 
(Art. 137 bis 145, 172, 205, 244), des H. G. B. neuerer 
Faſſung (58 145 ff., 161 Abſ. 2, 294 ff., 320 Abſ. 3), des 
Gen. Geſ. vom 1. Mai 1889 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 
(R, Geſ. Bl. 1898 S. 830 58 88 ff.) und des Geſetzes be⸗ 
treffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung vom 
20. April 1892 in der neuen Faſſung. (R. Geſ. Bl. 1898 
S. 864 58 70 ff.). Auch für den Bereich des hier 
maßgebenden gemeinen Rechts iſt der Zweck der Liquidation 
kein anderer. Zu den laufenden Geſchäften eines Vereins 
oder einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit, die ſich mit der 
Übernahme von Lebens verſicherungen befaſſen, gehört aber 
auch die vertragsmäßige Erledigung der noch nicht abge⸗ 
laufenen Verſicherungen durch Auszahlung der künftig fällig 
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werdenden Verficherungsſumme. In dieſen Fällen an die Auf- 
(fung und Liquidation des Vereins als Folge das Erloͤſchen 
der noch fortlaufenden Verſicherungen zu knüpfen, iſt unzuläffig, 
da hier die Beſchaffung einer anderen Verficherung der bisher 
Verſicherten für dieſe wegen der ſeit Abſchluß des Verficherungs⸗ 
vertrages in ihrem Lebensalter und ihrer Geſundheit eingetretenen 
Veränderung häufig nur ſchwer oder gar nicht moͤglich ſein wird 
und deshalb angenommen werden muß, daß der Verficherte bei 
Abſchluß des Verficherungs vertrages ſich einem ſolchen vorzeitigen 
Erloͤſchen ſeiner Rechte und Pflichten nicht hat ſtillſchweigend 
unterwerfen wollen. Daher gibt das freilich erſt nach der Auf⸗ 
loͤſung des beklagten Vereins in Kraft getretene und deshalb 
hier nicht anwendbare R. Geſ. vom 12. Mai 1901 über die 
privaten Verficherungsunternehmungen (R. Geſ. Bl. S. 139) nur 
ſchon früher geltendes Recht wieder, wenn es in dem auch vom 
B. R. angezogenen Abſ. 5 des 5 43 beſtimmt, daß die Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſe aus der Lebens verſicherung von der Auf- 
löſung des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit unberührt 
bleiben, ſoweit die Satzung nicht ein anderes beſtimmt. 
Daß auch die hier vorliegende Brautausſteuer⸗Verſicherung 
eine Art der Lebens verſicherung iſt, kann nicht bezweifelt werden 
und iſt im 8 6 des genannten R. Gef. vom 12. Mai 1901 be⸗ 
ſonders anerkannt. Eine ſolche anderweite Beſtimmung der 
Satzung der beklagten Bank findet die Revifion in der Vorſchrift 
des 8 35 der Satzung, der anordnet, daß im Falle der Auf- 
löſung und Liquidation der Bank die Verteilung des Vermögens 
‚nad vollſtändiger Bezahlung ſämtlicher auf demſelben haftender 
Verbindlichkeiten nach Ablauf eines Jahres“ an die Verſficherten, 
nach Verhältnis der von jedem bis dahin gezahlten Prämien, 
ſtattfindet. Der B. R. legt dieſe Beſtimmung dahin aus, daß 
durch ſie nur habe angeordnet werden ſollen, wann ſpäteſtens 
die Verteilung eines Überſchuſſes der Aktiva über die Paſſiva 
erfolgen ſolle, nicht aber, daß die Verpflichtungen aus den ge⸗ 
ſchloſſenen Verficherungsverhältniſſen bei der Liquidation erlöſchen 
oder geändert werden ſollten. Dieſe auf Verletzung einer Rechts⸗ 
norm, insbeſondere anerkannter Auslegungsregeln nicht beruhende 
Auffaſſung des B. R. iſt für den Reviſionsrichter bindend. Nach 
ihr fallen alſo unter die „auf dem Vermögen (des Vereins) 
haftenden Verbindlichkeiten“, nach deren vollftändiger Bezahlung 
erft die Verteilung des Überſchufſes erfolgen ſoll, auch die Ver⸗ 
pflichtungen zur Auszahlung der erſt nach der Auflöfung des 
Vereins fällig werdenden Verſicherungs ſummen. Die dem 8 35 
gegebene Auslegung greift die Revifion deshalb an, weil fie 
dahin führe, daß derjenige, deſſen Verficherungsſumme früher 
fällig werde als die eines anderen, der nicht mehr vollſtändige 
Zahlung erlangen konnte, vor dem letzteren bevorzugt werde, 
während doch im Zweifel anzunehmen jel, daß alle Verſicherten 
nach Verhältnis der von jedem einzelnen gezahlten Prämien 
gleich behandelt werden und in gleicher Weiſe die moͤglichen 
nachteiligen Folgen der Liquidation tragen ſollten. Dieſer An⸗ 
griff erledigt ſich dadurch, daß nach 88 213, 207, 208 der 
Konkurs ordnung das Konkursverfahren wegen Überſchuldung 
des Vereins eingeleitet werden kann, wenn die Mittel des Vereins 
zur gleichmäßigen Deckung aller Verſicherungsſummen nicht aus⸗ 
reichen. Im Konkursverfahren aber findet eine Beſſerſtellung 
der früher fällig werdenden Forderungen gegenüber den fpäter 
fällig werdenden nicht ſtatt. Zu billigen iſt es auch, daß der 
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B. R. dem Urteile des R. G. vom 2. März 1892 (Bd. 29 S. 15) 
eine für den vorliegenden Streitfall entſcheidende Bedeutung 
nicht beimißt. In dieſem Urteile wird mit Recht dem Geſell⸗ 
ſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, der zugleich Gläubiger 
der Geſellſchaft, die Befugnis verſagt, während der Liquidation 
gegen den Liquidator unbeſchränkt auf Zahlung ſeiner 
Forderung zu klagen; denn der Geſellſchafter kann Zahlung nur 
fordern, wenn und ſoweit Geſellſchaftsvermögen zur Erfüllung 
der Verpflichtungen der Geſellſchaft vorhanden iſt, er haftet mit 
ſeinem Vermögen unbeſchränkt für alle Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft und darf ſeine Einlage nicht einſeitig vermindern. 
Der Kl. aber iſt nach Ablauf ſeiner Verſicherung nicht mehr 
Mitglied des beklagten Vereins und haftet nach § 33 Abſ. 1 
nur anteilig für das Defizit des Jahres, an deſſen Schluß ſeine 
Verficherung noch lief. N. c. D., U. v. 15. Dez. 03, 336/03 VII. 
— Hamburg. | 

32. Reichsgeſetz über Gef. m. b. H. in Verbindung mit 
§ 12 B. G. B., § 37 reſp. 34 und 22 H. G. B. Verletzung 
des Namensrechts durch unbefugten Gebrauch einer Firma. 

Die beklagte Geſellſchaft iſt im April 1901 errichtet und 
mit ihrer Firma Petroleumgeſchäft (vormals Betrieb von 
C. H. Stobwaſſer & Co. G. m. b. H.) ins Handelsregiſter ein · 
getragen. Sie führt das bis dahin von der „Aktiengeſellſchaft, 
vormals C. H. Stobwaſſer & Co.“ betriebene Petroleumgeſchäft 
fort und hat in dem Kaufvertrage über den Erwerb dieſes 
Geſchäftszweiges von der Aktiengeſellſchaft die Genehmigung 
erhalten, jo zu firmieren. Ihren anderen Geſchäftszweig, den 
Vertrieb von Beleuchtungskörpern, hat die Aktiengeſellſchaft 
behalten und führt hierfür ihre bisherige Firma unverändert 
vor. Dieſe Firma rührt daher, daß die Aktiengeſellſchaft im 
Anfange der 70 er Jahre behufs Übernahme und Fortführung 
des Geſchäfts „C. H. Stobwaſſer & Co.“ errichtet worden it, 
und daß der damalige alleinige Inhaber dieſes Geſchäftes bei 
deſſen Einbringung in die Aktiengeſellſchaft ſeine Zuſtimmung 
mit der Fortführung der Firma erklärt hat. Der Kl. iſt der 
Sohn jenes früheren alleinigen Inhabers der Firma C. H. Stob- 
waſſer & Co. Er war von 1882 bis 1892 Direktor der 
Aktiengeſellſchaft, hat dann aber mit einem Teilhaber ſelbſt ein 
Petroleumgeſchäft gegründet und hierfür die Firma G. Stob- 
waſſer & Co. eintragen laſſen, deren alleiniger Inhaber er 
nunmehr iſt. Er erachtet die Bekl. für nicht befugt, ihrer 
Firma den Zuſatz „vormals Betrieb von C. H. Stobwaſſer & Co.“ 
beizufügen, fiebt ſich dadurch in feinem Namens- und in feinem 
Firmenrechte als verletzt an und hat Klage erhoben auf Erlaß 
eines Verbotes und auf Löſchung. Das Kammergericht hat die 
Bekl. verurteilt, den Gebrauch des Beſtandteiles in ihrer Firma 
„vormals Betrieb von C. H. Stobwafler & Co.“ zu unterlaſſen 
und ſich die Löſchung dieſes Beſtandteiles im Handels regiſter 
gefallen zu lafſen. — Für die Entſcheidung iſt weſentlich: 
1. ob die Bekl. ihre jetzige Firma unbefugt gebraucht — und 
2. ob der Kl. durch dieſen Gebrauch in ſeinen Rechten verletzt 
tft. Ein unbefugter Gebrauch einer Firma nach Abſ. 2 des 
8 37 H. G. B. liegt vor, wenn jemand — wie es im Abſ. 1 
heißt — eine Firma gebraucht, die ihm nach den Vorſchriften 
des 2. Abſchnittes des 1. Buches des H. G. B. (58 17— 37) 
nicht zuſteht. Dies trifft auf die Firma der Bekl. zu, denn ſie 
verſtoͤßt durch Aufnahme des Zuſatzes „vormals Betrieb von 
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Umſtand, daß er mit feiner Firma „M. H.“ gezeichnet hat, 
dafür, daß er mit der Zeichnung eine Geſchäftsverbindlichkeit 
hat begründen wollen. Die Präſumtion des § 344 Abſ. 2 
H. G. B. läßt ſich nicht mit der bloßen Behauptung eutkräften, 
daß dem Schuldſcheine eine Verbindlichkeit zugrunde llegt, 
die ihrerſeits nicht dem Handelsgewerbe des Schuldners an⸗ 
gehörte, denn der Kaufmann iſt nicht gehindert, auch ſolche Ver⸗ 
bindlichkeiten, die an ſich nicht handelsgeſchäftlicher Natur ſind, 
durch Ausſtellung eines mit der Firma gezeichneten Wechſels 
oder eines anderen die Vorausſetzungen des § 344 Abſ. 2 
H. G. B. erfüllenden Schuldſcheins auf ſein Handelsgeſchäft zu 
übernehmen. Nur dann würde dem Schuldſcheingläubiger die 
Einrede der Argliſt entgegenſtehen, wenn er aus der Urkunde 
eine Geſchäftsverbindlichkeit herleitete, obwohl Gläubiger und 
Schuldner bei der Ausſtellung darüber einig waren, daß eine 
Geſchaftsverbindlichkeit damit nicht begründet werden ſollte, und 
ihm dies beim Erwerbe bekannt war. Die Behauptung aber, 
daß M. H. und der Nehmer des Wechſels darüber einig geweſen 
find, daß der Wechſel nur eine außergeſchäftliche Verbindlichkeit 
darſtellen ſolle, iſt nicht aufgeſtellt worden. Behauptet iſt nur, 
daß der Wechſelzeichnung klagloſe Differenzgeſchäfte des M. H. 
zugrunde lagen. Dies genügt aber um ſo weniger für Entkräftung 
der Vermutung des § 344 Abſ. 2 H. G. B., als Kaufleute 
ſehr wohl auch in dieſer ihrer Eigenſchaft klagloſe Differenz⸗ 
geſchäfte eingehen können. Laut Eintragungen im Handelsregiſter 
iſt das Geſchäft des M. H. bei deſſen Tode (31. Januar 1901) 
auf ſeine Witwe, bei deren Ableben (28. März 1902) auf ihre 
minderjährigen Kinder und Erben und ſchließlich durch Ver⸗ 
äußerung der letzteren (15. Mai 1902) auf die von den Bekl. 
begründete offene Handelsgeſellſchaft übergegangen. Die jeweiligen 
Rechtsnachfolger haben das Geſchäft ſtets unter der urſprüng⸗ 
lichen Firma M. H. fortgeführt, ohne gemäß H. G. B. § 25 
Abſ. 2 bekannt zu geben, daß fie die Haftung für die Geſchäfts⸗ 
verbindlichkeiten ablehnten. Hiernach iſt die Haftung der Bekl. 
für die durch den Klagewechſel begründete Verbindlichkeit an 
ſich nach H. G. B. § 25 Abſ. 1 und 5 27 Abſ. 1 gegeben, 
und es fragt ſich nur, ob ſie etwa die Ausnahmevorſchrift des 
§ 27 Abſ. 2 daſelbſt um deswillen für ſich anrufen können, 
weil ihre unmittelbaren Rechtsvorgänger, die minderjährigen 
Kinder der Eheleute H., weniger als drei Monate im Beſitze 
des Geſchäfts geweſen find. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 
Die Bedeutung des 8 27 Abſ. 2 H. G. B. ergibt ſich aus den 
Bemerkungen der Denkſchrift zu dem im weſentlichen gleich- 
lautenden $ 26 Abſ. 2 des Entwurfs, Mugdan Materialien 
S. 220 (werden einzeln angegeben). Nur die völlige Aufgabe 
des Geſchäfts oder der Firma laſſen nach außen erkennen, daß 
die Firma, unter der die Verbindlichkeiten eingegangen ſind, 
nicht mehr beſteht, und geben dadurch den Geſchäftsgläubigern 
einen beſonderen Anlaß, ihre Rechte wahrzunehmen. Dagegen 
iſt die Übertragung des Geſchäfts mit Firma auf einen Dritten 
nur geeignet, der Annahme der Kontinuität der alten Geſchäfts⸗ 
beziehungen Vorſchub zu leiſten. Durch dieſe Handlung macht 
ſich der Erbe im bejahenden Sinne „über die endgültige Fort⸗ 
führung der Firma ſchlüſſig“. Denn nach außen wird in bezug 
auf den Fortbeſtand der alten Geſchäfts beziehungen zu Dritten 
derſelbe Eindruck erweckt, ob er Geſchäft und Firma ſelbſt fort⸗ 
führt oder durch einen Dritten fortführen läßt. In demſelben 
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Sinne wird die Frage entſchieden von Staub, Handelsgeſetzbuch 
8 27 Note 24; Coſack, Handelsrecht 8 14 V. Anm. 38 b uud 
Lehmann und Ring, Handelsgeſetzbuch 5 27 Nr. 5 a. F.; 
a. M. Düringer und Hachenburg, Handelsgeſetzbuch 1 S. 126; 
Goldmann, Handelsgeſetzbuch 5 27 Anm. 2 IV und Bolte in 
Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. 51 S. 447. H. c. M., U. o. 
2. Dez. 03, 293/03 J. — Hamburg. 

30. 5 182 Nr. 4 H. G. B. Anſtellung eines Vorſtandes 
einer Aktiengeſellſchaft muß im Zweifel durch ſämtliche Mitglieder 
des Auffichts rates erfolgen. 

Da über die Form, in welcher der Aufſichtsrat, wenn er 
ausnahme weiſe als Organ die Geſellſchaft vertritt, feinen Willen 
kund zu geben hat, weder in dem Geſetz etwas beſtimmt iſt, 
noch im vorliegenden Falle im Statut näheres angegeben iſt, 
jo muß davon ausgegangen werden, daß die mehreren Mit- 
glieder gemeinſam handeln müſſen. In der Praxis wird es 
allerdings die Regel bilden, daß der Auffichtsrat, wenn er über 
den Abſchluß eines Vertrags mit einem Mitgliede des Vor⸗ 
ſtandes Beſchluß faßt, zugleich aus feiner Mitte diejenigen Mit- 
glieder bezeichnet, welche namens des Aufſichtsrats zum 
Vertragsabſchluß mitzuwirken haben. Einzelne Mitglieder des 
Aufſichtsrats können aber im Namen desſelben immer nur auf 
Grund einer Vollmacht des Auffichts rats rechtsgeſchäftliche 
Willens erklärungen abgeben, ſofern nicht das Statut in dieſer 
Hinſicht abweichende Beſtimmungen trifft. Eine ſolche Be⸗ 
vollmächtigung der beiden Aufſichtsratmitglieder U. und Sch. 
zum Abſchluß des Anſtellungsvertrags mit dem Kl. hat nun 
nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz niemals ſtattgefunden. 
Dieſelben haben den Vertrag vielmehr eigenmächtig, ohne eine 
vorherige Beſchlußfaſſung des Aufſichtsrats und, ohne eine Voll. 
macht desſelben zu beſitzen, abgeſchloſſen. L. c. Konk. der A. G. F., 
v. 23. Dez. 03, 339/03 I. — Naumburg. 

31. Bedeutung der Liquidation eines Verſicherungsvereins 
auf Gegenſeitigkeit. Anſpruch des Verſicherten nach Ablauf 
ſeiner Verſicherung. 

Der Zweck der Liquidation beſteht darin, die laufenden 
Geſchäfte der zu einem Vereine oder einer Geſellſchaft zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Perſonengeſamtheit für gemeinſchaftliche Rechnung 
und im gemeinſamen Namen abzuwickeln, die Gläubiger der 
Geſellſchaft zu befriedigen, die Forderungen der Geſellſchaft ein⸗ 
zuziehen, ihr Vermögen in Geld umzuſetzen und den Erlös an 
die Anfallsberechtigten zu verteilen. Dies ergibt ſich aus den 
im weſentlichen übereinſtimmenden Vorſchriften des B. G. B. 
(58 49 bis 52), des allgemeinen H. G. B. älterer Faſſung 
(Art. 137 bis 145, 172, 205, 244), des H. G. B. neuerer 
Faſſung (58 145 ff., 161 Abſ. 2, 294 ff., 3 20 Abſ. 3), des 
Gen. Geſ. vom 1. Mai 1889 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 
(R, Geſ. Bl. 1898 S. 830 58 88 ff.) und des Geſetzes be⸗ 
treffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung vom 
20. April 1892 in der neuen Faſſung. (R. Geſ. Bl. 1898 
S. 864 58 70 ff.). Auch für den Bereich des hier 
maßgebenden gemeinen Rechts iſt der Zweck der Liquidation 
kein anderer. Zu den laufenden Geſchäften eines Vereint 
oder einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit, die ſich mit der 
Übernahme von Lebens verſicherungen befaſſen, gehört aber 
auch die vertragsmäßige Erledigung der noch nicht abge⸗ 
laufenen Verſicherungen durch Auszahlung der künftig fällig 
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werdenden Verſicherungsſumme. In dieſen Fällen an die Auf- 
(fung und Liquidation des Vereins als Folge das Erloſchen 
der noch fortlaufenden Verſicherungen zu knüpfen, iſt unzuläffig, 
da hier die Beſchaffung einer anderen Verficherung der bisher 
Verſicherten für dieſe wegen der ſeit Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrages in ihrem Lebensalter und ihrer Geſundheit eingetretenen 
Veränderung häufig nur ſchwer oder gar nicht möglich ſein wird 
und deshalb angenommen werden muß, daß der Verficherte bei 
Abſchluß des Verficherungs vertrages ſich einem ſolchen vorzeitigen 
Grlöfhen feiner Rechte und Pflichten nicht hat ſtillſchweigend 
unterwerfen wollen. Daher gibt das freilich erſt nach der Auf- 
loͤſung des beklagten Vereins in Kraft getretene und deshalb 
hier nicht anwendbare R. Geſ. vom 12. Mai 1901 über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen (R. Gef. Bl. S. 139) nur 
ſchon früher geltendes Recht wieder, wenn es in dem auch vom 
B. R. angezogenen Abſ. 5 des § 43 beſtimmt, daß die Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſe aus der Lebens verſicherung von der Auf- 
löſung des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit unberührt 
bleiben, ſoweit die Satz ung nicht ein anderes beſtimmt. 
Daß auch die hier vorliegende Brautausſteuer⸗Verſicherung 
eine Art der Lebens verſicherung iſt, kanu nicht bezweifelt werden 
und iſt im 8 6 des genannten R. Geſ. vom 12. Mai 1901 be⸗ 
ſonders anerkannt. Eine ſolche anderweite Beſtimmung der 
Satzung der beklagten Bank findet die Revifion in der Vorſchrift 
del 5 35 der Satzung, der anordnet, daß im Falle der Auf- 
löfung und Liquidation der Bank die Verteilung des Vermögens 
‚nad vollſtändiger Bezahlung ſämtlicher auf demſelben haftender 
Verbindlichkeiten nach Ablauf eines Jahres“ an die Verſicherten, 
nach Verhältnis der von jedem bis dahin gezahlten Prämien, 
ſtattfindet. Der B. R. legt dieſe Beſtimmung dahin aus, daß 
durch fie nur habe angeordnet werden ſollen, wann ſpäteſtens 
die Verteilung eines Überſchuſſes der Aktiva über die Paſſiva 
erfolgen ſolle, nicht aber, daß die Verpflichtungen aus den ge- 
ſchloſſenen Verſicherungsverhältniſſen bei der Liquidation erlöſchen 
oder geändert werden ſollten. Dieſe auf Verletzung einer Nechts⸗ 
norm, insbeſondere anerkannter Auslegungsregeln nicht beruhende 
Auffaſſung des B. R. iſt für den Reviſionsrichter bindend. Nach 
ihr fallen alſo unter die „auf dem Vermögen (des Vereins) 
haftenden Verbindlichkeiten“, nach deren vollitändiger Bezahlung 
erſt die Verteilung des Überſchuſſes erfolgen ſoll, auch die Ver⸗ 
pflichtungen zur Auszahlung der erſt nach der Auflöſung des 
Vereins fällig werdenden Verſicherungs ſummen. Die dem 8 35 
gegebene Auslegung greift die Reviſion deshalb an, weil ſie 
dahin führe, daß derjenige, deſſen Verficherungsſumme früher 
fällig werde als die eines anderen, der nicht mehr vollſtändige 
Zahlung erlangen könnte, vor dem letzteren bevorzugt werde, 
während doch im Zweifel anzunehmen ſei, daß alle Verſicherten 
nach Verhältnis der von jedem einzelnen gezahlten Prämien 
gleich behandelt werden und in gleicher Weiſe die moͤglichen 
nachtelligen Folgen der Liquidation tragen ſollten. Dieſer An⸗ 
griff erledigt ſich dadurch, daß nach 88 213, 207, 208 der 
Konkurtordnung das Konkursverfahren wegen Uberſchuldung 
des Vereins eingeleitet werden kann, wenn die Mittel des Vereins 
zur gleichmäßigen Deckung aller Verſicherungsſummen nicht aus⸗ 
reichen. Im Konkursverfahren aber findet eine Beſſerſtellung 
der früher fällig werdenden Forderungen gegenüber den ſpäter 
fällig werdenden nicht ſtatt. Zu billigen iſt es auch, daß der 
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B. R. dem Urteile des R. G. vom 2. März 1892 (Bd. 29 S. 15) 
eine für den vorliegenden Streitfall entſcheidende Bedeutung 
nicht beimißt. In dieſem Urteile wird mit Recht dem Geſell⸗ 
ſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, der zugleich Gläubiger 
der Geſellſchaft, die Befugnis verſagt, während der Liquidation 
gegen den Liquidator unbeſchränkt auf Zahlung ſeiner 
Forderung zu klagen; denn der Geſellſchafter kann Zahlung nur 
fordern, wenn und ſoweit Geſellſchaftsvermögen zur Erfüllung 
der Verpflichtungen der Geſellſchaft vorhanden iſt, er haftet mit 
ſeinem Vermögen unbeſchränkt für alle Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft und darf ſeine Einlage nicht einſeitig vermindern. 
Der Kl. aber iſt nach Ablauf feiner Verficherung nicht mehr 
Mitglied des beklagten Vereins und haftet nach 8 33 Abſ. 1 
nur anteilig für das Defizit des Jahres, an deſſen Schluß ſeine 
Verſicherung noch lief. N. 6. D., U. v. 15. Dez. 03, 326/03 VII. 
— Hamburg. 

32. Reichsgeſetz über Geſ. m. b. H. in Verbindung mit 
5 12 B. G. B., 8 37 reſp. 34 und 22 H. G. B. Verletzung 
des Namensrechts durch unbefugten Gebrauch einer Firma. 

Die beklagte Geſellſchaft iſt im April 1901 errichtet und 
mit ihrer Firma Petroleumgefchäft (vormals Betrieb von 
C. H. Stobwaſſer & Co. G. m. b. H.) ins Handelsregiſter ein · 
getragen. Sie führt das bis dahin von der „Aktiengeſellſchaft, 
vormals C. H. Stobwaſſer & Co.“ betriebene Petroleumgeſchäft 
fort und hat in dem Kaufvertrage über den Erwerb dieſes 
Geſchäftszweiges von der Aktiengeſellſchaft die Genehmigung 
erhalten, ſo zu firmieren. Ihren anderen Geſchäftszweig, den 
Vertrieb von Beleuchtungskoͤrpern, hat die Aktiengeſellſchaft 
behalten und führt hierfür ihre bisherige Firma unverändert 
vor. Dieſe Firma rührt daher, daß die Aktiengeſellſchaft im 
Anfange der 70 er Jahre behufs Übernahme und Fortführung 
des Geſchäfts „C. H. Stobwaſſer & Co.“ errichtet worden iſt, 
und daß der damalige alleinige Inhaber dieſes Geſchäftes bei 
deſſen Einbringung in die Aktiengeſellſchaft ſeine Zuſtimmung 
mit der Fortführung der Firma erklärt hat. Der Kl. iſt der 
Sohn jenes früheren alleinigen Inhabers der Firma C. H. Stob- 
waſſer & Co. Er war von 1882 bis 1892 Direktor der 
Aktiengeſellſchaft, hat dann aber mit einem Teilhaber ſelbſt ein 
Petroleumgeſchäft gegründet und hierfür die Firma G. Stob- 
waſſer & Co. eintragen laſſen, deren alleiniger Inhaber er 
nunmehr iſt. Er erachtet die Bekl. für nicht befugt, ihrer 
Firma den Zuſatz „vormals Betrieb von C. H. Stobwaſſer & Co.“ 
beizufügen, fieht ſich dadurch in feinem Namens- und in ſeinem 
Firmenrechte als verletzt an und hat Klage erhoben auf Erlaß 
eines Verbotes und auf Löſchung. Das Kammergericht hat die 
Bekl. verurteilt, den Gebrauch des Beſtandteiles in ihrer Firma 
„vormals Betrieb von C. H. Stobwaſſer & Co.“ zu unterlaſſen 
und ſich die Löſchung dieſes Beſtandteiles im Handels regiſter 
gefallen zu laſſen. — Für die Entſcheidung iſt weſentlich: 
1. ob die Bekl. ihre jetzige Firma unbefugt gebraucht — und 
2. ob der Kl. durch dieſen Gebrauch in ſeinen Rechten verletzt 
iſt. Ein unbefugter Gebrauch einer Firma nach Abſ. 2 des 
§ 37 H. G. B. liegt vor, wenn jemand — wie es im Abſ. 1 
heißt — eine Firma gebraucht, die ihm nach den Vorſchriften 
des 2. Abſchnittes des 1. Buches des H. G. B. (58 17— 37) 
nicht zuſteht. Dies trifft auf die Firma der Bekl. zu, denn ſie 
verftößt durch Aufnahme des Zuſatzes „vormals Betrieb von 
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C. H. Stobwaſſer & Co.“ gegen § 23. Die Aktiengeſellſchaft 
hatte zwar nach 5 22 Abſ. 1 Satz 1 — oder nach dem mit 
dieſer Vorſchrift inhaltlich übereinſtimmenden Art. 22 des 
früheren H. G. B. — das Recht erworben, für ihr Handels⸗ 
geſchäft, das den Vertrieb von Beleuchtungsköͤrpern und den 
Petroleumhandel umfaßte, die Firma C. H. Stobwaſſer & Co., 
deren Geſchäft fie übernahm, fortzuführen. Die Aktiengeſellſchaft 
würde auch nach den Grundfätzen, die der erkennende Senat 
in feinem Urteile vom 8. Februar 1902 in Sachen Thümecke 
gegen Thümecke Nachfolger (Rep. I 350/01) ausgeſprochen hat, 
für befugt zu halten ſein, die Firma beizubehalten, obſchon fie 
jetzt den einen dieſer beiden Geſchäftszweige aufgegeben hat. 
Sie würde ferner berechtigt ſein, ihr Geſchäft im ganzen oder 
mit dem verbliebenen Reſte auf einen Dritten zu übertragen 
und dieſem alsdann die Fortführung der Firma zu geſtatten. 
Erſtreckt fie das Veräußerungsgeſchäft aber, wie es hier geſchehen 
iſt, bloß auf einen einzelnen Geſchäftszweig, ſo kann der Er⸗ 
werber — ob mit, ob ohne Zuſtimmung des Veräußerers — 
die Firma ſeinerſeits nicht annehmen und fortführen. „Das 
Handelsgeſchäft, für welches die Firma geführt wird“ (§ 23), 
hat er nicht erworben. Nur mit dieſem aber iſt die Über⸗ 
tragung der Firma zuläſſig. Einem begründeten Zweifel kann 
es auch nicht unterliegen, daß die Bekl. durch Annahme der 
Firma „Petroleumgeſchäft (vormals Betrieb von C. H. Stob⸗ 
waſſer & Co.) Geſ. m. b. H.“ die Firma C. H. Stobwaſſer & Co. 
fortführt. Die Faſſung des § 22 zeigt deutlich, daß das Geſetz 
eine Fortführung der Firma auch dann als gegeben anſieht, 
wenn ihr ein Zuſatz beigegeben iſt, der ein Nachfolgeverhältnis 
andeutet. Wie dieſer Zuſatz gefaßt iſt, erſcheint unerheblich, 
wenn die neue Firma die alte in ſich aufgenommen hat. Daher 
iſt die Berufung der Revifion auf §8 18 Abſ. 2 des H. G. B. 
und auf § 4 des Geſetzes über die Gel. m. b. H. abwegig. 
Dieſe Beſtimmungen geſtatten nicht die Wahl eines Zuſatzes, 
der ſich als Fortführung einer fremden Firma außerhalb des 
durch die 88 22, 23 des H. G. B. abgeſteckten Rahmens dar⸗ 
ſtellt. Anlangend ſodann die Legitimation des Kl. zum Ver⸗ 
langen der Unterlaſſung, ſo muß mit dem B. G. anerkannt 
werden, daß der Kl. durch den unbefugten Gebrauch der Firma 
C. H. Stobwaſſer & Co. jedenfalls gemäß § 12 B. G. B. in 
ſeinem Namensrecht verletzt iſt. (Wird begründet.) P. c. St., 
U. v. 12. Dez. 03, 318/13. — Kammergericht. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

33. 88 1 u. 3. Die Angabe, „eine Zeitung ſei die 
geleſenſte und verbreitetſte“, kann unter § 1 fallen. 

Das O. L. G. hat nicht verkannt, daß an ſich eine Angabe, 
wie die, „eine Zeitung ſei die geleſenſte und verbreitetſte“, eine 
allgemeine Anpreiſung, eine fi in Übertreibung ergehende 
Redensart ſein kann, die nicht von den Verbotsvorſchriften des 
Wettbewerbsgeſetzes getroffen wird, es hat aber im vorliegenden 
Falle darin eine Behauptung tatſächlicher Art im Sinne 
des § 1 dieſes Geſetzes gefunden, weil ſie beſage, daß der 
Stadtanzeiger in der Stadt Br. die übrigen Br. er Zeitungen 
an Zahl der feſten Abnehmer (Abonnenten) und an Stärke 
der Auflage überflügele. Daß eine Angabe dieſes Inhalts, 
worin der Superlativ in Wirklichkeit als Komparativ 
gebraucht iſt, eine Behauptung tatſächlicher Art darſtellt, 
folgt daraus, daß damit etwas Vorhandenes, Feſtſtellbares 


Juriſtiſche Wochenſchrift. — 


XXXIII. Jahrgang. 


behauptet wird. Es fragt ſich daher nur, ob die Annahme 
des B. R., daß die Angabe in der qu. Bekanntmachung jenen 
Inhalt habe, rechtlich nicht zu beanſtanden iſt. Das O. L. G. 
iſt nun zutreffend davon ausgegangen, daß in dieſer Beziehung 
die Auffaſſung des beteiligten Publikums, d. h. desjenigen 
Publikums, an welches die Mitteilung gerichtet und für welches 
ſie beſtimmt iſt, alſo beſonders desjenigen Publikums in der 
Stadt Br., welches zu inſerieren pflegt, maßgebend iſt. 
Es hat ſodann ausgeführt, daß dieſes Publikum aus dem 
Gegenſatz, in welchen in der Ankündigung der Stadtanzeiger 
zu den übrigen Zeitungen in der Stadt Br. geſtellt ſei, 
die Behauptung herausleſe, daß der Stadtanzeiger in den 
Tatſachen, die nach den herrſchenden Anſchauungen den ficherſten 
Maßſtab für die Verbreitungsfähigkeit einer Zeitung abgeben, 
die anderen Zeitungen in Br., alſo auch die klägeriſche, 
übertreffe, und daß dieſe Tatſachen die Zahl der Abonnenten 
und die darnach ſich richtende Auflage einer Zeitung ſeien, 
denn, wenn auch bei Beantwortung der Frage, ob eine Zeitung 
geleſen und verbreitet ſei, nicht allein die Zahl der regelmäßigen 
Abnehmer, ſondern auch noch andere Faktoren, wie Ausliegen 
an öffentlichen Orten, Zugkraft von Spezialartikeln u. dgl. mit in 
Betracht kämen, ſo gelte hierbei doch die Zahl der ſtändigen 
Leſer — Abonnenten — und ſonſt regelmäßigen Abnehmer, 
wonach ſich auch im weſentlichen die Stärke der Auflage richte, 
als der weſentlichſte Faktor, als der einzig ſichere Maßſtab 
für die Leiſtungsfähigkeit einer Zeitung. Dieſe rein tat⸗ 
ſächliche, die Br. ſchen Verhältniſſe berückſichtigende Ausführung 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen, fie begründet die Feſt⸗ 
ſtellung des B. R. über den Inhalt der ſtreitigen Angabe. 
L. c. L., U. v. 22. Dez. 03, 201/03 II. — Braunſchweig. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

34. 8142. Die gütliche Einigung über Abtretung von 
Grundeigentum zu Protokoll der Kommiſſarien der Enteignungs⸗ 
behörde erſetzt nicht die vorgeſchriebene notarielle oder gerichtliche 
Form des § 313 B. G. B. 

Auf Antrag der beklagten Zeche iſt im Jahre 1900 das 
Enteignungsverfahren bezüglich eines Teiles der damals dem 
Ehemann der Kl. gehörigen Parzelle Flur 12 Nr. 305/111 
der Steuergemeinde D. eingeleitet, deſſen die Bekl. zu dem 
Betriebe ihres Bergbaues bedurfte. In dem vor den Kom- 
miſſarien des Oberbergamts und des Bezirksausſchuſſes 
ſtattgefundenen Verhandlungstermine am 30. November 1900 
erklärten die Parteien — der Grundeigentümer und für die 
Bekl. deren Repräfentant — zum Schluſſe, „daß fie ſich über 
die Abtretung geeinigt hätten, und zwar dahin, daß für jedes 
Ar der abzutretenden Fläche ein Kaufpreis von 210 Mark 
gezahlt werden ſoll. — Herr E. erklärte ſich bereit, die 
Auflaſſung der abzutretenden Fläche alsbald nach der Vermeſſung 
zu erklären. Herr B. nahm hierdurch ſeinen Enteignungdantra; 
auf ſeine Koſten zurück.“ Das B. G. erklärt die in dem 
Protokolle vom 30. November 1900 enthaltene gütliche Einigung 
hinfichtlich der Frage des Eigentumserwerbs mangels der durch 
§ 313 B. G. B. vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen 
Form gemäß 8125 daſ. für nichtig. Dieſe Entſcheidung iſt 
richtig. Nach Art. 67 E. G. zu B. G. B. bleiben die landes ⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen, welche dem Bergrecht angehören, in 
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Preußen die Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865, von der neuen Reichsgeſetzgebung unberührt 
und koͤnnen nach Art. 218 E. G. zu B. G. B. durch Landes⸗ 
geſez auch geändert werden. Die Abtretung von fremdem 
Grundeigentum zum Bergwerksbetriebe erfolgt durch einen 
gemeinſchaftlichen Beſchluß des Oberbergamts und des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, wenn die Beteiligten fich über die Grundabtretung 
nicht gütlich einigen können (Allgemeines Berggeſetz § 142). 
Der Enteignungsbeſchluß und die gütliche Einigung verfolgen 
zwar denſelben Zweck, fie unterſcheiden ſich aber in ihren 
Vorausſetzungen weſentlich voneinander, und gerade durch dieſe 
Unterſchiede wird die zu treffende Entſcheidung bedingt. 
Während die gütliche Einigung auf einer Willensübereinſtimmung 
der Beteiligten, auf einem freiwillig geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
beruht, wird durch den Enteignungsbeſchluß ohne Rückſicht auf 
den Willen der Beteiligten im Intereſſe des Bergbaues von 
den berufenen Behörden kraft des Geſetzes die zwangsweiſe 
Abtretung angeordnet. Durch den Enteignungsbeſchluß vollzieht 
ſich die Grundabtretung ohne weiteres; der Rechtsweg iſt nur 
in beſonderen Fällen, die hier nicht in Betracht kommen, zuläffig 
($ 145 daſ.). Die gütliche Einigung, über welche in dem 
Allgemeinen Berggeſetze beſondere Beſtimmungen nicht enthalten 
ſind, unterliegt, wie jede rechtsgeſchäftliche Veräußerung, den 
allgemeinen Beſtimmungen des B. G. B. Sie kann nach 
§ 873, 925 B. G. B. nur durch Auflaffung und Eintragung 
des Erwerbers in das Grundbuch zum Übergange des Eigen⸗ 
tums führen. Der Enteignungsbeſchluß wird erlaſſen, ohne daß 
eine obligatoriſche Verpflichtung vorausgeſetzt wird; die gütliche 
Einigung erhält den Konſenſualvertrag, und dieſer unterliegt 
dem Formzwange des § 313 B. G. B., wenn er die Verpflichtung 
zur Abtretung und zum Erwerbe des Grundeigentums durch 
Auflaſſung und Eintragung für die Beteiligten begründen ſoll. 
Es folgt dies daraus, daß im Allgemeinen Berggeſetze nähere 
Vorſchriften auch über die Form der gütlichen Einigung nicht 
getroffen find (vergl. Braſſerts Kommentar S. 378 Nr. 4) 
Der Einigungsvertrag der Parteien in dem Protokolle vom 
30. November 1900 entbehrt der gerichtlichen und der notariellen 
Form, iſt daher nach 8 125 B. G. B. nichtig und ein 
Anſpruch auf Erfüllung findet daraus nicht ſtatt. Die 
abweichende Anſicht der Kl., daß die gütliche Einigung der 
Parteien eine rechtsgeſchäftliche Veräußerung nicht darſtelle, weil 
ſie im Enteignungsverfahren vergenommen ſei, iſt irrig. Ob die 
gütliche Einigung im Enteignungsverfahren oder außerhalb 
desſelben ſtattgefunden hat, beeinflußt ihre rechtliche Natur als 
rechtsgeſchäftliche Veräußerung nicht; ob ſie unter dem Zwange der 
Enteignung geſtanden hat, ob alſo dieſer Zwang als Motiv 
gewirkt hat, iſt unerheblich und nicht geeignet, die Einigung in 
Anſehung der Form dem Enteignungsbeſchluß inſofern gleich⸗ 
zuſtellen, als zu dieſem gerichtlicher oder notarieller Abſchluß 
nicht gefordert wird. Auch die Preußiſche Landesgeſetzgebung 
hat den hier vertretenen Standpunkt für den gleichliegenden 
Fall der Enteignung von Grundeigentum nach dem Geſetze 
dom 11. Juni 1874 eingenommen § 16. dieſes Geſetzes läßt 
im Enteignungsverfahren die gütliche Einigung zwiſchen den 
Beteiligten über den Gegenſtand der Abtretung zu und § 17 
beſtimmt, daß für die freiwillige Abtretung die nach den 
beſtehenden Geſetzen für die Veräußerung von Grundeigentum 
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vorgeſchriebenen Formen zu wahren find. Um dieſe freiwillige 
Abtretung von Grundeigentum dem Formzwange des § 313 
B. G. B. zu entziehen, ift im Art. 12 5 1 Abſ. 2 des Preuß. 
Ausf. G. z. B. G. B. ausdrücklich beſtimmt, daß für den ſie 
enthaltenden Vertrag die ſchriftliche Form genügt. Es hätte 
nahe gelegen, die gleiche Vorſchrift für die gütliche Einigung, 
welche im bergrechtlichen Enteignungsverfahren vorkommt, zu 
treffen. Dies iſt bisher nicht geſchehen, ob abſfichtlich oder 
verſehentlich, ergeben die Materialien des Preuß. Ausf. z. B. G. B. 
nicht. Eine analoge Anwendung der Vorſchrift jenes Art. 12 
51 Abſ. 2 auf die bergrechtliche Einigung erſcheint, abgeſehen 
davon, daß nach § 54 Nr. 2 Allgemeines Berggeſetz dieſes 
Geſetz keine Anwendung auf die Entziehung und Beſchränkung 
des Grundeigentums im Intereſſe des Bergbaues findet, ſchon 
deshalb unzuläffig, weil es ſich bei ihr um eine Ausnahme 
von der Regel des 8313 B. G. B. handelt. Fur die berg- 
rechtliche Einigung verbleibt es alſo bei dieſer Regel. Auch 
die weitere Ausnahme im § 2 des Art. 12 Preuß. Ausf. G. 
z. B. G. B. liegt hier nicht vor: „Wird bei einem Vertrage, 
durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem in Preußen liegenden Grundſtücke zu übertragen, einer 
der Vertragſchließenden durch eine öffentliche Behörde vertreten, 
ſo iſt für dieſe Beurkundung des Vertrags außer den Gerichten 
und Notaren auch der Beamte zuftändig, welcher von dem 
Vorſtande der zur Vertretung berufenen Behörde oder von der 
vorgeſetzten Behörde beſtimmt iſt.“ Bei der gütlichen Einigung 
haben ſich die Parteien ſelbſt beteiligt. Die Beamten des 
Oberbergamts und des Bezirksausſchuſſes fungierten keineswegs 
als eine den einen oder anderen Teil vertretende Behörde, ſie 
waren die Kommifſarien der beiden entſcheidenden Behörden, 
welche zu dem durch § 143 Allgemeines Berggeſetz vorgeſchriebenen 
Ermittelungsverfahren ausſchließlich zur Erledigung der ihnen 
im Geſetze zugewieſenen Aufgaben zugezogen waren, deren 
Tätigkeit von ſelbſt endigte, als die Parteien ſich gütlich 
einigten und der Repräſentant der Bekl. den Enteignungsantrag 
zurücknahm. E. c. L., U. v. 23. Dez. 03, 269/03 V. — Hamm. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Entſch. Nr. 1 erörtert die Haftung des Staats für 
Schadenszufügung durch ein in Ausübung der öffentlichen Gewalt 
begangenes Beamtenverſehen (Gerichtsſchreiber und Konkursrichter) 
für das Recht Elſaß⸗Lothringens. Von allgemeiner Bedeutung 
find die Ausführungen über das Verhältnis des Reichsrechts zu 
dem vorbehaltenen Landesrechte. 

Entſch. Nr. 2 iſt auf Grund des Plenarbeſchluſſes über 
die Scheidung oͤſterreichiſcher Katholiken ergangen, den wir be⸗ 
reits in der Beilage des vorigen Jahres (S. 129) zum Abdruck 
brachten. ö 

Die Entſch. Nr. 3 behandelt die Einwirkung der bei In⸗ 
krafttreten des B. G. B. beſtehenden Rechtshängigkeit des 
Vindikationsanſpruchs in Anſehung des nach dem B. G. B. aus- 
geſchloſſenen Sondereigentums an weſentlichen Beſtandteilen. 

Ebenfalls das Abergangsrecht der weſentlichen Beſtandteile 
und der Begriff des „Einfügens“ iſt Gegenſtand der Entſch. Nr. 6. 

In der in Entſch. Nr. 4 behandelten Haftpflichtſache wird 
auf Grund des § 254 B. G. B. die Abwägung der Fahrläſſigkeit 
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des Beſchädigten einerſeits und der Gefährlichkeit des Betriebs 
und etwaige Verſehen der Betriebsbeamten auf der andern 
Seite erfordert. Die praktiſche Anwendung des § 254 geſtaltet 
ſich immer ſchwieriger. 

Die Entſch. Nr. 89 erkennt die exceptio doli generalis 
an. Dabei läßt der mitgeteilte Inhalt der Entſcheidung offen, 
warum der Beklagte ſeine Erfüllungsweigerung nicht auf den 
Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung ſtützen konnte. 
Vergl. B. G. B. § 853. 

Gegenüber der Klage aus der durch Vormerkung geſficherten 
Bauhandwerkerforderung (8 648 B. G. B.) kann nach Entſch. 
Nr. 9 der Beklagte verlangen, daß er nur zur Zahlung Zug 
um Zug gegen Loſchungsbewilligung verurteilt werde. 

Die Entſch. Nr. 10 ſtellt an die Sorgfalt der Haus- 
eigentümer in Anſehung der Unterſuchung und Unterhaltung 
ihrer Gebäude zur Vermeidung von Schadenserſatzanſprüchen 
aus 5 836 nicht unerhebliche Anforderungen. 

Die Entſch. Nr. 11 nimmt Stellung zu der Frage, welche 
Bedeutung die Setzung einer zu kurzen Friſt habe und kommt 
zu dem praktiſch gebotenen Reſultat, daß hierdurch die an⸗ 
gemeſſene Friſt in Lauf geſetzt wird. 

In Entſch. Nr. 13 wird die Vorſchrift des B. G. B. 
über die Verſchlechterung des hypothekariſch belaſteten Grund⸗ 
ſtückes (88 1134, 1135) auch auf die dem Landesrecht gemäß 
E. G. Art. 62 unterſtehenden preußiſchen Rentengüter in An⸗ 
ſehung der Rentengutsrente angewendet. 

Von grundlegender Bedeutung iſt Entſch. Nr. 23. Danach 
findet 8 767 Z. P. O. auch auf die Aufrechnung Anwendung, 
ſo daß dem durch Urteil feſtgeſtellten Anſpruch gegenüber ſolche 
Gegenforderungen nicht zur Aufrechnung gebracht werden können, 
mit denen ſchon vor dem Urteil hätte aufgerechnet werden können. 

Die Entſch. Nr. 25—27 behandeln wichtige konkursrechtliche 
Fragen. Nr. 25 die Kündigung der Pacht nach Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Pächters, Nr. 26 die Auf- 
rechenbarkeit der Entſchädigungs forderung, die infolge der Er⸗ 
füllungsweigerung des Konkursverwalters an die Stelle des ver- 
tragsmäßigen Lieferungsanſpruchs tritt. Nr. 27 lehnt die in 
der Litteratur mehrfach vertretene Meinung ab, daß zum Zwecke 
der Verwertung der beweglichen Gegenſtände (K. O. § 127) 
eine voraufgehende Pfändung derſelben erforderlich ſei. 

Hinzuweiſen iſt ſchließlich noch auf die Entſch. Nr. 34, wo⸗ 
nach die im bergrechtlichen Enteignungsverfahren erzielte gütliche 
Einigung über Abtretung von Grundeigentum der Formvorſchrift 
des § 313 B. G. B. unterſteht und die Feſtſtellung dieſer Er- 
klärungen zu Protokoll der Kommiſſarien der Enteignungsbehörde 
die Form des $ 313 B. G. B. nicht erſetzt. N. 


Heu erſchienene, bei der Redaktion ein- 
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. übernimmt jede 


Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 


Fülfskaſſe für Dentfche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Oldenburg und Nürnberg haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hilfen und zwar Oldenburg 300 Mark und Nürnberg 
1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
it für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts zum 
Birſen⸗Terminhandel und zum Differenzeinwand.“) 


Erſter Abſchnitt: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
un Virſen-Terminhandel (Abſchnitt VI des SVörfen- 
geſetzes). 

A. Begriff des Börſen⸗Termingeſchäfts. 

1. In § 48 des Boͤrſengeſetzes, an der Spitze des Ab⸗ 
ſchutttes über den Boͤrſen⸗Terminhandel, werden die Begriffs- 
merkmale der Geſchäfte, auf die ſich jener Abſchnitt des Geſetzes 
bezieht, genau feſtgelegt. Das Reichsgericht hat aber jene ge- 
jegliche Definition nicht für maßgeblich erachtet, ſondern — be- 
kanntlich im Widerſpruch zu der Auffaſſung hervorragender 
Rechtslehrer und faſt der geſamten juriſtiſchen Literatur — die 
Beſtimmungen über den Börfen-Terminhandel auf alle Geſchäfte 
ausgedehnt, die wirtſchaftlich als Surrogate der Börſen⸗Termin⸗ 
geſchäfte erſcheinen konnen, mit der Begründung, daß anderen⸗ 
falls die Umgehung des B. G. außerordentlich leicht ſei und 
der Zweck des ſelben vereitelt werde. 

ef. beſ. Entſcheidungen v. 28. 10. 99 Bd. 44 S. 105ff. 
— 12. 10. 98 Bd. 42 S. 43 ff. — 18. 10. 02 
B 324 1 285).“) J. W. S. 638 Nr. 22. — 11. 12. 01 
(B 324 1 236). Holdheim 1902 S. 84 ff. — 12. 7. 02 
(B 324 II 53 f.). | 


) Wir entnehmen biefen Auffag dem ſoeben im Verlage von 
Georg Reimer in Berlin erſchienenen „Berliner Jahrbuch für Handel 
und Induſtrie“; Bericht der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin, 
Jahrgang 1903 Bd. L, mit Genehmigung der Alteſten. 

) Aktenzeichen der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. 


Nach Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ef. beſ. 1. 12. 00 Bd. 47 S. 11 ff. 
28. 10. 99 Bd. 44 S. 110f. 
ſind demnach für die Anwendung der Beſtimmungen des Börſen⸗ 
geſetzes nur folgende Merkmale weſentlich: i 

a) Abſchluß nach einheitlichen Geſchäftsbedingungen. 

b) Abſchluß zu einem feſten Termine. 

Eine Nachfriſt von 2 Boͤrſentagen ſei aber nicht als an⸗ 
gemeſſene zu erachten und nehme dem Geſchäft nicht den Fix⸗ 
charakter. Die ernſtliche Gewährung einer Nachfriſt ſei bei der 
Natur eines Ultimogeſchäfts überhaupt ausgeſchloſſen. 

28. 10. 99 Bd. 44 S. 115. 
c) Abſchluß unter Zugrundelegung eines Börfenpreifes. 
Börſenpreis iſt der gemeine Preis, um den die betreffende 
Ware zu der in Betracht kommenden Zeit an der in Frage 
kommenden Börfe gehandelt wird. 
1. 12. 00 Bd. 47 S. 113. 

Vollzieht ſich die auf Angebot und Nachfrage beruhende 
Preisbildung außerhalb der Börſe, ſo liegt kein Börſenpreis 
vor. Darum find z. B. Zeitgeſchäfte über Kure, die an der 
Bötſe nicht gehandelt werden, gültig. 

27. 9. 02 Bd. 52 S. 181. 
11. 12. 01 (B 324 I 236) Holdheim 1903 S. 87. 

Der Börſenpreis kann auch der für Kaſſageſchäfte notierte 
Preis fein, ſowie der Preis, der an einer anderen Börje 
als der, an welcher das Geſchäft abgeſchloſſen wurde, feſt⸗ 
geſtellt wird. 

1. 12. 00 Bd. 47 S. 113 f. 
27. 9. 02 Bd. 52 S. 180. 

Nicht erforderlich iſt, daß eine Aotierung des Boͤrſenpreiſes 

erfolgt. 
1. 12. 00 Bd. 47 S. 112f. 
11. 12. 01 (B 324 I 236) Holdheim 1902 S. 87. 

Daß das Geſchäft an der Börfe abgeſchloſſen wurde, iſt 
nicht erforderlich. 

1. 12. 00 Bd. 47 S. 112. 
18. 10. 02 (B 324 I 285) J. W. 1902 S. 638 
Nr. 22. 

2. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſtehen alſo 
beifpielweife folgende Geſchäfte den Börſen⸗Termingeſchäften 
gleich. 
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a) Handelsrechtliche Lieferungsgeſchäfte im Effektenverkehr, 
die unter Ausſchluß der Börſenuſanzen, unter Verzicht auf 
Boͤrſeneinrichtungen unter Zugrundlegung der Beſtimmungen 
des H. G. B. bezw. des B. G. B. abgeſchloſſen werden, gleich⸗ 
gültig, ob eine Nachfriſt gewährt wird oder nicht. 

12. 10. 98 Bd. 42 S. 43 ff. 
28. 10. 99 Bd. 44 S. 105 ff. 

b) Kaſſakontokorrent⸗ oder Kontogeſchäfte. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſind dieſe Ge⸗ 
ſchäfte von vornherein als Zeitgeſchäfte zu betrachten, wenn ein 
Teil von der in den Vertragsbeſtimmungen vorgeſehenen Be⸗ 
fugnis Gebrauch macht, durch eine ſofort nach Abſchluß des 
Geſchäfts abzugebende Erklärung die Erfüllung des Geſchäfts 
bis zum Ultimo hinauszuſchieben. Die Hinausſchiebung der 
Erfüllung auf Ultimo iſt daher auch nicht als neues abgabe⸗ 
pflichtiges Geſchäft im Sinne des § 8 Abſ. 2 des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes zu betrachten. 

12. 12. 99 Bd. 45 S. 68. 

Unter die Beſtimmungen über die Boͤrſen Termingeſchäfte 
fallen ferner 

e) Prämiengeſchäfte. 

7. 12. 01 (B 324 1 162) J. W. 1902 S. 101 
Nr. 50. 

d) Geſchäfte, die mit der Beſtimmung „feſter Lieferungs⸗ 
termin .. . und täglich“ oder lieferbar „am ... oder täglich 
nach Käuferswahl“ oder „Abnahme täglich bis ſpäteſtens .“ 
abgeſchloſſen find. 

14. 2. 03 (B 324 I 308) Holdheim S. 151. — 
1. 12. 00 Bd. 47 S. 112. — 12. 7. 03 (B 324 
II 53). 


B. Berbotene Börſen⸗Termin⸗ und ſonſtige Geſchäfte 
(B. G. § 50). 

Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts, die ſich im 
Widerſpruch insbeſondere auch zu der Auffaſſung der Regierung 
(ſ. preuß. Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung 
Jahrg. 1901 S. 267 ff.) befindet, find die in § 50 des Börſen⸗ 
geſetzes verbotenen Börſen⸗Termingeſchäfte und die ſonſtigen 
Geſchäfte, auf welche das Reichsgericht die Beſtimmungen über 
die Börſen⸗Termingeſchäfte anwendet (oben unter A) nach $ 134 
des B. G. B. nichtig. 

1. 12. 00 Bd. 47 S. 107—110. 
11. 12. 01 (B 324 I 233 ff.) 
Nr. 67. 

Dies hat ibeſeudere die Wirkung, daß auch das nach 
völliger Abwicklung des Geſchäfts Geleiſtete innerhalb eines 
Zeitraums von 30 Jahren zurückgefordert werden kann. Auch 
die Anerkennung der Sontoforrent - Saldi ſchließt die Rüd- 
forderung nicht aus. 

14. 10. 03 (B 324 II 75). J. W. 1904 S. 38. 

Dem Rückfordernden kann auch nicht der Einwand entgegen ⸗ 
gehalten werden, daß die Rückforderung gegen die guten Sitten 
verftoße (B. G. B. § 817), oder daß die Leiſtung einer fittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht ent- 
ſprochen habe (B. G. B. 8 814). In beſ. Fällen kann dieſer 
Einwand jedoch begründet ſein, z. B. wenn der Rückfordernde 
Kaufmann iſt und durch die Rückforderung ſeine kaufmänniſche 


J. W. 02 S. 139 
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Ehre ſchädigen würde (ſ. unten 2. Abſchnitt Ziff. 4). Abgeſehen 

hiervon iſt aber die Rückforderung nur dann unbegründet, wenn 

der Leiſtende gewußt hat, daß er zu der Leiſtung nicht ver- 

pflichtet war, d. h. wenn er die Nichtigkeit der Geſchäfte kannte. 
14. 10. 03 (B 324 II 76). 

Die Nichtigkeit tritt auch dann ein, wenn beide Parteien 
in das Böͤrſenregiſter eingetragen find. 

1. 12. 00 Bd. 47 S. 106. 

Werden dagegen Geſchäfte, die nach dem B. G. verboten 
find, an ausländiſchen Börſen abgeſchloſſen, jo tritt keine 
Nichtigkeit ein, das Geleiſtete kann alſo in dieſem Falle nicht 
zurückgefordert werden. 

15. 6. 03 J. W. S. 317 Nr. 19. 

Der Abſchluß von Termingeſchäften an ausländiſchen Börſen 
wird demnach vom Geſetz begünftigt. - 

Aus der oben unter A 2b erwähnten Entſcheidung iſt zu 
entnehmen, daß das Reichsgericht auch die nichtigen Geſchäfte 
für ſtempelpflichtig erachtet. 


C. Unwirkſame Börfen-Termin- und ſonſtige Geſchäfte 
(B. G. § 66). 

1. Nach 8 66 Abſ. 1 des Börſengeſetzes find Börſen⸗ 
Termingeſchäfte unwirkſam, wenn nicht beide Parteien bei Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäfts in das Boͤrſenregiſter für den betreffenden 
Geſchäͤftszweig eingetragen waren. 

Damit find auch etwaige Nebenabreden unwirkſam, die in 
dem Geſchäft getroffen wurden, z. B. die Vereinbarung, daß die 
Entſcheidung der Streitigkeiten aus dem Geſchäft durch Schieds- 
ſpruch erfolgen ſolle. 

ſ. 2. Abſchnitt Ziff. 2 a. 

Der Regiſtereinwand iſt von Amts wegen zu berückſichtigen, 
d. h. wird aus einem unwirkſamen Geſchäft geklagt, ſo iſt die 
Klage abzuweiſen, auch wenn der Beklagte den Regiſtereinwand 
nicht erhoben hat und ausdrücklich erklärte, daß er ihn nicht 
erheben wolle. 

8. 7. 99 Bd. 44 S. 54. 
Gleichgültig iſt, ob das Geſchäft im Inland oder im 
Ausland, 
B. G. 8 68 Abſ. 1 
oder im Inland oder Ausland nach den Bedingungen einer aus 
läͤndiſchen Börfe abgeſchloſſen wurde. 
7. 2. 99 Bd. 43 S. 92. — 8. 7. 99 Bd. 44 S. 56 f. — 
24. 6. 03 (B 324 I 352 f.) Holdheim S. 248 — 

30. 5. 03 J. W. Beil. S. 100. 

Der Regiſtereinwand iſt auch dann begründet, wenn ein nicht 
eingetragener Inländer mit einem Ausländer abgeſchloſſen hat. 

Sit dagegen bei Geſchäften zwiſchen einem Inländer und 
einem Ausländer der inländiſche Kontrahent eingetragen, ſo iſt das 
Geſchäft wirkſam, weil nach § 68 Abſ. 2 des Börſengeſetzes der 
Ausländer einem eingetragenen Inländer gleichfteht. 

7. 2. 01 (B 324 I 85 f.). Bankarchiv Ig. 1 S. 14. 

Auch die unwirkſamen Börfen-Termin- und ſonſtigen Ge⸗ 
ſchäfte ſind ſtempelpflichtig. 

15. 10. 01 Bd. 49 S. 111 f. 

2. Die Unwirkſamkeit erſtreckt ſich nach 5 66 Abi. 3 des 
Boͤrſengeſetzes auch auf bie beftellten Sicherheiten und die ab- 
gegebenen Schuldanerkenntniſſe. 
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Auch hier hat die Geſetzgebung eine Bevorzugung der im 
Ausland abgeſchloſſenen Geſchäfte zur Folge. Iſt nämlich das 
Depot einem aus ländiſchen Kommiſſionär geleiſtet, fo beſteht keine 
Moͤglichkeit, dasſelbe zurückzufordern. 

3. Das nach völliger Abwicklung des Geſchäfts zu feiner 
Erfüllung Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden ($ 66 
Abſ. 4). 

a) Eine völlige Abwicklung des Geſchäfts liegt auch 
in der Prolongation, 

29. 1. 02 (B 324 1 172). J. W. S. 190 Nr. 33. 
8. 7. 99 Bd. 44 S. 54f. 
ſowie in der Anerkennung des Kontokorrentſaldos für alle bei 
der Saldierung berückfichtigten Geſchäfte. 
29. 1. 02. J. W. S. 190 Nr. 33. 

Es findet daher keine Rückforderung der auf Grund der 
Prolongation gezahlten Differenzen von Vertrags⸗ und Pro⸗ 
longations kurs ſtatt. 

Eine Leiſtung nach völliger Abwicklung liegt ferner vor, 
wenn die Leiſtung, auch ohne Abſchluß eines Gegengeſchäfts oder 
Prolongation, nach Ablauf des Lieferungtermines erfolgt iſt. 

4. 2. 03 (B 324 II 67) Holdheim S. 96. 

Dagegen iſt eine vorausgezahlte Vorprämie nicht nach 
völliger Abwicklung des Geſchäfts geleiſtet und kann daher 
zurückgefordert werden. 

7. 12. 01 (B 324 I 162.) J. W. 02 S. 101 Nr. 50. 

b) Eine Leiſtung liegt auch in der Aufrechnung mit einer 
Gegenforderung. Daher iſt nach Anerkennung eines Konto⸗ 
korrentſaldos eine Zurückforderung der zur Aufrechnung ge⸗ 
ſtellten Beträge ausgeſchloſſen. Dies gilt natürlich nur ſowelt, 
als ſich Debet- und Kreditpoſten ausgleichen. Soweit das Konto⸗ 
torrent einen Paffivfaldo ergibt, liegt in der Anerkennung desſelben 
keine Leiſtung bezw. Aufrechnung, ſondern nur ein Schuld- 
anerkenntnis. 

14. 1. 03 (B 324 I 301) Holdheim S. 95. 
29. 1. 02 (B 324 I 172) J. W. S. 189 Nr. 32. 

In der bloßen Einſtellung des Poſtens in die Kontokorrent⸗ 
rechnung liegt alſo noch keine Leiſtung. Einer ſolchen Ein⸗ 
ſtellung kann der Schuldner auch widerſprechen, denn die aus 
dem Kontokorrentverhältnis ſich ergebende Verpflichtung, ſich die 
Einftellung des einzelnen Rechnungspoſtens gefallen zu laſſen, 
bezieht ſich nicht auf unwirkſame Poſten. 

29. 1. 02 (B 324 I 171.) J. W. S. 189 Nr. 32. 

Rührt der Paffivfaldo aus einer Kontokorrentrechnung, in 
die ſowohl unwirkſame wie wirkſame Forderungen eingeftellt 
find, fo ift das Anerkenntnis des Paffivfaldos nur zu dem Be⸗ 
trage wirkſam, welcher ſich ergibt, wenn der Teil abgezogen 
wird, der wegen der unwirkſamen Forderungen hinfällig iſt. 
Dabei iſt davon auszugehen, daß durch die Aufrechnung, deren 
Ergebnis der Saldo iſt, jeder Kreditpoſten als verhältnismäßig 
getilgt anzuſehen ift. 

3. 1. 03. Holdheim S. 94. — 28. 10. 03 (B 324 II 
84) J. W. S. 434. — 14. 11. 03 (B 324 II 88 f.) 
J. W. 1904 S. 76. 

Das Saldoanerkeuntnis bedarf, auch wenn es von ſeiten 
des Schuldners kein Handelsgeſchäft iſt, mit Rückſicht auf die 
Veſtimmung des B. G. B. 8 782 nicht der Schriftform. 

15. 1. 03 (B 324 II 62). J. W. Beil. 4 S. 35. 
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Eine Leiſtung liegt auch vor, wenn der Schuldner die 
Schuld mit dem Geld bezahlt, das er zu dieſem Zwecke von 
einem dritten geliehen hat. 

Keine Leiſtung liegt dagegen vor, wenn verabredet wird, 
daß der Schuldner ſeine Schuld als Darlehen des Gläubigers 
behalten oder das von dem Gläubiger als Darlehen erhaltene 
Geld in demſelben Augenblick dem Gläubiger zur Bezahlung 
der Schuld zurückgeben ſoll. 

14. 5. 02 (B 324 II 35) J. W. S. 369 Nr. 34. 

Eine Leiſtung liegt vor, wenn Depots mit Einverſtändnis 
des Hinterlegers zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
realifiert werden, dagegen nicht, wenn auf Grund der übergebenen 
Depots Vorſchüſſe gegeben und dieſelben gegen die Verluſte 
aufgerechnet werden. 

18. 10. 02 D. J. Z. 08 S. 81. 

Keine Leiſtung liegt ferner in der Hingabe eines vom 
Schuldner akzeptierten Wechſels. Der Glaͤubiger iſt jederzeit 
verpflichtet, den Wechſel dem Schuldner zurückzugeben. 

28. 5. 02 Bo. 51 S. 359. 

Ein Unterſchied zwiſchen Hingabe eines Wechſels Zahlungs⸗ 
halber (Kumulation) und an Zahlungsſtatt (Novation) wird 
nicht mehr gemacht, ſondern auch bei Hingabe an Zahlungsſtatt 
eine unwirkſame Vereinbarung zur Erfüllung (B. G. B. 9 762 
Abf. 2) angenommen. 

3. 10. 03 D. J. 3. S. 526, Holdheim 1904 
S. 27. 

(Die gleichen Grundſätze müſſen gelten, wenn der Schuldner 
dem Gläubiger nicht als Akzeptant, ſondern als Indoſſant 
haftet, z. B. wenn der Schuldner den auf einen Dritten ge⸗ 
gezogenen Wechſel an den Gläubiger indoſſiert. Iſt dagegen 
aus dem Wechſel ein Dritter dem Gläubiger als Akzeptant, 
Indoſſant uſw. verpflichtet, ſo iſt deſſen Verpflichtung gültig 
(ef. B. G. B. 8 762 Abſ. 2), vorausgeſetzt natürlich, daß fie 
nicht akzeſſoriſcher Natur iſt.) 

Aber auch dann, wenn der Schuldner den von ihm 
akzeptierten Wechſel von einem gutgläubigen Erwerber eingeloöͤſt 
hat, liegt nicht immer eine wirkſame Leiſtung vor: Habe der 
Gläubiger den Wechſel weiterbegeben, um dem Schuldner den 
Einwand aus § 66 Abſ. 1 abzuſchneiden, jo habe er (der 
Gläubiger!) gegen die guten Sitten verſtoßen und ſei daher nach 
B. G. B. § 812 ſchadenserſatzpflichtig. Aber auch wenn er ohne 
dieſe Abſicht den Wechſel weiterbegeben habe, fo ſei die Rück⸗ 
forderung begründet, weil dieſe nur bei freiwilliger Leiſtung des 
Schuldners ausgeſchloſſen ſei. 

28. 5. 02 Bd. 51 S. 359 fl. — el. dag. 25. 4. 00 
Bd. 47 S. 50 f. 

In der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt dieſer 
Grundſatz dahin modifiziert: Der Schuldner kann die an den 
dritten — freiwillig oder gezwungen — geleiſtete Zahlung des 
Wechſels von dem Gläubiger nur zurückfordern, wenn er vorher 
von dieſem die Herausgabe des Akzeptes verlangt hat, da andern⸗ 
falls die Zahlung dem Gläubiger gegenüber als freiwillige an⸗ 
zuſehen lt. 

3. 10. 03 D. J. Z. S. 526, Holdheim 1904 S. 27. 

4. Was von den Börfentermin- uſw Geſchäften ſelbſt 
geſagt iſt, gilt auch von Aufträgen zum Abſchluß derſelben 
($ 66 Abſ. 2). 
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Solche Aufträge find alſo, wenn nicht Kommiffionär und 
Kommittent im Börſenregiſter eingetragen find, unwirkſam; fie 
erzeugen keine Klage auf Erfüllung, Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, auf Proviſion oder Erſatz von Auslagen; 

13. 7. 01 Bd. 49 S. 61 
die Unwirkſamkeit erſtreckt ſich auch auf die geleiſteten Sicher⸗ 
heiten und auf die abgegebenen Schuldanerkenntniſſe; eine Rück⸗ 
forderung des nach völliger Abwicklung Geleiſteten findet 
nicht ſtatt. 

Hat alſo der Kommittent Vorſchüſſe an den Kommiſſionär 
gezahlt, ſo kann er dieſe zurückfordern und zwar auch dann, 
wenn der Kommiſſionär nur Agent einer auswärtigen Firma 
war und die Vorſchüſſe ſeinerſeits an ſeine Firma abgeführt hat. 

13. 7. 01 Bd. 49 S. 62 ff. 
17. 9. 02 (B 324 II 56 f.) J. W. S. 547 Nr. 18. 

Uuwirkſam iſt zunächſt nur der Auftrag zum Abſchluß 
der fraglichen Geſchäfte. Der Auftrag zur Bürgſchafts⸗ 
übernahme oder Verpfändung iſt an ſich wirkſam. Hat 
aber der Bürge oder Verpfänder die Schuld bezahlt, ſo kann der 
Auftraggeber dem Regreßanſpruch gegenüber einwenden, daß der 
Bürge oder Verpfänder infolge der Unwirkſamkeit der Schuld zur 
Zahlung nicht verpflichtet geweſen ſei. Dagegen iſt dieſer Ein⸗ 
wand nicht begründet, wenn der Auftrag dahin ging, einer aus⸗ 
ländiſchen Firma ein Pfand zu beſtellen, denn hier kann der 
Verpfänder die Befriedigung aus dem im Ausland befindlichen 
Pfande nur durch die Zahlung der Pfandſchuld abwenden 
(ef. oben C. 2 Abſ. 2). 

25. 10. 02 Bd. 52 S. 363 f. 

Wirkſam iſt ferner der Auftrag zur Zahlung einer 
Schuld aus einem unwirkſamen Geſchäft. Beauftragt z. B. 
der Schuldner einen dritten, den Gläubiger zu befriedigen und 
gibt er dem dritten zur Deckung einen Wechſel, ſo iſt dieſer 
Wechſel klagbar. 

8. 11. 99 Bd. 45 S. 160. 


Bweiter Abſchnitt: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
zum Differenzeinwand (B. G. B. 8 764). 


1. Im Gegenſatz zu früheren Entſcheidungen hat das 
Reichsgericht in neuerer Zeit wiederholt ausgeſprochen, daß der 
Differenzeinwand auf Kaſſageſchäfte nicht anwend⸗ 
bar iſt, weil derſelbe ein Geſchäft in Form eines Lieferungs- 
vertrages zur Vorausſetzung hat. 

4. 1. 02 (B 324 I 178 ff.) Holdheim S. 112. 

8. 3. 02 (B 324 II 28 f.) Holdheim S. 112 ff., 
J. W. S. 257 Nr. 24. 

4. 6. 02 (B 324 II 42) J. W. S. 445 Nr. 11. 

8. 10. 02 Bd. 52 S. 251 ff. Nr. 67, S. 255 ff. Nr. 68. 
30. 5. 03 Holdheim S. 247. 

Dieſen Entſcheidungen kommt aber lediglich theoretiſche Be- 
deutung zu. Denn Kaſſageſchäfte können, wie in den erwähnten 
Entſcheidungen ausgeführt wird, wenn auch nicht Differenz- 
geſchäfte im Sinne des § 764, ſo doch Spielgeſchäfte im Sinne 
des § 762 des B. G. B. fein, was natürlich auf dasſelbe hinaus- 
kommt. 

Ein in die Form eines Kaſſageſchäftes gekleidetes 
Spielgeſchäft iſt jedoch nach der Rechiſprechung des Reichs— 
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gerichts — fiehe die oben zitierten Entſcheidungen — nur dann 
anzunehmen, wenn der Kommiſſionär, der den Auftrag 
zum An- oder Verkauf von Papieren durch Selbſteintritt aus- 
führt, in Wirklichkeit die Papiere nicht angeſchafft 
und nicht verkauft hat (contrepartie fictive). 

Dies nahm das Reichsgericht in einem Falle an, wo der 
Kommiſſionär bei einem Kaſſakontokorrentgeſchäft den Kom⸗ 
mittenten an Ultimo, ohne daß ein Deckungsgeſchäft gemacht 
war, mit der Differenz von Ultimo und Anſchaffungskurs belaſtete. 

8. 10. 02 Bd. 52 S. 256 Nr. 68. | 

Desgleichen in einem Falle, wo dem Kommittenten nicht 
die Einkaufs- bezw. Verkaufspreiſe, ſondern unmittelbar die 
Differenzen beider Kurſe belaſtet bezw. gutgebracht waren. 

4. 6. 02 (B 324 II 42) J. W. S. 445 Nr. 11. 

Daß dagegen der Kommiſflonär den ihm erteilten Auftrag 
zum An- oder Verkauf der Papiere wirklich ausgeführt hatte, 
ſchloß das Reichsgericht beiſpielsweiſe daraus, daß die gekauften 
Aktien zur Generalverſammlung angemeldet, Zinſen und Divi- 
denden gutgeſchrieben wurden, daß für gewiſſe Aktien das Bezugs⸗ 
recht ausgeübt, 

4. 1. 02 (B 394 I 181) 
daß dem Kommittenten von der Ausführung jedes einzelnen 
Auftrags ſofort Anzeige gemacht und ihm mit den erteilten 
halbjährigen Abrechnungen ein Verzeichnis der Stücke, die für 
ihn in Depot lagen, mitgeteilt wurde. 

8. 10. 02 Bd. 52 S. 253. 

Iſt nachgewieſen, daß der Kommiſſionär den Auftrag durch 
An- und Verkauf der Wertpapiere wirklich ausgeführt hat, fo 
kommt demgegenüber den ſogenannten konkludenten Umftänden: 
Lebensſtellung und Vermoͤgensverhältniſſe des Auftraggebers, 
Umfang und Art der Engagements uſw., keine Bedeutung zu. 

8. 3. 02 (B 324 II 29) J. W. S. 258 Nr. 24, 
Holdheim S. 114. 
8. 10. 03 Bd. 52 S. 252. 

Ebenſowenig kommt es, den wirklichen An- und Verkauf 
der Papiere vorausgeſetzt, darauf an, ob der Kommittent den 
vom Kommiſſionär verauslagten Kaufpreis gegen Zurückbehal⸗ 
tung der gekauften Papiere geſtundet erhielt, ob der Kommittent 
Beſitz und Eigentum an den Papieren erwarb, ob er auf 
Nummernangabe verzichtet hatte oder nicht. 

8. 10. 02 Bd. 523 S. 253 f. 
8. 3. 02 (B 324 II. 29) J. W. S. 258. 

2. Hinſichtlich der Rechtswirkungen der Differenz- bezw. 
Spielgeſchäfte gilt das gleiche wie für die unwirkſamen Börfen- 
termingeſchäfte: die Geſchäfte begründen kein Schuldverhältnis; 
das Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden. 

a) Infolge der Unwirkſamkeit der Hauptſchuld iſt auch eine 
etwaige Bürgſchaft, Pfand oder Hypothekbeſtellung unwirkſam. 
Das gleiche gilt von der Hingabe einer Hypothek zur Er⸗ 
füllung der Schuld, wenn daneben die perſönliche Verpflichtung 
des Schuldners fortbeſtehen ſollte. g 

25. 4. 00 Bd. 47 S. 52. 
Ebenſo find unwirkſam alle zur weiteren Ausgeſtaltung der 
Schuld dienenden Rechtsgeſchäfte. insbeſondere Vereinbarungen, 
durch welche für den Streitfall ein ſchiedsgerichtliches Verfahren 
vorgeſehen wird. 

1. 3. 01 (B 324 II 9) J. W. S. 286. 
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Unwirkſam find nach B. G. B. § 762 Abſ. 2 auch Vereinbarungen 
zum Zwecke der Erfüllung der Schuld. Hierher gehören ins⸗ 
beſondere Vergleiche über die Zahlung der Schuld, Schuld⸗ 
auerkenntniſſe uſw. 

25. 4. 00 Bd. 47 S. 52. 
Dagegen iſt ein ernſtlicher Vergleich darüber, ob ein Geſchäft 
überhaupt als Differenzgeſchäft anzuſehen ift, wirkſam. 

2. 7. 01 Bd. 49 S. 193 f. 

8. 7. 02 (B 324 II 51) J. W. Beil. S. 264. 

Über Wechſel gilt das oben (unter C. 3) Geſagte. 

b) Eine Leiſtung liegt auch in der Abtretung einer Forde⸗ 
rung, daher auch in der Übertragung des Anſpruchs aus einer 
Lebens verſicherungpolice. Vorausgeſetzt ift aber, daß die Police 
dem Gläubiger nach ihrem Geldwert zur Zeit der Abtretung 
übereignet wird, bezw. daß der Schuldner nicht zur Weiter⸗ 
zahlung der Prämie verpflichtet bleibt. Andernfalls würde 
lediglich eine unwirkſame Verpfändung oder Vereinbarung zur 
Erfüllung der Schuld vorliegen. 

13. 6. 02 (B 324 II 46) J. W. Beil. S. 254 Nr. 166. 
Eine vorausgezahlte Prämie (vergl. oben C. 3) unterliegt, da 
ſie lediglich eine bedingte Zahlung darſtellt, auch nach den Be⸗ 
ſtimmungen des B. G. B. der Rückforderung. 

7. 12. 01 (B 324 I 162) J. W. 02 S. 101 Nr. 50 

cf. 27. 6. 96 Bd. 38 S. 237 f. 

Über das Anerkenntnis des Saldos gilt das oben (unter C. 3) 
Geſagte. 

3. Für einen Auftrag und Geſellſchaftsvertrag gilt im 
allgemeinen gleichfalls das oben (unter C. 4) Erwähnte. 

Ein Geſellſchaftsvertrag zum Abſchluß von Diffe⸗ 
renzgeſchäften iſt inſoweit wirkſam, als die Klage auf anteil⸗ 
mäßige Tragung des entſtandenen Verluftes oder auf anteil⸗ 
mäßige Herausgabe des erzielten Gewinns in Frage ſteht. 

19. 12. 98 Bd. 43 S. 151 f. 

Aus einem Auftrag zum Abſchluß eines Differenzgeſchäfts 
entſteht kein Anſpruch auf Proviſion oder auf Erſtattung der 
Stempelbeträge zu den Schlußſcheinen. 

5.4.02 J. W. Beil. S. 235 Nr. 112. — cf. 6. 11. 97 
Bd. 40 S. 258 f. — 20. 10. 94 Bd. 34 S. 265 f. 

Dagegen iſt nach den vorſtehenden Entſcheidungen der 
Auftrag inſoweit rechtswirkſam, als er auf Herausgabe des von 
dem Beauftragten gemachten Gewinnes geht. 

4. Erwähnt ſei ſchließlich, daß das Reichsgericht es 
als einen wichtigen Grund zur ſofortigen Entlaſſung des Ge⸗ 
ſchäftsführers einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung anſah, 
daß der Geſchäftsführer den Anſprüchen eines dritten aus 
Börſengeſchäften den Spieleinwand entgegengeſetzt hatte. Das 
Reichs gericht führt aus, daß der Kläger „durch die Losſage 
von dem gegebenen Verſprechen — mochte ihm dabei auch der 
Schutz des Geſetzes ſoweit zur Seite ſtehen, als dasſelbe die 
Erzwingbarkeit der eingegangenen Verbindlichkeit verſagte — 
ſeine kaufmänniſche Ehre geſchädigt hatte und daß das Verbleiben 
eines ſolchen Mannes an der Spitze eines großgewerblichen 
Unternehmens auch den Ruf des letzteren zu ſchädigen geeignet 
war“ (cf. oben B. Abſ. 3). 

10. 1. 03 Bd. 53 S. 266. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 24. Januar bis 
6. Februar 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches 
geſetz. 

1. Art. 169 E. G. z. B. G. B. 58 459, 463, 477 
B. G. B., Art. 1184 co. e. Verhältnis der Wandlungs- 
bezw. Schadenerſatzklage zur Refiliationsklage des rhein. Rechts. 
Verjährung, dictum et promissum beim Aktienkauf. 

Ohne Rechts irrtum wird angenommen, daß Kl., welcher Aktien 
von der Bekl. gekauft hat, bei deren Zuficherung „eine 6 pro⸗ 
zentige Dividende für 10 Jahre ſei durch Hinterlegung von Wert- 
papieren gedeckt“, davon ausgehen durfte, daß damit die Hinter⸗ 
legung von ſicheren, börſengängigen Wertpapieren gemeint ſei, 
nicht aber die Hinterlegung von noch nicht ausgegebenen Aktien 
desſelben Unternehmens, auf deſſen zukünftigen Gewinn ſich die 
Sicherſtellung bezog. Daß dieſe Zuficherung für den Abſchluß 
des Geſchäfts von weſentlicher Bedeutung geweſen iſt, ergibt ſich 
aus der weiteren Feſtſtellung, daß Kl. auf dieſe Sicherſtellung 
ein großes Gewicht gelegt habe. Es liegt daher Nichterfüllung 
eines weſentlichen dictum et promissum in bezug auf die ver- 
kauften Aktien vor, und dies begründet nach c. e. Art. 1184 
die Refiliationsklage des Käufers. Die Wandlungs⸗ bezw. Schaben- 
erſatzklage der 88 459, 463 des B. G. B. find Rechtsbehelfe 
von anderer juriſtiſcher Struktur als die Reſiliationsklage des 
franzöͤfiſchen Rechts. Darauf kommt es aber für die Anwendung 
des Art. 169 des E. G. zum B. G. B. nicht an. Nach dem Wort⸗ 
laute dieſer Beſtimmung kann nicht angenommen werden, daß 
der Geſetzgeber ihre Anwendung auf diejenigen Fälle hat be⸗ 
ſchränken wollen, wo dem nach altem Recht begründeten An- 
ſpruche ein juriſtiſch völlig gleichartiger Anſpruch des neuen 
Rechts entſpricht. Vielmehr iſt im einzelnen Falle nur zu fragen, 
ob der nach bisherigem Rechte begründete Anſpruch den konkreten 
Umſtänden nach auch gemäß dem Rechte des B. G. B. begründet 
ſein würde. Iſt dieſe Frage zu bejahen, ſo findet Art. 169 
Anwendung. Ein unter der Herrſchaft des franzöfiſchen Rechts 
auf Grund zugeſagter Eigenſchaften entſtandener, am 1. Januar 
1900 noch nicht verjährter Anſpruch des Käufers auf Auflöſung 
des Kaufvertrages unterliegt zwar der Verjährungsvorſchrift 
des 8 477 des B. G. B., wenn nach den konkreten Umſtänden 
die Wandlungsklage des $ 459 des B. G. B. begründet fein 
würde, nichtsdeſtoweniger iſt die angefochtene Entſcheidung auf⸗ 
recht zu erhalten, weil nach den konkreten Umſtänden des gegen⸗ 
wärtigen Falles der erhobene Anſpruch nicht nach 8 459 des 
B. G. B. (auch nicht nach § 463 daſelbſt) begründet fein 
würde, vielmehr der vorliegende Tatbeſtand durch B. G. B. 
88 437 Abſ. 1 und 440 Abſ. 1 geregelt wird und für die 
aus dieſen Beſtimmungen entſpringenden Anſprüche die ordent⸗ 
liche Verjährungsfriſt des § 195 des B. G. B. von 30 Jahren 
gilt. (Wird weiter ausgeführt.) C. o. H., U. v. 9. Dez. 03, 
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2. Art. 169 E. G. z. B. G. B., 88 477—479 B. G. B. 
Unterbrechung der Verjährung der Wandlungs⸗ und Minderungs- 
einrede durch Streitverkündung. 

Der Ehemann und Erblaſſer der Kl. hat am 27. Januar 
1896 einen Ackerplan zur Ausbeutung des darunter befindlichen 
Kieslagers an den Bekl. für 12 000 Mark verkauft und gegen 
Eintragung eines Kaufgelderreſtes von 10 000 Mark am 
3. Juli 1896 aufgelaſſen. Kl. als Alleinerbin ihres Ehemannes 
klagt dieſe Forderung im gegenwärtigen Prozeß ein. Bekl. wendet 
ein, es ſei ihm vom Verkäufer bezüglich des einzigen Weges, 
der zum Kieslager führe, deſſen unbeſchränkte Befahrbarkeit zu⸗ 
gefichert worden. In Wirklichkeit ſei der Weg jedoch ein im 
Separationsrezeß ausgeworfener ſogenannter Intereſſentenweg, 
der nur mit landwirtſchaftlichen Fuhren befahren werden 
dürfe. Die Benutzung zur Kiesabfuhr ſei ihm vom Gemeinde⸗ 
vorſteher verboten worden. Indem Bekl. weiter behauptet, daß 
der Erblaſſer der Kl. ihm die Zuſicherung wider beſſeres Wiſſen 
abgegeben und daß er, Bekl., einen Schaden erlitten habe, 
hat er Abweiſung der Klage beantragt und Witderklage 
erhoben. 

Für den Verjährungseinwand, den der B. R. im Gegenſatz 
zum erſten Richter verworfen hat, kommt in Betracht, daß der 
Bekl. in einem von ihm gegen die Gemeinſchaft des Separations⸗ 
intereſſenten geführten Vorprozeß, in dem er auf Anerkennung 
feines Rechts zur uneingeſchränkten Benutzung des fraglichen 
Zufahrtweges geklagt hat, jedoch unterlegen iſt, dem Erblaſſer 
der Kl. mittels Schriftſatzes vom 9. November 1898, zugeſtellt 
am 15. desſelben Monats und Jahres, den Streit verkündet 
hat und daß die Klage im gegenwärtigen Prozeß Ende Februar 
1901 erhoben worden iſt. Mit Rückſicht hierauf nimmt der 
B. R. an, die nach dem A. L. R. unverjährbare Wandlungs⸗ 
und Minderungseinrede ſei ſeit dem Inkrafttreten des B. G. B, 
zufolge Art. 169 E. G. z. B. G. B. der einjährigen Ver⸗ 
jährung des § 477 B. G. B. unterworfen geweſen und die 
Verjährung habe ſich am 1. Januar 1901 vollendet. Die Streit- 
verkündung vom November 1898 habe die Verjährung der Ein⸗ 
rede nicht hemmen können, da damals die Wandlungd- und 
Minderungsklage bereits verjährt geweſen ſei, mithin es an 
den Vorausſetzungen fehle, unter denen 8 478 B. G. B. eine 
Fortdauer des Einrederechts nach vollendeter Anſpruchsverjährung 
zulaſſe. Bezüglich der aufrechnungsweiſe geltend gemachten 
Schadenserſatzforderung, die nach A. L. R. erſt in 30 Jahren 
verjährt wäre, zufolge des Geſetzgebungswechſels jedoch nunmehr 
nach § 477 B. G. B. ebenfalls in einem Jahre verjährt und 
deren Verjährung daher zur Zeit der Klageerhebung im gegen⸗ 
wärtigen Prozeß ebenfalls bereits vollendet geweſen iſt, könne 
die Streitverkündung vom Jahre 1898 deshalb nicht als ein 
das Einrederecht perpetuierender Akt wirken, weil es für den 
Schadenerſatzanſpruch an einer dem § 478 B. G. B. ent⸗ 
ſprechenden Vorſchrift fehle. Letztere Annahme wird von der 
Reviſion mit Recht als rechtsirrtümlich bezeichnet. Der B. R. 
hat augenſcheinlich den $ 479 B. G. B., der die vermißte Be⸗ 
ſtimmung enthält, überſehen. (Es folgt der Hinweis auf einen 
zweiten für richtig erachteten Entſcheidungsgrund des B. G.) 
B. c. S., U. v. 16. Jan. 04, 299/03 V. — Naumburg. 

3. Art. 181, 194 E. G. z. B. G. B., preuß. Ausf.⸗Geſ. 
Art. 89 Abſ. 2, c. c. 553. Rechtliche Bedeutung des rheiniſchen 
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Kellerrechts. 58 351, 353 B. G. B. Unmoͤtlichkeit der Rüͤck⸗ 
gewähr bei der Wandlungsklage. 

Das rheiniſche Kellerrecht iſt teils als Grunddienſtbarkeit, 
teils als ſelbſtändige Gerechtigkeit, teils als Beſtandteil eines 
berechtigten Grundſtücks, teils als Eigentum an einem Hohl⸗ 
raum unter einem fremden Grundſtück aufgefaßt worden. Der 
Art. 553 c. c., auf den man das Kellerrecht gründete, iſt 
durch das Ausf. G. z. B. G. B. Art. 89 Nr. 2 aufgehoben. 
Als Eigentum an einem Grundſtücksteile kann das Recht daher 
nicht mehr begründet werden, aber auch das beſtehende Keller ⸗ 
recht kann ſeit dem Inkrafttreten des B. G. B. nicht mehr unter 
den Begriff des Eigentums gebracht werden, da dieſe beſonders 
geſtaltete Art von Eigentum dem B. G. B. nicht bekannt und 
durch das E. G. z. B. G. B. Art. 181 nicht aufrecht erhalten 
worden iſt. Seitdem können die beſtehenden Kellerrechte je nach 
Lage des Einzelfalls nur als Dienſtbarkeiten oder als Erbbau⸗ 
rechte aufgefaßt werden; ſie find jetzt zu Rechten an fremden 
Grundſtücken geworden und als ſolche durch Art. 184 E. G. 
z. B. G. B. aufrecht erhalten. Da der Bekl. dieſe Belaſtung 
nicht beſeitigt hat, beſtimmen ſich die Rechte der Kl. gemäß 
§ 440 nach den 88 320 - 327 B. G. B. Der B. R. 
nimmt an, daß die Übereignung des mit dem Kellerrechte be⸗ 
laſteten Grundſtücks als teilweiſe Erfüllung für die Kl. kein 
Intereſſe habe. Das Haus, bezüglich deſſen die Kl. die 
Wandlung geltend machten, iſt gegen ſie im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits zwangs verſteigert worden. Der Bekl. hatte geltend gemacht, 
daß die Kl. dadurch das Recht zum Rücktritte verloren hätten und 
daß fie ſich ſchuldhaft in die Unmöglichkeit der Herausgabe ver⸗ 
ſetzt hätten. Dieſe Behauptung hat der B. R. zu Unrecht vermißt 
und daher nicht gewürdigt. Dies muß nachgeholt werden, und es 
wird dabei, was die Unmöglichkeit anlangt, nicht außer acht 
bleiben dürfen, daß die im Armenrechte prozedierenden Kl. fich 
zur Herausgabe weder erboten, noch dazu imſtande erklärt haben. 
Darüber, wen das Verſchulden an der durch die Zwangsver⸗ 
ſteigerung etwa herbeigeführten Unmöglichkeit trifft, find keine 
Feſtſtellungen getroffen worden. Auch dies muß nachgeholt 
werden. Die Annahme, der Rücktritt im Sinne des § 353 
des B. G. B. ſei im Falle der Veräußerung des Grundſtücks 
durch die Wandlungskläger nur bei einem Verſchulden des 
Erwerbers ausgeſchloſſen, iſt rechtsirrtümlich. In erſter Reihe 
kommt ſtets das Verſchulden des Wandlungsklägers an der 
Unmöglichkeit der Rückgabe in Betracht (§ 3 51). Im Falle der 
Veräußerung iſt der Rücktritt auch dann ausgeſchloſſen, wenn 
das Verſchulden nicht den Veräußerer, ſondern den Erwerber 
trifft ($ 353). Erfolgt die Veräußerung unter Umſtänden, die 
den Erwerber nicht zur Rückveräußerung verpflichten, ſo kann 
in der Weigerung des Erwerbers, ſeinen Erwerb rückgängig zu 
machen, ein Verſchulden nicht gefunden werden, vielmehr hat 
die Unmöglichkeit dann ihren Grund in dem Verhalten des 
Veräußerers. Ob ihm dieſes Verhalten als Verſchulden an- 
zurechnen ſei, iſt nach Lage des Einzelfalls zu entſcheiden. 
K. c. K., U. v. 13. Jan. 04, 533/03 V. — Eöln. 

4. 85 93, 94 B. G. B. Maſchinen und Motore Beitand- 
teile des Grundſtücks? 

Das B. U. beruht auf der Annahme, daß der ſtreitige 
Petroleummotor durch die Art ſeiner Aufſtellung auf dem Gute 
Carlshöhe Beſtandteil des Grundſtücks geworden ſei, und zwar 
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durch „feſte Verbindung“ mit dem Grund und Boden. 8 94 
Abſ. 1 B. G. B. Ob etwa auch aus 8 93 oder 94 Abſ. 2 
die Beſtandteilseigenſchaft des Motors abgeleitet werden könnte, 
hat das B. G. nicht erörtert. Der Motor iſt in dem Grund- 
ſtück nach der Beſchreibung des B. G. in folgender Weiſe 
montiert: In dem zur Aufnahme der Maſchine beſtimmten 
Gebäude iſt ein Fundament aufgemauert, in deſſen vier Ecken 
Eiſenplatten in einer Tiefe von etwa 60 em eingemauert find. 
Von dieſen Eiſenplatten führt je eine 3—4 Zoll im Geviert 
meſſende Offnung an die Oberfläche des Fundaments, durch 
dieſe Offnung wird eine kräftige Ankerſchraube in die Eifen- 
platte eingeführt und durch halbe Umdrehung darin verankert. 
Über dieſe — erſichtlich unvollſtändig beſchriebene — Befeſtigung 
ſagt das angefochtene Urteil: „Daß hierin eine Verbindung des 
Motors mit dem Grund und Boden liegt, kann nicht bezweifelt 
werden. Zweifelhaft könnte nur fein, ob der Motor mit der 
gemauerten Unterlage feſt verbunden iſt. Das Gegenteil von 
feſt iſt nicht unlösbar, ſondern loſe. Wenn daher ein Zeuge 
ſagt, daß der Motor abgehoben werden kann, ſobald die Muttern 
der Ankerſchrauben gelöft werden, fo ſpricht dies durchaus nicht 
gegen eine feſte Verbindung, zumal der Zeuge nicht ſagt, daß 
eine Abhebung ohne weiteres erfolgen könne. Eine ſolche 
Abhebung muß aber nach dem Zeugniſſe Th. als ausge⸗ 
ſchloſſen erachtet werden, denn die in der Unterlage befindlichen 
Schraubenlöcher wurden darnach mit Zement ausgegoſſen. 
Der letzte Satz enthält offenbar den ausſchlaggebenden Ent⸗ 
ſcheidungsgrund des B. G., er beruht aber auf einem unver⸗ 
kennbaren Mißverſtändniſſe, das nicht hätte entſtehen konnen, 
wenn das B. G. die Art der Montierung, wie ſie ſich aus den 
Zeugenausſagen und den vorliegenden Zeichnungen ergibt und 
übrigens als die ganz allgemein übliche als bekannt vorausgeſetzt 
werden darf, vollſtändig geſchildert hätte. Es würde ſich dann 
ergeben haben, daß nach der Verankerung der Schrauben- 
bolzen, aber vor Aufſetzung des Motors die Schraubenloͤcher 
des Fundaments mit Zement ausgegoſſen werden. Iſt dies 
geſchehen, ſo iſt ein mit dem Grund und Boden unzweifelhaft 
feſt verbundenes Fundament vorhanden, deſſen Beſtandteil 
wiederum die darin eingemauerten Ankerſchrauben geworden 
find. Dieſe Schrauben reichen aber mit ihren oberen, mit 
Gewinde verſehenen Enden frei in den Luftraum hinein, und auf 
dieſe Spitzen wird der Motor, deſſen vier Ecken (Füße) zu 
dieſem Zwecke durchlöchert find, aufgeſetzt und darnach mittels 
der Schraubenmuttern angeſchraubt. Bevor die Muttern an⸗ 
gezogen, oder nachdem ſie wieder gelöſt ſind, kann der Motor 
ohne jedes Hindernis abgehoben und beliebig wieder aufgeſetzt 
werden, ohne weiteres. Da das B. U. Anlaß zu der An⸗ 
nahme gibt, daß das Gericht ohne das beſprochene Mißverſtändnis 
vielleicht zu einer anderen Entſcheidung gelangt wäre, ſo war 
die Aufhebung des angefochtenen Urteils auszuſprechen und die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entſcheidung an die Vor⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen. Für die rechtliche Beurteilung der 
Sache bei der neuerlichen Entſcheidung laſſen ſich beſtimmte 
Regeln nicht aufſtellen, da die Entſcheidung darüber, ob eine 
Sache im Sinne des § 94 Abſ. 1 des B. G. B. mit dem 
Grund und Boden feſt verbunden iſt, im weſentlichen Tat- 
frage iſt. Es muß jedoch darauf hingewieſen werden, daß es 
verfehlt iſt, die Eniſcheidung ausſchließlich von der größeren 
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oder geringeren Feſtigkeit oder Haltbarkeit der Verbindung ab⸗ 
hängig zu machen. Wenn unter der vom B. G. im Gegenſatze 
zu einer feſten Verbindung betonten loſen Verbindung eine 
leicht und ohne Beſchädigung der Sachen lösbare zu ver⸗ 
ſtehen iſt, jo trifft dies hier gewiß zu; denn die Schrauben- 
muttern ſind mit dem dazu gehörigen Schlüſſel ebenſo leicht 
und bequem zu öffnen, wie etwa ein kräftiges Schloß. Die 
Maſchine war auch im Laufe des Rechtsſtreites auf Grund 
einſtweiliger Verfügung an einen Gerichtsvollzieher heraus- 
gegeben, und wurde ſpäter wieder an Ort und Stelle zurück⸗ 
gebracht, ohne daß irgendwelche hierbei aufgetretene Schwierigkeit 
erfichtlich wäre. Daß eine derartige, leicht losliche, rein Außer- 
liche, die Selbſtändigkeit der verbundenen Sachen in keiner 
Weiſe beeinträchtigende Verbindung die Maſchine zu einem 
Beſtandteile des Grundſtücks machen ſoll, widerſtrebt der 
natürlichen Anſchauung, und es iſt nicht wahrſcheinlich, daß das 
Geſetz dieſen Erfolg gewollt habe. Die Anführung von „Ge⸗ 
bäuden“ als Beiſpiel feſter Verbindung in § 94 Abſ. 1 ſpricht 
jedenfalls nicht für die Auffaſſung des B. G., und ebenſowenig 
läßt fich aus dem Zweck der Vorſchrift, die nutzloſe Zerſtörung 
wirtſchaftlicher Werte zu verhindern, etwas zu ihren Gunſten 
folgern. Gerade dieſer letztere Geſichtspunkt wird vielmehr zur 
Vorficht mahnen müſſen. Die hier in Betracht kommende Art 
der Befeſtigung iſt, wie bereits erwähnt, die allgemein übliche, 
ſie iſt zur Sicherheit des Betriebs nötig; ſie ſteht aber anderer⸗ 
ſeits in keiner inneren Beziehung zu dem Grund und Boden, 
die Maſchine könnte auch, wo die Verhältniſſe es geſtatten, in 
dem oberen Geſchoſſe eines Gebäudes aufgeſtellt werden. Nun 
entſpricht es einem unbeſtreitbaren wirtſchaftlichen Bedürfniſſe, 
daß ſolche Maſchinen auch auf Kredit, unter Vorbehalt des 
Eigentums für den Verkäufer, erworben werden können. Es 
iſt aber nicht abzuſehen, wie dieſes Bedürfnis ſoll Befriedigung 
erlangen konnen, wenn ſchon die allgemein übliche Art der Auf- 
ſtellung der Maſchine das Eigentum des Verkäufers vernichtet. 
Die Anfiht des B. G. hat denn auch bisher in der Recht⸗ 
ſprechung keinen Beifall gefunden. Wohl iſt ſchon in ver⸗ 
ſchiedenen Urteilen des R. G. die Frage erörtert, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen eine Maſchine auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften in § 94 oder in § 93 Abſ. 2 B. G. B. Beſtandteil 
eines Grundſtücks oder Gebäudes werde, eine der vorliegenden 
gleichartige Entſcheidung dagegen hat, ſoweit erſichtlich, noch 
nicht die Billigung des R. G. gefunden. Dagegen hat der er⸗ 
kennende Senat in der Sache VII. 318/03 (Urteil vom 4. De⸗ 
zember 1903), in welcher es ſich um Maſchinen handelte, die in 
weſentlich gleicher Art aufgeſtellt waren, die Verneinung der 
Beſtandteilseigenſchaft gebilligt. Das B. G. wird übrigens im 
Hinblick darauf, daß die Maſchine auf einem gemauerten 
Fundament aufgeſtellt iſt, auch zu prüfen haben, ob hier über⸗ 
haupt eine unmittelbare Verbindung mit dem Grund und 
Boden, und nicht vielmehr eine Verbindung mit einem 


Gebäude hergeſtellt iſt. Wäre letzteres anzunehmen, jo würde 


es darauf ankommen, ob die Maſchine Beſtandteil des 
Gebäudes und hierdurch, mittelbar, Beſtandteil des Grund 
und Bodens geworden iſt; dieſe Frage iſt aber nicht nach 
§ 94 Abſ. 1, ſondern nach § 93 und 94 Abſ. 2 B. G. B. 
zu entſcheiden. S. c. P., U. v. 2. Jan. 04, 351/03 VII. — 
Berlin. 
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5. 88 119, 166 B. G. B. Bedeutung des Irrtums 
des Beauftragten. 

Die in Dresden befindliche Generaldirektion der klagenden 
Geſellſchaft teilte ihrer Filiale in Hamburg die Verkaufspreife 
einer Anzahl von Kähnen, welche der Geſellſchaft gehörten und 
welche aus rangiert werden ſollten, mit. Die klägeriſche Filiale 
in Hamburg verkaufte den Kahn Nr. 602 an den Bekl. Kl. 
behauptet nun, daß die Generaldirektion den ſtattgehabten 
Verkauf nicht anerkannt habe, weil bei der Bemeſſung des 
Kaufpreiſes ein Irrtum vorgekommen ſei. Es ſei nämlich 
bei der Generaldirektion überſehen worden, daß der Kahn 
Nr. 602 kurz vorher auf der eigenen Werft der klagenden Ge⸗ 
ſellſchaft einer größeren Reparatur im Werte von 7 200 Mark 
unterzogen worden ſei, ſodaß der Kahn nicht den geforderten 
Preis von 9 000 Mark, ſondern 16 200 Mark wert geweſen ſei, 
der Irrtum ſei dadurch entſtanden, daß bei Abgabe der Offerte 
die Reparaturrechnung der Werft noch nicht vorgelegen habe. 
Sie fechte das Kaufgeſchäft wegen Irrtums an. Das R. G. 
hob die in der Vorinſtanz ausgeſprochene Abweiſung der 
Klage auf. Das O. L. G. hat nicht berückfichtigt, daß die 
Kl. unter Beweisantritt behauptet hatte, auch die Filiale 
Hamburg habe bei Abſchluß des Vertrages mit dem Kl. 
keine Kenntnis davon gehabt, daß der ſtreitige Kahn erſt kürzlich 
einer erheblichen Reparatur unterzogen geweſen ſei. Danach 
wäre zu erörtern und eventuell feſtzuſtellen geweſen, ob nicht 
auch die Vertreter der Filiale Hamburg beim Abſchluß 
des Vertrages mit dem Kl. bezüglich der Wertverhältniſſe des 
Kahnes ſich in einem für die Willensbeſtimmung bei 
der Vertragsabſchließung bedeutſamen Irrtum be 
funden haben, und ob es ſich dabei um einen nach § 119 des 
B. G. B. erheblichen Irrtum gehandelt hat. Wären beide Fragen 
zu bejahen, ſo würde nach den einſchlägigen Beſtimmungen des 
B. G. B., insbeſondere den $$ 119 cit. und 166 dem Klage⸗ 
anſpruch der Erfolg nicht verſagt werden konnen. K. c. B 
U. v. 15. Jan. 04, 324/03 II. — Hamm. 

6. 5 123 B. G. B. Von mehreren Anfechtungsberechtigten 
kann jeder für ſich das Anfechtungsrecht ausüben. 

In der Literatur zum B. G. B. wird insbeſondere von 
Hellwig Anſpruch und Klagerecht S. 189 zu Note 29 bis 32, 
ähnlich auch Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts (8. Auf- 
lage) Bd. 18 75 Note 11 S. 373 oben —, die Anſicht vertreten, 
daß bei Mehrheit von Anfechtungsberechtigten die Ausübung des 
Anfechtungsrechtes namentlich aus $ 123 B. G. B. nur durch 
alle geſchehen kann. Dieſe Anficht wird gerechtfertigt mit einer 
analogen Anwendung der Vorſchriften der 88 356 und 467 
B. G. B. bezüglich des Rücktrittsrechts und der Wandelung ſowie 
der SS 502 und 512 B. G. B. bezüglich des Wiederkaufs⸗ 
und Verkaufsrechts, wonach die Ausübung der dort geregelten 
Rechte des rechtlichen Könnens nur durch alle Berechtigten 
geſchehen kann. Der erkennende Senat triit dieſer Anſicht nicht 


1 


bei; er nimmt an, daß bei Mehrheit der Anfechtungsberechtigten 


die Ausübung des Anfechtungsrechts nur durch den einen der⸗ 
ſelben zu deſſen Gunſten wirkt — unabhängig von einer Aus- 
übung des Anfechtungsrechts durch den anderen. Das ergibt ſich 
aus dem Weſen der Anfechtung und aus dem Fehlen einer 
Geſetzesvorſchrift bei der Anfechtung, die deren Ausübung bei 
Mehrheit der Anfechtungsberechtigten in gleicher Weiſe regelt, 
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wie in den bezogenen Geſetzesſtellen die Ausübung der oben 
benannten Rechte des rechtlichen Könnens bei Mehrheit der 
Berechtigten geregelt iſt. Die Annahme, dieſe geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſeien Ausfluß einer allgemeinen Regel, die für alle 
Fälle anzuwenden ſei, in denen mehreren in ſchlichter Gemein⸗ 
ſchaft ein Recht des rechtlichen Könnens zuſtehe, entſpricht nicht 
dem Geſetze. R. c. Sch. u. Gen., U. v. 5. Jan. 04, 
248/03 II. — Caſſel. 

7. 88 326 Abſ. 1, 433 Abſ. 2 B. G. B. Schuldner- 
verzug mit der Abnahme ohne Zahlungsverzug rechtfertigt auch 
bei Handelskäufen in der Regel nicht die Anwendung der 
Sätze 1 und 2 des 8 326 Abi. 1; Abnahme im Sinne des 
8 433 Abſ. 2 iſt nur die rein körperliche Hinwegnahme der 
Kaufſache. 

Der mit der Widerklage erfolgte Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung nach S 326 Abſ. 1 B. G. B. ift 
nach ihrem Wortlaute lediglich auf Abnahmeverzug gegründet, 
vom Zahlungsverzug iſt nirgend die Rede; ſie erachtet als ſelbſt⸗ 
redend, daß der Schuldnerverzug des Käufers mit der Abnahme 
ſchlechthin die Anwendung des § 326 Abſ. 1 B. G. B. recht⸗ 
fertige. Der erkennende Senat hat dagegen in dem Urteile vom 
9. Dezember 1902 — II. 265/02 — Entſcheidungen in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 53 S. 161 ff. rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, daß 
der Schuldnerverzug des Käufers mit der Abnahme in der Regel 
auch bei Handelskäufen die Anwendbarkeit der Sätze 1 und 2 
des § 326 Abſ. 1 a. a. O. nicht rechtfertige, und im Zuſammen⸗ 
hange jener Entſcheidung weiter ausgeführt, unter Abnahme in 
§ 433 Abſ. 2 B. G. B. ſei die rein körperliche Hinwegnahme 
der Kaufſache zu verſtehen. Darnach unterliegt es erheblichen 
Bedenken, ob überhaupt die tatſächlichen Unterlagen der Wider⸗ 
klage in den Inſtanzen zureichen, einen Anſpruch auf Schaden- 
erſatz wegen Nichterfüllung aus § 326 Abſ. 1 a. a. O. zu be- 
gründen. Indeſſen könnten dieſe Bedenken allein nicht die 
Zurückweiſung der Revifion rechtfertigen. Dem B. G. war an⸗ 
ſcheinend die Entſcheidung des erkennenden Senats noch nicht 
bekannt; es erachtete das Vorbringen der Widerklage, wenn es 
zuträfe, als zureichend zur rechtlichen Begründung eines An- 
ſpruches aus § 326 Abſ. 1 und iſt überhaupt nicht in eine 
Prüfung der Frage eingetreten, ob ein Verzug mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Abnahme vorläge, wenn von dem oben dargelegten 
rechtlichen Begriffe der Abnahme in § 433 Abſ. 2 ausgegangen 
werde. Dem Widerkl. war alſo nicht die Moͤglichkeit gegeben, 
ſeine Klagebegründung dahin zu erläutern, ob nicht mit dem 
Ausdrucke „Abnahmeverzug“ auf Grund weitverbreiteter, aller. 
dings nicht zu billigender Übung Verzug des Käufers mit Er- 
füllung ſeiner Vertragspflichten überhaupt gemeint ſei und dar⸗ 
nach der Anſpruch aus § 326 Abſ. 1 nicht bloß auf Verzug 


mit der Abnahme im Sinne einer körperlichen Hinwegnahme, 


ſondern zugleich auf Zahlungsverzug gegründet ſei. Die Reviſion 
war indeſſen zurückzuweiſen, da auch die Begründung, mit der 
das B. G. zur Abweiſung der Widerklage gelangt iſt, keine 
Verletzung des Geſetzes erkennen läßt. (Wird eingehend 
begründet.) P. c. Rh., U. v. 8. Jan. 04, 221/03 VII. — 
Hamburg. 

8. 58 388, 390, 422 B. G. B. verb. mit 88 6, 200 K. O. 
Erklärung der Aufrechnung gegenüber dem Konkursverwalter. 
Bedeutung einer ſolchen im Konkurſe eines Geſellſchafters er⸗ 
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folgten Aufrechnung gegenüber dem Geſellſchaftskonkurſe und 
einem in dieſem zuſtande gekommenen Zwangsvergleich. 

Kl. hatte einer Kommanditgeſellſchaft für das Jahr 1900 
Wertpapiere behufs Beſchaffung eines Kredits geliehen. Dieſe 
Hinterlegung geſchah bei dem Bekl. 1901 wurde zu dem Ber- 
mögen der Kommanditgeſellſchaft der Konkurs eröffnet, in dem 
ein Zwangsvergleich in Höhe von 33 ¼ Prozent zuſtande kam. 
Als zu dem Vermoͤgen eines vor dieſer Konkurseröffnung aus⸗ 
geſchiedenen Kommanditiſten ebenfalls der Konkurs eröffnet war, 
meldete der Bekl. auch bei dieſem ſeine Forderungen, kürzte jedoch 
9845 Mark 23 Pfg. als ein Guthaben des Kommanditiſten an 
ihn. Jetzt verlangt der Kl. von dem Bekl. deſſen volle Be⸗ 
friedigung er behauptete, die Herausgabe der hinterlegten Wert⸗ 
papiere. Das R. G. erachtet die Aufrechnung des Bekl. dem 
Konkursverwalter gegenüber als gehörig geſchehen (K. O. § 6) 
und erwog hinſichtlich ihrer Bedeutung für den Geſellſchafts⸗ 
konkurs: die Aufrechnung hat ſolange keine Wirkung, als nicht 
feſtſteht, daß die Forderung im Geſellſchaftskonkurſe nicht zur 
Befriedigung gelangt. Der Forderung ſteht ein im bürgerlichen 
Recht begründeter Einwand nicht entgegen, ſondern nur ihre 
Geltendmachung iſt konkursrechtlich beſchränkt. Die Erklärung 
der Aufrechnung hat nicht zur Vorausſetzung, daß der Ausfall 
bereits eingetreten wäre, ſondern nur ihre Wirkung iſt ſuspen⸗ 
diert. Gelangt die Forderung im Geſellſchaftskonkurſe zur Be⸗ 
friedigung, ſo kommt ſie nunmehr, und zwar deshalb, weil 
ſowohl fie als auch nach $ 422 des B. G. B. der Anſpruch 
an den einzelnen Geſellſchafter getilgt iſt, im Privatkonkurſe 
des Geſellſchafters in Wegfall. Im anderen Falle tritt volle 
Wirkſamkeit der Aufrechnung ein. Dies muß auch aus $ 54 
der K. O. geſchloſſen werden. Der Zwangsbvergleich hat nun 
die volle Befriedigung gehindert. Eine andere Frage würde die 
fein, ob die durch den Zwangsvergleich rechtlich herbeigeführte 
Minderung der Forderung hier von Bedeutung iſt, allein vom 
R. G. iſt bereits ausgeſprochen, daß, wenn nach § 200 der 
K. O. a. F. (entſprechend $ 211) der Zwangsvergleich, ſoweit 
er nicht ein anderes feſtſetzt, zugleich den Umfang der persönlichen 
Haftung der Geſellſchaſter begrenzt, dieſe Vorſchrift ſich auf die 
perſönliche Haftung der bereits ausgeſchiedenen Geſellſchafter nicht 
erſtreckt, ſondern hier § 178 der K. O. a. F. entſcheidet. Entſch. 
des R. G. Bd. 29 S. 38. Hieran muß feſtgehalten werden. 
Die von ihm ſelbſt vorgenommene Aufrechnung muß der Bekl. 
auch gegenüber dem Kl. gelten laſſen. Nach dem Tatbeſtande 
des B. U. erhalten die Konkursgläubiger im Geſellſchaftskonkurſe 
33½¼ Prozent ihrer Forderung. In Höhe von 66 Prozent 
iſt die Forderung des Bekl. mithin ausgefallen und die Auf⸗ 
rechnung im S. ſchen Konkurſe wirkſam, die Forderung, für 
welche die Pfänder haften, alſo getilgt. L. c. H., U. v. 
5. Jan. 04, 355/03 VII. — Dresden. 

9 8 463 B. G. B. Begriff der Argliſt durch Ver⸗ 
ſchweigen beim Kaufe. 

Die Abſicht, durch Verſchweigen zu betrügen, erſchöpft nicht 
den Begriff des argliſtigen Verſchweigens. Verſchweigt der 
Verkäufer Umſtände, aus denen ſich das Vorhandenſein eines 
Fehlers der Sache ohne weiteres ergibt, ſo iſt das Verſchweigen 
ſchon dann argliftig, wenn der Verkäufer fi) bewußt ift, daß 
die Kenntnis des Fehlers auf den Entſchluß des Käufers, zu 
kaufen oder zu anderen als den vereinbarten Bedingungen zu 
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kaufen, von beſtimmendem Einfluſſe ſein werde. Aus dieſem 
Geſichtspunkte hat das B. G. die Sachlage nicht geprüft. 
Auch wenn der Kl., falls die in dem vom Kl. dem Bekl. 
verkauften Hauſe befindlichen, polizeilich nicht erlaubten Kammern 
und der Schweineſtall bisher unbeanſtandet geblieben wären, 
unterſtellt hätte, dieſer Zuſtand werde auch ferner fortdauern, ſo 
könnte ihn dies nicht entſchuldigen, da er wußte, daß die 
Kammern und der Schweineſtall polizeilich nicht genehmigt 
waren. Das Verſchweigen dieſes Umſtandes war aber gewiß 
argliſtig, wenn dem Kl. von der Polizei bereits das Benutzen 
der Kammern und des Schweineſtalles verboten war. Letzteres 
hat der Bekl. behauptet und ſich zum Beweiſe, daß ihm von 
Schutzleuten das Verbot bereits mitgeteilt war, auf den 
namentlich bezeichneten Baukontrolleur als Zeugen berufen. 
Dieſer Beweisantritt, deſſen Erledigung nichts entgegenſtand, 
iſt aus unzulänglichen Gründen verworfen. Allerdings hat ſich 
aus den Akten des Bezirksamts nicht feſtſtellen laſſen, daß das 
Verbot vom Bezirksamt erlaſſen iſt. Aber dadurch wird keines⸗ 
wegs die Behauptung des Bekl. widerlegt. Auch die Schutz⸗ 
leute find Organe der Polizeiverwaltung. Haben dieſe, ſei es 
ohne oder mit Auftrag des Bezirksamts, dem Kl. erklärt, er 
dürfe die Kammern und den Schweineſtall in der bisherigen 
Weiſe nicht benutzen, und ihm die fernere Benutzung unterſagt, 
ſo war der Kl. verpflichtet, dies dem Bekl. mitzuteilen und ihn 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die Einrichtung der Kammern 
und die Errichtung des Schweineſtalls obne baupolizeiliche Ge⸗ 
nehmigung erfolgt ſeien. Daß dieſe Mitteilungen auf den 
Entſchluß des Bekl., zu kaufen, nicht von beſtimmendem Einfluß 
geweſen wären, iſt nicht feſtgeſtellt und nicht ohne weiteres an⸗ 
zunehmen, da gerade die Kammern und der Schweineſtall bei 
den Kaufverhandlungen zur Sprache gebracht und vom Kl. 
ſelbſt dem Bekl. eingehend Vorſtellungen darüber gemacht find, 
welch großen Nutzen er von den Kammern und dem Schweine⸗ 
ſtalle haben werde. M. c. B., U. v. 13. Jan. 04, 296/03 V. — 
Karlsruhe. 

10. 5 767 B. G. B. verb. mit 8 546 Z. P. O. 

Geklagt iſt aus einer Bürgſchaft, die übernommen ſein 
fol für eine Schuld von 1 500 Mark und es wird auch die 
Zahlung von 129,43 Mark Koſten beanſprucht, die durch den 
gegen den Hauptſchuldner geführten Prozeß entſtanden und von 
dem Hauptſchuldner dem Kl. zu erſetzen find, gefordert ($ 767 
Abſ. 2 des B. G. B.). Allein die nach dieſer Vorſchrift den 
Bürgen treffende Verpflichtung iſt, weil ſie kraft Geſetzes zu der 
durch den Bürgſchaftsvertrag übernommenen Verpflichtung hinzu⸗ 
tritt, eine von der letzteren abhängige Nebenverpflichtung und 
bei der Berechnung des Beſchwerdewertes der Revifion nicht zu 
berückſichtigen. L. c. G., U. v. 11. Jan. 04, 442/03 I. — 
München. 

11. 55 823, 989, 990, 992, 993 B. G. B. Der Eigen⸗ 
tumsanſpruch erfordert nicht eine ſchuldhafte widerrechtliche Ver- 
letzung. 

Das L. G. erachtet den beklagten Konkursverwalter nach 
§ 823 des B. G. B. für ſchadengerſatzpflichtig, weil er fahr⸗ 
läſſigerweiſe den Herausgabeanſpruch des Kl. in Anſehung der 
Furniere durch deren Anſichnahme und Verſteigerung vereitelt 
habe. Der B. R. tritt dieſen Ausführungen mit näherer Be— 
gründung des Verſchuldens des Bekl. bei. Hierbei iſt indeſſen 
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überſehen, daß das B. G. B. die Verletzung des Eigentums 
anſpruchs beſonders und eingehend regelt und daß inſoweit 
die allgemeine, die ſchuldhafte widerrechtliche Verletzung des 
Eigentums behandelnde Norm des § 823 nicht zur An- 
wendung kommen kann. Daß dies die Meinung des Geſetzes 
iſt, geht unzweideutig aus dem § 992 des B. G. B. hervor: 
nur wenn ſich der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht oder 
durch eine ſtrafbare Handlung den Befit verſchafft hat, haftet 
er dem Eigentümer nach den Vorſchriften über den Schadens⸗ 
erſatz wegen unerlaubter Handlungen. Im übrigen greifen die 
§§ 989, 990, 993 des B. G. B. Platz. Von dieſem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt aus hat der B. R. die Sache noch gar 
nicht geprüft. Er erachtet lediglich ein Verſchulden des Bekl. 
bei der Veräußerung des Furnierlagers für dargetan. Dieſes 
ift teils vor teils nach der Rechtshängigkeit verſteigert. 
Nähere Ermittelungen fehlen zur Zeit. Nur ſoweit die Ver⸗ 
äußerung nach der Rechtshängigkeit erfolgt iſt, wird der Bekl. 
gemäß 8 989 des B. G. B. für den Schaden verantwortlich 
ſein, der dadurch entſtanden iſt, daß das Furnierlager infolge 
der Verſteigerung. eines auf vorſätzliches Handeln des Bekl. 
zurückzuführenden Vorkommniſſes, von ihm nicht herausgegeben 
werden kann. Ein die Anwendung des § 992 des B. G. B. 
rechtfertigendes Verhalten des Bekl. bei der Inbeſitznahme 
der Furniere iſt in keiner Weiſe dargetan. K.s Konkurs- 
verwalter c. L., U. v. 15. Jan. 04, 416/03 VII. — Naumburg. 

12. 5 929 B. G. B. Übergabe durch Vernagelung des 
Aufbewahrungsortes. 

Der B. R. hält eine wirkliche Übergabe als nachgewieſen. 
Er findet ſie darin, daß der Kl. ſchließlich im ſtillſchweigenden 
Einverſtändnis mit dem Gemeinſchuldner auch den durch eine 
Offnung in der Kellermauer möglichen Zugang zu dem Raum, 
in welchem das verkaufte Furnierlager ſich befand, vernagelt 
und ſich dadurch die tatſächliche Gewalt über das Lager verſchafft 
habe. Daß der Kl., der ſich bereits im Beſitze des Schlüſſels 
zu der Tür des Kellers befand, durch jene Handlung den Beſitz 
des ihm verkauften Furnierlagers erlangt hat, iſt unbedenklich. 
Es kann ſich nur fragen, ob die zum Begriffe der Übergabe 
erforderliche Zuſtimmung des Gemeinſchuldners zu den Befit- 
ergreifungshandlungen des Kl. dargetan iſt. Die Reviſion ver- 
neint dies; fie iſt der Anficht, daß der Kl. die Offnung gegen 
den ausgeſprochenen Willen des Gemeinſchuldners zuge⸗ 
nagelt habe. Dieſe Anſicht findet jedoch in den Feſtſtellungen 
des B. R. keine Stütze. Danach hat der Gemeinſchuldner 
ſchließlich geduldet, alſo wiſſentlich geſchehen laſſen, daß der 
Kl. ſich die tatſächliche Herrſchaft über die Furniere durch In⸗ 
beſitznahme des Schlüſſels und Unmöͤglichmachen jedes Zutritts 
verſchaffte. In dem Stillſchweigen des Gemeinſchuldners konnte 
der B. R. ohne rechtlichen Verſtoß deſſen Einwilligung in den 
Beſitzerwerb des Kl. finden. K.s Konkursverwalter c. L., U. v. 
15. Jan. 04, 416/03 VII. — Naumburg. 

13. § 1333 B. G. B. Begriff der perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften bei der Eheanfechtungsklage; Ausſchluß der Klage nach 
der Individualität des Irrenden. 

Der § 1333 B. G. B., aus welchem der Kl. ſeinen An⸗ 
fechtungsanſpruch herleitet, regelt den Einfluß, welchen der Irr⸗ 
tum im Beweggrunde auf die Gültigkeit der Cheſchließung 
außert. Die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit dieſer Vor⸗ 
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ſchrift iſt hiernach, ſoweit es ſich nicht um einen bloßen Irr⸗ 
tum über die Perſonenidentität handelt, eine zweifache. Es 
wird einmal verlangt, daß der Anfechtende über ſolche „per ⸗ 
ſoͤnliche Eigenſchaften“ des anderen Ehegatten geirrt hat, 
deren Mangel „bei verſtändiger Würdigung des Weſens der 
Ehe“, alſo an ſich und objektiv, geeignet war, den Ehe⸗ 
ſchließungs willen aufzuheben. Es tft aber noch weiterhin zweitens 
erforderlich, daß auch von dem ſubjektiven Standpunkte des 
Irrenden aus das Fehlen der fraglichen Eigenſchaften dergeſtalt 
erheblich war, daß eine Kenntnis von dieſem Fehlen ihn vor 
Schließung der Ehe vorausſichtlich abgehalten hätte. Das Ge- 
ſetz geht von der Annahme aus, daß jeder, der eine Ehe ein⸗ 
gehen will, ſich Weſen und Bedeutung der Ehe klar macht. Er 
ſoll erwägen, daß die Ehe eine ſittliche Lebensgemeinſchaft, und 
zwar, wegen der dabei in Betracht kommenden leiblichen und 
geiſtigen Beziehungen, eine ſolche der engſten und innigſten Art 
iſt. Hieraus aber folgt, daß eine ſolche Überlegung (eine „ver- 
ſtändige Würdigung des Weſens der Ehe“) ihn der Regel nach 
abhalten wird, eine Che mit einer Perſon zu ſchließen, von 
welcher er weiß, daß ſie mit einem ſchweren ſittlichen 
Makel behaftet iſt. Geht er die Ehe dennoch ein, ſo muß 
er die alsdann zu erwartenden üblen Folgen hinnehmen und es 
würde eine Unbilligkeit gegen den anderen Teil ſein, wenn das 
Geſetz ihm alsdann ein Anfechtungs recht gäbe. Hat dagegen 
der Eheſchließende die Mängel in der Perſon des anderen nicht 
gekannt, ſo hat er auch in dieſem Falle das Anfechtungsrecht 
nicht unbedingt, nämlich nicht ſchon dann, wenn bei An⸗ 
legung eines abſoluten, der allgemeinen ſittlichen Kultur ent⸗ 
ſprechenden Maßſtabes eine auf normaler fittlicher Höhe ſtehende 
Perſon die Ehe unter ſolchen Umſtänden nicht geſchloſſen haben 
würde; das Geſetz gewährt vielmehr dem Irrenden auch hier 
das Anfechtungsrecht nur, wenn er ſelbſt, bei der von ihm 
vorzunehmenden verſtändigen Würdigung des Weſens der Ehe, 
von dieſem Schritte vorausſichtlich würde abgeſtanden haben. 
Es kommt vielmehr ſubjektiv auch diejenige pſychologiſche Ein- 
wirkung in Betracht, welche das Fehlen der vermißten perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften auf den Irrenden ſelbſt in dem kon⸗ 
kreten Falle hervorbringen würde. Wenn daher nach der Indi. 
vidualität des Falles anzunehmen iſt, daß ihm der fragliche 
Mangel auch bei einer Kenntnis desſelben gleichgültig oder zum 
mindeſten nicht ſo wichtig geweſen ſein würde, daß ſein Ehe⸗ 
ſchließungswille von deſſen Fehlen abhing, ſo ſteht ihm 
ber 8 1333 für eine Anfechtung nicht zur Seite. Es fehlt 
alsdann an dem zwiſchen dem Irrtum und der Cheſchließung 
für die Anwendung dieſer Vorſchrift notwendigen kauſalen Zu⸗ 
ſammenhang. Auch hinſichtlich der Frage, ob zu den in 81333 
erwähnten perſönlichen Eigenſchaften auch Charaktereigen⸗ 
ſchaften, moraliſche Anlagen gehören, wie ſie bei Schließung 
einer Ehe innerhalb des Lebenskreiſes der Beteiligten (bei Ehen 
„von dieſer Art“, wie das Preußiſche A. L. R. ſich in 8 40 
Tl. II Tit. 1 ausdrückt) allgemein vorausgeſetzt zu werden 
pflegen, und ob daher auch ein in dieſer Hinſicht beſtehender 
Mangel (ein fittlicher Makel, der Verluſt des guten Rufes), 
von welchem der andere Teil bei Eingehung der Ehe nicht 
unterrichtet war, das Anfechtungsrecht aus § 1333 begründen 
kann, find die Ausführungen der Vorinſtanz nicht zu bean⸗ 
ſtanden und in Übereinſtimmung mit denjenigen Grundfägen, 
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welche das R. G. und ins beſondere auch der erkennende Senat 
bei anderen Gelegenheiten bereits entwickelt hat (vergl. 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 306, und 
außerdem für das frühere Recht Bd. 17 S. 248 und Bd. 27 
Blatt 160). Das B. G. hat daher in dem vorliegenden Falle 
mit Recht geprüft, ob der Kl. an dem Umſtand, daß die Bekl. 
feftgeſtelltermaßen zur Zeit der Eheſchließung eine völlige jung⸗ 
fräuliche Unberührtheit, einen ganz makelloſen Ruf nicht mehr 
beſaß, bei Kenntnis der Sachlage Anſtoß genommen haben 
würde, und ob dieſer Anſtoß ſo ſtark geweſen wäre, daß er 
feinen Eheſchließungswillen aufgehoben hätte. Ob⸗ 
wohl das Urteil aus tatſächlichen, keiner Nachprüfung unter- 
liegenden Erwägungen davon ausgeht, daß, objektiv betrachtet, 
der Mangel dieſer Eigenſchaft ausgereicht hätte, einen ſolchen 
Erfolg herbeizuführen, ſo wird doch im Hinblick auf die konkrete 
Geſtaltung des Falles und die Individualität des Kl. dieſe 
Frage verneint. Es wird in Betracht gezogen, daß dem Kl. 
ein Teil des belaſtenden Sachverhalts (die vorübergehende Be⸗ 
ſchäftigung der Bekl. als Kellnerin in der elterlichen Schank⸗ 
wirtſchaft zu Berlin und ihr Liebesabenteuer mit E.) überhaupt nicht 
unbekannt war, und es wird bezüglich der ihm unbekannt 
gebliebenen Umſtände angenommen, daß er aus einem bei 
ihm hervortretenden „Senſationsbedürfnis“, alſo aus einem ihm 
innewohnenden abenteuernden Hang und vielleicht auch noch 
außerdem infolge der gewinnenden äußeren Erſcheinung der Bekl. 
und mit Rückficht darauf, daß ihre äußeren Verhältniſſe durch 
die Verheiratung eine völlige Anderung erfuhren, fich hierüber 
hinweggeſetzt haben würde. L. 0. L., U. v. 14. Jan. 04, 
259/03 IV. — Marienwerder. 

14. 55 1571, 1572 B. G. B., Art. 169, 201 E. G. z. 
B. G. B. Anwendung des neuen Rechts auf die unter altem 
Recht begonnenen Scheidungsausſchlußfriſten. 

Die Ehe iſt auf Widerklage der Frau wegen einer Anfang 
März 1899 vom Mann ihr zugefügten lebens und gejund- 
heitsgefährlichen Mißhandlung geſchieden. Der B. R. findet 
damit die Vorausſetzungen ſowohl des 8 699 des A. L. R. 
Tl. II Tit. 1 als des 8 1568 des B. G. B. erfüllt. Zwar 
ſei die Widerklage erſt am 25. Juni 1902 erhoben. Trotzdem 
ſei der Scheidungsgrund nicht als verziehen anzuſehen, da zur 
Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. die einjährige Friſt des 
8 721 des A. L. R. Tl. II Tit. 1 noch nicht abgelaufen ge⸗ 
weſen ſei, die Friſt des 8 1571 Abſ. 1 des B. G. B. aber 
mit Rückſicht darauf, daß die häusliche Gemeinſchaft der Par- 
teien ſeit dem 23. Mai 1899 aufgehoben iſt, überhaupt nicht 
zu laufen begonnen habe. Vergebens ſucht die Reviſion dieſe 
Ausführungen als rechtsirrtümlich anzugreifen. Die Friſten 
ſowohl des § 721 des A. L. R. Tl. II Tit. 1 als des 51571 
des B. G. B. find Aus ſchluß⸗, nicht Verjährungsfriſten. Das 
heißt: der Scheidungsanſpruch iſt von vornherein zeitlich be⸗ 
grenzt, er beſteht nur während der Dauer der Friſt, mit ihrem 
Ablauf iſt er von ſelbſt und ohne daß es der Geltendmachung 
eines beſonderen Rechtsbehelfs bedürfte, erloſchen. Das Geſetz 
ſchweigt darüber, wie es mit der Berechnung ſolcher Ausſchluß⸗ 
friſten zu halten ſei, wenn ſich die einen Scheidungsgrund 
bildende Tatſache vor Inkrafttreten des B. G. B. ereignet hat. 
Die Reviſion glaubt aus Art. 201 des E. G. z. B. G. B. 
folgern zu dürfen, daß hierfür lediglich das ältere Recht maß⸗ 
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gebend ſei. Dies trifft zu, wenn die Friſt ſchon vor Jukraft⸗ 
treten des B. G. B. abgelaufen war, wenn mithin die be⸗ 
treffende Verfehlung ſchon unter der Herrſchaft des älteren 
Rechts aufgehört hatte, einen klagbaren Scheidungsgrund zu 
bilden. Behielt ſie dagegen dieſe Eigenſchaft bis zum letzten 
Tage der Geltung des älteren Rechts — und dies trifft im 
Streitfall unbeſtritten zu — fo bildet Art. 201 des E. G. z. 
B. G. B. jedenfalls kein Hindernis, ſie auch unter der Herr⸗ 
ſchaft des neuen Rechtes als Scheidungsgrund geltend zu machen. 
Die Frage kann vielmehr im Mangel ausdrücklicher Geſetzes⸗ 
beſtimmungen nur mit Hilfe entſprechender Anwendung ver⸗ 
wandter Vorſchriften entſchieden werden. Dies führt mit Not⸗ 
wendigkeit zur Heranziehung des Art. 169 E. G. z. B. G. B. 
Denn im Grunde find die Ausſchlußfriſten und die Verjährungs⸗ 
friſten des bürgerlichen Rechtes weſensgleich. Bei beiden wirkt 
der Zeitablauf Untergang des betreffenden Rechtes. Die Ver⸗ 
ſchiedenheiten liegen in der Hauptſache auf prozeſſualem Gebiete, 
inſofern die Ausſchlußfriſten von Amts wegen wahrzunehmen find, 
während die Geltendmachung der Verjährung im Wege der Ein⸗ 
rede erfolgt und dem Belieben der Partei überlaſſen iſt. Auf 
dieſe Geſetzesanalogie iſt auch bei den Beratungen der zweiten Kom⸗ 
miſſion (Protokolle Bd. 6 S. 547 unter III) und in dem Ur⸗ 
teil des Senats Bd. 46 S. 157 der Entſch. des R. G. 
hingewieſen worden. Die analoge Anwendung des Art. 169 
E. G. z. B. G. B. ergibt nun ohne weiteres, daß im Streit⸗ 
falle der Lauf der einjährigen Ausſchlußfriſt aus § 721 des 
A. L. R. Tl. II Tit. 1 dadurch gehemmt iſt, daß die bereits 
ſeit Mai 1899 beſtandene Trennung der Parteien ſeit 1. Januar 
1900 die Wirkung äußert, das Weiterlaufen der Friſt gemäß 
8 1571 Abſ. 2 zu verhindern. Denn daß dieſe Hemmung ſeit 
Inkrafttreten des neuen Rechts ſich nach deſſen Vorſchriften beſtimmt, 
ſtellt Art. 169 Abſ. 1 E. G. z. B. G. B. außer Zweifel. Da dieſe 
Hemmung zur Zeit der Erhebung ſowohl der Klage ($ 1572 
B. G. B.) als der Widerklage noch angedauert hat, ſo war 
die Geltendmachung des damit verfolgten Scheidungsgrundes in 
der Tat noch nicht durch Friſtablauf ausgeſchloſſen. Die hier⸗ 
gegen erhobene Reviſionsbeſchwerde erweiſt ſich ſomit als unbe⸗ 
gründet. K. c. K., U. v. 11. Jan. 04, 255/03 IV. — Berlin. 

15. 58 1942, 1943 B. G. B. Erforderniſſe der Aus- 
ſchlagung der Erbſchaft bei prinzipaler Erbes und eventueller 
Vermächtniseinſetzung. 

Nach den Feſtſtellungen des B. G. lauten die Verfügungen 
des Erblafſers in dem Teſtament vom 23. März 1895 zu § 1: 
„Zu Erben des gemeinſchaftlichen Vermögens ernenne ich meine 
ſechs Kinder, und zwar zu gleichen Teilen“, zu $ 7: „Das- 
jenige meiner Kinder, das wider Erwarten mit dieſen Anord⸗ 
nungen nicht zufrieden ſein ſollte, ſetze ich auf den Pflichtteil 
ein, der nicht durch Verkauf, ſondern durch Taxation der Nachlaß⸗ 
gegenſtände ermittelt werden ſoll.“ Nach der Annahme des 
B. G. hat der Erblaſſer hiermit „an erſter Stelle“, durch die 
„prinzipale Dispofition“, feine Kinder zu Erben eingeſetzt und 
durch die „eventuelle Beſtimmung“ ihnen den Pflichtteil als Ver⸗ 
mächtnis zugewendet. Dieſe Auffaſſung der Willenserklärung 
des Erblaſſers unterliegt keinem Bedenken. Aber nicht zutreffend 
find die Erwägungen, mit denen das B. G. bei dieſem Sach- 
verhalt die Entſcheidung begründet hat. Das B. G. hat aus- 
geführt: Der Erblaſſer habe dem Kl. die Wahl gelaſſen, den 
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Erbteil mit den Beſchränkungen oder den Pflichtteil zu nehmen. 
Von dieſem Wahlrecht habe der Kl. Gebrauch gemacht, indem 
er ſich für den ihm teſtamentariſch zugewendeten Pflichtteil ent⸗ 
ſchieden habe. Dieſe Wahl ſei rechtzeitig getroffen, denn die 
Ausübung der Wahl des eventuell auf den Pflichtteil eingeſetzten 
Noterben ſei weder nach A. L. R. noch nach dem jetzigen Recht 
an eine beſondere Form und Friſt gebunden. Sein Wahlrecht 
habe der Kl. nicht dadurch verloren, daß er bei den Partial⸗ 
teilungen den 6. Teil, alſo ſeinen vollen Erbteil, in Empfang 
genommen habe, denn es werde nicht behauptet, daß er aus dem 
Geſamtgut mehr erhalten habe als ihm als Pflichtteils berechtigten 
zukomme. Eine Wahl der prinzipalen Verfügung des Erblaſſers 
habe er durch die Annahme des Erlöſes aus dem Verkaufe des 
Mobiliars um fo weniger ausüben konnen, als die ſofortige Ver⸗ 
teilung nicht in Gemäßheit, ſondern im Gegenſatz zu der An⸗ 
ordnung des Erblaſſers erfolgt ſei, der an erſter Stelle die 
Teilung bis zum Jahre 1905 unterſagt habe. Der 8 2306 
Abſ. 1 B. G. B., der die Geltendmachung des Pflichtteils, wenn 
der hinterlaſſene Erbteil größer ſei als die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils, von der Ausſchlagung des Erbteils abhängig mache, 
betreffe nur den geſetzlichen, nicht den eventuell zugewendeten 
Erbteil, könne daher auf den vorliegenden Fall nicht zur An⸗ 
wendung kommen. Bei dieſen Ausführungen hat das B. G. 
die Beſtimmungen der 88 1942 ff. B. G. B., iusbeſondere 
81943, nicht beachtet. Da der Erblaſſer den Kl. und ſeine 
Geſchwiſter an erſter Stelle, ohne Beifügung einer Bedingung 
oder Befriſtung, als Erben eingeſetzt hat, ſo iſt mit dem Tode 
des Erblaſſers die Erbſchaft auf den Kl. und ſeine Geſchwiſter 
übergegangen (§ 1922). Das Recht, die Erbſchaft auszu⸗ 
ſchlagen, verblieb ihnen ($ 1942); wer aber von dieſem Rechte 
Gebrauch machen wollte, hatte, ſobald er von dem Anfall und 
von dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt hatte, auch die 
Verkündung der letztwilligen Verfügung erfolgt war, innerhalb 
der in § 1944 beſtimmten Friſt die Ausſchlagungserklärung 
dem Nachlaßgerichte gegenüber abzugeben (§ 1945). Erfolgte 
dieſe Erklärung dem Nachlaßgerichte gegenüber nicht innerhalb 
der Ausſchlagungsfriſt, ſo hatte mit dem Ablaufe der Friſt die 
Erbſchaft als angenommen zu gelten ($ 1943). Für die An- 
wendung dieſer Vorſchriften iſt es ohne Bedeutung, ob der als 
Erbe Eingeſetzte für den Fall, daß er nicht Erbe wird, mit einem 
Vermächtniſſe bedacht iſt, oder ob er bei Ausſchlagung der Erb- 
ſchaft nach den Beſtimmungen des Teſtaments leer ausgeht, oder 
ob ihm unabhängig von den Verfügungen des Erblaſſers, kraft 
Geſetzes, Rechte als Pflichtteilsberechtigten zuſtehen. Iſt der als 
Erbe Eingeſetzte eventuell mit einem Vermächtniſſe bedacht, fo 
hat er allerdings nicht bloß die Wahl, die Erbſchaft anzunehmen 
oder auszuſchlagen, ſondern auch die Wahl, entweder die Erb⸗ 
ſchaft oder das Vermächtnis zu nehmen oder beides auszu⸗ 
ſchlagen. Beſonderheiten für die Annahme oder Ausſchlagung 
der Erbſchaft ergeben ſich aber daraus nicht. Der Erbſchafts⸗ 
erwerb richtet ſich auch in dieſen Fällen nach 88 1942 ff. Sit 
die Erbſchaft angefallen und die Friſt des § 1944 abgelaufen, 
ohne daß dem Nachlaßgericht gegenüber die Ausſchlagung erklärt 
iſt, ſo hat die Erbſchaft als angenommen zu gelten. Durch 
Annahme eines eventuellen Vermächtniſſes ($ 2180 Abſ. 2) 
kann die Ausſchlagung einer angefallenen Erbſchaft nicht erfolgen. 
Die Entſcheidung des B. G., daß dem Kl. als Vermächtnis⸗ 
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nehmer ein Anſpruch auf Zahlung des Wertes von ½ des 
Geſamtgutes zuſtehe, iſt hiernach nicht gerechtfertigt. K. u. Gen. 
6. K., U. v. 11. Jan. 04, 257/358 03 IV. — Hamm. 

16. 58 2242 Abf. 2, 2249 B. G. B. Nichtigkeit eines 
Dorfteſtamentes mangels Protokollfeſtſtellung der Erklärung der 
Erblaſſerin, daß ſie nicht ſchreiben könne. 

Nach § 2249 Abſ. 1 B. G. B. findet die Vorſchrift des 
8 2242 daſelbſt auch in dem im § 2249 geregelten Falle 
Anwendung. § 2242 beſtimmt in Abſ. 1 Satz 1 und 2: 
„Das (über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene) Pro⸗ 
tokoll muß von dem Erblaſſer eigenhändig unterſchrieben werden. 
Im Protokolle muß feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt.“ 
Nach ihrem Wortlaute enthält dieſe Vorſchrift überall zwingendes 
Recht. Wenn ſodann Abſ. 2 des §8 2242 beſtimmt: „Erklärt 
der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, fo wird feine Unter- 
ſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokolle 
erſetzt,“ ſo muß in gleicher Weiſe auch die bezügliche Erklärung 
des Erblaſſers über fein Unvermögen zu unterſchreiben und 
deren Feſtſtellung im Protokolle als weſentliche Formvorſchrift 
gelten. Denn es wird in Abſ. 2 zwar an Stelle der eigen⸗ 
händigen Unterſchrift eine Erſatzform nachgelaſſen, im übrigen 
bewendet es aber auch hier bei der Notwendigkeit der Feſt⸗ 
ſtellung des bezüglichen Vorgangs im Protokolle. Der dem 
8 2242 zu grunde liegende Grundſatz, daß der eine Ab⸗ 
weichung von der Regelform des Teſtaments bedingende 
Tatbeſtand notwendig im Protokolle feſtzuſtellen iſt, 
wird auch in den weiteren Beſtimmungen der SS 2243 ff. 
B. G. B. konſequent feſtgehalten, mag hier im einzelnen Falle 
die Erklärung des Erblaſſers oder einer der mitwirkenden 
Perſon en beſtimmend ſein. So iſt nach der kategoriſchen 
Vorſchrift des §S 2243 die für das Teſtament des Stummen 
vorgeſchriebene Form nur dann gegeben, wenn die Überzeugung 
des Richters oder Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen ver- 
hindert iſt, im Protokolle feſtgeſtellt wird. Nach 88 2244, 2345 
muß zur Wahrung der Formgültigkeit des dort vorgeſehenen 
Teſtaments eines der deutſchen Sprache nicht mächtigen Erb⸗ 
laſſers die Erklärung desſelben, daß er der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſei und bezw. der mitwirkenden Perſonen, daß ſie 
der fremden Sprache mächtig ſeien, im Protokolle feſtgeſtellt 
werden. Endlich iſt für das Notteſtament des § 2249 weſent⸗ 
liches Formerfordernis die protokollariſche Feſtſtellung der Be⸗ 
ſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder Notar nicht mehr möglich ſein werde. Entſprechend der 
ſpeziell für Teſtamente in $ 2242 B. G. B. gegebenen Vor⸗ 
ſchrift beſtimmt auch 8 177 Abſ. 2 des R. Gef. über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit: „Erklärt ein 
Beteiligter, daß er nicht ſchreiben könne, fo muß dieſe Er. 
klärung im Protokolle feſtgeſtellt werden. Mit der Auffaſſung, 
daß die Erklärung des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, 
notwendig im Protokolle feſtzuſtellen iſt, ſtehen die Motive 
des § 1920 des I. Entwurfs, welche Vorſchrift in § 2242 
des B. G. B. übergegangen iſt, im Einklange. Dortſelbſt wird 
ausgeführt: „Für den Fall, daß der Erblaſſer erklärt, er könne 
nicht ſchreiben, ſoll die erforderliche Unterſchrift durch die Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Erklärung im Protokolle erſetzt werden .. zu 
beſtimmen, daß auch der Grund der Verhinderung am Unter- 
ſchreiben im Protokolle feſtgeſtellt werden mü ſſe, iſt nicht 
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ratfam. An die Nichteinhaltung einer ſolchen Vorſchrift die 
Nichtigkeit des Errichtungsakts zu knüpfen, würde zu hart 
fein.” (Mugdan, Materialien zum Bürgerlichen Geſetzbuche, 
Bd. V S. 144.) Der Gebrauch ſakramentaler Worte für 
die Abgabe der in § 2242 bezeichneten Erklärung iſt allerdings 
nicht vorgeſchrieben. Es würde daher völlig ausreichend ge- 
weſen ſein, wenn die Erblaſſerin im vorliegenden Falle auf 
irgend eine Art, ſo insbeſondere durch Genehmigung des die 
objektive Feſtſtellung des Unvermögens enthaltenden Teſtament⸗ 
textes, für ihre Perſon beftätigt hätte, nicht ſchreiben zu konnen. 
(Entſch. des R. G. vom 1. Dezember 1902 in Juriſtiſcher 
Wochenſchrift 1903, Beilage 4, S. 30.) Das Berufungsgericht 
geht jedoch bedenkenfrei davon aus, daß eine Erklärung der 
Erblaſſerin, nicht ſchreiben zu können, protokollmäßig überhaupt 
nicht erfolgt ſei. Fehlt es hiernach der letzwilligen Verfügung 
an der durch Geſetz vorgeſchriebenen Form, ſo iſt dieſelbe gemäß 
§ 125 Satz 1 B. G. B. zu Recht für nichtig erklärt. O. o. H. 
n. Gen., U. v. 7. Jan. 04, 251/03 IV. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

17. 5 54 Z. P. O. auf Vergleiche nicht anwendbar, auch 
der gerichtlich abgeſchloſſene Vergleich keine Prozeßhandlung, vor⸗ 
mundſchafts gerichtliche Genehmigung für den Handlungsunfähigen 
auch bei einem derartigen gerichtlichen Vergleiche notwendig. 

In der Auslegung des § 54 der Z. P. O. weicht der B. R. 
vom Richter der I. J. ab. Er erblickt in dem außergericht⸗ 
lichen Vergleich auch dann einen Vertrag im Sinne des Privat- 
rechts, wenn derſelbe einen anhängigen Rechtsſtreit betreffe, und 
findet einen Unterſchied desſelben vom Prozeßvergleich nur darin, 
daß dieſer letztere vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen und 
gemäß & 160 Nr. 1 3. P. O. durch Aufnahme in das Proto- 
koll feſtzuſtellen ſei. Die Beurkundung des Vergleichs be⸗ 
trachtet er als Prozeßhandlung und bemerkt, mit dieſer Be⸗ 
urkundung ſei der Prozeß erledigt, der gleiche Erfolg laſſe ſich 
aber dadurch erreichen, daß die Parteien übereinſtimmend zu 
Protokoll erklären, der Prozeß habe durch Vergleich ſein Ende 
erreicht. Hieraus folgert der B. R., daß für die Beendigung 
des Prozeſſes nicht die Beurkundung des Vergleichsabſchluſſes 
ſelbſt, ſondern nur ſeine Anzeige als vertragsmäßige Aner⸗ 
kennung ſeiner prozeſſualen Wirkungen weſentliche Bedeutung 
beſitze. Im weſentlichen befindet der B. R. ſich hiernach auf 
dem im Urteile des II. 3. S. des R. G. vom 24. Juni 1887 
Entſch. Bd. 19 S. 362 eingenommenen Standpunkte. Die 
Frage iſt in der Literatur ſtreitig geblieben; an der im Urteile 
des II. Z. S. entwickelten Auffaſſung muß jedoch feſtgehalten 
werden. (Wird zunächſt aus den Beſtimmungen der 3. P. O. 
§ 54, 81 und 85 näher begründet) und ſodann bezüglich der 
Einwirkung des B. G. B. auf die Frage folgendes ausgeführt: 
In Übereinſtimmung mit dem B. R. iſt weiter anzunehmen, 
daß ſeit Beginn der Herrſchaft des B. G. B. die Vorſchriften 
desſelben entſcheidende Bedeutung für die vorliegende Frage 
haben. Das B. G. B. enthält hier Beſtimmungen nach einer 
zweifachen Richtung hin. Es beſtimmt in § 1822 unter 12, 
daß zu einem Vergleich, falls nicht der Gegenſtand des Streites 
oder der Ungewißheit in Geld ſchätzbar tft uud den Wert von 
300 Mark nicht überfteigt, der Vormund der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf. Insbeſondere aber ſtellt es im 
5 1714 das gleiche Erfordernis auch für eine zwiſchen dem 
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Vater und dem Kinde über den Unterhalt für die Zukunft oder 
über eine an Stelle des Unterhalts zu gewährende Abfindung 
auf. Welchen Wert das Geſetzbuch dieſen ſeinen Beſtimmungen 
beimißt, erhellt ohne weiteres. Keine derſelben unterſcheidet 
zwiſchen den Fällen, daß ein Rechtsſtreit anhängig und daß der 
Vergleich vor dem Prozeßgericht geſchloſſen wird, oder daß beides 
oder eines von beiden nicht vorliegt. Man kann auch einen Widerſpruch 
zwiſchen den Beſtimmungen des B. G. B. und denen der 
Z. P. O., wie der Text der letzteren auf Grund des Geſetzes, 
betreffend die Ermächtigung des Reichskanzlers zur Bekannt⸗ 
machung der Texte verſchiedener R. Geſ. vom 17. Mai 1898, 
wenngleich hinſichtlich des § 54 in unveränderter Geſtalt, neu 
publiziert iſt, nicht als vorliegend annehmen und die Frage iſt 
nicht die, welches der beiden Geſetze etwa als Spezialgeſetz den 
Verzug hat, vielmehr muß davon ausgegangen werden, daß der 
Geſetzgeber, auch im Hinblick auf die bisherige Rechtſprechung, 
die Vorſchriften des B. G. B. als mit denen im § 54 der 
Z. P. O. vereinbar betrachtet und daß er ſeinerſeits unter die 
Prozeßhandlungen den Vergleich nicht einbegriffen hat. 
Diefer fein Standpunkt iſt maßgebend. Vermoͤge feiner erhält 
8 54 3. P. O. eine mit Geſetzeswirkung bekleidete Deklaration. 
Das Erfordernis der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
iſt hierach mit Recht als gegeben betrachtet. R. c. G., U. v. 
22. Dez. 03, 337/03 VII. — Dresden. 

18. 88 74, 102, 569, 577 Z. P. O. Einlegung der 
Beſchwerde von einem bei dem Beſchwerdegericht nicht zugelaſſenen 
Rechtsanwalt. Bedeutung der Rücknahme einer ſolchen Be⸗ 
ſchwerde. Beweis des rechtzeitigen Eingangs einer ſolchen. 

Gegen einen Beſchluß des L. G., durch den die von dem Kl. 
zu tragenden Koſten auf Antrag des Bekl. feſtgeſetzt worden 
waren, wurden dieſe auf 799,87 Mark feſtgeſetzt. Gegen dieſen 
Beſchluß legte der beim O. L. G. N. nicht zugelaſſene Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte des Kl., Rechtsanwalt N., unter dem 30. September 
1903 Beſchwerde bei dem O. L. G. ein, die dort am 1. Oktober 
einging und Abſetzung von 450 Mark beantragte. Das O. L. G. 
gab, ohne die Nichtzulaſſung des Dr. N. bei ihm zu beachten, 
die Beſchwerde durch Beſchluß vom 1. Oktober 1903 an das 
L. G. N. ab, um die Akten beizufügen, wenn der Be⸗ 
ſchwerde nicht abgeholfen werde. Z. P. O. 8 577 Abſ. 3, 
$ 105 Abſ. 4. Durch Beſchluß vom 6. November 1903 
änderte das L. G. ſeinen Beſchluß dahin ab, daß es von den 
beanſtandeten 450 Mark den Betrag von 290 Mark abſetzte 
und demgemäß den Betrag der dem Bekl. zu erſtattenden Koſten 
auf 509,07 Mark feſtſetzte. Dagegen legte der Bekl. ſofortige 
Beſchwerde vom 26. November 1903 mit dem Antrage auf 
Feſtſetzung der Koſten auf 799,87 Mark ein. Dagegen erklärte 
der Rechtsanwalt N. in einem dem O. L. G. eingereichten 
Schriftſatz vom 30. November 1903, daß er ſeine Beſchwerde 
zurückziehe. Das O. L. G. hat den N. darauf gemäß § 102 
Abſ. 2 Satz 2 der Z. P. O. gehört. Durch den angefochtenen 
Beſchluß vom 7. Dezember 1903 hat das O. L. G. den Beſchluß 
des L. G. vom 6. November 1903 aufgehoben, den Beſchluß 
des ſelben vom 16. September 1903 wiederhergeſtellt und die 
Koſten der Beſchwerde des Bekl. dem Kl., die durch die Be⸗ 
ſchwerde vom 30. September 1903 veranlaßten aber dem Rechts- 
anwalt N. auferlegt. Dagegen richtet ſich die jetzige weitere 
ſofortige Beſchwerde, die namens des N. und des Kl. erhoben 
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iſt. Der angefochtene Beſchluß beruht hier auf der Erwägung, 
daß das L. G. ſeinen erſten Beſchluß gemäß § 577 Abſ. 3 
der Z. P. O. nur dann habe abändern dürfen, wenn zuläſſige 
Beſchwerde gegen denſelben eingelegt, die Beſchwerde vom 
30. September 1903 aber unzuläffig geweſen, weil fie beim 
O. L. G. durch einen bei demſelben nicht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalt eingelegt worden ſei. Dies trifft durchaus zu, § 569 
Abſ. 2, und wird von der weiteren Beſchwerde auch nicht in 
Zweifel gezogen. Danach wäre die ſofortige Beſchwerde vom 
30. September 1903 gemäß § 74 der Z. P. O., weil ſie nicht 
in der geſetzlichen Form eingelegt, als unzuläffig zu verwerfen 
geweſen. Der angefochtene Beſchluß fieht davon ab und ſtellt 
auf die Beſchwerde des Bekl. den erſten Beſchluß des L. G. 
wieder her, weil die Beſchwerde vom 30. September nachträglich 
von N. jelbft zurückgenommen iſt. Die Ausführung der weiteren 
Beſchwerde des Kl., dies ſei unſtatthaft, weil N. ſeine unzu⸗ 
läſſige Beſchwerde durch ſeine an das O. L. G., bei dem er 
nicht zugelaſſen, gerichtete Eingabe vom 30. November nicht 
habe zurücknehmen können, iſt völlig haltlos. War die von N. 
eingelegte Beſchwerde vom 30. September wegen mangelnder 
Form unzuläſſig, ſo hat die Partei, für die ſie eingelegt, aus 
dieſem rechtlich wirkungsloſen Akt überhaupt kein Recht erworben 
und kann ſich nicht darüber beſchweren, daß N. die Beſchwerde 
zurückgenommen hat, um einen Teil der ihm drohenden Koſten⸗ 
pflicht von ſich abzuwälzen, und N. konnte die beim O. L. G. 
eingereichte Beſchwerde auch nur bei dieſem zurücknehmen, nicht 
bei dem L. G., bei dem er zugelaſſen, bei dem er die Beſchwerde 
aber nicht erhoben hatte. Es kommt danach nur noch auf das⸗ 
jenige Vorbringen der weiteren Beſchwerde an, das darzutun 
beſtimmt iſt, die dem O. L. G. eingereichte ſofortige Beſchwerde⸗ 
ſchrift vom 30. September ſei dadurch wirkſam geworden, daß 
ſie innerhalb der geſetzlichen, am 2. Oktober 1903 abgelaufenen 
Friſt bei dem L. G. eingegangen ſei, bei dem N. ſie hätte ein⸗ 
reichen müſſen. Der angefochtene Beſchluß nimmt zugunſten 
der beiden Beſchwerdeführer an, daß der formelle Mangel der 
Beſchwerdeeinlegung geheilt worden wäre, wenn die Beſchwerde⸗ 
ſchrift vom O. L. G. in der geſetzlichen Friſt an das L. G. 
gelangt wäre, und dem Beſchluß iſt darin zuzuſtimmen. Aber 
der angefochtene Beſchluß vermißt den Beweis dafür. Es hat 
nicht feſtgeſtellt werden können, daß die am 1. Oktober bei dem 
O. L. G. eingegangene Beſchwerdeſchrift dem L. G. am 
2. Oktober zugegangen iſt. Ein amtlicher Vermerk über die 
Zeit des Zuganges fehlt. Beſchluß gefaßt auf die Beſchwerde⸗ 
ſchrift hat das L. G. ausweislich der Akten erſt am 9. Oktober. In 
der jetzigen Beſchwerdeſchrift wird ein Indizienbeweis dafur an⸗ 
getreten, daß der Zugang bei dem L. G. im Laufe des 2. Oktober er⸗ 
folgt ſei. Aber die Beſchwerdeſchrift ſelbſt gelangt nur dahin, daß 
dies auf Grund der beantragten Erhebungen nach allem menſchlichen 
Ermeſſen anzunehmen ſein würde. Das kann den erforderlichen Be⸗ 
weis nicht erſetzen und das R. G. hat deshalb keine Veranlaſſung 
gefunden, auf dieſe künſtliche Beweiserhebung einzugehen. 
K. c. S., Beſchl. v. 16. Jan. 04, Bs 6/04 I. — Naumburg. 

19. 5 102 Z. P. O. Schuldhafte Einlegung einer un⸗ 
zuläſſigen Beſchwerde ſeitens eines Anwaltes und Auferlegung 
der Koſten auf dieſen. 

Das Kammergericht hatte in einem Beſchluſſe, der am 
13. November zugeſtellt wurde, auf eine ſofortige Beſchwerde 
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der Kl. nach § 99 Abſ. 3 Z. P. O. das angefochtene Urteil 
des L. G. II in Berlin dahin abgeändert, daß es die Koſten 
des Rechtsſtreits dem Bekl. auferlegte. Eine für den Bekl. von 
deſſen Prozeßbevollmächtigten I. J., Rechtsanwalt S., gegen 
dieſe Entſcheidung des Kammergerichts eingelegte weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt durch Beſchluß des erkennenden Senats vom 
29. Dezember 1903 als unzuläſſig verworfen worden, da ihre 
Einlegung dem Anwaltszwange unterlag und Rechtsanwalt S. 
nicht bei dem Kammergerichte zugelaſſen iſt; zugleich wurden 
dem Rechtsanwalte S., der durch eine am 10. Dezember zu⸗ 
geſtellte Verfügung auf dieſen Mangel hingewieſen und zur Er⸗ 
klärung nach $ 102 der Z. P. O. aufgefordert worden war, auf 
Grund der letzteren Beſtimmung die Koſten dieſer Beſchwerde 
auferlegt. Mit Schrift vom 21. Dezember 1903, die am 
23. Dezember beim Kammergerichte einging, erklärte der beim 
Kammergericht zugelaſſene Rechtsanwalt A., „die weitere Be⸗ 
ſchwerde ſei irrtümlich von einem beim Kammergericht nicht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt unterzeichnet worden, er trete dieſer 
Beſchwerde nunmehr bei und und mache ſie ausdrücklich zu der 
ſeinigen“. Durch eine Verfügung vom 5. Januar 1904 zur 
etwaigen Erklärung nach $ 102 3. P. O. aufgefordert, führte 
er in einer weiteren Schrift vom 12. Januar 1904 aus, „er 
habe die Schrift vom 21. Dezember auf ausdrücklichen Wunſch 
feiner Partei eingereicht, die es für möglich halte, das R. G. 
werde ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß die von S. ein⸗ 
gelegte Beſchwerde durch ſeinen Beitritt nachträglich zuläſſig 
geworden ſei und zwar mit Wirkung vom 25. November, er 
habe indeſſen auf die dieſer Annahme entgegenſtehenden Be⸗ 
denken hingewieſen.“ Da der Z. P. O. der Rechtsbehelf des 
„Beitrittes“ zu einem Rechtsmittel als Ausweg zur Heilung 
von Mängeln bei der Einlegung unbekannt iſt, war die Schrift 
vom 21. Dezember prozeſſualiſch als Einlegung einer Beſchwerde 
gegen die Entſcheidung des Kammergerichts aufzufaſſen. Dieſe 
Beſchwerde war verſpätet und deshalb als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen; denn die Beſchwerdefriſt war mit dem 27. November 
abgelaufen. Die Koſten der verſpäteten und deshalb unzuläffigen 
Beſchwerde ſind durch grobes Verſchulden des Rechtsanwalts A. 
veranlaßt. Dieſem war bekannt, daß durch Einlegung einer 
formell unzuläffigen Beſchwerde der Lauf der Beſchwerdefriſt 
nicht gehemmt ſei, daß auch ein „Beitritt“ zu einer unzuläffiger- 
weiſe eingelegten Beſchwerde die Mängel der letzteren nicht mit 
rückwirkender Kraft zu heilen vermöge und, wenn die bisherige 
Beſchwerdeeinlegung unzuläſſig war, prozeſſualiſch nur als neue 
Beſchwerdeeinlegung zu beurteilen ſei, daß folgeweiſe die in 
ſeiner Schrift enthaltene Einlegung der Beſchwerde verſpätet 
und deshalb unzuläſfig fein müſſe. Gegen die Anwendung des 
8 102 Z. P. O. kann er ſich nicht mit dem Vorbringen ent⸗ 
ſchuldigen, er habe die Partei auf die Ausfichtslofigkeit auf⸗ 
merkſam gemacht und nur auf deren ausdrücklichen Wunſch die 
Schrift vom 21. Dezember eingereicht. Läßt ſich die Partei 
nicht davon überzeugen, daß die von ihr verlangte prozeſſualiſche 
Handlung unſtatthaft oder unter allen Umſtänden ſchlechthin 
ausſichtslos ſei, jo iſt es Pflicht des Rechtsanwalts, deren Vor⸗ 
nahme abzulehnen. Das iſt eine notwendige Folgerung aus 
den Gründen, durch die der Anwaltszwang gerechtfertigt wurde. 
In dieſem Sinne hat ſich das R. G. ſchon mehrfach aus. 
geſprochen, vergl. z. B. die veröffentlichten Entſcheidungen — 
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Rep. VB 56/0 — und Rep. 7 B 126/02 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900, S. 6461 und 1902, S. 3928. H. c. H., 
Beſchl. v. 15. Jan. 04, B. 4/04 II. — Berlin. 

20. 55 129, 130, 313 Abſ. 2 3. P. O. Bezugnahme 
der Tatbeſtandes auf nach der letzten mündlichen Verhandlung 
eingereichte Schriftſätze iſt unſtatthaft (88 253, 256) Zweifel 
über den Klageantrag jenachdem Feſtſtellungs⸗ oder Leiſtungsklage 
angeſtellt iſt. Unterſchied der Zwiſchenurteile nach 588 303 und 
304 der Z. P. O. ö 

Der § 313 Abſ. 2 der 3. P. O. geſtattet für den Tat⸗ 
beſtand des Urteils die Bezugnahme auf den Inhalt der vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze. Vorbereitende Schriftſätze aber find, 
wie der Name beſagt und die 88 129, 130 der Z. P. O. 
lehren, ſolche, die die Anträge und die Tatſachen, die die Par⸗ 
teien in der mündlichen Verhandlung vorbringen wollen, im 
voraus ankündigen. Auf dieſe Schriftſätze und außerdem auf 
die zum Sitzungsprotokoll und deſſen Anlagen erfolgten Feſt⸗ 
ſtellungen ($ 160 Nr. 2, 8 297 Abſ. 2, § 298 3. P. O.) 
iſt die Bezugnahme im Tatbeſtande nach § 313 Abſ. 2 Z. P. O. 
beſchränkt, im übrigen hat der Tatbeſtand nach Abſ. 1 Ziffer 3 
dieſes Paragraphen eine ſelbſtändige Darſtellung des Sach⸗ und 
Streitſtandes auf Grundlage des mündlichen Vertrages der Par⸗ 
teien zu enthalten. Schriftſätze, die der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung nachfolgen, ſind keine die Verhandlung vorbereitenden, 
und die Bezugnahme auf ſie wäre ſelbſt dann geſetzwidrig, wenn 
die Bekundung des Tatbeſtandes, daß ihr Inhalt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorgetragen worden ſei, außer Zweifel wäre. 
Auch dies iſt aber hinſichtlich des hier vorliegenden Tatbeſtandes 
des B. U. nicht der Fall. Der Tatbeſtand des B. U. entſpricht 
nach alledem mit ſeiner Bezugnahme auf Schriftſätze, die nicht 
vorbereitende Schriftſätze waren und auch nicht nach §8 298 
Z. P. O. als Anlagen dem Protokolle beigefügt find, nicht der 
Vorſchrift des § 313 3. P. O., und er enthält zugleich, inſo⸗ 
weit der Inhalt dieſer Schriftſätze auch nicht Gegenſtand 
der mündlichen Verhandlung geweſen ſein kann, eine Verletzung 
des Grundprinzips der Mündlichkeit des Verfahrens ($ 128 
Z. P. O.). Das angefochtene Urteil mußte daher der Auf⸗ 
hebung unterliegen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe 
ſelbſt dann auszuſprechen wäre, wenn der Inhalt der Schrift⸗ 
fäge erſichtlich ohne allen Einfluß auf die Entſcheidung des 
B. G. geweſen iſt und auch für die Entſcheidung des Revifions⸗ 
gericht bleiben müßte, wie dies der IV. 3. S. des R. G. in 
ſeinem Urteile vom 9. November 1903 in der gleichliegenden 
Sache Mickeleit c. Mickeleit IV 175/03 angenommen hat. 
Denn im gegebenen Falle iſt die Möglichkeit, daß der Inhalt 
der Schriftſätze, die Behauptungen betreffend die Einrichtung 
des Bürgerſteiges und die Umpflaſterung einer anderen Ventil⸗ 
kapſel des Karlsplatzes enthalten, für die Entſcheidung erheblich 
fein könnte, nicht durchaus von der Hand zu weiſen. Bei der 
neuen Verhandlung der Sache vor dem B. G. iſt auch in einer 
anderen Beziehung der Prozeß in die richtige Lage zu bringen. 
Die Klageſchrift läßt zweifelhaft, ob die Klage als Feſtſtellungs⸗ 
klage nach 8 256 Z. P. O. oder als Leiſtungsklage (§ 25 3) 
erhoben worden iſt. Der Klageantrag entſpricht nur einer 
Feftſtellungsklage, indem er die Verurteilung der Bekl. zum Er⸗ 
ſatze eines in dieſem Prozeſſe noch unbeſtimmt gelafſenen Schadens 
verlangt (Entſch. der vereinigten Z. S. des R. G. Bd. 21 
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S. 382 der Entſch. des R. G.). Der Schluß der Klageſchrift, 
welcher bis auf die Höhe der Rente die Leiſtungen, welche die 
Kl. „demnächſt einzufordern gedenken,“ auch der Höhe nach be⸗ 
ſtimmt angibt und für die Rente auch das Gutachten abzu⸗ 
hoͤrender Sachverſtändiger Bezug nimmt, läßt aber auch die 
Meinung aufkommen, daß die Feſtſtellung der Höhe des Schadens 
und die Entſcheidung darüber in demſelben Rechtsſtreite er⸗ 
folgen, die Klage mithin als Leiſtungsklage ſich darſtellen ſoll. 
Die bisherige Verhandlung der Sache hat den Zweifel nicht 
geklärt. Das L. G. hat ſein Urteil der Faſſung des Klage⸗ 
antrages angeſchloſſen, ohne das Vorhandenſein der Voraus- 
ſetzungen einer Feſtſtellungsklage zu prüfen, und der Vorbehalt 
der weiteren Entſcheidung — über die Höhe des Anſpruchs — 
im zweiten Abſatze der Urteilsformel im Zuſammenhange mit 
dem Schlußſatze der Entſcheidungsgründe läßt erkennen, daß das 
L. G. ein Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs nach 
8 304 Z. P. O. hat erlaſſen wollen. Das iſt auch die Auf⸗ 
faſſung des B. G. geweſen, wie der Schlußabſatz der Urteils⸗ 
formel und der Entſcheidungsgründe des B. U. ergibt, nach 
welchen gemäß 8 538 Nr. 3 Z. P. O. die Sache zur Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung über die Höhe des Anſpruchs an das 
L. G. zurückverwieſen wird. Ein Zwiſchenurteil nach § 304 
Z. P. O. ſetzt aber voraus, daß ein Anſpruch nach Grund und 
Betrag ſtreitig iſt, und dies wiederum, daß auch ein be⸗ 
ſtimmter Betrag bereits gefordert war; denn vorher kann ein 
Streit darüber im Sinne der 3. P. O., ein Prozeßſtreit nicht 
entſtehen. Nach der Faſſung des Klageantrages iſt dies jedoch 
nicht der Fall. Wie der Klageantrag nicht dem Verlangen einer 
Leiſtung, ſo entſpricht nunmehr die im B. U. nicht abgeänderte 
Urteilsformel des landgerichtlichen Urteils nicht einer Zwiſchen⸗ 
entſcheidung nach §8 304 Z. P. O. Ein Zwiſchenurteil, auch 
ein ſolches über den Grund des Anſpruchs gemäß $ 304 Z. P. O. 
hat richtigerweiſe überhaupt keine Verurteilung des Bekl. zu 
enthalten, ſondern es ſcheidet nur einen quaiitativen Teil des 
Streitſtoffes für die weitere Verhandlung aus, indem es dieſen 
Teil für die Inſtanz unanfechtbar feſtſtellt, und der Unterſchied 
der Zwiſchenurteile aus 88 303 und 304 der Z. P. O. be 
ſteht nur darin, daß letzteres ſelbſtändig der Rechtskraft fähig 
wird, erſteres nicht. Soll ein Zwiſchenurteil nach § 304 der 
Z. P. O. erlaſſen werden, ſo hat das Gericht demnach nicht 
eine Verurteilung des Bekl. zu der noch unbeſtimmten Leiſtung 
auszuſprechen, ſondern lediglich den Klageanſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt zu erklären. C. c. C., U. v. 14. Jan. 04, 
324/03 VI. — Coͤln. 

21. 85 239, 246 Z. P. O. Ausſetzungs antrag begründet, 
wenn eine juriſtiſche Perſon oder eine Aktiengeſellſchaft zu 
exiſtieren aufhört. 

Der Kl. hatte den Antrag geſtellt, gemäß 88 239 flg., 
246 der Z. P. O. die Ausſetzung des Verfahrens anzuordnen, 
weil laut Bekanntmachung des Amtsgerichts eine Vereinigung 
der beklagten Geſellſchaft mit einer anderen Geſellſchaft dergeſtalt 
ſtattgefunden hat, daß die erſtgenannte Geſellſchaft ihr geſamtes 
Vermögen als ganzes an die letztgenannte Geſellſchaft mit dem 
Tage der Eintragung des Übertragungsbeſchluſſes ins Handels- 
regiſter überträgt und ſich auflöſt. Dieſe Eintragung iſt 
erfolgt. Dem Antrag wurde ſtattgegeben: dem Tode einer 
phyſiſchen Perſon find im Sinne der 58 239, 246 der Z. P. O. 
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die Fälle der Auflöfung einer juriſtiſchen Perſon jedenfalls dann 
gleichzuſtellen, wenn dieſe Auflöfung eine Univerſalſukzeſſion — 
den Übergang des Vermögens der juriſtiſchen Perſon als ganzes 
auf ein anderes Rechtsſubjeknt — zur Folge hat, und dies hat 
auch zu gelten, da die beklagte Aktiengeſellſchaft ohne Liqui⸗ 
dation ihr ganzes Vermögen auf eine andere Geſellſchaft über⸗ 
tragen und zu exiſtieren aufgehört hat. B. 6. A.-G. K., Beſchl. 
v. 25. Jan. 04, B 11/04 I. — Dresden. 

22. 8 475 3. P. O. Anlangend die Begründung, wes⸗ 
halb das O. L. G. auf einen richterlichen Eid für die Bell. 
(und nicht für den Kl.) erkannt hat, fo behauptet die Revifion 
mit Unrecht, daß das Urteil dem Kl. hiermit ohne jede Unter⸗ 
lage den Vorwurf der mangelnden Wahrheitsliebe mache. Durch 
die Erwägung, daß „im Punkte der Wahrheitsliebe keine Partei 
vertrauenswürdiger als die andere“ ſei, wird weder dem Kl. 
noch der Bekl. zu nahe getreten. Die fraglichen Worte beſagen 
einfach, was fie ausdrücken, daß keine Partei für fih den Vor⸗ 
zug einer größeren Vertrauenswürdigkeit in Anſpruch nehmen 
könne. Im übrigen ergibt ſchon die Natur der Sache, daß das 
Prozeßgericht bei der Auferlegung eines richterlichen Eides in 
erſter Linie diejenige Partei zu berückſichtigen hat, deren eidliche 
Verficherung ihm nach der Geſamtlage des Falles zur Ergänzung 
feiner Überzeugung von der Wahrheit der zu beſchwörenden 
Tatſache am meiſten geeignet erſcheint. Es iſt rechtlich nicht 
abzuſehen, warum hierbei in Ermangelung anderer etwa noch 
ſchwerer wiegender Momente nicht auch der Umſtand ausſchlag⸗ 
gebend ſein darf, daß nur die eine von beiden Parteien den Eid 
in der Wahrheitsform zu leiſten vermag. Daß die Übung 
dieſer Rückſicht, wie die Reviſion meint, normwidrig dahin führen 
würde, einer ſolchen Partei grundjäglid und in allen Fällen vor 
der anderen den Eid aufzuerlegen, folgt hieraus niche, und es 
iſt demnach auch rechtlich ohne Belang, ob das Geſetz einen 
ſolchen Grundſatz anerkennt oder nicht. L. c. L., U. v. 14. Jan. 04, 
259/03 IV. — Marienwerder. 

Konkursordnung. 

23. 8 26 K. O. Ausſchluß eines Rückforderungsrechts der 
Konkursmaſſe auf das Geleiſtete aus einem teilweis erfüllten 
Vertrage bei Weigerung des Verwalters auf weitere Erfüllung. 

Durch die Konkurseröffnung in Verbindung mit der 
hier erklärten Erfüllungsverweigerungserklärung des Verwalters 
(K. O. § 17) wurde der Vertrag, durch welchen der Gemein⸗ 
ſchuldner vor Konkurseröffnung ein Grundſtück an die Erb⸗ 
laſſerin der Bekl. verkauft hatte, nach feſtſtehender Lehre und 
Rechtſprechung nicht aufgehoben (vergl. z. B. Entſch. d. R. G. 
in Zivilſ. Bd. 11 S. 49 ff., Bd. 17 S. 80 ff., Bd. 26 S. 94 ff.), 
vielmehr hat ſie nur die Wirkung, daß die weitere Erfüllung 
des Vertrags unterbleibt (Mot. z. K. O. von 1877 S. 1391, 
1401). Dieſer lediglich dem Konkursrecht angehörende Satz 
wird durch den §8 25 K. O. dahin modifiziert, daß, ſoweit rück⸗ 
fihtlih einzelner Rechtsverhältniſſe das bürgerliche Recht be⸗ 
ſondere Beſtimmungen über die Wirkung der Konkurs- 
eröffnung enthält, dieſe Beſtimmungen zur Anwendung 
kommen. Die allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
über die Befugnis zum Rücktritte von Verträgen, z. B. wegen 
Irrtums, Betrugs, Zwanges, find von der K. O. nicht berührt, 
nur ein Rücktritt wegen der Erklärung des Verwalters, 
den Vertrag nicht erfüllen zu wollen, iſt ſelbſt dann aus⸗ 
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geſchloſſen, wenn er nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen gegeben 
ſein ſollte (Entſch. d. R. G. in Zivilſ. Bd. 17 S. 80, Mot. 
S. 1392). Das bürgerliche Recht enthält keine Beſtimmung 
des Inhalts, daß ein Kaufvertrag durch die Eröffnung des 
Konkursverfahrens aufgehoben werde, die Vorausſetzung der 
allgemeinen Beſtimmungen über Nichtigkeit oder Anfechtung von 
Verträgen find im vorliegenden Falle nicht gegeben und die 
vom B. R. angezogenen Beſtimmungen des A. L. R. über das 
Recht zum Rücktritte wegen Nichterfüllung kommen den 88 17, 
26 K. O. gegenüber nicht in Betracht (Mot. S. 1401/2). 
Wird der Vertrag infolge der Konkurseröffnung nicht aufgelöft, 
ſo kann eine Zurückforderung der gegenſeitigen Leiſtungen, ſoweit 
ſie in das Eigentum des Empfängers übergegangen find, nicht 
in Frage kommen. Dennoch hat der Geſetzgeber eine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung für notwendig gehalten. Der Vertrag bleibt 
beſtehen, aber die weitere Erfüllung in der vertragsmäßigen 
Weiſe unterbleibt, ſobald der Konkursverwalter die Nichterfüllung 
gewählt hat. Die bloße Nichterfüllung ſeitens des einen Teiles 
berechtigte den anderen, vertragstreuen Teil nach dem zur Zeit 
des Inkrafttretens der K. O. von 1877 in Deutſchland geltenden 
gemeinen Rechte und den Landesgeſetzgebungen nicht zur Rück⸗ 
forderung des von ihm Geleiſteten. Insbeſondere gab ihm auch 
das A. L. R. — abgeſehen von zwei für den vorliegenden Fall 
nicht intereſſierenden Ausnahmen (Tl. 1 Tit. 5 88 397 ff., 
404 ff.) — dieſe Befugnis nicht (Tl. 1 Tit. 5 88 393, 
394). Nur das franzöfifche Recht (e. 6. Art. 1184, 1610, 
1654) ſtand auf dem entgegengeſetzten Standpunkte. Dieſer 
wurde jedoch gemißbilligt (Mot. S. 1402) und, um einheitliches 
Recht für ganz Deutſchland zu ſchaffen (Entſch. des R. G. in 
Zivilſ. Bd. 17 S. 80), die Beſtimmung des 8 26 (ä. F. 8 21) 
K. O. getroffen: „Wenn infolge der Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens die Nichterfüllung einer Verbindlichkeit .. des 
Gemeinſchuldners eintritt, ſo iſt der andere Teil nicht berechtigt, 
die Rückgabe ſeiner in das Eigentum des Gemeinſchuldners 
übergegangenen Leiſtung aus der Konkursmaſſe zu verlangen. 
Er kann eine Forderung wegen Nichterfüllung. .. nur als 
Konkursgläubiger geltend machen, ſoweit ihm nicht ein Anſpruch 
auf abgeſonderte Befriedigung zuſteht.“ Damit iſt freilich noch 
nicht ausdrücklich darüber entſchieden, ob auch der Konkursmaſſe, 
die durch ihren Verwalter die Nichterfüllung gewählt hat, die 
Rückforderung der in das Eigentum des Vertragsgegners über- 
gegangenen Leiſtungen verſagt ſein ſoll; aber es bedurfte auch 
keiner ausdrücklichen Beſtimmung, da weder das gemeine Recht, 
noch das franzöſiſche Recht, noch die deutſchen Landesgeſetze, 
noch das B. G. B., den die Erfüllung weigernden, alſo ver⸗ 
tragsuntreuen Teil in dieſer Weiſe vor dem vertragstreuen be- 
vorzugen (vergl. Bolze, Rechtſprechung des R. G. Bd. 8 
Nr. 1040). Danach ergibt ſich der Grundſatz, daß, wenn ein 
von beiden Teilen teilweiſe erfüllter Vertrag infolge der 
Konkurseröffnung nicht weiter zu erfüllen iſt, jeder Teil die vom 
anderen empfangenen in ſein Eigentum übergegangenen Leiſtungen 
behält. Damit iſt freilich das Recht des einen oder anderen 
Teiles auf Rückforderung, das auf einem anderen Grunde als 
dem der infolge der Konkurseröffnung eintretenden Nichterfüllung, 
z. B. auf einem Eigentumsvorbehalte, einer clausula cassatoria, 
beruht, nicht beſeitigt (Mot. S. 1403, Seuffert Arch. Bd. 42 
S. 248); aber dergleichen andere Gründe find ſeitens der Kl. 
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verkennen, daß der Grundſatz, daß jeder das Empfangene behält, 
unter Umſtänden auch zu unerfreulichen Ergebniſſen für die 
Koukursmaſſe führen kann; aber für den anderen Teil iſt das 
Ergebnis unter allen Umſtänden unerfreulich, während die 
Konkurs maſſe durch das nur ihr in der Perſon ihres Verwalters 
zuſtehende Recht, die Erfüllung zu verlangen, in die Lage ver- 
ſetzt iſt, die ihr für den Fall der Nichterfüllung drohenden 
Nachteile zu vermeiden. Konkursmaffe F. o. G. & B., U. v. 
16. Dez. 03, 260/03 V. — Breslau. 

24. 8 41 Abſ. 2. Nur bei Anfprühen aus dem an⸗ 
gefochtenen Rechtsgeſchäft kann ſich der Anfechtungsgegner dem 
Konkursverwalter gegenüber auf den Ablauf der Anfechtungs⸗ 
friſt nicht berufen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Anfechtung 
überhaupt wirkſam erklärt iſt, wenn dies lediglich in einem 
innerhalb eines Prozeßverfahrens gewechſelten vorbereitenden 
Schriftſatze geſchehen iſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 52 
S. 334 ff.). Fraglich iſt, ob nicht die Anfechtung gemäß § 41 
Abſ. 2 der K. O. noch einredeweiſe geltend gemacht werden 
kann. Der Abſ. 2 beſtimmt: „Sit durch die anfechtbare 
Handlung eine Verpflichtung des Gemeinſchuldners zu einer 
Leiſtung begründet, jo kann der Konkursverwalter die Leiſtung 
verweigern, auch wenn die Anfechtung nach Abſ. 1 ausgeſchloſſen 
iſt.“ Der Satz beruht auf Gründen der Billigkeit (Begr. zur 
Konkursnovelle S. 48 der Heymannſchen Ausgabe). Es ſoll 
dem Anfechtungsgegner, der auf Grund der anfechtbaren 
Rechts handlung einen Anſpruch erhebt, nicht geſtattet fein, 
ſich dem Einwande des Verwalters gegenüber auf den Ablauf 
der Anfechtungsfriſt zu berufen. Die anfechtbare Rechtshandlung 
muß alſo der Tatbeſtand ſein, auf welchen die Klage des An⸗ 
fechtungsgegners ſich ftützte. Vorliegend handelt es ſich um den 
dinglichen Anſpruch des Eigentümers und Pfandgläubigers auf 
Herausgabe der übereigneten und verpfändeten Sachen (§§ 985, 
1227 B. G. B.). Klagegrund iſt das Eigentum bezw. das 
Pfandrecht in Verbindung mit der durch die Vorenthaltung des 
Beſitzes ſeitens des Bekl. gegebenen Beeinträchtigung dieſer 
Rechte. Der Anſpruch erwächſt erſt aus dem objektiv rechts⸗ 
widrigen Verhalten des Bekl., nicht aus der anfechtbaren, frei- 
lich den Erwerb des Eigentums bezw. Pfandrechts erſt ver⸗ 
mittelnden Handlung. Solche Anſprüche wegen ihres mittel. 
baren Zuſammenhangs mit anfechtbaren Willensbetätigungen 
gleichfalls dem Abſ. 2 des § 41 der K. O. zu unterſtellen, er⸗ 
ſcheint mit Rückficht auf den Wortlaut des Geſetzes, das ſich 
zudem als eine pofitive Ausnahmevorſchrift darſtellt, nicht an- 
gängig. K. s Konkursverwalter c. L., U. v. 15. Jan. 04, 
416/03 VII. — Naumburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

25. Art. 357 H. G. B. Zeitpunkt der Berechnung des 
abſtrakten Schadens wegen Nichtlieferung. 

Die Bekl. hatte vertragsmäßig der Kl. 100 000 Kilo 
Drahtftifte zu dem Grundpreiſe von 14 Mark pro 100 Kilo 
bis zum 30. Juni 1898 zu liefern, hatte durch Brief vom 
B. Juli 1898 in beſtimmter Weiſe erklärt, daß ſie die noch 
rückſtändigen 27 818,50 Kilo nicht liefern werde, und hatte 
auch nach Erlaß eines Urteils, wodurch ihre Klage auf Zahlung 
des rüdftändigen Preiſes für die gemachten Lieferungen wegen 
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ihrer Lieferungsweigerung zur Zeit abgewieſen worden ſei, trotz 
mehrmaliger Aufforderung der Kl. nicht geliefert. Als die 
Kl. Schadenserfat wegen Nichterfüllung verlangte, entſchied das 
O. L. G. dahin, für die Berechnung des Schadens ſei der Zeit⸗ 
punkt des mit der Lieferungsweigerung der Bekl. im Juli 1898 
eingetretenen Lieferungsverzuges, nicht der Zeitpunkt der erſt im 
Jahre 1900 erfolgten Erklärung der Kl., daß ſie die Lieferung 
ablehne und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordere, maß ⸗ 
gebend ſei. Hierbei iſt es zutreffend von dem in der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. feſtſtehenden und auch von der Rll. nicht 
angefochtenen Grundſatze ausgegangen, daß das im Art. 357 
Abſ. 3 des H. G. B. a. F. für Firgeſchäfte aufgeſtellte 
Schadenserſatzprinzip, weil aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
folgend, auch bei einem Nich tf ix geſchäfte, wie dem vorliegenden 
Vertrage, anwendbar ſei. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. I 
S. 241 und Bd. VI S. 26. Von dieſem Standpunkte aus 
hat das B. G. erwogen, daß im Falle der Käufer beim Verzuge 
des Verkäufers eine ſogenannte abſtrakte Schadensberechnung 
aufſtelle, wie im vorliegenden Falle, der Schadensberechnung 
bei Waren, die, wie Drahtſtifte, einen Markt⸗ und Börfenpreis 
hätten, der Markt- und Böͤrſenpreis zur Zeit der vertrags⸗ 
mäßigen Erfüllung zugrunde zu legen ſei, da der Zeitpunkt, 
nach welchem der Schaden zu berechnen ſei, feſtſtehen müfje und 
es nicht der Willkür des Käufers überlaſſen bleiben könne, dieſen 
Zeitpunkt dadurch zu verſchieben, daß er zunächſt annähernd 
2 Jahre hindurch auf der Erfüllung des Vertrages beſtehe und 
fich dann erft entſchließe, eine abſtrakte Schadensberechnung nach 
dem Zeitpunkte ſeiner Erklärung, daß er die Annahme der 
Leiſtung verweigere, aufzuſtellen. Daher konne nur der Zeit- 
punkt des mit der Lieferungsweigerung der Bekl. eingetretenen 
Lieferungsverzuges für die Schadens berechnung maßgebend fein; 
unter Zugrundelegung dieſes Zeitpunktes ſei aber die Schadens⸗ 
erſatzforderung nicht begründet. Die Rkl. meint: wenn ſie, 
wozu fie berechtigt geweſen wäre, nach dem Urteile des Vor⸗ 
prozeſſes auf Erfüllung geklagt hätte, ſo hätte die Bekl., die 
damals noch im Lieferungsverzuge ſich befunden habe, verurteilt 
werden müſſen und dieſe hätte die Ware zu dem damaligen 
höheren Preiſe beſchaffen müſſen; fie habe damals die Bekl. 
noch zur Erfüllung aufgefordert und ſei erſt dann, als Erfüllung 
nicht erfolgte, berechtigterweiſe dazu übergegangen, ſtatt der Er⸗ 
füllung Schadenserſatz zu verlangen; bei jo bewandten Um⸗ 
ſtänden ſei der damalige Zeitpunkt als Zeitpunkt der geſchuldeten 
Lieferung im Sinne des letzten Abſatzes des Art. 357 des 
H. G. B. a. F. anzuſehen. Die Rüge iſt nicht gerechtfertigt. 
Selbſt wenn die Bekl. in dem Falle, daß die Kl. nach wie vor 
Erfüllung verlangt hätte, die Ware zu dem damals höheren 
Marktpreiſe hätte beſchaffen müſſen, was hier dahingeſtellt 
bleiben kann, ſo würde dieſer Umſtand doch für die hier zu 
entſcheidende Frage, welcher Zeitpunkt der abſtrakten Schadens ⸗ 
berechnung zugrunde zu legen iſt, von keiner Erheblichkeit ſein. 
Denn die Kl. hat von ihrem Verlangen der Erfüllung Abſtand 
genommen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung begehrt. 
Wenn ſie Lieferung zu dem damaligen höheren Marktpreiſe zu 
fordern berechtigt war und ſtatt derſelben Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung wählte und bei ihrer Schadens berechnung auf 
den Zeitpunkt des geringeren Marktpreiſes im Juli 1898 an- 
gewieſen iſt, ſo geht hieraus nur hervor, daß die Kl. von dem 
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ihr zuſtehenden Wah lrechte einen ihr ungünſtigen Gebrauch 
gemacht hat. Dies kann aber eine Anderung des geſetzlichen 
der Schadens berechnung zugrunde zu legenden Zeitpunktes nicht 
herbeiführen. Der Schadenserſatz beſteht in dem Nachteil der 
dem Käufer durch die Nichtlieferung zur Lieferungszeit, nicht in 
dem weiteren Nachteil, der ihm durch den Nichtbeſitz der Ware 
ſeit dem Erfüllungstage beſteht. R. O. H. G. Bd. VI S. 194. 
Unter der Zeit der geſchuldeten Lieferung im Sinne des 
Art. 357 Abſ. 3 a. a. O. iſt nämlich derjenige Tag zu ver⸗ 
ſtehen, an welchem die Ware vertragsmäßig ſpäteſtens ge⸗ 
liefert werden ſollte, alſo regelmäßig der Tag des Verzuges 
(R. O. H. G. Bd. 15 S. 336). Selbſt eine dem Verkäufer 
von dem Käufer auf Grund des Art. 356 a. a. O. gewährte 
Nachfriſt iſt bei der Schadensberechnung nur dann zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn zur Gewährung der Friſt eine Pflicht oder 
mindeſtens ein berechtigter Anlaß vorlag, während es dem Käufer 
keinenfalls zuſtehen kann, durch einſeitige Friſtgewährung die 
Lage des Verkäufers zu verſchlechtern und auf deſſen Koſten zu 
ſpekulieren. In dieſem Sinne hat der erkennende Senat bereits 
früher entſchieden (vergl. Entſch. des R. G. Bd. V S. 103); 
von dieſer Rechtſprechung abzugehen, liegt kein Grund vor. 
Mit Recht hat daher das B. G. angenommen, daß die Kl., 
welche nicht einen ihr durch die Nichtlieferung erwachſenen 
konkreten Schaden erſetzt verlangt, ſondern eine abſtrakte 
Schadensberechnung aufgeſtellt hat, nur die Differenz zwiſchen 
dem Vertragspreiſe und dem Marktpreiſe zur Zeit des ein⸗ 
getretenen Lieferungsverzuges zu fordern berechtigt ſei und daß 
die Schadenserſatzklage, da zu dieſer Zeit ein den Vertragspreis 
überſteigender Marktpreis nicht beſtanden habe, der Begründung 
entbehre. W. c. H. & Z., U. v. 15. Jan. 04, 314/03 II. 
— Coöln. 

Verſicherungsrecht. 

26. Begriff der groben Fahrläſſigkeit und des Rauf⸗ 
handels, wodurch der Verficherungsanſpruch vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll. 

Gegen ſeinen aus dem Verſicherungs vertrage herrührenden 
Klageanſpruch bezog ſich die Geſellſchaft auf § 4 der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen, welche beſtimmen: „Von 
der Verficherung find ausgeſchloſſen: Unfälle, welche der Ver⸗ 
ſicherte ſich durch grobe Fahrläſſigkeit, im Zuſtande von 
Geiſtesſtörung, durch Ausübung ſtrafbarer Handlungen, durch 
offenbare Trunkenheit, durch Zweikampf oder Raufhändel 
(Verteidigung des eigenen Lebens bei einem nachgewieſenen An⸗ 
griffe iſt eingeſchloſſen) zuzieht“)“ ... Das B. G. verurteilte, 
das R. G. hob auf. Die Annahme des B. R., daß eine 
grobe Fahrläſſigkeit auf ſeiten des Kl. nicht vorgelegen habe, 
entbehrt der genügenden Begründung. Der B. R. verkennt 
nicht, daß bei Verübung von Tätlichleiten erfahrungegemäß 
tätliche Erwiderungen in Ausſicht zu nehmen find. Die Er- 
fahrungen des täglichen Lebens lehren aber auch, daß die Tät⸗ 
lichkeiten, welche in Erwiderung von ſolchen verübt werden, 
häufig ungleich ſchwerer ausfallen, als dieſe, und daß ins— 
beſondere bei tätlichen Streitigkeiten, die ſich unter Perſonen 
geringeren Standes im Wirtshauſe entſpinnen, wenn die Be- 
teiligten bereits durch den Genuß alkoholiſcher Getränke erregt 
ſind, die Folgen des Streits in der Regel nicht zu überſehen 
ſind. Iſt hiernach davon auszugehen, daß der Kläger, als er 
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lichkeit rechnen mußte, daß er fich der Gefahr einer erheblichen 
Mißhandlung ſeitens des Gegners ausſetzte, ſo würde die An⸗ 
nahme, daß er nicht grob fahrläffig gehandelt habe, einer 
näheren, auf etwaige beſondere Umſtände des Falles zu ſtützenden 
Begründung bedürfen, — welche das B. U. vermiſſen läßt; 
die Erwägung allein, daß die Tätlichkeit des Kl. eine leichte 
geweſen ſei, reicht zur Rechtfertigung jener Annahme nicht aus. 
Nicht unbedenklich erſcheinen auch die Erdrterungen des B. R. 
über den Begriff „Raufhandel“ im Sinne des Verficherungs⸗ 
vertrages der Parteien. Was zunächſt die Erwägung betrifft, 
es ſei anzunehmen, daß das Wort hier in demſelben Sinne 
gemeint ſei, wie in den im B. U. erwähnten Reichsverficherungs⸗ 
geſetzen, diefe aber ſetzten Tätlichkeiten voraus, bei denen mehr 
als zwei Perſonen als widerrechtlich Handelnde beteiligt ſeien, 
ſo kann dahingeſtellt bleiben, ob jenen Geſetzen dieſe Auffaſſung 
zugrunde liegt; da die Verficherungsbedingungen ben verficherten 
Laien verſtändlich ſein ſollen, ſo iſt die Annahme naheliegend, 
daß die in ihnen enthaltenen Ausdrücke im Sinne des gewöhn- 
lichen Sprachgebrauchs aufzufaſſen find. Aber auch die Aus⸗ 
führungen darüber, wie das Wort Raufhandel im Sprach- 
gebrauche des gewöhnlichen Lebens verſtanden wird, find nicht 
bedenkenfrei. Nicht unbedenklich iſt die Annahme, der Begriff 
Raufhandel erfordere, daß es von jedem beim Streite Be⸗ 
teiligten auf eine Mehrzahl widerrechtlicher Tätlichkeiten ab- 
geſehen fein müſſe: jedenfalls aber tft die Erwägung, eine Vor⸗ 
ausſetzung des Raufhandels beſtehe darin, daß es fh um Tät⸗ 
lichkeiten handeln müſſe, die aus der Luſt an ſolchen hervor⸗ 
gegangen ſeien, zu beanſtanden. Dem Motiv, welches die 
Streitenden zu den Tätlichkeiten veranlaßt hat, kann im all- 
gemeinen eine Bedeutung für die Beurteilung der Frage, ob 
der Streit ſich als Raufhandel kennzeichne, nicht beigemeſſen 
werden; das entſcheidende Gewicht iſt auf die objektive Be⸗ 
ſchaffenheit des Streits zu legen. O. c. K., U. v. 22. Dez. 03, 
335/03 VII. — Stuttgart. 

Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

27. 88 1, 6. Materiell mangelhafter Inhalt der An- 
meldung. 

Für die Bekl. iſt auf ihre Anmeldung vom 10. Juni 1901 
in der Gebrauchsmuſterrolle des Kaiſerlichen Patentamtes zu 
Berlin das Gebrauchsmuſter Nr. 162 068 unter der Überſchrift 
eingetragen worden: „Für Geſchütze mit langem Rohrrücklauf 
beſtimmte Rücklaufbremſe mit einer rechteckigen Querſchnitt be- 
ſitzenden und aus mehreren hintereinander geſchalteten Teilen 
beſtehenden Vorholfeder.“ Auf Antrag der Kl. iſt in den Vor⸗ 
inſtanzen auf Löſchung erkannt, die Reviſion der Bekl. iſt mit 
folgender Begründung zurückgewieſen: Die Bekl. hat ſelbſt zu- 
gegeben, daß eine Rücklaufbremſe für Geſchütze, welche die drei 
in der Gebrauchsmuſteranmeldung der Bekl. angegebenen Kenn⸗ 
zeichen trug: 1. daß die Vorholfeder rechteckigen Querſchnitt be⸗ 
ſitzt, 2. aus mehreren hintereinander geſchalteten Teilen beſteht, 
wobei 3. dieſe Teile durch Zwiſchenlagen voneinander getrennt 
ſind, bereits zur Zeit der Anmeldung des Gebrauchsmuſters 
Nr. 162 068 bekannt geweſen iſt, aber angeblich nur für Ge⸗ 
ſchütze mit kurzem Rohrrücklauf. Ob dies richtig iſt oder ob 
die vorgekannte Konſtruktion, insbeſondere die nach dem Engliſchen 
Patente 2662/1899 ohne weiteres auch für Geſchütze mit langem 
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Rohrrücklauf verwendbar war, wie die Kl. behauptet, braucht 
hier nicht entſchieden zu werden. Denn auch, wenn es zutreffend 
wäre, daß die Bekl. die erſte war, welche erkannte, daß eine 
Geſchützbremſe, welche die erwähnten 3 Kennzeichen trägt, auch 
bei Geſchützen mit langem Rohrrücklauf verwendbar ſei, ſo war 
doch die Anmeldung der Bekl. jedenfalls nicht geeignet, zur 
Grundlage für die Erlangung eines wirkſamen Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzes zu dienen. Denn es fehlt in dieſer Anmeldung 
völlig an der Angabe der Mittel, durch welche die an ſich unſtreitig 
ſchon bekannte Konſtruktion befähigt werden ſoll, als Rücklauf⸗ 
bremſe für Geſchütze mit langem Rohrrücklauf zu dienen. Es 
iſt deshalb auf Löſchung des Gebrauchsmuſters 162 068 mit 
Recht erkannt worden. K. c. F., U. v. 23. Dez. 03, 336/03 J. 
— Hamm. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892. 

20. Mai 1898. 

28. SS 8, 17, 35, 78. Vertretung einer Geſellſchaft 
m. b. H. bezüglich der Abtretung eines Geſchäftsanteils ſchon 
vor der Eintragung in das Handelsregiſter. 

Nach der Feſtſtellung des B. G. hatte R. durch notariellen 
Vertrag, alſo in geſetzlicher Form, % ſeines Geſchäfts⸗ 
anteils an B. als Vertreter der Kl. abgetreten. Indem 
B. — der einzige Geſellſchafter außer R. — die Kl. bei dem 
Abtretungs vertrages vertrat, bekundete er unzweideutig fein Ein⸗ 
verſtändnis mit der Abtretung. Die Genehmigung dieſer Ab- 
tretung wurde von R. — dem einzigen Geſchäftsführer der Ge⸗ 
ſellſchaft — durch Einreichung der von ihm unterzeichneten Liſte 
der Geſellſchafter bei der Anmeldung der Geſellſchaft wiederholt 
und unverkennbar zum Ausdrucke gebracht. Hiernach lag eine 
Genehmigung der Abtretung ſeitens der ſämtlichen Geſell⸗ 
ſchafter, insbeſondere die des Geſchäftsführers R., in ſchriftlicher 
Form vor. Damit war dem Grunde und Zwecke, den das 
Geſetz mit dem Erforderniſſe der ſchriftlichen Genehmigung der 
Geſellſchaft verfolgt, vollkommen genügt. Nach den Motiven zu 
§ 17 iſt nämlich die Genehmigung der Geſellſchaft vorgeſchrieben, 
„weil die inneren Verhältniſſe der Geſellſchaft durch ſolche Tei⸗ 
lungen und die infolgedeſſen eintretende Vermehrung der Zahl 
der Geſellſchafter ſo weſentlich verändert werden, daß die vor⸗ 
gängige Genehmigung der Geſellſchaft hier nicht zu entbehren 
iſt“. Die Vorſchrift der ſchriftlichen Form hat den Zweck, 
„Zweifel und Streitigkeiten über die Rechtsgültigkeit der Ver⸗ 
äußerung zu verhüten“. Motive ebenda, S. 51 und 52. Was 
insbeſondere die Form der Genehmigung betrifft, ſo verlangt 
der § 17 nichts anderes als Bezeichnung der Perſon des Er⸗ 
werbers und des Betrages, welcher von der Stammeinlage des 
ungeteilten Geſchäftsanteils entfällt, in ſchriftlicher Form. Inner⸗ 
halb dieſes Rahmens genügt jede, gleichviel in welcher Weiſe, 
wenn nur deutlich erklärte Kundgebung des Einverſtändniſſes 
mit der Abtretung. Die Genehmigung kann ſowohl vor als 
auch nach der Abtretung oder auch gleichzeitig in der Urkunde 
über die Abtretung erfolgen. Sie muß durch den oder die Ge⸗ 
ſchäftsführer geſchehen, die nach den 88 35 und 37 Abſ. 2 
trotz der ihrer Vertretungsmacht etwa gemachten Beſchränkungen 
die Geſellſchaft Dritten gegenüber gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten berechtigt find. Nach § 78 haben die Geſchäfts⸗ 
führer die erforderlichen Anmeldungen zum Handelsregiſter, ins- 
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beſondere auch die in den 98 7 und 8 vorgeſchriebene Anmeldung 
der Geſellſchaft zum Handelsregiſter zu bewirken. Damit find 
die Geſchäftsführer ſchon im Gründungsſtadium als Organ der 
Geſellſchaft in gewiſſem Maße anerkannt. Der Geſchäftsführer 
R. hat nun in dieſer ſeiner Etgenſchaft, wie das B. G. feſtge⸗ 
ſtellt hat, eine dem § 8 Ziffer 3 entſprechende Liſte der Geſell⸗ 
ſchafter, die dem Inhalte und der Form nach eine Genehmigung 
der an die Kl. geſchehenen Abtretung enthielt, bei der Anmeldung 
der Geſellſchaft vorgelegt, mit der Zweckbeſtimmung, daß ſie als 
Grundlage für die Eintragung diene und auch über den Zeit- 
punkt der Eintragung hinaus bis zu ihrer eventuellen Abänderung 
($ 40) fortwirke. Nach weiterer Feſtſtellung des B. G. hat der 
Geſchäftsführer R. in dem mehrjährigen Geſchäftsverkehre der 
Geſellſchaft bisher weder die Gültigkeit des Abtretungsvertrages 
noch die Eigenſchaft der Kl. als Geſellſchafterin beanſtandet. 
Bei dieſer Lage der Sache würde eine förmliche Wiederholung 
der Genehmigung nach Eintragung der Geſellſchaft nur die 
Bedeutung einer leeren Form gehabt haben. H. u. Gen. c. K., 
U. v. 5. Jan. 04, 507/03 II. — Zweibrücken. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

29. 58 1 ff., 7, 9. Ein Warenzeichen kann nur mit 
dem Geſchäftsbetrieb übertragen werden. 

Das Warenzeichen findet nach § 1 in Verbindung mit 
§ 2 Abſ. 1 und 8 3 Ziffer 2 des Warenzeichengeſetzes feine 
beſtimmungsgemäße Verwendung im eigenen Geſchäftsbetriebe 
ſeines Inhabers, es iſt unlösbar mit dem Geſchäfts⸗ 
betriebe verbunden, §8 7 Abſ. 1 und 8 9 Ziffer 2 des 
Geſetzes. Das Geſetz will den Handel mit Warenzeichen, 
die von dem Geſchäftsbetriebe losgelöſt find, verhindern, 
da andernfalls die Funktion des Zeichens, auf einen be- 
ſtimmten Geſchäftsbetrieb hinzuweiſen, gefährdet wäre. 
Hieraus folgt, daß, wenn ein Warenzeichen ohne den zu⸗ 
gehörigen Geſchäftsbetrieb übertragen iſt, nicht nur in Hinſicht 
des Zeichenrechts die Übertragung für den Erwerber rechts⸗ 
unwirkſam iſt, ſondern auch überhaupt das Zeichen feine recht ⸗ 
liche Exiſtenz verloren hat und weggefallen iſt. Des⸗ 
halb hat auch das Geſetz jedem Dritten das Recht gegeben, die 
Löſchung des Zeichens zu beantragen. L. o. B., U. v. 15. Jan. 04, 
235/03 II. — Berlin. 

30. $ 13. Begriff der abgekürzten Firma. 

Die Prüfung der Frage, was der § 13 a. a. O. unter 
dem Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt verſtehe, hat 
mit der Erörterung darüber zu beginnen, ob für die dort als 
zuläſſig bezeichneten Abkürzungen etwa die Grundſätze zur An⸗ 
wendung kommen, die im rechtsgeſchäftlichen Verkehr für 
den Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt als Regel gelten 
oder ob für den Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt zur 
Bezeichnung der Waren ein weiterer Spielraum zuzulaſſen ſei. 
Denn wenn bei Auslegung des § 13 a. a. O. in der hier 
ſtreitigen Frage die Grundſätze anzuwenden wären, die für die 
Zuläſſigkeit ſolcher Abkürzungen im rechtsgeſchäftlichen Verkehre 
als Regel gelten, ſo unterläge es wohl keinem Bedenken, daß 
der in erſter Reihe aufgeführten Anſicht beizutreten wäre. In⸗ 
deſſen iſt nicht zu verkennen, daß für den rechtsgeſchäftlichen 
Berkehr ganz andere Geſichtspunkte über die Zuläſſigkeit des 
Gebrauches von Abkürzungen der Firma entſcheiden müſſen als 
bei dem Gebrauche ſolcher Abkürzungen für die Warenbezeich⸗ 
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nung. Für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß die Firma in der Regel überhaupt ohne Ab⸗ 
kürzungen gebraucht werden ſoll und daß nur ausnahmsweiſe 
ein Gebrauch in abgekürzter Geſtalt zuzulaſſen ſei, aus dem 
aber für jedermann das Rechtsſubjekt erkennbar ſein muß, deſſen 
Befugnis zum Gebrauch der Firma zu prüfen iſt. Anders iſt 
das, wenn die Firma auf der Ware zur Bezeichnung ihrer Her⸗ 
kunft oder ihrer Verkaufsſtelle angebracht wird. An und für 
ſich wird einen ſolchen Zweck nur ein kurzer, ſchlagender Aus- 
druck erfüllen; ſoll deshalb die Firma zu dieſem Zwecke verwandt 
werden, ſo wird ſie, wenn ſie aus mehreren Worten beſteht, 
dieſen Zweck in der Regel nur erfüllen, wenn aus ihrem weſent⸗ 
lichen Inhalt ein Schlagwort entnommen oder gebildet wird, 
unter dem die Firma für dieſe Ware in den Kreiſen ibrer Ab⸗ 
nehmer bekannt iſt und das daher dafür zureicht, daß dieſe 
Abnehmerkreiſe aus der in dem Schlagwort gebrauchten Ab- 
kürzung die volle Firma zu erkennen vermögen. Für den rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr müſſen daher die Zuſätze, die auf ein 
Geſellſchaftsverhältnis, eine Aktiengeſellſchaft u. ſ. w. hinweiſen, 
in den Abkürzungen in der Regel beibehalten werden; für den 
dargelegten Zweck des Anbringens der Firma als Warenbezeich⸗ 
nung haben dagegen jene Zuſätze in der Regel keine entſcheidende 
Bedeutung. F. c. F., U. v. 29. Dez. 03, 207/03 II. — 
Berlin. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

31. 8 66. Begriff des ungültigen Schuldanerkenntniſſes. 

Es iſt die Ausführung der Kl. zu erörtern, daß Wechſel, 
die nach völliger Abwicklung der an ſich ungültigen Börſen⸗ 
termingeſchäfte auf dieſe an Zahlungsſtatt, alſo zu ihrer 
Erfüllung gegeben ſeien, nach Börſengeſetz $ 66 Abſ. 4 nicht 
zurückgefordert werden könnten und daß ein gleiches von einem 
Schuldanerkenntniſſe gelten müſſe, welches zur Erfüllung der ſo 
entſtandenen Wechſelverbindlichkeit eingegangen ſei. Dieſe 
Ausführung verkennt die Bedeutung des Abſ. 3 des § 66 
Börſengeſetzes. Wenn danach die Unwirkſamkeit des ungültigen 
Börſentermingeſchäftes fich erſtreckt auf „die abgegebenen 
Schuldanerkenntniſſe“, ſo müſſen nach dem offenbaren Zwecke 
des Geſetzes unter letzteren auch ſolche novierende Schuldaner⸗ 
kenntniſſe verſtanden werden, durch welche nach Abſficht der 
Parteien die zugrunde liegende Verbindlichkeit erledigt wird, 
die demnach zu deren Erfüllung dienen ſollen. Das Wort 
„Schuldanerkenntnis“ hat in § 66 Abſ. 3 Börſengeſetzes keine 
andere Bedeutung wie in § 762 Abſ. 2 B. G. B. Dort iſt 
aber gerade von Schuldanerkenntniſſen die Rede, die zum Zwecke 
der Erfüllung einer Spiel- oder Wettſchuld abgegeben werden, 
und es unterliegt keinem Zweifel, daß hierunter auch die Ein⸗ 
gehung von Wechſelverbindlichkeiten zu verſtehen iſt. Der Senat 
hat noch kürzlich (in der Entſcheidung vom 3. Oktober 1903 I 
171/03 in Sachen Köhler wieder Scheffer und Draſcher) 
ausgeſprochen, daß wer auf eine Schuld aus reinen Differenz- 
geſchäften an Zahlungsſtatt ein Wechſelakzept gibt, damit keine 
unwiderrufliche Zahlung leiſtet, ſondern zum Zweck der Erfüllung 
der Schuld eine Verbindlichkeit eingeht, wodurch für den 
Empfänger des Akzepts kein Rechtsanſpruch begründet wird, 
vielmehr die Verpflichtung zur Zurückgabe des Akzepts entſteht. 
Genau dasſelbe gilt von Börſentermingeſchäften. Ebenſo wie 
beim Spiel der Ausſchluß der Rückforderung des auf Grund 
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desſelben „Geleiſteten“ (B. G. B. § 762 Abſ. 1 Satz 2) nur 
auf ſolche Leiſtungen zu beziehen iſt, welche die Schuld derart 
erledigen, daß keine Verbindlichkeit zurückbleibt (Entſch. des 
R. G. B. 47 S. 52), fo ift auch § 66 Abſ. 4 Börſengeſetzes 
nur auf Leiſtungen dieſer Art zu beziehen. War aber hiernach 
die vom Bekl. eingegangene Wechſelſchuld ungültig, ſo war 
es ſelbſtverſtändlich auch das zur Erfüllung derſelben abgegebene 
Schuldanerkenntnis. Denn die Anwendung des § 66 Abi. 3 
Börſengeſetzes kann natürlich dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, 
daß ein ungültiges Schuldanerkenntnis durch ein zweites erſetzt 
wird. W. c. S., U. v. 23. Dez. 03, 337/03 I. — Breslau. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

32. 58 9 Tit. 2 Tl. I, 395 Tit. 20 Tl. I in Ber- 
bindung mit § 14 Tit. I der Hypothekenordnung vom 20. De- 
zember 1783 und Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Juli im Novum 
corpus constit. Marchic von 1771. Charakter, Art und 
Erwerbsgrad der im Hypothekenbuch eingetragenen „Berliner 
Fiſcherſtellen.“ 

Bezüglich der ſogenanten „Berliner Fiſcherſtellen“ hat das 
R. G. folgende Grundſätze ausgeſprochen: Die im Hypotheken 
buch eingetragenen „Berliner Fiſcherſtellen“ find nicht gewiſſen 
Grundſtücken anklebende, ſondern für fich ſelbſt beſtehende, für 
ſich allein veräußerungs- und verpfändungsfähige, einen eigenen 
beſtimmten Wert habende durch Allerhöchſten Erlaß vom 4. Juli 
1771 den Eigenſchaften unbeweglicher Sachen erhaltene 
ſelbſtändige Gerechtigkeiten im Sinne des preußiſchen Rechts. 
An dieſem Charakter iſt, ſoweit die Fiſcherſtellen ſich bis 
zur Gegenwart erhalten haben, durch die ſpätere Geſetzgebung, 
insbeſondere die Geſetze vom 5. Mai 1872 und das B. G. B. 
nichts geändert worden, vergl. 8 69 des E. E. G. vom 5. Mai 
1872 und $ 3 der Grdb. O. vom 5. Mai 1872, ſowie Art. 40 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. vom 
20. September 1899 und wegen der in Betracht kommenden 
Beſtimmungen des E. G. zum B. G. B., Turnau-Förſter 
Liegenſchaftsrecht (2. Aufl.) Bd. I S. 440. Über die objektive 
Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Berechtigten und 
Verpflichteten, ſowie den Erwerbsgrund fiehe die weiteren Aus- 
führungen im Urteil Stadt Berlin c. T. U. v. 22. Dez. 03, 
341/03 VII. — Berlin. 


Ans der Praxis der Straffennte des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen von Mitte Juli bis Ende November 1903.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
(Schluß.) 

C. Andere Rechtsquellen. 

1. Auslieferungsvertrag mit Frankreich vom 21. Juni 1845. 

Die Reviſionsausführung geht dahin, daß die Auslieferung 
behufs Verfolgung der nach deutſchem Recht als Betrug an⸗ 
geſehenen Straftat vom Präſidenten der franzöſiſchen Republik 
an eine Vorausſetzung oder Bedingung geknüpft worden ſei, 
deren Eintritt erſt noch eines Nachweiſes bedürfe, nämlich an 
die, daß die Strafbarkeitsmerkmale der es croquerie noch feft- 
zuſtellen wären. Ob die Stellung und Annahme einer der⸗ 
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artigen „Bedingung“ den diplomatiſchen Verkehrsgepflogenheiten 
entſprͤche, braucht nicht erörtert zu werden. Sicher wäre die 
Erklärung ſolchen Inhalts mit dem Weſen einer auf 
internationale Vereinbarungen geſtützten Auslieferungs- 
bewilligung unvereinbar. Wie der Beſchwerdeführer zutreffend 
ſelbſt hervorhebt, bildete es die Vorausſetzung für die Aus⸗ 
lieferung wegen Betrugs, daß die Handlung gleichzeitig nach 
deutſchem Recht gemäß § 263 des Str. G. B. und nach 
franzoͤſiſchem Recht als escroquerie ſtrafbar war. Was von 
der franzöſiſchen Regierung ſelbſt als Vorausſetzung für die 
eigene Entſchließung geprüft werden mußte, das zu entſcheiden 
konnte fie unmöglich der die Auslieferung begehrenden preußiſchen 
Regierung, noch viel weniger aber etwa den preußiſchen Gerichten 
überlaſſen. Und der Wortlaut des franzöſiſchen Dekrets gibt 
Gewißheit, daß der Auslegungsverſuch verfehlt ift. Urt. des 
IV. Sen. vom 9. Oktober 1903. 4273. 1903. 

2. Preußiſche Verfaſſung vom 31. Januar 1850 Art. 4, 
29, 30, 106. 

Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in 
der vom Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt gemacht worden 
find. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkündeter 
königlicher Verordnungen ſteht nicht den Behörden, ſondern nur 
den Kammern zu. Ein Geſetz, welches nach dem anzuwendenden 
Staatsrecht rechtswirkſam beſteht, iſt ein Geſetz im Sinne des 
§ 110. Die feſtgeſtellten Tatſachen ergeben, daß der Angeklagte 
öffentlich vor einer Menſchenmenge zum Ungehorſam gegen das 
Vereinsgeſetz aufgefordert hat, ſoweit darin das Verſammlungs⸗ 
und Vereinigungsrecht der Frauen beſchränkt iſt, weil dies der 
Verfafſung widerſpreche und eine Verfaffungsänderung nicht 
vorliege. Der Umſtand, daß der Angeklagte eine irrige Rechts⸗ 
auffaflung hatte, begründet nicht die Anwendbarkeit des § 59 
des Str. G. B. Der 5 110 hat Geſetze im Auge, die gehörig 
bekannt gemacht und nach dem anzuwendenden Staatsrecht 
verbindlich find. Wenn der Angeklagte geglaubt hat, Geſetze 
im Sinne des $ 110 des Str. G. B. ſeien nur ſolche, die nicht 
bloß verbindlich, ſondern auch rechtsgültig zu ſtande gekommen ſeien, 
ſo hat er ſich in einem unerheblichen Irrtum über das Straf⸗ 
geſetz befunden. Urt. des II. Sen. vom 6. November 1903. 
3955. 1903. 

3. Gewerbeordnung $ 141 Abſ. 1 Nr. 2. Kaiferliche 
Verordnung vom 31. Mai 1897 8 4. 

Die Urteilsgründe laſſen die Frage des Fabrikbetriebs 
dahin geſtellt, indem fie mit Rückficht auf die Zahl der 
Arbeiterinnen, ihre Leiſtungen, den Umſatz und die Arbeitsteilung 
davon ausgehen, daß es ſich bei der Abteilung für Damen⸗ 
konfektion unter allen Umſtänden um eine „Anfertigung im 
großen“ handele, und daß deshalb die Kaiſerliche Verordnung 
vom 31. Mai 1897 einſchlage, deren 8 4 die Verbote des § 137 
der Gewerbeordnung wörtlich wiederhole. Dieſer Auffaſſung 
kann nicht beigepflichtet werden. In der Verordnung findet ſich 
nicht näher angegeben, was unter Herſtellung oder Verarbeitung 
von Männer- und Knabenkleidern uſw. „im großen“ zu ver- 
ſtehen je. Dagegen iſt in dem der Verordnung vorausgegangenen 
und ihr als Ausgangspunkt dienenden „Bericht der Kommiſſion 
für Ar beſterſtatiſtik über die Erhebung, betreffend die Arbeits- 
verhältniſſe in der Kleider, und Wäſchekonfektion, vom 
20. Februar 1897“ ausdrücklich als Beſchluß der Kommiſſion 


hervorgehoben, „die Erhebungen auf die Konfektion im engeren 
Sinne, d. h. auf die Maſſenherſtellung von Kleidungs⸗ und 
Wäſcheſtücken zu beſchränken“, und gegenüber dem Antrag eines 
Mitglieds, wonach ſtatt „Maſſenherſtellung“ umfafſender „Her⸗ 
ſtellung auf Vorrat“ gewählt werden ſollte, wurde von anderer 
Seite mit Erfolg ausgeführt, „daß die Konfektionsinduſtrie fich 
gerade durch die Herſtellung der Ware im großen von dem 
handwerksmäßigen Betrieb unterſcheide.“ Sind danach von der 
Kommiſſion — im Anſchluß an den allgemeinen Sprachgebrauch — 
die Ausdrücke „Maſſenherſtellung“ und „Herſtellung im großen“ 
als gleichbedeutend anerkannt worden, ſo muß dasſelbe für die 
Auslegung von § 4 der kaiſerlichen Verordnung vom 
31. Mai 1897 gelten. Darf auch, da der Betrieb des Unter⸗ 
nehmers, nicht der in den einzelnen Werkſtätten entſcheidet 
(Abſchnitt I Abſ. 3 der Anweiſung), die Möglichkeit nicht ganz 
von der Hand gewieſen werden, daß trotz des Arbeitens auf 
Beſtellung nach Maß ein Betrieb „im großen“ vorliegen kann, 
ſo iſt dies doch nur ausnahmsweiſe der Fall und für das Ob⸗ 
walten einer derartigen Ausnahme bieten die Feſtſtellungen der 
Urteilsgründe, die dem Arbeiten auf Beſtellung und nach Maß 
mit Unrecht überhaupt jede Erheblichkeit abſprechen, nirgends 
einen ſchlüſſigen Anhaltspunkt. Urt. des I. Sen. vom 
24. September 

8. Oktober 1903. 2013. 1903. 

4. Dasſelbe Geſetz. 

In der Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. insbeſondere 
Entſch. in Strafſachen Bd. 18 S. 371 ff., Bd. 22 S. 288 ff., 
Bd. 36 S. 305) iſt betreffs der Frage, ob ein landwirtſchaftliches 
Nebengewerbe den Beſtimmungen der Gewerbeordnung unter⸗ 
ſteht, das entſcheidende Gewicht nicht auf die Art des Betriebes, 
ſondern auf den Urſprung der verarbeiteten Stoffe gelegt. Die 
von dem Angeklagten in ſeiner Molkerei verarbeitete Milch 
ſtammte ihrem Hauptbeſtandteile nach nicht von dem Gute des 
Angeklagten her, ſondern war aus der Umgegend käuflich be⸗ 
zogen; bei dieſer Sachlage erſcheint es nicht rechtsirrtümlich, 
wenn die Vorinſtanz annimmt, die Molkerei habe neben der 
auf dem Gute betriebenen Landwirtſchaft für den Angeklagten 
einen ſelbſtändigen Erwerbszweig gebildet. Daß die für den 
Meiereibetrieb verwendete Maſchinenkraft zugleich auch ſämtlichen 
übrigen Wirtſchaftszwecken gedient habe, wird in den Kreis der 
Erwägungen hineingezogen, jedoch für einen Umſtand von unter⸗ 
geordneter Bedeutung gehalten. Einen Rechtsirrtum läßt dieſe 
Würdigung nicht erkennen. Urt. des II. Sen. vom 24. November 
1903. 4697. 1903. 

5. Vereinszollgeſetz § 119. 

Ein kontrollpflichtiger Transport im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt dann gegeben, wenn ein der Kontrolle unterliegender 
Gegenſtand in der Richtung auf einen anderen, im Grenzbezirk 
liegenden Ort in Bewegung geſetzt iſt. Unerheblich iſt, ob die 
Grenze der Ortſchaft, von der aus die Sache in Bewegung 
geſetzt wurde, bereits überſchritten iſt, entſcheidend iſt allein das 
Ziel, auf das ſich die Bewegung richtete. Urt. des IV. Sen. 
vom 29. September 1903. 1282. 1903. 

6. Reichsverfaſſung Art. 31. Str. G. B. § 69. 

Waren die der Straftat des Angeklagten vorhergegangenen 
Verhandlungen des Reichstages lediglich vertagt und nicht 
förmlich geſchloſſen, fo fielen die im Oktober 1902 wieder auf- 
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genommenen Verhandlungen in ein und dieſelbe Sitzungsperiode, 
wie jene Verhandlungen, und umfaßt dieſe auch die Zwiſchen⸗ 
zeit. Die Straftat und die Einleitung des Strafverfahrens 
hat alsdann nicht vor, ſondern während der fraglichen Sitzungs⸗ 
periode ſtattgefunden. Es würde alſo dem Angeklagten die 
Immunität des 5 31 der Reichsverfaſſung zu ſtatten kommen, 
infolge deren zugleich aber nach der Vorſchrift des § 69 Abſ. 1 
des Str. G. B. in ihrer jetzigen Faſſung die Verjährung 
ſuspendiert ſein. In letzterer Beziehung wird auf das Urteil 
des R. G. vom 15. Februar 1895 (Entſch. des R. G. Bd. 27 
S. 10) Bezug genommen, von deſſen Grundſätzen abzugehen 
keine Veranlaſſung vorliegt. Auch die Vorſchrift des Abſ. 2 des 
§ 69 des Str. G. B. würde nicht zu gunſten des Angeklagten 
geltend gemacht werden können. Sie beruht auf dem Geſetze 
vom 26. März 1893, bezieht ſich auf die ſogenannten Antrags⸗ 
und Ermächtigungsdelikte und bezweckt lediglich gegenüber der 
ausdehnenden Beſtimmung des Abſ. 1 rückſichtlich ihrer den 
bisherigen Rechtszuſtand aufrecht zu erhalten, während nach der 
Entſtehungsgeſchichte des erwähnten Geſetzes der Grundſatz des 
Abſ. 1 Satz 1 des § 69 des Str. G. B. gerade für den Fall 
des Art. 31 der Reichsverfafſſung das Ruhen der Verjährung 
anordnen wollte. Urt. des III. Sen. vom 16. November 1903. 
3816. 1903. | 

7. Preßgeſetz vom 17. Mai 1874 88 7, 18. 

Dieſe Beſtimmung hätte keinen Sinn und keinen Zweck, 
wenn der Ordnungsvorſchrift des § 7 ſchon damit genügt wäre, 
daß überhaupt jemand in einer Zeitung als verantwortlicher 
Redakteur benannt iſt, mag ſie nun der wirkliche Redakteur oder 
nur ein vorgeſchobener Strohmann ſein, da, wenn dies zuträfe, 
von einer Zuwiderhandlung gegen § 7 nur dann geſprochen 
werden könnte, wenn die Angabe eines Redakteurs vollſtändig 
fehlt. § 7 verfolgt aber im Intereſſe der Ordnung der Preſſe 
gerade den Zweck, daß der wirkliche Redakteur als ſolcher in 
der Zeitung benannt wird, welchem die Entſcheidung über die 
Geſtaltung des Zeitungsinhaltes in maßgebender Weiſe zuſteht 
und welcher durch die von ihm getroffene Entſcheidung ſchon 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen die volle Verantwortlichkeit 
für den veröffentlichten Zeitungsinhalt übernimmt. Urt. des 
III. Sen. vom 13. Juli 1903. 2196. 1903. 

8. Dasſelbe Geſetz § 14. 

Das Verbot der Verbreitung einer periodiſchen Druckſchrift 
erſtreckt ſich auch auf die vor der Bekanntmachung des Verbots 
erſchienenen Stücke. Urt. des IV. Sen. vom 13. November 1903. 
3019. 1903. 

9. Photographieſchutzgeſetz vom 10. Januar 1876 8 4. 

Eine photographiſche Nachbildung kann „in das Gewand 
einer Poſtkarte“ gekleidet ſein. Das den Vorſchriften der 
Poſtordnung angepaßte Stück Papier und der Vordruck darauf 
beſitzt ebenſowenig ſelbſtändigen Charakter, wie der Karton, auf 
den ein photographiſches Werk aufgezogen iſt. Das Papier 
wird zum integrierenden Beſtandteil der Photographie; der 
Druck auf der Rückſeite ermöglicht in bequemer Weiſe die Ver⸗ 
breitung — durch poſtaliſche Verſendung — und bildet gleich⸗ 
zeitig den Deckmantel der Urheberrechtsverletzung. Die Poſtkarte 
befindet ſich in derartigen Fällen an der Photographie, 
nicht dieſe an jener. Dieſe Grundſätze werden von der Straf⸗ 
kammer nicht verkannt; ſie läßt aber den objektiven Tatbeſtand 
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unentſchleden und verneint den ſubjektiven. Aber die Auffaffung 
des erſten Richters über den objektiven Tatbeſtand, die An. 
wendung oder den Ausſchluß des 8 4 des Reichsgeſetzes vom 
10. Januar 1876, betreffend den Schutz der Photographien 
gegen unbefugte Nachbildung, war nicht ohne Bedeutung für die 
ſubjektive Seite. Indirekt hat er zwar anerkannt, daß die Vor⸗ 
ſchrift nicht zutreffe, denn fonft konnte er keinen ftraf- 
rechtlichen Irrtum des Angeklagten annehmen. Allerdings 
würde die Feſtſtellung eines derartigen Irrtums und guten 
Glaubens, ſoweit ſie ausſchließlich tatſächlicher Natur iſt, für 
das Reviſionsgericht maßgebend und die Freiſprechung gemäß 
§ 18 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 gerechtfertigt fein. 
Aber wer darüber richten ſoll, ob ein Rechtsirrtum entſchuldbar 
oder unentſchuldbar ſei, muß ſelbſt vom Irrtum frei und nicht 
davon beinflußt ſein. Der Richter, der, wie der Angeklagte, 
unter einem Subſumtions irrtum ſtände, konnte kein unbefangenez 
objektives Urteil darüber abgeben, ob der beiderſeitige Irrtum 
auf Entſchuldigung Anſpruch zu machen habe. In der erneuten 
Verhandlung wird ſich das Gericht deshalb ſowohl über den 
objektiven Tatbeſtand als über den etwaigen ſtrafrechtlichen 
Irrtum des Angeklagten und ſeine Entſchuldbarkeit, ſowie über 
den guten Glauben des Angeklagten, der eine ſelbſtändige 
Vorausſetzung der Strafloſigkeit bildet und mit jenem Irrtum 
nicht identiſch iſt, auszuſprechen haben. Urt. des I. Sen. vom 
e 1216. 1903. 


— 1903. 
23. Juni 1880 


12. Oktober 
10. Vieh ſeuchengeſetz vom I. Mai 1894 N 18. 


Die Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten vom 
2. Januar 1899 beſtimmt, daß alle Viehhändler des Regierungt: 
bezitks über alles Rindvieh, das fie kaufen oder verkaufen, ein 
Kontrollbuch führen müſſen, in welches insbeſondere einzutragen 
iſt, ob und eventuell wann und wo die Tiere auf dem 
Transporte eingeſtellt geweſen oder fonft mit anderem Vieh in 
Berührung gekommen find und daß dieſes Buch ſtets zur 
Einſicht der Polizeibehörden bereit zu balten iſt. Sie ſetzt eine 
Geldſtrafe für Übertretung ihrer Vorſchriften feſt, ſofern nicht 
nach $ 328 Str. G. B. eine höhere Strafe verwirkt ſei. Aus 
dieſem Inhalte geht hervor, daß es ſich um eine Maßregel 
handelt, die lediglich zum Schutze gegen Seuchengefahr erlaſſen 
iſt. Daß ſie auch zur Sicherung der Verfolgung anderer 
ſtrafbarer Handlungen als ſolcher gegen die ſeuchenpolizeilichen 
Vorſchriften dienen ſoll, dafür gibt ihr Inhalt keinerlei Anhalt, 
und es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſie andernfalls im Rahmen 
der geſetzlichen Beſtimmungen liegen würde. Die Schutzmaß 
regeln, die gegen Seuchengefahren erlaſſen werden dürfen, ſind 
aber — abgeſehen von den ſpäteren Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung § 56 b Abſ. 2 und 3 — in den 58 18 folgende 

| 3. 1 

des Viehſeuchengeſetzes vom I. Wel 1894 Dea 141894 erſchöͤpfend auf ⸗ 
geführt. Die Einführung einer Kontrolle über den Handel mit 
Rindvieh findet ſich unter den geſetzlich zugelaſſenen Maßregeln 
nicht. Sie kann insbeſondere nicht unter den Begriff der 
Bewachung und Beobachtung der der Seuchengefahr ausgeſetzten 
Tiere (§ 19 Abſ. 1 a. a. O.) oder der Beſchränkung in ber 
Art der Benutzung, der Verwertung oder des Transports 
derſelben gebracht werden. Dafür ſpricht auch ein Vergleich 
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mit dem Geſetze über die Rinderpeſt vom 7. April 1869, das 
im 8 2 Ziffer 1 neben den Beſchränkungen der Einfuhr, des 
Transports und des Handels auch noch eine Rindviehkontrolle 
(nach § 9 der Juſtruktion vom 26. Mai 1869 — Reichsgeſetz⸗ 
blatt S. 152 — die Aufnahme eines Regiſters über den 
jeweils vorhandenen Rindviehbeſtand durch einen Viehreviſor, 
alſo eine die Viehbeſitzer noch weniger beläftigende Maßregel) 
ausdrücklich zuläßt, aber auch dies nur im Grenzgebiete. Die 
Vorſchriften der Polizeiverordnung find auch nicht etwa durch 
den § 38 Abſ. 4, verglichen mit § 35 Abſ. 3 oder durch den 
§ 56 b der Gewerbeordnung zugelaſſen. Denn 8 38 bezieht ſich 
nur auf eine Befugnis der Zentralbehörden, und § 56 b Abi. 2 
nur auf Anordnungen des Bundesrats oder des Reichskanzlers. 
Im Abſ. 3 dieſes Paragraphen wird allerdings den Landes⸗ 
regierungen geſtattet, zur Abwehr oder Unterdrückung von 
Seuchen den Handel mit Rindvieh im Umherziehen Be⸗ 
ſchränkungen zu unterwerfen; allein abgeſehen davon, daß die 
Einführung eines Kontrollbuchs über den Rindviehhandel nicht 
als eine Beſchränkung des Handels im Sinne des Geſetzes an⸗ 
zuſehen iſt, erſtreckt ſich die Polizeiverordnung auf den Handel 
überhaupt, nicht nur auf den Handel im Umherziehen. Die 
Polizeiverordnung ſteht daher im Widerſpruche mit den Geſetzen 
und ift nach 88 15 und 17 des Preußiſchen Geſetzes vom 
11. März 1850 als ungültig zu betrachten. Urt. des I. Sen. 
vom 19. November 1903. 4056. 1903. 

11. Branntweinſteuergeſetz vom 17.118 Juul 12 5 88 20, 26. 

In der Brennerei war in Gemäßheit des 8 5 des an- 
gezogenen Geſetzes ein Sammelgefäß aufgeſtellt, in welches der 
der Berbrauchsabgabe unterliegende Branntwein aus dem Brenn⸗ 
apparat hineingeleitet und geſammelt wurde. An dieſem Sammel ⸗ 
gefäß war der Schlußring, der an der Stelle, wo das Sammel- 
gefäß mit der Vorlage des Brennapparates in Verbindung ſteht, 
angebracht iſt, etwas gelockert. Infolge dieſer Lockerung des 
Verſchluſſes find bisweilen einige Tropfen, in einer Geſamt⸗ 
menge von höchſtens einem Liter, aus dem, in dem Sammel⸗ 
gefäße befindlichen Branntwein auf den Fußboden getropft. 
Der Steuerbehörde war dieſer Zuſtand bekannt, ſie hat aber 
eine Anderung nicht veranlaßt. Von dem auf die Erde ge⸗ 
tropften Branntwein hat der Angeklagte zweimal, ſoweit ihm 
dies möglich war, geringe Mengen im Geſamtbetrage von noch 
nicht / Liter aufgeſchlürft. Er hat dabei nicht das Bewußt⸗ 
ſein gehabt, daß ſeine Handlung eine Steuerverkürzung zur 
Folge haben könne. Es handelt ſich nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen um Branntwein von Außerft geringer Menge, der 
fh nicht mehr in dem, von der Steuerbehörde kontrollierten 
Brennereibetriebe befand, vielmehr mit Kenntnis der Steuer- 
behörde und ohne, daß dieſelbe dies beanſtandet hätte, innerhalb 
des orduungsmäßigen Betriebes in Verluſt geraten war. In 
dem Aufſchlürfen dieſes Branntweins vom Erdboden kann 
daher eine Entnahme von Branntwein im Sinne der mit⸗ 
geteilten Geſetzesvorſchrift nicht gefunden werden. Es liegt 
daher auch keine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 26 des 
Branntweinſteuergeſetzes vom 17. Se TE a 3 vor und mußte 
die Revifion des Nebenklägers als unbegründet verworfen werden. 
Urt. des IV. Sen. vom 2. Oktober 1903. 1906. 1903. 
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12. Reichsgeſetz vom 19. Mai 1891 68 1, 9. 

Muß auch der Begriff des Inverkehrbringens je nach dem 
Weſen der Straftat bald enger bald weiter ausgelegt werden, 
ſo iſt doch im allgemeinen daran feſtzuhalten, daß ein Gegen⸗ 
ſtand dann in Verkehr gebracht wird, wenn ſein Inhaber ihn 
derart aus ſeinen Gewahrſam läßt, daß ein anderer die freie 
Verfügung daran erlangt, daß dagegen nicht ohne weiteres und 
ohne Berückſichtigung der konkreten Umſtände des einzelnen 
Falles jede Überlaflung des Gegenſtandes an einen anderen, 
ſei es auch nur zu ganz vorübergehendem, beſtimmtem Zwecke 
notwendig ein Inverkehrbringen bildet. Iſt daher unzweifelhaft 
in jeder Veräußerung der Waffe an einen dritten, in ihrer 
Verſchenkung, auch in der bloßen Beſitzaufgabe, wie überhaupt 
in jedem Akte, durch den die Waffe dauernd der Verfügungs⸗ 
macht des bisherigen Beſitzers entrückt, der Allgemeinheit zu- 
gänglich gemacht wird, ein Inverkehrbringen zu erblicken, ſo iſt 
dies doch nicht notwendig auch immer dann der Fall, wenn, 
wie hier die Waffe lediglich leihweiſe einem beſtimmten dritten 
zu einem beſtimmten Zwecke vorübergehend mit der Verpflichtung 
alsbaldiger Rückgabe überlaſſen wird. Urt. des III. Sen. vom 
29. Oktober 1903. 2981. 1903. 

13. Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894 8 13 Abſ. 2. 

Als ein im Inlande beſtellter Vertreter iſt eine Perſon, 
die nicht Wohnfitz oder dauernden Aufenthalt im Inlande hat, 
nicht anzuſehen. Der Lauf der Strafantragsfriſt beginnt für 
den rechtswirkſam beſtellten Vertreter mit dem Tage, wo der 
Zeicheninhaber von der ſein geſchütztes Recht verletzenden 
Handlung und der Perſon des Täters Kenntnis erlangt hat. 
Der Strafantrag des zur Vertretung nicht Befugten vermag 
dadurch nicht wirkſam zu werden, daß er nach Ablauf der 
Antragsfriſt vom geſetzentſprechend beſtellten Vertreter 
genehmigt wird. Urt. des IV. Sen. vom 17. November 1903. 
2367. 1908. 

14. Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896 8 4. 

Der erſte Richter ſtellt feſt, daß im Verkehr das Publikum 
unter Schuhen von „prima Oualität“ ſolche aus gutem 
haltbarem Leder verſteht. Hiernach iſt die genannte Be⸗ 
zeichnung mit Recht als eine Angabe über Tatſachen betrachtet 
worden. Urt. des I. Sen. vom 16. November 1903. 2742. 1903. 

15. Dasſelbe Geſetz. 

Die Behauptung des Beſchwerdeführers, er habe ſeine 
Ware „Leinen“ und „toile“ benennen dürfen, weil nach dem 
Sprachgebrauch darunter ſowohl Reinleinen, als Halbleinen 
verſtanden würden, iſt bereits von der Strafkammer mit der 
Erwägung zurückgewieſen worden, daß der Angeklagte die 
Mehrdeutigkeit jener Begriffsbezeichnungen gekannt, eine Auf- 
klärung über die wahre Beſchaffenheit der angekündigten Stoffe 
aber, um das Publikum zu täuſchen, abfichtlich unterlaſſen habe. 
Durch die Ankündigung von „Leinen“ und von „toile“ zu 
„ſtaunenerregend billigen Preiſen“, „prix ineroyables“ habe 
jeder Käufer unbedingt in den Glauben verſetzt werden müſſen, 
daß hier Rein leinen angeboten würden. Indem die Straf⸗ 
kammer feſtſtellt, daß der Angeklagte dabei das Publikum zu 
täuſchen beabfichtigte, geht fie offenfichtlich davon aus, daß er 
gewußt hat, er nehme durch den Zuſatz bezuglich der Preiſe 
der Bezeichnung feiner Ware als „Leinen“, als „tolle“ jene 
Mehrdeutigkeit. Sie hat deshalb mit Recht angenommen, ſeine 


128 
Angaben über die Beſchaffenheit der angebotenen Ware jeien 
unwahre geweſen, denn fie entſprechen nicht der Vorſtellung, 
welche von dem kaufenden Publikum unter den vorliegenden 
Verhällniſſen mit der Bezeichnung „Leinen“ und „toile“ 
verbunden wird. Urt. des I. Sen. vom 12. November 1903. 
2765. 1903. 

16. Dasſelbe Geſetz § 4. 

Wenngleich die Frage, ob Angaben tatſächlicher Art in 
Ankündigungen zur Irreführung geeignet find, ſich ohne Berück⸗ 
ſichtigung der geſchäftlichen Gewohnheiten nicht löſen läßt, ſo 
müſſen doch hierbei geſchäftliche Mißbräuche ausſcheiden und 
die Gewöhnung an ſtrafloſe Übertreibungen in der Reklame 
begründet noch nicht den Schluß, daß auch tatſächliche 
Angaben lediglich als Übertreibungen angeſehen werden. Zur 
Irreführung geeignet iſt eine Angabe tatſächlicher Art ſchon 
dann, wenn ein Teil des Publikums ſie für wahr halten und 
dadurch getäuſcht werden kann. Urt. des II. Sen. vom 
6. Oktober 1903. 3453. 1903. 

17. Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1899 § 184. 

Dieſe Vorſchrift iſt auf jeden, auch den unberechtigten In⸗ 
haber von Quittungskarten anwendbar, beſchränkt ſich alſo nicht 
auf die zur Aufbewahrung befugten Arbeitgeber. Unter der 
verbotenen „Kennzeichnung“ ſind nur Vermerke zu verſtehen, 
deren Anbringung unzuläſſig iſt, nicht die Verfälſchung vor⸗ 
geſchriebener, ein Urteil über das Verhalten des Verſicherten 
nicht enthaltender Angaben. Urt. des Ferienſenats vom 14. Auguſt 
1903. 3516. 1903. N 

18. Konkursordnung 88 240, 241. 

Ein Minderjähriger, der zum Betriebe eines Erwerbs⸗ 

eſchäfts eine Genehmigung des Vormundes nicht erhalten hat, 

. ein Handelsgewerbe Ro nicht betreiben. Daher 
iſt Anwendung des § 240 ausgeſchloſſen. W kann 
8 241 in Frage kommen, da der Minderjährige im Mangel 
der Genehmigung gar nicht Schuldner geworden iſt. Urt. des 
Ferienſenats vom 8. September 1903. 4267. 1903. 

19. Weingeſetz vom 24. Mai 1901 8 3 (Gewerbs. 
mäßigkeit). 

Au das einmalige Herſtellen von Kunſtwein iſt ſtrafbar, 
wenn es im Betriebe eines Gewerbes geſchieht. Es iſt nicht 
erforderlich, daß das Gewerbe in wiederholter Herſtellung von 
Kunſtwein beſtehe. Urt. des I. Sen. vom 16. November 1903. 
2592. 1903. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Anwendung der Übergangsvorſchrift über die Ver⸗ 
fang (E. G. Art. 169) iſt nach Entſch. Nr. 1 nicht auf die 
Fälle beſchränkt, wo dem nach altem Recht begründeten An⸗ 
ſpruche ein juriſtiſch völlig gleichartiger Anſpruch des neuen 
Rechtes entſpricht, vielmehr kommt es nur darauf an, ob im 
einzelnen Falle der nach bisherigem Rechte begründete Anſpruch 
auch nach neuem Rechte (wenn auch in anderer juriſtiſcher Aus⸗ 
geſtaltung) begründet ſein würde. 

Der Begriff der „feſten Verbindung“ im Sinne des § 93 
B. G. B. findet eine eingehende Erörterung in Entſch. Nr. 4, 
in bezug auf einen Motor, der in eine mit dem Fundament 
verankerte Eiſenplatte eingeſchraubt iſt. 

Von grundlegender Bedeutung iſt die Entſch. Nr. 6: bei 
einer Mehrheit von Perſonen, die zur Anfechtung einer Willens⸗ 
erklärung berechtigt find, kann die Anfechtung nicht bloß durch 
alle, ſondern auch durch jeden einzelnen geſchehen. 

Die wichtige Entſch. Nr. 7 über den Inhalt der Abnahme⸗ 
pflicht des Käufers und ſeinen Verzug in Anſehung dieſer Leiſtung 
iſt im weſentlichen eine Wiederholung der in K. G. Bd. 53 
S. 161 abgedruckten Entſcheidung. 

In der Entſch. Nr. 11 wird darauf hingewieſen, daß die 
Verletzung des Eigentumsanſpruchs nicht nach den allgemeinen 
Vorſchriften über unerlaubte Handlungen, ſondern nach den für 
ihn beſtehenden Sondervorſchriften zu beurteilen iſt. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. 


e 


XXIII. Jahrgang. 


Die Entſch. Nr. 15 behandelt die Vorausſetzungen der Erb⸗ 
e wenn der pflichtteilsberechtigte Erbe in erſter 
Reihe a Erbe eingeſetzt und eventuell mit einem Vermächtnis 
bedacht iſt. 

Die Entſch. Nr. 16 ſtellt in Übereinſtimmung mit der 
herrſchenden Meinung für die Errichtung von Teſtamenten und 
ſonſtigen gerichtlichen und notariellen Urkunden feſt, daß die 
Vorſchriften über protokollariſche öeltitellung des Erklärenden, 
nicht ſchreiben zu können, wie andere Erklärungen des Er⸗ 
klärenden ſowie der mitwirkenden Perſonen (bei Stummen, Fremd⸗ 
ſprachigen) Mußvorſchriften find, deren Nichtbefolgung Nichtigkeit 
des Rechtsakts herbeiführt. 

Die Natur des Prozeßvergleichs als Rechtsgeſchäft und 
Prozeßhandlung ſowie das Verhältnis von § 54 Z. P. O. 
zu den Vorſchriften des B. G. B. über das Erfordernis vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlicher Genehmigung von Vergleichen wird in 
Entſch. Nr. 17 mit dem Ergebniſſe erörtert, daß auch Prozeß⸗ 
vergleiche der nach den Vorſchriften des B. G. B. erforderlichen 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfen. 

Die Entſch. Nr. 18 und 19 mögen den Kollegen eine 
Warnung ſein. In Nr. 18 hatte der beim O. L. G. nicht zu⸗ 
gelaſſene Prozeßvertreter I. Inſtanz die Beſchwerde gegen den 
landgerichtlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß beim O. L. G. friſt⸗ 

emäß eingereicht. Da nicht feſtzuſtellen war, daß die vom 
D. L. G. an das L. G. abgegebene Beſchwerde bei dem L. G. 
innerhalb der Beſchwerdefriſt eingegangen, wurde die Beſchwerde 
als unzuläffig verworfen. In Entſch. Nr. 19 handelt es ſich 
um einen ähnlichen Fall. Der landgerichtliche Anwalt hatte 
beim O. L. G. gegen eine landgerichtliche Koſtenentſcheidung eine 
Beſchwerde eingereicht, der ein Oberlandesgerichtsanwalt nach 
Ablauf der Beſchwerdefrift „beitrat“. Dieſer Beitritt, von dem 
der Oberlandesgerichtsanwalt rückwirkende Kraft erhoffte, wurde 
als neue ſelbſtändige Beſchwerde erachtet. Beide Anwälte wurden 
gemäß Z. P. O. § 102 mit den Koften belaſtet, der Oberlandes 
erichtsanwalt, obwohl er erklärte, auf ausdrücklichen Wunſch der 
Partel gehandelt zu haben. 

Für die Ausſetzung des Verfahrens wird in Entſch. Nr. 21 
die Auflöſung einer juriſtiſchen Perſon — es handelt ſich um 
Übertragung des geſamten Vermögens der beklagten Aktiengeſell 
is = eine andere Geſellſchaft — dem Tode eines Menſchen 
gleichgeachtet. 

&n Entſch. Nr. 23 wird der Grundſatz entwickelt, daß, 
wenn bei einem beiderſeits teilweiſe erfüllten Vertrag der Konkurs- 
verwalter auf Grund konkursrechtlicher Vorſchriften Nicht⸗ 
erfüllung gewählt hat, er nicht ſchlechthin zur Rückforderung 
des vom Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung Geleiſteten 
berechtigt iſt. 

Einen wichtigen Beitrag zur Lehre von der konkurs⸗ 
rechtlichen Anfechtung bietet die Entſch. Nr. 24. Die nach Ab⸗ 
lauf der Anfechtungsfriſt durch K. O. 8 41 vorbehaltene 
einwandweiſe Geltendmachung der Anfechtung des obligatotiſchen 
Vertrags kann nur unmittelbar dem Anſpruche aus dieſem 
Vertrage entgegengeſetzt werden, nicht aber dem Anſpruche aus 
dem Eigentum, auch wenn der Erwerb des Eigentums durch ie 
obligatoriſchen Vertrag vermittelt wurde. 


Den erſchienene, bei der Redaktion ein- 
gegangene 8 s 
(Beſprechung einzelner Werke bleibt vorbehalten.) 


Formularbuch für d. freiw. Gerichtsbarkeit. 2. Teil (Sachen: 
recht). 1903, ebenda. Preis 3 Mk. 

. Th. Beßler, Das bürgerliche Recht. 1. Bd. Stuttgart 1903, 
W. Kohlhammer. Preis 3,60 Mk. 

Rudolf Stammler, Privilegien und Vorrechte. Halle a. S. 
1903, Buchhandlung des Waiſenhauſes. 

Rudolf Fried, Die Waſſerverſorgung der Ortſchaften. München 
1903, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 1 Mk. 


(Fortſetzung folgt.) 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


M 17 bis 20. 


Berlin, 15. März 1904. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deutſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. Bugo Beumann, 
Rechtsanwalt beim Kammergericht. 


verlag und Expedition: 36. NMoeſer Ruch hanblung, Bertin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


dan für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Rummern 80 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzelle 60 Pfg. 
Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 85. 


Vereinsnachricht. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltsvereins hat einem 
Autrage des Anwaltvereins der Stadt Hannover Folge 
leiſtend, beſchloſſen, daß der XVII. Deutſche Anwaltstag im 
Jahre 1905 in Hannover ftattfinden foll. 


ber die Anfechtbarkeit von Eheverträgen beim 
Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung. 
Von Rechtsanwalt Ullmann in Magdeburg. 


1. Der Rechtszuſtand, welcher in Anſehung der Anfecht⸗ 
barkeit von Cheverträgen) vor dem Inkrafttreten der neuen 
Geſetzgebung beſtand, war folgender: 

Nach § 3 Nr. 4 Anf. Gef. (5 25 Nr. 2 K. O.) unterlag 
die Sicherſtellung des Heiratsgutes oder des geſetzlich in die 
Verwaltung des Ehemannes gekommenen Vermögens der Frau 
und die Rückgewähr dieſer beiden Vermögensmaſſen der An⸗ 
fechtung, unter der Vorausſetzung jedoch, daß die Sicherſtellung 
oder Rückgewähr innerhalb der letzten zwei Jahre vor der 
Rechtshängigkeit des Anfechtungsanſpruches — bezw. vor der 
Eroͤffnung des Konkursverfahrens — erfolgte, und daß der 
Mam zu der Sicherſtellung oder Rückgewähr nicht durch Geſetz 
oder durch einen vor dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſenen Vertrag 
verpflichtet war.“) 

Unter Rückgewähr verſtand man jede Verminderung des 
dem Zugriffe der Gläubiger unterworfenen Vermoͤgens infolge 
gänzlicher oder teilweiſer Aufhebung der einmal begründeten 
Güterrechtsverhäftnifie. 

Der geſetzgeberiſche Grund dieſer Beſtimmung der K. O. 
und des Anf. Gef. war der, daß man — ohne Rückſicht auf eine 
etwaige Benachteiligungsabſicht — verhindern wollte, daß der 
Ehemann die Fonds feiner Frau, mit denen er gearbeitet und 
ſich Kredit verſchafft hat, bei eintretendem Vermögensverfall zum 


) Eheverträge find Verträge, durch welche die güterrecht⸗ 
lichen VBerhältniſſe der Ehegatten geregelt werden. Vgl. Ullmann, 
Das geſezliche eheliche Güterrecht in Deutſchland, 2. Aufl., S. 278. 

) Der Streit über den Begriff des Heiratsgutes intereſſiert 
für die vorliegende Frage nicht. 


Nachteil ſeiner Gläubiger lediglich ſeiner Ehefrau zuwende. Es 
konnten aber weiter die hier in Frage kommenden Rechts ⸗ 
handlungen, wenn bei ihnen die Abfiht der Gläubigerbenach⸗ 
teiligung vorlag, aus dem Grunde der Fraubulofität, und ferner 
als unentgeltliche Verfügungen angefochten werden (§ 3 Nr. 1 
u. Nr. 4 Anf. Gef, § 24 Nr. 1 u. 8 25 Nr. 2 K. O.). 

Verſagt war die Anfechtung, wie geſagt, wenn der Mann 
zu der Rechtshandlung durch Geſetz oder durch einen vor dem 
fraglichen Zeitraum liegenden Vertrag verpflichtet war. 

Dies führte zu dem merkwürdigen Ergebnis, daß in Fällen, 
wo nach bürgerlichem Recht ein Anſpruch auf Sicherſtellung 
oder Rückgewähr wegen Gefährdung des Vermögens der Frau 
infolge ſchlechter Vermögenslage des Mannes gegeben war, die 
Anfechtung ausgeſchloſſen war, wenn der Mann ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherſtellung oder Rückgewähr genügte, während 
doch gerade die Abficht des Geſetzes dahin ging, zu verhindern, 
daß der Mann bei eintretendem Vermoͤgensverfall feine Mittel 
der Ehefrau zuwendete. Vergl. § 255 A. L. R. II. 1. 

2. Nach dem Inkrafttreten des B. G. B. wurde die Geſetz⸗ 
gebung geändert. Aufgehoben wurde § 25 Nr. 2 zweiter Halb- 
ſatz K. O. und § 3 Nr. 4 zweiter Halbſatz Auf. Gef. Auf- 
gehoben wurde ferner $ 1 Abſ. 2 K. O., wonach der Nießbrauch, 
welcher dem Gemeinſchuldner während der Dauer des Verfahrens 
an dem Vermoͤgen ſeiner Ehefrau nach den Landesgeſetzen zu⸗ 
ſtand, zur Konkursmaſſe gehörte. Die anderen, die Anfechtung 
innerhalb und außerhalb des Konkurſes regelnden Beftimmungen 
blieben in Kraft. 

Für die Tragweite der geſetzlichen Beſtimmungen iſt nicht 
ohne Bedeutung die in den Motiven gegebene Begründung der 
Novelle. Hervorgehoben wird dort der geſetzgeberiſche, oben 
bereits angeführte Grund der Beſtimmung der K. O. und daran 
folgende Erwägung geknüpft: Zufolge $ 1391 und 8 1418 
Abſ. 1 Nr. 1 B. G. B. ſei die Frau ſchon dann berechtigt, 
Sicherheitsleiſtung zu verlangen, ev. auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zu klagen, wenn das Verhalten des 
Mannes die Beſorgnis begründe, daß die Rechte der Frau in 
einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzt 
würden, oder wenn die der Frau aus der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes zuſtehenden Anſprüche auf Erſatz des 
Wertes verbrauchbarer Sachen erheblich gefährdet ſeien. Hier⸗ 
nach würde, wenn der § 25 unverändert bliebe, eine Rückgewähr 
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oder Sicherſtellung, die zu einer Zeit erfolgt ſei, in welcher eine 
Beeinträchtigung der Rechte der Frau nicht zu beſorgen geweſen 
ſei, der Mann ſich vielleicht in einer günſtigen Vermögenslage 
befunden habe, ohne weiteres angefochten werden konnen, während 
eine bei ungünſtiger Vermögenslage des Mannes bewirkte Rück⸗ 
gewähr oder Sicherſtellung der im § 25 vorgeſehenen Anfechtung 
entzogen bliebe. Den hieraus ſich ergebenden Widerſpruch be⸗ 
ſeitige der Entwurf dadurch, daß er das in Frage ſtehende An⸗ 
fechtungsrecht vollſtändig aufhebe. Der Vorſchrift der K. O. 
liege, was das Verhältnis der Gläubiger des Mannes zu dem 
Vermögen der Frau betreffe, eine Auffaſſung zugrunde, die von 
der im B. G. B. zur Geltung gelangten Anſchauung weſentlich 
verſchieden ſei; dieſe Auffaſſung könne daher neben den Vor⸗ 
ſchriften des B. G. B. nicht mehr aufrecht erhalten werden. 

3. Vorausſetzung für die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung 
iſt ſtets eine Verletzung des Befriedigungsanſpruches des 
Gläubigers, d. h. des Anſpruches des Gläubigers, welcher dar⸗ 
auf geht, das Vermögen ſeines Schuldners wider deſſen Willen 
zu feiner Befriedigung zu verwenden. Dieſer Befriedigungs⸗ 
anſpruch umfaßt der Regel nach — es gibt auch beſchränkte 
Befriedigungsanſprüche, die ſich nur auf einzelne Vermögens⸗ 
gegenſtände erſtrecken — das geſamte Vermögen des Schuldners, 
und er wird verletzt, wenn ein zur Erfüllung desſelben geeignetes 
Vermögensobjekt des Schuldners durch eine Rechtshandlung des⸗ 
ſelben verbracht wird, weil in dieſer Verbringung eine Benach⸗ 
teiligung des Gläubigers inbezug auf feinen Befriedigungs⸗ 
anſpruch liegt. Nur dann kann von einer Verletzung des Be⸗ 
friedigungsanſpruches geſprochen werden, wenn die Rechts⸗ 
handlung die Verbringung eines Vermögensobjektes wirkt und 
wenn dieſes Vermögensobjekt geeignet war, der Erfüllung des 
Befriedigungsanſpruches zu dienen.“ 

4. Es iſt nun zunächſt die Anfechtbarkeit von Eheverträgen 
zu erörtern, welche den beſtehenden Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung in toto aufheben oder ändern, und zwar der⸗ 
geſtalt, daß Gütertrennung eintritt, mag dieſe ausdrücklich an 
die Stelle des aufgehobenen Güterſtandes der Verwaltung und 
Nutznießung geſetzt werden, oder kraft geſetzlicher Vorſchrift 
($ 1436 B. G. B.) eintreten, weil ein anderer Güterſtand nicht 
an die Stelle des aufgehobenen geſetzt wird. 

An dem Eigentums verhältnis bezüglich des der Frau ge⸗ 
hörigen Vermögens wird durch den Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung nichts geändert. Der Mann hat das Recht, 
verbrauchbare Sachen für ſich zu veräußern oder zu verbrauchen. 
Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo wird er Schuldner 
der Frau. Er kann auch durch nicht ordnungsmäßige Aus⸗ 
übung ſeiner Verwaltungsbefugniſſe wider den Willen der Frau 
ein Erlöſchen des Eigentums der Frau an zum eingebrachten 
Gute gehörigen Vermögensgegenſtänden herbeiführen, wenn er 
beiſpielsweiſe Geld, welches er anzulegen hat, der Vorſchrift zu⸗ 
wider für ſich verbraucht oder nicht verbrauchbare Gegenſtände 
an gutgläubige Dritte veräußert. Er wird hierdurch Schuldner 


) Die unentgeltliche Verfügung des Schuldners über ein Grund⸗ 
ſtück z. B., das über ſeinen Wert hinaus mit Hypotheken belaſtet 
iſt, benachteiligt die Gläubiger nicht, weil ſie aus dem Grundſtück 
doch keine Befriedigung hätten erlangen können. Vergl. Entſch. des 
R. G. XIV 318, XXXIII 122. 
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der Frau, mit der Einſchränkung jedoch, daß die Geltendmachung 
der diesbezüglichen Anſprüche der Fran vor Beendigung der 
Verwaltung und Nutznießung unzuläſſig iſt (5 1804 B. G. B). 
Erfolgt das Erlöſchen des Eigentums an zum eingebrachten Gut 
gehörigen Vermögensgegenſtänden mit dem Willen der Frau 
durch Verfügungen des Mannes zu ſeinen eigenen Gunſten, ſo 
wird die Frau unter Umſtänden Gläubigerin des Mannes und 
iſt bezüglich der Geltendmachung der hieraus reſultierenden 
Forderung an die Schranke des § 1394 B. G. B. nicht gebunden, 
kann ſogar, wenn ſie nach dem der Entſtehung der Forderung 
zugrunde liegenden Rechtsverhältnis ein Klagerecht gegen den 
Mann hat, dieſes Recht nach § 1407 Nr. 2 B. G. B. ohne 
Zuſtimmung des Mannes geltend machen. Auf Rechte der 
letzteren Art, die der Frau alſo nicht auf Grund der ehe⸗ 
männlichen Verwaltung und Nutznießung zustehen, übt die Be⸗ 
endigung der Verwaltung und Nutznießung keinerlei Einfluß. 
Eine Erfüllung der hieraus refultierenden Verbindlichkeiten unter ⸗ 
ſteht ſowohl innerhalb wie außerhalb des Konkurſes den all⸗ 
gemeinen Anfechtungsgrundſätzen. 

Abgeſehen von dieſen ſoeben erörterten Anſprüchen der Frau 
kann alſo ihr Vermögen aus Sachen oder Rechten beſtehen, die 
noch vorhanden ſind, oder aus Erſatzanſprüchen gegen den Mann. 
Bezüglich aller dieſer Vermögenswerte übt der Eintritt der 
Gütertrennung eine Wirkung aus: Die in natura vorhandenen 
Sachen und Rechte werden von der Verwaltung und Netznießung 
des Mannes frei; die Erſatzanſprüche können ſofort geltend ge- 
macht werden. 

Soweit die in natura vorhandenen Sachen im Beſitz des 
Mannes find, iſt der Mann verpflichtet, fie herauszugeben. Die 
Nutzungen des eingebrachten Gutes fallen nunmehr nicht mehr 
dem Manne, ſondern der Frau zu. 

Inſoweit als der Mann ſeine Verpflichtung zur Heraus⸗ 
gabe in ſeinem Beſitz befindlicher Sachen erfüllt, liegt 
Anfechtbarkeit nicht vor, weil es an der grundlegenden Voraus ⸗ 
ſetzung der Anfechtbarkeit, der Benachteiligung der Gläubiger 
des Mannes, fehlt. Die Gläubiger hätten auch beim Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung niemals die zum ein- 
gebrachten Gut gehörigen Gegenftände zu ihrer Befriedigung in 
Anſpruch nehmen können. 

Anders liegt es hinfichtlich der Erfüllung der Erſatzanſprüche 
der Frau ſeitens des Mannes. Zwar iſt in dieſer Beziehung 
nicht etwa der Abſchluß des Chevertrages, welcher die Güter- 
trennung zur Folge hat, anfechtbar, weil er ja nur die Frau 
von der Innehaltung der zeitlichen Schranke des § 1394 B. G. B. 
befreit, alſo kein Zugriffsobjekt den Gläubigern des Mannes 
entzieht. Wohl aber hat die Erfüllung dieſer Anſprüche der 
Frau ſeitens des Mannes dieſe Wirkung, und dieſe Erfüllung 
unterliegt deshalb den allgemeinen Anfechtungsgrundſatzen, mag 
die Anfechtung außerhalb oder innerhalb des Konkurſes erfolgen, 
wobei zu beachten iſt, daß die Rechtshandlung der Regel nach 
nicht als unentgeltliche Verfügung anfechtbar ift. 

Am wichtigſten iſt jedoch die Frage, inwieweit der Abſchluß 
des Ehevertrages ſelbſt der Anfechtung unterliegt, weil er die 
Nutzungen des eingebrachten Gutes dem Manne 
entzieht. 

Nach dem Fortfall der Beſtimmungen des 88 Nr. 4 Halb- 
ſatz 2 Anf. Geſ. u. des § 25 Nr. 2 Halbſatz 2 K. O. iſt nur zu 
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prüfen, ob ein ſolcher Ehevertrag wegen des Fortfalles des 
Nutznießungs rechtes des Ehemannes nach anderen Beſtimmungen 
anfechtbar ift, ſei es als unentgeltliche Verfügung im Sinne des 
5 32 K. O. ($ 3 Nr. 4 Anf. Geſ.), ſei es auf Grund ſonſtiger 
Beſtimmungen über die Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen. 

Das B. G. B. beſtimmt in § 1408 die Unübertragbarkeit 
des ehemännlichen Verwaltungs- und Nutznießungsrechtes, und 
übereinſtimmend hiermit ordnet § 861 Z. P. O. die Unpfänd⸗ 
barkeit dieſes Rechtes an. Wenn die vom Ehemanne erwor- 
benen Früchte in gewiſſem Umfange der Pfändung unterliegen, 
fo intereffiert dies nicht, weil ja die Aufhebung des Güterſtandes 
der Verwaltung und Nutznießung die vom Ehemanne erworbenen 
Früchte nicht beeinflußt, eine Entziehung von Befriedigungs⸗ 
objekten für die Gläubiger alſo inſoweit nicht in Frage kommt. 

Die Folge der Unübertragbarkeit und Unpfändbarkeit des 
Nutznießungsrechtes ift dann weiter, daß das Konkursverfahren 
über das Vermögen des Mannes nicht mehr dieſes Recht um⸗ 
faßt, daß alſo die nach der Konkurseröffnung“) gezogenen 
Nutzungen nicht mehr in die Konkursmaffe fallen. Aus dieſer 
Unpfändbarkeit des Nutznießungsrechtes folgt noch nicht die Un⸗ 
aufechtberkeit der Rechtshandlung, durch welche das Nutz⸗ 
nießungsrecht des Mannes aufgehoben wird, weil immerhin ein 
Ehevertrag mit dem hier in Frage ſtehenden Inhalt das Recht 
des Mannes beſeitigt, Nutzungen zu ziehen, die innerhalb der 
Grenzen des 5 861 Z. Y. O. ein Befriedigungsobjekt für die 
Gläubiger hätten bilden können. Soweit freilich die Früchte 
des eingebrachten Gutes, auch wenn der Ghevertrag nicht ab- 
geſchloſſen wäre, fo gering waren, daß die Pfaͤndung ohnedies 
unſtatthaft war, fehlt es an der notwendigen Voraus ſetzunz der 
Gläubigerbenachteiligung, und die Anfechtbarkeit iſt nicht vor⸗ 
handen. Soweit aber eine Moglichkeit, Früchte des eingebrachten 
Gutes zu pfänden, vorhanden war, it der Ehevertrag eine 
Rechts handlung, durch welche der Chemann ein Recht aufgibt, 
durch deſſen Ausübung er einen der Pfändung unterliegenden 
Erwerb hätte machen lännen. An fi kaun dieſe Rechtshandlung 
anch eine unenttzeltliche ſein. Aber dieſes Recht iſt kein 
pfändbarer Beſtandteil feines Vermögens. Dieſer 
Umſtaud ift von erheblicher Bedeutung. 

Peterſen und Kleinfeller, Kommentar zur K. O., IV. Aufl. 
S. 184 find der Anſicht, daß durch die Streichung der Be 
ſtimmungen über die Anfechtbarkeit einer Sicherſtellung oder 
Rückgewähr des Heiratagutes oder des geſetzlich in die Ver⸗ 
waltung des Mannes gekommenen Vermögens der Frau die 
Möglichkeit nicht beſeitigt werde, eine Sicherſtellung oder Rfück⸗ 
gemähr, auf welche der Empfänger keinen Anſpruch habe, als 
unentgeltliche Verfügung gemäß 5 32 Nr. 2 K. O. zu 
behandeln. Der Begriff „unentgeltlich“ konne nicht willkürlich 
einmal auf Leiſtungen angewendet werden, zu welchen der 
Leiſtende nicht verpflichtet ſei, das anderemal dagegen unanwend⸗ 
bar ſein. Der Zweck, den die Streichung des zweiten Teiles 
der Nr. 2 verfolge, hätte nur mit einer ausdrücklichen Ein⸗ 
ſchränkung des Begriffes „unentgeltlich“ durch Unanfechtbarkeits⸗ 
erklärung erreicht werden Binnen. Unter Berufung auf dieſe 
Anficht kommt denn auch das Oberlandesgericht Colmar in 
einer Eutſcheidung vom 9. Juni 1908 (R. O. L. G. Bd. 7 


„) Bezüglich dieſes Zeitpunktes vgl. Ullmann, S. 298. 
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S. 57) dazu, einen Vertrag, welcher die Fahrnisgemeinſchaft 
aufhebt und die Gütertrennung vereinbart, durch den alſo die 
Frau das freie Verfügungsrecht über ihr eingebrachtes Gut 
und deſſen Erträgniſſe erlangt, für anfechtbar zu erklären, indem 
es ausführt, daß es bei der Anderung der Beſtimmungen des 
§ 25 Nr. 2 K. O. und § 3 Nr. 4 Anf. Gef. nicht Abſicht 
des Geſetzgebers geweſen ſei, Verträge über Anderungen des 
ehelichen Güterſtandes und eine in ſolche gekleidete Rückgewähr 
der Anfechtung der Gläubiger zu entziehen.) 

Dieſe Anſicht erſcheint unzutreffend. Ein Ehevertrag, 
welcher ſtatt des Güterſtandes der Verwaltung und Nutz ⸗ 
nießung Gütertrennung einführt, iſt der Anfechtung ſtets entzogen. 

Es kann wohl als anerkannten Rechtens bezeichnet werden, 
daß die Unterlaſſung eines Erwerbs von der Anfechtung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, weil die Gläubiger kein Recht darauf haben, 
daß der Schuldner einen Erwerb mache, um die Befriedigungs⸗ 
maſſe zu vergrößern. Es liegt eben in der Unterlaſſung eines 


Erwerbes keine die Befriedigungsmöglichkeit beeinträchtigende 


Verbringung von VBermögensftüden, die zum Vermögen des 
Schuldners gehören. Und es iſt andererſeits anerkannten 
Rechtens, daß aufechtbar iſt die Ablehnung eines ſolchen Er⸗ 
werbes, bezüglich deſſen dem Schuldner ein beſonderer Rechts- 
titel zuſteht, den auch die Gläubiger, oder im Fall des 
Konkurſes zu ihren Gunſten der Konkursverwalter zu benutzen 


in der Lage find; denn hier bewirkt die Aufgabe des Rechts⸗ 


titels in der Tat eine Verminderung des dem Zugriff der 
Gläubiger unterliegenden Vermögens, weil das pfändbare und 
zur Konkursmaffe gehörige Recht, welches den Erwerb ermoͤglicht, 
aus dem Vermögen ausſcheidet. Es gibt aber auch einen 
Erwerb, den zu machen der Schuldner einen beſonderen Rechts⸗ 
titel zwar hat, bezüglich deſſen der Rechtstitel jedoch fo 
beſchaffen iſt, daß er weder von dem Gläubiger noch vom 
Konkursverwalter benutzt werden kann. Und hierzu gehört der 
Erwerb, den der Ehemann auf Grund des ihm im Güͤterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung zuftehenden Nutznießungs⸗ 
und Berwaltungsrechtes macht. Wie dieſer Rechtstitel nicht 
zur Konkurs maſſe gehört, fo kann er, wie geſagt, nicht zum 
Gegenſtand der Pfändung außerhalb des Konkurſes gemacht 
werden. Der Verzicht auf dieſen Rechtstitel — und um einen 
ſolchen Verzicht handelt es ſich bei dem die Gütertrennung ein⸗ 
führenden Ehevertrage — vermindert das dem Zugriffe der 
Glaͤubiger unterliegende Vermögen des Schuldners alſo nicht, 
beſchränkt ihnen die Befriedigungsmöͤglichkeit nicht, enthält 
keine Verbringung von ihrem Zugriff unterliegenden Vermögens ⸗ 
ſtücken, benachteiligt ſie alſo nicht. Daraus ergibt ſich die 
Unanfechtbarkeit. Zwar verzichtet der Mann, der einen ſolchen 
Vertrag abſchließt, für die Zukunft auf Erwerb der Nutzungen 
des Eingebrachten, und die Gläubiger verlieren fo die Möglich- 
keit, in Zukunft aus dieſen Nutzungen, ſoweit ſie pfändbar 
find, Befriedigung zu ſuchen. Der Befriedigungsanſpruch der 
Gläubiger geht aber nicht darauf, zukünftigen Erwerb als 
Befriedigungsobjekt in Anſpruch nehmen zu dürfen. Es ſtellt 
ſich alſo in unſerem Falle der Verzicht des Mannes auf ſein 


) Auch Jäger, Kommentar zur K. O., II. Aufl., S. 300 
ſcheint dieſe Anſicht zu teilen; er zitiert wenigſtens die Entſch. des 
O. L. G. Colmar. Vergl. dagegen Jäger, a. a. O., Anm. 37 zu § 29. 


132 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nutznießungs⸗ und Verwaltungsrecht als eine Handlung dar, 
die lediglich ein nolle acquirere, nicht ein diminuere enthält, 
und die deshalb der Anfechtung entzogen ift.°) 

Nun iſt freilich nicht zu verkennen, daß die Motive zum 
Entwurf des B. G. B. Außerungen enthalten, welche zu einem 
anderen Reſultat führen, wie denn auch die zitierte Entſcheidung 
des O. L. G. Colmar fi auf derartige Außerungen der Motive 
zur Begründung der abweichenden Anfiht beruft. So wird in 
Bd. IV S. 308 zu 5 1333 Entw. I davon geſprochen, daß 
die Gläubiger des Ehemannes gegen die Gefahren, welche ihnen 
aus der Aufhebung der ehelichen Nutznießung und Verwaltung 
durch Ehevertrag während beſtehender Ehe im Hinblicke auf die 
Nutzungen des Ehegutes, insbeſondere aber im Hinblicke auf die 
Erfüllung ſolcher Verbindlichkeiten des Ehemannes gegenüber 
der Ehefrau erwachſen können, welche der Ehemann wegen der 
ehelichen Nutznießung und Verwaltung erft nach deren Be⸗ 
endigung zu erfüllen verpflichtet iſt, durch die Vorſchriften des 
§ 25 Nr. 2 K. O. und des 8 3 Nr. 4 Anf. Gef. ausreichend 
geſchützt ſeien. Und auf S. 294 daſelbſt wird geſagt: „Ein 
ſolcher die Beendigung der ehelichen Nutznießnng und Ver⸗ 
waltung beſtimmender Ehevertrag unterliegt zugunſten der 
Gläubiger des Ehemannes der Anfechtung nach Maßgabe des 
§ 25 Nr. 2 K. O. und des § 3 Nr. 4 des Anf. Geſ. Dies 
gilt nicht nur in Anſehung der auf Grund eines ſolchen Ehe⸗ 
vertrages erfolgten Erfüllung derjenigen Verbindlichkeiten, welche 
der Ehemann wegen der ehelichen Nutznießung und Verwaltung 
erſt nach deren Beendigung zu erfüllen verpflichtet ift, ſondern 
auch in Anſehung der auf Grund des Chevertrages erfolgten 
Naturalreſtitution des Ehegutes wegen der von der Ehe- 
frau ſeit der Rückgewähr aus dem Ehegute be- 
zogenen Früchte.“ Dagegen wird auf S. 307, 308 aus- 
drücklich bezüglich der Beſtimmung des 8 1333 Entw. I, 
welcher den Ehegatten hinſichtlich der Aufhebung und Anderung 
Vertragsfreiheit übereinſtimmend mit § 1432 B. G. B. gewährt, 
hervorgehoben, daß eine Beſtimmung, die dahin ginge, daß eine 
vertragsmäßige Aufhebung der ehelichen Nutznießung und Ver⸗ 
waltung gegenüber den früheren Gläubigern des Mannes als 
nicht erfolgt anzuſehen wäre, dieſelben ſich mithin an die 
Nutzungen des umgewandelten Vermögens noch in dem gleichen 
Umfange halten könnten, als wenn dasſelbe noch eingebrachtes 
Vermögen wäre, daß eine derartige Beſtimmung nicht gerecht⸗ 
fertigt wäre. Denn die eheliche Nutznießung und Verwaltung ſei, 
wie ſich aus den Beſtimmungen über die Unveräußerlichkeit und 
Unpfändbarkeit des ehemännlichen Nutznießungsrechtes und über 
die beſchränkte Pfaͤndbarkeit der vom Ehemanne bereits erworbenen 
Früchte (SS 1298, 1299, Entw. I) ergebe, nicht dazu beſtimmt, 
den Gläubigern des Ehemannes als Kreditbafis zu dienen. 

Es ergibt ſich hiernach als Standpunkt der Motive 
folgendes: Anfechtbar iſt die Erfüllung ſolcher Verbindlichkeiten 
des Ehemannes gegenüber der Ehefrau, welche der Ehemann bei 
Fortbeſtehen der Verwaltung und Nutznießung erſt nach deren 
Beendigung zu erfüllen verpflichtet wäre. Anfechtbar iſt ferner 
die Naturalreſtitution des Chegutes rückfichtlich der von der 
Ehefrau feit der Rückgewähr aus dem Ehegut bezogenen Früchte. 

9 Vergl. Jäckel, die Anfechtung von Rechtshandlungen, S. 65, 
Motive zur K. O. S. 116, Jäger, Anm. 82 zu 8 29. 
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Nicht anfechtbar dagegen ift der Ehevertrag rückſichtlich der in 


Zukunft von der Ehefrau, welcher das Ehegut zurückgewährt 
iſt, zu beziehenden Früchte. Eine Divergenz zwiſchen dem 
Standpunkt der Motive und der diesſeitigen Auffaſſung beſteht 
alfo nur hinſichtlich der Anfechtbarkeit des Ehevertrages, ſoweit 
er die bis zur Anfechtung von der Ehefrau bereits bezogenen 
Früchte dem Zugriff der Gläubiger des Mannes entzieht. Dieſe 
Divergenz beruht darauf, daß die Motive das unveränderte 
Fortbeſtehen des 8 25 Nr. 2 K. O. und des § 3 Nr. 4 Anf. Geſ. 
vorausſetzten, d. h. die Anfechtbarkeit der Rückgewähr des kraft 
Geſetzes in die Verwaltung des Mannes gekommenen Frauen- 
vermögens. Dabei deuten die Motive mit keinem Worte an, 
daß ſie die Anfechtbarkeit etwa bloß auf die Unentgeltlichkeit der 


Verfügung, oder auf die ſonſtigen Beſtimmungen der K. O. 


bezw. des Anf. Geſ. ſtützen, alſo auf 8 25 Nr. 2 Halbſatz 1 
K. O. bezw. § 3 Nr. 4 Halbſatz 1 Anf. Geſ., oder auf § 24 
K. O. oder § 3 Nr. 1 und 2 Anf. Gef. Im Gegenteil, alle 
Außerungen der Motive zeigen, daß nur an die Sonder⸗ 


l 
0 


vorſchrift über die Rückgewähr des Frauenvermögens im 8 25 


Nr. 2 Halbſatz 2 K. O. bezw. § 3 Nr. 4 Halbſatz 2 Anf. Gef. 


gedacht iſt. Nur mit Rückſicht auf dieſe letzteren Beſtimmungen 
nehmen die Motive in der oben hervorgehobenen Weiſe eine be⸗ 


ſchraͤnkte Anfechtbarkeit an. Mit dem Fortfall dieſer Sonder⸗ 
vorſchrift in der Konkursnovelle bezw. der Novelle zum 
Anf. Geſ. — der geſetzgeberiſche Grund der Novelle iſt oben 


hervorgehoben — fehlt es an der Moglichkeit, ſich für die von 


der diesſeitigen Anſicht abweichende Auffaſſung noch auf die er⸗ 
wähnten Außerungen der Motive zu berufen. Man wollte im 
Einklange mit der Beſtimmung des B. G. B., durch welche den 
Ehegatten, hinſichtlich der Regelung ihrer Güterrechtsverhältniſſe 
volle Vertragsfreiheit gewährt ift, und im Einklang mit dem 
dieſer Beſtimmung zugrunde liegenden Gedanken, daß die ehe⸗ 
männliche Nutznießung und Verwaltung den Gläubigern des 
Mannes nicht als Kreditbafis dienen ſolle, die Anfechtbarkeit 
derjenigen Rechtshandlung, welche den Ehemann zur Rückgewähr 
des Frauenvermaͤgens verpflichtete, alſo die Anfechtbarkeit eines 
die Verwaltung und Nutznießung des Mannes aufhebenden 
Ehevertrages überhaupt beſeitigen. Allein aus dieſer geſetz ⸗ 
geberiſchen Erwägung heraus würde ſich ſchon die Unzuläffigkeit 
der Unterſtellung eines ſolchen Ehevertrages unter die Rechts ⸗ 
handlungen ergeben, deren Anfechtung aus dem Geſichtspunkt 
der unentgeltlichen Verfügung im Geſetz zugelaſſen iſt, ohne daß 
es, wie Peterſen und Kleinfeller meinen, einer ausdrücklichen 
Unanfechtbarkeitserklärung nach dieſer Richtung hin bedarf, ganz 
abgeſehen davon, daß ſich die Unanfechtbarkeit eines derartigen 
Ehevertrages, ſoweit er das Nutznießungsrecht des Mannes be- 
ſeitigt, ſchon, wie oben gezeigt, aus dem Weſen des An- 
fechtungsanſpruches ergibt, insbeſondere daraus, daß ein ſolcher 
Ehevertrag keine Verbringung von dem Zugriff der Gläubiger 
des Mannes unterliegenden Vermoͤgens ſtücken enthält. Und 
felbft wenn die Abſicht der Ehegatten bei Abſchluß eines ſolchen 
Chevertrages darauf gerichtet geweſen wäre, die Gläubiger des 
Mannes zu verhindern, in Zukunft die Nutzungen des ein⸗ 
gebrachten Gutes, wenn auch nur in der durch § 861 Z. P. O. 
beſchränkten Weiſe, in Anſpruch zu nehmen, würde eine An⸗ 
fechtung ausgeſchloſſen ſein, eben weil ein ſolcher Vertrag eine 
Verbringung von Vermoͤgensſtücken nicht enthält. 
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5. Zu prüfen iſt weiter die Anfechtbarkeit eines Ehevertrages, 
welcher den bisher beſtehenden Güterſtand der Verwaltung und 
Nutzuießung in toto aufhebt und an deſſen Stelle einen der 
anderen Güũterſtände außer dem der Gütertrennung ſetzt. 

Wird Gütergemeinſchaft vereinbart, fo kann von einer 
Benachteiligung der Gläubiger des Mannes nicht die Rede ſein, 
weil nach § 1438 B. G. B. das Vermögen des Mannes und 
das der Frau gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten 
werden und ſomit die Gläubiger des Mannes, die ſich nach 
$ 1459 B. G. B. an das Geſamtgut halten können, noch neue 
Befriedigungsobjekte erlangen. Eher konnte von einer Benach⸗ 
teiligung der Gläubiger der Frau geſprochen werden. Da aber 
auch dieſe wegen der bis zum Eintritt der Gütergemeinſchaft 
entſtandenen Forderungen nach § 1459 B. G. B. Befriedigung 
aus dem Geſamtgut verlangen können, iſt die Anfechtung aus⸗ 
geſchloſſen. 

Meikel, Geſ. betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen, 
V. Aufl. S. 184, ſcheint anzunehmen, daß wenigſtens dann 
Anfechtbarkeit aus dem Geſichtspunkte der Unentgeltlichkeit der 
Verfügung vorliege, wenn der eine Ehegatte gar kein, oder 
wenigſtens kein feiner Schuldenlaſt entſprechendes Aktivvermögen 
habe, während das in das Geſamtgut fallende Vermögen des 
anderen Ehegatten ſehr erheblich ſei. 

Richtig iſt nun zwar, daß in einem ſolchen Falle die 
Gläubiger des verſchuldeten Ehegatten Zugriffsobjekte erhalten 
und durch den Ehevertrag die Möglichkeit erlangen, aus dem 
Geſamtgut befriedigt zu werden, daß alſo die Paſſivmaſſe, welche 
vor Abſchluß des Ehevertrages dem zum Geſamtgut gewordenen 
Vermögen des anderen Ehegatten gegenüberftand, vergrößert 
wird. Die Folge davon iſt, daß die Gläubiger des bis zum 
Abſchluß des Ehevertrages ſolvent geweſenen Ehegatten mit der 
Möglichkeit rechnen müſſen, daß Gläubiger des anderen Ehe 
gatten das Geſamtgut und damit das in ihm enthaltene 
Vermögen des ſolventen Ehegatten, ſei es durch Einzelbeſchlag⸗ 
nahme oder Konkursbeſchlagnahme aufzehren. Es ergibt ſich 
hieraus in der Tat eine erhebliche Benachteiligung dieſer 
anderen Gläubiger.“) Das aber reicht nicht aus, um die An⸗ 
fechtbarkeit zu begründen. Denn es wird in unſerem Falle den 
Gläubigern der Frau durch den Chevertrag noch nichts entzogen. 
Zwar hört das Vermögen der Frau auf, ihr Alleineigentum zu 
ſein, und der Ehemann erwirbt Rechte an demſelben; da aber 
die Zwangsvollſtreckung nach wie vor nach $ 1459 Abſ. 2 B. G. B. 
zuläffig bleibt, kann von einer Verbringung von Vermögens ⸗ 
ſtücken der Frau, wie die Anfechtung fie vorausſetzt, nicht ge- 
ſprochen werden. Wie ſollte auch ſeitens des Mannes die 
Rückgewähr nach § 7 Anf. Gef. erfolgen? Der Ehemann 
müßte dasjenige Frauenvermoͤgen, welches durch den Ehevertrag 


Geſamtgut geworden iſt, dem Gläubiger der Frau zurück⸗ 


gewähren, damit dieſer daraus Befriedigung ſucht. Zu dieſem 
Zwecke bedarf es aber gar keiner Rückgewähr, da der Gläubiger 
aus dem Frauenvermoͤgen auch ohnedies, trotzdem es Geſamt⸗ 
gut geworden, Befriedigung ſuchen kann. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß die Verbringung 
son Vermögensgegenſtänden zum Nachteil der Gläubiger der 
Frau erft dann eintritt, wenn Gläubiger des Mannes aus dem 


) Vergl. Jäger, S. 244, R. G. 36. S. 166. 
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zum Geſamigut gewordenen Frauenvermögen Befriedigung 
finden, und zwar ſo, daß die Gläubiger der Frau keine aus⸗ 
reichenden Zugriffsobjekte mehr haben. Dann erſt tritt die 
Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung ein. Anfechtungsgegner 
aber iſt dann nicht der Ehemann, ſondern diejenigen Gläubiger 
des Ehemannes, welche aus dem Vermögen der Frau Be⸗ 
friedigung erlangt haben. Und die anzufechtende Rechtshandlung 
iſt nicht der Ehevertrag, welcher ſchließlich doch nur die 
Möglichkeit des Zugriffs der Gläubiger des Mannes in nicht 
anderer Weiſe gegeben hat, als wie wenn die Ehefrau unmittelbar 
die Gläubiger des Ehemannes aus ihrem Vermögen befriedigt 
oder ihr Vermögen dem Zugriff der Gläubiger des Ehemannes 
preisgegeben hätte. Anfechtbar iſt vielmehr die Rechtshandlung 
der Befriedigung der Gläubiger des Ehemannes aus dem 
Vermögen der Ehefrau. Dieſe Anfechtung kann freilich aus 
den verſchiedenſten Gründen möglich fein. Wie z. B. die Frau, 
wenn fie eine Schuld des Mannes zahlt, eine Schenkung an 
den Gläubiger des Mannes vornehmen kann,“) fo kann die 
Befriedigung der Gläubiger des Mannes aus dem Frauen ⸗ 
vermögen ſehr wohl als unentgeltliche Verfügung der Frau zu⸗ 
gunſten dieſer Gläubiger erſcheinen, auch wenn die Frau nicht 
unmittelbar die Befriedigung vornimmt, ſondern die Be⸗ 
friedigung durch Abſchluß des Ehevertrages vermittelt. Und es 
iſt ſogar moglich, daß die durch einen Ehevertrag, wie den in 
Rede ſtehenden, vermittelte Befriedigung des Gläubigers nach 
§ 3 Nr. 1 Anf. Gef. anfechtbar iſt. Feſtzuhalten aber iſt in 
dieſen Fällen, daß ſich die Anfechtung immer nur gegen die 
Gläubiger des Mannes richten kann, während der Ehevertrag 
allein, als Rechtshandlung zwiſchen Mann und Frau, welche 
die Befriedigungsmoͤglichkeit an ſich nicht verringert, der An- 
fechtung entzogen iſt. 

Beim Güterſtande der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt das 
Bermögen der Frau, welches fie beim Eintritt dieſes Güterſtandes 
beſaß, mag es vorher eingebrachtes oder Vorbehaltsgut geweſen 
ſein, eingebrachtes Gut. Eine Benachteiligung der Gläubiger 
des Mannes findet alſo durch die Umwandlung des Güterſtandes 
der Verwaltung und Nutznießung nicht ſtatt. Auch eine Beein⸗ 
trächtigung der Rechte der Gläubiger der Frau erfolgt nicht; die 
Gläubiger können ſich vielmehr nach wie vor an das Vermögen 
der Frau halten, trotz des beim Güterſtande der Errungenfchafts- 
gemeinſchaft hinſichtlich des eingebrachten Gutes der Frau nach 
§ 1525 B. G. B. beſtehenden Verwaltungsrechtes des Mannes 
und des Nutznießungsrechtes zum Vorteil des Geſamtgutes. 
Denn da 8 1411 B. G. B. nach 8 1525 Abſ. 2 B. G. B. 
Anwendung findet, können die Gläubiger der Frau das ein⸗ 
gebrachte Gut in Anſpruch nehmen.“ 

Beim Güterftande der Fahrnisgemeinſchaft wird das Ver⸗ 
mögen der Frau teils Geſamtgut, teils eingebrachtes Gut. 
58 1549 ff. B. G. B. Die Gläubiger des Mannes werden in 
beiden Fällen nicht benachteiligt; im erſteren Falle erhalten 
fie ſogar noch weitere Befriedigungsobjekte. Die Gläubiger der 
Frau werden ebenfalls nicht benachteiligt, ſoweit ihr Vermögen ein- 
gebrachtes Gut wird, aus den ſoeben erörterten Gründen. Aber 
auch, ſoweit das Vermögen der Frau Geſamtgut wird, wird 


) Vergl. Jäger, S. 296, 
*) Vergl. Ullmann, S. 202. 
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ihren Gläubigern ein Befriedigungsobjekt nicht entzogen, aus 
denſelben Gründen, die bei Einführung der Gütergemeinſchaft 
maßgebend find. 

6. Ich komme nunmehr zur Erörterung der Anfechtbarkeit 
derjenigen Eheverträge, welche nicht den beftehenden Güterſtand 
in toto ändern oder aufheben und an ſeine Stelle einen anderen 
Güterſtand ſetzen, ſondern nur die ſich aus dem beſtehenden 
Güterſtande ergebenden Rechte oder Verbindlichkeiten eines der 
beiden Ehegatten zum Gegenſtande haben. Von allen dieſen 
Verträgen, die den mannigfachſten Inhalt haben können, inter⸗ 
effieren nur diejenigen, durch welche Vermögensgegenſtände, die 
ohne den Abſchluß des Ehevertrages den Gläubigern eines der 
Ehegatten zu ihrer Befriedigung hätten dienen können, dem Zu⸗ 
griff entzogen werden. 

Zunächſt kommt beim Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung die vertragliche Schaffung von Vorbehaltsgut in 
Frage. Eine Benachteiligung der Gläubiger der Frau iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Zwar gewinnen diejenigen Gläubiger der Frau, 
welche ſich bisher nur an das Vorbehaltsgut halten konnten, an 
dem neuen für Vorbehaltsgut erklärten Vermögen der Ehefrau 
neue Zugriffsobjekte, und ſie konkurrieren nunmehr in Anſehung 
dieſes neuen Vorbehaltsgutes mit denjenigen Gläubigern, welche 
bisher das eingebrachte Gut in Anſpruch nehmen konnten, 
ſchmälern alſo die Befugniſſe dieſer Gläubiger. Trotzdem haben 
letztere kein Widerſpruchsrecht und auch kein Anfechtungsrecht, 
weil nicht ihr Recht, ſondern das Recht des Mannes es iſt, auf 
welchem die Beſchränkung der Vorbehaltsgläubiger auf das Vor⸗ 
behaltsgut beruht.“ 

Dagegen werden die Gläubiger des Mannes in gewiſſer 
Beziehung beeinträchtigt. Dem Zugriff dieſer Gläubiger unter⸗ 
lagen nämlich innerhalb der Grenzen des 5 861 Z. P. O. die 
Früchte des zum Vorbehaltsgut erklärten Vermögens. Nach der 
Erklärung zum Vorbehaltsgut iſt ein ſolcher Zugriff nicht mehr 
möglich. Trotzdem iſt ein ſolcher Vertrag der Anfechtung ent⸗ 
zogen. Alles, was oben bezüglich der Unanfechtbarkeit von Ehe⸗ 
verträgen ausgeführt iſt, durch welche das ehemännliche Ver⸗ 
waltungs⸗ und Nutznießungsrecht in toto infolge Einführung 
der Gütertrennung beſeitigt wird, gilt auch für den vorliegenden 
Fall, in welchem es ſich um Beſeitigung dieſes Verwaltungs⸗ 
und Nutznießungsrechtes an einzelnen Vermögensgegenſtänden der 
Frau handelt. 

Ein Vertrag, durch welchen einzelne Vermögens gegenſtände, 
welche bei einer im Güterſtande der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung lebenden Ehefrau Vorbehaltsgut waren, zu Beſtand⸗ 
teilen des eingebrachten Gutes gemacht werden, hat in gewiſſer 
Beziehung Ahnlichkeit mit einem Ehevertrag, durch welchen ſtatt 
des Güterſtandes der Gütertrennung ein Güterftand eingeführt 
wird, welcher den Zugriff der Gläubiger ausſchließt. Wie ſchon 
oben ausgeführt, kann bezüglich eines ſolchen Ehevertrages, der 
die güterrechtlichen Verhältniſſe in toto regelt, von einer An- 
fechtbarkeit nicht die Rede ſein, weil das Geſetz Vorſorge getroffen 
hat, daß der Zugriff der Gläubiger ohne Ruckſicht auf den neuen, 
den Zugriff ausſchließenden Güterſtand möglich bleibt. Bei 
einem Ehevertrage, wie dem hier behandelten, gibt es jedoch 


*) Vergl. Ullmann, S. 20. Dort iſt verſehentlich auf Zeile 18 
von oben das Wort „allein“ ſtehen geblieben. 
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ſolche Vorſchriften nicht. Vielmehr unterſteht, wenn ein einzelner 
Vermöͤgensgegenſtand, welcher zum Vorbehaltsgut einer ſonſt im 
Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung lebenden Frau 
gehörte, zum Beſtandteil des eingebrachten Gutes gemacht wird, 
dieſer Gegenſtand dem Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
Mannes ebenſo, wie das ſonſtige zum eingebrachten Gut ge⸗ 
hörtge Vermögen der Ehefrau, und damit iſt der Zugriff der 
Gläubiger der Frau ausgeſchloſſen. Zwar iſt letztere Anficht 
nicht unbeſtritten. Opet, Familienrecht S. 187 und Endemann, 
Einführung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Note 18 S. 749 wollen den Gläubigern der Frau nach Analogie 
des Rechts ihrer vorehelichen Gläubiger, das eingebrachte Gut 
gemäß § 1411 anzugreifen, die Befugnis einräumen, auch die 
durch Eheverträge zum eingebrachten Gut gemachten Gegenſtände 
des Vorbehaltsgutes trotz des ehemännlichen Verwaltungs⸗ und 
Nutznießungsrechtes zum Objekt ihrer Befriedigung zu machen; 
die Mehrheit der Schriftſteller iſt aber übereinſtimmend mit den 
Motiven zum B. G. B. anderer Anſicht.“ 

Es enthält ſonach ein ſolcher Ehevertrag eine Verbringung 
von Vermöͤgensgegenſtänden der Frau zugunſten ihres Ehemannes, 
welche den Befriedigungsanſpruch der Gläubiger verletzt. Die 
Anfechtbarkeit iſt ſomit gegeben, und zwar ſowohl außerhalb des 
Konkurſes, wie im Konkursverfahren über das Vermögen der 
Ehefrau. | 

7. Zum Schluß ift die Anfechtbarkeit eines Vertrages zu 
erörtern, durch welche der Ehemann die ihm aus § 1391 
B. G. B. obliegende Verpflichtung erfüllt. In bezug auf dieſe 
Frage beſteht meines Wiſſens kein Streit. Eine freiwillige Er⸗ 
füllung der Verbindlichkeit zur Sicherheitsleiſtung ſeitens des 
Ehemannes iſt durch § 32 Nr. 2 K. O. bezw. 8 3 Nr. 4 
Anf. Geſ. der Anfechtung ſowohl im Konkurſe, wie außerhalb 
deſſelben entzogen, natürlich nur, ſofern ein Anſpruch auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung begründet war. Dagegen iſt eine Anfechtung aus 
88 30, 31 K. O. bezw. aus § 3 Nr. 1—3 Anf. Geſ. denkbar 
und zuläſfig.“) 


Wirkungen der Aufechtung eines Kaufgeſchäfts 
über bewegliche Sachen wegen Willensfehler, ins⸗ 
beſondere wegen Irrtums des Verkäufers über 
die Kreditfähigkeit, im Konkurſe des Käufers. Aus⸗ 
ſonderungsrecht oder Geldanſpruch? 
Von Rechtsanwalt Carſtens, Cottbus. 


Ein wegen Willensfehler anfechtbares Rechtsgeſchäft iſt 
nichtig, wenn die Anfechtung ordnungsmäßig erfolgt. (§8 142ff., 
121 ff. B. G. B.) Die praktiſch wichtigſten Fälle find Betrug 
und Irrtum beim Vertragsſchluß, vorausgeſetzt, daß es ſich um 
rechtserheblichen Irrtum handelt. Ein ſolcher iſt z. B. det 
Irrtum über die Kreditfähigkeit des Käufers bei Abgabe det 
Kreditlieferungsverſprechens. (Türck bei Gruchot Bd. 43 
S. 549 ff., Entſch. der O. L. G. Bd. 4 S. 9; a. M. Planck, 


) Vergl. hierüber Ullmann, S. 203, Staudinger, Familienrecht, 
II. Aufl. S. 239. 
*) Vergl. Ullmann, S. 264, 
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Kommentar zu § 331 B. G. B. Abſ. 1.) Nichtigkeit hat rück⸗ 
wirkende Kraft. Das Geſchehene iſt von Anfang an nichtig. 
Der Juſtand, wie er vor der Erklärung war, muß hergeſtellt 
werden. (Vergl. R. G. Bd. 49 S. 423 ff.) Folgerichtig müßte 
alſo, wenn der Verkäufer wegen Willens fehlers beim Vertrags⸗ 
ſchluß, z. B. wegen des erwähnten Irrtums über die Kredit⸗ 
wurdigkeit des Käufers, das Geſchäft anficht, im Konkurſe des 
Käufers ein Anſpruch des Verkäufers auf Herausgabe der ge⸗ 
lieferten Ware beſtehen; denn nur dies würde den früheren Zu⸗ 
ſtand vollſtändig wiederherſtellen. 

Ein ſolcher Herausgabeanſpruch iſt nicht anzuerkennen. Der 
Verkäufer hat im Konkurſe einen Anſpruch nur auf Geldzahlung 
als gewohnliche Konkurs forderung. 

Scheinbar ergibt ſich dies aus § 26 K. O. Aber dieſe 
Beſtimmung findet Anwendung nur, wenn die Aufhebung des 
Nechtsverhältniſſes lediglich die Folge der Konkursersffuung 
iſt, die Umwandlung der Rechtsanſprüche der Gläubiger in 
Geldforderungen auf den Vorſchriften der Konkurs ordnung allein, 
insbeſondere auf den 88 17 ff. K. O. beruht (fo auch Wil⸗ 
mows fi- Kurlbaum, Kommentar Note 3 zu 8 26). Dies iſt 
vorliegend nicht in Frage. Nicht die Konkurseröffnung iſt der 
Grund der erftrebten Rechtsänderung, ſondern die vom Ver⸗ 
käufer behauptete, auf allgemeinen Rechtsvorſchriften beruhende 
Anfechtbarkeit des Geſchäfts wegen Willensmängel zur Zeit der 
eingegangenen Verpflichtung. 

Die Frage iſt alſo lediglich nach bürgerlichem Recht zu 
löfen und zwar aus der Getrenntheit des Kaufal- und des Er⸗ 
füllungsgeſchäfts nach B. G. B. Bei allen auf die Übertragung 
des Eigentums an einer Sache gerichteten Rechtsvorgängen iſt 
ſtreng zu ſondern zwiſchen dem für die Rechtsübertragung den 
Anſtoß gebenden obligatoriſchen und dem die Rechts übertragung 
vermittelnden dinglichen Vertrage, der ſogenannten Einigung. 
Beide Gefchäfte haben vollſtändig verſchiedene Zwecke; fie find 
unabhängig von einander. Das erftere, dem Recht der Schulb- 
verhältniſſe angebörende Geſchaft ſoll den Grund ſchaffen für 
die obligatoriſche Bindung der Parteien; die Willenserklärung 
iſt gerichtet auf die Herſtellung einer Verpflichtung zur Vor⸗ 
nahme einer Rechtshandlung, ſei es daß Kauf, Schenkung, 
Miete oder ein ſonſtiges Schuldverhältnis beabſichtigt wird. Iſt 
dieſe obligatoriſche Bindung in rechtsgültiger Form hergeſtellt, 
fo iſt das, was die Parteien beabſichtigen — gegenſeitige Ver⸗ 
pflichtung zur Vornahme einer Rechtsänderung — zunächſt er- 
ledigt. Die Vornahme der Rechtshandlung, die Erfüllung, 
insbeſondere die Eigentumsübertragung, gehört dem Sachenrecht 
au. Dies ſieht von jedem konkreten Grunde für die Rechts- 
änderung ab und kümmert ſich um einen ſolchen nicht, wenn er 
vorhanden iſt. Es verlangt lediglich die „Einigung“ der 
Parteien darüber, daß die Rechtsänderung eintreten ſoll und 
die dem entſprechende Handlung, d. h. bei der hier in Rede 
ſtehenden Veräußerung von beweglichen Sachen die Übergabe. 
(8 929 B. G. B.) Der Wille bei der Einigung iſt lediglich 
auf das „Geben und Nehmen“ (Windſcheid, Pandekten § 171) 
gerichtet; warum gegeben und genommen wird, iſt gleichgültig. 
Zielt nur der Wille der Parteien auf eine Eigentumsübertragung, 
ſo geht Eigentum über, auch wenn ein obligatoriſcher Vertrag 
nicht geſchloſſen oder nichtig oder anfechtbar iſt. (Vergl. 
Planck, Bd. III Vorbem. S. 154, Neumann, Vorbem. zu 
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88 241 ff. Note 3, Oertmann „das abſtrakte Rechtsgeſchäft“ 
im B. G. B., Strohal „Rechtsübertragung und Kauſal⸗ 
geſchäft“ in Iherings Jahrb. Bd. 27 S. 341, Kohler im 
Archiv f. bürgerl. Recht Bd. 18 S. 110, Mügel „Be⸗ 
merkungen zum Sachenrecht im Entw. des B. G. B.“, bei 
Gruchot Bd. 35 S. 334 ff., u. a.) 

Dernburg, Bürgerl. Recht, Bd. 3 S. 188 ff. hält zwar an 
ſich die Unterſcheidung zwiſchen konkretem Rechtsgeſchäft und 
Einigung feſt; er zieht auch die Folgerung, daß ein Willens⸗ 
mangel bei dem erſteren die letztere nicht beeinflußt: „Über⸗ 
eignet der Erbe z. B. ein Grundſtück, weil er hierzu irrtümlich 
durch Vermächtnis verpflichtet zu ſein glaubt, ſo geht Eigentum 
auf den Erwerber endgültig über; im Falle des Konkurſes des 
Erwerbers hat der Veräußerer kein Ausſonderungsrecht“ (a. a. O. 
S. 189 Nr. Y. Für den Fall des Betruges macht Dern⸗ 
burg aber eine Ausnahme. Hier, meint er, „wirkt der Betrug 
auch auf den Einigungswillen ein und macht auch dieſen nichtig“. 
Ein ſolcher Unterſchied iſt nicht zu billigen; es beſteht zwiſchen 
einem durch Betrug hervorgebrachten und anderen Willens- 
mängeln keine innere Verſchiedenheit. Auch der Irrtum des 
Erben in dem von Dernburg angeführten Falle wirkt 
bei der Einigung noch fort, ſonſt würde der Erbe das 
Erfüllungsgeſchäft nicht vornehmen. In allen Fällen glaubt der 
Veräußerer, auf Grund eines gültigen Veräußerungsgeſchäftes 
zur Übertragung verpflichtet zu ſein, während er tatſächlich auf 
Grund eines nichtigen die Rechtsänderung vornimmt. Aber der 
Veräußerungsvertrag iſt überhaupt nur das Motiv für die ding ⸗ 
liche „Einigung“. Irrtum über erſteren iſt weiter nichts als 
nicht beachtlicher Irrtum im Beweggrunde, weil das, worüber 
der Erklärende ſich irrte — das Kauſalgeſchäft — gar nicht 
Beſtandteil des Einigungsgeſchäfts wurde. (Dernburg, Bd. 1 
S. 433 Nr. 3.) Der Dernburgſche Standpunkt führt ſchließlich, 
wie Neumann, Jur. Wochenſchr. 1903 S. 256 — gegen ein 
hier nicht intereffierendes Reichsgerichtsurteil — ausführt, dazu, 
die Eigentums übertragung regelmäßig ſtillſchweigend von der 
auflöſenden Bedingung abhängig zu machen, daß das Kauſal⸗ 
geſchäft rechtsbeſtändig iſt, und damit das ganze Prinzip des 
abſtrakten dinglichen Vertrages zu zerſtöͤren. Es kann ja ein 
Willensmangel auch die Einigung ergreifen, jo z. B. bei Schein ⸗ 
geſchäft, Zwang, Drohung, Geſchäftsunfähigkeit einer der Par⸗ 
teien u. dergl., auch ein Irrtum kann in Frage kommen, 
z. B. wenn A die Sache X übergeben will und ſich auf die 
Sache Y einigt. Dann iſt aber, gleichviel wie der Wille beim 
obligatoriſchen Vorvertrage beſchaffen iſt, der Einig ungswille 
fehlerhaft, die Willenserklärung der Einigung nichtig, und 
die Übergabe allein genügt nach § 929 B. G. B. nicht, um das 
Eigentum an beweglichen Sachen zu übertragen; unrichtig iſt es 
aber, dieſe letzterwähnten Fälle mit den oben dargelegten auf 
die gleiche Art zu behandeln. 

Aus Vorſtehendem ergibt fich für unſeren Fall, daß der 
Willensfehler des Verkäufers, insbeſondere ein Irrtum über die 
Kreditfähigkeit des Käufers, zwar den obligatoriſchen Vertrag 
nichtig macht, daß aber trotzdem rechtsbeſtändiges Eigentum auf 
den Gemeinſchuldner übergeht, ſodaß ein Ausſonderungs⸗ 
recht nicht in Frage kommen kann. Die Ware gehörte dem 
Gemeinſchuldner zur Zeit der Konkurseröffnung; der Aus⸗ 
ſonderung fähig ſind nur ſolche Gegenſtände, die zur Zeit 
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der Konkurseröffnung dem Gemeinſchuldner nicht gehören. 
(88 43 ff. K. O.) 

Den Ausgleich in dieſem Widerſtreit der Intereſſen — 
Nichtigkeit des obligatoriſchen, Rechtsbeſtändigkeit des dinglichen 
Vertrages — geben die 88 812 ff. B. G. B.: Der Empfänger 
hat zwar etwas rechtöbeftändig erhalten, aber es ſtand ihm für 
den Erwerb kein Rechtsgrund zur Seite; er iſt ungerechtfertigt 
bereichert. (R. G. Bd. 49 S. 423 ff., Jur. Wochenſchr. Bei⸗ 
lage 1903 Nr. 264 S. 120, Planck Vorbem. zu Bd. III S. 15.) 

Außerhalb des Konkurſes würde ſich die Erledigung ſehr 
einfach vollziehen. Nach § 812 B. G. B. iſt der ungerechtfertigt 
Bereicherte zur Herausgabe verpflichtet. Im Konkurſe aber iſt 
dieſe Herausgabe ausgeſchloſſen, weil, wie oben dargelegt, kein 
Ausſonderungsrecht beſteht. Zur Anwendung kommt der § 69 
K. O. Danach ſetzt ſich jeder Anſpruch, deſſen Gegenſtand in 
einer Leiſtung, Handlung oder Unterlaſſung, Hergabe von 
individuellen Sachen beſteht, für und wider den Gläubiger 
in einen Geldanſpruch um. (v. Sarwey, Wilmowski zu § 69 
K. O.) Mangels beſonderer, entgegenſtehender Vorſchriften iſt 
dieſe Geldforderung eine gewöhnliche Konkurs forderung. 

Gemäß 8 69 cit. iſt der Anſpruch nach feinem Schägungs- 
werte in Reichswährung anzuſetzen. Der für die Schätzung 
maßgebende Zeitpunkt iſt die Konkurseröffnung (Wilmowski, 
Kommentar zur K. O. Anm. 4 zu $ cit.) Dieſen Schätzungs⸗ 
wert hat der Gläubiger in ſeiner Anmeldung anzugeben; er 
wird im allgemeinen davon ausgehen, daß der Schätzungswert 
ſeiner Forderung dem ihm verfprochenen Verkaufspreiſe entſpricht, 
ſich in dieſem aber nicht erſchöpft. Die Forderung iſt nicht 
Kaufpreisforderung, ſondern iſt Bereicherungsanſpruch. Daher 
muß — anders als bei gültigem Kaufvertrag — bei dem 
Schätzungswerte auch die Vergütung für Nutzungen, die dem 
Schuldner vor oder nach der Konkurseröffnung zugefloſſen find 
oder die zu ziehen er ſchuldhafterweiſe unterlaſſen hat — z. B. 
das Kalb einer verkauften Kuh, Zinſen von Wertpapieren — 
in Betracht gezogen werden (8 818 B. G. B.); der § 820 B. G. B. 
Abſ. 2 letzter Halbſatz iſt zu berückſichtigen. Der maßgebende 
Zeitpunkt für den Nutzungserfatz iſt ſpäteftens der der An⸗ 
fechtungserklärung; denn von da ab kennt der Gemeinſchuldner 
oder der Konkursverwalter jedenfalls den Mangel des rechtlichen 
Grundes beim Empfang der Waren (8 819 Abſ. 1 B. G. B.). 

Einen Schadenserſatzanſpruch aus § 122 Abſ. 1 B. G. B. 
kann der Konkursverwalter dem Gläubiger entgegenhalten; der 
Verkäufer darf aber in jedem Falle dartun, daß der Gemein⸗ 
ſchuldner den Willensfehler entweder kannte oder kennen mußte; 
bei Anfechtung wegen Irrtums des Verkäufers über die Kredit⸗ 
würdigkeit des Käufers wird letzteres immer zutreffen. (cf. Turck 
a. a. O. S. 564.) 

Durch dieſe Behandlung im Konkurſe ändert ſich der 
Anſpruch ſelbſt nicht; wird das Verfahren eingeſtellt, ſo wird er 
gegen den Schuldner in ſeiner urſprünglichen Art, d. h. als Heraus⸗ 
gabeanſpruch auf Grund der Bereicherung wieder geltend gemacht. 
Sit aber die Forderung einmal feſtgeſtellt, jo bleibt fie als Geld⸗ 
forderung beſtehen, auch wenn der Konkurs aufgehoben wird, 
und die Ware ſich noch in Natur in der Maſſe befindet. (Vergl. 
Dernburg, Preuß. Privatrecht Bd. 2 S. 306 Anm. 1.) 


Hat das Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 

Geſetzbuch das Recht des Vaters zur Stellung 

des Strafantrags und damit zur Erhebung der 
Privatklage in eigenem Namen beeinflußt? 


Von Referendar Rheinſtein, Idſtein. 


Die vorftehende Frage hat in der Deutſchen Suriften- 
zeitung VII S. 364 ff. und in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift XXXI S. 537 ff. von zweifacher Seite eine Erörterung 
erfahren. Beide Schriftſteller beantworten die Frage in ver⸗ 
neinendem Sinn und ſtellen ſich damit in Gegenſatz zu der 
offenbaren Praxis unſerer Gerichte, die den Vater nur mehr als 
geſetzlichen Vertreter im Namen des Kindes zur Privatklage zu⸗ 
laſſen. (Vgl. die Außerung des Rechtsanwalts Dr. Löwenſtein 
in der Deutſch. Juriſtenzeitung VII S. 364 bezügl. der Praxis 
des Landgerichts I Berlin, vgl. ferner R. G. v. 18. Januar 1901 
in der Deutſch. Juriſtenzeitung VI S. 414 u. O. L. G. Braun⸗ 
ſchweig in der Deutſch. Juriſtenzeitung VII S. 506.) 

Wie Liedtke in der Juriſt. Wochenſchrift XXXI S. 537 
richtig hervorhebt, hangt die Entſcheidung der Frage vornehmlich 
davon ab, welche Bedeutung man dem Begriff des in § 414 Abſ.2 
St. P. O. poſtulierten „ſelbſtändigen Antragsrechts“ beimißt. 

Durch Art. 34 E. G. z. B. G. B. tft der 8 195 St. G. B., 
ſoweit er von dem Antragsrecht des Vaters handelt, geſtrichen 
worden. Der Vater, der wegen Beleidigung oder Körper⸗ 
verletzung ſeines Kindes Privatklage erheben will, kann ſeit dem 
1. Januar 1900 die rechtliche Unterlage für ſeinen Strafantrag 
nur mehr noch in § 65 St. G. B. ſuchen. Die Entſcheidung 
unſerer Frage läuft alſo darauf hinaus, ob der Vater aus 9 65 
St. G. B. das in § 414 Abſ. 2 St. P. O. geforderte „ell- 
ſtändige“ Antragsrecht herleiten kann oder nicht. 

Die Frage iſt m. E. zu verneinen. Mit Löwe muß man 
vielmehr annehmen, daß § 414 Abſ. 2 St. P. O. nur von den 
jenigen Perſonen redet, die nach 58 195, 196, 232 St. G. B. 
neben dem Verletzten und unabhängig von ihm aus eigenem 
Recht die Strafverfolgung beantragen können. 

Es iſt richtig, wenn Liedtke a. a. O. hervorhebt, daß $ 65 
St. G. B. nur von einem „ſelbſtändigen“ Antragsrecht des acht ⸗ 
zehn Jahre alten Verletzten und nicht des geſetzlichen Vertreters 
ſpricht, und daß die zit. Beſtimmung dem Antragsrecht des ge 
ſetzlichen Vertreters nur die Eigenſchaft der Unabhängigkeit von 
dem des Verletzten beilegt. Zuzugeben iſt auch, daß wenn von 
einem „ſelbſtändigen“ Antragsrecht des geſetzlichen Vertreters ge 
ſprochen wurde (vgl. R. G. XXII 256, Olshauſen), man un 
möglich darunter verſtehen konnte, der geſetzliche Vertreter habe 
ſeine Befugnis unabhängig von ſeiner Eigenſchaft als Vertreter, 
mit anderen Worten aus eigenem Recht. 

Schlüſſe für die Auslegung des Begriffes „ſelbſtändig“ in 
§ 414 Abſ. 2 St. P. O. können aber hieraus nicht gezogen 
werden. Wenn das Reichsgericht in der zit. Entſcheidung von 
einem „ſelbſtändigen Antragsrecht“ des geſetzlichen Vertreter 
ſpricht, ſo iſt der Ausdruck „ſelbſtändig“ nicht im techniſchen 
Sinne gebraucht, d. h. in dem Sinne, wie ihn die St. P. O. 
verwertet. Mit dieſer Anficht müßte man dazu kommen, dat 
Reichsgericht nicht lösbarer Widerſprüche zu zeihen. Ich ver 
weiſe nur auf eine Reihe von Entſcheidungen, die zu dem 
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§ 340 St. P. O., wo ja der Begriff „ſelbſtändig“ auch eine 
Rolle ſpielt, ergangen find (vergl. R. G. V 50; XXI 335; 
vergl. „Rechtſprechung des Reichsgerichts in Strafſachen“ 
III 175; III 602; V 778). (Vergl. nebenbei auch Oberſtes 
Landgericht f. Bayern in deſſen Entſcheidungen II 270.) Hier 
wird der Ausdruck ganz zweifelsfrei in dem Sinne gebraucht, 
daß der Ehemann bezw. geſetzliche Vertreter befugt iſt, in 
eigenem Namen und kraft eigenen Rechtes Rechtsmittel einzulegen. 
Es iſt daher auch nicht zutreffend, wenn Liedtke a. a. O. be⸗ 
hauptet, daß das Reichsgericht den Ausdruck „ſelbſtändig“ nie- 
mals zur Entſcheidung darüber herangezogen habe, in welcher 
Eigenſchaft die betreffenden Perſonen Strafantrag ſtellen. Der 
Begriff des „ſelbſtändigen Antrags rechts“ im Sinne der St. P. O. 
erfordert ſonach ein eigenes Recht des Antragſtellers und kann 
nicht ſo gefaßt werden, daß man dem geſetzlichen Vertreter 
deshalb ein „ſelbſtändiges“ Antragsrecht zuſpricht, weil er die 
Einwilligung der Vertretenen nicht braucht. Auf dieſes unhalt⸗ 
bare Ergebnis läuft es aber hinaus, wenn man dem geſetzlichen 
Vertreter auf Grund des 8 65 St. G. B. das Recht zuſpricht, 
„ſelbſtändig“ auf Beſtrafung anzutragen. Der Vertreter handelt 
nicht für ſeine eigene Perſon, er bleibt Vertreter und handelt 
nur im Namen und aus dem Recht des Vertretenen. In dieſem 
Sinne hat auch das Reichsgericht in der ſchon zitierten Ent⸗ 
ſcheidung Bd. XXII 256 treffend dargelegt, daß der Vertretene 
den ſeitens des geſetzlichen Vertreters geſtellten Strafantrag nach 
erreichter Volljährigkeit, wenn die übrigen Vorausſetzungen für 
die Rücknahme vorliegen, zurücknehmen kann. Denn der Antrag 
des geſetzlichen Vertreters iſt nach den Ausführungen des Reichs⸗ 
gerichts im letzten Grund ein Antrag des Vertretenen, ſodaß 
dieſer naturgemäß ein Rücknahmerecht haben muß, wenn das 
Hindernis der perſönlichen Willensbetätigung, mit anderen 
Worten die beſchränkte Handlungsfähigkeit fortgefallen iſt. Auch 
dieſe gewiß nicht anfechtbaren Deduktionen zeigen, daß es mit 
der „Selbſtändigkeit“ des Antragsrechts des geſetzlichen Ver⸗ 
treters feine Bedenken hat. Der inzwiſchen volljährig gewordene 
Vertreter kann das angeblich „ſelbſtändige“ Antragsrecht des 
geſetzlichen Vertreters illuſoriſch machen. Wir kommen daher 
zu dem Ergebnis, daß ſeit 1900 der Vater nur mehr im 
Namen des Kindes als Vertreter desſelben Privatklage erheben 
kann. Mit der Streichung des in 8 195 St. G. B. ſtatuierten 
Autragsrechts ift die Befugnis gefallen, in eigenem Namen und 
kraft eigenen Rechts, d. h. „ſelbſtändig“ Strafantrag zu ſtellen 
und ſomit Privatklage zu erheben. 


Zur Penſionskaſſenfrage. 

1. Von Dr. Richard Alexander⸗Katz, Rechtsanwalt 
am Kammergericht, erhalten wir folgende Zuſchrift: 

Ich bekenne mich als einen entſchiedenen Anhänger der 
Idee einer Penfionskaſſe für Rechtsanwälte, und bin auch 
überzeugt, daß eine ſolche nur als Zwangskaſſe Ausſicht hat, 
eine dauernd wertvolle Inſtitution zu werden. Dieſe Anſicht 
involviert meiner Auffaſſung nach von felbit die andere, daß die 
Gründung der Kaſſe ſo bald als nur irgend möglich verwirklicht 
werben ſollte; ich wünſche auch den jetzt lebenden Kollegen, welche 
ſie brauchen ſollten, den Genuß der Wohltat dieſer Inſtitution. 
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Mit der Bemerkung von Neumann (dieſe Zeitſchr. S. 82): 
„Nicht das Intereſſe des einzelnen gerade lebenden Anwalts, 
ſondern das des Standes iſt entſcheidend“ iſt die vorſtehende 
Anſicht nicht zu widerlegen. Der Stand tft da, und feine 
Intereſſen ſchon jetzt zu ſchirmen, indem wir die Lebenden vor 
aͤußerſtem Kummer und Elend bewahren, iſt gleich wichtig, 
wie die Sorge für das Glück des jungen Nachwuchſes. Und 
würde denn nicht, wenn endlich die Kaſſe nach 10 Jahren zu⸗ 
ſtande käme, die dann noch vorhandene Schar der vorher 
invalide gewordenen Hilfsbedürftigen, die ohne Hilfe draußen 
bleiben ſollen, dem Stande noch lange den Stempel aufdrücken, 
den auszumerzen wir für unſere Aufgabe halten? 

Es iſt alſo unſere Pflicht, unſer heißes Bemühen auf eine 
fo bald als möglich zu verwirklichende Gründung der Hilfs- 
kaſſe zu richten, und wir können uns nicht auf jene Zeit 
vertröften laſſen, wo vielleicht nach noch 10 oder mehr Jahren 
der Kapital⸗Grundſtock ſoweit angeſchwollen iſt, um aus den 
Zinſen Zahlungen zu Unterſtützungszwecken zu leiſten, die aus 
den regelmäßigen Beiträgen nicht eingehen. 

In der Tat hat auch nicht bloß der 15. Anwaltstag zu 
Danzig, ſondern auch ſchon der 1886 er Anwaltstag zu Dresden 
grundſätzlich der Gründung der Kaſſe zugeſtimmt, ja der 
letztere war bereits weiter gegangen, als der Danziger, denn er 
hatte bereits den Vorſtand beauftragt, 

„die Gründung herbeizuführen.“ 

Deutlicher kann man wohl eine prinzipielle Geneigtheit zu 
dieſer Gründung nicht ausſprechen. Allerdings iſt ein Ab⸗ 
klin gen in der Energie dieſes Verlangens auf dem Straßburger 
Anwaltstage nicht zu verkennen, da hier dem kleinen Ausſchuß 
eine Bearbeitung der inzwiſchen gegebenen Anregungen und ein 
Bericht an den nächſten Anwaltstag aufgetragen iſt; woraus 
folgt, daß die Einfiht die Oberhand gewonnen hat: in dieſem 
Augenblicke iſt die Gründungsfrage noch nicht reif. 

Eine weitere ſolche Anregung moͤchte ich heute geben. 
Das letzte Wort hinſichtlich der Frage der Höhe der Beiträge 
und der Höhe der zu gewährenden Unterſtützungen werden ja 
die Verſicherungstechniker und ſpeziell die Verſicherungs⸗ 
mathematiker zu ſprechen haben. Dennoch moͤchte ich folgenden 
Gedanken anregen: Die zu zahlenden Beiträge ſollen nicht ein- 
heitliche ſein, ſondern nach den auf Selbſteinſchätzung beruhenden 
Einnahmen der Anwälte aus Anwaltſchaft und Notariat be 
meſſen werden. Hierbei iſt die Einnahme aus Privatvermögen 
nicht zu berückſichtigen, und es iſt ein kleines Minimum von 
jedem Anwalte zu verlangen. Auch die zu gewährende Penflon 
wird nach den Einnahmen bezw. den bezahlten Beiträgen be⸗ 
meſſen, und zwar iſt der Höhe der Penfion etwa der Durchſchnitt 
der letzten 5 Jahre zugrunde zu legen. 

Dieſe Methode würde meines Erachtens vielſeitige Vor⸗ 
teile bieten. 

Sie würde ſich zunächſt den beſtehenden Einrichtungen der 
Arbeiter⸗Invaliditätsverſicherung, der Beamtenpenfionen und der 
freiwilligen Verſicherungen anſchließen. Sie würde niemanden 
übermäßig, jeden nach ſeiner Steuerkraft belaſten. Es erſcheint 
mir ungereimt, daß ein kleinſtädtiſcher Anwalt, der vielleicht in 
ſeiner beſten Zeit mit einer Einnahme hat auskommen müſſen, 
die dem kleinſten Anfangsgehalt der Richter nicht einmal gleich- 
kommt, eine gleiche Penfion erhalten fol, wie der andere, der 
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aus einer großen, einbringlichen Praxis durch Unglück plötzlich 
herausgeriſſen iſt und viele Jahre hindurch der Penſionskaſſe 
anſehnliche Beiträge beigeſteuert hat. 

Des weiteren würde aber gerade aus der Zahl der Reicheren 
am häufigſten aus kollegialem Intereſſe für den Stand auf die 
eniſprechenden Penſionsbeträge verzichtet werden, ſodaß die 
Kaſſe ſich, wenn auch nur allmählich, jo doch vorausſichtlich 
ſtetig feſtigen und zu einem des Standes wahrhaft würdigen 
Inſtitut wohl würde auswachſen können. 

Vielleicht bietet meine Anregung ſachverſtändigen Kollegen 
Veranlaſſung, dieſe Gedanken zu prüfen oder regt fie zu weiteren 
fruchtbareren Gedanken an. 


2. Herr Kollege Dr. Helmke in Hagen in Weſtfalen, ein 
Gegner der Zwangspenſions kaſſe, weiſt in einer Zuſchrift an uns 
darauf hin, daß nach dem neueſten Rundſchreiben des Preußiſchen 
Beamten⸗Vereins zu Hannover die bei ihm Verſicherten bei 
einem Eintrittsalter von 30 Jahren und einer jährlichen Zahlung 
von 300 Mark beim Tode, ſpäteſtens jedoch im Alter von 
60 Jahren ein Kapital von 10 000 Mark ausgezahlt erhalten. 

Herr Kollege Helmke hebt hervor, daß man mit dieſem 
Kapital von 10 000 Mark anfangen konne, was man wolle; 
ſich insbeſondere auch eine lebenslängliche Leibrente kaufen könne. 

Auch ſei inſofern für die Angehörigen geſorgt, als bei früherem 
Todesfalle die 10 000 Mark ebenfalls gezahlt würden. Vor allem 
erhält man die 10 000 Mark, eben ſo wie die etwa zu kaufende 
Rente, ohne daß man es nötig habe, ſich in der An⸗ 
waltsliſte löſchen zu laſſen oder das Notariat aufzugeben. 

Viele Kollegen, ſo fäbrt Herr Helmke fort, ſcheinen dieſes 
letzte Moment zu unterſchätzen, das ich aber für einen der 
größten Fehler der bisherigen Vorſchläge für die Zwangs⸗ 
penſionskaſſe halte. Es kann nicht oft genug darauf hingewieſen 
werden, daß nach den bisherigen Vorſchlägen die Penſion in 
dem geringen Betrage von 2 000 Mark erſt gezahlt wird, wenn 
auch nichts mehr in dem Anwalt drin ſteckt, wenn er geiſtig 
und körperlich abgewirtſchaftet hat, und wenn er der Anſicht iſt, 
daß feine Anwalts- oder Notariatspraxis ihm nicht mal mehr 
2000 Mark jährlich einbringt. Denn ehe der Anwalt nicht 
zu dieſer Erkenntnis kommt, wird er lieber ſeine Praxis in noch 
ſo geringem Umfange betreiben, als ſie niederlegen und nur 
noch von den 2 000 Mark Penfion leben. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 8. bis 20. Februar 
1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 191 E. G. z. B. G. B. verb. mit Art. 45 der 
Bayeriſchen Übergangsvorſchriften, Schutz der vor dem B. G. B. 
begründeten Grunddienſtbarkeiten.] 

Der Kl. beantragte, zu erkennen, der Bekl. ſei ſchuldig, 
den von ihm in dem Hofraum ſeines Anweſens Nr. 25 an der 
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Lilienſtraße errichteten Kamin zu beſeitigen. Das L. G. 
München I verurteilt, das O. L. G. München wies die Klage ab. 
Gegen dieſes Urteil hat der Kl. mittels Einreichung einer Reviſions⸗ 
ſchrift bei dem Königlich Bayeriſchen Oberſten Landesgericht Reviſion 
eingelegt. Dieſes hat durch Beſchluß vom 6. Juni 1903 auf 
Grund der Zuſtändigkeit des R. G. ſich für unzuſtändig erklärt. 
Was die Frage betrifft, welches Recht gemäß den Übergangs- 
vorſchriften des E. G. zum B. G. B. zur Anwendung zu kommen 
hat, ſo haben das Gericht I. J. ſowie das B. G. auf 
Grund des Art. 191 des G. G. zum B. G. B. das Bayriſche 
Landrecht für anwendbar erklärt, während das Bayeriſche Oberfte 
Landesgericht in feinem Uberweiſungsbeſchluſſe von der Annahme 
ausgegangen iſt, daß ein Anſpruch auf Grund des B. G. B. 
geltend gemacht worden. Dieſe Annahme erſcheint auch zu- 
treffend. Selbſt wenn Art. 191 des E. G. zum B. G. B. auf 
den erhobenen Anſpruch anzuwenden wäre, jo käme Art. 4 5 
des Bayeriſchen Geſetzes, Übergangsvorſchriften zum B. G. B. 
betreffend, vom 9. Juni 1899 in Betracht, wonach die im 
Art. 191 Abſ. 2 des E. G. zum B. G. B. zum Schutze der 
Ausübung von Grunddienſtbarkeiten gegebenen Vorſchriften von 
dem Inkrafttreten des B. G. B. an auch für die Zeit gelten, 
bevor das Grundbuch als angelegt anzufeben if. Würde man 
auf Grund des Art. 45 der Bayeriſchen Ubergangsvorſchriften 
in Verbindung mit Art. 191 Abſ. 2 des G. G. zum B. G. B. 
auch zu der Folge kommen, daß der Beſitzſchutz für Grund⸗ 
dienſtbarkeiten in Bayern auch für die Zöiſchenzeit zwiſchen 
dem 1. Januar 1900 und der Anlegung des Grundbuchs unter 
die Vorſchriften des B. G. B. falle (vergl. Oertmann, Bayeriſches 
Landesprivatrecht S. 469), ſo würde die Grundlage dieſer 
Folgerung auf irrevifiblem Rechte beruhen und der Berüd- 
ſichtigung derſelben ſich der Revifion entziehen. Dagegen gehört 
die Anwendbarkeit der Übergangsvorſchriften des E. G. zum 
B. G. B. dem Reichsrecht und demgemäß dem Gebiete des 
revifiblen Rechtes an. Art. 191 des C. G. zum B. G. B. be⸗ 
trifft nur den Schutz im Beſitz einer Grund dienſtbarkeit. 
Darum handelt es ſich aber nicht, wie das B. G. durch An⸗ 
wendung der confessoria des Bayeriſchen Landrechtes ſelbſt 
zeigt, daß es die Klage nicht als eine Beſitz ſtöͤrungsklage 
anfleht. Es handelt ſich vielmehr um die Geltendmachung eines 
Dienſtbarkeitsanſpruches beſtimmten Inhaltes, der vom Bekl. 
beſtritten und nach der Behauptung des Kl. verletzt iſt (Roth⸗ 
Becher, Bayeriſches Zivilrecht II. Aufl. II. Teil II. Abt. S. 42, 43). 
Gemäß 8 184 Abſ. 2 des E. G. zum B. G. B. gelten aber 
von dem Inkrafttreten des B. G. B. an für eine Grunddienft- 
barkeit die Vorſchriften der 88 1020 bis 1028 des B. G. B. 
Gemäß § 1027 des B. G. B. ſtehen, wenn eine Grunddienſt⸗ 
barkeit beeinträchtigt wird, dem Berechtigten die in $ 1004 
des B. G. B. beſtimmten Rechte zu. Nach 8 1004 des B. G. B. 
kann ſonach der Berechtigte vom Stoͤrer die Beſeitigung der 
Beeinträchtigung verlangen. F. c. W., U. v. 21. San, 04, 
299/03 VI. — München. 

2. § 93 B. G. B. Beſtandteileigenſchaft und Recht des 
Hypothekariers gegenüber einem vorbehaltenen Eigentums recht.] 

Bekl. verkaufte an K. ein Vollgatter mit Transmiſſion 
für 5 205 Mark, das dieſer in feine Schneidemühle eingefügt. 
Auf den Kaufpreis find erſt 1 500 Mark bezahlt. Im Ber 
trage iſt der Bekl. das Eigentum bis zur vollen Erlegung des 
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Kaufpreiſes vorbehalten und ihr ein Rücktrittsrecht eingeräumt 
für den Fall der Zahlungsſäumnis. Dieſer Fall iſt eingetreten. 
K. iſt demnächſt zur Rückgabe des Gatters nebſt Transmiſſion 
verurteilt. Der Kl., ein Hypothekenglänbiger, tft der Anſicht, 
daß das Gatter nebſt Transmiſſion weſentlicher Beſtandteil der 
Schneidemühle geworden fel und als ſolcher für feine Hypotheken 
hafte ſowie daß er Belaſſung des Gatters nebft Trantzmiffion 
im Mühlengebände verlangen könne, weil durch die Entfernung 
die Sicherheit der Hypothek gefährdet werden würde. Bekl. iſt 
verurteilt, die Revifion zurückgewieſen worden: Die Annahme 
des B. R., daß das Gatter dadurch, daß es in das Mühlen⸗ 
gebäude eingefügt iſt, weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes 
geworden iſt, entſpricht dem Geſetze (B. G. B. 894). Evenſo 
richtig ift die Annahme, daß das Gatter durch die Einfügung 
ungeachtet des Vorbehalts des Eigentums der Bekl. Eigentum 
des K. geworden iſt, ſowie daß es für die Hypotheken des Kl. 
haftet. Den Eigentums übergang konnte das Anbringen von 
Zeichen an dem Gatter, die den Eigentums vorbehalt kenntlich 
machten, nicht hindern und die Erſtreckung der Hypotheken auf 
das Gatter vollzog ſich auf Grund der Beſtimmung des 8 98 
B. G. B. mit rechtlicher Notwendigkeit, ſodaß es gleichgültig 
ift, ob der Kl. beim Erwerbe der Hypothek von dem (unwirk⸗ 
ſamen) Eigentums vorbehalte Kenntnis hatte. Nun iſt es freilich 
moglich, daß zwiſchen dem Eigentümer des Grundſtucks oder 
einem Dritten und dem Hypothekengläubiger ein Vertrag mit 
obligatoriſcher Wirkung geſchloſſen wird, nach dem der Hypothen⸗ 
gläubiger ſich die Wegſchaffung von Beſtandteilen gefallen laſſen 
muß, die für ſeine Hypothek haften (Entſch. d. Ob.⸗Trib. 
Bd. 67 S. 123), aber ein folder Vertrag liegt nicht vor. 
P. c. R., U. v. 3. Febr. 04, 325/03 V. — Jena. 

3. 88 93, 946, 951 B. G. B. Einrede der Argliſt gegen 
den Verkäufer, der einen wegen Formmangels ungültigen Grund⸗ 
ſtücksvertrag abgeſchloſſen, aber die Bebauung geduldet hat.] 

Die Kl. traten von einem wegen Formmangels ungültigen 
Vertrage vom Jahre 1899 zurück und verlangten Räumung des 
verkauften Grundſtücks, auf welchem Bekl. nach der Übergabe 
Baulichkeiten errichtet hatte. Die Koſten der letzteren wollten 
Kl. bezahlen. Die Bekl. erhoben den Einwand der Argliſt und 
verlangten widerklagend entweder Auflafiung oder Zahlung von 
4332 Mark. Der B. R. verurteilte gegen Zahlung der durch 
die Beweisaufnahme feſtgeſtellten Wertserhoͤhung von 2 592 Mark 
und gab der Widerklage inſofern ſtatt, als Kl. den Bekl. das 
Grundſtück aufzulaſſen oder 2 5923 Mark zu zahlen haben. Die 
Resifion der Bekl. ift zurückgewieſen worden. Richtig iſt zwar, 
daß die Tatſachen, auf die ſich der Einwand der Arglift gründet, 
erſt im Jahre 1900 eingetreten find. Denn ſie beſtehen darin, 
daß die Kl. die Bebauung der Parzelle wiſſentlich geduldet haben 
und erſt, nachdem fie vollendet war, mit ihrem Anſpruche auf 
Herausgabe des Grundſtücks hervorgetreten find. Aber auch 
wenn man hierin ein argliſtiges Verhalten erkennen will, ſo wird 
doch dadurch an der Verpflichtung des Bekl., das Grundſtück 
zmückzugeben, nichts geändert. Denn der Uberlaſſungsvertrag 
bleibt ungültig, auch wenn der Einwand der Argliſt begründet 
iſt. Sind die Kl. argliſtig verfahren, fo find fle zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtet; nach dieſer Richtung hin hat aber der Bekl. 
Anſprüche nicht erhoben. Zu demſelben Ergebnis führt die An- 
wendung des neuen Rechts, welches die Reoiſion angewendet 
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wiffen will. Dies hat infowett, als nach §8 93 ff., 946 B. G. B. 
nicht der Bekl. Eigentümer des von ihm bebauten Grund und 
Bodens, ſondern die Kl. Eigentümer der vom Bekl. errichteten 
Baulichkeiten geworden find, bereits der B. R. zutreffend her⸗ 
vorgehoben. Allerdings find die Kl. nach 8 951 af. erſatz⸗ 
pflichtig; aber dieſer Erſatzpflicht hat der B. R. Rechnung ge- 
tragen. Er hat die Vergütung, welche die Kl. zu leiſten 
haben, ausgemittelt und hat dabei unterſtellt, daß der Bekl. bis 
zum Rücktritt der Kl. von dem Vertrage redlicher Befitzer ge⸗ 
wein ſei. M. qe. C., U. v. 16. Jan. 04, 801/08 V. — 
Pojen. 

4. 88 138, 157 B. G. B. Zur Auslegung eines auf 
Vertragsſtrafe gerichteten Abkommens. 

Bei der für die Beurteilung des Anſpruchs auf Bertrags- 
ſtrafe gebotenen Auslegung des § 6 des ſtreitigen Vertrags iſt 
nach 8 133 des B. G. B. der wirkliche Wille der Parteien 
zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Aus⸗ 
drucks („für jeden Tag der verzögerten Lieferung“) zu haften. 
Für dieſe Erforſchung des Willens der Parteien kommt aber 
auch die Regel des § 157 des B. G. B. ſehr weſentlich in 
Betracht; denn ein Ergebnis der Vertragsauslegung, das mit 
den Grundſätzen von Treu und Glauben im Widerſpruch ſtehen 
würde, iſt nicht als von den Parteien gewollt anzuſehen. Dies 
gilt namentlich auch für die Auslegung einer eine Vertragsſtrafe 
feſtſetzenden Verabredung (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 111, 
Bd. 26 S. 95). Deshalb iſt namentlich in ſolchen Fällen, in welchen 
zwar eine unter den Wortlaut einer ganz allgemein gefaßten 
vertraglichen Strafbeſtimmung fallende, aber in Wirklichkeit das 
Intereſſe des Gläubigers nicht oder nur in geringem Maße be⸗ 
rührende Vertragsverletzung vorliegt, gemäß 58 133, 157 des 
B. G. B. die rechtliche Möglichkeit gegeben, der Strafbeſtimmung 
durch eine dieſen Vorſchriften entſprechende Auslegung für der⸗ 
artige Fälle die Anwendung zu verfagen. Dieſes widerſtrettet 
jedenfalls nicht dem Geiſte des B. G. B.; denn in demſelben 
find mehrfache Vorſchriften enthalten, wonach die Ausübung eines 
Rechts dann ausgeſchloſſen iſt, wenn der Berechtigte kein oder 
nur ein unerhebliches Intereſſe an dieſer Ausübung hat (vergl. 
z. B. 8 320 Abſ. 2, 8 459 Abſ. 1 Satz 2, § 468 Satz 2, 
8498 Abſ. 2 Satz 2, 8 542 Abſ. 2, § 634 Abſ. 3 des B. G. B.) 
Aus dieſen Anwendungsfällen einer das ganze B. G. B. be- 
herrſchenden Rechtsauffaſſung iſt aber zu ſchließen, daß auch eine 
Verwertung der Grundſätze von Treu und Glauben für eine 
dieſer Auffaffung entſprechende, einſchränkende Auslegung einer 
vertraglichen Strafbeſtimmung, wodurch einem Mißbrauche der⸗ 
ſelben vorgebeugt wird, im Sinne des Geſetzes liegt. Dieſe 
Grundſätze treffen aber namentlich auch dann zu, wenn ein Ver⸗ 
trag, für deſſen Verletzung im allgemeinen eine Vertragsſtrafe 
bedungen iſt, in der Hauptſache erfüllt iſt und nur bezüglich 
eines verhältnismäßig geringfügigen Teils der Vertragsleiſtung, 
an welcher der Gläubiger kaum noch ein Intereſſe hat, eine 
weitere Vertragsverletzung in Frage ſteht, ſodaß nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Parteien hierüber eine Vertragsſtrafe be 
dungen haben würden. Die Auffaffung, daß eine Vertrags- 
auslegung, wonach auch in derartigen Fällen die volle Vertrags⸗ 
ſtrafe für jeden weiteren Tag der Nichtlieferung geſchuldet fein 
ſoll, gegen die Grundſätze von Treu und Glauben verſtößt und 
ſomit nicht maßgebend ſein kann, erſcheint daher nicht als rechts · 
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irrtümlich. F. u. B. o. Ph., U. v. 22. Jan. 04, 234/519/03 VI. 
— München. 

5. 58 249, 251 B. G. B. Umfang der Schadenerſatz⸗ 
pflicht bei Minderwert der beſchädigten Sache nach deren Wieder⸗ 
herſtellung.] 

Das B. G. hat, dem Kl. den Anſpruch auf Herausgabe des 
Bildes vorbehaltend, den Bekl. lediglich für ſchuldig erachtet, 
den Geldberrag zu erſtatten, der zur Beſeitigung der Beſchädigung 
nach dem Gutachten erforderlich und auf 150 Mark bemeſſen iſt. 
Mit Recht rügt der Kl., daß der Schlußſatz des Gutachtens, 
daß das Bild auch nach der Reſtauration nicht ſo viel wert 
ſein werde, als im früheren, wohl weſentlich intakten Zuſtande, 
vom B. G. außer acht gelaſſen ſei, inſofern er beanſpruchen 
könne, daß ihm die Differenz des Wertes des Bildes im unbe⸗ 
ſchadigten Zuſtande und feines Wertes nach der Reſtaurierung 
erſtattet werde. Nach Maßgabe der 88 249 und 251 des 
B. G. B. kann der Beichädigte, der nicht Erſatz in Geld gegen 
Belaſſung der beſchädigten Sache wegen Unmöglichkeit der Her⸗ 
ſtellung betreibt, außer dem zur Ausbeſſerung erforderlichen 
Geldbetrag Erſatz des Minderwerts verlangen, den die aus⸗ 
gebeſſerte Sache im Vergleich mit der unbeſchädigten hat. 
S. o. A., U. v. 2. Febr. 04, 304/03 III. — Berlin. 

6. 88 254, 351, 353, 463, 467, 823, 826 B. G. B. 
Begründung der Wandlungsklage. Unmöglichkeit der Rück⸗ 
gewähr durch den Käufer.] 

1. Der Klagegrund der Wandlung iſt hinfällig. Freilich 
kann der Annahme des B. R. nicht beigetreten werden, daß der 
Käufer, der die gekaufte Sache weiterveräußert hat, ſtets und 
ohne Rückſicht darauf, ob ihn ein Verſchulden trifft, das 
Wandlungsrecht verliere, wenn feſtſteht, daß er ſich die Sache 
nicht wiederverſchaffen und fie daher dem Verkäufer nicht zurück⸗ 
gewähren kann. Der nach § 467 B. G. B. anzuwendende 
§ 351 Satz 1 verlangt ausdrücklich ein Verſchulden des Käufers 
und der § 353 ſtellt Handlungen desjenigen, an den der Käufer 
den Gegenſtand weiterveräußert hat, die ſich, wenn ſie vom 
Käufer vorgenommen wären, als ſchuldhaft darſtellen würden, 
den Handlungen des Käufers derart gleich, daß er fie fich in 
Beziehung auf die Frage des Verſchuldens als eigene anrechnen 
laſſen muß. Der Käufer kann alſo nicht wandeln, wenn er 
oder ſein Käufer die Unmöglichkeit der Rückgewähr verſchuldet 
hat. Steht die Unmöglichkeit der Rückgewähr feſt, ſo hat der 
Wandlungskläger die Tatſachen, die ſeine Befreiung von der 
Rücgabepfliht begründen, anzugeben und zu beweiſen, ins⸗ 
beſondere alſo darzulegen, daß ihn kein oder doch den Bekl. 
ein überwiegendes Verſchulden (B. G. B. § 254) treffe. Dieſe 
Grundſätze hat der erkennende Senat in ſtändiger Rechtſprechung 
(vergl. z. B. Entſch. d. R. G. in Zivilſachen Bd. 54 S. 225, 
Rep. V 251/03) aufgeſtellt. Wenn ſonach auch dieſer Grund 
des B. R. als rechtsirrtümlich erſcheint, ſo läßt doch ſeine 
weitere Begründung, daß die Wandlung deshalb ausgeſchloſſen 
ſei, weil die Kl. die Unmöglichkeit der Rückgewähr verſchuldet 
hätten, einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

2. Die Kl. haben ihre Klageforderung in zweiter Reihe als 
Schadenserſatzforderung geltend gemacht. Sie behaupten, durch 
den Betrug des Beklagten mindeſtens um den geforderten Betrag, 
der den Beträgen der angeblichen Anzahlung und des Kaufſtempels 
gleichkommt, geſchädigt zu ſein. Der B. R. ſtellt nicht feſt, ob ein 
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Betrug vorliegt und ob die Anzahlung geleiſtet iſt, weil er an⸗ 
nimmt, daß ein Schadenserſatzanſpruch auch beim Vorliegen 
dieſer Vorausſetzungen nicht gegeben ſei. Er unterſcheidet bei 
ſeiner Unterſuchung zwei Arten des Schadenserſatzes. 

a. Nach 8463 Satz 2 B. G. B. kann der Käufer, wenn 
der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat, ſtatt der 
Wandlung oder der Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Der B. R. nimmt an, daß die Kl. bisher lediglich den 
durch Vertragsſchluß ſelbſt entſtandenen Schaden (das ſogenannte 
negative Vertragsintereſſe) fordern, da ſie nur die Anzahlung 
zurück und den ausgelegten Stempelbetrag erſetzt haben wollten. 
Ein ſolcher Anſpruch laſſe ſich aber aus § 463 nicht herleiten, 
vielmehr ſei eine andere Subſtantiierung geboten geweſen. Da 
die Kl. ſchon am Schluſſe des erſten Urteils und durch 
einen Schriftſatz des Bekl. darauf hingewieſen ſeien, daß 
ſie bis jetzt nur den durch den Vertragsſchluß ſelbſt entſtandenen, 
nicht aber einen weiteren Schaden gefordert hätten und da 
auch kein Anhalt dafür vorliege, daß die Kl. zu einer beſſeren 
Subſtantiierung imſtande ſein würden, habe keine Pflicht zur 
Ausübung des Fragerechts (Z. P. O. § 139) vorgelegen. Dieſe 
Ausführungen verletzen den 8463 B. G. B. und die 88 139, 
287 3. P. O. Die Annahme, daß mit der Klage das negative 
Intereſſe verlangt werde, iſt unrichtig. Die Kl. haben nach 
dem Tatbeſtande des erſten Urteils ausdrücklich behauptet, 
daß ſie mindeſtens um den Betrag der Anzahlung und des 
Kaufſtempels geſchädigt ſeien. Schon dieſe Behauptung läßt 
erkennen, daß die Kl. nicht Vergütung des negativen Intereſſes, 
ſondern Schadenerſatz verlangen. Nur zur Bezifferung ihres 
Anſpruchs geben fie als Mindeſtbetrag den Betrag an, den fie 
würden verlangen können, wenn ſie wandeln oder ſonſt den 
Vertrag als nicht geſchloſſen behandeln konnten. Aber ganz 
klar ergibt ſich die rechtliche Natur ihres Begehrens daraus, 
daß die Kl. bei dieſem zweiten Klagegrunde von der Wandlung 
Abſtand nehmen und ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß ſie 
das Grundſtück behalten müßten, wenn es ihnen nicht durch 
die Zwangsverſteigerung entzogen wäre. Mit dieſem Stand- 
punkt iſt es unvereinbar, wenn der B. R. annimmt, daß die 
Kl. das negative Vertragsintereſſe beanſpruchen; denn dieſes 
kann nur gefordert werden, wenn der Vertrag ſo aufgehoben 
wird, als ob er gar nicht geſchloſſen worden wäre. Liegt dieſe 
Vorausſetzung vor, dann muß der das Intereſſe Fordernde auch 
das zurückgeben, was er auf Grund des Vertrags erhalten hat. 
Dies wollen die Kl. aber nicht, ſondern fie wollen ohne Rück ⸗ 
gewähr des Grundſtücks den Schaden erſetzt haben, der ihnen 
durch das angebliche argliſtige Verſchweigen des Bekl. ent- 
ſtanden iſt. Von demſelben Standpunkt aus konnten ſie auch 
Minderung des Kaufpreiſes verlangen, aber ſie haben von dem 
ihnen im 8 463 Satz 2 B. G. B. eingeräumten Rechte Gebrauch 
gemacht und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt. Der 
Charakter ihres Begehrens ändert fi ganz ſelbſtverſtändlich da⸗ 
durch nicht, daß ſie dieſelbe Summe fordern, die ihnen zuſtehen 
würde, wenn fie das negative Intereſſe beanſpruchen würden. 
Es iſt denn auch in der höchſtrichterlichen Rechtſprechung an⸗ 
erkannt, daß der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung 
in der Rückforderung der vom Käufer geleiſteten Zahlung und 
der verauslagten Vertragskoſten beſtehen kann (Entſch. d. R. O. H. G. 
Bd. 24 S. 106, Entſch. d. R. G. in Zivilſachen Bd. 50 
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S. 190). Mit der Behauptung, daß der Bekl. den geltend 
gemachten Fehler argliſtig verſchwiegen habe und daß die Kl. 
dadurch in der angegebenen Höhe geſchädigt ſeien, find die 
Grundlagen des Anſpruchs auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung gegeben und Pflicht des B. R. war es nach 8 287 
3. Y. O., unter Würdigung aller Umftände nach freier Über⸗ 
zeugung zu entſcheiden, ob ein Schaden entſtanden iſt und wie 
hoch ſich der Schaden beläuft. Vermißte der B. R. eine 
nähere Subſtantiierung, fo mußte er nach 8 139 Z. P. O. 
eine ſolche herbeizuführen verſuchen. Durch die irrtümliche 
Auffaſſung des Bekl. und des I. R., daß das negative 
Vertrags intereſſe gefordert werde, wurde er dieſer Pflicht nicht 
überhoben. 

b. Wenn der Schadenserſatzanſpruch nach 88 823, 826 
B. G. B. zu prüfen wäre, würde der Anſicht des B. R., daß der 
Anſpruch an der Unmoͤglichkeit der Rückgewähr des Grundſtücks 
ſcheitern müſſe, nicht beigepflichtet werden können. Die Annahme 
des B. R., daß die Kl., indem fie das negative Vertragsintereſſe 
forderten, den Vertrag ſelbſt anfechten, iſt verfehlt, weil eben — 
wie ſchon zu 2a ausgeführt — nicht das negative Intereſſe, 
ſondern Erſatz des durch das angeblich argliſtige Verhalten des 
Bekl. entſtandenen Schadens begehrt wird. Der argliftig 
Getäuſchte kann den Vertrag nach § 123 B. G. B. anfechten 
und dadurch erreichen, daß er ſo geſtellt wird, als wenn der 
Vertrag nicht geſchloſſen worden wäre. Dann muß er freilich 
das auf Grund des Vertrags Erhaltene zurückgeben. Aber er 
iſt hierauf nicht beſchränkt. Er kann auch bei dem Vertrage 
ſtehen bleiben und den ihm durch argliſtige Täuſchung zu⸗ 
gefügten Schaden erſetzt verlangen. Dann hat er nichts zurück⸗ 
zugeben (Urt. des erkennenden Senats Rep. V 127/00). Daß 
auch im Falle der 88 823, 826 B. G. B. der Getäuſchte feinen 
Schaden auf Höhe des auf Grund des Vertrags von ihm 
Geleiſteten und Verauslagten bemeſſen kann, iſt nicht zweifel⸗ 
haft, nur muß er nachweiſen, daß ſein Schaden dieſen Betrag 
erreicht. J. u. M. c. K., U. v. 23. Jan. 04, 307/03 V. — 
Celle. 

7. 88 387, 812, 818 B. G. B. Pflicht zur Heraus- 
gabe eines Wechſels oder deſſen Valuta, wenn deſſen Hin⸗ 
gabe wegen eines nicht zuſtande gekommenen Geſchäftes 
erfolgt war.] 

Der Kl. hatte behauptet 1. daß er den Wechſel, deſſen 
Herausgabe er verlangt, nicht zur allgemeinen Abminderung 
ſeiner Schuld, ſondern nur zu dem Zwecke hergegeben habe, 
damit er den Bekl. als Deckung für einen neuen Spekulations⸗ 
kauf dienen ſolle, von dem feſtſteht, daß er nicht zur Ausführung 
gekommen iſt, — und 2. daß die Bekl. auch ausdrücklich 
die Rückgabe des Wechſels für dieſen Fall, der dann eintrat, 
verſprochen hätten. Geht man ausſchließlich von der erſten 
Behauptung aus, fo kann der Auffafſung des B. G., welches 
die Klage abgewieſen hat, nicht entgegengetreten werden. Dem 
Kl. würde lediglich der Anſpruch zuſtehen, den § 812 des 
B. G. B. für den Fall gibt, daß „der mit einer Leiſtung nach 
dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt“. 
Dieſer Anſpruch würde zunächſt auf Herausgabe des Wechſels 
und jetzt, wo die Bekl. zur Herausgabe außerſtande ſind, nach 
5818 Abſ. 2 auf Werterſatz gehen. Die Aufrechnung mit 
einer gültigen und fälligen Forderung gegen den Kl. aber würde 
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den Bekl. nach 8 387 des B. G. B. dieſem Anſpruche gegen- 
über nicht verſagt werden können. Unrichtig aber iſt es, wenn 
das B. G. das gleiche auch bei Unterſtellung der zweiten Be⸗ 
hauptung annimmt. Verſprechen die Bekl. beim Empfange des 
Wechſels ausdrücklich deſſen Herausgabe für den Fall, daß es 
nicht gelingen ſollte, die neue Kauforder aus zuführen, ſo kann 
dieſe Abſprache nur dahin verſtanden werden, daß jede Ver⸗ 
rechnung des Wechſels auf die bereits beſtehende Schuld aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollte. Die Annahme des B. G., daß eine ſolche 
Abſprache nur auf die Herausgabe des Wechſels ſelbſt gerichtet 
geweſen ſein könne und daher jetzt, wo dies nicht mehr in Frage 
ſtehe, bedeutungslos erſcheine, kann nicht gebilligt werden. Viel⸗ 
mehr müßte aus einer derartigen Abſprache ein vertragsmäßiger 
Ausſchluß der Aufrechnung abgeleitet werden. Ein zweiter recht⸗ 
licher Geſichtspunkt, den das B. G. überſehen hat, führt zu 
dem gleichen Ergebniſſe. Hatten ſich die Bekl. dem Kl. gegen ⸗ 
über für den eingetretenen Fall zur Herausgabe des Wechſels 
ausdrücklich verpflichtet, fo würde nach der bereits feſtſtehenden 
Sachlage in der Weiterbegebung des Wechſels ein Tatbeſtand 
zu finden fein, der unter 8 826 des B. G. B. fällt. Denn es 
iſt nicht ſtreitig, daß der Kl. brieflich die Bekl. bereits am 
12. Juni zur Herausgabe des Wechſels aufgefordert und daß 
er auch die Klage früher erhoben hat, als die Weiterbegebung 
erfolgte. Es muß hieraus gefolgert werden, daß die Weiter⸗ 
begebung wiſſentlich zu dem Zwecke geſchehen iſt, dem Kl. die 
Einreden abzuſchneiden, die er auf Grund der Abſprache gegen 
die Bekl., falls ſie ſelbſt den Wechſel gegen ihn geltend machten, 
hätte erheben können, alſo um dem Kl. vorſätzlich Schaden zuzu⸗ 
fügen. Dieſe Handlung würde auch nicht bloß als Vertrags⸗ 
verletzung, ſondern zugleich als ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten zu betrachten ſein. M. o. F. u. G., U. v. 16. Jan. 04, 
371/03 I. — Berlin. 

8. SS 439 Abſ. 2, 1120 B. G. B. Die Hypothefen- 
befreiungspflicht bezieht ſich auch auf bewegliche Zubehör⸗ 
ftüde.} 

Das B. G. hat den Bekl. zur Befreiung der von 
ihm der Rechtsvorgängerin der Kl. verkauften Zubehörſtücke 
ſeines Grundſtücks von den auf das letztere eingetragenen 
Hypotheken auf Grund der Vorſchrift des § 439 Abſ. 2 des 
B. G. B. als verpflichtet erachtet, wonach der Verkäufer eine 
Hypothek uſw. zu beſeitigen hat, auch wenn der Käufer die 
Belaſtung kennt. Es hat hierbei dieſen Grundſatz „der unbedingten 
Vertretbarkeit der Hypotheken“ als ausnahmslos und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Art der belaſteten Sache und ſomit namentlich auch 
für ſolche Fälle maßgebend angeſehen, in welchen bewegliche 
Zubehörſtücke einer Liegenſchaft, welche als ſolche gemäß § 1120 
des B. G. B. dem hypothekariſchen Rechte ebenſo wie die Liegen⸗ 
ſchaft ſelbſt unterworfen find, den Gegenſtand des Kaufs bilden. 
(Dieſer Ausſpruch wird gebilligt und weiter begründet.) Z. c. S., 
U. v. 26. Jan. 04, 322/03 II. — Berlin. 

9. 58 536, 831 B. G. B. Verpflichtung des Haus- 
wirts, Flur und Treppen gangbar zu erhalten.] 

Der vertragsmäßige Gebrauch des Mieters umfaßt bei 
Wobnungen auch ohne ausdrückliche Feſtſetzung zugleich die zu 
deſſen Ausübung erforderliche Mitbenutzung anderweiter, nicht 
beſonders bezeichneter Hausteile, insbeſondere die von Fluren und 
Treppen. Vergl. Brückner, die Miete von Wohnungen, 2. Auf- 
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lage, S. 57. Deshalb fällt es nach 8536 des B. G. B. unter 
die Vertragspflicht des Vermieters, auch dieſe Hausteile 
während der Mietzeit in einem zu dem vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauche geeigneten Zuſtande zu erhalten. In einem ſolchen be⸗ 
finden fie ſich jedoch nur dann, wenn ihre Benutzung ohne 
Gefährdung der Geſundheit oder des Lebens des Be⸗ 
nutzenden erfolgen kann. Daß das Hinlegen oder Liegenlaſſen 
eines Brettes wie desjenigen, über das die Kl. gefallen iſt, im 
Hausflur ohne Anbringung einer Schutzvorrichtung eine ſolche 
Gefährdung enthielt und daß der Hausverwalter B. ſich durch 
eine ſolche Handlungsweiſe einer groben Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht hat, hat das B. G. ſelbſt ausgeführt. Wenn 
es aber meint, die widerrechtliche Handlungsweiſe B.s habe nur 
eine Verletzung derjenigen Pflichten des für das Hinlegen des 
Brettes Verantwortlichen enthalten, die ihm allgemein, jedem 
gegenüber obgelegen habe, der überhaupt infolge des in dem 
Haufe eröffneten Verkehrs den Hausflur durchſchritten habe, fo 
tritt darin eben die Verkennung des Umfangs der von dem 
Vermieter durch den Abſchluß des Mietsvertrages über eine 
Wohnung übernommenen Pflicht zur Gewährung des vertrags- 
mäßigen Gebrauches der Mietſache hervor, inſofern dieſer die 
ungefährdete Benutzung namentlich auch der nicht ausdrücklich 
mitvermieteten Flure und Treppen umfaßt. Daß eine und die⸗ 
ſelbe Handlung oder Unterlaſſung eine Verletzung ſowohl der dem 
Handelnden jedem dritten gegenüber obliegenden Pflicht, ihn nicht 
zu ſchädigen, wie auch zugleich der beſonderen Vertragspflicht 
bilden kann, die ihm gegen eine beſtimmte Perſon obliegt, ver- 
kennt das B. G. ſelbſt nicht. Ein ſolcher Fall liegt aber auch 
hier vor. Übrigens ging die dem Bekl. als Vermieter der 
Kl. als Mieterin gegenüber obliegende Pflicht, bei dem Legen 
oder Liegenlaſſen des Bretts im Hausflur die dadurch an ſich 
gegebene Gefahr für die dort Durchgehenden durch geeignete 
Vorkehrungen auszuſchließen, erheblich weiter als die ihm in ; 
folge der Eröffnung eines Verkehrs in ſeinem Haufe 
aufzuerlegende Verpflichtung zur Ausſchließung jeden Schadens, 
der durch jenen Zuſtand den den Flur Durchſchreitenden zugefügt 
werden konnte. Denn dieſen gegenüber war die Anbringung 
einer Beleuchtung oder einer ſog. Schutzvorrichtung nur für 
die gewöhnliche Zeit eines ſolchen Verkehrs erforderlich, 
während die Mieter während jeder Tages-, nötigenfalls 
auch für die Nachtzeit die Herſtellung eines gefahrloſen Durch⸗ 
gangs durch den Hausflur verlangen durften. Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 33 S. 225 ff., insbeſondere S. 228 ff. 
Handelte es ſich ſomit bei der Sorge für die Herſtellung eines 
gefahrloſen Durchgangs durch den Hausflur für die Mieter 
um eine dem Bekl. als Vermieter zufolge des Mietsver⸗ 
trages obliegende Verpflichtung, ſo hat dieſer nach § 278 des 
B. G. B. das Verſchulden B.s als derjenigen Perſon, deren er 
ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bediente, in gleichem 
Umfange zu vertreten wie ſein eigenes Verſchulden. Er kann 
ſich deshalb nicht, wie es der § 83 1 des B. G. B. für den Fall, 
daß ein Schaden lediglich durch die unerlaubte Handlung eines 
vom Geſchäftsherrn zu einer Verrichtung Beſtellten verurſacht 
iſt, zuläßt, durch den Nachweis von ſeiner Schadenserſatzpflicht 
befreien, daß er bei der Auswahl des Beſtellten die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. K. c. S., U. v. 26. Jan. 04, 
303/03 III. — Berlin. 
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10. 88 607, 781, 891, 894, 1004, 1138 B. G. B- 
Beweislaft des klagenden Hypothekenſchuldners, wenn er die 
urkundlich anerkannte Darlehnsſchuld beitreitet.] 

Allerdings iſt der einen Hyppothekeintrag verfolgende 
Gläubiger für den Hypothekſchuldgrund beweispflichtig und 
entbindet ihn die nach 88 1138, 891 des B. G. B. gegebene 
Vermutung der Richtigkeit des eingetragenen Schuldgrunds von 
dieſer Beweispflicht dann nicht, wenn er zugeſtehen muß, daß 
der eingetragene Schuldgrund in Wirklichkeit nicht zutrifft. 
Aber anders verhält es ſich, wenn der Schuldner aus der 
Unrichtigkeit des eingetragenen Schuldgrundes Rechte für fid 
ableiten muß. Dann liegt ihm und nicht dem Hypotheken- 
gläubiger die Beweislaſt darüber ob, welchen Inhalt das 
wirkliche Schuldverhältnis gehabt hat. Im vorliegenden Falle 
hat der Hypothekenſchuldner die Eigentumsſtoͤrungsklage 
($ 1004 B. G. B.) in Geſtalt der Grundbuchberichtigungs⸗ 
klage (§ 89 4 daſelbft) erhoben mit dem Antrag auf Löſchung 


einer Darlehenshypothek zu 10 000 Mark und mit der Be⸗ 


gründung, daß kein Gegenwert gegeben worden ſei. Dieſer 
Klagegrund iſt nicht ſchon dadurch bewieſen, daß der Bekl. 
das Nichtvorliegen eines baren Darlehens zugeſtanden hat. 
Denn das Geſetz — 8 607 Abſ. II B. G. B. — kennt auch 
Darlehen im weiteren Sinne, d. i. vereinbarte Darlehen. Nun 
hat unbeſtritten die Kl. in der Urkunde vom 30. Januar 1901 
für ein Darlehen zu 10 000 Mark dem Bekl. Hypothek beſtellt 
und deſſen Eintragung im Grundbuch bewilligt. Dieſe ſchrift⸗ 
liche Erklärung iſt als gültiges Schuldanerkenntnis im Sinne 
des $ 781 B. G. B. zu erachten und beweiſt gegen die Kl., 
daß ſie ſich als Schuldnerin eines Darlehens bekannt hat. 
Hierbei iſt es unerheblich, wenn ſie in der Urkunde von barem 
Darlehen geſprochen und nicht gegebenenfalls den Vorgang 
einer Vereinbarung nach Abſ. II des angezogenen § 607 aus- 
drücklich beſtätigt hat. Denn nach § 133 B. G. B. kommt 
es auf den buchſtäblichen Sinn des Ausdruckes nicht an, im 
Geſchäftsverkehr find derartige Ungenauigkeiten üblich, und über- 
dies hat, wer ſich nach § 607 Abſ. II den für das Darlehen 
gegebenen Rechtsgrundſätzen unterwirft, die vom Geſetz ſelbſt 
zunächſt für das Bardarlehen gegebenen im Auge und inſofern 
kann die Angabe eines baren Darlehens in der Urkunde nicht 
als völlig unrichtig erklärt werden. Solange aber das hiernach 
gültige Schuldanerkenntnis zu Recht beſteht, ſolange ſteht auch 
der darauf beruhende Eintrag einer Darlehenshypothek, der 
noch dazu die Bezeichnung „bares“ Darlehen nicht enthält, mit 
der Wirklichkeit in Einklang und iſt ein Grund für die Be⸗ 
richtigungsklage des §8 894 B. G. B. nicht gegeben. Nach 
§ 812 Abſ. II iſt die Schuld nicht entkräftet (kondiziert). 
W. o. S., U. v. 3. Febr. 04, 323/03 V. — Berlin. 

11. SS 906, 1004 B. G. B. Anſprüche gegen den 
Hauswirt wegen der von feinem Mieter verurſachten Ein- 
wirkungen auf das Nachbargrundſtück.] 

Der B. R. hat die Klage wegen fehlender Paſſivlegitimatien 
des Bekl. abgewieſen. Er iſt der Anficht, daß der hier mit der 
Eigentumsfreiheitsklage in Anſpruch genommene Eigentümer und 
Vermieter des Grundſtücks nicht für die Eingriffe feines 
Mieters in das Eigentumsrecht am Nachbargrundſtück verant⸗ 
wortlich gemacht werden könne, weil nicht er, ſondern nur der 
Mieter als der „Störer“ anzuſehen ſei, von dem nach 8 1004 


XXXIN. Jahrgang. 


B. G. B. die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangt werden 
kann. Die abweichende Entſcheidung des VI. 3. S. des 
R. G. (Bd. 47 Nr. 37 S. 163 ff.) hält der B. R. nicht für 
richtig und ſucht deren Begründung zu widerlegen. Allein der 
erkennende Senat hat ſchon in einem Urteil vom 18. Januar 1902 
(V 324/01) ausgeführt, daß die Entſcheldung des VI. Senats 
im Einklange ſtehe mit einer früheren Entſcheidung dieſes (des V.) 
Senats in Bd. 45 Nr. 76 S. 297 ff., worin, allerdings auf 
Grund des früheren preußiſchen Rechts, ausgeſprochen iſt, daß 
die Eigentumsfreiheitsklage zwar zunächſt gegen den unmittel- 
baren Täter gehe, daneben aber, oder unter Umſtänden auch 
allein, gegen den Eigentümer des Grundſtücks, von dem die 
Störung ausgehe, angeſtellt werden könne, und daß dies ins⸗ 
beſondere dann der Fall ſei, wenn der Eigentümer die Störung 
durch feine Anordnung veranlaßt oder in ungehöriger Weiſe ge⸗ 
duldet habe. Daran muß feftgehalten werden. Es handelt ſich 
hier um Eigentumsbeeinträchtigungen der in § 906 B. G. G. 
beſchriebenen Art, die dort als von einem andern Grund ⸗ 
ſtück ausgehende Einwirkungen bezeichnet werden. Die 
Grundſtücke werden alſo in dieſen Beziehungen gewiſſermaßen 
gegen einander geſchützt und im gegenſeitigen Intereſſe in ihrer 
Gebrauchs- und Nutzungsfähigkeit eingeſchränkt. Damit iſt 
ſchon zum Ausdruck gebracht, daß regelmäßig der Vertreter des 
Grundſtücks, alſo der Eigentümer ſelbſt, es iſt, der für Aber 
ſchreitungen des Gebrauchs und Nutzungsrechts aufzukommen 
hat. Wenn nun der 8 1004 den „Störer“ wegen der Be⸗ 
ſeitigung von Eigentumsbeeinträchtigungen für haftbar erklärt, 
ſo wird damit nur klargeſtellt, daß dieſe Haftung an die Vor⸗ 
ausſetzung einer Verurſachung der Störung durch die in 
Anſpruch genommene Perſon geknüpft iſt, der dabei eine ſchuld ⸗ 
hafte Handlung nicht zur Laſt zu fallen braucht; nicht aber 
wird dadurch der Begriff des urſächlichen Zuſammenhanges 
irgendwie eingeengt. Ob nun ſchon an und für ſich in dem 
Vermieten des Grundſtücks zu einem Betriebe, der tatſächlich 
eine Beeinträchtigung des benachbarten Grundſtücks im Gefolge 
hat, eine Verurſachung dieſer Beeinträchtigung im Sinne des 
§ 1004 gefunden werden konne und zwar auch dann, wenn 
der Vermieter, wie B. R. zugunſten des Bekl. angenommen hat, 
die ſchädlichen Einwirkungen des Betriebes nicht vorausſehen 
konnte, mag bei der Geſtaltung des vorliegenden Falles auf ſich 
beruhen. Hier iſt der Tatbeſtand gegeben, daß der Bekl. jeden ⸗ 
falls hinterher und ſpäteftens durch die Klagerhebung erfahren 
hat, daß die Kl. ſich über Beeinträchtigung durch den Betrieb 
beſchweren, gleichwohl aber nichts getan hat, die Beeinträchtigung 
zu beſeitigen, dieſe alſo geduldet hat. Schon die Motive zum 
erſten Entwurf des B. G. B. (Bd. 3 S. 425) enthalten bei 
Erörterung der Eigentumsfreiheitsklage den Satz, daß als An- 
ſpruchsverpflichteter derjenige erſcheine, durch deſſen Willen eine 
zuſtändliche Eigentumsverletzung — und ihr ſteht eine durch 
den Gebrauch des Grundſtücks vermittelte Verletzung gleich — 
aufrechterhalten werde. Daß die Eigentumsverletzung, welche 
aus dem Gebrauch des Grundſtücks durch einen Mieter ent- 
ſpringt, durch den Willen des Vermieters, der nicht dagegen 
einſchreitet, aufrechterhalten wird, iſt nicht zu bezweifeln. Der 
B. R. meint freilich, Nichwerhindern ſei noch kein Verurſachen, 
und iſt der Anficht, daß der Vermieter den Mieter auch gar 
nicht hindern könne, das Grundſtück zu dem Zweck zu gebrauchen, 
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zu dem es vermietet worden, wenn nicht der Mietvertrag den 
Gebrauch einſchränke, daß der Vermieter als ſolcher kein Inter⸗ 
eſſe daran habe, ob der Mieter, ſolange dieſer nicht ihm gegen⸗ 
über den Vertrag verletze, in die Rechte Dritter eingreife, und 
daß daher nicht mit dem VI. 3. S. des R. G. in dem oben 
erwähnten Urteil angenommen werden könne, die Übergriffe des 
Mieters enthielten ebenfalls einen vertragswidrigen Gebrauch der 
Mietfache im Sinn des 8 550 B. G. B., der den Vermieter 
zum Einſchreiten berechtige. Dieſe Ausführungen gehen jedoch 
fehl. Das Nichtverhindern ſteht dem Verurſachen gleich, wenn 
eine Verpflichtung zum Verhindern befteht und dieſe Verpflichtung 
liegt dem Eigentümer ob, dem bekannt iſt, daß von ſeinem 
Grundſtück eine in § 906 B. G. B. verbotene Einwirkung auf 
das Nachbargrundſtück ausgeht. Dadurch, daß er ſein Grundſtück 
vermietet, kann er ſich nicht von dieſer geſetzlichen Verpflichtung 
befreien, es iſt vielmehr im Gegenteil zu ſagen, daß er dann, 
wenn er dem Mieter die Übergriffe in das Nachbarrecht aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend geſtattet hatte, dieſe ſogar ſelber 
veranlaßt habe, daß er fie aber jedenfalls durch deren Duldung 
zu der ſeinigen mache, auch dann, wenn er dem Mieter nicht 
ausdrücklich die Schonung der Nachbarrechte zur Pflicht gemacht 
hatte. Mit vollem Recht wird vom VI. 3. S. angenommen, 
daß jeder Mietvertrag, der nicht das Gegenteil beſagt, nach 
Treu und Glauben ($ 157 B. G. B.) dahin ausgelegt werden 
muß, daß der Mieter die geſetzlichen Einſchränkungen im Ge⸗ 
brauch und in der Benutzung der Mietſache, alſo auch die in 
8 906 B. G. B. angeordneten, zu beobachten hat, und daraus 
folgt, daß ein Zuwiderhandeln dagegen einen verttagswidrigen 
Gebrauch im Sinn des 8 550 enthält, der den Vermieter zum 
Einſchreiten berechtigt. An den Mieter kann daher der Ver⸗ 
mieter, der die ſchädigenden Handlungen des Mieters duldet, 
nicht verweiſen; umgekehrt würde vielmehr nach 8 76 Z. P. O. 
der Mieter, jedenfalls wenn er dem Vermieter gegenüber zu den 
ſchädigenden Handlungen berechtigt wäre, eine gegen ihn an⸗ 
geſtellte Klage auf den Vermieter abwälzen können. L. c. H., 
U. v. 23. Jan. 03, 311/03 V. — Colmar. 

12. 5 907 B. G. B. Zuläſfiges Maß der Einwirkung 
einer Anlage auf das Nachbargrundftück.] 

Die Kl. behauptet, durch eine in dem Brauereigrundſtück 
des Bekl. aufgeſtellte Eismaſchine und deren Betrieb würden 
Erſchütterungen ihres benachbarten Hauſes bewirkt und ein Lärm 
hervorgerufen, der ſie nervenkrank gemacht und ſchließlich zum 
Verlaſſen des Hauſes gezwungen haben fol. Sie hat auf Ent⸗ 
fernung der Maſchine und richterlich zu beſtimmenden Schadens- 
erſatz geklagt. Die Klage iſt in der Berufungsinſtanz abge⸗ 
wieſen, die Revifion zurückgewieſen worden. Den bei Beurteilung 
des Maßes der zuläffigen Einwirkung vom Nachbargrundſtück 
ſeitens des B. R. angelegten Maßſtab des Empfindens eines 
normalen Durchſchnittsmenſchen bekämpft die Reviſion mit 
Unrecht. Das B. G. befindet fich hierbei in Übereinſtimmung 
mit den Urteilen des 5. und des 3. Senats des R. G. in 
Seufferts Archiv Bd. 45 Nr. 240 und Bd. 52 Nr. 146, 
die freilich noch auf Grund des früheren preußiſchen und des 
gemeinen Rechts ergangen find, aber einen Grundſatz ausſprechen, 
der auch nach dem Recht des B. G. B. maßgebend geblieben ift 
und in den Motiven zum 1. Entwurf Bd. 3 S. 267 zutreffend 
damit begründet wird, daß andernfalls das Maß des Erlaubten von 
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wechſelnden perſönlichen Verhältniſſen abhängig gemacht werden 
würde. F. c. A., U. v. 3. Febr. 04, 519/03 V. — Colmar. 

13. 58 1113, 1127, 1183, 1190 B. G. B. Fortbeſtand 
der Sicherungshypothek (Höchſtbetragshypothek) bei Zahlungen 
oder ſonſtiger Befriedigung ohne Zwangsvollſtreckung.] 

Die dem Bekl. von der Kl. eingeräumte Kautionshypothek 
iſt ſeit dem 1. Januar 1900 nach den Vorſchriften zu beurteilen, 
die das B. G. B. über die Sicherungshypothek und zwar ins⸗ 
beſondere über die ſogenannte Höchſtbetragshypothek aufgeſtellt 
hat; (vgl. Art. 192 Einf. Gef. und § 1190 B. G. B.). Letztere 
bleibt ſolange zur Verfügung des Gläubigers, bis weitere Forde⸗ 
rungen aus demſelben nicht mehr entſtehen können. Durch 
Zahlungen kann die Haſtung des Grundſtücks nur auf dem 
Wege verringert werden, daß entweder im Sinne des § 1113 
Abſ. 1 B. G. B. aus dem Grundſtück gezahlt wird, wodurch 
die Hypothek nach §8 1181 zu dem gezahlten Betrage erliſcht, 
oder daß die Anrechnung der Zahlung auf den Höchſtbetrag und 
inſoweit eine Aufhebung der Hypothek ($ 1183) vereinbart 
wird. Eine derartige Vereinbarung iſt nicht feſtgeſtellt und 
der Bekl., der Darleiher, iſt nicht aus dem Grundſtück be⸗ 
friedigt worden, denn nach der ausdrücklichen Beſtimmung im 
§ 1147 B. G. B. erfolgt die Befriedigung aus dem Grundſtück 
und den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, i m 
Wege der Zwangsvollſtreckung. Von einer Befriedigung 
aus dem Grundſtück kann demnach nicht geredet werden, wenn 
ohne Zwangsvollſtreckung gezahlt wird, ſei es auch mit Geldern, 
die der Schuldner durch den Verkauf des Grundſtücks oder eines 
Teiles des ſelben oder ſolcher Gegenſtände, auf die ſich die Hypothek 
erſtreckt, erlangt hat. Im vorliegenden Fall iſt die Zahlung 
aus den Verſicherungsgeldern für das abgebrannte Haus geleiſtet 
worden. Nach § 1127 B. G. B. erſtreckte ſich die Hypothek 
des Bekl. auf die Forderung der Kl. gegen den Verſicherer; es 
würde daher nach § 1147 eine Befriedigung aus dem 
Grundſtück vorliegen, wenn der Bekl. ſich im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dieſer Forderung befriedigt hätte. Dies iſt 
aber nicht geſchehen. Handelte es ſich um eine Verkehrshypothek, 
ſo würde ſolche Tilgung der zugrunde liegenden Forderung zur 
Folge gehabt haben, daß die Hypothek in dem gezahlten Betrage 
kraft Geſetzes auf die Kl. als die Grundſtückseigentümerin über⸗ 
gegangen wäre (§ 1163 Abſ. 1). M. c. G., U. v. 20. Jan. 04, 
305/03 V. — Coöln. 

14. Auslegungsregeln bezüglich eines vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 errichteten Teſtamentes.] 

Das vorliegende Teſtament iſt vor dem Inkrafttreten des 
B. G. B. errichtet, der Erblaſſer aber erſt im Jahre 1901 ge- 
ſtorben. Nach Art. 213, 214 des E. G. zum B. G. B. iſt 
darnach für die Form des Teſtaments das frühere Recht, für 
die rechtliche Bedeutung ſeines Inhalts das neue Recht ent⸗ 
ſcheidend. Welche Auslegungsvorſchriften in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art maßgebend ſeien, iſt zwar nicht unbeſtritten; ſelbſt⸗ 
verſtändlich, auch allgemein anerkannt iſt jedoch (vgl. Habicht 
die Einwirkung des B. G. B. auf, zuvor entſtandene Rechts-. 
verhältniſſe, 2. Auflage S. 700), daß bei der Erforſchung deſſen, 
was der Erblaſſer hat ſagen wollen, die bei Niederſchrift des 
Teſtaments obwaltenden Verhältniſſe von Bedeutung ſind und 
daß deshalb, fo weit zum Verſtändnis ſeiner Worte der Sprad- 
gebrauch in Betracht kommt, die Bedeutung, die den gebrauchten 
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Ausdrücken damals zukam, zugrunde zu legen iſt. B. c. B., 
U. v. 1. Febr. 04, 285/03 IV. — Breslau. 

135. 8 2242 B. G. B. Erforderniſſe des Protokolls über 
Aufnahme eines Teſtamentes.] 

Die Vorinſtanzen haben angenommen, daß das von M. 
am 22. Auguſt 1901 vor dem Erblaſſer der Bell, einem 
Schultheißen, gemäß $ 2249 des B. G. B. errichtete Teſtament 
wegen Verletzung der in $ 2242 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchriebenen 
Form nichtig ſei, weil im Protokoll nur feſtgeſtellt iſt, daß es 
vorgeleſen und vom Teſtator genehmigt worden, hierauf aber, 
ohne eine ausdrückliche Feſtſtellung, daß dieſer das Protokoll 
unterſchrieben habe, lediglich die Unterſchriften des Teſtators, 
der beiden Zeugen und des Erblaſſers der Bekl. folgen. Sie 
haben jedoch die von den Kl. als den eingeſetzten Erben auf 
Grund von $ 839 des B. G. B. erhobene Schadenerſatzklage 
deswegen abgewieſen, weil dem Erblaſſer des Bekl. eine Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht zur Laſt falle. Die Reviſion iſt zurückgewieſen 
worden. Die Vorſchrift im § 2242 Abſ. 1 des B. G. B. 
(und der gleichlautende § 177 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) haben in der 
Literatur wie in der Praxis Veranlaſſung zu verſchiedenen er⸗ 
heblichen Zweifeln gegeben. Dies gilt zunächſt von der Frage, 
ob das Wort „Protokoll“ im 2. Satze in demſelben Sinn ge⸗ 
braucht worden iſt, wie im 1. Satze und ob daher die Feſt⸗ 
ſtellung der Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift der Be⸗ 
teiligten in dem die Erklärung der Beteiligten enthaltenden Teil 
des Protokolls erfolgen und ob infolgedeſſen auch dieſe Feſt⸗ 
ſtellung mit vorgeleſen, genehmigt und von den Beteiligten 
unterſchrieben werden muß (fo Planck, Kommentar zum B. G. B. 
zu 8 2242 Anm. 2d, Raußnitz, Kommentar zum Geſetz betr. 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu 8 176 Anm. 1 
S. 559, § 177 Anm. 5 S. 569, Jaſtrow, deutſch.⸗ preuß. 
Notariatsrecht 14. Auflage zu § 177 jenes Geſetzes S. 44 
Anm. 8) oder ob es genügt, wenn die mitwirkenden Perſonen 
Richter und Gerichtsſchreiber, Notar und Zeugen) allein erft an 
einer ſpäteren Stelle des Protokolls dieſe Feſtſtellung vornehmen 
und daher auch allein an dieſer Stelle unterſchreiben, (ſo 
Dorner, Kommentar zum Geſetz betr. Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit zu §8 177 Anm. 2b, 3b, Ober- 
landes gericht Roſtock in Seufferts Archiv Bd. 57 Nr. 137). 
Das Reichsgericht hat dieſe Frage als beſtritten bezeichnet 
(Entſch. in Zivilſachen Bd. 50 S. 217ff., Bd. 53 S. 151) 
und dargelegt, es ſei anzuerkennen, daß die Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes zu Zweifeln Anlaß bietet (Juriſtiſche Monatsſchrift 
für Poſen Bd. 4 S. 144). Auch Raußnitz 1. c. verhehlt fich 
nicht, daß nach feiner, von der Majorität der Schriftſteller ge- 
teilten Anſicht die Urkundsperſon gezwungen ſei, eine Feſtſtellung 
über eine Tatſache zu treffen, die noch gar nicht geſchehen ſei 
(S. 559), was „nicht gerade logiſch und erfreulich ſei“ (S. 569). 
Aber nicht nur über die Stelle im Protokoll, an der die im 
Satz 2 vorgeſchriebene Feſtſtellung zu erfolgen hat, ſondern 
auch über die Faſſung dieſer Feſtſtellung gehen die Meinungen 
auseinander (vergl. Jaſtrow J. 6. S. 45 Anm. 9). Es iſt ins- 
beſondere auch die Anficht vertreten worden, daß ein ſtrenges 
Feſthalten an der vorgeſchriebenen Faſſung, wenn auch empfeblens- 
wert, ſo doch nicht notwendig ſei, daß vielmehr eine ſolche 
Faſſung genüge, die zu vernünftigen Zweifeln keinen Anlaß biete, 
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daß namentlich dann der Form genügt ſei, wenn das Protokoll 
ſo gefaßt ſei, daß aus ihm unmittelbar die Vorleſung, die Ge⸗ 
nehmigung durch den Beteiligten und deſſen eigenhändige Unter⸗ 
ſchrift hervorgehe (D. L. G. Dresden in „Rechtſprechung 
der Oberlandes gerichte“ Bd. 3 S. 73). Alle dieſe Meinungs- 
verſchiedenheiten beweiſen, daß die angezogenen Geſetzesvorſchriften 
keineswegs leicht verſtändlich ſind und jedenfalls die für einen 
Laien nötige Klarheit vermiſſen laſſen. Gleichviel ob man 
namentlich der zuletzterwähnten Auffaſſung beitreten will oder 
nicht, auf alle Fälle kann darin, daß der Erblaſſer der Bekl. zu der 
Anfiht gelangt iſt, durch die von ihm nach der Unterſchrift des 
Teſtators vorgenommene Vollziehung des Protokolls werde im 
Protokoll die eigenhändige Unterſchrift des Teſtators feſtgeſtellt, 
eine Fahrläſſigkeit nicht erblickt werden, dies um fo weniger, als 
nach der einwandfreien Feſtſtellung des B. G. der Erblaſſer der 
Bekl. bei der Teſtamentserrichtung weder ſaumſelig noch leichtfertig 
fi verhalten, ſondern auf die Wichtigkeit der Schlußfeſtſtellung hin⸗ 
gewieſen und vor Schluß des Protokolls nochmals den § 2242 
durchgeleſen hat. D. c. H., U. v. 1. Febr. 04, 333/03 VL — Jena. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 8 98 Z. P. O. Rechtsanwaltsordnung § 25. Unter- 
laſſene Angabe der Vertretereigenſchaft bei Erklärungen des 
vertretenden Rechtsanwalts. Einfluß der Rückkehr des Anwalts 
auf die Handlungen feines beſtellten Vertreters. 

Für den Prozeßbevollmächtigten des Bekl. war Rechts⸗ 
anwalt W. nach § 29 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 unter entſprechender Anzeige bei dem Präfidenten 
des L. G. auf die Dauer von vier Wochen, vom 22. Juli 
1901 angerechnet, zum Vertreter beſtellt worden. Ein von W. 
auf der Ausfertigung des erſtinſtanzlichen Urteils ausgeſtelltes 
Bekenntnis vom 9. Auguſt 1901 „beglaubigte Abſchrift vor⸗ 
ſtehenden Schriftſtückes an dieſem Tage vom Juſtizrat M. zu⸗ 
geſtellt erhalten zu haben“ wurde als prozeßordnungsgemäß 
angeſehen und die vom Kl. aufgeſtellte Behauptung, daß der 
Prozeßbevollmächtigte des Bekl. mindeſtens vom 7. bis zum 
20. Auguft 1901 wieder in D., feinem Wohnfig, anweſend 
geweſen ſei und ſeine Anwaltstätigkeit ausgeübt habe, für 
unbeachtlich erklärt. Die Wirkſamkeit des vom berufenen 
Vertreter binnen der geſetzten Vertretungszeit ausgeſtellten 
Empfangsbekenntniſſes kann dadurch allein, daß der durch ihn 
vertretene Rechtsanwalt ſeine Berufstätigkeit derzeit wieder auf- 
genommen hatte, nicht in Frage geſtellt werden. Eine Zurück⸗ 
ziehung der Ermächtigung zur Vertretung enthält ſolche Wieder⸗ 
aufnahme ohne desfallfige Anzeige ſeitens des Rechtsanwalts 
nicht, und ebenſowenig verbindet das Geſetz mit derſelben das 
Erlöſchen der Vertretungsmacht. Iſt auch die Befugnis zur 
Übertragung der Stellvertretung, die ausnahmsweiſe zur Ver⸗ 
pflichtung ſich ſteigert, vom Geſetz nur in begrenzter Weiſe 
zugelaſſen, jo iſt damit doch nicht geſagt, daß die außerhalb 
dieſer Grenzen zwar, jedoch an eine zur Stellvertretung nach 
Vorſchrift des § 25 der Rechtsanwaltsordnung geeignete Perſon 
erfolgte Übertragung die Vertretungsmacht nicht verſchafft, 
beziehungsweiſe die Unwirkſamkeit der vom Vertreter vor⸗ 
genommenen Prozeßhandlungen mit ſich bringt, dies um ſo 
weniger, als ſolche Folgerung dem Prozeßgang, wie ohne 
weiteres erhellt, die erheblichſten Schwierigkeiten bereiten muß. 
Mit Recht hat daher das B. G. das klägeriſche Beweisangebot 
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für die behauptete Wiederaufnahme der Berufstätigkeit als 
belangslos abgelehnt. Verfehlt iſt auch der Einwand, daß für 
die Kenntnis des zuſtellenden Anwalts, Juſtizrat M., von dem 
Vertretungs verhältnis zwiſchen dem beklagtiſchen Bevollmächtigten, 
und dem Rechtsanwalt W., der ohne Andeutung des Ver⸗ 
tretungsverhältniſſes das Empfangsbekenntnis unterſchrieben 
habe, abſolut nichts vorliege. Da für die Wirkſamkeit des 
vom Stellvertreter ausgeſtellten Empfangsbekenntniſſes die Er⸗ 
wähnung der Vertretereigenſchaft kein Erfordernis bildet, wie 
bereits im dies ſeitigen Urteil vom 4. Juli 1902 ausgeführt 
worden, fo ſcheitert jener Einwand von vornherein an der Tat- 
ſache, daß der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte feine gemäß 
§ 198 der Z. P. O. auf Verlangen des Gegners zu erteilende 
Beſcheinigung gegen das von dem Stellvertreter ausgeſtellte 
Empfangsbekenntnis eingetauſcht hat. Denn hiermit hat 
derſelbe auf den Beweis der Vertretungsmacht tatſächlich verzichtet, 
jedenfalls ſoweit, als dieſem Verzichtswillen bindende Wirkung 
beikommt. Soweit es ſich um die Kenntnis von der wirklich 
vorhanden geweſenen Vertretungsmacht handelt, iſt aber die 
bindende Wirkung dem Willen nicht abzuſprechen. Der Hin⸗ 
weis auf das Reichsgerichtsurteil vom 27. Oktober 1902 
(Entſch. des R. G. Bd. 52 S. 367) trifft daher nicht zu. 
R. o. H., U. v. 2. Febr. 04, 320/03 III. — Hamm. 

17. 5 124 3. P. O. Verluſt des Rechtes auf Bezahlung 
der Koſten des Armenanwalts tritt nicht durch den Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß zugunſten der Partei ein.] 

Das O. L. G. nimmt an, Juſtizrat Dr. J. ſei als 
Armenanwalt des Bekl. zwar nach 8 124 der Z. P. O. 
berechtigt geweſen, ſeine Gebühren und Auslagen von 134 Mark 
60 Pf. von den beiden Kl. beizutreiben, ſoweit ſie ihnen (zu 
1% und ½) auferlegt find. Er habe jedoch von dieſem 
Rechte ausweislich des erſten Koſtenfeſtſetzungsgeſuches des 
Rechtsanwalts L. keinen Gebrauch gemacht, ſondern die Koſten 
auf den Namen des Bekl. feſtſetzen laſſen. Die Möglichkeit 
aber, die Koſten auf den Namen des Armenanwalts als 
Forderungsberechtigten umſchreiben zu laſſen, beſtehe nur ſolange, 
als der Koſtenſchuldner noch nicht den feſtgeſetzten Betrag an 
die Partei erſtattet habe. Vorliegend ſeien die beiden Kl. dem 
auf den Namen des Bekl. erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe 
dadurch nachgekommen, daß ſie laut einer in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz vorgelegten Aufrechnungserklärung vom 14. März 1903 
— zugeſtellt dem Bekl. und dem Rechtsanwalt L. am 19. bezw. 
21. März 1903 — ihre oberlandesgerichtliche Urteilsforderung 
von 647 Mark 85 Pf. gegen die Koſtenforderung des Bekl. 
aufgerechnet haben. Der Armenanwalt ſelber habe ſomit 
den Kl. durch den auf den Namen des Bekl. erwirkten Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß die rechtliche Möglichkeit geſchaffen, ihre 
Koſtenſchuld an den Bekl. wirkſam zu berichtigen. Damit ſei 
auch die Befugnis des Armenanwalts aus 8 124 der Z. P. O. 
verwirkt“. Dieſer Auffaſſung konnte nicht beigetreten werden. 
Hätte man die Beſtimmung des $ 124 der Z. P. O. aus dem 
Geſichtspunkte einer geſetzlichen — fingierten — Zeſſion, alſo 
dahin zu verſtehen, daß der Koſtenerſtattungsanſpruch der armen 
Partei kraft Geſetzes mit der Erlaſſung oder der Rechtskraft 
eines Koſtenurteils auf den Armenanwalt in Höhe feiner Koiten- 
forderung übergehe (vergl. Raddatz in Gruchot, Beiträge 
Bd. 39 S. 289 ff., Schott, das Armenrecht S. 125 ff., 
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Gaupp Stein, Z. P. O. zu 8 124 J. 4. Aufl. S. 134, 
Beſchluß des R. G. III. 3. S. vom 7. Februar 1896 in 
Sachen Schock gegen Gies III B 12/96 Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1896 S. 146 Nr. 6), fo konnte vorweg keine Rede 
davon fein, daß das Recht des Armenanwalts aus § 124 der 
Z. P. O., wofern er nicht etwa den Koſtenerſtattungsanſpruch 
auf ſeine Partei zurückübertragen hat, durch einen auf den 
Namen der armen Partei ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
verloren gehen oder durch eine von den Parteien getroffene 
Verfügung beeinträchtigt werden würde. Indes braucht im 
gegenwärtigen Falle nicht entſchieden zu werden, ob jene rechtliche 
Konſtruktion zutreffend fel oder ob vielmehr, wie der VII. 3. S. 
des R. G. mit Beſchluß vom 5. Dezember 1899 in Sachen 
Schulze gegen Schulze VIa B 148/99, abgedruckt in Gruchot, 
Beiträge Bd. 45 S. 652, angenommen hat, der 8 124 (alt 
§ 115) der Z. P. O. nur dem Armenanwalt ein ſelbſtändiges 
Recht auf Koſtenerſtattung neben dem Recht der armen Partei 
ſelbſt verleiht. Denn auch die letztere Auffaſſung führt vor⸗ 
liegend nicht zu dem entgegengeſetzten Ergebniffe. Die, 
namentlich auch aus der Vorſchrift des § 124 Abſ. 2 erkenn ⸗ 
bare Abficht des Geſetzes geht dahin, dem für die arme Partei 
beſtellten Rechtsanwalt (oder Gerichtsvollzieher) das Recht und 
die Moͤglichkeit ſeiner Befriedigung wegen der, der Partei 
geſetzlich geſtundeten Gebühren und Auslagen mittels Bei- 
treibung von dem in die Koſten verurteilten Gegner in der 
Weiſe zu gewährleiſten, daß der ihm eingeräumte ſelbſtändige 
Anſpruch gegen einſeitige Difpofitionsakte der armen Partei 
ſichergeſtellt iſt. Allerdings hängt es von dem Willen des 
Rechtsanwalts ab, ob er von feinem Rechte Gebrauch machen 
will; er kann darauf zugunſten der armen Partei verzichten. 
Und ein Verzicht auf das eigene Beitreibungsrecht mag für die 
Regel darin zu erblicken ſein, wenn der Armenanwalt einen 
Koftenfeftſetzungsbeſchluß ausdrücklich nur auf den Namen 
der armen Partei beantragt und erwirkt hat. Allein dieſer 
letztere Fall liegt hier nicht vor. Die Koſtenfeſtſetzung hat nicht 
der Armenanwalt Juſtizrat Dr. J., ſondern der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Bekl. I. J. Rechtsanwalt L. bei dem L. G. 
beantragt. In der von ihm eingereichten Koſtenberechnung 
waren als „Auslagen“ die Koſten des Rechtsanwalts J. 
mit 134 Mark 60 Pf. aufgenommen. Wenn auch dieſer 
Koſtenliquidation ein Auftrag des letztgenannten Anwalts zu 
Grund lag, fo fehlt doch ein Anhalt dafür, daß er den Rechts. 
anwalt L. ermächtigt hätte, die Koſten des Armenanwalts auf 
den Namen der armen Partei feſtſetzen zu laſſen, und daß 
Rechtsanwalt Dr. J. auf ſein Beitreibungsrecht hätte verzichten 
wollen. Der Beſchwerdeführer hat im Gegenteil durch eine 
ſchriftliche Beſtätigung des Rechtsanwalts L. glaubhaft gemacht, 
daß er dieſen erſucht hatte, die Koſten für ihn von der Gegen⸗ 
ſeite einzuziehen. Das Recht des Armenanwalts aus 8 124 
der Z. P. O. ſtand jedenfalls in Kraft, als die Kl. — noch vor 
Erlaſſung des Koftenfeſtſetzungsbeſchluſſes vom 26. März 1903 — 
die Aufrechnungserklärung dem Bekl. gegenüber abgaben, und 
ſein Beitreibungsanſpruch konnte weder durch den auf den 
Namen der armen Partei ergebenden Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
noch durch jene Aufrechnung vereitelt werden. Ob die Auf⸗ 
rechnung im Verhaͤltniſſe zwiſchen den Parteien rechtswirkſam 
iſt, kommt hier nicht in Betracht, auch kann davon abgeſehen 


werden, ob und inwieweit eine Aufrechnungseinrede überhaupt 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu berückfichtigen iſt. (Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 13 S. 360 ff.). Keinenfalls kann der 
aus der Perſon der armen Partei erhobene Einwand der er⸗ 
folgten Aufrechnung mit der Urteilsforderung dem Beſchwer de 
führer entgegengeſetzt werden, vielmehr iſt dies ſchon durch die 
Beſtimmung des 8 124 Abſ. 2 der Z. P. O. ausgeſchloſſen. 
S. c. R., Beſchl. v. 28 San. 04, B 123/04 VI. — Coöͤln. 

18. 88 141, 219 Abſ. 1, 547 Nr. 2 Z. P. O. verb. mit 
§ 39 des Preuß. Ausführungsgeſetzes z. G. V. G. Ermeſſen des 
Richters, einen Termin außerhalb der Gerichtsſtelle abzuhalten. 
Zuläſſigkeit der Reviſion bei Klagen des Fiskus auf Rück⸗ 
erſtattung der Bezüge gegen Beamte.] 

Der Bekl. — Amtsrichter — ift auf Grund des § 812 
des B. G. B. zur Herauszahlung der von ihm bezogenen Reiſe⸗ 
koſten, weil er dieſe ohne Rechtsgrund erlangt habe, nicht wegen 
Verſchuldens im amtlichen Verhalten, an den klagenden Juſtiz⸗ 
fiskus verurteilt worden. Bei der Frage der Zuläſſigkeit der 
Revifion wurde erwogen: (§ 547 Nr. 2 der Z. P. O.) es würde 
genügen, daß der Rechtsſtreit einen Anſpruch zum Gegenftande 
hat, für den nach der Art, wie er in I. J. begründet wurde, 
das L. G. ausſchließlich zuſtändig war. Dieſer Punkt bedarf 
jedoch hier keiner Entſcheidung. Denn es iſt zwar an ſich nicht un⸗ 
zweifelhaft, ob eine Klage des Fiskus gegen einen Staatsbeamten 
auf Rückerſtattung dem letzteren nicht zuſtehender Bezüge ſich 
unter eine der Kategorien des $ 39 des Preuß. Ausführungs- 
geſetzes zum G. V. G. bringen läßt; da aber das R. G. ſchon 
wiederholt ſich dahin ausgeſprochen hat (vgl. Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 32 S. 120f.), daß eine ſolche Klage unter § 39 
Abſ. 1 Nr. 1 falle, fo iſt hierbei ſtehen zu bleiben, und dem⸗ 
gemäß die Zuläſfigkeit der vorliegenden Reviſion anzunehmen. 
In der Sache ſelbſt wurde die Klage des Fiskus abgewieſen. 
Es handelt ſich um die Bedeutung des Wortes „erforderlich“ 
in § 219 Abſ. 1 der 3 P. O. Nach dieſer Beſtimmung ſollen 
die Termine an der Gerichtsſtelle abgehalten werden, ſofern 
nicht gewiſſe Ausnahmefälle vorliegen, von denen hier in Betracht 
kommt der Fall, daß die Verhandlung mit einer am Erſcheinen 
vor Gericht verhinderten Perſon erforderlich iſt. „Erforderlich“ 
in dieſem Sinne iſt dasjenige, was das Gericht nach ſeinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen zur Herbeiführung einer gerechten Entſcheidung 
der Streitſache für nützlich hält. Hier hatte das Amtsgericht 
auf Grund des 8 141 der Z. P. O. das perſönliche Erſcheinen 
der Parteien zur Aufklärung des Sachverhältniſſes angeordnet, 
und nachdem ſich herausgeſtellt hatte, daß der bejahrte Bekl. 
wegen ſeines körperlichen Zuſtandes niemals würde an der Ge⸗ 
richtsſtelle erſcheinen können, hielt es nach Lage der Sache die 
perſönliche Vernehmung desſelben für ſo wichtig, daß es zu 
dieſem Zwecke einen Termin in ſeiner Wohnung abzuhalten beſchloß. 
K. c. Juſtizfiskus, U. v. 28. Jan. 04, 227/03 VI. — Celle. 

19. 8 265, 592 Z. P. O. in Verbindung mit § 410 
B. G. B. Zuläſfigkeit des Urkundenprozeſſes bei Anſprüchen 
mit Gegenleiſtung. Notwendigkeit der Anderung des Klage⸗ 
antrages bei Abtretung während des Prozeſſes.] 

Der Bekl. hat die Zuläſfigkeit des hier gewählten Urkunden ⸗ 
prozeſſes beſtritten, weil dieſe Prozeßart nach 8 592 Z. P. O. 
nicht auf ſolche Anſprüche Anwendung finde, welche auf Leiſtung 
einer beſtimmten Quantität vertretbarer Sachen gegen eine 
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Gegenleiftung, insbeſondere auf eine Zug⸗ um Zug ⸗Leiſtung 
folchen Inhaltes gerichtet find, und weil hier, wo der Kl. als 
Zeſſionar der B. ſchen Erben auftrete und deshalb nach 8410 des 
B. G. B. nur gegen Aushändigung feiner ſchriftlichen Legiti ⸗ 
nation Zahlung verlangen könne, eine ſolche Zug ⸗ um Zug⸗ 
Leiſtung in Frage ſtehe. Das B. G. B. hat ſowohl verneint, daß 
der Anſpruch des Zeffionars durch die Vorſchrift des § 410 
zu einem auf eine Zug ⸗ um Zug⸗Leiſtung im Sinne der 
& 273, 274 B. G. B. gerichteten werde, als auch daß der 
Urkundenprozeß zum Zwecke der Einklagung einer Zug- um 
Zug-Leiſtung nicht zuläſſig ſei. Trotz der Angriffe des Bekl. 
iſt dem O. L. G. in dieſen beiden Beziehungen zuzuſtimmen. 
Vor allem hat dasſelbe mit Recht für alles, was die Rechts⸗ 
folgen der erft im Jahre 1902 vorgenommenen Abtretung be 
trifft, das neue Recht als beftimmend angeſehen, obwohl der 
abgetretene Anſpruch felbft ſchon vor dem Jahre 1900 entſtanden 
war. Denn wenn auch der Art. 170 E. G. zum B. G. B. für die 
vor dem Inkrafttreten des B. G. B. entſtandenen Schuldverhält- 
niſſe im allgemeinen das frühere Recht als maßgebend erklärt, 
ſo beſteht doch mit Recht allgemeines Einverſtändnis darüber, 
daß dies nicht mitzubeziehen ift auf die Wirkungen neuer Vor ⸗ 
gänge, die ſich in betreff folder Schuldverhältniſſe erſt unter 
der Herrſchaft des neuen Rechtes ereignet haben, insbeſondere 
einer erft nach dem 1. Januar 1900 vollzogenen Zeſſion. So⸗ 
daun iſt es einleuchtend, daß der Fall des § 410 B. G. B. 
nicht eine Leiſtung Zug um Zug im techniſchen Sinne der 
88 273, 274 daſelbſt darſtellt, weil bei einer ſolchen gegen- 
ſeitige fällige Forderungsrechte vorausgeſetzt find, während 
von einem felbftändigen Anſpruche des Schuldners gegen den 
Zeſſionar auf Auslieferung der Zeſſionsurkunde nicht die Rede 
fein kann. Für die Frage, ob der Urkundenprozeß zuläffig, 
kommt weſentlich in Betracht, ob im Sinne des 5 592 
3. P. O. zu den Anſprüchen, welche die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme oder die Leiftung einer beſtimmten Quantität anderer 
sertretbarer Sachen zum Gegenftande haben, auch diejenigen 
Auſprüche zu zählen find, welche ſolche Zahlung oder Leiſtung nicht 
glattweg, ſondern gegen eine Gegenleiſtung zum Gegen⸗ 
ftande haben. Dieſe Frage iſt zu bejahen. (Wird näher begründet.) 

Trotz alledem iſt das angefochtene B. U. nicht zu halten, 
weil die Behandlung, welche in demfelben der Berufung des 
Bekl. darauf, daß der Kl. während des Prozeſſes die eingeklagte 
Forderung an Dritte weiter abgetreten habe, zuteil geworden 
iſt, vom Bekl. mit Grund angegriffen worden iſt. In 
diefer Hinficht ſteht durch die eigene Angabe des Kl. feſt, daß 
er von den eingeklagten 7 000 Mark zwei Teilbeträge von je 
1000 Mark nach der Rechtshängigkeit an die Automaten- 
Neſtaurant⸗Geſellſchaft abgetreten hat. In Anſehung des einen 
Betrages von 1 000 Mark hat der Kl. freilich behauptet, daß 
die Abtretung durch Benutzung des vorbehaltenen Rücktritts ⸗ 
rechtes wieder rückgängig gemacht ſei, was indeſſen vom Bell. 
beftritten iſt. Außerdem hat der Bekl. behauptet, daß auch die 
übrigen 5000 Mark vom Bekl. während des Rechtsſtreites ab- 
getreten ſeien, und zwar an einen gewiſſen L.; dies iſt vom 
Kl. beftritten, jedoch vom Bekl. in einer im Urkundenprozeſſe 
nach 8 595 Abſ. 2 der Z. P. O. zuläffigen Weiſe durch Eides⸗ 
zuſchiebung unter Beweis gefiellt. Das O. L. G. hat dieſe Ab- 
tretungen für unerheblich erklärt und daher auch über die 
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ſtreitigen Punkte keinen Beweis erhoben, weil nach 8 265 
Abi. 2 Z. P. O. eine ſolche Abtretung auf den Prozeß keinen 
Einfluß habe, und weil insbeſondere nicht auf das eventuelle 
Verlangen des Bekl. hin gegen den Antrag des Kl. jener zur 
Zahlung an einen Dritten verurteilt werden könne. Dieſe 
Gründe treffen nicht zu. Die Bedeutung des früheren § 326,23 
des jetzigen § 265 Z. P. O. iſt freilich immer ſehr ſtreitig ge⸗ 
weſen; aber der IV. Z. S. des R. G. hat ſchon laut der 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 40 S. 341 ff. ſich, unter 
Darlegung der ganzen Streitfrage, für diejenige Anſicht erklärt, 
wonach nur in rein prozeſſualer Beziehung der Ver⸗ 
außerung oder Abtretung jede Einwirkung auf die anhängige 
Streitſache entzogen iſt, dagegen die ſonſtigen materiellen 
Rechtsfolgen ungehindert auch hier eintreten, und der jetzt er- 
kennende Senat ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Damals 
hatte der IV. Z. S. nach Lage der Sache nur die Frage zu 
entſcheiden, ob der Kl. berechtigt ſei, nach der von ihm voll⸗ 
zogenen Zeſſion ſeinen Klagantrag dahin zu ändern, daß der 
Bekl. zur Leiſtung an den Zeſſionar verurteilt werden möge, 
und iſt daher nicht darauf zu ſprechen gekommen, ob der Kl. 
in ſolchem Falle nicht ſogar ſeinen Antrag — unter Anwendung 
des § 268 Nr. 3 Z. P. O. — in dieſer Weiſe, ſobald ihm der 
Bekl. einen Einwand aus der geſchehenen Abtretung entgegen ⸗ 
halt, ändern müſſe, um überhaupt mit der Klage durchdringen 
zu können. Die Bejahung dieſer Frage iſt aber die notwendige 
Folge der vom IV. Z. S. gebilligten Anſicht, die auch von den 
meiſten Anhängern der letzteren gezogen wird. (Wird aus- 
geführt.) Somit mußte wegen Verſtoßes gegen 8 265 Abſ. 1 
bezw. wegen unrichtiger Anwendung von § 265 Abſ. 2 Z. P. O. 
das B. U. aufgehoben und die Sache in die Berufungs⸗ 
inſtanz zurückverwieſen werden. v. T. c. Sch., U. v. 11. San. 04, 
301/03 VI. — Hamburg. 

20. 5 616 3. P. O. Rechtshängigkeit in Eheſachen.] 

Die beſondere Geſtaltung des Prozeßverfahrens in Ehe⸗ 
ſachen, wie fie fi aus den in den 58 606 — 639 Z. P. O. 
vorgeſehenen Abweichungen von dem ordentlichen Verfahren, 
insbeſondere aus der weſentlichen Beſchränkung der Verhandlungs⸗ 
maxime, ergibt, tft durch die Rüdficht veranlaßt, welche dem 
öffentlichen Intereſſe auf dem eherechtlichen Gebiete gebührt. So 
iſt es Grund und Zweck der Beſtimmungen in den 88 614 — 616, 
im öffentlichen Intereſſe einer Vervielfältigung der auf Loſung 
der Ehe gerichteten Prozeſſe, unter denſelben Ehegatten vorzu- 
beugen, da dieſe Vervielfältigung regelmäßlg eine Vertiefung 
der Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes zur Folge haben 
muß (vergl. Urteil des R. G. vom 14. Juli 1881 — Entſch. 
Bd. 5 S. 377 —). Nach den genannten, miteinander im 
Zuſammenhange ſtehenden Beſtimmungen ſollen die Ehegatten, 
falls der Beſtand ihrer Ehe in irgend einer Richtung zur Klage 
gezogen tft, um ihn gleich inſoweit, als es das ihnen zugäng- 
liche Tatmaterial geſtattet, nach allen Seiten hin zur Ab⸗ 
urteilung zu bringen, einesteils berechtigt fein — 88 614, 
615 —, andererſeits aber auch gendtigt werden, — 8 616 — 
ſaͤmtliche auf Scheidung oder auf Anfechtung der Ehe gerichtete 
Anſprüche, ſei es im Wege der Klage oder der Widerklage 
geltend zu machen, und zwar bei Vermeidung ſpäterer Nicht 
berückſichtigung. Hiermit ift, wie ſchon in dem Urteile des 
R. G. vom 16. Juni 1887 — Entſch. Bd. 19 S. 408 — 
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ausgeſprochen wird, die Bedeutung der Vorſchrift des § 616 
dabin beſtimmt, daß durch fie die Grenzen der Rechtskraft 
inſofern erweitert find, als mit der rechtskräftig ausgeſprochenen 
Abweiſung einer Scheidungs⸗ oder Anfechtungsklage nicht bloß 
die geltend gemachten Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgründe, 


ſondern jeder auf Seite des einen oder des anderen Chegatten 


vorhanden geweſene Anſpruch auf Scheidung oder Anfechtung 
ber Ehe, der in dem früheren Rechtsſtreite hätte geltend ge⸗ 
macht werden können, erledigt und verbraucht iſt. Daß 
dieſem erweiterten Begriffe der Rechtskraft für den Ebe⸗ 
ſcheidungs⸗ und Anfechtungsprozeß auch der Begriff der Rechts ⸗ 
hängigkeit für ſolche Prozeſſe ſich anzuſchließen hat, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, und wird an ſich von der Reviſion gleich⸗ 
falls nicht verkannt. Sie vertritt aber, wie bereits der Kl. 
in den Vorinftanzen, die Auffaſſung, daß danach die Einrede 
der Rechtshängigkeit nicht Platz greife gegenüber einem 
Scheidungsgrunde, der, wie im vorliegenden Falle, in dem 
früheren zwar noch anhängigen, aber zu der Zeit, da die Partei 
Kenntnis von jedem Grunde erhielt, ſchon in die Reviſions⸗ 
inſtanz gelangten Prozeſſe nach der Natur des Rechts⸗ 
mittels der Revifion nicht mehr habe geltend gemacht werden 
konnen. Indeſſen mit Recht iſt ſchon das B. G., in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem L. G., dieſer Auffaſſung entgegengetreten. 
Entſcheidend kommt hier in Betracht, daß, wie oben dargelegt, 
wenn irgend eine der in § 615 Z. P. O. bezeichneten Klagen 
— die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die 
Scheidungsklage oder die Anfechtungsklage — von einer Partel- 
ſeite und aus einem einzelnen Klagegrunde erhoben iſt, der 
Rechtsſtreit den Beſtand der Ehe der Parteien überhaupt er- 
greift, daß folgeweiſe der Beſtand dieſer Ehe in ſeinem ganzen 
Umfange ohne Rückſicht darauf, ob und welche Gründe zur 
Auflöſung der Ehe vorliegen, rechtshängig wird. Ein ſolches 
Ergebnis entſpricht auch allein dem ſchon hervorgehobenen 
Grunde und Zwecke der 88 614 - 616 Z. P. O., ſowie der 
einheitlichen Natur des für beide Parteien identiſchen Gegen⸗ 
ftandes des Eheſcheidungs⸗ und Anfechtungsprozeſſes, die es 
mit ſich bringt, daß zwei getrennte Prozeſſe über die Löſung 
ihrer Ehe zwiſchen den Ehegatten nicht nebeneinander hergehen 
konnen (vergl. Urteil des R. G. vom 5. April 1886 — Entſch. 
Bd. 15 S. 288 — und vom 5. Dezember 1893 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 87—93). Die Sachlage geſtaltet ſich 
für Fälle der vorliegenden Art, wenn in dem erfien Prozeſſe 
auf Scheidung oder Nichtigkeit der Ehe rechtskräftig erkannt 
wird, gegenüber der klagenden Partei des zweiten Prozeſſes im 
Erfolge nicht anders, als wenn ſie nach eingetretener Rechts⸗ 
kraft des im erſten Prozeſſe ergangenen Urteils von einem zu 
ihren Gunſten ſprechenden Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgrunde 
Kenntnis erhält. Auch der ſo an ſich erwachſene Scheidungs⸗ 
oder Anfechtungsanſpruch hat durch die vorher bereits rechts 
kräftig erkannte Scheidung oder Nichtigkeit der Ehe ohne 
weiteres ſeine Erledigung gefunden. Die Reviſion macht ferner 
geltend, daß die Zuläßfigkeit von Teilurteilen in Eheprozeſſen 
zugleich gegen die Statthaftigkeit der prozeßhindernden Einrede 
der Rechtshängigkeit in Fällen der vorliegenden Art ſpreche. Es 
darf dahingeſtellt bleiben, ob nach den Beſtimmungen des 
B. G. B. über Scheidung und Anfechtung der Che der Erlaß 
eines Teilurteils in derartigen Rechtsſtreitigkeiten nicht grund⸗ 
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ſätzlich ausgeſchloſſen iſt; keinesfalls kann aber, wenn, wie dar⸗ 
gelegt, im Ebeprozeſſe der Beſtand der Ehe der Parteien über⸗ 
haupt den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet, aus der Zuläffig- 
keit von Teilurteilen etwas gegen die Statthaftigkeit der prozeß⸗ 
hindernden Einrede der Rechtshängigkeit hergeleitet werden. 
Ebenſowenig kann fi die Reviſion für ihre Auffaflung auf 
die Ausführungen in dem ſchon erwähnten Urteile des R. G. 
vom 16. Juni 1887 berufen. Dort war das Urteil im erſten 
Scheidungsprozeſſe während des Laufes des zweiten Prozeſſes 
rechtskräftig geworden, und war nun auch die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob nicht die bei Anſtellung der zweiten Klage vor⸗ 
handen geweſene Rechtsbängigkeit des Scheidungsprozeſſes dem 
Erfolge der neuen Scheidungaklage allgemein, nämlich ohne 
Rückficht auf den nach beendeter Rechtshängigkeit entſtandenen 
neuen Scheidungsgrund entgegenſtehe. Dies wird verneint mit 
der Schlußfolge: „Werden alſo auch die mit der — zweiten — 
Klage geltend gemachten Eheſcheidungsgründe von der Vorſchrift 
des 8 576 — jetzt 8 616 n. F. — Z. P. O. betroffen, fo 
liegt damit noch kein Grund vor, die Geltendmachung nach⸗ 
träglich entſtandener oder fortwirkender Eheſcheidungsgründe, 
welche von der Vorſchrift des 8 576 nicht berührt werden, in 
demſelben Rechtsſtreite auszuſchließen. Der Klage iſt daher 
um der zur Zeit ihrer Anſtellung vorhandenen Rechtshängigkeit 
willen der Erfolg nicht zu verſagen; der im Laufe des Rechts ⸗ 
ſtreits eingetretene Wegfall der Rechtsbängigkeit vielmehr der⸗ 
geſtalt zurückzubeziehen, daß die Eheſcheidungsgründe, welche 
im früheren Rechtsſtreite geltend gemacht werden konnten, als 
durch die im Laufe des gegenwärtigen Rechtsſtreits eingetretene 
Rechtskraft des klagabweiſenden Urteils des früheren Rechtsſtreits 
verbraucht anzuſehen find, die Geltendmachung des Cheſcheidungs⸗ 
grundes aber, der nach erlangter Rechtskraft jenes Urteils neu 
entſtanden oder fortgeſetzt ſein ſoll, nicht gehindert.“ Es wird 
alſo davon ausgegangen, daß die Einrede der Rechtshängigkeit 
an ſich dem zweiten Prozeſſe überhaupt entgegenftand, daß aber 
der Wegfall der Rechtshängigkeit, wie er zufolge der 
Rechtskraft des im erſten Prozeß ergangenen Urteils eingetreten 
war, mit der hervorgehobenen Wirkung zurückzubeziehen iſt. 
Einer ſolchen Zurückbeziehung würde es nicht bedurft haben, 
überhaupt würde dafür kein Raum geweſen ſein, wenn bezüglich 
der außerhalb des Bereichs der Vorſchrift des § 576 jetzt 
§ 616 3. P. O. liegenden Eheſcheidungsgründe Rechtshängigkeit 
gar nicht angenommen wäre. Mit ihren vorhergehenden Aus⸗ 
fübrungen, auf welche die Reviſion ſich beruft, hat die Ent⸗ 
ſcheidung vom 16. Juni 1887 nur die Tragweite der Rechts⸗ 
kraft des im erſten Prozeſſe ergangenen Urteils gegenüber der 
Einrede der Rechtshängigkeit betonen wollen. Das B. G. hat 
hiernach, in Übereinſtimmung mit dem L. G., die von der Bekl. 
erhobene prozeßhindernde Einrede der Rechtshängigkeit mit Recht 
für begründet angenommen und erſcheint daher das B. U. gerecht⸗ 
fertigt. — K. c. K., U. v. 21. Jan. 04, 536/03 IV. — Berlin. 

21. 88 1042, 327 3. P. O. Unzuläſſigkeit des Voll⸗ 
ſtreckungsurteils aus einer nur gegen die Erben erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung gegen den Teſtamentsvollſtrecker mit den Befugniſſen 
der 88 2205, 2207 B. G. B.] 

Der Kaufmann P. R. zu B. vermietete durch ſchriftlichen 
Vertrag vom 18. Januar 1901 das Hotel Rh. zu K. an die 
Kläger. Nach dem Vertrage ſollte über ſtreitige Fälle unter 
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Ausſchluß des Rechtsweges ein Schiedsgericht entſcheiden. Der 
Vermieter P. R. iſt verſtorben und von ſeinen fünf Kindern be- 
erbt worden. Zum Teſtamentsvollſtrecker tft der Bekl. ernannt 
worden. Aus dem Mietsverhältnis entſtanden Streitig⸗ 
keiten, die u. a. die Inſtandſetzung des vermieteten Grundſtücks 
betrafen. Es erging unter dem 21. März 1902 ein Schieds⸗ 
ſpruch, deſſen Urſchrift gemäß § 1139 der Z. P. O. auf der 
Gerichtsſchreiberei des L. G. zu B. niedergelegt worden iſt. 
Der Eingang lautet: „Schiedsgerichtsſache Erben P. R., Möbel- 
handlung zu B., vertreten durch Rechtsanwalt, Juſtizrat Dr Sch. 
zu B. gegen Eheleute J. M. und J. geb. B., Inhaber einer 
Gaſtwirtſchaft zu K.“ Demnächſt iſt geſagt, daß das Schieds⸗ 
gericht die Parteien und zwar die Partei R. in Perſon des 
Teſtamentsvollſtreckers F. E. zu B. eingeladen habe, der Orts- 
beſichtigung beizuwohnen; die Partei R. ſei nicht erſchienen, der 
Teſtamentsvollſtrecker habe die in einem Protokolle niedergelegte 
Erklärung abgegeben. Der Spruch geht dahin, daß „die Erben 
P. R. zeitlebens Kaufmann zu B.“ für verpflichtet erklärt 
werden, eine Reihe von Inſtandſetzungen an den gemieteten 
Lokalitäten und Anlagen auf ihre Koſten vorzunehmen. Die 
Mieter haben auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils nach 
8 1042 Z. P. O. Klage erhoben. Der Bekl. hat Abweiſung 
der Klage beantragt. Das L. G. hat die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Schiedsſpruche für zuläffig erklärt, das O. L. G. da⸗ 
gegen die Klage abgewieſen, weil der Schiedsſpruch nicht gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker, ſondern gegen die Erben er⸗ 
gangen ſei und daher nicht gegen den erſteren das Vollſtreckungs⸗ 
urteil erlaſſen werden könne. Die Kl. haben Reviſion eingelegt 
mit dem Antrage, das angefochtene Urteil aufzuheben. Die 
Revifion iſt als unbegründet zurückgewieſen, weil die Frage, ob 
der nur gegen die Erben R. und nicht gegen den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker erlaſſene Schiedsſpruch gemäß 8 1042 Z. P. O. 
gegenüber dem jetzt beklagten Teſtamentsvollſtrecker mit dem Voll⸗ 
ſtieckungsurteil verſehen werden kann, ob alſo die Zwangsvollſtreckung 
aus einem ſolchen Schiedsſpruch in dem Nachlaß durch das 
begehrte Urteil für zuläſfig erklärt werden darf, vom R. G. mit 
dem B. R. unter näherer Begründung verneint wird. M. o. E., 
U. v. 22. Jan. 04, 456/03 VII. — Göln. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

22. 8 16 G. K. G. Feſtſetzung des Streitwerts kann der 
Gegner des Armen verlangen.] 

Das O. L. G. hat den von dem Prozeßbevollmächtigten 
der Bekl. in II. J. geſtellten Antrag, „das Streitobjekt ge⸗ 
tichtlich feſtzuſetzen“, mit der Begründung abgelehnt: da dem 
Kl. für die Berufungsinſtanz das Armenrecht bewilligt ſei, fo 
könne vom Bekl. gemäß 88 120, 115 der Z. P. O. ein Ge⸗ 
buͤhrenvorſchuß gerichtsſeitig nicht verlangt werden, der geltend 
gemachte Anlaß der Wertfeſtſetzung treffe alſo nicht zu. Dieſe 
Entſcheidung verftößt gegen die Vorſchriften des Geſetzes. Nach 
16 des G. K. G. erfolgt die Feſtſetzung des Wertes (ſo⸗ 
weit eine Entſcheidung in Gemäßheit des § 15 nicht ſtatt⸗ 
findet), wenn die Feſtſetzung nach der Natur des Streit⸗ 
gegenſtandes oder durch den Antrag einer Partei erforderlich 
wird. Die Partei hat ein Recht, die Feſtſetzung zu verlangen, 
gleichviel ob die Inſtanz beendet iſt oder nicht (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1891 S. 11%, 1895 S. 38215, S. 4801, 
1903 S. 391°, Senffert, Archiv Bd. 44 Nr. 49, Bd. 53 
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Nr. 250; Rittmann, Gerichtskoſtengeſetz 2. Aufl. zu § 16 Nr. 3 
S. 71 fg.). Im vorliegenden Fall konnte der von dem Anwalt 
der Bekl. (ohne Zweifel auch namens dieſer feiner Partei) ge- 
ſtellte Antrag nicht deshalb abgelehnt werden, weil ein Anlaß 
zur Wertsfeſtſetzung nicht gegeben ſei. Der Antragſteller hat 
mit dem in ſeiner Eingabe vom 11. Januar 1904 erwähnten 
„Vorſchuß“ offenbar nicht den vom Gericht einzufordernden, 
ſondern denjenigen Vorſchuß gemeint, den nach 8 84 der 
R. A. G. O. der Rechtsanwalt von feinem Auftraggeber ver- 
langen kann. Für die Bemeſſung des letzteren Vorſchuſſes hin⸗ 
ſichtlich der Gebühren konnte im Hinblick auf §8 11 der 
R. A. G. O. die gerichtliche Feſtſetzung des Streitwertes er- 
forderlich erſcheinen. Auch ergibt ſich ein moglicher Anlaß für 
einen Feſtſetzungsantrag aus der Berechnung von Anwalts- 
gebühren für die beendigte I. J. Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte 85 85, 86. Im einen und im anderen Fall beſteht 
ein Intereſſe an der gerichtlichen Feſtſetzung nicht nur für den 
Anwalt, ſondern auch für die Partei. Ein beſonderer Nachweis 
für ein derartiges Intereſſe iſt aber nicht zu erfordern. W. c. E., 

Beſchl. v. 4. Febr. 04, Bs 30/04 VL — Hamm. 

Handelsgeſetzbuch. 

23. 8 75 H. G. B. Verluſt des Anſpruchs aus der Kon- 
kurrenzklauſel ſchon beim Vorhandenſein eines durch Vertrags ⸗ 
widrigkeit des Prinzipals mit dem Handlungsgehilfen gegebenen 
Grundes zum Dienſtaustritt.] 

Das B. G. hat auf Grund des 5 75 des H. G. B. 
den Anſpruch der Kl. aus der Konkurrenzklauſel abge⸗ 
wieſen, weil ihr Rechtsvorgänger, der urſprüngliche Kl., als 
Prinzipal durch vertragswidriges Verhalten dem Bekl., ſeinem 
Handlungsgehilfen, Grund zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
gemäß den Vorſchriften des $ 71 daſelbſt gegeben habe. Es 
erachtet für erwieſen, daß der urſprüngliche Kl. dem Bekl. im 
Jahre 1901 und bis in das letzte Viertel dieſes Jahres fort⸗ 
geſetzt unfreundlich und rückſichtslos behandelt, ihn durch un⸗ 
begründete Vorwürfe gekränkt und ihn durch Redensarten wie 
„ein richtiger Walſenknabe“, „ein richtiger Eſel“ — und zwar 
auch in Gegenwart jüngerer Angeſtellten — beleidigt habe. 
Die Revifion erhebt gegen dieſe Entſcheidung vor allem den 
Angriff, daß der $ 75 H. G. B. deshalb zu Unrecht angewendet 
ſei, weil Bekl. den Dienſt nicht ſofort, ſondern unter Einhaltung 
der vereinbarten dreimonatigen Kündigungsfriſt verlaſſen habe. 
Bekl. hat nämlich am 31. Dezember 1901 gekündigt und dem⸗ 
gemäß feine Stellung am 1. April 1902 aufgegeben. Die 
dieſem Angriff zugrunde liegende Rechtsanficht, welche allerdings 
auch in der Literatur Vertretung gefunden hat, daß die Be⸗ 
ſtimmung des 8 75 Satz 1 auf den Fall eines ſofortigen 
Dienſtaustritts ohne Kündigung beſchränkt werden müſſe, kann 
jedoch nicht gebilligt werden. Der Wortlaut des § 75 Satz 1 
verlangt nur einen Grund, der zum Dienſtaustritt berechtigt, 
und uicht auch dieſen Dienſtaustritt ſelbſt, und die gegenteilige 
Anficht, nach welcher der Handlungsgehilfe in vielen Fällen vor 
die Wahl geſtellt wäre, entweder ſich den Vertragswidrigkeiten 
des Prinzipals zu unterwerfen oder ſich und ſeine Familie durch 
friſtloſe Vertragsaufhebung der Gefahr von Entbehrungen aus- 
zuſetzen, die bei Einhaltung der Kündigungsfriſt nicht in gleicher 
Weiſe zu befürchten fein würden, würde den vom Geſetz ge 
wollten Schutz des Handlungsgehilfen in vielen Fällen illuſoriſch 
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machen. Allerdings iſt, wie das B. G. zutreffend ausführt, in 
ſolchen Fällen nicht ſofortigen Austritts ſtets zu prüfen, ob 
nicht in dem Verbleiben im Dienſte trotz des Eintritts eines 
Austrittsgeldes im Sinne der 88 75, 71 des H. G. B. eine 
Verzeihung der Vertragswidrigkeit zu finden iſt. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt dies jedoch mit Recht verneint, weil das 
B. G. feſtſtellt, daß das Maß der fortgeſetzten Unbilden erſt im 
letzten Viertel des Jahres 1901 voll geworden iſt, und der 
Bekl. dann die nächſte Kündigungsgelegenheit benutzt hat. Ein 
weiterer Reviſionsangriff geht dahin, daß der Beweisantritt un- 
beachtet gelaſſen ſei, daß Kl. deshalb gekündigt habe, weil er 
vorher mit K. und E. fi über den Ankauf des E. ſchen Ge⸗ 
ſchäfts verſtändigt habe, daß alſo nicht das Verhalten feines 
Prinzipals für die Kündigung des Bekl. kauſal geweſen ſei. 
Auch dieſer Angriff iſt nicht begründet. Allerdings ſpricht fich 
das B. G. nur dahin aus, daß der Bekl. tatſächlich einen 
wichtigen Grund zur Dienſtauflöſung auf Grund des Verhaltens 
des Prinzipals gehabt habe, nicht aber, daß dieſes Verhalten 
des Prinzipals auch wirklich die Urſache des Fortgehens des 
Bekl. geweſen iſt. Letzteres iſt im Sinne des Geſetzes aber 
auch nicht erforderlich. Nicht die ſubjektiven Motive, ſondern 
die objektive Sachlage iſt entſcheidend. Das R. G. hat wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, daß als Gründe ſofortiger Dienftauflöfung 
auch zunächſt gar nicht geltend gemachte, ja auch erſt ſpäter in 
Erfahrung gebrachte Gründe verwertet werden können. Gibt 
das Geſetz unter gegebenen Umftänden das Recht, den Dienſt 
ſofort zu verlaſſen, ſo kann man von dieſem Recht Gebrauch 
machen, auch wenn andere, weit wichtigere Gründe die Dienſt⸗ 
aufloͤſung wünſchenswert machen und bei ihrem Nichtvorliegen 
von dem gegebenen Recht vielleicht kein Gebrauch gemacht ſein 
würde. W. c. P., U. v. 22. Jan. 04, 425/03 III. — Dresden. 

24. 8 303 H. G. B. Fuſton einer Verficherungsbank mit 
einer Aktiengeſellſchaft nicht Rückverficherung, ſondern Schuld- 
übernahme; Gültigkeit derſelben für den Verficherten.] 

Der Bekl. tft auf Grund feines Antrages vom 19. Ok. 
tober 1900 und der Police 7791 bei der Allgemeinen Norb- 
deutſchen Verficherungsbank, einer Geſellſchaft auf Gegenfeitig- 
keit, auf fein Leben bis zum Höchſtbetrage von 15 000 Mark 
verfihert. Die Jahresprämie für die Zeit vom 1. Dezember 1901 
bis zum 1. Dezember 1902 mit 673 Mark 50 Pfennig hat 
der Bekl. nicht bezahlt. Am 9. Oktober 1901 hat eine außer⸗ 
ordentliche Generalverſammlung, den Anträgen des Auffichtsrats 
und der Direktion entſprechend, beſchloſſen: 1. den mit der Kl. 
am 14/15 September 1901 geſchloſſenen Fufionsvertrag zu ge⸗ 
nehmigen, 2. in Gemäßheit dieſes Vertrages zwecks Kom⸗ 
plettierung der Reſerven von ſämtlichen Mitgliedern der Bank 
einen ſofort zahlbaren Nachſchuß in Höhe der zweieinhalbfachen 
Jahresprämie zu erheben, 3. die Geſellſchaft aufzulöſen und zu 
liquidieren. Der von dem Bekl. zu zahlende Nachſchuß beträgt 
1683 Mark 75 Pfennig. Dieſe Nachſchußforderung und die 
vorbezeichnete Prämienforderung hat die Norddeutſche Ver 
ſicherungsbank in Liquidation durch Zeſſion vom 20. Auguſt 1902 
an die Kl. abgetreten und den Bekl. hiervon in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt. Da der Bekl. Zahlung verweigert, hat die Kl. Klage er⸗ 
hoben mit dem Antrage, den Bekl. zur Zahlung von 2357 Mark 
25 Pfennig nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit der Klagezuſtellung zu 
verurteilen. Der Bekl. beantragt die Abweiſung der Klage, 


indem er den Generalverſammlungsbeſchluß vom 9. Oktober 1901 
anficht. Der B. R. hat die Klage abgewieſen; er führt aus: 
Der durch den Generalverſammlungsbeſchluß genehmigte Vertrag 
der Verficherungsbank mit der Kl. vom 14/15. September 1901, 
wonach die erſtere ſich verpflichtet, der Kl. vom 1. November 1901 
ab ihren ganzen Verſicherungsbeſtand „in totale Rückverficherung“ 
abzugeben, habe nicht die von der Kl. behauptete Natur eines 
Rückverſicherungsvertrages. Vielmehr charakteriſiere fich 
der Vertrag mit Rüdfiht darauf, daß in ihm die Kl. ſich ver⸗ 
pflichte, als Gegenleiſtung ſämtliche Verbindlichkeiten der Bank 
aus ihren Verſicherungsverträgen zu erfüllen, die Paſſiva zu 
begleichen und die Verwaltungskoſten für die ganze Zeit der 
Liquidation aus eigenen Mitteln zu decken, als ein Schuld⸗ 
übernahmevertrag, kraft deſſen die Kl. als allein Ver⸗ 
pflichtete an Stelle der Bank treten ſollte. Die Generalver⸗ 
ſammlung jet nicht befugt geweſen, einen derattigen Schuld- 
übernahmevertrag mit bindender Kraft für den in ihr nicht er⸗ 
ſchienenen Bekl. zu genehmigen, da ihre Befugniſſe ihre Grenze 
fänden in dem Zwecke der Geſellſchaft und in den Individual- 
rechten ihrer Mitglieder. Kein Mitglied der Bank brauche ſich 
ohne ſeinen Willen einen anderen Schuldner aufdrängen zu 
laſſen, zumal eine Aktiengeſellſchaft, bei der die ſolidariſche 
Haftung der Mitglieder fehle. Die vereinbarte Schuldüber⸗ 
nahme gelte hiernach dem Bekl. gegenüber als nicht erfolgt; 
damit falle auch die für die Schuldübernahme feſtgeſetzte Gegen⸗ 
leiſtung in ſich zuſammen und die Kl. habe hiernach kein Recht, 
von dem Bekl. Zahlung des Nachſchuſſes und der Prämie zu 
verlangen. Dieſe Ausführungen find inſoweit zu billigen, als 
ſie dem Vertrage vom 14/15. September 1901 die Natur eines 
Rückverſicherungsvertrages abſprechen. Um aber die Wirkſam⸗ 
keit des durch die Generalverſammlung genehmigten Vertrages 
für den Bekl. zu prüfen, muß der Vertrag in feiner Gefamt- 
heit nicht bloß hinſichtlich der Wirkſamkeit der auf beiden Seiten 
übernommenen einzelnen Leiſtungen ins Auge gefaßt werden. 
Bei ſolcher Betrachtung ergibt ſich, daß der durch den General- 
verſammlungsbeſchluß genehmigte Vertrag ein läftiger Vertrag 
betreffend die ſogenannte „Übernahme des Portefeuilles“ iſt, 
d. h. ein Vertrag, durch den die Verficherungsbank die An⸗ 
ſprüche und Verpflichtungen aus ſämtlichen Ber- 
ſicherungsverträgen auf eine andere Geſellſchaft überträgt. 
Ein ſolcher Vertrag iſt infolge der das Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe beherrſchenden Vertragsfreiheit zuläſſig, ſoweit er 
nicht durch beſondere Vorſchrift verboten iſt. Letzteres trifft 
hier nicht zu; das Geſetz vom 12. Mai 1901 kommt dabei 
nicht in Betracht, weil es erft nach dem Generalverfammlungs- 
beſchluß, nämlich am 1. Januar 1902, in Kraft getreten iſt. 
Der Vertrag iſt für die einzelnen Verſicherten verbindlich, 
foweit er der Satzung der verſichernden Bank entſprach und 
das Sonderrecht der einzelnen Verficherungsnehmer, die und 
ſolche Mitglieder der Verficherungsbank find, nicht verletzte. 
Beides iſt hier nicht der Fall. (Wird näher begründet und 
Bekl. zur Zahlung des Nachſchuſſes, wie in I. J., verurteilt). 
P. o. H., U. v. 29. Dez. 03, 342/03 VII. — Hamburg. 

25. 8 377 H. G. B. Unterfuhungspfliät bei gekauften 
Waren in Originalverpackung.] 

Bei ſolchen Waren, die in einer üblichen Verpackung oder 
Verſchließung in den Verkehr zu kommen pflegen und bei denen 
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eine vorgängige Unterſuchung ohne Offnung der Verpackung 
oder Verſchließung, in der fie verkauft werden, nicht ausführbar 
ft — Schaumwein, Flaſchenwein, Konſerven —, tft der Käufer 
nach srömumgsgemäßen Geſchäfts gange von der Unterſuchungs⸗ 
pflicht in der Regel nur daun befreit, wenn nach Verhältnis 
der in Betracht kommenden Lieferung durch Unterſuchung von 
Stichproben, die nötig iſt, um ſich ein Urteil über die Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware zu bilden, eine Entwertung oder Un- 
verkäuflichkeit der Ware in irgend erheblichem Umfange eintritt 
oder zu befürchten if. $ 377 des H. G. B. verlangt, wie der 
Zuſatz ergibt, „ſoweit dies nach ordnungsgemäßem Geſchäfts⸗ 
gange tunlich iſt“, keine in das einzelne gehende „ſkrupulöſe“ 
Unterſuchung. Die Beſchränkung der Unterfuchung auf Stich- 
proben ift für die hier ftreitige Ware, Olſardinen, unbedenklich, 
die in großen Mengen gleichmäßig bearbeitet wird und ver- 
trags mäßig von gleicher Beſchaffenheit fein fol. J. o. M., 
U. v. 29. Jan. 04, 261/03 II. — Dresden. 

26. Vertrag mit einer einzelnen Bank nicht mit einem 
Bankkonfortium; die einzelne Bank nicht Kommiſſionärin des 
Konſortiums im Sinne des 8 383.] 

Am 29. Mai 1901 erließ der Rat der Stadt Leipzig eine 
Bekanntmachung, wonach er von einer Leipziger Stabtauleibe 
aus dem Jahre 1897 in Höhe von 35 Millionen Mark den Reſt von 
15 Millionen Mark zum Zinsfuße von 4 Prozent als Serie II be- 
geben wolle. Im Anſchluß hieran veröffentlichten am 14. Juni 1907 
7 Banken, darunter die damalige Leipziger Bank und die Bekl.“ 
gemeinfam einen Proſpekt, worin fie erklärten, daß fie von 
der erwähnten Stadtanleihe einen Teilbetrag von 4 500 000 Mark 
feſt übernommen hätten und ihn zur Zeichnung auflegten. Die 
Zeichnungs bedingen waren folgende: 1. Die Zeichnug ſollte 
am 20. Juni 1901 gleichzeitig bei den 7 Bankinſtituten 
und Bankfirmen während der bei jeder Stelle üblichen 
Geſchäftsſtunden ſtattfinden. 2. Der Zeichuungspreis betrug 
102,40 Prozent zuzüglich laufender Stückzinſen für die Zeit vom 
31. März 1901 ab bis zum Abnahmetage. 3. Die Zeichnung 
ſollte geſchloffen werden können, ſobald der für fie beſtimmte 
Betrag erſchöpft ſei. — Sodann heißt es weiter: „4. Die Zw 
teilung erfolgt ſobald als tunlich durch ſchriftliche Benach⸗ 
richtigung der Zeichner. Die Berückſichtigung jeder einzelnen 
Zeichnung unterliegt dem Ermeſſen der Stelle, bei welcher die 
Zeichnung erfolgt ift. 5. Die Abnahme der zugeteilten Stücke 
hat gegen Zahlung des Zeichnungspreiſes (vergl. Nr. 2) inner 
halb der Zeit vom. 26. Juni bis 5. Juli 1901 zu erfolgen.“ 
Am 21. Juni 1901 zeichnete der Kl. bei der Filiale der Leipziger 
Bank in Aue ein Stück der Anleihe im Nominalbetrage von 
5000 Mark. Er empfing dagegen von der genannten Filiale 
eine Beſcheinigung über die Zeichnung, und ſodann eine 
„Leipzig den 21. Juni 1901“ datierte Schlußnote, in welcher 
als Yusftellerin „die Leipziger Bank in Leipzig“ mit dem durch 
Stempeldruck hertzeſtellten Zuſatz „für Rechnung eines Kon⸗ 
ſortinms“ bezeichnet, als Gegenſtand des Geſchäfts 5 000 Mark — 
4 Prozent Leipziger Stadtanleihe Serie II, als Preis 102,40 
angegeben und am Schluſſe bemerkt mar: „Vermittelt durch: 
Wechſelſtube und Depafitenlaffe der Leipziger Bank in Aue 
(Erzgeb.)“. Durch Zuſchrift vom 24. Juni 1901 erhielt ferner 
der Kl. von der genannten Filiale die Mitteilung, daß er für 
die überlaſſenen 5 000 Mark Leipziger 4 Prozent Stad tanleihe 
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& 102,40 Prozent mit 5168 Mark 40 Val. per 26. Juni be⸗ 
laſtet ſei, und ihm vom Eintreffen des Stücks Beſcheid werde 
gegeben werden. Am 26. Juni 1901 wurde indes über das 
Vermögen der Leipziger Bank das Konkursverfahren eröffnet, 
und es kam deshalb nicht zur Aushändigung des gezeichneten 
Anleiheſtückes an den Kl. Der Kl. behauptet, er habe am 
15. Juni 1901 16 000 Mark mit der Erklärung, daß ſie zum 
Ankauf von Wertpapieren beſtimmt ſeien, der Filiale der 
Leipziger Bank in Aue offen als Bankdepot übergeben und 
dabei ausdrücklich verlangt, daß dieſe Geldſumme von den 
übrigen Geldbeſtänden der Bank getrennt gehalten und ihm 
eventuell in denſelben Geldſorten zurückgewährt werden müfſe; 
das ſei ihm auch zugeſagt worden; nachdem er ſodann am 
21. Juni 1901 Auftrag zum Ankauf des Stücks der Leipziger 
Stadtanleihe und anderer Papiere erteilt, habe ſich die Leipziger 
Bank durch Vereinnahmung des hinterlegten Geldbetrages wegen 
ihrer Kaufgeldanſprüche bezahlt gemacht. Die Anſicht ver⸗ 
tretend, daß Bekl. als Mitglied einer von ihr und den Mit⸗ 
unterzeichnern des Profpekts gebildeten Gelegenheitsgeſellſchaft 
ihm geſamtſchuldneriſch aus dem Kaufe des Anleiheſtückes hafte, 
hat der Kl. auf Lieferung eines Stückes der Leipziger Stadt⸗ 
anleihe Serie II über 5 000 Mark geklagt. Das L. G. in 
Leipzig hat auf Grund der Auffaſſung, daß der Kl. den 
Zeichnungsvertrag lediglich mit der Leipziger Bank geſchloſſen 
habe, die Klage abgewieſen. Das O. L. G. in Dresden dagegen 
hat, nach Beweisaufnahme, der Rechtsauffaffung des Kl. fich 
anſchließend und auf Grund der Annahme, daß der Kl. den 
Kaufpreis für das geſchuldete Anleiheftück in wirkfamer und 
auch für die Bekl. verbindlicher Weiſe im voraus an die 
Leipziger Bank gezahlt habe, daß er aber, weil er diefen Preis 
aus der Konkursmaſſe der Bank zurückgefordert und davon 
2584,20 Mark bereits zurückerhalten habe, Zug um Zug das 
ſo Zurückempfangene der Bekl. gewähren und den Anſpruch auf 
weitere Rückleiſtungen an fie abtreten müfle, auf eine dement⸗ 
ſprechende Verurteilung der Bekl. erkannt. Auf erhobene Reviſion 
des Bekl. P. hat das R. G. unter der ausführlich begründeten 
Auffaſſung, daß Bekl. nicht mit dem Bankkonſortium ſondern 
nur mit der Leipziger Bank kontrahiert habe, daß Bekl. auch 
den Kaufpreis nicht berichtigt habe, in Übereinſtimmung mit 
der I. J. die Klage abgewieſen. — Dentſch. Krebitanft. zu L. c. P., 
U. v. 9. Jan. 04, 361/03 I. — Dresden. 

27. Wirkungen des Kontokurrentverhältniſſes und An- 
fechtung eines Saldoanerkenntniſſes.) 

In der Berufungsinftang iſt unter den Parteien unſtreitig 
geworden, daß fie in einem Kontokorrentverhältnis geſtanden 
haben, daß im Laufe dieſes Verhältniſſes im erſten Semefter 1899 
der Kl. von der Bekl. 200 shares gekauft und geliefert erhalten 
hat und unter dem 1. Juni 1899 mit dem Kaufpreis für die⸗ 
felben debitiert worden iſt, den Kontokorrentauszug für dies erfte 
Semeſter anerkannt und das Geſchäftsverhältnis bis 1. Juli 1900 
fortgeſetzt hat. Die Bell. hat ſich darin gefügt, daß das 
Geſchäft über die 200 shares aus dem Kontokorrent aus⸗ 
geſchieden werde und iſt rechtskräftig verurteilt, dem Kl. den 
debitierten Kaufpreis im Betrage von 4 086 Mark nebſt Zinfen 
gut zu bringen. Damit ift der Streit über die Rechtsverbind⸗ 
lichkeit des Geſchäfts erledigt und es handelt ſich nur noch um 
den vom Kl. in der Berufungs- und in der Reviſionsinſtanz 
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aufrecht erhaltenen Anſpruch auf Rückzahlung des Kauf 
preiſes. Dieſen Anſpruch hat der B. R. mit Recht abgewieſen. 
Was der Kl. zurückfordert, hat er nicht bezahlt. Der Kaufpreis 
ift ihm kreditiert und im Kontokorrent debitiert. Nach der 
rechtlichen Natur des Kontokorrentverhältniſſes gelten die baren 
Einſchüſſe, die der Kl. im erſten Semeſter 1899 geleiſtet hat, 
nicht als Zahlungen zur Tilgung eines beſtimmten Debetpoſtens, 
ſondern als Leiſtungen zur Begründung eines Aktivpoſtens im 
Kontokorrent und als Faktoren für die künftige Verrechnung und 
Saldozeichnung. Und der Kl. hat die Aufrechnung ſeiner Ein⸗ 
ſchüſſe durch das Anerkenntnis des Kontokorrentauszuges für das 
erſte Semeſter 1899 genehmigt. Nach dieſem Kontokorrent⸗ 
auszug blieb er Schuldner der Bekl. trotz der Aufrechnung in 
Höhe von 30 680,60 Mark. Dadurch wurde er nicht an einer 
Klage auf Feſtſtellung behindert, daß der Debetpoſten aus dem 
Geſchäft über die 200 shares nicht in das Kontokorrent gehöre, 
weil ihn das Geſchäft nicht binde, der Debetpoſten nicht beſtehe, 
das Saldoanerkenntnis inſoweit auf Irrtum beruhe, worüber 
jetzt nach dem Anerkenntnis der Bekl. nicht mehr geſtritten wird. 
Aber das führte nur dahin, daß das Debetſaldo des Kl. fich 
um den Betrag dieſes Debetpoſtens verringerte. So iſt die 
Klage aber nicht erhoben. H. c. B., U. v. 23. Jan. 04, 
382/03 I. — Berlin. 

Wechſelordnung. 

28. Legitimation durch Blankoindoſſament; Erwerb des 
Wechſels nach Verfall. Beweislaſt.] 

Es iſt unzweifelhaften Rechtens, daß, wer einen Wechſel 
auf Grund eines Blankoindoſſaments erworben hat, ihn unter 
Benutzung desſelben Blankoindoſſaments weiter begeben kann, 
alſo ſeinerſeits den Wechſel nicht mit einem Indoſſament zu 
verſehen braucht. Auch der Umſtand, daß der Kl. den Wechſel 
nach ſeinem Verfalltage erworben hat, ſteht für ſich allein der 
Benutzung des vor dem Verfalltage auf den Wechſel geſetzten 
Blankoindoſſaments „H. K.“ nicht entgegen. Das iſt vielmehr 
nur dann der Fall, wenn der Wechſel ein in rechtsgültiger Weiſe 
proteſtierter Wechſel iſt. Daß dieſer Fall vorliege, hatten die 
Bekl., die Akzeptanten zu beweiſen. Wäre bewieſen, daß ein 
Wechſelproteſt von einem zuſtändigen Gerichtsbeamten oder 
Notar aufgenommen wurde, ſo müßte zwar feine For m⸗ 
gültigkeit vermutet werden. Es hängt aber nicht von dem 
Gerichtsbeamten oder Notar ab, ob der Auftrag zur Proteft- 
aufnahme rechtzeitig und ob er von jemandem, der dazu legitimiert 
iſt, erteilt wird. Zu beweiſen hatten demnach die Bekl. nicht 
nur, wann und von wem ein Proteſt aufgenommen, ſondern 
ebenfalls, in weſſen Auftrag das geſchehen iſt, der Beweis hierfür 
iſt in unanfechtbarer Weiſe vom B. G. als mißlungen erklärt 
worden. K. c. H., U. v. 11. Jan. 04, 453/03 I. — Berlin. 

29. Durchſtreichung eines von mehreren Domizilvermerken.] 

Der eingeklagte Wechſel trägt zwei Domizilvermerke, und 
zwar ein durchſtrichenes „zahlbar Kattowitz bei Herren L. & Co.“, 
ſowie ein nicht durchſtrichenes: „zahlbar bei der Reichsbankneben⸗ 
ſtelle in Pleſchen“ und trug dieſe Vermerke in der vorliegenden 
Form, alſo ſo, daß der erſtere durchſtrichen war, bereits bei 
Verfall. Damals befand ſich der Wechſel im Beſitz der Reichs⸗ 
banknebenſtelle zu Pleſchen. Letztere ließ, weil Deckung nicht 
eingegangen ſei, bei ſich ſelbſt Proteſt mangels Zahlung erheben 
und dann den Wechſel an Kl. zurückgehen. Dieſe erhob Klage 
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gegen beide Akzeptanten und letztere machten geltend, daß der 
Wechſel in Kattowitz bei L. & Ko. hätte proteſtiert werden 
müſſen. Das R. G. verurteilte. Der Ausſteller des Wechſels 
hat durch das Durchſtreichen des erſten Vermerks für Jedermann 
erkenntlich ſeinen Willen zum Ausdruck gebracht, daß dieſer 
Vermerk nicht gelten ſolle. Andererſeits haben die Bekl. auf 
die Benachrichtigung, daß der Wechſel in Pleſchen domiziliert ſei, 
Einwendungen nicht erhoben und hierdurch ihr Einverſtändnis 
mit dieſer Domizilierung erklärt. K. c. S. u. N., U. v. 
9. Jan. 04, 362/03 I. — Poſen. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juni 1879. 

30. Die Forderung des anfechtenden Gläubigers braucht 
noch nicht zur Zeit des angefochtenen Vertragsabſchluſſes zu be- 
ftehen.] 

Die Kl. und ihr Ehemann haben fi) am 6. Dezember 1894 
im Großherzogtum Baden verheiratet. In dem am Tage 
vorher geſchloſſenen Ehevertrage vereinbarten fie die Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft nach dem Badiſchen Landrecht. Am 
6. Februar 1902 ſchloſſen die Eheleute einen neuen Ehevertrag 
in notarieller Form, in dem fie beſtimmten, daß für ihren Güter 
ſtand die Vorſchriften des B. G. B. über Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft (§§ 1519 ff.) maßgebend fein und daß beftimmte 
Mobilien, darunter 6 Rinder, Vorbehaltsgut der Kl. ſein ſollten. 
Wegen einer nach Abſchluß dieſes Ehevertrages durch Hafer⸗ 
lieferung der Bekl. an den Ehemann der Kl. entſtandenen 
Forderung der Bekl. hat die letztere die vorbezeichneten 6 Rinder 
gegen den im übrigen vermögensloſen Ehemann pfänden laſſen. 
Die Kl. widerſpricht der Pfändung und beantragt im Wege der 
Klage, die Zwangsvollſtreckung in die Rinder als unzuläffig auf- 
zuheben. Die Bekl. ficht den Ehevertrag vom 6. Februar 1902 
als den Gläubigern des Ehemannes gegenüber unwirkſam an. 
Das O. L. G. hat die Pfändung der Rinder für unzuläſſig er- 
klärt, das R. G. hat dieſe Entſcheidung aufgehoben. Jedenfalls 
iſt der Ehevertrag inſoweit der Anfechtung unterworfen, als 
darin in den §9 2 ff. verſchiedene Mobilien, darunter die hier 
fraglichen Rinder, zum Vorbehaltsgut der Ehefrau erklärt 
find. Darin liegt eine Veräußerung, falls die Mobilien 
bis dahin zum Geſamtgut gehört haben. Dieſe iſt nach SS 3 
und 7 des Anf. G. anfechtbar, wenn die im § 3 erforderten 
Vorausſetzungen vorliegen, alſo wenn die Veräußerung 
in der der Ehefrau bekannten Abfiht des Ehemannes vor⸗ 
genommen iſt, feine Gläubiger zu benachteiligen oder wenn fie 
eine unentgeltliche Verfügung des Schuldners darſtellt. Wes 
halb in einem ſolchen Falle das Anf. G. außer Anwendung 
zu laſſen wäre, iſt nicht erfindlich, da dies Geſetz eine ſolche 
Ausnahme nicht aufſtellt. Insbeſondere iſt die Anfechtung nicht 
ſchon dann ausgeſchloſſen, wenn die Forderung des anfechtenden 
Gläubigers zur Zeit der Vornahme der angefochtenen Handlung 
noch nicht entitanden war. Es genügt, wenn die Rechtshandlung 
von dem Schuldner in der Abſicht vorgenommen iſt, „feine 
Gläubiger” ($ 3 Ziffer 1) oder „die Gläubiger“ (8 3 Ziffer 2) 
zu benachteiligen; erforderlich iſt es aber nicht, daß die Abſicht 
gerade auf die Benachteiligung des ſpäter anfechtenden Gläubigers 
gerichtet war. Freilich wird dann, wenn der Veräußernde zur 
Zeit der Vornahme der angefochtenen Handlung überhaupt keine 
Gläubiger hatte, in der Regel bei ihm eine gegenwärtige Abſicht, 
ſeine künftigen Gläubiger zu benachteiligen, nicht vorhanden ſein. 
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Daß ein ſolcher Fall hier vorliege, ift aber nicht behauptet. 
Wire es der Fall, ſo würde dies den B. R. nicht der Ver⸗ 
pflichtung überheben, zu prüfen, ob die Benachteiligungsabſicht 
vorhanden und dem andern Teile bekannt war. Th. c. W., 
U. v. 29. Dez. 08, 306/03 VII. — Karlsruhe. 
Geſetz über die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
1. Mai 1889 
genoſſenſchaften vom 70. Mai 1898" 


sa 


533 Berftorbene Genoſſen find bei der Veroͤffent⸗ 


lichung des Perſonalbeſtandes nicht mitzurechnen.] 
Der Borftand, e. G. m. u. H., hatte nach Ablauf des 
Geſchäftsjahres 1902 die vorgeſchriebene Veroffentlichung des 


Mitgliederbeſtandes in der Weiſe bewirkt, daß angegeben iſt: 


„Mitgliederzahl Anfang 1902 44, Zugang 1902 5, Abgang 
1903 2, Ende 1902 49.“ In der für „Ende 1902“ auſ⸗ 
geführten Zahl von 49 find die 2 unter dem „Abgang“ auf- 
geführten Mitglieder, die im Jahre 1902 verſtorben waren, mit 
enthalten. Das Amtsgericht G. gab dem Vorſtande die Be⸗ 
richtigung der Veröffentlichung dahin auf, daß die Zahl der 
Genoſſenſchaftsmitglieder, unter Abrechnung der zwei verſtorbenen, 
auf 47 angegeben werde, und leitete, als der Vorſtand die Be⸗ 
richtigung ablehnte, gegen dieſen zur Erzwingung der berichtigten 
Veroffentlichung das Zwangs verfahren nach 88 132 ff. des 
R. Geſ. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts 
barkeit ein. Der Einſpruch des Vorſtandes wurde verworfen 
und eine angedrohte Geldſtrafe von 10 Mark gegen den Vor⸗ 
ſtand feſtgeſetzt. Hiergegen erhob der Vorſtand in einem von 
ſeinen 5 Mitgliedern unterzeichneten Schriftſatze ſofortige Be⸗ 
ſchwerde. Das L. G. D., I. Kammer f. H. wies ſie als un⸗ 
begründet zurück. Mit Rüdfiht auf einen entgegenftehenden 
Beſchluß des Kammergerichts vom 26. Juli 1902 ſah ſich das 
O. L. G. zu D. auf die weitere Beſchwerde des Vorſtandes an 
der eigenen Entſcheidung über die vorliegende Frage verhindert 
und hat deshalb in Gemäßheit des § 28 Abſ. 2 des R. Gef. 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die 
Akten dem R. G. vorgelegt. Letzteres erkannte die Auslegung 
des Kammergerichts nicht für zutreffend an und führte aus: 
Sie führt praktiſch zu keinem befriedigenden Ergebnis, wider⸗ 
ſpricht der Abſicht des Geſetzes und iſt durch den Wortlaut der 
Vorſchrift nicht gerechtfertigt. Der Zweck der in 8 33 Abſ. 2 
vorgeſchriebenen Veröffentlichung, welche einesteils die Bilanz 
des Geſchäfts jahres umfaßt, andererſeits Angaben über die Be- 
wegung und den Beſtand der Mitgliederzahl enthalten ſoll, iſt 
die Aufklärung des beteiligten Publikums über gewiſſe Er⸗ 
ſcheinungen in der Entwickelung der Genoſſenſchaft, welche für 
die Beurteilung ihrer Verwaltungsergebniſſe, des Gedeihens oder 
Mißerfolges ihrer Beſtrebungen, ihrer Kreditwürdigkeit und 
Sicherheit beſonders wichtig erſcheinen. Während die Mitteilung 
der Zahl der im Laufe des Jahres eingetretenen oder aus⸗ 
geſchiedenen Genoſſen einen Anhalt dafür geben wird, ob die 
Leitung der Genoſſenſchaft im Kreiſe ihrer Mitglieder Vertrauen 
genießt, läßt ſich aus der Zahl der der Genoſſenſchaft an⸗ 
gehörigen Teilnehmer, wozu für die Genoſſenſchaften m. b. H. 
noch die weiteren in $ 139 (n. F.) vorgeſchriebenen Ver⸗ 
öffentlihungen hinzutreten, ein Überſchlag der nötigenfalls 
haftenden Vermögenswerte gewinnen. Von dieſem Zwecke der 
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Veroffentlichung iſt auch das Kammergericht ausgegangen. Es 
hat dabei geglaubt, das Intereſſe der bereits vorhandenen 
Gläubiger der Genoffenfhaft in den Vordergrund ſtellen zu 
ſollen und fieht es als einen Vorzug feiner Auslegung an, daß 
danach dieſe Gläubiger aus der Bekanntmachung unmittelbar 
erfehen können, wie viele Genoſſen ihnen für ihre bereits ent- 
ſtandenen Forderungen verhaftet find. Wenn nun auch nach den 
88 125, 128, 141 die Haftpflicht der ausgeſchiedenen Genoſſen 
im Falle des Konkurſes nicht mit dem Ausſcheiden erloſchen iſt, 
ſondern in verſchiedenem Maße über dieſen Zeitpunkt hinaus be⸗ 
ſtehen bleibt, ſo iſt doch nicht recht einzuſehen, aus welchem 
Grunde es dem Gläubiger beſonders angelegen ſein ſollte, die 
nur noch für den letzten Tag des Geſchäftsjahres zutreffende 
Zahl der Genoſſen nachträglich zu erfahren. Dieſe Kenntnis 
wird für ihn umſoweniger Bedeutung haben, als er nach dem 
Zeitpunkte der Veroffentlichung regelmäßig nicht mehr in der 
Lage fein wird, durch geeignetes Vorgehen die Auflöſung der 
Genoſſenſchaft innerhalb der in § 75 beſtimmten Friſt von 
6 Monaten und dadurch die Wirkungslofigkeit des Ausſcheident 
herbeizuführen. Allerdings meint das Kammergericht, daß eine 
Bekanntmachung mit dem von ihm gebilligten Inhalte auch 
den Bedürfniſſen derjenigen genügen, welche erft im neuen 
Geſchäftsjahre Gläubiger der Genoſſenſchaft werden wollten. 
Für dieſe neuen Forderungen hafteten freilich die Ausgeſchiedenen 
nicht mehr, aber um feſtzuſtellen, wie viel Genoſſen für die neu 
entſtandenen Forderungen verhaftet ſeien, brauche der Gläubiger 
nur die gleichfalls veröffentlichte Zahl der im Laufe des Jahres 
ausgeſchiedenen Genoffen von der Zahl der am Jahresſchluſſe 
der Genoſſenſchaft noch angehörenden Mitglieder abzuziehen. 
Hierbei iſt aber nicht berückfichtigt, daß nach dieſer Art der Be⸗ 
kanntmachung die Genoſſen, die gemäß § 76 durch Übertragung 
ihres Geſchäftsguthabens nicht erſt am Schluſſe des Geſchäͤfts 
jahres, ſondern ſchon mit dem Tage der Eintragung der Über ⸗ 
tragung ansſcheiden, zwar in der Zahl der Ausgeſchiedenen mit 
enthalten, bei der Zahl des Mitgliederbeſtandes aber bereits ab 
gezogen find. Die einfache Subtraktion genügt daher nur in 
dem Falle, wo ſolche Ausſcheidungen nicht vorgekommen find. 
Darüber gibt aber die Veröffentlichung keine Auskunft. Eine 
Veröffentlichung nach der Anweiſung des Kammergerichts läßt 
deshalb den Mitgliederbeſtand am letzten Tage des Geſchäfts⸗ 
jahres erſehen, woran kaum ein Intereſſe beſtehen kann, über 
den wirklichen Beſtand im neuen Geſchäftsjahr? und zur Zeit 
der Bekanntmachung aber kann ſie zu Irrtümern führen, die 
aus dem Inhalte der Veroffentlichung nicht zu berichtigen find. 
Werden dagegen bei der Beſtandszahl die ausgeſchiedenen Mit⸗ 
glieder nicht mitgerechnet, fo erfährt man mit voller Beſtimmtheit 
die Zahl der Genoſſen, die am Anfange des neuen Geſchäfts⸗ 
jahres vorhanden waren und daher auch regelmäßig bis zum 
Schluſſe des Geſchäftsjahres vorhanden find, 58 65, 67, 68, 
77. Freilich eine Gewähr dafür, daß bis zur Veröffentlichung 
auch kein Genoſſe durch Übertragung ſeines Geſchäftsguthabens 
ausgeſchieden ſei, wird dadurch nicht erreicht. Dieſe Art der 
Veroffentlichung gibt die entſcheidenden Daten über den Mit- 
gliederbeſtand um ein Geſchäftsjahr früher als die andere, iſt 
vollkommen klar und, ſoweit möglich, für den ganzen Lauf des 
Geſchäftsjahres zutreffend. Die Veröffentlichungen im Sinne 
des Kammergerichts führen, wie der vorliegende Fall zeigt, zu 
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arithmetiſchen Rätſeln, die der Laie, für den die Bekannt⸗ 
machungen beſtimmt find, nicht wird begreifen und löſen können. 
Eine ſolche Art der Veröffentlichung würde nur dann anzunehmen 
ſein, wenn das Geſetz ſie mit Beſtimmtheit forderte. Dies iſt 
aber keineswegs der Fall. Das Kammergericht gelangt dadurch 
zu feiner Auslegung, daß es den Worten „am Jahresſchluſſe“ 
die Bedeutung beilegt: „am letzten Tage des Jahres“. Dies 
iſt nicht begründet. Wäre dies die Meinung des Geſetzes ge- 
weſen, ſo iſt nicht abzuſehen, warum man dieſen nahe liegenden, 
völlig klaren Ausdruck vermied. Soll unter den Worten „am 
Jahresſchluſſe“ überhaupt noch ein Teil des abgelaufenen Jahres 
mitverſtanden werden, fo konnte dies dann doch nur der letzte 
meßbare Zeitteil ſein. Es iſt aber gar nicht gerechtfertigt, die 
Zeitbeſtimmung in dieſem Sinne aufzufaſſen. Im läffigen 
Sprachgebrauch allerdings kann die Wendung bedeuten ſollen, 
daß der Redende damit noch irgend einen unbeſtimmten Teil 
des zu Ende gehenden Zeitraumes bezeichnen will. Genau ge⸗ 
nommen aber geht der Ausdruck „am Jahresſchluſſe“ nicht auf 
einen noch dieſem Jahre angehörenden Zeitraum, ſondern auf 
den einheiltichen, unmeßbaren Zeitpunkt, in welchem das Jahr 
bereits zu feinem Ende gelangt iſt, um ſofort und ohne Unter- 
brechung in ein neues Jahr überzugehen. Es iſt der Zeitpunkt, 
in welchem alle Ereigniſſe des eben abgelaufenen, und noch 
keines des neu beginnenden Jahres ihre Wirkungen ausüben. 
Bei Angabe des Beftandes der Mitglieder, die am Jahresſchluſſe 
der Genoſſenſchaft angehören, find daher auch diejenigen aus⸗ 
geſchiedenen Mitglieder nicht mitzuzählen, deren Ausſcheiden erſt 
„zum Schluſſe“ des Geſchäftsjahres, 85 65, 67, 68, oder, wie 
es im § 77 für den Fall des Todes heißt: „mit dem Schluſſe“ 
des Geſchäftsjahres, erfolgt iſt. Dieſe auf den Wortlaut und 
die Abfiht des Geſetzes geſtützte Auslegung findet ihre Be⸗ 
ſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Nach 8 26 
des Geſetzes vom 4. Juli 1868 war als Gegenſtand der Ver⸗ 
oͤffentlichung bezeichnet: „eine Bilanz des verfloſſenen Geſchäfts⸗ 
jahres, die Zahl der ſeit der vorjährigen Bekanntmachung auf⸗ 
genommenen oder ausgeſchiedenen, ſowie die Zahl der zur Zeit 
der Genoſſenſchaft angehörigen Genoſſenſchafter“. Hiernach war 
kein Zweifel, daß die „zum Schluß des Gefchäftsjahres“ aus- 
getretenen Genoſſenſchafter — 8 38 daſelbſt — in die Beſtands⸗ 
zahl nicht mit aufzunehmen waren. Die Begründung zu dem 
dem Reichstage vorgelegten Entwurfe des jetzigen Geſetzes, 
welcher in § 30 Abſ. 2 die Beſtimmung des § 31 Abſ. 2 
(letzt 5 33 Abſ. 2) des Geſetzes ſchon wörtlich enthält, erwähnt 
mit keinem Worte, daß in dieſem Punkte eine Anderung be⸗ 
abſichtigt ſei (5 77). Demgemäß kann die Veröffentlichung des 
Vorſtandes nicht als dem Geſetz entſprechend angeſehen werden. 
Die vom Regiſterrichter verlangte Berichtigung durfte nicht ab- 
gelehnt werden. Da dies doch geſchah, hat dieſer mit Recht 
das Zwangsverfahren nach 88 132 ff. des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit eingeleitet. Aller- 
dings hätte dieſes gemäß § 160 (früher § 1152) des Geſetzes 
vom 1. Mai 1889 nicht gegen den Vorſtand als ſolchen, ſondern 
gegen die einzelnen Mitglieder des Vorſtandes gerichtet werden 
ſollen. Aber daraus hat der beſchwerdeführende Vorſtand weder 
jetzt, noch in feiner früheren Beſchwerde und im Einſpruchs⸗ 
verfahren einen Angriff entnommen, vielmehr ergibt ſich aus 
allen ſeinen Ausführungen, daß es ihm nur um eine ſachliche 
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Entſcheidung der Streitfrage zu tun iſt. Deshalb kann es auch 
nicht mißbilligt werden, daß der jetzt angefochtene Beſchluß, trotz 
dieſem formellen Bedenken, auf die ſachliche Beurteilung ein⸗ 
getreten iſt. Da dieſe Beurteilung von der richtigen Auslegung 
des § 33 Abſ. 2 (n. F.) des Geſetzes vom 1. Mai 1889 aus- 
geht, demgemäß die Zurückweiſung der ſofortigen Beſchwerde 
ohne Geſetzesverletzung erfolgt iſt, ſo ſtellt ſich auch die jetzt er⸗ 
hobene weitere ſofortige Beſchwerde als unbegründet dar. L. ſcher 
Verein zu F., Beſchl. v. 11. Jan. 04, Bs 127/03 I. — Dresden. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

32. 88 5 und 6. Begriff des Lizenzvertrages. Legiti ⸗ 
mation des Lizenzinhabers.] 

Das Pat. G. hat den Lizenzvertrag nicht geregelt. Cs 
hat aber ſeine Zuläffigkeit anerkannt. Unter der Bezeichnung 
als Lizenzvertrag werden nun aber eine Reihe von Verein ⸗ 
barungen zuſammengefaßt, welche zwar beſtimmte charakte⸗ 
riſtiſche Merkmale tragen, im übrigen aber einen ſehr 
verſchiedenen Inhalt haben. In der überwiegenden Zahl der 


Fälle entſpricht es der Intention der Kontrahenten und dem 


von ihnen beabſichtigten wirtſchaftlichen Ziele, daß dem Lizenz ⸗ 
nehmer ein poſitives Recht, ein quaſidingliches Be⸗ 
nutzungsrecht an dem Rechte des Patentinhabers eingeräumt 
werde. Durch die Übertragung der Benutzung des Patentrechtes 
wird dem Lizenznehmer, jedenfalls bei der ſogenannten aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz, ein poſitives Recht verliehen, die Erfindung 
für ſich auszubeuten. Dieſe Ausbeutung iſt aber in der 
Regel nur dann möglich, wenn der Lizenznehmer in der Lage 
iſt, andere, durch deren Konkurrenz die Benutzung der durch 
das Patent geſchützten Erfindung beeinträchtigt wird, aus⸗ 
zuſchließen. U. o. W., U. v. 16. Jan. 04, 873/03 I. — Hamm. 

Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte vom 
16. Mai 1894. 

33. Ein Leihvertrag iſt kein Abzahlungsgeſchäft.] 

Die Revifion macht geltend, daß der B. R. bei feiner 
rechtlichen Beurteilung die Beſtimmungen des R. Gef. über 
die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 1894 außer Betracht 
gelafien habe. Dieſes Geſetz, meint die Reviſion, jet auf den 
zwiſchen dem Kl. der Witwe B. über die hier ſtreitigen Möbel 
geſchloſſenen Leihvertrag vom 1. Juli 1898 anwendbar, und 
fie ſucht dies an der Hand der einzelnen Vertragsfeſtſetzungen 
nachzuweiſen. Mit dieſem Angriff konnte die Revifion nicht 
durchdringen. Er ſcheitert zunächſt daran, daß bisher weder in 
I. noch in II. J. von einer Unterſtellung des Leihvertrages 
unter die Vorſchriften des gedachten Geſetzes die Rede war. 
Es iſt nicht richtig, wenn die Reviſion meint, es handle fich 
dabei lediglich um die Anwendung des Geſetzes, alſo nur um 
die Rechtsfindung, nicht um eine in das Gebiet tatſächlicher 
Würdigung fallende Beurteilung. Das Gegenteil ergibt fich 
daraus, daß an ſich ein Leihvertrag kein Abzahlungsgeſchäft iſt 
und daß es daher einer Feſtſtellung darüber bedarf, ob fi in 
dem Leihvertrage ein Parteiwille verſteckt, der in Wahrheit 
darauf abzielt, „die Zwecke eines Abzahlungsgeſchäfts in einer 
anderen Rechtsform zu erreichen“ (§ 6 des gedachten Geſetzes). 
Dieſe Feſtſtellung liegt auf tatſächlichem Gebiete, und hat es 
der Bekl. verabſäumt, eine auf ſie abzielende Behauptung in 
den Vorinſtanzen aufzuſtellen, jo kann er nicht jetzt dem B. R. 
einen Mangel in der rechtlichen Beurteilung deshalb vorwerfen, 
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weil er nicht auch das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte in 
den Kreis ſeiner Betrachtung gezogen habe. R. c. F., U. v. 
28. Jan. 04, 313/03 V. — Stettin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

34. Der Gebrauch der Bezeichnung: Doctor of Dental 
Surgery, obſchon dieſer Titel miniſteriell zugelaſſen iſt, verſtößt 
gegen das Geſetz.] 

Den drei Bekl. iſt zu Chicago von dem Cosmopolitan 
Postgraduate College, das von einem Dr. W. geleitet wurde, 
der Titel als Doctor of Dental Surgery verliehen worden. 
Das Königlich Sächſiſche Miniſterium des Kultus und öffent⸗ 
lichen Unterrichts hat im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern ihnen die Genehmigung zur Führung dieſes Titels 
erteilt. Sie führen ſeitdem den Doktortitel auf Türſchildern, 
in offentlichen Ankündigungen, auf Druckſachen und dergl., 
indem fie ſich als Dr. chir. dent. oder Doctor of dental 
surgery ober D. D. S. oder Dr. bezeichnen. Der Kl., ein nach 
Maßgabe des B. G. B. in das Vereins regiſter eingetragener 
Verein von Zahnärzten, der die Förderung der Standesintereſſen 
der Zahnärzte von D. und Umgebung bezweckt, ſieht in dieſen 
Bezeichnungen Berſtöße gegen 8 1 des Wettbewerbgeſetzes. Er 
erhob Klage u. a. mit dem Antrage: die Bekl. zu verurteilen, 
die Führung des Titels als Dr. chir. dent. oder Doctor of 
dental Surgery oder D. D. S. oder Dr. oder ähnlicher Be⸗ 
zeichnungen auf Türſchildern, in Ankündigungen, Druckſachen 
und dergl. zu unterlaſſen. Das O. L. G. verurteilte die drei 
Bekl., in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mitteilungen, 
die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt find, ins⸗ 
beſondere in Geſchäſtsanzeigen, in den Zeitungen und auf Tür⸗ 
ſchildern die Führung der in der Klage angegebenen Titel zu 
unterlafien. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Was die 
ſtreitige Doktorbezeichnung betrifft, ſo hat das O. L. G. feſt⸗ 
geftellt, daß nach der im gewerblichen Verkehr maßgebenden 
Anſchauung des deutſchen Publikums angenommen werde, 
der Doktortitel werde von einer Univerfität oder einem ähnlichen 
Juſtitute des öffentlichen Rechts des In⸗ oder Auslandes 
unter ſtaatlicher Autorität und Anerkennung verliehen, und daß 
dieſe Annahme auch zutreffe für den in Amerika erlangten 
Titel eines Doktors der Zahnheilkunde, obwohl auf deutſchen 
Univerfitäten dieſer Titel nicht verliehen werde, da letzteres 
einem großen Teile des beteiligten Publikums nicht bekannt ſei. 
Es hat dann auf Grund der mündlichen Verhandlung und der 
darin vorgelegten, nicht beſtrittenen Schriftſtücke weiter aus⸗ 
geführt, daß das Cosmopolitan Postgraduate College des 
C. A. W. in Chicago, welches den Bekl. den Doktortitel ver- 
liehen hat, nicht eine ſtaatliche oder unter ſtaatlicher Autorität 
beſtehende Anſtalt, ſondern ein Privatinſtitut ſei, welchem infolge 
einer gewerblichen Anmeldung, wie in gleichem Falle jedem 
Privatmann im Staate Illinois, geſtattet ſei, Unterricht zu 
erteilen und an Zahnheilkundige, die bereits zur Ausübung der 
Zahnheilkunde berechtigt find, Grade und Doktordiplome zu 
erteilen, und zwar ohne daß hierbei eine ſtaatliche Mitwirkung 
oder Anerkennung ſtattfinde, — und hat hieraus den Schluß 
gezogen, daß die fraglichen Bezeichnungen unwahre Angaben 
im Sime des 3 1 des Wettbewerbgeſetzes find. Ein Rechts- 
irrtum iſt hierbei nicht erſichtlich. Das Wettbewerbgeſetz tritt 
in feinem 3 1 der unlauteren Reklame entgegen, der Reklame 
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die ſich zum Zwecke der Heranziehung von Kundſchaft unlauterer 
Mittel bedient, nach gewiſſen Richtungen hin im gewerblichen 
Verkehr unwahre, anſcheinend beſonders günſtige Angaben macht. 
Daher iſt bei Beantwortung der Frage, ob eine Angabe unwahr 
iſt, dafür, was die Angabe beſagt, die Auffaflung des Publikums 
entſcheidend, für das die Angabe beſtimmt, an das ſie gerichtet 
ift. Das O. L. G. iſt daher mit Recht von der Auffaſſung des 
deutſchen Publikums ausgegangen, da dieſes hauptſächlich bei 
den Ankündigungen der Bekl. in Betracht kommt. Die hier⸗ 
nach getroffene tatſächliche Feſtſtellung iſt für die Reviſions⸗ 
inſtanz bindend. Da nun fernerhin feſtſteht, daß das Cosmo- 
politan Postgraduate College eine Privatanſtalt iſt, die ohne 
oͤffentlich⸗ rechtliche Autorität, lediglich auf Grund einer Legi⸗ 
timation zum Gewerbebetriebe befugt iſt, Unterricht und Doktor⸗ 
diplome zu erteilen, ſo beruht die Annahme des O. L. G., daß 
die in Rede ſtehenden Bezeichnungen unrichtige Angaben ſeien, 
auf rechtlich nicht zu beanſtandender Grundlage. Die Aus- 
führung der Rkl., daß, wenn das Publikum bei amerikaniſchen 
Zahnärzten beſondere Kenntniſſe und Fähigkeiten erwarte, die 
Angabe, daß jemand berechtigt ſei, einen in Amerika verliehenen 
Doktortitel zu führen, nur dann unrichtig ſein könne, wenn 
dieſes nicht wahr ſei und daß, wenn ein Teil des Publikums 
der Anficht ſei, der Doktortitel werde auch in Amerika unter 
ſtaatlicher Autorität und Anerkennung verliehen, in der be⸗ 
rechtigten Führung des amerikaniſchen Doktortitels allein noch 
nicht die Behauptung gefunden werden könne, daß der Titel in 
Amerika unter ſtaatlicher Autorität erteilt werde, ſcheitert an 
der vom B. R. über die Auffaffung des Publikums auch be⸗ 
züglich des amerikaniſchen Doktortitels gemachten Feſtſtellung. 
Unerheblich iſt, ob, wie die Bekl. behaupten, das W. ſche Inſtitut 
feinen Beſuchern in der Zahnheilkunde und Technik guten Unter⸗ 
richt erteilt, und ob ſie daſelbſt tüchtig ausgebildet worden find 
und eine Prüfung beftanden haben, die auch in Deutſchland 
für die Erlangung des Doktordiploms hingereicht haben würde; 
denn, wenn dieſes auch richtig ſein ſollte, ſo würde doch dadurch 
nicht die Unrichtigkeit der Angabe widerlegt fein, daß die Bekl. 
den Doktortitel von einer ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten 
Anſtalt oder unter ſtaatlicher Anerkennung erlangt hätten. Mit 
Recht hat das O. L. G. auch den Umſtand für unerheblich er⸗ 
klärt, daß den Bekl. ſeitens des Koͤniglich Sächſiſchen Kultus- 
miniſteriums im Einverſtändnis mit dem Miniſterium des 
Innern die Führung des Titels eines Doctor chirurgiae 
dentariae im Königreiche Sachſen genehmigt worden iſt, da, 
wie in der Begründung des B. U. zutreffend ausgeführt iſt, 
dieſe Genehmigung keinen Akt der Staatshoheit darſtellt, durch 
den dem ausländiſchen Titel ein Charakter beigelegt wird, den 
er an ſich nicht hat, ſondern nur eine auf Intereſſen der öffent- 
lichen Ordnung beruhende Verwaltungsmaßregel iſt, deren Be⸗ 
deutung ſich auf das Gebiet des offentlichen Rechts beſchränkt, 
aber nicht in das durch das Wettbewerbgeſetz geſchützte Privat- 
recht eingreifen kann. Daß die Angabe des fraglichen Doktor⸗ 
titels geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen, iſt ohne Rechtsirrtum damit begründet, 
daß nach der Feſtſtellung des O. L. G. das Publikum erwartet, 
daß ein Doktor der Zahnheilkunde in dieſem Berufe nicht nur 
praktiſch, ſondern ganz beſonders auch wiſſenſchaftlich ausgebildet 
ſei. Sonach bernht die Entſcheidung des B. R. bezüglich der 
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fraglichen Doktorbezeichnungen auf richtiger Anwendung des & 1 
des Wettbewerbgeſetzes. H. u. Gen. c. V., U. v. 26. Jan. 04, 
482/03 II. — Dresden. 

35. 88 1 und 6 verb. mit $ 287 Z. P. O. Begriff der 
Behauptung tatſächlicher Art. Ermittelung des Schadens nach 
freiem Ermeſſen.] 

Die Veroͤffentlichungen in der Fachzeitung ſtellen ſich als 
Urteile über geſchäftliche Anzeigen des Kl. und über das Ver⸗ 
halten desſelben in einem wegen einer nicht der Beſtellung ent ⸗ 
ſprechenden Lieferung an einen Händler von ihm durchgeführten 
Prozeſſe dar. Urteile, insbeſondere auch abfällige Kritiken, find 
in der Regel nicht als Behauptungen tatſächlicher Art im Sinne 
des 86 Abſ. 1 des Wettbewerbsgeſetzes anzuſehen. Doch kann, 
wie der erkennende Senat in ſtändiger Rechtſprechung annimmt, 
die Aufſtellung eines Urteils auch eine Behauptung tatſächlicher 
Art enthalten, nämlich dann, wenn das Urteil ſelbſt etwas als 
geſchehen oder als vorhanden, alſo in einer Weiſe aufſtellt, daß 
das Behauptete in bezug auf ſeine Richtigkeit oder Unrichtigkeit 
im gegebenen Fall objektiv feftgeftellt werden kann. Gegen dieſe 
rechtliche Auffaffung verſtoͤßt das B. G. aber nicht, indem es 
in den Außerungen des Bekl. nur Kundgebungen perſoͤnlichen 
Empfindens des ſelben und nicht Behauptungen tatſächlicher Art 
erblickt. Denn die geäußerten Urteile, insbeſondere die Bezeich⸗ 
nung der Kampfesweiſe des Kl. als einer niedrigen und die 
Behauptung der Strafbarkeit des Kl. wegen einer Annonce, 
ſowie die Bezeichnung von Geſchäftsanzeigen des Kl. als 
Schleuderannoncen und die Behauptung, daß er anderen Per- 
ſonen — einem Teil der Inſerenten — Verlegenheiten bereite, 
ſind nicht durch nähere tatſächliche Anführungen begründet; es 
läßt fi daher mangels Angabe näherer Umſtände nicht feſt⸗ 
ſtellen, daß das Behauptete objektiv richtig oder unrichtig iſt. 
Hinſichtlich dieſer Veröffentlichungen konnte daher das B. G. 
von der, Anwendung des § 6 Abſ. 1 des Wettbewerbsgeſetzes 
ſchon aus dem Grunde abſehen, weil das notwendige Erfordernis 
des Vorliegens von Behauptungen tatſächlicher Art nicht gegeben 
ſei. Auf die Veröffentlichung des Bekl. vom 17. März 1902, 
welche allerdings Behauptungen tatſächlicher Art enthalte, wendet 
das B. G. die bezogene Geſetzesſtelle deshalb nicht an, weil der 
Bekl. an der Mitteilung des Behaupteten ein berechtigtes 
Intereſſe im Sinne des Abſ. 2 des bezogenen § 6 gehabt 
habe. Dieſe Entſcheidung beruht auf den Annahmen des B. G., 
daß der Bekl. die Behauptungen nicht zum Zwecke des Wett⸗ 
bewerbes, ſondern lediglich aus dem Beweggrunde und zu dem 
Zwecke verbreitet habe, um ſich wegen feiner früheren Veröffent⸗ 
lichungen vor ſeinen Verbandsgenoſſen zu rechtfertigen und ſich 
für ſeine Verteidigung gegen die damals ſchon wider ihn erhobene 
Klage Beweismittel zu verſchaffen. Die Annahmen find tatſäch⸗ 
licher Art und rechtlich haltbar, auch geeignet, ein eigenes 
berechtigtes Intereſſe des Bekl. darzutun. Sie ſtehen auch nicht 
im Widerſpruche mit den Ausführungen des B. G. zu der Ver⸗ 
öffentlichung des Bekl. vom 31. Dezember 1901, wegen deren 
das B. G. das Gebot der Unterlaſſung einer Wiederholung 
ausgeſprochen hat. Daraus, daß das B. G. die letztere Ver⸗ 
oͤffentlichung nicht als in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
des Bekl. erfolgt erachtete, ergab ſich nicht die Notwendigkeit für 
das B. G., die am 17. März 1902 geſchehene Wiederholung 
der Veröffentlichung vom 31. Dezember 1901 als eine un- 
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berechtigte anzuſehen. Vielmehr kam es auf Form und Inhalt 
jeder der beiden Veroͤffentlichungen und auf die dabei von dem 
Bekl. erfolgte Abſicht an. Danach konnte die Entſcheidung über 
das Vorhandenſein berechtigter Intereſſen des Bekl. hinfichtlich 
der Wiederholung der Veröffentlichung vom 31. Dezember 1901 
anders ausfallen, als hinſichtlich der erſten Aufftellung der Be⸗ 
hauptung. Selbſtverſtändlich konnte bei der Beurteilung der 
Veroffentlichung vom 31. Dezember 1901, da damals der 
gegenwärtige Rechtsſtreit noch nicht eingeleitet war, eine Ver⸗ 
teidigung des Bekl. gegen die erſt im Rechtsſtreite gegen ihn 
erhobenen Vorwürfe nicht in Frage kommen und von dieſem 
Gefichtspunkte aus von dem Wahrnehmen berechtigter Intereſſen 
des Bekl. keine Rede ſein. Wohl aber konnte dies bei der 
Beurteilung der Veröffentlichung vom 17. März 1902 der Fall 
ſein. Hinſichtlich derſelben ein berechtigtes Intereſſe des Bekl. 
anzunehmen, war das B. G. auch durch den von dem RE. 
geltend gemachten Umſtand nicht gehindert, daß das im Rechts. 
ſtreite von dem Bekl. tatſächlich vorgebrachte Beweismaterial 
von dem B. G. nicht für genügend erachtet worden iſt, um 
bezüglich der Veröffentlichung vom 31. Dezember 1901 die 
Klage abzuweiſen. Denn die durch die Veröffentlichung vom 
17. März 1902 betätigte Bemühung, ein hinreichendes Beweis ⸗ 
material zu beſchaffen, konnte an ſich trotz ihrer Erfolgloſigkeit 
als im berechtigten Intereſſe des Bekl. aufgewendet angeſehen 
werden. Die Abweiſung des Schadenserſatzanſpruchs, ſoweit ſie 
die Veröffentlichung vom 31. Dezember 1901 mit umfaßt, unter- 
liegt erheblichen rechtlichen Bedenken. Das B. G., welches die 
Behauptung des Bekl., der Kl. ſei überall als unreelle Bezugs⸗ 
quelle bekannt, für geeignet erklärt, den Geſchäftsbetrieb oder 
den Kredit des Kl. zu ſchädigen, erkennt auch an, daß es nach 
§ 287 der 3. P. O. über die Frage, ob dem Kl. durch die 
Behauptung ein Schaden entſtanden iſt und wie hoch ſich der⸗ 
ſelbe beläuft, unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über- 
zengung zu entſcheiden habe. Trotzdem lehnt dasſelbe die Ent- 
ſcheidung hierüber ab, weil der Kl. nicht, ſoweit es ihm möglich 
ſei, die tatſächlichen Unterlagen für die Bildung einer richter ⸗ 
lichen Überzeugung geliefert und er insbeſondere erklärt habe, daß 
er den Nachweis eines Schadens nicht durch Vorlage ſeiner 
Geſchäftsbücher führen wolle und könne. Indem es ferner die 
Möglichkeit zugibt, daß die von dem Bell. aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung einen wirklichen Schaden für den Kl. zur Folge 
gehabt habe, rechnet es zugleich auch mit der Möglichkeit, daß 
dem Kl. kein nachweisbarer Schaden entſtanden ſei, und mit 
einer naheliegenden Vermutung dahin, daß die Schadens forderung 
desſelben der Höhe nach übertrieben ſei. Hierin liegt eine Ver 
letzung des § 287 der 3. P. O. Das B. G. irrt darin, daß 
es die Zuſprechung eines Schadenserſatzes von der Nachweis 
barkeit eines beſtimmten Schadens grundſätzlich abhängig macht. 
Dasſelbe mußte ſich ohne Rückſicht darauf, daß der Kl. Beweiſe 
für den behaupteten Schaden nicht beigebracht hatte, der Prüfung 
der Frage nach dem Vorhandenſein eines Schadens unterziehen. 
Gelangte es bei der Prüfung der Umſtände auch nur im allge 
meinen zu der Überzeugung, daß ein Schaden entſtanden ſei, ſo 
durfte es nicht wegen mangelnder Subſtanzlierung des geforderten 
Betrages den ganzen Anſpruch abweiſen, ſondern mußte die Höhe 
des Schadens nach freiem Ermeſſen feſtſetzen oder von der Be⸗ 
fugnis, den Kl. den Schaden eidlich ſchätzen zu laſſen, Gebrauch 
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machen. (Vergl. die Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 9 
S. 416 ff., Bd. 10 S. 78 und Bd. 31 S. 88.) Abweiſen durfte 
das B. G. den Schadenserſatzanſpruch nur in dem Falle, daß 
die Prüfung der Sachlage zu dem Ergebnis geführt hätte, daß 
der Kl. keinen Schaden erlitten habe. Dieſe Feſtſtellung iſt 
aber nicht getroffen worden. S. c. S., U. v. 8. Jan. 04, 
223/03 II. — Cöln. 

U. Das Gemeine Recht. 

36. Erbfolge der Kognaten in Familienfideikommiſſe nach 
Ausſterben der Agnaten.] 

Nachdem der letzte Befitzer des Sturmfederſchen Familienfidei⸗ 
kommiſſes geſtorben, und der Manesſtamm der ehemals reichs⸗ 
unmittelbaren Freiherrn von Sturmfeder erloſchen iſt, erheben 
ſowohl der Kl. als der Bekl. den Anſpruch auf Nachfolge in das 
Fideikommiß und zwar der Kl. als Nachkomme (Tochterſohn) 
eines jüngeren, nicht in den Beſitz des Fideikommiſſes gelangten 
Sohnes (Karl Theodors II.), des den Parteien und dem letzten 
Fideikommißbefitzer gemeinſamen, 1799 geſtorbenen Stammvaters 
Karl Theodors I. und der Bekl. als Nachkomme des älteſten 
Kindes dieſes Karl Theodors I., ſeiner Tochter Auguſte. Parteien 
find einverſtanden, daß für die Succeſſion in das Fideikommiß 
die Grundſätze der Linealerbfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt 
(èVrimogeniturordnung) mit dem Vorzuge des Mannesſtamms 
gegolten haben, auch, daß nach dem Ausſterben des Mannes⸗ 
ſtamms das Fideikommiß als ſolches nicht erliſcht, ſondern daß 
alsdann nach den Hausgeſetzen die Kognaten zur Succeſſion be⸗ 
rufen find. Streit beſteht dagegen, wer von den Kognaten an 
erſter Stelle berufen ift. Während der Bekl. das Prinzip der 
Primogenitur für ſich anruft, nach welchem die Nachkommen 
des älteſten Kindes des Karl Theodors I., ſeiner Tochter Auguſte, 
den Nachkommen ſeines jüngeren Kindes, des — weil durch einen 
älteren Bruder ausgeſchloſſen — nicht in den Beſitz gelangten 
Karl Theodors II., vorgingen, behauptet der Kl., daß ihm der 
Vorzug gebühre, weil in feiner Linie der Mannes ſtamm ſich am 
längften fortgeſetzt habe; nach gemeinem Recht, wie nach Haus- 
geſetz, würden durch Söhne eines Fideikommißbefitzers und deren 
Nachkommen die Töchter und deren Nachkommen ausgeſchloſſen. 
Die Klage ift abgewieſen und die Reviſion zurückgewieſen worden. 
Das agnatiſche Prinzip hat ſein Ende erreicht, wenn Agnaten 
nicht mehr vorhanden find. Kl. ſowohl als Bekl. find Kognaten. 
Beide ſtammen von Töchtern von Agnaten ab. Der Vorzug 
der Agnaten, der männlichen Glieder der Familie, beruht darauf, 
daß ſie mit ihrem Namen die Familie erhalten. Sind derartige 
Agnaten nicht mehr vorhanden, kommen alſo überhaupt fremde 
Familien in den Befig, dann iſt kein Grund mehr erfindlich, von 
der allgemeinen Regel der Primogeniturfolge abzuweichen. Dem ⸗ 
entſprechend iſt auch die Literatur im weſentlichen darüber einig, 
daß, wenn einmal die kognatiſche Succeſſion eröffnet wird, dann 
kein Unterſchied mehr zu machen iſt, ob die Kognaten durch einen 
Sohn oder eine Tochter mit dem Stammvater verwandt find 
(vgl Lewis, Familienfideikommiſſe S. 394, 395, von Salza und 
Lichtenau, Lehre von den Fideikommiſſen S. 141, Weber, Lehn⸗ 
recht III. S. 287). v. H. c. v. W., U. v. 29. Jan. 03, 
310/03 III. — Stuttgart. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

7. 58 325 ff. Tl. 1 Tit. 5. Wandelungsklage wegen 
nicht gewerblicher Verwertbarkeit eines Patentes. Bedeutung 
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des Unterſchiedes zwiſchen Nichtigkeitserklärung und nicht ge⸗ 
werblicher Verwertbarkeit hinſichtlich der Wandelungsklage.] 

Auf Grund des Fehlens zugeſagter Eigenſchaften der Kauf- 
ſache hat das O. L. G. der Bekl. das in den 88 325 bis 327 
des A. L. R. Tl. I Tit. 5 geregelte Recht auf Wandelung des 
Kaufs zuerkannt und demzufolge die Klage abgewieſen, zur 
Widerklage aber den Kl. verurteilt, die empfangenen 60 000 Mark 
gegen Rückübertragung des Patents zurückzuzahlen. Nach 
§§ 327, 328 a. a. O. iſt die Wandelungsklage ausgeſchloſſen, 
wenn der Käufer die Sache in dem Stande, worin er ſie 
empfangen hat, nicht mehr zurückgeben kann. Man könnte 
daher den Zweifel aufwerfen, ob ein Patent überhaupt ein 
zuläſſiger Gegenſtand für die Wandelung iſt. Mit Rückſicht 
auf ſeine beſchränkte Dauer iſt jedenfalls zu ſagen, daß es durch 
den Zeitablauf notwendigerweiſe entwertet wird. Das bier in 
Rede ſtehende Patent läuft vom 30. Dezember 1891 bis zum 
30. Dezember 1906. Am 27. November 1893 iſt es auf die 
Bekl. übertragen; der Wandelungsanſpruch kann erſt mit der 
Erhebung der Widerklage als geltend gemacht angeſehen werden: 
alſo am 7. Januar 1898. Damals waren die für das Patent 
wertvollſten Jahre bereits verſtrichen. Indes kann dies Bedenken 
nicht für durchſchlagend angeſehen werden. Es iſt iſt anerkannt, 
daß der Untergang oder die Veränderung der Kaufſache dann 
die Wandelung nicht ausſchließt, wenn Untergang oder Ber- 
änderung gerade in dem Mangel, wegen deſſen die Wandelung 
nachgeſucht wird, ihren Grund hat oder gerade durch die ver⸗ 
tragsmäßige Verwendung notwendig eintreten mußte. Foͤrſter⸗ 
Cceius 7. Auflage Bd. 1 S. 509; Dernburg Bd. II 8 144; 
Entſch. d. R. G. Bd. 3 S. 216. Das letztere trifft hier zu. 
Zurückgekommen iſt die Revifion auf den Einwand, den der 
Kl. der Widerklage gegenüber dem 3 11 des Vertrages ent- 
nommen hatte. Der Paragraph lautet: „Möchte das Patent 
ganz oder teilweiſe für nichtig erklärt werden, fo erloͤſchen vom 
Tage der Nichtigkeitserklärung die Anſprüche des Verkäufert 
auf weitere Erträge aus der bisher patentierten Fabrikation, 
dagegen iſt Verkäufer zu irgend welcher Rückzahlung nicht 
verpflichtet.“ Der Kl. hat auszuführen geſucht, daß wenn der 
Vertrag ſogar bei einer völligen Vernichtung des übertragenen 
Patentrechts die Rückgewähr der bereits geleiſteten Zahlungen 
des Käufers ausſchließe, dasſelbe auch in dem vorliegenden 
Falle gelten müſſe, wo das Patent in ſeinem Rechtsbeſtande 
unberührt geblieben ſei und ihm nur die Eigenſchaft der uutz ⸗ 
bringenden Verwertbarkeit fehle. Mit Recht aber haben die 
Inſtanzen die Gleichartigkeit des in 8 11 vorgeſehenen Falles 
mit dem hier vorliegenden verneint. Der angezogene Paragraph 
bezieht ſich ausſchließlich auf den Fall eines Mangels im Rechte, 
während es ſich hier darum handelt, daß der Sache vor⸗ 
bedungene Eigenſchaften fehlen. Dieſer Unterſchied ift auch 
nicht bloß theoretiſcher Natur, ſondern von erheblicher praktiſcher 
Tragweite. Wurde das Patent für nichtig erklärt, ſo entfiel 
freilich das der Bekl. mit übertragene Verbietungsrecht aus 
§ 4 des Pat. G. Sie konnte aber gleichwohl, wenn nur das 
im Patente beſchriebene Verfahren tatſächlich die Vorzüge vor 
der bisher üblichen Erzeugung von Riemenſcheiben aufwies, die 
ihm der Kl. beigemeſſen hatte, in der Zwiſchenzeit bis zur 
Vernichtung des Patentes mit Nutzen gearbeitet haben, und es 
erſcheint daher angemeſſen, wenn der Veräußerer, obſchon er 
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für den Beſtand des Verbietungsrechtes nicht einſtehen wollte, 
doch an dieſen Erträgniſſen beteiligt blieb. Fehlten dem paten- 
tierten Verfahren aber die wirtſchaftlichen Vorzüge, die ihm 
nachgerühmt waren, ſo war das Verbietungsrecht gegen Dritte, 
auch wenn es formell unangetaſtet blieb, ein wertloſer Schemen 
und es entfiel damit die Grundlage, auf der der Veräußerungs⸗ 
vertrag — wenigſtens im vorliegenden Falle — aufgebaut war. 
S. c. W., U. v. 2. Jan. 04, 264/03 I. — Hamm. 

IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

38. § 10. Begriff und Beſchaffung eines Erſatzgrundſtücks.] 

Der RE. hat ſich darüber beſchwert, daß auf Erſatzgrund⸗ 
ſtücke, auf die er hingewieſen habe, nicht in Gemäßheit des $ 10 
Abſ. 1 des Enteignungsgeſetzes die gebührende Rückficht ge⸗ 
nommen ſei. Was das H.ſche Grundſtück anlangt, fo iſt dem 
B. R. zunächſt darin zuzuſtimmen, daß für die Frage des Vor⸗ 
handenſeins eines Erſatzgrundſtücks im Sinne des § 10 des 
Enteignungsgeſetzes die Verhältniſſe zur Zeit der Enteignung 
(bezw. des Entſchädigungsfeftftellungs⸗Beſchluſſes) maßgebend fein 
müſſen; denn es handelt ſich hierbei um eine Begrenzung der 
Höhe der Entſchädigungsſumme, für deren Feſtſtellung in der 
Regel jedenfalls die Verhältniſſe zur Zeit des letztgedachten Zeit⸗ 
punkts entſcheidend find. Es muß dem B. R. aber auch weiter 
darin beigeftimmt werden, daß das Vorbringen des Eiſenbahn⸗ 
fiskus bezüglich des H. ſchen Grundftücks nach Lage des gegen⸗ 
wärtigen Falles keine Berückfichtigung verdient. In dem in den 
Entſcheidungen des R. G. Bd. 45 S. 253 ff. veröffentlichten 
Urteil des erkennenden Senats iſt ausgeſprochen, daß zwar im 
allgemeinen von Amts wegen die Frage, ob die durch die Be⸗ 
ſtimmung des § 10 Abſ. 1 des Enteignungsgeſetzes gegebene 
Schranke vorhanden ſei, zu unterſuchen ſei, daß aber dieſe Regel 
nicht ſchlechthin für jeden Fall gelte, ſondern daß die Geſtaltung 
der Sachlage des einzelnen Falles berüdfichtigt werden müfle. 
Eine ſolche beſondere Geſtaltung der Dinge lag hier vor. Es 
handelte fich nämlich hier um die Frage nach dem Vorhandenſein 
eines Erſatzgrundſtücks, welches die beiden beſonderen Eigen⸗ 
ſchaften haben mußte, daß es 1. einen zur Ziegelfabrikation dien⸗ 
lichen Ton in der erforderlichen Beſchaffenheit und Menge ent- 
hielt und 2. in einer den Erforderniſſen des Betriebes des 
klägeriſchen Unternehmens entſprechenden Nähe zu dieſem lag. 
Unter dieſen Umſtänden konnte den Sachverftändigen und dem 
Gericht nicht zugemutet werden, beſondere Unterſuchungen und 
Nachforſchungen darüber anzuftellen, ob fich ein ſolches Erſatz⸗ 
grundſtück ausfindig machen laſſe, namentlich da die Frage nach 
dem Vorhandenſein des erforderlichen Tonmaterials ſich offen⸗ 
ſichtlich nicht ohne weiteres, ſondern erft nach einer beſonderen 
Bodenunterſuchung beantworten ließ. Wie ſchwer ſich ein ſolches 
Erſatzgrundſtück hier auffinden ließ, erhellt am beiten aus der 
Tatſache, daß überhaupt nur zwei Grundſtücke ernſtlich in 
Betracht gekommen ſind. Es war hiernach im gegenwärtigen 
Falle Sache des Eiſenbahnfiskus, die Vorausſetzungen für die 
Anwendung des 8 10 Abſ. 1 a. a. O., wenn er ſolche begehrte, 
darzulegen. Wenn der B. R. nun bezüglich des H. ſchen Grund ⸗ 
ſtücks ſagt, er halte deshalb, weil der Eiſenbahnfiskus erft 
10 Jahre nach der Enteignung darauf hingewieſen habe, für 
erwiefen, daß es damals (zur Zeit der Enteignung) nicht 
„erhältlich“ geweſen ſei, fo mag dieſer Schluß zu beanftunden 
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fein, wenn damit gejagt fein ſollte, es ſei ſchon erwieſen, daß 
H. damals das Grundſtück, wenn der Verkauf ihm angeſonnen 
worden wäre, nicht verkauft haben würde. Allein einer fo weit- 
gehenden Schlußfolgerung bedarf es auch nicht, um das betreffende 
Vorbringen des Eiſenbahnfiskus unberückſichtigt zu laſſen. Dieſem 
lag nämlich ob, darzulegen und nachzuweiſen, daß zur Zeit der 
Enteignung das Grundſtück des H. ſich wirklich als Erfag- 
grundſtück darbot. Dazu hatte er ſowohl zu beweiſen, daß H. 
damals bereit geweſen wäre, das Grundſtück zu veräußern (und 
eventuell für welchen Preis) als auch weiter darzutun, daß nach 
Lage der damaligen Verhältniſſe die Beteiligten, insbeſondere 
der Kl., mit der Tatſache, daß ein ſolches Erſatzgrundſtück vor⸗ 
handen war, bekannt waren oder hätten bekannt ſein können und 
müſſen. Daß in dieſem Sinne das Grundſtück damals 
„erhältlich“ war, hat der Eiſenbahnfiskus nicht vorgebracht. 
Solches war aber erforderlich, da namentlich für einen gewerb⸗ 
lichen Betrieb bei der Enteignung nicht Verhältniſſe in Betracht 
gezogen werden konnen, deren Kenntnis man erft 10 Jahre nach 
der Enteignung erlangt hat. Der Kl. mußte in der Lage ſein, 
fi zur Zeit der Enteignung das Erſatzgrundſtück zu beſchaffen. 
Das iſt vom Eiſenbahnfiskus nicht nachgewieſen. Zur Anwen⸗ 
dung des § 139 der Z. P. O. ſeitens des B. R. lag ein 
zwingender Anlaß nicht vor. Hiernach war die Reviſion des 
Eiſenbahnfiskus mit der im Tenor ausgeſprochenen Maßgabe 
bezüglich des Zinſenpunktes als unbegründet zurückzuweiſen, da 
die Berufungsentſcheidung auch im übrigen einen Anlaß zu 
Bedenken, die eine Aufhebung erheiſchten, nicht bot. Eiſenbahn⸗ 
fiskus o. S., U. v. 12. Jan. 04, 374/03 VII. — Hamm. 


Literatur. 


1. Dr. Hermann Rehm, Die Bilanzen der Aktien 
geſellſchaften uſw. München 1903, J. Schweitzer Berlag. 
Das vorliegende Werk behandelt in ausführlicher Weiſe 
und unter eingehender Darlegung der theoretiſchen Grundlagen 
das Bilanzrecht nicht nur der Aktiengeſellſchaften, ſondern auch 
der G. m. b. H., Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaften, Verficherungsvereine, Hppotheken⸗ 
und Notenbanken. 

Dargeſtellt iſt in erſter Linie das deutſche, daneben aber 
auch das öͤſterreichiſche Recht, während auf Geſetzgebung und 
Judikatur anderer Staaten nicht eingegangen wird. Beſondere 
Aufmerkſamkeit hat der Verfaſſer den ſpeziell auf dieſem 
Gebiete ſo bedeutungsvollen ſtenerrechtlichen Fragen zuteil 
werden laſſen. 

Um eine erhöhte Deutlichkeit zu erzielen, erläutert der 
Verfaſſer ſeine Darlegungen durch eine große Anzahl von Buch- 
haltungsbeiſpielen. Hierdurch wird vielfach die Darſtellung 
recht weitſchweifig, ohne daß die Klarheit und Verſtändlichkeit 
gefördert wird. Auch bei dem nicht juriſtiſch gebildeten Leſer 
eines ſolchen Werkes darf wohl eine gewiſſe Kenntnis der 
Buchhaltungsmethoden vorausgeſetzt werden. 

Neue Wortbildungen des Berfaſſers wie „Forderungswert⸗ 
berichtigungskonto“ (S. 53), „Schuldverſchreibungsrückzahlungs⸗ 
termine“ (S. 321) und dergleichen werden als eine wünſchens⸗ 
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werte Bereicherung der deutſchen Sprache nicht angeſehen 
werden können. 

Im Rahmen dieſer Beſprechung iſt es natürlich nicht 
moglich, auf Einzelheiten einzugehen und abweichende Anfichten 
zu begründen. Unrichtig ſcheint uns die Anſicht des Verfaſſers, 
daß es prinzipiell nicht ordnungsgemäß ſein ſoll, Abſchreibungen 
durch Einſetzen eines entſprechenden Wertberichtigungskontos vor⸗ 
zunehmen. Gerade dieſe Art der Abſchreibung iſt die im 
Intereſſe der Bilanzklarheit vorzuziehende, auch verftößt fie nicht 
gegen den Grundſatz der Bilanzwahrheit. 

Bei dem Obligationenagio unterſcheidet Rehm ein normales 
und ein außerordentliches. Dies iſt theoretiſch ſicher richtig, 
denn erſteres iſt ein Aquivalent für höhere Verzinſung gegen ⸗ 
über dem normalen Zins fuß, letzteres dagegen ein Aquivalent 
für gebotene beſondere Sicherheit. Undurchführbar dürfte es 
aber ſein, in praxi zu entſcheiden, wie weit ein Agio als 
normales und wie weit als außerordentliches anzuſehen iſt. 
Rehm will auch das außerordentliche Agio nicht als Gewinn des 
Ausgabejahres der Obligationen anſehen, ſondern auf ſämtliche 
Jahre bis zur Emiſſionstilgung verteilen. Dieſer Anſicht 
bürfte nicht beizupflichten fein, denn zweifellos wird das außer⸗ 
ordentliche Agio doch erzielt auf Grund der Beurteilung, welche 
die Sicherheit der Geſellſchaft im Zeitpunkt der Obligationen- 
ausgabe findet. 

Bei der Unterſuchung der Natur des Aktienemiſſionsagios 
unterſcheidet Rehm die wirtſchaftliche und die buchhalteriſche 
Bedeutung. Wirtſchaftlich fieht er in dem Aktienemiſſionsagio 
einen Gewinn und keine Einlage, während er anerkennt, daß in 
buchhalteriſchem Sinn das Aktienemiſſionsagio als Einlage 
betrachtet werden muß. Die Begründung dieſer Unterſcheidung 
kann als überzeugend nicht erachtet werden. Praktiſch iſt 
dieſelbe von keiner Bedeutung, da auch Rehm in den wichtigen 
Steuerfragen auf dieſem Gebiet zu dem gleichen Reſultat kommt, 
wie die Judikatur der höchſten Gerichte (R. G. und O. V. G.). 

Das Rehmſche Buch ermöglicht es dem Praktiker, über 
ſpezielle Fragen des Bilanzrechts ſich gründlich zu informieren. 
Auch die Leiter von Banken und induſtriellen Unternehmungen 
werden aus demſelben . Belehrung fchöpfen können. 

Dr. Strauß. 


2. J von Staudinger Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche und dem Einführungsgeſetze. 2. voll- 
ſtändig neubearbeitete Auflage. München 1904. J. Schweitzer 
Verlag. 7 Bde. Geſamtpreis etwa 75 Mark. 


Die Tatſache, daß der Staudingerſche Kommentar, noch 
bevor er in der völlig vergriffenen erſten Auflage vollſtändig voll⸗ 
endet war, im allgemeinen Teile (Bd. 1, bearbeitet in den 
§§ 1—89 von Prof. Dr. Löwenfeld und in den 58 90— 240 
von Prof. Dr. Riezler) und im Sachenrechte (Bd. 3, bearbeitet 
von L. G. Rat Kober) ſchon wieder in zweiter Auflage vorliegt 
und in den übrigen Teilen (Bd. 4 88 1297 —1600, bearbeitet 
von L. G. Rat Engelmann) zu erſcheinen beginnt, ſpricht am 
beften für die heworragende Bedeutung dieſes groß angelegten 

Werkes. 

Die neue Auflage bezeichnet ſich mit gutem Grunde als 
vollſtändig neu bearbeitet. Schon aus der Seitenzahl, die in 
Bd. 1 von 527 auf 599 und in Bd. 4 von 339 auf 635 Seiten 
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geſtiegen iſt, geht die Vermehrung des Inhalts hervor. Dieſe 
iſt aber, wie kaum der Verſicherung bedarf, nicht etwa nur eine 
äußerliche. Vielmehr tritt infolge umfaſſender Verwertung der 
Rechtſprechung und der inzwiſchen erſchienenen faſt überreichen 
Literatur vielfach eine völlige Umgeſtaltung der früheren Er⸗ 
örterungen, ſowie eine Erweiterung und Vertiefung des Stoffes 
zutage. Hierbei iſt überall in erſter Reihe auf die Bebürfnifie 
der Praxis Bedacht genommen, zugleich aber durch ſcharfe und 
geiſtvolle Analyſe der Rechtsverhältniſſe, durch Gedankenreichtum 
und Feinheit der juriſtiſchen Auffaſſung die wiſſenſchaftliche Er⸗ 
kenntnis des neuen Rechts — namentlich da, wo ſich Streit⸗ 
fragen ergeben haben — in hohem Maße gefördert worden. 

Durch die ſtändige Berückſichligung der Ausführungsgeſetze 
Badens, Bayerns, Preußens, Sachſens und Württembergs und 
die gelegentliche Erwähnung der Ausführungsgeſetze der übrigen 
Bundesſtaaten, je nachdem es die Wichtigkeit der Materie er⸗ 
heiſcht, hat der Kommentar, der ſich von vornherein einer über 
die Grenzen ſeines bayriſchen Vaterlandes weit hinaus gehenden 
Anerkennung zu erfreuen hatte, dafür Sorge getragen, daß ſich 
der Kreis ſeiner Freunde und Verehrer unabhängig von der 
Landesgrenze immer mehr vergrößern kann. 

Als ein äußerer Vorzug der neuen Auflage ſei noch hervor⸗ 
gehoben, daß die trefflichen Vorbemerkungen zu den einzelnen 
Titeln jetzt in weiteren Druck als bisher gehalten find und daß 
jedem einzelnen Bande ein ſorgfältiges, von dem Amtsrichter 
Keidel bearbeitetes Regiſter beigegeben iſt. 

Ich habe ſchon im Zentralblatt für Rechtswiffenſchaft auf 
die Ebenbürtigkeit dieſes Kommentars mit dem Planckſchen hin⸗ 
gewieſen und glaube auch der neuen Auflage das Zeugnis aus- 
ſtellen zu können, daß fie der hoͤchſten Anerkennung würdig iſt. 

Schück. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Die Entſch. Nr. 2 und 3 bieten lehrreiche Anwendungsfälle 
der Vorſchriften über die Verbindung einer Sache als weſentlichen 
Beſtandteils eines Grundſtücks. Hypothekariſche Haftung trotz 
Eigentumsvorbehalts (Nr. 2), Rechtsverhältniſſe bei Rückforderung 
des auf Grund formnichtigen Kaufvertrages übergebenen, von 
dem Käufer bebauten Grundftücks (Nr. 3). 

Von grundlegender Bedeutung iſt die Entſch. Nr. 4. Sie 
trägt kein Bedenken, den Anwendungsfällen des B. G. B., die 
dem Berechtigten die Ausübung eines Rechts verſagen, an deffen 
Ausübung er kein oder nur ein unerhebliches Intereſſe hat, eine 
Analogie zu entnehmen für die Auslegung vertragsmäßiger 
Feſtſetzungen, im vorliegenden Falle einer Vertragsſtrafbeſtimmung. 

Die Entſch. Nr. 6 erörtert die praktiſch wichtigen Tat⸗ 
beſtände, daß der Käufer dem das gekaufte Grundſtück durch 
Zwangsverſteigerung entzogen iſt, Wandlung oder in zweiter 
Reihe Schadenserſatz verlangt wegen argliſtigen Verſchweigens 
eines Mangels. 

Die Entſch. Nr. 7 behandelt außer dem in der Überſchrift 
angedeuteten Inhalte noch die Frage, ob die Aufrechnung gegen 
den Anſpruch auf Werterſatz für einen Wechſel, der trotz ver⸗ 
einbarter Rückgabe weiterbegeben wurde, vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſowie ob ſolche Weitergabe zwecks Abſchneidung 
der Einwendung unter § 826 B. G. B. fällt. 
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Nach Entſch. Nr. 8 iſt die Vorſchrift des 8 439 Abi. 2, 
die den Verkäufer zur Befreiung der an der Kauffache beftehenden 
Hypotheken verpflichtet, auch anwendbar, wenn es ſich um 
den Verkauf beweglicher, der Hypothek unterworfener Sachen 
handelt. 

In Entſch. Nr. 9 wird die Verſchiedenartigkeit der Haftung 
des Grundſtückseigentümers für die Verkehrsſicherheit in ſeinem 
Haufe erörtert, je nachdem er auf Grund des Mietvertrages 
oder auf Grund der Vorſchriften über die unerlaubten Hand⸗ 
lungen in Anſpruch genommen wird. 

Die Entſch. Nr. 10 erörtert gegenüber der Vermutung 
aus 5 891 B. G. B. die wichtige Frage der Beweislaſt in An⸗ 
ſehung der hypothekariſchen Forderung, wenn feſtſteht, daß der 
eingetragene Schuldgrund in Wirklichkeit nicht zutrifft, und 
kommt hierbei — befremdlicherweiſe — zu verſchiedenen Er⸗ 
gebniſſen, je nachdem der Gläubiger den hypothekariſchen Anſpruch 
verfolgt oder der Schuldner die Eigentumsfreiheitsklage geltend 
macht. 

Fragen aus dem Nachbarrecht find Gegenſtand der folgenden 
Entſcheidungen. Nr. 11 erörtert die Haftung des Eigentümers für 
die durch den Mieter verurſachte Immiſſion, Nr. 12 bezeichnet 
das Empfinden eines normalen Durchſchnittsmenſchen 
als den für die Beurteilung bei Lärm uſw. anzuwendenden 
Mapftab. 

In Nr. 13 wird der hypothekenrechtliche Begriff der Zahlung 
aus dem Grundſtücke beſtimmt und geprüft, inwiefern Zahlung 
aus den hypothekariſch verhafteten Verficherungsgeldern hie⸗ 
runter fällt. | 

Vom Anwaltsſtandpunkt beſonders wichtig find die Entſch. 
Nr. 16 und 17, die Vertretung des Anwalts und den unmittel- 
baren Koſtenanſpruch des Armenanwalts betreffend. 

Zwei bedeutſame Fragen werden in Entſch. Nr. 19 erörtert: 
nämlich ob der Anſpruch des Schuldners gegen den klagenden 
Rechtsnachfolger des Gläubigers auf Aushändigung der Legiti⸗ 
mation eine den Urkundenprozeß ausſchließende Gegenleiſtung iſt 
(was natürlich verneint wurde) ſowie die Einwirkung der Ab- 
tretung des rechtshängigen Anſpruchs auf den Prozeß in Anſehung 
der materiellrechtlichen Rechtsfolgen. 

In der Entſch. Nr. 20 wird erörtert, ob mit Rückſicht auf 
die beſondere Natur des Eheprozeſſes die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit durchgreift, wenn der frühere Prozeß bereits in der 
Revifionsinſtanz ſchwebt und eine neue Klage auf einen neuen, 
erſt nach Abſchluß der Berufungsinſtanz bekannt gewordenen 
Scheidungsgrund geſtützt wird. 

Aus einem gegen die Erben ergangenen Schiedsſpruch 
kann nach Entſch. Nr. 21 nicht auf Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
urteils gegen den Teſtamentsvollſtrecker geklagt werden. 

uber das Recht der Partei, gerichtliche Feſtſetzung des 
Streitwerts zu verlangen, verhält ſich Entſch. Nr. 22. 

Der Umſtand, daß der Handlungsgehilfe den ihm von 
dem Prinzipal gegebenen Grund zum Dienſtaustritt nicht zum 
ſofortigen Austritt benutzt, ſondern unter Innehaltung einer 
Kündigungsfriſt den Dienſt aufgibt, ſchließt nach Entſch. Nr. 23 
nicht aus, daß der Prinzipal feinen Anſpruch aus der Konkurrenz- 
klauſel gemäß § 75 H. G. B. verliert. N. 


uxiſtiſche Wodenfäeift 


XXXIN. Jahrgang. 


Deutſcher Inriſtentag. 

Der diesjährige Deutſche Juriſtentag findet voraus ſichtlich 
vom 9. bis 13. September in Innsbruck ſtatt. 

Das wiſſenſchaftliche Programm haben wir bereits in dem 
vorigen Jahrgange (S. 227) mitgeteilt. 

Nach Mitteilung des Ortsausſchuſſes in Innsbruck wird 
eine Reihe von Veranſtaltungen, insbeſondere auch ein Ausflug 
mit der im Sommer 1904 zu eröffnenden Bahn in das 
Stubaital, das wiſſenſchaftliche Programm des Juriſtentags 
ergänzen. 

Die Drucklegung und Verſendung der die Verhandlungen 
des Juriſtentags vorbereitenden Gutachten ſteht unmittelbar 
bevor. Es liegt deshalb im Intereſſe der Teilnehmer, die bisher 
noch nicht Mitglieder des Juriſtentags find, ihre Mitgliedſchaft 
baldigſt anzumelden. 

Die Meldung geſchieht unter Einſendung von 6 Mark bei 
der Verlags buchhandlung von J. Guttentag, G. m. b. H., 
Berlin W. 35. 


Neu erſchienene, bei der Redaktien ein- 
gegangene gůcher. 
(Beſprechung einzelner Werke bleibt vorbehalten.) 


Akos von Timon, Ungariſche Verfaſſungs⸗ u. Nechtsgeſchichte. 

Berlin 1904, Puttkammer u. Mühlbrecht. Preis 17 Mk. 

F. Leitner, Das Bankgeſchäft u. ſ. Technik. Frankfurt a. M. 

1908, J. D. Sauerländers Verlag. Preis gebd. 4,80 Mk. 

151. Dr. R. Gottſchalk, Gerichtliche Medizin. 2. Aufl. Leipzig 

1908, G. Thieme. Preis gebd. 5,50 Mk. 

E. Lambert, L' Histoire traditionelle des XII Tables. 

Lyon 1903, A. Rey, Impr.-Editeur de l'Université. 

Dr. A. Brückmann, Die Rechte des Geſchäfts führers ohne 

Auftrag zugleich ein Beitrag zur Lehre vom Begriff d. auftrag⸗ 

loſen Geſchäftsbeſ. Jena, Guſtav Fiſcher. 

154. Emil Müller, Die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftspolizei in 

Preußen. Halle a. S., Blumenthalſtr. 23. Selbſtverlag. Preis 
3 Mk. 

155. Dr. Karl Rofentbal, Die Sachlegitimation. Preisſchrift. 

München 1903, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 

2 Mk. 

Dr. Heinr. Wimpfheimer, Der Lagerſchein nach deutſchem 

Recht. Karlsruhe 1903, G. Baunſche Hofbuchdruckerei. 

Preis 2,80 Mk. 

Dr. Otto Leonhard, Der unlautere Wettbewerb u, feine 

Bekämpfung. Wien 1903, Alfred Hölder. Preis 2,60 Mk. 

Dr. Alfred Seng, Grundzüge d. franzöſ. Zivilrechts u. d. 

Badiſchen Landrechts. Halle a. S. 1904, Buchhandlung des 

Waiſenhauſes. Preis 3 Mk. 

Vorſchriften für die Gerichtsvollzieher. Amtliche Ausgabe. 
Berlin 1903, R. von Deckers Verlag (G. Schenck). Preis 
gebunden 2,25 Mk. 

Berliner Juriſt. Beiträge Heft 2: E. Cohn, Der Wucher in 
Quor' än, Chadith und Figh. 1903 ebenda, Preis 2 Mr. 
161. Aus Natur und Geiſteswelt: Zander vom Nervenſyſtem. 
Leipzig 1903, B. G. Teubner. Preis gebunden 1,25 Mt. 

162. Dr. Mönkemöller, Geiſtesſtörung u. Verbrechen im Kindes⸗ 
alter. Berlin 1903, Reuther und Reichard. Preis 2,80 Mt. 

(Fortſetzung folgt.) 


149. 


150. 


152. 


158. 


156. 


157. 


158. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des o eutſchen Anwalt n.. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. Bugo Beumann, 
Rechtsanwalt beim Kammergericht. 


verlag und RN . NMoeſer Nuchbandlung, Bertin 8. 14, Stalljcreiberficaße 54 5656. 
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Hülfskafle für deutſche Nechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlaudesgerichts 
ja Stuttgart hat der Rafie abermals eine Beihülfe von 
1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Borſtande 
in für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſyrochen worden. | 


Die Bureaubeamtenfrage. 
Von Karl Ehrhardt, Bureauvorſteher, 2. Vorfitzender des 
Verbandes deutſcher Rechtsanwalts- und Notariats⸗Bureau⸗ 
beamten. Sitz Wiesbaden. 


In Nr. 1 der diesjährigen Juriſtiſchen Wochenſchrift be⸗ 
ſpricht Herr Rechtsanwalt Dr. Hugo Neumann die Einrichtung 
und Ausftattung der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und 
führt alsdann aus: 

„Hieran würde ſich eine angemeſſene Fürſorge auch für 
unſere Bureauangeſtellten anzuſchließen haben. Die 
Rechtsanwaltſchaft wird der Würde und dem Anſehen ihres 
Standes am beſten dienen, wenn fie an die Löſung dieſer 
wichtigen Aufgaben herantritt, ehe ſie hierzu durch den 
bereits angekündigten geſetzlichen Zwang genötigt wird.“ 

Es möge mir geſtattet ſein, an dieſer Stelle zu jenen 
dankenswerten Auslafſungen nachſtehendes auszuführen. 

Die oben zitierten Worte zugunſten der Bureaubeamten 
find um fo beachtenswerter, weil fie von der Schriftleitung des 
Organs des deutſchen Anwaltvereins ausgehen, in deſſen 
Spalten bislang meines Wiſſens, außer in dem Aufſatz des 
Herrn Rechtsanwalt Piftorius-Magdeburg, (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1903 Nr. 24 S. 200) von den Bureaubeamten und 
deren wirtſchaftlichen Beſſerſtellung noch nicht die Rede war. Es 
türfen beide Artikel, in Verbindung mit dem des Herrn Juſtizrat 
Max Jacobſohn⸗Berlin, in der Deutſchen Juriſtenzeitung (1901 
Nr. 4) wohl als Zeichen dafür angeſehen werden, daß in An- 
walts kreiſen dieſer Frage ſteigendes Intereſſe entgegengebracht 
wid. Die Bureaubeamten ſelbſt haben im Laufe der Jahre 
immer mehr die Notwendigkeit eines Zuſammenſchluſſes erkannt, 
und find in verſchiedenen größeren Städten zu Vereinen zu⸗ 
ſammengetreten, um die geſetzliche Regelung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes und die Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage an⸗ 


zuſtreben. Seit Jahren beſtanden Verbände von Privatbeamten, 
denen ſich auch Rechtsanwalts bureaugehilfen angeſchloſſen hatten. 
In dieſen Verbänden wurde auch zeitweilig eine rührige Tätig⸗ 
keit im Intereſſe unſerer Berufsgenoſſen entfaltet, jedoch ohne 
nachhaltigen Erfolg. Die übergroße Mehrheit der Kollegen 
hielt fich dieſen Verbänden, deren Mitgliedſchaft ſich aus den 
verſchiedenſten Kategorien des Privatbeamtenftandes zuſammen⸗ 
ſetzte, fern. Zumeiſt lag dies wohl an Intereſſeloſigkeit, bei 
vielen aber auch an Gründen, die ich hier uneröͤrtert laſſen 
will. Mitte der 90 er Jahre war in Berlin eine Bewegung der 
Anwaltsbureauangeſtellten in Fluß gekommen; die Berliner 
Anwaltſchaft ſetzte damals eine Kommiſſion ein, die gemein- 
ſchaftlich mit den Vertretern der Angeſtellten Beratungen pflog. 
Das endgültige Reſultat war indeſſen ein negatives. Auch eine 
von Leipzig ausgehende Petition an den Anwaltstag in Stutt- 
gart (1894) blieb ohne den erhofften Erfolg. 

Bei vielen unſerer Kollegen wurde immer dringender der 
Wunſch nach Gründung eines Verbandes von ausſchließ⸗ 
lich Rechtsanwalts- und Notariatd-Bureaubeamten 
laut, von dem man eine wirkungsvollere Tätigkeit im Intereſſe 
der Geſamtheit glaubte erhoffen zu dürfen. Von Wiesbaden 
aus wurden Verhandlungen mit einer Anzahl beſtehender Kollegen⸗ 
vereine angeknüpft, die nach vorbereitenden Verſammlungen in 
Coblenz und Cöln am 19. Oktober 1902 zur Gründung des 
Verbandes deutſcher Rechtsanwalts- und, Notariats - Bureau- 
beamten, Sitz Wiesbaden, führten. Der junge Verband, der es 
in der verhältnismäßig kurzen Zeit von 16 Monaten auf einen 
Mitgliederſtand von 2 412 gebracht hat, bezweckt die Förderung 
der Intereſſen der deutſchen Rechtsanwalts⸗ und Notariats⸗ 
Bureaubeamten, insbeſondere die Verbeſſerung der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage, Regelung der Dienſtverhältniſſe, fachliche Aus- und 
Weiterbildung, Schaffung von Stellenvermittelungseinrichtungen, 
von Wohlfahrtseinrichtungen aller Art, insbeſondere einer 
Penſionskaſſe, Hebung des Standesanſehens, Pflege der 
Kollegialität. Da bei Gründung des Verbandes mit Rückſicht 
auf zahlreich vorliegende Sympathiebezeugungen aus den Kreiſen 
der Rechtsanwälte und Notare eine tatkräftige Forderung un ſeres 
Vorhabens durch dieſe erhofft werden konnte, ſo wurde in der 
Verbandsſatzung die Beſtimmung getroffen, daß Rechtsanwälte 
und Notare die außerordentliche Mitgliedſchaft des Verbandes 
erwerben können. Im übrigen ſind nur ſolche Perſonen auf⸗ 
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nahmefähig, die zur Zeit der Anmeldung in Rechtsanwalts. oder 
Notartatebureaus beſchäftigt, mindeſtens 18 Jahre alt und zwei 
Jahre im Fache tätig, ſowie unbeſcholten find. Der Jahres- 
beitung der ordentlichen Mitglieder beträgt 6 Mark, der der 
außerordentlichen mindeſtens 10 Mark pro Jahr. Sobald an 
einem Orte mehr als zehn Verbandsmitglieder anſäſſig find, 
fol dortſelbſt ein Ortsverein gegründet werden. Dieſe Orts- 
vereine ſind Unterverbände des Hauptverbandes; zur Zeit zählen 
wir 51 Ortsvereine in allen Teilen des Reiches. Im übrigen 
ift die Tätigkeit des Verbandes und des Vorſtandes durch die 
Satzung in präziſer Form geregelt. 

Zur Förderung der Berbandszwecke wurde alsbald eine 
monatlich zweimal im Verlage von C. V. Engelhard in Hannover 
erſcheinende Verbandszeitung ins Leben gerufen. Dieſe hat die 
Aufgabe, des Verbandes und der Ortsvereine 
zu fein; fie bringt Aufſätze über Berufsfragen, gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen uſw und enthält in den dafür beſonders eingerichteten 
Spalten die koſtenlos aufzunehmenden Stellengefuche der Mit- 
glieder, ſowie Stellenangebote. 

Wenn man die Zeitung zur Hand nimmt, ſo kann man 
aus deren Inhalt die erfreuliche Wahrnehmung machen, daß 
allenthalben in den Ortsvereinen eine rege Tätigkeit herrſcht. 
Man lieſt dort von Vorträgen, die von Rechtsanwälten, 
Referendaten oder erfahrenen Bureauvotſtehern gehalten werden, 
von der überall beabſichtigten Einrichtung von Fachſchulen für 
die Lehrlinge und jüngeren Gehilfen, Stenographiekurſen uſw. 
Es ergibt fich hieraus, daß dem verbandsſeitig ins Auge ge- 
faßten Ziel auf Hebung des ganzen Standes und Forderung 
der beruflichen Ausbildung mit Eifer zugeftrebt wird. Es kann 
dieſes Streben ſeitens der Rechtsanwaltſchaft nur begrüßt 
werden, da es dem Bureaubetrieb doch nur dienlich iſt. Es 
dürfte zweifellos der Würde und dem Anſehen des Anwalts- 
ſtandes entſprechen, wenn in den Bureaus ein tüchtiger, arbeits⸗ 
ftoher, beim Publikum geachteter Gehilfenftand vertreten iſt. 

Wenn der Verband hier reorganifierend vorgeht und mit der 
Zeit unlautere Elemente aus den Bureaus zu verdrängen fucht, 
fo dient er damit den ureigenen Intereffen der Anwaltſchaft. 
Zugleich mit der Gründung der Verbandszeitung wurde eine 
Stellenvermittelung eingerichtet, die von der Geſchäftsftelle der 
Zeitung in Hanover verwaltet wird und bereits recht ſegensreich 
gewirkt hat. 

Im übrigen hat der Verband auch die weiter geſteckten 
Ziele — Unterſtützungskaffe, Penfionskaſſe — nicht vergeſſen. 
Der im Auguft v. Is. in Hannover abgehaltene Verbandstag 
hat die Gründung einer Unterſtützungskaſſe für unverſchuldete 
Stellenlofigkeit beſchloſſen, aus deren wichtigſten Beftimmungen 
hier folgendes angeführt ſei. 

Von den am Schluſſe eines Geſchäftsjahres ſich ergebenden 
Uberſchüffen aus den Beiträgen der ordentlichen Mitglieder ſowie 
von den Beiträgen der außerordentlichen Mitglieder find je 
50 Prozent dem Unterſtützungsfonds zuzuführen. Unterſtützungen 
werden vom elften Tage des Fortfalls des ſeither bezogenen 
Gehalts je nach der Daner der Zugehörigkeit des Stellenloſen 
zum Verband bis zu 60, 75 und 90 Tagen in Höhe von 
1,50, 1,75 und 2 Mark pro Tag gewährt. Die Unterſtützungs⸗ 
kaſſe tritt, um einen entſprechenden Fonds anſammeln zu konnen, 
am 1. September 1905 in Kraft. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Die in ganz Deutſchland in Bewegung geſetzte Frage der 
ſtaatlichen Penſionsverſicherung der Privatbeamten iſt auch durch 
unſeren Verband gefördert worden, ſowohl durch Beteiligung 
an der Verſendung und Weitergabe der Fragebogen, als auch 
durch verſchiedene Vorſchläge betr. die ſpätere ſtatiſtiſche Ver ⸗ 
arbeitung des Reſultats der Umfrage. Eine Haupttriebfeder 
bei Gründung des Verbandes war der Gedanke an Errichtung 
einer Penfionskaſſe. Man mußte ſich jedoch alsbald ſagen, da 
die ſchwachen wirtſchaftlichen Kräfte der Mehrzahl der Mitglieder 
den Verband wohl kaum jemals in den Stand ſetzen würden, 
den idealen Gedanken allein verwirklichen zu können. 

Die gleichen Wahrnehmungen hatte bereits ein in Magde ⸗ 
burg beſtehender Penſionsverein von Bureauvorſtehern gemacht, 
der die Erreichung ſeiner Beſtrebungen durch Anſchluß an den 
deutſchen Privatbeamtenverein möglich zu machen fuchte. Auf 
dem Verbandstag in Hannover wurde die Verbandsleitung 
beauftragt, ebenfalls Verhandlungen im gedachten Sinne mit 


Verſicherungsanſtalten anzuknüpfen. Dieſe find gegenwärtig 


noch im Gange und kann bei der Schwierigkeit der Materie 
ſelbſt das ganze Projekt z. Zt. noch nicht in feſte Formen 


gekleidet werden. 

Die Verbandsſatzung ſchreibt vor, daß eine Regelung 
unſerer Dienſtverhältniſſe auf geſetzlichem Wege anzuſtreben iſt. 
Dementſprechend wurden Anfang Januar d. Is. dem deutſchen 
Reichstag und Bundesrat Petitionen überreicht, in denen unter 
ausführlicher Darlegung der Verhältniſſe darauf hingewieſen 
wurde, daß in Anbetracht der großen Zahl der in den Anwalts- 
und Notariatsbureaus beſchäftigten Perſonen (18 000 — 20 000) 
und der vielfach zutage getretenen Mißſtände eine geſetzliche 
Regelung dringend geboten ſei. Es wurde unter anderem 
gebeten, geſetzliche Beſtimmungen über Kündigungsfriſten (6 Wochen 
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zum Quartalſchluſſe, Minimalfriſt 1 Monat), über Arbeitszeit \ 


(acht Stunden, Sonntagsruhe, Ferienurlaub), ſowie namentlich 
über das Lehrlingsweſen zu erlaſſen. 


Der Inhalt unſerer Petition iſt von vielen Anwälten als 
ein durchaus berechtigter anerkannt worden, Abgeordnete aller 


Parteirichtungen haben ihr Unterſtützung zugeſagt. 
Wie bereits oben bemerkt, zählt der Verband z. Zt. 


2 412 ordentliche, 334 außerordentliche Mitglieder, darunter die x 
Wiesbadener Anwälte bis auf drei, und 51 Ortsvereine. In 


Anbetracht der kurzen Zeit des Beſtehens und im Vergleich zu 


den Mitgliederzahlen anderer, lange Jahre beſtehender Verbände 


erſcheint dies als ein ſehr günſtiges Reſultat. 


Im Verhältnis v 


zur Zahl der Berufsgenofien überhaupt, von denen hoͤchſtens . 
1500 in anderen Verbänden organifiert fein dürften, iſt es 


aber noch recht wenig. Der Grund der Fernhaltung liegt bei 
vielen tatſächlich darin, daß manche Anwälte eine Organiſation 
der Gehilfen ungern ſehen. So unglaublich es klingt, fo ift 
es doch Tatſache, daß uns Anmeldungen von Mitgliedern 
zugingen, die dabei zur Bedingung machten, daß der Prinzipal 
nichts erfahren dürfe. 

Zweck dieſer Zeilen ſoll der ſein, weitere Kreife der Anwalt⸗ 
ſchaft auf die Beſtrebungen des Wiesbadener Verbandes aufmerkſam 


zu machen und fie für Diefelben und damit für die wirtfeftfihe \ 


Lage der Bureauangeſtellten überhaupt weiter zu intereffieren. 
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Über die neue Literatur zur Konkursordunng und 


zum Aufechtungsgeſetze. 
Von Landgerichtsrat Karl Meyer in München. 


Als ich hier — Jur. Wochenſchr. 1902 S. 291 — zum 
erſtenmale über die neuere Literatur zur Konkurs ordnung und 
zum Anfechtungsgeſetze referieren konnte, habe ich bei der Ver⸗ 
gleichung der fruheren mit der jetzigen Literatur insbeſondere 
bedauert, daß von dem Hartmannſchen Kommentar zum An- 
fechtungsgeſetze und von Wilmowskys Kommentar zur Konk. 
Ord. bis dahin keine Neuausgabe erſchienen war. Dieſen beiden 
Defiderien iſt nunmehr abgeholfen. 

Wenn ich mich zuvörderfſt dem Anfechtungsrecht und ins⸗ 
beſondere dem Anfechtungsgeſetze zuwende, ſo haben wir in der 
von Staatsanwalt Meikel beſorgten Neuausgabe des Hartmann⸗ 
ſchen Kommentars!) die erſte große Einzelkommentierung dieſes 
für die Praxis ſo wichtigen Geſetzes auf Grund des neuen 
Reichs rechtes erhalten. Dieſe Neuauflage, eigentlich eine volle 
Neubearbeitung, erörtert mit großer Ausführlichkeit und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Selbſtändigkeit alle Fragen, welche die Gläubiger⸗ 
anfechtung bringt. Bereits vorher war eine Handausgabe zu 
dieſem Geſetze von Merzbacher?) erſchienen, die in weniger 
umfangreicher Weiſe, zugeſchnitten auf die Bedürfniſſe des 
momentanen Gebrauches, in überfichtlicher praktiſcher Weiſe das 
Geſetz erläuterte. Ahnlichem Zwecke dient auch der Hand⸗ 
kommentar zu dieſem Geſetze von Bernhardi,) der ſich durch 
die ſtraffe wiſſenſchaftliche Syſtematifierung der einzelnen Rechts⸗ 
ſätze auszeichnet. Einzelabhandlungen zum Rechte der Gläubiger⸗ 
anfechtung find verſchiedentlich erſchienen; ich kann fie aber hier 
nut andeuten, denn für den Praktiker kommt in erfter Linie 
immer die kommentierte Geſetzesausgabe in Betracht. Ich ver⸗ 
weiſe hier nur auf die Abhandlungen von Profeſſor 
Dr. Kleinfeller „die Wirkung der Gläubigeranfechtung“,“) 
dann von Landgerichtspräfident Bernhardi „die Art der Aus⸗ 
übung des Anfechtungsrechtes nach der Konk. Ord. und dem 
Anf. Geſ.“, s) die Monographie von Dr. Müller „das An- 
fechtunge recht der Gläubiger innerhalb und außerhalb des Kon⸗ 
kurſes mit Beziehung auf die Anfechtungslehre des B. G. B.“) 
und meine Erörterungen im „Recht“ 1902 S. 166 ff. „über 
die Anfechtung der Erfüllungs⸗ und Deckungsgeſchäfte nach 
831 Konk. Ord. und § 3 Nr. 1 und 2 Anf. Geſ.“. Ein Teil der 
anfechtungs rechtlichen Kontroverſen, die Veranlaſſung zu Einzel⸗ 
abhandlungen gegeben haben, iſt durch die Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts — Bd. 52 S. 335 ff. — inzwiſchen in ſanftere Bahnen 
gelenkt worden. Daß Profeſſor Dr. Jaeger, deſſen zweite 


5 Hartmann, Geſetz betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens vom 
21. Juli 1879 
20. Rai 1898 
von Georg Meikel, K. 2. Staatsanwalt in München, Berlin 1904. 

) Merzbacher, S., Juſtizrat und Rechtsanwalt in Nürnberg, 
Beſetz betr. die Anfechtung uſw. erläutert, München 1903. 

) Bernhardi, H., Landgerichtspräſident in Marburg, Geſetz 
detr. die Anfechtung uſw. erläutert, Berlin 1908, 

) Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1908 S. 886. 

) Annalen des Deutſchen Reiches 1903 S. 224. 

) Tübingen 1902. 


5. vermehrte und verbeſſerte Auflage, herausgegeben 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


163 


Auflage feines Kommentars zur Konk. Ord. bereits bis 8 51 
Konk. Ord. gediehen ift,”) auch eine Kommentierung des An- 
fechtungsgeſetzes in dieſem Kommentare in Ausſicht geſtellt hat, 
will ich beſonders hervorheben. 

Die Vorzüge des Jaegerſchen Kommentares hier noch 
beſonders zu betonen, wäre überflüſſige Liebesmühe. Er iſt, 
wie ich hier ſchon vor 2 Jahren ſagen konnte, ein standard 
work des materiellen und formellen Konkursrechtes, gleich⸗ 
bedeutend für Theorie und Praxis. Das Einzige dieſes Werkes 
liegt in der geradezu wunderbaren Durchdringung und Ver⸗ 
ſchmelzung des materiellen bürgerlichen Rechtes mit dem Konkurs- 
rechte und zwar mit einer Vollſtändigkeit, wie ſie — ich tue 
damit niemandem unrecht — in dieſer Aktualität dermalen in 
keinem Kommentare zur Konk. Ord. zu finden iſt. Auch nicht 
in der Neuauflage des in der Praxis mit Recht jo geichäßten 
Kommentares zur Konk. Ord. von v. Wilmowski, dem die 
Neubearbeiter Dr. K. Kurlbaum, A. Kurlbaum und 
W. Kühne die alte Vortrefflichkeit auch unter dem Zeichen des 
neuen Rechtes bewahrt haben und dem ich nur baldige Boll. 
endung wünſchen mochte.?) Für Praktiker ebenfalls wertvoll 
find die klaren und präziſen, raſch informierenden Erläuterungen 
zur Kon. Ord. und zum Anf. Geſ. in dem Buche von Meyerhoff, “) 
Konkurs- und Immobiliarzwangsvollſtreckung. Eine beſondere 
Stellung in der konkursrechtlichen Literatur nimmt der 
ſyſtematiſche Kommentar von Rintelen !) ein. Der Wert 
dieſes Buches nach der praktiſchen Seite liegt darin, daß Rintelen 
die reichsgerichtliche Judikatur zur Konk. Ord. und zum Anf. 
Geſ., insbeſondere auch die in dieſer Zeitſchrift enthaltene, ſehr 
eingehend verwertet. 

Unter den ſyſtematiſchen Darſtellungen des Konkursrechtes 
fehlt meines Wiſſens immer noch eine Neuauflage des Lehrbuchs 
von Fitting. Dagegen hat uns Kohler!) mit einer Neu- 
bearbeitung feines Leitfadens des deutſchen Konkursrechtes erfreut. 
Ein Buch mit geiſtvollen, ſcharf pointierten Ausführungen, das 
dem Praktiker auch dann eine Summe von Anregungen bringen 
wird, wenn er ſich mit den Ausführungen des Verfaſſers nicht 
überall einverſtanden erklärt. Vielleicht folgt dem Leitfaden nun 
auch bald eine Neuauflage des Kohlerſchen Lehrbuches des 
Konkursrechts. 

Die Rechtsſtellung des Konkursverwalters — und damit 
komme ich zu einigen Einzelabhandlungen zum Konkursrechte — 
bildet eine unverſiegliche Kontroverſe, ähnlich wie jetzt im bürger⸗ 


— 


7) Berlin 1903. 

8) Dr. v. Wilmowski, Kommentar zur Konk. Ord., nach dem Tode 
des Verfaſſers fortgeſetzt von Dr. K. Kurlbaum, Wirklicher Ge⸗ 
heimer Rat, Oberlandesgerichtspräſident in Stettin; A. Kurlbaum, 
Rechtsanwalt in Potsdam und W. Kühne, Rechtsanwalt in Berlin. 
6. umgearbeitete Auflage, Berlin 1902. 

) Meyerhoff, Georg, Rechtsanwalt in Berlin, Corpus juris 
civilis Bd. III, dritter Teil Konkurs⸗ und Immobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung, Berlin 1904. 

10) Rintelen, Geh. Ober⸗Juſtizrat, Dr., V., Mitglied der weiland 
Keichstagskommiſſion zur Beratung der Konkursnovelle, das Konkurs⸗ 
recht nebſt Anhang betr. das Anfechtungsgeſetz; ſyſtematiſcher Kom⸗ 
mentar. 2. Aufl., Halle 1902. 

1 Profeſſor Dr. J. Kohler, Leitfaden des deutſchen Konkurs- 
rechts. 2. neubearbeitete und erweiterte Aufl., Stuttgart 1903. 
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lichen Rechte die Rechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers. Sie 
iſt neuerdings zum Gegenſtande der Erörterung gemacht worden 
von Kiehl in der Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. 30 S. 291 ff., 
der ſich für die Amtstheorie ausgeſprochen hat. Hier moͤchte 
ich auch noch der eingehenden Darſtellung der Konkurspauliana 
von Silbermann!?), der auch die Geltendmachung und Wir- 
kung der Anfechtung einer Erörterung unterzieht, und ins⸗ 
beſondere des Buches von Voigt!), „die Einflüffe des Kon- 
kurſes auf die ſchwebenden Prozeſſe des Gemeinſchuldners“ ge⸗ 
denken. Die Einzelfragen find hier mit großer Genauigkeit und 
in eingehender Darſtellung unterſucht, ſodaß das Buch für den 
Praktiker, wenn er tiefergehenden Aufſchluß braucht, ſelten verſagen 
wird. Eine Materie, die jenſeits der Regelkurſe liegt, iſt von 
Thaler in den Annalen des Deutſchen Reiches 1902 S. 805 ff. 
einer gründlichen ſyſtematiſchen Unterſuchung unterzogen worden, 
„der Konkurs des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit“. 
Wenn ich zum Schluſſe hier auf die ſtets aktuelle Abhandlung 
von Reichsgerichtsrat Sievers in der Deutſchen Juriſten⸗ 
Zeitung 1903 S. 86 „Aktionäre und Gläubiger im Konkurſe 
der Aktiengeſellſchaft“ hinweiſe, möchte ich auch nicht verfehlen, 
auf das für die gerichtliche Praxis ſo wertvolle und verwendbare 
Buch von Schellhas !) „die Konkursſachen in der gerichtlichen 
Praxis“ aufmerkſam zu machen. 

Kann ich nach geraumer Zeit hier wieder eine Literatur- 
überficht geben, dann hoffe ich auch von Coſacks grundlegendem 
Werke über das Anfechtungsrecht und von Willenbüchers 
jo praktiſcher Konk. Ord. ſprechen zu können, von denen 
leider immer noch keine Neuauflage erſchienen iſt. 

Nachſchrift. Zugleich mit dem Korrekturabzug dieſer 
Überficht erhalte ich die neue Auflage von Profeſſor Dr. Fittings 
Lehrbuch 1s) zugeſendet. Ich freue mich, mit der Anzeige von 
der Neuauflage dieſes altbewährten Buches dieſe Überſicht 
ergänzend abſchließen zu können. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 21. Februar bis 
12. März 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 170 z. B. G. B. Zeit der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes bei Vermittlung einer Heirat vor 1. Ja⸗ 
nuar 1900, deren Ehe nach 1. Januar 1900 geſchloſſen.] 

Kl. fordert vereinbarten Maklerlohn für Vermittelung der 
Heirat des Bekl. Es iſt feſtgeſtellt, daß ſchon die urſprüngliche, 
noch in das Jahr 1899 fallende Tätigkeit des Bekl. für den 


12) Dr. E. Silbermann, die Konkurspauliana. 
Auslegung des § 30 Konk. Ord. München 1902. 

13) Dr. W. Voigt, der Einfluß des Konkurſes uſw. Leipzig 1903. 

10) Berlin 1902, Bd. V der Hilfsbücher für die gerichtliche Praxis. 

10 Fitting, Geh. Juſtizrat und Univerſitätsprofeſſor Dr. H., 
Das deutſche Reichskonkursrecht und Konkursverfahren. 3. völlig 
neubearbeitete Auflage. Berlin 1904. 

*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Abſchluß der Ehe urſächlich geworden iſt. Dagegen iſt der 


Erfolg dieſer Vermittlertätigkeit, die Verheiratung des Kl. 5 


mit der Witwe H., erſt im Jahre 1900 eingetreten. Bei 


dieſer Sachlage erhebt ſich die Frage, ob, weil die — ſchließlich 


für die erfolgte Eheſchließung urſächlich gewordene — Ver⸗ 


mittlertätigkeit des Bekl., ſoweit es hierzu erforderlich, noch 8 


in die Zeit der Herrſchaft des Pr. A. L. R. fällt, hier⸗ 


mit ein Schuldverhältnis ſchon vor dem Inkrafttreten des x 
B. G. B., wie es der Art. 170 E. G. vorausſetzt, entitanden 
war, oder ob, weil der Erfolg der Mäklertätigkeit, der das 
letzte Erfordernis für die Begründung des Anſpruchs auf die 
Mäklergebühr erfüllte, erſt zur Zeit der Geltung des B. G. B 


eingetreten iſt, das Schuldverhältnis erſt als unter deſſen 


Hertſchaft entſtanden anzuſehen iſt. Iſt jenes der Fall, fo iſt 


die Anwendung des § 656 B. G. B. auf das vorliegende 
Rechtsverhältnis ausgeſchloſſen und der Maklervertrag nach den 


Vorſchriften des A. L. R. nicht als die Ehrbarkeit beleidigend 


anzuſehen. Im anderen Falle dagegen ſleht jene Beſtimmung 
des B. G. B. der Widerklageforderung ohne weiteres entgegen. 
Wenn nun nach § 165 des A. L. R. Teil I Tit. 5 bei einem 


nicht in der erforderlichen Schriftform geſchloſſenen Vertrage 


über Handlungen die Leiſtung ſämtlicher Handlungen durch den 
einen Vertragſchließenden die Wirkung hat, daß der andere die 


Vergütung dafür nach der mündlichen Abrede gewähren muß, 
ſo wird auf dieſem Wege unbedenklich ein Schuldverhältnis 


zwiſchen beiden begründet. 


Entſtanden aber iſt dieſes in 


dem Zeitpunkte, in welchem die letzte von dem Verpflichteten 


übernommene Handlung wirklich geleiſtet iſt. Von dieſen 
Sätzen findet auch bei dem Mäklervertrage keine Ausnahme 
ſtatt. Wie bei einem ſolchen, der ordnungsmäßig in Schrift⸗ 
form abgefaßt iſt, das rechtliche Band zwiſchen den Parteien, 
das Schuldverhältnis als ſolches ſchon mit dem Ab⸗ 


ſchluſſe des ſchriftlichen Vertrages begründet iſt, obwohl die 


Entſtehung des Forderungsrechts des Mäklers auf die Mäkler⸗ 


gebühr noch von der wirklichen Ausübung feiner Vermittler⸗ 
tätigkeit und weiterhin noch von dem Zuftandekommen des von 


ihm zu vermittelnden Vertrages abhängt, fo iſt nach den 
Vorſchriften des A. L. R. bei einem bloß mündlich abgeſchloſſenen 


Mäklervertrage, der an ſich zu ſeiner Gültigkeit der Schriftform 


bedurft hätte, das Schuldverhältnis als ſolches ſpäteſtens 
mit der demuächft für das Zuſtandekommen des beabſichtigten 
Vertrages urſächlich gewordenen Vermittlertätigkeit ent⸗ 
ſtanden, obwohl der Mäkler den Anſpruch auf ſeine Gebühr, 
auch hier erſt mit dem Eintritte jenes Erfolges endgültig 
erwirbt. Der Erfolg ſelbſt ftellt fi aber nicht als Handlung 
dar, die der Bekl. leiſtet. Das Schuldverhältnis war 
demnach auch im vorliegenden Falle noch im Jahre 1899 ent ⸗ 
ſtanden und deshalb nach Art. 170 E. G. zum B. G. B. 
nach dem früheren Rechte zu beurteilen. Der Erfolg konnte 
daher auch erſt ſpäter eintreten, wenn er nur als Wirkung 
der ſchon 1899 vom Bekl. geleiſteten Handlung überhaupt 
eintrat. Daraus aber folgt die Hinfälligkeit des auf die be⸗ 


hauptete Verletzung jener Vorſchrift geſtützten Reviſionsangriffs. 


Mit dem Urteile des IV. Z. S. des R. G. vom 29. Oktober 1903 
in Sachen Zimmer wider His, IV. 43/03, auf das die Reviſion 
noch hingewieſen hat, ſetzt ſich dieſe Entſcheidung nicht in Wider⸗ 
ſpruch. Dort handelte es ſich um die Erfüllung eines vor dem 


ZXXIH. Jahrgang. 


Inkrafttreten des B. G. B. mündlich abgegebenen Verſprechens 
einer Mitgift von 10000 Mark von ſeiten eines dritten für 
den Fall, daß der Verſprechensempfänger die Nichte des Ver⸗ 
ſprechenden heiratete. Die Eheſchließung hatte aber erſt unter 
der Herrſchaft des B. G. B. ſtattgefunden. Denn hier war die 
Heirat ſelbſt die Handlung, zu der der Verſprechens⸗ 
empfänger ſich verpflichtet hatte, und dieſe war erſt im Jahre 
1900 erfolgt. K. c. B., U. v. 2. Febr. 04, 315/03 III. 
— Stettin. 

2. Art. 184 E. G. z. B. G. B., § 1021 B. G. B. Umfang 
einer vor dem 1. Januar 1900 begründeten Grunddienſtbarkeit 
und Reallaft.] 

Kl. bewohnt ein Grundſtück, das er von dem Bekl. gekauft 
hat und iſt auf einem zu des letzteren Nachbargrundſtück ge- 
hörigen Treppenweg wegen Nichtreinigung von Eis gefallen. Be⸗ 
züglich des letzteren heißt es in dem abgeſchloſſenen Vertrag 
vom 7. Mai 1899: Der auf dem Nachbargrundſtücke Par⸗ 
zelle 308/20 angelegte und bis zum Fahrweg nach oben ver- 
längerte Treppenweg unterliegt der Mitbenutzung des Käufers 
und ſeiner Rechtsnachfolger Der in Rede ſtehende 
Treppenweg ift von dem jeweiligen Beſitzer des Nachbargrundſtücks, 
Parzelle 308/20, in gutem gangbaren Zuſtande zu erhalten, 
ohne daß Käufer für Erhaltung und Reinigung desſelben etwas 
beizuſteuern hat. Kl. erhob Schadenanſprüche gegen den Bekl., 
die nur zur Hälfte für begründet erachtet wurden. Durch den 
Vertrag hat die dem Bekl. gehörige Parzelle 308/20 dinglich 
belaſtet werden ſollen. Dieſe dinglichen Belaſtungen waren 
nach dem zur Zeit des Vertragsabſchluſſes in B. geltenden 
gemeinen Rechte zuläffig, die betreffs der Benutzung des Weges 
durch den Eigentümer der Parzelle 307/20 eine Grunddienſt⸗ 
barkeit, die betreffs der Erhaltung des Weges durch den Eigentümer 
der Parzelle 308/20 eine Reallaſt. Die Rechte find nach dem 
Inkrafttreten des B. G. B. beſtehen geblieben. Nach Art. 184 
des E. G. zum B. G. B. find Rechte, mit denen eine Sache 
zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. belaſtet war, mit dem 
ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Inhalt beſtehen ge- 
blieben. Bei ſolchen Rechten find ſomit die dem Berechtigten 
zuftehenden Befugniſſe und die entſprechenden Pflichten des 
Eigentümers nach Art und Umfang gemäß dem früheren Rechte 
zu beſtimmen. Nun fallen allerdings das Maß, in welchem der 
Eigentümer bei Vorgaͤngen, die objektiv eine Verletzung des 
dinglichen Rechtes darſtellen, für das Tun und Laſſen dritter 
Perſonen einzuſtehen hat, und die Folgen, die ſich für ſeine 
Haftung aus einem konkurrierenden Verſchulden des Berechtigten 
ſelbſt ergeben, im weiteren Sinne ebenfalls unter den Umfang 
und ſomit unter den Inhalt der beiderſeitigen Rechte und 
Pflichten. In ſolchem weiteren Sinne iſt aber der Ausdruck 
„Inhalt“ der Rechte in Art. 184 nicht zu verſtehen. Bei den 
in Frage kommenden dinglichen Rechten aber handelt es ſich 
vielfach um Rechtsverhältniſſe von ganz beſonderer „Dauer⸗ 
haftigkeit“ (vergl. die Motive zu Art. 106 des Entwurfs für 
das E. G. zum B. G. B.), es würde alſo, wenn für ſolche 
Rechte, ſoweit ſie vor dem Inkrafttreten des B. G. B. entſtanden 
find, das ältere Recht in dem erwähnten weiteren Sinne aufrecht 
erhalten wäre, bezüglich einer wichtigen und auch der Zahl nach 
keineswegs unbedeutenden Gruppe von Rechten eine Abweichung 
von dem ſonſt geltenden Rechte bezüglich ganz allgemeiner und 
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prinzipieller Grundſätze auf unabſehbare Zeit geſchaffen worden 
ſein. Es kann nicht angenommen werden, daß dies in der 
Abſicht des Geſetzgebers gelegen habe. Die durch den erwähnten 
Vertrag begründete Dienſtbarkeit und damit zuſammenhängende 
Reallaſt iſt rechtlich nicht anders zu behandeln, als es zu ge⸗ 
ſchehen hätte, wenn die dingliche Belaſtung des Grundſtücks in 
Gemäßheit des $ 1021 des B. G. B. erfolgt wäre. (Folgt 
weitere Begründung in der Hauptſache.) P. c. R., U. v. 
28. Jan. 04, 302/03 VI. — Hamburg. 

3. 88 31, 89, 276, 823, 831 B. G. B. verb. mit 8 367 
Nr. 12 Str. G. B. Haftung des Eigentümers wegen nicht 
gehöriger Befeſtigung des Gitters eines Lichtſchachtes. Vertretung 
des Poſtfiskus.] 

Die dem Grundſtücksbefitzer obliegende Rückſichtnahme auf 
die Sicherheit des an dem betreffenden Orte ſtattfindenden 
öffentlichen Verkehrs iſt, was Ort und Umfang der Sicherungs- 
maßregeln anlangt, nach dem Maßſtab der im Verkehre erforder⸗ 
lichen Sorgfalt (B. G. B. § 276) zu beſtimmen. Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 54 S. 59. Und auch die Verantwortlichkeit 
aus $ 823 Abi. 2 des B. G. B. in Verbindung mit $ 367 
Nr. 12 des Str. G. B. ſetzt einen ſchuldhaften Verſtoß gegen 
das Schutzgeſetz voraus, welcher dann nicht vorliegt, wenn der 
Keller, die Grube, Offnung, dergeſtalt verdeckt oder verwahrt worden 
iſt, daß bei vernünftiger und umſichtiger Würdigung der Ver⸗ 
hältniſſe eine für andere entſtehende Gefahr nicht zu befürchten 
war. Ohne Rechtsirrtum hat der B. R. angenommen, daß die 
Verwahrung der Lichtſchachte durch die fraglichen Gitter an 
ſich, d. h. nach der Konſtruktion und Befeſtigungsart, eine ge⸗ 
nügend ſichere geweſen ſei, jedenfalls dafür von dem Bekl. habe 
erachtet werden dürfen. Es konnte ſich nur fragen, ob nicht, 
nachdem bei der beſtehenden Art der Verwahrung im Laufe der 
Zeit ſich die vom Kl. behaupteten Übelftände ergeben hatten, 
oder mit Rückſicht auf die zutage getretene Möglichkeit einer 
Einwirkung dritter für den Bekl. Veranlaſſung zu anderweiten 
Maßnahmen gegeben war, und ob dieſerhalb ein von dem Bekl. 
zu vertretendes Verſchulden ſeiner Beamten dargetan iſt. Als 
eigenes Verſchulden des beklagten Fiskus kann nur eine ſchuld⸗ 
hafte Handlungsweiſe eines verfaſſungsmäßig berufenen Ver⸗ 
treters desſelben — B. G. B. 58 31, 89 — in Betracht kommen. 
Daß als ein ſolcher Vertreter der Hausmeiſter des Poſtgebäudes 
anzuſehen ſei, kann der Reviſion durchaus nicht zugegeben werden. 
Mag auch die Beſtellung eines Hausmeiſters in Verwaltungs- 
beſtimmungen des Poſtfiskus vorgeſehen ſein, ſo iſt doch der 
für dieſe Funktion angeſtellte Bedienſtete nicht vermöge der Ver⸗ 
waltungsorganiſation zu einer Tätigkeit, die als Vertretung 
des Fiskus ſich qualifizieren könnte, berufen. Er iſt 
vielmehr lediglich, ſei es zufolge eines Vertrages oder eines auf 
die Vertretungsorgane des Fiskus zurückzuführenden dienſtlichen 
Auftrages zur Ausführung beſtimmter Verrichtungen im 
Sinne des § 831 des B. G. B. beſtellt. (Vergl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 15. Januar 1902, Entſch. des 
R. G. Bd. 53 S. 276 ff.) Daß der Unfall des Kl. von einem 
Angeſtellten des Bekl. in Ausführung der ihm übertragenen 
Verrichtung, insbeſondere der dem Hausmeiſter obliegenden 
Tätigkeit, herbeigeführt worden ſei, iſt vom Kl. nicht bewieſen. 
Eine ſchuldhafte Handlung oder Unterlaſſung der Vertretungs⸗ 
organe des Bekl. aber iſt auch in der vorſtehend angedeuteten 
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Richtung nicht dargetan. Der Vorſteher des Poſtamtes durfte, 
folange wegen der baulichen und techniſchen Sicherheit der frag⸗ 
lichen Einrichtung ein Bedenken nicht entſtand, ſich bei der Be⸗ 
ſtellung einer Auffichtsperſon, des Hausmeiſters, und der — wie 
feſtgeſtellt — dieſem generell erteilten Anweiſung zu täglicher 
Reviſion der Gebäudeteile begnügen. Daß für den Poſtamts⸗ 
vorſtand ſich ein beſonderer Anlaß zum Einſchreiten vermöge 
der ihm obliegenden allgemeinen Beaufſichtigung oder infolge 
hervorgetretener Mbelftände ergeben hätte, hat das B. G. mit 
rechtlich einwandsfreier Begründung verneint. Der im Jahre 1897 
vorgekommene Unfall des R. iſt mit Recht ausgeſchieden; der⸗ 
ſelbe war nach Art und Urſache ein ganz anderer, als der Unfall 
des Kl.; dort hatte das Gitter an dem Lichtſchacht, aus nicht 
aufgeftärtem Grunde, zur Zeit ganz gefehlt, hier war es vor⸗ 
handen, nur nicht in ordnungsmäßiger Lage. Die Fälle, 
in denen die Zeugen T. und N. das eine oder andere 
Gitter in unordentlicher Verfaſſung angetroffen hatten, waren 
dem Poſtamt nicht zur Kenntnis gekommen. Ein Verſchulden 
der Vertreter des Bekl. iſt auch darin, daß nicht zur Verhütung 
mutwilliger Entfernung oder Verrückung der Gitter durch 
dritte außerordentliche Maßnahmen getroffen wurden, keinenfalls 
dann zu finden, wenn die angeordnete Überwachung und die 
Beſchaffenheit der (ſchweren, auf drei Seiten eingefalzten) Eiſen⸗ 
gitter ſelbſt hinreichende Gewähr einer Sicherung gegen derartige 
Möglichkeiten verſprachen. Daß dies nach berechtigter Auffaſſung 
der Vertreter des Bekl. der Fall war, hat der B. R. tatſächlich 
angenommen. S. c. Reichspoſtfiskus, U. v. 19. Febr. 04, 
278/03 VI. — Breslau. 

4. 88 31, 89, 254, 823 B. G. B. verb. mit Art. 170, 
171 des E. G. u. § 277 ff. Tl. J Tit. 5 und § 21 Tl. 1 Tit. 21 
A. L. R. Einfluß des Beſtehens eines Vertragsverhältniſſes 
aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900 auf einen erſt nachher 
eingetrelenen Schaden des Pächters.] 

Der Kl. hat die Ratskellerwirtſchaft in A. von der Bekl. 
auf 6 Jahre vom 1. Oktober 1898 ab gepachtet. Er hat jetzt 
einen Schadenserſatzanſpruch gegen die Bekl. erhoben unter der 
Behauptung, daß er am 30. Juli 1901 auf der zu dem mit⸗ 
verpachteten Bierkeller führenden Treppe, die ſich in ſchadhaftem 
und gefahrdrohendem Zuſtande befunden habe, geſtürzt ſei und 
ſich dadurch eine körperliche Verletzung zugezogen habe. Das 
L. G. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt; das B. G. hat den gleichen Anſpruch von einem richter⸗ 
lichen Eide des Kl. abhängig gemacht, der den Zeitpunkt klar⸗ 
zuſtellen beſtimmt iſt, zu welchem er der Bekl. von dem ſchad⸗ 
haften Zuſtande der Treppe Anzeige erſtattet habe. Das Urteil 
iſt auf Revifſion der Bekl. aufgehoben worden. Die Gerichte 
beider Vorinſtanzen haben, obwohl die Parteien in einem Ver⸗ 
tragsverhältniſſe zueinander ſtehen und aus einer Verletzung 
der Vertragspflichten ſeitens der Bekl. der von dem Kl. geltend 
gemachte Schaden entſprungen iſt, den Klageanſpruch aus dem 
Gefichtspunkte der unerlaubten Handlung unter Anwendung der 
§§ 823, 31, 89 des B. G. B. beurteilt. Es ſoll nun nicht 
in Abrede genommen werden, daß das Vorliegen eines Vertrags- 
verhältniſſes das gleichzeitige Vorhandenſein des Tatbeſtandes 
einer unerlaubten Handlung im Sinne des 25. Titels des 
7. Abſchnittes ein Recht der Schuldverhältniſſe des Bürgerlichen 
nicht ausſchließt, und ein Schadenserſatzanſpruch daher unter 
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Umſtänden aus dem Vertrage wie aus einer unerlaubten Handlung 
begründet werden kann, wenn nämlich neben den Vorausſetzungen 
für den Vertragsanſpruch auch die Merkmale einer unerlaubten 
Handlung ſelbſtändig gegeben find. Allein im gegebenen Falle 
trifft dies nicht zu. Die objektive Rechtswidrigkeit des Tuns 
der Bekl. iſt hier lediglich durch den Vertrag begründet; erft 
dieſer legt der Bekl. als Verpächterin die Verpflichtung auf, 
für die Sicherheit der Kellertreppe im Intereſſe des Kl. zu 
ſorgen, dem die Bekl. die verpachteten Lokalitäten in brauchbarem 
und ficherem Zuſtande während der Pachtzeit fortdauernd zu 
gewähren hat. Da der Pachtvertrag zwiſchen den Parteien unter 
der Herrſchaft des alten Rechts geſchloſſen und die Kündigung 
während der Pachtzeit ausgeſchloſſen iſt, kommen gemäß 
Art. 170, 171 des E. G. zum B. G. B. für die Rechte und 
Pflichten der Parteien aus dem Pachtvertrage die Vorſchriften 
des Pr. A. L. R. zur Anwendung, nach deſſen 8 291 Teil I 
Tit. 21, in Verbindung mit den 55 277 ff. Teil I Tit. 5 
des A. L. R. aus ſchuldhafter Unterlaſſung oder Verſäumung 
einer notwendigen Reparatur der Mietſache die Bekl. dem Kl. 
für den entſtandenen Schaden haftbar iſt. Inſoweit ein eigenes 
mitwirkendes Verſchulden des Kl. an dem ſchädlichen Erfolge in 
Frage kommt, iſt dieſes nunmehr gleichfalls nicht nach $ 254 
des B. G. B., ſondern nach den einſchlagenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Pr. A. L. R. zu beurteilen und demgemäß auf 
Grund der 85 18—21 Teil I Tit. 6 des A. L. R., die nach 
konſtanter preußiſcher Praxis auch auf Verträge anzuwenden 
find (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 204), das beider. 
ſeitige Verſchulden der Parteien gegeneinander abzuwägen. Das 
B. G. hat ein jedes eigene Verſchulden des Kl. verneint; 
ein ſolches iſt aber nicht für völlig ausgeſchloſſen zu erachten. 
Der Kl. konnte, auch nachdem er die Bekl. von dem ſchadhaften 
Zuſtande der Treppe unterrichtet hatte, nicht darauf rechnen, 
daß die Ausbeſſerung ſofort am nächſten Tage vorgenommen 
werden würde, und das B. G. ſelbſt gewährt hierfür der Bekl. 
eine angemeſſene Zeit. Es fragt ſich deshalb, ob nicht für die 
Zwiſchenzeit der Kl. Maßnahmen treffen konnte, und, wenn er 
es konnte, auch mußte, die für die unumgängliche Benutzung 
der Treppe die Gefahr beſeitigten oder minderten. Der Kl., 
dem die Gefährlichkeit des Zuſtandes der Treppe bekannt war, 
durfte nicht ruhig abwarten, ob und wann die Bekl. ihrer Ver⸗ 
pflichtung, den ſchadhaften Zuſtand zu beſeitigen, nachkommen 
würde, und einen eingetretenen Schaden allein auf die Bekl. 
abwälzen, wenn ihm Mittel und Wege zu Gebote ſtanden, für die 
Zwiſchenzeit die Gefahr abzuſchwächen. Ein Verſchulden des 
Beſchädigten in dieſem Sinne liegt dann vor, „wenn er Maß⸗ 
nahmen, die ihn nicht nur zur Abwendung des Schadens zu 
Gebote ſtanden, ſondern deren Ergreifung ihm auch nach Lage 
der Sache und nach den geltenden Verkehrsanſchauungen billiger ⸗ 
weiſe zugemutet werden konnte, gleichwohl verſäumte“ (Entſch. 
des R. G. Bd. 46 S. 207, Seufferts Archiv Bd. 46 Nr. 189). 
Dies hat, wie nach gemeinem, ſo auch nach preußiſchem Rechte 
zu gelten, nur mit den im letzteren begründeten Unterſchiede, 
daß, während nach gemeinem Recht ein jedes eigene Verſchulden 
des Beſchädigten ſeinen Schadenserſatzanſpruch ausſchließt, nach 
A. L. R. der Grad des Verſchuldens auf beiden Seiten in 
Betracht zu ziehen iſt. Ob etwa in dieſer Beziehung den Kl. 
ein Vorwurf trifft oder ob ſolche Maßnahmen weder möglich 
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noch zweckmäßig noch dem Kl. billigerweiſe zuzumuten waren, 
wird durch Ausübung des richterlichen Fragerechts klarzuſtellen 
ſein. Es bedarf aber auch, ſoll ein Verſchulden der Bekl. feſt⸗ 
geſtellt werden, vorab einer Feſtſtellung, wann der Kl. die 
Anzeige an die Bekl. erſtattet hat, und wie viel Zeit der Bekl. 
zu vergönnen war, um die Ausbeſſerung zur Ausführung zu 
bringen. Stadtgemeinde A. c. S., U. v. 4. Febr. 04, 491/03 VI. 
— Naumburg. 

5. 8 31 B. G. B. in Verbindung mit 5 35 des Geſetzes 
über Geſellſchaften m. b. H. Verpflichtung der Geſellſchaft aus 
Handlungen eines der Kollektivvertreter.] 

Das B. G. hat den geltend gemachten Schadenserſatz⸗ 
anſpruch in Übereinſtimmung mit dem I. R. für unbe⸗ 
gründet erachtet, weil zur Zeit der Abgabe der in der Klage 
behaupteten betrügeriichen Erklärungen neben Gl. auch noch der 
Braumeiſter H. Geſchäftsführer der Geſellſchaft geweſen ſei, 
hiernach aber gemäß 5 3 5 des Geſetzes betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, nur beide gemeinſam handelnd 
die Geſellſchaft rechtsgeſchäftlich hätten vertreten können. Dies 
gelte auch für die Haftung aus 8 31 des B. G. B. Danach 
ſei ein Berein für den Schaden verantwortlich, den der Vorſtand 
oder ein Mitglied des Vorſtandes durch eine in Ausübung der 
ihm zuftehenden Verrichtungen begangene Handlung einem dritten 
zufüge. Habe aber eine Geſellſchaft m. b. H. mehrere zu gemein ⸗ 
ſamer Vertretung berufene Geſchäftsführer, fo ſei die einem 
derſelben zur Laſt fallende zum Schadenerſatz verpflichtende 
Handlung nicht in Ausführung der ihm zuftehenden Verrichtungen, 
nicht in Beziehung auf feine rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht 
begangen und deshalb nicht geeignet, eine Erſatzpflicht der 
Geſellſchaft zu begründen. Dieſe Ausführung iſt rechts irrtümlich; 
he verletzt den § 31 B. G. B. Denn wenn das B. G. an- 
nimmt, daß eine Haftung aus 5 31 bei Kollektivvertretungen 
nur dann angenommen werden konne, wenn ein gemeinſames 
Handeln aller Vertreter vorliege, ſo faßt es den Begriff der dem 
Vorftande bezw. feinen Mitgliedern zuſtehenden Verrichtungen 
zu eng. Der Begriff der Verrichtung umfaßt (vgl. auch Planck, 
Note 3 zu $ 31) nicht bloß die Handlungen, die in Ausübung 
der Vertretungsmacht vorgenommen find, ſondern auch die den 
Vorſtands mitgliedern als ſolchen obliegenden rein tatſächlichen 
Verrichtungen. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß, wenn, wie 
auch vorliegend, die Funktionen der Kollektivvertreter geteilt find, 
indem der eine die Fabrikation, der andere den kaufmänntſchen 
Betrieb leitet, und wenn dann durch eine geſetzwidrige An⸗ 
ordnung in der Fabrik eine Geſundheitsbeſchädigung verurſacht 
wird, die juriftiſche Perſon, hier die Geſellſchaft m. b. H., haftet, 
obwohl der kaufmänniſche Vertreter mit dieſer Anordnung nichts 
i tun gehabt hatte. Gbenſo wird, wenn auch der Abſchluß 
eines Rechtsgeſchäfts nur durch alle Vertreter erfolgen kann, die 
Vorbereitung des ſelben, die Vorverhandlungen, regelmäßig zu 
den Verrichtungen des kaufmänniſchen Geſchäftsführers gehören 

und wird daher auch wegen eines nur von dieſem dabei ver⸗ 
übten Betruges, wie er vorliegend ja gerade in Frage ſteht, die 
juriftiſche Perſon verantwortlich. Weun endlich die Kl. bei der 
mündlichen Verhandlung noch in Frage ſtellte, ob denn der 
§ 31 wie überhaupt die allgemeinen Vorſchriften des zweiten 
Titels des allgemeinen Teils des B. G. auch auf die durch ein 
beſonderes Geſetz geregelten Geſellſchaften m. b. H. Anwendung 


fanden, fo kann dies gar nicht zweifelhaft ſein, da das Geſetz 
über Geſellſchaften m. b. H., über das Weſen einer juriſtiſchen 
Perſon nichts enthält, allgemein aber anerkannt wird, daß eine 
Geſellſchaft m. b. H. als juriſtiſche Perſon zu gelten hat, wie 
ja auch der 8 22 des B. G. B. fie mitumfaßt. B. c. B., U. 
v. 19. Febr. 04, 343/03. — Celle. 

6. 88 123, 130, 151 B. G. B. Inwieweit begrändet 
Schweigen beim Kaufsabſchluſſe einen Betrug.] 

Der Vertreter der Kl. hatte am Vormittage des 7. April 1902, 
gegen 10 Uhr, aus der Zeitung von dieſem Tage erfahren, 
daß am 5. April der Förderſchacht der Gewerkſchaft Zeche VB. 
total zu Bruche gegangen und der Betrieb ganz geftört ſei. 
Daraufhin bot er etwa 10 ¼ Uhr den Bekl. 5 und 1 Kure 
zum, damals noch nicht gewichenen, Tageskurſe telephoniſch 
zum Kauf an. Die Bekl. nahmen das Angebot telephoniſch 
an. Sie hatten zu dieſer Zeit noch keine Kenntnis von dem 
Unfall in der Zeche B. Erft im Laufe des Tages erhielten fie 
dieſe Kenntnis und erklärten ihren Rücktritt von dem Kaufe 
wegen des ihnen verheimlichten Schachteinſturzes. Um 4 Uhr 
Nachmittags war der Kurs der Kuxe bereits um 100 Mark 


gewichen. Kl. ließ die Kuxe verſteigern und klagte den Minber- 


erloͤs ein. Die Klage iſt abgewieſen worden. Die Reviſion 
iſt nicht begründet. Das B. Uu. beſagt, der Vertreter der Kl. 
habe aus der Annahme ſeines Angebots mit Sicherheit erſehen, 
daß die Bekl. von dem Unfall in dem Bergwerke noch nichts 
gewußt hätten. Wenn er trotzdem geſchwiegen, ſo habe er die 
Unkenntnis der Bekl. wiſſentlich ausgenützt. Aus dieſem Teile 
der Begründung könnte man ſchließen wollen, das Weſentliche 
nach Anficht des B. R. ſei in dieſer erſt aus der Annahme des 
Angebots erlangten Erkenntnis des klägeriſchen Vertreters von 
dem Irrtume der Bekl. zu finden, und demgegenüber würde 
dann das Bedenken nicht zu unterdrücken fein, ob eine Arglift, 
die erſt in dem Augenblick eintrat, als die Kaufgeſchäfte durch 
Annahme des Angebots bereits abgeſchloffen waren — 88 151, 
130 des B. G. B. — noch von Erheblichkeit hätte fein konnen. 
Allein dieſe Stelle der Begründung gibt nicht den vollen 
Gedanken des B. R. wieder. Nach den weiteren Ausführungen 
iſt vielmehr ſeine Meinung die, daß zwar bei Stellung feines 
Angebotes an die Bekl. der klägeriſche Vertreter noch nichts Be⸗ 
ſtimmtes darüber gewußt, ob dieſe von dem Unfall im Schachte 
bereits unterrichtet waren oder nicht, daß er aber nur für den 
Fall der Unkenntnis auf die Annahme feined Angebotes habe 
hoffen können und daß er ſchon bei dem Angebote dieſen 
moglichen — und ſpäter wirklich eingetretenen — Fall mit in 
feinen Willen aufgenommen. Das Urteil ſtellt denn auch aus⸗ 
drücklich feſt, daß der klägeriſche Vertreter bei Stellung des 
Angebotes gerade auf die eventuelle Unkenntnis der Bekl. 
ſpekuliert habe. Damit würde aber unbedenklich der Tatbeſtand 
der argliſten Täuſchung nach § 123 des B. G. B., die auch 
durch Benutzung eines vorhandenen Irrtums erfolgen kann, 
gegeben ſein. Wenn das B. R. auf der konkreten Grundlage 
zu dem Ergebniſſe gelangt, daß klägeriſche Vertreter von vorn⸗ 
herein auf die vielleicht noch vorhandene Unkenntnis der Bekl. 
ſpekuliert habe, fo iſt gegen dieſe Annahme, deren ſachliche 
Richtigkeit an ſich nicht nachzupräfen ift, ein rechtliches Bedenken 
nicht zu erheben. Die Kl. hat noch ausgeführt, daß der Ver 
käufer von Kuxen ſich Beine Gedanken darüber zu machen brauche, 
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ob ein allgemein bekannt gewordener, nicht in Heimlichkeit er- 
fahrener Schachteinſturz auch dem Käufer bekannt geworden ſei, 
daß er vielmehr davon ausgehen dürfe, auch der Käufer habe davon 
erfahren, aber doch Gründe, den Kur gleichwohl zu kaufen. Dieſer 
Geſichtspunkt iſt namentlich unter Verwertung des am 24. Ok- 
tober 1903 ergangenen Urteils des erkennenden Senats in Sachen 
W. wider O. — I. 183/03 — geltend gemacht worden. Auch 
dieſer Angriff geht fehl. Das B. G. hat ſelbſt hervorgehoben, 
daß von einer allgemeinen Offenbarungspflicht des Verkäufers 
nicht die Rede ſein dürfe, ſondern daß die Frage, ob ein arg⸗ 
liſtiges Verſchweigen vorliege, nach den Verhältniſſen des einzelnen 
Falles zu beantworten ſei. Dies iſt nicht zu beanſtanden. 
Einen Rechtsgrundſatz im Sinne des Reviſionsangriffes hat 
auch das angezogene frühere Urteil nicht ausgeſprochen. Es 
hat nur in einem beſonderen Falle, wo der verkaufende Bankier 
annehmen durfte, daß der Käufer von dem Unfall im Bergwerk 
unterrichtet ſei und wo die telegraphiſche Anfrage wegen Ver⸗ 
kaufs der Kuxe zu einem beſtimmten Preiſe von dem Kauf⸗ 
liebhaber an den Bankier ergangen war, angenommen, daß 
unter dieſen Umſtänden, die geſchäftsüblich eine prompte tele⸗ 
graphiſche Antwort erheiſchten, dem Bankier nicht habe zu⸗ 
gemutet werden dürfen, vorgängig noch in eine Korreſpondenz 
darüber einzutreten, inwieweit dem Käufer die Verhältniſſe der 
Grube tatſächlich bekannt ſeien. Dieſer Fall iſt in allen er ⸗ 
heblichen Punkten von dem gegenwärtig zu entſcheidenden durch⸗ 
aus verſchieden. Denn vorliegend iſt es der Verkäufer geweſen, 
von dem das Angebot ausging und ſein Schweigen bezog ſich 
gerade auf denjenigen Punkt, von dem nach der tatſächlichen 
Feſiſtellung der Vorinſtanz, ihm bewußt, das Gelingen ſeiner 
Spekulation abhängen mußte. In einem ſolchen Verſchweigen 
durfte das B. G. mit vollem Recht eine argliſtige Täuſchung 
finden. Z. c. M., U. v. 3. Febr. 04, 404/03 IJ. — Hamm. 

7. 5 138 B. G. B. Wucherlicher Charakter des obli⸗ 
gatoriſchen und dinglichen Rechtsgeſchäftes.] 

Der Kl. macht dem B. R. den Vorwurf, überſehen zu 
haben, daß das B. G. B. ebenſo wie bei dem Immobiliarverkauf 
auch bei dem Mobiliarverkauf unterſcheide zwiſchen dem obli⸗ 
gatoriſchen Vertrage und dem dinglichen Vertrage. Er führt 
aus, die Eigentums übertragung beſtehe unter allen Umſtänden 
zu Recht, und wenn das unterliegende obligatoriſche Geſchäft 
wucherlich uſw ſei, ſo erhalte nur der übertragende Eigentümer 
einen obligatoriſchen Ausgleichungsanſpruch, bezw. einen obli⸗ 
gatoriſchen Anſpruch auf Rückübertragung des Eigentums. 
Insbeſondere bezieht der Rkl. ſich auf die Motive zum B. G. B. 
Bd. 1 S. 127, ſofern dort die beſondere Bedeutung der in dem 
Entwurfe durchgeführten Scheidung zwiſchen obligatoriſchen und 
dinglichen Rechtsgeſchäften betont iſt. Der Angriff geht fehl. 
Aus der Nichtigkeit eines auf Sachleiſtungen gerichteten obli⸗ 
gatoriſchen Vertrages folgt allerdings nicht mit Notwendigkeit 
die Nichtigkeit des dinglichen Rechtsgeſchäfts, durch welches die 
Leiſtungen bewirkt werden, auch dann nicht, wenn beide Ge⸗ 
ſchäfte gleichzeitig ftattfinden und wenn fie miteinander ver- 
einigt ſind. Beide gehören verſchiedenen Rechtsgebieten an, das 
eine bezweckt nur relative, unter den Beteiligten beſtehende 
Rechtsbeziehungen, während das andere abſolut und nach allen 
Seiten hin zu wirken beſtimmt iſt. Findet hiernach rechts⸗ 
begrifflich eine Abhängigkeit des dinglichen Geſchäfts von dem 
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obligatoriſchen nicht ſtatt, ſo wird doch häufig, insbeſondere ge⸗ 
rade im Fall der Gleichzeitigkeit der Geſchäfte, von den Kon⸗ 
trahenten eine Abhängigkeit in Geſtalt der Bedingtheit des 
dinglichen Geſchäfts von der rechtlichen Wirkſamkeit des obli⸗ 
gatoriſchen gewollt fein, und der Verwirklichung dieſes Partei- 
willens ſtellt das Geſetz Hinderniſſe nicht entgegen. Das ding⸗ 
liche Geſchäft iſt nicht dergeſtalt formal, daß es nicht kraft 
Parteiwillens in angegebener Art in ein Abhängigkeitsverhältnis 
zu dem obligatoriſchen geſetzt werden konnte. Im vorliegenden 
Fall iſt zwar ein ſolcher Wille vom B. R. nicht ausdrücklich 
feſtgeſtellt, und wenn deshalb auch von Heranziehung des her⸗ 
vorgehobenen Geſichtspunktes abzuſehen ſein mag, ſo muß doch 
entſcheidend fein, daß Kl., was die Reviſion unbeachtet läßt, 
unter Ausbeutung der oben hervorgehobenen Umſtände nicht 
nur das Verſprechen der Eigentums übertragung, ſondern auch 
dieſe letztere ſelbſt erlangt hat; auch ſie bildete einen Vorteil, 
welcher ſich als ein unmittelbarer und gewollter Erfolg ſeines 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handelns darſtelle. Das 
obligatoriſche und das dingliche Geſchäft erfüllen in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange den im § 138 des B. G. B. vorgeſehenen Sach⸗ 
verhalt. In dieſem Paragraphen iſt ausdrücklich neben der 
Entgegennahme des Verſprechens von Vermoͤgensvorteilen 
auch die der Gewährung ſolcher genannt. In letzterer 
Richtung aber kann nicht wieder unterſchieden werden zwiſchen 
dem dinglichen Geſchäft als ſolchem, d. h. als ausſchließlicher 
Grundlage dinglicher Rechtsveränderungen einerſeits und der 
ihm gewieſenen Funktion, zur Erfüllung der Verpflichtungen 
aus dem obligatoriſchen Geſchäfte zu dienen, andererſeits, ſondern 
nichtig iſt der Erfüllungsakt einſchließlich des dinglichen Ge- 
ſchäfts, in welchem er ſich verkörpert (vergl. wegen des älteren 
Rechts Entſch. des R. G. Bd. 36 S. 308, 314, 315, wo auch 
die Literatur angeführt iſt, und wegen des jetzt geltenden 
Dernburg, das Bürgerliche Recht Bd. 1 8 126 II, S. 383). 
St. c. R., U. v. 19. Febr. 04, 462/03 VII. — Karlsruhe. 

8. 58 293, 295, 326 B. G. B. verb. mit H. G. B. 
373, 374. Trotz Verſteigerungsandrohung kann der Verkäufer 
noch Abnahme fordern. Die Aufforderung, gekaufte Waren 
abzunehmen, ſetzt den zum Abruf verpflichteten Käufer in Verzug.] 

Das Schreiben der auf Abnahme klagenden Verkäuferin 
vom 25. April 1901 enthält nicht die im § 326 vorgeſehene 
Erklärung der Kl., daß ſie die Annahme der Leiſtung (des 
Abrufes) ſeitens des beklagten Käufers nach dem Ablaufe der 
Friſt ablehne, entſpricht vielmehr dem 8 373 des H. G. B., 
nach deſſen Beſtimmungen der Verkäufer bei Verzug des Käufers 
mit der Annahme der Ware befugt iſt, nach vorgängiger An- 
drohung die Ware für Rechnung des Käufers öffentlich ver⸗ 
ſteigern zu laſſen. Die Kl. war aber an die Verſteigerungs⸗ 
androhung nicht gebunden, ſondern konnte Vertragserfüllung 
verlangen ($ 374 des H. G. B.). Mit Unrecht vermißt der 
Vertreter des RE. das Vorhandenſein des Annahme⸗Verzuges 
desſelben. Da der Bekl., bevor die Kl. liefern konnte, ab⸗ 
zurufen, alſo eine Handlung im Sinne des 8 295 des B. G. B. 
vorzunehmen hatte, genügte die in dem Schreiben vom 
25. April 1901 enthaltene Aufforderung der Kl., über die 
Ware zu verfügen, alſo abzurufen, um den Bekl. bezüglich der 
rückſtändigen Kohlenmenge in Annahme⸗Verzug zu verſetzen. 
§§ 298, 295 des B. G. B. Demgemäß konnte die Kl. un- 
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mittelbar auf Abnahme der Ware und Leiſtung der auf „netto 
Kaſſe“ vereinbarten Zahlung klagen. S. c. S., U. v. 16. Febr. 04, 
290/03 II. — Breslau. 

9. $ 313 B. G. B. Formheilung bei Tauſchverträgen 
durch Auflaſſung und Eintragung der ge⸗ und vertauſchten 
Grundſtücke.] 

Rechtsirrig hat der B. R. angenommen, daß der zwiſchen 
den Parteien unter dem 24. September 1901 nur privat- 
ſchriftlich geſchloſſene Tauſchvertrag dadurch „ſeinem ganzen 
Inhalte nach gültig“ ($ 313 B. G. B.), alſo auch für den 
Bekl. rechtsverbindlich geworden ſei, daß nur die Kl. die 
von ihnen in den Tauſchhandel gegebene Landſtelle in H. 
dem Bekl. aufließen und letzterer als ihr Eigentümer im Grund- 
buch eingetragen worden iſt. Mit dieſer Annahme verletzt der 
B. R. den angezogenen 8 313. Allerdings lautet dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift nicht bloß, wie ihre Vorgängerin, der 8 10 des 
Geſetzes über den Eigentumserwerb an Grundſtücken uſw. vom 
5. Mai 1872, dahin, daß die mangelnde Form des Rechs⸗ 
geſchäftes, in deſſen Veranlaſſung die Auflaſſung erfolgt iſt, 
durch die Auflafſung geheilt werde; ſondern fie geht dahin, 
daß ein ohne Beobachtung der geſetzlichen Form ge ſchloſſener 
Vertrag „ſeinem ganzen Inhalt nach gültig wird, wenn die 
Auflaſſung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen“. 
Aber auf dieſe Verſchiedenheit im Wortlaute iſt in Anſehung 
der hier zur Entſcheidung ſtehenden Frage kein beſonderes Gewicht 
zu legen. Der jetzige Wortlaut des Geſetzes findet ſich ſchon 
im Entwurf zum B. G. B. ($ 351 Abſ. 2) und iſt gewählt 
worden, weil damit — wie die Motive ſagen — „viele Streitig- 
keiten namentlich über die Gültigkeit von Nebenverabredungen 
abgeſchnitten werden!“. (Mot. Bd. II S. 191.) Dabei kommt 
in Betracht, daß ſchon im Preußiſchen Recht die Frage, ob 
bei Tauſchverträgen über Grundſtücke die Auflaſſung von der 
einen Seite genüge, um nach dem angezogenen $ 10 den Vertrag 
auch für den anderen Teil verbindlich zu machen, ſtreitig ge⸗ 
worden war und daß ſie vom R. G. wiederholt (vergl. Gruchots 
Beiträge Bd. 29 S. 388, Bd. 35 S. 911) und unter Zu⸗ 
ſtimmung der Rechtslehre (Dernburg, Preußiſches Privatrecht, 
Bd. 1 und 98 Note 8; Turnau, Grundbuchordnung 5. Auflage 
Bd. 1 S. 668) in verneinendem Sinne entſchieden worden iſt. 
Nun wäre es doch auffällig, wenn man ſich bei den Vorarbeiten zum 
B. G. B. einer ſolchen gefeſtigten Praxis und Rechtslehre gegenüber⸗ 
ſah und ihr durch die neue Faſſung der Vorſchrift hätte entgegen⸗ 
treten wollen, daß dies nicht mit einem Worte erwähnt worden 
wäre. Aber weder in den Motiven, noch in den weiteren Stadien, 
die der Entwurf zu durchlaufen hatte, bevor ſeine Vorſchrift 
in dem jetzigen § 313 B. G. B. Geſetzeskraft erlangte, findet 
ſich hierauf irgend welche Andeutung. Schon dies macht gegen 
die Auslegung des B. G. bedenklich. Ihr ſtehen aber auch 
innere Gründe entgegen. Soll die Auflafſung und die Ein- 
tragung des Erwerbers im Grundbuche die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Form des Vertrages erſetzen, ſodaß dieſer ſeinem 
ganzen Inhalt nach gültig wird, ſo muß der Vertrag, ſoweit 
er überhaupt durch Auflaſſung zu erfüllen iſt, auch dieſe Er⸗ 
füllung gefunden haben. Sind z. B. mehrere Grundſtücke durch 
einen formloſen Kaufvertrag zu einem einheitlichen Kaufpreiſe 
veräußert worden, Auflaſſung und Umſchreibung find aber nur 
binfichtlich eines oder einiger derſelben erfolgt, ſo beſtand ſchon 
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nach früherem Recht (Entſch. des Obertribunals Bd. 82 S. 177; 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 16 S. 268) und beſteht 
auch nach heutigem Recht darüber kein Zweifel, daß durch 
eine ſolche teilweiſe Erfüllung der Vertrag nicht zu Kräften 
kommt. Denn er iſt, ſoweit er durch Auflaſſung erfüllt werden 
kann, noch nicht erfüllt. Dasſelbe gilt für Tauſchverträge über 
Grundſtücke, ſolange nur von der einen Seite die Auflaſſung 
erteilt iſt. H. c. R., U. v. 30. Jan. 04, 451/03 V. — Kiel. 

10. 5 313 B. G. B. Hinzutretende Auflaſſung heilt den 
Formmangel, auch wenn ſie nicht unter den unmittelbaren 
Vertragsteilen ſtattgefunden hat.] 

Die beiden Bekl., die durch notariellen Vertrag vom 
3. April 1900 von den Nebenintervenienten, Eheleuten R., 
deren Grundſtücke G.ſtraße Nr. 9, 10, 11 in Gr. 
bei St. für 120000 Mark, darunter 20 000 Mark Bar- 
zahlung, gekauft hatten, haben ihre Rechte aus dieſem Kauf⸗ 
vertrage, insbeſondere das Recht, die Auflaſſung der Grund⸗ 
ſtücke zu fordern, mittels notarieller Urkunde vom 23. No- 
vember 1900 an den Kl. zu 1 abgetreten. Daraufhin find, 
nachdem letzterer noch mündlich ſeine durch die Abtretung er⸗ 
worbenen Rechte zur ideellen Hälfte an den Kl. zu 2 weiter 
übertragen hatte, die erwähnten Grundſtücke am 3. Januar 1901 
ſeitens der Eheleute R. unmittelbar den Kl. aufgelaſſen worden. 
Dieſe fechten, indem ſie behaupten, daß bei Verlautbarung der 
Abtretung vom 23. November 1900 in Wirklichkeit zwiſchen 
den Beteiligten ein Kaufvertrag beabſichtigt geweſen ſei, das 
Geſchäft wegen Sachmängel der gekauften Grundſtücke ſowie 
wegen Argliſt des Bekl. zu 1 an. Es hätte in Frage kommen 
können, ob der neue Kaufvertrag, obwohl er in dem notariellen 
Akte vom 23. November 1900 nicht beurkundet iſt, alſo der 
gehörigen Form ermangelt, dennoch durch die hinzugetretene 
Auflaſſung die nicht zwiſchen den unmittelbaren Vertragsteilen 
ſtattgefunden hat, ſondern von ſeiten der erſten Verkäufer den 
weiteren Abkäufern erteilt worden iſt, gemäß § 313 Satz 2 
des B. G. B. wirkſam geworden iſt. Dies war zu bejahen. 
Für das frühere Preußiſche Recht hat das R. G. auf Grund 
des dem zitierten § 313 vorbildlich geweſenen 8 10 des E. E. G. 
vom 5. Mai 1872 den Grundſatz ausgeſprochen, daß die 
heilende Kraft der Auflaſſung, wenn durch letztere nach dem 
Willen der Beteiligten eine Reihe von Veräußerungsgeſchäften 
zugleich erfüllt werden ſoll, fi auf alle dieſe Rechtsgeſchäfte 
erſtreckt. Vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 31 
S. 230. Die hierfür geltend gemachten Geſichtspunkte treffen 
auch für das neue Reichstecht zu. Es erſcheint daher un⸗ 
bedenklich, die Vorſchrift des § 313 Satz 2 des B. G. B. in 
gleichem Sinne aufzufaſſen. F. c. D., U. v. 13. Febr. 04, 
345/03 V. — Stettin. 

11. 55 325, 326 B. G. B. Spezifikationspflicht und 
Abnahmeverzug des Käufers bei teilweiſer Unmoͤglichkeit der 
Lieferung.] 

Am 28. September 1900 erklärte die Bekl. dem Kl.: 
Da die Spezifikationsfriſt für die Rombacher Träger in einigen 
Tagen ablaufe, Rombach aber immer noch nicht, wie beim Ab- 
ſchluß vorgeſehen, alle Profile walze, ſo ſei ſie nicht in der 
Lage, die 300 Tonnen Träger abzunehmen und bitte den 
Abſchluß zu ſtreichen. Kl. lehnte das mit Schreiben vom 
29. September 1900 ab, indem er ausführte, Rombach habe 
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zwar noch kein volles Walzprogramm, der Bekl. habe daraus 
aber kein Schaden erwachſen konnen, weil er (Kl.) fich erboten 
habe, jede von der Bekl. angegebene Spezifikation, wenn auch 
bei anderen Werken, zur Ausführung zu bringen. Die Bekl. 
wies die Behauptung des Kl. zurück, daß dieſer ſich erboten 
habe, jede gewünſchte Spezifikation von anderen Werken zu 
liefern. Der Kl. verlangt jetzt Erſatz des Schadens, der in Höhe 
einer Preisdifferenz in den Koſten der Vorbereitung des Selbſt⸗ 
hilfeverkaufs beſteht. Das L. G. verurteilte, das O. L. G. wies 


ab, die Reviſion wurde verworfen. Der B. R. kommt zur Ab. 


weiſung der Klage auf Grund der Annahme, daß der von dem 
Bekl. am 28. September 1900 erklärte und in der unmittelbar 
anſchließenden Korreſpondenz mehrmals wiederholte Rücktritt 
vom Vertrag aus 8 325 des B. G. B. durch eine vom Kl. zu 
vertretende Unmöglichkeit der Leiſtung gerechtfertigt war. Die 
Unmoͤglichkeit der Leiſtung wird darin gefunden, die Rombacher 
Hütte habe für die von ihr beabſichtigte Einführung der Walzung 
von 7. Eiſen ein Walzprogramm mit 33 Nummern von Normal- 
profilen für T-Träger in Ausſicht geſtellt, von dem die Parteien 
bei dem Vertragsſchluſſe ausgegangen ſeien, habe aber das ge⸗ 
dachte Walzprogramm nur nach und nach in Ausführung ge⸗ 
bracht; zu der für den gegebenen Vertrag in Betracht kommenden 
Zeit, nämlich bei einer Spezifikation auf 1. Oktober 1900 hätte 
ſpäteſtens bis 22. Oktober 1900 Lieferung erwartet werden 
dürfen, — habe fie nach ihrem Ende September / Anfang Oktober 
1900 bekannt gegebenen und vom Kl. der Bekl. mitgeteilten 
effektiven Walzprogramm nur 19 Nummer verſchiedener Profile 
von T-Trägern, in Wirklichkeit ſogar, wie die erhobenen Beweiſe 
ergaben, nur 15 Nummern verſchiedener Profile gewalzt; darnach 
habe die Bekl. für ihre Spezifikation eine erheblich Zahl der in 
Ausſicht genommenen Profile noch nicht zur Wahl gehabt und 
ſei dem Kl. unmöglich geweſen, einer Spezifikation zu genügen, 
wie ſie die Bekl. nach dem Willen der Vertragſchließenden auf⸗ 
zuſtellen berechtigt war. Der Rkl. rügt Verletzung des Geſetzes 
durch Anwendung des § 325 des B. G. B.; er führt aus, daß 
die Unterlage für eine Unmöglichkeit der Leiſtung im Sinne 
dieſer Geſetzesbeſtimmung erſt dann gegeben wäre, wenn die 
Bekl. ſpezifiziert hätte und dem Kl. die Leiſtung der wirklich 
ſpezifizierten Profile unmöglich war. Nach Lage des zu ent⸗ 
ſcheidenden konkreten Falles war dieſer Angriff nicht gerechtfertigt. 
Der Abſchluß vom 14. Februar 1900 ging auf 300 Tonnen 
Rombacher Träger nach Spezifikation des Käufers. Gegen— 
ſtand dieſer Spezifikation war unter anderem die Beſtimmung 
der Normalprofile für die Träger. Wie unter den Parteien un- 
ſtreitig war, kann auf einem für eine beſtimmte Nummer dieſer 
Normalprofile eingerichteten Walzgange nur dieſes eine Profil 
gewalzt werden; für die Fabrikation und für den Handel bildet 
jede Nummer der Normalprofile eine beſondere Warenſorte. Das 
Spezifikationsrecht der Bekl. umfaßte daher die Wahl der 
Trägerſorten. Bei dem Zuſtandekommen des Abſchluſſes war 
allerdings den Parteien bekannt, daß die Rombacher Hütte das 
Walzen — hier von J. Eiſen — erſt einführte und daß deshalb 
Rombacher Träger nur von den Profilen geliefert werden 
könnten, die in deren effektivem Walzprogramm waren, das iſt, 
für die Walzgänge eingerichtet waren. Nach dem Zufammen- 
hang der Urteilsgründe verneint indeſſen der B. R., daß nach 
der Abſicht der Vertragſchließenden das Wahlrecht ſich nur auf 
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die von der Rombacher Hütte effektiv gewalzten Nummern er⸗ 
ſtreckte; er nimmt im Gegenteile an, daß nach der Vertragsabſicht 
der Kl. eine Beſchränkung des Wahlrechts durch verzögerte Aus⸗ 
führung des in Ausſicht geſtellten Walzprogramms zu vertreten 
hatte. Nach dem Geſagten war es aber auch die Lieferung 
ſolcher Profile von Rombacher Trägern, deren Walzung zwar für 
ihr Walzprogramm in Ausſicht geſtellt, aber noch nicht in deren 
effektivem Walzprogramm aufgenommen war, überhaupt un⸗ 
möglich, weil ſolche Profile auf der Rombacher Hütte noch 
nicht gewälzt waren, daher bei der Hütte oder dritten nicht auf 
Lager ſein konnten. Von dieſer Grundlage aus konnte der 
B. R. ohne Verſtoß gegen das Geſetz annehmen, daß — wenn 
zur Zeit des hier erklärten Rücktritts bereits feſtſtand, die 
Rombacher Hütte walze von den in Ausficht genommenen und 
zur Wahl der Bekl. geſtellten Profilen eine erhebliche Zahl noch 
nicht, und dem Kl. wie jedem anderen ſei daher bei einer 
Spezifikation auf dieſe Profilnummern unmöglich, dieſer Spezi⸗ 
fikation zu genügen, die Bekl. ohne weiteres die Rechte aus 
§ 325 des B. G. B. geltend zu machen befugt war. Der 
Bekl. war die Wahl einer Leiſtung, deren Unmöglichkeit allerdings 
bereits feſtſtand, nach Lage des gegebenen Falles nicht entzogen, 
da nach der Vertragsauslegung des B. R. der nicht wahl⸗ 
berechtigte Kl. den Umſtand zu vertreten hatte, durch den dieſe 
Leiſtung unmöglich wurde — arg. § 265 Satz 2 des B. G. B.; 
das Verlangen ausdrücklicher Spezifikation auf eine Leiſtung, 
die nach bekannter Sachlage unmöglich war, ging auf etwas 
Überflüſſiges. Durch die Mitteilungen des Kl. über die von 
der Rombacher Hütte gewalzten Profile vor dem 28. Sep⸗ 
tember 1900 und durch die am 1. Oktober 1900 erfolgte Mit- 
teilung ihres damaligen effektiven Walzprogrammes, auf welche 
der Rücktritt wiederholt erklärt wurde, war der Bekl. un⸗ 
zweideutig kundgetan, daß einer Spezifikation auf eine der in 
dem Programm nicht enthaltenen 14 Profilnummern in der zur 
Lieferung auf Spezifikation damals üblichen Friſt nicht genügt 
werden könne. Der B. R. konnte ſich auf die Ausführung be- 
ſchränken, daß im Hinblick auf die erhebliche Zahl der Profil. 
nummern, die zu der hier entſcheidenden Zeit von der Rombacher 
Hütte noch nicht gewalzt wurden, der Bekl. das Wahlrecht in 
einem Umfange unmöglich gemacht worden ſei, in dem ſie es 
nach dem Willen der Vertragſchließenden auszuüben berechtigt 
war, und hatte er nicht nötig, in eine Prüfung darüber einzu- 
treten, wie das geweſen wäre, wenn etwa nur eine oder einige 
Nummern noch nicht gewalzt wurden. Nun ſtand allerdings nur 
eine zeitweilige Unmöglichkeit der Leiſtung in Frage; denn 
Ende Januar 1901 waren auf dem effektiven Wahlprogramme 
der Rombacher Hütte alle Profilnummern, deren Lieferung die 
Bekl. auswählen konnte. Zu dieſer Zeit war die Unmöglichkeit 
der Leiſtung alſo gehoben. Die zeitweilige Unmöglichkeit war 
ferner eine ſolche, deren Behebbarkeit, und zwar im nahen Laufe 
der Zeit, in Ausſicht ſtand. Der B. R. verkennt das indeſſen 
nicht. Er führt aus, daß nach den Umſtänden des gegebenen 
Falles die an ſich nur zeitweilige Unmöglicheit als dauernde zu 
gelten habe, auf die deshalb § 325 des B. G. B., nicht die 
Vorſchriften über den Leiſtungs verzug — § 326 des B. G. B. — 
anwendbar ſeien. In dieſen Ausführungen konnte eine Verletzung 
des Geſetzes nicht gefunden werden. Schon in der Rechtſprechung 
vor dem Inkrafttreten des B. G. B. war mehrfach ein nur 
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zeitweiliges Hindernis im Hinblick auf Natur und Zweck des 
konkreten Vertragsverhältniſſes als ein dauerndes behandelt und 
daraus eine gänzliche Unmöglichkeit durch Zeitablauf abgeleitet 
worden — vergl. insbeſondere Entſch. des R. O. H. G. Bd. 10 
S. 293 ff.; hier 295/296; R. G. III. 129/89; Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1889 S. 3454; R. G. I. 174/98 in Entſch. in 
Zivilſachen Bd. 42 S. 114 ff. — Bei Auslegung des B. G. B. 
wird von den Schriftſtellern, die ſich mit dieſer Frage eingehender 
beſchäftigen, überwiegend die Anwendung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punktes der Unmoͤglichkeit auch auf Fälle zeitlicher Unmöglichkeit 
der dargelegten Art als unbedenklich erachtet — vergl. Oertmann, 
Recht der Schuldverhaltniſſe des Bürgerlichen Geſetzbuches, Vor⸗ 
bemerkung zu 8 275 Nr. 5, Titze, Unmöglichkeit, S. 35 / 37 
zu Anm. 4 und 5; Kiſch, die Wirkungen der nachträglich ein⸗ 
tretenden Unmöglichkeit der Erfüllung S. 24 zu Anm. 16; 
Kleineidam, Unmoͤglichkeit und Unvermögen S. 95 zu Note 15. 
Dieſer Auffaſſung iſt im Hinblick auf den Ausgang, den das 
B. G. B. bei Regelung der Unmöglichkeit genommen hat, im 
Prinzipe beizutreten; ihrer Anwendung nach Lage des gegebenen 
Falles fteht ein rechtliches Bedenken nicht entgegen. Durch die 
in anderem Zuſammenhange ſchon erörterte Annahme des B. R., 
daß der Kl. aus ſeinem Vertrage dieſe zeitweilige Unmöglichkeit 
als einen obligationswidrigen Zuſtand zu vertreten habe, iſt 
auch dieſes Erfordernis zur Anwendung des 8 325 des B. G. B. 
erfüllt. W. c. D., U. v. 9. Febr. 04, 521/03 II. — Naumburg. 

12. 88 326, 433 B. G. B. in Verbindung mit § 373 
H. G. B. Wegfall der Erfüllungsklage nach gewählter Schadens⸗ 
erſatzklage, Nichtabnahme der Ware der Regel nach nicht 
Schuldnerverzug, Wegfall der Friſtſetzung, Rücktritt bei 
Sukzeſſivlieferung.] | 

1. Vom B. R. wird zunächſt die Klage” einmal als 
Erfüllungsklage auf Zahlung des Kaufpreiſes und Erſatz des 
durch Schuldnerverzug des Bekl. verurſachten Zoͤgerungsſchadens 
mit Aufrechnung des Erlöͤſes aus dem Selbſthilfeverkauf nach 
8373 des H. G. B. beurteilt, ſodann als Klage auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung aus 8 326 des B. G. B. Dieſe 
beiden Entſtehungsgründe des Klagebegehrens find indeſſen 
weder kumulativ noch alternativ vereinbar. Denn wenn der 
Verkäufer ordnungsgemäß nach 8 326 Abſ. 1 Satz 2 B. G. B. 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gewählt hat, ſo iſt ſein 
Recht, vom Käufer Erfüllung durch Leiſtung gegen Gegen⸗ 
leitung zu verlangen, weggefallen und der Käufer nicht mehr 
zur Erfüllung durch Zahlung des Kaufpreiſes gegen die Ware 
verpflichtet; für beide Vertragsteile — den Verkäufer und den 
Käufer — hat ſich das Vertragsverhältnis auf Leiſtung gegen 
Gegenleiſtung aufgeloͤſt in das Recht des Verkäufers und die 
Verpflichtung des Käufers auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung — vergl. Urteil des erkennenden Senats vom 
11. April 1902 Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 50 
S. 262 ff. — (Wird näher dargelegt.) 2. Der B. R. hat 
ſodann das Vorliegen eines Spezifikations⸗(Beſtimmungs.) 
kaufes und damit die Anwendung des § 375 H. G. B. ver- 
neint und weiter ausgeführt, der Bekl. ſei durch feine end⸗ 
gültige und ernſtliche Weigerung „abzunehmen“ mit ſeiner 


Verpflichtung zur Abnahme aus § 433 Abſ. 2 B. G. B. 


in Schuldnerverzug gekommen, aus dieſem Schuldnerverzuge 
ſtehe dem Kl. der Anſpruch auf Schadens erſatz wegen Nicht⸗ 
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erfüllung nach § 326 Abſ. 1 Satz 2 B. G. B. zu. Der Senat 
hat in dem Urteil vom 9. Dezember 1902 II. 265/02 — 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 53 S. 161 ff. — aus⸗ 
geſprochen, daß der Schuldnerverzug des Käufers mit der Ab⸗ 
nahme allein in der Regel — und zwar auch bei Handels- 
käufen — nicht die Anwendbarkeit des § 326 Abſ. 1 a. a. O. 
rechtfertige. Der B. R. zieht dieſe Entſcheidung in Betracht; 
er führt aber aus, daß im gegebenen Falle die Abnahme 
Hauptleiſtung des Käufers geweſen ſei, weil es für Kaufleute, 
denen es an großem Umſatze, ſchneller Räumung ihres Lagers 
und ſteter Gelegenheit, der neueſten Richtung des Handels zu 
folgen, liegen müſſe, ſehr auf alsbaldige Abnahme ihrer 
Lieferungen ankommen werde. Die in dem Urteil vom 
9. Dezember 1902 vertretene rechtliche Auffaſſung haben in 
neuerer Zeit Düringer und Hachenburg bei Behandlung der 
Lehre vom Kauf nach dem B. G. B. — H. G. B. Bd. III 
S. 108/110 — bekämpft. Die unverkennbare Bedeutung jener 
wiſſenſchaftlichen Behandlung der Lehre vom Kauf gab dem 
erkennenden Senat Anlaß zur wiederholten Prüfung der 
ſtreitigen Frage; er gelangte dabei zu keinem anderen Ergebniſſe. 
(Wird eingehend begründet.) Darnach wäre an ſich die Be⸗ 
gründung des B. U. nicht geeignet, die Anwendung des 8 326 
Abſ. 1 B. G. B. zu rechtfertigen. Indeſſen reicht das feſt⸗ 
geſtellte Sachverhältnis zu, um auf anderem Wege zur An⸗ 
wendung dieſer Geſetzesbeſtimmung zu gelangen. Der Bekl. 
hatte in dem gegebenen Falle nicht bloß die Abnahme unter- 
laſſen und ſich ernſtlich geweigert abzunehmen, was die Folge 
gehabt hätte, daß dem Verkäufer Mahnung und Friſtſetzung 
erſpart blieben, wie ſolche zur Herbeiführung des Gläubiger⸗ 
und Schuldnerverzuges erforderlich find; er hatte ſich vielmehr 
in der ernſtlich feſtgehaltenen und auch im Rechtsſtreite ver⸗ 
werteten Erklärung vom 15. Februar 1901, „er annulliere 
den Vertrag“, von dem ganzen Geſchäfte losgeſagt. Schon 
unter der Herrſchaft des alten H. G. B. neigte ſich die Praxis 
dahin, Erklärungen, in denen ſich der Käufer von dem Vertrage 
losſagte, wie z. B. „der Vertrag ſei nicht zuſtande gekommen“, 
„man trete vom Vertrag zurück“, „man annulliere den Vertrag“, 
dem in Art. 354 (a. F.) geforderten Zahlungsverzuge gleich⸗ 
zuſtellen, und die Geſchäftswelt ſcheint daran feſtzuhalten. In 
der Tat läßt eine derartige Erklaͤrung jedem vernünftigen 
Menſchen es als zwecklos erſcheinen, daß der Verkäufer, um 
Schuldnerverzug herbeizuführen, die Ware erſt noch liefern 
müſſe; mit ſolchen Erklärungen verzichtet der Käufer auf die 
Rechte aus § 320 Abſ. 1 B. G. B., auf Mahnung und Friſt⸗ 
ſetzung, — Urteil des erkennenden Senats vom 27. Mai 1902 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 51 S. 347 —. Der 
Verkäufer darf alſo ſicher annehmen, daß der Käufer nicht 
zahlen werde, ſelbſt wenn ihm geliefert würde. Schwierigkeiten 
macht nur der Fall, daß der Verkäufer vorzuleiſten hat. Es 
entſteht die Frage, ob in ſolchen Fällen, wenn der Käufer vor 
jeder Lieferung oder doch vor Lieferung der ausſtehenden 
Leiſtungen die Annullierungserklärung abgibt, der Verkäufer ihn 
ſofort jo behandeln kann, wie es § 326 Abſ. 1 B. G. B. 
nach erfolgter Mahnung, Friſtſetzung und Androhung geſtattet. 
Die gleiche Frage ergibt ſich übrigens auch bei Zug um Zug⸗ 
Geſchäften, wenn der Käufer ſchon vor dem Lieferungstermine 
die Annullierungserklärung abgibt. Der Senat hat ſich in 
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dem Urteil vom 6. März 1903 II. 388/02 — abgedruckt in 
den Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 54 S. 98 — 
bereits dahin ausgeſprochen, daß bei gegenſeitigen Verträgen 
auch wegen pofitiver Vertrags verletzungen des einen Teils, 
welche die Erreichung des Vertragszweckes gefährden, der andere 
Teil unter entſprechender Anwendung des 8 326 B. G. B. 
vom Vertrag zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen kann. Das gegebene Geſetz ſteht der An⸗ 
nahme nicht entgegen, daß in einem unberechtigten und vertrags⸗ 
widrigen Sichlosſagen vom Vertrage der oben bezeichneten Art 
eine ſolche pofitive Vertragsverletzung liege und daß eine folge⸗ 
richtige Anwendung des in dem Urteil vom 6. März 1903 
gefundenen rechtlichen Grundſatzes zu dem Ergebniſſe führt, der 
Verkäufer ſei in Fällen dieſer Art ſchon auf Grundlage der 
unberechtigten und vertragswidrigen Annullierungserklärung 
berechtigt, in entſprechender Anwendung des § 326 vom Vertrag 
zurückzutreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
verlangen, und es ſtehe dem Käufer, nachdem der Verkäufer 
davon Gebrauch gemacht hatte, nicht mehr frei, feine Annullierungs⸗ 
erklärung zurückzunehmen und ſich zur Vertragserfüllung bereit 
zu erklären. Inſoweit treffen für Fälle dieſer Art die Aus- 
führungen in dem Urteil des Senats vom 11. Juli 1902 
II. 129% 2 — Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 
S. 150 ff., hier S. 152 — nicht zu, wonach dem Käufer offen 
bliebe, durch Erfüllung während der noch laufenden Lieferungs⸗ 
zeit den Schadenderfa wegen Nichterfüllung abzuwenden. Im 
übrigen hat allerdings auch für Fälle dieſer Art die Berechnung 
des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung auf der Grundlage 
der Lieferungsbeſtimmungen des Kaufvertrages zu erfolgen. 
Auf dieſer rechtlichen Grundlage wäre der Anſpruch der Kl. 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung aus § 326 dem 
Grunde nach gerechtfertigt, wenn die Annullierungserklärung 
des Bekl. vom 15. Februar 1901 unberechtigt und vertrags⸗ 
widrig war. Das würde allerdings nicht zutreffen, wenn der 
Bekl., wie er geltend macht, mit jener Erklärung berechtigter⸗ 
weiſe auf Grund des § 326 B. G. B. vom Vertrage zurück⸗ 
getreten iſt. 3. Der Bekl. hatte ſchon vor dem 15. Februar 
1901 wiederholt die ſeit dem Spätſommer 1900 gelieferten 
Garne als mangelhaft bezeichnet und mehrfach angedroht, daß 
er wegen andauernder vertragswidriger Lieferungen den Reſt 
des Vertrages annulliere. Mit dieſer Androhung hatte er in 
den Briefen vom 18. und 22. Dezember 1900 die Lieferung 
eines „Probeballens“ verlangt und als dieſer ſogenannte 
Probeballen wiederum angeblich wegen Mängel vertragswidrig 
war, hat er ſodann in dem Briefe vom 15. Februar 1901 die 
„Annullierung“ erklärt. Der B. R. führt unter Bezugnahme 
auf die Abhandlung von Dernburg — Deutſche SZurijten- 
zeitung 1903 S. 1 bis 5 — aus, ein ſolcher Rücktritt von 
jeder ferneren Lieferung habe dem Bekl. nicht zugeſtanden, er 
wäre lediglich in der Lage geweſen, wegen der einzelnen 
gemachten Lieferungen Minderung oder Wandelung zu ver- 
langen und nur im Falle eines Lieferungsverzuges nach $ 326 
B. G. B. vom Vertrag zurückzutreten. So habe er jede einzelne 
Lieferung „genommen“ und bezahlt, dann aber „plößlich“ die 
fernere Abnahme überhaupt verweigert. Dieſe von der Revifiond- 
begründung angefochtenen Ausführungen ſind nicht frei von 
Rechtsirrtum. Der Senat iſt bereits bei Begründung des 
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oben bezogenen Urteils vom 6. März 1903 den vom B. R. 
angerufenen Ausführungen von Dernburg, ſoweit ſie die hier 
ſtreitige Frage betreffen, entgegengetreten. (Dieſe Anſicht wird 
feſtgehalten.) Darnach verletzt der B. R. das Geſetz mit ſeiner 
Annahme, daß dem Bekl. nach Sachlage nur die Rechtsbehelfe 
der Minderung und Wandelung bezüglich der gemachten 
Lieferungen zugeſtanden hätten. J. c. H., U. v. 23. Febr. 04, 
298/03 II. — Berlin. 

13. 5 326 B. G. B. Wirkung einer zu kurzen Frift.] 

Die Entſcheidung des B. R. iſt inſoweit, als ſie auf der 
Erwägung beruht, daß die Beſtimmung einer zu kurzen Frift 
wirkungslos ſei und das Recht auf Schadenserſatz aus § 326 
B. G. B. nicht zu begründen vermoͤge, rechtlich zu beanſtanden. 
Nach 8 326 kann, wenn der eine Teil mit der ihm obliegenden 
Leiſtung aus einem gegenſeitigen Vertrage im Verzuge iſt, der 
andere Teil ihm zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene 
Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Annahme der 
Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Ab⸗ 
laufe der Friſt iſt er berechtigt, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu verlangen oder vom Vertrage zurückzutreten, wenn 
nicht die Leiſtung rechtzeitig erfolgt. Der Anſpruch auf Er⸗ 
füllung iſt alsdann ausgeſchloſſen. Ob und was für eine 
Wirkung die Beſtimmung einer zu kurzen Friſt hat, 
darüber gehen die Meinungen auseinander. Die Anſicht 
des B. G. iſt zwar in der Rechtslehre mehrfach vertreten. 
Indeſſen hat der erſte Z. S. des R. G. bereits in einem Urteile 
vom 16. Dezember 1903 (Rep. I 447/1903 in Sachen Möhlig 
c. Lenders) im Anſchluſſe an die Rechtſprechung zu Art. 356 
des H. G. B. a. F. entſchieden, die Beſtimmung einer zu kurzen 
Friſt könne nicht der Abſtandnahme von einer ſolchen gleich⸗ 
geſtellt werden. Habe der nichtſäumige dem ſäumigen Teile 
noch eine Friſt zur Leiſtung geſetzt, ſo gebe er damit, falls die 
Friſtbeſtimmung nicht etwa bloß zum Schein geſchehe, zu er⸗ 
kennen, daß er bereit ſei, dem Geſetze zu genügen. Sei dabei 
die Friſt zu kurz bemeſſen, ſo ſei es nur eine im Intereſſe aller 
Beteiligten liegende und ſtatthafte Ergänzung der von ihm ab- 
gegebenen Willenserklärung, wenn ſeiner Beſtimmung die Wirkung 
beigelegt werde, daß er bereit ſei, die ausſtehende Leiſtung inner⸗ 
halb derjenigen Friſt noch anzunehmen, die nach Lage der Sache 
als die angemeſſene zu gelten habe. Die Folge der Beſtimmung 
einer zu kurzen Friſt ſei deshalb die, daß der Säumige binnen 
angemeſſener Friſt noch erfüllen dürfe, nach Ablauf einer ſolchen 
aber die Erklärung des Nichtſäumigen in Wirkſamkeit trete. 
Dieſer Auffaſſung, für die überwiegende Gründe ſprechen, 
ſchließt ſich der erkennende Senat an. Die Beſtimmung einer 
zu kurzen Friſt behält ihre Bedeutung und Wirkſamkeit immer- 
hin als Willenserklärung, daß der Nichtſäumige für den Fall 
nicht rechtzeitiger Nachholung der verzögerten Leiſtung das Recht 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder auf Rücktritt vom 
Vertrage geltend machen will; ſie iſt unwirkſam nur in Anſehung 
ihrer Dauer, weil der nichtſäumige Teil das geſetzliche Recht 
des Säumigen auf eine angemeſſene Friſt nicht beeinträchtigen 
kann und regelmäßig auch nicht verkürzen will. Von dieſem 
rechtlichen Geſichtspunkte aus hat aber das B. G. die Sache 
nicht geprüft. Hiernach beruht das angefochtene Urteil, ſo wie 
es begründet iſt, auf einer Verletzung des § 326 B. G. B. 
F. u. E. c. G., U. v. 16. Febr. 04, 291/03 II. — Coln. 
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14. 55 366, 396 B. G. B. Begriff „der Mehrheit von 
Forderungen und von Forderungen aus mehreren Schuldver- 
hältniſſen“.] 

Die beiderſeitigen Forderungen der Parteien find zwar 
ſchon vor 1900 entſtanden, die in Frage ſtehende Aufrechnungs⸗ 
erklaͤrung iſt aber erſt nach dem 1. Januar 1900 erfolgt, und 
es iſt anerkannten Rechtens, daß ſie deswegen nach neuem Recht 
beurteilt werden muß (vergl. U. d. R. G. VI 167/01 v. 
16. Sept. 01 [J. W. S. 734], III 411/01 v. 3. Dez. Ol 
[J. W. 02 S. 68]). Es konnen daher die übrigens weit aus⸗ 
einander gehenden Rechtsaus führungen und oberſtrichterlichen 
Entſcheidungen zum alten Rechte wenigſtens unmittelbare An⸗ 
wendung nicht mehr finden und es iſt zur Zeit ein Abweichungs⸗ 
fall im Sinne des § 137 R. G. V. G. nicht gegeben (vergl. 
für die obige Meinung des B. R.: Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 15 S. 105; Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 243, Bd. 45 
S. 240. Dagegen Fenner & Mecke Archiv II S. 83. Entſch. 
des Obertribunals Bd. 77 S. 225. Entſch. des R. G. Bd. 13 
S. 172. Gruchot Beiträge Bd. 28 S. 305). Der erkennende 
Senat hat dieſe Streitfrage nach neuem Recht in ſeinem 
Urteile V 55/01 vom 13. Mai 03 zwar berührt, aber nicht 
entſchieden. Stünden dem Kl. mehrere Forderungen gegen 
den Bekl. zu, ſo könnte es keinem Zweifel unterliegen, daß für 
das Verfahren bei gegenwärtiger Aufrechnung die 88 396, 
366 B. G. B. anzuwenden wären. Allein, obſchon die Waren⸗ 
preisforderung zu 8 726,20 Mark vertragsmäßig in 4 Viertel⸗ 
jahresbeträgen fällig wurde, kann aus dieſem Grunde keine 
Mehrheit von Forderungen im Sinne des angezogenen $ 396, 
noch weniger das Daſein von Forderungen „aus mehreren 
Schuldverhältniffen“ nach 8 366 angenommen werden, es hatte 
vielmehr der Kl. namentlich nach Ablauf der für die Zahlung 
geſetzten Friſten nur eine einheitliche Warenpreis forderung gegen⸗ 
über dem Bekl. Von dieſer einheitlichen Forderung hat er 
nunmehr einen Teilbetrag von 2000 Mark eingeklagt und zwar 
mit Zinſen ab 21. Februar 1898, alſo vom Ablauf des Jahres 
an, in dem nach und nach die ganze Forderung fällig geworden 
iſt. Schon mit Schriftſatz vom 20. April 1902 und ſodann 
laut mündlicher Verhandlungen hat der Bekl. erklärt, daß er 
mit ſeiner Schadenserſatzforderung zu 8000 Mark gegen die 
geforderten 2000 Mark aufrechne. Wäre nun die Klage auf 
die 2000 Mark ohne jede nähere Angabe darüber, wie ſie mit 
Rückficht auf die fiher zu erwartende Aufrechnungseinrede ge⸗ 
meint iſt, ſomit unbeſtimmt erhoben worden, ſo koͤnnte man 
ihließen, daß der Kl. irgend einen Teil ſeiner einheitlichen 
Forderung verlangt und dem Aufrechnungsbelieben des Gegners 
preisgegeben hat und daß es ihm, gegenüber der tilgenden 
Wirkung der Aufrechnungserklaͤrung, nachträglich unmoͤglich iſt, 
durch Replik (compensatio compensationis) des Gegners 
Aufrechnung auf den von ihm nicht eingeklagten Forderungsreſt 
zu verweiſen (vergl. Rehbein B. G. B. II S. 356 Nr 29). 
Es bedarf aber hier einer Entſcheidung dieſer Streitfrage des⸗ 
halb nicht, weil ein anderer Sachverhalt vorliegt und der Kl. 
mit der Klage nicht einen unbeſtimmten, ſondern einen be⸗ 
ſtimmten Teil ſeiner Forderung verlangt hat. Der Kl. hat 
von Anfang an nur auf den durch Aufrechnung keinesfalls ge⸗ 
tilgten Teil ſeiner Forderung geklagt, und hierzu war er nach 
dem Geſetze berechtigt mit der Wirkung, daß im Prozeß dieſer 
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Überreft ſeiner Forderung feſtgeſtellt und ihm gegebenenfalls 
zugeſprochen werden mußte. Er iſt durch dieſe Art der Klage⸗ 
ſtellung der Aufrechnung des Bekl. zu vorgekommen, indem er 
ſelbſt vorſorglich mit dem nicht eingeklagten Teil ſeiner Forderung 
gegen die Gegenforderung des Bekl. aufgerechnet hat. Unerheblich 
iſt es hierbei, daß er dieſe Gegenforderung in erſter Reihe be⸗ 
ſtreitet, denn die eventuelle Aufrechnung wird von dem in 8388 
B. G. B. enthaltenen Verbot bedingter Aufrechnung nicht be⸗ 
troffen. Motive zum B. G. B. II S. 108. G. c. Sch., U. 
v. 20. Febr. 04, 357/03 V. — Poſen. 

15. 5 609 B. G. B. in Verbindung mit 88 549, 561 Z. P. O. 
Eintritt der Fälligkeit einer Forderung während der Reviſions inſtanz 
unbeachtlich; Beweislaſt bezüglich der Kündigungsfriſt beim 
Darlehn. 

Der Bekl. hat im Jahre 1900 vom Kl. Geld dargeliehen 
erhalten und ſich zu deſſen Verzinſung zu 4 v. H. verpflichtet. 
Bei einer Abrechnung am 1. Januar 1901 iſt der Betrag auf 
30 900 Mark feſtgeſtellt worden. Im September 1902 hat 
der Kl. ſeine Forderung zur Rückzahlung für den 1. April 1903 
gekündigt; er fordert gegenwärtig den Betrag von 26 900 Mark 
— ſamt den ſeit dem 1. Oktober 1902 rückſtändigen Zinſen. 
Der Bekl. hat unter Eideszuſchiebung behauptet, es ſei eine 
einjährige Kündigungsfriſt vereinbart worden, während der Kl. 
ebenfalls unter Eides zuſchiebung behauptet hat, es ſei eine 
Kündigungsfriſt nicht vereinbart worden, die Eide ſind ange⸗ 
nommen worden. Das L. G. hat in jener Beziehung den Kl. 
für beweispflichtig erachtet und daher in ſeinem am 1. Mai 1903 
verkündeten Urteile auf den vom Bekl. angenommenen Eid in 
der Faſſung erkannt, daß die Vereinbarung einjähriger Kündigung 
beſchworen werden ſoll. Bei Leiſtung des Eides ſoll die Klage 
zur Zeit abgewieſen werden, bei Verweigerung des Eides ſoll 
unter Vorbehalt der Entſcheidung über eine zur Aufrechnung 
geſtellte Gegenforderung der Bekl. nach dem Klageantrag ver⸗ 
urteilt werden. Die Berufung des Kl. iſt durch Urteil vom 
13. Juli 1903 zurückgewieſen worden. Hiergegen hat der Kl. 
Revifion eingelegt und in der mündlichen Verhandlung vom 
28. Januar 1904 den Antrag verleſen, unter Aufhebung des 
Berufungsurteils und Abänderung des erſten Urteils den Bekl. 
unbedingt und koſtenfällig nach dem Klagantrag zu verurteilen. 
Er wies darauf hin, daß auch nach der Sachdarſtellung des 
Bekl. die Klagforderung inzwiſchen fällig geworden ſei und 
machte geltend, daß der Bekl. noch nicht gezahlt habe. Dieſer 
lehnte eine Erklärung hierauf ab und beantragte, die Reviſion 
zurückzuweiſen. 1. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des R. G. 
iſt einem materiell begründeten Klageantrag auch dann ſtattzu⸗ 
geben, wenn die Fälligkeit und Verfolgbarkeit der Klagforderung 
nicht zur Zeit der Klagerhebung vorhanden war, aber vor dem 
zu erlaſſenden Urteil, auch erſt in höherer Inſtanz eingetreten 
iſt, ſofern nur durch die Beachtung der veränderten Sach⸗ und 
Rechtslage die Rechtsverteidigung des Bekl. nicht beſchränkt 
wird. Dieſer Grundſatz kann aber in der Reviſionsinſtanz, 
mithin wenn die Fälligkeit erſt nach dem Schluſſe der münd⸗ 
lichen Verhandlung, auf die das B. U. ergangen, eingetreten iſt, 
nicht zur Anwendung gelangen. Denn die Reviſion kann nur 
darauf geſtützt werden, daß ein Geſetz verlegt iſt (§ 549 Z. P. O.). 
Dieſe Vorausſetzung iſt in jenem Falle nicht gegeben. Auch 
würde einer Anwendung des Grundſatzes die Vorſchrift in 
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§ 561 Z. P. O. entgegenſtehen. Zwar beruht die Annahme des 
Eintritts der Fälligkeit nicht auf neuen tatſächlichen Anführungen, 
ſondern auf dem Ablauf der Zeit, und der Klaganſpruch ſetzt 
zu ſeiner Begründung nicht die Behauptung voraus, daß der 
Bekl. nicht gezahlt habe. Allein zweifellos könnte der Bekl. 
mit dem Einwand, daß er nach Erlaſſung des B. U. — wie 
überhaupt — gezahlt habe, in der Reviſionsinſtanz nicht gehört 
werden, ſodaß eine Verurteilung eine Beſchränkung feiner Rechts- 
verteidigung enthalten könnte. Dieſes Bedenken würde ſelbſt dann 
nicht beſeitigt fein, wenn der Bekl. — was er vorliegendenfalls nicht 
getan — in der mündlichen Verhandlung vor dem Reviſionsgericht 
zugeben würde, daß er noch nicht gezahlt habe; denn derartige 
Erklärungen haben für das Reviſionsgericht keine Bedeutung. 
Es iſt vielmehr daran feſtzuhalten, daß Vorausſetzung der Auf⸗ 
hebung des B. U. die Verletzung eines Geſetzes iſt, und daß 
das Reviſionsgericht, wenn es in der Sache ſelbſt erkennt, nur 
ſo erkennen kann, wie das B. G. nach dem von ihm feſtgeſtellten 
Sachverhalte hätte erkennen ſollen. Dem Antrag der Revifion, 
mit Rückſicht auf die jetzt auch nach der Sachdarſtellung des 
Bekl. vorhandene Fälligkeit der Klagforderung nach dem Klag⸗ 
antrag zu erkennen, kann daher ſelbſt in der Hauptſache nicht 
entſprochen werden. — 2. Dagegen wird von der Reviſion mit 
Recht gerügt, daß das L. G., indem es auf den vom Kl. zu⸗ 
geſchobenen, vom Bekl. angenommenen Eid erkannt hat, und 
daß das B. G., indem es dies gebilligt hat, die Grundſätze von 
der Beweislaft verkannt haben. Die Tatbeſtände der Vorder⸗ 
urteile laſſen nicht erkennen, wann nach der Behauptung des 
Bekl. die einjährige Kündigung verabredet ſein ſoll. Wäre dies 
erſt geſchehen nach Empfang des Darlehns — oder je nach 
Empfang der verſchiedenen Darlehen —, ſo würde darüber kein 
Zweifel obwalten können, daß den Bekl. die Beweislaſt bezüg⸗ 
lich jener Vereinbarung trifft. Wie jedoch die Norm des dem 
Bekl. zuerkannten Eides ergibt, iſt das L. G. und mit ihm das 
B. G. davon ausgegangen, daß bei Empfang der Darlehen 
ſtattgefundene Verabredungen in Frage ſtehen. Aber auch bei 
einem ſolchen Sachverhalt trifft den Bekl. die Beweislaſt. Es 
iſt nicht unbeſtritten, wen die Beweislaſt bezüglich der 
accidentalia eines Rechtsgeſchäfts trifft, wenn alſo der eine 
Teil ſich auf die naturalia, auf die geſetzlichen Rechtsfolgen 
eines Rechtsgeſchäfts ſtützt, der Gegner aber behauptet, daß dieſe 
Rechtsfolgen durch eine abweichende Vereinbarung ausgeſchloſſen 
worden ſeien. Das B. G. B. enthält teils Beſtimmungen, die 
die Beweislaſt ausdrücklich regeln, teils ſolche, die durch ihre 
Ausdrucksweiſe erkennen laſſen, wen die Beweislaſt bei gefeß- 
lichen Dispoſitivregeln des Vertragsverhältniſſes treffen ſoll. 
Dieſe Regelung ergibt zugleich, daß der Geſetzgeber dann, wenn 
jemand ſich auf eine ſolche Regel ſtützt, während der Gegner 
fih auf eine die Wirkung dieſer Rechtsnorm ausſchließende oder 
modifizierende Vereinbarung beruft, dieſem letzteren die Beweis- 
laſt auflegt, da es eben einer Vereinbarung über den betreffenden 
Punkt nach dem Geſetz nicht bedarf und die behauptete Ver- 
einbarung daher dem Geſetz gegenüber als etwas außerhalb des 
zu vereinbarenden Vertragsinhaltes Liegendes und mithin als 
ein ſelbſtändiger Einwand erſcheint. Der Beſtand des der Klage 
zugrunde liegenden Vertragsverhältniſſes wird durch eine ſolche 
vom Bekl. behauptete Vereinbarung in keiner Weiſe berührt 
und dadurch unterſcheiden ſich dergleichen Fälle ganz weſentlich 
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von dem Fall, daß einer Klage auf Zahlung einer angemeſſenen 
Vergütung gegenüber der Bekl. ſich auf die Vereinbarung einer 
geringeren Vergütung bezieht. Von dieſer Auffaſſung iſt auch 
das R. G. in ſtändiger Rechtſprechung ausgegangen (vergl. 
Entſch. in Zivilſachen Bd. 1 S. 383, Bd. 2 S. 201, Bd. 6 
S. 82, ferner in den Beiträgen zur Erläuterung des Deutſchen 
Rechts Bd. 29 S. 727 ff. und in Bolze, Praxis des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 12 Nr. 712 c) und auch die Literatur vor dem 
B. G. B. hat mit wenigen Ausnahmen dieſen Standpunkt ver- 
treten (vergl. Römer im Archiv für die ziviliſtiſche Praxis 
Bd. 62, S. 151 ff., Laband in Goldſchmidts Zeitſchrift für 
das geſamte Handelsrecht Bd. 30 S. 157, Schmidt, Zivil- 
prozeßrecht S. 445, Fitting in Buſchs Zeitſchrift für Zivil⸗ 
prozeß Bd. 13 S. 58). Eine Abweichung hiervon iſt auch 
durch den Inhalt des B. G. B. nicht geboten, da jene Auffafjung 
ſich aus dem Weſen und dem Zwecke der geſetzlichen Dispofitions⸗ 
vorſchriften ergibt (vergl. Staub 1. c. Anmerkung 33 ff., Wach 
in Buſchs Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. 29 S. 393, dagegen 
Stölzel, Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. Vorrede zur 
3. Auflage S. XVII. Es iſt daher auch für das Recht des 
B. G. B. faſt allgemein erkannt, daß, wenn jemand einen 
Anſpruch auf den Ablauf einer geſetzlichen Kündigungsfriſt 
ſtützt, zur Begründung nicht noch zu behaupten hat, daß dieſe 
Kündigungsfriſt vereinbart oder keine beſondere Kündigungsfriſt 
vereinbart worden, daß es vielmehr dem Gegner überlaffen 
bleibt, die Vereinbarung einer anderen, als der geſetzlichen, zu 
behaupten und zu beweiſen (ſo Betzinger die Beweislaſt im 
Zivilprozeß, $ 16 S. 353; Brückner, die Miete 2. Auflage 
S. 128 ff.; Crome, Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts 
Bd. II § 249 not. 10; Dernburg, das bürgerliche Recht Bd. II 
§ 235 not. 4; Goldmann, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch, 
Anmerkung 8 661 II. 2; Planck, Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch zu § 609 Anmerkung 4; Staub 1. c. Anmerkung 55, 
§ 66 Anmerkung 7, 8 132 Anmerkung 11; Roſenberg im Archiv 
für die ziviliſtiſche Praxis Bd. 94 S. 112, 113; Wach 1. c., da- 
gegen Stölzel 1. c. 4. Auflage Bd. I S. 159 ff.). Mit Unrecht 
berufen ſich die Vorderrichter für ihre abweichende Anſicht auf 
die Ausführungen von Eccius in den Beiträgen zur Erläuterung 
des Deutſchen Rechts Bd. 45 S. 267 ff. (Wird näher dar- 
gelegt.) Sch. c. Sch., U. v. 28. Jan. 04, 428/03 VI. — 
Naumburg. 

16. 5 845 B. G. B. findet beim Anſpruch aus dem 
R. H. G. keine Anwendung.] 

Aus dem Wortlaut des R. H. G. in der Faſſung des 
Art. 42 des E. G. zum B. G. B. läßt ſich die Anwendung des 
8 845 B. G. B. auf einen Erſatzanſpruch, der wie der vor⸗ 
liegende lediglich auf die geſetzliche Haftpflicht des Eiſenbahn⸗ 
unternehmers gejtüßt wird, keinenfalls rechtfertigen. Der § 845 
iſt in dem genannten Geſetze nicht erwähnt, und es beſteht auch 
aller Grund zu der Annahme, daß derſelbe abſichtlich vom 
Geſetzgeber nicht aufgenommen iſt. Der Art. 42 (Entwurf 
Art. 24) des E. G. bezweckte, das R. H. G. vom 7. Juni 1871 
mit dem B. G. B. in Einklang zu bringen (Motive S. 136). 
Dabei iſt aber in jenem Sondergeſetz für das Gebiet desſelben 
die Schadenserſatzpflicht in umfaſſender Weiſe ſelbſtändig geregelt. 
Das kommt noch mehr als in dem erſten Entwurf zu Art. 42 
(24, wo die SS 3 und 7 des R. H. G. auch auf die §8 723, 
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724 und § 726 Abſ. 1 des Entwurfs zum B. G. B., welche 
entſprechende Anwendung finden ſollen, verweiſen) in der jetzigen 
Fafſung des Art. 42 zum Ausdruck. Die 88 3 und 3a in 
Verbindung mit $ 7 des R. H. G. enthalten eine genaue 
Fixierung des zu leiſtenden Schadens erſatzes nach der Perſon 
des Erſatzberechtigten, nach Art und Umfang des Schabens- 
erſatzes. Eine dem jetzigen 8 845 des B. G. B. entſprechende 
Beſtimmung war allerdings im erften Entwurf des B. G. B. 
noch nicht vorgeſehen und konnte alſo inſofern bei dem Art. 42 
(24) des E. G. damals noch nicht in Betracht kommen. Allein 
auch bei den ſpäteren Beratungen über den Art. 42 geſchah der 
inzwiſchen im zweiten Entwurf zum B. G. B. eingeſtellten Vor⸗ 
ſchrift des § 768, jetzigen § 845 des B. G., keine Erwähnung. 
(Vergl. Protokolle der II. Kommiſſion S. 9171 ff., Mugdan, 
Materialien Bd. 1 S. 128.) Daß der § 845 des B. G. B. bei 
der ſchließlichen Redaktion des Art. 42 des E. G. verſehentlich 
unberückſichtigt geblieben wäre, ift nicht denkbar. Andererſeits 
hätte der Geſetzgeber, wenn er dieſe Vorſchrift in das R. H. G. 
übernehmen wollte, fie um jo eher ausdrücklich erwähnen müflen, 
als im übrigen die Erſatzleiſtung ganz genau normiert und ins⸗ 
beſondere der ſchon im bisherigen R. H. G. ſtatuierte Anſpruch 
des Unterhaltungs berechtigten, ſachlich mit $ 844 Abſ. 2 
des B. G. B. übereinſtimmend, aber in ſelbſtändiger Form neu 
geregelt worden iſt. Für den Bereich des R. H. G. können, 
was die Art und den Umfang des Schadenserſatzes anlangt, 
nur die in dieſem Spezialgeſetze — in ausſchließender und er⸗ 
ſchöpfender Weiſe — getroffenen Normen maßgebend ſein. In 
anderen, als den dort beſtimmten Richtungen darf der Richter 
nicht auf Schadenserſatz erkennen, falls nicht aus einem gleich ⸗ 
zeitig gegebenen weiteren Schuldgrund ein Erſatzanſpruch nach 
allgemeinem bürgerlichen Rechte, oder etwa aus einem ſonſtigen 
Sondergeſetz begründet iſt. Das muß auch von dem § 845 
des B. G. B. gelten. (Vergl. Eger Reichshaftpflichtgeſetz 5. Auf⸗ 
lage zu § 3 Art. 33 S. 289 ff. 292 ff., Rutz in Seuffert: 
Blätter für Rechtsanwendung Bd. 64 S. 47; Laß und Maier, 
Haftpflichtrecht 2. Auflage 8 17 S. 104.) Die Bedeutung des 
R. H. G. als eines die Schadenserſatzpflicht für ſein Gebiet 
ſelbſtändig normierenden Sondergeſetzes ſteht aber weiterhin auch 
der Annahme entgegen, daß der 8 845 des B. G. B. An- 
wendung finde, weil die Haftung des Eiſenbahnunternehmers 
als eine ſolche aus unerlaubter Handlung aufzufaſſen ſei. 
Eine Deliktsobligation im eigentlichen Sinne iſt die im 8 1 
des R. H. G. dem Betriebsunternehmer — ohne die Voraus⸗ 
ſetzung eines Verſchuldens — auferlegte Haftung ſicher nicht. 
Allerdings umfaßt das B. G. B. im 25. Tit., Buch IV Ab- 
ſchnitt 7 unter den von ihm ſo bezeichneten „unerlaubten 
Handlungen“ auch einzelne Fälle einer außerkontraktlichen, nicht 
deliktiſchen Haftung (§8 829, 833, 835). Mit Rückſicht auf 
dieſen vom bisherigen Sprachgebrauch abweichenden weiteren 
Begriff der unerlaubten Handlung hat der erkennende Senat 
in dem Urteil vom 24. November 1902 (Entſch. des 
R. G. Bd. 53 S. 114 ff.) ſich für die Anwendung des $ 840 
Abſ. 3 des B. G. B. auf die Haftung des Eiſenbahnunter⸗ 
nehmers aus & 1 des R. H. G. entſchieden. Indes iſt damit 
nicht ausgeſprochen, daß alle vom B. G. B. in dem Titel über 
unerlaubte Handlungen getroffenen Beſtimmungen auch auf das 
R. H. G. zu übertragen ſeien. Das iſt eben hinſichtlich der- 
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jenigen Vorſchriften nicht angängig, welche eine von dem Spezial 
geſetze beſonders geregelte Materie betreffen, wie namentlich Art 
und Umfang des Schadenserſatzes. Das R. H. G. will einen 
Erſatz nur in beſtimmten Grenzen, nicht nach Maßgabe der 
allgemeinen zivilrechtlichen Normen über Schadenserſatz oder im 
Umfang der Erſatzpflicht bei unerlaubten Handlungen gewähren. 
So haben auch der 8 842 und $ 847 des B. G. B. in 
Art. 42 des E. G. keine Aufnahme gefunden. — Eine analoge 
Anwendung iſt ausgeſchloſſen. Ebenſowenig erſcheint aber der 
Weg, den der Kl. durch Berufung auf § 25 des Pr. Eiſenb.⸗Geſ. 
vom 3. November 1838 einſchlagen will, als gangbar, um zur 
Anwendung des § 845 des B. G. B. zu gelangen. (Wird näher 
begründet.) L. c. St., U. v. 8. Febr. 04, 246/03 VI. — 
Berlin. | 

17. 58 892, 893, 1144, 1160, 1192 B. G. B. Ein- 
wand des Bekl., der Kl. befindet ſich nicht im Beſitze des ſeiner 
Klage zugrunde gelegten Grundſchuldbriefes.] 

Der Bekl. hat eingewendet: Schon vor Anſtellung der 
Klage habe Kl. die eingeklagte Forderung an N. abgetreten, 
auch ihm einen Grundſchuldbrief eingehändigt, und er ſei, — 
worüber dem Kl. der Eid angetragen wurde — während des 
Rechtsſtreits nicht im Beſitze des Grundſchuldbriefs geweſen. 
Dieſer Einwand iſt nicht begründet. Er beruht auf einer un⸗ 
richtigen Auffaſſung des 8893 B. G. B. Dieſer Paragraph ſchützt 
denjenigen, der an den im Grundbuch eingetragenen Gläubiger 
eine Leiſtung bewirkt oder mit ihm ein nicht unter $ 892 
fallendes (d. h. nicht ein auf Erwerb eines Rechts gerichtetes) 
Rechtsgeſchäft vornimmt und verſagt in entſprechender An⸗ 
wendung des § 892 dieſem Schutz dann, wenn dem Schuldner 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt war. Der Schuldner 
einer Grundſchuld oder einer Briefhypothek bedarf dieſes Schutzes 
wohl in Anſehung einzelner Zinszahlungen, nicht aber für 
Kapitalzahlungen, weil er in dieſer Beziehung durch die Vor⸗ 
ſchriften des §8 1160 und des 8 1144 B. G. B., die nach 
58 1192 auch auf Grundſchulden Anwendung finden, geſchützt 
iſt. Nach § 1160 kann der Geltendmachung (und Kündigung) 
der Hypothek widerſprochen werden, wenn der — eingetragene — 
Gläubiger nicht den Brief vorlegt, und nach § 1144 kann der 
Schuldner gegen Befriedigung des Gläubigers die Aushändigung 
des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefs verlangen. Mit dieſer 
Einſchränkung iſt im vorliegenden Fall der Bekl. nur verurteilt 
und dem erſt in der Berufungsinſtanz ausgeſprochenen Ver⸗ 
langen der Vorlegung der Grundſchuldbriefe iſt ſeitens der 
Nebenintervenientin genügt worden. S. c. D., U. v. 13. Febr. 04, 
515/03 V. — Coöln. 

18. 8 906 B. G. B. Begriff der Ortsüblichkeit.] 

Kl., der Eigentümer des Hausgrundſtücks Beſſererſtraße 
Nr. 16,2 in U. iſt, behauptet, in der eigenen Benutzung dieſes 
Grundſtücks zu Wohnzwecken ſowie in deſſen Ausnutzung durch 
Vermieten dadurch beeinträchtigt zu ſein, daß aus der Kegelbahn 
des der Bekl. gehörigen Nachbargrundſtücks Enfingerſtraße Nr. 12, 
auf dem eine Gaſtwirtſchaft betrieben wird, nach 9 Uhr Abends 
ein durch das Kegeln und den Verkehr der Gäſte verurſachter, 
die Nachtruhe der Bewohner des klägeriſchen Hauſes ſtörender 
Lärm herüberdringe. Er hat deshalb auf Grund des § 906 
B. G. B. mit dem ſchließlichen Antrage geklagt, die Bekl. zur 
Unterlaſſung der Zuführung dieſes Lärms zu verurteilen. In 
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I. J. iſt die Klage abgewieſen, in II. J. Bekl. verurteilt. Der 
B. R. mißbilligt die Anfiht des I. R., wonach Ortsüblichkeit 
deshalb anzunehmen ſei, weil der Betrieb der Kegelbahn der 
Bekl. nach Art und Zeit dem Herkommen und der Übung auf 
den zahlreichen Kegelbahnen in U. entſpreche, wie ſie in den 
hierüber geltenden polizeilichen Beſtimmungen zum Ausdruck 
gekommen ſei, und weil das klägeriſche Haus in einer Stadt⸗ 
gegend liege, in der noch drei weitere Kegelbahnen im Betrieb 
ſeien. Im Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung vertritt der B. R. 
die Meinung, die Ortsüblichkeit „im allgemeinen“ käme im 
vorliegenden Falle nur dann in Betracht, wenn geſagt werden 
könnte, daß in der ganzen Stadt U. die Benutzung der Grund⸗ 
ſtücke zum Betriebe von Kegelbahnen die gewöhnliche ſei. Da 
ſich dies im Ernſt nicht behaupten laſſe, ſo könne nur gefragt 
werden, ob etwa eine ſolche Benutzungsart in derjenigen Stadt⸗ 
gegend, zu der das Haus des Kl. gehört, gewöhnlich ſei. Auch 
dies müſſe verneint werden. Erforderlich ſei, daß die betreffende 
Art, die Grundſtücke zu benutzen, im Verhältnis zu anderen, in 
derſelben Gegend vorkommenden Benutzungsarten häufig, und 
nicht bloß vereinzelt fich vorfinde. Dieſe Vorausſetzung ſei nicht 
erfüllt, da in dem Viertel, das durch die dem klägeriſchen Hauſe 
zunächſt liegenden Straßen begrenzt werde, die Kegelbahn der 
Bekl. die einzige jet; der Umftand, daß 80 —200 Meter von 
der letzteren entfernt noch 3 andere Kegelbahnen vorhanden ſeien, 
genüge nicht zur Annahme der Ortsüblichkeit. Der gegen dieſe 
Ausführungen von der Reviſion an erſter Stelle erhobene Vor⸗ 
wurf, daß darin der Begriff der Ortsüblichkeit unrichtig auf⸗ 
gefaßt ſei, iſt begründet. Allerdings hängt, wie der B. R. zu⸗ 
treffend bemerkt, die Ortsüblichkeit des Kegellärms in einer 
beſtimmten Stadt nicht davon ab, daß auf jedem Grundſtück 
der Stadt gekegelt wird. Hieraus folgt aber noch nicht ohne 
weiteres, daß es nunmehr darauf ankomme, ob das Kegeln in 
derjenigen Gegend der Stadt, in der ſich die Kegelbahn be⸗ 
findet, als ortsüblich angeſehen werden könne. Eine ſolche Be⸗ 
ſchrankung der Prüfung der Ortsüblichkeit auf einzelne Orts⸗ 
teile iſt freilich an ſich nicht unzuläſſig. Sie ſetzt aber voraus, 
daß es ſich dabei um Stadtbezirke handelt, denen durch die 
beſondere Art der Bebauung (Villenſtil, herrſchaftliche Miets⸗ 
häuſer) oder durch den in ihnen vorherrſchenden Betrieb be 
ſtimmter gewerblicher Unternehmungen (Fabrikgegend) einheitliches 
charakteriſtiſches Gepräge verliehen wird, durch das ſie ſich in 
objektiv erkennbarer Weiſe von anderen Stadtbezirken unter⸗ 
ſcheiden. Eine derartige Verſchiedenheit der einzelnen Teile 
einer Stadt wird in der Regel nur bei Großſtädten und nur 
unter beſonderen Verhältniſſen auch bei kleineren Städten vor⸗ 
kommen. Ob fie beſteht, iſt Sache der tatſächlichen Feſtſtellung. 
Im vorliegenden Falle erhellt aus der Begründung des B. U. 
in keiner Weiſe, vermöge welcher konkreter Merkmale der als 
beſondere Stadtgegend behandelte Häuſerblock zwiſchen der 
Beflerer-, Zeitblom-, Enfinger- und Karlſtraße den Charakter 
eines ſelbſtändigen Stadtteils in dem angegebenen Sinne hat 
und ob mit dieſem beſonderen Charakter der durch den Kegel⸗ 
bahnbetrieb der Bekl. verurſachte Lärm, inſofern er über das 
ſonſt dort übliche Maß von Ruhe hinausgreift, unvereinbar iſt. 
H. c. St., U. v. 20. Febr. 04, 354/03 V. — Stuttgart. 
19. 88 1459, 1460, 1462 B. G. B. Hamburgiſches 
Güterftandsgefeg v. 14. Juli 1899. Verpflichtung des Ehe⸗ 


mannes bei Gütergemeinſchaft auch bezüglich des Anſpruchs auf 
Herausgabe individuell beſtimmter Sachen ſeitens der handel⸗ 
treibenden Ehefrau.] 

Das B. G. geht davon aus, daß die Bekl. als Eheleute 
präſumtiv in der Gütergemeinſchaft des B. G. B. unter den 
durch das Hamburgiſche Güterſtandsgeſetz vom 14. Juli 1899 
begründeten Modifikationen leben (§ 1 daſelbſt). Ob die An- 
nahme einer ſolchen Präſumtion, wie die Reviſion rügt, gerecht ⸗ 
fertigt iſt, bedarf keiner Erörterung, weil das Urteil dahin auf- 
zufaſſen iſt, daß dieſe Annahme auf das irreviſibele Hamburgiſche 
Güterſtandsgeſetz vom 14. Juli 1899 geſtützt wird. Das B. G. 
ſtellt nun einwandfrei feſt, daß die Bekl. das ſelbſtändig von 
ihr betriebene und nach § 11 des angeführten Hamburgiſchen 
Güterſtandsgeſetzes vom 14. Juli 1899 als ihr Vorbehaltsgut 
zu betrachtende Geſchäft unter Vorwiſſen und deshalb mit Zu⸗ 
ſtimmung ihres Ehemannes führe; ſie iſt daher zur Herausgabe 
der dem Kl. gehörigen in die Geſellſchaft zur Benutzung ein⸗ 
gebrachten Gegenſtände verpflichtet. Nach 8 1459 Abſ. 2 des 
B. G. B. haftet aber der Mann auch perſönlich als Geſamt⸗ 
ſchuldner für Verbindlichkeiten der Frau, welche Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten find, und hierunter find alle diejenigen Verbind⸗ 
lichkeiten zu verſtehen, für welche die Gläubiger der Frau Be⸗ 
friedigung aus dem Geſamtgut verlangen können. Letzteres ift 
nach $ 1459 Abſ. 1 des B. G. B. ganz allgemein der Fall, 
ſoweit ſich nicht aus den 88 1460 bis 1462 des B. G. B. 
ein anderes ergibt. Von dieſen Ausnahmen trifft keine zu. 
Die Behauptung der Revifion, daß der $ 1459 Abſ. 1 des 
B. G. B. nur auf Geldanſprüche, nicht auf Anſprüche wegen 
Herausgabe individuell beſtimmter Gegenſtände zu beziehen ſei, 
kann als richtig nicht anerkannt werden; ſie findet weder in dem 
Wortlaut des Geſetzes, noch in den Geſetzes materialien eine 
Stütze (ef. Motive zum I. Entwurf Bd. IV S. 364 ff., 373 ff., 
249 ff., Denkſchrift zum Entwurf eines B. G. B. — 1896 — 
S. 294, Protokolle der Kommiſſion Bd. IV S. 261 ff.) R. c. M., 
U. v. 5. Febr. 04, 321/03 III. — Hamburg. 

20. $ 1579 B. G. B. Umfang der Unterhaltspflicht des 
geſchiedenen Mannes.] 

Der B. R. irrt, wenn er eine gänzliche Befreiung des ge- 
ſchiedenen Mannes von der Unterhaltspflicht nur im Falle des 
zweiten Abſatzes des § 1579 B. G. B., alſo nur dann glaubt zu⸗ 
laſſen zu dürfen, wenn die Frau den Unterhalt aus dem Stamm 
ihres Vermögens beſtreiten kann. Vielmehr war er nicht ge⸗ 
hindert, den Mann auch unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 
Satz 2 8 1579 von der Unterhaltspflicht vollſtändig zu ent- 
binden, wenn im gegebenen Falle mit Rückſicht auf die Be⸗ 
dürfniſſe ſowie auf die Vermögens und Erwerbsverhältniſſe der 
Beteiligten ſchon die Billigkeit zur gänzlichen Verneinung der 
Unterhaltspflicht führte. (Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
B. 48 S. 112.) Vor allen Dingen verletzt aber der 
B. R. den § 1608 Abſ. 2 B. G. B. durch Nichtanwendung. 
Der Bekl. hatte unter eingehender Darlegung der Verhältniſſe 
und unter Stellung von Beweisanträgen behauptet nicht nur, 
daß er ſelbſt außerſtande ſei, ohne Gefährdung ſogar ſeines not⸗ 
dürftigen — um wieviel mehr alſo ſeines ſtandesgemäßen — 
Unterhalts, der Kl. den Unterhalt zu gewähren, ſondern auch, 
daß der wohlhabende Vater der Kl. dieſe mit Leichtigkeit unter⸗ 
halte und zu unterhalten vermöge. Trifft dies zu, ſo haften 
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nach ausdrücklicher Vorſchrift des 8 1608 Abſ. 1 die Ver⸗ 
wandten vor dem Ehegatten. Der Bekl. iſt mithin, ſolange der 
Vater der Kl. (§ 1601) den Unterhalt im Sinne von 81603 
Abſ. 1 zu beſtreiten vermag, von jeder Unterhaltspflicht be⸗ 
freit. Wenn der B. R. im Streitfall nur den $ 1519 zur 
Anwendung gebracht hat, ſo iſt dabei überſehen, daß die 
88 1578— 1582 die Unterhaltspflicht der geſchiedenen Ehe; 
gatten lediglich im Verhältnis zu einander regeln. Darüber 
in welcher Reihenfolge und in welchem Maße mehrere vorhandene 
Unterhalts verpflichtete (Verwandte und Ehegatten, auch geſchiedene 
Ehegatten) neben- oder nacheinander zum Unterhalt heranzuziehen 
find, treffen die $$ 1606 - 1608 Beſtimmung. Handelt es 
ſich um die Unterhaltspflicht des Mannes in ſtehender Ehe, fo 
kommt diejenige der Verwandten allerdings erſt dann in Frage, 
wenn die Leiftungsfähigkeit des Mannes im Umfange des § 1360 
Abſ. 1 B. G. B. erſchöpft iſt (Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 
S. 849). Dagegen iſt der mit leiſtungsfähigen Verwandten 
der Frau konkurrierende geſchiedene Ehegatte ſchon dann von der 
Unterhaltspflicht befreit, wenn die Alimentierung der Frau dazu 
führen würde, ſeinen eigenen ſtandesgemäßen Unterhalt zu ge⸗ 
fährden. Erſt wenn leiſtungs fähige Verwandte nicht vorhanden 
find, tritt die Unterhaltspflicht des Mannes im Rahmen des 
$ 1579 wieder in Kraft. Daß dies die Auffaſſung des Geſetzes 
iſt, darüber läßt auch die Entſtehungsgeſchichte (Protokoll der 
II. Kommiſflon Bd. 4 S. 515/516, 523/524) keinen Zweifel. 
L. c. L., U. v. 8. Febr. 04, 303/03 IV. — Göln. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 5 29 3. P. O. Begriff der „ſtreitigen Verpflichtung“. 

Das B. G. geht in zutreffender Weiſe davon aus, daß im 
gegebenen Falle als ſtreitige Verpflichtung im Sinne des 29 
Z. P. O. nicht die urſprüngliche vertragliche Verpflichtung der 
Bekl. zur Lieferung der Maſchine, ſondern die ſich aus der er⸗ 
klärten Wandelung des Kaufs ergebende, allein den unmittel⸗ 
baren Gegenſtand des Klageantrags bildende Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. zur Zurücknahme der von ihr gelieferten 
Maſchine und zum Erſatz der von dem Kl. ſür dieſelbe ver- 
auslagten Frachtkoſten zu betrachten iſt. Hiermit ſtimmt auch 
die neuere Rechtſprechung des R. G. überein; vergl. nament- 
lich das Urteil des erkennenden Senats vom 16. Dezember 1890, 
(Entſch. Bd. 27 S. 398), wodurch die in dem Urteile des ſelben 
Senats vom 15. Februar 1881 (Entſch. Bd. 3 S. 413 ff.) aus- 
geſprochene entgegengeſetzte Anſicht ausdrücklich aufgegeben worden 
iſt, ferner die Urteile in den Entſch. Bd. 9 S. 351, Bd. 31 
S. 384, Bd. 55 S. 112 ff. und in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift von 1897 S. 88 Nr. 35 und von 1898 S. 474 Nr. 4. 
Die Ausführungen der Rkl. bieten auch keinen Anlaß, von dieſer 
Rechtſprechung wieder abzugehen. Vergeblich beruft ſich dieſelbe 
auf das nach ihrer Auffaſſung der angefochtenen Entſcheidung 
entgegen ſtehende Urteil des I. 3. S. des R. G. vom 21. Juni 1902 
(Entſch. Bd. 52 S. 54 ff.). In dieſem Urteile ift zwar für die 
damals auf Grund der beanſpruchten Aufhebung eines Lizenz⸗ 
vertrages eingeklagten vier verſchiedenen und an ſich an zwei 
verſchiedenen Orten zu erfüllenden Verpflichtungen ein einheit⸗ 
licher Gerichtsſtand gemäß § 29 der Z. P. O. als an dem Orte 
begründet erachtet worden, wo die urſprüngliche vertragliche 
Verpflichtung der Bekl. zu erfüllen war, deren gehörige Er⸗ 
füllung in dem Prozeſſe beſtritten wurde. Aber die Begründung 
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dieſes Urteils läßt erkennen, daß der I. Z. S. damit nicht etwa 
den Begriff der ſtreitigen Verpflichtung im Sinne des 5 29 der 
Z. P. O. im allgemeinen und ausnahmslos oder auch nur 
für Wandelungsanſprüche anders beſtimmen wollte, als dieſes 
in den von ihm angeführten und als feiner Anſicht nicht wider⸗ 
ſprechend bezeichneten Urteilen (Entſch. Bd. 27 S. 363 ff. und 
Bd. 31 S. 338) geſchehen war, ſondern daß er lediglich mit 
Rückſicht auf die beſondere „rechtliche Geſtaltung“ des damals 
zu entſcheidenden Falls für die dabei in Frage ſtehende gleichzeitige 
Geltendmachung mehrerer verſchiedenartiger, an ſich nicht 
an einem einzigen Orte zu erfüllenden Verpflichtungen als 
Folgen der beanſpruchten Vertragsaufhebung einen einheitlichen 
Gerichtsſtand als an dem Orte begründet erachte, wo die ur⸗ 
ſprüngliche vertragliche Verpflichtung, deren nicht gehörige Er⸗ 
füllung behauptet wurde, zu erfüllen war. Eine derartige Ver⸗ 
bindung mehrerer ſelbſtändiger Anſprüche, für welche an 
ſich verſchiedene Gerichts ſtände gemäß § 29 Z. P. O. gegeben 
ſein würden, ſteht aber im gegebenen Falle nicht in Frage; denn 
die Klage hat zwar zwei äußerlich getrennte Leiſtungen der Bekl. 
— die Zurücknahme der Maſchine und die Bezahlung der Fracht —, 
aber doch nur einen einzigen, feiner rechtlichen Natur nach zu⸗ 
ſammenhängenden Auſpruch des Kl. zum Gegenſtand, wie auch 
ſchon die Faſſung des Klageantrags ergibt; denn indem der 
Kl. die Verurteilung der Bekl., die Maſchine abzunehmen und 
„dagegen“ 21,10 Mark für verauslagte Fracht an ihn zu 
bezahlen, beantragt hat, hat er damit in einer den maßgebenden 
geſetzlichen Beſtimmungen (58 467, 346 — 348, 273 Abſ. 2 
des B. G. B.) entſprechenden Weiſe zum Ausdruck gebracht, 
daß er die Bezahlung der Frachtkoſten nur als eine notwendige 
Folge der in erſter Reihe von ihm verlangten Zurücknahme der 
Maſchine, nämlich als Zug um Zug bei deren Rückgabe zu 
leiſtenden Erſatz einer von ihm auf dieſelbe gemachten Verwendung 
im Sinne des $ 347 Satz 2 des B. G. B. beanſpruche. Aber 
auch wenn man zwei verſchiedene Anſprüche des Kl. als geltend 
gemacht anſehen wollte, ſo würde doch für beide ſchon wegen des 
hervorgehobenen Zuſammenhangs ein einheitlicher Gerichts. 
ſtand des Erfüllungsorts an dem Orte gegeben ſein, wo der 
Natur der betreffenden Schuldverhältniſſe nach gemäß § 269 
des B. G. B. die Zurücknahme der Ware und der Zug um 
Zug dagegen zu leiſtende Erſatz der dafür verauslagten Fracht⸗ 
koſten zu erfolgen hat. Dies iſt aber der Ort, wo ſich die 
Maſchine auf Grund des Vertrages zur Zeit der Klageerhebung 
befunden hat und noch befindet, nämlich der Wohnort des 
Kl., wie dies in dem zit. Urteile des erkennenden Senats (Entſch. 
Bd. 55 S. 112 ff.) näher dargelegt iſt. Vergl. auch Entſch. des 
R. G. Bd. 50 S. 272 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1902 
S. 604 Nr. 2. Überdies wird ein einheitlicher Gerichtsſtand 
für die beiden ſtreitigen Verpflichtungen der Bekl. auch dadurch 
begründet, daß die Verpflichtung zur Bezahlung der Frachtkoſten 
ſich lediglich als eine Neben verpflichtung im Verhältnis zu 
der als Hauptverpflichtung erſcheinenden und daher für die 
Beſtimmung des Gerichtsſtands für beide maßgebenden Ver⸗ 
pflichtung zur Zurücknahme der Maſchine darſtellt. (Vergl. die 
zit. Entſch. Bd. 55 S. 112 ff., ferner Bd. 15 S. 435, Bd. 27 
S. 397 und die Urteile des erkennenden Senats vom 5. Juli 1901 
II 184/01, 27. Oktober 1903 II 155/03 und 6. November 1903 
II 193/03.) M. c. W., U. v. 5. Febr. 04, 391/03 JI. — Breslau. 
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22. 8 71 Z. P. O. Beſtreiten der Zuläſſigkeit einer 
Berufung des Nebenintervenienten iſt kein Beſtreiten der Zu⸗ 
läſſigkeit der Nebenintervention. ] 

Der Berufungsantrag des Rkl. lautete: Die namens 
des Nebenintervenienten K. eingelegte Berufung als un⸗ 
zuläffig zu verwerfen, eventuell fie zurückzuweiſen. Danach hat 
RA. wohl die Zuläſſigkeit der Berufung des Nebenintervenienten, 
nicht aber die Zuläffigfeit der Nebenintervention beſtritten und 
war daher nach 8 71 Abſ. 1 der Z. P. O. über letztere nicht 
zu entſcheiden; übrigens würde gegen eine ſolche Entſcheidung, 
auch wenn fie mit der Entſcheidung in der Hauptſache ver⸗ 
bunden worden wäre, nach § 71 Abſ. 2 der Z. P. O. nur 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde ſtattfinden (Entſch. 
des R. G. in Zivilſachen Bd. 18 Nr. 26 S. 140). B. c. K., 
U. v. 16. Febr. 04, 341/03 III. — Berlin. 

23. 8 81 Z. P. O. Umfang der Pflicht zur Vorlegung 
von Prozeßvollmachten.] 

Auf das vom Bekl. in der Berufungsinſtanz geſtellte Ver⸗ 
langen, die Bevollmächtigung zur Prozeßführung namens der 
als Kl. angegebenen Mitglieder der Kalibohrgeſellſchaft U. 
durch ſchriftliche Vollmacht nachzuweiſen, hat der als Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Kl. aufgetretene Rechtsanwalt R. eine Voll⸗ 
machtsurkunde, welche in beglaubigter Form von den Mitkl. 
D. und L. unterſchrieben iſt und den Vermerk: „In Sachen 
der Mitglieder der Kalibohrgeſellſchaft U. gegen den Herrn 
J. K. in Ch. wegen Forderung erteilen die Unterzeichneten dem 
Herrn Rechtsanwalt R. in B. zur Vertretung der Kl. in der 
Berufungsinſtanz vor dem Königlichen Kammergericht Prozeß⸗ 
vollmacht“ zum Inhalt hat, mit dem Hinzufügen vorgelegt, daß 
zum Beweis, daß die Mitkl. D. und L. von den übrigen Ge⸗ 
ſellſchaftern zur Prozeßführung ermächtigt ſeien, der unſtreitige 
Inhalt der vorgelegten Statuten und Protokolle vom 12. März 
und 29. Mai 1901 ausreichend ſei. Das B. G. iſt dem nicht 
beigetreten, ſondern hat mit der Ausführung, daß ein Erſatz 
für eine ſchriftliche Bevollmächtigung der Mitkl. D. und L. in 
den abſchriftlich vorgelegten Protokollen oder in den ſonſt er⸗ 
wähnten Beſchlüſſen der Geſellſchaft oder des Vorſtandes auch 
unter Berückſichtigung des Geſellſchaftsſtatuts nicht gefunden 
werden könne, die namens der anderen Perſonen erhobene Klage 
mangels Vorlegung ſchriftlicher Vollmacht für hinfällig erklärt 
und zurückgewieſen, der namens der genannten beiden Mitkl. 
erhobenen Klage dagegen mit der Begründung ſtattgegeben, daß 
ihnen gegenüber nur in Frage komme, ob der Kiageanſpruch 
materiell berechtigt und ſie befugt geweſen, denſelben namens 
der Geſellſchaft geltend zu machen, daß aber dieſe Fragen in 
der einen wie anderen Richtung zu bejahen ſeien. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt nicht haltbar. Die Kalibohrgeſellſchaft U., deren 
Mitglieder zur Zeit der Klaganſtellung, wie vom Bekl. aus- 
drücklich zugegeben, aus den als Kl. namhaft gemachten Per- 
ſonen beſtanden, iſt ein in korporativer Weiſe organiſierter, 
jedoch aktiver Parteifähigkeit ermangelnder Verein. Daraus 
ergibt ſich einmal, daß die ſämtlichen Vereinsmitglieder als 
Streitgenoſſen zuſammenwirken müſſen, um Rechtsverhältniſſe 
des Vereins, deren Träger eben fie find, im Aktivprozeſſe zur 
gerichtlichen Entſcheidung zu bringen, und zweitens, daß ihr 
Vorſtand unbeſchadet der in & 14 der Satzungen getroffenen 
Beſtimmung, kraft deren er die Geſellſchaft in allen von ihr 
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und gegen ſie anzuſtellenden Rechtsſtreitigkeiten mit den dem 
Prozeß bevollmächtigten nach 5 87 der Z. P. O. zuſtehenden Be⸗ 
fugniſſen vertritt, in der Klägerrolle nur die Stellung eines 
gewöhnlichen Prozeßbevollmächtigten haben kann. Die Aus- 
führung des B. G., dem Sinn des § 14 der Statuten entſpreche 
auch eine von den Vorſtandsmitgliedern im eigenen Namen, 
aber für Rechnung der Geſellſchaft angeſtellten Klage, dies um⸗ 
ſomehr, als die Geſellſchaft nach § 5 des Statuts ein be⸗ 
ſonderes Vermögen im Sinne des § 718 des B. G. B. habe, 
iſt verfehlt. Die Befugnis, im eignen Namen für fremde 
Rechnung zu klagen, ſetzt eine Geſetzesvorſchrift voraus, au der 
es dem Vorſtand eines Perſonenvereins unzweifelhaft gebricht; 
ganz abgeſehen davon, daß die Subjekte des Geſellſchafts⸗ 
vermögens auch wieder nur die Mitglieder des Vereins find. 
Demnach kann die im vorliegenden Rechtsſtreit ergehende Ent⸗ 
ſcheidung allen als Kl. bezeichneten Perſonen gegenüber nur ein⸗ 
heitlicher Art fein. Der durch 8 80 der Z. P. O. ihm auf⸗ 


erlegten Pflicht genügt der Prozeßbevollmächtigte durch Vorlegung 


urkundlichen Materials, aus dem das Gericht die Überzeugung, 
daß die behauptete Vollmacht erteilt worden, gewinnt. Der 
Vorlegung einer von der Partei ſchriftlich ausgeſtellten Voll⸗ 
machtsurkunde bedarf es nicht. Vorliegend hat das B. G. den 
Satzungen ($8 14, 7) des Vereins die Befugnis des Vorſtandes 
zur Prozeßführung wegen Beitreibung beſchloſſener Zubußen, 
beziehungsweiſe zur Erhebung aller von der Geſellſchaft anzu⸗ 
ſtrengenden Klagen und dem Vorſtandsbeſchluſſe vom 29. Mai 1901 
die Ermächtigung der Mitkl. D. und L. zur Anſtellung der 
gegenwärtigen Klage entnommen. Unter der Vorausſetzung, daß 
der Vorſtand durch die in den SS 14, 7 der Satzungen ge- 
troffene Beſtimmung die Macht zur gerichtlichen Vertretung der 
jeweiligen Vereinsmitglieder in Geſellſchaftsprozeſſen erlangt hat, 
iſt demnach die Vollmacht des Rechtsanwalts R. zur Vertretung 
der benannten Kl. in prozeßordnungsmäßiger Weiſe nachgewieſen. 
K. c. B. u. Gen., U. v. 19. Febr. 04, III. — Berlin. 

24. 88 119, 574 Z. P. O. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde 
gegen Verweigerung des Armenrechts nach beendeter Inſtanz.] 

Nach § 101 Abſ. 1 der Z. P. O. erfolgt die Bewilligung 
des Armenrechts für jede Inſtanz beſonders. Hieraus ergibt 
ſich, daß dieſelbe nur vor Beginn oder im Laufe derjenigen 
Inſtanz erfolgen kann, für welche das Armenrecht nachgeſucht 
iſt. Nachdem durch das am 30. Januar auf mündliche Ver⸗ 
handlung, in welcher der Kl. vertreten war, ergangene B. U. 
die Berufungsinſtanz beendet iſt, kann gegen den die Erteilung 
des Armenrechts für dieſe Inſtanz ablehnenden Beſchluß des 
O. L. G. eine Beſchwerde nicht ſtattfinden. Die Beſchwerde 
war daher gemäß § 574 der Z. P. O. als unzuläffig zu ver⸗ 
werfen. Z. o. C., Beſchl. v. 30. Jan. 04, B 50/04 V. 
— Jena. 

25. 8 275 Z. P. O. Art des Urteils nach der ihm 
beigemeſſenen Bedeutung. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges nach 
8707 Tl. II Tit. 11 A. L. R. im Falle der Notwendigkeit der 
Erweiterung von Kirchengebäuden.] 

Der beklagte Fiskus iſt als Rechtsnachfolger des 
Biſchofs von K. und als Eigentümer der jetzigen Domäne A. 
Patron der katholiſchen Kirche dieſes Orts. In der gedachten 
Eigenſchaft iſt er bei Kirchen- und Pfarrbauten nicht nur im 
Umfange der Vorſchriften des A. L. R. (88 714 ffl., 731, 
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789 fl. Tl. II Tit. 11) baupflichtig, ſondern er hat, da bie 
Kirchengemeinde gänzlich unvermögend ift, die Baulaſt allein 
zu tragen. Die Kirchengemeinde von A. hat nun mit der 
Behauptung, daß eine Erweiterung der Pfarrſcheune er⸗ 
forderlich ſei, mit dem Antrage Klage erhoben: „Den beklagten 
Fiskus zu verurteilen, anzuerkennen, daß er verpflichtet ſei, 
die auf der Pfarrei zu A. vorhandene Scheune durch 
An- bez. Neubau um einen Raum von 1100 ebm Inhalt zu 
vergrößern.“ Das L. R. hat durch Zwiſchenurteil dahin erkannt: 
Der Rechtsweg iſt zuläſſig. Auf die gegen dieſes Urteil einge⸗ 
legte Berufung des Bekl. hat das O. L. G. unter der Annahme. 
daß der Rechtsweg unzuläſſig ſei, die Klage abgewieſen. Die 
Revifion wurde verworfen. Zutreffend hat das O. L. G. unter 
Bezugnahme auf die Rechtſprechung des R. G. ſich zunächſt 
für die Zuläſſigkeit der Berufung entſchieden. Es haben aller- 
dings die Vorausſetzungen, unter denen ein der ſelbſtändigen 
Anfechtung unterliegendes Urteil nach 8 275 der Z. P. O. 
erlaſſen werden durfte, bei der Verhandlung des Rechtsſtreits 
in I. J. nicht vorgelegen. Denn weder hat der Bekl., als er 
die Unzuläffigfeit des Rechtsweges geltend machte, die Verhand⸗ 
lung zur Hauptſache verweigert, noch auch war die abgeſonderte 
Verhandlung hierüber auf Antrag oder von Amts wegen durch 
das Gericht angeordnet worden. Wenn aber auch das dem 
Urteil vorangehende Verfahren die Bedingungen des § 275 
unerfüllt ließ, fo hing gleichwohl die Zuläſſigkeit des Rechts. 
mittels nicht hiervon, ſondern von der Bedeutung ab, die nach 
dem Inhalte des Urteils das erkennende Gericht ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt beilegte. Die Gründe des landgerichtlichen 
Urteils ließen aber darüber keinen Zweifel, daß der I. R. 
ſich über die durch 8275 an den Gang des Verfahrens 
geitellten Anforderungen hinwegſetzte und gleichwohl ein dieſer 
Geſetzesvorſchrift entſprechendes Urteil erlaſſen wollte, um die 
Fortſetzung des Verfahrens der Inſtang von dem Eintritt 
der Rechtskraft ſeiner Entſcheidung abhängig zu machen. Er 
eröffnete hierdurch der inſoweit unterliegenden Partei die 
Geltendmachung einer dem Urteile ſelbſt innewohnenden ſelb⸗ 
ſtändigen Anfechtbarkeit. In der Sache ſelbſt iſt der Klagean⸗ 
trag zwar auf Verurteilung zur Ausführung eines Baues 
gerichtet geweſen. Der Streit der Parteien betraf jedoch aus⸗ 
ſchließlich die Frage, ob für dieſen Bau ein zwingendes 
Bedürfnis beſtand, während unter der Vorausſetzung, daß dies 
zutraf, die Verpflichtung des Bekl., den Bau auf alleinige 
fiskaliſche Koſten auszuführen, von vornherein feſtſtand und 
auch im Prozeſſe ausdrücklich anerkannt wurde. Die Verſuche 
der Kl., einen die Notwendigkeit des Baus feſtſtellenden und 
ſeine Ausführung darauf hin anordnenden Beſchluß im Ver⸗ 
waltungswege zu erlangen, waren ſowohl bei der Königlichen 
Regierung wie auch bei dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten erfolglos geblieben. Wiederum zutreffend und mit der 
feſtſtehenden Rechtſprechnng des R. G. übereinſtimmend hat das 
B. G. bei ſolcher Sachlage den ordentlichen Rechtsweg nach 
8707 des A. L. R. Tl. II Tit. 11 für ausgeſchloſſen gehalten. 
Dieſe Annahme wird auch von der Reviſion an ſich nicht 
bekaͤmpft. Die Reviſion macht jedoch geltend, daß über die 
Frage nach der Notwendigkeit des Baues gemäß § 707 a. a. O. 
nicht die ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, ſondern die 
zeiſtlichen Obern die maßgebende Entſcheidung zu erlaſſen 
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hätten. Sie weift darauf hin, daß — wie unftreitig — das 
biſchofliche Generalvikariat zu K. durch eine Beſcheinigung 
vom 1. Mai 1902 die geplante Vergrößerung der Pfarrſcheune, 
ſofern den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen Rechnung getragen 
werden ſolle, für notwendig erklärt hat, und erblickt hierin die 
Erfüllung der im 8 707 vorgeſchriebenen Vorausſetzung für die 
Erhebung der Klage bei den ordentlichen Gerichten. Der 
Angriff der Reviſion iſt jedoch verfehlt. Die bei Kirchen und 
Pfarrbauten nach 88 707 ffl. des A. L. R. Tl. II Tit. 11 zu 
erlaffenden Entſcheidungen find ſchon zu Anfang des vorigen 
Jahrhunderts, auch ſoweit es ſich um katholiſche Kirchen 
handelt, von den geiſtlichen Obern auf die Königlichen Regierungen 
übergangen. Das ergibt ſich bereits aus dem im Einvernehmen 
mit dem Miniſter des Innern erlaſſenen Reſkripte des Juſtiz⸗ 
miniſters vom 21. Januar 1817 (v. Kamptz Jahrbuch Bd. 9 
S. 8), ſodann aus § 17 zu f. der Regierungs⸗Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 (Geſetzſammlung S. 248) und aus 
8 9 der Dienſtinſtruktion für die Provinzialkonſiſtorien vom 
gleichen Tage (Gefeßfammlung S. 237), worin die Verwaltung 
der äußeren Angelegenheiten der Kirchen⸗ und Schulen aller 
Konfeſſionen den Regierungen zugewieſen war. Daran ſchloß 
ſich die das Verfahren betreffende Verfügung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten vom 23. Auguſt 1828 (v. Kamptz, 
Annalen Bd. 12 S. 684), welche unter 1a als zur Zuſtändig⸗ 
keit der Regierungen gehörig die Reſolute über die Notwendig- 
keit kirchlicher Bauten beſonders hervorhob. Eine Beſtätigung 
der Zuſtändigkeit der Regierungen enthielten endlich die beiden 
Verordnungen betreffend die Reſſortverhältniſſe der Provinzial⸗ 
behörden für das evangeliſche Kirchenweſen vom 27. Juni 1845 
(Geſetzſammlung S. 440) 5 3 zu 1 und betreffend die Reſſort⸗ 
verhältniſſe in katholiſch⸗kirchlichen Angelegenheiten vom gleichen 
Tage (Geſetzſammlung S. 443). Die letztere beſtimmte im 
§ 3: „Im übrigen verbleiben den Regierungen die bisher zu 
ihrem Geſchäftskreiſe gehörigen Angelegenheiten der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche,“ während die daſelbſt vorangehenden 
Beſtimmungen in den §§ 1 und 2 ſich nicht auf äußere kirchliche 
Angelegenheiten ſondern auf die Ausübung des landesherrlichen 
jus circa sacra und des landesherrlichen Ernennungsrechts 
für katholiſch⸗geiſtliche Stellen bezog. Ob die vom B. R. 
gleichfalls herangezogene Beſtimmung im § 40 des Geſetzes 
betreffend die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Geſetzſammlung S. 241), 
welche unmittelbar nur für den Fall, daß im Bereich dieſer 
Vermögensverwaltung der Patron gegen einen Beſchluß der 
Gemeindevertretung und des Kirchenvorſtandes Widerſpruch 
erhebt, die Entſcheidung den Regierungen überträgt, als eine 
mittelbare Beſtätigung der Regierungszuſtändigkeit auch für 
ſolche Fälle angeſehen werden kann, in denen es ſich um eine 
Heranziehung des Patrons zur Erfüllung feiner Baupflicht 
handelt, bedarf keiner Erörterung, weil jedenfalls inſoweit, als 
die Entſcheidung eines über die Notwendigkeit des Baues 
entſtandenen Streites zu treffen iſt, die Regierungen bereits vor 
dem Erlaß dieſes Geſetzes zuſtändig geweſen find und weil ſie 
dieſe Zuſtändigkeit ſeitdem nicht wieder verloren haben. Da 
mithin der B. R. mit Recht angenommen hat, daß der unter 
den Parteien beſtehende über die Notwendigkeit des verlangten 
Erweiterungsbaues nicht vor die ordentlichen Gerichte gehört, 
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22. 8 71 3. P. O. Beſtreiten der Zuläſſigkeit einer 
Berufung des Nebenintervenienten iſt kein Beſtreiten der Zu⸗ 
läſfigkeit der Nebenintervention.] 

Der Berufungsantrag des Rkl. lautete: Die namens 
des Nebenintervenienten K. eingelegte Berufung als un- 
zuläſſig zu verwerfen, eventuell ſie zurückzuweiſen. Danach hat 
Rkl. wohl die Zuläſſigkeit der Berufung des Nebenintervenienten, 
nicht aber die Zuläſſigkeit der Nebenintervention beſtritten und 
war daher nach § 71 Abſ. 1 der Z. P. O. über letztere nicht 
zu entſcheiden; übrigens würde gegen eine ſolche Entſcheidung, 
auch wenn ſie mit der Entſcheidung in der Hauptſache ver⸗ 
bunden worden wäre, nach § 71 Abſ. 2 der Z. P. O. nur 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde ſtattfinden (Entſch. 
des R. G. in Zivilſachen Bd. 18 Nr. 26 S. 140). B. c. K., 
U. v. 16. Febr. 04, 341/03 III. — Berlin. 

23. § 81 Z. P. O. Umfang der Pflicht zur Vorlegung 
von Prozeßvollmachten.] 

Auf das vom Bekl. in der Berufungsinſtanz geſtellte Ver⸗ 
langen, die Bevollmächtigung zur Prozeßführung namens der 
als Kl. angegebenen Mitglieder der Kalibohrgeſellſchaft U. 
durch ſchriftliche Vollmacht nachzuweiſen, hat der als Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Kl. aufgetretene Rechtsanwalt R. eine Voll ⸗ 
machtsurkunde, welche in beglaubigter Form von den Mitkl. 
D. und L. unterſchrieben iſt und den Vermerk: „In Sachen 
der Mitglieder der Kalibohrgeſellſchaft u. gegen den Herrn 
J. K. in Ch. wegen Forderung erteilen die Unterzeichneten dem 
Herrn Rechtsanwalt R. in B. zur Vertretung der Kl. in der 
Berufungsinſtanz vor dem Königlichen Kammergericht Prozeß⸗ 
vollmacht“ zum Inhalt hat, mit dem Hinzufügen vorgelegt, daß 
zum Beweis, daß die Mitkl. D. und L. von den übrigen Ge⸗ 
ſellſchaftern zur Prozeßführung ermächtigt ſeien, der unſtreitige 
Inhalt der vorgelegten Statuten und Protokolle vom 12. März 
und 29. Mai 1901 ausreichend ſei. Das B. G. iſt dem nicht 
beigetreten, ſondern hat mit der Ausführung, daß ein Erſatz 
für eine ſchriftliche Bevollmächtigung der Mitkl. D. und L. in 
den abſchriftlich vorgelegten Protokollen oder in den ſonſt er⸗ 
wähnten Beſchlüſſen der Geſellſchaft oder des Vorſtandes auch 
unter Berückſichtigung des Geſellſchaftsſtatuts nicht gefunden 
werden könne, die namens der anderen Perſonen erhobene Klage 
mangels Vorlegung ſchriftlicher Vollmacht für hinfällig erklärt 
und zurückgewieſen, der namens der genannten beiden Mitkl. 
erhobenen Klage dagegen mit der Begründung ſtattgegeben, daß 
ihnen gegenüber nur in Frage komme, ob der Klageanſpruch 
materiell berechtigt und ſie befugt geweſen, denſelben namens 
der Geſellſchaft geltend zu machen, daß aber dieſe Fragen in 
der einen wie anderen Richtung zu bejahen ſeien. Dieſe Ent- 
ſcheidung iſt nicht haltbar. Die Kalibohrgeſellſchaft U., deren 
Mitglieder zur Zeit der Klaganſtellung, wie vom Bekl. aus- 
drücklich zugegeben, aus den als Kl. namhaft gemachten Per- 
ſonen beſtanden, iſt ein in korporativer Weiſe organiſierter, 
jedoch aktiver Parteifähigkeit ermangelnder Verein. Daraus 
ergibt ſich einmal, daß die ſämtlichen Vereinsmitglieder als 
Streitgenoſſen zuſammenwirken müſſen, um Rechtsverhältniſſe 
des Vereins, deren Träger eben ſie ſind, im Aktivprozeſſe zur 
gerichtlichen Entſcheidung zu bringen, und zweitens, daß ihr 
Vorſtand unbeſchadet der in § 14 der Satzungen getroffenen 
Beſtimmung, kraft deren er die Geſellſchaft in allen von ihr 
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und gegen ſie anzuſtellenden Rechtsſtreitigkeiten mit den dem 
Prozeß bevollmächtigten nach §S 87 der Z. P. O. zuſtehenden Be⸗ 
fugniſſen vertritt, in der Klägerrolle nur die Stellung eines 
gewöhnlichen Prozeßbevollmächtigten haben kann. Die Aus- 
führung des B. G., dem Sinn des § 14 der Statuten entſpreche 
auch eine von den Vorſtandsmitgliedern im eigenen Namen, 
aber für Rechnung der Geſellſchaft angeſtellten Klage, dies um⸗ 
ſomehr, als die Geſellſchaft nach §5 5 des Statuts ein be⸗ 
ſonderes Vermögen im Sinne des § 718 des B. G. B. habe, 
iſt verfehlt. Die Befugnis, im eignen Namen für fremde 


Rechnung zu klagen, ſetzt eine Geſetzesvorſchrift voraus, an der 


es dem Vorſtand eines Perſonenvereins unzweifelhaft gebricht; 
ganz abgeſehen davon, daß die Subjekte des Geſellſchafts⸗ 
vermögens auch wieder nur die Mitglieder des Vereins find. 
Demnach kann die im vorliegenden Rechtsſtreit ergehende Ent- 
ſcheidung allen als Kl. bezeichneten Perſonen gegenüber nur ein ⸗ 
heitlicher Art ſein. Der durch § 80 der Z. P. O. ihm auf- 


erlegten Pflicht genügt der Prozeßbevollmächtigte durch Vorlegung 


urkundlichen Materials, aus dem das Gericht die Überzeugung, 
daß die behauptete Vollmacht erteilt worden, gewinnt. Der 
Vorlegung einer von der Partei ſchriftlich ausgeſtellten Voll⸗ 
machtsurkunde bedarf es nicht. Vorliegend hat das B. G. den 
Satzungen (§§ 14, 7) des Vereins die Befugnis des Vorſtandes 
zur Prozeßführung wegen Beitreibung beſchloſſener Zubußen, 
beziehungsweiſe zur Erhebung aller von der Geſellſchaft anzu- 
ſtrengenden Klagen und dem Vorſtandsbeſchluſſe vom 29. Mai 1901 
die Ermächtigung der Mitkl. D. und L. zur Anſtellung der 
gegenwärtigen Klage entnommen. Unter der Vorausſetzung, daß 
der Vorſtand durch die in den SS 14, 7 der Satzungen ge⸗ 
troffene Beſtimmung die Macht zur gerichtlichen Vertretung der 
jeweiligen Vereinsmitglieder in Geſellſchaftsprozeſſen erlangt hat, 
iſt demnach die Vollmacht des Rechtsanwalts R. zur Vertretung 
der benannten Kl. in prozeßordnungsmäßiger Weiſe nachgewieſen. 
K. c. B. u. Gen., U. v. 19. Febr. 04, III. — Berlin. 

24. 55 119, 574 Z. P. O. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde 
gegen Verweigerung des Armenrechts nach beendeter Inſtanz.] 

Nach § 101 Abſ. 1 der Z. P. O. erfolgt die Bewilligung 
des Armenrechts für jede Inſtanz beſonders. Hieraus ergibt 
ſich, daß dieſelbe nur vor Beginn oder im Laufe derjenigen 
Inſtanz erfolgen kann, für welche das Armenrecht nachgeſucht 
iſt. Nachdem durch das am 30. Januar auf mündliche Ver⸗ 
handlung, in welcher der Kl. vertreten war, ergangene B. U. 
die Berufungsinſtanz beendet iſt, kann gegen den die Erteilung 
des Armenrechts für dieſe Inſtanz ablehnenden Beſchluß des 
O. L. G. eine Beſchwerde nicht ſtattfinden. Die Beſchwerde 
war daher gemäß § 574 der Z. P. O. als unzuläſſig zu ver- 
werfen. Z. c. C., Beſchl. v. 30. Jan. 04, B 50/04 V. 
— Jena. 

25. 8 275 Z. P. O. Art des Urteils nach der ihm 
beigemeſſenen Bedeutung. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges nach 
§ 707 Cl. II Tit. 11 A. L. R. im Falle der Notwendigkeit der 
Erweiterung von Kirchengebäuden.] 

Der beklagte Fiskus iſt als Rechtsnachfolger des 
Biſchofs von K. und als Eigentümer der jetzigen Domäne A. 
Patron der katholiſchen Kirche dieſes Orts. In der gedachten 
Eigenſchaft iſt er bei Kirchen- und Pfarrbauten nicht nur im 
Umfange der Vorſchriften des A. L. R. (§S§ 714 ffl., 731, 
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789 fl. Tl. II Tit. 11) baupflichtig, ſondern er hat, da die 


Kirchengemeinde gänzlich unvermögend iſt, die Baulaſt allein 
zu tragen. Die Kirchengemeinde von A. hat nun mit der 
Behauptung, daß eine Erweiterung der Pfarrſcheune er⸗ 
forderlich ſei, mit dem Antrage Klage erhoben: „Den beklagten 
Fiskus zu verurteilen, anzuerkennen, daß er verpflichtet ſei, 
die auf der Pfarrei zu A. vorhandene Scheune durch 
An- bez. Neubau um einen Raum von 1100 ebm Inhalt zu 
vergrößern.“ Das L. R. hat durch Zwiſchenurteil dahin erkannt: 
Der Rechtsweg iſt zuläſſig. Auf die gegen dieſes Urteil einge⸗ 
legte Berufung des Bekl. hat das O. L. G. unter der Annahme. 
daß der Rechtsweg unzuläſſig ſei, die Klage abgewieſen. Die 
Revifion wurde verworfen. Zutreffend hat das O. L. G. unter 
Bezugnahme auf die Rechtſprechung des R. G. ſich zunächſt 
für die Zuläſfigkeit der Berufung entſchieden. Es haben aller- 
dings die Vorausſetzungen, unter denen ein der ſelbſtändigen 
Anfechtung unterliegendes Urteil nach § 275 der Z. P. O. 
erlaſſen werden durfte, bei der Verhandlung des Rechtsſtreits 
in I. J. nicht vorgelegen. Denn weder hat der Bekl., als er 
die Unzuläſfigkeit des Rechtsweges geltend machte, die Verhand⸗ 
lung zur Hauptſache verweigert, noch auch war die abgeſonderte 
Verhandlung hierüber auf Antrag oder von Amts wegen durch 
das Gericht angeordnet worden. Wenn aber auch das dem 
Urteil vorangehende Verfahren die Bedingungen des § 275 
unerfüllt ließ, fo hing gleichwohl die Zuläſſigkeit des Rechts- 
mittels nicht hiervon, ſondern von der Bedeutung ab, die nach 
dem Inhalte des Urteils das erkennende Gericht ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt beilegte. Die Gründe des landgerichtlichen 
Urteils ließen aber darüber keinen Zweifel, daß der I. R. 
ſich über die durch 8 275 an den Gang des Verfahrens 
geſtellten Anforderungen hinwegſetzte und gleichwohl ein dieſer 
Geſetzesvorſchrift entſprechendes Urteil erlaſſen wollte, um die 
Fortſetzung des Verfahrens der Inſtanz von dem Eintritt 
der Rechtskraft ſeiner Entſcheidung abhängig zu machen. Er 
eröffnete hierdurch der inſoweit unterliegenden Partei die 
Geltendmachung einer dem Urteile felbft innewohnenden ſelb⸗ 
ſtändigen Anfechtbarkeit. In der Sache ſelbſt iſt der Klagean⸗ 
trag zwar auf Verurteilung zur Ausführung eines Baues 
gerichtet geweſen. Der Streit der Parteien betraf jedoch aus⸗ 
ſchließlich die Frage, ob für dieſen Bau ein zwingendes 
Bedürfnis beſtand, während unter der Vorausſetzung, daß dies 
zutraf, die Verpflichtung des Bekl., den Bau auf alleinige 
fiskaliſche Koſten auszuführen, von vornherein feſtſtand und 
auch im Prozeſſe ausdrücklich anerkannt wurde. Die Verſuche 
der Kl., einen die Notwendigkeit des Baus feſtſtellenden und 
feine Ausführung darauf hin anordnenden Beſchluß im Ver- 
waltungswege zu erlangen, waren ſowohl bei der Königlichen 
Regierung wie auch bei dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen- 
heiten erfolglos geblieben. Wiederum zutreffend und mit der 
feſtſtehenden Rechtſprechnng des R. G. übereinſtimmend hat das 
B. G. bei ſolcher Sachlage den ordentlichen Rechtsweg nach 
TOT des A. L. R. Tl. II Tit. 11 für ausgeſchloſſen gehalten. 
Dieſe Annahme wird auch von der Reviſion an ſich nicht 
bekämpft. Die Revifion macht jedoch geltend, daß über die 
Frage nach der Notwendigkeit des Baues gemäß 8 707 a. a. O. 
nicht die ſt aatlichen Verwaltungsbehörden, ſondern die 
zeiſtlichen Obern die maßgebende Entſcheidung zu erlaſſen 
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hätten. Sie weiſt darauf hin, daß — wie unſtreitig — das 
biſchofliche Generalvikariat zu K. durch eine Beſcheinigung 
vom 1. Mai 1902 die geplante Vergrößerung der Pfarrſcheune, 
ſofern den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen Rechnung getragen 
werden ſolle, für notwendig erklärt hat, und erblickt hierin die 
Erfüllung der im 8 707 vorgeſchriebenen Vorausſetzung für die 
Erhebung der Klage bei den ordentlichen Gerichten. Der 
Angriff der Reviſion iſt jedoch verfehlt. Die bei Kirchen- und 
Pfarrbauten nach 88 707 ffl. des A. L. R. Tl. II Tit. 11 zu 
erlaſſenden Entſcheidungen find ſchon zu Anfang des vorigen 
Jahrhunderts, auch ſoweit es ſich um katholiſche Kirchen 
handelt, von den geiſtlichen Obern auf die Königlichen Regierungen 
übergangen. Das ergibt ſich bereits aus dem im Einvernehmen 
mit dem Miniſter des Innern erlaſſenen Reſkripte des Juſtiz⸗ 
miniſters vom 21. Januar 1817 (v. Kamptz Jahrbuch Bd. 9 
S. 8), ſodann aus § 17 zu f. der Regierungs- Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 (Geſetzſammlung S. 248) und aus 
8 9 der Dienſtinſtruktion für die Provinzialkonſiſtorien vom 
gleichen Tage (Geſetzſammlung S. 237), worin die Verwaltung 
der äußeren Angelegenheiten der Kirchen- und Schulen aller 
Konfeſſionen den Regierungen zugewieſen war. Daran ſchloß 
ſich die das Verfahren betreffende Verfügung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten vom 23. Auguſt 1828 (v. Kamptz, 
Annalen Bd. 12 S. 684), welche unter 1a als zur Zuſtändig⸗ 
keit der Regierungen gehörig die Reſolute über die Notwendig- 
keit kirchlicher Bauten beſonders hervorhob. Eine Beſtätigung 
der Zuſtändigkeit der Regierungen enthielten endlich die beiden 
Verordnungen betreffend die Reſſortverhältniſſe der Provinzial⸗ 
behörden für das evangeliſche Kirchenweſen vom 27. Juni 1845 
(Geſetzſammlung S. 440) § 3 zu 1 und betreffend die Reſſort⸗ 
verhältniſſe in katholiſch kirchlichen Angelegenheiten vom gleichen 
Tage (Geſetzſammlung S. 443). Die letztere beſtimmte im 
8 3: „Im übrigen verbleiben den Regierungen die bisher zu 
ihrem Geſchäftskreiſe gehörigen Angelegenheiten der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche,“ während die daſelbſt vorangehenden 
Beſtimmungen in den §§ 1 und 2 ſich nicht auf äußere kirchliche 
Angelegenheiten ſondern auf die Ausübung des landesherrlichen 
jus circa sacra und des landesherrlichen Ernennungsrechts 
für katholiſch⸗geiſtliche Stellen bezog. Ob die vom B. R. 
gleichfalls herangezogene Beſtimmung im § 40 des Geſetzes 
betreffend die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Geſetzſammlung S. 241), 
welche unmittelbar nur für den Fall, daß im Bereich dieſer 
Vermögensverwaltung der Patron gegen einen Beſchluß der 
Gemeindevertretung und des Kirchenvorſtandes Widerſpruch 
erhebt, die Entſcheidung den Regierungen überträgt, als eine 
mittelbare Beſtätigung der Regierungszuſtändigkeit auch für 
ſolche Fälle angeſehen werden kann, in denen es ſich um eine 
Heranziehung des Patrons zur Erfüllung ſeiner Baupflicht 
handelt, bedarf keiner Erörterung, weil jedenfalls inſoweit, als 
die Entſcheidung eines über die Notwendigkeit des Baues 
entſtandenen Streites zu treffen iſt, die Regierungen bereits vor 
dem Erlaß dieſes Geſetzes zuſtändig geweſen ſind und weil ſie 
dieſe Zuſtändigkeit ſeitdem nicht wieder verloren haben. Da 
mithin der B. R. mit Recht angenommen hat, daß der unter 
den Parteien beſtehende über die Notwendigkeit des verlangten 
Erweiterungsbaues nicht vor die ordentlichen Gerichte gehört, 
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daß vielmehr über dieſe, eine Vorausſetzung der verlangten 
Verurteilung des Fiskus bildende Frage unter Ausſchluß des 
Rechtsweges von der zuſtändigen Königlichen Regierung zu 
entſcheiden war, ſo hat er auch mit Recht von einer Zurückver⸗ 
weiſung der Sache in die I. J. nach 8 538 Z. P. O. abgeſehen 
und hat wie geſchehen in der Sache ſelbſt auf Klageabweiſung 
erkennen müſſen, weil es in dieſer Beziehung einer weiteren 
Verhandlung der Sache nicht bedurfte. Kath. Kirchengemeinde 
A. c. Fiskus, U. v. 11. Feb. 04, 300/03 IV. — Marienwerder. 

26. 88 303, 304 3. P. O. Widerſpruch zwiſchen Urteils. 
tenor und den eine beſchränkte Auffaſſung ausſprechenden Ent- 
ſcheidungsgründen.] 

Für die Reviſion erhebt ſich zunächſt die Frage, ob der 
Kl. durch die angefochtene Entſcheidung beſchwert iſt. Der 
Senat hat dieſe Frage bejaht. Wenn auch der Tenor nur 
beſagt, daß der Schadenserſatzanſpruch des Kl. dem Grunde 
nach feſtgeſtellt werde, ſo ergibt ſich doch aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen, welche für die Auslegung des Tenors maßgebend 
find, daß dieſe Feſtſtellung nur mit einer gewiſſen Einſchränkung 
erfolgt. Der B. R. erklärt nämlich ausdrücklich, es ſei bei der 
demnächſtigen Feſtſtellung des Betrages davon auszugehen, daß 
der Patentſchutz ſich nur auf die Notenblätter beziehe, während 
Kl. eine Kombination von Zithern und Notenblättern als ge- 
ſchützt anſieht. Daraus erhellt deutlich die Abſicht des an- 
gefochtenen Urteils, ſchon jetzt in gewiſſer Beziehung den Anſpruch, 
ſo wie er vom Kläger erhoben worden iſt, zu beſchränken, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmung der ziffernmäßigen Wirkung dieſer 
Beſchränkung, welche in dem über den Betrag des Schadens 
zu veranſtaltenden weiteren Verfahren ſtattfinden ſoll. Das 
Urteil enthält ſomit eine qualitative Verfügung über den Klage⸗ 
anſpruch, welche, wenn das Urteil rechtskräftig wird, nicht wieder 
beſeitigt werden kann. Daß inſoweit, wie der Rbkl. auszuführen 
verſuchte, nur die Wirkung eines Zwiſchenurteils nach § 303 
der Z. P. O. gegeben ſei, kann nicht für richtig erachtet werden, 
denn ein ſolches Zwiſchenurteil ſollte nicht erlaſſen werden und 
konnte auch nach Lage des Falles nicht ergehen. Es handelt 
ſich vielmehr lediglich um ein Zwiſchenurteil nach § 304 der 
Z. P. O., das hinſichtlich der Rechtsmittel wie ein Endurteil 
zu behandeln iſt. Es läßt ſich auch nicht verkennen, daß durch 
die Auslegung des Patents, welche der B. R. dem Schadens⸗ 
erſatzanſpruche des Kl. zugrunde legen will, die Feſtſtellung 
des Betrages in erheblicher Weiſe beeinflußt werden kann. Der 
B. R. erklärt, es nur für möglich, daß auch auf dieſer 
Grundlage ſich der in I. J. feſtgeſtellte Schaden ergebe. 
Wie in dieſer Beziehung das weitere Verfahren verlaufen wird, 
läßt ſich nicht vorausſehen, es muß zur Zeit auch mit der 
Möglichkeit gerechnet werden, daß der B. R., wenn das an⸗ 
gefochtene Urteil beſtehen bleibt, aus tatſächlichen Erwägungen 
einen Schaden etwa nur zu dem Betrage für gegeben erachtet, 
wie er nach der Annahme des Landgerichts lediglich durch den 
Verkauf der Notenblätter auch ohne den gleichzeitigen Verkauf 
von Zithern entſtanden wäre. Danach iſt auch die in der 
Z. P. O. § 546 vorgeſehene Beſchwerdeſumme vorhanden. Der 
Umſtand, daß Kl. das landgerichtliche Urteil, welches, wenn es 
auch die Auslegungsfrage nicht entſcheidet, doch ebenfalls in 
dem Verkaufe der Zithern an ſich nicht eine zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtende Handlung erblickt, nicht angefochten hat, 
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ſteht der Reviſion nicht entgegen, denn bei der fraglichen An⸗ 
nahme des L. G. handelte es ſich um einen bloßen, für die 
Auslegung des Urteilstenors bedeutungsloſen Entſcheidungsgrund, 
der eine Beſchwerde ſomit nicht begründen konnte. Dieſer 
Urteilstenor ſelbſt hingegen bot dem Kl. keinen Anlaß zur 
Beſchwerde. S. c. D., U. v. 30. Jan. 04, 398/03 I. — Dresden. 

27. 88 339, 516, 552, 577, 586 3. P. O. Die 
Nichtigkeitsklage kann ſchon vor Zuſtellung des Reviſionsurteils 
erfolgen.] 

Die vorliegende Nichtigkeitsklage, für die nach 5 584 
der 3. P. O., das Reviſtonsgericht ausſchließlich zuſtändig 
iſt, iſt prozeſſualiſch zuläſſig. Denn eine Zuſtellung des mit 
derſelben angefochtenen Revifionsurteild an den am 11. Juli 1882 
geborenen, alſo am 11. Juli 1903 volljährig und prozeßfähig 
gewordenen, daher ſeitdem ohne geſetzlichen Vertreter handelnden 
Nichtigkeitskl. iſt überhaupt noch nicht erfolgt und hat daher 
der Lauf der Notfriſt für die Nichtigkeitsklage wegen manfelnder 
Vertretung nach § 586 Abſ. 1, 3 der Z. P. O. überhaupt noch 
nicht begonnen. Zwar iſt das Reviſionsurteil am 19. März 1903 
dem Prozeßbevollmächtigten, welchen die Mutter des Nichtig⸗ 
keitskl. als ſeine angebliche geſetzliche Vertreterin beſtellt 
hatte, zugeſtellt worden. Allein dies iſt für die Frage der 
prozeſſualen Zuläffigfeit einerlei, weil die Nichtigkeitsklage gerade 
auf die Behauptung geſtützt wird, daß die Mutter des Nichtig- 
keitskl. nicht ſeine geſetzliche Vertreterin und derſelbe daher 
in dem früheren Rechtsſtreite nicht nach Vorſchrift der Geſetze 
vertreten geweſen ſei; dieſer Grund der Nichtigkeitsklage hat, 
da inſofern lediglich die Behauptungen derſelben maßgebend 
find, mit der Frage der Zuläſſigkeit nichts zu tun. Der 
Umſtand endlich, daß zur Zeit der Erhebung der Nichtig⸗ 
keitsklage das angefochtene Revifionsurteil dem Nichtigkeits kl. 
ſelbſt überhaupt noch nicht zugeſtellt war, iſt unerheblich, weil 
§ 586 Abſ. 1, 3 der Z. P. O. eine ſolche Zuſtellung nicht 
vorausſetzt, es alſo in dieſer Hinficht wie bei dem Einſpruch 


nach § 339 der Z. P. O. und wie bei der ſofortigen Beſchwerde 


nach 8 577 der Z. P. O. — im Gegenſatz zur Berufung nach 
8516 der Z. P. O. und zur Reviſion nach § 552 der Z. P. O. 
— zu halten iſt (vergl. Motive zu 8 525 des Entwurfs der 
Z. P. O.: Hahn Materialien zur Zivilprozeßordnung Bd. 1 
S. 385 und Entſch. des R. G. vom 11. Juli 1887 VI. 
142/87 Lange wider Richnow in Juriſtiſcher Wochenſchrift 
von 1887 S. 352 Ziffer 13). v. S. c. v. N., U. v. 16. Febr. 04, 
299/03 III. — Darmſtadt. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

28. 813 verb. mit Tit.] VII des preuß. Geſ. vom 
30. Juli 1883 und 8 27 des Gef. v. 3. März 1897. Zu- 
läſſigkeit des Rechtsweges.] 

Der klagenden Stadtgemeinde find auf Grund des §S 27 
des Preußiſchen Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 
3. März 1897 aus der Staatskaſſe vom 1. April 1900 ab ein 
feſter Staatszuſchuß von 40 000 Mark (Abt. VI a. a. O.) 
und ein Staatsbeitrag von 23 272 Mark (Abt. II a. a. O.) 
unſtreitig alljährlich zur Kaſſe ihres Schulverbandes zu zahlen. 
Die Kl. fordert klagend einen Reſtbetrag und der Bekl. hat 
vorweg die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
erhoben. Das L. G. hat den Rechtsweg für zuläſſig, das O. L. G. 
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für unzuläffig erklärt. Das R. G. hat aufgehoben: Der B. R. 
führt aus, daß die von der Kl. aus § 27 des Geſetzes vom 
3. März 1897 gegen den Bekl. geltend gemachte Verpflichtung 
„lediglich öffentlichen Rechts ſei“, und daß ein Streit darüber 
„nicht zu den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten“ im Sinne des 
§ 13 des G. V. G. gehöre. Der Rechtsweg ſei für den ſtreitigen 
Anſpruch auch nicht beſonders („ausdrücklich“) zugelaſſen, und es 
müſſe aus der Beſtimmung in Abſ. 6 der Nr. II des Geſetzes vom 
3. März 1897 im Gegenteil gefolgert werden, daß er der aus⸗ 
ſchließlichen Entſcheidung durch die Verwaltungsbehörde unterliege. 
Die vorſtehenden Erwägungen find nicht geeignet, das Urteil 
zu ſtützen. Der § 13 des Deutſchen G. V. G. beſtimmt, daß 
vor die ordentlichen Gerichte alle „bürgerlichen Rechts- 
ſtreitigkeiten“ und Strafſachen gehören, „für welche nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungs- 
behoͤrden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt, 
oder reich sgeſetzlich beſondere Gerichte beſtellt oder 
zugelaſſen ſind“. Ein beſonderes Gericht iſt durch R. G. 
für den vorliegenden Fall nicht beſtimmt worden. Wenn 
der gegenwärtige Prozeß zu den „bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten“ zu rechnen iſt, ſo würde er alſo nur 
dann den ordentlichen Gerichten entzogen ſein, wenn nach dem 
Preußiſchen oder nach Reichsrecht eine Verwaltungsbehörde oder 
ein Verwaltungsgericht für feine Entſcheidung zuſtändig wäre. 
Der von der Reichsgeſetzgebung vielfach angewendete Ausdruck 
„bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ oder „bürgerlicher Rechtsſtreit“ 
wird von ihr nicht ausdrücklich erklärt. Die Motive zu § 13 
a. a. O. bemerken: „Der Begriff der „bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten“ leidet keine (vergl. Mot. zur Bad. Proz.⸗O. 5 1) 
oder doch nur zzine durchaus ungenügende (vergl. Preuß. 
A. G. O. I Einl. $ 1) Definition. Ihn gemeinſam für alle 
Deutſchen Staaten zu präzifieren, war um fo weniger aus⸗ 
führbar, als nach einzelnen Rechten auch Juſtizpolizeiſachen bezw. 
Akte der gemiſcht freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich auch 
Vormundſchaftsſachen in den Formen eines Prozeſſes verhandelt 
werden (vergl. Nordd. Protokolle S. 2200). Der Entwurf 
konnte aber den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit als 
einen gegebenen voraus ſetzen, weil er ungeachtet feiner Ver⸗ 
ſchiedenheit in den verſchiedenen Gebieten des Deutſchen Reiches 
überall geſetzlich, ſei es im geſchriebenen oder ungeſchriebenen 
Rechte, fixiert iſt (Hann. Prot. 1 S. 343 f.). Für die Be⸗ 
ſtimmung einer Sache find ſonach in erſter Linie die Reichsgeſetze, 
in weiterer Linie aber das Landrecht des einzelnen Staates 
maßgebend. Das bürgerliche Recht oder Privatrecht bildet 
den Gegenſatz zum öffentlichen Recht. Hieraus aber folgt nicht, 
daß bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten im Sinne des § 13 a. a. O. 
nur ſolche find, welche ſich ausſchließlich auf einen Streit über 
die Anwendung privatrechtlicher Normen beziehen. Auch die 
Verfolgung eines auf einem öffentlich- rechtlichen Titel be⸗ 
ruhenden Anſpruchs kann, wie z. B. auch der 8 70 des G. V. G. 
erkennen läßt, eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit darſtellen. Maß⸗ 
gebend ift nicht der Umſtand, ob die Verpflichtung, zu deren 
Erfüllung die beklagte Partei angehalten werden ſoll, in einer 
Norm des öffentlichen Rechtes wurzelt, ſondern die Frage, ob es 
ſich dabei lediglich um einen Gegenſtand des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes, des Gemeinwohles, oder um das Rechtsgut und die 
individuelle Rechtsſphäre einer einzelnen, ſei es phyſiſchen, ſei es 
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juriſtiſchen, Perſon handelt. Mit der gegenwärtigen Klage ver⸗ 
folgt die Stadtgemeinde St. nicht einen die Volksſchule ſelbſt 
(als öffentliche, dem Staatswohle dienende Anſtalt) betreffenden 
Anſpruch. Ihr Intereſſe iſt als vermögens rechtliches nur 
darauf gerichtet, daß der Bekl. ihr den geſetzlich geſchuldeten 
Staatsbeitrag zu den Koſten der öffentlichen Volksſchule voll 
auszahlt und verhindert wird, gegen den bisher ihr vorenthaltenen 
Betrag eine von ihr beſtrittenen, aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung hergeleitete Forderung aufzurechnen. Durch den Aus⸗ 
gang des Prozeſſes wird das Schulintereſſe ſelbſt, für welches 
die Kl. unabhängig von dem jetzt erhobenen Anſpruch zu ſorgen 
hat, nicht berührt. Der vermöoͤgensrechtliche Anſpruch einer 
Stadtgemeinde gehort begrifflich in das Gebiet des Privatrechts. 
Wie bereits der V. 3. S. des R. G. in einem Urteil 
vom 22. September 1888 (Eutſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 22 S. 288) ausgeſprochen hat, beſteht eine die Regel des 
813 des G. V. G. einſchränkende Rechtsnorm des Inhalts, daß 
die aus oͤffentlich⸗ rechtlichen Verhältniſſen hervorgehenden privat ⸗ 
rechtlichen, insbeſondere vermögensrechtlihen Anſprüche all ⸗ 
gemein von der Verfolgung im ordentlichen Rechtswege aus- 
geſchloſſen ſeien, weder nach Reichsrecht, noch nach gemeinem 
Recht, noch auch nach Preußiſchem Rechte. Nur aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsrückfichten hat gleich anderen Rechtsſyſtemen auch das 
Preußiſche Staatsrecht gewiſſe einzelne an ſich privatrechtliche 
Anſprüche wegen ihrer nahen Beziehungen zum öffentlichen Rechte 
anderen Behörden als den ordentlichen Gerichten zur Aburteilung 
überwieſen. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß über⸗ 
haupt keine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vorliegt, trifft 
demnach nicht zu. Hiernach bleibt zu prüfen, ob nach der 
Landesgeſetzgebung Preußens für den anhängig gemachten bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreit eine Verwaltungs behörde oder die 
Verwaltungsgerichte für zuftändig erklärt find. Die 
in dem Titel VII des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 enthaltenen Vorſchriften über 
„Schulangelegenheiten“ (58 45 bis 49) betreffen Fälle anderer 
Art, und es fragt ſich daher nur noch, ob der Abſ. 6 der Nr. II 
in § 27 des Geſetzes vom 3. März 1897, wie das B. G. eben- 
falls annimmt, die Zuſtändigkeit des ordentlichen Richters für 
den Anſpruch ausſchließt. Aber auch dies muß vereint werden. 
Die Vorſchrift des Abſ. 6 a. a. O., nach welcher „a uf Be- 
ſchwerden der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen 
Landen der Unterrichtsminiſter) endgültig entſcheidet“, be⸗ 
zieht fih, wie feine Stellung zur Evidenz ergibt, nur auf die 
in den vorhergehenden Abſätzen der Nr. II des § 27 erwähnten 
Anordnungen der Schulauffichtsbehörde. Die letzteren aber ver- 
halten ſich nur über die Feſtſetzung der Höhe der an den Schul⸗ 
verband zu leiſtenden Staatsbeiträge und die dabei vorkommenden 
Modalitäten. Gegen den in Abſ. 2 bezeichneten Beſchluß der 
Schulaufſichtsbehörde, der den beteiligten Schulverbänden zuzu⸗ 
ſtellen iſt, ſteht dieſen, wie dort beſtimmt iſt, binnen 4 Wochen 
nach der Zuſtellung die Beſchwerde an den Oberpräſidenten (in 
den Hohenzollernſchen Landen an den Unterrichtsminiſter) zu, 
welcher endgültig entſcheidet. Über Beſchwerden anderer Art, zu 
denen die Schulaufſichtsbehörden durch ihre im Rahmen des 
Abſ. 2 a. a. O. erfolgenden Entſchließungen Anlaß geben, ent- 
ſcheidet nach Abſ. 6 endgültig dieſelbe Inſtanz, die Erhebung 
des Rechtsmittels geſchieht aber in dieſem Falle friſtenlos. Um 


182 


eine Abwehr, wie fie hiernach die Nr. II des Geſetzes durch den 
zugelaſſenen Beſchwerdeweg vorſieht, handelt es ſich jedoch bei 
der vorliegenden Klage nicht. Die Höhe des von dem Staate 
zu zahlenden Beitrages iſt dabei ganz außer Streit und nur 
die Realifierung des der Kl. zustehenden an ſich bereits feſt⸗ 
ſtehenden Anſpruches ſoll mit der Klage erzwungen werden. Das 
angerufene Gericht ſoll entſcheiden, ob die Kl. als Rechts- 
nachfolgerin der mit ihr jetzt vereinigten politiſchen Gemeinden 
G. und B. zu dulden verpflichtet iſt, daß ihr der feſtgeſetzte 
Staatsbeitrag von dem Fiskus um diejenigen Beträge gekürzt 
wird, welche dieſer bei Zahlung der den Schulverbänden jener 
Gemeinden zuſtehenden Staatsbeiträge angeblich irrtümlich zu 
viel bezahlt hat. Ein bloßer Inzidenzfall innerhalb der der 
Regierung als Schulaufſichtsbehörde nach § 27 a. a. O. über- 
tragenen Beſchlußfafſung über die Höhe des Staatsbeitrages liegt 
ſomit nicht vor. Stadtgemeinde S. c. Sen U. v. 15. Febr. 04, 
477/03 IV. — Stettin. 

Handelsgeſetzbuch. 

29. 58 186 Abſ. 1 8 274 H. G. B. verb. mit $ 141 
B. G. B. Beſondere Vorteile für einzelne Aktionäre müſſen 
im Geſellſchaftsvertrag oder durch neuen Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß feſtgeſtellt werden.] 

Das Allgemeine Deutſche H. G. B. enthielt in feiner älteſten 
Faſſung im Art. 180 eine dem $ 186 Abſ. 1 des neuen H. G. B. 
entſprechende Beſtimmung nur für die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien. Zwar wurde die Vorſchrift jenes Artikels in der Be⸗ 
gründung des preußiſchen Entwurfs vom Jahre 1856 auch für 
die Aktiengeſellſchaft als angemeſſen erachtet, von der Über⸗ 
tragung auf ſie aber hauptſächlich deshalb abgeſehen, weil die 
für die Aktiengeſellſchaft vorgeſchriebene Staatsgenehmigung hin⸗ 
reichende Garantien bot. Erſt bei der Beſeitigung dieſes Er⸗ 
forderniſſes durch die Novelle zum Allgemeinen Deutſchen H. G. B. 
vom 11. Juni 1870 wurde auf die Vorſchrift des Art. 180 
auch für die Aktiengeſellſchaft zurückgegriffen und im Art. 209 b 
Abſ. 1 Satz 2 beſtimmt: „Jeder zugunſten eines Aktionärs 
bedungene beſondere Vorteil iſt im Geſellſchaftsvertrage gleich- 
falls feſtzuſetzen.“ (Vergl. Druckſachen des Reichstages und 
des Norddeutſchen Bundes von 1870 Bd. III Nr. 158, 
S. 22, 25.) Von hier iſt die Vorſchrift mit unweſentlicher 
Anderung der Faſſung in die Novelle vom 18. Juli 1884 und 
in den 8 186 Abſ. 1 des neuen H. G. B. übergegangen. Dieſe 
Entſtehung des Geſetzes lehrt, daß der § 186 Abſ. 1 zu den 
zum Schutze für die Geſamtheit der Aktionäre gegebenen Vor⸗ 
ſchriften gehört, welche an die Stelle des Gebots der ſtaatlichen 
Genehmigung der Aktiengeſellſchaft getreten ſind. An ſich 
ſollen die ſämtlichen Aktionäre gleichberechtigt ſein. Wird der 
Grundſatz der Gleichberechtigung durch Feſtſetzung beſonderer 
Vorteile zugunſten einzelner Aktionäre durchbrochen, jo müſſen 
dieſe Abreden in den Geſellſchaftsvertrag aufgenommen werden, 
damit ſie zur Kenntnis der nicht begünſtigten Aktionäre gelangen. 
Wird hiergegen bei der Gründung der Geſellſchaft verſtoßen, 
ſo ſind die Abreden nichtig. Ein nichtiges Rechtsgeſchäft erlangt 
aber nur dadurch rechtliche Wirkſamkeit, daß es erneut unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften vorgenommen wird. 
($ 141 des B. G. B.). Im vorliegenden Falle war daher 
zur Heilung der Nichtigkeit des § 6 des Vertrages vom 
27. Februar 1901 der Beſchluß der Generalverſammlung nach 
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§ 274 des H. G. B. erforderlich. Denn die vom § 186 Abſ. 4 
angeordnete Aufnahme der zugunſten einzelner Aktionäre bei 
der Gründung der Geſellſchaft bedungenen beſonderen Vorteile 
in den Geſellſchaftsvertrag ſtellt ſich nach der Eintragung der 
Geſellſchaft in das Handelsregifter bezüglich jener vorher ver- 
einbarten Vorteile als Abänderung des Geſellſchaftsvertrages dar. 
Da hier ein Beſchluß der Generalverſammlung nicht erfolgt iſt, 
ſo iſt der § 6 jenes Vertrages rechtsunwirkſam geblieben und 
zur Begründung der Klage nicht dienlich. D. 6. K., U. v. 
6. Febr. 04, 374/03 I. — Berlin. 

30. Art. 209 b H. G. B. (a. F.). Einräumung von Sonder⸗ 
vorteilen auch bei Kapitalserhoͤhungsbeſchlüſſen anwendbar.] 

Das B. G. meint, daß die Beſtimmung des Art. 209 b 
bei Aktienzeichnungen, welche zum Zweck der Erhöhung des 
Grundkapitals ſtattfinden, nicht anwendbar ſei. Allein dieſe 
Auffaſſung iſt rechtsirrtümlich. Schon daraus, daß eine Aktien⸗ 
zeichnung zum Zwecke der Erhohung des Grundkapitals eine 
teilweiſe Neugründung der Geſellſchaft in ſich ſchließt, folgt die 
Anwendbarkeit des Art. 209 b auch für dieſen Fall, und es 
wäre nicht einzuſehen, warum das Geſetz, wenn es im Intereffe 
der gleichmäßigen Behandlung aller Aktionäre die Einräumung 
von Sondervorteilen an einzelne der Aktionäre bei Neugründungen 
mißbilligt und verpönt, bei Aktienzeichnungen zum Zweck der 
Erhohung des Grundkapitals eine ungleiche Behandlung der 
Aktionäre wieder zugelaſſen haben ſollte. Die Lücke, welche das 
B. G. hier in den Beſtimmungen des Allgem. Deutſch. H. G. B. 
nach der Faſſung von 1884 annehmen zu müſſen glaubt, iſt 
aber in Wahrheit gar nicht vorhanden. Denn der Art. 215 b, 
welcher fich gerade mit der Aktienzeichnung zur Durchführung 
der beſchloſſenen Erhöhung des Grundkapitalz beſchäftigt, ſchreibt 
in Abſ. II ausdrücklich vor, daß die Vorſchriften in Art. 210 
und 212 entſprechende Anwendung zu finden haben. Und der 


Art. 210 Abſ. II beſtimmt, daß der Anmeldung behufs der 


Eintragung in das Handelsregiſter beigefügt ſein müſſe: „1. in 
dem Fall des Art. 209 b“ — alſo bei Gewährung beſonderer 
Vorteile an einzelne Aktionäre — „die den bezeichneten Feſt⸗ 
ſetzungen zugrunde liegenden Verträge“ uſw. Verträge dieſer 
Art, welche bei der Anmeldung der Grundkapitalserhöhung zum 
Regiſter nicht mit vorgelegt und eingetragen worden find, er- 
mangeln alſo ſchon nach dem alten Recht der rechtlichen Wirk⸗ 
ſamkeit. Der Vertrag, auf welchen die Klage geſtützt iſt, war 
demnach nach dem hier maßgebenden älteren Rechte bereits der 
Aktiengeſellſchaft gegenüber rechtsunwirkſam. Aus dem vom 
B. G. erwähnten Urteil des R. G. vom 4. Juli 1898 Entſch. 
Bd. 42 S. 4, welches ſich gar nicht mit dem hier vorliegenden 
Tatbeſtand, ſondern mit einer im Zeichnungsſchein ausgedrückten 
Willenserklärung, eine Barzahlung nicht zu leiſten, beſchäftigt, 
kann für die hier zur Beurteilung ſtehende Frage nichts ab⸗ 
weichendes gefolgert werden. Da ſomit das Abkommen, auf 
welches die Klage begründet iſt, der Aktiengeſellſchaft gegenũber 
ohne rechtliche Wirkſamkeit iſt, wurde die Klage mit Recht ab⸗ 
gewieſen. H. c. Schl., U. v. 13. Jan. 04, 365/03 I. — Kiel. 
31. 88 456, 459, 616, 618, 657, 821 H. G. B. in Ver⸗ 
bindung mit § 103 der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen. 
Begriff der „gewöhnlichen und außergewöhnlichen Leckage“. 
Der Begriff der Leckage und die mehrfach gebrauchte Unter- 
ſcheidung zwiſchen „gewöhnlicher Leckage“ und „außergewöhnlicher 
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Leckage“ iſt im H. G. B. (vergl. 58 456, 459, 616, 618, 
657, 821) nicht definiert, aber aus der Vergleichung der ein- 
ſchlägigen Beftimmungen unſchwer zu entnehmen. Man wird 
unter gewöhnlicher Leckage das regelmäßige Dringen gewifier 
Flüſfigkeiten durch die Fugen der Gebinde ohne äußere Be⸗ 
ſchädigung der letzteren verſtehen (vergl. Staub § 456, 
Anm. 10; Lehmann⸗Ring 8 456 Nr. 9). Im Gegenſatz 
hierzu fällt unter die außergewöhnliche Leckage das durch äußere 
oder gewaltſame Beſchädigung der Faſtage herbeigeführte Aus- 
laufen (vergl. Eger Frachtrecht, II. Aufl. Bd. I S. 283; Der- 
elbe: Internationales Abereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr 2. Aufl. S. 454). Doch iſt hiermit der Begriff 
der außergewöͤhnlichen Leckage nicht erſchöpft. Vielmehr müſſen 
hierunter auch diejenigen Fälle gerechnet werden, in welchen 
infolge der eigentümlichen natürlichen Beſchaffenheit des Gutes 
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hat (vergl. § 459 Ziffer 4 H. G. B.). Im Sinne der All⸗ 
gemeinen Seeverſicherungs bedingungen wird der Gegenſatz zwiſchen 
gewöhnlicher und außergewöhnlicher Leckage durch die Vorſchrift 
des S 106 Abſ. 2 beſtimmt. Hiernach hat im Intereſſe einer 
einfachen und praktiſchen Handhabung jede Leckage, welche einen 
näher beftimmten Prozentſatz des Flüſfigkeitsinhalts überfteigt, 
ohne Rückficht auf ihre Urſache, als außergewöhnliche zu gelten. 
Für ſolche außergewöhnliche Leckage haftet der Verſicherer nach 
§ 106 Abſ. 1 der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen nur 
in ganz beſtimmten Fällen, welche, wie unter den Parteien 
unbeſtritten, nicht vorliegen. Zu dem gleichen Reſultate führt 
die Anwendung des 5 103 der Allgemeinen Seeverficherungs- 
bedingungen. Daß im Sinne derſelben auch ein ſolcher Schaden, 
der in dem gänzlichen Verluft beſteht, noch als Beſchädigung 
beurteilt werden kann, ergibt ſich klar aus ſeinem Wortlaut. 
Entſcheidend iſt nicht der Umfang des Schadens, ſondern die 
wirkende Urſache. Deshalb erſcheint es verfehlt, die Unter⸗ 
ſcheidung beizuziehen, ob außer der Ware auch deren Verpackung 
in Verluft geraten iſt. Hätte man auf dieſe Unterſcheidung 
maßgebendes Gewicht legen wollen, ſo hätte ſie zweifellos Aus⸗ 
druck gefunden. Sie würde fi ſchon deshalb als unzweckmäßig 
erwieſen haben, weil der Gegenſatz zwiſchen Ware und Ver⸗ 
packung im Einzelfalle (insbeſondere bei der ſogenannten Original⸗ 
verpackung) zweifelhaft ſein kann. Das Kriterium zwiſchen 
Verluft und Beſchädigung im Sinne der Seeverfiherung iſt 
vielmehr der Wirkung der ſchadenbringenden Urſachen zu ent⸗ 
nehmen. Charakteriſiert ſich dieſelbe als eine ſolche, welche zwar 
die Ware angreift, aber erſt durch die unbehinderte Dauer der 
Einwirkung zum völligen Berlufte führt, jo wird in der Regel 
nur Beſchädigung angenommen werden konnen (vergl. Voigt 
Seeverficherungsrecht §8 103 S. 599, 619 ff.). Dem B. G. 
ift ſchließlich auch darin beizutreten, daß es den in § 103 
Abſ. 1 Allgemeinen Seeverficherungsbedingungen hervorgehobenen 
Fall des 8 535 Abſ. 3 H. G. B. nur exemplifikativ auffaßt. 
G. e. M., U. v. 20. Jan. 04, 381/03 I. — Hamburg. 

Reichs haftpflichtgeſetz. 

32. 5 1. Überfahren unmündiger Kinder durch die 
Straßenbahn keine höhere Gewalt.] 

Die höhere Gewalt im Sinne des R. H. G. ſetzt begrifflich 
vor allem ein von außen — von außerhalb des Betriebes — 
in dem Betrieb eingreifendes unwiderſtehliches Ereignis voraus. 
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Daher konnen nicht ſolche Unfälle einer höheren Gewalt zu- 
geſchrieben werden, welche in dem Betrieb, in der gefährdenden 
Natur des Unternehmens ſelbſt ihren Grund haben. Die Fälle 
des Überfahrens unmündiger Kinder durch Wagen der Straßen⸗ 
bahn gehören zu denjenigen Ereigniſſen, welche durch die Natur 
des Betriebes einer Straßenbahn von ſelbſt gegeben find. Der⸗ 
artige Unfälle find auf die eigentümlichen mit dem Betriebe 
der Eiſenbahnen bezw. elektriſchen Bahnen in den Straßen 
verkehrsreicher Orte notwendig verbundenen Gefahren zurück⸗ 
zuführen. Der Eiſenbahnunternehmer hat ſolche Unfälle nach 
§ 1 des Haftpflichtgeſetzes zu vertreten, weil fie mit dieſem Be⸗ 
trieb und feinen Gefahren im Zuſammenhang ſtehen; und der 
Begriff der höheren Gewalt trifft hier nicht zu, da nicht eine 
von außen her auf den Betrieb einwirkende Macht in Frage 
ſteht. Dieſe Grundſätze find nun ſchon mehrfach vom R. G. 
gerade in bezug auf Unfälle kleiner Kinder ausgeſprochen worden. 
Vergl. insbeſondere die Urteile des erkennenden Senats vom 
12. Juni 1899, Entf. des R. G. Bd. 44 S. 27 f. und vom 
11. Mai 1903, Entſch. Bd. 54 S. 404 ff. Und inſoweit 
iſt das R. G. von dem in dem Urteil des II. Zivilſenats vom 
23. März 1888, Entſch. Bd. 21 S. 13 ff. vertretenen Stand- 
punkte wieder abgegangen. Vergl. auch Entſch. des R. G. 
Bd. 54 S. 409. Der vorſtehend dargelegten grundſätzlichen 
Auffaffung gegenüber kann es einen Unterſchied nicht begründen, 
ob im Einzelfall der Straßenbahnwagen, durch welchen ein Kind 
verletzt worden iſt, ſich mit größerer oder geringerer Fahr⸗ 
geſchwindigkeit bewegt hat, ob das Kind mehr oder weniger 
unverſtändig gehandelt hat, ob es plötzlich und unverſehens in 
den Wagen bhineingelaufen iſt, oder ſchon einige Zeit vorher für 
den Wagenführer bemerkbar war. Wenn gegebenen Falles durch 
Fuhrwerke oder andere Gegenſtände die Straße eingeengt oder 
die Ausficht behindert war, jo bildet das noch kein Moment für 
eine höhere Gewalt. Die Tatſache aber, daß kleine Kinder fich 
häufig ohne Aufſicht auf der Straße umhertreiben und hierbei 
in gefährliche Nähe der Straßenbahn kommen, iſt eben auch eine 
derjenigen Gefahren, welche der Unternehmer mit der Ein⸗ 
richtung und Ausführung dieſes Betriebes auf ſich nimmt. — 
Der Einwand der höheren Gewalt iſt alſo mit Recht verworfen 
worden. E. c. v. P., U. v. 4. Febr. 04, 508/03 VI. — 
Marienwerder. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

33. 5 3 Ziffer 4. Die Anderung des Güterſtandes der 
Eheleute während der Ehe tft der Gläubigeranfechtung prinzipiell 
nicht entzogen.] 

Nach dem Rechte des B. G. B. unterſteht zwar die Anderung 
des Güterſtandes während der Ehe dem freien Willen der Ehe⸗ 
gatten und ſteht insbeſondere den Gläubigern des Mannes gegen 
eine ſolche Anderung kein Einſpruchsrecht zu. Dagegen fehlt es 
an zureichendem Anhalte im Geſetze, eine ſolche Anderung des 
Güterſtandes der Gläubigeraufechtung aus 8 3 Ziffer 4 des 
Anf. G. als unentgeltliche Verfügung des Mannes zugunſten 
der Frau zu entziehen, wenn durch ſie, wie im gegebenen Falle, 
der Mann infolge gänzlicher oder teilweiſer Aufhebung der durch 
die Ehe oder Vertrag begründeten Güterrechtsverhältniſſe ohne 
Gewährung einer Gegenleiſtung die nach dem bisherigen Güter: 
ſtande ihm unmittelbar oder mittelbar als Teil des Geſamtgutes 
zufallenden Nutzungen des eingebrachten Gutes der Frau aufgibt. 
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(Wird eingehend begründet.) Das B. G. B. bietet keinen zu- 
reichenden Anhalt, daß ſolche Verfügungen des Mannes über 
den Güterſtand, welche Verwaltung und Nußniegung am ein⸗ 
gebrachten Gut der Frau für die Zukunft zu deren Gunſten 
ohne Gewährung einer Gegenleiſtung beſeitigen, dem rechtlichen 
Begriffe einer unentgeltlichen Verfügung im Sinne jener Geſetzes⸗ 
beſtimmung entzogen ſeien. Daß ferner die hier in Frage 
ſtehende Anderung des Güterſtandes an ſich dieſen rechtlichen 
Begriff einer unentgeltlichen Verfügung erfülle, hat der B. R. 
mit einwandfreier Begründung dargelegt. Darnach iſt im 
Prinzipe die Auffaſſung des B. R. zu billigen, daß an ſich eine 
Anderung des Güterſtandes mit der hier in Betracht kommenden 
rechtlichen Folge der Anfechtung aus § 3 Ziffer 4 a. a. O. 
unterliege. Sch. c. B., U. v. 16. Febr. 04, 535/03 II. — 
Colmar. 
Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

34. 58 12 und 20. Bedeutung der Benutzung des für 
einen anderen geſchützten Warenzeichens in einer Ankündigung 
mit der Bezeichnung: genau wie . J 

Der Kl. beanſprucht auf Grund des § 12 des Geſetzes 
zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
Schutz des ihm ausſchließlich gebührenden Rechtes auf An⸗ 
kündigungen von Kontorutenfilien jeder Art, für welche ſein 
Warenzeichen 3... in der Zeichenrolle des Patentamtes einge- 
tragen ſteht, das Warenzeichen anzubringen. Eine Verletzung 
ſeines Schutzrechtes findet er darin, daß die Bekl. in geſchäftlichen 
Ankündigungen ihrer Skripturenbinder, insbeſondere in den 
Worten: überall eingeführte Skripturenbinder genau wie 
„3. . .,“ fein Warenzeichen verwendet hätten. Das B. G. 
hält trotz der Verwendung des Wortes 3... in den Ankündi⸗ 
gungen ſein Schutzrecht für nicht verletzt. Es nimmt nämlich 
an, daß durch die Worte „genau wie“ in Verbindung mit 
dem Worte „Z...“ nur die Skripturenbinder der Bekl. mit 
den unter dem Zeichen „Z...“ vom Kl. vertriebenen Bindern 
als andere in Vergleich geſtellt worden ſeien, und folgert hier⸗ 
aus, daß die Bekl. das Wort 3... nicht als Bezeichnung 
für ihre als Skripturenbinder angebotenen Waren, ſondern für 
die mit dieſen verglichenen Waren des Kl. benutzt und lediglich 
behauptet hätten, daß ihre Binder genau von derſelben Be⸗ 
ſchaffenheit und genau nach demſelben Syſtem gearbeitet ſeien, 
wie die vom Kl. unter dem Zeichen „Z...“ vertriebenen. 
Soweit hiernach feſtgeſtellt iſt, daß durch die Ankündigungen 
der Bekl. der Zweck verfolgt wird, die Skripturenbinder der 
Bekl. mit denen des Kl. in der angegebenen Art in Vergleich 
zu ſtellen, handelt es ſich um Auslegung des Inhaltes der 
Ankündigung und iſt die Feſtſtellung des B. G. auch für die 
Reviſionsinſtanz maßgebend. Anfechtbar und von dem NM. 
mit Recht angefochten iſt aber die daraus gezogene rechtliche 
Folgerung, daß eine Bezeichnung der Skripturenbinder der 
Bekl. mit dem Warenzeichen des Kl. und ſomit ein Eingriff 
in das Schutzrecht desſelben nicht vorliege. Der Zweck der 
Ankündigung iſt nicht entſcheidend für die Beurteilung, ob ein 
unbefugter Gebrauch des Warenzeichens 3... gegeben iſt, 
ſondern vielmehr die Art der Verwendung des Wortes 
3. . . Es kommt insbeſondere darauf an, ob das Wort 
3... nach der Art feiner Darſtellung und der Art feines 
Hervortretens als Warenzeichen erſcheint und ob es auf die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


Skripturenbinder der Bekl. zu beziehen iſt. Beides trifft hier 
zu. Das Wort 3... ift in der Ankündigung nicht nur durch 
größeren Druck in beſonderer Zeile, ſondern vor allem durch 
Einfaſſung in Anführungszeichen aus dem übrigen Inhalt in 
ſo augenfälliger Weiſe herausgehoben, daß es ſich als ein 
ſelbſtändiger, für ſich zu beachtender Beſtandteil des Ganzen 
darſtellt und daß es insbeſondere als Warenzeichen gekenn⸗ 
zeichnet iſt. Die Beziehung dieſes Warenzeichens 3... zu 
den Skripturenbindern der Bekl. aber iſt von ſelbſt dadurch 
gegeben, daß dieſe es find, welche durch die Ankündigung dem 
Publikum angeboten werden. Gegenüber der objektiven Wirkung 
der Ankündigung, nach welcher ein Gebrauch des Warenzeichens 
des Kl. durch die Bekl. vorliegt, kann die Abſicht der Bekl., 
die Binder in Vergleich zu ſtellen, nicht in Betracht kommen. 
Durch die Vergleichung der Skripturenbinder der Bekl. mii 
denen des Kl. mag abſichtlich oder unabſichtlich die wahre 
Bedeutung der Ankündigung verſchleiert worden fein. Aus- 
ſchlaggebend iſt aber nicht der Schein, ſondern die wahre 
Bedeutung derſelben, welche klar dahin vor Augen liegt, daß 
in Wirklichkeit das Wort 3... als Warenzeichen 3... ge⸗ 
braucht worden iſt. Die vom B. G. noch herangezogenen 
Beſtimmungen des § 20 des Warenzeichengeſetzes kommen nicht 
in Frage, da die Bekl. nicht ein von dem eingetragenen Waren⸗ 
zeichen 3... abweichendes Warenzeichen, ſondern dasſelbe, wie 
das eingetragene, verwendet haben. Z. e. K., U. v. 12. Febr. 04, 
288/03 II. — Berlin. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

35. § 93. Vorausſetzungen für den Anſpruch auf 
Bergelohn.] 

Anſpruch auf Bergelohn wird nach § 93 des Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſetzes in zwei Fällen gewährt: „1. wenn ein in Ge⸗ 
fahr befindliches, von der Schiffsbeſatzung verlaſſenes Schiff 
geborgen iſt — und 2. wenn aus einem ſolchen, vom Unter⸗ 
gange unmittelbar bedrohten Schiffe Ladung geborgen wird“. 
Nach den Behauptungen des Kl. ſoll es ſich hier um den erſten 
Fall handeln. Vorausſetzung für den Anſpruch auf Bergelohn 
iſt demnach „1. daß der Max Karl ein in Gefahr befindliches 


Schiff war — und 2. daß er von der Schiffsbeſatzung ver⸗ 


laſſen war“. Sollte eine dieſer Vorausſetzungen fehlen, fo kann 
von Bergelohn keine Rede ſein. Das O. L. G. hat angenommen, 
daß beide Vorausſetzungen fehlen. Was die erſte Vorausſetzung 
anlangt, ſo geben die Ausführungen des O. L. G. zu dem Be⸗ 
denken Anlaß, daß der Begriff der Gefahr verkannt ſei. Das 
O. L. G. ſtellt nur in Abrede, daß ſich der Max Karl in einer 
unmittelbaren Gefahr befunden habe. Eine unmittelbare 
Gefahr aber fordert das Geſetz für den erſten Bergungsfall im 
deutlichen Gegenſatze zum zweiten nicht. Dies Bedenken kann 
indes nicht zur Aufhebung des Urteils führen, da dem B. G. 
in der Verneinung der zweiten Vorausſetzung zuzuſtimmen iſt. 
Während für das Seerecht durch §8 740 des H. G. B. dieſe 
Vorausſetzung dahin beſtimmt iſt, daß das Schiff „der Ver⸗ 
fügung der Schiffsbeſatzung entzogen oder von ihr verlaſſen 
war“, ſpricht das Binnenſchiffahrtsgeſetz nur davon, daß das 
Schiff „von der Schiffsbeſatzung verlaſſen“ iſt. Die Abweichung 
in der Faſſung des Geſetzes, die ſchon der erſte Entwurf enthielt, 
wird in deſſen Begründung (S. 116) damit gerechtfertigt, daß 
bei der Binnenſchiffahrt die Fälle, wo eine Vergütung wegen 
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Bergung beanſprucht werden konne, enger als im Seerechte be- 
grenzt werden müßten. Eine ſolche Einſchränkung rechtfertige 
ſich durch die bei der Binnenſchiffahrt beſonders naheliegende 
Gefahr, daß Schiffe oder Ladungsgüter, die zeitweiſe von der 
Beſatzung unbeauffichtigt gelaſſen ſeien, unter dem Vorwande 
der Bergung von Unbefugten ohne Not in Beſitz genommen 
werden konnten, um demnächſt hieraus einen Anſpruch auf Berge⸗ 
lohn abzuleiten. Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß das Binnenſchiffahrtsgeſetz unter einem „von der Schiffs⸗ 
beſatzung verlaſſenen“ Schiffe nicht jedes Schiff hat verſtehen 
wollen, auf dem in einem gegebenen Zeitpunkte tatſächlich die 
Mannſchaft nicht anweſend iſt, daß mit anderen Worten die 
koͤrperliche Entfernung der Schiffsbeſatzung allein nicht ausreicht, 
um dieſe Vorausſetzung eines Bergungsfalles zu erbringen, wo⸗ 
bei bemerkt werden mag, daß dies in der Literatur auch für 
das Seerecht angenommen wird. Burchard, Bergung und 
Hilfeleiſtung in Seenot, S. 201. Vielmehr wird das „Ver⸗ 
laſſen“ des Schiffes im Sinne einer Beſitzaufgabe verftanden 
werden müſſen. Das Schiff muß ohne menſchliche Aufſicht, 
gleichſam eine „verlorene Sache“ ($ 965 des B. G. B.) fein. 
Mittelſtein, Binnenſchiffahrtsrecht, 2. Aufl., Bd. I S. 397. 
Nach § 856 Abſ. 2 des B. G. B. aber wird der Befitz durch 
eine ihrer Natur nach nur vorübergehende Verhinderung in der 
Ausübung der Gewalt nicht beendigt. Eine derartige Sachlage 
aber ergibt ſich aus den tatſächlichen Feſtſtellungen des O. L. G. 
(Wird dargelegt.) R. c. Rh.⸗Weſtf. L., U. v. 10.” Febr. 04, 
414/03 I. — Hamburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

36. 5 6 Erforderniſſe des „berechtigten Intereſſes“.] 

Das B. G. hat zu dem erſten Teile der inkriminierten 
Veröffentlichung, wonach die Reiſenden und Agenten der Kl. das 
Publikum glauben machten, es könne nur auf Singernäh⸗ 
maſchinen geſtickt werden, folgendes ausgeführt: Ein berechtigtes 
Intereſſe der Bekl. an dieſer Mitteilung ſei ſowohl ſubjektiv als 
objektiv gegeben. Es ſei eine die Bekl. ſehr nahe angehende 
Angelegenheit, wenn fie ſich als Geſchäftsleute der gleichen 
Brauche gegen ihnen übertrieben ſcheinende Reklame eines anderen 
wendeten, und ſei auch der Zweck ihres Vorgehens von vornherein 
nicht von der Art, daß ihm die Billigung, die Entſchuldigung 
verſagt werden könnte, ſie nähmen daher ein Intereſſe 
wahr, das ihr Geſchäft unmittelbar angehe und ſohin 
als ein berechtigtes erſcheine. Dieſe Begründung iſt nicht 
ausreichend, um die Anwendung des § 6 Abf. 2 des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes zu rechtfertigen. Das Hauptgewicht wird darin 
auf das unmittelbare geſchäftliche Intereſſe der Bekl. an der 
fraglichen Mitteilung gelegt. Daß aber dieſes Intereſſe ein über 
das allgemeine geſchäftliche Wettbewerbs intereſſe hinausgehendes 
oder davon verſchiedenes ſei, iſt aus dem B. U. nicht zu ent⸗ 
nehmen. Indem das B. G. ohne weitere Begründung dieſes 
bloße Konkurrenzintereſſe als ein berechtigtes im Sinn des $ 6 
Abſ. 2 eit. anſah, hat es fi mit der Vorſchrift des § 6 Abſ. 1 
in Widerſpruch geſetzt, worin das Handeln „zu Zwecken des 
Wettbewerbs“ gerade als ein Erfordernis für die Anwendung 
der in dieſem 1. Abſatz enthaltenen Vorſchriften aufgeſtellt iſt. 
Wollte man daher den Umſtand, daß Behauptungen der im 
Abſ. 1 gekennzeichneten Art zu Zwecken des Wettbewerbs 
aufgeftellt oder verbreitet worden find, für ſich allein als genügend 
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anſehen, um das hierbei in die Erſcheinung getretene geſchäftliche, 
d. h. Konkurrenzintereſſe des Täters als ein berechtigtes im Sinne 
des Abſ. 2 des § 6 erſcheinen zu laſſen, fo würde auf Grund 
der letzteren Vorſchrift gerade wegen des Vorliegens des Tat⸗ 
beſtandsmerkmals des Abſ. 1 „zu Zwecken des Wettbewerbs“ die 
ganze Beſtimmung des Abf. 1 in allen Fällen unauwendbar 
ſein und ihr ſomit jede praktiſche Bedeutung entzogen, was, wie 
der Zuſammenhang und die Entſtehungsgeſchichte der beiden Ab⸗ 
ſätze des § 6 ergibt, von dem Geſetzgeber nicht beabſichtigt 
worden fein kann. Unter dem in Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
erwähnten berechtigten Intereſſe des Mitteilenden iſt daher das 
bloße Konkurrenzintereſſe desſelben nicht zu verſtehen, wie der 
erkennende Senat auch ſchon wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. 
die Urteile vom 10. Okt. 1902 II 175/02, Juriſtiſche Wochen · 
ſchrift von 1902 S. 594 Nr. 1 und vom 16. Juni 1903 II 
546/02). Im übrigen hat das B. G. in feinen angeführten 
Gründen auch auf die den Bekl. übertrieben ſcheinende Reklame 
der Kl., wogegen ſich die Veröffentlichung der Bekl. gewendet 
habe, hingewieſen. Doch wird auch hierdurch die Anwendung 
des Abſ. 2 des § 6 des Wettbewerbgeſetzes nicht ohne weiteres 
gerechtfertigt; denn zunächſt wird durch dieſen Hinweis nicht 
ausgeſchloſſen, daß die fragliche Veröffentlichung dennoch zu 
Zwecken des Weitbewerbs erfolgt tft, indem nämlich die Bekl. 
hierdurch die ihrem Geſchäftsbetriebe nachteiligen Wirkungen der 
Reklame der Kl. wieder aufheben oder denſelben vorbeugen 
wollten (vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 9. Dezember 
1898, Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 53 Nr 66). Überdies 
würde die fragliche Reklame, ſelbſt wenn fie in Wirklichkeit über- 
trieben geweſen wäre, die Bekl. nicht berechtigt haben, derſelben 
mit den ſtreitigen, die Kl. ſchädigenden Behauptungen nicht er⸗ 
weislich wahrer Tatſachen entgegenzutreten; denn in dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt das Verhalten der einen und der anderen Partei nicht 
gleichwertig. Das Geſetz verbietet nämlich nicht die durch er ⸗ 
laubte Mittel gemachte Reklame, ſelbſt wenn dieſelbe übertrieben 
ſein ſollte, ſondern es verbietet die Reklame nur inſoweit, als 
fie gegen geſetzliche Beſtimmungen (z. B. 58 1 bis 4 des Wett⸗ 
bewerbe geſetzes) verſtoͤßt. Dagegen iſt die den Bekl. nach den 
Feſtſtellungen des B. G. zur Laſt fallende Handlung durch § 6 
des Wettbewerbsgeſetzes grundſätzlich verboten. Deshalb würde 
ſelbſt eine in Wirklichkeit übertriebene, aber ſich innerhalb der 
geſetzlichen Schranken haltende Reklame der Kl. den Bekl. noch 
kein Recht zu ihrer an ſich geſetzwidrigen Veröffentlichung ge⸗ 
geben haben. Das B. G. hat aber nicht einmal feſtgeſtellt, daß 
nach feiner Anſicht die Reklame der Kl. in Wirklichkeit über- 
trieben geweſen, ſondern nur, daß ſie den Bekl. als übertrieben 
erſchienen ſei. Dieſe letztere Feſtſtellung kann aber zur An⸗ 
nahme eines berechtigten Intereſſes der Bekl. an der frag⸗ 
lichen Mitteilung noch weniger genügen; denn nach dem Wort- 
laute und offenſichtlichen Sinne des § 6 Abſ. 2 eit. kommt es 
nur darauf an, ob der Mitteilende oder der Empfänger der 
Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe „hat“, nicht darauf, 
ob der eine oder andere das Vorliegen eines ſolchen be⸗ 
rechtigten Intereſſes annehmen konnte oder angenommen hat, da 
Abſ. 2 des 8 6 als eine Ausnahmebeſtimmung nicht ausdehnend 
auszulegen iſt. Zwar mag es Fälle geben, in welchen eine 
unberechtigte Reklame ein ſelbſtändiges (d. h. nicht völlig 
mit dem allgemeinen Konkurrenzintereſſe zuſammenfallendes), be⸗ 
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vechtitgtes Jntereſſe des dadurch Seſchädigten begrämbet, Ihr durch 
Behauptungen der in 5 6 Abſ. 1 bezeichneten Art, ſelbſt wenn 
dieſelben nicht erweislich wahr find, entgegenzutreten. Dies wird 
namentlich dann der Fall ſein, wenn in der Reklame zugleich 
ein eine Abwehr erheiſchender Angriff auf den anderen, deſſen 
gewerbliche Leiſtungen, deſſen Beſitzſtand und dergleichen enthalten 
iſt und der Angegriffene in ſeiner Abwehr nicht über die Grenzen 
einer berechtigten Verteidigung hinausgeht (vgl. die Urteile des 
erkennenden Senats vom 22. Jan. 1901, II 291/00 und vom 
2. April 1901 II 13/01, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1901 
S. 125 Nr. 19). Aber das Vorliegen derartiger Vorausſetzungen 
bat das B. G. nicht feſtgeſtellt. Seine Billigung und Ent⸗ 
ſchuldigung der fraglichen Mitteilung der Bekl. ſtützt ſich daher 
nicht auf ſolche Tatſachen, welche geeignet fein konnten, das 
Intereſſe derſelben an dieſer Mitteilung als ein berechtigtes im 
Sinne des 5 6 Abi. 2 des Wettbewerbsgeſetzes erſcheinen zu 
laffen und verftößt daher gegen die Vorſchrift des § 6 in ihrer 
Geſamtheit. Endlich hat das B. G. bezüglich dieſes erſten 
Teils der fraglichen Veröffentlichung nicht einmal feſtgeſtellt, daß 
die Bekl. die betreffende Behauptung nicht in Kenntnis ihrer 
Unwahrheit aufgeſtellt haben, was doch ebenfalls eine Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung des § 6 Abſ. 2 cit. iſt (vgl. die 
Mot. zu 88 6 und 7 des Wettbewerbsgeſetzes und das Urteil des 
erkennenden Senats vom 10. Jan. 1902, Entſch. Bd. 50 S. 109). 
S. o. A. u. Gen., U. v. 28. Febr. 04, 295/03 II. — Augsburg. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

87. 55 24, 52 verb. mit 55 61 des preußiſchen Kommunal ⸗ 
abgabengeſetzes. Streit zwiſchen der Stadtgemeinde und dem 
hypothekariſchen Gläubiger darüber, ob der Erloͤs aus der 
Zwangsverſteigerung eines Konkursgrundſtücks zur Deckung von 
Straßenbaukoſten oder zugunſten der genannten Gläubiger zu 
verwenden ift.] 

In der Zwangsverſteigerung der Grundſtücke des in Konkurs 
geratenen Kaufmanns S. in O. find 2 339,55 Mark als 
Streitmaſſe für die Parteien hinterlegt worden. Die Stadt⸗ 
gemeinde, jetzige Bekl., hatte dieſe Summe als auf den Grund⸗ 
ſtücken ruhende Straßenbaukoſten angemeldet und würde zur 
Hebung gelangt ſein, wenn nicht die Kl. als erſtausgefallene 
Hypothekengläubiger Widerſpruch erhoben hätten. Ihre Klage 
wurde in zweiter Inſtanz abgewieſen und die Streitmaſſe der 
Bekl. zugeſprochen. Das R. G. hob auf: Es iſt zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen der Entſtehung der oͤffentlichrechtlichen dinglichen 
Straßenbaulaſt (5 3 des Ortsſtatuts) mit der daraus erft wieder 
entſpringenden Verpflichtung zu einer beſtimmten Geldleiſtung. 
Die dingliche Laſt war ſchon mit dem Beginn des Baus an 
der fertigen Straße entſtanden und ruht noch auf den Grund- 
ſtücken, ſofern ſie nicht in irgend welcher Weiſe erloſchen ſein 
ſollte, 5 52 Zw. V. G., Art. 1 und 2 preuß. Ausf. Gef. dazu, 
während die fällige Verpflichtung zu einer Leiſtung daraus 
erſt eine beſondere Veranlagung im Sinne der 88 61 ff. des 
preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes und deren Bekanntmachung 
an den Pflichtigen zur Vorausſetzung hatte und zu einer Berück⸗ 
ſichtigung in der Zwangsverſteigerung nur gelangen konnte, 
wenn fie unter den Begriff der laufenden oder rückſtändigen 
Beträge im Sinne des § 10 Nr. 3 Zw. V. G. fiel. Die Be⸗ 
kanntmachung der Veranlagung an den Abgabepflichtigen iſt 
der Akt, der für den Empfänger die Verpflichtung begründet, 
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ſich zu entſchließen, ob er Einſpruch einlegen oder die Ver⸗ 
anlagung gutheißen will, und an den ſich die Einſpruchs frift 
anſchließt (8 69 Kommunalabgabengeſetz). Dieſe Entſchließung 
des Abgabepflichtigen iſt dafür entſcheidend, ob die Veranlagung 
ſofort wirkſam wird oder, unter Umſtänden, überhaupt und 
unverändert beſtehen bleibt. Sie tft darum eine Verwaltungs- 
handlung, die eben deshalb nur von demjenigen gültig vor⸗ 
genommen werden kann, der zu der Verwaltung berechtigt ift. 
Handelte es ſich nun um Grundftücke, die zur Konkursmaſſe 
gehörten, fo Tann es hiernach nicht zweifelhaft fein, daß fie 
nur dem Konkursverwalter und nicht, wie der B. R. angenommen 
hat, dem Gemeinſchuldner zugeſtanden hätte (5 6 K. O.). Die 
ſtreitige Verteilungsmaſſe darf nur in dem Falle der Bekl. zu ⸗ 
geſprochen werden, wenn der Gemeinſchuldner noch in dem 
Zeitpunkt, als ihm der Veranlagungsbeſchluß zugeſtellt wurde, als 
berechtigter Vertreter der Grundſtuͤcke gelten konnte, daß fie aber 
andernfalls den Kl. gebührt. Um dies klarzuſtellen war das 
B. U. aufzuheben und die Sache in die Berufungsinſtanz zuruͤck⸗ 
zuverweiſen. Stellt ſich heraus, daß die Zuſtellung wirkſam 
geſchehen iſt, ſo iſt dem B. R. in der Ausführung unbedenklich 
zuzuſtimmen, daß die Kl. nicht auf dem ordentlichen Rechtswege 
die fachliche Richtigkeit der Veranlagung beftreiten dürfen (Entſch. 
Bd. 32 Nr. 86 S. 345 ff., Bd. 74 Nr. 60 S. 245 ff.). 
K. c. O., U. v. 10. Febr. 04, 336/08 V. — Breslau. 

38. 8152. Klagerecht des Zwangs verwalters gegen den 
Nießbraucher des in Zwangsverwaltung befindlichen Grundſtücks.] 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Zwangsverwaltung ohne 
Zuſtimmung des Nießbrauchers durchführbar wäre; denn die Zu⸗ 
ftimmung iſt erteilt und das Grundſtück tft dem Zwangs verwalter 
übergeben. Iſt dies der Fall, ſo find damit auch die amtlichen 
Obliegenheiten des Zwangsverwalters in Kraft getreten, die der 
8 152 cit. nur in allgemeinen Umriſſen abzeichnet. Wie weit fie 
gehen, wenn das Grundſtück zugleich mit einem Nießbrauch belaſtet 
ift, muß aus der jeweiligen Sachlage entnommen werden; daß zu 
ihnen aber die Befugnis gehört, darüber zu wachen bezw. dafür 
zu ſorgen, daß der Nießbraucher das ihm verliehene Recht inner 
halb der geſetzlichen und ihm vertragsmäßig geſetzten Schranken 
ausübt, wird ſich wenigſtens dann nicht beſtreiten laſſen, wenn 
eine Überſchreitung dieſer Schranken mit einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaftsführung, wie fie dem Zwangsverwalter zur Pflicht 
gemacht iſt, unvereinbar wäre. Und ſo liegt der Fall hier. 
Daß aus den Einkünften des Grundſtücks vorweg die öffent⸗ 
lichen Laſten, zu denen inſoweit auch die Feuerſozietäts beiträge 
gehören (Art. 2 Nr. 3 des Preußiſchen Ansführungsgeſetzes zum 
Zw. Verſt. Geſ.), ſowie die Erhaltungskoſten des Grundſtücks 
zu berichtigen find, bevor zur Berichtigung der Hypothekenzinſen 
geſchritten werden darf, ergibt fi) aus 58 1 5 5,156 Zw. Verſt. Geſ., 
und daß die Hypothekenzinſen in der Reihenfolge ihrer grund⸗ 
buchmäßigen Eintragung, durch welche die Rangordnung be⸗ 
ſtimmt wird, berichtigt werden müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. 
Soweit daher der Nießbraucher vertragsmäßig, wie dies hier 
der Fall iſt, oder geſetzlich (5 1047 B. G. B.) verpflichtet ift, 
die Einkünfte in entſprechender Weife zu verwenden, unterliegt 
er bei dem Beſtehen einer Zwangsverwaltung auch der Kontrolle 
des Verwalters. Daraus folgt dann ohne weiteres, daß dieſer 
auch berechtigt ſein muß, den Nießbraucher zu einer entſprechenden 
Verwendung der Einkünfte anzuhalten oder wie hier von dem ⸗ 
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jenigen, der hinfichtlich beſtimmter Einkünfte nach 8 857 
Abſ. 3 Z. PY. O. an die Stelle des Nießbrauchers getreten tft, 
die Zuſtimmung zu einer ſolchen Verwendung zu verlangen. 
Die Ausführung der Reviſion, daß es ſich dabei nur um 
obligatoriſche Anſprüche des Eigentümers handle, die der Zwangs⸗ 
verwalter nicht wahrzunehmen habe, wird der Stellung des Ver⸗ 
walters nicht gerecht; für ſie iſt maßgebend der Umfang ſeiner 
Befugniſſe, wie er fi aus § 152 eit. abnehmen läßt, und es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß er dabei auch perſoͤnliche Rechte des 
Eigentümers geltend macht, die mit einer ordnungs mäßigen 
Wirtſchaftsführung im Zuſammenhange ſtehen. K. c. K., 
U. v. 3. Febr. 04, 324/03 V. — Berlin. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

39. Tarifnummer 4. Zuteilung von Wertpapieren an 
die Geſellſchafter bei Auseinanderſetzung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ift Anſchaffungsgeſchäft.] 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die bei der Aus⸗ 
einanderſetzung einer offenen Handelsgeſellſchaft erfolgte Zuteilung 
von Wertpapieren dieſer Geſellſchaft an die einzelnen Geſellſchafter 
ein Anſchaffungsgeſchäft im Sinne der Tarifnummer 4 des 
Reichs ſtempelgeſetzes vom 14. Juni 1900 darſtellt. Das ift zu 
bejahen und damit die Reviſion zurückzuweiſen. Der Begriff 
des Anſchaffungsgeſchäfts iſt für das Reichsſtempelgeſetz vom 
27. April 1894, dem gegenüber das genannte neue Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz in dieſem Punkte eine Anderung nicht herbeigeführt 
hat, durch die ſtändige Rechtſprechung des R. G. dahin feſtgeſtellt 
worden, daß als ſolches jedes auf den Erwerb von Eigen⸗ 


tum an beweglichen Sachen gerichtete entgeltliche 


Vertragsgeſchäft anzuſehen iſt. Der Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag vom 19. März 1902 iſt ein über bewegliche Gegen⸗ 
ſtände geſchloſſenes Vertragsgeſchäft. Es bleibt daher nur feſt⸗ 
zuſtellen, ob es auf Erwerb des Eigentums an dieſen 
Gegenſtänden gerichtet war und ob es ein entgeltliches Geſchäft 
war. Beides iſt zu bejahen. (Wird näher begründet.) W. & C. 
c. Bad. Fiskus, U. v. 26. Jan. 04, 371/03 VII. — Karlsruhe. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. | 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

40. 55 103, 105, 106. Verpflichtung der Gewerkſchaft 
zur Umſchreibung eines Kues trotz Eintragung eines anderen 
als Inhabers im Gewerkenbuch.] 

Das Rechtsverhältnis zwiſchen der Gewerkſchaft und den 
einzelnen Gewerken iſt ein privatrechtliches; dieſen Charakter 
haben auch die Verpflichtungen, die das Geſetz der Gewerkſchaft 
und deren Repräſentanten gegenüber den Gewerken auferlegt, alſo 
insbeſondere auch die mit der Führung des Gewerkenbuchs 
(88 103 ff. a. a. O.), verbundenen Obliegenheiten (Umſchreibungen, 
Ausftellung von Kurxſcheinen). Es kann alſo auch eine Klage 
auf Ausführung dieſer Obliegenheiten den berechtigten Gewerken 
(als actio pro socio) nicht verſagt werden. Dieſes Klagerecht 
geht den Gewerken auch nicht dadurch verloren, daß inzwiſchen 
ein anderer als Inhaber des Kuxes im Gewerkenbuch eingetragen 
und ein Kuxſchein für ihn ausgefertigt iſt. Auf eine Klage 
gegen letzteren kann der Gewerke von der verpflichteten Gewerk⸗ 
ſchaft nicht verwieſen werden; die ſcheinbare Analogie mit dem 
Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (5 894 B. G. B.) 
trifft nicht zu, weil es in letzterem Fall an einem obligatoriſchen 
Verhältnis fehlt, wie es den Gewerken mit der Gewerkſchaft 
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verbindet und der gegenwärtigen Klage zugrunde liegt. Da ein 
Kur neuen Rechtes durch viele Hände gehen kann, ohne daß eine 
Umſchreibung im Gewerkenbuch oder die Ausſtellung eines neuen 
Kurfcheines ſtattfindet, fo iſt es Sache jeden Erwerbers, ſich durch 
Aushändigung des Kuxſcheines (§ 105 Abſ. 2) gegen etwaige 
Dispofitionen des Übertragenden Sicherheit geben zu laſſen. 
Die Gewerkſchaft geht das nichts an. Sie kann ſich an den im 
Gewerkenbuch eingetragenen Eigentümer halten ($ 106 a. a. O). 
Hiernach konnte der Grubenvorftand und kann die Gewerk⸗ 
ſchaft aus der dem Umſchreibungserſuchen des. Kl. beigefügten 
Mitteilung weiterer Begebung des Kuxes keinen Grund ent- 
nehmen, dem Antrage nicht ſtattzugeben. Gewerkſchaft der Zeche 
D. o. S., U. v. 6. Febr. 04, 328/03 V. — Hamm. 
Preußiſches Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 
41. Aufrechnung von Vorteilen bei einer Teilenteignung.] 
Die Frage, ob oder inwieweit bei der Teilenteignung die 
für das Reſtgrundſtück aus der neuen Anlage, — zu deren 
Zwecken die Enteignung erfolgt ift, — erwachſenden Vorteile 
gegen die Enteignungsentſchädigung aufgerechnet werden darf, 
iſt von jeher ftreitig geweſen und hat ſowohl in der deutſchen 
wie in der ausländiſchen Geſetzgebung eine verſchiedene Beant- 
wortung erfahren. Es kommt dabei im weiteren in Frage, ob 
nur die Vorteile, die beſonders und allein dem Reſtgrundſtück 
des von der Enteignung betroffenen Grundeigentümers aus der 
neuen Anlage zufließen, zur Aufrechnung zu ſtellen find, oder 
auch die allgemeinen Vorteile, die der Eigentümer des Reſt⸗ 
grundſtücks gleich allen benachbarten Grundſtücksbefitzern aus der 
nenen Anlage gewinnt, ſowie ob die Aufrechnung zu geſchehen 
hat gegen die geſamte Entſchädigung, alſo auch gegen diejenige 
für den enteigneten Teil, oder nur gegen die Wertminderung, 
die das Reſtgrundſtück durch die neue Anlage erleidet. Danach 
ergeben ſich gemäß den beiden Einteilungsgründen, womit und 
worauf aufgerechnet werden ſoll, folgende fünf Auffaſſungen, 
welche ſämtlich in der Literatur Vertretung gefunden haben, 
während in der Geſetzgebung nur einzelne derſelben zur Geltung 
gelangt find. 1. Das Extrem bildet auf der einen Seite die 
hauptſächlich in der älteren deutſchen Literatur (Häberlin, Treichler, 
Meyer, Rohland uſw.), übrigens zum Teil auch noch in der 
Gegenwart (vergl. unter anderen z. B. Layer, Prinzipien des 
Enteignungsrechtes [1902] S. 557) vertretene Anſicht, daß eine 
Aufrechnung überhaupt nicht zu geſchehen habe, weder mit den 
beſonderen noch mit den allgemeinen Vorteilen und weder auf 
die ganze Entſchädigung noch auch nur auf den Minderwert 
des Reſtgrundſtücks. 2. Das Extrem auf der anderen Seite, 
Aufrechnung mit allen Vorteilen, beſonderen und allgemeinen, 
auf die ganze Entſchädigung wird vornehmlich von Eger in 
ſeinem Kommentar zum Preußiſchen Enteignungsgeſetze ſowie 
an anderer Stelle verteidigt. In der Mitte liegen die folgenden 
Anſichten: 3. Es ſollen nur die beſonderen Vorteile zur An ⸗ 
rechnung kommen, dieſe aber auf die ganze Entſchädigung. 
(Oertmann, die Vorteilsausgleichung [1901] S. 166, 167.) 
4. Ein Ausgleich iſt nur ftatthaft gegenüber der Wertminderung 
des Reſtgrundſtücks, inſoweit aber nicht nur mit den beſonderen, 
ſondern auch mit den allgemeinen Vorteilen. (Vergl. unter anderen 
Schelcher, Rechtswirkungen der Enteignung [1893] S. 428 ff. 
und Kommentar zum Sächſiſchen Enteignungsgeſetz vom 
24. Juni 1902 S. 78 und 303.) 5. Der Ausgleich hat nur 
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zu geſchehen mit den beſonderen Vorteilen und nur gegenüber 
dem Minderwert des Reſtgrundſtücks. (Vergl. unter anderen 
Grünhut, Enteignungsrecht [1873] S. 125 ff., Loebell, Kom⸗ 
mentar zum Preußiſchen Enteignungsgeſetz S. 71 ff., Sieler, 
Das Recht der Expropriation [1889] S. 229 ff.) In der 
Deutſchen Geſetzgebung haben die unter Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Extreme in der älteren Thüringiſchen Geſetzgebung einerſeits, 
ſowie in der Hamburgiſchen andererſeits ihren Ausdruck gefunden, 
während die neuere Geſetzgebung in Württemberg (1888), 
Lübeck (1898) und Sachſen (1902) ſich auf den unter Nr. 4 
gekennzeichneten Standpunkt geſtellt hat. Für das Gebiet des 
Preußiſchen Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 hat das 
R. G. in ſtändiger Rechtſprechung an dem Grundſatz feſtge⸗ 
halten, daß eine Anrechnung der für das Reſtgrundſtück er⸗ 
wachſenden Vorteile, welcher Art dieſe auch ſein mögen, auf 
die für den enteigneten Grundſtücksteil zu gewährende Ent ⸗ 
ſchädigung ſchlechthin unzuläſſig ſei. (Vergl. Urteil vom 
12. Januar 1898, Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 176 Nr. 60 
und zum Teil die dort angeführten Urteile.) Hierbei muß es 
nach der Anſicht des erkennenden Senats unbedingt verbleiben. 
Es kann nicht die andernfalls ſich ergebende Moͤglichkeit zuge⸗ 
laſſen werden, daß der Eigentümer für die Entziehung feines 
Eigentums von dem Unternehmer nichts erhält. Drei Senate 
des R. G. haben aber ferner ausgeſprochen, daß auch die An- 
rechnung auf den Minderwert des Reſtgrundſtücks ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, ſofern es ſich um die Anrechnung mit den allgemeinen 
nicht nur für den Eigentümer des Reſtgrundſtücks, ſondern auch 
für alle benachbarten Grundſtückseigentümer durch die neue An⸗ 
lage geſchaffenen Vorteilen handelt. (Vergl. die Urteile des 
V. Zivilſenats vom 9. November 1887, 7. März 1887 und 
29. Januar 1896, Gruchot, Bd. 32 S. 716, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1888 S. 171%, 1896 S. 162%; des II. Zivilſenats 
vom 16. Mai 1890, Juriſtiſche Wochenſchrift 1890 S. 212 
und des VI. Zivilſenats vom 19. Dezember 1892, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1893 S. 10951.) Nun erſcheint es allerdings 
zweifelhaft, ob die in jenen Urteilen geltend gemachten allgemeinen 
Gründe für den aufgeſtellten Rechtsſatz nicht einer Widerlegung 
fähig ſein möchten. Wenn darauf hingewieſen wird, es ſei 
unbillig und ungerecht, daß bei einer Teilenteignung der Eigen⸗ 
tümer des Reſtgrundſtücks die allgemeine aus der neuen Anlage 
für ihn erwachſende Wertserhöhung feines Grundſtücks fich auf 
die von ihm zu erleidenden Nachteile zugute rechnen laſſen ſolle, 
während die benachbarten, von der Enteignung unberührt ge⸗ 
bliebenen Grundeigentümer dieſen Vorteil umſonſt genoſſen, ſo 
ließe ſich darauf mit Eger und Schelcher a. a. O. wohl 
erwidern, daß der Eigentümer bei der Teilenteignung zu dem 
Unternehmer bezw. dem Unternehmen, für welches die Enteignung 
erfolgt, in ein beſonderes Verhältnis tritt, das ſich auch zu 
ſeinem beſonderen Vorteil geltend macht. Es wird nämlich 
nach der feſten und gleichmäßigen Rechtſprechung des R. G. 
auch für diejenigen allgemeinen, ſeinem Reſtgrundſtück 
aus der Enteignung bezw. der neuen Anlage erwachſenden 
Nachteile entſchädigt, welche die bei der Enteignung un⸗ 
beteiligten Nachbarn ohne Erſatz tragen müſſen. Es 
dürfte ſich fragen, ob nicht dieſer, in weiter Ausdehnung 
von dem R. G. angewandte Grundſatz anudererſeits auch die 
Anrechnung der allgemeinen Vorteile im Gefolge haben müßte. 
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Wenn ferner in dem reichsgerichtlichen Urteil vom 16. Mai 1890, 
offenſichtlich in Anlehnung an v. Rohland, Zur Theorie und 
Praxis des Deutſchen Enteignungsrechts S. 84, dargelegt wird, 
es handle ſich in dieſen Fällen um Tatſachen, die aus ver⸗ 
ſchiedenen Urſachen ſtammten, denn der Nachteil entſpringe aus 
der Enteignung, der Vorteil aus der neuen Anlage, ſo dürfte 
dieſer Erwägung wohl nicht mit Unrecht die andere entgegen⸗ 
zuſtellen ſein, daß es keine abſtrakte Enteignung gibt, ſondern 
daß die Enteignung ſtets für ein beſtimmtes konkretes Unter- 
nehmen erfolgt, welches eben den Zwang zur Abtretung recht⸗ 
fertigt. Es dürfte ſich daher die Enteignung von dem Unter⸗ 
nehmen, deſſen Zwecken ſie dient, nicht in ſolcher Weiſe trennen 
laſſen. Auch was ſich ſonſt noch an allgemeinen Gründen für 
die Ablehnung der Anrechnung anführen läßt, möchte gewichtigen 
Gegengründen begegnen. Allein darin pflichtet der erkennende 
Senat unumwunden der bisherigen Rechtſprechung des R. G. 
bei, daß die ſtreitige Frage für den Bereich des Preußiſchen 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 durch den Willen des 
Geſetzgebers zugunſten einer Ablehnung der Aufrechnung mit 
den allgemeinen Vorteilen entſchieden iſt und zwar jedenfalls 
zugunſten der Ablehnung einer Aufrechnung mit den aus einer 
neuen Straßenanlage entſtehenden allgemeinen Vorteilen. 
(Wird eingehend aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes be- 
gründet.) E. c. P., U. v. 2. Febr. 04, 420/03 VII. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

42. Tarifſtelle 32. Iſt gelieferter elektriſcher Strom 
eine Menge von Sachen ] 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 1. November 1898 ver- 
pflichtete ſich die „Geſellſchaft für elektriſche Unternehmungen“ 
in Berlin gegenüber der „Südlichen Berliner Vorortbahn“ 
daſelbſt, dieſen für Straßenbahnlinien erforderlichen elektriſchen 
Strom unter beſtimmten Bedingungen zu liefern. Im Februar 
1900 übernahm die Kl. durch Vereinbarung mit den genannten 
beiden Geſellſchaften an Stelle der „Geſellſchaft für elektriſche 
Unternehmungen“ alle für dieſe aus dem bezeichneten Vertrage 
entſtehenden Rechte und Pflichten. Für den Vertrag vom 
1. November 1898 beanſprucht der beklagte Fiskus auf Grund 
des Abſ. 1 Ziffer e der Tarifſtelle 32 des Preußiſchen Stempel 
ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 eine Stempelabgabe von 
½ vom Hundert des Lieferungspreiſes, von denen er den bereits 
gezahlten Betrag von 1 Mark 50 Pf. in Abzug bringt. Die 
Kl. hat im Wege der Kl. beantragt, feſtzuſtellen, daß ſie nicht 
verpflichtet iſt, zu dem Stromlieferungsvertrage vom 1. Novem- 
ber 1898 einen Lieferungsſtempel von / vom Hundert des 
für gelieferten elektriſchen Strom gezahlten Betrages zu ent- 
richten. Der Bekl. iſt verurteilt, ſeine Berufung und Reviſion 
iſt zurückgewieſen worden. Daß der elektriſche Strom eine 
Sache im Sinne von § 3 Tl. 1 Tit. 2 A. L. R. ſei, iſt in 
ſtändiger Rechtſprechung des R. G. anerkannt. Die Parteien 
ſtreiten nun darüber, ob auf den Vertrag die Befreiungsvor⸗ 
ſchrift unter Ziffer 3 derſelben Tarifſtelle Anwendung findet, 
nach der vom Stempel befreit ſind unter anderem „Lieferungs⸗ 
verträge über Mengen von Sachen oder Waren, ſofern die⸗ 
ſelben . .. im Inlande im Betriebe eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt find.“ Unſtreitig iſt der 
gelieferte Strom im Inlande im Betriebe der Kl. als einer 
der vertragſchließenden Geſellſchaften erzeugt. Die Anwendung 
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der Befreiungsvorſchrift zu 3 hängt daher davon ab, ob der 
gelieferte elektriſche Strom eine „Menge von Sachen“ im 
Sinne der Vorſchrift darſtellt. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Das 
ergibt ſich einerſeits aus der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift, 
andererſeits aus ihrem Wortlaute. (Wird weiter begründet.) 
Staatsfiskus c. S., U. v. 5. Febr. 04, 424/03 VII. — Berlin. 

Preußiſches Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli 
1899. 

43. 5 7. Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes nach Klage⸗ 
erhebung.] 

Mit Recht unterftellt der B. R. die Anwendbarkeit des § 7 
des Pr. Kommunalbeamtengeſetzes, da der Kl. ſelbſt ſeine An⸗ 
ſprüche auf ſeine angebliche Eigenſchaft als Kommunalbeamter 
ſtützt. Dieſer § 7 beſtimmt: „Der Bezirksausſchuß beſchließt 
über ſtreitige vermögensrechtliche Anſprüche der Kommunalbeamten 
aus ihrem Dienftverhältniffe, insbeſondere über ihre Anſprüche 
auf Beſoldung .. Penfion Die Beſchlußfaſſung 
erfolgt, ſoweit fie ſich auf die Frage erſtreckt, welcher Teil des 
Dienſteinkommens . . . als Gehalt anzuſehen iſt, vorbehaltlich 
der .. . . Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Im übrigen 
findet gegen den in I. oder auf Beſchwerde in II. J. 
ergangenen Beſchluß binnen einer Ausſchlußfriſt von 
6 Monaten nach Zuſtellung desſelben die Klage im ordentlichen 
Rechtswege ſtatt ... Hiernach kann allerdings der ordentliche 
Richter inſolange nicht über die in § 7 aufgeführten und ihm 
vorbehaltenen Anſprüche entſcheiden, als nicht die Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes eingeholt iſt und erſcheint auch eine vor 
dieſem Zeitpunkt erhobene Klage verfrüht. Es iſt aber dem 
O. L. G. darin beizutreten, daß bei der Entſcheidung im ordent- 
lichen Rechtswege — jedenfalls in erſter Inſtanz — auch eine 
erft nach der Klageerhebung erlangte Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuffes berückfichtigt werden darf und die nunmehrige Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges begründen kann. Denn die vor⸗ 
gängige Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes bildet nicht einen 
Teil des Klagegrundes, ſondern nur eine Vorausſetzung für die 
Geltendmachung des Anſpruchs, der Mangel derſelben hindert 
die Geltendmachung nur zeitlich. Die Sachlage tft hiernach die 
ſelbe, wie bei anderen Hinderniſſen, die der Geltendmachung eines 
beſtehenden Anſpruches entgegenſtehen. (Vergl. Plenarentſcheidung 
vom 27. April 1898, Entſch. des R. G. Bd. 41 S. 87.) 
Daran ändert auch nichts, daß der Mangel, ſo lange 
er beſteht, von Amts wegen zu berückſichtigen iſt und der Partei- 
dispofition entzogen iſt, denn hierdurch wird der erwähnte 
Charakter der Vorausſetzung nicht ein anderer. Es kann auch 
aus der Entſtehungsgeſchichte und der Faſſung des § 7 eine ent- 
gegenftehende Schlußfolgerung nicht gezogen werden. F. c. W., 
U. v. 12. Febr. 04, 342/03 III. — Frankfurt a. M. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen von Mitte November 1903 bis Ende Januar 1904.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Strafgeſetzbuch. 

1. 5 492 Str. G. B. 

Bei dem Vergehen nach 8 49a des Str. G. B. muß, wenn 
es im Inlande begangen iſt, die Frage, ob die Handlung, zu 
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welcher aufgefordert wurde, Verbrechen oder Vergehen iſt, auch dann 
nach deutſchem Strafgeſetze beurteilt werden, wenn dieſe Handlung 
im Auslande begangen werden ſollte. U. d. III. Sen. v. 
4. Jan. 04 (3865/03). 

2. 8 61 Str. G. B. 8 2 der preuß. Verordnung vom 
25. Mai 1887 betr. die ärztliche Standes vertretung. 

Die Frage der Antragsberechtigung wegen Beleidigung iſt 
im Str. G. B. erſchöpfend geregelt und eine Ausdehnung durch 
Landesrecht unzuläffig. U. d. II. Sen. v. 23. Dez. 03 (4998/03). 

3. § 68 Str. G. B. 

Die Ernennung eines Berichterſtatters unterbricht die Ver⸗ 
jährung. U. d. IV. Sen. v. 12. Dez. 03 (3870/03). 

4. 55 113, 117 Str. G. B. 

Die preußiſchen Forſter find zu Durchſuchungen und Be 
ſchlagnahmen als Forft- und Jagdſchutzbeamte nicht berechtigt, wohl 
aber die Königlichen Foͤrſter als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft, 
wozu ſie durch gemeinſchaftliche Verfügung der Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz vom 23. Nov. 1881 (Min. Bl. d. i. 
V. 1882 S. 34) beſtellt find. U. d. II. Sen. v. 18. Dez. 03 
(2440/03). 

5. 58 124, 125, 73 Str. G. B. 

§ 124 und § 125 können ideell miteinander konkurrieren; 
ſie ſtehen nicht derart im Verhältnis der Subfidiarität, daß 
8 124 nur dann anzuwenden wäre, wenn der weitergehende 
Strafanſpruch aus § 125 nicht gegeben tft. § 124 ſtraft den, 
deſſen Beteiligung an Zuſammenrottung und Hausfriedensbruch 
nachgewieſen iſt, falls es zu Gewalttätigkeiten gegen Perſonen 
oder Sachen nicht kam, § 125 dagegen den, dem zwar eine 
Beteiligung an den vorgekommenen Gewalttätigkeiten nicht, wohl 
aber Teilnahme an der Zuſammenrottung nachgewieſen find. 
Wer bei einer Zuſammenrottung, bei der es zu Gewalttätigkeiten 
kam, zwar ſelbſt keine dergleichen verübt hat, wohl aber der 
Teilnahme an der Zuſammenrottung und eines hierbei be⸗ 
gangenen Hausfriedensbruches überführt iſt, iſt aus § 124 
und 125 zu beſtrafen. U. d. II. Sen. v. 15. Dez. 03 
(2979/03). 

6. 5 132 Str. G. B. 

Indem die nach 8 131 der Gewerbeordnung gebildeten 
Prüfungsausſchüſſe Prüfungen vornehmen, handeln fie nicht 
als Organe der Staatsgewalt, alſo nicht als Beamte. Die 
Vornahme der Prüfung ſeitens anderer unzuſtändiger Innungs⸗ 
organe iſt alſo nicht Ausübung eines öffentlichen Amtes. U. d. 
IV. Sen. v. 20./27. Nov. 03 (3280/03). 

7. 5 136 Str. G. B. 

Allerdings kann nicht davon geſprochen werden, daß „die 
Pfandanzeigen des Gerichts vollziehers“ als „amtliche Siegel“ 
im Sinne des 8 136 des Str. G. B. anzuſehen ſeien. Wohl 
aber enthält die Ablöſung einer derartigen mit dem Ab⸗ 
druck des Dienſtſtempels des Gerichtsvollziehers verſehenen 
Anzeige zugleich die Ablöfung eines von einem Beamten zum 
Zwecke der Beſchlagnahme von Sachen angelegten Siegels. 
U. d. IV. Sen. v. 22. Jan. 04 (4620/03). 

8. 58 180, 181 Str. G. B. 

Die Angeklagte hat in gleicher Weiſe, wie ihr Ehemann, 
den ihr bekannten ſtändigen Geſchlechtsverkehr ihres neunzehn ⸗ 
jährigen Sohnes mit der bei ihnen wohnenden Zeugin geduldet. 
Zweifellos hat fie ſich dadurch gegen die ihr neben ihrem Che- 


190 


mann obliegenden Pflicht der Fürſorge für das Wohl ihres 
Sohnes ($ 1684 des B. G. B.) verfehlt, der zufolge fie auf 
die Unterlaſſung dieſes Verkehres bei ihrem Sohne hinzuwirken 
ſuchen mußte. Eine Förderung der Unzucht des letzteren lag 
aber in der Verſäumnis dieſer mütterlichen Pflicht nur dann, 
wenn ſie ſoviel Einfluß auf ihn genoß, daß er ſich ihrem Willen 
gefügt haben würde. U. d. I. Sen. v. 7. Jan. 04 (3542/03). 

9. 8 240 Str. G. B. 

Daß das gewalttätige Ausräumen einer Wohnung unter 
gleichzeitiger Beſeitigung der durch Türen und Fenſter gebildeten 
Verſchlüſſe regelmäßig eine durch mittelbare Einwirkung auf 
den Körper der Bewohner ſich vollziehende Überwindung ihres 
perſönlichen Widerſtands darſtellt und inſofern das Merkmal 
der „Gewalt“ im Sinne des § 240 des Str. G. B. erfüllt, iſt 
vom Reichsgericht wiederholt anerkannt worden. Auch läßt ſich 
die Moglichkeit einer ähnlichen Beurteilung des Falles bloßer 
Ausräumung nicht von der Hand weiſen, da hierdurch je nach 
deu Begleitumftänden und der Art der fortgeſchafften Fahrnis⸗ 
ſtücke, insbeſondere mit Rückſicht auf die Jahres⸗ und Tageszeit, 
bei den Wohnungsinhabern ein körperliches Mißbehagen hervor. 
gerufen werden kann, das ihre Willensentſchließung maßgebend 
beeinflußt und fie zum Verlaſſen der Wohnung beſtimmt. 
Andererſeits muß jedoch der Aufenthalt in der ausgeräumten 
Wohnung nicht notwendig immer und bei jedem mit ſo er⸗ 
heblichem körperlichen Unluſtgefühl verknüpft ſein, daß ein 
längeres Verweilen in den leeren Räumen oder die ſofortige 
wirkſame Anrufung der Behörden gegen die Störung des 
Wohnungsgenuſſes ſich nicht ausführen ließe. Ob dann nicht 
wenigſtens der Verſuch einer Nötigung vorliegen würde, hängt 
gleichfalls von den Einzelheiten des Falles ab. U. d. I. Sen. 
v. 3. Dez. 03 (4472/03). 

10. 88 246, 350, 73 Str. G. B. 

Der Begriff des fortgeſetzten Delikts fett außer der Einheit 
des Vorſatzes auch Identität des verletzten Rechtsgutes voraus. 
Dieſe fehlt aber vorliegend. Das Vergehen des § 350 Str. 
G. B. iſt ein Amtsdelikt, inſofern die Amtsgewalt zur Begehung 
eines gemeinen Delikts mißbraucht wird. Aus der Natur dieſes 
Vergehens, als eines Amtsdelikts, aber folgt, daß das durch 
das Geſetz ($ 350) geſchützte Rechtsgut nicht bloß fremdes 
Eigentum oder Vermögen iſt, ſondern zugleich und vor allem 
das Intereſſe des Staates und der Geſellſchaft an der geſetz⸗ 
mäßigen Ausübung der den Beamten übertragenen Funktionen. 
U. d. IV. Sen. v. 27. Nov. 03 (3174/03). 

11. 5 259 Str. G. B. | 

Die Gewerbsmäßigkeit der Hehlerei findet die Strafkammer 
darin, daß der Ankauf der Sachen den Zwecken des von der 
Angeklagten betriebenen Erwerbsgeſchäfts gedient habe. Aus 
dieſer Zweckbeſtimmung folgt indeſſen noch nicht, daß die An⸗ 
geklagte auch aus dem Ankauf der Sachen ein Gewerbe gemacht, 
und dieſen nicht nur bei ſich bietender Gelegenheit vorgenommen 
hat. Zum Begriff der Gewerbsmäßigkeit gehört es, daß der 
Wille des Handelnden darauf gerichtet iſt, eine fortgeſetzte auf 
Erwerb gerichtete Tätigkeit auszuüben. U. d. IV. Sen. v. 
1. Dez. 03 (3406/03). 

12. 5 263 Str. G. B. 

Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtſprechung ange⸗ 
nommen, daß ein Betrug auch durch Täuſchung des Prozeß⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


richters begangen werden könne, ſofern das Gebiet eines bloß 
einſeitigen Vorbringens von Tatſachen überſchritten werde. Dieſe 
Grenze iſt aber da überſchritten, wo die Parteien in Wahrheit 
einen Rechtsſtreit untereinander nicht haben, vielmehr den Prozeß 
auf Grund vorheriger Verabredung nur zum Scheine führen, 
die angreifende Partei, indem ſie die Klage über eine in Wahrheit 
nicht beſtehende Forderung anſtellt und die andere Partei, indem 
fie abfihtlih die ihr gegen die Klage zuſtehenden Einreden 
unterdrückt. U. d. IV. Sen. v. 12. Jan. 04 (3776/03). 

13. 8 263 Str. G. B., $$ 138, 817 B. G. B. 

Iſt der vom Angeklagten mit einem dritten abgefchloffene 
Vertrag gemäß § 138 B. G. B. nichtig, weil der Gegner des 
Angeklagten durch den Vertragsabſchluß gegen die guten Sitten 
verſtieß und iſt deshalb nach § 817 B. G. B. die Rückforderung 
des vom Vertragsgegner an den Angeklagten Geleifteten aus- 
geſchloſſen, fo ſtellt dieſe Leiſtung auch keine Vermoͤgensſchädigung 
des Gegners dar, da in ſein rechtlich geſchütztes Vermögen nicht 
eingegriffen iſt und kann deshalb eine Verurteilung des An- 
geklagten, der ſich falſcher Vorſpiegelungen bediente, wegen 
Betruges nicht erfolgen. U. d. II. Sen. v. 11./18. Dez. 03 
(5722/03). 

14. 5 266 Str. G. B. 

Der Angeklagte hat mit Frau F. in Anlaß einer ihr 
drohenden Zwangs vollſtreckung verabredet, daß er gegen fie zum 
Schein einen Zahlungsbefehl erwirke und auf Grund des 
Vollſtreckungbefehls ihre Sachen pfänden, aber nicht verſteigern 
laſſe. Er hat im Jahre 1900 demgemäß gehandelt. Das an⸗ 
gefochtene Urteil fieht in jener Verabredung einen Vollmachts⸗ 
auftrag der Frau F. an den Angeklagten und verurteilt dieſen 
aus § 266? des Strafgeſetzbuchs, weil er 1901 durch den 
Auftrag an den Gerichtsvollzieher, die gepfändeten Sachen ab- 
zuholen und zu verſteigern, abfichtlih über Vermögensſtücke der 
Auftraggeberin zu deren Nachteil verfügt habe. Dieſe Ver⸗ 
urteilung iſt nicht aufrecht zu erhalten. Denn der Angeklagte 
war nicht Bevollmächtigter; er hatte das Einverſtändnis der 
Frau F. zu Rechtshandlungen, welche ſcheinbar gültig, in Wahr⸗ 
heit nichtig ſein ſollten. Er ſollte aber nicht auf ihre rechtliche 
Vermögenslage durch Begründung, Aufhebung oder Anderung 
von Rechtsverhältniſſen zwiſchen ihr und andern einwirken. 
U. d. II. Sen. v. 12. Jan. 04 (3032/03). 

15. 5 266, 242 Str. G. B. 

Die Annahme einer in Idealkonkurrenz mit Diebſtahl be⸗ 
gangenen Untreue unterliegt rechtlichen Bedenken nicht. Die 
beiden Delikte ſchließen ſich nicht aus; insbeſondere kann Untreue 
auch durch Verfügung über ſolche Gegenſtände des Auftrag⸗ 
gebers begangen werden, deren Gewahrſam der Bevollmächtigte 
nicht hat. Hätte der Geſetzgeber bei Gebrauch des Worts „ver⸗ 
fügen“ nur an Verfügungen durch Rechtsgeſchäfte gedacht, fo 
würde ſich allerdings ſagen laſſen, daß der Akt der Wegnahme 
einer Sache aus fremdem Gewahrſam in diebiſcher Abſicht eine 
Verfügung im Sinne des Geſetzes nicht enthalte, die nach er- 
folgter Wegnahme aber getroffenen weiteren Maßregeln, wie im 
vorliegenden Falle die Anordnung des Transports durch die 
Leute, die Ausſtellung des Frachtbriefs, nur Handlungen dar⸗ 
ſtellten, wie ſie ein Dieb nach vollendetem Diebſtahl vornimmt, 
um die geſtohlene Sache in Sicherheit zu bringen und den 
Nutzen von der Sache zu ziehen, Handlungen, welche ihrerfeits 
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nicht neue ſtrafbare Handlungen darſtellen. Allein, wie bereits 
in dem Urteile des IV. Strafſenats des Reichsgerichts vom 
15. Februar 1899 (Entſch. in Strafſachen Bd. 32 S. 26) aus- 
geführt iſt, iſt es nicht erforderlich, daß der Bevollmächtigte zu 
der Handlung berechtigt war; es genügt, daß die Handlung im 
Zufammenhang mit der Stellung des Täters als Bevollmächtigten 
ſteht, und unter Verfügung über ein Bermögensftüd des Auf- 
traggebers iſt eine Maßregel zu verſtehen, welche in irgend einer 
Weiſe eine Veränderung in dem Verhältniffe des Auftraggebers 
zu dem Vermögensſtücke herbeiführt (a. a. O. Bd. 11 S. 412, 
413). U. d. II. Sen. v. 15. Jan. 04 (3460/03). 

16. 5 267 Str. G. B. 

Die von den preußiſchen Maſchinen⸗ oder Werkſtätten⸗ 
Inſpektionsvorſtänden gemäß § 7 Abſ. 7 der Prüfungsordnung 
für die mittleren und unteren Staatseiſenbahnbeamten vom 
1. Dezember 1899 ausgeftellten Mitteilungen über das Prüfungs⸗ 
ergebnis ſind öffentliche Urkunden. U. d. IV. Sen. vom 
29. Jan. 04 (4051/03). 

17. 8 267 Str. G. B. 

Der Vorderrichter führt aus, das in Betracht kommende 
Sparkaſſenbuch könne als öffentliche Urkunde nicht angeſehen 
werden, weil demſelben der Mangel einer weſentlichen, im Statut 
der Sparkaſſe vorgeſchriebenen Form inſofern anhafte, als letzteres 
für alle Urkunden, die die Sparkaſſe verbindlich machen ſollen, 
die Unterſchrift des Vorfitzenden und von mindeſtens 2 Bei⸗ 
fizern der Sparkaſſendeputation vorſchreibe, während bei dem 
vorliegenden Sparkaſſenbuche die Unterſchrift des einen Ansſtellers 
vurchftrichen ſei, es alſo nur zwei Unterſchriften trage. Er nimmt 
aber an, das Sparkaſſenbuch ftelle eine beweiserhebliche Privat- 
urkunde dar, weil die vom Angeklagten bewirkten Eintrugungen 
einen Beweis dafür begründen, daß beſtimmte Einzahlungen bei 
der Sparkaſſe gemacht worden find. Dieſe Darlegungen geben zu 
rechtlichen Bedenken Beranlaffung. War, wie der Vorderrichter 
annimmt, um die Sparkaſſe verbindlich zu machen, die Be⸗ 
obachtung einer beſtimmten Form erforderlich, ſo iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, wie bei dem Mangel dieſer Form, durch den die Eigen⸗ 
ſchaft der Urkunde als einer öffentlichen, für und gegen die Spar⸗ 
kaſſe beweiſenden, ausgeſchloſſen wird, die Eintragungen in dem 
Buche doch dafür, daß beſtimmte Einzahlungen bei der Spar⸗ 
kaſſe gemacht worden jeien, einen Beweis begründen ſollen. 
Inwiefern der Einzahlungsvermerk als ſolcher — ohne Rückſicht 
auf das Buch, in dem er ſich findet — zum Beweiſe von Rechten 
oder Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit ſein ſoll, iſt nicht dar⸗ 
gelegt. U. d. IV. Sen. vom 19. Jan. 04 (5052/03). 

18. 5 274 Str. G. B. 

Wie in dem Urteile des Reichsgerichts vom 18. Mai 1900 
(Entſch. Bd. XXXIII S. 288) dargelegt wird, iſt der Begriff 
des „Gehörens“ im Sinne des § 274 Ziffer 1 des Str. G. B. 
nicht anwendbar, wo nur ein obligatoriſcher oder prozeſſualer 
Anſpruch auf Herausgabe oder Vorlegung einer Urkunde beſteht; 
eine Urkunde gehört demjenigen, welcher über den die Urkunde 
darſtellenden körperlichen Gegenſtand wie ein Eigentümer zu 
verfügen befugt iſt, nicht demjenigen, welcher die Herausgabe 
dieſes Gegenſtandes fordern darf. Der dem Mieter vom Ver⸗ 
mieter zum Zweck der Einfiht und cwentuellen Unterſchrift in 
duplo übergebene Vertragsentwurf, bezüglich deſſen vereinbart wird, 
daß der Mieter im Fall ſeines Einverſtändniſſes 1 Exemplar 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


191 


behalten, das andere unterſchrieben zurückgeben ſoll, wird durch 
die Hingabe nicht zu einer dem Mieter gehörigen Urkunde. Gelangt 
alſo vor Einigung der Parteien das eine Exemplar in die Hand 
des Vermieters zurück, ſo iſt die Vernichtung dieſes Entwurfes 
nicht ſtrafbar und zwar auch dann nicht, wenn ſie erſt nach der 
ſpͤter erfolgten Einigung der Parteien vorgenommen wird. 
U. d. II. Sen. v. 2. Jan. 04 n 

19. 8 286 Str. G. B. 

Die Annahme des Erſtrichters, daß das von den Ange 
klagten betriebene Lotteriennternehmen „in Bayern“ veranſtaltet 
worden ſei, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Das Lotterie ⸗ 
unternehmen mag allerdings in Frankfurt a. M. dadurch, daß 
dort zuerft dem Publikum der Spielplan bekannt gegeben und 
die Möglichkeit zum Abſchluſſe von Lotterieverträgen eröffnet 
wurde, ins Leben getreten und damit auch die Lotterie im Sinne 
des 5 286 des Str. G. B. bereits veranſtaltet geweſen fein, als 
die Agentur in München eingerichtet wurde. Die Durchführung 
eines Lotterieunternehmens der vorliegenden Art erfordert aber 
nach dem Spielplane den Abſchluß einer zuſammenhängenden 
Reihe gleichartiger Lotterieverträge. Das Darbieten der Ge⸗ 
legenheit zum Abſchluſſe dieſer Verträge wird forttzeſetzt als eine 
einheitliche von demſelben auf Durchführung des Unternehmens 
gerichteten Vorſatz umfaßte Handlung. Die Veranſtaltung des 
Unternehmens iſt wohl vollendet, iſt aber damit nicht auch ſchon 
beendet, ſondern dauert bis zum planmäßigen Abſchluſſe fort. 
Beiſpielsweiſe iſt deshalb auch derjenige, welcher während 
des Betriebes eines ſolchen Unternehmens — ſei es an Stelle 
des urſprünglichen Unternehmens oder als deſſen Teilhaber — 
in das Unternehmen mit dem Willen eintritt, die geſamten Be⸗ 
triebsſendungen zu ſeinen eigenen zu machen, als Veranſtalter 
(Täter oder Mittäter) zu erachten, obſchon er für feine Perſon 
nicht ein neues Unternehmen veranſtaltet, ſondern nur das be⸗ 


; 30. November 
ſtehende weiterbetreibt. U. d. I. Sen. v. 4. Dam 
(3121/03). 


20. 8 292 Str. G. B. 

Da das Jagppachtrecht nach preußiſchem Recht kein bing- 
liches Recht, ſondern nur ein obligatoriſches Verhältnis iſt, ſo 
erliſcht das Recht des Pächters, wenn während der Dauer des 
Pachtoertrages ein Teil des Jagdbezirkes abgezweigt wird, ſei es, 
daß dieſer Teil einem anderen Gemeindebezirk einverleibt wird, 
oder daß auf ihm, weil ſich über 300 Morgen in der Haud 
eines Eigentümers vereinigen, der Grundeigentümer jagdberechtigt 
wird (of. Entſch. des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 25 S. 353, 
Bd. 46 S. 349, Bd. 52 S. 126). U. d. II. Sen. v. 8. Jan. 04 
(3860/03). 

21. 38 317, 318 Str. G. B. 

Der Begriff der Vornahme von Veränderungen im Sinne 
der 58 317 und 318 des Str. G. B. ift vom Geſetze gerade 
im Gegenſatze zur Beſchädigung angewendet, er iſt, dem Sprach ⸗ 
gebrauche des gemeinen Lebens entſprechend, auch ohne Verletzung 
der Subſtanz und ohne Beſeitigung der Verbindung mit anderen 
Teilen der Anlage ſchon dann gegeben, wenn durch die vorſätz⸗ 
liche oder fahrläffige Tätigkeit eines Menſchen bewirkt wird, daß 
der bisherige Zuſtand des Teils oder der Zubehoͤrunz einer 
Zelegsapbenanlage befeitigt und durch einen davon abweichenden 
Zuſtand erſetzt wird. U. d. II. Sen. v. 12. Jan. 04 (3447/03). 
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22. 88 328, 59 Str. G. B. 

Die von der zuſtändigen Behörde zur Verhütung von Vieh⸗ 
ſeuchen verfügten Maßregeln ſind zwar Rechtsnormen, deren Ver⸗ 
letzung die Reviſion begründet (Entſch. Bd. XXVIII S. 195), 
ſie haben aber nicht die Bedeutung eines Strafgeſetzes. Hat 
alſo der Angeklagte auf Grund der Judikatur des Preußiſchen 
Kammergerichts wirklich die Verordnung für ungültig gehalten, 
ſo kann nicht die Rede davon ſein, daß er bei ſeiner Zuwider⸗ 
handlung gegen dieſe Verordnung wiſſentlich eine nach § 328 
d. Str. G. B. zu beachtende Anordnung verletzt habe ($ 59 des 
Str. G. B). U. d. I. Sen. v. 7. Dez. 03 (2996/03). 

23. 88 350, 359 Str. G. B. 

Mit der Suspendierung vom Amte hatte der Angeklagte 
nicht aufgehört, Beamter zu ſein; die noch während der Suspen⸗ 
dierung erfolgte Aneignung der Gelder fiel ſonach nicht unter 
8 246 des Str. G. B., ſondern unter 8 350. U. d. III. Sen. 
v. 30. Dez. 03 (5702/03). 

24. 8 354 Str. G. B. 

Sobald nur der Brief oder das Paket der Poſt anvertraut 
iſt, kann es keinen Unterſchied begründen, ob der die geſetzwidrige 
Eröffnung oder Unterdrückung vornehmende Poſtbeamte mit dieſen 
Gegenſtänden kraft ſeines Amtes dienſtlich ſpeziell befaßt war 
oder nicht; es genügt dann, daß fi dem Täter als Poft- 
beamten die phyſiſche Möglichkeit bot, darüber zu verfügen. 
U. d. II. Sen. v. 29. Dez. 03 (3129/03). 

(Fortſetzung folgt.) 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Von grundſätzlicher Bedeutung für das Übergangsrecht 
ſind die beiden erſten Entſcheidungen. In Nr. 1 wird die 
Frage behandelt, wann ein Schuldverhältnis, insbeſondere aus 
einem Ehemäklervertrag im Sinne des Übergangerechts ent⸗ 
ſtanden iſt; in Nr. 2 wird erörtert, in welchem Umfange Art. 184 
E. G. zum B. G. B. die Anwendung alten Rechts auf die unter der 
Herrſchaft des alten Rechts entſtandenen dinglichen Rechte anordnet. 

Von den drei zu § 31 B. G. B. in Beziehung ſtehenden 
Entſcheidungen find beſonders hervorzuheben die Entſch. Nr. 4, 
in der die Haftung aus unerlaubter Handlung in Konkurrenz 
mit der Haftung aus dem zwiſchen dem Schädiger und Be⸗ 
ſchädigten beſtehenden Schuldverhältniſſe erörtert wird. In Nr. 5 
wird die Anwendung des § 31 B. G. B. bei obwaltender 
Kollektivvertretung behandelt und die Anwendbarkeit des § 31 
auf die ſondergeſetzlich geregelte juriſtiſche Perſon, insbeſondere 
die G. m. b. H., ausgeſprochen. 

Die Entſch. Nr. 6 erörtert im Anſchluſſe an zwei lehrreiche 
Fälle den Umfang der Offenbarungspflicht des Verkäufers in 
Anſehung von Mängeln der Sache. 

Einen neuen Beitrag zur Einſchränkung des „großen 
Grundſatzes“ der Motive von der Abſtraktheit des dinglichen 
Vertrags bringt die Entſch. Nr. 7, die die Frage der Selb- 
ſtändigkeit des Erfüllungsgeſchäfts gegenüber dem Grundgeſchäft 
nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilt. 

In Anknüpfung an das preußiſche Recht wird in Entſch. 
Nr. 9 die heilende Kraft der Auflaſſung bei einem nach § 313 
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formwidrigen Vertrage, durch den mehrere Grundſtücke ſei es 
verkauft, ſei es gegen einander ausgetauſcht werden, nur an⸗ 
genommen, wenn alle zur Ausführung des Vertrags erforderlichen 
Auflafjungen erfolgt find. Andererſeits wird — ebenfalls im 
Anſchluſſe an das alte Recht — in Entſch. Nr. 10 die heilende 
Wirkung der Auflaſſung auch dann anerkannt, wenn die Auf - 
laſſung ſich nicht zwiſchen den Parteien des obligatoriſchen Ver⸗ 
trags vollzieht, ſondern z. B. an den Zeſſionar des Käufers erfolgt. 

Die Entſch. Nr. 11 verneint die Frage, ob der Spezifikations⸗ 
käufer verpflichtet iſt zu ſpezifizieren, wenn die durch ſeine 
Spezifikation zu beſtimmende Leiſtung ſich bereits als unmöglich 
erweiſt, und ermißt nach den Umſtänden, ob die objektiv nur 
zeitweilige Unmöglichkeit der Leiſtung im Sinne des Vertrags 
nicht als dauernde zu betrachten iſt. 

In den Entſcheidungen zu § 326 (Entſch. Nr. 12 und 13) 
werden wichtige Fragen, insbeſondere Rücktritt von dem Suk⸗ 
zeſſivlieferungsvertrage wegen mangelhafter Lieferung früherer 
Raten behandelt. In Entſch. Nr. 13 wird wiederholt aus ⸗ 
geſprochen, daß die Setzung einer zu kurzen Nachfrift die 
wirklich angemeſſene Friſt in Lauf ſetzt. 

Die Entſch. Nr. 15 erörtert in grundlegender Weiſe die 
Frage der Beweislaſt mit dem Ergebniſſe, daß der Kläger, der 
feine Darlehnsklage auf den Ablauf der geſetzlichen Kündigungs- 
friſt ſtützt, nicht noch zu behaupten hat, daß dieſe oder keine 
beſondere Kündigungsfriſt vereinbart ſei, daß vielmehr der Be⸗ 
klagte die Vereinbarung einer anderweiten Kündigungsfrift zu 
beweiſen habe. 

Über das Verhältnis des Reichshaftpflichtgeſetzes zu den 
Vorſchriften des B. G. B. über die unerlaubten Handlungen läßt 
ſich Entſch. Nr. 16 aus. Die Vorſchrift des § 845 B. G. B., 
die im Falle der Tötung und der Körperverletzung dem erſatz⸗ 
berechtigten Dritten den Anſpruch auf Erſatz für die ihm ent⸗ 
gehende, kraft Geſetzes zuſtehende Dienſtleiſtung des Verletzten 
(Ehefrau, Kind) gewährt, wird für die Haftpflicht nach dem 
Haftpflichtgeſetz für nicht anwendbar erachtet. 

Über den Begriff der „örtlichen Verhältniſſe“ im Sinne 
der nachbarrechtlichen Vorſchriften gibt die Entſch. Nr. 18 einige 
praktiſch wichtige Geſichtspunkte. 

Die Entſch. Nr. 20 behandelt einen nicht ſeltenen Fall aus 
dem Gebiet der Unterhaltspflicht der geſchiedenen e 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Der Beitrag für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1903 bis 
30. Inni 1904 von 20 Mark iſt im April 1904 fällig. 
Die Mitglieder werden erſucht, Zahlung an den für jeden 
Bezirk beſtellten Vertrauensmann zu leiſten. Bis zum 
1. Mai 1904 nicht eingegangene Beiträge werden ſatzungs⸗ 
gemäß durch Nachnahme erhoben. 
Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Der Hüölfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte find in 
der Zeit vom 1. November 1903 bis zum 1. April 1904 
217 neue Mitglieder beigetreten. Die Aufforderung an die 
Kollegen zum Beitritt vom 5. Dezember 1903 (vergl. 
Nr. 1 S. 1 der Inriſtiſchen Wochenſchrift) wird dringend 
wiederholt. 


Herr Juſtizrat Dr. Arnold Werner zu Berlin hat an⸗ 
läßlich der Aufgabe feiner Zulaſſung als Rechtsanwalt der 
Hälfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte den Betrag von 
1000 Mark geſchenkt. Namens der Hülfskaſſe wird dem 
hochherzigen Geber hierdurch herzlicher Dank ausgesprochen. 


Die Auwalts kammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Noſtock und Darmſtadt haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hülfen von je 500 Mark gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihülfen der anf- 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die Forderungen der Berliner Burenuangeitellten 
in bezug auf die Geſtaltung ihrer Arbeits⸗ 
verhältniſſe. 

Von Ludwig Wreſchner, Berlin. 

Im Jahre 1896 trat die „Agitationskommiſſion der 
Berliner Bureauangeſtellten“ an den Porſtand des Berliner 
Anwaltvereins mit dem Verlangen heran, in Gemeinſchaft mit 


ihr ein Regulativ feſtzuſtellen, welches die Lohn⸗ und Arbeits ⸗ 
verhältuiſſe der Bureanangeſtellten regeln ſollte. Der Berliner 


einzelne 80 Pfg. Inſerate die 2gefpaltene 


Pfg. Beſtellungen übernimmt lebe 


Anwaltverein wählte auch in der Sitzung vom 21. Mai 1896 
aus ſeiner Mitte eine Kommiſſion zur Beratung der Arbeits⸗ 
verhältniſſe der Bureauangeſtellten. Nachdem dieſe Kommiſſion 
ſich mit den Vorſtänden der in Berlin damals exiſtierenden 
Bureaubeamtenvereine in Verbindung geſetzt und die einzelnen 
in dem von der Agitationstommiffion vorgeſchlagenen Regulativ 
enthaltenen Beftimmungen einer eingehenden Beratung unter- 
zogen hatte, einigte ſie ſich dahin, dem Berliner Anwaltverein 
vorzufchlagen, ſeinen Mitgliedern die Beobachtung folgender 
Grundſätze zu empfehlen: 

1. Arbeitszeit. Sie beträgt werktäglich hoͤchſtens nenn 
Stunden. Die Angeſtellten find nicht verpflichtet, länger als 
eine Viertelſtunde nach Ablauf der Arbeitszeit im Bureau tätig 
zu ſein; verlangt der Anwalt eine darüber hinausgehende Tätigkeit, 
ſo iſt dieſe den Bureauvorſtehern mit 0,75 Mark, den anderen 
Angeſtellten mit 0,50 Mark pro Stunde beſonders zu vergüten. 
An Sonn- und Feiertagen find die Angeftellten zur Arbeit nicht 
verpflichtet; arbeiten ſie auf Verlangen des Anwalts, ſo iſt die 
Stunde dem Bureauvorſteher mit 0,85 Mark, den anderen An- 
geſtellten mit 0,60 Mark beſonders zu vergüten. 

2. Arbeitslohn. Der Mindeſtbetrag desſelben tft: 

a) für Bureauvorſteher im Alter von weniger als 20 Jahren 
75 Mark, im höheren Alter 100 Mark, 
b) für die anderen Angeſtellten 
im Alter vom 14. bis zum vollenb. 16. Jahre 20 M. 
25 16. „ 18. 40 
8 2 0 18. 0 s 0 21. 2 60 5 
im höheren Alter 75 Mark. 
Die Zahlung des Arbeitslohnes findet monatlich, auf Verlangen 
der Angeſtellten halbmonatlich ſtatt. 

3. Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes. Während 
der Probezeit, welche die Dauer eines Monats nicht überſteigen 
darf, iſt beiden Teilen die tägliche Löſung des Verhältniſſes ge- 
ſtattet. In anderen Fällen wird das Verhältnis nach vorauf⸗ 
gegangener Kündigung gelöſt; die Kündigung darf nur zur Auf⸗ 
löſung an einem Monatserſten erfolgen; die Kündigungsfriſt tft 
für beide Teile gleich und beträgt bei Bureauvorſtehern mindeſtens 
einen Monat, bei den anderen Angeſtellten mindeſtens zwei 
Wochen. Hierdurch werden die geſetzlichen Entlafſungsgründe, 
die gemäß der Gewerbeordnung analog Platz greifen, nicht be⸗ 
rührt. Nach erfolgter Kündigung iſt dem Angeſtellten angemeſſene 
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freie Zeit zum Aufſuchen einer neuen Stelle bis zur Erlangung 
einer ſolchen zu gewähren. 5 

4. Urlaub. Während der Gerichtsferien erhalten die 
Bureauvorſteher mindeſtens zwei Wochen, die anderen Angeſtellten 
mindeſtens eine Woche Urlaub. 

5. Schulbeſuch. Zum Beſuch einer Fach- bezw. Fort⸗ 
bildungsſchule iſt dem Angeſtellten unter 18 Jahren die er⸗ 
forderliche freie Zeit zu gewähren. 

Dieſe Vorſchläge wurden jedoch in der ordentlichen Sitzung 
des Anwaltvereins vom 22. Januar 1897 mit Ausnahme des 
Verbots der ſonntäglichen Arbeit ſämtlich mit etwa Zweidrittel⸗ 
majorität abgelehnt — die Anwaltſchaft war, wie Herr Juſtiz⸗ 
rat Max Jacobſohn⸗Berlin, der damalige Vorfitzende der 
Kommiſſion und jetzige Vorſitzende des Berliner Anwaltvereins, 
in der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 1901 S. 82 ausführte, „für 
den ſozialen Gedanken, der in den Vorſchlägen lag, noch nicht 
reif“. — 

Die Berliner Anwaltſchaft wird in der am 21. April 1904 
ſtattfindenden ordentlichen Vereins verſammlung ſich darüber zu 
äußern haben, ob ſie gegenüber den Forderungen der Berliner 
Bureauangeſtellten auf ihrem ablehnenden Standpunkt verharren 
will. Mittels Geſuches vom 23. Januar 1904 haben ſich 
ſämtliche fünf in Berlin beſtehenden Anwaltsbureau⸗Beamten⸗ 
vereine unter Beifügung eines „Regulativs zur Regelung der 
Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe der Bureauangeſtellten der Berliner 
Rechtsanwälte und Notare“ an den Vorſtand des Berliner 
Anwaltvereins mit dem Erſuchen gewandt, mit ihnen, als den 
Vertretern der geſamten Berliner Berufsangehörigen, zwecks Ab⸗ 
ſchluſſes eines korporativen Arbeitsvertrages auf der Grundlage 
der in dem Regulativ formulierten Grundſätze in Unterhandlung 
zu treten. Dieſes Regulativ ſtellt im weſentlichen folgende 
Forderungen auf: 

1. Mit den Lehrlingen iſt ein ſchriftlicher Lehrvertrag 
abzuſchließen, deſſen Beſtimmungen von einer zu gleichen Teilen 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu bildenden Kommiſſion 
feſtgeſetzt werden ſollen. Die Lehrzeit beträgt mindeſtens 2, 
höchſtens 3 Jahre. Als Lehrlinge gelten die Angeſtellten unter 
17 Jahren, die ihre Lehrzeit noch nicht beendet haben, und alle 
älteren Angeſtellten, über deren Arbeitsverhältniſſe Lehrverträge 
aufgenommen werden. Die Lehrlinge find zum Beſuch der 
Fortbildungs⸗ bzw. Fachſchule zu verpflichten. Die dazu er⸗ 
forderliche Zeit iſt ihnen während der Dienſtſtunden zu gewähren. 
In keinem Bureau dürfen mehr als zwei Lehrlinge gehalten 
werden. Werden in einem Bureau nur drei oder weniger nicht 
in einem Lehrlingsverhältniſſe ſtehende Perſonen beſchäftigt, ſo 
darf nur ein Lehrling gehalten werden. 

2. Das monatliche Mindeſtgehalt beträgt bei Lehrlingen 
in den einzelnen Lehrjahren abgeſtuft 25 bis 50 Mark, bei 
Gehilfen bis zu 17 Jahren 60 Mark, bis zu 21 Jahren 
75 Mark, bei älteren Gehilfen 100 Mark; bei Bureauvorſtehern 
bis zum zurückgelegten 25. Lebensjahre 125, ſonſt 150 Mark. Für 
Angeſtellte, welche an der Schreibmaſchine oder mit Stenographieren 
beſchäftigt werden, ſollen ſich die Mindeſtſätze um 25 Prozent er- 
höhen. Die Gehaltzahlung ſoll halbmonatlich erfolgen; etwaiges 
Krankengeld darf vom Gehalt nicht in Abzug gebracht werden. 

3. Die tägliche Arbeitszeit beträgt höchſtens 8 Stunden; 
an Sonn- und Feiertagen herrſcht vollſtändige Arbeitsruhe. 
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Auch an Werktagen find Überſtunden möͤglichſt zu vermeiden; 
Angeſtellte unter 17 Jahren und Lehrlinge dürfen zu Überftunden- 
arbeit überhaupt nicht zugelaſſen werden. Überſtundenarbeit iſt 
zu bezahlen, und zwar bei Bureauvorſtehern mit mindeftens 
1,25 Mark, bei Gehilfen mit mindeſtens 0,75 Mark für die 
Stunde. 

4. Die Kündigungsfriſt beträgt mindeſtens einen Monat 
zum Kalendermonatsende. Entgegenſtehende Vereinbarungen find 
nichtig. Vom Augenblicke der Kündigung ab find dem An- 
geſtellten bis zur Annahme eines neuen Arbeitsverhältniſſes 
außer den üblichen Pauſen täglich mindeſtens 2 freie Stunden 
zum Aufſuchen einer neuen Stellung zu gewähren. Die Aus⸗ 
wahl der Tageszeit, in welche dieſe Stunden fallen, liegt dem 
Angeſtellten ob. Jedem Angeſtellten iſt während der Gerichts⸗ 
ferien ein mindeſtens 14 tägiger Ferienurlaub unter Fortzahlung 
des Gehalts zu gewähren. 

5. Die Bureauräume müſſen den geſundheitlichen An- 
forderungen entſprechend einen Luftraum von mindeftens 15 cbm 
für jeden Angeſtellten enthalten, auch muß für genügende Luft⸗ 
und Lichtzuführung und ordnungsmäßige Aborträume geſorgt 
ſein. Schreibmaſchinen find möglichſt in beſonderen Räumen 
aufzuſtellen. 

6. Es iſt ein paritätiſcher Arbeitnachweis einzuführen, 
der unter Aufficht der unter Nr. 1 erwähnten Kommiſfion 
geſtellt wird, wie überhaupt dieſe Kommiſſion berufen ſein ſoll, 
alle Streitigkeiten auf Grund des Regulativs zu entſcheiden. 

Dieſe Vorſchläge gehen nicht unerheblich über das Maß 
deſſen hinaus, was die Kommiſfion des Berliner Anwaltvereins 
im Jahre 1896 für angemeſſen erachtet hat, und es wird ſich 
ſelbſt bei denjenigen, die im ganzen genommen den Be⸗ 
ſtrebungen der Bureauangeſtellten auf Beſſerung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage volle Sympathie entgegenbringen und ſie 
hierbei zu unterſtützen bemüht find, in der Tat darum handeln, 
im Intereſſe des erſtrebenswerten Zieles in dieſem oder jenem 
Punkte eine Anderung der Vorſchläge herbeizuführen. Zu 
beachten iſt indes hierbei, daß dieſe Anforderungen zur Zeit 
nicht bloß, wie im Jahre 1896, von dem politiſch radikalen 
Flügel der Berliner Bureauangeſtellten erhoben werden, ſondern 
daß ſämtliche Bureauangeſtellten⸗Vereinigungen Berlins oh ne 
Rückſicht auf die politiſche Stellung ihrer Mitglieder, 
— und es find, wie erflärlich, auch bei den Bureauangeſtellten 
alle politiſchen Parteien vertreten — dieſe Anforderungen 
ſtellen. Das iſt ein Moment, welches bei der Erwägung der 
Vorſchläge der Bureauangeſtellten nicht unterſchätzt werden darf. 

Daß die geſtellten Forderungen im weſentlichen begründet 
And, iſt für mich nicht zweifelhaft. Das Lehrlingsweſen liegt 
in unſeren Bureaus ganz beſonders im argen. Für eine 
ordnungsmäßige Ausbildung der Lehrlinge wird im all- 
gemeinen nicht geſorgt. Sie werden hauptſächlich mit Boten⸗ 
gängen, Aktenheften, Ausſuchen der Akten aus den Regalen uſw. 
beihäftigt und nur in geringem Maße für den von ihnen er⸗ 
wählten Beruf vorbereitet. Der Anwalt hat in der Regel keine 
Zeit, und der Bureauvorſteher nimmt ſich gewöhnlich nicht 
die Zeit, den Lehrling in denjenigen Arbeiten zu unterweiſen, 
welche für ſein ſpäteres Fortkommen von Bedeutung find. 
Andererſeits findet in den Anwaltsbureaus im allgemeinen eine 
zuweitgehende Beſchäftigung jugendlicher Perſonen ſtatt, und 
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zwar im Intereſſe der Erſparnuis höherer Löhne, auf welche 
ältere Angeſtellte Anſpruch machen oder machen müſſen, ſodaß 
dieſe ſich anderen Berufen zuwenden müſſen oder brotlos werden. 

Nach der Statiſtik der Ortskrankenkaſſe der Berliner 
Bureauangeſtellten haben von 1934 verſicherten Bureau ⸗ 
angeftellten nur 354 ein Gehalt von über 100 Mark, 
666 ein Gehalt von 50— 100 Mark und 914 ein Gehalt von 
weniger als 50 Mark bezogen, und unter dieſen 914 haben ſich 
ſogar gegen 200 Perſonen von 20 bis 50 Jahren und darüber 
befunden. Das find ſo troſtloſe Verhältniſſe, wie ſie in keinem 
anderen Berufe beſtehen. Wenn dem entgegengehalten wird, 
daß die bei uns in Beſchäftigung tretenden jungen Leute gar 
nicht die Abſicht haben, die Beſchäftigung bei uns als ihren 
Lebensberuf anzuſehen, vielmehr nur bezwecken, bei uns die 
notwendige Vorbildung zu erlangen, um in anderen Berufen, 
im Kommunaldienſt, bei Verſicherungsgeſellſchaften uſw. An⸗ 
ſtellung zu finden, jo liegt hierin der größte Vorwurf gegen 
die bei uns beſtehenden Loͤhnungsverhältniſſe. Denn dieſe 
müſſen derart fein, daß der Angeſtellte auch bei uns ein feinen 
Leiſtungen und ſeinen Exiſtenzanſprüchen entſprechendes Gin⸗ 
kommen findet. — Die geringe Entlohnung der Kanzliſten iſt 
mitunter damit begründet worden, daß von ihnen eine 
beſondere eigenartige Fertigkeit nicht verlangt werde, vielmehr 
die allgemeine Schulbildung genüge, um die an den Kanzliſten 
geftellten Anforderungen zu befriedigen. Das iſt unzutreffend. 
Erft nach jahrelanger Übung wird der Kanzliſt dasjenige 
leiſten, was der Anwalt von ihm erfordern muß. Aber ſelbſt 
wenn jene Annahme richtig wäre, ſo ergibt ſchon die oben 
erwähnte Statiſtik, daß im allgemeinen die Lohnverhältniſſe 
unferer Kanzliſten ſchlechter find, als die Lohnverhältniſſe auch 
nur der ſogenannten ungelernten Arbeiter. Es mag ſein, 
daß die ſchematiſche Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen nach 
den Altersſtufen im einzelnen Falle Härten zur Folge 
haben kann, inſofern Angeſtellte hoͤheren Alters wegen 
mangelhafter Leiſtungen Beſchäftigung in Anwaltsbureaus 
nicht werden finden können; aber die Intereſſen der Einzelnen 
müſſen zurücktreten, wenn es fi um die notwendige Förderung 
begründeter Intereſſen der Geſamtheit handelt, und, wie der 
Abgeordnete Kollege Dr. Bachem im preußiſchen Landtage am 
18. Februar d. J. bei der Debatte über die Ruhezeit der Gaſtwirts⸗ 
gehilfen zutreffend bemerkte: „um eine gewiſſe Schabloniſierung 
kommt man in der Sozialreform überhaupt nicht herum.“ 
Übrigens beſteht auch in dem Buchdruckertarife, welcher auf 
den Vereinbarungen der Buchdruckerprinzipale und der Buchdrucker⸗ 
gehilfen beruht, in gewiſſem Grade eine derartige Abſtufung 
der Löhne nach Altersgrenzen, und ſie hat dort zu Bedenken 
keine Veranlaſſung gegeben. 

Beſondere Anerkennung verdient der Vorſchlag der Angeſtellten⸗ 
vereine, daß Maſchinenſchreiber und Stenographen einen höheren 
Lohn erhalten ſollen. Denn da bekanntlich als foldhe haupt⸗ 
ſaͤchlich Damen beſchäftigt werden, haben bei dieſer Anforderung 
die Bureauangeſtelltenvereine eine Objektivität in der Bewertung 
der Tätigkeit der einzelnen Angeſtellten dargetan, wie fie jelbft 
in den hoͤheren Berufen leider wenig zu finden ſein dürfte. 

Die Erfahrungen derjenigen Kollegen, die in ihren Bureaus 
einen achtſtündigen Arbeitstag bereits eingeführt haben, ſind im 
allgemeinen derartig günſtig, daß die grundſätzliche Einführung 
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des achtſtündigen Arbeitstages nur empfohlen werden kann. Unter 
dieſen Umſtänden erſcheinen auch die Vorſchläge über die 
Zuläſſigkeit der Uberſtundenarbeit und ihre Bezahlung prinzipiell 
angemeſſen. Ebenſo wird man gegen die Gleichſtellung der 
Bureauangeſtellten mit den Handlungsgehilfen bezüglich der 
Kündigungsfriſt nichts einzuwenden haben. Beſonders zu begrüßen 
iſt die vorgeſchlagene Errichtung eines paritätiſchen Arbeit⸗ 
nachweiſes, der vornehmlich geeignet iſt, den Beruf der Anwalts- 
angeſtellten von unſauberen Elementen zu befreien und den Anwälten 
gutes Bureauperſonal zuzuführen. Selbſtverſtändlich iſt — dies möge 
gegenüber geltend gemachten Bedenken betont werden — kein 
Arbeitgeber gezwungen, denjenigen Angeſtellten, der ihm vom 
Arbeitsnachweis empfohlen wird, anzuſtellen; vielmehr ſteht ihm 
die Auswahl unter den Arbeitsbewerbern frei. Die Be⸗ 
auffichtigung des Arbeitnachweiſes durch eine zu gleichen Teilen 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern beſtehende Kommiſſion und 
die Schlichtung von Streitigkeiten, die auf dem Boden des 
Regulativs erwachſen können, durch dieſe Kommiſſion geben eine 
Gewähr dafür, daß das Regulativ den beiderſeitigen Intereſſen 
zu dienen und unangenehme Differenzen zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, wie fie in anderen Berufen häufig find, zu 
beſeitigen geeignet ſein wird. 

In der Sitzung des Berliner Anwaltvereins vom 17. März 
dieſes Jahres, in welcher das vorgeſchlagene Regulativ bereits 
einer Erörterung unterzogen worden iſt, wurde von einem ſehr 
angeſehenen Kollegen geltend gemacht, daß die Annahme des 
Regulativs durch den Berliner Anwaltverein, wie überhaupt der 
Abſchluß eines auf dem prinzipiellen Boden des Regulativs 
ſtehenden korporativen Arbeitsvertrages mit den Angeſtellten die 
Würde des Anwaltſtandes verletze, da der Anwalt ſich von den 
Angeſtellten nicht ſagen laſſen dürfe, was der Wahrung der 
Würde ſeines Standes angemeſſen ſei, vielmehr dies aus eigenem 
Antriebe tun müſſe; über das, was ſeiner Würde angemeſſen 
ſei, hätten die Vorſtände der Anwaltkammern und in letzter 
Linie der Ehrengerichtshof für deutſche Rechtsanwälte zu ent⸗ 
ſcheiden, nicht aber der mit den Angeſtellten abgeſchloſſene 
korporative Arbeitsvertrag. Ich halte dieſes Bedenken für un⸗ 
zutreffend. Der vorgeſchlagene korporative Arbeitsvertrag be⸗ 
einträchtigt das Auffichtsrecht der Kammervorſtände und 
die Judikatur der anwaltlichen Ehrengerichte in keiner Weiſe, 
während er andererſeits zur ſachgemäßen Beurteilung der 
Arbeitsverhältniſſe unſerer Bureauangeſtellten durch dieſe Be⸗ 
hörden einen im Intereſſe des Anwaltſtandes und der wirt⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz der Bureauangeſtellten nicht zu unter⸗ 
ſchätzenden Anhalt gewährt. Ohne korporativen Arbeitsvertrag 
werden ſich die Mißſtände, die in einem nicht unerheblichen 
Teile von Anwaltsbureaus in bezug auf die Lohn- und Arbeits- 
verhältniſſe der Angeſtellten eriftieren, nicht beſeitigen laſſen. 
Denn die Kammervorſtände und Ehrengerichte haben nur 
Gelegenheit, gegen ſolche Mißſtände einzuſchreiten, welche zu 
ihrer Kenntnis kommen, richtiger, zu ihrer Kenntnis offiziell 
gebracht werden, und die in derartigen Bureaus beſchäftigten 
Angeſtellten befinden ſich regelmäßig in einer ſo großen wirt⸗ 
ſchaftlichen Abhängigkeit, daß ſie ſelbſt ſolche Mißſtände nicht 
zur Anzeige zu bringen wagen können, auch dies, nachdem ſie 
bereits aus den betreffenden Anwaltsbureaus geſchieden find, 
unterlaſſen, weil fie die oft nicht unbegründete Beſorgnis haben, 
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daß fie infolge derartiger Anzeigen ihre neue Stellung verlieren 
und ihr weiteres wirtſchaftliches Fortkommen erſchweren, wenn 
nicht unmöglich machen können. Selbſtverſtändlich kann gegen 
keinen Anwalt ein Zwang ausgeübt werden, dieſem korporativen 
Arbeitsvertrage beizutreten. Wer freilich Mitglied des Anwalt⸗ 
vereins iſt, kann durch das Vereinsſtatut verpflichtet werden, 
den Vertrag zu beachten, und wer nicht Vereinsmitglied iſt, 
kanninſoweit indirekt zur Innehaltung des Regulativs veranlaßt 
werden, als für die Verbreitung des Regulativs durch die Fach⸗ 
zeitungen der Anwälte und Bureauangeſtellten, ſowie durch 
Aushang desſelben in den Bureaus der Vereinsmitglieder geſorgt 
würde, und ee von der Benutzung des paritätiſchen Arbeits- 
nachweiſes ausgeſchloſſen würde. 

Wer die ſegensreiche Wirkung des von den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern im Buchdruckgewerbe abgeſchloſſenen Tarif⸗ 
vertrags kennt, wird das Zuſtandekommen eines korporativen 
Arbeitsvertrages zwiſchen den Anwälten und ihren Bureau- 
angeſtellten dringend herbeiſehnen. Daß wir Gewerbetreibende 
nicht ſind und nicht ſein ſollen, ſteht dem Vertragsabſchluſſe um 
ſo weniger entgegen, als wir, gerade weil wir nicht Gewerbe⸗ 
treibende ſein ſollen, erſt recht die Verpflichtung haben, für das 
wirtſchaftliche Wohlergehen unſerer Angeſtellten zu ſorgen. 
Es wäre im Intereſſe des Anwaltſtandes innig zu wünſchen, 
daß er aus freien Stücken ſich gewillt zeigt, eine Beſſerung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Bureauangeſtellten herbeizuführen, 
und nicht erſt, wie bei der Krankenverſicherung der Angeſtellten 
das Einſchreiten des Geſetzgebers abwartet. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. März bis zum 
2. April 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. E. G. Art. 170, 88 259 — 261 B. G. B. Was gehört 
zum Erfüllungsgeſchäft ?! 

Allerdings iſt das Recht des B. G. B. für die Erfüllungs⸗ 
geſchäfte maßgebend, auch wenn es ſich um die Erfüllung alt⸗ 
rechtlicher Schuldverhältniſſe handelt. Allein zum Erfüllungs⸗ 
geſchäft gehört nur die Art und Weiſe, wie geleiſtet werden 
muß, nicht der Inhalt deſſen, was zu leiſten iſt. Zu dem Inhalt 
der Leiſtung aber iſt, wenn dieſe auf Auskunftserteilung und 
deren eidliche Beſtärkung geht, das Maß der Eidespflicht zu 
rechnen (vergl. auch Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. VI, 
Einführungsgeſetz Art. 170 Anm. 9a; Niedner, Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 2. Aufl. S. 333). Die 
Frage, ob und wie Bekl. die geforderte Auskunft über den 
Stand des Vermögens des Vaters zur Zeit des Todes der 
Mutter erteilen müſſen, iſt daher, da es ſich um eine Ver⸗ 
pflichtung handelt, die vor dem Inkrafttreten des B. G. B. ent- 
ſtanden ſein ſoll, in beiden Beziehungen nach den Vorſchriften 
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der Preuß. Allgem. Gerichtsordnung (§ 32, 33 Tl. 1 Tit. 22) 
zu beantworten. H. c. F., U. v. 29. Febr. 04, 320/03 IV. 
— Königsberg. | 

2. 88 119, 121 B. G. B. Der Anfechtungsgegner hat 
zu beweifen, daß und wann der Anfechtende vom Anfechtungs- 
grunde Kenntnis erhalten hat.] 

Sind die Vorausſetzungen des §8 119 des B. G. B. an 
ſich gegeben, jo wird die hiernach begründete Anfechtung aus⸗ 
geſchloſſen, wenn fie nicht ohne ſchuldhaftes Zögern (unverzüglich) 
im Sinne des 58 121 des B. G. B. erfolgt iſt. Demgemäß 
liegt es dem Anfechtungsgegner ob, darzutun und zu beweiſen, 
daß und wann der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungs⸗ 
grunde Kenntnis erhalten hat. (Planck, Bürgerliches Geſetzbuch, 
II. Auflage, Bd. I S. 172 Note 4; Endemann, Lehrbuch des 
Bürgerlichen Rechts, 8. Auflage, Bd. 1 S. 352 Note 37.) 
In dieſer Beziehung fehlt es allerdings an einer ausdrücklich 
mit bezug auf 8 121 des B. G. B. hierauf gerichteten Partei⸗ 
behauptung. Der Einwand der Verſäumnis der Jahresfriſt des 
§ 124 des B. G. B. ſchließt aber im vorliegenden Falle den 
Einwand der Nichtrechtzeitigkeit im Sinne des § 121 des B. G. B. 
in id. L. c. H., U. v. 7. März 04, 511/03 VI. — Nürnberg. 

3. 88 126, 766 B. G. B. verb. mit 88 416, 439, 440 
Z. P. O. Ausſtellung einer Bürgſchaftsurkunde in der der 
Name des Gläubigers noch fehlt. Was bedeutet: „Unterſchrift“ 71 

Die Bürgſchaft erfordert einen Vertrag zwiſchen dem Bürgen 
und dem Gläubiger; ein Verſprechen dem Schuldner gegenüber, 
daß man für ſeine Schuld aufkommen wolle, iſt keine Bürg⸗ 
ſchaft. Wohl aber kann der Bürgſchaftsvertrag in der Weiſe 
zuſtande kommen, daß der Bürge eine Bürgſchaftsurkunde dem 
Schuldner oder einem Dritten, der als Vermittler dient, über- 
gibt, damit dieſe einen Gläubiger erſt aufſuchen, und dem ge⸗ 
fundenen die Urkunde aushändigen. In der Ausfolgung der 
Urkunde an den Schuldner oder den Dritten liegt alsdann, wie 
das B. G. zutreffend angenommen hat, die Ermächtigung für 
dieſe, im Namen des Bürgen mit dem Gläubiger den Bürg⸗ 
ſchaftsvertrag abzuſchließen, und mit der Empfangnahme der 
Urkunde ſeitens des Gläubigers, die zugleich die Annahme⸗ 
erklärung des letzteren darſtellt, kommt der Vertrag zuſtande 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 348, Bd. 31 
S. 266, Dernburg, Bürgerl. Recht, Bd. II? S. 344, Crome 
Syſtem Bd. 2 S. 871 f. und N. 36). Zur Gültigkeit des 
Bürgſchaftsvertrages iſt nun nach 8 766 des B. G. B. ſchrift ⸗ 
liche Erteilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich. Nicht der 
Vertrag, aber die Verpflichtungserklärung des Bürgen bedarf 
der Beurkundung, die Annahme der Erklärung durch den 
Gläubiger kann formlos erfolgen. Was zur ſchriftlichen Form 
gehört, beſtimmt § 126 des B. G. B., wonach, wenn durch 
Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben ift, die Urkunde von dem 
Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift oder mittels 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet 
werden muß. Die Namensſchrift des Ausſtellers auf der Urkunde 
muß alſo Unterſchrift ſein, unter der Urkunde ſtehen, ihren 
Inhalt der äußeren Erſcheinung nach decken. Daß der Text 
der Erklärung von dem Ausſteller geſchrieben ſei, iſt dagegen 
nicht erfordert, und ebenſowenig iſt vorgeſchrieben, daß die Unter. 
ſchrift erſt unter den fertigen Text geſetzt werden dürfe. In 
Bd. 27 S. 269 der Entſch. führt das R. G. aus, daß 
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das Wort „Unterſchrift“ in §8 116 Teil I Tit. 5 des A. L. R. 
nichts anderes als „Namens ſchrift“ bedeute, und der Geſetzgeber 
von dem regelmäßigen Falle, daß der Vertrag vor der Unter⸗ 
ſchrift fixiert wird, ausgegangen ſei; er habe aber nicht dem 
Verkehre die Schranke auferlegen wollen, daß dieſes Verfahren 
unbedingt beobachtet werden müſſe; dem Erforderniſſe der Schrift⸗ 
form werde auch genügt, wenn die Unterſchrift, das geſetzliche 
Kennzeichen der Perfektion des Vertrages, vorangehe, und es 
könne den Vertragſchließenden überlaſſen werden, gemeinſchaftlich 
oder durch einen von ihnen oder durch einen Dritten den ver⸗ 
abredeten Inhalt des Vertrages über die Namensunterſchrift zu 
ſezen und damit den Vertrag zu einem ſchriftlichen zu machen. 
Dieſer Standpunkt iſt auch für die Auslegung des B. G. B. 
als der richtige zu erachten. (Wird unter Hinweis auf 88 416, 
439, 440 der Z. P. O. und die Motive zum B. G. B. weiter 
ausgeführt.) T. c. H., U. v. 18. Febr. 04, 172/03 VI. — 


Frankfurt. 


4. 8 133 B. G. B. Konkurrenzklauſeln unterliegen den 
gewöhnlichen Vertrags ⸗Auslegungsregeln.! 

Wenn geltend gemacht wird, daß Konkurrenzklauſeln als 
Einſchränkungen der Gewerbefreiheit eng und nicht über den 
Wortlaut hinaus auszulegen ſeien, ſo kann das nicht als richtig 
anerfannt werden. Das B. G. B. bietet keinen Anhalt dafür, 
daß die Zuſage der Konkurrenzenthaltung, die beim Verkaufe 
eines Geſchäfts vom Verkäufer dem Käufer gegeben wird, nach 
andern Regeln auszulegen ſei, als andere Verträge. Vielmehr iſt 
auch bei einem ſolchen Vertrage nach § 133 der wirkliche Wille 
zu erforſchen und nicht am buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu 
haften. K. c. B., U. v. 24. Febr. 04, 285/03 I. — Dresden. 

5. 58 139, 154, 155, 320, 322 B. G. B.; § 313 Ziffer 4 
3. P. O. Heilung aller Beſtimmungen eines formloſen Grund⸗ 
ſtuͤckzvertrages, auch der mündlichen Nebenabrede, durch Auf⸗ 
laſſung und Eigentumsübertragung.] 

Das angefochtene Urteil beruht im weſentlichen auf den 
Erwägungen, daß die zwiſchen L. und den Bekl. geſchloſſenen 
Veräußerungsverträge mangels gerichtlicher oder notarieller Be⸗ 
urkundung ungültig ſeien und daß die heilende Kraft der Auf- 
lafſung und Eigentumseintragung für die zu § 7 des Kaufs⸗ 
vertrags L.-L. angeblich getroffenen mündlichen Nebenabreden 
deshalb nicht in Frage komme, weil dieſer § 7 mit dem übrigen 
Tauſchvertrag inhaltlich nicht zuſammenhänge, vielmehr als felbft- 
ſtändiger Nebenrertrag anzuſehen ſei. Dieſe letzte Entſcheidung 
kann als einwandfreie Vertragsauslegung nicht betrachtet werden, 
denn ſie verſtößt zunächſt als überhaupt nicht begründet gegen 
§ 313 Ziffer 4 3. P. O., verletzt ſodann aber auch die Rechts- 
grundſätze üter Einheitlichkeit der Verträge. Schon äußerlich 
bildet der mitten im Vertrage ſtehende § 7 einen Vertrags- 
abſchnitt ſo gut wie jeder andere der elf Paragraphen, aber auch 
feinem Inhalt und Sinne nach gehört er untrennbar zum Ver⸗ 
trage. Durch dieſen haben die Eheleute L. ihr ganzes Grund- 
beſitztum an den Kl. abgetreten, fie durften und wollten aber 
dabei den Bekl., die durch, wenn auch wegen Formmangels un⸗ 
gültige, Vertrage Trennftücke erworben hatten, die Vertrags- 
treue halten, um gleichzeitig ſich ſelbſt dadurch vor Angriffen 
und Beſchwerden der Bekl. zu ſchützen. Aus den Vorſchriften 

des B. G. B. über Rechtsgeſchäfte und Verträge, insbeſondere 
aus den 88 139, 154, 155, 320, 322 daſelbſt geht hervor, 
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daß im Zweifel alle Beſtimmungen eines Vertrages als zuſammen⸗ 
gehöriges Ganzes zu betrachten find und daß beſondere Umſtände 
vorliegen müſſen, um eine Ausnahme von dieſem Grundſatze zu 
begründen. Solche beſondere Umſtände ſind aber hier nicht 
gegeben. Bildete aber der § 7 einen untrennbaren Vertragsteil, 
ſo konnte er, wenn unvollſtändig, durch mündliche Nebenabreden 
ergänzt und zuſammen mit dieſem durch hinzukommende Auf⸗ 
laſſung und Eigentumseintragung nach § 313 B. G. B. geheilt 
werden. Hier geht die Behauptung der Bekl. dahin, daß dem 
beſtrittenem Paragraphen 7 eine mündliche Verabredung zu⸗ 
grunde lag, wonach dem Kl. der Inhalt der zwiſchen ihnen 
und den Eheleuten L. formlos geſchloſſenen Kaufverträge genau 
bekannt gegeben und vereinbart war, daß beſtimmte Liegenſchaften 
an ſie als beſtimmte Perſonen zu beſtimmten Preiſen vom Kl. 
aufgelaſſen werden ſollten. Iſt dies richtig — und das Gegen- 
teil ſteht zur Zeit keineswegs feſt —, dann hat es die Bedeutung, 
daß durch die zwiſchen den L.ſchen Eheleuten und dem Kl. 
erfolgten Auflaſſungen und Eigentumseintragungen im Grund⸗ 
buch die mündliche Nebenabrede geheilt und ebenſo gültig gemacht 
wurde, als wäre ſie notariell verbrieft. Dann aber wäre der 
Kl. den Eheleuten L. gegenüber verpflichtet, die beſtrittenen 
Grundſtücke den Bekl. aufzulaſſen. In dieſem Sinne hat der 
erkennende Senat ſchon nach altem Recht einen ähnlichen Fall 
entſchieden, und es liegt kein Grund vor, nach 8313 B. G. B. 
anders zu urteilen. (Vergl. Urt. des R. G. V 318/1889 vom 
15. März 1890. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht I S. 345 c.) 
Die L.ſchen Eheleute haben ihre Rechte aus 8 7 des Tauſch. 
vertrags, wie feſtſteht, gültig an die Bekl. abgetreten, weshalb 
dieſe nun an ihrer Stelle jedenfalls äußerlich klageberechtigt ſind, 
ohne daß unterſucht zu werden braucht, ob ſie nicht vielleicht 
auch ohne ſolche Rechtsübertragung als „Dritte“, zu deren 
Gunften § 7 vereinbart iſt, unmittelbar klagen könnten. Wegen 
Nichtanwendung vorſtehender rechtlicher Erwägungen muß das 
B. U. aufgehoben und die Sache zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung an das B. G. zurückverwieſen werden. 
O. u. L. c. L., U. v. 5. März 04, 371/03 V. — Kiel. 

6. § 223 Abſ. 2 B. G. B. Kauf zur Sicherung. 
Übergabe.] 

Der Kl. v. M beteiligte ſich 1893 bei dem Handelsgewerbe 
des H. mit einer Einlage von 28 000 Mark gegen 15 Prozent 
vom Reingewinn, mindeſtens von 4 Prozent der Einlage. H. 
verkaufte ihm ein Krangerüſt mit Dampfkran — der Kaufpreis 
ſollte durch die Einlage gedeckt fein —, erkannte an, dieſe Gegen- 
ſtände namens des Kl. zu beſitzen und erhielt dieſe zur un⸗ 
entgeltlichen Benutzung überlaſſen. 1900 wurde Kran und 
Gerüft verkauft, bezw. verändert, ein anderer angeſchafft und 
vereinbart, daß das neue Vertragsverhältnis an Stelle des alten 
treten ſolle. Bekl. ließ 1901 Kran und Gerüſt pfänden und 
v. M. erhob Eigentumsklage. Das L. G. wies ab; das O. L. G. 
verurteilte und die Reviſion wurde zurückgewieſen. Die Be 
teiligung am Gewinne macht das Abkommen nicht zu einem 
Geſellſchaftsvertrage; fie gibt nur dem Geſchäft das Gepräge 
des ſogenannten partiariſchen Darlehns (Eniſch. des R. G. 
Bd. 20 S. 163, Bd. 31 S. 33; Crome, partiariſche Rechts- 
geſchäfte, 8 54 S. 374 ff.). Von der Annahme eines Darlehns 
aus konnte der B. R. ferner ohne rechtlichen Verſtoß dazu ge⸗ 
langen, den Vertrag vom 31. Mai 1893 als eine Sicherheits- 
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übereignung zu kennzeichnen, mithin als ein fiduziariſches 
Geſchäft, mittels deſſen pfandrechtliche Zwecke durch Einräumung 
des Eigentums erreicht werden ſollten. Die Gültigkeit der⸗ 
artiger Geſchäfte iſt nach früherem gemeinen Rechte nicht be⸗ 
zweifelt worden (Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 173 ff., Bd. 13 
S. 200 ff., Bd. 26 S. 180 ff.). Sie war auch für das Gebiet 
des A. L. R. nicht zu beanſtanden (Förſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht, 7. Aufl. Bd. 3 § 190 Anm. 27), und daß ihr das 
B. G. B. nicht entgegenfteht, folgt aus § 223 Abſ. 2, in 
welchem ausdrücklich von der Übertragung eines Rechtes zur 
Sicherung eines Anſpruchs die Rede iſt (vergl. Planck, 3. Aufl. 
Anm. 3 zu § 223 des B. G. B.). Es kommt nur darauf an, 
daß der Wille der Vertragſchließenden ernſtlich auf die Über- 
tragung des Eigentums gerichtet iſt. Diet erachtet der B. R. 
auf Grund der Ausſage des Schuldners H. für erwieſen. Mit 
der Annahme eines Kaufes unter Aufrechnung des Preiſes mit 
der Darlehnsforderung des Käufers iſt der auch vom B. R. be⸗ 
tonte Umſtand nicht recht verträglich, daß die Darlehnsſchuld 
ſamt der Verzinſungspflicht fortbeſteht. Im Vertrag iſt auch 
nur von der Deckung des Preiſes durch das Darlehn die 
Rede. Ferner iſt nicht bloß ein Rückkaufsrecht, ſondern eine 
Rückkaufspflicht dergeſtalt bedungen, daß „beim Ablauf des 
Geſellſchaftsverhältniſſes“, d. h. bei Fälligkeit des Darlehns der 
Schuldner H. verbunden iſt, die Gegenſtände für 28 000 Mark 
wiederzuerwerben. Die Parteien haben alſo anſcheinend nicht 
eigentlich an den Abſchluß eines Kaufvertrages, als daran ge⸗ 
dacht, die Wiedereinlöſung der fiduziariſch übereigneten Sachen 
näher zu regeln. Eine weitere Erörterung dieſer Fragen er⸗ 
übrigte ſich indeſſen. In Betracht kommt für den gegenwärtigen 
Prozeß nur die dingliche Seite des Geſchäfts, und dieſe wird 
durch die Ausgeſtaltung der obligatoriſchen Verhältniſſe der 
Parteien untereinander inſofern nicht beeinflußt, als der Wille, 
Eigentum zu übertragen und zu erwerben, auch oder erſt recht 
mit der vom Wortlaute des Vertrages abweichenden Auffaſſung 
vereinbar iſt, daß kein Kauf, ſondern ſchlechthin eine Sicherheits⸗ 
übereignung beabfichtigt geweſen iſt. Die für den Eigentums 
erwerb erforderliche Übergabe durch Befitzkonſtitut hat der B. R. 
gleichfalls ausreichend feſtgeſtellt. Es war eine Leihe nach den 
88 229, 230 Tl. I Tit. 21 des A. L. R. vereinbart, alſo ein 
Rechtsverhältnis, kraft deſſen der Veräußerer auf Zeit, nämlich 
bis zur Rückzahlung des Darlehns, die zunächſt für den 
31. Dezember 1898 in Ausſicht genommen war, zum Beſitze der 
Sachen berechtigt ſein ſollte (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 35 
S. 252; R. G. bei Gruchot, Bd. 37 S. 118). Die für die 
Übertragung des Eigentums erforderliche Einigung ($ 929 des 
B. G. B.) bezüglich des neuen Krans iſt in dem von beiden 
Teilen unterſchriebenen Abkommen klar ausgeſprochen. Danach 
war der neue Kran ebenfalls dem Veräußerer geliehen und ein 
Rechtsverhältnis geſchaffen, kraft deſſen der Kl. ſogleich den 
mittelbaren Beſitz des Krans erlangte (58 930, 868 des 
B. G. B.; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 49 S. 170). D. c. v. M., 
U. v. 11. März 04, 498/03 VII. — Hamm. 

7. 58 254, 286, 651 B. G. B. verb. mit 88 374, 
377 H. G. B. Rechte des Käufers einer gelieferten Maſchine. 
Einfluß des eigenen Verſchuldens auf die Schadenforderung.!] 

In einem Vorprozeſſe war der Bekl., ein Fabrikbeſitzer, 
verurteilt worden, einen von dem Käufer gerügten Mangel an 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


einer verkauften Maſchine zu beſettigen oder eine mangelfreie 
Maſchine zu liefern. Mit der gegenwärtigen Klage verlangt 
Kl. wegen der von dem Bekl. zu vertretenden mangelhaften 
Leiſtung und das Unterlaſſen rechtzeitiger Beſeitigung des 
Mangels während der Kampagne der Stärkefabrikation Schadens 
erſatz. Der Bekl. beantragte Abweiſung der Klage; er machte 
geltend, daß die Maſchine von der Lieferung an dauernd 
betriebsfähig und der Kl. daher in der Lage geweſen ſei, den 
durch die Unterlafjung des Betriebes entſtandenen Schaden zu 
vermeiden. Das R. G. hob das die Klage abweiſende Urteil 
auf. Der B. R. geht davon aus, daß die Herſtellung einer 
vertretbaren Sache in Frage ſtand und darnach — 8 651 
Satz 1 und Satz 2 des B. G. B. — die Vorſchriften über 
den Kauf, und zwar über den Gattungskauf, Anwendung 
finden. Er nimmt weiter an, nach dem Vertrage müfle 
„ruhiger Gang“ als zugeſichert gelten, die gelieferte Maſchine 
habe inſofern dem Vertrag nicht entſprochen, als ſie bei jeder 
Kurbeldrehung einen dumpfen Schlag hören ließ, ein Mangel, 
der nach dem Ergebniſſe des erhobenen Sachverſtändigenbeweiſes 
den Wert der Maſchine minderte, ohne jedoch die Tauglichkeit 
aufzuheben. Er verneint aber, daß wegen der mangelhaften 
Leiſtung Verzug mit der Leiſtung überhaupt im Sinne des 
§ 286 des B. G. B. vorlag und auf dieſe Geſetzesbeſtimmung 
der erhobene Anſpruch auf Schadenserſatz gegründet werden 
könne, indem er ausführt: „Es müſſe mit Staub, Handelsgeſetz⸗ 
buch, Exkurs zu $ 374 Anm. 37, § 377 Anm. 3 — daran feft- 
gehalten werden, daß die Leiſtung mangelhafter Ware immer 
Leiſtung bleibe, für die die Grundſätze der Gewährleiſtung Platz 
greifen, während die Vorausſetzung des Verzugs die „Nichtleiſtung 
bis zu einem gegebenen Zeitpunkte bilde. Übrigens könne die 
Frage, ob Verzug vorliege, wenn der Käufer einer mangelhaften 
Gattungsſache Lieferung einer mangelfreien verlangt und der 
Verkäufer dem nicht genügt, oder wenn der Käufer die Ent⸗ 
gegennahme der noch nicht übergegebenen Kaufſache ablehnt, 
weil ſie mangelhaft iſt — Dernburg, Deutſche Juriſten⸗ 
zeitung 1903 Nr. 1 —, hier außer Erörterung bleiben; denn 
keiner dieſer Fälle liege vor. Die tatſächliche Übergabe der 
Kaufſache habe ſtattgefunden und der Kl. habe eine beſtimmte 
Erklärung, welches der ihm zuſtehenden Rechte er geltend machen 
wolle, alsbald nach dem 15. September 1900 nicht ab- 
gegeben, insbeſondere die Lieferung einer fehlerfreien Sache 
nicht ausdrücklich verlangt, da er die Vornahme von Verſuchen 
zur Beſeitigung des Mangels zugelafien habe.“ Entgegen der 
anſcheinend vom B. R. gebilligten Auffaſſung von Staub, 
wonach auch beim Gattungskauf die Lieferung mangelhafter 
Ware immerhin Leiſtung ſei und daher den Verzug ausſchließe, 
der Nichtleiſtung bis zu einem gegebenen Zeitpunkte vorausſetze, 
hat der erkennende Senat — Entſch. in Zivilſachen Bd. 54 
S. 81 — angenommen, daß beim Gattungskauf der Käufer, 
der behauptet, die gelieferte, noch nicht angenommene Ware ſei 
wegen Fehlens einer zugeſagten Eigenſchaft vertragswidrig, die 
Ware als Nichterfüllung zurückweiſen darf. Daraus folgt, 
daß wenn die Zurückweiſung wegen Vertragswidrigkeit berechtigt 
war, der Verkäufer, ſoweit die übrigen Vorausſetzungen 
des Schuldnerverzuges vorlagen, in Leiſtungsverzug blieb und 
daß dem Käufer bis zur Annahme der Ware die rechtlichen 
Folgen des Leiſtungsverzuges zuſtehen. In dieſem Umfange 
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ſteht der Senat auf dem Boden der vom B. R. bezogenen 
Abhandlung von Dernburg. Wenn aber der Käufer einer 
Gattungsſache nach Lieferung mangelhafter Ware dieſe als 
Nichterfüllung zurückweiſen und auf die Rechte aus dem 
Leiſtungsverzug gegen den Verkäufer zurückgreifen will, ſo muß 
das klar und unzweideutig geſchehen. 

Zwar ſpricht an ſich das B. G. B. weder vom Rechte des 
Käufers, Nachbeſſerung beanſpruchen zu können, noch von der 
Berechtigung des Verkäufers, die Gewährleiſtungsanſprüche durch 
Nachholung und Beſeitigung des Mangels abzuwenden, indeſſen 
kann es in beſonders gearteten Fällen dem Verkäufer nicht 
entzogen ſein, durch Beſeitigung des Mangels die Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche des Käufers auszuſchließen, und würde es 
gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der Käufer eine ihm 
angebotene, ſeinem rechtlichen Intereſſe vollſtändig genügende 
Nachbeſſerung ablehnte. Von dieſem nach den Vorſchriften des 
B. G. B. naheliegenden Ausgange aus iſt eine Auffaſſung des 
Verlangens des Kl. auf Beſeitigung des Mangels oder Leiſtung 
einer mangelfreien Sache wenigſtens nicht. ſchlechthin undenkbar, 
die dahin geht, dem Bekl. ſolle in dem oben dargelegten Umfange 
lediglich offen bleiben, den in dem Schreiben vom 21. September 
angeblich erhobenen und ſodann mit der Klage verfolgten 
Gewährleiſtungsanſpruch auf Lieferung einer mangelfreien 
Maſchine durch Beſeitigung des Mangels an der gelieferten 
Maſchine auszuſchließen; auf dieſem Wege konnte allerdings zur 
Annahme eines Verzugs mit Erfüllung des Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs auf Lieferung einer fehlerfreien Maſchine bis zur 
Beſeitigung des Mangels an der gelieferten Maſchine gelangt 
werden. In eine Prüfung des Tatſachenmaterials nach dieſer 
Richtung iſt der B. R. nicht eingetreten, ſie war aber nach 
Sachlage jedenfalls um deswillen geboten, weil bei Erörterung 
der Frage, ob der Schadenserſatzanſpruch des Kl. dadurch aus⸗ 
geſchloſſen ſei, daß er unterlaſſen habe, den Schaden durch 
Inbetriebnahme der Maſchine abzuwenden, dem gleichen 
Gefichtspunkte Bedeutung zukäme, inſoweit er Anlaß zu der 
Erwägung geben könnte, ob der Kl. bei ſolcher Sachlage vor 
Beſeitigung des Mangels die Inbetriebſetzung überhaupt auf 
ſeine Gefahr unterließ und ob das Unterlaſſen alsbaldiger 
Beſeitigung des Mangels nicht auf Gefahr des dazu auf⸗ 
geforderten Bekl. ging. Übrigens find auch die weiteren Aus⸗ 
führungen, mit denen der B. R. in Anwendung des § 254 
Abſ. 2 des B. G. B. zur Verneinung einer Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Kl. gelangt iſt, nicht frei von Rechtsirrtum. An 
ſich iſt zwar davon auszugehen, daß die Prüfung eines Mit- 
verſchuldens des Beſchädigten und der Tragweite dieſes Mit- 
verſchuldens dem freien Ermeſſen des Richters der Tatfrage 
unterſteht, damit iſt indeſſen eine Nachprüfung des Reviſions⸗ 
richters überall dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Urteilsgründe 
ergeben, daß der B. R. bei Anwendung ſeines Ermeſſens von 
unrichtiger Rechtsauffaſſung ausgegangen iſt oder nach ſeiner 
eigenen Darlegung erhebliche Tatſachen außer Betracht gelaſſen 
hat. So aber liegt die Sache im gegebenen Falle. Schon die 
Anwendung, die der B. R. dem an ſich nicht zu beanſtandenden 
Satze im vorliegenden Falle gibt, „es könne von dem Beſchädigten 
das verlangt werden, was er vorausſichtlich tun würde, um dem 
Schaden zu begegnen, wenn er niemanden hätte, der ihm für 
denſelben aufkommt“, iſt rechtlich nicht bedenkenfrei. Wenn er 
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nämlich ausführt, „es ſei zu prüfen, wie ſich Kl. verhalten 
hätte, wenn er ſich einem zahlungsunfähigen Verkäufer gegen- 
über befunden“, und daran die Folgerung knüpft, Kl. würde die 
objektiv betriebsfähige Maſchine in Betrieb geſetzt haben, ſo 
wird damit das Nächſtliegende, der Kl. hätte den Mangel 
beſeitigen laſſen, außer Betracht gelaſſen. Das aber hatte der 
Kl. nach ſeinem Vorbringen in den Inſtanzen mit dem Schreiben 
vom 21. September und mit der Klage im Vorprozeſſe dem 
dazu in erſter Reihe befähigten und berufenen Bekl. anheim 
gegeben. Weiterhin hatte ſich der Kl. einen ruhigen Gang der 
Maſchine durch Vertrag zufichern laſſen, und es war zu erwägen, 
ob er ſich damit nicht gegen die Gefahr geſichert hat, eine 
Maſchine mit dem hier ſtreitigen Mangel in Betrieb zu ſetzen. 
Die Tragweite dieſes Geſichtspunktes kann für die Zeit bis 
zur Beſeitigung des Mangels nicht mit der Erwägung allein 
beſeitigt werden, der Kl. habe ſchließlich die Maſchine nach 
Beſeitigung des Mangels angenommen. Insbeſondere kommt 
es aber in dem Zuſammenhange des 8 254 des B. G. B. 
darauf an, wie der Beſchädigte bona fide die Tragweite des 
Mangels und der Folgen der Inbetriebnahme auf ſeine Rechte 
aus dem Mangel beurteilen konnte, nicht darauf, wie nach dem 
jetzt feſtgeſtellten Sachverhalte die Sachlage ſich darſtellt. Dem 
wird der B. R. nicht vollſtändig gerecht, wenn er ausführt: 
„Die auf Grund der Beweisaufnahme getroffene fachliche Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Maſchine am 15. September 1900 voll 
betriebsfähig und auch daß der Betrieb mit irgend welchen 
Gefahren nicht verbunden war, müſſe der Kl. gegen fich gelten 
laſſen, und es könne nicht darauf ankommen, ob er zu der Zeit, 
als er ſeine Entſchließung über Eröffnung des Betriebes zu 
treffen hatte, ohne Verſchulden im Zweifel über dieſe Punkte 
war; denn er habe ſich ſagen müſſen, daß er die Betriebs. 
eröffnung für den Fall, daß eine ſpätere gerichtliche Entſcheidung 
fie als geboten bezeichnete, auf ſſeine Gefahr unterlaſſe.“ Auch 
dafür, daß der Bekl. ſich ungeachtet der Aufforderung, den 
Mangel zu beſeitigen, bis zur Erhebung der Klage im Vor⸗ 
prozeſſe und auch nachher völlig paſſiv verhielt und warum 
ungeachtet dieſes paſſiven Verhaltens der Kl. nach Treu und 
Glauben die Gefahr der Inbetriebnahme in vollem Umfange 
auf fich zu nehmen hatte, fehlt es an zureichender Begründung. 
Auf dem gleichen Mangel einer Nichtberüdfihtigung des 
Schreibens vom 21. September 1900 und der erwähnten 
Klageerhebung beruht auch die weitere Annahme des B. R., 
„dadurch, daß der Kl. ſich darüber nicht äußerte, welches der 
ihm zuſtehenden Rechte er geltend machen wollte, habe er dem 
Bekl. die Möglichkeit benommen, von dem Kl. zu verlangen, 
daß er die Maſchine, die eine Kampagne hindurch (ſoweit der 
fragliche Mangel in Frage ſtehe, wohl auf ſeine, des Bekl., 
Gefahr) benutze und ſo den erheblichen Schaden vermeide“. 
Soweit der B. R. das paſſive Verhalten des Bekl. nach der 
Klageerhebung im Vorprozeſſe mit der Möglichkeit einer noch⸗ 
maligen Unterſuchung in dem Rechtsſtreite über die Konventional⸗ 
ſtrafe zu rechtfertigen verſucht, iſt das wenig damit vereinbar, 
daß der Kl. ungeachtet der möglichen gleichen Nachteile in bezug 
auf den Mangel der Maſchine und ungeachtet der vertraglichen 
Zuſicherung dieſe dennoch in Betrieb ſetzen ſollte. In allen 
dieſen Beziehungen geben die Urteilsgründe zu dem Bedenken 
Anlaß, ob der B. R. den Zuſammenhang des § 254 des B. G. B. 
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und die dort geregelten Grundſätze über die Schuldausgleichung 
zureichend berüdfichtigt und insbeſondere nicht die dort gegebene 
Befugnis, den Schaden zwiſchen den Parteien zu teilen, ganz 
außer Betracht gelaſſen hat. R. c. R., U. v. 8. März 04, 
445/03 II. — Breslau. 

8. § 262 B. G. B. Unterſchied zwiſchen Gattungs⸗ und 
Alternativ⸗Schuld.] 

Die Annahme des B. G., daß die dem Kl. geſchuldete 
Leiſtung als eine alternative Verpflichtung im Sinne des § 262 
B. G. B. ſich darſtelle, kann nicht gebilligt werden, und Rehbeins 
und Plancks Kommentare zum B. G. B. find von dem B. G. 
für feine Auffaffung zu Unrecht angezogen. Das Weſentliche 
der Alternativverpflichtung beſteht in der Wahl zwiſchen mehreren 
Leiſtungen; die Wahl kann auf verſchiedene Gegenſtände, aber 
auch auf Verſchiedenheiten in Zeit und Ort gerichtet ſein; die 
Leiſtungspflicht gattungsmäßig beſtimmter Sachen aus einem 
gewiſſen Vorrat bedingt keine Wahl und iſt eine beſonders ge- 
artete Gattungs⸗, keine Alternativſchuld. Das iſt auch die 
Meinung der von dem B. G. angezogenen Kommentatoren 
(a. a. O. vergl. ferner Crome Syſtem, Bd. II S. 46 ins⸗ 
beſondere Anm. 7, S. 90, 91, Dernburg, Bürgerliches Recht 
Bd. IIa $ 11 S. 27, Haver, Gattungsſchuld 8 6 S. 21, 
Berndorff, Gattungsſchuld, S. 13 ff., insbeſondere S. 19, 
Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Bd. II S. 11, Entſch. 
des R. G., Bd. 28 S. 221, Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 
S. 209). Eine Alternativſchuld würde in casu dann vorliegen, 
wenn dem Verkäufer überlaſſen worden wäre, Hafer des Gutes 
Pl. oder einer anderen beſtimmten Provenienz, oder aus zwei 
verſchiedenen von dem Gute Pl. gebauten Sorten Hafer dem 
Kl. zu liefern; die Leiſtung beſtimmter Quantitäten aus dem 
Hafer des Gutes Pl. ſchlechthin erfüllt dagegen die Merkmale 
der Wahlobligation nicht und fällt unter den Begriff der 
Gattungsſchuld. Damit entfällt die Anwendung von § 265 
B. G. B. J. 0. M., U. v. 25. Febr. 04, 266/03 VI. — Stettin. 

9. § 276 B. G. B. Schadenerſatzanſpruch des Eigen⸗ 
tümers, deſſen Sachen in dem Prozeſſe gegen einen Dritten ver- 
ſteigert find. Früͤhzeitiger Geſchäftsſchluß am Sonnabend.] 

Auf Antrag der Bekl. wurden ihrem Schuldner H. abge⸗ 
pfändete Sachen am 29. Oktober 1902 verſteigert; ihr war der 
Termin nicht bekannt. Durch Schriftſatz vom 23. Oktober 1900, 
zugeſtellt am 27. desſelben Monats Nachmittags etwa 3 Uhr, 
hat inzwiſchen Kl. mit der Behauptung, das Eigentum an den 
gepfändeten Sachen durch Übertragung derſelben zur Sicherheit 
erworben zu haben, Klage erhoben, indem er beantragte, ſein 
Eigentum an den am 19. September 1900 bei H. gepfändeten 
194 eiſernen Radſätzen anzuerkennen und dieſelben aus der 
Pfändung zu entlaſſen. Nachträglich hat er Schadenerſatz ge- 
fordert, weil Bekl. durch Fahrläſſigkeit die Verſteigerung herbei⸗ 
geführt habe. Auf Reviſion iſt die Klage abgewieſen worden. 
Der B. R. betrachtet das Verhalten der Bekl. nach der Klage⸗ 
zuſtellung als zum Schadenserſatz verpflichtend. Er konſtatiert, 
daß die Klage am Sonnabend den 27. Oktober ſpäteſtens um 
3 Uhr Nachmittags zugeſtellt und daß der Klage eine Abſchrift 
des Vertrags des Kl. mit H. beigefügt war. Hieran knüpft er 
die Bemerkung, damit habe die Bekl. den in ihrem Briefe vom 
25. Oktober erwahnten glaubhaften Nachweis erhalten und nun⸗ 
mehr vollends nach der im Verkehrsleben erforderlichen Sorgfalt 
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unverzüglich mindeſtens für Auſſchiebuug des ihr auch damals 
noch unbekannten Verkaufstermines ſorgen müſſen. Die von der 
Bekl. geltend gemachte Einwendung, bei dem überaus großen 
Umfang ihres Betriebes, welcher eine zahlreiche Beamtenſchaft 
und eine komplizierte Organiſation erfordere, ſeien regelmäßig 
mehrere Tage erforderlich, bis ſchließlich Verfügung auf Ein⸗ 
gänge erfolgen könne, verwirft der B. R. Er bemerkt, ein 
Betrieb wie der der Bekl., welcher inmitten des geſchäftlichen 
und rechtlichen Verkehrs ſtehe und in zahlloſe Wechſelbeziehungen 
und Konflikte mit Dritten gerate, müſſe nach der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt ſo organifiert ſein, daß eine Erledigung 
ſchleuniger Sachen möglich und im regelmäßigen Geſchäftsgange 
gefichert ſei; wenn, um dieſem Erfordernis zu genügen, der ein- 
heitliche Betrieb der Bekl. zu groß ſei, jo müſſe er dezentraliſiert 
werden. Auch dieſen Ausführungen des B. R. kann im ent⸗ 
ſcheidenden Punkte nicht beigetreten werden. Kein Vorwurf iſt 
für die Bekl. daraus herzuleiten, daß ſie ihre Bureaus im 
Intereſſe ihrer Angeſtellten an Sonnabenden Nachmittags um 
3 Uhr ſchließt. In einem gewiſſen Umfange mag ſie trotzdem 
und trotz des großen Umfanges ihres Betriebes verpflichtet ſein, 
für ſchleunige Erledigung der an Sonnabenden Mittags oder 
Nachmittags eingehenden, die Jutereſſen ihrer Mitglieder oder 
auch Dritter berührender Eingänge zu ſorgen, aber dies kann 
doch nur, insbeſondere auch im Hinblick auf die große Anzahl 
der täglichen Eingänge, von ſolchen gelten, die ſich ſchon durch 
ihre äußere Geſtalt als Eilſachen kennzeichnen. Nur dies iſt 
auch in der bisherigen Rechtſprechung des R. G. angenommen 
— Entſch. Bd. 54 S. 117/119 —. Die angegebene Voraus 
ſetzung trifft aber nicht auf jede, auf irgend einem Wege ſtatt⸗ 
findende gerichtliche Zuſtellung zu, ſpeziell auch nicht auf die 
einer Klage. Nur um eine ſolche aber handelt es ſich hier. 
Bekl. brauchte nicht mit der Möglichkeit zu rechnen, daß eine 
Klage ihr zu ſofortigen Maßnahmen Anlaß geben werde. 
Auch daß der Klage Anlagen beigefügt ſein könnten, deren In⸗ 
halt direkt oder indirekt für ihr Verhalten ſofort beſtimmend 
ſein müßte, brauchte fie nicht zu gewärtigen. Und wenn tat- 
ſächlich ein Mitglied ihres Vorſtandes oder ein Beamter ſofort 
Kenntnis von der Klage und ihrer Anlage genommen hätte, ſo 
wäre damit nur der Mangel der Glaubhaftmachung gehoben, 
während immer noch keine Mitteilung über den Tag der Ver⸗ 
ſteigerung vorlag. Außerdem würde die Klageſchrift in poſitiver 
Beziehung ergeben haben, daß jetzt Kl. ſelbſt einen die Siſtierung 
der Zwangsvollſtreckung bezweckenden gerichtlichen Schritt unter- 
nommen, nämlich den durch das Geſetz dem Dritten geſtatteten 
Einſtellungsantrag eingereicht hatte; Bekl. hätte nunmehr, 
namentlich da auch ihr Brief vom 25. Oktober unbeantwortet 
geblieben war, annehmen dürfen, daß Kl. unmittelbar von ihr 
eine ſofortige Einſtellungsmaßregel nicht begehrte. T. c. T., 
U. v. 12. Febr. 04, 437/03 VII. — Hamburg. 

10. § 279 B. G. B. Begriff der Unmöglichkeit beim 
Gattungskauf einer beſtimmten Art.] 

Der Lieferungsvertrag war ein Gattungskauf; an und für 
ſich iſt daher von $ 279 des B. G. B. der Ausgang zu nehmen, 
wonach der Schuldner, ſolange die Leiſtung aus der Gattung 
möglich iſt, ſein Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu ver- 
treten hat, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt; ferner 
war die Warengattung des Baumwollenſaatmehls in dem Ver⸗ 
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trage dahin beſchränkt, daß nur Baumwollen ſaatmehl, nach 
beſonderem — Geheimnis der Firma B. & H. bildenden — 
techniſchen Verfahren hergeſtellt und in dieſer Herſtellung mit 
der Marke „Eichenlaub“ bezeichnet, gehandelt war. Als nun 
die Mühle, in der die Warenſorte hergeſtellt wurde, abbrannte, 
beſtritt die klagende Käuferin die Unmöglichkeit der Lieferung 
und verlangte Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Klage, 
Berufung und Reviſien wurden zurückgewieſen. Es iſt mit dem 
B. R. davon auszugehen, daß nach dem Brande die gehandelte 
Ware in abſehbarer Zeit nicht weiter hergeſtellt werden konnte. 


Dadurch allein iſt indeſſen, da es ſüh nicht um einen Vertrag 


zwiſchen dem Fabrikanten und deſſen Abnehmer handelt, noch 
nicht die Unmöglichkeit der Leiſtung der Gattungsſache be⸗ 
gründet. Unſtreitig waren in der Nacht vor dem Brande noch 
2000 Zentner Baumwollenſaatmehl der hier gehandelten Sorte 
elbaufwärts verladen worden; dieſe waren nach dem Brande 
jedenfalls noch vorhanden. Die Mühle von R. war ferner ein 
Unternehmen mit derart großer Produktion, daß — wenn auch 
bei der Art der gehandelten Ware ein baldiger Verbrauch in 
dritter Hand naheliegt, auch im übrigen ein Untergang der 


ganzen Gattung für die Zeit wach dem Brande nicht angenommen 


werden kann. Aber auch 8279 des B. G. B. darf nicht dahin 
ausgelegt werden, daß nur der Untergang der ganzen 


Gattung den Schuldner befreie, im übtigen aber dieſer ſchlechthin 


und allein die Gefahr eines ſolchen zufälligen Ereiguiſſes zu 


vertreten habe. Vielmehr iſt im Sinne des 8 279 a. a. O. die 


Leiſtung aus der Gattung nicht bloß dann unmöglich, wenn die ganze 


Gattung untergegangen, ſondern auch dann, wenn die Befchaffung- 


von Gegenſtänden der fraglichen Gattung eine fo ſchwierige ge⸗ 
worden iſt, daß fie billigerweiſe niemandem zugemutet werden kann. 
Es wird ausgeführt, daß die fragliche Ware nicht zu beſchaffen 
war. B. c. R., U. v. 23. Febr. 04, 398/03 II. — Hamburg. 

11. 5 321 B. G. B. gewährt dem Verkäufer ein Zurück⸗ 
behaltungs recht; iſt er aber zur Vorleiſtung verpflichtet, fo kann 
er ohne dieſe den Käufer nicht in Verzug ſetzen.] 

Nach dem vom B. G. feſtgeſtellten Sachverhalte hat en 
dem 1. Januar 1901 der klagende Verkäufer wegen der Kück⸗ 
ſtände Spezifikation verlangt, die darauf ſeitens der beklagten 


Geſellſchaft am 25. und 27. Juni 1901 erfolgten Spezifikationen 


jedoch nicht berückſichtigt, vielmehr auf Grund des § 321 des 
B. G. B. die Lieferung der Waren von vorheriger Sicherheits⸗ 
leiſtung für die Bezahlung derſelben abhängig gemacht und nach 
dem wegen der Lieferungsverweigerung am 3. Juli 1901 von der 
Bekl. erklärten Kücktritt von den Abſchlüſſen im September 1901 


Zahlung der Kaufpreiſe gegen erſt nachträglich von ihm zu 


bewirkende Lieferung der Waren von der Bekl. verlangt. Nach 


der damaligen Sachlage wollte demnach weder der Kl. der ihm 


vertraglich obliegenden Pflicht der Vorauslieferung der Waren 
nachkommen, noch die Bekl. die ihr auf Grund des § 321 des 
B. G. B. angeſonnene Vorauszahlung oder Sicherſtellung leiſten. 
Bei dieſem Streitſtande hätte der Kl., wenn er mit der im 
Oktober 1901 erhobenen Klage ſeinen Standpunkt ändern und 
lediglich Vertragserfüllung verlangen wollte, dies deutlich zum 
Ausdruck bringen ſollen. Aus feiner Klage und dem Klage⸗ 
antrage iſt eine ſolche Abſicht nicht zu erſehen. Der letztere iſt 
auf Verurteilang der Bekl. zur Abnahme der Waren „laut 
Abſchluß“ und zur Zahlung der Preiſe uebſt Zinſen vom 
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15. Dezember 1901 ab gerichtet. Das Begehren konnte in 
feiner Geſamtheit nicht anders verftanden werden, als es vom 
B. G. verſtanden tft, nämlich dahin, daß der Kl. gegen Lieferung 
gleichzeitige Abnahme der Ware und Zahlung des Preifes, 
alſo Leiſtung Zug um Zug beanſpruche. Eine Deutung dahin, 
daß der Kl. dem Vertrage gemäß vorausliefern und Zahlung 
erſt am 15. des der Lieferung nachfolgenden Monats beanfpruchen 
wolle, ergibt ſich insbeſondere auch nicht aus dem Ausdruck, daß 
„laut Abſchluß“ die Abnahme erfolgen ſolle. Damit ſteht ſchon 
im Widerſpruch, daß nach dem Klageantrage der Kaufpreis ſofort 
gezahlt und vom 15. Dezember 1901 ab verzinſt werden ſoll, 
während nach dem Vertrage erſt nuch der Lieferung der Waren 
gezahlt werden ſollte. Demnach entſpricht der Klageantrag nicht 
den Vertragsbeſtimmungen, nach welchen der Bekl. das Recht 
der Spezifikation zuſtand und dem Kl. die Pflicht der Vorleiſtung 
oblag. Die Annahme des B. G., daß der Klageantrag, wie er 
zu verſtehen iſt, weder hinſichtlich des Abnahmebegehrens, noch 
binfichtlih des Zahlungsverlangens gerechtfertigt fei, ift mit 
Unrecht ſeitens des RE. angefochten worden. Zutreffend ftellt 
das B. G. für das vom Kl. beanſpruchte Recht, die ſofortige 
Zahlung des Kaufpreiſes zu verlangen, das Erfordernis des 
Verzuges der Bekl. auf. Daß aber die Bekl. nicht gehörig: 
in Verzug geſetzt worden jet, nimmt dasſelbe ohne Rechts irrtum 
deshalb. an, weil die Bekl. den mit dem Eintritt des 
1. Jauuar 1901 entſtandenen Verzug durch die Spezifikationen 
nom 25. und 27. Juni 1901 geheilt habe und durch die fpäteren 
Maßnahmen des Kl. ein neuer Verzug nicht eingetreten fei, 
indem der Kl., als er Erfüllung des Vertrages verlangte, feiner⸗ 
ſeits nicht zur Erfüllung, nämlich zur Vorleiſtung, bereit war. 
Mit Recht erachtet das B. G. den Umſtand, daß nach den tat- 
ſüchlichen Verhältniſſen der Kl. zur Anwendung des 8 321 
des B. G. B. berechtigt geweſen ſein möge, für ungeeignet, eine 
abweichende Beurteilung hinſichtlich der Frage nach einem. Ver⸗ 
zuge der Bekl. zu rechtfertigen, da der 8 321 nor ein Zurück⸗ 
behaltungstecht gewähre, nicht aber bewirke, daß der Verkäufer, 
der vorleiſtungspflichtig iſt, ohne feine Bereitſchaft, dieſer Pflicht 
zu genügen, den Käufer in Zahlungsverzug verſetzen könne.“ 
Die Zurückweiſung des Anſpruches des Kl. auf Abnahme der 
von ihm zu liefernden Waren ſeitens der Bekl. gibt ebenfalls 
zu begründeten rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Das B. G. 
konnte daraus, daß der eingeklagte Kaufpreis nach dem Grund⸗ 
preiſe berechnet war, entnehmen, daß den Bekl. das vertrags⸗ 
mäßige Recht, zu ſpezifizieren, nicht gewährt werden ſollte, und. 
daraus, daß ohne weiteres Zahlung und Verzinſung des Preiſes 
ſeit dem 15. Dezember 1901 gefordert wurde, ſchließen, daß der Kl. 
ſeiner Vertragspflicht, die Ware vor der Zahlung des Preiſes zu 
liefern, nicht nachkommen wolle. In ſolcher Weiſe Vertragserfüllung, 
insbeſondere auch die Abnahme der Waren im Klagewege zu er⸗ 
zwingen, hatte aber der Kl. nach dem Vertrage und nach den ihm 
auf Grund des §. 321 des B. G. B. zuſtehenden Befugniſſen kein 
Recht. H. c. L. u. R., U. v. 26. Febr. 04, 307/03 II. — Hamm. 
. 88 425, 1480 B. G. B. Über die Wirkſamkeit und 
Vollſtreckbarkeit eines gegen den gütergemeinſchaftlichen Ehemann 
erlaſſenen Judikats gegenüber der Ehefrau nach Aufhebung der 
Gütergemeinſchaft und Teilung des Geſamtguts.] 
Wenn, wie die Kl. behauptet, die der Klage des Vorprozeſſes 
zugrunde liegende Forderung gegen den Chemann der Bekl. 
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durch deſſen betrügliche Handlungsweiſe im Dezember 1899 
entſtanden iſt, fo wurde bei der damals unter den Gheleuten 
P. beſtehenden allgemeinen Gütergemeinſchaft das Geſamtgut 
für die Schuld haftbar. (5 380 Tl. II Tit. 1 A. L. R.) Blieb 
dieſe Schuld bei der im Februar 1900 erfolgten Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft und Teilung des Geſamtguts unberichtigt, 
fo haftet fortan auch die Ebefrau des Bekl. perſönlich als 
Geſamtſchuldner neben dem Bekl. (58 1432, 1480 B. G. B.; 
Art. 44, 17 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. 
vom 20. September 1899.) Aut dieſer geſamtſchuldneriſchen 
Haftung der Bekl. aber ergibt ſich keineswegs ohne weiteres, 
daß das am 25. Mai 1903 gegen den Ehemann der Bekl. 
ergangene rechtskräftige Urteil als ſolches auch gegenüber der 
Bekl. wirkſam und vollſtreckbar iſt. Die Vorentſcheidung ver⸗ 
kennt nicht, daß gemäß § 425 Abſ. 2 B. G. das gegen einen 
Geſamtſchuldner ergangene rechtskräftige Urteil an ſich nicht 
auch gegen die anderen Geſamtſchuldner wirkt. Vielmehr iſt 
dies nur der Fall, wenn ſich eine ſolche beſondere weitergehende 
Wirkung aus dem Schuldverhältniſſe ergibt. Daß das im 
vorliegenden Falle zutreffe, iſt vom B. G. in keiner Weiſe dar⸗ 
getan. In der Tat iſt keine Geſetzesbeſtimmung vorhanden, 
welche dem Urteile im Vorprozeſſe Rechtskraft oder Vollſtreck⸗ 
barkeit auch gegenüber der verklagten Ehefrau verleiht. Eine 


Sondernachfolge im Sinne der 88 325, 727 Z. P. O. auf 


ſeiten der Bekl. iſt nicht gegeben, mag auch die perſoͤnliche 
Haftung der Bekl. ſich zunächſt nur gemäß $ 1480 B. G. B. 
auf die ihr bei der Teilung zugefallenen Gegenſtände erſtrecken. 
Die aut 8740 Z. P. O. herzuleitende Vollſtreckbarkeit in das 
Geſamtgut ſodann konnte in Frage kommen, wenn die allgemeine 
Gütergemeinſchaft unter den Eheleuten P. noch gegenwärtig 
beſtände. Dies wäre der Fall, wenn, wie die Kl. eventuell 
geltend macht, die Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch 
Ehevertrag nur ein Scheingeſchäft geweſen wäre. Dieſes 
Klagefundament iſt aber vom B. G. bisher nicht zur Erörterung 
gezogen. Endlich iſt auch nicht der Fall des 8 74 4 Z. P. O. 
gegeben, da der Ehevertrag vor Beendigung des Vorprezeſſes 
abgeſchloſſen tft. Das die beklagte Ehefrau verurteilende Vorder⸗ 
urteil war hiernach, als auf Verletzung von Rechtsnormen be⸗ 
ruhend, aufzuheben. P. c. K., U. v. 10. März 04, 26/04 IV. 
— Koͤnigsberg. 

18. 88 823, 828, 829, 832 B. G. B. Haftung des 
Schülers wegen Benutzung einer Schleuder, durch die eine 

Verletzung eines anderen e iſt. Auffichtspflicht des 
Vaters.] 

Am 28. Mai 1900 wurde der damals zehn Jahre alte 
Schüler W. dadurch am rechten Auge verletzt, daß der damals 
nahezu dreizehn Jahre alte Gymnaflaft M. mittels eines 
geſpannten Gummiſchnürchens einen über dieſes Schnürchen 
gelegten, mit den Zähnen an den Enden feſtgehaltenen zuſammen⸗ 
gefalteten Papierſtreifen gegen ihn abſchnellte, und dieſer Streifen 
ihn ſo unglücklich in das Auge traf, daß hierdurch eine Minderung 
des Sehvermögens, ſowie ein Schielen des Auges verurſacht 
wurde. M. und deſſen Vater als Aufſichtspflichtiger wurden als 
Geſamtſchuldner zum Schadenserſatz verurteilt und ihre Berufung 
zurückgewieſen. Das R. G. wies die Klage gegen den Vater 
ab und in betreff des Sohnes die Sache an das O. L. G. 
zurück. Aus den Entſcheidungsgründen: Das Gericht I. J. ſtellt 
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ausdrücklich feſt, daß der Gymnafiaft M. eine Mundziehſchleuder 
benützt habe, daß B. G. tritt den Feſtſtellungen der I. J. bei 
und ſpricht ausdrücklich von einem Schuſſe mit einem zuſammen⸗ 
gefaltenen Papierbolzen. Hiernach iſt als tatſächlich feſtgeſtellt 
zu erachten, daß M. mit einem dünnen Gummiſchnürchen ein 
zuſammengelegtes kleines Stückchen Papier gegen den Kl. 
ſchleuderte, ſonach eine eigentliche Schleuder nicht benutzte, 
ſondern nach der Ausſage des Zeugen L. eine weniger geführliche 
Art von Schleuder benutzt habe, als die in der Schule üblichen. 
Nach der Ausſage des Zeugen H. ſcheint das Schulverbot nur 
gegen wirkliche Handſchlendern gerichtet zu ſein. Ein Verſuch, 
ein Stückchen Papier durch Anſpannung des Gummiſchnürchens 
fortzuſchleudern, zeigt allerdings, daß es mit ziemlicher Wucht 
fortgeſchleudert werden kann. Bet der Kleinheit, Dünne und 
Leichtigkeit des verwendeten Papiers kann aber eine ſtarke 
Stoßwirkung nicht erzielt werden. Bei der großen Empfind⸗ 
lichkeit des Auges, insbeſondere der Linſe, iſt natürlich wie bei 
jedem noch fo leichten eindringenden Körper eine Verletzung 
mit ſchweren Folgen nie ausgeſchloſſen. Auch berüdfichtigt das 
B. G. nicht, daß nach der Ausſage von L. M. nach ſeiner 
Angabe den Kl. auf den Rücken treffen wollte, und das Auge 
nur infolge Umſchauens des Kl. getroffen wurde. Die 
Möglichkeit, daß unter beſonders unglücklichen Umſtänden eine 
erhebliche Verletzung durch einen Gegenſtand zugefügt werden 
kann, begründet noch nicht die Eigenſchaft der Gefährlichkeit 
(vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 50 S. 65). Kann 
das gebrauchte Gummiſchnürchen auch in der Art ſeiner 
Verwendung nicht als gefährliches Spielzeug erachtet werden, 
fo muß die Frage der Vorausſehbarkeit eines rechtsverletzen den 
Erfolges — nicht des eingetretenen Erfolgs — auch von dem 
Geſichtspunkte der Art und Abſicht der Anwendung dieſes 
Schnürchens, der ſogenannteu Schleuder, geprüft werden. Das 
Abſchnellen des Papierſtückchens iſt allerdings eine vorfägliche 
Handlung; wollte der Bekl. aber den Kl. auf den Rücken 
treffen, ſo konnte er nicht annehmen, daß der Kl. irgend eine 
Schmerzempfindung oder eine Störung ſeines Wohlbefindens 
fühlen werde, ſomit ſeine Willensbeſtimmung nicht darauf 
gerichtet ſein, eine ſolche durch den Angriff auf den Kl. hervor⸗ 
zurufen. (Vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 19 
S. 226, Bd. 29 S. 58, Bd. 32 S. 113, insbeſondere Bd. 29 
S. 59, 2. Abſ., Bd. 32 S. 115 Schlußſatz.) Damit entfällt 
ſodann der Vorſatz, den Körper des anderen widerrechtlich zu 
verletzen. Das B. G. ſpricht ſich aber nicht einmal darüber 
aus, ob es eine vorſätzliche oder fahrläſfige Koͤrperverletzung 
annimmt. § 276 des B. G. B. beſtimmt lediglich den 
Maßſtab, der bei Prüfung der Frage anzulegen iſt, ob eine 
Handlung als fahrläſſig im Sinne des B. G. B. zu erachten 
iſt. Erſte Vorausſetzung der Annahme einer fahrläffigen 
Körperverletzung iſt aber die Erkenntnis der Gefährlichkeit der 
Handlung. Gemäß 5 828 des B. G. B. erfordert aber die 
Altersſtufe des Gymnaſiaſten M. nicht bloß die Reife zur 
Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung, ſondern auch 
die Reife des Jugendlichen zur Erkenntnis ſeiner Verantwort⸗ 
lichkeit für dieſelbe und zwar in dem Sinne, daß er ſich 
deſſen bewußt ſein muß, in irgend einer Weiſe für die Folgen 
ſeiner Handlung ſelbſt einſtehen zu müſſen. In dieſer Beziehung 
erſcheinen nun die Ausführungen des B. G. ganzlich unzulänglich. 
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Abgeſehen von der nicht zu billigenden Qualifikation des 
Oummiſchnürchens als eines gefährlichen Spielzeugs, fehlt es 
au der Begründung der Erkennbarkeit der Gefährlichkeit des 
Tuns je nach der Art und Weiſe der Vornahme der Handlung 
und erſcheint gerade der Hinweis anf das moͤglicherweiſe nicht 
einmal zutreffende Schulverbot ungenügend. Denn die Er⸗ 
kenntnis des Riſikos einer Schulſtrafe erweiſt noch nicht die 
Erkenntnis einer Vergeltungspflicht (Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 53 S. 157, 160). Die Verantwortlichkeit des 
Vaters als Auffichtspflichtigen konnte ſomit von vornherein 
nicht darauf begründet werden, daß er den Knaben im Beſttze 
eines gefährlichen Spielzeugs belaſſen habe. Im übrigen 
müſſen die Anforderungen an die Auffichtspflicht im allgemeinen 
einerſeits nach verftändigem Ermeſſen für gute Erziehung der 
Kinder bedachter Eltern, andererſeits auch nach den Grenzen 
der Möglichkeit bemeſſen werden. Sie geſtalten ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich verſchieden je nach der Individualität der Kinder. 
Demgemäß erſcheint es unrichtig, „im Betragen günftige 
Schulzengniſſe“ für die Entlaſtung des Vaters als unerheblich 
zu erklären. Die Verantwortlichkeit des Vaters erſcheint aber 
ſchon dadurch ansgeſchloſſen, daß nicht einzuſehen iſt, wie der 
Beſitz eines Gummiſchnürchens und der Spielerei mit demſelben 
vom Vater hätte verhindert werden können, alſo der Schaden 
nicht auch bei gehöriger Auffichtsführung entſtanden ſein würde. 
Würde ſich übrigens auch eine Verantwortlichkeit des Laurenz M. 
nicht begründen laſſen, fo würde nach den Verhältniſſen der 
Beteiligten immerhin die Anwendbarkeit des 5829 des B. G. B. 
in Erwägung zu ziehen fein. M. c. W., U. v. 10. Febr. 04, 
249/03 VI. — Coöln. 

14. 5 824 Abſ. 2 B. G. B. Nichtvorhandenſein des 
berechtigten Intereſſes bei Kenntnis der mitgeteilten Tatſache.] 

Der Auffaſſung des B. G., daß für die Anwendung des 
Abſ. 2 des 5 824 dann kein Raum iſt, wenn jemand eine ihm 
bekannte Tatſache der Wahrheit gemäß mitteilen wollte, dabei 
aber au Fahrläſſigkeit die Mitteilung in eine Form gekleidet 
hat, die nach allgemeiner oder doch nach der herrſchenden 
Anſchauung etwas anderes bedeutet, als jene Tatſache, iſt bei⸗ 
jutreten. Die angezogene Vorſchrift ſetzt zu ihrer Anwendung 
voraus, daß die Unwahrheit der Mitteilung dem Mitteilenden 
unbekannt iſt; iſt fie ihm bekannt, fo kann nicht davon die 
Rebe fein, daß er oder der Empfänger der Mitteilung an ihr 
ein berechtigtes Jutereſſe habe; nur etwa diejenigen, die dem von 
der Mitteilung Betroffenen übel gefinnt find, könnten, wie das 
B. G. hervorhebt, ein Intereſſe daran haben; das würde aber 
ſelbſwerſtändlich kein berechtigtes, kein ſchutzwürdiges fein. Die 
Auwenbung des 5 824, auch des Abſ. 1, iſt ſolchenfalls über- 
haupt ansgeſchloſſen, der Mitteilende würde vielmehr nach 8 823 
Abſ. 2 in Verbindung mit $ 187 Strafgeſetzbucht zum Schaben- 
erſatz verpflichtet ſein. Vorliegendenfalls iſt feſtgeſtellt, daß der 
Bekl. durch den Zuſatz „A. f. Naturheilverfahren“ die unwahre 
Tuſache behauptet hat, daß der Kl. das Naturheilverfahren 
ausſchließlich betreibe; es iſt weiter feſtgeſtellt, daß er die Un- 
wahrheit dieſer Tatſache gekannt hat. Bei dieſer Sachlage 
kaun gar nicht die Frage aufgeworfen werden, ob er oder die 
deſer des Kalenders ein berechtigtes Intereſſe an der Mitteilung 
gehabt haben, daß der Kl. das Naturheilverfahren ausſchließlich 
betreibe. Die Unkenntnis des Bekl. bezieht ſich nicht auf die 


Art der Tätigkeit des Kl., alſo nicht auf die behauptete unwahre 
Tatſache, ſondern nur auf die Bedeutung des Ausdrucks, den 
der Bekl. für eine ihm bekannte wahre Tatſache gewählt hat. 
Nur dann aber, wenn die Unkenntnis ſich auf die behauptete 
Tatſache bezieht, kann die Anwendung des Abſ. 2 in Frage 
kommen. Die Frage, ob der Bekl. ein berechtigtes Intereſſe 
daran hatte, die Mitteilung der ihm bekannten Tatſache, daß 
der Kl. das Naturheilverfahren nicht ausſchließlich auwendet, 
in die Form zu kleiden, daß er ein Arzt für Naturheilbverfahren 
ſei, ſteht außerhalb jener Geſetzesbeſtimmung. T. c. R., U. v. 
3. März 04, 327/03 VI. — Dresden.) 

15. 5 906 B. G. B. Auſprüche aus dem Nachbarrecht 
wegen übermäßiger Küchengerüche.] 

Die Parteien find Eigentümer benachbarter Hänſer in 
einem Badeorte. Der Kl. erachtet ſich durch die aus den 
Kücher fenſtern des Bekl., der ein Hotel betreibt, ausſtroͤmenden 
Küchengerüche und Dünfte über das Maß des Erträglichen 
beläſtigt und in der Benutzung ſeines Hauſes weſentlich 
beeinträchtigt. Das B. G. hat den Bekl. verurteilt, Ein⸗ 
richtungen zu treffen, welche das Eindringen des durch den 
Küchenbetrieb des Bekl. verurſachten Dunſtes und Geruches auf 
ein erträgliches Maß herabſetzen und ſich fernerhin aller dieſes 
Maß überſchreitender Beeinträchtigungen bei Vermeidung einer 
Geldſtrafe von 50 Mark für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
zu enthalten, auch den Kl. allen ſeit Echebung der Klage 
entftandenen und noch entſtehenden Schaden — Liquidation 
vorbehältlich — zu erſetzen; die weitergehenden Anſprüche des 
Kl. wurden zurückgewieſen. Die Reviſion des Bekl. iſt zurück ⸗ 
gewieſen worden. Es iſt dem B. G. darin beizutreten, daß für 
die Beurteilung der Eigentumsfreiheitsklage gemäß Art. 181 
E. G. zum B. G. B. die Beſtimmungen dieſes Geſetzbuches 
maßgebend find. Dasſelbe gilt für die Schadenserſatzforderung, 
foweit fie nach dem 1. Januar 1900 entſtanden iſt (Art. 170 
E. G.). Das B. G. hat aber auch nicht verkannt, wenn es 
dies auch nicht ausdrücklich hervorhebt, daß ſowett Bekl. den 
Erwerb eines dinglichen Rechtes auf Immiffion der Dünfte im 
Wege der Erſitzung geltend macht, ſowie rückfichtlich der 
Schadenserſatzforderung, ſowett fie vor 1. Januar 1900 ent- 
ſtanden, das bis dahin geltende Recht anzuwenden iſt. Es hat 
außerdem feſtgeſtellt, daß die Vorausſetzungen für die Erhebung 
der Eigentums freiheitsklage, ſowohl nach den Beſtimmungen des 
B. G. B., als nach den Sätzen des Gemeinen Rechtes vor⸗ 
liegen. Das B. G. ſtellt auf Grund umfaſſender Beweis⸗ 
erhebung feſt, daß die aus der beklagtiſchen Küche ausſtroͤmenden 
und in dat klägeriſche Haus eindringenden Dünfte und Gerüche 
das Maß des Erträglichen überſteigen und den Kl. in der 
Benutzung ſeines Eigentums weſentlich beeinträchtigen. Es 
ftellt eine dauernde übermäßige Beeinträchtigung des Kl. feft, 
ſowohl durch den gewöhnlichen, ordnungsmäßigen, als auch durch 
den ordnungswidrigen Betrieb der Küche. Wetter erblickt es 
die Beeinträchtigung des Kl. überhaupt nicht in dem Betriebe 
der Küche, ſondern in deren Anlage, durch welche die beim 
Kochen — ſei es nun beim ordnungsmäßigen oder ordnungs⸗ 
widrigen — entſtehenden Gerüche und Dünfte gegen das 
klägeriſche Anweſen ausſtrömen und in dieſes eindringen, was 


) Vergl. Juriſt. Wochenſchr. 1902 Beil. 11 G. 264. 
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durch Anbringen zweckentſprechender Einrichtungen der Bekl. 
hätte verhindern können. Der letztere erſcheint hiernach, gleich⸗ 
gültig auf welche Urſache die Dünſte zurückzuführen find, als 
Stoͤrer des klägeriſchen Eigentums, weil er dieſe Einrichtungen 
unterlaſſen hat (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 47 S. 163f.). 
Es iſt ihm hiernach mit Recht die Anbringung der Einrichtungen 
aufgegeben und kommt es damuf, ob er für den ordnungs- 
widrigen Betrieb perſönlich verantwortlich iſt, nicht an. Die 
beklagtiſche Reoifion macht geltend, daß das B. G. bei ſeiner 
Feſtſtellung übermäßiger Beläftigung das ſubjektive Empfinden 
der in Bad N. ſich aufhaltenden Kranken berückſichtigt habe, 
während es nur auf die objektive Beläſtigung ankommen könne. 
Allein letzteres hat das B. G. nicht verkannt. Es ſtellt feſt, 
daß nach den Verhältniſſen des beſonderen Falles eine über⸗ 
mäßige Beeinträchtigung vorliege, weil die Verwertung der 
Grundſtücke in der Lage des klägeriſchen Hauſes in Bad N. 
durch Vermietung an Kurgäſte die übliche und dieſe durch den 
klägeriſchen Küchengeruch beeinträchtigt werde. Es ſind das 
objektive Verhältniſſe, insbeſondere nimmt das B. G. nicht etwa 
Rückſicht auf das ſubjektive Empfinden des Kl. und eine 
perſönliche Liebhaberei desſelben rückſichtlich der Verwertung 
ſeines Hauſes. Für die Frage der Vermietbarkeit an Kurgäſte 


kommt aber ſelbſtredend in Betracht, daß dieſe als Kranke und 


Erholungsbebürftige für Gerüche empfindlicher find als andere. 
Übrigens hat das B. G. ſeine Feſtſtellung auch nicht auf das 
Zeugnis dieſer Kurgäfle allein geſtützt. Die von der Reviſton 
gleichfalls angefochtene Zurückweiſung der Einrede, daß die 
Verbreitung von Küchengerüchen in dem behaupteten Umfange 
bei Grundſtücken dieſer Lage in Bad N. gewöhnlich jet, beruht 
auf der gegenteiligen tatſächlichen Feſtſtellung, es ſei „klar und 
erwieſen, daß in einer ſo günſtigen und von Kurgäſten bevor⸗ 


zugten Lage derartige Küchengerüche keineswegs ſo häufige und 


allgewöhnliche Vorkommniſſe ſeien, daß die Bewohner jener 
Gegend fie nicht als Beläſtigung empfinden“. Dieſe Feſtſtellung 
trägt die Entſcheidung und kommt es auf die zuſätzlich angeregte 
Zweifelsfrage, ob es in Bad N. überhaupt Ortsteile gebe, bei 
denen beſondere örtliche Verhältniſſe im Sinne des § 906 
des B. G. B. ebwalten, deren Beantwortung die Reviſion 
hauptſächlich bekämpft, gar nicht an. F. c. S., U. v. 
23. Febr. 04, 351/03 III. — Darmſtadt. a 


16. 88 1338, 1353 B. G. B. heanfechtung einer 


Ehefrau wegen vorehelichen Beiſchlafs des . mit einer 
verheirateten Frau.] 

Nicht zu beauftanden. find die Ausführungen des B. R., 
mit denen er ablehnt, den vorehelichen Geſchlechtsverkehr des 
Bekl. mit der unverheirateten Kl. und den Umſtand, daß er 
mit dieſer ein Kind erzeugt hat, als Anfechtungsgründe im 
Sinne von §8 1333 B. G. B. gelten zu laſſen. Dagegen ift 
der Reviſion beizutreten, wenn ſie Verletzung des Geſetzes rügt, 
ſoweit es ſich um Beurteilung des dem Bekl. zur Laſt fallenden, 
vor Eingehung der Ehe unterhaltenen ehebrecheriſchen Verkehrs 
mit der Frau B. handelt. Der B. R. verkennt nicht, daß ſich 
der Bekl. dadurch ſowohl mit der ſittlichen Anſchauung der 
Geſellſchaft als mit dem Strafgeſetz in Widerſpruch geſetzt hat. 
Er will aber die Anfechtung der Che nur zulaſſen, wenn das 
Verhalten des Bekl. auf eine allgemeine Neigung zu geſchlecht⸗ 
lichen Ausſchweifungen oder auf eine derartige Nichtachtung des 
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Juſtituts der Ehe zurückzuführen wäre, daß von ihm die Er⸗ 
füllung der durch die eigne Cheſchließung zu übernehmenden 
Treupflicht nicht wohl zu erwarten ſein würde. Daß dies für 
den Streitfall zutreffe, wird nicht als bewieſen angenommen. 
Dabei iſt überſehen, daß nach den durchaus berechtigten An⸗ 
ſchauungen der bürgerlichen Geſellſchaft unfittliches oder unehren⸗ 
haftes Handeln den Täter mit einem Makel behaftet, der ihn 
dauernd in der öffentlichen Meinung herabſetzt, gleichviel ob 
wiederholte Verfehlungen derſelben Art von ihm gu erwarten 
find oder nicht. Daß das Vorhandenſein eines folchen Makels 
den perſönlichen Eigenſchaften im Sinne von 31333 B. G. B. 
zuzuzählen iſt, hat das R. G. in beſtändiger Rechtſprechung 
angenommen (Entſch. in Zivilſachen Bd. 52 S. 310). Perſonen, 
die miteinander die Ehe einzugehen beabſichtigen, ſetzen unter 
gewöhnlichen Verhältniſſen voraus und dürfen, vorausſetzen, daß 
keinem von beiden eine derartige ſittliche Beſcholtenheit anhaftet. 
Dieſe Vorausſetzung bildet zugleich eine weſentliche Grundlage 
der gegenſeitigen Achtung und des Vertrauens, ohne welche die 
eheliche Lebens gemeinſchaft auch im Sinne des Geſetzes (§ 1353 
Abſ. 1 B. G. B.) nicht denkbar iſt. Es kann daher nicht 
bezweifelt werden, daß nach dem objektiven Merkmal des Geſetzes, 
nach verſtändiger Würdigung des Weſens der Che die aus der 
Begehung eines Ehebruchs nach allgemeiner Anſchauung hervor- 
gehende Achtungsverminderung auch des Mannes für ein an- 
ſtändiges Mädchen regelmäßig ein Grund iſt, ſis von der Ein⸗ 
gehung der Ehe mit dem beſcholtenen Manne abzuhalten. Es 
kommt im Streitfall noch hinzu, daß die Kl. nicht ſicher war, 
ob nicht der Chebruch des Mannes ihm eine Freiheitsſtrafe ein ⸗ 
tragen werde, die fie ſelbſt als Frau mit biofitellen. würde. 
D. c. D., U. v. 14. März 04, 851/0% IV. — Hamburg. 
17. 81568 B. G. B. Begriff der groben Mißhandlung. 
Bedeutung von Prügeln und Beſchimpfen in Gegenwart von 
Dienſtboten, wenn ſich der andere Ehegatte ebenſo verhalten hat.] 
Die Auffaſſung des B. G., daß die grobe Mißhandlung 
im Sinne des § 1568 des B. G. B. erhebliches körperliches 
Unbehagen verurſachen oder äußere Spuren am Körper zurück⸗ 
laſſen müſſe, unterliegt allerdings an und für fi) rechtlichen 
Bedenken. Auch dadurch kann ſich im Sinus dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift eine Mißhandlung als grobe kennzeichnen, daß ſie unter 
Umſtänden vorgenommen wird, welche den Verletzten durch die 
ihm zuteil gewordene Behandlung beſonders tief herunterſetzen. 
möchten auch die objektiven Folgen im übrigen nicht erhebliche 
ſein. Eine erniedrigende Mißhandlung vor den Augen eines 
Untergebenen vermag daher den Tatbeſtand der groben Miß⸗ 
handlung recht wohl herzuſtellen. Gegenüber der Kl., welche 
beſonders betont, Bekl. habe ſich keinesfalls ſo weit vergeſſen 
dürfen, fie im Beiſein des Dienſtboten zu prügeln und zu 
beſchimpfen, ſtellt das B. G. feſt, daß die Kl. ſelbſt vor ihren 
Dienſtboten ehrverletzende Außerungen über den Bekl. getan habe, 
und folgert daraus, daß nach der hierdurch und ſonſt von der Kl. 
an den Tag gelegten eigenen Denk- und Empfindungsweiſe ihr 
die Fortſetzung der Ehe zuzumuten ſei. Dieſe Würdigung des 
Verhaltens der Kl. enthält keineswegs eine unſtatthafte An- 
wendung des Kompenſationsprinzips, iſt vielmehr eine durchaus 
zuläſſige Berückſichtigung des eigenen ſubjektiven Empfindens 
des Verletzten, die den Zweck verfolgt, im Rahmen des 8 1568 
des B. G. B. die Feſtſtellung zu treffen, ob die Fortſetzung der 
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Ehe von dem Verletzten als unerträgliche Laft gefühlt werde. 
B. c. L., U. v. 17. März 04, 539/08 IV. — Berlin. 

18. 88 1571, 1572 B. G. B. verbunden mit 88 253, 
281 3. P. O. Der mittels Widerklage geltend gemachte 
Scheidungsanſpruch iſt hinfichtlich ſeiner Rechtzeitigkeit nach der 
Erhebung der Widerklage, nicht der Klage zu beurteilen.] 

Beide Ehegatten, der Ehemann mittels einer im Oktober 
1901 zugeſtellten Klage, die Ehefrau mittels einer im Termin 
vom 22. März 1902 erhobenen, durch Schriftſatz vorher an⸗ 
gekündigten Widerklage hatten wegen verſchiedener Gründe, auch 
wegen Ehebruchs die Eheſcheidung beantragt. Das L. G. wies 
die Klage ab und verurteilte nach der Widerklage. Das Kammer- 
gericht erkannte zur Klage auf einen richterlichen Eid der Bekl. 
und wies die Berufung zur Widerklage zurück, das R. G. 
hob auf klägeriſche Revifion auf, weil für das Erlöſchen des 
Scheidungsanſpruchs der Bekl. wegen Friſtablaufs es nicht 
auf den Zeitpunkt der Erhebung der Klage, ſondern auf den 
der Erhebung der Widerklage ankomme. Gemäß 8 1571 
Abſ. 1 des B. G. B. muß die Scheidungsklage bei Vermeidung 
des Ausſchluſſes binnen beſtimmter Friſt erhoben fein. „Unter 
Klage in dieſem Sinne iſt ſowohl das klagend wie widerklagend 
im Prozeſſe geltend gemachte Scheidungsverlangen einer Partei 
zu verſtehen. Die beſonderen Vorſchriften über die Form der 
Erhebung beider Arten von Klagen bleiben daneben beſtehen. 
Grundſätzlich muß demnach binnen der geſetzlichen Friſt, ſoweit 
die Klage in Betracht kommt, die Klagſchrift zugeſtellt, ſoweit 
es ſich um die Widerklage handelt, dieſe in der muͤndlichen 
Verhandlung geltend gemacht fein (88 253, 281 der Z. P. O.). 
Nach richtiger Auffaffung des § 1572, ſofern nur bei Er⸗ 
hebung der Klage die Friſten noch nicht abgelaufen waren, iſt 
die ſpätere Geltendmachung von weiteren Scheidungegründen 
ſeitens des Kl. im Laufe des Prozeſſes zugelaſſen, möchten 
auch inzwiſchen die Friſten für dieſe abgelaufen fein, nicht aber 
darf auch der Widerkl., weil zur Zeit der Erhebung der Klage 
ſeine Scheidungsgründe noch nicht präkludiert waren, dieſe Be⸗ 
ſtimmung für ſich geltend machen. Vielmehr bleibt nach 
& 1572 dem Widerkl. die Frift zur Geltendmachung von 
Scheidungsgründen nur dann, für dieſen Fall aber auch für 
den weiteren Lauf des Rechtsſtreits, gewahrt, wenn ſie noch nicht 
zur Zeit der gemäß 8 281 der Z. P. O. in der mündlichen 
Verhandlung erfolgten Erhebung der Widerklage verſtrichen 
war. Die Entſtehungsgeſchichte des 8 1572 beſtätigt dieſe 
Auffaffung. (Wird weiter ausgeführt.) B. c. B., U. v. 
14. März 04, 447/03 IV. — Berlin. 

19. 88 1601—1603 B. G. B. Über den Unterhalts- 
anſpruch von Kindern gegen den Vater nach Scheidung und 
Wiederverheiratung.] 

Die Eltern der minderjährigen Kl. find geſchieden, ſie lebt 
bei ihret Mutter und hat durch die ihr gerichtlich zur Pflegerin 
beftellte Mutter ihren Vater wegen Gewährung des geſetzlichen 
Unterhalts in Anſpruch genommen. Der Bekl. behauptete, daß 
er ſelbſt vermögenslos und erwerbsunfähig, die Mutter der Kl. 
dagegen dieſe zu unterhalten imſtande ſei. Das L. G. hat ver- 
urteilt, das B. G. hat abgewieſen, das R. G. hat aufgehoben 
und zutückverwieſen. Allerdings hat das B. G. B. die geſetz⸗ 
liche Unterhaktspflicht in der Weiſe geregelt, daß für ihren Ein⸗ 
tritt und für ihren Inhalt in allen Fällen des $ 1601 von 
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vornherein die Lebensſtellung und die Einkommensverhältniſſe 
des unterhaltsbedürftigen Verwandten allein beſtimmend find. 
Auch zur Begründung des Anſpruchs gegen den Vater reicht es 
alſo aus, wenn das Kind gemäß § 1610 feinen Unterhalts- 
bedarf und im Vergleich damit gemäß § 1602 die Unzu⸗ 
länglichkeit ſeines Einkommens nachweiſt. Die Verpflichtung, 
das in ſolcher Weiſe als fehlend Nachgewieſene dem bedürftigen 
Verwandten herzugeben, bildet jedoch nur die geſetzliche Regel. 
Ihr gegenüber wird dem in Anſpruch Genommenen durch $ 1603 
die Möglichkeit geboten, wiederum aus der Unzulänglichkeit ſeines 
Vermögens und feines Erwerbes Einwendungen herzuleiten, die 
je nach ihrer Tragweite im beſonderen Falle entweder den Ein⸗ 
tritt der Verpflichtung überhaupt ansſchließen oder fie im Maße 
des Geſchuldeten einſchränken. Dies ergibt ſich aus dem Wort⸗ 
laut der Geſetzesvorſchriften, deren Entſtehungsgeſchichke gleich⸗ 
falls erkennen läßt, daß es darauf abgeſehen war, unter Ab- 
weichung von den ſich an die Rechtſprechung des gemeinen 
Rechts anſchließenden Beſtimmungen des erſten Entwurfs die 
Beweislaſt in der angegebenen Weiſe zu verteilen (§ 1482 
I. Entw., Motive Bd. 4 S. 687 fl., Protokolle der II. Leſung 


Bd. 4 S. 480 fl.). Geht nun der von dem Kinde in Anſpruch 


genommene Vater mit feiner auf 8 1603 geſtützten Verteidigung 
fo weit, daß er einen gänzlichen Mangel an allen Unterhalts- 
mitteln und feine völlige Erwerbsunfähigkeit einwendet, fo kann 
dieſem äußerſten Maße des Unvermögens auch nur die äußerſte 
Wirkung auf den Beſtand der Verpflichtung, nämlich deren 
gänzliche Ausſchließung entſprechen. Ob ein ſolcher Fall vor- 
liegt, bedarf der Entſcheidung durch den Prozeßrichter. Wenn 
unter Verhältniſſen, die nach der Geſetzesregel einen Anſpruch 
entſtehen laſſen, entgegenwirkende beſondere Tatumſtände deſſen 
Eintritt ausſchließen, fo darf ihre Klarſtellung nicht erft der 
Zwangsvollſtreckung vorbehalten blelben. Letztere Bat eine Ver⸗ 
urteilung zu einer beſtimmten Leiſtung und damit die Erledigung 
der Frage, ob und inwieweit die Verpflichtung beſteht, zur not⸗ 
wendigen Vorausſetzung. Dies hatte bereits die frühere Recht⸗ 
ſprechung in bezug auf den Unterhaltsanſpruch des gemeinen 


Rechts angenommen (vergl. Seufferts Archiv Bd. 6 Nr. 204 


und Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 154); die Anderung der Be⸗ 
weislaft durch das B. G. B. begründet aber in dieſer Beziehung 
keinen Unterſchied. Der Ausgang des gegenwärtigen Rechtsſtreits 
hängt ſonach in erfter Linie davon ab, ob die dem B. U. zu- 
grunde liegende Annahme der gänzlichen Mittelloſigkeit des 
Bekl. fich als rechtlich bedenkenfrel erweiſt. Bleibt ſie beſtehen, 
fo erledigen ſich hierdurch alle Fragen der weiteren Beweis⸗ 
gliederung, die ſich unter der Vorausſetzung einer beſchränkten 
Leiſtungsfähigkeit des Bekl. daraus ergeben, daß der Bekl. das 
klagende Kind gleichzeitig auf die Unterhaltspflicht der Mutter 
hingewieſen hat. Allein bei einem näheren Eingehen auf die 
Einzelheiten der Urteilegründe zeigt es ſich, daß der B. R. mit 
ſeinen Feſtſtellungen bis an das äußerſte Ziel, nämlich bis zu 
einet die Unterhaltspflicht ſchlechthin ausſchließenden Leiſtungs— 
unfähigkeit überhaupt nicht gelangt iſt, und zwar weder mit 
bezug auf den Vermögenszuſtand noch auch mit bezug auf den 
Erwerbszuſtand des Bekl. In erſterer Hinſicht kommt er nſcht 
auf eine Vermögensloſigkeit, ſondern auf eine bloße Ertrag— 
loſigkeit des Vermögens hinaus und beachtet bierbei auch nur 
den Mangel an reinen Einkünften in barem Gelde. Denn er 
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ſtellt feſt, daß das dem Bekl. gehörige Hausgrundſtück dem 
Bekl. keine Reineinnahmen, wohl aber eine eigene freie 
Wohnung und eine zweite für den von ihm angenommenen 
Hausverwalter darbiete. Auch gegenüber der vom Bekl. plan- 
mäßig betriebenen Brieftaubenzucht begnügt er ſich mit der 
Feſtſtellung, daß fie keine Erträge abwerfe. Bei folder Sach⸗ 
lage aber würde der Einwand nur dann durchgreifen, wenn das 
Geſetz den Bekl. davor ſchützte, behufs Erfüllung der Unter⸗ 
haltspflicht fein Stammvermögen angreifen zu müffen. Dies 
trifft indeſſen ſchlechthin nicht einmal da zu, wo der Berechtigte 
ein anderer Verwandter als ein minderjähriges und unverheiratetes 
Kind iſt, und gilt um fo weniger in den durch 5 1603 Abſ. 2 
geregelten Fällen einer geſteigerten Unterhaltspflicht der Eltern. 
Mit Unrecht hat daher der B. R. es unterlaſſen, auf die Frage 
einzugehen, ob ſich durch einen Verkauf des Grundſtücks oder 
durch eine Verwertung der Zuchttiere des Bekl. die Mittel für 
eine dem 8 1603 Abſ. 2 entſprechende, wenn auch nur an⸗ 
teilige Unterhaltung der Kl. gewinnen ließen. Rechtlich und 
tatſächlich unzureichend find ferner die Erörterungen, die der 
B. R. darüber anſtellt, welchen Einfluß es auf die Geſtaltung 
der Vermoͤgens⸗ und Erwerbsverhältniſſe des Bekl. hat, daß er 
gegenwärtig in zweiter Ehe verheiratet iſt und daß das jährliche 
Reineinkommen ſeiner Frau aus dem Betriebe ihres Erwerbs⸗ 
geſchäfts, wie er zugeſteht, 3 000 bis 3 600 Mark beträgt. 
Der B. R. hat unterlaſſen, der Frage näher zu treten, ob 
denn überhaupt für die Ehe des Bekl. der geſetzliche Güter⸗ 
ſtand des B. G. B. in Betracht kommt. Eine Veranlaſſung 
hierzu lag deshalb vor, weil weder feſtſtand, daß die Ehe nach 
dem Inkrafttreten des B. G. B. eingegangen iſt, noch auch für 
den entgegengeſetzten Fall, daß ſie einer güterrechtlichen Regelung 
unterlegen hat, an deren Stelle auf Grund landesrechtlicher 
Aberleitungsvorſchriften der jetzige geſetzliche Güterſtand getreten 
iſt. Beſteht in ihr ein im B. G. B. geordneter Güterſtand 
anderer Art, jo konnte 8 1367 nicht Anwendung finden (vergl. 
66 1426, 1438 Abf. 1, 1440, 1526, 1549 des B. G. B.). 
War ſeine Anwendbarkeit zu verneinen, ſo hätte die Frage der 
behaupteten Unterhaltsunfähigkeit des Bekl. unter den für den 
ermittelten Güterſtand maßgebenden Geſetzesvorſchriften und 
geeignetenfalls unter Berückfichtigung des $ 1604 Abſ. 2 des 
B. G. B. entſchieden werden müſſen. Allein ſelbſt vorausgeſetzt, 
der geſamte Geſchäftserwerb der Ehefrau des Bekl. ſei in 
Wirklichkeit deren Vorbehaltsgut, ſo hätte berückfichtigt werden 
müſſen, daß alsdann gemäß 88 1371, 1427 des B. G. B. 
der Bekl. aus dem Ertrage der Arbeit feiner Frau einen an- 
gemeſſenen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zu 
beanſpruchen hat. Zwar darf Kl. nicht fordern, daß ein ſolcher 
für die Zwecke der ehelichen Lebensgemeinſchaft beſtimmter 
Beitrag zur Beſtreitung ihres Unterhalts eine unmittelbare 
Verwendung finde. Soweit jedoch der Unterhalt des Bekl. 
durch den Beitrag gedeckt wird, kann der Regel nach das zu 
unterhaltende Kind, unter Verhältniſſen, wie ſie hier vorliegen, 
in entſprechend erweitertem Maße aus dem Vermögen und aus 
den Einkünften ſeines Vaters eine Befriedigung verlangen. Es 
wird deshalb, ſofern die freie Wohnung in dem Hauſe des 
Bekl. als Ehewohnung dient, bei der Abmeſſung des der Kl. 
gebührenden väterlichen Unterhalts ein aus dem Barbeitrage 
der Frau zu gewährender Ausgleich in die Unterhaltsberechnung 


einzubeziehen ſein. — Endlich fehlt für den Fall, daß das 
geſetzliche Güterrecht zur Anwendung kommt, jede Feſtſtellung 
und ſogar jede Behauptung des beweis pflichtigen Bekl. darüber, 
daß ſeine Frau neben ihrem vorbehaltenen kein eingebrachtes 
Gut beſitzt. Beſitzt fie ſolches, jo gehören deſſen Nutzungen 
zum Vermögen des Bekl. So lange nicht auch bewieſen iſt, 
daß es dem Manne an derartigen Nutzungen fehlt, kann der 
gänzliche Mangel eines den Bekl. zur Erfüllung der geſetzlichen 
Unterhaltspflicht befähigenden Einkommens wiederum nicht als 
ausreichend feſtgeſtellt gelten. Dazu kommt, was die vom 
B. R. ſelbſt vorausgeſetzte Geſchäftstätigkeit des Bekl. anlangt, 
daß ihrer ungeachtet der B. R. den Bekl. zwar für erwerbslos, 
nicht aber auch für erwerbsunfähig gehalten, jedenfalls einer 
derartigen Annahme in den Urteilsgründen keinen zweifels freien 
Ausdruck gegeben hat. Muß deshalb von der Unterſtellung 
ausgegangen werden, der Bekl. ſei, gleichviel in welchem Maße, 
arbeitsfähig, ſo hat er als der beweispflichtige Teil ſchließlich 
noch darzutun, daß es ihm dauernd an jeder Gelegenheit 
gebricht, die vorhandene Arbeitskraft anders als in einer 
unentgeltlichen Hilfeleiſtung bei dem Gewerbebetriebe ſeiner 
Frau zu verwerten. Der Bekl. iſt aber gegen die im 8 1603 
Abſ. 2 vorgeſehene weitergehende Verpflichtung, ſelbſt unter 
Schmälerung jenes Eigenbedarfs bis zur Erſchoͤpfung aller 
verfügbaren Mittel zum Unterhalte des Kindes beitragen zu 
müſſen, dann geſchützt, wenn er ſich gleichzeitig auf eine der im 
Schlußſatze dieſer Geſetzesſtelle enthaltenen Ausnahmevorſchriften 
zu berufen vermag. Von dieſen beiden Ausnahmefällen kommt 


der, daß der Unterhalt des Kindes aus dem Stamme des 


Kindes vermögens beſtritten werden kann, nach dem Verteidigungs⸗ 
vorbringen des Bekl. hier nicht in Betracht. Dagegen entſteht 
die Frage, ob dem Bekl. die andere Ausnahmevorſchrift zur 
Seite ſteht, ob nämlich durch die Unterhaltspflicht der Mutter 
die über die Schranke des § 1603 Abſ. 1 hinausgehende 
Steigerung der Unterhaltspflicht des Vaters ausgeſchloſſen wird. 
Der B. R. hat dies verneint. Dabei iſt indeſſen von vorn⸗ 
herein verfehlt und darum abzulehnen ſeine ohne beſondere 
Begründung hingeſtellte Rechtsanſicht, daß, fo lange der Vater 
des Kindes lebt, deſſen Mutter überhaupt nicht unterhalts- 
pflichtig ſei. Dieſe Anſicht ſteht mit dem Schlußſatze des 
8 1606 in offenſichtlichem Widerſpruch. Im übrigen hat der 
B. R. allerdings die Rechtſprechung anderer O. L. G., nämlich 
des O. L. G. zu Hamburg (die Rechtſprechung der O. L. G. 
auf dem Gebiete des Zivilrechts Bd. 3 S. 369) und des O. L. G. 
zu Dresden (ebendaſelbſt Bd. 6 S. 167) ſowie die Meinung 
von Dernburg (das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs 
und Preußens Bd. 4 S. 228 Note 11) für ſich. Trotzdem 
muß die aufgeworfene Frage mit einer Einſchränkung bejaht 
werden. Soweit die Leiſtungsfähigkeit der Mutter das im 
5 1603 Abſ. 1 vorgeſchriebene Maß überſchreitet, geht für den 
im Schlußſatze des 8 1606 vorgeſehenen Regelfall ihre Unter- 
haltspflicht der geſteigerten Unterhaltspflicht des Vaters vor 
und nur ſoweit ihre Verpflichtung in Betracht kommt, unter 
Kürzung des nach $ 1603 Abi. 1 zu bemeſſenden Eigenbedarfs 
dem minderjährigen und unverheirateten Kinde in der durch 
$ 1603 Abſ. 2 vorgeſehenen Weiſe Unterhalt zu gewähren, 
tritt dieſe geſteigerte Verpflichtung der Mutter hinter die gleiche 
Verpflichtung des Vaters zurück. Der B. R. und ſonſtig 
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Vertreter feiner Rechtsauffaſſung ſtützen ſich in erſter Linie auf 
den Wortlaut der Geſetzesvorſchrift im zweiten Abſatze des 
8 1603. Wenn indeſſen das Geſetz, indem es dem minder⸗ 
jährigen und unverheirateten Kinde den geſteigerten Unterhalts⸗ 
anſpruch gewährt, hierbei von den Eltern als den Verpflichteten 
in der Mehrzahl ſpricht und die ſo bezeichnete Verpflichtung 
durch die ihr gegenübergeſtellte Ausnahme einſchränkt, daß ein 
anderer“ unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden iſt, jo 
kann dieſe Ausdrucksweiſe des Geſetzes für ſich allein nicht eine 
Auslegung begründen, vermöge deren die im 5 1606 Abſ. 1 
vorgeſehene Aufeinanderfolge der mit dem unterhaltsbedürftigen 
Kinde in der aufſteigenden Linie verwandten Perſonen durch⸗ 
brochen und die Unterhaltspflicht der Mutter aus der 
Ordnung, nach welcher ſich der Eintritt der Verpflichtungen 
vollzieht, überhaupt ausgeſchieden wird. So wie der B. R. 
das Geſetz verſteht, würde, wenn der Vater ohne eine Schmälerung 
des ihm nach 8 1603 Abſ. 1 freizulaſſenden Eigenbedarfs für 
den Unterhalt des Kindes nichts herzugeben vermag, die Mutter 
auch bei dem Vorhandenſein ihrer vollen Leiſtungsfähigkeit 
gleichfalls freizulaſſen, es würden dagegen die Eltern der Mutter 
und die weiteren Verwandten der aufſteigenden Linie vor dem 
Vater unterhaltspflichtig ſein. Ein die Unterhaltspflicht der 
Eltern nicht nur dem Ausdrucke, ſondern auch der Sache nach 
zuſammenfaſſender Gegenſatz zu der Verpflichtung der ſonſtigen 
Verwandten könnte nur dann als wirklich gegeben angenommen 
werden, wenn im Verhältnis zwiſchen dem Kinde und den Eltern 
dieſe dem Kinde für den Unterhalt entweder als Geſamtſchuldner 
oder aber von vornherein je für einen beſtimmten Teil auf⸗ 
zukommen hätten. Beides trifft nicht zu. Eine Geſamtſchuld 
laͤßt das B. G. B., ſelbſt ſoweit ihm eine gleichzeitige Ver⸗ 
pflichtung mehrerer Perſonen zur Unterhaltsgewährung bekannt 
iſt (5 1606 Abſ. 2 Satz 1), gleichwohl niemals entſtehen (zu 
vergl. Motive zu 5 1486 I Entwurf Bd. 4 S. 692 fl., 
Protokolle der zweiten Leſung Bd. 4 S. 486 fl. zu V). Gemäß 
8 1606 Abſ. 2 Satz 2 haften aber die Eltern auch nicht nach 
Teilen, ſondern der eine Elternteil vor dem anderen, wobei in 
den Fällen des 8 1604 Abſ. 2 ein grundfäglicher Unterſchied 
nicht Platz greift. Wenn endlich von auderer Seite zur Be⸗ 
gründung der hier abgelehnten Rechtsanſicht noch auf 8 1585 
des B. G. B. hingewieſen wird (Rechtſprechung der Oberlandes- 
gerichte Bd. 6 S. 167), ſo verſagt dieſer Hinweis gleichfalls. 
Das Geſetz ſpricht hier unter der Vorausſetzung, daß die Ehe 
geſchieden iſt, dem Manne, ſofern er einem gemeinſchaftlichen 
Kinde Unterhalt zu gewähren hat, das Recht zu, von der Frau 
einen Beitrag zu verlangen, den ſie ihm in näher beſtimmter 
Weiſe zu den Koſten des Unterhalts zu leiſten hat. Die ge⸗ 


dachte Beitragspflicht der Frau wird jedoch nur zwiſchen den 


geſchiedenen Eheleuten untereinander wirkſam. Sie hat dat 
Vorhandenſein der dem Umfange nach feſtſtehenden Verpflichtung 
des Vaters gegenüber dem Kinde zur Vorausſetzung und ihr 
Inhalt wird durch dieſe Verpflichtung mitbeſtimmt. Dagegen 
iſt keineswegs auch umgekehrt das Vorhandenſein der Beitrags⸗ 
pflicht, ihr Umfang, ihre Erfüllung oder Nichterfüllung von 
Einfluß auf die Geſtaltung der Rechte, wie ſie das gemein⸗ 
ſchaftliche Kind im Verhältniſſe zu jedem ſeiner beiden Eltern 
hat (vergl. Planck Bd. 4 Bemerkung 6 zu $ 1585). Hiernach 
handelt es ſich, wenn der 8 1606 Abſ. 2 die Unterhaltspflicht 
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beider Eltern zuſammenfaßt, lediglich um eine Frage des Aus⸗ 
drucks, während die ſachliche Bedeutung der Geſetzesvorſchrift 
nur die ſein kann, daß der geſteigerten Unterhaltspflicht eines 
jeden Elternteils als einer Einzel verpflichtung die Unter⸗ 
haltspflicht aller übrigen Verwandten und darum auch des 
anderen ihm in der Haftung nachfolgenden Elternteils gegen- 
übergeſtellt iſt. Zu den Verwandten, deren Vorhandenſein nach 
§ 1603 Abſ. 2 die geſteigerte Unterhaltspflicht des Vaters 
ausſchließt, gehoͤrt ſomit im Regelfalle des 8 1606 Abſ. 2 
auch die Mutter des Kindes, ſofern und ſoweit ſie unter⸗ 
haltspflichtig iſt. Ob dieſe Vorausſetzung zutrifft, ent⸗ 
ſcheidet ſich wiederum nach § 1603 Abſ. 1 und da ſich aus 
dem vorhin bereits Dargelegten ergibt, daß der Wegfall der 
Unterhaltspflicht eine Abweichung von dem im 8 1601 auf⸗ 
geſtellten Grundſatze bildet, ſo hat diejenige Partei, welche den 
Wegfall geltend macht, den Nachweis zu erbringen, daß die 
Vorausſetzungen für die Abweichung gegeben find. Dem Bekl. 
lag alſo, wenn er ſich auf die Unterhaltspflicht der Mutter der 
Kl. berief, nicht die Beweispflicht dafür ob, daß die Mutter 
leiſtungsfähig ſei. Vielmehr war es Sache der Kl., mit einem 
Gegeneinwande die mangelnde Leiſtungsfähigkeit ihrer Mutter 
und damit deren Befreiung von der Unterhaltspflicht nach Maß⸗ 
gabe des $ 1603 Abſ. 1 geltend zu machen und darzutun. 
Eine richtige Geſetzesauslegung führt hiernach zu folgendem 


Ergebnis. Wenn das B. G. bei nochmaliger Verhandlung der 
Sache unter Befolgung der die Aufhebung ſeines jetzigen Urteils 


begründenden Rechtsausführungen die bisher angenommene 
gänzliche Mittellofigkeit des Bekl. nicht mehr bejaht, ſo wird 
die fernere Prüfung zunächſt auf die Frage zu richten ſein, ob 
wenigſtens ſo viel als vom Bekl. nachgewieſen gelten kann, daß 
dieſer (bei Berückfichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen) ohne 
Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts außerſtande ſei, 
der Kl. Unterhalt zu gewähren. Sofern der Bekl. den fraglichen 
Nachweis geliefert hat, bleibt der dadurch betroffene Teil des 
Unterhaltsbedarfs der Kl. von ſeiner Seite vorerſt ungedeckt, 
und es handelt ſich nunmehr darum, ob dem gegenüber von 


klägeriſcher Seite dargetan wird, daß die Mutter der Kl. ohne 


Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts außerſtande ſei, 
zum Unterhalt der Kl. etwas herzugeben. Erſt ſoweit die Kl. 
dieſen ihr obliegenden Beweis erbringt, tritt nach § 1603 
Abſ. 2 die geſteigerte Unterhaltspflicht des Vaters ein. Die 
letztere Pflicht beſteht aber nicht — wie der B. R. in offen⸗ 
fichtlichem Widerſpruch mit der Geſetzesvorſchrift angenommen 
hat — darin, daß der Bekl. ohne Rückficht auf ſeine eigene 
Unterhaltsbedürftigkeit der Kl. alles Vorhandene herzugeben ver⸗ 
pflichtet wäre, ſondern es tritt in ſolchem Falle eine gleich⸗ 
mäßige Verwendung der verfügbaren Mittel für den Unterhalt 
des Bekl. ſelbſt und feiner ſämtlichen minderjährigen und un⸗ 
verheirateten Kinder ein. Einer derartigen Verteilung dieſer 
Mittel entſprechend wird die dem Bekl. durch das Urteil auf⸗ 
zuerlegende Rentenzahlung zu bemeſſen ſein, wobei der ſich nach 
& 1610 richtende Geſamtbedarf des Kindes die Grenze bildet, 
bis zu der hin der Vater das von der Mutter Herzugebende 
dem Kinde zu ergänzen hat. M. c. M., U. v. 18. Febr. 04, 
419/03 IV. — Berlin. 

20. 88 1640, 1670, 1680 B. G. B. verb. mit $ 28 des 
Geſetzes über die Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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und Art. 31 des heſſiſchen Ausführungsgeſetzes vom 18. Juli 
1899. Androhung von Ordnungsſtrafen wegen Nichteinreichung 
eines Nachlaßverzeichniſſes über angefallenes Vermögen des 
Kindes.] | 

Der die elterliche Gewalt über ihren minderjährigen Sohn 
ausübenden Witwe B. war durch Beſchluß des Amtsgerichts zu 
M. aufgegeben worden, gemäß §§ 1640, 1686 des B. G. B., 
das nach dem Tode ihres Ehemannes dem gemeinſchaftlichen 
ehelichen Sohne angefallene Vermögen zu verzeichnen und das 
Verzeichnis binnen beſtimmter Friſt dem Gerichte vorzulegen; 
für den Fall ungenützten Verſtreichens der Friſt wurde die Feſt⸗ 
ſetzung einer Ordnungsſtrafe von 5 Mark angedroht. Die Be⸗ 
ſchwerde der B. wurde durch das L. G. zurückgewieſen. Als die 
Beſchwerdeführerin die weitere Beſchwerde bei dem O. L. G. zu 
D. einwandte, legte letzteres in Gemäßheit des § 28 des R. Gef. 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die 
Akten dem R. G. vor, weil es von der Auffaſſung des Kammer⸗ 
gerichts in deſſen Beſchluſſe vom 20. Juli 1900 — „Entſcheidungen 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des 
Grundbuchrechts, zuſammengeſtellt im Reichs juſtizamte“, Bd. 1 
S. 91 — abweichen wolle. Das R. G. wies unter Billigung 
des Rechtsſtandpunktes des O. L. G. D. die weitere Beſchwerde 
zurück. Die Frage, inwieweit gegenüber dem Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt das Vormundſchaftsgericht zur Durchführung der 
von ihm im Falle der Gefährdung des geiſtigen oder leiblichen 
Wohls des Kindes oder der Gefaͤhrdung des Kindesvermögens 
gemäß §§ 1666 ff. des B. G. B. getroffenen Maßregeln Zwangs- 
maßregeln anwenden, insbeſondere Ordnungsſtrafen verhängen 
dürfe, hat das B. G. B. nicht zum Gegenſtande ſeiner Regelung 
gemacht. Bei der Aufſtellung des B. G. B. iſt von vornherein 
der Standpunkt feftgehalten worden, daß dieſe Frage als dem 
Verfahren angehörig im allgemeinen nicht durch das Geſetzbuch 
ſelbſt, ſondern, ſoweit es die einheitliche Geltung des materiellen 
Rechts erfordere, durch beſondere reichsgeſetzliche Vorſchriften zu 
ordnen, im übrigen aber der Landesgeſetzgebung zu überlaffen 
ſei (vergl. Motive zum I. Entwurf des B. G. B. Bd. IV S. 1008). 
Weiterhin hat aber auch das R. Geſ. über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, abgeſehen von gewiſſen Aus⸗ 
nahmefällen anderer Art, davon abgeſehen, hinſichtlich der Befugnis 
des Vormundſchaftsgerichts zur Verhängung von Ordnungsſtrafen 
gegen den Inhaber der elterlichen Gewalt ſeinerſeits Vorſchriften 
zu treffen. Im übrigen wollte das Geſetz, wie bei der Be- 
ratung im Reichstage beſonders hervorgehoben wurde, die Zwangs- 
gewalt der Gerichte zur Vollziehung ihrer Beſchlüſſe und 
Verfügungen nicht ordnen, weil das Bedürfnis nach einer reichs— 
geſetzlichen Regelung behufs einheitlicher Durchführung des 


bürgerlichen Rechts nicht beſtehe; inſoweit ſollte die Regelung 


der Landesgeſetzgebung verbleiben (vergl. den Kommiſſionsbericht 
in Hahn: Materialien zum Geſetze über die freiwillige Gerichts— 
barkeit Bd. VII S. 106, 107, 132). Mangels einer Regelung 
in dem genannten Reichsgeſetze kommt daher gemäß § 200 
desſelben die Ordnung der Angelegenheit grundſätzlich der Landes— 
geſetzgebung zu. Für Heſſen hat das Geſetz betreffend die Aus— 
führung des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 18. Juli 1899 in Art. 31 in weſentlicher 
Übereinſtimmung mit Art. 15 des preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit, bezüglich der Ordnungsſtrafen die 
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Frage landesrechtlich geregelt. Es beſtimmt Art. 31: „Sft 
durch eine Verfügung jemand die Verpflichtung auferlegt, eine 
Handlung vorzunehmen, die ausſchließlich von. feinem Willen 
abhängt, jo kann ihn das Gericht zur Befolgung feiner An- 
ordnung durch Ordnungsſtrafen anhalten ... Die Ordnungs⸗ 
ftrafen dürfen nur in Geld beſtehen.“ Nach dieſem Landesgeſetze 
iſt alſo zu entſcheiden, da die reichsgeſetzliche Schranke des 
8 1670 Satz 2 des B. G. B. nicht einſchlägt. Die elterliche 
Gewalt über B. betr., Beſchl. v. 25. Febr. 04, B 84/04 IV. — 
Darmſtadt. f 

21. 58 2240, 2242, 2249 B. G. B. Formvorſchriften 
des Notteſtaments und Feſtſtellung zum Protokoll.] 

Das nach §§ 2249 und 2240 über die Errichtung des 
Teſtamentes aufzunehmende Protokoll bedarf zu ſeiner Gültigkeit 
einer Einhaltung der im erſten Satze des § 2242 gegebenen 
drei Formvorſchriften, daß es nämlich vorgeleſen, daß es vom 
Erblaffer genehmigt und daß es von ihm eigenhändig unter- 
ſchrieben werden muß. Für ſich allein genügt aber die Ein⸗ 
haltung dieſes dreifachen Formgebots dem Geſetze nicht. Seine 
Einhaltung muß vielmehr nach dem ſich anſchließenden zweiten 
Satze der Geſetzesvorſchrift im Protokolle ſelbſt feſtgeſtellt werden. 
Eine derartige Feſtſtellung geſchieht anf Grund unmittelbarer 
Wahrnehmung der ſich bei der Teſtamentserrichtung abſpielenden 
Vorgänge vermöge einer ausdrücklichen Erklärung, die im öͤrt⸗ 


lichen und zeitlichen Zuſammenhange mit ihnen in die Urkunde 
aufzunehmen iſt. 


Als unerläßlicher Beſtandteil des Protokolls 
kann ſie mit Bezug auf keines jener drei Formgebote dadurch 
erſetzt werden, daß die tatſächliche Einhaltung des Gebots außer⸗ 
halb des Aktes der Teſtamentserrichtung anderweitig ermittelt 
wird. Es genügt alſo auch nicht der Nachweis in einem 
Prozeſſe, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn ſich die Überzeugung 
des Prozeßrichters auf Schlußfolgerungen aus dem Inhalte der 
Teſtamentsurkunde ſelbſt zu ſtützen vermag, insbeſondere wenn 
ſich die geſchehene Protokollgenehmigung durch die Feſtſtellung 
der beiden anderen Formerforderniſſe, nämlich der ſich an die 
Vorleſung anſchließenden Unterzeichnung des Protokolls als be 
wieſen annehmen ließe. Könnte daher im vorliegenden Falle 
der Revifion die Nachweisbarkeit der Protokollgenehmigung auf 
dem Wege einer derartigen Schlußfolgerung ſelbſt zugegeben 
werden, ſo würde der dem Protokolle anhaftende Mangel, daß 
deſſen Genehmigung nicht in ihm ſelbſt eine ausdrückliche Feft- 


ſtellung gefunden hat, dadurch nicht aufgewogen werden. K. c. K., 


U. v. 18. Febr. 04, 308/03 IV. — München. 
Zivilprozeß ordnung. 
22. SS 115, 169, 288 3. P. O. Pflicht des Armen- 
anwalts zur Anfertigung der zuzuſtellenden Urteilsabſchriften, 


auch der der Borinftanz.] 


Dem Kl. war im erſten Rechtszuge der Juſtizrat W. in 
B. als Armenanwalt beigeordnet worden. Nachdem durch das 
Urteil der 7. Zivilkammer des Koͤnigl. L. G. I dort vom 
14. Dezember 1903 die Klage abgewieſen war, ſuchte der Juſtizrat 
W. bei dem Gerichtsſchreiber des L. G. die Erteilung dreier 
Ausfertigungen des Urteils nach. Er erhielt jedoch nur eine, 


die Erteilung der übrigen lehnte der Gerichtsſchreiber unter 


Hinweis auf den Beſchluß des V. Z. S. des R. G. vom 
19. Mai 1894 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 313 und Gruchot, 
Beiträge Bd. 38 S. 1223) ab. Durch Beſchluß des V. Z. S. 
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bed Kammergerichts vom 8. Februar 1904 wurde dem Kl. auch 
für den Rechtszug der Berufung das Armenrecht bewilligt und 
ihm zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung feiner Rechte 
der Juſtizrat C. in B. beigeordnet. Dieſer beantragte bei dem 
Gerichtsſchreiber jenes Senats die Erteilung einer einfachen 
Abſchrift des Urteils des L. G., damit er dieſes zuſtellen laſſen 
könne. Der Gerichtsſchreiber lehnte jedoch wiederum unter 
Bezugnahme auf jenen Beſchluß des R. G. die Erteilung der 
Abſchrift ab, und durch die darauf von dem Antragſteller nach⸗ 
geſuchte Eutſcheidung des V. 3. S. des Kammergerichts vom 
17. Februar 1904 wurde der ablehnende Beſcheid aufrecht er 
halten. Der Maßſtab für diejenigen einftweilen ohne Ver⸗ 
gütung zu muchenden Aufwendungen, zu denen der Armenanwalt 
verpflichtet iſt, iſt aus der Beſtimmung des $ 115 Nr. 3 der 
Z. P. O. zu entnehmen, wonach die Partei durch die Bewilligung 
des Armenrechts das Recht erlangt, daß ihr, inſoweit eine Ver⸗ 
tretung durch Anwälte geboten iſt, zur vorläufig unent- 
geltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte ein Rechtsanwalt 
beigeordnet werde. Der beſtellte Anwalt hat hiernach alle die⸗ 
jenigen Handlungen vorzunehmen, die zur ordnungsmäßigen 
Wahrnehmung der Rechte feiner Partei in dem Atechtsſtreite 
erforderlich find, und inſoweit auch die erforderlichen Auf- 
wendungen vorläufig aus eigenen Mitteln zu bewirken. Zn 
dieſen Handlungen gehört aber auch die Veranlaſſung der Zur 
ſtellung eines ergangenen Urteils, die notwendig iſt, damit für 
die Partei das zuläffige Rechtsmittel dagegen eingelegt werden 
kann. Daß das Urteil kein von dem Anwalte ſelbſt ausgehendes 
Schriftſtück iſt — worauf die Beſchwerde hinweiſt —, kann in 
dieſer Hinſicht keinen Unterſchied begründen. Es genügt, daß 
das Geſetz ($ 288 der Z. P. O.) die Zuſtellung der Urteile 
ausdrücklich dem Parteibetriebe überwieſen hat. Dieſe find 
demnach gerade in bezug auf die Zuſtellung den von dem 
Anwalte felbft ausgehenden Schriftſtücken, von denen die Be 
ſchwerde mit Recht als ſelbſtverſtändlich annimmt, daß die zu 
ihrer Zuſtellung an den Gegner erforderlichen Abſchriften der 
Anwalt auf eigene Koſten herſtellen zu laſſen habe, gleich⸗ 
geſtellt. Ob dabei eine bloße Vorbereitung der Zuſtellung 
oder noch nicht einmal eine ſolche Vorbereitungshandlung in 
Frage fteht, worauf die Beſchwerde Gewicht legt, kann unerörtert 
bleiben, da maßgebend nur der Umſtand iſt, daß nach 8 169 
der Z. P. O. bei den auf Parteibetrieb erfolgenden Zuſtellungen 
dem Gerichtsvollzieher neben der Urſchrift des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks — hier der vom Gerichtsſchreiber erteilten Urteils⸗ 
ausfertigung — eine der Zahl der Perſonen, denen zuzuſtellen 
iſt, entſprechende Zahl von Abſchriften zu übergeben, die vorherige 
Anfertigung dieſer Abſchriften ſomit für die Ausführung der 
Zuſtellung geſetzlich erforderlich iſt. Dieſe allerdings weitgehende 
Verpflichtung des Armenanwalts zu vorläufig unentgeltlichen 
Aufwendungen für feine Partei entspricht auch nur der Stellung, 
bie er nach der Zivilprozeßordnung einnimmt. Unter der Herr⸗ 
ſchaft des Anwaltszwanges für das Verfahren vor den Kollegial- 
gerichten bildet der Anwalt ein notwendiges Organ der 
Rechtspflege, das eben deshalb gerade ſo unentgeltlich in den 
Dienſt einer armen Partei geſtellt wird, wie das Gericht ſelbſt 
in der Streitſache einer ſolchen ſeine Tätigkeit unentgeltlich 
ausübt. Wie unn nach 8 115 Nr. 1 der Z. P. O. die arme 
Partei dem Staate gegenüber nicht nur von der Berichtigung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


209 


der ruͤckſtändigen und künftig erwachſenden Gerichtsloften, ſondern 
auch von der Erſtattung der Gebühren der Beamten, der Zeugen 
und der Sachverſtändigen ſowie der fonftigen baren Auslagen 
ſowie der Entrichtung der Stempelſteuer befreit iſt, ſo hat fie 
auch Anſpruch darauf, daß der ihr beigeordnete Anwalt vor⸗ 
läufig unentgeltlich alle diefenigen Aufwendungen macht, die 
zur Erfüllung der in ſeinen Geſchäftskreis fallenden Aufgaben 
erforderlich find. Es kommt alſo auch hiernach nur darauf an, 
ob die im einzelnen Falle in Frage kommende Handlung eine 
ſolche iſt, die nach Lage der Sache zur Wahrnehmung der 
Rechte der Partei erforderlich ift und in den Geſchäfts kreis des 
Anwalts fällt. An dieſem Ergebniffe können auch die Gr⸗ 
wägungen nichts ändern, welche die Beſchwerde in zweiter Reihe 
dahin anſtellt, daß in einem Falle wie dem vorliegenden, in 
welchem der Anwalt des erſten Rechtszuges die zunächſt ih m 
obliegende Zuſtellung des anzufechtenden Urteils nicht bewirkt 
habe, dem Auwalte des zweiten Rechtszuges doch nicht tatſächlich 
die Fertigung der Abſchriften der Urteile beider Rechtezüge 
aufgebürdet werden könne. Wenn es richtig iſt, was fie aus⸗ 
führt, daß die einmal. erfolgte Beſtellung zum Armenanwalte 
dem Sachwalter des zweiten Rechtszuges die Pflicht auferlegt, 
die von dem Armenaunwalte des erften Rechtszuges noch nicht 
bewirkte Zuftellung des anzufechtenden Urteils ſeinerſeits zu 
veranlaſſen — und an der Richtigkeit dieſer Darlegungen 
beſteht kein Zweifel —, fa trifft ihn auch von) Rechts wegen 
die Pflicht, die zur Ausführung der Zuſtellung erforderliche 
Anfertigung einer Abſchrift des Urteils zu übernehmen. Wie 
ſich dabei das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem Armen ⸗ 
anwalte des erſten Rechtszuges geſtaltet, zu deſſen Pflichten 
zun ächſt die Veranlaſſung der Zuſtellung des Urteils gehort 
hätte — vergl. Entſch. des R. G. Bd. 41 S. 426 —, iſt hier 
nicht zu erörtern, . Die von dem Beſchwerdeführer erbetene 
nochmalige Erwägung der Grundſätze, von denen der Beſchluß 
des V. Z. S. des R. G. vom 19. Mai 1894 ausgegangen iſt, 
kann daher, jo lange für die Zuſtellung der Urteile der Partei- 
betrieb gilt, zu keiner Anderung der Rechtſprechung zugunſten 
des Armenanwalts führen. H. 6. G., Beſchl. v. 11. März 04, 
B 64/4 III. — Berlin.“) 

23. 85 164, 295, 523, 526, 549, 550, 551“, 654, 
671 Z. P. O. verb. mit 8 172 des G. V. G. Entmündigungs 
verfahren. Die Auswahl des Sachverſtändigen ſteht dem Prozeß⸗ 
gericht zu. Verleſung von Gutachten. Ausſchluß der Offent- 
lichkeit bei perſönlicher Vernehmung. Folge der Unterlafſung 
in I. J.] 

Das L. G. hat den Beſtimmungen der 85 671 und 654 
in ausreichender Weiſe dadurch entſprochen, daß es den bei der 
perfönlihen Vernehmung des Kl. zugezogenen Sachverſtändigen, 
Profeſſor Dr. L., als ſolchen auch über den Geiſteszuſtand des 
Kl. vernahm. In dieſer Beziehung brachte, abgeſehen davon, 
daß ein derartiger Beweis überhaupt erhoben werden mußte, 
die Beſonderheit der Prozeßart in Entmündigungsſachen irgend 
welche weiteren Abweichungen von dem ordentlichen Verfahren 
nicht mit ſich. Insbeſondere war das Prozeßgericht in der 
Auswahl des Sachverſtändigen und in der Beſtimmung darüber, 
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in welcher Anzahl Sachverſtändige gehört werden ſollten, nicht 
beſchränkt und darum auch nicht behindert, den gemäß 55 671 
und 654 als richterlicher Beiſtand bei der perſoͤnlichen Ver⸗ 
nehmung des Entmündigten zugezogenen Irrenarzt zugleich mit 
der Exſtattung des nach 58 671, 655 erforderlichen Gut⸗ 
achtens zu betrauen. In der Berufungsinſtanz entſprach es 
ſodann der Vorſchrift des 8 526 Abſ. 1 der Z. P. O., daß das 
Protokoll über die Vernehmung des Dr. L. dem B. G. vor⸗ 
getragen wurde. Aus der Zuläſſigkeit feiner Verleſung ergab 
ſich weiter, daß die Berückſichtigung des Gutachtens nicht nur 
geſtattet, ſondern gemäß 88 523 und 286 ſogar als unerläßlich 
geboten war. Wiederum aber enthält die Prozeßordnung für 
das Verfahren in Entmündigungsſachen keine beſonderen Vor⸗ 
ſchriften, wonach das B. G. gezwungen wäre, mit der Erhebung 
von Sachverſtändigenbeweiſen fortzufahren, ſelbſt wenn es die 
ihm vom Standpunkte einer wiſſenſchaftlichen und einer be⸗ 
ſonderen praktiſchen Erfahrung durch einen Sachverſtändigen zu 
gebende Aufklärung aus dem vorgetragenen Gutachten bereits 
in ausreichendem Maße gewonnen zu haben glaubt. Dies kann 
als von der Geſetzgebung gewollt ſchon aus dem Grunde nicht 
gelten, weil nach 8 671 Abſ. 2 es ſogar in das Ermeſſen des 
Gerichts und darum auch des B. G. geſtellt iſt, das in dem 
amtsgerichtlichen Entmündigungsverfahren eingeholte Gutachten 
als einziges Gutachten der Entſcheidung zugrunde zu legen 
(vergl. Urteil des III. Z. S. vom 17. März 1896 Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 2491). Dadurch alſo, daß im vorliegenden 
Falle der B. R. ſowohl das im amtsgerichtlichen Verfahren als 
auch das in der Vorinſtanz erſtattete Gutachten der Entſcheidung 
zugrunde legte, und beide Gutachten in Verbindung mit ein- 
ander für erſchoͤpfend anſah, tft den als verletzt bezeichneten 
Vorſchriften der 88 671 und 654 in jedem Falle Genüge 
geſchehen. Aber ſchon in der I. J. des gegenwärtigen Prozeſſes 
konnten die Beſtimmungen der 88 671 und 654 nicht als 
gewahrt gelten, weil das L. G. unter Verſtoß gegen § 172 
Abſ. 1 des G. V. G. es unterlaſſen hatte, bei der perfönlichen 
Vernehmung des Kl. die Offentlichkeit der Verhandlung aus⸗ 
zuſchließen. Daß dies geſchehe, iſt eine von dem freien Ermeſſen 
des Prozeßrichters und ebenſo von dem Willen der Parteien 
unabhängige und unbedingt zwingende Vorſchrift des Geſetzes. 
Sie kann deshalb auch nicht in einer die Anwendung des 
§ 295 ermöglichenden Weiſe für den beſonderen Rechtsfall da- 
durch hinfällig werden, daß im weiteren Verlauf des Verfahrens 
ihre Nichtbefolgung ungerügt bleibt. Wird die Beſtimmung 
des § 172 beachtet, fo iſt der Entmündigte bei ſeiner perſoͤnlichen 
Vernehmung gegen alle Einwirkungen abgeſchloſſen, denen fein 
ſeeliſches Befinden und ſein Benehmen während der Verhandlung 
ſchon unter dem bloßen Eindrucke der Offentlichkeit ausgeſetzt 
fein könnte. Bevor daher dieſe geſetzliche Sicherheits maßregel 
getroffen iſt, entſpricht die perfönliche Vernehmung des Anfechtungs⸗ 
Mägerd vor dem ihn unmittelbar auf feinen Geiſteszuſtand 
unterſuchenden Richter den prozeſſualen Vorausſetzungen, unter 
denen das Urteil nach 88 671 und 654 der Z. P. O. 
allein erlaſſen werden darf, überhaupt nicht. Ein derartiger 
Mangel des Verfahrens muß aber nicht nur dann zur Aufhebung 
des B. U. führen, wenn wie in früheren Fällen reichsgerichtlicher 
Entſcheidungen die prozeßwidrige öffentliche Vernehmung des 
Anfechtungskl. vor dem B. G. ſelbſt ſtattgefunden hatte, — vergl. 
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Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 398 fl. und Juriſtiſche Wochen · 
ſchrift von 1902 S. 5291 — ſondern er führt zu einem gleichen 
Ergebniſſe auch in dem Falle, wenn der Anfechtungskl. in I. J. 
vernommen, hierbei aber die Vorſchrift des § 172 a. a. O. 
unbefolgt geblieben iſt. Unter ſolchen Umſtaͤnden handelt es ſich 
zwar nicht um einen Prozeßverſtoß im Sinne des § 551 
Ziffer 6 der Z. P. O., weil die mündliche Verhandlung vor dem 
B. G. von dem Mangel nicht mitbetroffen wird. Wohl aber 
beruht alsdann das B. U. auf einer Rechtsverletzung, die in der 
Nichtherſtellung einer für die richterliche Entſcheidung prozeffualiſch 
unerläßlichen Vorausſetzung beſteht, und darum unter bie 
allgemeinen Vorſchriften der 88 549 und 550 der Z. P. O. 
fällt. Auch darauf kann es nicht ankommen, ob der B. R. dem 
Ergebniſſe der prozeßwidrigen perſoͤnlichen Vernehmung in den 
Entſcheidungsgründen ein beſonderes Gewicht beilegt oder nicht. 
Denn mit der Vorſchrift, daß der Anfechtungskl. in näher 
beſtimmter Art und Weiſe perjönlih vernommen werden muß, 
wird dem Richter der Tatfrage auch eine Berückſichtigung der 
Vernehmung beim Erlaß des Urteils vorgeſchrieben und es würde 
deshalb eine Nichtberückfichtigung dieſes Gebots dem Richter 
über die Mängel der geſchehenen Vernehmung nicht hinweghelfen 
koͤnnen. Im Ergebniſſe mußte ſonach einer anderen früheren 
Entſcheidung beigetreten werden, welche für einen gleichliegenden 
Rechtsfall bereits der III. 3. S. des R. G. durch Urteil vom 
4. Dezember 1883 (Seufferts Archiv Bd. 39 Nr. 162, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1884 Seite 471%) erlaſſen hat. 
Wie in dem damals entſchiedenen Rechtsfalle ſteht auch gegen- 
wärtig durch das über die Vernehmung des Kl. aufgenommene 
Protokoll des L. G. feſt, daß die Vernehmung einen Teil der 
mündlichen Verhandlung gebildet hat und daß dieſe in einer 
oͤffentlichen Sitzung des Gerichts ſtattfand. Die Einhaltung 
der Beſtimmung des § 172 des G. V. G. als einer für die 
mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeit hätte deshalb 
gemäß § 164 der Z. P. O. nur durch dasſelbe Protokoll nach⸗ 
gewieſen werden können. Eine Feſtſtellung aber, daß für die 
Zeit der Vernehmung des Kl. die Offentlichkett ausgeſchloſſen 
geweſen ſei, fehlt in dem Protokolle. H. o. Staatsanwaltſchaft, 
u. v. 14. März 04, 405/03 IV. — Jena. 

24. 8 286 Z. P. O. Unzuläſſige Ablehnung eines Zeugen ⸗ 
beweiſes. Fragepflicht gegenüber einem Zeugen wegen jouftiger 
Feſtſtellungen zur / Auffriſchung feines Gedächtniſſes.] 

Der B. R. hat die Vernehmung des Zeugen B. abgelehnt, 
weil er nur dasſelbe bekunden ſolle, was bereits im weſentlichen 
von W. bekundet worden ſei, und weil die Frage, ob die von 
ihm angeblich getötete Kuh tuberkulös geweſen ſei, erſchöpfend 
und nur von einem Sachverſtändigen, als welcher B. nicht be ⸗ 
nannt und auch nicht anzuſehen ſei, beantwortet werden könne. 
Dieſe Begründung gibt zu ſolchen erheblichen Bedenken Anlaß, 
daß die Aufhebung der Berufungsentſcheidung und die ent- 
ſprechende Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz erfolgen 
mußte. B. iſt nach der Angabe des Bekl. Schlächtermeiſter. 
Nun iſt ohne weiteres als in hohem Grade wahrſcheinlich an- 
zunehmen, daß ein Schlächtermeiſter die Kenntnis, Erfahrung 
und Fähigkeit beſitzt, um beim Rindvieh die Tuberkuloſe zu er⸗ 
kennen. Da die Tötung der Kuh im November geſchehen fein 
fol und es als möglich erſcheint, daß aus dem damaligen Be⸗ 
funde, wenn ſolcher noch mit Sicherheit von B. angegeben 
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werben kann, durch Sachverſtändige darauf geſchloſſen werden 
kann, ob die Tuberkuloſe ſchon zur Zeit der Übergabe der Kühe 
vorhanden geweſen iſt, jo würde die Bekundung des B., der 
jedenfalls vor der Hand als ſachverſtändiger Zeuge an⸗ 
zuſehen iſt, von nicht unerheblicher Bedeutung ſein. Aber ſeine 
Tüchtigkeit als Sachverſtändiger könnte erſt ſeine Vernehmung 
ſichere Auskunft geben. Es würde ſich hiernach, wenn B. das 
bezeugen würde, was in ſein Wiſſen geſtellt iſt, abgeſehen von 
den hieran ſich knüpfenden, weiter erforderlichen Feſtſtellungen 
der Sachverſtändigen, noch um die Identität dieſer getöteten 
Kuh mit einer der von der Kl. gelieferten handeln. Nun kaun 
in dieſer Beziehung ein Bedenken gegen die Art der Vernehmung 
des Zeugen W. und die Würdigung feiner Ausſage durch den 
B. R. nicht unterdrückt werden. Der Zeuge W. hat bei feiner 
Vernehmung im Jahre 1903 ſich allerdings der hier in Betracht 
kommenden Dinge nicht mehr genau und ſicher erinnert. Allein 
es liegt hierüber mindeſtens ein Brief des W. aus jener Zeit 
vor, der auch zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht iſt. 
Es erſcheint auffällig, daß nicht an der Hand dieſes Briefes 
eine weitere Ermittelung der Identität der getöteten Kuh durch 
Auffriſchung des Gedächtniſſes des Zeugen verſucht iſt. L. c. W., 
U. v. 19. Febr. 04, 450/03 VII. — Breslau. 

25. 5 304 3.9.0. Bei der Vorabentſcheidung über den 
Grund iſt die Frage der Anwendung des § 254 B. G. B. mit 
zu entſcheiden. ] 

Es iſt bei der in Frage ſtehenden Vorabentſcheidung über 
den Grund des Anſpruchs mit Rückficht darauf, daß ſolche nur 
Platz greifen darf, wenn lediglich der Betrag des Schadens 
ſtreitig bleibt, aus geſchloſſen, die Anwendung des § 254 
B. G. B., inſoweit dadurch geſtattet iſt, im Falle einer Mit⸗ 
wirkung des Beſchädigten bei der Entſtehung des Schadens 
auch nur eine teilweiſe Befreiung des Beſchädigers von der 
Erſatzpflicht auszuſprechen, dem Verfahren über den Betrag des 
Anſpruchs zu überlaſſen. Vielmehr müſſen die Partei- 
behauptungen bei der Entſcheidung über den Grund des An⸗ 
ſpruchs auch in Rüdficht auf den fraglichen Punkt dahin voll 
gewärbigt werden, daß eventuell die Quote, mit welcher der Be⸗ 
ſchädiger zu haften hat, feſtgeſetzt wird. (Urteil des R. G. in 
Sachen Pollmey wider Brandt vom 20. Mai 1903, VI 39/03. 
Vergl. auch das in den Entſch. des R. G. Bd. 53 S. 114 ff. 
abgedruckte Erkenntnis auf S. 117 oben.) Dies führt zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils. P. c. H., U. v. 26. Febr. 04, 
537/03 VII. — Jena. 

26. 5 313 Z. P. O. Verweiſung auf den Tatbeſtand 
eines Zwiſchenurtells (5 303) zuläffig.] 

Das B. G. hat der Vorſchrift in $ 313 Abf. 2 Z. P. O. 
zumiber im. Tatbeſtaud des Endurteils „auf die dem Beſchluß 
vom 6. Dezember 1902 hinzugefügte, dort als Tatbeſtand be⸗ 
zeichnete Darſtellung“ verwieſen. Eine Aufhebung jenes Urteils 
war jedoch aus dieſem Grunde nicht geboten, da das in der 
erwähnten Darſtellung neben rechtlichen Ausführungen enthaltene 
tatfächliche Vorbringen teils völlig unerheblich, teils in einem 
vorgetragenen Schriftſatz, ſowie in dem nach § 303 Z. P. O. 
erlaffenen Zwiſchenurteil enthalten iſt. Andererſeits ſteht der 
chenfalls im Endurteil erfolgten Verweiſung auf dieſes Zwiſchen⸗ 
urteil ein rechtliches Bedenken nicht entgegen. Der erkennende 
Senat hat in der ebenfalls bei dem B. G. anhängig geweſenen 
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Rechtsſache Joſepait o. Matuſek — Urteil vom 3. Dezember 
1908 Rep. VI 154/03 — die Zuläſſigkeit einer Verweiſung 
mindeſtens in Anſehung aller derjenigen früheren Urteile der⸗ 
ſelben Inſtanz anerkannt, welche, wenn die Sache ihren Fortgang 
nehmen ſoll, zugeſtellt werden müſſen. Mag nun auch zu dieſen 
Urteilen ein nach § 303 Z. P. O. erlaſſenes Zwiſchenurteil nicht 
gehören, jo tft doch die Verweiſung auf ein ſolches Urteil für 
zuläffig zu erachten, da es begrifflich nur ein vorweg genommener 
notwendiger Beſtandteil des Endnrteils iſt, nach dem Geſetz 
ebenfalls einen Tatbeſtand haben und ausgehängt werden muß, 
auch bei ihm daher die Möglichkeit der Berichtigung des Tat⸗ 
beſtands gegeben ff. H. c. L., U. v. 29. Febr. 04, 
254/03 VI. — Hamburg. 

27. 55 535, 552, 566 Z. P. O. Zuläffigkeit des Rechts⸗ 
mittels bei Übergabe der Schrift an den Gerichtsſchreiber in 
ſeiner Wohnung.] 

Für die nach den 88 566, 535 der Z. P. O. von Amts 
wegen zu prüfende Frage, ob die Revifion in der geſetzlichen 
Form und in der durch 8 552 Abſ. 1 der Z. P. O. beſtimmten 
Friſt eingelegt ſei, kommt in Betracht, daß das angefochtene 
Urteil am 13. Juli, die Revifionsſchrift am 17. Anguſt 1903, 
alſo nach Ablauf der Reviſionsfriſt zugeſtellt wurde, daß aber 
von dem RE. auf die am 13. Auguſt 1903 ſtattgehabte Ein⸗ 
reichung der Reviſionsſchrift bei dem Gerichtsſchreiber Nr R. G. 
Bezug genommen wird, wonach, da gemäß § 20 7 bj. 2 der 
Z. P. O. die Wirkung der Zuftellung bereits mit der Einreichung 
eintritt, die Notfriſt als gewahrt zu erachten wäre. Ob eine 
ordnungsmäßige Einreichung bei dem Gerichtsſchreiber zur 
Terminsbeſtimmung und Vermittelung der Zuftellung anzunehmen 
ſei, erſcheint indeſſen inſofern nicht unbedenklich, als die 
Reviſionsſchrift erſt am Abend des 13. Auguſt 1903 um 7½ Uhr 
dem Bureaudiätar K. in deſſen Wohnung übergeben, von dieſem 
angenommen und mit dem Vermerke: „Mir in meiner Wohnung 
übergeben am 13. Auguſt 1903, Abends 7½ Uhr, K.“ verſehen 
worden tft. Der Genannte hat Gerichts ſchreiberdienſt verſehen, 
nur war an jenem Tage nach den hierüber gemachten amtlichen 
Erhebungen nicht er, ſondern Bureaudiätar B. zum Nachmittags- 
dienſte beauftragt. Dieſer letztere Umſtand wäre jedenfalls nicht 
geeignet, die Gültigkeit der Überreichung in Frage zu ſtellen, 
wenn dieſe in den Dienſträumen der Gerichts ſchreiberei ftatt- 
gefunden hätte, da es hierbei nur auf die allgemeine Zuftändig- 
keit nach der Dienſtſtellung, nicht auf die der inneren Einteilung 
der Geſchaftsbeſorgung entſprechende Zuſtändigkeit ankommen 
kann. Nach 5 6 der beſtehenden „Vorſchriften über Einrichtung 
der Gerichtsſchreiberei bei dem R. G.“ werden unverſchloſſen 
eingehende Schriftſtücke, wenn Zweifel beſteht, zu welcher Ab- 
teilung ſie gehören, von dem Bureauvorſteher in Empfang ge⸗ 
nommen und mit dem Vermerk über die Zeit des Eingangs 
verſehen, ſodann an die zuſtändige Abteilung der Gerichts⸗ 
ſchreiberei befördert, welche, wenn dies nicht mehr an dem ver- 
merkten Tage geſchieht, einen beſonderen Eingangsvermerk zu 
machen hat. Auch hierbei iſt wohl davon ausgegangen, daß der 
entſcheidende Eingangsvermerk nicht unbedingt von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber der zuſtändigen Abteilung beigeſetzt ſein müſſe. Weiter 
erſcheint auch nicht zweifelhaft, daß der damalige Bureaudiätar 
K. das Schriftſtück nicht etwa bloß aus Gefälligkeit zur Weiter⸗ 
beförderung an die Gerichts ſchreiberei angenommen hat, ſondern 
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daß er in amtlicher Eigenſchaft handelte, den entſcheidenden 
Eingangsvermerk beifügen wollte und dasſelbe in amtlichen 
Gewahrſam nahm. Dem entſprechend wurde auch am folgenden 
Tage, dem 14. Auguſt 1903, die Terminsnote eingeholt. Eine 
Überreichung von Schriftſtücken bei dem Gerichtsſchreiber außer⸗ 
halb der Dienſträume und der Dienſtſtunden iſt jedenfalls außer 
der Regel und nicht zu begünſtigen. Da die Annahme von dem 
freien Willen des Beamten abhängt, kann leicht eine ungleiche 
Behandlung der Rechtſuchenden daraus hervorgehen. Es möchte 
ſogar nicht zuläffig und nicht unzweckmäßig fein, wenn ſeitens 
der Juſtizverwaltung eine derartige Vornahme von Amts⸗ 
handlungen den Gerichtsſchreibern unterſagt würde. Seither 
war dies nicht unterſagt, auch aus den erwähnten Geſchäfts⸗ 
vorſchriften für die Gerichtsſchreiberei des R. G. iſt ein ſolches 
Verbot nicht zu entnehmen; daß aber Fälle diefer Art mehrfach 
vorkamen, kann um ſo ſicherer angenommen werden, als in 
einem Urteile des I. Strafſenats vom 7. Februar 1898 (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 31 S. 4) durch Einreichung einer 
Reviflonsſchrift, welche Abends 7 Uhr dem Erſten Gerichts. 
ſchreiber des L. G. in deſſen Wohnung übergeben und von ihm 
mit dem Eingangsvermerk verſehen worden war, die Friſt des 
§ 381 der Str. P. O. als gewahrt erklärt wurde. Auch nach 
der Anſicht des heute erkennenden Senats darf allein durch die 
Abergabe an einen zur Entgegennahme befugten Beamten und 
deſſen Annahme des Schriftſtücks zur amtlichen Bewahrung die 
Vorausſetzung des § 207 Abſ. 2 der Z. P. O. als gegeben 
angeſehen werden und damit der Zeitpunkt, mit welchem die 
Wirkungen der innerhalb einer Friſt von zwei Wochen erfolgten 
Zuſtellung als eingetreten gelten. Hiernach konnte die von dem 
Bekl. eingelegte Reviſion als in geſetzlicher Form und Friſt 
eingelegt für zuläſſig erachtet werden. K. c. A., U. v. 26. sn) 04, 
= II. — Cöln. 

. 8 549 3. P. O. Danziger Rechtsquellen as der 
bc Danzigs von der Preußiſchen Monarchie und der 
Wiedervereinigung.] 

Streitig zwiſchen Parteien iſt nicht bloß, ob die Kl. 
Rechtsfähigkeit beſitzt, ſondern auch, und zwar in erſter Linie, 
nach welchem Rechte die Frage der Rechtsfähigkeit zu entſcheiden 
iſt. In letzterer Hinſicht geht der B. R. von folgendem aus: 
Bis zur Einführung des Pr. A. L. R. habe in Danzig das 
Kulmer Recht nach der letzten Revifion von 1767 und die neue 
revidierte Danziger Willkür von 1761/83, daneben aushilfsweiſe 
das gemeine römiſche Recht gegolten. An die Stelle des letzteren 
ſei zunächſt das A. L. R., dann aber, nachdem Danzig durch den 
Tilſtter Frieden im Jahre 1807 von Preußen getrennt und zu 
einem beſonderen Freiſtaate erhoben worden ſei, auf Grund des 
Publikandums vom 17. Juni 1808 der c. c. getreten. Dieſer 
ſei erſt im Jahre 1814 infolge der Wiedervereinigung Danzigs 
mit der Preußiſchen Monarchie durch das von neuem eingeführte 
A. L. R. erſetzt worden. Da weder die beiden erwähnten 
Danziger Partikularrechte noch der 6. c. poſitive Beſtimmungen 
über die Entſtehung juriſtiſcher Perſonen enthielten, müßten für 
die Zeit der Geltung des franzöſiſchen Geſetzbuchs, in welche der 
Erwerb der Rechtsfähigkeit ſeitens der Kl. falle, wiederum die 
Grundſätze des „damals beſtehenden“ gemeinen Rechts heran⸗ 
gezogen werden. Danach nimmt der B. R. an, während der 
Jahre 1808 —14 habe nicht ausſchließlich der c. o., ſondern 
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neben (oder hinter) ihm auch noch das gemeine römifche Recht 
ſubfidiäre Geltung in Danzig gehabt. Dieſe Annahme wird 
von der Reviflon als irrig bekämpft. Sie weiſt darauf hin, 
daß nach der Abtrennung Danzigs von Preußen zunächſt durch 
ein Publikandum vom 21. Auguft 1807 das A. L. R. als Sub- 
ſidiarrecht bis auf weiteres aufrechterhalten worden ſei und daß 
daher, wenn ſpäter an deſſen Stelle der 0. c. geſetzt worden fei, 
äußerſtenfalls noch das A. L. R., niemals aber das gemeine Recht 
zur Ausfüllung von Lücken in Betracht kommen könne. Der 
Angriff erledigt ſich dadurch, daß die Feſtſtellung des B. R. in 
betreff des bei Beurteilung der Rechtsfähigkeit der Kl. an ⸗ 
zuwendenden Rechts einer Nachprüfung in gegenwärtiger Inſtanz 
entzogen iſt. Denn die Frage, ob und inwieweit bei Ein⸗ 
führung des c. c. in den Danziger Freiſtaat daneben noch 
anderen Rechtsquellen und Geſetzbüchern aushilfsweiſe Geltung 
belaffen worden ift, kann nur nach Maßgabe und mittels Aus- 
legung des Publikandums vom 17. Juni 1808 entſchieden 
werden. Letzteres aber iſt zufolge ſeines beſchränkten Geltungs⸗ 
bereichs nach 8 549 Z. P. O. ſrrevifibel. In der Sache jelbft 
beſtimmt der B. R. die Erforderniſſe für den Erwerb von 
Korporationsrechten nach gemeinem Recht dahin, es müſſe ſich 
eine Vereinigung mehrerer zu einem dauernden gemeinnützigen 
Zwecke gebildet und dieſem Zwecke ein Vermögen gewidmet 
haben. Außerdem ſei ſtaatliche Genehmigung notwendig ge⸗ 
weſen, weil die dem gewerblichen Verkehr angehörenden öffentlich ⸗ 
rechtlichen Korporationen jedenfalls in damaliger Zeit unter der 
Aufſicht des Staates geſtanden hätten. Dies ſei namentlich auch 
in Danzig der Fall geweſen. Es genüge jedoch ſtillſchweigende 
Genehmigung. Eine Nackprüfung dieſer Grundſätze auf ihre 
Richtigkeit hin iſt, da das gemeine Recht im Bezirk des O. L. G. 
Marienwerder nicht gegolten hat, ebenfalls nach 8 549 Z. P. O. 
ausgeſchloſſen. B. 6. M., U. v. 16. März 04, u. V. — 
Marienwerder. 

29. 588 554, 561 Z. P. O. Neues Vorbringen über die 
Nichtwahrung von Notfriften der ee iſt vom 
Reviſionsrichter zu beachten.] 

Die Verhandlung vor dem Reviſionsgericht hat ſich auf die 
Frage der Zuläſſigkeit der Berufung beſchränkt. In dem jetzt 
angefochtenen Urteile iſt bemerkt, der Kl. habe nachgewieſen, daß 
ihm das Urteil I. J. am 8. April 1903, die Berufungsſchrift 
am 7. Mai 1903 der Bekl. zugeſtellt worden ſei. Die Bekl. 
hat nunmehr die ihr erteilte Ausfertigung des erſtinftanzlichen 
Urteils vorgelegt, welche mit der Erklärung des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Kl. I. J., Rechtsanwalt A. vom 30. März 1903, 
daß er an dieſem Tage beglaubigte Abſchrift des Urteils durch 
Rechtsanwalt B., den gegneriſchen Prozeß bevollmächtigten I. J., 
zugeſtellt erhalten habe, verſehen iſt. Auf der Urteilsausfertigung 
befindet ſich ferner eine Beſcheinigung des Gerichtsſchreibers des 
B. G. vom 4. Mai 1903, daß gegen das Urteil ein Schriftſatz 
zur Terminsbeſtimmung zwecks Einlegung der Berufung bei dem 
Berufungsgericht innerhalb der Notfriſt nicht eingereicht ſei. 
Der Kl. hat zugegeben, daß ihm das Urteil I. J. bereits am 
30. März 1903 zugeſtellt worden iſt. Aus den Akten ift 
ferner feſtgeſtellt, daß die Berufungsſchrift bei dem B. G. am 
5. Mai 1903 zum Zwecke der Terminsbeſtimmung eingereicht 
worden iſt. Nach übereinſtimmender Erklärung der Parteien iſt 
dieſelbe der Bekl. am 7. Mai 1903 zugeſtellt worden. Die 
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Berufung wurde als unzuläffig verworfen. Durch das Empfangs⸗ 
bekenntuit des Rechtsanwalts A. und das Zugeſtändnis des Kl. 
iſt erwieſen, daß die Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils an 
den Prozeß bevollmächtigten des Kl. I. J. bereits am 30. Mai 1903 
ſtattgefunden hat. Die Notfriſt von 1 Monat zur Einlegung 


der Berufung (§ 516 der Z. P. O.) iſt ſomit, da die Berufungs⸗ 


ſchrift des Kl. der Bekl. erſt am 7. Mai 1903 zugeſtellt worden 
ift, nicht gewahrt. Die eutgegenſtehende Feſtſtellung des B. G. 
war für den Reviſionsrichter nicht bindend. Nach § 561 Satz 2 
in Verbindung mit $ 554 Abſ. 2 Nr. 2 der Z. P. O. kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß dem Reviſionsrichter die Erörte- 
rung und Feſtſtellung neu vorgebrachter Tatſachen, welche einen 
von der Partei zur Begründung der Reviſion gerügten Mangel 
des Verfahrens ergeben ſollen, zuſteht und daß der Reviſions⸗ 
richter ſomit in der Lage iſt, inſoweit Feſtſtellungen zu treffen, 
welche denen der Vorinſtanz entgegenſtehen und die letzteren 
bejeitigen. O. o. M., U. v. 23. Febr. 04, 484/03 VII. — Kiel. 

Gerichtsverfaſfungsgeſetz. 

30. 5 13 G. V. G. in Verb. mit 58 1, 4, 6, 9, 10 des 
preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 und 
§7 Abſ. 1 Satz 2 des Landes verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 
1883. Unzuläffigkeit des Rechtswegs für Klagen auf Befreiung 
von Schulgeldzahlung.] 

Die Kl., Lehrer an den ſtädtiſchen Schulanſtalten zu B., 
verlangen von der beklagten Stadtgemeinde klagend die An⸗ 
erkennung der Befreiung von Schulgeldzahlung für ihre die 
ſtädtiſche Bürger⸗ und Töchterſchule beſuchenden Kinder und die 
Erſtattung der feit Oftern 1901 von ihnen beigetriebenen Be⸗ 
träge. Sie gründen den geltend gemachten Befreiungsanſpruch 
auf Obſervanz und auf ein Diele beſtätigendes Regulativ des 
Magiſtrates vom 8. März 1862, und es iſt unſtreitig, daß ſie 
bis Oſtern 1901 mit der fraglichen Laft tatſaͤchlich verſchont 
geblieben find. Schon vor der Erhebung der jetzigen Klage 
haben fie ihre Forderung im Verwaltungsſtreitverfahren durch⸗ 
zuſetzen verſucht, find aber durch Urteil des Bezirksausſchuſſes 
zu Breslau vom 7. November 1901 abgewieſen worden, weil 
ihnen dieſerhalb nur der ordentliche Rechtsweg offen ſtehe. Das 
L. G. verurteilte, das O. L. G. erachtete den Rechtsweg für un⸗ 
zuläſſig und wies die Klage ab. Die Revifion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Das angefochtene Urteil beruht auf der Annahme, 
daß eine Rechtsftreitigkeit über die Nichtverpflichtung zur Ent- 
richtung von Schulgeld für öffentliche Gemeindeſchulen gemäß 
§ 13 des G. V. G. dem ordentlichen Rechtswege entzogen iſt, 
weil nach dem Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 
Schulgelder diefer Art eine „Gebühr“ im Sinne des § 4 da⸗ 
ſelbſt darſtellen, rückfichtlich deren dem dazu Herangezogenen der 
Einſpruch bei dem Gemeindevorſtand (§ 69 a. a. O.) und dem⸗ 
nächſt gegen deſſen Beſchluß die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren (5 70) offen ſteht. Dieſe Anſicht erſcheint begründet. 
Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 unterſcheidet 
nach 8 1 unter den Laſten, welche die Gemeinde zur Deckung 
ihrer Ausgaben und Bedärfniſſe nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ihren Angehörigen auferlegen kann: 1. Gebühren 
und Beiträge, 2. indirekte und direkte Steuern und 3. Natural- 
dienſte. Von. den Gebühren und Beiträgen handelt der zweite 
Titel, und nach & 4 Abſ. 1, der den Gemeinden das Recht zu 
deren Erhebung zufpricht, heißen „Gebühren“ im Sinne des 
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Geſetzes diejenigen „beſonderen Vergütungen“, welche „für die 
Benutzung der von den Gemeinden im öffentlichen Intereſſe 
unterhaltenen Veranſtaltungen (Anlagen, Anſtalten und Gin⸗ 
richtungen)“ zu entrichten find. Die Abf. 2 und à des 84 
enthalten Spezialbeſtimmungen über die Ginziehung und Be⸗ 
meſſung dieſer Gebühren, und der Abſ. 4 verordnet ſodann 
einſchränkend: „Auf Unterrichts- und Bildungsanſtalten, auf 
Krankenhäuſer, Heil⸗ und Pflegeanſtakten, ſowie auf vorzugs⸗ 
weiſe den Bedürfniſſen der unbemittelten Volksklaſſe dienende 
Veranſtaltungen finden vorſtehende Beſtimmungen (Abſ. 2 
und 3) keine Anwendung. Jedoch muß für den Beſuch der 
von den Gemeinden unterhaltenen hoheren Lehranſtalten und 
Fachſchulen ein angemeſſenes Schulgeld erhoben werden.“ 
„Andere Abweichungen von der in Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Bemeſſung der Gebühren“ ſind nach Abſ. 5 „uur aus 
befonderen Gründen geſtattet“. Im Zuſammenhang hiermit 
erklärt der 8 8 in Abf. 1, daß die Feſtſetzung von Gebühren 
in den Fällen des § 4 Abſ. 3 und 5 (und des § 6) „der Ge⸗ 
nehmigung bedarf“, welche nach 5 77 Abſ. 1 bei Stadt⸗ 
gemeinden durch den Bezirksausſchuß erfolgt, und in Abi. 2, 
daß „das Erfordernis der Genehmigung des Schulgeldes 
durch die Schulauffichtsbehörde“ unberührt bleibt. Es iſt alſo 
in letzterer Beziehung die bereits durch die Regierungs⸗Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 in $ 18 Abf. 1 lit. F. feſtgeſtellte Norm 
(efr. Miniſterial⸗Erlaß vom 25. Juli 1862 U. 13756, Zentral- 
blatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1862 
S. 463) aufrecht erhalten. Das B. G. folgert aus dieſen 
Beſtimmungen mit Recht, daß das bier ſtreitige Schulgeld für 
die ſtädtiſche Bürger- und Töchterſchule zu B. gleichfalls zu 
den „Gebühren“ im Sinne des 5 4 des Kommunalabgaben - 
geſetzes gehört. Hieraus ergibt ſich alsdann aber weiter, daß 
auf die Heranziehung zu dem gedachten Schulgeld auch die für 
die Gebührenerhebung geltenden RNechtsmittelvorſchriften in 8 69 
und $ 70 a. a. O. Anwendung leiden. Den Kl., welche ihre 
Verpflichtung zur Eutrichtung von Schulgeld an die Stadt⸗ 
gemeinde beſtreiten, bietet ſich daher zur Abwehr gemäß $ 69 
Abſ. 1 nur der Einſpruch bei dem Gemeindevorſtande (Magiſtrat) 
dar. Den Beſchluß des letzteren aber können fie nach § 70 
Abſ. 2 nur im Wege des Verwaltungsſtreit verfahrens 
angreifen, für welches in I. J. in dem vorliegenden Falle der 
Bezirksausſchuß, in zweiter und letzter das Oberverwaltungs⸗ 
gericht zuſtändig iſt. Hieran wird auch nichts dadurch geändert, 
daß ſich die Kl. für das von ihnen behauptete Befreinngsrecht 
auf Obſervanz und das Regulativ vom 8. März 1862 berufen. 
Die Obſervanz wirkt innerhalb ihres Geltungsbereiches wie ein 
Geſetz als objektive Rechtsnerm; ob dieſe Norm öffentlich oder 
privatrechtlicher Natur iſt, richtet ſich daher ganz wie bei dem 
geſetzlichen Recht danach, inwieweit das von ihr geregelte Ver⸗ 
hältnis dem einen oder anderen dieſer beiden Rechtsgebiete an⸗ 
gehört (Entſch. des R. G. in Zivilſachen, Bd. 17 S. 181, 
Bolzes Praxis des Reichsgerichts Bd. 3 S. 301 Nr. 1000; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1886 S. 326, 1887 S. 61 und S. 108, 
1890 S. 92; Preußiſches Juſtizminiſterialblatt 1890 S. 141). 
Hieraus ergibt ſich, daß die für die Befreiung der Kl. von 
Schulgeld, einer öffentlich- rechtlichen Gebühr, behauptete Obſervanz 
als ein privater Rechstitel nicht anzuſehen iſt. Eben dasſelbe 
muß auch entſprechend von dem Regulativ vom 8. März 1862 
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gelten, deſſen Inhalt die Kl. nur inſoweit anrufen, als darin 
jene Obſervanz anerkannt ſein ſoll. Aber ſelbft wenn hierin 
wirklich, wie die Revifion auszuführen verſucht, ein von der 
öffentlich rechtlichen Verpflichtung aus 8 4 des Kommunal ⸗ 
abgabengeſetzes unabhängiger Spezialtitel gefunden werden könnte, 
würden die nach 5 70 a. a. O. zuftändigen verwaltungsgericht⸗ 
lichen Inſtanzen an einer Entſcheidung nicht gehindert ſein. 
Wie die ordentlichen Gerichte trotz der Beſchränkung ihrer 
Zuſtändigkeit auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten befugt find, ohne 
präjudizielle Wirkung für die Verwaltungsinſtanzen auch eine 
Vorfrage des öffentlichen Rechtes zum Behufe der Findung ihres 
Urteils über den ſtreitigen Privatanſpruch mit zu entſcheiden, 
ebenſo dürfen auch die Verwaltungsgerichte Inzidentpunkte 
privatrechtlicher Art, von deren Erledigung das Schickſal der 
öffentlich- rechtlichen Streitigkeit abhängt, ſelbſtändig, wenn ſchon 
nur unter der gleichen entſprechenden Beſchränkung, in den Bereich 
ihrer Beurteilung ziehen. Lediglich, um völlig klarzuſtellen, 
daß eine biöpofitive Kraft ihrer Entſcheidung hinfichtlich dieſes 
Telles nicht beiwohnt, ſpricht der 8 7 Abſ. 1 Satz 2 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 ausdrücklich den 
Grundſatz aus, daß die Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte 
zunbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe“ ergehen. Die 
von den Kl. erhobene Klage, mittels deren fie die Feſtſtellung 
ihrer Nichtverpflichtung zur Zahlung von Schulgeld und die 
Erſtattung der von ihnen bereits beigetriebenen fälligen Beträge 
verlangen, ſtellt fich als Widerſpruch gegen ihre auf Grund des 
Kommunalabgabengeſetzes erfolgte Heranziehung zu einer öffentlich- 
rechtlichen Gebühr dar. Die hiernach notwendig werdende Ent⸗ 
ſcheidung des Verwaltungsgerichts darüber, ob die Bekl. zu 
dieſer Heranziehung kraft ihrer Autonomie berechtigt war, bedingt 
in dem vorliegenden Falle zugleich eine Entſcheidung über den 
von den Kl. geltend gemachten Befreiungseinwand, gleichviel 
worauf derſelbe geſtützt ift. Ob im übrigen das ftreitige Schul⸗ 
geld das Entgeld für die Benutzung einer kommunalen Volks⸗ 
ſchule (Elementarſchule) bildet, deren Verhältniſſe angeblich das 
von dem Magiſtrate erlaſſene Regulativ vom 8. März 1862 
allein im Auge hat, oder ob hierbei eine von der Bekl. unter- 
haltene höhere Lehranftalt („mittlere Schule“ im Sinne des 
Geſetzes vom 11. Juni 1894) in Frage kommt, kann in dem 
vorliegenden Falle auf fich beruhen bleiben, da der in § 70 des 
Kommunalabgabengeſetzes geordnete Verwaltungs rechtsweg eben⸗ 
ſowohl bei der einen wie bei der anderen Vorausſetzung Platz 
greift. Von einer weſentlich gleichen Auffafſung, wie fie der 
gegenwärtigen Entſcheidung zugrunde liegt, geht auch das 
Urteil des II. 3. S. vom 12. Dezember 1902 aus (Entſch. des 
R. G. in Zivilſachen Bd. 53 S. 183). N. u. Gen. o. Stadt⸗ 
gemeinde B., U. v. 10. März 04, 340/03 IV. — Breslau. 

Handelsgeſetzbuch. 

31. 8 25 H. G. B. Begriff „der im Betriebe eines 
Handelsgeſchäfts begründeten Verbindlichkeit“. 

Das B. G. iſt auf Grund bedenkenfreier Auslegung 
der zwiſchen der Kl. und Carſten K. gewechſelten Briefe zu der 
Feftſtellung gelangt, daß die zwiſchen ihnen gegen Entgelt ge- 
troffene Vereinbarung dahin gegangen iſt, daß K. die in ſeiner 
Firma den Worten: „Zwirnerei und Poſamenten⸗Fabrik“ vor⸗ 
geſetzten Worte: „Itzehoer Netzgarn“ zu beſeitigen und durch 
„Baumwoll“ zu erſetzen habe. Dieſer Vereinbarung gemäß 
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wurde die Firma geändert. Das B. G. nimmt weiter an, daß 
K. hierdurch eine im Betriebe feines Handelsgeſchäfts begründete 
Verbindlichkeit der Kl. gegenüber übernommen habe, die bei der 
Annahme der Firma „Carſten K.“ beſtehen geblieben und nach 
§ 25 Abſ. 1 oder 8 des H. G. B. auf die Bekl. übergegangen 
ſei, als fie das unter dieſer Firma betriebene Handelsgeſchäft 
mit Aktiven und Paſſiven erworben hätte. Die Revifion rügt 
zu Unrecht die Verletzung des & 25, weil eine im Betriebe des 
Geſchäfts begründete Verbindlichkeit durch jene Vereinbarung 
nicht entſtanden ſei, jedenfalls aber nur eine hoͤchſtperſönliche 
Verpflichtung des Carften K. vorliege. Unter den im 8 25 
Abſ. 1 genannten „im Betriebe des Geſchäfts begründeten Ver ⸗ 
bindlichkeiten“ und unter dem gleich bedeutenden Ausdrucke 
„Geſchäftsverbindlichkeiten“ im Abf. 3 werden Verpflichtungen 
verſtanden, die mit dem Geſchäftsbetriebe in einer ſolchen engen, 
inneren Verbindung ſtehen, daß ſie als eine Folge dieſes Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes erſcheinen (vergl. Entſch. des R. G. in Ziwil⸗ 
ſachen Bd. 15 S. 54; Bolze Bd. 16 Nr. 315). Dieſe Kenn ⸗ 
zeichnung trifft auf die von K. der Kl. gegenüber übernommene 
Verbindlichkeit zu. (Wird näher begründet.) J. c. M., U. v. 
27. Febr. 03, 452/03 I. — Kiel. f 

32. 88 268, 269 H. G. B. verb. mit 8 4 des Gerichts- 
koſtengeſetzes. Eine Aktiengeſellſchaft tft auch, wenn fie auf 
Verlangen einer Minderheit Prozeſſe führt, zur Koſtenzahlung 
verpflichtet.] 

Die klagende Aktiengeſellſchaft hat die ihr angeblich aus 
der Gründung zuſtehenden Anſprüche gegen die Bekl. als die 
ihr nach § 202 des H. G. B. verpflichteten Perſonen geltend 
gemacht. Die Klage iſt in Gemäßheit der 88 268, 269 da- 
ſelbſt auf Grund des Verlangens der Minderheit angeſtrengt 
und es ſind der Kl. zur Führung des Rechtsſtreits zwei Perſonen 
als Vertreter gerichtlich beſtellt worden. Die Kl., vertreten 
durch ihren Direktor, hat, unter Bezugnahme auf 5 4 des 
Deutſch. G. K. G. den Antrag geſtellt: „Die im Laufe des 
Rechtsſtreits noch zu erhebenden Gerichtskoſten, insbeſondere die 
jetzt von der Gerichtskaſſe eingeforderten 6989,60 Mark, direkt 
von den Vertretern der Minorität bezw. von den Mitgliedern 
der klagenden Minorität zu erheben.“ Das B. G. hat das 
Geſuch abgelehnt. Die Beſchwerde der Kl., welche ebenfalls 
von dem Direktor unterzeichnet iſt, wurde zurückgewieſen. Die 
Vorſchrift in Abſ. 4 des 8 269 des H. G. B., worauf ſich die 
Kl. zur Rechtfertigung ihres Antrages berufen hat, regelt nur 
das Verhältnis zwiſchen der klagenden Aktiengeſellſchaft und der 
Minderheit, welche ſie zur Erhebung der Klage gezwungen hat, 
ſie bezieht ſich nicht auf die hier allein erhebliche Frage, wer 
dem Staate gegenüber der Koſtenſchuldner ſei. Hierfür find 
allein die Vorſchriften des G. K. G. maßgebend, mag es ſich 
um die Pflicht zur Zahlung bereits fälliger Gerichts koſten oder 
um die Koſtenvorſchußpflicht handeln. Daß aber in einem nach 
88 268, 269 des H. G. B. erhobenen Rechtsſtreite die klagende 
Aktiengeſellſchaft ſelbſt und nicht die Minorität, deren Verlangen 
den Rechtsſtreit nötig gemacht hat, die Klagpartei iſt, und daß 
dies auch dann nicht anders wird, wenn die Aktiengeſellſchaft 
bei Führung des Rechtsſtreits nicht durch ihre gewöhnlichen 
Organe oder durch die von der Generalverſammlung gewählten 
beſonderen Vertreter, ſondern durch die auf Verlangen der 
Minderheit vom Gerichte beſtellten Vertreter handelt, kann 
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keinem begründeten Zweifel unterliegen. Gegenüber der hiernach 
geſetzlich begründeten Koftenpflicht der Kl. kann es auch darauf 
nicht ankommen, daß fie die entgegen dem Willen der Majorität 
durch die Minorität herbeigeführte Koſtenſchuld als beſonders 
drückende Laft empfinden müſſe. Es muß der Kl. überlaſſen 
bleiben, ihre etwaigen Anſprüche gegen die Minderheit aus 
Abſ. 4 8 269 des H. G. B. in geeigneter Weiſe geltend zu 
machen. G. c. G., Beſchl. v. 29. Febr. 04, B 27/4 L — 
Berlin. 

33. 88 364, 651 H. G. B. Rechtliche Bedeutung des 
Konnoſſements, Kenntnis vom Beſtehen von Einwendungen beim 
Erwerb tft noch kein argliftiges Verhalten.] 

Kl. ſind die konnoſſementmäßigen Empfänger von drei 
Partien Apfelfinen, welche im April 1902 auf dem Dampfer 
Campeador von Gandia nach Hamburg verſchifft wurden und 
von denen 528 Kiften bei ihrem Eintreffen in ſeebeſchädigtem 
Zuſtande waren, während fünf Kiften ganz in Verluſt geraten 
waren. Die Kl. erblicken die Urſache des eingetretenen 
Schadens bezw. Verluſtes darin, daß die Apfelfinen ordnungs⸗ 
widrigerweiſe auf Deck geladen waren und machen die Bekl., 
welche die Makler des Schiffes waren und für deſſen Reederei 
die Haftung bezüglich der fraglichen Sendung übernommen 
haben, für den entſtandenen Schaden verantwortlich. Die Bekl. 
bezogen ſich auf die Einwilligung der Ablader und des ſpaniſchen 
Bankiers der Kl. zur Deckverladung und weiter auf die 
Kenntnis der Kl. von der Erteilung dieſer Einwilligung. Die 
Bekl. wurden vom O. L. G. verurteilt und ihre Reviſion blieb 
ohne Erfolg. Entſcheidungsgründe: Die Rechte der Kl. als 
Konmoſſementsempfänger können durch Vereinbarungen, welche 
die Ablader, oder welche ein von den Kl. nicht bevollmächtigter 
Dritter mit dem Verfrachter getroffen hat, nicht beeinflußt 
werden, ſofern fie nicht Aufnahme in das Konnoſſement gefunden 
haben. Das Kommofjement ift für das Verhältnis zwiſchen 
dem Verfrachter und dem Empfänger der Güter maßgebend 
(vergl. 8 651 des H. G. B.). Allerdings wird durch die 
Ausſtellung eines Konnoſſements nicht, wie durch die Aus⸗ 
ſtellung eines Wechſels, ein abſtraktes Schuldverhältnis 
geſchaffen; vielmehr bleibt der Frachtvertrag die rechtliche Grund 
lage der Verpflichtung des Verfrachters. Aber durch das 
Konnoſſement wird der Inhalt dieſer Verpflichtung in ſelb⸗ 
ſtändiger und für die Rechte des Empfängers maßgeblicher 
Weiſe begrenzt. Das Konnoſſement iſt inſofern Skriptural⸗ 
obligation. Die nicht in dasſelbe aufgenommenen Be⸗ 
ſtimmungen des Frachtvertrages ſind dem Empfänger gegenüber 
unwirkſam, ſofern nicht das Konnoſſement ausdrücklich auf ſie 
Bezug nimmt (vergl. 5 651 Abſ. 2 des H. G. B.). Verein ⸗ 
barungen zwiſchen dem Verfrachter und dem Ablader berühren 
den Empfänger nicht, wenn fie nicht in das Konnoſſement auf ⸗ 
genommen werden. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 14 
S. 7ff. Die Vereinbarung über Deckverladung, welche die 
Reederei im vorliegenden Falle mit den Abladern getroffen 
baben will, ift hiernach für die Kl. nicht maßgebend. Eine 
abweichende Beurteilung würde nur dann Platz zu greifen 
haben, wenn die Kl., obwohl Beſitzer der Konnoſſemente materiell 
nur als Vertreter der Ablader deren Rechte geltend machen 
würden. Vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 20 
S. 67 ff. Boyens, Seerecht Bd. II S. 345. Das O. L. G. 
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hat jedoch auf Grund tatſächlicher Würdigung des Streit ⸗ 
verhältniſſes mit einwandfreier Begründung feſtgeſtellt, daß die 
Kl. im vorliegenden Prozeſſe ihre eigenen Rechte verfolgen. 
Ein Reviſionsangriff iſt in dieſer Richtung auch nicht erfolgt. 
Ebenſowenig wie die Zuſtimmung der Ablader zur Deckverladung 
kommt die angebliche Zuſtimmung der ſpaniſchen Bankiers 
gegenüber den Rechten der Kl. aus dem Konnoffement in 
Betracht. Insbeſondere iſt die Anficht abzulehnen, daß die 
Kenntnis der Kl. von dieſer Zuſtimmung beim Erwerb der 
Konnoſſemente für die Bekl. gegenüber dem konnoſſementmäßigen 
Anſpruche die ſog. exceptio doli generalis begründen würde. 
Durch das Indoſſament haben die Kl. die Rechte aus dem 
Konnoſſement gegen die Reederei erworben, und zwar nicht die 
Rechte ihres Vormannes (Indoſſanten) als ſolche, ſondern die 
Rechte aus der Urkunde. Die Rechte „aus dem indoſſlerten 
Papier“ find auf fie übergegangen (vergl. 8 364 des H. G. B.). 
Lediglich ſolche Einwendungen, welche die Gültigkeit der Ver⸗ 
pflichtungserklärung im Konnoſſement betreffen, ſich aus dem 
Inhalt desſelben ergeben oder unmittelbar gegen den legitimierten 
Befiter der Konnoſſemente begründet find, konnen gegenüber 
dieſen Rechten geltend gemacht werden. Der Umſtand, daß die 
Kl. bei dem Erwerbe der Kounoſſemente von dem Beſtehen 
anderer Einwendungen Kenntnis hatten, ift unerheblich. Nur 
ein argliſtiges Verhalten findet den Schutz des Geſetzes 
nicht. Zur Annahme eines ſolchen kann es jedoch nicht genügen, 
daß der legitimierte Inhaber des Konnoſſements zur Zeit, als 
er die Rechte aus der Urkunde erwarb, davon unterrichtet war, 
daß dem nach Inhalt derſelben Verpflichteten ſeinem Vormanne 
gegenüber Einwendungen zuſtehen, die ihm (dem Konnoſſements⸗ 
inhaber) nicht entgegengeſetzt werden können. Zur Annahme 
eines argliſtigen Verhaltens iſt vielmehr erforderlich, daß die 
durch das Indoſſament bewirkte formale Legitimation gerade zu 
dem Zwecke benützt wird, um dem Verpflichteten ſeine aus der 
Urkunde nicht erſichtlichen Einwendungen abzuſchneiden und ihn 
dadurch zu benachteiligen. Die gegenteilige von Staub ($ 364 
H. G. B. Anm. 14, W. O. Art. 82 Anm. 16) vertretene Anſicht 
kann nicht gebilligt werden. Sie wird dem Zwecke und der 
Bedeutung der hier in Betracht kommenden Urkunden, welche 
Träger des in ihnen verkörperten Rechtes find, und deren 
Inhalt daher im Verkehr als unbedingt maßgeblich angeſehen 
wird, nicht gerecht. Wer eine ſolche Urkunde im Vertrauen 
auf ihren Inhalt gegen Valuta erwirbt und die daraus ſich 
ergebenden Rechte verfolgt, handelt nicht unredlich, auch wenn 
er weiß, daß dem Verpflichteten trotz des Inhalts der Urkunde 
gegenüber beſtimmten anderen Perſonen Einwendungen zuſtehen, 
die ihm nicht entgegengeſetzt werden können. Dieſe vom Senat 
gebilligte Auffaſſung entſpricht dem Standpunkt der bisherigen 
Judikatur und der auch in der Literatur vorherrſchenden Anficht. 
S. u. C. c. D., U. v. 13. Febr. 04, 411/03 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

34. Rechtliche Stellung eines Verſiherungsagenten, ſpeziell 
eines Generalagenten.] 

Der B. R. hält trotz der nicht erteilten ſchriftlichen Ge⸗ 
nehmigung der Verſicherungsgeſellſchaft den Anſpruch für gerecht. 
fertigt, weil die Kl. die Verbringung der Waren in das Erd⸗ 
geſchoß dem Generalagenten Sch. angezeigt und dieſer ihr dann 
mitgeteilt hat, er habe die Sache der Bekl. gemeldet und es ſei 
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nichts mehr zu veranlaſſen. Die Bekl. beitreitet, eine ſolche 
Meldung erhalten zu haben und iſt der Meinung, daß ſie an 
die bezeichneten Erklärungen des Generalagenten nicht gebunden 
ſei. Dieſer Meinung iſt beizupflichten. Der Agent einer Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft iſt, abgeſehen von ſeiner Tätigkeit bei dem 
Einziehen der Verſicherungsprämien, als Vertreter oder zum Ab⸗ 
ſchluſſe von Rechtsgeſchäften befugter Bevollmächtigter der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft nicht anzuſehen, iſt vielmehr nur der Ver⸗ 
trauensmann der Geſellſchaft und von ihr als Vermittler 
des geſchäftlichen Verkehrs zwiſchen ihr und dem Publikum an- 
geſtellt. Dasſelbe gilt vom Generalagenten, deſſen Rechtsſtellung 
ſich im allgemeinen von der des Agenten nur dadurch unterſcheidet, 
daß er bei einzelnen Arten der Verficherung, ins beſondere der 
Feuerverficherung, zum Abſchluß von Verſicherungsverträgen in 
weiteren oder engeren Grenzen befugt ſein kann. Aus ſeiner 
Stellung als eines von der Geſellſchaft beſtellten Vermittlers 
folgt: daß er, ſoweit erforderlich, den Verficherungsnehmern Aus- 
kunft über den Inhalt und die Bedeutung der Verficherungs- 
bedingungen und die fonftigen Anforderungen der Geſellſchaft 
zu gewähren hat und daß inſoweit die Geſellſchaft für ſeine 
Erklärungen einfiehen. muß. Dieſe Grundſätze find von dem 
erkennenden Senate (Entſch. Bd. 46 S. 184) in einem Falle 
ausgeſprochen worden, in dem es ſich um den unter Bermittelung 
des Agenten zuſtande gekommenen Abſchluß eines Verficherungs⸗ 
vertrages und um die Frage handelte, inwieweit der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer für unrichtige Beantwortung der im Ber 
ſicherungsantrage geſtellten Fragen dann haftet, wenn bei der 


Beantwortung der Agent mitgewirkt hat. Von dieſem Stand⸗ 


punkt abzuweichen liegt kein Anlaß vor. Iſt aber durch den 
erfolgten Abſchluß des Verficherungs vertrages ein feſtes Rechts⸗ 
verhältnis auf der ſchriftlichen Grundlage der Police bereits 
begründet, ſo beſchränken ſich die Befugniſſe des Agenten darauf, 
daß er Erklärungen über die Nechtswirkungen des Verſicherungs⸗ 
vertrages, an welche die Verſicherungsgeſellſchaft gebunden fein 
ſoll, nur ſoweit abgeben kann, als ſie erforderlich ſind, als 
nämlich der Inhalt der Police und der darin enthaltenen Ver⸗ 
ſicherungs bedingungen über die gegenſeitigen Rechte und Pflichten 
keine klare, zweifelsfreie und erſchöpfende Auskunft gibt. Hat 
aber die Geſellſchaft durch beſtimmte Feſtſetzung gewiſſer Ver⸗ 
tragsbedingungen in der Police zweifelsfrei zu erkennen gegeben, 
daß ſie auf die Innehaltung dieſer Bedingungen beſonderen 
Wert legt, ſo kann ein Recht des Agenten, die hiernach der 
Verſicherungsgeſellſchaft zuſtehenden Vertragsrechte eigenmächtig 
und hinter dem Rücken der Geſellſchaft preiszugeben, nicht be⸗ 
ſtehen und auch mit Grund von den Verſicherten nicht als be⸗ 
ſtehend angenommen werden. Vertraut der Verficherte den ein⸗ 
ſeitigen, mit dem klaren Inhalte der Police in Widerſpruch 
ſtehenden Erklärungen des Agenten, ſo kann er ſich wegen des 
ihm hierdurch erwachſenen Schadens nur an: den Agenten, fo» 
weit für dieſen eine Haftbarkeit begründet iſt, halten, nicht aber 
an die Geſellſchaft, es ſei denn, daß dieſe ſelbſt durch ihr 


Verhalten dem Verficherten Anlaß gegeben hat, die Erklärungen 


des Agenten für zutreffend zu halten, trotzdem ſie es in der 


Hand hatte, eine Aufklärung des Irrtums des Verſicherten her⸗ 


beizuführen. Im letzteren Falle erfordern die das Verſicherungs⸗ 
recht in beſonderem Maße beherrſchenden Grundſätze von Treu 
und Glauben, daß die Verſicherungsgeſellſchaft für die Folgen 
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dieſes ihres eigenen Verhaltens verantwortlich bleibt. Hat hier⸗ 
nach der Generalagent Sch. ohne die Einwilligung der Bekl. 
die Kl. zu der Annahme verleitet, auch ohne die ſchriftliche Ge⸗ 
nehmigung der Bekl. bleibe trotz der Verbringung der verfiherten 
Gegenſtände in andere Räume und trotz der Erhöhung der Ein⸗ 
bruchsgefahr die Entſchädigungspflicht der Bekl. in Kraft, ſo iſt 
die Bekl. dennoch auf Grund der klaren Vorſchriften des $ 8 
a. a. O. berechtigt, jede Entſchädigung zu verweigern. Wenn 
aber die Bekl., wie die Kl. behauptet, durch den Generalagenten 
Sch. die glaubhafte Mitteilung erhalten hat, daß die verflerten 
Gegenſtände zum Teil in die Räume des Erdgeſchoſſes gebracht 
worden waren, und fie das Verficherungs verhältnis deſſenun geachtet 
durch Annahme der ſpäter fälligen Prämien fortgeſetzt hat, ohne 
irgend etwas zu tun, um den früheren Zuſtand wieder herbei⸗ 
zuführen oder die Kl. darauf hinzuweiſen, daß dieſe durch die 
Erklärungen des Generalagenten ihrer Pflicht, die ſchriftliche 
Genehmigung der Bekl. einzuholen, nicht enthoben ſei, ſo kann 
ſich die letztere ihrer Entſchädigungspflicht jetzt durch Berufung 
auf ihre Vertragsrechte aus $ 6 a. a. O. nicht entziehen. Von 
dieſen Geſichtspunkten aus wird das B. G. unter Berückſichtigung 
des der Bekl. nach dem Tatbeftande zugeſchobenen Eides noch⸗ 
mals das Verhalten der Bekl. zu prüfen haben. Th. c. K., 
u. v. 1. März 04, 473/03 VII. — Berlin. 

Strafgeſetzbuch. 

335. 8 366 Nr. 10 Str. G. B. verb. mit 9 27 Nr. 3 des 
preußiſchen Feld. und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880. 
Zum Schutze öffentlicher Gewäſſer gegen Verunreinigung.] 

Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion die Anwendbarkeit des 
8 27 Nr. 3 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes auf den vor⸗ 
liegenden Fall. Sie gibt zu, daß die erwähnte Vorſchrift auch 
zum Schutz der öffentlichen Gewäſſer erlaſſen iſt, glaubt aber 
aus deren Bezugnahme auf § 366 Nr. 10 Str. G. B. ſchließen 
zu dürfen, daß ſie ſich nicht auf öffentliche Waſſerſtraßen, wie 
es die Peene bei Anklam ift, beziehe, da deren Schutz ſchon 
durch die bezogene Beſtimmung im Str. G. Bi gewahrt ſei. 
Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden, das Verhältnis 
der beiden Geſetzesſtellen zueinander iſt vielmehr dieſes: daß 
„abgejehen. von den Fällen des § 366 Nr. 10 Str. G. B.“, 
wie es in § 27 Nr. 3 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes heißt, 
alſo abgeſehen von den dort zum Schutze der Waſſerftraßen 
als folcher, als Verkehrsſtraßen, erlaſſenen Polizeiverordnungen, 
die Gewäſſer durch den § 27 Nr. 3 überhaupt gegen Ver⸗ 
unreinigung und Erſchwerungen oder Verhinderungen ihrer Be⸗ 
nutzung geſchützt werden ſollen. P. 0. J., U. v. 3. März 04, 
513/03 V. — Stettin. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. | 

36. Eine Feſtſtellungsklage für den Fall des fpäteren 
Eintritts des Anfechtungsrechtes exiſtiert nicht.] 

In der Plenarentſcheidung des R. G. vom 27. April 1888 
(Entſch. Bd. 41 Nr. 23 S. 87 ff.), auf welche der B. R. ver⸗ 
weiſt, iſt allerdings ausgeſprochen, daß der vollftreckbare Titel 
keinen Beſtandteil des Klagegrundes bei der nach Maßgabe des 
Anf. G. erhobenen Klage bilde, daß er vielmehr nur eine Vor⸗ 
ausſetzung ſei, an deren Vorhandenſein die Ausübung oder 
Geltendmachung des Anfechtungsrechts durch Erhebung der Klage 
geknüpft ſei. Es, mag auch aus dieſer Entſcheidung gefolgert 
werden können, daß es ſich mit dem Erforderniſſe der Zahlungs 
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unfähigkeit des Schuldners ebenſo verhalte, wie mit dem 
Schuldtitel. Allein für die Zuläffigkeit einer Feſtſtellungsklage, 
wie ſie gegenwärtig erhoben iſt, kann der Plenarbeſchluß nicht 
verwertet werden. Es iſt vielmehr in ſeinen Gründen aus⸗ 
drücklich geſagt, daß der Mangel eines vollſtreckbaren Titels die 
Abweiſung der Klage zur Folge habe, daß er alſo zur Zeit der 
Urteilsfällung vorliegen müſſe und daß der Kl. kein Recht darauf 
habe, daß die Beibringung des Vollſtreckungstitels abgewartet 
und ihm mit Rückſicht darauf eine Vertagung bewilligt werde. 
Dieſe Auffaſſung iſt auch unbedenklich für richtig anzuerkennen. 
Selbſt die Wirkſamkeit der Anfechtungseinrede iſt durch die 
Beſchaffung des Schuldtitels binnen der von dem Gerichte zu 
beſtimmenden Friſt bedingt ($ 5 des Anf. G.) und der Gläubiger 
kann zwar ſchon zur Erlangung des Titels zur Wahrung der 
Anfechtungsfriſt die Anfechtungsabfiht dem Gegner durch Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes mitteilen, aber auch die Wirkſamkeit 
dieſer Erklärung iſt durch die doppelte Vorausſetzung bedingt, 
daß der Schuldner ſchon zu dieſer Zeit (zur Zeit der Zu⸗ 
ſtellung des Schriftſatzes) zahlungsunfähig war und daß die 
Aufechtung bis zum Ablaufe von zwei Jahren ſeit dieſem Zeit⸗ 
punkt erfolgt iſt (5 4 a. a. O.). Auch im Falle des 8 4 des 
Geſetzes iſt alſo unerläßlich, daß bereits zur Zeit der Ankündigung 
der Anfechtungsabſicht wenigſtens in der Perſon des Schuldners 
die Vorausſetzung der Anfechtbarkeit gegeben iſt und daß ſpäteſtens 
innerhalb zwei Jahren in der Perſon des Gläubigers das 
Erfordernis des vollſtreckbaren Titels zur Entſtehung gelangt. 
Mit dieſen Vorſchriften ſchon iſt eine Feſtſtellungsklage ohne 
Titel und ohne Nachweis der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
ſchlechthin unverträglich. Würde dem Gläubiger die bloße Feſt⸗ 
ſtellungsklage geſtattet ſein, jo könnte der Fall eintreten, daß 
infolge der veränderten Geſtaltung der Verhältniſſe für die 
Leiſtungsklage demnächſt die Vorausſetzungen ermangelten, und 
dieſem die Verkehrs ſicherheit über die Zwecke des Anfechtungs⸗ 
rechtes hinaus gefährdenden Ergebnis beugt der 8 9 des Geſetzes 
vor, indem er die Anfechtungsklage nur innerhalb des Rahmens 
der gleichzeitigen Leiſtungsklage zuläßt. Dies iſt auch vom 
R. G. wiederholt anerkannt. Für eine Klage auf Feſtſtellung, 
daß der Kl. möglicherweiſe, nämlich für den Fall der Er⸗ 
wirkung eines vollſtreckbaren Schuldtitels und für den ferneren 
Fall des dann vorhandenen Befriedigungsunvermoͤgens des 
Schuldners, anfechtungsberechtigt ſei, iſt nach dem Anf. G. kein 
Raum. J. c. S., U. v. 23. Febr. 04, 463/03 VII. — Berlin. 

Internationales Übereinkommen über den Eiſen⸗ 
bahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890. 

37. Revifibles Recht. Ort der Verletzung 7] 

Das Internationale Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr vom 14. Oktober 1890 hat ein einheitliches Eiſen⸗ 
bahnfrachtrecht für den internationalen Verkehr in allen an dem 
Ubereinkommen beteiligten Staaten geſchaffen. Dieſe Einheit ⸗ 
lichkeit iſt aber nur eine materielle Rechtsgleichheit, keine formelle 
Rechts einheit; fie iſt nur dadurch entſtanden, daß ein jeder der 
beteiligten Staaten für fein Gebiet den Inhalt des Überein⸗ 
kommens zum Geſetze erhoben hat, wie denn auch infolge der 
alleinigen Souveränität jedes Staates auf feinem Staats gebiete 
in anderer Weiſe ein einheitliches Recht für mehrere Staaten 
nicht geſchaffen werden kann. Würde im gegebenen Falle das 
Juternationale Übereinkommen als in dem Gebiete des deutſchen 
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Reiches geltendes Recht zur Anwendung kommen, ſo würde es 
da es nach erfolgter Ratifikation im R. Geſ. Bl. (1892 S. 793) 
verkündet worden iſt, einem R. Geſ. gleich zu ſtellen und als 
ſolches der Revifion zugänglich fein (Entſch. des R. G. Bd. 40 
S. 109 insbeſondere S. 112). Ebenſo iſt aber gewiß, daß, 
wenn eine Norm des Übereinkommens erſichtlich nur deshalb auf 
einen gegebenen Rechtsfall für anwendbar erachtet werden kann, 
weil dieſes auch im Auslande Geltung hat, die inhaltliche Über- 
einſtimmung der Rechte nichts an der Rechtslage ändern kann, 
daß das Internationale Übereinkommen als ausländiſches Recht 
zu behandeln iſt, und daß daher auf ſeine Verkennung oder un⸗ 
richtige Auslegung die Revifion nach Maßgabe der Deutſchen 
Geſetze (88 549, 562 der Z. P. O.) nicht geſtützt werden kann 
(Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 358, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 
S. 463 Nr. 19). Im vorliegenden Rechtsſtreite hat ſich nun 
der geſamte den Klageanſpruch erzeugende Tatbeſtand im Aus- 
lande abgeſpielt: Die in Oſterreich domizilierte Jaworznoer 
Steinkohlengewerkſchaft hat der ebenfalls in Oſterreich domi⸗ 
zilierten Bekl., der Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn das Vertrags- 
angebot gemacht, den Transport von Gütern von ihrer in 
Oſterreich belegenen Station Szezakowa nach dem Auslande zu 
übernehmen, die Bekl. hat das Angebot abgelehnt und ſoll 
dadurch der Verletzung des Art. 5 des Internationalen Überein- 
kommens ſich ſchuldig gemacht haben. Es iſt eine deliktsähnliche 
Obligation, ein ein Schuldverhältnis begründender geſetzlicher 
Tatbeſtand in Frage, für den wie für die unerlaubte Handlung 
nach den für das Deutſche Reich auch nach dem Inkrafttreten 
des B. G. B., deſſen E. G. in Art. 12 den Gegenſtand nur 
unvollſtändig hat regeln wollen, geltenden Normen des inter⸗ 
nationalen Privatrechts das Recht zur Anwendung kommt, in dem 
der zum Schadenserſatz verpflichtende Tatbeſtaud ſich verwirklichte 
(Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 374, Bd. 19 S. 382, 
Bd. 29 S. 90, Bd. 37 S. 179, Bd. 46 S. 112, Bolze, 
Praxis des Reichsgerichts Bd. 5 Nr. 30, Bd. 7 Nr. 26, Bd. 19 
Nr. 13, Bd. 20 Nr. 7). Der Rechtszwang zur Eingehung 
eines Transportvertrages richtet ſich, wie der erkennende 
Senat in ſeinem Urteile vom 11. April 1901 (Entſch. des R. G. 
Bd. 48 S. 114) ausgeſprochen hat, nach dem Rechte des Ortes, 
von dem aus der Transportunternehmer ſeine Frachtgeſchäfte 
betreibt. Eine Eiſenbahn betreibt ihre Srachtgefchäfte von allen 
ihren Stationen, und diejenige Station, wo fie einen Trans- 
portvertrag einzugehen ſich weigert, iſt der Ort der Ver⸗ 
letzung der ihr auferlegten geſetzlichen Perpflichtung; nach dem 
Rechte dieſes Ortes, im gegebenen Falle der Station Szcezakowa, 
iſt daher auch der aus der Verweigerung ſich ergebende Schadens ⸗ 
erſatzanſpruch gegen ſie zu beurteilen. K. N. c. M., U. v. 
25. Febr. 04, 318/03 VI. — Breslau. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. | 

38. 8 33. Zuläffigfeit der Berufung gegen eine bloß den 
Koſtenpunkt betreffende Entſcheidung in Patentſachen.] 

Der erkennende Senat hat ſich in einer älteren Entſcheidung 
vom Jahre 1890 (Bolze, Bd. 11 Nr. 855) dahin ausgeſprochen, 
daß für das in § 33 Pat. G. geregelte Berufungsverfahren die 
Schranke des § 94 der damals geltenden Z. P. O. — wonach 
die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt allgemein 
unzuläffig war, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Haupt- 
ſache ein Rechtsmittel eingelegt wurde — nicht als geltend an- 
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zuerkennen ſei. Nach der jetzt geltenden Z. P. O. beſteht dieſe 
Regel in ihrem bisherigen Umfange auch für den Zivilprozeß 
nicht mehr. Vielmehr iſt die Sache zur Zeit durch $ 99 dahin 
geregelt, daß zwar gegenüber einer die Hauptſache und den 
Koſtenpunkt umfaſſenden Entſcheidung eine bloß den Koſtenpunkt 
angreifende Anfechtung (weil ſie zu einer mit der rechtskräftigen 
Entſcheidung in Widerſpruch tretenden Beurteilung der Haupt- 
ſache führen könnte) ausgeſchloſſen, daß aber ein Rechtsmittel 
gegen die Entſcheidung im Koſtenpunkte gegeben iſt, wenn ent⸗ 
weder eine Verurteilung auf Grund eines Anerkenntniſſes aus- 
geſprochen wird, oder eine Entſcheidung in der Hauptſache 
überhaupt nicht ergeht (jener Widerſpruch alſo nicht eintreten 
kann). Die entſprechende Anwendung dieſes Grundſatzes auf das 
in § 33 Pat. G. geordnete Berufungsverfahren erſcheint, da 
weder das Pat. G. noch die Kaiſerliche Verordnung vom 
6. Dezember 1891 entgegenſteht, unbedenklich. Da aber das 
Rechtsmittelſyſtem der Z. P. O. als ſolches dem Nichtigkeitsver⸗ 
fahren in Patentſachen ($$ 28 bis 33 Pat. G.) fremd iſt, 
führt dieſe entſprechende Anwendung dahin, gegen eine bloß den 
Koſtenpunkt betreffende Entſcheidung in Patentſachen die Be⸗ 
rufung des § 33 zuzulaſſen. R. c. G., U. v. 17. Febr. 04, 
429/03 I. — Patentamt. 

39. Bei Kombinationserfindungen bezieht ſich der 
Patentſchutz auf das einzelne Element, das aber ſelbſt eine 
neue Erfindung darſtellen muß. Urteilsfaſſung bei nur teilweiſem 
Eingriff in das Patentrecht. 

Es iſt ein von dem erkennenden Senat ſtets feſtgehaltener 
Satz des Patentrechts, daß ſich bei den ſogenannten Kombina⸗ 
tionserfindungen der Patentſchutz nicht nur auf das kombinierte 
Ganze, ſondern auch auf das einzelne, zu dem Zwecke der 
Kombination verwendete Element wenigſtens dann erſtreckt, 
wenn ſich das Element als ein weſentlicher Teil des Ganzen 
darſtellt. Damit das einzelne Kombinationselement unter den 
Patentſchutz falle, iſt freilich weiter erforderlich, daß es ſich zur 
Zeit der Patentanmeldung auch ſelbſt als eine neue Erfindung 
darſtellte. 

Begründet iſt die Reviſionsrüge der Bekl., die ſich gegen 
die Faſſung des Teilurteils richtet. Wenn hier die Bekl. in 
Abſ. 1 des Tenors zum Unterſagungsanſpruche verurteilt wird: 
„bei Meidung einer Strafe von 1 000 Mark für jeden Kontra⸗ 
ventionsfall die Benutzung der durch Reichspatent 74 685 
geſchützten Vorrichtungen zu unterlaſſen“, ſo widerſpricht dieſe 
Faſſung dem Grundſatze, daß bei der Unterlaſſungsklage des 
Patentinhabers der richterliche Ausſpruch nicht im allemeinen 
die Verletzung des Patents verbieten darf, ſondern nach Maßgabe 
der der Bekl. zur Laſt fallenden Eingriffe in das Patentrecht 
diejenigen beſonderen Vorrichtungen zu bezeichnen hat, welche 
als das Patent verletzend und deshalb unzuläſſig anerkannt 
werden ſollen. Eine Verurteilung, wie ſie ausgeſprochen wurde, 
wäre nur am Platze, wenn der Streit der Parteien ſich darauf 
bezöge, ob der Bekl. ein Recht auf die Benutzung des klägeriſchen 
Patents zuſtehe. Davon iſt hier aber keine Rede. Vielmehr 
ſtellt auch die Bekl. nicht in Abrede, daß ſie Vorrichtungen, 
welche in das klägeriſche Patent eingreifen, nicht benutzen darf, 
ſtreitig iſt nur die Frage, ob die von ihr benutzten Vorrichtungen 
in das klägeriſche Patent eingreifen. Die Verurteilung in der 
gegebenen Form, die nur das unzweifelhafte Verbot des Geſetzes 
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wiederholt, iſt daher gegenſtandslos und verfehlt. Allerdings 
entſpricht die Faſſung des Urteils dem eigenen Antrage der Kl., 
und es erhebt ſich deshalb der Zweifel, ob nicht in dieſem 
Punkte das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache in 
die Vorinſtanz zurückzuverweiſen ſei, um der Kl., die nicht 
Revifion eingelegt hatte, Gelegenheit zu angemeſſener Anderung 
ihres Antrags zu geben. Indeſſen ergibt ſich doch dasjenige, 
was den wirklichen Streitpunkt zwiſchen den Parteien bildet 
und was die Kl. in Wirklichkeit zur richterlichen Entſcheidung 
hat ſtellen wollen, mit voller Klarheit und Sicherheit: es iſt 
nur die Frage, ob die den Gebrauchsmuſtern 68584 und 108206 
entſprechenden Vorrichtungen in das klägeriſche Patent eingreifen 
und deshalb von der Bekl. nicht benutzt werden dürfen. Der 
Senat hat es daher, wie in früheren ähnlichen Fällen, für 
zuläſſig gehalten, den allerdings nicht korrekten Antrag der Kl. 
im Sinne des Verlangens eines konkreten Ausſpruchs über die 
ſtreitige Patentverletzung zu verſtehen und demgemäß, in 
ſachlicher Ubereinſtimmung mit dem eventuellen Reviſionsantrage 
der Kl., die Reviſion zurückzuweiſen, jedoch mit der erforderlichen 
Korrektur in der Faſſung der landgerichtlichen Verurteilung. 
S. & L. c. S., U. v. 24. Febr. 04, 445/03 I. — Frankfurt. 
1. Mai 1889 

Geſetz betr. die Geſ. m. b. H. vom 20. Mai 1898 

40. 5 68. Die Ausſchließung eines Mitgliedes durch 
Geſellſchaftsorgane unter Ausſchluß des Rechtsweges iſt un⸗ 
ſtatthaft.] N 

Eine Statutenbeſtimmung mit der Tragweite, daß die 
Generalverſammlung unter Ausſchluß des Rechtsweges über 
einen zwiſchen der Genoſſenſchaft und einem ausgeſchloſſenen 
Mitgliede über die Rechtmäßigkeit des Ausſchluſſes entſtandenen 
Rechtsſtreit zu entſcheiden habe, würde gegen das Geſetz ver⸗ 
ſtoßen. Das Ausſchließungsrecht iſt in 8 68 des Geſetzes 
dahin geregelt, daß beſtimmte Gründe der Ausſchließung 
geſetzlich feſtgelegt werden, daneben aber der Genoſſenſchaft die 
Befugnis erteilt wird, noch ſonſtige Gründe der Ausſchließung 
durch Statut feſtzuſetzen. Eine weitergehende Autonomie iſt 
aber der Genofſenſchaft auf dieſem Rechtsgebiete nicht zu⸗ 
geſprochen worden; insbeſondere iſt ihr nicht erlaubt, einem 
ihrer Organe durch Statut die Befugnis zuzuerkennen, einem 
Mitgliede mit der Wirkung den Ausſchluß zu erklären, daß der 
Ausgeſchloſſene die Rechtmäßigkeit dieſer Erklärung nicht 
beſtreiten kann. Da es ſich bei der Entſcheidung über den 
Ausſchluß um wichtige Vermöͤgensrechte des betreffenden Mit⸗ 
gliedes handeln kann und die Genoſſenſchaft dabei als Richter 
in eigener Sache fungieren würde, kann nicht angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber der Genoſſenſchaft ein ſoweit 
gehendes Recht ſtillſchweigend hat zubilligen wollen, während er 
andere hierher gehörige Fragen ausdrücklich geregelt hat. 
V. c. K., U. v. 3. März 04, 463/03 I. — Breslau. 

Geſetz betr. Geſ. m. b. H. vom 20. April 1892. 

41. 5 15 in Verbindung mit § 128 B. G. B. Form- 
vorſchrift für alle Geſchäftsanteils⸗Abtretungen.] 

Nach §S 15 Abſ. 3 und 4 Satz 1 des Geſetzes vom 
20. April 1892 bedarf ſowohl der dingliche Vertrag, durch den 
die Abtretung mittels Erklärung derſelben und deren Annahme 
bewirkt wird, wie der obligatoriſche Vertrag, durch den die Ver- 
pflichtung zu dieſer Erklärung und deren Annahme begründet 
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werden ſoll, der gerichtlichen oder notariellen Form. Seinem 
Wortlaute nach ſpricht das Geſetz zwar nur von der Form für 
die Verpflichtung des Geſellſchafters zur Abtretung, 
aber der Satz 2 des Abſ. 4 fügt in unmittelbarem Anſchluß 
daran hinzu, daß die formlos getroffene Vereinbarung nur durch 
den nach Abſ. 3 in gerichtlicher oder notarieller Form geſchloſſenen 
dinglichen Abtretungsvertrag gültig wird, d. h. nach § 128 
B. G. B. dadurch, daß die Abtretung wie deren Annahme in 
gerichtlicher oder notarieller Form erfolgt. Daraus und aus 
dem Zweck des Geſetzes, durch die vorgeſchriebene beſondere 
Form den ſpekulativen Handel mit Geſchäftsanteilen zu er⸗ 
ſchweren und Zweifel und Unklarheiten über die Tatſache der 
Übertragung zu verhindern, kann geſchloſſen werden, daß jede 
Vereinbarung, welche auf Abtretung von Geſchäftsanteilen ge- 
richtet iſt, ſolche zum Gegenſtande hat, der beſonderen Form 
bedarf, auch wenn fie dem Geſellſchafter freie Hand läßt, ab⸗ 
zutreten oder nicht abzutreten, nur den anderen Kontrahenten 
bindet. Aber diefe Frage braucht nicht einmal entſchieden zu 
werden. Die Nr. 10 des Vertrages räumte allerdings dem Kl. 
zunächſt nur das Recht ein, von der Geſellſchaft die Abnahme 
der Anteilſcheine zu fordern, und verpflichtete die Geſellſchaft zur 
Abnahme und Zahlung al pari. Der Kl. konnte von dem Rechte 
Gebrauch machen und wird von demſelben nur Gebrauch machen, 
wenn die Anteilſcheine unter pari ſtehen oder die Verhältniſſe der 
Geſellſchaft ihm Verluſt drohen, die Anteilſcheine unverkäuflich 
oder ſchwer verkäuflich werden. Er erlangte damit einen Vor⸗ 
teil, der als Teil der Vergütung für die Überlaſſung des Gas⸗ 
kochers zu denken iſt. Aber aus ſeinem Rechte zur Abtretung 
wurde eine Verpflichtung, ſobald er die Abnahme der Anteils- 
ſcheine und die Zahlung des Preiſes forderte. Der Kl. fordert 
in der Klage die Zahlung des Preiſes und kann eine Ver⸗ 
mieilung der Bekl. zur Zahlung ohne Anerkennung der Ver⸗ 
pflichtung, die Geſchäftsanteile Zug um Zug abzutreten, nicht 
verlangen. Dieſe Verpflichtung beruht in ihrem Grunde auf 
dem ſchriftlichen Vertrage vom 14. Februar 1899, iſt durch 
dieſen beim Mangel der Form des Abſ. 4 § 15 a. a. O. nicht 
begründet. Darauf beruft die Bekl. ſich mit Recht. Nach 
Satz 2 Abſ. 4 8 15 a. a. O. wird die mangelnde Form des 
Vertrages nur durch den gerichtlichen oder notariellen Abtretungs- 
vertrag des Abſ. 3 8 15 erſetzt, d. h. durch die Abtretung in 
dieſer Form und die Annahme der Abtretung in derſelben Form 
gemäß § 128 B. G. B. Zu folder Annahmeerklärung iſt die 
Bekl. aber beim Mangel eines verbindlichen Vertrages im Sinne 
des Satz 1 Abſ. 4 des 8 15 a. a. O. nicht verpflichtet. Von 
dieſen Grundſätzen iſt das R. G. bereits in feiner Entſcheidung 
vom 5. November 1902 in Sachen Bauermeiſter wider Berning⸗ 
haus, I 336/1902, ausgegangen. A. c. Sch. & B., U. v. 
25. Febr. 04, 422/03 I. — Berlin. 

Boörſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

42. 88 50, 66 Z. P. O., 88 592, 597 Abſ. 2. Nichtig⸗ 
keit von Börſenterminsgeſchäften. Einklagung im Urkunden⸗ 
prozeß. Bedeutung von Anerkenntniſſen im Kontokurrentverkehr.] 

In der Annahme der Vorinſtanzen, daß die Gefchäfte in 
Aktien des Bochumer Gußſtahlvereins und der Laurahütte unter 
das Verbot des 8 50 Abſ. 2 des Börſengeſetzes fallende börfen- 
mäßige Termingeſchäfte geweſen und deshalb nichtig ſeien, iſt 
kein Rechtsirrtum zu erkennen. Das B. G. hat ſich bei der 
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Unterſuchung dieſer Frage durchaus an die Rechtſprechung des 
R. G. gehalten und ſeine tatſächlichen Feſtſtellungen rechtfertigen 
nach dieſer Judikatur, an welcher der Senat feſthält, den 
Schluß, daß es ſich inſoweit um gegen ein geſetzliches Verbot 
verſtoßende und darum nichtige Geſchäfte gehandelt habe, deren 
Nichtigkeit der Bekl. trotz ſeinem Saldoanerkenntnis noch geltend 
machen durfte. Die Klage iſt im Urkundenprozeß angeſtellt. 
Als Formalerfordernis für dieſe Prozeßart verlangt § 592 der 
Z. P. O., daß die ſämtlichen zur Begründung des Anſpruchs 
erforderlichen Tatſachen durch Urkunden erwieſen werden können. 
Nach § 597 Abſ. 2 daſelbſt wird die Klage als in der gewählten 
Prozeßart unſtatthaft abgewieſen, insbeſondere wenn ein dem 
Kl. obliegender Beweis nicht mit den im Urkundenbeweiſe zu⸗ 
läffigen Beweismitteln angetreten oder mit ſolchen Beweis mitteln 
nicht vollſtändig geführt iſt. In Frage kommt nur, ob die 
Verurteilung des Bekl. zu einem Teil des im ganzen un⸗ 
begründeten Klaganſpruchs eintreten mußte, wenn es ſich ergeben 
hätte, daß nach Ausſcheidung der angefochtenen Poften aus dem 
Kontokorrente noch ein Guthaben für die Kl. übrig blieb. Dieſe 
Frage iſt aber von den Vorinſtanzen mit Recht verneint worden. 
Wenn man von den ſpäteren Zinſen und Gutſchriften abſieht, 
ſo iſt die weſentliche und alleinige urkundliche Grundlage für 
den Klaganſpruch das Saldoanerkenntnis des Bekl. vom 
26. Februar 1901, nicht auch ſind es an ſich die mit vor⸗ 
gelegten Kontokorrentauszüge, die für ſich ſelbſt, als bloß ein- 
ſeitige Aufſtellungen, zum Nachteil des Bekl. nichts beweiſen 
konnen. Dadurch aber, daß von den Poſten, welche dem An⸗ 
erkenntniſſe zugrunde liegen, verſchiedene mit Erfolg angefochten 
find, ergibt ſich auch für das Anerkenntnis, das unter Vor⸗ 
ausſetzung der Gültigkeit aller Poſten gegeben iſt, daß es als 
ſolches, in ſeiner Integrität, nicht mehr beſtehen und geltend 
gemacht werden kann. Die Kl. hat daher nicht, wie die Revifion 
meint, mit dem Anerkenntniſſe den Beweis der Schuld des 
Bekl. erbracht, vielmehr hat ſich nach erfolgreicher Anfechtung 
herausgeſtellt, daß dieſes Anerkenntnis für ſich allein genommen 
zur Beweisführung untauglich iſt. Allerdings find nun auch 
die Kontokorrentauszüge beigefügt worden, welche die dem An⸗ 
erkenntniſſe zugrunde liegenden Poſten im einzelnen aufführen, 
aber es handelt ſich nach Inhalt der Kontokorrentauszüge nicht 
um eine bloße rechneriſche Ausſcheidung der für nichtig erkannten 
Geſchäfte. Vielmehr kommen auf beiden Seiten Poſten vor, 
von denen nicht erhellt und auf Grund der Urkunden nicht zu 
entſcheiden wäre, ob und eventuell in welchem Betrage ſie ſich 
auf die gültigen oder auf die nichtigen Geſchäfte beziehen, ſo im 
Haben: mehrfach unbeftimmte Coupons, Dividendenſcheine, im 
Soll: ununterſchiedene Proviſionen, Speſen, Durchſchnittszinſen. 
Auch darauf kann ſich die Reviſion nicht mit Erfolg berufen, 
daß bereits der erſte Kontokorrentabſchluß zum Juli 1901 einen 
Paſſtvſaldo des Bekl. in Höhe von 28 960 Mark ergeben habe. 
Dies ſchon aus dem Grunde nicht, weil dieſer Saldo nicht fo 
geblieben iſt, vielmehr aus der ſpäteren Zeit Leiſtungen des 
Bekl. eingetragen ſind, die ihn mehr als aufgewogen haben. 
Dazu aber waren die Vorinſtanzen nach Maßgabe der Klag⸗ 
begründung und der klägeriſchen Anträge jedenfalls nicht ver⸗ 
pflichtet, auch noch eine Unterſuchung anzuſtellen, ob nicht 
vielleicht bei Ausſcheidung der nichtigen Geſchäfte und unter 

Anrechnung der zweifelhaften Poſten zugunſten des Bekl. doch 
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noch ein Aktivſaldo für die Kl. herauszubringen wäre. Dies 
hieße die Pflicht der Klagbegründung, die der Kl. oblag, einfach 
auf das Gericht übertragen. N. o. B., U. v. 25. Jan. 04, 
392/03 I. — Coöln. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 1900. 

43. Anwendung auf vor Geltung des Geſetzes (1. Januar 
1902) entſtandene Anſprüche.] 

Die im letzten Grunde entſcheidende Rechtsfrage iſt die: ob 
die mit dem 1. Januar 1902 in Kraft getretenen Vor⸗ 
ſchriften des 8 25 des G. U. V. G. vom 5. Juli 1900 
auch auf ſolche Verhältniſſe Anwendung finden, in denen die 
Anſprüche des Verletzten einerſeits gegen die Knappſchafts⸗ (oder 
ſonſtige dem 8 25 Abſ. 1 entſprechende) Kaſſe und andererſeits 
gegen die Berufsgenoſſenſchaft ſchon vor dem gedachten Zeitpunkt 
entſtanden find. Dieſe Anwendung auszuſchließen bezweckt 
Art. IV Abſ. 2 des vorliegenden, vom Oberbergamt am 
15. Januar 1902 beſtätigten Statutnachtrags des Bekl., welcher 
beſtimmt, daß auf die knappſchaftlichen Bezüge derjenigen Unfall⸗ 
verletzten, die am 1. Januar 1902 bereits zu Unfall- und 
Knappſchaftsinvaliden erklärt find oder als ſolche zu gelten 
haben, die bisherigen Beſtimmungen (88 83 bis 87 des 
Statuts) auch fernerhin Anwendung finden. Gilt dieſe Satzung, 
ſo iſt der vom Kl. erhobene Anſpruch auch für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1902 unbegründet, da der dort in Bezug 
genommene 5 87 des Statuts in Abſ. 1 ausdrücklich vorſchrieb, 
daß, falls die ſtatutenmäßig zu gewährenden knappſchaftlichen 
Unterſtützungen niedriger find als die von der Berufsgenoſſenſchaft 
zu zahlenden Unfallentſchädigungen, die knappſchaftlichen Unter⸗ 
ſtützungen nicht zur Auszahlung gelangen. Die Rechtsgültigkeit 
jener Beſtimmung des Statutennachtrags iſt aber von ſeiten 
des Kl. beſtritten und vom B. R. abweichend vom I. R. verneint 
worden, weil dieſelbe mit dem Geſetze in Widerſpruch ſtehe. 
Ob dies der Fall, hängt wiederum ab von der Beantwortung 
der oben als im letzten Grunde entſcheidend aufgeſtellten Rechts⸗ 
frage betreffend den Inhalt und die Tragweite der in § 25 
des G. U. V. G. getroffenen Beſtimmungen. Jene Frage, die 
der I. R. verneint, der B. R. bejaht hat, iſt auch ſchon vom R. G. 
in den Gründen des Bd. 50 S. 232 der Entſcheidungen in Zivil- 
ſachen abgedruckten Urteils vom 1. März 1902 in Sachen 
Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum wider T. bejahend, wie 
folgt beantwortet worden: „Danach (nämlich nach 8 25 Abſ. 2 
bis 5 des G. U. V. G.) iſt vom 1. Januar 1902 ab für alle 
von der Kaſſe — — geleiſteten Unterſtützungen, gleichgültig, 
ob die Verpflichtung zu denſelben vor oder nach dieſem 
Tage begründet wurde, an die Stelle des bisherigen Über- 
ganges des Entſchädigungsanſpruchs des Verletzten gegen die 
Berufsgenoſſenſchaft ein Anſpruch der Kaſſen — — auf Erſatz 
ihrer Aufwendungen durch Überweiſung von Rentenbeträgen 
getreten.“ In gleichem Sinne iſt auch neuerdings eine 
Entſcheidung des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts vom 
17. September 1903 ergangen (Bräſſert, Zeitſchrift für Berg⸗ 
recht, Bd. 44 S. 490). Dieſe Auffaſſung muß auch als die 
richtige anerkannt werden. Es wird dagegen geltend gemacht, 
daß damit dem 8 25 des G. U. V. G. unberechtigt rück⸗ 
wirkende Kraft beigelegt und in wohlerworbene Rechte der 
Knappſchaftsvereine eingegriffen werde. Auch der B. R. legt ſich 
die Frage vor, ob dem § 25 a. a. O. rückwirkende Kraft beizu- 
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meſſen ſei. Er bejaht dieſe Frage aus dem Grunde, weil der 
§ 25 als eine aus fittlichen und ſozialen Rückſichten insbeſondere 
zum Schutz der wirtſchaftlich Schwachen getroffene Beſtimmung 
eine zwingende Rechtsnorm ſei und als ſolche rückwirkende Kraft 
habe. Es kann das aber dahingeſtellt bleiben. Denn in Wahrheit 
handelt es ſich gar nicht um eine Rückwirkung des Geſetzes. 
§ 8 des U. V. G. vom 6. Juli 1884 beſtimmte, daß ſoweit 
auf Grund beſtehender Verpflichtung der dort bezeichneten Kaſſen 
Unterſtützungen in Fällen gewährt ſind, in welchen dem Unter⸗ 
ſtützten nach Maßgabe dieſes Geſetzes ein Entſchädigungsanſpruch 
zuſteht, der letztere (alſo der Anſpruch auf die Unfallrente) bis 
zum Betrage der geleiſteten Unterſtützung auf die Kaſſen — — 
übergeht. Es wird alſo hier ein Rechtsübergang, eine not⸗ 
wendige Zeſſion (cessio legis) angeordnet, deren Gegenſtand 
aber, wie ſich aus der Faſſung des § 8 unzweideutig ergibt, 
nicht etwa die Geſamtobligation der Berufsgenoſſenſchaft gegen 
den Verletzten, ſondern die Einzel leiſtung war, welche die 
Berufsgenoſſenſchaft dem Verletzten wiederkehrend ſchuldet, ſodaß 
der Rechtsübergang ſich erſt durch entſprechende Leiſtung der 
Unterſtützung ſeitens der Kaſſe vollzog. So lange alſo unter 
der Herrſchaft des 8 8 a. a. O. die Kaſſe die Unterſtützung 
nicht gezahlt hatte, blieb der Verletzte rechtlich der Gläubiger 
der Berufsgenoſſenſchaft, erſt mit der Zahlung der Unterſtützung 
trat die Knappſchaftskaſſe als nunmehrige Gläubigerin in das 
Verhältnis ein. Dieſe Rechtswirkung der von der Kaſſe 
gewährten Unterſtützung hatte ihren Rechtsgrund im Geſetz, mit 
der Anderung dieſes Geſetzes aber iſt dieſer Rechtsgrund für den 
an die gewährte Unterſtützung geknüpften Rechtsübergang für 
die Zeit nach dem 1. Januar 1902 weggefallen, die von Geſetzes⸗ 
wegen (ipso jure) eintretende Rechtsänderung ſür die Zukunft 
überhaupt beſeitigt worden. Es kann daher die Rechtswirkung 
der nach jenem Zeitpunkt gewährten oder zu gewährenden Unter⸗ 
ſtützungen nur nach dem neuen Geſetz, alſo nach § 25 des 
G. U. V. G. beurteilt werden, d. h. den im erften Abſatz des 
§ 25 genannten Kaſſen ſteht für die von ihnen zu leiſtenden 
Unterſtützungen ein Anſpruch auf Erſatz durch Überweifung von 
Rentenbeträgen, jedoch bei fortlaufenden Unterſtützungen nur bis 
zur Höhe der halben Rente, zu, der nach § 26 bei der Beruft- 
genoſſenſchaft anzumelden iſt, während ſich früher der bergang, 
durch die Gewährung der Unterſtützung, von ſelbſt vollzog. Ein 
wohlerworbenes Recht auf die nach dem 1. Januar 1902 für 
den Bekl. fällig werdende Unfallrente ſtand hiernach dem 
Knappſchaftsverein zur Zeit der Geſetzesänderung aus dem bis⸗ 
herigen Geſetze nicht zu. Aber auch aus dem zur Zeit des 
früheren Geſetzes geltenden Statut kann der Bekl. ein ſolches 
Recht nicht herleiten. (Wird ausgeführt.) N. K. c. G., 
U. v. 5. März 04, 570/03 V. — Breslau. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

44. § 51 J. 5, 5 75 JI. 4 A. L. R. Rechtliche Bedeutung 
des Scheidebriefes in Eheſcheidungsſachen der Juden.] 

In einem Vorprozeß klagte der Kl. gegen die Bekl., ſeine 
Ehefrau, auf Eheſcheidung. Die Bekl. beantragte Abweiſung 
der Klage und erhob ihrerſeits Widerklage auf Cheſcheidung. 
Durch Urteil des L. G. wurde der Kl. mit der Klage ab- 
gewieſen, dagegen auf die Widerklage die Ehe der Parteien 
geſchieden und der Kl. für den allein ſchuldigen Teil erklärt. 
Gegen dieſes Urteil legte der Kl. Berufung ein. Nach einer 
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Beweisaufnahme ſchloſſen die Parteien vor dem B. G. folgenden 
Vergleich: „Der Kl. nimmt die Berufung zurück. Die Bekl. 
verzichtet auf die vermögensrechtlichen Anſprüche, welche ihr auf 
Grund der Tatſache zuſtehen, daß der Kl. und Widerbekl. durch 
das vorgedachte Urteil für den allein ſchuldigen Teil erklärt 
worden iſt. Der Kl. und Widerbekl. verpflichtet ſich zugleich, 
nach erfolgter Vermöͤgensauseinanderſetzung in die rituelle 
Scheidung zu willigen und die nach den Vorſchriften der 
moſaiſchen Religion erforderlichen diesbezüglichen Erklärungen 
auf Verlangen der Bekl. abzugeben.“ Das damalige B. G. 
erachtete den Rechtsſtreit dadurch für beendigt. Die Vermögend- 
auseinanderſetzung erfolgte demnächſt, dagegen weigerte fich der 


Kl., gemäß dem Vergleich die nach den Vorſchriften der 


moſaiſchen Religion zur rituellen Scheidung erforderlichen 
Erklärungen abzugeben, als die Bekl. ſolche von ihm verlangte. 
Die Bekl. beantragte darauf, durch Geldſtrafen den Kl. zur 
Erfüllung der übernommenen Verpflichtung anzuhalten. Solche 
Geldſtrafen wurden angedroht. Die Beſchwerden hiergegen blieben, 
zum Teil aus formellen Gründen, erfolglos. Nunmehr ſtellte der 
Kl. gegen die Bekl. Klage an, wegen Richtigkeit der Einwilligung 
in die rituelle Scheidung, bezw. des abgeſchloſſenen Vergleichs. 
Das L. G. wies ab. Die Berufung wurde zurückgewieſen, das 
R. G. aber änderte dahin ab: „Der in der Eheſcheidungsſache 
der Parteien am 20. September 1899 abgeſchloſſene gerichtliche 
Vergleich wird ſeinem ganzen Umfange nach für nichtig und die 
Zwangsvollſtreckung aus dieſem Vergleiche zur Erzwingung der 
Einwilligung des Kl. in eine rituelle Scheidung der Parteien 
für unzuläſſig erklärt“. Die beiden als Sachverſtändige gehörten 
Rabbiner haben über die Art und Weiſe des jüdiſchen Ehe⸗ 
ſcheidungsverfahrens und deſſen Bedeutung das folgende bekundet: 
„Der Kernpunkt dieſes ECheſcheidungsverfahrens ſei die Aus⸗ 
ſtellung und Aushändigung des Scheidebriefes in Gemäßheit 
des Kapitel 24 des fünften Buch Moſes. Die Ausſtellung und 
Aushändigung erfolge vor verſammeltem Rabbinatskollegium, das 
gewöhnlich aus dem Ortsrabbiner und zwei kundigen Beiſitzern 
beſtehe, die dieſer ſich auswähle. Eine Beurkundung der Akte 
ſtehe dem Kollegium nicht zu. Es habe nur darüber zu wachen, 
daß der Akt genau nach dem Geſetze vor ſich gehe. Die Aus⸗ 
ftellung des Scheidebriefes ſetze Willensübereinſtimmung der 
Ehegatten voraus und ſtehe nur dem Manne zu. Gegen den 
Willen der Frau konne ein Scheidebrief nicht ausgeſtellt werden. 
Dieſer Grundſatz beſtehe ſeit etwa 800 Jahren. Der Scheide⸗ 
brief werde auf Verlangen des Mannes von einem Schrift- 
kundigen in hebräiſcher Sprache geſchrieben und von zwei Zeugen 
unterſchrieben. Der Mann unterſchreibe ihn nicht, jedoch müſſe 
er bei der Niederſchrift des Scheidebriefs, wenn auch nicht 
zugegen, ſo doch in der Nähe ſein, damit eine Gewähr dafür 
beitebe, daß der Ehemann feinen Willen nicht geändert habe. 
Der Brief habe folgenden Wortlaut: ‚Am heutigen Tage, — 
wobei Ort und Datum der Ausſtellung genau bezeichnet würden, 
— erkläre ich (genaue Bezeichnung des Mannes) Dir (genaue 
Bezeichnung der Ehefrau), daß Du von mir geſchieden feift und 
dies ſoll dein Scheidebrief ſein nach dem Geſetze von Moſes 
und Israel.“ Der Ehemann übergebe dieſen Scheidebrief der 
Ehefrau mit den Worten: „Dies iſt dein Scheidebrief, nimm 
ihn an und durch ihn wirft Du frei fein jedem Manne“. Die 
Ehefrau nehme ihn mit hochgehobenen Händen entgegen. Zur 
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Vornahme der Erklärungen und Handlungen bei Aushändigung 
des Scheidebriefes könne der Ehemann einen Bevollmächtigten 
ernennen. Die Beobachtung des vorſtehend beſchriebenen Ver⸗ 
fahrens ſei notwendig, damit die Ehe nach den Lehren der 
jüdiſchen Religion als geſchieden gelte. Werde der Scheidebrief 
in der vorgeſchriebenen Form nicht übergeben, ſo gelte die Ehe 
als fortbeſtehend. Der nach bürgerlichem Rechte geſchiedene 
Ehegatte, der ſich ohne dies Verfahren anderweitig verheirate, 
begehe nach dem Religlonsgeſetz Ehebruch, er bleibe auch danach 
der Frau gegenüber unterhaltspflichtig.“ — Die Beſtimmungen 
des jüdiſchen Religions- und Ritualgeſetzes über die Eheſcheidung 
ſtammen ſowohl ihrem Urſprung wie auch ihrer weiteren Aus- 
bildung nach aus Zeiten, in denen die religidfe und rechtliche 
Seite der Ehe nicht voneinander getrennt waren (vergl. Fränkel, 
Das jüdiſche Eherecht [1879] S. 7 ff.). Jene Beſtimmungen 
faßten daher unleugbar beide Seiten der Ehe in ſich. Allein 
durch die heutige deutſche ſtaatliche Ehegeſetzgebung, und zwar 
nicht erſt durch dieſenige des B. G. B., ſondern auch ſchon durch 
die, welche in Preußen zur Zeit des Eheſcheidungsprozeſſes der 
Parteien beſtand, iſt der ganze rechtliche Gehalt, der in den 
Vorſchriften der verſchiedenen Religionsgemeinſchaften über die 
Ehe enthalten war, völlig ausgeſchoͤpft worden. Der Staat 
hat die rechtliche Seite der Ehe von ber religiöfen ſcharf 
getrennt; er hat jene, wie es ihm nach ſeinem Weſen und Zweck 
zukam, vollſtändig zur alleinigen und ausſchließlichen Regelung 
übernommen, die andere Seite in ihrem ganzen Umfange den 
Vorſchriften der einzelnen Religionsgemeinſchaften überlaſſend. 
Es iſt daher ausgeſchloſſen, heutzutage von rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften zu reden, die nicht auf dem Gebiete der ſtaatlich en 
Geſetzgebung liegen. Nachdem der Staat in Anſehung der Ehe 
fein Lebensgebiet gegen das der Kirche und Religion feft 
umgrenzt hat, kann und darf ein Übergreifen von der einen 
Sphäre in die andere nicht ſtattfinden. Die Bindung der Willen 
auf dem Gebiet der Religion iſt eine Bindung des Gewiſſens 
und des Herzens; die Erfüllung der daraus erwachſenden Ver⸗ 
bindlichkeiten eine religidſe und fittliche Pflicht. Eine rechtliche 
Feſſelung der Willen gibt es hier nicht und kann es nicht geben. 
Wenn bei der Beratung des $ 1568 des B. G. B. ſowohl in 
der zweiten Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (Protokolle Bd. IV S. 414 ff.) als 
auch in der Reichstagskommiſſion (Kommiſſionsbericht Nr. 440 b 
S. 68, 77 ff.), in letzterer ſogar einſtimmig, die Anſicht geäußert 
wurde, die nachträgliche Weigerung der vor Abſchluß der Ehe 
zugeſicherten oder als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzten kirchlichen 
Trauung könne oder müſſe einen Cheſcheidungsgrund abgeben, 
ſo iſt damit nicht etwa eine kirchliche Pflicht zu einer rechtlichen 
geftempelt, ſondern es iſt ſolche Weigerung lediglich unter den 
Gefichtspunkt eines ehrloſen und unftttlichen Verhaltens im 
Sinne des 8 1568 des B. G. B. gebracht worden. Den 
Gedanken an eine rechtliche Erzwingbarkeit des auf die kirchliche 
Trauung gerichteten Verſprechens hat niemand geäußert. Die 
Parteien des gegenwärtigen Rechtsſtreits haben hiernach, indem 
ſie, einer irrigen Meinung ſich hingebend, die Einwilligung des 
Kl. in die jüdiſche rituelle Scheidung zum Inhalt eines privat ⸗ 
rechtlichen Vertrages machten, etwas vereinbart, was Gegenſtand 
einer rechtlichen Abmachung überhaupt nicht ſein kann. Sie 
haben alſo etwas rechtlich Unmoͤgliches vereinbart, und es iſt 
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daher der geſchloſſene Vergleich ſowohl wegen dieſer objektiven 
Unmöglichkeit als auch wegen des weſentlichen Irrtums, in 
welchem die Parteien ſich hierüber befunden haben, nichtig 
($ 51 Tl. I Tit. 5, 8 75 Tl. I Tit. 4 des A. L. R.). Die 
Nichtigkeit des geſchloſſenen Vergleichs erfaßt dieſen in ſeinem 
ganzen Umfange, alſo auch in Anſehung der darin vom Kl. 
erklärten Zurücknahme der Berufung; denn dieſe Erklärung 
bildet einen weſentlichen Beſtandteil des Vergleichs. B. c. B., 
U. v. 16. Febr. 04, 405/03 VII. — Poſen. 

III. Sonſtige Preuftiſche Landesgeſetze. 

Reglement über die Zivilverſorgung und Zivil- 
anftellung der Militärperfonen vom 16. Juni 1867, 
Reichsgeſetz vom 21. Juli 1892 über die Beſetzung 
der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen in der Ver⸗ 
waltung der Kommunalverbände. 

45. Unwirkſame Anſtellung eines Zivilbeamten.] 

Den Ausführungen des B. G. iſt darin beizutreten, daß 
die Verletzung des Reglements vom 16. Juni 1867 die Wirkſamkeit 
der Anſtellung des Kl. zu der Zeit, als ſie erfolgte, nicht 
beeinträchtigt habe. Mit Recht hat es ſich hierfür auf das 
Erkenntnis des Obertribunals in Striethorſts Archiv Bd. 66 
S. 183 und das Urteil des R. G. in Gruchots Beiträgen 
Bd. 34 S. 927 berufen. Der Rechtszuſtand hat ſich jedoch ſeit 
der Geltung des R. Geſ. vom 21. Juli 1892 über die Beſetzung 
der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung der 
Kommunalverbände geändert. Zunächſt beſtimmt der $ 14 
Satz 3 dieſes Geſetzes: „Die Anſtellungsverhältniſſe der Inhaber 
von ſolchen Stellen, welche gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen 
den Militäranwärtern vorzubehalten, dagegen ohne Verletzung 
der bisherigen Beſtimmungen an Nichtverſorgungsberechtigte 
übertragen worden ſind, bleiben unberührt.“ Sodann der 
§ 15 Satz 1: „Sind bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
Zivilperſonen ſeit mindeſtens drei Jahren in Stellen, welche 
denſelben nach dem bisherigen Rechte ohne landes herrliche Ver⸗ 
leihung der Berechtigung zu einer Anſtellung nicht hätten über⸗ 
tragen werden dürfen, ſo können die Zivilperſonen in dieſen 
Stellen belaſſen werden.“ Das R. G. hat denn auch auf Grund 
dieſer Vorſchriften in den Urteilen in Gruchots Beiträgen Bd. 41 
S. 1114, Bd. 44 S. 1012 und in der Juriſt. Wochenſchr. von 
1897 S. 218 Nr. 55, von 1899 S. 269 Nr. 29 und S. 735 
Nr. 39 entſchieden, daß die Anſtellung eines Zivilanwärters, die 
vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes unter Verletzung 
der damaligen Beſtimmungen über die Verſorgung der Militär⸗ 
invaliden erfolgt ſei, nach § 14 unwirkſam ſei, ſofern nicht 
der beſondere Fall des §8 15 des Geſetzes vorliege. Dieſe 
Anderung des Rechtszuſtandes verkennt an ſich auch das B. G. 
nicht. Es meint aber, daß der 8 15 dem Kl. in der von ihm, 
wenn auch nicht tatſächlich, ſo doch rechtlich innegehabten 
Stellung eines ſtädtiſchen Bureaubeamten ſchütze. Es führt am 
Schluß ſeiner hierauf bezüglichen nicht ganz klaren Darlegung 
aus, daß, da das Geſetz nur beſtimme, daß Zivilperſonen, die 
ihr Amt drei Jahre lang bekleidet hatten, in dieſer Stelle 
belaſſen werden könnten, ſich daraus ergebe, daß es gegen 
ſolche Beamte „nicht zwingender Natur“ ſein wolle. Darin 
tritt indeſſen eine Verkennung der Bedeutung der §8 14 und 15 
des Geſetzes vom 21. Juli 1892 hervor. Aus dem Wortlaute 
des § 14 Abſ. 3 ergibt ſich zuvörderſt vermöge des ſogenannten 
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Beweisgrundes aus dem Gegenſatze, wie auch ſchon in dem 
Urteile des IV. Z. S. des R. G. vom 25. Januar 1897 in 
Gruchots Beiträgen Bd. 41 S. 1116 angedeutet iſt, daß die 
Anſtellungsverhältniſſe der Inhaber der den Militäranwärtern 
vorbehaltenen Stellen, die unter Verletzung der früheren 
Beſtimmungen an Nichtverſorgungsberechtigte übertragen find, 
durch das neue Geſetz allerdings „berührt“, d. h. daß die 
Anſtellungen als ungültig behandelt und die bisherigen 
Inhaber aus den Stellen entfernt werden ſollen. Von dieſer 
Regel läßt ſodann der folgende $ 15 nur die Ausnahme zu, 
daß Zivilperſonen, die ſich beim Inkrafttreten des Geſetzes ſchon 
ſeit mindeſtens drei Jahren in Stellen ſolcher Art ohne landes ⸗ 
herrliche Verleihung der Anſtellungs berechtigung befinden, darin 
belaſſen werden können. Nur in dieſem Sinne trifft es zu, 
wenn das B. G. annimmt, daß das Geſetz gegen ſolche Beamte 
nicht „zwingender Natur ſein wolle“. Dagegen ergibt ſich aus 
ihm nicht, daß ſolche Perſonen ohne weiteres in ihren 
Stellen verbleiben. Vielmehr iſt es lediglich der 
Entſcheidung der Anſtellungsbehörde überlaſſen, ob 
ſie ſolche Perſonen in ihren bisherigen Stellen behalten will 
oder nicht. Erſt wenn die Entſcheidung hierüber in bejahendem 
Sinne ergangen iſt, was allerdings auch durch jchlüffige Hand⸗ 
lungen geſchehen kann (vergl. Urt. des IV. 3. S. des R. G. 
vom 25. September 1899 in Gruchots Beiträgen Bd. 44 
S. 1013), haben ſolche Amtsinhaber eine rechtsgültige An- 
ſtellung erlangt. Daß dies der Inhalt des Geſetzes iſt, wird 
durch deſſen Entſtehungsgeſchichte beſtätigt. — Wird näher dar⸗ 
gelegt. — Wenn das B. G. ferner die $ 14 und 15 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1892 deshalb nicht auf den vorliegenden 
Fall für anwendbar hält, weil dieſe ſich nur auf die Unter ⸗ 
beamtenſtellen bezögen, d. h. auf die Stellen, die bisher aus ⸗ 
ſchließlich mit Militäranwärtern hätten beſetzt werden müſſen, 
ſo iſt auch dieſe Ausführung rechtsirrtümlich. (Wird begründet.) 
Von den vom B. G. angezogenen Entſcheidungen des R. G. 
betraf übrigens das Urteil vom 25. Januar 1897 in Gruchots 
Beiträgen Bd. 41 S. 1114, wie aus dem Eingange der 
Entſcheidungsgründe erhellt, gerade eine in einer ſtädtiſchen 
Subalternbeamtenitelle befindliche Zivilperſon. Es kann 
ſich deshalb nur noch fragen, ob der Kl. unter Verletzung 
der zur Zeit feiner Anſtellung als Bureauaſſiſtent und demnächſt 
als Regiſtrator, alſo in den Jahren 1872 und 1877 in Geltung 
geweſenen Beſtimmungen über die Zivilverſorgung der Militär⸗ 
anwärter angeſtellt worden iſt oder nicht. (Dies wird bejaht 
und deshalb der Anſpruch des Kl. wegen unwirkſamer Anſtellung 
verneint.) B. c. K., U. v. 23. Febr. 04, 419/03 III. — Hamm. 

Preuß. Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

46. 58 17, 19, 27. Wirkungsloſigkeit einer über das 
Höchſtmaß hinausgehenden Mutung gegenüber Mutungen Dritter.] 

Bei Erörterung der Behauptung, daß der Fundpunkt von 
Johanna IV nicht innerhalb des Feldes der beklagtiſchen Mutung 
— bei geſetzmäßiger Streckung des letzteren — belegen ſei, hat 
ſich herausgeſtellt, daß die in dem Situationsriß für dieſe 
Mutung angegebenen Maße infolge Unrichtigkeiten in der zu⸗ 
grunde gelegten Kataſterkarte mit der Wirklichkeit nicht über⸗ 
einſtimmen, und daß, wenn darnach der Situationsriß berichtigt 
wird, die Ausdehnung des Feldes nicht mehr den geſetzlichen 
Vorſchriften ($ 27 A. B. G.) entſpricht, vielmehr über das 
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darnach zuläſfige Höchſtmaß (2 189 000 qm) hinausgeht. Hier ⸗ 
aus zieht nun der B. R. unter Anwendung der §§ 17 und 19 des 
Allgem. Berggeſetzes die rechtliche Schlußfolgerung, daß die, wenn 
auch an ſich nicht ungültige, Mutung der Bekl. nicht die Wirkung 
hatte das in dem Situationsriſſe angegebene Feld gegen die 
Mutungen Dritter zu ſchließen, weil es eben an der Voraus- 
ſetzung der im § 19 Abſ. 2 a. a. O. angeordneten Feldes ſperrung, 
namlich einem „geſetzlich begehrten Felde“ fehlt. Dieſer 
Rechtsanwendung, die auch mit der Rechtſprechung des früheren 
Pr. Obertribunals (vergl. Braſſert, Zeitſchrift für Bergrecht 
Bd. 20 S. 108) mit der Praxis der Bergbehörden (vergl. 
a. a. O. Bd. 17 S. 111) und den Meinungen der Bergrechts 
lehrer (vergl. die Kommentare von Braſſert Anm. 3 zu § 19, 
Anm. 7d zu 5 27, Kloſtermann⸗Fürſt Anm. 2 zu § 19, 
Arndt Anm. 2 zu § 14) im Einklang ſteht, war zuzuſtimmen. 
Es muß insbeſondere dem B. R. darin beigetreten werden, daß 
von dem der Feldesſtreckung anhaftenden Fehler jeder Teil des 
begehrten Feldes betroffen wird, und daß eine Reduzierung des 
Feldes auf die geſetzliche Größe (nach dem mutmaßlichen Willen 
des Muters mit Einſchluß des Konkurrenzbohrlochs des Kl.), 
wie ſie in dem ſeitens der Bekl. beigebrachten Gutachten des 
Markſcheiders H. verſucht wird, im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
ausgeſchloſſen iſt, wie auch der Verſuch der Bekl., im Laufe 
dieſes Rechtsſtreits bei der Bergbehoͤrde eine Abänderung des 
angefochtenen Verleihungsbeſchluſſes durch Aufnahme einer 
veränderten Feldesbegrenzung zu erlangen, ſcheitern mußte und 
geſcheitert ift. Keinenfalls könnte einer nachträglichen Berichtigung 
des begehrten Feldes gegenüber einer inzwiſchen rechtmäßig 
eingelegten Mutung rückwirkende Kraft beigemeſſen werden. 
K. c. P., U. v. 27. Febr. 04, 364/03. — Naumburg. 

Preußiſches Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

47. 5 8. Gewerbebetrieb unter Umſtänden. Benutzungsart 
des enteigneten Grundſtücks.] 

In der Hauptſache wird das B. U. mit Grund beanſtandet. 
Nach § 8 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes tft den Kl. neben 
dem Werte des enteigneten Grundſtücksteiles zugleich der Mehr⸗ 
wert, den der abgetreteue Teil durch ſeinen Zuſammenhang mit 
den Ganzen hatte, ſowie der für das Reſtgrundſtück durch die 
Abtretung entſtandene Minderwert zu erſetzen. Die Summe 
dieſer Beträge findet im vorliegenden Streitfalle, wie das B. G. 
zutreffend annimmt, in dem Unterſchied zwiſchen dem Werte 
des ganzen Grundſtücks vor der Enteignung und dem Werte 
des den Kl. verbliebenen Reſtgrundſtücks ihren Ausdruck. 
Verfehlt iſt aber die vom B. G. bei Feſtſtellung des Wertes 
des ganzen Grundſtücks gewählte Methode. Wenn ein 
Grundſtück jährlich einen beſtimmten Ertrag abwirft und nach 
menſchlicher Vorausſicht dauernd abwerfen wird, ſo kann es 
keinem Bedenken unterliegen, den Wert des Grundſtücks 
mindeſtens dieſem entſprechend kapitaliflerten Ertrage gleichzu⸗ 
jegm. Das fo gefundene Kapital wird hinter dem wahren 
Werte zurückbleiben, wenn die Nutzungsfähigkeit des Grund⸗ 
ſtücks durch die tatſächlich geübte Nutzung nicht erſchöpft wird, 
denn die erſtere iſt der bauptjächlichfte wertbeſtimmende Faktor; 
im gegenwärtigen Streitfalle aber liegt nichts dafür vor, daß 
ſich aus dem Grundſtücke durch eine andere Benutzungsart ein 
höherer Ertrag erzielen ließe, der Ertrag aus der bisherigen 
Benutzungsart ſtellt demnach zugleich die Nutzungsfähigkeit des 
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Grundſtücks dar. Nun iſt allerdings dem B. G. zuzugeben, 
daß der Ertrag des auf einem Grundſtücke betriebenen Gewerbes 
und der Ertrag des Grundſtücks ſelbſt auseinandergehalten 
werden müſſen, indeſſen iſt bei einem Gewerbe, deſſen Betrieb 
im weſentlichen in der Ausbeutung oder Verarbeitung des im 
Grund und Boden vorhandenen Rohmaterials beſteht, wie bei 
einem Steinbruch, einem Torfſtich, einer Ziegelei, die Gewinnung 
des Materials derart für den Ertrag des Gewerbes ausſchlaggebend, 
daß der Gewerbebetrieb unbedenklich als eine Benutzungsart 
des Grundſtücks bezeichnet werden kann und muß. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen B. 8 S. 216.) Es kann keine 
beſonderen Schwierigkeiten machen, aus dem Ertrage eines 
derartigen Gewerbes durch Ausſcheidung aller Betriebskoſten 
denjenigen Betrag zu ermitteln, der als Ertrag des Grundſtücks 
ſelbſt anzuſehen if. F. u. Gen. 6. F., U. v. 26. Jan. 04, 
407/03 VII. — Stettin. 

IV. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

48. Code civil Art. 1382, 1384 in Verbindung mit dem 
Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 und 58 169 Abi. 1 
Z. P. O. Nichthaftung des Poſtfiskus für unrichtige Zustellungen 
des Poſtboten im Geltungsgebiete des code civil] 

Nach den Feftftellungen der Vorinſtanzen hat die. Kl. infolge 
der Ungültigkeit einer durch einen Poſtboten erfolgten, den 
Beſtimmungen des § 169 Abſ. 1 der Z. P. O. a. F. nicht ent- 
ſprechenden Zuſtellung eines von ihr erwirkten Arreſtbefehls 
durch die Dazwiſchenkunft eines anderen Gläubigers einen Aus⸗ 
fall an der Forderung, für die der Arreſt bewilligt war, erlitten, 
und der Anſpruch auf Erſatz dieſes Schadens bildet den Gegen⸗ 
ſtand des vorliegenden Rechtsſtreits. Der beklagte Poſtfiskus 
hat dieſen Klageanſpruch mit der rechtlichen Aufſtellung beſtritten, 
daß die Poſtverwaltung eine weitergehende Haftpflicht auch für 
Verſehen ihrer Beamten überhaupt nicht treffe, als ſich aus den 
Beſtimmungen des Reichspoſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 
ergebe, danach aber eine Haftung für die Ordnungsmäßigkeit 
der gemäß den Beſtimmungen der Z. P. O. durch die Poſt er- 
folgenden Zuſtellungen nicht beſtehe, wogegen die Kl., in Über- 
einſtimmung mit dem L. G., die Haftbarkeit der Poſtverwaltung 
für das zeitlich vor dem 1. Januar 1900 liegende Verſehen des 
zuſtellenden Poſtboten aus den Beſtimmungen der Art. 1382, 
1384 des c. c. glaubt herleiten zu konnen. Die gegenteilige 
Annahme des O. L. G. muß aber für den vorliegenden Fall als 
rechtlich zutreffend erachtet werden. Der erkennende Senat hat 
in einem, im 19. Bd. S. 101 ff. 107 der Entſcheidungen in 
Zivilſachen mitgeteilten Urteil vom 17. Juni 1887 ausgeſprochen, 
daß in Ländergebieten, in denen der Art. 1384 cit. gilt, die 
Haftbarkeit der Poſtverwaltung für unerlaubte Handlungen, 
welche ihre Beamten oder Angeſtellten in Ausübung ihrer 
Funktionen vorgenommen haben, begründet ſein kann, ſoweit 
dieſe Haftbarkeit nicht durch die geſetzliche Regelung des Ver ⸗ 
trags verhältniſſes zwiſchen der Verwaltung und dem Ge⸗ 
ſchädigten ausgeſchloſſen wird. Ob die gegen dieſe Entſcheidung 
vielfach erhobenen Bedenken (vergl. Schmidt in Gruchot Bei- 
träge 33 S. 184 ff., Mittelſtein Beiträge zum Poſtrecht S. 37 ff., 
S. 112 ff., Dambach, Poſtgeſetz 6. Aufl. § 12 Nr. 5, auch 
O. L. G. Stuttgart in der Deutſchen Juriſten Zeitung 1903 
S. 131) als gerechtfertigt anzuerkennen ſein möchten, bedarf der 
Erörterung und Entſcheidung nicht, da im vorliegenden Falle 
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lediglich das zwiſchen der Poftverwaltung und der Kl. be 
züglich der Zuſtellung des fraglichen Arreſtbefehls beſtandene 
Vertrags verhältnis in Frage kommt, und inſoweit die Haft⸗ 
barkeit der Verwaltung nach der gegebenen Sachlage durch das 
Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 mit dem 5. L. G. als 
ausgeſchloſſen zu erachten iſt. (Wird näher begründet.) Rh. c. 
Poſtfiskus, U. v. 1. März 04, 867/03. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 gibt Fingerzeige für die Beurteilung des 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts zu bewirkenden, aus einem 
altrechtlichen Schuldverhältniſſe entſtammenden Erfüllungs⸗ 

eſchäfts. Für ſeinen Inhalt bleibt das alte Recht maßgebend; 
8 richtet fich die Auskunfts- und Eidespflicht des Erben nach 
altem Recht, wenn der Erbfall vor 1900 eintrat. 

In Entſch. Nr. 2 wird die Sicherheitsübereignung als 
fiduziariſches Rechtsgeſchäft vom Standpunkte des neuen Rechtes 
geprüft und zugelaſſen. Leider iſt die Beantwortung der 
erheblichen Frage, ob der Wille der Vertragſchließenden ernſtlich 
auf Eigentumsübertragung gerichtet war, in der Praxis derart 
unſicher, daß dem Rechtsleben mit der grundſätzlichen Zulaſſung 
wenig gedient iſt. 

Entſch. Nr. 3 erörtert an dem Falle, daß eine Bürgſchafts⸗ 
erklärung den Gläubiger noch nicht namhaft macht, das Auf- 
ſuchen desſelben von dem Bürgen vielmehr dem Hauptſchuldner 
überlaſſen wird, die Frage der Vertragsſchließung und der 
Blankettunterſchrift mit dem Ergebniſſe des alten Rechts. 

Die Entſch. Nr. 7 zieht aus dem bereits früher auf⸗ 
geſtellten Satze, daß beim Gattungskauf der Käufer die 
mangelhafte Sache als Nichterfüllung zurückweiſen dürfe, die 
Folgerung, daß bei ſolcher berechtigter Zurückweiſung der 
Verkäufer in Leiſtungsverzug kommt, ſoweit die übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen des Verzugs vorliegen. 

Entſch. Nr. 8 legt den Unterſchied zwiſchen Gattungs ⸗ und 
Wahlſchuld klar. 

Entſch. Nr. 10 iſt von grundlegender Bedeutung für § 279 
B. G. B. Im Sinne dieſer Vorſchrift, der zufolge der 
Schuldner, ſo lange die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, 
ſein Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten hat, wenn 
ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt, iſt die Leiſtung nicht 
bloß dann unmöglich, wenn die ganze Gattung untergegangen iſt, 
ſondern auch dann, wenn die Beſchaffung neuen Materials eine 
fo ſchwierige geworden ift, daß fie billigerweiſe niemand zugemutet 
werden kann. (Es handelt fi um Lieferungspflicht des Fabrikanten 
eines beſtimmt gearteten Mehles nach Abbrennen der Mühle.) 

Entſch. Nr. 11 behandelt das zwiſchen den Parteien im Falle 
des § 321 B. G. B. ſchwebende Verhältnis, indes ohne eine 
befriedigende Loͤſung zu bieten. 

. Entſch. Nr. 13 hat zum Gegenſtand den Tatbeſtand, daß 
ein Schulknabe dem anderen eine Verletzung durch ein ſchleuder⸗ 
artiges Spielzeug beibringt. Die Frage der Verantwortlichkeit 
des Täters wie die b des Vaters auf Grund ſeiner 
Aufſichtspflicht werden erörtert und dabei für die Praxis wichtige 
Geſichtspunkte aufgeſtellt. 

Ehebrecheriſcher Verkehr des Mannes vor Eingehung der 
Ehe wird in Entſch. Nr. 16 als B erklärt. 

In Entſch. Nr. 18 wird ausgeführt, daß im 5 
prozeß der Widerkläger auf Grund des § 1572 B. G. B. nicht 
ſchon präkludierte ſelbſtändige Scheidungsgründe vorbringen 
dürfe, wenn fie nur zur Zeit der Klageerhebung, ſondern nur 
wenn ſie zur Zeit der in der mündlichen Verhandlung erfolgten 
Erhebung der Widerklage noch nicht präkludiert waren. 

Entſch. Nr. 19 gibt eine TA Beſprechung der dem 
Kinde gegenüber beſtehenden Unterhaltspflicht der geſchiedenen 
Eltern und berückſichtigt dabei die Rechteverhältniſſe zu dem 
zweiten Ehegatten des Vaters wie den beiderſeitigen Verwandten 
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der geſchiedenen Eltern. Von beſonderer Bedeutung iſt die Aus⸗ 
legung des § 1606 Abſ. 2. 

Entſch. Nr. 20, ein auf Grund des § 28 F. G. G. er⸗ 
gangener Beſchluß erörtert das Ordnungsſtrafrecht des Vormund⸗ 
ſchaſterichters gegenüber dem überlebenden Elternteile in An- 
ſehung feiner ihm in $ 1640 B. G. B. auferlegten Vermögens 
verzeichnispflicht. 

Entſch. Nr. 21 betrifft die für die Teſtamentserrichtung 
gegebenen Formvorſchriften, insbeſondere die Unentbehrlich keit 
protokollariſcher Feſtſtellung der erfolgten Vorleſung der Ge⸗ 
nehmigung und der eigenhändigen Unterſchrift. Aus den handels⸗ 
rechtlichen Entſcheidungen mag Nr. 23 hervorgehoben werden, in 
der argliſtiges Verhalten beim Erwerbe eines indofjablen Papiers 
nicht ſchon dann angenommen wird, wenn der Erwerber wußte, 
daß ſeinem Vormanne gegenüber Einwendungen des Verpflichteten 
beſtanden, ſondern nur wenn die durch das Indoſſament bewirkte 
formale Legitimation zu dem Zwecke benutzt wird, um den 
Verpflichteten ſeine aus der Urkunde nicht erſichtlichen Ein⸗ 
wendungen abzuſchneiden und ihn dadurch zu benachteiligen. 

In Entſch. Nr. 22 wird aus der Stellung des Anwalts 
im Prozeſſe in Verbindung mit dem für die Urteilszuſtellung 
geltenden Grundſatze des Parteibetriebes und aus der Pflicht 
des Armenanwalts die erforderlichen Aufwendungen vorläufig 
aus eigenen Mitteln zu bewirken die Pflicht des Armenanwalis 
abgeleitet, die zur Urteilszuſtellung erforderlichen Urteilsabſchriften 
ſelbſt herſtellen zu laſſen. N. 
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Die Mitglieder werden erſucht, Zahlung an den für jeden 
Bezirk beſtellten Vertrauensmann zu leiſten. Bis zum 
1. Nai 1904 nicht eingegangene Beiträge werden ſatzungs⸗ 
gemäß durch Nachnahme erhoben. 
Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Die Bertranensmänner werden erſucht, die bei ihnen 
eingegangenen Mitgliederbeiträge bis zum 7. Mai d. J. an 
den Unterzeichneten einzuſenden. 

Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Noch einmal die Stellung der „nur bei den Amts⸗ 
gerichten“ zugelaſſenen Rechtsanwälte. 
Von Rechtsanwalt Lütkemann in Hannover. 


Zu dem Artikel des Herrn Kollegen Roſe in der Nummer 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 1. Februar d. J. möchte 
ich mir einige kurze Bemerkungen nicht verſagen. Ich halte 
mich zu denſelben um ſo mehr fur legitimiert, als ich erſt vor 
kurzem vom Sitze nur eines Amtsgerichts nach Hannover als 
Sitz eines Landgerichts übergefiebelt bin. 

1. Prozeßagenten oder ſonſtige Laienvertreter find auch 
bei den Amtsgerichten derjenigen Orte, an denen ſich ein Land⸗ 
gericht befindet, tätig. Die beim Landgericht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte find aber mit verſchwindenden Ausnahmen ebenſo 
häufig beim Amtsgericht ihres Wohnorts als beim Landgericht 
tätig. Eine Schmälerung des Anſehens der Amtsgerichts⸗ 
anwälte im Gegenſatz zu den Landgerichtsanwälten findet alſo 
durch das Auftreten mit Prozeßagenten wohl nicht ſtatt. Ob 
nicht das Anſehen beider durch die Zulaſſung der Prozeßagenten 
geſchädigt wird, iſt eine Frage, die hier nicht zur Er⸗ 
oͤrterung ſteht. 

2. Daß der beſchaͤftigte nur beim Amtsgericht zugelafiene 
Rechtsanwalt ausreichend verdient, ſoll akzeptiert werden. Die 
Zahl der „beſchäftigten“ Rechtsanwälte im Verhältuls zu den 


80 Pfg. Beſdetmgen übernimmt jede 


überhaupt zugelaſſenen Rechtsanwälten iſt aber beim Amts⸗ 
gericht ungleich größer als beim Landgericht, ein Umſtand, der 
doch auch Berückſichtigung verdient. 

3. Die Tätigkeit des Rechtsanwalts als Korreſpondenz⸗ 
mandatar bleibt dieſelbe, ob er nun wegen ſeiner örtlichen oder 
wegen ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit als ſolcher tätig zu ſein 
hat. Die Zahl der Fälle ſelbſt wird bei dem „beichäftigten“ 
Landgerichtsanwalt kaum kleiner fein als bei dem beſchäftigten 
Amtsgerichtsanwalt. Ein paar Fälle mehr oder weniger machen 
zudem nichts aus. Die Tätigkeit als Korreſpondenzmandatar 
an ſich aber hat keineswegs etwas Drückendes. 

4. Amtsgerichtsanwälte, die ſich in der von Herrn Kollegen 
Roſe angegebenen Weiſe diſziplinariſch vergehen, bleiben beſſer 
unberüdfihtigt. Vor Verſuchungen bleibt kein Menſch bewahrt, 
auch nicht der Amtsgerichtsanwalt. Eine beſonders ſchwere 
Verſuchung iſt die angegebene übrigens nicht, ſpeziell nicht für 
den „beſchäftigten“ Rechtsanwalt. Übrigens iſt die Teilung des 
Objekts ebenſowenig wie die Prorogierung des Amtsgerichts 
prinzipiell unzuläſſig. 

5. Den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens entſprechen die 
88 9—12 der R. A. O. vollauf. Bei beſonders großer räum⸗ 
licher Trennung des Amtsgerichtsſitzes vom Landgerichtsfitze und 
ſchlechten Verkehrsverhältniſſen wird auch heute noch die 
Simultanzulaſſung beim Landgericht gewährt. Natürlich werden 
ſolche Zulaſſungen mit der im anderen Zuſammenhange auch 
von dem Kollegen Roſe erwähnten ſteten Zunahme der Verkehrs⸗ 
verbeſſerungen immer ſeltener und ſchließlich mit Recht ganz 
aufhoͤren. 

6. Eine irgendwie in Betracht kommende Verbilligung der 
Prozeßführung iſt in der Regel für das Publikum mit der 
Simultanzulaſſung der Amtsgerichtsanwälte beim Landgericht 
nicht verbunden, wenigſtens dann nicht, wenn es richtig iſt, wie 
Herr Kollege Roſe meint, daß der auch beim Landgericht zu · 
gelaſſene Amtsgerichtsanwalt häufig von der Reife zum Land⸗ 
gerichtsort doch abſehen werde, weshalb „eine Anderung in den 
Einkommensverhältniſſen der landgerichtlichen Anwälte kaum 
eintreten“ werde. Aber auch in anderen Fällen würde durch die 
Reifen zum Landgerichtsort die Verbilligung wieder aufgehoben 
werden. Denn daß der auch beim Landgericht zugelaſſene Amts⸗ 
gerichtsanwalt dieſe Reiſen umſonſt macht, wie er die Vertretung 
von landgerichtlichen Verſäumnisſachen (auch in der Zwangs ⸗ 
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vollſtreckungs inſtanz 7) umfonft führe, iſt entgegen der Anficht 
des Herrn Kollegen Roſe nicht anzunehmen. Es liegt auch 
keine Veranlaſſung dazu für den Anwalt vor. 

7. Daß auch Automobil und Telephon, abgeſehen von 
Eiſenbahnen und elektriſchen Bahnen, nicht die zutreffend als 
nützlich und notwendig bezeichnete enge Verbindung zwiſchen 
Gericht und Anwalt herbeiführen können, liegt übrigens auf 
der Hand. Eine ſolche enge Verbindung beſteht aber ſelbſt 
noch in den größten Großſtädten. In vielen Fällen wird der 
Anwalt ſchon im Landgerichtsgebäude anzutreffen ſein oder doch 
telephoniſch leicht erreicht werden können, während die Ber- 
bindung zwiſchen dem Landgerichtsort und den Amtsgerichtsorten, 
auch die telephoniſche, doch im Verhaltnis immer mit be 
ſonderen Umftänden (Warten, Koſten uſw) verbunden iſt. 

8. Roſe vergißt, daß die Stellung der Amtsgerichtsanwälte 
im Gegenſatz zu der der meiſten Landgerichtsanwälte in den 
Augen des Publikums ſchon dadurch beſonders gehoben wird, 
daß die Amtsgerichtsanwälte nahezu ſämtlich zugleich Königliche 
Notare find. Im Bezirk des Oberlandesgerichts Celle z. B. 


find von allen Amtsgerichtsanwälten zur Zeit nur etwa 


12 Prozent nicht Notare, während von allen Landgerichts⸗ 
anwälten und Oberlandesgerichtsanwälten des Bezirks etwa 
70 Prozent nicht Notare find. 

9. Roſe vergißt auch, daß eine numerus clausus für die 
beim Landgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte nicht beſteht. Es 
erfolgen jahraus jahrein neue Zulaſſungen beim Landgericht, 
aber, wie die Statiſtik lehrt, meiſt aus der Zahl der Gerichts⸗ 
aſſeſſoren, nur ſehr ſelten aus der Zahl der Amtsgerichtsanwälte, 
denen die Zulaffung beim Landgericht doch auch jederzeit frei 
ſteht. Wem alſo wirklich die Stellung als Amtsgerichtsanwalt 
zu druckend vorkommt, der mag doch feine Zulaſſung beim 
Landgericht beantragen. Wer aber die auch pekuntär ſchwierigere 
Stellung als Landgerichtsanwalt meidet, obwohl ſie ihm frei 
ſteht, und dafür lieber die bequemere und auskoͤmmliche Praxis 
als Rechtsanwalt und Notar beim Amtsgericht vorzieht, der ſoll 
ſich auch nicht beklagen, wenn wirklich von dieſem und jenem 
Laien der Landgerichtsanwalt als ſolcher mit Unrecht etwas 
höher bewertet wird. Das ſchadet im allgemeinen dem Anſehen 
der Amtsgerichts anwälte ebenſowenig, wie es dem Anſehen der 
Amtsgerichts richter, die doch auch geſetzlich anerkannten gleichen 
Rang mit den Landgerichtsrichtern haben, etwas ſchadet, daß 
die letzteren von dieſem oder jenem Laien ohne Anſehen der 
Perſon etwas höher bewertet werden. 

10. Zum Schluſſe mag noch erwähnt ſein, daß die Anſicht 
des Herrn Kollegen Roſe, das Publikum müſſe an jedem Orte 
eines Gerichtsſitzes auch einen Anwalt vorfinden, wenigſtens in 
praxi völlig unhaltbar ift. Es gibt viele Amtsgerichtsorte, an 
denen ein Rechtsanwalt, auch wenn er gleichzeitig beim Land⸗ 
gericht zugelaſſen wäre, eine auskömmliche Praxis nicht finden 
würde. Wie will es ſich Herr Kollege Roſe denn anders er- 
klären, daß allein im Oberlandesgerichtsbezirke Celle 53 Amts- 
gerichtöfige ohne jeden Rechtsanwalt und 30 Amtsgerichtsfitze 
mit nur 1 Rechtsanwalt beſtehen, obwohl die Verleihung des 
Notariats für denjenigen, der ſich an einem dieſer Orte nieder⸗ 
ließe, wenigſtens in vielen Fällen ficher ift, und das Notariat 
pekuniär mindeſtens ebenſo einträglich iſt wie die Simultan⸗ 
zulaſſung beim Landgericht?! An Bewerbern um eine „aus- 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


koͤmmliche“ Stelle als Rechtsanwalt fehlt es doch wahrlich 

nicht! Und wer ſoll an die erwähnten Orte gehen? Etwa 

diejenigen weniger beſchäftigten Landgerichtsanwälte, die infolge 

der Simultanzulaſſung der Amtsgerichtsanwälte beim Land- 

gericht eine noch weniger auskömmliche Praxis behalten? 
Sapienti sat! 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 

Dr. jur. L. Kuhlenbeck. | 
(Fortſetzung von 1902 S. 553.) 
LVIII. 
Der Leihvertrag (Aommodat). Das Prekarium (Leihe 
auf beliebigen Widerruf. Vittleihe). 

Der Leihvertrag reiht ſich ſeinem wirtſchaftlichen Zwecke 
nach dem Mietvertrag an, ſofern fein Zweck ebenfalls auf Mber- 
laſſung des Gebrauchs (uti) gerichtet iſt, er unterſcheidet ſich 
aber von dieſem durch das Kriterium der Unentgeltlichkeit. 
Vergl. die Definition in 8 598 B. G. B., die zugleich ergibt, 
daß der Leihvertrag auch im Sinne des heutigen Rechts ein 
Real vertrag iſt, d. h. die aus dem Leihvertrag entſpringenden 
Verpflichtungen beginnen erſt, wenn dem Entleiher wirklich der 
Gebrauch der Sache überlaſſen iſt. Vergl. hierüber abgeſehen 
von „Von d. Pand. z. B. G. B.“ II S. 220 ff. auch Crome, 
Syſtem des Bürgerlichen Rechts II S. 587. Das daneben 
natürlich gültige pactum de commodando unterfällt alſo nicht 
den Beſtimmungen der SS 598 ff. 

Das pactum de commodando iſt aber nur bindend und 
klagbar, wenn es in der Abſicht gegeben iſt, ſich rechtlich 
zu binden und nicht eine bloße geſellſchaftliche Gefälligkeitszuſage 


war. Doch iſt es alsdann nur nach den allgemeinen Grund⸗ 


ſätzen über Schuldverträge zu beurteilen (SS 305 ff.), auch ſtellt 
es keinen gegenſeitigen Vertrag dar im Sinne der 88 320 ff., 
ſondern hat als rein liberaler Akt eine gewiſſe Analogie mit 
der Schenkung, wenn auch, da keine Vermögenszuwendung be⸗ 
abſichtigt wird, 8 518 (Schriftlichkeit des Verſprechens) nicht 
erfordert wird. Jedenfalls iſt dieſe Analogie ſoweit wichtig, 
als der, welcher zu leihen verſpricht, hinſichtlich Erfüllung des 
Verſprechens nach Analogie des $ 521 nur für Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit einſtehen dürfte. 

Dagegen behandelt das B. G. B. den Leihvertrag ſelbſt 
als gegenſeitigen Vertrag, aus den Verpflichtungen für beide 
Teile erwachſen. 

Von der Definition des Leihvertrags im B. G. B. als eines 
unentgeltlichen Vertrages weicht merkwürdigerweiſe das 
Handelsgeſetzbuch ab, welches in § 318 auch eine entgelt⸗ 
liche Leihe von Aktien kennt, die es, wenn ſie zu dem Zwecke 
erfolgt, um die Vorſchriften des H. G. B. über das Stimm⸗ 
recht zu umgehen, unter Strafe ſtellt. 

Einen hierauf bezüglichen Fall behandelt R. G. XXXVIII 
Nr. 69 S. 257 ff. (Schultze I Nr. 980.) Zwecks Umgehung 
der fr. Beſtimmung des H. G. B. war das Geſchäft in einen 


IXIIII. Jahrgang. 


Kauf eingekleidet; der fr. Kauf war aber als Scheinkauf er⸗ 
lennbar und wurde deshalb vom R. G. mit Recht für un⸗ 
verbindlich erkannt. Die fr. Entſcheidung, die zwar im übrigen 
noch auf Preußiſchem Landrecht beruht, hat auch jetzt noch 
präjudiziellen Wert, da lediglich an Stelle der in ihr an⸗ 
gezogenen Beſtimmungen des Pr. A. L. R. 88 6, 7 J. 4, 88 39, 
68 I. 5 jetzt die SS 134, 138, 817 B. G. B. treten würden. 

Wiſſenſchaftlich richtiger wäre es geweſen, wenn das 
H. G. B. den Ausdruck „entgeltliche Leihe“ vermieden hätte, 
wie denn ſchon das Pr. A. L. R. I. 21 § 258 ſagt: „Wenn 
für den Gebrauch der geliehenen Sache ein beſtimmter Preis 
bedungen wird, fo heißt das Geſchäft ein Mietungs vertrag.“ 

Das H. G. B. hat ſich aber einer im Verkehr vielfach 
vorkommenden Redeweiſe anbequemt, die der Juriſt wohl zu 
beachten hat. Der Verkehr ſpricht nämlich vielfach von Leih⸗ 
verträgen, auch wo ein Entgelt gewährt wird, z. B. im W 
der Leihbibliotheken. 

Selbſtverſtändlich liegt juriſtiſch alsdann ſtets ein Miet⸗ 
vertrag vor und find die 88 598 ff. B. G. B. nicht anwendbar. 
(Vergl. auch meinen Kommentar II. Aufl. S. 485, Vor⸗ 
bemerkung.) 

Da der wirtſchaftliche Zweck des Leihvertrags ſich im 
Gebrauch erſchöpft, d. h. im uti, alſo das frui ausſchließt, ſo können 
der Regel nach verbrauchbare Sachen nicht den Gegenſtand 
eines Leihvertrags bilden, es ſei denn, daß fie, wie ſchon 1. 4 
D. comm. 13,6 hervorhebt, nur ad pompam vel ostentationem 
verliehen werden, beiſpielsweiſe wenn jemand einem anderen 
Früchte zur bloßen Schauſtellung oder vorübergehender Aus⸗ 
ſchmückung oder Geld zum Zwecke einer Scheinzahlung leiht 
(pecuniae ut dicis gratia numeratione loco intercedent, 
l. 4 a. a. O.). 

Auch iſt der Leihvertrag ſtets ein Speziesgeſchäft, es 
handelt ſich um individuell beſtimmte Sachen, die als ſolche 
zurückzugewähren ſind. Dies aber ſchließt nicht aus, daß auch 
vertretbare Sachen geliehen werden. 

Schon das römiſche Recht rechnete hierher den praktiſch 
gar nicht ſelten vorkommenden Fall, daß vertretbare Sachen 
jemandem mit der Befugnis geliehen werden, ſie zu verpfänden. 
Das römiſche Recht (I. 5 8 12 D. commodati 13,6) gibt in 
dieſem Falle dem Verleiher einen perſönlichen Anſpruch gegen 
den Entleiher auf Wiederauslöſung des Pfandes. Geſchieht 
letztere nicht, ſo iſt ſelbſtverſtändlich die Pfandbeſtellung, weil 
mit dem Willen des Verleihers erfolgt, rechtswirkſam. Wenn 
aber der Pfandgläubiger nach Zahlung ſeiner Schuld die 
Herausgabe des Pfandes weigert, ſo gab das römiſche Recht 
einerſeits dem Verleiher einen Anſpruch gegen den Entleiher 
auf Abtretung ſeines Anſpruchs auf Rückgabe des Pfandes aus 
dem Pfandvertrage (Labeo recte ait, si culpa a me absit 
repignerandi, creditor autem nolit reddere pignora, com- 
petere tibi ad hoc duntaxat commodati, ut tibi actiones 
adversus eum praestem, 1. 5 f 12 cit.). Andererſeits war 
zweifellos, daß der Verleiher in dieſem Falle auch ſeine etwaigen 
dinglichen Klagen, die rei vindicatio oder Beſitzklagen gegen 
den Gläubiger anſtellen konnte. 

In dieſem Sinne hat auch das R. G. in zwei Fällen, 
denen freilich zunächſt Pr. A. L. R. zugrunde lag, erkannt; die 
Fälle haben auch für das heutige Recht noch präjudizielle 
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Bedeutung, da die fraglichen Normen das Pr. A. L. R. in 
keinem erheblichen Punkte von denen des gemeinen Rechtes und 
den hiermit identiſchen des B. G. B. abweichen. 

In dem Falle R. G. XIII Nr. 32 S. 127 hatte der 
Kläger ihm gehörige Inhaberpapiere dem Kaufmann A. geliehen, 
um ſie zur Sicherſtellung des Beklagten wegen einer von dieſem 
für A. zu übernehmenden Kaution zu verwenden. Nachdem 
dies geſchehen und die Kaution erledigt war, verweigerte 
der Beklagte die Herausgabe der ihm von A. als Pfand über⸗ 
gebenen Papiere an die Konkursmaſſe des inzwiſchen in Konkurs 
geratenen A. wegen der ihm an dieſelbe aus anderen Bank⸗ 
geſchäften zuſtehenden Forderungen. Nachdem in einem Vor⸗ 
prozeſſe zwiſchen dem Konkursverwalter und dem Beklagten 
ungeachtet der Einwendung, daß das Eigentum einem Dritten, 
dem Kläger, zuſtehe, das Zurückbehaltungsrecht des Beklagten 
(gemäß Art. 313, 314 des alten H. G. B.) anerkannt war, 
forderte nunmehr der Kläger (Verleiher) die Herausgabe der 
Papiere von dem Beklagten mit der Eigentumsklage. In den 
Gründen des verurteilenden Erkenntniſſes des R. G. (Schultze I 
S. 196) heißt es: 

„Der Kläger war zur Zeit der Klaganſtellung noch 
Eigentümer der dem Beklagten von A. verpfändeten 
Papiere, und der Beklagte iſt weder wegen der Eigen⸗ 
ſchaft der Wertpapiere nach SS 45—47 I. 15 A. L. R., 
noch wegen des ihm gegen A. zuſtehenden Retentions⸗ 
rechts nach Art. 313 H. G. B. (altes) die Herausgabe 
zu verweigern berechtigt. Wie nach gemeinem Rechte 
d. 4 D. commodati 13, 6) Geld und um fo mehr 
Inhaberpapiere Gegenſtand eines Leihvertrages ſein 
können, fo auch nach 8 229 I. 21 A. L. R. Ob im 
einzelnen Falle die Hingabe ſolcher Papiere 
leihweiſe oder darlehnsweiſe, alſo mit dem 
oder ohne den Willen der Eigentumsüber⸗ 
tragung geſchehen iſt, hängt von der Verein⸗ 
barung der Vertragſchließenden ab. Daß bei 
Inhaberpapieren für letzteres und gegen 
erſteres eine Rechtsvermutung ſtreite, kann 
nicht behauptet werden. Daß die Papiere dem 
A. zu dem Zwecke geliehen ſind, ſie zu einer 
Verpfändung zu benutzen, ſteht der Annahme 
eines Leihvertrages nicht entgegen. Auch die 
Eigenſchaft der Papiere als Inhaberpapiere ſteht der 
Eigentumsklage nicht entgegen. Der durch Art. 307 
H. G. B. (jetzt 88 932, 935 B. G. B.) dem redlichen 
Erwerber von Eigentum und Pfandrecht gewährte Schutz 
iſt auf den Retentionsberechtigten nicht auszudehnen. 
Wenn der Beklagte auch die Papiere in gutem 
Glauben von A. als Pſand überkommen hat, 
ſo iſt er doch ſeit dem Erlöſchen des Pfand— 
rechts unredlicher Beſitzer. Gegenüber dem Kläger, 
welcher nicht der Schuldner des Beklagten iſt, ſind die 
Vorausſetzungen des Zurückbehaltungsrechts Art. 313, 
314 H. G. B. (jetzt § 369 H. G. B.) nicht vorhanden. 
Unter den obwaltenden Umſtänden, da der Kläger die 
Papiere dem A. lediglich zu einem beſtimmten Zwecke, 
nämlich zur Verpfändung wegen eines beſtimmten An⸗ 
ſpruches der Beklagten, geliehen hat, kann nicht an⸗ 
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genommen werden, daß der Kläger zu einer Verwendung 
der Papiere zu einem ſonſtigen Zwecke, namentlich zur 
Befriedigung oder Sicherung des Beklagten, wegen einer 
ſonſtigen Forderung des letzteren ſeine Zuſtimmung ge⸗ 
geben habe. Man kann daher auch nicht ſagen, daß 
der Kläger durch Anſtellung der gegenwärtigen Klage 
ſich mit feinem früheren Verhalten in Widerſpruch geſetzt 
und ſomit wider Treu und Glauben gehandelt habe. 
Im zweiten Falle, R. G. XXXVI Nr. 39 S. 161 ff., 
hatte eine Firma Fr. & Co. der Beklagten einen Kuxſchein über 
25 Kuxe eines Eiſenbergwerks im Werte von 70 000 Mark als 
Fauſtpfand gegeben, ausdrücklich als fremdes Eigentum mit 
dem wahren Bemerken, daß ihr der Eigentümer des Kuxſcheins 
dieſen zum Zwecke der Verpfändung zur Verfügung geſtellt 
habe. Nachdem über das Vermögen des Verpfänders Konkurs 
eröffnet war, focht der Konkursverwalter die Verpfändung auf 
Grund des 8 23 K. O. an und forderte Zurückgewährung des 
Kuxſcheins an die Konkursmaſſe. Das R. G. erkennt auf 
Abweiſung dieſer Klage. Aus den Gründen intereſſiert hier 
folgendes: 
„Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts iſt das 
Rechtsgeſchäft, wodurch die Gemeinſchuldnerin die Be⸗ 
fugnis zur Verpfändung des ihr nicht gehörigen Kux⸗ 
ſcheins erhalten hat, als Gebrauchs leihvertrag zu 
charakteriſieren und vertragsmäßig iſt als der Gebrauch, 
zu dem der Kuxſchein der Gemeinſchuldnerin von dem 
Eigentümer hingegeben wurde, nur die Verpfändung 
des Kuxſcheins durch die Firma Fr. & Co. und zu deren 
Gunſten beſtimmt worden. Ob hierbei ausdrücklich die 
beklagte Firma als diejenige Gläubigerin bezeichnet 
worden iſt, der allein der Kuxſchein verpfändet werden 
dürfe, kann dahingeſtellt bleiben; jedenfalls hätte die 
Konkursmaſſe für ſich aus dem Leihvertrage keinerlei 
Rechte zu einer Dispoſition über den Kurfchein ableiten 
können, falls er ſich zur Zeit der Konkurseröffnung in 
der Maſſe befunden hätte. Insbeſondere hätte der 
Konkursverwalter den Kuxſchein nicht für Zwecke ſeiner 
Verwaltung verwenden dürfen. Denn der Vertrag hatte 
eben nur den Gebrauch durch die Firma Fr. & Co. für 
deren Geſchäftsbetrieb zum Gegenſtande und Zwecke. 
Das Berufungsgericht ſelbſt nimmt an, daß, wäre der 
Kuxſchein in der Maſſe, wäre er insbeſondere von der 
Beklagten etwa unter Verzicht auf ihr Pfandrecht an 
den Konkursverwalter herausgegeben worden, der Kux⸗ 
ſchein dem Eigentümer als Ausſonderungsberechtigten 
herausgegeben werden müßte. Hiernach iſt es klar, 
daß, wie der Kuxſchein im Eigentum des Ber: 
leihers geblieben iſt, ſo die Konkursmaſſe aus 
dem Leihvertrage nicht irgend welches Recht 
in Anſehung des Kuxſcheines erworben hat 


und erwerben konnte, das als ein zur Maſſe 


gehörendes für die Konkursmaſſe zu ver: 
wertendes Vermögensrecht bezeichnet werden 
könnte. Damit iſt auch dargetan, daß die Pfand⸗ 
beſtellung mittels des fremden Kuxſcheins in keiner 
Weiſe als unmittelbar aus dem Vermögen der Gemein⸗ 
ſchuldnerin erfolgt angeſehen werden kann. Ebenſowenig 
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läßt ſich von dem an dem Kuxſcheine beſtellten Pfand⸗ 
rechte ſagen, daß dieſes unmittelbar aus dem Vermögen 
der Gemeinſchuldnerin beſtellt ſei. Hieran wird durch 
den Umſtand nichts geändert, daß die Firma 
Fr. & Co. den Kuxſchein im eigenen Namen 
verpfändet hat. Weſentlich iſt, daß die Firma 
Fr. & Co. den ihr nicht gehörigen Kuxſchein der Be 
klagten ausdrücklich als einem Dritten gehörig und ihr 
von dem Eigentümer nur zu ſolchem Gebrauche geliehen 
zum Pfande hingegeben hat. Es bleibt hiernach die 
Tatſache beſtehen, daß die Verpfänderin das Pfandobjekt 
ſelbſt nicht aus ihrem Vermögen hergegeben hat. Dem⸗ 
nach kann (auch nach § 30 K. O.) nicht die Rückgewähr 
des Kuxſcheins verlangt werden; hiermit wird etwas 
gefordert, was aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners 
nicht veräußert oder weggegeben iſt.“ 

Die frühere Theorie erkannte ziemlich übereinſtimmend an, 
daß Gegenſtand eines Leihvertrags auch Rechte ſein 
können. Auch das R. G. bezeichnet (R. G. XIII S. 58) beiſpiels⸗ 
weiſe die Licenz als Erlaubnis zur Benutzung einer Erfindung, 
alſo als möglichen Gegenſtand eines Leihvertrags. Da jedoch 
das B. G. B. in § 598 den Begriff der Leihe auf Sachen 
beſchränkt, Sachen aber nach § 90 nur körperliche Gegenſtände 
ſind, dürfen wir im ſtrengen Rechtsſinne jetzt nicht mehr von 
Leihverträgen in Beziehung auf Rechte reden. Immerhin ſind 
zweifellos auf die unentgeltliche Aberlaſſung der Nutzung eines 
Rechtes, alſo z. B. eines Patentrechts (Licenz), die Grundſätze 
des Leihvertrags entſprechend anzuwenden. Vgl. auch Crome, 
Syſtem des bürgerl. Rechts, Rechte der Schuldverhältniſſe 
S. 588. 

Es liegt im wirtſchaftlichen Weſen des Leihvertrags, daß 
dieſer — abgeſehen von den zuletzt erwähnten Fällen, die außer⸗ 
ordentlich häufig ſind — ſich in der Regel auf Gegenſtände 
geringer Wertſtufen beſchränkt, woraus ſich erklärt, daß die 
Judikatur des R. G. ſich ſelten mit ihm beſchäftigt hat, ſodaß 
die angeführten beiden Fälle die einzigen ſind, die ſich uns bis 
dahin bieten. 5 

Gleichwohl will ich nicht unterlaſſen, an dieſer Stelle noch 
auf eine für die Praxis ſehr wichtige, von dem B. G. B. aber 
übergangene Frage einzugehen, die auch wiſſenſchaftlich nicht 
ohne Intereſſe iſt, nämlich auf den Unterſchied des Leih⸗ 
vertrags von der ſog. Bittleihe und dem precarium. 

Nach dem B. G. B. darf der Verleiher dem Entleiher die 
Sache nicht vorzeitig (intempestive) wieder wegnehmen; er kann 
nur unter den in § 605 aufgeſtellten Vorausſetzungen kündigen. 
Der Leihvertrag gehört, wie ſchon bemerkt, zu den gegenſeitigen 
Verträgen; wenn nun auch der Schwerpunkt der Verbindlichkeiten 
auf der Seite des Entleihers liegt, ſo iſt doch auch der Ent⸗ 
leiher verpflichtet, innerhalb angemeſſener Zeit die Nutzung zu 
gewähren. Ferner gewährt der Leihvertrag dem Entleiher nach 
dem B. G. B. zweifellos — im Gegenſatz zum römiſchen Recht, 
das den Entleiher nur zum Detentor machte — den Beſitz, der 
Verleiher behält den mittelbaren Beſitz, der Entleiher erlangt 
den „unmittelbaren“ oder inhabenden Beſitz ($ 868 B. G. B.). 

Nun aber kennt das tägliche Leben zahlreiche Fälle, 
in denen jemand einem anderen aus Gefälligkeit die vorüber⸗ 
gehende Nutzung einer Sache überläßt, in denen die eben 
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bezeichneten Rechtswirkungen der Intention des Verhältniſſes 
nicht entſprechen. Ich geſtatte beiſpielsweiſe jemandem bei Regen⸗ 
wetter unter mein Dach zu treten, oder ich geſtatte ihm, eine 
Sache vorübergehend auf meinem Grundſtuück niederzuſetzen; ich 
leihe meinem Nachbar im Theater meinen Operngucker, geſtatte 
meinem Nachbar, ſeinen Weg über mein Grundſtück zu nehmen. 
Gemeinrechtlich hat man ſolche rein tatſächliche, auch ohne aus⸗ 
drücklichen Vorbehalt beliebigen Widerrufs jederzeit wider⸗ 
mfliche Gebrauchsgeſtattung vielfach als precarium bezeichnen 
wollen. Daß dies aber ein Fehlgriff ſein würde, geht ſowohl aus 
der beſonderen rechtshiſtoriſchen Bedeutung des precarium (vergl. 
1 B. Dernburg, Pand. I § 173 Note 1) als auch vor allem 
daraus hervor, daß nach römiſchem Recht der Prekariſt den 
ſog. abgeleiteten Beſitz erlangt, er wird gegen jeden Dritten im 
Beſitze geſchützt, nur daß der Vorbeſitzer ihm gegenüber die 
Einrede des precariums behält. „Heutzutage“, ſagt Dernburg 
a. a. O., „find Fälle des precarium ſelten, doch findet Weber, 
Verhältniſſe der Landarbeiter, 1893, S. 773, eine moderne Art 
des precarium darin, daß im Oſten Deutſchlands häufig Guts⸗ 
herren ländlichen Arbeitern unentgeltlich und widerruflich Kar⸗ 
toffelland überlaſſen, um ſich deren Dienſte gegen üblichen Tage⸗ 
lohn zu ſichern“. In den oben bezeichneten Fällen aber erlangt 
derjenige, dem dieſe frei widerrufliche Nutzung überlaſſen iſt, 
überall keinen Beſitz, vielmehr fällt das Verhältnis unter 8 855 
B. G. B., d. h. es iſt ein ſolches, „vermöge deſſen derjenige, 
dem die vorübergehende Nutzung verſtattet wird, den ſich auf 
die Sache beziehenden Weiſungen des anderen Folge zu leiſten 
hat“. Der Begtinftigte erlangt alſo, wie v. Ihering, Beſitzwille 
S. 518, richtig hervorhebt, nur ein momentanes Detentions⸗ 
verhältnis. 

„Erſuche ich jemanden im Theater um den Operngucker, 
in der Eiſenbahn um ſein Kursbuch, bediene ich mich der im 
Gaſtzimmer aufgeſtellten Stühle, ſo erhalte ich bloß die Detention, 
d. h. dem Geber ſteht die Befugnis zur eigenmächtigen Weg⸗ 
nahme der gegebenen Sache zu“ (v. Ihering a. a. O.). 

Das öſterreichiſche Geſetzbuch bezeichnet ſolche Fälle als 
ſog. Bittleihe. Vergl. darüber eingehend v. Schey, die 
Obligationsverhältniſſe des Oſterreichiſchen Privatrechts S. 211 ff. 
Da das B. G. B. dieſen Begriff nicht kennt, ſo erhebt ſich 
die Frage, was für Rechtsgrundſätze im Falle beiſpielsweiſe 
einer Weigerung der Rückgabe oder im Falle einer Beſchädigung 
des Benitzers durch die geliehene Sache — ich geſtatte beiſpiels⸗ 
weiſe einem Freunde, meinen Revolver zu beſichtigen, und 
letzterer, in der Meinung, er ſei nicht geladen, verletzt ſich 
damit — zur Anwendung kommen. Meines Erachtens wäre es 
falſch, in ſolchen Fällen auf die 88 598 ff., insbeſondere 8 599 
B. G. B. zurückzugreifen. Es liegt überhaupt kein Vertrags⸗ 
verhältnis vor. Der Eigentümer des Revolvers haftet ferner 
für außerkontraktliches Verſchulden, alſo nach den Grundſätzen 
der 88 823 ff. 

Derjenige, der die Nutzung auf beliebigen Widerruf geſtattet 
hat, kann ferner von den Rechtsbehelfen der Beſitzer (Eigen⸗ 
macht und Beſitzllagen) Gebrauch machen. 
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Iſt bei Erhebung der Privatklage die Vertretung 
durch jemanden, der nicht Rechtsanwalt iſt, zuläſſig? 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr Thieſing, Burgdorf i. H. 

Dieſe Frage hat jüngſt ein Amtsgericht verneint und hat 
die von einem Prozeßagenten in Vollmacht des Privatklägers 
eingereichte Privatklage als nicht vorſchriftsmäßig erhoben zurück⸗ 
gewieſen. Auf eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht die 
Entſcheidung aufgehoben mit folgender Begründung: die Mög- 
lichkeit einer Vertretung ſei im Recht ſo allgemein anerkannt, 
daß davon ausgegangen werden müffe, daß eine Vertretung nur 
in dem Umfange ausgefchloffen oder beſchränkt ſei, als dies im 
Geſetz beſonders angeordnet ſei. Daher könne aus einer geſetz⸗ 
lichen Beſchränkung der Vertretung in der Hauptverhandlung 
oder der Verteidigung kein Schluß auf eine entſprechende Be⸗ 
ſchränkung der Vertretung im Vorverfahren oder des Privat⸗ 
klägers gezogen werden. Die Vertretung des Privatklägers durch 
einen anderen als einen Rechtsanwalt ſei demnach zuläffig, da 
fie im Geſetz nicht beſonders unterſagt ſei. 

Dieſe Begründung erſcheint nicht überzeugend. Der vom 
Landgericht als allgemeines Rechtsprinzip proklamierte Satz von 
der Zuläſfigkeit der Stellvertretung bedarf einer erheblichen Ein- 
ſchränkung; er iſt nämlich nur für das Zivilrecht gültig, nicht 
aber für die übrigen Rechtsgebiete. Für diefe könnte eher die 
Umkehrung als zutreffend erſcheinen, daß die Vertretung grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen und nur dann zuläffig iſt, wenn ſie be⸗ 
ſonders geſtattet iſt. Man denke nur an das Staatsrecht, etwa 
an die Ausübung der ftantsbürgerlichen Rechte, wie das Wahl⸗ 
recht und dergl. Dies gilt auch für die anderen Materien des 
öffentlichen Rechts, ſelbſt für den Zivilprozeß, was daraus folgt, 
daß der Geſetzgeber es auch hier für nötig erachtet hat, die 
Moͤglichkeit (bezw. Notwendigkeit) der Stellvertretung durch aus⸗ 
drückliche Geſetzesnormen (88 78, 79 Z. P. O.) feſtzuftellen, 
Dabei tft übrigens anzumerken, daß die prozeſſualiſche Vertretung 
gegenüber der des bürgerlichen Rechts inſofern einer erheblichen 
Beſchränkung unterworfen iſt, als fie vor den Kollegialgerichten 
(von den Ausnahmefällen des 8 78 Abſ. 2 Z. P. O. abgeſehen) 
nur durch einen eng begrenzten Kreis von Bevollmächtigten (die 
beim Prozeßgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte) und im übrigen 
auch nur durch prozeßfähige Perſonen im Gegenſatz zu 8 165 
B. G. B. ausgeübt werden kann. 

Geht hieraus mit genügender Deutlichkeit hervor, daß die 
— vom Geſetzgeber zwar grundſaͤtzlich zugelaſſene — Stellver- 
tretung im Zivilprozeß nicht auf das im materiellen Privatrecht 
herrſchende, in der Entſcheidung des Landgerichts angeführte 
Prinzip zu ſtützen iſt, ſondern lediglich auf pofitiver Anordnung 
des Geſetzes beruht, fo hängt auch im Strafprozeß die Zuläffig- 
keit der Vertretung davon ab, ob und inwieweit ſie durch die 
Strafprozeßordnung ausgeſprochen iſt. Sie darüber hinaus 
unter Berufung auf die angeblich allgemein im Recht anerkannte 
Möglichkeit der Vertretung auszudehnen, wie es das Landgericht 
tut, iſt meines Erachtens nicht angängig. Dies läßt fih aus 
den einſchlägigen Beſtimmungen des Strafprozeßrechts, ſowie aus 
feinen Grundgedanken mit noch weit größerer Klarheit erſehen, 
als dies beim Zivilprozeß der Fall iſt. 

Um die Stellung der Strafprozeßordnung zu dem Begriff 
der Vertretung zu illustrieren, ſei zunächſt auf ihre Vorſchriften 
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bezüglich der geſetzlichen Vertretung hingewieſen. Sie erwähnt 
den geſetzlichen Vertreter des Beſchuldigten an mehreren 
Stellen (88 137, 140, 149, 268, 340), ohne eine Definition 
zu geben, ſodaß der Begriff des bürgerlichen Rechts maßgebend 
iſt, wenngleich bereits hier die Meinung vertreten wird, daß 
„die lediglich die Wahrnehmung vermögensrechtlicher Intereſſen 
bezweckende Vertretung, wie die des Verſchwenders oder Trunk⸗ 
ſüchtigen in der Regel, für das Strafverfahren bedeutungslos 
ſei“ (vergl. Löwe, 11. Aufl. S. 423 Note 3b). Gleiche 
Stellung, wie der geſetzliche Vertreter, alſo durchaus abweichend 
vom bürgerlichen Recht, haben in mancher Hinſicht der Ehemann 
und bei Abweſenheit des Beſchuldigten deſſen „Angehörige. 
(8 322.)“) Auch der Inhalt der geſetzlichen Vertretungsmacht 
iſt vom Zivil- und Zivilprozeßrecht weſentlich verſchieden; fie iſt 
nicht wirkliche Stellvertretung im Verfahren, ſodaß einerſeits der 
Beſchuldigte nicht allein wirkſam handeln könnte, andererſeits 
der Vertreter an ſeiner Statt auftreten dürfte; vielmehr kann 
letzterer lediglich gewiſſe Befugniſſe unabhängig von dem Willen 
des erſteren als ſelbſtändiges Recht ausüben. Alſo auch da, wo 
ihm dies geſtattet iſt, „vertritt“ er nicht den Beſchuldigten im 
zivilrechtlichen Sinne, ſondern nimmt eigene Rechte wahr, ſo 
daß jenem daneben die Befugnis zum Selbſthandeln verbleibt. 

Hinfihtlih der gewillkürten Vertretung des Beſchuldigten 
enthält die Str. P. O. ebenfalls verſchiedene einzelne Be⸗ 
ſtimmungen. (55 233, 322, 339, 344, 370, 390, 427, 451, 
457, 466, 474.) Bemerkenswert iſt hier zunächſt, daß in allen 
dieſen Fällen die Vertretung nicht durch eine beliebige Perſon, 
ſondern nur durch einen Verteidiger, im Fall des § 427 ſogar 
nur durch einen Rechtsanwalt, geſchehen kann.“) Den Ver⸗ 
teidigern, d. h. den in 88 138, 139, 144 aufgezählten Per- 
ſonen, iſt alſo unter Umſtänden die Funktion zur Vertretung 
ausdrücklich beigelegt und zwar handelt es ſich entweder um 


Vertretung des in der Hauptverhandlung nicht anweſenden Be⸗ 


ſchuldigten oder um Einlegung von bezw. Verzicht auf Rechts⸗ 
mittel. Daß auch außerhalb des Rahmens dieſer ausdrücklichen 
Vorſchriften der Verteidiger in gewiſſem Umfange Vertretungs⸗ 
macht befitzt, wird mit Löwe (a. a. O. S. 425 Note 8a) zu 
bejahen ſein, der ausführt, daß Erklärungen des Verteidigers 
als Erklärungen des Beſchuldigten ſelbſt zu behandeln ſeien, ſo⸗ 
weit ſie auf die materielle Verteidigung, die Wahrung der 
Gerechtſame des Beſchuldigten uſw. abzielten.“) Weiter 
geht aber die Möglichkeit der Vertretung durch den Verteidiger 
nicht, insbeſondere hat der Beſchuldigte ſowohl in wie außer⸗ 
halb der Hauptverhandlung auf Ladung perſönlich zu er⸗ 
ſcheinen und ſich vernehmen zu laſſen, obwohl das Geſetz die 
Unzuläſſigkeit der Vertretung bei der Vernehmung im Vorver⸗ 
fahren keineswegs ausſpricht. Schon hieraus ergibt fi die 
Unrichtigkeit des in dem erwähnten landgerichtlichen Beſchluß 
enthaltenen Gedankens: aus einer geſetzlichen Beſchränkung der 
Vertretung in der Hauptverhandlung könne kein Schluß auf 
eine entſprechende Beſchränkung im Vorverfahren gezogen 


) Vergl. auch 8 401 Abſ. 2. 
* Daß dies auch für 8 370 gilt, folgt aus § 233. 
**) Auch zur Empfangnahme von Zuſtellungen kann der Ver⸗ 
teidiger, von $ 35 Abſ. 2 abgeſehen, bevollmächtigt werden. Vergl. 
ferner $ 119. " 
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werden,“) die Vertretung ſei, wo fie nicht beſonders aus⸗ 
geſchloſſen ſei, nach allgemeinem Rechtsgrundſatz ſtatthaft. Das 
Landgericht hat ſich offenbar die Konſequenzen ſeiner Deduktion 
nicht zum Bewußtſein gebracht. Denn daß es beiſpielsweiſe die 
Vertretung des Beſchuldigten bei ſeiner verantwortlichen Ver⸗ 
nehmung für zuläffig erachten würde, iſt ſelbſtverſtändlich aus⸗ 
geſchloſſen. 

Iſt im vorſtehenden gezeigt, daß nicht einmal der Ver⸗ 
teidiger grundſätzlich, ſondern nur ausnahmsweiſe Vertreter des 
Beſchuldigten fein kann, fo iſt es einleuchtend, daß andere Per- 
ſonen erſt recht nicht den Beſchuldigten beliebig in der Aus⸗ 
übung feiner prozeſſualen Befugniſſe vertreten können. Überall 
da, wo ſich der Beſchuldigte überhaupt nicht, auch nicht durch 
einen Verteidiger vertreten laſſen kann, iſt natürlich auch die 
Vertretung durch einen anderen Bevollmächtigten unſtatthaft, 
ebenfalls aber auch da, wo die Vertretung zwar zuläffig, aber 
nach ausdrücklicher Vorſchrift einem Verteidiger zugewieſen iſt. 
Handelt es ſich dagegen um Akte, bei denen eine Vertretung 
weder offenſichtlich unzuläſſig, noch ausdrücklich dem Ver⸗ 
teidiger vorbehalten iſt, ſo erhebt ſich die Frage, ob der Be⸗ 
ſchuldigte dieſe Akte durch einen beliebigen Bevollmächtigten 
vornehmen laſſen kann. Daß dieſe Frage nicht unter Berufung 
auf die angeblich allgemein im Recht anerkannte Zuläſſigkeit der 
Vertretung bejaht werden kann, iſt bereits dargelegt worden, 
desgleichen auch, daß die Str. P. O. nur eine Reihe von Einzel⸗ 
vorſchriften über Vertretung aufftellt, die ſich ſämtlich auf den 
Verteidiger beziehen, daß ſie aber im übrigen den Begriff des 
Vertreters nicht kennt. Dazu kommt noch, daß ſich derartige 
Akte (ſchriftliche Eingaben oder Erklärungen zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers) regelmäßig als zur Verteidigung gehörend 
darſtellen, wie z. B. Stellung von Beweisanträgen, Ablehnungs⸗ 
geſuche, Einlegung von Rechtsmitteln u. dergl. Da nun zu 
Verteidigern nur Rechtsanwälte und Rechtslehrer ohne weiteres 
($ 138 Abſ. 1), andere Perſonen bloß mit Genehmigung des 
Gerichts (8 138 Abſ. 2) gewählt werden können, fo würde der 
Abficht des Geſetzes zuwider die Einſchränkung des Kreiſes der 
zur Wahlverteidigung fähigen Perſonen in erheblichſter Weiſe 
illuſoriſch gemacht werden, wenn es dem Beſchuldigten freiſtände, 
jeden beliebigen Bevollmächtigten zur Wahrnehmung einzelner 
oder einer ganzen Reihe von Prozeßhandlungen dem Gerichte 
aufzudrängen. Läßt daher der Beſchuldigte einen Vertreter für 
ſich handeln, ſo liegt darin ſachlich die Wahl eines Ver⸗ 
teidigers, und es haben ſomit die den Verteidiger betreffenden 
Normen Anwendung zu finden. Iſt der Bevollmächtigte nicht 
Rechtsanwalt oder Rechtslehrer, ſo iſt die Handlung unwirkſam, 
wenn das Gericht zu der Wahl ſeine Genehmigung nicht erteilt. 
Sonſt aber ift fie gültig, vorausgeſetzt, daß ein Akt in Frage 
ſteht, bei dem nach den obigen Ausführungen die Vertretung 
durch einen Verteidiger möglich iſt (vergl. hierzu auch Lowe 
a. a. O. S. 424 Note 6a). Hiernach iſt auch die Deduktion 
des Landgerichts, daß aus einer Beſchränkung der Verteidigung 
kein Schluß auf eine entſprechende Beſchränkung der Vertretung 
zu ziehen ſei, gegenſtandslos. 


) Es mag übrigens hervorgehoben werden, daß die Zu⸗ 
laſſung als Beiſtand nach § 149 Abſ. 3 im Vorverfahren geradezu 
eingeſchränkter iſt. 
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Nach dieſen Ausführungen, die der Widerlegung des das 
Fundament der landgerichtlichen Entſcheidung bildenden Prinzips 
von der allgemeinen Zuläſſigkeit der Vertretung gewidmet waren, 
iſt noch zu prüfen, ob in dem bier in Betracht kommenden 
ſpeziellen Falle etwas anderes gilt. Es handelt ſich hier um 
die Vertretung des Privatklägers durch einen Nichtrechtsanwalt. 
Das Privatklagerecht bildet einen beſonderen, in ſich ge⸗ 
ſchloſſenen Abſchnitt der Str. P. O., in dem ſich auch hinfichtlich 
des Privatklägers Beſtimmungen über geſetzliche ſowohl wie 
gewillkürte Vertretung finden. Aus ihnen geht hervor, daß der 
Privatkläger in dieſer Hinſicht nach ähnlichen Grundſätzen be⸗ 
handelt wird, wie eine Prozeßpartei im Zivilprozeß. So gilt 
für ihn der gleiche Begriff der Prozeßfähigkeit, da nach 8 414 
Abſ. 3 ein Verletzter, der einen geſetzlichen Vertreter hat, nicht 
ſelbſt die Klage anſtrengen kann, ſondern dies durch letzteren 
beſorgen laſſen muß, ſelbſt wenn er nach den Regeln des 
materiellen Strafrechts ſelbſtändig Strafantrag ſtellen könnte. 
Ferner iſt dem Privatkläger die Annahme eines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten geſtattet. Maßgebend find hierfür die Vor⸗ 
ſchriften der 88 418, 427. Darnach kann ſich der Privatkläger 
um durch einen (mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen) Rechts ⸗ 
anwalt, dem übrigens die Subſtitutionsbefugnis nach Maß- 
gabe des § 139 eingeräumt tft, vertreten laſſen. Es fragt fich 
nur, ob dieſe Beſchränkung der Vertretung auf einen Rechts⸗ 
anwalt lediglich für die Hauptverhandlung gilt, wie die land⸗ 
gerichtliche Entſcheidung annimmt. Der Wortlaut des § 418 
iſt nicht völlig klar. Wenn es im erften Halbſatz heißt: „Der 
Privatkläger kann im Beiſtand eines Rechtsanwalts er- 
ſcheinen“, fo kann die Auffaſſung allerdings Platz greifen, daß 
8 418 überhaupt nur — auch im zweiten von der Vertretung 
handelnden Halbſatz — den Fall der Hauptverhandlung im Auge 
habe. Allein dies iſt nicht richtig. Der Ausdruck „Haupt⸗ 
verhandlung“ wird im Gegenſatz zum § 427, der dem An⸗ 
geklagten das Recht, ſich in der Hauptverhandlung durch 
einen Anwalt vertreten zu laſſen, beilegt, gar nicht gebraucht. 
Das Wort „erſcheinen“, das ja auch nur mit dem Begriff „im 
Beiſtand“ in Verbindung ſteht, kann kein entſcheidendes Gericht 
beanſpruchen,“) zumal da auch außerhalb der Hauptverhandlung 
richterliche Termine vorkommen konnen, z. B. bei der kommifſari⸗ 
ſchen Vernehmung von Zeugen oder des Angeklagten nach 
88 2223, 232. Daß derartige Termine auch bei engſter Aus- 
legung des Wortlauts mit unter die Beſchränkung des § 418 
fallen würden, tft wohl zweifellos. Unſeres Erachtens iſt aber 
der & 418 auf das geſamte Verfahren zu beziehen. 

Das Geſetz läßt zwar dem Privatkläger die Wahl, ob er 
jelbft handeln oder ſich eines Vertreters bedienen will, beſchränkt 
ihn aber in der Wahl desſelben auf Rechtsanwälte. Dafür, 
daß dieſe Beſchränkung nur für die Hauptverhandlung gelte, 
liegt keinerlei Grund vor; dem widerſpricht übrigens auch der 
letzte Satz des Paragraphen. 

Wollte man aber dieſer Anficht nicht beipflichten, ſondern 
der Meinung ſich anſchließen, daß § 418 nur die Vertretung in 
der Hauptverhandlung, wie § 427, regeln wolle, jo müßte man 
gleichwohl zu dem Ergebnis kommen, zu dem das Amtsgericht 
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gelangt iſt. Denn dann wäre über Vertretung des Privat- 
klägers außerhalb der Hauptverhandlung, insbeſondere bei Er⸗ 
hebung der Klage, überhaupt keine Beſtimmung getroffen, 
folglich wäre ſie unzuläſſig, da ein über den Normen der 
Str. P. O. ſchwebendes, unausgeſprochenes Prinzip, auf das 
ihre Statthaftigkeit zurückgeführt werden müßte, wie gezeigt, 
nicht anerkannt werden kann. Da der 8 418 in dieſer Hinficht 
allein maßgebend iſt, ſo iſt es nicht einmal angängig, die Vor⸗ 
ſchriften über die Verteidigung des Beſchuldigten analog anzu⸗ 
wenden und das Fungieren von Nichtrechtsanwälten von der 
Genehmigung des Gerichts abhängig zu machen, obgleich dies 
in bezug auf den Angeklagten geſchehen kann. Denn die all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen über Verteidigung gelten auch für den 
Angeklagten im Privatklageverfahren, inſoweit nicht § 427 ent- 
gegenſteht, der dem Angeklagten zwar die Möglichkeit gewährt, 
von der Hauptverhandlung fern zu bleiben, ihn in dieſem 
Falle aber auf die Vertretung durch einen Anwalt beſchränkt. 

Wir kommen hiernach zu dem Reſultat, daß der Privat- 
kläger entweder, und zwar im ganzen Verfahren, ſelbſt handeln 
oder ſich eines Rechtsanwalts als Bevollmächtigten bedienen 
muß. Ob dieſe Beſchränkung rationell iſt, ſteht auf einem 
anderen Blatte. Jedoch rechtfertigt dieſe Erwägung nicht die 
landgerichtliche Entſcheidung. Denn als rationell kann es eben- 
ſowenig angeſehen werden, daß der Privatkläger — was ja auch 
das Landgericht angeſichts des § 418 nicht bezweifelt — in der 
Hauptverhandlung nicht mit einem Nichtrechtsanwalt erſcheinen 
darf. Er iſt dadurch, insbeſondere an kleinen Orten, an denen 
es keine Anwälte gibt, dem Angeklagten gegenüber, neben 
dem ja mit Genehmigung des Gerichts eine andere Perſon 
als Verteidiger auftreten darf, entſchieden benachteiligt. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 16. April 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 22 B. G. B. verb. mit § 201 Abſ. 5 des H. G. B. 
Weſen einer im Auslande korporierten, in Deutſchland nicht ein⸗ 
getragenen, aber hier ihren Sitz habenden Geſellſchaft.] 

* Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß die beklagte Geſell⸗ 
ſchaft und ihr Rechtsverhältnis zu den Kl. nach deutſchem 
Rechte zu beurteilen iſt. Die Geſellſchaft iſt zwar in Amerika 
gegründet und inkorporiert, hat dort aber nur ihren nominellen 
Sitz. Ihr Geſchäftsbetrieb findet in Mexiko ſtatt, aber durch 
die Hamburg Agency in Hamburg. Hier iſt ihr Verwaltungs ⸗ 
fiß, bier werden die ordentlichen und außerordentlichen General- 
verſammlungen abgehalten, hier fitzt auch das Organ der Ge⸗ 
ſellſchaft, der Verwaltungsrat, der nur aus Perſonen beſteht, 
die in Hamburg domizilieren. Daneben hat der nominelle Sitz 
in Waſhington keine rechtliche Bedeutung. Eine Aktiengeſell⸗ 
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ſchaft im Sinne des deutſchen Rechtes iſt dieſe Geſellſchaft 
nicht. In Deutſchland iſt weder eine Haupt- noch eine 
Zweigniederlaffung eingetragen, wie die Firmenakten ergeben. 
Allgem. Deutſch. H. G. B. Art. 212 Abſ. 3 Satz 2, Art. 1 79 
Abſ. 2, 3. H. G. B. vom 18. Mai 1897 8 201 Abſ. 5. 
Eine offene Handelsgeſellſchaft ſtellt dieſe Geſellſchaft nicht dar. 
Zur Zeit kann ſie deshalb nur als ein nicht rechtsfähiger Verein 
beurteilt werden, da ihr die Rechtsfähigkeit nach 8 22 des B. G. B. 
nicht verliehen if. W. c. H., U. v. 9. März 04, 457/03 I. — 
Hamburg. 

D. 58 31, 89 B. G. B. Haftung einer Stadtgemeinde 
für die Gefahr von Paſſanten wegen des Zuſtandes von 
Straßen.] 

Der Kl. tft in der Fruchthallenſtraße zu K. über einen den 
Verkehr hindernden Balken gefallen und hat hierdurch einen 
Beinbruch erlitten. Er macht hierfür die Stadtgemeinde ver⸗ 
antwortlich. Die Klage wurde als unbegründet abgewieſen. 
Auf die Berufung des Kl. wurde ihm der Eid auferlegt, es ſei 
wahr, daß er am 18. Januar 1902 zu K. unmittelbar an 
der Ecke der Fruchthallenſtraße und der Lohgaſſe infolge der 
Beſchaffenheit des Bodens ausgeglitten oder hängen geblieben 
und dadurch zu Fall gekommen ſei. Die Revifion der Bekl. wurde 
zurückgewieſen. In der Beurteilung der Sachlage geht das B. G. 
von dem Billigkeitsſtandpunkt aus, daß von der Verwaltung 
einer Stadt mittlerer Größe nicht verlangt werden konne, daß 
ſie das Publikum vor allen die Unebenheit des Bodens mit ſich 
bringenden Gefahren ſchütze, und insbeſondere bei einer kleinen, 
wenig frequentierten Seitenſtraße von den Paſſanten eine 
hohere Achtſamkeit gefordert werden müſſe. Gelangt es von 
dieſer an ſich der Billigkeit entſprechenden Auffaſſung aus in 
Würdigung der konkreten Sachlage zu der Anſchauung, daß der 
im Wege liegende Balken eine nicht unerhebliche Gefahr für 
die Paſſanten bilde und ſelbſt bei einer kleinen Seitengafje nicht 
den Anforderungen entſpreche, welche die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs an eine Gemeinde ſtelle, ſo läßt ſich in dieſer weſentlich 
auf der Würdigung tatfächlicher Verhältniſſe liegenden Beurtei⸗ 
lung ein Rechtsirrtum nicht erkennen. Nach dem Tatbeſtande 
des B. U. hat die Bekl. allerdings auch geltend gemacht, der 
Balken rühre nicht von dem Hausabriß her, die Röhre darunter 
ſei von F. gelegt, dieſer werde wohl auch den Balken gelegt 
haben. Das B. G. beſpricht dieſen Einwand nicht. Dieſe 
Unterlaſſung erſcheint aber nicht erheblich. Beſtand, wie nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen anzunehmen iſt, dieſer gefährdende 
Zuſtand ſchon geraume Zeit, ſo fällt der Stadtgemeinde zur 
Laſt, daß fie ihn beſtehen ließ. Aus dieſem Grunde hat das 
B. G. wohl keine beſondere Auseinanderſetzung für erforderlich 
erachtet. Die Vorausſetzungen der 8$ 31 und 89 des B. G. B. 
find nicht beſonders begründet. Da aber eine Stadtgemeinde 
einen für dieſe Angelegenheit verfaſſungsmäßig berufenen Ver⸗ 
treter haben muß, bedarf es einer beſonderen Begründung in 
dieſer Beziehung nicht. Stadtgemeinde K. c. S., U. v. 
24. März 04, 346/03 VI. — Zweibrücken. 

3. § 123 B. G. B. Betrügeriſche Handlungen des 
Agenten einer Verſicherungsgeſellſchaft bei Aufforderung zur Ein- 
gehung des Verſicherungsvertrages.] 

Der Kl. focht einen Verſicherungsvertrag wegen Irrtums 
an, weil er ſich nicht auf den Erlebensfall, ſondern auf den 
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Todesfall habe verfichern wollen und durch den Agenten B. und 
den Generalagenten S. argliſtig in den Irrtum verſetzt worden, 
daß es ſich bei dem ihm unausgefüllt vorgelegten und von ihm 
in blanko unterzeichneten Antrage um eine Berfiherung auf den 
Todesfall handle. Die Bekl. hat ausgeführt, die Klage müfle 
ſchon deshalb abgewieſen werden, weil die angeblich verübte 
Täuſchung durch einen dritten bewirkt worden jet, während die 
Bekl. ſelbſt keinesfalls ſie gekannt habe. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Die Sache hier liegt anders als in dem Falle, 
daß der Antragſteller die Antworten auf die im Antrag geſtellten 
Fragen durch den Agenten ausfüllen läßt. Im letzteren Falle 
iſt der Agent Beauftragter oder Gehilfe des Antragſtellers. 
Wenn dagegen der Agent einen anderen durch Aufforderung 
oder Überredung zur Eingehung einer Verſicherung zu beſtimmen 
bemüht iſt, tritt er dieſem zwar nicht als Vertreter der 
Geſellſchaft im geſetzlichen Sinne, wohl aber als deren Ver⸗ 
trauensmann, als Vertreter der Intereſſen der Geſellſchaft 
gegenüber, nicht als ein dritter im Sinne des § 123 Abſ. 2 
des B. G. B. Betrügeriſche Handlungen des Agenten bei dieſer 
Tätigkeit muß die Geſellſchaft gegen ſich gelten laſſen. N. c. S., 
U. v. 15. März 04, 502/3 VII. — Berlin. 

4. 58 126, 127, 766 B. G. B. Die Schriftlichkeit als 
Formvorſchrift für die Bürgſchaft wird nicht durch Briefwechſel 
erſetzt. 

Die Frage, ob die nach 8 766 des B. G. B. zur Gültig ⸗ 
keit des Bürgſchaftsvertrages erforderliche „ſchriftliche Erteilung 
der Bürgſchaftserklärung“ auch in einem ſolchen von dem 
Bürgen unterzeichneten Schriftſtück zu erblicken tft, aus deſſen In⸗ 
halt für ſich allein ſchlechterdings nicht erfichtlich iſt, daß dadurch 
eine Bürgſchaft übernommen werden ſoll, ſondern aus dem erſt 
in Zuſammenhalt mit anderen darin in Bezug genommenen Er⸗ 
klärungen der Wille der Bürgſchaftsübernahme erkannt werden 
kann, iſt zu verneinen. Wenn das Geſetz zur Gültigkeit einer 
rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung die Anwendung der ſchrift⸗ 
lichen Form vorſchreibt, fo muß die von dem Ausſteller unter- 
zeichnete Urkunde ($ 126 des B. G. B.), durch welche jenem 
Formerfordernis entſprochen werden ſoll, zum mindeſten den 
weſentlichen rechtlichen Inhalt derjenigen Willenserklärung ent- 
halten, deren ſchriftliche Niederlegung das Geſetz erfordert. Die 
im 8 127 des B. G. B. für die gewillkürte ſchriftliche 
Form erlafſene Beſtimmung, wonach bei Verträgen zur Wahrung 
jener Form auch Briefwechſel genügt, iſt nicht auch auf den 
Fall der geſetzlichen Schriftform ausgedehnt worden. Es genügt 
nicht, daß der rechtsgeſchäftliche Willen der einen oder anderen 
Partei erſt aus dem Zuſammenhange mehrerer Schriftſtücke er⸗ 
kennbar wird, ſondern es ſoll dieſer Wille ſich unmittelbar aus 
demjenigen Schriftſtück ergeben, durch befien Abfaſſung der 
Form genügt werden ſoll. Das entſpricht auch den allgemeinen 
Gründen, aus denen überhaupt der Formzwang ſich rechtfertigt. 
S. c. M., U. v. 8. März 04, 489/03 VII. — Frankfurt. 

5. § 254 B. G. B. verb. mit 58 1 des Haftpflichtgeſetzes 
vom 7. Juni 1871. Nichtbeobachtung von bahnpolizeilichen 
Vorſchriften. Verſchulden des Verunglückten] 

Dem B. G. darf unbedenklich darin beigetreten werden, 
daß dem getöteten B., indem er ohne Erlaubniskarte das Bahn- 
planum betrat, um zu ſeinem Arbeitsorte zu gelangen, nach 
Lage der Umſtände ein eigenes Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 
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Allerdings würde die Nichtkenntuis der bahnpolizeilichen Vor⸗ 
ſchrift, die das Betreten des Bahnplanums ohne beſondere 
Erlaubnis unterſagt, oder eine falſche Auffaſſung dieſer Vor⸗ 
ſchrift den Getöteten in dieſer Beziehung noch nicht entlaſten; 
denn die Kenntnis der Polizeiverordnungen muß ein jeder, den 
ſie angehen, ſich aneignen. Wenn aber, wie auf Grund der 
Beweisaufnahme das B. G. feſtſtellt, die Vorſchriften in der 
Praxis durch die Organe der Eiſenbahnverwaltung ſelbſt nicht 
gehandhabt wurden, wenn B. und fein Gehilfe F., wenn fie 
zur Arbeit zu dem Bahnplanum hingingen, von den Bahn- 
ſteigſchaffnern ſtets durchgelaſſen worden waren, ohne daß ſie 
nach einer Erlaubniskarte gefragt wurden, und dies auch noch 
geſchah, während der Betrieb ſchon eröffnet war und Züge auf 
den der Arbeitsſtelle nahen Gleiſen verkehrten, dann muß B. 
in der Tat als entſchuldigt gelten, wenn er auch an dem Unfalls⸗ 
tage ohne beſondere Erlaubnis das Bahnplauum betrat, um ſo 
mehr, als er in Begleitung des Architekten H. erſchien, der mit 
einer Erlaubniskarte verſehen war. Würde man aber auch ein 
Verſchulden des B. darin erblicken wollen, daß er der bahn⸗ 
polizeilichen Vorſchrift zuwider ſich auf das Bahnplanum begab, 
ſo würde es an einem urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
dieſem Verſchulden und dem Unfalle fehlen. B. hatte an der 
früheren Arbeitsſtelle gemeinſchaftlich mit H. eine noch aus⸗ 
ſtehende Arbeit vorzunehmen; daß ihm zu dieſem Zwecke die 
Erlaubnis, das Bahnplanum zu betreten, erteilt worden wäre, 
wie ſie gleichfalls dem H. für ſeine Arbeiten erteilt worden war, 
kann nicht in Frage geſtellt werden; es kann ſich vielmehr nur 
darum handeln, ob ihm in dieſem Falle von der Bahnverwaltung 
eine Begleitung mitgegeben oder während der Arbeiten eine 
Wache ausgeſtellt worden wäre. Wie aber dem H. tatſächlich 
kein Begleiter und keine Wache geſtellt worden ift, würde fie 
auch dem getöteten B. nicht geftellt worden fein, und da beide 
unter den gleichen Verhältniſſen und zuſammen arbeiteten, würde 
fi der Unfall, wenn B. im Beſitze einer Bahnbetretungskarte 
war, genau ſo ereignet haben, wie er ſich ohne die Erlaubnis 
ereignet hat. Wenn jedoch das B. G. auch das dem Getöteten 
als Verſchulden nicht zurechnet, daß er den ſicheren Laufſteig 
verließ und ſich nach den Gleiſen zu bewegte, um das ihm 
entfallene Bandmaß wieder aufzuheben, ſo vermochte ihm in 
dieſer Beurteilung der Handlungsweiſe des Verunglückten das 
Revifionsgeriht nicht zu folgen. Das B. G. ſagt ſelbſt: daß 
man einem Gegenſtand, der einem entfallen iſt, nacheile, um ihn 
aufzuheben, ſei eine Handlung, die „faſt unwillkürlich“ vorge- 
nommen wird. Dann iſt fie alſo doch nicht ganz unwillkürlich, 
und dem Handelnden bleibt die Überlegung frei, ob er dem faſt 
unwillkürlichen Triebe nachgeben ſoll oder nicht. Jedermann, 
der auf dem Fahrdamm einer Straße ein Geldſtück oder einen 
ſonſtigen Gegenſtand verliert, wird ſich hüten, ihn aufzuheben, 
wenn in demſelben Augenblicke ein Wagen naht, und von einem 
Menſchen, der in unmittelbarer Nähe des Planums einer im 
Betriebe befindlichen Eiſenbahn tätig iſt, muß verlangt werden, 
daß er fich der Gefahren des Ortes bewußt bleibt. Auch wenn 
das Aufheben des Bandmaßes nur einen Augenblick in Anſpruch 
nahm, berechtigte dies den Verunglückten nicht zu der Annahme, 
daß ſein Tun gefahrlos ſei; er mußte vorher ſich umſehen und 
htte dann anf der, wie feftgeftellt, geradlinigen und dem Auge 
kein Hindernis bietenden Strecke das Herannahen des Zuges 
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bemerken müſſen. Das Verhalten des B. muß demnach als in 
hohem Grade unbeſonnen und ſorglos bezeichnet werden; er 
hat die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aus den Augen geſetzt 
und es fällt ihm ein eigenes Verſchulden zur Laſt, das neben 
der Betriebsgefahr den Unfall und ſeine Folgen verurſacht hat 
(§§ 254, 276 des B. G. B., § 1 des Reichs ⸗Haftpflichtgeſetzes). 
E. c. A., U. v. 17. März 04, 356/03 VI. — Berlin. 

6. § 620 B. G. B. Die Vereinbarung ungleichartiger 
Kündigungsfriſten beim Dienſtvertrage iſt ſtatthaft.] 

Die Annahme ungleichartiger Kündigungsfriſten beim 
Dienſtvertrage verjtößt nicht gegen die guten Sitten. § 620 
B. G. B. verbietet eine ſolche Vereinbarung ebenſowenig und 
ein im Reichstag geſtellter Antrag auf Annahme eines Zuſatzes: 
„Werden andere Kündigungsfriſten vereinbart, ſo müſſen ſie für 
beide Teile gleich ſein. Vereinbarungen, welche dieſer Be⸗ 
ſtimmung zuwiderlaufen, ſind nichtig“ iſt abgelehnt worden 
(Stenographiſche Berichte des Reichstages, 111. Sitzung, Montag, 
den 23. Juni 1896, S. 2812). Es iſt daher auch eine Ver⸗ 
einbarung hinſichtlich der Kündigung des einen Teils ohne Ein- 
haltung einer Kündigungsfriſt zuläſſig. M. c. F., U. v. 
22. Mär; 04, 391/03 III. — Berlin. 

7. 88 633—635 B. G. B. Beim Werkvertrage gibt 
es kein Recht auf Lieferung eines neuen mangelfreien Werkes.] 

Nach dem B. G. B. hat beim Werkvertrage der Beſteller, 
wenn der Unternehmer ſeine Vertragsleiſtung nur mangelhaft 
erfüllte, zwar (an erſter Stelle) einen Anſpruch auf Beſeitigung 
des Mangels, er kann (an zweiter Stelle) auch wandeln oder 
mindern oder, wenn der Mangel auf einem vom Unternehmer 
zu vertretenden Umſtande beruht, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen, es iſt ihm aber nicht das Recht gegeben, 
an Stelle des mangelhaften Werkes Herſtellung eines neuen, 
mangelfreien Werkes zu verlangen. Das ergibt ſich unmittelbar 
daraus, daß das B. G. B. in den 88 633 bis 635, in 
denen es die beſonderen Rechte des Beſtellers im Falle der 
Mangelhaftigkeit des hergeſtellten Werkes vollſtändig und aus⸗ 
ſchließlich regeln will, ein Recht des Beſtellers, im Falle der 
mangelhaften Erfüllung des Unternehmers Herſtellung eines 
neuen, mangelfreien Werkes zu fordern, nicht aufführt, und daß 
aus allgemeinen Erwägungen ſich ein ſolches Recht ebenfalls 
nicht herleiten läßt. R. c. L., U. v. 28. März 04, 507/03 VII. 
— Marienwerder. 

8. 8 831 B. G. B. § 1 des Preußiſchen Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, Städteordnung 
für Weſtfalen vom 19. März 1856, § 12 A. L. R. Tl. II 
Tit. 15. Keine Haftung der Stadtgemeinde für Schäden, 
welche bei Ausübung der Polizeigewalt verurſacht werden.] 

Auch da, wo die oͤrtliche Polizeiverwaltung einem Mit⸗ 
gliede des Magiſtrats übertragen iſt, handelt dieſes nach 8 1 
des Preußiſchen Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 und § 62 I. 1 der Städteordnung für Weſt⸗ 
falen vom 19. März 1856 nicht als Vertreter der Stadt. Die 
Polizei wird vielmehr im Namen des Königs ausgeübt ($ 1 eit. ). 
Daraus folgt, daß auch die Hilfsbeamten des Inhabers der 
Polizeiverwaltung, die einzelnen Polizeidiener, da, wo ſie als 
ſolche handeln, eine Amtsbefugnis ausüben, die ſich aus der 
ſtaatlichen Polizeigewalt herleitet. Für ein Verſehen, das bei 
der Ausübung ſolcher öffentlich- rechtlichen Amtsgewalt begangen 
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wird, find aber nur die Beamten ſelbſt, nicht der Staat, deſſen 
Hoheitsrecht ſie ausüben, oder die Gemeinde, von der ſie an⸗ 
geftellt find, verantwortlich. (S 12 des A. L. R. Tl. II Tit. 15.) 
Der Polizeidiener B. hatte bei der Ausbeſſerung von Zement⸗ 
fußboden nach Beendigung der Tagesarbeit Bretter legen laſſen, 
über die der Schadenerſatz beanſpruchende Kl. gefallen war. 
Wäre B. zu ſolchem Handeln von Vertretern der Bekl. 
beauftragt geweſen, jo würde in Frage kommen können, ob nicht 
eine Haftung der Bekl. nach § 831 des B. G. B. be⸗ 
gründet ſei. Allein da B. ſelbſt ſolchen Auftrag nicht behauptet, 
vielmehr angibt, nach ſeinem Gutdünken und wegen ſeiner Ver⸗ 
antwortlichkeit gegenüber der Polizeibehörde tätig geworden zu 
fein, auch der Kl. ſelbſt entſprechende Behauptungen nicht auf- 
geſtellt hat, ſo hat das B. G. eine Haftung der Bekl. nach 
§ 831 ohne Rechtsirrtum verneint. B. c. M., U. v. 21. März 04, 
329/03 VI. — Hamm. 

9. 8 1391 B. G. B. Auslegung desſelben.] 

In der vom Ehemanne der Bekl. zugunſten dieſer im 
Oktober 1901, innerhalb eines Jahres vor der Anfechtung, vor⸗ 
genommenen Hypothekbeſtellung erblickt der B. R. ein entgelt- 
liches Geſchäft, betrachtet auch als Folge desſelben den Eintritt 
einer Benachteiligung für die Konkursgläubiger. Demgemäß 
würde er die Hypothekbeſtellung nach § 3 Ziffer 2 des Anf. G. 
für anfechtbar erachten, wenn die Bekl. nicht beweiſen könnte, 
daß ihr zur Zeit des Vertragsabſchluſſes eine Abſicht des 
Schuldners, die Kl. zu benachteiligen, nicht bekannt war. Er 
gelangt aber zur Zurückweiſung der Berufung, indem er die 
gedachte negative Vorausſetzung als nicht erfüllt anſieht, viel⸗ 
mehr den Beweis der Nichtkenntnis für geführt erachtet, und 
zwar auf dem Wege, daß er die Benachteiligungsabſicht 
des Ehemannes als widerlegt annimmt, womit die Kenntnis 
der Bekl. ſich von ſelbſt erledigt. Hierbei geht der B. R. 
davon aus, daß, wenn die Bekl. den im Urteil der I. J. ihr 
unter I auferlegten Eid leiſtet und wenn damit alſo zur Feſt⸗ 
ſtellung gelangt, daß ihr Ehemann ihr ein Sparkaſſenbuch 
über einen Betrag von 8 700 Mark entwendet und nach 
Empfang eines Darlehns von 1 800 Mark das Verſprechen, 
den Wert des Sparkaſſenbuchs und den bar gegebenen Betrag 
bei Aufnahme der erſten Hypothek zu erſtatten, gegeben, aber 
nicht gehalten hat, die Tatbeſtandsmerkmale des 8 1391 
B. G. B. gegeben ſeien. Die Reviſion wendet ein, die Ent⸗ 
wendung des Sparkaſſenbuchs könne nicht mehr in Betracht 
kommen, da die Bekl. nach Kenntnis von derſelben die geſchehene 
Verwendung der Einlage zur Berichtigung einer anderen Schuld 
des Ehemannes genehmigt und ihm weiter Geld vorgeſtreckt 
habe; der Angriff geht aber fehl. Die Bekl. ſtand der Ver⸗ 
wendung als einer vollendeten Tatſache gegenüber. Wenn ſie 
aber dem Ehemanne noch weiter Geld gegeben, ſo wird auch 
dadurch ein Hindernis gegen die Anwendung des § 1391 
B. G. B. nicht geſchaffen, denn die Handlungsweiſe des Ehe⸗ 
mannes als ſolche iſt entſcheidend, es kommt darauf an, ob 
dieſe ſeinen Charakter in einem Lichte erſcheinen läßt, daß die 
Beſorgnis gerechtfertigt iſt, er werde auch künftig die Rechte 
der Ehefrau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden 
Weiſe verletzen. Dies aber ſtellt der B. R. für den Fall der 
Eidesleiftung ohne Geſetzesverſtoß feſt. Auch ein Verzicht der 
Bekl. auf die kraft des Verhaltens des Mannes ihr zuſtehenden 
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Sicherheitsanſprüche liegt nicht vor, jedenfalls kein unbedingter 
und wenn der Ehemann ſich des durch Gewährung weiterer 
Gelder ihm geſchenkten Vertrauens unwürdig gezeigt hat, fo iſt 
ein Zurückgreifen der Ehefrau auf die ihr erwachſenen Anſprüche 
gerechtfertigt. Die Reviſion ſpricht dem Wortbruch jede Be⸗ 
deutung für die Frage der Anwendbarkeit des §8 1391 ab; 
aber derſelbe kommt nicht lediglich als ſelbſtändiges Moment, 
ſondern eben in Verbindung mit dem vorhergegangenen, ſchon 
begründeten Zweifel an der Zuverläſſigkeit des Ehemannes recht ⸗ 
fertigenden Umſtänden in Betracht, auch iſt zu beachten, daß 
der Ehemann hinſichtlich der fraglichen Gelder nicht lediglich 
die Stellung eines Schuldners der Ehefrau einnahm, ſondern 
auch hier als Verwalter ihres Eingebrachten, ſoweit dies 
in dem Rückerſtattungsanſpruche beſtand, ihre Intereſſen wahr- 
zunehmen hatte. Weiter hält die Revifion den § 1391 da⸗ 
durch für ausgeſchloſſen, daß der Bekl. nicht eine Hypothek zur 
Sicherſtellung des Eingebrachten gewährt, ſondern ihr eine 
Schuld- und Pfandverſchreibung ausgeſtellt iſt, allein auch in 
dieſer Geſtalt kann der Akt als Erfüllung der aus § 1391 
herzuleitenden Verbindlichkeit des Mannes erſcheinen, da unter 
den Eheleuten Einverſtändnis darüber beſtand, daß die Rechte 
der Ehefrau aus der Hypothek nach Maßgabe ihres Zweckes, 
zur Sicherung des Eingebrachten zu dienen, begrenzt ſein 
ſollten, auch die Sicherſtellung für die das Eingebrachte ganz 
oder doch zu einem Teile bildende Erſtattungsforderung der 
Ehefrau im Bereiche der Sicherſtellung des Eingebrachten lag. 
Z. 0. L., U. v. 4. März 04, 483/03 IV. — Dresden. 

10. 55 1395— 1399 B. G. B. Recht der Ehefrau, ein ⸗ 
gebrachtes Gut zu verpachten und Anſpruch des Ehemannes auf 
Verwaltung und Nießbrauch.] 

Während der 8 1395 B. G. B. vorſchreibt, daß die Frau 
zur Verfügung über eingebrachtes Gut der Einwilligung des 
Mannes bedarf, und nach $ 1396 Abſ. 1 B. G. B. die Wirk⸗ 
ſamkeit eines Vertrages, durch welchen die Frau ohne Einbdilli⸗ 
gung des Mannes über eingebrachtes Gut verfügt, von der 
Genehmigung des Mannes abhängt, beſtimmt der § 1399 
Abſ. 1 B. G. B., daß zu Rechtsgeſchaͤften, durch die ſich die 
Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, die Zuſtimmung des 
Mannes nicht erforderlich iſt. Nach dieſer geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung war die Frau zum Abſchluß des Pachtvertrages, durch 
den fie ſich zur Gewährung des Gebrauches und Fruchtgenufſes 
des Ritterguts für die Dauer der Pachtzeit — alſo zu einer 
Leiſtung — verpflichtete (88 581, 241 B. G. B.), ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes befugt. Durch den Abſchluß des 
Pachtvertrages wird in die Rechte des Mannes an dem einge 
brachten Gut nicht eingegriffen. Der Abſchluß des Pachtver⸗ 
trages begründete nur ein Schuldverhältnis, vermöge deſſen 
die Verpächterin zur Gewährung des Pachtbeſitzes verpflichtet 
war. Der Pachtbeſitz ſelbſt würde erſt durch Erfüllung der 
Verpflichtung auf den Pächter übertragen worden ſein. Dieſe 
Beſitzübertragung brauchte der Mann bei ſeinen Lebzeiten wegen 
der an dem eingebrachten Gut ihm zuſtehenden Rechte nicht zu 
dulden, und der Kl. hätte auf Grund eines gegen die Frau er- 
wirkten vollſtreckbaren Urteils die Mberlaffung des Nittergutet 
gegen den Mann nicht erzwingen können, ſo lange er nicht 
gegen dieſen ein Urteil auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut ($ 739 Z. P. O.) oder einen vollitred- 
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baren Schuldtitel nach § 794 der Z. P. O. erwirkt hatte. 
D. c. K., U. v. 32. März 04, 20/04 III. — Berlin. 

II. 5 1574 B. G. B. verb. mit § 625 Z. P. O. An⸗ 
trag auf Schuldigerklärung ohne Antrag auf Scheidung iſt 
unter gewiſſen Umſtänden zuläſſig. Zuftellung von Amts wegen 
allein erforderlich 7 

Das L. G. hat die auf Trennung der Ehe gerichtete Klage 
als unbegründet abgewieſen und zur Widerklage erkannt: Die 
She wird geſchieden und der Kl. und Widerbekl. für ſchuldig 
erklärt. Gegen das Urteil des L. G. erhob der Kl. Berufung. 
Antragſtellung behielt er ſich in der Berufungsſchrift vor. In 
der mündlichen Verhandlung vor dem B. G. beantragte er, 
unter Abänderung der Vorentſcheidung beide Parteien für ſchuldig 
zu erklären. Die Bekl. beantragte, die Berufung zurückzu⸗ 
weiſen. Das B. G. erkannte: Die Berufung des Kl. wird 
koſtenpflichtig zurückgewieſen. Der B. R. erachtete die Beftim- 
mung des § 1574 des B. G. B. nicht für anwendbar. Der 
Kl. hat Revifion eingelegt. Das R. G. hob auf. Das B. U. 
iſt am 7. Oktober 1903 von Amts wegen und am 21. Oktober 
1903 auf Betreiben der Partei zugeſtellt worden. Erforderlich 
war nur die Zuſtellung von Amts wegen. Die in den Ent⸗ 
ſcheidungen des erkennenden Senats vom 15. Mai und vom 
29. Juni 1885 (Gruchot Bd. 29 S. 1131, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1885 S. 2334; Blum Urt. 3 S. 198) niedergelegte 
gegenteilige Anfiht wird nicht aufrecht erhalten. Nach § 625 
der Z. P. O. find von Amts wegen zuzuſtellen die Urteile, durch 
welche auf Scheidung oder Nichtigkeit der Ehe erkannt iſt. Daß 
zu dieſen Urteilen auch die Urteile der Berufungsinſtanz gehören, 
durch welche die Berufung gegen ein auf Scheidung der Ehe 
erkennendes Urteil der I. J. zurückgewieſen wird, ſteht feſt. (Vergl. 
Urt. des R. G. vom 21. Juni 1882 Entſch. Bd. 7 S. 362, 15. Mai 
1885 Jur. Wochenſchr. S. 243 2, 7. Februar 1901 Jur. Wochenſchr. 
S. 1417, 22. Juni 1901 Entſch. Bd. 48 S. 426.) Es kann 
ſich nur fragen, ob, wenn in der Berufungsinſtanz lediglich zur 
Schuldfrage Anträge geſtellt werden, die Rechtskraft des Schei⸗ 
dungserkenntniſſes der I. J. unabhängig von der Entſcheidung 
des B. G. eintritt. Die Frage iſt zu verneinen. Wie in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 1. Dezember 1890 (Entſch. 
Bd. 27 S. 374) ausgeführt iſt, wird die Rechtskraft des erſten 
Urteils durch die Einlegung der Berufung im ganzen Umfang 
gehemmt und haben die an die Berufungsfriſt nicht gebundenen 
und im Laufe der Inſtanz der Abänderung unterliegenden Be⸗ 
rufungsanträge, wenngleich die Verhandlung ſich innerhalb der 
der durch die Anträge beſtimmten Grenzen zu halten hat, doch 
nicht die Bedeutung, daß das erſte Urteil, inſoweit es mit den 
Anträgen nicht angefochten iſt, ſofort in Rechtskraft übergeht. 
In Einklang hiermit fteht die Entſcheidung des erkennenden 
Senats vom 11. April 1901 (Jur. Wochenſchr. S. 323), 
desgleichen die Entſch. des VI. 3. S. vom 2. April 1903 
(Jur. Wochenſchr. S. 1811). Ob es bei dem Scheidungs⸗ 
erkenntnis der I. J. verbleibt, wird erſt mit dem Eintritt der 
Rechtskraft der den erhobenen Angriff erledigenden und die Er⸗ 
hebung weiterer Angriffe aus ſchließenden Entſcheidung der 
höheren Inftanz gewiß. Nicht ſchon mit dem Schluſſe der 
letzten mündlichen Verhandlung in der Berufungsinſtanz tritt 
dieſe Gewißheit ein, denn, wenn das B. U. aufgehoben und die 
Sache an das B. B. zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
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ſcheidung zurückverwieſen wird (8 565 Z. P. O.), kommt die 
Sache in dieſelbe prozeſſuale Lage zurück, in der ſie vor Erlaß 
des B. U. ſich befand. (Vergl. Urt. des R. G. II. Senats 
v. 4. November 1881 Entſch. Bd. 6 S. 376, 7. Oktober 1890 
Jur. Wochenſchr. S. 3715, IV. Senats 22. Dezember 1884 
Entſch. Bd. 12 S. 410, 12. Dezember 1892 Jur. Wochenſchr. 
1893 S. 761, V. Senats 27. November 1889 Inr. Wochenſchr. 
S. 5145, 12. November 1890 Jur. Wochenſchr. 1891 S. 81°, 
21. Oktober 1896 Jur. Wochenſchr. S. 6693, ferner Beſchluß 
IV. Senats v. 7. Juni 1890 Entſch. Bd. 26 S. 410.) Da 
das L. G. auf Scheidung erkannt hatte, der Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des landgerichtlichen Urteils durch die Einlegung der Be⸗ 
rufung gehemmt war, das B. G. aber, wenn auch nur zur 
Schuldfrage erkennend, mit ſeiner Entſcheidung vom 22. Sep⸗ 
tember 1903 die Berufung zurückgewieſen hat, ſo gehört das 
B. U., das auf Zurückweiſung eines Rechtsmittels lautete, welches 
dem Eintritt der Rechtskraft des Scheidungserkenntniſſes ent- 
gegenſtand, zu den Urteilen, durch welche auf Scheidung der 
Ehe erkannt iſt. Es war deshalb geboten, das B. U. von 
Amts wegen zuzuſtellen. Nach § 1574 Abſ. 1 und 2 iſt die 
Schuldigerklärung ein Beſtandteil des Scheidungserkenntniſſes. 
Sobald gegen einen Ehegatten auf Scheidung erkannt wird, iſt 
dieſer Ehegatte für ſchuldig zu erklären. Iſt der Scheidungs⸗ 
antrag nur von einer Partei geſtellt, ſo trifft der Ausſpruch der 
Scheidung und die Schuldigerklärung (nach Abſ. 1) nur eine 
Partei. Haben beide Parteien Scheidungsantrag geſtellt und wird 
den Anträgen beider Parteien ftattgegeben, fo find beide Parteien 
für ſchuldig zu erklären (Abſ. 2). Eines Antrags auf Schuldig⸗ 
erklärung bedarf es in dieſen Fällen nicht; der Schuldausſpruch 
ergeht von Amts wegen. Für die Anwendung der Beſtimmungen 
des § 1574 Abſ. 1 und 2 iſt die Parteirolle von keiner Be⸗ 
deutung. Das Geſetz geht von dem Regelfalle aus, daß der Kl. 
Scheidungsklage erhoben hat, und daß dem Scheidungsantrag 
des Kl. ſtattgegeben wird. Erhebt aber z. B. gegenüber der 
Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens der beklagte Ehegatte 
Widerklage auf Scheidung und wird dem Scheidungsantrag 
des Bekl. ſtattgegeben, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß unter Anwendung der Beſtimmung des § 1574 Abſ. 1 
auszuſprechen iſt, daß der Kl. die Schuld an der Scheidung 
trägt. Ebenſo kann Abſ. 2 zur Anwendung kommen, wenn 
der Bekl. zuerſt den Scheidungsantrag geſtellt hat und 
der Kl. daraufhin von der Herſtellungs⸗ oder von der An⸗ 
fechtungsklage zur Scheidungsklage übergeht. Daß ferner auch 
nach Abſ. 3 auf Antrag eines Kl. der Bekl. für ſchuldig 
erklärt werden kann, iſt ſchon in dem Urteile des R. G. Entſch. 
Bd. 49 S. 169 hervorgehoben. Abi. 3 des § 1574 trifft in 
ſeiner erſten Hälfte die Fälle, in denen ein Ehegatte den Antrag 
auf Scheidung geſtellt hat, dieſer Antrag begründet iſt, und der 
andere Ehegatte nicht den Antrag auf Scheidung, wohl aber 
den Antrag ſtellt, auch den Ehegatten, der die Scheidung ver⸗ 
langt, für ſchuldig zu erklären. Unter den in Abſ. 3 bezeichneten 
Vorausſetzungen kann die Schuldigerklärung eines Ehegatten 
ſelbſtändig erfolgen, ſofern der Scheidungsantrag dieſes Che- 
gatten begründet iſt und zur Scheidung führt. Der Gegner 
des die Scheidung beantragenden Ehegatten ſoll nicht in die 
Zwangslage verſetzt ſein, entweder ſelbſt den Antrag auf Scheidung 
zu ſtellen oder Nachteile zu erleiden. Es iſt Rückſicht darauf 
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genommen, daß ein Ehegatte vielleicht aus Gewiflensbedenten 
oder überhaupt im Intereſſe der Aufrechthaltung der Ehe einen 
Antrag auf Scheidung nicht zu ſtellen wünſcht. (Vergl. Motive 
Bd. 4 S. 607.) Dasſelbe muß gelten, wenn es ſich darum 
handelt, einen Scheidungsantrag aufrecht zu halten oder ihn 
fallen zu laſſen. In Eheſachen tft das Vorbringen neuer Klag- 
gründe in I. und II. J. den Parteien geſtattet, jede Partei kann 
ihre Anträge ändern; von einer Cheklage zur andern übergehen; 
Klaggründe, die nicht geltend gemacht werden, gehen nach 8 616 
der Z. P. O. verloren, andererſeits hat das Intereſſe der Ehe⸗ 
gatten, mit gewiſſen Scheidungsgründen zurückzuhalten, in dem 
Geſetze Beachtung gefunden. (Vergl. $ 1572 des B. G. B., 
Motive 4 S. 606.) Ein Ehegatte, der z. B. wegen Ehebruchs 
Widerklage auf Scheidung erhoben hat, iſt, wenn er im Laufe 
des Rechtsſtreits die Anficht gewinnt, daß Ehebruch nicht vor⸗ 
liegt, nicht gehindert, einen neuen Scheidungsgrund vorzubringen. 
Wenn aber der neue Scheidungsgrund, etwa ein Vergehen 
nach 8 175 des Strafgeſetzbuchs, ihn nicht veranlaßt hätte, die 
Scheidung zu begehren, fo darf der Ehegatte auch nicht gezwungen 
werden, bei dem Scheidungsantrag zu beharren. Ebenſo ver- 
halt es fich, wenn der Ehegatte aus irgend welchen anderen 
Gründen von ſeinem Scheidungsantrag abſtehen will. Hätte 
§ 1574 Abſ. 3 auf Fälle dieſer Art keine Anwendung zu 
finden, fo wäre der Ehegatte gezwungen, den einmal geftellten 
Scheidungsantrag aufrecht zu erhalten und durch ſeinen Antrag, 
wenn der Scheidungsantrag des Gegners abgewieſen würde, die 
Scheidung herbeizuführen, um nicht den Nachteil über fich er- 
gehen zu laſſen, daß er allein für ſchuldig erklärt werde, falls 
der Gegner mit ſeinem Scheidungsantrag durchdringen ſollte. 
Dieſes Ergebnis entſpräche nicht dem aus der Beſtimmung des 
8 1574 erkennbaren Willen des Geſetzgebers. Abſ. 3 des 
§ 1574 muß deshalb auch auf den Fall Anwendung finden, 
daß ein Ehegatte Scheidungsantrag geſtellt hatte, dieſen Antrag — 
gleichviel ob in I. oder II. J. — nicht aufrecht hält, ſondern 
nur die Schuldigerklärung des anderen Ehegatten beantragt. 
Ob nicht §S 1574 Abſ. 3 ſelbſt dann zur Anwendung zu 
bringen iſt, wenn der Scheidungsantrag einer Partei, die 
zur Zeit des Eintritts des von dem anderen Ehegatten geltend 
gemachten Scheidungsgrundes berechtigt war, auf Scheidung zu 
klagen, das Recht auf Scheidung aber durch Verzeihung oder 
durch Zeitablauf verloren hat, — aufrechterhalten wird 
($ 1574 Abſ. 3 zweite Hälfte) ſteht hier nicht zur Entſcheidung. 
Daß 8 1574 Abſ. 3 Platz greift, wenn der Bekl. zwar die 
Widerklage auf Scheidung erhoben hatte, den Scheidungsantrag 
aber fallen läßt und nur die Schuldigerklärung des anderen 
Ehegatten beantragt, iſt auch in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 26. März 1903 in Sachen Richter g. Richter 
IV. 401/02 ausgeſprochen worden. Der Satz des B. U., es 
ſei unerheblich, daß der Kl. die Scheidung der Ehe auf die 
Klage in der Berufungsinſtanz nicht mehr fordere, kann hiernach 
nicht gebilligt werden. Auch der Satz, mit der Abweiſung der 
Scheidungsklage, bei welcher Kl. ſich beruhigt habe, ſei feſt⸗ 
geſtellt, daß dem Kl. ein Scheidungsgrund nicht zur Seite ſtehe, 
erſcheint nicht als zutreffend. Der Kl. hatte ſich gerade 
darüber bei dem B. G. beſchwert, daß das L. G. zu Unrecht 
angenommen habe, es ſtehe ihm kein Scheidungsgrund zur Seite. 
Der Kl. hatte lediglich den Antrag geändert. Er verlangte aus 
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dem ihm zur Seite ſtehenden Scheidungsgrund nicht mehr die 
Scheidung, ſondern nur für den Fall, daß es bei dem Scheidungs⸗ 
ausſpruch zugunſten der Bekl. verbleiben ſollte, die Schuldig ⸗ 
erklärung der Bekl. Die Moͤglichkeit, über die Schuld der 
Bekl. zu erkennen, war dem B. G. alſo nicht entzogen. H. c. H., 
U. v. 17. März 04, 443/03 IV. — Berlin. 

12. 85 1591, 1598 B. G. B. Unnoͤglichkeit der Er⸗ 
zeugung, Bedeutung des Reifegrades, Anerkennung durch An⸗ 
meldung zum Standes regiſter ?] 

Die Anficht der Revifion, daß aus dem Reifeg rade des 
Kindes allein im Sinne des § 1591 Abſ. 1 Satz 2 des 
B. G. B. die offenbare Unmöglichkeit nicht gefolgert werden 
koͤnne, iſt unzutreffend. Nach dem klaren Wortlaute dieſer 
Gefetzesbeſtimmung dürfen zum Zwecke des Nachweiſes der 
offenbaren Unmöglichkeit, daß das Kind vom Manne 
empfangen jet, alle hierfür überhaupt geeigneten Umſtände 
herangezogen werden. Der Reifegrad des Kindes iſt hiernach 
von vornherein als Beweismittel keineswegs ausgeſchloſſen. St 
der Wille des Geſetzgebers in den Geſetzesworten unzweideutig 
ausgeſprochen, jo bedarf es keiner weiteren Erörterung der 
Frage, ob die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes dieſe Auf⸗ 
faſſung beſtätigt. Im übrigen iſt bei den Beratungen der 
zweiten Kommiſſion ausdrücklich anerkannt worden, daß ein 
Zurückgehen auf den Reifegrad nicht ausgeſchloſſen ſei. 
(Mugdan, Materialien zum B. G. B. Bd. IV S. 937, 938.) 
Darüber, was begriffsmäßig zum Nachweiſe der offenbaren 
Unmöglichkeit gehöre, find verſchiedene Auffaſſungen hervor⸗ 
getreten. Man hat einerfeits in dieſer Faſſung des Geſetzes 
nur die beſondere Mahnung an den Richter geſehen, es mit der 
Schlüſſigkeit des Beweiſes beſonders genau zu nehmen. 
Darüber hinausgehend hat man andererſeits geltend gemacht, 
das Geſetz verlange, daß das Beweisergebnis volle Gewißheit 
ſchaffe und Zweifelsgründe überhaupt nicht zulaſſe, oder das 
Geſetz habe weitgehende Nachforſchungen nach den beſonderen 
Umſtänden abſchneiden wollen. Im vorliegenden Falle kann 
dahingeſtellt bleiben, welche dieſer Anſichten die zutreffende iſt. 
Auch wenn der Begriff der offenbaren Unmoͤglichkeit in dem 
ſtrengeren Sinne aufgefaßt wird, erſcheinen die Feſtſtellungen 
des B. G. zum Erweife der offenbaren Unmöglichkeit aus⸗ 
reichend. Denn das B. G. führt aus, daß die Annahme, es 
ſei das Kind vom Kl. erzeugt, allen Erfahrungen und 
dem geſunden Menſchenverſtande widerſpreche und daß dieſes 
Ergebnis auch ohne weitaus ſehende Nachforſchungen zutage liege. 
Die Reviſion rügt weiterhin: Das angefochtene Urteil verletze 
den 8 1598 des B. G. B. Eine Anerkennung des Bekl. als 
eheliches Kind ſei in der Anmeldung des Geburtsfalls zum 
Standesregiſter zu finden, wenn ſolche nicht unter Verwahrung 
erfolgt ſei. Eine Anerkennung ſei aber auch damit erfolgt, daß 
der Kl., nachdem ſeine Ehefrau beſtritten, daß das Kind von 
einem anderen herrühre, erklärt habe: „Na, dann muß ich es 
wohl glauben“. Dieſe Rüge geht gleichfalls fehl. Die Frage, 
ob eine Anerkennung der Chelichkeit des Kindes vorliege, iſt 
weſentlich eine aus den Umſtänden des Einzelfalles zu beant⸗ 
wortende Tatfrage. In keiner Weiſe hat das Geſetz aus- 
geſprochen, daß unter allen Umſtänden die zum Standesregiſter 
geſchehene Anmeldung des in der Ehe geborenen Kindes ſeitens 
des Ehemannes eine Anerkennung begründe. Auch die Ent⸗ 
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ſtehungsgeſchichte ſpricht hiergegen. (Mugdan, Materialien a. a. O. 
S. 943.) G. c. G., U. v. 24. März 04, 335/03 IV. — 
Stettin. 

Zivilprozeßorduung. 

18. 88 3, 6, 546 Z. P. O. Wert des Streitgegenſtandes, 
wenn der klagende Verkäufer nur Abnahme des Kaufgegeuftandes 
fordert. 

Den Gegenftand der Klage bildet nicht der Geſamtinhalt 
des behaupteten Kaufvertrages oder die Hauptverpflichtung des 
Bekl. als des Käufers zur Zahlung, ſondern die demſelben nach 
$ 433 Abſ. 2 des B. G. B. obliegende nebenſächliche Ver⸗ 
pflichtung zur Abnahme der gekauften Ware. Die Abnahme 
der Ware iſt aber im Sinne des 8 433 Abſ. 2 des B. G. B. 
lediglich die Hinwegnahme der zu dieſem Zwecke bereitgeſtellten 
Ware. Für die Bewertung dieſes Streitgegenſtandes iſt nicht 
die Vorſchrift des § 6 der Z. P. O. maßgebend, ſondern der 
Wert der ftreitigen Abnahmeverpflichtung iſt gemäß der im § 3 
der Z. P. O. aufgeſtellten Regel nach freiem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzen. Hierfür iſt das Intereſſe maßgebend, welches die Kl. 
daran hat, daß ihr Lagerraum von der großen Menge Pappe 
frei wird. Dieſes Intereſſe iſt auf 500 Mark zu ſchätzen. 
Daraus ergibt ſich, daß mangels Vorhandenſeins der Revifions- 
ſumme die Revifion unzuläſſig iſt. G. 6. R., U. v. 22. März 04, 
363/03 II. — Berlin. 

14. 55 3, 546 Z. P. O. Berechnung des Wertes des 
Streitgegenſtandes bei dem Verbot zur Vertretung eines be⸗ 
ſtimmten Haufes.] 

Der Bekl. hat der Kl. und ihren Angeſtellten bei Ver⸗ 
meidung der Strafe des Hausfriedensbruchs das Betreten ſeines 
in der O. ſtraße Nr. 6 zu Berlin belegenen Hausgrundſtückes ver⸗ 
boten. Die Kl., welche einen Handel mit Kiſtenfabrikaten be⸗ 
treibt, behauptet, dadurch verhindert zu ſein, den ſeither be⸗ 
ſtandenen Geſchäftsverkehr mit zweien ihrer Abnehmerinnen, die 
in dem vorbezeichneten Grundſtücke ihre Niederlaſſung haben, 
forzuſetzen. Auch die Kundſchaft einer dritten Abmieterin des 
Bekl., deren Gewinnung ihr angeblich bereits geſichert war, will 
fie infolgedeſſen eingebüßt haben. Unter Berufung auf die 
85 226 und 826 des B. G. B., aus denen ſich die Unzuläſſig⸗ 
keit des erwähnten Verbotes ergeben ſoll, hat Kl. beantragt, 
„zu erkennen, daß der Bekl. bei Vermeidung einer fiskaliſchen 
Strafe von 100 Mark für jeden Zuwiderhandlungsfall ver⸗ 
pflichtet iſt, zu dulden, daß ihre Inhaber oder ihre Angeſtellten 
zum Zwecke des Geſchäftsverkehres mit ihren im Hauſe des Bekl. 
wohnenden Kunden dieſes Grundſtück betreten.“ Die Klage iſt 
in I. und II. J. abgewieſen, die Reviſion als unzuläſſig ver⸗ 
worfen worden. Zu erwägen iſt, daß das Ziel der gegenwärtigen 
Klage nur die Erlangung der Befugnis der Kl. zur Betretung 
des Grundſtückes des Bekl. iſt, und daß der Vorteil, der ihr 
aus einem obfieglichen Urteil entſpringt — ſofern ſie ein ſolches 
wirklich erſtreiten würde — nur in der Möglichkeit einer 
Wiederaufnahme des Geſchäftsverkehres mit ihren 
früheren Kunden beſtehen könnte. Was dagegen den Erſatz des 
Schadens betrifft, der durch das Verhalten des Bekl. und in⸗ 
folge feines Verbotes aus irgend einem Rechtsgrunde und ins⸗ 
beſondere aus den vom Kl. in Bezug genommenen $$ 226 und 
826 des B. G. B. ihr etwa erwachſen iſt, fo würde es zu 
deſſen Geltendmachung einer neuen und ſelbſtändigen Klage 
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bedürfen. Über dieſe vermoͤgensrechtliche Schädigung und deren 
Ausgleich wird durch den gegenwärtigen Prozeß nichts entſchieden. 
Nur auf mittelbare Weiſe iſt in dem jetzt erhobenen Anſpruch 
der Kl. auch ihr oͤkonomiſches Intereſſe mit verflochten. Zwar 
für die Vergangenheit, d. i. bis dahin, wo durch ein vollſtreckbares 
Urteil ihrem Antrage ſtattgegeben würde, kann hiervon nicht die 
Rede ſein. Denn wenn damit auch außer Streit geſtellt würde, 
daß ſie die Geſchäftsräume ihrer Kunden in dem Hauſe des 
Bekl. fortan betreten darf, ſo würde ſich doch hieraus für die 
vorher liegende Zeit ein Vermͤͤgensgewinn der Kl. nicht 
ergeben. Wohl aber würde auf einen Erfolg dieſer Art für die 
Zukunft, d. i. für die Zeit von der Vollſtreckbarkeit des ihr 
günſtigen Urteils an, inſofern zu rechnen ſein, als ſie durch den 
Beſuch ihrer früheren Abnehmer nach der Verſicherung des Buch⸗ 
halters S. die Gelegenheit zurückerhielte, ihren früheren Geſchäfts⸗ 
verkehr mit denſelben in dem gleichen gewinnbringenden Umfange 
wiederum aufzunehmen. Da hiernach als Anfangstermin für 
dieſen Erwerb, der mit dem Gegenſtand der Reviſionsbeſchwerde 
zuſammenfällt, nicht ſchon der 20. Oktober 1902 (Tag des 
Verbotserlaſſes), ſondern erſt der Tag der Vollſtreckbarkeit des 
endgültig erlaſſenen Urteils in Betracht käme, ſo iſt für die 
Berechnung des Gewinnes, der für die Kl. bei Verfolgung ihrer 
Reviſion auf dem Spiele ſteht, nicht, wie fie felbft meint, ein 
Zeitraum von 4 Jahren, ſondern lediglich ein ſolcher von 
höchſtens 3 Jahren, während welcher die Miets verträge der an- 
gebenen Firmen mit dem Bekl. nach der hierüber erfolgten 
Glaubhaftmachung noch fortdauern, maßgebend. Gar nicht zu 
berückſichtigen dagegen iſt der von der Kl. zur Schätzung des 
Beſchwerdewertes herbeigezogene Verdienſt, den ſie aus einer 
geſchäftlichen Anknüpfung mit der Firma R. erhofft. Ob ein ſolcher 
Verdienſt überhaupt eintreten würde, iſt unſicher, und mit ſeiner 
bloßen Möglichkeit kann nicht gerechnet werden. Hierzu kommt, 
daß nicht einmal Klarheit darüber beſteht, ob die Niederlaſſung 
dieſer Firma künftighin in dem Grundſtück des Bekl. verbleiben 
wird. Wollte man daher auch in allen übrigen Beziehungen 
der Auffaſſung der Kl. beitreten und von denjenigen Bedenken 
abſehen, welche ſich namentlich daraus ergeben, daß auch in 
betreff der beiden erſten Firmen eine irgendwie verbürgte Gewiß⸗ 
heit für die Zuwendung ihrer Kundſchaft in dem alten Maße an 
Kl. nicht vorhanden iſt, ſo kann doch der Wert des Gegenſtandes 
der Reviſion nicht höher angenommen werden als auf dreimal 
480 Mark, alſo im ganzen auf 1440 Mark. F. c. H., U. v. 
24. März 04, 253/03 IV. — Berlin. 

15. 5 102 Z. P. O. Gerichtskoſtengeſetz §§ 8, 47. Grobes 
Verſchulden des Rechtsanwalts bei Einlegung einer Beſchwerde 
im Namen der Partei ſtatt im eigenen Namen.] 

Das L. G. hat gemäß § 47 Abſ. 2 G. K. G. die Er⸗ 
hebung einer beſonderen Gebühr von drei Zehnteilen der in 
§ 8 G. K. G. beſtimmten Gebühr für die Verhandlung und 
Entſcheidung über die mutwillig befundene Ablehnung des 
Gerichtsafſeſſors A. beſchloſſen. Der Bekl., für den die Ab- 
lehnung durch deſſen Anwalt B. erklärt worden war, erhob 
hiergegen Beſchwerde, ſie iſt aber vom O. L. G. durch den jetzt 
mit weiterer Beſchwerde angefochtenen Beſchluß als unbegründet 
zurückgewieſen worden. Beſchwerdegrund: die Behauptung, daß 
das O. L. G. die in der Beſchwerde angeführten Tatſachen nicht 
geprüft habe. Die weitere Beſchwerde war als unzuläſſig 


238 


($ 568 Abf. 2 Z. P. O.) verworfen worden. Ein grobes Ver⸗ 
ſchulden des Rechtsanwalts B. wurde darin befunden, daß er 
die Beſchwerde für die Partei erhoben hat. Die Partei hatte 
daran gar kein Intereſſe, nachdem das L. G. durch ferneren 
Beſchluß vom 19. Dezember 1903 den Rechtsanwalt B. ſelbſt 
zur Zahlung der beſonderen Gebühr verurteilt hatte, weil die 
mutwillige Ablehnung auf ſein grobes Verſchulden zurückzuführen 
war. Wegen ſeines weiteren groben Verſchuldens war der ge⸗ 
nannte Rechtsanwalt, der vergebens aufgefordert iſt, dieſes Ver⸗ 
fahren zu rechtfertigen, nach $ 102 Z. P. O. auch in die Koſten 
der Beſchwerdeinſtanz zu verurteilen. B. c. P., Beſchl. v. 
28. Jan. 04, B 77/04 V. — Naumburg. 

16. 5 233 Z. P. O. Unabwendbarer Zufall, wenn auch 
die rechtzeitige Beſchwerde keine Abhilfe gebracht hätte.] 

Der Kl., welcher zweifellos die Berufungsfriſt verſäumt 
hat, verlangt nach Maßgabe des § 233 Abſ. 1 der Z. P. O. 
dagegen wieder in den vorigen Stand geſetzt zu werden, weil 
er nicht rechtzeitig mit einem Anwalte, durch den er die Be⸗ 
rufung hätte einlegen können, verſehen geweſen ſei, da er arm 
ſei, und das Berufungsgericht trotz des von ihm zeitig geſtellten 
Armenrechtsgeſuches ihm das Armenrecht für die Berufungs- 
inſtanz verweigert habe. Das O. L. G. findet hierin keinen 
unabwendbaren Zufall, weil der Kl. in verſchiedenen Be⸗ 
ziehungen es an der zur rechtzeitigen Erlangung des Armen⸗ 
rechts erforderlichen Sorgfalt habe fehlen laſſen. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung beruht jedoch auf rechtlichen Verſtößen. Zunädjft 
fehlt es der Annahme, daß, nachdem das Urteil I. J. dem 
Kl. am 26. Mai 1903 zugeſtellt worden war, er früher als 
am 3. Juni 1903 ſein Armenrechtsgeſuch beim Hanſeatiſchen 
O. L. G. hätte einreichen können, an jeder Begründung; denn 
einiger Tage bedarf in der Regel die arme Partei zur Prüfung 
der Rechtslage ihrer Sache, und im vorliegenden Falle würden, 
da der Kl. in D. wohnt, ein paar Tage auf das Hinund⸗ 
her zwiſchen H. und D. zu rechnen ſein. Wenn ferner 
das B. G. es für erheblich hält, daß der Kl. die in der 
Berufungsinſtanz vorzubringenden Beweismittel nicht ſchon im 
Armenrechtsgeſuche, ſondern erſt in ſeiner Beſchwerdeſchrift be⸗ 
nannt habe, ſo iſt nicht abzuſehen, wie dasſelbe hierzu hat 
gelangen können; denn da das Gericht ſich durch die Beſchwerde⸗ 
ſchrift nicht hat beſtimmen laſſen, dem Kl. doch noch das 
Armenrecht zu erteilen, ſo iſt bis auf weiteres anzunehmen, 
daß, auch wenn das Armenrechtsgeſuch ſchon den Inhalt 
der Beſchwerdeſchrift gehabt hätte, die Sache keinen anderen 
Verlauf genommen haben würde. Allerdings iſt nun aber 
gegen die weitere Annahme des O. L. G., daß der Kl. nachher 
(etwa vom 15. oder 16. Juni 1903 an) eine unentſchuldigte 
Säumnis begangen habe, als er länger zögerte, die (auch ſchon 
vom 15. Juni datierte) Beſchwerdeſchrift gegen die ihm am 
13. Juni 1903 zugeſtellte Armenrechtsverweigerung nach H. 
abzuſchicken, an ſich nichts zu erinnern. Hier fehlt es jedoch an 
der Feſtſtellung, daß durch frühere Abſendung, etwa am 15., die 
Verſäumung der Berufungsfriſt „abgewandt“ worden wäre. 
Denn bis auf weiteres iſt das nicht anzunehmen. Hätte die 
Beſchwerdeſchrift dem O. L. G. ſchon etwa am 17. Juni vor⸗ 
gelegen, ſo würde es freilich vorausſetzlich ſchon vor Ablauf der 
Berufungsfriſt darauf Beſchluß gefaßt haben, während es dies 
jetzt erſt am 27. Juni, alſo am Tage nach dieſem Ablaufe, 
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getan hat. Aber damit wäre nichts gewonnen geweſen, da das 
O. L. G. ja eben das Armenrecht trotz der erhobenen Beſchwerde 
nicht gewährt hat, ſondern bei ſeiner ablehnenden Entſchließung 
ſtehen geblieben iſt. Unterſtellt man nun, die Beſchwerdeſchrift 
hätte dem O. L. G., ſtatt erſt am 22., ſchon am 17. Juni 
vorgelegen, jo wäre zu folgern, daß dasſelbe etwa am 22. be- 
ſchloſſen haben würde, die Beſchwerde an das R. G. weiter 
zu geben. Dieſe wäre dann, ſtatt am 1. Juli, etwa am 
25. Juni an das R. G. gelangt, und letzteres würde dann 
doch keinenfalls vor dem 27. Juni dazu gekommen ſein, über 
die Beſchwerde zu beſchließen, alſo immer erſt zu einer Zeit, 
wo die Berufungsfriſt ſchon abgelaufen geweſen wäre. Es iſt 
daher bisher keine Grundlage für die Verneinung der Unab- 
wendbarkeit des fraglichen Zufalles gegeben. Aus dieſen 
Gründen mußte das angefochtene Urteil aufgehoben werden. 
Dem Antrage, hier ſofort die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zu erteilen, konnte jedoch nicht ſtattgegeben werden, da, 
ganz abgeſehen von der Frage, ob das Reviſionsgericht über- 
haupt ein ſolches Zwiſchenurteil erlaſſen dürfe, hier, wie aus 
dem obigen hervorgeht, noch erſt tatſächliche Feſtſtellungen er- 
forderlich waren. Es hatte mithin in vollem Umfange Zurück⸗ 
verweiſung in die vorige Inſtanz einzutreten. T. c. G., U. v. 
10. Mär; 04, 539/03 VI. — Hamburg. 

17. 58 239, 241, 243, 249, 250 3.9.0. Unter 
brechung des Verfahrens durch Tod des Bekl. nach der Zu⸗ 
ſtellung des B. U.; Form der Wiederaufnahme.] 

Durch den nach geſchehener Zuſtellung des B. U. einge ⸗ 
tretenen Tod des Bekl. war das Verfahren nach $ 239 Abſ. 1 
der Z. P. O. unterbrochen. Denn von ſeiten des Bekl. war 
damals ein Prozeßbevollmächtigter für die Reviſionsinſtanz noch 
nicht beſtellt, und es lag deshalb ein Fall des § 246 a. a. O. 
nicht vor. Iſt jedoch nach dem Eintritt der Unterbrechung ein 
Nachlaßpfleger beſtellt, ſo endet die Unterbrechung nicht damit, 
daß dieſem Pfleger gegenüber das Verfahren durch Urteil für 
aufgenommen erklärt wird, vielmehr kann nach 88 243, 241 
a. a. O. die Beendigung der Unterbrechung nur dadurch herbei ⸗ 
geführt werden, daß entweder der Nachlaßpfleger von ſeiner 
Beſtellung dem Gegner Anzeige macht oder daß der Gegner 
feine Abfiht, das Verfahren fortzuſetzen, dem Pfleger anzeigt. 
Eine derartige Anzeige als in der an den Nachlaßpfleger gerich⸗ 
teten, der Form des § 250 der Z. P. O. entſprechenden Ladung 
zur Aufnahme des Verfahrens mitenthalten anzunehmen, unter · 
lag keinem Bedenken. K. o. D., U. v. 28. März 04, 364/03 IV. 
— Königsberg. 

18. 58 274, 500, 538 Z. P. O. Unzuläffigkeit der Ent- 
ſcheidung zur Hauptſache ſeitens des B. G., wenn das L. G. 
nur über eine Prozeßvorausſetzung erkannt hat.] 

Das L. G. hatte eine erhobene Schadenklage wegen Pro- 
zeßunfähigkeit des Kl. abgewieſen. Das O. L. G. kam zur ent- 
gegengeſetzten Auffaſſung und wies die Klage aus materiellen 
Gründen ab. Das R. G. hob auf. Für die Anwendbarkeit 
des § 538 der Z. P. O. iſt nicht zu erfordern, daß in den 
Fällen des 5 274 Nr 1, 2 und 7 die prozeßhindernde Einrede 
gerade durch Verweigerung der Einlaſſung zur Haupt- 
ſache geltend gemacht wurde. Der jetzt erkennende Senat hat 
ſchon in einem Urteil vom 16. März 1891 (VI 285/90), ab- 
gedruckt in Seufferts Archiv Bd. 47 Nr. 170, ausgeſprochen: 
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„ob der Bekl. auf Grund der Einrede die Verhandlung zur 
Hauptſache verweigerte, ob das Gericht abgeſondert über die 
Einrede vorab verhandelte und ob die Sache in I. J. ſchon er- 
ſchoͤpfend verhandelt war, erſcheine für die Anwendung des § 500 
(538) Nr. 2 gleichgültig; entſcheidend ſei nur, daß die I. J. 
bie prozeßhindernde Einrede, deren ſich der Bekl. bedient hat, 
für begründet, die II. J. ſie für unbegründet halte.“ — Der 
Bekl. mag ſich neben Erhebung der prozeßhindernden Einrede 
eventuell zur Hauptſache einlaſſen und er kann nach § 274 
Abſ. 3 der Z. P. O. auch noch im ſpäteren Verlaufe der Sach⸗ 
verhandlung eine prozeßhindernde Einrede geltend machen, wenn 
ſie eine ſolche iſt, „auf welche der Bekl. nicht wirkſam ver⸗ 
zichten kann.“ (Z. P. O. 8 274 Abſ. 2 Nr. 2, Nr. 7 und 
ſoweit Prorogation ausgeſchloſſen iſt Nr 1.) Zumal bei dieſen 
letzteren Einreden nun, mit denen das Fehlen einer weſentlichen 
Prozeßvorausſetzung geltend gemacht wird, iſt eine beſtimmte 
Form der Geltendmachung weder vom Geſetz vorgeſchrieben, 
noch durch die prozeſſuale Natur des Rechtsbehelfs geboten. 
Selbſt bei den bloßen Prozeßeinreden, die nur auf ausdrückliche 
Rüge der Partei zu berückſichtigen find, iſt nicht gerade ein for⸗ 
meller Antrag zu erfordern, genügt es vielmehr, wenn die aus⸗ 
drücklichen Anführungen des Bekl. feinen Willen, den Einwand 
geltend zu machen, deutlich erkennen laſſen. Um ſo mehr muß 
die Einrede dann als vom Bekl. erhoben betrachtet werden, 
wenn er ſich auf den Mangel einer Prozeßvorausſetzung, welche 
von Amts wegen zu prüfen iſt, in der Weiſe beruft, daß hier⸗ 
aus ſein Wille erhellt, es ſolle der fragliche Prozeßmangel be⸗ 
rückſichtigt, ihm die geſetzliche Folge gegeben werden. Man mag, 
wenn von der Verweigerung der Einlaſſung zur Hauptſache ab⸗ 
geſehen wird, in den gedachten Fällen das Verhältnis dahin 
ausdrücken, daß die ſogenannte Einrede nur die Anregung 
zu der dem Richter ohnedies obliegenden Prüfung bilde. Vergl. 
Gaupp⸗Stein, Z. P. O. zu § 274 Ziffer I, 6/7. Auflage 
S. 612; Neukamp, Handkommentar zur Z. P. O. § 274 
Anm. 2 S. 217 flg.; Schmidt, Lehrbuch des Deutſchen Zivil⸗ 
prozeſſes, 8 144, S. 806 und Note 1. Wenn das Gericht, 
nachdem eine prozeßhindernde Einrede erhoben war, ſich bei der 
Entſcheidung über den fraglichen Prozeßmangel nicht auf die 
Prüfung des Parteivorbringens beſchränkt, ſondern eine weiter⸗ 
gehende Offizialprüfung vorgenommen hatte, fo hat es gleich- 
wohl im Sinne von § 538 der Z. P. O. über eine „prozeß⸗ 
hindernde Einrede“ entſchieden. Und andererſeits iſt über eine 
ſolche Einrede auch dann entſchieden worden, wenn das Gericht 
zunächſt von Amts wegen auf die Prüfung der Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung eingegangen war, im Verlauf der Verhandlung aber der 
Bekl. den bezüglichen Einwand auch ſeinerſeits geltend gemacht 
hatte. — Vergl. auch Urteil des R. G. vom 18. März 1896, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 247 Nr. 2. Im vorliegenden 
Falle nun hat das L. G. vor Beginn der Verhandlung zur 
Hauptſache von Amts wegen abgeſonderte Verhandlung über die 
Prozeßfähigkeit des Kl. angeordnet, wozu es ſich entweder nach 
§ 275 Abſ. 1 oder nach § 146 der Z. P. O. für befugt er- 
achten mochte. Der Bekl. hatte tatſächlich inſofern keinen An- 
laß, die Einlaſſung zur Hauptſache in dem Verfahren I. J. zu 
verweigern. Wenn nun in dieſem geſonderten Verfahren der 
Bekl. nach ſtattgehabter Beweisaufnahme fi über deren Er⸗ 
gebnis ausſprechen wollte, jo konnte das möglicherweiſe lediglich 
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mit der Bedeutung einer Beweisausführung, einer Würdigung 
des ſeitens des Gerichts von Amts wegen erhobenen Beweiſes 
geſchehen. Aber ebenſowohl kann in einer ſolchen Auslaffung 
des Bekl. oder in Verbindung damit deſſen Wille zum Ausdruck 
gebracht ſein, den durch die Beweiserhebung feſtgeſtellten Pro⸗ 
zeßmangel zu rügen, ſich des entſprechenden Rechtsbehelfs zu 
bedienen, alſo die prozeßhindernde Einrede geltend zu machen. 
— Dieſe letztere Bedeutung war unbedenklich den vorerwähnten, 
vom Bekl. in I. J. abgegebenen Erklärungen beizulegen. Der 
Bekl. hat dabei nicht bloß das Ergebnis der Beweisaufnahme, 
wodurch die Prozeßunfähigkeit des Kl. dargetan ſei, erörtert, 
ſondern auch beigefügt, es ſei geboten, daß ſeine Prozeßfähig⸗ 
keit verneint werde. Darin liegt, wenn nicht ein foͤrmlicher 
Antrag, fo doch die Willenserklärung, den Mangel der frag ⸗ 
lichen Prozeßvorausſetzung zur Geltung zu bringen, und hieran 
wird auch durch die Ausdrucksweiſe: „es ſei im Intereſſe des 
Kl. ſelbſt geboten uſw.“, nichts geändert. Der ſpäteren Er⸗ 
Härung des Bekl. in der Berufungsinſtanz: er gebe die Frage 
der Prozeßfähigkeit „auch jetzt“ völlig anheim, kann nicht die 
Rückwirkung zukommen, daß nach ihr ſich die Auffafſſung von 
jener erſtinſtanzlichen Prozeßtatſache zu richten hatte. War 
ſomit der Sache nach und im Sinne von § 538 Nr. 2 der 
Z. P. O. die „prozeßhindernde Einrede“ der mangelnden Pro- 
zeßfähigkeit vom Bekl. vorgeſchützt und iſt durch das landgericht⸗ 
liche Urteil nur über dieſe Einrede entſchieden worden, ſo durfte 
den Parteien nach der Vorſchrift des Geſetzes die I. J. nicht 
entzogen werden. Vielmehr hätte das B. G., wenn es im 
Gegenſatz zum I. R. die Prozeßfähigkeit des Kl. als 
vorhanden anſah, alſo die prozeßhindernde Einrede für unbe⸗ 
gründet erklärte, nach Aufhebung beziehungsweiſe Abänderung 
des angefochtenen Urteils die Sache, da eine weitere Ver⸗ 
handlung derſelben alsdann erforderlich war (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 12 S. 377, Bd. 29 S. 419), an das Gericht 
I. J. zurückverweiſen müſſen. Dies hatte unabhängig von den 
Parteianträgen zu geſchehen, denn die Vorſchrift des §8 538 
der Z. P. O. iſt zwingender Natur und kann durch Verein⸗ 
barung der Parteien nicht ausgeſchloſſen werden (Entſch. des 
R. G. Bd. 22 S. 392 flg.; Juriſtiſche Wochenſchrift 1902 
S. 93 Nr. 17). v. M. c. Fiskus, U. v. 21. März 04, 
333/03 VI. — Stuttgart. 

19. 8 471 Z. P. O. Anwendbarkeit bei zur Zeit der 
Eidesanordnung objektiv vorhandener aber unbekannter Unmöͤglich⸗ 
keit der wirkſamen Eidesleiſtung.] 

Die Reviſionsbeſchwerde geht dahin: Das B. G. habe 
mit Unrecht, namentlich in rechtsirrtümlicher Anwendung des 
§ 471 3. P. O. durch das Zwiſchenurteil vom 27. Juni 1902 
ſein bedingtes Endurteil vom 21. März 1902 aufgehoben; 
denn im gegebenen Falle ſtehe eine in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
der Eidesauflage und der Eidesabnahme eingetretene Zuſtands⸗ 
veränderung des Schwurpflichtigen, wie fie § 471 eit. voraus- 
ſetze, nicht in Frage. Vielmehr ſei die Kl. in der Lage geweſen, 
das bedingte Endurteil vom 21. März 1902 deshalb anzufechten, 
weil Sch., dem dadurch als angeblichen Teilhaber der 
klägeriſchen Firma ein richterlicher Eid auferlegt worden ſei, 
in Wirklichkeit nicht Teilhaber dieſer Firma und ſomit zu 
deren Vertretung vor Gericht nicht befugt geweſen ſei. Da 
Kl. aber dieſes Urteil habe rechtskräftig werden laſſen und 
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Sch. den ihm darin auferlegten Eid nicht geleiſtet habe, ſo 
müſſe auch die in dieſem Urteile für den Fall der Nichtleiſtung 
dieſes Eides feſtgeſetzte Rechtsfolge, nämlich die Abweiſung der 
Klage eingetreten. — Die zur Entſcheidung ſtehende Frage iſt 
hiernach die, ob, wie dies das B. G. angenommen hat, die 
Vorſchriften des §8 471 3. P. O. auch in ſolchen Fällen 
anwendbar find, in welchen ſchon zur Zeit der Eides 
anordnung die Unmöglichkeit einer wirkſamen Leiſtung des 
Eides durch den bezeichneten Schwurpflichtigen tatſächlich vorlag, 
aber den Parteivertretern und dem Prozeßgerichte nicht bekannt 
war. Dieſe Frage tft zu bejahen. Zwar find in § 471 Abſ. 1 
ausdrücklich nur die Fälle erwähnt, daß der Schwurpflichtige 
ſtirbt, daß er zur Leiſtung des Eides unfähig wird oder daß 
er aufhört, geſetzlicher Vertreter zu ſein. Dieſe Fälle haben 
das Gemeinſame, daß ein eine wirkſame Eidesleiſtung 
verhindernder Umſtand in der Perſon des Schwurpflichtigen 
erſt nach der Eidesanordnung eingetreten iſt. Doch iſt 
daraus nicht zu ſchließen, daß der Geſetzgeber die Vorſchriften 
des 8 471 ausſchließlich für die darin ausdrücklich erwähnten 
beſonderen Fälle oder überhaupt nur für ſolche Fälle hätte 
erlaſſen wollen, in welchen eine Unmöglichkeit der Eidesleiſtung 
erſt nach der Anordnung derſelben eingetreten iſt. Denn einer⸗ 
ſeits bietet für die Annahme einer ſolchen beſchränkten Abſicht 
des Geſetzgebers die Entſtehungsgeſchichte des § 471 keinen 
Anhalt. Andererſeits trifft der Zweck der darin enthaltenen 
Vorſchriften nicht nur in Fällen der letzteren Art, ſondern auch 
dann zu, wenn ſchon zur Zeit der Eidesauflage die Unmöglichkeit 
der Eidesleiſtung durch den bezeichneten Schwurpflichtigen objektiv 
vorlag, aber den beim Prozeßverfahren unmittelbar Beteiligten, 
alſo namentlich den Prozeßbevollmächtigten und dem Prozeß⸗ 
gerichte nicht bekannt war, dieſelbe ſich vielmehr erft nachträglich 
herausgeſtellt hat; denn auch beim Vorliegen der letzteren 
Vorausſetzungen würde, wenn die Vorſchriften des 8 471 
Z. P. O. nicht anwendbar wären, die zwar bei der Eidesanordnung 
ſchon vorhandene, aber erſt nachträglich ſich herausſtellende 
Unmöglichkeit der Abnahme des auferlegten Eids für die 
betreffende Partei in der Regel dieſelbe unbillige Benachteiligung 
zur Folge haben wie die erſt nach der Eidesanordnung 
eingetretene Unmöglichkeit einer Abnahme des Eides. Ein 
entſcheidender Grund gegen die Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften 
in dem gegebenen Falle kann auch daraus nicht hergeleitet 
werden, daß die Kl. in der Lage war, gegen das bedingte 
Endurteil des B. G. vom 21. März 1902, wodurch ihrem 
angeblichen Teilhaber Sch. der fragliche Eid auferlegt worden 
war, ein Rechtsmittel einzulegen. Denn da der Geſetzgeber für 
den Fall, daß eines der in § 471 Abſ. 1 Z. P. O. ausdrücklich 
erwähnten Ereigniſſe zwar nach der Eidesauflage, aber vor 
Eintritt der Rechtskraft des dieſelbe enthaltenden bedingten 
Endurteils eintreten ſollte, — was ja vorkommen kann, — die 
daſelbſt beſtimmten Befugniſſe der Parteien weder ausgeſchloſſen 
noch beſchränkt hat, ſo iſt anzunehmen, daß dieſe Befugniſſe 
den Parteien ohne Rückſicht darauf haben eingeräumt werden 
ſollen, ob fie etwa in der Lage waren, gegen ein ſolches Urteil 
ein Rechtsmittel einzulegen, und ob fie bezüglich der Nicht⸗ 
einlegung ein Verſchulden trifft oder nicht. Überdies ſpricht 
für die Anwendbarkeit der fraglichen Beſtimmungen gerade in 
Fällen der hier in Rede ſtehenden Art der weitere Umſtand, 


XXIII. Jahrgang. 


daß in denſelben die Eidesanordnung auf einer irrtümlichen 
Annahme des Prozeßgerichts beruht und daß es daher als 
augemeſſen erſcheint, dann, wenn ſich nachträglich der Vollzug 
dieſer Anordnung aus einem Grunde, der zur Zeit des Erlaſſes 
derſelben zwar ſchon vorhanden, aber dem Gerichte nicht bekannt 
war, als unausführbar erweiſt, dem Gerichte ſelbſt, das irrtümlich 
die fragliche Anordnung erlaſſen hat, eine anderweite, der 
wirklichen Sachlage entſprechende Anordnung oder Entſcheidung 
zu überlafſſen. In dieſem Sinne hat auch ſchon das R. G. in 
ähnlichen Fällen wiederholt erkannt (vergl. die Urteile des 
V. 3. S. vom 25. Januar 1890 und des III. Z. S. vom 
9. Dezember 1898, abgedruckt in Seufferts Archiv Bd. 45 
S. 371 f. und Bd. 54 S. 350) und es beſteht nach vorſtehenden 
Ausführungen auch für den erkennenden Senat kein Anlaß, 
von dieſer einem praktiſchen Bedürfniſſe entſprechenden Rechts⸗ 
anſicht abzuweichen. Wenn hiernach der vorliegende Fall nach 
8 471 3. P. O. zu beurteilen iſt, fo erſcheint die Aufhebung 
des die unausführbare Eidesanordnung enthaltenden bedingten 
Endurteils vom 21. März 1902 und der Erlaß einer neuen 
Entſcheidung durch das B. G. auf Grund der durch $ 471 
Abſ. 1 ausdrücklich geſtatteten neuen Beweiserhebung ohne 
weiteres als durch die Beſtimmungen des 8 471 Abſ. 1 und 3 
gerechtfertigt; denn aus der letzteren ergibt ſich klar: 1. daß 
die Anwendung dieſer Vorſchriften auch nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß die fragliche Eidesauflage in einem zugleich 
bedingt über den ſtreitigen Anſpruch erkennenden rechtskräftigen 
Endurteile enthalten iſt, und 2. daß infolge der Anwendung 
des 8 471 das letztere Urteil vollſtändig, namentlich auch 
inſoweit unwirkſam wird, als darin bedingt über den ſtreitigen 
Anſpruch ſelbſt entſchieden iſt. (Vergl. außer den 2 zitierten 
auch das Urteil des VI. Z. S. des R. G. vom 4. Mai 1899, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1899 S. 370 Nr. 20.) L. c. Sch., 
U. v. 24. März 04, 354/03 II. — Colmar. 

20. 88 551, 600 Z. P. O. Das Nachverfahren iſt bei 
demjenigen Gerichte fortzuſetzen, das den Vorbehalt ausge- 
ſprochen hat.] 

Das L. G. I in B. hat eine erhobene Wechſelklage 
durch Urteil vom 27. Auguſt 1900 abgewieſen; auf Berufung 
der Kl. verurteilte das Kammergericht am 11. März 1901 den 
Bekl. unter dem Vorbehalte der Ausführung ſeiner Rechte. 
Auf die Reviſion des Bekl. wurde indeſſen durch das Urteil des 
R. G. vom 18. Dezember 1901 das Urteil des Kammergerichts 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das B. G. zurückverwieſen, worauf das Kammer- 
gericht durch Urteil vom 26. Mai 1902 den Bekl. unter Ab⸗ 
änderung des landgerichtlichen Urteils wiederholt nach dem An⸗ 
trag der Klage unter Vorbehalt verurteilt hat. Unterdeſſen 
hatte in dem vorbehaltenen Nachverfahren das L. G. durch Ur⸗ 
teil vom 17. Juni 1901 das Urteil des Kammer⸗ 
gerichts vom 11. März 1901 aufgehoben und die Klage 
koſtenpflichtig abgewieſen. Die Kl. legte Berufung ein 
mit dem Antrag, unter Abänderung der Vorentſcheidung 
den Bekl. nach dem Klageantrag zu verurteilen, während der 
Bekl. die Zurückweiſung der Berufung beantragte und im 
Wege der Anſchließung an die Berufung verlangte, daß das 
landgerichtliche Urteil gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt werde. Dem letzteren Antrag iſt durch Teil⸗ 
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urteil des Kammergerichts vom 9. Auguft 1901 ſtattgegeben 
worden. Im übrigen erhob das Kammergericht Beweis und 
erkannte ſchließlich dahin: „das am 26. Mai 1902 verkündete 
Urteil des erkennenden Gerichts wird unter Wegfall des darin 
enthaltenen Vorbehalts aufrecht erhalten.“ Die Reviſion des 
Bekl. hatte keinen Erfolg. Die Rüge der Reviſion, es jet pro- 
zeſſnal unzuläſſig, daß das B. G. in dem angefochtenen Urteil 
das im Wechſelprozeß am 26. Mai 1902 ergangene Urteil auf- 
recht erhielt, obgleich das Nachverfahren uur gegen das am 
11. März 1901 erlaſſene Urteil eingeleitet worden war, erweiſt 
ſich nicht als begründet. Denn dieſes Urteil vom 11. März 
1901, welches im Wechſelprozeß ergangen war, iſt vom R. G. 
am 18. Dezember 1901 aufgehoben und die Sache zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. zurückverwieſen 
worden, worauf dieſes im Wechſelprozeß weiter verhandelte und 
dann das Urteil vom 26. Mai 1902 erließ, welches inhaltlich 
mit dem aufgehobenen Urteil vom 11. März 1901 überein⸗ 
ſtimmte, den Bekl. wiederum zur Zahlung von 3 550 Mark 
nebft Zinſen und Koſten verurteilte und ihm wiederum die Aus- 
führung ſeiner Rechte vorbehielt. Da dieſes Urteil unange⸗ 
fochten blieb, bildete es den nunmehr endgültigen Abſchluß des 
Wechſelprozeſſes an Stelle des aufgehobenen Urteils vom 
11. März 1901, und es iſt deshalb richtig und zutreffend, wenn 
das im Nachverfahren ergangene nun angefochtene Urteil erklärt, 
daß das am 26. Mai 1902 verkündete Urteil unter Wegfall 
des darin enthaltenen Vorbehalts aufrecht erhalten werde. Da⸗ 
gegen ift dem Rkl. zuzugeben, daß die weitere prozeſſuale Rüge, 
es habe nach der Sachlage das Nachverfahren nur vor dem 
B. G. und nicht vor dem L. G. I zu B., Kammer III 
für Handelsſachen, angängig gemacht werden dürfen, begründet 
ift, aber dieſer prozeſſuale Verſtoß führt nicht zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils. Zwar konnte durch Vereinbarung 
die Zuſtändigkeit des Gerichts I. J. für das Nachverfahren nicht 
begründet werden. Denn es liegt nicht in der Macht der Par- 
teien, ſich durch Vereinbarung hier zwei Rechtszüge zu ver- 
ſchaffen, wo das Geſetz nur einen einzigen gewährt. Aber es 
muß berückfichtigt werden, daß eine der im § 551 der Z. P. O. 
aufgeführten Geſetzesverletzungen nicht vorliegt, und das Kammer⸗ 
gericht, welches die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat, auch 
vom Geſetze berufen war, die Entſcheidung, wenn auch nicht als 
B. G., zu geben. Der Bekl. und Rkl. ſelbſt, auf deſſen An⸗ 
trag das Nachverfahren bei dem Gerichte I. J. eingeleitet und, 
da er ſich der Berufung innerhalb der Friſt angeſchloſſen hatte, 
auch bei dem Kammergericht fortgeſetzt wurde, hat erklärt, 
daß über alles, worüber er verhandeln wollte, bereits vor dem 
Kammergericht in prozeßgerechter Weiſe verhandelt worden iſt. 
Er iſt ſomit dadurch, daß auf feinen Antrag hin das Nach⸗ 
verfahren vor dem Gerichte I. J. gleichfalls durchgeführt worden 
iſt, in keiner Weiſe beſchwert. L. c. K., U. v. 12. März 04, 
19% 4 I. — Berlin. 

21. 5 1032 Z. P. O. Keine Ablehnung eines Schieds⸗ 
richters, der ſchon vorher ſeine Meinung ausgeſprochen hat.] 

Es mag der Stadtgemeinde unbequem ſein, daß dem 
Schiedsgericht im gegenwärtigen Streitfall ein Mann angehören 
ſoll, der ſich in einer anderen, anſcheinend auf dasſelbe Rechts⸗ 
verhältnis zurückzuführenden Sache bereits eine den ſtädtiſchen 
Intereſſen entgegengeſetzte Meinung gebildet und ihr entſchiedenen 
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Ausdruck geliehen hat. Ein objektiver Grund zum Miß⸗ 
trauen in die Unparteilichkeit des Schiedsrichters iſt damit nicht 
gegeben, ſo wenig wie der ſtaatliche Richter etwa deshalb ab⸗ 
gelehnt werden kann, weil er ſich zu einer beſtimmten Rechts⸗ 
anſicht bekannt hat. M. c. J., Beſchl. v. 5. April 04, 
B 54/04 VII. — Poſen. | 

Konkurs ordnung (a. F.). 

22. 55 2, 5, 107 K. O. in Verbindung mit $ 516 
Abſ. 1 B. G. B. Nichtigkeit einer den Konkurs- 
zwecken entgegenſtehenden Rechtshandlung des Konkurs- 
verwalters.] 

Im Anſchluß an das Urteil des VI. Z. S. des R. G. in 
den Entſch. Bd. 29 Nr. 23 S. 80 ff. führt der B. R. aus: 
„Nach den 88 2, 5, 107 K. O. (a. F.) ſtehe dem Konkurs-. 
verwalter grundſätzlich das Verwaltungsrecht über die geſamte 
Konkursmaſſe uneingeſchränkt zu. Nur daun laſſe ſich aus⸗ 
nahmsweiſe eine Nichtigkeit ſeiner Rechtsgeſchäfte geltend machen, 
wenn fie augenſcheinlich gegen Grund und Zweck feiner Befug- 
niſſe verſtießen, ſonſt ſeien fie dritten gegenüber rechtsgültig, 
mochten fie auch zum Nachteil der Maſſe ausſchlagen und den 
Konkursverwalter den Konkursgläubigern gegenüber verantwortlich 
machen. Darum konne die vorliegende Abtretung nicht ſchon 
wegen Fehlens einer Gegenleiſtung oder wegen Bevorzugung 
der Kl. vor anderen Konkursgläubigern als ungültig angefochten 
werden, vielmehr ſei deren Ungültigkeit weſentlich dadurch be⸗ 
dingt, ob ihr Zweck auf eine eigentliche Schenkung gerichtet 
geweſen ſei, da zu einer ſolchen dem Konkursverwalter allerdings 
die Berechtigung abgehe.“ Es folgt dann die Darlegung, daß 
und weshalb eine Schenkung nicht angenommen werden koͤnne. 
Da nach § 516 Abſ. 1 B. G. B. eine Schenkung nur vorliegt, 
wenn beide Teile darüber einig find, daß die Zuwendung un⸗ 
entgeltlich erfolgt, mag der B. R. unter den von ihm geſchilderten 
Umftänden, bei der Möglichkeit eines Zweifels des Konkurs- 
verwalters an der Unentgeltlichkeit der Abtretung, mit Recht 
Bedenken getragen haben, eine Schenkung als vorliegend feſt⸗ 
zuſtellen. Damit iſt aber die Frage nach der Zuläſſigkeit der 
von ihm vorgenommenen Abtretung noch nicht erledigt. Dieſes 
Rechtigeſchäft darf nicht ausſchließlich unter dem Geſichtspunkt 
einer Handlung betrachtet werden, die der Konkursverwalter in 
Ausübung ſeines Verwaltungs- und Verfügungsrechts (8 5 
K. O. a. F.) und deſſen Betätigung bei der ihm obliegenden 
Sammlung, Verwaltung und Verwertung der Teilungsmaſſe 
($ 107 a. F.) vorgenommen hätte. In dieſem Geſchäͤftskreiſe 
iſt allerdings dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Konkursverwalters 
ein weiter Spielraum gelaſſen, der erſt überſchritten wird, wenn 
es ſich um Rechtsgeſchäfte außerhalb des Konkurszwecks handelt, 
wie z. B. um reine Schenkungen, die dem auf die Verwendung 
der Konkursmaſſe zum Beſten der Gläubiger gerichteten Ziele 
des Konkursverfahrens zuwiderlaufen (vergl. Juriſt. Wochenſchr. 
1886 S. 196 Nr. 5; Entſch. des R. G. Bd. 29 Nr. 23 S. 82). 
Aber auch wenn die hier in Frage ſtehende Abtretung keine 
Schenkung im eigentlichen Sinn enthielt, wie der B. R. an⸗ 
nimmt, wenn ſie geſchehen wäre, um einem vermeintlichen An⸗ 
ſpruch der Kl. gegen die Konkursmaſſe zu genügen, drängt ſich 
für die Beurteilung der Zuläſſigkeit dieſer Maßregel der weitere 
Geſichtspunkt auf, daß fie tatſächlich eine Bevorzugung der Kl. 
vor den übrigen Gläubigern enthielt. Daß der Konkursverwalter 
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fi) über die Verwertbarkeit der abgetretenen Forderung für die 
Konkursmaſſe getäuſcht hat, wie der B. R. anzunehmen ſcheint, 
kann an der Tatſache nichts ändern, daß ſie zur Maſſe ein⸗ 
gezogen werden konnte, in ſolchem Falle die Teilungsmaſſe ver⸗ 
größert hätte und allen Konkursgläubigern zugute gekommen 
wäre, während ſie jetzt dazu dienen ſoll, unter Benachteiligung 
der übrigen Gläubiger den Kl. für deren Konkursforderung ſtatt 
der bloßen Konkursdividende volle Befriedigung zu verſchaffen. 
Die Befriedigung von Konkursgläubigern in anderer Weiſe als 
in dem geſetzlich geordneten Verteilungsverfahren (88 137 ff. 
a. F.) liegt aber überhaupt außerhalb der Aufgaben des Konkurs- 
verwalters und vollends läßt fich die Bevorzugung eines nicht 
bevorrechtigten Konkursgläubigers vor den übrigen fo wenig 
mit Grund und Ziel des Konkurſes vereinigen, daß ſie dem⸗ 
ſelben vielmehr ſchnurſtracks zuwiderläuft. Demgemäß find vom 
R. G. für nichtig erklärt worden: konkursordnungswidrige 
Zahlungen aus der Konkursmaſſe an Abſonderungsberechtigte, 
V 343/88 in den Entſch. Bd. 23 Nr. 12 S. 62; die ungerecht⸗ 
fertigte Anerkennung eines Vorrechts für eine Konkursforderung, 
VI 96/93 in Bolze Praxis Bd. 17 S. 441 Nr. 854; die ver- 
tragsmäßige Einräumung des Zurückbehaltungsrechts an einen 
Konkursgläubiger, III 437/02 in den Entſch. Bd. 53 Nr. 47 
S. 193. Von dieſem Geſichtspunkt aus läßt fih die Un⸗ 
geſetzlichkeit der vorliegenden Abtretung nicht bezweifeln. S. c. W., 
U. v. 16. März 04, 384/03 V. — Berlin. 

Wechſelrecht. 

23. Bleiſtiftsnotizen in einem Wechſelformular, ins- 
beſondere bezüglich des Verfalltages, find nur als proviforifche 
anzuſehen.] 

Mit Recht hat der Vorderrichter angenommen, daß ſelbſt, 
wenn man die Behauptungen des Bekl. als wahr unterſtellt, 
es ſich bei den fraglichen Wechſeln bezüglich der Verfalltage um 
Blankette handelt. Es widerspricht den Erfahrungen des Lebens, 
daß jemand ein im übrigen mit Tintenſchrift vollzogenes Wechſel⸗ 
formular in der Abfiht, einen fertigen Wechſel herzuſtellen, 
an der für die Eintragung des Verfalltags beſtimmten Stelle 
nur mit einer Bleiſtiftnotiz, in der überdies der Monat nur 
durch eine Ziffer angedeutet und die Jahreszahl abgekürzt an⸗ 
gegeben iſt, ausfüllt. Vielmehr darf aus einem ſolchen Ver⸗ 
halten unbedenklich auf die Abſicht geſchloſſen werden, daß die 
endgültige Beſtimmung und Eintragung des Verfalltags vor⸗ 
behalten bleiben und der Wechſel folglich inſoweit Blankett 
fein fl. C. c. V., U. v. 5. März 04, 471/03 I. — 
Dresden. 

Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz vom 11. Juli 1887. 

24. 5 29. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs hinſichtlich der 
Haftung des angeblichen Bauherrn. 

Der Kl. als angeblicher Bauherr hatte nach Androhung der 
Zwangsvollſtreckung auf Grund des § 29 des Bau⸗Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes vom 11. Juli 1887 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 1900 (R. Geſ. Bl. S. 573, 698) 
die von dem Unternehmer S. geſchuldeten, nicht beizutreibenden 
Verſicherungsprämien an die Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft 
mit Vorbehalt gezahlt und forderte ſie demnächſt im 
Rechtswege von der Bekl. zurück, indem er feine Eigen- 
ſchaft als Bauherr beſtritt. Die Klage wurde wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen. Es iſt zweifellos, 
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daß nach der Abficht des Geſetzes nur das Reichs verſicherungs⸗ 
amt darüber zu befinden haben ſoll, ob eine Perſon, welcher 
Leiſtungen aus 8 29 a. a. O. angeſonnen worden find, wirklich 
Bauherr ſei oder nicht. Es kann ſich nur fragen, ob das Geſetz 
ſelbſt den Willen des Geſetzgebers noch genügend zum Ausdruck 
gebracht hat oder ob der Wortlaut ſchlechterdings mit dem Ge⸗ 
danken unvereinbar iſt. Dem B. R. iſt zuzugeben, daß die Be⸗ 
ſtimmung genauer dahin hätte gefaßt werden konnen: „Streitig⸗ 
keiten, welche zwiſchen den Verſicherungsanſtalten und den als 
Bauherrn oder Zwiſchenunternehmern in Anſpruch genom- 
menen Perſonen über die Haftung entſtehen uſw.“ Allein 
auch die Begründung redet ſchlechthin von Streitigkeiten 
zwiſchen den Verficherungsanſtalten und Bauherren, obwohl fie 
nach dem dargeſtellten Zuſammenhange unter den letzteren auch 
die angeblichen Bauherren verſteht. Entſprechend iſt auch 
die Ausdrucksweiſe im Geſetz nicht ganz genau. Sie zu be⸗ 
richtigen, liegt nicht außerhalb der Aufgabe der Auslegung, iſt 
vielmehr notwendig, um den Sinn des Geſetzes über ſeinen 
Wortlaut hinaus, nicht gegen ihn und auch nicht ohne ihn zur 
Geltung zu bringen. Danach iſt es ein Zwiſt zwiſchen der 
Verſicherungsanſtalt und dem Bauherrn in Rückſicht auf die 
Haftung aus § 29 a. a. O., wenn dieſer in Abrede nimmt, 
Bauherr zu ſein, und deshalb die von ihm als ſolchem ein⸗ 
gezogenen Beiträge zurückfordert. Der Streit iſt vor dem 
Reichsverſicherungsamt zu erledigen (vergl. die in deſſen amt⸗ 
lichen Nachrichten Bd. 17 S. 603 abgedruckte Entſcheidung). 
Wenn das Unfallverfiherungsgefeß die Löſung der Frage in 
vollem Umfang auf das Verficherungsamt übertragen hat, ſo 
iſt eben der ordentliche Rechtsweg in gleichem Umfang aus⸗ 
geſchloſſen. H. c. U., U. v. 29. März 04, 530/03 VII. — 
Hamburg. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

25. Übertragung eines bekannten Verfahrens auf ein an⸗ 
deres Gebiet iſt nicht ohne weiteres eine Erfindung.] 

Dem B. G. fällt darin ein Rechtsirrtum zur Laſt, daß es 
von der Auffaſſung ausgeht, die Übertragung eines bekannten 
Verfahrens auf ein anderes Gebiet ſei ohne weiteres eine Er⸗ 
findung. Dies iſt unrichtig. Es iſt ein vom erkennenden 
Senate vielfach ausgeſprochener Grundſatz des Patentrechts, daß 
eine ſolche Übertragung nicht ſchon an fi als Erfindung gelten 
könne, ſondern daß es auf die Bedeutung der Übertragung nach 
den beſonderen Verhältniſſen des einzelnen Falles, insbeſondere 


darauf ankomme, ob der Übertragung techniſche oder gedankliche 


Schwierigkeiten entgegenſtanden oder ob ſie zu einem uner⸗ 
warteten Erfolge geführt hat. Daß von etwas derartigem vor⸗ 
liegend die Rede ſein könne, hat der Kl. ſelbſt nicht behauptet, 
noch weniger dargelegt. Auch das B. G. hat in dieſer Richtung 
nichts feſtgeſtellt. Wenn aber nicht ſchon in der Übertragung 
ſelbſt das erfinderiſche Moment zu erblicken iſt, ſo folgt daraus, 
daß mit Rückſicht auf das ſchon Bekannte dem Kl. die allge⸗ 
meine Idee, Kaminſteine durch Einlaſſung ſeitlicher Anſätze in 
das Mauerwerk zu befeſtigen, nicht mehr mit Recht hätte paten- 
tiert werden können. Raum blieb nur noch für eine beſondere 
Form der Ausführung dieſer Idee. Damit entfällt die Moͤg⸗ 
lichkeit, dem Patent eine über die beſondere Ausführungsform 
hinausgehende Bedeutung beizulegen. L. c. P., U. v. 16. Marz 04, 
472/03 I. — Hamm. 
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Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangs- 
verwaltung vom 24. März 1897. 

26. 8 37 Nr. 5. Wirkung eines nicht formgerechten 
Aufgebots auf die Rechtsfolgen des Zuſchlags.] 

Der B. R. hat die Klage neben anderen Gründen auch 
deshalb abgewieſen, weil das dem Zuſchlage vorausgegangene 
Aufgebot derjenigen, welche ein der Verſteigerung entgegen ⸗ 
ſtehendes Recht haben ($ 37 Nr. 5 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 1897), 
nicht in gehöriger Weiſe erfolgt ſei und demzufolge der Zuſchlag 
nicht die Kraft habe, das für den Bekl. begründete Recht zum 
Beſitze zu vernichten. Dieſer Entſcheidungsgrund tft zutreffend. 
Der B. R. geht richtig davon aus, daß die Vorſchriften in 
890 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes, nach welcher der Erſteher 
durch den Zuſchlag Eigentümer des Grundſtücks wird, inſoweit, 
als damit das Erlöfchen der Rechte dritter an dem Grundſtück 
notwendig verbunden iſt, voraus ſetzt, daß bei der Veröffentlichung 
des Verfteigerungstermins die vom Geſetz vorgeſchriebene Auf⸗ 
forderung an diejenigen, welche ein der Verſteigerung entgegen ⸗ 
ſtehendes Recht haben, vor Erteilung des Zuſchlags die Auf⸗ 
hebung oder einſtweilige Einſtellung des Verfahrens herbei⸗ 
zuführen, gehörig erfolgt iſt. Denn es wäre, wie das R. G. 
ſowohl gegenüber dem Zuſchlage wie in anderem Zuſammenhange 
wiederholt hervorgehoben hat (Entſch. in Zivilſachen Bd. 11 
S. 275; Bd. 15 S. 249; Bd. 18 S. 275; Bd. 45 S. 284; 
vergl. auch Demburg, Preuß. Hypothekenrecht, Bd. 2 S. 416 
und Jaeckel, Kommentar zum Zwangsverſteigerungsgeſetz & 90 
Note 2) mit dem materiellen Recht nicht zu vereinbaren, wenn 
das Geſetz einem beſtimmten Rechtsakt die Wirkung beigelegt 
hätte, Eigentum zu begründen und damit das beſtehende Eigentum 
dritter zu vernichten, ohne denjenigen, denen hiernach ein Rechts⸗ 
verluft droht, Gelegenheit und Veranlaſſung zu geben, ſich hier⸗ 
gegen zu ſchützen. Zu dieſem Zweck iſt die in 8 37 Nr. 5 a. a. O. 
näher bezeichnete Aufforderung zur Geltendmachung der der 
Verſteigerung entgegenſtehenden Rechte im Geſetz vorgeſchrieben 
und ſie iſt ſo ſehr notwendige Vorausſetzung für die Wirkſamkeit 
des Zuſchlags, daß, wenn fie nicht oder nicht gehörig ergangen 
iſt, der Zuſchlag ſeine Wirkung, Eigentum für den Erſteher 
unter Vernichtung aller entgegenſtehenden Rechte dritter zu be⸗ 
gründen, nicht zu üben vermag. In dieſer einſchneidenden Be⸗ 
deutung der öffentlichen Aufforderung iſt es begründet, daß au 
ihre Richtigkeit und Deutlichkeit ftrenge Anforderungen geſtellt 
werden müflen. Dies gilt in erſter Reihe von der Bezeichnung 
des Grundſtücks, auf welches fie ſich bezieht. Das Geſetz hat 
zwar in & 37 Nr. 1 nur vorgeſchrieben, daß die Termins⸗ 
beftimmung „die Bezeichnung des Grundſtücks“ enthalten muß, 
& hat aber für eine nähere Bezeichnung außerdem in § 38 
angegeben, was die Termins beſtimmung enthalten ſoll, und es 
hat ferner in 8 6 des E. G. zum Zwangsverſteigerungsgeſetz 
die Landes juſtizverwaltungen ermächtigt, auch noch die Aufnahme 
anderer Angaben über das Grundſtück in die Terminsbeſtimmung 
vorzuſchreiben. Dies iſt für Preußen durch die Allgemeine 
Verfügung vom 7. Dezember 1899, betreffend den Inhalt der 
Beſtimmung des Verſteigerungsterminz bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung von Grundſtücken (Juſt. Min. Bl. 1899 S. 790), 
geſchehen. Alle dieſe Vorſchriften bezwecken, das Grundſtück 
möglichſt genau und zwar ſo zu bezeichnen, daß auch für dritte 
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erkennbar wird, auf welches Grundſtück ſich die Verſteigerungs⸗ 
bekanntmachung bezieht. Ob dies im einzelnen Falle durch die 
gewählte Bezeichnung des Grundſtücks, ſo wie ſie ſich in der 
Verſteigerungsbekanntmachung findet, erreicht worden iſt, iſt 
Sache der tatſächlichen Beurteilung. Im vorliegenden Fall hat 
der B. R. die gewählte Bezeichnung nicht für genügend deutlich 
erachtet. Er bemängelt an ihr, daß ſie zwar für das Grund⸗ 
ſtück das Grundbuchblatt angibt, zugleich aber die Parzellen, 
aus denen das Grundſtück beſteht, nicht nach ihrer Bezeichnung 
in den Grund- und Gebäudeſteuerbüchern einzeln aufführt (An⸗ 
gabe der Nummer des Kartenblattes und der Parzelle; vergl. 
die bezogene Allgemeine Verfügung vom 7. Dezember 1899 
unter Nr. 3), ſondern nur unter Angabe der laufenden Nummern, 
unter denen die Parzellen in dem Beſtandsverzeichniſſe des 
Grundbuchblattes eingetragen find. Dieſe Bemängelung tft nicht 
unbegründet. Denn um aus der Verſteigerungsbekanntmachung, 
ſo wie ſie lautet, zu erkennen, welche Parzellen als zu dem zu 
verſteigernden Grundſtücke gehörig gemeint find, muß man 
wiſſen, unter welcher laufenden Nummer des Beſtandsverzeichniſſes 
jede einzelne Parzelle eingetragen iſt. Dies iſt alſo noch ein 
mehreres als die Kenntnis der Bezeichnung, unter welcher die 
Parzellen in den Grund- und Gebäudeſteuerbüchern geführt 
werden, und man frägt ſich vergeblich, woher dritte auch dieſe 
Kenntnis haben ſollen. Wenn unter ſolchen Umſtänden der 
B. R. die Bezeichnung als genügend nicht gelten läßt, um die 
in § 37 Nr. 5 angedrohte Rechtsfolge eintreten zu laſſen, und 
wenn er demzufolge auch dem Zuſchlage die Wirkung abſpricht, 
das Befitzrecht des Bekl. vernichtet zu haben, ſo kann hierin 
ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Sch. c. S., U. v. 
16. März 04, 888/03 V. — Celle. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

27. 8 100 I. Tit. 8. Anwendbarkeit auf Gruben⸗ und 
Fabrikwäſſer 7 

Die Anwendung des § 100 Tit. 8 Tl. I des A. L. R. 
auf den vorliegenden Fall unterliegt materiell ⸗ rechtlichen Be⸗ 
denken. Die bisherige Rechtſprechung hat dieſe Geſetzesvorſchrift 
auf Gruben- und Fabrikwäſſer, überhaupt auf Abwäfler, die 
nicht in der natürlichen Beſchaffenheit der Grundſtücke ihren 
Urſprung haben, nicht bezogen. So hat ſich der erkennende 
Senat des R. G. in dem Urteil vom 19. April 1882 (Rep. V 
856/81, veröffentlicht in der Zeitſchrift für Bergrecht Bd. 24 
S. 239) ausdrücklich dahin geäußert, nach § 100 eit. ſei „nur 
für das auf natürlichem Wege zufließende Waſſer Vorflut zu 
gewähren und nicht für das durch künſtliche Einleitung zu⸗ 
geführte“, und denſelben Grundſatz wiederholt (ſogar mit 
denſelben Worten) das Urteil vom 27. September 1884 (mit- 
geteilt in der Zeitſchrift für Bergrecht Bd. 26 S. 119). An 
dieſer Auffaſſung war feſtzuhalten, zumal ſie mit der Theorie, 
die ſich an die landrechtlichen Beſtimmungen über das Waſſer⸗ 
recht angeſchloſſen hat, übereinſtimmt (vergl. Lette und v. Rönne, 
die preußiſche Landeskulturgeſetzgebung, Bd. 2 S. 577, 581, 
583 und Nieberding, Waſſerrecht (1889) S. 121, 126 ff.) und 
auch in der Rechtſprechung des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts der 8 100 eit. zu denjenigen Vorſchriften gerechnet 
wird, welche die natürlichen Vorflutsverhältniſſe regeln (vergl. 
hierüber am deutlichſten das Urteil vom 4. November 1894, 
Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 29 S. 267). Nun 
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ift es zwar richtig, daß, nachdem die beiden vorgedachten Urteile 
des erkennenden Senats vom 19. April 1882 und 27. Sep⸗ 
tember 1884 ergangen waren, die Rechtſprechung ſich weiter — 
wenigſtens in Anſehung der Privatflüſſe — dahin entwickelt 
hat, daß dieſe innerhalb ihres Zuflußgebietes als der von der 
Natur gegebene Rezipient anzuſehen find, und zwar nicht bloß 
für das natürliche, aus dem Boden und von deſſen Oberfläche 
von ſelbſt ablaufende Waſſer, ſondern auch für dasjenige 
Waſſer, welches künſtlich fortgeſchafft werden muß, nachdem es 
infolge menſchlicher Tätigkeit und induſtrieller Bodenausnutzung 
auf Grundſtücken, die im Zuflußgebiete liegen, ſich angeſammelt 
hat. Aber wollte man auch dieſen Grundſatz, der ſeit der 
grundlegenden Entſcheidung des R. G. vom 2. Juni 1886 
(Entſch. in Zivilſachen Bd. 16 S. 178) vom erkennenden Senat 
in vielfachen ſpäteren Urteilen aufrechterhalten worden iſt, auch 


auf „Gräben und Kanäle“ (§ 100 a. a. O.), alſo auf künſtlich 


geſchaffene Wafferläufe anwenden, ſo findet er doch ſeine ebenſo 
oft und faſt in jedem ihn wiederholenden Urteile ausgeſprochene 
Begrenzung darin, daß der Unterlieger ein ſolches Einfließen⸗ 
lafſen künſtlich geworbenen Waſſers, insbeſondere alſo die Ab⸗ 
leitung von Induſtriewäſſern und Grubenwaſſer, nur dann zu 
dulden hat, wenn die Ableitung das Maß des Regelmäßigen 
und Gemeinüblichen nicht überſteigt. Dieſen nun gefeſtigten 
Rechtsſatz, der auch in der Theorie des preußiſchen Bergrechts 
als gültig allgemein anerkannt wird (vergl. Kloſtermann, Berg⸗ 
recht S. 409/410 und die dort gegebenen weiteren Nachweiſungen, 
ſowie Arndt, Bergbaupolitik S. 50, 51) hat der B. R. völlig 
außer acht gelaſſen; er muß aber, wofern man überhaupt auch 
Gräben und Kanäle als die natürlichen Rezipienten ihres 
Zuflußgebietes betrachten und damit dem § 100 cit. eine Aus⸗ 
dehnung auch auf die Ableitung künſtlich geworbener Wäſſer 
geben will, auch für dieſe Anwendung finden. So ergibt ſich 
wieder, daß es keinesfalls genügt, wenn der B. R. nichts 
weiter feſtſtellt, als daß Gräben vorhanden find, in denen das 
Gruben- und Fabrikwaſſer bisher feinen Abfluß gefunden habe. 
Hiernach war die Aufhebung des B. U. geboten, ohne daß auf 
die übrigen Angriffe der Reviſion einzugehen war. v. V.⸗B. 
c. K., U. v. 12. März 04, 36/04 V. — Berlin. 

III. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungs⸗ und Fluchtlinien⸗Geſetz. 

28. 8 9 Abſ. 3 reſp. $ 13. Abernahmepflicht von Ge⸗ 
bäuden durch Inanſpruchnahme bei der Fluchtlinienfeſtſetzung 
vor Niederlegung der Gebäude.] 

Der B. R. macht für feine Anſicht, daß der Bekl. die 
Übernahme der Parzellen a und b nicht beanſpruchen könne, 
folgendes geltend: Es ſei zwar richtig, daß die Beſtimmungen 
des Enteignungsgeſetzes auch bei Feſtſetzung der auf Grund des 
Fluchtliniengeſetzes zu gewährenden Entſchädigung anzuwenden 
ſeien. Aus dem § 9 des Enteignungsgeſetzes folge aber eine 
Pflicht, die Parzellen a und b zu übernehmen, nicht. Der 8 9 
Abſ. 3 beſtimme, daß bei Gebäuden, welche teilweiſe in Anſpruch 
genommen werden, die Übernahmepflicht jedenfalls das geſamte 
Gebäude umfaſſe. Nach §S 13 Nr. 2 und Abſ. 2 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes ſei aber eine Entſchädigung nur zu gewähren, 
wenn das Grundſtück bis zur Fluchtlinie von Gebäuden freige⸗ 
legt werde und nur für die Beſchränkung des „bebaut geweſenen 
Teils“ des Grundeigentums. Danach trete die Entſchädigungs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIIII. Jahrgang. 


pflicht erſt ein, nachdem das Gebäude niedergelegt ſei. Das 
Gebäude werde daher, ſo lange es ſtehe, infolge der Feſtſetzung 
der Baufluchtlinie nicht in Anſpruch genommen. Der 8 9 
Abſ. 3 des Enteignungsgeſetzes ſei danach nicht anwendbar. 
Die hier entwickelte, von der Reviſion bekämpfte Auffaſſung 
kann für zutreffend nicht erachtet werden, vielmehr liegt ſchon 
eine Übernahmepflicht mit Feſtſetzung der Baufluchtlinie vor. 
(Wird eingehend begründet.) L. 6. St., U. v. 11. März 04, 
510/03 VII. 

29. Entſchädigung des Minderwertes bei Teilentſchäͤdi⸗ 
gungen nach § 13.1 

Nach 5 13 des Fluchtliniengeſetzes treten für den Umfang 
der zu gewährenden Entſchädigung die allgemeinen Normen des 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 in Kraft, wonach, 
wenn es ſich um eine Teilenteignung handelt, der Minderwert 
des verbleibenden Grundſtücks in Betracht kommt (8 8 Abf. 2 
daſelbſt). Zugunſten der Revifion der klagenden Stadtgemeinde 
ſpricht allerdings die ſich in der Bd. 5 S. 214 abgedruckten 
Entſcheidung des zweiten Zivilſenats des R. G. findende De 
merkung, wonach in dem hier vorliegenden Falle des eben an- 
gezogenen $ 13 Nr. 2 des Abſ. 1 nur für die Boden⸗ 
fläche Vergütung zu leiſten tft, auf deren Neubebauung ver- 
zichtet werden muß. Es liegt aber keine Veranlaſſung vor, 
einen Beſchluß der vereinigten Zivilſenate herbeizuführen. Dem 
auf jenem Ausſpruche beruht die damals ergangene Entſcheidung 
nicht, die ſich mit der zuungunſten des Eigentümers entſchiedenen 
Frage beſchäftigt, ob, wenn infolge der Feſtſetzung einer 
Straßenfluchtlinie eine bebaute Fläche Teil der Straße werden 
fol, der Eigentümer Abtretung gegen Entſchädigung auf das 
bloße Erbieten, die Fläche freizulegen, verlangen kann. 
Stadtgemeinde T. c. B., U. v. 25. März 04, 253/03 VII. — 
Königsberg. 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

30. 5 2. Erfüllungsort zweiſeitiger Verträge, wenn teils 
im Inland, teils im Ausland zu erfüllen iſt.] 

Nach S 2 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 unterliegen der Stempelſteuer auch die im 
Stempelausland errichteten Urkunden unter anderem dann, wenn 
fie über Geſchäfte lauten, die im Inlande zu erfüllen find. 
Dieſe Vorſchrift iſt nach der Rechtſprechung des R. G., von der 
abzuweichen der erkennende Senat keinen Anlaß findet, dahin 
auszulegen, daß zweiſeitige Verträge, die teils im Inland und 
teils im Ausland zu erfüllen find, als „im Inlande zu er 
füllende“ dann anzuſehen find, wenn den im Inlande zu 
bewirkenden Leiſtungen höhere Bedeutung beizumeſſen iſt, als 
den im Auslande zu bewirkenden. (Urteil vom 12. Juli 1898, 
Entſch. Bd. 42 S. 197 und vom 10. Mai 1901 Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1901 S. 469 Ziffer 22). Auf dem Boden dieſer 
Rechtsanſchauung ſteht auch das B. Uu. (Wird begründet.) 
F. c. G., U. v. 15. März 04, 499/03 VII. — Celle. 

31. Tauſch⸗ oder Kaufgeſchäft 71 

A. offerierte in einer notariell beurkundeten Verhandlung 
dem B. ſein Grundſtück D. zum Preiſe von 650 000 Mark zum 
Tauſch gegen zwei dieſem gehörige Parzellen im Werte von 
437000 Mark. Auf dem Grundftück des A. ftanden 
390 000 Mark eingetragen, welche B. in Anrechnung auf den 
Tauſchpreis als Allein⸗ und Selbſtſchuldner zu übernehmen 
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hätte, ſo daß 260 000 Mark verblieben. Auf den mit 
437000 Mark bewerteten Parzellen des B. ſtanden Schulden 
nicht eingetragen. Von dieſen 437 000 Mark kämen die vor- 
bezeichneten Reſttauſchgelder von 260 000 Mark in Abzug, ſo⸗ 
daß für A. ein Reſtkaufgeld von 177 000 Mark verblieb. 
B. nahm die Tauſchofferte innerhalb einer vorbehaltenen Zeit 
an. Bei Auflaſſung des Grundſtücks des A. wurde von dem 
Grundbuchamt angenommen, daß nicht ein Tauſchvertrag, 
ſondern zwei Kaufverträge vorlägen und die Beibringung eines 
Stempels von 1 Prozent von jedem Grundſtückswerte verlangt. 
Der Klage von A. und B. auf Rückzahlung der gezahlten Be⸗ 
träge wurde ſtattgegeben und die Reviſion des Fiskus zurück⸗ 
gewieſen. Es erſcheint nicht zweifelhaft, daß im gegenwärtigen 
Falle, wie der B. R. mit Recht ſagt, zwei Sachleiſtungen un⸗ 
mittelbar untereinander ausgeglichen werden ſollen. Man kann 
der Berufungsentſcheidung auch in der näheren Ausführung 
dieſes Gedankens zuſtimmen, welche dahin geht: Es ſtände auf 
der einen Seite ein mit Hypotheken belaftetes, auf der anderen 
ein ſchuldenfreies Grundſtück. Das letztere ſolle unmittelbar die 
Gegenleiſtung für die Hingabe des anderen Grundſtücks dar⸗ 
ftellen, ſoweit dieſes Grundſtück nicht belaſtet ſei. In Höhe 
von 260 000 Mark ſtänden beide Grundſtücke unbelaftet einander 
gegenüber und inſoweit fände ein direkter Austauſch der Werte 
ſtatt, und der Überſchuß auf der einen Seite ſtelle ſich nur als 
Ausgleich der verſchiedenen Werte, nicht als ſelbſtändige Gegen⸗ 
leitung bezüglich des wertvolleren Grundſtücks dar. Dieſe 
Konſtruktion ſchließt ſich an den Inhalt der Urkunden unmittel- 
bar an. Es läßt ſich aber auch die folgende hiervon etwas 
abweichende Art der Auffaſſung rechtfertigen, die ebenfalls zu 
dem Ergebnis führt, daß hier lediglich ein Tauſchgeſchäft ge- 
tätigt iſt. Die Grundſtücke der beiden Kläger ſollen gegen ⸗ 
einander ausgetauſcht werden. Da das Grundſtück des A. einen 
Wert von 650 000 Mark hat und alſo den Wert der Grund» 
ſtuͤcke des B. von 437 000 Mark um 213 000 Mark überſteigt, 
ſo hat dieſer an ſich den Betrag von 213 000 Mark an A. zum 
Ausgleich zu entrichten. Es muß aber die Regulierung der 
Hypotheken erfolgen und dieſe geſchieht in der Weiſe, daß B. 
die ſämtlichen auf den von ihm zu erwerbenden Grundſtücken 
eingetragenen Hypotheken im Belaufe von 390 000 Mark über⸗ 
nimmt. Auf dieſe 390 000 Mark find die 213 000 Mark, die 
B. an A. zum Ausgleich für den objektiven Wertsunterſchied 
der ansgetauſchten Grundſtücke zu entrichten hat, anzurechnen, 
und es hat A. an B. für die Mehrübernahme von 177 000 Mark 
dadurch zu entſchädigen, daß er in dieſer Höhe ihm Vergütung 
leiſtet, jedoch nicht in ſofortiger Barzahlung, ſondern in Geſtalt 
einer ihm kreditierten, durch Hypothekbeſtellung geſicherten 
Forderung. Übrigens würde man, ſelbſt wenn man zu der 
Annahme eines Kaufgeſchäfts gelangen könnte, doch das Vor⸗ 
bandenſein zweier Kaufgeſchäfte nicht begründen können. Es 

könnte hoͤchſtens ein Kaufgeſchäft bezüglich eines Grundſtücks 
mit einer datio in solotum bezüglich des anderen in Frage 

rg Fiskus c. L., U. v. 15. März 04, 500/03 VII. — 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


245 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(entſchewungen von Atte Asuember 1903 bis Ende Januar 1904.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
(Schluß von S. 189.) 


B. Zur Strafprozeßordnung. 


1. 87 Str. P. O. 

8 7 Abſ. 2 Satz 1 der Str. P. O. findet dann nicht An- 
wendung, wenn die durch den Inhalt der Druckſchrift begründete 
ſtrafbare Handlung nach dem am Orte des Erſcheinens der 
Druckſchrift geltenden Rechte nicht ſtrafbar iſt. Der Angeklagte 
hat aber dadurch, daß er ſeine gedruckten Proſpekte mit der 
Aufforderung zum Losankauf dritten überſandte, ſich zum 
Verkaufe der Loſe erboten und damit im Sinne des Geſetzes 
„den Verkaufe von Loſen ſich unterzogen.“ Begangen aber 
iſt dieſe Straftat, wie jede andere, jedenfalls da, wo irgend 
eine zum Tatbeſtande gehörige Tätigkeit entwickelt iſt, mithin 
ſowohl da, wo die Proſpekte der Poſt übergeben, wie auch da, 
wo ſie durch Vermittlung der Poſt in die Hände der Adreſſaten 
gelangt find. U. d. II. Sen. v. 8. Dez. 03 (2837/03). 

2. 8 51 Str. P. O. 

Die in 8 51 Str. P. O. vorgeſchriebene Belehrung der 
zur Verweigerung der Zeugniſſes berechtigten Perſonen über ihr 
Recht bezieht ſich nur auf gerichtliche Vernehmungen (Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts Bd. 8 S. 504). Es kann auch 
nicht als formell unzuläſſig angeſehen werden, daß der Polizei ⸗ 
beamte über den Inhalt der ihm von einer ſolchen Perſon bei 
einer polizeilichen Vernehmung gemachten Mitteilungen in der 
Hauptverhandlung als Zeuge vernommen wurde. Die Zuläffig- 
keit eines ſolchen Verfahrens hat das Reichsgericht in einem 
Fall angenommen, in welchem es ſich um Vernehmung eines 
in Gemäßheit des § 161 der Str. P. O. tätig gewordenen 
Polizeibeamten handelte über den Inhalt einer ihm gegenüber 
von einer über ihr Zeugnisverweigerungsrecht nicht belehrten 
Perſon abgegebenen Ausſage (Rechtſprechuug Bd. 8 S. 502). 
Das gleiche muß aber auch gelten, wenn die Vernehmung auf 
Erſuchen der Staatsanwaltſchaft erfolgt iſt, da auch in dieſem 
Fall durch die Unterlaſſung der Belehrung des Zeugen über 
fein Recht zur Verweigerung des Zeugniffes keine Prozeß- 
vorſchrift verletzt worden iſt. U. d. III. Sen. v. 11. Jan. 04 
(4456/03). 

3. $ 151 Str. P. O. 

Eine Verpflichtung der Gerichte, insbeſondere eine ſolche 
des Reviſionsgerichts, auch bei dem Mangel des prozeſſualen 
Einwands der Rechtshängigkeit letztere von Amts wegen zu 
prüfen, läßt ſich nicht anerkennen. Man kann auch nicht ſagen, 
daß der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache die 
Einrede der Rechtshängigkeit von ſelbſt in ſich ſchließt. U. d. 
III. Sen. v. 11. Jan. 04 (4171/03). 

4. 8 242 Str. P. O. 

8 242 Abſ. 1 der Str. P. O. iſt keine zwingende Vor⸗ 
ſchrift. Es wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Zeugen 
in einer Sache nicht alle gleich für den Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung, ſondern erſt für den vorausſichtlichen Zeitpunkt 
ihrer Vernehmung geladen werden. U. d. I. Sen. v. 7. Jan. 04 
(5550/03). 


246 


5. § 244 Str. P. O. 

Von Urkunden hat das Reichsgericht in ſtändiger Praxis 
angenommen, daß ſie dadurch, daß ſie in der Anklageſchrift als 
Beweismittel bezeichnet find, auch wenn fie ſich bei den Gerichts⸗ 
akten befinden, noch nicht zu herbeigeſchafften Beweismitteln im 
Sinne des § 244 a. a. O. werden, daß fie vielmehr als ſolche 
Beweismittel erſt anzuſehen ſind, wenn ſie dem Gericht in der 
Hauptverhandlung vorgelegt werden oder ihr Zurſtelleſein feit- 
geftellt und ein Antrag auf Verleſung geſtellt wird. Denn erſt 
dadurch erhält das Gericht Kenntnis von dieſen Beweismitteln, 
von denen es fonft, da nur die Zeugen und Sachverſtändigen 
bei Beginn der Hauptverhandlung aufgerufen werden und die 
Anklageſchrift in der Hauptverhandlung nicht verleſen wird, 
nichts erfährt. (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 5 S. 268, 
Rechtſprechung Bd. 7 S. 20, Goltdammers Archiv Bd. 39 
S. 220.) Dieſe Gründe treffen aber auch für Gegenſtände zu, 
die in der Anklageſchrift als Augenſcheinsobjekte bezeichnet ſind 
und von der Staatsanwaltſchaft in Verwahrung gehalten 
werden. U. d. III. Sen. v. 10. Dez. 03 (3839/03). 

6. 8 259 Str. P. O. 

Nach dem Sitzungsprotokoll bleibt die Möglichkeit offen, 
daß. das Gericht anläßlich feiner das Beweisaufnahmeverfahren 
beendigenden Entſchließung auf den ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag 
wegen Nichtbeeidigung von Zeugen zugleich zum voraus, unter 
Vorbehalt einer Wiederaufnahme für den Fall des ſpäteren Auf⸗ 
tauchens von Bedenken, den bereits durchverhandelten Fall be⸗ 
ſprochen und das Urteil ſchriftlich entworfen, zum Schluſſe der 
Verhandlung aber im Wege kurzer, nach außen unauffälliger 
Verſtändigung das vorläufige Urteil endgültig genehmigt und es 
alsdann ohne weiteres verkündet hat. Zwar wäre die ge⸗ 
ſchilderte Geſchäftsbehandlung wegen der Gefahr, daß die Würde 
des Gerichts beeinträchtigt oder daß Mißdeutungen veranlaßt 
werden konnten, grundſätzlich nicht zu billigen; doch verſtieß ſie 
wider keine geſetzliche Vorſchrift, namentlich nicht wider den nach 
Meinung der Reviſion verletzten 8 259 Str. P. O., da die Be. 
ratung — von dem Ausſchluß Unbeteiligter abgeſehen — an 
keine beſonderen Foͤrmlichkeiten gebunden tft. Entſch. des R. G. 
in Strafſachen Bd. 22, S. 396 (398). U. d. I. Sen. v. 
19. Dez. 03 (3319/03). 

7. § 266 Str. P. O. 

§ 266 Str. P. O. ſchreibt nur die Bezeichnung des zur 
Anwendung gekommenen Strafgeſetzes in den Urteilsgründen vor. 
Die angewendete Strafbeſtimmung iſt aber in § 147 der Ge⸗ 
werbeordnung enthalten, während die Betracht gekommenen ander⸗ 
weitigen Normen derſelben, insbefondere § 33 keinen ſtrafgeſetz⸗ 
lichen Inhalt haben. U. d. III. Sen. v. 7. Dez. 03 (4702/03). 

8. 88 266, 413 Str. P. O. 

Daß das angefochtene Urteil wiederholt auf die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des im Wiederaufnahmeverfahren aufgehobenen 
Urteils Bezug nimmt, iſt geſetzlich unzuläſſig U. d. I. Sen. 
v. 10. Dez. 03 (3165/03). 


C. Andere Reichgeſetze. 
1. 8 62, 63, 203 G. V. G. 
Die von einigen Schriftſtellern vertretene Auffaſſung, daß 
zur Bildung der Ferienkammern und Senate eine Anordnung 
des Präfidenten genüge, iſt falſch, vielmehr iſt auch hier wie in 
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dem Fall des § 62 das Präſidium zuſtändig (§ 63). Die 
Vorſchrift des § 63 fit nicht eine bloße Ordnungsvorſchrift, 
ſondern ihre Befolgung tft unbedingt weſentlich für den recht⸗ 
lichen Beſtand der richterlichen Tätigkeit. U. d. IV. Sen. vom 
22. Jan. 04 (6217/03). 

2. § 261 H. G. B. 

§ 261 Z. 2 bezieht ſich auf alle Vermoͤgensgegenſtände 
mit Ausnahme von Wertpapieren und Waren, die einen Börfen- 
oder Marktpreis haben, nicht bloß auf Gegenſtände, die zur 
Veräußerung beſtimmt find, aber keinen Börfen- oder Marktpreis 
haben. Auch für die Grundſtücke und ſonſtigen ſogenannten 
ſtabilen Werte gilt alſo der Satz, daß ſie in keinem Falle über 
den Betrag des Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſes hinaus 
bewertet werden dürfen. Reparaturen können eine Erhöhung 
dieſes Preiſes rechtfertigen, ſofern es ſich bei ihnen um bauliche 
Einrichtungen handelt, durch welche eine weſentliche Umgeſtaltung 
und damit zugleich eine Wertserhöhung bewirkt wird. Die in 
Ziffer 3 verlangte Abſchreibung tft nur dann notwendig, wenn 
die Gebäude ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zu den 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten angeſetzt werden. Wird 
der wirkliche Wert eingeſetzt, fo iſt eine Abſchreibung nicht not- 
wendig. U. d. IV. Sen. v. 4. Dez. 08 (3561/03). 

3. 8 312, 313 H. G. B. 8 73, 266 Str. G. B. 

1. Bei mehreren Zuwiderhandlungen nach § 312 und 313 
H. G. B. iſt mangels der Einheit des verletzten Rechtsgutes die 
Annahme eines fortgeſetzten Deliktes ausgeſchloſſen; denn $ 312 
ſchützt die Aktiengeſellſchaft gegen vermoͤgensrechtliche Benach⸗ 
teiligung durch ihre Organe, $ 313 das Publikum gegen Aus- 
beutung bei Gründungen. 2. Von Idealkonkurrenz zwiſchen 
$ 312 H. G. B. und 266 Ziff. 2 Str. G. B. kann keine Rede 
ſein. Weil $ 266 Hinfichtlih der Strafbarkeit der Mitglieder 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats der Aktiengeſellſchaften und 
deren Liquidatoren nicht ausreichende Strafdrohungen enthielt, 
iſt für dieſe Perſonen unter Erweiterung des Tatbeſtandes des 
$ 266 im H. G. B. ein Sonderſtrafgeſetz geſchaffen worden, 
das als ſpezielles Geſetz die Anwendung des allgemeinen aus⸗ 
ſchließt. 3. Das Vergehen des § 313 Abſ. 1 Nr. 1 iſt mit 
der Einreichung der die falſchen Angaben enthaltenden Schrift⸗ 
ſtücke bei Gericht vollendet. Der Eintritt irgend eines Erfolges, 
einer Täuſchung des Richters oder der Eintragung in das 
Regiſter wird nicht erfordert. Eine etwaige vor dieſer Eintragung 
erfolgte Berichtigung der dem Richter bereits vorher übermittelten 
Angaben beſeitigt den Tatbeſtand nicht. Ob bei der erften 
Einreichung ſchon alle nach dem Geſetz dem Richter zu unter ⸗ 
breitenden urkundlichen Unterlagen vereinigt waren oder ob noch 
etwas fehlt, iſt ebenfalls gleichgültig. U. d. IV. Sen. vom 
11. Dez. 03 (4994/03). 

4. 8 240, 315 H. G. B. 

Daß den Vorſtandsmitgliedern oder Liquidatoren nach klarer 
und zweifelsfreier Erkenntnis der Zahlungsunfähigkeit noch eine 
„Deliberationsfriſt“ zur Anſtrengung von Sanierungsverſuchen 
zu gewähren ſei, iſt nicht richtig. Der Antrag auf Konkurs ⸗ 
eröffnung tft nach § 240 zu ſtellen, ſobald die Zahlungs ⸗ 
unfähigkeit eintritt. U. d. IV. Sen. v. 11. Dez. 03 (4994/03). 

5. 8 154 Vereinszollgeſetz. 

Wie das Reichsgericht in dem Urteile des III. Strafſenats 
vom 28. Juni 1890 (Entſch. Bd. 21 S. 39) dargelegt; hat, 
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ſteht die Gigenſchaft des defraudierten Pferdes als geftohlenen 
Gutes weder einer rechtswirkſamen Beſchlagnahme entgegen, noch 
macht ſie die Verhängung der Konfiskation unausführbar. Nur 
wenn die Konfiskation nicht vollzogen werden kann, nicht aber, 
wenn der Staat ſelbſt ſich bereits das Eigentum der zu kon⸗ 
fiszierenden Sache durch Beſchlagnahme verſchafft hatte und 
nun ſelbſt z. B. durch Aushändigung der Beſchlagnahmeſache 
an den im Ausland wohnenden früheren Eigentümer es ver ⸗ 
hindert oder unmöglich macht, daß eine zur Zeit der Urteils- 
füllung auszuſprechende Konſiskation vollſtreckbar iſt, kann der 
Werterſatz an die Stelle der Konfiskation treten. Das Urteil 
kann bei ſolcher Sachlage bez. der Konfiskation allerdings nicht 
mehr vollſtreckt werden; denn das, was durch die Vollſtreckung 
bewirkt werden müßte, war bereits durch die Beſchlagnahme 
bewirkt worden, und es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß, 
wenn der Staat durch eine rechtsgültige Handlung ſich des 
Eigentums an dem Pferde entäußert hat, eine nochmalige Be⸗ 
ſchlagnahme oder Konfiskation desſelben nicht mehr erfolgen darf, 
auch wenn fie wieder moglich würde. U. des I. Sen. vom 
16. Nov. 

J. Dez. 03 4547103). 

6. 827. Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871. 

Es wird neuerdings in Literatur und Rechtſprechung nicht 
mehr in Zweifel gezogen, daß § 27 des Geſetzes nicht allgemein 
vorſätzliches Handeln vorausſetze, ſondern daß nur Nr. 4 dieſes 
Erfordernis aufftelle. Ebenſo herrſcht Einhelligkeit darüber, 
daß Fahrläſſigkeit im gewöhnlichen ſtrafrechtlichen Sinne den 
ſubjektiven Tatbeſtand der Nr. 1 bis 3 erfülle. U. d. IV. Sen. 
v. 4. Dez. 03 (3100/03). 

7. 87 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Januar 1876 betr. 
das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 

Eine Verbreitung iſt nur dann vorhanden, wenn das Er⸗ 
zeugnis in Verkehr gebracht und ſolchergeſtalt anderen 
mitgeteilt und zugänglich gemacht iſt. Wollte die Firma 
lediglich eine Beſichtigung ermöglichen, beſchränkt auf den 
Zweck, daß die Kunden prüften, ob ihnen die Laternen gefallen, 
und daß fie ſich danach ſchlüſſig machten, ob fie fie demnächſt 
als Ware zu beziehen wünſchten und ſollten die Laternen von 
den Reiſenden nicht aus der Hand gegeben, vielmehr im Beſitz 
behalten und Beſtellungen zur Ausführung auch erſt für die 
Zeit nach der Eintragung des Muſters angenommen werden, 
dann liegt eine Verbreitung nicht vor. U. d. IV. Sen. v. 
20. Nov. 03 (3051/03). 

8. 55 10, 12 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879. 

Bei dem Angeklagten ift in deſſen Laden hinter dem 
Ladentiſche in einer auf dem Fußboden ſtehenden Schüſſel ein 
in Fäulnis übergegangener Entenrumpf gefunden worden. Der 
Angeklagte hat nach Überzeugung des Vorderrichters den Enten- 
rumpf als menſchliches Nahrungsmittel im Laden zum Verkaufe 
geſtellt. Hierin konnte die Vorinſtanz ohne Rechtsirrtum ein 
Feilhalten erblicken; mit Unrecht glaubt die Reviſion, daß darin 
nicht ein Bereithalten zum Verkaufe, ein Zugänglichmachen der 
Ware zum Zwecke des Ankaufs durch das Publikum gefunden 
werden könne, ſondern lediglich das Vorbereiten des Feilhaltens. 
Die Reviſion mag Gewicht darauf legen, daß das Publikum 
den verdorbenen Entenrumpf von dem für es beſtimmten Platze 
aus nicht ſehen konnte; allein daß dies möglich iſt, iſt für den 
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Begriff des Feilhaltens unweſentlich. U. d. II. Sen. v. 
4. Dez. 03 (2557/03). 

9 810. Nahrungsmittelgeſetz. 

Mochte immerhin der Angeklagte feinen unmittelbaren Ab- 
nehmern, den Zwiſchenhändlern, beim Verkaufe nichts ver⸗ 
ſchwiegen und auch beim Feilhalten ſich keiner zur Täuſchung 
geeigneten Bezeichnung bedient haben, das ſchloß nicht aus, daß 
er den Himbeerſaft verfälſcht und zwar zum Zwecke der 
Täuſchung im Handel und Verkehr verfälſcht hatte. Denn 
da er an „Zwiſchenhändler“ verkaufte, ſo war ihm bekannt, 
daß ſeine Ware durch deren Vermittelung in den weiteren 
Handel und Verkehr überging, — und ſonach war zu prüfen, 
ob, wenn der Angeklagte überhaupt im Sinne des Geſetzes 
„verfälſcht“ hatte, nicht mindeſtens in der Richtung auf den- 
jenigen Teil des Publikums, der den Zwifchenhändlern feine 
Ware abkaufte, ein Täuſchungswille bei ihm vorlag. Vergl. 
Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 31 S. 73, Bd. 34 
S. 233. U. d. II. Sen. v. 1. Dez. 03 (2474/03). 

10. 5 10 Nahrungsmittelgeſetz. § 14 Z. 1 und 2 des 
Reichsgeſetzes v. 15. Juni 1897, den Verkehr mit Butter betr. 

Verfehlt iſt die Annahme von Geſetzes konkurrenz zwiſchen 
§ 14 Nr. 1 und 2 des Reichsgeſetzes vom 15. Juni 1897, den 
Verkehr mit Butter uſw. betreffend, und § 10 Nr. 1 und 2 des 
Nahrungsmittelgeſetzes, da dieſe Beſtimmungen nicht in Geſetzes⸗ 
konkurrenz, ſondern in Idealkonkurrenz ſtehen. Soweit § 14 
Nr. 2 und $ 10 Nr. 2 der erwähnten beiden Geſetze in Frage 
kommen, kann das Vorliegen von Idealkonkurrenz ſchon um 
deswillen nicht bezweifelt werden, weil der Tatbeſtand des Ver⸗ 
kaufes verfälſchter Nahrungsmittel, um ſtrafbar zu ſein, noch 
den Hinzutritt des Verſchweigens des Umſtandes der Ver⸗ 
fälſchung den Käufern gegenüber erfordert. Ebenſo liegt aber 
auch Idealkonkurrrenz zwiſchen 8 14 Nr. 1 des Geſetzes vom 
15. Juni 1897 und $ 10 Nr. 1 des Nahrungsgmittelgeſetzes 
vor. § 3 des Geſetzes vom 15. Juni 1897 verbietet die Ver ⸗ 
miſchung von Butter oder Butterſchmalz mit Margarine oder 
anderen Speiſefetten zum Zwecke des Handels mit dieſen 
Miſchungen, und § 14 Nr. 1 a. a. O. bedroht die Herſtellung 
einer hiernach unzuläffigen Miſchung zum Zwecke der Täuſchung 
in Handel und Verkehr mit Strafe ohne Rͤͤckſicht, ob die 
hergeſtellte Miſchung ſich zugleich als eine Verfälſchung im 
Sinne des Nahrungsgmittelgeſetzes § 10 Nr. 1 darſtellt, was keines. 
wegs notwendig der Fall zu ſein braucht. Letztere Geſetzesvorſchrift 
ſetzt dagegen die Verfälſchung eines Nahrungsmittels, die durchaus 
nicht unter allen Umſtänden mit der vorerwähnten Vermiſchung 
bei Butter identiſch iſt, mit der Folge einer Minderwertigkeit des 
verfälſchten Nahrungsmittels voraus; beide Tatbeſtände decken ſich 
mithin keineswegs. U. d. III. Sen. v. 26. Nov. 03 (3739/03). 

11. 5 4 des Geſetzes betr. den unlauteren Wettbewerb 
vom 27. Mai 1896. 

Die Anſchauung, daß Etiketten, welche auf Flaſchen auf⸗ 
geklebt ſind, mit dieſen in den Handel kommen, Mitteilungen 
im Sinne des $ 4 bilden koͤnnen, dazu beſtimmt, über den 
Inhalt der Flaſche Aufſchluß zu geben, tft rechtlich nicht zu be- 
anſtanden. U. d. I. Sen. v. 17. Dez. 03 (3907/03). 

12. 5 104. Seemannsordnung vom 2. Juni 1902. 

Nur die Strafbarkeit des Widerſtandes iſt an die Vor⸗ 
ausſetzung geknüpft, daß der Vorgeſetzte bei Leiſtung des Wider 
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ftandes ihm gegenüber in Ausübung feiner Dienſtbefugniſſe ſich 
befindet, nicht aber der tätliche Angriff, der, wenn er gegen 
einen Vorgeſetzten gerichtet iſt, unter Strafe fteht, ohne daß etwas 
darauf anzukommen hätte, ob der Vorgeſetzte bei dem auf ihn 
emachten oder verſuchten Angriff ſich in e Dienſt⸗ 
efugniſſe befindet. (ef. analog 88 96, 97 Mil. Str. G. B.) 
u. d. III. Sen. v. 17/30. Dez. 03 (4361/03). 


D. Landes geſetze. 


1. Preußiſches Geſetz vom 18. Auguſt 1891 betr. das 
Verbot des Privathandels mit Staatslotterieloſen. 

Der Vorſtand eines Lotterievereins, der ohne ſtaatliche Er- 
mächtigung gewerbsmäßig Urkunden feilbietet und veräußert, 
durch welche Anteile an Originalloſen zum Eigentum übertragen 
werden und der für dieſe Tatigkeit als Vorſtand eine Vergütung 
von jedem Los erhält, iſt ſtrafbar. U. d. II. Sen. v. 12. Jan. 04 
(3400/03). 

2. 58 17, 19 des württembergiſchen Wirtſchaftsabgaben⸗ 
geſetzes vom 4. Juli 1900. 

Da in den unter Art. 17 Abf. 221 fallenden Fällen der 
Umgeldsgefäbrdung rechtlich wie tatſächlich der Abgabebetrag 
nicht in einer dem Wirtſchaftsabgabegeſetz ſelbſt und den Grund⸗ 
ſätzen der Strafbemeſſung ee Weiſe beftimmt werden 
kann, ſo muß bier ſtets auf die arbiträre Strafe des Art. 19 


Abſ. 2 gegriffen werden. U. d. I. Sen., en 03 (1623/03). 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Entſch. Nr. 3 betrifft betrügeriſches Handeln des 
Berfiherungsagenten bei Entgegennahme des Verſicherungs⸗ 
antrags. Im Verhältniſſe zur Geſellſchaft iſt der Agent kein 
dritter im Sinne des § 123 Abſ. 2 B. G. B., inſofern es ſich 
um eine Tätigkeit handelt, die eine Intereſſenvertretung der 
Geſellſchaft bedeutet, im Gegenſatz zu folder Tätigkeit, die 
lediglich im Intereſſe des Antragſtellers liegt, wie Mitwirkung 
bei Beantwortung der geſtellten Fragen. 

Entſch. Nr. 4 nimmt für die geſetzliche Schriftform den 
ſtrengen formaliſtiſchen Standpunkt ein, daß die formbedürftige 
Willenserklärung ſich unmittelbar aus dem zur Erfüllung der 
Form beſtimmten Schriftſtücke ergeben müſſe und daß es nicht 
genüge, wenn ſich der rechtsgeſchäftliche Wille erſt aus dem Zu⸗ 
ſammenhange mehrerer Schriftſtücke, insbeſondere alſo aus dem 
Briefwechſel ergebe. Allerdings war aus dem Inhalte des der 
Entſcheidung zugrunde liegenden Schriftſtücks für ſich allein 
ſchlechterdings nicht erſichtlich, daß dadurch eine Bürgſchaft über⸗ 
nommen werden ſollte, während es . nach der in der 
Entſcheidung zum Ausdruck gelangenden Meinung des R. G. 
ſchon genügen ſoll, wenn das Schriftſtück mindeſtens den weſent ; 
lichen rechtlichen Inhalt der der geſetzlichen Schriftform unter- 
worfenen Willenserklärung enthält. Bei ſachgemäßer Berück⸗ 
ſichtigung dieſer beiden Gefichtspunkte dürften allzu unbillige 
Entſcheidungen und eine Überſpannung der Formſchrift zu 
vermeiden ſein. 

Die Entſch. Nr. 6 ſieht nicht ſchlechthin darin, daß für 
den Dienſtberechtigten und Dienſtverpflichteten ungleiche 
Kündigungsfriſten beſtimmt werden, einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten, und hält es deshalb auch an ſich nicht für unzuläſſig, dem 
einen Teil das Recht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
zu kündigen, vorzubehalten. 

Nach Entſch. Nr. 7 find in 88 633 635 B. G. B. die 
Rechte des Beſtellers bei Mangelhaftigkeit des hergeſtellten Werkes 
erſchöpfend geregelt. Danach kann der Beſteller an erſter Stelle 
die Beſeitigung des Mangels verlangen, an zweiter Stelle 
wandeln oder mindern und gegebenenfalls Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung beanſpruchen. Das Recht, die Herſtellung eines 
neuen mangelfreien Werkes zu fordern, ſteht ihm aber nicht zu. 
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In Entſch. Nr. 11 wird ausführlich der Einfluß der 
Berufung auf das Scheidungsurteil I. Inſtanz erörtert, wenn 
die Berufungsanträge nur die Schuldfrage betreffen. Das ganze 
Urteil wird von der Berufung betroffen und deshalb auch die 
Zuftellung von Amtswegen für das die Berufung zurückweiſende 
Urteil als notwendig erklärt Guse behandelt die Entſcheidung 
die Lehre von der Feſtſtellung des ſchuldigen Teiles in Fort ⸗ 
bildung des in R. G. 49, 169 eingenommenen Standpunkts. 

Einen intereſſanten Beitrag zur Lehre von der Wieder⸗ 
einſetzung in vorigen Stand enthält Entſch. Nr. 16; es handelt 


ſich um die Frage der Unabwendbarkeit des Zufalls 


Entſch. Nr. 19 wendet die Vorſchrift des 8 471 Z. P. O. 
auch auf ſolche Fälle an, in denen ſchon zur Zeit der Eides 
anordnung die Unnoͤglichkeit einer wirkſamen Eidesleiſtung 
durch den bezeichneten Schwurpflichtigen tatſächlich vorlag, aber 
den Prozeßvertretern und dem Prozeßgerichte nicht bekannt war. 

Der Umſtand, daß das Nachverfahren prozeßordnungswidrig 
nicht bei dem Berufungsgericht, das das Vorbehaltsurteil er 
laſſen hatte, ſondern bei dem Gericht I. Inſtanz ſtattfand, zwingt 
nach Entſch. Nr. 20 nicht zur Aufhebung des alsdann von dem 
Berufungsgerichte im re erlaſſenen 5 

über die Frage, inwieweit Rechtsgeſchäfte des Konkurs- 
verwalters nichtig Ant, weil fie außerhalb der ihm durch die 
K. O. geſtellten Aufgaben liegen, verbreitet ſich Entſch. Nr. 22. 

Die unter Ausſchluß des Rechtswegs dem Reichs verſicherungs⸗ 
amt übertragene Entſcheidung über die Anſprüche der Berufs ⸗ 
genoſſenſchaft gegen den „Bauherrn“ kann nicht dadurch dem 
ordentlichen Rechtswege wieder zugeführt werden, daß die Bau · 
herrneigenſchaft beſtritten wird. Entſcheidend iſt nach Entſch. 
Nr. 24, daß der Beklagte als Bauherr in Anſpruch ge- 
nommen wird. 

In der Entſch. Nr. 26 wird bei der Immobiliarverſteigerung 
dem Zuſchlage die Wirkung, die der Verſteigerung entgegen“ 
ſtehenden Rechte zu vernichten, nur dann beigelegt, wenn das Auf- 
gebot der Intereſſenten in gehöriger Weiſe erfolgt war. N. 
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Hülfskafle für deutfche Rechtsanwälte. 


Die Herren Vertrauensmänner werden hiermit erſucht, 
die bei ihnen eingegangenen Beiträge der Mitglieder an 
den unterzeichneten Schatzmeiſter einzuſenden, da die Ein⸗ 
ziehung der rückſtändigen Beiträge vom 20. Mai 1904 
ab ſatzungsgemiß durch Nachnahme von den Mitgliedern 
erfolgen ſoll. 

Dr. Seelig. 


Die Beſchränkung der Reviſion eine Verſchlechterung 
der Rechtspflege. 
Von Neumann. 


Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Anderung der 
Zivilprozeßordnung, iſt dem Reichstage ſoeben zugegangen. Die 
Entlaſtung des Reichsgerichts ſoll durch das mechaniſche Mittel 
einer Erhohung der Reviſionsſumme erzielt werden. Selbſt die 
Väter und Freunde dieſes Gedankens find ſich ſeiner Schwäche 
bewußt und geben zu, daß in abſehbarer Zeit die wieder vor⸗ 
handene Aberlaſtung des Reichsgerichts eine abermalige Erhöhung 
der Reviſionsſumme fordern werde. Die deutſche Rechts. 
anwaltſchaft hat ſich ſchon auf dem Berliner Anwaltstage von 
1896 als Gegner dieſes geſetzgeberiſchen Notbehelfs bekannt. 
Dieſe Gegnerſchaft ſoll auch an dieſer Stelle, in dem Organ 
des Deutſchen Anwaltvereins, noch in letzter Stunde betont werden. 

Zunächſt ein Wort über das materielle und finanzielle 
Intereſſe der Anwaltſchaft an dieſer Frage. Die einzige Gruppe 
von Anwälten, die einen materiellen Nachteil von der Erhöhung 
der Reviſionsſumme haben wird, iſt die Rechtsanwaliſchaft beim 
Reichsgericht. Dieſe iſt nach der Begründung des Geſetzentwurfs 
zu ſeinen Fürſprechern zu rechnen. Die große Maſſe der deutſchen 
Rechtsanwälte, das find die bei den Land- und Oberlandes- 
gerichten zugelaſſenen Anwälte, haben eher günftige als ungünſtige 
materielle Wirkungen von der Anderung zu erhoffen; denn die 
nicht unbeträchtliche Zahl von größeren Sachen, in denen heute 
ein die Revifibilität ſichernder Teilbetrag von 1600 Mark 
geltend gemacht oder in denen ein Schätzungswert von dieſer 
Höhe angegeben wird, wird in Zukunft nach einem Objekt von 
3000 Mark behandelt werden. Die Anwälte der Oberlandes⸗ 
gerichte haben eine Verminderung ihrer Arbeitslaſt ohne Ausfall 


an Gebühren zu erwarten, da der Anwalt des Berufungsgerichts 
für die von dem Reichsgericht aufgehobenen Sachen nicht etwa 
noch einmal die bereits vorher verdienten Gebühren zu be- 
anſpruchen hat. Dieſe Gebührenregelung iſt ſelbſt älteren 
Juriſten nicht immer bekannt. Wenn alſo die Kreiſe der An⸗ 
waltſchaft — ihren eigenſten materiellen Intereſſen zuwider — 
fich gegen die Erhöhung der Reviſionsſumme ausſprechen, ſo 
geſchieht dies nicht aus einem perfänlichen, ſondern aus einem 
ſachlichen Grunde, nämlich deshalb, weil als Wirkung der Be⸗ 
ſchränkung der Revifibilität eine Verſchlechterung der oberlandes- 
gerichtlichen Rechtſprechung befürchtet wird, in der gleichen 
Richtung, wie ſie bei den einer Nachprüfung durch eine hoͤhere 
Inſtanz nicht ausgeſetzten Berufungszivilkammern ſchon längſt 
eingetreten iſt (Prinzip des Durchhauens). 

Es iſt eine delikate Angelegenheit, wenn ein Organ der 
Rechtspflege Zeugnis ablegen ſoll über die Erfahrungen, welche 
es über die Tätigkeit eines anderen Organs geſammelt hat. 
Und die Anwaltſchaft hat ſich lange, vielleicht zu lange einer 
übertriebenen Zurückhaltung befleißigt. Jetzt iſt die Gefahr ſo 
nahe gerückt, daß weiteres Schweigen nicht zu verantworten 
wäre. Von richterlicher Seite iſt der Anwaltſchaft gelegentlich 
entgegengehalten worden, daß fie wenigſtens zum großen Teile 
Schuld an der langen Dauer der Prozeſſe ſei; hierbei wurde 
hervorgehoben, daß natürlich nicht allen, ſondern nur einzelnen 
Anwälten ein Vorwurf gemacht werden könne. 

Unſeren Prozeßgeſetzen wird nicht mit Unrecht nachgeſagt, 
daß ſie zu ſehr davon ausgehen, die bei der Rechtspflege be⸗ 
teiligten Perſonen ſeien im großen und ganzen ideale Träger 
ihrer Rollen. In Wirklichkeit find ſie aber Menſchen mit all 
den Mängeln und Schwächen behaftet, die der homo sapiens 
nun einmal ſein Eigen nennt. Der ideale Richter wird jede 
Sache mit der gleichen Gründlichkeit behandeln und nicht danach 
fragen, ob die Sache reviſibel iſt, es ſei denn zu dem Zwecke, 
um die nicht revifible Sache mit noch erhöhter Sorgfalt und 
Gründlichkeit zu bearbeiten. Und in der Tat muß einem Teile 
der Senate und der einzelnen Mitglieder Dank dafür aus ⸗ 
geſprochen werden, daß ſie dieſes Ideal nicht nur in ſich tragen, 
ſondern ihm durch die Tat auch wirklich zuſtreben. Aber! und 
dies muß herausgeſagt werden, es gibt auch Richter und Senate, 
die ſelbſt vor den Parteien und den Referendaren in der 
öffentlichen Sitzung für die Behandlung der Sache der Frage 
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Bedeutung beimeſſen, ob die Sache revifibel iſt oder nicht. „Ach, 
die Sache iſt ja nicht revifibel“ oder „die Sache tft reviſibel“, 
find nicht ſelten gehörte Bemerkungen. Ja, zuweilen wird auch 
vom Richtertiſch aus eine Einwirkung verſucht, den geringen 
über 1 500 Mark hinausſchießenden Betrag fallen zu laſſen. 
Der Berufungsrichter liebt vielfach, abgeſehen von den Fein⸗ 
ſchmeckern für intereſſante Rechtsfragen, die nicht revifiblen Sachen, 
ſie ſind bequemer, bereiten bei ihrer Bearbeitung weniger und 
nach ihrer Erledigung keine Kopfſchmerzen und Unannehmlichkeiten 
mehr. Bei den reviſiblen Sachen bleibt noch manches zu fürchten. 
Die Aufhebung durch das Reichsgericht, unter Umſtänden mit 
nicht ſehr behaglichen Begründungen; die von vorgeſetzter Seite 
angeordnete Statiſtik über die Aufhebungen, welche der einzelne 
Urteilsfaſſer über ſich ergehen Iafien muß, eine ſubalterne Ein⸗ 
richtung, welche, bei der mechaniſchen Art ihrer Aufſtellung völlig 
mit Unrecht, nicht ohne Einfluß auf die weitere Beförderung, 
auch von den Richtern ſelbſt mit Recht als eine unwürdige Be⸗ 
auffichtigung empfunden wird. 

Inwieweit die Senatspräfidenten durch dieſe Statiſtik be⸗ 
troffen werden, iſt mir nicht bekannt, jedenfalls werden auch ſie 
von dem natürlichen Wunſche geleitet, die Zahl der Aufhebungen 
moͤglichſt gering zu halten. Die revifiblen Sachen werden des⸗ 
halb mit Vorliebe den tüchtigeren Mitgliedern der Senate über- 
wieſen. „Dem Herrn XK. kann ich keine revifible Sache geben“ 
lautete die Außerung eines jetzt nicht mehr im Amte befindlichen 
Präfidenten. Daß da, wo ſolche Vorausſetzungen gegeben find, 
die nicht revifiblen Sachen leiden müſſen, liegt auf der Hand. 
Als ein übrigens ſehr ſorgfältiger Richter hörte, daß in einer 
gewiſſen Sache Revifion nicht eingelegt worden ſei, klagte er: 
„Ach hätte man das doch ahnen können, dann hätten wir uns 
nicht ſoviel Jahre hindurch mit allen möglichen Beweis⸗ 
aufnahmen zu quälen brauchen!“ „Ja, das iſt ja gerade der 
Grund, aus dem die Reviſion nicht eingelegt wurde, es tft alles 
jo gründlich erſchoͤpft worden, daß irgend ein Reviſionsgrund 
nicht erſichtlich war“, lautete die Antwort des Anwalts. Dies 
zeigt das beſte Mittel für die Entlaſtung des Reichsgerichts: je 
beſſer die Auswahl der Mitglieder des Berufungsgerichts iſt, je 
ſorgfältiger bei den Oberlandesgerichten gearbeitet wird, deſto 
weniger wird das Reichsgericht grundlos mit Arbeit behelligt 
werden. 

Ausdrücklich ſoll nochmals Verwahrung dagegen eingelegt 
werden, daß die Schilderung der Gefahren, die den nicht 
tevifiblen Sachen drohen, eine gemeingültige Beſchreibung 
der Verhältniſſe fein wolle: Es genügt die Tatſache, daß 
fie in gewiſſem Umfange beſtehen und daß ſie einſchneidender 
werden, je mehr die Revifibilität eingeſchränkt wird. Zudem 
iſt keinerlei Garantie geboten, daß im Laufe der Jahre 
beim Wechſel der Perſonen die Gefahren ſich nicht noch ver⸗ 
mehren. Es liegt kein Grund vor, die Berufungsrichter von dem 
Satze auszunehmen: Nihil humani a me alienum esse puto. 

Führt die Gefahr der geſchilderten verſchiedenartigen Be⸗ 
handlung der revifiblen und der nicht reviſiblen Sachen zur Ab- 
lehnung jeglicher Beſchränkung der Reviſibilität, ſo noch mehr zur 
Ablehnung des von dem Entwurf eingenommenen Kompromiß ⸗ 
ſtandpunktes, wonach bei einem Beſchwerdegegenſtand von 2 000 
bis 3 000 Mark die Revifibilität davon abhängig fein ſoll, ob 
die zweitinſtanzliche Entſcheidung mit der erſtinſtanzlichen über⸗ 
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einſtimmt oder nicht. Iſt bisher nur zu rechnen mit einer 
ſchlechteren Behandlung der nicht revifiblen Sachen, jo würde fich 
ſpäter noch der horror revisionis herausbilden, d. h. es konnte 
die Entſcheidung ſelbſt von dem Wunſche beeinflußt werden, die 
Reviſibilität auszuſchließen. In wieviel Fällen ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung nicht auf des Meſſers Schärfe! Und unter den vielen 


Imponderabilien kann und wird ſehr leicht der Gefihtspunft eine 


Rolle ſpielen, daß bei Zurückweiſung der Berufung das 
Berufungsurteil unanfechtbar iſt. 

Im gegenwärtigen Stadium handelt es ſich nur um die 
Frage, ob die von der Regierung vorgeſchlagene Erhoͤhung der 
Reviſionsſumme angenommen oder abgelehnt werden ſoll. Das 
Suchen nach einem beſſeren Mittel dürfte zur Zeit nicht in 
Betracht kommen. Es kann deshalb auch hier von einer weiteren 
Beſprechung und Würdigung der ſonſtigen Vorſchläge abgeſehen 
werden. Nur auf einen Satz der dem Entwurfe beigegebenen 
Begründung mag noch hingewieſen werden. Es wird zur Wieder- 
legung des Vorwurfs, daß die Erhöhung der Reviſionsſumme 
eine vom ſozialen Standpunkte verwerfliche Maßnahme jei, aus- 
geführt: „Es iſt unzutreffend, daß, wenn in einem Rechtsſtreit 
eine nicht bemittelte Partei beteiligt iſt, die Einſchränkung der 
Reviſion ſtets für dieſe Partei einen Nachteil bedeute; fie wird 
vermutlich ebenſo oft, nämlich immer dann, wenn dieſe bei dem 
Oberlandesgericht obgeflegt hat, für fie von Vorteil fein.” Sollte 
man eine ſolche Begründung für möglich halten! Erſtens geht 
fie anſcheinend davon aus, daß die Reviſion regelmäßig Erfolg 
haben würde, dann aber kann es doch niemals darauf ankommen, 
ob der Reiche oder der Arme obfiegt, ſondern nur darauf, welche 
Entſcheidung dem objektiven Recht entſpricht. Der Vorwurf 
der plutokratiſch⸗antiſozialen Richtung wird doch nur in dem 
Sinne erhoben, daß die kleineren Leute, für die Objekte von 
1500 —3 000 Mark ſchon ein Vermögen darſtellen, regelmäßig 
von der dritten Inſtanz ferngehalten und deshalb mit einer minder⸗ 
wertigen Rechtspflege abgeſpeiſt werden. 


Teſtamente gütergemeinſchaftlicher Ehegatten in 
beerbter Ehe. 
Von Rechtsanwalt Zelter, Stettin. 


I. 


Teſtamente ohne Fortſetzung der Gütergemeinſchaſt. 

Die Gütergemeinſchaft des B. G. B. findet noch weitere 
Anwendung, weil die Überleitung viele Ehen ergreift und weil 
in Gegenden, in welchen die Gütergemeinſchaft feſte Wurzel 
hatte, namentlich in bäuerlichen Kreiſen, dieſer Güterftand ver. 
tragsmäßig, wenn auch nicht oft, eingeführt wird. Für den 
Praktiker iſt es nun von Bedeutung, wie ſolche Eheleute 
teftieren können, namentlich da auch die vor 1900 errichteten 
Teſtamente bei übergeleiteten Ehen dem fetzigen Recht unter- 


liegen. Weſentliche Zweifelsfragen find jedoch nur bei beerbter 


Che zu löſen, weil hier die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
nach B. G. B. erhebliche Rückſicht verlangt. 

1. Die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft wird nach § 1508 
durch Ehevertrag ausgeſchloſſen. Dann iſt an ſich die Bahn 
für Verfügungen der Ehegatten frei. Wird der Überlebende zum 
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Alleinerben, die Kinder zu Erben desſelben eingeſetzt, ſo iſt 
zu beachten, daß die Kinder dann den Pflichtteil vom Nachlaß 
des Erſtverſterbenden nehmen können und trotzdem infolge der 
— bier ſtets eintretenden — Bindung ($ 2271 B. G. B.) 
Erben des Überlebenden werden; das anfechtende Kind erhält 
dann mehr als die anderen. Vgl. Goldmann, Gruchot 48 S. 82. 
Um dies Teſtament praktiſch erzwingbar zu machen, muß das 
anfechtende Kind auch bezüglich des Nachlaſſes des Überlebenden 
beſchränkt werden und zwar genügt eine Anrechnung des Pflicht⸗ 
teils nach dem Erſtverſterbenden auf das Erbteil nach dem 
Überlebenden nicht, es muß auch bezüglich des Nachlaſſes des 
Überlebenden Einſetzung auf den Pflichtteil eintreten, um die 
Strafe ſchwer genug zu machen. 

Bei getrennten Gütern pflegte man zur Vermeidung ſolcher 
Anfechtung den Überlebenden als Vorerben, die Kinder als Nach⸗ 
erben des Erſtverſterbenden einzuſetzen. Bei dem auch in Güter⸗ 
gemeinſchaftsgebieten verwandten ſogenannten Berliner Teftament 
entſprach dieſe Auslegung der preußiſchen Praxis, während jetzt 
8 2269 eine entgegengeſetzte Auslegungsregel für undeutliche 
Fafſung enthält. 

Da die Einſetzung zum Nacherben den Kindern gleich 
gewiſſe Rechte gibt, erſcheint fie ihnen vorteilhafter, aber fie 
führt zu rechtlichen Zweifeln, weil der Anteil des erſtver⸗ 
ſterbenden Ehegatten am Geſamtgut Gegenſtand der Nacherb- 
ſchaft iſt. Das Geſamthandverhältnis der Gütergemeinſchaft 
endigt freilich mit dem Tode, aber eine Auseinanderſetzung 
tritt noch nicht ein. Der überlebende Ehegatte beſitzt zwei 
ideelle Anteilshälften beide als Eigentümer, aber die eine iſt 
mit der Nacherbſchaft belaſtet und die konkreten Gegenſtände, 
auf die ſich die Nacherbſchaft erſtreckt, ſtehen noch nicht feſt; 
das Recht des Nacherben umfaßt alſo den ideellen Anteil an 
allen einzelnen Sachen und beſchränkt den Überlebenden unver⸗ 
haͤltnismäßig, weil er bis zur Auseinanderſetzung nur über fein 
eigenes Vermögen kaum verfügen kann. Auch die Befreiung 
aus § 2136 genügt nicht vollkommen, weil der Vorerbe zu 
Schenkungen nicht berechtigt werden kann und jede Schenkung 
eines konkreten Gegenſtandes unwirkſam iſt. Dieſelben Nachteile 
zeigten ſich ſchon in der preußiſchen Praxis (vgl. R. G. Bolze J. 
Nr. 1316). 

Der Überlebende kann allein keine Auseinanderſetzung vor- 
nehmen, fie kann ihm auch nicht durch das Teſtament über- 
tragen werden, weil dadurch die Rechte der Nacherben dem 
Geſetze zuwider geſchmälert würden, es müßte alſo ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beftellt werden, der als Vertreter der Nacherben durch 
Auseinanderſetzung mit dem Überlebenden den konkreten Beſtand 
der Vorerbſchaft von dem freien Eigentum des Überlebenden 
ſonderte. Da nach B. G. B. inventariſiert werden muß, iſt 
dieſe etwas komplizierte Löſung zu wählen, um dem Überlebenden 
Bewegungsfreiheit zu verſchaffen. 

Schließlich kann der Überlebende mit den Abkömmlingen 
als Miterbe eingeſetzt, ihm durch Legat Nießbrauch und be⸗ 
ſtimmte Dispoſitionsbefugniſſe eingeräumt werden. Da aber 
die Befugniſſe der Überlebenden in der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft des B. G. B. ſehr weitgehende find, wird man 
hierzu nur dann greifen, wenn der Überlebende die Befugnis 
zur Veräußerung von Grundſtücken haben ſoll oder wenn die 
Bindung des Überlebenden gewünſcht wird, weil dieſe beiden 
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Momente neben der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht 
geſchaffen werden konnen; ſonſt erſcheint es praktiſcher, die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft nicht auszuſchließen und von der 
Teſtamentserrichtung abzuſtehen. 

2. Eine eingehende Behandlung erfordert die Frage, ob 
ohne Ehevertrag nach 8 1508 gleiche oder ähnliche Wirkungen 
erreicht werden können. Während in den erſten Jahren Theorie 
und Praxis darüber einig waren, daß in gewöhnlicher Teftameuts- 
form die Eheleute ſich oder den Abkömmlingen keine größeren 
oder geringeren Vorteile zuwenden konnten (vgl. Müller, 
Seuffert Bd. 66 S. 23, Bay. Ob. Lg. R. J. A. I. S. 182, 
K. G. J. 24 S. 54) ſtellten die Entſcheidungen des O. L. G. Stettin 
O. L. G. 6 S. 165, des Kammergerichts Jahrb. 25 S. 228, 
26 S. 55 folgende Grundfätze auf: 

Nach 5 1511 ſei die Ausſchließung nicht nur eines, ſondern 
aller Abkömmlinge zuläffig, Motive Bd. 4 S. 442. Wenn 
die Verfügung inhaltlich ergebe, daß alle Abkömmlinge von der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen würden, fo ſei eine 
ſolche Ausſchließung wirkſam, ſelbſt wenn ſie im Teſtament 
nicht als ſolche bezeichnet ſei. 

Dieſe Ausſchließung bewirke, daß fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft überhaupt nicht eintrete. In bezug auf die Folge diver⸗ 
gieren O. L. G. Stettin und K. G. inſoweit, als das erſtere 
ausdrücklich die Anwendung des § 1482, gewöhnliche Erbfolge 
in den Anteil der Erſtverſterbenden an der Gütergemeinſchaft 
als deſſen Nachlaß ſtatuiert, während das K. G. ausführt, daß 
ſich die rechtlichen Folgen nur nach § 1511 Abſ. 2 beſtimmen. 

Dieſen Entſcheidungen ſtimmen zu: Dernburg IV. S. 198, 
Opet 8 1511, Götte, Juriſtenzeitung 1903 S. 51. Weißler, 
Notariatszeitſchrift 1903 S. 399 hat Bedenken. Bollenbeck da⸗ 
ſelbſt 560 fg. kommt zu dem Schluß, daß bei Ausſchließung 
ſämtlicher Abkömmlinge die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein- 
trete, dann aber endige, weil ſie nur in einem Teilhaber ſich 
konzentriere. Vgl. auch Hachenburg daſelbſt S. 41. 

Die Konſequenz dieſer Entſcheidungen iſt überraſchend, ſie 
ſtreicht mit einem Schlage den 8 1508 aus dem B. G. B. und 
ſetzt die Bedeutung des § 1518 auf ein winziges Maß herab. 

Jedes Teſtament, in welchem nicht ausdrücklich die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft als Ausgangspunkt hervorgehoben 
wird, alſo jedes Teſtament, in welchem die Abkömmlinge der 
Ehe, der Überlebende oder dritte als Erben eingeſetzt werden, 
enthält vom Standpunkt des K. G. aus materiell eine Aus- 
ſchließung aller Abkömmlinge von der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft. Sit dies Teſtament auch ohne Form des Chevertrages 
zuläffig, dann bedarf es der Formvorſchrift des $ 1508 über⸗ 
haupt nicht mehr. Denn die Eheleute können durch wechſel⸗ 
ſeitiges Teſtament anordnen, daß alle Abkömmlinge ausge⸗ 
ſchloſſen werden, dann tritt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
nicht ein; die Wirkung iſt materiell die gleiche. Bei der Aus⸗ 
ſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat der Abkömm⸗ 
ling gegen den Erſtverſterbenden bezüglich der Hälfte des Ge⸗ 
ſamtgutes, die deſſen Nachlaß bildet, ein Pflichtteilsrecht; das 
gleiche Recht haben die ausgeſchloſſenen Abkömmlinge nach 
81511 Abſ. 2. Die Anrechnung nach $ 1511 Abſ. 3 kommt 
bei Ausſchließung aller Abkömmlinge nicht in Betracht. Dem 
überlebenden Ehegatten gegenüber hat der Abkömmling ſowohl 
bei Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, wie bei Aus⸗ 
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ſchließung aus der Gemeinſchaft das gleiche Erbrecht, das gleiche 
Pflichtteilsrecht. 

Auch der § 1518 wird faſt ganz unbrauchbar. Dieſe 
Beſtimmung hat nur dann Bedeutung, wenn die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft als ſolche beſtehen bleibt. Sind die Ab⸗ 
köͤmmlinge rechtswirkſam von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
ausgeſchloſſen, und kann deswegen mit dem Tode des überlebenden 
Ehegatten eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eintreten, 
dann kann eine Beſtimmung, welche den Rechten der Abkömm⸗ 
linge oder des überlebenden Ehegatten Abbruch tut, gar nicht ge⸗ 
troffen werden. Das Teſtament, wie es auch ſei, verletzt keine 
Rechte, die ihnen durch die 8$ 1483 — 1517 gegeben find, es 
kann nur Pflichtteilsrechte verletzen, die entweder aus dem 
nach § 1482 ſich ergebenden Erbrecht oder aus dem kongruenten 
Anſpruch aus § 1511 Abſ. 2 entitehen. 

Für den § 1518 bliebe danach nur ein ganz geringer 

Wirkungskreis, nämlich der, daß verboten ſind Teſtamente und 
Verträge, welche die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausdrück⸗ 
lich ſtipulieren, dabei aber die Rechte des einzelnen Güter⸗ 
genoſſen geſetzwidrig erhöhen oder verändern. Das darf alſo 
nicht einmal durch Ehevertrag beſtimmt werden, während ein 
einfaches Teſtament genügt, um die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
zu beſeitigen. Zu dieſer widerſpruchsvollen, ficher nicht vom 
Geſetz gewollten Konſtruktion führt die Praxis; ſo beſtechend es 
an ſich erſcheinen mag, jene Teſtamente als zuläſſig zu erhalten, 
ſo muß doch andererſeits jener Widerſpruch den Weg zu einem 
von zwei Zielen weiſen. Entweder man ändert das B. G. B. 
im Wege der Geſetzgebung ab, weil die Beibehaltung von 
§ 1508. und 1518 gegenüber den Beſtimmungen der §8 1511 
und 1516 unbrauchbar und unlogiſch iſt, oder man ſucht eine 
andere Löſung aus dem Verhältnis der einzelnen Beſtimmungen 
zueinander. 
Billigt man die Entſcheidungen, fo würde man in Ab⸗ 
änderung des B. G. B. logiſch die Beſeitigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft (§ 1508) auch dem wechſelſeitigen Teſtament 
überlaſſen und anſtatt des § 1518, deſſen Härte den modernen 
Grundſätzen der Dispoſitions freiheit widerſpricht, das im 8 1511 
Abſ. 2 eingeführte Recht der Abkömmlinge verallgemeinern, dem 
Überlebenden dafür den Widerruf des wechſelſeitigen Teſtaments 
aus drücklich geſtatten müſſen. 

Eine Löſung der Zweifel aus dem B. B. B. läßt ſich nur 
an Hand der Entſtehungsgeſchichte finden. 

Der erſte Entwurf kannte die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
in ihrer jetzigen Geſtaltung nicht, der Anteil des Verſtorbenen war 
ſtets Nachlaß, der Überlebende in beerbter Ehe Alleinerbe, eine 
ſogenannte gütergemeinſchaftliche Erbfolge trat ein, ein Zwiſchen⸗ 
glied zwiſchen der Konſolidation und der communio prorogata 
der früheren Rechte. Der Entwurf kannte ſchon die Aus⸗ 
ſchließung des Abkömmlings von der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft. § 1388 verlangte hierzu letztwillige Verfügung des aus⸗ 
ſchließenden Ehegatten und notarielle oder gerichtliche Form der 
Zuſtimmung des anderen. Den §8 1508 und 1518 des B. G. B. 
entſprach 8 1383 Abſ. 2. 

Der zweite Entwurf änderte die rechtliche Konſtruktion der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Es tritt ein Geſamthandverhält⸗ 
nis im weſentlichen gleich der altdeutſchrechtlichen Were ein. 
In beerbter Ehe gehört der Anteil des Verſtorbenen nicht zum 
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Nachlaß. Die Ausſchließung des Abkömmlings von der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft bleibt an ſich beſtehen. Ein Antrag, 
die Ausſchließung durch gemeinſchaftliches Teſtament zu geſtatten, 
wird zunächſt abgelehnt (Protokolle Bd. 4 S. 310), weil es ſich 
darum handele, ob ein Kind von der Nachfolge in die Güter⸗ 
gemeinſchaft hinſichtlich des einen Elternteils ausgeſchloſſen 
werden ſoll, in materieller Hinficht gerade das Benehmen des 
Kindes gegen ein Elternteil die Ausſchließung von der Nach⸗ 
folge in deſſen Anteil rechtfertigen könne. 

Erſt bei der Reviſion des zweiten Entwurfs iſt ein Zuſatz 
zu § 1388 angenommen, der die notarielle Form ſtrich und die 
Ausſchließung des Abksmmlings auch durch gemeinſchaftliches 
Teſtament zuließ, weil die Ablehnung dieſer Form im Leben 
nicht verſtanden werden würde, das Teſtament auch ſchnellere 
Dispoſition geſtatte. So erſcheint denn dieſe Norm zuerſt in 
der Reichstagsvorlage § 1499 Abſ. 3. 

Dieſe Entſtehungsgeſchichte läßt folgende Sätze als vom 
Geſetzgeber gewollt erſcheinen: 

a. Das Geſetz bezeichnet mit der Ausſchließung des Ab- 
kömmlings von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nur den 
Ausſchluß ſeitens eines Ehegatten; dieſer verfügt letztwillig für 
den Fall, daß er zuerſt verſtirbt, der andere gibt nur die ver⸗ 
tragliche Zuſtimmung. Die Ausſchließung eines Abkömmlings, 
der ſich vielleicht gegen beide Ehegatten vergangen hatte, durch 
ein privatſchriftliches Teſtament ſeitens beider Ehegatten, war 
nach den beiden erſten Entwürfen unmöglich, es mußten zwei 
Teſtamente und zwei Zuſtimmungen gegeben ſein, man konnte 
ſelbſtverſtändlich in einem gerichtlichen oder notariellen Akt 
beide vereinigen, ſodaß jeder für den Fall, daß er zuerſt verſtarb, 
ausſchloß, der andere für dieſen Fall ſeine Zuſtimmung gab. 

b. Das Geſetz hatte den Ausſchluß einzelner Abkoͤmm⸗ 
linge aus beſtimmten Gründen im Auge; das ergibt ſich 
aus der erwähnten Ablehnung der Einführung der Zeitaments- 
form in der zweiten Kommiſſion. 

Wenn die Motive hervorheben, daß die Möglichkeit vor- 
liege, außer dem ausgeſchloſſenen Abkoͤmmling ſei kein weiterer 
vorhanden und dann trete indirekt die Aufhebung der güter- 
gemeinſchaftlichen Erbfolge ein, ſo wollen ſie eben eine Ausnahme 
und eine Ausnahmewirkung konſtatieren. 

c. Die Entwürfe unterſcheiden ſcharf zwiſchen den beiden 
Verfügungen: Ausſchließung des Abkömmlings von der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft und Beſeitigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. Die Willens richtung des Verfügenden iſt 
eine ganz verſchiedene und dieſe Verſchiedenheit bleibt auch daun 
beſtehen, wenn in jenem von den Motiven erwähnten Aus⸗ 
nahmefall aus der Ausſchließung des Abkoͤmmlings die Beſei⸗ 
tigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſelbſt folgt. 

Bei der Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
iſt der Wille gerichtet auf eine Anderung des vertragsmäßigen 
Güterſtandes und ſeiner Wirkungen, auf Kürzung der Rechte 
des Ehegatten; die Anderung wird zugelaſſen und geregelt. 
Bei der Ausſchließung des Abkömmlings iſt der Wille gerichtet 
auf Kürzung der Rechte des Abkömmlings. Tritt dieſe 
Kürzung ein, ſo kann ſie, wenn dieſer Abkömmling der einzige 
iſt, zu der gleichen Folge führen, daß die Fortſetzung der Ge⸗ 
meinſchaft als geſetzliche Wirkung des Güterſtandes vielleicht 
nicht dauernd beſtehen kann; dies iſt aber nur ſekundäre Folge. 
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d. An dieſen Verhältniſſen hat die Reviſion des zweiten 
Entwurfs nichts ändern wollen und nicht geändert. Wenn ſie 
die Zuſtimmung des anderen Ehegatten zu der den Abkömmling 
ausſchließenden letzwilligen Verfügung dem gemeinſchaftlichen 
Teſtament überließ, ſo blieb trotzdem jene Erklärung nur eine 
Zuſtimmung, wurde nicht eine letztwillige Verfügung und 
bleibt trotz der allgemeinen Faſſung des 5 1516 Abſ. 3 un- 
widerruflich. 

Dieſe Erwägungen führen zur Löſung der Frage: Nur die⸗ 
jenigen letztwilligen Verfügungen, bei denen die Willensrichtung 
des Teſtators zunächſt auf Ausſchließung des Abkömmlings von 
der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft gerichtet iſt, bei welchem 
alſo der Erblaſſer von der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
ausgeht, können dem $ 1511 unterſtellt fein. Alle Verfügungen, 
bei denen der Teſtator die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft über⸗ 
haupt nicht will und aus dieſem Grunde die Abkömmlinge in 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eintreten können, 
werden durch 88 1511, 1516 nicht geſichert; hier ift der Wille 
auf den Ausſchluß der Abkömmlinge nicht gerichtet. 

Das trifft zunächſt zu für die von den Entſcheidungen 
erwähnten Fälle, Einſetzung des Chegatten zum Alleinerben, 
Vorerben, Miterben. Das alte Recht gab faſt durchweg die 
Befugnis, bei letzwilligen Dispoſitionen die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft auszuſchließen, während es die Ausſchließung 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in dem Sinne des 
B. G. B. nicht kennt. 

Jede Erbeinſetzung widerſpricht aber dem Beſtande der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, daher iſt die Auffaſſung von 
Bollenbeck zu eng. Er mißbilligt zwar die Identifizierung der Aus- 
ſchließung der Abkömmlinge mit der Beſeitigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft (Beſchluß des Kammergerichts v. 12/1. 03) 
nimmt aber eine Ausſchließung der Abkömmlinge an, 
wenn das Teſtament ſich nur auf Geſamtgut bezieht. 

Daher können ſchon aus dieſem Grunde die beiden letzten 
Entſcheidungen des K. G. nicht als zutreffend anerkannt werden. 
Die des O. L. G. Stettin iſt nur aus ihrem zweiten Ent⸗ 
ſcheidungsgrund, daß dem verſtorbenen Ehemann die Befugnis 
nach Lübiſchem Recht und Art. 51, § 4 A. G. zuſtand, aufrecht 
zu erhalten. 

Nun können aber die Eheleute ausdrücklich beſtimmen: Ich, 
der Ehemann, ſchließe für den Fall, daß ich zuerſt verſterbe, alle 
unſere Abkömmlinge von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus. 
Ich, die Ehefrau, treffe für den Fall, daß ich zuerſt verſterbe, 
die gleiche Beftimmung; wir ſtimmen jeder unwiderruflich der 
Ausſchließungsverfügung des anderen zu. Wir ſetzen jeder den 
Überlebenden zum Alleinerben ein. 

Hier iſt die Willensrichtung anſcheinend zunächſt auf die 
Ausſchließung der Abkömmlinge gerichtet. 

Kommt man mit ſolchem Teſtament zur Umgehung des 
5 1508? Zunächſt würde die Umgehung ſchon deshalb für 
unzuläffig erklärt werden können, weil die Kürzung der Ab- 
kömmlings rechte nicht das Motiv iſt. 

Die Teſtatoren wollten nur die Chevertragsform ſparen, 
um den Ehevertragszweck zu erreichen. Aber auch bei begründeter 
Ausſchließung, z. B. des einzigen Kindes, iſt die Einwirkung 
der Ausſchließung auf die Rechte des Überlebenden am Geſamtgut 
zu prüfen. 
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O. L. G. Stettin und K. G. laſſen beide fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft nicht eintreten. Das O. L. G. Stettin läßt Beerbung 
nach 8 1482 erwachſen, das K. G. will 5 1482 nicht gelten laſſen, gibt 
aber keine klare Beſtimmung der Folge, das Tefiament bleibt feines 
Erachtens wirkſam. Nach Bollenbeck tritt die fortgeſetzte Güterge⸗ 
meinſchaft ein und endigt durch Konzentration. Bollenbeck begründet 
dies aus dem Geſetze damit, daß nur das Vorhandenſein 
der Abkömmlinge gefordert wird und daß alle ausgeſchloſſenen 
Abkömmlinge ihren Pflichtteil aus dem Geſamtgut der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft erhalten müſſen. Bei ſchrittweiſem 
Vorgehen muß ſeine Auffaſſung als die konſequentere erſcheinen. 

Wenn das Teſtament ſich lediglich auf die Ausſchließung 
beſchränkte, würde nach den Grundſätzen des Stettiner Be⸗ 
ſchluſſes die geſetzliche Beerbung eintreten, der ausgeſchloſſene 
Abkömmling mit dem Ehegatten ſich in den Nachlaß teilen, die 
Beſtimmung alſo wertlos fein; erft durch das Hinzutreten einer 
Erbeseinſetzung würde eine objektiv ſachgemäße Wirkung ge⸗ 
ſchaffen, alſo erſt dann, wenn über einen Nachlaß verfügt wird, 
obwohl ein Nachlaß erſt durch die Ausſchließung entſteht. Des- 
halb kann § 1482 nicht Anwendung gewinnen. 

Wenn man die Unwirkſamkeit des Teſtaments erſt nach 
der Publikation entdeckt, iſt Abhilfe leider ausgeſchloſſen. Das 
in der Proxis verſuchte, auch von Bollenbeck gebilligte Mittel 
der Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſeitens des 
überlebenden Ehegatten erſcheint mir gefährlich. Freilich ſagen 
die Motive S. 440, daß infolge der Ausſchließung der güter- 
gemeinſchaftlichen Erbfolge, teſtamentariſche Erbfolge insbeſondere 
dann eintrete, wenn für dieſen Fall letztwillig verfügt ſei. Aber 
die Motive gingen von der Konſtruktion des Alleinerbrechts aus; 
dort ſtand geſetzliches und teſtamentariſches Erbrecht verhältnis ⸗ 
mäßig gleichberechtigt gegenüber. Die Ablehnung ſetzt doch 
immer den Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft voraus. 
Damit iſt das Teſtament unvereinbar nach § 1518 und be⸗ 
ſeitigt. Es würde alſo nur die geſetzliche Erbfolge eintreten, 
was der Überlebende wohl kaum beabfichtigte. 

Das Teſtament bleibt alſo unwirkſam, ſoweit es über 
die Ausſchließung des Abkömmlings hinausreicht, und das iſt 
auch nur logiſch, denn die Teſtamente aus 88 1511—1515 
ſetzen begrifflich den Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
voraus. Alles was den Eintritt derſelben beſeitigt, weicht 
vor dem § 1518. 

Dieſe Folge iſt auch nicht ſo hart und unpraktiſch, wie es 
vielleicht zunächſt ſcheint. Der überlebende Ehegatte, welcher 
durch das B. G. B. bevorzugt iſt, leidet nur in den ſeltenſten 
Fällen, weil die Vorteile der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
erhebliche find. 

Bei neurechtlichen Teſtamenten wird man die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag möglichſt ausſchließen; 
bei altrechtlichen Teſtamenten kaun man unbedenklich einen 
ſolchen Vertrag noch nachträglich vereinbaren. Dann find 
auch die Rechte des einzelnen Ehegatten, die Schichtung anzu⸗ 
ordnen, in vielen Fällen durch das Ausführungsgeſetz erhalten; 
jo in Weſtfalen, Schleswig⸗Holſtein; wenigſtens für den Ehe⸗ 
mann in Hamburg und in Pommern, ſoweit lübiſches Recht 
gilt; die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft des B. G. B. tritt in 
Dit- und Weſtpreußen, Poſen, Elfaß-Lothringen für die über ⸗ 
geleite-en Ehen nicht ein. Wo dagegen die Ausführunge ⸗ 
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geſetze ohne Vorbehalte überleiten, wie in Bayern, Heſſen, Han- 
nover, bei den Bauerordnungen und Magdeburgiſchen Rechten 
in Pommern, wird hierauf weſentlich zu achten fein. 

3. Für den Fall, daß der Überlebende die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft ablehnen ſollte, kann der Erſtverſterbende 
allein und nach den Sätzen des gewöhnlichen Erbrechts über 
ſeinen Nachlaß verfügen. Dieſer Rechtsſatz iſt zwar unbillig, 
weil ſo der eine Ehegatte die Rechtsfolgen der Rechtshandlung 
des anderen beſtimmen kann, ohne daß jener die Situation 
kennt, aber als Abhilfe wird die Anfechtung der Ablehnung 
wegen Irrtums gegeben fein ($ 1954). Solche Verfügung des 
Erſtverſterbenden iſt von Bedeutung nur dann, wenn er das 
Intereſſe hat, den Überlebenden an die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft zu binden, oder wenn er letztwillige Ver⸗ 
fügungen ſichern will, die letztwillig unter Beibehaltung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach 88 1511—1515 getroffen 
find. (Vgl. zu II.) 


II. 
Teſtamente unter Fortſetzung der Gütergemeinſchaſt. 


Die Eheleute werden häufig dem Überlebenden die Macht⸗ 
ſtellung in der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erhalten wollen, 
weil die Vorteile für jenen bedeutende ſind. Er braucht nicht 
zu inventarifieren, er nutzt das Geſamthandvermoͤgen machtvoller 
als der Nießbraucher, geficherter als der nicht befreite Vorerbe, nur 
wenig bedeutungsvolle Verfügungen bedürfen der Zuftimmung der 
Abkömmlinge. Auch der wirtſchaftliche Grund, daß die Gebunden⸗ 
heit des Vermögens mehr vor Zerſplitterung ſchützt, ſpricht 
mit. Erheblich eingeengt iſt die letztwillige Verfügungsmacht. 

1. Die Eheleute koͤnnen die Dispoſitionsbefugnis des 
Überlebenden weder ſteigern noch ſchmälern. 

2. Die Eheleute konnen weder einzeln noch gemeinſam 
über beſtimmte Gegenſtände letztwillig verfügen außer im 
Wege der Teilungsanordnung 8 1515, da keine Sache einem 
Einzeleigentum unterliegt. Als Ausweg ift nur die vertrags- 
mäßige Zuwendung oder die Umſchaffung des Gegenſtandes zum 
Sondergut möglich. (Protokolle IV 325.) 

3. Die Eheleute können keine poſitive Zuwendung an⸗ 
ordnen, welche mit dem Tode des Erſtverſterbenden in Wirk⸗ 
ſamkeit tritt. Ein paradoxer Ausweg iſt allerdings zur Bevor⸗ 
zugung eines Abkömmlings gegeben. Die Eltern ſchließen dieſen 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus, entſchädigen ihn 
aber bei der Teilung nach dem Tode des Überlebenden dadurch, 
daß fie bezüglich deſſen Nachlaß die Erbteile anderer Abköͤmm⸗ 
linge mindern. Dann erhält der Abkömmling den nach § 1511 
Abſ. 2 ſich ergebenden Betrag bei dem Tode des erſten Eltern⸗ 
teils und bei dem Tode des Überlebenden kann er doch noch 
von dem Überreſt einen Anteil erlangen, der bei mindeſtens 
drei) Abkömmlingen die Quote der anderen überſteigen darf. 
Freilich bleibt das mangels Bindung des Überlebenden immer 
nur eine Ausſicht, enthält aber einen greifbaren Vorteil gegen ⸗ 
über dem Prinzip des § 1490. 


*) Drei Abkömmlinge. Maſſe 24 000 Mark. Pflichtteil aus 
§ 1511: 1500 Mark. Anteil der beiden anderen auf Pflichtteil nach 
dem Überlebenden geſetzten Abkömmlinge je 5 250 + 2 000. Anteil 
des bevorzugten Abkömmlings außer jenen 1 500, 8 000 Mark. 
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4. Die letztwilligen Verfügungen, welche nach dem Tode 
des Überlebenden reſp. nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft in Wirkſamkeit treten, ſonderu ſich in die des 
Überlebenden und die des Erſtverſterbenden. 

a) Jeder Ehegatte kann allein während der Ehe für den 
Fall, daß er überlebt, ſowie nach dem Tode des anderen in 
gewöhnlicher Teſtamentsform, zwar nicht über konkrete Gegen⸗ 
ſtände, wohl aber über den ihm zuſtehenden Anteil an der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft nach den Grundſätzen des Erb⸗ 
rechts, alſo nur beſchränkt durch das Pflichtteilsrecht frei ver⸗ 
fügen. 

Bei der Einführung der Were in den zweiten Entwurf 
haͤtte man konſequent auch die familienrechtliche Nachfolge in 
den Anteil des parens superstes an dem Geſamtgut eröffnen 
koͤnnen, aber dies nicht gewollt. (Vgl. Protokolle zu § 1409 
IV. S. 348.) 

b) Der erſtverſterbende Ehegatte kann, aber nur mit 
Zuſtimmung des überlebenden, die Anordnungen nach 88 1512 
bis 1515 über den Anteil der Abkömmlinge treffen. Die durch 
Entziehung oder Herabſetzung der Anteile frei werdenden 
Beträge kann er dritten zuwenden und ſo Legatwirkungen 
ſchaffen, obwohl Legate im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne nicht 
moglich find. 

Der Betrag kann (vergl. Wäntig, Zeitſchrift des Notar- 
vereins 1903 S. 168 gegen Planck) auch als Quote des Anteils 
und des Geſamtguts zugewandt werden. 

Dieſe Verfügungen find aber immer dadurch bedingt, daß 
der bedenkende Ehegatte zuerſt verſtirbt und der belaſtete Ab⸗ 
köͤmmling die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
erlebt. Der letzten Gefahr beugt der Teſtator einigermaßen 
vor, wenn er die Anteile aller Abkömmlinge herabſetzt, 
aber auch dann kommt das gewollte Legat in Wegfall, wenn 
in der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft alle Abkömmlinge vor dem 
Überlebenden verſterben und dieſem, den der Erſtverſterbende 
nicht belaſten kann ($ 1518), die Maſſe nach 8 1490 zufällt. 

c) Der Überlebende iſt an die Zuſtimmung bezüglich der 
Verfügungen über die Anteile der Abkömmlinge gebunden, da⸗ 
gegen kann er durch wechſelſeitiges Teſtament an ſeine Ver⸗ 
fügungen durch den Erſtverſterbenden überhaupt nicht gebunden 
werden, weil der Erſtverſterbende ihm nichts zuwenden kann. 
Formell könnten freilich nach § 1514 auch dem überlebenden 
Ehegatten freiwerdende Beträge zugewieſen werden. 

Dieſe Zuweiſung hat aber nur dann Bedeutung, falls die 
fortgeſetzte. Gütergemeinſchaft bei Lebzeiten des Überlebenden 
endet; geſchieht dies nicht, ſo fällt ſie nicht in den Nachlaß des 
Überlebenden, er bedarf alſo auch keiner Ausſchlagung nach 
§ 2271, um ſich frei zu machen. 

d) Über allen dieſen Verfügungen des Erſtverſterbenden 
ſchwebt aber das Damoklesſchwert der Ablehnung der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft. Die Zuſtimmung des überlebenden 
Ehegatten iſt zwar unwiderruflich, aber ſein Recht auf Ab- 
lehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt auch unverzicht⸗ 
bar, und mit der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft wirft er die 
Teſtamente aus $$ 1511—1515 über den Haufen. Wenn ihm 
die Vorteile aus der geſetzlichen Erbſchaft alſo bequemer find, 
wenn ihm die Legate oder die Benachteiligung eines Abköͤmm⸗ 
lings nicht paſſen, wenn er z. B. die Ausſchließung eines Ab⸗ 
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kömmlings nachträglich bereut, macht er hierdurch das ganze 
Zeftament wertlos. Der Erſtverſterbende kann nur vorbeugen 
durch eine entſprechende Verfügung für den Fall der Ab⸗ 
lehnung. 

e) Aus dieſen Sätzen ergibt ſich die zweckmäßige Formu⸗ 
lierung einer Zuwendung mit Legatwirkung folgendermaßen: 

Entweder: Ich, der Ehemann, ſetze für den Fall, daß ich 
zuerft verſterbe, die Anteile unſerer Abkömmlinge an dem 
Geſamtgut bei Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
um den Betrag von 1000 Mark und falls die Hälfte der 
Abkömmlingsanteile niedriger iſt, um den, dieſer Hälfte ent⸗ 
ſprechenden Betrag herab. Dieſen Betrag ſoll nach Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft mein Bruder haben. Ich, 
die Ehefrau, ſtimme dieſer Verfügung zu. Für den Fall, daß 
ich meine Ehefrau überlebe oder ſie die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft ablehnt, ſoll mein Bruder dieſen Betrag aus 
meinem Nachlaß erhalten. Dieſe Zuwendung kann der Ehe- 
mann allein ſtets widerrufen. 

Oder: Wir, die Eheleute, ſetzen, gleichgültig, wer von uns 
zuerſt verſtirbt, die Anteile unſerer Abkömmlinge an dem 
Geſamtgut bei Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
um den Betrag von ... herab. Dieſen Betrag ſoll nach Be⸗ 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, oder falls der Über: 
lebende die Fortſetzung ablehnt, aus dem Nachlaß des Erft- 
verſterbenden unſer Freund X. erhalten. Dieſe Zuwendung 
wird durch den Tod eines Ehegatten unwiderruflich. 

f) Inwieweit die Grundſätze des Vermächtnisrechts auf 
dieſe Zuwendung aus den Abkömmlingsanteilen Anwendung 
finden, kann zweifelhaſt ſein. Daß der Berechtigte aber nicht 
nur den Tod des Erſtverſterbenden, ſondern anch die Be⸗ 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erleben muß, ergibt 
ch daraus, daß fein Recht dadurch bedingt iſt, daß die Ab- 
koͤmmlinge dieſen Zeitpunkt erleben. Der Berechtigte überträgt 
ſeine Rechte nicht auf ſeine Erben und man wird deshalb 
eventuell Subſtitutionen beſtimmen müſſen, weil dieſer Zeit⸗ 
punkt ſtets ſehr weit herausgeſchoben iſt. 

Gegen wen ſich die Forderung richtet, iſt ſtreitig; nach 
Hachenburg. Zeitſchrift des Notarvereins 1903, S. 41, ſoll der 
belaſtete Abkoͤmmling, nach Wäntig (ebenda S. 168) die anderen 
Abkömmlinge paſſiv legitimiert ſein. Beides dürfte nicht richtig 
ſein, beide Eheleute ſchaffen eine Forderung gegen das Geſamt⸗ 
gut, und die Vertreter und Eigentümer des Geſamtguts müſſen 
gemeinſchaftlich dieſe Forderung erfüllen. Die Paſſivlegitimation 
des Überlebenden iſt durch die Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft erloſchen. 

5. Das Verhältnis der Ausſchließung aller Abkömmlinge 
auf den Beſtand der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt zu I. 
erörtert. Bezüglich der Wirkung der Ausſchließung des einzelnen 
Abkömmlings iſt folgendes zu erwägen: 

A. Das Geſetz beſtimmt, welchen Abkoͤmmlingen der Weg⸗ 
fall zugute kommt (Mot. 442). ö 

Der Erblaſſer kann nicht einzelnen den Geſamtgutsanteil 
des Ausgeſchloſſenen zuwenden, wie Opet (N. 5b) annimmt, 
nur mittels des § 1512 die durch den Wegfall bevorzugten 
Abkömmlinge belaſten. (Vgl. Mot. 443.) 

B. Wirkung des Ausſchluſſes gegenüber der Deszendenz des 
Ausgeſchloſſenen. 
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a) Mit Opet gegen Staudinger wird anzunehmen ſein, 
daß aus dem Charakter der Strafverfügung gegen den Ab⸗ 
kömmling ſich ergibt, daß ſeine Deszendenten ebenſo in die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintreten, als wenn der Abkömmling 
tatſächlich vor dem Tode der Ehegatten geſtorben wäre. Es 
führt dies aber zu eigenartigen Konſequenzen. 

Unzweifelhaft treten auch diejenigen Enkel an ſich aus 
eigenem Recht in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein, welche 
nach dem Tode der Ehegatten geboren werden, wenn das Kind 
in der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſelbſt ſtirbt. Das muß 
auch hier gelten, ſelbſt wenn der ausgeſchloſſene Abkömmling 
bei dem Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kinder⸗ 
los war. Iſt aber die Were durch Konzentration beendigt, 
entweder, weil alle beim Tode vorhandenen Abkömmlinge nach 
5 1511 ausgeſchlofſſen, oder nach § 1490, weil alle anderen vor 
der Geburt ſolcher Enkel verſtorben, ſo kann ſie nicht wieder 
aufleben. 

b) Die Ausſchließung wirkt jedoch inſoweit gegen die 
Deszendenten des Ausgeſchloſſenen, als fie allein diejenigen Ab- 
koͤmmlinge find, denen die Ausſchließung zu ſtatten kommt; 
ſie treten zwar aus eigenem Recht, aber doch an Stelle des 
Ausgeſchloſſenen ein und müſſen deshalb nach dem Schlußſatz 
des § 1511 ſich den den Ausgeſchloſſenen gezahlten Betrag an- 
rechnen laſſen. Nur dieſe Löſung iſt auch logiſch, weil ſonſt der 
Stamm des Ausgeſchloſſenen mehr erhalten würde als die 
anderen Stämme. 

C. Der Erblaſſer kann nun zwar an ſich die Deszendenten 
der Ausgeſchloſſenen auch von der fortgeſetzten Gütergemeinfchaft 
ausſchließen. Er kann aber dies nur bezüglich der bei ſeinem 
Tode erzeugten tun. Nur für dieſe läßt ſich der Anſpruch 
nach 8 1511 Abſ. 2 beſtimmen. In ſolchem Falle verlieren die 
ausgeſchloſſenen Deszendenten des ausgeſchloſſenen Abkömmlings, 
falls letzterer den Tod des Teſtators erlebt, in analoger An⸗ 
wendung des § 2309, den Anſpruch aus 8 1511 Abſ. 2. 

Opet leugnet ohne Begründung die Anwendung dieſer 
Norm, damit würde aber die Ausſchließung der Deszendenz be⸗ 
deutungslos ſein. Die nicht ausſchließbaren, ſpäter geborenen 
Enkel haben nur die Anrechnung wie zu B b zu dulden. 

6. Hachenburg hatte die Frage aufgeworfen, ob dieſe im 
Einzelfall nicht ausreichend erſcheinenden Beſtimmungen auf 
Umwegen abzuändern und zu erweitern ſeien. Sie wird von 
Wäntig a. a. O. 169 fg. dahin gelsſt, daß er die Nachteile 
aus 88 1511—1513 als Bedingungen hinſtellt. Der Ehe⸗ 
gatte fett ſich feiner Anſicht nach nicht mit $ 1518 in Wider⸗ 
ſpruch, wenn er ſeine Herabſetzungsrechte unter Bedingungen 
anordnet. 5 

Wäntig hält folgende Teſtamente für zuläſſig: 

a. Ich fee den Anteil meines Abkoͤmmlings auf die Hälfte 
herab; mehr als die Hälfte ſoll der Abkömmling nur erhalten, 
wenn er ſich für den ganzen Anteil folgenden Beſchränkungen 
unterwirft. 

6. Falls mein Abkömmling ſich nicht folgenden Beſchrän⸗ 
kungen unterwirft, ſetze ich den Anteil auf die Hälfte herab. 

Dieſe Erwägung kann nicht als richtig zugegeben 
werden. 

Der § 1518 unterfagt jede den 88 1511—1513 wider⸗ 
ſprechende Anordnung. Eine ſolche liegt objektiv auch vor, wenn 
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der Abkoͤmmling in zuläffiger Weiſe bedingt beſchränkt wird, 
damit eine unzuläſſige Abänderung des Geſetzes er⸗ 
reicht wird. 

Wenn der Ehegatte beſtimmt, daß nur unter beſtimmten 
Bedingungen der Abkömmling die vollen geſetzlichen Rechte am 
Geſamtgut haben ſoll, ſo bedingt er nicht ſein Herabſetzungsrecht, 
ſondern die Rechte des Abkömmlings an der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft. Dies find aber keine Rechte, die er von Bedin⸗ 
gungen abhängig machen kann, weil ſie nicht kraft ſeiner 
Dispoſition eintreten. 

Der Eintritt der Ablömmlinge in das Geſamtgut iſt ſeit 
dem zweiten Entwurf kein erbrechtlicher, er vollzieht ſich aus 
dem eigenen Recht der Abkömmlinge, aus der Were. (Proto- 
kolle IV S. 306.) Der erſtverſterbende Ehegatte macht alſo 
auch nicht ſein Recht geltend, wenn er dieſen Eintritt in die 
Were unter unzuläffigen Beſchränkungen anordnet; das Geſetz 
geſtattet ihm nur beſtimmte Verfügungen als Ausnahme⸗ 
befugniſſe. 

Wäntig ſcheint dieſe Bedenken auch inſoweit zu teilen, als 
er bezüglich der Zuläſfigkeit der einzelnen Einſchränkungen wieder 
beſtimmte Unterſcheidungen macht. Er ſchaltet rein erbrechtliche 
Inſtitutionen aus und gewährt nur denjenigen Raum, welche 
der familienrechtlichen Nachfolge ſich anſchließen. 

Wäntig erkennt als zuläffig folgende Beſchränkungen an: 
a) Einſetzung eines Verwalters für den Anteil des Abkömmlings. 
Dieſe Beſtimmung widerſpricht in fi dem Charakter der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft als einer Were und iſt vollkommen 
unnötig. Der Anteil des Abkömmlings an der Verwaltung iſt 
ein geringer; hat der erſtverſterbende Ehegatte Mißtrauen gegen 
die Fähigkeit des Überlebenden, jo wird er die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft zu hindern ſuchen; hat er aber Mißtrauen 
gegen den Abkömmling, ſo iſt doch zu beachten, daß für die 
Zeit bis zur Auseinanderſetzung der Abkömmling ſelbſt ſeinem 
Anteil keinen Schaden zufügen kann. Für die Zeit nach der 
Auseinanderſetzung kommt dies Motiv nicht in Frage, da die 
Ehegatten bei der Fortſetzung der Gemeinſchaft auf weitere 
Generationen hinaus Sicherungsmaßregeln nicht treffen können. 
Es iſt auch nicht zuläſſig, da der Schichtungsanſpruch nach Be⸗ 
endigung der Auseinanderſetzung aus dem eigenen Rechte des 
Abkömmlings hervorgeht. 

b) Teilungsanordnungen neben den Beſtimmungen 
des B. G. B. und Hinausſchiebung der Teilung. § 1515 
bezieht ſich nur auf die Zeit nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, ſetzt alſo den Tod des Überlebenden oder die 
Aufhebung durch deſſen Willen voraus; dabei iſt nicht zu über⸗ 
ſehen, daß zur Teilung im Sinne des § 1515 auch der Anteil 
des überlebenden Ehegatten gezogen wird. Ein Teſtament, 
das dem § 1515 widerſpricht, ändert alſo auch deſſen Rechte 
ab, braucht alſo von ihm reſp. ſeinen Erben nicht anerkannt zu 
werden. 

In geſteigertem Maße gilt dies von der Hinausſchiebung 
der Teilung. Der von Wäntig hier gefundene Ausweg: Herab- 
ſetzung des Anteils desjenigen Abkömmlings, welcher die Hinaus⸗ 
ſchiebung der Teilung verhindert, iſt ungangbar, es werden 
immer einzelne der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge Erben des 
Überlebenden ſein. Wenn ſie nun als Erben des Überlebenden 
die Auseinanderſetzung nicht aufſchieben wollen, können ſie 
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als ſolche nicht gebunden werden. Ihr Anteil am Geſamtgut 
kann nicht herabgeſetzt werden, weil ſie nicht als gemeinſchaft⸗ 
liche Abkoͤmmlinge, ſondern als Erben des überlebenden Che⸗ 
gatten die Herausſchiebung der Auseinanderſetzung verhindert 
haben. 

e) Herausgabe des Anteils zum Teil an einen Dritten. — 
Wäntig nimmt an, daß der nach § 1514 der Dispofition des 
erſtverſterbenden Ehegatten unterliegende Betrag erſt mit dem 
Eintritt eines Zeitpunktes einem Dritten zugewendet werden kann. 
Das iſt zweifellos zuläſſig, auch keine Beſchränkung der Rechte 
des Abkoͤmmlings, ſondern eine Befriſtung der Rechte des Dritten, 
aber praktiſche Bedeutung hat dieſe Befriſtung nicht. 

Die Herausgabe des Anteils nach dem Tode des Ablümm- 
lings an einen Dritten iſt unzuläſſig. Wäntig hilft ſich hier 
damit, daß er für den Abkömmling Herabſetzung des Anteils 
ſtatuiert, falls dieſer nicht einen Erbvertrag mit dem als Nach⸗ 
erben gewollten Dritten abſchließt. 

Dieſe Konſtruktion widerſpricht aber der eigenen Erwägung 
Wäntigs inſofern, als ſie eine erbrechtliche Inſtitution hineinflicht; 
dann hat ſie aber auch geringen praktiſchen Wert. Bis zur 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft unterliegt das 
Anteilsrecht überhaupt nicht der Verfügung des Abköͤmmlings; 
er kann nur auf ſein Recht verzichten. Erſt durch die Be⸗ 
endigung der Gemeinſchaft entſteht die feſte Quote, an deren 
Stelle bei der Realifierung wieder beſtimmte Gegenſtände und 
Geldbeträge treten. ' 

Die Quote kann der parens dem Dritten tatſächlich nicht 
ſichern. Bewegt er durch die Androhung der Anteilsherabſetzung 
den Abkömmling zu einem Erbvertrag, ſo folgt daraus noch 
nicht, daß der Dritte die ihm zugewieſenen Vermöͤgensteile oder 
ihren Wert erhält. Ihm fehlen ja alle Rechte des Nacherben, 
die 58 2287 und 2288 B. G. B. helfen nur wenig. 

Wirkſamer ſchützt der erſtverſterbende Ehegatte den Dritten 
wenigſtens zur Hälfte dadurch, daß der den Anteil des Ab⸗ 
koͤmmlings oder aller herabſetzt, den freien Betrag dem Dritten 
unter Vorbehalt des lebenslänglichen Nießbrauchs für den 
Abkömmling an dieſem Betrag zuweiſt. Dieſe Beſtimmung 
kommt in der Wirkung ungefähr der Nacherbſchaft gleich. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
„Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 18. bis 23. April 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 138 Abſ. 1 B. G. B. in Verbindung mit 87 Tl. 1 
Tit. 4 A. L. R. Verſtoß gegen die guten Sitten.] 

Das B. G. ſtellt maßgebend feſt, daß der Bekl. die einge ⸗ 
klagten 5000 Mark von der Kl. als Entgelt dafür erhalten 
habe, daß er feine Erziehungsrechte bezüglich feines Sohnes 
abtrat. Die Übertragung des Erziehungsrechts an die Familie 
v. d. G. habe aber, nimmt das B. G. an, im eigenen 
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Intereſſe des Sohnes des Bekl. gelegen. Bei dieſer 
Sachlage habe das Abkommen auf ſeiten der Kl. nicht gegen 
die guten Sitten verſtoßen, wenn ſie den Bekl. am erfolgreichſten 
durch ein Geldangebot zur Aufgabe des Erziehungsrechts zu 
beſtimmen glaubte; aber auch auf ſeiten des Bekl. liege nach 
allgemeinen Anſchauungen kein unfittlicher Vertrag vor, zumal 
da er die Übertragung des Erziehungsrechts nicht angeboten und 
ein Entgelt dafür nicht gefordert, ſondern nur ein hierfür ihm 
gemachtes Geldangebot angenommen habe. Dem B. G. iſt 
darin beizutreten, daß es für die Entſcheidung der Frage, ob 
das zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Abkommen gegen die 
guten Sitten verſtoße, nicht auf die beſonderen Anſchauungen 
der Standesgenoſſen der Parteien ankommen könne. Die 
Bedeutung dieſes Abkommens liegt nach feinen ſittlichen Be⸗ 
ziehungen auf dem Gebiete des Familienrechts und kommt für 
die Würdigung eines ſolchen Abkommens aus § 7 Tl. 1 Tit. 4 
des A. L. R. und § 138 Abſ. 1 des B. G. B. die derzeitige im 
deutſchen Volke überhaupt anerkannte und geübte Moral 
entſcheidend in Betracht. Von dieſem Standpunkte aus iſt 
dafür, ob ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt, keines- 
wegs allein entſcheidend, daß die Übertragung des Erziehungs⸗ 
rechts an und für ſich erlaubt iſt und vorliegend zum Beſten 
des Sohnes des Bekl. geſchah. Der Verſtoß gegen die guten 
Sitten kann auch darin liegen, daß für ein an ſich erlaubtes 
Handeln eine ökonomiſche Leiſtung verſprochen wird, 
wenn es nämlich der fittlichen Auffaſſung widerſpricht, daß die 
Handlung im konkreten Falle in eine Kauſalbeziehung zu Geld 
oder Geldes wert geſetzt wird. (Lotmar „Der unmoraliſche 
Vertrag“ S. 73 ff.) Mag nun auch die Handlungsweiſe 
der Kl. in ſolchem Sinne nicht gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen, ſo trifft dies doch nach den Feſtſtellungen des B. G. 
bezüglich des Bekl. zu. Die eigennügige Annahme von Geld 
für die Abtretung feiner Erziehungsrechte enthielt unbedenklich 
auf ſeiner Seite ein Zuwiderhandeln gegen die guten Sitten, 
mochte nun das Anerbieten zu dieſem Geſchäfte von der einen 
oder anderen Seite ausgegangen ſein. Das B. U. war hiernach 
aufzuheben und die von dem Bekl. gegen das erſtinſtanzliche 
Urteil eingelegte Berufung zurückzuweiſen. G. o. Sch., U. v. 
11. April 04, 372/03 IV. — Hamm. 

2. 8 209 B. G. B. Gerichtliche Geltendmachung eines 
Teils eines Anſpruchs unterbricht nicht die Verjährung bezüglich 
des übrigen Teils. | 

Es handelt fi um die Frage, ob die gerichtliche Geltend⸗ 
machung eines Teils eines Anſpruchs die Verjährung auch 
betreffe des übrigen Teils unterbricht. Das ift nach dem 
Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs grundſätzlich zu 
verneinen (ſo auch Dernburg, die allgemeinen Lehren des 
bürgerlichen Rechts I 5 180 sub II, Planck 3. Aufl. zu 8 209 
Anm. 1, Goldmann und Lilienthal, Bürgerliches Geſetzbuch 
2. Aufl. § 64 unter II 1b, Staudinger, Kommentar zu 
8 209 Anm. 1, Neumann, 3. Aufl. zu § 209 Anm. 4, 
Rehbein, Kommentar S. 318 — mit einer Modifikation 
S. 319 —). Nach dem B. G. B. tritt eine Unterbrechung 
nur inſoweit ein, als der Klaganſpruch rechtshängig wird 
und damit die Möglichkeit einer rechtskräftigen Entſcheidung 
gegeben iſt (Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts 
8. Aufl. I 8 93 unter 36, Gareis, allgemeiner Teil zu 
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8 209 Anm. 3, Staudinger 1. c.). Dies ergibt zumädhft 
der Wortlaut, aber auch die Entſtehungsgeſchichte des § 209. 
(Wird näher dargelegt.) Hiernach iſt es für die Frage der 
Unterbrechung der Verjährung im vorliegenden Falle völlig 
unerheblich, daß der Kl. im Vorprozeß das geſamte Sach⸗ 
verhältnis unter Vorbehalt der weiteren Anſprüche über den 
1. Dezember 1900 hinaus in der der Bekl. erkennbaren Abficht 
dargelegt haben ſollte, ſein ganzes ihm aus dem Unfall zu⸗ 
ſtehendes Recht zu erhalten und zu betätigen (vergl. Goldmann 
und Lilienthal 1. c.). Das vom B. G. für ſeine ab- 
weichende Anficht angeführte Urteil des R. G. Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 39 S. 216 ff. betrifft einen Fall, der nach preußiſchem 
Recht — Landrecht § 570 Tl. I Tit. 9 — zu beurteilen war, das 
für die Unterbrechung der Verjährung nicht den Eintritt der 
Rechtshängigkeit des Anſpruchs forderte, ſondern klagweiſe 
Geltendmachung für genügend erklärte. (Vergl. auch R. G. 50 
S. 298, Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1901 S. 1911.) 
Es kann daher ganz dahingeſtellt bleiben, ob die Anwendung 
des im 8 570 Tl. I Tit. 9 des A. L. R. ausgedrückten Grund⸗ 
ſatzes auf den vorliegenden Fall in der Tat dazu führen würde, 
eine Unterbrechung der Verjährung anzunehmen. Ob man nach 
dem Rechte des B. G. B. in gewiſſen Fällen wenigſtens dann, 
wenn nach Erhebung der Teilklage dieſe auf das Ganze erweitert 
wird, in der Erhebung der Teilklage eine Unterbrechung 
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Rehbein 1. o. S. 319), braucht nicht erörtert zu werden, da 
eine Klagerweiterung ſoweit es ſich um den Anſpruch für die 
Zeit nach dem 1. Dezember 1900 handelt, im Vorprozeß nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. B. Str. c. M., U. v. 24. März 04, 460/03 VI. — 
Berlin. 

8. 5 638 B. G. B. in Verbindung mit § 968 Tl. I 
Tit. 11 A. L. R. Begriff des Bauwerks und Baues; Verjährung.] 

Das B. G. erachtet die von der Bekl. hergeſtellte Be⸗ 
dachung des Stelzvogelhauſes des Zoologiſchen Gartens zu B. 
im Sinne der Verjährungsvorſchriften des Preuß. A. L. R. für 
ein Werk nach 88 925, 926 Tl. 1 Tit. 11, aber nicht für 
einen „Bau“ nach 58 966, 968 dieſes Titels, und für die 
Zeit nach dem 1. Januar 1900, von welchem Zeitpunkt ab gemäß 
Art. 169 des E. G. zum B. G. B. die Verjährung des B. G. B. 
Platz greift, nimmt es an, daß fie unter den Begriff der 
„Arbeiten an einem Grundſtück“, nicht aber unter den des 
„Bauwerks“ nach 8 638 B. G. B. falle. Unter dem „Bau“ 
der 88 966, 968 Tl. I Tit. 11 des A. L. R. wie unter dem 
„Bauwerk“ des §8 688 B. G. B. ſei nur ein aufgeführtes Bau⸗ 
werk in feiner Totalität zu verſtehen, auf Teilarbeiten zur Her⸗ 
ſtellung des Gebäudes finde der Begriff keine Anwendung. 
Demgemäß unterliege, führt das B. G. aus, der von der Kl. 
erhobene Schadenserſatzanſpruch nach Preuß. A. L. R. der ge⸗ 
wöhnlichen 30 jährigen Verjährung des § 546 Tl. 1 Tit. 9, 
nach dem Recht des B. G. B. aber der einjährigen des § 638, 
die gemäß Art. 169 Abſ. 2 des E. G. mit dem Ablaufe des 
Jahres 1900 vollendet ſei. Die gegen dieſe Ausführungen ge⸗ 
richtete Rüge der Reviſion erſchien begründet. Es handelt ſich 
im vorliegenden Rechtsſtreite um einen Neubau, für welchen die 
Bekl. die Dachdeckerarbeiten übernommen hat. Gewiß geht nun 
8 966 Tl. 1 Tit. 11 des A. L. R., indem er von dem Einſturze 
eines übernommenen Baues ſpricht, von dem Falle aus — der 
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zur Zeit der Ausarbeitung dieſes Geſetzbuches der regelmäßige 
geweſen ſein mag —, daß die Herſtellung eines Gebäudes als 
Ganzes verdungen wird und der Zuſammenhang der 88 966 bis 
968 dieſes Titels weiſt darauf hin, daß auch in 8 968 zu- 
nächſt an die Herſtellung des Gebäudes als Ganzes gedacht iſt. 
Daraus ergibt ſich aber nicht mit Notwendigkeit, daß die An- 
wendung der Vorſchrift auf dieſen Fall beſchränkt iſt. Die 
Herſtellung eines Gebäudes kann ſowohl in der Weiſe erfolgen, 
daß die Ausführung als einheitliche Leiſtung einem Unternehmer 
übertragen wird, der alsdann im eigenen Namen mit den Bau⸗ 
handwerkern Unterverträge abſchließt, wie auch in der Weiſe, 
daß die Teilarbeiten der Maurer, Zimmerer, Tiſchler, Glaſer, 
Dachdecker uſw. einzeln verdungen werden und die Geſamt⸗ 
ausführung unter die Leitung eines Sachverſtändigen geſtellt 
wird, der vorher die Bauzeichnung und den Koſtenanſchlag an⸗ 
gefertigt hatte. Die Ausführung eines Gebäudes auf die letztere 
Weiſe iſt in der Gegenwart ſehr häufig; es entſpricht nun gewiß 
nicht dem Gedanken und Zwecke des Geſetzes, daß, wie das 
B. G. annimmt, die Schadenserſatzanſprüche des Beſtellers 
wegen Mängel der Teilarbeiten der genannten Bauhandwerker 
in 30 Jahren verjähren ſollen, während fie wegen derſelben 
Fehler, ſobald der Bau als Ganzes verdungen war, gemäß § 968 
Tl. I Tit. 11 des A. L. R. der dreijährigen Verjährung unter- 
liegen, und die Praxis hat deshalb kein Bedenken getragen, den 
Begriff des Baues nach 88 966, 968 dieſes Titels auch auf 
die zu einem Bau verdungenen Einzelarbeiten der Bauhandwerker 
anzuwenden (Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 273). Für das neue 
Recht geben die Motive zum erſten Entwurf des B. G. B. Bd. 2 
S. 489) und die Denkſchrift (Ausgabe Heymann S. 125) die 
Auskunft, daß bei Bauwerken wegen der bei ihrer Herſtellung 
ſich zeigenden Beſonderheiten die Verjährungszeit eine geräumigere 
ſein müſſe, als bei anderen Arbeiten an einem Grundſtücke, und 
als angemeſſene Friſt erſchien eine fünfjährige, da in dieſer Zeit 
Mängel der Konſtruktion und des Materials nach der Erfahrung, 
wie angenommen wurde, regelmäßig zutage treten. Auch hier 
iſt ein innerer Grund für eine Unterſcheidung zwiſchen dem als 
Ganzes verdungenen Bauwerk und dem aus den verdungenen 
Einzelarbeiten der Bauhandwerker ſich zuſammenſetzenden in keiner 
Weiſe erfichtlich, und nach dem Gedanken des Geſetzes müſſen, 
wenn der Bau nicht einheitlich verdungen iſt, ſondern die 
Geſamtarbeitsleiſtung des Baues in die verſchiedenen Einzel- 
leiſtungen, die zur Herſtellung des Gebäudes erforderlich find, 
und deren jede für ſich ein Werk im Sinne des § 631 Abſ. 2 
B. G. B. darſtellt, verteilt worden iſt, auch dieſe Einzelwerke 
unter den Begriff des Bauwerkes fallen. Zu einer anderen 
Auffaſſung zwingt auch die Wort- und Satzauslegung des 
8 638 B. G. B. nicht, und die Anſicht von Goldmann und 
Lilienthal (B. G. B. II. Aufl. § 174 Nr. 41), die mit den Aus- 
führungen des B. U. übereinſtimmend das „Bauwerk“ und „die 
Arbeiten an einem Grundſtück“ in dem Sinne in Gegenſatz 
bringen, daß bei erſterem der Vertrag auf eine Herſtellung des 
ganzen Gebäudes gerichtet fein müfle, für letztere aber die ein- 
zelnen Arbeiten an einem bereits hergeſtellten oder noch her⸗ 
zuſtellenden Bau in Frage kämen, iſt als unrichtig abzuweiſen. 
(Wird näher dargelegt.) Sind nun die hier in Rede ſtehenden 
Bedachungsarbeiten ſowohl als „Bau“ nach 8 968 Tl. Tit. 11 
des A. L. R., wie als „Bauwerk“ nach § 638 B. G. B. anzuſehen, 
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fo ergibt ſich, daß nach A. L. R. die dreijährige Verjährung des $ 968 
für den geltend gemachten Anſpruch Platz griff, und dieſe gemäß 
Art. 169 Abſ. 1 des E. G. zum B. G. B. mit dem 1. Januar 
1900 in die langere fünfjährige Verjährung des § 638 B. G. B. 
ſich verwandelte. Für den Beginn der Verjährung bleibt das 
A. L. R. maßgebend, das dieſen an die Übergabe des Baues 
knüpft. Z. G. c. N., U. v. 24. März 04, 336/03 VI. — Berlin. 

4. 8 823 Abſ. 1 B. G. B. Die Anwendbarkeit auf 
obligatoriſche Verhältniſſe iſt zu verneinen.] 

Die für das preußiſche Recht (SS 1 ff. Tit. 6 1 A. L. R.) 
verneinte Frage, ob der obligatoriſch Berechtigte gegen einen 
dritten wegen Verletzung ſeines Rechtes Anſprüche aus un⸗ 
erlaubter Handlung geltend machen kann, iſt für den vorliegenden 
Fall auch nach dem Rechte des B. G. B. zu beantworten, da 
der Bekl. das Verhalten, aus dem der Kl. feinen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch herleitet, über den 31. Dezember 1899 hinaus fort- 
geſetzt hat. Der Satz, daß man allgemein für vorſätzlich oder 
fahrläffig verurſachten Vermoͤgensſchaden hafte, iſt dem B. G. B. 
fremd. Nach 8 823 Abſ. 1 iſt zum Schadenerſatz nur ver- 
pflichtet, wer vorſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, 
die Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſtiges 
Recht eines anderen widerrechtlich verletzt. Dieſe Vorſchrift wird 
im Abſ. 2 und in den 88 824 ff. für beſonders geartete Fälle 
erweitert. Es fragt ſich, ob unter das „fonftige Recht“ des 
8 823 Abſ. 1 auch das obligatoriſche Recht fällt. Dieſe Frage 
iſt in der Literatur beſtritten. Sie wird verneint von Gold ⸗ 
mann und Lilienthal, Das Bürgerliche Geſetzbuch 2. Aufl. 
8 231 S. 891, Linckelmann, ⸗Schadenerſatzpflicht S. 21, 
Schollmeyer, Schuldverhältniſſe S. 110, Oertmann, 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 5 823 Anm. 3b, der ⸗ 
ſelbe, in der Berliner Feſtgabe für Dernburg, Neumann, 
Handausgabe des Bürgerlichen Geſetzbuchs 3. Aufl. Vorbemerkung 
zum 2. Buch Anm. 4, Eck, Vorträge, Bd. I § 103 S. 601 
bei und in Anm. 2, Dernburg, Schuldverhaͤltniſſe Bd. II 
§ 383 unter II 2, Leske, Vergleichende Darſtellung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Allgemeinen Landrechts Bd. I 
§ 99 bei und in Note 9, Matthiaß, Lehrbuch 3. Aufl. Bd. I 
§ 142 S. 709 a. E., Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch 
4. Aufl. zu $ 823 Anm. 1d, Fiſcher⸗Henle, Bürgerliches 
Geſetzbuch 6. Aufl. zu §S 823 Note 8. Bejaht wird die Frage 
von Coſak, Lehrbuch § 163 unter Ia, Kuhlenbeck, Kommentar 
zu 8823 Anm. 8, Liszt, Deliktsobligationen S. 21, Meißner, 
Kommentar zu $ 823 Anm. 3, Kipp⸗Windſcheid, Pandekten, 
8. Aufl. Bd. II S. 887, Stammler, Schuldverhältniſſe, 
allgemeine Lehren S. 10, 11. Auch Planck, Kommentar zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. II Vorbemerkung zum 25. Titel 
S. 603 und zu § 823 Anm. 2a, Crome, Syſtem des 
Deutſchen Bürgerlichen Rechts Bd. II? § 325 unter II“, 
Enneccerus-Lehmann, Bürgerliches Recht 2. Aufl. Bd. II 
§ 359 unter II le und Endemann, Einführung 8. Aufl. 
Bd. I 8 200 find zu den Anhängern dieſer letzteren Anficht zu 
zählen. Sie führen aus, daß das Schuldverhältnis oder der 
Anſpruch als perſönliche Rechtsbeziehung des Gläubigers zum 
Verpflichteten durch dritte regelmäßig überhaupt nicht verletzbar 
iſt, fie wollen jedoch in den Fällen, in denen dies möglich, wenn 
nämlich nach beſonderen Vorſchriften ein dritter unmittelbar 
auf den Beſtand des obligatoriſchen Rechts einzuwirken imſtande 


ift oder dann, wenn die Gefahr der geſchädigten Sache auf den 
obligatoriſch Berechtigten übergegangen iſt, die ſchuldhafte wider⸗ 
rechtliche Verletzung dieſes Rechts unter den Schutz des § 823 
Abſ. 1 ſtellen; damit erkennen fie im Prinzip an, daß die Ver⸗ 
letzung eines obligatoriſchen Rechts unter dieſe Geſetzesbeſtimmung 
falle, fie bezeichnen aber als einzig denkbare Anwendungsfälle 
einer ſolchen Regel die hervorgehobenen Fälle. Dabei wird von 
Planck — und wohl auch von Enneccerus⸗Lehmann — darauf 
Gewicht gelegt, daß durch die Einwirkung des dritten der 
Untergang des Forderungsrechts unmittelbar herbeigeführt 
fein muß, während er die Anwendung des 8 823 Abſ. 1 dann 
ausgeſchloſſen wiſſen will, wenn der Untergang des Forderungs⸗ 
rechts des Gläubigers nur mittelbar infolge der durch die 
Einwirkung herbeigeführten Unmöglichkeit der Erfüllung eintritt 
(8. G. B. 8 275). Dieſe Unterſcheidung entbehrt auf alle 
Fälle der inneren Berechtigung (fo auch Kipp⸗Windſcheid I. c.); 
denn das B. G. B. gibt einen Anſpruch auf Schadenerſatz in 
der Regel zwar nur den unmittelbar Geſchädigten, legt aber 
darauf kein Gewicht, ob der eingetretene Schaden eine unmittel 
bare oder nur mittelbare Folge der Handlung des dritten iſt. 
Der erkennende Senat ſchließt ſich der Anfiht an, daß die 
Anwendbarkeit des 5 823 Abſ. 1 auf obligatoriſche Rechte zu 
verneinen iſt. (Wird eingehend begründet.) R. o. R., U. v. 
24. März 04, 311/03 VI. — Berlin. 

5. 81906 B. G. B. Allgemeine und beſondere Ortsüblich⸗ 
keit des Trambahnlärms bei den von den Betriebsanlagen aus⸗ 
gehenden Störungen der Straßenbahngeſellſchaft.] 

Der I. R. nahm als erwieſen an, daß durch den Gewerbe⸗ 
betrieb der Bekl. — Münchener Trambahn⸗Aktiengeſellſchaft — 
im Anweſen Nr. 81 und zwar beſonders: „1. Durch die Mani⸗ 
pulationen: a) beim Rangieren auf der Schiebebühne, ins⸗ 
beſondere durch die Handhabung — das Wegwerfen — der 
dabei verwendeten eiſernen Hebel, b) beim Reinigen der Wägen, 
ſpeziell durch das geräuſchvolle Umwerfen der Rüdlehnen und 
Herauswerfen der Holztrittbretter, 2. durch das ſchnelle Aus- 
und Einfahren der Wagen, insbeſondere durch das raſche Paſſieren 
der Wechſel, 3. durch die häufigen Glockenfignale auf das 
klägeriſche Anweſen in der Zeit von ungefähr Nachts 10 bis 
½1 Uhr und ebenſo Morgens von ungefähr 4 oder ½5 Uhr 
bis 6 Uhr durch Geräuſch ftörend eingewirkt wird, daß der fo 
verurſachte Lärm für die Bewohner des klägeriſchen Hauſes, ins⸗ 
beſondere der ſüdlich und öͤſtlich liegenden Räume desfelben derart 
beläſtigend iſt, daß dieſe Anwohner zum Teil um ihre Nacht⸗ 
ruhe gebracht werden uſw.“ Er erklärt dieſe Beeinträchtigung 
für eine weſentliche, nicht unerhebliche. Dieſe Feſtſtellungen find 
im B. U. ausdrücklich für richtig erklärt. Gleichwohl hält der 
B. R. die darauf geſtüͤtzte Verurteilung der Bekl. durch den 
I. R. zunächſt aus folgenden Gründen für nicht gerechtfertigt: 
„Der Betrieb einer elektriſchen Trambahn bringt, wie gemein ⸗ 
kundig, ein ſehr erhebliches lärmendes Geräuſch mit fi und 
beeinträchtigt die Annehmlichkett des Wohnens in den von ihr 
durchfahrenen Straßen in hohem Grade. .. Gleichwohl iſt 
dieſen Benachteiligten ein Verbietungs⸗ und Klagerecht gegen⸗ 
über der Störung verfagt, weil die Trambahn zufolge der Ent- 
wickelung des modernen Verkehrslebens in großeren Städten ein 
Bedürfnis, eine notwendige Verkehrseinrichtung geworden iſt 
Was aber von der Trambahn im ganzen gilt, das muß auch 
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von den zum Betriebe notwendigen Einrichtungen im einzelnen 
gelten. Zu letzteren gehören unbedingt die Trambahndepots 
oder Wagenhinterſtellungshallen, denn es iſt durchaus nicht an⸗ 
gaͤngig, die Wagen nach Betriebsſchluß auf der Straße ftehen 
zu laſſen; fie müſſen während der Nachtzeit und während der 
Zeit, innerhalb deren ſie außer Dienſt geſetzt ſind, an einem 
ſicheren Ort aufbewahrt werden. Auch die in einer derartigen 
Anlage durch den normalen Betrieb entſtehenden Geräuſche und 
ſonſtigen Einwirkungen, ſelbſt wenn ſie nicht unweſentlich find, 
müflen die benachbarten Grundſtückseigentümer als orts⸗ 
herkoͤmmlich dulden .. Dieſe Ausführungen verletzen den 
8 906 B. G. B. Wenn auch ihren Vorderſätzen darin bei- 
zutreten tft, daß der heutige Großſtadtverkehr und namentlich 
der Betrieb der Straßenbahnen für die auf der Straße gehende 
und fahrende Bevölkerung und für die Anwohner der Straße 
ebenſo weſentliche als unvermeidliche Beeinträchtigungen und 
Störungen mit ſich bringt und daß den davon Betroffenen ein 
allgemeines Verbietungs⸗ und Klagerecht dagegen verſagt werden 
muß, ſo folgert das B. G. daraus doch mit Unrecht, daß ganz 
das gleiche da zu gelten habe, wo, wie im vorliegenden Falle, 
die Störung von einer beſonderen, auf einem Einzelgrundſtück 
befindlichen Betriebsanlage der Straßenbahngeſellſchaft ausgeht. 
Eine ſolche Schlußfolgerung verbietet ſich wegen der gegebenen 
fachlichen, örtlichen und zeitlichen Verſchiedenhetten von ſelbſt. 
Während in der Stadt der Betrieb der Straßenbahn, deren 
Wagen in gewiſſen Zeiträumen auf ohnedies meiſt belebten und 
geräuſchvollen Straßen ſchnell vorüberrollen, als notwendiges 
Übel, das durch die von ihm gewährte unentbehrliche Verkehrs⸗ 
erleichterung ausgeglichen wird, hingenommen werden muß, äußert 
ſich an und in den Wagenhinterſtellungshallen (Depots) der Ver⸗ 
kehr der Wagen und deſſen Wirkung in ganz anderer, oben feit- 
geſtellter Weiſe. Auch die dortigen Anwohner und benachbarten 
Grundeigentümer werden und müſſen ſich — wie im gegebenen 
Falle der Kl. — das Vorüberfahren der Straßenbahnwagen 
an ihren Häufern gefallen laſſen, aber das Verbringen der Wagen 
an ihren Aufbewahrungsort und deren Abholen von dort iſt ein 
von dem allgemeinen Fahrbetrieb abweichender und darüber 
hinausgehender Betriebszweig und wenn durch ihn der benach⸗ 
barte Grundbefitzer beeinträchtigt zu fein behauptet, wenn er von 
einem beſtimmten abgegrenzten Nachbargrundſtück aus durch 
ſchädliche Zuführungen in Benutzung ſeines eigenen beſtimmten 
Grundſtücks geſtoͤrt zu fein angibt, jo liegt ein nach § 906 
B. G. B. beſonders zu prüfender Fall vor und kann der ſich 
Beſchwerende nicht auf die allgemeine Duldungspflicht der 
ſtädtiſchen Bevölkerung und der nicht an Wagendepots an⸗ 
grenzenden Grundeigentümer verwieſen werden. Hierzu tritt im 
gegebenen Falle noch die zeitliche Verſchiedenheit der in Rede 
ſtehenden Geräuſche beſonders in den Vordergrund. Während 
der gewöhnliche Fahrbetrieb der Straßenbahn, wie allgemein 
bekannt, ſich etwa auf die Zeit von früheſtens ½6 bis ſpäteſtens 
Nachts /12 oder 12 Uhr erſtreckt, überſchreitet notwendig in 
allen Fällen und laut Feſtſtellungen der Vorderrichter auch im 
gegebenen Falle das Geſchäft der Wagenaufbewahrung und 
Wiederabholung jene Zeiten um ein beträchtliches. Es hört 
Nachts erft etwa um ½1 Uhr auf und beginnt Morgens ſchon 
ungefähr um ½5 Uhr. Zu Zeiten alſo, in denen fich die übrigen 
Großſtadtbewohner der regelmäßigen Nachtruhe, insbeſondere der 
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Nichtſtörung durch den Trambahnbetrieb erfreuen, können die 
Anwohner des Depots beſonders empfindlich an Ruhe und 
Schlaf gehindert ſein. Daß aber bei Beurteilung behaupteter 
weſentlicher Lärmzuführung auch die Zeit, während der fie ſtatt⸗ 
finden fol, wohl zu berückfichtigen iſt, verſteht fich von ſelbſt 
und iſt vom erkennenden Senat auch ſchon ausgeſprochen worden. 
(Vergl. Urt. des R. G. V. 383/01 vom 12. Februar 1902.) 
Ift ſonach der auf allgemeine Münchener Ortsüblichkeit des 
Trambahnlärms geſtützte Grund, aus dem zunächſt der Vorder⸗ 
richter die vom L. G. ausgeſprochene Verurteilung wegen Lärm⸗ 
zuführung für nicht gerechtfertigt erklärt, hinfällig, ſo fragt es 
ſich nur noch, ob die Bekl. etwa den ihr obliegenden Beweis 
der von ihr behaupteten beſonderen Ortsüblichkeit dieſer Zuführung 
in der Gegend bei Haus Nr. 81 und 83 der Nymphenburger⸗ 
ſtraße erbracht hat. Dies iſt zu verneinen. (Wird näher be⸗ 
gründet.) Da hiernach das zu Einrichtungen, wodurch eine 
weſentlich nachteilige Einwirkung durch Geräuſch ausgeſchloſſen 
wird, verurteilende landgerichtliche Erkenntnis in den 88 906, 
1004 B. G. B. unter Anwendung des Art. 125 E. G. z. B. G. B. 
Art. 80 des bayer. Ausf. Geſ. z. B. G. B. und § 26 Gew. O. 
begründet iſt, da die hiergegen vom B. R. angeführten Gründe, 
wie gezeigt, unhaltbar find, da es insbeſondere auch unerheblich 
iſt, daß die Bekl. das Grundſtück Nr. 81 nur gepachtet hat, 
ſo mußte inſoweit das die Entſcheidung des I. R. aufhebende 
B. U. ſelbſt aufgehoben und durch Zurückweiſung der dies⸗ 
bezüglichen Berufungsanſchließung der Bekl. das erſte Urteil 
wieder hergeſtellt werden. K. 6. M. Tr., U. v. 30. März 04, 
455/03 V. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

6. 5 263 Abſ. 2 Z. P. O. Begriff der „Streitſache“.] 

Es handelt ſich darum, ob gegenüber der Klage, die auf 
Erlangung der Vollſtreckbarkeitserklärung bezüglich eines in 
einer Streitſache zwiſchen den Parteien zugunſten der Kl. er- 
laſſenen Schiedsſpruchs gerichtet iſt, die von der Bekl. erhobene 
Einrede der Rechtshängigkeit Bedeutung hat, welche darauf ge⸗ 
ſtützt worden, daß, bevor die gegenwärtige Klage angeſtellt, die 
Bekl. gegen die Kl. einen Prozeß in der Richtung angeſtrengt 
hatte, daß der Schiedsſpruch wegen Unzuläffigfeit des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens für unzuläffig erklärt werde. In beiden 
Vorinſtanzen iſt die Einrede mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß die erforderliche Identität des in den beiden Klageſachen 
erhobenen Anſpruchs ermangle. Mit der Revifion wird geltend 
gemacht, daß hierbei der für die Entſcheidung in Betracht 
kommende 8 263 Abſ. 2 Ziffer 1 Z. P. O. in Rückſicht auf 
die Auslegung des Worts „Streitſache“ zu eng aufgefaßt 
worden. Der Angriff iſt hinfällig. Gegenüber der noch in der 
Entſch. des R. G., Bd. 26 S. 368, vertretenen Auffaffung, daß 
es bezüglich der in Rede ſtehenden Einrede nur darauf ankomme, 
ob in beiden Klageſachen der abzuurteilende materielle Tat⸗ 
beſtand, alſo der Klagegrund (§ 253 Abſ. 2 Ziffer 2 Z. P. O.), 
derſelbe ſei, ob mithin inſoweit eine in dem anderen Prozeß 
zugunſten des dortigen Kl. ergehende rechtskräftige Entſcheidung 
für den gegenwärtigen Prozeß die Einrede der Rechtskraft be- 
gründen würde, iſt mit Recht in neueren Urteilen des R. G. 
(Bd. 50 S. 419, Bd. 54 S. 50) angenommen, es ſei für die 
Anwendung der einſchlagenden, nach dem obigen von der 
Reviſion als verletzt bezeichneten Vorſchrift die Beſchaffenheit 
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der in beiden Prozeſſen erhobenen Anſprüche, bezüglich deren 
Gleichheit vorliegen müſſe, entſcheidend. Dementſprechend hat 
denn auch das R. G. mehrfach (Bd. 21 S. 392, Bd. 40 
S. 362) ausgeſprochen, daß die Einrede verſage, wenn in dem 
einen Prozeß eine Leiſtungsklage, in dem anderen eine Feft- 
ſtellungsklage erhoben worden. Im Anſchluß an dieſe Gut⸗ 
ſcheidungen, die einen dem in Rede ſtehenden ganz ähnlichen 
Fall betreffen, und mit Rückſicht darauf, daß, wie die mehr- 
fachen, in dem angefochtenen Erkenntniſſe angeführten, weiteren 
Urteile des R. G. bekunden, eine gleiche Behandlung bei Ver⸗ 
ſchiedenheit der auf demſelben Klagegrunde beruhenden Leiſtungs⸗ 
anſprüche ſtattgefunden hat, muß die gegenwärtig in Frage be⸗ 
findliche Einrede der Rechtshängigkeit für hinfällig erachtet 
werden. Es iſt erforderlich, daß, wenn dieſe Einrede Platz 
greifen fol, die konkrete, aus dem gleichen Klagegrunde ab- 
geleitete Rechtsfrage, der Anſpruch derſelbe iſt. Nur beim Vor⸗ 
liegen dieſer Identität, woran es hier mangelt, kann ohne 
Schädigung der Intereſſen des in dem ſpäter angeſtrengten 
Prozeſſe aufgetretenen Kl. dem dortigen Bekl. ein Recht auf 
Hemmung des Rechtsſtreits zugeſtanden werden. Andernfalls 
bleibt es dem Bekl. nur übrig, unter Berufung auf $ 148 
Z. P. O. die dem Ermeſſen des Gerichts anheimgeſtellte Aus- 
ſetzung der Verhandlung bis zur Erledigung des anderen Pro⸗ 
zeſſes zu beantragen. Mit Recht hat endlich auch die Vorinſtanz 
es für die Begründetheit der Einrede unerheblich angeſehen, daß, 
falls ſeitens der Bekl. in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit derſelbe 
Anſpruch, der von ihr zuvor in dem anderen Prozeſſe geltend 
gemacht, im Wege der Widerklage erhoben worden wäre, die 
Kl. dieſer gegenüber mit der Einrede der Rechtshängigkeit durch⸗ 
gedrungen fein würde. B. 6. W., U. v. 8. April 04, 
539/03 VII. — Dresden. | 

7. 8 302 Z. P. O. Vorbehaltsurteil nur zuläffig bis 
zum Betrage der Gegenforderung. | 

Rechtsirrtümlich iſt es, wenn beide Vorinſtanzen das gemäß 
§ 302 Z. P. O. erlaſſene Vorbehaltsurteil über den Betrag der 
Gegenforderung hinaus erſtreckt haben. Denn inſoweit handelt 
es ſich nicht darum, daß der Bekl. die Einrede der Aufrechnung 
im Sinne der $$ 387 fl. B. G. B. gegen die Klageforderung 
erhoben hätte. Seine Einrede geht vielmehr dahin, daß dieſer 
Teil der Klageſumme vertragsmäßig geſtundet und daher noch 
nicht fällig ſei. Nun kann allerdings über die Stundungs⸗ 


einrede nicht erkannt werden, ohne daß entſchieden wird, ob die 
vom Bekl. am 17. Februar 1903 erklärte Aufrechnung die 
Dieſer Umſtand aber ſchafft keinen. 
Raum für die Anwendbarkeit des § 302 Z. P. O., der ſich 


Stundung bewirkt hat. 


ausſchließlich auf den Fall der Aufrechnungseinrede bezieht, aber 
keine Anwendung finden kann, wenn die Behauptung einer 
wirkſam vollzogenen Aufrechnung Element eines anderen Ver- 
teidigungsbehelfes iſt. Daß die Vorſchrift auch hierauf zu 
erſtrecken ſei, ſteht mit den Eingangsworten des Paragraphen nicht 
in Einklang und verbietet ſich auch deswegen, weil in einem ſolchen 
Falle die Klageforderung — wie der Fortgang des Paragraphen 
doch verlangt — abgeſehen von der Aufrechnung keineswegs zur 
Entſcheidung reif if. H. e. D., U. v. 16. März 04, 492/03 J. 
— Berlin. 

8. 85 460 ff., 477 Z. P. O. in Verbindung mit 8 1337 
B. G. B. Unzuläffigfeit der Einrede der nach Erlaß eines 
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bedingten Endurteils ſtattgehabten Ausſöhnung im Läuternngs⸗ 
verfahren.] 

Die jetzt zu treffende Entſcheidung hängt allein davon ab, 
ob das B. G. mit Recht angenommen hat, daß gegenüber der 
Rechtskraft des bedingten landgerichtlichen Urteils die in dem 
Verfahren zur Läuterung dieſes Urteils geltend gemachte Ein⸗ 
wendung der Kl., die Parteien hätten ſich nach Erlaß des Urteils 
vom 3. März 1903 ausgeſöhnt und Bekl. habe dadurch gemäß 
8 1337 Abſ. 2 des B. G. B. die Ehe beſtätigt, nicht berück⸗ 
ſichtigt werden köune. Ausſchlaggebend kommt in Betracht die 
rechtliche Natur der bedingten En durteile — 88 460 flge., 
§ 477 Z. P. O. — als Endurteile im Sinne des 8 300 der 
3. P. O., ſodaß ſie, wie dieſe, der Rechtskraft fähig find. 
Deshalb hat, gleich dem unbedingten, auch das bedingte End⸗ 
urteil den ganzen Prozeßſtoff zu erledigen, und die Unanfecht⸗ 
barkelt des rechtskräftigen bedingten Endurteils läßt, abgeſehen 
von den in den 88 469, 470, 471 Abſ. 3 Z. P. O. vor- 
geſehenen, hier nicht in Frage ſtehenden Ausnahmefällen, der 
Geltendmachung neuen Vorbringens in dem hinſichtlich des 
Prozeßſtoffs endgültig abgeſchloſſenen Rechtsſtreit ebenſowenig 
Raum, wie dies dem unbedingten rechtskräftigen Urteile gegen- 
über der Fall iſt, ohne daß es darauf ankommt, wann an ſich 
erhebliche, in dem abgeſchloſſenen Rechtsſtreite nicht vorgebrachte 
Tatſachen eingetreten oder zur Kenntnis der Partei gelangt 
find. Hiernach kann, wovon das B. G. zutreffend ausgeht, den 
Gegenſtand des zur Erledigung des bedingten Endurteils not- 
wendigen Nachverfahrens, des Läuterungs verfahrens, nur die 
erkannte Eidesbeweisaufnahme und im Anſchluß daran durch 
Schlußendurteil die Feſtſtellung des Eintritts der durch das 
bedingte Endurteil bereits endgültig gegebenen Folgen der Leiſtung 
oder Nichtleiſtung des Eides bilden, und daraus erhellt, daß in 
dem Läuterungsverfahren überhaupt kein Platz zu neuem, den 
Beſtand des Klageanſpruchs betreffenden Parteivorbringen iſt, 
insbeſondere auch nicht zu dahin gehenden Einwendungen. In 
dieſem Sinne hat ſich das R. G. mehrfach ausgeſprochen, ins⸗ 
beſondere der III. Z. S. in dem Urteile vom 2. Juli 1895 in 
Sachen Dillmann wider Dillmann — III. 119/95 — und auch 
der jetzt erkennende Senat in dem von dem B. G. in bezug ge⸗ 
nommenen Urteile vom 3. November 1898 — Entſch. Bd. 42 
S. 372 —, wo die Frage zur Entſcheidung ſtand und verneint 
iſt, ob im Eheſcheidungsprozeſſe in dem Verfahren zur Er⸗ 
ledigung eines bedingten Endurteils das Vorbringen neuer 
Scheidungsgründe wenigſtens inſoweit zuläffig ſei, als fie von 
der Partei in dem Hauptverfahren noch nicht geltend gemacht 
werden konnten. In beiden Urteilen iſt angenommen, und 
daran muß feſtgehalten werden, daß die Vorſchrift des § 574 
Abſ. 1 — a. F. — 5 614 Abſ. 1 — n. F. — der Z. P. O., 
wonach bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf 
welche das Urteil ergeht, andere als die in der Klage vor- 
gebrachten Klagegründe geltend gemacht werden dürfen, die all ⸗ 
gemeinen Vorſchriften über die Rechtskraft auch in Anſehung 
der Cheſachen unberührt gelaſſen hat. Die Revifion verkennt 
nun die Tragweite der bedingten Endurteile an ſich nicht, fie 
macht aber dem B. G. den Vorwurf, überſehen zu haben, daß 
es ich im vorliegenden Falle gar nicht um bloße Einwendungen 
— im engeren Sinne — gegen die Widerklage des Bekl. auf 
Anfechtung der Che wegen Irrtums handele, ſondern um den 
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Verzicht des Bekl. auf den Anſpruch der Widerklage. Es ſei 
deshalb auch die Bezugnahme des B. G. auf das vorgedachte 
reichsgerichtliche Urteil vom 3. November 1898 abwegig, weil 
damals gar nicht ein Verzicht auf den Anſpruch in Frage ge⸗ 
ſtanden habe. Bedenkenfrei tft der Ausgangspunkt der Reviſion, 
daß der Kl. bezw. Widerkl. bis zum rechtskräftigen Endurteil, 
gleichviel in welchem Stadium des Prozeſſes, auch wenn vorher 
ein bedingtes Endurteil rechtskräftig geworden iſt, auf den 
geltend gemachten Anſpruch verzichten kann. Richtig iſt nicht 
minder, daß der $ 306 der Z. P. O.: „Verzichtet der Kläger 
bei der mündlichen Verhandlung auf den geltend gemachten An- 
ſpruch, ſo iſt er auf Grund des Verzichts mit dem Anſpruch 
abzuweiſen, wenn der Bekl. die Abweiſung beantragt“ —, 
zugleich für die Berufungsinſtanz und für Eheſachen gilt, ſowie 
daß in § 306 für die Fälle, in denen vor dem Verzicht auf 
den Klaganſpruch ein bedingtes Endurteil ergangen und rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, eine Ausnahme nicht gemacht wird. Un⸗ 
haltbar aber iſt die hieraus gezogene Folgerung, daß, wenn der 
Verzicht nicht in der mündlichen Verhandlung erklärt iſt, ſondern 
außergerichtlich, dem Gegner die Geltendmachung im Prozeſſe 
nicht abgeſchnitten werden dürfe, und daß in Eheſachen dies 
um ſo mehr gelten müſſe, als die Ehe bis zum rechtskräftigen 
Endurteile nicht nur bei Scheidungs⸗ ſondern auch bei An⸗ 
fechtungsklagen rechtlich beſtehe und erſt infolge der Rechtskraft 
des Anfechtungsurteils, dann allerdings mit rückwirkender Kraft, 
zu beſtehen aufhoͤre. Die Revifion ſcheitert daran, daß Gegen⸗ 
ſtand der Vorſchrift des 8 806 der Z. P. O. eine prozeſſuale, 
wenn auch zugleich materiellrechtliche Verfügungshandlung iſt, 
die im ganzen Laufe des Rechts ſtreits zuläffig bleibt, die aber 
zu ihrer Wirkſamkeit für den Rechtsſtreit der im Prozeßrecht 
vorgeſehenen Form bedarf. Daraus ergibt ſich, daß ein außer⸗ 
halb des Prozeſſes erklärter Verzicht auf den im Prozeſſe geltend 
gemachten Anſpruch nicht mit der in § 306 Z. P. O. beſtimmten 
Wirkung ausgeſtattet iſt, ſondern daß er lediglich materiell ⸗ 
rechtliche Bedeutung hat und deshalb als Prozeßſtoff nur ver- 
wertet werden kann, wenn die jeweilige Lage des Prozeſſes die 
Geltendmachung noch geſtattet. Dazu iſt aber, wie oben ſchon 
dargelegt, da es ſich hierbei um ein neues, gegen den Klage⸗ 
anſpruch gerichtetes Parteivorbringen handelt, in dem Verfahren 
zur Läuterung eines bedingten Endurteils, und zwar auch in 
Eheſachen, überhaupt kein Raum. Auf den gleichen Er⸗ 
wägungen beruht das Urteil des II. 3. S. des R. G. vom 
9. Mai 1899 — Entſch. Bd. 44 S. 354 —, indem angenommen 
iſt, daß nach der Natur des Rechtsmittels der Reviſion (§ 524 
— à. F. — 8561 — n. F. — der Z. P. O.) ſelbſt im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeſſe ein Rkl. in der Revifions inſtanz, zu dem 
Zwecke, eine Aufhebung des B. U. herbeizuführen, nicht geltend 
machen könne, es habe der Rbekl. auf den ihm zuerkannten 
Anſpruch, während der Rechtsſtreit in der Reviſionsinſtanz 
ſchwebte, verzichtet. Bei dieſer Sachlage darf es dahingeſtellt 
bleiben, ob, wie die Reviſion meint, in den betreffenden An⸗ 
führungen der Parteien ein Verzicht des Bekl. auf die An⸗ 
fechtungsklage im Sinne des 8 306 Z. P. O. überhaupt zu 
finden iſt. Die von der Kl. behauptete Ausſöhnung würde nur 
eine Beſtätigung der Ehe durch den Bekl. — § 1337 Abſ. 2 
B. G. B. — zum Ausdrucke bringen, in der allerdings zugleich 
ein Verzicht des Bekl. auf die Anfechtung der Ehe wegen ſeines 


262 


Irrtums über die Jungfräulichkeit der Kl. gefunden werden 
konnte. H. 6. H., U. v. 30. März 04, 9/04 IV. — Hamburg. 

9. Ablehnung von Beweisantritt bei behaupteter Geiftes- 
krankheit (Prozeßunfähigkeit) einer Partei.] 

Nicht begründet iſt die prozeſſuale Rüge des Bekl., be⸗ 
treffend die in der Berufungsinſtanz vorgeſchützte Einrede der 
Prozeßunfähigkeit der Kl. Der Bekl. hatte dieſe auf die dort 
von ihm neu aufgeſtellte Behauptung geſtützt, daß die Kl. 
teiſteskrank ſei; womit — wie das O. L. G. es auch verſtanden 
hat — offenbar geſagt ſein ſollte, daß ſie ſich in einem die 
freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befinde (vergl. 8 104 
Nr. 2 des B. G. B.). Zuläſſig war dieſe Einrede noch, 
obgleich fie zu den prozeßhindernden Einreden des § 274 der 
Z. P. O. gehört, da fie eine von denjenigen iſt, auf welche der 
Bekl. nicht verzichten kann; vergl. Gaupp⸗Stein, Zivilprozeß⸗ 
ordnung (Auflage 4) Bd. 1 Bemerkung II zu 8 56 S. 160, 
und Bemerkung VI zu 8 274 S. 598. Der Bekl. hat ſich 
nun beſchwert, daß das B. G. dieſe Einrede als unbegründet 
verworfen habe, ohne den von ihm durch Benennung des Arztes 
Dr. B. als ſachverſtändigen Zeugen und durch Berufung auf 
das Gutachten eines Sachverſtändigen angetretenen Beweis er- 
hoben zu haben. Dieſer Angriff konnte jedoch keinen Erfolg 
haben. Der Bekl. hatte dieſe erſt in II. J. nachgeſchobene Be⸗ 
hauptung nur mit geringer Beſtimmtheit aufgeſtellt. Den Worten 
nach hatte er ſogar nur behauptet, daß die Kl. jetzt, zur Zeit 
dieſes Vorbringens, prozeßunfähig ſei. Das hätte überhaupt 
nicht die Grundlage für eine Klagabweiſung abgeben konnen; 
dazu wäre vielmehr Prozeßunfähigkeit zur Zeit der Klag- 
erhebung erforderlich. Nachträglich eintretende Prozeßunfähig ⸗ 
keit hätte hoͤchſtens nach 8 241 Abſ. 1 Z. P. O. das Verfahren 
unterbrechen konnen; aber nach 8 246 Abſ. 1 daſelbſt hier 
auch das nicht einmal, da die Kl. durch Prozeß bevollmächtigte 
vertreten war. Immerhin hätte dieſer Punkt durch an den 
Bekl. zu richtende Fragen noch anders aufgeklärt werden konnen. 
Aber das O. L. G. durfte unter Berückſichtigung der ganzen 
Sachlage das Vorbringen des Bekl. dahin verſtehen, daß er, 
ohne ſichere Kenntnis von einem krankhaften Geiſteszuſtande der 
Kl. zur Zeit der Klagerhebung zu haben, einen ſolchen nur aus 
den von ihm über das Verhalten derſelben vorgetragenen Einzel⸗ 
heiten folgern wolle, und da es nun in einwandsfreier Weiſe 
dieſe Folgerung für ganz unberechtigt erklärte, durfte es von 
einer Erhebung des vom Bekl. angebotenen Beweiſes abſehen, 
zumal nachdem es durch perſoͤnliche Vernehmung der Kl. die 
Überzeugung gewonnen hatte, daß fie wenigſtens jetzt völlig 
geiſtesgeſund fd. Sch. c. Sch., U. v. 17. März 04, 
319/03 VI. — Hamburg. 

10. 5 671 Abſ. 1 Z. P. O. Anfechtung der Entmündigung. 
Notwendigkeit der Anhörung des Kl. unter Zuziehung eines Sach⸗ 
verſtändigen in der Berufungsinſtanz.] 

Das angeſochtene Urteil war wegen eines vor allem von 
der Reichsanwaltſchaft gerügten prozeſſualen Verſtoßes aufzu- 
heben. Mit Recht macht dieſelbe Verletzung des § 671 Abi. 1 
Z. P. O. geltend, weil der Kl. im Beruf ungs verfahren 
nicht unter Zuziehung eines Sachverſtändigen gehört 
worden if. Die für das Anfechtungsverfahren im Ent⸗ 
mündigungsprozeſſe durch die 88 667 ff. Z. P. O. vorgeſehenen 
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beſonderen Vorſchriften umfaſſen nach ihrem Inhalte nicht bloß 
die erſte Inſtanz, ſondern auch die Berufungsinſtanz. 
Zunächſt trifft dies offenfichtlich bei dem dem § 671 voran- 
gehenden § 670 zu, inſoweit derſelbe die entſprechende An⸗ 
wendung der 88 617 Abſ. 1, 3 und 622 anordnet. Nach 
feiner Stellung im Syſtem muß aber auch dem $ 671 Geltung 
für die Berufungsinſtanz zukommen, wenn nicht etwa beſondere 
Erwägungen deſſen Auwendbarkeit im Berufungsverfahren auß- 
ſchließen. Das iſt ſo wenig der Fall, daß vielmehr der innere 
Grund der Geſetzesvorſchrift des § 671 Abſ. 1 dieſe Auffaſſung 
beſtätigt. Die Beſtimmung des § 671 Abſ. 1 zielt darauf ab, 
für die Ermittelung des Geiſteszuſtandes in der perſönlichen 
Vernehmung des zu Entmündigenden unter Zuziehung eines 
Sachverſtändigen moͤglichſt ſichere und zweifelsfreie Grundlagen 
zu bieten. Sie wird bedeutſam auch für den Tatrichter der 
Berufungsinſtanz. Zudem erhält dieſe Anficht Unterſtützung 
durch die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift. Die Motive zu 
den entſprechenden 88 575, 576 des Entwurfs zur Z. P. O. 
ſchließen, nachdem ſie die Notwendigkeit einer Vernehmung der 
Perſon, um deren Entmündigung es ſich handelt, und der 
Sachverſtändigen begründet haben, hieran den Satz: „In der 
Reviſionsinſtanz, welche ſich mit der Feſtſtellung des Tat ⸗ 
ſächlichen nicht mehr befaßt, kommen dieſe Vorſchriften nicht 
zur Anwendung.“ Offenbar iſt hier davon ausgegangen, daß, 
ſoweit die Inſtanzen Tatrichter find, die Anwendbarkeit geboten 
iſt. Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der gerügten 
Geſetzes verletzung; denn es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die 
geſetzlich vorgeſchriebene Vernehmung des Kl. unter Zuziehung des 
Sachverſtändigen zu einer anderen Beurteilung hätte führen können. 
K. c. St., U. v. 7. April 04, 870/03 IV. — Naumburg. 

11. 5 727 Z. P. O. Begriff des Beweiſes der Rechts- 
nachfolge.] 

Dem mit der weiteren Beſchwerde angegriffenen Beſchluſſe 
des O. L. G. liegt eine Auffaffung von dem Begriffe des Beweiſes 
der Rechtsnachfolge zu Grunde, welche im Geſetz einen Anhalt 
nicht findet. Als Gegenſtand der zugunften der Antrag- 
ſtellerin erſolgten Pfändung iſt in dem fraglichen Pfaͤndungs⸗ 
beſchluſſe eine der Schuldnerin gegen die Kauflente W. zuſtehend e 
Forderung bezeichnet. Antragſtellerin befindet ſich mithin im 
Befitze eines Titels, der an ſich rechtlich geeignet iſt, die Ent- 
ſtehung eines Pfändungspfandrechts aus dem Recht der 
urſprünglichen Gläubigerin herleiten zu laſſen und, ſoweit die 
Mberweifung zur Einziehung einen Übergang der Forderung 
bewirkt, dieſen zu vermitteln. Damit ſteht die Rechtsnachfolge 
feft. Antragſtellerin hat auch die vollſtreckbare Urteilsaus fertigung 
vorgelegt. Daß noch andere Gläubiger Pfaͤndungen und Über. 
weiſungen erwirkt haben, muß hier ohne Belang bleiben. Ob 
dieſe anderen Gläubiger der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
für die Antragſtellerin zu widerfprechen befugt oder auf welchen 
anderen Weg zur Wahrung ihrer Intereſſen ſie angewieſen find, 
iſt hier nicht zu entſcheiden, da die Gläubiger tatſächlich Wider. 
ſpruch nicht erhoben haben, auch am Beſchwerdeverfahren nicht 
beteiligt find. Den Schuldnern aber ſteht eine Befugnis, die 
Rechte der übrigen Gläubiger, jet es zu deren Vorteile, jet es 
zu ihrem eigenen, geltend zu machen, nicht zu, ſie koͤnnen von 
der Antragſtellerin nicht den Nachweis verlangen, daß die Titel 
der auderen Gläubiger nicht zu Recht beſtehen oder daß fie 
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einen Vorrang vor denſelben hat; noch weniger iſt die Autrag- 
ſtellerin verpflichtet, vor Einreichung des Antrages auf Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel zunächſt im Prozeßwege den anderen 
Gläubigern gegenüber die Unbegründetheit der Anſprüche derſelben 
oder ihr eigenes Vorrecht zur Geltung zu bringen. Insbeſondere 
liegen alle dieſe Momente außerhalb der Frage des Beweiſes der 
Rechtsnachfolge und des gegen dieſe etwa zu erbringenden 
Gegenbeweiſes. Die Autragſtellerin iſt auf Grund der von ihr 
erwirkten Pfändung und Überweiſung der Forderung und des 
Befitzes der vollſtreckbaren Urteilsaus fertigung zu dem Antrage 
berechtigt, daß dem Verfahren durch Erteilung der Klauſel zu 
ihren Gunſten Fortgang gegeben werde, indem es den anderen 
Gläubigern überlaſſen bleiben muß, zur Geltendmachung ihrer 
Intereſſen ihrerſeits Schritte zu tun. Daß infolge des Vor⸗ 
handenſeins mehrerer Forderungsprätendenten die Schuldner 
Gefahr laufen, doppelt zahlen zu müſſen, kann als ein Grund 
für eine abweichende Auffaſſung des Geſetzgebers nicht betrachtet 
werden. Dieſe Gefahr liegt auch in anderen gleichartigen 
Fällen vor und das Geſetz gibt Mittel gegen ſie an die Hand. 
Die Vorſchrift in 8 853 Z. P. O., kraft deren bei Pfändung 
einer Geldforderung für mehrere Gläubiger der Drittſchuldner 
zur Hinterlegung des Schuldbetrages berechtigt iſt, bleibt auch 
dann anwendbar, wenn hinſichtlich der gepfändeten Forderung 
eine Vollſtreckungsklauſel erteilt wird. Hierin liegt ein Schutz, 
den der Geſetzgeber als ausreichend betrachtet haben wird. Der 
Hinweis des O. L. G. auf die Eventualität, daß der Schuldner 
infolge Geldmangels zur Hinterlegung außerſtande iſt, kann nicht 
als beweiſend betrachtet werden. Es läßt fich nicht annehmen, 
daß der Zahlungs unfähigkeit gerade da, wo es ſich um den Schutz 
gegen doppelte Zahlung handelt, eine beſondere Berückſichtigung 
hätte zuteil werden ſollen. Namentlich aber bildet gegenüber 
dem Ergebniſſe der unmittelbar einſchlagenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen das Vorhandenſein derartiger Eventualitäten ein 
zwingendes Argument überhaupt nicht. Nicht zutreffend faßt der 
B. R. die Bedeutung des Wortes „kann“ in 8 727 Z. P. O. 
auf. Dieſe geht, wie auch der Zuſammenhang des § 727 mit 
dem § 731 ergibt, nicht dahin, daß wenn die Bedingungen 
für die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung in Geſtalt 
einer die Rechtsnachfolge erweiſenden offentlichen Urkunde vor- 
liegen, die Erteilung oder Nichterteilung der Ausfertigung noch 
vom Ermeſſen des Gerichts abhängig wäre, vielmehr muß die 
Erteilung alsdann erfolgen, und das Wort „kann“ bezeichnet 
hier in Verbindung mit dem übrigen Inhalt des Paragraphen 
lediglich die Voraussetzungen eines berechtigten Verlangens der 
Erteilung der Klauſel. T. o. W., Beſchl. v. 29. März 04, 
B 83/04 VII. — Hamm. 

12. 5 808 Z. P. O. in Verbindung mit SS 1205, 1206, 
1253 B. G. B. Verluſt des Pfandrechts an gepfändeten Sachen 
durch die mit Genehmigung des Pfandgläubigers durch den 
Schuldner bewirkte Beſeitigung der Pfandzeichen.] 

Dem Anſpruche des Kl. auf abgeſonderte Befriedigung aus 
den Pfandftüden tritt der Konkursverwalter in erſter Linie mit 
der Einrede entgegen, das Pfandrecht ſei dadurch erloſchen, daß 
der Schuldner mit Einwilligung des Kl. die Pfandzeichen an 
den gepfändeten Gegenſtänden alsbald wieder beſeitigt habe. 
Das B. G. weiſt dieſe Einrede zurück, indes zu Unrecht. Nach 
8 808 3. P. O. iſt, wenn die gepfändeten Sachen in Ge⸗ 
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wahrſam des Schuldners belaſſen werden, die Wirkſamkeit der 
Pfändung dadurch bedingt, daß durch Anlegung von Siegeln 
oder auf ſonſtige Weiſe die Pfändung erſfichtlich gemacht iſt. 
Durch dieſe Beſtimmung iſt indeſſen nur die Entſtehung des 
Pfandrechts von der Erkennbarmachung der Pfändung abhängig 
gemacht; ob und unter welchen Umſtänden die Fortdauer des 
Pfändungspfandrechts von der Fortdauer der Erkennbarkeit der 
Pfändung abhängt, iſt nicht nach dem § 808 oder einer 
ſonſtigen Beſtimmung der Z. P. O., ſondern, wie auch das 
B. G. annimmt, nach dem Bürgerlichen Recht zu entſcheiden. 
Nach § 1205 B. G. B. iſt zur Beſtellung eines Pfandrechts 
an einer beweglichen Sache erforderlich, daß der Eigentümer 
(Verpfänder) die Sache dem Gläubiger übergibt und beide 
darüber einig find, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen 
ſoll. Es genügt die Einräumung des Mitbefitzes oder Über⸗ 
tragung des mittelbaren Befitzes, 58 1205 Abſ. 2, 1206, und 
wenn der Gläubiger bereits im Befitze der Sache tft, die 
Einigung über die Entſtehung des Pfandrechts. Belaſſung der 
Pfandſache im Vollbefitze des Verpfänders tft unzuläſſig, fie 
hindert die Entſtehung des Pfandrechts. Lediglich eine folge⸗ 
richtige Ausgeſtaltung dieſes Grundſatzes iſt die Vorſchrift des 
8 1253 B. G. B., daß das Pfandrecht erliſcht, wenn der 
Pfandgläubiger das Pfand dem Verpfänder oder dem Eigen⸗ 
tümer zurückgibt. Dieſe Vorſchrift hat ihren Grund nicht in 
der Vermutung eines durch die Zurückgabe der Sache erklärten 
Verzichtes auf das Pfandrecht. Wohl erliſcht das Pfand⸗ 
recht durch Verzicht des Gläubigers ($ 1255), und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich kann die Verzichtserklärung auch durch Zurückgabe der 
Sache Ausdruck finden. Allein die Zurückgabe der Sache ent⸗ 
hält nicht notwendig den Verzicht auf das Pfandrecht, fie 
kann ſogar unter dem ausdrücklichen Vorbehalt des Pfandrechts 
ſtattfinden. Gleichwohl erliſcht auch in dieſem Falle das Pfand- 
recht kraft der poſitiven Beſtimmung in § 1253 Abſ. 1 Satz 2. 
Hierdurch iſt klar ausgeſprochen, daß bei der Zurückgabe der 
Pfandſache nicht der Verzicht auf das Pfandrecht, ſondern 
der Verzicht auf den Beſitz, auf die im Beſitze ausgeprägte 
äußere Geſtaltung und Erkennbarkeit des Pfandrechts den ent- 
ſcheidenden Grund für das Erloͤſchen des Pfandrechts bildet. 
Damit iſt es wohl vereinbar, daß der (unfreiwillige) Verluſt 
des Befitzes nicht ohne weiteres den Untergang des Pfandrechts 
bewirkt. Der Beſitzer kann die Wiedereinräumung des ihm 
durch verbotene Eigenmacht entzogenen Beſitzes verlangen ($ 861 
B. G. B.), das Geſetz ſchützt ihn fo, als ob er den Beſfitz gar 
nicht verloren hätte. Dieſer Beſitzesſchutz iſt dem verſagt, der 
den Befitz freiwillig aufgegeben hat. Soweit ihm ein Anſpruch 
auf Wiedereinräumung des Befitzes zuſteht, iſt dieſer Anſpruch 
nicht ein Ausfluß des bisherigen Befitzes, der wiedererlangte 
Befitz nicht eine Fortſetzung des früheren, ſondern der Anſpruch 
hat ſeinen Grund in anderweitigen, beſonderen Beziehungen der 
Beteiligten. Dieſe Grundſätze find auch auf die Erlöfchung 
des durch Pfändung erlangten Pfandrechts anzuwenden, wobei 
indeſſen die rechtliche Möglichkeit, daß der fortdauernde Befitz 
des Schuldners (Eigentümers) und das Pfandrecht des Gläubigers 
nebeneinander beſtehen können, gebührende Beachtung zu finden 
hat. Die bloße Erklärung des Gerichts vollziehers, daß er 
die — im Gewahrſam des Schuldners verbleibende — Pfand- 
ſache für den Gläubiger in Beſitz nehme, iſt für ſich allein 
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wirkungslos; wenn weiter nichts geſchieht, fo iſt der bisherige 
Alleinbeſitz des Schuldners nicht im mindeſten beeinträchtigt. 
Erſt durch die Erfichtlichmachung der Pfändung in der nach 
§ 808 Abſ. 2 3.9. O. vorgeſchriebenen Weiſe ergreift der 
Gerichtsvollzieher wirklich Befitz von der Sache. In welchem 
Verhältniſſe der „Gewahrſam“ des Schuldners zu dem Beſitze 
des Gläubigers bezw. des Gerichtsvollziehers ſteht, ob der erſtere 
unmittelbarer, der letztere mittelbarer Befitzer iſt, oder ob beide 
Mitbeſitzer im Sinne der 88 866, 1206 B. G. B. werden, 
kann zweifelhaft ſein, bedarf aber hier nicht der Entſcheidung; 
es genügt hier die Feſtſtellung, daß der Gläubiger durch die 
Anbringung der Pfändungszeichen den Beſitz der Pfandſache 
erlangt, daß dieſe Zeichen die — der Übergabe der Sache beim 
Vertragspfande entſprechende — Wegnahme der Sache bei der 
Pfändung erſetzen. Wird aber durch die Anbringung der 
Pfändungszeichen der Befitz erlangt, jo rechtfertigt ſich die 
Folgerung, daß durch ihre Wegnahme der Befitz verloren wird. 
Je nachdem die Wegnahme gegen oder mit dem Willen des 
Gläubigers erfolgt, tft auch der Befitzverluſt ein unfreiwilliger 
oder freiwilliger, und iſt fie mit dem Fortbeſtand des Pfand⸗ 
rechtes vereinbar oder unvereinbar. Die Einwilligung des 
Glaͤubigers in die Wegnahme der Pfändungszeichen muß dem⸗ 
nach das Pfändungspfandrecht zum Erloöͤſchen bringen, gleich⸗ 
gültig, ob er auf das Pfandrecht verzichten will oder nicht; ſelbſt 
der Vorbehalt des Pfandrechts wäre wirkungslos. Dies hat 
das B. G. verkannt und deshalb unterliegt das B. U. der Auf⸗ 
hebung. A. o. A., U. v. 18. März 04, 575/03 VII. — Celle. 

13. 8 927 3. P. O. Berückfichtigung der nach Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung eingetretenen Umſtände.] 

Das B. G. hat die unbeſtrittene Tatſache, daß Bekl. durch 
Geſellſchaftsbeſchluß vom 3. November 1903 gemäß § 3 des 
Vertrages vom 6. Februar 1902 feines Geſchaftsanteils zugunſten 
der übrigen Geſellſchafter verluſtig erklärt iſt, nicht in Betracht 
ziehen zu dürfen geglaubt, weil dieſe Tatſache erſt nach Erlaß 
der einſtweiligen Verfügung vom 3. Oktober 1903 eingetreten iſt. 
Es iſt der Anſicht, daß, wenn die zur Zeit des Erlaſſes der 
Verfügung vorliegenden Umſtände dieſe rechtfertigten, das B. G. 
in dem Verfahren über die einſtweilige Verfügung letztere nicht 
wegen veränderter Umſtände aufheben konne, daß hierzu vielmehr 
gemäß 88 927, 936, 919, 943 3. P. O. nur das Gericht, 
welches die Verfugung erlaſſen habe, eventuell das Gericht der 
Hauptſache zuſtändig ſei. Dieſe Annahme verkennt aber die 
Bedeutung des 8 927 Z. P. O. Dieſe Beſtimmung war not⸗ 
wendig, um die Aufhebung eines wegen veränderter Umſtände 
nicht mehr gerechtfertigten Arreſtes (einſtweiliger Verfügung) 
auch dann herbeiführen zu konnen, wenn derſelbe rechtskräftig 
beſtätigt iſt. Die allgemeinen Beſtimmungen über die Rechts⸗ 
mittel werden dadurch nicht berührt. Insbeſondere wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, in der Berufungsinſtanz des Beftätigungs- 
verfahrens gemäß § 529 Z. P. O. neue Tatſachen vorzubringen, 
und zwar ohne Unterſchied, ob ſolche vor oder nach Erlaß des 
Arreſtes bezw. der einſtweiligen Verfügung eingetreten find. 
Wenn der Vorderrichter ſich für feine Anfiht auf die in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1899 S. 394 Nr. 7 abgedruckten 
Entſcheidung des 6. Z. S. des R. G. berufen hat, ſo iſt dabei 
überſehen, daß dort die einſtweilige Verfügung in der Be⸗ 
rufungsinſtanz durch Urteil angeordnet war. Danach konnte 
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mit Recht ausgeſprochen werden, daß eine Aufhebung wegen 
nachträglich eingetretener Umſtände nicht mittels Rechtsmittels 
(d. h. mit der Reviſion), ſondern nur gemäß § 815, 807 
Z. P. O. (alt) bei dem B. G. ſelbſt verfolgt werden könne, 
denn in der Revifiondinftanz konnten neue Tatſachen gemäß 
58 561 Z. P. O. nicht berückſichtigt werden. Da die Erheb⸗ 
lichkeit der hiernach prozeßwidrig unberüdfichtigt gebliebenen 
Tatſache nicht zu bezweifeln iſt, unterliegt das angefochtene 
Urteil der Aufhebung. M. c. M., U. v. 16. März 04, 
46/04 I. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

14. Begrenzung der Klagelegitimation des Kommiſfionärs 
bezüglich der feinem Kommittenten erwachſenen Schadens- 
anſprüche.] 

Es iſt ein in der oberſtrichterlichen Judikatur, insbeſondere 
auch der Judikatur des R. O. H. G. und des R. G. vielfach 
ausgeſprochener Satz des gemeinen Rechts, daß der Beauftragte, 
der für fremde Rechnung, aber im eigenen Namen abſchließt, 
beim Bruche des Vertrages durch den Mitkontrahenten von 
dieſem Erſatz des Schadens verlangen kann, nicht nur wie er 
ihm perſönlich, ſondern auch weiter wie er feinem Auftraggeber 
erwachſen iſt. Dieſer Satz iſt auch namentlich als ein nach 
Handelsrecht gültiger und unentbehrlicher auf das handels 
rechtliche Kommiſſionsverhältnis angewendet worden 
— vergl. Seufferts Archiv Bd. 11 Nr. 36, Bd. 32 Nr. 132, 
Bd. 33 Nr. 19; Entſch. des R. O. H. G. Bd. 11 S. 256, 
Bd. 14 S. 400, Bd. 17 S. 78, Bd. 22 S. 249; Entſch. des 
R. G. in Zivilſachen Bd. 27 S. 118, Bd. 40 S. 174, 187. 
Wenn auch über die theoretiſche Begründung dieſes Satzes 
Zweifel beſtehen — vergl. die Ausführungen von Thurs in 
Grünhuts Zeitſchrift Bd. 25 S. 550, 552, 568 fl. —, ſo iſt 
doch außer Streit, daß es ſich hierbei nicht um eine ſelbſtändige 
Befugnis des Kommiſſionärs handelt, kraft deren er das ihm 
materiell fremde Intereſſe ſeines Kommittenten zu ſeinem eigenen 
Vorteile geltend machen kann. Dies würde auf die reine Be⸗ 
reicherung des Kommiſfionärs hinauslaufen, für deren Zulaſſung 
kein denkbarer Rechtfertigungsgrund beſteht. Der Satz muß 
immer in Verbindung mit dem Kommiſſionsverhältnis und mit 
ſeinem Endzwecke gedacht werden, einen Weg zu geben, um den 
für den Schaden des Kommittenten geſchuldeten, dieſem zugute 
kommenden Erſatz auf den in letzter Linie verantwortlichen 
dritten abzuwälzen. Wenn deshalb zwar der Kommiſſionär 
zur Begründung des erweiterten Anſpruches nicht darzulegen 
hat, daß der Kommittent die Entſchädigung verlange, wie er 


auch nicht des Nachweiſes einer Vertretung des Kommittenten 


bedarf, ſo kann ihm doch der Einwand entgegengeſetzt werden, 
daß die weitere Schadenserſatzleiſtung nicht dem Kommittenten 
zufließen, ſondern lediglich eine Bereicherung des klagenden 
Kommiſſionärs bilden würde. Der im vorliegenden Falle auf 
das Interefie der Firma H., K. & Ko. geſtützte Erſatzanſpruch 
des Kl. iſt daher inſoweit nicht begründet, als feſtgeſtellt iſt, daß 
der Kl. weder ſelbſt bereits dieſe Firma ſchadlos gehalten hat, noch 
von ihr wegen weiterer Entſchädigung in Anſpruch genommen 
werden will und kann. Dies iſt aber durch die Ausſage des 
Zeugen H. feſtgeſtellt, ſoweit ein Betrag von mehr als 4 600 Mark 
in Frage ſteht. Dieſer Anſpruch des Kl. war abzuweiſen. 
L. & H. c. R., U. v. 23. März 04, 498/03 I. — Hamburg. 
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15. 5 459 Abſ. 1 Nr. 3 H. G. B. in Verbindung mit 
8278 B. G. B. Haftung des Eiſenbahnfiskus beim Transport 
lebender Tiere.] 

Das B. G. hat auf Grund der Beweiswürdigung für die 
Revifionsinſtanz bindend feſtgeſtellt, daß die Verletzungen, welche 
ſich das Pferd des Kl. bei der Verladung auf der Eiſenbahn 
zugezogen hatte, dadurch verurſacht wurden, daß es nach hinten 
ausſchlug und in den Querſtangen des Geländers der Ladebrücke, 
die auf Anordnung des Stationsvorſtehers K. aufgelegt worden 
war, mit dem linken Hinterbeine ſich verfing, und daß dieſe 
Brücke zum Zwecke der Verladung von Pferden völlig ungeeignet 
war, weil ſie wegen der offenen Zwiſchenräume zwiſchen den 
Querſtangen keinerlei Schutz gegen die durch das Ausſchlagen 
und Steigen der Pferde entſtehende Gefahr bot. Nun gehörte 
aber die Bereitſtellung einer zweckentſprechenden Ladebrücke zu 
den Verbindlichkeiten des Bekl. aus dem Frachtvertrage ſelbſt 
dann, wenn im übrigen die Verladung der Pferde von dem 
Kl. zu beſorgen geweſen fein ſollte (8 459 Abſ. 1 Nr. 3 des 
H. G. B.). Denn der Bekl. hat diejenigen Einrichtungen zu 
treffen, die vorhanden ſein müſſen, um das Auf- und Abladen 
der Güter ordnungsmäßig bewirken zu konnen. Wie die Her- 
ſtellung von Rampen, ſo zählt hierzu die Beſchaffung von Lade⸗ 
brücken, welche die Verbindung zwiſchen Rampe und Eiſenbahn⸗ 
wagen vermitteln. Sind ſolche Einrichtungen zwar vorhanden, 
aber, wie hier in mangelhafter Beſchaffenheit, jo liegt ein Ver ⸗ 
ſchulden, ſei's eines geſetzlichen Vertreters, ſei's einer anderen 
Perſon vor, deren ſich der Bekl. zur Erfüllung feiner Verbind⸗ 
lichkeiten bedient. Sie haftet für dieſes Verſchulden gemäß 
§ 278 des B. G. B. und, ſofern durch dasſelbe ein Schaden 
im Sinne des 8 459 des H. G. B. entſtanden iſt, für dieſen 
Schaden gemäß Abſ. 3 des letztgenannten Paragraphen. Da 
jene Vorausſetzung hier zutrifft, ſo iſt die Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 3 auf den vorliegenden Fall gegeben. E. c. Sch., 
U. v. 9. März 04, 476/03 I. — Naumburg. 

Gewerbeordnung. | 

16. 5 30. Charakter eines Gebäudes durch Einrichtung 
des gewerblichen Betriebes ohne Rückficht auf Konzeſſions⸗ 
erteilung.] 

Der B. R. ſtellt bedenkenfrei feſt, daß das Grundſtück zum 
Betriebe einer Naturheilanſtalt dauernd eingerichtet iſt. Die 

Bekl. ſelbſt haben in der Berufungsinſtanz zugegeben, daß die 
unter Nr. 2, 4—24 und 27 der Klage aufgeführten Sachen 
den Zwecken der als Naturheilanſtalt eingerichteten Villa gedient 
haben und die Zubehöreigenſchaft der übrigen Sachen (Nr. 1, 
25 und 26) iſt vom B. R. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt worden. 
In der Berufungsinſtanz brachten die Bekl. zur Sprache, daß 
die Naturheilanſtalt, da ſie ohne Konzeſſion betrieben wurde, 
im Juni 1902 behördlich geſchloſſen worden ſei. Nach der 
Behauptung der Bekl. hat B., der vom Grundſtückseigentümer 
angeſtellte Anſtaltsarzt, in der Villa eine Speiſewirtſchaft ein⸗ 
gerichtet und die Leidenden, die im Dorfe hätten Wohnung 
nehmen müſſen, bekoͤſtigt und ärztlich behandelt. Für die ſonach 
an Stelle der Heilanſtalt getretene Speiſewirtſchaft ſeien die 
ſtreitigen Sachen nicht benutzt worden. Die Bekl. haben ſchon 
in der Berufungsinſtanz die Anficht vertreten, daß die Villa mit 
jener polizeilichen Schließung die Eigenſchaft als Naturheilanſtalt 
verloren habe und daß damit die ſtreitigen Sachen aufgehört 
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hätten, Zubehör einer ſolchen Anſtalt zu fein. Der B. R. nimmt 
an, daß ein Gebäude den Charakter, den es durch die dauernde 
Einrichtung für einen beſtimmten gewerblichen Betrieb erhalten 
hat, dadurch nicht verliere, daß der Betrieb eingeſtellt werden 
muß, weil eine Konzeſſion nicht erteilt war. Er iſt vielmehr 


im Einklange mit einem Urteile des R. G. (V 362/02) der 
Anficht, es ſei dazu erforderlich, daß das Gebäude für einen 
anderen wirtſchaftlichen Zweck dauernd beſtimmt und eingerichtet 
wird. Daran fehle es aber im vorliegenden Falle, da dadurch, 


daß die Leidenden nach der Behauptung der Bekl. ſeit der 
Schließung ſtatt Beköſtigung und Wohnung nur noch Be⸗ 
köſtigung in der Villa erhalten hätten, die Beſtimmung des 
Gebäudes nicht geändert ſei, zumal die Wohn räume für die 
angebliche Speiſewirtſchaft nicht verwendet worden ſeien, auch 
die Konzeſſion immer noch nachträglich habe erlangt werden 
koͤnnen. Die von der Revifion gegen dieſe Ausführungen er- 
hobenen Bedenken find nicht begründet. Nach § 30 der Gewerbe⸗ 
ordnung kann freilich die Konzeſſion verſagt werden, wenn nach 
den vom Unternehmer einzureichenden Beſchreibungen und Plänen 
die baulichen und die ſonſtigen techniſchen Einrichtungen der 
Anſtalt den geſundheitspolizeilichen Anforderungen nicht ent- 


ſprechen; aber daraus kann nicht mit der Revifion gefolgert 
werden, daß vor der Konzeſſionserteilung nicht beurteilt werden 


koͤnne, ob die Einrichtung des zur Heilanſtalt beſtimmten Ge⸗ 
bäudes dieſer Beſtimmung entſpreche. Die Eigenſchaft als 
Heilanſtalt erhält das Gebäude durch ſeine dauernde Einrichtung, 
nicht erſt durch die Konzeſſion. Die Schließung des Betriebes 
iſt nach den eigenen Behauptungen der Bekl. erfolgt, weil der 


‚ Betrieb ohne behördliche Konzeſſion begonnen war. Durch eine 


ſolche Schließung würde aber die Villa ihre Eigenſchaft als 
Naturbeilanftalt ebenſowenig verloren haben, als fie durch die 
bloße Konzeſſtonserteilung jene Eigenſchaft erlangt haben würde. 
P. co. St., U. v. 30. März 04, 477/03 V. — Stettin. 
Reichsgeſetz betreffend Geſellſchaften mit be⸗ 


ſchränkter Haftpflicht. 


17. 5 15 in Verbindung mit 8 101 Tl. I Tit. 20 A. L. R. 
Form der Verpfändung von Geſchäftsanteilen.] 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen, wenngleich der 
Begründung des B. U. nicht überall beigepflichtet werden konnte. 
Das Geſetz über die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
vom 20. April 1892 enthält keine Vorſchriften über die Ver⸗ 
pfändung der Geſchäftsanteile der Geſellſchafter. Zuläſſigkeit, 
Form und Wirkungen ſolcher Verpfändung beſtimmen ſich nach 
dem bürgerlichen Recht und der Konkursordnung (Entſch. des 
R. G. Bd. 53 S. 107). Hiernach kommt für die Frage, ob 
der Geſchäftsanteil des Geſellſchafters M. rechtsgültig mit einem 


Pfandrecht zugunſten des Kl. belaſtet iſt, da die Verpfändung 


vor dem Inkrafttreten des B. G. B. vollzogen ſein ſoll, das 
A. L. R. in Betracht (nach Art. 184 des E. G. zum B. G. B., 
nicht, wie der B. R. annimmt, nach Art. 170). Inſoweit iſt 
dem B. R. zuzuſtimmen. Aber es iſt nicht zutreffend, daß der 
8 101 Tl. I Tit. 20 des A. L. R. in Verbindung mit dem 
§ 15 des Geſetzes über die Geſellſchaften m. b. H. die ent- 
ſcheidende Norm enthalte. Der § 101 a. a. O. ſteht unter 
dem Marginale: „Vom eigentlichen Pfandrechte“. Darunter 
verſteht das A. L. R. das Befitzpfand, bei welchem das Pfand- 
recht durch die Übergabe d. i. die Erlangung der körperlichen 
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Gewahrſam ſeitens des Gläubigers erworben wird (88 71, 
104 a. a. O.). Von der Verpfändung beweglicher Sachen ohne 
koͤrperliche Übergabe, insbeſondere von der Verpfändung aus⸗ 
ſtehender Forderungen wird erſt ſpäter in den 88 271 ff., 
281 ff. gehandelt. Es ergibt ſich hieraus, daß der 8 101 a. a. O. 
ſich nur auf die Verpfändung körperlicher Sachen bezieht; 
nur bei ihnen iſt die Naturalgewahrſam des Gläubigers! denkbar. 
Mit Forderungen und anderen, der körperlichen Übergabe nicht 
fähigen Rechten hat es der ganze Abſchnitt des Geſetzbuchs, 
der 8 101 angehört, nicht zu tun. Die Bedeutung des § 101 
iſt im übrigen nicht klar. Wie der § 103 erkennen läßt, 
betrifft er nicht ſolche Förmlichkeiten, die für die Gültigkeit des 
Geſchäfts, ſondern ſolche, die bloß zu deſſen Beglaubigung vor⸗ 
geſchrieben find, wie Verreich, Gerichtliche Inveſtitur u. dgl. 
(Bornemann, preußiſches Zivilrecht Bd. 4 § 275 S. 201 
Anm. 2, Koch, Kommentar zu 8 101 a. a. O., Roͤnne, 
Ergänz. 7. Ausgabe zu 8 101). Keinesfalls iſt aus ihm zu 
folgern, daß, wenn das Geſetz eine beſondere Form für die 
Gültigkeit der Übertragung von Rechten feſtſetzt, die gleiche 
Form auch für die Verpfändung zu beobachten ſei. Eine 
mit dem § 1274 des B. G. B. ſich deckende Beſtimmung ent ⸗ 
hält das A. L. R. nicht. Es ſchweigt über die Verpfändung von 
ſonſtigen Rechten, die nicht als Forderungen anzuſprechen find, 
namentlich von Mitgliedſchaftsrechten bei Geſellſchaften. Zur 
entſprechenden Anwendung bieten fi nur die Vorſchriften über 
das Pfandrecht an Forderungen, wie auch bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung die Forderungen und andere Vermögens rechte, die 
nicht Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen find, einander gleichgeſtellt werden ($ 857 der Z. P. O.) 
Nun kennt das A. L. R. auch bei Forderungen keine Verpfändung 
durch bloßen Vertrag. Es wird die Herſtellung eines beſitz⸗ 
ähnlichen, die Verpfändung nach außen erkennbar machenden 
Verhältniſſes gefordert, die bei verbrieften Forderungen in der 
Übergabe der Urkunde, bei nicht verbrieften in der Bekannt ⸗ 
machung der Verpfändung ſeitens des Verpfänders an den 
Drittſchuldner gefunden wird (88 272, 274, 281, 
288 a. a. O.). Eine ſchriftliche Verpfändungserklärung iſt 
unerläßlich, auch bei Handelsgeſchäften ($ 273 a. a. O.; 
Entſch. des R. G. Bd. 39 S. 350). Danach vollzieht ſich die 
Beſtellung eines Pfandrechts an ſonſtigen Rechten in ſchriftlicher 
Form und entweder durch Aushändigung der über fie aus⸗ 
gefertigten Urkunden oder durch Bekanntmachung der Ver⸗ 
pfändung an die die Stelle des Drittſchuldners vertretende 
Perſon, als welche im gegenwärtigen Falle die Geſellſchaſt an⸗ 
zuſehen iſt. Daß dieſen Erforderniſſen nachgekommen ſei, hat 
der Kl. nicht dargetan. Nor eine ſchriftliche Urkunde über die 
Verpfändung liegt vor; fie bedient ſich übrigens auch des Aus⸗ 
drucks „Zeſſion“. Ob ein Anteilsſchein über den Geſchäftsanteil 
gebildet iſt, erhellt nicht. Genügte aber beim Mangel eines 
ſolchen ſchon die Anzeige der Verpfändung, ſo iſt nur behauptet, 
daß der Verpfänder M. Geſchäftsführer der Geſellſchaft geweſen 
ſei und daß der andere Geſchäftsführer von der Verpfändung 
Kenntnis erlangt habe. Das bloße Wiſſen der Tatſache, 
daß mit dem Geſchäftsanteil ein Pfandrecht beſtellt ſei, vermag 
indeſſen die Anzeige des Verpfänders als die rechtsgeſchäftliche, 
empfangsbedürftige Erklärung der geſchehenen Verpfändung nicht 
zu erſetzen. Wenn ſchon die Mitteilung an einen geſchäfts⸗ 
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führenden Geſellſchafter ausgereicht haben würde ($ 35 Abſ. 2 
Satz 3 des Geſetzes über die Geſellſchaften m. b. H.), ſo fehlt 
es doch an dem Vorbringen, daß der Verpfänder M. entweder 
ſich ſelbſt in irgendwie äußerlich erkennbarer Form (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 297, Bd. 6 S. 11, Gruchot, 
Bd. 34 S. 956) oder dem anderen Geſchäfts führer die ent- 
ſprechende Anzeige habe zugehen laſſen. Mit Recht iſt daher die 
Klage abgewieſen. D. c. Br. T., U. v. 5. April 04, 534/03 VII. 
— Hamm. 

18. Nichtigkeit eines Privatabkommens über Ablehnung 
der Wahl als Auffichtsratsmitglied.] 

Im Jahre 1895 iſt, nachdem der Kl. dem Bekl. die 
Statuten der Geſellſchaft m. b. H., deren Mitglieder Parteien 
find, überſandt, zwiſchen den Kl. und dem Bekl. eine Ver⸗ 
einbarung ſchriftlich und mündlich zuſtande gekommen, daß die 
Mitgliedſchaft im Auffichtsrate der Geſellſchaft m. b. H. alle 
fünf Jahre zwiſchen beiden Familien wechſeln ſolle. 
Daraus folge die Verpflichtung des Bekl., ſein Amt als 
gewähltes Mitglied des Auffichtsrats niederzulegen. Demgemäß 
iſt in der Klage vom 18. Juni 1902 der Antrag geſtellt, den 
Bekl. zu verurteilen, ſeine Stelle als Mitglied des Auffichtsrats 
der Firma A., B. & Ko., G. m. b. H., niederzulegen. Der 
I. R. hat nach der Klage erkannt und die Berufung des Bekl. 
iſt durch Urteil vom 8. Oktober 1903 zurückgewieſen. Das R. G 
hat die Klage abgewieſen, weil es das fragliche Abkommen für 
rechtsunverbindlich erklärt; es führt aus: Die ſtreitige Ver ⸗ 
einbarung bindet die Geſellſchafter, die an derſelben nicht beteiligt, 
nicht, aber ſie bindet, wenn ſie rechtsverbindlich, die Glieder des 
Familienſtammes B. in ihrer freien Wahl inſoweit, als ſie nur 
ein ſolches Mitglied des Familienſtammes in den Aufſichts rat 
wählen dürfen, das nach dem Abkommen an der Reihe iſt, in 
den Aufſichtsrat einzutreten. Iſt das Abkommen rechtsverbindlich, 
ſo kann es mittelbar ſelbſt zu einem Zwange gegen die ſämt⸗ 
lichen Geſellſchafter führen. Muß das Glied des Familien ⸗ 
ſtammes B., dem die Verſammlung der Geſellſchafter durch die 
Wahl ihr Vertrauen geſchenkt hat, die Wahl ablehnen oder das 
Amt niederlegen, weil es nach dem Abkommen nicht an der 
Reihe iſt, ſo kann die Verſammlung der Geſellſchafter ſchließlich 
genötigt werden, einem Gliede des Familienſtammes B. ihre 
Stimme zu geben, dem es kein oder weniger Vertrauen ſchenkt, 
oder es darauf ankommen zu laſſen, daß der Auffichtsrat die 
erforderliche Zahl der Mitglieder überhaupt nicht erhält. Schon 
dieſe Ergebniſſe widerſprechen der Idee der Geſellſchaft und der 
Rechtsordnung. Noch mehr widerſpricht der Idee der Geſellſchaft, 
des Vertrauensamtes und der Rechtsordnung, durch privates 
Abkommen einzelner Geſellſchafter eine rechtliche Bindung und 
zwangsweiſe Verpflichtung eines Geſellſchafters des Inhalts zu⸗ 
zulaſſen, den hier die Kl. in Anſpruch nehmen. Soll der 
Auffichtsrat den Intereſſen der Geſamtheit aller Geſellſchafter 
dienen und das einzelne Mitglied des Auffichtsrats durch das in 
freier Wahl aller Geſellſchafter bekundete Vertrauen der Mehrheit 
der Geſellſchafter berufen werden, fo verftößt ein Schuldverhältnis, 
das im Intereſſe einzelner Geſellſchafter einen derſelben 
verpflichten ſoll, dem Ruſe in den Auffichtsrat nicht zu folgen, 
die Wahl nicht anzunehmen und das übertragene Amt nieder⸗ 
zulegen, geradezu gegen die guten Sitten. In ſolcher Weiſe 
darf niemand einen anderen und ſich ſelbſt in der Betätigung 
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feines freien Willens binden. Da hiernach das ganze Abkommen, 
auf das die Klage geſtützt, rechtsunverbindlich iſt, hat das B. U. 
aufgehoben und das erſte Urteil durch Abweiſung der Klage ab- 
geändert werden müſſen. R. 0. L. u. Gen., U. v. 16. März 04, 
491/03 I. — Coöln. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

19. 58 74, 75 Einl. z. A. L. R. Eintritt des Vorteils 
für das Geſamtwohl nicht Vorausſetzung des Entſchädigungs⸗ 
auſpruchs.] 

Von der Bekl. iſt zur Begründung der Reviſion in erfter 
Linie geltend gemacht, es ſei für den auf § 75 Einl. z. A. L. R. 
geſtützten Klageanſpruch, wie ſolches auch in dem Falle, ber 
durch das in Bd. 26 S. 265 der Entſch. des R. G. abgedruckte 
Urteil entſchieden, vorgelegen, Vorausſetzung, daß durch die un⸗ 
gerechtfertigte Verſagung der Bauerlaubnis ſich für die Gemeinde 
ein entſprechender Vorteil ergeben habe. Allerdings habe das 
R. G. in jenem Erkenntniſſe dieſe Frage unentſchieden gelaſſen. 
Sie müſſe aber bejaht werden. Dem iſt nicht beizutreten. Die 
85 74, 75 Einl. z. A. L. R. ſtatuieren, daß die Rechte und 
Vorteile eines Mitglieds des Staats den Rechten und Pflichten 
zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohls, wenn zwiſchen 
beiden eine Kollifion entſteht, nachſtehen müſſen, und ſtellen feſt, 
daß in ſolchem Falle der Staat den einzelnen für die Auf⸗ 
opferung des Vorteils zu entſchädigen habe. Dieſem nach 
genügt es für das Vorliegen dieſer Entſchädigungspflicht, daß 
die der Hingabe des Vorteils zugrunde liegende Aufforderung 
in der Tendenz erfolgt ſei, dem Geſamtintereſſe zu nützen. 
Schon unter dieſer Vorausſetzung liegt das in der Entſcheidung 
des vormaligen Obertribunals bei Striethorſt Bd. 86 S. 97 
aufgeſtellte Requifit vor, „daß das Staatswohl und die Ent⸗ 
ſchadigung des einzelnen in einem Kauſalzuſammenhange ſtehen, 
und daß erſteres die letztere notwendig gemacht habe.“ So 
heißt es auch in dem von der Reviſion angezogenen Reichs⸗ 
gerichtsurteil, welches den Punkt, ob die verklagte Gemeinde 
einen entſprechenden Vorteil erlangt, nur für die Beurteilung 
der Klage aus dem Geſichtspunkte der Bereicherung für er- 
heblich erachtet, folgendermaßen: „Nach dem Inhalte der 
88 74, 75 in ihrem Zuſammenhange muß der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch der Kl. ſchon dann begründet erfcheinen, wenn die 
zuſtändigen Verwaltungsbehoͤrden eine Kollifion, wie fie der 
§ 74 vorausſetzt, als vorhanden angenommen und auf Grund 
dieſer Annahme, mochte dieſelbe richtig oder unrichtig ſein, den 
verſtorbenen Kl. genötigt haben, feine beſonderen Rechte und Vor⸗ 
teile dem Wohle und Intereſſe der beklagten Stadtgemeinde auf- 
zuopfern. W. c. R., U. v. 29. März 04, 287/03 VII. — Berlin. 

20. 8 53 Tl. I Tit. 12. Stellung des Fiduziarerben 
bei Einziehung von Nachlaßgeldern.] 

Die Reviſion meint, daß im Bereich des A. L. R. der 
Fiduziar nach den geſetzlichen Beſtimmungen und nach der Aus⸗ 
geſtaltung, die ſeine Stellung im Rechtsleben erfahren habe, 
Nachlaßgelder nach ſeinem freien Ermeſſen einziehen und wieder 
anlegen dürfe und in beiden Beziehungen an und für ſich nur 
dann Beſchränkungen unterworfen ſei, wenn der Erblaſſer ſolche 
ausdrücklich angeordnet habe. Die Anwendung derartiger Be⸗ 
ſchraͤnkungen aber ergebe ſich nicht ohne weiteres aus dem hier 
maßgebenden Teſtament und ſei von dem B. G. nicht feſt⸗ 
geſtellt worden. Die Revifion hält deshalb das angefochtene 
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Urteil für ungenügend begründet. (Dem iſt nicht beizutreten.) 
Die Anordnung einer fideikommiſſariſchen Subſtitution im 
Sinne des § 53 Tl. 1 Tit. 12 des A. L. R., wie fie im vor ⸗ 
liegenden Falle zugunſten des Bekl. getroffen iſt, hat zur Folge, 
daß der Fiduziar zwar für die Dauer ſeines Lebens nach außen 
hin die Rechtsſtellung eines Erben hat, jedoch zufolge $ 466 
ebendaſelbſt dem Fideikommiſſar gegenüber die Rechte und 
Pflichten eines Nutznießers. Der Nutznießer aber kann, zufolge 
§ 101 Ti. I Tit. 21 des A. L. R., Kapitalien, an denen ihm 
der Nießbrauch zuſteht, nur mit Einwilligung des Eigentümers 
einziehen und iſt bei ihrer anderweiten Belegung an das Ein ⸗ 
verſtändnis des letzteren gebunden. Im Hinblick auf dieſe Be⸗ 
ſtimmungen iſt es für den Bereich des A. L. R. auch vom 
R. G. bereits anerkannt worden (vergl. Entſch. in Zivilſachen 
Bd. 17 S. 228), daß ein Kapital, das den Gegenſtand eines 
beſonderen Fideikommiſſes bildet, von dem Fiduziar nur im 
Einvernehmen mit dem Fideikommiſſar eingezogen und ander⸗ 
weit belegt werden könne, ſodaß die Anficht der Reviſion über 
die rechtliche Stellung des Fiduziars eine irrige iſt. Ein 
Zweifel beſteht in dieſer Beziehung nur inſofern, als es ſtreitig 
tft, ob die nämlichen Grundsätze auch dann gelten, wenn ein 
ganzes Vermögen Gegenſtand des Fideikommiſſes iſt oder ob in 
Anſehung eines Kapitals, das zu einem ſolchen Vermögen ge- 
hoͤrt, dem Fiduziar eine freiere Stellung zugeſtanden werden 
kann. Allein einer Entſcheidung hierüber bedarf es im vor⸗ 
liegenden Falle nicht, denn das B. G. hat in der mehrerwähnten 
Beſtimmung des Teſtaments den Ausdruck des Willens dafür 
gefunden, daß die Kl. bei jeder Veräußerung von Grundſtücken 
ebenſo wie bei Einziehung von Hypotheken oder bei Wieder⸗ 
belegung von Geldern an das Einverftändnis des Bekl. gebunden 
ſein ſoll und dieſe, auf tatſächlicher Würdigung beruhende, 
Auslegung läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. K. c. O., 
U. v. 30. März 04, 362/03 IV. — Naumburg. 

III. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Geſetz betreffend Fürſorge für Be⸗ 
amte infolge von Betriebsunfällen vom 2. Juni 1902. 

21. Anwendbarkeit bei Unfällen vor, aber Penfionierung 
nach Inkrafttreten des Geſetzes.] 

§ 1 Abf. 3 des preußiſchen Geſetzes vom 18. Juni 1887 
betreffend die Fürſorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen 
in der Faſſung des preußiſchen Geſetzes vom 2. Juni 1902, 
letzteres mit dem Tage ſeiner Verkündung, dem 12. Juni 1902, 
in Kraft getreten („Iſt der Verletzte infolge des Unfalls nicht 
nur völlig dienſt⸗ oder erwerbsunfähig, ſondern auch derart 
hilflos geworden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege 
nicht beſtehen kann, fo iſt für die Dauer dieſer Hilfloſigkeit di. 
Penfion bis zu 100 Prozent des Dienſteinkommens zu erhöhen“), 
findet auch dann Anwendung, wenn der Betriebsunfall vor, die 
Penfionierung aber erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 2. Inni 1902 erfolgt iſt. Es ergibt ſich dies ſchon daraus, 
daß die fraglichen Geſetze, wie deren Materialien ergeben und 
auch in der Rechtſprechung feſtſteht (Entſch. des R. G. in Zivil ⸗ 
ſachen Bd. 39 Nr. 88), Penfionsgeſetze find und demgemäß die 
Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes vom 27. März 1872 
betreffend die Penfionierung der unmittelbaren Staatsbeamten uſw. 
ergänzende Anwendung finden. Nach letzterem Geſetze (vergl. 
insbeſondere die 88 11, 12, 21, 22) aber kann es keinem 
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Zweifel unterliegen, daß regelmäßig der Zeitpunkt der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand für die Berechnung der Penſion ent- 
ſcheidend iſt. Dasſelbe Prinzip folgt auch aus dem Wortlaut 
der preußiſchen Geſetze vom 18. Juni 1887 und 2. Juni 1902, 
indem nach § 1 Abſ. 2 die Penſion den Beamten bei ihrer 
Entlaſſung aus dem Dienſte gewährt wird und nach 8 2 letzter 
Abſatz der Anſpruch der Witwe ausgeſchloſſen iſt, wenn die 
Ehe erſt nach dem Unfalle geſchloſſen wird; aus letzterer (ent- 
gegengeſetztenfalls unnötigen) Beſtimmung insbeſondere folgt 
unmittelbar, daß nicht die Zeit des Unfalls als maßgebend von 
dem Geſetze angeſehen worden ſein kann. Endlich iſt auch zu 
beachten, daß eine dem § 27 des R. Gef. vom 30. Juni 1900, 
betreffend die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze („Die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes, inſoweit fie für die Berechtigten 
günſtiger find, finden auch Anwendung auf die erſte Feſtſtellung 
von Entſchädigungsanſprüchen aus Unfällen, welche ſich vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ereignet haben, ſofern dieſe Anſprüche 
bereits nach den bisherigen Unfallverſicherungsgeſetzen begründet 
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waren und zu jenem Zeitpunkt über dieſelben noch nicht rechts 
kräftig entſchieden iſt“) entſprechende Beſtimmung ſowohl in 
dem Reichsunfallfürſorgegeſetze für Beamte und für Perſonen 
des Soldatenſtandes vom 18. Juni 1901 als auch in dem er- 
wähnten preußiſchen Geſetze vom 2. Juni 1902 fehlt und daß 
dieſe letzteren beiden Geſetze doch beabſichtigten, die den Arbeitern, 
Betriebsbeamten uſw. durch das R. Geſ. vom 30. Juni 1900 
zugewendete befjere Unfallfürſorge auch auf die Reichsbeamten 
bezw. preußiſchen Beamten, insbeſondere auch betreffs der hier 
fraglichen 100 Prozent, auszudehnen. Eine ſolche Beſtimmung 
wie in dem erwähnten § 27 war aber nicht nötig, weil eben- 
ſowohl nach dem R. Geſ. (vergl. auch 88 54, 55 des R. Geſ. 
vom 31. Marz 1873 betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs ⸗ 
beamten) als auch nach dem preußiſchen Geſetze hinfichtlich der 
Unfallfürſorge für Beamte uſw. nicht der Zeitpunkt des Be⸗ 
triebsunfalls, ſondern der der Penfionierung für die Höhe der 
Penfion maßgebend iſt. Eiſenbahnfiskus c. W., U. v. 29. März 04, 
400/03 III. — Berlin. 


Literaturüberſicht. 


I. Vierteljahr. 1904. 


A. Allgemeine Werke der Rechts wiſſenſchaft. 
I. Bibliographie. 
Mühlbrecht, Otto: Überſicht der geſamten ſtaats⸗ und rechts⸗ 


wiſſenſchaftlichen Literatur des Jahres 1903. 36. Ig. Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht. (XXXII, 296 S.) 7 M. 


II. Geſchichte. 
Heymann, Ernſt: Immanuel Kant. Ein Gedenkblatt. DIZ. 9. Ig. 
244 — 247. 
Schmidt, Arthur: Heinrich Lehmann T. DIE. 9. Ig. 202—203. 
Wenger, Leopold: Theodor Mommſen; Vortrag gehalten im Grazer 
Juriſtenvereine am 11. Dezember 1903. Oſt AG Z. 55. Ig. 83—35, 
44—46. 
| III. Quellen. 
Glock, A: Das im Großherzogt. Baden geltende Reichs- u. Landes⸗ 
recht in überſichtlicher Zuſammenſtellung. Ein Handbuch f. d. Gebrauch 
der amtl. Geſetzblätter. Geſamt⸗Nachtrag auf den Stand vom 1. J. 
1904. Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. (119 S.) Kart. 1,80 M. 
Glock, A., u. Coermann, W.: Das in Elſaß⸗Lothringen geltende 
Reichs- u. Landesrecht in überſichtlicher Zuſammenſtellung. Karlsruhe, 
G. Braunſche Hofbuchdr., Straßburg, C. F. Schmidt (46 S.) 1,40 M. 
Materialien zur Reichsgeſetzgebung. Reichstagsſeſſion 1903/04, 
1. Heft. Berlin, W Baenſch. (IV, 80 S.) 1,50 M. 


IV. Schriften über allgemeine Fragen. 

Affolter, A.: Naturgeſetze und Rechtsgeſetze. München, J. Schweitzer 
Verlag. (62 S.) 1,80 M. 

Herold: Das Vertrauen in die Rechtspflege. DIZ. 9. Ig. 98— 102. 

Kohler, Joſef: Die Rechtsphiloſophie des 20. Jahrhunderts. DIE. 
9. Ig. 27—34. 

Wendt, Otto: Über die Sprache der Geſetze. 
G. Schnürlen. (35 S.) 1 M. 

Wurzel, Karl Geo.: Das juriſtiſche Denken. Studie. (S.⸗A. aus 
dem Oſt. Zentralbl. f. d. juriſt. Praxis.) Wien, M. Perles. (VII, 
102 S.) 2 M. 


Rede. Tübingen, 


Bleicher, Herm.: Die Vorſchriften über die Ausbildung der Juriſten 
in Baden. 2. neubearb. u. erw. Aufl. Karlsruhe, G. Braunſche 
Hofbuchdr. (VIII, 138 S.) 8 M. | 

Fritſch: Die Vorbildung zum Richterſtande in England. DIZ. 9. Ig. 
298—299. 

Juliusberg: Die Fortbildung der Juriſten und die Vereinigung für 
ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung. DIZ. 9. Ig. 58—60. 

Ortloff, Hermann: Zulaſſung der Abiturienten eines deutſchen Neal⸗ 
gymnaſiums zum Rechtsſtudium. Thür Bl. 51. Ig. 11—24. 


Schreuer: Praktiſche Erfahrungen aus Oſterreich zur Frage der Bor: 


bildung der Juriſten und Verwaltungs beamten. DIZ. 9. Ig. 155 
bis 157. 

Siber: Zur Frage der Ausbildung der Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
beamten. DIZ. 9. Ig. 107—108. 

Juriſtiſches Zwiſchenexamen. Recht. 8. Ig. 159—160. 


Fiſcher, Otto: Die Einheitlichkeit der Promotionsbedingungen bei 
den deutſchen Juriſtenfakultäten. DIZ. 9. Ig. 207—208. 


Hertel: Die Gehaltsverhältniſſe der Richter und Staatsanwälte. 
Recht. 8. Ig. 160 —161. 

Kade: Über die Einführung der Dienſtaltersſtufenbeſoldung für die 
Richter und die Staatsanwälte in Preußen. DIZ. 9. Sp. 
253 — 255. 

Klatt, Max: Die Alters⸗ und Sterblichkeitsverhältniſſe der preußiſchen 
Richter und Staatsanwälte. Mit mehreren graphiſchen Tafeln. 
Berlin, O. Liebmann. (VIII, 86 S.) 4 M. 


V. Enzyklopädien, zuſammenfaſſende Darſtellungen. 
Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft. Orsg. von Karl Birkmeyer. 
2. Aufl. Berlin, O. Häring. (VII, 1516 S.) 32 M. 
Heydenreich, Rob., u. Sauer, Karl: Rechtskunde für den praktiſchen 
Landwirt. Jena, G. Fiſcher. (VIII, 848 S.) Geb. in Leinw. 3 N. 
Seelbach, Fritz: Grundzüge der Rechtspflege in den deutſchen 
Kolonien. Bonn, F. Cohen. (VIII, 80 S.) 1,60 N. 
Seidl, Alois, A.: Oſterreichiſche Rechtskunde für jedermann. 
Wien, E. Fromme. (247 S.) 2,50 N. 
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VI. Nene periodiſche Unternehmungen. 

Jahrbuch für Entſcheidungen des Reichsgerichts, des KNeichs⸗ 
verſicherungsamtes, des Oberverwaltungsgerichts, des Kammer: 
gerichts u. des Oberlandeskulturgerichts aus dem Gebiete der 
preußiſchen Agrar⸗, Jagd⸗ u. Fiſcherei⸗Geſetzgebung, ſowie der 
Arbeiterverſicherung u. des Strafrechts. Hrsg. v. Landforſtmſtr. 
a. D. W. Schultz. 1. Bd. (In 2 Heften) 1. Heft. Berlin, 
J. Springer. (120 S.) 1,60 M. | 

Jahrbuch des Deutſchen Rechtes. Unter Mitwirkung zahlreicher 
und namhaſter Juriſten herausgegeben von Hugo Neumann. 
1. Ig. (Die Zeit bis Ende 1902 umfaſſend.) 1.— 12. Lief. 
Berlin, F. Vahlen. 1903— 1904. 

Oſterreichiſche Richter» Zeitung. Hrsg. v. Ant. Neveöekel. 1. Ig. 
Czernowitz, H. Pardini. Biertelj. bar 4,50 M. 


VII. Juſtizſtatiſtik. 

Ergebniffe der Zivil- u. Strafrechtspflege u. Bevölkerungsſtand 
der Gerichtsgefängniſſe u. Strafanſtalten des Königreichs Bayern 
im Jahre 190%. München, Ch. Kaiſer. (XXXVIII, 101 S.) 
3 M. 

Löwenſtein, Siegfried: Ein Lücke in der Reichsjuſtizſtatiſtik. 
JW. 33. Ig. 4—5. 


B. Priwatrecht. 
I. Nömiſches Recht. 

Manigk, Alfr.: Pfandrechtliche Unterſuchungen. 1. Heft. Zur Ge⸗ 
ſchichte der römiſchen Hypothek. 1. Tl. Die pfandrechtliche 
Terminologie u. Literatur der Römer. Breslau, M. & H. Marcus. 
(XII. 186 S.) 4 M. 

Schloßm ann, Siegm.: In jure cessio u. Mancipatio. Eine 
rechts- u. ſprachgeſchichtl. Unterſuchung. Kiel, Lipſtus & Fiſcher. 
(V. 79 S.) 1 M. 

Stintzing. W.: Über die Manizipatio. Leipzig, A. Deichert Nachf. 
(47 S.) 1 N. 


II.“) Privatrecht der deutſchen Bundesſtaaten. 

Dührßen: Über die Reform des Fideikommißrechts in Preußen. 
DIE. 9. Jg. 160—161. 

Kluckhuhn, Gerh.: Das Recht der Wirtſchaftswege und ſonſtigen 
landwirtſchaftlichen Zweckgrundſtücke ſowie das Geſetz vom 
2. IV. 1887. Berlin, F. Vahlen. (VI, 280 S.) 7 M. 

Scherer, M.: Die Entſcheidungen des Reichsgerichts zum Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht. Nach der Reihenfolge der Paragraphen 
geordnet. 3., bis Ende 1900 u. Bd. 51 der Keichsgerichts⸗ 
entſcheidungen fortgeführte Auflage. Leipzig, DO. Wigand. 
(VII, 568 S.) 8 M. 

Vaillant, Th.: La législation sur les domestiques en Alsace- 
Lorraine. (Bibliothèque populaire de jurisprudence.) Metz, 
N Lupus. (67 S.) 0,75 M. 

Wolff, Mart.: Die Reugeftaltung des Familienfideikommißrechts in 
Preußen. Berlin, C. Heymann. (VIII, 114 S.) 8 M. 


III. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Bibliographie, Asmmentare. 

Naas, Georg: Bibliographie des bürgerlichen Rechts. Verzeichnis 
von Einzelſchriſten u. Aufſctzen über das im BGB. für das 
Deutſche Neich vereinigte Recht, fachlich geordnet 1908. S.⸗A. 
aus Arch Bürg N. 24. Bd. Berlin, C. Heymanns Berl. (94 S.) 1,50 M. 

Planck, G.: Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. III. Bd. 
1. Lfg. 3. Buch: Sachenrecht. 8. Aufl. Berlin, J. Guttentag. 6 M. 
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b) Hand- und Lehrbücher. ö 

Heilfron, Ed.: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts auf der Grund⸗ 
lage des BGB. Berlin, Speyer & Peters. 

1. Abt. Mügemeiner Teil. 3. neu bearb. Aufl. (XII, 788 6.) — 4. Abt 
Familien- und Erbrecht. 4. Aufl. (XII, 808 S. m. 1. Tab.) 8,50 N. 

Hellwig, Konr.: Zivilrechtsfälle. Zum Gebrauch bei akademiſchen 
übungen und zum Selbſtſtudium. 2. völlig umgearb. Aufl. 
Tübingen, J. C. B. Mohr. (XI, 162 S.) 3,20 M., geb. 4 M. 

Liebe, Georg: Das bürgerliche Recht nach dem deutſchen B88. Ein 
Lehrbuch für Lernende. 1. Bd. Allgemeiner Tl. — Recht der 
Schuldverhältniſſe. Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh. (VII, 
655 S.) 10 M., geb. 11 M. 

Müller, Guſt., u. Meikel, Georg: Das bürgerliche Recht des 
Deutſchen Reichs. Syſtematiſch dargeſtellt u. durch Beiſpiele er⸗ 
läutert. 2. vollſtändig umgearb. Aufl. 1.—4. fg. ne 
J. Schweitzer Verl. Je 0,80 M. 

Simson, P.: Recht u. Rechtsgang im Deutſchen Reiche Handbuch 
zur Einführung in das BGB. u. ſeine Nebengeſetze. 2. Bd. Das 
Verfahren der freiw. u. der ſtreit. Gerichtsbarkeit. I. Gerichts⸗ 
verfaſſung. II. Freiwillige Gerichtsbarkeit u. Grundbuchordnung. 
III. Zivilprozeß, Konkurs, Liegenſchaftsvollſtreckung. 1. u. 2. Aufl. 
Berlin, C. Heymann. (XII, 800 S.) 11 M. 


o) Schriften Aber einzelne Teile des 8.6.8. 
1. Allgemeiner Teil. 

Adler, Emanuel: Das Recht am Namen nach öſterreichiſchem Zivil⸗ 
recht. Grünhuts Z. 31. Ig. 19—86. 

Beer, Ludwig: Argliſtiges Verſchweigen. DIZ. 9. Ig. 88—93. 

Berkhan, O.: Über den angeborenen und früh erworbenen Schwach⸗ 
ſinn. Geiſtesſchwäche des BGB. 2. durch Nachträge: ergänzte 
Auflage. Braunſchweig, F. Vieweg & Sohn. (VII, 98 > m. Abs 
bildungen.) 2,40 M. 

Beyersdorf, Oskar: Die Eiſenbahnfahrkarte als gegitimations⸗ 
zeichen. Eiſenb E. 20. Bd. 79—81. 

Geigel: Die Sammlungen zu wohltätigen oder gemeinmägigen Unter« 
nehmungen. Puchelts Z. 35. Ig. 105—108. 

Leiſt, Alex.: Unterſuchungen zum inneren Vereinsrecht mit Bei⸗ 
trägen zum Recht der Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit bes 


ſchränkter Haftung und Genoſfſenſchaften. Jena, G. Fiſcher. 
(III, 202 S.) 4 M. | 
Levis, Otto: Zum Begriffe „Vereins vorſtand“. BE. 4. Ig. 


608—610. 

Pfaefflin: Die abgeleitete Geſchäftsfähigkeit der Minderjährigen 
auf Grund der 88 * 113 BGB. 8 48. Jg. 
1—20. 

Romeick: Zur Technik des bürgerlichen Geſetzbuchs. III. Heft: 
Rechtsnachfolge. Stuttgart, M. Kielmann. (131 S.) 2 M. 
Schneickert, Hans: Der Streit um das Recht am eigenen Bilde. 

Hirths Ann. 37. Ig. 164 — 172. 

Schönfeld: Polniſche Vornamen. DIZ. 9. Ig. 108—109. 

Rintelen: Polniſche Vornamen. DIZ. 9. Ig. 251—258. 

Thieliſch, Adolf: Eine einfache Formel zur Berechnung des Kapital⸗ 
betrages betagter Forderungen. Recht. 8. Ig. 161 —162. 

2. Recht der Schuldverhältniſſe. 

Bail, H.: Das Rechtsverhältnis der Arbeitgeber u. Arbeitnehmer 
in Handwerk, Induſtrie u. Handelsgewerbe auf Grund der Reich: 
geſetze u. ihrer Ausgeſtaltung durch Wiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung. Berlin, A. W. Hayns Erben. (XIV, 275 S. 4 M., 
geb. 5 M. 

Biermann, Wilhelm: Die Klage des wandelungsberechtigten Käufers 
nach dem Rechte des BGB. Arch Civ Prag. 95. Bd. 315-337. 

Blume, W. v.: Die Selbſthilfe⸗Klauſel der Mietverträge. Seuff Bl. 
69. Ig. 1—4. 
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Brunner, Eugen: Form der Kapitalskündigungen. Seuff Bl. 69. Ig. 
85—88. 

Claparòde, H. de: Beiträge zur Lehre vom Leiſtungsverzuge mit 
beſonderer Berückſichtigung des BGB. und des ſchweizeriſchen 
Obligationenrechts. I. Tl. Genf, H. Kündig. (VII, 166 S.) 8,50 MN. 

Crome, Carl: Der Anſpruch aus unerlaubten Handlungen in 
Konkurrenz mit anderen Anſprüchen aus demſelben Tatbeſtande. 
DI. 9. Ig. 14—20. 

Differenzgeſchäft u. Börſentermingeſchäft in Geſetzgebung u. 
Nechtſprechung. Juriſtiſche Gloſſen zu den unter der Herrſchaft 
des Börfengefeges vom 22. VI. 1896 ergangenen börſenrechtl. 
Neichsgerichtsentſcheidungen. Im Auftrage des Zentralverbandes 
des deutſchen Bank- u. Bankiergewerbes veröffentlicht. Berlin, 
J. Guttentag. (60 S.) 1,20 M. 

Drabert: Sind Geſtndedienſtverträge formlos gültig? DIZ. 9. Ig. 
114—115. 

Eceius: Zur Frage der Abtretung künftiger Forderungen. DIZ. 
9. Ig. 53—56. 

Eger, Georg: Die Haftpflicht der Automobile. DIZ. 9. Ig. 192—199. 

Heins heimer, Karl: Die Haftung Unzurechnungsfähiger nach 8 829 
des 888. Ein Vortrag. Arch Civ Prax. 95. Bd. 284—255. 

Hellbach: Begehung einer unerlaubten Handlung durch Unterlaſſung. 
Recht. 8. Ig. 100—101. 

Jacoby, Emil: Iſt der Schuldübernehmer „Rechtsnachfolger“ im 
Sinne der 88 825, 727, 729 30.7 DIZ. 9. Ig. 212. 

Keyßner, H.: Ausdehnung der Haftpflicht der Straßenbahnen auf 
Sachbeſchädigung iſt nicht geboten. Recht. 8. Ig. 1—4. 

Lippmann: Die Gründe für die Annahme einer Unübertragbarkeit 
zukünftiger Forderungen. DIZ. 9. Ig. 255— 258. 

Marcus: Schadensanſprüche aus Wettbewerbsdelikten. Unl W. 
8. Ig. 49. 

Michels: Die Vergütung der bei Bewerbung um die Hauptarbeit an⸗ 
gefertigten Vorarbeiten. Recht. 8. Ig. 133—134. 

Müller, Guſtav: Vollzug der Wandelung und Preisminderung. 
Seuff Bl. 69. Ig. 45—58. 

Niſſen: Begehung einer unerlaubten Handlung durch Unterlaffung. 
Necht. 8. Ig. 162. 

Dertmann, Paul: Zur Frage der Haftung für Tierſchäden. DIZ. 
9. Ig. 186—148. 

Dertmann, Paul: Zur Lehre von der Wandlung. Recht. 8. Ig. 4—6, 
29—82. 

Dertmann, Paul: Die Bedeutung der Rücktrittserklärung. Seuff Bl. 
69. Ig. 65— 78. 

Die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts zum Börſen⸗Termin⸗ 
handel und zum Differenzeinwand. JW. 33. Ig. 105 —109. 

Schneider, K.: Zu § 492 BGB. Recht. 8. Ig. 161. 

Schroeder, J. U.: Die Bedeutung der Verweiſung auf den § 278 im 
zweiten Abſatz des 8 254 des BGB. Arch Civ Prax. 95. Bd. 
298—314. 

Seeler, Wilhelm v.: Der Spieleinwand. Arch Bürg R. 24. Bd. 1—16. 

Seligſohn, Frz.: Der Begriff der privatrechtlichen Verfügung 
unter Lebenden. (Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler. (VII, 
68 S.) 2 M. 

Sellner: Der Vergleich nach dem BGB. Seuff Bl. 69. Ig. 28—88. 

Sinzheimer: Lotmars Arbeitsvertrag. JL Bl. 16. Ig. 1—6. 

Stampe, Ernſt: Das Cauſa⸗Problem des Zivilrechts. Eine rechts⸗ 
polit. Studie am § 865 BGB. Greifswald, J. Abel. (44 S.) 
1 M. 

Stölzel, A.: Die reichsgerichtliche Rechtſprechung über Eventual⸗ 
aufrechnung. Arch Civ Prax. 95. Ig. 1—122. 

Unger, Joſeph: Über die Haftung des Staates für Verzugs⸗ und Vers 
gütungszinſen. Ein Beitrag zum öffentlich⸗ rechtlichen Vermögens⸗ 
recht. Grünhuts Z. 31. Ig. 107 —1384. 
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Weigelin, Ernſt: Das Recht zur Aufrechnung als Pfandrecht an 
der eigenen Schuld. Hannover, Helwing. (186 S.) 3,50 M. 

Wieland, E.: Die Ermächtigung zum Leiſtungsempfang. Arch Civ 
Prax. 95. Bd. 161— 233. 

Wendt, Kurt: Die ſelbſtändigen Strafverſprechen des §S 843 
Abſ. 2 BGB. Königsberg (Gräfe & Unger, Buchh.). (84 S.) 
0,50 M. 

Zitzlaff: Zu 8492 BGB. Recht. 8. Ig. 42. 


3. Sachenrecht. 

Dernburg, Heinrich: Das Sachenrecht des Deutſchen Reichs und 
Preußens. 3. neubearb. Aufl. (Dernburg: Das bürgerliche Recht 
des Deutſchen Reichs und Preußens. 3. Bd.) Halle, Buchh. d. Waiſen⸗ 
hauſes. (XIV, 895 S.) 16 M. 

Strecker, O.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze der Jahre 1900 bis 
1908. Recht. 8. Ig. 38—41, 68—72, 92—94, 124—127, 
152—157. 

Willenbücher: Das Liegenſchaftsrecht des BGB. und die Reiche: 
Grundbuchordnung mit Erläuterungen. Ausgabe für das Deutſche 
Reich. Berlin, H. W. Müller. (VIII, 404 S.) Geb. in Leinw. 8 M. 

— Ausgabe für Preußen. Berlin, H. W. Müller. (VII, 518 S.) 
Geb. in Leinw. 10 M. 


Begemann: Zu 58 1360, 1861 BGB. Recht. 8. Ig. 72—78. 

du Chesne: Die Auflaſſung an ſich ſelbſt. Sächſ Arch. 14. Bd. 
156—162. 

Fund: Eintragung einer Sicherungshypothek für eine „Streitmaſſe“ 
Recht. 8. Ig. 43. 

Haerdtl, Heinrich Frhr. v.: Grundbegriff des Jagdrechtes. Oſt AG. 
55. Ig. 18—15. 

Hamburger: Schließt das Pfändungspfandrecht an dem Anteil eines 
Miterben am Nachlaſſe die geſetzliche Folge einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung des Schuldners zugunſten des Gläubigers in fich? 
Bedarf dieſe Verfügungsbeſchränkung zur Wirkſamkeit gegen dritte 
der Eintragung im Grundbuche bei den Nachlaßgrundſtücken und 
Nachlaßhypotheken? Gruchots Beitr. 48. Ig. 58—64. 

Landauer, Stephan: Die Neugeſtaltung des öſterreichiſchen Pfand⸗ 
rechts. Grünhuts Z. 31. Ig. 135 —158. 

Pfennig: Zu 88 1360, 1361 BGB. Recht. 8. Ig. 13. 

Quandt, Frdr. K.: Die ſchlichte Sicherungshypothek nach neuem 
deutſchen Reichsrecht. Berlin, Struppe & Winckler. (187 S.) 4 M. 

Unger: „Vom Grundſtücke entfernen“ im Sinne des 8 1121 88. 
Recht. 8. Ig. 162. a 


4. Familienrecht. 


Biberfeld: Der Ehemann als Angeſtellter ſeiner Frau. Hirths Ann. 
37. Ig. 172—174. 

Bollenbeck: Die Zuläſſigkeit gemiſchter Güterſtände unter dem 
BGB. mit beſonderer Rückſicht auf die aus dem rheinifchen 
Recht übergeleiteten Güterſtände dieſer Art. Recht. 8. Ig. 32—37. 

Goldmann: Darf der Ehemann die Briefe feiner Frau öffnen? 
DIZ. 9. Ig. 64 —66. 

Goldmann: Der elterliche Heiratskonſens. Recht. 8. Ig. 181 — 132. 

Huther: Verfügungen der Ehefrau über eingebrachtes Gut in 
Vollmacht ihres Mannes. CBlFG. 4. Ig. 471—472. 

Müller, Eduard: Kann ein uneheliches Kind von ſeinem Vater oder 
ſeiner Mutter an Kindes Statt angenommen werden? Arch Civ Prax. 
95. Ig. 256—297. 

Natter: Uneheliche Vaterſchaft; insbeſondere Klagen auf Feſtſtellung 
des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der unehelichen Vaterſchaft? 
ZPO. 8 644. Arch Civ Prax. 95. Ig. 123—148, 

Quaatz: Der Konkurs in das Vermögen einer im geſetzlichen Güter 
ſtande des BGB. lebenden Ehefrau. Arch Bürg R. 24. Bd. 30— 47. 
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Schröder: Bösliche Berlaffung Klage aus 8 1567 Abſ. 1 oder 
§ 1568 8887 Recht. 8. Ig. 42—48. 

Ullmann: Über die Anfechtbarkeit von Cheverträgen beim 
Güterftande der Berwaltung und Nutznießung. JW. 33. Ig. 
129—134. 

Weidemann: Die Erteilung des Familiennamens durch den Che⸗ 
mann der Mutter eines unehelichen Kindes gemäß 8 1706 BER. 
DIS. 9. Ig. 165—166. 

Wittmaack: Kann die Ehefrau nach geſetzlichem Güterrecht über 
eingebrachtes Gut letztwillig verfügen? DI. 9. Ig. 115. 


Breit, James: Zur Lehre von der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung. EBIFG. 4. Ig. 478—491, 569—600. 

Court, Alfred: Welche rechtliche Stellung nimmt der Vormund 
einem Handelsgeſchäfſte gegenüber ein, das er im Namen des 
Mündels betreibt? DIEB. 9. Ig. 212—214. 

Kraus, Joſef: Zur Reform des Vormundſchaftsweſens. Oſt aG. 
55. Ig. 41—44 


5. Erbrecht. 
Meyer, Paul: Das Erbrecht des bürgerlichen Geſetzbuchs für das 


Deutſche Reich. Ein Lehrbuch. Lief. 1—4. (Lief. 1-8 in 
2. Ausg.) Marburg, N. G. Elwerts Berl. (IV, 2966.) 6,60 M. 


Brachvogel: Vom gegenſtändlich beſchränkten Erbſchein. Recht. 
8. Ig. 6—9. 

Dernburg, Heinrich: Die Auslegung der Teſtamente. DIE. 
9. Ig. 1—9. 

Goldmann, Eduard: Das gemeinſchaftliche Teſtament unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des ſog. Berliner Teſtaments. (Ber 
öffentlichungen des Berliner Anwalt⸗Vereins. 16. Heft.) Berlin, 
F. Vahlen, S.⸗A. aus Gruchots Beitr. 48. Ig. 64—98. (31 S.) 
0,80 M. 

Henle, W.: Anwendbarkeit des 8 2069 BGB. bei gemeinſchaftlichen 
Teſtamenten und Erbverträgen der Ehegatten auf Abkömmlinge 
des verſtorbenen Ehegatten. DIS. 9. Ig. 808 —805. 

Lafrenz: Die Ablieferung des im Bankſafe verwahrten Teftaments 
nach dem Tode des Erblaſſers. DIZ. 9. Jg. 159—160. 

Leſchinsky: Die Entſcheidung des Kammergerichts über das 
Teſtament eines Schreibensunkundigen. DIZ. 9. Ig. 241—244. 

Marcus: In welcher Weiſe iſt der Erbſchein auszuſtellen, wenn 
alle Miterben bis auf einen auf dieſen einen Miterben ihre An⸗ 
teile an dem Nachlaſſe verkauft und übertragen haben? Sind 
in dem Erbſcheine die Verkäufer und der Käufer als Miterben 
oder iſt der Käufer als Alleinerbe zu bezeichnen? CBIFG. 4. Ig. 
611—612, 

Meyer, Karl: Über die Bewertung von Verträgen auf Abtretung 
von Erbanteilen. Seuff Bl. 69. Ig. 25—28. 

Munk, Richard: Das Vermächtnis eines nicht zur Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtandes nach gemeinem Recht u. BGB. Berlin, E. Ebering. 
(XIII, 162 S.) 4,20 M. 

Zimmer: Das eigenhändige Teſtament nach dem BGB. für das 
Deutſche Reich. Arch Bürg R. 24. Bd. 17—29. 


d) Einführungsgefch. 

Dennler: Zur Bedeutung des Art. 192 Einf. Gef. zum BGB. 
Seuff Bl. 69. Ig. 89—92. 

Rheinftein: Hat das Einführungsgeſetz zum BGB. das Recht des 
Vaters zur Stellung des Strafantrags und damit zur Erhebung 
der Privatklage in eigenem Namen beeinflußt? JW. 33. Ig. 
136—187. 

Rohs: Zur Revifibilität des internationalen Privatrechts. Böhms Z. 

59—63. N N 
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e) Ausfübhrungsgeſetze der Eixrelſtaaten. 
Haberſtrumpf, A.: Die Hypothekengeſetznovelle vom 20. XII. 1908 
mit Abdruck der Begründung des Geſetzentwurfs u. einer Beilage, 
enth. eine Zettelausgabe. Für den prakt. Gebrauch zuſammen⸗ 
geſtellt. München, J. Schweitzer Verl. (85 S. u. 9 Bl.) 
0,60 M. 
Schmid: Zum Geſetz betreffend das Verfahren bei Übertragung des 
Eigentums an Immobilien, vom 20. März 1888. Thür Bl. 
51. Ig. 25—88. 


f) Srundbuchordnung uſw. nebſt Ausführungsgeſetzen. 

Schroeder, Erich: Grundbuch ⸗Entſcheidungen, nebſt Bemerkungen 
aus der Praxis und Verweiſungen auf die Literatur. III. Bd. 
Leipzig, Dieterich. (VIII, 126 S.) 8 M. 


Böhm: Die Auflaſſung bei Auseinanderſetzungen unter Miterben 
und Art. 10 Preuß AG. 3. G80. Recht. 8. Ig. 15—16. 

Marcus: Die Auflaffung bei Auseinanderſetzungen unter Miterben 
und Art. 10 PrAG. z. EBD. Recht. 8. Ig. 101 —102. 

Böhm: Art. 10 Pra. z. EBD. (Erwiderung.) Recht. 8. Ig. 
163 — 164. 

Förſter, K.: Beſprechung einiger neueren Entſcheidungen des Kammer⸗ 
gerichts in Grundbuchſachen. Necht. 8. Ig. 89—92. 

Förſter, Reinhart: Über den Tag der Eintragung in das Grund⸗ 
buch. Zum 8 45 der GO. Buſchs Z. 32. Ig. 816—884. 

Joſef, Eugen: Die Form der Beurkundung der vor dem Grund⸗ 
buchamt zu Protokoll gegebenen Erklärungen und die Folgen 
ihrer Verletzung. Arch Civ Prax. 95. Bd. 149—160. 

Löwenherz, Max: Die Verfügungen in Grund buchſachen. Leitfaden 
für Grundbuchbeamte, Notare und Referendare. Berlin, J. Gutten⸗ 
tag. (115 S.) 2 N. 

Methner: Zu 8 41 EBD. Recht. 8. Ig. 74. 

Neumann, Alfons: Die Entſcheidungen des Kammergerichts auf 
weitere Beſchwerden, bezüglich der Berichtigung von kataſter⸗ 
gemäßen Größenangaben im Grundbuche. Gruchots Beitr. 48. Ig. 
20—58. 

Oberneck, H.: Bericht über die Rechtſprechung in Grund buchſachen. 
DNot BZ. 4. Ig. 5—62. 

Oberneck, H.: Die Formulierung der Kredithypothek. Dot. 
4. Ig. 75 ff. 

Paetzold: Ausſchließliche Zuſtändigkeit der Grundbuchbeamten für 
Entgegennahme von Eintragungsanträgen und Beurkundung der 
Eingangszeiten. Poſ J Mſchr. 7. Ig. 1—2. 

Schaus: Grundbuchzuſtände. Nach einem am 7. Dezember 1903 in 
der „Vereinigung der Juriſten des Landgerichts Bonn“ gehaltenen 
Vortrage. DNot BZ. 4. Ig. 88—97. 


IV. Handels- und Verkehrsrecht. 


Bruſchettini, Arnaldo: Die italieniſche Handelsgeſetzgebung in den 
Jahren 1901 und 1902. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 218—224. 
Lyon⸗Caen, Leon, u. Goldſchmidt, Siegfried: Überficht über 
die franzöſiſche Handelsrechtsliteratur 1900— 1902. Goldſchmidts Z. 
55. Bd. 251—280. 

Pitreich, A.: Die öſterreichiſche Handels⸗ und Gewerbegeſetzgebung 
19011903. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 241—251. 


Makower, H.: Handelsgeſetzbuch u. Kommentar. I. Bd. II. Tl.: 
Buch III (Handelsgeſchäfte) unter Zugrundelegung der Faſſung 
des Handelsgeſetzbuchs vom 10. V. 1897 und des BGB. neubearb. 
v. F. Makower. 12. (der neuen Bearbeitg. 1.) Aufl. Berlin, 
J. Guttentag. (VII, 1568 S.) 12 M. 
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Dochnahl, Joſ.: Der Handlungsagent in feiner Rechtsſtellung 
nach früherem u. jetzigem Rechte. Borna. [Frankfurt a. / M., 

A. Bazek, jun.] (X, 167 S.) 3,50 M. 

Geiler: Maßregelungsverbot und Kündigungsausſchluß. GewGer. 
9. Ig. 124—125. 

Hartmann, Paul v.: Das Kontokurrentverhältnis nach den Vor⸗ 
ſchriften des neuen Handelsgeſetzbuchs. (Diſſ.) Berlin, Struppe & 
Winckler. (121 S.) 3 M. 

Sievers, Herm.: Das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht. (HGB. 
85 869—372.) Diff. Leipzig, Roßbergſche Verlags buchhandlung. 
(58 S.) 1,50 M. S.⸗A. aus dem Sächſ Arch. 14. Ig. 162—187. 


Feder, E.: Anmeldung der Firma eines verpachteten Handels⸗ 
geſchäfts. DIZ. 9. Ig. 118. 

Joſef: Beſchwerden gegen die Eintragung in das eee 
DIE. 9. Ig. 63—64. 

Kaufmann: Muß die Firmenzeichnung perſonlic erfolgen oder 
genügt die Beglaubigung ihres Anerkenntniſſes? (HGB. 88 20, 
12.) Cl F G. 4. Ig. 467—470. 

Klein, Siegmund: Die Zahlungseinſtellung der Girokunden. 
Goldſchmidts Z. 55. Bd. 181—202. 


Bondi, Felix: Offenheit und Wahrheit im Aktienweſen. Sächſ Arch. 
14. Ig. 188 —200. 

Fuld: Barzahlung oder Gutſchrift? Recht. 8. 89. 121—124. 

Hachenburg, Max: Die Beurkundung der Beſchlüſſe einer General 
verſammlung. Recht. 8. Ig. 16. 

Rehm: Die Übertreibung des Offenheitsprinzips im Aktienweſen. 
DIZ. 9. Ig. 34—38. 

Reiſch, Richard: Profeſſor Rehms Bilanzen der Aktiengeſellſchaften. 
Eine Beſprechung, verbunden mit allgemeinen Bemerkungen über die 
Beziehungen der Buchführung zur Jurisprudenz. Holdheims MSchr. 
18. Ig. 33—41, 66—70. 


Bauer, Joſ.: Auflöſung u. Liquidation der Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. Leipzig, Verlag des Handelsgeſellſchafters. 
(V, 113 S.) 3,50 M. 

Hachenburg: Iſt der geſetzliche Maßſtab für die Einzahlung der Nach⸗ 
ſchüſſe bei den Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (8 26. Abſ. 2 
des Geſetzes) zwingendes Recht? Holdheims MSchr. 13. Ig 64—66. 

Liebmann: Hermann Staub, Kommentar zum Geſetz betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Holdheims MSchr. 
13. Ig. 7—10. 

Marcus: Iſt die Zuläſſigkeit von Satzungsänderungen nach dem 
Geſetz betr. die Erwerbs⸗ u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften durch 
andere Organe als die Generalverſammlung anzuerkennen? 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 57. 

Merzbacher, Siegm.: Reichsgeſetz betr. die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
20. V. 1898, erläutert u. mit Entwurf eines Geſellſchafts vertrages 
hrsg. 2. neu bearb. Aufl. München, C. H. Beck. (X, 214 S.) 2,50 M. 

Pariſius, Ludf., u. Crüger, Hans: Das Reichsgeſetz, betr. die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Text⸗Ausgabe mit An⸗ 
merkungen u. Sachregiſter. 7. Aufl., bearb. von er Crüger. 
Berlin, J. Guttentag. (124 S.) 1,25 M. | ’ 


Entwurf eines Geſetzes, betr. die Anderung des Abſchnittes IV 
des Börſengeſetzes. Dem Reichstage vorgelegt am 19. II. 1904. 
Berlin, C. Heymann. (104 S.) 3 M. 

Heinemann, Emft: Die deutſchen Börſen-Zulaſſungsſtellen und 
der Begriff der offenbaren ÜAbervorteilung im Börſengeſetz. 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 15— 17. s 

Laband: Die Novelle zum Vörſengeſetz. DIZ. 9. Ig. 273 —281. 


XXIII. Jahrgang. 


Brodmann: Müſſen die in der Seemannsordnung vorgeſchriebenen 
Eintragungen in das Schiffstagebuch vom Kapitän perſönlich 
vorgenommen werden? Goldſchmidts Z. 55. Ig. 203— 211. 

Sieveking: Der Entwurf eines RNeichsgeſetzes, betreffend Abänderung 
der Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Seeverficherung. 
Beſprochen. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 145 —180. 


Adam, Franz: Über die Pflicht zur Inſtandhaltung und Reinigung 
nichtöffentlicher Eiſenbahnzufuhrwege (Mitteilung eines Nechts⸗ 
falles). EiſenbE. 20. Bd. 82—85. 

Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des Preuß. Kleinbahngeſetzes 
vom 28. Juni 1892. Eiſenbe. 20. Bd. 99—101. 

Epſtein, M.: Zum Begriffe der Niederlaffung und des Gerichts⸗ 
ſtandes bei Eiſenbahnſtationen nach Oſterreichiſchem Recht. 
Eifendb®. 20. Bd. 86—90. 

Fuld, Ludwig: Zur Haftung der Kleinbahnen für ihr Perſonal. 
EiſenbE. 20. Bd. 186— 192. 

Gorden, F.: Zur Auslegung des § 21 Abſ. 2 der deutſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Verkehrsordnung, betreffend das Platznehmen im Zuge ohne 
gültige Fahrkarte. EiſenbE. 20. Bd. 193— 196. 

Kollmann, Julius: Der Begriff „Eiſenbahn“ im Sinne des 8 1 
des Deutſchen Reichshaftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871. Eifenbe. 
20. Bd. 91—94. 

Marcus: Kann auf Grund des § 440 HGB. der Frachtführer ohne 
weiteres ein richterliches Beräußerungsverbot gegen den Empfänger 
des Gutes erwirken mit dem Effekt der Erhaltung des Pfand⸗ 
rechts? Recht. 8. Ig. 18%—188. 

Rinaldini, Theodor Frhr v.: Aber die Haftung der Eiſenbahn für 
Verſpätung und Ausfall von Zügen, ſowie für Betriebsſtörungen 
nach Oſterreichiſchem Rechte. Eiſenbé. 20. Bd. 95—98. 


V. Wechſelrecht. 
Abſchaffung des Wechſelproteſtes. DNot BZ. 4. Ig. 168169. 
Büſing, Hans: Weſen und Wirkungen des Indoſſamentes in der 
heutigen deutſchen Geſetzgebung. Berlin, Struppe & Winckler. 
(180 S.) 4 M. 
Sehling, E.: Über die ruſſiſche Wechſelordnung vom 27. Mai 
(9. Juni) 1902. Holdheims MSchr. 18. Ig. 10—11. 


Pavlléek, Anton: Der ruſſiſche Entwurf eines Scheckgeſetzes. 
Oſt AG. 55. Ig. 81—84. 


VI. Urheberrecht. Unlauterer Wettbewerb. 


Allfeld, Philipp: Kommentar zu den Reichsgeſetzen über das ge⸗ 
werbliche Urheberrecht, ſowie zu den internationalen Verträgen 
zum Schutze des gewerbl. Urheberrechts. München, C. H. Beck. 
(XXX, 806 S.) Geb. in Leinw. 12 M. 

Kohler, J.: Handbuch des deutſchen Patentrechts. Sach⸗ und 
Schlagwortverzeichnis in Buchſtabenfolge. Bearb. v. F. Rathenau. 
Mannheim, J. Bensheimers Verl. (45 S.) 1 M. 

Röthlisberger, Ernſt: Geſamtüberblick über die Vorgänge auf 
urheberrechtlichem Gebiete (1902 und 1903). GewRihug. 9. Ig. 
9—22. 


Damme, F.: Die Bekämpfung der Vorurteile gegen das deutſche 
Patentweſen in Amerika und die internationale Union. Geweſchutz. 
9. Ig. 1—4. 

Einſpruchsfriſt und Verfahrensmängel. Mitt Berb Patentanw. 
4. Ig. 18—17. 

Finger: Die Verwendung von Wappen zu geſchäftlichen Zwecken. 
Unl W. 3. Ig. 87—40, 

Fuld: Veranſtaltung und Veranſtalter muftkaliſcher Aufführungen. 
Börſenbl. Dtſch Buchh. 71. Ig. 2871—2872. 


XXIIII. Jahrgang. 


Iſay: Die Zuläſſigkeit der Nebenintervention bei den Popularklagen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes. Gew Rſchutz. 9. Ig. 4—9. 

Iſay: Schadenserſatz und Buße im Syſtem des deutſchen gewerblichen 
Kechtsſchutzes. Gew Rſchutz. 9. Ig. 25—831. 

Iſay, Hermann: Zwei Fragen der patentanwaltlichen Diſziplinar⸗ 
gerichts barkeit. Mitt Verb Patentanw. 4. Ig. 1—2. 

Kraemer: BG. und Urheberrechtsgeſetz, Vörſenbl. Dtſch Buchh. 
71. Ig. 2624—2625. 

KRundſtein, S.: Das Patentrecht und die Kartelle. Geweſchutz. 9. Ig. 
31—33. 

Schanze: Die Verletzung des Kombinationspatentes. Sächſ Arch. 
14. Ig. 1—46. 

Seiller, Alfred Frhr. v.: Der Schutz des Titels nach der äußeren 
Erſcheinung von Geiſteswerken nach öſterreichiſchem Rechte. Ein 
Beitrag zu der Lehre von den Perſönlichkeitsrechten. Oſt AG. 
55. Ig. 17—21, 28—32, 35—40. 

W., D.: Verfahren bei kollidierenden Patentanmeldungen. Mitt Verb 
Patentanw. 4. Ig. 5—6. 

Waſſermann, Martin: Ein Beitrag zur Auslegung der Pariſer Über: 
einkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums. Unl W. 3. Ig. 
45—48. 

Wirth, R.: Die neue Zwangslizenz und das „ 
Geweſchutz. 9. Ig. 33—387. 


Schaefer, Karl: Zur geſetzlichen Regelung des Verlagsrechtes an 
Werken der bildenden Kunſt. .. GewRichug. 9. Ig. 37—40. 

Schaefer, Karl: Geſetzentwurf über das Verlagsrecht an Werken der 
bildenden Kunſt. Gewſchutz. 9. Ig. 40—44. 

Schneickert, Hans: Der Schutz des Neproduktionsrechtes. Gewnſchutz. 
9. Ig. 44—47. 


Bachem, Jul.: Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs in Belgien. 
Unl W. 3. Ig. 48—49. 

Rarcus: Exweiterter Rechtsſchutz gegen unlautere Ausverkaufsanzeigen. 
Unl W. 3. Ig. 29—30. 

Narcus: Gebrauchs⸗Muſterſchutz und unlauterer Wettbewerb. UnlW. 
8. Ig. 40—41. 

Nüller, Johannes: Zum Submiſſionsweſen. Unl W. 3. Ig. 30—33. 

Müller, Wald.: Unlauterer Wechſelverkehr. Berlin, a. W. Hayns 
Erben. (45 S.) 0,75 N. 

Pels: Geheimnisverrat und Zeugnispflicht. Unl W. 3. Ig. 33—34. 

Schaefer, Karl: Strafbares Unternehmen der Kundenentziehung. 
Börſenbl Dtſch Buchh. 71. Ig. 8020—3021. 

Waſſermann, Martin: Der Schutz der Ausländer gegen unlauteren 
Wettbewerb. GewRihug. 9. Ig. 47—48. 


VII. Berſicherungsrecht. 

Behrend, N.: Der Entwurf eines Reichsgeſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag. Goldſchmidts Z. 55. Ig. 1— 144. 

Ebertzhagen, H.: Neue Vorſchläge auf dem Gebiete der Privat⸗ 
verſicherung. Hirths Ann. 37. Ig. 75— 76. 

Könige: Die konkursrechtlichen Vorſchriften im Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag. Holdheims MSchr. 13. Ig. 41—46. 

Der fünfte Kongreß der Vertreter der ſtädtiſchen gegenſeitigen Feuer⸗ 
Verſicherungsanſtalten in Rußland. Z Verſ Weſ. 1904. 116—117. 

Kritik des Geſetzentwurfs über den Verſicherungsvertrag. Berichte u. 
Debatten auf der Mitglieder⸗Verſammlung des deutſchen Vereins 
für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft am 10., 11., 12. XII. 1903. (Ver⸗ 
öffentlichungen des deutſchen Vereins f. Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. 
Hrsg. v. Gen.⸗Sekr. Alfred Mane s. 2. Heft.) Berlin, E. S. Mittler 
& Sohn. (419 S.) 8 M. 

Kuhlenbeck, 2: Das Verhältnis des BGB. zum Geſetzentwurf über 
den Verſicherungsvertrag. Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 10—24. 
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Manes, Alfred: Ergebniſſe des IV. Internationalen Kongreſſes für 
Verſicherungswiſſenſchaft. Z Vers Wiſſ. 4. Bd. 72—92. 

Mayer, Felix: Einige Bemerkungen zum deutſchen Entwurfe eines 
Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. Oſt AG. 55. Ig. 9—12, 
21—23. 

Prange, Otto: Kritiſche Betrachtungen zu dem Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag, zugleich eine Darſtellung der 
herrſchenden Feuerverſicherungspraxis. Leipzig, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchh. (X, 342 S.) 5 M. 

Roth, Paul: Die Rechtslage des Verſicherungsweſens in Ungarn. 
Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 254— 264. 

Schneider, K.: Das Verhältnis des Verſicherungs⸗Aufſichtsgeſetzes 
zum Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag. Z Verſ Wiſſ. 
4. Bd. 179—198. 

Wörner, Gerh.: Der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. Nach 
dem Neichsgeſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
vom 12. V. 1901. Leipzig⸗Reudnitz, A. Hoffmann. (VIII, 252 S.) 
4 M. 


Bache, N. H.: Beſteuerung der Verſicherung in Dänemark. ZVerſ Wiſſ. 
4. Bd. 229 — 240. 

Ehrenberg, Victor: 
4. Bd. 24—45. 

Einiges aus der Praxis zu den Beleihungsgrundſätzen des Aufſichts⸗ 
amts. Z Vers Weſ. 1904. 129—131. 

Zur Ermittlung des Verkaufswertes eines Grundſtückes. (§ 60 PBG.) 
Z Verſ Weſ. 1904. 101 — 102. 

Die Haftung des Seeverſicherers bei Seeuntüchtigkeit des Schiffes. 
Z Verſ Weſ. 1904. 143 — 144. 

Kleeberg, Auguſt: Zur Harmonie zwiſchen Theorie und Praxis im 
Verſicherungsweſen. Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 1—9. 

Knappe, Otto: Zur Kritik der Auffaſſung vom Reſervefonds. 
Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 125— 127. 

Pfiſter, Otto v.: Die Zwangsvorſchriften im Verſicherungs⸗Vertrags⸗ 
recht in ihrer Bedeutung für Induſtrie und Handel. Z Verſ Wiſſ. 
4. Bd. 198— 200. 

Rehm, Hermann: Erwiderung zur Kritik der Auffaſſung vom Reſerve⸗ 
fonds. Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 127— 128. 

Schwoner, Benno: Das Projekt einer Zwangs⸗Penſionsverſicherung 
der Privatangeſtellten in Oſterreich. Z Vers Wiſſ. 4. Bd. 206— 228. 

Vorſchriften des Aufſichtsamtes für die Beleihung und Ermittlung 
des Wertes von Grundſtücken. Z Verſ Weſ. 1904. 115—116. 

Weinrich, Alfred v.: Einiges über den Kauſalzuſammenhang im 
Haftpflichtrecht und in der Unfallverſicherung. Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 
93—100. 

Ziegel, Rudolf: Zur Bewertung der reduzierten Police in der Leben?» 
verſicherung. Z Verſ Wiſſ. 4. Bd. 241—254. 


Die Abtretung des Portefeuilles. Z Verſ Wifſ. 


C. Zivilprozeß. 
I. Gerichtsverfaſſung. 
Bernhard, E.: Der Geſetzentwurf betr. die Kaufmannsgerichte. 
GewGer. 9. Ig. 129 — 133. 
Cuno: Der Vorſitz im Kaufmannsgericht und im Gewerbegericht. 
GewGer. 9. Ig. 133 — 188. 
Entwurf eines Geſetzes, betr. Kaufmannsgerichte. Dem Reichstage 
vorgelegt am 8. I. 1904. Berlin, C. Heymann. (14 S.) 0,60 M. 
Entwurf eines Geſetzes, betr. Kaufmannsgerichte, nebſt Begründung. 
GewGer. 9. Ig. 141—150. 
Korn, Alfred: Kaufmannsgerichte und weibliche Handlungsgehilfen. 
GewGer. 9. Ig. 138—139. 
Refolutionen zum Geſetzentwurf, betr. die Kaufmannsgerichte. 
GewGer. 9. Ig. 189—141. 
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Stranz, J.: Der Geſetzentwurf über die Kaufmannsgerichte. Ein 
Wort in zwölfter Stunde. DIZ. 9. Ig. 185—192. 


Baum, Geo.: Handbuch für Gewerbegerichte. 
(XCIV, 471 S.) 8 M., geb. IM. 

Fleſch: Die Gewerbegerichte als Arbeitskammern und die Ver⸗ 
hältniswahl. GewGer. 9. Ig. 113—118. 

Fuld: Sind Handwerkskammern klageberechtigte Verbände? UnlW. 
3. Ig. 49—50. 


Berlin, G. Reimer. 


Viebig: Vorſchlag zur Entlaftung des Reichsgerichts. DIZ. 9. Ig. 
56—57. i 

Bleichrodt: Die Entlaftung des Reichsgerichts und § 27 des GVG. 
DIE. 9. Ig. 111—112. 


Richterſtand und Anwaltſchaft. OſtuG Z. 55. Ig. 23—24. 

Schlüter, A.: Entlaſtung der Richter von übermäßigem Schreib⸗ 
werk. DIZ. 9. Ig. 261 —262. 

Stölzel, Otto: Die Anderung von Gerichts bezirken, mit beſonderer 
Berückſichtigung der bevorſtehenden Berliner Gerichtsänderung. 
Buſchs Z. 32. Bd. 35—88. 

Weingärtner: Zum Geſetzentwurf über die Dienſtaufſicht bei den 
größeren Amtsgerichten. DJ Z. 9. Ig. 199—202. 


Wendler: Das Recht der Gerichte, wegen Ungebührlichkeit in 
Schriftſätzen im Wege der Ordnungsſtrafe einzuſchreiten. DIZ. 
9. Ig. 112—114. 

Porzig: Ein letztes Wort zur Frage: Haben die Gerichte Ordnungs⸗ 
ſtrafgewalt bei Ungebührlichkeiten in Schriftſätzen der Anwälte? 
DIZ. 9. Ig. 208 — 209. 


Alexander⸗Katz, Richard: Zur Penſionskaſſenfrage. IW. 33. Ig. 
187—138. 

Fritſch: Teilung der Anwaltstätigkeit in Frankreich. Recht. 8. Ig. 
12—138. 

Neumann: Die Stellung der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu Standes⸗ 
fragen, insbeſondere zu der Penſionskaſſenfrage. JW. 33. Ig. 
81—82. 

Remy: Zu 8 33 und 8 34 der Rechtsanwaltsordnung. DIZ. 9. Ig. 
66—67. 

Roſe: Die Stärkung der Stellung der bei den Amtsgerichten zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte. (Ein Nachwort zum XVI. deutſchen 
Anwaltstage.) ZW. 33. Ig. 49—52. 

Wreſchner, Ludwig: Weſen und Bedeutung der einem Rechts⸗ 
anwalte durch den Kammer⸗Vorſtand erklärten Mißbilligung. 
KGBl. 15. Ig. 1—5. 


Pörſchel, Osk.: Der ſächſiſche Gerichtsvollzieher. Leipzig, Roß⸗ 
bergſche Verlagsbuchh. (VIII, 257 S.) Geb. in Leinw. 7 M. 


II. Zivilprozeßordnung. 
a) Ausgaben, Kommentare. 

Anderſen, Egmont: Der neueſte däniſche Geſetzentwurf der 
bürgerlichen Rechtspflege. Buſchs Z. 32. Bd. 561 —578. 

Mendelsſohn⸗Bartholdy, A.: Geſamtbericht über die Literatur 
des deutſchen Zivilprozeß⸗ und Konkursrechts und der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit für das Jahr 1902. Buſchs Z. 32. Bd. 
495—554. 

Seuffert, Loth. Kommentar zur Zivilprozeßordnung in der 
Faffung der Bekanntmachung vom 20. V. 1898, nebſt dem Ein: 
führungsgeſetze. 9. neu bearb. Aufl. 1. Lfg. München, C. H. Beck. 
3,40 M. 
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b) Allgemeine Schriften, Lehrbücher. 

Ernſt, W., u. Krohne, M.: Die Zivilprozeßordnung. In Frage⸗ 
u. Antwortform dargeſtellt. Berlin, H. W. Müller. (XVI, 4116.) 
Kart. 7 M. 

Vierhaus, Felix: Über die ſozialen und wirtſchaftlichen Aufgaben 
der Zivilprozeßgeſetzgebung. Beſprochen v. Albert Weh li. OſtAG3. 
55. Ig. 1—4. 


c) Einzelfchriften. 

Betzinger, B.: Die Beweislaſt im Zivilprozeß, mit beſonderer 
Rückſicht auf das BGB. 2. umgearb. Aufl. Berlin, C. Heymann. 
(XVI, 196 S.) 4 M. 

Betzinger, B.: Entſcheidungen zur Beweislaſt. Die auf die 
Beweislaſt bezügl. Rechtſprechung des Reichsgerichts, des Reiche: 
oberhandelsgerichts und anderer deutſcher Gerichtshöfe in 
816 Urteilsauszügen. 2. vermehrte Aufl. Karlsruhe, J. Lang. 
(VI, 259 S.) 3 M. f 

Bondi, Felix: Der Offenbarungseid nicht prozeßfähiger Schuldner. 
Buſchs Z. 32. Bd. 221 —237. 


Biſchofswerder: Beweis durch Urkunden. DIZ. 9. Ig. 
258—259. 
Celerius: Prozeßbeſchleunigung ohne Geſetzesänderung. Ein 


Vorſchlag aus der Praxis für die Praxis. Hannover, Helwing. 
(47 S.) IM. f 

Colomb, v.: Voreid oder Nacheid. Buſchs Z. 32. Bd. 555 — 560. 

Conrades: Das Möblement der Zimmervermieterin und 8 811 
Ziff. 5 ZPO. Recht. 8. Ig. 168. 

Klein: Zu 8 805 ZPO. Recht. 8. Ig. 73. 

Koff ka, E.: Prozeßſchikane von feiten der Rechtsanwälte. IW. 
33. Ig. 25—27. 

Kuttner: Die Nachfriſt bei der Zuſtellung durch Vermittelung des 
Gerichtsſchreibers. Zum § 207 der ZPO. Buſchs Z. 32. Bd. 
256—262. 

Lobe: Zuſtändigkeit, Rechtsmittel und Prozeßverſchleppung. Recht. 
8. Ig. 127130. 

Martinius: Zur Lehre von der Behauptungs⸗ und Beweislaſt. 
Arch Bürg R. 24. Bd. 48 — 81. 

Matthießen: Die Rückgewähr bei der Anfechtung des Gläubigers 
und 8 864 Abſ. 2 ZPO. DIYZ. 9. Ig. 161—168. 

Meyer, H.: Die Faſſung der Beweisbeſchlüſſe. Recht. 8. Ig. 
13—14. 

Pignol: Bezeichnung und Ausweis der geſetzlichen Vertreter der 
Parteien im Zivilprozeſſe. Recht. 8. Ig. 162 —163. 

Rauchenberger, Max: Die Einwendung aus dem Rechte Dritter 
und gegen Dritte. München, J. Schweitzer Verl. (VII, 65 S.) 2 M. 

Salinger: Über die Prüfung der Legitimation des geſetzlichen 
Vertreters durch das Prozeßgericht. KGBl. 15. Ig. 25— 29. 

Scherling: Zur Lehre vom objektiven Umfange der Rechtskraft. 
Buſchs Z. 32. Bd. 186 — 220. 

Schönberger, K.: Gefahren des Vermögensgerichts ſtandes nach 
der öſterr. Jurisdiktionsnorm für reichsdeutſche Parteien. Di. 
9. Ig. 260—261. 

Stern, Jacques: Die Kündigungsklage 
Buſchs Z. 32. Bd. 238 — 255. 

Wach, Adolf: Der Rechtsſchutzanſpruch. Buſchs Z. 32. Bd. 1—31. 

Weich, Leo: Zur Frage der Präjudizialität eines ftrafgerichtlicen 
Urteils für den Zivilprozeß. OſtRZ. 1. Ig. 61 — 72. 


im Urkundenprozeſſe. | 


III. Konkursrecht. Aufechtungsrecht. 


Fitting, Herm.: Das Reichs⸗Konkursrecht u. Konkursverfabren. 
3. völlig neubearb. Aufl. (Guttentags Sammlung von Lehr 
büchern des deutſchen Reichsrechts. III.) Berlin, J. Guttentag. 
(XVI, 523 S.) 5,50 M., geb. 6 M. 


XXXTI. Jahrgang. 


Frankl, Otto: Wege und Ziele der Konkursrechtsreform. Oſt AG. 
55. Ig. 47—48. 

Stroß, Emanuel, u. Ullmann, Julius: Diskuſſion über den 
Vortrag des Profeſſors Dr. Otto Frankl (Wege und Ziele der 
Konkursrechtsreform). OſtAG3Z. 55. Ig. 51—53. 

Hönigsmann: Diskuſſion über den Vortrag des Dr. Otto Frankl 
(Wege und Ziele der Konkursrechtsreform). Oſt AG Z. 55. Ig. 
53—54. 

Jaeger, Ernſt: Streifzüge durch die ſyſtematiſche Literatur des 
neuen Konkursrechts. HoldheimsMSchr. 13. Ig. 1—7. 

Keyßner, L.: La legge sul concordato preventivo e sulla 
procedura dei piccoli fallimenti... Vom 24. Mai 1903. Ges 
ſetzeskraft vom 14. Juni 1903. In deutſcher Bearbeitung... 
Goldſchmidts Z. 55. Ig. 225— 241. 

Meyer, Karl: Konkurs- und anfechtungsrechtliche Fragen aus der 
Praxis. JW. 33. Ig. 27—35. 

Meyerhoff, Geo.: Das richterliche Dezernat in Konkurs⸗ u. 
Immobiliar⸗Zwangsvollſtreckungsſachen. Berlin, C. Heymann. 
(XI, 194 S.) Kart. 1 M. 

Meyerhoff, Geo.: Corpus juris eivilis für das Deutſche Reich 
und Preußen. Mit Erläuterungen. III. Bd., 3. Tl. Konkurs⸗ u. 
Immobiliar⸗Zwangsvollſtreckung. Berlin, C. Heymann. (XXIII, 
698 S.) Geb. 7 M. f 


Carſtens: Wirkungen der Anfechtung eines Kaufgeſchäfts über be⸗ 
wegliche Sachen wegen Willens fehler, insbeſondere wegen Irrtums 
des Verkäufers über die Kreditfähigkeit, im Konkurſe des Käufers. 
Ausſonderungsrecht oder Geldanſpruch? JW. 33. Ig. 134 — 136. 

Heinze, R.: Die Vertretung der Konkursgläubiger in der Gläubiger⸗ 
verſammlung. Recht. 8. Ig. 73—74. 

Marcus: Die Rechtswirkſamkeit von Begünſtigungsabreden zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner im Hinblick auf einen geplanten außer⸗ 
gerichtlichen Akkord. DIZ. 9. Ig. 307 —308. . 

Meyer, Arnulf: Berichtigung der Konkurstabelle. DJZ. 9. Ig. 
262 — 263. a 

Meyer, Karl: Zu der Antragsberechtigung des Konkursgläubigers 
nach 8 125 KD. Recht. 8. Ig. 48. 

Quaatz: Der Konkurs in das Vermögen einer im geſetzlichen Güter: 
ſtande des BGB. lebenden Ehefrau. Arch Bürg R. 24. Bd. 30—47. 

Roſenmeyer: Die Rechtsſtellung der Nachlaßgläubiger im Konkurſe 
über das Vermögen des Erben einſchließlich des Nachlaſſes. 
Buſchs Z. 32. Bd. 263 — 296. 

Stern, Bruno: Die Schuldverſchreibungsgläubiger im Konkurſe der 
Hypothekenbank. Berlin, J. Guttentag. (III, 88 S.) 2 M. 

Stobbe: Die Beerdigungskoſten im Konkurs. DIZ. 9. Ig. 308—309. 


IV. Zwangsvollſtreckung. 


Altmann, Paul: Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. III. 1897 in der Faſſung 
vom 20. III. 1898 nebſt dem Einführungsgeſetz. Mit Erläuterungen. 
Ausgabe für Preußen. Berlin, H. W. Müller. (VIII, 415 S.) 
Geb. in Leinw. 7 M. 

— Ausgabe für die nichtpreußiſchen Staaten und für Elſaß⸗ 
Lothringen. Berlin, H. W. Müller. (XIII, 415 S.) 7 M. 
Berlin, Leo: Die Beitreibung von Schuldforderungen in Rußland. 

Zum praktiſchen Gebrauch für die Geſchäftswelt bearbeitet. (Wie 
treibt man Schuldforderungen im Auslande ein? Bd. 4.) Berlin, 
Verlagsanſtalt Univerſum, Hirſchberg & Co. (XVI, 100 S.) Geb. 

in Leinw. 8 M. 

Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Recht der Zwangs⸗ 
verſteigerung in Grundſtücke. Bearbeitet auf Grund der Zeit⸗ 
ſchriftenaufſätze des Jahres 1903. Recht. 8. Ig. 65-68. 
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Harder, Alex. v.: Die Beitreibung von Schuldforderungen im 
Deutſchen Reich. Berlin, Verlagsanſtalt Univerſum, Hirſchberg & Co. 
(VIII, 156 S.) 8 M. 

Hecht, Art.: Das königl. ſächſiſche Geſetz über die Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldleiſtungen in Verwaltungsſachen vom 18. VII. 1902. 
Leipzig, Roßbergſche Berlagsbuchhandl. (X, 285 S.) 4,80 M. 

Kretzſchmar: Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen. CBl§G. 4. Ig. 437—460. 

Reinhard: Streifzüge ins Gebiet des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. 
CBlFG. 4. Ig. 461—467. 

Schnitzler, Paul C.: Die Beitreibung von Schuldforderungen in 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Zum praktiſchen Ge⸗ 
brauch für die Geſchäftswelt bearbeitet. (Wie treibt man Schuld: 
forderungen im Auslande ein? Bd. 5.) Berlin, Verlagsanſtalt 
Univerſum, Hirſchberg & Co. (VIII, 142 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 


Burchard, Johannes: Die Rechtsſtellung des Mieters und Pächters 
im Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungs verfahren. 
Buſchs Z. 32. Bd. 89— 185. 

Flachs: Die Vereinbarung des Beſtehenbleibens von Rechten nach 
§ 91 Abſ. 2 ZwVG., die durch das Meiſtgebot nicht gedeckt 
werden. C Bl. 4. Ig. 615618. 

Karnert, Heinrich: Wirkungen des Eigentumsüberganges im 
Zwangsvollſtreckungs verfahren. Oſt A Z. 55. Ig. 49-51. 
Kaſtner, Oswald: Zwangsverwaltung und Befriedigungsrecht. 
Ein Beitrag zur Dogmatik des Exekutionsrechtes. Oſt AG. 

55. Ig. 89—91, 97100. 

Lindemann: Über Perſonenmehrheiten als Bieter und über Irrtum 
des Bieters im Zwangsverſteigerungsverfahren. Gruchots Beitr. 
48. Ig. 93—99. 

Mangler, Otto: Die Reklamation einzelner Zubehörſtücke im 
Zwangsverſteigerungsverfahren. SächſArch. 14. Bd. 145—156, 

Neukamp: Die Zwangsvollſtreckung in Geſchäftsanteile einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. DIZ. 9. Ig. 231—236, 
293 —296. 

Schauer, Hugo: Befriedigungsrecht und Pfandrecht bei der 
Zwangsverwaltung. Oſt AG Z. 55. Ig. 57—61. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


Joſef, E.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Bearbeitet auf Grund der Zeit⸗ 
ſchriftenaufſätze des Jahres 1903 ſowie der im „Recht“ von 
1900 bis 1902 veröffentlichen Aufſätze. Recht. 8. Ig. 57 —65. 

Schultze⸗Görlitz: Bericht über die Rechtſprechung in Regiſterſachen. 
DNot Bg. 4. Ig. 140—167. 

Weizſäcker, Hugo, u. Lorenz, Karl: Formularbuch für die frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit zum Gebrauche der preuß. Gerichte. 
2. verm. Aufl. Berlin, R. Kühn. (XII, 369 S.) 5 M. 


Breit, James: Die Bedeutung der Beurkundung für die Auf⸗ 
laſſungserklärung. DNot VBZ. 4. Ig. 173 — 198. 

Ermel: Portofreiheit der Schreiben von Vormündern in vermögens⸗ 
loſen Vormundſchaften. DIZ. 9. Ig. 309—310. 

Franz: Einiges über notarielle Unterſchriftsbeglaubigung. DNot Vz. 
4. Ig. 65 — 75. 

Hoeniger, Franz: Die Form des Verpfändungsſchreibens. KGBl. 
15. Ig. 17—18. 

Joſef, Eugen: Nochmals vollſtreckbare Ausfertigungen von gerichtlichen 
Urkunden der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Necht. 8. Ig. 14—15. 

Joſef, Eugen: Auslagenvorſchüſſe als Bedingung der Beweis⸗ 
aufnahme und Beſchwerde gegen Zwiſchenverfügungen in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 32. Bd. 297— 815. 
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Sofef, Eugen: Die Zuſtändigkeit deutſcher Nachlaßgerichte bei 
Sterbefällen von Ausländern. DNot BZ. 4. Ig. 199 ff. 

Joſef, Eugen: Die Wirkſamkeit von Beſchlüſſen gegen die im 
Ordnungsſtrafverfahren des Regiſtergerichts durch Bevollmächtigte 
vertretenen Beteiligten. Recht. 8. Ig. 101. 

Joſef, Eugen: Inwiefern ſteht die erfolgte gerichtliche Auseinander⸗ 
ſetzung einer neuen Auseinanderſetzung betreffs der unverteilt 
gebliebenen Nachlaßſtücke entgegen? (Kleinere Streitfragen aus 
dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit. I.) DNot BZ. 4. Ig. 
121 — 128. 

Joſef, Eugen: Verpflichtet ein vor dem Verhandlungstermine 
gegen die Einleitung oder Fortſetzung des Verfahrens erhobener 
Widerſpruch das Nachlaßgericht zur Einſtellung des Verfahrens? 
(Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. II.) DRotBZ. 4. Ig. 128— 184. 

Joſef, Eugen: Hindert das Schweben des Konkurſes über das 
Vermögen des Antragſtellers, ferner der Nachlaß ⸗Konkurs und 
die Nachlaßverwaltung die gerichtliche Vermittelung der Aus⸗ 
einanderſetzung? (Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. III.) DNot BZ. 4. Ig. 134—189. 

Joſef, Eugen: Gibt es ein echtes Streitverfahren freiwilliger 
Gerichtsbarkeit? DNot BZ. 4. Ig. 97—104. 

Joſef, Eugen: Das echte Streitverfahren in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. CBl§ G. 4. Ig. 600 —608. 

Schäfer: Über die Ausfertigung vollſtreckbarer Urkunden, hier der 
vom erſuchten Amtsgericht aufgenommenen Verträge über den 
Unterhalt unehelicher Kinder und der vom Prozeßgericht auf⸗ 
genommenen Vergleiche. Seuff Bl. 69. Ig. 129 — 189. 


Weißler, Adolf: Statiſtik des Preußiſchen Notariats. Dotz. 
4. Ig. 104—115. 


VI. Koſten. 


Inhulſen, Otto: Das Verfahren der verſchiedenen engliſchen Gerichts⸗ 
höfe und die Koſtenfrage. Recht 8. Ig. 97—99. 

Joachim, Alb.: Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
7. VII. 1879 in der Faſſung vom 20. V. 1898. Auf der Grundlage 
des Kommentars von Heinrich Walter erläutert. 4. Aufl. des 
Walterſchen Kommentars (1. Aufl. der Neubearbeitung). Berlin, 
H. W. Müller. (VIII, 536 S.) 10 M. 

Meyer, H.: Beglaubigung der mit dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe zu⸗ 
zuſtellenden Koſtenrechnung. Recht. 8. Ig. 74 — 75. 

Pogge: Zur vorläufigen Vollſtreckbarkeit der Koſtenurteile. DIZ. 
9. Ig. 115—116. 

Unger, Thdr.: Die Gebühren techniſcher Sachverſtändiger nach den 
deutſchen Prozeß⸗ u. Gebührenordnungen. Wiesbaden, C. W. Kreidel. 
(18 ©.) 0,80 M. 

Wolff: Sind zu den nach § 515 Abſ. 3 ZPO. vom Berufungskläger 
zu tragenden Koſten der Berufung auch die nach § 344 a. a. O. dem 
ſäumigen Teile aufzuerlegenden Koſten zu rechnen? Recht. 8. Ig. 
132. 


D. Strafrecht und Straſprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 

Cenſor: Der Fluchtbegünſtigungsprozeß vor der Strafkammer des 
Landgerichts zu Cöln. Recht. 8. Ig. 41—42. 

Cenſor: Der Prozeß Glaubitz vor dem Schwurgericht des Landgerichts I 
Berlin. Recht. 8. Ig. 12. 

Frohnhauſen: Nebengedanken zum Kösliner Wahlfälſchungsprozeß. 
DIZ. 9. Ig. 116—118, 

Goldenweiſer, A.: Das Verbrechen als Strafe u. die Strafe als 
Verbrechen. Leitmotive in Tolſtois „Auferſtehung“. Vortrag. Berlin, 
R. L. Prager. (72 S.) 2 M. 
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XXIII. Jahrgang. 


Quanter, Rub.: Die Sittlichkeitsverbrechen im Laufe der Jahrhunderte 
und ihre ſtrafrechtliche Beurteilung. Mit vielen Illuſtrationen 
von Rich. Brandt. Berlin, H. Bermühler. (VII, 428 S.) 10 M. 

Stranz, J.: Der augenblickliche Stand des Dreyfus⸗Prozeſſes. DIZ. 
9. Ig. 44—48. 

Wolf, Adf.: Streiflichter über den Strafvollzug in Oſterreich u. a. 
Salzburg, E. Höllrigl, in Komm. (IV, 287 S.) 3 M. 


II. Strafrecht. 
a) Ausgaben. 
Daude, Paul: Das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 
15. V. 1871. Mit den Entſcheidungen des Reichsgerichts. 9. Aufl. 
Berlin, H. W. Müller. (VII, 464 S.) Geb. in Leinw. 3,60 M. 


b) Lehrbücher. 
Finger, Aug.: Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. 1. Bd. Berlin, 
C. Heymann. (XIV, 616 S.) 9 M., geb. in Leinw. 10 M. 


e) Eingelſchriſten. 

Ahsbahs, Leo: Die Grundlinien des Notwehrrechts. Ein Beitrag 
zur Reviſion der Notwehrlehre. Kiel, W. J. Mühlau, in Komm. 
(65 S.) 0,90 M. 

Allfeld, Philipp: Die Bedeutung des Rechtirrtums im Strafrecht. 
Leipzig, A. Deichert Nachf. (40 S.) 0,80 M. 

Delaquis, Ernſt: Der untaugliche VBerſuch. Ein Beitrag zur 
Reform der Strafgeſetzgebung. (Abhandlungen des kriminaliſtiſchen 
Seminars an der Univerſität Berlin. Neue Folge. III. Bd.) 
Berlin, J. Guttentag. (XXXI, 344 S.) 7,50 M. 

Gareis: Dichteriſche Behandlung wirklicher Begebenheiten und 
Perſonen. Eine juriſtiſche Betrachtung. DIZ. 9. Ig. 21—27. 

Goldmann: Darf der Ehemann die Briefe ſeiner Frau öffnen? 
Dig. 9. Ig. 6466. 

Haeger, W.: Die Stellung des § 49a im Syſtem des R StG. 
(Abhandlungen des kriminaliſtiſchen Seminars an der Univerſität 
Berlin. Neue Folge II. Bd. 5. Heft.) Berlin, J. Guttentag. 
(III, 86 S.) 2 M. 

Huſſong: Betrug durch Veräußerung geſtohlener Sachen? SeuffBl. 
69. Ig. 8—9. 

Liepmann, M.: Duell und Ehre. Ein Vortrag. Berlin, O. Lieb⸗ 
mann. (61 S.) 0,75 M. 

Liepmann, M.: Vergeltungsſtrafe und Zweckſtrafe. 
93—98. 

Radbruch, Guſt.: Der Handlungsbegriff in ſeiner Bedeutung für 
das Strafrechtsſyſtem. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der 
rechtswiſſenſchaftl. Syſtematik. Berlin, J. Guttentag. (147 S.) 3 M. 

Ratzlaff: Fakultative Anrechnung der Unterſuchungshaft. DI. 
9. Ig. 62—63. 

Schmidt⸗Ernſthauſen: Die Zuhälterei in Deutſchem Reichsſtraf⸗ 
recht. ZStrW. 24. Bd. 184 —235. 

Schultzenſtein: Die Grenzen der Polizeigewalt beim Schutze 
gegen ſich ſelbſt. DIZ. 9. Ig. 81—88, 129 — 136. 

Stooß, C.: Zur Natur des dolus indirectus. Grünhuts Z. 31. Ig. 
1—18. 

Titze, H.: Die Einwirkung des BGB. auf Polizeiübertretungen im 
Notſtand. DIZ. 9. Ig. 285 —293. 

Weſt: Die Entziehung von Titeln, Orden und Ehrenzeichen. 
Thür Bl. 51. Ig. 1—10. 


d) Strafrechtliche Nebengeſetze. Kilitärſtrafrecht. 
Funk: Lotterie⸗Vergehen. DIZ. 9. Ig. 60—62. 
Jagwitz, F. v.: Die ausländiſche Geſetzgebung zum Schutze der 
Arbeitswilligen. Ein Beitrag zur Begründung des Antrages 
Dirkſen u. Gen. Berlin, Herm. Walther. (39 S.) 0,80 M. 


DIZ. 9 Jg. 
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Meyer, Karl: Die Beſtrafung eigenmächtiger Namensänderungen 
in Bayern. SeuffBl. 69. Ig. 4—7. 

Tbeiſen, E.: Staatslotterie und Reichsgericht. Ein Wort für deutſches 
Recht. Elberfeld, R. L. Friderichs & Co. (86 S.) 1,50 M. 
Wahl, Fritz: Die ſtrafrechtliche Haftung des verantwortlichen 
Nedakteurs nach 8 21 des Reichspreßgeſetzes. Mainz, J. Diemer. 

(54 S.) 0,80 M. 


Beling, Ernſt: Rechtſprechung des Reichsmilitärgerichts vom 
1. Oktober 1900 bis 6. Oktober 1902. 3StrW. 24. Bd. 245 —275. 

Delius: Die Entſcheidungen des Reichsmilitärgerichts. JBl. 16. Ig. 
28—29. 

Eichheim, Rud.: Handbuch des materiellen Strafrechts. Unter beſond. 
Berückſicht. der Verhältniſſe bei der kaiſerl. Marine mit Unterſtützung 
des Reichsmarineamts hrsg. Berlin, C. Heymann. (XI, 468 S.) 
7 M. 

Die norwegiſche Strafgeſetzgebung des Jahres 1902. 1. Militär⸗ 
ſtrafgeſetz vom 22. V. 1902. 2. Geſetz über das gerichtliche Ver⸗ 
fahren in Militärſtrafſachen vom 22. V. 1902. 3. Geſetz vom 
22. V. 1902, enth. Anderungen im Geſetz über das gerichtliche Ver⸗ 
fahren in Strafſachen vom 1. VII. 1887. (ſamt den ſeither. 
Anderungen). ÜÜberf. v. A. Teichmann. (Sammlung außerdeutſcher 
Strafgeſetzbücher in deutſcher Uberfetzung. Hrsg. v. d. Red. der Zeit⸗ 
ſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft. XVIII.) Berlin, 
J. Guttentag. (VII, 88 S.) 2,50 M. 

Koppmann, Clſemens]! v.: Sind Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes den Vorſchriften des Mil. StB. über ſtrafbare 
Handlungen gegen die Pflichten der militäriſchen Unterordnung 
auch Vorgeſetzten gegenüber unterworfen, welche ſich in Zivil⸗ 
kleidung befinden? Recht. 8. Ig. 149— 152. 


III. Strafprozeß. 
a) Allgemeine Werke. 
Haußner: Zur Neuordnung des ſtrafgerichtlichen Verfahrens. Recht. 
8. Ig. 157—159. 
Maßmann: Die Angriffe gegen die gerichtliche Vorunterſuchung. 
DIZ. 9. Ig. 236— 241. 
Rugdan: Zur Reform der Strafprozeßordnung. Recht. 8. Ig. 11— 12. 
Noſenfeld: Die Lehren des Kwilecki⸗Prozeſſes für eine Reform des 
Strafverfahrens. DIZ. 9. Ig. 38—44. 

Leuſchner: Zu dem Artikel „Die Lehren des Kwilecki⸗Prozeffes für 
eine Reform des Strafverfahrens“. DIZ. 9. Ig. 109-111. 
Oppler: Die Lehren des Kwilecki⸗Prozeſſes für eine Reform des 

Strafverfahrens. DIZ. 9. Ig. 157—159. 


b) Etmelſchriſten. 

Amſchl, Alfred: Zur Frageſtellung bei Notwehr und Volltrunkenheit. 
OſtuGG Z. 55. Ig. 108—111. 

Autenrieth: Wiederholte Verkündung eines Urteils im Strafprozeß. 
DIZ. 9. Ig. 259— 260. 

Beling: Staatsanwaltſchaftliche Ablehnung der Strafverfolgung 
und Antrag auf gerichtliche Entſcheidung (StPO. 88 170 ff.) bei 
Privatklagedelikten. DIZ. 9. Ig. 300—303. 

Chodziesner: Zu § 216 der Strpo. DIZ. 9. Ig. 163—164. 


Herold: Schwurgerichtliche Frageſtellung (§§ 296, 259 2 StPO.) 


DIZ. 9. Ig. 210. 


Levinger: Entfernung des Angeklagten aus der Hauptverhandlung 


während der Begutachtung feines Geiſteszuſtandes. Recht. 8. Ig. 
102 — 103. 

Löffler, Alexander: Über unheilbare Nichtigkeit im öſterreichiſchen 
Strafverfahren. Oſt aG Z. 55. Ig. 46—47. 


Mamroth: Das Recht des Verteidigers auf Einſicht der ſtaats⸗ 


anwaltſchaftlichen Ermittelungsakten. DIZ. 9. Ig. 210—212. 
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Oetker: Schwurgerichtliche Frageſtellung. DIZ. 9. Ig. 305 —307. 
Strauß II, Sigfrid: Zu § 420 StPO. Iſt ein Sühneverſuch 
erforderlich, wenn der geſetzliche Vertreter des über 18 Jahre 
alten Minderjährigen nicht in demſelben Gemeindebezirk wohnt wie 
der Beleidiger und das beleidigte Mündel? IW. 33. Ig. 36—37. 
Thomſen: Vernehmung des Angeklagten in der Hauptverhandlung 
vor der Beweisaufnahme. DIZ. 9. Ig. 209— 210. 


Bozi: Die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 
Recht. 8. Ig. 134 —135. 

Brückmann, Arthur: Zum Geſetzentwurf, betreffend die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. JW. 
33. Ig. 83—85. 

Brunner, Auguſt: Die Entſchädigung unſchuldig Verhafteter. 
Oſt AG Z. 55. Ig. 113—117. 

Hamm: Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. DIZ. 9. Ig. 177— 185. 

Winkler: Die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft. Recht. 8. Ig. 94—97. 


e) Ailttärfrafprege. 

Weiffenbach, Jul.: Einführung in die Militärſtrafgerichtsordnung. 
Mit einer an das Syſtem des Handbuchs ſich anſchl. Anlage, enth. 
Hinweiſe auf die Rechtſprechg. des Reichsmilitärgerichts u. auf 
neuere bemerkenswerte Entſcheidungen des Reichsgerichts. 3. erweit. 
Aufl. Berlin, E. S. Mittler u. Sohn. (X, 270 S.) 3 M. 


IV. Strafvollzug. 

Canſtatt, Oskar: Außere oder innere Koloniſation? Ein Beitrag zur 
Frage: Wohin ſenden wir unſere Sträflinge? Hannover, C. Meyer. 
(46 S.) 1 M. 

Köhler, Ludw.: Das Gefangenentransportweſen in Württemberg. 
(2 Lfg.) Stuttgart, W. Kohlhammer. (XXI, 702 S.) 7 M. 

Langer, Geo.: Der progreſſive Strafvollzug in Ungarn, Kroatien u. 
Bosnien. Ergebniſſe einer Studienreiſe. Berlin, J. Guttentag. 
(V, 252 S. m. 6 Taf.) 5 M. 


V. Kriminaliſtik, Kriminalauthropologie, 
Gerichtliche Medizin. 

Groß, Hans: Handbuch für Unterſuchungsrichter als Syſtem der 
Kriminaliſtik. 4. verm. Aufl. Mit über 100 Abbildungen im Text. 
(In 4—5 Lfgn.) 1. Lfg. München, J. Schweitzer Verl. (1. Bd. 
S. 1—80.) 1,50 M. 

Groß, Hans: Der Fall vom „Menſchenfreſſer“ Franz Bratuſcha. DIZ. 
9. Ig. 143 — 149. 


E. Staats- und Perwaltungsrecht. 
I. Staatsrecht. | 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 
Thür Bl. 51. Ig. 39—67. 

Hue de Grais, Graf: Handbuch der Verfaſſung u. Verwaltung in 
Preußen u. dem Deutſchen Reiche. 16. Aufl. Berlin, J. Springer. 
(XII. 646 S.) Geb. in Leinw. 7,50 M. 

Jellinek, Geo.: Die Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte. Ein 
Beitrag zur modernen Verfaſſungsgeſchichte. 2. erweit. Aufl. (Staats: 
u. völkerrechtliche Abhandlungen. I. Bd. 3. Heft.) Leipzig, Duncker 
& Humblot. (XII, 65 S.) 1,80 M. 

Salis, L. R. v.: Schweizeriſches Bundesrecht. Staatsrechtliche 
u. verwaltungsrechtliche Praxis des Bundesrates u. der Bundes⸗ 
verſammlung ſeit dem 29. V. 1874. 2. bis Ende 1902 fortgeführte 
Aufl. 4. Bd. Bern, K. J. Wyß. (IX, 778 S.) 11 M. 
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Schubart, P.: Die Verfaſſung und Verwaltung des Deutſchen Reiches 
u. des Preußiſchen Staates in gedrängter Darſtellung. 18. neu 
durchgeſeh. Aufl. Abgeſchloſſen Januar 1904. Breslau, W. G. a 
(IV, 214 u. 42 S.) Geb. 1,60 M. 

Stern, Jacques: Die Allgemeine Staatslehre und eine poſttiviſtiche 
Ethik. Grünhuts Z. 31. Ig. 87—106. 

Zeumer, Karl: Quellenſammlung zur Geſchichte der deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung im Mittelalter und Neuzeit. (Quellenſammlungen zum 
Staats-, Verwaltungs⸗ u. Völkerrecht. Hrsg. v. Heinr. Triepel. 2. Bd.) 
Leipzig, C. L. Hirſchfeld. 1. Tl. Von Heinrich IV. bis Friedrich III. 
(XVI, 224 S.) 5 M., geb. 6 M. 2. Tl. Von Maximilian I. bis 
1806. Anh. 1904. (S. 225—485.) 5,60 M., geb. 6,60 M.; in 1 Bd. 
geh. 9 M., geb. 10 M. 


b) Eimzelſchriften. 

Bornhak, Conrad: Zur lippeſchen Thronfolgefrage. 
37. Ig. 56— 63. 

Conta, v.: Die Ausweiſung aus dem Deutſchen Reich und aus dem 
Staat und der Gemeinde in W Berlin, F. Vahlen. (X, 203 S.) 
4 M. 

Fleiſcher, Max: Die Zuſtändigkeit des deutſchen Bundesrates für 
Erledigung von öffentlich⸗rechtlichen Streitigkeiten. (Abhandlungen 
aus dem Staats⸗ u. Verwaltungsrecht, hrsg. v. Siegfr. Brie. 
9. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus. (VIII, 120 S.) 3,60 M. 

Hand buch für das preuß. Abgeordnetenhaus. Ausgabe für die 20. Legis⸗ 
laturperiode. Von A. Plate. Berlin, W. Moeſer. (398 u. 34 S. mit 
Bildniſſen.) Geb. in Leinw. bar 7,50 M. 

Handbuch für das preußiſche Herrenhaus. Neu hrog. v. A. Reiß ig. 
Berlin, C. Heymann. (X, 458 S. mit 2 Taf. u. 4 Plänen.) Kart. 
5 M. 

Hettner, Frz.: Das Wahlrecht in Sachſen. Leipzig, O. Wigand. 
(64 S.) 1 M. 

Grabowsky, Adf.: Der ſogenannte Verluſt der Staatsangehörigkeit 
durch Friſtablauf. S.⸗A. aus dem Verwaltungsarchiv. 12. Ig. 
204 —259. Berlin, C. Heymann. (III, 56 S.) 1 M. 

Howard, Burt Eſtes: Das amerikaniſche Bürgerrecht. (Staats⸗ 
u. völkerrechtliche Abhandlungen. IV. Bd. 3. Heft.) Leipzig, 
Duncker & Humblot. (X, 155 S.) 3,60 M. 

Laband: Zur Reviſion des Staatsangehörigkeitsgeſetzes. DIZ. 
9. Ig. 9—14. 

Paſſow, Rich.: Das Weſen der Miniſterverantwortlichkeit in 
Deutſchland. Eine ſtaatsrechtl. Studie. Tübingen, H. Laupp. 
(VII, 79 S.) 1,50 M. 

Rienhardt: Der höhere württembergiſche Staatsdienſt. Die 
Vorſchriften über die Befähigung für den Juſtiz⸗, Verwaltungs⸗ 
u. Finanzdienſt u. die Verwendung von höheren Juſtiz⸗ u. 
Verwaltungsbeamten im Reichsdienſt (Marine⸗, Konſulats⸗ u. 
Kolonialdienſt). Tübingen, G. Schnürlen. (VIII, 109 S.) 1,80 M. 

Schmidt, Richard: Die Bedeutung der badiſchen Verfaſſungsnovelle 
v. J. 1903 für das deutſche Staatsrecht. DIZ. 9. Ig. 225—231. 

Zitzlaff: Begriff der politiſchen Bereine. DIZ. 9. Ig. 57—58. 


II. Verwaltungsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 
Affolter, Frdr.: Syſtem des badiſchen Verwaltungsrechts. 
Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. (VIII, 142 S.) 3,60 M. 


b) Einzelſchriſten. 

Schultzenſtein: Parteien, Parteifähigkeit und Parteibegriff im 
Verwaltungsſtreitverfahren nach dem eee 
VerwArch. 12. Ig. 112— 190. 

Schmidt, Fr.: Die Geſchäfte des Kreisausſchuſſes und ſeines Vor⸗ 
ſitzenden. Berlin, C. Heymann. (VIII, 96 S.) 2 M. 


Hirths Ann. 
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XXIIII. Jahrgang. 


Düffe, A.: Das preußiſche Stempelſteuergeſetz vom 31. VII. 1895 
nebſt Tarif und Ausführungsbeſtimmungen. Unter beſond. 
Berückſicht. der Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden u. der 
Gerichte ſowie der Beſtimmungen des BGB. Für den praktiſchen 
Gebrauch erläutert. 2 Tle. Berlin, C. Heymann. 15 M. 


1. Geſetz, Tarif und Ausführungsbeſtimmungen. (VII, 240 S.) 1,50 R.; geb. 
2 M. 2. Kommentar. (XII, 786 S.) 18,50 M.; geb. 18 M. 


Eichmann: Die württembergiſche Steuerreform, insbeſondere das 
Einkommenſteuergeſetz vom 8. Auguſt 1903. Hirths Ann. 37. Ig. 
64 — 70. 

Fuiſting, B.: Die preußiſchen direkten Steuern. 1. Bd. Kommentar 
zum Einkommenſteuergeſetze. 6. Aufl. Berlin, C. Heymann. 
(XVI, 812 S.) Geb. in Leinw. 16 M. | 

Heilbrunn: Reform der Stempelgeſetzgebung im Reiche. 
37. Ig. 73—74. 

Hirſch, Paul: Hat der Steuerpflichtige in Preußen einen Anſpruch 
auf Verzinſung überhobener Steuerbeträge? Holdheims MSchr. 
13. Ig. 53—54. N 

Laband: Die Abänderung der Reichsſchuldenordnung. Holdheims 
MSchr. 13. Ig. 61—63. 

Mayr, Georg v.: Zur Reform der Einkommensbeſteuerung. Im 
Anſchluß an die Beſprechung des Werkes von B. Fuiſting, 
Wirkl. Geh. Oberregierungsrat ..., die Einkommensbeſteuerung 
der Zukunft in Anknüpfung an das preußiſche Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz. Berlin, C. Heymann. S.⸗A. aus dem Verw Arch. 
12. Ig. 191—208, 

Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im 
preuß. Staate. Statiſtik der preuß. Einkommenſteuer⸗Veranlag. 
f. d. J. 1903. Im Auftrage des Herrn Finanzminiſters bearb. 
vom königl. ſtatiſt. Bureau. Berlin, Verlag des k. ſtatiſt. 
Bureaus. (III, XIV, 215 S.) 5 M. 


Hirths Ann. 


Agahd, Konr.: Geſetz, betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 
Vom 30. III. 1903. 2. Aufl. neu bearbeitet von Konr. Agahd 
u. M. v. Schulz. (Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform. 
10. Heft.) Jena, G. Fiſcher. (X, 168 S.) 1 M. 

Helm, Thdr.: Die Gewerbegeſetzgebung f. Heſſen unter beſond. 
Berückſichtigung des Handwerks, dargeſtellt und der Handels⸗ 
kammer Darmſtadt gewidmet. Bensheim, Lehrmittelanſtalt 
J. Ehrhardt & Co. (VIII, 40 S.) 0,50 M. 

Hilſe, B.: Baugewerbe und Gewerbefreiheit. Recht. 8. Ig. 102. 

Hoffmann, D. F.: Reichsgeſetz betr. Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben mit den Ausführungsbeſtimmungen des Reichs u. 
Preußens. Erläutert. (Taſchen⸗Geſetzſamml. 60. Bd.) Berlin, 
C. Heymann. (VIII, 148 S.) 1,60 M. 

Nelken: Das Kinderſchutzgeſetz. JL Bl. 16. Ig. 25—28. 

Rehm, H.: Die Unterſagung fernerer Benutzung gewerblicher An⸗ 
lagen nach Reichsgew.⸗Ordnung § 51. Hirths Ann. 37. Ig. 71— 73. 


Elle, G.: Das Krankenverſicherungsgeſetz in der Faſſung der 
Novellen vom 10. IV. 1892, 30. VI. 1900 u. 23. V. 1903 
mit den im Gebiet der thüringiſchen Staaten anzuwendenden 
Ausführungsverordnungen. Eiſenach, H. Kahle. (VI, 231 S.) 
Kart. 2,40 M. 

Hahn, Jul.: Das Krankenverſicherungsgeſetz mit den Abänderungs⸗ 
geſetzen u. den die Krankenverſicherung betr. Beſtimmungen der 
übrigen Reichsverſicherungsgeſetze ſowie die wichtigeren Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Mit Einleitung u. Kommentar. 3. um⸗ 
gearb. u. reichvermehrte Aufl. Berlin⸗Grunewald, J. Troſchel. 
(VIII, 483 S.) 6 M., geb. bar 7 M. 

Keiner, Osw.: Die Entwicklung der deutschen Invaliden ⸗Ver⸗ 
ſicherung. Eine volkswirtſchaftlich⸗ſtatiſt. Unterſuchung. München, 

J. Schweitzer Verl. (VI, 157 S.) 4,20 M. 


XXXIII. Jahrgang. 


Olshauſen, Alfred: Die Anſprüche der Armenverbände auf Grund 
des § 57 Abſ. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes. Verw Arch. 
12. Ig. 1111. 

Purpus, H.: Die freiwillige Verſicherung der ſelbſtändigen Ge⸗ 
werbetreibenden u. Unternehmer nach dem Alters- u. Invaliden⸗ 
Verſicherungsgeſetz für das Deutſche Reich vom 13. VII. 1899. 
Augsburg, Th. Lampart. (17 S.) 0,50 M. 

Reger, A.: Handausgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes. Mit 
den Abänderungsgeſetzen, dem bayer. Ausführungsgeſetz vom 
26. V. 1892, den bayer. Vollzugsvorſchriften, den Statut⸗Ent⸗ 
würfen aus anderen Verſicherungsgeſetzen. In 5. Aufl. neu be⸗ 
arbeitet, ſodann in 6. u. nunmehr in 7. Aufl. hrsg. v. Jul. Henle. 
Ansbach, C. Brügel & Sohn. (VIII, 528 S.) Geb. in Leinw. 
5,50 M. 

Scherer, R.: Gewerbeordnung u. das Geſetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs mit Anmerkungen, ſowie die einſchläg. 
Geſetze u. Verordnungen. 2. Aufl. Weinheim, F. Ackermann. 
(VII, 400 S.) Geb. in Leinw. 3,75 M. 

Seelmann, Hans: Das Streitverfahren in den Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
geſetzen. Syſtematiſch dargeſtellt. 2. gänzl. umgearb. u. verb. 
Aufl. Grunewald⸗Berlin, A. Troſchel. (IV, 320 S.) EM. 

Wunderlich: Verhängung von Ordnungsſtrafen auf Grund des 
§ 176 des Invaliden⸗Verſicherungsgeſetzes. DIZ. 9. Ig. 164 —165. 

Zuſammenſtellung der Entſchädigungsſätze, welche das Keichs⸗ 
Verſicherungsamt bei dauernden Unfallſchäden gewährt hat. 
3. reichverm. Aufl. Grunewald⸗Berlin, A. Troſchel. (76 S.) 1,20 M. 


Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zu dem Reichsgeſetz, betr. die 
Bekämpfung gemeingefährl. Krankheiten, vom 80. VI. 1900 (RGBL 
S. 306 ff.) nebſt Begründung u. Anlagen. (Druckſachen des Hauſes 
der Abgeordneten, 20. Legislaturperiode, I. Seſſion Nr. 25.) 
Berlin, W. Moeſer. (116 S.) Bar 3,50 M. | 

Feliſch, G.: Das Reichsgeſetz betr. die Schlachtvieh⸗ u. Fleiſch⸗ 
beſchau vom 5. VI. 1900. Merſeburg, F. Stollberg. (X, 218 S.) 
Kart. 3,50 M. 


Schaefer, Fr.: Die Aufgaben der Geſetzgebung hinſichtlich der 
Trunkſüchtigen nebſt einer Zuſammenſtellung beſtehender und 
vorgeſchlagener Geſetze des Auslandes u. Inlandes. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. I. Bd. 5.—7. Heft.) Halle, C. Marhold. 
(106 S.) 3 M. 


Jacobſohn, Max: Korporation der Kaufmannſchaft und Handels⸗ 
kammer in Berlin. JW. 33. Ig. 35—36. 

Marcus: Die Eintragungspflicht von Arzten in die Handelsregiſter 
Kecht. 8. Ig. 9—11. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Prof. Dr. Robert von Hippel, Die Grenze von Vorſatz 
und Fahrläſſigkeit (Leipzig, Verlag von S. Hirzel, 1903. 
X und 165 S.). 

Von der Arbeit ift der erſte Teil (S. 1— 75) bereits in 
der Feſtgabe der Göttinger Juriſtenfakultät für Regelsberger 
unter dem Titel „Die Vorſtellungstheorie, ein kritiſcher Beitrag 
zur Vorſatzlehre“ veröffentlicht, der zweite, in dieſem Werke „Die 
Willenstheorie“ überſchrieben, auf S. 76 ff. zum erſtenmal 
dem Druck übergeben. Der Verfaſſer lehnt die Vorſtellungs⸗ 
theorie energiſch ab und tritt kraftvoll für die Willenstheorie ein. 
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Bau⸗Polizei⸗Ordnung für den Stadtkreis Berlin vom 15. VIII. 
1897. Nachträge. 2. verm. Aufl. Berlin, Polytechn. Buchh. 
A. Seydel. (54 S. m. 2 Fig.) 1 M. 

Schrader, L.:, Die Juſtiz⸗Bauangelegenheiten. Handbuch für die 
Handhabung der Bauangelegenheiten bei den preuß. Juſtizbehörden. 
Hamm, Breer & Thiemann. (XVI, 443 S.) Geb. in Halbleinw. 
8 M. 


Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des Preuß. Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874. EifenbE. 20. Bd. 197—200. 


F. Airchenrecht. 


Brünneck, Wilh. v.: Beiträge zur Geſchichte des Kirchenrechts in den 
deutſchen Koloniſationslanden. II. Berlin, F. Vahlen. (IV, 
1336.) 3 M. 

Criſolli, R., u. Schultz, M.: Verwaltungs⸗Ordnung f. das kirchliche 
Vermögen in den öſtlichen Provinzen der preußiſchen Landeskirche. 
Unter Berückſicht. des BGB. u. feiner Nebengeſetze herausg. 
Berlin, J. Guttentag. (X, 277 S.) 5 M. 

Geigel, F.: Blätter für Kirchen⸗, Schul⸗ u. Stiftungsrecht. I. Bd. 
1. Heft. Straßburg, F. H. le Roux & Co. (32 S.) 1 M. Subſtr.⸗ 
Pr. f. d. Bogen bar 0,60 M., Einzelpr. 0,80 M. 

Leonhardt, Wilh.: Die rechtliche Stellung der Landesſynode im 
Königr. Sachſen. Leipzig, O. Wigand. (80 S.) 1,20 M. 

Sägmüller, J. B.: Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts. 3. (Schluß⸗) 
Tl. Die Verwaltung der Kirche. Freiburg i. Br., Herder. (VI S. 
u. S. 401 —834.) 6 M. 


G. Internationales Recht.“) 


Klibanski: Die rechtliche Stellung der Ausländer in Rußland. Böhms 
Z. 14. Ig. 1—58. 

Meili, F.: Das internationale Zivilprozeßrecht auf Grund der Theorie, 
Geſetzgebung u. Praxis. 1. Tl. Zürich, Art. Inſtitut Orell Füßli. 
(VIII, 176 S.) 5 M. 

Scholz, Frz.: Krieg und Seekabel. Eine völkerrechtliche Studie. 
Berlin, F. Vahlen. (IV, 161 S.) 4 M. 

Siehr: Der Angriff der Japaner gegen Rußland im Lichte des Völker⸗ 
rechts. DIZ. 9. Ig. 281—285. 

Walker, Guſtav: Über internationale Geldſchulden. Oſt aG. 55. Ig. 
4—5. 

Wiegner, Max: Die Kriegskonterbande in der Völkerrechtswiſſenſchaft 
und der Staatenpraxis. Berlin, C. Heymann. (XXIV, 360 S.) 
10 M. 


) Siehe auch Einführungdgejeg zum 808. 


„Gewollt find die als wünſchenswert erſtrebten Folgen der Tat 
ohne Rückficht auf den Grad der Wahrſcheinlichkeit ihres Ein⸗ 
tritts“ (76); „Gewollt find die mit den erſtrebten als notwendig 
verbunden vorgeſtellten Folgen der Tat, auch wenn ſie dem 
Täter an ſich gleichgültig oder unangenehm waren“ (82) und 
hinfichtlich des dolus eventualis — hier iſt die Unterſuchung 
überall beſonders tiefgründig —: „Als möglich vorgeſtellte 
gleichgültige oder unangenehme Folgen der Tat find mitgewollt, 
wenn der Täter (ceteris paribus) die Tat auch bei Vorſtellung 
notwendiger Verbindung der betreffenden Folgen mit den er⸗ 
ſtrebten begangen hätte“ (135). — Die gründlich aufgebaute 
Schrift iſt mit eingehender und kritiſcher Polemik, dabei überall 
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klar und ſcharf geſchrieben. In einem — leider nur allzu 
knappen — Kapitel über das B. G. B. und die Vorſtellungs⸗ 
theorie (69) lehnt er dieſe auch als für das Zivilgeſetzbuch 
unbrauchbar ab. Brückmann. 


3. Die namenloſen Zinsſcheine der Orderpapiere. 
Von Dr. Hermann Veit Simon, Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Kammergericht und Notar. Berlin, Carl Heymann. 
1903. 42 S. 

Über die Frage, ob die Ausgabe von namenloſen Zins⸗ 
ſcheinen auf Grund des $ 795 B. G. B. der Staatsgenehmigung 
bedürfe, iſt eine lebhafte Kontroverſe entbrannt. Vergl. darüber 
die Literatur zu § 795 in der II. Auflage meines Handkommentars. 
Der Verf. dürfte dieſe Streitfrage, deren praktiſche Bedeutung 
ebenſo groß iſt, wie ihr theoretiſches Intereſſe, meines Erachtens 
auf Grund ſcharffinniger Erörterungen richtig — und zwar im 
verneinenden Sinne beſeitigt haben. Zweifellos handelt es 
ſich bei den fraglichen Zinsſcheinen nicht um ein Inhaberpapier im 
Sinne des § 793, aber auch nicht, wie z. B. Planck annimmt, 
um ein Legitimationspapier im Sinne des $ 808. Wir haben 
es mit einer Zwiſchenbildung zwiſchen 58 807 und 808 B. G. B. 
zu tun. Der Verf. weiſt auch ſchlagend nach, daß reichsrechtlich 
der akzeſſoriſche Charakter aufrecht erhalten iſt. Beſonders 
wirkſam ſpricht dafür die von ihm herangezogene Beſtimmung 
des Reichsgeſetzes über die gemeinſamen Rechte der Befitzer von 
Schuldverſchreibungen vom 4. Dezember 1899, der zufolge die 
nunmehr zu Verbänden organiſierten Gläubiger die Zinſen nach⸗ 
träglich erlaſſen, ermäßigen oder ſtunden können. Es ergibt ſich 
daraus, daß der Zinsanſpruch trotz des Zinsſcheins natürlicher 
Beſtandteil eines mit dem Gläubigerreht an der Hauptſchuld⸗ 
verſchreibung verbundenen einheitlichen Rechtes bleiben ſolle, daß 
alſo der Zins ſchein nur ein Legitimationszeichen iſt. 

Kuhlenbeck. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Maßſtab für die Frage, ob Verſtoß gegen die guten Sitten 
vorliegt, iſt nach Entſch. Nr. 1 nicht das Urteil der Standes⸗ 
genoſſen, ſondern die derzeitig im deutſchen Volke überhaupt an- 
erkannte und geübte Moral. Ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten kann auch darin beſtehen, daß für ein an ſich erlaubtes 
Handeln eine oͤkonomiſche Gegenleiſtung verſprochen wird. (Ab⸗ 
tretung des Erziehungsrechts gegen Entgelt.) Die Entſch. 
Nr. 18 erklärt ein Abkommen, durch das einzelne Intereſſenten 
einer Geſellſchaft ſich verpflichten, Vertrauensſtellungen (Stellung 
als Auffichtsratsmitglied) auszuſchlagen oder beſtimmten Perſonen 
zu übertragen, als nichtig gemäß $ 138 B. G. B. 

Die gerichtliche Geltendmachung eines Teilanſpruchs unter⸗ 
bricht nach Entſch. Nr. 2 die Verjährung nicht in Anſehung 
des nicht rechtshängig gewordenen Teiles. 

Die Verjährungsfriſt für die Anſprüche aus der Gewähr⸗ 
leiſtung iſt bei Werkverträgen über Herſtellung eines „Bauwerks“ 
in § 638 B. G. B. auf fünf Jahre feſtgeſetzt. Nach der Entſch. 
Nr. 3 iſt die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift nicht davon abhängig, 
daß das Bauwerk als Ganzes verdungen iſt, vielmehr bezieht ſie 
ſich auch auf die einzelnen Werkverträge, durch die die verſchiedenen 
Teile des Bauwerkes verſchiedenen Unternehmern übertragen werden. 
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Die häufig erörterte und wichtige Streitfrage, ob ſich 
§ 823 Abſ. 1 auch auf obligatoriſche Rechte bezieht, iſt in der 
Entſch. Nr. 4 verneint worden. 

Von den prozeſſualen Entſcheidungen ſeien hervorgehoben 
die Entſch. Nr. 7 über das Vorbehaltsurteil bei der Auf, 
rechnung, Nr. 8 über die Unzuläſſigkeit der Verſoͤhnungseinrede 
im Verfahren zur Läuterung des Scheidungsurteils, Nr. 10 
über die Notwendigkeit, den Entmündigten unter Zuziehung 
eines Sachverſtändigen auch in dem Berufungsverfahren über 
die Entmündigungsanfechtungsklage zu vernehmen, Nr. 12 über 
das Erlöſchen des Pfändungspfandrechts infolge der mit Zu⸗ 
ſtimmung des Pfandgläubigers erfolgenden Beſeitigung der Pfand⸗ 
zeichen, Nr. 13 über die Zuläſſigkeit, neue, auch nach Erlaß 
der einſtweiligen Verfügung eingetretene Tatſachen in der Be⸗ 
rufungsinſtanz des Beſtätigungsverfahrens zu berückſichtigen. 
Die Entſch. Nr. 14 begrenzt das Klagerecht des Kommiſſionärt 
zur Geltendmachung des dem Kommittenten entſtandenen 
Schadens derart, daß dem Kommiſſionär einwandsweiſe ent- 
gegengeſetzt werden könne, daß der fo geforderte Schadenserſatz 
nicht dem Kommittenten zufließen, ſondern lediglich eine Be 
reicherung des Kommiſſionärs bilden würde. N. 
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Vereins nachrichten. 
Der Vorſtand hat ein Generalregiſter zu den im 8. bis 
29. Bande der Juriſtiſchen Wochenſchrift enthaltenen Ent- 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen herſtellen laſſen. 
Dasſelbe wird im Laufe des Juni den Herren Bereins- 
mitgliedern unentgeltlich geliefert werden. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Augsburg hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
700 Mark gewihrt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iR für die reiche Beihülfe der anfrichtigfte Dauk aus- 
gefprodgen worden. 


Zur Vorlage betreffend die Enutlaſtung des 
Reichsgerichts. 
Von Juſtizrat Heilberg in Breslau. 


Die Vorlage betreffend die Erhöhung der Reviſionsſumme 
verdient eine nicht minder energiſche Bekämpfung als die frühere 
in gleicher Richtung gehaltene Vorlage. Der Inhalt der Vor⸗ 
lage und was an ihr gegenüber den früheren Vorſchlaͤgen neu 
iſt, kann als bekannt vorausgeſetzt werden. 

Der Hinweis der Gründe der Geſetzesvorlage auf die Ver⸗ 
hältniffe des Auslandes verſagt ſchon deshalb, weil das Ausland 
in wirtſchaftlicher, finanzieller und ſozialer Beziehung ganz andere 
Verhältniſſe hat, als ſehr erhebliche Teile des Deutſchen Reichs, 
eine Erwägung, die gerade in Geſetzesvorlagen der Reichs⸗ 
regierung nicht ſelten vorkommt. Man darf und muß hinzu⸗ 
ſetzen, daß auch das Menſchenmaterial, mit dem die Rechtspflege 
im Ausland arbeitet, vielfach ein durchaus anderes iſt. 

Der jetzige Vorſchlag entſpricht auch durchaus nicht etwa nur 
dem Gedanken, der in der Beſchwerdeinſtanz längſt Geſetz geworden 
ft (Z. P. O. § 568), daß ein weiteres Rechtsmittel gegen duac 
conformes, mindeſtens in der unteren Wertſtufe, nicht zuläſſig 
ſein ſolle, denn erſtlich handelt es ſich bei der Beſchwerde der 
Regel nach um geringere Intereſſen und geringere rechtliche und 


tatſächliche Fragen als bei den Rechtsmitteln gegen Endurteile, 
ſodann aber ſoll die Reviſion gegen übereinſtimmende Ent⸗ 
ſcheidungen des Landgerichts und des Oberlandesgerichts auch 
dann unzuläſſig fein, wenn dieſe Entſcheidungen zwar in der 
Formel, nicht in den Gründen übereinſtimmen und auch wenn 
bie zweite Entſcheidung einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält. Neue tatſächliche und anders geartete rechtliche 
Erwägungen führen vielfach das Berufungsgericht zu einer Ent⸗ 
ſcheidung, die zwar in der Formel, aber weder in den Gründen 
noch in der Wirkung mit der des erſten Richters übereinſtimmt. 

Endlich aber zeigt ein Blick in die Rechtſprechung, daß 
auf manchen Gebieten, nicht am wenigften auf denen der neuen 
Rechtsentwickelung und Geſetzgebung, z. B. der Beurteilung 
wirtſchaftlicher Boykotte, der Rechtſprechung über 88 823 und 826 
B. G. B. uſw, es einer mutigen Neuerung des Reichsgerichtes 
bedurfte, um aus dem gewiflermaßen ausgetretenen Gleiſe der 
erſtrichterlichen Entſcheidungen in eine neue Bahn zu kommen. 

Iſt ſchon hiernach die vorgeſchlagene Neuerung eine außer⸗ 
ordentlich bedenkliche, ſo kommt dazu, daß ſie geradezu eine 
Prämie auf die Zurückweiſung der Berufung ausſetzt. Auf die 
Gefahr hin, angegriffen zu werden, muß man dies offen aus⸗ 
ſprechen, wie dies in der letzten Nummer dieſer Zeitſchrift 
ſeitens des Herausgebers geſchehen iſt. 

Eins aber laſſen die Motive der Geſetzesvorlage ganz 
vermiſſen. Wieviel Prozent der aufhebenden Urteile des 
Reichsgerichtes richten ſich denn gegen Entſcheidungen, die die 
Berufung zurückweiſen, in wie vielen Fällen würde alſo, wenn 
die Geſetzesvorlage Geſetz würde, ein materielles Unrecht rechts⸗ 
kräftig werden? Mangels jeden ſtatiſtiſchen Anhalts laſſen ſich 
ſichere Zahlen hierüber nicht geben, auch die veröffentlichten 
Entſcheidungen des Reichsgerichts ergeben keineswegs immer den 
Sinn und Inhalt der Vorentſcheidungen, und obendrein bedeutet 
eine Beſtätigung der unter fi) übereinſtimmenden Vor⸗ 
entſcheidungen durchaus nicht immer eine Billigung der Rechts⸗ 
gründe der Vorentſcheidungen. Soweit aber eine Prüfung zu- 
läffig iſt, ergibt die nachſtehende Zuſammenſtellung aus den 
5 letzten Bänden der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen 
des Reichsgerichtes, daß von denjenigen Reviſtonsentſcheidungen, 
welche ſich gegen ein die Berufung zurückweiſendes Urteil eines 
Oberlandesgerichtes richten, etwa 33 ¼ Prozent auf Abänderung 
der duae conformes ergingen. 
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Bei übereinſtimmenden Entſcheidungen der Vorinſtanzen: 
beſtätigende abändernde 
Entſcheidungen Entſcheidungen 
30 15 


Band 511 
52 25 17 
53 25 17 
„ 54 29 15 
55 27 13 
Es liegt kein Anhalt für die Annahme vor, daß das 


Verhältnis in der Wertſtufe von 2 000 bis 3 000 Mark ein 


anderes iſt; man kommt alſo zu dem Schluſſe, daß die Annahme der 
Regierungsvorlage in rund 33 ¼ Prozent der durch die Vorlage der 
Reviſion entzogenen Sachen eine Verewigung der ſachlich unrichtigen 
Entſcheidung, eine Verweigerung des Rechts bedeuten würde. 
Vielleicht iſt es mit Hilfe des der Reichsregierung ſicherlich 
vorliegenden amtlichen Materials möglich, dieſe Statiſtik zu er⸗ 
ganzen; in jedem Fall legen ſchon die vorliegenden Zahlen ernſte Be⸗ 
denken gegen die Gerechtigkeit der vorgeſchlagenen Maßregeln nahe. 
Alles dies würde freilich nicht in Betracht kommen, wenn 
es wahr wäre, was Staatsſekretär Nieberding gelegentlich der 
erſten Beratung der jetzigen Vorlage im Reichstag hervorgehoben 
hat, und was Tolkiemitt⸗Naumburg in der „Nation“ vom 
21. Mai 1904 aufnimmt, wenn es nämlich wahr wäre, daß 
der Zweck der Reviſion tatſächlich nicht ſowohl die richtige Ent⸗ 
ſcheidung des Einzelfalles, als vielmehr die Erhaltung der Einheit 
der Geſetzesanwendung und des Verfahrens und innerhalb der 
geſetzlichen Schranken die Fortbildung des Rechts im Anſchluß 
an die wirtichaftliche Volksentwicklung ſei. In konſequenter 
Fortbildung dieſes Gedankens kommt Tolkiemitt zu der Auf⸗ 
faſſung, daß die Revifion „eine Belaſtung der Wohlhabenden 
ſei, welche die Einheit des Rechts auf ihre Koſten erhalten!“ 
Dieſe Auffaſſung iſt bereits in der Begründung des Ent⸗ 
wurfs der Zivilprozeßordnung vom 29. Oktober 1874 vertreten 
worden (Hahn, Materialien, Bd. II, I. Abteilung S. 141 ff., 
S. 362 ff.), aber fie fand in den Verhandlungen der Reichstags⸗ 
kommiſſion erſter Leſung mehrfach energiſchen Widerſpruch, unter 
anderem auch von keinem Geringeren als von Gneiſt, mag der⸗ 
ſelbe auch zu anderen Ergebniſſen gekommen ſein als den hier 
vertretenen, und von Kurlbaum II, der in der Einführung der 
Reviſionsſumme ein Privilegium der Reichen ſah und der aus⸗ 
ſprach, freilich teilweiſe im Widerſpruch mit dem Wortlaut der 
Motive, daß es ſich bei Aufſtellung einer dritten Inſtanz nach 
Auffaſſung des Entwurfs um die Konſtruktion eines Rechts⸗ 
mittels in erſter Linie zugunſten der Parteien und erſt in zweiter 
zum Zweck der Erhaltung der Rechtseinheit handle. In der 
zweiten Leſung erklärte Gneiſt (Hahn, S. 1029) den Stand- 
punkt, daß der hoͤchſte Gerichtshof nicht nur das Intereſſe 
der Parteien ſchützen, ſondern vor allem die Einheit der 
Rechtſprechung wahren ſolle, für einen dem gemeinen 
deutſchen Prozeß fremden und erſt ſpäter hinzugekommenen, 
und Struckmann verlangte ebenfalls, daß die Reviſion 
im Gegenſatz zu der franzöſiſchen Auffaſſung nach den Partei⸗ 
rechten zu konſtruieren ſei. In der Tat wird es für die geſunde 
Empfindung nicht nur des Volkes, ſondern auch der an der 
Rechtspflege Beteiligten eine ſchattenhafte Theorie bleiben, wenn 
geſagt wird, die dritte Inſtanz diene nicht ſowohl der Ermittelung 
des Rechts im einzelnen Fall, als vielmehr der Erhaltung der 
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Rechtseinheit im ganzen. Zweck der Rechtspflege im Staat iſt 
nicht die Erhaltung der Theorie, ſondern die Rechtſprechung, 
die gerechte Entſcheidung des einzelnen Falles, die Wahrung 
der Gerechtigkeit, und wenn Tolkiemitt meint, die Fixigkeit ſei 
in unſerem Zeitalter faſt wichtiger als die Richtigkeit, ſo äußert 
ſich darin allerdings der fundamentale Gegenſatz, in welchem die 
eine und die andere Staatsauffaſſung miteinander ſtehen. Den 
Rechtſuchenden liegt an der Richtigkeit, und wer Unrecht erhalten 
hat, dem iſt damit nicht gedient, daß das Unrecht ja recht ſchnell 
erzielt jet, daß die Rechteſicherheit und die Rechtseinheit ſchnell 
gewonnen ſeien. 

Dazu kommt, daß die ſogenannte Einheit der Recht⸗ 
ſprechung nach der Überzeugung weiter Kreiſe der Praktiker 
ſchon jetzt nur zum Teil beſteht und durch die neuen Maßregeln 
nicht geſtärkt, ſondern geſchwächt werden würde. Eine ganz 
unerhebliche Frage iſt es aber, ob der geplagte Praktiker jedes 
einzelne Reichsgerichtsurteil in den zahlloſen Veröffentlichungen 
zu leſen Zeit findet. 

Endlich wird wohl aber ein Zuſtand, der dazu führt, daß 
der eine Senat des Reichsgerichts mit zehnmonatlicher, der andere 
mit zwei- bis viermonatlicher Friſt Termine anſetzt, auf andere 
Weiſe als durch eine Anderung der Geſetzgebung zu beſeitigen ſein. 


— 


Bom Reichsgericht.⸗) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 23. April bis 7. Mai 
1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 184 des E. G. läßt — abgeſehen von Art. 192 
bis 195 — die beim Inkrafttreten des B. G. B. beſtehenden 
Rechte an einer Sache oder an einem Recht nach Inhalt und 
Rang in Kraft. 88 399, 877 B. G. B., wonach Forderungen 


die Übertragbarkeit durch Vertrag genommen werden kann, 


beziehen fich auch auf andere Rechte.] 

Durch Vertrag vom 18. Mai 1898 haben verſchiedene 
Grundbeſitzer, unter ihnen der Bekl. als Eigentümer des im 
Grundbuche von J. verzeichneten Grundbeſitzes, dem Bergwerks 
unternehmer K. zu Hannover das „ausſchließliche, dingliche, 
auf Verlangen eines der Kontrahenten in das Grundbuch ein ⸗ 
zutragende Recht“ eingeräumt, auf ihren Grundſtücken zu bohren 
oder zu ſchürfen und die hierbei aufgeſchloſſenen Lager von 
Petroleum, bituminöſen Stoffen, Kali-, Stein- und beibrechenden 
Salzen und fonftigen dem Verfügungsrechte der Grundeigentümer 
unterliegenden und zur bergmänniſchen Ausbeutung geeigneten 
Stoffen zu gewinnen und fich anzueignen und in feinem Intereſſe 
beliebig auszunutzen und zu verwerten. Im § 10 iſt beſtimmt, 
daß der Unternehmer ſowie deſſen Rechtsnachfolger berechtigt 
ſein ſollen, alle Rechte und Pflichten aus dem Vertrage auf 


andere Perfonen, Gewerkſchaften und Geſellſchaften zu über ⸗ 


tragen. K. hat ſeine Rechte in der Urkunde vom 29. April 
1899 an die Kl. abgetreten. Dieſe verlangt vom Bekl., daß 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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er die Eintragung des im Vertrage bedungenen Ausbeute 
rechts auf dem Blatte ſeines Grundbeſitzes bewillige, und 
hatte in I. J. einen entſprechenden, ſchlechthin auf den Vertrag 
Bezug nehmenden Antrag geſtellt. Das L. G. erkannte nach 
dem Antrage des Bekl. auf Abweiſung der Klage. In der 
Berufungsinſtanz ſchränkte die Kl. ihr Verlangen dahin ein, 
daß das Recht als nicht vererblich und veräußerlich 
gebucht werden ſolle. Das O. L. G. hat abändernd nach dieſem 
Antrag erkannt. Nunmehr hat der Bekl. Reviſion eingelegt. 
Das R. G. hob auf und verwies zurück. Der B. R. verurteilt 
den Bekl. nach dem in der II. J. geſtellten Antrage der Kl.: 
er fol die Eintragung des dem Unternehmer K. in dem Ver⸗ 
trage vom 18. Mai 1898 eingeräumten Rechtes auf dem Blatte 
ſeines Grundſtücks in J. bewilligen, jedoch mit der Maßgabe, 
daß — entgegen dem Vertrage — das Recht nicht vererblich 
und veräußerlich ſein ſoll. Den Gegenſtand der Eintragung 
bildet hiernach eine beſchränkte perſonliche Dienſtbarkeit im 
Sinne der 88 1090 ff. B. G. B. (vergl. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 2. Oktober 1903, VII 205/03). Es 
fragt ſich, ob der Bekl. verpflichtet iſt, die Buchung eines 
ſolchen Rechtes herbeizuführen. Der B. R. bejaht die Frage 
auf Grund der doppelten Erwägung, daß die Kl. nur eine 
Einſchränkung des Rechtes begehre, durch welche der Bekl. nicht 
benachteiligt werde, und daß nach der Willensmeinung der 
Vertragſchließenden der Bekl. auch habe verpflichtet werden 
ſollen, dem Zeſſionar des K. das Ausbeuterecht mit Ausſchluß 
der Übertragbarkeit zu beſtellen. Dieſe Erwägungen ver⸗ 
mögen das Urteil nicht zu tragen. Beſtand, wovon zunadft 
ausgegangen werden mag, das durch den Vertrag vom 18. Mai 
1898 begründete Recht zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. 
als eine dingliche, übertragbare Belaſtung, ſo konnte der 
Ausſchluß der Übertragbarkeit nach jenem Zeitpunkte nicht durch 
eine einſeitige Erklärung des Berechtigten herbeigeführt werden. 
Nach 8 399 B. G. B. iſt es zuläſſig, einer Forderung von 
vornherein oder nachträglich die Übertragbarkeit zu nehmen; 
vorausgeſetzt wird jedoch eine Vereinbarung zwiſchen dem 
Glaͤubiger und dem Schuldner. Der § 399 B. G. B. findet 
auf andere Rechte entſprechende Anwendung. Ihre Übertragbar- 
keit kaun daher nur vertrags mäßig beſeitigt werden. Nach 
den Protokollen (Bd. 3 S. 257, Bd. 1 S. 384) hat man an- 
genommen, daß es ſich um eine Anderung des Inhalts des 
Rechtes handle. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt auch nach 
§ 877 B. G. B. in dem bezeichneten Falle zu der Anderung 
die Einigung der Beteiligten und die Eintragung erforderlich. 
Der Berechtigte kann alſo nicht dadurch, daß er erklärt, auf die 
Übertragbarkeit des Rechtes verzichten zu. wollen, den anderen 
Teil zwingen, der Eintragung des ſo beſchränkten Rechtes 
zuzuſtimmen. Daß es eines Vertrages bedarf, wenn unterſtellt 
wird, daß das Recht überhaupt nach Maßgabe der früheren 
Geſetze als dingliches nicht entſtanden ſei, iſt ſelbſtverſtändlich; 
es würde dann die Neubegründung einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit gegeben fein. Die erſte Erwägung des B. R. 
ſchlägt daher nicht durch. In Frage kann nur kommen, ob ſich 
aus dem Vertrage vom 18. Mai 1898 die obligatoriſche Ver⸗ 
bindlichkeit des Bekl. zu der begehrten Eintragungsbewilligung 
herleiten läßt. Der B. R. glaubt den Vertrag in dieſem Sinne 
auslegen zu konnen. Allein die von ihm angeführten Gründe 
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find nicht ſchlüſſig. Er ſagt, daß, im Falle das dingliche Recht 
unübertragbar ſei, Bekl. perſönlich habe verpflichtet fein ſollen, 
dem Zeſſionar des K. ein dingliches Recht desſelben Inhalts zu 
beftellen, wie das dem K. eingeräumte. Dieſem war aber nur 
das veräußerliche dingliche Ausbeuterecht eingeräumt und es 
ſoll gerade bewieſen werden, daß damit eventuell auch die Ver⸗ 
pflichtung zur Begründung des unveräußerlichen Rechtes 
übernommen worden ſei. Aus dem Vertrage folgt nur die 
Befugnis des Berechtigten, von dem Bekl. die Bewilligung zur 
Eintragung des vertrags mäßig begründeten, alſo des über- 
tragbaren Rechtes zu verlangen, damit dieſes Recht ſeine volle 
Wirkſamkeit entfalte. (Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 230, 
Bd. 48 S. 62.) Da nach dem Ausgeführten die geſchehene 
Verurteilung des Bekl. nicht haltbar iſt, ſo mußte die Auf⸗ 
hebung des B. U. erfolgen. In der Sache ſelbſt kann noch 
nicht erkannt werden. Der B. R. hat ſich darüber endgültig 
nicht ausgeſprochen, ob es nach den Normen des früheren 
gemeinen Rechts oder des Hannoverſchen Partikularrechts zuläſſig 
war, das Recht auf die Entnahme von Bodenbeſtandteilen 
fremder Grundſtücke, wie ſie insbeſondere in dem Vertrage vom 
18. Mai 1898 aufgeführt find, als eine dingliche, vererbliche 
und veräußerliche Belaſtung nach Maßgabe des Vertrages zu⸗ 
gunſten eines Dritten zu beſtellen. War es der Fall, ſo bedurfte 
es zur Entſtehung des anſcheinend als irreguläre Perſonal⸗ 
ſervitut zu kennzeichnenden dinglichen Rechtes nicht der Ein- 
tragung; ſie wurde nur für die Wirkſamkeit des Rechtes 
gegen Dritte erfordert (8 12 des E. E. G. vom 5. Mai 1872). 
Mit dieſem Erfordernis hörte das Recht nicht auf, ein dingliches 
zu ſein; es wirkte namentlich im Konkurſe des Eigentümers des 
belaſteten Grundſtücks (Rehbein, Entſch. des Obertribunals 
Bd. 3 Nr. 275 Anm. 2, Habicht, Deutſche Juriſtenzeitung 1901 
S. 324, Planck, Anm. 2 a. C. zu Art. 184 E. G. z. B. G. B.). 
Kraft desſelben konnte die Eintragung von dem Konſtituenten 
des Rechtes gefordert werden. An dieſer Rechtslage iſt durch 
das Inkrafttreten des B. G. B. nichts geändert. Der Art. 184 
E. G. zum B. G. B. läßt die Rechte, mit denen eine Sache 
oder ein Recht zu dem gedachten Zeitpunkte belaſtet war, mit 
dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Inhalt und 
Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Art. 192 - 195 ein 
anderes ergibt. Daß der Art. 184 nur eingetragene Rechte 
im Auge habe, kann nicht angenommen werden. Der V. Z. S. 
des R. G. hat ſeine gegenteilige Meinung (Entſch. Bd. 48 
S. 61 ff.) aufgegeben (Urteil vom 11. November 1903, teilweiſe 
abgedruckt in Jur. Wochenſchr. von 1904 S. 5 Nr. 1 in der 
Sache Rep. V 205/03) und der erkennende Senat hat ſich 
bereits ſo, wie hier, ausgeſprochen (Urteil vom 25. September 
1903 VII 191/03). Der B. R. macht ſich, dieſe Auslegung 
des Art. 184 im übrigen teilend, offenbar die Auffaſſung des 
I. R. zu eigen, daß, obſchon das Recht als dingliches beſtanden 
haben möge, doch die Eintragung nicht mehr gefordert werden 
könne, weil es ſich um ein in feiner Wirkſamkeit nach $ 12 
des E. E. G. beſchränktes dingliches Recht handle. Allein jene 
Auffaſſung erſcheint nicht zutreffend. Aus dem dinglichen Recht 
erwächſt der Anſpruch auf Bewilligung der Eintragung, ſoweit 
er nicht durch einen inzwiſchen eingetretenen Eigentums wechſel 
ausgeſchloſſen iſt. Mithin kann er auch nach dem 1. Januar 1900 
in gleichem Umfange geltend gemacht werden. Entſcheidend iſt 
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lediglich, daß wirklich ein dingliches Recht beſtand, daß alſo die 
Eintragung zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgt (§ 894 
B. G. B.). Es wäre daher zu prüfen geweſen, ob und in wie 
weit nicht die Klage mit ihrem urſprünglichen Begehren gerecht⸗ 
fertigt ift, und es wäre auf eine entſprechende Formulierung des 
Antrags hinzuwirken geweſen ($ 139 3. P. O.). Damit dies 
geſchehe, war die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent- 
ſcheidung an das B. G. und zwar an einen anderen Senat 
desſelben (8 565 Z. P. O.) zurück zu verweiſen. H. c. A. G. 
für E., U. v. 12. April 04, 53/04 VII. — Celle. 

2. Art. 198 des E. G. z. B. G. B. 88 1333, 1337 
Abſ. 2 B. G. B. verb. mit 88 40, 41 Tl. II Tit. 2 A. L. R. 
Ehenichtigkeit wegen unheilbaren körperlichen Leidens. Kenntnis 
des letzteren und deſſen Bedeutung.] 

Den Klagegrund bildet die Unkenntnis der Frau bei der 
Eingehung der Ehe von dem unheilbaren Geſchlechtsleiden 
des Mannes. Der Bekl. hat alſo zur Entkräftung dieſes 
Fundamentes zu beweiſen, entweder, daß Kl. dieſen Mangel 
(eine perſönliche Eigenſchaft des Bekl.) ſchon damals gekannt, 
oder daß ſie die zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. noch 
beſtehende Ehe „nach entdecktem Irrtum ausdrücklich genehmigt 
oder länger als 6 Wochen nach dieſem Zeitpunkte fortgeſetzt“ 
G 41 Tit. I Tl. II A. L. R.), oder im Sinne des § 1337 
Abi. 2 B. G. B. „beſtätigt“ hat (Art. 198 E. G. zum 
B. G. B.). Eine Kenntnis zur Zeit der Cheſchließung oder 
eine Genehmigung oder Beſtätigung der Ehe kommt vorliegenden⸗ 
falles nicht in Betracht. Es fragt ſich daher in dieſer Inſtanz 
nur noch, ob Kl., wie Bekl. einwendet, bereits ſechs Wochen 
vor Erhebung ihrer Klage, das iſt vor dem 19. März 1903, 
ſeine bereits bei ſeiner Verheiratung mit ihr (am 9. Mai 1896) 
vorhanden geweſene Behaftung mit unheilbarer Syphilis er⸗ 
fahren hat. Der Vorderrichter verneint dies, aber er ſtellt feſt, 
daß fie bereits länger als 6 Wochen vor dem 19. Marz 1903 
wußte, daß ihr Ehemann an einer anſteckenden Krankheit, 
wahrſcheinlich an Syphilis, litt, und daß ſie auch noch inner⸗ 
halb dieſer Friſt darüber Gewißheit erhielt, daß er mit dem 
Keime dieſer Krankheit bereits vor ſeiner Eheſchließung mit ihr 
belaſtet war. Der II. R. erachtet dieſe Kenntnis für gleich⸗ 
bedeutend mit derjenigen (welche die Kl. feftgeſtelltermaßen erſt 
fpäter erlangte), daß die Natur des zur Erſcheinung gekommenen 
Leidens keine abjolut heilbare und nur vorübergehende iſt, wie 
Kl. (nach eigener Unterſtellung des angefochtenen Urteils) bis 
dahin geglaubt hatte. Eine ſolche Urteilsannahme erſcheint 
jedoch normverletzend. Wenn die „perſönliche Eigenſchaft“, 
um deren Nichtkenntnis es ſich nach § 40 Tit. I Tl. II 
A. L. R. und nach 8 1333 B. G. B. handelt, in einer 
körperlichen Unvollkommenheit, dem Vorhandenſein eines ſich 
erſt in der Folge entwickelnden Krankheitskeimes, beſteht, fo 
ergibt ſchon die bloße Natur der Sache, daß ein derartiger 
Mangel der verſchiedenſten Grade fähig iſt. Leiden, 
welche nur einmal auftreten und vorübergehen, ſtehen bezüglich 
ihrer Erheblichkeit nicht auf gleicher Stufe mit ſolchen, welche 
in gewiſſen Zeiträumen ſich erneuern und wiederkehren. Je⸗ 
nachdem fie heilbar oder unheilbar find, iſt zwiſchen ihnen ſo ⸗ 
gar der Art nach ein ganz weſentlicher und durchgreifende 
Unterſchied. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Gericht bei 
der Feſtſtellung eines Tatbeſtandes aus den vorbezeichneten 
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Geſetzesvorſchriften dieſen Unterſchied zu berückfichtigen hat. 
Glaubt ein Ehegatte, daß der phyſiſche Mangel, welcher in der 
Perſon des anderen bei der Eheſchließung vorhanden war, keine 
dauernden Folgen hinterläßt, daß er insbeſondere auch für 
die aus der Ehe zu erwartende Nachkommenſchaft unſchädlich 
iſt, und erfährt er erſt ſpäter, daß ſich in beiden Beziehungen 
dies anders verhält, ſo iſt die „Sachlage“, um deren Kenntnis 
es ſich nach 81333 B. G. B. handelt, in dieſen beiden Fällen 
nicht dieſelbe. Letzteres verkennt der Vorderrichter, indem er 
ausführt, daß Kl. auch ſchon auf Grund der Wiſſenſchaft, 
welche ſie „ſpäteſtens am 12. Dezember 1902“ erlangt hatte, 
rechtlich in der Lage geweſen wäre, ihre Ehe wegen Irrtums 
über eine perfönliche Eigenſchaft des Bekl. anzufechten. Zur 
Begründung für dieſe Meinung erklären die Entſcheidungs gründe 
nur, daß ſchon die damals ihr bekannt gewordenen „Krankheits- 
erſcheinungen ſo ſchwerer Natur“ ſeien, „daß die Behaftung 
mit einer ſolchen Krankheit jede verſtändig prüfende Frau von 
der Eingehung der Ehe abgehalten hätte.“ Hierbei wird außer 
acht gelaſſen, daß die Krankheit, deren Daſein der Kl. bis zum 
4. Februar 1903 bekannt geworden, nach der Vorſtellung, die 
ſie ſich feſtgeſtelltermaßen davon machte, eine bloß vorüber⸗ 
gehende war, welche nur bis zu ihrer Ausheilung die 
Gefahr einer Anſteckung für die Ehefrau und einer Übertragung 
auf die während ihres Beſtehens etwa von ihr empfangene 
Nachkommenſchaft in ſich barg. Das B. G. ſcheint ohne 
weiteres anzunehmen, daß auch ein bei dem Bekl. zur Zeit der 
Eheſchließung vorhanden geweſener Keim für ein derartig nur 
einmal auftretendes, vorübergehendes Leiden eine 
„ perſönliche Eigenſchaft“ im Sinne des Geſetzes darſtellen 
würde. Dieſe Anſicht aber ſteht mit dem Begriffe einer 
perfönlihen Eigenſchaft, welche eine der Perſon anhaftende 
Beſchaffenheit von längerer Dauer vorausfegt, nicht in Ein⸗ 
klang (ef. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 309, 
310). Ebenſowenig wie die akute Erkrankung ſelbſt, welche 
heilbar iſt und keine weſentlichen Spuren bei dem Kranken 
hinterläßt, ſich als eine Eigenſchaft der Perſon in dem oben- 
gedachten Sinne auffaſſen läßt, kann auch die Infektion mit 
einer ſolchen für eine Eigenſchaft gelten. Die Kl. war daher 
rechtlich nicht gehindert, trotz des Umſtandes, daß ſie bereits im 
Dezember 1902 von einer ſyphilitiſchen, ihrer Meinung nach 
beilbaren Krankheit ihres Mannes erfahren hatte, deren Aus- 
bruch auf eine ſchon vor der Eheſchließung erworbene An- 
ſteckung zurückzuführen war, fpäter auf Grund der erſt Ende 
Februar 1903 erlangten Kenntnis von der wahren Natur dieſes 
Leidens, deſſen Schwere und Gefährlichkeit wegen ſeiner Unbeil- 
barkeit und Vererblichkeit ihre frühere Vorſtellung weit überftieg, 
die Ehe innerhalb der darauf folgenden ſechswöchigen Friſt des 
941 Tit. IJ Tl. II A. L. R. anzufechten. G. o. G., U. v. 
11. April 04, 39/04 IV. — Berlin. 

8. 55 31, 89, 611 B. G. B. Anſpruch einer durch Umſturz 
einer mangelhaft befeſtigten Schultafel beſchädigten Lehrerin.] 

Die Kl., eine Lehrerin der Gemeindeſchule in W., erhob 
Klage gegen die dortige Gemeinde, als eine Wandtafel, welche 
die Bekl. nebſt dem dazu gehörigen Geſtell von der Firma L. 
bezogen, und dieſe in dem Schulzimmer angebracht hatte, um⸗ 
geſtürzt war und die Kl. dadurch Verletzungen an ihrem Körper 
erlitt. Die Gemeinde wurde verurteilt, die Klage gegen die 
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Firma L. wurde abgewieſen. Die Berufung der Gemeinde, der 
die Firma L. als Nebenintervenientin beigetreten war, wurde 
zurückgewieſen. Die Reviſion der Gemeinde und der Neben- 
intervenientin iſt zurückgewieſen worden. — Die Erteilung des 
Unterrichts in den Elementarſchulen iſt nach den in dem Art. 20 
bis 26 der Preußiſchen Verfaſſung ausgeſprochenen Grundfäßen 
eine Aufgabe, deren Erfüllung im allgemeinen Staatsintereſſe 
geboten iſt. Dementſprechend iſt die Zwangspflicht zur Teilnahme 
an dem Unterricht ſtatuiert (Art. 21 Abſ. 1) und den Gemeinden, 
eventuell dem Staate, die Verpflichtung auferlegt, die Mittel 
zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der erforderlichen 
offentlichen Volksſchulen aufzubringen. Art. 21 Abſ. 1 und 
Art. 25. Auch iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die öffentlichen 
Lehrer die Rechte und Pflichten der (mittelbaren) Staatsdiener 
haben. Art. 23 Abſ. 2 (vergl. dazu Entſch. des R. G. in Zivil- 
ſachen Bd. 37 S. 300; Entſch. des Oberverwaltungsgerichts im 
Zentralblatt für die Unterrichtsverwaltung 1893, S. 374; Entſch. 
des Kompetenzgerichtshofes im Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung 1858, S. 156 fg.). Danach enthält die Anſtellung 
eines öffentlichen Lehrers nicht den Abſchluß eines privatrechtlichen 
Dienſtvertrags, ſtellt vielmehr einen öffentlich-rechtlichen Akt dar, 
und dementſprechend iſt das Verhältnis, das durch die Anſtellung 
zwiſchen dem Beamten und demjenigen, dem er die Dienſte 
leiſtet, begründet wird, kein privatrechtliches Dienſtverhältnis im 
Sinne von 58 611 fg. des B. G. B. (vergl. die Entſch. des 
R. G. in Zivilſachen Bd. 37 S. 167 fg., Bd. 42 S. 125, auch 
Art. 80 des E. G. zum B. G. B.). Indes iſt die hiernach 
zweifellos rechtsirrige gegenteilige Auffaſſung der Vorinſtanz für 
die Sachentſcheidung, auch abgeſehen von den unten darzulegenden 
beſonderen Erwägungen, bedeutungslos; denn die Anſtellung 
von Beamten äußert auch Wirkungen, die nach Analogie der 
Srundjäge über den privatrechtlichen Dienſtvertrag zu beurteilen 
find, ins beſondere liegt auch bei dieſem an ſich öffentlich- rechtlichen 
Verhältnis demjenigen, dem die amtlichen Dienſte zu leiſten 
find, die Pflicht ob, für die körperliche Sicherheit des Beamten 
bei ſeinen Dienſtverrichtungen zu ſorgen, und eine ſchuldhafte 
Vernachläſſigung dieſer Pflicht begründet für den dadurch ge⸗ 
ſchädigten Beamten den privatrechtlichen Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 18 S. 173 fg.). 
Nach der oben bereits erwähnten Beſtimmung in Art. 25 der 
Berfaffung werden die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und 
Erweiterung der öffentlichen Volksſchulen von den Gemeinden 
aufgebracht, und zwar bewendet es inſoweit gemäß Art. 112 
bis zu dem Erlaſſe des in Art. 26 in Ausſicht geſtellten Geſetzes 
bei dem bisherigen Rechte. Danach liegt in dem jetzt in Frage 
ſtehenden Rechtsgebiete gemäß §8 37 und 29 Tl. II Tit. 12 
des A. L. R. die Unterhaltung der Schulgebäude an ſich der 
ſogenannten Schulſozietät, der durch den Schulvorſtand ver- 
tretenen Schulgemeinde, ob (Giebe⸗ Hildebrandt, Verordnungen, 
betr. das Volksſchulweſen, V. Aufl. S. 808 fg.; Schneider und 
v. Bremen, Das Volksſchulweſen, Bd. 2 S. 148 fg., 167 fg.), 
es kann aber auch die Schullaſt auf die politiſche Gemeinde 
übernommen werden (Giebe⸗ Hildebrandt S. 823 fg.; Schneider 
und v. Bremen S. 194; Zentralblatt für die Unterrichts- 
verwaltung 1893, S. 716). Im vorliegenden Falle iſt nun 
als unſtreitig anzuſehen, daß in Deutſch⸗W. die politiſche Ge⸗ 
meinde Trägerin der jetzt in Frage ſtehenden öffentlich- rechtlichen 


Pflichten iſt, und daß ſie in deren Erfüllung das Schulgebäude, 
in dem ſich der Unfall ereignete, erbaut und mit den erforderlichen 
Gerätſchaften ausgeſtattet hat. Demnach hatte ſie bei der An⸗ 
ſchaffung und Anbringung der letzteren diejenige Sorgfalt zu 
betätigen, welche zur Wahrung von Leben und Geſundheit der 
Schulkinder und der Lehrer, die ſich anläßlich des zu erteilenden 
Unterrichts in dem Gebäude aufzuhalten und die Gerätſchaften 
zu benutzen hatten, geboten erſchien. Und dieſe Sorgfalt iſt, 
wie die Vorinſtanz mit Recht angenommen hat, von den ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertretern der Bekl. — auf deren Verhalten, 
nicht auf das etwaiger ſonſtiger „Willensorgane“ (angefochtenes 
Urteil S. 16) kommt es an — außer acht gelaſſen worden. 
Die Reviſion iſt der Meinung, daß, wenn auch die Befeſtigung 
der Tafeln ungenügend geweſen ſein möge, doch die Bekl. kein 
Verſchulden treffe, da ſie die Lieferung und Befeſtigung der 
Tafeln einer Firma übertragen habe, die ſich ſpeziell mit der 
Herſtellung und Anbringung von Schulwandtafeln befaſſe, und 
deren Leiſtungen auf dieſem Gebiete anerkannt vorzüglich ſeien. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß die Firma L. zwar die An- 
bringung der Tafeln mit übernommen gehabt, fie aber mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gemeindebauamts der Bekl. dem Tiſchlermeiſter 
W. übertragen hat, der ihr auf eine an den Gemeindebaurat 
gerichtete briefliche Anfrage als eine Perſon, der die Aufſtellung 
der Tafeln übertragen werden konnte, benannt worden war. 
Und der genannte W. hat ſich wiederum um das Aufitellen 
und Befeſtigen der Tafeln perſönlich gar nicht gekümmert, 
ſondern die Arbeit einem Werkführer aufgetragen, der dann 
Arbeiter mit der Ausführung beauftragt hat. Bei dieſer Sach⸗ 
lage bot der gute Ruf, deſſen ſich die Firma L. erfreuen mag, 
gar keine Gewähr für eine ſachgemäße Ausführung der Auf⸗ 
ſtellung und Befeſtigung, und es lag deshalb den mit der 
Leitung des Baues und der Einrichtung der Schule betrauten 
techniſchen Beamten der Bekl. ob, die Aufſtellung zu beauf- 
ſichtigen oder nachträglich vor der Ingebrauchnahme der Tafeln 
einer genauen Prüfung zu unterziehen. Denn es handelte ſich, 
wie ſelbſt einem Laien ohne weiteres erkennbar ſein muß, um 
Gerätſchaften, die nach ihrer Beſchaffenheit und bei der großen 
Gefahr, die bei dem Umſturz einer Tafel für Lehrer und 
Schüler drohte, einer ganz beſonders ſorgfältigen Aufſtellung 
und Befeſtigung bedurften; die inſoweit in Betracht kommenden 
tatſächlichen Umſtände ſind bereits in den Urteilen des B. G. 
und beſonders in denen des L. G. hervorgehoben und in zu⸗ 
treffender Weiſe gewürdigt worden. Derjenigen Sorgfalt, welche 
unter den hier vorliegenden Umſtänden zur Abwendung einer 
dringenden Gefahr für Geſundheit und Leben zahlreicher Perſonen 
offenſichtlich geboten war, iſt durch diejenigen Maßnahmen, welche 
der Baurat H. nach feiner eigenen Ausſage getroffen hat, keines⸗ 
wegs genügt worden, es wäre vielmehr eine Unterſuchung aller 
Tafeln geboten geweſen, und ſie hätte in viel eingehenderer 
Weiſe, als geſchehen, vorgenommen werden müſſen. Die dem 
genannten Gemeindebeamten hiernach zur Laſt fallende Ver⸗ 
nachläſſigung der erforderlichen Sorgfalt hat die Bekl. zu ver⸗ 
treten. Zwar war er an ſich nicht verfaſſungsmäßiger Vertreter 
der Gemeinde im allgemeinen (B. G. B. 88 89, 31 und Land- 
gemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Prooinzen der preußiſchen 
Monarchie vom 3. Juli 1891 $ 88), wohl aber, da unſtreitig 
in W. ein beſonderes Gemeindebauamt beſteht, das ſeiner Leitung 
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unterftellt ift, ein für gewiſſe Geſchäfte der Gemeinde berufener 
Vertreter derſelben im Sinne von § 31 verbunden mit § 30 des 
B. G. B. W. c. A., U. v. 24. März 04, 287/03 VI. — Berlin. 

4. 55 133, 157 B. G. B. Schweigen als Genehmigung 
vertragswidrigen Verhaltens, wenn nach Treu und Glauben 
Widerſpruch erforderlich war.] 

Der Bekl. war Bierfahrer im Dienſte der Bekl.; er hat 
aus der Brauerei zur Ablieferung an die Kunden für 
181 336,45 Mark Bier erhalten und außerdem 15,10 Mark, 
die ihm als Abzahlungen geleiſtet waren, nicht abgeführt. Nach 
Abzug der abgeführten Zahlungen von 175 368,93 Mark ver⸗ 
bleibt ein Schuldſaldo von 5 982,62 Mark, deſſen Höhe der 
Bekl. nicht beſtritten hat. Die Kl. verlangt von dem Bekl. 
Zahlung eines Teilbetrages von 2 000 Mark, indem fie ihn für 
den Schuldſaldo auf Grund des Dienſtvertrages, ferner als 
Selbſtkäufer des Bieres und eventuell als ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen für haftbar erklärt. Der Bekl. iſt in der I. J. nach 
dem Klageantrag verurteilt und ſeine Berufung iſt durch das 
Urteil II. J. zurückgewieſen worden. Das R. G. hob auf. 
Es fragt ſich, ob nicht der Anſpruch der Kl. deshalb abzuweiſen 
iſt, weil nach ihrem tatſächlichen Verhalten angenommen werden 
muß, daß ſie darauf verzichtet hat, den Bekl. wegen der 
kreditierten Beträge in Anſpruch zu nehmen. Obwohl nämlich 
dem Bekl. wie allen Bierfahrern häufig eingeſchärft wurde, 
niemandem außer den Kontokunden Kredit zu gewähren, hat doch 
die Kl. im Widerſpruch hiermit das Kreditieren geduldet und, 
ſoweit erfichtlich, niemals ernſtliche Schritte getan, um es zu 
verhindern. Der Geſchäftsbetrieb brachte es mit ſich, daß die 
Kl. Kredit geben mußte, wenn ſie eine ausreichende Kundſchaft 
erhalten wollte, und mit Rückſicht hierauf waren auch die Ein⸗ 
richtungen getroffen. Der Bekl. erhielt anfangs neben einem 
monatlichen Lohn von 90 Mark das von den Bierentnehmern 
zu zahlende ſogenannte Spundgeld von 50 Pf. bis 1 Mark 
für jede Tonne; fpäter vom Mai oder Juni 1900 an bildete 
das Spundgeld ſeine einzige Einnahme aus dem Dienſtverhältnis, 
abgeſehen von dem Betrag, den die Kl. als Erſatz für ent⸗ 
gangenes Spundgeld zu zahlen hatte. Der Bekl. wurde alſo 
durch dieſe Regelung der Lohnverhältniſſe veranlaßt, Kredit zu 
geben, und die Kl., die bei den täglich erfolgenden Abrechnungen 
hiervon Kenntnis erhielt, hat es gebilligt. Durch das Kredit⸗ 
geben wurde der Umſatz vergrößert, und die Kl. zog hieraus 
erheblichen Vorteil. Es verſtößt gegen Treu und Glauben, 
wenn die Kl. während der Dienſtzeit des Bekl. niemals durch 
die Tat bewieſen hat, daß ihre Abmahnungen ernſt gemeint 
waren, und wenn ſie nach dem Ausſcheiden des Bekl. aus ſeiner 
Stellung mit Anſprüchen hervortritt, die ſie während ſeiner 
Dienſtzeit nicht geltend gemacht hat. Von dieſen Gefihtspunften 
aus hat das B. G. die Sache nicht geprüft. Es war daher 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache zur Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das B. G. zurückzuverweiſen. 
G. c. F., U. v. 29. März 04, 402/03 III. — Berlin. 

5. 58 243, 279, 287, 295, 300 B. G. B. Gefahr⸗ 
übergang bei einer Gattungsſchuld nur durch Anbieten der 
ausgeſchiedenen Sache. Vertretung des Zufalles beim Abnahme⸗ 
verzug.] 

Bei der rechtlichen Beurteilung der von dem B. G. als 
richtig unterſtellten Behauptungen der Kl. iſt davon auszugehen, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


daß gemäß § 279 B. G. B. die Kl. als Schuldnerin einer 
nur der Gattung nach beſtimmten Sache, da die Gattung als 
ſolche nicht untergegangen iſt, ihr durch den Brand verurſachtes 
Unvermögen zur Leiſtung der geſchuldeten Brikette auch dann 
zu vertreten haben würde, wenn ihr ein Verſchulden nicht zur 
Laſt fällt. Nach 8 243 Abſ. 2 B. G. B. beſchränkt fi jedoch, 
wenn der Schuldner einer Gattungsſache ſeinerſeits das zur 
Leiſtung einer gehörig beſchaffenen Sache Erforderliche getan 
hat, das Schuldverhältnis auf dieſe Sache, und als Folge 
dieſer Vorſchrift iſt im §8 300 Abſ. 2 beſtimmt, daß, wenn eine 
nur der Gattung nach beſtimmte Sache geſchuldet wird, die 
Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläubiger übergeht, 
in welchem er dadurch in Verzug kommt, daß er die an⸗ 
gebotene Sache nicht annimmt. Die Befreiung des 
Schuldners einer Gattungsſache von der Haftung infolge Über⸗ 
ganges der Gefahr auf den Gläubiger iſt demnach davon ab- 
hängig gemacht, daß dieſer die angebotene Sache nicht an- 
genommen hat. Hieraus ergibt ſich, daß nicht nur die Aus- 
ſcheidung einer beſtimmten Sache aus der Gattung, ſondern 
auch ein Anbieten erfordert wird. Das Anbieten muß aller⸗ 
dings, wie — entgegen der Anſicht des B. G. — mangels 
einer beſonderen Vorſchrift im $ 300 Abſ. 2 anzunehmen iſt, 
nicht unter allen Umſtänden ein tatſächliches, ſondern kann beim 
Vorhandenſein der im 8 295 B. G. B. angegebenen Voraus- 
ſetzungen auch ein bloß woͤrtliches ſein. Für ungenügend iſt 
jedoch ein — wenn auch zeitlich nach der Ausſcheidung der 
Sache liegendes — allgemeines Bereiterklären zur 
Lieferung zu erachten. Vielmehr muß dem Gläubiger erkennbar 
gemacht werden, daß die Ausſcheidung der Sache ſtattgefunden 
hat und daß die ausgeſchiedene Sache ihm angeboten wird. 
Im Sinne der 88 243 Abſ. 2 und 300 Abſ. 2 hat der 
Gattungsſchuldner nur dann das zur Leiſtung Erforderliche 
getan und ſomit die Beſchränkung des Schuldverhältniſſes auf 
eine beſtimmte Sache bewirkt, wenn er die ausgeſchiedene 
Sache als ſolche dem Gläubiger angeboten und dieſen dadurch 
in die Möglichkeit verſetzt hat, ſich über die Annahme oder 
Nichtannahme der Sache ſchlüſſig zu machen, auf welche fich 
das Schuldverhältnis nunmehr beſchränkt. Die Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung wird durch die Motive zu dem Entwurfe des 
B. G. B. und durch die Protokolle der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurfes außer Zweifel geſtellt. In den 
Motiven (Bd. II S. 74) heißt es, daß die Gefahr auf den 
Glaͤubiger nur übergehen könne, wenn die ausgeſchiedene 
Sache dem Gläubiger angeboten und durch das Angebot dem 
Gläubiger die Ausſcheidung kundgegeben werde, und in den 
Protokollen (Bd. 1 S. 332 der Ausgabe von Dr. Achilles uſw.) 
iſt geſagt, daß die Gefahr auf den Gläubiger übergeht, weil 
der Schuldner, indem er die zur Erfüllung beſtimmte 
Sache anbiete, die ihm zum Zwecke der Leiſtung obliegende 
Handlung vornehme und damit ſich das Schuldverhältnis auf 
die angebotene Sache konzentriere. Die Kl., Rkl., meint, die 
Vorausſetzungen für die Anwendung des § 300 Abſ. 2 B. G. B. 
ſeien dadurch gegeben, daß fie die für die Bekl. beſtimmten 
Brikette ausgeſchieden und durch das Schreiben vom 10. Maͤrz 
1902 dieſelben den Bekl. angeboten habe. Mag aber auch die 
Ausſcheidung bereits vor dem 10. März 1902 erfolgt ſein, 
was in den Vorinſtanzen nicht ausdrücklich behauptet worden 
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ft, und mag das Schreiben der Kl. an die Bekl. vom 
10. März 1902 als Angebot der Brikette aufgefaßt werden 
können, fo war doch das Gattungsſchuldverhältnis nicht auf die 
ausgeſchiedenen Brikette im Sinne des § 300 Abſ. 2 beſchränkt 
und ging die Gefahr durch Nichtannahme derſelben nicht auf 
die Bekl. über, weil in dem Schreiben jede Andeutung darauf, 
daß eine Ausſcheidung ſtattgefunden habe, fehlt und ſonach die 
Bekl. von der Ausſcheidung nicht Kenntnis erhielten, was nach 
den obigen Ausführungen erforderlich war, um den Gefahr⸗ 
übergang herbeizuführen. Der Annahme- (Gläubiger⸗) Verzug, 
in welchen die Bekl. durch das Schreiben vom 10. März 1902 
verſetzt worden fein mögen, genügte aber, wie dargelegt iſt, für 
ſich allein nicht zum Übergange der Gefahr auf die Bekl. 
Die Kl. iſt demnach durch den von ihr behaupteten und mög⸗ 
licherweiſe vorliegenden Annahmeverzug der Bekl. von der ihr 
nach § 279 B. G. B. obliegenden eigenen Vertretung der an⸗ 
geblich durch den Brand ihres Brikettlagers herbeigeführten Un⸗ 
möglichkeit der Lleferung der rückſtändigen Brikette nicht befreit 
worden und kann auf Grund Annahmeverzuges den eingeklagten 
Betrag nicht beanſpruchen. Auch der Abnahme (Schuldner-) 
Verzug, in welchen die Bekl. durch Verſäumung der rechtzeitigen 
Abnahme der von ihnen gekauften Brikette geraten ſein können, 
iſt nicht geeignet, den Anſpruch der Kl. auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes als des Wertes der rückſtändigen Menge an Briketten 
zu begründen. Daß der Käufer durch Unterlaſſung der Abnahme 
der gekauften Sache nicht bloß in Gläubiger, ſondern auch in 
Schuldnerverzug geraten kann, iſt nicht zu bezweifeln, da nach 
§ 433 Abſ. 2 des B. G. B. die Abnahme der Kaufſache eine 
der durch den Kaufvertrag begründeten Verpflichtungen des 
Käufers bildet. Fraglich iſt nur, ob die für den Schuldner⸗ 
verzug geſetzlich beſtimmten Folgen ohne Ausnahme auch auf 
den Abnahmeverzug anwendbar find. Da die Kl. Erſtattung 


des Wertes der von ihr zu liefernden, von den Bekl. nicht ab⸗ 


genommenen und durch Brand vernichteten Brikette beanſprucht, 
kann nur die Beſtimmung des 8 287 B. G. B. hier in Be⸗ 
tracht kommen, nach welcher der Schuldner für die während des 


Verzuges durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der „Leiſtung“ 
verantwortlich iſt. Aber auch dieſe Beſtimmung paßt nicht auf 


den Abnahmeverzug. Sie läßt ſich nur auf den Schuldner 


anwenden, welcher eine Sache zu leiſten hat, die durch einen 


Zufall, wie einen Brand, untergehen kann, ſodaß der Schuldner 
in die Unmöglichkeit verſetzt wird, die ihm obliegende Leiſtung 
der Sache zu bewirken. Ein ſolcher Schuldner iſt im Falle 
ſeines Verzuges in der Regel für die Unmoͤglichkeit der Leiſtung 
jelbft verantwortlich. Für dieſe Verantwortlichkeit fehlt es 
bei dem Abnahmeverzuge an der geeigneten Grundlage. 
Die Verpflichtung zur Abnahme der gekauften Sache beſteht 
nicht in der Verbindlichkeit, eine Sache zu leiſten, ſondern, 
wie von dem erkennenden Senate wiederholt ausgeſprochen 
worden ift, in der Verpflichtung des Käufers zur körperlichen 
Hinwegnahme der vom Verkäufer bereitgeſtellten Kaufſache, 
und der Untergang der Sache kann die Unmöglichkeit ſolcher 
Hinwegnahme nur herbeiführen, weil und wenn durch ihn der 
Verkäufer in die Unmoͤglichkeit verſetzt wird, die Kaufſache 
bereit zu ſtellen. Dieſe letztere Unmöglichkeit kann aber nicht 
eine Verantwortlichkeit des abnahmepflichtigen Käufers begründen, 
ſondern fällt zuſammen mit der auf ſeiten des Verkäufers durch 
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den Zufall eintretenden Unmöglichkeit der Übergabe der von ihm 
geſchuldeten Kaufſache an den Käufer und muß deshalb nach 
den gleichen Grundſätzen, wie dieſe, beurteilt werden. Daraus 
folgt, daß beim Kauf einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Sache trotz des Abnahmeverzuges des Käufers der Verkäufer 
gemäß § 279 B. G. B. fein durch Zufall verurſachtes Un⸗ 
vermögen zur Leiſtung ſelbſt zu vertreten hat, wenn nicht die 
Vorausſetzungen für den Gefahrübergang auf den Käufer 
nach 8 300 Abſ. 2 B. G. B. gegeben find. H. Rh. c. M., 
U. v. 29. März 04, 372/03 II. — Frankfurt a. M. 

6. 8254 B. G. B. Abwägung der Verſchuldung beim 
Straßenbahnverkehr.] 

Die Reviſion greift mit Recht die Ausführungen des 
B. G. an, die ein bei dem Unfall mitwirkendes Verſchulden 
des Kl. verneinen und deſſen Verhalten als das eines ver⸗ 
ſtändiger, vorſichtig berechnenden Menſchen darſtellen. Der Kl. 
hat die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in hohem Maße 
verletzt. Wer hinter einem Motorwagen weg nach dem Nachbar- 
gleis geht und dieſes betritt, ohne ſich durch vorſichtiges 
Umſehen überzeugt zu haben, daß auf dem zu betretenden 
Gleiſe nicht ein Wagen heranfährt, handelt fahrläſſig; er muß 
hinter jenem Wagen ſtehen bleiben, bis der Ausblick auf das 
Nachbargleis frei wird. Hat hiernach bei der Entſtehung des 
Schadens ein Verſchulden des Kl. mitgewirkt, ſo iſt die An⸗ 
wendung des §254 des B. G. B. geboten. Bei Abwägung 
dieſes Verſchuldens und der Betriebsgefahr kommt als ein die 
letztere erhöhender Umſtand ein etwaiges mitwirkendes Verſchulden 
des Wagenführers R. in Betracht. Das B. G. hat ein ſolches 
mit Recht angenommen. Es hat feſtgeſtellt, daß, als R. den 
Kl. vor dem Wagen bemerkte, dieſer von jenem nur noch zwei 
Meter entfernt war und daß bei ſofortigem Bremſen das 
Anhalten des Wagens, ehe er den Kl. erreichte, noch zu 
bewirken geweſen wäre, daß R. aber nicht ſofort gebremſt, 
ſondern ſich zunächſt damit begnügt hat, den Kl. anzurufen. 
Mit dem B. G. muß angenommen werden, daß der Führer 
eines Wagens, der vor ſich jemanden, in unmittelbar 
drohender Gefahr ſieht, ſofort Anſtalten zum Halten machen 
muß, ohne erſt die Wirkung eines Anrufs abzuwarten, da es 
dann mit dem Bremſen zu ſpät ſein kann, der Angerufene den 
Anruf auch oft überhört oder darüber erſchrickt. Der Straßen⸗ 
bahnbetrieb iſt nicht fo wichtig, daß ihm die koͤrperliche 
Integrität von Menſchen zum Opfer gebracht werden dürfte, 
wenn dieſe ſich auch leichtſinnig oder mutwillig benehmen. 
Die Sache war deswegen zur Endentſcheidung reif. Da das 
Verhalten des Kl. als ein in hohem Grade fahrläffiges anzu⸗ 
ſehen iſt und in größerem Maße, als die Betriebsgefahr, auch 
wenn bei dieſer das Verſchulden des Wagenführers mit 
berückſichtigt wird, bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt 
hat, iſt der Klageanſpruch nur in Höhe von einem Drittel als 
begründet anerkannt, im übrigen aber die Klage abgewieſen 
worden. Straßenbahn c. S., U. v. 14. April 04, 374/03 VI. 
— Berlin. 

7. 88 254, 276 B. G. B., 88 97, 101 3. P. O. Be 
griff der Fahrläſſigkeit. Koſtenverteilung, wenn nicht die Partei 
ſelbſt, ſondern der Nebenintervenient das Rechtsmittel einlegt.] 

Die Stadtgemeinde K. war auf eine Klage der Fuhrwerks⸗ 
berufsgenoſſenſchaft in D. verurteilt worden nach § 140 (98) 
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des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes, ſowie auf Grund §§ 823, 
842, 843 des B. G. B. dafür Erſatz zu leiſten, daß der im 
Fuhrbetrieb der Witwe K. beſchäftigte Kutſcher T. einen Unfall 
erlitten hatte. Die Reviſion der Nebenintervenientin, einer Bau⸗ 
geſellſchaft, wurde zurückgewieſen. Es iſt nicht in Abrede zu 
ziehen und wird vom B. G. auch nicht verkannt, daß der ver⸗ 
letzte T. eine gefährliche Handlung vornahm, indem er über die 
Grube mit ſeinem vierſpännigen Fuhrwerk hinwegzufahren ver⸗ 
ſuchte, und daß er das tat im Bewußtſein einer drohenden 
Gefahr. Allein nicht immer und unbedingt handelt derjenige, 
der ſich bewußterweiſe einer Gefahr ausſetzt, hierdurch ſchuld⸗ 
haft unvorſichtig; nach Umſtänden kann ſolches Handeln geboten 
oder doch entſchuldbar ſein. Der Kutſcher T. befand ſich nach 
der tatſächlichen Annahme des B. G. in einer Lage, welche 
immerhin als eine „Zwangslage“ bezeichnet werden konnte. Mag 
auch nicht jeder andere etwa denkbare Ausweg abſolut aus⸗ 
geſchloſſen geweſen ſein, ſo war es jedenfalls ſchwierig und be⸗ 
denklich, durch ein anderes Mittel anſtatt des Vorwärtsfahrens 
ſich zu helfen und damit den Fortgang des Verkehrs zu er⸗ 
möglichen. Wenn in dieſer Situation, welche im eigenen Inter⸗ 
eſſe und demjenigen des ungehinderten Verkehrs einen raſchen 
Entſchluß und tatkräftiges Handeln verlangte, der Kutſcher T., 
dem zudem von allen Seiten zugerufen wurde, er ſolle durch⸗ 
fahren, das Wagnis in der Hoffnung, es werde glücken, unter⸗ 
nommen hat, ſo iſt in dieſer Handlungsweiſe mit Recht eine 
Fahrläſſigkeit vom Vorderrichter nicht gefunden. Und man kann 
unter den vorliegenden Umſtänden dem T. auch einen Vorwurf 
daraus nicht machen, wenn er glaubte, die Beſorgnis einer 
Gefahr für ſeine Perſon oder für das ihm anvertraute Fuhrwerk 
den Rückſichten auf die Sicherheit des allgemeinen Verkehrs 
unterordnen zu müſſen. Als Rkl. im rechtlichen Sinne iſt, 
obwohl die Reviſion von der Nebenintervenientin eingelegt wurde, 
und die Bekl. ſich in der gegenwärtigen Inſtanz untätig ver- 
halten hat, doch die Bekl. allein zu betrachten (Entſch. des R. G. 
Bd. 42 S. 389 ff.). Dieſer waren daher die zu den Prozeß- 
koſten gehörenden Koſten der Rechtsmittelinſtanz gemäß § 97 
Abſ. 1 der Z. P. O. aufzuerlegen, wogegen die durch die Neben⸗ 
intervention verurſachten beſonderen Koſten nach $ 101 Abſ. 1 
der Z. P. O. der Nebenintervenientin zur Laſt fallen (vergl. 
Gaupp⸗Stein, Zivilprozeßordnung zu § 101 Ziffer I; Peterſen, 
Zeitſchrift für Zivilprozeß Bd. 24 S. 328 ff.). K. c. F., U. v. 
7. April 04, 351/03 VI. — Königsberg. 

8. 88 254, 831 B. G. B. Begriff der vom Geſchäftsherrn 
bei der Auswahl eines Angeſtellten anzuwendenden Sorgfalt. 
Beurteilung des Verſchuldens beim Überſchreiten der Fahrſtraße 
beim Herannahen eines Automobils. 

§ 831 des B. G. B. ſtellt in Beziehung auf die An- 
forderungen an die Sorgfalt des Geſchäftsherrn keine Regel auf 
und kann keine aufſtellen, das Maß der für die Auswahl eines 
Angeſtellten im Verkehr erforderlichen Sorgfalt richtet ſich nach 
der Art der Verrichtung, mit der der Angeſtellte betraut wird. 
Das B. G. erwägt nun zutreffend, daß das Fahren der zu 
ſchnellſter Bewegung eingerichteten Automobile in den Straßen 
einer Stadt die größte Gefahr für die dort verkehrenden Menſchen 
mit ſich bringt, eine größere, als ſelbſt die Motorwagen der 
elektriſchen Straßenbahn, da dieſe in feſt beſtimmter Linie der 
Schienengleiſe und in beſtimmten räumlichen Abſtänden die 
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Straßen paſſieren, jene aber oft in einer oft weit höheren Ge⸗ 
ſchwindigkeit unerwartet den Paſſanten überraſchen; es erwägt 
ferner „die offenkundige Neigung vieler Führer, ſich über die be⸗ 
ſtehenden polizeilichen Vorſchriften hinwegzuſetzen und die Sicher⸗ 
heit des Straßenpublikums niedriger zu ſtellen als die Schnelligkeit 
ihrer Fuhrwerke, die an ſich natürliche Luſt gerade ſolcher Wagen⸗ 
führer, die der Maſchine in techniſcher Beziehung vollſtändig 
Herr ſind, die mechaniſche Kraft eines ſolchen Gefährtes auch 
ſpielen zu laſſen, und es kommt aus dieſen Geſichtspunkten zu 
dem Schluſſe, daß für die Sorgfalt in der Auswahl der Wagen⸗ 
führer der Automobile ganz beſonders ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen ſind, daß techniſche Geſchicklichkeit, ja auch die Bekanntſchaft 
mit den polizeilichen Vorſchriften nicht genügend ſind, eine 
Perſon als Führer eines Automobils in den Straßen einer Stadt 
geeignet erſcheinen zu laſſen, dazu vielmehr auch moraliſche Eigen⸗ 
ſchaften ſich geſellen müſſen: Beſonnenheit, Charakterſtärke und ein 
Bewußtſein der Verantwortlichkeit, die der Wagenführer im Hin- 
blick auf die Gefahren des Gefährtes für den Verkehr dem 
Publikum gegenüber auf ſich nimmt, nicht nur das Vermögen, 
ſondern auch der ernſte, aus der Achtung vor der öffentlichen 
Ordnung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen entſpringende 
Wille, jede Gefährdung anderer Perſonen zu vermeiden. Wenn 
das B. G. hier mehr verlangt, als die Beweisaufnahme der 
I. J. und die weiter von der Bekl. in I. und II. J. angetretenen 
Beweiſe geboten haben und zu bieten imſtande find, ſo kann ihm 
darin nicht Unrecht gegeben werden. Es fehlt an jeder Dar- 
legung der Erkundigungen über die perſönlichen Eigenſchaften 
des G., die die beklagte Geſellſchaft bei ſeiner Anſtellung ein⸗ 
gezogen, der etwaigen Zeugniſſe früherer Dienſtherrſchaften oder 
Geſchäftsherren, die ſie ſich hat vorlegen laſſen, und die ein zu⸗ 
verläſſiges Urteil geſtatteten, ob die beklagte Geſellſchaft bei der 
Anſtellung des G. in der Tat alle die Vorſicht und Sorgfalt 
aufgewendet hat, die für die Beſtellung zu einer ſo gefährlichen 
und verantwortungsvollen Verrichtung verlangt werden müſſen. 
Daß von der beklagten Geſellſchaft ein Beweis nach dieſer 
Richtung erwartet wurde, mußte ihr aus den Gründen des 
erſten Urteils klar ſein; es bedurfte alſo eines Hinweiſes durch 
das Gericht gemäß § 139 der Z. P. O. nicht weiter. Die Einrede, 
daß den Kl. ein eigenes Verſchulden an der Herbeiführung des 
Schadens treffe, das ihn des Anſpruches auf deſſen Erſatz ganz 
oder zum Teil verluftig machen müſſe ($ 254 des B. G. B.) hat 
das B. G. mit dem kurzen und ohne nähere Begründung hin⸗ 
geſtellten Satze abgetan, daß von einem eigenen Verſchulden des 
Kl. bei der Sachlage nicht die Rede fein könne. Werden in- 
deſſen die in dieſer Richtung von den Bekl. aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen geprüft, ſo ergibt ſich allerdings, daß Tatſachen, die 
auf ein Verſchulden des Kl. mit einiger Sicherheit hinwieſen, 
von den Bekl. gar nicht vorgetragen worden ſind. Daß ein 
Paſſant den Fahrdamm einer Straße überſchreitet, iſt ganz 
gewiß noch kein Verſchulden; daß der Kl., als er ſich hierzu an- 
ſchickte, ſich nicht umgeſehen und daß zu dieſer Zeit das Auto- 
mobil des G. ſich bereits ſoweit genähert hatte, daß er es 
hätte wahrnehmen müſſen, iſt nicht behauptet worden; daß aber 
ein Paſſant, der die Fahrſtraße überſchreitet, in jedem Augen⸗ 
blicke, bei jedem Schritte nach allen Seiten ſich umſehe, kann 
nicht verlangt werden und würde einen ſolchen Übergang in 
einer belebten Straße, der vorſichtig aber auch ſchnell ausgeführt 
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fein will, eher ftören als ſichern. Sache des Führers eines heran⸗ 
fahrenden Automobils iſt es, in ſolchem Falle ſich zunächſt 
durch ein Zeichen rechtzeitig bemerklich zu machen; wenn darauf⸗ 
hin der Kl. unbeirrt weiter gegangen und ſich nicht umgeſehen 
hätte, würde ihm mit Recht der Vorwurf des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens gemacht werden können. Die Gefahr des mit der 
Schnelligkeit eines elektriſchen Straßenbahnwagens, aber nicht 
wie dieſer auf einem ein für allemal beftimmten und deshalb 
für den Fußgänger, der die Straße überſchreiten will, leicht über⸗ 
ſehbaren Gleiſe, heranfahrenden Automobilfuhrwerks für den 
Straßenverkehr beſteht eben darin, daß es ſelbſt den vorfichtigen 
Fußgänger leicht überraſchen kann, zumal fein Fahrgeräuſch durch 
das viel ſtärkere Geräuſch von Pferdegeſpannen leicht vollſtändig 
übertönt wird; ſolchen Überraſchungen durch öfteres Ertönenlaſſen 
von Warnungszeichen, ſowie durch rechtzeitiges Verlangſamen der 
Fahrt vorzubeugen liegt in der Hand des Führers des Automobils. 
D. u. Gen. c. D., U. v. 28. März 04, 506/03 IV. — Colmar. 

9. 58 317—319 B. G. B. nur anwendbar bei Be- 
ſtimmung für ſpezielles Vertragsverhältnis der Parteien.] 

Die Reviſionsbeſchwerde hat zur Vorausſetzung, daß die 
§§ 317-319 B. G. B. auf das bier ſtreitige Vertrags- 
verhältnis Anwendung zu finden haben. Dies trifft aber nicht 
zu; denn die angeführten Paragraphen beziehen ſich ihrem 
Wortlaute und ihrer Entſtehungsgeſchichte nach nur auf ſolche 
Fälle, in welchen die Vertragſchließenden vereinbart haben, daß 
ein Dritter die Leiſtung des einen oder andern ſpeziell für 
ihr Vertrags verhältnis beſtimmen ſolle, wie ſich dies 
namentlich aus der Vorſchrift des § 318 Abſ. 1 ergibt, wonach 
eine ſolche einem Dritten überlaſſene Beſtimmung der Leiſtung 
durch Erklärung gegenüber einem der Vertrag⸗ 
ſchließenden erfolgt. Ein ſolcher Fall liegt aber nicht vor; 
denn nach der von dem B. G. getroffenen Feſtſtellung geht die 
Vereinbarung der Parteien nicht dahin, daß der Dritte (die 
fragliche Kommiſſion) die für ihren Lieferungsvertrag maßgebenden 
Preiſe ſpeziell für ſie und ihnen gegenüber beſtimmen 
ſolle, ſondern dahin, daß diejenigen Preiſe, welche dieſe Kom⸗ 
miſſion als bei anderen Buttergeſchäften während des Vertrags- 
verhältniſſes tatſächlich bezahlt, ermitteln und notieren werde, 
ohne weiteres, namentlich ohne daß es hierzu irgend einer von 
der Kommiſſion den Parteien gegenüber getroffenen beſonderen Be⸗ 
ſtimmung bedürfe, für die Bezahlung der entſprechenden 
Lieferungen des Kl. maßgebend ſein ſollten. Auf einen der⸗ 
artigen Fall find aber 588 317 — 319 nicht anwendbar. Hier⸗ 
nach würde ſelbſt eine offenbare Unbilligkeit, welche die fragliche 
Vereinbarung der Parteien über die ſpätere Feſtſtellung der 
Vertragspreiſe wegen der Unangemeſſenheit der maßgebenden 
Preisnotierungen der genannten Kommiſſion für den Bekl. zur 
Folge gehabt haben ſoll, nicht genügen, um die Unverbindlichkeit 
der über dieſe Preisfeſtſetzung getroffenen Vereinbarung oder der 
ſich aus den fraglichen Notierungen der Kommiſſion ergebenden 
Vertragspreiſe zu begründen. W. c. Sch., U. v. 15. April 04, 
396/03 II. — Hamburg. 

10. Stellung des B. G. B. zu dem Rechtsverhältnis des 
Geſchäftsherrn und des Geſchäftsführers bei Abſchluß zu 
ungünftigeren als den aufgegebenen Bedingungen. ($ 325, 326.) 

Die Kl. hatte den Bekl. beauftragt, für ſie in einer Zwangs⸗ 
verfteigerung zu bieten; fie hat aber auch, wie feſtgeſtellt iſt, über 
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die Höhe der abzugebenden Gebote beſtimmte Anweiſungen erteilt. 
Er ſollte nur ſoweit bieten, als zur Deckung des (ihm mit⸗ 
geteilten) Anſpruchs der Kl. erforderlich war, und ſein Gebot 
nur, ſofern es von anderer Seite überboten würde, erhöhen. 
Daraus ergab ſich, wie die Rbekl. zutreffend geltend gemacht 
hat, für ihn, daß er für das Grundſtück nicht mehr bieten durfte, 
als zur Erlangung des Zuſchlags notwendig war, und daß er 
vom Weiterbieten Abſtand nehmen mußte, ſobald das Hoͤchſt⸗ 
gebot die Forderung der Kl. deckte. Dieſe Grenze der ihm 
erteilten Ermächtigung hat der Bekl. nicht eingehalten. Wie 
feſtgeſtellt iſt, hat er auf das Gebot des erſten Bieters in Hoͤhe 
von 20 000 Mark ein Mehrgebot von 30 000 Mark abgegeben 
und dieſes, ohne daß von anderer Seite Gebote abgegeben 
wurden, auf 32 000 Mark und zuletzt 32 500 Mark erhöht. 
Die Kl. weigert ſich nun, dieſe vertragswidrige und ihr ungünſtige 
Geſchaͤftsführung des Bekl. zu genehmigen. Sie will von dem 
Vertrage mit dem Bekl. abgehen und fordert, indem ſie es 
ablehnt, das erſteigerte Grundſtück zu übernehmen, vom Bekl. 
die Summe zurück, die ſie im Termin zur Verteilung des Kauf⸗ 
preiſes für den Bekl. unter Vorbehalt gezahlt hat. Sie vertritt 
die Auffaſſung, ſie ſei nicht verpflichtet geweſen, den Bekl. von 
der, durch die auftragswidrige Geſchäftsführung begründeten 
Schuld zu befreien. Der B. R. zieht nun, mit der Kl., aus 
dem vertragswidrigen Verhalten des Bekl. die Rechtsfolge, daß 
die Kl. die ihr ungünſtige Geſchäftsführung des Bekl. nicht zu 
genehmigen brauche und nach Verſagung der Genehmigung 
berechtigt ſei, die zur Befreiung des Bekl. von der durch das 
Meiſtgebot übernommenen Schuld gezahlte Summe zurück— 
zufordern. Denn für ſie habe eine rechtliche Verpflichtung zu 
der Befreiung nicht beſtanden, der Bekl. ſei alſo ohne Rechts- 
grund um jenen Betrag aus ihrem Vermögen bereichert. Iſt 
dieſer Rechtsanffaſſung beizutreten, fo gibt die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung nicht Anlaß zu Bedenken. Die Reviſion hat die Aus- 
führung des B. G. über die Folgen der Nichteinhaltung der 
dein Beauftragten erteilten Anweiſung zur Geſchäftsführung als 
rechtsirttümlich angegriffen. Das B. G. B. enthält keine Vor- 
ſchrift darüber, wie ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Geſchäftsherrn und dem beauftragten Geſchäftsführer geſtaltet, 
wenn dieſer das Geſchäft zu ungünftigeren Bedingungen ab- 
ſchließt, als er durfte. Daß der § 665 hier nicht zutrifft, iſt 
ſchon erwähnt. Die vor dem B. G. geltenden Rechte (vergl. 
1.3 § 2 Dig. mandati 17. 1; 1.8 Just. mand. 5, 26; 5 49 folg. 
des A. L. R. Tl. I Tit. 13; Sächſ. B. G. B. 8 1306; über 
das franzöſiſche Recht Crome, Handbuch des französſiſchen Zivil. 
rechts 8. Aufl. Bd. 2 8 393 Anm. 5) ſtanden mit Abweichungen 
in Einzelheiten weſentlich übereinſtimmend auf dem Standpunkte, 
daß der Geſchäftsherr das unter ungünſtigeren Bedingungen 
geſchloſſene Geſchäft nicht zu genehmigen brauche, daß er dann 
das Geſchäft für ſich gelten laſſen müſſe, wenn der Beauftragte 
den Auftraggeber von den durch die ungünſtigeren Bedingungen 
entſtandenen Nachteilen frei mache, insbeſondere bei auftrags- 
widrigem Ankauf einer Sache für einen zu hohen Preis die 
Sache dem Auftraggeber zu einem, dem Auftrage entſprechenden 
Preiſe anbiete. Der Entwurf des B. G. B. hat von der Auf⸗ 
nahme entſprechender Vorſchriften abgeſehen. Die Motive zum 
erſten Entwurf (zu §8 590; Motive B II $ 535) bemerken 
darüber, man könne die Entſcheidung ſüglich der Wiſſenſchaft 
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und Praxis nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze überlaſſen, 
und ſpäter iſt eine Anderung in dieſem Punkte nicht angeregt 
worden. Daraus iſt zunächſt erſichtlich, daß eine grundjäßliche 
Anderung des bisherigen Rechts nicht beabſichtigt iſt, und die 
allgemeinen Grundſätze des B. G. B. führen ebenfalls zu einem 
weſentlich übereinſtimmenden Ergebnis. Die dem erteilten und 
angenommenen Auftrage gemäße Geſchäftsführung des Be⸗ 
auftragten iſt die von dieſem nach dem Dienſtvertrage dem 
Geſchäftsherrn geſchuldete Erfüllungsleiſtung. Iſt nun der 
Geſchäftsführer von der erteilten Anweiſung zu Ungunſten des 
Auftraggebers abgewichen, ſo iſt ſeine Leiſtung nicht die vertrags⸗ 
mäßig geſchuldete, die Annahme der Leiſtung kann wegen ihrer 
vertragswidrigen Beſchaffenheit vom Geſchäftsherrn zurückgewieſen 
werden. Macht er von dieſem Rechte Gebrauch, fo find zwei 
Möglichkeiten gegeben. Entweder iſt eine andere, vertraggemäße 
Erfüllung nicht mehr möglich, dann folgt für den Geſchäftsherrn 
das Recht zum Rücktritt vom Vertrage aus § 325 B. G. B. 
Oder, der Beauftragte iſt noch in der Lage, ſeinen Auftrag 
anweiſungsgemäß auszuführen; dann iſt das Recht zum Rücktritt 
erſt gegeben, wenn es nach § 326 B. G. B. die Folge des 
Verzuges des Leiſtungspflichtigen iſt. Der erſtere Fall ſcheidet 
hier erfichtlich aus. Der zweite Fall würde vorliegen, wenn der 
Bekl. nach der Nichtgenehmigung ſeiner Geſchäftsführung und 
auf die Zurückforderung der 18 601 Mark durch die Kl. die 
vertragsmäßige Leiſtung endgültig verweigerte, alſo nicht bereit 
wäre, das Grundſtück der Kl. für einen, dem erteilten Auftrage 
entſprechenden Preis herauszugeben und ihr den zuviel gezahlten 
Betrag zu erſtatten. Das B. G. hat die Erklärung des Bekl. 
auf die Klage in dieſem Sinne aufgefaßt und würde dem bei⸗ 
zupflichten ſein, ſo müßten dem obigen nach die daraus gezogenen 
Rechtsfolgen als richtig anerkannt werden. Allein die Verteidigung 
des Bekl. gegen die Klage läßt ſich auch anders deuten. (Wird 
näher ausgeführt und die Sache für der Aufklärung bedürftig 
erklärt.) Th. c. T., U. v. 14. April 04, 537/03 VI. — Cöln. 
11. 5 463 B. G. B. Gebrauch des Kaufgegenſtandes ent- 
hält unter Umſtänden keinen Verzicht auf die Wandlung. 
Unſtreitig hat die Bekl. die Maſchinen nach ihrer end- 
gültigen Wandlungserklärung noch über ein Jahr benutzt. Da⸗ 
mit iſt dem Einwande der Wandlung gegenüber an ſich eine 
zureichende Begründung der Replik des trotzdem fortgeſetzten 
Gebrauchs der Kaufſache gegeben. Andererſeits ſtellen ſich aber 
die von der Bekl. behaupteten Tatſachen als beſondere Um⸗ 
ſtände dar, die die Fortſetzung des Gebrauchs der Zentrifugen 
trotz der erklärten Wandlung zu entſchuldigen geeignet ſind. 
Ihre Geltendmachung würde daher, für den Fall, daß ſie erwieſen 
würden, als Duplik die Wirkſamkeit jener Replik ausſchließen. 
Die Bekl. hatte nämlich behauptet, ihr könne daraus, daß ſie 
die Zentrifugen nicht ſofort außer Betrieb geſtellt habe, kein 
Vorwurf gemacht werden; denn bis zu der erwarteten Antwort 
des Kl. habe ſie die Proben in ſeinem Intereſſe fortgeſetzt, auch 
ihm offen halten zu müſſen geglaubt, ſich noch perſönlich von 
der Unbrauchbarkeit der Zentrifugen zu überzeugen und ſich mit 
ihr über ihren angemeſſenen Erſatz zu vereinbaren. Der Kl. 
habe ſie aber anſcheinend bis zum Ablaufe der Garantiefriſt hin⸗ 
zuhalten geſucht. Sie ſei auch infolge der Art ihres Betriebes 
zu einer alsbaldigen Außerbetriebſetzung nicht in der Lage ge⸗ 
wein. Die Ausſchaltung der alten und die Einitellung der 
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neuen Mafchinen habe ohne Störung des Meiereibetriebes nur 
allmählich und nach einander geſchehen können. Im Rechtszuge 
der Berufung aber hat nach dem Tatbeſtande des angefochtenen 
Urteils die Bekl. noch hinzugefügt, ſie habe die Zentrifugen auf 
Bitten des Kl., der ihre weitere Umänderung zugeſagt habe, 
noch über den 29. Auguſt 1899 hinaus behalten und benutzt. 
H. c. H., U. v. 12. April 04, 435/03 III. — Kiel. 

12. 8 618 in Verbindung mit 8 254 B. G. B. Eigenes 
Verſchulden des Dienſtboten beim Fenſterputzen.] 

Der Klaganſpruch wird auf § 618 B. G. B. geftüßt. 
Die Kl. legt dem Bekl. zur Laſt, daß die Fußbank, die ihr zur 
Benutzung beim Fenſterputzen zugewieſen worden ſei, nicht ſo 
eingerichtet geweſen ſei, daß die Kl., ſoweit als es die Natur 
der Dienſtleiſtung geſtattet habe, gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit geſchützt geweſen ſei. Sie will infolge des Mangels 
jeglicher Schutzvorrichtung den Unfall erlitten haben, für deſſen 
Folgen ſie klagend Erſatz fordert. Das B. G. fieht eine Ver⸗ 
letzung der durch §8 618 begründeten Pflicht des Bekl. für er- 
wieſen an. Die dagegen erhobene Reviſion iſt begründet. — 
Nach der Behauptung des Bekl. hat deſſen Frau der Kl. ver⸗ 
boten, in ihrer Abweſenheit mit dem Fenſterputzen zu beginnen 
und dieſes Verbot hat die Kl. nicht befolgt. Die Frau des 
Bekl. habe nach deſſen Angabe, wenn die Fenſter geputzt wurden, 
ſtets beſondere Vorſicht beobachtet und würde namentlich die 
Kl. während der Arbeit am Rocke gehalten haben. Das B. G. 
hat dieſen Einwand des Bekl. mit der Begründung abgewieſen, 
daß der Hinweis auf die beſondere Vorſicht der Frau nicht 
beachtlich ſei, weil nicht geſagt werde, worin die Vorſichtsmaß⸗ 
regeln der Frau beſtanden haben würden, und daß das Halten 
des Rocks der Kl. deren Abſturz nicht verhindert haben würde. 
Aus dem gleichen Grunde ſei auch die Berufung des Bekl. auf 
das verbotwidrige Handeln der Kl. zu verwerfen. Dieſe Be⸗ 
gründung wird dem Vorbringen des Bekl. nicht gerecht. Er 
behauptet nicht, daß, wenn ſeine Frau die Kl. am Rocke gehalten 
hätte, ſie dieſe im Sturz aufgehalten hätte, oder ſonſt die Ge⸗ 
fahr ausgeſchloſſen geweſen fein würde. Der Bekl. hat viel- 
mehr geltend gemacht, daß die Befolgung des Gebots ſeiner 
Frau die Gefahr für die Kl. vermindert hätte. Er ſtützt ſich 
dabei erſichtlich auf die Erfahrungstatſache, daß für den, der 
einen zu Schwindel Anlaß gebenden Stand hat, jeder Anhalt 
eine Minderung der Gefahr des Schwindligwerdens bewirkt, 
und daß namentlich beim erſten Schwanken der durch einen 
anderen gegebene Halt das Gleichgewicht wieder herſtellen kann. 
Das B. G. hat die rechtliche Erheblichkeit der vom Bekl. be⸗ 
haupteten Schutzmaßregel, des erwähnten Verbots verkannt, in- 
dem es nur die Frage aufwirft, ob durch fie der Unfall ver- 
hindert worden wäre. Namentlich iſt nicht geprüft worden, ob 
nicht die Kl. durch die Zurückweiſung des ihr angebotenen, 
wenn auch nur relativen Schutzes ein Verſehen begangen habe, 
das bei der Entſtehung des Unfalls mitgewirkt hat und darum 
nach §8 254 des B. G. B. zu beachten war. Ein weiteres 
eigenes Verſchulden der Kl. macht der Bekl. mit der Behauptung 
geltend, fie habe an Schwindelanfällen gelitten und pflicht- 
widrig unterlaſſen, davon ihrer Herrſchaft Mitteilung zu machen. 
Das B. G. hält dieſe Tatſache für nicht geeignet, ein eigenes 
Verſchulden der Kl. zu begründen. Denn nicht dieſe ſei ver- 
pflichtet geweſen, dem Bekl. Mitteilung von den angeblichen 
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Schwindelanfällen zu machen, ſondern der Bekl. habe ſich, bevor 
der Kl. das Fenſterputzen übertragen wurde, vergewiſſern müſſen, 


daß ſie ſich zu ſolcher gefährlichen Arbeit eigne und namentlich 


ſchwindelfrei ſei; denn erfahrungsmäßig ſeien beim Putzen hoch⸗ 
gelegener, in das Freie führender Fenſter auch für gewöhnlich 
ſchwindelfreie Arbeiter unerwarteten Schwindelanfällen ausgeſetzt 
und hierauf habe der Bekl. bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt Rückficht nehmen müſſen. Dieſe Aus- 
führung beruht auf Rechtsirrtum. Das Fenſterputzen gehört 
zu den Arbeiten, die nach der Verkehrsſitte regelmäßig den 
Dienſtboten übertragen werden. Die Arbeit iſt, wenn im 
übrigen die mögliche Vorficht angewendet wird, nicht mit ſolcher 
Gefahr verbunden, daß nur beſonders geeignete Menſchen mit 
ihr beauftragt werden können. Übernahm nun die Kl. den 
Dienft beim Bekl. und erklärte fie ſich dadurch zur Verrichtung 
der herkömmlichen Arbeiten, alſo auch zum Fenſterputzen bereit, 
ſo hat der Bekl. darin die Zuficherung finden können, daß die 
Kl. auch die Fenſter putzen könne. Er durfte daher von der 
Annahme ausgehen, daß die Kl. dem Schwindel nicht mehr 
ausgeſetzt ſei, wie ſonſt geſunde Menſchen, und da dieſen un⸗ 
bedenklich das Fenſterputzen übertragen werden kann, ſo lag für 
ihn eine Rechtspflicht zu beſonderer Nachfrage, wie ſie der B. R. 
annimmt, nicht vor. Dagegen war die Kl. verpflichtet, ihrer 
Dienſtherrſchaft davon Mitteilung zu machen, wenn ſie um be⸗ 
ſonderer, perfönlicher Eigenſchaften willen ſich zu der Verrichtung 
des Fenſterputzens nicht eignete. Auf der Verkennung dieſer 
Rechtslage beruht es zugleich, wenn der B. R. die Abweiſung 
der Verteidigung des Bekl. noch auf die weitere Erwägung 
ſtützt, daß, wenn man auch ein Mitverſchulden der Kl. an- 
nehme, doch das des Bekl. das vorwiegende ſei, und daß es 
darum auf die unter Beweis geſtellte Behauptung des Bekl., 
daß die Kl. infolge eines Schwindelanfalls abgeſtürzt ſei, nicht 
ankomme. Die unrichtige Beurteilung der den Parteien wechſel⸗ 
ſeitig obliegenden Pflichten hat hiernach auch die Abmeſſung 
des beiderſeits bei der Entſtehung des Schadens mitwirkenden 
Verſchuldens zuungunſten des Bekl. verſchoben. J. c. S., 
U. v. 11. April 04, 553/03 VI. — Coln. 

13. 5 764 B. G. B. Differenzgeſchäft und nicht Kauf, 
wenn Nicht⸗Abnahme der Papiere und Nicht⸗Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes ausdrücklich vereinbart.] 

Die Reviſion rügt mit Recht, daß die Beweisaufnahme 
über die unter das Zeugnis des F. geſtellte Behauptung des 
Kl. aus rechtsirrtümlichen Gründen abgelehnt iſt. Unter das 
Zeugnis des F. iſt geſtellt, es ſei bei Eingehung der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dem Direktor der Bekl. ausdrücklich vereinbart, 
der Kl. ſolle nicht abnehmen, ſondern Gegenſtand der 
Geſchäfte lediglich die Differenz fein, die ſich aus den Einkaufs ⸗ 
preiſen und den Verkaufspreiſen ergeben werde, und daß die 
Bekl. den Zeitpunkt des Verkaufs zu beſtimmen haben 
ſolle. Der B. R. führt aus, die Abrede eines Differenzgeſchäfts 
würde in dieſer Abrede, wenn ſie richtig wäre, nicht liegen. 
Bei einem Differenzgeſchäfte müſſe ſich Gewinn und Verluſt 
der einen oder anderen Partei nach dem Kurſe an einem be- 
ſtimmten Tage richten. Nach dem Inhalt der behaupteten 
Abrede ſei aber der Tag nicht beſtimmt, ſondern von der nach 
freiem oder billigem Ermeſſen zu treffenden Wahl der Bekl. 
abhängig geweſen. Solch Vertrag ſei nach $ 315 B. G. B. 
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nicht rechtsunwirkſam. Die Bekl. ſei an Gewinn und Verluſt 
überhaupt nicht beteiligt geweſen, habe die Geſchäfte nur ver⸗ 
mittelt und die Proviſion ohne Ruͤckſicht auf Gewinn oder 
Verluſt erworben. Letzteres iſt nach der unſtreitigen Sachlage 
unrichtig. Denn die Bekl. hat die Geſchäfte nicht vermittelt, 
H. G. B. 8 84, ſondern im eigenen Namen abgeſchloſſen, 
H. G. B. § 383, und daß auch das Kommiſſionsgeſchäft ſich 
zum Differenzgeſchäft geſtalten kann, hat das R. G. wiederholt 
unter eingehender Begründung dargelegt. Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 34 S. 83 ff., 90. Ganz abwegig iſt die Argumen⸗ 
tation mit dem $ 315 B. G. B. Derſelbe ſetzt einen gültigen 
klagbaren Vertrag voraus, bei dem die Leiſtung (Gegenleiſtung) 
durch einen der Vertragſchließenden beſtimmt werden ſoll; die 
Beſtimmung ſoll im Zweifel nach billigem Ermeſſen erfolgen, 
die Beſtimmung der Partei, falls ſie nicht billig, durch den 
Richter erſetzt werden. Davon kann hier nicht die Rede ſein. 
Iſt die Behauptung des Kl. richtig, ſo liegt überhaupt kein 
Kauf vor, denn der Kl. ſollte weder abnehmen noch den Kauf⸗ 
preis zahlen und durch das Belieben oder Ermeſſen der Bekl. 
ſollte nicht die Leiſtung, der Kaufpreis, ſondern der Zeitpunkt 
des Verkaufs beſtimmt werden, d. h. nichts anderes, als die zu 
zahlende Differenz. Das iſt nicht Kauf, bei dem der Kaufpreis 
durch den einen Kontrahenten zu beſtimmen, ſondern reines 
Differenzgeſchäft und Spiel im Sinne des $ 764 B. G. B. 
Möglich iſt, daß der Käufer dem Kommiſſionär von vornherein 
die Ermächtigung erteilt, das angekaufte Wertpapier zur rechten, 
billigen, gelegenen Zeit zu verkaufen. Aber unverträglich mit 
der Kaufnatur iſt die Ausſchließung der Verpflichtung des 
Käufers, abzunehmen und den Preis zu zahlen. Das B. U. 
hat hiernach aufgehoben und die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das B. G. zurückverwieſen 
werden müſſen. S. c N., U. v. 16. April 04, 3/04 1. — 
Hamm. 

14. 55 823, 826, 906 B. G. B. Schadenanſpruch des 
Hauseigentümers gegen den Bordellbetrieb auf dem Nachbar- 
grundſtück.] 

Die Parteien find Eigentümer unmittelbar nebeneinander 
liegender Hausgrundſtücke und die Kl. behauptet, daß die Bekl. 
in ihrem Hauſe ein Bordell betreibe, durch dieſen Betrieb aber 
die Benutzung ihres Hauſes beeinträchtigt und ſein Wert ge⸗ 
mindert werde. Auf Reviſion der Bekl. iſt das verurteilende 
Erkenntnis unter Zurückverweiſung der Sache an das O. L. G. 
aufgehoben worden. § 906 des B. G. B. (in Verbindung mit 
8 1004) iſt nicht anwendbar. Der erkennende Senat hat 
bereits in Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 50 S. 226 ff. 
dargelegt, daß dieſe Vorſchrift lediglich von ſinnlich wahrnehm⸗ 
baren (wenn auch imponderabeln) Hinüberwirkungen in fremde 
Grundſtücke handelt und daß der Begriff der immateriellen oder 
idealen Immiſſion dem B. G. B. fremd iſt. Hieran wird feſt⸗ 
gehalten. Der Betrieb der Unzucht wirkt an ſich auf fremde 
Grundſtücke nicht hinüber und §S 906 kann nur Anwendung 
finden, wenn und ſoweit jener unſittliche Betrieb von Umſtänden 
begleitet wird, die im Sinne dieſer Vorſchrift auf die Nachbar- 
grundſtücke einwirken. Der B. R. ſtellt nur feſt, daß oft mehrere 
Wagen vor das Haus der Bekl. vorfahren und dort halten. 
Das reicht aber zur Annahme einer weſentlichen Beeinträchtigung 
der Kl. in der Benutzung ihres Hauſes nicht aus. Überdies 
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würde es an der geſetzlichen Vorausſetzung fehlen, daß die Ein- 
wirkung (das durch die Wagen verurſachte Geräuſch) von dem 
Grundſtücke der Bekl. ausgeht. Daß durch das unzüchtige 
Treiben in dem Hauſe der Bekl. ein Schaden für die Kl. ent⸗ 
ſtanden iſt, ſtellt der B. R. feſt. Für dieſen Schaden macht er 
die Bekl. in erſter Reihe auf Grund des $ 823 B. G. B. ver- 
antwortlich. Allein dieſe Vorſchrift paßt auf den vorliegenden 
Fall nicht, denn ſie ſetzt in Abſ. 1 die Verletzung fremden Eigen⸗ 
tums und im Abf. 2 den Verſtoß gegen ein den Schutz eines 
anderen, alſo wenn es ſich um Schädigung des Eigentums 
handelt, ein den Schutz fremden Eigentums bezweckendes Geſetz 
voraus. In fremdes Eigentum wird aber durch den bloßen 
Betrieb der Unzucht nicht eingegriffen und die Geſetze, die den 
Betrieb der gewerbsmäßigen Unzucht und die Kuppelei (Bordell. 
betrieb) unter Strafe ſtellen (Str. G. B. 88 361 Nr. 6 und 
180), bezwecken nicht den Schutz fremden Eigentums. Es 
kann daher nur $ 826 B. G. B. in Frage kommen. Erforderlich 
aber iſt die Feſtſtellung, daß der der Kl. durch jenen Betrieb 
entſtandene Schaden ihr von der Bekl. vorſätzlich zugefügt 
worden iſt. Zum Begriffe des Vorſatzes gehört zwar nicht die 
Abſicht (der Schädigung), aber es iſt begrifflich erforderlich das 
Bewußtſein, daß die Handlung oder Unterlaſſung den ſchädlichen 
Erfolg haben werde. Fahrläſſigkeit reicht nicht aus. Der B. R. 
hat das erforderliche Bewußtſein nicht feſtgeſtellt. E. e. S., 
U. v. 9. April 04, 15/04 V. — Coöln. 

15. 5 823 B. G. B. Störung des Gewerbebetriebes.] 

Für die beklagte Firma waren in der Gebrauchsmuſterrolle 
des Kaiſerlichen Patentamts in Berlin 3 Gebrauchsmuſter ein⸗ 
getragen, nämlich auf Anmeldung vom 1. Juni 1901 die 
Gebrauchsmuſter 156083 für „Krimmer-Läufer (Vorlage oder 
Teppich), bei welchem der Krimmer aus Jutefaſer beſteht“, und 
156 084 für „Plüſchdecken und Portieren, bei welchen der 
Plüſch aus Jutefaſer beſteht“, ſowie auf Anmeldung vom 
23. Mai 1901 das Gebrauchsmuſter 156 465 für „Juteplüſch“. 
Im Laufe des Sommers 1901 hat die Bekl. dem Kl. unter 
Androhung der Entſchädigungsklage und der Strafanzeige die 
Nachbildung ihrer Gebrauchsmuſter unterſagt. Infolge davon 
will der Kl. die in ſeinem Gewerbebetrieb aufgenommene 
Fabrikation von Juteplüſch bereits am 10. Juni 1901 ein- 
geſtellt haben. Weiter hat die Bekl. am 5. September 1901 
gegen den Kl. Strafantrag wegen Vergehens gegen § 10 des 
Geſetzes vom 1. Juni 1891 geſtellt. Gegen den Kl. iſt darauf— 
hin die Vorunterſuchung eingeleitet worden, in welcher er ſich 
zu ſeiner Verteidigung der Unterſtützung eines Anwalts und 
eines Patentanwalts bedient hat. Während des Schwebens 
dieſes Verfahrens hat der Kl. Ende November 1901 bei dem 
L. G. Ratibor, Zweite Zivilkammer, Klage erhoben mit dem 
Antrage, die Bekl. zu verurteilen 1) die Löſchung der 
3 Gebrauchsmuſter zu bewilligen und 2) ihm denjenigen Schaden 
zu erſetzen, welcher ihm entſtanden ſei dadurch, daß a) die 
Bekl. ihn wegen Vergehens gegen § 10 des Geſetzes vom 
1. Juni 1891 angezeigt und b) ihm gegenüber Rechte aus den 
Gebrauchsmuſtern geltend gemacht hätten. Zu Unrecht hat 
das B. G. die Anwendbarkeit des §8 823 Abſ. 1 B. G. B. 
verneint und die Haftbarkeit der Bekl. nur für den Fall an- 
genommen, daß ihnen die Kenntnis von der Schutzloſigkeit ihrer 
Gebrauchsmuſter nachgewieſen ſei. Der Abſ. 1 des § 823 
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B. G. B. verpflichtet zum Schadenserſatze denjenigen, welcher 
vorſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, die Geſundheit, 


die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht eines 


anderen widerrechtlich verletzt. Anerkannt iſt, daß damit nicht 
die Haftung für die Beſchädigung des Vermoͤgens als ſolches, 
ſondern nur für diejenige Vermögensbeſchädigung ausgeſprochen 
wird, welche eine Folge der Verletzung der vom Geſetz be- 
zeichneten beſonderen Rechtsgüter und Rechte iſt. Es kommt 
daher darauf an, ob die Bekl. ein ſolches beſonderes Rechtsgut 
oder Recht des Kl. verletzt haben. Die Anſicht, daß das Geſetz 
die von ihm aufgeführten Güter, als Leben, Körper, Geſundheit 
und Freiheit, ſelbſt zu Gegenſtänden eines beſonderen, daran 
beſtehenden Rechts habe erheben und durch die Worte „oder ein 
ſonſtiges Recht“ ſeinen Schutz über die ausdrücklich genannten 
hinaus noch auf andere derartige Lebensgüter habe ausdehnen 
wollen, hat in der Rechtſprechung des R. G. keinen Anklang 
gefunden und es iſt auch bereits ausgeſprochen, daß die Theorie, 
welche hier in noch nicht abgeſchloſſenem Umfange beſondere 
Perſönlichkeits⸗ oder Individualitätsrechte konſtruieren will, als 
Grundlage für die Auslegung des Geſetzes nicht geeignet erſcheine. 
Deshalb iſt z. B. verneint worden, daß die freie Erwerbs- 
tätigkeit als ſolche ſo wenig wie die Befugnis zu ungehinderter 
Verwertung der Arbeitskraft unter den Schutz des § 823 
Abſ. 1 falle. Auf dieſe Frage braucht indeſſen hier nicht weiter 
eingegangen zu werden. Denn daß, im Gegenſatze zu der 
rechtlichen Möglichkeit, ein beliebiges Gewerbe zu betreiben, wie 
fie der § 1 der Gewerbeordnung allgemein gewährt, an dem 
bereits eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb ein 
ſubjektives Recht anzuerkennen ſei, das unmittelbar verletzt 
werden könne, iſt ſchon in mehreren Entſcheidungen verſchiedener 
Senate angenommen worden. Es iſt nicht nur ausgeſprochen 
worden, daß Eingriffe in dieſen Gewerbebetrieb Anlaß zu 
negatoriſcher Abwehr bieten könnten — vergl. Urteil I 228/88 
vom 27. Oktober 1888 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 22 S. 93), 1137/89 vom 24. Juni 1889 (Bolze, Entſch. 
Bd. 8 Nr. 147), VI 186/89 vom 14. November 1889 (daſelbſt 
Bd. 9 Nr. 110), I 240/90 vom 26. November 1890 (daſelbſt 
Bd. 11 Nr. 112), 1246/99 vom 18. Oktober 1899 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1899 S. 749 28) — ſondern es iſt auch der 
Anſpruch auf Schadenserſatz aus Verletzungen des Gewerbe 
betriebs anerkannt worden. Auf dieſer Anſicht beruht zum 
Teil ſchon das am 25. Juni 1891, alfo vor Erlaß des Wett 
bewerbsgeſetzes, ergangene Urteil des erkennenden Senats in den 
Entſch. Bd. 28 S. 228 ff. (vergl. insbeſondere S. 247, 249). 
Dafür, daß der Gewerbebetrieb Gegenſtand der Rechtsverfolgung 
nach $ 823 Abſ. 1 B. G. B. ſein kann, hat ſich entſchieden der 
IV. 3. S. in dem Urteile IV 393/01 vom 6. März 1902 und 
der VI. 3. S. iſt in feinem Urteile VI 50/01 vom 29. Mai 1902 
(Entſch. Bd. 51 S. 369 beſonders S. 373) ſowie in einem 
demnächſt zur Veröffentlichung gelangenden Urteile VI 167/03 
vom 14. Dezember 1903, dieſer Auffaſſung, allerdings mit 
einigem Vorbehalte, beigetreten. Der erkennende Senat glaubt 
ſich grundſätzlich auf den gleichen Boden ſtellen zu ſollen. 
Dadurch, daß es ſich bei dem beſtehenden ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
betriebe nicht bloß um die freie Willensbetätigung des Gewerke 
treibenden handelt, ſondern dieſer Wille darin bereits ſeine 
gegenſtändliche Verkörperung gefunden hat, iſt die feſte Grund- 
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lage für die Annahme eines ſubjektiven Rechts an dieſem 
Betriebe gegeben. Störungen und Beeinträchtigungen, welche 
ſich unmittelbar gegen den Gewerbebetrieb richten, dürfen deshalb 
als eine unter §8 823 Abſ. 1 fallende Rechtsverletzung angeſehen 
weten. Ein derartiger gegen den Gewerbebetrieb ſelbſt 
gerichteter Eingriff liegt hier vor. (Wird ausgeführt.) F. c. S., 
U. v. 10. Febr. 04, 418/03 II. — Breslau. 

16. 5 826 B. G. B. Das Verhalten des Arbeitgebers, 
bei einem Verbande, dem er angehört, eine Arbeitsſperre über 
einen Arbeiter herbeizuführen, iſt eine unerlaubte Handlung.] 

Die beklagte Geſellſchaft iſt Mitglied des eingetragenen 
Zweck dieſes 


Verbands iſt unter Ausſchluß jeder gewinnbringenden Tätigkrit 


- die gemeinſamen Intereſſen feiner Mitglieder zu vertreten. 


1 


˖ 


Zur 
Erreichung des Zweckes hat er auch eine Arbeitsnachweisſtelle 
errichtet, und die Mitglieder find ſtatutariſch verpflichtet, von 


beſonders beſtimmten Ausnahmefällen abgeſehen, aus dieſer 


Stelle „ihren Bedarf an Arbeitern zu entnehmen.“ Perſonen, 


mwelche bei einem Vereinsmitgliede Arbeit zu erlangen wünſchen, 


f 


müſſen ſich an der Nachweisſtelle melden, ihre Ausweispapiere 


- vorlegen und erhalten, wenn dieſe in Ordnung befunden werden, 
einen Nachweisſchein bez. Handzettel, auf Grund deſſen ſie dann 


in einer der dem Verbande augehörigen Fabriken zur Arbeit 


angenommen werden konnen. Der Kl., der als Gußputzer in 


der Fabrik der Bekl. in Arbeit ſtand, wurde mit noch zwei 


dort beſchäftigten Arbeitern durch den Direktor K. aus der 


Arbeit entlaſſen. Er erhielt zunächſt von der erwähnten Arbeits⸗ 


nachweisſtelle einen Nachweisſchein und wurde auf Grund 
desſelben in der dem Verband angehörigen Maſchinenfabrik von 


A. in B. 


als Arbeiter angenommen. Der Direktor der 


| Bekl., K., richtete nach Abhaltung einer Arbeiterverſammlung 
an den Verband Berliner Metallinduſtrieller eine Zuſchrift, in 


welcher er namens der Bekl. mitteilte, dieſe habe wegen Agitation 


in ihren Werkſtätten zwei ihrer Arbeiter, darunter den Kl., 
entlaffen, dieſelben hätten ſich in der gedachten Verſammlung 


wiederum in agitatoriſcher Weiſe hervorgetan, und die Bekl. ſei 
der Anſicht, daß es zum Nutzen der Allgemeinheit wohl an⸗ 
gebracht wäre, die beiden Arbeiter bis auf weiteres zu ſperren, 
und fie bitte, dementſprechend das nähere zu veranlaſſen. In 
Verfolg dieſer Mitteilung hat die Vertrauenskommiſſion des 
genannten Verbandes beſchloſſen, den Kl. zu ſperren, d. h. die 
Verbandsmitglieder zu veranlaſſen, ihn von der Beſchäftigung 
in ihren Fabriken auszuſchließen. Hiervon iſt die Firma A. 
benachrichtigt worden, und ſie hat darauf den Kl. entlaſſen, 
auch iſt dieſem, als er bei der Arbeitsnachweisſtelle des Ver⸗ 
bandes um einen Nachweisſchein nachſuchte, die Erteilung eines 
ſolchen mit dem Eröffnen, daß er überhaupt keinen Schein 
mehr bekomme, verweigert worden. Der Kl. erhob nunmehr 
Schadenanſpruch gegen die Bekl., wurde aber mit ſeiner 
Klage abgewieſen. Das R. G. hob auf. Der Vorinſtanz iſt 
nicht beizuſtimmen, wenn ſie ausgeſprochen hat, die Bekl. würde 
für die Folgen der von dem Verbande Berliner Metall⸗ 
induſtrieller über den Kl. verhängten Arbeitsſperre auch dann 
nicht einzuſtehen haben, wenn dieſe Maßregel an ſich als eine 
unerlaubte Handlung anzuſehen wäre. Die Bekl. hat in ihrem 
Briefe dem Verbande die Entlaffung des Kl. aus ihrer Fabrik 
und den Grund, werhalb fie erfolgt ſei, angezeigt und weiter 
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angegeben, der Kl. habe ſich auch nach ſeiner Entlaſſung in 
einer Arbeiterverſammlung „wiederum agitatoriſch hervorgetan“; 
im Anſchluß hieran hat fie bemerkt: fie ſei der Anſicht, daß es 
zum Nutzen der Allgemeinheit wohl angebracht wäre, den Kl. 
bis auf weiteres zu ſperren, und ſie bitte, dementſprechend das 
nähere zu veranlaſſen. Ihr verfaſſungsmäßiger Vertreter hatte 
ſonach den Willen, die zuſtändigen Organe des Verbandes zu 
veranlaſſen, die Arbeitsſperre über den Kl. zu verhängen. 
Hiernach kann nicht bezweifelt werden, daß das Verhalten der 
Bekl. für den dem Kl. erwachſenen Schaden kauſal geworden 
iſt, und daß ihre Abſicht auf die Herbeiführung des dieſen 
Schaden bedingenden Zuſtandes gerichtet war. Dies genügt, 
ſofern die gegen den Kl. ergriffene Maßregel als eine unerlaubte 
Handlung zu erachten iſt, zur Begründung der Haftung der 
Bekl. aus §8 826 des B. G. B., auch wenn ihre Anzeige für 
den von der Vertrauenskommiſſion des Verbandes gefaßten 
Beſchluß an ſich nicht maßgebend geweſen iſt, ſondern für ſie 
nur den Anlaß geboten hat, die Sache zu erörtern und auf 
Grund der dabei gewonnenen Auffaſſung die Arbeitsſperre über 
den Kl. zu verhängen. Die von dem Verbande gegen den 
Kl. ergriffene Maßnahme iſt eine unerlaubte Handlung. Die 
Verhängung der Arbeits ſperre hat für die Dauer ihres Be⸗ 
ſtandes Folgen, die der vollſtändigen Ausſchließung des be⸗ 
treffenden Arbeiters von der Beſchäftigung in einem größeren 
Betriebe der Metallbranche nahe kommen, und es kann mit 
Grund die Frage aufgeworfen werden, ob nicht eine Einrichtung, 
die einem Unternehmerverbande einen ſo eminenten Eingriff in 
die Betätigung der Arbeitskraft eines andern ermöglicht, und 
bez. die Betätigung der dadurch gegebenen Gewalt als gegen 
das Geſetz verſtoßend auzuſehen ſei. Nach § 113 Abſ. 1, 2, 3 
der Gew. O. iſt der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeiter beim 
Abgang ein Zeugnis über die Art und Dauer ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung zu erteilen; es iſt ihm aber verboten, wider deſſen 
Willen darin ausdrücklich oder verſteckt ein Urteil über ihn 
auszuſprechen (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 350 
Nr. 27), und er macht ſich ſtrafbar, wenn er gegen das Verbot 
im dritten Abſatz des § 113 handelt. (Gew. O. § 146 Ziffer 3.) 
Nach dieſen Vorſchriſten ſoll ſonach der Arbeitnehmer in die 
Lage verſetzt werden, ſich bei Aufſuchung neuer Arbeitsgelegenheit 
über Ort, Dauer und Art feiner früheren Beſchäftigung aus- 
zuweiſen, es ſoll aber verhindert werden, daß ein etwaiges ab- 
fälliges Urteil des bisherigen Arbeitgebers denjenigen, bei denen 
der Arbeiter ſich um Beſchäftigung bewirbt, ohne weiteres, d. h. 
ohne daß ſie beſondere Erkundigungen einziehen, zur Kenntnis 
gebracht werde. Es liegt auf der Hand, daß der Erfolg dieſer 
Beſtimmungen, die dem Arbeitnehmer die Gewinnung neuer 
Arbeitsgelegenheit erleichtern ſollen und ſich daher als zu deſſen 
Gunſten getroffene Schutzvorſchriften darſtellen, durch eine Ein- 
richtung, wie ſie der oftgenannte Arbeitgeberverband in ſeiner 
Arbeitönachweieftelle geſchaffen hat, in weitgehender Weiſe 
beeinträchtigt wird, und es liegt gewiß nicht fern, ſolche Ein⸗ 
richtungen als Umgehungen jener geſetzlichen Vorſchriften an⸗ 
zuſehen. Wie das R. G. bereits mehrfach ausgeſprochen hat, 
muß auch in den Kämpfen, die der gewerbliche Wettbewerb 
und in beſonderer Schärfe der Intereſſen⸗ und Klaſſengegenſatz 
zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern im gewerblichen 
Großbetriebe mit ſich bringt, bei Verfolgung an ſich erlaubter 
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Zwecke die Einhaltung von Schranken in der Weile verlangt 


werden, daß als unzuläſſig nicht bloß Kampfmittel, die in an 


ſich rechtswidrigen Handlungen beſtehen, ſondern auch ſolche, 
eine Schädigung des Gegners mit ſich bringende, Maßregeln 
anzuſehen ſind, die nach den allgemein beſtehenden Sitten⸗ 
anſchauungen ſchlechthin oder doch unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden als unbillig und ungerecht erſcheinen. Die fragliche 
Maßregel enthält einen ſehr ſchweren Eingriff in das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben des davon Betroffenen; denn es wird ihm die 
Gewinnung von Arbeitsgelegenheit auf einem gewerblichen 
Gebiet, das bezüglich der Zahl der darin beſchäftigten Arbeiter 
in allererſter Reihe ſteht, in weiteſtgehender Weiſe beſchränkt 
und erſchwert, der Übergang zu einem anderen gewerblichen 
Gebiete aber iſt auch für einen Arbeiter, der keine beſondere 
Fachausbildung genoſſen hat, regelmäßig mit großen Nachteilen 
verbunden; es gelingt ihm der Natur der Sache nach meiſt 
nicht ſofort, in einem ihm zunächſt fremden Gebiet eine für ihn 
geeignete Beſchäftigung zu finden, und er muß ſich faſt immer 
mit geringerem Lohn begnügen, als er ihn in einem Arbeits⸗ 
zweige, für den ihm die durch längere Übung erworbenen 
Fertigkeiten und Kenntniſſe zuſtatten kämen, erzielt haben 
würde. Die von der Kommiſſion verfügte Maßregel muß 
gegenüber dem Verhalten des Kl. als eine gegen die Billigkeit 
verſtoßende Härte bezeichnet werden. War anzunehmen, daß 
gegen den Kl. eine von der Bekl. veranlaßte und zu vertretende 
unerlaubte Handlung im Sinne von $ 826 des B. G. B. 
begangen worden ſei, ſo erſcheint der Klaganſpruch dem Grunde 
nach gerechtfertigt. S. c. E., U. v. 17. März 04, 620/03 VI. 
— Berlin. 

17. 8 1023 B. G. B. verb. mit § 546 Z. P. O. Ver⸗ 
legung einer Grunddienſtbarkeit iſt nur auf einen anderen Teil 
des dienenden Grundſtücks zuläffig. Berechnung des Minder⸗ 
wertes eines ländlichen Grundſtücks wegen eines Durchfahrtrechtes.] 

Der Bekl. war verurteilt worden, ein Durchfahrtsrecht über 
ſeinen Hof zwiſchen ſeinem Hauſe und ſeinem Backofen zu⸗ 
gunften der Aumatte des Kl. a f gh in der Richtung von c 
nach d bis auf die Straße zu dulden und jede Störung bei 
Strafvermeiden zu unterlaſſen. Er legte Reviſion ein und gab 
den Minderwert ſeines Grundſtückes durch die gedachte Belaſtung 
auf mehr als 1 500 Mark an; er berief ſich zu deſſen Glaubhaft⸗ 
machung auf das Gutachten eines Güteragenten, der den ge⸗ 
dachten Minderwert auf 1700 —2 000 Mark berechnete. Nach 
Lage der Sache konnte indeſſen den Ausführungen in jenem 
Gutachten nicht beigetreten werden. Bei den hier in Betracht 
kommenden kleinen ländlichen Verhältniſſen würde eine erheb- 
lichere Beläſtigung in der freien Benutzung des belaſteten 
Grundſtücks nur in dem Falle eintreten, wenn der Bekl. und 
RE. die Fläche o— d überbaute. Indeſſen ſteht ihm die Be⸗ 
fugnis aus $ 1023 B. G. B. immer noch zu; allerdings darf 
er in der dort bezeichneten Weiſe nur Verlegung der Ausübung 
auf einer anderen Stelle ſeines Eigentums verlangen und 
nicht beanſpruchen, daß die Ausübung zum Teil wenigſtens auf 
Grundſtücke anderer verlegt werde. Bei freier Würdigung 
der hiernach gegebenen Sachlage kam der Gerichtshof zu dem 
Ergebniſſe, es ſei nur eine Minderung des Wertes des belaſteten 
Grundſtücks in einem Betrage von 650 —900 Mark glaubhaft 
gemacht. B. c. R., U. v. 15. April 04, 397/03 II. — Karlsruhe. 
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18. § 1361 B. G. B. Erforderuiſſe der Klagbegründung 


auf Unterhalt der Ehefrau.] 


Die Reviſion bezeichnet $ 1361 B. G. B. als verletzt, 
weil die daſelbſt vorgeſchriebene Unterhaltspflicht des Ehemannes 
nicht, wie der B. R. in Übereinſtimmung mit dem I. R. an- 
genommen habe, unter allen Umſtänden eintrete, vielmehr nach 
§ 1361 Abſ. 2 je nach den Bedürfniſſen und Erwerbs. 
verhältniſſen der Ehegatten ganz in Wegfall kommen konne. 
Es ſei nicht erwogen, ob Kl., die in vollem Umfange erwerbs⸗ 
fähig ſei, mehr brauche, als ſie verdiene, und ob anderer⸗ 
ſeits der Bekl. in der Lage ſei, von ſeinem Monatsverdienſte 
15 Mark oder überhaupt etwas zu entbehren. Dieſen 
Ausführungen der Reviſion konnte nicht beigetreten werden. 
Erhebt bei einer den Vorausſetzungen des 8 1361 B. G. B. 
entſprechenden Trennung der Eheleute die Frau den Anſpruch 
auf Unterhaltsgewährung gegen den Mann, ſo handelt es ſich 
zunächſt nicht darum, ob die im Abſatz zwei dieſer Geſetzesſtelle 
vorgeſehenen beſonderen Umſtände vorliegen, unter denen die 
Unterhaltspflicht des Mannes ausnahmsweiſe entweder wegfällt 
oder auf die Zahlung eines Beitrages beſchränkt iſt, ſondern den 
Ausgangspunkt der Erörterung muß die hiervon getrennt zu 
haltende Frage bilden, nach welchen Geſichtspunkten ſich der 
Unterhaltungsanſpruch der Frau für den Regelfall beſtimmt, 
welche Anforderungen alſo an die Begründung einer auf & 1361 
B. G. B. geſtützten Klage der Frau geſtellt werden dürfen. 
Grundſätzlich aber unterliegt der Unterhaltungsanſpruch der Frau 
derartigen Beſchränkungen, wie fie die Reviſion aufſtellt, über- 
haupt nicht und es iſt namentlich unzutreffend, daß die Frau 
nur ſoviel zu verlangen hätte, als ihr Unterhaltsbedarf über 
den ihr möglichen Arbeitserwerb hinausgeht oder daß die Unter⸗ 
haltsmittel des Mannes dieſem vorweg zur Beſtreitung des 
eigenen Unterhaltsbedarfs dienen müßten, die Frau aber auf 
den danach verbleibenden Reſt angewieſen wäre. Vielmehr 
ändern ſich durch eine unter den Vorausſetzungen des & 1361 
eintretende Trennung der Eheleute grundſätzlich weder die 
allgemeinen Bedingungen noch auch das Maß des dem einen 
von ihnen gegen den andern zuſtehenden Unterhaltsanſpruchs. 
§ 1361 beläßt es bei den in den erſten beiden Abſätzen des 
§ 1360 enthaltenen Vorſchriften und führt für den voraus- 
geſetzten Fall als Abweichung nur an, daß die Unterhalts- 
gewährung durch Entrichtung einer Geldrente an die Stelle der 
durch die eheliche Lebens gemeinſchaft gebotenen Gewährungsweiſe 
zu treten hat. Auch im Falle des § 1361 beſteht daher für 
den Unterhaltsanſpruch der Frau im Vergleiche mit dem Unter⸗ 
haltsanſpruch der Verwandten der Unterſchied, daß während der 
Anſpruch der Verwandten nach § 1602 eine Bedürftigkeit des 
Berechtigten erfordert und er in feinem Umfange ſich gemäß 
§ 1610 nach dem Lebensbedarf des Berechtigten beſtimmt, die 
Frau von dem Manne den Unterhalt gemäß § 1360 Abf. 1 
„nah Maßgabe feiner Lebensſtellung, ſeines Vermögens und 
ſeiner Erwerbsfähigkeit“ zu beanſpruchen hat. Die den Unter- 
halt nach § 1361 verlangende Frau hat daher klagend nur 
nachzuweiſen, daß die verlangte Unterhaltsrente in den drei durch 
§ 1360 Abſ. 1 vorgeſehenen Beziehungen den Verhältniſſen des 
Bekl. entſpricht. Demgegenüber iſt es Aufgabe der Verteidigung 
des Bekl., auf $ 1361 Abſ. 2 geſtützt, nachzuweiſen: „daß mit 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe, ſowie auf die Vermögens⸗ 
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und Erwerbsverhältniſſe der Ehegatten (alſo beider Ehe⸗ 
gatten) der Wegfall ſeiner Unterhaltspflicht oder deren Be⸗ 
ſchränkung auf einen der Frau zu zahlenden Beitrag der 
Billigkeit entſpricht.“ Nicht zur Klagebegründung, ſondern zur 
gehoͤrigen Begründung eines derartigen Einwands gehört ſomit 
eine Darlegung der auf beiden Seiten beſtehenden Bedürfniſſe 
ſowie eine Klarſtellung der Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
der Frau, damit auf ſolcher Grundlage unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Billigkeit über einen Wegfall oder eine Einſchränkung 
der Unterhaltspflicht entſchieden werden kann. Dieſe bereits aus 
der klaren Faſſung der Geſetzesvorſchriften erſichtliche Regelung 
entſpricht, wie ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzbuchs 
entnehmen läßt, auch den von der Geſetzgebung befolgten 
Abfichten. (Wird näher ausgeſührt.) W. c. W., U. v. 
18. April 04, 383/03 IV. — Cöln. 

19. 8 1568 B. G. B. Eine nach Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft und Anſtellung der Klage geſchehene Verfehlung 
kann für die Zerrüttung von Bedeutung ſein.] 

Iſt die Verfehlung des einen Ehegatten an ſich geeignet, 
eine Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes herbeizuführen, jo 
verliert ſie dieſe Eigenſchaft nicht dadurch, daß der andere Ehe⸗ 
gatte wegen eines früheren Anlaſſes ſchon die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgehoben und die Scheidungsklage angeſtrengt hat. 
Nur für die bereits eingetretene Zerrüttung kommt ſelbſt⸗ 
verſtändlich die ſpätere Verfehlung nicht als urſächlich in 
Betracht, dagegen kann ſie urſächlich wirkſam werden für die 
Fortdauer und Verſchärfung der vorhandenen Zerrüttung, und 
zwar ſo lange, als die Ehe überhaupt rechtlich beſteht. Dies 
tritt klar hervor, wenn die Verfehlungen des ſchuldigen 
Ehegatten bis zur Erhebung der Scheidungsklage allein zur 
Erfüllung des Tatbeſtandes des bedingten Scheidungsgrundes 
aus § 1568 des B. G. nicht ausreichen, wohl aber in 
Verbindung mit weiteren, im Laufe des Rechtsſtreits begangenen 
Verfehlungen, deren Geltendmachung die prozeſſuale Lage noch 
geftattet. Das B. G. verkennt daher den Begriff der Zerrüt- 
tung des ehelichen Verhältniſſes im Sinne des § 1568 des 
B. G., wenn es die aus der Veräußerung des ehelichen Haus⸗ 
ſtandes hergeleitete Verfehlung der Bekl. lediglich deshalb für 
die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes der Parteien als nicht 
urſächlich erachtet, weil die Veräußerung erſt geſchehen iſt, nachdem 
Kl. die Bekl. bereits verlaſſen und die Scheidungsklage erhoben 
hatte. D. c. D., U. v. 14. April 04, 18/04 IV. — Hamburg. 

20. 88 1602, 1603, 1611 B. G. B. Begründungspflicht 
des Unterhaltsberechtigten. Heranziehung des Kapitals des 
Pflichtigen und Rückſichtnahme auf künftige Verhältnifie.] 

Die Kl. hat gegen ihren Sohn, den jetzigen Rkl., den 
Anſpruch auf Unterhaltsgewährung gemäß 88 1601 ff. B. G. B. 
erhoben. In II. J. wurde Bekl. zur Zahlung einer monatlichen 
Unterhaltsrente von 40 Mark verurteilt. Seine Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Allerdings hat gemäß § 1602 B. G. B. der 
den Unterhaltsanſpruch erhebende Verwandte den Nachweis zu 
erbringen, daß er außerſtande ſei, ſich ſelbſt zu unterhalten. 
Dieſer Nachweis erheiſcht aber weder an und für ſich eine Klar⸗ 
ſtellung der Art und Weiſe, wie der Kl. ſeit dem Eintritt der 
behaupteten Bedürftigkeit die Mittel, ſein Leben zu friſten, 
tatſächlich gewonnen hat, noch auch hängt das Maß deſſen, was 
zur Beſtreitung des Unterhalts, ſei es nach dem Maßſtabe der 
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Notdurft (8 1611), ſei es nach dem Maßſtabe der ftandes- 
mäßigen Lebensweiſe erforderlich iſt, mit Notwendigkeit von dem 
tatſächlichen Aufwande, im vorliegenden Falle alſo von dem 
Betrage ab, welchen die Kl. für den ihr von dritter Seite 
gewährten Unterhalt fortlaufend ſchuldig wird. Bekl. beſchwert 
ſich ferner über die Verwerfung ſeines auf § 1603 Abſ. 1 
B. G. B. geſtützten Einwandes, daß er ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts außerſtande ſei, der Kl. Unterhalt 
zu gewähren. In dieſer Beziehung ſteht feſt, daß der Bekl. 
gegenwärtig noch in ſeiner Ausbildung als Landwirt begriffen 
iſt, daß er kein Gehalt bezieht, vielmehr ein jährliches Lehrgeld 
von 400 Mark zu zahlen hat und daß ihm die Erfüllung ſeiner 
Militärpflicht als Einjährig⸗Freiwilliger ſowie der Beſuch einer 
landwirtſchaftlichen Hochſchule während einiger Jahre noch bevor⸗ 
ſteht. Da jedoch der Bekl. unſtreitig ein zinstragendes Kapital⸗ 
vermögen von 36 000 Mark befitzt, jo nimmt der B. R. an, 
daß, ſoweit er ſeinen gegenwärtigen und den ihm bevorſtehenden 
ſtandesmäßigen Aufwand zuſammen mit der ihm auferlegten 
Unterhaltsrente der Kl. mittels ſeines Zinseinkommens nicht zu 
beſtreiten vermochte, er verpflichtet ſei, den Stamm ſeines Ver⸗ 
mögens anzugreifen. Zur Zeit konne eine derartige Heranziehung 
und Minderung des Kapitals den ſtandesmäßigen Unterhalt des 
Bekl. noch nicht gefährden. Nach Beendigung feiner Ausbildung 
aber werde der Bekl. auch durch ſeine Berufstätigkeit einen 
Erwerb haben. Die Verweiſung des Bekl. auf eine Verwendung 
des Vermoͤgensſtammes für den Unterhalt der Mutter verſtößt 
unter den feſtgeſtellten Umſtänden nicht gegen die im erſten 
Abſatze des 8 1603 enthaltene Geſetzesvorſchrift. Dies wird 
auch von der Reviſion nicht behauptet. Dieſe rügt vielmehr 
nur, daß der B. R. die Gegenwart allein in Betracht gezogen 
habe, während es zugleich darauf ankomme, ob der Bekl. in der 
Zukunft infolge der Minderung ſeines Kapitals bezüglich ſeines 
Fortkommens gefährdet werden könnte. Dieſem zutreffenden 
rechtlichen Geſichtspunkte hat indeſſen der B. R. in ausreichendem 
Maße Rechnung getragen. An einem Ausblick in die Zukunft 
hat er es bei der Feſtſtellung, ob die dem Bekl. anzufinnende 
Unterhaltsgewährung die durch § 1603 Abſ. 1 gezogene Grenze 
einhält, nicht fehlen laſſen, da er auf der Grundlage des gegen ⸗ 
wärtigen Zuſtandes erwägt, wie ſich nach dem gewoͤhnlichen 
Laufe der Dinge die Vermoͤgens⸗ und Erwerbsverhältniſſe des 
Bekl. künftighin geſtalten koͤnnen und weil er danach eine 
Schmälerung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts nicht als bevor⸗ 
ſtehend anſieht. Fernliegende Moͤglichkeiten einer dieſen Er⸗ 
wartungen nicht entſprechenden ungünſtigeren Veränderung der 
Verhältniſſe brauchten nicht berückſichtigt zu werden. Ihr Ein- 
tritt würde, ſobald er ſich mit genügender Sicherheit voraus- 
ſehen läßt, dem Bekl. das Recht geben, auf dem durch § 323 
Z. P. O. vorgezeichneten Wege eine Herabminderung oder Auf- 
hebung der Verurteilung zu verlangen. K. c. K., U. v. 
14. April 04, 378/03 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

21. SS 136 ff. Z. P. O. Umfang der mündlichen Ver⸗ 
handlung bei fernerer Verhandlung.] 

Die Reviſion meint, daß bei der anderweiten Verhandlung 
der Sache vor dem O. L. G. die Grundſätze über die Mündlich⸗ 
keit des Verfahrens verletzt worden ſeien. Vor dem B. G. ſelbſt 
ſei in zwei Terminen, am 27. Juni 1992 und am 15. Mai 
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1903 mündlich verhandelt worden. In dem erſten diefer Termine 
ſeien allerdings die Parteianträge verleſen und der Streitſtoff 
in vollem Umfange erneut vorgetragen worden; dagegen ſeien in 
dem zweiten Termin lediglich die Ergebniſſe der angeordneten 
Beweisaufnahme vorgetragen und im Anſchluß hieran zur Sache 
verhandelt worden. Bei der zwiſchen beiden Terminen liegenden 
Zeit erſcheine dies nicht prozeßgerecht. Der Angriff iſt un⸗ 
beachtlich. Das B. G. war in beiden Terminen in gleicher 
Weiſe zuſammengeſetzt; war den Mitgliedern nach ihrem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen der Streitſtoff noch genügend erinnerlich, ſo 
war es nicht geboten, die Anträge neu verleſen und das Streit⸗ 
material im ganzen Umfange neu vortragen zu laſſen. (Vergl. 
Juriſt. Wochenſchr. 1892 S. 461 Nr. 4; die Kommentare zur 
Zivilprozeßordnung von Gaupp⸗-Stein, IV. Aufl. Anm. IV 2 
und Peterſen⸗Anger, IV. Aufl. Anm. II 5 zu § 128.) V. c. W., 
U. v. 7. April 04, 362/03 VI. — Dresden. 

22. 58 303, 304 Z. P. O. Die Erhebung eines Ein- 
wandes iſt kein Anſpruch im Sinne des § 304 und die Ent⸗ 
ſcheidung über deſſen Grund allein ein richtiges Zwiſchenurteil.] 

Das vorliegende Zwiſchenurteil iſt der Reviſion nicht zu⸗ 
gänglich. Es beſchäftigt ſich mit dem Einwande der Bekl., 
daß ſie zur Übereignung der für die Entwäſſerung der Straßen 
und Plätze hergeſtellten Anlagen an die Gemeinde nur gegen 
Erſtattung deren Buchwertes verpflichtet ſei. Dieſen Einwand 
erklärt der B. R. an ſich für begründet, und zwar durch Zwiſchen⸗ 
urteil, weil die Höhe des Buchwertes zwiſchen den Parteien 
ſtreitig iſt und über dieſe zur Zeit eine Entſcheidung nicht ab» 
gegeben werden kann. Wäre ein ſolches Urteil dem § 304 
Z. P. O. zu unterſtellen, ſo würde es freilich nach Abſ. 2 daſelbſt 
in betreff der Rechtsmittel als Endurteil anzuſehen ſein. Von 
dieſer Auffaſſung ſcheinen die Parteien auszugehen, da fie beider- 
ſeits die Reviſion auch gegen das Zwiſchenurteil eingelegt und 
deſſen Aufhebung verlangt haben. Aber ſie trifft nicht zu. Ein 
„Anſpruch“ im Sinne des § 304 wird mit der Erhebung 
eines Einwandes nicht geltend gemacht; wird daher der Einwand, 
was ſelbſtverſtändlich auch bei ihm möglich iſt, nach Grund 
und Betrag ſtreitig, ſo iſt eine Entſcheidung über erſteren keine 
Vorabentſcheidung im Sinne jener Geſetzesvorſchrift. Sie iſt 
ein richtiges Zwiſchenurteil nach 8 303 Z. P. O., durch das 
der Richter für das Endurteil gebunden wird, das aber der 
Anfechtung durch Rechtsmittel erſt mit dem Endurteil unterliegt, 
alſo nicht eher, als bis letzteres, von dem es ein Element (einen 
Entſcheidungsgrund) nur vorweg nimmt, ergangen iſt. K. c. M., 
U. v. 23. März 04, 395/03 V. — Berlin. 

23. 5 304 Z. P. O. Verurteilung zum Schadenerſatz 
ohne Summenangabe iſt zuläſſig, wenn es ſich nur um deſſen 
Feſtſtellung handelt.] 

Dem Bekl. iſt unter Strafandrohung von 500 Mark für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung gemäß § 1 des Wettbewerbs- 
geſetzes unterſagt worden, die Behauptung zu verbreiten, daß 
feine Fabrikate Nährſalzkaffee, Nährſalzkakao, Nährſalzſchokolade, 
Nährſalzhaferkakao und Nährſalztee Dr. L.s Nährſalze enthalten, 
und daß er in B. eine Fabrik betreibe, auch wurde er verurteilt, 
der Kl. allen Schaden zu erſetzen, der ihr dadurch erwachſen ſei, 
daß der Bekl. behauptet habe, ſeine vorgenannten Fabrikate ent- 
hielten Dr. L.s Nährſalz. Die Reviſion des Bekl. wurde zurück 
gewieſen. 
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Zu Bedenken könnte die Entſcheidung inſofern Anlaß geben, 
als nicht die Verurteilung in eine beftimmte Summe als 
Schadenserſatz ausgeſprochen, ſondern nur prinzipiell zum 
Schadenserſatz verurteilt iſt, obwohl es ſich weder um eine 
Nebenforderung handelt, noch, wie die Koſtenentſcheidung in dem 
landgerichtlichen Urteile erkennen läßt, eine Entſcheidung gemäß 
§ 304 Z. P. O. vorliegt, cf. Plenarentſcheidung des R. G. 
in Bd. 21 S. 283 ff. der Entſch. in Zivilſachen. Dieſes 
Bedenken, das übrigens von dem Rkl. nicht angeregt iſt, fällt 
indeſſen weg, wenn man die Verurteilung zum Schadenserſatze 
in dem Sinne auffaßt, daß damit die beiden Vorinſtanzen nur 
die Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht des Bekl. im Auge 
hatten, und das Reviſionsgericht trägt kein Bedenken, jo die 
betreffende Entſcheidung zu verſtehen. S. c. H. & V., U. v. 
8. April 04, 423/03 II. — Berlin. 

24. 8 339 Abſ. 2 Z. P. O. Auslegung dieſer Vorſchrift.] 

Eine Verlängerung der regelmäßigen Einſpruchsfriſt von 
zwei Wochen tritt nach §8 339 Abſ. 2 Z. P. O. dann ein, 
wenn die Zuſtellung im Ausland oder durch öffentliche Bekannt— 
machung erfolgen muß. Im vorliegenden Falle kann nur die 
Zuſtellung im Ausland in Betracht kommen, und es fragt 
ſich, ob das Verſäumnisurteil vom 22. Dezember 1903 dem 
Bekl. auf dem im § 199 3. P. O. vorgeſchriebenen Wege an 
feinem Wohnſitze Zürich zuzuſtellen war. Daß die Zuſtellung 
in dieſer Weiſe geſchehen konnte, mag richtig ſein. Es kommt 
aber darauf an, ob ſie ſo geſchehen mußte, und dies iſt vom 
O. L. G. mit Recht verneint. Der Bekl. war nach den 
88 174, 175 3. P. O. verpflichtet, auch ohne vorgängige An- 
ordnung des Gerichts ſpäteſtens im erſten Verhandlungstermin 
einen Zuſtellungs bevollmächtigten zu benennen. Da er dies 
nicht getan und auch keinen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hatte 
($ 174 Abſ. 2 Z. P. O.), fo konnten alle ſpäteren Zuſtellungen 
bis zur nachträglichen Benennung in der Art bewirkt werden, 
daß der Gerichtsvollzieher das zu übergebende Schriftſtück unter 
der Adreſſe der Partei nach ihrem Wohnorte zur Poſt gab. Die 
Zuſtellung galt mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt. Die 
Klage mit der Ladung war dem Bekl. vorſchriftsmäßig nach 
8 199 Z. P. O. zugeſtellt. Darum entſprach das Verfahren 
bei Zuſtellung des Verſäumnisurteils dem Geſetz. Dieſe war 
mit der Aufgabe zur Poſt in Karlsruhe, alſo im Inlande 
vollzogen. Einer Zuſtellung im Auslande bedurfte es nickt. 
Mithin wurde durch die Zuſtellung gemäß $ 175 Z. P. DE 
alſo durch die Übergabe des Schriftſtücks an die Poſt als 
geſetzliche Zuſtellungs bevollmächtigte des Bekl., die regelmäßige, 
zweiwöchige Einſpruchsfriſt des §S 339 Abſ. 1 Z. P. O. in 
Lauf geſetzt. Für eine Erſtreckung der Friſt war kein Raum. 
Dieſes aus dem Wortlaut und Zuſammenhang des Gejere 
gewonnene Ergebnis kann auch nicht durch Erwägungen der 
Billigkeit, wie ſie z. B. vom O. L. G. zu Dresden in dem im 
Sächſiſchen Archiv Bd. 3 S. 496 abgedruckten Beſchluſe 
geltend gemacht ſind, beſeitigt werden. (Wird ausgeführt.) 
K. c. N., Beſchl. v. 22. April 04, B 109/04 VII. — Karlsrube. 

25. 8 445 Z. P. O. Frage des Eintritts in ein Buͤrg⸗ 
ſchaftsverhältnis iſt keine reine Tatfrage. Eid darüber unzuläſſig.] 

Der Kl. klagt im Wechſelprozeß aus einem Sichtweckſel 
über 6000 Mark gegen den Giranten K. Es handelt ſich um 
einen Prolongationswechſel und der Bekl., der an Stelle eines 
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anderen Giranten und Bürgen E. getreten war, behauptete, daß 
der Kl. eine frühere Abrede bezüglich des Bürgſchaftsverhältniſſes 


Hoͤhe von 2000 Mark haften ſollte. 


- T 


* Br 


i getroffene Abrede berufen kann. 
- geihobenen Eid, daß ihm bekannt geworden, der Bekl. ſei an 


auch ihm gegenüber gelten laſſen müſſe, wonach dieſer nur in 
Der Bekl. iſt unter Vor⸗ 
behalt der Rechte zur Zahlung des vollen Betrages verurteilt, 
ſeine Revifion zurückgewieſen worden. Es fragt ſich nur, ob 
Umſtände vorliegen, aus denen zu ſchließen, daß der Bekl. mit 
Wiſſen und Willen des Kl. ſo an die Stelle des E. getreten 
iſt, daß er ſich auf die urſprünglich von dieſem mit dem Kl. 
Auf den dem Kl. darüber zu⸗ 


Stelle des E. in das Bürgſchaftsverhältnis eingetreten, iſt der 
B. R. mit Recht nicht eingegangen. Denn die Frage des Ein⸗ 


ttitts in das Bürgſchaftsverhältnis iſt keine reine Tatfrage, über 
die nach § 445 der Z. P. O. durch Eid entſchieden werden 
könnte. Im übrigen fehlt es an einer ausdrücklichen oder ſtill⸗ 


ſchweigenden Einwilligung des Kl., mit dem Bekl. in dasſelbe 
Rechtsverhältnis zu treten wie mit E. T. c. K., U. v. 
23. März 04, 521/03 I. — Breslau. 


26. 5 1041 Nr. 1 und 2 Z. P. O. Begriff des unzuläſſigen 
Verfahrens und der verbotenen Handlung als Aufhebungsgrund 


eines Schiedsſpruches.] 


Nach dem Rechte des B. G. B. kann nicht jedes Recht durch 
Eintragung dinglich gemacht werden. Dem Parteibelieben ſind 


auf dem Gebiete des Sachenrechts Schranken gezogen; es kann 


neue dingliche Rechte, die weder im B. G. B. noch in dem vor⸗ 
behaltenen Landesrecht ihren Boden finden, nicht ſchaffen. Die 


Eintragung eines nicht zugelaſſenen Rechtes als dingliche Be⸗ 
laſtung eines Grundſtücks iſt unſtatthaft und mußte nach § 54 
Abſ. 1 S. 2 der Grdb. O. von Amts wegen gelöſcht werden. 
„Dies iſt völlig zweifellos (vergl. Planck, 3. Aufl. Vorbem. zum 
Sachenrecht 3. II S. 7, wo auch nähere Angaben über die 


Judikatur; hingewieſen ſei nur auf Entſch. des R. G. Bd. 48 


S. 63 — womit in dieſem Punkte nicht in Widerſpruch 


ſteht das Urteil in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1904 S. 5 
Nr. 1 — und Bd. 51 S. 86). Nun iſt das Recht jemandes, 


von einem anderen den Ausbau einer Straße und die Her- 


ſtellung der Kanaliſation und Waſſerleitung fordern zu dürfen, 
lediglich obligatoriſcher Natur; es läßt ſich nicht in den 
Rahmen der dinglichen Rechte des B. G. B. oder der vor- 
behaltenen Landesgeſetze bringen, insbeſondere auch nicht unter 
den Begriff der Reallaſt, weil nicht wiederkehrende 
Leiſtungen in Frage find ($ 1105 B. G. B.). Mithin iſt die 
den Kl. in dem angefochtenen Schiedsſpruch auferlegte Verpflichtung 
nicht eintragungsfähig; die Eintragungsbewilligung, welche fie 
zugunſten des Bekl. erklären ſollen, iſt eine verbotene Handlung 
im Sinne des § 1041 Nr. 2 Z. P. O., fie kann durch Zwangs- 
vollſtreckung nicht erzwungen werden (Entſch. des R. G. Bd. 26 
S. 376, Gaupp⸗Stein, Anm. II 2 zu § 1041 Z. P. O.). 
Deshalb iſt aber auch die Leiſtung, zu welcher der Bekl. ver- 
urteilt worden iſt, nämlich die Zahlung der Kaufgelder, der 
Vollſtreckung unzugänglich, da ſie an eine rechtlich unmögliche 
Gegenleiſtung geknüpft iſt und nur Zug um Zug gegen dieſe 
erfolgen ſoll. Der Schiedsſpruch, wie er vorliegt, iſt nicht 
vollzugsfähig und daher für die Kl. unbrauchbar. Dieſe haben 
zwar die Aufhebung nicht ausdrücklich auf den Mangel der 
Eintragungsfähigkeit der unter Ziffer 2a und b bezeichneten 
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Rechte geſtützt, aber fie haben auf den $ 1041 Nr. 1 und 2 
der Z. P. O. hingewieſen und hervorgehoben, daß ihnen Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt ſeien, die ihnen nach den Verträgen nicht 
zugemutet werden könnten. Es war hiernach hinreichender 
Anlaß gegeben, den nach ſeinem ganzen Inhalte zum Gegen⸗ 
ſtande der Verhandlung gemachten Schiedsſpruch auch von dem 
erſt in der Reviſionsinſtanz zur Geltung gekommenen Geſichts⸗ 
punkte zu prüfen. Er führt übrigens ebenſo zur Anwendung 
des $ 1041 Nr. 1 der Z. P. O. inſofern, als ein ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren, das, wie das gegenwärtige, mit einem nicht 
vollſtreckbaͤren Urteil endet, nicht für zuläſſig erachtet werden 
kann. Möchten daher auch die Ausführungen des B. R. über 
die Befugnis der Schiedsrichter, die in den Verträgen bedungenen 
Gegenleiſtungen der Kl., wie geſchehen, bei Fällung ihres 
Spruches zu berückſichtigen, an ſich nicht zu beanſtanden ſein, 
ſo ſind ſie doch nicht erſchöpfend. Das Vorbringen der Kl. 
gab den Tatbeſtand für die Aufhebung des Schiedsſpruchs 
gemäß § 1041 Nr. 1 und 2 Z. P. O., und indem der B. R. 
es unterlaſſen hat, das Geſetz auf den vorliegenden Sachverhalt 
anzuwenden, hat er das Geſetz verletzt. Seine Entſcheidung 
konnte nicht aufrecht erhalten werden, und es war in der Sache 
ſelbſt auf Beſeitigung des Schiedsſpruchs zu erkennen. D. c. B., 
U. v. 19. April 04, 558/03 VII. — Königsberg. 

Handelsgeſetzbuch. 

27. Vertretung einer Aktiengeſellſchaft durch „Direktoren“ 
einer Filiale.] 

Die Rkl. hat gerügt, das B. G. habe mit Unrecht die 
beiden hypothekariſchen Einſchreibungen von 1889 und 1894, 
auf Grund deren der Bekl. die ſtreitige Anweiſung erteilt 
worden ſei, als gültig angeſehen, obgleich dieſelben nur auf 
Antrag der Direktoren der Filiale der Bekl. bewirkt worden 
ſeien; denn von Direktoren einer Zweigniederlaſſung, die 
überhaupt kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt darſtelle, könne keine 
Rede ſein. Zwar kommt der Zweigniederlaſſung einer 
Akriengeſellſchaft keine beſondere Perſönlichkeit zu, die von der⸗ 
jenigen der Aktiengeſellſchaft ſelbſt verſchieden wäre; denn ſie 
hat kein beſonderes, von demjenigen der Aktiengeſellſchaft ge⸗ 
trenntes Handelsvermögen, ſondern ſie bildet im weſentlichen 
eine außerhalb des Sitzes der Geſellſchaft begründete, dauernde 
und nach außen hin ſelbſtändige Stellvertretung derſelben. 
Hieraus iſt aber nicht zu folgern, daß die hier in Rede ſtehenden 
Rechtshandlungen als für eine rechtlich nicht exiſtierende Perſon 
vorgenommen ungültig ſeien; denn aus den beiden Kredit- und 
Unterpfandsbeſtellungs⸗Verträgen und den betreffenden Hypothekar⸗ 
einſchreibungen ergibt ſich zur Genüge, daß hierdurch Rechte 
für die Aktiengeſellſchaft „Pf. Bank“ als die 
wirkliche Gläubigerin begründet werden ſollten. Der Umſtand, 
daß in dieſen Urkunden daneben auch zum Ausdruck gebracht 
worden iſt, daß die betreffende Rechtsangelegenheit zum Ge⸗ 
ſchäftsbereiche der Zweigniederlaſſung dieſer Geſellſchaft gehöre, 
hat die Entſtehung der fraglichen Gläubigerrechte in der Perjon 
der Aktiengeſellſchaft ſelbſt nicht verhindert; denn hierdurch iſt 
nicht etwa geſagt worden, daß dieſe Rechte für die genannte 
Filiale als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt begründet werden 
ſollten. Wenn in dieſen Urkunden auch nicht das zwiſchen der 
Aktiengeſellſchaft und ihrer genannten Filiale beſtehende Rechts- 
verhältnis klar dargelegt worden iſt, ſo ſind dieſelben doch in 
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dieſem Punkte unter Berückſichtigung der zur Zeit ihrer Er- 
richtung in Wirklichkeit gegebenen Rechtslage auszulegen; denn 
es iſt ohne weiteres anzunehmen, daß die Beteiligten dasjenige 
gewollt haben, was allein der Rechtslage entſprach, nämlich zu⸗ 
gunſten der Aktiengeſellſchaft zu kontrahieren. Hiernach hat der 
Umſtand, daß die in den Urkunden genannte Filiale der Pf. Bank 
kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt war, der Entſtehung der fraglichen 
Släubigerrechte in der Perſon der Aktiengeſellſchaft ſelbſt nicht 
entgegengeſtanden. Was die weitere, auf die Frage der Ver⸗ 
tretung der letzteren bei dieſen Rechtshandlungen bezügliche Be⸗ 
hauptung der Rkl. betrifft, daß von „Direktoren einer Zweig⸗ 
niederlaſſung“ nicht die Rede fein könne, fo tft dieſe in den 
erwähnten Urkunden enthaltene Bezeichnung der für die kredit⸗ 
gebende Bank auftretenden Perſonen mit Rückſicht auf das dar⸗ 
gelegte rechtliche Verhältnis der Aktiengeſellſchaft und ihrer 
Zweigniederlaſſung nicht ſo zu verſtehen, daß dieſe Perſonen 
etwa hierbei die Filiale als Gläubigerin vermoͤge einer 
ihnen etwa für dieſe zuſtehenden ſelbſtändigen Vertretungs- 
befugnis als Willensorgan derſelben vertreten hätten, 
ſondern fie kann nach dem dargelegten rechtlichen Verhältniſſe 
nur die Bedeutung haben, daß die genannten Perſonen als vom 
Vorſtande der Aktiengeſellſchaft bevollmächtigte Leiter der 
Filiale derſelben kraft dieſer Vollmacht die fraglichen Rechts⸗ 
handlungen für die Aktiengeſellſchaft vorgenommen habe. 
Daß dieſelben aber zu den fraglichen Zeiten wirklich eine ſolche 
und zwar eine ausreichende Vollmacht hatten, hat das B. G. 
in rechtlich einwandfreier Weiſe feſtgeſtellt. L. e. P., U. v. 
8. April 04, 503/03 II. — Darmſtadt. 

Konkurs ordnung. 

28. 88 154 Abſ. II, 193— 197. Ausſchluß der Anfechtung 
eines rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleiches wegen Irrtums, 
Unzuläſſigkeit der nachträglichen Abänderung des Feſtſtellungs⸗ 
vermerkes in der Tabelle.] 

Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die vorliegende Klage 
auf § 767 Z. P. O. nicht geſtützt werden kann. Es können 
zwar nach § 194 letzter Satz der K. O. auch gegenüber einem 
rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleich Einwendungen, welche 
den durch den Zwangsvergleich feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, 
in Betracht kommen, wenn nach dem in § 767 Abſ. II feſt⸗ 
geſetzten Zeitpunkt Zahlungen geleiſtet, Verzichte erklärt oder 
Vergleiche geſchloſſen worden find. Derartige Einwendungen 
erſchüttern aber nicht den Rechtsbeſtand des Zwangsvergleiches 
ſelbſt, welchen fie vielmehr als gegeben vorausſetzen, ſondern 
beſchränken nur die aus dem zu Recht beſtehenden Urteil fließenden 
Befugniſſe. Um eine derartige Einwendung handelt es ſich hier 
aber nicht; der Kl. verlangt vielmehr die Beſeitigung der recht- 
lichen Wirkſamkeit des rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleiches 
ſelbſt, ſoweit die feſtgeſtellte Konkursforderung der Bekl. in Be⸗ 
tracht kommt, weil er die Nichtigkeit der ganzen Bürgfchaft be⸗ 
hauptet und die Bürgſchaftserklärung, die er unter Verpflichtung 
als Selbſtſchuldner und Entſagung der Einrede der Voraus⸗ 
klage im Zwangsvergleichstermine vom 18. Juli 1902 abgegeben 
hat, wegen Irrtums als rechtsunwirkſam anfechten zu können 
meint. Hier ſteht ihm aber die Beſtimmung des § 145 Abſ. II 
der K. O. entgegen, welche ausſpricht, daß die Eintragung in 
die Tabelle rüdfichtlich der feſtgeſtellten Forderungen ihrem Be⸗ 
trage und ihrem Vorrechte nach wie ein rechtskräftiges Urteil 
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gegenüber allen Konkursgläubigern wirkt. Dieſe Wirkung gleich 
einem Urteil könnte daher, wie das R. G. in dem Urteile vom 
17. April 1896 Entſch. Bd. 37 S. 387 dargelegt hat, nur im 
Wege der Reſtitutionsklage, die nicht erhoben iſt, beſeitigt 
werden. Dem B. G. iſt auch darin beizuſtimmen, daß die K. O. 
die Anfechtung eines rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleichs 
nur aus den in 88 195 bis 197 der K. O. angeführten 
Gründen, nicht aber wegen Irrtums geſtattet. (Wird unter 
Verwerfung der entgegengeſetzten Anſicht von Kohlers Konkurs- 
recht S. 569 näher begründet.) Iſt inſoweit dem B. G. bei⸗ 
zuſtimmen, ſo beruht doch die weitere Annahme desſelben, durch 
welche es zur Zurückweiſung der Berufung des Bekl. gelangte — 
daß nämlich ein Vollſtreckungstitel gegen den Kl. zugunſten der 
Bekl. überhaupt nicht vorliege —, auf Rechts irrtum. Das 
B. G. meint, es könne keinem Zweifel unterliegen, daß für den 
Zwangsvergleich die Forderungen der Bekl. aus der Reihe der 
feſtgeſtellten Forderungen geſtrichen worden find, daß der Zwangs⸗ 
vergleich mit Einſchluß der Bürgſchaft nur auf der Grundlage 
dieſer Streichung zuſtande gekommen iſt und daß das Konkurs- 
gericht den Zwangsvergleich mit dieſer Streichung beſtätigt hat; 
ob dieſes Verfahren den geſetzlichen Vorſchriften entſprochen 
habe, ſei gleichgültig; die Bekl. hätte, wenn ſie ſich beſchwert 
fühlte, das zuläſſige Rechtsmittel nach 88 188, 189 der K. O. 
einlegen müſſen. Durch dieſe Annahmen hat das B. G. die 
88 145 Abſ. II, 193 und 194 der K. O. verletzt. Nach 
§ 145 Abſ. II wirkt die Eintragung in die Tabelle mit dem 

vorgeſchriebenen Feſtſtellungsvermerk bezüglich der im Prüfungs⸗ 
termin nicht beſtrittenen Forderungen ihrem Betrage und ihrem 
Vorrecht nach gegenüber allen Konkursgläubigern wie ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil. Dieſe geſetzlich geordnete Wirkung einer im 
Prüfungstermine geſchehenen und gehörig vermerkten Feſtſtellung 
konnen weder die Parteien noch das Gericht mindern oder ab- 
ſchwächen. Ein „nachträgliches Beſtreiten“ einer einmal im 
Prüfungstermin feſtgeſtellten Forderung kennt die K. O. nicht. 
Die kraft der Vorſchrift des § 145 Abſ. II eingetretene Wirkung 
gleich der eines rechtskräftigen Urteils kann nicht wieder auf ⸗ 
gehoben werden dadurch, daß die Gläubiger oder der Konkurs- 
verwalter in einem ſpäteren Termin die feſtgeſtellte Forderung 
„nachträglich beſtreiten“ oder beſchließen, „daß die früher an- 
erkannte Forderung als beſtritten gelten ſoll“. Ein ſolcher 
Beſchluß iſt ein nichtiges Beginnen, da er jeder geſetzlichen 
Grundlage entbehrt. Es kommt deshalb auch nicht darauf an, 
ob dieſer Beſchluß mit den Worten „nachträglich beſtritten“ in 
der Tabelle vermerkt oder ob dieſer Vermerk wieder weggeſtrichen 
worden iſt. Jedenfalls blieb derjenige Vermerk, welcher mit 
Unterſchrift des Richters wie des Gerichtsſchreibers die Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung im Prüfungstermine beurkundet, beſtehen. 
Der rechtskräftig beſtätigte Zwangsvergleich kann aber auch 
keine andere Wirkung haben, als diejenige, welche ihm das 
Geſetz zuſchreibt. Nach § 193 iſt er wirkſam für und gegen 
alle nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger, auch wenn dieſelben 
nicht an dem Konkursverfahren oder an der Beſchlußfaſſung 
über den Vergleich teilgenommen haben. Danach kann auch 
die Bekl. ſich auf den rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleich 
berufen. Wohl iſt es richtig, daß der Zwangsvergleich vom 
Gerichte nicht hätte beſtätigt werden ſollen, weil die nach 
8 182 Ziffer 2 der K. O. zur Annahme des Vergleichs 
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erforderliche Summenmajorität von drei Vierteilen der Geſamt⸗ 
ſumme aller zum Stimmen berechtigten Forderungen in 
Wahrheit nicht vorhanden war, wenn — wie es geboten war — 
die feſtgeſtellte Geſamtforderung der Bekl. nicht willkürlich 
weggelaſſen wurde. Da aber eine Beſchwerde gegen den 
Beſchluß vom 18. Juli 1902, durch welchen derſelbe beſtätigt 
wurde, nicht erhoben worden iſt und demnach ein rechtskräftig 
beftätigter Zwangsvergleich vorliegt, hat er auch alle Wirkungen, 
welche ihm die 58 193 und 194 der K. O. beilegen. Dem⸗ 
nach findet aus dem rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleich 
auch für die Bekl., deren Forderung im Prüfungstermine feit- 
geſtellt war, auf Grund des ihr erteilten vollſtreckbaren Auszugs 
aus der Anmeldetabelle in Verbindung mit dem Zwangsvergleich 
rechtmäßig die Zwangsvollſtreckung gegen den Gemeinſchuldner 
und den Kl. als Bürgen ftatt. Es iſt demnach rechtsirrig, 
wenn das B. G. ſagt, es liege ein Vollſtreckungstitel 
zugunften der Bekl. nicht vor. Die Bekl. iſt im rechtmäßigen 
Befige desſelben und war befugt, die Zwangsvollſtreckung, gegen 
welche die Klage ſich richtet, einzuleiten und durchzuführen. 
R. c. Th., U. v. 3. Marz 04, 466/03 I. — Königsberg. 

Reichs haftpflichtgeſetz. N 

29. Ausſchluß der höheren Gewalt bei Handlungen der 
Kinder.] 

Die Rkl. hat in erſter Linie geltend gemacht, daß die Klage 
habe ganz abgewieſen werden müſſen, weil das Verhalten des 
verletzten Kindes, das unmittelbar vor dem Zuge aufs Gleis 
gelaufen ſei, für die Bekl. ein Ereignis geweſen ſei, das ſie mit 
keiner denkbaren Vorſicht und durch keine, vernünftigerweiſe 
dem Unternehmer zuzumutenden Schutzmaßregeln habe verhüten 
konnen und das darum für fie als höhere Gewalt anzuſehen ſei. 
Das B. G. hat jedoch mit Recht die Ausführung des L. G. 
gebilligt, daß nicht höhere Gewalt, ſondern die mit dem Eiſen⸗ 
bahnbetriebe verbundene Gefahr den Unfall verurſacht habe. 
Dem Hinweis der Reviſion auf das Urteil des II. Z. S. vom 
B. März 1888 — Entſch. Bd. 21 S. 13 — ſteht entgegen, 
daß die in dieſem Urteil angenommene Auffaſſung ſpäter in 
wiederholten Entſcheidungen aufgegeben iſt. — Entſch. Bd. 44 
S. 27, Bd. 54 S. 404, 407. W. E. c. H., U. v. 28. März 04, 
515/03 VI. — Coöͤln. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

30. 55 8, 18, 49. Erhöhte Gebühr tritt auch bei Nichtig⸗ 
keitsklagen gegen ein Revifionsurteil ein.] 

Gegen ein Reviſionsurteil des R. G. war Nichtigkeitsklage 
erhoben, aber durch Urteil des erkennenden Senats koſtenfällig 
abgewieſen worden. Für die Verhandlung und Entſcheidung 
über dieſe Nichtigkeitsklage iſt anf Grund der 88 8, 18, 49 des 
G. K. G. eine um die Hälfte erhöhte volle Gerichtsgebühr mit 
je 135 Mark in der Gerichtskoſtenrechnung in Anſatz gebracht 
worden. Nichtigkeitskl. hat gegen dieſen Anſatz Erinnerung 
erhoben unter der Behauptung, daß die in § 49 des G. K. G. 
für die Revifionsinſtanz angeordnete Erhöhung der vollen Gebühr 
auf eine bei dem Reviſionsgericht erhobene Nichtigkeitsklage keine 
Anwendung finde und daß für die Verhandlung und Entſcheidung 
über die letztere nur die in den 88 8, 18 des G. K. G. feſt⸗ 
geſetzten Gebühren in Belracht kämen. Die Erinnerung wurde 
abgewieſen. Über eine gegen ein Reviſions urteil erhobene Nichtig 
keitoklage des Revifionsgerichts iſt in der Reviflons inſtanz nicht 
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in I. J. zu entſcheiden. Nach der Begründung zum Entwurfe 
der Z. P. O. find die Wiederaufnahmeklagen keineswegs jelbftändige 
Klagen, losgelöſt von dem früheren Rechtsſtreite, ſondern daß 
fie als zu der Inſtanz gehörig gerechnet werden, in der die 
Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage verhandelt und entſchieden 
wird, daher gehört infolge von $ 584 Z. P. O. die Nichtigkeits⸗ 
klage gegen ein Revifionsurteil zur Revifionsinſtanz. (Wird 
weiter ausgeführt.) v. S. c. v. N., Beſchl. v. 12. April 04, 
299/03 III. — Reichsgericht. 

Grundbuchordnung. 

31. 55 13, 17, 46 in Verbindung mit 58 249, 849, 
879, 892 B. G. B. Haftung der Grundbuchbeamten; Ein- 
tragung maßgebend; Ausſchluß des Bereicherungsanſpruches.] 

Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die Grundbuch- 
beamten fahrläſſig die ihnen nach § 17 Grdb. O. obliegende 
Amtspflicht verletzt haben, indem fie die ſpäter beantragten drei 
Eintragungen unter Nr. 8, 9, 10 in der III. Abteilung des 
Grundbuchs vorgenommen haben, bevor der früher geſtellte 
Eintragungsantrag des Kl. erledigt war, und daß deshalb der 
beklagte Staat dem Kl. den hieraus entſtandenen Schaden an 
Stelle der fahrläſſigen Grundbuchbeamten zu erſetzen hat, wenn 
der Kl. nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag und 
nicht vorſätzlich oder fahrläffig unterlaſſen hat, den Schaden 
durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. (Grdb. O. §12, 
B. G. B. 8 839.) Der Schaden des Kl. beſteht darin, daß 
er infolge der Eintragung ſeiner Hypothek unter Nr. 11 bei 
der Zwangsverſteigerung der Pfandgrundſtücke die vorgängige 
Befriedigung der Poſten Nr. 8, 9, 10 hat dulden müflen und 
mit ſeiner Hypothek ausgefallen iſt. Der Bekl. ſtellt dies in 
Abrede, indem er die Anſicht vertritt, Kl. habe vor den Poſten 
Nr. 8, 9, 10 Befriedigung beanſpruchen können, weil ſein Ein⸗ 
tragungsantrag früher beim Grundbuchamte eingegangen ſei, 
als die Anträge der Gläubiger der Poſten Nr. 8 bis 10. Dies 
beruht jedoch auf Mißverſtehen der Geſetze. 8 879 B. G. B. 
ſchreibt vor: „das Rangverhältnis unter mehreren Rechten, mit 
denen ein Grundſtück belaſtet iſt, beſtimmt fi), wenn die Rechte 
in derſelben Abteilung des Grundbuchs eingetragen find, nach 
der Reihenfolge der Eintragungen.“ Hiernach beſtimmt ſich 
auch das Rangverhältnis der Poſten Nr. 8 bis 11, die ſämtlich 
in der III. Abteilung desſelben Grundbuchsartikels eingetragen 
find, und zwar ausſchließlich, ohne Rückſicht darauf, ob bei 
Beſtimmung der Reihenfolge die Vorſchriften des § 46 Grdb. O. 
befolgt find, ob namentlich die vier Poſten die Reihenfolge 
erhalten haben, welche der Zeitfolge der Anträge (Grdb. O. §13 
Abſ. 1 Satz 2) entſpricht. Iſt die Eintragung erfolgt, fo 
kommt es für die Rangordnung der Rechte nicht mehr darauf 
an, in welchen Zeitpunkten die Anträge auf Eintragung beim 
Grundbuchamte eingegangen find. Hierüber beſteht auch bei 
allen Bearbeitern des Grundbuchrechts Einverſtändnis. Die 
Hypothek Nr. 11 des Kl. ſtand alſo den ihr voreingetragenen 
Poſten Nr. 8 bis 10 im Range nach. Vermdͤge ihres Vor⸗ 
ranges konnten daher die Gläubiger der Poſten Nr. 8 bis 10 
vorrechtliche Befriedigung aus dem Erlöfe des zwangsverſteigerten 
Pfandgrundſtücks verlangen (Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 
24. März 1897, 8 10 Nr. 4, § 11 Abſ. 1) und ſchloſſen da⸗ 
mit die Befriedigung des Kl. wegen der Hypothek Nr. 11 aus, 
da der Erlös hierzu nicht ausreichte. Ein Widerſpruch des 
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Kl. gegen dieſe Verteilung des Erlöſes konnte deshalb keinen 
Erfolg haben. Auch der vom Grundbuchrichter von Amts wegen 
bei den Poſten Nr. 8, 9, 10 eingetragene Widerſpruch gegen 
den Vorrang dieſer Poſten vor der Poſt Nr. 11 war zwecklos, 
weil dadurch das durch die erfolgte Eintragung bewirkte Rang⸗ 
verhältnis nicht geändert oder beeinflußt werden konnte, nachdem 
im Zeitpunkte der Eintragung des Widerſpruchs die Gläubiger 
der Poſten Nr. 8 bis 10 von der Eintragung und dem da⸗ 
durch begründeten Rangverhältniſſe der Poſten Nr. 8 bis 10 
längſt Kenntnis erhalten hatten. Durch den Widerſpruch konnte 
nicht der Glaube an die Richtigkeit des Grundbuchs bei den 
Erwerbern von Rechten an den Poſten Nr. 8 bis 10 aus⸗ 
geſchloſſen werden. Denn für den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs iſt lediglich der Inhalt des Grundbuchs ſelbſt, nicht 
auch das Präſentationsregiſter maßgebend. War hiernach das 
Rangverhältnis unter den Poſten Nr. 8 bis 11, wie es ſich 
aus deren Eintragung im Grundbuch ergab, nicht anfechtbar, 
ſo fragt ſich weiter, ob dem Kl. etwa ein Anſpruch erwachſen 
war, von den Gläubigern der Poſten 8 bis 10 zu verlangen, 
daß ſie ſeine vorrechtliche Befriedigung vor ihnen geſtatteten. 
Dafür liegt nichts vor, daß zwiſchen dem Kl. und dieſen 
Gläubigern ein Schuldverhältnis beſtand, aus welchem ſich eine 
ſolche Verpflichtung der Gläubiger herleiten ließe, oder daß den 
Gläubigern eine unerlaubte Handlung zur Laſt falle, aus der 
dem Kl. ein Anſpruch auf Schadenserſatz entſtanden ſei, welcher 
fie gemäß §S 249 B. G. B. zur Herſtellung oder zum Gelten⸗ 
laſſen des Rangverhältniſſes verpflichtete, das ohne ihr zum Er⸗ 
ſatze verpflichtendes Verhalten begründet worden wäre. Daß 
der Kl. einen Berichtigungsanſpruch nach Maßgabe des § 894 
B. G. B. nicht erheben konnte, iſt bereits angedeutet. Der 
Erwerb der drei vorgehenden Gläubiger ſteht mit der wirklichen 
Rechtslage nicht im Widerſpruche, da durch den Eintragungs⸗ 
antrag des Kl. kein dingliches Recht außerhalb des Grundbuchs 
begründet iſt, wodurch der Inhalt des Grundbuchs unrichtig 
geworden wäre. Da kein anderer Grund für einen Bereicherungs- 
anſpruch des Kl. vorgebracht iſt, würde es ſich nur fragen, ob 
der Kl. einen ſolchen Anſpruch ſchon daraus allein für ſich ber- 
leiten konnte, daß die Gläubiger der Poſten Nr. 8 bis 10 durch 
ihre Eintragung einen Vorteil auf Koſten des Kl. erlangt 
hätten, zu dem fie nach dem Geſetze nicht berechtigt waren, in⸗ 
dem ſie den Vorrang für ihre Eintragungen erlangt hätten, der 
nach der Zeitfolge des Eingangs der Eintragungsanträge nicht 
ihnen, ſondern dem Kl. gebührt hätte. Unter der Herrſchaft 
des bisherigen Preußiſchen Rechts hat das vormalige Ober— 
tribunal (Striethoiſt Arch. Bd. 37 S. 216, Bd. 62 S. 36, 
Bd. 79 S. 1) ungerechtfertigte Bereicherung ohne weiteres in 
der Erlangung der ungerechtfertigten Priorität gefunden (vergl. 
Turnau Grdb. O. von 1892 Bd. 1 S. 148 Anm. 6). Bei der 
zweiten Leſung des Entwurfs eines B. G. B. iſt dieſe Frage 
zwar zur Sprache gebracht, es wurde aber beſchloſſen, keine 
Antwort darauf zu geben, weil für die Aufſtellung einer ſolchen 
Vorſchrift das praktiſche Bedürfnis fehle. (Protokolle Bd. 3 
S. 89 ff.) Das R. G. hält, in Übereinſtimmung mit der 
Literatur, die Gründe für durchſchlagend, welche in der zweiten 
Kommiſſion für die Verneinung geltend gemacht find. Auch 
wenn anzunehmen wäre, daß die Gläubiger der Poſten Nr. 8 
bis 10 durch ihre unberechtigte, weil gegen das Geſetz (Grdb. O. 


88 17, 46) verſtoßende, Voreintragung einen Vorteil ohne 
rechtlichen Grund erlangt hätten: ſo iſt doch das zweite Er⸗ 
fordernis, daß ſie dieſen Vorteil auf Koſten des Kl. erlangt 
haben müſſen, nicht erfüllt; denn durch den früheren Eingang 
des Eintragungsantrags des Kl. beim Grundbuchamte wurde 
für dieſen wohl der geſetzliche Anſpruch auf Eintragung an der 
zunächſt freien Stelle im Grundbuche gegenüber dem Grund⸗ 
buchamte begründet, nicht aber ein Vermögensrecht zur Ent⸗ 
ſtehung gebracht, an welchem ſie durch die Unterlaſſung der 
Eintragung Einbuße hätten erleiden konnen (B. G. B. § 812). 
Wie ſchon bemerkt, würde der Kl. nur durch die vollzogene 
Eintragung ein Vorrecht erworben haben, welches auch die 
Gläubiger der Poſten Nr. 8 bis 10 gegen ſich gelten laſſen 
müßten. Von einer ungerechtfertigten Bereicherung der Gläubiger 
der Poſten Nr. 8 bis 10 kann auch ſchon um deswillen nicht 
die Rede ſein, weil ſie ihre Voreintragung nicht ohne rechtlichen 
Grund erlangt haben. Sie haben nur das erlangt, was ihnen 
auf Grund der ihnen erteilten Eintragungsbewilligung und des 
Eintragungsantrags infolge ihrer Eintragung gebührte. Wenn 
ſie ſelbſt bei ihrer Eintragung Kenntnis von der dem Kl. früher 
erteilten und bei dem Grundbuchamte früher eingegangenen 
Eintragungsbewilligung gehabt hätten, ſo ſtand dem Kl. gegen 
ſie ein Anſpruch auf Vorrechtseinräumung nicht zu, da (wie 
nach dem bisherigen Rechte; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 43 
S. 216, Küntzel⸗Raſſow Beitr. Bd. 41 S. 1050) die Kenntnis 
von dem bloß vertraglichen Anſpruche des Kl. auf Eintragung 
an der bereiteſten Stelle im Grundbuch den endgültigen Erwerb 
der dinglichen Hypothekenrechte nicht hinderte. Juſtizfiskus c. V., 
U. v. 13. April 04, 414/03 V. — Hamm. 

II. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Geſetz vom 28. Februar 1843 über die Benutzung 
der Privatflüſſe. 

32. § 3. Wegen Hinderung des Gemeingebrauchs durch 
Verunreinigung ſind die Verwaltungsbehörden anzugehen.] 

Es iſt dem B. R. darin beizuſtimmen, daß Kl. und ſeine 
Vorbeſitzer, wenn ſie bisher das Waſſer für ihre Brauerei aus 
der Neiße entnahmen, dies nicht auf Grund eines beſonderen 
Privatrechts, ſondern in Ausübung des Gemeingebrauchs, der 
jedem zur Waſſerentnahme aus Privatflüſſen zuſteht, getan 
haben, deshalb der vom Kl. erhobene Anſpruch auf Schadenserſatz 
gegen die Bekl., weil dieſe das Waſſer verunreinigt und es 
dadurch zu Brauereizwecken untauglich gemacht habe, überhaupt 
nicht zu begründen. Denn für den Gemeingebrauch wird das 
Waſſer in Privatflüſſen nur in dem Umfange gegen Verun⸗ 
reinigung geſchützt, den § 3 des Gef. vom 28. Februar 1843 
über die Benutzung der Privatflüſſe feſtſetzt, und nicht die 
Gerichte, ſondern die Verwaltungsbehörden (Polizeibehörde) 
haben darüber zu eutſcheiden, ob für den Allgemeingebrauch 
das Waſſer eines Privatfluſſes durch Zuleitung der Abwäſſer 
aus einem Induſtriebetriebe in unzuläſſiger Weiſe verunreinigt 
wird. H. c. W., U. v. 9. April 04, 56/04 V. — Breslau. 

Enteignungsgeſetz. 

33. 85 8, 10. Behauptung, der Beſcheid des Bezirks- 
ausſchuſſes beziehe ſich nicht auf eine beſtimmte Flache. Begriff 
des Erſatzgrundſtücks, auch bei Teilenteignungen.] 

1. Während der I. R. die von der Kl. behauptete Mehr- 
enteignung für nicht erwieſen erachtet, führt der B. R. aus, 
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über den hier fraglichen Anſpruch der Kl. konne im gegen- 
wärtigen Prozeſſe nicht entſchieden werden, weil über denſelben 
erft im Verwaltungswege entſchieden werden müßte; die Grund⸗ 
lage des anhängigen Prozeſſes bilde der Beſcheid des Bezirks- 
ausſchuſſes vom 15. Februar 1900, der die enteignete Fläche 
als 1,81 Ar groß bezeichne. Gegen dieſe von der Reviſion 
bekämpfte Ausführung würden Anſtände nicht zu erheben ſein, 
wenn mit Sicherheit als vorliegend angeſehen werden konnte, 
daß mit der Mehrforderung Entſchädigung für eine Fläche 
verlangt wird, auf welche der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
ſich nicht bezog, allein dieſe Vorausſetzung trifft nicht zu. Es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Streit die Individualität der 
Fläche gar nicht berührt, ſondern daß es ſich lediglich um den 
Inhalt der von dem Beſchluſſe vollſtändig umfaßten Fläche 
handelt. Wenn dies aber die Lage der Sache iſt, ſo betrifft 
der Streit einen der Faktoren des Wertes und der Entſchädigung, 
mithin iſt alsdann die Bedingung für die Entſcheidung im 
Rechtswege gegenüber dem bereits ergangenen Beſchluſſe erfüllt. 
Das Urteil war deshalb aufzuheben, damit die wirkliche Be⸗ 
ſchaffenheit des Streites in dieſem Punkte feſtgeſtellt wird. 
2. Für alle Nachteile will der B. R. der Kl. eine Entſchädigung 
gemäß 5 8 des Enteignungsgeſetzes zuteil werden laſſen, führt 
aber aus, daß die Entſchädigung nach 8 10 des Geſetzes ihre 
Maximalgrenze in einem Geldbetrage finden müſſe, der erforderlich 
ſei, damit der Eigentümer ein anderes Grundſtück in derſelben 
Weiſe und mit gleichem Erfolge benutzen könne. Als ein zu 
dieſem Zweck geeignetes Grundſtück betrachtet der B. R. dann 
eine etwa 200 m vom Wohnhauſe der Kl. entfernte Fläche, 
indem er gegenüber den von der Kl. erhobenen Einwendungen 
ausführt, Kl. könne nicht verlangen, ein in allen Beziehungen 
dem alten Grundſtücke gleiches Grundſtück zum Erſatz zu er⸗ 
halten, weil ſonſt die Anwendung des § 10 des Enteignungs⸗ 
geſetzes faſt in keinem Falle ermöglicht werden könnte, es müſſe 
genügen, wenn das Erſatzgrundſtück ſich überhaupt und im 
allgemeinen dazu eigne, in derſelben Weiſe und mit gleichem 
Ertrage, wie das alte Grundſtück benutzt zu werden, oder wenn 
es durch geeignete Vorkehrungen dazu hergerichtet werden könne; 
die ans der Lage des Grundſtücks folgenden Inkonvenienzen 
ſeien allerdings daneben zu berechnen. Die angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen betrachtet der B. R. dann als erfüllt. Einen rechts⸗ 
grundſätzlichen Irrtum laſſen dieſe Erwägungen im Hinblick 
auf die ihnen zugrunde liegenden tatjächlichen Feſtſtellungen 
nicht erkennen. In der Rechtſprechung des R. G. (Juriſtiſche 

Wochenſchrift von 1895 S. 533) iſt bereits anerkannt, daß die 
Vorſchrift im Abſ. 1 des § 10 des Enteignungsgeſetzes nicht 
buchſtäblich, ſondern nur in dem Sinne zu verſtehen iſt, daß 
das Erſatzgrundſtück in annährend gleichem Umfange mit ent- 
ſprechendem Grtrage, wie das enteignete, benutzt werden könne, 
da die Forderung abſoluter Gleichheit auf wirtſchaftlichem 
Gebiete nicht durchführbar und die Geldentſchädigung gerade 
das geeignete Mittel zur Ausgleichung der verbleibenden Unter⸗ 
ſchiede ſei. Auch bei Teilenteignungen muß hiervon ausgegangen 
werden. Wenn hiernach auch der Angriff der Reviſion in der 
berührten Geſtalt Erfolg nicht haben kann, ſo müſſen doch die 
auf die Bedeutung der verſchiedenen Inkonvenienzen bezüglichen 
Erwägungen des B. R. Bedenken hervorrufen und es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß bei der aus dieſem Anlaß anzuordnenden 
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weiteren Verhandlung ein derart verſchiedenes Bild von der 
Sachlage ſich ergibt, daß die Anwendbarkeit des 8 10 Abſ. 1 
a. a. O. nicht aufrecht erhalten werden kann. S. c. Eiſenbahn⸗ 
fiskus, U. v. 18. März 04, 531/03 VII. — Celle. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 25. Januar bis 9. April 1904.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Strafgeſetzbuch. 

1. 5 46 Ziff. 1 Str. G. B. 

Die Unmoͤglichkeit der Ausführung, gleichviel, ob ſie tat⸗ 
ſächlich beſteht oder irrtümlicherweiſe vom Täter angenommen 
wird, bildet einen von dem Willen des Täters unabhängigen 
Umftand im Sinne des 8 46 Ziff. 1 des Str. G. B. und 
ſchließt die Freiwilligkeit des Rücktrittes aus. U. d. IV. Sen. 
v. 16. Febr. 04 (4517/03). 

2. 8 46 Nr. 1 Str. G. B. 

Nach den vorderrichterlichen Feſtſtellungen war der Diebftahls- 
vorſatz des Angeklagten von vornherein auf die Entwendung 
nur ſolcher Sachen, welche ſich als für ihn brauchbar darſtellen 
würden, gerichtet und erſcheint unter dieſen Umſtänden das 
Nichtvorfinden derartiger brauchbarer Sachen als ein von dem 
Willen des Beſchwerdeführers unabhängiger die Vollendung des 
Diebſtahls hindernder Umſtand, welcher keinesfalls die Straf⸗ 
lofigkeit des begangenen Diebſtahlverſuchs auf Grund des 8 46 
Nr. 1 des Str. G. B. zu begründen vermag (Entſch. des R. G. 
in Strafſachen Bd. XXIV S. 222). U. d. III. Sen. v. 
14. Mär; 04 (844/04). 

3. 8 67 Str. G. B. 

Der Zatbeitand einer Übertretung aus § 367 Ziff. 15 des 
Str. G. B. iſt zwar mit dem Beginne einer hiernach ordnungs⸗ 
widrigen Bauführung begründet, „begangen“ im Sinne des 
8 67 Abſ. 4 des Str. G. B. iſt aber die Übertretung mit dem 
Abſchluſſe der Ausführung des Baues. Wann dieſer Zeitpunkt 
eingetreten iſt, iſt jeweils Sache der tatſächlichen Feſtſtellung. 
Nach dem Abſchluſſe der Ausführung des Baues iſt die Fort⸗ 
dauer des hierdurch geſchaffenen ordnungswidrigen Zuſtands 
für den Tatbeſtand des § 367 Ziff. 15 des Str. G. B. belanglos. 
U. d. I. Sen. v. 15. Febr. 04 (5729/03). 

4. 8 67 Str. G. B. Art. 19, 20 des bayr. Geſetzes v. 
2. Februar 1898, betr. die Fortſetzung der Grundentlaſtung. 

Eine Zuwiderhandlung gegen Art. 19 Abſ. 2 iſt zwar mit 
der erſten eine Durchführung der Zertrümmerung bildenden 
Handlung vollendet, ſie wird aber während der ganzen Dauer 
der Zertrümmerung fortgeſetzt und iſt erſt mit deren Abſchluß 
beendet, alſo auch erſt von da ab im Sinne des 8 67 Abſ. 4 
Str. G. B. begangen. U. d. I. Sen. v. 10. März 04 (5826/03). 

5. 88 73, 74 Str. G. B. 

Realkonkurrenz liegt nur dann vor, wenn die Tatbeſtände 
mehrerer Straftaten unabhängig von einander gegeben find, ſo 
daß der eine ganz wegfallen könnte, ohne daß an dem anderen 
ein Tatbeſtandsmerkmal fehlen würde. Iſt dagegen eine Tat⸗ 
ſache, aus der ein Tatbeſtandsmerkmal der einen Straftat ab- 
geleitet wird, zugleich unentbehrlich für die Feſtſtellung eines 
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ſolchen des anderen Vergehens, dann liegt ein Fall des § 73 
des Str. G. B. vor. Dieſelbe Handlung verletzt dann mehrere 
Strafgeſetze, wenn auch, um bei jedem von ihnen den ſelbſt⸗ 
ſtändigen Tatbeſtand zu erfüllen, noch andere Umſtände hinzu⸗ 
treten müſſen, die nur für den einen Fall rechtlich erheblich 
ſind. So liegt der Fall auch hier. Die Handlung, durch 
welche der Angeklagte ſeinen Mangel an Vorſicht zum Ausdruck 
brachte, beſtand darin, daß er auf ſein Pferd einſchlug, obwohl 
er dadurch dasjenige des W.ſchen Gefährtes zum Scheuen 
brachte. Die Mißhandlung des Pferdes, in der ſich der Tat⸗ 
beſtand der Übertretung des § 370 Nr. 13 erſchoͤpft, bildet 
alſo für den Tatbeſtand der fahrläffigen Körperverletzung ein 
unentbehrliches Glied in der Kette der für die Körperverletzungen 
wirkſam gewordenen Urſachen. Schiede die Mißhandlung des 
Pferdes aus dem wiedergegebenen Sachverlaufe aus, ſo würde 
das fahrläffige Handeln, das für die Verletzungen kauſal ge⸗ 
worden iſt, und alſo der Tatbeſtand des § 230 des Str. G. B. 
nicht mehr vorliegen. Die Beurteilung des Vorganges als 
zweier voneinander unabhängiger, ſelbſtändiger Straftaten iſt 
alſo rechtlich nicht zuläſſig. U. d. I. Sen. v. 25. Jan. 04 
(5116/03). 

6. 5 133 Str. G. B. 

Der 8 133 erfordert weder eine öffentliche Urkunde noch 
eine zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche 
Privaturkunde, wie ſolche zum Tatbeſtande der $$ 267 fig. des 
Str. G. B. gehoͤren. Der Begriff der Urkunde im Sinne des 
8 133 1. c. iſt vielmehr ebenſo wie der des § 348 Abſ. 2 ebenda 
ein weiterer. (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. II S. 425, 
Bd. XVII S. 169.) Es fällt darunter jedes zum Beweiſe von 
Tatſachen dienliche Schriftſtück. Vorliegendenfalles würde der 
in Frage ſtehende Pfändungsbefehl der Stadtkaſſe unter allen 
Umſtänden für die Tatſache beweiserheblich fein, daß ſeitens der 
darin bezeichneten Beamten eine Pfändung gegen den Angeklagten 
angeordnet worden iſt. Es bedarf daher keines Eingehens auf 
die Frage, ob eine Stadthauptkaſſe im Gebiete der preußiſchen 
Städteordnung vom 24. Mai 1853 als eine zur Anordnung 
von Zwangsvollſtreckungen im Verwaltungsverfahren wegen 
Gemeindeabgaben zuſtändige Behörde und demgemäß der von 
ihr ausgeſtellte Pfändungsbefehl als eine inländiſche öffentliche 
Urkunde im Sinne des § 267 1. c. anzuſehen iſt. U. d. IV. Sen. 
v. 15. März 04 (5279/03). 

7. 8 156, 47 Str. G. B. 

Die Unmöglichkeit einer Mittäterſchaft zu dem Vergehen 
gegen § 156 des Str. G. B. ergibt ſich aus den ſubjektiven 
Vorausſetzungen dieſes Teilnahmebegriffes. Bei ihm muß der 
Vorſatz jedes einzelnen nicht nur auf Ausführung der Tat als 
der eigenen, ſondern auch darauf gerichtet ſeln, mit ſeinem Tun 
zugleich die Straftat des Mittäters zur Vollendung zu bringen 
(Motive des Rev. Entw. S. 63). Das iſt aber durch Abgabe 
einer falſchen Verſicherung an Eidesſtatt nicht moglich. Denn 
alles, was einer der Wahrheit zuwider in ſolcher Weiſe beteuert, 
verletzt immer nur ſeine eigene Pflicht, die Wahrheit zu ſagen. 
U. d. I. Sen. v. 24. März 04 (4206/03). 

8. 5 167 Str. G. B. 

Nur eine rechtswidrige Storung iſt eine ſolche im Sinne 
des 8 167 des Str. G. B. Eine Rechtsausübung fällt, 
auch wenn fie Lärm erregt und andere beläftigt, nicht notwendig 
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unter die erwähnte Strafbeſtimmung. Ein durch erlaubten 
Gewerbebetrieb veranlaßter Lärm kann deshalb nicht als 
Störung im Sinne der Vorſchrift aufgefaßt werden, ſo lange 
die Grenze einer ordnungsmäßigen Gewerbsausübung nicht über- 
ſchritten und Schikane ausgeübt wird. U. d. I. Sen. v. 7. März 04 
(4467/03). 

9. 5 169 Str. G. B. 

Die durch polizeiliche Verordnungen vorgeſchriebenen Mel⸗ 
dungen von Wohnungsveränderungen innerhalb der Ortſchaft 
oder von Zuzügen in dieſelbe dienen an ſich zunächſt nicht zur 
Beurkundung der den Perſonenſtand begründenden Tatſachen. 
Es erſcheint zwar an ſich nicht ausgeſchloſſen, daß auch auf 
dieſem Wege die beabſichtigte Wirkung herbeigeführt werden 
konnte, daß die fälſchlich als ſolches angemeldete Perſon fortan 
innerhalb der Gemeinde, in der die Angeklagten wohnten und 
auch darüber hinaus als ein von ihnen abſtammendes Kind 
von den Beteiligten angeſehen wurde. Allein es bedurfte einer 
Darlegung der beſonderen tatſächlichen Verhältniſſe, welche objektiv 
oder — da es fi um Verſuch handelt — nach der Vorſtellung 
des Angeklagten geeignet waren, einen Zuſtand herbeizuführen, 
der als eine Veränderung des Familienſtandes des Kindes an⸗ 
geſehen werden konnte. Ob hierfür etwa die Bedeutung der 
Anmeldungen für die Berichtigung der „Perſonenſtandsregiſter“ 
in Betracht zu ziehen iſt, kaun jetzt nicht beurteilt werden. 
U. d. III. Sen. v. 1./15. Febr. 04 (4741/03). 

10. 5 182 Str. G. B. 

„Beſcholtenheit“ eines Mädchens kann zwar ſchon dann an- 
genommen werden, wenn von ihr zwar nicht die Geſtattung des 
Beiſchlafes, wohl aber „ein ſonſtiges, in der eigenen fittenlofen 
Gefinnung des Mädchens wurzelndes unzüchtiges Treiben“ 
bekannt iſt. (Rechtſprechung IV S. 468.) Da aber der Zweck 
des Geſetzes darin beſteht, die geſchlechtliche Reinheit zu wahren 
und den Gefahren vorzubeugen, die durch die Preisgabe an den 
Mann mit dem Erwecken finnlicher Begierden und Minderung 
der Widerſtandsfähigkeit der Verführten hinſichtlich weiterer 
Wahrung ihrer Geſchlechtsehre begründet find, ſo genügt zur 
Annahme der Beſcholtenheit nicht jede Herabminderung des 
Schamgefühls, ſondern nur die in der Richtung auf geſchlecht⸗ 
liche Unberührtheit. Ein Mädchen, das finnlichen Liebkoſungen, 
ja unzüchtigen Annäherungen zugänglich iſt, aber doch ihr 
Intereſſe an der Erhaltung ihrer geſchlechtlichen Integrität 
unzweideutig zu erkennen gibt, kann deshalb als unbeſcholten 
erachtet werden. U. d. IV. Sen. v. 25. März 04 (5800/03). 

11. 5 193 Str. G. B. 

Als ein beſonderes Verhältnis, welches den Angeklagten zur 
Vertretung der Intereſſen der Arbeiter berufen oder berechtigt 
erſcheinen ließe, iſt ſeine Stellung als Leiter der von der 
Zeitungsredaktion eingerichteten Auskunftsſtelle nicht zu erachten. 
U. d. III. Sen. v. 21. März 04 (479/04). 

12. 5 246 Str. G. B. 

Nicht abzuſehen iſt, weshalb in Fällen von Aneignung 
fremder vertretbarer Sachen, insbeſondere von Geld, lediglich 
der Beſitz baren Geldes oder hoͤchſtens ſofort realifierbarer 
Forderungen auf Geldleiſtung, und nicht auch der Kredit, das 
dem Angeklagten von dritten Perſonen geſchenkte Vertrauen auf 
ſeine Zahlungsfähigkeit und Zuverläſſigkeit, zu berückſichtigen fein 
ſoll. Ein Zahlungspflichtiger muß auch dann als rechtzeitig 
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-  zablungefähig befunden werden, wenn er über fremdes Geld im 
Angenblick des Bedarfs ſicher verfügen kann und dieſe Sicher⸗ 
hett bietet fraglos der nicht verſagende Kredit. Zu beachten iſt 
: dabei, daß das Erfordernis immerwährender Bereitſchaft von 
Zahlungsmitteln naturgemäß einigen Zeitablauf nicht aus⸗ 


ſchließt; ſoll überhaupt die Erſtattungsfähigkeit zu einem Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund führen, ſo muß die hierzu nötige Zeit — 


man denke beiſpielsweiſe an Geld, das auf einer Bank hinterlegt 
iſt — eingeräumt werden (Goltdammer, Archiv für Strafrecht, 
Bb. 46 ©. 52), und vorliegend ſchließt das feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältnis nicht aus, daß der Angeklagte die Einräumung einer 
mäßigen Friſt zur Beſchaffung des Erſatzes vorausſetzen konnte und 
jedenfalls vorausgeſetzt hat. U. d. I. Sen. v. 3. Febr. 04 (1/04). 


13. 88 246, 266 Str. G. B. 
Mit dem Abſchluſſe eines Vertrages, durch den eine 


5 Forderung von dem Gläubiger auf einen anderen übertragen 
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wird, tritt der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen 


Gläubigers. ($ 398 des B. G. B.) Der Schuldner kann 
jedoch, wenn er die Abtretung nicht kennt, gültig an den 
„bisherigen Gläubiger zahlen. Bei ſolcher Zahlung iſt der 
Wille des zahlenden Schuldners darauf gerichtet, den bisherigen 


5 


Gläubiger, den Zahlungsempfänger, zum Eigentümer der Geld⸗ 


ſtücke zu machen, und der Empfänger wird, auch wenn er das 


Eigentum unmittelbar dem neuen Gläubiger erwerben will, 
Eigentümer der Geldſtücke, denn der Mangel des Willens, im 


eigenen Namen zu handeln, kommt nicht in Betracht, wenn der 


Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor⸗ 
itt (& 164 Abſ. 2 des B. G. B.). Letzteres iſt in den beiden 


zur Aburteilung ſtehenden Fällen nicht geſchehen. 


Durch die 


Zahlung wurden mithin die Angeklagten Eigentümer des ge⸗ 
zahlten Geldes. Eine Unterſchlagung konnten ſie mithin an 
dem Gelde nicht begehen; ebenſowenig auch Untreue, da auch 
dieſe ein Verfügen über fremde Vermoͤgensſtücke vorausſetzt. 
Doch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Angeklagten ſich der 


Untreue, begangen durch Verfügung über die Forderungen ihrer 


| Auftraggeber, ſchuldig gemacht haben (vergl. Entſch. in Straf- 


ſachen Bd. 21 S. [364] 369 letzter Abſatz). 


v. 12. Febr. 04 (4309/03). 


14. § 257 Str. G. B. 

Das Vergehen der Begünſtigung im Sinne des § 257 
Str. G. B. ſetzt die Begehung eines Verbrechens oder Vergehens 
als objekrives Erfordernis des Tatbeſtandes voraus. Dieſes 
Tatbeſtandsmerkmal liegt nicht vor, wenn der Täter (der be⸗ 
günftigt worden fein fol) zur Zeit der Begehung der Handlung 
in einem Zuſtande von Bewußtloſigkeit oder krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit ſich befand, durch welchen ſeine freie 
Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war (8 51 des Str. G. B.). 
U. d. II. Sen. v. 16. Febr. 04 (5314/03). 

15. 8 263 Str. G. B. 

Zwar kann im Verſchweigen die Unterdrückung einer wahren 
Tatſache gefunden werden, wenn eine Rechtspflicht zur Offen ⸗ 
barung der Wahrheit beſteht. Weſentlich verſchieden hiervon iſt 
aber der Fall, daß eine Rechtspflicht zur Abgabe einer Er- 
klärung begründet iſt und entgegen dieſer Pflicht die Abgabe 
nur anterlaffen oder verweigert wird. Beſteht, wie dies 
bei einem Auftrags verhältniſſe hinſichtlich der Pflicht zur 
Rechnungslegung der Fall iſt, eine ſolche Pflicht, ſo enthält die 
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Nichtabgabe der Erklärung wohl die Verletzung der entſprechenden 
Vertragspflicht, niemals aber kann hierin allein und ſofern nicht 
beſondere Umſtände hinzutreten, die Unterdrückung derjenigen 
Tatſachen gefunden werden, auf welche ſich die Erklärung, 
wenn ſie abgegeben worden wäre, wahrheitsgemäß zu erſtrecken 
gehabt hätte. U. d. IV. Sen. v. 26. Jan. 04 (3871/03). 

16. $ 263 Str. G. B. 

Die Abſicht des Angeklagten, ſich durch den, wenn auch 
erſchlichenen Reiſevorſchuß für eine anderweite, gegen die 
Verſicherungsgeſellſchaft ihm zuſtehende wohlbegründete Forde⸗ 
rung ſchadlos zu halten, konnte ſein Bewußtſein von einer 
Rechtswidrigkeit dieſer von ihm erſtrebten Befriedigung aus⸗ 
ſchließen (vergl. Urteile des erkennenden Senates vom 3. No⸗ 
vember 1902 und 7. Dezember 1903 Rep. 2819/02 und 3205/03, 
vom 21. September 1899 Rep. 3555/99, vom 27. November 
1899 Rep. 4005/99 und andere), wie auch die zum Betrugs⸗ 
begriffe erforderliche Vorſtellung des Angeklagten von der 
Möglichkeit einer Vermoͤgensbeſchädigung der Gefell- 
ſchaft fehlen konnte, wenn er unterſtellt hätte, daß er mit deren 
Geld ihre Schuld an ihn tilge, zu deren Zahlung ſie verpflichtet 
war. U. d. I. Sen. v. 8. Febr. 04 (3469/03). 

17. 5 267 Str. G. B. 

Eine Berfälfchung einer Lebensverſicherungspolice kann darin 
gefunden werden, daß mit der Police feſt verbundene Nachträge, 
in denen Vorauszahlungen der Geſellſchaft an den Verſicherten 
beſtätigt werden, von der Police abgetrennt werden. U. d. IV. Sen. 
v. 5. Febr. 04 (3966/03). 

18. 5 267 Str. G. B. 

„Die inhaltliche Anderung eines vom Angeklagten ge- 
ſchriebenen, aber noch in ſeiner Verfügungsgewalt befindlichen, 
wenngleich dem Gläubiger bereits vorgeleſenen Schuldſcheines 
iſt noch keine Urkundenfälſchung, auch wenn der gefälſchte Schein 
dem getäuſchten Gläubiger übergeben wird. Die Ausſtellung 
eines Schuldſcheines im Sinne des § 952 B. G. B. mit der 
Folge, daß von nun an jede Befugnis zur Veränderung des 
Inhalts erloſchen iſt, läge nur dann vor, wenn bei oder neben 
der Niederſchrift und Unterſchrift ſeitens des Schuldners der 
Wille erkennbar hervorgetreten wäre, ſich ihrer als Urkunde zu⸗ 
gunſten des Gläubigers dergeſtalt zu entäuß ern, daß jenem 
das Recht der Verfügung über ſie und ihre Benutzung zu Be⸗ 
weiszwecken eingeräumt ſein ſolle, was allerdings auch ohne 
Übergabe moglich iſt. Der Umſtand, daß Schuldner zur Aus⸗ 
ſtellung des Scheines verpflichtet war, läßt feine Verfügungs⸗ 
gewalt über Inhalt und Subſtanz des Scheines vor der Ent⸗ 
U. d. 
IV. Sen. v. 11. März 04 (5488/03). 

19. 5 267 Str. G. B. 

Die Verurteilung wegen Urkundenfälſchung iſt darauf ge- 
ſtützt, daß der Angeklagte Stücke verſchiedener Briefe zuſammen⸗ 
geſetzt und mit der falſchen Behauptung, die Brieffragmente 
ſeien fämtlich Teile eines einzigen Briefs, in einem gegen dieſen 
geführten Prozeſſe vorgelegt habe, um eine Einrede zu beweiſen, 
für welche der Brief im Falle der Richtigkeit jener falſchen Be⸗ 
hauptung als Beweismittel hätte dienen können. Die getroffenen 
Feſtſtellungen laſſen die Deutung zu, daß die Brieffragmente 
ſchon bei der Vorlage in dem Zivilprozeſſe als Brieffragmente 
bezeichnet worden ſind. Nach dieſer Auffaſſung find aber in 
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dem Tun des Angeklagten die Merkmale der Urkundenfälſchung 
nicht zu finden. Der Tatbeſtand der Urkundenfälſchung erfordert, 
daß jemand durch den Inhalt einer gefälſchten oder verfälſchten 
Urkunde eine Täuſchung zu bewirken unternimmt, und dies iſt 
hier nicht zutreffend, indem der Anklagte nur durch die unwahre 
Behauptung, die vorgelegten Brieffragmente ſeien Teile eines 
einzigen Briefes, eine Täuſchung des Prozeßrichters verſucht hat. 
Hierin kann geeignetenfalls ein Betrug oder ein Betrugsverſuch, 
nicht aber eine Urkundenfälſchung erkannt werden. Der nach 
der Darſtellung des Angeklagten ihm zugegangene, demnächft 
aber zerriſſene Brief hatte mit dieſer vom Angeklagten ſelbſt 
behaupteten Zerftörung die Eigenſchaft einer zur Beweisführung 
tauglichen Urkunde verloren, und die dem Prozeßrichter vor⸗ 
gelegten Fragmente konnten nur als Augenſcheins objekte, nicht 
als eine zur Beweisführung dienliche Urkunde in Betracht 


kommen (vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 36 S. 317). N 


u. d. IV. Sen. v. 26. Jan. 04 (6010/03). 

20. 5 271 Str. G. B. 

Die Einträge im Handelsregiſter ſind ihrem inneren Weſen 
nach öffentliche Urkunden über „Erklärungen“ oder „Verhand⸗ 
lungen“ im Sinne des § 271 des Str. G. B., nicht aber über 
die den Gegenſtand einer Erklärung oder Verhandlung bildenden 
Tatſachen und vermögen folgerichtig nur die Abgabe jener Er⸗ 
klärungen oder die Vornahme jener Verhandlungen, nicht aber 
die Richtigkeit der dabei zur Sprache gebrachten Tatſachen zu 
beweiſen. Letztere werden von dem Regiſterrichter weder auf 
ihre Richtigkeit nachgeprüft, noch als geſchehen beurkundet, viel⸗ 
mehr beſchränkt ſich deſſen Obliegenheit auf die Erforſchung, ob 
— und auf die Beurkundung, daß die einzelnen Erklärungen 
von der berufenen Seite und in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
aͤußeren Form und ſachlichen Beſchaffenheit abgegeben find. 
(Entſch. w. o. Bd. 18 S. 179 [180].) Eine andere, weiter⸗ 
gehende rechtliche Bedeutung kommt dem Handelsregiſter auch 
hinfichtlich derjenigen Eintragungen nicht zu, welche das Geſetz 
betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung verlangt; 
namentlich erhellt aus dem Wortlaut des § 57 Abſ. 1, wonach 
„bie beſchloſſene Erhöhung des Stammkapitals zur Eintragung 
in das Handelsregiſter anzumelden iſt“, mit voller Deutlichkeit, 
daß nicht die Tatſache der durch Aufbringung barer Mittel 
oder in anderer Form vollzogenen Erhöhung des Stammkapitals, 
ſondern nur die „beſchloſſene“ und „angemeldete“ Erhöhung ein- 
getragen werden ſoll. U. d. I. Sen. v. 11. Febr. 04 (3658/03). 

21. 8 328 Str. G. B. 

Das polizeiliche Gebot des Kleiderreinigens iſt nichts anderes 


als das Verbot des Verlaſſens des verſeuchten Geſchaͤfts vor 


Abwaſchung des Schuhwerks und Reinigung der Kleidungsſtücke, 
es charakteriſiert ſich als eine teilweiſe Aufhebung der Bewegungs⸗ 
freiheit der in dem verſeuchten Geſchäfte verkehrenden Perſonen, 
iſt alſo eine Abſperrungsmaßregel. U. d. I. Sen. v. 1. Febr. 04 
(5882/03). 

22. 8 330 Str. G. B. 

Dem Urteil iſt nichts darüber zu entnehmen, ob ein Ver⸗ 
gehen wider den 8 330 des Str. G. B. in dem Sinne an- 
genommen iſt, daß der Angeklagte bei der Leitung — oder 
in dem Sinne, daß er bei der Ausführung des Baues gegen 
die Regeln der Baukunſt gehandelt hat. Nun iſt zwar in 
beiden Fällen die Beſtrafung des Handelnden vorgeſehen, 
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daraus folgt aber nicht, daß es unter allen Umſtänden belanglos 
ſei, feſtzuſtellen, ob die eine oder die andere der gedachten Alter⸗ 
nativen vorliege. Schon für die Strafzumeſſung kaun es von 
Weſentlichkeit ſein, ob die Verantwortlichkeit aus der Leitung 
oder der Ausführung hergeleitet wird. U. d. II. Sen. v. 
9. Febr. 04 (4167/03). 

23. 8867 Ziff. 15 Str. G. B. 8 75 bayer. Bauordnung. 

Für den Tatbeſtand einer Übertretung nach § 367 Ziff. 15 
iſt nicht lediglich die Tragfähigkeit der Mauer als innere Eigen- 
ſchaft, ſondern die Stärke der Mauer in ihrer nach den bau⸗ 
planmäßigen Materialien und Maßen ſich ergebenden äußere 
Beſchaffenheit entſcheidend, ſodaß der Baumeiſter, der ſtatt der 
planmäßigen Mauer, eine ſolche von geringerer Stärke, aber, 
weil aus beſſerem Material, von gleicher Tragfähigkeit herſtellt, 
ſich ſtrafbar macht, da nach 88 75, 72 bayer. Bauordnung vom 
17. Febr. 1901 eine Abweichung vom Bauplan in dieſer Richtung 
ohne Genehmigung der Behörde unzuläffig if. U. d. I. Sen. 
v. 15. Febr. 04 (5729/03). — Vergl. oben Nr. 3. 

(Fortſetzung folgt.) 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 5 wird der Gefahrübergang bei der 
Gattungsſchuld erörtert und dafür nicht nur das Ausſcheiden 
der Sache und das Angebot, ſondern auch beim nur wortlichen 
Angebot die Mitteilung an den Gläubiger erfordert, daß die 
Ausſcheidung der Sache erfolgt ſei. Zugleich enthält die Entſch. 
einen Beitrag zu der Frage, ob und in welcher Weiſe der Ab- 
nahmeverzug des Käufers Schuldnerverzug im Sinne des 
8 826 B. G. B. iſt. 

Entſch. Nr. 8 gibt wichtige Handhaben für die Beurteilung, 
ob der Geſchäftsherr einen von ihm zu einer Verrichtung be⸗ 
ſtellten Dritten ($ 831 B. G. B.) mit der erforderlichen Sorg ⸗ 
falt ausgewählt hat. Im vorliegenden Falle handelt es ſich um 
den Führer eines Automobils, an den mit Rüdfiht auf die 
dem Publikum drohende Gefahr recht erhebliche Anforderungen 
geſtellt werden. 

In Entſch. Nr 10 handelt es ſich um das Rechtsverhältnis 
des Geſchäftsherrn und des Beauftragten, wenn dieſer das 
Geſchäft zu ungünſtigeren Bedingungen abgeſchloſſen hat, als 
den Weiſungen des Geſchaftsherrn entſprach. Das R. G. ver- 
weiſt auf 588 325, 326. Meines Erachtens mit Unrecht. Die 
Rechtslage iſt die gleiche bei Auftrag wie bei Dienſtvertrag. 
Der Auftrag iſt kein gegenſeitiger Vertrag und deshalb der 
Beurteilung nach 88 325, 326 nicht zugängig. Richtiger kommt 
man wohl mit der allgemeinen Schadenserſatzpflicht aus 
§§ 275 ff. B. G. B. zu dem gleichen Ergebniſſe. 

Die Entſch. Nr. 12 behandelt den praktiſch nicht unwichtigen 
Fall des beim Fenſterputzen verunglückten Dienſtmädchens. 

In Entſch. Nr. 15 wird die Schadenserſatzpflicht desjenigen 
erörtert, der auf Grund eines ſchutzloſen Gebrauchsmuſters den 
Gewerbebetrieb eines anderen geftört hat. 

Von großer ſozialer Bedeutung iſt die Entſch. Nr. 16, in 
welcher die von dem Verbande gewiſſer Induſtriellen gegen einen 
unbequemen Arbeiter verhängte Ausſperrung als eine im Sinne 
des § 826 B. G. B. zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung 
erklart wird. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die zwanzigſte ordentliche Generalverſammlung wird auf 
den 9. Oktober 1904, Mittags 12 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hanptzimmer der Rechts⸗ 
auwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Die Tagesordnung iſt: 
1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1904 abgelaufene 
Geſchäfts jahr; 


2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 


3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; 


4. die Wahl von Rechunngsreviſoren; 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 7. Juni 1904. 


Bülfstafie für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Der am 25. November 1903 in Wiesbaden verſtorbene 
Juſtizrat Dr. Jnlins Müller, früher zu Caſſel, hat der 
Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte ein Vermächtnis von 
500 Mark ausgeſetzt. Namens der Hülfskaſſe wird dieſe 
hochherzige Zuwendung zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Vereins nachrichten. 

Nach 5 3 der mit dem Allgemeinen Deutſchen Verſicherungs⸗ 
verein in Stuttgart gefchloffenen Vereinbarung (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 101) hat am 26. März 1904 eine 
Revifion der Geſchäftsführung des Allgemeinen Deutſchen 
Verficherungsvereins durch das Mitglied des Vorſtandes des 
Deutſchen Anwaltvereins, Herrn Dr. Richard Schall, Rechts- 
anwalt in Stuttgart, unter Zuziehung des Herrn Profeſſor 


Dr. Wolf in Leipzig als Verſicherungstechniker ſtattgefunden. 
Der Herr Rechtsanwalt Dr. Schall hat den nachfolgenden 
Bericht erſtattet: 
Stuttgart, den 14. April 1904. 
An 
den Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins 
z. H. des Herrn Juſtizrats Erythropel 
Leipzig. 

Zufolge Auftrags des Herrn Vorfitzenden habe ich in 
den Tagen vom 26. März u. ff. in Gemeinſchaft mit 
Herrn Profeſſor Dr. Wolf aus Leipzig eine Prüfung der 
Geſchäftsführung des Allgemeinen Deutſchen Verficherungs⸗ 
vereins in Stuttgart betr. die Verficherung der Rechtsanwälte 
und Notare vorgenommen. An dieſer Prüfung hat ſich auch 
namens der Sektion der beim Verein verſicherten Rechts⸗ 
anwälte und Notare Herr Rechtsanwalt Dr. Fürſt aus 
Mannheim beteiligt. 

Die Prüfung wurde in der Weiſe vorgenommen, daß 
ich mir zunächſt das große ſehr ſorgfältig und vollſtändig 
geführte Regiſter über die angefallenen Haftpflichtfälle vor⸗ 
legen ließ und ſodann in eine Anzahl von Akten Einficht 
nahm, die mir nach den Notizen des Regiſters von beſonderer 
Bedeutung zu ſein ſchienen. Namentlich habe ich bei der 
Auswahl der zu prüfenden Fälle ſolche berückfichtigt, in 
welchen vom Verein das Vorhandenſein einer Verpflichtung 
aus dem Verſicherungsvertrag in Abrede geſtellt wurde. 

Dieſe Prüfung hat ergeben, daß der Verein ſeine Ver⸗ 
pflichtung, für den Hafipflichtſchaden einzutreten, in keinem 
der von mir durchgeſehenen Fälle grundlos beſtritten hat. 
Es iſt mir umgekehrt unangenehm aufgefallen, daß von ſeiten 
der Verficherten nicht gerade ſelten in durchaus unangemeſſener 
Weiſe Anſprüche auf Schadloshaltung gegen den Verein er⸗ 
hoben worden find, die offenfichtlich nicht unter den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag fallen. 

In denjenigen Fällen, in welchen der Verein ſeine Ver⸗ 
pflichtung zur Schadloshaltung anerkannt hat, findet regel⸗ 
mäßig eine ſehr genaue Unterſuchung der Frage ſtatt, ob 
und in welcher Höhe ein Schaden entſtanden iſt, für welchen 
der Anwalt oder Notar ſeinem Klienten gegenüber aufzu- 
kommen hat. Es mag fein, daß dieſe ſcharfe Prüfung dem 
Verſicherten manchmal nicht erwünſcht iſt, und daß letzterer 
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von feinem Standpunkt aus es oftmals vorziehen würde, 
wenn der angemeldete Schaden ohne weiteres reguliert würde. 
Allein ein Vorwurf iſt aus dieſer Methode dem Verein nicht 
zu machen; er iſt vielmehr ſchon im Hinblick auf die der 
Zahl und den Beträgen nach ganz enorm geſtiegenen 
Schadensfälle den übrigen Verfiherten gegenüber verpflichtet, 
es mit jedem einzelnen Schadensfall genau zu nehmen, und 
ich konnte in einer ganzen Anzahl von durchgeſehenen Fällen 
konſtatieren, daß infolge dieſer Prüfung hinfichtlich des 
Kauſalzuſammenhangs und des Umfangs des Schadens der 
Verein eine ganz weſentliche Herabminderung der angemeldeten 
Anſprüche erzielt hat. Rechtsanwalt Dr. Schall. 


Der Herr Profeſſor Dr. Wolf hat ſeinem eingehenden 


Reviflonsbericht folgende Schlußworte hinzugefügt: 


Wie aus den vorſtehenden, ausführlichen Bemerkungen 
unter 1 bis 22 hervorgeht, habe ich gegen die vorgelegte 
Jahresrechnung, enthaltend die Geſchäftsergebniſſe der Ab⸗ 
teilung I Sektion 1 (Beamte, Rechtsanwälte uſw.) beim 
Allgemeinen Deutſchen Berfiherungsverein in Stuttgart für 
den 31. Dezember 1903 nichts weſentliches einzuwenden; 
ich habe nur einige Punkte hervorgehoben, deren Entwicklung 
man fortgeſetzt wird im Auge behalten müſſen. 

Die Jahresrechnung ſchließt leider mit einem Verluſte 
ab, ſodaß fürs Jahr 1904 keine Dividende zur Verteilung 
gelangen kann, da nach § 41 der vom Kaiſerlichen Auffichts⸗ 
amt unter dem 15. Januar 1904 genehmigten Satzung des 
Allgemeinen Deutſchen Verficherungsvereins nur ein für die 
betreffende Sektion feſtgeſtellter Gewinn als Dividende zur 
Verteilung gelangen darf. 

Dieſes Ergebnis wird verſtändlich, wenn man erfährt, 
daß unter den im Jahre 1903 verſicherten 4 589 Rechts- 
anwälten und Notaren 629 Schadenfälle eingetreten find. 

Diefe beim Verein verfidderten deutſchen Rechtsanwälte 
und Notare verteilen ſich am 31. Dezember 1903 auf 
die einzelnen Oberlandesgerichtsbezirke nach Maßgabe der 
anliegenden Tabelle A, die angemeldeten Schäden in gleicher 
Weiſe nach Maßgabe der Tabelle B und die Gruppierung 
der verſchiedenen Arten der im Jahre 1903 angemeldeten 
Berufshaftpflichtſchäden ift aus der anliegenden Tabelle C 
zu erſehen. 

Ich halte es nicht für ausgeſchloſſen, daß in den näͤchſten 
Jahren an die Verteilung einer Dividende wieder gedacht werden 
kann, wenn die Prämien eine größere Ausgleichung gefunden 
haben werden. Denn bis jetzt zahlen für dasſelbe Riſiko 
noch zirka 700 Rechtsanwälte eine Jahresprämie von 10 Mark, 
zirka 300 eine Jahresprämie von 75 Mark und die übrigen 
eine ſolche von 50 Mark. 

Im übrigen geſtatte ich mir auf den Schlußſatz meines 
Berichts vom 10. April 1901 zu verweiſen, da ich auch bei 
der diesmaligen Revifion den Eindruck empfangen habe, daß 
die deutſchen Rechtsanwälte beim Allgemeinen Deutſchen 
Verſicherungsverein in Stuttgart gut aufgehoben ſind. 


Die von ihm geprüfte und gebilligte Jahresrechnung 


pro 1903 hat mir vorgelegen. 


Die ſeinem Berichte anliegenden Beläge 2 A bis C werden 


hiermit veröffentlicht: 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Die beim Verein verſicherten deutſchen Anwälte, 
geordnet nach Oberlandesgerichtsbezirken 
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A 


(31. Dezember 1903). 


Oberlandesgericht Augs bug. 33 
. Bamberg 54 
Kammergericht Berlin 720 
Oberlandesgericht Braunfhweig .. 69 
. Breslau 284 

. Caſſel 41 

. Gle 174 

. Sn ....... 354 

. Colmar 83 

. Damitadt .... 116 

. Dresden 486 
Frankfurt a. M. 187 

. Hamburg 136 

D Hamm 290 

. 1 83 
Karlsruhe 163 

. Kiel 104 

. Koͤnigs berg.. 133 

. Marienwerder. 108 

5 München 221 

. Naumburg.. 226 

. Nürnberg 69 

. Oldenburg 9 

. Doin ...... 109 

. Roittod...... 67 

. Stettin 103 

. Stut! gat 94 

. Zweibrücken. 60 

4 576 


Die beim Verein im Jahre 1903 eingetretenen Rechts 
anwalt⸗Schäden, geordnet nach Oberlandesgerichts⸗ 


B 


bezirken. 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Kammergericht 


Bamberg 
Berlin 


Oberlandes gericht Braunſchweig 


Breslau 
Caſſel 


Darmſtade 
Dresden 
Frankfurt a. M. 
Hamburg 
Hamm 
Jena 


Kiel 
Königsberg. 
zu übertragen 


504 


| 


| 


XXIII. Jahrgang. 


Übertrag .. 504 

Oberlandes gericht Marienwerder. 14 
. München 19 
. Naumburg 35 
. Nurnberg 3 
. Oldenburg 1 
. Poſen 5 
. Roftod ...... 7 
. Stettin 23 
. Stuttgart 8 
Zweibrücken. 11 
630. 


C. 

Die verſchiedenen Arten der im Jahre 1903 an- 

gemeldeten Berufſchaftpflichtſchäden von Rechts⸗ 
anwälten. 


Art der Berufstätigkeit, bei der darunter Friſt⸗ bezw. 


das Verſehen eintrat Geſamtziffer Termin verſäumniſſe 
Ordentliches Prozeßverfahren. 290 132 
Zwangsvollſtreckung (faſt durch⸗ 
weg Verſaͤumniſſe 7) 101 18 
Konkurs 
a) bei Parteivertretung 16 2 
b) bei Verwaltung der Maſſe 25 — 
Wechſelſachen 30 9 
Verteilungsverfahren 3 — 
Pflegſchaft, Vormundſchaft 7 — 
Nachlaßſachen 7 — 
Grundbuch fachen 21 — 
Sonſtige Beſorgung von Rechts⸗ 
geſchäften 68 3 
Beratung 
a) bei Rechtsgeſchäften . 12 u 
b) in Progeßfragen. . . . . 7 — 
Strafſachen 
a) Privatklagſachen 12 6 
b) ſonſtige Strafſachen 1 1 
Verwaltungsſtreitverfahren 5 3 
Abhandenkommen 
a) von Urkunden 9 — 
b) von Geld. 8 — 
rr 8 — 
Summe der Fälle. 630. 


Erxpthropel, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Entlaſtung des Reichsgerichts und die Ver⸗ 
beſſerung der Reviſion in Zivilſachen. 
Von Profeſſor Dr. Otto Fiſcher in Breslau. 
§ 1. Mbelftände und Abhilfe. 


Sehr mit Unrecht wird die Frage nach einer Geſchäfts⸗ 
verminderung des Reichsgerichts als eine rein juriftifch-technifche 
betrachtet. Das Wohl des ganzen Volkes, das nicht zum kleinſten Teil 

‚ auf ſeiner Rechtspflege beruht, wird dabei in Mitleidenſchaft gezogen. 
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Wenn bei dieſer ſo hochwichtigen Frage heute, wie vor 
6 Jahren, in erſter Linie nicht auf tatſächliche Nachweiſe und 
überzeugende Gründe zurückgegriffen, ſondern beanſprucht wird, 
daß man den „autoritativen Stellen“, nämlich der Majorität 
des Reichsgerichts und ſeiner Anwaltskammer folgen ſoll, ſo iſt 
umſomehr Anlaß geboten, vorſichtig zu ſein.) 

Mein Intereſſe an der Frage habe ich ſchon vor 6 Jahren 
durch eingehende Unterſuchungen betätigt,“) auf welche ich hier 
zur Ergänzung meiner Ausführungen im einzelnen Bezug nehmen 
mochte. Es iſt für mich eine große Beruhigung, neben der wohl 
überwiegenden Meinung der unbeteiligten Juriſten auch die Anſicht 
hervorragender Mitglieder des Reichsgerichts) für mich zu haben. 

Es handelt ſich für die Zivilrechtſprechung des Reichsgerichts 
um drei angebliche Übelſtände, die langſame Erledigung der 
Revifionen, die Uberbürdung der Mitglieder und die Gefährdung 
der Einheit des deutſchen Rechts. 

Der jetzt der Reichstagskommiſſion überwieſene Entwurf 
erhofft die Abhilfe im weſentlichen wiederum nur von der vom 
Reichstag bereits 1898 abgelehnten Erhöhung der Revifionsſumme 
auf 3 000 Mark, der freilich die Modifikation beigefügt iſt, daß 
bei Difformität der Vorentſcheidungen ſchon 2 000 Mark für 
die Revifibilität genügen ſollen. Im Zuſammenhang damit find 
die Befreiungen von dem Erfordernis der Revifionsſumme teil⸗ 
weiſe eingeſchränkt. 

Kleinere, daneben vorgeſchlagene Reformen find die formale 
Vorprüfung der jetzt beim Reichsgericht einzulegenden Reviſion, 
die Abſchaffung des Einſpruchs gegen Verſäumnisurteile, gewiſſe 
Beſchränkungen des Rechtsmittels der Beſchwerde in Verbindung 
mit der Einführung einer Form und einer formalen Vorprüfung 
durch die Oberlandesgerichte. 

Es tft zunächſt das Vorhandenſein der beregten Übelſtände 
zu prüfen und ihre Urſache zu erforſchen, um ſodann die Abhilfe⸗ 
mittel nach Erfolg und Nebenwirkungen unterſuchen zu können. 
„Wenn man ſich erlaubt,“ ſagt Präfident Bolze, „oͤffentlich ein 


*) Der Ausſpruch, „daß das Reichsgericht doch ſelbſt am beſten 
wiſſen müſſe, was ihm und der deutſchen Rechtspflege frommt,“ iſt 
nicht ohne Bedenken. Gewöhnlich iſt der Patient kein geeigneter Arzt 
für ſich ſelbſt, auch wenn er heilkundig iſt. Es kommt hinzu, daß, 
wie gezeigt werden wird, mehrere Neichsgerichtsſenate und Reichs⸗ 
gerichtsanwälte in erheblichem Maße an der Berurfachung der gegen» 
wärtigen Zuſtände beteiligt ſind. 

*) „Die Reform des Rechtsmittels der Revifion im Zivilprozeß“, 
Iherings Jahrbücher 38 S. 265 ff. 

**) Meine Ausführungen decken ſich größtenteils mit denen des 
Keichsgerichtsrats Hagens (Deutſche Juriſtenzeitung 1903, S. 181 ff., 
277 ff.), welcher leider trotz ſeiner eingehenden Beſchäftigung mit der 
Materie nicht zur Beratung des Entwurfs zugezogen iſt. Meinen 
Standpunkt teilen, abgeſehen von dem verſtorbenen RNeichsgerichtsrat 
Stenglein, Neichsgerichtsſenatspräſident Bolze (Leipziger Tageblatt 1904, 
Nr. 189, 142, 147, 151) und der ehemalige Reichsgerichtsrat, jetzige 
Präſident des preuß. Oberlandeskulturgerichts Rintelen (Deutſche 
Juriſtenzeitung 1904, S. 492). Niemand ſollte an der Entſcheidung 
über die Höhe der Reviſionsſumme teilnehmen, ohne zuvor Bolze 
geleſen zu haben. Die Motive des Entwurfs haben nicht nur jede 
Auseinanderſetzung mit den gegneriſchen „Autoritäten“ vermieden, 
ſondern ſogar Bolze, den entſchiedenen Gegner der Erhöhung, als einen 
Anhänger derſelben gekennzeichnet; ſelbſtverſtändlich ein Irrtum, aber 
doch ein recht bemerkenswerter Irrtum. 
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Urteil darüber auszuſprechen, ob der Geſchäftsbetrieb des Reichs- 
gerichts, wie er tatſächlich gehandhabt wird, einer Remedur, 
beiſpielsweiſe durch Einführung einer erhöhten Revifionsſumme 
bedarf, ſo darf man wohl erwarten, daß der, welcher mit ſeinem 
Rate hervortritt, zunächſt ſich über die volle Sachlage informiert, 
und dann auch dieſe volle Sachlage zur offentlichen Kenntnis 
bringt.“ Dem iſt bisher nicht überall entſprochen. 


§ 2. Die Verſchleppung der Prozeſſe. 


Einzelne Zivilſenate des Reichsgerichts haben fi veranlaßt 
geſehen, unter Feſthaltung an 2 woͤchentlichen Sitzungstagen 
mit jedesmal 5 Spruchſachen, ihre Verhandlungstermine 8 bis 
10 Monate hinauszuſchleben; fie haben ſich, wie der ehemalige 
Reichsgerichtsrat Rintelen ſagt, „feſtgefahren“ oder, wie der 
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts noch ſchärfer betonte, ſie 
„wandeln in den Spuren des ſeligen Reichskammergerichts, deſſen 
Tätigkeit einen unlöſchbaren Makel auf die Geſchichte der deutſchen 
Rechtsentwicklung geworfen hat.“ 

Daß andere Senate des Reichsgerichts ganz flott und 
prompt arbeiten, und ohne Reſte abſchließen, wie Bolze bezeugt, 
kann dieſe bedauerliche Tatſache nicht aus der Welt ſchaffen. 
Sie hat in der Tat zur Folge, daß die vor jene Senate 
gewieſenen Parteien durch das Warten auf die endgültige 
Erledigung ihrer Angelegenheit geſchädigt werden, ja ſie mag 
wiederum den beſonderen Anreiz bieten, lediglich zum Zwecke der 
Verſchleppung Revifion einzulegen. 

Mit dem Vorhandenſein langen Hinausſchiebens von 
Terminen ift aber eine Aberbürdung des Gerichts noch nicht 
dargetan. Auch das Oberlandesgericht Cöln hat feine Termine 
weit hinausgeſchoben. Gleichwohl liegt hier nach dem ausdrück⸗ 
lichen Zeugniſſe des Juſtizminiſters eine Geſchäftsüberbürdung 
wie ein Mangel an Richterperſonal nicht vor. Der Grund liegt 
vielmehr, ähnlich wie bei dem jetzt als Schredigefpenft umgehenden 
Wetzlarer Reichskammergericht, lediglich an der unzweckmäßigen 
Geſtaltung des Verfahrens, die von dem Verfahren der übrigen 
preußiſchen Oberlandesgerichte abweicht und insbeſondere ſoweit 
gegen eine klare Vorſchrift der Z. P. O. verſtößt, als es die 
Senate dulden, daß die Anwälte entgegen dem § 133 Z. P. O. 
Abſchriften ihrer Schriftſätze dem Gericht nicht ſofort nach Zu⸗ 
ſtellung, ſondern erſt in der mündlichen Verhandlung überreichen. 

Es iſt auch moglich, daß eine unzweckmäßige Geſchäfts⸗ 
verteilung oder die geringere bez. im Abnehmen begriffene Arbeits⸗ 
kraft einzelner Beteiligter oder deren Gewohnheit, weitläufig und 
langſam zu arbeiten, konkurriert. Aufklärung wird darüber von 
den Motiven des Entwurfs nicht gegeben. 

Wäre der Grund des weiten Hinausſchiebens der Termine 
nicht lediglich in der Überlaſtung zu ſuchen, fo würde auch eine 
Geſchäftserleichterung dem Übelſtande nicht abhelfen. 

Jedenfalls ergibt ſich aber die Notwendigkeit, die Tatſache 
der Überbürdung unabhängig von dem Hinausſchieben der Termine 
in einzelnen Senaten feſtzuſtellen. | 


8 3. Die Überbürdung. 


Die Klagen der Mitglieder der Zivilſenate des Reichs⸗ 
gerichts wegen Überlaſtung find jo alt wie das Reichsgericht 
ſelbſt. Ich habe ſchon im Jahre 1880 einen Brief des heute 
noch lebenden Reichsgerichtsrats Raſſow zu Geſicht bekommen, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


in dem über die „haarſträubende“ Überbürdung berichtet wurde. 
Und auch Senatspräfident Henrici“) hebt hervor, daß das 
Reichsgericht von vornherein in eine erdrückende Arbeitslaſt 
habe eintreten müſſen. Im Jahre 1886 führte Henrici gegen- 
über dem damals aus finanziellen Rückſichten die Verſtärkung 
der Mitgliederzahl des Reichsgerichts weigernden Reichsjuſtizamt 
aus, daß die Geſchäftslage der Zivilſenate eine Verſtärkung 
derſelben erfordere, daß trotz der übermäßigſten Anſtrengungen 
Rückſtände nicht zu vermeiden geweſen ſeien. Es wurde dann 
im Jahre 1887 die Zahl der Zivilſenate von 5 auf 6 erhöht, 
nachdem bereits früher die Zahl der Strafſenate von 3 auf 4 
gehoben war. Es drangen dann eine Zeitlang keine weiteren 
Klagen in die Offentlichkeit, bis dieſe dann um ſo lauter 
ertönten, als es ſich darum handelte, im Jahre 1897 die 
Erhöhung der Revifionsſumme auf 3000 Mark durchzuſetzen. 
Der Verſuch mißlang. Es wurde, um den reichsgerichtlichen 
Klagen zu begegnen, der VII. Zivilſenat geſchaffen. Aber noch 
ehe dieſer ins Leben getreten war und bevor noch das Reichs⸗ 
gericht ſich mit Fragen des neuen Bürgerlichen Rechts beſchäftigt 
hatte, wurde den Beſchwerden in der Reichstagsfitzung vom 
21. Februar 1899 neuer Ausdruck gegeben. Wie vorauszuſehen 
war, hat auch das Inslebentreten des VII. Senats und des 
B. G. B. die Klagen nicht verſtummen gemacht. 

Am 5. März 1903 hielt Reichsgerichtsrat Spahn im 
Reichstage eine neue Rede über die Überlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts, der dann am 1. April 1904 eine noch eingehendere 
folgte, deren weſentlichem Inhalt der Staatsſekretär des Reichs⸗ 
juſtizamts durchaus beiſtimmte. | | 

Eine ftatiftifhe Begründung der Überbürdung der Mit- 
glieder des Reichsgerichts fehlt in der Begründung der Vorlage 
durchaus, obwohl fie ſonſt in jedem Falle, wo der Überbürdung 
eines Gerichts abgeholfen werden ſoll, ſtreng verlangt wird. 
Die Vorlage ſtützt ſich lediglich auf die Verficherungen der Mit- 
glieder des Reichsgerichts ſelbſt. In deren Aufrichtigkeit den 
mindeſten Zweifel zu ſetzen, iſt natürlich nicht angängig. Wohl 
aber iſt es geſtattet, den objektiven Befund ſo weit klarzulegen, 
als er erſichtlich iſt, und dieſe Klarlegung ergibt, daß eine 
Überlaſtung nicht beſteht, wenn man mit dem Maßſtabe andrer 
höchſter Gerichtshöͤfe mißt und nur die Reviſionen in Betracht 
zieht. Aus der Angabe der Motive, daß im Jahre 1903 
2873 Urteile geſprochen find, würde zu folgern fein, daß auf 
jeden der 52 in Zivilſachen beſchäftigten Räte 56 Urteile ent- 
fallen, von denen etwa 44 (die Begründung ſchweigt darüber) 
kontradiktoriſche Sachurteile ſein mögen, ſodaß jedes Mitglied 
allwöchentlich ein ſolches Urteil zu machen hat. Bei dem 
Preußiſchen Obertribunal entfielen, ohne daß von Über⸗ 
laſtung die Rede geweſen wäre,“) auf den einzelnen Rat 


* Das deutſche Reichsgericht, Iherings Jahrbücher 24 S. 10. 

*) Geklagt iſt allerdings im Jahre 1803, „daß das Ober⸗ 
tribunal nicht mehr imſtande iſt, die demſelben aufgetragenen Ent⸗ 
ſcheidungen der Rechtsſachen in letzter Inſtanz gehörig zu beſtreiten; 
mithin es nötig iſt, die Zahl der an dieſen oberſten Gerichtshof 
gelangenden Sachen mehr einzuſchränken“. (Verordn. v. 1.3 März 1803, 
Waldeck, Nichtigkeitsbeſchwerde S. 2.) Die Einſchränkung betraf aber 
nur das einer Oberappellation gleiche Rechtsmittel der preußiſchen 
Reviſion. An Abſchneiden jeden Rechtsmittels dachte niemand. 
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75 Sachen.“) Wenn jetzt bei einem Durchſchnittspenſum von / des 
Obertribunalspenſums geklagt wird, ſo liegt das offenbar ent⸗ 
weder daran, daß die Reichsrichter neben der Urteilstätigkeit zu 
viel ſonſtige Arbeit haben oder daß die Sachbearbeitung bei dem 
Reichsgericht zeitraubender iſt als bei dem Obertribunal. 

Sehr wichtig iſt für dieſen Punkt die Einſicht der 
ungedruckten Entſcheidungen des Reichsgerichts, und es iſt 
ſehr zu beklagen, daß nicht wenigſtens die Mitglieder der 
Reichstagskommiſſion in dieſes Material Einſicht bekommen. 
Denn es zeigt fich, daß nicht wenige dieſer Urteile, obwohl fie 
nur eine zweifelloſe, in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung 
unintereſſante und daher für die Offentlichkeit und Allgemeinheit 
bedeutungsloſe Zurückweiſung ausſprechen, eine breite und weit⸗ 
läufige Begründung enthalten, und außerdem ſogar einen voll⸗ 
ſtändigen Tatbeſtand bringen, ſtatt, wie das Geſetz es geſtattet, 
auf die Sachdarſtellung des Berufungsgerichts zu verweiſen. 
Bei den Verfaſſern ſolcher Urteile — und fie find ſehr zahlreich — 
läßt ſich allerdings eine Überlaftung mit zu vielen Sachen ſchwer 
annehmen.“) 

Die Geſchäftsbelaſtung der verſchiedenen Senate iſt offenbar 
auch verſchieden. Man hort von einem Senate, der ſeine 
Termine über 10 Monate hinaus angeſetzt hat, während ein 
anderer keinen Termin über 3%, Monate hinausſchiebt. Nach 
der Statiſtik von 1901 hatte der VII. Zivilſenat 340 kontra⸗ 
diktoriſche Urteile, der I. Zivilſenat dagegen nur 266. Hätten 
alle Senate fo viele Verhandlungen gehabt, wie ber fiebente, fo 
hätten ſtatt 2090, 2380 kontradiktoriſche Verhandlungen ſtatt⸗ 
finden können. Die Differenz beträgt ungefähr die Geſchäftslaſt 
eines Senats. 

Wenn ferner beſonders über die Geſchäftslaſt einiger Vor⸗ 
ſitzenden geklagt wird, während ein anderer Vorſitzender für ſich 
jede Uberlaſtung leugnet, jo iſt zu fragen, ob nicht der Grund 
darin liegt, daß dieſe Vorfitzenden, ohne dazu verpflichtet zu 
ſein, als Korreferenten fungieren oder gar die Sache ſchriftlich 
vorbereiten. Von der durch die Geſchäftsordnung des Reichs⸗ 
zerichts dem Vorſitzenden gegebenen Befugnis der Beſtellung 
eines zweiten Berichterſtatters ſcheint wenig oder gar nicht 
Gebrauch gemacht zu werden, obwohl ſie den Vorſitzenden 
weſentlich entlaſten würde. 


) So bezeugt das Mitglied des Obertribunals, Nintelen 
(Stenogr. Berichte des Reichstags 11 I S. 2950). Jaſtrow (Voſſiſche 
Zeitung 124/194) gibt die Zahl auf 96 an, v. Simſon (Deutſche 
Juriſtenzeitung 9 S. 352) dagegen auf 50. Zur Nachprüfung fehlt 
uns das Material. ö 

) Sehr wichtig iſt auch der vom Präſidenten Bolze gezogene 
Vergleich zwiſchen der Geſchäftslaſt des Reichsgerichts und des — in 
ſeiner Rechtſprechung wohl immer noch unerreichten — früheren 
Reichsoberhandelsgerichts. Im Durchſchnitt kamen bei letzterem 
auf den Rat 68 Sachen und auf den Senat 546 Sachen. Es hat 
alſo, flott und vorzüglich arbeitend, ohne ſich tot zu arbeiten, ein 


verhältnismäßig größeres Penſum bearbeitet, als dasjenige, unter 


dem jetzt das Reichsgericht zu erliegen droht. Bolze meint, daß ſich 
bei einer zweckmäßigeren Geſtaltung des Verfahrens und bei einer 
Einſchränkung des Verfahrens — Punkte, auf die ich noch kommen 


werde —, auch bei dem Reichsgericht dieſelben Ziffern hätten erzielen 


laſſen, und fügt hinzu: „Dann würde das Jahr 1903 ohne Refte 


. abgeſchloſſen haben, unbeſchadet der gleichen Qualität der Urteile.“ 
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Allgemein bekannt iſt es auch, daß die Mitglieder des 
Reichsgerichts im allgemeinen viel zu ſpät ins Amt gelangen, 
und daher das viel zu hohe Durchſchnittsalter die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit beeinträchtigen muß, namentlich wenn es dem Berufenen 
infolge Geſchäftsüberlaſtung in feiner früheren Stellung nicht 
möglich geweſen iſt, den Fortſchritten der Theorie zu folgen. 
Jedenfalls gibt die Tatſache zu denken, daß die Mitglieder der 
hoͤchſten Gerichtshoͤfe Frankreichs und Oſterreichs nicht über 
Überlaftung klagen, obwohl die Zivilabteilungen derſelben auch 
im Verhältnis zur Bevoͤlkerung nicht ſtärker beſetzt find als die 
Zivilſenate des Reichsgerichts. Gleichwohl bin ich weit entfernt, 
den Mitgliedern des Reichsgerichts eine beſonders ſtarke An⸗ 
ſpannung zuzumuten, wie ſie z. B. in den drei Wochenſitzungen 
der Zivilkammern des franzöfiſchen Kaſſationshofes zutage tritt, 
Ich will daher auch gar kein Gewicht darauf legen, daß es 
deutſche Gerichte und Richter von weit höherer Belaſtung gibt. 
Denn es muß den Mitgliedern des Reichsgerichts Muße bleiben, 
um den Fortſchritten der Rechtswiſſenſchaft jo zu folgen, daß fie 
die ziviliſtiſche und prozeſſualiſche Theorie beherrſchen, und um 
den Erſcheinungen des öffentlichen Lebens überhaupt volle Auf⸗ 
merkſamkeit zu widmen. 


8 4. Die Gefährdung der Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung. 

Hand in Hand mit der Klage über die Überlaſtung der 
Reichsrichter geht der Ausdruck der Beſorgnis der Gefährdung 
der Einheitlichkeit der deutſchen Rechtſprechung. Dieſe ſoll durch 
die Zerſplitterung der Zivilrechtſprechung auf ſieben Senate auf 
das höchſte beeinträchtigt ſein. Liegt die Gefährdung wirklich 
vor, ſo iſt ihre Urſache weniger die Siebenzahl der Senate, als 
die von den Motiven des Entwurfs beſtätigte Tatſache, daß bei 
dem Reichsgericht der horror pleni beſteht, d. h. daß gewiſſe 
Zivilſenate zwar die Meinungsverſchiedenheiten keineswegs über- 
ſehen, aber den geſetzlich vorgeſchriebenen Weg zur Löſung der⸗ 
ſelben, wegen ſeiner Schwerfälligkeit nicht einſchlagen, weil 
Sitzungen der vereinigten Zivilſenate ſehr umſtändlich und 
läſtig find. 

Wie die Motive des Entwurfs bezeugen, find in den letzten 
fünf Jahren nur 11 unter zwei Zivilſenaten ſtreitig gewordene 
Rechtsfragen zur Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate ge⸗ 
bracht. Meinungsverſchiedenheiten find alſo in erheblicher Weiſe 
nicht vorhanden. Jedenfalls wird das geſetzliche Mittel, ſie zu 
begleichen, ſo gut wie gar nicht benutzt. Aber was viel wichtiger 
iſt, es iſt gar kein nationales Unglück, wenn einmal in einer 
zweifelhaften Rechtsfrage, zumal in den zahlreichen Fällen, wo 
es ſich nicht um Anwendung eines beſtehenden Rechtsſatzes, 
ſondern um die insbeſondere zur Ausfüllung von Lücken un⸗ 
entbehrliche Rechtsfortbildung handelt, zwei Senate des Reichs. 
gerichts verſchiedener Meinung ſind, und dieſe Differenz nicht 
ſofort auf mechaniſchem Wege beglichen wird; zumal wir ja 
ohnehin und mit Recht die Vorſchrift nicht haben, daß die 
übrigen Gerichte für ſpätere Fälle an die Plenarentſcheidungen 
des Reichsgerichts gebunden find. Wenn auch das Reichsgericht 
ſelbſt einmal einen Widerſpruch der Entſcheidungen abſichtlich 
oder unabſichtlich überſieht, ſo wird er bei der ausgedehnten 
Veröffentlichung der reichsgerichtlichen Entſcheidungen ſicherlich 
von der Theorie und von der Praxis, vor allem auch von den 
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Anwälten, nicht überſehen werden. Es iſt daher ganz aus⸗ 
geſchloſſen, daß, wenn die Frage zum drittenmale das Reichs⸗ 
gericht beſchäftigt, das Ignorieren der Kontroverſe fortgeſetzt 
werden könnte, und wenn dann auf Grund beſſerer Vorbereitung 
durch Theorie und Kaſuiſtik die Plenarentſcheidung erfolgt, ſo 
iſt das für eine gedeihliche Rechtsfortbildung entſchieden vor⸗ 
zuziehen und immer noch früh genug, um einer „ſchweren Er⸗ 
ſchütterung der Stellung des Reichsgerichts im nationalen wie 
im internationalen Rechtsleben“ vorzubeugen. 

Eine ernſthafte Gefährdung der Einheitlichkeit der 
deutſchen Rechtſprechung exiſtiert in Wirklichkeit nicht. Und 
jedenfalls erſcheint die Güte der Rechtſprechung und Rechts- 
fortbildung, welche viel wichtiger iſt als eine rein mechaniſche 
Einheitlichkeit, nicht in Frage geſtellt. 

Reichsgerichtsſenatspräftident Bolze ſagt wortlich: „Aber 
die Einheit der Rechtſprechung ſoll gefährdet ſein. Geſpenſter 
bei hellem Mittag! Als ob es alle Tage zu Abweichungen 
der Rechtſprechung in den einzelnen Senaten, oder jede Woche 
zu einer Verweiſung an die vereinigten Zivilſenate käme. Um 
in fortlaufender Kenntnis mit den Reſultaten der Rechtſprechung 
der einzelnen Senate untereinander zu bleiben, find die Hilfs⸗ 
mittel bei der Exiſtenz von 7 Senaten keine anderen wie bei 
der Exiſtenz von 14 Senaten. Wenn wir nur alle dieſe Hilfs- 
mittel, für welche in den vergangenen Jahren leider 
fo wenig geſchehen iſt, in ausreichender Überfichtlichkeit 
haben! Aber die Plenarentſcheidungen ſelbſt: die Debatten 
oder die mangelnden Debatten in einer Verſammlung von 70 
und mehr Richtern. Ich faſſe mich an den Kopf. Iſt es denn 
etwas ganz Neues, daß in großen Verſammlungen von Arzten, 
Naturforſchern, Ingenieuren, Juriſten nach vorgängigen Gut⸗ 
achten ſachkundige Beſchlüſſe gefaßt werden? Und das ſoll das 
Reichsgericht nicht mehr leiſten können?“ 


85. Reviſionsſumme im Auslande. 


Die Motive des Entwurfs ſagen: „Andere Kulturſtaaten 
kennen, um ihren oberen Gerichtshöfen die Lebens- und Arbeits- 
fähigkeit zu erhalten, viel ſchärfer einſchneidende Beſchränkungen“ 
als die vom Entwurf vorgeſchlagene Erhöhung der Revifions⸗ 
ſumme. Demgegenüber muß geſagt werden: Kein euro päͤiſcher 
Staat hat eine ſolche oder auch, von Portugal ab- 
geſehen, eine annähernd ſo hohe Reviſionsſumme. 
Auch die Vereinigten Staaten von Amerika dürfen, abgeſehen 
davon, daß wir doch nicht ernſtlich amerikaniſche Zuſtände in der 
Rechtspflege als Vorbild nehmen werden, deshalb nicht ins Feld 
geführt werden, weil es ſich, wie in der Schweiz, um die An⸗ 
rufung des Bundesgerichtshofes gegenüber den höchſten Gerichten 
der Bundesglieder handelt, und weil außerdem 1 000 Dollar 
in Amerika nicht viel mehr bedeuten als bei uns 1000 Mark. 

Wir entfernen uns mit der Einführung einer erhöhten 
Revifionsſumme tatſächlich immer weiter von den Prozeßrechten 
aller Kulturſtaaten, insbeſondere von dem Verfahren in Frank- 
reich und Oſterreich, wo man nach wie vor jede Reviſionsſumme 
perhorresziert. Wenn die Motive auf die in Frankreich und 
Belgien beſtehende Appellationsſumme hinweiſen, ſo überſehen 
fie, daß dieſe die Arbeit des Kaſſationshoſs nur vermehren, 
indem bei mangelnder Apvellationsſumme die Kaſſation gegen 
das erſte Urteil zuläſſig iſt und gebraucht wird. 
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Warum iſt bei uns abſolut notwendig, was unſere Nachbarn 
nicht gebrauchen und nachdrücklich ablehnen ? 


86. Nutzloſigkeit der Erhöhung der Reviſionsſumme. 

Gewiß die Erhöhung iſt, wie Bolze ſagt, ſo ungemein 
einfach und bequem, fie ift nach Hagens ein fo „mechaniſches 
Mittel“, das ohne viel Kopfzerbrechen angewendet werden kann. 
Nichts einfacher als im Geſetz 1 500 in 3 000 zu verwandeln, 
oder wenn auf der ſchiefen Ebene weiter gewandelt wird, wie 
Oberlandesgerichtspräſident Kurlbaum ſchon vor 30 Jahren als 
preußiſcher Regierungskommiſſar warnend prophezeit hat, auch 
die 3 000 auf 5000 oder 10 000 zu erhöhen. Aber damit ift 
noch nicht dargetan, daß durch die Erhöhung der Reviſionsſumme 
wenigſtens die angeſtrebten Ziele mit Sicherheit werden erreicht 
werden. Sicher iſt zunächſt, daß hinfichtlich der Gefährdung 
der Einheitlichkeit der Rechtſprechung auch nicht das 
geringſte an den bisherigen Zuſtänden gebeſſert wird. 

Die vorhandenen 7 Senate ſollen beſtehen bleiben. Die 
Gefahr, daß ein Senat die abweichende Entſcheidung eines 
anderen Senats überfieht, iſt genau fo groß wie bisher. Als 
Mittel zur Wahrung der Rechtseinheit bleibt das Plenum der 
Zivilſenate in ſeiner bisherigen grandioſen Schwerfälligkeit be⸗ 
ſtehen. Die Motive lehnen alle Vorſchläge, die gemacht find, 
um das Plenum aktionsfähig zu machen, kurzweg ab. Es iſt 
alſo ganz zweifellos, daß die Abneigung der Reichsrichter gegen 
das Plenum beſtehen bleiben wird. Ein Mittel, den horror 
pleni zu befiegen, wird nicht mitgeteilt. Es wird alſo, wie 
bisher, dabei bleiben, daß die Zivilſenate des Reichsgerichts das 
Plenum zu vermeiden ſuchen, und hoͤchſtens alle Jahre zwei Sachen 
vor das Plenum gelangen. 

In bezug auf dieſen in den Vordergrund geſtellten Zweck 
wird alſo, wie dies ja auch Hamm, ein begeiſterter Anhänger 
der Erhöhung der Reviſionsſumme, zugeben mußte, abſolut 
gar nichts erreicht. Ja man wird mit Gamp, der ebenfalls der 
Erhöhung hold iſt, ſagen müſſen: „Die Einheitlichkeit wird 
auch durch eine Heraufſetzung der Revifionsſumme nicht erhoht, 
ſondern im Gegenteil vermindert.) 

Gewiß wird künftig eine geringere Zahl von Urteilen, viel- 
leicht 3 ſtatt 4 im Monat, auf das einzelne Mitglied des Reichs⸗ 
gerichts fallen. Aber damit iſt die Erzielung ſchnellerer Er⸗ 
ledigung der Sachen bei dem Reichsgericht keineswegs garantiert. 

Wer vermag es zu hindern, daß einige Mitglieder des 
Reichsgerichts in der Verminderung der Zahl der Sachen einen 
Antrieb ſehen, die einzelne Sache noch eingehender und gründ- 
licher zu behandeln wie bisher und ihren ſchriftlichen Aus⸗ 
arbeitungen etwa die Länge und Breite zu geben, über die wir 
bei den Entſcheidungen des überaus gering beſchäftigten Oberſten 
Landgerichts in München ſtaunen? Denn wenn dieſes ſchon 
jetzt bei behaupteter Mberlaftung in einem durch das ſachliche 
Intereſſe nicht gebotenen Maße geſchieht, jo iſt gegen weitere Aus⸗ 
bildung dieſes Ubelſtandes nicht die geringſte Garantie gegeben. 

Übrigens möchte ich auf den Gefichtspunkt der Beſchleuni⸗ 
gung der Prozeſſe ein entſcheidendes Gewicht nicht legen; denn 
dieſe läßt ſich auf andere Weiſe ſicherer und weniger ſchädlich 
erreichen, wie zu zeigen ſein wird. 
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Daß endlich die traditionellen Uberlaſtungsklagen der Mit⸗ 
glieder des Reichsgerichts infolge der Maßregel nicht aufhören 
werden, iſt uns aus deren Kreiſen mit aller Beſtimmtheit ver ⸗ 
fihert. Reichsgerichtsrat Spahn ſagte am 1. April 1904 im 
Reichstage in Vorausficht der Erhöhung der Revifionsſumme: 
„Wir rechnen auf eine Entlaſtung der Mitglieder nicht mehr, 
mag an Abänderungen kommen was da wolle.“ Die traditionelle 
Überbürdungsklage wird wie alle übrigen, jo auch dieſe Reform 
überdauern. Man wird nichts erreichen, als daß nach 5 bis 
10 Jahren, wenn ſich mal wieder ein Senat „feſtgefahren“ hat, 
eine weitere Erhöhung verlangt wird, „um dem Reichsgericht 
Lebens- und Arbeitsfähigkeit zu erhalten“. 


§ 7. Die Schädigung des Rechtſuchenden. 


Viel ſchwerer als die Fragwürdigkeit des angeſtrebten 
Nutzens fallen gegen die Erhöhung der Revifionsſumme die ganz 
offenkundigen und unbeſtreitbaren Schädigungen ins Gewicht, 
welche ſie im Gefolge haben wird. 

In dieſer Hinſicht müſſen die Intereſſen der Rechtſuchenden 
und das allgemeine öffentliche Intereſſe, welches in der Güte 
unſerer Rechtspflege beſteht, unterſchieden werden. 

In erſterer Beziehung iſt anzuerkennen, daß die Motive nicht 
mehr mit dem geradezu unfinnigen Grunde der angeblich ſeit 
1879 eingetretenen Verminderung des Geldwerts arbeiten. Sie 
bleiben nur dabei, daß Parteiintereſſen durch die Erhöhung 
eigentlich nicht betroffen würden. 

Wenn man davon auszugehen hat, daß die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts durchweg richtigere Ergebniſſe zeitigt, als die 
Rechtſprechung der Oberlandesgerichte, ein Satz, mit dem die 
Exiſtenzberechtigung des Reichsgerichts überhaupt fallen würde, 
ſo iſt die unabweisbare Folgerung die, daß in denjenigen Sachen, 
in welchen heute die Partei infolge der Anrufung des Reichs- 
gerichts endgültig eine andere Entſcheidung erzielt, während fie 
ſich künftig wegen Erhöhung der Reviſionsſumme mit der ihr 
ungünſtigen Entſcheidung des Oberlandesgerichts begnügen muß, 
durchweg eine Schädigung dieſer Partei eintritt. Ob die 
jährlichen Fälle ſolcher Art bei glatter Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme bis zu 3 000 Mark 100, wie ich — ausgeſprochener⸗ 
maßen ohne ſichere Grundlage — angenommen hatte oder 50, 
wie von ſeiten eines Freundes der Erhöhung — ebenfalls ohne 
feften Grund — tariert wurde, betragen, kann nicht entſcheidend 
ins Gewicht fallen. Ein Streit über dieſe Zahlendifferenz iſt 
daher ebenſo unerheblich wie unfruchtbar. Es handelt ſich nur 
darum, ſeſtzuſtellen, daß die Zahl der Parteien, welche infolge 
des Abſchneidens des Rechtsmittels nicht zu ihrem Rechte ge⸗ 
langen können, nicht unerheblich wächſt. 

Nun wird von den Freunden der Erhohung darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dieſer Schaden nur in der Einbildung beſtehe. 
Der Erfolg bei dem Reichsgericht ſei, wie beim Spiel, haupt⸗ 
ſächlich von Zufälligkeiten abhängig, und kaum des hohen Ein⸗ 
ſatzes wert, den die Parteien durch die Koſtenaufwendungen 
machten, zumal ja doch die meiſten Revifionen zurückgewieſen 
würden. 

Natürlich handelt es ſich nicht um die zurückgewieſenen 
Revifionen, deren Häufigkeit vielmehr mit allen, auch den 
ihärfften Mitteln entgegenzutreten iſt. Aber das iſt ja gerade 
der große Mangel der Erhohung der Reviſionsſumme, daß fie 
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die gerechteſte Reviſion ebenſo erbarmungslos abſchneidet wie 
die frivole. 

Im übrigen könnte der ärgſte Feind des Reichsgerichts keine 
ſchärfere Kritik an deſſen Tätigkeit üben, als es von feinen angeblichen 
Gönnern mit der Anſicht geſchieht, daß der Erfolg der Revifionen 
lediglich vom Zufall abhänge. Gewiß iſt der Erfolg im Prozeß 
zuweilen ein ſo unſicherer, daß auch der gewiegteſte Anwalt nicht 
die Garantie für ihn übernehmen möchte, namentlich in den 
unteren Inſtanzen, wo die Zweifelhaftigkeit des tatſächlichen 
Materials noch hinzukommt. Und auch das Reichsgericht muß 
eine Reihe von Rechtsfragen entſcheiden, bei denen die Gründe 
für und wider ſich ſo ziemlich die Wage halten. Aber das 
rechtfertigt noch lange nicht jenes Urteil, das die Spruchtätigkeit 
des Reichsgerichts in ihren Ergebniſſen einem Würfelspiel 
vergleicht. Vielmehr muß, wenn man die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in bezug auf das neue Bürgerliche Recht ins 
Auge faßt, anerkannt werden, daß ſeine Auslegung und An⸗ 
wendung des Bürgerlichen Geſetzbuchs im großen und ganzen 
den Beifall von Theorie und Praxis gefunden hat. 

Und warum gehen nicht der Reichsfiskus und die Einzel⸗ 
ſtaaten den „kurzſichtigen“ Privaten mit einem guten Beiſpiel 
voran, indem fie die ihnen durch § 70 G. V. G. und dem ſich 
daran ſchließenden Landesrecht gewährte Ausnahmeſtellung auf⸗ 
geben, durch welche ihnen für ihre Sachen in einem großen 
Umfange die Befreiung von jeder Reviſionsſumme gewährt iſt? 
Fortwährend wird von dem Steuerfiskus um 1 Mark 50 Pf. 
Stempel das Reichsgericht angerufen. Im Jahre 1903 hat 
das Reichsgericht 65 derartige Sachen entſchieden, bei denen der 
Streitwert unter 1 500 Mark war und dazu alſo mehr als eine 
Richterkraft verbraucht, welche durch die Beſeitigung des 
Privilegiums erſpart worden wäre. Spahn hat einmal im 
Reichstage ausgeführt‘): „Das vorige Jahr (1898) hat infolge 
der Anderung des Stempelgeſetzes eine Steigerung der Reviſionen 
um die einen Richter treffende Zahl von Sachen zur Folge 
gehabt.“ Die Motive rechtfertigen das Feſthalten des 
Privilegiums damit, daß das Staatsintereſſe hier eine einheitliche 
Rechtſprechung gebieteriſch fordere. Warum iſt die einheitliche 
Rechtſprechung bei dem Stempelweſen notwendiger als auf 
anderen Gebieten? Warum ſteht hier der Einführung auch der 
kleinſten Reviſionsſumme ein „gebieteriſch“ auftretendes Hindernis 
entgegen, während ſonſt die Erhöhung der Revifionsſumme die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung nicht im geringſten ftören ſoll, 
da doch alle Fragen allmählich an das Reichsgericht kommen 
würden? Nur das ſpezielle fiskaliſche Intereſſe an dem 
Ausgange des einzelnen Rechtsſtreits gibt die Erklärung für den 
ganz offenen Widerſpruch der Motive: 

einerſeits „Bodenlofigkeit des Einwandes, daß die 
Erhöhung der Reviſionsſumme irgend welche Rechts- 
fragen dem Reichsgericht entzöge“, 
andererſeits „gebieteriſche Ablehnung jeder Revifions- 
ſumme in Stempelſachen wegen der notwendigen ein⸗ 
heitlichen Rechtſprechung“. 
Und nun läßt ſich ja leicht die Probe machen, welches dieſer 
widerſprechenden Motive das eigentliche iſt. Man ſtreiche, wie 
auch Wildhagen (Deutſche Juriſtenzeitung 1904 S. 477) vor- 
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geſchlagen hat, die ganze Nr 2 des 8 547 Z. P. O. Wird 
dadurch der Geſetzentwurf für den Bundesrat unannehmbar, 
ſo iſt damit der Beweis geliefert, was von der behaupteten 
Unſchädlichkeit der Erhöhung der Reviſionsſumme für die Parteien 
zu halten iſt.“) Jedenfalls find in dieſer Frage die Anwälte 
der Oberlandesgerichte, welche wohl einhellig, ohne eigenes 
Intereſſe der Erhöhung der Reviſionsſumme widerſtreben, eine 
gewichtigere Autorität als die Mitglieder des Reichsgerichts. 
Übrigens iſt auch Präfident Bolze der Anſicht, daß es ſich bei 
der Erhöhung der Reviſionsſumme um die Entziehung eines 
wertvollen Rechts handle, die jeden Reichsangehörigen berühre 
und auf deſſen Bewahrung die deutſche Nation hohen Wert legen 
müſſe. Schließlich kommt es aber auch nicht bloß darauf an, 
ob die Rechtſuchenden durch das Abſchneiden der Reviſion 
tatſächlich geſchädigt werden, ſondern ob ſie im allgemeinen darin 
eine empfindliche Rechtsverkümmerung ſehen werden. Das wird 
aber zweifellos der Fall ſein, und darin liegt eine viel ſtärkere 
Erſchütterung des auf Vertrauen gegründeten Anſehens der 
Rechtspflege als in der gelegentlichen, vorübergehenden und auch 
gar nicht vermeidlichen Differenz zwiſchen zwei Senaten des 
Reichsgerichts. Wenn über jeden Verdacht ſozialiſtiſcher An- 
wandlungen erhabene Männer, wie der Miniſterialdirektor Krätzer 
und der Direktor des Kolonialamts von Buchka, die Ober- 
landesgerichtspräfidenten v. Arnsberg und Kurlbaum, letztere in 
ihrer Eigenſchaft als Regierungsvertreter, einmal öffentlich von 
einem „Privilegium der Reichen“ geſprochen haben, ſo iſt es 
ſehr ſchwer, ſolche Ausſprüche eindrucksvoll zurückzunehmen. 

Jedenfalls entſpringt die Warnung, ſolche ſozialpolitiſch 
verhängnisvollen Schritte ohne Not nicht einzuſchlagen, nicht, wie 
Jacubezky meint, falſcher Sentimentalität, ſondern nüchternſter 
politiſcher Erwägung. Und wenn die Motive des Entwurfs 
ſagen: „Gerade vom ſozialen Standpunkt erſcheint es erwünſcht, 
wenn die Parteien, welche regelmäßig die größeren Prozeſſe 
führen, hierdurch dazu beitragen, daß diejenigen, die an kleineren 
Prozeſſen beteiligt find, von der richtigen Auslegung der Geſetze 
Vorteil ziehen,“ ſo macht dieſe Wendung es ſo zweifelhaft, ob 
damit der Sinn des Vorwurfes der plutokratiſchen Tendenz und 
des mangelnden ſozialen Verſtändniſſes erfaßt iſt, daß Andere in 
ihr eine leichte, aber durch den Ernſt der Sache doch wohl 
ausgeſchloſſene Ironie erblickt haben. | 

Für die Parteien würde nun anfcheinend eine Erhöhung 


der Revifionsſumme im Falle der Mbereinftimmung der 


beiden Vorentſcheidungen, wie ſie der Entwurf für die Stufe 
von 2 000 bis 3 000 Mark vorſieht, weniger nachteilig fein, 
als das Abſchneiden des Rechtsmittels bei Difformität, obwohl 
ich nicht behaupten möchte, daß ein zurückweiſendes Urteil der 


1) Mit Recht weiſt übrigens Reichsgerichtsrat Hagens auch 
darauf hin, daß wenn nun einmal eine Beſchwerdeſumme von 
1 500 Mark feſtgeſtellt iſt, nicht ſchließlich lediglich ein Beſchwerdepunkt 
durchſchlagen darf, der nur einen Streitpunkt betrifft, bei dem die 
Reviſionsſumme nicht erreicht iſt. Auch gegen den Vorſchlag Boethkes 
(Deutſche Juriſtenzeitung 1904 S. 443) durch ſachgemäßere Vor⸗ 
ſchriften über die Wertfeſtſetzung zu verhüten, daß nicht Sachen, 
deren wahrer Wert 1 500 Mark nicht erreicht, vor das Reichsgericht 
gelangen, iſt unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nichts zu 
erinnern. 
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Berufungsinſtanz eine großere Präſumtion der Richtigkeit für 
ſich hat, als das abändernde. 

Es entſteht aber eine neue Gefahr nicht nur für die 
Parteien, ſondern auch für die Rechtspflege, auf die ich des 
Zuſammenhangs wegen erſt im folgenden kommen werde. 


§ 8. Die Schädigung der Rechtspflege und der 
Rechtseinheit. 


Allſeitig wird der Geſichtspunkt in den Vordergrund geſtellt, 
daß die Hauptaufgabe des Reichsgerichts die Einwirkung auf 
die Güte unſerer Rechtſprechung überhaupt ſei, wobei übrigens 
keineswegs allein die Einheitlichkeit der Rechtſprechung in 
Betracht kommt. 

Die Motive meinen, daß jedenfalls die Beſchränkung der 
Erhöhung der Reviſionsſumme auf difforme Sachen in der 
Stufe von 2 000 bis 3 000 Mark dem Einwande, daß in 
einzelnen Rechtsmaterien nicht mehr alle wichtigen Rechtsfragen 
zur Entſcheidung der höͤchſten Inſtanz gelangen würden, jeden 
Boden entziehe. Das iſt ſchwer begreiflich. Schon die gegen⸗ 
wärtige Revifionsfumme von 1 500 Mark hat die Folge gehabt, 
daß große Gebiete des Privatrechts, in denen Summen von 
über 1 500 Mark niemals oder faſt niemals in Frage ſtehen, 
wie der ſozial ſo bedeutſame Dienſtvertrag, insbeſondere die für 
den Arzteſtand, aber auch für die ganze Welt wichtige Frage 
des ärztlichen Honorars, das Abzahlungsgeſchäft, die Haftung 
für Viehmängel, der Finderlohn, die Wohnungsmiete, das 
Nachbarrecht, ländliche und ſtädtiſche Dienſtbarkeiten, Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten, Unterhalspflicht und vieles andere, von der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts gänzlich oder doch für die große 
Mehrzahl der Fälle ausgeſchloſſen find, und ſomit auf dieſen 
Gebieten auf das angebliche höͤchſte Ziel der Rechtspflege, die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung, ganz verzichtet werden muß, 
und überhaupt auf jede reichsgerichtliche Einwirkung auf Recht⸗ 
ſprechung und Rechtsfortentwicklung. 

Jede Erhöhung der Reviſionsſumme vergrößert dieſe Gebiete. 
Sie erſtrebt — wie gezeigt vergebens — die Rechtseinheit auf 
den übrigen Gebieten, um fie gleichzeitig für dieſe Gebiete zu 
verlieren. Eine Rechtseinheit aber, die nicht das Geſamtgebiet 
wenigſtens des Reichsprivatrechts umfaßt, iſt überhaupt keine 
Rechtseinheit. 

Und auch auf den Gebieten, die dem Reichsgericht tat- 
ſächlich nicht ganz entzogen werden, wird die Einwirkung des 
Reichsgerichts erheblich verlangſamt. 

Was das Reichsgericht für die Rechtseinheit geleiſtet zu 
haben glaubt, ergibt ſich aus ſeinen amtlichen Veröffentlichungen. 
Von den 2873 Urteilen des Jahres 1903 werden ſich ungefähr 
300, alfo ½ darin befinden. Die in den übrigen % geleiftete 
Arbeit wird vom Reichsgericht ſelbſt als für die Forderung der 
Rechtseinheit nicht beſonders bedeutſam angeſehen. Wenn nun 
durch rein mechaniſches Abſchneiden der Reviſionen die Urteile 
vermindert werden, ſo werden auch dieſe für die Förderung der 
Rechtseinheit bedeutſamen Urteile entſprechend vermindert, und 
es wird immer ſpäter zu maßgebenden Entſcheidungen des 
Reichsgerichts kommen. 

Vor allem aber liegt gerade in der Abſchneidung der 
Reviſion bei Konformität der Vorentſcheidungen eine große 
Gefahr für die Rechtseinheit. Ein weſtfäliſches Appellations⸗ 
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gericht hatte vor 1879 eine andere Auffaſſung der Paderborner 
Gütergemeinſchaft wie das Obertribunal, die zu erheblichen 
praktiſchen Verſchiedenheiten führte, und hielt daran mit Zähig⸗ 
keit feſt, ſodaß in allen dem Obertribunal entzogenen Bagatell⸗ 
ſachen endgültig anders erkannt wurde, als es der Auffaſſung 
des Obertribunals entſprach. Dieſer Vorgang kann ſich leicht 
in vergrößertem Maße wiederholen, wenn die konformen Ent⸗ 
ſcheidungen bis zu 3 000 Mark unanfechtbar werden. Kein 
Oberlandesgericht iſt verpflichtet, ſich gegen ſeine beſſere Einficht 
in ſpäteren Sachen dem Reichsgericht zu fügen. Wenn alſo 
z. B. die Hamburger Gerichtshoͤfe in einer wichtigen Frage des 
Seerechts vom Reichsgericht abweichen, ſo hindert ſie nichts, 
dieſer abweichenden Meinung an allen Sachen bis 3000 Mark 
Geltung zu erhalten, während freilich für die höheren Objekte 
die reichs rechtliche Remedur eintreten würde. Überhaupt iſt es 
möglich, daß fich fo eine provinzielle Uſualinterpretion des Reichs⸗ 
rechts bildet und ſich gegenüber dem Reichsgericht behauptet. 
Deshalb kann man gerade im Intereſſe der Erhaltung der 
Rechtseinheit auch der Abſchneidung von Reviſionen bei konformen 
Entſcheidungen nicht zuſtimmen. 

Die Breslauer Anwaltskammer hat in ihrer Petition an 
den Reichstag auf die Verſchiedenheit der Behandlung 
revifionsfähiger und nicht revifionsfähiger Sachen bei den 
Berufungsgerichten aufmerkſam gemacht. Und in der Tat läßt 
ſich ohne Berührung dieſes etwas heiklen Punktes die Frage 
nicht erſchoͤpfend behandeln. Freilich wäre es verwegen und 
unzuläffig, hier ganz allgemeine Urteile abzugeben. Aber es 
genügt, daß die Gefahr beſteht und ſich nicht ſelten auch ſchon 
libelſtände in der Praxis bemerkbar gemacht haben. Daß aber 
dem ſo iſt, haben mir hervorragende Vorſitzende und Mitglieder 
von Zivilſenaten der verſchiedenften Oberlandesgerichte beſtätigt. 
Gewiß, ein ganz idealer Standpunkt — der zweifellos auch in 
der Praxis vertreten iſt — führt dazu, die nicht revifiblen Sachen 
ganz beſonders ſorgfältig zu behandeln, weil den Parteien ein 
weiterer Rechtsbehelf nicht mehr gegeben iſt. Aber homo sum 
et nil humani a me alienum puto.) Ganz gewiß wird 
niemals ein deutſcher Oberlandesgerichtsrat auch in nicht 
revifiblen Sachen etwa als feine Meinung ausſprechen, was nicht 
ſeiner wahren Überzeugung entſpräche. Aber etwas anderes iſt 
es, ob nicht ein Berufungsgericht ſich vielleicht weniger im 
Intereſſe eigner Arbeitserleichterung als um den Klagen über 
Prozeßverſchleppung zu begegnen, eine leichtere Behandlung der 
nicht revifibeln Sachen, das ſog. Durchhauen, angewöhnt, ins. 
beſondere die Erhebung von Beweiſen unterläßt, von denen es 
ſich keinen Erfolg verſpricht oder auf Angriffs- und Ver⸗ 
teidigungsmittel nicht eingeht, weil es dieſelben für frivol hält, 
oder prozeſſuale Vorſchriften, die es für gleichgültig erachtet, 
nicht beobachtet, während es eine derartige Sachbehandlung in 
revifiblen Sachen mit Rückſicht auf die drohende Aufhebung des 
Urteils durch das Reichsgericht vermeidet. Ganz eigentümlich 
geftaltet fich dieſer Punkt für die Stufe von 2 000 bis 
3000 Mark, wo die Reviſibilität von dem Inhalt der Ent⸗ 
ſcheidung abhängig iſt. Der Anreiz, vermutlich erfolgloſe 


) Der Satz war längſt geſchrieben, als ich ihn in gleicher 
Anwendung bei Neumann (Jur. Wochenſchrift 1904 S. 250) 
wieder fand. 
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Angriffsmittel von vornherein abzuſchneiden, wird durch die 
Ausſicht, dann ein irrevifibles Urteil zu haben, zweifellos verſtärkt. 
Und jedenfalls iſt es durch kein Geſetz zu verhüten, daß mindeſtens 
bei ſehr zweifelhaften Sachen die Rückſicht auf die eintretende 
Irreviſibilität für die Zurückweiſung als unbewußtes Im⸗ 
ponderabile in die Wagſchale fallen kann. 

Die Motive ſchweigen darüber, obwohl durch Befragung 
der Oberlandesgerichte und der bei ihnen beſchäftigten Anwälte 
Aufklärung zu ſchaffen wäre. 

Freilich iſt in einer ſolchen unterſchiedlichen Behandlung 
keineswegs immer ein großer ſachlicher Nachteil zu erblicken, 
insbeſondere da nicht, wo es ſich nur um kürzere Urteilsfaſſung 
oder Nichtbefolgung allzu pedantiſcher prozeſſualiſcher Auffafjungen 
des Reichsgerichts handelt. Aber immerhin bleibt die Reviſi⸗ 
bilität eine erhebliche Kautel für die Güte der Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte und mit ihrer weiteren Be⸗ 
ſeitigung fällt nicht nur die dritte Inſtanz, ſondern es wird 
auch die zweite Inſtanz verſchlechtert. Würden die Mitglieder 
der Oberlandesgerichte nur ihre eigene Bequemlichkeit und die 
Ausdehnung der Bedeutſamkeit ihrer Rechtſprechung im Auge 
haben, jo müßten fie jämtlich begeiſterte Anhänger der Erhöhung 
der Reviflonsſumme fein. Daß fie es größtenteils nicht find, 
zeigt, wie hoch ſie die Kontrolle des Reichsgerichts für ſich und 
ihre Arbeit ſchätzen. 


§ 9. Die Überlaſtung des Reichsgerichts mit Neben» 
geſchäften. 

Wenn man dieſe Schädlichkeiten mit dem imaginären 
Nutzen der Erhöhung der Reviſionsſumme zuſammenhält, fo iſt 
es begreiflich, daß faſt die geſamte Kulturwelt außerhalb des 
Deutſchen Reichs die Revifionsſumme perhorresziert. Wenn 
man nun aber ferner fieht, daß die hoͤchſten Zivilgerichte in 
Oſterreich und Frankreich ohne jede Reviſionsſumme trefflich 
funktionieren, ſo läßt ſich die Überzeugung nicht abweiſen, daß, 
was dort heute ohne Reviſionsſumme ſchon erreicht wird, doch 
in Deutſchland wenigſtens mit einer Revifionsſumme von 
1500 Mark müßte erreicht werden können. Zu dem Ende 
müſſen die Wurzeln des Übels und die ſich daraus ergebenden 
Mittel zu feiner Abhilfe, unter ſteter Vergleichung mit dfter- 
reichiſchen und franzoͤſiſchen Zuſtänden, unterſucht werden, um fo 
dem Experiment der Beſeitigung der Hypertrophie durch Ampu⸗ 
tation geſunder Glieder zu entgehen. | 

Der erſte Grund der Überlaſtung der Zivilſenate des Reichs⸗ 
gerichts liegt darin, daß ſie neben der Spruchtätigkeit in 
Revifionsſachen fo ſehr mit anderen Geſchäften belaſtet find, den 
Berufungen in Patent- und Konſularſachen, die mehr als eine 
Richterkraft abſorbieren, vor allem aber den 1936 Beſchwerden, 
den 820 Anträgen auf Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts 
und den 1267 Geſuchen um Bewilligung des Armenrechts. 
Die Belaftung durch dieſe „Nebenarbeiten“ muß eine ganz 
enorme fein, und nur fie kann die Klagen der Reichsrichter 
über Überlaſtung begründen, wie oben ausgeführt wurde. Und 
dieſe Nebenarbeit iſt, abgeſehen von wenigen Beſchwerdebeſcheiden, 
insbeſondere den Entſcheidungen in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, für die Förderung der Einheitlichkeit und 
Richtigkeit der Rechtſprechung in Deutſchland im allgemeinen ſo 
gut wie nutzlos. Nimmt man an, daß ſie faſt die Hälfte der 
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Erhöhung der Reviſionsſumme nicht berührt wird, fo zeigt ſich 
auch darin nicht nur die Verderblichkeit dieſer Erhöhung, welche 


ſomit gerade den für die eigentliche Aufgabe des Reichsgerichts "in der Form übertragen, daß bei dem Reichsgericht — 


wichtigſten Teil ſeiner Geſchäfte trifft, ſondern vor allem die 
Notwendigkeit, die Abhilfe zunächſt in moͤglichſter Vermeidung 
dieſer Nebenarbeiten zu ſuchen. 

Der wundeſte Punkt, aber zugleich der am ſchwerſten heil⸗ 
bare, iſt die Überhäufung des Reichsgerichts mit Armenrechts⸗ 
geſuchen, deren Prüfung, wie Spahn bezeugt, „viel Arbeit ver⸗ 
urſacht, weil ſie mit außerordentlicher Sorgfalt vor⸗ 
genommen wird und deshalb das Studium der Akten in eingehendſter 
Weiſe erfordert“. Die eminente ſozialpolitiſche Bedeutung unſeres 
prozeſſualen Armenrechts bereitet hier der Abhilfe ein großes 
Hindernis. Der Entwurf freilich, welcher meint, es ſei vom ſozialen 
Standpunkt aus erwünſcht, daß nur die Wohlhabenden vor dem 
Reichsgericht Prozeſſe führen und dadurch dazu beitrügen, daß die an 
kleinen Prozeſſen Beteiligten von der richtigen Geſetzesauslegung Vor⸗ 
teil zogen, koͤnnte in Konſequenz feiner Anſchauung das Armenrecht 
für die Reviſionsinſtanz ganz abſchaffen. Davon kann nun ernſt⸗ 
haft gewiß nicht die Rede fein. Aber man vergegenwärtige ſich 
die tatſächlichen Verhältniſſe. Jede bei dem Oberlandesgericht, 
wenn auch mit dem vollſten und klarſten Recht, unterlegene 
Partei, die einen Armenſchein ſich beſchafft hat, kann durch das 
Geſuch, das ihr der elendeſte und unwiſſendſte aller Winkel⸗ 
konſulenten aufſetzt, erreichen, daß ein Berichterſtatter 
von Amts wegen die geſamten Prozeßakten nach einem 
Reviſionsgrund durchforſchen und über den Erfolg ſeiner Be 
mühungen dem betreffenden Senat Vortrag halten muß, auf 
Grund deſſen dieſer über Bewilligung oder Verſagung des 
Armenrechts entſcheidet. 

Für die Forderung der Rechtseinheit und Rechtsentwicklung 
iſt dieſe Arbeit völlig verloren. In die Offentlichkeit tritt mit 
vollem Recht nur der nackte Beſcheid ohne nähere Begründung. 
Dagegen iſt die vom Reichsgericht geleiſtete Arbeit faſt ebenſo groß, 
als wenn gleich Reviſion eingelegt und darüber verhandelt wäre. 
Ja, wenn die Reviſion auf die von den Parteien anzugebenden 
Beſchwerdepunkte beſchränkt wäre, würde die Vorbereitung einer 
Reviſionsentſcheidung erheblich leichter fein als die Vorarbeit für 
die Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch. Wenn man die 
Erledigung von 150 Armenrechtsgeſuchen als ein Richterpenſum 
anſieht, was ſehr hoch gegriffen ſein dürfte, ſo würde allein die 
Behandlung der 1267 Armenrechtsgeſuche als die Arbeit von 
1½ Zivilſenaten ſich darſtellen, welche erſpart würde, wenn dieſe 
Arbeitslaſt dem Reichsgericht nicht obläge. Wenn man nun 
dazu aus der Praxis weiß, welch ungeheurer Mißbrauch mit 
dem Armenrecht getrieben wird, wie die armen Parteien ihren 
Anwälten und den Gerichten eine Behandlung angedeihen laſſen, 
die eine zahlende Partei niemals wagen würde, ſo iſt es doch 
auch dem Verfechter der weitgehendſten ſozialen Fürſorge für den 
Armen und Schwachen geſtattet, zu erforſchen, ob nicht eine 
Reform des Armenrechts angeſtrebt werden könnte, welche ſachlich 
nichts verſchlechterte und doch dem Reichsgericht die hier ganz 
notwendige Eutlaſtung brächte. 

Der Pariſer Kaſſationshof iſt von dieſen Armenrechtsgeſuchen 
dadurch ganz entlaſtet, daß ſie dem beſonderen Bureau 
d'assistance judiciaire überwieſen find, welches aus einem 
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Tätigkeit der Zivilſenate abſorbiert, daß dieſe Hälfte durch die 


„* 
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Präfidenten, 2 Delegierten des Kaſſationshofs, 2 Delegierten 


der Anwälte und 2 Delegierten des Finanzminiſteriums beſteht. 
‚Diefe Einrichtung ließe ſich nach Deutſchland am einfachſten 
mit oder 
ohne Zuziehung von Anwälten — eine beſondere Armenrechts⸗ 


\ abteilung gegründet würde, welche, da ihre Entſcheidungen bei 


der Frage der Wahrung der ſichtbaren Rechtseinheit überhaupt 
nicht in Betracht kommen, ganz getrennt von den übrigen 
Senaten arbeiten könnte und bei der Zahl der Spruchſenate 
gar nicht in Anrechnung käme. 

Im weiteren aber müßte doch auch die Möglichkeit auf- 
hören, daß jedes frivole Geſuch eines Winkelkonſulenten dieſen 
Apparat in Bewegung ſetzen kann. 

Man müßte zu dem Ende den Anwaltszwang für das 
Geſuch in der Weiſe vorſchreiben, daß der Anwalt der Berufungs- 
inſtanz verpflichtet würde, das Geſuch auf Erfordern abzufaſſen, 
aber mit der Verpflichtung, ſeine eigene Meinung über die 
Ausfihten der beabſichtigten Reviſion gutachtlich beizufügen. 
Jedenfalls iſt nicht einzuſehen, warum der Entwurf für Be⸗ 
ſchwerden an das Reichsgericht eine Form verlangt, nicht aber 
für Armenrechtsgeſuche, obwohl er ſonſt anerkennt, daß in dieſen 
lange, unklar und verworren abgefaßte Geſuche eingereicht 
werden. 

Wenn man erwägt, daß es ſich darum handelt, dem Reichs⸗ 
gericht mehr als einen Spruchſenat zu erſparen und die Er⸗ 
höhung der Revifionsfumme zu vermeiden, jo ſollte man doch 
durch die ſcheinbaren Schwierigkeiten ſich nicht abſchrecken laſſen, 
an die Löſung dieſer Frage heranzugehen. | 

Auch die 1936 Beſchwerden, welche jeden Rat mit beinahe 
40 Nummern im Jahre belaſten, haben, von geringen Ausnahmen 
abgeſehen, keine Bedeutung für die öffentliche Aufgabe des 
Reichsgerichts. Die geringen Beſchränkungen, welche die 588 567 
Abſ. 2, 568 Abſ. 3, 4 des Entwurfs hinſichtlich der Beſchwerden 
in Koſtenſachen bringen, find ebenſo zu billigen, wie die Ein- 
führung einer Form für die Beſchwerde an das Reichsgericht 
und einer Vorprüfung der Zuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde 
durch die Oberlandesgerichte. Dieſe Reformen gehen aber 
offenbar nicht weit genug. 

Warum fol in nicht revifiblen Sachen überhaupt die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig ſein? Was haben die Parteien von der Be. 
ſchwerde über Einzelheiten, wenn ſie in der Hauptſache dem 
unabänderlichen Entſcheide des Oberlandesgerichts unterworfen 
find? Und vor allem: warum ſchneidet man die Reviſion und 
damit die Möglichkeit, eine für die Rechtsentwicklung förderliche 
Entſcheidung zu erhalten, ab, läßt aber dem Reichsgericht die 
Laſt, unintereſſante Entſcheidungen über untergeordnete Punkte 
zu fällen? Wie viele der Beſchwerden in irrevifiblen Sachen 
ergehen, ſteht ſtatiſtiſch nicht feſt. Es ſcheint aber, daß auch 
hier ohne jeden ſachlichen Nachteil mehrere Richterkräfte erſpart 
werden könnten. Nach den Motiven des Entwurfs wird in jeder 
Sitzung des Reichsgerichts durchſchnittlich 1 Stunde auf Be⸗ 
ſchwerden verwendet. Jeder Senat könnte etwa 80 Spruchſachen 
mehr erledigen, wenn er gar keine Beſchwerden zu erledigen 
hätte. Und es würde immerhin auch zu erwägen ſein, ob nicht 
ein beſonderer Beſchwerdeſenat geſchaffen werden könnte, um ſo 
die Leiſtungsfähigkeit der Zivilſenate um 560 Spruchſachen zu 
erhoͤhen. Präſident Bolze bezeugt, daß der eine ganz prompt 
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arbeitende Zivilſenat dieſes weſentlich dem Umſtande verdankt, 
daß er weniger mit Beſchwerden belaſtet iſt und bemerkt dazu: 
„Dieſe ſehr unzweckmäßige Plage, welche die Prozeßordnung dem 
Reichsgericht auferlegt, iſt in den veröffentlichten Ausſprachen 
gar nicht erwähnt.“ 

Die 820 Anträge auf Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts, 
mit denen das Reichsgericht fi zu beſchäftigen hat, mögen 
verhältnismäßig wenig Arbeit machen. Aber immerhin handelt 
es ſich um eine rein formale, den Hauptzweck des Reichsgerichts 
in keiner Weiſe fördernde Tätigkeit. Will man an dem Grund⸗ 
ſatze, der Juſtizverwaltung keinen Einfluß auf die einzelne 
Steitſache zu gewähren, feſthalten, jo könnte man doch durch 
entſprechende Anderung des § 36 Z. P. O. dieſe Entſcheidung 
in einem viel größeren Umfange den Oberlandesgerichten zu⸗ 
. weifen, wie bisher. So könnte insbeſondere die Beſtimmung 
eines gemeinſchaftlichen Gerichts, wenn die Beklagten in ver⸗ 
ſchiedenen Oberlandesgerichtsbezirken wohnen, ſehr wohl durch 
das zuerſt angerufene Oberlandesgericht erfolgen. 

Auch die Berufungen in Konſularſachen und Patentſachen 
liegen außerhalb der eigentlichen Aufgabe des Reichsgerichts 
und konnten ohne Schaden beſonderen Oberlandesgerichten, z. B. 
die Konſularſachen Hamburg und die Patentſachen, in Er⸗ 
mangelung eines Reichsverwaltungsgerichts, dem Kammergericht 
zugewieſen werden. 
| Alle dieſe Beſchränkungen find aber jedenfalls weniger 
ſchädlich als die Erhöhung der Reviſionsſumme. Es iſt nicht 
verſtändlich, wenn die Motive für die Beibehaltung der Patent- 

ſachen die Anerkennung ins Feld führen, welche die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts auf dieſem Gebiete gefunden habe 
und meinen können, daß deshalb die Entlaſtung von dieſen 
Sachen nicht in Frage kommen koͤnne. Eine Entlaſtung von 

der durchaus heterogenen Nebenbeſchäftigung ſoll nicht in Frage 
kommen konnen, dagegen entſchließt man ſich leichten Herzens, 

in der Hauptaufgabe des Reichsgerichts Beſchränkungen ein⸗ 
zuführen, die nach einhelligem Urteil jedenfalls vom Übel find 
und daher vermieden werden müſſen, ſolange irgend ein Ausweg 
bleibt. Warum ſollen die Patentrechts intereſſenten das Pri⸗ 
vilegium einer Berufungsinſtanz vor dem Reichsgericht haben, 
wo alle anderen ſich mit der Berufung an die Oberlandesgerichte 
begnügen müuͤſſen? 


8 10. Vorurteile als Reformhinderniſſe. 


Jeder Reform der Revifion ſelbſt ſtehen als Feinde gegen- 
über die Furcht, die Erhöhung der Reoiſionsſumme einzubüßen, 
die Freude an der Schablone, der Mündlichkeitsfanatismus und 

der üble Ruf der preußiſchen Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Man fürchtet nicht mit Unrecht, daß andere wirkſame 
Reformen die Erhöhung der Revifionsfumme hindern werden 
und ſieht an ihnen, ſo lange noch die Hoffnung auf die Er⸗ 
höhung beſteht, nur die Schattenſeiten. 
| Im weiteren hält man es für das Ideal, wenn das Ver⸗ 
fahren aller drei Inſtanzen moͤglichſt gleichartig geftaltet wird, 
und widerſetzt fi) dieſerhalb jeder Reform der Reviſion, die das 
Verfahren des Reichsgerichts vom landgerichtlichen Verfahren 
weiter entfernt. Das iſt verkehrt. Denn bei der Geſtaltung 
des Verfahrens jeder Inſtanz muß der beſondere Zweck ins Auge 
gefaßt werden, welchen die Inſtanz verfolgt. Ihm muß das 
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Verfahren angepaßt werden, gleichviel ob nun eine Harmonie 
zwiſchen den drei Inſtanzen beſteht oder nicht. So haben es 
auch Oſterreich und Frankreich gehalten, deren drittinſtanzliches 
Verfahren von dem der erſten Inſtanz durchaus abweicht. 

Für die Geſetzesverfaſſer mag ja ſolche Schablone recht 
bequem fein. Eine öde Gleichmacherei kann aber nicht geſetz⸗ 
geberiſches Ideal ſein. 

Nicht anders ſteht es mit dem Mündlichkeits fanatismus. 
Auch der überzeugte Anhänger des Mündlichkeitsprinzips muß 
ſich vergegenwärtigen, daß die Mündlichkeit nicht ihrer ſelbſt 
wegen wertvoll ſei, und daß ſie keineswegs für jede gerichtliche 
Entſcheidung ohne Unterſchied und ohne NRüdfiht auf das 
praktiſche Bedürfnis durchgeführt werden darf. Sonſt kommt 
man wieder zu geiſtloſem und unpraktiſchem Schematismus. 

Der rationelle Prozeßbetrieb wird die Mündlichkeit nur da 
anwenden, wo fie wirklich förderlich iſt, fie aber dort ebenſo 
entſchieden abſtoßen oder doch nur fakultativ geſtalten, wo ein 
nicht mündliches Verfahren ſtets oder doch unter Umſtänden 
einfacher und beſſer zum Ziele führt. Auch das öͤſterreichiſche 
und franzöfifhe Verfahren beruhen auf dem Mündlichkeitsprinzip, 
aber beide haben es in höchſter Inſtanz nur mit Modifikationen 
durchgeführt. 

Um endlich über den üblen Ruf der preußiſchen Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ins klare zu kommen, müſſen notwendig die Reform⸗ 
beſtrebungen vom Jahre 1860 mit ins Auge gefaßt werden,) 
bei welchen die Erfahrungen und Meinungen nicht bloß des 
Obertribunals, ſondern der geſamten preußiſchen Jurisprudenz 
berückſichtigt wurden. 

Da iſt nun zunächſt bemerkenswert, daß dieſe Reform fi 
in erſter Linie nicht gegen die Nichtigkeitsbeſchwerde richtete, 
ſondern gegen die daneben beſtehende, einer Oberappellation 
gleichkommende Reviſion. Man war ganz überwiegend mit 
Waldeck der Anſicht, daß die Revifion ganz abzuſchaffen und die 
Nichtigkeitsbeſchwerde nicht nur nicht abzuſchaffen, ſondern im 
Gegenteil als alleiniges Rechtsmittel höchſter Inſtanz 
beizubehalten ſei. 

Erft in zweiter Linie handelte es ſich um die Abhilfe der 
bei der praktiſchen Handhabung der Nichtigkeitsbeſchwerde hervor⸗ 
getretenen Mängel. Die Reform betraf hier zwei Punkte, 
einmal eine erweiterte Zulaſſung der Nichtigkeitsbeſchwerde im 
Falle prozeſſualiſcher Verſtoͤße, und ſodann, was offenbar das 
Wichtigſte war, „die Beſeitigung des Formalismus bei der 
Begründung“. 

Es iſt nun offenbar keine förderliche Art der Polemik, wenn 
man immer nur diejenigen Mängel der preußiſchen Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde hervorhebt, welche durch dieſe Reform beſeitigt werden 
ſollten. Viel lehrreicher iſt es offenbar, den revidierten Entwurf 
von 1860 bezw. den preußiſchen Entwurf einer Zivilprozeß⸗ 
ordnung von 1864 in Betracht zu ziehen und das von dieſem 
beabſichtigte Verfahren mit unſerer heutigen Reviſion zu ver⸗ 
gleichen. Auch fällt ſehr ins Gewicht, daß ſowohl die franzöſiſche 
Kaſſation wie die öſterreichiſche Reviſion der preußiſchen Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde viel näher ſtehen als der deutſchen Reviſion, wie 
ſie ſich in der Praxis des Reichsgerichts geſtaltet hat, und daß 


„) Waldeck, Die Nichtigkeitsbeſchwerde als das alleinige Nechts⸗ 
mittel höchſter Inſtanz, Entwürfe im Juſtiz⸗Min.⸗Bl. 1860 S. 182, 48 8 
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es ſich bei den zur Übernahme zu empfehlenden Punkten nur 
um ſolche handelt, die auch in Oſterreich oder Frankreich ſich 
bewährt haben. 


§ 11. Die Übergriffe ins tatſächliche Gebiet als 
Haupturſache unbegründeter Reviſionsgeſuche. 


Ein Hauptgrund der Überlaſtung des Reichsgerichts liegt 
darin, daß in Deutſchland grundloſe Revifionsgeſuche viel 
häufiger find wie anderswo. Mit der leichten Bemerkung, 
daß unſer Volk in hohem Maße Geld „übrig habe“, iſt dieſe 
Erſcheinung nicht erklärt. 

Es muß vielmehr immer wieder und auf das nachdrücklichſte 

betont werden, daß hieran ein Teil der Mitglieder des 
Reichsgerichts ſelbſt den allergrößten Teil der 
Schuld trägt. Einzelne Senate des Reichsgerichts über⸗ 
ſchreiten gewohnheitsmaͤßig die geſetzlichen Schranken der 
Reviſion und greifen in das im Intereſſe des Zweckes der 
Revifion und des Reichsgerichts verſchloſſene Gebiet der tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung über und geben ſo dem Rechtsmittel den 
Charakter einer Oberberufung. Schon ſeit mehr als 10 Jahren 
iſt dieſes Verfahren als geſetzwidrig öffentlich hingeſtellt, auch 
im Reichstage.) Daß ſich bis heute dieſe Praxis nicht geändert 
hat, werden die Mitglieder der betroffenen Oberlandesgerichte 
bezeugen können. Auch Hamm“) erkennt dies als einen Übel» 
ſtand an, ohne angeben zu können, wie der Verſchiedenartigkeit 
der Praxis der Senate hinſichtlich der Schranken des Rechts- 
mittels durch die von ihm empfohlene Erhohung der Revifions- 
ſumme abgeholfen werden ſollte. 
1 Zur vollen Darſtellung dieſer Abergriffe bedürfte es eines 
großen Buches und des Abdruckes vieler Hunderte der un⸗ 
gedruckten Entſcheidungen, aus denen allein ſich die Frage 
beurteilen läßt. Einige Beiſpiele habe ich in meiner früheren 
Abhandlung gegeben.“) Der Vorwurf iſt auch in der Literatur 
kaum ernſtlich beſtritten worden. Hier mag ein Beiſpiel zur 
Veranſchaulichung genügen. 

Wenn die Z. P. O. die Aufhebung einer Entſcheidung 
deshalb geſtattet, weil ſie nicht mit Gründen verſehen iſt, ſo 
tut fie das, wie die Anwendung dieſer Beſtimmung auf Schiebs- 
ſprüche (§ 1041 Z. P. O.) klar zeigt, nur in dem Sinne, daß 
überhaupt keine Gründe da fein dürfen, nicht daß eine gewiſſe 
Güte oder Vollſtändigkeit der Gründe verlangt wird; denn 
ſonſt wäre es mit der Selbſtändigkeit der Schiedsgerichte, der 
Grundbedingung ihrer erfolgreichen Tätigkeit dahin. Offenbar 
hat die wörtlich gleiche Beſtimmung bei der Reviſion (§ 551 
Nr. 7 Z. P. O.) denſelben Sinn. Aber einige Senate des 
Reichsgerichts ſehen darin eine Handhabe zur Aufhebung jedes 
Urteils, deſſen tatſächliche Feſtſtellung, welche ja einen Teil der 
Gründe bildet, ihm mangelhaft erſcheint. 

Man kann ja nun der Anſicht fein, daß eine ſolche Ober- 
berufung, wie ſie die gedachten Senate — insbeſondere auch auf 
dem Gebiete der Auslegung der Rechtsgeſchäfte — ausbilden, 
doch mehr im Intereſſe der beteiligten Parteien liege, als die 
Beſchränkung auf den Rechtspunkt, obwohl auch in dieſer Hinſicht 


) Rintelen, Sten. Ber. V 1, 97/98 S. 358. 
*) Deutſche Juriſtenzeitung 1897 S. 45 f. 
4nd. a. O. S. 818 ff., 331 ff. 
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zu fragen ift, ob uicht durch die Nichteinhaltung der Beſchränkung 
auf den Rechtspunkt die Gefahr mangelhafter Rechtsfindung 
heraufbeſchworen wird. 

Aber es iſt doch ſicher, daß, um eine Oberberufung, wenn 
auch unter Ausſchluß neuer Behauptungen und Beweiſe, zu 
bewältigen, das Reichsgericht mindeſtens 15 Zivilſenate haben 
müßte. Und wer fie daher im Parteiintereſſe wünſcht, der muß 
auch die Konſequenz der Verdoppelung der Zivilſenate auf fich 
nehmen, und nicht die Oberberufung in großen Sachen damit 
erkaufen wollen, daß er in anderen Sachen jedes Rechtsmittel 
dritter Inſtanz verſagt. 

Aber für die eigentliche Aufgabe des Reichsgerichts, die 
Förderung der Rechtsentwicklung und Rechtseinheit, nutzt die 
Geſtaltung des Rechtsmittels als Oberberufung nicht nur nichts, 
ſondern ſie iſt geradezu ſchädlich. 

Deshalb beſchränken Oſterreich und Frankreich ihr Rechts⸗ 
mittel ſtreng auf den Rechtspunkt, deshalb war man auch, wie 
bereits gezeigt wurde, in Preußen bei den Reformverſuchen von 
1860, 1864 darüber einig, daß die preußiſche Revifion in großen 
Sachen als species der Oberberufung abzuſchaffen ſei. 

Auch unſere Z. P. O. mißbilligt ja prinzipiell die Ober⸗ 
berufung. Aber ſie tritt ihr nicht ſcharf genug entgegen, und 
jedenfalls ſtehen wir vor der Tatſache, daß ſie bei einzelnen 
Senaten des Reichsgerichts in einem gewiſſen Sinne geübt wird. 
Das Reichsgericht vermehrt ſo ſeine Arbeit dadurch, daß „es 
etwas tut, was ausdrücklich verboten iſt.“) Denn hierin liegt 
der Hauptgrund für die un verhältnismäßig große Zahl der Re⸗ 
vifionen in Deutſchland, wobei die Senate des Reichsgerichts 
mit korrekter Praxis mitzuleiden haben. Solange dieſe Praxis, 
welche zu Revifionen auch in Fällen, in denen von Rechts- 
verletzung nicht die Rede ſein kann, geradezu anreizt, auch nur 
bei einem Senate beſteht, iſt es auch dem erfahrenſten Juriſten 
ſehr ſchwer, eine Reviſion für abſolut ausſichtslos zu erklären. 
Und mögen auch die Anwälte des Reichsgerichts in der Mehr⸗ 
zahl noch ſo ſtreng ſein, ſo werden ſie den Provinzialjuriſten, 
der haufig ſolche Fälle eigner tatſächlicher Würdigung feitens 
des Reichsgerichts zu ſehen bekommt, ſchwer überzeugen, und 
ſchließlich genügt ein Anwalt, um die von allen anderen ab⸗ 
gelehnte Reviſion einzubringen. Dem Vorwurf der Pflicht⸗ 
widrigkeit kann er immer mit dem Hinweis auf die angegebene 
Praxis ſolange begegnen, als nicht alle Senate ſolche Übergriffe 
ſtreng und konſequent vermeiden. 

Es iſt unnütz, der Frage der Entlaftung des Reichsgerichts 
näher zu treten, ſolange hier nicht Wandel geſchaffen iſt. Bis 
dahin hat insbeſondere die Erhöhung der Revifionsſumme auf 
dem Gebiete der Entlaſtung denſelben Erfolg, wie die Arbeit 
der Danaiden auf dem Gebiete der Füllung. Die Abhilfe liegt 
hier größtenteils in den Händen des Reichsgerichtspräfidiumk. 
Sobald dieſes die zum Übergriff des tatſächlichen Gebiets ge- 
neigten Senate mit Mitgliedern beſetzt, die ſolcher Praxis 
grundſätzlich abhold ſind, und die bisherigen Mitglieder dieſer 
Senate in die übrigen Senate verteilt, wird die Einheitlichkeit 
der Reviſionspraxis im weſentlichen hergeſtellt und zwar beſſer, 
als es jemals durch Erhöhung der Reviflonsſumme erreicht 
werden könnte. 


) Rintelen a. a. O. 


8 12. Erhöhte Gebühr für Zurückweiſungen. 

Im übrigen haben ſowohl Oſterreich wie Frankreich ein 
äußeres Mittel angewandt, um Zahlungsfähige von unbegründeter 
Anrufung der dritten Inſtanz abzuſchrecken. In Frankreich muß 
der Kaſſationskläger vorher eine amendre (regelmäßig 150 Francs) 
hinterlegen, und in Oſterreich wird bei mutwilligen Revifionen 
gegen die Partei oder deren Anwalt auf eine Mutwillensſtrafe 
erkannt. 

In Preußen hat eine Sukkumbenzſtrafe von 15— 150 Mark 
auf Grund des § 18 der Verordnung vom 14. Dezember 1833 
beftanden, iſt aber ſpäter durch 8 19 des Geſetzes vom 10. Mai 
1851 abgeſchafft, weil ſie nicht ſehr beliebt war und außerdem 
ſich damals auch nicht als notwendig erwies. 

Auch ich halte dieſe Maßregel nicht für beſonders angenehm 
und glaube ſchwerlich, daß fie ſehr populär werden wird. Aber 
wenn ich nur die Wahl habe zwiſchen radikalem Abſchneiden 
auch des gerechteſten Reviflonsgeſuchs und der Abſchreckung vor 
unbegründeter Revifion durch einen beſonderen Zuſchlag zu den 
Prozeßkoſten, der übrigens durchaus nicht als „Strafe“ bezeichnet 
zu werden brauchte, ſo ſcheint mir dies letztere unbedenklich den 
Vorzug zu verdienen. Sie wäre kein nationales Unglück. Es 
iſt auch weniger ungerecht, die Reviſionsinftanz bloß für den 
Fall des Mißerfolgs zu verteuern, als fie ganz abzuſchneiden. 


§ 13. Beſchränkung der Reviſibilität auf das 
Reichsrecht. 

Sollte man es aber dennoch für notwendig halten, die 
Zuläffigfeit der Reviſionen geſetzlich zu erſchweren oder zu be⸗ 
ſchränken, fo bietet ſich als viel beſſerer und wirkſamer Weg die 
auch von Reichsgerichtsrat Hagens vorgeſchlagene und beim 
Bundesgericht der Schweiz praktiſch bewährte Beſchraänkung der 
reichs gerichtlichen Revifionen auf das Reichsrecht. Von den 
105 im 55. Bande veröffentlichten Entſcheidungen gehören 24 
dem Landesrecht an. Durch ihre Beſeitigung würde dem Reichs⸗ 
gericht mehr wie / der Spruchſachen abgenommen, alſo eine 
faſt ebenſo erhebliche Verminderung der Zahl der Revifionen 
erwachſen, als durch die Erhöhung der Reviſionsſumme. Jeden⸗ 
falls iſt dieſe Beſchränkung viel rationeller. Wer die Aufgabe 
des Reichsgerichts lediglich in der Erhaltung der Rechtseinheit 
auf dem Gebiete des Reichsrechts fieht, der muß offenbar mit 
allen Mitteln die Befreiung vom Landesrecht anſtreben. Daß 
das Reichsgericht jemals ſeine Aufgabe darin ſehen ſollte, die 
ſich widerſprechenden Landesrechte auf dem Wege der Recht⸗ 
ſprechung zur Übereinſtimmung zu bringen, iſt weder zu 
wünſchen noch zu fürchten. Denn dann würde es, zumal die 
meiften Landesrechte nicht revifibel find und daher gar nicht zur 
Kognition des Reichsgerichts gelangen, einer Chimäre zuſtreben 
und zwar ungeſetzlicherweiſe, da es Recht zu ſprechen und ſomit 
jedem Landesrecht den ihm eigentümlichen Charakter zu laſſen hat. 

Die Sorge für die Einheit des Landesrechts aber kann 
man ruhig den Einzelſtaaten überlaſſen. Soweit fie nur ein 
Oberlandesgericht haben, iſt ſchon geſorgt. Höchſtens wäre 
auf die Möglichkeit, Plenarentſcheidungen herbeizuführen, Bedacht 
zu nehmen. Bayern hat bereits ſein Oberſtes Landgericht. Es 
handelt ſich alſo nur um Preußen, und in der Tat ſtammen 
von den 24 Sachen, in denen das Reichsgericht zuletzt über 
Landes recht geurteilt hat, 23 aus Preußen. Nur dieſes hat, 
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wenn das Öffentliche Intereſſe allein in den Vordergrund gerückt 
wird, Veranlaſſung, für eine Revifionsinſtanz in dieſen Sachen 
zu ſorgen, die es ebenſogut mit dem Kammergericht vereinigen 
könnte, wie dieſes Bayern in der Vereinigung des Oberlandes- 
gerichts München mit dem Oberſten Landesgericht getan hat. 
Man brauchte dann in Preußen nur das bayeriſche Verfahren 
einzuführen und alles wäre in ſchönſter Ordnung. Ja, es er⸗ 
gäben ſich noch zwei Vorteile. Offenbar iſt man in Berlin 
kompetenter, über preußiſches Partikularrecht zu urteilen, als in 
Leipzig, und vor allem kann man die Rechtseinheit auf dieſem 
Gebiete beſſer im Auge behalten in Leipzig, wo dieſes nach der 
eigenen Ausführung der Motive für das Reichsrecht nicht mehr 
möglich ſein ſoll. Es wäre alſo auf dieſem Gebiet nur eine 
Verbeſſerung, wenn die Revifionen in Berlin und nicht in 
Leipzig abgeurteilt würden. Den wichtigſten Gegengrund der 
Motive, daß ein ſolches oberſtes Landesgericht eine abweichende 
Praxis in Sachen des Reichsrechts ſchüfe, welche die Rechts⸗ 
fiherheit beeinträchtige und das Anſehen des Rechts und der 
Gerichtshöfe ſchädige, iſt angefichts der 25 jährigen Erfahrung, 
die mit dem bayeriſchen Oberſten Landesgericht und der Revifions- 
praxis der Strafſenate der Oberlandesgerichte in den kleinen 
Strafſachen gemacht iſt, kaum haltbar. Jedenfalls iſt dieſe 
Gefahr nicht größer, als die Gefahr, daß ſich bei den Ober⸗ 
landesgerichten eine infolge Erhohung der Reviſionsſumme 
immer fühlbarer werdende abweichende Praxis bildete. Schließ⸗ 
lich könnte auch der Ausweg getroffen werden, daß die oberſten 
Landesgerichte, wenn ſie in einer Frage des Reichsrechts vom 
Reichsgericht abweichen wollen, die Sache vor das Reichsgericht 
zu bringen haben, ähnlich wie dieſes bereits in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit dann geſchieht, wenn Landesgerichte 
in Widerſpruch geraten. 


§ 14. Obligatoriſche ſchriftliche Begründung des 
Reviſionsgeſuchs. 

Im weiteren aber fragt es ſich, ob nicht der Grund dafür 
daß in Frankreich und Oſterreich die 3. Inſtanz flott funktioniert, 
während ſie bei uns ſeit 25 Jahren zu verſagen droht, mit 
darin zu finden iſt, daß unſere Reviſion auch geſetzlich weniger 
zweckmäßig eingerichtet iſt, als die entſprechenden Rechtsmittel 
in Oſterreich und Frankreich. 

In dieſer Beziehung hat der neue Entwurf zwei Anderungen 
vorgeſchlagen, die zweifellos als Verbeſſerungen anzuſehen find, 
nämlich die Vorprüfung“) der formalen Vorausſetzungen der 
dieſerhalb künftig bei Gericht einzulegenden Reviſion vor der 
infolgedeſſen von Amts wegen anzuberaumenden Verhandlung 
und die Beſeitigung des Einſpruchs gegen Verſäumnisurteile. 
Dagegen werden alle weitergehenden Vorſchläge abgelehnt, ſo⸗ 
daß von einer wirklichen Reform des Rechtsmittels der Revifion 
nicht die Rede ſein kann. 

Zunächſt handelt es ſich um die ſchriftliche Begründung 
der Reviſion. In Frankreich muß bereits das binnen 2 Monaten 
einzureichende Geſuch (requste) die kurze Angabe der Kaſſations⸗ 


— — — 


*) Dieſe formelle Vorprüfung und Anberaumung des Termins 
von Amts wegen würde auch für die Berufungsinſtanz eine weſentliche 
Verbeſſerung ſein. Es iſt nicht abzuſehen, weshalb ſie nicht gleich⸗ 
zeitig auch dort gewährt wird. 
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gründe (mention sommaire des causes [moyens] du pourvoi) 
und die Anträge (conclusions du demanders) enthalten. 
Binnen 1 bis 2 Monaten ſoll eine ausführlichere Begründung 
(mémoire complicatif contenant le développement de la 
demandeur) folgen, bei deren Ausbleiben allein das Geſuch maß⸗ 
gebend iſt. N 

In Oſterreich muß die binnen zwei Wochen einzureichende 
Revifionsſchrift außer dem Reviſionsantrag die beſtimmte kurze 
Bezeichnung der Gründe der Anfechtung enthalten. 

Nach der deutſchen Z. P. O. (§ 554) ſoll das Reviſions⸗ 
gericht neben den Reviſionsanträgen auch eine Begründung ent- 
halten, welche die verletzten Rechtsnormen, die zu Unrecht über- 
gangenen oder feſtgeſtellten Tatſachen und die Mängel des 
Verfahrens angeben ſoll. 

Dieſe Vorſchrift ſteht aber lediglich auf dem 
Papier, weil ihre Nichtbeachtung den Parteien keinerlei 
Nachteile bringt. 
vor, daß die Reviſionsſchrift dieſen geſetzlichen Vorſchriften ent⸗ 
ſpricht. Vielmehr erfolgt eine ſchriftliche Begründung entweder 
gar nicht oder ſpäter. Durch dieſen Mangel einer ſchriftlichen 
Begründung entſteht, wie Präfident Bolze bezeugt, eine ganz 
außergewöhnliche Belaſtung für die Berichterſtatter gegenüber 
Frankreich und Oſterreich. Dazu kommt, daß der Vor⸗ 
fitzende, ſolange keine ſchriftliche Begründung vorliegt, auch nicht 
annähernd ſchätzen kann, wieviel Zeit die Sache in An⸗ 
ſpruch nehmen wird, die Termine alſo aufs Geratewohl und 
daher unzweckmäßig beftimmen muß. Endlich würden ſicherlich 
viele unbegründete Revifionen nicht eingelegt oder bald zurück⸗ 
genommen werden, wenn der zur ſchriftlichen Begründung ge- 
zwungene Anwalt fich von ihrer Ausſichtslofigkeit überzeugte. 

Es iſt ſchwer verſtändlich, wie dieſes Verfahren, das, wie 
geſagt, dem geſetzgeberiſchen Ideal, wie es in 8 554 Z. P. O. 
aufgeſtellt iſt, nicht entſpricht, Verteidiger ja Lobredner finden 
kann. Wozu find ſchließlich die gut honorierten Anwälte des 
Reichsgerichts da, wenn man ihnen dieſe, ſonſt überall für die 
ſachgemäße Vorbereitung für notwendig gehaltene Arbeit nicht 
zumuten oder nicht annehmen darf, daß fie dieſelbe ſachgemäß 
erledigen würden? Sind die Friſten zu kurz, fo verlängere 
man ſie, etwa auf 6 Wochen. Aber aus dem inhaltsloſen „ſoll“ 
des 8 554 muß ein kräftiges und nachdrückliches „muß“ werden, 
wenn unſere Revifionsinſtanz ſachgemäß funktionieren ſoll. Ent⸗ 
hält die Reviſionsſchrift nicht die in § 554 vorgeſchriebene Be⸗ 
gründung, ſo iſt die Reviſion a limine abzuweiſen. Daß das 
mit den Prinzipien der Mündlichkeit nicht in Widerſpruch ſteht, 
ſollte doch auch dem wildeſten Mündlichkeitsfanatiker durch das 
Vorbild Frankreichs klar werden. Dieſe Reform iſt ſo einfach 
und dabei ſo offenbar nutzbringend, daß es ſchon ein großer 
Fortſchritt wäre, wenn nur fie erreicht würde. Auch die An- 
wälte des Reichsgerichts ſollten die ihnen ſo verurſachte Mehr⸗ 
arbeit willig übernehmen, wenn dadurch die Erhöhung der Re⸗ 
vifionsſumme vermieden werden kann. 

Übrigens bezeugt Reichsgerichtsrat Hagens, der dieſe Forde⸗ 
rung, ebenſo wie Präſident Bolze, in vortrefflicher Weiſe ver- 
tritt, daß dieſe Anderung bei Richtern und Anwälten des Reichs- 
gerichts wohl allgemein als notwendig empfunden werde. Auch 
die Motive bekennen, daß viele vergebliche Arbeit erſpart würde, 
wenn der Begründungszwang eingeführt würde. Sie verwerfen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Es kommt, ſo viel ich erfahre, niemals 


XXXIIIl. Jahrgang. 


ihn gleichwohl, weil fie die freie Reviſionspraxis beizubehalten 
wünſchen. Aber auch dann würde dem Reichsgericht erhebliche 
Arbeit erſpart, wenn obligatoriſch vorgeſchrieben wäre, daß vor 
der Termins beſtimmung eine dem § 554 Z. P. O. entſprechende 
ſchriftliche Begründung nicht gegeben werden ſolle, ſondern müſſe. 
Darüber gehen aber die Motive ganz hinweg und ſetzen ſich 
ſomit in Widerſpruch mit der für ſie ſonſt maßgebenden Autorität 
des Reichsgerichts. 

Im Zuſammenhang hiermit ſteht ein anderer Punkt. Gamp, 
ein Freund der Erhöhung der Reviſionsſumme, ſagt (Sten. 
Ber. 11 I 03/04 S. 2954): „Es find 400 Rechtsſtreitigkeiten 
im Jahre geweſen, in denen der Anwalt es nicht der Mühe 
für wert gehalten hat, auch nur ein Wort zur Begründung der 
Reviſion anzuführen, an denen der Reichsgerichtsreferent wochen ⸗ 
und monatelang gearbeitet hat — und dann die Revifion einfach 
zurückgezogen wurde. Das ift meines Erachtens eine Rüdjichts- 
lofigkeit nicht bloß gegen das Reichsgericht, ſondern vor allen 
Dingen gegen das rechtſuchende Publikum.“) 


§ 15. Vorprüfung. 

Im gewiſſen Zuſammenhang hiermit ſteht die Frage, ob eine 
ſachliche Vorprüfung einzuführen ſei oder ob überhaupt die 
definitive Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung erfolgen ſolle. 

In Frankreich findet eine Vorprüfung in allen Fällen und 
ohne jede Beſchränkung der Kognition ſtatt und zwar durch die 
chambre des requétes, aber auf Grund einer regelmäßig ein ⸗ 
ſeitigen mündlichen Verhandlung. Die Geſuche, welche dieſe 
Kammer für begründet hält, gehen dann an die Zivilkammer, 
welche auf Grund zweiſeitiger mündlicher Verhandlung endgültig 
über die Aufhebung entſcheidet und immer noch in ungefähr 
ein Viertel der zugelaſſenen Fälle auf Zurückverweiſung des 
Kaſſationsgeſuchs erkennt. 

In Oſterreich wird der Gegner vor der Prüfung ſchriftlich 
gehört und dann erfolgt die endgültige Entſcheidung regelmäßig 
ohne mündliche Verhandlung. Nur im Einzelfalle kann, ſoweit 
dies erforderlich erſcheint, mündliche Verhandlung auf Antrag 
oder von Amts wegen angeordnet werden. 

Ich habe keinen Zweifel, daß das franzoͤfiſche Verfahren, 
ſo wie es zur Zeit geſtaltet iſt, ſchon deshalb nicht als Vorbild 
dienen kann, weil es inſofern keine Zeit- und Arbeitserſparnis 
bereitet, im Gegenteil durch die doppelte Prüfung bei zwei 
Kammern die Geſchäftslaſt erhöht. 

Dagegen iſt die Erſparnis des öͤſterreichiſchen Verfahrens 
um fo erheblicher, als dem Revifionsgericht die fertigen Prozeß · 
akten mit Reviſionsſchrift und Gegenſchrift vom Prozeßgericht 
erſter Inſtanz zugeſandt werden. Dennoch will ich auf die 
Gefahr hin, dadurch der Erhöhung der Revifionsfumme 
Freunde zuzuführen, bekennen, daß mir die Beſeitigung der 
Mündlichkeit im oͤſterreichiſchen Verfahren doch zu weit gebt. 
In allen wirklich zweifelhaften Sachen iſt eine zweiſeitige 
mündliche Verhandlung mit gründlicher advokatiſcher Rede und 
Gegenrede ſehr wünſchenswert und erſprießlich, insbeſondere wenn 


— 


) Sehr begünftigt wird dieſe Unfitte durch die Gepflogenheit 
des Reichsgerichts, ſeine Akten der Kenntnis der Inſtanzgerichte und 
der Parteien zu entziehen. Vergl. meine Ausführungen Iher. Jahrb. 38 
S. 269. 
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dafür geſorgt iſt, daß ſie genügend ſchriftlich vorbereitet iſt. 
Dagegen iſt ſie, wie auch die Reichsgerichtsräte Hagens und 
Peterſen annehmen, bei augenſcheinlich unbegründeten Reviſionen 
durchaus entbehrlich und ſogar ſchädlich, weil fie die Entſcheidung 
verzögert und vor allem den Gegner zwingt, ſchwere Koſten auf- 
zuwenden, um den bier ſachlich überflüffigen, aber geſetzlich not- 
wendigen Anwalt zu bekommen, ein Punkt, der offenbar von 
der Anwaltskammer des Reichsgerichts bei ihrem dieſen Vor⸗ 
ſchlag bekämpfenden, in den Motiven des Entwurfs abgedruckten 
Gutachten nicht erwogen iſt.“) 

Hier iſt nun die Reform ſehr leicht im Anſchluß an den 
Entwurf zu erreichen. Der Entwurf hat bereits die Vorprüfung 
durch den zum endgültigen Spruch berufenen Senat, aber nur 
in formeller Beziehung, wohin aber doch wohl auch das 
Vorhandenſein der Reviſionsſumme zu rechnen iſt. Es wäre 
nun ein leichtes, dieſe Vorprüfung, wie es Reichsgerichtsrat 
Hagens empfohlen hat, darauf zu erſtrecken, ob die Reviſion 
Ausfiht auf Erfolg hat, oder, wie man vielleicht noch mehr 
abſchwächend ſagen konnte, ob nicht ſämtliche in dem Revifions- 
geſuche angeführte Revifionsgründe offenbar unhaltbar find, 
ſodaß auch in dieſem Falle die Reviſion ohne weiteres zurück⸗ 
gewieſen werden könnte. 

Ich möchte annehmen, daß von den 2 226 Zurückweiſungs⸗ 
urteilen des Jahres 1903 wenigſtens die Hälfte ohne jedes 
Bedenken in dieſer Weiſe hätte erledigt werden konnen, und 
dadurch wären die zur mündlichen Verhandlung gekommenen 
Sachen von 2873 auf 1760 reduziert worden. Daß damit 
eine erhebliche Arbeitserleichterung in jenen 1113 Sachen erzielt 
würde, liegt auf der Hand, und eine Verdoppelung der Arbeit 
in den übrigen Sachen iſt um ſo weniger zu befürchten, als ja 
die Vorarbeit des Berichterſtatters und des Vorfitzenden nicht 
verloren geht und im übrigen die Praxis, nötigenfalls ſogar 
das Geſetz, dazu übergehen könnten, in allen Fällen, in denen 
der Berichterſtatter nicht für Zurückweiſung der Reviſion a limine 
iſt, eine ſolche auch nicht eintreten zu laſſen, vielmehr die weitere 
Beratung bis zu der mündlichen Verhandlung aufzuſchieben. 
Ein Vorbild dafür bietet in gewiſſer Beziehung das frühere 
preußiſche Rekursverfahren, von dem jedoch mein Vorſchlag 
darin abweicht, daß die Einleitung nur bei offenbarer 
Unbegründetheit verweigert werden ſoll, während der Rekurs 
nur bei ſcheinbarem Begründetſein eingeleitet wurde. Daß die 
Parteien unter dieſer Vereinfachung nicht leiden werden, dafür 
iſt durch die Sorgfalt des Reichsgerichts und ſeiner Anwälte 
hinlänglich geſorgt. Für die Erhaltung der Rechtseinheit und 
Forderung der Rechtsentwicklung kommen dieſe zweifelloſeu 
Sachen kaum in Betracht. Übrigens iſt ja auch ihre Ver⸗ 
öͤffentlichung in keiner Weiſe behindert. 

Unabbängig davon iſt die Frage nach einer einfacheren 
Geſtaltung der mündlichen Verhandlung ſelbſt. Spahn ſagt 


) Selbſtverſtändlich liegt es mir fern zu behaupten, daß ſich 
irgend jemand bei dieſer Diskuſſion von ſeinem perſönlichen Intereſſe 
leiten ließe. Aber wenn fortwährend verlangt wird, daß man ſich 
Autoritäten beuge, ſo darf immerhin gefragt werden, ob dieſe ganz 
unintereſſiert find. Offenbar iſt es den Anwälten des Reichsgerichts 
weniger nachteilig, die kleinen Objekte los zu werden, als die 
Vertretung des Revifionsbellagten in großen zweifelloſen Sachen. 
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hierüber: „Die Verhandlungen vor dem Reichsgericht ſpielen fich 
genau ſo ab wie bei den unteren Inſtanzen, das Verfahren iſt 
mündlich und das Reichsgericht urteilt auf den Vortrag der 
Parteien. Die Rechtsanwälte find genötigt, um ihre Parteien 
nicht zu gefährden, das Aktenmaterial in moͤglichſt vollſtändiger 
Weiſe dem Reichsgericht zur Kenntnis zu bringen.“ 

Sowohl in Frankreich wie in Oſterreich hält man eine 
Einleitung der Verhandlung in höchſter Inſtanz durch den 
Vortrag eines Berichterſtatters für geboten. Mit Recht hat ihn 
Reichsgerichtsrat Hagens auch für das Reichsgericht empfohlen. 
Die weitläufige Art der Verhandlung, welche das O. L. G. Cöln 
betriebslahm gemacht hat, ſollte beim Reichsgericht nicht zur 
Herrſchaft gelangen. Epiſoden, bei denen der Senatspräfident 
dem älteſten Beifitzer zuflüſtert: „Jetzt koͤnnen Sie ruhig 
ſchlafen, ich wecke Sie ſchon, wenn es losgeht“), ſollten nicht 
vorkommen. 

Überhaupt würde eine leichtere und weniger pedantiſche 
Art der Arbeit dem Reichsgericht gewiß nicht ſchaden. Von dem 
durch äußerſte Kürze ſeiner Urteile ausgezeichneten Pariſer 
Kaſſationshof ſagt ein Prozeſſualiſt wie Glaſſon: telle qu'elle 
fonctionne aujourd'hui, rend de l'aveu de tous 
d' immenses services. 


§ 16. Die freie Reviſionspraxis. 


Auch in einer anderen ſehr lebhaft diskutierten Frage 
möchte ich einen vermittelnden Standpunkt einnehmen. Soll 
die freie Revifionspraxis beſtehen bleiben oder ſoll das Reichs- 
gericht wieder in die Schranken der Nichtigkeitsbeſchwerde und 
Kaflation gebannt werden? Mit anderen Worten: Soll das 
Reichsgericht nur die von dem Reviſionskläger vorgebrachten 
Beſchwerdepunkte beachten oder auch andere heranziehen 
dürfen? 

Es klingt ja ſehr beſtechend, wenn man die freie Reviſions⸗ 
praxis als Ideal hinſtellt, obwohl dabei vergeſſen wird, daß 
gerade ſie die unter allen Umſtänden bedauerlichen Übergriffe 
des Reichsgerichts in das tatſächliche Gebiet und die Annäherung 
der Revifion an eine Oberberufung im Gefolge gehabt hat. 
Sie hat dazu geführt, daß im direkten Gegenſatze zu dem freilich 
über Gebühr ſo hoch geprieſenen Prinzip der Mündlichkeit der 
Berichterſtatter Akten und Beiakten nach Reviſionsgründen, ins⸗ 
beſondere nach vom Berufungsrichter vielleicht überſehenen tat- 
ſächlichem Material durchſtöbert, und dabei direkt gegen das 
Geſetz auch die im Tatbeſtand nicht in Bezug genommenen 
vorbereitenden Schriftſätze, deren Inhalt doch als nicht vor⸗ 
gelegen angeſehen werden muß, berückſichtigt, auch vielleicht, wie 
ich praktiſch erfahren habe, einen Grund entdeckt, den der Re⸗ 
viſionskläger abſolut nicht will.“) 

Es handelt ſich alſo vor allem nicht um das Ideal, fondern 
um das unſchädlichſte Mittel zur Verminderung der Arbeitslaſt 


) So das ehemalige Mitglied Nintelen, der jetzige Präſident 
des Oberlandeskulturgerichts (Voſſiſche Zeitung 1904 Nr. 124). 

**) Spahn ſagt (Sten. Ber. 10 II 00/03 S. 8405): „Der 
Berichterſtatter iſt verpflichtet, die Akten durchzugehen, auf ihre 
Richtigkeit zu prüfen, ein ſchriftliches Gutachten zu fertigen.“ Wie 
ſtimmt denn das zu dem ſonſt als unangreifbar dargeſtellten Prinzip 
der reinen Mündlichkeit? 
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des Reichsgerichts, um die Frage, ob es ſchädlicher iſt, die 
Revifionsſumme zu erhöhen, oder in ſachgemäßer Weiſe die 
Kognition des Rechts zu beſchränken. 

Es iſt zweifellos, und geht namentlich aus den durch ihre 
prägnante Kürze ausgezeichneten Urteilen des Pariſer Kaſſations⸗ 
hofes heroor, daß die Beſchränkung auf die geltend gemachten 
Punkte eine ganz erhebliche Erleichterung für das Reviſions⸗ 
gericht bedeuten würde. Es iſt etwas ganz anderes, ſich über 
eine Reihe beſtimmter benannter Punkte ein Urteil zu bilden, 
als die geſamten Prozeßakten nach materiellen und, was die 
Arbeit bedeutend vermehrt, nach prozeſſualiſchen Reviſionsgründen 
zu durchforſchen, um endlich meiſtens zu dem Reſultat zu ge⸗ 
langen, daß ſich keine Gründe haben finden laſſen. Dieſes 
Durchſuchen iſt in den meiſten Fällen ohne beſondere Ergebniſſe 
für die Förderung des Rechts. Es nutzt auch den Parteien 
wenig, wenn man den Anwälten des Reichsgerichts zutraut, daß 
fie in der Lage find, die für ihre Partei ſprechenden Gefichts- 
punkte herauszufinden. Vor allem läßt ſich auch die Urteils. 
abfaſſung viel einfacher und leichter herſtellen, wenn ſie ſich auf 
die beſtimmten Punkte beſchränkt, wie namentlich die Urteile 
des Pariſer Kaſſationshofes zeigen. Und jedenfalls iſt es doch 
viel beſſer in den Sachen bis zu 3000 Mark ein ſo beſchränktes 
Rechtsmittel zu gewähren, als die Revifion ganz abzuſchneiden. 

Es wird nun dagegen die Engherzigkeit, der Formalismus 
und die Pedanterie ins Feld geführt, die die preußiſche 
Nichtigkeitsbeſchwerde ſo verhaßt gemacht habe. Ich halte dieſe 
Vorwürfe für ſtark übertrieben, und gegenüber der ſehr ähnlichen 
franzoͤſiſchen Kaſſation vernimmt man fie nicht. 

Aber es ſteht auch gar nichts im Wege, den ſo gerügten 
Mängeln abzuhelfen, ohne das Erleichterung ſchaffende Prinzip 
aufzugeben, wie es bereits Waldeck in ſeiner der Reform der 
preußiſchen Nichtigkeitsbeſchwerde gewidmeten Schrift vorgeſchlagen 
hatte.) Es iſt gar nicht noͤtig, die Partei zu verpflichten, einen 
beſtimmten Paragraphen als verletzt zu bezeichnen, ſodaß fie 
bei einem Fehlgriff ebenſo erbarmungslos unterliegen müßte, wie 
der in ſeinem Weinberge beſchädigte roͤmiſche Bauer, der im Legis⸗ 
aktionsverfahren de vitibus succisis und nicht de arboribus 
succisis geklagt hatte. Solche Pedanterie iſt abſolut nicht nötig. 
Es muß genügen, daß die Parteien in ganz beliebiger Form den 
Punkt des Verfahrens oder des Urteils angeben, in dem ſie eine 
Rechtsverletzung finden, und muß dem Gericht auch die weiteſte 
Würdigung und Ausdehnung der Parteirüge geftgttet fein. Ins⸗ 
beſondere iſt auch gegen die vom Reichsgerichtsrat Hagens vor⸗ 
geſchlagene Faſſung nichts zu erinnern: „Das Gericht kann nach 
freiem Ermeſſen Verletzungen des materiellen Rechts 
berückſichtigen, wenn ſie mit erhobenen Beſchwerden in Ver⸗ 
bindung ſtehen.“ Immerhin wird, und dann offenbar ohne 
ſachlichen Schaden, die Erledigung der Arbeit eine ganz 
erhebliche ſein und von dem Gericht auf das wohltuendſte 
empfunden werden. 

Jedenfalls konnen diejenigen, welche die Reviſtonsinſtanz 
nur wegen der Rechtseinheit wünſchen, gegen dieſe Beſchränkung 
gar nichts einwenden. Denn daß wirklich bedeutſame Rechts⸗ 
fragen von dem Anwalte des Reviſionsklägers ganz überſehen 
werden ſollten, kann doch wohl als ausgeſchloſſen gelten. Vor 


*) Die Nichtigkeitsbeſchwerde. Berlin 1861. 
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allem aber wird es nur durch die Beſchränkung auf die 
beſtimmten Rechtsverletzungen in Wahrheit erreicht werden, daß 
die verhängnisvollen Übergriffe ins tatſächliche Gebiet endlich 
vollſtändig aufhören. Präfident Bolze ſagt: „Mit einem Schlage 
würde ſich die Situation ändern, wenn man das Revifiond- 
verfahren nach dieſer Neigung ändert: obligatoriſcher Schriften ⸗ 
wechſel der Rechtsanwälte mit vorgeſchriebenen Präklufiofriſten, 
und Urteil auf Grund der Akten — nur, wo es dem Senate 
zur beſſeren Aufklärung erforderlich erſcheint, nach weiterer 
mündlicher Verhandlung. Es iſt nicht richtig, daß wir deshalb 
zu dem entſetzlichen (7) Kaſſationsverfahren des franzöfiſchen Rechts 
oder zu der preußiſchen Nichtigkeitsbeſchwerde zurückkehren müßten. 
Dem Reichsgericht kann die freie Prüfung des Prozeßſtoffes 
belaſſen werden; auch über die ſchriftlichen Deduktionen der 
Parteien hinaus — aber innerhalb der geſtellten Anträge. — 
Will man freilich die freie Mündlichkeit bewahren, dann wird 
etwas notwendig ſein: Vermehrung der Senate oder Erhöhung 
der Reviflonsſumme! Aber ich denke, Mündlichkeit haben wir 
ſonſt in dieſem Zeitalter der Offentlichkeit gerade genug und zum 
Überdruß.“ 


§ 17. Entſcheidung in der Sache ſelbſt. 


Nach öfterreichifchem Recht hat das Reviſfionsgericht in der 
Sache ſelbſt zu entſcheiden. Dagegen betrachten die Franzoſen 
den Satz: „Sous aucun pretente la cour de cassation 
ne peut évoquer le fond des affaires“ als eine unerläßliche 
Garantie ihres Kaſſationsverfahreng. Die Frage hat natürlich 
nur Bedeutung für die Fälle, in denen die Reviſion an ſich begründet 
erſcheint. Hier iſt zu entſcheiden, ob das Reichsgericht ſich unter 
allen Umſtänden auf die Aufhebung und Zurückweiſung zu be- 
ſchränken hat. 

Ohne Zweifel iſt es für die Parteien des einzelnen Prozeſſes 
im allgemeinen beſſer, wenn womoͤglich die Sache am Reichs⸗ 
gericht ſelbſt definitiv erledigt wird. Aber abgeſehen davon, daß 
dieſes doch nur ganz ausnahmsweiſe tatſächlich möglich ſein wird 
und daß immerhin die Gefahr beſteht, daß der in zweiter Inſtanz 
fiegreichen Partei ſo ihre Rechtsverfolgung verkümmert wird, 
beſtehen vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes zwei große 
Bedenken gegen die Zulaſſung des Urteilens in der Sache ſelbſt. 

Zunächſt liegt in dem Urteilen in der Sache ſelbſt, wie 
auch das Reichsjuſtizamt 1898 anerkannt hat, eine Mehr⸗ 
belaſtung des Reichsgerichts, die man vermeiden bezw. beſeitigen 
muß, wenn ſeine Überbürdung zutage tritt. Vor allem aber 
iſt die Verſagung der Befugnis in der Sache ſelbſt zu urteilen 
das beſte Mittel, den Übergriffen des Reichsgerichts ins tatſächliche 
Gebiet, der Hauptquelle feiner Uberbürdung vorzubeugen. Tat⸗ 
ſächliche Würdigungen des Reichsgerichts hat das Gericht, an 
welches die aufgehobene Sache gelangt, nicht zu beachten. Es fehlt 
dem Reichsgericht die Möglichkeit, ſie durchzuſetzen, und damit 
wird, wie man hoffen kann, ein Anlaß gegeben, dieſe Übergriffe 
zu vermeiden. 


§ 18. Vermehrung der Senate und Räte. 

Durch die bisher vorgeſchlagenen Maßnahmen könnte die 
Arbeitslaſt des Reichsgerichts ſo vermindert werden, daß 
5 Spruchſenate in Zivilſachen genügen würden. Es ift aber 
auch die Schaffung eines achten oder neunten Zivilſenats ebenjo- 
wenig von der Hand zu weiſen, wie die Vermehrung der Zahl 
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der Mitglieder der einzelnen Senat, zumal Präfident Bolze der 
Anfiht iſt, daß ſchon die Beſetzung der Senate mit 8 Räten 
neben der Entlaſtung von Beſchwerden genügen würde, um 
überall jede Uberlaſtung zu beſeitigen. 

Daß die erſtere Maßregel die Aufrechterhaltung der Einheit 
der Rechtſprechung erheblich mehr gefährden werde, iſt nicht 
anzunehmen. Man wird das Plenum nicht mehr und nicht 
weniger perhorreszieren wie bisher. 

Das Reichsgericht hat 4 Strafſenate und bei der ſachlichen 
Bedeutung und dem Umfange der Zivilrechtſprechung dürften 
dem 8 Zivilſenate entſprechen, ein Verhältnis, das ſich auch 
außerhalb Deutſchlands als das angemeſſene gezeigt hat. 

Mit Recht weiſt Präfident Bolze darauf hin, daß vor 
1879 bei weit geringerer Bevölkerungszahl viel mehr Richter 
böchfter Inſtanz im Deutſchen Reich gewirkt haben, als das 
Reichsgericht auch bei einer erheblichen Vermehrung der Zivil⸗ 
ſenate erhalten würde. 

Nicht minder iſt die Einführung überzähliger Mitglieder 
nötig, ſchon um Krankheitsfälle, Beurlaubungen, Tätigkeit im 
Reichstage u. dergl. zu decken. Gewiß wird dadurch die Arbeit 
des Vorſitzenden nicht erleichtert, aber dafür iſt, wie früher aus⸗ 
geführt wurde, das Mittel gegeben, daß dieſe ſich von der 
Tätigkeit des Korreferenten mehr und mehr zurückziehen und 
auf die Leitung der Sache beſchränken. Zugleich wäre damit 
die Gelegenheit geboten, dem Reichsgericht jüngere“) arbeits- 
kraftige und insbeſondere auch theoretiſch vollkommen durch⸗ 
gebildete Kräfte zuzuführen, welche ſich in den einzelnen Rechts⸗ 
fragen ſchneller und ſicherer orientieren konnen. 

Jedenfalls arbeitet, wie auch Bolze annimmt, der an der 
Quadratur des Zirkels, der dem Reichsgericht nichts von ſeiner 
Tätigkeit abnehmen will, wer die Vermehrung der Senate 
ablehnt. Es iſt das eine Politik, die alles vom Staate ver⸗ 
langt, aber keine Steuern bewilligen will. 

Abhilfe 


§ 19. gegen Verſchleppungsverſuche des 


Reviſionsbeklagten. | 


Daß die Erledigung der Sachen beim Reichsgericht faſt 
ein Jahr in Anſpruch nimmt, wie dies jetzt bei einzelnen Senaten 
der Fall zu ſein ſcheint, geht natürlich nicht an, und muß dem 
auf alle Weiſe entgegengetreten werden. Indeſſen werden immer 
Fälle vorkommen, in denen die Erledigung der Revifionsinſtanz 
ausnahmsweiſe längere Zeit in Anſpruch nimmt und dadurch 
der fiegreiche Kläger in der Verfolgung feiner Befriedigung auf- 
gehalten wird. Ja, es wird nicht ſelten die Reviſions inſtanz 
nur beſchritten, um Zeit zu gewinnen. In dieſer Beziehung 
ift zunächſt die Abſchaffung des Einſpruchs gegen Verſäumnis⸗ 
urteile als Fortſchritt zu begrüßen, obwohl das Mittel als ein 
ſehr ſcharfes bezeichnet werden muß und immerhin zu fragen 
wäre, ob nicht wenigſtens Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gewährt werden müßte. Ein weiteres Vorbeugungsmittel wäre 
die Vorſchrift, daß alle Urteile der Oberlandesgerichte oder doch 
die in vermöͤgensrechtlichen Sachen vorläufig vollſtreckbar find. 


„) Wünſchenswert wäre, um das Reichsgericht arbeitstüchtig zu 
erhalten, auch die geſetzliche Einführung einer oberen Altersgrenze 
für die Ernennung zum Reichsgerichtsrat, etwa mit dem vollendeten 
50. Lebensjahr. 
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Dann wäre dem Kläger in allen Sachen derſelbe Vorteil ge⸗ 
geben, den ihm die Abſchneidung der Reviſion durch Erhöhung 
der Reviſionsſumme in den Sachen bis zu 3 000 Mark bringen 
würde, aber ohne die ſchädlichen Nebenwirkungen der Er⸗ 
hoͤhung. 

8 20. Beſeitigung des horror pleni. 

Endlich muß aber, wenn es mit der formalen Einheit der 
Rechtſprechung wirklich etwas werden ſoll, der horror pleni der 
Reichsgerichtsräte unbedingt beſeitigt werden. Gelingt dieſes 
nicht, fo werden in dieſer Hinfiht alle Reformen jeder Art 
erfolglos ſein. In dieſer Beziehung iſt bereits 1898 von dem 
Reichstagsabgeordneten Beck ein neuerdings von Dernburg und 
Wilcke wiederholter bezw. amendierter durchaus befriedigender 
Vorſchlag gemacht worden. An die Stelle des Plenums tritt 
ein Ausſchuß von etwa zwei Delegierten des Senats, vielleicht 
den Vorfitzenden und je einem im Einzelfalle vom Senat er⸗ 
wählten Mitgliede. 

Die Motive des Entwurfs haben für die Unannehmbarkeit 
dieſes Vorſchlags nur den einen Grund, daß dann nicht einmal 
die Sicherheit vorhanden wäre, daß die beiden widerſprechenden 
Meinungen im Ausſchuſſe wirkſam vertreten würden. 

Das Vertrauen könnte man denn doch zu der Einſicht der 
beteiligten, widerſprechende Anſichten vertretenden Senate haben, 
daß ſie die entſchiedenſten und am beſten unterrichteten Vertreter 
ihrer Anficht in den Ausſchuß entſenden. Es iſt das offenbar 
ein Verlegenheitsgrund, entſproſſen der Tendenz, alles abzuwehren, 
was die Erhöhung der Reviſionsſumme unnütz erſcheinen laſſen 
könnte. Aber hier handelt es ſich um eine Verbeſſerung, die 
auch neben der Erhöhung notwendig bleibt, und ohne welche die 
Erhohung keinesfalls einen Erfolg haben kann. Und jedenfalls 
würde ein mit gewiſſen Mängeln behafteter Plenarausſchuß, der 
feine Schuldigkeit tut, beſſer fein als das jetzige Plenum, welches 
überhaupt fo gut wie gar nicht funktioniert. 


8 21. Ergebnis. 


Das Ergebnis bleibt alſo, daß jede Erhöhung der Re⸗ 
vifionsſumme ein nicht nur unnützer, ſondern unſere geſamte 
Rechtspflege, nicht bloß die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ſchädigender Schritt iſt. 

Das Beiſpiel Oſterreichs und Frankreichs zeigen, daß die 
hoͤchſte Inſtanz in Zivilſachen prompt und gut arbeiten kann 
auch ohne jede Reviſionsſumme, ſodaß es nur darauf ankommt, 
dieſelbe zweckentſprechend zu geſtalten. 

Eine Reihe ſolcher Beſſerungen wurden angezeigt, die zum 
Teil noch gar nicht erwogen, jedenfalls aber noch nicht genügend 
geprüft find, ſodaß eine gründlichere Vorbereitung der endgültigen 
Beſchlußfaſſung, als fie bisher vorliegt, unbedingt erforderlich 
erſcheint. 

Beſonders nachdrücklich find aber diejenigen zu warnen, 
welche, dem Beiſpiele von Vierhaus folgend, grundſätzlich Gegner 
der fo „bedenklichen“ Reviſtonsſumme find, aber derſelben dennoch 
ſchweren Herzens vorläufig zuſtimmen wollen, weil ſie keinen 
anderen Ausweg ſehen und auf „beſſere Zeiten“ hoffen, in denen 
dann jede Revifionsſumme fortfallen ſolle. Jene „beſſeren 
Zeiten“ werden nie kommen; fie find eine ebenſolche Utopie wie 
die von Savigny erträumte Zeit mit dem wahren Beruf zur 
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Jede Zeit iſt in dieſem Sinne gut und hat auch den 
Beruf zur Geſetzgebung. Wer die Beſeitigung der Revifions- 
ſumme für richtig hält und dieſem Ziele nicht nur ſeinen Ver⸗ 
ſtand, ſondern auch ſeinen Willen zur Verfügung ſtellen will, 
der möge jetzt handeln und zugleich fi zu den dann unbedingt 
nötigen Reformen der Reviſion entſchließen. Denn wenn einmal 
die Erhöhung der Reviftonsſumme, wenn auch nur als äußerſter 
Notbehelf, bewilligt iſt, dann iſt es nicht nur mit allen Re⸗ 
formen vorbei, ſondern es beſteht auch nicht die mindeſte Aus⸗ 
ficht, daß dieſer Schritt jemals wieder zurückgetan würde. Wer 
in ihm einen Rückſchritt und eine Schädigung unſerer Rechts- 
pflege flieht, der darf fein Gewiſſen nicht mit dem Gedanken 
ſpäterer tätiger Reue beſchwichtigen. Denn es iſt ficher, daß 
es nicht bei ihm ſteht, ſeine Reue zum wirkſamen, tätigen Aus⸗ 
druck zu bringen. 

Für den deutſchen Reichstag wird es ſich daher empfehlen, 
zunächſt jede Erhöhung der Revifionsſumme möglichſt einmütig 
glatt abzulehnen, auch den etwa verlangten 8. oder 9. Senat 
zu bewilligen, ohne zunächſt ſelbſt nach Reformen zu ſuchen. 

Denn es haben nur ſolche Reformen Ausſicht auf Erfolg. 
die von der Reichsjuſtizverwaltung nicht bekämpft werden. Sie 
gegen dieſe durchzuſetzen wäre eitles Bemühen. Eine Annahme 
von anderen weſentlichen Reformen durch die Reichsjuſtiz⸗ 
verwaltung iſt aber, wie die Erfahrung gezeigt hat, erſt dann 
zu erwarten, wenn jede Ausſicht auf die Erhöhung der Re⸗ 
vifionsſumme geſchwunden tft. Schließlich vor die Alternative 
geſtellt, entweder zu reformieren oder den „Kammerſchlender“ 
beſtehen zu laſſen, wird kein Leiter der Reichsjuſtizverwaltung 
fi befinnen, die erforderlichen Reformen in die Wege zu leiten. 


Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. 
Von Rechtsanwalt Dr. Perl, Berlin. 


Der Entwurf des Geſetzes „betreffend die Anderung der 
Zivilprozeßordnung“ befindet ſich in Kommiſſionsberatung. Es 
erſcheint erſprießlich, daran zu erinnern, daß ſchon einmal eine 
Anderung der Zivilprozeßordnung vorgenommen worden iſt, 
welche, wenn auch nicht unmittelbar und ziffernmäßig nachweisbar, 
wohl aber mittelbar und ſicher im Intereſſe der Rechtspflege zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts beigetragen hat. 

Die Zivilprozeß⸗Novelle vom 17. Mai 1898 hat dem Ab⸗ 
ſatz 1 des früheren § 528, jetzt § 565, welcher von der Zurüd- 
verweiſung aufgehobener Urteile handelt, den Satz hinzugefügt: 
„Die Zurückverweiſung kann an einen anderen Senat des 
Berufungsgerichts erfolgen“. Dadurch iſt es dem Ermeſſen des 
Reichsgerichts überlaſſen, bei der Aufhebung des Berufungsurteils 
zu beſtimmen, daß nicht mehr der geſchäftsordnungsmäßig zu⸗ 
ſtändige, alſo regelmäßig der von der Aufhebung betroffene 
Senat des Berufungsgerichts in der Sache entſcheiden ſolle. 
Jene Anderung der Zivilprozeßordnung iſt von der Reichstags⸗ 
kommiſſion bei der Beratung der Zivilprozeßnovelle aus dem 
Grunde eingefügt worden, weil „mehrfach bei Oberlandesgerichten 
die Neigung hervorgetreten ſei, ihre mißbilligte rechtliche Be⸗ 
urteilung doch wieder zur Geltung zu bringen“ (vergl. 
Kommiſfionsbericht S. 147/148). — Nach dieſer ziemlich offen⸗ 
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herzigen Begründung möchte man annehmen, daß die Anregung 
zu dieſer Anderung aus Reichsgerichtskreiſen hervorgegangen 
iſt, denen die offene oder verſteckte Verletzung der im Reichs⸗ 
gerichtsurteile enthaltenen rechtlichen Beurteilung der Sache 
bei der wiederholten Einlegung der Reviſion auffällig erſchienen 
ſein mag. 

Es war gerade dieſer Begründung wegen nicht unintereſſant, 
zu beobachten, wie oft und aus welcher Veraulaſſung das Reichs⸗ 
gericht die Zurückverweiſung an einen anderen Senat des Ober⸗ 
landesgerichts ausſprechen würde. Statiſtiſches Material über 
den Prozentſatz dieſer beſonderen Art der Zurückverweiſung ſteht 
bisher nicht zur Verfügung, man wird fie aber in den ver- 
floſſenen 4 Jahren auf ungefähr 10—20 Prozent der geſamten 
Zurückverweiſungen ſchätzen können. Das Reichsgericht hat alſo 
von dem ihm übertragenen Ermeſſen einen ziemlich ſparſamen 
Gebrauch gemacht, vielleicht wohl mit Rückficht auf das Odium, 
welches dem Ermeſſen nach der Begründung der Novelle an- 
haftete. Eine beſondere Begründung dieſer Art der Zurück⸗ 
verweiſung iſt mit Recht ſtets unterlaſſen worden; es iſt deshalb 
nur ſchwer zu beurteilen, nach welcher Norm das Reichsgericht 
dabei verfahren iſt. In allen Fällen, die zu meiner Kenntnis 
gekommen find, war die Aufhebung hauptſächlich aus dem 
Grunde des § 286 Z. P. O., alſo wegen gewiſſer Fehler der 
Beweiswürdigung und ſonſtiger Begründungsmängel des Urteils 
erfolgt. In dieſen Fällen bedeutete die Verweiſung vor einen 
anderen Senat allerdings den Ausdruck eines ziemlich ſtarken 
Mißtrauens hinſichtlich der Findung einer richtigen Entſcheidung 
durch das frühere Gericht und nicht bloß eine fürſorgliche Vor⸗ 
kehrung gegen die Verletzung der im Reviſionsurteil aus- 
geſprochenen Rechtsgrundſaͤtze. 

Ganz abgeſehen von dieſer Art der Ausübung des Er⸗ 
meſſens muß man aber bekennen, daß die wiederholte Prüfung 
der Sache durch ein anders zuſammengeſetztes Gericht ſich in 
der Praxis vortrefflich bewährt hat und daß in den meiſten 
Fallen die Erledigung der Sache ohne erneute Anrufung des 
Reichsgerichts gelungen iſt. Inſofern hat die ſo geringfügig 
erſcheinende Anderung der Zivilprozeßnovelle tatſächlich auch zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts beigetragen. Es wird dies noch 
in viel ſtärkerem Maße geſchehen können, wenn ſich der Geſetz⸗ 
geber entſchließen wollte, dieſe Art der Zurückverweiſung zur 
Regel zu machen und fie dadurch auch des Odiums zu entkleiden, 
welches in der Anwendung eines Ausnahmefalles nun einmal 
liegt, auch wenn man den Gründen des reichsgerichtlichen 
Ermeſſens im Einzelfalle nicht nachgeht. 

Im Intereſſe einer Verbeſſerung der Rechtspflege und 
gleichzeitig als „kleines Mittel“ zur Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts empfiehlt es ſich deshalb, dem Abſ. 1 des § 565 
Z. P. O. folgende Faſſung zu geben: 

Im Falle der Aufhebung des Urteils iſt die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an einen 
anderen Senat des Berufungsgerichts zurückzuver⸗ 
weiſen. 

Der durch die Novelle vom 17. Mai 1898 hinzugefügte 
Satz 2 kommt dann ſelbſtverſtändlich in Fortfall. 


— nn — 
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Zu dem Geſetzentwurf über Kaufmannsgerichte 
nach den Beſchlüſſen der Reichstagskommiſſion. 
Von Juſtizrat Preuß, Rechtsanwalt und Notar, Coepenick. 


Die in dem Geſetzemwurf enthaltenen äußerſt zahlreichen 
Verweiſungen auf die Paragraphen des Gewerbegerichtsgeſetzes — 
das ganze Verfahren wird nur in ei nem § 15 und zwar weſentlich 
nur durch Verweiſung — Entw. 55 26 —30, 32—61, 
Kommiſſions⸗Beſchluß 88 26—61 — behandelt — erſchweren 
ungemein das Verſtändnis, da der Leſer genötigt iſt, die Paragraphen 
des Gewerbegerichtsgeſetzes immer daneben zu halten. Es würde 
ſich bei dieſem auch für nichtjuriſtiſche Kreiſe berechneten Geſetze 
dringend empfehlen, überall — mindeftens beim Verfahren — 
beſtimmte Porſchriften zu ſetzen, wobei der Umſtand, daß die⸗ 
ſelben häufig Wiederholungen — zum Teil woͤrtliche — der 
Paragraphen des G. G. G. ſein werden, nicht in Betracht 
kommen könnte. Sonft wird der Kommentator Scheere her⸗ 
ausgefordert. Übrigens müßte, da die Berufungsſumme auf 
300 Mark erhöht, Abſ. 2 des § 57, welcher in gewiſſen Fällen 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit der Urteile bis 300 Mark zuläßt, 
ausſcheiden. 


I. Errichtung und Iuſammenſetzung. 

1. Die für die obligatoriſche Errichtung vom Entwurf 
vorgeſchriebene Mindeſtzahl von 50 000 Einwohnern hat die 
Kommiſſion auf 20 000 herabgeſetzt. Die Beſtimmung des 
Entwurfs dürfte vorzuziehen ſein, da nach den ſtatiſtiſchen 
Nachrichten über die Tätigkeit der Gewerbegerichte nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß Orte mit dieſer geringeren Einwohnerzahl 
ſtets den Gerichten ausreichende Beſchäftigung bieten würden, 
alſo im Gegenſatz zu der erſtrebten Raſchheit Verlangſamung 
des Verfahrens eintreten könnte. 

2. Die von der Kommiſſion beſchloſſene Ausdehnung der 
Zuſtändigkeit auf die ſogenannte Konkurrenzklaufel iſt nur 
billigenswert. Vielleicht wäre es am beſten, dieſe durch § 74 
H. G. B. aufs Altenteil geſetzte Beſtimmung ganz zu beſeitigen. 
Das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb gewährt auch 
zivilrechtlichen Schutz. 

3. Die Wahlen. 

a) Die Wahlen der Beiſitzer. 

Die in dem Entwurf freigelaſſene — von der Kommiſſion 
beſeitigte — mittelbare Wahl durch Organe und Verbände 
erſcheint gerade mit Rückſicht darauf, daß durch § 16 das Kauf- 
mannsgericht nicht nur die Pflicht zur Erſtattung von Gut⸗ 
achten, ſondern auch das Recht der Antragſtellung hat, ferner 
nach dem Kommiſſionsbeſchluß 8 15a (neu) das Gericht auch 
als Einigungsamt angerufen werden kann, durch dieſe Be⸗ 
ſtimmungen, wie auch in der Kommiſſion vielfach zum Teil 
ablehnend hervorgehoben, die Kaufmannsgerichte außer ihrer 
richterlichen Tätigkeit zur Ausübung ſozial-politiſcher Funktionen 
berufen werden, äußerſt zweckmäßig. Die Gefahr, daß bei der 
unmittelbaren Wahl unter gewiſſen Vorausſetzungen die Rechts. 
pflege der Straße überantwortet fein konnte, iſt nicht von ber 
Hand zu weiſen. 

Die von der Kommiſſion beſchloſſene Verhältniswahl iſt, 
als die Minderheiten berückſichtigend und dadurch die Schärfe 
des Wahlkampfes mildernd, ſehr anzuerkennen. Leider herrſchen 
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über die Ausgeſtaltung in der Praxis die verſchiedenſten Syſteme 
und Anſchauungen; vergl. Zeitſchrift „Das Gewerbegericht“ 
Nr. 4 für 1902, S. 48 ff. zu Nr. 11 für 1903, S. 239 ff. 
und Nr. 9 für 1904 vom 1. Juni cr. S. 243 ff. 

Es wäre zu wünſchen, daß dieſer Wahlmodus im Geſetz 
allgemein feſtgelegt und nicht der mannigfachen Wandlung 
ſtatutariſcher Beſtimmungen anheim gegeben werde. 

Die Herabſetzung des aktiven Wahlrechtsalters von 25 auf 
21 Jahre dürfte nicht zu bemängeln, hinfichtlich der Verleihung 
des aktiven Wahlrechts an Frauen auf den entſchieden ab- 
lehnenden Standpunkt der Regierung hinzuweiſen ſein. 

b) Die Wahlen des Vorſitzenden und feines Stell- 
vertreters. 

Nach Kommiffionsbeſchluß § 18 (neu) kann die Landes- 
Zentralbehoͤrde anordnen, daß in den Bezirken, in welchen zur 
Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten auf Grund der Landes⸗ 
geſetze Gewerbegerichte beſtehen (8 85 des Gewerbegerichtsgeſetzes) 
auf die Zuſammenſetzung der Kaufmannsgerichte die beſonderen 
Vorſchriften entſprechende Anwendung finden, welche für die be- 
zeichneten Gewerbegerichte getroffen find... Es kommt hier 
beſonders das Preußiſche Geſetz vom 11. Juli 1891 betreffend 
die Königlichen Gewerbegerichte in der Rheinprovinz (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 311) in Betracht. Nach § 2 desſelben werden der 
Vorfitzende und fein Stellvertreter nicht gewählt, ſondern vom 
Regierungspräfidenten ernannt. Gerade die Anwendung dieſer 
Beſtimmung auf Kaufmannsgerichte war ein Hauptzweck des 
Antragſtellers (Kommiſſionsbericht S. 53 u. 54), wie auch der 
in Bezug genommene § 85 G. G. G. auf Beſchluß der dortigen 
Kommiſſion (S. 19) zuſtande gekommen iſt. Für die Rhein⸗ 
provinz kann alſo die Preußiſche Regierung anordnen, daß der 
Vorfitzende und fein Stellvertreter vom Regierungspräfidenten 
ernannt werden. Vielleicht erſcheint es der Erwägung nicht 
unwert, ob nicht dieſe für die Rheinprovinz gegebene Moͤglichkeit 
allgemein geſetzlich für das ganze Reich mit der Maßnahme 
beſtimmt werden könnte, daß der Vorfitzende und ſein Stell- 
vertreter von der höheren Verwaltungsbehoͤrde nach Einvernehmung 
mit der Juſtizverwaltung zu ernennen find. Es würde dadurch 
der Kreis der für dieſes Amt zu beſtimmenden Perſonen recht 
weit gezogen werden, und vor allem würden dieſe Perſonen, 
ſo jeglicher Wahl entrückt, als ruhende Pole in der Erſcheinungen 
Flucht mit erhöhter Autorität ſegensreich wirken können. 


II. Verfahren. 

1. Eine Berufungsſumme, bis zu welcher die Urteile dem 
Rechtsmittel entzogen find, ſollte nicht feſtgeſetzt werden. Dieſe 
dem G. G. G. entſtammende Vorſchrift war im dortigen 
Regierungsentwurf nicht enthalten, fie iſt erſt durch Kommiſſions⸗ 
beſchluß (S. 14 ff.) hineingebracht. Der vorliegende Entwurf 
ſetzt die Berufungsſumme voraus und begründet nur ihre Er⸗ 
höhung auf 300 Mark, wogegen von anderer Seite eine weitere 
Erhöhung auf 500 Mark gefordert wurde. Schließlich hat es 
die Kommiſſion bei 300 Mark belaſſen. Wenn zur Begründung 
vielfach geltend gemacht worden iſt, daß der Handlungsgehilfe 
moͤglichſt raſch zu feiner Forderung kommen müſſe, jo iſt dabei 
nicht gewürdigt, ob der Handlungsgehilfe ſtets recht hat, ob er 
immer Recht bekommt, andererſeits, ob nicht der Prinzipal im 
Recht iſt und doch nicht Recht bekommen hat. Erwägt man 
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die überaus kurzen Friſten, Einlaſſungsfriſt 1 Tag ($ 35), Ein- 
ſpruchsfriſt 3 Tage (§ 40), jo muß es doch als ein gegen jede 
Partei gleich ſtarkes Gebot der Gerechtigkeit erſcheinen, die Partei 
vor Überraſchungen zu ſchützen und ihr nicht die Möglichkeit 
abzuſchneiden, in der Eile die unterlaſſene Angabe von Tatſachen 
und Beweismitteln in einer neuen Inſtanz nachzuholen. Dem 
Bedürfnis, daß der Handlungsgehilfe möglichſt raſch zu feinem 
Gelde kommt, könnte dadurch genügt werden, daß alle Urteile 
bis 300 Mark für vorläufig vollſtreckbar zu erklären find, und 
daß dem Schuldner nicht die allgemeine Hinterlegungsbefugnis 
nach $ 713 Abſ. 2 Z. P. O., ſondern nur in dem gewiß ſehr 
ſeltenen, aber dann allerdings wohlbegründeten Falle des § 712, 
daß die Vollſtreckung dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden 
Nachteil bringen würde, zu geſtatten iſt. Außerdem könnte die 
Berufungsfriſt auf 2 Wochen herabgeſetzt werden. 

2. Die Höhe der den Kaufmanns gerichten unterliegenden 
Streitigkeiten — beſonders bei der Konkurrenzklauſel —, die 
rechtlichen Schwierigkeiten vieler Fälle, ſowie die Rückſicht auf 
die Einheitlichkeit der Rechtſprechung erfordern eine dritte Inſtanz. 
Zu dieſem Zwecke müßte bei revifiblen Objekten die Berufung 
nicht an das Landgericht, ſondern an das Oberlandesgericht gehen. 

3. § 43 Abſ. 2 beſtimmt, daß die Beweisaufnahme auch 
dann, wenn die Parteien oder eine derſelben im Termine nicht 
erſchienen ift, dennoch zu bewirken iſt. Dieſe dem 8 367 Z. P. O. 
entſprechende, auch dort als ſehr läftig empfundene Beſtimmung 
müßte beſeitigt, und die Vornahme der Beweisaufnahme in 
das Ermeſſen des Gerichts geſtellt werden. Es würden dadurch 
überflüſſige Vernehmungen, beſonders unnötige Zeugeneide ver- 
mieden werden. 

4. Der von der Kommiſſion beſchloſſene Ausſchluß der 
Rechtsanwälte iſt dem Intereſſe der Rechtspflege und des 
Publikums ſchädlich. Im Entwurfe wie in der Kommiſſion hat 
die Regierung gute Gründe gegen den Ausſchluß geltend gemacht 
und auf den Gegenſatz zu den Gewerbegerichten wegen der bei 
den Kaufmannsgerichten in Betracht kommenden ſchwierigeren 
Falle und auf den Ortswechſel der Handlungsgehilfen hingewieſen. 
Nach § 27 wird faſt immer das Gericht am Wohnorte des 
Prinzipals anzugehen ſein. Der Gehilfe, der von Berlin nach 
Koͤnigsberg verzogen iſt, wird das dringendſte Bedürfnis haben, 
nicht durch den viel erwähnten guten Freund, ſondern durch 
einen Rechtskundigen vertreten zu ſein, nicht minder aber auch 
der Prinzipal, der häufig ſein Geſchäft nur mit einem Gehilfen 
führt, häufig auf Geſchäftsreiſen iſt. Freilich, die wirtſchaftlich 
Mächtigſten werden durch dieſe Ausſchließung überhaupt nicht 
getroffen. Die großen Geſellſchaften, Warenhäufer uſw. haben 
ihre Syndici und als domini causae können in dieſer Weiſe 
tätige Rechtsanwälte jedenfalls auftreten. (Vergl. beſonders 
Kommiſſionsbeſchluß zum Gewerbegerichtsgeſetz S. 12, Steno- 
graphiſcher Bericht vom 27. Juni 1890 S. 638 ff. Bericht 
dieſer Kommiſſion S. 39 ff.) Andererſeits kann nicht verkannt 
werden, daß die durch den Anwalt vertretene Partei in der Regel 
die geſchütztere iſt. Aus dieſem Grunde würde es ſich empfehlen, 
zu beſtimmen, daß, wenn die eine Partei einen Rechtsanwalt 
hat, auf Antrag der anderen Partei, wenn ihr Fall nicht mut- 
willig oder ausſichtslos erſcheint, derſelben zur unentgeltlichen, 
nicht bloß zur vorläufig unentgeltlichen Wahrung ihrer Rechte 
(Z. P. O. § 115 Nr. 3) zuzuordnen iſt, ohne daß die Partei 
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ihre Bedürftigkeit zu behaupten oder nachzuweiſen braucht. Der 
Rechtsanwalt würde dann nur in dem Falle des Obſiegens und 
nur von der Gegenpartei die Gebühren erlangen. Verpflichtet 
zur Übernahme ſolcher Vertretungen würden die im Bezirke des 
Kaufmannsgerichtes zugelaſſenen Amts- und Landgerichtsanwälte 
in erſter Linie, die am Orte des Kaufmannsgerichtes wohnhaften 
Rechtsanwälte ſein. Dagegen erſcheint der im Entwurf gewiſſer⸗ 
maßen als Milderung herangezogene 8 52 G. G. G., nach 
welchem die Erſtattung der Koſten vom Ermeſſen des Gerichts 
nach der Schwierigkeit des Falles und auch in Anſehung der 
Höhe abhängt, der Stellung des Anwaltes nicht entſprechend. 
Auch die Anträge, die Zulaſſung der Rechtsanwälte vom Er⸗ 
meſſen des Vorſitzenden abhängig zu machen, welche in der 
Kommiſſion geſtellt und abgelehnt worden find, erſcheinen nicht 
angängig. 

5. Nach § 45 Abi. 1 G. G. G. beſtimmt das Gericht 
nach freiem Ermeſſen, ob die Leiſtung eines zugeſchobenen oder 
zurückgeſchobenen Eides durch bedingtes Urteil oder durch 
Beweisbeſchluß anzuordnen iſt. Dieſe Beſtimmung iſt entſchieden 
abzulehnen, mindeſtens aber auf die Fälle zu beſchränken, in 
denen das Geſetz die Berufung ausſchließt. In anderen Fällen 
iſt an der bewährten Vorſchrift des 8 460 Z. P. O. feſtzuhalten. 
Gerade dadurch, daß das Gericht den Eid durch Urteil auf- 
zuerlegen hat, wird es der Partei ermöglicht, Tatſache und 
Beweismittel in der 2. Inſtanz nachzuholen; beſonders iſt dies 
bei dem ſchon hervorgehobenen kurzfriſtigen Verfahren vor den 
Kaufmannsgerichten von der größten Wichtigkeit. Wird dagegen 
Abſ. 1 8 45 G. G. G. beibehalten, fo wird die Zulaſſung der 
Berufung in vielen Fällen geradezu illuſoriſch werden; denn die 
durch Beweisbeſchluß angeordnete und erfolgte Eidesleiſtung iſt 
nach § 533 Abſ. 2 Z. P. O. auch für die 2. Inſtanz wirkſam 
und nach 8 463 Z. P. O., abgeſehen von den dort angegebenen 
äußerst ſeltenen Ausnahmen, nicht zu erſchüttern. 

6. Die in 8 17 des Entwurfes zugelaſſene und von der 
Kommiſſion nach Widerſpruch angenommene vorläufige Anrufung 
des Gemeindevorſtehers uſw. erſcheint ſehr bedenklich, weniger 
wegen der angezweifelten perſoͤnlichen Befähigung, als wegen 
der nach 58 76, 77 G. G. G. vorhandenen faſt ſchrankenloſen 
Ungebundenheit des Verfahrens. Dasſelbe ſchwebt ſozuſagen in 
der Luft. Vereidigung, Beweisaufnahme durch Erſuchen anderer 
Behörden find nicht zuläffig; Zeugen können, aber brauchen nicht 
vernommen zu werden, jedenfalls können fie nicht zum Erſcheinen 
und Ausſagen gezwungen werden; nicht einmal die Folgen der 
Säumnis find beſtimmt, und endlich braucht die Entſcheidung 
nicht mit Gründen verſehen zu ſein. Das ſonſt angeordnete 
Verfahren kann der Gemeindevorſteher anwenden, iſt aber 
dazu nicht genötigt. Die Stellung des Kadi! und gegen eine 
ſolche Entſcheidung gibt es nur einen Rechtsbehelf: die binnen 
einer Notfriſt (alſo nicht zu verlängern) von 10 Tagen an- 
zubringende Klage bei dem ordentlichen Gericht. Wird dieſe 
Friſt nicht oder nicht gehörig gewahrt, was bei Unkundigen oder 
ſtark beſchäftigten, vielleicht auf der Suche nach einer neuen 
Stellung ſich befindenden Perſonen wohl vorkommen kann, dann 
wird dieſe auf ſolchen Flugſand gebaute Entſcheidung rechts⸗ 
kräftig. Eine wirklich zu ſchwere Ahndung. 
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Entwurf eines Geſetzes,“) betreffend Anderungen 
der Zivilprozeßordnung. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen x. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
Artikel J. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
1. An die Stelle des § 546 Abf. 1 treten folgende Vor⸗ 
ſchriften: 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche iſt die Zuläſſigkeit der Reviſion von dem Werte 
des Beſchwerdegegenſtandes abhängig. 

Gegen eine Entſcheidung des Berufungsgerichts, durch 
welche die der Rechtskraft fähige Entſcheidung erſter 
Inſtanz geändert wird, iſt die Reviſion zuläſſig, wenn 
der Wert des Gegenſtandes der Beſchwerde, ſoweit ſie 
gegen den abweichenden Teil des Berufungsurteils ges 
richtet iſt, den Betrag von zweitauſend Mark überſteigt. 

Die Reviſion iſt ſtets zuläſſig, wenn der Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von dreitauſend Mark 
überfteigt. 

2. Im $ 547 tritt an die Stelle der Ziffer 1 folgende 
Vorſchrift: 
1. ſoweit es ſich um die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
It 


handelt. 

3. An die Stelle des 8 552 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 

Die Einlegung der Reviſion vor Zuſtellung des Urteils 
iſt wirkungslos. 

4. An Stelle des § 553 treten folgende Vorſchriften: 

Die Einlegung der Reviſion erfolgt durch Einreichung 
der Reviſionsſchrift bei dem Reviſionsgerichte. Die 
Reviſionsſchrift muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die 

Reviſion gerichtet wird; 
2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urteil die Reviſion 
eingelegt werde. 
5. Hinter 5 554 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
§ 554 a. 

Mit der Revifionsſchrift ſoll eine Ausfertigung oder 
beglaubigte Abſchrift des Urteils, gegen welches die 
Reviſion ſich richtet, ſowie der Nachweis der Zuſtellung 
des Urteils dem Reviſionsgerichte vorgelegt werden. 

Die Reviſionsſchrift iſt der Gegenpartei von Amts 
wegen zuzuſtellen. Die erforderliche Zahl von beglaubigten 
Abſchriften hat der Beſchwerdeführer mit der Reviſions⸗ 
ſchrift einzureichen. 

8 554 b. 


Das Reviſionsgericht hat von Amts wegen zu prüfen, 
ob die Reviſion an ſich ſtatthaft und ob fie in der 
geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. Mangelt es 


) Bei dem großen Intereſſe, welches die beabſichtigte Anderung 
der Zivilprozeßordnung für ſämtliche Kollegen hat, ſcheint es ge⸗ 
meſſen, den Geſetzentwurf nebſt Begründung zur allgemeinen Kenntnis 
zu bringen. | 


an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt die Reviſion als 

unzuläſſig zu verwerfen. 

Die Entſcheidung kann ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. 

6. An die Stelle des 8 555 treten folgende Vorſchriften: 

Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß als unzuläſſig 
verworfen, ſo iſt der Termin zur mündlichen Verhandlung 
von Amts wegen zu beſtimmen und den Parteien bekannt 
zu machen. 

In betreff der Friſt, welche zwiſchen dem Zeitpunkte 
der Bekanntmachung des Termins und der mündlichen 
Verhandlung liegen muß, finden die Vorſchriften des 
§ 262 entſprechende Anwendung. 

7. Als § 565 a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Der Partei, gegen welche ein Verſäumnisurteil erlaſſen 
iſt, ſteht gegen dasſelbe der Einſpruch nicht zu. 

8. Im 8 566 werden die Worte „und der Zuläffigleit des 
Rechtsmittels“ geſtrichen. 
9. An die Stelle des 8 567 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 

Gegen die in betreff der Prozeßkoſten erlaſſenen 
Entſcheidungen der Oberlandesgerichte iſt eine Beſchwerde 
nicht zuläffig. 

. An die Stelle des § 568 Abſ. 3, 4 treten folgende Bor: 
ſchriften: 

Entſcheidungen der Landesgerichte in betreff der Prozeß⸗ 
koſten unterliegen einer weiteren Beſchwerde nur, wenn 
die Beſchwerdeſumme den Betrag von fünfzig Mark 
überſteigt. 

Gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte 
ſindet eine weitere Beſchwerde nicht ſtatt. 

11. Im 8 569 wird 

a) im Abi. 1 ſtatt der Worte „fie kann“ geſetzt: 

„Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Amts⸗ und 

Landgerichte können“, 

b) der Abf. 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer 
Beſchwerdepflicht. Die Einlegung kann auch durch 
Erklärung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers 
erfolgen, wenn der Rechtsſtreit bei einem Amts⸗ 
gericht anhängig iſt oder anhängig war, wenn die 
Beſchwerde das Armenrecht betrifft oder von einem 
Zeugen oder Sachverſtändigen erhoben wird; richtet 
ſich die Beſchwerde in dieſen Fällen gegen eine 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts, ſo kann die 
Einlegung nur durch Erklärung zum Protokolle 
des Gerichtsſchreibers oder durch Einreichung einer 
von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Beſchwerde⸗ 
ſchrift erfolgen. 

12. Der 8 574 erhält folgenden Abſ. 2: 

Iſt gegen eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
Beſchwerde eingelegt, ſo ſteht die Prüfung und Entſcheidung 
über die Zuläſſigkeit der Beſchwerde dem Oberlandes⸗ 
gerichte zu. Wird die Beſchwerde von dem Oberlandes⸗ 
gericht als unzuläſſig verworfen, ſo kann der Beſchwerde⸗ 
führer binnen einer Woche nach Zuſtellung oder Ver⸗ 
kündung des Beſchluſſes auf die Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts antragen; die Friſt iſt eine Notfriſt 
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und beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes. In 
dieſem Falle ſind die Akten dem Beſchwerdegerichte zu 
überſenden. 
13. Im $ 577 Abſ. 2 wird der Satz 2 durch folgende Vor⸗ 
ſchrift erſetzt: 
Richtet ſich die Beſchwerde gegen die Entſcheidung eines 
Amts⸗ oder Landgerichts, ſo genügt die Einlegung bei 
dem Beſchwerdegerichte zur Wahrung der Notfriſt, auch 
wenn der Fall für dringlich nicht erachtet wird. 


Artikel II. 

Soweit in Reichsgeſetzen auf Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung verwieſen iſt, welche durch den Artikel I dieſes Geſetzes 
geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes 
Geſetzes an ihre Stelle. 


Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in 
Kraft. In Anſehung der Rechtsmittel gegen die vor dieſem 
Zeitpunkte bereits verkündeten oder von Amts wegen zugeſtellten 
Entſcheidungen der Oberlandesgerichte finden jedoch die bisherigen 
Vorſchriften Anwendung. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben x. 


Begründung. 
J. 

Durch die Umgeſtaltung des bürgerlichen Rechtes, wie ſie 
am 1. Januar 1900 auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der weiteren mit dieſen zuſammenhängenden Reichsgeſetze 
in das Leben getreten iſt, hat einerſeits der Kreis der Vor⸗ 
ſchriften, auf deren Verletzung das Rechtsmittel der Reviſion 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geſtützt werden kann (8 549 
der Zivilprozeßordnung), eine bedeutende Erweiterung, anderer⸗ 
ſeits die Zahl der Sachen, für welche die Verhandlung und 
Entſcheidung der Reviſion an Stelle des Reichsgerichts einem 
oberſten Landesgerichte zugewieſen werden darf, eine erhebliche 
Beſchränkung erfahren (8 8 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz in Verbindung mit Artikel 6 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). Da hiernach vom 
Jahre 1900 an auf eine beträchtliche und dauernde Vermehrung 
der bei dem Reichsgericht eingehenden Reviſionen gerechnet 
werden mußte, die im Jahre 1898 vorhandenen ſechs Zivil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts aber ſchon damals kaum imſtande 
waren, die Geſchäfte zu bewältigen, ſo hatten die verbündeten 
Regierungen in dem Entwurfe zur Zivilprozeßnovelle vom 
17. Mai 1898 eine Erhöhung der Revifionsſumme auf 3000 Mark 
vorgeſchlagen, um durch die Verminderung der Zahl der 
Reviſionen, welche hierdurch bewirkt worden wäre, die Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts herbeizuführen. Dieſer Vorſchlag hat 
nicht die Zuſtimmung des Reichstags gefunden. Ebenſo ſind 
die damals aus der Mitte des Reichstags hervorgegangenen 
Anträge, welche auf die von allen Seiten als notwendig an⸗ 
erkannte Entlaſtung des Gerichtshofs abzielten, ohne Erfolg 
geblieben. Trotz der gegen eine Vermehrung des Richter⸗ 
perſonals am Reichsgericht obwaltenden Bedenken mußten ſich 
die verbündeten Regierungen zu einer ſolchen Maßnahme ent⸗ 
ſchließen, um wenigſtens eine gewiſſe Abhilfe zu ſchaffen. Auf 
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Grund des Etats für das Rechnungsjahr 1899 iſt demgemäß 
ein VII. Zivilſenat errichtet worden. Indeſſen hat ſich, wie 
vorauszuſehen war, dieſe Vermehrung des Perſonenbeſtandes 
nicht als ausreichend erwieſen, um die Uberlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts zu beſeitigen. Laut der in Anlage I beigefügten Über: 
ſicht hat die Geſchäftslaſt der Zivilſenate in den letzten Jahren 
ſich erheblich geſteigert und die Mitglieder ſind trotz äußerſter 
Anſpannung ihrer Arbeitskraft außerſtande, ihre Aufgabe zu 
bewältigen. Gegenüber dem Jahre 1899, in welchem die Er⸗ 
richtung des VII. Zivilſenats erfolgte, zeigt das Jahr 1903 
einen Zuwachs 
von 1150 Reviſionen, 
331 Anträgen auf Beſtimmung des zuſtändigen 
Gerichts, 

„ 405 Geſuchen um Bewilligung des Armenrechts, 
während gleichzeitig die Zahl der am Jahresſchluß 1903 an⸗ 
hängig gebliebenen Sachen gegenüber dem Jahre 1899 um 
1064 geſtiegen iſt. Auch das laufende Jahr wird vorausſichtlich 
wiederum eine ſtarke Erhöhung aufweiſen. Denn vom 1. Januar 
bis 30. April 1904 ſind bei den Zivilſenaten bereits 

an Revifionen und Berufungen 202, 

an Beſchwerden 164, 

an Geſuchen um Bewilligung des Armenrechts 85 
mehr eingegangen als in der gleichen Zeit des Jahres 1903. 
Es muß alſo damit gerechnet werden, daß im laufenden Jahre 
in Zivilſachen insgeſamt etwa 4 300 Reviſionen und Berufungen 
beim Reichsgericht anhängig gemacht werden, gegenüber 
2692 Reviſionen und Berufungen im Jahre 1899. Daß die 
Geſchäftslaſt wieder abnehmen wird, iſt für abſehbare Zeit nicht 
zu erwarten. 

Eine nochmalige Vermehrung der Senate oder auch 
nur der Richterſtellen wird ſowohl von dem Reichsgerichte 
ſelbſt als auch von ſeiner Rechtsanwaltſchaft als nicht angängig 
bezeichnet. Sie muß für ausgeſchloſſen erachtet werden, weil 
ſie mit ſchwerer Gefahr für die Einheit der Rechtſprechung 
verbunden ſein würde, zu deren Wahrung das Reichsgericht in 
erſter Reihe berufen iſt. Der ihm geſtellten Aufgabe kann der 
Gerichtshof nur gerecht werden, ſolange die Zahl ſeiner Mit⸗ 
glieder und Senate innerhalb einer Grenze bleibt, welche den 
Mitgliedern einen eingehenden, fruchtbaren Meinungsaustauſch 
ermöglicht und auch den Senaten noch geſtattet, Fühlung unter⸗ 
einander zu halten. Dieſe Grenze iſt bereits erreicht; darüber 
laſſen die gemachten Erfahrungen keinen Zweifel. Schon jetzt 
hat das Reichsgericht einen Umfang, wie ihn kein anderer 
höchſter Gerichtshof beſitzt oder je beſeſſen hat. Während das 
etatsmäßige Richterperſonal bei dem ehemaligen preußiſchen 
Obertribunal aus 69 Mitgliedern beſtand, iſt das Reichsgericht 
mit 92 Richtern (1 Präſidenten, 10 Senatspräſidenten und 
81 Räten) beſetzt. Davon ſind nach dem Geſchäftsverteilungs⸗ 
plane für das Jahr 1904 in den ſieben Zivilſenaten 59 Richter 
tätig. Dagegen beſteht beiſpielsweiſe der Oberſte Gerichts⸗ und 
Kaſſationshof in Wien aus 55 Richtern, nämlich 2 Präſidenten, 
5 Senatspräſidenten und 48 Räten. Die Cour de cassation 
in Paris, die ſich aus drei Kammern (chambre des requetes, 
chambre civile und chambre criminelle) zuſammenſetzt, mit 
49 Richtern, hat einen erſten Präſidenten, 3 Kammerpräſidenten 
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und je 15 Räte für jede Kammer. Die Cour de cassation 
in Brüſſel mit einer Kammer für Zivil und einer Kammer für 
Straflachen zählt 17 Richter, nämlich einen erſten Präſidenten, 
einen Kammerpräſidenten und 15 Räte. 

Um den Bedürfniſſen einer Entlaſtung des Reichsgerichts 
durch Vermehrung ſeines Perſonals gerecht zu werden, müßten 
jedenfalls mehrere neue Zivilſenate errichtet werden. Innerhalb 
eines Kollegiums von dem damit gegebenen Umfange läßt ſich 
ein innerer Zuſammenhang nicht mehr aufrecht erhalten. Fiele 
dieſer fort, ſo würde das Reichsgericht tatſächlich in verſchiedene 
Einzelgerichte mit ſelbſtändiger Rechtsprechung zerfallen. 

Allerdings hat der § 137 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
eine Einrichtung geſchaffen, welche beſtimmt iſt, widerſprechende 
Entſcheidungen verſchiedener Senate zu verhindern. Allein dieſe 
Einrichtung leidet ſchon bei dem jetzigen Umfange des Kollegiums 
an einer Schwerfälligkeit, welche ihre Wirkſamkeit beeinträchtigt 
und zur Folge hat, daß von ihr ſehr ſelten Gebrauch gemacht 
wird; während der letzten fünf Jahre hat eine Entſcheidung 
der vereinigten Zivilſenate nur in 11 Fällen ſtattgefunden. 
Es iſt deshalb zu beſorgen, daß bei einer erheblichen Ver⸗ 
größerung des Kollegiums die Einrichtung gänzlich verſagen 
würde. Durch eine anderweitige Organiſation des 
Plenums kann in dieſer Beziehung Abhilfe nicht geſchaffen 
werden. Der Vorſchlag, ſtatt des Plenums die beiden Senate, 
welche in einer Rechtsfrage verſchiedener Anſicht ſind, zuſammen⸗ 
treten und über die ſtreitige Rechtsfrage entſcheiden zu laſſen, 
ebenſo wie der andere Vorſchlag, die Entſcheidung der zwiſchen 
einzelnen Senaten ſtreitig werdenden Rechtsfragen einem be⸗ 
ſonderen Ausſchuſſe zu übertragen, welcher etwa aus den 
Präſidenten und je einem Mitgliede ſämtlicher Senate zu bilden 
wäre, ſind beide unannehmbar. Der erſte Vorſchlag würde nur 
Weitläufigkeiten zur Folge haben und die Geſchäftslaſt des 
Reichsgerichts nicht vermindern, ſondern geradezu vermehren. 
Denn es müßten dann, wenn ein Senat von einer Geſamt⸗ 
entſcheidung zweier Senate abweichen wollte, drei und dem⸗ 
nächſt bei weiteren Meinungsverſchiedenheiten vier und noch 
mehr Senate zuſammentreten, wobei die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen wäre, daß ſich fortdauernd wechſelnde Entſcheidungen 
ergäben. Bei der Zuſammenſetzung eines Plenarausſchuſſes 
dagegen, wie ihn der zweite Vorſchlag im Auge hat, wäre 
nicht einmal die Sicherheit vorhanden, daß die beiden wider⸗ 
ſprechenden Meinungen in dem Ausſchuſſe wirkſam vertreten 
würden. 

In hohem Grade bedenklich wäre es ſchließlich, wenn 
man, wie auch erwogen worden iſt, zur Erleichterung des Ver⸗ 
kehrs unter den beſtehenden Senaten für die Entſcheidung der 
Reviſionen in Sachen, in denen ſich der Klageanſpruch auf 
Vorſchriften des Landesrechts gründet, einen beſonderen neuen 
Senat errichten wollte, welcher von der Teilnahme an den 
Entſcheidungen der übrigen vereinigten Zivilſenate und des 
Plenums grundſätzlich auszuſchließen wäre. Schon ſeit dem 

Jahre 1900 erfolgt die Verteilung der Sachen an die einzelnen 
Zivilſenate nicht mehr, wie dies früher der Fall war, nach den 
Oberlandesgerichtsbezirken, aus denen die Sachen eingehen, 
ſondern zur Erleichterung einer möglichſt gründlichen Bearbeitung 
und zur Verminderung von Konflikten zwiſchen den Senaten 
im weſentlichen nach Rechtsmaterien. Dementſprechend ſind die 
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landesrechtlichen Sachen jetzt denjenigen Senaten zugewieſen, 
welche die verwandten Rechtsmaterien aus dem Reichsrechte zu 
erledigen haben. Dieſe Art der Geſchäftsverteilung hat die 
Sicherheit und Gleichmäßigkeit der Rechtſprechung ſehr gefördert 
und es würde dem Intereſſe der Rechtspflege nicht entſprechen, 
wenn die Sachen, welche Landesrecht betreffen, von den übrigen 
Sachen abgeſondert und einem mit dem Reichsrechte nicht be⸗ 
faßten Senat überwieſen würden. Ungangbar iſt der Weg aber 
namentlich deshalb, weil auch in Sachen, in welchen ſich der 
Klageanſpruch auf Vorſchriften des Landesrechts gründet, häufig 
die Verletzung reichsgeſetzlicher Normen in Frage kommt. Ins⸗ 
beſondere gilt dies von den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
oder von den allgemeinen Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs, welche für die in Landesgeſetzen geregelten Rechts⸗ 
verhältniſſe, ſofern nicht aus dieſen Geſetzen ſich ein anderes 
ergibt, gleichfalls Anwendung finden. Würde für die landes⸗ 
rechtlichen Sachen ein beſonderer Senat gebildet, der den übrigen 
Senaten unabhängig gegenüberſtünde, ſo läge die Gefahr nahe, 
daß in wichtigen Fragen des Reichsrechts ſich zwiſchen dieſem 
Senate, der in der Tat einen ſelbſtändigen, nur räumlich mit 
dem Reichsgerichte vereinigten Gerichtshof darſtellt, und den 
übrigen Senaten eine abweichende Praxis bildet, zu deren Be⸗ 
ſeitigung es an jeder Handhabe fehlen würde. Aber ſelbſt wenn 
man, aller ſchweren Bedenken ungeachtet, dieſen Weg beſchreiten 
wollte, würde damit eine ausreichende Entlaſtung der mit dem 
Reichsrechte befaßten Zivilſenate keineswegs erzielt werden. Das 
Reichsgericht ſelbſt hat ſich deshalb entſchieden gegen den Ge⸗ 
danken ausgeſprochen. 

Hiernach bleibt nichts übrig, als zum Zwecke der Beſeiti⸗ 
gung des unhaltbaren Zuſtandes auf eine Minderung der von 
den Zivilſenaten des Reichsgerichts zu leiſtenden Arbeit Bedacht 
zu nehmen. 

Dies läßt ieh nur auf dem Gebiete der ordent⸗ 
lichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit erreichen. Denn die 
gemäß § 28 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und 8 79 der Grundbuchordnung an 
das Reichsgericht gelangenden weiteren Beſchwerden ſowie die 
nicht zur ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit gehörenden Sachen, 
in welchen die Verhandlung und Entſcheidung auf Grund des 
8 3 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem 
Reichsgericht übertragen iſt, und die dem Reichsgericht aus den 
Konſulargerichtsbezirken zugehenden Berufungen (§ 14 des Ge⸗ 
ſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit, vom 7. April 1900 — 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 213 —) weiſen nur ſehr geringe Zahlen 
auf, ganz abgeſehen davon, daß in den erſt bezeichneten Sachen 
die Mitwirkung des Reichsgerichts nicht entbehrt werden kann. 
Ebenſo wird die Beſeitigung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
als Berufungsinſtanz in Patentſachen (§ 33 des Patentgeſetzes 
von 7. April 1891 — Reichs ⸗Geſetzbl. S. 79 —) gegenüber 
der Anerkennung, welche die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
auf dieſem Gebiete gefunden hat, nicht in Frage kommen können. 


II. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten überweiſt der § 135 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes dem Reichsgerichte die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung über die Reviſionen und über die Be⸗ 
ſchwerden gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte. Was 
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zunächſt die Beſchwerden anlangt, fo hat ſchon die Ziwil⸗ 
prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts beſchränkt (8 567 Abſ. 2, 8 568 Abſ. 3, 4 der Zivil⸗ 
prozeßordnung). Trotzdem iſt die Zahl der Beſchwerden in 
den letzten Jahren erheblich geſtiegen, ſodaß ihre Erledigung 
einen bedeutenden Zeitaufwand erfordert. Die meiſten Senate 
müflen darauf durchſchnittlich in jeder Sitzung die Zeit von 
½ bis 1 Stunden verwenden; nur ein Senat macht eine 
Ausnahme, weil nach der Natur ſeiner Geſchäfte ſelten Be⸗ 
ſchwerden an ihn gelangen. Da zwiſchen der mit der Be⸗ 
wältigung der Beſchwerdeſachen verbundenen Arbeitslaſt und 
den dabei in Frage kommenden meiſt geringfügigen Intereſſen 
ein großes Mißverhältnis beſteht, ſo empfiehlt es ſich, die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichtshofs auf dieſem Gebiete noch mehr ein⸗ 
zuſchränken. Das Reichsgericht ſelbſt erachtet in Ubereinſtim⸗ 
mung mit dem Vorſtande der Anwaltskammer eine weitgehende 
Einſchränkung ſeiner Zuſtändigkeit in Beſchwerdeſachen für ge⸗ 
boten und durchführbar. Eine Gefahr für die Einheit der 
Rechtſprechung iſt von einer ſolchen Maßnahme nicht zu beſorgen. 
Denn die Beſchwerde dient hauptſächlich nur dem Zwecke, durch 
Ausſcheiden nebenſächlicher Streitpunkte den Stoff für die 
übrigen Rechtsmittel und damit das Verfahren ſelbſt zu ver⸗ 
einfachen. Nach dem Entwurfe ſoll deshalb gegen Entſcheidungen, 
welche die Oberlandesgerichte in betreff der Prozeßkoſten oder 
in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen, eine Beſchwerde nicht ſtatt⸗ 
finden (Artikel 1 Nr. 9, 10). Daneben ſieht der Entwurf 
Anderungen der Vorſchriften über die Einlegung der Beſchwerde 
und über die Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels vor, 
die ebenfalls auf eine Entlaſtung des Reichsgerichts abzielen 
(Artikel I Nr. 11 bis 13). 

Unter den im Jahre 1903 bei den Zivilſenaten des Reichs⸗ 
gerichts anhängig gewordenen 1 936 Beſchwerden befanden ſich 
714 weitere und 1222 ſonſtige Beſchwerden; von den letzteren 
betrafen 148 die Prozeßkoſten. Die in Ausſicht genommene 
Einſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts würde daher 
eine Verminderung der Zahl der Beſchwerden um nahezu die 
Hälfte herbeiführen. Eine weitere Verminderung würde ſich 
aus den vorgeſchlagenen Anderungen des Verfahrens ergeben. 
Hiernach wird angenommen werden dürfen, daß die Hälfte der 
bisher auf die Erledigung der Beſchwerden verwendeten Zeit 
erübrigt werden könnte. 

III. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß eine wirklich zureichende 
Beſſerung des jetzigen Zuſtandes nicht zu erwarten iſt, wenn 
die Reform auf die eben erörterte Maßnahme beſchränkt bliebe. 
Daher iſt auch eine Anderung der geſetzlichen Vorſchriften über 
die Reviſion unvermeidlich. 

Bei der Einführung des Rechtsmittels der Reviſion gegen 
die Urteile der Oberlandesgerichte ging man von der Er⸗ 
wägung aus, daß an ſich den Anforderungen, welche die 
Prozeßparteien an den Staat ſtellen dürfen, völlig Genüge 
geſchehe, wenn der Staat den Parteien die Möglichkeit gewähre, 
ihren Rechtsſtreit bei zwei Inſtanzen zur Entſcheidung zu 
bringen und daß es nur, wenn der Umfang des Staatsgebiets 
zu der Einſetzung mehrerer Gerichte zweiter Inſtanz nötige, im 
Intereſſe der Einheit des Rechtes und der Rechtſprechung eine 
dritte Inſtanz vor einem oberſten Gerichtshofe geboten erſcheine. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


Das Reichsgericht iſt alſo in erſter Reihe zur Wahrung der 
Einheit der Rechtſprechung geſchaffen worden. Trotzdem hat 
die Zivilprozeßordnung mit voller Abſicht die Reviſion nicht 
nach Art des franzöſiſchen Kaſſationsrekurſes, mit welchem 
ausgeſprochenermaßen der Form und Sache nach vollſtändig 
gebrochen werden ſollte, auch nicht nach Art der dem Kaſſations⸗ 
rekurſe nachgebildeten preußiſchen Nichtigkeitsbeſchwerde, ſondern 
als ein zwar auf die Würdigung der Rechtsfrage beſchränktes, 
im übrigen aber, wie die Berufung, freies Rechtsmittel geſtaltet. 
Entſprechend den für die Berufung maßgebenden Grundſätzen 
iſt deshalb für die Wirkſamkeit der Reviſion eine Begründung 
nicht erforderlich. Die Begründung der Reviſionsanträge durch 
Bezeichnung der verletzten Rechtsnormen iſt ebenſo wie die 
Ankündigung der Anträge in der Reviſionsſchrift nur vor⸗ 
bereitender Natur (8 554 der Zivilprozeßordnung). Der 
Vortrag des Sachverhältniſſes mit dem darauf geſtützten 
Antrage genügt, um jede vorliegende Geſetzesverletzung auch 
ohne ausdrückliche Rüge zur Entſcheidung des Richters zu 
bringen. Anderſeits war man ſich von vornherein darüber 
klar, daß der Zweck, die Einheit des Rechtes und der Recht⸗ 
ſprechung zu fördern, ſich nicht erreichen laſſe, ſobald der zu 
ſchaffende Gerichtshof einen gewiſſen Umfang überſchreite, und 
daß man deshalb bei der Größe des Reichs das Rechtsmittel 
der Reviſion nur unter Beſchränkungen geſtatten könne. Der 
Entwurf der Zivilprozeßordnung hatte ſolche nach zwei 
Richtungen vorgeſehen. Erſtens ſollte die Reviſion nur darauf 
geſtützt werden können, daß die Entſcheidung auf der Ver⸗ 
letzung eines Reichsgeſetzes oder eines Geſetzes, deſſen Geltungs⸗ 
bereich ſich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus 
erſtreckt, beruhe, eine Beſchränkung, die in das Geſetz über⸗ 
gegangen iſt (8 549). Zweitens ſollte die Reviſion nur gegen 
diejenigen in der Berufungsinſtanz von den Oberlandesgerichten 
erlaſſenen Endurteile ſtattfinden, durch welche die Berufung als 
unzuläſſig verworfen oder das Urteil erſter Inſtanz abgeändert 
iſt (Difformitätsprinzip), ein Vorſchlag, der nicht die Zuſtimmung 
des Reichstags fand und durch die Vorſchrift erſetzt wurde, 
welche die Zuläſſigkeit der Reviſion bei vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten, abgeſehen von den im § 547 vorgeſehenen vier 
Ausnahmefällen, von einem den Betrag von fünfzehnhundert 
Mark überſteigenden Werte des Beſchwerdegegenſtandes abhängig 
macht ($ 546). 

Gegenüber dieſer Geftaltung der Reviſion ift wiederholt 
vorgeſchlagen worden, die erforderliche Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts nicht durch beſondere Beſchränkungen, ſondern durch 
eine innere Umbildung des Rechtsmittels herbeizuführen. 
So war ſchon bei der Beratung des Entwurfs einer Zivil⸗ 
prozeßordnung in der Juſtizkommiſſion des Reichstags die dem 
franzöſiſchen Kaſſationsrekurs eigentümliche Vorprüfung in der 
Weiſe empfohlen worden, daß die Verwerfung des Rechtsmittels 
ohne mündliche Verhandlung zuläſſig ſein ſollte, wenn die 
Formen der Reviſion nicht gewahrt ſeien oder wenn die in der 
Reviſionsſchrift aufzuſtellenden Beſchwerdepunkte (Reviſions⸗ 
angriffe) dem Rechtsmittel der Reviſion nicht unterlägen oder 
„jeder Begründung entbehrten“. Dieſen Anträgen wurde mit 
der Ausführung entgegengetreten, daß nicht einzuſehen ſei, wie 
infolge der beantragten Vorprüfung die in Ausſicht geſtellte 
Entlaſtung eintreten werde. Wenn auch durch Zurückweiſung 
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einzelner Fälle nach der Vorprüfung wirklich eine Zeit⸗ und 
Arbeitserſparnis eintrete, ſo werde dieſe wieder eingebüßt durch 
die Duplizität des Verfahrens in allen jenen Fällen, wo auf 
die Vorprüfung die Zulaſſung zur zweiten Verhandlung be⸗ 
ſchloſſen werde; die einfache Organiſation des franzöſiſchen 
Kaſſationshofs werde nicht durch das Inſtitut der chambre 
des requetes, ſondern durch die hohen Sukkumbenzſtrafen (jetzt 
300 fres.) ermöglicht. Es wurde ferner noch darauf hin⸗ 
gewieſen, daß Kaſſation und Reviſion ganz verſchiedene Rechts⸗ 
mittel ſeien und daß auch für Elſaß⸗Lothringen, ſeit das Reichs⸗ 
oberhandelsgericht an Stelle des franzöſiſchen Kaſſationshofs 
getreten, die mit einer Vorprüfung betraute chambre des 
requätes aufgehoben ſei. Die Kommiſſion lehnte denn auch 
ſchon in erſter Leſung die Anträge ab. Ahnliche Vorſchläge 
traten wieder hervor, als in der Reichstagsſeſſion 1897/98 der 
Geſetzentwurf wegen Abänderung der Zivilprozeßordnung die 
Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3000 Mark vorgeſehen 
hatte. In der Reichstagskommiſſion, welcher der Entwurf der 
Prozeßnovelle zur Vorberatung überwieſen war, wurden Anträge 
geſtellt, die auf die Einführung einer Vorprüfung und des Be⸗ 
gründungszwanges (Beſchränkung der Reviſion auf die in 
der Reviſionsſchrift bezeichneten Beſchwerdepunkte) abzielten. 
Wiederum wurde entgegengehalten, daß von der Einführung 
einer Vorprüfung eine wirkſame Abhilfe, eine weſentliche Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts nicht zu erwarten ſei, und daß der 
Begründungszwang, weil er auf den franzöſiſchen Kaſſations⸗ 
rekurs und die preußiſche Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdführe, in 
der Bevölkerung vorausſichtlich noch mehr Widerſpruch finden 
würde, als die Erhöhung der Reviſionsſumme. Die Vorſchläge 
wurden abermals mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß das Rechtsmittel der 
Revifion in feiner gegenwärtigen Geſtalt nach einer Richtung 
zu Unzuträglichkeiten Anlaß gibt. Der Umſtand, daß ohne 
Nachteil für den Erfolg des Rechtsmittels eine ſchriftliche 
Begründung der Reviſion unterbleiben darf, hat zur 
Folge, daß eine ſolche häufig entweder gar nicht oder doch erſt 
in einem Zeitpunkt eingeht, in welchem ſie zur Vorbereitung 
des Berichterſtatters wie des Reviſionsgegners nicht mehr dienen 
kann. Mit der dem Reviſionskläger durch das Geſetz gewährten 
Möglichkeit, die eingehende Prüfung der Sache ohne jeden 
Nachteil bis zum letzten Augenblicke zu verſchieben, ſteht es 
auch im Zuſammenhange, daß bei dem Reichsgerichte während 
des Geſchäftsjahrs 1902 in 408 Fällen, während des Geſchäfts⸗ 
jahrs 1903 in 371 Fällen die Reviſion zurückgenommen oder 
ſonſt ohne kontradiktoriſche Verhandlung erledigt worden iſt, nach⸗ 
dem der Berichterſtatter ſeine Bearbeitung bereits abgeliefert hatte. 
Es iſt alſo in allen dieſen Sachen, in welchen, der ganz über⸗ 
wiegenden Mehrzahl nach eine Reviſionsrechtfertigung unterblieben 
war, eine erhebliche Menge von Arbeit vergeblich aufgewendet 
worden. Gleichwohl iſt die Einführung des Begründungszwanges 
nach wie vor nicht zu empfehlen. Sie wird mit Recht ſowohl 
von dem Reichsgericht als auch von dem Vorſtande ſeiner An⸗ 
waltskammer entſchieden bekämpft. Denn der Begründungs⸗ 
zwang muß, wenn er nicht eine Form ohne materielle Be⸗ 
deutung bleiben ſoll, den Anwalt hindern, mündlich irgend etwas 
auszuführen, was nicht ſeine Grundlage in der ſchriftlichen 
Reviſions begründung hat. Ein ſolches Verfahren paßt aber in 
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das Gefüge des beſtehenden Geſetzes mit ſeinem für alle 
Inſtanzen geltenden Grundſatze der Mündlichkeit, welcher vor⸗ 
bereitende Schriftſätze nur zur Unterſtützung der mündlichen 
Verhandlung geſtattet, nicht hinein. Auch iſt in der Reichstags⸗ 
kommiſſion vom Jahre 1898 ſchon zutreffend betont worden, 
daß der Begründungszwang eine Rückkehr zur alten preußiſchen 
Nichtigkeitsbeſchwerde bedeuten würde, von der die deutſche 
Prozeßordnung mit bewußter Abſicht und gutem Erfolg ab⸗ 
gewichen ſei; würde doch der Begründungszwang das Reichs⸗ 
gericht auf den unwürdigen Standpunkt hinabdrücken, gegen 
ſeine Überzeugung infolge von Irrtümern des Anwalts zuun⸗ 
gunſten der Partei entſcheiden zu müſſen. Bezeichnend für die 
Folgen eines derartigen Formalismus iſt das vernichtende 
Urteil, welches in Preußen die Juſtizverwaltung auf Grund 
einer mehrere Jahrzehnte umfaſſenden praktiſchen Erfahrung im 
Jahre 1860 gefällt hat. Die ſtarke Gegnerſchaft, welche im 
Laufe der Zeit gegen das im Jahre 1833 eingeführte Rechts⸗ 
mittel der Nichtigkeitsbeſchwerde ſich gebildet hatte, führte da⸗ 
mals zu dem Verſuche einer Umgeſtaltung des Rechtsmittels 
durch eine Prozeßnovelle, deren Motive (Juſtiz⸗Miniſt.⸗Bl. 1860, 
S. 187) ſich dahin ausſprachen: 

Eine Beſtimmung, zufolge welcher dem wirklich ver⸗ 
letzten Rechte nicht Hilfe werden ſoll, weil die Norm 
nicht richtig bezeichnet worden ſei, gegen welche der 
Richter gefehlt habe, widerſpricht dem Rechtögefühle; fie 
hat außerdem die größten praktiſchen Nachteile in ihrem 
Gefolge. In vielen Fällen werden ſelbſt die tüchtigften 
Rechtsgelehrten, indem ſie über das Vorhandenſein einer 
Rechtsverletzung einig ſind, darüber verſchiedener 
Meinung ſein können, welches Geſetz denn eigentlich das 
verletzte oder unrichtig angewendete ſei. Bei zweifel⸗ 
haften Fragen aber find es die den verſchiedenen Geſetzes⸗ 
vorſchriften zum Grunde liegenden, aus ihnen zu 
entnehmenden Prinzipien, welche die Entſcheidung als 
richtig oder unrichtig erſcheinen laſſen. 

Unter ſolchen Umſtänden muß, damit das Rechtsmittel 
nicht an der Form ſcheitere, der Rechtsanwalt alle Geſetze, 
in welchen möglicherweiſe die Geſetzesverletzung gefunden 
werden könnte, als verletzt bezeichnen, um ſicher zu ſein, 
daß er nicht dasjenige ausgelaſſen habe, welches der 
Nichtigkeitsrichter als das eigentlich verletzte anſieht. 
Ebenſo wird er nach den verſchiedenen möglichen 
Geſichtspunkten Rechtsgrundſätze formulieren und als 
verletzt bezeichnen, um der Gefahr zu entgehen, daß der 
Nichtigkeitsrichter nicht etwa die von dem Rechtsanwalte 
hervorgehobenen Rechtsgrundſätze, ſondern irgend einen 
anderen als verletzt betrachte, und demgemäß, der an⸗ 
erkannterweiſe vorgefallenen Rechtsverletzung ungeachtet, 
das Rechtsmittel zurückweiſe. Solchergeſtalt wird der 
Rechtsanwalt genötigt, neben dem eigentlichen Angriffs⸗ 
punkte noch andere aufzuſtellen, welche nach ſeiner 
perſönlichen Meinung nicht die durchgreifenden ſind. 

Nicht minder wird die Tätigkeit des oberſten Gerichts⸗ 
hofs nach einer ganz verkehrten Richtung hin in Anſpruch 
genommen. Statt der durch die Natur der Sache ge⸗ 
botenen Aufgabe, die Rechtsanſicht des Appel⸗ 
lationsrichters feiner Beurteilung zu unterwerfen, 
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und zu unterſuchen, ob durch deſſen Entſcheidung die⸗ 
jenigen Rechtsgrundſätze verletzt ſeien, auf welche es in 
der Sache ankam, iſt er auf die Prüfung angewieſen 
und beſchränkt, ob die Rechtsanſicht des Imploranten 
darüber, daß die von demſelben bezeichneten Rechtsgrund⸗ 
ſätze verletzt ſeien, richtig ſei oder nicht. Statt das 
Ziel, die Darlegung der Geſetzlichkeit oder Ungeſetzlichkeit 
der Entſcheidung, auf geradem Wege verfolgen zu können, 
iſt er genötigt, die verſchiedenen Wege, auf welchen 
Implorant jenes Ziel erreichen zu können glaubt, mit 
zu durchwandeln, um, wenn ſich dieſelben als Irrwege 
zeigen, auszuſprechen, daß die Erreichung des Zieles 
nicht möglich ſei, und zwar bloß deshalb nicht, weil 
dieſe Irrwege nicht dahin führten. 

Es beſtand alſo in Preußen die Abſicht, die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu einem freien Rechtsmittel nach Art der jetzigen 
Reviſion umzugeſtalten. Dieſe Abſicht gelangte nicht zur Aus⸗ 
führung, weil man es ſchließlich nicht für wünſchenswert hielt, 
durch eine Novelle der geſamten Prozeßreform vorzugreifen. 

Die Einführung einer ſachlichen Vorprüfung des 
Rechtsmittels in der Weiſe, daß es dem Ermeſſen des Reichs⸗ 
gerichts anheimgeſtellt wird, ob die Entſcheidung über die 
Reviſion auf Grund einer mündlichen Verhandlung oder auf 
Grund einer Beratung ohne mündliche Verhandlung zu treffen 
ſei, kann gleichfalls nicht befürwortet werden. Auf dem Grund⸗ 
ſatze, daß die Parteien ihre Anträge und Ausführungen mündlich 
vorzutragen haben, iſt unſer Prozeßverfahren aufgebaut. Auch 
nach der Anſicht des Reichsgerichts darf dieſer Grundſatz ſelbſt 
mit der Beſchränkung auf ſolche Sachen, die von vornherein als 
ausſichtslos ſich darſtellen, für die Reviſionsinſtanz nicht einem 
bloßen Ermeſſen preisgegeben werden, das immerhin auf 
ſchwankender Grundlage ſteht und von dem vielleicht bei den 
einzelnen Senaten ein ganz verſchiedener Gebrauch gemacht 
werden würde. Überdies wäre eine Entlaftung des Gerichtshofs 
auf dieſem Wege nicht zu erwarten, da in zahlreichen Fällen 
die erſte Beratung zu dem Beſchluſſe führen würde, in eine 
mündliche Verhandlung einzutreten, womit dann nur ein 
doppelter Zeitaufwand verbunden wäre. Die gleiche Anſicht 
wird von der Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte vertreten. 
Letztere hat, nachdem ein von ihrem Vorſtande dem Reichs⸗ 
Juſtizamt unter dem 22. Oktober 1903 erſtattetes Gutachten 
den bezeichneten Vorſchlägen bereits mit großer Beſtimmtheit 
entgegengetreten war, ſich mit Rückſicht auf die in der letzten 
Zeit gepflogenen öffentlichen Erörterungen nochmals mit der 
Frage befaßt und hierbei der Überzeugung Ausdruck gegeben, 
daß jeder Verſuch, die Mündlichkeit des Reviſionsverfahrens, 
wie ſie in der Zivilprozeßordnung geſtaltet iſt, irgend wie zu 
beſchränken, als unheilvoll auf das entſchiedenſte zu bekämpfen 
ſei. „Die Kammer und ihr Vorſtand halten“ — ſo wird in 
dem Gutachten ausgeführt — „an dem Standpunkte feſt, daß 
jede Maßnahme als Mittel der Entlaſtung zurückzuweiſen ſei, 
welche auf eine Verſchlechterung des jetzigen Verfahrens hinaus⸗ 
läuft. Das würde der Fall ſein, wenn die Mündlichkeit 
für die Reviſionsinſtanz beſeitigt würde. Denn die be⸗ 
kannten und bewährten Vorzüge der Mündlichkeit ſind 
auch für das Verfahren in der Rerviſionsinſtanz trotz 
ſeiner Beſonderheiten durchaus unentbehrlich. Es mag nicht 
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zu viel Gewicht darauf gelegt werden, daß die Beſeitigung der 
Mündlichkeit das ohnehin dem großen Publikum ſchon ſchwer 
verſtändliche Reviſionsverfahren der Bevölkerung noch ferner 
rücken und dadurch das Vertrauen zu der letzten Inſtanz leicht 
bedenklich erſchüttern würde; entſcheidend aber iſt, daß die Er⸗ 
fahrung der Anwälte aufs unzweideutigſte ergeben hat, daß auch 
in der Reviſionsinſtanz nur das mündliche Vorführen des 
Parteienſtreits vor dem erkennenden Gerichtshof ein vollſtändiges 
und objektives Erfaſſen des Prozeßſtoffs, insbeſondere den fünf 
noch nicht informierten Beiſitzern zu gewähren geeignet iſt.“ 

In einer einzigen, allerdings untergeordneten Richtung, 
nämlich, ſoweit es ſich um die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels handelt, ſtehen die vorſtehend entwickelten Bedenken der 
Einführung einer Vorprüfung nicht entgegen. Nach den 
58 566, 535 der Zivilprozeßordnung hat das Reviſionsgericht 
von Amts wegen zu prüfen, ob die Reviſion an ſich ſtatthaft 
und ob ſie in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. 
Dieſe Prüfung erfolgt jetzt in dem Termine vor der Verhandlung 
zur Hauptſache, weil nach den beſtehenden Verfahrens vorſchriften 
dem Gerichte der Nachweis über die Zuſtellung des Berufungs⸗ 
urteils und die Einlegung der Reviſion erſt in dem Termine 
geführt werden kann. Zur Abkürzung der Termine und damit 
zu einer immerhin ſchätzbaren Entlaſtung des Gerichts wird es 
beitragen, wenn die Einlegung des Rechtsmittels nach den Vor⸗ 
ſchlägen des Entwurfs (Artikel 1 Nr 3 bis 6) geordnet und 
dadurch dem Reviſionsgerichte die Möglichkeit eröffnet wird, 
offenbar unzuläſſige Reviſionen ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung durch Beſchluß zu verwerfen. Im übrigen ſieht 
der Entwurf aus den dargelegten Gründen von einer Ein⸗ 
ſchränkung oder Anderung des mündlichen Verfahrens ab. Über 
eine an ſich ſtatthafte und form⸗ und friſtgerecht eingelegte 
Reviſion ſoll auch weiterhin ſtets auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung durch Urteil entſchieden werden. 


IV. 8 

Iſt hiernach in der Hauptſache an der Reviſion in ihrer 
bisherigen Geſtalt feſtzuhalten, ſo kann eine ausreichende Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts nur dadurch herbeigeführt werden, ſo⸗ 
daß auch die Zuläſſigkeit der Reviſion ſtärker als bisher 
eingeſchränkt, alſo die Zahl der Reviſionen vermindert wird, 
und es fragt ſich, auf welchem Wege dies am zweckmäßigſten 
zu erreichen iſt. Ein einfaches Zurückgreifen auf den urſprüng⸗ 
lichen Vorſchlag der verbündeten Regierungen, das Rechtsmittel 
ohne Feſtſetzung einer Reviſionsſumme für diejenigen Fälle 
auszuſchließen, in denen zwei gleichlautende Inſtanzentſcheidungen 
vorliegen, kann ſchon um deswillen nicht in Betracht kommen, 
weil dadurch, wie inzwiſchen angeſtellte Erhebungen ergeben 
haben, eine Verminderung der Reviſionen nicht herbeigeführt 
werden würde. 

In Übereinſtimmung mit dem Reichsgericht und mit dem 
Vorſtande der Anwaltskammer beim Reichsgericht iſt ferner die 
Anregung, die Reviſion nur wegen Verletzung reichs— 
geſetzlicher Vorſchriften zuzulaſſen, als unannehmbar zu 
bezeichnen. Inwieweit die Auslegung der Landesgeſetze der 
Prüfung in der Reviſionsinſtanz unterliegt, beſtimmt ſich 
gegenwärtig nach den SS 549, 562 der Zivilprozeßordnung und 
den auf Grund des § 6 des zugehörigen Einführungsgeſetzes 
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erlaſſenen Vorſchriften. Hiernach kann, mit den aus letzteren 
Vorſchriften ſich ergebenden Abweichungen, die Reviſion auf 
die Verletzung eines Landesgeſetzes geſtützt werden, ſofern 
deſſen Geltungsbereich ſich über den Bezirk des Berufungsgerichts 
hinaus erſtreckt. Damit iſt die Möglichkeit gegeben, die Einheit 
der Rechtspflege auf dem Gebiete des Landesrechts zu wahren. 
Dieſe Möglichkeit fiele aber weg, wenn die Revifion nur noch 
auf Verletzung von Reichsgeſetzen geſtützt werden könnte. Denn 
alsdann würden die Oberlandesgerichte endgültig über die Aug: 
legung der Landesgeſetze auch inſoweit entſcheiden, als Rechts⸗ 
normen in Frage ſtehen, die in mehreren Bezirken gelten. 
Daraus müßten ſich namentlich für diejenigen Staaten, welche 
mehrere Oberlandesgerichte beſitzen, unhaltbare Zuſtände ergeben, 
weil in dieſen Staaten kein Mittel mehr zu Gebote ſtehen würde, 
um die gleichmäßige Anwendung der Landesgeſetze gegenüber 
einer verſchiedenen Praxis der einzelnen Oberlandesgerichte zu 
ſichern. Hierbei handelt es ſich keineswegs in der Hauptſache 
nur um abſterbendes Recht. Die neben dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft gebliebenen privatrechtlichen Vorſchriften der 
Landesgeſetze umfaſſen noch ein weites Gebiet, welches der 
einheitlichen Auslegung durch den höchſten Gerichtshof nicht 
entzogen werden darf. Darunter befinden ſich Gegenſtände 
von großer praktiſcher Bedeutung, wie das Bergrecht, Waſſer⸗ 
recht, Fideikommißrecht uſw. 

Können ſomit die in Kraft gebliebenen Landesgeſetze der 
Reviſion jedenfalls nicht entzogen werden, ſo tritt die Frage, 
ob dies hinſichtlich der mit der Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs außer Kraft getretenen privatrechtlichen Vorſchriften 
der Landesgeſetze angängig wäre, ſchon deshalb an Bedeutung 
zurück, weil hiermit nur eine vorübergehende Abhilfe geſchaffen 
werden könnte. Es muß aber betont werden, daß einſtweilen 
die einheitliche höchſte Inſtanz auch bezüglich der letzteren Vor⸗ 
ſchriften nicht entbehrt werden kann, weil danach noch immer 
zahlreiche Rechtsverhältniſſe zu beurteilen find und deshalb das 
rechtſuchende Publikum das größte Intereſſe daran hat, daß 
die unter der Einwirkung des Reichsgerichts erzielte Rechts⸗ 
einheit nicht vermöge einer abweichenden Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte wieder zerfällt. Von der gleichen Auffaſſung 
iſt bei der Beratung der Zivilprozeßnovelle von 1898 die Kom⸗ 
miſſion des Reichstags ausgegangen, indem ſie einen Antrag, 
welcher die Ausſchließung der aufgehobenen Landesgeſetze von 
der Reviſion bezweckte, mit allen Stimmen gegen eine ablehnte. 

Würde anderſeits, wie ebenfalls angeregt worden iſt, die 
Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für Reviſionen in Sachſen, in 
denen ſich der Klageanſpruch auf Vorſchriften des Landesrechts 
gründet, ausgeſchloſſen, und die Entſcheidung über dieſe 
Revifionen einer Landesreviſionsinſtanz vorbehalten, fo würde 
Preußen genötigt werden, ebenſo wie Bayern auf Grund des 
§ 8 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz ein 
oberſtes Landesgericht zu errichten. Dieſer Ausweg wäre 
politiſch zweifellos ein großer Rückſchritt, aber auch vom Rechts⸗ 
ſtandpunkte bedenklich. Das oberſte Landesgericht hätte nicht 
lediglich Landesgeſetze, ſondern vielfach auch reichsrechtliche 
Normen in letzter Inſtanz auszulegen und wäre dabei von der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts unabhängig. Zwar ſind das 
Bürgerliche Geſetzbuch und die ſonſtigen wichtigeren Reichs⸗ 
geſetze privatrechtlichen Inhalts dem Reichsgericht ausſchließlich 
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zugewieſen, jedoch nur inſoweit, als der Klageanſpruch ſich auf 
dieſe Geſetze gründet, und wie ſchon bei der Frage eines beſonderen 
Senats im Reichsgerichte für landesrechtliche Sachen hervor⸗ 
gehoben iſt, kommt die Verletzung reichsrechtlicher Normen häufig 
auch bei der Entſcheidung über Anſprüche in Betracht, die auf Grund 
eines Landesgeſetzes erhoben werden. Es wäre daher nicht zu ver⸗ 
meiden, daß in wichtigen Fragen des Reichsrechts ſich bei dem 
Reichsgericht und den oberſten Landesgerichten, insbeſondere 
eines oberſten Landesgerichts von der Größe und Bedeutung 
eines Preußiſchen Oberſten Gerichtshofs, eine abweichende Praxis 
bildet, welche die Rechtsſicherheit beeinträchtigt und das An⸗ 
ſehen des Geſetzes ſowie der höchſten Gerichtshöfe ſchädigt. 
Dieſe Gefahr iſt nicht ſo hoch zu veranſchlagen, ſolange nur 
für den beſchränkten Kreis der bayeriſchen Landesrechtsſachen 
ein verhältnismäßig nicht großes oberſtes Landesgericht beſteht, 
würde aber erheblich an Gewicht gewinnen, wenn ein großes 
Oberſtes Landesgericht in Preußen hinzuträte. 
WV. 

Es iſt auch noch die Einſchränkung des 8 547 Nr. 1 der 
Zivilprozeßordnung auf die Fälle, in denen die Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs in Frage kommt, und die Aufhebung des 
8 547 Nr. 2 befürwortet worden. Einer Beſeitigung der unbe- 
ſchränkten Reviſibilität für die Fälle, in denen es ſich um die 
Unzuſtändigkeit des Gerichts oder die Unzuläſſigkeit 
der Berufung handelt (S 547 Nr. 1), ſtehen Bedenken nicht 
entgegen. Der Artikel I Nr. 2 des Entwurfs ändert deshalb 
die bezeichnete Sondervorſchrift entſprechend ab. Eine aus⸗ 
reichende Wirkung kann indeſſen dieſe Maßregel nicht haben. 
Unter den im Jahre 1903 verkündeten Reviſionsurteilen der 
bezeichneten Art befanden ſich nur 14, bei denen der Beſchwerde⸗ 
gegenſtand nicht mehr als 1 500 Mark und nur eines, bei dem 
er mehr als 1 500 Mark und nicht mehr 3 000 Mark betrug. 
Dagegen kann die Aufhebung des § 547 Nr. 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnung nicht in Frage kommen. Die Vorſchrift betrifft 
die Rechtsſtreitigkeiten aus denjenigen Anſprüchen, für welche 
gemäß $ 70 Abf. 2, 3 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in erſter 
Inſtanz die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig ſind. Beide Vor⸗ 
ſchriften ſtehen in unmittelbarem Zuſammenhang und recht⸗ 
fertigen ſich durch die Erwägung, daß die Intereſſen des Reichs 
und der einzelnen Bundesſtaaten in den hier fraglichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten bei deren nahen Beziehung zum öffentlichen Rechte 
eine einheitliche Rechtſprechung gebieteriſch fordern. Während 
des Geſchäftsjahrs 1903 wurden 96 Reviſionsurteile verkündet, 
die ſich auf derartige Anſprüche bezogen; unter dieſen hatten 
65 einen Streitwert von nicht mehr als 1 500 Mark, 11 einen 
ſolchen von mehr als 1 500 Mark, aber nicht mehr als 3000 Mark, 
endlich 20 einen Streitwert von mehr als 3 000 Mark. 
Hiernach würde eine Anderung dahin, daß auch für die be⸗ 
zeichneten Streitigkeiten das Erfordernis der Reviſionsſumme 
gelten ſoll, die Erreichung des oben genannten Zweckes 
empfindlich beeinträchtigen, ohne doch andererſeits den Zivilſenaten 
eine ins Gewicht fallende Erleichterung zu bringen. 

VI. 


Der einzige Weg zu einer ausreichenden Entlaſtung des 
Reichsgerichts bleibt die Erhöhung der Reviſionsſumme. 
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Dieſe Auffaſſung, welche das Reichsgericht von jeher vertreten 
hat, wird jetzt auch von der Anwaltſchaft beim Reichsgerichte 
geteilt. Um die innerhalb des Reichsgerichts beſtehende Auf⸗ 
faſſung feſtzuſtellen, hatte auf Veranlaſſung der Reichs⸗Juſtiz⸗ 
verwaltung im Februar 1896 der Präſident des Reichsgerichts 
eine Kommiſſion berufen, die neben dem Präſidenten aus den 
Senatspräſidenten Dr. Drechsler, Dr. Binger, Dr. Peterßen, 
Dr. Dähnhardt und den Räten Dr. Peterſen, Dr. Loewenſtein, 
Schütt, Reincke, Müller und Winchenbach beſtand. Die Außerung 
dieſer Kommiſſion ſtellte die Übereinftimmung darüber feſt: 
daß das Reichsgericht ſich in einem Notſtande befinde, 
der in zahlreichen Erkrankungen von Mitgliedern und 
in unverhältnismäßig weiter Hinausſchiebung der Termine 
ſich äußerte, daß eine Abhilfe durch Einſchränkung der 
Zuläſſigkeit der Reviſion dringend geboten ſei, daß eine 
Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3 000 Mark nicht 
nur für unbedenklich, ſondern für durchaus empfehlens⸗ 
wert angeſehen werde, daß zur Ermittlung der Rechts⸗ 
wahrheit an ſich zwei Inſtanzen genügen und daß das 
Rechtsmittel der Reviſion in erſter Linie die Aufgabe 
habe, eine einheitliche Rechtſprechung ſicherzuſtellen, 
daß dieſer Zweck aber durch die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme nicht weſentlich beeinträchtigt werde, weil auch 
dann noch die bei den Landgerichten zu entſcheidenden 
Streitfragen nach und nach ſämtlich der Entſcheidung 
des Reichsgerichts unterſtellt werden können. 

Zur Vorbereitung der gegenwärtigen Vorlage war im 
Januar 1904 von dem Präſidenten des Reichsgerichts abermals 
eine Kommiſſion berufen worden, in welcher die ſämtlichen 
Zivilſenate je durch den Vorſfitzenden und ein weiteres Mitglied 
vertreten waren. Dieſe Kommiſſion, welche hiernach neben dem 
Präſidenten des Gerichtshofs aus den Senatspräſidenten 
Dr. Loewenſtein, Dr. Bolze, Maßmann, v. Buchwald, Förtſch 
und Winchenbach ſowie den Reichsgerichtsräten Dr. Rehbein, 
Schütt, Hoffmann I, v. Haſſell, Dr. Hellweg, Müller und 
Dr. Wanjeck beſtand, gelangte einſtimmig zu folgendem Er⸗ 
gebniſſe: 

„daß das am ſicherſten wirkſame Mittel zur Erleichterung 
der Geſchäftslaſt der Zivilſenate die Erhöhung der 
Reviſionsſumme bleibt, und daß, was den Umfang der 
Erhöhung betrifft, einzig die bereits im Jahre 1896 
befürwortete Summe von 3000 Mark in Betracht 
kommen könne.“ 

Der Vorſtand der Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte 
hatte ſchon im Oktober 1903 grundſätzlich die Erhöhung der 
Reviſionsſumme als geboten anerkannt, ohne über das Maß 
der Erhöhung ſich endgültig zu äußern. Im März 1904 hat 
er dies Gutachten durch die Erklärung ergänzt, daß, nachdem 
eine aus Mitgliedern des Reichsgerichts gebildete Kommiſſion 
eine Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3 000 Mark für nötig 
erklärt habe, der Vorſtand das Maß der Erhöhung lediglich 
dem Ermeſſen der zur endgültigen Entſcheidung berufenen Organe 
anheimſtellen wolle. 

Die Erhöhung der Reviſionsſumme wird vielfach als eine 
vom ſozialen Standpunkte verwerfliche Maßnahme bekämpft, 
weil ſie weniger bemittelte Kreiſe der Bevölkerung empfindlich 
treffe. Dabei wird indeſſen die wahre Bedeutung des Rechts⸗ 
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mittels verkannt. Zunächſt iſt es unzutreffend, daß, wenn in 
einem Rechtsſtreit eine nicht bemittelte Partei beteiligt iſt, die 
Einſchränkung der Reviſion ſtets für dieſe Partei einen Nachteil 
bedeute; ſie wird vermutlich ebenſo oft, nämlich immer dann, 
wenn dieſe bei dem Oberlandesgericht obgeſiegt hat, für ſie von 
Vorteil ſein. Im übrigen iſt zu berückſichtigen, daß die grund⸗ 
legenden Entſcheidungen des Reichsgerichts über zweifelhafte 
Rechtsfragen der geſamten deutſchen Rechtſprechung, alſo mittel⸗ 
bar auch den weniger bemittelten Schichten der Bevölkerung 
zuſtatten kommen. Gerade vom ſozialen Standpunkt erſcheint 
es erwünſcht, wenn die Parteien, welche regelmäßig die größeren 
Prozeſſe führen, hierdurch dazu beitragen, daß diejenigen, die an 
kleinen Prozeſſen beteiligt ſind, von der richtigen Auslegung der Ge⸗ 
ſetze Vorteil ziehen. Es iſt deshalb unrichtig zu behaupten, daß die 
Reviſionsſumme und ihre Erhöhung zum Nachteile der weniger 
bemittelten Klaſſen ausſchlage. Dieſe Behauptung iſt noch viel 
weniger haltbar, als wenn man ausführen wollte, daß die 
Beſchränkung der Berufung gegen die Urteile der Gewerbe⸗ 
gerichte und der Ausſchluß der Reviſion in den gewerbegericht⸗ 
lichen Sachen ſich gegen die Intereſſen der kleinen Leute richte. 
Man erwägt dabei nicht, daß in den amtsgerichtlichen Prozeſſen, 
an deren Ausgang ganz überwiegend die weniger bemittelten 
Kreiſe der Bevölkerung beteiligt ſind, ſeinerzeit das Rechtsmittel 
der Reviſion ausgeſchloſſen wurde, ohne daß deshalb jemals 
der Geſetzgebung der Vorwurf gemacht worden wäre, als ſei 
in ihr ein plutokratiſcher Zug enthalten. 

Andere Kulturſtaaten kennen, um ihren oberen Gerichts⸗ 
höfen die Lebens⸗ und Arbeitsfähigkeit zu erhalten, viel ſchärfer 
einſchneidende Beſchränkungen, indem ſie entweder für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rechtsmittel ſehr hohe Werte bei dem Streit⸗ 
gegenſtande zur Vorausſetzung machen oder durch anderweitige 
Maßnahmen dahin wirken, daß tatſächlich die Anrufung der 
höchſten Inſtanz nur ſehr bemittelten Perſonen möglich iſt. 
So beträgt beiſpielsweiſe die Beſchwerdeſumme in den 
Vereinigten Staaten von Amerika bei dem Appell von den 
Appellationsgerichten der Bundesſtaaten an den Supreme Court 
of the United States 1 000 Dollar. In England iſt zwar 
theoretiſch die Anrufung des House of Lords in jeder Sache 
geſtattet; tatſächlich wird jedoch der Gebrauch des Rechtsmittels 
dadurch außerordentlich beſchränkt, daß der Reviſionskläger 
verpflichtet iſt, als Sicherheit für die hohen, mindeſtens 200 2 
betragenden Prozeßkoſten entweder eine Schuldurkunde über 
500 E auszuſtellen und für 200 & zwei Bürgen zu ſtellen 
oder 200 E bar zu hinterlegen, und daß ſelbſt die Bewilligung 
des Armenrechts von dieſer Sicherheitsſtellung nicht befreit. 
In den meiſten Staaten, die das Rechtsmittel an den höchſten 
Gerichtshof ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
zulaſſen, liegt eine weſentliche Beſchränkung des Rechtsmittels 
darin, daß den unterliegenden Reviſionskläger Vermögens⸗ 
nachteile von beträchtlicher Höhe treffen. In dieſer Weiſe 
wirken in Frankreich, Italien, Schweden die Sukkumbenzſtrafen, 
die in voller Höhe oder in einem Teilbetrage bei der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels zu hinterlegen ſind. In der gleichen 
Richtung wirkt ferner die in Frankreich und Belgien beſtehende 
Verpflichtung zur Entſchädigung des obſiegenden Gegners und 
die Mutwillensſtrafe für frivole Einlegung von Rechtsmitteln 
in Oſterreich und Ungarn. Endlich iſt in einer Reihe von 
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auswärtigen Staaten ſogar die Angehung der Berufungsinſtanz 
dadurch beſchränkt, daß die Berufung mit Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes in einem ſehr weitgehenden Umfange 
ausgeſchloſſen iſt, ſo in den Niederlanden bei Urteilen bis 
400 Gulden, in zahlreichen Kantonen der Schweiz bei Urteilen 
bis 300, 400 und 500 Franken, in Frankreich bei Urteilen bis 
zu 1 500 Franken, in Belgien bei allen Streitſachen unter 
2500 Franken. Das politiſche Bewußtſein des Volkes ſieht 
in dieſen Schranken nicht eine Benachteiligung der Rechtspflege 
zuungunſten gewiſſer Bevölkerungsklaſſen, ſondern ein unent⸗ 
behrliches Mittel, die oberen Gerichtshöfe vor einer Überflutung 
zu ſchützen, welche den inneren Wert ihrer Rechtſprechung ge⸗ 
fährden würde. 

Wenn ferner geltend gemacht wird, daß durch die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme eine große Zahl von Parteien 
ſchwer geſchädigt werde, ſo wird dabei überſehen, daß die Zahl 
der Reviſionen, welche Erfolg haben, verhältnismäßig nicht 
groß iſt. Wie die in der Anlage II beigefügte Mberficht ergibt, 
lauteten von je 100 bei dem Reichsgericht in den Jahren 1899 
bis 1903 in der Reviſionsinſtanz ergangenen Urteilen 

auf Zurückweiſung oder Verwerfung der Reviſion 78,7, 
auf Aufhebung des angefochtenen Urteils 
unter Zurückverweiſung der Sache in die frühere 
Inſtanz 16,8, 
unter Entſcheidung in der Sache ſelbſt 4,5. 

Hierbei iſt noch zu berückſichtigen, daß erfahrungsgemäß 
bei den in die Berufungsinſtanz zurückverwieſenen Sachen in 
einer nicht unerheblichen Zahl von Fällen die nochmalige Ver⸗ 
handlung zur Aufrechterhaltung des erſten Berufungsurteils 
führt, ſodaß die Reviſion auch in dieſen Fällen für die Partei 
einen materiellen Erfolg nicht hat. Der Gewinn, den einzelne 
Parteien durch die Abänderung der Urteile erzielen können, 
ſteht aber in keinem Verhältniſſe zu dem Nachteile, den die 
geſamte Rechtspflege erleiden müßte, wenn das Reichsgericht 
den ihm geſtellten Aufgaben infolge dauernder Überlaſtung 
nicht mehr gerecht werden könnte. 

Was den Umfang der Erhöhung betrifft, ſo hatte ſich im 
Jahre 1898 die Kommiſſion, welcher der Entwurf der Prozeß⸗ 
novelle überwieſen war, im allgemeinen auf den Boden der 
damaligen Vorlage geſtellt und nur befürwortet, für die im 
8 24 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Streitigkeiten die 
bisherige Reviſionsſumme beizubehalten, weil im Bereiche des 
Immobiliarſachenrechts die Erhöhung der Reviſionsſumme auf 
3000 Mark die Beſorgnis erwecke, daß nicht mehr alle Streit⸗ 
fragen aus dieſer Materie im Laufe der Zeit vor das Reichs⸗ 
gericht gelangten. In der Tat wäre eine derartige Ausnahme 
nicht gerechtfertigt geweſen. Denn nach den inzwiſchen bei 
dem Reichsgerichte gemachten, von dem Präſidenten des Ge⸗ 
richtshofs ausdrücklich beſtätigten Erfahrungen iſt nicht mehr 
zu bezweifeln, daß Reviſionen mit einem Beſcherdegegenſtande 
von mehr als 3000 Mark bezüglich der Fragen des Immobiliar⸗ 
ſachenrechts ſchon bisher in ausreichender Zahl eingegangen 
ſind und ebenſo fernerhin eingehen werden. Der Entwurf 
(Artikel I Nr. 1) greift gleichwohl auf die Vorlage des Jahres 
1897 nicht einfach zurück, ſondern ſchlägt, je nachdem es ſich 
um übereinſtimmende und abweichende Inſtanzentſcheidungen 
handelt, eine Abſtufung der Reviſionsſumme vor. Die Reviſion 
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ſoll in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
ſtets zuläſſig ſein, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
den Betrag von 3000 Mark überſteigt, bei dem Vorliegen 
abweichender Entſcheidungen aber ſchon dann, wenn der Wert 
des Gegenſtandes der Beſchwerde, ſoweit ſie auf dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen dem erſten und zweiten Urteil beruht, den 
Betrag von 2000 Mark überſteigt. Dieſe Unterſcheidung 
rechtfertigt ſich durch die Erwägung, daß, ſoweit Überein⸗ 
ſtimmung zweier Inſtanzen vorliegt, im allgemeinen eine 
größere Gewähr für die richtige Entſcheidung gegeben iſt. 
Zugleich entzieht ſie dem Einwande jeden Boden, daß bei 
einer unbedingten Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3000 Mark 
in einzelnen Rechtsmaterien nicht mehr alle wichtigen Rechts⸗ 
fragen zur Entſcheidung der höchſten Inſtanz gelangen würden. 

Was die Wirkung der in Ausſicht genommenen Maßregel 
anlangt, ſo iſt ſie für die unbemittelten Bevölkerungsklaſſen 
ſehr gering. Dies iſt daraus zu entnehmen, daß unter den 
während der letzten fünf Jahre bei dem Reichsgericht anhängig 
gewordenen Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche, welche einen Beſchwerdegegenſtand von 3 000 Mark 
oder weniger betrafen, ſich nach einer auf Grund des vorhan⸗ 
denen ſtatiſtiſchen Materials vorgenommenen ſchätzungsweiſen 
Berechnung durchſchnittlich in jedem Jahre nur 26 Sachen be⸗ 
fanden, in denen dem Reviſionskläger das Armenrecht bewilligt 
war. Auch durch dieſe Zahlen werden die Beſorgniſſe widerlegt, 
welche in ſozialer Beziehung gegen die Erhöhung der Reviſions⸗ 


ſumme geltend gemacht worden find. Nach den für die Jahre 


1899 bis 1903 angeſtellten Ermittlungen iſt anzunehmen, daß 
die Zahl der Reviſionen bei einer allgemeinen Erhöhung der 
Reviſionsſumme auf 3000 Mark ſich höchſtens um 30 Prozent 
vermindern würde. Ausreichende Ermittelungen darüber, wie 
viele Sachen ſolche waren, in welchen die Entſcheidungen beider 
Vorinſtanzen übereinſtimmten, haben ſich nicht anſtellen laſſen. 
Es darf aber nach den vorgenommenen Proben als ſicher 
gelten, daß eine nicht unbeträchtliche Zahl von Sachen, die 
ſonſt von dem Zugange zum Reichsgericht ausgeſchloſſen ſein 
würden, dieſen Zugang behalten, ſobald die Reviſion auch bei 


einem Werte des Beſchwerdegegenſtandes zwiſchen 2000 und 


3000 Mark dann zuläſſig bleibt, wenn die Entſcheidungen der 
erſten und zweiten Inſtanz in der durch den Entwurf bezeichneten 
Weiſe voneinander abweichen. Danach müßte auch der vorher 
geſchätzte Prozentſatz etwa auf 23 Prozent ermäßigt werden. 
Für die tatſächliche Bedeutung dieſer Einſchränkung gegenüber 
den Parteien kommt in Betracht, daß nach den ſchon erwähnten 
Berechnungen mehr als drei Vierteile aller Urteile von vorn⸗ 
herein auf Abweiſung lauten; inſoweit bringt alſo die geſchätzte 
Einſchränkung der Reviſionsſachen der Bevölkerung keinen ſach⸗ 
lichen Nachteil. 

Im einzelnen iſt zur Begründung des Entwurfs noch 
folgendes zu bemerken: 

Artikel J. 
§ 546. 

Wie die Faſſung des Abſ. 2 klarſtellt, müſſen zur An⸗ 
wendung der darin getroffenen Vorſchrift drei Vorausſetzungen 
vorliegen: 

1. Durch das Urteil des Berufungsgerichts muß das 
Urteil erſter Inſtanz inſoweit abgeändert ſein, als 
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Dieſe Auffaſſung, welche das Reichsgericht von jeher vertreten 
hat, wird jetzt auch von der Anwaltſchaft beim Reichsgerichte 
geteilt. Um die innerhalb des Reichsgerichts beſtehende Auf⸗ 
faſſung feſtzuſtellen, hatte auf Veranlaſſung der Reichs⸗Juſtiz⸗ 
verwaltung im Februar 1896 der Präſident des Reichsgerichts 
eine Kommiſſion berufen, die neben dem Präſidenten aus den 
Senatspräſidenten Dr. Drechsler, Dr. Binger, Dr. Peterßen, 
Dr. Dähnhardt und den Räten Dr. Peterſen, Dr. Loewenſtein, 
Schütt, Reincke, Müller und Winchenbach beſtand. Die Außerung 
dieſer Kommiſſion ſtellte die Ubereinſtimmung darüber feſt: 
daß das Reichsgericht ſich in einem Notſtande befinde, 
der in zahlreichen Erkrankungen von Mitgliedern und 
in unverhältnismäßig weiter Hinausſchiebung der Termine 
ſich äußerte, daß eine Abhilfe durch Einſchränkung der 
Zuläſſigkeit der Reviſion dringend geboten ſei, daß eine 
Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3 000 Mark nicht 
nur für unbedenklich, ſondern für durchaus empfehlens⸗ 
wert angeſehen werde, daß zur Ermittlung der Rechts⸗ 
wahrheit an ſich zwei Inſtanzen genügen und daß das 
Rechtsmittel der Reviſion in erſter Linie die Aufgabe 
habe, eine einheitliche Rechtſprechung ſicherzuſtellen, 
daß dieſer Zweck aber durch die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme nicht weſentlich beeinträchtigt werde, weil auch 
dann noch die bei den Landgerichten zu entſcheidenden 
Streitfragen nach und nach ſämtlich der Entſcheidung 
des Reichsgerichts unterſtellt werden können. 

Zur Vorbereitung der gegenwärtigen Vorlage war im 
Januar 1904 von dem Präſidenten des Reichsgerichts abermals 
eine Kommiſſion berufen worden, in welcher die ſämtlichen 
Zivilſenate je durch den Vorſitzenden und ein weiteres Mitglied 
vertreten waren. Dieſe Kommiſſion, welche hiernach neben dem 
Präſidenten des Gerichtshofs aus den Senatspräſidenten 
Dr. Loewenſtein, Dr. Bolze, Maßmann, v. Buchwald, Förtſch 
und Winchenbach ſowie den Reichsgerichtsräten Dr. Rehbein, 
Schütt, Hoffmann J, v. Haſſell, Dr. Hellweg, Müller und 
Dr. Wanjeck beſtand, gelangte einſtimmig zu folgendem Er⸗ 
gebniſſe: 

„daß das am ſicherſten wirkſame Mittel zur Erleichterung 
der Geſchäftslaſt der Zivilſenate die Erhöhung der 
Reviſionsſumme bleibt, und daß, was den Umfang der 
Erhöhung betrifft, einzig die bereits im Jahre 1896 
befürwortete Summe von 3 000 Mark in Betracht 
kommen könne.“ 

Der Vorſtand der Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte 
hatte ſchon im Oktober 1903 grundſätzlich die Erhöhung der 
Reviſionsſumme als geboten anerkannt, ohne über das Maß 
der Erhöhung ſich endgültig zu äußern. Im März 1904 hat 
er dies Gutachten durch die Erklärung ergänzt, daß, nachdem 
eine aus Mitgliedern des Reichsgerichts gebildete Kommiſſion 
eine Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3 000 Mark für nötig 
erklärt habe, der Vorſtand das Maß der Erhöhung lediglich 
dem Ermeſſen der zur endgültigen Entſcheidung berufenen Organe 
anheimſtellen wolle. 

Die Erhöhung der Reviſionsſumme wird vielfach als eine 
vom ſozialen Standpunkte verwerfliche Maßnahme bekämpft, 
weil ſie weniger bemittelte Kreiſe der Bevölkerung empfindlich 
treffe. Dabei wird indeſſen die wahre Bedeutung des Rechts⸗ 
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mittels verkannt. Zunächſt iſt es unzutreffend, daß, wenn in 
einem Rechtsſtreit eine nicht bemittelte Partei beteiligt iſt, die 
Einſchränkung der Reviſion ſtets für dieſe Partei einen Nachteil 
bedeute; ſie wird vermutlich ebenſo oft, nämlich immer dann, 
wenn dieſe bei dem Oberlandesgericht obgeſiegt hat, für ſie von 
Vorteil ſein. Im übrigen iſt zu berückſichtigen, daß die grund⸗ 
legenden Entſcheidungen des Reichsgerichts über zweifelhafte 
Rechtsfragen der geſamten deutſchen Rechtſprechung, alſo mittel⸗ 
bar auch den weniger bemittelten Schichten der Bevölkerung 
zuſtatten kommen. Gerade vom ſozialen Standpunkt erſcheint 
es erwünſcht, wenn die Parteien, welche regelmäßig die größeren 
Prozeſſe führen, hierdurch dazu beitragen, daß diejenigen, die an 
kleinen Prozeſſen beteiligt ſind, von der richtigen Auslegung der Ge⸗ 
ſetze Vorteil ziehen. Es iſt deshalb unrichtig zu behaupten, daß die 
Reviſionsſumme und ihre Erhöhung zum Nachteile der weniger 
bemittelten Klaſſen ausſchlage. Dieſe Behauptung iſt noch viel 
weniger haltbar, als wenn man ausführen wollte, daß die 
Beſchränkung der Berufung gegen die Urteile der Gewerbe⸗ 
gerichte und der Ausſchluß der Reviſion in den gewerbegericht⸗ 
lichen Sachen ſich gegen die Intereſſen der kleinen Leute richte. 
Man erwägt dabei nicht, daß in den amtsgerichtlichen Prozeſſen, 
an deren Ausgang ganz überwiegend die weniger bemittelten 
Kreiſe der Bevölkerung beteiligt ſind, ſeinerzeit das Rechtsmittel 
der Reviſion ausgeſchloſſen wurde, ohne daß deshalb jemals 
der Geſetzgebung der Vorwurf gemacht worden wäre, als ſei 
in ihr ein plutokratiſcher Zug enthalten. 

Andere Kulturſtaaten kennen, um ihren oberen Gerichts⸗ 
höfen die Lebens⸗ und Arbeitsfähigkeit zu erhalten, viel ſchärfer 
einſchneidende Beſchränkungen, indem ſie entweder für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rechtsmittel ſehr hohe Werte bei dem Streit⸗ 
gegenſtande zur Vorausſetzung machen oder durch anderweitige 
Maßnahmen dahin wirken, daß tatſächlich die Anrufung der 
höchſten Inſtanz nur ſehr bemittelten Perſonen möglich iſt. 
So beträgt beiſpielsweiſe die Beſchwerdeſumme in den 
Vereinigten Staaten von Amerika bei dem Appell von den 
Appellationsgerichten der Bundesſtaaten an den Supreme Court 
of the United States 1 000 Dollar. In England iſt zwar 
theoretiſch die Anrufung des House of Lords in jeder Sache 
geſtattet; tatſächlich wird jedoch der Gebrauch des Rechtsmittels 
dadurch außerordentlich beſchränkt, daß der Reviſionskläger 
verpflichtet iſt, als Sicherheit für die hohen, mindeſtens 200 & 
betragenden Prozeßkoſten entweder eine Schuldurkunde über 
500 E auszuſtellen und für 200 & zwei Bürgen zu ſtellen 
oder 200 & bar zu hinterlegen, und daß ſelbſt die Bewilligung 
des Armenrechts von dieſer Sicherheitsſtellung nicht befreit. 
In den meiſten Staaten, die das Rechtsmittel an den höchſten 
Gerichtshof ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
zulaſſen, liegt eine weſentliche Beſchränkung des Rechtsmittels 
darin, daß den unterliegenden Reviſionskläger Vermögens⸗ 
nachteile von beträchtlicher Höhe treffen. In dieſer Weiſe 
wirken in Frankreich, Italien, Schweden die Sulkkumbenzſtrafen, 
die in voller Höhe oder in einem Teilbetrage bei der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels zu hinterlegen ſind. In der gleichen 
Richtung wirkt ferner die in Frankreich und Belgien beſtehende 
Verpflichtung zur Entſchädigung des obſiegenden Gegners und 
die Mutwillensſtrafe für frivole Einlegung von Rechtsmitteln 
in Oſterreich und Ungarn. Endlich iſt in einer Reibe von 
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auswärtigen Staaten ſogar die Angehung der Berufungsinſtanz 
dadurch beſchränkt, daß die Berufung mit Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes in einem ſehr weitgehenden Umfange 
ausgeſchloſſen iſt, ſo in den Niederlanden bei Urteilen bis 
400 Gulden, in zahlreichen Kantonen der Schweiz bei Urteilen 
bis 300, 400 und 500 Franken, in Frankreich bei Urteilen bis 
zu 1 500 Franken, in Belgien bei allen Streitſachen unter 
2500 Franken. Das politiſche Bewußtſein des Volkes ſieht 
in dieſen Schranken nicht eine Benachteiligung der Rechtspflege 
zuungunſten gewiſſer Bevölkerungsklaſſen, ſondern ein unent⸗ 
behrliches Mittel, die oberen Gerichtshöfe vor einer Überflutung 
zu ſchützen, welche den inneren Wert ihrer Rechtſprechung ge⸗ 
fährden würde. | 

Wenn ferner geltend gemacht wird, daß durch die Er: 
höhung der Reviſionsſumme eine große Zahl von Parteien 
ſchwer geſchädigt werde, ſo wird dabei überſehen, daß die Zahl 
der Reviſionen, welche Erfolg haben, verhältnismäßig nicht 
groß iſt. Wie die in der Anlage II beigefügte Mberficht ergibt, 
lauteten von je 100 bei dem Reichsgericht in den Jahren 1899 
bis 1903 in der Reviſionsinſtanz ergangenen Urteilen 

auf Zurückweiſung oder Verwerfung der Reviſion 78,7, 
auf Aufhebung des angefochtenen Urteils 
unter Zurückverweiſung der Sache in die frühere 
Inſtanz 16,8, 
unter Entſcheidung in der Sache ſelbſt 4,5. 

Hierbei iſt noch zu berückſichtigen, daß erfahrungsgemäß 
bei den in die Berufungsinſtanz zurückverwieſenen Sachen in 
einer nicht unerheblichen Zahl von Fällen die nochmalige Ver⸗ 
handlung zur Aufrechterhaltung des erſten Berufungsurteils 
führt, ſodaß die Reviſion auch in dieſen Fällen für die Partei 
einen materiellen Erfolg nicht hat. Der Gewinn, den einzelne 
Parteien durch die Abänderung der Urteile erzielen können, 
ſteht aber in keinem Verhältniſſe zu dem Nachteile, den die 
geſamte Rechtspflege erleiden müßte, wenn das Reichsgericht 
den ihm geſtellten Aufgaben infolge dauernder Überlaſtung 
nicht mehr gerecht werden könnte. 

Was den Umfang der Erhöhung betrifft, ſo hatte ſich im 
Jahre 1898 die Kommiſſion, welcher der Entwurf der Prozeß⸗ 
novelle überwieſen war, im allgemeinen auf den Boden der 
damaligen Vorlage geſtellt und nur befürwortet, für die im 
§ 24 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Streitigkeiten die 
bisherige Reviſionsſumme beizubehalten, weil im Bereiche des 
Immobiliarſachenrechts die Erhöhung der Reviſionsſumme auf 
3000 Mark die Beſorgnis erwecke, daß nicht mehr alle Streit⸗ 
fragen aus dieſer Materie im Laufe der Zeit vor das Reichs⸗ 
gericht gelangten. In der Tat wäre eine derartige Ausnahme 
nicht gerechtfertigt geweſen. Denn nach den inzwiſchen bei 
dem Reichsgerichte gemachten, von dem Präſidenten des Ge⸗ 
richtshofs ausdrücklich beſtätigten Erfahrungen iſt nicht mehr 
zu bezweifeln, daß Reviſionen mit einem Beſcherdegegenſtande 
von mehr als 3000 Mark bezüglich der Fragen des Immobiliar⸗ 
ſachenrechts ſchon bisher in ausreichender Zahl eingegangen 
ſind und ebenſo fernerhin eingehen werden. Der Entwurf 
(Artikel I Nr. 1) greift gleichwohl auf die Vorlage des Jahres 
1897 nicht einfach zurück, ſondern ſchlägt, je nachdem es ſich 
um übereinſtimmende und abweichende Inſtanzentſcheidungen 
handelt, eine Abſtufung der Reviſionsſumme vor. Die Reviſion 
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fol in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
ſtets zuläſſig ſein, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
den Betrag von 3000 Mark überſteigt, bei dem Vorliegen 
abweichender Entſcheidungen aber ſchon dann, wenn der Wert 
des Gegenſtandes der Beſchwerde, ſoweit ſie auf dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen dem erſten und zweiten Urteil beruht, den 
Betrag von 2000 Mark überſteigt. Dieſe Unterſcheidung 
rechtfertigt ſich durch die Erwägung, daß, ſoweit Überein⸗ 
ſtimmung zweier Inſtanzen vorliegt, im allgemeinen eine 
größere Gewähr für die richtige Entſcheidung gegeben iſt. 
Zugleich entzieht ſie dem Einwande jeden Boden, daß bei 
einer unbedingten Erhöhung der Reviſionsſumme auf 3000 Mark 
in einzelnen Rechtsmaterien nicht mehr alle wichtigen Rechts⸗ 
fragen zur Entſcheidung der höchſten Inſtanz gelangen würden. 

Was die Wirkung der in Ausſicht genommenen Maßregel 
anlangt, ſo iſt ſie für die unbemittelten Bevölkerungsklaſſen 
ſehr gering. Dies iſt daraus zu entnehmen, daß unter den 
während der letzten fünf Jahre bei dem Reichsgericht anhängig 
gewordenen Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche, welche einen Beſchwerdegegenſtand von 3 000 Mark 
oder weniger betrafen, ſich nach einer auf Grund des vorhan⸗ 
denen ſtatiſtiſchen Materials vorgenommenen ſchätzungsweiſen 
Berechnung durchſchnittlich in jedem Jahre nur 26 Sachen be⸗ 
fanden, in denen dem Reviſionskläger das Armenrecht bewilligt 
war. Auch durch dieſe Zahlen werden die Beſorgniſſe widerlegt, 
welche in ſozialer Beziehung gegen die Erhöhung der Reviſions⸗ 


ſumme geltend gemacht worden ſind. Nach den für die Jahre 


1899 bis 1903 angeſtellten Ermittlungen iſt anzunehmen, daß 
die Zahl der Reviſionen bei einer allgemeinen Erhöhung der 
Reviſionsſumme auf 3000 Mark ſich höchſtens um 30 Prozent 
vermindern würde. Ausreichende Ermittelungen darüber, wie 
viele Sachen ſolche waren, in welchen die Entſcheidungen beider 
Vorinſtanzen übereinſtimmten, haben ſich nicht anſtellen laſſen. 
Es darf aber nach den vorgenommenen Proben als ſicher 
gelten, daß eine nicht unbeträchtliche Zahl von Sachen, die 
ſonſt von dem Zugange zum Reichsgericht ausgeſchloſſen ſein 
würden, dieſen Zugang behalten, ſobald die Reviſion auch bei 


einem Werte des Beſchwerdegegenſtandes zwiſchen 2000 und 


3000 Mark dann zuläſſig bleibt, wenn die Entſcheidungen der 
erſten und zweiten Inſtanz in der durch den Entwurf bezeichneten 
Weiſe voneinander abweichen. Danach müßte auch der vorher 
geſchätzte Prozentſatz etwa auf 23 Prozent ermäßigt werden. 
Für die tatfächliche Bedeutung dieſer Einſchränkung gegenüber 
den Parteien kommt in Betracht, daß nach den ſchon erwähnten 
Berechnungen mehr als drei Vierteile aller Urteile von vorn⸗ 
herein auf Abweiſung lauten; inſoweit bringt alſo die geſchätzte 
Einſchränkung der Reviſionsſachen der Bevölkerung keinen ſach⸗ 
lichen Nachteil. | 

Im einzelnen iſt zur Begründung des Entwurfs noch 
folgendes zu bemerken: 

Artikel J. 
8 546. 

Wie die Faſſung des Abſ. 2 klarſtellt, müſſen zur An⸗ 
wendung der darin getroffenen Vorſchrift drei Vorausſetzungen 
vorliegen: 

1. Durch das Urteil des Berufungsgerichts muß das 
Urteil erſter Inſtanz inſoweit abgeändert ſein, als 
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dieſes eine der Rechtskraft fähige Entſcheidung im 
Sinne des § 322 der Zivilprozeßordnung enthält. 
Der Entwurf folgt in dieſer Beziehung dem Vor⸗ 
gange des im Jahre 1874 dem Reichstage vor⸗ 
gelegten Entwurfs der Zivilprozeßordnung (vergl. 
§ 485 jenes Entwurfs), um für die Entſcheidung der 
Frage, ob eine Difformität oder Konformität der 
Urteile vorliegt, eine tunlichſt einfache Grundlage zu 
ſchaffen. Es folgt daraus insbeſondere, daß eine 
Konformität der Urteile beider Inſtanzen im Sinne 
des § 546 vorliegt, wenn beide Urteile über das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen des durch die Klage oder 
Widerklage erhobenen Anſpruchs (S 322 Abſ. 1) 
oder über das Nichtbeſtehen einer zwecks Aufrechnung 
geltend gemachten Gegenforderung (§S 322 Abſ. 2) 
zu demſelben Endergebnis gelangt ſind, mag auch 
die Begründung der Entſcheidungen eine verſchiedene 
fein. Es folgt daraus weiter, daß der § 546 Abſ. 2 
keine Anwendung finden kann, wenn durch das Urteil 
erſter Inſtanz nur über prozeßhindernde Einreden ent⸗ 
ſchieden iſt (§ 275; vergl. auch § 538 Abſ. 1 Nr. 2). 

2. Der Gegenſtand, über welchen die beiden Vorinſtanzen 
abweichend voneinander entſchieden haben, muß einen 
Wert von mehr als 2000 Mark beſitzen. 

3. Die Beſchwerde des Reviſionsklägers muß ſich gegen 
den abweichenden Teil des Berufungsurteils richten, 
wobei ſelbſtverſtändlich, ſobald dies der Fall iſt, der 
Reviſionskläger das Berufungsurteil auch hinſichtlich 
des Teiles anfechten kann, über welchen die Vor⸗ 
inſtanzen etwa übereinſtimmend erkannt haben. Bei⸗ 
ſpielsweiſe kann alſo ein Kläger, der mit einer auf 
Zahlung von 2800 Mark gerichteten Klage in erſter 
Inſtanz in Höhe von 500 Mark abgewieſen und mit 
2300 Mark durchgedrungen iſt, in zweiter Inſtanz aber, 
nachdem von beiden Teilen Berufung eingelegt war, mit 
ſeiner ganzen Klage abgewieſen wird, wegen der geſamten 
2800 Mark Reviſion einlegen, obwohl in Höhe von 
500 Mark zwei gleichlautende Entſcheidungen vorliegen. 


88 552, 553, 554 a, 554 b, 555. 


Nach dem geltenden Rechte erfolgt die Einlegung der 
Reviſion durch Zuſtellung eines Schriftſatzes und die Ladung 
des Reviſionsbeklagten vor das Reviſionsgericht zur mündlichen 
Verhandlung über die Reviſion durch den Reviſionskläger. Der 
Entwurf ordnet die Einlegung des Rechtsmittels nach dem 
Vorbilde des § 7 des Geſetzes, betreffend die Einführung der 
Zivilprozeßordnung, vom 30. Januar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 244) dahin, daß die Einlegung durch Einreichung der 
Reviſionsſchrift bei dem Reviſionsgerichte zu erfolgen hat und 
die Reviſionsſchrift dem Gegner von Amts wegen zuzuſtellen 
iſt. Wie in dem Abſchnitte III der Begründung dargelegt iſt, 
wird durch dieſe Ordnung bezweckt, dem Reviſionsgerichte die 
Möglichkeit zu eröffnen, ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
durch Beſchluß darüber zu befinden, ob die Reviſion an ſich 
ſtatthaft und ob ſie in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt 
ſei. Der § 554 b Abſ. 2 gewährt dem Gerichte jedoch nur 
eine Befugnis; das Reviſionsgericht iſt deshalb zu einer förm⸗ 
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lichen Beſchlußfaſſung über die Zuläſſigkeit der Reviſion nicht 
verpflichtet. Beſtehen gegen die Zuläſſigkeit keine Bedenken 
oder erachtet das Gericht eine mündliche Verhandlung über die 
Zuläſſigkeit für erforderlich, ſo iſt der Termin zur mündlichen 
Verhandlung von Amts wegen anzuberaumen und den Parteien 
bekannt zu machen. Die übrigen hier vorgeſehenen Anderungen 
ergeben ſich ohne weiteres aus der Umgeſtaltung des Reviſions⸗ 
verfahrens. 
§ 565 a. 

In einer nicht unbeträchtlichen Zahl von Fällen verfährt 
der Reviſionskläger, um Zeit zu gewinnen, jetzt in der Weiſe, 
daß er zunächſt ein Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen läßt 
und ſodann gegen das ſeine Reviſion zurückweiſende Urteil 
Einſpruch einlegt. Durch ein ſolches Verfahren wird nicht nur 
zum Schaden der Gegenpartei der Prozeß verſchleppt, ſondern 
auch das Reichsgericht, weil es ſich zweimal mit der Sache 
befaſſen muß, mit unnötiger Arbeit belaſtet. Der Entwurf will 
deshalb gegen ein in der Reviſionsinſtanz erlaſſenes Verſäumnis⸗ 
urteil den Einſpruch ausſchließen. Eine Gefährdung berechtigter 
Intereſſen iſt daraus nicht zu beſorgen, weil die Parteien ſtets 
durch Anwälte vertreten ſind und dieſe den Termin nur ver⸗ 
ſäumen werden, wenn es der Abſicht ihrer Mandanten entſpricht. 


8 566. 
Dieſe Vorſchrift bedarf mit Rückſicht auf die im §S 554 h 
getroffenen Vorſchriften einer entſprechenden Anderung. 
88 569, 574, 577. 


Vielfach werden dem Reichsgerichte von den Parteien 
lange, unklar und verworren abgefaßte Beſchwerden in An⸗ 
gelegenheiten eingereicht, welche, wie Armenrechtsſachen, dem 
Anwaltszwange nicht unterliegen. Die Prüfung ſolcher Eingaben 
erfordert unverhältnismäßig viel Zeit und Mühe. Deshalb 
ſchreibt der Entwurf im § 569 Abſ. 2 vor, daß Beſchwerden 
gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte in ſolchen Fällen 
nur durch Erklärung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers oder 
durch Einreichung einer von einem Rechtsanwalt unterzeichneten 
Beſchwerdeſchrift eingelegt werden können. 

Weiterhin iſt eine große Zahl der bei dem Reichsgericht 
eingelegten Beſchwerden unzuläſſig, weil die Beſchwerde entweder 
nicht in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt oder an ſich 
unſtatthaft iſt. Zur Entlaſtung des Reichsgerichts wird es daher 
beitragen, wenn, wie der Entwurf (§ 574 Abſ. 3) vorſchlägt, 
die Prüfung und Entſcheidung der Frage der Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde zunächſt den Oberlandesgerichten obliegt. Führt 
dieſe Prüfung zur Verwerfung der Beſchwerde, ſo kann die 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts durch einen Antrag des 
Beſchwerdeführers herbeigeführt werden. Da der Beſchwerde⸗ 
führer durch den Antrag lediglich zu erkennen gibt, daß er die 
Beſchwerde aufrecht erhalte, folgt der Antrag, ſoweit nicht der 
Satz 2 des 8 574 Abſ. 2 ein anderes beſtimmt, den Regeln 
über die Beſchwerde; er iſt mithin bei demſelben Gericht und 
in denſelben Formen wie die Beſchwerde anzubringen. 

Der neue Abſ. 2 des § 574 macht auch eine Anderung 
des § 569 Abſ. 1 und des § 577 Abſ. 2 Satz 2 notwendig. 
Nach dieſen Vorſchriften kann die Beſchwerde in dringenden 
Fällen, die ſofortige Beſchwerde auch in nicht dringenden Fällen 
nicht nur bei dem Gerichte, welches die angefochtene Entſcheidung 
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erlaſſen hat, ſondern auch bei dem Beſchwerdegericht eingelegt 
werden. Die Einlegung bei dem Beſchwerdegerichte kann, ſo— 
weit es ſich um die Anfechtung der Entſcheidung eines Ober— 
landesgerichts handelt, nicht mehr geſtattet werden, wenn über 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde zunächſt das Oberlandesgericht 
befinden ſoll. Vielmehr muß in dieſen Fällen die Einlegung 
ſtets bei dem Oberlandesgericht erfolgen. Die bezeichneten 
Vorſchriften ſind deshalb entſprechend abgeändert. 


Artikel II. 


In verſchiedenen Reichsgeſetzen wird auf die im Artikel I 
abgeänderten Vorſchriften der Zivilprozeßordnung verwieſen (zu 
vergleichen insbeſondere Gerichtskoſtengeſetz S 4 Abſ. 2, § 16 
Abſ. 2, Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
S 17 Abſ. 3, Gebührenordnung für Rechtsanwälte 8 12). 
Die im Artikel I vorgeſehenen Anderungen ſollen auch für die 
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Reichsgeſetze gelten, welche auf jene Vorſchriften verweiſen. Um 
jeden Zweifel hierüber abzuſchneiden, iſt dies im Artikel II 
ausdrücklich beſtimmt. 

Artikel III. 

Das Geſetz ſoll, um die dringend notwendige Entlaſtung 
des Reichsgerichts möglichſt bald herbeizuführen, ſchon mit dem 
Tage der Verkündung in Kraft treten. Nach allgemeinen 
Grundſätzen würde es auch auf die in dieſem Zeitpunkt an⸗ 
hängigen Prozeſſe unbeſchränkte Anwendung finden. Um etwaigen 
Härten, welche hieraus für die Parteien erwachſen könnten, vor⸗ 
zubeugen, empfiehlt es ſich jedoch, ſeine Anwendung auf die 
Anfechtung der bereits vor dem bezeichneten Zeitpunkte verkündeten 
oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidungen der Ober: 
landesgerichte auszuſchließen. In Anſehung der Rechtsmittel 
gegen ſolche Entſcheidungen ſollen deshalb noch die bisherigen 
Vorſchriften zur Anwendung kommen. 


Geſchäfte der Bivilſenate des Reichsgerichts. 
!!!.! f ̃ . a 
1 ses Zivilſachen ä i ie pr tr 
Patents ae Konfular: | 8 Des 5 2 
Jahr bürgerlichen (8 3 EN ie i Bewilligung hängig 
Rechts⸗ ſachen einführung ſachen Ber- aufgeführten ſchwerden zuſtändigen des gebliebene 
| ftreitigfeiten were | fahrens Sachen Gerichts Armenrechts Sachen 
1892 2187 21 10 4 2 2 224 811 366 564 773 
1893 2 234 17 8 5 1 2 265 984 360 655 808 
1894 2 446 28 6 8 2 2 490 1019 420 798 993 
1895 2419 42 6 6 4 2477 1119 403 792 1 028 
1896 2 496 33 4 3 2 2 538 1172 414 843 1110 
1897 2 484 49 2 4 1 2 540 1 258 430 855 1119 
1898 2 635 30 5 8 — 2 678 1 381 484 889 1 042 
1899 2 645 32 4 10 ; 2 692 1 389 489 862 851 
1900 2 629 33 5 6 — 2 673 1 247 660 778 788 
1901 | 2 945 34 5 10 1 2 995 1 429 806 975 918 
1902 3308 50 2 7 1 3 368 1 629 822 1107 1 350 
1903 | 3795 54 2 11 — 3 862 1 936 820 1 267 1 915 


Bemerkung. Unter den Beſchwerden (Spalte 8) befinden ſich ſolche in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und in 
Grundbuchſachen für 1900 nur 2, für 1901 nur 6, für 1902 nur 5 und endlich 12 für 1903. 


Überſicht über das Ergebnis der Urteile, welche in den Jahren 1899 bis 1903 von dem Reichsgericht in den vor 
die ordentlichen * gehörigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten in der Revifionsinftanz verkündet worden find. 


— —— k —„— 


ſind Urteile 


e ergangen 
ö unter Zurück⸗ 
verweiſung in die 
frühere Inſtanz 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1899/1903 13 106 2204 


Aufhebung 
des angefochtenen Urteils 


Von den Urteilen lauten auf 


Zurückverweiſung 


unter Entſcheidung oder Verwerfung der Reviſion 
in der Sache 


ſelbſt 


Prozent 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 8. bis 21. Mai 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 55 95, 926, 930, 932, 1006 B. G. B. Eine zu 
vorübergehenden Zwecken aufgeſtellte, wenn auch verbundene 
Lokomobile iſt eine bewegliche Sache und nicht Beſtandteil des 
Grundſtücks. Kauf des Grundſtücks ohne Übergabe der Loko⸗ 
mobile begründet kein Eigentum.] 

Der Sohn der Zimmermeiſterswitwe S. betrieb auf dem 
von ihm gepachteten Grundſtück ſeiner Mutter das Zimmerei⸗ 
geſchäft und ſchaffte eine Compoundlokomobile an, die er im 
Grundſtück aufſtellte. Die Lokomobile ſamt Zubehör verkaufte 
er an den Kl., die Lokomobile blieb bis auf weiteres auf dem 
Grundſtücke ſtehen. Später kaufte der Bekl. von der Witwe S. 
deren Grundſtück und wurde durch Auflaſſung Eigentümer. 
Dieſer verweigert die Herausgabe der Maſchine an den Kl., 
wurde aber dazu verurteilt. Seine Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Das B. G. ſagt: Der Mieter habe die Maſchine 
nicht für das Grundſtück angeſchafft, ſondern für fi) als Mieter 
des Grundſtücks und mit der Abſicht, ſie nach Beendigung des 
Mietverhältniſſes am Grund und Boden wieder wegzunehmen. 
Sie iſt nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund 
und Boden beziehungsweiſe dem daraufſtehenden Maſchinenhauſe 
in Verbindung gebracht geweſen, und gemäß § 95 des B. G. B. 
ohne Rückſicht auf die Art der Verbindung nicht als Beſtandteil 
des Grundſtücks anzuſehen. Für die Frage, ob die Maſchine 
nicht ſchon bei ihrer Aufſtellung im Jahre 1895 Grundſtücks⸗ 
beſtandteil geworden, ſei allerdings das gemeine Recht maß⸗ 
gebend, nach dem es nicht auf die Abſicht der Beteiligten, 
ſondern auf die Art der Verbindung ankomme. Die Verbindung 
der Lokomobile mit dem Grundſtück ſei aber keineswegs eine 
ſo feſte und dauerhafte geweſen, daß ſie nicht ohne weſentliche 
Verletzung der Subſtanz des einen oder des anderen Teiles 
gelöſt werden konnte. Die bei der Löſung nötige Entfernung 
der an der Maſchine angebrachten Ziegelummauerung könne 
wegen ihres geringen Umfanges nicht als weſentliche Verletzung 
des Maſchinenhauſes angeſehen werden und die Maſchine werde 
durch die Löſung der Verbindung überhaupt nicht geſchädigt. 
Auf Grund dieſer rechtlich durchaus einwandfreien Erwägungen 
konnte das B. G. feſtſtellen, daß die Maſchine zur Zeit des 
Verkaufs an den Kl. eine im Eigentume des Verkäufers Louis S. 
ſtehende bewegliche Sache war. Nicht zu beanſtanden iſt ferner 
die Annahme des B. G., daß der Kl. durch den Kauf in Ver⸗ 
bindung mit der mit dem Verkäufer getroffenen Vereinbarung, 
daß der Verkäufer die Maſchine bis auf weiteres in den bis⸗ 
herigen Räumen zu verwahren habe, gemäß 8 930 des 
B. G. B. das Eigentum an der Maſchine erworben hat. Der 
Bekl. hat indeſſen ferner geltend gemacht, der Kl. habe ſein 
Eigentum ſpäter wieder dadurch verloren, daß er, der Bekl., das 
Grundſtück mit allen Zubehörungen gekauft und in gutem 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Glauben den Beſitz der Maſchine erlangt habe. Dieſes Vor⸗ 
bringen iſt nur dann von rechtlicher Bedeutung, wenn die 
Maſchine Zubehör des Grundſtücks war, denn daß er die 
Maſchine als ſelbſtändige Sache von der Witwe S. oder von 
deren Sohn in gutem Glauben übergeben erhalten habe und 
hierdurch nach § 932 des B. G. B. Eigentümer geworden ſei, 
behauptet der Bekl. ſelbſt nicht. Das B. G. hat nun aber auch 
die Zubehöreigenſchaft der Maſchine verneint, weil ſie nur vor⸗ 
übergehend für den wirtſchaftlichen Zweck des Grundftüds, den 
Schneidemühlenbetrieb, benützt worden ſei. Durch dieſe rechtlich 
nicht zu beanftandende Feſtſtellung wird die Anwendbarkeit der 
88 926 Abſ. 2, 932 des B. G. B. beſeitigt. Schließlich rügt 
der Rkl. Verletzung des § 1006 des B. G. B. durch Nicht⸗ 
anwendung. Allein nach dem feſtſtehenden Sachverhalte iſt für 
die im § 100 6 aufgeſtellte Vermutung kein Raum, denn der 
Kl. war bis zu dem Augenblick, in welchem der Bekl. die 
Maſchine in Beſitz nahm, Eigentümer und Beſitzer derſelben, 
ſie iſt ihm vom Bekl. ſelbſt unter Umſtänden weggenommen 
worden, die einen Eigentumserwerb des Bekl. ausſchließen. Ob 
in den bezüglichen Vorgängen ein „Verlorengehen“ oder „ſonſtiges 
Abhandenkommen“ der Maſchine im Sinne des $ 1006 Abſ. 1 
Satz 2 des B. G. B. zu finden, kann dahingeſtellt bleiben, 
denn jedenfalls iſt für den vorliegenden Fall die im erſten 
Satze des § 1006 aufgeſtellte Eigentumsvermutung widerlegt. 
G. c. H., U. v. 12. April 04, 542/03 VII. — Jena. 

2. 55 119, 1943, 1949, 1956 B. G. B. Anfechtung 
der Erbſchaftsausſchlagung wegen Irrtums. Friſtverſäumnis.] 

Durch $ 1956 des B. G. B. iſt geſtattet, auch die Ver⸗ 
faumung der Ausſchlagungsfriſt anzufechten. Die Verſäumung 
der Ausſchlagungsfriſt iſt, was ihre Anfechtbarkeit anlangt, durch 
§ 1956 dem Rechtsgeſchaͤft gleichgeſtellt, und dies läßt fich 
durch die Erwägung rechtfertigen, daß die Verſäumung der 
Friſt zufolge §8 1943 Satz 2 als Annahme „gilt“, fo daß 
man das Stillſchweigen, d. h. das Verſtreichenlaſſen der Aus- 
ſchlagungsfriſt eine „fingierte Erklärung“ nennen kann. Wird 
aber die Verſäumung dem Rechtsgeſchäft gleichgeſtellt, ſo verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß die gegen ſie zugelaſſene Anfechtung den 
allgemeinen Vorſchriften unterliegt, als Anfechtungsgründe alſo 
nur die allgemein ſtatthaften: Irrtum, Betrug und Zwang in 
Betracht kommen, und zwar der Irrtum fo, wie er in § 119 
und § 1949 zugelaſſen iſt. Es ſcheidet deshalb der, allerdings 
für beſondere Fälle beachtliche, Irrtum in dem Beweggrunde 
aus und es darf, abgeſehen von § 1949, nur der Irrtum 
über den Inhalt einer abgegebenen Willenserklärung (wohin 
auch der Irrtum über weſentliche Eigenſchaften der Perſon oder 
Sache gehört) Berüͤckſichtigung finden. Ein folder Irrtum iſt 
auch bei Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt denkbar und deshalb 
iſt eine Anfechtung aus § 1956 wegen Irrtums möglich. 
Es kann aber eine Anfechtung wegen Irrtums auf Grund des 
& 1956 nur dann ſtattfinden, wenn die Unterlaſſung der Aus⸗ 
ſchlagung wiſſentlich erfolgt war, die damit kundgegebene 
Willenserklärung jedoch auf einem Irrtum beruhte. Dann 
müſſen die Fälle ausſcheiden, in denen die Verſäumung der 
Erklärung nicht einer darauf gerichteten Willensbetätigung des 
Erben entſprungen war; vielmehr wird die Anfechtung nur 
unter der Vorausſetzung zugelaſſen werden konnen, daß der 
Erbe von feinem Recht, die Erbſchaft auszuſchlagen und über⸗ 
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dies von der Beſtimmung, wonach hierfür eine Friſt geſetzt iſt, 
volle Kenntnis hatte, daß er die Ausſchlagung beabſichtigte, und 
daß er ſie infolge eines Irrtums unterließ, der ſich nicht als 
ein Irrtum im Beweggrunde darſtellt, ſondern die in der 
Unterlaſſung ſich vollziehende Willensäußerung ſelbſt betrifft. 
(Wird weiter ausgeführt.) 

Das B. G. hält dafür, daß die Annahmeerklärung und die 
Friſtverſäumung vom Geſetz hinſichtlich der Anfechtbarkeit als 
gleichwertig nebeneinander geſtellt würden und dieſe grundlegende 
Anſicht iſt nicht zutreffend. Wäre fie es, jo würde die Folgerung 
unabweislich ſein, daß jeder Erbe, der die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nicht kennt, ohne ſonſtige Vorausſetzungen jede ihm 
nachteilige Annahme, ſofern er ſolche nicht ausdrücklich erklärt 
hat, aus 8 1956 des B. G. B. anfechten konnte, alſo wegen 
Rechtsunkenntnis in den vorigen Stand wieder eingeſetzt werden 
müßte. Eine ſolche Tragweite kommt jener Beſtimmung jedoch 
nicht zu und zwar deshalb nicht, weil ihr Sinn ein anderer iſt: 
es iſt der Annahmeerklärung die Friſtverſäumung hinſichtlich der 
Anfechtbarkeit nicht ſchlechthin, ſondern nur dann gleichgeſtellt, 
wenn die Friſtverſäumung fo geartet iſt, daß in ihr eine 
Willenserklärung gefunden werden kann und das ſetzt notwendig 
voraus, daß die Unterlaſſung in dem Bewußtſein von dem Recht 
der Ausſchlagung und von der hierfür geltenden Friſt erfolgt 
war. S. c. S., U. v. 28. April 04, 16/04 IV. — Stuttgart. 

3. 88 125, 402, 518, 2113, 2136, 2269, 2270, 2280, 
2287, 2301 B. G. B. Aushändigung einer Schuldurkunde iſt 
noch keine Zeſſion. Nur Vollzug einer Schenkung, nicht Er⸗ 
mächtigung zur Abholung der verſprochenen Sache nach dem 
Tode iſt Erfüllung des Verſprechens. Der überlebende Ehe⸗ 
gatte darf bei feinen Lebzeiten Verfügungen des gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtaments nicht durch fraudulöſe Schenkungen vereiteln.] 

Zwar iſt der Zedent verpflichtet, dem Zeſſionar eine über 
die abgetretene Forderung beſtehende Schuldurkunde aus⸗ 
zuhändigen ($ 402 des B. G. B.), nicht aber kann umgekehrt 
aus der nackten Tatſache der Aushändigung der Schuldurkunde 
auf das Zuſtandekommen des Abtretungsvertrags zurückgeſchloſſen 
werden. Das der Form des & 518 entbehrende Schenkungs⸗ 
verſprechen iſt gemäß $ 125 des B. G. B. in vollem Umfange 
nichtig und dieſe Nichtigkeit wird auch nicht durch gewiſſe 
auf ſeine Erfüllung abzielende, ſie bloß vorbereitende Rechts⸗ 
handlungen, ſondern nur durch wirkliche Erfüllung geheilt. 
Daraus folgt, daß die Schenkung unter Lebenden — und in⸗ 
ſoweit iſt ihr durch 8 2301 des B. G. B. auch die Schenkung 
von Todes wegen gleichgeſtellt — vom Schenker immer nur 
bei feinen Lebzeiten durch Leiſtung des zugewendeten Gegen⸗ 
ſtandes vollzogen werden kann. Die Vollziehung kann demnach 
nicht durch die bei Lebzeiten erteilte Ermächtigung erſetzt werden, 
die Sache nach dem Tode des Schenkers von Dritten in Empfang 
zu nehmen. Die Sache gehört vielmehr zum Nachlaßvermögen, 
und die Verfügungen Dritter hierüber können dem Rechte der 
Erben nicht abträglich werden. 

Im Falle des § 2269 des B. G. B. iſt darüber kein 
Zweifel, daß der überlebende Ehegatte das ererbte ſowohl, als 
das eigne, auch das etwa neuerworbene Vermögen als Einheit 
befitzt und daß er unter Lebenden hierüber grundſätzlich frei, 
insbeſondere auch frei von den in 88 2113 Abſ. 2 2136 des 
B. G. B. dem Vorerben auferlegten Beſchränkungen verfügen 
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darf. Wohl aber findet dieſe Verfügunge freiheit darin ihre 
Schranke, daß er im Falle des § 2270 die Verfügungen des 
gemeinſchaftlichen Teſtaments bei ſeinen Lebzeiten nicht durch 
fraudulöſe Schenkungen vereiteln darf. Das Geſetz hat die 
Unwirkſamkeit ſolcher Schenkungen ausdrücklich allerdings nur 
beim Erbvertrag anerkannt (§ 2287 des B. G. B.). Allein 
erwägt man die überaus enge zwiſchen dem Erbvertrag und dem 
korreſpektiven Teſtamente beſtehende Verwandtſchaft (58 2280, 
2269 des B. G. B.) ſowie die völlige Gleichheit der Rechts⸗ 
lage, die zwiſchen dem durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer 
und dem überlebenden Ehegatten beſteht, der das ihm Zu⸗ 
gewendete nicht ausgeſchlagen hat, ſo iſt kein Grund erfindlich, 
der den Geſetzgeber hätte beſtimmen können, gerade in der 
Frage der Schenkungsfreiheit zwiſchen beiden einen Unterſchied 
zu machen. K. c. B., U. v. 25. April 04, 396/03 IV. — 
Berlin. 

4. 88 130, 132, 157, 162, 242, 320, 815 B. G. B. 
Aber Abgabe der empfangsbedürftigen Willenserklärung. Ver⸗ 
ſpätung der letzteren. Argliſt des Empfängers.] 

Grundſätzlich muß nach 8 130 des B. G. B. zur Wirkſam⸗ 
keit einer ſogenannten empfangsbedürftigen Willenserklärung, 
die in Abweſenheit des anderen abgegeben wird, erfordert werden, 
daß fie dieſem wirklich zugeht. Ebenſo muß, wenn für eine 
ſolche Erklärung durch Geſetz oder Vertrag eine beſtimmte Friſt, 
innerhalb deren und eine beſtimmte Form, in der ſie dem 
andern Teile zugehen ſoll, vorgeſchrieben iſt, dieſe Friſt und 
dieſe Form regelmäßig wirklich innegehalten werden, damit die 
Rechtswirkung der Erklärung eintreten kann. Selbſt wenn 
daher der zur Entgegennahme der Erklärung Verpflichtete deren 
Zugang abſichtlich verhindert oder das Unterbleiben des Zugangs 
nur in Umſtänden ſeinen Grund hat, die er zu vertreten hat, 
ſo muß der Erklärende alsbald zu anderer Zeit und in 
anderer Form die Erklärung dem Verpflichteten zugehen laſſen, 
wenn nicht etwa ſchon der in $ 132 des B. G. B. nachgelaſſene 
Ausweg der Zuſtellung durch einen Gerichtsvollzieher noch be⸗ 
treten werden kann. Ergibt ſich dann aber hieraus eine Ver⸗ 
ſpätung des Zuganges oder eine Nichtbeachtung der 
vorgeſchriebenen Form der Erklärung, ſo muß vermöge des 
auch im B. G. B. in einer Reihe von Anwendungsfällen an⸗ 
erkannten Grundſatzes der Herrſchaft von Treu und Glauben 
im Rechtsverkehre — vergl. die 88 157, 162, 242, 320 
Abſ. 2, 815 — die Berufung auf das ſchuldhafte Verhalten 
des Empfängers der Willenserklärung die Wirkung jener dadurch 
verurſachten Mängel des Zugangs der Erklärung hintanzuhalten 
geeignet ſein. Der Geltendmachung dieſer Mängel durch den 
Empfänger der Willenserklärung, die ſich als eine wider Treu 
und Glauben verſtoßende Ausbeutung der Rechtskonſequenz dar⸗ 
ſtellt, kann daher der Erklärende wirkſam mit dem Rechtsbehelfe 
der Argliſt, entſprechend der früheren exceptio oder replica 
doli generalis, entgegentreten. Vergl. David in Gruchots 
Beiträgen Bd. 46 S. 232. S. c. B., U. v. 29. April 04, 
104/04 III. — Berlin. 

5. 5§ 313, 925 ff., 929 ff. B. G. B. Auseinander- 
ſetzung von Erben vor dem Grundbuchamt iſt Nichtbeobachtung 
der nach §S 313 B. G. B. erforderlichen Form.] 

Kl. und die beiden Bekl. find zu je / Erben ihrer ver⸗ 
ſtorbenen Mutter. Zum Nachlaß gehört ein Grundſtück, als 
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deſſen Eigentümer auf Grund einer vor dem Grundbuchamt 
ſtattgefundenen Verhandlung dermalen die 3 Erben „in un⸗ 
geteilter Erbengemeinſchaft“ eingetragen ſtehen. Kl. behauptet, 
die ſonſtige Nachlaßmaſſe ſei ermittelt und feſtgeſtellt und darüber 
ſei man einig geweſen, daß jeder vom Nachlaß Ys zu beanſpruchen 
habe; er beantragte in II. J. die Bekl. zu verurteilen 1. anzu⸗ 
erkennen, daß ihm das Miteigentum zu / an dem Grundſtücke 
und an den zum Nachlaß gehörenden Eigentumshypotheken zu⸗ 
ſteht, 2. demgemäß die Eintragung der 3 Erben als Miteigen⸗ 
tümer zu ¼ des Grundſtücks zu bewilligen und zu beantragen, 
3. ihm / des Grundſtücks aufzulaſſen und / der Hypotheken 
nebſt den Zinſen abzutreten. Nach dem Antrage der Bekl. 
haben beide Vorinſtanzen die Klage abgewieſen. Die Revifion 
des Kl. iſt zurückgewieſen worden. — Einem den geſamten Nach⸗ 
laß erſchöpfenden Auseinanderſetzungsvertrage kommt an ſich 
keine dingliche Wirkung zu. Vielmehr bedarf es, um auf dem 
Gebiete des Sachenrechts die vertraglich bedungenen Rechts⸗ 
änderungen wirklich herbeizuführen, noch der Erfüllung der⸗ 
jenigen Vorausſetzungen, von welchen ſonſt das Geſetz den Voll⸗ 
zug der in Frage ſtehenden Anderung abhängig macht. Daraus 
folgt im Streitfalle ohne weiteres die Nichtigkeit des Vertrages 
wegen Nichtbeobachtung der in §8 313 des B. G. B. vor- 
geſchriebenen Form. Dabei kommt nach dem oben Ausgeführten 
auch darauf nichts an, ob dieſer Vertrag im Rahmen des all⸗ 
gemeinen Erbauseinanderſetzungsvertrages oder für ſich als 
beſondere Vereinbarung geſchloſſen worden iſt. Nun wird zwar 
mit der Klage nicht bloß Auflaffung des Nachlaßgrundſtücks, 
ſondern auch Abtretung der darauf haftenden Eigentümer⸗ 
hypotheken verlangt; allein dem B. R. iſt beizuſtimmen, wenn 


er verlangt, daß der Nachlaß dann mindeſtens im weſentlichen 


geteilt fein müſſe, ſodaß der Reſt das Geringere bildet, 
welches eben deshalb als mitgeteilt gelte. Nun hat aber der Kl., 
obwohl er ſelbſt vorträgt, daß auch Forderungen zum Nachlaß 
gehören, die Höhe dieſer Forderungen ſchlechterdings nicht be⸗ 
ziffert. Unter dieſen Umſtänden hat der B. R. mit Recht jeden 
Anhalt vermißt, um beurteilen zu können, ein wie großer oder 
wie geringer Teil des Nachlaſſes überhaupt von der angeblichen 
bisherigen Auseinanderſetzung betroffen worden ſei. L. c. S., 
U. v. 21. April 04, 35/04 IV. — Breslau. 

6. § 341 B. G. B. Wann iſt der Vorbehalt der Vertrags⸗ 
ſtrafe bei verſpäteter Erfüllung zu erklären 71 

8 341 Abſ. 3 des B. G. B. beſtimmt, daß der Gläubiger, 
der die Erfüllung des Vertrages angenommen hat, die für 
den Fall verſpäteter Erfüllung vereinbarte Vertragsſtrafe nur 
verlangen kann, wenn er ſich das Recht dazu bei der Annahme 
vorbehält. Die Begriffe Annahme der Erfüllung (§ 341), 
Annahme als Erfüllung ($ 363) und Abnahme ($ 640) 
find gleichbedeutend. Nicht jede bloß äußerliche Hinnahme 
der Leiſtung iſt ſchon als Annahme der Erfüllung im 
Sinne des § 341 anzuſehen. Andererſeits iſt es nicht 
unumgänglich erforderlich, daß der Empfänger die Er⸗ 
füllung als eine tadelloſe angenommen hat. Es genügt, wenn 
der Gläubiger die Leiſtung körperlich hinnimmt und dabei, 
ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend durch ſein Ver⸗ 
halten bei und nach der Hinnahme zu erkennen gibt, daß er die 
Leiſtung als eine der Hauptſache nach dem Vertrage entſprechende 
Erfüllung anerkenne. Durch ein ſolches Anerkenntnis wird das 
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Recht des Gläubigers, Mängel der Erfüllung zu rügen, nicht 
beſeitigt, ſondern nur, ſoweit der Gläubiger den Mangel kannte, 
eingeſchränkt (§ 640 Abſ. 2) und im übrigen die Beweislaſt 
dafür, ob die Leiſtung dem Vertrage entſpricht, umgekehrt (§ 3 63). 
Die Reviſion ſucht zwar unter Hinweis auf frühere Ent⸗ 
ſcheidungen der Rechtſprechung darzutun, auch ein vor der An⸗ 
nahme der Erfüllung und nach verſpäteter Herſtellung erklärter 
Vorbehalt erhalte das Recht auf die Vertragſtrafe, und dieſe Aus⸗ 
führung findet eine Stütze darin, daß auch in der Wiſſenſchaft 
die Meinung Vertretung gefunden hat, ein vor der Annahme 
erklärter Vorbehalt ſei als fortwirkend anzuſehen, wenn er nicht 
zurückgenommen ſei. (Dernburg, das bürgerliche Recht, Bd. II 
Abteilung I S. 231.) Dieſe Meinung ſteht aber im Widerſpruch 
mit dem Wortlaut und der Entſtehungsgeſchichte des § 341. 
(Wird weiter ausgeführt.) Durch die Worte: bei der An⸗ 
nahme hat der Geſetzgeber die Meinung ausgeſchloſſen, daß 
der Vorbehalt wirkſam auch vor oder nach der Annahme erklärt 
werden dürfe. Der veränderten Geſetzgebung gegenüber kommen 
die von der Reviſion in Bezug genommenen früheren Entſch. 
des Obertribunals und des R. G., die dem Bereiche des gemeinen 
Rechts und des A. L. R. angehören, nicht in Betracht. Doch ſei 
bemerkt, daß die der jetzigen Entſcheidung zu Grunde gelegte 
Auslegung des § 341 Abſ. 3 des B. G. B. eine Unterſtützung 
findet in den Gründen des für das Gebiet des A. L. R. er- 
laſſenen Urteils des I. Zivilſenats des R. G. vom 22. März 1893 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 241 Ziff. 30). Dort iſt 
ausgeführt, es genüge, wenn der Vorbehalt nach dem Eintritt 
der Verzögerung der Erfüllung und vor der Annahme der 
Erfüllung erklärt würde, denn der § 307 Tl. I Tit. 5 des 
A. L. R. fordere den Vorbehalt nicht „bei“ der nachherigen 
Annahme der Erfüllung. v. B. c. G., U. v. 22. April 04, 
490/03 VII — Berlin. 

7. 88 666, 1035, 1068, 2023, 2215, 2218, 2219, 
2220 B. G. B. Pflicht des Teſtamentsvollſtreckers zur Aus- 
kunftserteilung gegenüber dem Vermächtnisnehmer? dem Nieß⸗ 
braucher am Erbteil] b 

Durch § 2215 iſt die Verpflichtung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers zur Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes geregelt und 
die Mitteilung desſelben an die Erben vorgeſchrieben. Dieſe 
Verpflichtung iſt dem Teſtamentsvollſtrecker kraft Geſetzes auf⸗ 
erlegt, kann nach §S 2220 des B. G. B. von dem Erblaſſer 
nicht erlaſſen werden und iſt von einer Anforderung ſeitens des 
Erben nicht abhängig (vergl. Planck B. G. B. Bd. 5 82215 
Anm. 1). Die hier ausgeſprochene Verpflichtung zur Mit⸗ 
teilung des Nachlaßverzeichniſſes beſteht indes nur gegenüber 
den Erben, nicht auch gegenüber den Vermaͤchtnisnehmern. 
Und zu den Erben gehört Kl. nicht; ihr iſt nur ein Nieß⸗ 
brauch hinterlaſſen und deshalb iſt ſie Vermächtnisnehmerin. 
Mit Rückſicht auf dieſe rechtliche Stellung der Kl. hat das 
B. G. eine Verpflichtung des Bekl. zur Erteilung von 
Auskunft deshalb anerkannt, weil der letztere zufolge § 2203 
des B. G. B. die letztwilligen Verfügungen der Erblaſſerin zur 
Ausführung zu bringen und demgemäß der Kl. den ihr ver⸗ 
machten Nießbrauch zu beſtellen, deshalb aber auch über den 
Beſtand des Erbteils, vor dem der Nießbrauch ihr zukomme, 
Aufſchluß zu geben habe. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob 
ein Vermächtnisnehmer niemals unmittelbar von dem Teſtaments⸗ 
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vollſtrecker Auskunft erlangen kann, oder ob unter Umſtänden 
ſich ein ſolches Recht aus der in 8 2219 des B. G. B. 
enthaltenen Beſtimmung, daß der Teſtamentsvollſtrecker auch 
dem Vermächtnisnehmer für Verſchulden verantwortlich iſt, 
würde herleiten laſſen. Denn im vorliegenden Fall iſt der 
Anſpruch der Kl. ſchon nach anderweitigen Beſtimmungen 
begründet. Ihre Kinder, die zu den Erben gehören, haben als 
ſolche ſelbſtverſtändlich das Recht, von dem Bekl. als 
Teſtaments vollſtrecker nicht bloß Auskunft über den Beſtand 
des ihnen zugewieſenen Erbteils, ſondern auch über den ge⸗ 
ſamten Nachlaß zu fordern, da ſich ſonſt nicht prüfen läßt, ob 
ihnen zugeteilt iſt, was ihnen zukommt. Es folgt dies, ganz 
abgeſehen von § 2215, aus 8 2218 und dem dort in Bezug 
genommenen § 666 des B. G. B. Ferner konnte Kl. zufolge 
88 1035, 1068 des B. G. B. von dem Vertreter ihrer Kinder 
wegen des ihr an dem Erbteil derſelben zuſtehenden Nießbrauchs die 
Mitwirkung für die Herſtellung eines Verzeichniſſes der dazu 
gehörigen Sachen und Rechte, deshalb aber ſelbſtverſtändlich 
auch Auskunft hierüber verlangen. Die in jenen Beſtimmungen 
ausgeſprochene Verpflichtung des Eigentümers zur Mitwirkung 
bei der Aufnahme eines Verzeichniſſes und folgeweiſe zur Er⸗ 
teilung der erforderlichen Auskunft hat zwar nur die dem 
Nießbrauch unterliegenden Sachen und Rechte zum Gegen⸗ 
ſtande; in dem vorliegenden Fall iſt jedoch die Verpflichtung 
zur Erteilung von Auskunft auf den Beſtand des ganzen 
Nachlaſſes zu erſtrecken, weil ſich nur bei Kenntnis dieſes 
Beſtandes überſehen läßt, ob der Beſtand des dem Nießbrauch 
der Kl. unterliegenden Erbteils vollſtändig angegeben wird, die 
Auskunft über den Geſamtbeſtand des Nachlaſſes mithin zur 
ordnungsmäßigen Erfüllung der aus 85 1035, 1068 des 
B. G. B. folgenden Verpflichtung gehört. Die Erfüllung aber 
iſt nach dem vorliegenden Tatbeſtand von dem Bekl. zu 
bewirken und zwar auf Grund der gegenwärtig von der Kl. 
erhobenen Klage. Denn verpflichtet ſein würde der Vertreter 
der Erben, an deren Erbteil der Kl. der Nießbrauch zuſteht. 
Und dieſer Vertreter iſt nach der letztwilligen Verfügung der 
Bekl., weil danach dieſem die Verwaltung jenes Erbteils über⸗ 
laſſen und er zudem auch, während der Rechte ſtreit in II. J. 
ſchwebte, zum Pfleger minderjähriger Erben beſtellt worden iſt. 
Erhoben war die Klage gegen ihn in ſeiner Eigenſchaft als 
Teſtamentsvollſtrecker; verpflichtet, dem Anſpruch der Kl. zu 
genügen, iſt er ebenfalls auf Grund eines durch die letztwillige 
Verfügung der nämlichen Erblaſſerin ihm übertragenen Amts, 
ſodaß das Verlangen der Kl., ſofern es hierauf geſtützt wird, 
innerhalb ihrer urſprünglichen Anträge bleibt. In Erweiterung 
der von dem B. G. ausgeſprochenen Verurteilung iſt Bekl. 
deshalb ſchuldig zu erkennen, auch über den Beſtand des ganzen 
Nachlaſſes der Kl. Auskunft zu geben. Zur Erfüllung iſt er 
ohne weiteres in der Lage, ſodaß nicht erſichtlich iſt, wie ihm 
dies irgendwie zur Laſt gereichen könnte. K. c. E., U. v. 
2. Mat 04, 402/03 IV. — Hamm. 

8. 58 1155, 1160 B. G. B. Verzicht des Grundſtüͤcks⸗ 
eigentpümers in bezug auf Vorlegung des Hypothekenbriefes 
und Übertragungsurkunden bei Kündigung oder Mahnung iſt 
zuläjfig und eintragungsfähig.] 

Das Kammergericht zu Berlin hatte die Frage: „Kann 
der Eigentümer mit Wirkſamkeit auch für ſeine Rechtsnachfolger 
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darauf verzichten, eine Kündigung oder Mahnung des Gläubigers 
einer Briefhypothek als unwirkſam zurückzuweiſen, wenn der 
Gläubiger nicht den Hypothekenbrief und die ſein Gläubigerrecht 
nachweiſenden Übertragungsurfunden (B. G. B. 8 1155) vor- 
legt, und darf ein ſolcher Verzicht in das Grundbuch eingetragen 
werden?“ bejaht, während ſie das O. L. G. in Dresden ver⸗ 
neinen wollte. Das R. G., deſſen Entſcheidung gemäß § 79 
Abſ. 2 der G. B. O. angerufen wurde, trat dem Beſchluſſe des 
Kammergerichts und der Mehrheit der Bearbeiter des Sachen⸗ 
rechts bei und hat dies nach dem Wortlaute des 8 1160 B. G. B. 
und ſeiner Entſtehungsgeſchichte näher begründet. Dazu wurde 
noch erwogen: Wenn der Verzicht auf Vorlegung der Ur⸗ 
kunden bei der Kündigung und Mahnung zuläſſig erſcheinen 
muß, fo folgt daraus noch nicht, daß er ſich zur Eintragung 
in das Grundbuch eignet, um dingliche Wirkſamkeit zu erlangen. 
Denn obligatoriſche Verpflichtungen find nur dann eintragungs⸗ 
fähig, wenn ihnen dieſe Eigenſchaft durch das Geſetz beigelegt 
iſt. Im Sachenrechte beſteht keine Vertragsfreiheit; die Be⸗ 
eiligten können daher nur ſolche Eintragungen in das Grundbuch 
begehren, welche das Geſetz geſtattet. Die Eintragung der 
Kündigungsbedingungen iſt aber im §8 1115 Abſ. 1 B. G. B. 
zugelaſſen. Danach konnen die Beſtimmungen, welche zur 
Bezeichnung der Forderung getroffen find und nicht bei der Ein- 
tragung »der Hypothek angegeben werden müſſen (Gläubiger, 
Geldbetrag der Forderung, Zinsſatz, Nebenleiſtungen), dadurch 
zur Eintragung gebracht werden, daß im Eintragungsvermerke 
auf die Eintragungsbewilligung, in der ſie enthalten ſind, Bezug 
genommen wird. Zu den Beſtimmungen der Eintragungs⸗ 
bewilligung, deren Eintragung durch Bezug nahme erſetzt werden 
kann, gehören, worüber kein Zweifel beſteht, insbeſondere auch 
die Zahlungsbedingungen, die Zeit, der Ort und die Art der 
Zahlung und, falls es einer Kündigung bedarf, die Feſtſetzungen 
darüber, wie und unter welchen Bedingungen die Kündigung 
erfolgen ſoll. Da die Feſtſetzung der Rückzahlungsbedingungen 
grundſätzlich der freien Vereinbarung der Beteiligten überlaſſen 
iſt, ſo ſteht ihnen auch frei, die Kündigung und Mahnung ſo 
zu regeln, daß der Eigentümer nicht befugt ſein ſoll, die Kündi⸗ 
gung und Mahnung als unwirkſam zurückzuweiſen, wenn auf 
ſein Verlangen der Gläubiger nicht unverzüglich den Hypotheken⸗ 
brief und die ſonſtigen Urkunden vorlegt. Solcher Regelung, 
die ſich als eine Modifikation der Zahlungsbedingungen darſtellt, 
iſt das Grundbuch nicht verſchloſſen. Sie muß daher auf Antrag 
der Beteiligten eingetragen werden. Grundbuchsſache der Stadt L. 
betr., Beſchl. v. 27. April 04, B 127/04 V. — Dresden. 

9. 88 1601 ff., 1901 B. G. B. Über die Unterhalts- 
pflicht des Vaters.] 

Eine minderjährige Tochter verlangt von ihrem Vater die 
Gewährung des Unterhalts durch Entrichtung einer Geldrente, 
und zwar für die Zeit von der Geburt bis zum vollendeten 
ſechſten Lebensjahre. Der Bekl. beſtritt ſeine Unterhaltspflicht 
überhaupt, indem er einwendet, zur Gewährung des Unterhalts 
an die Kl. ohne Gefährdung ſeines ſtandesgemäßen Unterhalts 
außerftande zu fein; er ſei an der rechten Hand verfrüppelt 
und hierdurch ſeine Arbeitsfähigkeit bedeutend herabgemindert. 
Dagegen ſei die Mutter der Kl. zur Gewährung des Unterhalts 
vermögend genug. Jedenfalls ſei die beanſpruchte Rente viel 
zu hoch, auch komme in Betracht, daß ihm aus zweiter Ehe 
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ein Kind am Leben ſei. Schließlich hat ſich Bekl. zum Unter⸗ 
halt der Kl. in ſeinem Hauſe erboten; auch ſeine jetzige Frau 
ſei bereit, ſie aufzunehmen, ſtandesgemäß zu unterhalten und zu 
erziehen. Die gegen die Verurteilung gerichtete Reviſion des 
Bekl. wurde zurückgewieſen. — Das B. G. verneint das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des §. 1603 
des B. G. B. „Davon, daß Bekl., bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen, außerſtande ſei, ohne Gefährdung 
feines ſtandes gemäßen Unterhalts der Kl. den Unterhalt zu 
gewähren“ (B. G. B. § 1603 Abſ. 1) kann — fo wird aus- 
geführt — keine Rede ſein. Zunächſt ſteht die Vorſchrift des 
Abſ. 2 des 8 1603 des B. G. B. dem vom Bekl. in I. J. 
auf § 1603 Abſ. 1 geſtützten Einwand entgegen (vergl. Recht⸗ 
ſprechung der O. L. G. Bd. 6 S. 167/8 Nr. 28). Sodann 
hat der Bekl. die Annahme des Vorderrichters, daß Bekl. von 
ſeiner zweiten Frau auf deren Gut ſeinen Aufenthalt und 
Unterhalt habe, und daß das Kind aus der zweiten beſtehenden 
Ehe des Bekl. von der zweiten Frau unterhalten werde, fetzt 
unangefochten gelaſſen. Dieſe Annahme bleibt daher maßgebend, 
ebenſo wie die fernere Feſtſtellung, daß Bekl. ſeine Arbeitskraft 
in der Wirtſchaft der zweiten Frau verwerte. Im übrigen hat 
Bekl. zu ſeiner Verteidigung nichts weiter vorgebracht, als daß 
er eine Verkrüppelung an der rechten Hand habe. Die ganze 
Sachlage rechtfertigt hiernach die Überzeugung, daß Bekl. trotz 
Verkrüppelung an der Hand, welche als richtig unterſtellt 
werden kann, fähig ift, Dienſte als Wirtſchaftsinſpektor zu leiſten. 
Da er außerdem ein zinsbares Vermögen von 3050 Mark be⸗ 
ſitzt, kann feine Fähigkeit, der Kl. als feiner Tochter Unterhalt 
zu gewähren, nicht in Zweifel gezogen werden. Will man das 
Einkommen des Bekl. aus der Führung der Wirtſchaft ſeiner 
zweiten Frau in Geld ſchätzen, fo erſcheint ein Betrag von 
mindeſtens 4 Mark täglich angemeſſen. Bekl. ift hiernach ver- 
pflichtet, der Kl. Unterhalt zu gewähren. Die von der Kl. 
verlangten Sätze erſcheinen angemeſſen mit Rückſicht auf die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Bekl. und da der geſamte 
Lebensbedarf, insbeſondere auch die Koſten der Erziehung und 
der Vorbildung zu einem Beruf, aus dem Unterhaltsgeld zu 
decken find (B. G. B. § 1610). Aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen des R. G.: Schon der Wortlaut des 8 1603 Abſ. 2 
ſpricht keineswegs für die Auffaſſung des B. G. In Satz 1 
wird die erweiterte Unterhaltspflicht unterſchiedslos für beide 
Elternteile feſtgeſetzt. Sie iſt aber ſelbſtverſtändlich für jeden 
Elternteil eine ſelbſtändige, die allerdings in § 1606 Abſ. 2 
ihre nähere Ausgeſtaltung erfährt. „Dieſe“ — in Satz 1 vor⸗ 
geſehene — Verpflichtung des einzelnen Elternteils ſoll aber nach 
der Beſtimmung in Satz 2 in dem Falle nicht eintreten, wenn 
ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden iſt. 
Dem einzelnen Elternteile gegenüber iſt unbedenklich auch dem 
Wortfinne nach der andere Elternteil als ein anderer unter⸗ 
ſtützungspflichtiger Verwandter anzuſehen. Dazu kommt, daß 
allein dieſe Auslegung dem Grunde und Zwecke der Beſtimmung 
in Satz 2 gerecht wird, wie ſie ſich auch ausdrücklich in den 
Motiven zu dem Entwurfe — Erſter Leſung — des B. G. B. 
zu $ 1482 Bd. IV S. 686 dahin ausgeſprochen finden: „Auf 
der anderen Seite entſpricht es aber der natürlichen Sachlage 
und der Billigkeit, daß auf dieſe beſondere Unterhaltspflicht der 
Eltern die Beſtimmung in $ 1481 Abſ. 3 — jetzt Abſ. 2 des 


8 1602 des B. G. B. — keine Anwendung findet. Solange 
die Kinder eigenes Vermögen haben, kann den Eltern, die in 
5 1482 Abſ. 2 — jetzt Abſ. 2 Satz 1 des 8 1608 des 
B. G. B. beſtimmte Beſchränkung ihres eigenen Unterhaltes 
nicht zugemutet werden. Auch iſt die hier fragliche Erweiterung 
der Unterhaltspflicht der Eltern wegen der für die letzteren damit 
verbundenen Härte nicht gerechtfertigt, jo lange ein anderer zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichteter Verwandter vorhanden 
iſt.“ Dieſe Härte macht ſich in gleicher Stärke geltend, wenn 
der nächſte Verwandte der aufſteigenden Linie der andere Eltern⸗ 
teil oder ein anderer Verwandter des unterhaltsberechtigten Kindes 
iſt, und es iſt nicht abzuſehen, was den Geſetzgeber hätte ver⸗ 
anlaſſen können, ihr nur in letzterem und nicht auch in erſterem 
Falle nach Möglichkeit abzuhelfen. Im Gegenteil, gerade das 
fittliche Weſen der Ehe und die Lebensgemeinſchaft, zu der die 
Ehegatten einander verbunden find, verlangen bei beſtehender 
Ehe von jedem Elternteil zur Herabminderung der Härte nach 
Moͤglichkeit beizutragen, die ſich für den anderen Ehegatten aus 
der ihm in erſter Reihe den gemeinſchaftlichen Kindern gegenũber 
obliegenden Unterhaltspflicht ergibt. Es tritt dies beſonders 
befremdend zutage, wenn der in erſter Reihe unterftüßungs- 
pflichtige Elternteil bei Gewährung des Unterhalts ſich auf den 
notdürftigſten Unterhalt für ſeine Perſon beſchränken müßte, 
während der andere Elternteil ſeinen wirtſchaftlichen Lebenshalt 
nach Belieben zu geſtalten in der Lage iſt. Dies kann dennoch 
zur Aufhebung des B. U. nicht führen. Die Hervorhebung 
des „ſtandesgemäßen“ Unterhalts, als des hier ausſchlaggebenden 
Moments und die nachfolgenden, auf deſſen Nachweis gerichteten 
tatſächlichen Würdigungen laſſen darüber keinen Zweifel, daß 
mit der Annahme eine tatſächliche Feſtſtellung ihres Inhalts hat 
getroffen werden ſollen. Eine derartige Feſtſtellung ſchließt aber 
die Anwendbarkeit des § 1603 Abſ. 1 des B. G. B. überhaupt 
aus und dann iſt die geltend gemachte Unterhaltspflicht des 
Bekl. ſchon gemäß §§8 1601 und 1602 des B. G. B. be- 
gründet, ohne daß auf die in Abſ. 2 des § 1603 vorgeſehene 
Erweiterung der Unterhaltspflicht der Eltern zurückgegriffen zu 
werden braucht. Nach § 1602 Abſ. 1 des B. G. B. iſt 
unterhaltsberechtigt nur, wer außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten. An dieſer Vorausſetzung fehlt es bei einem unter der 
elterlichen Gewalt ſtehenden Kinde, das einen Unterhalt mit 
Wiſſen des Vaters von der dazu bereiten Mutter gewährt erhält, 
ungeachtet der Vater an ſich dazu verpflichtet ſein würde. Mit 
dem ſo von der Mutter gewährten Unterhalte iſt, im Sinne 
des Abſ. 1 des § 1602, das Kind allerdings imſtande, fich 
ſelbſt zu unterhalten, und kann es daher, ſolange dieſe Unter⸗ 
haltsgewährung dauert, von dem Vater Unterhalt nicht be⸗ 
anſpruchen; folgerichtig beſteht ſolange auch keine Verpflichtung 
des Vaters zur Gewährung von Unterhalt an das Kind. Nur 
von da ab, wo die Mutter ihrerſeits den Unterhalt überhaupt 
oder auf ihre Koſten nicht mehr gewähren will, tritt die Unter⸗ 
haltspflicht des Vaters in vollem Umfange in Wirkſamkeit. Ob 
dies auch ſchon dann zutrifft, wenn das Kind den ihm von der 
Mutter gewährten Unterhalt nur unter dem Zwange der Not 
annimmt, bedarf nicht der Erörterung, da der Fall hier nicht 
vorliegt. Da feſtſteht, daß das Kind des Bekl. aus der zweiten 
Ehe zur Zeit von der Mutter unterhalten wird, ſo iſt zur Zeit 
unter den obwaltenden Umſtänden der Bekl. dieſem Kinde gegen · 
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über auch nicht unterhaltspflichtig. Denn rechtlich bedentungs⸗ 
los hierbei iſt, daß der Bekl. ſeine volle Arbeitskraft in der 
der zweiten Frau gehörigen Landwirtſchaft verwendet und das 
Kind nun aus den mindeſtens zum Teil durch Verwendung der 
Arbeit des Bekl. gewonnenen Gutserträgen unterhalten wird. 
Auch ſo erfolgt, bei dem zwiſchen dem Bekl. und ſeiner zweiten 
Frau beſtehenden Güterſtande der Gütertrennung, die Gewährung 
des Unterhalts für das Kind allein aus dem Vermögen ſeiner 
Mutter. Nun iſt allerdings richtig, daß die Unterhaltspflicht 
des Bekl. gegenüber dieſem Kinde jederzeit wirkſam werden kann; 
indeſſen die jetzt zu treffende Entſcheidung wird durch eine ſolche 
Möglichkeit nicht beeinflußt, da eintretendenfalls dem Bekl. 
die Geltendmachung dieſes Rechtsbehelfs im Wege der Klage 
gemäß § 323 der Z. P. O. nicht verſagt iſt. Hiernach hat 
das B. G. mit Recht die Unterhaltspflicht des Bekl. dem Kinde 
aus der zweiten Ehe gegenüber bei Beurteilung der Unterhalts. 
pflicht des Bekl. der Kl. gegenüber unberückſichtigt gelaſſen. 
G. c. G., U. v. 25. April 04, 393/03 IV. — Königsberg. 

Handelsgeſetzbuch. i 

10. 55 373, 377, 378 H. G. B. Die Rügepflicht des 
Käufers beginnt von der Ablieferung der Ware an bezüglich 
Qualität und Quantität. Überſendung einer Rechnung iſt 
bedeutungslos! 

Seitens des Bekl. iſt ein Angriff gegen die angefochtene 
Entſcheidung inſoweit erhoben worden, als das O. L. G. bezüglich 
des Mehrquantums der angebotenen Hölzer über die im 
Vertrage vorgeſehener 5 Waggons zu je 10 000 kg hinaus eine 
Genehmigung des Bekl. angenommen hat. Das O. L. G. 
hat in erſter Linie angenommen, daß dieſe Genehmigung nach 
§ 378 des H. G. B. als erfolgt zu gelten habe, weil der Bekl. 
auf die ihm am 27. Oktober 1901 vom Kl. eingeſandte Faktura, 
nach der er die Quantität der Holzlieferung habe berechnen 
koͤnnen, nach dem 8 378 cit., der hier analog anzuwenden ſei, 
verpflichtet geweſen ſei, das Mehrquantum unverzüglich zu 
rügen, und daß die in dieſer Hinfiht in Wirklichkeit erſt am 
25. November 1901 erfolgte Rüge verſpätet ſei. Dieſe Annahme 
it rechtlich verfehlt. Die Entſcheidung des O. L. G. enthält 
nicht eine analoge Anwendung, ſondern eine Abweichung von 
den 88 373 und 377 des H. G. B. Dieſelben ſetzen in erſter 
Linie voraus, daß überhaupt eine Ablieferung der Ware, alfo 
der Übergang der gekauften Ware aus dem Beſitze des Verkäufers 
in denjenigen des Käufers erſolgt, und erſt mit dieſer Ablieferung 
beginnt die Rügepflicht ſowohl bezüglich der Qualität als bezüg- 
lich der Quantität der Ware. Im vorliegenden Falle iſt eine 
Ablieferung der Ware infolge der Annahmeverweigerung des 
Bekl. nicht erfolgt; es können daher die 88 377 und 378 eit. 
überhaupt nicht zur Anwendung kommen. Läge in dieſer Hinſicht 
die Sache aber auch anders, fo würde die Rügepflicht immer 
nur von der Lieferung, nicht aber von dem Eingang der Faktura 
Jab eingetreten fein. Eine Verpflichtung des Käufers zur Prüfung 
der vor der Lieferung eingehenden Faktura nach irgend einer 
: Richtung beſteht nach dem Geſetze nicht. Der Käufer kann ohne 

irgend welches Präjudiz den Eingang der Faktura vor der 
Überlieferung der Ware ignorieren, oder auch dieſelbe, wie dieſes 
im gegebenen Falle ſeitens des Bekl. geſchehen iſt, dem 
Verkäufer zurückſchicken. N. o. K., U. v. 19. April 04, 
453/02 II. — Hamm. 
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Zivilprozeßordnung. 

11. 58 3, 6, 9 Z. P. O. Berechnung des Streitgegen⸗ 
ſtandes für die Feſtſtellungsklage.] 

Der Kl. hat mittels einer Feſtſtellungsklage für die Dauer 
von 10 Jahren einen Anſpruch auf den Bezug der von dem 
Bekl. auf feinem Gute Naufſſeden zu gewinnenden Milch, ſoweit 
dieſe nicht in deſſen Wirtſchaft verbraucht wird, geltend gemacht. 
Der Wert iſt gemäß § 9 und 6 der Z. P. O. nach dem 
Geſamtwerte der von dem Kl. für dieſe Zeit bean- 
ſpruchten Milchlieferungen und nicht gemäß 5 8 der 
Z. P. O. nach dem Intereſſe des Kl. an der beanſpruchten 
Vertragserfüllung zu berechnen. Wenn mit der erhobenen Feſt⸗ 
ſtellungsklage der nämliche Zweck verfolgt wird, wie mit der 
entſprechenden Leiſtungsklage, ſo iſt es auch gerechtfertigt, den 
Wert des Streitgegenſtandes in derſelben Weiſe zu beſtimmen, 
wie wenn unmittelbar auf Bewirkung der den Gegenſtand der 
Klage bildenden Leiſtungen geklagt wäre, nämlich nach dem 
Werte der letzteren. Die Richtigkeit dieſer Wertbeſtimmung 
ergibt ſich mittelbar aus 8 6 der Z. P. O.; denn wenn hiernach 
der Wert des Streltgegenſtands durch den Betrag einer Forderung 
beſtimmt wird, wenn deren Sicherſtellung oder ein Pfand⸗ 
recht Gegenſtand des Streits iſt, fo erſcheint es auch als dem 
Willen des Geſetzes entſprechend, den Wert in derſelben Höhe, 
jedenfalls nicht niedriger dann zu beſtimmen, wenn die Klage, 
wie im gegebenen Falle, die Feſtſtellung einer ſtreitigen Forderung 
behufs unmittelbarer Realifierung derſelben bezweckt, wobei es 
keinen Unterſchied macht, ob der Geldwert der Forderung in 
der Klage ziffermäßig beſtimmt iſt oder nicht (vergl. die Entſch. 
des beſchließenden Senats vom 8. April 1885, 21. September 
1886 und 27. November 1891, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1885 
S. 193 Nr. 2, von 1886 S. 313 Nr. 2 und von 1892 S. 11 
Nr. 1). Bei der hiernach gebotenen Beſtimmung des Werts der 
von dem Kl. beanſpruchten Milchlieferungen iſt aber der von 
dem Bekl. ſelbſt in I. J. als Wert derſelben angegebene Betrag 
von 2000 Mark jährlich als maßgebend anzuſehen, da der Bekl. 
zu einer ſolchen Schätzung am beſten imſtande war und gegen 
die Richtigkeit derſelben keine Bedenken obwalten. S. o. P., 
Beſchl. v. 22. April 04, B 66/04 II. — Königsberg. 

12. 8 29 Z. P. O. verb. mit $ 346 H. G. B. Begründung 
der Zuſtändigkeit durch Beſtätigung mündlicher Vereinbarungen 
und den Inhalt einer überſandten Faktura. 

Der Kl. hat bei dem L. G. in Hannover, wo er ſelbſt ſeinen 
Wohnſitz hat, gegen die in Hamburg domizilierte verklagte Firma 
Klage auf Zahlung von 2318 Mark 55 Pf., Kaufpreis für der 
Bekl. gelieferte Waren, erhoben; er behauptet nicht nur eine Ver⸗ 
einbarung, daß für die beiderſeitigen Verpflichtungen aus dem Ver⸗ 
trage Hannover Erfüllungsort fein ſolle, ſondern gibt anch an, es 
hätten die von dem Reiſenden H. dem Bekl. vorgelegten Preisliſten 
und Fakturen den Aufdruck: „Erfüllungsort für Lieferung und 
Zahlung iſt Hannover“ enthalten und gerade unter Hinweiſung 
auf dieſen Vermerk habe H. erwähnt, daß auch für den in Frage 
ſtehenden Vertrag der Erfüllungsort in Hannover ſein müſſe, 
was die Bekl. auch ſofort akzeptiert habe. Die von dem Bekl. 
vorgeſchützte prozeßhindernde Einrede der Unzuſtändigkeit des 
Gerichts iſt in allen Inſtanzen verworfen worden. Mit Brief 
vom 29. März 1902 teilte der Kl. der Bekl. mit, daß er deren 
mit H. getroffene Vereinbarungen anerkenne und der Bekl. mit 
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der Faktura genaue Beſtätigung zugehen laſſen werde, und auf 
die Erwiderung der Bekl. vom 30. März 1902, ſie könne die 
Vereinbarungen erft dann als perfekt anſehen, wenn der Kl. 
ihre Vereinbarung mit H. ihrem ganzen Inhalte nach ſchriftlich 
beſtätige, da es ſo mit H. ausgemacht worden ſei, ließ dann 
der Kl. ein weiteres Schreiben mit eingehender Beſtätigung 
folgen. Aus der beigefügten Faktura konnte die Bekl., wie das 
B. G. feſtſtellt, nicht nur den Gegenſtand des Geſchäfts nach 
Ware, Menge und Preisbeſtimmung, ſondern in dem Vordruck 
auch die allgemeinen Bedingungen, welche der Kl. dem Geſchäft 
zugrunde legen wollte, erſehen und es iſt nach Sachlage nicht 
für rechtsirrig zu erachten, wenn das B. G. annimmt, daß 
unter den angeführten Umſtänden die Bekl. alle Veranlaſſung 
gehabt habe, auch die Angaben der Faktura ihrem ganzen Inhalte 
nach darauf zu prüfen, ob fie mit den mit dem Reiſenden des 
Kl. getroffenen Abmachungen übereinſtimme, und daß es Sache 
der Bekl. geweſen wäre, ſoweit fie ſolche Übereinftimmung nicht 
anerkennen wollte, gegen den Faktureninhalt Verwahrung einzu⸗ 
legen. Daß in der Regel den einſeitigen Bemerkungen über 
den Erfüllungsort auf einer nach Abſchluß und Beſtätigung 
eines Kaufgeſchäfts dem Käufer überſendeten Faktur verbindliche 
Kraft nicht beizulegen iſt, auch an ſich eine Faktura nicht als 
Beſtätigung eines geſchloſſenen Kaufs aufzufaſſen iſt, ſteht nicht 
entgegen, daß das B. G. unter den vorliegenden Umſtänden 
annahm, die Bekl. habe das erwähnte Schreiben in Verbindung 
mit der beigeſchloſſenen Faktura als Beſtätigung der mit dem 
Reiſenden H. getroffenen Abmachungen ihrem ganzen Vertretung 
und Warenverkauf umfaſſenden Inhalte nach anzuſehen gehabt 
und hätte daher nach den im Handelsverkehr geltenden Grund⸗ 
ſätzen und Gebräuchen (§ 846 des H. G. B.), wenn fie Einwand 
gegen die daraus zu entnehmende Vertragsbeſtimmung hinſichtlich 
des Erfüllungsortes für die Zahlung des Kaufpreiſes erheben 
wollte, ihre Ablehnung dieſer Bedingung kundgeben müflen. 
N. o. V., U. v. 22. April 04, 570/03 II. — Celle. 

13. 891 Z. P. O. Koſten eines von der Partei eingeholten 
Gutachtens gehören zu den Prozeßkoſten.] 

Die Parteien, ein Maurermeiſter und ein Buchhändler, 
für den erſterer auf Grund gelieferter Arbeiten Klage erhoben 
hatte, verglichen ſich dahin, daß der Bekl. an Kl. 1 030 Mark 
89 Pf. nebſt Zinſen zu zahlen hatte, Kl. auf das Mehrgeforderte 
verzichtete und von den Koſten des Rechtsſtreits der Kl. ½¼0, 
der Bekl. ½ tragen ſollte. Der Bekl. nahm in eine, alsdann 
von ihm mit dem Antrage auf Feſtſetzung vorgelegte Koſten⸗ 
rechnung auch die Koſten eines vor dem Prozeß von ihm heran⸗ 
gezogenen Gutachtens eines Maurermeiſters R. im Betrage von 
290 Mark auf. Im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe wurden dieſelben 
als erſtattungsfähig behandelt. Auf klägeriſche Beſchwerde ſetzte 
das O. L. G. die Koſten des Gutachtens ab. Die vom Bell. 
eingelegte weitere Beſchwerde hatte Erfolg. — Die Heranziehung 
des R. ſchen Gutachtens gehörte dem Betriebe des Rechtsſtreits 
an, indem fie bezweckte, die Verteidigung des Bekl. vorzubereiten, 
insbeſondere zu verhüten, daß er begründete Anforderungen beſtritt 
und unbegründete unbeanſtandet ließ, auch eine Grundlage für 
eine etwaige Beweisaufnahme zu gewinnen. An der Not⸗ 
wendigkeit der Maßnahme kann kein Zweifel beſtehen, ſie wird 
auch durch den Verlauf des Prozeſſes beſtätigt. H. c. G., 
Beſchl. v. 15. April 04, B 105/04 VII. — Dresden. 
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14. 88 876, 878, 879 3. P. O. Außerhalb des Ver⸗ 
teilungsverfahrens kann ein Pfändungsgläubiger nicht gegen 
den anderen eine beſondere Klage erheben.] 

Durch die im Prozeßwege erfolgte Aufhebung des anhängig 
geweſenen Verteilungsverfahrens iſt die Sache in die Lage, wie 
fie vor Einleitung desſelben beſtand, zurückverſetzt; es iſt ein 
mehrfach gepfändeter Betrag hinterlegt, bezüglich deſſen, falls es 
nicht inzwiſchen ſchon geſchehen, ein Verteilungs verfahren beim 
Amtsgericht in H. eingeleitet werden muß. Die Frage iſt 
demnach dahin zu ſtellen, ob bei dieſer Sachlage eine, das 
Rangverhältnis zweier beteiligten Pfändungsgläubiger betreffende 
Feſtſtellungsklage außerhalb des Verteilungsverfahrens und 
unabhängig von demſelben überhaupt und insbeſondere bei 
einem anderen als dem nach § 879 der Z. P. O. zuſtändigen 
Gerichte erhoben werden kann. Dieſe Frage war zu verneinen. 
Es ſteht nicht im Belieben der Beteiligten, den in den 88 876, 
878 ff. der Z. P. O. geordneten Weg zu umgehen; keinesfalls 
aber iſt, wenn ein Beteiligter außerhalb des Verteilungs⸗ 
verfahrens Klage erhebt, der Bekl. verpflichtet, ſich auf dieſe 
Klage einzulaſſen. V. c. K., U. v. 26. April 04, 567/03 VII. 
— Breslau. 

Strafgeſetzbuch. 

15. 5 137 Str. G. B. Wann iſt der Tatbeſtand der 
Zuwiderhandlung vollendet?! 

Das B. G. hat zutreffend angenommen, daß in objektiver 
Beziehung der Tatbeſtand der Zuwiderhandlung gegen die Be⸗ 
ſtimmung des § 137 des Str. G. B. gegeben tft und daß daher 
nur noch in Frage kommt, ob die Bekl. bei der Überführung 
des Pferdes Kenntnis von deſſen Pfändung hatten. Vollendet 
iſt das Vergehen des §8 137, ſobald die durch die Pfändung 
begründete Verfügungsgewalt des Gerichtsvollziehers über die 
Sache dauernd oder zeitweiſe aufgehoben iſt und eine ſolche Auf⸗ 
hebung liegt insbeſondere in jeder dem Gerichtsvollzieher nicht 
bekannt gewordenen Veränderung des Verwahrungsortes, dies 
namenlich dann, wenn das Pfand aus dem Amtsbezirk des 
Gerichtsvollziehers fortgeſchafft wird. Hatten die Bekl. bis zu 
dieſem Zeitpunkte keine Kenntnis von der Pfändung, ſo kann 
von irgend welcher Art einer Teilnahme an dem Vergehen des 
Arreſtbruchs überhaupt nicht die Rede ſein und es iſt hierfür 
völlig unerheblich, daß fie nachher und auch noch, bevor fie den 
Befſitz des Pferdes erlangten, von deſſen Pfändung Kenntnis 
erhielten. N. c. K., U. v. 2. Mai 04, 395/03 VI. — Hamm. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

16. SS 1 und 6. Wiederholung der Angaben anderer 
Perſonen. Begriff des beſonders günſtigen Angebots.] 

Die Parteien ſtellen ſogenannte Backpulver her und bringen 
ſie in den Handel. In einem von ihnen verbreiteten Reklame⸗ 
zettel, überſchrieben: „Was ſagen die Hausfrauen von Dr. 6.8 
Backpulver?“ (das iſt der Bekl.), drucken die Bekl. Anerkennungs⸗ 
ſchreiben über ihr Erzeugnis ab, darunter auch das folgende: 
„Frau Lehrer D. in M. ſchreibt: Ihre Präparate find vorzüglich, 
das Backpulver weit beſſer wie das von O., welches man ſtets 
durchſchmeckt.“ Der Kl. erblickt in dem Abdrucke dieſes, nach 
ſeiner Behauptung tatſächlich unrichtigen Zeugniſſes einen 
Verſtoß gegen das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes, er erhob Klage aus 8 6 dieſes Geſetzes mit 
dem Antrage, den Bekl. unter Strafandrohung zu verbieten, 
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Reklamezettel mit der Behauptung zu verbreiten, das C. ſche 
Backpulver ſei viel beſſer, wie das O. ſche, welches man ſtets 
durchſchmecke. Die Bekl. wurden verurteilt. ihre Berufung und 
Revifion wurden zurückgewieſen. — Mit Recht hat das O. L. G. 
angenommen, daß die Bekl. für die Behauptung verantwortlich 
ſeien, obſchon fie damit eine fremde Behauptung und zwar 
unter Benennung ihres Urhebers wiedergegeben haben; denn ſie 


haben deren Inhalt durch die beſtätigende Wiederholung in 


ihrer Reklame zu ihrer eigenen Angabe gemacht, und das Geſetz 
unterſcheidet bei der Verbotsklage nicht, ob eine eigene Angabe 
oder die Verbreitung einer fremden Angabe in Frage ſteht. 
Das Erfordernis des § 1 Abſ. 1, daß die Veröffentlichung des 
qu. Anerkennungsſchreibens in dem vom B. R. feſtgeſtellten 
Sinne geeignet ſei, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen, iſt genügend mit der Ausführung 
begründet, daß der Gegenſatz, in welchen das Fabrikat der Bekl. 
zu dem des Kl. geſtellt werde, geeignet ſei, das Urteil des 
Publikums über die Güte des Angebots zu beeinfluſſen und in 
der Durchſchnittsmaſſe der Konſumenten die Meinung zu bilden, 
daß ſie ſich beſonders gut dabei ſtänden, wenn ſie ſich bei der 
Wahl eines Backpulvers für das der Bekl. entſchieden. Es 
kann den Bekl. darin nicht beigetreten werden, daß hierbei auch 
noch die Verkaufspreiſe der Backpulver hätten in Betracht ge⸗ 
zogen werden müſſen. Schon allein das Nichtdurchſchmecken des 
Backpulvers kann dem Publikum ſo erheblich günſtig erſcheinen, 
daß es ſich dadurch allein und ohne Rückficht auf den Kaufpreis 
zum Einkaufen beſtimmen läßt, und das genügt zur Annahme 
eines beſonders günſtigen Angebots. S. c. O., U. v. 26. April 04, 
414/03 II. — Hamm. 

17. Anwendung des Wettbewerbsgeſetzes gegenüber der 
Bezeichnung: Dr. chir. dent. in Amerika geprüfter Zahnarzt.] 
| Der Bekl., der die zahnärztliche Praxis in H. und A. aus- 

übt, legt fich hierbei, namentlich auf ſeinem Hausſchilde, ſeinen 
Rechnungen uſw, die Bezeichnung „Dr. chir. dent. in Amerika 
approbierter Zahnarzt“ bei. Der Kl., der ebenfalls an den ge⸗ 
nannten Orten die zahnärztliche Praxis ausübt, erhob gegen 
ihn Klage mit dem Antrage, ihn zu verurteilen, auf ſeinem 
Hausſchilde, in feinen offentlichen Bekanntmachungen, Rechnungen 
und ſonſtigen Geſchäftspapieren die Bezeichnung feiner Perſon 
als „Dr. chir. dent. in Amerika approbierter Zahnarzt“ bei Ver⸗ 
meidung einer Geldſtrafe von 100 Mark für jeden Zuwider⸗ 
handlunge fall zu unterlaſſen, auch dem Kl. die Befugnis zu der 
(im Antrag näher beſtimmten) Veröffentlichung des verfügenden 
Teils des Urteils zuzuſprechen. Das Oberlandesgericht zu 
Caſſel erkannte unter teilweiſer Abänderung des landgericht⸗ 
lichen Urteils vollftändig nach dem Klageantrage, indem es unter 
näherer Begründung feftftellte, daß der Bekl. durch die von ihm 
unberechtigt gebrauchte Geſamtbezeichnung über den Befſitz 
‚ von Auszeichnungen unrichtige Angaben tatſächlicher Art gemacht 
habe, die geeignet ſeien, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Die Revifion des Bekl. wurde zurück- 
gewieſen. — Das B. G. hat ſeine Annahme, daß der fragliche 
Titel als eine unrichtige Angabe im Sinne des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes anzuſehen ſei, im weſentlichen nicht damit begründet, 
daß das Inſtitut, welches dem Bekl. dieſen Titel verliehen habe, 
ein amerikaniſches ſei, ſondern damit, daß es ein Privat- 
inſtitut und ſomit kein Inſtitut des öffentlichen Rechts 
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ſei, daß aber der von dem Bekl. geführte Titel geeignet ſei, 
das Publikum bezüglich des letzteren Punkts irre zu führen. 
Für die Frage nach dem rechtlichen Charakter dieſes Inſtituts 
war aber der fragliche Zuſatz „in Amerika approbierter Zahn⸗ 
arzt“ offenbar unerheblich; denn aus dieſem Zuſatze ergab ſich für 
das hierbei hauptſächlich in Betracht kommende deutſche Publikum, 
bei welchem eine Kenntnis der einſchlägigen amerikaniſchen Ver⸗ 
hältniſſe nicht unterſtellt werden konnte, nicht ohne weiteres, 
daß dem Bekl. auch der von ihm gebrauchte Doktortitel von 
einem amerikaniſchen Inſtitute verliehen worden ſei, noch weniger 
aber, daß das verleihende Inſtitut nicht ein ſolches mit 
oͤffentlich⸗ rechtlichem Charakter ſei. Hiernach wird der 
entſcheidende Grund, aus welchem das B. G. den Gebrauch 
des fraglichen Doktortitels als eine unrichtige Angabe angeſehen 
hat, durch die hier in Rede ſtehende Rüge überhaupt nicht be⸗ 
troffen. Überdies hat der Bekl. in den Vorinſtanzen nicht 
einmal behauptet, daß durch den fraglichen Zuſatz der Sinn 
des Ausdrucks „Dr. chir. dent.“ als mit dem ihm verliehenen 
Titel „Doctor of dental surgery“ identiſch klargeſtellt werde. 
Das B. G. war daher auch nach prozeßrechtlichen Grundſätzen 
nicht verpflichtet, die Bedeutung dieſes Zuſatzes in bezug auf 
den fraglichen Titel, die ſich nach vorſtehender Darlegung auch 
nicht von ſelbſt ergab, beſonders zu erörtern. Da hiernach bie 
materielle (nicht bloß formelle) Unrichtigkeit der nach der 
tatſächlichen Feſtſtellung des B. G. in dem geführten Titel 
„Dr. chir. dent.“ liegenden Angabe tatſächlicher Art im Sinne 
des § 1 des Wettbewerbsgeſetzes ſchon durch die ſeither eroͤrterte 
Begründung des Urteils in rechtlich einwandfreier Weiſe dargetan 
iſt, ſo war das B. G. auch nicht verpflichtet, die weitere Frage 
zu entſcheiden, ob in dem Gebrauche des Doktortitels überhaupt 
ſeitens des Bekl. auch inſofern eine unrichtige Angabe zu finden 
ſei, als derſelbe nicht einmal nach amerikaniſchem Rechte rite 
erlangt war, und ob in dieſer Hinficht insbeſondere das H. ſche 
Kolleg, das dem Bekl. den Titel eines „Doctor of dental 
surgery“ erteilt hat, als ein „reputables“ im Sinne der in 
Amerika geltenden Anſchauungen zu betrachten ſei. Die weitere 
Annahme des B. G., daß auch in dem zweiten Teile der von 
dem Bekl. geführten Bezeichnung: „in Amerika approbierter 
Zahnarzt“ eine unrichtige Angabe im Sinne des 8 1 des 
Wettbewerbsgeſetzes liege, beruht zunächſt auf der tatſächlich 
näher begründeten Feſtſtellung, daß der Ausdruck „approbiert“ 
trotz des Zuſatzes „in Amerika“ in Deutſchland den Anſchein 
einer den deutſchen Begriffen und Anforderungen entſprechenden 
Ausbildung und ſtaatlichen Prüfung als wirklicher 
Zahnarzt erwecke, daß alſo der zweite Teil der von dem Bekl. 
gebrauchten Bezeichnung von dem Publikum in dem letzteren 
Sinne verſtanden werde. Die von dem RE. vermißte Feſt⸗ 
ſtellung der Unrichtigkeit dieſer Angabe ergibt ſich aber aus 
dem Zuſammenhang des B. U. In demſelben iſt nämlich an⸗ 
geführt, nach der eigenen Behauptung des Bekl. ſei ihm aus⸗ 
weislich einer von ihm vorgelegten Urkunde die fragliche „Lizenz“ 
(d. h. die Approbation als Zahnarzt) für den Staat Illinois 
auf Grund ſeines Doktordiploms (des H. ſchen Pri va tinſtituts) 
ohne weiteres Examen erteilt worden. Aus dem Urteile 
erhellt ferner, daß das B. G. dieſe Behauptung des Bekl. auf 
Grund der von ihm vorgelegten Urkunde als erwieſen angeſehen 
hat. Aus der hiernach genügend feſtgeſtellten Tatſache, daß der 
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Bekl. die Approbation als Zahnarzt für den Staat Illinois 
ohne ſtaatliches Examen erlangt hat, ergibt ſich aber ohne 
weiteres die Unrichtigkeit der nach der Feſtſtellung des B. G. 
in dem zweiten Teile der ſtreitigen Bezeichnung enthaltenen An⸗ 
gabe, daß der Bekl. nach einer von ihm abgelegten, den 
deutſchen Begriffen und Anforderungen entſprechenden 
ſtaatlichen Prüfung die fragliche Approbation erlangt habe. 
Da dies ein weſentlicher Beſtandteil der geſamten fraglichen Be⸗ 
zeichnung iſt, ſo erſcheint die Unrichtigkeit der letzteren hierdurch 
zur Genüge als feſtgeſtellt. N. c. E., U. v. 26. April 04, 
589/03 II. — Caſſel. 

Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

18. 8 2. 5 160 des G. V. G. verb. mit § 794 der 
Z. P. O. Anträge auf Leiſtung der Rechtshilfe in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit find nur ſo weit zuläſſig, als ſie durch 
Reichsgeſetze den Gerichten übertragen find.! 

Das Koͤniglich Bayeriſche re Annweiler, bei dem 
die Vormundſchaft über die unmündige S. anhängig iſt, hat 
das Kaiſerliche Amtsgericht in Dieuze erſucht, den Maurer M. 
über die nach 88 1708 ff. B. G. B. gegen ihn erhobenen 
Anſprüche zu vernehmen. M. hat erklärt, er erkenne die Vater⸗ 
ſchaft an und verpflichte ſich zu Zahlungen. Nunmehr ſtellte 
das Amtsgericht Annweiler bei dem Amtsgericht in Dieuze das 
weitere Erſuchen, den M. darüber zu vernehmen, ob er ſich in 
betreff der übernommenen Leiſtungen der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterwerfe. Dieſes Erſuchen lehnte das Amts⸗ 
gericht Dieuze ab, weil für die Beurkundung der Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung die Gerichte in Elſaß⸗ 
Lothringen nicht zuſtändig ſeien. Das Kaiſerliche O. L. G. in 
Colmar erklärte die Ablehnung des Erſuchens um Rechtshilfe 
für begründet, da die Aufnahme einer vollſtreckbaren Urkunde 
nach § 44 des elſ.⸗lothr. Geſetzes, betreffend die Ausführung 
des R. Gef. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Notare gehöre. 
Die Beſchwerde des Amtsgerichts wurde vom R. G. für 
unzuläffig erklart, weil kein R. Gef. die Aufnahme von Urkunden 
über Anſprüche der vorliegenden Art den Gerichten übertrage. 
Ausgeſchloſſen iſt auch die Annahme, daß das Amtsgericht 
Annweiler als Vormundſchaftsgericht das Erſuchen geſtellt habe, 
denn die Aufnahme vollſtreckbarer Urkunden ($ 794 Nr. 5 
Z. P. O.) über Anſprüche des Mündels oder der Mündelmutter 
gehört nicht zu dem Geſchäftskreiſe der Vormundſchaftsgerichte. 
S. c. M., Beſchl. v. 28. April 04, B 150/04 IV. — Colmar. 

II. Das Gemeine Recht. 

19. Übernahme der Haſtung als Selbſtſchuldner iſt noch 
kein Verzicht auf die Einrede der Teilung.] 

Es iſt nicht richtig, daß bei der Bürgſchaftsleiſtung 
mehrerer durch die Erklärung eines Bürgen, er wolle als 
Selbſtſchuldner oder als Selbſtzahler haften, in klarer Weiſe 
ſein Wille, für die ganze Schuld zu haften, zum Ausdruck 
gebracht werde. Die erwähnte Formel iſt allgemein üblich, um 
den Verzicht des Bürgen auf die Vorausklage auszuſprechen, 
dagegen kann nicht anerkannt werden, daß ihr nach dem bisher 
im Rechtsverkehr herrſchenden Sprachgebrauche allgemein auch 
die Bedeutung eines Verzichts des Bürgen auf die Einrede der 
Teilung — beneficium divisionis — beigelegt worden wäre. 
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Vergl. Seufferts Archiv Bd. 13 Nr. 184, Bd. 25 Nr. 25 
Sächſiſches B. G. B. $ 1462. Speziell in der württem- 
bergiſchen Rechtſprechung iſt ebenfalls der Redewendung, der 
Bürge hafte „als Selbſtſchuldner und Selbſtzähler“ eine ſolche 
Bedeutung abgeſprochen worden. Tafel, auserleſene Zivilrechts · 
ſprüche der hoheren Gerichtsſtellen in Württemberg, Bd. II 
S. 194 fg., vergl. auch Hegler⸗Stiegele, das Recht der 
Forderungen nach feiner dermaligen Geltung in Württemberg, 
II. Auflage S. 214 Anm. 11. E. c. L., U. v. 21. April 04, 
886/03 VI. — Stuttgart. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 2 eröttert die Anfechtbarkeit der Verſäumung 
der dem Erben laufenden Ausſchlagungsfriſt, und zieht aus der 
Natur dieſer Verſäumung, die als Rechtsgeſchäft fingiert wird, 
wichtige Folgerungen. 

In Entſch. Nr. 3 wird der Satz begründet, daß die Heilung 
einer formloſen Schenkung durch den Schenker nur bei ſeinen 
Lebzeiten, aber nicht dadurch herbeigeführt werden kann, daß der 
Beſchenkte ermächtigt wird, das Geſchenk nach dem Tode des 
Schenkers bei einem dritten in Empfang zu nehmen. In der⸗ 
ſelben Entſcheidung wird der überlebende Ehegatte, der das 
ihm in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente Zugewendete an- 
genommen hat, in Anſehung der Schenkungs freiheit wie ein 
Vertragserbe beurteilt; er darf die korreſpektiven Verfügungen 
nicht durch böswillige Schenkungen vereiteln. 

Von groͤßter Wichtigkeit für das tägliche Leben iſt die 
Entſch. Nr. 4. Zum Wirkſamwerden einer empfangs bedürftigen 
Willenserklärung wird ſelbſt dann erfordert, daß ſie dem Adreſſaten 
zugeht, wenn dieſer das Zugehen abfichtlich verhindert. Es 
muß alſo die Zuſendung erforderlichenfalls wiederholt werden. 
Nur kann der Adreſſat ſich nicht auf die von ihm verurſachten 
Mängel der ihm zugegangenen Erklärung in Anſehung von Zeit 
und Form berufen. 

Einen Beitrag zu § 313 bietet Entſch. Nr. 5. 

Aber die Begriffe „Annahme der Erfüllung“, „Annahme 
als Erfüllung“ und „Abnahme“ äußert ſich Entſch. Nr. 6; da- 
ſelbſt wird auch angenommen, daß der Vorbehalt des Rechtes 
auf die Vertragsſtrafe bei (nicht vor oder nach) der Annahme 
der Leiſtung erklärt werden müfle. 

Die Entſch. Nr. 8 bejaht im Einklange mit dem Kammer- 
gericht die Frage, ob der Grundſtückseigentümer mit Wirkſam · 
keit auch für ſeine Rechtsnachfolger darauf verzichten könne, eine 
Kündigung oder Mahnung mangels Vorlegung des Hypotheken- 
briefs bezw. der Ubertragungsurkunden zurückzuweiſen; auch wird 
ſolcher Verzicht für eintragungsfähig erklärt. 

Von Wichtigkeit für die Anwendung der Vorſchriften üder 
die Unterhaltspflicht der Eltern iſt Entſch. Nr. 9. 

Die handelsrechtliche Entſch. Nr. 10 ſpricht aus, daß die 
Rügepflicht erſt mit der Ablieferung der Ware, nicht ſchon mit 
dem Eingange der Faktura beginnt; dies auch, wenn, wie im 
entſchiedenen Falle, aus der Faktura fi die Duantitätsbifferen; 
ergibt. N. 
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Vereins nachrichten. 
Der dritte und Schlußband der zweiten Auflage des 


Kommentars zum Bürgerlichen Geſetzbuch von Dr. Ludwig. 


Kuhlenbeck iſt ſoeben in Carl Heymanns Verlag in 
Berlin W. 8, Manerſtraße 43/44, zur Ausgabe gelaugt. 
Der Ladenpreis für das geheftete Exemplar beträgt 12 Mark, 
für das gebundene 13 Mark. Die Verlagshandlung bewilligt 
jedoch den Mitgliedern des deutfchen Anwaltvereins einen 
Sorzugspreis. Derſelbe beträgt für ein geheftetes Exemplar 
6 Mark, für ein gebundenes 7 Mark. 

Das ganze Werk koſtet für das Publikum geheftet 
34 Mark, gebunden 37 Mark und für die Mitglieder des 
dentſchen Auwaltvereins geheftet nur 17 Mark, gebunden 
20 Mark. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte, 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlaudesgerichte 
zu Naumburg und Poſen haben der Kaffe abermals Bei- 
hülfen und zwar Naumburg 1000 Mark und Poſen 
2000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank ans⸗ 
geſyrochen worden. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat das nach⸗ 
ſtehend abgedruckte Schreiben nebſt Anlagen an die Vorſtände 
der Anwaltskammern im Deutſchen Reich geſandt. 


An 
ſämtliche Deutſchen Anwaltskammern zu Händen 
der Herren Vorſitzenden der Vorſtände. 


Sehr geehrte Herren Kollegen! 

Im Auftrage des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
überreiche ich in der Anlage Vorſchläge, die vorbehaltlich des 
Einverſtändniſſes der Anwaltskammern der Vorſtand dem 
nächſten Anwaltstage und der Generalverſammlung der Hülfs⸗ 
kaſſe zu unterbreiten beabfichtigt. 

Angeſichts der Schwierigkeiten, die ſich der Gründung einer 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe entgegenſtellen, ſind 


wir zu der Überzeugung gelangt, daß als das nächſte von uns 
zu erſtrebende Ziel ein Ausbau der Unterſtützungskaſſe ins 
Auge zu faſſen iſt, der ſie zu einigermaßen befriedigenden 
Leiſtungen befähigt. Zur Begründung ſind die beifolgenden 
Leitſätze vorausgeſchickt. 

Das gleichfalls anliegende Schreiben des Vorſitzenden, des 
Schriftführers und des Schatzmeiſters der Hülfskaſſe vom 
4. Juni 1904 gibt ein Bild der Leiſtungsfähigkeit der Kaſſe 
bei der in Ausſicht genommenen Ausgeſtaltung. 

Wir richten an die Anwaltskammern die Bitte, in Be⸗ 
ratung darüber treten zu wollen, ob ſie geneigt ſind, der be⸗ 
abſichtigten Statutenänderung zuzuſtimmen und der Huülfskaſſe 
in der vorgeſchlagenen Form beizutreten und uns darüber mit 
gefälliger Antwort ſo früh zu verſehen, daß wir die aus⸗ 
gearbeitete Vorlage dem nächſten Anwaltstage unterbreiten 
können. 


Leipzig, den 15. Juni 1904. 
Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 


Erythropel, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Leitſätze. 


I. Im Hinblick darauf, daß die Meinungen über die Gründung 
einer allgemeinen Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
unter den deutſchen Rechtsanwälten noch weit auseinander⸗ 
gehen, ſeitens des Deutſchen Anwaltstages in Straßburg 
auch eine Kommiſſion zur weiteren Vorbereitung dieſer 
Angelegenheit eingeſetzt ift, wird von einer grundſätzlichen 
Stellungnahme hierzu abgeſehen. 

II. Dagegen erſcheint es geboten, die nach den Satzungen der 
Hülfskaſſe vorliegende Verkoppelung der Penſions⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe einerſeits, der Unterſtützungskaſſe anderer⸗ 
ſeits zu löſen. Die Aufgaben beider Kaſſen ſind derart 
verſchiedene und ſelbſtändige, daß die Abhängigkeit der 
Unterſtützungskaſſe von der Penſions⸗, Witwen⸗ und 

Waiſenkaſſe nicht gerechtfertigt und deshalb eine Ab⸗ 
änderung der SS 2 und 17 der Satzungen der Hülfskaſſe 
erforderlich erſcheint. 
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III. Nicht nur der Fortbeſtand, ſondern der Ausbau der Hülfs⸗ 
kaſſe als Unterſtützungskaſſe iſt anzuſtreben. 


1. 


D 


Wünſchenswert erſcheint ein Ausbau in der 
Richtung, daß ein Rechtsanſpruch auf Unter⸗ 
ſtützung gewährt wird. Dieſes Ziel ließe ſich auf 
doppelte Weiſe erreichen. Es könnte durch die 
Satz ungen der Hülfskaſſe den Hülfsbedürftigen ein 
klagbarer Anſpruch eingeräumt werden. Eine ſolche 
Satzungsvorſchrift würde zur Folge haben, daß die 
Hülfskaſſe unter das Geſetz über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 fiele. 
Oder es könnte durch Reichsgeſetz eine Unterſtützungs⸗ 
kaſſe mit öffentlich⸗ rechtlichem Charakter geſchaffen 
werden. Im erſteren Falle würden die Satzungen 
der Kaſſe der behördlichen Nachprüfung, die Kaſſe 
ſelbſt der ſtaatlichen Aufſicht unterliegen, im letzteren 
Falle würde der Geſetzgeber alle Einzelheiten bezüglich 
der Ausgeſtaltung der Kaſſe und der Vorausſetzungen 


des Rechtsanſpruches feſtſetzen. Jede dieſer Regelungen 


erſcheint in hohem Grade unerwünſcht. Die Anwalt⸗ 
ſchaft muß danach ſtreben, ohne die einengenden Vor⸗ 
ſchriften eines Geſetzes und ohne behördliche Ein⸗ 
miſchung für die bedürftigen Berufsgenoſſen Hülfe zu 
ſchaffen. Es iſt deshalb nicht anzunehmen, daß an⸗ 
geſichts der Nachteile und Mißſtände, welche mit der 
Begründung eines Rechtsanſpruches verbunden wären, 
die große Mehrzahl der Kollegen an der Forderung 
eines ſolchen Anſpruches feſthalten ſollte. An dem 
bewährten Syſtem der Hülfskaſſe iſt daher nicht zu 
rütteln. Die Vereinigung der Deutſchen Anwälte 
zum gemeinſamen Eintreten für die hülfsbedürftigen 
Kollegen und deren Angehörige und die Zahlung der 
Beiträge dürften auch ein peinliches Gefühl darüber, 
daß die Unterſtützung nicht mit den Mitteln des 
formalen Rechts verlangt werden kann, nicht auf⸗ 
kommen laſſen. Man wird ſich mit dem offenbar 
vorliegenden ſtarken moraliſchen Anſpruch um ſo mehr 
begnügen können, als Berufsgenoſſen über die Unter⸗ 
ſtützungen zu befinden haben, und als ſtarre, bei 
Gewährung des Rechtsanſpruches unerläßliche Vor⸗ 
ſchriften weit weniger der Natur der einzelnen Fälle 
gerecht zu werden geeignet ſind, als das Ermeſſen 
der zur Leitung der Kaſſe berufenen Kollegen. 

Es iſt deshalb von der Gewährung eines Rechts⸗ 
anſpruchs auf Unterſtützung abzuſehen. 


„Die jetzigen Leiſtungen der Hülfskaſſe, fo ſegensreich 


ſie ſind, genügen berechtigten an eine ſolche Kaſſe zu 
ſtellenden Anſprüchen bei weitem nicht. Es iſt daher 
auf eine Vermehrung der Mittel der Hülfskaſſe 
Bedacht zu nehmen. Sind die zur Erweiterung des 
Tätigkeitsgebiets der Kaſſe erforderlichen Mittel vor⸗ 
handen, ſo kann auch den Wünſchen derjenigen 
Kollegen entſprochen werden, welche der Kaſſe den 
Charakter einer Zuſchußkaſſe bei ungenügendem Ein⸗ 
kommen geben wollen. Die Zweckbeſtimmung unter 
§ 2b der Satzungen genügt auch für dieſen Rahmen. 
Es empfiehlt ſich nicht, Einzelvorſchriften zur näheren 


Beſtimmung des Begriffs der Hülfsbedürftigkeit in die 
Satzungen aufzunehmen. Es mag der Verwaltung der 
Kaſſe ſelbſt vorbehalten werden, ſich etwaige 
Normativbeſtimmungen zu geben. 

3. Größere Mittel werden für die Kaſſe durch Werbung 
neuer Einzelmitglieder in nennenswertem, jedenfalls 
in wünſchenswertem Umfange nicht erzielt werden 
können. Ein erheblicher Zufluß von Mitteln iſt nur 
dadurch zu erlangen, daß die Deutſchen Anwalts⸗ 
kammern ſelbſt Mitglieder und Träger der Hülfskaſſe 
mit Beiträgen, die für jeden Anwalt gleich hoch ſind, 
werden. Die Kaſſe wird, ſoweit ſie als Unter⸗ 
ſtützungskaſſe in Betracht kommt, als für die Rechts⸗ 
anwälte derjenigen Kammern beſtimmt gelten, die ihr 
beigetreten find. Ein aus § 48 der R. A. O. her⸗ 
zuleitendes Bedenken iſt als begründet nicht an⸗ 
zuerkennen. Wenn es ſchon bisher für zuläſſig er⸗ 
achtet worden iſt, daß die Kammern der Hülfskaſſe 
Geldmittel zuführen, trotzdem die Kaſſe nicht bloß den 
Mitgliedern der zahlenden Kammer, ſondern allen 
Anwälten dient, ſo wird man es jedenfalls zu den 
„gemeinſchaftlichen Angelegenheiten“ einer Kammer im 
Sinne des § 48 zu 2 a. a. O. rechnen müſſen, wenn 
dieſelbe zum Zweck der Verſicherung ihrer Mitglieder 
gegen Not — ein Verſicherungsverein iſt tatſächlich 
die Kaſſe auch ohne Gewährung eines Rechts⸗ 
anſpruchs — einer Kaſſe beitritt. Die Kammern er⸗ 
ſcheinen daher berechtigt, von ihren Mitgliedern Bei⸗ 
träge für die Zwecke der Hülfskaſſe zu erheben, und 
für jedes Mitglied des Bezirks einen beſtimmten für 
ganz Deutſchland gleichen Betrag an die Kaſſe zu 
zahlen. Folge einer derartigen Regelung iſt, daß jede 
Kammer in den Hauptverſammlungen der Hülfskaſſe 
ſoviel Stimmen hat, als ſie Mitglieder beſitzt. Die 
Stimmen wären durch Vertreter abzugeben. 

Die Höhe des Betrages wird, zumal eine ver⸗ 
ſchiedene Bemeſſung desſelben für die einzelnen 
Kammern ausgeſchloſſen ſein muß, den Organen der 
Kaſſe ſelbſt zu überlaſſen ſein. 

Die vorgeſchlagene Organiſation enthält einen 
Zwang für die einzelnen Anwälte für den Fall, daß 
ihre Kammern der Kaſſe beitreten. Ein ſolcher Zwang 
aber, der nur zugunſten unſerer hülfsbedürftigen 
Kollegen und ihrer Familien ausgeübt wird, erſcheint 
durchaus berechtigt. 

V. Ob infolge der vorgeſchlagenen Organiſation ein Rückgang 
in der Zahl der Einzelmitglieder der Kaſſe zu erwarten 
ſei, iſt ſchwer zu ſagen. Von der Tatſache ausgehend, 
daß auch die bisherigen Mitglieder der Kaſſe derſelben bei⸗ 
getreten ſind, ohne einen Rechtsanſpruch zu erwerben, die 
meiſten auch ſicherlich in der Erwartung, daß ſie für ſich 
und die Ihrigen niemals die Kaſſe in Anſpruch nehmen 
werden, erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, daß die bisherigen 
Mitglieder ihrer Mehrzahl nach bei der Kaſſe verbleiben. 

Bedenken dagegen, daß einmal die Kammern, ferner 
aber Einzelperſonen Mitglieder der Kaſſe ſind und ein 
Stimmrecht ausüben, dürften nicht vorliegen. 
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V. Im Intereſſe der Unterſtützungskaſſe liegt es, von den 


— 


D 


Beiträgen der Einzelmitglieder ganz unabhängig zu ſein. 
Mit dieſem Intereſſe ſteht die Fürſorge für eine Penſions⸗, 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe nicht nur nicht in Widerſpruch, viel⸗ 
mehr läßt ſich der für die letztere Kaſſe gebildete Kapital⸗ 
grundſtock durch zweckmäßige Trennung der Kammerbeiträge 
und der Beiträge der Einzelmitglieder erheblich fördern. 
Es wird vorgeſchlagen, unter der Vorausſetzung, daß die 
Kammerbeiträge demnächſt ſo hoch normiert werden, um 
den Zwecken der Unterſtützungskaſſe vollauf zu genügen, 
die Einzelbeiträge ganz der Penſions⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe zu überweiſen, ſoweit die Geber nicht anders 
beſtimmen. Durch eine ſolche Regelung kann ein ſehr viel 
ſchnelleres Anwachſen des Kapitalgrundſtocks der letzteren 
Kaſſe erreicht werden. Je eher aber eine bedeutende Höhe 
dieſer Fonds erreicht wird, um ſo eher wird ſich auch die 
von vielen Seiten erſtrebte Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe verwirklichen laſſen. 


Vorſchläge. 


In S 2 der Satzungen unter b die Worte „bis aut Wirk⸗ 


ſamkeit dieſer Kaſſe“ zu ſtreichen. 


In 8 3 den zweiten Abſatz zu ſtreichen und an Stelle 


desſelben folgende Beſtimmung aufzunehmen: 
„Die Jahresbeiträge der Anwaltskammern, welche 
Mitglieder des Vereins ſind, dienen ausſchließlich dem 
Zweck zu § 2 b. Die übrigen Einnahmen dienen 
ausſchließlich dem Zweck zu § 2a, ſoweit nicht die 
Geber ausdrücklich die Verwendung für den Zweck zu 
2 b beſtimmt haben.“ 


3. In § 4: 


4. 


a) als erſten Abſatz voranzuſtellen: 
„Zur Mitgliedſchaft iſt berechtigt jede deutſche 
Anwaltskammer. Sie wird Mitglied durch ihre 
Beitrittserklärung“; 
b) in dem ſich hieran anſchließenden bisherigen erſten 
Abſatz in Zeile 1 hinter „iſt“ hinzuzufügen: „ferner“; 
c) den vorletzten Abſatz wie folgt zu faſſen: 
„die dem Verein beigetretenen Anwaltskammern 
haben für jedes ihrer Mitglieder nach dem Stande 
vom 1. April einen Jahresbeitrag von .... Mark, 
die Einzelmitglieder einen Jahresbeitrag von 
20 Mark im April an den Vereinsſchatzmeiſter zu 
zahlen bezw. portofrei einzuſenden. Die am 
30. April nicht eingegangenen Jahresbeiträge der 
Einzelmitglieder werden vom 1. Mai ab durch 
Poſtnachnahme erhoben“; 
d) in dem letzten Abſatz das Wort „vorzugsweiſe“ zu 
ſtreichen. 
In 8 6 Statt der Worte „mindeſtens 20 Mitglieder“ zu ſetzen: 
„eine Anwaltskammer oder mindeſtens 20 Einzel⸗ 
mitgliedern“. 


5. Folgenden § 7a einzufchalten: 


S 7a. 
In den Generalverſammlungen hat jede dem 
Verein beigetretene Anwaltskammer ſoviel Stimmen, 
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als ſie nach dem Stande des vorangegangenen 
erſten April Mitglieder hatte. Die Anwaltskammer 
übt ihr Stimmrecht durch 1 bis 3 vom Vorſtande 
der Anwaltskammer zu beſtellende Vertreter aus. 
6. An Stelle des § 17 Abſ. 1 folgende Beſtimmung zu treffen: 
„Iſt nach dem Ermeſſen des Vorſtandes die lebens⸗ 
fähige Gründung einer allgemeinen Ruhegehaltskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und einer Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für die hinterlaſſenen deutſchen Rechts⸗ 
anwälte geſichert, ſo iſt auf Antrag des Vorſtandes 
von der Generalverſammlung über die Mberweifung 
des für eine ſolche Kaſſe angeſammelten Kapital: 
grundſtocks an letztere und die ſich hieraus ergebende 
Abänderung der Satzungen zu beſchließen.“ 


Leipzig, den 4. Juni 1904. 
An 
den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins z. H. 
des Vorſitzenden Herrn Juſtizrat Erythropel 
hier. 


In der Angelegenheit, betreffend den Ausbau der Hülfs⸗ 
kaſſe für Deutſche Rechtsanwälte, erwidern wir auf das geehrte 
Schreiben vom 20. v. Mts. ergebenſt, daß wir die gewünſchte 
Berechnung nach den weſentlich feſtſtehenden Grundlagen für 
das Geſchäftsjahr vom 1. Juli 1904 bis 30. Juni 1905 in 
der Anlage haben aufſtellen laſſen. Nach derſelben würde 
unter Berückſichtigung des im Laufe des Geſchäftsjahres über⸗ 
ſchläglich eintretenden Zuganges ſich ein ungefährer Jahres⸗ 
bedarf von 259 400 Mark ergeben. Berüdfichtigt man ferner, 
daß die Heranziehung ſämtlicher deutſchen Rechtsanwälte zu 
Beiträgen und der moraliſche Anſpruch auf Unterſtützung eine 
Vermehrung der Unterſtützungsgeſuche zur Folge haben wird, 
fo iſt der Jahresbedarf auf mindeſtens 280 000 — 300 000 Mark 
anzunehmen. Rechnet man einen Beſtand von rund 7000 
zahlungspflichtigen und zahlungsfähigen Rechtsanwälten, ſo 
wird ein Jahresbeitrag von 40 Mark für jeden geboten ſein. 
Soll vorläufig nicht über einen Jahresbeitrag von 30 Mark 
hinausgegangen werden, ſo würden die Unterſtützungen ſich auf 
7. der vorgeſchlagenen Sätze, alſo auf 900 Mark für bedürftige 
Rechtsanwälte, 750 Mark für Witwen mit Kindern, 450 Mark 
für Witwen ohne Kinder und 225 Mark für Kinder ermäßigen. 
Durch Herabſetzung einzelner Klaſſen iſt ein zureichendes Er: 
gebnis nicht zu erzielen, da der Betrag von ungefähr 70000 Mark 
jährlich von den Klaſſen der Witwen ohne Kinder oder mit 
Kindern und den Kindern nicht gut allein getragen werden kann. 
Auch Abſtufungen in den einzelnen Klaſſen werden ein ent⸗ 
ſprechendes Reſultat nicht ergeben. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Porſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 
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Am 1. Juni 1904 ſteht feft, daß im Geſchäftsjahre 1904/1905 
Unterſtützungen erhalten: 
I. arbeitsunfähig gewordene Rechtsanwälte: 
21 mit 11080 Mark. Wenn jeder 
Unterſtützte durchſchnittlich 1 200 Mark 


erhalten ſoll, würden 25 200 Mark 
erforderlich ſein. 
II. Witwen mit Kindern: 
155 mit 48080 Mark. Wenn jede 
Unterſtüͤtzte durchſchnittlich 1000 Mark 
erhalten ſoll, würden 155000 = 
erforderlich fein. 
III. Witwen ohne Kinder: 
52 mit 13 550 Mark. Wenn jede 
Unterſtützte durchſchnittlich 600 Mark 
erhalten ſoll, würden 31200 = 
erforderlich fein. 
IV. Kinder (ohne Rückſicht auf deren Alter): 
80 mit 17 954 Mark. Wenn jedes 
unterſtützte Kind durchſchnittlich 300 Mark 
erhält, würdeen n.. 24000 = 
erforderlich fein. 
235 400 Mark. 
Hinzu kommen noch die neuen Unter⸗ | 
ſtützungen für 1904/1905. Es wird angenommen, 
daß 30 neue Unterftügungsfälle eintreten. 
Rechnet man davon 
3 Rechtsanwälte zu 1 200 
Mark 3 600 Mark 
15 Witwen mit Kindern zu 
1000 Marte 15000 =: 
6 Witwen ohne Kinder zu 
600 Mark 3 600 ⸗ 
6 Kinder zu 300 Mark. 1800 = 
24000 =: 
Summa. . . . 259 400 Mark. 


Wirkt die Anfechtung des Kanſalgeſchäfts wegen 
Willensmangels auch auf die dingliche Einigung 
I. Ä 
Bon Juſtizrat Dr. Niſſen, Hirſchberg i. Schl. 


1. Für die Entſcheidung der S. 134 d. Jahrg. aufgeworfenen 
Frage, ob beim Kreditkaufe die vorausſetzlich wegen Irrtums in 
der Zahlungsfähigkeit des Käufers nach 8 119, 121 B. G. B. 
begründete Anfechtung in Gemäßheit des § 142 eit. nur die 
Nichtigkeit des Kauſalgeſchaͤfts bewirkt oder auch den durch 
letzteres veranlaßten dinglichen Vertrag ſeiner Wirkſamkeit ent⸗ 
kleidet, bildet unbedenklich den richtigen Ausgangspunkt die in 
jener Abhandlung betonte ſcharfe Scheidung zwiſchen jenen beiden 
Verträgen, dem Kauſalgeſchäft und dem dinglichen Vertrage oder 
der ſog. Einigung. Jedoch kann ich der Anſicht des Verfaſſers 
darin nicht beitreten, daß dieſe Scheidung dazu führe, der An⸗ 
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fechtung Einfluß auf die Einigung auch dann zu verſagen, wenn 
der Irrtum, welcher den Verkäufer zur Kreditgewährung beſtimmte, 
durch argliſtige Täuſchung von ſeiten des Käufers hervorgerufen 
war (§ 123). Die zunächſt unter dem Irrtume ſtehende Willens⸗ 
erklärung, die Einräumung des Kredits, iſt regelmäßig ein 
Beſtandteil des Kauſalgeſchäfts, nicht oder nicht gleichzeitig ein 
ſolcher der Einigung. Der Irrtum entkräftet alſo zunächſt und 
ohne weiteres, unter Anwendung des § 139, nur das Kauſal 
geſchäft. Im Verhältnis zur Einigung betrifft er einen von 
dieſer begrifflich verſchiedenen Tatbeſtand. Immerhin aber ſteht 
auch die Einigung unter feinem Einfluſſe, der Verkäufer würde 
die Ware dann nicht geliefert haben, wenn er um die Kredit⸗ 
unwürdigkeit des Käufers gewußt hätte. Nur iſt der Irrtum 
vom Standpunkte der Einigung kein ſolcher, wie ihn § 119 
vorausſetzt, ſondern ein Irrtum in einem Beweggrunde, der 
nicht zum Inhalte der Erklärung gemacht iſt (vergl. Entſch. 
R. G. in Beilage zu dieſer Zeitſchrift 1903 S. 40, 106, 120). 
Der Irrtum in einem außerhalb des Rahmens der Willens ⸗ 
erklärung liegenden Beweggrunde iſt als ſolcher nun allerdings 
rechtlich bedeutungslos, daher vermag er als ſolcher im vor⸗ 
liegenden Falle die Einigung nicht zu tangieren, aber als 
Produkt der Argliſt des anderen reicht er zur Anfechtung 
aus, indem 8 123 für ausreichend erklärt, daß die Täuſchung 
für die Abgabe der Willenserklärung kauſal war, nicht auch 
verlangt, daß ſie einen im Sinne des 5 119 erheblichen 
Irrtum erzeugt habe. (Vergl. Planck, Komm. zu 8 123 
Anm. 2.) 

2. Da, wo lediglich der Irrtum in Frage kommt, kann 
nichtsdeſtoweniger auch die Einigung der Anfechtung wegen 
Zahlungsunfähigkeit des Käufers ausgeſetzt fein, wenn fie: 

A. bedingt iſt durch die Geltung des Kauſalgeſchäfts oder 

B. mit dem in Frage kommenden Teile des Kauſal⸗ 
geſchäfts, der Kreditgewährung, zu einem einheitlichen 
Rechtsgeſchäfte verbunden iſt. 

Zu A. Es würde zu weit gehen, wenn man da, wo 
Kauſalgeſchäft und Einigung zeitlich ineinander fließen, auch 
ſelbſt da, wo es dem Kauſalgeſchäft an einem beſonderen Aus- 
druck gebricht, die Erkenntnis desſelben vielmehr erft durch den 
Vorgang der Eigentumsübertragung vermittelt wird, allemal 
annehmen wollte, die Einigung trage die Geltung des Kaufal- 
geſchäfts als ihre ſtillſchweigende Bedingung in ſich. Denn 
begrifflich handelt es ſich um zwei verſchiedene Vorgänge und 
ihr zeitliches Zuſammentreffen iſt kein Beweis, daß die Parteien 
eine in jener Weiſe bedingte Einigung gewollt haben. Wohl 
aber iſt — darin muß Dernburg, Pandekten Bd. 1 8 213 kei- 
getreten werden — eine dem Kauſalgeſchäft vorangegangene 
Übergabe der Ware zwecks Eigentumsübertragung, Tradition 
behufs eines erſt abzuſchließenden Geſchäfts, als von der 
Geltung des ſpäter zuſtande gekommenen Kaufalgefchäfts 
bedingt nach dem Willen der Parteien anzuſehen. Zwar läßt 
ih auch hier vom Standpunkt des zuſtande gekommenen Geſchaͤfts 
die Mberfendung der Ware in zwei begrifflich verſchiedene Akte 
zerlegen, nämlich einmal die Offerte zum Kauſalgeſchäft, ſodann 
die im voraus ſtattfindende Erfüllung des Vertrages, welche 
nur dadurch bedingt ſei, daß ein Kauſalgeſchäft überhaupt zu⸗ 
ſtande komme, nicht auch, daß es unanfechtbar zuſtande komme. 
Aber die hierin vertretene Anſicht iſt darin meines Erachtens 
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begründet, daß jene Übergabe in höherem Grade als in den 
anderen Fällen des Vertragsvollzuges den kauſalgeſchäftlichen 
Willen verkörpert. 

Zu B. Fälle, in denen die Einigung und ihr obligatoriſcher 
Vertrag miteinander in derartiger Beziehung ſtehen, daß ſie als 
Beſtandteile eines einheitlichen Rechtsgeſchäftes zu gelten hätten, 
ſodaß die Anfechtung des obligatoriſchen Vertrages nach $ 139 
auch die Nichtigkeit der Einigung zur Folge haben müßte, ſind 
ausgeſchloſſen. Dagegen find Fälle meines Erachtens nicht 
ausgeſchloſſen, in denen eine ſolche Verbindung zwiſchen der 
Einigung und einem Teile des Kauſalgeſchäftes oder vorliegend 
der Kreditgewährung obwalten kann. Beiſpielsweiſe: Abrede⸗ 
gemäß ſollte die Ware unter Nachnahme des Kaufpreiſes gehen. 
Die Übergabe der Ware vereinigt fi hier mit der Empfang⸗ 
nahme des Kaufpreiſes zu einem einheitlichen Rechtsgeſchäfte. 
Der Verkäufer aber begibt ſich nachher jenes Rechtes und ſendet 
die Ware ohne Nachnahme, gewährt alſo für den Kaufpreis 
Kredit bis nach Empfang der Ware durch den Käufer. An die 
Stelle der bei der Aushändigung der Ware vorgeſehenen Er⸗ 
hebung des Preiſes tritt mithin deſſen Kreditierung. Wie da 
die Übergabe durch die Nachnahme in ihrem Vollzuge beſtimmt, 
charakterifiert wird, wird ſie nunmehr geeigenſchaftet durch die 
Kreditierung. Dort verſchmelzen ſich Übergabe und Preis- 
zahlung, hier Übergabe und Preiskreditierung zu einem 
einheitlichen Geſchäfte. Wird die Preiskreditierung aus § 119 
angefochten, jo fällt damit nach § 139 auch die Übertragung 
des Eigentums der Ware. 

Das gleiche Ergebnis möchte ich nicht annehmen in dem 
Falle, daß nichts weiter vorliegt, als daß der Verkäufer bei 
überſendung der Ware in der dieſer beigelegenen Faktura 
ein Kaufpreisziel vermerkt hat, zu deſſen Gewährung er weder 
nach Vertrag noch aus anderem Grunde verpflichtet war. An 
das Kaufpreisziel iſt er gebunden. (Vergl. Staub, Komm. 
* H. G. B. Exkurs zu 8 372 Anm. 33.) Aber dieſes iſt nur 
eine nachträgliche, der Einigung gegenüber ſelbſtändige, Ergänzung 
des kauſalen Geſchäfts, kein Moment, das ſich mit der Eigentums⸗ 
übertragung zu einem einheitlichen Rechtsakte verſchmilzt. 

II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 


Auf S. 134 ff. dieſer Zeitſchrift verteidigt Carſt ens den 
Satz, daß die Anfechtung eines Kaufgeſchäftes über bewegliche 
Sachen wegen Willens fehler, insbeſondere wegen Irrtums des 
Verkäufers über die Kreditwürdigkeit des Käufers, die Wirkſam⸗ 
keit der zur Ausführung des Kaufs vorgenommenen Eigentums⸗ 
übertragung unberührt laſſe. 

Dieſer Satz kaun nur in ſehr beſchränktem Umfange als 
richtig anerkannt werden; er iſt unzutreffend im Falle des 
Betrugs, in dem — von Carſtens nicht beſonders behandelten — 
Falle der widerrechtlichen Drohung und in zahlreichen Fällen 
des Irrtums im Sinne von § 119 des B. G. B. 

Was zunächſt die Fälle des Irrtums angeht, jo bedürfen 
einer beſonderen Behandlung die ſehr häufigen Fälle, bei denen 
obligatoriſches Geſchäft und dingliche Einigung in einen und 
denſelben Tatbeſtand zuſammen fallen. Ich werfe in einen 
Warenautomaten ein Geldſtück und nehme den gewünſchten 
Gegenſtand in Empfang. Ich drücke einem Bettler ein Zehn⸗ 
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pfennigſtück in die Hand; er ſteckt es dankend ein. Ein Freund 
erbittet und erhält ſofort von mir ein Darlehen. Mein Buch⸗ 
händler überſendet mir unverlangt Bücher; ich zeige ihm an, 
daß ich ſie behalte. 

Obligatoriſcher und dinglicher Vertrag bilden hier die 
Beſtandteile eines einheitlichen Rechtsgeſchäftes. Läuft bei einem 
ſolchen Geſchäft ein Icrtum unter, fo tft einmal möglich, daß 
der Willensmangel ſowohl das obligatoriſche Geſchäft, als auch 
die dingliche Eingung betrifft: Infolge eines Mißgriffes ent⸗ 
nehme ich meinem Portemonnaie anſtatt eines Zehnpfennigſtückes 
ein Zwanzigmarkſtück und drücke dieſes dem erfreut ſchmunzelnden 
Bettler in die Hand. Ich will dem Buchhändler mitteilen, daß 
ich von den mir unverlangt geſandten zwei Büchern das eine 
behalte; irrtümlich ſchreibe ich: „Die mir geſandten Bücher 
behalte ich.“ In dieſen Fällen unterliegen ſowohl der 
obligatoriſche, wie der dingliche Geſchäftsteil der Anfechtung; 
erfolgt ſie, ſo find Kauf wie Übergabe als von vornherein 
nichtig anzuſehen. 

Es iſt aber auch moglich, daß der Anfechtungsgrund an 
ſich nur den obligatoriſchen Geſchäftsteil trifft. Der Buch⸗ 
händler, der mir ein Buch zur Anſicht ſchickt, verſchreibt ſich 
auf der mitgehenden Rechnung und gibt 1,50 Mark ſtatt 
11,50 Mark als Preis an. Hier iſt zwar die Kaufsofferte, 
nicht aber die Traditions offerte der Anfechtung unterworfen. 
Da aber die obligatoriſche Erklärung zuſammen 
mit der auf den dinglichen Vertrag gerichteten im 
gegebenen Fall ein einheitliches Rechtsgeſchäft 
bilden, zieht nach der Regel des 8 139 des B. G. B. 
die Nichtigkeit der einen die Nichtigkeit der anderen 
Erklärung nach ſich. 

Ob der dingliche Vertrag mit dem obligatoriſchen ein ein ⸗ 
heitliches Rechtsgeſchäft bildet, kann im einzelnen Falle zweifel⸗ 
haft ſein. Ein einheitliches Geſchäft liegt auch dann vor, wenn 
ſich die dingliche Einigung in unmittelbarem Zuſammenhang an 
das obligatoriſche Geſchäft anſchließt; die Parteien laſſen z. B. 
den Grundſtückskauf von einem Notar beurkunden und begeben 
ſich dann mit dem Notariatsprotokoll zum Zwecke der Auf- 
laſſung auf das Grundbuchamt. Einheit des Beurkundungsaktes 
iſt alſo nicht Bedingung der Einheit des Rechtageſchäftes. 

Nach 5 139 tritt totale Nichtigkeit dann nicht ein, wenn 
anzunehmen iſt, daß das Rechtsgeſchäft auch ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen ſein würde. Im 
Verhältnis des abſtrakten Vertrages zu ſeiner causa bedeutet 
dies: Totale Nichtigkeit tritt dann nicht ein, wenn das abſtrakte 
Geſchäft auch ohne das Grundgeſchäft vorgenommen ſein würde. 
Dieſer Fall kommt nicht vor. Es iſt moglich, daß die Par- 
teien bei Vornahme eines abſtraklen Geſchäftes den Rechtsgrund 
verſchweigen, niemals aber werden ſie gewillt ſein, ein abſtraktes 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen, ohne einen Rechtsgrund dazu 
zu haben. 

Fallen obligatoriſcher Vertrag und Einigung in 7 jelbft- 
ſtändige Rechtögejchäfte auseinander, jo iſt, wenn ein Irrtum 
untergelaufen iſt, wiederum zu prüfen, ob der Anfechtungsgrund 
lediglich das obligatoriſche Geſchäft, oder ob er auch die ding⸗ 
liche Einigung betrifft. Bei mir erſcheint ein Herr, der unter 
Berufung „auf unſere alte Freundſchaft“ ein Darlehn erbittet. 
Ich ſage ihm dies zu und ſchicke ihm nach einigen Tagen das 
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Geld. Nachträglich bemerke ich, daß ich das Opfer eines Irr- 
tums geworden bin. Ich verwechſelte den Herrn mit einem 
alten Jugendfreund, tatſächlich iſt er ein flüchtiger Bekannter, 
dem ich niemals etwas geliehen hätte. Hier werden ſowohl das 
dingliche, wie das obligatoriſche Geſchäft von der Anfechtung 
betroffen. 

Anders liegt folgender Fall: Ein Buchhändler offeriert 
mir ſchriftlich ein antiquariſches Werk für 50 Mark, während 
er 150 Mark ſchreiben wollte. Ich akzeptiere. Der Bud 
händler ſchickt mir das Werk. Gewiß wirkt der Irrtum, in 
dem ſich der Buchhändler befindet, auch bei der Ubergabe des 
Buches noch mit: er würde das Buch nicht abſchicken, wenn 
er inzwiſchen den Schreibfehler entdeckt hätte. Allein der 
Irrtum über den Kaufpreis iſt kein Irrtum über den Inhalt 
des dinglichen Vertrages; Inhalt dieſes Vertrages iſt 
nur die Tatſache, daß das Eigentum an dieſem beſtimmten 
Buch an dieſe beſtimmte Perſon übergehen ſoll. 

Hiernach gelange ich für den Fall des Irrtums zu 
folgendem Ergebnis: 

Fallen Grundgefhäft und dingliche Einigung in ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft zuſammen, ſo hat die Anfechtung 
des Grundgeſchäftes wegen Irrtums ſtets auch die Nichtigkeit 
der Einigung zur Folge; fallen fie in ſelbſtändige Geſchäfte 
auseinander, ſo bewirkt die Anfechtung des Grundgeſchäftes 
wegen Irrtums die Nichtigkeit des dinglichen Geſchäftes nur 
dann, wenn der Irrtum zugleich Irrtum über den Inhalt des 
dinglichen Vertrages iſt. 

Mit dieſen Sätzen tft auch der entſcheidende Geſichtspunkt 
für die Behandlung des Irrtums über die Kreditwürdigkeit 
gegeben. Die Zahlungsfähigkeit des Käufers iſt nach der 
gegenwärtig noch herrſchenden Anſicht, deren Richtigkeit hier 
nicht erörtert werden kann, bei Kreditgeſchäften eine 
verkehrsweſentliche Eigenſchaft. Dagegen läßt ſich natürlich 
nicht behaupten, daß bei dem dinglichen Geſchäft der 
Übergabe die Kreditwürdigkeit des Erwerbers ſchlechthin eine 
weſentliche Eigenſchaft ſei. Dies wird überſehen von Staffel, 
Sächſ. Archiv Bd. 9 S. 364, der die Anfechtung auch des 
dinglichen Vertrages im Falle des Irrtums über Eigenſchaften 
der Perſon oder Sache zulaſſen will; ob eine Eigenſchaft ver- 
kehrsweſentlich ſei, kann nur aus den Zwecken des betreffenden 
Geſchäfts entnommen werden. Abſtrakte Geſchäfte verſchweigen 
ihren Zweck. Es iſt deshalb bei ihnen nicht möglich, weſentliche 
Eigenſchaften der Perſon oder Sache zu bezeichnen. 

Es gibt zahlloſe Fälle der Übergabe, bei welchen die 
Zahlungsfähigkeit des Erwerbers vollſtändig gleichgültig iſt. 
(Schenkung, Barkauf uſw.) Demgemäß läßt die Anfechtung 
eines Kreditkaufes wegen Irrtums über die Kreditfähigkeit 
— falls ſie überhaupt zugelaſſen wird — den dinglichen Vertrag 
unberührt, es ſei denn, daß dieſer mit dem Kauf zu einem 
einheitlichen Geſchäft zuſammenfällt. 

Weſentlich einfacher iſt die Entſcheidung in den Fällen der 
argliſtigen Täuſchung und der widerrechtlichen Drohung. Bildet 
in Fällen dieſer Art die dingliche Einigung mit dem obligatoriſchen 
Geſchaft ein einheitliches Rechtsgeſchäft, fo folgt ſchon aus den 
vorſtehenden Ausführungen, daß die Nichtigkeit des obligatoriſchen 
die Nichtigkeit des dinglichen Geſchäfts nach 8 139 des B. G. B. 
nach ſich zieht. Aber auch wenn beide äußerlich von- 
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einander unabhängig ſind, tritt die gleiche Wirkung 
ein. X. beſtellt bei einem Fabrikanten die Anfertigung eines 
Warenpoſtens und hinterlegt zur Sicherſtellung des Kaufpreiſes 
ein Wertpapier. Der Fabrikant ſtellt die Waren her und liefert 
fie an k. ab. Nach der Ablieferung ergibt ſich, daß das Wert- 
papier gefälſcht iſt. Durch die argliſtige Täuſchung über die 
Echtheit des Wertpapieres hat X. den Fabrikanten nicht nur 
zur Entgegennahme der Beſtellung, ſondern auch zur Lieferung 
beſtimmt; um dieſe letztere war es ja dem Betrüger gerade zu 
tun. Kauf und Übergabe leiden an dem gleichen Mangel. 


Gleichwohl ſoll nach Carſtens die Eigentumsübertragung nicht 


anfechtbar ſein. Was führt er zur Rechtfertigung ſeiner Anſicht 
an? Der Veräußerer glaube auf Grund eines gültigen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts zur Übertragung verpflichtet zu ſein, während 
er tatſächlich auf Grund eines nichtigen die Rechtsänderung vor- 
nehme. Dieſer Irrtum ſei weiter nichts als ein unbeachtlicher 
Irrtum im Beweggrunde. Dieſe Argumentation, die Carſtens 
von Mügel (bei Gruchot Bd. 37 S. 334) übernimmt, iſt aus 
doppeltem Grunde unrichtig. Einmal kann der Irrtum im 
Falle der argliſtigen Täuſchung ſehr wohl ein bloßer Irrtum 
im Motiv ſein und wird dies ſogar regelmäßig ſein; ferner kann 
zwar zugegeben werden, daß der Betrogene im Irrtum ſei über 
ſeine Verpflichtung zur Erfüllung, wenngleich er über dieſe 
Rechtsfrage ſich regelmäßig überhaupt keine Gedanken machen 
wird. Aber iſt nicht auch dieſer Irrtum durch die verübte 
Täuſchung argliſtig hervorgerufen? Und wirkt nicht daneben die 
vorgeſpielte Tatſache ſelbſt, in dem Beiſpielsfalle die Täuſchung 
über die Echtheit des Wertpapieres, beſtimmend mit? Carſtens 
glaubt endlich ein von Dernburg herangezogenes Beiſpiel 
gegen die hier vertretene Anſicht verwenden zu können. Der 
Erbe übereignet ein Grundſtück, weil er hierzu irrtümlich durch 
Vermächtnis verpflichtet zu fein glaubt. Hier nimmt Demkurz 
— mit Recht — an, daß die Eigentums übertragung nicht wegen 
Irrtums angefochten werden könne. Carſtens erklärt dies für 
inkonſequent; denn auch hier wirke der Irrtum noch bei der 
Einigung fort; er überſieht, daß ein Irrtum im Sinne von 
§ 119 des B. G. B. überhaupt nicht vorliegt. Der Erbe irrt 
nicht über den Inhalt ſeiner Erklärung; aus dieſem 
Grunde kann er nicht anfechten und iſt auf die Kondiktion 
nach B. G. B. § 812 beſchränkt. 

Von der widerrechtlichen Drohung ſpricht Carſtens nicht; 
von ihr gilt genau dasſelbe wie von den Fällen des Betruges. 
Mügel nimmt deshalb — von feinem Standpunkt durchaus 
folgerichtig — an, daß die Anfechtung des obligatoriſchen Ge⸗ 
ſchäftes wegen Drohung die dingliche Einigung unberührt laſſe. 
Von unſerem Standpunkt aus gilt das Gegenteil. 

Die vorſtehenden Ausführungen ſtehen mit dem „großen 
Grundſatz“ der Motive von dem abſtrakt⸗ dinglichen Vertrage 
nicht in Widerſpruch. Carſtens hat deshalb kein Recht, fich 
für ſeine Anſicht auf die Schriſtſteller zu berufen, welche lediglich 
die abſtrakte Natur des dinglichen Vertrages erörtern und aus 
ihr Folgerungen ableiten. Der im Jahre 1893 erſchienene 
Aufſatz von Mügel, auf den ſich Carſtens in der Haupt- 
ſache ſtützt, war kritiſcher Natur und polemifierte gegen die im 
Entwurf J getroffene Regelung des dinglichen Vertrages. Die 
Gefahr, daß Mügel im kritiſchen Übereifer aus der abſtrakten 
Natur des dinglichen Vertrages zu weitgehende Folgerungen 
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zog, lag um ſo näher, als allerdings der — von der 
2. Kommiſſion geſtrichene — doktrinäre § 829 Abſ. 1 des 
Entwurfes I einer irrtümlichen Auffaſſung Vorſchub leiſten 
konnte. 

Die hier vertretene Anficht wird außer von Dernburg, 
Bürgerl. Recht Bd. III 8 64, im Anſchluß an die Protokolle, 
Bd. III S. 55; von Planck, 3. Aufl. Bd. III 8 873 
Anm. III 5b S. 89; Staudinger⸗Kober, 2. Aufl. Bd. III 
8873 B VI 2 S. 56 f.; Groͤtzmann, Sächſ. Arch. Bd. VIII 
S. 232 vertreten. Zu den gleichen Ergebniſſen gelangen für 
die Mehrzahl der Fälle auch Staffel im Saͤchſ. Arch. Bd. IX 
S. 360 ff. und Bruck, Die Einigung 1900 S. 63. (Staffel 
widerſpricht aber der Anwendung des 8 139 des B. G. B.; 
meines Erachtens ohne überzeugende Begründung. Wie Staffel 
auch Bruck a. a. O. S. 65, der aber andererſeits S. 63 zu⸗ 
gibt, daß die Einigung oft in dem mangelhaften obligatoriſchen 
Geſchäft mitenthalten ſei und eine tatſächliche Trennung der 
Willens erklärungen, die dieſes erfordert, von den die Einigung 
bildenden Erklärungen ſich kaum ſcharf durchführen laſſe; es 
werde deshalb hier billiger ſein, auch die Einigung für an⸗ 
fechtbar zu erklären.) 

Das Reichsgericht nimmt bekanntlich — freilich auf Grund 
einer nicht ungefährlichen Fiktion — an, daß der dingliche 
Vertrag häufig, insbeſondere bei Gleichzeitigkeit der Geſchäfte 
nach der Parteiabſicht durch die Wirkſamkeit des obligatoriſchen 
Vertrages bedingt ſei (Jur. Woch. 1904 S. 168; Jur. Woch. 1903 
Beil. S. 79 Nr. 181 und dazu Neumann, Jur. Woch. 1903 
S. 256). Auch dieſe Anficht führt für die Mehrzahl der Fälle 
zu dem hier gefundenen Ergebniſſe. 

Von beſonderem Intereſſe find aus der früheren Recht ⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zwei Entſcheidungen, welche Fälle 
des Wuchers betreffen. In der Entſch. Bd. 8 S. 96 wird 
dargelegt, daß eine aus Anlaß eines Wuchergeſchäftes ein⸗ 
gegangene Wechſelverbindlichkeit nicht ſchlechthin nichtig ſei, 
ſondern nur einer Einrede aus Art. 82 der W. O. unterliege; 
dagegen wird in der Entſch. Bd. 36 S. 308 angenommen, daß 
die bei Abſchluß eines wegen Wuchers nichtigen Darlehns⸗ 
vertrags gleichzeitig erfolgte Hypothekenbeſtellung 
gleichfalls nichtig ſei und hierbei ausgeführt, daß dieſe Ent⸗ 
ſcheidung mit dem Erkenntnis Bd. 8 S. 27 nicht in Widerſpruch 
ſtehe; denn dort ſei die Ungültigkeit des Wechſels nur deshalb 
verneint, weil die Wechſelausſtellung ein von dem vor⸗ 
an gegangenen Wuchergeſchäfte Losgeldftes, ſelbſt⸗ 
ſtändiges Rechtsgeſchäft darſtelle. (S. 315.) Die neuerdings 
ergangene Entſcheidung vom 19. Februar 1904 (Juriſt. Wochenſchr. 
S. 168) nimmt für den Fall eines wucheriſchen Mobiliarverkaufs 
gleichfalls Nichtigkeit auch der Eigentumsübertragung an; auch 
hier handelte es ſich — ſoweit der Bericht erkennen läßt — 
um einen Fall, bei welchem dingliches und obligatoriſches Ge⸗ 
ſchäft zuſammenfielen. Die Entſcheidung iſt jedoch nicht auf 
die Tatſache der Gleichzeitigkeit beider Geſchäfte, ſondern darauf 
geſtützt, daß nach § 138 des B. G. B. nicht nur die Ent. 
gegennahme des Verſprechens von Vermöoͤgensvorteilen, ſondern 
auch die der Gewährung als wucheriſch zu gelten habe. 

Zum Schluſſe nur eine Bemerkung über die Einwirkung 
der Anfechtung des dinglichen Vertrages wegen Willens mängeln 
auf die Rechte gutgläubiger Dritter. (Vergl. B. G. B. § 935.) 
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Mit Staub H. G. B. § 366 Anm. 46 und Staudinger⸗ 
Kober 2. Aufl. Bd. III 8 935 Anm. I 2b S. 191 iſt gegen 
Planck Bd. III $ 935 Anm. 2 S. 189 die dem Eigentümer 
durch Betrug oder Drohung entzogene Sache nicht als „ab- 
handen gekommen“ im Sinne von $ 935 anzuſehen. Das 
gleiche gilt regelmäßig auch im Falle des Irrtums. (Staub 
a. a. O.) Eine Ausnahme macht nur der Fall des Mißgriffs 
oder der Verwechslung infolge Irrtums; hier gilt die Sache 
als abhanden gekommen. (Staub a. a. O. Anm. 45; a. M. 
in dieſem Punkte Staudinger ⸗Kober a. a. O.) 


Noch einmal die Anfechtbarkeit von Eheverträgen 
beim Güterſtande der Verwaltung und Nutzuießung. 
Von Rechtsanwalt Ullmann in Magdeburg. 


In Nr. 21/24 der Juriſt. Wochenſchr. 1904 auf S. 183 ff. 
iſt eine Entſcheidung des R. G. vom 16. Februar 1904 ver⸗ 
oͤffentlicht, welche mit der von mir in Nr. 17/20 S. 130 ff. 
Juriſt. Wochenſchr. 1904 vertretenen Anſicht in Widerſpruch 
ſteht. Das R. G. hält einen Ehevertrag, durch welchen unter 
Aufhebung des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung 
der Güterſtand der Gütertrennung eingeführt wird, für an- 
fechtbar nach § 3 Nr. 4 Anf. Geſ., als unentgeltliche Verfügung. 
Aus den mir vorliegenden Gründen des Urteils ergibt ſich, daß 
das R. G. im weſentlichen der Anſicht folgt, die Unzuläſſigkeit 
der Anfechtung als unentgeltliche Verfügung ergebe ſich nicht 
aus der Streichung des § 25 Nr. 2 Halbſatz 2 K. O. bezw. § 3 
Nr. 4 Halbſatz 2 Anf. Geſ.; vielmehr hätte in anderer Weiſe 
im Geſetz zum Ausdruck gebracht werden müſſen, daß auch 
8 25 Nr. 2 Halbſatz 1 K. O. bezw. § 3 Nr. 4 Anf. Gef. auf 
ſolche Eheverträge Anwendung nicht finden ſollten, mit anderen 
Worten, daß dieſe Eheverträge nicht als unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen zugunſten eines Ehegatten anzuſprechen ſeien. Das 
R. G. erklärt, daß es ſich hierbei der Anſicht des VII. Zivil⸗ 
ſenats in einem Urteile vom 3. Mai 1901, Juriſt. Wochenſchr. 
1901 S. 385, Gruchot Beiträge 45 S. 1180, anſchließe, nimmt 
aber anſcheinend ebenfalls an, daß bei der Streichung der oben 
angezogenen Beſtimmungen im Geſetz die Abſicht dahin ge⸗ 
gangen ſei, derartige Ebeverträge überhaupt der Anfechtung zu 
entziehen. Das R. G. weiſt in dem Urteil auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes hin und führt namentlich an, daß die 
erſte Kommiſſion zur Ausarbeitung des Entwurfes eines 
Bürgerlichen Geſetzbuches für die Beibehaltung des § 3 Ziffer 4 
Anf. Geſ. in ſeiner bisherigen Faſſung geweſen ſei (Motive 
Bd. IV S. 198, 297). 

Mit Rückſicht auf die nicht unerhebliche Wichtigkeit der 
Frage für das Rechtsleben mag es mir geſtattet fein, noch 
einmal auf die Frage zurückzukommen. 

Wie früher ſchon erwähnt, gewährte § 1333 Entw. I den 
Ehegatten übereinſtimmend mit § 1432 B. G. B. volle Ver⸗ 
tragsfreiheit in Anſehung der Begründung und Anderung des 
Güterſtandes. Es iſt nun irrig, wenn man annimmt, daß die 
erſte Kommiſſion den 8 3 Ziffer 4 Halbſatz 1 Anf. Geſ. bezw. 
§ 25 Nr. 2 Halbſatz 1 K. O. für anwendbar auf die hier er- 


‚örterten Eheverträge gehalten habe. Die Kommiſſion ging viel⸗ 
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mehr, wie ich bereits früher gezeigt habe, von der Auffaſſung 
aus, daß die Gläubiger des Mannes gegen die Gefahren, 
welche ihnen aus der Anderung des Güterſtandes in An⸗ 
ſehung der von der Ehefrau bis zur Anfechtung des 
den Güterſtand abändernden Ehevertrages gezogenen 
Früchte, ſowie in Anſehung der Erfüllung ſolcher Ver- 
bindlichkeiten des Ehemannes gegenüber der Ehe⸗ 
frau erwachſen können, die der Ehemann wegen der 
ehelichen Nutznießung und Verwaltung erſt nach 
deren Beendigung zu erfüllen verpflichtet iſt, daß die 
Glaͤubiger des Mannes gegen dieſe Gefahren durch 8 25 
Nr. 2 K. O. und § 3 Nr. 4 Anf. Geſ. genügend geſchützt ſeien. 
Und es iſt ausdrücklich in den Motiven hervorgehoben, daß die 
eheliche Nutznießung und Verwaltung nicht dazu beſtimmt ſei, 
den Gläubigern als Kreditbaſts zu dienen, daß vielmehr die 
Nutzungen des Ehegutes der Haftung für die Schulden des 
Mannes nicht mehr unterliegen dürften, ſoweit die eheliche 
Nutznießung und Verwaltung weggefallen ſei (Motive IV 
S. 307, 308), woraus ſich ergibt, daß der Verzicht des Mannes 
auf Verwaltung und Nutznießung, der in einem die Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung und die Einführung der 
Gütertrennung vereinbarenden Ehevertrage enthalten iſt, der 
Gläubigeranfechtung völlig entzogen fein ſollte. Insbeſondere laſſen 
die vom R. G. hervorgehobenen Stellen der Motive (S. 198, 
297) nicht eine abweichende Auffaſſung erkennen, beſtätigen 
vielmehr die diesſeitige Anſicht. Dem in Motive IV 
S. 198 wird ausdrücklich von der Beibehaltung der Anfechtbar⸗ 
keit derjenigen Rechtshandlungen geſprochen, welche die Sicher⸗ 
ſtellung oder Erfüllung des der Ehefrau nach § 1295 Entw. I 
zuſtehenden Erſatzanſpruches für verbrauchte Sachen, die dem 
Manne zum Eigentum überlaſſen waren, oder anderer Erſatz⸗ 
anſprüche bezwecken. Und die Außerung der Motive IV S. 297 
bezieht ſich nur auf die vorzeitige Erfüllung derjenigen Ver⸗ 
bindlichkeiten, welche der Mann wegen der ehelichen Nutznießung 
und Verwaltung erſt nach deren Beendigung zu erfüllen ver⸗ 
pflichtet iſt. 

In gleicher Weiſe beziehen ſich die Verhandlungen der 
II. Kommiſſion nicht ſowohl auf die Frage, ob Eheverträge ber 
hier fraglichen Art, ſoweit fie ſich auf das Nutznießungsrecht 
des Mannes als ſolches und auf das Aufgeben desſelben be⸗ 
ziehen, anfechtbar find, als vielmehr auf die Frage der Rüd- 
gewähr und Sicherſtellung. 

Der vom VII. Senat entſchiedene Fall iſt, wie auch in 
dem hier erörterten Urteil hervorgehoben iſt, anders gelagert, 
betrifft ebenfalls eine freiwillige Erfüllung der Verbindlichkeit 
zur Sicherheitsleiſtung.“ 

Ich möchte ferner auf folgendes hinweiſen: Iſt ein Ehe⸗ 
vertrag der hier erörterten Art geſchloſſen und wird über das 
Vermögen des Mannes der Konkurs eröffnet, fo iſt eine An⸗ 
fechtung, ſoweit es ſich um die Ausübung des Verwaltungs 
und Nutznießungsrechtes für die Zukunft handelt, aus⸗ 
geſchloſſen. Hat zur Zeit der Konkurseröffnung ein Anfechtungs⸗ 
prozeß geſchwebt, fo würde an ſich nach § 13 Anf. Gef. der 
Verwalter befugt ſein, entweder den Rechtsſtreit aufzunehmen 
oder aber im Falle der Ablehnung der Aufnahme das An- 


) Vergl. mein eheliches Guͤterrecht S. 264 bei Note 10 und 11. 
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fechtungsrecht nach den Vorſchriften der K. O. auszuüben. Eine 
Weiterverfolgung des Anfechtungsanſpruches in Anſehung der 
künftigen Nutzungen durch den Konkursgläubiger iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Der Verwalter ſeinerſeits, welcher das Anfechtungs⸗ 
recht nur ausüben kann, um zu erwirken, daß das durch die 
anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners 
Veräußerte, Weggegebene oder Aufgegebene zur Konkursmaſſe 
zurückgewährt wird (§ 37 K. O.), iſt materiell gehindert, den 
von Konkursgläubigern erhobenen Anfechtungsanſpruch in An⸗ 
ſehung der zukünftigen Nutzungen zu verfolgen oder ſelbſt an- 
zufechten, weil das Nutzungs- und Verwaltungsrecht nach 
51 K. O. konkursfrei iſt, weil alſo die Rückgewähr des Nutzungs⸗ 
und Verwaltungsrechtes zur Konkursmaſſe unmöglich iſt, weil 
ferner nach § 1419 B. G. B. die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung mit der Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes ihr Ende 
erreicht hat. Das gleiche gilt in dem Falle, daß ein An- 
fechtungsprozeß zur Zeit der Konkurseröffnung nicht geſchwebt 
hat, hinfichtlich des Anfechtungsrechtes des Verwalters nach 
§ 36 K. O. Und auch nach Beendigung des Konkurſes können 
die Gläubiger von ihrer Befugnis aus 5 13 Abſ. 4 Anf. Gef. 
in Anſehung der zukünftigen Nutzungen keinen Gebrauch machen, 
weil $ 1419 B. G. B. ihnen entgegenſteht. Dieſe Beſtimmung 
hindert die Gläubiger des Mannes auch an der Anfechtung auf 
Grund des 8 13 Abſ. 5 Anf. Gef. während des Konkurs 
verfahrens. Hieraus ergibt ſich die Richtigkeit des an die Spitze 
dieſes Abſatzes geſtellten Satzes. Würde nun die Anſicht des 
R. G. zutreffend ſein, ſo erhielte man das Reſultat, daß 
zwar die Anfechtung des Ehevertrages, wenn Konkurs nicht 
eröffnet wird, zuläſſig, im Falle der Konkurseröffnung aber, 
ſoweit es ſich um die zukünftigen Nutzungen handelt, un⸗ 
zuläffig wäre. 

Dieſes Reſultat muß dahin führen, die hier ſtreitige Frage 
nicht bloß nach dem Wortlaut des Geſetzes zu prüfen, der es 
vielleicht zuläßt, den die Gütertrennung an die Stelle des 
Güterftandes . der Verwaltung und Nutznießung ſetzenden Ehe⸗ 
vertrag dem § 3 Nr. 4 Anf. Gef. bezw. § 32 Nr. 2 K. O. 
zu unterſtellen, ſondern ſie aus dem in meinem früheren Aufſatze 
hervorgehobenen Gefichtspunkt zu erörtern. 

Ich habe früher dargelegt, daß die Unanfechtbarkeit des 
erwähnten Ehevertrages darauf beruht, daß durch ihn eine Ver⸗ 
minderung des dem Zugriff der Gläubiger unterliegenden Ver⸗ 
mögens nicht bewirkt wird. Dies will ich hier noch etwas 
weiter ausführen. 

Aus $ 861 Z. P. O. ergibt ſich wohl zweifelsfrei, daß 
pfändbar nur die vom Ehemann erworbenen Früchte find, 
nicht das Recht auf den Erwerb. Daraus ergibt ſich z. B., 
daß ein Gläubiger des Mannes nicht das der Ehefrau ge⸗ 
hörende Mietshaus in Zwangsverwaltung nehmen laſſen, nicht 
einmal die noch nicht fälligen Revenuen zum Gegenſtand der 
Zwangsvollſtreckung machen kann.“) Und ebenſo zweifelsfrei iſt, 
daß inſoweit, als die Früchte beſchlagnahmefrei find, dieſe auch 
konkursfrei find ($ 1 K. O.). Erft mit dem Zeitpunkte des 
Erwerbes durch den Mann tritt die Möglichkeit der Einzel⸗ 
beſchlagnahme ſowohl wie der Konkursbeſchlagnahme ein, während 
das Nutznießungsrecht als ſolches ſtets beſchlagnahmefrei bleibt. 


) Vergl. Eck, Vorträge (II. Aufl.) Bd. II S. 428. 
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liber den Zeitpunkt, mit welchem der Erwerb des Ehemannes 
eintritt, verhalten ſich die 58 954, 101 B. G. B.“) Voraus- 
ſetzung der Schenkungspauliana, und zwar ſowohl der aus 
§ 32 Nr. 2 K. O., wie der aus § 3 Nr. 4 Anf. Geſ., iſt aber 
eine unentgeltliche Zuwendung aus dem Vermögen des Schenkers“) 
und Vorausſetzung jeder Anfechtungsklage iſt eine Rechtshandlung, 
welche ſich auf das der Beſchlagnahme unterliegende Vermoͤgen 
bezieht. Die im Stadium der Beſchlagsfreiheit vorgenommene 
„Verfügung“ benachteiligt daher die Gläubiger nicht.“) Dies 
find doch Rechtsſätze, an deren Richtigkeit nicht gezweifelt 
werden kann. Mit dieſen Rechtsſätzen unvereinbar aber iſt die 
Annahme der Anfechtbarkeit des erörterten Ehevertrages. Er 
entzieht den Gläubigern keine Nutzungen des eingebrachten Gutes, 
die ſie hätten pfänden können; er entzieht ihnen auch kein Nutz⸗ 
nießungs recht, welches der Einzelbeſchlagnahme oder der 
Konkursbeſchlagnahme unterliegt. Er nimmt ihnen bloß die 
Möglichkeit, Früchte zu pfänden, welche der Mann hätte erwerben 
koͤnnen, wenn das Nutznießungsrecht weiter beſtanden hätte, und 
das Nehmen dieſer Möglichkeit unterliegt der Anfechtung nur, 
wenn es eine Verletzung des Rechtes der Gläubiger auf Be⸗ 
friedigung enthält. Ein ſolches Recht der Gläubiger auf das 
Fortbeſtehen des Ehevertrages, welcher dem Manne den Erwerb 
von Früchten ermöglicht, beſteht aber nicht. „Nicht anfechtbar 
it ein Verhalten des Schuldners, welches fein Vermögen nicht 
um einen bereits erworbenen Beſtandteil vermindert, ſondern 
welches nur die Vergrößerung desſelben um einen möglichen 
Erwerb ausſchließt. Selbſt eine poſitive Handlung iſt 
unanfechtbar, wenn fie lediglich ein „nolle acquirere“, nicht 
ein „diminuere“ enthält.. . . Hat erſt die Handlung den 
Erwerb ausgeſchloſſen, ſo liegt keine Verletzung der Gläubiger 
vor; es iſt in keinem Moment ein zu ihrer Befriedigung 
verwendbares Mittel vorhanden geweſen, ihnen alſo auch nicht 
entzogen worden. Die Gläubiger dürfen wohl verlangen, daß 
das geſamte Vermögen ihres Schuldners in allen Beſtandteilen, 
ohne Rückſicht auf die Zeit, wann, oder auf die Art, wodurch 
dieſer oder jener Beſtandteil erworben, zu ihrer Befriedigung 
verwendet werde, — es kann ihnen aber kein Recht darauf 
zugeſtanden werden, daß der Schuldner behufs ihrer Be⸗ 
friedigung etwas erwerbe. (Motive zur K. O. S. 116.) ) 
Es iſt wohl anzunehmen, daß das R. G. die Frage 
gegebenenfalles einer nochmaligen Prüfung unterzieht. Ich 


) Hierauf beruhen das Urteil des K. G. vom 1. 4. 01 
(K. O. L. G. 2 S. 478), wonach Mieten eines der Frau gehörigen 
Grundſtücks wegen Schulden der Frau nach Eintritt der Fälligkeit 
ſelbſt dann nicht mehr gepfaͤndet werden können, wenn die Frau 
ſelbſtſtändig ein Gewerbe betreibt, und das Urteil des L. G. Dresden 
(Sörgel 1901 S. 154) vom 21. 12. 1900, wonach die im geſetzlichen 
Güterſtande lebende Ehefrau den Anſpruch auf Zahlung fälliger 
Mietszinſen auch nicht unter Zuſtimmung des Mannes im eigenen 
Namen geltend machen kann. Vergl. Ullmann, eheliches Güterrecht, 
2. Aufl. S. 192 f. | 

) Vergl. Jäger, Komm. zur K. O. II. Aufl. Anm. 1 zu $ 32. 

9) Vergl. Jager Anm. 37 zu $ 29. 

1) Daß die Frage für das preußiſche Recht mit Rückſicht auf 
§ 7 A. L. R. 11, 1 und § 1 Abſ. 2 K. O. (alte Faſſung) anders 
zu entſcheiden war, bedarf keiner Auzeinanderſetzung; fie iſt auch 
anders entſchieden. 
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meine, die diesſeits vertretene Anfiht wird dem ſozialen 


Gedanken, welcher den Beſtimmungen des B. G. B. und der 


Novellen zur K. O. und zum Anf. Geſ. zugrunde liegt, gerecht, 
ein Gedanke, der dahin formuliert iſt: Die eheliche Nutznießung 
und Verwaltung iſt nicht dazu beſtimmt, den Gläubigern des 
Mannes zur Kreditbaſis zu dienen.“) 


Vom Reichsgericht.“ “ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 15. bis 28. Mai 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 77 des E. G. zum B. G. B., 88 31, 89, 831 
B. G. B. Verhältnis der Beſtimmungen über die Haftung von 
Gemeindebeamten, je nachdem es ſich um die Ausübung öffentlicher 
Gewalt oder um ſonſtige Vertretung handelt.] 

Durch den Art. 77 des E. G. zum B. G. B. iſt nur die 
fortdauernde Gültigkeit der landesgeſetzlichen Beſtimmungen über 
die Haftung des Staates, der Gemeinden uſw. für den von 
ihren Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten öffent ⸗ 
lichen Gewalt zugefügten Schaden angeordnet, bei der Er⸗ 
füllung der Wegebaupflicht aber handelt es ſich, auch wenn ſie 
ausſchließlich auf Normen des öffentlichen Rechts beruht, nicht 
um Ausübung der öffentlichen Gewalt, die Haftung der öffentlich. 
rechtlichen Korporationen bei ſchuldhafter Nichterfüllung dieſer 
Pflicht iſt daher lediglich nach den allgemeinen Vorſchriften in 
SS 31, 89, 823 des B. G. B. (vergl. Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 54 S. 57 fg.), und ſoweit ein Verſchulden von 
Beamten in Frage kommt, die nicht verfaſſungsmäßige Vertreter 
der Korporation im Sinne von § 31 bez. § 30 des B. G. B. 
find, nach $ 831 zu beurteilen. Das B. G. führt aus: Der 
mit der Ausübung der Wohlfahrtspolizei in L. betrauten 
Behoͤrde habe es obgelegen, Aufficht darüber zu führen, daß die 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Wege, insbeſondere die für 
die Fußgänger beſtimmten Steige, von „verkehrsſicherer Be⸗ 
ſchaffenheit“ ſeien, und ſie ſei verpflichtet geweſen, ſoweit dies 
nicht der Fall war, den Wegebaupflichtigen zur alsbaldigen 
Inſtandſetzung des Weges zu nötigen, eventuell in der Form, 
daß fie den ordnungswidrigen Zuſtand auf Koſten des Bau⸗ 
pflichtigen befeitigen ließ. Dieſer Verpflichtung habe die Polizei- 
behoͤrde nicht genügt; entweder hätten die mit der Beauffichtigung 
der Wege in dem in Rede ſtehenden Stadteile betrauten Polizei⸗ 
organe nicht die gehörige Aufmerkſamkeit angewendet bez. es 
ſchuldhaft unterlaſſen, den von ihnen wahrgenommenen, den 
Verkehr gefährdenden Zuſtand bei der zuſtändigen, ihnen vor⸗ 
geſetzten Stelle zur Anzeige zu bringen, oder es ſei von dieſer 


) Auch Meikel in der Zeitſchr. f. d. Notariat u. f. d. freiw. 
Rechtspflege der Gerichte in Bayern, 1904 S. 66, kommt zu dem 
Reſultat, daß die hier erörterten Eheverträge der Anfechtung nicht 
unterliegen, weil eine Benachteiligung der Gläubiger mit Rückſicht 
auf § 861 Satz 1 Z. P. O. nicht vorliege. 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Stelle verabſäumt worden, rechtzeitig die Inſtandſetzung des 
Weges zu erzwingen. Möge die Schuld auf der einen oder der 
anderen Amtsſtelle liegen, ſo habe jedenfalls die Bekl. als 
Inhaberin der Polizeigewalt für das ſchuldhafte Verhalten der 
betreffenden Beamten aufzukommen. In dieſem Sinne auf⸗ 
gefaßt, enthalten die Ausführungen des B. G. keinen Verſtoß 
gegen Art. 77 des E. G. zum B. G. B., da die Handhabung 
der Polizei zweifellos zur Ausübung der öffentlichen Gewalt 
gehört, und es unter den in Art. 77 enthaltenen Vorbehalt auch 
fällt, wenn der in Frage ſtehende Schaden dadurch veranlaßt 
worden iſt, daß ein mit der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
betrauter Beamter es ſchuldhaft unterlaſſen hat, handelnd ein⸗ 
zuſchreiten, wo dies hätte geſchehen ſollen. Stadtgemeinde L. c. G., 
U. v. 11. Mai 04, 408/03 VI. — Dresden. 

2. 58 93, 94 B. G. B. Rechtliche Natur von Maſchinen 
im Verhältnis zum Fabrikgrundſtück.] 

Die Kl. macht einen Eigentumsvorbehalt an einer großen 
Kehlmaſchine geltend. Der beklagte Konkursverwalter behauptet, 
daß die Maſchine durch ihre Verbindung mit dem Fabrikgrund⸗ 
ſtück weſentlicher Beſtandteil desſelben in Gemäßheit des 
8 93 oder 94 Abſ. 2 des B. G. B. geworden, und damit das 
Eigentumsrecht der Kl. aufgehoben ſei. Die beiden Vorinſtanzen 
haben verurteilt; die Reviſion iſt zurückgewieſen: Auf Grund der ſtatt⸗ 
gehabten Beweisaufnahme in dem angefochtenen Urteile iſt in be- 
denkenfreier Weiſe bezüglich der Art und Weiſe der ſtattgehabten Ver⸗ 
bindung feſtgeſtellt: 1. Das Fabrikgebäude iſt eine Halle, worin ſich 
12 verſchiedene Holzbearbeitungsmaſchinen befinden. Das Gebäude 
an ſich iſt ein einfacher, leerer Raum und kann zu Lagerzwecken 
und Werkſtätten benutzt werden. Es enthält kein Merkmal 
dafür, daß es nur oder vorzugsweiſe zu Holzbearbeitungszwecken 
zu dienen imſtande ſei. 2. Die hier in Frage ſtehende Maſchine 
ſteht auf hölzernen Sockeln, die durch Verbolzung mit der 
Balkenlage des Fußbodens verbunden find. Ein gemauerte 
Fundament hat die Maſchine nicht. Anlangend zunächſt die 
Anwendung des angezogenen § 93, wonach weſentliche Beſtand⸗ 
teile einer Sache ſolche find, die voneinander nicht getrennt 
werden können, ohne daß der eine oder der andere zerſtört oder 
in ſeinem Weſen verändert wird, dreht ſich der Streit nur 
darum, ob das hier in Rede ſtehende Gebäude eine Weſens⸗ 
änderung bei eintretender Trennung erleiden werde. Dabei 
kommt die von dem Bekl. in der Berufungsinſtanz aufgeſtellte 
Behauptung in Betracht, daß das Gebäude von Hauſe aus zur 
Holzbearbeitungsfabrik beſtimmt geweſen, und daß die Kehl⸗ 
maſchine zur Fertigſtellung dieſer Fabrik eingefügt worden, wenn 
auch dieſe Einfügung erſt ſpäter ſtattgefunden habe. Die Vor⸗ 
inſtanz hat das Eintreten der Weſensänderung verneint mit der 
Begründung: Es komme lediglich darauf an, wie ſich die Ver⸗ 
einigung zu einem Ganzen objektiv darſtelle, nicht darauf, was 
ſich die Intereſſenten dabei gedacht hätten. Das Geſetz wolle, 


daß das, was durch enge Verbindung ein Ganzes geworden ſei 


und ohne Zerftörung wirtſchaftlicher Werte nicht voneinander 
getrennt werden könne, auch rechtlich ein Ganzes bilden ſolle. 
Dies treffe hier nicht zu. Es ſtehe lediglich in Frage, ob das 
Gebäude, nicht ob das Ganze, d. h. die Fabrik, eine ſolche 
Weſensänderung erleiden würde. Davon könne hier, anders wie 
in dem Falle, wenn bei einer Bierbrauerei, einer Gasfabrik, 
einer Mühle die unentbehrlichen Gegenſtände entfernt würden, 


nicht die Rede ſein. Das in Frage ſtehende Gebäude würde 
nach der Trennung einer weiteren Benutzung als Lagerraum 
oder zu anderen gewerblichen Zwecken dienen konnen, da es nur 
ein großer weiter Raum ſei und nicht ein einziges einer Holz ⸗ 
bearbeitungsfabrik eigentümliches Merkmal aufweiſe. Die rechtliche 
Würdigung, welche durch dieſe Ausführung der als vorliegend 
feſtgeſtellte Sachverhalt gefunden hat, iſt nicht zu beanſtanden. 
Namentlich kann dem Geſagten gegenüber der Hervorhebung der 
Reviſion keine Bedeutung beigemeſſen werden, wonach zu Unrecht 
in dem Gebäude nur ein umfriedeter Raum erblickt, und dabei 
das oben erwähnte Vorbringen des Bekl. über die dem Gebäude 
von Haus aus beiwohnende Beſtimmung als Holzbearbeitungs⸗ 
fabrik nicht berückfichtigt ſei. Es iſt ferner auch nicht an ⸗ 
zuerkennen, daß die Deduktionen des B. G. im Widerſpruch 
ſtänden mit den Darlegungen in dem Urteile des V. Z. S. 
des R. G. in den Entſch. Bd. 50 S. 241 flag. Am letzteren 
Orte iſt die Annahme, daß die in einem zur Holzbearbeitungs- 
fabrik dienenden Gebäude aufgeſtellte Maſchine ſich als weſent⸗ 
licher Beſtandteil desſelben darſtelle, darauf geſtützt, daß das 
Gebäude zur Holzbearbeitung beſtimmt und eingerichtet 
geweſen. Die Vorinſtanz hat vorliegend ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß letzteres hier nicht zutreffe. Endlich muß auch für unerheblich 
der Hinweis der Reviſion darauf erachtet werden, daß ohne 
genügende Feſtſtellung die Zerſtörung wirtſchaftlicher Werte als 
nicht vorhanden angeſehen ſei. Es iſt aus reichend begründet, 
daß im Falle einer Trennung einmal der Wert des Gebäudes 
und dann der der Maſchine erhalten bleibt. Mit Recht iſt nun 
aber auch von dem angefochtenen Urteile angenommen, daß der 
§ 94 Abſ. 2 des B. G. B. hier nicht zutreffe, der vorſchreibt, 
daß zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Gebäudes die zur 
Herftellung desſelben eingefügten Sachen gehören. Dieſes iſt 
durch den von dem B. G. feſtgeſtellten Sachverhalt ausgeſchloſſen, 
wonach das in Frage ſtehende Gebäude durch die Einfügung 
der Maſchine nicht den Charakter einer „Holzbearbeitungs fabrik“ 
gewonnen hat. Hierauf aber kommt es für die Anwendung der 
in Rede ſtehenden Beſtimmung auf den vorliegenden Fall, wie 
auch von dem oben erwähnten Urteile des V. 3. S. des R. G. 
angenommen, an. D.s Konkurs c. K., U. v. 6. Mai 04, 
586/03 VII. — Hamburg. 

3. 5 164 ff. B. G. B. Über die Haftung des Verkäufers 
über unrichtige Verficherungen des Vermittlers. 

Für Zufiherungen, die ein Verkaufsvermittler macht, haftet 
der Verkäufer, wenn er den Vermittler zu ihrer Abgabe er- 
mächtigt oder wenn er ſie nachträglich dem Käufer gegenüber 
genehmigt hat. Erſteres iſt nicht feſtgeſtellt; eine Genehmigung 
könnte nur vorliegen, wenn es feſtſtände, daß der Bekl., als er 
mit dem Kl. perſönlich in Unterhandlung trat, gewußt hat, daß 
der Vermittler dem Kl. die bebauungsfähige Größe der Grund; 
ſtücke auf 3027 qm angegeben hatte. Auch dies iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt. Der B. R. begnügt ſich vielmehr damit, daß der Bell. 
ih geſagt habe, Kl. ſei von H. über die Größe der Grund⸗ 
ſtücke orientiert worden. Der B. R. meint alſo, der Verkäufer 
habe die Zuſicherungen des Vermittlers, auch wenn er ſie nicht 
gekannt hat, zu vertreten, wenn er Grund zu der Annahme hat, 
daß der Vermittler ſolche Zuſicherungen gemacht habe. Dies 
iſt rechtsirrtümlich. Es iſt nicht Sache des Verkäufers, ſich 
gegen die Vertretung von Zuſicherungen zu verwahren, die 
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moͤglicherweiſe fein Vermittler ohne oder gegen feinen Auftrag 
gemacht hat, ſondern es iſt Sache des Käufers, fih dem Ver⸗ 
käufer gegenüber darüber zu vergewiſſern, daß die Zuficherungen 
des Vermittlers mit ſeiner Zuſtimmung gemacht worden find 
oder von ihm genehmigt werden. Hat der Kl. dies unterlaſſen, 
ſo kann er ſich nicht ohne weiteres auf das, was H. ihm mit⸗ 
geteilt hat, berufen. R. c. S., U. v. 11. Mai 04, 495/08 V. 
— Poſen. | 

4. B. G. B. Zuläſſigkeit und Begründung des Siche⸗ 
rungskaufs.] 

Die Erwägungen, auf welche das B. G. ſeine Annahme 
ſtützl, daß das von der Kl. mit ihrem Sohne abgeſchloſſene 
Rechtsgeſchäft nach dem zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Parteien inhaltlich nicht einen Sicherungskauf, — nur ein 
ſolcher ſteht hier in Frage, — ſondern eine verſchleierte Ver⸗ 
pfändung darſtelle, können nicht für zutreffend erachtet werben. 
1. An erſter Stelle macht der B. R. geltend: Da die gewerb- 
loſe, in A. wohnende Kl., die in der Wirtſchaft ihres 
Sohnes in A. verbliebenen Wirtſchaftsgegenſtände zu eigenen 
Zwecken nicht verwenden könne und fie daher für fie nur 
als Veräußerungsobjekt in Betracht kämen, während fie 
andererſeits dem Sohne zur Fortführung der Wirtſchaft unent- 
behrlich ſeien, ſo ſei eine ſelbſt nur vorübergehende Eigentums⸗ 
übertragung zum Zweck der Sicherung kaum als gewollt 
anzunehmen, denn ſonſt ſei die Kl. jederzeit in der Lage, ihrem 
Sohne durch Weiterverkauf der Sachen den Fortbetrieb der Wirt⸗ 
ſchaft unmoglich zu machen. Dem iſt folgendes entgegenzuhalten: 
Der Mangel der eigenen Verwendbarkeit der gekauften Sachen 
feitens des Käufers im eigenen Gewerbe oder Beruf oder ſonſt 
zu eigenen Zwecken wird ſich gerade bei dem Sicherheits kauf ſo 
häufig zeigen, daß man hieraus nahezu einen allgemeinen 
Grund gegen den Sicherungskauf überhaupt entnehmen könnte, 
während doch, wie in der Rechtſprechung des R. G. ſowie in 
der Rechtslehre anerkannt iſt, ein gerechtfertigter Zweifel daran 
nicht beſtehen kann, daß auch unter der Herrſchaft des B. G. B. 
der Sicherungskanf eine durchaus zuläſſige Rechtsform darſtellt, 
mittels deren die Parteien auf anderem rechtlichen Wege, aber 
im weſentlichen mit demſelben wirtſchaftlichen Erfolge das 
erreichen konnen, was im Wege der Verpfändung herbeizuführen 
ihnen das Geſetz verwehrt. Abgeſehen hiervon iſt der vom 
B. R. gezogene Schluß aber überhaupt nicht zutreffend. Der 
Mangel der eigenen Verwendbarkeit der gekauften Sache durch 
den Käufer enthält keineswegs an ſich einen überzeugenden 
Hinweis darauf, daß der Käufer gar nicht die Abſicht gehabt 
habe, wirklich Eigentümer der Sachen zu werden. Es ſteht 
ihm ja die Möglichkeit offen, die Sachen durch Veräußerung 
zu verwerten; aber auch eine anderweitige Verwendbarkeit, wie 
> B. durch Vermieten, iſt nicht ausgeſchloſſen. Vor allem 
berückſichtigt der B. R. hierbei aber nicht den Zweck des 
Sicherungskaufs. Es liegt bei dieſem in erſter Linie durchaus 
nicht in der Abfiht der Parteien, daß der Käufer dauernd das 
Eigentum an den Sachen behalten ſoll, ſondern ihr Gedanke 
und ihr Wunſch ift vielmehr gewöhnlich zunächſt dahin 
gerichtet, daß der Verkäufer ſie in Zukunft wieder erwerben ſoll. 
Der Käufer ſoll das Eigentum daran alſo vorderhand nur 
zeitweilig, vorübergehend behalten, und erſt, wenn der Verkäufer 
nicht in der Lage ift, fie zurückzukaufen, macht ſich die Wirkſam⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


355 


keit des Sicherungsverkaufs als eines endgültig das Eigentum 
übertragenden Rechtsgeſchäfts geltend. Bei dieſem Weſen des 
Sicherungskaufs kann, wenigſtens in der Regel, der Umſtand 
nicht ins Gewicht fallen, daß während des zunächſt nur vor⸗ 
übergehend gedachten Eigentums des Käufers dieſer zur eigenen 
Verwendung der Sachen keine Gelegenheit hat. Ob dieſer 
Umftand dann von Bedeutung werden mochte, wenn ſchon 
anderweitig und den Umſtänden des Einzelfalles entnommene 
konkrete Tatſachen für die Annahme ſprechen, daß ein Kauf 
mit Gigentumsübergang von den Parteien in Wahrheit gar 
nicht beabfichtigt ſei, kann dahingeſtellt bleiben; hier liegen 
ſolche Tatſachen nicht vor. Was ſodann die andere Erwägung 
anlangt, daß die Kl. in der Lage ſei, durch Weiterverkauf der 
Sachen ihrem Sohne die Fortführung der Wirtſchaft unmöglich 
zu machen, ſo läßt ſich dieſer Gedanke ebenſowenig gegen die 
Annahme eines Kaufvertrages verwerten. Denn erſtens war 
bei dem Verhältnis von Mutter und Sohn die Verwirklichung 
einer ſolchen Möglichkeit gewiß ſchon an ſich höͤchſt fernliegend; 
zweitens zeigte der Abſchluß des Mietsvertrages, daß die Ver⸗ 
tragsparteien an ſolche Ausſicht nicht dachten und drittens 
würde ja auch eine Verpfändung der Kl. die Möglichkeit geboten 
haben, dem Sohne die Sachen zu entziehen. Jene Erwägung 
würde daher auch gegen die vom B. R. vertretene Annahme 
eines Pfandvertrages geltend gemacht werden können. Sie 
beweiſt mithin zu viel und deshalb nichts. 2. Der B. R. 
bezeichnet es ferner als auffällig, daß die verkauften Sachen 
zum Teil nur ungenau bezeichnet ſeien, z. B. ſämtliches Linnen, 
ſämtliche Gardinen. Allein auch dieſem Umſtande kann keine 
Bedeutung zugunſten der Anficht, daß die Vertragsteile einen 
Kaufabſchluß nicht beabfichtigt hätten, beigemeſſen werden; denn 
in der Hauptſache find die Kaufgegenſtände im einzelnen genau 
aufgezählt und eine Angabe in Bauſch und Bogen bei einzelnen 
zum Teil ſchwer zu fpezialifierenden Dingen läßt grade beim 
Sicherungskauf keinen Schluß darauf zu, daß deshalb die 
Parteien einen Kauf in Wahrheit nicht gewollt hätten. 3. Die 
Abmachung, daß der Verkäufer 12 Wechſel über 200 Mark 
akzeptieren ſolle, hat der B. R. in ihrem Zweck und Weſen 
vollſtändig verkannt, wenn er hieran zugunſten der von ihm 
vertretenen Anſicht die Ausführung knüpft, während beim Kauf ⸗ 
geſchäft nach Hingabe von Kaufgeld und Kaufſache das Geſchäft 
naturgemäß ſeine Erledigung finden müſſe, ſei hier der Ver⸗ 
kaͤufer Wechſelſchuldner geblieben. Es handelt ſich hier, wie 
auf der Hand liegt, um die Abmachung des Rückkaufs und 
des Rückkaufpreiſes, die beim Sicherungskauf regelmäßig 
erfolgt. Durch die Wechſelzeichnung iſt hier dem Verkäufer 
eine Rückkaufs pflicht auferlegt. Zahlt er vollſtändig, ſo fallen 
die Sachen an ihn zurück. Es läßt ſich hieraus alſo nichts 
gegen einen Sicherungs kauf entnehmen. 4. Bedenken könnte 
allein die Tatſache erwecken, daß der Verkäufer die vereinbarte 
Miete bisher nicht bezahlt hat. Allein auch das läßt fich 
unverfänglich erklären durch das Verhältnis von Mutter und 
Sohn und vielleicht auch durch Unfähigkeit des Sohnes zu 
zahlen. Außerdem iſt die Zeit, während der die Miete nicht 
bezahlt iſt, nicht erheblich, zirka / Jahr, und endlich geſtattet 
dieſe nach dem Verkauf liegende Tatſache überhaupt keinen 
fiheren Schluß gegen die Annahme eines ernſtlichen Kauf ⸗ 
abſchluffes. S. o. V., U. v. 22. April 04, 564/03 VII. — Cöln. 
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5. Vereinbarung über die Bedeutung des Ausdrucks einer 
Urkunde.] 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um den Grund⸗ 
ſatz, daß die Vermutung der Vollſtändigkeit des Inhalts einer 
Urkunde bis zum Beweiſe des Gegenteils Platz greife, alſo nicht 
um eine mündliche Vereinbarung, die in die Vertragsurkunde 
nicht aufgenommen war, ſondern um eine übereinſtimmende 
Erklärung der Parteien darüber, in welchem Sinne eine be⸗ 
ſtimmte Vorſchrift des ſchriftlichen Vertrages zu verſtehen 
wäre, — eine Erklärung, die unter der Vorausſetzung den 
Richter für ſeine Auslegung der Vertragsbeſtimmung bindet, 
daß in dem gewählten Ausdruck der behauptete Sinn gefunden 
werden kann. K. c. B., U. v. 10. Mai 04, 57/04 III. — 
Berlin. 

6. 58 254, 833 B. G. B. Haftung des Tierhalters, auch 
wenn der Verletzte durch fein Eingreifen den Unfall herbei⸗ 
geführt hat.] | 

Der Kl. iſt durch einen ſcheu gewordenen Ochſen, der dem 
Bekl. gehörte, verletzt worden, als er fich dem Tiere entgegen- 
geſtellt hatte. Der Klageanſpruch iſt dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, die Berufung und Revifion des Bekl. zu- 
rückgewieſen worden. — Das B. G. geht von zutreffenden Ge⸗ 
ſichtspunkten aus, wenn es in Anlehnung an die Entſcheidungen 
des R. G. vom 21. März 1892 (Entſch. Bd. 29 S. 120), 
vom 20. Februar 1902 (Entſch. Bd. 50 S. 219) und vom 
25. November 1902 (Jur. Wochenſchr. 1903 S. 30 Nr. 32) 
ausführt, daß durch das auf freier Willensbeſtimmung beruhende 
Eingreifen des Kl., wenngleich erſt dadurch in letzter Linie der 
ſchädliche Erfolg herbeigeführt worden ſei, der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen ſeiner Verletzung und der Willenshandlung 
des Ochſen dann nicht unterbrochen worden ſei, oder um in der 
Sprache des B. G. B. zu reden, ein vorwiegend mitwirkendes 
Verſchulden des verletzten Kl. (8 254 B. G. B.) neben der 
willkürlichen, den Tierhalter zum Schadenserſatz verpflichtenden 
Handlung des Tieres ($ 833 B. G. B.) dann nicht gegeben 
ſei, wenn dieſes Eingreifen in Erfüllung einer rechtlichen oder 
fittlichen Pflicht zum Schutze anderer, zur Abwendung einer 
gemeinen Gefahr erfolgte. Indem das B. G. feſtſtellt, daß der 
Kl. im gegebenen Falle aus ſolchem Motiv handelte, und daß 
ſein Handeln an ſich gerechtfertigt war, da das auf der Straße 
frei umherlaufende Tier insbeſondere Kinder hätte beſchädigen 
können, bewegt es ſich auf tatſächlichem Gebiete, und es iſt dem 
B. G. auch darin beizutreten, daß dieſe Gefahr nicht als aus- 
geſchloſſen und das Eingreifen des Kl. als ungerechtfertigt und 
deshalb ſchuldhaft gelten muß, weil in dem Augenblicke, als 
der Kl. dem Tiere entgegentrat, gerade Menſchen, insbeſondere 
Kinder auf der Straße nicht zu ſehen waren. Nun iſt der 
Reviſion gewiß zuzugeben, daß ein Verſchulden des Kl. auch 
dann vorliegen und die Anwendung des § 254 B. G. B. be⸗ 
gründen würde, wenn er bei der Ausführung der Abſicht, eine 
vorhandene Gefahr von anderen abzuwenden, ganz ungeeignete 
Mittel ergriff und ohne die im Verkehr gebotene Vorſicht und 
Sorgfalt ſeinerſeits handelte (§S 276 B. G. B.). Allein das 
B. G. ſtellt feſt, daß der Kl. den Ochſen durch ſeine unerwartete 
Erſcheinung ſtutzig machen wollte, und daß es auf dem Lande 
erfahrungsgemäß üblich ſei, daß man davongelaufene Viehſtücke 
auf die Weiſe einfange, daß man ihnen zu ſolchem Zwecke mit 
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ausgebreiteten Armen entgegentrete. Wenn der Kl. aber einer 
ſolchen erprobten Übung folgte, handelte er nicht fahrläffig. 
S. c. R., U. v. 5. Mai 04, 401/08 VI. — Bromberg. 

7. 8 276. B. G. B. Begriff der Üblichkeit einer 
Handlung für die Annahme der Fahrläſſigkeit.] 

Der 6 jährige M., für den fein Vater als geſetzlicher Ver⸗ 
treter Klage erhoben hat, iſt dadurch verletzt worden, daß ein 
Tor in dem Bauzaun des Kreishauſes in D., das während 
der Arbeitszeit ausgehoben und an der Straßenſeite an den 
Bauzaun gelehnt wurde, auf ihn fiel. Für dieſen Unfall wird 
vom Bekl. als dem ausführenden Bauunternehmer Erſatz 
gefordert. Das R. G. hob die Verurteilung dem Grunde nach 
auf. Das B. G. hält dafür, daß die Anlehnung des Tors an 
der Straßenſeite des Bauzauns in jedem Falle gefahrbringend 
ſei. Das wird nicht den beſonderen Umſtänden des dem Kl. 
zugeſtoßenen Unfalls entnommen; denn ſolche find gar nicht 
feſtgeſtellt, es wird auch ungewiß gelaſſen, ob das Tor um- 
gefallen oder ausgerutſcht iſt. Vielmehr wird davon aus⸗ 
gegangen, daß die Möglichkeit des Umfallens oder Ausrutſchens 
nur durch beſondere Befeſtigung des Tors ausgeſchloſſen werden 
könne. Auf Grund einer, dem eigenen Wiſſen entnommenen 
Eifahrung leugnet alſo das B. G., daß ein ſchräg an eine 
Wand angelehntes Tor ſicherſtehen koͤnne. Für dieſe Annahme 
fehlt die ausreichende Begründung. Es wird nicht zu unter⸗ 
ſtellen ſein, daß das B. G. der Meinung iſt, daß bei jeder 
Beſchaffenheit des Erdbodens, auf den das Tor geſtellt wird, 
ſein unteres Ende ausrutſchen koͤnne und daß auch dann, wenn 
der Fußpunkt des Tors hinreichend weit von der ſtützenden 
Wand entfernt iſt, ein Fallen nach der von der Wand ab⸗ 
gekehrten Seite möglich iſt. Darum wird die Annahme nahe 
gelegt, daß das B. G. Tatſachen hinzunimmt, die es nicht 
feſtgeſtellt hat und die auch von den Parteien nicht erörtert 
ſind, daß es alſo ſeine Gründe ſo unvollſtändig ausgeſprochen 
hat, daß eine Nachprüfung ihrer rechtlichen Zuläſſigkeit untunlich 
iſt. Bedenklich iſt ferner der Grund, aus dem die Berufung 
des Bekl. auf die Üblichkeit des von ihm zugelaſſenen Ver⸗ 
fahrens als unbeachtlich abgewieſen iſt. Soweit der B. R. 
in dem Verfahren, das Tor an der Straßenſeite des Bauzaun 
anzulehnen, allemal eine gefahrbringende Handlung des Bau ⸗ 
leiters finden will, treffen die bereits erörterten Bedenken gegen 
die Begründung dieſer Annahme zu. Aber auch von ſeinem 
Standpunkte aus durfte der B. R. nicht unterlaſſen, zu prüfen, 
inwiefern die vom Bekl. behauptete und unter Beweis geftellte 
Üblichkeit des Verfahrens ihn von dem Vorwurf entlaſten 

konne, daß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt vernach⸗ 
läſſigt habe. Denn nach § 276 B. G. B. geben die An⸗ 
forderungen des Verkehrs den Maßſtab, nach dem zu entſcheiden 
iſt, welches Maß von Umfiht und Sorgfalt zur Verhütung 
eines Schadens aufgewendet werden mußte. In dieſer Bor 
ſchrift iſt eine zwiefache Beſchränkung des Begriffs der Fahr ⸗ 
läſſigkeit enthalten. Einmal iſt es darnach zuläffig, Gefahren 
zu dulden, die der Verkehr unabweislich mit ſich bringt. Die 
Beſtimmung der Ufermauer eines Hafens für den Verkehr kann 
ihre Einfriedigung auch da ausſchließen, wo ſie als Abhang 
im Sinne des $ 367 Nr. 12 Str. G. B. angeſehen werden könnte. 
Daher mußte auch gegenüber dem Bekl. erörtert werden, ob 
etwa der für die Aufſtellung des Tors gewählte Platz und die 
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Nichtbefeſtigung des Tors durch die Bedürfniſſe des Verkehrs 
gefordert wurde. Sodann liegt in $ 276 ausgeſprochen, daß 
die durch einen geſunden und normalen Verkehr gewonnenen 
Erfahrungen dem einzelnen die Grundlage geben dürfen für 
fein Urteil über die Gefährlichkeit oder Zuläſſigkeit ſeines Ver⸗ 
fahrens. Wenn daher der Bekl. ſich auf die Üblichkeit des 
Verfahrens beruft und damit geltend macht, daß es bisher 
nicht als gefährlich angeſehen ſei, ſo durfte das nur in dem 
Falle zurückgewieſen werden, wo die Üblichkeit und die durch 
ſie gewonnene Erfahrung nicht bewieſen wird, oder wo der 
bisher geübte Brauch ſich als Mißbrauch darſtellt. Dann war 
aber zugleich eine nähere Begründung der Annahme, daß ein 
Mißbrauch vorliege, unerläßlich. Z. c. M., U. v. 11. Mai 04, 
416/03 VI. — Coöln. 

8. 8 276 B. G. B. Berückſichtigung beſonderer Verhält⸗ 
niſſe für die Feſtſtellung des Begriffes der Fahrläfſfigkeit.] 

Der Kl. iſt auf einer Hühnerjagd, zu welcher er als Kutſcher 
im Dienſte des Vaters des Bekl. die Jagdteilnehmer in das 
Feld gefahren hatte, von einem Schrotſchuß des Bekl. getroffen 
worden und hat durch die Verletzung die Sehkraft des rechten 
Auges eingebüßt. Die Verurteilung wurde auf Reviſion des 
Bekl. aufgehoben: Der Maßſtab für die Sorgfalt, deren Ver⸗ 
nachläffigung Fahrläſſigkeit bedeutet, iſt nach der Begriffsbeſtim⸗ 
mung des 8 276 an ſich ein objektiver (abſtrakter). Das Maß 
der Sorgfalt iſt hier genommen von dem durch den Verkehr 
bedingten Verhalten der Allgemeinheit und gefordert wird die⸗ 
jenige Sorgfalt, welche im geſunden, normalen Verkehr allgemein 
für erforderlich und genügend gehalten wird. Grundſäͤtzlich ent⸗ 
ſcheiden alſo dieſe objektiven Geſichtspunkte, nicht etwa die geiſtige 
Beſchaffenheil oder die Charakteraulage der einzelnen in Frage 
ſtehenden Perſon. Allein keineswegs iſt durch dieſen Maßſtab 
die Berückfichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalles 
völlig ausgeſchloſſen. Der Verkehr, welcher die Menſchen mit- 
einander in Berührung bringt, iſt ein ſehr vielgeſtaltiger und 
verſchiedenartiger. Unter dem Verkehr im Sinne des 8 276 
des B. G. B. hat man daher den Verkehr zu verſtehen, welcher 
bei dem fraglichen Verhältniſſe in Betracht kommt, und an⸗ 
zuwenden iſt diejenige Sorgfalt, welche von einem normalen 
Meuſchen in einem Verhältniſſe der vorliegenden Art erfordert 
wird. Der Hinweis des B. U. darauf, daß der objektive Maßſtab 
des § 276 B. G. B. verbiete, „individuelle Anlagen und Ge⸗ 
wohnheiten“ zu berüdfichtigen, iſt zwar nicht unrichtig, aber im 
vorliegenden Falle inſofern wenig am Platz, als es ſich hier 
nicht um beſondere Eigenſchaften oder Gewohnheiten einer in- 
dividuellen Perſon handelt. Sodann iſt dem B. R. gewiß 
nicht abzuſtreiten, daß die Vorſchrift des § 276 B. G. B. für 
alle Klaſſen der Bevölkerung, alſo auch für die Jäger gilt, daß 
auch dieſe ſich den Auforderungen des Geſetzes zu fügen haben. 
Der Ausdruck: die im Verkehr „erforderliche“ Sorgfalt iſt 
von dem Geſetzgeber abfichtlich an Stelle der anfänglich vor⸗ 
geſehenen Ausdrucksweiſe „im Verkehr übliche Sorgfalt“ ge⸗ 
wählt worden, auch um den Gedanken abzuweiſen, daß man 
ſich bei mangelnder Sorgfalt auf eine im tatſächlichen Verkehr 
eingeriſſene Nachläſſigkeit oder Unfitte, einen Gebrauch, der in 
Wahrheit ein Mißbrauch iſt, berufen könne. Protok. der II. Kom⸗ 
miſfion Bd. II S. 604, 2786. (Vergl. Planck, Kommentar Bd. I 
Vorbemerkungen 3. Aufl. S. 40; Rehbein, Bürgerliches Geſetz⸗ 
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buch Bd. II zu 88 241 — 292, Nr. 88 S. 101; Wendt im 
Archiv für ziviliſtiſche Praxis Bd. 87 S. 422 ff., 433.) Das 
iſt wohl auch der Geſichtspunkt, den der B. R. im Auge hat, 
aber er verkennt hierbei, daß hier zunächſt etwas ganz anderes 
in Frage ſteht. Um zu ermeſſen, ob der Bekl. fahrläſſig ge⸗ 
handelt habe, indem er den Schuß abgab, ohne die Möglichkeit 
eines Streuſchuſſes als Folge fehlerhafter Beſchaffenheit einer 
Patrone in Rechnung zu ziehen, war es von Erheblichkeit, die 
mit jener Möglichkeit verknüpfte Gefahr für andere nach ihrer 
Bedeutung für das Verhalten bei Ausübung der Jagd und für 
die im Verkehr bei diefem Verhältniſſe erforderliche Sorgfalt 
beurteilen zu können. Und nach biefer Richtung mag die in 
Jägerkreiſen herrſchende Anſchauung inſofern für die richterliche 
Beurteilung von erheblichem Werte ſein, als in dieſer An⸗ 
ſchauung die Erfahrungen der Jäger über die beſtehende oder 
nicht beſtehende, die größere oder geringere Gefährlichkeit der 
möglichen Einwirkung einer fehlerhaften Munition ſich nieder⸗ 
geſchlagen haben. Wäre nach dem Ergebniſſe vieljähriger Er⸗ 
fahrungen in Jägerkreiſen die Möglichkeit eines Streuſchuſſes 
infolge eines inneren Mangels der Patrone eine ſo geringe und 
ſo entfernt liegende, daß ſie für den normalen Verkehr nicht 
in Betracht käme, dann würde man dem Bekl. aus der Nicht⸗ 
beachtung des fraglichen Umſtandes den Vorwurf der Fahr⸗ 
läſfigkeit nicht wohl machen können. Es wäre eine Über⸗ 
ſpannung der in § 276 des B. G. B. erforderten Sorgfalt, 
wenn dem Bekl. eine Vorſicht zugemutet würde, welche über das 
Maß deſſen hinausginge, was an Aufmerkſamkeit nach ver⸗ 
nünftiger Verkehrsfitte von einem ordentlichen Menſchen bei 
Ausübung der Jagd — wie der I. R. ſich ausdrückt, von einem 
„ordentlichen Jäger“ — verlangt wird. In dieſem Sinne 
kann und muß auch eine in den betreffenden Kreiſen beſtehende 
Übung Berückſichtigung finden, ſofern hier, wie das meiſt der 
Fall ſein wird, die im Verkehre übliche Sorgfalt ſich mit der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt deckt. (Vergl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 18. Januar 1904 i. S. Ziebke 
g. K. Preuß. Elbſtrombaufiskus, Rep. VI 321/03; Rehbein a. a. O.) 
G. c. M., U. v. 11. Mai 04, 407/03 VI. — Naumburg. 

9. 58 276, 823, 845 B. G. B. Begriff der Fahrläſfigkeit, 
Schadensanſprüche des Vaters bei Verletzung des Kindes. 
§ 304 Z. P. O. Unzuläffigkeit eines Urteils, indem über Schaden ⸗ 
anſprüche zweier Kläger ohne Feſtſtellung der verſchiedenen An⸗ 
ſprüche erkannt wird.] 

Das O. L. G. hat die Bekl. als Geſamtſchuldner verurteilt, 
den Kl. K. — Vater und Sohn — denjenigen Schaden zu 
erſetzen, der ihnen dadurch entſtanden ſei, daß der Sohn von 
der Mähmaſchine der Bekl. verletzt worden ſei, und hat die 
Sache zur Verhandlung über die Höhe des Schadens an das 
L. G. zurückverwieſen. Das R. G. hob auf und wies die Klage 
ab: Das angefochtene Urteil würde ſchon wegen der ihm ge⸗ 
gebenen Formulierung keinenfalls beſtehen bleiben können. Es 
ſoll offenbar ein Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruches 
nach Maßgabe des § 304 der Z. P. O. darſtellen. Damit 
ſtimmt zwar nicht die in ihm ausgeſprochene „Verurteilung“; 
indeſſen hier liegt nur ein Vergreifen im Ausdrucke vor, das im 
übrigen unſchädlich iſt. Nun aber iſt es vor allem unſtatthaft, 
die Anſprüche zweier Kl. zugleich für dem Grunde nach 
berechtigt zu erklären, ohne daß die letztern bisher deutlich zu 
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erkennen gegeben hätten, welchen Anſpruch der eine und welchen 
der andere erhebe; und ſo liegt die Sache hier. Ferner darf 
ein ſolches Zwiſchenurteil nicht inhaltlich über die Klageanträge 
hinausgehen, ſondern nur diejenigen Anſprüche für dem Grunde 
nach berechtigt erklären, die bis dahin erhoben worden find. 
Hier iſt aber den Kl. der Erſatz desjenigen, d. h. alles des⸗ 
jenigen, Schadens zugeſprochen, der einem oder dem anderen von 
ihnen durch die körperliche Verletzung des Kl. zu 2 entſtanden 
ſei, während ſie doch den Erſatz nur ganz beſtimmter 
Schäden verlangt hatten. Endlich iſt es auch materiell ein dem 
geltenden Rechte unbekannter Satz, daß der Vater den Erſatz 
des jenigen Schadens ſollte verlangen können, der ih m durch die 
körperliche Verletzung feines Kindes entitanden wäre; nur in 
einer einzelnen Richtung, die aber hier gar nicht in Frage kommt, 
iſt dem Vater durch 8 845 des B. G. B. ein ſolcher Anſpruch 
unter Umftänden gegeben. Jedoch auf alles dies kommt es nicht 
weiter an, da die angefochtene Entſcheidung außerdem auf einer 
Verkennung des Begriffes der Fahrläſfigkeit (§S 276 Abſ. 1 des 
B. G. B.) und auf einer dadurch bewirkten unrichtigen An⸗ 
wendung des 8 823 Abſ. 1 des B. G. B. beruht. Das B. G. 
findet die urſächliche Fahrläſfigkeit der Bekl. nur darin, daß fie 
geduldet haben, daß die Frau K., als ſie zur Mitarbeit auf dem 
abzumähenden Feldſtücke der Bekl. ſich einfand, ihren mit⸗ 
gebrachten zwei kleinen Kindern die Ecke des anſtoßenden 
Kartoffelfeldes zum Aufenthalt anwies, ohne beſondere Vorſorge 
zur Sicherung derſelben gegen die ihnen im Falle eines Umher⸗ 
laufens drohenden Gefahren zu treffen. Damit iſt aber der 
Begriff der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt überſpannt. Es 
war den Bekl., wenn die eigene Mutter der Kinder, die ja in 
der Nähe derſelben blieb, dieſe durch die ihnen von ihr erteilte 
Anweiſung für genügend gefichert hielt, nicht zuzumuten, die 
entfernte Möglichkeit in Betracht zu ziehen, daß eins der Kinder 
dennoch in das abzumähende Getreide hineinlaufen und dann 
dort, ohne von irgend jemandem wahrgenommen zu ſein, von 
der Mähmaſchine erfaßt werden könnte. Daß ſich dies trotzdem 
ereignet hat, erſcheint als ein nicht vorherzuſehender beſonderer 
Unglücksfall, für den jedenfalls die Bekl. nicht verantwortlich 
gemacht werden können. Andererſeits ſtellt ſich die Annahme 
des O. L. G., daß die Bekl. deswegen, weil ſie in dem hohen, 
dicht ſtehenden, vom Winde bewegten Getreide das kleine Kind 
in der Nähe der von ihm geleiteten Mähmaſchine nicht bemerkt 
haben, kein Vorwurf trifft, als unbedenklich dar. S. e. K, 
U. v. 5. Mai 04, 394/03 VI. — Göln. 

10. 5 278 B. G. B. § 472 H. G. B. verb. mit § 9 
der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung und dem Haftpflichtgeſetz.] 

Die Kl. war gerade im Begriffe, nach Ankunft des Zuges 
den Bahnhof durch die Perronſperre zu verlaſſen, als der 
Bahnhofsportier einen betrunkenen Reiſenden gewaltſam ent⸗ 
fernte. Sie kam zu Fall und brach einen Arm. Der Eiſenbahn⸗ 
fiskus wurde zum Schadenerſatz verurteilt und feine Revifion 
zurückgewieſen: Das B. U. erwähnt den im Bahnhofsgebäude 
herrſchenden regen Verkehr, der ſich erfahrungsgemäß beſonders 
lebhaft zu der Zeit und an der Stelle geſtaltet, wenn und wo 
nach Ankunft eines Zuges die Reiſenden den Bahnhof verlaſſen 
wollen und müſſen. Daß es eine Verletzung nicht nur der 
dem reiſenden Publikum geſchuldeten Rückſicht, ſondern auch der 
Verpflichtung der Eiſenbahnverwaltung, den Reiſenden das un⸗ 
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gefährdete Verlaſſen des Bahnhofes zu ermöglichen, enthält, 
wenn gerade unter den angegebenen Umſtänden der Hilfsportier 
ohne Warnungsruf mit der geſchilderten Gewaltmaßregel vorging, 
liegt ſo ſehr auf der Hand, daß es nicht noch einer weiteren 
Begründung bedarf. Es iſt unerfindlich, weshalb der Portier 
eine Verletzung von Reiſenden als Folge ſeines Vorgehens nicht 
als möglich hätte vorausſehen können. Es fehlt auch an jeder 
tatſächlichen Unterlage für die Annahme, daß er den Reiſenden 
ausſchließlich oder auch nur überwiegend in Ausübung polizei; 
licher Befugniſſe gewaltſam entfernt habe. Dies zeigt ſich 
deutlich, wenn man unterſtellt, daß die Eiſenbahnverwaltung 
in Ermangelung eines mit der Eigenſchaft eines Polizeibeamten 
ausgeſtatteten eigenen Bedienſteten genötigt geweſen wäre, ein 
Organ der allgemeinen Polizeiverwaltung, etwa einen Schutz ⸗ 
mann, herbeizurufen. Gewiß hätte auch dieſer den betreffenden 
Reiſenden zum Zwecke der Feſtnahme und Vorführung vor die 
Behörde gewaltſam aus dem Warteraume entfernen konnen; 
dagegen wäre es keinesfalls ſeine dienſtliche Aufgabe geweſen, 
den Reiſenden ohne weiteres polizeiliches Einſchreiten lediglich 
aus dem Bahnhofe hinauszuſchaffen. Dieſe Tätigkeit obliegt 
vielmehr zunächſt demjenigen, deſſen Hausrecht verletzt wird. 
Es iſt deshalb auch hier davon auszugehen, daß der Portier, 
der im Auftrage eines vorgeſetzten Beamten gehandelt haben 
will, durch das Hinaus ſchaffen des Reiſenden das Ha us recht 
der Eiſenbahnverwaltung ausgeübt hat. Daß für ein hierbei 
von ihm begangenes Verſehen der Bekl. aufzukommen hat, 
ergibt ſich aus §8 278 des B. G. B. und 8 472 des H. G. B. 
in Verbindung mit § 9 der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung, da 
fih, wie das B. U. zutreffend darlegt, der Bekl. feiner zugleich 
zur Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen bedient. Eiſen bahn⸗ 
fiskus c. K., U. v. 19. April 04, 533/03 VII. — Hamm. 

11. 8 363 B. G. B. Umkehrung der Beweislaft bei 
Erfüllungsannahme auch im Falle der Wandlung.] 

Wenn auch im allgemeinen der Schuldner, falls er Er⸗ 
löſchen der Obligation durch Erfüllung behauptet, nachzuweiſen 
hat, daß feine Leiſtung Erfüllung nach dem Inhalte des Schuld- 
verhältniſſes geweſen ſei, jo kehrt ſich doch gemäß §8 363 
B. G. B. die Beweislaſt um, wenn der Gläubiger dasjenige, 
was ihm als Erfüllung angeboten worden war, als Erfüllung 
angenommen hat. Der Käufer hat zur Geltendmachung ſeines 
Wandelungsanſpruchs nachzuweiſen, daß die Leiſtung des von 
ihm angenommenen Grundſtücks eine mangelhafte Leiſtung ſei. 
Daß unter einer unvollſtändigen Leiſtung eine mangelhafte mit- 
zuverſtehen ſei, iſt an ſich nicht zu bezweifeln und ergibt fich 
auch aus den Protokollen, nach denen Bd. 1 S. 637 die Fafſung 
des § 363 gewählt worden iſt, um „die an die Annahme der 
Leiſtung ſich knüpfende Umkehrung der Beweislaſt nicht nur im 
Falle ſpäterer Geltendmachung von Qualitätsmängeln eintreten 
zu laſſen“, von denen im § 367 des Entw. v. B. G. B. allein 
die Rede geweſen war (Planck, Kommentar, Anm. 2 zu § 363, 
Schollmeyer, Kommentar, Anm. 1 zu § 363, Endemann, 
Lehrb., 8. Aufl. Bd. 1 S. 796). Ein Anwendungsfall des 
§ 363, durch deſſen Regelung der Beweislaſt die Anjprüce 
des Käufers aus mangelhafter Leiſtung nicht verloren gehen 
ſollen, iſt die für die Wandelungsklage in § 462 B. G. B. 
getroffene Beſtimmung, nach der unabhängig von der Auslegung 
des § 363 cit. der die Rückgängigmachung des Kaufes be- 
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gehrende Käufer den ſeinen Anſpruch rechtfertigenden Mangel 
der Kaufſache neben der Verpflichtung des Verkäufers zu deſſen 
Vertretung zu behaupten und deshalb auch zu beweiſen hat. 
Z. c. F., U. v. 30. April 04, 448/03 V. — Kolmar. 

12. 58 459, 460 B. G. B. Wandlungs- und Betrugs⸗ 
einrede des Käufers.] | 

Die Bekl. haben den Anſpruch auf Wandlung und Rück⸗ 
tritt vom Kaufvertrage auf die Behauptung geſtützt, daß die 
Kl. fie über das Waſſerſtaurecht des Müllers, das die Feuchtigkeit 
der Wieſe hervorrufe und ſie faſt entwerte, argliſtig, durch Ver⸗ 
ſchweigen und unwahre Zuficherungen, getäuſcht hätten. Der 
B. R. begründet die Verwerfung dieſes Einwandes damit, daß 
böchftens 2¼ Morgen der 12— 14 Morgen großen Wieſe durch 
den Mühlenſtau zeitweiſe unter Waſſer geſetzt würden, daß 
dadurch aber nur eine im Sinne des § 459 Abſ. 1 des B. G. B. 
unerhebliche und deshalb nicht zu vertretende Wertminderung 
herbeigeführt werde, bei der darum auch ein argliſtiges Ver. 
ſchweigen ($ 460 Satz 2 B. G. B.) nicht weiter in Betracht 
kommen könne. Weiter wird ausgeführt, daß die Feuchtigkeit 
der Wieſe, die allen Beteiligten bekannt geweſen ſei, an ſich 
nicht als Mangel einer gewohnlich oder nach dem Vertrage 
vorauszuſetzenden Eigenſchaft aufgefaßt werden könne, daß aber 
die den Kl. in den Mund gelegten Außerungen über Trockenheit 
und Ergiebigkeit der Wieſe durch die Beweiserhebung in dem 
Sinne, wie fie gemeint geweſen, nicht als unrichtig oder gar als 
wiſſentlich falſch abgegeben nachgewieſen worden ſeien: Die 
Aunahme des B. R. iſt zu beanſtanden, daß es bei der Uner⸗ 
heblichkeit der durch den Mühlenſtau hervorgerufenen Über⸗ 
ſchwemmung auf ein etwaiges argliſtiges Verſchweigen des 
Staurechts nicht weiter ankomme. Dies trifft zwar zu für den 
Gewährleiſtungs⸗(Wandlungs ) Anſpruch, aber nicht ohne 
weiteres für den Anſpruch auf Rücktritt vom Vertrage wegen 
Betruges, ſondern für dieſen nur dann, wenn angenommen 
werden kann, daß die angebliche Argliſt ohne Einfluß auf den 
Entſchluß zum Ankauf geblieben ſein würde. Im übrigen 
kommt es auf die nicht erledigten Beweisanträge der Bekl. an. 
S. c. W., U. v. 30. April 04, 487/03 V. — Berlin. 

13. 55 459, 460, 476 B. G. B. Begriff der Gewähr. 
leiſtungspflicht und der Arglift.] N 

Der Kl. verlangt Anerkennung der Ungültigkeit des Kauf⸗ 
vertrags eines Grundſtücks wegen Hausſchwamm. Die Klage iſt 
abgewieſen, die Reviſion verworfen worden. — Auszugehen iſt 
davon, daß nicht die allgemeinen Vertragspflichten der Verkäufer, 
usbeſondere nicht deren Haftung für Mängel nach 88 459, 460 
B. G. B. hier unmittelbar in Betracht kommen, daß vielmehr, 
weil im Kaufvertrag „jede Gewährleiſtung für den Zuſtand ber 
mitverkauften Gebäude“ ausdrücklich ausgeſchloſſen worden iſt, 
die beſtrittene Frage einzig und allein nach 8476 B. G. B. 
entſchieden werden muß. Nach dieſer Geſetzesſtelle find derartige 
Haftungsausſchließungen durch Vertrag zweifellos zuläffig, fie 
find aber nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen hat. Daß das wirkliche Auftreten von Haus ſchwamm 
in einem Gebäude als Sachmangel erheblichſter Art zu betrachten 
iſt, bedarf weiterer Ausführungen nicht. Aber auch die ſogenannte 
Schwammverdächtigkeit eines Gebäudes, d. i. die dem Gebäude 
anhaftende Befürchtung des jederzeit möglichen Wiederauftretens 
des in feinen Keimen ſchwer zu beſeitigenden Hausſchwamms iſt 
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nach allgemeiner Verkehrsanſchauung ein ſolcher Fehler, der den 
Wert des Gebäudes erheblich mindert. Dies iſt ſchon nach altem 
Rechte wiederholt anerkannt worden und es liegt kein Grund vor, 
nach 88 459 ff. B. G. B. anders zu entſcheiden. Es beſteht 
fomit geſetzliche Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers für Nicht⸗ 
vorhandenſein von Hausſchwamm oder Schwammverdäͤchtigkeit, 
eine Haftung, die jedoch gemäß $ 476 B. G. B. durch beſondere 
oder allgemeine Vertragsbeſtimmung ausgeſchloſſen werden kann. 
Der Kl. behauptet Nichtigkeit dieſer Vereinbarung, weil ihm die 
Bekl. den Mangel der Schwammbehaftung oder doch der 
Schwammverdächtigkeit des gekauften Hauſes argliſtig verſchwiegen 
hätten, aber der B. R. hat mit einwandfreier und in der 
Revifionsinſtanz mit Erfolg nicht angreifbarer tatſächlicher Be⸗ 
gründung entſchieden, daß die Bekl. zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
weder die Behaftung des Hauſes mit Hausſchwamm noch ſeine 
Schwammverdächtigkeit gekannt haben. Dadurch wird Argliſt 
der Bekl. und Nichtigkeit der Vereinbarung des vertragsmäßigen 
Ausſchluſſes der Gewährleiſtung wegen Sachmängel widerlegt. 
Die Reviſion vertritt aber die Rechtsanſicht, daß dies nicht genüge, 
daß vielmehr jene Vertragsbeſtimmung auch dann nichtig ſei, 
wenn die Bekl. oder doch der beklagte Ehemann Schwamm⸗ 
kenntnis oder doch Schwammverdacht hätten haben müſſen, 
was nach Lage des Falles unzweifelhaft anzunehmen ſei. Damit 
will fie aber in unzuläffiger Weiſe den Inhalt des $ 476 er⸗ 
weitern und auch im Falle der Fahrläſſigkeit des Verkäufers 
Nichtigkeit des vertragsmäßigen Gewährleiſtungsausſchluſſes ein⸗ 
führen. Dies entſpricht nicht dem Willen des Geſetzgebers. 
Indem er ausdrücklich nur argliſtiges, alſo abfichtliches Ver⸗ 
ſchweigen fordert, ſetzt er voraus, daß ſich der Verkäufer des 
Mangels und ſeiner allgemeinen verkehrsüblichen Erheblichkeit 
ſowie ſeiner Erheblichkeit auch für den Käufer wirklich bewußt 
war, daß er aber den Käufer darüber täuſchen wollte. Die 
bloße Möglichkeit, daß ſich der Verkäufer bei gehöriger Auf- 
merkſamkeit und richtigem Denken deſſen bewußt ſein konnte und 
mußte, genügt nicht, um Argliſt zu begründen, weil es in dieſem 
Falle an dem Willen, zu täuſchen, fehlt. Vergeblich bezieht ſich 
der Kl. für feine Anſicht auf die Entſch. des erkennenden Senats 
V. 12/03 vom 16. Mai 1903. Dieſer Entſcheidung lag ein 
Fall zugrunde, bei dem der äußere Anſchein faſt zwingend auf 
Arglift des Verkäufers hinwies. Er hatte die infolge ſchlechter 
Fundamentierung ſeines Hauſes entſtandenen Riſſe ſeiner Haus⸗ 
wände vor dem Verkauf verkittet und übermalt. Es handelte 
ſich um drei Arten von Mängeln, 1. um die abſichtlich verſteckten 
Wandriſſe, 2. den ſchlechten Untergrund der Wände und die 
Möglichkeit weiterer Bodenſenkungen und Riſſebildungen, 3. um 
verſchiedene andere — polizeiliche — Baumängel. Das B. G. 
hat damals im Gegenſatz zum erſten Richter Argliſt nicht an⸗ 
genommen, das R. G. hat ſie nicht etwa für unzweifelhaft erklärt, 
ſondern dem B. G. nur nochmalige tatſächliche Prüfung des 
hoͤchſt bedenklichen Sachverhalts aufgegeben. Hierbei wurde, wie 
im hier vorliegenden Fall der bloße Schwammverdacht, ſchon die 
Zweifelhaftigkeit der Sicherheit des Untergrunds und die 
Möglichkeit weiterer Bodenſenkungen als ein ſolcher Sachmangel 
erachtet, den der Verkäufer nach den Vorſchriften über Treu und 
Glauben bei Vertragsſchlüſſen und insbeſondere auch trotz eines 
Haftungsausſchluſſes nach § 476 cit. dem Käufer angeben müſſe, 
wenn ihm ſolcher Mangel — hier die bloße Zweifelhaftigkeit — 
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bewußt ſei. Wenn in dieſem Urteil mehrfach von „Wiſſenmüſſen“ 
die Rede iſt, ſo iſt damit nach dem Zuſammenhang nichts anderes 


gemeint, als das Vorhandenſein von Zweifeln, das Bewußtſein 


der Möglichkeit weiterer Bodenſenkungen auf ſeiten des Ver⸗ 
käufers. In vorliegender Sache iſt Schwammkenntnis und ſogar 
Schwammverdacht des Verkäufers ausdrücklich und einwandfrei 
verneint, es kann alſo von Abſicht der Täuſchung, von Argliſt 
keine Rede ſein und bleibt daher die vertragsmäßige Haftungs⸗ 
ausſchließung in Kraft. S. c. M., U. v. 20. April 04, 
427/03 V. — Stettin. 

14. 55 705, 1274, 1280 B. G. B. Verpfändung von 
Anteilſcheinen an einer Geſellſchaft iſt keine Verpfändung einer 
Forderung.] 

Die Kl. hatte gegen S. einen Anſpruch desſelben gegen 
den Bekl. auf Herausgabe von 116 dem S. gehörigen, bei 
dem Bekl. hinterlegten Anteilſcheinen der Steinkohlenbohr⸗ 
geſellſchaft „Aurora“ pfänden und ſich überweiſen laſſen; fie 
verlangte von dem Bekl., daß er ihr einen der fraglichen An⸗ 
teilſcheine herausgebe. Bekl. widerſprach und beantragte im 
Wege der Widerklage, feſtzuſtellen, daß er berechtigt ſei, die 116 
ihm verpfändeten Anteilſcheine behufs Befriedigung einer ihm 
gegen S. zuſtehenden Darlehnsforderung zu veräußern. Klage 
und Widerklage wurden vom O. L. G. abgewieſen. — Auf Revifion 
wurde der Widerklage ſtattgegeben: Bei dem fraglichen Rechts⸗ 
geſchäft handelt es ſich nicht um die Verpfändung einer 
Forderung. Es find vielmehr hier die Anteilsrechte an 
der Geſellſchaft Aurora, bezüglich deren die Anteilsſcheine nur 
als Beweisurkunden erſcheinen, verpfändet, und dieſe Rechte 
ſtellen ſich ihrer Natur nach wie auch zufolge des § 3 des 
Geſellſchaftsſtatuts, wonach die Anteilbeſitzer pro rata an dem 
Vermögen der Geſellſchaft partizipieren, als identiſch dar mit 
der Zugehörigkeit zu der Geſellſchaft und der dadurch 
ermittelten Berechtigung am Geſellſchaftsvermoͤgen. Unzuläſſig 
tft es daher, die Anteilsbeſitzer als Inhaber einer Forderung 
gegen die Geſellſchaft aufzufaſſen. Ein Drittſchuldner iſt bei 
der Pfändung eines ſolchen Geſchäftsanteils nicht vorhanden. 
Dies gilt hier bei einer Geſellſchaft, deren Rechtsbeziehungen 
ſich nach den 58 705 fg. des B. G. B. regeln, ebenſo wie bei 
den Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Es genügte für 
die Verpfändung der durch die Anteilſcheine verbrieften Rechte 
zufolge $ 1274 des B. G. B., wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts an einem Rechte nach den für die Übertragung des 
Rechtes geltenden Vorſchriften erfolgt, die zur Übertragung der 
Rechte erforderliche, in der Urkunde vom 6. Januar 1902 ge⸗ 
wahrte Form, welche zugleich den auf Beſtellung des Pfand⸗ 
rechts gerichteten Willen ergibt, in Verbindung mit der gleich⸗ 
falls geſchehenen Übergabe der Anteilſcheine. v. M. c. K., 
U. v. 26. April 04, 569/03 VII. — Celle. 

15. 5 718 B. G. B. Eine Lotterieſpielgemeinſchaft iſt 
ein Geſellſchaftsvertrag und umfaßt auch die zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermoͤgen gehörenden bedingten Rechte.] 

. Die Grundanſchauung, von welcher das B. G. ausgeht, daß 

nämlich der Erwerb eines Loſes zur erſten Klaſſe der Preußiſchen 
Klaffenlotterie zugleich das bedingte Anrecht auf dieſelbe Los⸗ 
nummer der folgenden Klaſſen in ſich ſchließt und daß deshalb 
beim Zuſammentritt mehrerer Perſonen zu einer Spielgemein⸗ 
ſchaft dieſes Anrecht gleichfalls mit Gegenſtand des Geſell⸗ 
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ſchaftsvermogens wird, war in der Rechtſprechung des vormaligen 
Königlich Preußiſchen Obertribunals anerkannt. Daraus wurde 
der Schluß gezogen, daß nach dem Zuſammentritt mehrerer 
Perſonen zu einer Spielgemeinſchaft derjenige Spieler, welcher 
das Originallos in Befitz hat, als beauftragt gilt, die Erneuerung 
des Loſes für die folgenden Klaſſen herbeizuführen und daß die 
tatſächlich erfolgte Erneuerung des Loſes als für den nicht⸗ 
zahlenden Mitſpieler miterfolgt gilt, ſo daß dieſer aus dem 
Grunde allein, daß er feinen Anteil am Einſatz für eine ſpätere 
Klaſſe nicht bezahlt hat, von dem Gewinnanteil, der ſich nach 
dem inneren Verhältnis der Mitſpielenden für ihn berechnet, 
nicht ausgeſchloſſen werden kann. Dieſe Auffaſſung, welche ſich 
aus den Grundbeſtimmungen über die Preußiſche Klaſſenlotterie 
ergibt, iſt vom R. G. in der Ent ſcheidung vom 14. November 1891 
(Entſch. Bd. 28 S. 327) im Anſchluß an die Rechtſprechung 
des Obertribunals und die auch in dem Urteil des R. G. vom 
5. November 1890 (Entſch. Bd. 27 S. 204) bezeugte preußiſche 
Praxis als zutreffend gebilligt worden. Von der in dieſer 
Rechtſprechung zum Ausdruck gebrachten Auffaſſung des rechtlichen 
Verhältniſſes der Mitſpieler einer derartigen Spielgemeinſchaft 
abzugehen, liegt auch nach Einführung des B. G. B., wie das 
B. G. mit Recht angenommen hat, keine Veranlafſung vor. 
Denn nach § 718 Abſ. 2 des B. G. B. gehörte zu dem 
Geſellſchaftsvermoͤgen nicht allein das zuerſt erworbene Zehntel⸗ 
los der erſten Klaſſe, ſondern auch das, was auf Grund eines 
zu dem Geſellſchaftsvermoͤgen gehörenden Rechtes ſpäter erworben 
wurde, und dies war eben das auf Grund des von Anfang an 
vorhandenen bedingten Bezugsrechtes erworbene Zehntellos der⸗ 
jenigen Klaſſe, welche den Gewinn brachte. S. c. S., U. v. 
9. April 04, 531/03 I. — Berlin. 

16. 58 823, 903, 1004 B. G. B. Der Schädenanſpruch 
wegen Funkenzuführung gegen die Eiſenbahn erfordert nicht den 
Nachweis des Verſchuldens.] 

Am 1. Dezember 1901 brannte — angeblich infolge Funken ⸗ 
flugs aus der Lokomotive eines vorüberfahrenden Perſonenzugs 
der Bekl. — die Scheune des Kl. zu 1 ab, er und die Rhei⸗ 
niſche Feuerſozietät forderten Schadenserſatz von der beklagten 
Eiſenbahngeſellſchaft, die verurteilt wurde. Die Reviſion iſt 
zurückgewieſen worden: Durch die Funkenzuführung iſt eine 
unter die allgemeinen Vorſchriften der 88 903, 1004 des 
B. G. B. fallende Eigentumsbeeinträchtigung zugefügt worden. 
Auch bei derlei an ſich widerrechtlichen Eingriffen in fremdes 
Eigentum hat der auf Schadenserſatz klagende Beſchädigte ein 
beſonderes Verſchulden des in ſein Eigentum Eingreifenden 
nachzuweiſen. Das B. G. B. berührt im Gegenſatz zu anderen 
Geſetzgebungen bei Gewährung der Klage wegen Eigentums 
beeinträchtigung und § 1004 die Schadenserſatzfrage nicht und 
es beſteht in Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung kein Streit 
darüber, daß für jene Frage die 58 823 ff. des B. G. B. im 
allgemeinen maßgebend find. Wenn dies aber der Fall iſt, fo 
kann es ſchon nach dem Wortlaut des Abſ. 1 des § 823, der 
von vorſätzlichen oder fahrläſſigen Verletzungen des Eigentums 
und anderer Rechtsgüter ſpricht und dem feines Abſ. 2, der 
ſogar bei Verſtöͤßen gegen Schutzgeſetze den Nachweis des Ver⸗ 
ſchuldens immer erfordert, keinem Zweifel unterliegen, daß 
ſolcher Nachweis auch bei Verletzung der zum Schutze des 
Grundeigentums in 88 906, 907, 1004 gegebenen Vor⸗ 
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ſchriften grundſätzlich geboten iſt. Die Schabenserfahpflicht der 
Bekl. iſt aber nach anderen allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht 
zu bezweifeln, ohne daß der Nachweis eines vorſäͤtzlichen oder 
fahrläffigen Verſchuldens erforderlich iſt. Iſt nämlich dem 
Grundeigentümer im Einzelfalle das fo weſentliche Recht, Ein- 
griffe in ſein Eigentum abzuwehren, entzogen, ſo muß ihm not⸗ 
wendig hierfür. anderweitiger ausreichender Erſatz gegeben fein 
und ſolcher Erſatz kann nur in Gewährung der durch Ver⸗ 
ſchuldensnachweis nicht bedingten Klage auf Erftattung des an⸗ 
gerichteten Schadens gefunden werden. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) W. c. F., U. v. 11. Mai 04, 415/03 V. — Cöln. 

17. 8 831 B. G. B. Beweis und Beweislaſt hinfichtlich 
der Auswahl der Angeftellten.] 

Wenn das Geſetz dem Geſchäftsherrn die Verpflichtung auf- 
erlegt, durch Darlegung der konkreten Verhältniſſe, die zu der 
Auswahl des Angeſtellten geführt haben, die ihm entgegenſtehende 
allgemeine geſetzliche Vermutung ſeiner Verſchuldung zu entkräften, 
dann kann es nicht zuläffig erſcheinen, daß dieſer Gegenbeweis 
durch allgemeine aus der Natur des Unternehmens geſchoͤpfte 
Erwägungen für geführt erachtet [wird; damit wäre der Be⸗ 
ſtimmung des § 831 B. G. B. der Boden entzogen. Die 
aufgeſtellten allgemeinen Erwägungen genügen hierzu nicht, und 
die Hinzufügung, daß der Kl. ſelbſt begründete Einwendungen 
gegen die Perſon der Angeſtellten nicht habe vorbringen konnen, 
läßt, da der Kl. zu ſolchem Vorbringen gegenüber 8 831 B. G. B. 
gar keinen Anlaß hat, dieſe Beweisführung noch bedenklicher 
erſcheinen. B. c. B., U. v. 2. Mai 04, 396/03 VI. — Hamburg. 

18. 8858 B. G. B. Verbotene Eigenmacht liegt vor, auch 
wenn man zu Weguahme von Sachen vorher vertragsmäßig 
befugt erklärt war.] 

Der Bekl. hat in Abweſenheit und ohne Wiſſen der Kl. 
die ſtreitigen bisher in ihrem Befitz befindlichen Sachen an ſich 
genommen, das ſteht feſt. Daraus ergibt ſich zunächfſt ohne 
weiteres der Tatbeſtand der verbotenen Eigenmacht im Sinne 
des 8 858 des B. G. B., da dieſe nichts anderes erfordert, als 
daß dem Beſitzer ohne ſeinen Willen der Beſitz entzogen jet, 
und es eine gerechtfertigte, naheliegende tatſächliche Schluß⸗ 
folgerung iſt, daß, wenn jemandem der Beſitz ohne fein Wiſſen 
entzogen iſt, er ihm auch ohne ſeinen Willen entzogen worden 
ſei. Der Bekl. hat demnach, wenn er die Annahme der ver⸗ 
botenen Eigenmacht widerlegen will, den Beweis zu liefern, daß 
die Kl. im Augenblick der Beſitzentziehung mit dieſer einverſtanden 
war, daß die Beſitzentziehung alſo nicht ohne ihren Willen er- 
folgt iſt. Nun iſt es unbezweifelbar richtig, wenn der B. R. 
für die Frage der verbotenen Eigenmacht die im Vertrage dem 
Bekl. eingeräumte Befugnis, ſich unter gewiſſen Voraus-; 
ſetzungen in den Beſitz der Sachen zu ſetzen, vom materiell ⸗ 
rechtlichen Standpunkt aus für unbeachtlich erklärt; das Recht 
zum Befig kommt bier überall nicht in Betracht. Dagegen 
kam dem B. R. nicht ganz gefolgt werden, wenn er weiter 
ausführt, ohne jede Rückſicht auf jene Vertragsbeſtimmung habe 
der Bekl. darzutun, daß die Kl. im Augenblicke der Beſitz⸗ 
entziehung mit dieſer einverſtanden geweſen ſei, und dieſen Be⸗ 
weis habe er nicht erbracht. Bis zu gewiſſem Grade hat die 
Reviſion recht, wenn fie geltend macht, das Einverſtändnis mit 


einer Befitzentziehung konne auch im voraus erklärt werden, und 


dieſes vorher erklärte Einverſtändnis wirke fo lange fort, bis 
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etwas Entgegenſtehendes erklärt ſei. Dieſer Satz darf nur nicht 
materiell rechtlich verſtanden werden, wohl aber ſteckt der richtige 
Kern darin, daß jenes vorherige Einverſtändnis als ein tat ⸗ 
ſächlicher Beweis grund dafür, daß im Augenblick der Befitz⸗ 
entziehung dieſe nicht ohne den Willen der Kl. erfolgt ſei, 
verwertet werden kann. Aus dieſer Beweisnatur der Abmachung, 
die der B. R. anſcheinend nicht völlig gewürdigt hat, ergibt ſich, 
daß ihre Bedeutung je nach den Umſtänden zu beurteilen iſt. 
Im allgemeinen wird man anerkennen können, daß, wenn der 
Befitzentzieher ſich auf eine ſolche vorherige Erklärung des bis⸗ 
herigen Beſitzers berufen kann, er in Anbetracht der zu nächſt 
anzunehmenden Kontinuität des Willens des Befitzers 
ſeinesteils ausreichenden Beweis dafür geliefert habe, daß der 
bisherige Befiter im Augenblicke der Beſitzentziehung mit dieſer 
elnverſtanden geweſen ſei. Allein die Verhältniſſe koͤnnen im 
einzelnen Falle auch eine andere Auffaſſung rechtfertigen. In 
der gegenwärtigen Sache zeigen, wie der B. R. mit Recht geltend 
macht, die vom Bekl. ſelbſt angeführten Handlungen der Kl. 
deutlich, daß fie im Augenblick der Beſttzentziehung nicht mehr 
den Willen hatte, der Bekl. ſolle die Sachen an ſich nehmen 
dürfen. Für die Frage der Eigenmacht kommt es aber ſo wie 
in Anſehung der Beſitzſtöͤrung ebenſo auch in Anſehung der 
Befitzentziehung lediglich auf den objektiven Beſtand an, d. h. 
darauf, ob die Beſitzentziehung oder Störung mit oder ohne 
Willen des bisherigen Beſitzers erfolgt iſt (vergl. Protokolle 
zum B. G. B. Bd. III S. 36). Der gute Glaube des Beſitz⸗ 
ſtoͤrers oder Befltzentziehers iſt ohne Belang. Auch wenn er 
gutgläubig der Meinung geweſen iſt, er dürfe den Befitz ent- 
ziehen, weil der bisherige Befitzer damit einverſtanden ſei, fo 
ändert das am Tatbeſtande der verbotenen Eigenmacht nichts, 
wenn die Befitzentziehung oder Störung erkennbar ohne Willen 
des bisherigen Befltzers geſchehen iſt. M. c. B., U. v. 3. Mai 04, 
570/03 VII. — Celle. 

19. 5 1282 B. G. B., 8 30 K. O., 8 896 3. P. O. 
Wirkung konkursrechtlicher Anfechtung auf vorher abgeſchloſſene 
Rechtsgeſchäfte.] | 

Die auf Grund des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes 
vollzogenen Rechtshandlungen verlieren nicht ihre Kraft durch 
die demnächſt erfolgte konkursmäßige Anfechtung des Beſchluſſes. 
Durch die Pfändung einer Forderung erwirbt der Gläubiger 
ein Pfandrecht an ihr ($ 804 Z. P. O.) und die ſich an- 
ſchließende Überweifung zur Einziehung erſetzt die förmlichen 
Erklärungen des Schuldners, von welchen nach den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechtes die Befugnis zur Einziehung abhängig 
iſt (§ 836 Abſ. 1 Z. P. O.). Der Pfändungspfandglänbiger 
erlangt mithin durch die Überweiſung die gleiche Rechtsſtellung, 
wie der Pfandgläubiger, der es im Wege der Verpfändung ge⸗ 
worden iſt, nach Eintritt des Befriedigungsrechts (§S 1282 
B. G. B.). Iſt im Falle der Abtretung einer Forderung der 
Schuldner zweifellos befugt, mit einer Forderung, die ihm 
gegen den neuen Gläubiger zuſteht, aufzurechnen und ſo den 
letzteren zu befriedigen, ſo wird es auch dem Weſen der Ein⸗ 
ziehung nicht widerſtreiten, wenn der Schuldner dem kraft 
eigenen Rechtes die Leiſtung fordernden Pfandgläubiger erklärt, 
daß dieſer ihm eine gleichartige, fällige Leiſtung ſchulde, mit 
welcher aufgerechnet werde. Wer eine Forderung in eigenem 
Intereſſe durch Entgegennahme der Zahlung einziehen darf, 
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wird fie auch im Wege der Aufrechnung zu realifieren berechtigt 
fein. Deshalb hat der Senat die beſtrittene Frage der Anf- 
rechnungsbefugnis des Pfandgläubigers bejahen zu ſollen ge⸗ 
glaubt (vergl. Falkmann bei Gruchot Bd. 44 S. 109 ff., deſſen 
noch weitergehende Ausführungen hier auf ſich beruhen können; 
Deruburg, Sachenrecht 3. Aufl. Bd. 3 § 280 Ziffer 2 Anm. 3 
S. 825; Kober 2. Aufl. Anm. II, 2b zu § 1282 des B. G. B., 
abweichend Planck Anm. 1 zu $ 1282; Biermann Anm. 1 d 
zu 81282; Turnau⸗Förſter Anm. 3 zu $ 1282). M. c. G., 
U. v. 3. Mai 04, 372/03 VII. — Berlin. 

20. 88 1975, 1990, 1991, 2013, 2325, 2328, 2329 
B. G. B. Anfechtungs⸗ und Widerrufsrecht einer Schenkung 
ſeitens der Pflichtteilsberechtigten.] 

Das frühere gemeine, das Preußiſche und das Sächſiſche 
Recht gaben den Pflichtteilsberechtigten ein Anfechtungs⸗ oder 
Widerrufsrecht gegen den Beſchenkten; das B. G. B. iſt 
jedoch dem franzöfiſchen Rechte gefolgt, indem es dem Pflicht- 
teilsberechtigten wegen der Schenkung des Erblaſſers einen 
Anſpruch zunächſt gegen den Erben gewährt, als gegen den⸗ 
jenigen, welcher für die Entrichtung des Pflichtteils überhaupt 
haftbar iſt. Soweit der Erbe zur Ergänzung des 
Pflichtteils nicht verpflichtet iſt, kann nach 8 2329 der 
Pflichtteilsberechtigte von dem Beſchenkten die Heraus- 
gabe des Geſchenkes zum Zwecke der Befriedigung wegen 
des fehlenden Betrages nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
fordern, falls der Beſchenkte in dieſem Falle nicht vorzieht, die 
Herausgabe durch Zahlung des fehlenden Betrages abzuwenden 
(Abſ. 2 a. a. O.). Nicht verpflichtet zur Ergänzung des 
Pflichtteils iſt der Erbe, wenn er nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen (88 1975 fig, 1990, 1991) für die Nachlaß ⸗ 
verbindlichkeiten nur beſchränkt haftet und der Nachlaß 
zur Entrichtung der Pflichtteilsergänzung nicht ausreicht 
(vergl. auch 8 226 Abſ. 2 Nr. 3 K. O.). Eine Beſchränkung 
in der Verpflichtung des Erben zur Ergänzung des Pflicht- 
teils tritt nach 8 2328 des B. G. B. ferner ein, wenn er 
ſelbſt pflichtteilsberechtigt iſt, indem er alsdann dieſe Ergänzung 
ſo weit verringern kann, daß ihm ſein eigener Pflichtteil mit 
Einſchluß deſſen verbleibt, was ihm zur Ergänzung des Pflicht- 
teils gebühren würde. Nach dem Tatbeſtande des angefochtenen 
Urteils ſteht feſt, daß die alleinigen Erben des L. ſeine ſechs 
Kinder, darunter die fünf Kl., und ſeine Witwe, die Bekl., 
geworden find, ſowie ferner, daß der Erblaſſer nichts hinter⸗ 
laſſen hat. Für die Ergänzung des Pflichtteils, welcher nach 
§ 1967 Abſ. 2 zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehört, haften 
nach Abf. 1 a. a. O. die ſämtlichen Erben. Eine Feſt⸗ 
ſtellung darüber, ob fie für die Pflichtteilsanſprüche der einzelnen 
nur beſchränkt haften ($ 2013), iſt in den Vorderurteilen nicht 
ausdrücklich getroffen worden. Da jedoch unſtreitig iſt, daß eine 
Nachlaßmaſſe überhaupt nicht vorhanden war, ſo greift die 
Vorſchrift des 8 1990 Platz, und die Erben können die Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger, zu denen auch die Pflichtteils⸗ 
berechtigten gehören, inſoweit als der Nachlaß nicht ausreicht, 
d. i. in dem vorliegenden Falle gänzlich, verweigern. Hieraus 
folgt, daß die Bekl. als Erbin (ganz abgeſehen davon, daß 
fie allein in dieſer Eigenſchaft zur Sache paſſiv nicht legitimiert 
ſein würde) zu einer Ergänzung des Pflichtteils der Kl. in 
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keinem Falle gehalten iſt. Es fragt ſich deshalb ferner, ob und 
inwieweit ſie zu dieſem Behufe mit dem angeblich von dem 
Erblaſſer empfangenen Geſchenke haftet. In dieſer Beziehung 
iſt davon auszugehen, daß der auf $ 2329 des B. G. B. be⸗ 
ruhende ſubſidiare Anſpruch der Kl., der in dem Klageverlangen 
zu finden iſt, gleichfalls einem erbrechtlichen Verhäliniſſe im 
Sinne des Art. 213 des E. G. zum B. G.. B. entſpringt 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 54 S. 244), und daß 
ber § 2329 demnach auch Platz greift, wenn die in Rede 
ſtehende Schenkung, deren Tatbeſtand im übrigen den begrifflichen 
Merkmalen einer Schenkung des neuen Rechts entſprechen muß, 
ſchon vor dem 1. Januar 1900 ſtattgefunden hat. Lediglich 
die Art und der Umfang des Anſpruchs, nicht aber deſſen Grund 
erleidet bei feiner Zurückführung auf den § 2329 unter 
Umſtänden eine Anderung, weil er zwar nach wie vor Ergänzungs⸗ 
anſpruch im Sinne des $ 2325 bleibt, aber mit dem wichtigen 
Unterſchied, daß die Haftung des beklagten Schenknehmers fich 
ausſchließlich auf das Geſchenk erſtreckt und auch auf dieſes nur 
inſoweit, als er bei Zugrundelegung der über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung gegebenen Vorſchriften 
(88 818 flg. des B. G. B.) dadurch noch bereichert iſt. 
L. c. L., U. v. 9. Mai 04, 44/04 IV. — Breslau. 

Zivilprozeß ordnung. 

21. 5 34 Z. P. O. bezieht fi nicht bloß auf den eigent- 
lichen Prozeßbevollmächtigten, ſondern auf jeden für die Partei 
tätig gewordenen Anwalt.] 

Der Kl. vertritt die Auffaſſung, daß er wegen der ihm 
erteilten Aufträge, als Korreſpondenz⸗Mandatar und als Ver⸗ 
treter bei der Beweisaufnahme tätig zu ſein, als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter im Sinne des § 34 anzuſehen und darum 
berechtigt ſei, bei dem Gericht des Hauptprozeſſes wegen 
ſeiner Gebühren und Auslagen Klage zu erheben. Die Bekl. 
dagegen find der Meinung, daß unter Prozeßbevollmächtigten 
allein die Perſonen zu verſtehen ſeien, denen die Partei eine 
Prozeßvollmacht im Sinne des § 81 3. P. O. erteilt habe. 
Das B. G. hat in Übereinſtimmung mit dem L. G. die Rechts⸗ 
auffaſſung des Kl. gebilligt und dem war beizutreten, denn die 
im § 34 aufgeführten Perſonen, die vielfach auf Grund aus⸗ 
wärtiger Aufträge tätig werden, ſollen nicht genötigt ſein, ihre 
Gebühren und Auslagen auswärts einzuklagen. B. u. H. o. E., 
U. v. 5. Mai 04, 535/03 VI. — Stettin. 

22. 8 78 Z. P. O. Beſchwerderecht des Entmündigten 
ohne Anwaltszwang. 

Die wegen Geiſtes krankheit entmündigte Beſchwerdeführerin 
beantragte, nachdem ihr Vormund es abgelehnt hatte, die Klage 
auf Wiederaufhebung ihrer Entmündigung zu erheben, gemäß 
8679 Abſ. 3 der Z. P. O. ihr einen Rechtsanwalt als Ver⸗ 
treter beizuorbnen. Der Vorſitzende des Prozeßgerichts hat 
dieſem Antrage ſtattgegeben. Durch Beſchluß des L. G. 
iſt jedoch der beigeordnete Vertreter, Rechtsanwalt J., auf 
ſein Geſuch dieſes Amtes enthoben und an ſeiner Stelle der 
Rechtsanwalt B. der Entmündigten als Vertreter beigeordnet 
worden. Die gegen dieſen Beſchluß des L. G. von der Ent- 
mündigten eingelegte Beſchwerde hat das Kammergericht durch 
den jetzt mit der weiteren Beſchwerde angefochtenen Beſchluß 
als unzuläſſig verworfen. — Die weitere Beſchwerde konnte keinen 
Erfolg haben. Daraus allerdings, daß ſie nicht von einem 
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geſetzlichen Vertreter der Entmündigten, ſondern von dieſer in 
eigener Perſon und ohne Einhaltung der Form des § 78 Abſ. 1 
der Z. P. O. eingelegt worden iſt, ließen ſich Bedenken gegen 
ihre Zuläffigkeit nicht herleiten. Denn, wie auch das Kammer⸗ 
gericht nicht verkannt zu haben ſcheint, ergab ſich daraus, daß 
über das Geſuch der Entmündigten, ihr einen Vertreter beizu- 
ordnen, ſachlich befunden werden mußte, die weitere Folge, daß 
es der Entmündigten auch nicht verwehrt werden konnte, mit 
bezug auf die Erledigung des Geſuchs weiterhin betreibend 
tatig zu werden. Das Geſetz gibt dem Entmündigten unter 
der Vorausſetzung, daß ein ſachlicher Anlaß zur Beiordnung 
des Vertreters nach richterlichem Ermeſſen überhaupt beſteht, 
ein Recht auf dieſe Beiordnung und damit auf eine von der 
Stellungnahme und Mitwirkung des vorhandenen geſetzlichen 
Vertreters unabhängige Vertretung. Es ſteht dem Entmündigten 
daher auch zu, wegen der Art und Weiſe der gerichtlichen 
Erledigung ſeines Beiordnungsgeſuches ohne den geſetzlichen 
Vertreter im Beſchwerdewege vorzugehen. Dem Anwaltszwange 
unterliegt dabei feine Beſchwerde ebenfalls nicht. Denn fo 
lange feine Geſchäftsfähigkeit nicht wiederhergeſtellt iſt, fehlt es 
dem Entmündigten überhaupt an der durch § 78 Abſ. 1 der 
3. P. O. vorausgeſetzten Möglichkeit, in eigener Perſon mit 
Rechtswirkſamkeit eine Vollmacht zu erteilen, die Beſchwerde 
aber geht gerade ſelbſt erſt darauf aus, auf dem einzigen dem 
Entmündigten zugänglichen Wege eine geeignete Vertretung zu 
erlangen. Auch auf die Möglichkeit der Vertretung durch den 
bereits beigeordneten Rechtsanwalt oder auf eine von ihm aus⸗ 
gehende Beſtellung eines Bevollmächtigten kann der Entmündigte 
nicht grundſätzlich angewieſen ſein, wenn, wie im gegenwärtigen 
Falle, die Beſchwerde gerade die Beiordnung dieſes Rechts⸗ 
anwalts zum Gegenſtande hat. (Es folgen die Gründe für die 
Unzuläſſigkeit der Beſchwerde.) R.s Beſchwerde betr., Beſchl. 
v. 2. Mai 04, Bs. 162/04 IV. — Kammergericht. 

23. 58 166, 168, 207, 244 Z. P. O. Aufnahme des 
durch Tod des Anwalts vor erfolgter Zuſtellung der Revifions- 
ſchrift unterbrochenen Verfahrens.] 

Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem Bedenken. 
Der Rechtsanwalt B. iſt zwar geſtorben, bevor die Reviflons⸗ 
ſchrift zugeſtellt, alſo (vergl. 8 553 der Z. P. O.) bevor die 
Revifion eingelegt war. Aber derſelbe war nicht allein zum 
Prozeßbevollmächtigten der Kl. beftellt, ſondern als ſolcher auch 
bereits nach außen hin, nämlich durch Einreichen der Reviſions⸗ 
ſchrift zur Terminsbeſtimmung tätig geworden, und deshalb 
wurde zufolge 8 244 Abſ. 1 der Z. P. O. das Verfahren durch 
ſeinen Tod unterbrochen (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 14 S. 333). Die Folge davon war, daß die durch Ver⸗ 
mittlung des Gerichtsſchreibers des R. G. am 7. März 1904 
erfolgte Zuftellung der Reviſions ſchrift wirkungslos blieb. Aber 
Ham 16. März 1904 wurde nicht nur das Verfahren durch Zu⸗ 
ſtellung des erfteren der beiden oben erwähnten Schriftſätze vom 
12. März 1904 wieder aufgenommen, ſondern auch die am 
3. März 1904 zur Terminsbeſtimmung eingereichte Reviſions⸗ 
ſchrift, deren Zuftellung unter Vermittlung des Gerichtsſchreibers 
erfolgen ſollte, nochmals zugeſtellt. Letzteres geſchah innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen nach Einreichung der Reviſions⸗ 
ſchrift und deshalb ift hierdurch die Reviſion zufolge 58 166 
Abſ. 2, 168, 207 Abſ. 2 der Z. P. O. jedenfalls friſtgerecht 
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und mit rechtlicher Wirkung eingelegt worden. Daß die Zu⸗ 
ſtellung auf Betreiben der Partei ohne Vermittlung des Ge⸗ 
richtsſchreibers erfolgte, ſteht der Anwendung des § 207 Abſ. 2 
nicht entgegen (vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 46 
S. 390). P. c. P., U. v. 16. Mai 04, 88/04 IV. — Cöln. 

24. 58 265 Abſ. 2, 325 Z. P. O. Die Nichtigkeitsklage 
iſt gegen den Zeffionar zu richten, wenn die Abtretung vor der 
Rechtshängigkeit des Anſpruchs erfolgt ift.] 

P. erwirkte auf Grund eines von dem Kl. ausgeſtellten 
Akzepts gegen dieſen ein Wechſelverſäumnisurteil und es ergingen 
daraufhin Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſe. P. trat 
ſeine Rechte an den Bekl. ab. Kl. war ſchon vor Ausſtellung 
des Wechſels wegen Verſchwendung vom Amtsgericht B. gemäß 
Landrechtſatz 513 für mundtot erklärt und ſein Vater zu 
feinem Beiſtande beſtellt worden. Hieraus folgert Kl. die Un⸗ 
gültigkeit des Wechſels und gemäß Z. P. O. 8 579 Nr. 4 die 
Nichtigkeit des erwähnten Prozeßverfahrens und hat gegen den 
Bekl., als Rechtsnachfolger des damaligen Kl. P., beantragt: 
das Verſäumnisurteil ſowie die auf Grund desſelben erfolgten 
Pfaͤndungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe für nichtig zu erklären 
und die Wechſelklage des Kaufmanns P. abzuweiſen. Bell. 
wurde verurteilt und ſeine Revifion zurückgewieſen. — Die 
Frage, ob Bekl. für die gegenwärtige Nichtigkeitsklage paffiv 
legitimiert war und ob dieſe Klage auch ohne Zuziehung des 
Zedenten P. gegen ihn verhandelt werden konnte, iſt zu bejahen. 
Nach Z. P. O. § 325 beſtimmte ſich die Rechtskraftwirkung in 
betreff der Rechtsnachfolger nach dem Zeitpunkte der Rechts⸗ 
hängigkeit. Bekl. war aber bereits vor Rechtshängigkeit der 
gegenwärtigen Nichtigkeitsklage alleiniger Inhaber derjenigen 
Urteilsforderung nebſt Zubehör, deren Beſeitigung mit dieſer 
Klage angeſtrebt wird. Die Anwendung des § 265 Abſ. 2 
der Z. P. O. iſt auf das Wiederaufnahmeverfahren, wenn die Ab⸗ 
tretung des ſtreitigen Anſpruchs vor Anhängigmachung des 
letzteren erfolgt iſt, nach dem Sinne des Geſetzes für aus⸗ 
geſchloſſen zu erachten. Die erhobene Nichtigkeitsklage iſt daher 
mit Recht gegen den Bekl. als Zeſſionar gerichtet worden; auch 
bedurfte es nicht der Beiziehung des Zedenten zu dem Rechts⸗ 
ſtreite, da dieſer überhaupt nicht paſſiv legitimiert war. 
L. c. B., U. v. 26. März 04, 497/03 I. — Berlin. 

25. 85 295, 377, 396 Z. P. O. Unzuläſſigkeit der 
Beachtung von Ausſagen eines Zeugen nach ſeiner Vernehmung 
und der Bezugnahme des Zeugen auf ein von der Partei her⸗ 
rührendes Schriftſtück anſtatt gehöriger Ausſage.] 

1. Es kann zwar nicht grundſätzlich für unzuläſſig gehalten 
werden, wenn der Zeuge, welchem nach § 377 Abſ. 2 Ziffer 2 
der Z. P. O. der Gegenſtand ſeiner Vernehmung mit der 
Ladung bekannt zu machen iſt, das, was er gemäß $ 39 6 a. a. O. 
hierüber im Zuſammenhange angeben ſoll, dadurch vorbringt, 
daß er eine vorher abgefaßte und überreichte Erklärung mündlich 
wiederholt und beſtätigt. Die bloße Bezugnahme auf ein von 
der Hand einer Partei herrührendes Schriftſtück hätte dagegen 
der beauftragte Richter nicht zulaſſen dürfen. Zum mindeſten 
hätte es alsdann gemäß § 396 Abſ. 2 Z. P. O. einer ein⸗ 
gehenden Vernehmung darüber bedurft, wieviel von der in 
Bauſch und Bogen mündlich beſtätigten Niederſchrift auf der 
eigenen beſtimmten Erinnerung der Zeugin beruhte, und wieweit 
die Zeugendarſtellung in dem Schriftſtücke ihrem Inhalte und 
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ihrer Faſſung nach unter der Einwirkung des Kl. entſtanden 
war. Auf eine derartige Befolgung der Vorſchriften über die 
Zeugenvernehmung konnte auch, da es ſich um Tatſachen 
handelte, durch welche die Scheidung der Ehe begründet werden 
ſollte, von ſeiten der Parteien nicht wirkſam verzichtet werden. 
Durch das Ausbleiben einer Parteirüge wurden deshalb gemäß 
§ 295 Abſ. 2 Z. P. O. die Mängel der Vernehmung nicht 
ausgeglichen. 2. Die Vorinſtanzen haben die Auslaſſungen des 
Zeugen W. einem Schreiben entlehnt, welches er, ohne darüber 
gehört zu ſein, nach ſeiner Vernehmung an das Gericht 
richtete. Wegen der Unanwendbarkeit des 8 295 Abſ. 1 
Z. P. O. auf ein derartig ungeſetzliches Beweisverfahren gilt 
das zu 1 Bemerkte. S. c. S., U. v. 9. Mai 04, 414/03 IV. — 
Hamburg. 

26. 88 301 — 304, 538 Z. P. O. Bei nicht beſtrittener 
Klagforderung darf das O. L. G. den Anſpruch nicht für gerecht⸗ 
fertigt erklären und die Entſcheidung über eine beſtrittene Gegen⸗ 
forderung dem L. G. überweiſen.] 

Über Gegenforderungen in Höhe von 400 Mark und 
250 Mark hat der B. R. noch nicht erkannt. Er hat geglaubt, 
die Entſcheidung hierüber dem Gerichte der I. J. überlaſſen zu 
dürfen, an das er den Rechtsſtreit zurückverwieſen hat, 
indem er ſich in der Urteilsformel auf den Ausſpruch beſchränkt, 
den Anſpruch der Kl. ſeinem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt zu erklären. Dies Verfahren wird durch die dafür 
angezogene Beſtimmung in § 538 Nr. 3 der Z. P. O. nicht 
gerechtfertigt und macht die Aufhebung des Urteils erforderlich. 
Eine Trennung der Entſcheidung nach Grund und Betrag im 
Sinne des § 304 Z. P. O. durfte ſchon deshalb nicht erfolgen, 
weil der Betrag der Klagforderung gar nicht beſtritten iſt, 
ſondern feſtſteht. Für eine weitere Verhandlung hierüber im 
Sinne des § 538 der Z. P. O. iſt daher kein Raum. Ferner 
aber gehört — wie das R. G. ſchon häufig ausgeſprochen hat, 
vergl. Entſch. Bd. 52 S. 28 — die Entſcheidung über eine zur 
Aufrechnung geſtellte beſtrittene Gegenforderung in das Urteil 
über den Grund des erhobenen Klaganſpruches und darf grund⸗ 
ſätzlich nicht dem Urteile über den Betrag vorbehalten werden. 
Bei dem Ergebniſſe, zu dem das Kammergericht auf Grund der 
bisherigen Verhandlungen gelangt war, hätte es entweder nach 
8 301 der Z. P. O. ein Teilurteil über den durch die beiden 
unerledigten Gegenforderungen nicht berührten Betrag der Klag⸗ 
forderung, oder nach § 302 ein Vorbehaltsurteil, oder nach 
§ 303 ein Zwiſchenurteil über die Klageforderung erlaſſen 
können. Zu einem Urteil nach § 304 aber war kein Raum. 
Andererſeits war das R. G. ungeachtet der Billigung des ſach⸗ 
lichen Teils der angefochtenen Entſcheidung nicht in der Lage, 
ſeinerſeits etwa in Gemäßheit der zuerſt erwähnten Alternative 
ſelbſt ein Teilurteil zu erlaſſen, da dies eine Entſcheidung zum 
Nachteile der Rkl. ſein würde, worauf beim Mangel einer An⸗ 
ſchließung nicht zugekommen werden durfte. K. c. D., U. v. 
4. Mai 04, 38/04 I. — Berlin. 

27. 8 313 Z. P. O. Nummer oder Blattbezeichnung von 
Aktenſtücken begründet einen Mangel des Tatbeſtandes.] 

Die Reviſion rügt, daß die Tatbeſtände beider Urteile bei 
der an ſich zuläſſigen Bezugnahme auf vorbereitende Schriftſätze 
und zum Sitzungsprotokoll erfolgte Feſtſtellungen die in Bezug 
genommenen Schriftſtücke nur mit der Nummer der Gerichts⸗ 
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alten bezeichne ohne Hinzufügung des Datums, ſodaß der Tat- 
beſtand den Parteien und ihren Prozeßbevollmächtigten, deren 
Handakten dieſe Bezeichnung fremd ſei, inſoweit unverſtändlich 
bleiben müſſe. Das R. G. hob auf: Als prozeſſual unzuläſſig 
muß es erachtet werden, wenn in den Tatbeſtänden der Urteile 
beider Vorinſtanzen Schriftſtücke, deren Inbezugnahme zuläſſig 
iſt, in einer Weiſe bei dieſer Bezugnahme bezeichnet werden, 
daß ſie für die Parteien, für die das Urteil beſtimmt iſt, nicht 
in ihrer Identität erkannt werden können. Die Bezeichnung 
ſolcher Schriftſtücke nur mit der Seite oder Nummer der 
Gerichtsakten genügt für das Gericht, um den Tatbeſtand zu 
ergänzen, nicht aber für die Parteien, für die die Schriftftüde 
nur durch die Hinzufügung des Datums oder einer ſonſtigen 
näheren Bezeichnung kenntlich werden. B. c. B., U. v. 2. Mai 04 
396/03 VI. — Hamburg. 

28. 59 313, 315, 317, 547 Z. P. O. Der Ausſpruch 
der Wirkungslofigkeit der Berufung ſteht der Unzuläſſigkeit 
gleich. Unterſchrift des Urteils ſeitens eines Richters, der es 
nach dem Sitzungsprotokoll nicht mit erlaſſen hat.] 

Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem Bedenken. 
Zwar beträgt der Wert des Streitgegenſtandes nur 1 000 Mark; 
indeſſen liegt der Fall des 8 547 Ziffer 1 der Z. P. O. vor. 
Die Erklärung der Berufungseinlegung als wirkungslos ſteht 
der Unzuläſfigkeit der Berufung — $ 547 Ziffer 1 a. a. O. — 
gleich. 

Die im Eingang des Urteils — 8 313 Ziffer 2 — als 
mitwirkend bezeichneten Richter haben das Urteil unterzeichnet, 
aber nach dem Sitzungsprotokolle hat ein anderer Richter 
bei der Entſcheidung mitgewirkt als der, welcher im Eingange 
benannt iſt und unterſchrieben hat. Der B. R. hat die Be 
rufungseinlegung für wirkungslos erklärt, weil ein Richter, der 
bei der mit Verkündung des Urteils abgeſchloſſenen Entſcheidung 
mitgewirkt hatte, noch nicht unterſchrieben habe und deshalb 
das, was vorliege, nur als Entwurf anzuſehen ſei. Das R. G. 
trat dieſer Auffaſſung nicht bei. Die Vorſchriften der 88 317 
Abſ. 2 und 315 Abſ. 2 der Z. P. O. ſtehen, ſoweit ſie die 
Frage betreffen, ob ein Urteil als in vollſtändiger Form ab- 
gefaßt gelten könne, in unmittelbarem Zuſammenhange mit 
$ 313 a. a. O., ſtellt ſich das Urteil auf Grundlage der An- 
gaben, die es nach 8 313 Ziffer 2 über die Richter enthält, 
welche bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, als in voll. 
ſtändiger Form abgefaßt dar, fo iſt es äußerlich vollſtändig, 
auch wenn im Eingange des Urteils ein Richter als mitwirkend 
angegeben iſt, der bei der Entſcheidung nicht mitgewirkt hat, 
vorausgeſetzt immer, daß er das Urteil unterſchrieben hat. 
Allerdings leidet es an dem Mangel, daß an feiner progzeſſua⸗ 
liſchen Vollendung, unter welche die Mitwirkung an der Feſt 
ſtellung des Tatbeſtandes und der Gründe gehört, ein Richter 
mitgewirkt hat, der zu dieſer Mitwirkung nicht befugt war und 
daß das Urteil von einem der Richter nicht unterſchrieben iſt, 
der bei der Entſcheidung mitgewirkt hat. Ein ſolcher Mangel 
kann beſeitigt werden durch Berichtigung der Angaben in dem 
Eingange des Urteils über die bei der Entſcheidung mitwirkenden 
Richter und durch prozeſſualiſch korrekte Vollendung des Urteils 
unter der durch die Unterſchrift bekundeten Mitwirkung bes 
Richters, der bei der Entſcheidung mitgewirkt hatte. Er ſchließt 
aber, da er aus dem Urteile ſelbſt nicht erkennbar iſt, nicht 


1 


XXI. Jahrgang. 


aus, daß das Urteil äußerlich ſich als in vollitändiger Form 
abgefaßt darſtelle und als ſolches auch gelte. Deshalb kann es 
ausgefertigt und zugeſtellt werden, ſeine Zuſtellung ſetzt die 
Rechtsmittelfriſten in Lauf. O. o. F., U. v. 6. Mai 04, 
50/04 IL — Göln. 

29. 58 515, 516 Z. P. O. Verluſtigkeitsurteil trotz 
Behauptung eines Vergleiches. 

Der Bekl. hatte gegen ein B. U. Reviſion eingelegt, dieſelbe 
jedoch demnächſt durch einen der Kl. zugeſtellten Schriftſatz 
zurückgenommen, wobei bemerkt iſt, daß die Sache durch Vergleich 
erledigt ſei. Aus dieſer Zurücknahme hat die Kl. Veranlaſſung 
genommen, zu beantragen, daß der Bekl. des Rechtsmittels für 
verluſtig erklärt werde. Der Bekl. hat gebeten, den Antrag 
zurückzuweiſen unter Hinweis darauf, daß die Sache durch 
einen dahingehenden Vergleich erledigt ſei, daß der Bekl. zur 
Ausgleichung aller gegenſeitigen Anſprüche der Kl. ein Wechſel⸗ 
algept über 2 000 Mark gegeben habe. Dem klägeriſchen An⸗ 
trage wurde ſtattgegeben: Durch die feſiſtehendermaßen erfolgte 
Zurücknahme der Reviſion iſt der Kl. als Rbekl. das Recht 
darauf erwachſen, daß ein Urteil ergeht, durch welches der Bekl. 
unter Koſtenpflicht des Rechtsmittels für verluftig erklärt wird 
(88 515, 566 3. P. O.). Dieſes Recht wird nicht dadurch 
berührt, daß die Sache während ihrer Anhängigkeit in der 
Revifionsinſtanz durch Vergleich erledigt if. A. c. H., U. v. 
20. Mai 04, 481/03 VII. — Coöln. 

30. 58 832, 844 Z. P. O. verbunden mit dem Preuß. 
A. L. R. Über die Pfändung künftiger Anſprüche.] 

Der B. R. bezeichnet künftige Forderungen ſchlechthin als 
übertrag- und pfändbar, wofern fie nur durch die beſtimmte 
Angabe ihres Rechtsgrundes und der Perſon des Schuldners 
hinreichend individualifiert ſeien. Dieſer Satz kann nicht ge⸗ 
billigt werden. Es handelt ſich um die Frage der Rechts⸗ 
gültigkeit einer im Jahre 1889 im Gebiete des Pr. A. L. R. 
bewirkten Pfändung. Könnte aus der rechtsgeſchäftlichen Ubertrag⸗ 
barkeit einer Forderung von ſelbſt auch deren Pfändbarkeit ge⸗ 
folgert werden, ſo hatte ſich doch die preußiſche Praxis gegen 
die Übertragbarkeit künftiger, noch nicht entſtandener Forderungen 
ausgeſprochen. Für zeffibel wurden nur Rechte erachtet, die in 
einem bereits beſtehenden Rechtsverhältnis ihre Grundlage 
hatten, nicht ſolche, welche möglicherweiſe in der Zukunft ent- 
ſtehen konnten, wenn ſchon der (künftige) Schuldgrund und der 
demnächſtige Schuldner angegeben war (Striethorſts Archiv 
Bd. 59 S. 28, Urteile des Erſten Hilfsſenats des R. G. bei 
Gruchot Bd. 25 S. 980, Bd. 26 S. 957). Auf gleichem Stand- 
punkte befand ſich auch die Theorie, insbeſondere der vom B. R. 
zu Unrecht für feine Meinung angeführte Förſter⸗Eccius (Bd. 1 
§ 99 Anm. 65, 67), ebenſo wohl auch Dernburg (Bd. 2 8 82 
Anm. 7; vergl. ferner Rehbein Entſch. des Obertribunals Bd. 2 
Nr. 211 S. 254). Erfordert wurde immer ein ſchon ge⸗ 
gebeues obligatoriſches Verhältnis, aus dem die abgetretene 
Forderung erwachſen konnte. Nur in dieſem Sinne find künftige 
Rechte für zeſfibel angeſehen. Die vom B. R. noch angezogene 
Entſch. des R. G. (III. 3. S., Rep. 231/90, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1891 S. 171) betraf augenſcheinlich einen gemein⸗ 
rechtlichen Fall. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
29. September 1903 (Entſch. Bd. 55 S. 334) kommt für den 
vorliegenden, nach altem Recht zu entſcheidenden Fall nicht in 
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Betracht. Es ift ſehr wohl denkbar, daß nach materiellem Rechte 
künftige Forderungen noch als Gegenſtand des Abtretungs⸗ 
vertrages gelten konnten, während das Prozeßrecht der Pfändung 
derartiger Forderungen Schranken ſetzte. Indeſſen wird man 
zugeben konnen, daß die Z. P. O. in dem beſchränkten Umfange, 
wie es die preußiſche Rechtſprechung in Anſehung der Abtretung 
tat, auch die Pfändung künftiger Anſprüche zuließ. Sie er⸗ 
wähnte (und erwähnt) ausdrücklich nur bedingte und betagte 
Forderungen, ferner ſolche, deren Einziehung wegen der Ab- 
hängigkeit von einer Gegenleiſtung oder aus anderen Gründen 
mit Schwierigkeiten verbunden tft (§ 743, jetzt 844). Weiter 
behandelt der $ 733 (jetzt 832) die Pfändung einer Gehalts-. 
forderung oder einer ähnlichen, in fortlaufenden Bezügen be⸗ 
ſtehenden Forderung und beſtimmt, daß ſich die Pfändung auch 
auf die ſpäter fällig werdenden Beträge erſtrecke. Im letzteren 
Falle wird das Bezugsrecht als ein Ganzes aufgefaßt, das von 
dem Pfandrechte des pfändenden Gläubigers ergriffen wird. Es 
ſteht aber keine Norm des Prozeßrechts zwingend entgegen, die 
Pfändung auch ſolcher Anſprüche zuzulaſſen, die ſich zwar nicht 
als Ausflüſſe eines Geſamtrechts darſtellen, für welche aber doch 
in einem Vertrags verhältnis des Vollſtreckungsſchuldners zum 
Drittſchuldner die ausreichende rechtliche Grundlage geſchaffen 
iſt, wenn ſchon die Entſtehung des Anſpruchs noch in der 
Zukunft liegt und nicht nur von der Fortdauer dieſer Grund⸗ 
lage, ſondern auch von der konkreten Geſtaltung der auf ihr 
beruhenden rechtlichen Beziehungen der Beteiligten zueinander 
abhängt. Daß hier die Pfändung zunächſt nur die Bedeutung 
einer Bindung des Schuldners und desjenigen, der als fpäterer 
Drittſchuldner in Betracht kommt, für den Fall des Eintritts 
der für die Entſtehung des Anſpruchs vorausgeſetzten Umſtände 
beanſpruchen kann, iſt klar, ſpricht aber nicht gegen die Statt⸗ 
haftigkeit des Vollſtreckungsakts ſelbſt. Abzulehnen iſt eine 
Pfändung ſolcher Forderungen, die, wie der B. R. ſich aus⸗ 
drückt, lediglich durch Bezeichnung ihres (möglichen) Entſtehungs⸗ 
grundes und der Perſon des Schuldners individualiſiert find, 
denen im übrigen aber der Rechtsboden zur Zeit fehlt. K. c. F., 
U. v. 29. April 04, 571/03 VII. — Breslau. 

31. 55 883, 884, 887 Z. P. O. Vollſtreckungszwang 
wegen Handlungen 7] 5 

Die Z. P. O. kennt eine unmittelbare Vollſtreckung 
nur folder Schuldtitel, die auf die Herausgabe individuell 
beſtimmter Sachen oder auf die Leiſtung einer beftimmten 
Quantität vertretbarer Sachen oder Wertpapiere gerichtet ſind 
(§8 883, 884 der Z. P. O.), und der mittelbare Voll⸗ 
ſtreckungszwang, der für die Durchführung der auf die Vor⸗ 
nahme von Handlungen lautenden Schuldtitel gegeben iſt, ſoll 
nach der Vorſchrift in Abſ. 3 des § 887 der Z. P. O. bei 
der Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe oder 
Leiſtung von Sachen ausgeſchloſſen ſein. Im letzteren Falle 
bleibt für den Gläubiger nur der Weg des § 893 der Z. P. O., 
nämlich die Klage auf die Leiſtung des Intereſſes, das nach 
urteilsmäßiger Feſtſtellung unter Anwendung der Grundſätze 
über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen beizutreiben 
iſt. L. o. T., Beſchl. v. 20. Mat 04, B 139/04 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

32. 8 37 H. G. B. verb. mit Art. 8 der Pariſer Kon⸗ 
vention zum Schutz des gewerblichen Eigentums. Aufnahme 


einer fremden Firma in die eigene. Bedeutung der früheren Be⸗ 
nutzung vor der Gültigkeit der Konvention. 

Die Valvoline Dil Company in New Jork erſcheint zur 
Klage nach § 37 Abſ. 2 des H. G. B. berechtigt, da fie durch 
die unbefugte Firmenführung der Bekl. in ihren Rechten ver⸗ 
letzt iſt. Die Bekl. verletzten das Firmenrecht dieſer Kl., indem 
ſie unbefugt deren Firma, Valvoline Oil Company, in ihre 
eigene aufnehmen. Der Handelsname der amerikaniſchen Firma 
iſt nach Art. 8 der ſogenannten Pariſer Konvention zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums (vergl. R. Geſ. Bl. 1903 S. 154) 
im Deutſchen Reiche geſchützt. Vergeblich berufen ſich Bekl. 
darauf, daß dieſe Konvention erſt am 1. Mai 1903 in Kraft 
getreten ſei, während ihre beanſtandete Firma ſchon ſeit 
November 1902 beſtehe. Die Bekl. konnten ein Recht auf 
Führung einer der Vorſchrift des 8 18 Abſ. 2 widerſprechenden 
Firma niemals erwerben. Ihre Firmenführung war von vorn⸗ 
herein eine unſtatthafte, ganz abgeſehen davon, ob die amerikaniſche 
Firma ein ſubjektives Klagerecht beſaß oder nicht. Deshalb 
kann auch von einer Priorität der Berechtigung den Bekl. gegen ⸗ 
über der Kl., ſich als Valvoline Oil Company zu bezeichnen, 
keine Rede fein. v. K. c. V., U. v. 30. April 04, 14/04 I. — 
Hamburg. | 

Wechſelordnung. | 

33. Art. 91 der W. O. Auſnahmeort des Proteſtes gegen 
einen Verſtorbenen./ 

Für die Proteſtierung des Wechſels nach dem Tode des 
eigentlichen Proteſtaten läßt es eine in Literatur und Recht⸗ 
ſprechung ziemlich allgemein anerkannte Anficht genügen, wenn 
der Proteſt dem Erben des Proteſtaten gegenüber aufgenommen 
wird. Darüber herrſcht aber kein Streit, daß dies nur eine 
zuläſſige Erſatzform ſein ſoll und daß daneben auch, und zwar 
in erſter Linie, die Aufnahme des Proteſtes in rechtswirkſamer 
Weiſe dem verſtorbenen Proteſtaten ſelbſt gegenüber erfolgen 
kann. Wollte man den Wechſelgläubiger auf die Proteſtation 
gegenüber dem Erben beſchränken, jo würde dies dem Weſen 
des Wechſelrechts, das mit genau beſtimmten Faktoren rechnen 
muß, widerſprechen und in häufigen Fällen die Erhebung eines 
gültigen Proteſtes unmoglich machen. Für dieſe Frage vor⸗ 
nehmlich iſt der vom R. O. H. G. in ſeiner Plenarentſcheidung 
vom 25. Mai 1878 (Entſch. Bd. 24 S. 22 ff.) ausgeſprochene 
Grundſatz, daß nur dasjenige, was auf der Wechſelurkunde 
ſelbſt ausgedrückt ſei, die Ausſteller, Unterzeichner und Inhaber 
zu wechſelmäßigen Handlungen verpflichte, als richtig und 
entſcheidend anzuerkennen. Wenn es demnach unzweifelhaften 
Rechtes iſt, daß der Proteſt gegenüber dem aus der Wechſel⸗ 
urkunde erſichtlichen Proteſtaten auch nach deſſen Tode erhoben 
werden kann, ſo fragt es ſich doch, in welcher Form dieſe 
Proteſterhebung erfolgen muß, um rechtsgültig zu ſein. Für 
die in Art. 88 der W. O. vorgeſchriebenen Formalerforderniſſe 
beſteht keine Schwierigkeit. Zweifel können nur darüber ent⸗ 
ſtehen, ob und in welcher Weiſe die Vorſchriften der W. O. 
über die Lokalität der Proteſtaufnahme Anwendung zu finden 
haben. Beſondere Vorſchriften über dieſen Punkt für den Fall, 
daß der Proteſtat verſtorben iſt, enthält die W. O. nicht. 
Auch die Protokolle der Leipziger Konferenz (Leipziger Ausgabe 
S. 147 ff. S. 242) enthalten in dieſer Richtung keine Andeutung, 
ſowenig wie die Motive zu dem einſchlagenden § 83 des 
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Preußiſchen Entwurfs (daſ. S. LXXV/LXXVI). Grundſätzlich 
muß daher auch für dieſen Fall von den allgemein und aus 
nahmslos gehaltenen Beſtimmungen in Art. 91 der W. O. 
ausgegangen werden. Nach Art. 91 muß der Proteft, abgeſehen 
von dem Falle beiderſeitigen Einverſtändniſſes, in dem Geſchäfts⸗ 
lokale des Proteſtaten und in Ermangelung eines ſolchen in 
deſſen Wohnung erhoben werden. Ein Platzproteſt iſt nur zu- 
läſſig, wenn weder ein Geſchäftslokal noch eine Wohnung des 
Proteſtaten zu ermitteln iſt. Daß aber das Geſchäftslokal oder 
die Wohnung nicht zu ermitteln ſei, iſt nach Satz 3 des 
Art. 91 erſt alsdann als feſtgeſtellt anzunehmen, wenn auch eine 
dieſerhalb bei der Polizeibehörde des Orts geſchehene Nachfrage 
des Notars oder des Gerichtsbeamten fruchtlos geblieben iſt, 
und dies muß im Proteſte bemerkt werden. Der Art. 91 
ſpricht von dem gegenwärtigen Geſchäftslokale und der 
gegenwärtigen Wohnung des Proteſtaten, die er z. Z. der 
Proteſtaufnahme hat oder doch haben kann. Die Ermittlungen 
und insbeſondere auch die Nachfrage bei der Polizeibehörde find 
auf die Feſtſtellung gerichtet, ob der Proteſtat gegenwärtig in 
der aus dem Wechſel erfichtlichen Ortſchaft ein Geſchäftslokal 
oder eine Wohnung habe. Auf Geſchäftslokal oder Wohnung, 
die der Proteſtat früher einmal hatte, jetzt aber nicht mehr 
hat, bezieht ſich der Art. 91 nicht. Inſofern beſteht für den 
Fall, daß der Proteſtat geſtorben iſt, eine Lücke, indem der tote 
Proteſtat gegenwärtig kein Geſchäftslokal und keine Wohnung 
mehr hat und auch nicht haben kann. Die unmittelbare 
Anwendung des Art. 91 iſt daher nicht möglich. Aus dem 
Prinzipe dieſes Artikels muß aber doch gefolgert werden, daß 
es auch in dieſem Falle nicht genügt, den Tod des Proteſtaten 
und damit die rechtliche Unmöglichkeit einer gegenwärtigen 
Wohnung zu konſtatieren, ſondern daß der Proteſtbeamte die 
Sterbewohnung, als die letzte mögliche Wohnung des Proteſtaten, 
aufzuſuchen hat, um dort den Proteſtakt vorzunehmen. Sachlich 
rechtfertigt ſich dieſe Pflicht in gleicher Weiſe wie die Pflicht 
zur Aufſuchung des Geſchäftslokals oder der Wohnung dei 
lebenden Proteſtaten, weil die von dem Verſtorbenen oder von 
dritten Intereſſenten etwa getroffenen Vorkehrungen zur Ein⸗ 
loͤſung des Wechſels an dieſe Lokalitäten gebunden find. Aus 
der Eigentümlichkeit dieſes Falles, in dem eine wirkliche Wohnung 
gar nicht mehr gefunden werden kann, darf aber auch gefchlofien 
werden, daß ſchon das Aufſuchen des Sterbehauſes genügt. 
Wenn aber der Proteſtbeamte in dieſem Sinne die Sterbe⸗ 
wohnung gefunden hat, ſo liegt nicht der Fall des Art. 91 
Satz 3 vor, daß das Geſchäftslokal oder die Wohnung nicht 
zu ermitteln war; vielmehr ſteht dies dem in Satz 1 behandelten 
Falle gleich, daß das Geſchaͤftslokal oder die Wohnung det 
noch lebenden Proteſtaten ermittelt worden iſt. Von einer 
Pflicht des Proteſtbeamten zur Nachfrage bei der Polizeibehörde 
kann dann nicht die Rede ſein. Vergl. Rehbein, Wechſelordnung 
(VI. Aufl.) Note 6 zu Art. 41 ff. (S. 85) Note 6 zu Ar. 91 ff. 
(S. 165); Staub, W. O. (III. Aufl.) Anm. 18 zu Art. 88 
(S. 229/230), Wächter, das d. Wechſelrecht 8 83 bei Note 16 
(S. 366); v. Canſtein, Wechſelrecht § 22 Note 5 (S. 326); Beru; 
ſtein, Wechſelordnung Art. 41 § 22 (S. 190); Borchardt, Wechſel . 
ordnung (VIII. Aufl.) Zuſatz 898 (S. 504). Walter; Der Wechſel⸗ 
proteſt 8 22 (S. 59). Entſch. des R. O. H. G. Bd. 2 S. 218,219 
(urteil vom 21. April 1871), Bd. 22 S. 424 (Urteil vom 
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29. Juni 1877). Urteil des O. L. G. Dresden vom 
27. November 1888 in ſeinen Annalen 1889 S. 41 und in 
Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. 38 S. 570; Urteil des Handelsgerichts 
Stuttgart vom 13. Mai 1866 in Löhrs Zentralorgan Bd. III 
S. 118. Wenn man von dieſer Rechtsauffaſſung ausgeht, fo 
muß der vorgelegte Proteſt als formrichtig anerkannt werden. 
Es iſt zu beachten, daß der Wechſel ſelbſt als Wohnung der 
Proteſtatin in Berlin die Nr. 19 der B. ſtraße angab. Dahin 
hat ſich der proteſtierende Notar zuerſt begeben. Im Zuſammen⸗ 
hange mit dieſem Umſtande kann der hierzu gehörige Inhalt 
des Proteſtes ohne Willkür nicht wohl anders verſtanden werden, 
als daß dieſe Wohnung als die Sterbewohnung der Proteſtatin 
bezeichnet und bezeugt werden ſollte. Es wäre nicht verſtändlich, 
wie der Notar fonft fi) bei dem Verwalter des Hauſes Nr. 19 
der B. ſtraße nach dem Tode der Proteftatin erkundigen und 
daß ihm dort von dem Fräulein G. dieſer Tod hätte beſtätigt“ 
werden können. Tatſächlich iſt es auch gar nicht ſtreitig, daß 
die Sterbewohnung der Proteſtatin Witwe B., die nach der 
eigenen Angabe des Bekl. bereits im Mai 1902 verſtorben, in 
dem Haufe Nr. 19 der B. ſtraße war. Der Proteſtnotar 
konſtatiert nun allerdings ausdrücklich, daß er in dieſem Haufe 
eine Wohnung der Witwe B. nicht habe ermitteln können und 
dieſe Feſtſtellung iſt für den B. R. der entſcheidende Grund 
geweſen, den Proteſt für ungültig zu erklären, weil nicht zu⸗ 
gleich die Nachfrage bei der Polizei und deren Erfolg beurkundet 
ſeien. Damit wird aber dieſer Bemerkung im Proteſt eine 
Bedeutung beigelegt, die ihr in Verbindung mit dem übrigen 
Kontexte nicht zukommt. In dieſem Zuſammenhange bedeutet 
fie nur, was auch ohne jede Beurkundung feſtſtand, daß damals 
eine gegenwärtige Wohnung der bereits verſtorbenen Proteſtatin 
in dem angegebenen Hauſe nicht mehr zu ermitteln war. Die 
Angaben des Proteſtes über die Sterbewohnung werden dadurch 
in keiner Weiſe berührt oder gar in Zweifel gezogen. Es ift 
deshalb rechts irrtümlich, wenn das B. G. auch noch eine Nach⸗ 
frage bei der Polizeibehörde für erforderlich angeſehen hat. 
Der Vertreter des Rbekl. hat denn auch auf dieſen Punkt 
weniger Gewicht gelegt, vielmehr die Ungültigkeit des Proteſtes 
gegenüber der Proteſtatin weſentlich darauf geſtützt, daß der 
Notar zwar das Sterbehaus aufgeſucht, aber dort den Wechſel 
nicht präſentiert und keine Zahlung verlangt hat. Dieſer Vor⸗ 
wurf iſt indeſſen nicht begründet. Wenn der Proteſtbeamte den 
Tod des Proteſtaten konſtatiert und deſſen Sterbewohnung 
aufgeſucht hat, jo liegt der Fall nicht anders, als wenn er in 
ber aktuellen Wohnung des lebenden Proteſtaten niemand an⸗ 
trifft. Es iſt dann kein Raum für die Präſentation des 
Wechſels und für die Zahlungsaufforderung. Es wird dann 
ein bloßer Wand- und Windproteſt aufgenommen, der nur die 
Tatſache bezeugt, daß der Proteſtat in ſeiner Wohnung nicht 
zu finden geweſen ſei. Dies entſpricht der Vorſchrift in Nr. 3 
des Art. 88 der W. O., die allerdings nicht ganz glücklich 
gefaßt iſt. Allein es liegt auf der Hand, daß dann, wenn die 
Perſon, gegen welche proteſtiert werden ſoll, nicht angetroffen 
wird, auch nicht von einem an ſie geſtellten Begehren die Rede 
ſein kann, ſodaß hier die Worte „oder die Bemerkung, daß 
ſie . . . . nicht anzutreffen geweſen ſei“ den ganzen Inhalt der 
unter Nr. 3 erforderten Beurkundung bilden. Zur Begründung 
der Notwendigkeit, beim Proteft gegen einen verſtorbenen 
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Proteſtaten die Sterbewohnung aufzuſuchen, iſt oben auf die 
Möglichkeit hingewieſen worden, daß dort vielleicht Vorkehrungen 
für die Honorierung des Wechſels getroffen ſeien. Daraus 
folgt aber nicht, daß der Proteftbeamte Nachforſchungen in dieſer 
Richtung anzuftellen habe. Da für den verſtorbenen Proteftaten 
auch kein Vertreter in Frage kommen kann, ſo tut er vielmehr 
genug, wenn er den Tod des Proteſtaten feſtſtellt, und kann es 
demjenigen, welcher ein Intereſſe daran hat, überlaſſen, ſelbſt 
hervorzutreten und die nötigen Handlungen oder Erklärungen 
vorzunehmen. Aus dieſem Grunde kann im vorliegenden Falle 
namentlich auch nicht verlangt werden, daß er dem Hausverwalter 
oder dem dort getroffenen Fräulein G. den Wechſel zur Zahlung 
hätte präfentieren ſollen. S. c. B., U. v. 13. April 04, 
539/03 I. — Berlin. | 

Konkursordnung. 

34. 5 41 K. O. verb. mit 58 119, 120, 123, 143 B. G. B. 
Die konkursrechtliche Anfechtung muß im Wege eines Prozeß⸗ 
verfahrens geſchehen; Erklärung in einem vorbereitenden 
Schriftſatze iſt ungenügend. 

Dem bisherigen Recht, der K. O. vom 10. Februar 1877 
und dem Anf. G. vom 21. Juli 1879, war eine Anfechtung, 
die außerhalb eines Prozeßverfahrens erfolgen könnte, unbekannt. 
Mangels ausdrücklicher geſetzlicher Beſtimmung verbietet ſich die 
Anwendung der für die Anfechtung auf Grund der 88 119, 120 
und 123 des B. G. B. gegebenen Vorſchrift des § 148 des 
B. G. B. auf die Gläubigeranfechtung, da jene Anfechtung von 
dieſer in Vorausſetzungen und Wirkung völlig verſchieden iſt. 
In dem Urteile des V. Z. S. des R. G. vom 22. Oktober 1902 
— Ertſch. Bd. 52 S. 834 — iſt bereits für die Anfechtung 
von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs. 
verfahrens ausgeſprochen, daß auch nach dem jetzt geltenden Rechte 
daran feſtzuhalten ſei, daß die Anfechtung außerhalb eines Prozeß⸗ 
verfahrens, alſo durch bloße Erklärung der Anfechtung gegen- 
über dem Anfechtungsgegner, vom Geſetze nicht zugelaſſen worden 
ſei. Hätte das Geſetz die Anfechtung ſelbſt durch jede formloſe 
Erklärung zulaſſen wollen, jo wäre es nicht recht verftändlich, 
weshalb es für die bloße Ankündigung der künftigen Anfechtung 
noch die Zuſtellung eines Schriftſatzes erfordert haben ſollte. 
Dieſe Ausführungen find auch für die Frage, in welcher Art 
das Anfechtungsrecht im Konkurſe durch den Konkursverwalter 
auszuüben iſt, von Bedeutung, da bisher über die Art der Aus- 
übung der Gläubigeranfechtung in und außerhalb des Konkurs» 
verfahrens die gleichen Grundſätze galten und ſich nicht annehmen 
läßt, daß jetzt eine Verſchiedenheit Platz greifen fol. Somit 
ift auch für die konkursrechtliche Anfechtung nicht anzunehmen, 
daß dieſelbe außerhalb eines Prozeßverfahrens, durch bloße Er⸗ 
klärung der Anfechtung gegenüber dem Anfechtungsgegner, wirkſam 
ſtattfinden könne. In dem erwähnten Urteile iſt nun allerdings 
weiter ausgeführt, daraus, daß die Anfechtung außerhalb eines 
Prozeßverfahrens nicht zugelaſſen ſei, folge nicht, daß auch die 
prozeſſualen Vorausſetzungen erfüllt ſein müßten, unter denen 
eine Einrede, eine Replik oder eine Widerklage als ſchon er⸗ 
hoben anzufehen ſeien. Die Anfechtung koͤnne im Prozeſſe rechts ⸗ 
geſchäftlich wirkſam erklärt, alſo erfolgt ſein, ohne daß darum 
die Anfechtungseinrede in prozeſſualem Sinne als erhoben gelten 
müßte. Erhoben werde ſie erſt, wenn ſie in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Gericht vorgebracht werde. Aber wenn 
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die Prozeßvollmacht, wie das R. G. für die rechtsgeſchäftliche 
Erklarung der Anfechtung wegen Irrtums bereits angenommen 
habe, ſowohl zur Abgabe wie zur Entgegennahme dieſer Er⸗ 
klaͤrung ermächtige, jo beſtehe kein Grund, weshalb bei der An- 
fechtung aus dem Geſetze vom 21. Juli 1879 die Einrede erſt 
noch in der mündlichen Verhandlung vorgebracht ſein müßte, 
um als „rechts geſchäftliche“ Erklärung wirkſam zu fein. Dem 
Erfordernis, daß die Anfechtung nicht außerhalb eines Prozeß⸗ 
verfahrens geltend gemacht werden dürfe, ſei auch dann genügt, 
wenn ſie in einem vorbereitenden Schriftſatz erklärt und dieſer 
Schriftſatz zugeſtellt werde. Dieſen Ausführungen hat ſich der 
jetzt erkennende Senat nicht anzuſchließen vermocht. Durch die 
K. O. und das Anf. G. iſt ein obligatoriſcher Rückgewähranſpruch 
gegeben, der aus der anfechtbaren Handlung ſelbſt, nicht aus 
der Anfechtung als einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung entipringt. 
Wenn $ 2 des Anf. G. den Gläubiger unter den dort angegebenen 
Voraus ſetzungen zur Anfechtung für „befugt“ erklärt und $ 36 
der K. O. die Ausübung des Anfechtungsrechts dem Konkurs⸗ 
verwalter zuweiſt, wenn ferner in $ 13 Abſ. 2 und 4 des 
Anf. G. von der Befugnis des Verwalters zur Ausübung des 
Aufechtungsrechts die Rede iſt, ſo nötigt dies nicht zur Annahme 
einer ſelbſtändigen Befugnis. Wie jeder Anſpruch, ſo ſchließt 
auch der Anfechtungsanſpruch. die Befugnis zu feiner Geltend⸗ 
machung in ſich. Anfechtungsrecht (im Sinne der K. O. und 
des Anf. G.) und Anfechtungsanſpruch fallen zuſammen. Auch 
der Umſtand, daß die Anfechtung jetzt unter Ausſchlußfriſten 
ſteht ($ 41 der K. O., § 12 des Anf. G.) kann nicht zugunſten 
jener Auffaſſung ins Gewicht fallen, da es auch ſonſt Anſprüche 
gibt, die an Ausſchlußfriſten geknüpft ſind, — wie es z. B. hin⸗ 
ſichtlich der Anſprüche aus SS 861, 862 des B. G. B. nach 
§ 864 daſelbſt der Fall if. Nach dem bisherigen Rechts ⸗ 
zuſtande erfolgte die Anfechtung durch gerichtliche Geltend⸗ 
machung des Anfechtungsanſpruchs. Eine Anderung in dieſer 
Hinſicht läßt ſich aus den Abänderungen, welche die K. O. und 
das Anf. G. durch die neue Geſetzgebung erfahren haben, nicht 
herleiten. Hiernach iſt anzunehmen, daß die zur Friſtenwahrung 
erforderliche Geltendmachung des Anfechtungsrechts nach wie vor 
eine gerichtliche iſt. Es kann daher im vorliegenden Falle die 
in dem vorbereitenden Schriftſatze vom 19. Juni 1901 
enthaltene Anfechtungserklärung als zur Wahrung der Friſt 
des § 41 der K. O. geeignet nicht erachtet werden; derſelben 
kann vielmehr mit Rückficht auf die Natur jenes Schriftſatzes 
nur dle Bedeutung einer Ankündigung, daß die Anfechtung dem⸗ 
nächſt in der mündlichen Verhandlung geltend gemacht werden 
ſollte, beigemeſſen werden. Wenn hiernach der jetzt erkennende 
Senat in der vorerörterten Frage von der Anficht des V. Z. S. 
abweicht, jo liegt doch keine Veranlaſſung vor, die Entſcheidung 
der vereinigten Zivilſenate anzurufen, weil es ſich hier nicht um 
Anwendung des Anf. G., ſondern der K. O. handelt. B. c. H., 
U. v. 29. März 04, 528/03 VII. — Breslau. 

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. 

35. 5 33 R. A. O. Zurückweiſung des Antrags auf Be⸗ 
ſtellung eines anderen Armenanwalts, nachdem die Partei dieſem 
gekündigt hatte.] 

Das B. G. ordnete der Kl. auf ihren Antrag gemäß 
§ 33 der R. A. O. den Rechtsanwalt T. für die Berufungs- 
inſtanz als Vertreter bei, jedoch nur für den Anſpruch zu 3, 
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indem es die beiden anderen Klaganträge 1 und 2 für aus ⸗ 
ſichtslos erklärte. Die Kl. verlangte die Beiordnung eines 
anderen Anwalts, wobei fie auch die Einſchränkung des Be⸗ 
ſchluſſes auf den Klagantrag 3 bekämpft hat. Allein durch 
Beſcheid des O. L. G. wurde ihr eröffnet, daß, da fie dem ihr 
beſtellten Anwalt das Mandat gekündigt habe, für das Gericht 
keine Veranlaſſung vorliege, ihr nochmals einen Anwalt zu be⸗ 
ſtellen. Die Beſchwerde der Kl. wurde vom R. G. als 
unbegründet gemäß 8 33 R. A. O., 88 567 ff. Z. P. O. zu- 
rückgewieſen, weil weder gegen die Erklärung der Klaganträge 
zu 1 und 2 als ausfichtslos, noch gegen die Zurückweiſung det 
Antrags, an Stelle des Rechtsanwalts T., dem nach ſeiner 
glaubhaften Angabe Kl. ſelbſt das Mandat gekündigt hat, einen 
anderen Anwalt beizuordnen, irgend ein Bedenken beſtehe. 
M. c. D., Beſchl. v. 18. Mai 04, B 168/04 V. — Göln. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

36. Anfechtungsgeſetz verb. mit § 740 Z. P. O. An⸗ 
fechtung gegen eine in Gütergemeinſchaft lebende Ehefrau.] 

Cheleute L. übergaben ihr Anweſen durch notariellen 
Vertrag vom 18. Oktober 1899 ihrer damals unverehelichten 
Tochter. Am 27. Juni 1901 verheiratete ſich die Ubernehmerin 
mit R., durch Vertrag vom 26. November 1901 führten die 
Eheleute R. an Stelle des geſetzlichen Güterſtandes des B. G. B. 
die allgemeine Gütergemeinſchaft ein und ließen dies im Grund: 
buche (Hypothekenbuche) eintragen. Die Gläubiger B. und W. 
fochten den Übergabsvertrag vom 18. Oktober 1899 gegen die 
Erwerberin und gegen deren Ehemann (als ihren Rechts⸗ 
nachfolger zufolge Einführung der Gütergemeinſchaft) an. Die 
Chefrau wurde verurteilt und ihre Revifion zurückgewieſen, auf 
die des Ehemannes wurde aufgehoben und zurückverwieſen: 
1. Die Rkl. erachten die Verurteilung der Ehefrau R. für den 
Fall für ausgeſchloſſen, daß der Ehemann R. nicht gleichfalls 
zur Rückgewähr verurteilt werden kann, da im Hinblick auf die 
zwiſchen den Eheleuten R. beſtehende Gütergemeinſchaft die 
Rückgewährspflicht nur einſeitlich gegen beide entſchieden werden 
konne. Dieſer Grund iſt nicht durchſchlagend. Die Verpflichtung 
zur Rückgewähr iſt eine obligatoriſche Verbindlichkeit der Er 
werberin gegen die klagenden Gläubiger, die in dem bier 
gegebenen Falle der beabſichtigten Gläubigerbenachteiligung (§ 3 
Nr. 1 des Anf. G.) ihre Grundlage in einer unerlaubten Hand⸗ 
lung hat. Vergl. Entſch. der Vereinigten Zivilſenate des R. G. 
vom 28. Juni 1888, Entſch. Bd. 21 S. 425. Die Rückgewähr 
pflicht wird nicht dadurch beſeitigt, daß die Verpflichtete eine 
Ehefrau iſt und in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebt. Auch 
während der Ehe kann die Ehefrau wegen aller ihr obliegenden 
Verpflichtungen verklagt werden. Eine andere Frage iſt es, ob 
und inwieweit das gegen die Ehefrau ergehende Urteil dat 
Geſamtgut ergreift. Zur Zwangs vollſtreckung in das 
Geſamtgut iſt nach 5 740 der Z. P. O. allerdings ein gegen 
den Ehemann erlaſſenes Urteil erforderlich (und genügend), das 
gegen die Ehefrau allein ergangene Urteil iſt deshalb nur in 
ihr Vorbehaltsgut oder in Ermangelung eines ſolchen erſt nach 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft vollſtreckbar; die gegen die 
Ehefrau gerichtete Klage kann aber nicht aus dem Grunde 
abgewieſen werden, weil der Ehemann nicht mitverklagt iſt oder 
weil der mitverklagte Ehemann die Befriedigung des Gläubiger 
aus dem Geſamtgute nicht zu dulden braucht und deshalb die 
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gegen ihn gerichtete Klage abzumeifen ift. Hiernach war die 
Revifion der Mitbekl. R. zurückzuwetſen und ihr die Hälfte der 
bisher erwachſenen Streitskoſten aufzuerlegen. — 2. Das B. G. 
hat eine ſelbſtändige Entſcheidung darüber zu treffen, ob der 
Bekl. die, die Anfechtung des Erwerbs ſeiner Ehefran begründen- 
den, Umſtände gekannt hat, bezw. ob der Bekl. die hierfür vom 
Geſetz aufgeſtellte Vermutung widerlegen kann, und zu dieſem 
Zwecke iſt die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
R. c. B., U. v. 19. April 04, 561/03 VII. — Nürnberg. 

Geſetz betr. den Wucher v. nn Jani a 

87. Auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiftung 7] 

Für das Rechtsgeſchäft, mittels welchen die Wechſelſchuld 
in eine Darlehnsſchuld unter Gewährung neuer Vorteile für 
den Gläubiger umgewandelt wurde, verneint das B. G. das 
auffällige Mißverhältnis zwiſchen Leiftung und Gegenleiſtung 
unter Würdigung der konkreten Umſtände auf richtiger Rechts⸗ 
grundlage. Die Verzinſung zu 6 Prozent, die der Bekl. dem 
Glänbiger in dem Darlehnsſchuldſcheine verſprach, entſpricht 
dem Zinsfuß, mit welchem eine Wechſelforderung von ihrer 
Fälligkeit ab zu verzinſen iſt (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 1 
S. 251; Staub, Wechſelordnung § 12 zu Art. 50, Demburg, 
Zivilrecht Bd. IIa S. 53); als neuer Vermoͤgensvorteil erſcheint 
daher in dem Darlehnsvertrage nur das Verſprechen von 
½ Prozent Proviſion vierteljährlich, eine Mehrleiſtung, die im 
Verhältnis zu dem erhöhten, weil auf Jahre hinaus verlängerten 
Rifiko und der Zerteilung der Schuldſumme in eine Reihe 
einzelner Beträge nicht für ungebührlich erachtet wird. G. c. H., 
v. 9. Mai 04, 405/03 VI. — Breslau. 

68 1 und 8 des Wettbewerbsgeſetzes v. 27. Mai 1896. 

88. Auch der Gebrauch einer Firma kann eine Angabe 
tatſächlicher Art fein.] 

Rechtlich verfehlt iſt der Angriff, daß — wenn überhaupt 
der Gebrauch der Firma das Recht auf Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb verletze, nur § 8 des Wettbewerbsgeſetzes in Frage 
kommen könnte. Zwar ſollen Warenbezeichnungen den in 
58 4. a. O. der Firma oder dem Namen gewährten beſonderen 
Schutz nicht genießen; im übrigen bietet jene Vorſchrift ſchlecht⸗ 
hin keinen Anhalt dafür, daß ein Verſtoß gegen § 1 des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes durch den Gebrauch einer Firma nicht den in 
der letzten Geſetzesbeſtimmung ausgeſprochenen Folgen unterſtehe. 
Wird aber der Gebrauch einer Firma für die beteiligten 
Verkehrskreiſe zur Angabe tatſächlicher Art, ſo kann es auch 
keinem Bedenken unterliegen, ihren allgemeinen und öffentlichen 
Gebrauch im Verkehrsleben in bezug auf die darin enthaltene 
Angabe tatſächlicher Art als Mitteilung, die für einen größeren 
Kreis von Perſonen beſtimmt iſt, im Sinne des § 1 Abſ. 1 
dei Wettbewerbsgeſetzes zu beurteilen. S. c. D., U. v. 
13. Mai 04, 440/03 II. — Cöln. 
Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 
f 89. 5 115 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 

vom 24. März 1897. 5 878 Abſ. 2 Z. P. O. Geltendmachung 
beſſeren Rechtes trotz unterlaſſenen Widerſpruchs gegen den 
„Tellungkplan.] Ä 
f Em in der Zwangsverſteigerung bei der Verteilung des 
„ Erlöſes nicht zur Hebung gelangter Gläubiger, auch wenn er 


369 


gegen den Teilungsplan keinen Widerſpruch erhoben hat, iſt 
befugt, ein beſſeres Recht nach geſchehener Verteilung denjenigen 
gegenüber geltend zu machen, die bei ihr mit den von ihnen 
erhobenen Anſprüchen befriedigt worden find. An den maß⸗ 
gebenden Vorſchriften (früher 8 764 Abſ. 2 Z. P. O. und 
8 113 Abſ. 2 des preußiſchen Geſetzes betreffend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen vom 13. Juli 1883, 
jetzt 5 878 Abſ. 2 Z. P. O. und 8 115 Abſ. 1 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Zwangsverſteigerung ufw vom 24. März 1897) 
hat ſich in der hier fraglichen Beziehung nichts wefentliches ge 
andert. Dies muß gegenüber abweichenden Meinungen, die in 
der Literatur allerdings hervorgetreten find (3. B. Wolff, Kom⸗ 
mentar, Note 1b zu § 115 des Reichsgeſetzes Aber die Zwangs ⸗ 
verſteigerung), für ein Feſthalten an der bisherigen Rechtſprechung 
entſcheidend ſein (vergl. auch die Kommentare zu dem gedachten 
Reichsgeſetz von Fiſcher⸗Schäfer, Note Bf S. 411, von Jaeckel, 
Note 1 zu 8 113, und von Reinhard, Note 2b zu 8 115, 
Bd. II S. 53). Der Anſpruch ſtellt ſich als Bereicherungs⸗ 
anſpruch dar (58 812, 818 ff. B. G. B.). Im Verteilungs- 
termin hat Kl. den Teilungsplan, der die Anſprüche der Bekl. 
ihm in der Rangordnung vorſetzt, ohne Widerſpruch genehmigt. 
Er hat aber erſt, nachdem das Teilungsverfahren in der 
Zwangsverſteigerung abgeſchloſſen war, erfahren, daß ſeine 
Hypothek der der Bekl. nicht nachſtehe, ſondern mit ihr gleichen 
Rang habe. Unter ſolchen Umſtänden findet der B. R. mit 
Unrecht darin, daß der Kl. den Teilungsplan genehmigt hat, 
ein Anerkenntnis des Vorranges der Bekl., welches jetzt dem 
Klageanſpruche entgegenſtehe. K. c. B., U. v. 18. Mai 04, 
491/03 V. — Berlin. 

II. Das Preufifche Allgemeine Laudreiht. 

40. 55 31 ff. Tl. 1 Tit. 4 A. L. R. Zahlungsweigerung 
kann eine Drohung fein.] 

Was die Anfechtung wegen Zwanges betrifft, jo geht der 
B. R. zutreffend davon aus, daß als Drohung nur die Außerung 
des Bekl. in Betracht kommen könnte, er werde, wenn der Kl. 
nicht auf die geſtellten Bedingungen eingehe, überhaupt nicht 
zahlen, alſo auch nicht den unſtreitigen Teil des klägeriſchen 
Guthabens. Er will aber in dieſem bloßen Hinweiſe des 
Schuldners darauf, daß er eventuell nicht freiwillig zahlen, 
ſondern die gerichtliche Klage und Verurteilung abwarten wolle, 
eine rechtserhebliche Drohung im Sinne der 88 31 ff. des 
A. L. R. Tl. 1 Tit. 4 nicht finden und begründet die Ablehnung 
weiter damit, daß es vor allem auch an dem Kauſalzuſammen⸗ 
hange zwiſchen der Außerung des Bekl. und den vom Kl. ab- 
gegebenen Erklärungen fehle. Das letztere wird darauf geſtützt, 
daß beſtimmend für den Entſchluß des Kl., auf die Bedingungen 
des Bekl. einzugehen, der außerhalb des Machtbereiches des Bekl. 
liegende, von der vermeintlichen Drohung unabhängige Umſtand 
geweſen ſei, daß der Kl. ſchnell bares Geld habe haben wollen. 
Es muß der Reviſion zugegeben werden, daß dieſe Ausführungen 
nicht frei von Bedenken find. Wenn das B. G. es als 
allgemeinen Satz ausſprechen wollte, daß in der bloßen Zahlungs- 
weigerung des Schuldners niemals eine Drohung im Sinne 
des Geſetzes gefunden werden könne, fo würde eine ſolche Auf⸗ 
faſſung nicht zu billigen ſein. Der Schuldner kann es freilich 
auf Klage und Verurteilung ankommen laſſen. Wenn er aber 
bei unſtreitiger, fälliger Schuld die Weigerung der Zahlung bloß 
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dazu benutzt, um den Gläubiger, der eine Verzögerung der 
Zahlung nicht abwarten kann, zu einem unberechtigten Nach⸗ 
laſſen der Schuld zu nötigen, fo tft nicht abzuſehen, warum ein 
folder Tatbeſtand nicht unter § 36 a. a. O. fallen koͤunte. 
B. c. H., U. v. 30. April 04, 25/04 I. — Hamm. 

41. 5 138 Tl. II Tit. 6 A. L. R. Vertretung einer 
Schulgemeinde, deren Vorſtand aus mehreren Perfonen befteht.] 

Ob die mehreren Repräſentanten einer Korporation nur in 
ihrer Geſamtheit oder ob jeder oder nur eine beſtimmte Anzahl 
und in beſtimmter Zuſammenſetzung die Korporation zu ver⸗ 
treten befugt find, iſt nach der dieſer gegebenen Verfaſſung zu 
beurteilen. In dieſer Beziehung hat das Geſetz für gewiſſe 
Korporationen Beſtimmungen gegeben, z. B. für die Stadt⸗ 
gemeinden der ſechs öͤſtlichen Provinzen Preußens und für die 
Landgemeinden der ſieben zͤſtlichen Provinzen Preußens; für 
andere Korporationen des offentlichen Rechts — darunter auch 
für Schulgemeinden — fehlt es hierüber an einer beſonderen 
Regelung. In Ermangelung einer ſolchen muß die Frage, ob 
mehrere Repräſentanten nur in ihrer Geſamtheit das vom Geſetz 
berufene Organ der Korporation darſtellen, nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen entſchieden werden. Nach dieſen aber iſt die 
Frage zu bejahen. Ebenſo wie auf dem Gebiete des Privat- 
rechts die an mehrere erteilte Vollmacht, wenn ſich aus ihr 
nicht das Gegenteil ergibt, dahin zu verſtehen iſt, daß die 
mehreren Bevollmächtigten zuſammenwirken müfſen, um ihren 
Machtgeber zu verpflichten, muß das gleiche auch auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts gelten. Nun ſteht zwar nach 
der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817 (Geſetzſamml. 
S. 248) 58 2, 18 in Verbindung mit der Allerhoͤchſten 
Kabinettsordre vom 31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. 1826 
S. 6) der Regierung, Abteilung für Kirchen- und Schulweſen, 
das Aufſichtsrecht über das geſamte Elementarſchulweſen und 
die Vermögens verwaltung der Schulgemeinden zu, woran durch 
das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguft 1883 (Geſetzſamml. 
S. 237) 58 45 bis 49 nichts geändert iſt. Dieſem Auffichts⸗ 
rechte unterliegt auch der Schulvorſtand, und daraus mag mit 
Recht abgeleitet werden, daß die Regierung als Auffichts behörde 
allgemeine Anweiſungen für deſſen Geſchäftsführung erlaſſen 
kann. Es würde aber über das Auffichtsrecht hinausgehen und 
gegen § 8 Abſ. 7 der Regierungsinſtruktion verſtoßen, wenn die 
Regierung für die ihrer Aufſicht unterſtellten Schulgemeinden 
eine allgemeine Anordnung dahin erlaſſen wollte, daß es zu 
Willenserklärungen, die der Schulvorſtand namens der von ihm 
vertretenen Schulgemeinde abzugeben hat, genüge, daß ſie — 
wofern ſie nicht von allen Mitgliedern des Vorſtandes abgegeben 
worden find — von feinem Vorfitzenden und einer beſtimmten 
Anzahl von Mitgliedern abgegeben worden ſeien. Einer Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob ſich der § 2 der von der Königlichen 
Regierung zu Bromberg für die Schulvorftände erlaffenen all- 
gemeinen Anweiſung vom 7. Dezember 1899 innerhalb der im 
vorſtehenden näher bezeichneten Grenzen des Aufſichtsrechts hält, 
bedarf es für den vorliegenden Fall nicht. Denn der 
B. R. hat dieſe Beſtimmung dahin ausgelegt, daß, 
wenn eine ſchriftliche Willenserklärung des Schulvorſtandes 
vorliegt, welche die Unterſchrift des Vorfitzenden oder ſeines 
Stellvertreters und zweier Mitglieder des Schulvorſtandes trägt, 
hierdurch dritten gegenüber die ordnungsmäßige Fafſung des der 
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Willenserklärung zugrunde liegenden Beſchluſſes des Vorſtandes 
und eine etwa erforderliche Genehmigung der Schulgemeinde 
feſtgeſtellt werden ſoll. Dieſe Auslegung iſt, da es ſich um 
eine nicht revifible Rechtsnorm handelt ($ 549 Z. P. O.), für 
das Nevifiondgericht bindend. J. c. kat. Schulgemeinde, U. v. 
23. April 04, 431/03 V. — Poſen. 

III. Souſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

42. Anſprüche wegen Verunreinigung des Waſſerlaufs 
durch Abwäſſer einer Zuckerfabrik. Einfluß vorgenommener Ver⸗ 
beſſerungen. Zuleitung auch von anderen Seiten.] 

Die Kl. glaubten fi durch die Abwäſſer der beklagten 
Zuckerfabrik, denen ſie ſchädliche Wirkung auf ihre Vieh⸗ und 
Fiſchzucht zuſchrieben, beeinträchtigt, und erkannten in einem Vor⸗ 
prozeſſe an, daß die Bekl. durch Berieſelungsanlagen in Ver⸗ 
bindung mit dem Lieſenbergſchen Reinigungsverfahren Betriebs- 
verbeſſerungen eingeführt hatte, und daß dadurch eine ſachgemäße 
Reinigung der Abwäſſer herbeigeführt werde. Ihre neue Klage 
hatte Erfolg und die Reviſion der Bekl. wurde zurückgewieſen: 
Es ſteht feſt, daß zur Zeit der Erlaſſung des oberlandesgerichtlichen 
Urteils im Vorprozeſſe wenigſtens die Kl. und das Gericht der 
Meinung waren, daß das damalige Reinigungsverfahren der 
Bekl. ſachgemäß und genügend ſei, daß aber dieſe Meinung ſich 
als irrtümlich herausgeſtellt hat. Die im Vorprozeß von den 
Kl. abgegebenen, ihre augenblickliche Zufriedenheit mit dem 
Reinigungsverfahren ausſprechenden Erklärungen können als An⸗ 
erkenntniſſe oder gerichtliche Zugeſtändniſſe dauernder Be⸗ 
ſeitigung der Beeinträchtigung nicht betrachtet werden und können 
neue Klageerhebung nicht verhindern. Die Bekl. rügt den vom 
Vorderrichter ausgeſprochenen Rechtsſatz, daß bei Ermittlung des 
für den einzelnen Flußanlieger ftatthaften Maßes der Zuleitung 
unreiner Abwäſſer nicht außer acht zu laſſen ſei, ob auch Zu⸗ 
leitungen von anderen bewirkt werden oder nicht. Sie meint, 
dieſe Zuleitungen anderer hätten ſie nicht in dem ihr an ſich er⸗ 
laubten Maß von Abwaſſerzuführung beſchränken können und 
weiſt dabei einerſeits wiederholt auf ihre angeblich anerkannte 
beſtmögliche Abwaſſerreinigung, andererſeits aber auf die nach 
ihrer Anſicht erwieſene hochgradige und ſchädliche Verunreinigung 
der Deichſa durch die vielen ſchmutzigen Zuleitungen ihrer Ober⸗ 
lieger und eines Unterliegers hin. Sie muß aber ſelbſt zugeben, 
daß ſie in der Rechtſprechung des R. G. für ihre Anſicht über 
den bei Beurteilung der Einzelzuleitungen anzuwendenden, 
Rückſicht auf die Zuführung anderer ausſchließenden, Maßſtab 
keine Stütze findet und vielleicht eher eine Widerlegung, z. B. 
in dem unter den Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 298 abgedruckten 
Urteil des erkennenden Senats vom 4. April 1888. In der 
Tat kann nicht nur hieraus, ſondern auch aus der als grund⸗ 
legend zu betrachtenden Entſch. des R. G. V. 334/85 vom 
2. Juni 1886, Entſch. Bd. 16 S. 178, eine der Revifion gegen- 
teilige Rechtsauffaſſung gefolgert werden. Ausdrücklich hat ſich 
der erkennende Senat über dieſe Rechtsfrage bisher jedoch noch 
nicht ausgeſprochen — vergl. auch U. V. 322/03 vom 
30. Januar 1904 —, er hat dies aber auch nicht für nötig 
erachtet, weil, wie im angezogenen Urteil vom 2. Juni 1886 
ausgeführt iſt, doch „nur immer nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles beurteilt werden kann, ob eine beſtimmte Art der Zuleitung 
zu einem Fluſſe nach Stoff und Umfang das Maß des Gemein⸗ 
üblichen überſchreitet“. Bei der Prüfung dieſer tatjächlichen 
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Frage im Einzelfalle wird häufig der Begriff des Nichtgemein⸗ 
üblichen und der des Schädlichen einer Abwaſſerzuleitung zu⸗ 
ſammenfallen. Eine Zuführung ſolcher Abwäſſer, die nach ihrer 
chemiſchen Beſchaffenheit unbedingt und ſchon für ſich allein oder 
auch vereinigt mit anderen, ihren Stoffen nach aber unſchädlichen, 
Schmutzwäſſern für Menſchen oder Tiere geſundheitsſchädlich 
wirken müſſen, können in keinem Fall als gemeinüblich und zu⸗ 
läſſig gelten. H. e. F., U. vom 11. Mai 04, 59/129 V. — Breslau. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. Flucht- 
liniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

43. Berückſichtigung der durch die Enteignung veranlaßten 
Anderungen an Nachbargrundſtücken zugunſten des Enteigneten 
und der durch die Straßenanlage entſpringenden beſonderen 
Vorteile zu deſſen Nachteil.] 

Bei der Enteignung von Vorgartenland eines Grundſtücks 
hat der B. R. den Umſtand nicht berückfichtigt, daß die ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen darauf Gewicht gelegt hätten, daß 
das Grundſtück der Kl. vor der Enteignung von großen, park⸗ 
artig angelegten Gärten der Nachbargrundſtücke umgeben geweſen 
ſei, die Kl. — wird ausgeführt — habe kein Recht darauf 
gehabt, daß die Nachbarn ihre Gärten beſtehen ließen. Dies iſt 
unrichtig. Mochte der Kl. dieſes Recht auch nicht zuſtehen, ſo 
kommt gleichwohl in Betracht, ob ihrem Grundſtücke aus der 
Beſchaffenheit der Nachbargrundſtücke tatſächlich Vorteile erwuchſen, 
welche ihm einen höheren Wert verſchafften. War dies der Fall 
und wurde das Reſtgrundſtück der Kl. dadurch im Werte 
vermindert, daß jene Vorteile infolge der Enteignung wegfielen, 
ſo iſt auch hierfür Entſchädigung zu gewähren. Bei der Be⸗ 
meſſung der Entſchädigung in einem ſolchen Falle iſt natürlich 
zu berückfichtigen, ob eine längere oder kürzere Dauer des tat⸗ 
ſächlichen Zuſtandes, der dem von der Enteignung betroffenen 
Grundſtücke zum Vorteile gereichte, vorausgeſetzt werden konnte. 
Je unwahrſcheinlicher das Aufhören eines derartigen Zuſtandes 
iſt, um ſo erheblicher iſt ſeine Bedeutung für den Wert des 
Grundſtücks, für welches er einen Vorzug bildet, — vergl. 
Loebell, das Preußiſche Enteignungsgeſetz, 8 8 Nr. 11 S. 59. 
Die Bekl. hatte geltend gemacht, daß ein Ausfall im Miets- 
ertrage nicht entſtehe, weil im Erdgeſchoſſe des Hauſes der Kl. 
Läden eingerichtet werden könnten, welche eine höhere Miete 
aufbringen würden. Der Einwand iſt an ſich erheblich, da es 
fh um die Anrechnung beſonderer aus der Straßenanlage ent- 
ſpringender Vorteile gegenüber dem Minderwerte des Reſtgrund⸗ 
ſtückes handelt und die in Betracht kommenden baulichen 
Anderungen an dem Erdgeſchoſſe des Grundſtückes dem Anſcheine 
nach ohne erheblichen Koſtenaufwand ausgeführt werden können. 
Nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. iſt eine Anrechnung 
der bei einer Teilenteignung für das Reſtgrundſtück erwachſenden 
Vorterle, welcher Art ſie auch ſein mögen, auf die für den ent⸗ 
eigneten Grundſtücksteil zu gewährende Entſchädigung ſchlechthin 
unzuläſſig. Ausgeſchloſſen iſt ferner, wie in dem zur Ver⸗ 
oͤffentlichung gelangenden Urteile des hier erkennenden Senats 
vom 2. Februar 1904, Rep. VII 420/03,“ näher ausgeführt ift, 
die Anrechnung der allgemeinen, nicht nur für den Eigentümer 
des Reſtgrundſtücks, ſondern auch für alle benachbarten Grund⸗ 
ſtückseigentümer aus einer Straßenanlage erwachſenden Vorteile 
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auf die Enteignungsentſchädigung, infowett dieſe für die Werts ⸗ 
minderung des Reſtgrundſtücks zu gewähren iſt. Dagegen 
iſt aus dem Enteignungsgeſetze vom 11. Juni 1874 und dem 
Fluchtliniengeſetze vom 2. Juli 1875 nicht zu entnehmen, daß 
auch die beſonderen, für das Reſtgrundſtück erwachſenden Vor⸗ 
teile von dieſer Anrechnung auszuſchließen ſeien. Mangels ent- 
gegenſtehender beſonderer Geſetzesbeſtimmungen iſt aber ihre 
Berückſichtigung bei der Bemeſſung der Entſchädigung nach 
allgemeinen Grundſätzen geboten. Inſoweit die auf dasſelbe 
Ereignis zurüdzuführenden Vorteile die Nachteile ausgleichen, 
tft das Ereignis kein ſchadenbringendes. G. c. Stadt C., u. 
v. 29. April 04, 541/04 VII. — Berlin. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juli 1874. 

44. Enteignungsgeſetz verb. mit 88 286, 287 der Z. P. O. 
Schätzung des enteigneten Areals oder Fabrikbauland.] 

Das enteignete Land iſt als Fabrikbauland zu bewerten 
und zwar mit 1,50 Mark für das Quadratmeter, was einwands⸗ 
frei durch den Sachverſtändigen dargetan iſt. Es liegt auf der 
Hand, daß dieſer Wert des Fabrikbaulandes durch die Lage an 
der Neindorfer Kohlenbahn erheblich geſteigert iſt. Der Sach- 
verſtändige weiſt darauf hin, daß die zu errichtende Fabrik durch 
den Anſchluß an dieſe Bahn erſtens eine Frachterſparnis au dem 
von der Neindorfer Braunkohlengrube zu beziehenden Brenn⸗ 
material machen würde und zwar nach der Auskunft der Gruben⸗ 
verwaltung mit 1 Mark für den Waggon und daß zweitens auch 
eine Erſparnis durch die Möglichkeit direkten An- und Abrollens 
des Materials und der Waren eintreten würde. Dieſe Er⸗ 
ſparnis ſchätzt er auf 90 Pf. für den Waggon. Dies alles er⸗ 
ſcheint rechtlich unangreifbar und es kann ſich nur noch um die 
Frage handeln, wie dieſer den Grundpreis des Fabrikbaulandes 
von 1,50 Mark zweifellos erhöhende Faktor der Lage an der 
Neindorfer Kohlenbahn auf Grund der angegebenen beiden 
Schätzungen in einen beſtimmten, zu dem Grundpreis hinzu⸗ 
zurechnenden Preiszuſchlag umzuſetzen iſt. Nun iſt es hand⸗ 
greiflich, daß hierbei nicht mit einer beſtimmten Fabrik d. h. 
einer Fabrik beſtimmter Art gearbeitet werden kann. Es entzieht 
ſich der Natur der Dinge nach jeder näheren Feſtſtellung, welche 
Art von Fabrik hier hätte errichtet werden können und das würde 
dazu führen, daß man es ſchon für völlig ausreichend hätte er⸗ 
achten müſſen, wenn der Sachverſtändige lediglich erklärt hatte, 
auf Grund der angegebenen Tatſachen ſchätze er den Wert des 
Landes um 1,50 Mark höher, alſo insgeſamt auf 3 Mark ein. 
Wenn er noch ein mehreres getan, nämlich nach den Größen- 
verhältniſſen der dortigen Fabriken und der Größe des ver⸗ 
wertbaren Fabrikbaulandes eine Berechnung darüber angeſtellt 
hat, wie viel Waggons an Braunkohle wohl von einer zu er⸗ 
richtenden Fabrik täglich verbraucht und wie viel Waggons an 
Material und Waren täglich an» und abgerollt wären und wenn 
er danach eine ins einzelne gehende Berechnung über die Preis⸗ 
erhöhung des Landes aufgemacht hat, ſo kann das wegen der 
Unſicherheit und Ungewißheit der in die Rechnung eingeſtellten 
Faktoren der Rkl. keinen begründeten Anlaß zur Beſchwerde 
geben. Denn in ſolchen Dingen laſſen ſich naturgemäß keine 
pofitiven feſten und fiheren Wertfaktoren feſtſtellen; es muß eben 
geſchätzt werden, und es macht ſich inſoweit die Tatſache geltend, 
daß es ſich auch bei der Enteignung um eine Entſchädigung 
handelt, bei deren Feſtſetzung im Einzelfalle das Ermeſſen des 
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Richters, wenn auch nicht auf Grund des § 287, fo doch des 
8 286 der Z. P. O., in engen oder weiteren durch die Umſtände 
gegebenen Schranken walten muß. O. o. W., U. v. 19. April 04, 
559/03 VII. — Naumburg. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

45. Wer tft Unternehmer einer neuen Straßenanlage 7] 

Als Unternehmer einer Straße im Sinne des Fluchtlinien 
geſetzes wie auch des Berliner Ortsſtatuts iſt derjenige anzuſehen, 
auf deſſen Entſchließung die neue Straßenanlage zurückzuführen 
iſt, und für deſſen Rechnung ſie erfolgt. (Entſch. des R. G. 
Bd. 55 S. 136.) Um Unternehmer zu werden, tft uun aber, 
wie bei der Bedeutung einer Straßenanlage für die Verhältniſſe 
der Gemeinde ſich von ſelbſt ergibt, und für die vorliegende 
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nicht zweifelhaft ſein kann, die gemeindeſeitige Genehmigung 
erforderlich, wenn ſolche auch nicht notwendig in der Form der 
Erteilung des ſogenannten Pflaſterkonſenſes zu erfolgen braucht. 
Wenn die Vorinſtanz von etwas Gegenteiligem, namlich davon 
ausgegangen iſt, daß ſchon das Erbieten, die Straßenanlage zu 
bewerkſtelligen, den Urheber der Erklärung zum Unternehmer 
macht, ſo kann dies nicht für zutreffend erachtet werden. Für 
jene Anſicht ſpricht auch nicht die angezogene Entſcheidung des 
R. G. Der hierin beurteilte Tatbeſtand ergibt, daß die Ge⸗ 
nehmigung der Gemeinde erteilt war. Der Satz jener Ent⸗ 
ſcheidung, den das jetzt angefochtene Urteil im Auge hat und 
der dahin geht (S. 291): „Erbietet ein ſolcher Unternehmer die 
Anlage einer neuen Straße, ſo geſchieht die Anlage nicht von 
der Gemeinde, auch nicht in Erfüllung einer öffentlich rechtlichen 
Pflicht, ſondern eben infolge des freiwilligen Erbietens“, hat 
damit nur den Gegenſatz hervorheben wollen, der zwiſchen den 
beiden Perſonen exiſtiert, auf welche die Gemeinde die Straßen- 
herſtellungskoſten abwälzen kann, nämlich die Straßenanlieger 
und den Unternehmer, welcher Gegenſatz ſich dadurch kennzeichnet, 
daß es ſich bei den erſteren um eine notwendige Leiſtung, eine 
Gemeindeſteuer, handelt, während die Leiſtung des Unternehmers 
auf das freiwillige Erbieten zurückzuführen iſt. N. C. B., U. 
v. 17. Mai 04, 602/03 VII. — Berlin. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 25. Januar bis 9. April 1904.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
(Fortſetzung von S. 304 und Schluß.) 


B. Strafprozeßordnung. 

1. 5 23 Abſ. 2 Str. P. O. 

Zur Führung der Vorunterſuchung im Sinne von $ 23 
Abſ. 2 Str. P. O. gehört die Entwicklung einer den Sach⸗ 
verhalt mindeſtens in beſchränktem Umfang weſentlich auf⸗ 
klärenden und die Beſorgnis der Voreingenommenheit nahe 
legenden Tätigkeit. (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 21 
S. 285 [286], Bd. 28 S. 358 [359).) Eine Vernehmung 
des Angeklagten gemäß § 115 Str. P. O. allein läßt ſich als 
ein wichtiger Teil der Vorunterſuchung mindeſtens dann nicht 
betrachten, wenn in deren Verlauf der Angeklagte nochmals 
verhoͤrt, und auch ein umfaſſender Zeugen- und Sachverſtändigen⸗ 
beweis erhoben worden iſt. U. d. I. Sen. v. 29. Febr. 04 (689/04). 
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2. 8 54 Str. P. O. 

Die rechtsirrige Belehrung eines Zeugen dahin, daß ihm 
ein Zeugnisverweigerungsrecht nach § 54 nicht zuftände, kann 
die Reviſion nicht begründen; denn 8 54 begründet nur ein 
Recht des Zeugen auf Auskunftsverweigerung. Dem Angeklagten 
ſteht kein Anſpruch zu, daß derlei Fragen unbeantwortet bleiben 
und für feine prozeſſualen Befuguiſſe erſcheint es gleichgültig, 
durch welche Umſtände der Zeuge ſich beſtimmen läßt, von 
ſeinem Rechte Gebrauch zu machen oder nicht. U. d. IV. Sen. 
v. 25. Mär; 04 (5800/03). 

3. 856 Ziff. 3 Str. P. O. 

Falls nicht etwas weiteres hinzutritt, kann nicht davon die 
Rede ſein, daß der Unzuchtsbetrieb an ſich, mag auch derſelbe 
nach § 361 Nr. 6 des Str. G. B. zu ahnden fein, als eine 
ſtrafbare Mitwirkung zu der ihn fördernden Kuppelei ſich dar⸗ 
ſtellt. U. d. I. Sen. v. 11. Febr. 04 (4080/03). 

4. 8 201 Str. P. O. 

Mit der dem Eröffnungsbeſchluſſe zugrunde liegenden An- 
nahme des Vorliegens eines fortgeſetzten Betrugsdeliktes war 
es nicht vereinbar, aus dem Rahmen dieſes fortgeſetzten Delikts 
von vorneherein einzelne an ſich in den Kreis desſelben fallende 
Betrugshandlungen herauszugreifen und bezüglich ihrer wegen 
unzureichenden Verdachts die Eröffnung des Hauptverfahren 
abzulehnen. Die Entſcheidung darüber, in welchem Umfange 
ein fortgeſetztes Delikt anzunehmen war und welche Einzelfalle 
den Gegenſtand der Verhandlung der I. J. zu bilden hatten, 
blieb vielmehr dem Vorderrichter vorbehalten. U. d. III. Sen. 
v. 14. März 04 (5617/03). 

5. § 244 Str. P. O. 

Auf Zeugen, die zwar geladen und erſchienen find, ſich 
aber vor ihrer Vernehmung aus irgend welchem Grunde entfernt 
haben, findet § 244 Abſ. 1 keine Anwendung. U. d. III. Sen. 
v. 9. April 04 (1112/04). 

6. 5 348 Str. P. O. 

Im allgemeinen iſt allerdings davon auszugehen, daß 
Gerichtsbeſchlüſſe, welche mit dem Rechtsmittel der ſofortigen 
Beſchwerde oder einem anderen Rechtsmittel anfechtbar und 
deshalb in Ermangelung des Gebrauches des zuläſſigen Rechts ⸗ 
mittels der Rechtskraft fähig find, nicht von Amts wegen 
abgeändert, insbeſondere nicht durch das nämliche Gericht, 
welches ſie erlaſſen hat, wieder außer Kraft geſetzt werden dürfen. 
Dieſer Grundſatz iſt jedoch nicht ſtreng durchführbar und muß 
eine Ausnahme mindeſtens für diejenigen Fälle zugelaſſen werden, 
in denen, wie bei Beſchlüſſen über Ablehnungsgeſuche nach 
§ 27 Str. P. O., es ſich um einen außerhalb der Haupt- 
verhandlung ergangenen Gerichtsbeſchluß handelt und das 
Gericht, welches denſelben erlaſſen hat, zu feiner Erlaſſung nicht 
zuſtändig war, ohne daß bei der nachmaligen Wiederaufhebung 
noch vor der entſcheidenden Hauptoerhandlung, welche zur 
Urteilsfällung führt, eine ſachliche Anderung des aufgehobenen 
Beſchluſſes in Frage kommt. Ein von einem ſachlich un ⸗ 
zuſtändigen Gerichte in der irrtämlichen Annahme ſeiner Zu ⸗ 
ſtändigkeit erlaffener Gerichtsbeſchluß entbehrt, abgeſehen vielleicht 
von unaufſchieblichen Fällen, deren hier keiner in Betracht kommt, 
von vornherein in Gemäßheit des § 29 Str. P. O. der recht⸗ 
lichen Gültigkeit, und es iſt kein Rechtsgrund erfindlich, welcher, 
wenn das Gericht, das nach § 6 a. a. O. feine ſachliche Zu · 
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ſtäͤndigkeit in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu 
prüfen hat, ſeinen Irrtum erkennt, der Erklärung ſeiner Un⸗ 
zuſtändigkeit unter gleichzeitiger Wiederaufhebung des un⸗ 
zuſtändigerweiſe erlaſſenen und deshalb ſchon formell fehlerhaften 
Gerichtsbeſchluſſes entgegenſtehen ſollte. U. d. III. Sen. v. 
17. März 04 (373/04). 

7. 8 408 Str. P. O. 

Wird ein Angeklagter teilweiſe freigeſprochen, fo tft er von 
der Tragung der beſonderen Koſten zu entbinden, die durch die 
Verhandlung der mit Freiſprechung endenden Straffälle ent⸗ 
ſtanden find. Ob ſolche beſonderen Koſten tatſächlich erwachſen 
find, hat nicht das erkennende Gericht zu ermitteln, ſondern das 
bleibt der Vollſtreckung der Entſcheidung im Koſtenpunkt vor- 
behalten. U. d. III. Sen. v. 11. April 04 (6141/03). 


C. Andere Reichsgeſetze. 

1. 5 174 G. V. G. 

Die oͤffentliche Verkündung des Urteils gehört im Sinne 
der gedachten Vorſchrift zu den weſentlichen Foͤrmlichkeiten, über 
deren Beobachtung das Sitzungsprotokoll nach 8 278 Str. P. O. 
Auskunft geben muß. Da nach Verleſung des Eroͤffnungs⸗ 
beſchluſſes die Offentlichkeit für die Dauer der Verhandlung durch 
Beſchluß des Gerichts ansgeſchloſſen war, bedurfte es vor der Ver⸗ 
kündung des Urteils nicht nur der tatſächlichen Wiederherſtellung 
der Offentlichkeit, ſondern anch der Bezeugung dieſer Tatſache im 
Sitzungsprotokolle. U. d. IV. Sen. v. 11. März 04 (6333/03). 

2. § 174 G. V. G. 

Nachdem durch Gerichtsbeſchluß die Offentlichkeit aus⸗ 
drücklich nur bis zur Urteilsverkündung ausgeſchloſſen worden 
war, bedurfte es eines zweiten, die Wiederaufnahme der 
Offentlichkeit verfügenden Beſchluſſes nicht mehr, und da ſich 
das Sitzungsprotokoll durch die Überſchrift im allgemeinen als 
in der oͤffentlichen Sitzung geführt bezeichnet, fo verſtand ſich 
von ſelbſt und ohne beſondere Beurkundung, daß zum mindeſten 
außerhalb des in jenem Gerichtsbeſchluß genannten Zeitabſchnitts 
die Sitzung eine öffentliche geweſen ſei. U. d. I. Sen. 
v. 14. März 04 (4486/03). 

8. 5 27 Poſtgeſetz vom 28. Dezember 1871. 

Um einen unberechtigten Eingriff in das ſtaatliche Poſt⸗ 
monopol würde es ſich handeln, wenn die Reklamebriefe entgegen 
dem eigentlichen Willen der Beteiligten aus Erſparnisrückſichten 
mnächſt von St. aus in einem Poſtpaket unter der Adreſſe 
bes W. nach N. verſchickt und dort erſt einzeln durch W. an 
ihre Adreſſaten daſelbſt, ſei es auch wiederum durch die Poſt, 
weiter befördert würden. (Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. XXIX S. 269 Bd. XXXIII S. 242.) Weſentlich 
anders ift aber die Sache rechtlich aufzufaſſen, wenn nach dem 
erkennbaren Willen der Beteiligten eine doppelte Beförderung in 
Ausficht genommen iſt, von denen jede als eine in ſich ſelbſtändige 
ſich darſtellt und zwar derart, daß die erſte Beförderung mit 
der Beſtellung an den erſten Adreſſaten ihren vollſtändigen 
Abſchluß findet und die zweite Beförderung als eine völlig neue 
fh anſchließt, bei der der erſte Adreſſat als ſelbſtändiger Ab- 
ſender zu erachten iſt und nicht nur in mechaniſcher Weiſe für 
den eigentlichen erſten Abſender die Weiterbeförderung der ihm 
von dieſem zugeſchickten Sendung vermittelt. Ob im einzelnen 
Falle die konkrete Sachgeſtaltung dieſe oder jene der an ſich 
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möglichen verſchiedenen Alternativen zuläßt, iſt weſentlich Tat⸗ 
fruge. U. d. III. Sen. v. 8. Febr. 04 (4948/03). 

4. Auslieferungsvertrag mit der Schweiz vom 12. Ja⸗ 
nuar 1874. 

Der Art. 4 Abſ. 3 des Vertrages vom 24. Januar 1874 
ermöglicht keine andere Auslegung, als daß der Ausgelieferte 
wegen eines im Vertrage nicht vorgeſehenen Delikts erſt dann 
zur Unterſuchung gezogen werden darf, wenn zunächſt Beſtrafung 
oder Freiſprechung wegen des den Anlaß zur Auslieferung 
bildenden Verbrechens erfolgt iſt und wenn er darauf binnen 
3 Monaten das Land nicht verläßt oder aufs neue dorthin 
kommt. Eine Verurteilung mit der Maßgabe, daß die Strafe 
erſt vollſtreckt werden dürfe, wenn der Angeklagte verſäume, 
binnen 3 Monaten das Deutſche Reich zu verlaſſen oder wenn 
er aufs neue dahin komme, iſt nicht zuläſſig. Der wegen 
Meineids ausgelieferte, aber von den Geſchworenen nur eines 
fahrläſſigen Falſcheides ſchuldig befundene Angeklagte war 
deshalb freizuſprechen, ohne daß es einer Zurückoerweiſung der 
Sache zu anderweitiger Verhandlung bedurfte. Doch ſteht die 
Freiſprechung einer ſpäteren Verurteilung wegen fahrläffigen Falſch⸗ 
eides nicht im Wege, da ein Verbrauch der Strafklage bei der 
nicht vorhanden geweſenen Befugnis des Gerichtes zur Aburteilung 
nicht eingetreten iſt. U. d. II. Sen. v. 22. März 04 (722/04). 

5. Gew. O. 5 1. 

Wenn auch durch den in § 1 der Gew. O. aufgeftellien 
Grundſatz der Gewerbefreiheit die landesrechtlichen Beſchräukungen 
der Zulaſſung zum Gewerbebetrieb, ſoweit ſie nicht 
ausdrücklich aufrecht erhalten worden, aufgehoben find, ſo iſt 
anderſeits die Möglichkeit nicht als beſeitigt anzuſehen, daß der 
Betrieb der zum Gewerbebetrieb an ſich zuzulaſſenden Perſonen 
landesrechtlich in der Ausübung Beſchränkungen unterworfen 
ſein kann. Wenn deshalb der § 16 des Hamburger Geſetzes 
über das Auswanderungsweſen vom 14. Januar 1887 beſtimmt, 
daß die Beherbergung von Auswanderern nur ſolchen Wirten 
geſtattet ſein ſoll, welche hierzu polizeiliche Erlaubnis erhalten 
haben, fo läßt fih die Rechtsgültigkeit dieſer mit den Be⸗ 
ſtimmungen der Reichsgewerbeordnung nicht in Widerſpruch 
ſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchrift nicht beanſtanden. U. d. 
III. Sen. v. 25. Jan. 04 (4905/03). 

6. 8 120 a Gewerbeordnung. 

Mit Recht hat der Vorderrichter, da feſtſteht, daß der An⸗ 
geklagte ſein Sägewerk dazu benutzte, um für eigene Rechnung 
darauf Bretter ſchneiden zu laſſen, nebenbei aber auch ein Ge⸗ 
werbe daraus machte, ſein Sägewerk und die darin von ihm 
aufgeſtellte Kreisſäge an andere zu vermieten, den Angeklagten 
für den Unternehmer dieſes ſo gekennzeichneten Gewerbebetriebs 
erklärt und angenommen, daß er für die im $ 120 a der Ge⸗ 
werbeordnung dem Unternehmer auferlegten Verpflichtungen ver⸗ 
antwortlich ſei. Ob er ſelbſt die Kreisſäge benutzte, kam nicht 
in Betracht: entſcheidend war vielmehr, daß die Kreisſäge zu 
den Vorrichtungen und Maſchinen ſeines Gewerbebetriebes 
gehörte und an der Betriebsſtätte ſeines Gewerbes benutzt 
wurde. Daran änderte auch nichts der Umſtand, daß der Mit⸗ 
angeklagte, der als Bauunternehmer gleichfalls ein ſelbſtändiges 
Gewerbe betrieb, zum Zwecke des Schneidens der für ſein 
Gewerbe erforderlichen Bretter ſich zeitweiſe der vom Angeklagten 
ihm vermieteten Kreisſäge bediente und dieſe durch ſeinen eigenen 
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Arbeiter bedienen ließ. Immerhin war die Kreisſäge an der 
Betriebsſtätte des Angeklagten aufgeſtellt, gehörte zu den 
Vorrichtungen dieſer Betriebsſtätte und wurde innerhalb 
derſelben, ſogar mit Wiſſen und Willen des Angeklagten, benutzt. 
U. d. II. Sen. v. 22. März 04 (4477/03). 

7. 88 52a, 53, 83 b Krankenverſicherungsgeſetz. 

Der § 82b ſchließt weder nach feinem Wortlaute noch 
nach dem Zuſammenhange mit den ſonſtigen Vorſchriften des 
Geſetzes die Beſtrafung ſolcher Fälle aus, wo der Arbeitgeber 
oder fein Vertreter die fraglichen Abzüge unbefugt gemacht 
hat, weil ihm nach § 52a der Abzug unterſagt war. Die 
Lohnabzüge, die der Angeklagte machte, waren zwar die Ver⸗ 
ſicherten nicht verpflichtet, ſich einbehalten zu laſſen, — 
immerhin aber hat der Angeklagte ſie „auf Grund des § 53“ 
gemacht. U. d. II. Sen. v. 2. Febr. 04 (3662/03). 

8. Geſetz über das Auswanderungsweſen vom 9. Juni 1897. 

1. Das Geſetz bezieht ſich auch auf die ſog. „Durch- 
wanderer“, d. h. auf die Perſonen, die den Entſchluß, aus⸗ 
zuwandern außerhalb der Reichsgrenzen, gefaßt haben und alſo 
als Auswanderer das Reichsgebiet betreten. 2. Auch die Durch- 
wanderer, die auf der Kontrollſtation die Entſcheidung abwarten, 
ob fie zur Durchwanderung zugelaſſen werden, find „Aus- 
wanderer“. 3. Das Verbot der Stellvertretung in 8 17 des 
Geſetzes ſetzt nicht voraus, daß dem Stellvertreter das Agentur⸗ 
geſchäft als Ganzes oder in einem gewiſſen Zweige zu jelb- 
ſtändiger Verwaltung übertragen worden iſt. Vielmehr will 
das Geſetz dem Agenten überhaupt die Inanſpruchnahme einer 
Mitwirkung Dritter beim Betrieb ſeines Geſchäftes unterſagen, 
ſofern fih die Mitwirkung als eine Vertretung im ſtillen dar⸗ 
ſtellt. U. d. IV. Sen. v. 2. Febr. 04 (3930/03). 

9. § 25 Abſ. 3 Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

„Vermittler im Sinne der 58 8, 9, 10, 11 des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes vom 3. Juni 1885 iſt ein jeder, der durch eine 
auf Herbeiführung der Willens einigung der Kontrahenten ab- 
zielende ſelbſtändige Tätigkeit zu dieſem Ergebniſſe mitgewirkt 
hat.“ Es liegt kein Grund vor, dem Worte Vermittler in 8 25 
Abſ. 3 des Reichsſtempelgeſetzes vom 14. Juni 1900 die Bedeutung 
beizulegen, daß es den in eigener Perſon für eigene Rechnung 
Wettenden umfaßt. U. d. II. Sen. v. 9. Febr. 04 (4666/03). 

10. 8 3 Weingeſetz vom 24. Mai 1901. 

Der Zuſatz von Obſtwein zu Wein und der Verkauf von 
Wein, der ſolchen erhalten hat, iſt ſchlechthin verboten, auch wenn 
er deklariert wird. Das Verbot trifft nur die (gewerbsmäßige) 
Herſtellung oder Nachahmung von Wein, nicht auch diejenige 
von Getränken, die nach Ausſehen und Geſchmack eine Ver⸗ 
wechſelung mit Traubenwein ausſchließen, z. B. Obſtwein, 
Beerenweine. Das Urteil hätte ſich alſo über die objektive 
Beſchaffenheit dieſes Getränkes im Vergleich zu Traubenwein 
äußern müſſen. U. d. I. Sen. v. 11. Febr. 04 (3477/03). 

11. 5 3 desſelben Geſetzes. 

Als „gewerbsmäßig“ im Sinne des 8 3 ift die Herſtellung 
oder Nachmachung von Wein auf die dort bezeichnete Art dann 
zu betrachten, wenn ſie von einem Gewerbetreibenden im Betriebe 
ſeines Gewerbes erfolgt iſt. Die Meinung des Beſchwerde⸗ 
führers, daß es zur Annahme der Gewerbsmäßigkeit des Nach. 
weiſes einer Mehrheit von Fällen des Herſtellens oder 
Nachmachens bedürfe, würden den Zweck des Geſetzes zu vereiteln 
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geeignet ſein, weil es dann jedem Weinhändler freiſtehen würde, 
wenigſtens einmal ein ſo beträchtliches Quantum von dem 
Fälſchungsmittel herzuſtellen, daß ſein Bedarf an ſolchem für 
ihn auf lange Zeit gedeckt iſt. Nachdem in Abſ. 2 des § 3 das 
Feilhalten und der Verkauf des Kunſtweins ſchlechthin verboten 
iſt, würde es wenig Sinn haben, die Herſtellung desſelben zum 
Verkaufe zu geſtatten und ſie nur im Wiederholungsfalle oder 
dann zu verbieten, wenn ihre Wiederholung wenigſtens in 
Ausſicht genommen worden war. U. d. I. Sen. v. 18. Febr. 04 
(3931/03). 


Beſchluß des Kammergerichts vom 20. April 1903. 


Befugnis des Prozeßbevollmächtigten zur Empfangnahme 
einer Sicherheit, die zur Herbeiführung der Voll- 
ſtreckbarkeit beſtellt worden iſt. 


In Sachen des Königlichen Amtsgerichts in F., betreffend 

die vorläufige Verwahrung der in der Prozeßſache Kr. wider K. 
hinterlegten 6 800 Mark hat der erſte Zivilſenat des Königlichen 
Kammergerichts in der Sitzung vom 20. April 1903 beſchlofſen: 
Die von dem Rechtsanwalte Dr. Sch. in F. gegen den 
Beſchluß der 3. Zivilkammer des Koͤniglichen Landgerichts 

zu F. vom 23. Februar 1903 eingelegte weitere Beſchwerde 

wird zurückgewieſen, die Koſten fallen dem Beſchwerde⸗ 


führer zur Laft. 
Gründe: 


In der Prozeßſache des Obſthändlers Joſeph Kr. in F., 
Klaͤgers, gegen den Schloſſermeiſter Anton K. daſelbſt, Beklagten, 
iſt durch Urteil der 3. Zivilkammer des Königlichen Landgerichts 
in F. vom 25. September 1902 der Beklagte zur Herausgabe 
mehrerer in der Urteilsformel näher bezeichneter Wertpapiere oder 
Zahlung von 6 000 Mark verurteilt und dies Urteil gegen 
Sicherheitsleiſtung in Höhe von 6 800 Mark für vorläufig voll- 
ſtreckbar erklärt. Behufs Herbeiführung der vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Urteils beantragte der Rechtsanwalt Dr. Sch. 
in F. am 7. Oktober 1902 bei dem Amtsgerichte daſelbſt unter 
Überreichung einer beglaubigten Urteilsabſchrift, in welcher er 
als Prozeßbevollmächtigter des Klägers aufgeführt iſt, ſowie 
eines Annahmegeſuchs in 2 Exemplaren, den Geldbetrag von 
6 800 Mark zur vorläufigen Verwahrung anzunehmen. In dem 
Annahmegeſuch iſt in der für den Namen des Hinterlegers und 
ſeines etwaigen Vertreters beſtimmten Querſpalte 1 der Vermerk: 
„Rechtsanwalt Dr. Sch. in F. als Prozeßvertreter des Joſeph 
Kr. daſelbſt“ und in der für den Namen des Empfangs- 
berechtigten und ſonſtige Beſtimmungen über die Auszahlung 
vorgeſehenen Querſpalte 4 der Vermerk:, Rechtsanwalt Dr. Sch. 
nach Rechtskraft“ eingetragen. Auf die Annahmeverfügung des 
Amtsgerichts vom 7. Oktober 1902 iſt der Betrag von 6800 Mark 
am 8. Oktober 1902 in vorläufige Verwahrung genommen. 

Nachdem das Urteil vom 25. September 1902 die Rechts⸗ 
kraft beſchritten und Rechtsanwalt Sch. bei dem Prozeßgerichte 
den die Rückgabe der Sicherheit anordnenden Beſchluß vom 
16. Dezember 1902 erwirkt hatte, beantragte der genannte 
Anwalt unter dem 5. Februar 1903 bei dem Amtsgerichte, die 
Auszahlung der hinterlegten 6 800 Mark an ihn zu verfügen. 
Das Amtsgericht lehnte jedoch die beantragte Verfügung durch 
Beſchluß vom 13. Februar 1903 ab, weil Antragfteller, ſelbſt 
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wenn er, was noch durch Vorlegung der Vollmacht nachzuweiſen 
wäre, Prozeßbevollmächtigter des Klägers ſei, gleichwohl nicht 
zum Empfange des Geldes legitimiert erſcheine. Gegen die 
amtsgerichtliche Entſcheidung legte Rechtsanwalt Sch. Beſchwerde 
ein mit der Begründung: Ausweislich des Annahmegeſuchs habe 
er die 6 800 Mark in eigenem Namen, nur mit dem erläuternden 
Bemerken „als Prozeßbevollmächtigter“ hinterlegt und aus⸗ 
drücklich die Herausgabe an ihn perfönlich vorbehalten. Überdies 
erhelle aus dem Urteile, daß er Prozeßbevollmächtigter des 
Klägers ſei. Als folder ſei er zum Empfange der heraus⸗ 
zuzahlenden 6 800 Mark ohne Spezialvollmacht legitimiert, da 
die Hinterlegung ſich als eine Prozeßhandlung darſtelle, und es 
ſich bei der Herausgabe der hinterlegten 6 800 Mark nicht um 
eine vom Gegner geleiſtete Zahlung, ſondern um die Rückzahlung 
der eigenen Gelder handele. Durch Beſchluß der 3 Zivilkammer 
des Landgerichts in F. vom 23. Februar 1903 iſt die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Das Landgericht hat erwogen: Aus der Faſſung 
des Vermerks in Spalte 1 erhelle, daß der Beſchwerdefühfer 
auch bei der Hinterlegung als Vertreter des Klägers gehandelt 
habe. Demnach ſtehe dem Kläger der Anſpruch auf Rückzahlung 
der 6800 Mark zu. Zur Vertretung des Klägers bei der Rück⸗ 
zahlung ſei der Beſchwerdeführer auf Grund der Prozeßvollmacht 
nicht berechtigt, da die Empfangnahme hinterlegter Gelder nicht 
in den Rahmen der Prozeßvollmacht falle. 

Hiergegen richtet ſich die weitere Beſchwerde. In derſelben 
wird namentlich auf den Vermerk in Spalte 4 des Annahme⸗ 
geſuchs hingewieſen, aus welchem folge, daß die Herausgabe 
überhaupt nur an den Beſchwerdeführer erfolgen dürfe. 

Der weiteren Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. 

Die den Amtsgerichten durch die preußiſche Hinterlegungs- 
ordnung vom 14. März 1879 zugewieſenen Geſchäfte gehören, 
wie in den Motiven zu den 58 86 bis 88 des Entwurfs 
der Hinterlegungs ordnung (Druckſachen des Abgeordnetenhauſes 
1878/79 Nr. 8 S. 54) und in der Begründung zu Artikel 84 
Ziffer 19 Ausf. Geſ. zum B. G. B. (Heymannſche Ausgabe 
S. 250) anerkannt und auch vom Kammergerichte bereits in 
ſeinem Beſchluſſe vom 6. Februar 1902 (Jahrbuch Bd. 23 
S. A 165 ff.) ausgeſprochen iſt, zu den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Für die Entſcheidung über die 
weitere Beſchwerde iſt daher gemäß Artikel 6 und 7 Pr. Fr. G. G. 
das Kammergericht zuftändig. 

In der Sache ſelbſt ſtützt ſich die angefochtene Entſcheidung 
auf den Sinn und die Bedeutung, welche nach Anſicht des 
Landgerichts der Eintragung in Spalte 1 des vom Beſchwerde⸗ 
führer unterzeichneten Annahmegeſuchs beizumeſſen iſt. In der 
Spalte 1 iſt, entſprechend dem in § 13 der Allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 26. Dezember 1899 (Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. S. 870 ff.) 
empfohlenen Formular 2 (S. 879/880 a. a. O.), zwecks An⸗ 
leitung zur Ausfüllung dieſer Spalte 1 der Vermerk vorangeſetzt: 

„Name, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Hinter⸗ 
legers und, falls die Hinterlegung in deſſen Ver⸗ 
tretung von einer anderen Perſon bewirkt wird, dieſer 
Perſon.“ 

Daneben findet ſich die Eintragung: „Rechtsanwalt Dr Sch. 
in F., als Prozeßvertreter des Joſeph Kr. daſelbſt.“ Wenn das 
Landgericht dieſem Inhalte der Spalte 1 entnimmt, daß der 
Beſchwerdeführer bei der Hinterlegung nicht für fich, wie jetzt in 
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der Beſchwerde behauptet iſt, ſondern namens feines Machtgebers 
als deſſen Prozeßvertreter gehandelt hat, ſo läßt dieſe Auslegung 
einen mit der weiteren Beſchwerde angreifbaren Rechtsirrtum 
($ 27 R. Fr. G. G.) nicht erkennen. Denn, wird bei Abgabe 
einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung oder Vornahme einer Rechts⸗ 
handlung die Perſon, welche die betreffende Erklärung abgibt 
oder die Rechtshandlung vornimmt, mit einem Zuſatze wie: 
„als Prozeßvertreter des... ., „als Vormund des .... auf 
geführt, ſo ſoll nach allgemeinem Sprachgebrauche durch den 
Zuſatz zum Ausdrucke gebracht werden, daß die betreffende 
Perſon nicht für ſich, ſondern in ihrer genannten Eigenſchaft 
als Vertreter des im Zuſatze bezeichneten Dritten hat für dieſen 
handeln wollen und gehandelt hat. 

Iſt hiernach davon auszugehen, daß der Beſchwerdeführer 
die 6800 Mark namens des Klägers als defien Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter hinterlegt hat, jo iſt daraus in Übereinſtimmung mit 
dem Beſchwerdegerichte zu folgern, daß dem Kläger, nicht dem 
Beſchwerdeführer, die Rechte aus der Hinterlegung, insbeſondere 
das Recht auf Rückgabe der hinterlegten 6 800 Mark zuſteht. 
Denn, da die Herbeiführung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des 
Urteils zum Prozeßbetriebe gehört (R. G. Bd. 9 S. 329 ff.), 
die Hinterlegung alſo innerhalb der dem Beſchwerdeführer nach 
881 Z. P. O. zuſtehenden Vertretungsmacht erfolgt iſt, fo iſt 
die rechtliche Wirkung der Hinterlegung lediglich in der Perſon 
des Klägers, nicht anch in der des Beſchwerdeführers eingetreten, 
(§ 85 Z. P. O., § 164 B. G. B.). Wenn daher der Beſchwerde⸗ 
führer die Auszahlung der hinterlegten 6 800 Mark verlangt, fo 
kann er dies Verlangen nicht auf ein eigenes Recht, ſondern 
nur auf das Recht des Klägers als deſſen Vertreter ſtützen. Da 
die Prozeßvollmacht nach § 81 3. P. O. aber nur zur Empfang⸗ 
nahme der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten, dagegen 
nicht zur Empfangnahme irgend welcher anderer Zahlungen 
ermächtigt, ſo bedarf es für den Beſchwerdeführer zur Ver⸗ 
tretung des Klägers bei der Auszahlung der 6 800 Mark des 
Nachweiſes einer beſonderen dahingehenden Ermächtigung. 

Darin wird durch die Tatſache, daß der Beſchwerdeführer 
in Spalte 4 des Annahmegeſuchs als Empfangsoberechtigter 
bezeichnet iſt, nichts geändert. Denn das Annahmegeſuch iſt 
nicht vom Kläger, der ſelbſtverſtändlich den Beſchwerdeführer mit 
voller rechtlicher Wirkung als Empfangsberechtigten hätte be⸗ 
zeichnen können, ſondern allein vom Beſchwerdeführer ſelbſt 
ausgeſtellt. Der Beſchwerdeführer, der nach dem oben Erörterten 
die 6800 Mark auf Grund der Prozeßvollmacht namens des 
Klägers hinterlegt hat, kann dadurch, daß er in der Hinter⸗ 
legungserklärung ſich ſelbſt als Empfangsberechtigten bezeichnet, 
nicht zur Vornahme einer Rechtshandlung berechtigt werden, 
die an ſich über den Rahmen feiner Vertretungsmacht hinausgeht. 
Iſt der Beſchwerdeführer, wie dargetan, nicht berechtigt, ſelbſt 
die 6 800 Mark in Empfang zu nehmen, fo kann er ſich ſelbſt 
auch nicht wirkſam als Empfangsberechtigten bezeichnen. Etwas 
anderes wäre es natürlich, wenn nicht erkennbar gemacht wäre, 
daß der Beſchwerdeführer die 6 800 Mark lediglich als Vertreter 
des Klägers hinterlegte. 

Demnach war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 

Die Entſcheidung über die Koften beruht auf $ 109 
Pr. G. K. G. 
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Faſt gleichzeitig find dieſe beiden trefflichen Werke heraus⸗ 
gekommen, ohne die nicht nur der gewerberechtlich beſchäftigte, 
londern auch der „bürgerliche“ Juriſt nicht mehr arbeiten ſollte. 
Sie konnen ſehr wohl beide nebeneinander beſtehen. 

Das v. Schulz ⸗Schalhornſche Werk kennzeichnet fich 
als ein Jubiläumswerk. Es bringt in Abteilung I Auffſätze, 
die — zum größten Teil von den Herausgebern ſelbſt — 
bereits in Zeitſchriften („Soziale Praxis“, „Brauns Archiv“ 
u. a. m.) veröffentlicht worden find und Fragen aus dem 
Gewerbegerichtsgeſetz, der Gewerbeordnung und dem bürger⸗ 
lichen Recht behandeln. Hier iſt eine Fülle wichtigen und 
lehrreichen Materials zuſammengetragen, das nunmehr den 
Intereſſenten leichter und ſicherer zugänglich iſt, als es vorher 
war. Freilich wäre es dem Charakter einer Jubiläumsausgabe 
auch vielleicht hͤchſt angemeſſen geweſen, wenn außerdem die 
beiden Herausgeber ſich mit noch anderen ſachkundigen Spezialiſten 
(z. B. Baum uſw.) verbunden hätten, um aus ihren reichen 
praktiſchen Erfahrungen heraus über die mannigfachen er r 
und anziehenden neueren Stireitfragen eine ganze Anzahl 
neuer, klar, knapp und packend geſchriebener Abhandlungen 
u veröffentlichen. — übe ich mich nicht, ſo iſt, was die 
Zuſammenſtellung des früheren Materials anbelangt, die vor⸗ 


zügliche kleine Zeitſchriſt „Das ec 430 allzuknapp weg⸗ 


F ich ſah ſie nur zweimal (S. 132, 154) herangezogen, 
ann mich aber ſelbſt auf eine große Anzahl beachtenswerter 
Aufſätze beſinnen, die den berückſichtigten gleichwertig find; „Das 
Gewerbegericht“ iſt eine noch wichtigere Fundquelle für das 
moderne Gewerberecht als die „Soziale Praxis“. — In 
Abteilung II find „Rechtsgrundſätze und Entſcheidungen“, 
insbeſondere aus den letzten drei Jahren und aus der Berliner 
Praxis mitgeteilt: knapp, klar, gut 1 und formuliert. 
Solche Veröffentlichungen find immer dankenswert; der Übel⸗ 
ſtand, daß ſie dem oder jenem einmal zum bequemen Präjudizien⸗ 
Schlafrock werden, muß in den Kauf genommen werden. Wer 
ſelbſtändig denken kann und will, läßt ſich nicht gefangen nehmen, 
und wer es nicht kann, für den iſt es immer beſſer, daß er fi 
an eine richtige Entſcheidung anlehnt, als aus eigener Kraft 
Unfinniges entſcheidet. — In den Abteilungen III und IV wird 
dann noch über das Einigungsamt und die Tätigkeit des Aus⸗ 
ſchuſſes für Gutachten und Anträge berichtet. Es folgt ein 
Sach- und fehlt ein Paragraphenverzeichnis. 

Der Schwerpunkt des Ba umſchen Werkes liegt in feinem 
zweiten Teil: Entſcheidungen. Auf nicht weniger als 422 Seiten 
großen Formats mit engem, aber klarem Druck werden dort 
unter 439 Nummern etwa 600 Entſcheidungen von Gewerbe⸗ 
und ordentlichen Gerichten nach der Legalordnung des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes, der Gewerbeordnung und des Bürgerlichen 
Geſetzbuches aus allen Teilen Deutſchlands mitgeteilt. Baum 
hat, was ihm ſehr zu danken iſt, auch unter den nach früherem 
Recht ergangenen Erkenntniſſen eine verſtändige Auswahl ge⸗ 
troffen, it ja doch in manchen Beziehungen die gewerberechtliche 
Praxis ſchon tätig und „erwachſen“ geweſen, als das bürgerliche 
Recht noch gleichſam in den Windeln lag oder in einem 
embryonenhaften Zuſtande war. Ich erinnere nur an den 
§ 113 der Gew. O., auf deſſen Grund ſich eine reiche Praxis 
gebildet hat, die der privatrechtliche Juriſt, der nach B. G. B. 
§ 630 oder H. G. B. 8 73 zu entſcheiden hat, nicht 
außer acht laſſen kann. Mannigfach finden denn auch die 
Wechſelwirkungen ſtatt: in dem ganzen großen Gebiet der 
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einige Geſetze — zum Teil in Awas willkürlichen „Auszügen“ — 
und auf S. 425—450 ein dritter mit dem u ulare®, 
der vorzugsweiſe wohl ſpezifiſche Zwecke der gewerbegerichtlichen 
Praxis verfolgt. — Ein Verzeichnis der deutſchen Gewerbe ⸗ 
gerichte und ein Sachregiſter beſchließen die hoͤchſt brauchbare 
und dankenswerte Arbeit. Brückmann. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In je energiſcher Weiſe kommt Entſch. Nr. 4 einem 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſe entgegen, indem ſie die landläufigen 
Bedenken und Einwendungen gegen den Sicherungskauf verwirft. 

Eutſch. Nr. 6 gewährt dem durch ein Tier Verletzten den 
e felt ich der Der gegen den Tierhalter auch dann, wenn 
er ſelbſt ſich der Gefahr ausgeſetzt hat, um eine gemeine Gefahr 
abzuwenden, vorausgeſetzt, daß ſein Eingreifen nicht ganz 
ungeeignet und fahrläjfig war. 

In den Entſch. Nr. 6, 7 und 8 wird der Begriff der 
Sahrläffigkeit in feinem Verhältnis zur Üblichkeit erörtert: Was 
im Verkehr üblich iſt und bisher nicht als gefährlich 1 
kann in der Regel nicht als gegen die im ehr erforderliche 
Sorgfalt verſtoßend erachtet werden, ſofern nicht etwa der bisher 
geübte Gebrauch ſich in Wirklichkeit als ein Mißbrauch darftellt. 
Gewiſſe Gefahren, die der Verkehr unabweislich mit ſich bringt, 
können eben nicht beſeitigt werden und de uldung ftellt fich 
deshalb auch nicht ſchon als eine Fahrläſſigkeit dar. 

Fälle aus dem Recht der Wandelung, zum Teil in Ver⸗ 
bindung mit dem Tatbeſtande des Betrugs bezw. der Argliſt 
werden in den Entſch. Nr. 12 und 13 behandelt. Eniſch. Nr. 13 
insbeſondere betrifft den praktiſch wichtigen Fall der Haftung 
wegen Hausſchwamms bezw. Schwammverdachts. 

Die Verpfändung von Geſellſchaftsanteilen wird in Entſch. 
Nr. 14 erörtert. 

Die Lotteriegemeinſchaft wird im Anſchluß an die preußiſche 
Praxis in Entſch. Nr. 15 auch auf der Grundlage des neuen 
Rechts als ein Geſellſchaftsvertrag aufgefaßt. Zu dem Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen wird nicht nur das zuerſt erworbene Los, 
ſondern auch das Bezugsrecht auf die Loſe der ſpäteren Klaſſen 


erechnet. 

Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Funkenzuführung 
beim Eiſenbahnbetriebe iſt nach Entſch. Nr. 16 unabhängig 
von Verſchulden. 

Verbotene Eigenmacht liegt nach Entſch. Nr. 18 auch vor, 
wenn, wie dies in Mietverträgen häufig vorkommt, der Weg · 
nehmende zur Wegnahme der Sachen vertragsmäßig befugt 
erklärt war, im Moment der Wegnahme aber der Bitte bes 
Beſitzers, die Wegnahme zu geſtatten, nicht mehr vorhanden war. 

Entſch. Nr. 20 erörtert den außerordentlichen Pflichtteils⸗ 
anſpruch wegen Schenkungen des Erblaſſers ſowohl im Ver ⸗ 
hältnis zum Erben als auch zum Beſchenkten. 

Die wechſelrechtliche Entſch. Nr. 33 behandelt mit aus⸗ 
führlicher Begründung den Proteſt gegen einen verſtorbenen 
Proteſtaten. 

In Entſch. Nr. 34 wird für die Konkursanfechtung, wie 
ſchon früher für die Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkurſes 
dargelegt, daß ihre Erklärung uur im Wege des Prozeſſes, nicht 
aber durch bloße rechtsgeſchäftliche Erklärung erfolgen kann. 

N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr Rechtsanwalt O. Mohr zu Rudolſtadt hat aus 
Aulaß feines ſiebzigſten Geburtstages der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte ein Geſchenk von 1000 Mark gemacht. 
Namens der Hülfskaſſe wird dem Geber hiermit herzlicher 
Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. 


LIX. 
Das Darlehn. 


1. Der Vorvertrag, pactum de mutuo dando. 
2. Abgrenzung des Darlehns von verwandten Rechts- 
geſchäften. Vorſchuß. 

1. Daß das Darlehn ein Real vertrag iſt, d. h. daß die 
einſeitige Verpflichtung des Darlehnsempfängers zur Rückzahlung 
des Darlehns erſt durch deſſen Hingabe entſteht, ſcheint ſo 
ſelbſtverſtändlich zu fein, daß die Betonung dieſer Wahrheit, 
zumal hier, als akademiſche Trivialität erſcheinen mag. Gleich⸗ 
wohl entnehme ich einer Anmerkung zur neueſten Auflage des 
Endemannſchen Lehrbuchs, daß auch dieſe Lehre neuerdings be⸗ 
ſtritten worden iſt. (Endemann, I S. 1155 N. 2.) Die hier 
angeführte Doktordiſſertation: Krahmer, der Darlehnsbegriff 
im B. G. B., Halle 1900, welche, wie Endemann mitteilt, ſich 
gegen die Annahme eines Realvertrages richtet, iſt mir jedoch 
bislang nicht zugänglich geweſen. Meines Erachtens geht aber 
ſchon nach dem unzweideutigen Wortlaut des $ 607 das B. G. B. 
von der Annahme eines Realvertrags aus: „Wer Geld oder 
andere vertretbare Sachen als Darlehn empfangen hat, iſt 
verpflichtet uſw.“ 

Von dem alſo erſt durch res d. h. Hingabe zuſtande kommenden 
Darlehn unterſcheidet auch das B. G. B. ferner ausdrücklich in 
8 610 den Vorvertrag über Hingabe eines ſolchen, 
das pactum de mutuo dando oder Darlehnsverſprechen. 


Der § 610 bringt auf dieſes die ſogen. clausula rebus sic 
stantibus zur Anwendung, er enthält, wie Stammler, Recht 
der Schuldverhältniſſe S. 94 richtig bemerkt, nur eine Aus⸗ 
legungsregel: Im Zweifel kann das Verſprechen widerrufen 


werden, wenn in den Vermögensverhältniſſen des anderen Teils 


eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch 
gefährdet wird. 

Die ratio legis dieſer Auslegungsvorſchrift ſcheint mir nun 
in einer Entſcheidung des R. G. vom 20. Juni 1903, R. G. 
Bd. 55 S. 129 ff., nicht genügend beachtet zu ſein, in der die 
praktiſch nicht ſelten vorkommende Frage allgemein verneinend 
entſchieden wird: „Wenn das Darlehn gegen Hypothek 
verſprochen iſt, iſt alsdann der Darlehnsnehmer im 
Zweifel verpflichtet, dem Darlehnsgeber die Hypo— 
thek an erſter Stelle zu gewähren?“ 

Dem Urteil liegt kurz folgender Tatbeſtand zugrunde: 
Der Beklagte hatte dem Kläger ein Darlehn von 1 300 Mark 
gegen Beſtellung einer Geſamthypothek zugeſagt und weigerte 
die Auszahlung, da ſich herausſtellte, daß ſchon 16 000 Mark 
voreingetragen waren. Das Berufungsgericht, O. L. G. Jena, 
hatte auf einen Eid für Beklagten erkannt, daß ihm der Kläger 
vor der am 6. 11. 1901 geſchehenen Verpfändung ſeines 
Grundbeſitzes nicht mitgeteilt habe, auf ſeinem Grundbeſitz ſei 
bereits eine Hypothek von 16000 Mark eingetragen. Das 
R. G. kommt mit folgender Begründung zu einer Aufhebung 
dieſes zweitinſtanzlichen Urteils: 

„Das Berufungsgericht nimmt an, daß, wenn der 
Beklagte bei der Beſtellung der Hypothek keine Kenntnis 
von der Vorhypothek der 16 000 Mark gehabt habe, 
das Verſprechen, ein Darlehn gegen Hypothek zu ge⸗ 
währen, nach 8 157 B. G. B. nur dahin ausgelegt 
werden kann, daß erſte Hypothek gewährt werden ſolle 
(S 157: Verträge find fo auszulegen, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern); 
denn eine Nachhypothek werde jemand, der die Vor⸗ 
hypothek nicht kenne, niemals akzeptieren. Dafür ſpreche 
auch der § 439 B. G. B., welcher nach S 445 ent⸗ 
ſprechend Anwendung finden müſſe ($ 439: Der Ber: 
käufer hat einen Mangel im Rechte nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des 
Kaufes kennt). 
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Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld 
oder ein Pfandrecht hat der Verkäufer zu beſeitigen, 
auch wenn der Käufer die Belaſtung kennt. Das gleiche 
gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Beſtellung eines dieſer Rechte (8 445: Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 433—444 finden auf andere Verträge, 
die auf Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes 
gerichtet ſind, entſprechende Anwendung). Habe dagegen 
der Beklagte von der Vorhypothek Kenntnis gehabt und 
bei der Beſtellung der Hypothek, wobei er zugegen ge⸗ 
weſen, geſchwiegen, ſo könne ſolches Verhalten nur da⸗ 
hin ausgelegt werden, daß er mit dem Beſtehenbleiben 


der Vorhypothek einverſtanden geweſen ſei; denn andern⸗ 


falls würde er ſicher die Beſeitigung der Hypothek aus⸗ 
drücklich verlangt haben. 

Der Berufungsrichter gründet ſeine Entſcheidung 
lediglich auf folgende Sätze: Wer ein Darlehn in 
Kenntnis von den bereits auf den zu beleihenden Grund⸗ 
ſtücken haftenden Hypotheken verſpricht, muß das Darlehn 


auszahlen, ohne Befeitigung der vorſtehenden Hypotheken 


verlangen zu können; das Darlehnsverſprechen dagegen, 
welches in Unkenntnis von den vorhandenen Hypotheken 
gegeben wurde, iſt ſo auszulegen, daß erſte Hypothek 
gewährt werden ſoll, und braucht deshalb nur gegen 
Beſeitigung aller vorſtehenden Hypotheken erfüllt zu 
werden. 

Dieſe Sätze ſpricht das Berufungsgericht nicht etwa 
in Anlehnung an einen beſtimmten konkreten Sachverhalt 
aus, ſondern ſtellt fie als ällgemeingültig auf. Es 
leitet fie aus 8 157 B. G. B. ab, wonach Verträge fo 
auszulegen ſind, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern. Vermutlich ſoll eine 
Verkehrsſitte mit der hinzugefügten Bemerkung aus⸗ 
gedrückt werden, daß jemand eine Nachhypothek niemals 
akzeptieren werde, wenn er die Vorhypotheken nicht 
kenne. Mag nun auch eine ſolche Verkehrsſitte ſich 
gebildet haben, ſo kann daraus nur gefolgert werden, 
daß der Darleiher das Darlehn nicht eher geben wird, 
als bis er ſich über den Belaſtungszuſtand des zu be⸗ 
leihenden Grundſtücks vergewiſſert hat. Daß daraus 
aber nach Treu und Glauben folge, der Darleiher 
wolle nur gegen erſte Hypothek das verſprochene Dar⸗ 
lehen geben, iſt nicht einzuſehen. Werden doch unzählige 
Darlehn ohne alle Sicherheitsleiſtung oder auf zweite 
oder fernere Hypothek bewilligt, ohne daß darüber eine 
beſondere Verabredung getroffen wird! Mit Treu und 
Glauben iſt es ſehr wohl verträglich, daß beim Ver⸗ 
ſprechen eines Darlehns gegen Hypothek davon abgeſehen 
und daher in dem Pfandvertrage nicht erwähnt wird, die 
Hypothek ſolle an der im Grundbuch zunächſt freien 
Stelle gewährt werden. Es wird ſogar die Regel ſein, 
daß, wenn eine Hypothek mit beſtimmtem Range beſtellt 
werden ſoll, dies ausdrücklich ausgemacht wird. 

Wenn der Berufungsrichter weiter ſagt, auch das 
B. G. B. gehe jedenfalls von der Anſchauung aus, es 
müſſe das Pfandverſprechen wie angegeben ausgelegt 
werden, weil § 445 die analoge Anwendung des $ 439 
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vorſchreibe, fo läßt ſich nicht erkennen, wie es ſich das 
denkt. Es kann doch unmöglich der Meinung ſein: wie 
ein Verkäufer eine auf dem verkauften Grundſtücke 
haftende Hypothek uſw. beſeitigen müſſe, auch wenn der 
Käufer die Belaſtung kenne, ſo müſſe auch der für ein 
Darlehn Hypothek beſtellende Darlehnsempfänger die 
auf dem zu belaſtenden Grundſtücke bereits haftenden 
Hypotheken uſw. beſeitigen; denn es hätte dann doch 
die Entſcheidung nicht von dem dem Beklagten auf⸗ 
erlegten Eide abhängig gemacht werden können, die ja 
gerade verſchieden ausfallen ſoll, je nachdem der Be⸗ 
klagte die Vorbelaſtung mit der Hypothek von 
16000 Mark kannte oder nicht. Es kann auch die 
analoge Anwendung nicht auf den Abſ. 1 des § 439 


beſchränken wollen, da in Abſ. 2 des § 439 eine Aus: 


nahme von der Vorſchrift des Abſ. 1 für den Fall 


beſtimmt wird, daß der Mangel im Rechte in der Be⸗ 


laſtung des Grundſtücks mit einer Hypothek uſw. beſtebt, 
und da dieſer Ausnahmefall hier vorliegen würde. Nach 
dem Wortlaute des § 445 kann es allerdings zweifelhaft 


ſein, wie die Vorſchriften der 88 433—444 auf Ver⸗ 


träge, die auf Belaſtung eines Gegenſtandes gegen 
Entgelt gerichtet ſind, entſprechende Anwendung finden 
ſollen. Darüber, auf welchem Wege und von wem die 


Worte: „oder Belaſtung eines Gegenſtandes gegen 


Entgelt“ aufgenommen ſind, läßt ſich aus den geſetz⸗ 
geberiſchen Verhandlungen, ſoweit ſie veröffentlicht ſind, 
nichts erſehen. 
Vergl. Protokolle II. Leſung, I S. 668, II S. 441 
Anm., S. 488 ff. 

Iſt nun ſchon von vornherein ausgeſchloſſen, daß mit 
jenen Worten ohne beſondere Begründung ein Satz 
ausgeſprochen werden ſoll, der dem bisherigen Rechte 
fremd war und auch den im Verkehr üblichen An⸗ 


ſchauungen nicht entſpricht, nämlich der vom Berufungs⸗ 


gericht aus der Anwendung des § 439 hergeleitete 
Satz, daß beim Fehlen entgegenſtehender Verabredungen 


derjenige, welchem für ein ihm zu gewährendes Darlehn 
Hypothek beſtellt wird, bei Unkenntnis von dem Vor⸗ 


handenfein von Vorbelaſtungen ſtets eine Hypothek an 


erſter Stelle, alſo Befeitigung von Vorhypotheken ver⸗ 


langen könne: ſo ſprechen auch die Vorſchriften in den 


85 433—444 gegen ihre Anwendung in ſolchem Sinne. 


Es wird darin Beſtimmung darüber getroffen, welche 


Verpflichtungen der Verkäufer dem Käufer gegenüber 
hat, wenn ein Mangel im Rechte an der verkauften 


Sache beſteht, der zur Folge hat, daß von einem dritten 


Rechte gegen den Verkäufer geltend gemacht werden 


können, mit welchen die verkaufte Sache beſchwert iſt. 
Es wird feſtgeſetzt, unter welchen Vorausſetzungen der 


Verkäufer dem Käufer den verſchafften Gegenſtand frei 
von ſolchen Rechten eines dritten zu verſchaffen hat. 


Haben dieſe im Anſchluß an die bisherigen Rechte ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen ihren guten Sinn, ſo paſſen ſie 
nicht auf Fälle, wo es ſich um die Beſtellung einer 
Hypothek für ein Darlehn handelt. Allerdings iſt, wie 


der Verkäufer die Pflicht hat, dem Käufer das Eigentum 
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an der verkauften Sache zu verſchaffen, der Verpfänder 
verpflichtet, dem Darleiher das Hypothekenrecht zu ver⸗ 
ſchaffen, und inſoweit Rechte dritter, welche dem entgegen⸗ 
ſtehen, zu beſeitigen. 
Vergl. auch 8 681 des I. Entw. des B. G. B. 
und Mot. dazu. II S. 684 ff. N 
Aber darüber hinausgehen feine Verpflichtungen nicht; 
namentlich hat er nicht ohne weiteres das mit der 
Hypothek belaſtete Grundſtück von. Rechten, die der 
Hypothek im Range vorgehen, zu. befreien. Denn nicht 
das Grumdſtück hat der Verpfänder dem Darleiher zu 
verſchaffen, ſondern das Hppothekenrecht daran; dieſes 
aber ift mit den Rechten dritter, die an dem Grundſtück 
beſtehen, nicht beſchwert, und der Hypothekar wird 
durch ſolche Rechte dritter auch nicht berührt (9), 
da es ausgeſchloſſen iſt, daß ſie, auch wenn ſie 
der Hypothek im Range vorgehen, gegen ihn, den 
Hypothekar, geltend gemacht werden können (h. 
Von einer entſprechenden Anwendung des $ 439 auf 
die Beſtellung einer Darlehnshypothek⸗ kann daher nicht 
die Rede fein. Wie im übrigen der 8445 in Anſehung 
der Verträge, welche auf die Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks gegen Entgelt gerichtet ſind, zu verſtehen iſt, 
braucht hier nicht unterſucht zu werden. 
Das Urteil des Berufungsgerichts verletzt hiernach 
die SS 157, 445 in Verbindung mit 8. 439 B. G. B. 
durch Mißanwendung.“ 
Wie ich ſchon oben andeutete, ſcheint mir dieſe Entſcheidung 
keineswegs einwandfrei zu ſein. | 
Sowohl wegen der praktiſchen Tragweite des gar nicht fo 
ſeltenen Falles als auch aus allgemeineren Gründen, da es ſich 
gerade hier um eine quaestio de bono et aeqno handelt, in qua, 
wie der klaſſiſche Juriſt bereits bemerkt hat, plerumque perniciose 
erratur sub auctoritate. juris. scientiae (l. 91 D. 45, 1), 
glaube ich mir hier eine eingehendere Kritik nicht verfagen zu 
dürfen. Gewiß läßt ſich in den ausführlich wiedergegebenen 
Gründen vom Standpunkte formaler Logik aus nicht der geringſte 
Fehler nachweiſen; ja man kann zugeben, daß die Gründe des 
Berufungsgerichts mit einer gewiffen Eleganz ad absurdum 
geführt zu ſein erſcheinen. Dennoch glaube ich dieſes Präjudiz 
für höchſt bedenklich halten zu ſollen und zähle es zu der nicht 
geringen Anzahl höchſtrichterlicher Entſcheidungen, die durch ihre 
abſtrakte Faffung geeignet find, die Anſchauungen des Verkehrs 
und das materielle Rechtsgefühl bei allgemeiner Anwendung zu 
gefährden; auch ſtehe ich nicht an, die konkrete Entſcheidung des 
Berufungsgerichts für richtiger zu erklären. 
Die als Titelüberſchrift der Entſcheidung in Bd. 55 S. 129 
allgemein geſtellte Frage, ob der Darlehnsnehmer im Zweifel 
verpflichtet iſt, dem Darlehnsgeber, der ihm eine Hypothek ver⸗ 
ſprochen hat, dieſe an erſter Stelle zu gewähren, bin ich zwar weit 
entfernt, unbedingt zu bejahen. Aber ebenſo wenig möchte ich ſie, 
wie das R. G., unbedingt verneinen. Es kommt eben alles 
auf die Umſtände an, und gerade darin liegt der bedenkliche 
Fehler dieſes Reichsgerichtserkenntniſſes und die noch bedenklichere 
Gefahr einer präjudiziellen Ausbeutung desſelben in der Praxis, 
daß hier Fragen mit einer gewiſſen abſtrakten Allgemeinheit 
entſchieden werden, die im höchſten Grade konkreter Natur ſind 
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und fo eng mit dem Tatbeſtande verwachſen find, daß ſich bei 
ihnen die. Ablöſung einer ſozuſagen rein juriſtiſchen Haut von 
dem darunter befindlichen Fleiſch und Blut des Tatbeſtandes 
faſt unmöglich erweiſt. Meines Erachtens hätte das R. G. im 
vorliegenden Falle die Reviſion, weil weſentlich die tatſächliche 
Würdigung des Falls in Frage ſtand, zurückweiſen müſſen, auch 
wenn es die Begründung des Berufungsgerichts in ihrer all⸗ 
gemeinen Faſſung mit Recht beanſtandete. Denn nicht die Be⸗ 
gründung, ſondern die Entſcheidung bildet doch ſchließlich den 
Gegenſtand der Reviſion, und ſchlimmſtenfalls konnte, wenn 
ſich ergab, daß die Entſcheidung auf falſchen Gründen beruhte, 
in Anſehung der tatſächlichen Würdigung des hier fraglichen 
Darlehnsverſprechens nur auf Rückverweifung erkannt werden. 
Das R. G. ſcheint aber im vorliegenden Falle dem Berufungs⸗ 
gericht in der Tat nicht gerecht geworden zu ſein, wenn es ihm 
unterſtellt, es habe den allgemein gültigen Satz aufftellen wollen, 
daß ein Darlehnsverſprechen, das in Unkenntnis von den vor⸗ 
handenen Hypotheken gegeben würde, ſtets ſo auszulegen ſei, 
daß erſte Hypothek gewährt werden ſolle. Selbſtverſtändlich 
wollten ſich die Gründe des Berufungsgerichts an den bes 
ſtimmten Sachverhalt anlehnen und den § 157 auf die Aus⸗ 
legung des hier in Frage ſtehenden Vertrags anwenden. Nehmen 
wir z. B. an, die an erſter Stelle eingetragen geweſene Hypothek 
habe nur den unerheblichen Betrag von einigen 100 Mark er 
reicht, jo dürfte das Berufungsgericht ſchwerlich auf den Eid 
erkannt haben. Augenſcheinlich hat es ſich von der ratio legis 
des 8 610 leiten laſſen, daß. gerade bei Darlehnsverſprechen 
die Rückſicht auf die Kreditwürdigkeit des Darlehnsempfängers 
eine ſo große Rolle ſpielt, daß ſie im Zweifel geradezu als 
ſtillſchweigende Vorausſetzung des Verſprechens, uneigentliche 
(ſog. unentwickelte) Bedingung (im Rechtsſinn) oder Bedingung 
im weiteſten Sinne (vergl. Kuhlenbeck, Von d. Pand. z. B. G. B. 1 
S. 386) gelten. darf. Das. R. G. ſcheint ja bei Hypotheken⸗ 
darlehn ſelber die Verkehrsſitte anzuerkennen, daß der Darleiher 
das Darlehn nicht eher geben werde, als bis er ſich über den 
Belaſtungszuſtand des zu beleihenden Grundſtücks vergewiſſert 
habe; es dreht aber dem angefochtenen Urteile ſozuſagen einen 
Strick daraus, daß dieſes, in Anlehnung an den Tatbeſtand 
die Unvorſichtigkeit begeht, ſtets von einer erſten 
Hypothek zu reden. — Noch mehr iſt der, Vorwurf 
rein formaler Logik oder vielmehr Dialektik berechtigt gegenüber 
der Begründung, die das. Berufungsgericht unſeres Erachtens 
in durchaus zutreffender Weiſe aus einer analogen Anwendung 
der 88 445, 439 entnommen hat. Eine „Mißanwendung“ 
dieſer Paragraphen läßt ſich hier nicht dem Berufungsgericht, 
ſondern dem R. G. Erkenntnis nachweiſen. Allerdings verführt 
ſchon die formaliſtiſche Technik des B. G. B. zu einer forma⸗ 
liſtiſchen Auslegung, die ſich ſchwer gegen den Geiſt der, im 
römiſchen Recht beiſpielsweiſe die Seele des juriſtiſchen Denkens 
bildenden Analogie verſündigt. Genau genommen handelt es 
ſich bei jeder analogen Ausdehnung eines Geſetzes um nichts 
anderes, als um ein Zurückgehen auf fein letztes Prinzip, feine. 
ratio, auf den geſetzgeberiſchen Grundgedanken. 

Von letzterem aus iſt die entſprechende Anwendung mit 
zur Hülfenahme des Grundſatzes zu gewinnen: cessante ratione 
legis cessat lex ipsa, deſſen pofitiver Ausdruck ergeben würde, 
eadem ratio, eadem lex. Die ratio legis des 5 439 iſt nun 
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augenſcheinlich die Erwägung, daß der entgeltliche Erwerber 


einer Sache im Zweifel vorausſetzt, daß er ſie laſtenfrei 


erlangen ſoll, weil ſich dies nach Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte aus dem ſonſt zutage tretenden 
Mißverhältniſſe ſeines Entgelts zum wirtſchaftlichen Werte des 
Gegenſtandes ergibt. Man darf vorausſetzen, daß er ſozuſagen 
kein nudum jus Quiritium, ſondern ein bonitariſches Eigentum 
erwerben will, d. h. ein wirtſchaftlich wertvolles. Dieſe ratio 
trifft auch bei Beleihung eines Grundſtücks gegen Hypothek zu; 
eine Hypothek, der Belaſtungen vorgehen, die ihre wirtſchaftliche 
Sicherheit erheblich beeinträchtigen, iſt aber ein nudum jus 
Quiritium, ein völlig wertloſes Recht, eine bloße Eintragung 
im Grundbuch, und vom ſachlichen Standpunkte aus iſt es 
ſchwer begreiflich, wie das R. G. ſagen kann (vergl. oben), der 
Hypothekar „werde durch ſolche (voreingetragene) Rechte dritter 
nicht berührt“; er wird, wenn ſeine Hypothek bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung infolge derſelben nicht zum Zuge kommt, zweifels⸗ 
ohne dadurch in fühlbarſter Weiſe berührt. — Richtig iſt nur, 
daß der Abſ. 2 Satz 1 des 5 439 nicht wörtlich auf die 
Hypothek anzuwenden iſt. Denn, wenn der entgeltliche Erwerber 
der Hypothek die vorſtehenden Belaſtungen kennt, ſo entfällt 
eben die Vorausſetzung ihrer normal zu vorausſetzenden äqui⸗ 
valenten Sicherheit, der Erwerber hat ſelber in dieſem Falle den 
wirtſchaftlichen Wert der Hypothek prüfen können. Auch 
handelt es ſich nicht um eine Belaſtung der Hypothek ſelber, 
ſondern um eine die normale Vorausſetzung des Verkehrs er⸗ 
heblich beeinträchtigende Minderung ihres Wertes durch vor⸗ 
gehende Belaſtungen. Der Gedanke, der dem Geſetzgeber bei 
Aufnahme des § 445 B. G. B. vorgeſchwebt hat und den es 
in der analogen Ausdehnung des § 439 B. G. B. auf den hier 
fraglichen Fall zu entwickeln gilt, dürfte alſo nur der geweſen 
ſein, daß im Zweifel bei Verträgen, die auf Belaſtung eines 
Grundſtücks gegen Entgelt gerichtet ſind, derjenige, der das 
Entgelt bietet, einen dieſen entſprechenden Wert der Be⸗ 
laſtung erwartet, alſo Beſeitigung ſolcher vorgehender oder 
konkurrierender Belaſtungen verlangen kann, die dieſen Gegen⸗ 
wert in Frage ſtellen. Im Sinne dieſes geſetzgeberiſchen Grund⸗ 
gedankens ſcheint uns die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
richtiger zu ſein, als diejenige des R. G., welches letztere die 
Frage, wie andernfalls überhaupt eine entſprechende Anwendung 
des § 439 zu denken ſei, leider dahingeſtellt fein läßt. Aller⸗ 
dings handelt es ſich um eine, nur in Verbindung mit § 157 
B. G. B. nach Treu und Glauben anwendbare Auslegungs⸗ 
regel. Es verſtößt aber gegen Treu und Glauben, wenn 
jemand einem Darlehnsgeber, der das Grundbuch nicht kennt, 
eine hypothekariſche Sicherheit bietet, deren Wert infolge der 
dem Darlehnsgeber unbekannten Vorhypotheken gleich Null 
iſt. Damit iſt, wie bereits geſagt, die allgemeine Frage, ob 
der Darleiher bei Unkenntnis von dem Vorhandenſein von Vor⸗ 
belaſtungen ſtets ein Hypothek an erſter Stelle verlangen 
könne, nicht bejaht. Vielmehr kommt es ſtatt auf die Um⸗ 
ſtände, insbeſondere auf das Verhältnis der noch zu gewährenden 
dinglichen Sicherheit zum Darlehn an. 

Eine intereſſante Anwendung des § 610 B. G. G. bietet 
ferner der Fall R. G. Bd. 52 Nr. 2 S. 5 ff. (V. Zivilſ. v. 
7. VI. 1902 i. S. E. Konkursmaſſe (Bekl.) w. R. (Kl.) 
L. G. Eſſen, O. L. G. Hamm. 
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Tatbeſtand: Der Gemeinſchuldner E. hatte am 
16. Auguſt 1900 auf ſeinem Grundſtücke in E. eine 
Darlehnshypothek von 35 000 Mark zugunſten der 
Rhein. Hypothekenbank zu M. eintragen laſſen. Die 
Hypothek ſollte bis zum 1. Juli 1910 unkündbar ſein; 
jedoch ſollte die Gläubigerin die ſofortige Rückzahlung 
ohne Kündigung u. a. dann verlangen können, wenn 
der Schuldner oder Eigentümer in Konkurs verfalle. 
Am 9. Oktober 1900 geriet der Schuldner B. in Konkurs, 

und am 20. Oktober 1900 wurde ihm darauf von ber 

Bank mitgeteilt, daß ſie von ihrem im Darlehnsvertrage 
vorbehaltenen Rechte Gebrauch mache, vom Vertrage 
zurücktrete, die Auszahlung noch nicht abgehobener 
20 000 Mark verweigere und ſofortige Rückzahlung ſchon 
ausgezahlter 15 000 Mark nebſt Zinſen und Koſten ver⸗ 
lange. Sodann bewilligte ſie in einer notariellen Urkunde 
vom 31. Oktober / 2. November 1900 Löſchung von 
20 000 Mark und trat zugleich die Forderung von 
15 000 Mark nebſt ſämtlichen Rechten und Anſprüchen 
an den Bäckermeiſter R. ab, der eine nachſtehende 
Hypothek von 10 000 Mark beſaß. 

R. klagt nun auf Löſchung der für die Bank nicht 
zur Entſtehung gelangten und daher zur Eigentümer⸗ 
hypothek gewordenen 20 000 Mark. 

Bekl. beruft ſich darauf, daß die Bank am 20. Oktober 
1900 ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt hat; damit 
ſei nach 8 346 B. G. B. das ganze Darlehnsſchuld⸗ 
verhältnis extunc erledigt, ſodaß nur Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes, vom Kläger alſo als Nachfolger 
der Bank nichts weiter als Rückzahlung der 15 000 Mark 
(nicht Löſchung der Eigentümerhypothek über 20 000 Mark) 
verlangt werden könne. 

Das R. G. beſtätigt nun ein den Beklagten zur beantragten 
Löſchung verurteilendes Erkenntnis; aus den Gründen kommt 
hier folgendes in Betracht: 

„In dem Vertrage hatte ſich die Bank nicht ein 
Rücktrittsrecht, ſondern nur das Recht vorbehalten, in 
gewiſſen Fällen, u. a. beim Konkurſe des Schuldners 
die ſofortige Rückzahlung des Darlehns, das ſonſt bis 
zum 1. Juli 1910 unkündbar ſein ſollte, verlangen zu 
dürfen. Wenn ſie nun am 20. Oktober 1900, nachdem 
der Konkursfall eingetreten war, an den Gemeinſchuldner 
ſchrieb, daß ſie von dem im Darlehnsvertrage vor⸗ 
behaltenen Rechte Gebrauch mache und ſofortige Rück⸗ 
zahlung der ausgezahlten 15 000 Mark verlange, ſo 
kann darin mit dem Vorderrichter nur eine Ausübung 
des vorbehaltenen Rückforderungsrechts gefunden werden, 
und daran kann auch der Umſtand nicht irre machen, 
daß in dem Schreiben weiter geſagt wird: die Bank 
trete hiermit von dem erwähnten Vertrage zurück und 
verweigere die Auszahlung des noch nicht eingezahlten 
Teils des Darlehns. Zu dieſer Verweigerung 
war die Bank nach § 610 B. G. B. bei der, wie 
der Konkurs beweiſt, eingetretenen weſentlichen 
Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des 
Beklagten geſetzlich, nicht auf Grund des vor⸗ 
behaltenen Rücktrittsrechts berechtigt, und wenn 
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ſie dabei gleichwohl von einem Rücktritt vom Vertrage 
ſprach, ſo war dies nur ein Fehlgreifen im Ausdruck, 
inſofern damit nicht gemeint ſein konnte, daß das 
Vertragsverhältnis rückwärts wieder aufgelöſt werden 
ſollte, wie es das B. G. B. für den Fall des vor⸗ 
behaltenen Rücktritts anordnet.“ 

Intereſſant iſt dieſe Entſcheidung vor allem deswegen, weil 
ſie, meines Erachtens mit Recht, anerkennt, daß das Widerrufs⸗ 
recht des S 610 bei ſukzeſſiver Ausführung des Darlehns⸗ 
verſprechens auch nicht durch Teilerfüllung, durch die erſten Raten⸗ 
zahlungen erliſcht, ſodann, weil ſie ausdrücklich feſtſtellt, daß 
dieſes Widerrufsrecht nicht unter die Vorſchriften der SS 346 ff. 
über den vertragsmäßigen Rücktritt fällt. Vergl. dazu auch 
meine Vorbemerkung im Handkommentar zum B. G. G. I 
(2. Aufl.) S. 290, Abſ. 3. 

(Fortſetzung folgt.) 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 29. Mai bis 11. Juni 
1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. E. G. zum B. G. B. Art. 184, 189 B. G. B. 
88 510, 1098 A. L. R. I, Tit. 20 § 611. Form der Mitteilung 
an den Vorkaufsberechtigten betrifft den Inhalt des Verkaufsrechts 
und richtet ſich nach dem zur Zeit ſeiner Entſtehung geltenden 
Recht.] 

Das dem Bekl. eingeräumte Vorkaufsrecht iſt im Grund⸗ 
buche mit der Maßgabe eingetragen, daß er ſich auf die Bekannt⸗ 
machung des mit einem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrags binnen 
zehn Tagen zu erklären habe. Da die Eintragung vor dem 
1. Januar 1900 erfolgt iſt und da in 5 611 1, 20 Pr. A. L. R. 
in allen Fällen, wo ein Vorkaufsrecht die Eigenſchaft eines 
dinglichen Rechtes hat, die Bekanntmachung von dem Abſchluſſe 
des Kaufes an den Vorkaufsberechtigten gerichtlich oder notariell 
geſchehen muß, ſo hat der B. R. angenommen, daß wegen der 
Nichtbeobachtung dieſer Form bei der klägeriſchen Mitteilung von 
dem Kaufabſchluſſe das Vorkaufsrecht des Bekl. ſeiner nicht recht⸗ 
zeitigen Ausübung ungeachtet nicht erloſchen und die Klage un⸗ 
begründet ſei, ſoweit ſie hierauf ſich ſtützt. Der hiergegen aus 
dem Grunde erhobene Revifionsangriff, daß die Form der Mit- 
teilung an den Vorkaufsberechtigten nicht den Inhalt, ſondern 
die Aufhebung des Vorkaufsrechts betreffe, weshalb für fie nach 
den Art. 184, 189 E. G. zum B. G. B. ſeit dem 1. Januar 
1900 nicht das frühere Recht, ſondern die 88 1098, 510 
B. G. B. maßgebend ſeien, iſt ungerechtfertigt. Mit dem B. R. 
iſt vielmehr davon auszugehen, daß die Vorausſetzungen für die 
Aufhebung eines vor dem Inkrafttreten des B. G. B. begründeten 
dinglichen Vorkaufsrechts als zu deſſen Inhalt gehörig nach dem 
zur Zeit ſeiner Entſtehung geltenden Geſetze zu beurteilen find. 
Bei dem durch Vertrag begründeten Vorkaufsrechte bildet die 
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Benachrichtigung des Vorkaufsberechtigten von dem Inhalte des 
mit dem Dritten abgeſchloſſenen Kaufvertrags ſowohl nach 
8608 I 20 Pr. A. L. R. wie nach 8510 B. G. B. eine Ob⸗ 
liegenheit des Verkäufers, die während des Beſtehens des 
Vorkaufsvertrags zu erfüllen iſt. Ihr kaun nur dadurch genügt 
werden, daß die Benachrichtigung in der Form geſchieht, auf 
welche der Vorkaufsberechtigte bei der Begründung ſeines Rechtes 
Auſpruch erhielt, fo daß der Verkäufer zur Benachrichtigung des 
Vorkaufs berechtigten von dem Kaufabſchluß in der Form ver⸗ 
pflichtet iſt, welche bei der Begründung des Vorkaufsrechts 
durch den Vorkaufsvertrag beſtimmt oder durch Geſetz vor⸗ 
geſchrieben war. Durch die Benachrichtigung ſeitens des Ver⸗ 
käufers wird auch nicht das Vorkaufsrecht aufgehoben, es wird 
durch ſie vielmehr nur die für die Ausübung des Vorkaufsrechts 
dem Vorkaufsberechtigten durch den Vertrag oder durch Geſetz 
vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt in Gang geſetzt. Nur durch dieſen 
kann alsdann die Aufhebung des Vorkaufsrechts erfolgen, indem 
er die Ausſchlußfriſt unbenutzt verſtreichen läßt. Sowohl aus 
letzterem Umſtande, wie auch, weil der Verkäufer während des 
Beſtehens des Vertrags zur formgerechten Benachrichtigung des 
Vorkaufsberechtigten von dem Kaufabſchluſſe verpflichtet iſt, um 
dieſem die Ausübung feines Vorkaufsrechts zu ermöglichen, 
gehört die Benachrichtigungspflicht und ihre formgerechte Erfüllung 
zum Inhalte des Vorkaufsrechts. Daß es ſich bei ihr nur um 
die Aufhebung des Vorkaufsrechts handele, läßt fi ſchon deshalb 
nicht ſagen, weil der Vorkaufsberechtigte bis zum Ablaufe der 
Ausſchlußfriſt fein Vorkaufsrecht ausüben kann. Von den Par- 
teien war bei der Begründung des hier ſtreitigen Vorkaufsrechts 
nach dem in das Grundbuch eingetragenen Vermerk über die 
Form der Benachrichtigung von dem Abſchluß eines Kaufes eine 
Beſtimmung nicht getroffen worden, ſo daß der Inhalt des 
Vorkaufsvertrags in dieſer Beziehung durch den § 611 I, 20 
Pr. A. L. R. zu ergänzen iſt, der beſtimmt, was unter einer 
Bekanntmachung des Kaufabſchluſſes zu verſtehen ſei. Daß dieſe 
geſetzliche Vorſchrift über die Form der Bekanntmachung ebenſo 
wie eine vertragliche Beſtimmung zum Inhalte des Vorkaufs⸗ 
rechts gehört, wäre zweifellos, wenn die Parteien fie ihrem 
Wortlaute nach in den Vorkaufsvertrag übernommen hätten. 
Bei dem Charakter dieſer Vorſchrift wird jedoch deren Bedeutung 
nicht dadurch geändert, daß die Parteien in ihrem Vertrage die 
Bezugnahme auf ſie unterlaſſen haben. Sie durften darauf 
rechnen, daß infolge dieſer Unterlaſſung die geſetzliche Vorſchrift 
bei der Bekanntmachung zu beobachten ſei. Daß die Form⸗ 
vorſchrift des 8 611 cit. in dem B. G. B. nicht beibehalten 
worden iſt, läßt die Verpflichtung der Kl. unberührt, die nach 
dem Inkrafttreten des B. G. B. notwendig gewordene Benach⸗ 
richtigung des Bekl. von dem Abſchluß eines Kaufvertrags in 
der Form zu bewirken, welche bei dem Vorkaufsrechtsvertrag durch 
das frühere Geſetz vorgeſehen war und Inhalt des Vorkaufsrechts 
geworden iſt. Zu dem durch Art. 184 E. G. zum B. G. G. 
aufrecht erhaltenen Inhalt eines Vorkaufsrechts werden auch von 
der Literatur die Vorausſetzungen, unter denen das Vorkaufsrecht 
eintritt, ſowie die Formen ſeiner Ausübung gerechnet, wie die 
Bemerkungen von Niedner, Kommentar zum E. G., 2. Aufl. 
S. 378 Abſ. 1; Planck, Kommentar Bd. 6 S. 274 Abſ. 2; 
Habicht, Einwirkung, 3. Aufl. S. 250 Nr. 4 annehmen laſſen 
K. c. B., U. v. 18. Mai 04, 511/03. — Breslau. 
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2. 8 133 B. G. B. Unzuläffige Auslegung eines Ber- 
trages. 

Der B. R. führt aus, die Niederſchrift eines Vertrages 
habe die Vermutung der endgültigen Zuſammenfaſſung und 
Niederlegung desjenigen für fich, was die Parteien ſchließlich 
gewollt haben. Im vorliegenden Falle handele es ſich jedoch 
nicht um die Anwendung dieſes Grundſatzes, ſondern um die 
Auslegung der Urkunde, bezüglich deren eine Unrichtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit nicht behauptet ſei. Der Streit der Parteien 
betreffe lediglich die Frage, ob das von dem Grundſtücke 
Nr 133 abfließende Waſſer im Sinne des § 9 des Kaufver⸗ 
trages vom 23. Januar 1900 das geſamte Waſſer oder das 
„beſprochene“ Waſſer, d. h. das Waſſer in der mündlich verein⸗ 
barten Menge ſei. Die Worte ließen beide Deutungen zu. 
Der Wortlaut des § 9 führe, für ſich allein betrachtet, eher 
zur Auslegung des Kl. „Das abfließende Waſſer“ laſſe fich 
nach dem Wortſinne nicht gut anders verſtehen als das geſamte 
abfließende Waſſer. Doch gelte als allgemeine Regel für die 
Auslegung von Willenserklärungen nach 8 133 B. G. B., daß 
der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften ſei. Die Auslegung dürfe ſich 
alſo nicht mit dem Wortfinne begnügen, ſendern habe den 
Willen der Beteiligten aus der Geſamtheit der Beſtimmungen 
des Geſchäfts und aus den begleitenden Umſtänden zu ermitteln. 
Dies führe aber, — wie unter Berückſichtigung der Ergebniſſe 
der Beweisaufnahme näher begründet wird, — dazu, der Aus⸗ 
legung im Sinne der Bekl. den Vorzug zu geben. Dieſe 
Ausführung iſt nicht geeignet, die Entſch. des B. R. zu ſtützen. 
Die Parteien haben zwar gemäß § 313 Satz 1 B. G. B. 
einen Vertrag in notarieller Form errichtet. Unter dem Form⸗ 
zwang dieſer Beſtimmung ſteht aber nicht bloß der einzelne 
auf die Übertragung des Grundſtückseigentums gerichtete Be⸗ 
ſtandteil des Vertrages, ſondern alle Vereinbarungen, aus 
denen ſich der Vertrag nach dem Willen der Beteiligten 
zuſammenſetzen ſoll. Iſt der ganze Vertrag formlos geſchloſſen, 
oder entbehren einzelne Beſtandteile der Form und iſt in 
letzterem Falle nicht die Annahme begründet, daß der Vertrag 
auch ohne dieſe Beſtandteile geſchloſſen ſein würde (§ 139 
B. G. B.), ſo iſt eine Vertragsklage nicht gegeben, vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 51 S. 179, Bd. 52 S. 1. Der B. R. 
erachtet nur für erwieſen, daß die Parteien bei Errichtung des 
notariellen Vertrages vereinbart haben, daß die in Rede 
ſtehende Grundgerechtigkeit nur den von den Bekl. angegebenen 
beſchränkten Umfang haben ſollte. Er nimmt ferner an, daß 
§ 9 des Vertrages dahin ausgelegt werden könne und nach 
Lage der Sache ausgelegt werden müfle, daß unter den Worten 
„das von dem Nachbargrundſtücke Nr. 133 abfließende Waſſer“ 
das „beſprochene“ Waſſer, nämlich das Waſſer in der mündlich 
vereinbarten Menge zu verſtehen ſei. Indeſſen würde, ſelbſt 
wenn der notarielle Vertrag ausdrücklich auf die mündliche 
Vereinbarung hinwieſe, ohne dieſelbe zu wiederholen, eine ſolche 
Bezugnahme die vorgeſchriebene Form nicht erſetzen. Zu einer 
Auslegung aber in dem von dem Bekl. behaupteten Sinne 
bietet der notarielle Vertrag keinen Raum. Vorausſetzung der⸗ 
ſelben wäre, daß die Worte des notariellen Vertrages wenigſtens 
möglicherweiſe als Erklärung des mündlich Vereinbarten ange⸗ 
ſehen werden könnten. Die notarielle Urkunde ermangelt jedoch 
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jeglichen Ausdrucks über eine Beſchränkung des Umfanges der 
Grundgerechtigkeit, ſodaß eine Deutung des in Betracht 
kommenden § 9 dahin, daß nach demſelben das Grundſtück 
Nr 134 das von Nr 133 abfließende Waſſer nur in einer 
Menge von höchſtens 2 Litern täglich aufnehmen ſolle, nicht 
moglich it. A. c. S., U. v. 29. April 04, 492/03 VII. — 
Berlin. 

3. § 209 Abſ. 2 B. G. B. Bedeutung der Abhängigkeit 
des Anſpruchs an dem Ausgang des Prozeſſes bei der Streit⸗ 
verkündung.] 

Rechtsirrtümlich iſt die Annahme des Vorderrichters, daß 
eine Unterbrechung der Verjährung durch die Streitverkündung 
vom 25. Mai 1901 (auch abgeſehen von der Vorſchrift des 
8 215 Abſ. 2 B. G. B.) nicht ſtattgefunden hat. Nach 8 209 
Abſ. 2 Nr. 4 B. G. B. ſteht der Erhebung der Klage in bezug 
auf die dadurch bewirkte Unterbrechung der Verjährung gleich: 
die Streitverkündung in dem Proͤzeſſe, von deſſen Ausgange der 
Anſpruch abhängt. Der Vorderrichter legt dieſe letzten Worte 
dahin aus, daß die Entſcheidung des Vorprozeſſes für den in 
der Streitverkündung bezeichneten Anſpruch „präjudizierlich”, 
oder daß die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorprozeſſes für den 
ſpäteren Prozeß maßgebend ſein müßten. Das B. G. B. ver⸗ 
langt aber keine andere Abhängigkeit des ſpäter zu erhebenden 
Anſpruches von dem Ausgange des Vorprozeſſes, als fie in 8 72 
der Z. P. O. mit den Worten gekennzeichnet iſt: „eine Partei, 
welche für den Fall des ihr ungünſtigen Ausganges 
des Rechtsſtreites einen Anſpruch auf Gewährleiſtung oder 
Schadloshaltung gegen einen Dritten erheben zu können glaubt“. 
Die Beſtimmung des § 209 Abſ. 2 Nr. 4 B. G. B. befand 
fih ſchon übereinſtimmend im erſten Entwurfe ($ 170 Nr. 3). 
Bei der Begründung (Motive I S. 329) wird ausdrücklich auf 
die Z. P. O. 88 69 — 72 (alt) Bezug genommen und aus⸗ 
geſprochen, daß die hier in der Streitverkündung gegebene Ge⸗ 
ſtaltung an ſich vielleicht eine andere Entſcheidung erheiſchen 
möge, aber Rückfichten der Zweckmäßigkeit, insbeſondere die Er- 
wägung, daß bei kurzen Verjährungsfriſten der Prozeß, durch 
welchen die Vorausſetzungen der Regreßpflicht ganz oder zum 
Teil erſt feſtgeſtellt werden, oft länger als dieſe Friſten währt 
und ſo die Geltendmachung des Regreßanſpruches ohne jedes 
Verſchulden der Berechtigten erſchwert, wenn nicht gefährdet 
werden kann, hätte dazu geführt, in Ubereinſtimmung mit 
Art. 80 Abi. 2 der W.⸗O., der Streitverkündung den gleichen 
Einfluß auf die Verjährung des Regreßanſpruchs einzuräumen, 
wie der bezüglichen Klagerhebung. Der inzwiſchen (mit Rückſicht 
auf 8 209 Abſ. 2 Nr. 4 B. G. B.) aufgehobene Art. 80 
Abſ. 2 der W. O. beſagt aber nur: „Jedoch vertritt in dieſer 
Hinfiht (d. h. bezüglich der Unterbrechung der Verjährung) die 
von dem Verklagten geſchehene Streitverkündung die Stelle der 
Klage“. In Ermangelung einer näheren Erläuterung oder Ein⸗ 
ſchränkung mußte ſomit im Sinne der W. O. eine den Vor⸗ 
ſchriften des maßgebenden Zivilprozeßrechts entſprechende „Streit 
verkündung“ als genügend gelten. Auch bei den Beratungen 
der II. Kommiſſion iſt ausdrücklich anerkannt worden, daß das 
an ſich dem Entwurfe zugrunde liegende Prinzip, wonach nur 
folchen Handlungen der Berechtigten unterbrechende Kraft zu⸗ 
kommen ſolle, welche auf die richterliche Feſtſtellung des An- 
ſpruchs abzielen, durch die Zulaſſung der Unterbrechung der Ver⸗ 
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jährung mittels Streitverkündung durchbrochen werde; die 
Forderung, wegen deren der Streit verkündet werde, 
gelange in dem Prozeſſe, in welchem die Ver⸗ 
kündung erfolge, nicht zum Austrage. Bei der Ver⸗ 
jährung handle es ſich aber im weſentlichen um Zweckmäßigkeits⸗ 
fragen. Hiernach können zur Auslegung des § 209 Abſ. 2 
Nr. 4 B. G. B. lediglich die Beſtimmungen der Z. P. O. über 


die Streitverkündung herangezogen und es kann für Unter⸗ 


brechung der Verjährung durch Streitverkündung nicht mehr 
verlangt werden, als daß eine den Beſtimmungen der Z. P. O. 
entſprechende Streitverkündung vorgelegen hat. 
kann für den Begriff der „Abhängigkeit“ im Sinne des §209 
Abſ. 2 Nr. 4 B. G. B. nicht der von der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens handelnde $ 148 Z. P. O. in Betracht kommen. Daß 
aber eine der Z. P. O. entſprechende Streitverkündung hier 
gegeben iſt, kann nicht bezweifelt werden. (Wird dargelegt.) 
C. c. Qu., U. v. 9. Mai 04, 23/04 I. — Hamburg. 

4. 8 278 B. G. B. Haftung des Eigentümers eines 
Fahrſtuhls in öffentlichen Ballräumen für das Verſchulden des 
Fahrſtuhlführers.] 

Das B. G. iſt bei den Darlegungen, auf Grund deren es 
dazu gelangt, den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt zu erklären, davon ausgegangen, daß die Beförderung des 
Kl. durch den Fahrſtuhl in die Ballräume den Inhalt einer 
Vertragspflicht des Bekl. gebildet und daß dieſer deshalb 
gemäß § 278 des B. G. B. ein Verſchulden des Fahrſtuhl⸗ 
führers H. als der Perſon, deren er ſich zur Erfüllung dieſer 
ſeiner Verbindlichkeit bedient habe, in gleichem Umfange wie ſein 
eigenes Verſchulden zu vertreten habe. Den Abſchluß eines 
gerade auch hierauf gerichteten Vertrages findet es im all ⸗ 
gemeinen darin, daß der Bekl. mit der Bereitſtellung der Fahr⸗ 
ſtuhlanlage, die ſich innerhalb der von ihm zum Betriebe ſeines 
Ballhauſes gemieteten und benutzten Räume befinde, ihre Be⸗ 
nutzung den Beſuchern anbiete und daß jeder Ballbeſucher 
durch den Gebrauch des Fahrſtuhls auf dieſes Angebot eingehe. 
Im vorliegenden Falle insbeſondere leitet es den Vertrags- 
abſchluß daraus ab, daß der Kaſfierer, der hierbei den Bekl. 
auftragsgemäß vertreten habe, dem zum Beſuche des Balles 
erſchienenen Kl., wenn auch wegen vorgerückter Stunde ohne 
Zahlung eines Eintrittsgeldes, den Zugang frei gegeben und 
ihn ſogar ausdrücklich aufgefordert habe, den Fahrſtuhl zu be⸗ 
nutzen. Die Hauptleiſtung aber, zu der der Bekl. ſich bei 
ſolchen Verträgen verpflichte, erblickt es in der in den Ball⸗ 
räumen gebotenen Unterhaltung, die des Gaſtes in der Ge⸗ 
währung eines entſprechenden Verdienſtes durch einen den 
Umſtänden angemeſſenen Verzehr, wozu er ſich durch den 
Beſuch der Räume ſtillſchweigend verpflichte. Daß hiermit das 
Rechtsverhältnis zutreffend dargelegt iſt, kann keinem Bedenken 
unterliegen. Es kommt demnach in der angegebenen Weiſe in 
der Tat zwiſchen dem Ballhausinhaber und dem Ballbeſucher 
ein entgeltlicher Vertrag zuſtande, auf deſſen Erfüllung der 
8 278 des B. G. B. Anwendung findet. Es iſt auch ferner 
mit dem B. G. anzunehmen, daß ſchon die Beförderung der 
Gäſte mit dem Fahrſtuhle in die Ballräume ſelbſt zu den Ver⸗ 
bindlichkeiten gehört, die der Bekl. durch den Vertragsſchluß 
übernimmt, der mit dem Einlaſſe des Gaſtes an der Kaſſe 
erfolgt. Wie dieſer Teil des Vertrages an ſich rechtlich auf- 
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zufaſſen iſt, insbeſondere ob als Werkvertrag, wie das B. G. 
annimmt, kann dahingeſtellt bleiben, da er nur eine Neben⸗ 
leiſtung des Bekl. innerhalb der geſamten von ihm über- 
nommenen Vertragsleiſtung bildet. Jedenfalls hat das Gericht 
ohne Rechtsirrtum dargelegt, daß der Umſtand, daß im vor⸗ 
liegenden Falle kein Eintrittsgeld von dem Kl. erhoben iſt, an 
der Vertragsnatur des Rechtsverhältniſſes und an dem Inhalte 
der Vertragspflichten des Bekl. nichts änderte. Die hierfür 
gegebene Begründung, das Eintrittsgeld ſei bei Balllokalen der 
vorliegenden Art mehr zur Abwehr nicht zahlungsfähiger Gäſte 
denn als Entgelt für die in den Ballräumen gebotenen Unter⸗ 
haltung beſtimmt, die nicht ohne reichlichen Verdienſt abwerfenden 
Verzehr der Beſucher gedacht werde, liegt weſentlich auf dem 
Gebiete der Würdigung der feſtgeſtellten Tatſachen und enthält 
keinen erkennbaren Rechtsverſtoß. Auf dieſer Grundlage hat 
dann das B. G. weiter erwogen, daß den Zeugen H. als den 
Bedienſteten des Kl. in der Tat ein Verſchulden bei der Be⸗ 
dienung des Fahrſtuhls treffe. Es hat hierfür auf ſeine vor⸗ 
herigen Feſtſtellungen bei der Erörterung der Haftung des Bekl. 
aus 8 831 des B. G. B., die es verneint, Bezug ge⸗ 
nommen. Jene Feſtſtellungen aber ſind rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Denn wenn ein Fahrſtuhlführer unter Verhältniſſen, 
wie ſie hier obgewaltet haben, ſich von dem Fahrſtuhle entfernt, 
ohne dieſen abzuſchließen, ſo daß andere während deſſen Zutritt 
zu dem Fahrſtuhle erhalten und den Aufzug in Bewegung ſetzen 
können, ſo macht er ſich allerdings einer Fahrläſſigkeit ſchuldig. 
Und nur hierdurch iſt nach der Annahme des Gerichts die 
Körperverletzung des Kl. ermöglicht worden. Die Entſcheidung, 
daß der Bekl. ſür den hieraus dem Kl. entſtandenen Schaden 
hafte, beruht daher auf rechtlich einwandsfreier Grundlage. 
K. c. Sch., U. v. 20. Mai 04, 497/03 III. — Berlin. 

5. 8 618 B. G. B. Haftbarkeit der Kirchengemeinde 
für den beim Läuten einer Glocke verletzten Küſter wegen 
Mangel einer Schutzdecke.] 

Am 30. Januar 1902 iſt der Kl., welcher damals als 
Küfter in dem Dienſt der Bekl. ſtand, dadurch verletzt, daß 
beim Läuten der Glocke der Klöppel derſelben zerſprang und 
der größere Teil derſelben auf den linken Arm des Kl. berab- 
ſtürzte. Die dieſerhalb vom Kl. erhobene Schadenderſatzklage 
iſt von beiden Vorinſtanzen auf Grund des 8 618 des 
B. G. B. dem Grunde nach für gerechtfertigt erkannt, weil ſich 
derzeit zwiſchen der Glocke und dem Standpunkt des Läutenden 
keine Schutzdecke, überhaupt keine Schutzvorrichtung befand, 
obwohl dies, wie der vernommene Sachverſtändige bekundete, 
üblich iſt, und die Bekl. außerdem dadurch, daß kurz vorher 
eine Schraube des Klöppels losgegangen und mit großer Wucht 
herabgeſtürzt, dies auch zu ihrer Kenntnis gekommen war, auf 
die Gefährlichkeit hingewieſen ſei. Dieſe Ausführung gibt zu 
rechtlichen Bedenken in keiner Weiſe Anlaß und kann auch durch 
den von der Reviſion wiederholt geltend gemachten Einwand 
der Bekl., daß weder der Erbauer der Kirche noch der Glocken⸗ 
gießer ihr die Notwendigkeit einer Schutzvorrichtung mitgeteilt 
hätten, nicht widerlegt werden, weil es eben Sache des Dienit- 
berechtigten iſt, nach den nötigen Schutzvorrichtungen ſich zu 
erkundigen, und dies im vorliegenden Falle für die Bekl. um 
ſo näher lag, als das zuvor erfolgte Herabſtürzen der Schraube 
die Gefährlichkeit des beſtehenden Zuſtandes klar hatte erkennen 


384 


laſſen. Unter dieſen Umftänden erſcheint es auch gleichgültig, 
ob der Erbauer der Kirche oder der Glockengießer die An⸗ 
bringung einer Schutzdecke für nötig erachtet haben, und 
erübrigte fich daher die Erhebung des in dieſer Beziehung an⸗ 
getretenen Beweiſes, wie ebenſo auch die Vernehmung eines 
zweiten Sachverſtändigen lediglich dem Ermeſſen des B. G. 
überlaſſen war. Mit Recht hat ſomit das B. G. die Bekl. 
für den entſtandenen Schaden für haftbar erachtet. S. e. B., 
U. v. 30. Mai 04, 11/04 VI. — Göln. 

6. 8 906 B. G. B. Maßſtab für Erträglichkeit von 
Geräuſcheinwirkungen iſt der normale Durchſchnittsmenſch. 
Rechtsanſpruch auf Unterlaſſung von Geräuſch wegen Schlafens 
bei offenem Fenſter beſteht nicht.] 

Der vorliegende Rechtsſtreit dreht ſich hauptſächlich um 
die Frage, ob als Maßſtab für die Erträglichkeit der Geräuſch⸗ 
einwirkungen lediglich das Empfinden völlig geſunder Menſchen 
anzunehmen tft oder ob dabei auch nervös veranlagte und 
erkrankte Perſonen zu berückfichtigen find. Im Gegenſatz zum 
I. R., der die erſtere Auffaſſung vertreten hat, entſcheidet fich 
der B. R. für die letztere Alternative, indem er dabei ins⸗ 
beſondere auf die Angabe des einen ärztlichen Sachverſtändigen 
Gewicht legt, der nach den Erfahrungen ſeiner 22 jährigen 
Beobachtung ein Viertel der erwachſenen Dortmunder Be⸗ 
voͤlkerung als „nervoͤs“ in dem Sinne, daß fie durch das in 
Rede ſtehende Maſchinengeräuſch in ihrer Nachtruhe geſtört 
werden, bezeichnet. Der hiergegen gerichtete Revlſionsangriff iſt 
begründet. Wie der erkennende Senat bereits in dem Urteile 
vom 3. Februar d. J., Juriſt. Wochenſchr. 1904 S. 143 
Ziff. 12, ausgeſprochen hat, kommt es bei Beurteilung des 
Maßes der zuläſſigen Einwirkung, die ein Grundſtückseigentümer 
ſich von ſeinem Nachbar gefallen laſſen muß, auf das Empfinden 
eines normalen Durchſchnittsmenſchen an, da ſonſt die Ent⸗ 
ſcheidung von wechſelnden perſoͤnlichen Verhältniſſen abhängen, 
alſo für die ohnehin ſchwierige Beſtimmung der Grenzen des 
Erlaubten jeder objektive Maßſtab fehlen würde. Mit dieſer 
Rechtsauffaſſung, an der feſtzuhalten war, ſetzt ſich der B. R. 
in Widerſpruch, indem er auch die Bedürfniſſe kranker und 
nervoͤſer Perſonen berückſichtigt wiſſen will. Desgleichen iſt 
ſeine weitere Annahme, daß geſunde Perſonen, die Nachts bei 
offenem Fenſter zu ſchlafen pflegen, einen Rechtsanſpruch auf 
Beachtung dieſer Gewohnheit von ſeiten des Nachbars haben, 
nach dem Dargelegten nicht haltbar. Inſoweit war daher das 
B. U. aufzuheben und durch eine anderweite Faſſung, die die 
Unſtatthaftigkeit einer Berückfichtigung jener dem normalen 
Durchſchnittsmenſchen fremden Intereſſen zum Ausdruck bringt, 
zu erſetzen. K. c. H., U. v. 30. April 04, 126/04 V. — 
Hamm. 

7. 88 932, 1207 B. G. B. in Verbindung mit H. G. B. 
Art. 306 (a. F.) und 366 (n. F.). Redlicher Pfandnehmer 
von Wertpapieren.] 

Die Kl. haben im Jahre 1897 durch Vermittlung der 
Bankiersfirma A. G. H. G. Ww. u. Sohn für das Geſamtgut 
der nach dem Tode des J. C. M. P. fortgeſetzten Güter- 
gemeinſchaft 5 Stück der Ungariſchen 4 prozentigen Rentenanleihe 
zu je 1 000 Kronen Litt. D Nr. 077/681 — 5 und 2 Stück 
3½ prozentige Jütländiſche Pfandbriefe zu je 2 000 Kronen 
5. Serie Litt. A Nr. 15 246 und Nr. 16 665 eigentümlich 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


erworben. Die Mäntel haben ſie der bezeichneten Firma zur 
Aufbewahrung überlaſſen und nur die Zins- und Erneuerungs⸗ 
ſcheine behalten. Die Mäntel find demnächſt in den Befitz des 
Bekl. gelangt; der Inhaber der Firma A. G. H. G. Ww. u. Sohn 
hat ſie ihm, wie er behauptet, wegen eines Darlehns von 
35 000 Mark verpfändet. Über die Zeit der Verpfändung 
liegen keine näheren Angaben vor. Kl. forderten die Herausgabe 
der Wertpapiere, indem fie geltend machten, daß der Bekl. bei 
der Verpfändung der Papiere nicht in gutem Glauben geweſen 
ſei, was dieſer beſtritt. Das L. G. gab der Klage ſtatt, das 
O. L. G. hat ſie auf die Berufung des Bekl. abgewieſen und 
die Kl. zur Rückgabe der auf Grund des erſtinſtanzlichen 
Urteils ausgelieferten Wertpapiere verurteilt. Die Kl. haben 
Reviſion eingelegt und beantragt, unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils die Berufung des Bekl. gegen das Urteil I. J. 
zurückzuweiſen. Dem Reviſionsantrage war ſtattzugeben. Nach 
dem als erwieſen angenommenen Sachverhalt hat der Bekl. 
oder ſein Sozius das Paket mit den Wertpapieren unbeſehen 
entgegengenommen. Die über den Inhalt von G. gemachten 
Mitteilungen können nur allgemein gelautet haben. Hätten fie 
ſich auf das Fehlen der Zins- und Erneuerungsſcheine bezogen, 
ſo würde der Bekl. ſchon damals über den Sachverhalt 
unterrichtet worden ſein, was mit ſeinem Vorbringen, dem der 
B. R. folgt, in Widerſpruch ſteht. Auch davon iſt keine Rede, 
daß G. etwa das Vorhandenſein der Nebenpapiere ausdrücklich 
behauptet hätte. Nun iſt es das geringſte Maß der nach dem 
Geſetz auf mögliche Rechte Dritter zu nehmenden Rückſicht, daß 
der Empfänger von Wertpapieren ſich durch den Augenſchein 
von ihrer verkehrsmäßigen Beſchaffenheit überzeuge. Ein 
flüchtiger Blick genügt, um das Fehlen der Nebenpapiere zu 
entdecken; er genügt um ſo mehr, wenn, wie vorliegend, der 
Empfänger ſelbſt zwar kein Bankier, aber doch ein Kaufmann 
iſt, der gar nicht beſtreitet, daß ihm der den Papieren anhaftende 
Mangel ſofort aufgefallen ſein würde. Der B. R. führt 
freilich im Eingange der Gründe aus, daß die Verpfändung 
der ſogenannten Mäntel ohne die Zins⸗ und Erneuerungsſcheine 
im Verkehr nicht ſelten vorkomme, aber er gibt doch zu, daß 
im geſchäftlichen Verkehr die Mäntel zuſammen mit den 
Scheinen regelmäßig den Gegenſtand der Verpfändung 
bildeten. Es iſt auch ohne weiteres klar, daß es dem Pfand⸗ 
nehmer, von beſonderen, hier gar nicht behaupteten Vereinbarungen 
abgeſehen, um ein umlauffähiges, realiſierbares Papier zu tun 
iſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 36 S. 120). Hätte ſonach 
der Bekl. — oder ſein Sozius — den allergewöhnlichſten An⸗ 
forderungen an die verkehrsübliche, zum Schutze der Rechte 
Dritter unerläßliche Sorgfalt entſprochen, ſo würde er den 
mangelhaften Zuſtand der Papiere erkannt haben, und es wäre 
dann ſeine Pflicht geweſen (wie dies in dem angezogenen Urteile 
des I. Z. S. des R. G. näher ausgeführt iſt), mit der Möglichkeit 
zu rechnen, daß es ſich um Papiere handle, die dem Verpfänder, 
einem Bankier, nur zur Verwahrung anvertraut geweſen ſeien. 
Grob fahrläſſig handelt nicht bloß der Erwerber, der verdächtige 
Umſtände kennt und dennoch weitere Nachforſchungen unterläßt, 
obwohl ſie ohne weiteres geboten waren, ſondern auch der 
Erwerber, der unter beſonders ſchwerer Verletzung der im 
Verkehre gebotenen Sorgfalt es unterläßt, fi) die Kenntnis 
ſolcher Umſtände zu verſchaffen. Der Bekl. kann redlicherweiſe 
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nicht ſagen, daß er von dem Mangel der Papiere nichts gewußt 
habe, wenn dieſe Unkenntnis ſelbſt auf grober Fahrläſſigkeit 
beruht. Nahm er von der Befihtigung des Inhalts des Pakets 
Abſtand, ſo handelte er auf eigene Gefahr; er kann ſich gegen 
den Vorwurf des Verſtoßes gegen die ihm obliegende Diligenz- 
pflicht auch nicht durch die Berufung auf das freundſchaftliche, 
von weitgehendem Vertrauen getragene Verhältnis zu G. ſchützen, 
denn dieſes entband ihn nicht von der auf den Eigentümer zu 
nehmenden Rückſicht, über die er ſich deshalb nicht minder 
leichtfertig hinwegſetzte, weil er dem Freunde traute. Es iſt 
durchaus billig, daß der aus dieſem Vertrauen erwachſene 
Nachteil den Bekl. trifft, der es geſchenkt hat, und nicht die Kl., 
welche vorfichtig verfuhren, indem fie die Mäntel von den Zins⸗ 
und Erneuerungs ſcheinen trennten. Aus dieſen Gründen tft der 
Bekl. nicht als redlicher Pfandnehmer zu erachten. P. c. G., 
U. v. 20. Mai 04, 610/03 VII. — Hamburg. 

8. § 1565 B. G. B. Wirkung des Ehebruchs eines 
Ehegatten nach 1. Januar 1900 gegenüber dem Ehebruch des 
anderen Ehegatten vor 1. Januar 1900.1 

Zur Frage, ob das Recht der Kl. auf Scheidung und 
Getrenntleben durch den ihrerſeits ſeit Februar 1900 begangenen 
Ehebruch verwirkt ſei, iſt der Gedankengang des B. U. folgender. 
Durch den von ihrem Ehemanne unter der Herrſchaft des 
alten Rechts im Jahre 1897 begangenen Ehebruch habe die 
Kl. einen Scheidungsanſpruch erlangt. Auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des A. L. R. würde ſie allerdings dieſen Anſpruch 
verwirkt haben, wenn ſie ſelbſt noch unter der Herrſchaft des 
A. L. R. Ehebruch verübt hätte. Dagegen vermöge ein unter 
der Herrſchaft des B. G. B. begangener Ehebruch der Kl. 
Wirkungen nur in Gemäßheit des letzteren Geſetzes zu äußern, 
und es bleibe deshalb das Recht der Kl. auf Scheidung wegen 
des Ehebruchs ihres Mannes unberührt, möchte ſie auch ſelbſt 
ſeit Februar 1900 die Ehe gebrochen haben. Dieſe Ausführung 
iſt rechtlich bedenkenfrei. K. c. K., U. v. 9. Mai 04, 
15/4 IV. — Naumburg. 

9. 8 2057 B. G. B. Neue erweiterte Auskunftspflicht 
bei Konferenden. ] 

Die in $ 2057 B. G. B. enthaltene Beſtimmung fand 
ſich im erſten Entwurf noch nicht und verdankt ihre Aufnahme 
in das Geſetz einem Beſchluß der zweiten Kommiſſion, von der 
ſie für angezeigt erachtet wurde. Indes iſt es nicht zweifelfrei, 
wie dieſelbe zu verſtehen iſt. Der von der Reviſion erhobenen 
Beſchwerde kann nur die Anſicht zu Grunde liegen, daß die 
Vorſchrift lediglich die Verpflichtung zur Angabe derjenigen Zu⸗ 
wendungen enthalte, die im einzelnen Falle bei richtiger Aus- 
legung der 88 20 50 bis 2053 B. G. B. zur Auegleichung 
zu bringen ſeien. Wäre aber wirklich dies der Sinn des 
§ 2057, fo würde ſeine Vorſchrift jeder praktiſchen Brauch- 
barkeit entbehren. Denn es müßte alsdann entweder bei jeder 
Verurteilung zur Erteilung einer ſolchen Auskunft dem dadurch 
Betroffenen genau geſagt werden, was für Zuwendungen er zu 
offenbaren habe; und das iſt, wie einer weiteren Ausführung 
nicht bedarf, tatſächlich unmöglich. Oder es müßte dem Ver⸗ 
pllichteten ſelbſt überlaſſen werden, welche der etwa erhaltenen 
. Zuwendungen unter die 58 2050 bis 2053 B. G. B. fallen; 
und dies würde, da die Auslegung dieſer Beſtimmungen in der 
Tat erhebliche Schwierigkeiten bietet, eine Verſuchung, mit der 
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Wahrheit zurückzuhalten oder einen unbilligen Gewiſſenszwang 
bedeuten. Der Sinn des 8 2057 muß deshalb ein anderer 
ſein, und zwar kann er nur dahin gehen, daß der in Anſpruch 
genommene Miterbe verpflichtet iſt, alles, was er vom Erblaſſer 
empfangen hat, anzugeben, worauf alsdann in dem Auseinander- 
ſetzungsverfahren feſtzuſtellen ift, welche Zuwendungen zur Aus- 
gleichung zu bringen ſeien. Eine ſolche Geſtaltung der Aus⸗ 
kunftspflicht hat einen Vorgang in der gemeinrechtlichen Praxis, 
da ſie in einem Urteil des Oberappellationsgerichts Celle aus 
dem Jahre 1850 (Seuff. Archiv Bd. 9 Nr. 190 Ziffer 2) an⸗ 
erkannt if. Den 8 2057 B. G. B. ebenſo zu verſtehen, 
unterliegt aber keinen Bedenken. Gewiß iſt zuzugeben, daß 
hierdurch über das, was nach den bisherigen Geſetzen in Übung 
geweſen iſt, erheblich hinausgegangen wird, allein das kann 
nicht maßgebend fein, denn der §S 2057 muß aus ſich ſelbſt 
erklärt werden und ſein Wortlaut iſt ein völlig neuer. Während 
nach der früheren gemeinrechtlichen Praxis und nach dem 
Bayerſchen Landrecht die Pflicht zur Offenbarung ſich nur auf 
den Betrag einer etwa erhaltenen Zuwendung bezog und über⸗ 
haupt erſt eintrat, wenn der Empfang eines ſolchen nachgewieſen 
oder zugeſtanden war, wird durch 8 2057 B. G. B. jedem 
Miterben die Verpflichtung auferlegt, Auskunft zu erteilen, ohne 
daß zunächſt das Vorhandenſein von Zuwendungen feſtgeſtellt 
zu ſein braucht. Dieſe Auskunftspflicht iſt, wie in der Denk⸗ 
ſchrift a. a. O. hervorgehoben wird, durch ein praktiſches Be⸗ 
dürfnis geboten und ſoll den Erben ein Mittel gewähren über 
das Vorliegen und den Umfang einer Ausgleichungspflicht zu⸗ 
verläſſige Kenntnis zu erlangen (vergl. Planck B. G. B. Bd. 5 
§ 2057 Ziffer 1). Dies Mittel aber iſt nur zweckdienlich, 
wenn es in dem Zwang beſteht, zunächſt alle Zuwendungen zu 
offenbaren. Sch. c. H., U. v. 28. April 04, 169/04 IV. — 
Zweibrücken. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

10. 5 159. Verlangen der Rechtshilfe für gerichtliche Be⸗ 
urkundung einer Anmeldung aus § 12 H. G. B.] 

Die Firma H. M. & C., welche in Schwetzingen (in Baden), 
dem Wohnorte ihrer Inhaber, ihre Hauptniederlaſſung und in 
Zwickau (im Königreich Sachſen) ihre Zweigniederlaſſung hatte, 
ſtellte privatſchriftlich bei dem Amtsgerichte des letzteren Ortes 
den Antrag, ihre in dem dortigen Handelsregiſter eingetragene 
Zweigniederlaſſung zu löſchen. Das Amtsgericht zu Zwickau als 
Regiſtergericht erſuchte infolgedeſſen das Amtsgericht in 
Schwetzingen um Entgegennahme dieſes Antrages von dem 
Firmeninhaber „zu richterlichem Protokoll“. Das erſuchte Gericht 
entſprach dieſem Anfinnen nicht, ſondern veranlaßte nur die Auf- 
nahme einer entſprechenden Erklärung zu Protokoll feines Gerichts- 
ſchreibers und überſandte dieſelbe alsdann der erſuchenden Behörde. 
Das Gericht in Zwickau wiederholte hierauf ſein früheres Er⸗ 
ſuchen, indem es unter Hinweis auf $ 128 des R. Gef. über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtebarkeit die Be⸗ 
urkundung durch den Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts 
Schwetzingen nicht für genügend hielt und gleichzeitig beantragte, 
im Ablehnungsfalle die Sache dem zuſtändigen O. L. G. zu 
Karlsruhe zur Entſcheidung vorzulegen. Da das Amtsgericht zu 
Schwetzingen dem Haupterſuchen auch jetzt nicht ſtattgeben wollte, 
ſo verfuhr es nach dieſem eventuellen Antrage. Das O. L. G. 
zu Karlsruhe wies nach erfolgter Prüfung das Erſuchen des 
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Amtsgerichtes zu Zwickau durch Beſchluß vom 29. Februar 1904 
ab und erklärte die Rechtshilfe für unzuläſſig. Gegen dieſe 
Entſcheidung richtet ſich die Beſchwerde des Amtsgerichts zu 
Zwickau. Ihre formelle Statthaftigkeit folgt aus § 160 des 
G. V. G., ſodaß die Bedingungen für die Abgabe einer Ent⸗ 
ſcheidung durch das R. G. gegeben find. In der Sache ſelbſt 
aber erweiſt ſich die Beſchwerde als unzuläſſig. Die §§ 158 
bis 169 des G. V. G., welche der § 2 des R. Geſ. über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in den Fällen 
der von ihm geordneten Rechtshilfeleiſtung für maßgebend er⸗ 
klärt, regeln, wie der ihnen vorausgehende $ 157 ergibt, an 
ſich nur die Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
in Strafſachen. Ihre Anwendbarkeit beſchränkt ſich daher nach 
§ 1 des R. Gef. über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit auf „diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, welche durch R. Geſ. den Gerichten über⸗ 
tragen ſind“. Würde die mit dem Erſuchen des Amtsgerichts 
Zwickau bei dem Amtsgericht Schwetzingen bezielte Rechtshilfe 
eine durch R. Geſ. den Gerichten übertragene Angelegenheit 
innerhalb des Gebietes der freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem fie 
unzweifelhaft angehört, nicht betreffen, ſo entfiele damit zugleich 
auch die Anwendbarkeit des $ 159 G. V. G., aus welchem fie 
ihre Stütze entnimmt. Das fragliche Erſuchen des Amtsgerichts 
Zwickau ging dahin, einen von den Inhabern der Firma H. M. 
& Co. zuerſt nur privatſchriftlich und alsdann vor dem Gerichts- 
ſchreiber des Amtsgerichts zu Schwetzingen zu Protokoll erklärten 
Antrag auf Löſchung der Zweigniederlaſſung dieſer Firma im 
Handelsregiſter zu Zwickau gerichtlich zu beurkunden. 
Dieſer Antrag ſelbſt, eine Willenserklärung, welche rechtliche 
Folgen zum Zweck hat, ſtellt fi als Rechtsgeſchäft dar. Es 
fragt ſich alſo zuvörderſt: Iſt die gerichtliche Beurkundung 
eines der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehörigen Rechts⸗ 
geſchäftes, insbeſondere einer Anmeldung aus § 12 des 
H. G. B., eine durch R. Gef. den Gerichten übertragene 
Angelegenheit? Dieſe Frage muß für Falle der vorliegenden 
Art ohne Bedenken verneint werden. (Wird näher begründet.) 
Mangelt es aber hiernach an den geſetzlichen Erforderniſſen für 
die Berechtigung des Rechtshilfeerſuchens ſeitens des Amtsgerichts 
Zwickau an das Amtsgericht Schwetzingen, fo ſteht damit ohne 
weiteres feſt, daß auch der §8 159 des G. V. G. auf den 
gegebenen Fall keine Anwendung zu leiden vermag. Handels. 
regiſterſache M., Beſchl. v. 28. April 03, B 158/04 IV. — 
Karlsruhe. 

Zivilprozeßordnung. 

11. Verſagung genügenden rechtlichen Gehörs. 

Der Rechtsſtreit hat ſich bisher um den von dem Bekl. 
erhobenen Einwand gedreht, daß ihm ſein Vater A. Sl. noch 
bei feinen Lebzeiten die reſtlichen 4000 Mark Kaufgelder in 
Anrechnung auf ſeinen dereinſtigen Erbteil erlaſſen habe. Zum 
Erweiſe hierfür hat der Bekl. ein hierüber lautendes Schriftſtück 
vom 21. Auguſt 1900 zu den Akten überreicht, welches die 
Unterſchrift ſeines Vaters trägt. Die Kl. hat den Erlaß be⸗ 
ſtritten und gegen das Schriftſtück geltend gemacht, daß A. Sl., 
als er dasſelbe unterſchrieb, ſchwer krank und nicht mehr zu- 
rechnungsfähig geweſen ſei. Er habe damals nicht gewußt, was 
um ihn her vorgehe. Über dieſe Behauptung der Kl. iſt in der 
I. J. Beweis erhoben worden, der zuungunſten der Kl. ausfiel. 
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Infolgedeſſen hat der I. R. die Klage abgewieſen. In II. J. 
hat die Kl. ihre Behauptung, daß ihr Ehemann, als er das 
Schriftſtück vom 21. Auguſt 1900 unterſchrieb, unzurechnungs⸗ 
fähig geweſen jet, aufrecht erhalten und fie hat hierfür, ſowie 
dafür, daß er bei der Unterſchrift zum mindeſten nicht gewußt 
habe, um was es ſich handle, Umſtände angeführt und mit 
Beweismitteln unterſtützt, die gegenüber der Beweiswürdigung 
des I. R. neu find. Der B. R. hat ſich auf eine Entſcheidung 
dieſes Streitpunktes nicht eingelaſſen, ſondern den Einwand des 
Bekl. mit der Ausführung verworfen, daß A. Sl. durch das 
Schriftſtück vom 21. Auguſt 1900 überhaupt nicht unter Lebenden, 
ſondern letztwillig habe verfügen wollen. Mit Recht beſchwert 
ſich die Reviſion über dieſe Feſtſtellung um deshalb, weil ſie 
getroffen worden iſt, ohne daß das Gericht vorher mit den 
Parteien über ſie verhandelt hätte. Ob eine Verfügung unter 
Lebenden oder als letztwillige getroffen worden iſt, darüber hat 
allerdings das Gericht nach ſeiner Überzeugung zu entſcheiden. 
Aber diejenige Partei, zu deren ungunſten die Entſcheidung hier⸗ 
über wirkſam werden muß, hat ein Recht darauf, mit ihren 
Anführungen vorher gehört zu werden, da ſie möglicherweiſe 
in der Lage iſt, tatſächliche Umſtände anzugeben oder vielleicht 
auch rechtliche Geſichtspunkte geltend zu machen, welche auf die 
Überzeugung des Gerichts von Einfluß fein konnen. Keinesfalls 
iſt es angängig, gleichſam über den Kopf der Parteien hinweg 
eine Feſtſtellung, wie ſie hier vorliegt, zu treffen. Hieran hat 
der erkennende Senat im Anſchluß an das Urteil vom 28. April 
1898 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 41 S. 285, 293) 
bis in die neueſte Zeit (vergl. Urteil vom 12. März 1904, 
V 36/04) feſtgehalten. Hiernach mußte das B. U. der Auf. 
hebung unterliegen. Sl. c. Sl., U. v. 13. Mai 04, 479/03 V. 
— Breslau. 

12. 5 114 ff. Z. P. O. Kauſales Verſchulden des Armen⸗ 
anwaltes für verſpätete Einlegung der Berufung.] 

Es iſt zunächſt dem B. G. darin beizutreten, daß dem 
Rechtsanwalte, welcher einer armen Partei zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte gerichtsſeitig beigeordnet war, auch nach dem hier 
noch maßgebenden gemeinen Rechte aus den von jenem Gerichte 
dargelegten Gründen ohne weiteres die Verpflichtung erwuchs, 
ſich mit aller Sorgfalt der Intereſſen der Partei anzunehmen, 
insbeſondere auf Wahrung der dabei etwa in Betracht kommen- 
den Friſten bedacht zu ſein. Mit Recht hat dabei das O. L. G. 
auch auf die in den Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 41 S. 367 ff. mitgeteilte Entſcheidung dieſes Senates 
hingewieſen, obgleich dieſe auf dem Boden des Pr. L. N. er⸗ 
gangen tft; denn es handelte ſich dort nicht etwa um die in 
dem genannten Geſetzbuch anerkannte allgemeine Schadens- 
erſatzpflicht wegen fahrläſſiger Vermögens beſchädigung ohne 
Rückſicht auf ein ſchon beſtehendes Obligationsverhältnis (wie 
in der gleichfalls vom O. L. G. angeführten Entſcheidung in 
Bd. 14 daſelbſt S. 283 ff.), ſondern darum, daß die Friſt für 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand von dem Zeitpunkte 
an läuft, wo dem Armenanwalte ſeine Beiordnung bekannt 
geworden iſt, weil er dann ſofort für die Partei zu handeln in 
der Lage und verpflichtet iſt, was mit den Beſonderheiten des 
Pr. L. R. nichts zu tun hat. Von dieſer Auffaſſung abzugeben 
hat nun eben der erkennende Senat gegenwärtig keinen Anlaß 
gefunden. Wenn nun aber alſo der dem Kl. für die Berufungs- 
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inſtanz zum Armenanwalt beſtellte Bekl. ſofort nach ſeiner 
Beiordnung als Anwalt des Kl. zu handeln berufen war, ſo 
erſcheinen die Gründe, aus welchen das O. L. G. ihn von jedem 
Verſchulden wegen verſpäteter Einlegung der Berufung los⸗ 
geſprochen hat, als unzureichend. Allerdings wußte er zunächſt 
nicht, wann die Berufungsfriſt ablief, und hatte auch keinen 
beſonderen Grund für die Annahme, daß es mit der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels Eile habe. Aber ebenſowenig hatte 
er irgend einen Grund für die Annahme, daß die Sache nicht 
eilig ſei; er mußte zunächſt beide Fälle als gleich möglich 
vorausſetzen, und daher erforderte die nötige Sorgfalt, daß er 
ſich im Zweifel jo verhalte, als ob die Sache Eile ha be 
Dabei war es beſonders naheliegend, auf der Gerichtsſchreiberei 
des B. G. durch Einficht der Akten das Nötige zu erfahren zu 
ſuchen;. wenn er dies getan hätte, fo würde der Erfolg nicht 
ausgeblieben ſein, da in der Tat aus den in der Gerichts⸗ 
ſchreiberei liegenden Akten alles Erhebliche zu erſehen geweſen 
wäre. Ob ein ſolches Vorgehen des Armenanwaltes der 
Berufungsinſtanz in H. gebräuchlich iſt, darauf kommt 
es nicht an. Hier liegt alſo ein für die Verſäumung der 
Berufungsfriſt kauſales Verſchulden des Bekl. vor, es wäre 
denn, daß bei der Gerichtsſchreiberei des Hanſeatiſchen O. L. G. 
eine ſo feſte Abung, den beigeordneten Armenanwalt ſofort von 
einem aus den Akten zu entnehmenden baldigen Ablaufe der 
Berufungsfriſt Kunde zu geben, beſtanden hätte, daß der 
Anwalt fih mit Sicherheit darauf verlaſſen durfte. Dergleichen 
hat der Bekl. angedeutet, jedoch bisher noch nicht einmal mit 
der erforderlichen Beſtimmtheit behauptet. W. c. M. ⸗P., U. 
v. 19. Mai 04, 417/03 VI. — Hamburg. 

13. 55 128, 275 Abſ. 1 und 2, 568 Abſ. 2 Z. P. O. Er⸗ 
fordernis der mündlichen Verhandlung über den Antrag auf 
Anordnung der Verhandlung zur Hauptſache bei Erledigung 
prozeßhindernder Einrede. 

Die Bekl. erhob gegenüber der auf die Herausgabe von 
Sachen gerichteten Klage ihres Ehemannes die prozeßhindernden 
Einreden der mangelnden Prozeßfähigkeit des Kl. und der ſach⸗ 
lichen Unzuſtändigkeit des L. G. und verweigerte wegen der 
letzteren die Einlaffung zur Hauptſache. Die Einrede der Un⸗ 
zuſtändigkeit wurde durch Urteil vom 6. November 1903 ver- 
worfen. Demnächſt, nachdem für dieſes Urteil das Zeugnis der 
Rechtskraft erteilt war, verweigerte die Bekl. in dem Termine 
zur mündlichen Verhandlung vom 15. Februar 1904 die Ein⸗ 
laſſung zur Hauptſache auch wegen der Einrede der mangelnden 
Prozeßfähigkeit. Dieſe wurde durch Urteil vom 15. ged. Mts. 
gleichfalls verworfen. Vor Ablauf der Berufungsfriſt lud der 
Anwalt des Kl. die Bekl. zur mündlichen Verhandlung, in 
welcher er unter Widerſpruch der letzteren beantragte, daß das 
Gericht die Verhandlung zur Hauptſache anordne. Der Antrag 
wurde abgelehnt. Die vom Kl. eingelegte Beſchwerde iſt vom 
O. L. G. als unzuläſſig verworfen. Die weitere Beſchwerde iſt 
zwar zuläffig, da das O. L. G. auf eine ſachliche Nachprüfung 
der landgerichtlichen Entſcheidung nicht eingegangen und ſomit 
ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund gegeben iſt ($ 568 
Abſ. 2 Z. P. O.). Aber fie iſt unbegründet. Mit dem Erlaſſe 
des die prozeßhindernde Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit 
verwerfenden Zwiſchenurteils vom 15. Februar 1904 trat bis 
zur Rechtskraft dieſes Urteils ein Stillſtand des Verfahrens ein. 
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Die Fortſetzung konnte nur auf Antrag dergeſtalt angeordnet 
werden, daß zur Hauptſache zu verhandeln ſei (8 275 
Abſ. 2 Z. P. O.). Es ſteht hierbei eine die Parteirechte erheblich 
berührende Maßregel in Frage, indem vor rechtskräftiger Feſt⸗ 
ſtellung der Prozeßvorausſetzungen über die Hauptſache ver- 
handelt werden fol. Daß fie ohne mündliche Verhandlung 
über den Antrag getroffen werden könne, iſt nirgends beſtimmt. 
Deshalb greift der Grundſatz des §8 128 Z. P. O. durch und 
es erfordert die Entſcheidung über das Begehren, daß zur 
Hauptſache verhandelt werde, gleichfalls eine mündliche Ver⸗ 
handlung. Dies tft auch in dem Beſchluſſe des VI. 3. S. 
vom 2. Januar 1890 (Jur. Wochenſchr. S. 47) angenommen 
(vergl. ferner Entſch. Bd. 40 S. 373 ff.). Dort iſt weiter 
ausgeſprochen, daß es ſich hierbei nicht um eine Ausſetzung des 
Verfahrens im Sinne des 8 252 Z. P. O. handelt, in dem 
Verfahren iſt von ſelbſt nach Erlaß des Zwiſchenurteils ein 
Stillſtand eingetreten. Daraus ergibt ſich, daß der den Antrag 
auf Fortſetzung des Verfahrens erledigende Beſchluß der Be⸗ 
ſchwerde unzugänglich iſt (8 567 Abſ. 1 Z. P. O.). Die 
weitere Beſchwerde ſucht auszuführen, daß der Erlaß des 
Zwiſchenurteils unzuläſſig geweſen und dieſes deshalb nicht zu 
beachten ſei. Dabei iſt unterſtellt, daß, wie dies auch das 
O. L. G. annimmt, das Verfahren des L. G. der Prozeßordnung 
nicht entſprochen habe. Indeſſen hatte die Bekl. nach dem 
Tatbeſtande des Zwiſchenurteils vom 6. November 1903 beide 
prozeßhindernden Einreden gleichzeitig vorgeſchützt und nur er⸗ 
klärt, daß ſie wegen der Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit 
die Einlaſſung zur Hauptſache nicht verweigern wolle. Ob es 
zweckmäßig war, die Einreden in getrennten Verhandlungen 
und Urteilen zu erledigen, kann dahingeſtellt bleiben. Jeden⸗ 
falls war das Gericht an die Erklärung der Bekl., die Ein⸗ 
laſſung nur wegen der Unzuſtändigkeit des L. G. zu verweigern, 
nicht gebunden. Es konnte nach Verwerfung der erſten Einrede 
über die zweite abgeſondert verhandeln laſſen und entſcheiden 
($ 275 Abſ. 1 Z. P. O.) und es hat dies getan. Das Zwiſchen⸗ 
urteil vom 15. Februar 1904 war ſomit — und darauf allein 
kommt es an — in betreff der Rechtsmittel als Endurteil an⸗ 
zuſehen und darum erheiſchte die Verhandlung zur Hauptſache 
das in § 275 Abſ. 2 Z. P. O. vorgeſchriebene Verfahren. Von 
einem Zwiſchenurteil, das ſelbſtändig der Berufung nicht unter⸗ 
lag und das kein Hindernis bot, das Verfahren fortzuſetzen, 
war keine Rede. K. c. K., Beſchl. v. 6. Mai 04, B 133/04 VII. — 
Naumburg. | | 

14. 8139 Z. P. O. Fragepflicht bei in I. J. geftellter, 
in II. J. nicht wiederholter erheblicher Beweisanträge.] 

In dem B. U. iſt allerdings nicht feſtgeſtellt, daß Kl. 
das in I. J. geſtellte erhebliche Beweiserbieten in der Be⸗ 
rufungsinſtanz wiederholt hat, aber ebenſowenig, daß er von 
dieſen Beweiserbieten hat abſehen wollen. Daher bleibt für 
die Vermutung Raum, daß es auf einem Verſehen des Rechts-. 
anwalts beruht, daß die Wiederholung des Beweiserbietens 
unterblieben iſt. Bei der Sachlage war es aber gemäß $ 139 
Z. P. O. geboten, durch Ausübung des Fragerechts klar zu 
ſtellen, ob Kl. nicht den in I. J. angetretenen Beweis führen 
wolle. Gerade ſolchem nicht gewollten Verluſte von Partei⸗ 
rechten will der § 139, wie das R. G. bereits in einem Urteile 
(Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 334) erkannt hat, durch das 


388 


dem Gerichte eingeräumte Fragerecht vorbeugen. Auf einer 
Verletzung dieſes Grundſatzes beruht, wie der Rkl. mit Recht 
rügt, die Entſcheidung, da die Klage wegen Mangels eines 
Beweiſes abgewieſen worden iſt, ohne daß der Kl. zur Be⸗ 
zeichnung ſeiner Beweismittel aufgefordert worden iſt, obwohl 
eine ſolche Aufforderung nach Sachlage geboten war. Das 
angefochtene Urteil kann alſo ſo, wie es begründet iſt, nicht 
aufrecht erhalten werden. G. ce. T., U. v. 13. Mai 04, 
12/04 II. — Coöln. 

15. 8 236 Abſ. 3 Z. P. O. Der für die mündliche 
Verhandlung beſtimmte Termin im Sinne dieſer Geſetzesvor⸗ 
ſchrift] 

Die Revifion des Kl. und Berufungskl. iſt nicht begründet. 
Daß ſeine Berufungseinlegung eine verſpätete war, da ſie nach 
der am 23. Dezember 1902 erfolgten Urteilszuſtellung erſt am 
Samstag, den 24. Januar 1903 erfolgte, beſtreitet er ſelbſt 
nicht. Es kann ſich alſo nur darum handeln, ob ſeinem in 
der Verhandlung vor dem B. G. vom 8. Mai 1903 mündlich 
geſtellten Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen den Ablauf der Berufungsfriſt gemäß $ 23 5 Abſ. 1 und 
§ 236 Abſ. 1 und 3 Z. P. O. ſtattzugeben war. Dies hat 
das B. G. mit Recht ſchon aus dem Grunde verneint, weil 
eine weſentliche Vorausſezung, welche nach dem Geſetze vor- 
handen ſein muß, wenn die Wiedereinſetzung ohne vorgängige 
Zuſtellung eines Schriftſatzes gemäß § 236 Abſ. 3 Z. P. O. 
nachgeſucht werden will, hier fehlt, nämlich die Antragſtellung 
in dem zur mündlichen Verhandlung anberaumten Termine. 
Dieſer Termin vor dem B. G., zu welchem der Berufungskl. 
ſeinen Gegner am 24. Januar 1903 geladen hatte, war der 
Termin vom 27. März 1903. In dieſem Termine war aber 
der Kl. ſelbſt nicht erſchienen und hatte ſich fo die Möglichkeit 
entzogen, den Antrag auf Wiedereinſetzung ohne vorgängige 
Zuſtellung eines Schriftſatzes unter Berufung auf § 236 
Abſ. 3 Z. P. O. zu ſtellen. Die Friſt für den Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag war daher, wie das B. G. mit Recht angenommen hat, 
verſäumt. Daß in dem Termine vom 27. März 1903 der 
Berufungsbekl. ſelbſt die Vertagung beantragte und der hierauf 
angeſetzte weitere Termin auf Antrag beider Parteien auf den 
8. Mai 1903 verlegt worden iſt, erſcheint für die Frage der 
Wiedereinſetzung belanglos, da keiner dieſer ſpäteren Termine 
der für die mündliche Verhandlung beſtimmte Termin im 
Sinne des § 236 Abſ. 3 Z. P. O. geweſen iſt, in welchem der 
Antrag auf Wiedereinſetzung noch geſtellt werden konnte, wenn 
— wie das hier der Fall iſt — die Zuſtellung der Ladung 
zu dieſem Termin an den Gegner innerhalb der einmonatigen 
Friſt nach Ablauf der Notfriſt erfolgt war. Die vom Reviſionskl. 
vertretene Meinung, daß ihm auch noch in jedem ſpäteren Ter⸗ 
mine der Antrag auf Wiedereinſetzung freigeſtanden ſei, wider⸗ 
ſpricht dem Wortlaut des Geſetzes und würde dahin führen, 
daß es dem Belieben der Parteien überlaſſen wäre, die Friſt 
für den Wiedereinſetzungsantrag willkürlich zu verlängern, 
während das Geſetz doch dadurch, daß es den Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag an beſtimmte Friſten bindet, klar zu erkennen gibt, daß 
in dieſer Beziehung das Belieben der Parteien ausgeſchloſſen 
if. Da ſomit der am 8. Mai 1903 geſtellte Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag mit Recht als verſpätet zurückgewieſen worden iſt, er⸗ 
ſcheint die Entſcheidung des B. G., daß die Berufung des Kl. 
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als unzuläffig verworfen werde, zutreffend. 
14. Mai 04, 60/04 I. — Frankfurt a / M. 
16. 5 256 Z. P. O. Begriff des „rechtlichen Intereſſes“.] 
Das B. G. hat den Feſtſtellungsvertrag mangels eines recht⸗ 
lichen Intereſſes der Kl. abgewieſen. Es führt aus: Ein 
Intereſſe an der Feſtſtellung der Forderung ſei nur inſoweit 
erſichtlich, als eine Aufrechnung der Forderung gegen eine Erb⸗ 
teilsforderung der Rechtsnachfolger des K. M. in Betracht komme. 
Aber die Aufrechnung ſei von der vorherigen Feſtſtellung der 
Forderung nicht abhängig und werde durch die Feſtſtellung der 
Forderung nicht erſetzt, aus der Feſtſtellung der Forderung er⸗ 
gebe ſich auch nicht ohne weiteres die Zuläſfigkeit der Auf- 
rechnung. Durch die Feſtſtellung würden alſo die Rechts- 
verhältniſſe der Kl. weder in bezug auf die ſtreitige Forderung 
noch in bezug auf die Aufrechnung beeinflußt, auf die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Kl. erſtrecke ſich daher das Intereſſe, das die 
Kl. an der Feſtſtellung ihrer Forderung gegenüber den Bekl. 
hätten, überhaupt nicht. Ein wirtſchaftliches Intereſſe an der 
Feſtſtellung könnten die Kl. allerdings inſofern haben, als fie 
nach Feſtſtellung ihrer Forderung gegen gleichartige Forderungen, 
die ſich aus der Nachlaßteilung für die Bekl. ergeben konnten, 
durch die Möglichkeit der Aufrechnung für alle Fälle geſichert 
wären. Aber ein wirtſchaftliches Intereſſe könne als ein recht⸗ 
liches nur inſoweit angeſehen werden, als aus dem feſtzuſtellenden 
Rechtsverhältniſſe unmittelbar, wenn auch erſt in Zukunft, wirk⸗ 
ſame Folgen für die wirtſchaftliche Lage ſich ergeben würden. 
Ein rechtliches Intereſſe in dieſem Sinne liege zwar vor, wenn 
jemand durch eine Feſtſtellungsklage Gewißheit darüber zu er⸗ 
langen ſuche, ob er von dem Gegner bei Eintritt beſtimmter 
Vorausſetzungen eine Leiſtung zu fordern berechtigt ſei (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 13 S. 373, Bd. 16 S. 390, Bd. 23 
S. 347, Bd. 31 S. 30, Bd. 35 S. 392), und konne bei dem 
Anſpruch auf Feſtſtellung einer Forderung zum Zwecke einer zu ⸗ 
künftigen Verrechnung auch dann anerkannt werden, wenn bereits 
ein Anſpruch hervorgetreten jet, gegen den die Aufrechnung fich 
richten könnte. Es ſtehe aber noch ganz dahin, ob bei der Aus- 
einanderſetzung ein den Bekl. zufallender Erbteil des K. M. er- 
mittelt werde und ob dieſer in einer Forderung gegen die Kl. 
beſtehen werde und ob, wenn er in einer Forderung gegen die 
Kl. beſtehe, dieſe ſolcher Art ſei, daß die Kl. mit ihrer Forderung 
aufrechnen könnten. So lange in dieſer Beziehung noch nichts 
feſtgeſtellt ſei, könnten die Kl. auch nicht die Anerkennung ihrer 
Forderung auf die Möglichkeit hin verlangen, daß fie in die 
Lage kommen könnten, mit ihrer Forderung gegen eine Forderung 
aufzurechnen, die die Bekl. in Zukunft erwerben konnten. Die 
Ausführungen des B. G. gehen fehl. Sie beruhen auf einer 
unrichtigen Auslegung der Vorſchrift des 8 256 3. P. O., 
werden auch dem Sachverhalt, wie er aus den Urteilen der I. 
und II. J. ſich ergibt, nicht gerecht. Das B. G. führt zwar die 
Entſch. des R. G. Bd. 35 S. 392 und die dort bezeichneten 
Urteile an, ſeine Auffaſſung ſteht aber nicht in Einklang mit 
der Rechtſprechung des R. G. In dem Urteile Bd. 35 S. 392 
iſt geſagt, unter dem Ausdruck „rechtliches Intereſſe“ im Sinne 
des 8 256 jet jedes Intereſſe begriffen, das ſich in irgend einer 
Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe des Feſtſtellungsklägers beziehe, 
fo ſei auch das öͤkonomiſche Intereſſe, zu wiſſen, woran man in 
Anſehung eines gewiſſen Rechtsverhältniſſes ſei, um ſein Ver⸗ 
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halten danach einzurichten, ein rechtliches Intereſſe im Sinne 
des § 256. Dieſer Anfihi hat ſich der erkennende Senat ſchon 
in dem Urteile vom 23. Dezember 1895 Jur. Wochenſchr. 1896 
S. 71 angeſchloſſen, auch in ſpäteren Urteilen daran feſt⸗ 
gehalten (vergl. Urteil vom 16. November 1899 Jur. Wochen⸗ 
ſchrift S. 827%, Urteil vom 30. März 1904, IV 542/1903). 
In anderen Entſch. des R. G. iſt anerkannt worden, das Feſt⸗ 
ſtellungsurteil ſei auch zur Regelung von künftigen Möglichkeiten 
beſtimmt, Feſtſtellungsklage ſei zuläſſig, wenn das Intereſſe auch 
nur darin beſtehe, Prozeſſe abzuſchneiden, die Prozeßführung zu 
vereinfachen und Koſten zu erſparen (vergl. die Urteile vom 
6. Juli 1893 Jur. Wochenſchr. S. 4247, 21. März 1900 
Jur. Wochenſchr. S. 3905, 1. Februar 1901 Jur. Wochenſchr. 
S. 158“, 25. April 1902 Jur. Wochenſchr. S. 311 m, 
15. Mai 1903 Jur. Wochenſchr. S. 2715). Unter ſolchen 
Geſichtspunkten hat das B. G. die Zuläſfigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage überhaupt nicht geprüft. H. c. C., U. v. 16. Mai 04, 
22/04 IV. — Stettin. 

17. 5 259 Z. P. O. in Verbindung mit $ 1620 B. G. B. 
Zuläſſigkeit der Klage vor der Heirat auf künftige Leiſtung einer 
Ausſteuer.] 

Die nach Erlaß des B. U. verſtorbene Kl. E. hat gegen 
den Bekl., ihren Vater, Klage auf Gewährung einer Ausſteuer 
erhoben. Sie hat behauptet, daß fie ſich Anfang März; 1902 
mit dem Kaufmann R. verlobt und daß der Bekl. die Gewährung 
einer ſtandesgemäßen Ausſteuer verſprochen habe. Gegenwärtig 
verweigere der Bekl. die Gewährung derſelben. Ihr Anſpruch 
auf dieſelbe, welcher ihr geſetzlich zuſtehe, ſei fällig, da das Auf⸗ 
gebot bereits angemeldet ſei und die Eheſchließung nahe bevor- 
ſtehe, fie, die Kl., aber ebenſowenig wie ihr Ehemann die Mittel 
zur Begründung eines Hausſtandes hätten. Zum mindeſten ſei 
anzunehmen, daß ſie bei der Weigerung des Bekl., die Ausſteuer 
zu gewähren, ſchon jetzt gemäß $ 259 Z. P. O. auf künftige 
Leiſtung der Ausſteuer klagen könne. Sie verlange eine Aus⸗ 
ſteuer von 5000 Mark in barem Gelde, da das Wahlrecht des 
Bekl., ftatt deſſen Haushaltungsgegenſtände zu gewähren, durch 
ſeile Weigerung verloren gegangen ſei. Die Kl. hat beantragt, 
den Bekl. zu verurteilen, prinzipaliter an ſie 5000 Mark 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit der Klagezuſtellung zu zahlen, 
eventuell, ihr nach erfolgter Verheiratung mit dem Kaufmann R. 
5000 Mark zu zahlen. Durch das erſtinſtanzliche Urteil wurde 
der Bekl. verurteilt, der Kl. bei ihrer Verheiratung mit dem 
Kaufmann R. eine Ausſteuer im Werte von 5000 Mark zu 
beſchaffen, oder nach ſeiner Wahl an ſie 5000 Mark zur Be⸗ 
ſchaffung einer Ausſteuer zu zahlen. Das B. G. wies die 
Klage ab. Es führt zur Begründung ſeiner Entſcheidung aus: 
Die in 8 1620 B. G. B. ausgeſprochene Verpflichtung des 
Vaters zur Gewährung einer Ausſteuer entſtehe erſt mit der 
Eheſchließung. Hieraus ergebe ſich, daß die Kl., da die Che 
noch nicht geſchloſſen ſei, nicht auf Leiſtung klagen könne, und 
zwar weder auf ſofortige, noch auf künftige Leiſtung. Denn 
auch die Klage auf künftige Leiſtung aus § 259 Z. P. O. ſetze 
voraus, daß ein Anſpruch bereits beſtehe, möge auch ſeine 
Fälligkeit noch nicht eingetreten ſein. Im vorliegenden Falle 
ſei ein Anſpruch aber noch nicht exiſtent geworden, da die Vor⸗ 
ausſetzung ſeiner Entſtehung, die Eheſchließung, mangele. Für 
die Beurteilung, ob die Entſcheidung des B. G. auf einer Rechts⸗ 
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normverletzung beruht, iſt lediglich diejenige Sachlage maß- 
gebend, welche zur Zeit des Erlaſſes des B. U. beſtand. Dem⸗ 
gemäß muß für dieſe Inſtanz dahingeſtellt bleiben, ob die 
Kl. E. nach Erlaß der zweiten Entſcheidung kurz vor ihrem 
Tode die Ehe mit Kaufmann R. eingegangen iſt und welche 
anderweite Rechtsfolgen ſich aus dieſer Tatſache ergeben. Nach 
Maßgabe der Rechtslage, wie ſie zur Zeit des Ergehens des 
B. U. beſtand, erweiſt ſich die Entſcheidung des B. G. inſoweit 
rechtstrrtümlich, als die Abweiſung des Eventualantrags erfolgt 
iſt. Grundſätzlich iſt allerdings davon auszugehen, daß eine 
Verurteilung zu einer Leiſtung nur nach Eintritt der Fälligkeit 
derſelben zuläſſig iſt, und daß Ausnahmen davon auf pofitiven 
Beitimmungen beruhen. Der im § 259 Z. P. O. enthaltenen 
Ausnahmebeſtimmung gibt aber das B. G. eine zu enge Be⸗ 
grenzung. Gemäß dieſer Vorſchrift kann Klage auf künftige 
Leiſtung erhoben werden, wenn den Umſtänden nach die Beſorgnis 
gerechtfertigt iſt, daß der Schuldner fich der rechtzeitigen Leiſtung 
entziehen werde. Die Einſchränkung des Begriffs der „künftigen 
Leiſtung“ auf Anſprüche, welche bereits entſtanden find und bei 
denen nur die Geltendmachung hinausgeſchoben iſt, erſcheint 
ſchon nach der Wortfaſſung nicht gerechtfertigt. Von künftigem 
Anſpruche kann auch dann geſprochen werden, wenn der Anſpruch 
noch nicht entſtanden iſt, vielmehr erſt in der Zukunft zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen ſoll. Hierbei kann es auch weiter keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob die künftige Entſtehung abhängig gemacht iſt 
von einem beſtimmten Anfangstermine, oder von dem Eintritt 
eines anderen Tatbeſtandsmoments, welches, ſei es geſetzlich, ſei 
es kraft Rechtsgeſchäfts, Vorausſetzung für die Entſtehung des 
Anſpruchs iſt. Daß da, wo die Z. P. O. die Klage auf künftige 
Leiſtungen gibt, nicht nur bereits exiſtente, wenn auch noch nicht 
fällige Anſprüche verſtanden find, ergibt insbeſondere auch $ 258 
Z. P. O. Die hier bezeichneten wiederkehrenden Anſprüche find 
nicht lediglich in ihrer Geltendmachung hinausgeſchoben, ſondern 
auch in ihrem Entſtehen von dem künftigen Eintritt gewiſſer 
Tatbeſtände abhängig gemacht. Auch im Falle des § 1620 
B. G. B., wo der Anſpruch der Tochter auf Ausſteuer erſt zur 
Entſtehung gelangt, wenn ſie heiratet, kann man daher von einer 
künftigen Leiſtung im Sinne des $ 259 Z. P. O. ſchon vor 
der Heirat ſprechen. Irrtümlich iſt freilich die Auffaſſung der 
Reviſion, daß es ſich in ſolchem Falle um einen bedingten 
Anſpruch handle. Im techniſchen Sinne des § 158 B. G. B. 
liegt ein ſolcher nicht vor, möchte ſelbſt die Ausſteuer noch 
beſonders vertragsmäßig zugefichert fein. Zu Unrecht verneint 
deshalb das B. G. die Anwendbarkeit des 8 259 Z. P. O. aus 
dem Grunde, weil keine künftige Leiſtung in Frage ſtehe. Die 
hierauf zum Eventualantrage beruhende Entſcheidung des B. G. 
war daher aufzuheben. E. c. E., U. v. 16. Mai 04, 425/03 IV. 
— Berlin. i 

18. 8 265 Abſ. 2. Anwendung auch beim Eintritt 
mittels Klage in das Mahnverfahren. 

Beizuſtimmen iſt beiden Vorinſtanzen zunächſt in der An⸗ 
nahme, daß die vom Kl. gegen Bekl. angeſtrengte Klage dazu 
beſtimmt geweſen ſei, das von dem Zedenten des Kl. S. 
gegen den Bekl. eingeleitete Mahnverfahren durch Überleitung 
in das gewöhnliche Prozeßverfahren nach Maßgabe von 
88 693, 697 der Z. P. O. fortzuſtellen. Die Art, wie in 
der Klagſchrift das Mahnverfahren unter Angabe aller Einzel ⸗ 
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heiten des Verlaufes, insbeſondere der für die Berechnung der 
ſechsmonatigen Klagfriſt maßgebenden Daten, zur Sprache 
gebracht iſt, der auf Erſtattung der Koſten des Mahnverfahrens 
gerichtete Klagantrag und die Zuſtellung der Klage kurz vor 
Ablauf jener Friſt laſſen keinen begründeten Zweifel darüber 
zu, daß der Kl. beabſichtigte, als Rechtsnachfolger S. das 
von dieſem anhängig gemachte Verfahren nach Maßgabe der 
bezogenen Vorſchriften fortzuſtellen, und dieſer ſein Wille hat 
durch die Geſtaltung der Klagſchrift unzweideutigen Ausdruck 
gefunden. Der Kl. hat dies in I. J. gar nicht in Abrede 
geſtellt, auch nicht, nachdem der Bekl. die Fortſtellung des 
Verfahrens durch den Kl. unter Berufung auf & 265 Abf. 2 
der Z. P. O. widerſprochen hatte. Erſt in II. J. iſt er, nad 
dem dieſer Widerſpruch des Kl. zur Klagabweiſung durch das 
L. G. geführt hatte, mit der Behauptung hervorgetreten, daß 
er nicht in das zwiſchen S. und dem Bekl. anhängige 
Verfahren habe eintreten wollen, ſondern eine neue ſelbſtändige 
Klage erhoben habe. Die Sachlage iſt inſoweit mithin prozeſſual 
keine andere, als ſie vorliegen würde, wenn S. von Haus 
aus gewöhnliche Klage erhoben und der Kl. nach Abtretung 
der Klagforderung die Fortführung des Prozeſſes übernommen 
hätte. Wie in dieſem Falle bei Widerſpruch des Bekl. gegen 
den Eintritt des Kl. in den Prozeß auf Abweiſung der Klage 
hätte erkannt werden müfjen (vergl. Gruchots Beitr. Bd. 30 
S. 441, Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 46 S. 320), 
ſo erſcheint eine gleiche Entſcheidung auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften in 8 265 Abſ. 2 Z. P. O. auch hier geboten. Der 
von der Vorinſtanz zur Sprache gebrachte Grundſatz, wonach 
materiellrechtlich bedeutſame Umſtände, durch welche der Klag- 
anſpruch exiſtent oder fällig wird, ſoweit durch ihre Geltend⸗ 
machung der Klaggrund nicht geändert wird, auch dann zu 
berückfichtigen ſind, wenn ſie erſt nach der Klagerhebung ein⸗ 
getreten find, hat mit der hier vorliegenden Frage nichts zu 
tun, und ebenſowenig kommen Erwägungen, wie ſie in dem in 
den Entſcheidungen des R. G. Bd. 52 S. 136fg. veröffentlichten 
Urteile zur Aufrechterhaltung der Klage verwertet worden ſind, 
hier in Betracht. B. c. F., U. v. 9. Mai 04, 520/03 VI. — 
Marienwerder. 

19. 8 274 Z. P. O. Verluſt der verzichtbaren prozeß⸗ 
hindernden Einreden in der Berufungsinſtanz.] 

Der B. R. hat den erſt in der Berufungsinſtanz und zwar 
auch hier erſt im Schlußverhandlungstermine vorgebrachten Ein- 
wand der Rechtshängigkeit mit folgender Ausführung für zuläſſig 
erklärt: Allerdings habe der Bekl. den Einwand erſt im Schluß⸗ 
verhandlungstermine erhoben und es liege ſomit die Voraus ⸗ 
ſetzung des Abſ. 1 des § 274 Z. P. O. nicht vor. Allein dieſe 
Geſetzesbeſtimmung finde nicht Anwendung, da Bekl. den Ein⸗ 
wand als einen prozeßhindernden nicht erhoben habe. Der in 
der Literatur ebenfalls vertretenen Anficht, daß die beſonderen 
Vorſchriften des § 274 auch in dem Falle zur Geltung kämen, 
wenn die Partei von dem Rechte, die Verhandlung zur Haupt- 
ſache zu verweigern, keinen Gebrauch mache, ſchließe das er⸗ 
kennende Gericht ſich nicht an. Dieſe Auffaſſung des B. R. iſt 
techtsirrtümlich und verſtößt in mehrfacher Beziehung gegen den 
Inhalt und die Beſtimmung der Z. P. O. Zunächſt iſt es 
irrig, wenn der B. R. annimmt, die prozeßhindernden Ein⸗ 
reden würden als ſolche nur erhoben, wenn der Bekl. von dem 
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Recht, auf Grund ihrer die Verhandlung zur Hauptſache zu 
verweigern, Gebrauch mache. Dieſes Recht bildet keinen Teil 
des Weſens der prozeßhindernden Einreden, wie daraus hervor⸗ 
geht, daß im amtsgerichtlichen Verfahren. im Urkunden und 
Wechſelprozeß und in der Berufungs- und Revifionsinſtanz der 
Bekl. ein ſolches Recht gar nicht befigt (vergl. SS 504 Abſ. 3, 
594, 528 Abſ. 2, 566 Z. P. O.). Jenes Recht des Bekl. 
ſtellt lediglich eine nicht notwendige Folge aus dem Weſen 
der prozeßhindernden Einreden dar, die der Geſetzgeber ziehen 
kann oder nicht ziehen kann und die in der deutſchen Z. P. O. 
nur für das gewöhnliche erſtinſtanzliche landgerichtliche Ver⸗ 
fahren gezogen iſt. Ganz abgeſehen von dieſem Recht des Bekl., 
die Einlaſſung auf die Hauptſache zu verweigern, iſt es aber 
überhaupt nicht weſentlich für die prozeßhindernden Einreden, 
daß ſie die Verhandlung der Parteien zur Hauptſache 
hindern. Der Richter kann, aber muß nicht, ſoweit jenes 
Recht des Bekl. nicht beſteht oder zwar beſteht, aber nicht zur 
Anwendung gebracht wird, die abgeſonderte Verhandlung über 
die erhobene Einrede anordnen. Entſcheidend für den prozeß⸗ 
hindernden Charakter des Vorbringens des Bekl., welches die 
Z. P. O. ohne zwiſchen den notwendigen Prozeßvorausſetzungen 
und wirklichen Prozeßhinderniſſen zu ſcheiden, ſowie ohne Rüd- 
ficht auf den eigentlichen Begriff der Einrede als „prozeß⸗ 
hindernde Einreden“ bezeichnet, iſt die Wirkung, daß ſie den 
Richter hindern, ſobald ſie vorgebracht find, entweder in der 
Sache ſelbſt überhaupt zu erkennen, nämlich dann, wenn ſie 
begründet find, oder wenn fie unbegründet find, wenigſtens eher 
in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, als bis vorher der Einwand 
ſei es durch abgeſondertes Urteil oder an erſter Stelle in dem 
die Sache betreffenden Urteil verworfen iſt. Jene Einreden 
find daher ſtets prozeßhindernd, mögen fie in zuläſſiger Weiſe 
erhoben werden, wann ſie wollen, und können daher ihrer Natur 
nach auch ſtets nur als prozeßhindernde erhoben werden. Der 
B. R. hat infolge dieſer Verkennung des Begriffs der prozeß⸗ 
hindernden Einrede gegen den 8 274 Abſ. 3 der Z. P. O. ver- 
ſtoßen, welcher beſagt, daß verzichtbare prozeßhindernde Einreden 
bei Vermeidung ihres endgültigen Verluſtes vor der Verhandlung 
zur Hauptſache vorgebracht werden müſſen, und der hierin nur 
für den Fall eine Ausnahme macht, daß der Bekl. glaubhaft 
macht, er ſei ohne ſein Verſchulden nicht imſtande geweſen, ſie 
zu jenem Zeitpunkt geltend zu machen. Daß es ſich hier um 
einen endgültigen Verluſt für das ganze Verfahren einſchließlich 
der Rechtsmittelinſtanzen handelt, erhellt nicht nur aus dem 
Wortlaut und Sinn und Zweck jener Beſtimmung, fondern 
wird auch durch § 528 Abſ. 1 Z. P. O. erwieſen, welcher in 
notwendiger Konſequenz des Abſ. 3 des §8 274 beſtimmt, daß 
prozeßhindernde Einreden in der Berufungsinſtanz nur erhoben 
werden dürfen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Partei 
ohne ihr Verſchulden außerſtande geweſen ſei, ſie in I. J. zu 
erheben. Die Anſicht, daß bei den verzichtbaren prozeßhindernden 
Einreden der Verluſt mangels rechtzeitigen Vorbringens ein 
endgültiger, auch für die weiteren Inſtanzen wirkſamer ſei, iſt 
manchen Kommentatoren der Z. P. O. nach dem Wortlaut der 
Beſtimmung offenbar fo ſelbftverſtändlich, daß fie ſich gar nicht 
hierüber erklären. Diejenigen, welche ſich über dieſe Frage 
äußern, beantworten ſie im vorſtehenden Sinne (vergl. u. a. 
Gaupp⸗Stein [6. u. 7. Aufl.], Bd. 1 S. 615 Note IV u. V; 
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Peterſen [jetzt Remele-Anger], 5. Aufl. Bd. I S. 550 Note 13; 
Seuffert [8. Aufl.], S. 415; Reincke [5. Aufl.], S. 256; 
Planck, Lehrbuch des Zivilprozeſſes, Bd. 1 S. 502). Da hier 
eine verzichtbare Einrede erhoben iſt, nämlich die der Rechts⸗ 
hängigkeit und die Ausnahme des Abſ. 3 des § 274 nicht 
dargetan iſt, jo war das B. U. unhaltbar. H. o. G., U. v. 
16. Mai 04, 354/03 VII. — Hamm. 

20. 8 546 Abſ. 1 Z. P. O. Schädigung des ſchrift⸗ 
ſtelleriſchen Rufes „vermögensrechtlicher Anſpruch“.] 

Das Werk, welches die Kl. — eine Schriftſtellerin — 
geſchaffen hatte, um es buchhändleriſch vertreiben zu laſſen, 
gehört zu ihrem Vermögen. Sie hat der Verlags buchhandlung 
M. das Verlagsrecht an dieſem Werke gegen Entgelt eingeräumt, 
und damit vermögensrechtliche Anſprüche gegen die Verlagsbuch⸗ 
handlung erworben. Zu dieſen vermögensrechtlichen Anſprüchen 
gehört auch der, daß ſich der Verleger bei Ausübung ſeines 
Rechts innerhalb der durch Geſetz und Vertrag gezogenen 
Schranken hält, alſo ſich eigenmächtiger Anderungen in oder an 
dem Werke enthält. Die Rkl. hat den Schutz der Gerichte 
angerufen, weil die Bekl. ohne ihre Zuſtimmung einzuholen, 
bei Veranſtaltung einer zweiten Ausgabe diejenigen Anderungen 
vorgenommen habe, welche im Tatbeſtande bezeichnet find. 
Wenn ſie dieſen Anſpruch verfolgt, weil durch dieſe Anderungen 
ihr ſchriftſtelleriſcher Ruf geſchädigt würde, ſo ändert dieſes Motiv 
nichts an dem vermögensrechtlichen Charakter des Anſpruchs oder 
an dem vermögensrechtlichen Charakter der Leiſtung des Ver⸗ 
legers, daß er fi der Anderungen an dem ihm anvertrauten 
Werke der Schriftſtellerin enthalte. Hiernach iſt die Frage 
nach der Zuläſſigkeik der Revifion nach 8 546 Abſ. 1 Z. P. O. 
bezüglich des Anſpruchs in ſeinem vollen Umfang zu beant⸗ 
worten. Das R. G. hat ſich nicht davon überzeugen können, 
daß ein Beſchwerdewert von über 1 500 Mark glaubhaft fet. 
K. c. M., U. v. 18. Mai 04, 75/04 I. — Berlin. 

21. 58 550, 565 Abſ. 3 Z. P. O. Auslegung eines 
Vertrages, welcher dem klaren Wortlaute widerſpricht, in der 
Revifions inftanz nachprüfbar.] 

Zur Entſcheidung ſteht die Streitfrage, ob die Bekl. der 
Kl. gegenüber vertragsmäßig darauf verzichtet hat, aus Anlaß 
notwendig werdender Verlegungen und Veränderungen ihrer 
Rohrleitung Entſchädigungsanſprüche nicht bloß gegen die 
Stadtgemeinde Ch., ſondern auch gegen irgend welche dritte 
Perſonen zu erheben. Der B. R. bejaht die Frage auf 
Grund des oben wiedergegebenen erſten Abſatzes des 8 13 
des Vertrages. Allein ſeine Auslegung iſt, weil dem klaren 
Wortlaute dieſer Vertragsbeſtimmung widerſprechend, unhaltbar. 
Gleichviel ob Abſ. 1 nur die von der Stadtgemeinde ſelbſt 
oder auch die von Dritten bewirkten Verlegungen und Neuan⸗ 
legungen von Straßen, Plätzen, Anlagen und Baulichkeiten im 
Auge hat, ſo iſt doch darüber nicht hinweg zu kommen, daß in allen 
dieſen Fällen die Bekl. nur inſoweit gebunden iſt, als ihr 
„daraus Entſchädigungsanſprüche an die Stadtgemeinde 
nicht erwachſen“ ſollen. Der B. R. verſucht auszuführen, daß 
die Bekl. aus Rechtsgründen überhaupt niemals in die Lage 
kommen könne, gegen Dritte derartige Entſchädigungsanſprüche 
zu erheben und fährt fort: „Es bedurfte daher der Beſtimmung 
über die Entſchädigungsanſprüche der Bekl. gegen Dritte auch 
dann nicht, wenn unter den „öffentlichen Anlagen“ des § 13 
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Abſ. 1 nicht nur die von der Stadt ſelbſt ausgeführten, ſondern 
alle und jede öffentlichen Anlagen verſtanden werden ſollten.“ 
Allein einmal läßt ſich, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt, 
nicht jetzt ſchon mit Sicherheit überſehen, ob die Möglichkeit, 
Dritte in Anſpruch zu nehmen, für die Bekl. ein für allemal 
rechtlich ausgeſchloſſen ſei. Und auch wenn dem jo wäre, jo 
wäre doch die Bekl. keineswegs tatſächlich verhindert, gegen 
Dritte, ſei es auch rechtlich unbegründete Entſchädigungs⸗ 
anſprüche gerichtlich oder außergerichtlich zu verfolgen. Vor 
allen Dingen aber könnte daraus, daß die Parteien eine Ver⸗ 
tragsbeſtimmung bezüglich etwaiger gegen Dritte zu erhebender 
Entſchädigungsanſprüche für entbehrlich erachtet haben, doch nur 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß dieſe ganze Frage 
von der vertragsmäßigen Regelung ausgeſchloſſen bleiben ſollte. 
Keinesfalls können die Ausführungen des B. R. als tatſächliche 
Feſtſtellung des Inhalts verſtanden werden, daß die Bekl. auch 
nur ſtillſchweigend dahin gebunden worden ſei, ſolche vermeint⸗ 
lich ausfichtsloſe Anſprüche gegen Dritte niemals zu erheben. 
Übrigens würde es für eine derartige Feſtſtellung zugleich an 
allen tatſächlichen Unterlagen fehlen. Die ſonſtigen Erwägungen 
des B. R. treffen die Streitfrage überhaupt nicht. Die un⸗ 
beſchränkte Verfügungsfreiheit der Stadtgemeinde über ihre 
Straßen und Plätze kann dadurch nicht beeinträchtigt werden, 
daß die Bekl. ſich wegen ihr entſtehender Aufwendungen an 
Dritten zu erholen ſucht. Die angezogenen §88 14, 15 des 
A. L. R. Tl. J Tit. 19 kommen deshalb überhaupt nicht in 
Frage. Die Auslegungsregeln der 88 266 — 268 des A. L. R. 
Tl. I Tit. 5 endlich müßten, wenn eine Zweifelhaftigkeit der 
Vertragsbeſtimmungen in der ſtreitigen Frage überhaupt anzu⸗ 
erkennen wäre, durchaus nur der Bekl. zugute kommen. Da 
ſich die Begründung des Berufungsurteils als hinfällig erwieſen 
hat, fo konnte es der Aufhebung nicht entgehen. Zugleich er- 
gibt fich, daß nach dem feſtgeſtellten Sachverhältnis die Sache 
zur Endentſcheidung reif iſt (3. P. O. § 565 Abſ. 3 Ziffer 1). 
Denn anch der B. R. erkennt an, daß außer dem vorgetragenen 
Vertragsinhalt irgend welches zur Ermittelung des Parteiwillens 
verwendbare Material von den Parteien nicht beigebracht iſt. 
Verſagt aber der § 13 Abſ. 1 des Vertrags völlig zur Be⸗ 
gründung des erhobenen Feſtſtellungsanſpruchs, ſo iſt auch 
keine andere Vertragsbeſtimmung erſichtlich, die zu feiner Recht⸗ 
fertigung dienen könnte. Es mußte deshalb ſogleich auf Klag⸗ 
abweiſung erkannt werden. Ch. c. Ch., U. vom 28. Mai 04, 
473/03 IV. — Berlin. 

22. 8 617 Abſ. 2 Z. P. O. Unzuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung über Tatſachen für Scheidungsantrag und Schuld⸗ 
frage. 

3 auch die Zuläffigleit der Eideszuſchiebung im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeſſe inſoweit außer Zweifel, als ſie ſich auf 
Behauptungen bezieht, die ausſchließlich zur Abwehr der 
Eheſcheidung oder zur Begründung eines auf die Schuldfrage 
beſchränkten Antrages vorgebracht werden, ſo muß andererſeits 
mit der bisherigen Rechtſprechung dabei verblieben werden, daß, 
ſobald der beweisführende Teil mit den unter Eidesbeweis 
geſtellten Behauptungen zugleich einen Scheidungsantrag 
begründet, er mit dieſem Beweismittel nach § 617 Abſ. 2 der 
Z. P. O. zurückzuweiſen iſt (vergl. Urteile des Senats vom 
5. März 1891 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 2727, vom 
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15. April 1893 in Sachen Benninghoff c. Benninghoff IV. 
75/93 und des VI. 3. S. vom 11. November 1901, Entſch. 
Bd. 49 S. 167 ff.). Der Umſtand, daß der Berufungsantrag 
des Kl. das landgerichtliche Urteil inſoweit unberührt ließ, als 
nach dem Widerklageantrage auf Scheidung bereits erkannt war, 
führte im gegenwärtigen Rechtsfalle zu keinem anderen Ergebniſſe. 
Die ausgeſprochene Scheidung wurde damit noch nicht rechts- 
kräftig. Es war nicht ausgeſchloſſen, daß ſie im weiteren 
Verlauf des Prozeſſes durch eine Erweiterung des Berufungs- 
antrages gleichfalls angefochten wurde (vergl. Entſch. Bd. 26 
S. 410, ſowie das Urteil des Senats vom 17. März 1904, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 23511). Keineswegs war deshalb 
der in der Berufungsinſtanz von klägeriſcher Seite wiederholte 
Scheidungsantrag von vornherein gegenſtandslos. M. c. M., 
U. v. 9. Mai 04, 508/03 IV. — Berlin. 

Konkursordnung. 

23. § 17 K. O. Rechtliche Bedeutung des Erfüllungs- 
verlangens des Konkursverwalters bei nicht erfüllten Verträgen.] 

In rechtlicher Hinſicht kann allerdings darüber kein Zweifel 
ſein, daß, wenn ein Konkursverwalter auf Grund des § 17 der 
K. O. die Erfüllung eines zur Zeit der Konkurseröffnung nicht 
oder nicht vollſtändig erfüllten Vertrages von dem Gegen⸗ 
kontrahenten fordert, die Konkursmaſſe auch die vor der 
Konkurseröffnung aus jenem Vertrage entſtandenen Anſprüche 
des ſelben als Maſſeforderungen zu befriedigen hat. Das O. L. G. 
hat auch angenommen, daß der Lieferungsvertrag vom 7. März 1902 
bezw. von Ende September 1902 zwiſchen der Kl. und der 
Gemeinſchuldnerin, nach welchem auf Abruf Sukzeſſivlieferungen 
ven Zelluloſe bis Ende 1903 zu erfolgen hatten, ein ein⸗ 
heitlicher Vertrag geweſen ſei, und daß insbeſondere von 
verſchiedenen Schlüſſen nicht die Rede ſein könne, ſowie daß der 
frühere Konkursverwalter, Rechtsanwalt H., bezüglich dieſes 
Vertrages durch das Schreiben vom 27. März 1903 der Kl. 
gegenüber das Erfüllungsverlangen gemäß § 17 eit. geſtellt 
habe. Das O. L. G., deſſen rechtliche Auffaſſung eines der⸗ 
artigen Sukzeſſivlieferungsvertrages als eines einheitlichen 
gleichfalls nicht zu beanſtanden iſt, führt indeſſen bei Begründung 
der tatſächlichen Annahme, daß der genannte Konkursverwalter 
in den fraglichen einheitlichen Vertrag eingetragen ſei, unter 
anderem aus, ob H. auch die Verbindlichkeiten aus den Zellulofe- 
lieferungen für die Monate Oktober, November und Dezember 1902 
habe übernehmen wollen, darauf komme es nicht an, der 
Konkursverwalter ſei nicht in der Lage, den Vertrag nach ſeinem 
Belieben zu ſpalten, indem er nur Erfüllung des noch aus- 
ſtehenden Vertragsreſtes begehre, dagegen die Übernahme des 
von der anderen Seite bereits vorher erfüllten Vertragsteiles 
ablehne. Demgegenüber kemmt aber in Betracht, daß wenn 


auch dieſe Rechtsfolge nicht eintreten kann, doch die. 


Möglichkeit, daß die Erklärung des Konkursverwalters dieſen 
beſchränkten Inhalt tatſächlich gehabt hat, nicht auegeſchloſſen 
iſt. Wäre dies aber der Fall geweſen, wäre alſo die Erklärung 
dahin zu verſtehen, daß ſie ſich nur auf den noch ausſtehenden 
Teil des Vertrages und nicht auf den Vertrag als ſolchen bezog, 
ſo würde die Folge die geweſen ſein, daß die Erklärung 
überhaupt keine rechtliche Wirkung gehabt hätte, auch nicht 
bezüglich des noch ausſtehenden Vertragsteiles, nicht aber die, 
daß die Konkursmaſſe die vor der Konkurseröffnung liegenden 
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Vertragsverbindlichkeiten als Maſſeſchulden anzuerkennen hätte. 
Da nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das O. L. G. bei ſeiner 
Beurteilung des Inhaltes der von dem p. H. abgegebenen 
Erklärung dieſes verkannt hat, und für dieſen Fall die 
entſcheidende Feſtſtellung auf einer unzutreffenden rechtlichen 
Auffaſſung beruhen würde, ſo mußte das angefochtene Urteil 
aufgehoben werden, zumal bezüglich der Begründung auch 
infofern ein Bedenken beſteht, als das O. L. G. zwar die Ein- 
heitlichkeit des Lieferungsvertrages mit der Kl. feſtgeſtellt, ſich 
aber darüber nicht geäußert hat, welches die Auffaſſung des 
Konkursverwalters H. in dieſer Hinſicht geweſen iſt. Sollte 
derſelbe der irrigen Anſicht geweſen fein, es handele fi nicht 
um einen einheitlichen Vertrag, ſondern um verſchiedene ſelbſtändige 
Verträge, ſo würde eventuell auch in Frage kommen, ob nicht 
inſoweit ein nach 8 119 B. G. B. erheblicher Irrtum vor- 
gelegen hätte, und welche Folge ſich hierdurch für die Entſcheidung 
in der Sache ergeben würde. F. o. H. & Cie., U. v. 17. Mai 04, 
6/04 II. — Dresden. 

24. 5 31 Nr. 2 K. O. (5 24 Nr. 2 a. F.). Begebung 
eines Wechſels iſt prima facie Benachteiligung der Gläubiger, 
Beweislaſt für das Gegenteil.] 

Das B. G. hat die von der Kl. verlangte Anwendung des 
§ 31 Nr. 2 der K. O. auf den vorliegenden Fall deshalb ver⸗ 
neint, weil nicht dargetan ſei, daß durch den Abſchluß des 
angefochtenen Geſchäfts die Gläubiger des Gemeinſchuldners 
benachteiligt worden ſeien. Es hat in dieſer Hinficht zunächſt 
die Behauptung der Kl. für nicht zutreffend erachtet, daß eine 
durch den Abſchluß des angefochtenen Geſchäfts bewirkte Be⸗ 
nachteiligung der Gläubiger ſchon mit der Begebung der Wechſel 
an den Rechtsvorgänger des Bekl. deshalb an ſich gegeben ſei, 
weil mit Rückſicht auf die abſtrakte Natur des Wechſelbegebungs⸗ 
akts in der Begebung eines Wechſels ſchlechthin („prima facie“) 
eine Verminderung des Vermögens des Wechſelbegebers erblickt 
werden muſſe. Gegenüber dieſem Rechtsbehelfe der Kl. hat 
nämlich das B. G. folgendes ausgeführt: die unter anderen in 
der Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 74 ff. vertretene Anſicht, daß 
die Begebung eines Wechſels „prima facie“ eine Benachteiligung 
der Gläubiger des Begebers darſtelle und es ſomit im Falle 
der Anfechtung des Begebungsakts Sache des Anfechtunge⸗ 
gegners ſei, darzutun, daß und warum im konkreten Falle eine 
Benachteiligung gleichwohl nicht eingetreten ſei, träfe für die 
vorliegende Sache nicht zu. Namentlich greife hier dieſer „prima 
facie-Beweis“ einer Gläubigerbenachteiligung nicht durch. Wenn 
auch D. durch die Begebung der Wechſel mittels Indoſſaments 
eine wechſelmäßige Regreßpflicht übernommen habe und damit 
nach abſtrakten Begriffen eine Verminderung ſeines Vermögens 
eingetreten ſein möge, ſo ſtehe doch andererſeits als unſtreitig 
feſt, daß die Akzeptanten der Wechſel durchaus zahlungsfähige 
Schuldner ſeien und demnach die Regreß pflicht, die D. mit 
Begebung der Wechſel einging, eine nur rein theoretiſche geweſen 
ſei, indem von vornherein habe angenommen werden können, 
daß die Akzeptanten zahlen würden und damit die Regreßpflicht 
in concreto überhaupt nicht entſtehen werde. Die Akzeptanten 
hätten auch die Wechſel nach Fälligkeit eingelöſt. Die bloß 


abſtrakt eingegangene Regreßrflicht vermöge daher eine Be⸗ 


nachteiligung der Gläubiger im vorliegenden Falle nicht zu be- 
gründen. Eine derartige Benachteiligung laſſe ſich der abſtrakten 
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Natur des Wechſelbegebungsakts ebenſowenig inſoweit entnehmen, 
als der Begeber eines Wechſels durch die Begebung ſich ſeiner 
wechſelmäßigen Rechte entäußere. Bei Anfechtung einer nicht 
wechſelmäßigen Forderung genüge es nicht, daß der Anfechtungs⸗ 
kläger ſich zum Nachweiſe der Benachteiligung der Gläubiger 
auf die bloße Tatſache der Veräußerung berufe; daß dies wegen 
der abſtraktien Natur der aus einem Wechſel fließenden Rechte 
bei der Veräußerung dieſer Rechte anders ſein ſollte, ſei nicht 
erfindlich. Dieſe von der Rkl. zunächſt angefochtenen Aus⸗ 
führungen find nicht frei von Rechtsirrtrum. Der B. R. ver⸗ 
kennt die formale, abſtrakte Natur des in der Wechſelbegebung 
vor allem liegenden Veräußerungsgeſchäfts und deren Ein⸗ 
fluß auf die Beweislaft in Fällen des § 24 Nr. 2 der K. O. a. F. 
Durch die Wechſelbegebung mittels Indoſſaments wird nämlich 
eine Veräußerung der dem Indoſſanten zuſtehenden Rechte aus 
dem Wechſel in der Weiſe bewirkt, daß dieſe Rechte durch den 
bloßen Formalakt dieſer Wechſelbegebung nach Art. 10 der W. O. 
unmittelbar auf den Indoſſatar übergehen und ſomit unabhängig 
von dem dem Wechſelindoſſamente etwa zugrunde liegenden 
Rechtsgeſchäfte, alſo namentlich auch dann aus dem Vermögen 
des Indoſſanten endgültig ausſcheiden, wenn kein entſprechender 
Gegenwert für den Wechſel dieſem Vermögen zufließt, indem 
eine Gegenleiſtung des Jadoſſatars für den Wechſel ja nicht 
zum Wechſelbegebungsgeſchäfte als reinem Formalvertrage gehört. 
Die Übertragung der Rechte aus dem Wechſel durch Indoſſament 
iſt alſo von dem dieſer formalen Rechts handlung zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfte vollſtändig losgelöſt und rechtlich davon 
unabhängig. Da aber im gegebenen Falle nach der Feſtſtellung 
des B. G. die von dem Gemeinſchuldner durch Indoſſament 
auf den Rechtsvorgänger des Bekl. übertragenen Wechſelakzepte 
wirkliche Vermögenswerte darſtellten, fo find die Befriedigungs⸗ 
mittel der Gläubiger des Gemeinſchuldners ohne weiteres („prima 
facie“) als durch die Indoſſierung dieſer Wechſel, d. h. durch 
den von dem Gemeinſchuldner abgeſchloſſenen Wechſelbegebungs⸗ 
vertrag vermindert und ſomit dieſe Gläubiger als hierdurch 
unmittelbar benachteiligt anzuſehen. Jaſoweit treffen die auch 
von dem erkennenden Senate gebilligten Ausführungen des 
Urteils des I. Z. S. vom 7. Dezember 1889, Entſch. Bd. 26 
S. 76 und 77, über die durch Übernahme von Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten bewirkte Schädigung der Gläubiger des Ge⸗ 
meinſchuldners ohne weiteres auch für die hier in Rede ſtehende 
Übertragung der Rechte aus den fraglichen akzeptierten Wechſeln 
durch Indoſſament zu. Namentlich iſt auch bezüglich des letzteren 
Rechtsgeſchäfts der Ecwägung des angeführten Urteils beizutreten, 
das Geſetz könne die Anfechtung nicht von der Darlegung der 
Grundlagen des Wechſelgeſchäfts abhängig machen wollen, die 
dem Anfechtenden insbeſondere bei unklaren Verhältniſſen des 
Gemeinſchuldners unbekannt ſeien und für ihn häufig unerforſchlich 
bleiben würden. Hiernach eiſcheint auch der Grund des B. G., 
daß auch bei Anfechtung der Veräußerung einer nicht wechſel⸗ 
mäßigen Forderung es nicht genüge, daß der Anfechtungskläger 
ſich zum Nachweiſe der Benachteiligung der Gläubiger auf die 
bloße Veräußerung der Forderung berufe, als nicht geeignet, 
ſeine abweichende Beurteilung der Frage der Beweislaſt zu 
rechtfertigen; denn dieſer Satz — bezüglich deſſen es dahingeſtellt 
bleiben kann, inwieweit er namentlich nach dem eventuell für 
den gegenwärtigen Rechtsstreit in Betracht kommenden franzöſfiſchen 
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Rechte für den (hier nicht in Rede ſtehenden) Fall der Über⸗ 
tragung einer nicht wechſelrechtlichen Forderung richtig 
iſt — trifft jedenfalls im Hinblick auf die dargelegte rechtliche 
Natur des hier in Frage kommenden Wechſelbegebungsvertrags 
für die Übertragung einer Wechſelforderung durch 
Indoſſament nicht zu. Im gegebenen Falle hat alſo, da der 
Abſchluß des letzteren Rechtsgeſchäfts feſtſteht und die hierdurch 
bewirkte Benachteiligung der Gläubiger des Gemeinſchuldners 
aus dem Inhalte und der rechtlichen Natur des Geſchäfts fich 
ohne weiteres ergibt, der klagende Konkursverwalter bezüglich 
dieſes Punktes keinen weiteren Beweis zu führen. Dagegen iſt 
es Sache des Bekl. als des Anfechtungsgegners, ein dieſer 
Wechſelbegebung zugrunde liegendes, die Annahme einer Be⸗ 
nachteiligung der Gläubiger des Gemeinſchuldners ausſchließendes 
Rechtsgeſchäft aufzudecken und zu beweiſen, aus dem ſich 
namentlich ergeben würde, daß durch die fragliche Wechſel⸗ 
begebung wegen der damit zuſammenhängenden, entſprechenden 
Vermehrung des Aktivvermögens des Gemeinſchuldners oder 
wegen Beſeitigung einer mindeſtens gleich hohen Schuld des⸗ 
ſelben in Wirklichkeit keine Benachteiligung der Gläubiger be⸗ 
wirkt worden iſt. Nur wenn der Bekl. dieſem Erforderniſſe 
genügen ſollte, würde die fragliche Wechſelbegebung nicht als 
ein die Gläubiger benachteiligender Vertrag anzuſehen ſein. 
D. c. St., U. v. 17. Mai 04, 128/04 II. — Coöln. 

Gewerbeordnung. 

25. 88 34, 38, 53, 148 Nr. da in Verbindung mit 
§ 134 B. G. B. Ungültigkeit der Abtretung von ſolchen 
Forderungen eines öffentlichen Pfandleihers, die aus dem von 
ihm betriebenen Gewerbe herrühren.] 

Laut Vertrags vom 8. März 1902 hat der Kl. dem 
konzeſſionierten offentlichen Pfandleiher F. in Bremen ein 
Darlehn von 3000 Mark auf die Dauer von 5 Jahren, ferner 
auf Grund Nachtragvertrags vom 28. April 1902 ein ſolches 
von 1350 Mark gegeben. In § 2 des erſtgenannten Vertrages 
iſt beſtimmt: „F. überträgt und zediert von heute ab an 
p. F. die Forderungen aus Darlehen, wofür in feinem Geſchäfts⸗ 
betriebe Gegenſtände zum Pfande übergeben ſind bis zur Höhe 
von 3000 Mark. Ein Verzeichnis der Schuldner ergibt ſich 
aus dem Pfandbuch“. Ebenſo beſtimmt der Nachtrag: „F. über⸗ 
trägt und zediert an F. die Forderungen gegen diejenigen 
Darlehnsnehmer, welche von ihm gegen Hingabe von Pfändern 
Darlehen entnommen haben“. Die von den Darlehnsnehmern 
hinterlegten Fauſtpfänder blieben unbeſtrittenermaßen im 
Gewahrſam des F., auch iſt den Schuldnern die Übertragung 
nicht angezeigt worden, vielmehr hat F. die rückbezahlten Dar- 
lehen in Empfang genommen und den Verkauf verfallener 
Fauſtpfänder eingeleitet. Hierbei kam es zu Differenzen zwiſchen 
Kl. und F.; erſterer beanſpruchte den Pfanderlös, letzterer lehnte 
dieſes Verlangen ab, da er ſonſt ohne Betriebsmittel wäre. 
Das R. G. hat die Übertragungsverträge vom 8. März und 
28. April 1902 für unwirkſam erklärt, weil ſie den Grundſätzen 
zuwiderlaufen, welche in 88 34, 38, 53, 148 Nr. 4a 
der Gew. O. (vergl. 8 360 Nr. 12, 367 Nr. 16, ſowie 
auch 8 290 des Str. G. B.) zum Ausdruck gebracht find. 
(B. G. B. $ 134.) Es iſt außer Streit, daß der ÜUbertragende 
(F.) öffentlicher Pfandleiher im Sinne des $ 3 4 der Gew. O. 
war und die von ihm übertragenen Forderungen aus dem 
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von ihm betriebenen Gewerbe herrührten. Gemäß § 34 
bedarf ein Pfandleiher zum Betriebe ſeines Gewerbes der 
Erlaubnis, welche ihm für den Fall ſeiner Unzuverläſſigkeit zu 
verſagen iſt, ihm auch gemäß § 53 der Gew. O. aus demſelben 
Grunde wieder entzogen werden kann. Nach § 38 der Gew. O. 
iſt er weiterhin den durch die Landesgeſetzgebung und die 
Zentralbehörden der Einzelſtaaten für die Pfandleiher rückſichtlich 
des „Umfangs ihrer Befugniſſe und Verpflichtungen“ erlaſſenen 
beſchränkenden Beſtimmungen unterworfen. Eine Übertretung 
derſelben iſt in § 360 Nr. 12 und 367 Nr. 16 des Str. G. B., 
§ 148 Nr. 4a der Gew. O. unter Strafe geſtellt und iſt ihm 
auch in $ 290 des Str. G. B. bei Strafe unterſagt, die bei 
ihm hinterlegten Fauſtpfänder unbefugt in Gebrauch zu nehmen. 
Alle dieſe Beſtimmungen bezwecken, wenn auch nicht ausſchließlich, 
ſo doch vorwiegend den Schutz der Darlehnsnehmer. Allerdings 
hatte & 34 in der Faſſung vom 21. Juli 1869 weſentlich den 
Schutz Dritter (Vermeidung der Beförderung von Eigentums⸗ 
vergehen, der Diebshehlerei) ins Auge gefaßt und deshalb die 
Erlaubnis zum Betrieb des Pfandleihgewerbes nur davon 
abhängig gemacht, daß der Pfandleiher nicht wegen Vergehen 
wider das Eigentum aus Gewinnſucht vorbeſtraft war. Durch 
die Novelle vom 23. Juli 1879 iſt aber das Schwergewicht 
auf den Schutz des mit dem Pfandleiher geſchäftlich verkehrenden 
Publikums gelegt. Aus dieſem Grunde iſt § 34 abgeändert 
worden und die Erlaubnis von der „Zuverläſſigkeit“ des Pfand⸗ 
leihers abhängig gemacht. Es iſt in den Motiven (ſ. Rohrſcheidt, 
Gewerbeordnung S. 181) ausgeführt, daß ſeit dem Erlaſſen der 
Gew. O. von 1869 bei dem Betriebe der Pfandleihgeſchäfte, 
noch mehr bei den bis dahin in den § 34 nicht aufgenommenen 
Rückkaufsgeſchäften, in erheblichem Maße die Ausbeutung der 
Not und des Leichtfinnd der Darlehnsnehmer in die Erſcheinung 
getreten ſei und dem durch die Abänderung der SS 34 und 38 
entgegengewirkt werden ſolle. Demgemäß iſt auch durch das 
Geſetz vom 20. Mai 1880 Art. 2 der § 360 Nr. 12 des 
Str. G. B. erweitert und dieſe Strafbeſtimmung auch noch in 
8 148 Nr. 4a der Gew. O. durch die Novelle vom 30. Juni 1900 
ergänzt. Im Anſchluſſe an die abgeänderten §88 34 und 38 
der Gew. O. haben auch die Einzelſtaaten Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen erlaſſen, welche in Ausführung des gegebenen Grund⸗ 
ſatzes weitgehenden Schutz den Darlehnsnehmern gewähren. 
(Werden näher angegeben.) Dieſe geſamte Geſetzgebung der 
Einzelſtaaten iſt weiter, auch ſoweit ſie dem B. G. B. zuwider⸗ 
läuft, in Art. 94 des E. G. zum B. G. B. aufrecht erhalten. 
Die in allen erwähnten Geſetzesbeſtimmungen zum Ausdruck 
gekommene geſetzgeberiſche Abſicht würde vereitelt, wenn den 
öffentlichen Pfandleihern geſtattet wäre, die geſchützten Darlehns⸗ 
forderungen an Dritte abzutreten, die weder die bei ihnen vor⸗ 
ausgeſetzten moraliſchen Garantien bieten, noch rechtlich (ins- 
beſondere auch ſtrafrechtlich) an die Beſchränkungen der 
Vertragsfreiheit zugunften der Darlehnsnehmer gebunden find, 
und wenn letzteren zugemutet würde, dieſe Dritten als Gläubiger 
anzunehmen. Es würde dadurch der Weg zur Umgehung der 
Geſetzgebung durch Einſchiebung verantwortungsfreier Hinter⸗ 
männer und Forderungs inhaber eröffnet werden. Die Abtretung 
der Darlehnsforderungen widerſpricht alſo dem in $$ 34 und 38 
der Gew. O. in Verbindung mit der Strafgeſetzgebung zum 
Ausdruck gebrachten Grundgedanken. Daß ein einzelner Bundes⸗ 


ſtaat dem Gedanken auch ſelbſt Ausdruck gegeben hat, rechtfertigt 
nicht den Schluß, daß derſelbe nicht auch ſchon durch die Reichs ⸗ 
geſetzgebung hat ausgedrückt werden ſollen. F. c. F., U. v. 
26. April 04, 454/03 III. — Hamburg. 

Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz vom 
22. Juni 1889 (a. F.) in Verbindung mit dem gemeinen Recht. 

26. Keine privatrechtliche Schadenserſatzpflicht des Arbeit⸗ 
gebers wegen unterlaſſener Markenklebung.] 

Der im Jahre 1900 erwerbsunfähig gewordenen Kl. iſt 
von der Landesverſicherungsanſtalt der Hanſaſtädte die Gewährung 
einer Invalidenrente verſagt, weil ſtatt der erforderlichen 
200 Marken nur 194 Marken für ſie geklebt waren. Sie be⸗ 
hauptet, daß ſie in der Zeit vom 1. Auguſt 1896 bis zum 
20. April 1897 in Projensdorf bei Kiel im Dienſte des Vaters 
und Erblaſſers des Bekl. geſtanden, daß dieſer das Einkleben 
der Verficherungsmarken unterlaſſen und dadurch den Verluſt der 
Rente für fie fahrläſſigerweiſe herbeigeführt habe. Sie macht 
daher den Bekl. als Erben für den ihr dadurch erwachſenen 
Schaden verantwortlich und hat nunmehr den entſprechenden 
Rentenbetrag von jährlich 150 Mark gegen ihn eingeklagt. Das 
B. G. hat die Klage abgewieſen, weil aus der fraglichen Unter⸗ 
laſſung der Einklebung der Marken der Kl. ein privatrechtlicher 
Anſpruch, ſei es aus außerkontraktlichem Verſchulden, ſei es aus 
einem Vertrage, überhaupt nicht entſtanden ſei. Die hiergegen 
erhobene Reviſion kann nicht für begründet erachtet werden. 
Mit Recht führt das B. U. zunächſt aus, daß, da die dem 
Schadensanſpruch zu Grunde liegenden Unterlaſſungen in die 
Jahre 1896/97 fallen, das Invaliditäts- und Alters verſicherungs⸗ 
geſetz in ſeiner alten Faſſung vom 22. Juni 1889 und, was 
namentlich von Bedeutung iſt, das gemeine Recht maßgebend 
find. Nach gemeinem Recht kann auf ein außerkontraktliches 
Verſchulden ein Entſchädigungsanſpruch im vorliegenden Falle 
jedenfalls nicht geſtützt werden. Denn nach gemeinem Recht 
haftet nicht allgemein, d. h. von den beſonders geregelten 
Deliktsfällen abgeſehen, jeder für den durch ſeine Schuld, 
ſondern nur für den durch ſeine Argliſt angerichteten Schaden 
(vergl. Windſcheid II § 451). Wenn die Reviſion behauptet, 
daß auch nach gemeinem Recht jede, auch nicht argliſtige ſchuld⸗ 
volle Nichterfüllung einer im Intereſſe eines Dritten gegebenen, 
geſetzlichen Verpflichtung einen Schadenserſatzanſpruch des Be⸗ 
rechtigten erzeuge, ſo hat ſie einen Beweis hierfür nicht geliefert, 
die Klage, mit welcher ein ſolcher außerkontraktlicher Anſpruch 
verfolgt werden könnte, auch nicht zu bezeichnen vermocht. Eine 
Argliſt iſt aber vorliegendenfalls nicht behauptet, und kann auch 
von ihr nach der Sachlage keine Rede ſein. Von den beſonders 
geregelten Deliktsfällen könnte aber nur an die lex Aquilia ge- 
dacht werden, die aber verſagt, da ſie auch in ihrer Erweiterung 
ſich auf Schaden an körperlichen Sachen und Perſonen beſchränkt. 
Ebenſo enthält auch das Invaliditäts- und Altersverſicherungs⸗ 
geſetz ſelbſt keine Beſtimmung, daß die fragliche Zuwiderhandlung 
gegen das Geſetz für den dadurch erwachſenen Schaden haftbar 
mache. — Kann hiernach auf außerkontraktliches Verſchulden 
die Klage nicht geſtützt werden, ſo kann ſich weiter nur fragen, 
ob das Geſetz eine privatrechtliche Verpflichtung des Arbeitgebers 
dem Arbeiter gegenüber derart eingeführt hat, daß es die Ver⸗ 
pflichtung der Markenklebung zum geſetzlichen Inhalt des Dienſt ⸗ 
vertrages gemacht hat, ſodaß eine ſolche Verpflichtung als ftill- 
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ſchweigend durch den Arbeitsvertrag vereinbart gelten müßte und 
der Anſpruch daher durch die Kontraktsklage verfolgt werden 
könnte. Auch das iſt von dem B. G. durchaus zutreffend 
verneint. (Wird aus dem Zweck der Entſtehungsgeſchichte, dem 
öffentlich : rechtlichen Charakter und den einzelnen Beſtimmungen 
des Geſetzes näher begründet.) J. 6. Sch., U. v. 3. Mai 04, 
469/03 III. — Kiel. 

Geſetz über die Geſellſchaften mit beſchränkter 
2. April 1892 

. Mai 18987 3.20, 1108: 

27. ee von Beſchlüſſen der Geſellſchafter für die 
Geſellſchaft vor erfolgter Eintragung der G. m. b. H.! 

Das O. L. G. hat die Klage der Geſellſchaft auf Ein⸗ 
zahlung von 20 Prozent der Stammeinlagen abgewieſen, weil 
der vom Auffichtsrate gefaßte Beſchluß vom 6. November 1900 
über die weitere Einzahlung von 20 Prozent der Stammeinlagen 
nichtig ſei, da zu dieſer Zeit keine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, folgeweiſe auch kein Organ derſelben beſtanden habe, 
inſoweit der Beſchluß aber als Vereinbarung ſämtlicher Geſell⸗ 
ſchafter ſich darſtelle, ſie als Abänderung des Geſellſchafts vertrages 
der im 8 2 des Geſetzes, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom nd entbehre. 
Dieſe Begründung iſt rechtsirrtümlich. Der § 11 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes beſtimmt nur, daß vor der Eintragung in das Handels- 
regiſter die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als ſolche nicht 
beſteht. Er beſtimmt aber nicht, daß in der Zeit zwiſchen dem 
Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages und der Eintragung der 
Geſellſchaft in das Handelsregiſter eine Geſellſchaft überhaupt 
nicht beſteht, und Beſchlüſſe von den Geſellſchaftern mit Kraft 
für die einzutragende Geſellſchaft nicht gefaßt werden konnen. 
Das Geſetz erkennt vielmehr an, daß in jener Zwiſchenzeit für 
dieſe Geſellſchaft in gewiſſen Grenzen und mit gewiſſen Wirkungen 
gehandelt werden könne und müſſe, wenn es in den 88 7, 8, 78 
vorſchreibt, daß für die Geſellſchaft ein oder mehrere Geſell⸗ 
ſchafter beſtellt werden müſſen, welche ſie zur Eintragung in 
das Handelsregiſter anzumelden und dabei die im § 8 Abſ. 2 
vorgeſehene Verficherung bezüglich der Leiftungen auf die 
Stammeinlagen abzugeben haben. Es beſteht ſomit vor der 
Eintragung in das Handelsregiſter zwar noch keine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, wohl aber die Vereinigung der⸗ 
jenigen Perſonen, die den Geſellſchaftsvertrag abgeſchloſſen 
haben, alſo eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, die 
durch Eintragung in das Handelsregiſter eine Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung werden ſoll. Wie nun jene Vereinigung 
die Verfaſſung dieſer Geſellſchaft in dem Geſellſchaftsvertrage 
ordnet, ſo kann ſie darin, inſoweit nicht zwingendes Recht 
entgegenſteht, auch beſtimmen, in welcher Weiſe und durch 
welche Organe in der Zeit bis zur Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter für die gegründete Geſellſchaft gehandelt 
werden ſoll. Fehlen ſolche Beſtimmungen, ſo können die 
Geſellſchafter durch einſtimmigen Beſchluß die für die Entſtehung 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung notwendigen An- 
ordnungen mit dem ausdrücklichen oder ftillſchweigenden Vor⸗ 
behalt treffen, daß die hieraus ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten ohne weiteres für die Geſellſchaft nach deren Ein- 
tragung in das Handelsregiſter wirkſam werden ſollen. Dies 
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iſt im vorliegenden Falle geſchehen. Die durch die Einzahlung 
der Hälfte der Stammeinlagen gewonnenen Geldmittel waren 
am 6. November 1900 nahezu verbraucht, und wurde an dieſem 
Tage, weil im Intereſſe der Geſellſchaft Gelder beſchafft werden 
mußten, einſtimmig von den Geſellſchaftern beſchloſſen, weitere 
20 Prozent der Stammeinlagen zum 20. November 1900 ein- 
zuziehen. Es handelte ſich demnach um eine für die in der 
Entſtehung begriffene Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung not⸗ 
wendige Anordnung, die von der Geſamtheit der Geſellſchafter 
mangels abweichender Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages 
getroffen werden durfte, und deren rechtliche Wirkungen über 
die Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter hinaus 
fortdauerten. Die Geſellſchaft trat daher mit der Eintragung 
ohne weiteres in das durch den Beſchluß begründete Rechts⸗ 
verhältnis ein. G. m. b. H. in Eſſen c. N., U. v. 9. Mai 04, 
15/04 I. — Hamm. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

28. 5 1. Maßgebend iſt der Eindruck der Leſer des 
Kreiſes, für den die Bekanntmachung beſtimmt iſt.] 

Die Angabe des Bekl., deren Unterlaſſung die Kl. von ihm 
verlangt, lautet dahin, daß fein Serum in den größten Kranken⸗ 
haͤuſern und Kinderhoſpitälern ausſchließlich verwendet werde. 
Das B. G. begründet die durch Zurückweiſung der Berufung 
aufrecht erhaltene Abweiſung der Klage durch die Erwägung: bei 
flüchtigem Leſen der Angabe könne allerdings der Eindruck 
entſtehen, als ſolle geſagt werden, das Serum werde in allen 
größten Krankenhäuſern und in allen größten Kinderhoſpitälern 
verwandt, bei aufmerkſa mem Leſen könne jedoch dem Hinzufügen 
des Wortes „ausſchließlich“ nicht wohl ein anderer Sinn als 
der beigelegt werden, daß das Serum in Krankenhäuſern und 
Kinderhoſpitälern, die zu den größten zu rechnen ſeien, und in 
ſolchen ausſchließlich, d. h. ohne gleichzeitige Verwendung von 
Serum aus anderen Fabriken, verwandt werde, und in dieſem 
Sinne verſtanden, ſei die Behauptung nicht unrichtig. Dieſe 
von der RE. angefochtene Ausführung iſt rechtlich zu beanſtanden. 
Insbeſondere muß die Unterſcheidung zwiſchen dem flüchtigen 
und dem aufmerkſamen Leſen mißbilligt werden. Maßgebend iſt 
für die Beurteilung, ob eine Angabe tatſächlicher Art im Sinne 
des § 1 des Wettbewerbsgeſetzes unrichtig ſei, nicht der Eindruck, 
welchen der eine beſondere Sorgfalt aufwendende aufmerkſame 
Leſer aller Lebenskreiſe von dem Inhalte einer Bekanntmachung 
oder Mitteilung empfängt, ſondern der Eindruck, welcher auf 
Perſonen des beſonderen Kreiſes, für den etwa die Bekannt- 
machung oder Mitteilung beſtimmt iſt, bei der in dieſem Kreiſe 
üblichen Art des Leſens hervorgerufen wird. Die Art, wie 
eine Bekanntmachung oder Mitteilung geleſen wird, und der 
Eindruck, welchen der Leſer über ihren Sinn empfängt, hängen 
von den Umſtänden, insbeſondere von den Gewohnheiten des in 
Betracht kommenden größeren oder kleineren Perſonenkreiſes und 
von der größeren oder geringeren Wichtigkeit des Gegenſtandes 
ab, welcher angeprieſen wird. Als Erfordernis darf nicht auf- 
geſtellt werden, daß nur der Eindruck, den der aufmerkſame Leſer 
erhält, zu beachten ſei, und der flüchtige Leſer darf nicht grund- 
ſätzlich von der Berückſichtigung ausgeſchloſſen werden. Jede Art 
des Leſens kann je nach den Umſtänden als eine geeignete 
Grundlage für Feſtſtellung der Unrichtigkeit einer tatſächlichen 
Angabe dienen. Hiernach hätte das B. G. prüfen ſollen, für 
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welche Leſerkreiſe die Reklameſchrift des Bekl. beſtimmt war, und 
wie dieſe Kreiſe die ihren Beruf betreffenden Reklameſchriften zu 
leſen pflegen. Behauptet war in dieſer Beziehung von der Kl., 
daß das Reklameformular des Bekl. hauptſächlich Apothekern 
zugeſandt worden ſei. Falls nun feſtgeſtellt werden könnte, daß 
dieſe Behauptung zwar richtig, im Kreiſe der Apotheker aber ein 
aufmerkſames Leſen derartiger Reklameſchriften üblich ſei, würde 
allerdings die Möglichkeit gegeben ſein, die ſtreitige in der 
Reklameſchrift des Bekl. enthaltene Angabe auf Grund der feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen nicht für unrichtig zu erachten. F. c. E., 
U. v. 10. Mai 04, 438/03 II. — Hamburg. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Preuß. Geſetz betreffend das Verfahren in Aus⸗ 
einanderſetzungs angelegenheiten vom 18. Februar 1880. 

29. 5 67. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit der Reviſion.] 

Der Streit hat die Frage zum Gegenſtande, ob das Ab⸗ 
löͤſungsverlangen des Provokanten begründet iſt. Nach § 67 
des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten, iſt die Reviſion nur in Beziehung auf Streitig⸗ 
keiten über ſolche Rechtsverhältniſſe zuläſſig, welche außerhalb 
eines Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechts- 
ſtreits hätten werden können und dann zum ordentlichen Rechts. 
wege gehört hätten. Zu ſolchen Rechtsſtreitigkeiten gehört die 
vorliegende im Hinblick auf ihren genannten Gegenſtand nicht. 
Die Reviſion würde mithin nur inſoweit zuläſſig ſein, als etwa 
die Entſcheidung von Vorfragen abhängig iſt, welche andern 
Charakters find und Inhalt eines bürgerlichen Rechtsſtreits fein 
können. In Betracht kommt nur die Frage, ob der Fiskus 
Eigentümer der drei Flußläufe iſt, und es unterliegt keinem 
Bedenken, daß, ſoweit ihre Beurteilung zur Grundlage der Ent⸗ 
ſcheidung gehört, alſo, inſoweit die Paſſivlegitimation lediglich 
aus der Bejahung des Eigentums des Fiskus gefolgert iſt, der 
Zutäffigkeit der Reviſion nichts entgegenſteht. Die Sachlage iſt 
hinfichtlich der mehreren Flußläufe nicht die gleiche. Was die 
alte Gilge betrifft, ſo findet der B. R. in der Erklärung vom 
29. Juli 1898 zwar auch ein Zugeſtändnis des Eigentums, 
aber mehr wie das, nämlich in Rückſicht auf den vollſtändigen 
Inhalt der Erklärung das Anerkenntnis, daß die alte Gilge in 
das Ablöſungsverfahren hinein zu beziehen und der Domänen⸗ 
fiskus verpflichtet ſei, fi auf die Ablöſung der Fiſcherei⸗ 
berechtigung auf der alten Gilge dem Provokanten gegen- 
über einzulaſſen. Gerade dieſes Anerkenntnis iſt für den 
B. R. maßgebend und bildet die Grundlage ſeiner Entſcheidung. 
Wenn nun auch das Zugeſtändnis des Eigentums für jich allein 
betrachtet in den Bereich einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit 
fallen würde, weil es unmittelbar nur für die Eigentums 
frage in Betracht kommt, ſo kann es doch nicht aus der Er⸗ 
klärung ausgeſondert werden, ſondern dieſe bildet ein einheitliches 
Ganzes und iſt in ihrer Totalität als Anerkenntnis aufzufaſſen, 
mithin kann der Widerruf des erſten Teils der Erklärung nicht 
die ihm ſonſt etwa zukommende Bedeutung haben und nicht zu 
der Folge führen, daß damit dem Anerkenntniſſe des Klage⸗ 
anſpruchs der Boden entzogen und dies hinfällig würde. Bleibt 
aber das Anerkenntnis maßgebend, fo mangelt der Reviſion hin⸗ 
ſichtlich der alten Gilge die Zuläſſigkeit. Demnach iſt auf alle 
hier im B. U. berührten materiell rechtlichen und prozeſſualen 
Fragen nicht einzugehen, da dies eben die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
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mittels zur Vorausſetzung haben würde, ſpeziell auch nicht auf 
die Frage, ob die Annahme des B. R., daß die Erklärung des 
Bevollmächtigten von vornherein dem Willen der Regierung 
entſprochen habe und auch nachträglich von der Regierung ge- 
nehmigt ſei, ſich rechtfertigt, denn die in dieſer Hinſicht vor⸗ 
liegende Streitigkeit betrifft nach Maßgabe ihres konkreten 
Inhalts kein Rechtsverhältnis, welches auch außerhalb eines 
Auseinanderſetzungs verfahrens Inhalt eines Rechtsſtreits hätte 
werden können, ſondern liegt ganz im Rahmen des ſeinem Gegen⸗ 
ſtande nach dem ordentlichen Rechtswege entzogenen Streits über 
den Ablöſungsanſpruch. Hinſichtlich der K. und der 
J. iſt die Reviſion zwar zuläffig, kann aber nicht für be⸗ 
gründet erachtet werden. In Übereinſtimmung mit dem I. R. 
nimmt der B. R. an, daß der Provokat in I. J. zugeſtanden 
habe, zur Zeit der Erbverpachtung der Fiſcherei⸗Eigentümer der 
beiden Waſſerläufe geweſen zu ſein. Ein Rechtsirrtum liegt 
hierin nicht. Das Zugeftändnis des Eigentums iſt zwar nicht 
ein reines Geſtändnis von Tatſachen, ſondern hat ein aus dem 
objektiven Recht auf Grundlage tatſächlicher Vorgänge ſich er⸗ 
gebendes Verhältnis zum Gegenſtande, kraft deſſen dem Eigen⸗ 
tümer rechtliche Macht zuſteht und jedem Dritten ein Eingriff 
in ſeine Sphäre unterſagt iſt; nur wenn bei völliger Zweifel⸗ 
loſigkeit der rechtlichen Verhältniſſe das Zugeſtändnis feinen 
Schwerpunkt ganz nach der tatſächlichen Seite hin findet, mag 
ihm der Charakter eines Geſtändniſſes im Sinne der Z. P. O. 
innewohnen. Auch als Anerkenntnis eines Anſpruchs (8 307 
der Z. P. O.) ſtellt das Zugeſtändnis des Eigentums ſich nicht 
dar. Mit dem einen wie mit dem anderen aber teilt es die 
Natur eines prozeſſualen Dispofitionsakts, es erſcheint als Ver⸗ 
ſuͤgung über einen Teil des Streitſtoffes, über den zu verfügen 
die Partei berechtigt iſt. Demgemäß iſt es nicht ſchlechthin 
wirkungslos. Seine nächſte Wirkung beſteht darin, daß der 
Gegner der Darlegungs- und Beweispflicht überhoben iſt. Dieſe 
Wirkung kommt auch mit dem Widerruf nicht in Wegfall. Ob 
der Widerruf überhaupt nur unter der Vorausſetzung zu beachten 
iſt, daß Irrtum als Urſache des Geſtändniſſes erwieſen wird, 
oder ob er auch ohne dieſe Vorausſetzung Bedeutung hat, kann 
auf ſich beruhen bleiben, denn das Zugeſtändnis behält unter 
allen Umſtänden die Wirkung, daß der Gegner nicht, wie wenn 
überhaupt kein Zugeſtändnis erfolgt wäre, nunmehr darlegungs⸗ 
und beweie pflichtig wird, ſondern es liegt der widerrufenden 
Partei die Pflicht der Widerlegung ob, vergl. Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 35 S. 409, 412, widerlegt aber iſt im vorliegenden 
Falle das Eigentum des Fiskus für die Zeit der Erbverpachtung 
der Fiſcherei nicht. Ohne Rechtsirrtum nimmt der B. R. ferner 
an, daß auch ein ſpäterer Verluſt des Eigentums des Fiskus 
nicht dargetan iſt. Ablöſungsſache von H. o. Z., U. v. 15. April 04, 
555/03 VII. — Oberlandeskulturgericht Berlin. 

Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

30. 5 2. Stempelpflichtigkeit einer im Auslande er- 
richteten Verſicherungsurkunde, deren Erfüllungsort im In⸗ 
lande ift.] 

Bei der Police Nr. 2011 hat die Kl. die Stempelpflicht 
darum beſtritten, weil eine im Ausland errichtete Urkunde in 
Frage ſtehe und die im § 2 des Stempelſteuergeſetzes für die 
Verſteuerung aufgeſtellten Vorausſetzungen nicht zuträfen. Ob 
die Ausführung des B. R., daß die Urkunde keine ausländiſche, 
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ſondern im Juland errichtet ſei, zutrifft, kann dahingeſtellt 
bleiben. Gegen ſie erhebt ſich das Bedenken, daß nicht näher 
aufgeklärt iſt, ob die Kl. zum ſelbſtändigen Abſchluß von Ver⸗ 
ſicherungsverträgen in den außerpreußiſchen Bundesſtaaten be⸗ 
fugt ift oder ob nicht vielmehr die Verträge erſt durch die 
Unterſchrift des in dem betreffenden Bundesſtaate beſtellten Be⸗ 
vollmächtigten perfekt werden. Dem B. R. iſt jedenfalls darin 
beizuſtimmen, daß als Erfüllungsort für den Verſicherungs⸗ 
vertrag mit dem in Bayern wohnenden Amtstechniker K. das 
Inland im Sinne des Stempelgeſetzes in Betracht kommt. 
In dem Utteile des erkennenden Senats vom 10. Mai 1901 
(Rep. VII 115/01, auch abgedruckt in der Jur. Wochenſchr. 1901 
S. 468, 469) iſt bereits ausgeführt, daß bei Verſicherungs⸗ 
verträgen die Leiſtung des Verſicherers, alſo die Zahlung der 
Verficherungsſumme, die weitaus größere Bedeutung gegenüber 
der Gegenleiftung des Berficherungsnehmers, der Zahlung der 
Prämie, beanſprucht. Die Erlangung der erſteren iſt das Ziel 
des Vertrages, die Prämien find das Mittel zur Erreichung 
dieſes Ziels. Die Verſicherungsſumme iſt im gegenwärtigen 


Fall an der Hauptkaſſe der Kl. in Berlin zahlbar. Der B. R. 


hat daher mit Recht angenommen, daß als Erfüllungsort für 
die Kl. Berlin anzuſehen ſei, woran nichts ändere, daß auf 
Wunſch des Empfangsberechtigten die Penſion auch auf deſſen 
Gefahr und Koſten durch die Poſt oder den zuſtändigen Agenten 
ausgezahlt werden könne. Übrigens iſt die Prämie nach § 4 
der Bedingungen entweder gleichfalls direkt an die Kaſſe der 
Geſellſchaft oder an die von dieſer mit der Einziehung be⸗ 
auftragte Agentur zu zahlen, ſodaß auch die Verpflichtungen 
des Verſicherungsnehmers, ſofern die Geſellſchaft keinen Agenten 
beſtellt oder ihm keine Einziehungsvollmacht erteilt, im Inlande 
zu erfüllen find. Unter dieſen Umſtänden iſt es unbedenklich, 
zu ſagen, daß das beurkundete Geſchäft im Inlande zu erfüllen 
ſei, und damit iſt die Stempelpflicht der Police nach § 2 des 
Stempelſteuergeſetzes gegeben. Lebens verſ.⸗Geſ. D. A. o. F., 
U. v. 31. Mai 04, 6/04 VII. — Berlin. | 

31. 8 10 Abſ. 3 in Verbindung mit § 1 Allgem. Vor⸗ 
ſchriften zum Stempeltarif vom 7. März 1821. Stempel⸗ 
pflichtigkeit der Zuwendungen beim Bau von Eiſenbahnen als 
Schuldverſchreibungen.] 

Die Entſcheidung würde keine Schwierigkeiten bilden, wenn 
der Vertrag vom 15. Februar 1886 ein läſtiger, alſo für 
beide Vertragsteile Verpflichtungen begründender, und die Ver⸗ 
bindlichkeit zur Zahlung des Zuſchuſſes von 5000 Mark ein 
Beſtandteil dieſes Vertrages wäre; denn in dieſem Falle 
würde nach der ſowohl für das frühere als auch das jetzige 
preußiſche Stempelrecht feſtſtehenden Rechtſprechung für dieſen 
Beſtandteil ein beſonderer Stempel neben dem für das einheit⸗ 
liche Hauptgeſchäft zu entrichtenden Vertragſtempel nicht zu 
beanfpruchen fein. (8 10 Abſ. 3 des Stempelgeſetzes vom 
31. Juli 1895 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 23 S. 194, 
Bd. 49 S. 312). Der B. R. ſtellt aber durch Auslegung des 
klaren Vertragsinhalts für den Reviſionsrichter bindend feſt, 
daß der eine Vertragsteil, nämlich der Eiſenbahnfiskus, in dem 
hier fireitigen Vertrage keinerlei Verbindlichkeit übernimmt, ins⸗ 
beſondere nicht die Verpflichtung zum Bau der Eiſenbahn 
Deutſch⸗Krone-Kallies, daß der Vertrag vielmehr lediglich ein- 
ſeitige, für den Fall der Ausführung des Eiſenbahnprojekts ab- 
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gegebene Verpflichtungserklärungen des klagenden Kreiſes enthält. 
Dieſer, ein ſogenannter Subventionsvertrag, enthält eine Zu⸗ 
wendung, die entweder zu dem beſtimmten Endzwecke der 
Erbauung der Bahn oder unter der Bedingung dieſer Er⸗ 
bauung erfolgt. (Eger, Eiſenbahnrecht Bd. 1 S. 310 ff.) 
Welche dieſer beiden Vorausſetzungen hier zutrifft, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, denn in dem für den Kl. günſtigen Falle mag 
dieſer die verſprochene Zuwendung zu widerrufen oder die bereits 
gewährte zurückzufordern berechtigt ſein, wenn die Ausführung 
des Bahnbaues unterbleibt; ein klagbarer Anſpruch auf Er⸗ 
füllung des Vertrages durch Herſtellung der Eiſenbahn ſteht 
ihm aber gegen den Eiſenbahnfiskus nicht zu, da dieſer eine 
dahingehende Verpflichtung nicht ausdrücklich übernommen 
hat, im § 1 vielmehr nur die Mitteilung enthalten iſt, daß er 
die Eiſenbahn auf Grund der ihm durch das Geſetz vom 
7. Mai 1885 (Geſetzſammlung S. 119) erteilten Ermächtigung 
berzuftellen beabſichtige (Eger a. a. O. S. 311, 318; vergl. 
die Urteile des R. G. vom 4. Januar 1884 [franzöfliches 
Recht], 13. April 1885 [A. L. R.] und 20. April 1886 [Ge⸗ 
meines Recht] in eiſenbahnrechtliche Entſch. Bd. 3 S. 167, 
Bd. 4 S. 260, 262, Bd. 4 S. 447). Zwar find nach 8 1053 
Tl. J Tit. 11 des hier maßgebenden A. L. R. Schenkungen, die 
unter einer von dem Geſchenknehmer zu leiſtenden Bedingung 
oder zu einem gewiſſen, von ihm zu erfüllenden Endzweck ver⸗ 
ſprochen oder gegeben werden, in zweifelhaften Fällen den 
läſtigen Verträgen gleich zu achten. Aber abgeſehen davon, daß 
eine Schenkung hier wegen des offenbaren Mangels des Willens 
des Kl., den Eiſenbahnfiskus zu bereichern, nicht wird als vor⸗ 
handen angenommen werden können, kann es auch keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Eiſenbahnfiskus ſich dem Kl. gegen⸗ 
über nicht hat privatrechtlich zum Bau der Eiſenbahn über das 
Gebiet des Kl. verpflichten wollen und konnen, zumal eine 
ſpätere Anderung des Bahnprojekts aus öffentlich rechtlichen 
Gründen nicht ausgeſchloſſen war. Die vom Kl. übernommene 
Verpflichtung zur Zahlung von 5 000 Mark iſt aber auch nicht 
als Beſtandteil eines einheitlichen Vertrages anzuſehen, iſt 
vielmehr eine rechtlich ſelbſtändige. (Wird näher dargelegt.) 
Für jedes der beiden in der Verhandlung vom 15. Februar 1886 
enthaltenen ſelbſtändigen Geſchäfte iſt derſelbe nach Ziffer 1 der 
„Allgemeinen Vorſchriften“ zum Stempeltarif vom 7. März 1822 
der Stempel beſonders zu berechnen. Auf den Vertrag, der die 
Verpflichtung zur Hergabe von Landflächen begründet, entfällt 
nach der Tarifſtelle „Verträge“, da eine andere Tarifſtelle nicht 
anwendbar iſt, eine Stempelabgabe von 1,50 Mark. Die 
Übernahme der Verpflichtung zur Zahlung von 5000 Mark iſt 
als „Schuldverſchreibung“ zu verfteuern, da alle Erforderniſſe 
einer ſolchen vorliegen. Da aber zum Vorhandenſein einer 
Schuldverſchreibung die einſeitige ſchriftliche Erklärung des 
Schuldners ausreicht, ſo entſteht die Frage, ob etwa deshalb 
die Anwendung des Schuldverſchreibungsſtempels hier aus⸗ 
geſchloſſen und die des allgemeinen Vertragsſtempels geboten iſt, 
weil durch die hinzugetretene ſchriftliche Annahme der Ver⸗ 
pflichtung ſeitens des Gläubigers das Geſchäft die äußere Form 
eines Vertrages genommen hat. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
(Wird begründet.) A. c. F., U. v. 6. Mai 04, 588/03 VII. — 
Poſen. 
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welche Leſerkreiſe die Reklameſchrift des Bekl. beitimmt war, und 
wie dieſe Kreiſe die ihren Beruf betreffenden Reklameſchriften zu 
leſen pflegen. Behauptet war in dieſer Beziehung von der Kl., 
daß das Reklameformular des Bekl. hauptſächlich Apothekern 
zugeſandt worden ſei. Falls nun feſtgeſtellt werden könnte, daß 
dieſe Behauptung zwar richtig, im Kreiſe der Apotheker aber ein 
aufmerkſames Leſen derartiger Reklameſchriften üblich ſei, würde 
allerdings die Möglichkeit gegeben fein, die ſtreitige in der 
Reklameſchrift des Bekl. enthaltene Angabe auf Grund der feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen nicht für unrichtig zu erachten. F. c. E., 
U. v. 10. Mai 04, 438/03 II. — Hamburg. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Preuß. Geſetz betreffend das Verfahren in Aus⸗ 
einanderſetzungs angelegenheiten vom 18. Februar 1880. 

29. 8 67. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit der Revifion.] 

Der Streit hat die Frage zum Gegenſtande, ob das Ab⸗ 
löͤſungsverlangen des Provokanten begründet iſt. Nach 8 67 
des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten, iſt die Reviſion nur in Beziehung auf Streitig⸗ 
keiten über ſolche Rechtsverhältniſſe zuläſſig, welche außerhalb 
eines Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechts⸗ 
ſtreits hätten werden können und dann zum ordentlichen Rechts⸗ 
wege gehört hätten. Zu ſolchen Rechtsſtreitigkeiten gehört die 
vorliegende im Hinblick auf ihren genannten Gegenſtand nicht. 
Die Reviſion würde mithin nur inſoweit zuläſſig ſein, als etwa 
die Entſcheidung von Vorfragen abhängig iſt, welche andern 
Charakters find und Inhalt eines bürgerlichen Rechtsſtreits ſein 
können. In Betracht kommt nur die Frage, ob der Fiskus 
Eigentümer der drei Flußläufe iſt, und es unterliegt keinem 
Bedenken, daß, ſoweit ihre Beurteilung zur Grundlage der Ent⸗ 
ſcheidung gehört, alſo, inſoweit die Paſſivlegitimation lediglich 
aus der Bejahung des Eigentums des Fiskus gefolgert iſt, der 
Zuläffigfeit der Reviſion nichts entgegenſteht. Die Sachlage ift 
hinſichtlich der mehreren Flußläufe nicht die gleiche. Was die 
alte Gilge betrifft, ſo findet der B. R. in der Erklärung vom 
29. Juli 1898 zwar auch ein Zugeſtändnis des Eigentums, 
aber mehr wie das, nämlich in Rückſicht auf den vollſtändigen 
Inhalt der Erklärung das Anerkenntnis, daß die alte Gilge in 
das Ablöſungsverfahren hinein zu beziehen und der Domänen⸗ 
fiskus verpflichtet ſei, ſich auf die Ablöſung der Fiſcherei⸗ 
berechtigung auf der alten Gilge dem Provokanten gegen- 
über einzulaſſen. Gerade dieſes Anerkenntnis iſt für den 
B. R. maßgebend und bildet die Grundlage ſeiner Entſcheidung. 
Wenn nun auch das Zugeſtändnis des Eigentums für ſich allein 
betrachtet in den Bereich einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit 
fallen würde, weil es unmittelbar nur für die Eigentums- 
frage in Betracht kommt, fo kann es doch nicht aus der Er- 
klärung ausgeſondert werden, ſondern dieſe bildet ein einheitliches 
Ganzes und iſt in ihrer Totalität als Anerkenntnis aufzufaſſen, 
mithin kann der Widerruf des erſten Teils der Erklärung nicht 
die ihm ſonſt etwa zukommende Bedeutung haben und nicht zu 
der Folge führen, daß damit dem Anerkenntniſſe des Klage⸗ 
anſpruchs der Boden entzogen und dies hinfällig würde. Bleibt 
aber das Anerkenntnis maßgebend, jo mangelt der Reviſion hin- 
ſichtlich der alten Gilge die Zuläſſigkeit. Demnach iſt auf alle 
hier im B. U. berührten materiell- rechtlichen und prozeſſualen 
Fragen nicht einzugehen, da dies eben die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
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mittels zur Vorausſetzung haben würde, ſpeziell auch nicht auf 
die Frage, ob die Annahme des B. R., daß die Erklärung dein 
Bevollmächtigten von vornherein dem Willen der Regierung 
entſprochen habe und auch nachträglich von der Regierung ge. 
nehmigt ſei, ſich rechtfertigt, denn die in dieſer Hinficht vo. 
liegende Streitigkeit betrifft nach Maßgabe ihres konkreten 
Inhalts kein Rechtsverhältnis, welches auch außerhalb eine! 
Auseinanderſetzungsverfahrens Inhalt eines Rechtsſtreits hätt 
werden können, ſondern liegt ganz im Rahmen des feinem Gegen⸗ 
ſtande nach dem ordentlichen Rechtswege entzogenen Streits über 
den Ablöſungsanſpruch. Hinſfichtlich der K. und der 
J. iſt die Reviſion zwar zuläffig, kann aber nicht für be- 
gründet erachtet werden. In Übereinſtimmung mit dem I. R 
nimmt der B. R. an, daß der Provokat in I. J. zugeſtanden 
habe, zur Zeit der Erbverpachtung der Fiſcherei⸗Eigentümer der 
beiden Waſſerläufe geweſen zu fein. Ein Rechtsirrtum liegt 
hierin nicht. Das Zugeſtändnis des Eigentums iſt zwar nicht 
ein reines Geſtändnis von Tatſachen, ſondern hat ein aus dem 
objektiven Recht auf Grundlage tatſächlicher Vorgänge ſich er⸗ 
gebendes Verhältnis zum Gegenſtande, kraft deſſen dem Eigen- 
tümer rechtliche Macht zuſteht und jedem Dritten ein Eingrif 
in feine Sphäre unterſagt iſt; nur wenn bei völliger Zweifel⸗ 
loſigkeit der rechtlichen Verhältniſſe das Zugeſtändnis feinen 
Schwerpunkt ganz nach der tatſächlichen Seite hin findet, mag 
ihm der Charakter eines Geſtändniſſes im Sinne der Z. P. O. 
innewohnen. Auch als Anerkenntnis eines Anſpruchs ($ 307 
der Z. P. O.) ſtellt das Zugeſtändnis des Eigentums ſich nicht 
dar. Mit dem einen wie mit dem anderen aber teilt es die 
Natur eines prozeſſualen Dispoſitionsakts, es erſcheint als Ber 
fügung über einen Teil des Streitſtoffes, über den zu verfügen 
die Partei berechtigt iſt. Demgemäß iſt es nicht ſchlechthin 
wirkungslos. Seine nächſte Wirkung beſteht darin, daß der 
Gegner der Darlegungs- und Beweispflicht überhoben iſt. Diet 
Wirkung kommt auch mit dem Widerruf nicht in Wegfall. Ob 
der Widerruf überhaupt nur unter der Vorausſetzung zu beachten 
it, daß Irrtum als Urſache des Geſtändniſſes erwieſen wir, 
oder ob er auch ohne dieſe Vorausſetzung Bedeutung hat, kann 
auf ſich beruhen bleiben, denn das Zugeſtändnis behält unter 
allen Umſtänden die Wirkung, daß der Gegner nicht, wie wenn 
überhaupt kein Zugeſtändnis erfolgt wäre, nunmehr darlegungs ⸗ 
und beweis pflichtig wird, ſondern es liegt der widerrufenden 
Partei die Pflicht der Widerlegung ob, vergl. Entſch. in Zivil 
ſachen Bd. 35 S. 409, 412, widerlegt aber iſt im vorliegenden 
Falle das Eigentum des Fiskus für die Zeit der Erbverpachtung 
der Fiſcherei nicht. Ohne Rechtsirrtum nimmt der B. R. ferner 
an, daß auch ein ſpäterer Verluſt des Eigentums des Fiskus 
nicht dargetan iſt. Ablöſungsſache von H. 6. Z., U. v. 15. April 04, 
555/03 VII. — Oberlandeskulturgericht Berlin. 

Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

30. § 2. Stempelpflichtigkeit einer im Auslande er 
richteten Verſicherungsurkunde, deren Erfüllungsort im Sm 
lande ijt.] 

Bei der Police Nr. 2011 hat die Kl. die Stempelpflicht 
darum beſtritten, weil eine im Ausland errichtete Urkunde in 
Frage ſtehe und die im § 2 des Stempelſteuergeſetzes für die 
Verſteuerung aufgeſtellten Vorausſetzungen nicht zuträfen. Ob 
die Ausführung des B. R., daß die Urkunde keine aus ländiſche, 
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ſondern im Juland errichtet ſei, zutrifft, kann dahingeſtellt 
s bleiben. Gegen fie erhebt ſich das Bedenken, daß nicht näher 
aufgeklärt iſt, ob die Kl. zum ſelbſtändigen Abſchluß von Ver⸗ 
ſicherungsverträgen in den außerpreußiſchen Bundesſtaaten be⸗ 
fugt iſt oder ob nicht vielmehr die Verträge erſt durch die 
: Unterfchrift des in dem betreffenden Bundesſtaate beſtellten Be⸗ 
: vollmächtigten perfekt werden. Dem B. R. iſt jedenfalls darin 
e beizuſtimmen, daß als Erfüllungsort für den Verſicherungs⸗ 
vertrag mit dem in Bayern wohnenden Amtstechniker K. das 
Inland im Sinne des Stempelgeſetzes in Betracht kommt. 
In dem Urteile des erkennenden Senats vom 10. Mai 1901 
: (Rep. VII 115/01, auch abgedruckt in der Jur. Wochenſchr. 1901 
S. 468, 469) iſt bereits ausgeführt, daß bei Verſicherungs⸗ 
verträgen die Leiſtung des Verſicherers, alſo die Zahlung der 
Verficherungsſumme, die weitaus größere Bedeutung gegenüber 
der Gegenleiſtung des Verficherungsnehmers, der Zahlung der 
Prämie, beanſprucht. Die Erlangung der erſteren iſt das Ziel 
des Vertrages, die Prämien find das Mittel zur Erreichung 
dieſes Ziels. Die Verſicherungsſumme iſt im gegenwärtigen 


Fall an der Hauptkaſſe der Kl. in Berlin zahlbar. Der B. R. 


hat daher mit Recht angenommen, daß als Erfüllungsort für 

die Kl. Berlin anzuſehen ſei, woran nichts ändere, daß auf 

Wunſch des Empfangsberechtigten die Penfion auch auf deſſen 

Gefahr und Koſten durch die Poſt oder den zuſtändigen Agenten 

ausgezahlt werden könne. Übrigens iſt die Prämie nach 9 4 

der Bedingungen entweder gleichfalls direkt an die Kaſſe der 

Geſellſchaft oder an die von dieſer mit der Einziehung be⸗ 
auftragte Agentur zu zahlen, ſodaß auch die Verpflichtungen 

des Verſicherungsnehmers, ſofern die Geſellſchaft keinen Agenten 
beſtellt oder ihm keine Einziehungsvollmacht erteilt, im Inlande 
zu erfüllen find. Unter dieſen Umſtänden iſt es unbedenklich, 

zu ſagen, daß das beurkundete Geſchäft im Inlande zu erfüllen 
ſei, und damit iſt die Stempelpflicht der Police nach § 2 des 

Stempelſteuergeſetzes gegeben. Lebens verſ.⸗Geſ. D. A. c. F., 

U. v. 31. Mai 04, 6/04 VII. — Berlin. 

| 31. 5 10 Abſ. 3 in Verbindung mit § 1 Allgem. Bor- 

ſchriften zum Stempeltarlf vom 7. März 1821. Stempel ⸗ 

pllichtigkeit der Zuwendungen beim Bau von Eiſenbahnen als 

Schuldverſchreibungen.] 

Die Entſcheidung würde keine Schwierigkeiten bilden, wenn 
der Vertrag vom 15. Februar 1886 ein läſtiger, alſo für 
beide Vertragsteile Verpflichtungen begründender, und die Ver⸗ 

bindlichkeit zur Zahlung des Zuſchuſſes von 5000 Mark ein 

Beſtandteil dieſes Vertrages wäre; denn in dieſem Falle 

würde nach der ſowohl für das frühere als auch das jetzige 

preufiſche Stempelrecht feſtſtehenden Rechtſprechung für dieſen 

: Beltandteil ein beſonderer Stempel neben dem für das einheit⸗ 
liche Hauptgeſchäft zu entrichtenden Vertragſtempel nicht zu 
beanſpruchen ſein. (§ 10 Abſ. 3 des Stempelgeſetzes vom 

31. Juli 1895 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 23 S. 194, 

Bd. 49 S. 312). Der B. R. ſtellt aber durch Auslegung des 

klaren Vertragsinhalts für den Reviſionsrichter bindend feſt, 

daß der eine Vertragsteil, nämlich der Eiſenbahnfiskus, in dem 
bier flreitigen Vertrage keinerlei Verbindlichkeit übernimmt, ins⸗ 
beſondere nicht die Verpflichtung zum Bau der Eiſenbahn 

„Deutſch⸗Krone-Kallies, daß der Vertrag vielmehr lediglich ein- 

ſiitige, für den Fall der Ausführung des Eiſenbahnprofekts ab- 
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gegebene Verpflichtungserklärungen des klagenden Kreiſes enthält. 
Dieſer, ein ſogenannter Subventionsvertrag, enthält eine Zu⸗ 
wendung, die entweder zu dem beſtimmten Endzwecke der 
Erbauung der Bahn oder unter der Bedingung dieſer Er- 
bauung erfolgt. (Eger, Eiſenbahnrecht Bd. 1 S. 310 ff.) 
Welche dieſer beiden Vorausſetzungen hier zutrifft, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, denn in dem für den Kl. günſtigen Falle mag 
dieſer die verſprochene Zuwendung zu widerrufen oder die bereits 
gewährte zurückzufordern berechtigt ſein, wenn die Ausführung 
des Bahnbaues unterbleibt; ein klagbarer Anſpruch auf Er⸗ 
füllung des Vertrages durch Herſtellung der Eiſenbahn ſteht 
ihm aber gegen den Eiſenbahnfiskus nicht zu, da dieſer eine 
dahingehende Verpflichtung nicht ausdrücklich übernommen 
hat, im § 1 vielmehr nur die Mitteilung enthalten iſt, daß er 
die Eiſenbahn auf Grund der ihm durch das Geſetz vom 
7. Mai 1885 (Geſetzſammlung S. 119) erteilten Ermächtigung 
herzuſtellen beabſichtige (Eger a. a. O. S. 311, 318; vergl. 
die Urteile des R. G. vom 4. Januar 1884 [franzöflfches 
Recht], 13. April 1885 [A. L. R.] und 20. April 1886 [Ge⸗ 
meines Recht] in eiſenbahnrechtliche Entſch. Bd. 3 S. 167, 
Bd. 4 S. 260, 262, Bd. 4 S. 447). Zwar find nach § 1053 
Tl. J Tit. 11 des hier maßgebenden A. L. R. Schenkungen, die 
unter einer von dem Geſchenknehmer zu leiſtenden Bedingung 
oder zu einem gewiſſen, von ihm zu erfüllenden Endzweck ver⸗ 
ſprochen oder gegeben werden, in zweifelhaften Fällen den 
läſtigen Verträgen gleich zu achten. Aber abgeſehen davon, daß 
eine Schenkung hier wegen des offenbaren Mangels des Willens 
des Kl., den Eiſenbahnfiskus zu bereichern, nicht wird als vor⸗ 
handen angenommen werden können, kann es auch keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Eiſenbahnfiskus fich dem Kl. gegen- 
über nicht hat privatrechtlich zum Bau der Eiſenbahn über das 
Gebiet des Kl. verpflichten wollen und konnen, zumal eine 
fpätere Anderung des Bahnprojekts aus öffentlich rechtlichen 
Gründen nicht ausgeſchloſſen war. Die vom Kl. übernommene 
Verpflichtung zur Zahlung von 5 000 Mark iſt aber auch nicht 
als Beſtandteil eines einheitlichen Vertrages anzuſehen, iſt 
vielmehr eine rechtlich ſelbſtändige. (Wird näher dargelegt.) 
Für jedes der beiden in der Verhandlung vom 15. Februar 1886 
enthaltenen ſelbſtändigen Geſchäfte iſt derſelbe nach Ziffer 1 der 
„Allgemeinen Vorſchriften“ zum Stempeltarif vom 7. März 1822 
der Stempel beſonders zu berechnen. Auf den Vertrag, der die 
Verpflichtung zur Hergabe von Landflächen begründet, entfällt 
nach der Tarifſtelle „Verträge“, da eine andere Tarifſtelle nicht 
anwendbar iſt, eine Stempelabgabe von 1,50 Mark. Die 
Übernahme der Verpflichtung zur Zahlung von 5000 Mark iſt 
als „Schuldverſchreibung“ zu verſteuern, da alle Erforderniſſe 
einer ſolchen vorliegen. Da aber zum Vorhandenſein einer 
Schuldverſchreibung die einſeitige ſchriftliche Erklärung des 
Schuldners ausreicht, ſo entſteht die Frage, ob etwa deshalb 
die Anwendung des Schuldverſchreibungsſtempels hier aus⸗ 
geſchloſſen und die des allgemeinen Vertragsſtempels geboten iſt, 
weil durch die hinzugetretene ſchriftliche Annahme der Ver⸗ 
pflichtung ſeitens des Gläubigers das Geſchäft die äußere Form 
eines Vertrages genommen hat. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
(Wird begründet.) A. c. F., U. v. 6. Mai 04, 588/03 VII. — 
Poſen. 
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Die benannten drei Werke verfolgen denſelben Zweck. Sie 
ſuchen ihn auf verſchiedenen Wegen zu erreichen. Jedes bietet 
in feiner Art dankens⸗ und rühmens wertes. 

Die Befürchtung, daß das neue Recht in der praktiſchen 


Anwendung große Schwierigkeiten machen werde, hat ſich als 


unbegründet erwieſen. Der Übergang vollzieht ſich allmählich. 
Man bemerkte bald, daß Richter und Rechtsanwälte die Vorzüge 
des neuen Geſetzes zu würdigen wiſſen. Aber eine andere Gefahr 
beſteht. Das neue Recht wirft eine Fülle von Fragen auf. 
Es zeitigt eine Reihe von Urteilen des Reichsgerichts und der 
Oberlandesgerichte. Es lockt und reizt zur Durchforſchung ſeiner 
Spezialgebiete. Es erweckt auch in dem Praktiker die Luſt, ſich 


wiſſenſchaftlich zu betätigen, der ſonſt der Schriftſtellerei fremd 


war. Die Zahl der Entſcheidungen und der wiſſenſchaftlichen 
Arbeit wächſt und wächſt. Der deutſche Juriſt hat immer mehr 
das Gefühl vor einer heranbrauſenden Flut zu ſtehen, die ihm 
bald über den Kopf zuſammenſchlägt. 

Die erſte rettende Hand bieten ihm die Kommentare. In 
vielen Fällen wird es für den Praktiker genügen, wenn er in 
ſeinem Planck, ſeinem Neumann, oder welchem ſonſt er ſein 
Vertrauen ſchenkt, nachſchlägt. Will oder muß er tiefer in die 
Frage hinein, ſo kann ihm auch der Kommentar nicht helfen. 


Nicht nur, daß hier die Meinung des Verfaſſers im Vordergrund 


ſteht und er höchſtens hört, daß ein Anderer anderer Meinung 
iſt. Der Kommentar kann ihm auch nur ein Bild der Wiſſen⸗ 


ſchaft und Praxis zur Zeit ſeines Erſcheinens geben. Und bei 


der raſch lebenden und arbeitenden Zeit hat ſich dieſes Bild ſchon 
in kurzer Zeit verändert. 

Das führt notwendigerweiſe zu dem Syſtem der 
Sammlungen und der Jahrbücher. Sie ſtehen im Gegenſatze 
zu den Kommentaren. Sie wollen und ſollen keine ſolche ſein. 
Sie ſind Generalregiſter über die Leiſtungen der Gerichte und 
der Schriftſteller in einer beſtimmten Epoche, Rechenſchafts⸗ 
berichte derſelben, aber keine ſyſtematiſchen Erläuterungen des 


Geſetzes. Sie entheben nirgends den Juriſten der Arbeit des 


Selbſtnachleſeus und Selbſtdenkens. Sie ſagen, was über eine 
Frage geſagt iſt, aber kurz und gedrängt. Nur der Weg iſt 
gewieſen, den der Auskunft Suchende zu gehen hat. 

Bei Neumann ſteht die Darſtellung der wiſſenſchaftlichen 
Ergebniſſe im Vordergrunde. Die Urteile, ohne unvollftändig 


zu ſein, nehmen einen beſcheideneren Raum ein. Es wird eben 


mehr geſchrieben als geurteilt. Es werden die von den Autoren 
ſelbſt für das Jahrbuch niedergeſchriebenen Grundgedanken ihrer 
Arbeiten wiedergegeben. Ein vollſtändiges Bild über das 
Schaffen der deutſchen juriſtiſchen Schriftfteller liegt vor uns. 
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An vielen Stellen reiht ſich neben einer großeren Anzahl Berichte 
über die Außerungen der Wiſſenſchaft eine Schlußnummer 
„Aus der Praxis“ an. Die Verarbeitung des Materials iſt 
dann Sache des Leſers. 

Warneyers Werk tft prinzipiell Spruchſammlung. Gs 
nennt ſich auch „Jahrbuch der Entſcheidungen“. Aber es 
verſäumt es doch nicht, zu jedem Abſchnitte und bei jedem 
bedeutſamen Paragraphen die neue Literatur anzugeben. Hier 
iſt es im Gegenſatz zu Neumann nur bibliographiſch. Was 
der zitierte Autor ausführt, erfahren wir nicht. Nur daß er 
etwas geſchrieben hat, iſt mitgeteilt. 

Sörgel, dem Format, nicht dem Umfange nach das 
kleinere Buch, gibt lediglich Präjudizien. Warneyer benützt 
104 deutſche und 11 außerdeutſche Zeitſchriften und 
Sammlungen, Sörgel deren 66, (wenn ich mich nicht im 
Addieren geirrt habe). Warneper wird dadurch ausführlicher 
und vielleicht vollſtändiger, Sorgel handlicher. Erſterer iſt 
mehr Hand-, letzterer Taſchenausgabe. Für die Jurisprudenz 
des täglichen Lebens genügt Sörgel ficher. Wer fich beruhigen 
will, ob nicht irgendwo in einer Spezialzeitſchrift ſich etwas 
bezüglich der ihn intereffierenden Frage finde, wird nach 
Warneyers Jahrbuch greifen. Die Wiedergabe der Präjudizien 
iſt bei beiden in klarer und knapper Weiſe erfolgt. Warneyer 
gibt meiſt keinen Auszug aus den Gründen. Soͤrgel neigt 
eher dazu. Aber auch hier ſoll nicht das Aufſuchen des Urteils 
ſelbſt erſpart werden. 8 

Die Wahl zwiſchen den drei Werken zu treffen iſt ſchwer 
Am beſten für den Praktiker iſt es, wenn er ſie alle drei in 
ſeiner Bibliothek hat und benützt. Iſt nur für eines Raum 
und Zeit vorhanden, ſo muß die individuelle Neigung entſcheiden. 
Ich für meinen Teil würde dann das Neumanuſche Werk vor⸗ 
ziehen. Mich intereffiert die Kenntnis der wiſſenſchaftlichen Ent⸗ 
wickelung des Rechtes. Ich ſehe in dieſem Jahrbuche ein 
Gegengewicht gegen das durch die heutigen Verhältniſſe ge⸗ 
ſchaffene Präjudizientum. Wer aber eines bequemen Nachſchlage⸗ 
büchleins der wichtigſten Urteile bedarf, für den iſt Sörgel da. 
Wer umfaſſend über die Judikatur ſich unterrichten und einen 
Wink über die. Literatur erhalten will, ſtellt Warneyer auf 
ſeinen Schreibtiſch. 

Was das Neumannſche Unternehmen anziehend macht, iſt 
die Mitarbeit der Schriftſteller, deren Werke benützt find. Hier⸗ 
durch wird das Buch vor der Einförmigkeit bewahrt, in die 
eine Exzerptenſammlung leicht verfiele. Es iſt nicht ohne Inter⸗ 
eſſe zu ſehen, wie ſich auch in dem kurzen Berichte die Eigenart 
der einzelnen Autoren wiederſpiegelt. Es iſt ein glücklicher Ge⸗ 
danke geweſen, die Berichte über das eigene Werk den Ver⸗ 
faſſern ſelbſt zu übertragen. Niemand weiß oder ſollte doch 
beſſer wiſſen, als der Verfaſſer, was in feinem Aufſatze oder 
feinem Buche ſteht. Freilich muß man dabei auch das ſubjektive. 
Moment mit in den Kauf nehmen, daß der Autor in ſeiner 
Arbeit einen Gedanken ausgeſprochen zu haben glaubt, den der 
Leſer nicht findet. Aber das Jahrbuch ſoll ja nur den Anreiz 
zum Studium dieſer Aus führungen geben, nicht es unnstig 
machen. 

Sörgel bietet bereits den dritten Band. Er iſt in der 
Praxis ſchon eingeführt. Eine eigentliche Bezugnahme auf den 
Inhalt der früheren Bände findet! man nicht. Er deutet nur 
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burch Zahlen, die er zwiſchen Gedankenſtriche an den Anfang 
eines Paragraphen ſetzt, an, wie viele Sätze zu demſelben in 
den früheren Jahrgängen ſtehen. Es bedarf alſo hier eines 
Nachſchlagens aller Bände, um ſich zu unterrichten. Warneyer 
verweiſt auf den erſten Band. Er vermeidet die Gefahr, das 
Buch zu ſehr zu beſchweren, durch das einfache Angeben der 
Seiten in den Fällen, in denen auch der zweite Band ein Urteil 
zu derſelben Frage bringt. In den anderen gibt er den Kern 
des früheren Zitats. Auch Neumann witd bei dem bereits in 
voller Arbeit befindlichen zweiten Jahrgange den geiſtigen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem erften aufrecht zu erhalten willen. Eines 
freundlichen Willkomms werden die folgenden Bände aller drei 
Werke ſtets ficher fein. Hachenburg. 


XXVII. Deutſcher Juriſtentag zu Innsbruck. 
9. bis 13. September 1904. 


I. Seratungsgegenſtände. 
1. Inwieweit iſt das Recht am eigenen Bilde anzuerkennen 
und zu fhüten? 
Gutachten: 
1. des Geheimen Juſtizrates, Kammergerichtsrates a. D. 
Dr. Keyßner (Berlin), 
2. des Geheimen Juſtizrates, Profeſſors der Rechte Dr. Gareis 
(München). 
Referenten: 
Rechtsanwalt am Reichsgericht Dr. Wildhagen (Leipzig), 
Profeſſor der Rechte Dr. Nitſchel (Tübingen). 
(2. Empfiehlt es ſich reichsrechtlich oder landes rechtlich, dem 
Staate ein Vorrecht an Altertumsfunden zu gewähren? 
Gutachten: 
1. des Provinzial⸗Konſervators der Rheinprovinz Profeſſors 
Dr. Clemen (Bonn), 
2. des Profeſſors der Rechte Dr. Pappenheim (Kiel). 
Referenten: 
Geheimer Juſtizrat, Profeſſor der Rechte Dr. Enneccerns 
b 


er urg), 
Hofrat, Profeſſor der Rechte, Dr. v. Suſchin⸗Ebengreuth 
(Graz). 


3. Empfiehlt es ſich, weitere geſetzliche Vorſchriften über den 
Arbeitsvertrag zu treffen? 
Gutachten: 


1. des Stadtrates Dr. Fleſch (Frankfurt a. M.), 
2. des Profeſſors der Rechte Dr. Grünberg (Wien). 


Die ee für dieſes Thema find noch nicht endgültig 
ellt. 


4. Worin beſteht der Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines 
gegenſeitigen Vertrages? 
Gutachten: 


1. des Profeſſors der Rechte Dr. Kipp (Berlin), 
2. des Privatdozenten der Rechte Dr. v. Mayr (Wien). 


Referenten: 


9 Hofrat, Profeſſor der Rechte Dr. Strohal 


Rechtsanwelt am Kammergericht Dr. Neumann (Berlin). 
5. Wie weit erſtrecken fi Recht und Pflicht des Aufſichts⸗ 
rates und Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft zur Ein⸗ 
berifung einer Generalverſammlung ? 
Gutachten: 


1. des Juſtizrates Dr. Staub (Berlin), 
2. des Profeſſors der Rechte Dr. Lehmann (Roftod). 


10. 


11. 


Referenten: 


Profeſſor der Rechte Dr. Rehm (Straßburg) und ein 
zweiter noch zu beſtimmender Herr. 


. Wie weit iſt bei Verſicherungsverträgen die Vertragsfreiheit 


hinſichtlich der Verwirkungsklauſel durch zwingende Rechts- 
ſätze zugunſten des Verficherten einzuſchränken? 
Gutachten: 


1. des Privatdozenten der Rechte Dr. Julius Gierke 
(Gottingen), 
2. des Direktors der Gothaer Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft Dr. Samwer (Gotha). 
Referenten: | 


Oberlandesgerichtsrat Schneider (Stettin), 
Privatdozent der Rechte Dr. J. Hupka (Wien). 


„Die ſtrafrechtliche Behandlung der geiſtig Minderwerten. 


Gutachten: 
1. des Geheimen Juſtizrates, Profeſſors der Rechte 
DDr. Kahl (Berlin), 
2. des Medizinalrates Dr. Leppmaun (Berlin). 
Referenten: 
Profeſſor der Rechte Dr. Kleinfeller (Kiel), 
Profeſſor Dr. Carmer (Göttingen), 
Profeſſor Dr Kraepelin (München). 


Die ſtrafrechtliche Behandlung der jugendlichen Perfonen. 


Gutachten: 


1. des Profeſſors der Rechte Dr. Groß (Prag), 
2. des Direktors des Strafgefängniſſes zu Tegel, Amts. 
richters a. D. Klein. 
Referenten: 
Geheimer a Krohne (Berlin), 
Profeſſor Dr. Puppe (Königsberg). 


. Soll die Strafbarkeit der fahrläſſigen falſchen eidlichen 
»Ausſage im deutſchen Rechte beibehalten, im öſterreichiſchen 


Rechte eingeführt werden? 
Gutachten: 
des Reichsgerichtsrates Stenglein (+). 
Referenten: 


Ober-NReichdanwalt Dr. Olshauſen (Leipzig), 
Profeſſor der Rechte Dr. Adolf Lenz (Czernowitz). 


Welche Maßnahmen empfehlen ſich für die rechtliche Be⸗ 
handlung der Ringe und Kartelle? 
Gutachten: 
1. des Profeſſors Dr. Waentig (Münſter), 
2. des Profeſſors, Advokat Dr. Landesberger (Wien), 
3. des Rechtsanwalts Dr. Scharlach (Hamburg), 
4. des Oberlandesgerichtsrates Conrad Schneider (Stettin), 
5. des Landesgerichtsrates a. D., Syndikus der Berliner 
Handelskammer Dove (Berlin). 
Referenten: 
Seine Exzellenz Sektionschef im k. k. Juſtizminiſterium, 
Profeſſor Dr. F. Klein (Wien) und ein 2. Herr, in 
betreff deſſen die Verhandlungen noch ſchweben. 


Empfiehlt es ſich, geſetzliche Vorſchriften zwecks Befreiung 
des Grund und Bodens von darauf haftenden Laſten und 
Schulden zu treffen und eine Verſchuldungsgrenze feit- 
zuſetzen? | | 
Gutachten: ö 
1. des Regierungsrates Ritter v. Hattingberg (Wien), 


2. des Generalſekretärs des deutſchen Landwirtſchaftsrates, 
Privatdozent Dr. Dade (Berlin). 


Referenten: 
Reichsratsabgeordneter, Advokat Dr. Karl v. Grabmayr 


Meran), 
Profeſſor Dr. Schmid (Innsbruck). 
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II. Der in einigen Wochen zur Verteilung gelangende 3. Band 
der Gutachten wird außer noch nicht veröffentlichten Gut⸗ 
achten 

1. einen Bericht des Gerichtsaſſeſſors Vormbaum (Berlin) 
über die Ergebniſſe der Geſetzgebung in den beiden letzten 
Jahren, 

2. einen von einer Kommiſſion bearbeiteten Entwurf zu 
Vorſchlägen des Deutſchen Juriſtentags, betreffend die 
Zitiermethode, welcher der Plenarverſammlung zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorgelegt werden ſoll 


enthalten. 


III. An Feſtlichkeiten ſind zu erwarten 


Freitag, den 9. September, 8¼ Uhr: Begrüßungsabend in 
den Stadtſälen, veranſtaltet vom Ortsausſchuſſe für die Teil⸗ 
nehmer am Juriſtentage und deren Familienangehoͤrige. 


Sonnabend, den 10. September, 9 Uhr früh: Erſte Plenar⸗ 
verſammlung, hierauf Abteilungsfigungen. 7 Uhr Abends: 
Tirolerfeſt zu Ehren der Teilnehmer am Juriſtentage und 
deren Familienangehörigen, veranſtaltet vom Gemeinderate 
der Landeshauptſtadt Innsbruck in der Ausſtellungshalle. Bei 
günftiger Witterung Bergbeleuchtung. 

Sonntag, den 11. September: Tagesausflüge mit beſchränkter 
Teilnehmerzahl unter Benützung von Sonderzügen. 

Als Ausflugsorte find in Ausficht genommen: 

1. Der Ach enſee (Südbahnfahrt nach Jenbach, Be⸗ 
nützung der Bergbahn, Rundfahrt am See, Mittag⸗ 
eſſen in der Scholaſtika). 

2. Mit der Staatsbahn nach Stift Stams im Ober⸗ 
inntal und zum Arlberg (Beſichtigung des Kloſters 
Stams, der Fürſtengruft und Bibliothek, Weiterfahrt 
nach St. Anton am Arlberg, Mittageſſen daſelbſt). 

3. Mit der Südbahn über den Brenner nach Sterzing 
(in Sterzing Beſichtigung der alten Stadt, ins⸗ 
beſondere des Rathauſes und des Marmorwerkes, 
Mittageſſen in Goſſenſaß, hierauf Fahrt nach Brenner⸗ 
bad und auf den Brenner). 

4. Mit der elektriſchen Bahn ins Stubaital, eventuell 
Beſichtigung der Fachſchule für Eiſeninduſtrie in 
Fulpmes. (Mittageſſen in Fulpmes.) 

5. Ausflug ins Zillertal (mit der Südbahn nach Jen⸗ 
bach und mit der Zillertalbahn nach Zell und Mayr⸗ 
hofen, Mittageſſen in Mayrhofen). 

Für dieſe Ausflüge werden in dem Bureau des Ortsaus⸗ 
ſchuſſes kombinierte Billette zu löſen ſein, welche zu den ver⸗ 
ſchiedenen Fahrten und zu den programmäßigen Mahlzeiten 
(Gabelfrühſtück und Mittageſſen ohne Getränke) berechtigen. 
Der Preis eines ſolchen Billetts wird ſich zwiſchen 10 und 
15 Kronen pro Perſon bewegen. 


Montag, den 12. September, 9 Uhr früh: Abteilungsſitzungen. 
½9 Uhr Abends: Empfang der Teilnehmer am Juriſtentage 
bei Sr. Exzellenz dem Herrn k. k. Statthalter Erwin 
Freiherrn v. Schwartzenau in den Räumen der Hofburg. 
(Frack oder Salontoilette. Die Einladungskarte zum Empfange, 
welche beim Eintritt abzugeben iſt, kann im Bureau des 

„Drtsausſchuſſes behoben werden.) 
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Dienstag, den 13. September, 9 Uhr früh: Zweite Plenar⸗ 
verfammlung. 7 Uhr Abends: Feſteſſen der Teilnehmer am 
Juriſtentage und deren Samilienangehörigen in den Stadt. 
ſälen (Teilnehmerzahl auf 500 beſchränkt, Preis des Gedeckes 
ohne Getränke 8 Kronen). 

An den einzelnen Tagen werden zudem in größeren oder 
kleineren Gruppen Rundgänge durch die Stadt behufs Be 
ſichtigung der Sehenswürdigkeiten eingeleitet werden. In Aus⸗ 
ficht genommen find der Beſuch des Statthalterei⸗Archivs, der 
Univerſitätsbibliothek, des Muſeum Ferdinandeum, der Hof 
kirche uſw. Außerdem werden an den Werktagen je nach der 
Witterung kleinere Ausflüge nach Hall und in den Gnadenwald, 
auf den Berg Iſel, nach Igls und zum Lanſerſee, nach Krane 
bitten, nach Zirl und zur Martinswand, eventuell nach Seefeld, 
nach Natters und Mutters veranſtaltet. 

Auch wird dafür Sorge getragen fein, daß für Hoch. 
gebirgstouren, welche Teilnehmer am Juriſtentage im Anſchlufſe 
an die Innsbrucker Tagung unternehmen wollen, Bergführer 
zur Verfügung ſtehen. 

Jene Herren, die nicht ſtändige Mitglieder des deutſchen 
Juriſtentages find und an der Innsbrucker Tagung teilzunehmen 
gedenken, wollen dem Ortsausſchuſſe den ſatzungsgemäßen Betrag 
von 9 Mark = 10 Kronen 65 Heller einſenden. 

Die Zuweiſung der Wohnungen erfolgt im Wohnungs⸗ 
bureau am Bahnhofe. 

Alle Zuſchriften wollen unter der Adreſſe: „Ortsausſchuß 
des 27. deutſchen Juriſtentages in Innsbruck“ geſendet werden. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Eine für die altrechtlichen Vorkaufsrechte wichtige Frage 
behandelt Entſch. Nr. 1. Danach wird die für die Ausübung 
des Vorkaufsrechts innezuhaltende Friſt nur in Lauf geſetzt, 
wenn die für die Mitteilung des Kaufs an den Vorkaufs - 
berechtigten durch das alte Recht vorgeſchriebene Form beobachtet ift. 

Entſch. Nr. 2 gibt wiederum einen Beitrag zur Auslegung 
des § 313 B. G. B. 

Von grundſätzlicher Bedeutung für die Auslegung hei 
§ 209 iſt Entſch. Nr. 3, welche die Unterbrechung der Der 
jährung durch Streitverkündung betrifft. 

Die die Haftbarkeit des Befitzers eines Ball- Lokals für 
Verſchulden bei dem Betrieb eines zum Lokal gehörenden Fabr- 
ſtuhls behandelnde Entſch. Nr. 4 bietet mehrere für die Praxis 
wertvolle Geſichtspunkte. 

Der „normale Durchſchnittsmenſch“ wird als objektiver Maß 
ſtab für die Erheblichkeit von ſtörenden Einwirkungen auf 
Nachbargrundſtücke in Entſch. Nr. 6 verwendet. 

Die Frage, ob als redlicher Pfandnehmer anzuſehen, wer 
die Mäntel von Wertpapieren ohne die Nebenpapiere (Erneuerung 
Gewinnanteils⸗ und Zinsſcheine) in Pfand nimmt, wird in 
Entſch. Nr. 7 verneint. 

Nach Entſch. Nr. 9 hat der ausgleichungspflichtige Miterbe 
nicht nur diejenigen Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu 
bringen find, ſondern alle ihm vom Erblaſſer gemachten Zu 
wendungen anzugeben. | | N. 


Für die Redaktion verantw.;: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14 
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Beſtellung agen übernimmt jede 


fung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, — N, 85. 


Geheimer Juſtizrat Dr. Theodor Leſſe + 


Am Sonntag, den 17. Zuli 1904, entfchlief zu Berlin 
Herr Geheimer Juſtizrat Dr. jur. Theodor Leſſe. 

Mit ihm iſt ein Mann aus dem Leben geſchieden, der in 
den weiteſten Kreiſen, insbeſondere unter ſeinen Berufsgenoſſen, 
mit Recht hohes Anſehen und Verehrung genoß. 

Er war eine Zierde des deutſchen Anwaltſtandes. 

Ausgeſtattet mit reichen Gaben des Geiſtes, hat er dieſe 
in vielſeitigſter und uneigennützigſter Weiſe zum Wohle Anderer 
auch außerhalb ſeines Berufes, insbeſondere im politiſchen und 
kirchlichen Leben, zu verwerten gewußt und ng dadurch ein dank⸗ 
bares Andenken geſichert. 

Geboren am 5. Dezember 1827 zu Danzig, trat er am 
W. Mai 1850 als Auskultator in den Juſtizdienſt. Im 
Jahre 1856 wurde er zum Kreis richter in Thorn ernannt. 
Von 1869 an war er Rechtsanwalt und Notar in Berlin. 

Nach ſeinem fünfzigjährigen Jubiläum, bei welcher Gelegen⸗ 
heit ihm allſeitige Anerkennung zuteil wurde — die juriſtiſche 
Fakultät der Berliner Univerfität ernannte ihn zum Ehren⸗ 
doktor —, legte er im Jahre 1901 das Notariat und im 
Jahre 1902 ſeine Anwaltspraxis nieder. 

Zu beſonderem Danke find ihm feine näheren Kollegen in 
Berlin verpflichtet für ſeine ſorgfältige Mühewaltung als Vor⸗ 
ſizender des Vorſtandes der dortigen Anwaltskammer, ſowie der 
deutſche Anwaltverein für das warme Intereſſe, welches er den 
Beſtrebungen desſelben allezeit entgegengebracht hat. 

Dies bewährte er namentlich bei ſeiner ausgezeichneten 
Leitung der Verhandlungen des Berliner Anwalttages im 
Jahre 1896 und als Mitglied des Vereinsvorſtandes, den er 
vom Jahre 1900 bis 1902 angehörte. 

Ehre ſeinem Andenken! 


Der Vorſtand des deutſchen 8 


Gülfskaffe für deutſche Rechts auwälte. 
Die zwanzigſte ordentliche Generalverſammlung wird auf 
den 9. Oktober 1904, Mittags 12 Uhr 
nuch Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
nupmaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 


Die Tagesordnung iſt: 
1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchüftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1904 abgelanfene 
Geſchäftsjahr; N 
2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 
3. die Wahl von Vorſtands mitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; 
4. die Wahl von Rechunungsreviforen; 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 7. Juni 1904. | 


Dülfstafle für deutſche Reptsanmälle 


Erythropel, 
Suſthra, Borfipender 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Caſſel hatte der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts | 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. | 
(Fortſetzung von S. 881 und Schluß.) 


Das Darlehn. 

2. Abgrenzung des Darlehnsbegriffs von verwandten 
Rechtsgeſchäften. Leihe, Einlage eines ſtillen Ge— 
ſellſchafters, Kauf (Emiſſion von Wertpapieren). 

In haarſträubender Etymologie, aber mnemotechniſch 
geſchickt ſagt der römiſche Juriſt: mutuum vocatur quod ex 
meo tuum fit, indem er damit die Eigentumsübertragung 
ſubjektiv (Wille des Darleihers, Eigentum zu übertragen) und 
objektiv (Möglichkeit und Vollzug der Eigentumsübertragung 
auf den Empfänger) zum Eſſentiale ſtempelt. 
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Tatſächlich iſt die Feſtſtellung dieſes Kriteriums nicht 
immer leicht, insbeſondere kann ſie bei Hingabe von Wert⸗ 
papieren zweifelhaft ſein. Wir haben bereits im letzten Aufſatz 
(S. 227 Nr. 29/31) einen Fall dieſer Art erwähnt, in dem 
das R. G. XIII Nr. 32 S. 128 richtig bemerkt: 
„Ob im einzelnen Falle die Hingabe ſolcher Papiere 
leih weiſe oder darlehnsweiſe, alſo mit oder ohne 
den Willen der Eigentumsübertragung geſchehen ſei, 
hängt von der Vereinbarung der Vertrags— 


ſchließenden ab. Daß bei Inhaberpapieren für 


letzteres und gegen erſteres eine Rechts— 
vermutung ſtreite, kann nicht behauptet 
werden — — —, daß die Papiere, was unbeftritien 
iſt, der Firma W. D. & Co. zu dem Zwecke geliehen 
wurden, ſie zu einer Verpfändung zu benutzen, ſteht der 
Annahme eines Leihvertrages (nicht eines Darlehns) 
nicht entgegen.“ 

Der Unterſchied des Darlehns von der Einlage 
eines stillen Geſellſchafters wird in der Entſch. R. G. XXXI 
Nr. 7 S. 33 ausführlich behandelt. (Schultze Nr. 1041): 

„Daß der Vertrag ſich als Darlehn bezeichnet, iſt nach 
Art. 278 (jetzt S 133 B. G. B.) nicht entſcheidend, wenn 
ſich aus dem Inhalt des Vertrages ein anderes Geſchäft 
als gewollt ergibt. Nun ſpricht zwar die Stipulation 
feſter Zinſen und eines Anteils am Reingewinn nicht 
ohne weiteres gegen die Darlehnsnatur; aber die in 
letzterer Beſtimmung enthaltene Beteiligung am Geſchäfts⸗ 
ergebniſſe ſpricht eher für die Natur des Kapitals als 
Einlage. Unzweideutig wird die Natur des Kapitals 
als Einlage durch die Stipulation, daß der Hingeber 
des Kapitals berechtigt ſein ſoll, jederzeit die Bücher 
und die Geſchäftspapiere einzuſehen und eine Bilanz an⸗ 
zufertigen (Art. 105, 160, 253, jetzt S 338 H. G. B.), 
jede Auskunft über alle Geſchäftsvorgänge zu fordern“ uſw. 
(vergl. u. a. S. 33 ff.). 

Eine alte Streitfrage, die jedoch durch §S 700 B. G. B., 
der auf das depositum irregulare die Vorſchriften über das 
Darlehn entſprechend anwendet, ihre praktiſche Bedeutung 
verloren hat, bildet der Unterſchied zwiſchen dem Darlehn 
und dem unregelmäßigen Verwahrungsvertrag. Das 
Reichsgericht hat ſich hier bereits in der alten Entſch. R. ©. I 
S. 204 der herrſchenden Anſicht angeſchloſſen, wonach es 
weſentlich darauf ankommt, ob vorzugsweiſe und zunächſt das 
Intereſſe der Einlegenden die Einlage veranlaßt hat oder aber 
das Intereſſe des Empfängers oder beider Teile; es ſpricht 
daher in der zitierten Entſcheidung den Spareinlagen bei einer 
Gewerbebank trotz deren Bezeichnung als Depots die Eigenſchaft 
eines depositum irregulare ab, da die fragliche Bank dem 
Publikum dieſe Bequemlichkeit im eigenen Intereſſe gewähre, 
um Kapitalaufnahmen zu erhalten. Obwohl ich bislang z. B. 
im Handkommentar 1 S. 569 (II. Aufl.) dieſer herrſchenden 
Auffaſſung mich angeſchloſſen habe, iſt dieſelbe mir inzwiſchen 
auf Grund der von v. Schey, Obligationenrecht I S. 56 ff. 
entwickelten Gründe zweifelhaft geworden; v. Schey dürfte das 
Kriterium zutreffender darin gefunden haben, daß es ſich beim 
depositum irregulare um eine Hingabe zur Obſorge 
(custodia) des Empfängers, alſo um eine von letzterem ver⸗ 
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ſprochene Dienſtleiſtung handelt, für welche der in der Rege 
auch geringere Zinsfuß, d. h. die Lukrierung des Kapitals zu 
einem niedrigeren Zinsfuß, als für Fehl an iſt, das 
Aquivalent darſtellt. 

Ob Darlehn oder Kauf vorliegt, kann zweifelhaft 
erſcheinen, wenn auf Grund eines Darlehnsvertrages der 
Empfänger als Anlehensobligationen bezeichnete Inhaberpapiere 
zu einem beſtimmten Emiſſionspreiſe den Zeichnern überläßt. 
(Emiſſionsgeſchäft.) 

Auch über dieſe Frage iſt eine reichhaltige Literatur erwachſen. 
Vergl. insbeſondere Unger, rechtliche Natur der Inhaber⸗ 
papiere S. 47, 94. Bekker, Jahrb. des gem. R. I 400, 407. 
R. Mayer, die Emiſſion von Wertpapieren (Wien 1900) S. 35 ff. 
v. Schey, die Obligationsverhältniſſe des öſtr. Privatrechts I, 1 
S. 870 ff. Das Reichsgericht hat, R. G. XXVII. Nr. 5 
S. 29 ff., ſich für die Konſtruktion als Kauf entſchieden. 
„Abrigens kann, wenn auch die Klägerin diejenige iſt, 
welche die Obligationen erſt kreieren ſollte und wollte, 
und die Obligationen mutmaßlich als ſkripturmäßigen 

Schuldgrund das Anlehen bezeichne, das Weſen des 

Geſchäfts in Übereinſtimmung mit der Entſch. R. O. H. G. 
Bd. 20 S. 248 ff. nur in der Aberlaſſung von Inhaber⸗ 
papieren in Höhe eines beſtimmten Nominalbetrages zu 
einem beſtimmten Preiſe zu Eigentum gefunden, das 
Geſchäft alſo nur unter den Begriff des Käufers 
ſubſumiert werden. Die Auffaſſung, als wären 
die betr. Papiere in dem Zeitpunkte, in dem ſie in die 
Hand des erſten Nehmers gelangen, nur Schuld⸗ 
urkunden über ein gewährtes Darlehn, widerſtreitet dem 
Weſen der Inhaberpapiere und würde ſich mit der aus⸗ 
gebildeten Technik des Emiſſionsgeſchäftes in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen.“ 

Freilich iſt die Auffaſſung für den Emittenten die vorteil⸗ 
haftere, ſie kann aber unter Umſtänden zu ſchwerer Benach⸗ 
teiligung des Publikums führen. Ich bin daher mit v. Schey 
der Anſicht, daß, ſofern die in der Urkunde verkörperte Obligation 
für jedermann ſichtbar, das Darlehn eines beſtimmten Kapitals, 
nach gewiſſen Bedingungen und Friſten rückzahlbar, als den 
wirtſchaftlichen Zweck, dem ſie ihre Entſtehung verdankt und 
nach welchem ſie beurteilt ſein will, bezeichnet, auch die Rechts⸗ 
ſätze über Darlehn zur Anwendung kommen müſſen. Dies iſt 
nicht nur von Wichtigkeit nach Ausführung des Geſchäfts für 
die Frage vorzeitiger Konverſion oder Rückzahlung, ſondern auch 
vor Abnahme der gezeichneten Papiere, ſofern in dieſem Falle 
der 8 610 B. G. B. in Frage kommen kann. 

Zum Schluß mag noch die vieldeutige Auslegung des 
Wortes „Vorſchuß“ berührt werden. In der Regel handelt es 
ſich bei Vorſchüſſen lediglich um eine Vorausleiſtung in Er⸗ 
wartung von Gegenleiſtungen, ſodaß nicht die Darlehnsklage, 
ſondern die condictio indebiti oder ob causam datorum 
daraus entſpringt (B. G. B. SS 813, 814, 815). Doch kann 
eine Vorſchußleiſtung auch als Darlehn gewollt ſein, ſodaß 
demnächſtige Aufrechnung mit künftigen oder künftig fällig 
werdenden Forderungen in Ausſicht geſtellt iſt. Dies iſt z. B. 
anzunehmen, wenn nicht etwa ein Vorſchuß für beſtimmte 
Dienſtleiſtungen und Auslagen (z. B. Vorſchuß an einen Rechts⸗ 
anwalt), ſondern ein auf beſondere Bitte gewährter Vorſchuß 
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auf eine noch nicht fällige Gehaltsrate in Frage ſteht. Vergl. 
dazu R. G. III Nr. 26 S. 87 ff.; ferner v. Schey, die Ob⸗ 
ligationsverhältniſſe 1 S. 47 ff. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. Juni bis 2. Juli 
1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einfährungögeſetz 

1. E. G. zum B. G. B. Art. 184, 188, 192 — 195. 
8 892 B. G. B. Grdb. O. 88 13, 22 Abſ. 1. K. O. § 15. 
E. G. vom 17. Mai 1898 Art. VI. Art. 7 der preußiſchen 
Verordnung für das Grundbuchweſen vom 18. November 1899. 
Art. 33 § 4 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. 
Nach früherem Recht nicht eintragungspflichtige Pfandrechte 
an Grundſtücken behalten nach dem 1. Januar 1900 und 
Anlegung des Grundbuchs ihren Charakter als dingliche 
Rechte. Inhalt der preußiſchen Landesgeſetzgebung. Bedeutung 
der K. O.] 

Das E. G. zum B. G. B. geht im weſentlichen davon aus, 
daß anlangend den vor dem 1. Januar 1900 geſchehenen Erwerb 
von Pfandrechten an Grundſtücken das bisherige Recht zur An⸗ 
wendung komme — Art. 184, 188, 192 — 195. Daraus ergibt 
ſich, daß nach Reichsrecht auch bei den nach dem Rechte des 
B. G. B. eintragungspflichtigen Pfandrechten an Grund- 
ſtücken die bloße Unterlaſſung der Eintragung im Grundbuch, 
auch nachdem das Grundbuch als angelegt erklärt iſt, nicht ihren 
Untergang herbeiführt. Solche — nach bisherigem Rechte ohne 
Eintragung in dem neu angelegten Grundbuche dinglich wirk⸗ 
ſamen Pfandrechte behalten ihren Charakter als dingliches Recht 
gegen alle, gegen die ſie ſchon vor dem 1. Januar 1900 wirkten, 
bei. Nur eine Wirkung tritt ſofort gegen ſie ein, — der 


Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuches § 892 des 


B. G. B. —. Ferner gelten fie — Art. 192 des E. G. zum 
B. G. B. — als Hypothek, für welche die Erteilung des 
Hypothekenbriefes ausgeſchloſſen iſt; ihr Inhalt beurteilt ſich 
daher nach dem Rechte des B. G. B. Die Landesgeſetzgebung 
kann an die unterlaſſene Eintragung ſtrengere Folgen knuͤpfen. 


Preußen hat das nicht getan; es hat — Art. 7 der Verordnung 


für das Grundbuchweſen vom 13. November 1899 — noch für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1899 an dem Satze feſtgehalten, 
daß bei Anlegung des Grundbuchs an die unterlaſſene Eintragung 
von nach bisherigem Rechte erworbenen Pfandrechten ein Verluſt 
des dinglichen Rechts überhaupt nicht geknüpft ſei und ein 
Nachteil ſich nur mit der unterlaſſenen Anmeldung durch Verluſt 
des Vorranges verbinde. Von dieſer Grundlage aus beſtimmt 
auch Art. 33 § 4 des Preußiſchen Aus führungsgeſetzes zum 
B. G. B., daß die nach den Vorſchriften des Rheiniſchen B. G. B. 
begründeten Privilegien und Hypotheken, die zu der Zeit, zu 
welcher das Grundbuch angelegt iſt, nicht durch Einſchreibung 
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im Hypothekenregiſter oder durch Eintragung im Grundbuch 
wirkſam geworden find, ſich in Anſprüche auf Beſtellung einer 
Sicherungshypothek verwandeln. Darin iſt vom preußiſchen 
Geſetzgeber ausdrücklich anerkannt, daß am 1. Januar 1900 
Hypotheken, die nach den bisher im rheiniſchen Rechtsgebiet 
geltenden Vorſchriften durch Einſchreibung in das Hppotheken⸗ 
regiſter rechtswirkſam geworden waren, auch wenn fie nicht im 
Grund buche eingetragen find, von dieſer Zeit an zu Hypotheken 
neuen Rechts geworden ſind, nicht bloß einen Anſpruch auf 
Beſtellung einer ſolchen Hypothek begründen. Die nach⸗ 
trägliche Eintragung einer ſolchen bereits erworbenen Hypothek 
in das Grundbuch hat daher nicht eine rechtsſchaffende — das 
dingliche Recht begründende — Bedeutung, ſondern bekundet 
lediglich den ſchon vollendeten Erwerb des dinglichen Rechts. 
Solange die Eintragung nicht geſchehen iſt, ſteht der Inhalt 
des Grundbuches mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange. 
Die Vorausſetzung des § 894 des B. G. B. liegt vor und der 
Pfandberechtigte hat aus ſeinem dinglichen Rechte, wenn etwa 
inzwiſchen der Konkurs über das Vermögen des Belaſteten er⸗ 
öffnet fein ſollte, auch gegen den Konkursverwalter einen An⸗ 
ſpruch auf Einwilligung zur Eintragung. Erfolgt daher nach 
Eröffnung des Konkurſes und nach deren Vermerk im Grundbuch 
auf Antrag des Pfandberechtigten nach den 88 13, 22 Abſ. 1 
der Grdb. O. eine ſolche nachträgliche Eintragung einer bereits 


. erworbenen Hypothek in das Grundbuch, ſo ſteht einer ſolchen 


Eintragung zunächſt $ 15 der K. O. (neue Faſſung) nicht ent- 
gegen; aber auch wenn auf eine ſolche Eintragung, weil die 
den Erwerb des dinglichen Rechtes begründenden Vorgänge dem 
alten Rechte unterſtehen, nach Art. VI des E. G. zu dem Geſetze 
betreffend Anderungen der K. O. vom 17. Mai 1898 die Vor⸗ 
ſchrift des § 12 der K. O. (alte Faſſung) zur Anwendung käme, 
könnte aus dieſer Geſetzesbeſtimmung ihre Unwirkſamkeit nicht 
abgeleitet werden. Denn ſie betrifft nur eine — das Ab⸗ 
ſonderungsrecht (die dingliche Wirkung) — begründende Ein⸗ 
tragung, nicht ſchlechthin jede Eintragung eines Pfand- und 
Hypothekenrechtes und macht deshalb insbeſondere Eintragungen, 
die lediglich rechtserhaltende Maßnahmen find, nicht unwirkſam. 
Die Klage des Konkursverwalters auf Löſchung der hier ſtreitigen 
Eintragung iſt daher unbegründet, mag § 15 der K. O. (neue 
Faſſung) oder S 12 der K. O. (alte Faſſung) in Betracht 
kommen. S. Konk. c. K., U. v. 31. Mai 04, 55/04 II. — 
Cöln. 

2. 88 90, 459, 463 B. G. B. Gewährleiſtung wegen 
Mangel einer Sache findet im Fall der Abtretung einer Grund⸗ 
ſchuld nicht ftatt.] 

Die Vorſchriften der §88 459 Abſ. 2, 463 B. G. B. 
beziehen ſich, wie 890 B. G. B. ergibt, nur auf körperliche 
Gegenſtände, find alſo im vorliegenden Falle, wo es ſich um 
Gewährleiſtung für einen einem verkauften Recht anhaftenden 
Mangel handelt, unmittelbar nicht anwendbar. H. c. K., 
U. v. 11. Juni 04, 557/03 V. — Hamm. 

3. 88 97, 98, 926, 1120 B. G. B. verb. mit Art. 192 
E. G. und Art. 33 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes. Eine 
Hypothek begreift nicht Zubehörſtücke eines Hotels, die in eines 
anderen Eigentum ſtehen. 

Nach den 88 97, 98 des B. G. B. iſt zwar ein Hotel⸗ 
inventar als Zubehör des Hotelgrundſtücks zu erachten (Urteil 
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des R. G. in Seufferts Archiv Bd. 56 Nr. 194), allein nach 
8 1120 des B. G. B. (vergl. Art. 192 ff. des E. G., Art. 33 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes) erſtreckt ſich die Hypothek 
nicht auf die Zubehoͤrſtücke, welche nicht in das Eigentum des 
Eigentümers des Grundſtücks gelangt ſind. Letzteres iſt aber 
wegen des Eigentums vorbehalts zutreffend, da nach 8 926 des 
B. G. B. — ebenſo wie nach Gemeinem Recht: Entſch. des R. G. 
in Zivilſachen Bd. 28 Nr. 32 — verſchiedenes Eigentum an 
Hauptſache und Zubehör möglich iſt. N. c. B., U. v. 17. Mai 04, 
105/04 III. — Stettin. 

4. 88 119, 155 B. G. B. Irrtum oder mangelnde 
Willensübereinſtimmung 7] 

Der Streit der Parteien bewegt ſich nur um die Frage: 
ob überhaupt ein Fall des Irrtums einer Partei über den In⸗ 
halt ihrer abgegebenen Willenserklärung ($ 119) gegeben ſei, 
oder ob nicht vielmehr jede Partei die Erklärung der anderen 
mißverſtanden habe und aus dieſem Grunde eine Willensüber- 
einſtimmung, daher auch ein Vertrag, gar nicht zuſtande ge⸗ 
kommen ſei. Auf dieſem Standpunkte ſteht die Kl., welche 
ausführt: fie habe unter den in § 9 des Vertrages erwähnten 
„angelauften oder noch zu erkaufenden Grundſtücken“ das ent- 
eignete L.ſche Grundſtück nicht mit verſtanden, während ihre 
Erklärung von der Bekl. auch mit auf dieſes Grundſtück 
bezogen worden ſei. Daher, meint ſie, liege hier ein Fall des 
fozenannten verſteckten Diſſenſes im Sinn des $ 155 des 
B. G. B. ver, fie und die Bekl. hätten zwar geglaubt, einig 
geworden zu ſein, ſeien aber in Wahrheit in dieſem Punkte 
nicht einig geworden; es liege auch nicht die in 8 155 des 
B. G. B. für ſolche Fälle zugelaſſene Möglichkeit vor, daß der 
Vertrag trotz fehlender Willensübereinſtimmung dann bei 
Kräften erhalten werden konne, wenn anzunehmen ſei, daß er 
auch ohne eine Beſtimmung über den ſtreitigen Punkt geſchloſſen 
worden ſein würde. Die rechtliche Auffaſſung der Kl. wird 
geſchlagen durch die Feſtſtellung des B. G., daß inhaltlich 
verſchiedene Willenserklärungen der beiden Parteien in dem 59 
nicht vorliegen. Das B. G. legt dar, daß der 8 9 nach Wort- 
laut und Inhalt bei Berückſichtigung der ganzen Sachlage und 
der in Betracht kommenden Intereſſen beider Parteien objektiv 
gar nicht anders verſtanden werden könne, als daß er ſich auch 
auf ſolche Grundſtücke beziehen ſollte, die im Wege der Ent⸗ 
eignung angekauft werden würden oder ſchon angekauft worden 
ſeien, alſo auch auf das enteignete L.ſche Grundſtück, und 
daß auch beide Parteien darüber nicht hätten zweifelhaft 
ſein können, daß ihre Erklärungen objektiv nur ſo und nicht 
anders verſtanden werden könnten. Es iſt dies eine tatſächliche 
Feſtſtellung, die für das Reviſions gericht bindend iſt und 
namentlich nicht mit der Behauptung bekämpft werden kann, 
daß nichtsdeſtoweniger die Kl. den § 9 anders verſtanden habe. 
Dies würde an dem vom B. G. feſtgeſtellten Inhalt der Er⸗ 
klärung der Kl. nichts ändern und nur beweiſen, daß die Kl. 
ſich über dieſen Inhalt geirrt habe; die Erklärung würde ſie 
gleichwohl abgegeben haben. Daß einer Partei in ſolcher Lage 
der Wille fehlte, eine Erklärung des Inhalts, wie ſie lautete, 
abzugeben, indem ſie die Erklärung anders verſtand, läßt ſich 
freilich nicht beſtreiten, aber das hindert nach dem Recht des 
B. G. B. das Zuſtandekommen eines Vertrages durch die 
beiderſeits erklärte Willensübereinſtimmung nicht. Nach den 
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zwiſchen der ſogenaunten Willens⸗ und der Erklärungstheorie 
vermittelnden Beſchlüſſen der 2. Kommiſſion (vergl. Protokoll 
von Achilles uſw. Bd. 2 S. 94, 102 ff., 115), iſt der Partei 
durch §8 119 des B. G. B. in ſolcher Lage eben das Hilfs. 
mittel der Anfechtung gegeben, deſſen es nicht bedurft haben 
würde, wenn ſchon das unbewußte Nichtübereinſtimmen des 
inneren Willens einer Vertragspartei mit ihrer abgegebenen 
Erklärung allemal das Zuſtandekommen eines Vertrages ver⸗ 
hinderte. Dies iſt vielmehr erſt dann der Fall, wenn die 


beiderſeits abgegebenen Erklärungen einander nicht decken, 


indem jede Partei etwas anderes nicht bloß innerlich wollte, 
ſondern auch erklärte, als die andere. M. kirche c. Finanzdeputation, 
U. v. 4. Juni 04, 546/03 V. — Hamburg. 

5. § 138, 817 B. G. B. Das Verſprechen eines Schweige⸗ 
geldes kann auf Seiten des Empfängers oder des Verſprechers 
gegen die guten Sitten verftoßen.] 

L., der Erblaſſer der Kl., hatte mit dem 7 jährigen Sohn 
und mit dem 16 jährigen Knecht des Bekl. unzüchtige Handlungen 
vorgenommen und fürchtete, der Bekl. koͤnne eine Strafanzeige 
machen oder die Sache konne ſonſt durch ihn ruchbar werden. 
Um ihn zum Schweigen zu beſtimmen, gab er ihm die Schuld⸗ 
ſcheine über eine Darlehnsforderung von 3 500 Mark zurück 
und erließ ihm die Schuld. Die von den Erben des L. er- 
hobene Klage wurde auf Grund des von dem Bekl. geltend 
gemachten Erlaßvertrages abgewieſen. Das B. G. verurteilte. 
Das R. G. ſtellte auf Reviſion des Bekl. das erfte Urteil 
wieder her: Der Ausführung des O. L. G. iſt darin beizutreten, 
daß der Bekl. durch die Annahme des Schweigegeldes gegen die 
guten Sitten verſtoßen hat. Die allgemeine Abgrenzung des 
Begriffs dieſes Verſtoßes iſt zweifelhaft und nicht unſtreitig 
(vergl. die Nachweiſe bei Jacobi in Iherings Jahrb. Bd. 41 
S. 68 fig). Aber ein ſolcher Verſtoß liegt jedenfalls vor, 
wenn der Bekl., dem ein Erſatzanſpruch irgend einer Art gegen 
L. nicht zuſtand, ſich durch Vertrag verpflichtete, den Täter der 
ſtrafbaren Handlung nicht zur Anzeige zu bringen. Allerdings 
lag dem Bekl. weder die rechtliche noch die fittliche Pflicht ob, 
eine ſolche Anzeige zu machen. Aber ein anderes iſt es, ſich 
um einer Geldbelohnung willen zu der Unterlaſſung der Anzeige 
vertraglich zu verpflichten. Nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt hat die vertragliche Bindung des Bekl. lediglich den 
Zweck gehabt, den Taͤter der ſtrafbaren Handlung der Be⸗ 
ſtrafung endgültig zu entziehen und darum iſt es unerheblich, 
daß der Bekl. ſich zu einer Unterlaſſung vertraglich verpflichtete, 
zu der er vorher freiwillig entſchloſſen war und die an ſich 
keinen Verſtoß gegen die guten Sitten aus machte (vergl. Entſch. 
Bd. 33 S. 337 [338]). Zu Unrecht hat dagegen der B. R. 
die Frage verneint, ob auch L. durch die Hingabe der dem Bekl. 
gewährten Belohnung gegen die guten Sitten verſtoßen habe. 
Der allgemeine Satz, daß ein ſolcher Verſtoß nicht vorliege, 
wenn nach der Begehung einer ſtrafbaren Handlung der Täter 
einen Zeugen zum Schweigen beſtimme, um vor entehrender 
Strafe bewahrt zu bleiben, kann nicht gebilligt werden. Die 


Rbekl. haben zwar geltend gemacht, L. habe nicht um der 


Strafe, ſondern um der böſen Nachrede zu entgehen, alſo zur 
Wahrung ſeiner äußeren Ehre, dem Bekl. die Schuld erlaſſen 
und das verſtoße nicht gegen die guten Sitten. Allein dem 
ſteht entgegen, daß das B. G. auf Grund tatſächlicher, auch 
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rechtlich bedenkenfreier Würdigung des Sachverhalts angenommen 
hat, L. habe aus Furcht vor der beim Ruchbarwerden ſeiner Tat 
möglichen Beſtrafung gehandelt. Iſt hiernach L. bei dem Erlaß 
der Schuld gleichfalls ein Verſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt 
gefallen, fo ift die Rückforderung nach 8 817 Satz 2 B. G. B. aus- 
geſchloſſen. E. c. L., U. v. 30. Mai 04, 582/03 VI. — Dresden. 

6. 88 139, 265, 313, 518, 1624 B. G. B. Schenkung 
oder Ausſtattungsverſprechen? Form eines Vertrages, bei welchem 
ein Grundſtück, event. eine Zahlung in Frage iſt.] 

Der Antragſteller hat in ſeiner Klage behauptet, daß der 
Antragsgegner ihm die in Rede ſtehenden Sachen und Wert⸗ 
beträge für den Fall, daß er die Tochter heirate, als „Mitgift“ 
verſprochen habe, und zwar, wie aus der Benennung der letzteren 
als Zeugin hervorgeht, in deren Gegenwart. Sollte dies wahr 
ſein, ſo müßte in der Zuſage keineswegs mit Notwendigkeit ein 
Schenkungsverſprechen gefunden, es konnte vielmehr die Zuſage 
einer Ausſtattung angenommen werden, bei deren Verſprechen 
der Antragsgegner ſich zwar an den Antragſteller wandte, die er 
jedoch in Wirklichkeit ſeiner Tochter beſtimmte und deren Leiſtung 
jetzt von dem Antragſteller kraft der ihm als Ehemann zu⸗ 
ſtehenden Verwaltung eingeklagt wird. Dann wäre § 1624 
des B. G. B. maßgebend und § 518 käme nur inſoweit in 
Betracht, als etwa die Ausſtattung das den Umſtänden ent⸗ 
ſprechende Maß überfteigen ſollte. Ferner ift der Umſtand, daß 
der Antragsgegner ſich in der angeblichen Zuſage zu der Über⸗ 
tragung des Eigentums an zwei Grundſtücken verpflichtet haben 
ſoll, die Form des 8 313 des B. G. B. aber nicht beobachtet 
worden iſt, ebenfalls nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. 
Allerdings würde die Zuſage ganz nichtig ſein, wenn an Stelle 
der Grundſtücke die Zahlung von 1 000 Mark nur deshalb ver⸗ 
ſprochen wäre, um das in $ 313 enthaltene zwingende geſetzliche 
Verbot zu umgehen (vergl. Dernburg, Das bürgerliche Recht, 
1. und 2. Auflage, Bd. II S. 101), denn in dieſem Falle würde 
§ 265 des B. G. B., auf den die Beſchwerde ſich beruft, nicht 
zur Anwendung gelangen und § 139 des B. G. B. nicht wohl 
in Betracht kommen können. Anders würde es ſich dagegen ver⸗ 
halten, wenn die Parteien an eine Umgehung des § 313 nicht 
gedacht hätten und dem Antragsgegner die ernſtlich gemeinte 
Befugnis eingeräumt worden wäre, nach ſeiner freien Wahl dem 
Antragſteller entweder die beiden in ſeiner Zuſage bezeichneten 
Grundſtücke zu Eigentum zu übertragen oder ſtatt deſſen 
1000 Mark bar zu zahlen und wenn überdies anzunehmen 
wäre, daß die Parteien die Zahlung von 1 000 Mark auch ohne 
jene Abrede über die Grundſtücke vereinbart hätten. In dieſem 
Falle würde die Zuſage der Zahlung von 1 000 Mark gültig 
und das Schuldverhältnis hierauf beſchränkt ſein (§§8 139, 
265 des B. G. B.), dann aber die Gültigkeit des Ver⸗ 
ſprechens der Nebenleiſtungen einem Zweifel nicht unterliegen. 
P. 6. T., Beſchl. v. 6. Juni 04, B 225/04 IV. — Marien⸗ 
werder. 

7. 58 226, 823, 826 B. G. B. Begriff der Vorſäaͤtz⸗ 
lichkeit bei der Schadenszufügung.] 

Während der erſte Entwurf Schutz nur gegen ſolche 
illoyale Handlungen gewähren wollte, die nicht in Ausübung 
eines beſonderen Rechts, ſondern nur vermöge der allgemeinen 
Freiheit vorgenommen werden, ſo iſt dieſe Beſchränkung bei der 
endgültigen Geſtaltung des Geſetzbuchs weggefallen, und zwar 
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infolge einſtimmig gefaßten Beſchluſſes der II. Kommiſſion, der 
dahin motiviert wurde, „daß es nicht gebilligt werden kann, 
wenn jemand ſelbſt in der Ausübung eines formalen Rechts 
einem andern vorſätzlich in einer gegen die guten Sitten ver- 
ſtoßenden Weiſe Schaden zufügt.“ Trotz dieſer Gleichſtellung 
hat man (Planck, 2 c. zu $ 826, vergl. dagegen Oertmann 
Note 3 zu § 826) für die Anwendung des 8826 grundſätzlich 
unterſcheiden wollen, ob die ſchädigende Handlung in Ausübung 
eines beſonderen Rechts vorgenommen wird, oder nicht. In 
letzterem Fall, wenn es alſo nur um eine „kraft der allgemeinen 
Freiheit an ſich erlaubte Handlung“ (8 705 d. I. Entwurfs) ſich 
handelt, ſoll es genügen, wenn feſtgeſtellt wird, „daß die Handlung 
gegen die guten Sitten verſtößt“, — während bei einer Handlung, 
welche in Ausübung eines Rechts vorgenommen wird, es erforderlich 
ſei, feſtzuſtellen, „daß ſie nur den Zweck gehabt haben kann, 
dem anderen Schaden zuzufügen. Inſoweit ſei, wie Planck 
meint, der $ 826 mit Rückſicht auf den § 226 einſchränkend 
zu interpretieren. Weder die Faſſung, noch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 8 26 bieten einen Anhalt zu dieſer einſchränkenden 
Interpretation. Dieſelbe würde auch dem § 826, ſoweit es 
um eine in Ausübung eines formalen Rechts verübte Schädigung 
ſich handelt, jede praktiſche Bedeutung nehmen. Denn nach 
§ 226 iſt die Ausübung eines Rechtes unzuläſſig, alfo wider⸗ 
rechtlich, wenn ſie nur den Zweck haben kann, einem andern 
Schaden zuzufügen (Schikane). Hier greift alſo ſchon der 
8 823 Platz, und es bedarf nicht der Heranziehung des Ge⸗ 
ſichtspunktes der guten Sitten, um den Handelnden zum Erſatz 
des zugefügten Schadens zu verpflichten. Auch die bisherige 
Rechtſprechung des R. G. (Entſch. in Zivilſachen Bd. 48 S. 124, 
Bd. 51 S. 383 ff., Bd. 55 S. 372, Bd. 56 S. 277 ff.) macht 
die Anwendung des $ 826 auf eine in Ausübung eines Rechts 
vorgenommene Schädigung nicht von Feſtſtellung einer beſonderen 
ſchikansſen Abſicht im Sinne des $ 226 abhängig. Die 
Schadenszufügung ſelbſt muß aber eine vorſätzliche ſein, 
d. h. der Wille des Handelnden muß auf dieſelbe gerichtet ſein. 
Dazu genügt aber, daß der Handelnde bei Vornahme der 
Handlung das Bewußtſein des ſchädlichen Erfolges hat. Der 
Feſtſtellung einer intenfiveren Willensrichtung des Handelnden, 
insbeſondere, daß die Schädigung des anderen der Endzweck 
des Handelnden ſei, bedarf es nicht. Ob eine beſtimmte Hand⸗ 
lung einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthält, iſt eine 
Rechtsfrage, die allerdings nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles zu beantworten iſt. Bei dieſer Beantwortung wird 
nicht unbeachtet bleiben dürfen, ob die ſchädigende Handlung 
nur vermöge der allgemeinen Freiheit oder in Ausübung eines 
Rechts vorgenommen wurde. Denn an ſich beſteht keine all⸗ 
gemeine ſittliche Verpflichtung, die Ausübung eines Rechts zu 
unterlaſſen, wenn dieſelbe einem andern zum Schaden gereicht, 
und damit das eigene berechtigte Intereſſe dem Intereſſe des 
anderen nachzuſetzen. Es müſſen eben beſondere Umſtände vor⸗ 
liegen, um in einem ſolchen Falle einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten annehmen zu dürfen. Dabei kann nicht ent⸗ 
ſcheidend ſein, wie — im gegebenen Falle — ein Mann von 
„vornehmer“ Denkart und verfeinertem Anſtandsgefühl gehandelt 
oder nicht gehandelt haben würde, wie denn andererſeits auch 
eine in gewiſſen Kreiſen etwa herrſchend gewordene Iare An⸗ 
ſchauung und Gepflogenheit dem Handelnden nicht zur Ent⸗ 
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ſchuldigung dienen kann. (Vergl. Entſch. des R. G. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 55 S. 372). Es iſt vielmehr bei Prüfung der 
Frage, ob eine gewiſſe Handlungsweiſe gegen die guten Sitten 
verſtößt, ein allgemeiner, gewiſſermaßen durchſchnittlicher Maß⸗ 
ſtab anzulegen. S. c. K., U. v. 1. Juni 04, 539/03 V. — Celle. 

8. § 254 B. G. B. verb. mit § 1 des Haffpflichtgeſetzes. 
Bedeutung der Unklarheit über den Hergang des Unfalls.] 

Nach den Grundſätzen des Haftpflichtgeſetzes gehen Unklar⸗ 
heiten über den Hergang und den Verlauf des Betriebs- 
unfalls zu Laſten des Unternehmers und gemäß § 254 des 
B. G. B. beſtimmt der Grad des Verſchuldens je nach der 
Abwägung der mitwirkenden Urſachen den Umfang des Schadens⸗ 
erſatzes. S. c. Straßenbahngeſellſchaft, U. v. 30. Mai 04, 
328/03 VI. — Gaflel. 

9. 5 277 B. G. B. „Grobe Fahrläſſigkeit“ iſt ein Rechts⸗ 
begriff. 

Der Begriff der groben Fahrläſſigkeit iſt ein Rechtsbegriff, 
indeſſen iſt feine Abgrenzung gegen den der gewöhnlichen Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht eine derartig ſcharfe, daß in allen Fällen eine 
rechtliche Nachprüfung der von dem Tatrichter vorgenommenen 
Subſumtion unter den einen oder anderen dieſer Begriffe in der 
Reviſionsinſtanz möglich iſt. Nur in beſonders gearteten Fällen, 
z. B. wenn bei feſtſtehender objektiver Patentverletzung der Täter 
ſich ohne beſondere Entſchuldigungsgründe über einen autoritativen 
Ausſpruch hinweggeſetzt hat, wird grobe Fahrläſſigkeit mit 
Sicherheit feſtgeſtellt werden können, ohne daß dabei dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen ein Spielraum verbleibt. In vielen anderen 
Fällen dagegen laſſen ſich allgemein zutreffende Vorausſetzungen 
nicht aufſtellen, und es muß dann die tatſächliche Würdigung 
der Umſtände mit darüber entſcheiden, ob die der Patentverletzung 
zugrunde liegende Fahrläſfigkeit — dieſe im allgemeinen als 
vorliegend vorausgeſetzt — als eine grobe oder minder ſchwere 
zu qualifizieren if. G. c. H., U. v. 28. Mai 04, 91/041. — 
Berlin. 

10. 58 459, 464 B. G. B. Verluſt des Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs bei vorbehaltloſer Annahme. Schon die Übernahme, 
nicht erſt die Auflaſſung kann einen ſolchen Verzicht enthalten.] 

Es fehlt an einem Anlaß, bei Auslegung des § 464 die 
dort gebrauchten Worte „bei der Annahme“ auf ihre buch⸗ 
ſtäbliche Bedeutung einzuengen. Grund und Sinn dieſer 
Beſtimmung iſt der, wie auch in den Motiven zu dem 
dementſprechenden § 386 des 1. Entwurfs (Bd. 2 S. 229) 
hervorgehoben iſt, im Intereſſe des Verkehrs eine gegen Treu 
und Glauben verſtoßende Geltendmachung von Gewährleiftungs- 
anſprüchen auszuſchließen, wenn der Käufer durch eine vorbehalt⸗ 
loſe Annahme der als fehlerhaft erkannten Sache auf ſolche An- 
ſpruche verzichtet hatte. Bei Grundſtückskäufen hat nicht nur 
die Auflaſſung als Annahme im Sinne des § 464 zu gelten. 
Die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers beſteht nach 8 459 
B. G. B. in der Haftung dafür, daß nicht die Kaufſache zu der 
Zeit des Gefahrübergangs auf den Käufer mit Fehlern behaftet 
ſei, und daß nach § 446 dieſer Zeitpunkt auch bei Grundſtücks⸗ 
käufen — wenn nicht etwa die Eintragung des Käufers als 
Eigentümer in das Grundbuch der Beſitzübergabe vorhergeht — 
mit der Übergabe eintritt. Daraus ergibt ſich die Folgerung, 
daß bei einer der Auflaſſung vorhergehenden Übergabe des ver⸗ 
kauften Grundſtücks ſchon die Übergabe, weil fie die Gefahr auf 
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den Käufer überträgt und den Anfang der Erfüllung des Ver⸗ 
käufers enthält, den Zeitpunkt darſtellt, in welchem den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen zufolge ſpäteſtens der Käufer, der die 
Fehlerhaftigkeit kennt, ſich ſeine Anſprüche vorbehalten muß, um 
nicht die Annahme des Verzichts gegen ſich zu begründen. 
Wenn in den Motiven zum 1. Entwurf a. a. O. mit Recht in 
der vorbehaltloſen Annahme der zum Zweck der Erfüllung an- 
gebotenen, als mangelhaft erkannten Kaufſache ein Verzicht des 
Käufers auf Wandlungs⸗ und Minderungsanſprüche gefunden 
wird, ſo treffen dieſe Vorausſetzungen auch zu bei einem Käufer. 
der ſchon vor der Auflaſſung das ihm zum Zweck der Erfüllung 
angebotene Grundſtück in Kenntnis des Mangels ohne Vorbehalt 
annimmt. Der Verkäufer kann ein ſolches Verhalten nicht 
anders dann als Verzicht auf Gewährleiſtungsanſprüche auffaſſen 
und es würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der 
Käufer hinterher, nachdem er vielleicht erſt durch dieſes Verhalten 
den Verkäufer zur Erteilung der Auflaſſung veranlaßt und da⸗ 
durch in eine ungünſtigere Lage verſetzt hatte, noch mit ſolchen 
Anſprüchen hervortreten wollte. M. c. P., U. v. 8. Juni 04, 
550/03 V. — Marienwerder. 

11. 58 465, 480, 638 B. G. B. verb. mit § 377 H. G. B. 
Verjährung hinſichtlich der Lieferung einer mangelhaften Erſatzware.] 

Im Juli 1900 beſtellte die Kl. bei der Bekl. einen Dampf- 
gummiſchlauch, der ſich als fehlerhaft erwies. Bekl. lieferte 
einen Erſatzſchlauch, der ebenfalls nicht vertragsgemäß war. Am 
2. Oktober 1900 wurde die Bekl. von der Kl. in Kenntnis ge- 
ſetzt, daß der Schlauch undicht und als Dampfleiter unverwendbar 
ſei und am 11. April 1901 erhob die Kl. die vorliegende Klage 
auf Schadenserſatz. Die Bekl. beantragte Klagabweiſung. Sie 
beſtritt, mangelhaft geliefert zu haben und die rechtzeitige Rüge 
der angeblichen Mängel und machte in erſter Linie den Einwand 
der Verjährung des erhobenen Anſpruchs geltend gemäß § 477 
des B. G. B., da beide Schläuche vor Mitte September 1900 
in den Beſitz der Kl. gelangt ſeien, die Klage aber erſt am 
11. April 1901 zugeſtellt wurde. Das L. G. wies ab. Be⸗ 
rufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die Verjährungs⸗ 
friſt von 6 Monaten muß als vor der am 11. April 1901 er⸗ 
folgten Anſtellung der Klage abgelaufen angeſehen werden. Zur 
Begründung der Reviſion wurde geltend gemacht, daß die an⸗ 
gewendeten und an ſich nicht beanſtandeten Grundſätze doch nicht 
auf die Erſatzlieferung Anwendung finden könnten. Es handle 
ſich nicht mehr um Anſprüche aus der Mangelhaftigkeit der 
Erſatzleiſtung, wofür auf Staubs Kommentar zum H. G. B. 
zu 8377 Anm. 113 hingewieſen wurde. Laſſe der Unternehmer 
in Anerkennung der Mangelhaftigkeit des Gelieferten eine Erſatz⸗ 
leiſtung folgen, ſo ſtelle ſich dieſe als Schadenserſatz dar. Dieſer 
Angriff konnte keinen Erfolg haben. Die Stelle bei Staub, 
Bd. II S. 1371, welche fi auf die Verjährung der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche (88 477 ff. des B. G. B.) bezieht, lautet: 
„Keine Anwendung findet die Verjährung auf Anſprüche aus 
der vollzogenen Wandelung oder Minderung oder nachdem 
ſich der Verkäufer einverſtanden erklärt hat mit der Lieferung 
einer mangelfreien Sache (588 465, 480 des B. G. B.). Dieſe 
Anſprüche ſtützen ſich nicht mehr auf den Mangel, ſondern auf 
die Vereinbarung der Parteien.“ Dies trifft nicht den vor⸗ 
liegenden Fall, denn die Kl. hat nicht einen Anſpruch auf 
Lieferung einer mangelfreien Sache eingeklagt, ſondern wegen 
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Mangelhaftigkeit der bereits gemachten Erſatzlieferung einen 
Schadenserſatzanſpruch erhoben. Schon das L. G. hatte aus⸗ 
geführt, daß nach Lage der Verhältniſſe angenommen werden 
müſſe, die Erſatzlieferung ſei lediglich in der Abſicht geſchehen, 
im Intereſſe der Erhaltung der Kundſchaft der Kl. ſchleunigſt 
Hilfe zu gewähren und eine Verſtändigung nach Beſeitigung 
der eingetretenen ÜUbelſtände herbeizuführen. Ebenſo hat das 
B. G. es nach Prüfung der Korreſpondenz für nicht zweifelhaft 
erklärt, daß es der Bekl. fern gelegen habe, irgendwie den 
Standpunkt der Kl. als gerechtfertigt anzuerkennen. Es kann 
daher dahingeſtellt bleiben, welche rechtliche Bedeutung für die 
Frage der Verjährung dem Umſtande beizumeſſen wäre, wenn 
die Bekl. in Anerkennung der Mangelhaftigkeit des gelieferten 
erſten Schlauchs fich zum Erſatze durch Lieferung eines mangel⸗ 
freien Schlauchs verpflichtet erachtet hätte. Übrigens würde ſich 
dadurch die Natur des erhobenen Schadenserſatzanſpruchs nicht 
verändert haben, denn die nach dem Untergang des erſten 
Schlauchs erfolgte Erſatzlieferung wäre doch nur als zur Er⸗ 
füllung des geſchloſſenen Werkvertrages gemacht zu beurteilen, 
nicht zur Befriedigung eines noch gar nicht geltend gemachten 
Schadenserſatzanſpruchs. Lediglich auf die Mangelhaftigkeit 
dieſer letzteren Vertragserfüllung iſt der erhobene Anſpruch ge⸗ 
ſtützt und konnte als ſolcher ohne Rechtsirrtum nach den an ⸗ 
geführten geſetzlichen Vorſchriften als durch Verjährung erloſchen 
angeſehen werden. M. c. P., U. v. 31. Mai 04, 455/03 II. 
— Coͤln. 

12. 8573 S. 1 B. G. B. verb. mit $ 57 Zwangs⸗Ver⸗ 
ſteigerungsgeſetz. Nicht nur rechtsgeſchäftliche Verfügungen über 
den Mietzins für den Zeitraum von zwei Kalendervierteljahren, 
ſondern auch Pfändungen und Überweiſungen find, inſoweit ſie 
gegen den Käufer fortbeſtehen, aufrecht zu erhalten.] 

Die in der Literatur und Judikatur ſtreitige Frage (vergl. 
die Zuſammenſtellung in Gruchots Beitr. Bd. 48 S. 256), ob 
ſich die Vorſchrift in $ 573 Satz 1 B. G. B. nur auf rechts- 
geſchäftliche Verfügungen bezieht, die der Vermieter vor dem 
Übergange des Eigentums über den Mietzins der dort näher be- 
zeichneten zwei Kalendervierteljahre getroffen hat, oder ob ſie auch 
von Verfügungen gilt, die über dieſen Mietzins aus dem Rechte 
des Vermieters im Wege der Zwangsvollſtreckung getroffen 
worden find, insbeſondere alſo von der Pfändung und Über⸗ 
weiſung der Mietzins forderung, hat das R. G. dahin entſchieden, 
daß ſich die Vorſchrift auf die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
getroffenen Verfügungen mitbezieht. (Wird näher begründet.) 
M. c. M., U. v. 28. Mai 04, 523/03 V. — Celle. 

13. 55 764, 814, 817 B. G. B. verb. mit 88 50, 66 
des Börſengeſetzes. Vorgängige Erfüllung eines nichtigen Boͤrſen⸗ 
geſchäftes.] 

Es iſt davon auszugehen, daß es ſich bei dem die 
15 Bochumer Aktien betreffenden Geſchäft um ein Börſentermin⸗ 
geſchäft und zugleich um ein Differenzgeſchäft im Sinne des 
§ 764 des B. G. B. handelt. Hiernach unterlag das Geſchäft 
dem Verbote des § 50 Abſatz 2 des Börſengeſetzes und war ſo⸗ 
mit gemäß der beſtändigen Judikatur des R. G. als nichtig an⸗ 
zuſehen. Rechtsirrig iſt es nun, wenn der Vorderrichter annimmt, 
daß dieſes Geſchäft trotzdem bei Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 814 des B. G. B. im voraus erfüllt werden könne. 
Ob gegen dieſe Anſicht ſchon aus dem bürgerlichen Rechte ſich 
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Gegengründe ergeben, mag dahingeſtellt bleiben, jedenfalls folgt 
ihre Unhaltbarkeit aus dem Zuſammenhange der Beitimmungen 
des Börſengeſetzes, insbeſondere bei Berückſichtigung des § 66 
Abſatz 4 daſelbſt, wonach eine Rückforderung des auf Grund 
ungültiger Börſentermingeſchäfte Geleiſteten nur dann aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll, wenn die Leiſtung nach völliger Abwicklung 
des Geſchäfts ſtattgefunden hat. Zwar ſpricht die Beſtimmung 
an ſich nur von ſolchen Boͤrſentermingeſchäften, deren Ungültigkeit 
auf dem Mangel der Eintragung in das Börſenregiſter beruht, 
und iſt im übrigen auf verbotene Boͤrſentermingeſchäfte nicht zu 
beziehen. Indeſſen kann unmoglich angenommen werden, daß 
die darin feſtgeſetzte Erſchwerung der Erfüllung nicht auch für 
die noch ſtrengeren Grundſaͤtzen unterliegenden verbotenen Geſchäfte 
nach $ 50 des Geſetzes Platz greifen ſollte. Eine Abſicht des 
Geſetzgebers, letztere in dieſer Hinficht günſtiger zu behandeln, 
wie die nicht nur erlaubten, ſondern bei Erfüllung der Ein⸗ 
tragungsbedingungen auch voll wirkſamen Boͤrſengeſchäfte, muß 
als ausgeſchloſſen gelten. 

Es iſt aber unbedenklich auf den vorliegenden Fall, obwohl 
es ſich um verbotene Geſchäfte handelt, den $ 814 des B. G. B. 
und nicht den § 817 daſelbſt anzuwenden, denn das Verbot 
des Geſetzes bezieht ſich nur auf die Eingehung, nicht auch auf 
die Erfüllung des Geſchäfts, und Bekl. handelte, indem fie 
Leiſtungen auf Grund desſelben entgegennahm, weder einem ge⸗ 
ſetzlichen Verbote, noch den guten Sitten zuwider. Hiernach iſt 
Kl. mit Recht von der Rückforderung der geleiſteten Zahlungen 
für ausgeſchloſſen erklärt worden, und ſeine Reviſion war daher 
koſtenpflichtig zurückzuweiſen. M. c. C., U. v. 30. Mai 04, 
54/04 I. — Celle. 

14. 88 765, 766, 773 B. G. B. Die Erklärung des Be⸗ 
vollmächtigten, neben der Haftung des Vollmachtgebers eine 
ſolche zu übernehmen, tft eine Bürgichaft.] 

Nach Angabe des Kl. verhandelte dieſer wegen Tilgung 
ſeiner Schuld nur deshalb mit dem Bekl., weil ihn ſein 
Bruder früher ein für allemal für alle vermögensrechtlichen Ver⸗ 
handlungen an dieſen verwieſen und ihm geſagt hatte, was er 
mit dem Bekl. verhandle, ſei ſo gut, als wenn er es mit ihm 
ſelbſt verhandle. Daraus ergibt ſich als die natürliche Auf⸗ 


. faffung die, daß der Bekl. die Tilgung der Schulden des Kl. 


vor allem als Bevollmächtigter des Bruders des Kl. in deſſen 
Namen übernahm. Nun genügte die Erlangung der Ver⸗ 
pflichtung ſeines Bruders dem Kl. nicht; er verlangte vielmehr, 
daß der Bekl. auch perſönlich die Haftung dafür übernehme. 
Wenn nun der Bekl. ſich hierzu bereit finden ließ, ſo trat er 
damit im Rechtsfinne als Bürge für den Bruder des Kl. ein 
(8 765 B. G. B.), wenn auch vielleicht als ſelbſtſchuldiger 
Bürge (§ 773 Ab. 1 Nr. 1 B. G. B.). Dann aber war nach 
8 766 B. G. B. zur Gültigkeit eine ſchriftliche Erklärung er⸗ 
forderlich, welche nicht vorliegt. v. H. c. D., U. v. 30. Mai 04, 
422/03 VI. — Roſtock. 

15. 88 823, 831 B. G. B. verb. mit $ 1 des Preußiſchen 
Kleinbahngeſetzes vom 23. Juli 1892, § 25 des Eiſenbahn⸗ 
geſetzes vom 3. November 1838 und § 287 Z. P. O. Haftung 
des Lokomotivführers einer Kleinbahngeſellſchaft wegen Sach⸗ 
ſchadens infolge unterlaſſenen Läutens.] 

1. Dem Kl. ſind Kühe überfahren worden und zwar rügt 
er Unterlaffung des vorgeſchriebenen Läuteſignals. — Die Klage 
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gegen den Lokomotivführer hatte Erfolg, nicht gegen die Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft: Da es ſich um Sachſchaden handelt, erſcheint 
die Anwendung des Haftpflichtgeſetzes von vornherein aus ⸗ 
geſchloſſen. Gemäß 8 1 des Geſetzes über Kleinbahnen und 
Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 unterliegen Klein- 
bahnen dem Geſetze über Eiſenbahnunternehmungen vom 3. No- 
vember 1838 nicht. Demgemäß kann der erhobene Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch auch nicht nach 8 25 des Eiſenbahngeſetzes 
vom 3. November 1838, ſondern lediglich nach den allgemeinen 
Beſtimmungen des B. G. B., ſomit nach den Beſtimmungen 
des 8 831 Abſ. 1 und 2 des B. G. B. beurteilt werden. 

2. In der Rechtſprechung des R. O. H. G. und des R. G. iſt 
bei Schiffskolliſionsfällen wiederholt die rechtliche Vermutung an- 
gewendet worden, daß das Zuwiderhandeln gegen geſetzliche, zum 
Schutz beſtimmter Intereſſen gegebene Vorſchriften als kauſal 
für die Entſtehung eines Schadens, deſſen Verhütung durch 
jene Vorſchriften bezweckt wurde, anzuſehen ſei, und demgemäß 
angenommen worden, daß die Entſchädigungsklage des Verletzten 
keiner weiteren Begründung bedürfe, als des Nachweiſes der 
erfolgten Beſchädigung und des äußerlichen Zuwiderhandelns 
des Bekl. gegen die geſetzliche Vorſchrift. (Entſch. des R. O. H G. 
Bd. 3 S. 40, Bd. 9 S. 171, Bd. 8 S. 290, Bd. 23 S. 186. 
Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 10 S. 14, Bd. 21 
S. 109, Bd. 31 S. 63.) Aus dieſer durch die Bedürfniſſe der 
Schiffahrt hervorgerufenen Praxis läßt ſich nicht ein allgemein 
durchgreifender Rechts ſatz entwickeln. Rümelin führt die An- 


wendung der Präſumtion, daß bei Einhaltung der Schutz . 


vorſchrift der Schaden vermieden worden wäre, gemäß „deren 
dem Übertreter der Gegenbeweis auferlegt werde, derſelbe wäre 
auch fonft eingetreten, wobei der bloße Nachweis einer Möglich⸗ 
keit ſonſtigen Eintritts nicht ausreichen ſolle“, auf § 287 
(260 a. F.) der Z. P. O. zurück und meint, dieſe Präſumtion 
entſpreche einem dringenden praktiſchen Bedürfniſſe, da bei 
relativ wirkenden Schutzmaßregeln niemals der ſtrikte Beweis 
zu erbringen wäre, der Schaden wäre durch die Schutzmaßregel 
vermieden worden. Deshalb werde ſie auch für das Recht 
des B. G. B. ($ 823 Abſ. 2) feſtzuhalten ſein. (Archiv für 
die ziviliſtiſche Praxis Bd. 90 S. 293). 5 287 n. F. 


($ 260 a. F.) der Z. P. O. räumt dem Richter allerdings 


freies Ermeſſen hinſichtlich der Frage des Kauſalzuſammenhangs 
zwiſchen Schaden und Verſchulden ein. Der Richter ſoll nicht 
daran gebunden ſein, den Kauſalzuſammenhang nur dann an⸗ 
zunehmen, wenn er die Überzeugung gewonnen hat und feſtſtellt, 
daß der Schaden die notwendige, jede andere Möglichkeit aus- 
ſchließende Folge des Verſchuldens geweſen ſei. (Entſch. des 
R. G. in Zivilſachen Bd. 10 S. 66.) Die Freiheit des 
Ermeſſens in der Annahme des Kauſalzuſammenhangs begründet 
aber auch nach der anderen Seite keinen Vermutungszwang für 
die Annahme desſelben. 

3. Daß die in $ 19 Ziffer 2 der vom Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten erlaſſenen Betriebsvorſchriften vom 13. Auguſt 1898 
enthaltenen Signalvorſchriften zum Schutze und zur Sicherung 
gegen jeden Zuſammenſtoß mit dem Bahntransport, ſomit zum 
Schutze des Verkehrs auf der Bahn und deren Übergängen, alſo 
zum Schutze aller Perſonen, welche die Übergänge benutzen und 
auf der Bahn befördert werden, dienen, ſomit Schutzgeſetze im 
Sinne des § 823 Abſ. 2 des B. G. B. ſind, bedarf keiner Er⸗ 
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örterung. Die Haftbarkeit aus $ 823 Abſ. 2 des B. G. B. ift 
aber nicht davon bedingt, daß der das Schutzgeſetz Übertretende die 
Folgen ſeiner Übertretung, alſo den hieraus entſtehenden Schaden, 
vorausſieht. Es genügt, daß er ſich des Verſtoßes gegen das 
Schutzgeſetz bewußt iſt oder bei gehöriger Sorgfalt desſelben bewußt 
werden könnte. (Vergl. Planck B. G. B. Bd. II S. 613 
Nr. 4 L. a.) Steht alſo der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der 
Übertretung des Schutzgeſetzes und dem eingetretenen Schaden 
feſt, jo hat der Übertreter auch für denſelben zu haften. Schon 
aus dieſem Grunde erſcheint es unzuläſſig, hinſichtlich der 
Haftungsfrage je nach der Ortlichkeit zu unterſcheiden, an der 
die Übertretung in ihren Folgen wirkſam geworden, der Schaden 
alſo eingetreten iſt. Ob der Zweck der Vorſchrift in ſo enge 
Grenzen gebannt werden dürfte, wie dies das B. G. verſucht, 
oder ob nicht vielmehr anzunehmen wäre, daß Laͤuteſignale nach 
dem Sinne der Betriebsbeſtimmungen dem Zwecke der Sicherung 
und des Schutzes dienen ſollen, ſoweit ihre Wirkung reicht, 
alſo der Schall dringt, mag unbeſchadet der Frage der Re⸗ 
vifibilität der Vorſchriften hierbei dahingeſtellt bleiben. 
B. c. L. u. V., U. vom 16. Mai 04, 413/03 VI. — Stettin. 

16. 5 826 B. G. B. verb. mit § 561 Z. P. O. Ob ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt, iſt eine Rechts⸗ 
frage.] 

Die Frage, ob gewiſſe Tatſachen die Begriffsmerkmale eines 
Verſtoßes wider die guten Sitten erfüllen, iſt keine Frage der 


Tatſachenwürdigung, ſondern eine Rechtsfrage; die Sachlage 


unterliegt daher inſoweit der freien Beurteilung des Revifiong- 
gerichts. Z. c. R., U. v. 1. Juni 04, 542/03 V. — Naumburg. 

17. 8 833 B. G. B. Haftung des Tierhalters für einen 
Unfall beim ſtaatlichen Pferdemuſterungsgeſchäft.] 

Der Kl. iſt am 12. Mai 1902 gelegentlich eines ſtaatlichen 
Pferdemuſterungsgeſchäfts in B., wobei er ein Pferd ſeines 
Vaters vorzuführen hatte, durch den Hufſchlag eines dem 
Bekl. gehörigen Pferdes an den Unterleib getroffen worden, wo⸗ 
durch der Austritt eines Bruches herbeigeführt wurde, infolge 
deſſen der Kl. eine Verminderung ſeiner Arbeitsfähigkeit erlitten 
hat. Er nimmt den Bekl. als Tierhalter auf Erſatz des Schadens 
in Anſpruch. Zweifellos iſt der Bekl. Tierhalter im Sinne 
des 8 833 des B. G. B. geweſen und auch während der ftaat- 
lichen Pferdemuſterung geblieben. Davon, daß — wie die 
Reviſion meint — der Staat vermöge des durch geſetzliche 
Vorſchrift oder behördliche Anordnung veranlaßten Gebrauches 
des Pferdes für die Muſterung zeitweilig „Halter“ des Pferdes 
geworden wäre, kann keine Rede ſein; der das Pferd zur 
Muſterung ſtellende Eigentümer bezw. Beſitzer hat damit nicht 
die den Begriff des Tierhaltens erfüllende Rechtsſtellung ver⸗ 
loren oder an den Staat abgegeben. Darauf zu welchem Zweck 
das Tier in dem Augenblicke, wo es den Schaden anrichtete, 
gerade gebraucht wurde, kommt es nicht an. Vergl. im übrigen 
Entſch. des R. G. Bd. 52 S. 117 ff., Bd. 55 S. 163ff. (166). 
Es kann ſodann weder aus dem Inhalt des § 833 B. G. B. 
ſelbſt noch aus allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen oder 
öffentlichen Rechtes die Befreiung des Tierhalters von der 
Haftung wegen Tierſchadens für den Fall hergeleitet werden, wenn 
das Tier den Schaden anläßlich oder während einer Funktion 
angerichtet hat, zu welcher es von dem Tierhalter in Befolgung 
einer behördlichen Anordnung, in Erfüllung einer ihm obliegenden 
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geſetzlichen Verpflichtung gebraucht wurde. Das die Haftung 
nach § 833 B. G. B. begründende Verhältnis ift die Tierhaltung 
als ſolche, und der Halter des Tieres übernimmt mit Eintritt 
in dieſes Verhältnis alles Rifiko für die durch das Tier etwa 
verurſachten Schäden, inſofern alſo die Gefahr jedweden Gebrauches, 
den er von dem Tiere aus freien Stücken macht oder — eben 
als Folge der Tierhaltung — zu machen genötigt wird. Der 
Geſichtspunkt einer höheren Gewalt greift nach dieſer Richtung 
hin gegenüber dem durch ein willkürliches Tun des Tieres herbei⸗ 
geführten Schaden nicht Platz. Was aber den unmittelbaren 
Anlaß des Unfalles anlangt, ſo iſt im vorliegenden Falle weder 
behauptet noch erfichtlich, daß ein äußeres Ereignis mit unwider⸗ 
ſtehlicher Gewalt auf den Körper oder die Sinne des Pferdes 
eingewirkt hätte und dadurch der Schaden herbeigeführt worden 
wäre (Entſch. des R. G. Bd. 54 S. 73ff., vergl. auch S. 407); 
vielmehr iſt nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen die Ver⸗ 
letzung des Kl. die Folge eines ſelbſtändigen, willkürlichen Tuns 
des Pferdes, alſo „durch das Tier“ verurſacht. Ein etwa mit⸗ 
wirkendes ſchuldhaftes Handeln einer dritten Perſon würde den 
Bekl. von der Haftung dem Kl. gegenüber nicht befreien. 
W. c. H., U. v. 6. Juni 04, 438/03 VI. — Celle. 

18. 5 1353 B. G. B. Über das Recht des Ehemannes, 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu verlangen. Ernſtlichkeit 
ſeines Willens. Befürchtung der Ehefrau von zu erwartendem 
Nachteile.] 

Der B. Rr. geht rechtlich fehl, wenn er in dem Verlangen 
des Kl. einen Mißbrauch der Rechte des Ehemanns erblickt. 
Zwar iſt es richtig, daß dieſe Annahme auch dann begründet 
ſein kann, wenn dem die Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft begehrenden Ehegatten ein ſchuldhaftes Verhalten über⸗ 
haupt nicht zur Laſt fällt oder wenn unter der Vorausſetzung, 
daß dies zutrifft, in bezug auf die Schwere der Verfehlung 
und auf deren Wirkungen die Tatbeſtandserforderniſſe des 
§ 1568 nicht erfüllt find (vergl. die Urteile des VI. Z. S. 
vom 20. Oktober 1902, Beilage zur Juriſtiſchen Wochenſchrift 
S. 278 Nr. 225 und des IV. 3. S. vom 2. Februar 1903 
daſelbſt S. 44 Nr. 96 ſowie vom 11. Mai 1903 daſelbſt 
S. 87 Nr. 200). Wenn aber der B. R. zunächſt objektiv 
die Sachlage in der Weiſe beurteilt, daß dieſelbe Behandlung, 
der die Bekl. von ſeiten des Mannes bisher ausgeſetzt war, 
ihr auch für den Fall der Rückkehr in die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft bevorſtände, ſo kann zunächſt die Befürchtung über⸗ 
mäßiger geſchlechtlicher Zumutungen aus dem Grunde nicht ins 
Gewicht fallen, weil der B. R. ſelbſt davon ausgeht, daß Kl. 
bisher tatſächlich nur mit dem Willen der Bekl. gehandelt hat. 
Denn er hat einen der Bekl. zugeſchobenen Eid darüber, daß 
er mit ihr geſchlechtlich nur verkehrt habe, wenn ſie dies 
wollte, auf Grund dieſer Annahme für unerheblich erachtet. 
Es fehlt deshalb an jeder Begründung dafür, daß Kl. in Zu⸗ 
kunft auch gegen den Willen der Bekl. ſich ihr ehelich nähern 
würde, ſofern überhaupt eine derartige Annahme den Er⸗ 
wägungen des B. R. zu Grunde gelegen hat. Handelt es ſich 
aber um eine Gefahr, die aus einem beiderſeits gewollten 
ehelichen Umgange für die Geſundheit der Bekl. entſtehen 
konnte, fo weiſt die Revifton mit Recht darauf hin, daß ſie in 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft als ſolcher ihre eigentümliche 
Urſache hat und daß ſie daher ohne das Hinzutreten beſonderer, 
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eine außergewöhnliche Steigerung begründender Umſtände nicht 
zu dem Vorwurf des Rechtsmißbrauchs gegen den Ehemann 
führen kann (vergl. Urteil des R. G. vom 11. Juli 1901, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 648). Die Erwartung, daß Kl. 
im Falle der Rückkehr der Bekl. es an der erforderlichen Für⸗ 
ſorge für fie fehlen laſſen würde, kann, da eine andere Be⸗ 
gründung dafür nicht gegeben iſt, nur auf der ſchon in I. J. 
getroffenen Feſtſtellung beruhen, daß Kl. nach der Trennung 
ihr und dem Kinde keinen Unterhalt gewährt habe. Dabei iſt 
indeſſen die in II. J. vorgetragene Rechtfertigung des Kl. 
unberückfichtigt geblieben, wonach er in der feſten Überzeugung, 
daß die Bekl. ohne ſtichhaltigen Grund von ihm fortgegangen 
ſei, gehofft habe, durch die Vorenthaltung der Alimente ihre 
Rückkehr zu beſchleunigen. Eine Feſtſtellung, daß während des 
Zuſammenlebens der Bekl. der Unterhalt oder die ihr nötige 
beſondere Fürſorge verſagt worden ſei, iſt nicht getroffen, noch 
weniger eine Begründung dafür gegeben, weshalb, wenn Kl. 
es in dieſer Beziehung damals nicht hat fehlen laſſen, dies 
von ihm in Zukunft zu erwarten ſei. Die der Vergangenheit 
angehörige Verletzung des Anſtandes durch anſtößige Reden 
kann die Erwartung, daß ſie ſich in einer für die Bekl. uner⸗ 
träglichen Weiſe wiederholen würde, deshalb nicht begründen, 
weil damals die Bekl. auf dieſen Ton ſelbſt einging und ſich 
nach den Feſtſtellungen des B. R. in Worten und Gebärden 
gleichfalls unpaſſend benahm. Dasſelbe gilt von den am 
21. November 1901 gefallenen groben und beleidigenden 
Worten, weil der B. R. feſtſtellt: daß die Bekl. „in nicht 
minder ſtarken Ausdrücken geſchimpft“ und ſogar von ihrer 
Seite damit angefangen hat. Daß endlich die früheren Be⸗ 
gegnungen des Kl. mit öffentlichen Dirnen, wiewohl ſie den 
Verdacht einer Verletzung der ehelichen Treue nach Annahme 
des B. R. nicht begründet haben, ein Hindernis bilden könnten, 
die häusliche Gemeinſchaft der Eheleute wieder herzuſtellen, 
ſcheint der B. R. ſelbſt nicht angenommen zu haben. Wenn 
unter ſolchen Umftänden- der B. R. den Kl. für verpflichtet 
hält, auf den Fall der Wiedervereinigung im voraus eine 
künftige einwandfreie Lebensführung und eine ernſtliche Fürſorge 
für Frau und Kind darzutun, fo iſt zunächſt nicht erfichtlich, 
welche anderen Mittel dem Kl. deswegen zu Gebote ſtänden, 
als ſeine in ihrer Ernſtlichkeit vom B. R. ſelbſt nicht ange⸗ 
zweifelte Verſicherung, ſeinen Obliegenheiten in allen Be⸗ 
ziehungen nachkommen zu wollen. Aber auch an ſich kommt 
keinem von beiden Eheleuten das Recht zu, die Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft davon ab⸗ 
hängig zu machen, daß ihm der andere Teil für die Zukunft 
eine ſo weitgehende Gewähr darbiete, zumal wenn er ſelbſt 
wegen ſeines bisherigen Verhaltens nicht in jeder Beziehung 
gerechtfertigt daſteht. Auch die beiderſeitige Verpflichtung, 
Nachſicht zu üben, darf dabei nicht außer Betracht bleiben. 
Rechtfertigt aber eine objektive Beurteilung der Sachlage die 
Annahme, daß Kl. mit dem Verlangen nach Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft ſein Recht mißbrauche, nicht, ſo können 
die nur auf der ſubjektiven Auffaſſung der Bekl. beruhenden 
Befürchtungen, daß ſie im Falle der Rückkehr weitergehenden 
Nachteilen für ihre Perſon ausgeſetzt ſein würde, eine derartige 
Feſtſtellung ebenſowenig begründen. K. c. K., U. v. 2. Juni 04, 
486/03 IV. — Breslau. 
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19. 88 1472, 2039 B. G. B. verb. mit 58 239, 246 3. P. O. 
Aufnahme des Verfahrens durch die Witwe und Miterbin ohne 
die anderen von ihr geladenen Erben.] 

Es war zu prüfen, ob das in II. J. ausgeſetzte Verfahren 
von der Witwe des Kl. allein mit rechtlicher Wirkung auf⸗ 
genommen werden konnte. Die Frage würde ohne weiteres ihre 
Erledigung finden, wenn mit dem B. R. anzunehmen wäre, daß 
vermöge der Ladung, welche die Witwe an ihre Miterben er⸗ 
laſſen hat, dieſe ihre Streitgenoſſen geworden ſeien, daß alſo, 
nachdem die Gütergemeinſchaft durch den Tod des Kl. beendet 
worden iſt, nunmehr die Witwe und die Geſamtheit der 
klägeriſchen Rechtsnachfolger als klagende Partei dem Bekl. gegen⸗ 
überſtänden. Allein wenn auch nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts (8 1472 Abſ. 2 des B. G. B.) die Witwe unter 
Umſtänden berechtigt ſein mag, von den Rechtsnachfolgern des 
Mannes die Beteiligung an der weiteren Rechtsverfolgung zu 
verlangen, ſo bietet doch der anhängige Prozeß für einen die 
Durchführung dieſer Verpflichtung betreffenden Zwiſchenſtreit der 
auf der Gläubigerſeite beteiligten Perſonen gegeneinander keinen 
Raum. Vielmehr iſt nur der Bekl. in der Lage, die untätigen 
Miterben auf dem durch 58 246 Abſ. 2 und 239 der Z. P. O. 
vorgezeichneten Wege dahin zu bringen, daß ſie auch ohne ihr 
Zutun und ſelbſt gegen ihren Willen zu Mitkl. werden. Iſt 
ſonach die Klägerrolle nach geſchehener Ausſetzung des Verfahrens 
von der Witwe allein übernommen worden, ſo entſcheidet ſich 
die Frage der Zuläſſigkeit dieſes ihres alleinigen Eintritts in 
den Rechtsſtreit danach, ob ſie gegen den Schuldner einer fälligen 
zum Geſamtgute gehörigen Forderung auch außerhalb des an⸗ 
haͤngigen Prozeſſes klagend würde vorgehen dürfen. Trifft dies 
zu, ſo kann ihr nicht verſagt ſein, mit der ſich aus der Um⸗ 
geſtaltung des Gläubigerrechts ergebenden notwendigen Anderung 
des Klagebegehrens die von dem Manne bereits begonnene Rechts⸗ 
verfolgung fortzuſetzen. Nun beſteht zwar in der Literatur eine 
Meinungsverſchiedenheit darüber, ob mit Planck Bemerkung 1 
zu $ 1472 des B. G. B. angenommen werden darf, daß nach 
Beendigung der Gütergemeinſchaft dem einzelnen Ehegatten 
überhaupt in allen Fällen das Recht zuſtehe, von dem Schuldner 
der zum Geſamtgute gehörigen fälligen Forderung die Hinter⸗ 
legung, ſei es für beide Ehegatten, ſei es für ſich und für die 
Rechtsnachfolger des anderen Ehegatten, zu beanſpruchen. Selbſt 
wenn aber grundſätzlich davon ausgegangen werden müßte, daß 
die dem anderen Ehegatten oder ſeinen Rechtsnachfolgern am 
Geſamtgute zuſtehenden Rechte einer derartigen Geltendmachung 
der gemeinſamen Forderung entgegenſtehen, ſo würde unter den 
Vorausſetzungen des gegenwärtigen Rechtsfalls der Witwe dieſes 
Klagerecht gleichwohl zukommen. Als Miterbin iſt ſie gemäß 
§ 2039 Satz 2 des B. G. B. durch das Vorhandenſein einer 
Erbenmehrheit nicht in dem Maße gebunden, daß ihr die Be⸗ 
fugnis fehlt, den Schuldner der gemeinſamen Forderung zur 
Hinterlegung anzuhalten. Was aber der Geſamtheit der Erben 
und damit auch ihr ſelbſt in ihrer Eigenſchaft hals Miterbin an 
Gläubigerrechten abgeht, findet ſeine volle Ergänzung in den 
abgeſehen von der Erbfolge ihr am Geſamtgute zuſtehenden 
Rechten. Weder nach innen noch nach außen kann daher die 
Mitberechtigung der anderen Erben ſie mit bezug auf die ſtreitige 
Forderung in ſtärkerem Maße beſchränken, wie wenn es ſich um 
ein Alleingläubigerrecht der Erbengemeinſchaft handelt. Vielmehr 
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iſt das in der früheren Rechtſprechung auerkannte Recht des 
überlebenden Ehegatten, den Rechtsſtreit wegen einer zum Ge⸗ 
ſamtgute gehörigen Forderung allein aufzunehmen (vergl. Beſchluß 
des R. G. vom 7. November 1894, Jur. Wochenſchr. S. 581 80), 
auch nach dem Inkrafttreten des jetzigen Rechts unter der Vor⸗ 
ausſetzung jedenfalls beſtehen geblieben, daß der die Rechts⸗ 
verfolgung fortſetzende Ehegatte zu den Erben des Verſtorbenen 
gehort. W. c. N., U. v. 30. Mai 04, 47/04 IV. — 
Berlin. 

20. 55 1565 — 1568, 1571 B. G. B. Der Ehegatte hat 
kein Recht die Scheidung auf Grund eines beſtimmten Grundes 
zu verlangen, wenn ſie das Gericht wegen eines anderweit geltend 
gemachten Grundes ausſpricht.!] 

Kl. hat den Bekl. am 1. November 1902 verlaſſen und 
auf Scheidung geklagt. Zur Begründung wurde von ihr in 
I. J. nur geltend gemacht, daß Bekl. mit der unverehelichten M., 
die jetzt den Haushalt des Bekl. führt, die Ehe gebrochen habe. 
Das L. G. erachtete nach vorgängiger Beweisaufnahme die Be⸗ 
hauptung der Kl. für erwieſen und entſprach ihrem Klageantrage 
durch Urteil, in welchem die M. als diejenige Perſon, mit der 
Bekl. die Ehe gebrochen habe, feſtſtellt und der letztere für 
ſchuldig an der Scheidung erklart wurde. Bekl. legte Berufung 
ein. Kl. machte nunmehr noch geltend, daß Bekl. die M., die 
bei den Parteien im Dienſt geweſen ſei, wiederum angenommen 
habe, obwohl dieſelbe bereits zweimal das Haus habe verlaſſen 
müſſen, weil Kl. ſie nicht habe dulden können. Daß Bekl. ſie 
trotzdem wieder in das Haus aufgenommen habe, ſei Kl. zu er⸗ 
tragen nicht mehr imſtande oder verpflichtet geweſen; ſie ſtelle 
deshalb, jedoch nur in zweiter Linie den Antrag, die Ehe wegen 
dieſes Verhaltens des Bekl. zu ſcheiden. Das B. G. hielt ebenſo 
wie das L. G. für erwieſen, daß Bekl. die Ehe mit der M. ge ⸗ 
brochen habe. Bekl. hatte indes in II. J. behauptet, daß Kl. 
die Tatſachen, aus denen das L. G. auf einen Ehebruch ge⸗ 
ſchloſſen habe, länger als ſechs Monate vor Erhebung der Klage 
gekannt habe und hatte hierfür Beweis angetreten. Das B. G. 
war der Anſicht, daß Kl., wenn die Behauptung des Bekl. der 
Wahrheit entſprechen ſollte, allerdings bereits länger als ſechs 
Monate vor Erhebung der Klage die Überzeugung davon, daß 
es zu einem Ehebruch gekommen ſei, gehabt haben müſſe und 
daß deshalb im Hinblick auf $ 1571 Abſ. 1 des B. G. B. vor 
der Entſcheidung über dieſen Klagegrund zunächſt der von dem 
Bekl. angebotene Beweis erhoben werden müßte. Es erachtete 
jedoch für nicht erforderlich, hierauf einzugehen, weil der vor dem 
B. G., wenn auch nur in zweiter Linie geltend gemachte Klage⸗ 
grund das Verlangen der Scheidung rechtfertige, die von dem 
Bekl. erhobenen Vorwürfe dagegen unerheblich ſeien, darnach aber 
der Rechtsſtreit bereits zur Entſcheidung reif ſei. Demgemäß 
erkannte das B. G. auf Zurückweiſung der Berufung, gelangte 
jedoch hierzu, weil es den Klageantrag, auch abgeſehen von dem 
Ehebruch, für begründet hielt und fügte deshalb der Zurück⸗ 
weiſung des Rechtsmittels die Maßgabe hinzu, daß die Formel 
des landgerichtlichen Urteils zu lauten habe: „Die Ehe der 
Parteien wird geſchieden. Der Bekl. wird für den allein 
ſchuldigen Teil erklärt.“ Die Reviſion der Kl. wurde zurück⸗ 
gewieſen: Das angefochtene Urteil hat, wenn es als maßgebend 
beſtehen bleibt, die Wirkung, daß zwar die Ehe der Parteien 
geſchieden, dem Bekl. jedoch die Möglichkeit offen gelaſſen iſt, 
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die M. zu heiraten, obwohl er nach der Behauptung der Kl. 
und nach der Überzeugung, zu der ſowohl das L. G. als das 
O. L. G. gelangt iſt, mit ihr die Ehe gebrochen hat. Von der 
Revifion wird geltend gemacht, daß die Schließung einer ſolchen 
Ehe von der Kl., insbeſondere auch mit Rückſicht auf ihre, aus 
der Ehe mit dem Bekl. hervorgegangenen Kinder, höchſt kränkend 
ſein würde und daß ſie deshalb, im Hinblick auf § 1312 des 
B. G. B. ein Intereſſe daran habe, den Ehebruch des Bekl. und 
die Perſon feiner Mitſchuldigen in dem Scheidungsurteil feſt⸗ 
geſtellt zu ſehen. Die Reviſion iſt auch der Anſicht, daß die in 
der Berufungsinſtanz erfolgte Abänderung dieſes Urteils der Kl. 
zur Beſchwerde gereiche, deren Abhilfe fie mit der Reviſion ver- 
folgen könne. Ob letzteres zutreffend ſei, hängt davon ab, ob 
Kl., nachdem fie in der Berufungsinſtanz auch die Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes als Scheidungsgrund geltend gemacht 
hatte und in Anſehung der hierfür geltend gemachten Tatſachen 
die von ihr beantragte Scheidung erfolgen konnte, gleichwohl 
das Recht hatte, zu verlangen, daß die Verhandlung wegen des 
von ihr geltend gemachten Ehebruchs fortgeſetzt werde, um klar⸗ 
zuſtellen, ob ſie die Scheidung aus dieſem Grunde beantragen 
könne. Das B. G. hat dieſe Frage verneint und befindet ſich 
im Einklang mit dem Urteil des erkennenden Senats vom 
6. Juli 1903 zur Sache IV. 9203 (Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 55 S. 244). An den dort ausgeſprochenen recht⸗ 
lichen Erwägungen iſt feſtzuhalten; dann aber muß in der vor⸗ 
liegenden Sache dem Rechtsmittel der Kl. der Erfolg verſagt 
werden. Die Reviſion hebt zwar hervor, daß Kl. den auf 
$ 1568 des B. G. B. geſtützten Scheidungsgrund nur in 
zweiter Linie geltend gemacht habe und weiſt darauf hin, es 
werde in dem erwähnten veröffentlichten Urteil die Möglichkeit 
anerkannt, daß der Gatte, dem neben der Berufung auf Ehe⸗ 
bruch noch andere Scheidungsgründe zu Gebote ſtehen, das Ein- 
gehen auf den Ehebruch verweigern könne, weil dort (a. a. O. 
Seite 247) geſagt werde, er könne dies tatſächlich erreichen, wenn 
er ſich zunächſt auf den Klagegrund des Ehebruchs beſchraͤnke. 
Allein auch hierauf kann die Reviſion ſich nicht ſtützen. Gewiß 
kann der klagende Gatte in dem unterſtellten Falle das Eingehen 
auf den Ehebruch erzwingen, aber dann muß er ſich darauf be⸗ 
ſchränken, nur den Ehebruch geltend zu machen. Freilich läuft 
er dann, wie die Reviſion zutreffend hervorhebt, wegen der Be⸗ 
ſtimmung in $ 616 der Z. P. O. Gefahr, die anderen Gründe 
zu verlieren, allein das iſt eine Folge der in § 616 gegebenen 
Beſtimmung. Einigermaßen kann der Kl. dieſer Gefahr dadurch 
begegnen, daß er zunächſt den Ehebruch allein, die etwa daneben 
vorhandenen Gründe dagegen, was ihm nach $ 614 der Z. P. O. 
freiſteht, erſt dann geltend macht, wenn die ihm für den Che⸗ 
bruch zu Gebote ſtehenden Beweiſe erhoben find und er die Be⸗ 
fürchtung hegt, daß der volle Beweis nicht erbracht iſt. Nur 
dies iſt in dem veröffentlichten Urteil ausgeſprochen worden. 
Werden aber neben dem Ehebruch andere, aus 88 1566 bis 
1568 des B. G. B. hergeleitete Gründe, ſei es urſprünglich, 
ſei es im Laufe des Verfahrens, geltend gemacht, ſo hat es der 
klagende Gatte nicht in der Hand, die Feſtſtellung des Ehebruchs 
zu erzwingen. Denn nach 8 300 der Z. P. O. muß das 
Endurteil erlaſſen werden, ſobald der Rechtsſtreit zur End⸗ 
entſcheidung reif iſt und es iſt deshalb die Scheidung 
auszuſprechen, ſobald einer der in 88 1565 bis 1568 
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des B. G. B. bezeichneten Gründe, die in ihren Folgen gleich⸗ 
wertig ſind, feſtſteht. Nicht anders verhält es ſich, wenn, wie 
es im vorliegenden Fall geſchehen iſt, neben dem Ehebruch ein 
aus 8 1568 des B. G. B. hergeleiteter Grund in zweiter Linie 
(eventuell) geltend gemacht wird. Denn durch dieſe Geltend⸗ 
machung gibt die klagende Partei die Erklärung ab, daß ſie die 
Scheidung aus § 1568 wolle, falls ihr auf $ 1565 geſtützter 
Antrag nicht zum Ziele führe. Ob aber letzteres der Fall ſei, 
entſcheidet ſich, ſobald der Rechtsſtreit zur Endentſcheidung reif 
iſt und wenn dies eintritt, weil der eventuelle Scheidungsgrund 
ſich als vorhanden herausſtellt, wegen des Ehebruch jedoch die 
Sache noch nicht ſpruchreif iſt, ſo muß das Endurteil er⸗ 
laſſen werden. H. c. H., U. v. 16. Juni 04, 139/04 IV. — 
Hamburg. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

21. 88 62, 121, 122 G. V. G. Beſetzung eines neu 
gebildeten Senats durch Hilfsrichter.] 

Ein neuer Senat war mit Einverſtändnis des Juſtiz⸗ 
miniſters durch Beſchluß des Präſidiums des Kammergerichts 
vom 2. Juli 1903 neu gebildet worden und am 1. Oktober 1903 
in Tätigkeit getreten. Nach dieſem Präſidialbeſchluß wurden 
dem Z. S. als Mitglieder überwieſen: als Vorſitzender ein 
Senatspräſident, drei Kammergerichtsräte und drei Landgerichts⸗ 
räte bezw. Landrichter. Bei dem angefochtenen B. U. haben 
mitgewirkt zwei Kammergerichtsräte und die drei anderen Richter. 
Der RE. hat nun ausgeführt: Nach $ 119 des G. V. G. 
würden die O. L. G. mit einem Präſidenten und der erforder⸗ 
lichen Anzahl von Senatspräſidenten und Räten beſetzt; hieraus 
ergebe fich in Zuſammenhang mit § 122 des G. V. G., daß 
Mitglieder der anderen Gerichte zwar als Hilfsrichter bei dem 
Senat eines O. L. G. tätig ſein, dieſem aber nicht als Mit⸗ 
glieder, und jedenfalls nicht als ſtändige Mitglieder eingereiht 
werden dürften; das ſei im vorliegenden Falle geſchehen, da dem 
erkennenden Senate des B. G. drei Richter als Mitglieder 
überwiejen ſeien, die nicht Kammergerichtsräte ſeien; der er- 
kennende Senat des B. G. ſei daher nicht vorſchriftsmäßig beſetzt 
geweſen. Dieſe Bedenken konnen nicht geteilt werden. Wenn 
gemäß $ 122 des G. V. G. Landrichter oder Amtsrichter als 
Hilfsrichter an ein O. L. G. berufen werden, fo iſt es felbit- 
verſtändlich, daß ſie als „Mitglieder“ einem oder mehreren 
(vergl. § 62 Abſ. 1 Satz 2 in Verbindung mit $ 121 G. V. G.) 
Senaten des O. L. G. zugewieſen werden; denn in ihrer Stellung 
als mitwirkende Richter des O. L. G. ſind ſie nichts anderes 
und konnen begriffsnotwendig nichts anderes fein als eben 
„Mitglieder“ des Senats oder der Senate, an deren Tätigkeit 
ſie teilnehmen. Was aber den von dem Vertreter des Rkl. in 
der Verhandlung vor dem Reviſionsgericht beſonders betonten 
Punkt betrifft, daß Hilfsrichter den Senaten der O. L. G. nicht 
als „ſtändige“ Mitglieder eingereiht werden dürften, ſo iſt 
darauf zu erwidern, daß im gegenwärtigen Falle der in Frage 
ſtehende Präſidialbeſchluß den Ausdruck „ſtändige“ Mitglieder 
gar nicht enthält. Im übrigen verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
Hilfsrichter nur in dieſer ihrem Weſen nach vorüber- 
gehenden Eigenſchaft einem Senat des O. L. G. als Mit⸗ 
glieder zugewieſen werden können. Daher kann es nicht für 
notwendig erachtet werden, daß dies in dem mehrerwähnten 
Präſidialbeſchluß beſonders zum Ausdruck gebracht wurde. Auch 
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nach ſonſtiger Richtung gibt Inhalt und Faſſung der in Bezug 
genommenen Beſtimmung des Präfidialbeſchluſſes zu gerecht⸗ 
fertigten, durchgreifenden Bedenken keinen Anlaß. N. c. K., 
U. v. 3. Juni 04, 14/04 VII. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

22. 88 23, 263 Z. P. O. verb. mit § 389 B. G. B. 
Die nach der Klageerhebung erklärte Aufrechnung ändert an 
dem Gerichtsſtand des § 23 Z. P. O. nichts.] 

Die klagende Firma, welche einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den in Oſterreich wohnenden Bekl. bei dem Gericht in 
München, dem Sitze der Kl., verfolgt, begründet die Zu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichts unter Hinweis auf § 23 
der Z. P. O. mit der Behauptung, daß ſich zur Zeit der vor 
dem 7. Januar 1903 erfolgten Zuſtellung der Klage im Bezirke 
des Münchener Gerichtes Vermögen des Bekl. befunden habe, 
indem dieſer an fie, Kl., eine Forderung von 322,51 Mark 
gehabt habe. Das O. L. G. wies wegen Unzuſtändigkeit ab, 
weil die Kl. durch Erklärung vom 17. Januar 1903 gegen 
jene Forderung des Bekl. an fie von 332,51 Mark eine an- 
geblich über den eingeklagten Betrag hinaus ihr gegen den Bekl. 
zuſtehende Forderung aufgerechnet habe und damit infolge der 
rückwirkenden Kraft der Aufrechnung die zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung etwa vorhandene Zuſtändigkeit des Münchener Gerichts 
beſeitigt worden ſei. Das R. G. hob auf: Die Beſtimmung des 
§ 389 bezüglich der Wirkung der Aufrechnung iſt in dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts erlaſſen und hat in dem Gebiete 
des materiellen Rechts zweifellos eine unbeſchränkte Wirkung. 
Ein Erſtrecken der Wirkung auf das Gebiet des Prozeßrechts 
erſcheint nicht angängig. Durch die Aufrechnungserklärung der 
Kl. vom 17. Januar 1903 wurde bewirkt, daß die Forderung 
des Bekl. an die Kl. als vor dem Zeitpunkt der Klageerhebung 
getilgt galt. Dieſe Wirkung war aber nur eine materiell⸗ 
rechtliche und durch die damit verknüpfte Anderung des die 
Zuſtändigkeit des Münchener Gerichts begründenden Umſtandes, 
nämlich den Wegfall der Forderung des Bekl. an die Kl., wurde 
die vorher begründete Zuſtändigkeit nicht berührt. H. c. H., 
U. v. 7. Juni 04, 181/04 II. — München. 

23. 58 81, 613 Z. P. O. verb. mit 8 1571 des B. G. B. 
Umfang der Prozeßvollmacht in Cheftreitigkeiten.] 

Das R. G. hat ſchon angenommen, daß die Prozeßvoll⸗ 
macht ermächtigt zur Abgabe und Entgegennahme von An⸗ 
fechtungserklärungen nach § 143 des B. G. B., Entſch. Bd. 48 
S. 221, Bd. 49 S. 392, Bd. 53 S. 148; Rücktritts. 
erklärungen, Entſch. Bd. 50 S. 143; Aufrechnungserklärungen, 
Entſch. Bd. 50 S. 426; Anfechtungserklärungen nach dem 
Geſetz vom 21. Juli 1879 (20. Mai 1898), Entſch. Bd 52 
S. 343; Kündigungen, Entſch. Bd. 53 S. 212. Mit Rechts- 
handlungen ſolcher Art läßt ſich die Aufforderung, die 
häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Scheidungsklage 
zu erheben, nicht auf gleiche Stufe ſtellen. Die perſönliche 
Natur der Eheſachen hat zu der Beſtimmung des § 613 
der Z. P. O. geführt, wonach eine beſondere Vollmacht des 
Ehegatten nicht nur zur Erhebung der Scheidungsklage, 
ſondern auch zur Erhebung der Herſtellungsklage erforder⸗ 
lich iſt. Mit dieſer Vorſchrift und dem ihr zu Grunde liegen⸗ 
den Gedanken ſtände es nicht wohl in Einklang, wenn ein 
Prozeßbevollmächtigter, der von einem Ehegatten mit der 
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Verteidigung gegen Unterhaltsanſprüche beauftragt iſt, nach 
eigenem Gutdünken Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft oder 
Erhebung der Scheidungsklage verlangen könnte. Das iſt viel⸗ 
mehr der perſoͤnlichen Entſchließung der Ehegatten vorzubehalten. 
J. c. J., U. v. 2. Juni 04, 459/03 IV. — Colmar. 

24. 8 149 Z. P. O. Für die Glaubhaftmachung eines 
Betrugsverſuchs behufs Ausſetzung genügt nicht die Bezugnahme 
auf ſtaatsanwaltſchaftliche Akten.] 

Es iſt nichts Näheres zur Glaubhaftmachung des gegen 
den Kl. ausgeſprochenen Betrugsverdachts vorgebracht. Mit 
Recht hat das Beſchwerdegericht angenommen, daß die bloße 
Behauptung einer dem Gegner zur Laſt fallenden Straftat zur 
Anwendung des § 149 daſelbſt nicht genüge, und dieſer Mangel 
kann auch dadurch nicht erſetzt werden, daß auf die Akten der 
Staatsanwaltſchaft Bezug genommen iſt, ohne daß auch nur 
angegeben wird, bis zu welchem Stadium das angeblich ein- 
geleitete Ermittelungsverfahren bereits gediehen ſei. H. c. S. 
Beſchl. v. 2. Juni 04, B 70/04 I. — Frankfurt. 

25. § 235 Z. P. O. Abſ. 1. Vorausſetzung der Zu⸗ 
läſſigkeit der Wiedereinſetzung.] 

Der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
iſt auf den § 235 Z. P. O. geſtützt. Der 8 235 Abſ. 1 läßt 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung einer Notfriſt zu, wenn ſpäteſtens am dritten Tage 
vor Ablauf der Notfriſt das zur Wahrung derſelben zu⸗ 
zuſtellende Schriftſtück dem Gerichtsſchreiber, unter deſſen Ver⸗ 
mittlung die Zuſtellung erfolgen ſoll, zum Zwecke der Zuſtellung 
übergeben und, wie hinzugefügt werden muß, die Zuſtellung 
trotzdem in der Notfriſt nicht erfolgt. Die Vorſchrift beruht 
auf dem Gedanken, daß die Partei, die dem Gerichtsſchreiber 
das zuzuſtellende Schriftſtück drei Tage vor Ablauf der Notfriſt 
behufs der Zuſtellung übergibt, genug getan hat, um die recht⸗ 
zeitige Zuſtellung in der Friſt herbeizuführen, und die Über⸗ 
gabe der Reviſionsſchrift an die Gerichtsſchreiberei des R. G. 
am 24. Februar, mehr als drei Tage vor Ablauf der Notfriſt, 
würde daher an ſich die Anwendung des 8 235 Abſ. 1 der 
Z. P. O. rechtfertigen. Aber der § 235 Abſ. 1 ſetzt zugleich 
voraus, daß die Partei mit der Übergabe des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks an den Gerichtsſchreiber alles getan hat, was fie 
zu tun hat, um die rechtzeitige Zuſtellung in der Notfriſt zu 
ermöglichen, und daß kein Verſchulden der Partei oder ihres 
Prozeßbevollmächtigten, das nach 8 232 Abſ. 2 der Z. P. O. 
dem der Partei ſelbſt gleichſteht, dazwiſchen tritt. Entſch. des 
R. G. Bd. 16 S. 368. Solch Verſchulden des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Kl. liegt hier darin, daß er in der Reviſions⸗ 
ſchrift vom 21. Februar 1904 den Prozeßbevollmächtigten des 
Beklagten W. in der Berufungsinſtanz unrichtig bezeichnet hat, 
obwohl er in dem angefochtenen Urteil richtig bezeichnet war; 
8 235 Abſ. 2 der Z. P. O. Durch dieſes Verſehen iſt 
herbeigeführt, daß die Zuſtellung der Reviſions- 
ſchrift nicht in der Notfriſt erfolgt iſt. Auf die Vor⸗ 
ſchrift in 8 207 Abſ. 2 Z. P. O. kann ſich der Kl. nicht be⸗ 
rufen und er hat ſich darauf auch nicht berufen. Die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand hat danach verſagt und die 
Reviſion gegen den Bekl. W. als unzuläſſig verworfen werden 
müſſen. M. c. U., U. v. 21. Mai 04, 109/04 I. — Naum⸗ 
burg. 
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26. § 239 3. P. O. Über die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens beim Tode der Partei vor der Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels. Inhalt der Entſcheidung hinſichtlich der Aufnahme.] 

Der jetzige $ 239 Z. P. O. beſtimmt, falls die von dem 
Gegner geladenen Rechtsnachfolger der geſtorbenen Partei im 
Termine nicht erſcheinen, daß die behauptete Rechtsnachfolge 
als zugeſtanden anzunehmen und zur Hauptſache zu verhandeln 
ſei. Alſo ſtatt des früheren Zwiſchenurteils iſt alsbald ein 
Verſäumnisurteil zur Hauptſache abzugeben. Die beſondere 
Geſtaltung des hier zur Entſcheidung ſtehenden Falles ſchließt 
aber die Möglichkeit aus, ein Urteil zur Hauptſache abzugeben. 
Denn das B. U. iſt zwar zugeſtellt, eine Revifion des ab⸗ 
gewieſenen Kl. aber noch nicht eingelegt. Der Lauf der Re⸗ 
viſionsfriſt iſt durch die Ausſetzung des Verfahrens gehemmt. 
Die hieraus folgende Unmoͤglichkeit einer Verhandlung zur 
Hauptſache führt zu der Notwendigkeit, in anderer Form dem 
Bekl. die Möglichkeit zu eröffnen, den Lauf der Reviſionsfriſt 
in Gang zu ſetzen. Über das einzuſchlagende Verfahren find 
Zweifel denkbar. Dabei iſt der Anſicht der Vorzug gegeben, 
daß in dem Ausnahmefall, wo die wörtliche Ausführung der 
Vorſchrift des § 239 nicht tunlich iſt, das Verfahren ein⸗ 
zuſchlagen iſt, das ſich ſeiner Vorſchrift am meiſten nähert und 
dem Parteiintereſſe nicht entgegen iſt; d. h. es iſt zu erkennen, 
daß die Rechtsnachfolge für zugeſtanden angenommen und das 
Verfahren als aufgenommen erachtet werde. v. D. c. S., U. 
v. 30. Mai 04, 279/04 VI. 

27. 8 256 Z. P. O. in Verbindung mit den 88 93, 946, 
1120 B. G. B. und 58 37 Nr. 5, 55 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes. Unzuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage auf Anerkennung des 
Sondereigentums an einer Lokomobile gegen Hypothekengläubiger.] 

Der B. R. weiſt die Berufung der Kl. gegen das die Klage 
abweiſende erſte Urteil zurück, weil die Lokomobile weſentlicher 
Beſtandteil der Holzbearbeitungsfabrik ſei und als ſolcher un⸗ 
geachtet des zugunſten der Kl. vereinbarten Eigentumsvorbehalts 
Eigentum des Fabrikeigentümers (E.) ſei. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob die von der Reviſion gegen die — mit der Recht- 
ſprechung des erkennenden Senats im weſentlichen im Einklange 
ſtehende — Begründung der Zurückweiſung erhobenen Angriffe 
gerechtfertigt iſt, weil das B. U. aus einem anderen Grunde 
aufrechterhalten werden muß. Der Kl. ſteht nämlich ein Klage⸗ 

recht gegen die Bekl. nicht zu. Die Klage iſt, da fte nur auf 
Anerkennung des Sondereigentums der Kl. geht, nicht eine 
Leiſtungs-, ſondern eine Feſtſtellungsklage, und zwar die Eigen⸗ 
tumsfeſtſtellungsklage, die den Regeln des 8 256 Z. P. O. folgt 
(Jur. Wochenſchr. 1902 S. 68). Sie ſetzt insbeſondere voraus, 
daß der Kl. ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſt⸗ 
ſtellung hat. Daran fehlt es hier. Daß ein Sondereigentum 
an der Lokomobile nach den 58 93, 946 B. G. B. nicht möglich 
iſt, wenn die Lokomobile zu einem weſentlichen Beſtandteile des 
Fabrikgrundſtücks geworden iſt, und daß unter dieſer Voraus- 
ſetzung das begehrte Anerkenntnis der Bekl. rechtlich völlig 
bedeutungslos fein würde, ſelbſt wenn es erzwungen werden 
könnte, verkennt die Kl. nicht. Ihre Anführungen laſſen es 
unklar, ob fie noch die Zubehöreigenfchaft beſtreiten oder nur 
behaupten will, daß die Lokomobile, weil ſie nicht in das 
Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt iſt, nach § 1120 
B. G. B. nicht den Hppotheken der Bekl. unterliege. Sollten 
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ihre Anführungen im erſteren Sinne zu verſtehen ſein, ſo würden 
ſie verfehlt ſein. Denn wenn man mit der Kl. davon ausgeht, 
daß die Lokomobile nicht weſentlicher Beſtandteil des Fabrik. 
gebäudes geworden, ſondern eine ſelbſtändige bewegliche Sache 
geblieben ſei, ſo würden nach dem unſtreitigen, im Tatbeſtande 
des B. U. feſtgelegten Sachverhalt alle geſetzlichen Merkmale der 
Zubehöreigenſchaft gegeben fein (B. G. B. 85 97 Abſ. 1 Satz 1, 
98 Nr. 1), ſelbſt wenn das Eigentum an der Lokomobile der Kl. 
zuſtehen ſollte. Nach den Ausführungen der Reviſion ſcheint 
denn auch dieſe Meinung nicht mehr vertreten werden zu 
ſollen. Im weſentlichen kann danach die Klage nur die Feſt⸗ 
ſtellung bezwecken, daß die Bekl. als Hypothekengläubiger nicht 
das Recht auf Befriedigung aus der Lokomobile hätten. Mit 
einer ſolchen Feſtſtellung würde aber weder die erſtrebte Aus- 
ſchließung der Lokomobile von der Zwangsverſteigerung noch 
ſonſt ein rechtlich irgend erhebliches Ergebnis erreicht werden. 
Denn nach dem § 55 Abſ. 2 Zwangsverſteigerungsgeſetz erſtreckt 
ſich die Verſteigerung auch auf die einem Dritten gehoͤrigen 
Zubehoͤrſtücke, es ſei denn, daß dieſer fein Recht nach § 37 
Nr. 5 daſelbſt geltend gemacht, d. h. die Aufhebung oder einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens herbeigeführt hat. Letzteres 
kann nur dem betreibenden oder den beigetretenen Gläubigern 
gegenüber mit Erfolg geſchehen. Bei den Bekl. trifft aber dieſe 
Vorausſetzung nach dem Tatbeſtande des B. U. nicht zu, ſodaß 
ihre Verurteilung nach dem Klagantrage zur Aufhebung oder 
Einſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens nicht führen 
würde. Daß etwa das Verfahren hinſichtlich der Lokomobile 
gegenüber dem betreibenden oder den beigetretenen Gläubigern 
eingeſtellt worden ſei, iſt nach den Tatbeſtänden der vorinſtanz⸗ 
lichen Urteile nicht behauptet worden. Wäre es aber der Fall, 
ſo würde die mit der Klage verlangte Feſtſtellung vollends 
zwecklos ſein, da dann die Kl. das erſtrebte Ziel bereits erreicht 
hätte und die Bekl. dieſen Erfolg nicht einmal verhindern 
konnten. Iſt, wie beim Mangel einer entgegenſtehenden Be⸗ 
hauptung angenommen werden muß, eine Einſtellung nicht 
erfolgt, ſo iſt die Lokomobile, auch wenn ſie Eigentum der Kl. 
fein ſollte, nach $ 55 Abſ. 2 Zwangsverſteigerungsgeſetz mit⸗ 
zuverſteigern. Freilich würde die Kl. nach § 9 Nr. 2 daſelbſt, 
falls ſie, was aber auch nicht einmal behauptet iſt, ihren 
Eigentumsanſpruch beim Vollſtreckungsgericht angemeldet haben 
ſollte, nach 8 59 Abſ. 1 daſelbſt die von der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift abweichende Feſtſtellung der Bedingung verlangen können, 
daß die Lokomobile von der Verſteigerung ausgeſchloſſen werde, 
aber die Bekl. würden, auch wenn die Lokomobile im Eigentume 
der Kl. ſtehen und daher für ihre Hypotheken nicht haften ſollte, 
der Abweichung von den geſetzlichen Bedingungen widerſprechen 
können, wenn dadurch ihre Hypotheken beeinträchtigt würden. 
Daraus ergibt ſich wiederum, daß die von der Kl. begehrte 
Feſtſtellung, wenigſtens zur Zeit, rechtlich bedeutungslos iſt, 
zumal da bisher nicht erhellt, daß die Bekl., denen nach 8 59 
Abſ. 2 daſelbſt das Recht zuſteht, doppeltes Ausgebot (mit und 
ohne Abweichung von den geſetzlichen Bedingungen) zu ver⸗ 
langen, durch die Ausſchließung der Lokomobile beeinträchtigt 
werden würden und daher irgend eine Veranlaſſung oder Ver⸗ 
pflichtung hätten, ſich ſchon jetzt im Sinne der begehrten Feſt⸗ 
ſtellung zu erklären. L. o. M. u. Gen., U. v. 4. Juni 04, 
560/03 V. — Hamm. 
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28. 88 274 Abſ. 1, 295, 1025 ff. 3. P. O. Prozeß- 
hindernde Einrede des Schiedsvertrages verzichtbar auch durch 
Berluft des Rügerechts, Abhängigkeit der Gültigkeit der Ver⸗ 
einbarung eines Schiedsgerichts von der Gültigkeit der Haupt- 
geſchäfte.] 

Die Einrede, „daß die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch 
Schiedsrichter zu erfolgen habe“, iſt durch die Novelle zur 
Z. P. O. vom 17. Mai 1898 in den Kreis der „prozeßhindern⸗ 
den Einreden“ aufgenommen worden. Solche Einreden ſind 
nach § 274 Abſ. 1 Z. P. O. vor der Verhandlung des Bekl. 
zur Hauptſache vorzubringen; ſie können (vergl. § 274 Abſ. 3) 
nach dieſem Zeitpunkte nur dann noch geltend gemacht werden, 
wenn ſie entweder ſolche ſind, auf welche der Bekl. wirkſam 
nicht verzichten kann, oder wenn der Bekl. glaubhaft macht, daß 
er ohne ſein Verſchulden nicht imſtande war, ſie vor der Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache geltend zu machen. Die Einrede des 
Schiedsvertrags gehört zu den verzichtbaren prozeßhindernden 
Einreden. Denn es beſteht kein öffentliches Intereffe daran, 
daß der Bekl. von einer ihm durch zuläſſige Parteivereinbarung 
eingeräumten Befugnis die Entſcheidung einer Streitſache dem 
ordentlichen Staatsgericht zu entziehen Gebrauch macht. Die 
Geltendmachung der Einrede nach dem Beginne der mündlichen 
Verhandlung verſtößt ſonach, da auch der zweite Ausnahmefall 
des § 274 Abſ. 3 nicht vorliegt, gegen eine prozeßrechtliche 
Vorſchrift. Die Vorinſtanzen haben aber mit Recht angenommen, 
daß die Verletzung dieſer das Verfahren betreffenden Vorſchrift 
nicht mehr gerügt werden kann, nachdem ſie in der nächſten 
mündlichen Verhandlung, welche auf Grund des betreffenden 
Verfahrens ſtattgefunden hat, von dem Kl. nicht beanſtandet 
worden iſt, obwohl er den Mangel kannte oder kennen mußte. 
Damit haben die Vorinſtanzen zugleich der Auffaſſung Ausdruck 
verliehen, daß die Vorſchrift des § 274 Abſ. 1 und 3 
eine ſolche iſt, auf deren Beobachtung die Partei 
wirkſam verzichten kann. (Vergl. $ 295 Abſ. 2 Z. P. O.). 
Allerdings wird in der Literatur teilweiſe die gegenteilige An⸗ 
ſicht vertreten: Vergl. Seuffert Kommentar zur Z. P. O. 
§ 274 Anm. 11. Struckmann und Koch § 274 Anm. 12. 
Auch in dem Urteile des Senats vom 14. Oktober 1893 Rep. I 
280/93 (abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1893 
S. 537 Nr. 12) findet ſich der Satz, der Bekl., welcher ſich 
zur Hauptſache einlaſſe, „verzichte damit auf das Recht die 
prozeßhindernde Einrede als ſolche geltend zu machen“. Doch 
lag dem Senat damals eine andere prozeſſuale Frage zur Ent- 
ſcheidung vor, und es iſt nicht anzunehmen, daß durch jene 
Stelle der Begründung zugleich ausgeſprochen werden ſollte, der 
Bekl. präjudiziere ſich durch ein nicht rechtzeitiges Vorbringen 
der prozeßhindernden Einrede auch dann, wenn der Gegner 
ihr nachträgliches Vorbringen nicht beanſtandet. Daß ein 
ſolches nachträgliches Vorbringen, wenn es auch von dem Geſetz⸗ 
geber mißbilligt wird, doch mit der Struktur der mündlichen 
Verhandlung für vereinbar gehalten wird, ergeben gerade die 
in § 274 Abſ. 3 zugelaſſenen Ausnahmen. Es ſteht daher 
nachgiebiges, nicht zwingendes Recht in Frage. Vergl. (über⸗ 
einſtimmend) Gaupp⸗Stein VII. Auflage § 274 Anm. V, 2. 
v. Wilmowski und Levy VII. Auflage § 247 Nr. 5. 
Wach, Archiv für ziviliſtiſche Praxis, Bd. 64, S. 212. Beide 
Vorinſtanzen haben übereinſtimmend die Einrede des Schieds⸗ 
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Sie nehmen an, daß durch 
die Billigung der unter Ziffer 9 der allgemeinen Bedingungen 
der Bekl. für Geſchäfte in Wertpapieren mit feſtbeſtimmter 
Lieferungszeit enthaltene Beſtimmung: „9. Für alle Streitig⸗ 
keiten aus Lieferungsgeſchäften auf feſtbeſtimmte Zeit unter⸗ 
werfen ſich die Parteien der Entſcheidung eines Schiedsgerichts 
von drei Perſonen. Die drei Schiedsrichter ernennt der Präfi- 
dent der Frankfurter Handelskammer oder deſſen Stellvertreter“ 
bei Beginn der Geſchäftsverbindung zwiſchen den Parteien ein 
ſelbſtändiger Schiedsvertrag geſchloſſen worden ſei. Derſelbe 
jet nicht bloßer Beſtandteil der ſpäter abgeſchloſſenen Geſchäfte 
geworden, ſondern als eine beſondere Vereinbarung im Hinblick 
auf einen moglichen Streit über die Rechtswirkſamkeit des oder 
der abgeſchloſſenen oder noch abzuſchließenden Geſchäfte auf⸗ 
zufaſſen und daher von der Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
letzteren unabhängig. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob 
einem ſolchen ſelbſtändigen Schiedsvertrag über Geſchäfte in 
Wertpapieren mit feſtbeſtimmter Lieferungszeit, wenn er wirklich 
geſchloſſen worden wäre im Hinblick auf die prohibitiven und 
koerzitiven Beſtimmungen des Reichsbörſengeſetzes Rechtswirk⸗ 
ſamkeit zuzuerkennen wäre; (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 
S. 7 Ziffer 25). Der Entſcheidung dieſer Frage bedarf es hier 
deshalb nicht, weil das O. L. G. zu der Annahme, es beſtehe 
zwiſchen den Parteien ein ſelbſtändiger Schiedsvertrag, deſſen 
Gültigkeit lediglich nach 88 1025, 1026 Z. P. O. zu be 
urteilen wäre, offenſichtlich nur auf Grund einer trrtümlichen 
Auffaſſung der rechtlichen Bedeutung ſogenannter allgemeiner 
Geſchäftsbedingungen überhaupt und des Inhalts der hier in 
Frage ſtehenden Bedingungen insbeſondere gelangen konnte. 
(Wird ausgeführt). Nach den Parteivorträgen bezog ſich die 
Schiedsgerichtsklauſel auf abzuſchließende Börſentermingeſchäfte. 
Die Gültigkeit und Rechtswirkſamkeit der jeweiligen Verein⸗ 
barung eines Schiedsgerichts war daher von der Gültigkeit und 
Rechtswirkſamkeit der Hauptgeſchäfte abhängig. Sie teilt deren 
rechtliches Schickſal. Dies hat der erkennende Senat in mehr- 
fachen Entſcheidungen ausgeſprochen; vergl. Entſch. des R. G. 
in Zivilſachen Bd. 27 S. 378 ff., Bd. 31 S. 398, Bd. 43 
S. 408, Juriſtiſche Wochenſchrift 1904 S. 76 Nr. 52. Börfen- 
termingeſchäſte find, ſoweit ſie nicht überhaupt als verbotene 
Geſchäfte nichtig find, gegenüber einem in das Boͤrſenregiſter 
nicht eingetragenen Kontrahenten nicht erzwingbar. Nur ihre 
freiwillige Erfüllung iſt unter den Vorausſetzungen des § 68 
Abſ. 4 des Börſengeſetzes rechtswirkſam. Dasſelbe gilt von 
dem als Gejhäftsbedingung vereinbarten Schiedsvertrag. Er 
kann nicht erzwungen werden. Die Bekl. hat kein Recht mit 
Rückficht auf denſelben zu verlangen, daß der Rechtsſtreit von 
Schiedsrichtern zu entſcheiden ſei. Hiernach mußte die von der 
Bekl. geltend gemachte Einrede als unbegründet zurückgewieſen 
und die Sache gemäß $$ 565, 538 Z. P. O. unter Auf⸗ 
hebung der in den Vorinſtanzen ergangenen Entſcheidungen zur 
weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht I. J. 
zurückverwieſen werden. A. c. D. W. und E. B., U. v. 
18. Mai 04, 76/04 I. — Frankfurt. 

29. 5 274 Nr. 6 Z. P. O. Anwendung bei Widerklage 
und auch im Fall einer nicht freiwilligen Klagerücknahme.] 

Das B. G. hat die Widerklage des Bekl. auf Grund der 
prozeßhindernden Einrede — 8274 Nr 6 Z. P. O. — abge 
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wieſen, daß die zur Erneuerung des Rechtsſtreits erforderliche 
Erſtattung der Koften des früheren Verfahrens noch nicht er ⸗ 
folgt ſei. Es hatte nämlich der Bekl. den jetzt mit der Wider⸗ 
Hage verfolgten Anſpruch bereits früher klageweiſe geltend 
gemacht; dieſe Klage war aber gemäß § 113 Z. Y. O. für 
zurückgenommen erklärt, weil Bekl. als damaliger Kl. die von 
ihm als Ausländer erforderte Sicherheit für die Prozeßkoſten 
nicht geleiſtet hatte, und die dem jetzigen Kl. als damaligen 
Bekl. aus dieſem Prozeſſe zu erſtattenden, auf 65,85 Mark 
feſtgeſetzten Koſten find ihm unſtreitig noch nicht bezahlt. Die 
Reviſion erhebt gegen dieſe Eniſcheidung zunächſt den Einwand, 
daß die prozeßhindernde Einrede des 8 274 Nr. 6 Z. P. O. 
den vorliegenden Fall überhaupt nicht treffe, da der 8 271 
daſelbſt, die Voransſetzung des 8 274 Nr. 6, nur von der 
freiwilligen Zurücknahme der Klage handle, im vorliegenden 
Falle aber Bekl. die damalige Klage nicht zurückgenommen 
habe, ſondern dieſelbe vom Gericht für zurückgenommen erklärt 
ſei. Der Angriff kann aber nicht für begründet erachtet werden, 
da, wenn das Geſetz verordnet, daß eine Klage für zurückge⸗ 
nommen zu erklären iſt, dies nur dahin verſtanden werden 
kann, daß es ſo angeſehen werden ſoll, als wenn die Klage 
zurückgenommen wäre, daß alſo, weil andernfalls der Ausſpruch 
bedeutungslos wäre, auch diejenigen Folgen eintreten müſſen, 
welche mit der Zurücknahme der Klage geſetzlich verbunden find. 
Ebenſo unbegründet iſt der zweite Angriff der Reviſion, daß 
die prozeßhindernden Einreden des § 274 und insbeſondere 
auch die hier in Frage ſtehende Nr. 6 desſelben nur bei Klagen, 
nicht aber auch bei Widerklagen in Betracht kommen könnten. 
Denn die Widerklage iſt ſachlich nichts anderes als eine Klage 
und kann daher auch hinſichtlich der Prozeßvoransſetzungen, ſo⸗ 
weit nicht aus beſonderen Beſtimmungen, wie hinſichtlich der 
Nr. 5 des 8 274 ans 5 113 Nr. 8 Z. P. O., ſich etwas 
anderes ergibt, nicht anders behandelt werden, als dieſe, und 
insbeſondere iſt hinfichtlich der hier fraglichen Nr. 6 des 8 274 
kein Grund erfindlich, bei der Widerklage eine nochmalige Be⸗ 
läftigung durch Verfolgung desſelben Anſpruchs ohne Erſtattung 
der Koſten des früheren Prozeſſes zuzulaſſen, wenn man es bei 
der Klage ausſchließt. Dies ift auch die in der Theorie 
herrſchende Anſicht (vergl. v. Wilmowski⸗Leyy Note 1 zu 
5 247 (jetzt § 274), Struckmann⸗Koch Note 1 Abſ. 2 zu 
§ 274, Peterſen Note 15 zu 5 274, Seunffert Note 13 zu 
§ 274 und jetzt auch, unter Aufgabe ihrer früheren Anſicht 
Gaupp⸗ Stein Note 6 zu § 274 der Z. P. O.). V. 0. N., U. 
v. 7. Juni 04, 187/04 III. — Poſen. 

30. 5 304 Z. P. O. Vorausſetzung der Anwendbarkeit. 

Das B. U. iſt unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den 
8 304 Z. P. O. erlaſſen, und deshalb iſt es ein der Reviſton 
zugängliches Urteil. Es unterliegt aber der Aufhebung, weil es 
an den Vorausſetzungen fehlt, unter denen ein Urteil auf Grund 


des § 304 Z. P. O. erlaſſen werden konnte. Der Kl. hat drei 


beftimmte Anſprüche erhoben. Möglich war daher ein die ganze 
Klage dem Grunde nach für berechtigt erklärendes Urteil nur, 
wenn von jedem der drei Anſprüche, und ein den einen oder 
anderen Anſpruch dem Grunde nach anerkennendes Teilurteil nur, 
wenn von dieſem Anſpruch es — vorbehaltlich eines noch zu 
entſcheidenden Streits über die Hohe — für das Gericht außer 
Zweifel war, daß er dem Kl. zuſtehe. Das B. G. hat ſich nun 
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aber in den Gründen feines Urteils über den vom L. G. ab⸗ 
gewieſenen Anſpruch auf Erſtattung der Schliedsgerichtskoſten 
überhaupt gar nicht ausgeſprochen. Von dem Anſpruch auf 
Erſatz für entgangenen Gewinn wird nur geſagt, daß deſſen 
Begründung kein Bedenken errege, weil, wenn wirklich infolge 
Vertrauens auf die Rich tigkeit des Konnoſſementsdatums der 
Kl. es unterlaſſen habe, gegen F. & H. wegen Nichterfüllung 
des Kaufvertrags ſchon zu einer Zeit vorzugehen, wo dieſe Firma 
noch pfandbares Vermögen in Hamburg beſeſſen habe, die Bekl. 
für dieſen Schaden verantwortlich zu machen ſei. Darüber alſo, 
ob die angegebene Vorausſetzung für den hier in Frage ſtehenden 
Aufpruch vorliege, wurde nicht entſchieden, obwohl das doch für 
ein dieſen Anſpruch dem Grunde nach zuerkennendes Urteil 
unerläßlich war. Über den Hauptanſpruch des Kl. endlich, den 
Anſpruch auf Erſtattung des an F. & H. gezahlten Kaufpreiſes, 
konnte nur durch Endurteil entſchieden werden; denn eine 
Vorabentſcheidung über den Grund eines Anſpruchs ift, wie 
ſchon angedeutet, nur zuläffig, wenn der Anſpruch nach Grund 
und Betrag ſtreitig iſt, und von einem Streit über den Betrag 
jenes Hauptanſpruchs ergeben die Verhandlungen nichts. C. c. H., 
U. v. 4. Juni 04, 103/04 I. — Hamburg. 

31. 5 313 3.9.9. Mangel des erforderlichen Tat⸗ 
beſtandes.] | 

Der Tatbeſtand des angefochtenen B. U. beſteht aus⸗ 


ſchließlich aus Verweiſungen auf 65 mit der Nummer bezeichnete 


Aktenſtücke, von denen geſagt wird, daß die eine oder die 
andere Partei fie vorgetragen, vorgeleſen oder darauf hinge ⸗ 
wieſen habe. Unter dieſen Aktenſtücken befinden ſich 9 vorbe⸗ 
reitende Schriftſätze der Parteien, die im ganzen 59 Seiten 
umfaſſen, 5 Inſtruktionsſchreiben an die Parteivertreter und 
6 Beſchlüſſe, die das O. L. G. auf Grund früherer mündlicher 
Verhandlungen erlaſſen hat. Das übrige find Briefe, Gut⸗ 
achten und Vernehmungsprotokolle. Die Eigenart der ver⸗ 
ſchiedenen Schriftſtücke iſt aus dem „Tatbeſtande“ nicht einmal zu 
erſehen. Die Faſſung läuft hiernach darauf hinaus, daß das 
Urteil auf Grund dieſer 65 Aktenſtücke geſprochen ſei. Das 
widerſpricht den Anforderungen des Geſetzes und kommt im 
Ergebniſſe einem ſchriftlichen Verfahren gleich. Die Z. P. O. 
($ 313) verlangt als „Tatbeſtand“ der Urteile „eine gedrängte 
Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf Grundlage 
der mündlichen Vorträge der Parteien unter Hervor⸗ 
hebung der geſtellten Anträge.“ Eine Darſtellung des Sach⸗ 
und Streitſtandes enthält das angefochtene Urteil überhaupt 
nicht. Was den Streitſtand der I. J. anlangt, ſo kann zwar 
der Verweiſung auf den Tatbeſtand der Urteile des L. G. vom 
26. April und vom 27. September 1901 ausreichen, da dieſer 
den geſetzlichen Anforderungen genügt. Unbedingt erforderlich 
war aber eine ſelbſtändige Darſtellung der Veränderungen und 
Ergänzungen, die der Sach⸗ und Streitſtand durch die Vor⸗ 
träge der Parteien in der Berufungsinſtanz erfahren hat, zumal 
dieſe Veränderungen und Ergänzungen, wie die Gründe erkennen 
laſſen, im vorliegenden Falle von einſchneidender Bedeutung 
waren. Wenn das Gefeg auch eine Bezugnahme auf die 
vorbereitenden Schriftſätze geſtattet, fo darf eine ſolche Bezug ⸗ 
nahme — wie das R. G. ſchon oft ausgeſprochen hat — doch 
nur die Ausnahme bilden, nicht aber iſt ſie beſtimmt, die 
ſelbſtändige Darſtellung des Sach- und Streitſtandes durch den 
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urteilenden Richter zu erlegen. Die Nachprüfung der Urteile 
der O. L. G., die dem R. G., wenn Reviſion eingelegt wird, 
obliegt, iſt auf Grund eines „Tatbeſtandes“, wie er bier vorliegt, 
unmöglich, insbeſondere ift das R. G. nicht in der Lage, auf 
Grund eines ſolchen Tatbeſtandes, zu prüfen, ob die tatſächlichen 
Feſtſtellungen, die die Gründe enthalten, in Gemäßheit des 
8 286 der Z. P. O. „unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts 
der Verhandlungen“ getroffen ſind. Nach dieſer Richtung hin 
aber hat der Rkl. weitere Angriffe angekündigt. B. c. B., 
U. v. 13. Juni 04, 118/041. — Hamburg. 

32. 8 420 Z. P. O. Die Bemerkung: übergebene Hand» 
akten ſeien Gegenſtand der Verhandlung e at gie 
Mangel des Tatbeſtandes.] 

Im Tatbeſtande des B. U. iſt geſagt: ‚Die Parteien haben 
den geſamten Inhalt ihrer zu den Akten überreichten Handakten 
zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht und wird derſelbe 
in Bezug genommen.“ Die Handakten der Prozeßbevollmächtigten 
der Bekl. find, wie fich aus den Gerichtsakten ergibt, nach der 
mündlichen Verhandlung zurückgegeben und vor der Urteils. 
verkündung, nämlich zugleich mit einem Schriftſatze wieder zu 
den Gerichtsakten überreicht worden. Solches Verfahren verftößt 
nach verſchiedenen Richtungen gegen Beſtimmungen der Z. P. O. 
Dasſelbe läßt, da ſelbſtverſtändlich nicht der geſamte Juhalt 
der beiderſeitigen Handakten, wie die allgemein gehaltene Tat- 
beſtandsbemerkung beſagt, vorgetragen worden iſt, völlig ungewiß, 
welche Beſtandteile der Handakten Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung und der Erhebung von Beweis durch Urkunden 
geweſen find, und bietet ferner keine Gewähr dafür, daß der 
Urteilsfindung nur ſolche Urkunden zu Grunde gelegt worden 
ſind, welche Gegenſtand der mündlichen Verhandlung waren. 
Die als Beweisſtücke vorgelegten Urkunden ($ 420 der Z. P. O.) 
mußten entweder im Sitzungsprotokoll oder im Tatbeſtande 
des Urteils einzeln aufgeführt werden. A. c. R., U. v. 17. Mai 04, 
449/03 II. — Cöln. 

33. § 547 Z. P. O. Selbſtändige Prüfung des Revifions- 
gerichts über das Vorliegen dieſer Vorſchrift gegenüber einer Ent⸗ 
ſcheidung im Verwaltungswege.] 

Wenn auch mit der bisherigen Rechtſprechung (Striethorſt 
Archiv Bd. 17 S. 95 ff., Entſch. des R. G. Bd. 12 S. 143) 
daran feſtgehalten werden muß, daß die im Verwaltungswege 
getroffene Entſcheidung inſofern, als die entſcheidende Behörde 
das Defektenfeſtſtellungsverfahren für zuläffig und damit zugleich 
ihre eigene Zuſtändigkeit für begründet hält, einer Anderung im 
ordentlichen Rechtswege nicht unterliegt, ſo find doch die Gründe, 
auf denen in dieſen Beziehungen die Entſcheidung beruht, für 
den ordentlichen Richter nicht bindend. Weder können ſie der 
ſachlichen Entſcheidung über das Beſtehen des feſtgeſtellten Er⸗ 
ſatzanſpruchs irgenwie vorgreifen, noch auch ſind ſie für die 
Geſtaltung des gerichtlichen Verfahrens beſtimmend. Es bedurfte 
deshalb auch bei der Frage nach der Zuläſſigkeit der Reviſion 
und insbeſondere nach der Anwendbarkeit des § 39 Ziffer 3 
einer von dem Defektenbeſchluſſe unabhängigen Prüfung, ob der 
ſtreitige Anſpruch, deſſen Nichtbeſtehen der Kl. im ordentlichen 
gerichtlichen Verfahren feſtgeſtellt wiſſen will, darauf beruft, daß 
ihm als einen öffentlichen Beamten eine Überſchreitung ſeiner 
amtlichen Befugniſſe oder eine pflichtwidrige Unterlaſſung von 
Amtshandlungen zur Laſt gelegt wird. Die Unterlage für dieſe 
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Prüfung bilden allein die Parteibehauptungen der Bekl., jedoch 
auch dieſe nur inſofern, als Tatſachen behauptet werden. 
Die rechtliche Bedeutung, welche den behaupteten Tatſachen 
in den Parteiauslaffungen beigelegt wird, iſt wiederum nicht 
maßgebend. Wie in anderen Fällen, in denen die Zuläſſigkeit 
der Reviſion von der Anwendbarkeit der 88 547 Z. P. O., 
8 70 G. V. G. und § 39 Ausführungsgeſetzes abhängt, die 
Entſcheidung darüber, ob unter der Vorausſetzung der Richtig⸗ 
keit des tatſächlichen Parteivorbringens es ſich rechtlich um 
einen Anſpruch handelt, der eine ausſchließliche Zuſtändigkeit 
des L. G. begründet, nicht ſchon dadurch ihre Erledigung findet, 
daß die Partei dieſe Frage bejaht, ſo gilt dies auch in dem 
Falle, wenn die von dem Werte des Beſchwerdegegenſtandes 
unabhängige Anfechtbarkeit des B. U. durch Berufung auf 
§ 39 Ziffer 3 a. a. O. begründet werden ſoll (vergl. Urteile 
des R. G. Entſch. Bd. 29 S. 420 ff., Bd. 40 S. 398 ff., 
Bd. 46 S. 340 ff., Bd. 50 S. 396 ff.). K. 6. D., U. v. 
6. Juni 04, 464/03 IV. — Berlin. | 

34. 5 888 3. P. O. Zwangsvollſtreckung bei Anfprüchen 
auf Rechnungslegung. 

Im allgemeinen gehort zwar die Rechnungslegung zu den⸗ 
jenigen Handlungen, die auf Grund des § 888 Z. P. O. er- 
zwungen werden können. Iſt aber im einzelnen Fall, gleichviel, 
aus welchem Grunde, die Rechnungslegung nicht ausſchließlich 
vom Willen des Verpflichteten abhängig, dann kann der $ 888 
Z. P. O. keine Anwendung finden (Entſch. des R. G. Bd 8. 
S. 337). Hier hat nun mit Recht das O. L. G. aus dem 
Beigebrachten die Überzeugung gewonnen, daß die Joſepha R. 
keinen Einblick in die Verwaltung ihres Mannes erlangt hat 
und nicht im Beſitz von darauf bezüglichen Geſchäftsbüchern iſt. 
Da die weitere Beſchwerde dem nicht mit beſtimmten Gegenbe⸗ 
hauptungen entgegentritt, kann ſie keinen Erfolg haben. F. u. W. 
c. R., Beſchl. v. 8. Juni 04, B 82/04 I. — Augsburg. 

35. § 945 Z. P. O. Schon die Aufhebung eines Arreſtes 
mangels eines Arreſtgrundes im Arreſtprozeſſe begründet die 
5 N der letzteren in einem ordentlichen 
Verfahren.] 

Gegenüber einer Darlehns forderung erhob der Bekl. eine 
Schadenforderung wegen eines von dem Kl. ausgebrachten mangels 
eines Arreſtgrundes aufgehobenen Arreſtes. Das O. L. G. ver 
urteilte unter Abweiſung der Gegenforderung, das R. G. 
hob auf: Rechtlich ſteht in Frage, ob die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Arreſtſuchers gemäß § 945 der Z. P. O. ſchon durch 
die Tatſache begründet wird, daß durch ein im Arreſtprozeſſe — 
rechtskräftig — ergangenes Urteil der Arreſt aus dem Grunde 
aufgehoben worden iſt, weil der Arreſt mangels eines Arreft- 
grundes von Anfang an ungerechtfertigt geweſen ſei, oder ob 
entgegen einem ſolchen Urteil das im ordentlichen Verfahren 
über den Schadenserſatzanſpruch erkennende Gericht auf Grund 
ſelbſtändiger Prüfung den Arreſt für rechtmäßig angeordnet 
erklären kann. Die Frage iſt in dem erſteren Sinn zu be⸗ 
antworten. (Wird weiter ausgeführt.) Durch die Beſonderheiten 


des Schadenserſatzanſpruches aus 8 945 Z. P. O. iſt für den 


vorliegend allein in Frage ſtehenden Fall, wenn der Arreſt im 
Widerſpruchsverfahren als von Anfang an ungerechtfertigt auf ⸗ 
gehoben worden iſt, die Entſcheidung darüber, inwieweit dem 
Gericht in dem Schadenserſatzprozeſſe eine ſelbſtändige Prüfung 
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zuſtehe, noch nicht gegeben. Es kommt darauf an, ob ſolchen⸗ 
falls mit dem im Arreſtverfahren (rechts kräftig) ergangenen 
Urteil die Vorausſetzung des 8 945: „Erweiſt ſich die An- 
ordnung als von Anfang an ungerechtfertigt“, erfüllt ſei. Zur 
Bejahung der Frage würde der Geſichtspunkt der Rechtskraft 
des Urteils im Arreſtprozeß wohl nicht ausreichen. Denn einmal 
iſt die Rechtskraftwirkung eines ſolchen Urteils eine beſchränkte; 
ſie erſtreckt ſich, bei der Eigenſchaft eines Arreſtes und der einſt⸗ 
weiligen Verfügung als einer Maßregel von vorübergehender 
Bedeutung, nur auf die Entſcheidung der Frage, ob dieſe An⸗ 
ordnungen vorläufig für ſtatthaft zu erachten waren oder nicht. 
(Vergl. Entſch des R. G. Bd. 33 S. 415ff.) Iſt insbeſondere 
in dem auf Widerſpruch rechtskräftig ergangenen Urteil der 
Arreſt aus dem Grunde aufgehoben, weil die Anordnung als 
ungerechtfertigt erkannt wurde, ſo ſteht damit feſt, daß auf Grund 
der vom Arreſtkläger bis dahin vorgebrachten Tatſachen und 
unternommenen Glaubhaftmachung (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 27 S. 425 ff.) die Anordnung eines Arreſtes nicht zuläſſig 
war, und daraus folgt ohne weiteres, daß der betreibende Teil 
durch Einwirkung dieſes Arreſtes einen rechtloſen Eingriff in 
die Rechtsſphäre des Gegners verübt hat, wofür er nach Maß⸗ 
gabe des $ 945 Z. P. O. verantwortlich iſt. Der Arreſtſucher 
trägt eben auch die Gefahr einer mangelhaften Glaubhaftmachung 
für die Vorausſetzungen des Arreſtes oder des erfolgreichen 
Widerſtreites des Gegners im Arreſtprozeſſe; und er macht ſich 
ſchadenserſatzpflichtig ſchon dadurch, wenn er, ohne daß ihm die 
Erforderniſſe der vorläufigen exekutiviſchen Maßregel objektiv 
zur Seite ſtanden, damit gegen den Schuldner vorgegangen iſt, 
mag er auch ſpäterhin in der Lage ſein, nachzuweiſen, daß ein 
Arreft bei anderer Begründung des Antrags, bei beſſerer Glaub⸗ 
haftmachung gerechtfertigt geweſen wäre, — es wäre das ein 
anderer Arreſt als der verfügte. Als gewiß ſehr unzweckmäßig 
und dem Intereſſe der Rechtsſicherheit wenig entſprechend erſchiene 
es, wenn im Rechtsſtreit über den Schadenserſatzanſpruch ein 
beliebiges anderes Gericht darüber abzuurteilen hätte, ob die 
Entſcheidung des Arreſtrichters richtig war oder nicht, ein Ergebnis, 
welches Stein Zivilprozeßordnung § 945 Z. II. 2 für das von 
ihm gewählte Beiſpiel der durch drei Inſtanzen des Arreſtprozeſſes 
angefochtenen Entſcheidung nicht mit Unrecht als ein „turbulentes 
Verfahren“ kennzeichnet, das übrigens ebenſo mißlich wäre 
gegenüber einem den Arreſt aufhebenden, wie einem den Arreft 
beſtätigenden Urteile. Bei der Entſcheidung über den Arreſt⸗ 
antrag handelt es ſich zumal hinfichtlich des Arreſtgrundes 
(8 917 Abſ. 1 Z. P. O.) weſentlich um Fragen, welche dem 
richterlichen Ermeſſen einen weiten Spielraum laſſen und für 
deren Beurteilung die zur Zeit des Arreſtverfahrens beſtehende 
Sachlage allein die erforderliche Grundlage abgeben kann: ob 
eine Arreſtgefahr glaubhaft gemacht ſei (§ 920 Abſ. 2) oder 
ob es auch ohne Glaubhaftmachung angemeſſen ſei, den 
Arreſt gegen eine, vom Gericht zu beſtimmende Sicherheits⸗ 
leiſtung anzuordnen ($ 921 Abſ. 2 der Z. P. O.). Es kann 
nicht angehen, die Nachprüfung dieſer Fragen dem Gericht, 
welches in einem beſonderen Verfahren über den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch — möglicherweije lange Zeit nach Beendigung des 
Arreftprozeſſes und unter ganz veränderten Verhältniſſen. — zu 
erkennen hat, zuzumuten oder anheimzugeben. Vollends als un⸗ 
zuläjfig müßte es erachtet werden, daß das Gericht in dem 
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Schadensprozeſſe den im Arreſtverfahren aufgehobenen Arreſt 
hinterher auf Grund ſolcher Tatſachen für gerechtfertigt erklären 
würde, welche im Arreſtprozeß gar nicht vorgebracht ſind oder 
damals noch gar nicht eingetreten waren. Im gegenwärtigen 
Fall kann es angeſichts der Entſcheidungsgründe des am 
16. Juni 1902 in der Arreſtſache der Parteien ergangenen 
B. U. gar keinem Zweifel unterliegen, daß das Arreſtgericht den 
Arreſt aus dem Grunde aufgehoben hat, weil es die Anordnung 
desſelben als von Anfang an und insbeſondere wegen Mangels 
eines Arreſtgrundes, für ungerechtfertigt erachtete, daß mithin die 
— der Nachprüfung des Revifionsgerichts unterſtehende — 
Auslegung jenes Urteils von Seiten des B. G. in dieſem Prozeß 
eine unzutreffende iſt. Das Urteil vom 16. Juni 1902 iſt im 
Widerſpruchsverfahren gemäß § 924 ff. der Z. P. O. erlaſſen, 
nicht etwa in einem Verfahren nach § 927 der Z. P. O., welches 
dazu beſtimmt iſt, den Arreſt zur Aufhebung zu bringen, weil 
er infolge veränderter Umſtände aufgehört hat, gerechtfertigt 
zu fein. Auch im Widerſpruchsverfahren zwar konnen die 
Parteien behufs der Rechtfertigung des Arreſtes oder um die 
Glaubhaftmachung des Gegners zu entkräften, neue Tatſachen 
und Einwände vorbringen, und das Gericht hat, unter Berück⸗ 
fihtigung auch dieſes Vorbringens darüber zu befinden, ob der 
Arreſt jetzt angeordnet werden dürfte, wenn er es noch nicht 
wäre. Vergl. Gaupp-Stein § 925, I. S. 759, 760. Aber 
das ſchließt natürlich nicht aus, daß gegebenenfalls das Gericht 
die Anſicht gewinnt und ausſpricht, der angeordnete Arreſt jet 
von vornherein ungerechtfertigt geweſen. H. 6. B., U. v. 
6. Juni 04, 444/03 VI. — Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

36. 5 25 Abſ. 2 H. G. B. Konkursgläubiger hinfichtlich 
der vom Konkursverwalter vorgenommenen Veräußerung des zur 
Konkursmaſſe gehörigen Handelsgeſchäfts „kein Dritter“. 

Die Frage, ob bei dem Erwerb eines Handelsgeſchäfts aus 
der Hand des Konkursverwalters der $ 25 des H. G. B. über⸗ 
haupt nicht Anwendung finden könne, ſteht gegenwärtig nicht 
zur Entſcheidung. Es handelt ſich nur darum, ob gegenüber 
einem ſolchen Erwerbe ein Konkursgläubiger ſich darauf 
berufen dürfe, daß der Erwerber für die im Betriebe des Ge⸗ 
ſchäfts begründeten Verbindlichkeiten des Kridars hafte, weil die 
Vorausſetzungen nicht gegeben ſeien, unter welchen eine ab⸗ 
weichende Vereinbarung nach Abſ. 2 daſelbſt Dritten gegenüber 
wirkſam ſei. Die Reviſion meint, daß, entgegen der Anſicht 
beider Vorinſtanzen, dieſe Frage unbedingt zu bejahen ſei, da 
der 8 25 ganz allgemein laute und die Vorſchriften der K. O. 
keine Ausnahme rechtfertigten. Es tft richtig, daß keine be⸗ 
ſondere konkursrechtliche Ausnahmevorſchrift beſteht. Deſſen be⸗ 
darf es auch gar nicht. Die Stellung, welche einerſeits die 
Konkursgläubiger, andererſeits der Konkursverwalter innerhalb 
des Konkursverfahrens einnimmt, ergibt ohne weiteres, daß hin⸗ 
fichtlich der vom Konkursverwalter vorgenommenen Veräußerung 
des zur Konkursmaſſe gehörigen Handelsgeſchäfts der Konkurs⸗ 
gläubiger nicht ein Dritter im Sinne des Abſ. 2 des § 25 des 
H. G. B. ſein kann. Mit Recht hat das B. G. geltend gemacht, 
daß der Konkursverwalter, wenn er zur Konkursmaſſe gehörige 
Gegenſtände veräußert, um die zur Verteilung an die Konkurs- 
gläubiger zu bringenden Barbeträge zu beſchaffen, in Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen der Konkursgläubiger handelt und über 
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Vermöoͤgensrechte der Konkursgläubiger verfügt, welche dieſen 
infolge der Konkurseröffnung bezüglich der zur Aktivmaſſe ge⸗ 
hoͤrenden Wertsobjekte erwachſen find. Ebenſo zutreffend hebt 
es hervor, daß es nicht darauf ankomme, ob der Konkurs⸗ 
verwalter dabei als der Vertreter der Konkursgläubiger anzuſehen 
ſei. Jedenfalls handelt er in Erfüllung ſeiner geſetzlichen Auf⸗ 
gabe zum Zwecke der konkurs mäßigen Befriedigung aus der 
Maſſe. Auf dieſe Art der Befriedigung find die Konkurs⸗ 
gläubiger beſchränkt, fie müſſen daher die Rechtshandlungen, 
welche der Konkursverwalter zur Verſilberung der Maſſe vor⸗ 
nimmt, auch für ſich gelten laſſen, fie find daran gebunden und 
dürfen ſich nicht in Widerſpruch dazu ſetzen. Darin liegt das 
Entſcheidende. Wenn das B. G. noch weiter darauf Gewicht 
legt, daß im vorliegenden Falle der Veräußerungsvertrag vom 
13. März 1900 durch die Gläubigerverſammlung genehmigt 
worden, daß der Kl. zwar in dieſer Verſammlung nicht er⸗ 
ſchienen, aber nach $ 97 der K. O. an den Beſchluß gebunden 
ſei, daß er auch im Konkursverfahren Dividenden, deren Ver⸗ 
teilung erſt durch die Veräußerung des Verlagsgeſchäftes er- 
möglicht worden, entgegengenommen habe, wenn es überhaupt 
zum Schluſſe das eigentlich Maßgebende darin findet, daß der 
Vertrag als mit Genehmigung des Kl. abgeſchloſſen 
anzuſehen ſei, ſo ſteht alles dies zwar der Richtigkeit des 
Ergebniſſes nicht entgegen, aber es iſt zur Begründung nicht 
erforderlich und konnte zu unzutreffenden Konſequenzen führen. 
Denn offenbar, wenn es darauf ankäme, ob der Veräußerungs⸗ 
vertrag vom Kl. genehmigt worden oder doch von ihm als ge⸗ 
nehmigt anzuſehen ſei, ſo würde die Entſcheidung mindeſtens 
zweifelhaft werden, wenn nicht die Gläubigerverſammlung, ſondern 
ein Gläubigerausſchuß ſich für die Veräußerung ausgeſprochen 
hätte, und ſie müßte zugunſten des Kl. ausfallen, wenn dieſer 
in der Gläubigerverſammlung erſchienen wäre, aber Widerſpruch 
erhoben hätte. Ebenſo würde, falls der Empfang von Dividenden 
erheblich wäre, der Klaganſpruch begründet erſcheinen, wenn der 
Bekl. ſich an dem Konkursverfahren gar nicht beteiligt hätte. 
Alles dies iſt aber unerheblich. Nicht auf das ſubjektive Ver⸗ 
Verhalten des Kl. darf Gewicht gelegt werden, ſondern das allein 
entſcheidende Moment liegt darin, daß er als Konkursgläubiger 
ſoweit die Konkursmaſſe in Frage ſteht, nur einen Anſpruch auf 
anteilsweiſe Befriedigung im geordneten Wege des Konkurs ⸗ 
verfahrens hat. Man konnte einwenden, daß der Veräußerungs- 
vertrag nicht nur das zur Konkursmaſſe gehörige Handelsgeſchäft 
umfaßte, ſondern auch die Firma, die nicht zu dieſer Maſſe 
gehörte und für die der Konkursverwalter, wie auch tatſächlich 
geſchehen iſt, das Recht zur Fortführung nur mit Einwilligung 
der Gemeinſchuldner übertragen konnte. Allein in dieſer Weiſe 
darf der Veräußerungsvertrag nicht auseinandergeriſſen werden. 
Für ſich ſelbſt hatte die Firma keinen Wert und konnte auch 
nicht veräußert werden, § 23 des H. G. B. Sie darf nur als 
ein unſelbſtändiger Gegenſtand des in der Hauptſache auf die Ver⸗ 
äußerung des Handelsgefchäftes gerichteten Vertrages angeſehen 
werden. F. c. G., U. v. 21. Mai 04, 85/04 I. — Hamburg. 

37. 8213 H. G. B. (Art. 216 a. F.). Berechnung des für 
die Tantièmen eines Vorſtandsmitgliedes zu ermittelnden Rein⸗ 
gewinns.] 

Der Kl., Vorſtandsmitglied der beklagten Aktiengeſellſchaft 
gegen ein feſtes jährliches Gehalt und „eine Tantième von 
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1¼ Prozent auf die als Dividende zur Verteilung kommenden 
Beträge“, behauptet, daß die beklagte Geſellſchaft in den 
Jahren 1900 und 1901 als „Dividende“ nichts zur Ver⸗ 
teilung gebracht, daß der Sache nach, wenn auch in anderer 
Form ein Betrag von 1247000 Mark an die Aktionäre für 
die genannten Jahre als Gewinn verteilt worden ſei, welcher 
nach dem Vertrage dem Tantiémenanſpruch des Kl. unter⸗ 
liege. Bekl. wurde verurteilt, das R. G. hob auf. Das be⸗ 
ſondere, Ausnahmeverhältniſſe ſchaffende Ereignis war haupt ⸗ 
ſäͤchlich der im Jahre 1901 vorgenommene Verkauf der ſämt⸗ 
lichen Schiffe, welcher die vorläufige gänzliche Einſtellung des 
Geſchäftsbetriebes der Geſellſchaft im Gefolge hatte. Dieſer 
Hergang ſtellt freilich nicht formell eine Liquidation der Ge⸗ 
ſellſchaft (H. G. B. 58 294 ff.) dar, da ja eine Auflöfung der 
Geſellſchaft nicht ſtattfand; aber in ſeiner wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung ſteht er doch einer Liquidation ziemlich nahe. Eine 
den Waſſertransport, die Reederei betreibende Aktiengeſellſchaft, 
die ſich ihres geſamten Schiffsmaterials entäußert und den Be⸗ 
trieb einſtellt, hat damit eigentlich ihre wirtſchaftliche Exiſtenz 
aufgegeben. Geſchieht aber, wie hier, die Veräußerung nicht 
behufs Auflöfung der Geſellſchaft, ſondern nur unter vor⸗ 
läufiger Einſtellung des Betriebs, der zu gelegener Zeit, bei 
veränderter Konjunktur wieder aufgenommen werden ſoll, ſo 
kann zwar nicht geſagt werden, daß die, rechtlich fortbeſtehende 
Geſellſchaft tatſächlich zu beſtehen aufgehört habe, aber immerhin 
iſt hier ein abnormer Zuſtand eingetreten, welcher außerhalb des 
gewöhnlichen, beſtimmungsgemäßen Geſellſchaftszweckes liegen 
wird. Mit dieſem bei der Bekl. eingetretenen Verhältniſſe hängt 
dann auch die unter der Form des Rückkaufs von Aktien nach 
Anfiht des B. G. vorgenommene Gewinnverteilung zuſammen. 
Daß die Bekl. es von vornherein ſchon mit der Einleitung 
des Schiffsverkaufs darauf angelegt habe, mittels dieſer Maf- 
nahme eine verſchleierte Dividendenverteilung auszuführen, iſt 
doch wohl nicht feſtgeſtellt. Aus der Veräußerung der Schiffe 
aber ergab ſich notwendig die einſtweilige Betriebseinſtellung 
und dieſe wiederum mochte — da man nicht das ganze Ge⸗ 
ſellſchafts kapital brach liegen laſſen und doch die Geſellſchaft 
nicht aufloͤſen wollte — Veranlaſſung bieten, einen Teil des 
Kapitals aus dem Unternehmen herauszuziehen und den Aktionären 
freizugeben. Der hierfür gewählte, an ſich legale Weg der 
Herabſetzung des Grundkapitals (88 227, 288 f.) führte als⸗ 
dann von ſelbſt zu einer Verteilung des freiwerdenden Kapitals 
an die Aktionäre. Die bei dieſem Punkt einſetzenden Mani⸗ 
pulationen der Bekl.: die Art und Weiſe des beſchloſſenen 
Aktienrückkaufes, der unter den gegebenen Umſtänden eine leere 
Form war, die Beſtimmung eines willkürlich gewählten, oder 
richtiger wohl dem bezweckten Rechnungsergebniſſe im voraus 
angepaßten Aufgeldes, und die darnach aufgebaute Bilanz — 
konnen, wie man fie auch im übrigen beurteilen mag — doch an 
der Tatſache nichts ändern, daß die jo in Szene geſetzte Ver⸗ 
teilung die Folge einer außerordentlichen, die wirtſchaftliche 
Grundlage der Geſellſchaft ergreifenden, Transaktion geweſen ift. 
Die unter ſolchen Umſtänden erfolgte Ausſchüttung von Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen unter die Aktionäre läßt ſich nicht ohne 
weiteres aus dem Geſichtspunkte einer Gewinnverteilung, wie 
fie im Verlauf des normalen Geſchäftsverkehrs als Verteilung 
von Dividende ſtattfindet, unterſcheidungslos bemeſſen. Selbit- 
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verſtändlich gehört nicht zu dem als Dividende verteilbaren 
Reingewinn der für die verkauften Schiffe erzielte Kaufpreis, 
ſoweit er ſich mit dem Buchwerte der zum Grundſtock des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens gehörigen Betriebs materials deckte. Der 
Übererlös, der „Nutzen“ aus den Schiffsverkäufen iſt allerdings 
ein Gewinn, aber nicht ein Geſchäfts⸗ oder Betriebsgewinn im 
eigentlichen Sinn, vielmehr ein Teil des Verkaufswertes des 
veräußerten Betriebsmaterials, eines möglicherweiſe dem wahren 
Werte entſprechenden Aquivalentes dieſer Vermögens ſtücke. Ein 
ſolcher „Gewinn“ wäre bei regulärem Betrieb und Fortbeſtand 
der Geſellſchaft ficher nicht als Dividende verteilt worden; er ift 
in dieſem Umfang überhaupt nur ermöglicht worden durch das 
außerordentliche Vorkommnis des mit der Betriebseinſtellung 
verbundenen Verkaufes des Schiffsparkes, alſo eine dem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb gerade entgegengeſetzte Tatſache. Der I. R. meint, 
Gewiune aus Schiffsverkäufen ſeien im Reedereigeſchäft ebenfalls 
Betriebsgewinne, „regulär werde man dieſelben als Reſerven 
zurückſtellen“. Vorliegend hätte es vielleicht angebracht erſcheinen 
können, den ganzen Erlös aus den Schiffen auf den Fall der 
Erneuerung dieſes Materials und der Wiederaufnahme des Be⸗ 
triebs zurückzuſtellen; wenn die Bekl. es im Gegenteil für gut 
befunden hat, jenen Mbererlös an die Aktionäre (das Konſortium) 
auszukehren, ſo hat damit die Austeilung noch nicht den 
Charakter einer Dividenden verteilung angenommen. Daß nach 
Sinn und Abfiht des Anſtellungsvertrages ein derartiger, auf 
ganz ungewöhnliche Weiſe entſtandene Überſchuß Gegenſtand 
einer Tantième der Vorſtandsmitglieder fein ſollte, kann gleich⸗ 
falls im Zweifel nicht unterſtellt werden. Was ſodann den 
nach Annahme der Vorinſtanzen in der Geſamtſumme von 
1274000 Mark mit zur Aufteilung gebrachten Reſerven betrifft, 
ſo glaubt der B. R., es brauche nicht darauf eingegangen zu 
werden, ob Umwandlung und Verteilung des geſetzlichen Reſerve⸗ 
fonds einer, unter Einſtellung des Betriebes fortexiſtierenden 
Aktiengeſellſchaft ſtatthaft ſei; denn für den Tantièmeanſpruch 
des Kl. komme es nicht darauf an, ob ein als Dividende zur 
Verteilung gekommener Betrag verteilt werden durfte, ſondern 
nur darauf, ob er verteilt iſt. Auch gegen dieſe Erwägung 
erheben ſich Bedenklen. Der Verteilung von Reſerven als 
Dividende beziehungsweiſe Tantième könne durch Geſetz, Statut 
oder Vertrag Schranken geſetzt ſein. Was das Rechtsverhältnis 
der Aktionäre anlangt, ſo iſt verteilungsfähiger Reingewinn 
überhaupt nur das, was ſich nach einer treuen Bilanz als Über⸗ 
ſchuß der Aktiva über die Paſſiva, eingerechnet in letztere das 
volle Grundkapital und die geſetzlich oder ſtatutariſch vorgeſehenen 
Reſerven, ergibt (H. G. B. Art. 239 C, 185 a Ziffer 5, jetzt 
8 261 Nr. 5, Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 161, vergl. auch 
Bd. 22 S. 158 ff.; Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 6. Aufl. 
§ 118 S. 603 Ziffer 2). Die im Anſtellungsvertrag den Ge⸗ 
ſellſchaftsbeumten in Form eines beſtimmten Pryzentſatzes des 
Reingewinnes oder der „Dividende“ zugeficherte Tantieme 
kann nach Umftänden einer von der Dividendenberechnung hin⸗ 
fichtlich des Abzuges der Reſerven verſchiedenen Berechnung 
unterliegen. Das iſt, ſoweit es auf die Feſtſetzungen im Ge⸗ 
ſellſchafts⸗ oder Anſtellungsvertrage ankommt, eine tatjächliche 
oder Interpretations frage (ſ. Ring a. a. O. zu Art. 227 Nr. 7 
S. 528; Pinner, Das deutſche Aktienrecht zu 8 237 I S. 149). 
Anlangend die handelsgeſetzlichen Normen, ſo könnte — was in 
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den Urteilen der Vorinſtanzen nicht erörtert iſt — hier in Frage 
kommen, ob und wie weit das vorliegende Rechtsverhältnis der 
Beurteilung nach neuem Recht unterſtehe. Nach § 237 des 
neuen H. G. B. iſt, wenn den Mitgliedern des Vorſtandes ein 
Anteil am Jahresgewinn gewährt wird, der Anteil von dem 
nach Vornahme ſämtlicher Abſchreibungen und Rücklagen 
verbleibenden Reingewinn zu berechnen. Würde dieſe Vorſchrift 
als eine ſolche zwingenden Rechtes zu betrachten, und — nach 
Maßgabe von Art. 170, 171 des E. G. zum B. G. B. auf 
die Tantièmenberechtigung des Kl. wenigſtens vom Zeitpunkte 
der Erneuerung des Anſtellungsvertrages (1. Januar 1901) ab 
in Anwendung zu bringen ſein (vergl. Staub zu § 237 
Anm. 14, 15 S. 718; Lehmann⸗Ring, Handelsgeſetzbuch §8 237 
Anm. 6; Rieſenfeld, Der Einfluß des neuen Aktienrechts uſw. 
S. 96 f.), fo wäre darnach zu ſehen, ob und welche Abzüge 
mit Rückſicht auf eine Dotierung der Reſervefonds bei der 
Tantièmeberechnung zu machen geweſen fein würden. Indeſſen 
iſt hierauf und auf die Streitfrage, was unter den „Rücklagen“ 
des 8 237 H. G. B. zu verſtehen ſei (Staub, 8 237 Anm. 5 
bis 8; Pinner, § 237 II, 2, S. 151; Rieſenfeld a. a. O. S. 99; 
Rießer, Neuerungen im Aktienrecht S. 19 ff.; Pemſel in Hold⸗ 
heims Zeitſchrift für Aktienrecht VII, S. 237 ff.), an dieſem 
Ort nicht näher einzugehen. Auch von dem Standpunkte des 
vor dem 1. Januar 1900 geltenden Rechtes könnte nicht an⸗ 
genommen werden, daß ohne beſondere vertragsmäßige Feſtſetzung 
der den Vorſtands mitgliedern tantièmepflichtige Reingewinn unter 
Miteinrechnung des bisher angeſammelten geſetzlichen 
Reſervefonds (H. G. B. fr. Art. 239 C, 185 C, 8 262) zu 
berechnen ſei. Und wenn vorliegend, wie das B. G. annimmt, 
in dem an die Aktionäre ausgekehrten Betrag von 1274000 Mark 
neben den freiwilligen Reſerven materiell auch der ganze ge⸗ 
jegliche Reſervefonds von 240 000 Mark zur Verteilung gebracht 
tft, fo kann dieſe Tatſache nicht ohne weiteres für den An⸗ 
ſpruch des Kl. maßgebend ſein; vielmehr hätte geprüft werden 
müſſen, ob eine derartige Verteilung bei ſinngemäßer Aus- 
legung des Anſtellungs vertrages im ganzen Umfang als Ver⸗ 
teilung von „Dividende“ aufzufaſſen ſei. Der Umſtand, daß 
der, aus aufgeſtapelten Gewinnen der verfloſſenen Geſchäftsjahre 
gebildete, geſetzliche Reſervefonds im Jahre 1900 durch eine 
ganz außerordentliche Dotierung und vielleicht nur im Zu⸗ 
ſammenhang mit den ſonſtigen, teilweiſe fiktiven Rechnungs: 
aufſtellungen, auf die volle Höhe von 240000 Mark gebracht 
worden iſt, würde es noch nicht rechtfertigen, den Reſervefonds 
auch, ſoweit er in Wahrheit als geſetzlicher Reſervefonds (Reſerve⸗ 
konto) beſtand, dem verteilungsfähigen Reingewinn zuzurechnen. 
Geht man davon aus, daß nach dem Sinne des Anſtellungs⸗ 
vertrages der Kl. die Tantieme von 1½ Prozent von dem 
Reingewinn zu beanſpruchen hat, welcher bilanz- und verfaffunge- 
mäßig als Dividende an die Aktionäre zu verteilen war, ſo läßt 
ſich der dem Kl. gebührende Anteil nur in der Weiſe berechnen, 
daß unter Abſehen von den nur zum Scheine oder willkürlich 
vorgenommenen Transaktionen und Rechnungsaufſtellungen der 
wirkliche Vermöͤgensſtand der Geſellſchaft aus den Bilanzen, 
deren Zahlen die Bekl. allerdings gegen fi) inſoweit gelten 
laſſen muß, herausgeſchält wird. Es müßte auf Grund einer 
wahren, richtigen Bilanz für die Geſchäftsjahre 1900 und 1901 
und unter Berückſichtigung der etwaigen ſtatutariſchen ſowie der 
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(nicht bloß diſpoſitiven) gefetzlichen Beſtimmungen das Gewinn⸗ 
ergebnis jener Jahre, welches als Dividende zu verteilen geweſen 
wäre, berechnet werden. Hierzu bedarf es aber weiterer tat- 
ſächlicher Erörterungen, welche natürlich in der Revifionsinſtanz 


nicht gepflogen werden könnten. Ch. c. H., U. v. 9. Juni 04, 


451/03 VI. — Hamburg. 

Verſichernungsrecht. 

38. Pflicht der Verſicherungsgeſellſchaft ſich über die 
Schadenserſatzverbindlichkeit zu äußern. Das Ruhen der Ver⸗ 
ſicherung bei nicht erfolgter Anzeige von der Lagerung feuer- 
gefährlicher Gegenſtände erreicht fein Ende bei deren Fortſchaffung.] 

1. Mit Recht hat der B. R. zunächſt den Einwand der 
Bekl., daß die vertragsmäßige Klagefriſt von der Kl. nicht inne⸗ 
gehalten ſei, für unſtatthaft erklärt. Richtig ift, daß die ſechs⸗ 
monatliche Klagefriſt am 23. März 1902 abgelaufen war und 
daß die Klage erſt hiernach, nämlich erſt im Juni 1902, erhoben 
iſt. Allein es darf ſich die Bekl. hierauf nicht berufen, da ſie 
durch ihr Verhalten die Schuld daran trägt, daß die Klagefriſt 
nicht innegehalten iſt. Als ſie am 1. oder 2. Februar 1902 
wieder in den Beſitz der von der Staatsanwaltſchaft eingeforderten 
Schadenspapiere gelangte, war es ihre Pflicht, alsbald zu ihrer 
Schadenserſatzverbindlichkeit Stellung zu nehmen und der Kl. 
von dem eingenommenen Standpunkt Kenntnis zu geben. Das 
folgt, gerade mit Rückſicht auf die Innehaltung der Klageſchrift 
durch die Kl., nicht nur überhaupt aus dem Gebot von Treu 
und Glauben, welches die Veiſicherungsgeſellſchaft dem Berechtigten 
gegenüber zu beobachten hat, ſondern im vorliegenden Falle 
ganz beſonders noch aus dem Inhalt der Schreiben der Bekl. 
vom 7. Oktober und 27. Dezember 1901, die die Abficht der 
Bekl. klar zum Ausdruck brachten, ſich der Kl. gegenüber bezüg- 
lich ihrer Schadenserſatzpflicht zu äußern, fobald fie durch den 
Beſitz der Schadens papiere in die Lage verſetzt ſei, hierzu Stellung 
zu nehmen. Die Kl. mußte daher annehmen, daß die Bekl., 
ſo lange ſie ihr eine Erklärung nicht zugehen laſſe, nicht imſtande 
ſei, eine Entſchließung zu faſſen, und es war daher gerechtfertigt 
und entſchuldigt, wenn die Kl. unter dieſen Umſtänden nicht 
eher Klage erhob, als bis ſie eine Erklärung erhalten hatte. 
2. Nach den Verſicherungsbedingungen hatte der Verſicherungs⸗ 
nehmer ſofort der Bekl. Anzeige zu machen, wenn feuergefährliche 
Gegenſtände in die Gebäude gebracht wurden, die von der Ver⸗ 
ſicherung berührt wurden. Dem Verſicherungsnehmer war nun 
bekannt geworden, daß in den Jahren vor 1901 Heu auf einem 
nicht von ihm gemieteten Boden des zu feinen Mieträumen 
gehörenden Saales gelagert worden war, und es war unzweifel⸗ 
haft in jenen Jahren ſeine Pflicht, hiervon der Bekl. Anzeige zu 
machen. Die Unterlaſſung der Anzeige hatte nach den Verſicherungs⸗ 
bedingungen die Folge, daß die Verſicherung ruhte. Dem B. R. 
iſt indes darin beizupflichten, daß, da nach den Bedingungen die 
Verſicherung mit der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
wieder in Kraft trat, ſie mit dem Wegſchaffen des Heus wieder 
in Wirkſamkeit trat. Da nach § 5 Abſ. 2 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen Umſtände, welche, unabhängig von dem Willen des 
Verſicherten eintretend, die Feuergefährlichkeit vermehren, nur 
dann das Ruhen der Verficherung bewirken, wenn der Verſicherer 
unterläßt, nach erlangter Kenntnis ohne Verzug der Bekl. 
ſchriftliche Anzeige zu machen, ſo trat hier ein Ruhen der Ver⸗ 
ſicherung nicht ein; denn nach der nicht angreifbaren Feſtſtellung 
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des B. R. hatte der Verſicherte von der Vermehrung der Feuer- 
gefährlichkeit durch das Lagern von Heu auf dem Saalboden 
im Jahre 1901 keine Kenntnis. T. Feuerverſ.⸗ A.-G. c. 
D. & H., U. v. 27. Mai 04, 2/04 VII. — Hamburg. 

Seerecht. 

39. Makler eines Schiffes iſt Vertreter des Reeders als 
Subſtitut des Schiffers auch hinſichtlich Einziehung der Fracht.] 

Dem B. G. war unbedenklich darin beizutreten, daß der 
Vertrag zwiſchen der Kl. und der Brauer-Linie nach engliſchem 
oder nach amerikaniſchem Rechte zu beurteilen iſt. Die weitere 
Annahme des B. G., daß zwiſchen dem engliſchen und dem 
amerikaniſchen Rechte in der hier in Betracht kommenden Be⸗ 
ziehung Übereinſtimmung beſtehe, iſt nach § 562 Z. P. O. für 
das Reviſionsgericht maßgebend, und die auf Grund dieſer 
Rechte ohne prozeſſualen Verſtoß gefundene Auslegung des er⸗ 
wähnten Vertrages nebſt der aus ſeinen Beſtimmungen ge⸗ 
zogenen Folgerung, daß der Kapitän des Dampfers F. die 
Geſchäfte des Schiffes hier namens der Kl. als der Reederin 
des Schiffes führte, iſt nach 8 549 Z. P. O. der Nachprüfung 
in der Revifionsinftanz entzogen. Nach deutſchem Rechte war 
es zu beurteilen und iſt auch vom B. G. beurteilt die Rechts⸗ 
ſtellung, welche der Inhaber der verklagten Firma als Makler 
des Schiffes einnahm, und zutreffend iſt ausgeführt, daß nach 
allbekannter Übung der Makler eines Schiffes als Vertreter des 
Reeders, insbeſondere auch hinſichtlich der Einziehung der Fracht 
handelt. (Vergl. Wagner, Handbuch des Seerechts S. 271 flg.; 
Lewis ⸗Boyens, Seerecht Bd. 1 S. 315, 316.) Hervorzuheben 
aber iſt dabei, daß der Makler Vertreter des Reeders iſt als 
Subſtitut des Schiffers. (Vergl. Wagner a. a. O.) Den 
Auftrag, für den Dampfer F. als Schiffsmakler zu handeln, 
erhielt der Inhaber der verklagten Firma dadurch, daß der 
Kapitän des Dampfers ihm, wie unbeſtritten iſt, die Schiffs⸗ 
papiere einhändigte, und durch die Annahme der Papiere er- 
folgte auch die Annahme des Auftrags. Damit gewann der 
Beauftragte als Subſtitut des Schiffers die Befugnis, die 
Fracht ſich auszahlen zu laſſen; zugleich aber auch übernahm er 
in dieſer ſeiner Eigenſchaft die Verpflichtung, die einkaſſierte 
Fracht an den Schiffer und nicht ohne deſſen Zuſtimmung an 
einen Dritten abzuliefern, ſofern nicht dieſer Dritte der vom 
Schiffer vertretene Reeder war. V. c. Sh. C., U. v. 18. Mai 04, 
64/04 I. — Hamburg. 

Konkursordnung. 

40. $5 K. O. ä. F. Aushändigung eines nicht datierten 
Formulars zu einer Verpfändungsurkunde berechtigt den Empfänger 
zu deren gehöriger Ausfüllung, auch wenn nachmals der Konkurs 
zu dem Vermögen des Ausſtellers eröffnet wird.] 

Hat der Verpfänder ſeiner Mitwirkung zur Herſtellung 
einer ſchriftlichen Verpfändungsurkunde, ſoweit ſie erforderlich 
war, dadurch genügt, daß er das Verpfändungsformular mit 
ſeiner Unterſchrift verſehen und es dem Pfandnehmer mit der 
unbedingten und zeitlich nicht beſchränkten Ermächtigung, es 
abredegemäß auszufüllen, hingegeben hat, ſo hat er damit dem 
Pfandnehmer die Befugnis erteilt, das Formular durch Ein⸗ 
fügung des vereinbarten Inhalts jederzeit zu einer wirkſamen 
Verpfändungsurkunde zu machen, ohne daß es dazu noch irgend 
welcher Mitwirkung oder Genehmigung ſeinerſeits bedarf. Dieſe 
Befugnis des Pfandnehmers wird dadurch nicht beeinträchtigt 
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oder aufgehoben, daß der Konkurs über das Vermögen des 
Berpfänderd eröffnet wird; denn die Verfügungsbefugnis des 
Verpfänders, welche allerdings in Anſehung feines zur Konkurs- 
maſſe gehörigen Vermögens durch die Konkurseröffnung auf⸗ 
gehoben wird (K. O. ä. F. 5 5), kommt nicht mehr in Betracht, 
nachdem der Verpfänder die Verfügung, welche ſeinerſeits zur 
Verpfändung erforderlich war, durch Aushändigung des von ihm 
unterzeichneten Verpfändungsblanketts unter Übergabe des Grund⸗ 
ſchuldbriefs bereits im Zuſtande unvermindeter Verfügungs⸗ 
befugnis endgültig getroffen hat, und die Befugnis des Pfand⸗ 
nehmers, das Formular auszufüllen, wird durch die Konkurs- 
eröffnung nicht berührt, da ſeine Verfügungsbefugnis dadurch 
überhaupt nicht betroffen wird. Die Hingabe des unterſchriebenen 
Verpfaͤndungsformulars enthielt eine von der nachfolgenden 
Erfüllung der Bedingung der Ausfüllung abhängige Ver⸗ 
pfändungserklärung. Die Erfüllung dieſer Bedingung iſt lediglich 
in das Belieben des Pfandnehmers geſtellt. Sobald die Aus- 
füllung erfolgt, iſt die Bedingung erfüllt und die Verpfändungs⸗ 
erklärung wird ebenſo wirkſam, als wenn ſie ſchon bei Hin⸗ 
gabe des unterſchriebenen Formulars ausgefüllt worden wäre. 
V. c. S. ſche Konkursmaffe, U. v. 25. Mai 04, 92/04 V. — 
Berlin. 

Gewerbeordnung. 

41. 5 133 b der e Bereätigt ber Tod 
des Gewerbtreibenden die Erben zur Entlaſſung des An⸗ 
geſtellten ?] 

Der Klageanſpruch iſt auf die Behauptung geſtützt, daß 
der als Fabrradlehrer bei dem Erblaſſer der Bekl. angeſtellte 
Kl. von dieſen ohne geſetzlichen Grund entlaſſen worden 
ſei, während die Bekl. in dem Tode ihres Erblaſſers in Ver⸗ 
bindung damit, daß ſie nach Lage der Verhältniſſe ihrerſeits 
nicht imſtande geweſen ſeien, das Geſchäft ihres Vaters fort⸗ 
zuſetzen, einen geſetzmäßigen Entlaſſungsgrund finden. Es 
kommt nach richtiger Auffaſſung im Falle des Todes des Ge⸗ 
ſchäftsinhabers lediglich darauf an, ob die Erben des ſelben für 
ihre Perſon imſtande ſind, das Geſchäft fortzuſetzen. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo find die Umſtände ſo gelagert, daß ein 
wichtiger Grund im Sinne des § 133b der Gewerbordnung 
gegeben iſt, der die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes recht⸗ 
fertigt, gleichviel ob die Erben das Geſchäft tatſächlich auflöſen 
oder es veräußern. Der erkennende Senat findet die Feſtſtellung, 
daß die Bekl. außerſtande waren, nach dem Tode des H. das 
Geſchäft desſelben fortzuſetzen, in der unſtreitigen Tatſache, daß 
ſie vier Frauen find, die auch nicht ſämtlich in C., dem Sitze 
des Geſchäftes, wohnen. Mangels einer gegenteiligen Behauptung 
darf ohne weiteres angenommen werden, daß dieſe vier Frauen 
perſönlich nicht in der Lage waren, das Geſchäft fortzuführen. 
E. o. R., U. v. 7. Juni 04, 333/03 II. — Colmar. 

§8 55, 58 des Kraukenverſicherungsgeſetzes vom 
10. April 1892. 

42. Form der Entſcheidungen des 8 58. Verjährung 
und deren Weng der Forderung von Krankenkaſſen⸗ 
beiträgen. 

Die beklagte e Ortskrankenkaſſe des Landbezirke M. 
bildet gemäß den 88 16, 23, 36 des Krankenverficherungs⸗ 
geſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 10. April 1892 
(R. Geſ. Bl. S. 379, Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
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10. April 1892, R. Geſ. Bl. S. 417) für eine Reihe von Amts- 
bezirken, darunter auch R., die Krankenkaſſe in Anſehung der 
unter § 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden Gewerbs⸗ 
zweige und Betriebsarten mit Ausnahme derjenigen ihnen an⸗ 
gehörenden Betriebe, für welche eine Betriebs- (Fabrik-) Bau⸗ 
oder Innungskrankenkaſſe errichtet iſt. Nach § 2 des Kaſſenſtatuts 
find kraft Geſetzes (vergl. $ 19 des Krankenverficherungs⸗ 
geſetzes) Mitglieder der Kaſſe alle innerhalb des Kaſſenbezirks 
in einem der bezeichneten Betriebe gegen Gehalt oder Lohn be⸗ 
ſchäftigten Perſonen mit gewiſſen Ausnahmen, insbeſondere mit 
Ausnahme derjenigen, welche Mitglieder einer den Anforderungen 
des § 75 des Krankenverficherungsgeſetzes entſprechenden Hilfs⸗ 
kaffe find. Die Kl. betreibt eine Glasfabrik zu R. Für die 
Glasarbeiter zu R. beſteht unter dem Namen: „Kranken- und 
Begräbniskaſſe der Glasarbeiter zu R., eingeſchriebene Hilfs⸗ 
kaſſe“ eine Hilfskaſſe, die nach der Beſcheinigung der Aufſichts⸗ 
behörde den Anforderungen des § 75 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes entſpricht. Zum Beitritt find unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen alle innerhalb des Bezirks der Gemeinde R. in der 
Glasinduſtrie beſchäftigten Arbeiter berechtigt (§ 2 des Statuts). 
Der Beitritt erfolgt nach Anmeldung beim Vorſtande durch 
eigenhändige Eintragung des Namens oder des von einem Vor⸗ 
ſtandsmitgliede zu beglaubigenden Handzeichens in ein vom 
Vorſtande zu führendes Mitgliederverzeichnis, welchem ein 
Exemplar des Statuts und ſeiner etwaigen Abänderungen vor⸗ 
geheftet fein muß (88 3, 4 des Statuts). Die Bekl. hatte im 
Oktober 1898 bei dem Königlichen Landrat als Vorfitzenden 
des Kreisausſchuſſes zu R. gemäß § 55 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes die zwangsweiſe Beitreibung der Beiträge nachgeſucht, 
welche die Kl. für die Zeit bis zum 1. Oktober 1898 für die 
nicht zur Ortskrankenkaſſe angemeldeten und auch zur Zeit des 
Eintritts in die Beſchäftigung bei der Kl. der Hilfskaſſe noch 
nicht angehörenden Arbeiter verſchulde. Der Landrat erließ dem 
Antrage gemäß Zahlungsaufforderungen, die er als eine binnen 
vier Wochen im ordentlichen Rechtswege mittels Klage anfecht⸗ 
bare Entſcheidung bezeichnete. Alle Verfügungen focht die Kl. 
friſtgemäß an und begehrte klagend deren Aufhebung. Die Kl. 
bemängelte namentlich die Form der landrätlichen Verfügungen, 
die nicht als Entſcheidungen im Sinne des § 58 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes gelten könnten, und erhob den Ver⸗ 
jährungseinwand. Das L. G. hielt die Entſcheidungen des 
Landrats aufrecht. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Es kommt in Frage, ob der Verjährungseinwand der 
Kl. begründet iſt. Die Bekl. hatte Beiträge aus den Jahren 
1897, 1898 und 1899 gefordert. Sofern vor Ablauf der in 
8 55 des Krankenverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzten Verjährungs⸗ 
friſt von einem Jahr eine Entſcheidung der Aufſichtsbehoͤrde 
(des Landrats) über die Beitragspflicht zugunſten der Bekl. ge⸗ 
troffen worden iſt, kann von einer Verjährung des Anſpruchs 
der letzteren ſo lange keine Rede ſein, als nicht der Streit er⸗ 
ledigt iſt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß während der Dauer 
des Prozeſſes über die Beitragspflicht, der gemäß § 58 Abi. 1 
Satz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes von dem Arbeitgeber 
anhängig gemacht und von den Parteien ordnungsmäßig fort- 
geſetzt iſt, die Verjährung nicht laufen kann. Wenn daher die 
Anordnungen des Landrats als Entſcheidungen im Sinne 
des & 58 des Krankenverſicherungsgeſetzes anzuſehen find, greift 
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die Verjährung gegenüber der Forderung der Beiträge nicht 
durch. Die Reviſion rügt, daß der B. R. zu Unrecht jene An⸗ 
ordnungen als Entſcheidungen behandelt habe. Allein die Rüge 
geht fehl. Über die Erforderniſſe der nach 8 58 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes zu erlaſſenden Entſcheidungen enthält das 
Geſetz keine Vorſchriften. Insbeſondere iſt die Form der zivil⸗ 
gerichtlichen Urteile nicht zur bindenden Norm gemacht. Man 
wird daher nur die Anforderung zu ſtellen haben, daß die Ent⸗ 
ſcheidung den Gegenſtand des Streites und ſeine vollſtändige 
Erledigung nach der einen oder anderen Richtung erkennbar 
mache. Weiter geht auch das von der Reviſion angezogene 
Urteil des III. Z. S. des R. G. nicht (Entſch. Bd. 36 S. 168). 
Jener Anordnung entſprechen aber die landrätlichen Verfügungen. 
Sie bezeichnen ſich ſelbſt als Entſcheidungen, gegen welche 
binnen vier Wochen die Klage im ordentlichen Rechtswege er⸗ 
hoben werden könne, deuten alſo auf den § 58 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes hin und fordern die Kl. auf, die ziffern⸗ 
mäßig und dem zeitlichen Umfange nach genau angegebenen 
Beiträge zu zahlen. Die Kl. konnte hiernach über das, was 
von ihr verlangt wurde, nicht zweifelhaft ſein. Die Zahlungs⸗ 
aufforderung ſchließt den Ausſpruch in ſich, daß die Kl. für 
ſchuldig erschtet, mithin verurteilt werde, die verlangten Beiträge 
zu zahlen. Darauf kommt es an und darum find die Beiträge 
aus den Jahren 1898 und 1899 keinesfalls verjährt. Dagegen 
decken die Entſcheidungen des Landrats nicht die Beiträge aus 
dem Jahre 1897. Der B. R. erachtet aber die Verjährung 
dieſer Beiträge für unterbrochen durch den Antrag der Bekl. 
vom 13. Oktober 1898; die Anrufung der für die Erledigung 
von Streitigkeiten über die Beitragspflicht zuſtändigen Aufſichts⸗ 
behörde müſſe der Klageerhebung gemäß den Vorſchriften der 
Z. P. O. gleichſtehen. Auch darin iſt dem B. R. beizutreten. 
Das Krankenverſicherungsgeſetz gibt nur eine Verjährungsfriſt. 
Über die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung ſchweigt 
es. Da es indeſſen eine Verjährung und nicht eine Ausſchluß⸗ 
frift feſtſetzt, muß es insbeſondere die Möglichkeit einer Unter⸗ 
brechung der Verjährung zulaſſen. Hierüber kann beim Mangel 
von Beſtimmungen im Krankenverſicherungsgeſetze nur das all» 
gemeine bürgerliche Recht entſcheiden, das vor dem Inkrafttreten 
des B. G. B. für die einzelnen Bundesſtaaten verſchieden ge⸗ 
ſtaltet war. Im vorliegenden Falle kommt das Pr. A. L. R. 
in Betracht. Nur auf den Antrag vom 13. Oktober 1898 
kommt es an. Indem durch ihn die Bekl. die exekutiviſche 
Einziehung der Beiträge bis zum 1. Oktober 1898 forderte, hat 
fie zu erkennen gegeben, daß fie jedenfalls eine Entſcheidung 
über ihren Anſpruch haben wolle; ſie hat ihn auch nach § 58 
des Krankenverſicherungsgeſetzes der Prüfung der Behörde unter⸗ 
breitet und dieſe angerufen, damit ſie über ihn befinde und ihn 
mindeſtens für begründet erkläre, wenn die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht zuläſſig ſein ſollte. Die Anhängigmachung 
des Anſpruchs bei der zuſtändigen Stelle muß aber für genügenb 
erachtet werden, um die Verjährung aus § 55 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes zu unterbrechen. Der § 551 Tl. 1 Tit. 9 
des A. L. R. beſtimmt, daß durch die Anmeldung der Klage bei 
dem gehörigen Richter die Verjährung durch Nichtgebrauch 
unterbrochen werde. Die Vorſchrift iſt für das Verfahren vor 
den ordentlichen Gerichten durch den 8 267 (239) der Z. Y. O. 
erſetzt. Die Erhebung der Klage tritt an die Stelle der ge 
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richtlichen Anmeldung. Für die Fälle, in denen ein Anſpruch 
zunächft vor einer anderen Behörde zu verfolgen und der Rechts⸗ 
weg erſt gegen deren Entſcheidung für zuläſſig erklärt iſt, fehlt 
es an einer Beſtimmung. Daß das Geſetz in ſolchen Fällen 
die Unterbrechung der Verjährung erſt an die Beſchreitung des 
Rechtsweges mittels Klageerhebung habe knüpfen wollen, kann 
nicht angenommen werden. Abgeſehen davon, daß der Berechtigte 
den ordentlichen Richter nur dann anzurufen in der Lage iſt, 
wenn er im Vorverfahren unterlegen war, würde namentlich bei 
kurzen Verjährungs friſten die Hinausſchiebung des Zeitpunktes 
der Unterbrechung zu Härten führen, die nur bei einem un⸗ 
zweideutigen Ausſpruche des Geſetzes hingenommen werden 
könnten. Der dem § 551 Tl. 1 Tit. 9 des A. L. R. zugrunde 
liegende Gedanke iſt der, daß die Geltendmachung des Anſpruchs 
vor der zuftändigen Behoͤrde zum Zwecke der Rechtsverfolgung 
genüge, um die Verjährung zu unterbrechen, daß nunmehr von 
einer Saumſeligkeit des Berechtigten in Ausübung ſeiner Be⸗ 
fugniſſe keine Rede mehr fein konne. Darum muß, wenn der 
gehörige Richter nicht der ordentliche Richter, ſondern eine Ver ⸗ 
waltungsbehoͤrde iſt, die Anrufung dieſer der Klageerhebung 
gleichſtehen. Wenn der gewöhnliche Weg des Zivilprozeſſes 
zunächſt ungangbar iſt, hat der Berechtigte mit der Unter⸗ 
breitung ſeiner Sache zur Entſcheidung durch die Stelle, an 
die ihn das Geſetz ſelbſt verweiſt, alles getan, was in ſeiner 
Macht lag, um dem Anſpruche die ſtaatliche Anerkennung zu 
verſchaffen. Damit iſt ein Fortlaufen der Verjährung un⸗ 
verträglich. Selbſtverſtändlich muß die Behörde in der vor⸗ 
geſchriebenen Form angerufen fein, damit man jagen konne, der 
Anſpruch ſei bei ihr anhängig gemacht. Allein das Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz enthält über die Art, in welcher die Streitig ⸗ 
keiten über die Beitragspflicht vor der Verwaltungsbehoͤrde zu 
erledigen find, keine Vorſchriften. Namentlich iſt eine Mit⸗ 
teilung des die Entſcheidung begehrenden Geſuchs an den Gegner 
nicht vorgeſchrieben. Es ſteht in dem Ermeſſen des Landrats, 
wie er ſich die Grundlagen für den von ihm zu fällenden Spruch 
beſchaffen will. Deshalb würde man auch die Wirkung der 
Unterbrechung der Verjährung nicht von der Zuſtellung des 
Geſuchs der Bekl. an die Kl. abhängig machen dürfen. Dieſer 
iſt zudem durch die Zahlungsaufforderung vom 22. November 
1898 von dem Verlangen der Kl. Kenntnis gegeben. War 
hiernach auch nach den Vorſchriften des alten Rechtes (für das 
neue ſ. 8 220 des B. G. B.) die Verjährung bezüglich der 
Beiträge für das Jahr 1897 durch den beim Landratsamt am 
14. Oktober 1898 eingegangenen Antrag der Bekl. unterbrochen, 
fo find auch dieſe Beiträge nicht verjährt. G. c. Ortskranken⸗ 
kaſſe, U. v. 10. Juni 04, 24/04 VII. — Breslau. 

Wettbewerbgeſetz vom 27. Mai 1896. 

43. 86 Abſ. 1. Aufſtellung einer Anſicht, ſubjektives 
Urteil kann Behauptung „tatſächlicher Art“ fein.] 

Die aus 8 6 Abſ. 1 des Wettbewerbgeſetzes angeſtellte 
Klage hat das O. L. G. deshalb als unbegründet erachtet, weil 
die Behauptungen in den Mitteilungen der Bekl., durch welche 
der Kl. nach Maßgabe ſeines Klageantrages ſich beeinträchtigt 


fühlt, nicht tatſächlicher Art im Sinne dieſes Geſetzes ſeien. 


In dieſer Hinſicht iſt in den Urteilsgründen geſagt, die ſtreitigen 
Behauptungen ſeien nur als Schlußfolgerungen anzuſehen, welche 
die Bekl., worüber ſie auch keinen Zweifel laſſe, lediglich aus 
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den in richtiger Welfe angegebenen tatſächlichen Konſtruktionen 
der beiderſeitigen Dachfenſter hergeleitet habe, ſie enthielten 
techniſche Erörterungen über die Nachteile des klägeriſchen 
Syſtems, dem die Bekl. die Vorzüge ihres Syſtems gegenüber ⸗ 
ſtelle; bei neuen Konſtruktionen laſſe ſich nicht immer im voraus 
mit Beſtimmtheit ermeſſen, wie fie ſich im Gebrauche bewährten, 
inſofern enthielten techniſche Erörterungen über neue Syſteme, 
die durch den Gebrauch noch nicht erprobt ſeien, regelmäßig auf 
feiten des Urteilenden eine fubjektive Auffaſſung, die ausſchließe, 
eine Behauptung tatſächlicher Art im Sinne des Geſetzes anzu- 
nehmen. Mit Recht greift der Kl. dieſe Begründung als geſetz ⸗ 
verletzend an. Richtig iſt, daß das Geſetz grundiäglich nicht 
die Kritik fremder Leiſtungen ufw. im Erwerbsleben verbietet, 
rein fubjektive Urteile ohne nähere tatſächliche Begründung 
fallen nicht unter die Behauptungen tatſächlicher Art des 
bezogenen § 6. Allein, wie der erkennende Senat bereits öfters 
ausgeſprochen hat (II. 78/1900, 208/1900, 157/1901, 516/1902, 
223/1903), kann auch die Aufſtellung einer Anſicht, eines ſub⸗ 
jektiven Urteils, eine Behauptung tatſächlicher Art enthalten, 
wenn nämlich darin bezüglich des Erwerbsgeſchäfts eines anderen, 
der Perſon des Inhabers des Geſchäfts oder der Ware oder 
gewerblichen Leiſtungen eines anderen zugleich etwas als geſchehen 
oder vorhanden, alſo in einer Weiſe geſagt wird, daß die 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit des zur Rechtfertigung des Urteils 
Behaupteten objektiv feſtgeſtellt werden kann. Dieſes ergibt der 
weitgehende Ausdruck: Behauptungen tatſächlicher Art in 
Verbindung mit der ferneren Vorſchrift des Geſetzes, daß, wenn 
bie Behauptungen erweislich wahr find, 8 6 Abſ. 1 keine 
Anwendung findet. Das Geſetz unterſcheidet nicht, ob die 
Behauptung direkt oder erkennbar als Schlußfolgerung aus 
anderweit vorhandenen Tatſachen geſchehen iſt, eine ſolche Unter ⸗ 
ſcheidung würde nur dazu beitragen, Umgehungen des Geſetzes 
zu erleichtern. Ebenſo enthält es keine Ausnahme zugunſten 
ſolcher Behauptungen, die auf neuen, durch Gebrauch und 
Erfahrung noch nicht erprobten Unterlagen beruhen, gerade in 
ſolchen Fällen iſt die übele Nachrede beſonders geeignet, den 
Geſchäftsbetrieb des Exwerbsgenoſſen zu ſchädigen, ein derartiger 
Umſtand kann vielleicht für die Frage, ob ein Handel wider 
beſſeres Wiſſen (§ 7 des Wettbewerbsgeſetzes) vorliegt, ven 
Bedeutung fein, ſcheidet aber bei Anwendung des 8 6, der in 
ſubjektiver Beziehung nur ein Handeln zu Zwecken des Wett- 
bewerbes erfordert, aus. Es liegt daher eine Verletzung dieſer 
Geſetzes vorſchrift vor, wenn das O. L. G., wie geſchehen, das 
entſcheidende Gewicht darauf gelegt hat, daß es ſich bei den 
fraglichen Mitteilungen um techniſche Erörterungen über neue 
Dachfenſterkonſtruktionen, um Schlußfolgerungen aus tatſächlich 
richtigen Angaben handele, ohne weiter zu unterſuchen, ob nicht 
darin die vom Kl. gerügten Angaben als tatſächlicher Art in 
dem oben angegebenen Sinne enthalten find. R. c. R., U. v. 
31. Mat 04, 457/03 IL — Cöln. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

44. 58 55, 90. Aufhören der Haftung der Berficherungs- 
gelder mit dem Erlöſchen der Realanſprüche.] 

Zu beanſtanden iſt die Erwägung des B. R., daß die nicht 
zum Wiederaufbau verwendeten Verficherungsgelder den Hypotheken 
gläubigern, die im Subhaftations verfahren einen Ausfall erlitten 
hatten, verhaftet geblieben ſeien. Hat ſich die Verſteigerung auf 
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den Anſpruch auf die Verſicherungsgelder miterſtreckt und iſt 
dieſer auf den Erſteher übergegangen, fo entfiel mit dem Erlöͤſchen 
der Realanſprüche im Verſteigerungsverfahren auch die Haftung 
der Verficherungsgelder für dieſelben. Die Realgläubiger hatten 
als ſolche nur noch Befriedigung aus der Kaufgeldermaſſe zu 
beanſpruchen, zu dieſer gehören die Verſicherungsgelder nicht, 
weil der Anſpruch auf dieſelben mitverſteigert und auf den Kl. 
als Erſteher übergegangen iſt. H. o. St.- F., U. v. 13. Mal 04, 
597/03 VII. — Berlin. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

45. 5 262 Tl. J Tit. 13. Bereicherungsanſpruch hinſichtlich 
im voraus gezahlter Verſicherungsprämien gegen den Beſitz⸗ 
nachfolger. 

Die Kl. hat durch Vertrag vom 21./27. Juni 1899 ihr 
Hochofenwerk Germaniahütte mit allem lebenden und toten 
Inventar, ausgenommen die beſonders zu bezahlenden Vorräte 
an Fabrikaten und Materialien, für 600 000 Mark an die 
Bekl. verkauft. Am 1. Juli 1899 iſt das Werk in den Befik 
der Bekl. übergegangen. Bei den Verhandlungen über den 
Verkauf der Hütte und beim Abſchluſſe des Vertrags find die 
von der Kl. gezahlten Verſicherungsprämien nicht erwähnt 
worden. Kl. iſt der Anſicht, die Bekl. müſſe ihr 1 637,34 Mark 
Prämien für Feuer- und Haftpflichtverficherung, welche fie vor 
Abſchluß des Kaufvertrags im voraus für die Zeit nach dem 
1. Juli 1899 gezahlt hat, erſtatten, und hat beantragt, die 
Bekl. zur Zahlung dieſes Betrags nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 
dem 1. Januar 1900 zu verurteilen. Der I. R. hat die Bekl. 
demgemäß wegen ungerechtfertigter Bereicherung verurteilt. Auf 
die Berufung der Bekl. iſt die Klage abgewieſen. Das R. G. 
hat das I. Urteil wiederhergeſtellt: Dem B. G. ift darin bei⸗ 
zutreten, daß die Kl. die Verſicherungsprämien, deren Erſtattung 
ſie verlangt, in ihrem eigenen Intereſſe gezahlt hat. Es über⸗ 
ſieht aber, daß ſich die geleiſteten Zahlungen in dem Zeitpunkte 
als im Intereſſe der Bekl. geleiſtet erwieſen, in welchem die 
Bekl. den verficherten Gegenſtand mit den im voraus gezahlten 
Prämien erwarb und der Anſpruch aus der Verſicherung gegen 
die Verſicherungsgeſellſchaft in ihr Vermögen überging. Dadurch, 
daß die Kl. die Prämien urſprünglich in eigenem Intereſſe 
gezahlt hatte, wird der Anſpruch aus der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung nicht ausgeſchloſſen. Bedenkenfrei ferner iſt die ſich 
der Judikatur anſchließende Annahme des B. G., daß nach 
§ 2163 II 8 A. L. R. das durch die Verſicherung geſchaffene 
Rechtsverhältnis bei eintretendem Wechſel im Eigentum der 
verficherten Sache unverändert auf den neuen Eigentümer über⸗ 
geht (R. O. H. G. Entſch. Bd. 5 S. 1; R. G. Bd. 5 S. 317). 
Daraus ergibt ſich aber nur, daß das Rechtsverhältnis, wie es 
zwiſchen dem Veräußerer der verficherten Sache und der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft beſtand, nunmehr unverändert zwiſchen dem 
Erwerber und der Verſicherungsgeſellſchaft fortbeſteht. Keines ⸗ 
wegs folgt daraus, daß die vom Veräußerer im voraus ge⸗ 
zahlten Prämien ohne Erſtattungspflicht in das Vermögen des 
Erwerbers übergegangen find. Es geſtaltete ſich vielmehr das 
Rechtsverhältnis unter den Parteien ſo. Durch den Übergang 
der Verſicherung auf die Bekl. infolge des Erwerbes der ver⸗ 
ſicherten Germaniahütte wurde die Bekl. nicht nur berechtigt, 
die Rechte aus dem Verſicherungsvertrage geltend zu machen, 
ſondern fie wurde auch verpflichtet, der Verſicherungsgeſellſchaft 
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das, was dieſe vertragsgemäß bis zur Veräußerung von der Kl. 
zu fordern hatte, zu leiſten, alſo vom Tage des Erwerbes der 
Germaniahütte, dem 1. Juli 1899, ab der Verficherungsgeſellſchaft 
die Prämien zu zahlen. Dieſer Zahlungspflicht der Bekl. hat 
die Kl., indem ſie die Prämien für die Zeit über den 1. Juli 
1899 hinaus aus eigenen Mitteln vorauszahlte, genügt und 
damit erfüllt, was der Bekl. zu leiſten oblag. Da über das 
ſich hieraus unter den Parteien ergebende Rechtsverhältnis durch 
den Kaufvertrag nichts beſtimmt iſt, die Parteien auch bei den 
Verhandlungen über den Verkauf der Germantahütte die ge⸗ 
zahlten Verſicherungsprämien nicht einmal erwähnt haben, ſodaß 
für eine Regulierung des Verhältniſſes durch die Parteien ſelbſt 
kein Anhalt gegeben iſt: muß die geſetzliche Beſtimmung des 
§ 262 I 13 A. L. R. eintreten, wonach derjenige, aus deffen 
Vermögen etwas in den Nutzen eines anderen verwendet worden, 
das ſelbe entweder in Natur zurück oder für den Wert Vergütung 
zu fordern berechtigt iſt. Mit den Prämien, welche die Kl. 
über ihre Beſitzdauer hinaus für die Germantahütte entrichtete, 
beſtritt ſie für die Bekl. nötige Ausgaben, weil dieſe dazu nach 
dem Verſicherungsvertrage verpflichtet war. Die Prämien⸗ 
zahlungen find deshalb für verwendet in den Nutzen der Bekl. 
zu achten (88 268, 269 a. a. O.). Bekl. muß fie alſo der 
Kl. erſtatten. G., B. & Ko. c. G., U. v. 4. Juni 04. 
549/03 V. — Hamm. 

III. Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

46. 5. Tit. 3. Abſchn. Über Schädenanſprüche beim Zu⸗ 
ſammentreffen von Bergbau und Eiſenbahn. Einfluß der Ent⸗ 
eignung. ] 

Beim Zuſammentreffen des Bergbaues mit den Anlagen 
auf der Oberfläche, die dem öffentlichen Verkehre dienen und in 
Anſehung deren dem Unternehmer durch Geſetz oder Tandes- 
herrliche Verordnung das Expropriationsrecht beigelegt iſt, iſt 
das Bergwerkseigentum mit der geſetzlichen Beſchränkung belaſtet, 
daß es das Daſein und die Benutzung ſolcher Anlagen nicht gefährden 
oder verhindern darf. Der Bergwerksbeſitzer haftet nicht nur 
für jede Beſchädigung der öffentlichen Verkehrsanſtalt durch den 
nach deren Genehmigung und Errichtung fortgeſetzten Bergbau, 
ohne daß dabei ein konkurrierendes Verſchulden des Unter⸗ 
nehmers im Sinne des § 150 a. a. O. in Betracht käme, er 
hat auch dem öffentlichen Verkehre dergeſtalt zu weichen, daß er 
die zu deſſen ungeſchmälerter Aufrechterhaltung notwendigen 
Einrichtungen treffen und Betriebshandlungen unterlaſſen muß, 
die auch durch entſprechende Sicherheitsmaßregeln nicht un⸗ 
ſchädlich gemacht werden können und daher mit dem Unter⸗ 
nehmen ſchlechterdings unvereinbar ſind. Dabei gewährt das 
Geſetz für dieſe Einſchränkung des Bergbaues nur unter den 
im § 154 a. a. O. beſtimmten Vorausſetzungen einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Unternehmer. Die vorſtehenden Rechts- 
ſätze find durch das Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 nicht 
abgeändert. Mit ihnen iſt aber das Verlangen der Kl. un⸗ 
vereinbar. Es läuft darauf hinaus, daß der Bekl. als Eiſen⸗ 
bahnunternehmer die Kl. für die ihr infolge der Anlage er⸗ 
wachſene geſetzliche Beſchränkung ihres Bergwerkseigentums 
entſchädige. Aus dem § 8 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes iſt der 
Anſpruch keinesfalls herzuleiten: um eine Teilenteignung handelt 
es ſich nicht. Wenn nach den beſonderen berggeſetzlichen 
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Normen der Bergbau hinter dem mit dem Enteignungsrecht 
ausgeſtatteten Verkehrsunternehmen zurückſtehen muß und nur 
ausnahmsweiſe eine Erſatzforderung wegen der dem erſteren 
durch die öffentliche Verkehrsanſtalt zugefügten Nachteile gegeben 
iſt, fo iſt damit eine weitere Erſatzforderung unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Enteignung unverträglich. Hätte eine Entſchädigung 
für die dem Bergwerksbetrieb auferlegte Laſt in dem Falle ge- 
währt werden ſollen, daß der Bergwerkseigentümer zugleich 
Eigentümer des enteigneten Grundſtücks wäre, ſo hätte dies im 
Berggeſetz oder Enteignungsgeſetz ausgeſprochen ſein müſſen. 
Da es nicht geſchehen ift, fo erſcheint eine Rechtsanſchauung 
unannehmbar, die dahin führt, daß es den Zechen ermöglicht 
würde, durch den Erwerb der vorausfihtlih in Zukunft für 
öffentliche Verkehrsmittel benötigten Grundſtücke ſich der geſetz⸗ 
lichen Einſchränkung des Bergwerksbetriebes, wie ſie im Intereſſe 
des Verkehrs beſteht, tatſächlich zu entledigen d. h. deren Ver⸗ 
mögensnachteile auf das Unternehmen abzuwälzen. Bergwerks- 
aktiengeſellſchaft K. o. Eiſenbahnfiskus, U. v. 17. Mai 04, 
599/04 VII. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

47. Tarifſtelle 56 und § 5e verb. mit Tarifſtelle Ce des 
Erbſchaftsſteuergeſetzes. Die Ausſetzung von Stipendien an 
Studierende iſt ſtempelſteuerpflichtig.! 

Der Geheime Medizinalrat W. überwies der klagenden 
Univerfität ein Kapital von 20 000 Mark mit der Beſtimmung, 
daß die Zinſen des Kapitals zu einem Stipendium verwendet 
werden ſollten, das von der mediziniſchen Fakultät einem bedürftigen, 
fleißigen Studenten der Medizin zu verleihen ſei. Die Stempel- 
ſteuerbehörde erforderte von dieſem Betrage auf Grund des 
§ 56 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 in Ver⸗ 
bindung mit der Tarifſtelle Ce des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 
30. Mai 1873 
19. Mai 1891 einen Stempel von 4 Prozent mit 800 Mark. 
Die Kl. hielt fich auf Grund der Beſtimmung im 8 5e des 
Stempelſteuergeſetzes, wonach Univerſitäten von der Stempel⸗ 
ſteuer befreit ſind, zur Erlegung des erforderlichen Stempels 
nicht für verpflichtet. Ihre Feſtſtellungsklage und die Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Es ſteht in der Rechtſprechung des 
R. G. feſt (vergl. unter andern Entſch. des R. G. Bd. 34 
S. 276, Bd. 45 S. 200), und wird auch von der Kl. ſelbſt 
nicht in Zweifel gezogen, daß nach der Beſtimmung im $ 8 des 
Erbſchaftsſteuergeſetzes die auf Zuwendungen zu milden, gemein⸗ 
nützigen oder öffentlichen Zwecken ruhende Steuerpflicht grund⸗ 
ſätzlich auch dann eintritt, wenn die Zuwendung an eine ſubjektiv 
von der Stempelſteuer befreite Perſönlichkeit gelangt, und daß 
hiervon nur in dem Falle eine Ausnahme zu machen iſt, wenn 
die Verfolgung des Zwecks der Zuwendung in den Kreis der 
beſtimmungs gemäßen Aufgaben der mit der Zuwendung bedachten 
Perſönlichkeit fällt. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt 
hiernach lediglich von der Beantwortung der Frage ab, ob die 
Unterſtützung bedürftiger Studenten — dieſem Zweck dient die 
in Rede ſtehende Zuwendung — zu den aus Weſen und 
Beſtimmung der Univerſitäten überhaupt und der klagenden 
Univerſität insbeſondere ſich ergebenden Aufgaben gehört. Der 
B. R. hat in Übereinſtimmung mit dem I. R. dieſe Frage 
verneint. Eine Rechtsverletzung kann hierin nicht erblickt 
werden. Die Revifion hat den Standpunkt der Kl. namentlich 
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durch die Ausführung zu ſtützen verſucht, es beſtände ein beſonderes 
Intereſſe der Univerfitäten daran, beſonders befähigten Jüng⸗ 
lingen, denen ſonſt aus Mangel an den erforderlichen Mitteln 
das Univerſitätsſtudium verſchleſſen bleiben würde, dieſes durch 
Gewährung jener Mittel zu eröffnen. Es iſt dabei darauf hin⸗ 
gewieſen worden, wie manche bedeutende und hervorragende 
Kräfte im Dienſte des Staates und der Kirchen, in Wiſſenſchaft 
und Lehre, aus den unbemittelten Kreiſen der Bevölkerung 
emporgewachſen ſeien, und wie geboten und gerechtfertigt es ſei, 
zum Nutzen von Staat und Wiſſenſchaft ſolche friſchen Kräfte 
dem Studium zuzuführen. Auch dieſe Erwägung und das, 
was in deren näheren Ausführung von der Reviſion vorgetragen 
iſt, kann indes in Wahrheit der Auffaſſung der Kl. keine Stütze 
bieten. Gewiß beſteht ein Intereſſe daran, begabten und 
befähigten Jünglingen durch Ermöglichung des Univerſitätsſtudiums 
den Weg zur Betätigung ihrer Gaben und Kräfte in Praxis 
und Wiſſenſchaft zu ebnen. Allein es kann der Revifion nicht 
zugeſtanden werden, daß es ſich hierbei um irgend ein ſpezifiſches 
Intereſſe der Univerfitäten handle, welches aus deren Weſen und 
Zweckbeſtimmung folge; vielmehr find es der Staat und die 
Allgemeinheit, die an der Förderung ſolcher Kräfte intereſſiert 
ſind. Ob und inwieweit, wenn man von den Studierenden 
und den in Beziehung auf fie beſtehenden Lehr-, Unterrichts und 
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Bildungszwecken der Univerſitäten abſieht, auch die Forderung 
der reinen Wiſſenſchaft ohne jeden Hinblick auf die Perſon der 
Träger in den Aufgabenkreis der Univerſitäten überhaupt oder 
wenigſtens einzelner ihrer Inſtitute gehört, kann hier unerörtert 
bleiben. Denn die klagende Univerfität hat ſelbſt ausgeführt, 
Förderung der Wiſſenſchaft ſei nicht das alleinige, ja nicht einmal 
der unmittelbare Zweck der Univerſitäten, und der Geſichtspunkt, 
der überhaupt nur Anlaß zu einer Unterſuchung der angedeuteten 
Frage geben könnte, nämlich der, ob die in Rede ſtehende Zu⸗ 
wendung der Wiſſenſchaft ohne Rüdficht auf die Perſon zu dienen 
beſtimmt ſei, verneint fi) auf Grund des feſtſtehenden Tatbeſtandes 
gleich wie in dem von dem II. Z. S. des R. G. entſchiedenen 
Falle (Juſtizminiſterial⸗Blatt 1887 S. 324) von ſelbſt. Nach 
der Feſtſtellung des B. R. handelt es ſich nämlich lediglich um 
eine Zuwendung für bedürftige Studenten. Von einer hierbei 
auf die Förderung der Wiſſenſchaft mittelbar oder unmittelbar 
gerichteten Abficht erhellt nichts. Univerfität H. c. Steuerfiskus, 
U. v. 31. Mai 04, 7/04 VII. — Naumburg. 
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Nickſches Hauptregiſter zum Regierungsblatt für das Königr. 
Württemberg. Ig. 1895 — 1902. Stuttgart, W. Kohlhammer. 
(205 S.) 8 M. 


IV. Schriften über allgemeine Fragen. 
Berolzheimer, Fritz: Syſtem der Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
philoſophie. 1. Bd. (Philoſophiſcher Einleitungsband. Kritik des 
Erkenntnisinhaltes.) München, C. H. Beck. (XII, 327 S.) 8,50 M. 


Kahl: Eine Rede über das „Zwiſchenexamen“. DIZ. 9. Ig. 440 — 442. 


Simonfon: To eat his way to the bar. DZ. 9. Jg. 
437—438, (Erwiderung auf den Aufſatz von Fritſch, die Vor; 
bildung zum Richterſtande in England. DIZ. 9. Ig. 298 —299.) 


Wolff: Juriſtiſche Sprachdummheiten. Recht. 8. Ig. 275. 


V. Enzyklopädien, zuſammenfaſſende Darſtellungen. 


Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Bearbeitung. 
Begründet von Frz. v. Holtzendorff. Hrsg. von Joſ. Kohler. 6., der 
Neubearbeitung 1. Aufl. 3 Bde. Leipzig, Duncker & Humblot. 
Berlin, J. Guttentag. (VI, 1114 und V, 1184 S.). 50 M. 

533 gerichtliche und außergerichtliche Formulare, Geſuche, Lehr⸗ 
und Mietsverträge, Kontrakte, Eingaben, Urkunden für Handel 
und Gewerbe uſw. Hrsg. von Joſ. Kürſchner. Berlin, H. Hillger. 
(364 S.) 3,60 M. 

Merkel, Adf.: Juriſtiſche Enzyklopädie. 3. neu durchgeſ. Aufl. Hrsg. 
von Rud. Merkel. Berlin, J. Guttentag. (XII, 385 S.) 5 M. 

Meyer, Hans: Gerichts- u. Prozeßpraxis. Ein Handbuch des Zivil⸗ 
u. Strafprozeſſes f. gerichtl. Beamte u. Rechtsanwälte. (In etwa 
86 Lieferungen.) 1. Lief. München, Verlagsanſtalt M. Bickel. 0,65 M. 


VI. Nene Zeitſchriften. 
Jahrbuch des deutſchen Rechtes. Hrͤg. von Hugo Neumann. 1. Ig. 
(die Zeit bis Anfang 1903 umfaſſend). 2 Bde. Berlin, F. Vahlen. 
(VIII, 728; IV, 456 u. VIII, 332 S.) 24 M. 


VII. Neue Entſcheidungen. — Beſprechung veröffentlichter 
Entſcheidungen. 

Generalregiſter zu den im 8. bis 29. Bande der Juriſtiſchen 

Wochenſchrift enthaltenen Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
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Zivilſachen. Hrdg. vom Deutſchen Anwaltverein. Berlin, 
W. Moeſer. (1024 S.) 22 M. 

Gareis: Der 55. Band der Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen. DIZ. 9. Ig. 572 — 579. 

Landsberg: Bd. 55 RGeEntſch. PoſMſchr. 7. Ig. 61—62. 


B. Privatrecht. 
I. Fragen allgemeinen Inhalts. 


Jebens, A. W.: OVG. und BGB. PrVerwBl. 25. Ig. 227—232, 
243 — 249. 

Kohler, J.: Einfache und doppelte Rechtsordnung. (Kohler, Zwölf 
Studien zum BGB. VII.) Arch BürgR. 24. Bd. 179 — 191. 
Müller, E.: Die Hundertjahrfeier des Code civil. DIZ. 9. Ig. 

465—471. 
Schneider, K.: Die angebliche Rückſtändigkeit des deutſchen bürger⸗ 
lichen Rechts. Recht. 8. Ig. 297—299. 


Klein, Franz: Die Revifion des öſterreichiſchen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches. Necht. 8. Ig. 265—267. 

Die Revifion des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. OſtRZ. 
1. Ig. 115—121. 

Zur Reviſion des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs. Oſt.Z Bl. 
22. Ig. 377—381. 


II. Nömiſches Recht. 


Repetitorium des Pandektenrechts mit ſtändigem Hinweis auf die 
bezügl. Beſtimmungen des BGB. und der übrigen Reichsgeſetze 
für Studierende und Prüfungs⸗Kandidaten. 4. Aufl. Göttingen, 
Vandenhoek & Ruprecht. (190 S.) 2 M. 

Schloß mann, Siegm.: Nexum. Nachträgliches zum altröm. Schuld⸗ 
recht. Leipzig, A. Deichert Nachf. (XI, 91 S.) 2,25 M. 


III. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten.“) 


Forſtgeſetz für das Königreich Bayern rechts des Rheins in der 
jetzt gültigen Faſſung. Textausgabe. 4. neubearb. Auflage. 
München, C. H. Beck. (VIII, 241 S.) 2,25 M. 

v. Ganghofer: Kommentar zum Forſtgeſetz für das Königreich 
Bayern. Mit Einſchaltung der Vollzugsvorſchriften und einem 
Anhang, enthaltend das pfälziſche Forſtſtrafgeſetz. In 4. Auflage 
vollſtändig neu bearbeitet von Ernſt Weber. München, C. H. Beck. 
(XIII, 511 S.) 6,50 N. 

Gütl, Karl: Das Hypothekengeſetz für das Königreich Bayern vom 
1. Juni 1822 in ſeiner dermaligen Geltung. Mit den hierzu er⸗ 
laſſenen Miniſterialvorſchriften. In 5. Aufl. neubearb. von 
Wilh. v. Henle. München, C. H. Beck. (XVII, 410 S.) 4 M. 

Haller: Das Waſſergeſetz vom 1. Dezember 1900. Württ Z. 45. Ig. 
310 ff., 46. Ig. 81—88. 

Oertmann, Paul: Die Haftung der Notare, insbeſondere nach 
bayeriſchem Recht. CBlF G. 4. Ig. 771— 788. 

Poſener, Paul: Landwirtſchaftsrecht. (Poſener, Grundriß des ge⸗ 
ſamten deutſchen Rechts in Einzelausgaben. 22.) Berlin, J. Gutten⸗ 
tag. (82 S.) 0,90 M. 

Poſener, Paul: Waſſerrecht. (Poſener, Grundriß des geſamten 
deutſchen Rechts in Einzelausgaben. 28. Berlin, J. Guttentag. 
(28 S.) 0,90 M. 

Schmid: Zum Geſetz betreffend das Verfahren bei Übertragung 
des Eigentums an Immobilien vom 20. März 1833. Thür, 
51. Bd. 25—88. 

Weſthoff, Wilh.: Bergbau und Grundbeſitz nach preußiſchem Recht 
unter Berückſichtigung der übrigen deutſchen Berggeſetze. I. Bd. 
Der Bergſchaden. Berlin, J. Guttentag. (XXII, 407 S.) 9 M. 


) Siehe auch „Ausführungsgeſetze der Bundesſtaaten“. 
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Merkel, E: Der Leichenraub. 


XXIII. Jahrgang. 


IV. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Ausgaben. 
Das bürgerliche Geſetzbuch nebſt dem Einführungsgeſetze vom 
18. Auguſt 1896. Taſchenausgabe mit Sachregiſter. 8. Aufl. 
Berlin, C. Heymann. (VIII, 640 S.) 2 M. 


b) Hand- und Tehrbücher. 

Bernhöft, Frz. Das neue bürgerliche Recht in gemeinverſtändlicher 
Darſtellung mit Beiſpielen aus dem praktiſchen Leben. III. Sachen⸗ 
recht. 1. Abtlg. Rechte an Grundſtücken, insbeſ. Hypothekenrecht. 
nebſt Grundbuchordnung und Zwangsverſteigerungsgeſetz. Stuttgart, 
E. H. Moritz. (192 S.) 1,50 M. 

Coſack, Konr.: Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts auf 
der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuchs. 2. Bd. Das Sachen⸗ 
recht. Das Recht der Wertpapiere. Das Gemeinſchaftsrecht. 
Das Familienrecht. Das Erbrecht. 4. Aufl. Jena, G. Fiſcher. 
(XXII, 920 S.) 15 M. 

Eck, Ernſt: Vorträge über das Recht des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Nach des Verfaſſers Tode durch Feſtſtellung des Wortlautes 
fortgeführt und mit Anmerkungen verſehen von R. Leonhard. 
2. Bd. (betr. 868. III u. IV.) 1. u. 2. Aufl. Berlin, 
J. Guttentag. (VIII, 562 S.) 11 M. 

Enneccerus, Ludw.: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 1. Bd. 
Einleitung, allgemeiner Teil, Schuldverhältniſſe. 3. völlig 
umgearb. u. ſtark verm. Aufl. 1. Lfg. Marburg, Elwerts Verl. 
(VIII, 304 S.) 6 M. 

Hilgenfeld, A.: Mein Recht. Eine gemeinfaßlich zuſammenhäng. 
Darſtellung der wichtigſten Paragraphen des BGB. über täglich 
vorkommende Rechtsfragen. Mit zahlreichen Beiſp. Mülheim a. N., 
J. Bagel. (221 S.) 1,50 M. 

Kohler, J.: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 1. Hlbbd. Berlin, 
C. Heymann. (XII, 496 S.) 6 M. 

Kuhlenbeck, Ludw.: Das BED f. das Deutſche Reich nebſt dem 
Einführungsgeſetze. Im Auftrage des Vorſtandes des deutſchen 
Anwaltvereins erläutert. 2. neu bearb. u. verm. Aufl. 3. Bd. 
Berlin, C. Heymann. (VIII, 876 S.) 12 M. 


e) Schriſten über einzelne Teile des 858, 
1. Allgemeiner Teil. 

Former, Georg Hugo: Das Recht im Irrenweſen mit Geſetzes⸗ 
vorſchlägen für Ergänzungsbeſtimmungen zum BGB. und zur 
Deutſchen ZPO. Schleswig, Schleswiger Anzeiger. (X, 30 S.) 

Meikel: Namensrecht — Vorname oder Familienname. Recht. 
8. Ig. 829. 


Geiler, R.: Sind die Maſchinen einer Fabrik weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Fabrikgrundſtückes? DIZ. 9. Ig. 543 —545. 

Eine hiſtoriſche und dogmatiſche 
Studie. Leipzig, Veit & Co. (X, 50 S.) 

Pfleghart, A.: Die Sachqualität der 
Arch BürgR. 24. Bd. 300 — 324. 


— —— 


elektriſchen Energie. 


Broicher, Wilhelm: Die Rechtsſtellung des mehrgliedrigen Vereins⸗ 


vorſtandes eines rechtsfähigen Vereins nach BGB. Arch BürgR. 
24. Bd. 192— 237. 

Delius: Die Haftpflicht der Beamten unter Berückſichtigung der 
neuen Rechtſprechung. DIS. 9. Ig. 525 —533. 

Geigel: Haftung öffentlicher Verbände für Tiefbauſchäden im 
Gebiete des ehem. franz. Rechts. Puchelts Z. 85. Ig. 169 — 183. 

Hafter, E.: Die Delikts⸗ und Straffähigkeit der Perſonenverbände. 
Beſprochen von Kleinfeller. KrBISchr. 45. Bd. 595—607. 


IXXXIII. Jahrgang. 


Hellwig: Die aktive Parteifähigkeit der nicht rechtsfähigen Vereine 
vom Reichsgericht anerkannt. Recht. 8. Ig. 207—208. 

Oppenheimer, Hugo: Die beiden Vereinsklaſſen des BGB. (88 21, 
22). Iherings J. 47. Bd. 99— 192. 


Biberfeld: Irrtum bei Beſtellung von Büchern. BuchhVörſBl. 
71. Ig. 3056—3057. 

Biberfeld: Unerwartete Ausdehnung 
Buchh BörſBl. 71. Ig. 50475050. 

Breucha: Über die Zuläſſigkeit der Anfechtung gemäß § 119 BGB. 
beim Vorhandenſein von Mängeln an gekauften Haustieren der 
in $ 481 BGB. erwähnten Arten. Zum Begriff der „weſent⸗ 
lichen Eigenſchaft“. Württ J. 15. Ig. 253—269. 

Kaufmann, Fritz: Zuſtimmungsbedürftige Rechtsgeſchäfte nach 
bürgerlichem Recht. In Tabellenform ſyſtematiſch dargeſtellt. 
Karlsruhe, J. Lang. (III, 20 S.) 0,85 M. 

Lehmann, Heinr.: Die Unterſchrift im Tatbeſtande der ſchriftlichen 
Willenserklärung. Bonn, Nöhrſcheid & Ebbecke. (136 S.) 2 M. 
Preminger: Das dispoſitive Veräußerungsverbot nach dem öſter⸗ 

reichiſchen Rechte. OMRZ. 1. Ig. 105 —114. 

Niezler, Erwin: Die Olankettunterſchrift. Arch CivPrax. 95. Bd. 
357—378. 

Staub, Herm.: Die poſitiven Vertrags verletzungen. 
J. Guttentag. (58 S.) 1,20 M. 


eines Lieferungswerkes. 


Berlin, 


Falkmann: Iſt der Grundbuchrichter verpflichtet, die Auflaſſung 
entgegenzunehmen, wenn ein Nichtbevollmächtigter die Auflaſſungs⸗ 
erklärung abgeben oder entgegennehmen will? DIZ. 9. Ig. 
492 — 493. 

Hedemann, Juſt. Wilh.: Die Vermutung nach dem Recht des 
Deutſchen Reiches. (Abhandlungen zum Privatrecht u. Zivilprozeß 
des Deutſchen Reiches, hrsg. von Otto Fiſcher. XI. Bd. 2. Heft.) 
Jena, G. Fiſcher. (XX, 362 S.) 9 M. 


Rappaport, Achill.: Die Einrede aus dem fremden Rechtsverhältnis. 
Eine Unterſuchung auf dem Gebiete des gemeinen, ſowie des 
deutſchen u. öſterreich, bürgerlichen Rechts. Berlin, J. Guttentag. 
(274 S.) 6 M. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 


Berndorff, Wilh.: Die Annahme an Erfüllungsſtatt. Diff. Berlin, 
Struppe & Winckler. (X, 104 S.) 3 M. 

Buchka, Gerh. v.: Die indirekte Verpflichtung zur Leiſtung. Ein 
Beitrag zur Technik des bürgerlichen Nechts. (Noſtocker rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Studien, II. Bd. 4. Heft.) Leipzig, A. Deichert Nachf. 
(V, 48 S.) 1 N. 

Cohen, Max: Bezieht ſich BG. § 573 nur auf freiwillige Ber: 
fügungen oder auch auf Zwangsvollſtreckungen? DIZ. 9. Ig. 
499—500. 

Dietrich: Handgeſchäfte. Gruchots Beitr. 48. Bd. 219—229. 

Dronke, Ernſt: Zur Frage der Schadenshaftung des Eiſenbahn⸗ 
unternehmers für die ſchädlichen Folgen von Naturereigniſſen. 
Eifenb®. 20. Bd. 265 — 268. 

Eißer: Schadenserſatz wegen unterlaſſener Verwendung der In⸗ 
validenmarken. DIZ. 9. Ig. 497—498. 

Eßlinger, Wilhelm: Über bewußte Fahrläſſigkeit. Seuff Bl. 69. Ig. 
172— 181. 

Hagemann: Zur Haftung für Automobilſchaden. DIZ. 9. Ig. 
549—550. 

Kaplan, Fel.: Die teilweiſe Unmöglichkeit der Leiſtung nach dem 
Recht des BGB. Diff. Berlin, Struppe & Winckler. (VI, 40 S.) 1 M. 

Klein, Peter: Die Natur der „Erfüllung durch Herſtellung“ bei 
Schadenerſatzobligationen. Sächſ urch. 14. Bd. 314—819. 
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Kornfeld, Hermann: Überſchreitung des Züchtigungsrechtes. Zum 
8 223 BGB. Friedreichs Bl. 55. Ig. 178—179. 

Kunze, Wilh.: Das Weſen und die Bedeutung der arrha des ge⸗ 
meinen Rechts im Verhältnis zu der Draufgabe des BGB., der 
Konventionalſtrafe des gemeinen Rechts und der mod. Vertrags⸗ 
ſtrafe. Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler. (VIII, 78 S.) 2 M. 

Ledermann, Frz.: Die Unterſchiede des Reugeldes (ſog. Wandel⸗ 
pön) und der Vertragsſtrafe im gemeinen Recht und neuem Reichs⸗ 

recht. Diſſ. Berlin, E. Fleiſchel & Co. (70 S.) 1,50 M. 

Linckelmann: Zwei Fragen aus dem Gebiete des Schadenserſatz⸗ 
rechtes. Arch BürgR. 24. Bd. 238 — 249. 

Martinius: Eventualaufrechnung. Arch BürgR. 24. Bd. 277 —299. 

Roſenthal, Alfr.: Die Abnahmepflicht des Gläubigers nach dem 
BGB. Bonn, F. Cohen. (35 S.) 1 M. 

Schlegelberger, Frz.: Das Zurückbehaltungsrecht. (Abhandlungen 
zum Privatrecht u. Zivilprozeß des Deutſches Reiches. XII. Bd. 
1. Heft.) Jena, G. Fiſcher. (VI, 256 S.) 6,50 M. 

Tuhr, A. v.: Verfügung über künftige Forderungen. DIZ. 9. Ig. 
426—431. | 

Unger, Joſ.: Handeln auf eigene Gefahr. Ein Beitrag zur Lehre 
vom Schadenerſatz. 3. unveränderte Auflage. Jena, G. Fiſcher. 
(VI, 150 S.) 2,50 M. 

Werner: Die Schadenserſatzpflicht bei Beſchädigungen infolge Nechts⸗ 
überſchreitung. Recht. 8. Ig. 330—33 1. 

Winter: Über das Recht zur Wandelung oder zum Rücktritte bei 
Sukzeſſiwlieferungsverträgen. Gruchots Beitr. 48. Bd. 193—205. 


Dormitzer, Carl: Der Spezifikationskauf. Fürth, G. Rofenberg. 
(89 S.) 0,80 M. 

Muskat: Zur Lehre vom Kaufe auf Probe (auf Beſicht) nach 
römiſchem und deutſchem Rechte. Gruchots Beitr. 48. Bd. 205 — 219. 

Römer: Haftung für zugeficherte Eigenſchaften. DIZ. 9. Ig. 592—593. 

Stölzle, Hans: Zuſicherung der Geſundheit des Tieres bedeutet 
Zuſicherung einer Eigenſchaft im Sinne des 8 492 BGB. Recht. 
8. Ig. 299—302. 

Stölzle, Hans: Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach dem BG. unter 
Berückſichtigung des ausländiſchen Rechts. Mit Einleitung, Er: 
läuterungen und Sachregiſter.— Kaiſ. Verordnung vom 27. März 1899, 
betr. die Hauptmängel und Gewährfriſten beim Viehhandel, er⸗ 
läutert von Heinr. Weiskopf. 3. weſentlich verbeſſerte Auflage. 
Berlin, J. Guttentag. (XVI, 384 S.) 3 M. 


Weirauch: Die gemiſchte Schenkung. Gruchots Beitr. 48. Bd. 
229— 255. 


Altvater, Heinrich: Der Pachtabſtand. ArchCivPrax. 
379—430. 

Mettier, P.: Die Pfandhaftung der Früchte (Miet⸗ u. Pachtzinſe) 
eines Immobile. Dargeſtellt nach der deutſchen und ſchweizeriſchen 
Geſetzgebung, unter beſonderer Berückſichtigung des ſchweizeriſchen 
Vorentwurfs. Dogmat. Studie. Zürich, Schultheß & Co. (109 S.) 
3 M. 

Nußbaum, Artur: Die Pfändbarkeit der ſogenannten „Leihmöbel“. 
KGBl. 15. Ig. 53 —55. 

Salinger: Kann der verſetzte Beamte auch ein noch nicht be⸗ 
gonnenes Mietsverhältnis auf Grund des § 570 BGB. auf⸗ 
heben? DIZ. 9. Ig. 594 — 596. 

Thiel, H.: Über Verpachtungs bedingungen. 
Nationalzeitung. (35 S.) 

Wolff, Th.: Bezieht ſich der 8 573 BGB. auch auf die Pfändung 
des Miet⸗ oder Pachtzinſes? Gruchots Beitr. 48. Ig. 255 — 263. 


95. Bd. 


Vortrag. Berlin, 


Baum: Der kollektive Arbeitsvertrag vor dem Reichsgericht. 
GewGer. 9. Ig. 233—237. 
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XXXIII. Jahrgang. 


Fieberg: Entlaſſung und Austritt. DIZ. 9. Ig. 483 —488. 

Hilfe, Benno: Dienſtzeugnis. KGBl. 15. Ig. 37—88. 

Iſt Ungeziefer des Dienſtboten ein genügender Grund zu ſofortiger 
Kündigung? DIZ. 9. Ig. 390—391. | 

Lothholz: Sind Geſindeverträge formlos gültig? DZ. 9. Ig. 
444 — 4456. 

Schultzenſtein, S.: Scharwerker und 8 617 des BGB, PrYermäl, 
25. Ig. 439—440. | 

Wallroth, Erich: Die Verſuche einer Durchbrechung des Lohn⸗ 
aufrechnungsverbots. ArchBürgR. 24. Bd. 250—276. 


Schneickert, Hans: Welche zivilrechtlichen Verbindlichkeiten kann 
die Mäklerei, insbeſondere die Arbeitsvermittlung begründen? 
SeuffBl. 69. Ig. 261—268. 


Joſef, Eugen: Die Vereinigung von Arzten zur Berufsausübung 
als bloße Verbindung (Innengeſellſchaft), als Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechtes und als offene Handelsgeſellſchaft. 
Gruchots Beitr. 48. Bd. 263— 282. 


Eichhorn, G.: Lotterieſpiel und Wettmaſchine. DIZ. 9. Ig. 
520 —525. 

Nußbaum, Artur: Der Spieleinwand. Eine Erwiderung. 
Arch BürgR. 24. Bd. 325 — 338. | 

Breit, James: Zur Lehre vom Eintritte des Bürgen und des 
Drittverpfänders in die Rechte des befriedigten Gläubigers nach 
BGB. Gruchots Beitr. 48. Bd. 283 — 295. 


Rumpf, Max: Die Teilnahme an unerlaubten Handlungen nach dem 
BGB. (Diſſ.) Oldenburg, G. Stallings Sort. (VI, 128 S.) 3 M. 
Smidt, Guſt.: Die Haftung des Tierhalters ($ 838 BGB.) in 
der Rechtſprechung. (Diſſ.) Bremen, F. Leuwer. (48. S.) IM. 


3. Sachenrecht. 

Strecker, O.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchafts⸗ 
recht. Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze der Jahre 
1900 bis 1903. (Fortſetzung u. Schluß.) Recht. 8. Ig. 208— 215, 
268—272, 302—304. | 


Fink, Art.: Die rechtliche Natur der Aufgabe des Eigentums nach 
heutigem bürgerlichen Recht. (Diſſ.) (Berlin, C. Skopnik.) 
(53 S.) 1,20 M. 

Hallbauer: Unter welchen Vorausſetzungen und von wem kann 
der Errichter einer gemeinſchaftlichen Giebelmauer, wenn orts⸗ 
ſtatutariſche Beſtimmungen in dieſer Richtung nicht vorhanden 
ſind, anteiligen Erſatz ſeiner Auslagen beanſpruchen? (Mittlg. 
eines Rechtsfalls.) Fiſchers Z. 27. Bd. 176— 184. 

Kuhlenbeck: Zum Bienenrecht. Recht. 8. Ig. 309 —310. 

Ortlieb, Geo.: Einigung und dinglicher Vertrag. Eine Studie 
zum Sachenrecht des BGB. Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler. 
(III, 86 S.) 2 M. 

Schneickert, Hans: Über Fundrecht. Hirths Ann. 37. Ig. 229— 235. 

Sternberg, Mor.: Beiträge zur Fundlehre nach öſterr. Rechte 
unter Berückſichtigung des deutſchen bürgerlichen Geſetzbuches und 
des Entwurfes eines ungariſchen bürgerlichen Geſetzbuches. Eine 
kritiſche Studie. Wien, M. Breitenſtein. (56 S.) 1,25 M. 

Trautmann, Oskar: Das Eigentum an öffentlichen Flüſſen im Gebiete 
des Allgemeinen Landrechts. Gruchots Beitr. 48. Bd. 330—333. 


Dollinger: Über Vormerkungen bei Wiederkaufsrechten. Württz. 
46. Ig. 129—134. 

Goldmann, Ludw.: Der Anſpruch auf Grundbuchberichtigung nach 
8 894 des BGB. München, C. H. Beck. (IV, 95 S.) 2,50 M. 


Stintzing: Kommt dem Vorgemerkten der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs zugute? Recht. 8. Ig. 321—324. 

Strohal, Emil: Kommt dem Vorgemerkten der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs zu ſtatten? Dekanats⸗Progr. Leipzig, A. Edel⸗ 
mann. (51 S.) 0,75 M. 


Geißmar, Joſef: I. Die Verpfändung einer Sachgeſamtheit, ins⸗ 
beſondere eines Warenlagers, iſt nach dem BGB. zuläſſig. II. Die 
Haftung jeder einzelnen Sache beginnt erſt mit deren Abergabe. 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 90—93. 

Herold, Otto: Die beiden Unterarten der Eigentümerhypothek und 


das Weſen der Sicherungshypotheken. CBl& G. 4. Ig. 695 — 703. 


Kockerols: Vollſtreckbare Kredithypothek. DNOLB. 4. Ig. 354 —358. 


Merfeld: Zur Eintragbarkeit der Goldklauſel. DIZ. 9. Ig. 541—543. 


Radloff: Die rechtliche Natur des ſinkenden Fonds bei dem Großh. 
Meckl. Domanial⸗Kapitalfonds und dem ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
verein. Medi. 22. Bd. 291— 294. 

Tafel: Die Abtretung rückſtändiger Hypothekenzinſen kann im Grund⸗ 

buch nicht eingetragen werden. Württ. 46. Ig. 97—104. 


4. Familienrecht. 

Böhtlingk, Art.: Das „katholiſche“ Eherecht [aus: „Das freie 
Wort“ ]. Frankfurt a. M., Neuer Frankfurter Verl. (12 S.) 0,20 M. 

Glaſer, S.: Die rechtliche Natur des Verlöbniſſes nach dem BGB. 
Halle, M. Niemeyer. (X, 92 S.) 2,40 M. 

Köhne: Die materiellen Vorausſetzungen für einen Dispens von der 
zehnmonatlichen Wartefriſt der Frauen. DIZ. 9. Ig. 493—495. 

Ein Mahnruf zur Reform des Eheſcheidungsrechtes. OſtR.Z. 1. Ig. 
121— 127. 

Opet, DO., u. Blume, W. v.: Das Familienrecht. 2. Tl. (bürgerl. 
Ehe [Schluß], § 1430 — 1588), bearb. von O. Opet. (Kommentar 
zum bürgerlichen Geſetzbuch und feinen Nebengeſetzen [I.) Berlin, 
C. Heymann. (S. 217430.) 4 M. 

Stölzel, Adf.: Deutſches Eheſchließungsrecht, als Anleitung für 
die Standesbeamten bearb. 4. Aufl., auf der Grundlage des ſeit 
1900 geltenden Rechts neubearb. von Otto Stölzel. Anh.: Aus⸗ 
ländiſches Eheſchließungsrecht. Berlin, F. Vahlen. (VIII, 179 S.) 
Kart. 2,50 M. 


Jacubezky: Das Rechtsverhältnis des eingebrachten Gutes gegen: 
über rechtsgeſchäftlichen Verbindlichkeiten der Frau. Recht. 8. Ig. 
324 —325. 

Natter, E.: Erwerb und Verluſt, ſowie Gegenſtand der nach dem 
1. Januar 1900 begründeten ſtatutariſchen Nutznießung. Württ. 
46. Ig. 33—40, 

Rieth, Frz.: Skizzen und praktiſche Fälle bezüglich des Erb⸗ und 
Pflichkteilsrechtes, ſowie des ehelichen Güterrechtes. Fürth, 
G. Roſenberg. (44 S.) 1 M. 

Strübe, Conſtantin: Das Kündigungsrecht des Ehemanns im 
Sinne des $ 1358 BGB. Gruchots Beitr. 48. Bd. 295 —314. 
Verzicht auf Vaterrechte in Eheverträgen? Deutlichkeit der Faſſung 

bei Urkunden. Von Schm. BayNot Z. 5. Ig. 93—97. 


Dispeker, S.: Die Anerkennung der Vaterſchaft nach 8 1718 BSR. 
Seuff Bl. 69. Ig. 169 —172. 

Dittenberger, Heinrich: Die Zuläſſigkeit der Adoption des eigenen 
unehelichen Kindes nach dem BGB. für das Deutſche Reich. 
ArchCivPrax. 95. Bd. 431—464. 

Kuttner: Die Adoption des unehelichen Kindes durch den eigenen 
Vater und durch die eigene Mutter. Iherings J. 47. Bd. 1—88. 

Oelhafen, S. v.: Die Vertretung unter elterlicher Gewalt ſtehender 
Minderjähriger bei den nach Art. 4 Abſ. 2 des Bayer. Nachlaß 
geſetzes abzugebenden Erklärungen. Seuff Bl. 69. Ig. 241—245. 


XXIII. Jahrgang. 


Schefold: Die Unterhaltspflicht der unehelichen Mutter beim Vor⸗ 
handenſein einer Abfindungsſumme. BGB. §§ 1714, 1709, 1602, 
1603, 685. Württ. Z. 46. Ig. 1—5. 

Schmelz: Kann der unehelichen Mutter über den Einwand aus 
8 1717 BGB., daß auch ein anderer ihr innerhalb der Empfängnis: 
zeit beigewohnt habe, der Eid ohne nähere Bezeichnung des 
anderen zugeſchoben werden? Seuff Bl. 69. Ig. 246— 248. 

Schroeder: Der Einfluß der Zulaſſung der Vaterſchaftsklage auf die 
Verringerung der Zahl der unehelichen Geburten. Recht. 8. Ig. 216. 

Unger: Zweifelsfrage aus 88 1643 Abſ. 2,1948 BGB. Recht. 8. Ig. 277. 

Marcus: Zur Zweifelsfrage aus §8 1648 Abſ. 2, 1948 BGB. 
Recht. 8. Ig. 329—330. 

Wittmaack, Karl: Kann ſeit dem 1. Januar 1900 der Vater bei 
Beleidigung ſeiner minderjährigen Kinder auch aus eigenem Recht 
Privatklage erheben? SchlHolſt Anz. 1904. 81—85. 


Opet, D. u. Blume, W. v.: Das Familienrecht. 4. Tl. (Vormund⸗ 
ſchaft) bearb. von W. v. Blume. (Kommentar zum bürgerlichen 
Geſetzbuch und ſeinen Nebengeſetzen. [I.]) Berlin, C. Heymann. 
(VIII, 189 S.) 4 M. 

Beſt: Zwangserziehung im Sinne des Art. 135 EG. zu BGB. und 
Anordnung der Unterbringung nach den SS 1666, 1838 BGB. 
Recht. 8. Ig. 177—181. 

Fuchs: Portofreiheit der Schreiben von Vormündern in vermögens⸗ 
loſen Erbſchaften. DIZ. 9. Ig. 393. 

Fund: Portofreiheit in Vormundſchaftsſachen. Recht. 8. Ig. 188 — 189. 


5. Erbrecht. 

Rieth, Frz: Skizzen und praktiſche Fälle bezüglich des Erb⸗ und 
Pflichtteilsrechtes, ſowie des ehelichen Güterrechtes. Fürth, 
G. Roſenberg. (44 S.) 1 M. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Teſtaments⸗ 
ſachen. DNotV. 4. Ig. 272 — 292. 


Fuchs: Die Rechtſprechung des Kammergerichts über das Teſtamen 
eines Schreibensunkundigen ($ 2242 Abſ. 2 BGB) ELBIFG. 
4. Ig. 811—816. 

Haberſtumpf: Die Erbenlegitimation im Rechtsverkehr beim Vor⸗ 
handenſein einer letztwilligen Verfügung. Recht. 8. Ig. 187— 188. 

Hangen: Zur Frage der Auslegung der vor dem 1. Januar 1900 
errichteten Teſtamente und Erbverträge von nach dieſem Zeits 
punkte verſtorbenen Ehegatten. HeſſRſpr. 5. Ig. 5—6. 

Haraſſer: Dürfen Teſtamentserrichtungsurkunden vorbereitet 
werden? BayNot Z. 5. Ig. 97—106. 

Hermann: Iſt für die Anrechnung der vor 1. Jan. 1900 gegebenen 
Ausſtellungen auf den Pflichtteil das Württ. Landrecht oder das 
BB. maßgebend? Württ Z. 46. Ig. 71— 74. 

Hirſch: Zur Teſtamentserrichtung Schreibensunfähiger. Württz. 
46. Ig. 5—7, 135—136. 

Langheineken: Das Pflichtteilsrecht entfernterer Abkömmlinge 
und deren Eltern. Sächſ Arch. 14. Bd. 319—3847. 

Meyer, H.: Beſchränkte Haftung des Erben. Recht. 8. Ig. 217—218. 

Reier, Otto: Das Pflichtteilsrecht der Enkel nach dem BGB. 
Eine Studie. Berlin, F. Vahlen. (VI, 50 S.) 1,20 M. 

Unger: Zweifelsfrage aus 88 1643 Abſ. 2, 1948 B88. Recht. 8. Ig. 277. 

Marcus: Zur Zweifelsfrage aus 88 1643 Abſ. 2, 1948 BGB. 
Recht. 8. Ig. 329—830. 

Zelter: Teſtamente gütergemeinſchaftlicher Ehegatten in beerbter 
Ehe. ZB. 33. Ig. 250— 256. 


d) Einführungsgeſetz. 
Abkommen über das internationale Privatrecht vom 12. Juni 1902 
zwiſchen Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Belgien, Spanien, Frank⸗ 
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reich: 1. Abkommen zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze 
auf dem Gebiete der Eheſchließung; 2. Abkommen zur Regelung 
des Geltungsbereichs der Geſetze und der Gerichtsbarkeit auf dem 
Gebiete der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch und Bett. 
3. Abkommen zur Regelung der Vormundſchaft über Minder⸗ 
jährige. Nebſt deutſcher Überfegung ſowie einer erläuternden 
Denkſchrift. (Difch. Reichstag. 11. Leg.⸗Per. I. Seſſ. 1903/1904. 
Nr. 847. 49 S.) 

Bendix: Zur Auslegung des Art. 169 Abſ. 2 Satz 1 EG. z. BGB. 
(Ablauf der abgekürzten Verjährungsfriſt.) Recht. 8. Ig. 247. 

Beſt: Zwangserziehung im Sinne des Art. 135 EG. z. BGB. und 
Anordnung der Unterbringung nach den 88 1666, 1838 B08. 
Recht. 8. Ig. 177—181. 

Dennler: Zur ens Überleitung. SeuffBl. 
193—195. 

Klein, Peter: Zur Auslegung des Art. 30 des EG. zum deutſchen 
BGB. Böhms Z. 14. Bd. 146—15l. 

Geib: Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte neben den Notaren zur 
Beurkundung von Rechtsgeſchäften in Württemberg. (EG. z. 
BGB. Art. 141.) Württ. Z. 46. Ig. 184 — 1385. 

Ruben, Ernſt: Die Kurs und Neumärkiſche Ritterſchaftskaſſe. 
DIZ. 9. Ig. 597—599. 


e) Ausführungsgeſetze der Einzelflanten. 
Altona: 8 1 Nr. 1 des Fürſorgeerziehungsgeſetzes vom 2. Juli 
1900. PrVerwBl. 25. Ig. 449—452. 
Bunz: Der Gütererwerb für die tote Hand. Sind Aktiengeſellſchaften 
den Beſchränkungen des Art. 140 des Württ. Ausführungsgeſetzes 
. zum BGB. unterworfen? Württ. Z. 46. Ig. 23—26. 
Friedländer, Max: Der Baukapitalsvertrag nach dem in Bayern 
geltenden Rechte. Seuff Bl. 69. Ig. 195—210. 
Prieſter: Zum 8 385 der Meckl. Geſindeordnung. Meal, 22. Ig 
282 — 284. 


f) Grundbuchordnung nebſt Ausführungsgeſetzen. 
Feiſt: Art. 10 PrAG. z. EBD. Recht. 8. Ig. 189 — 190. 


69. Ig. 


V. Handels- und Verkehrsrecht. 


Kohler, Joſef: Handelsverträge zwiſchen Genua u. Narbonne im 
12. u. 13. Jahrhundert (Berliner juriſtiſche Beiträge, 3. Heft.) 
Berlin, N. v. Decker. (III, 28 S.) 1,50 M. 


Friedberg, Emil: Die Handelsgeſetzgebung des Deutſchen Reiches. 
7., bis Ende 1903 fortgeführte Aufl. Leipzig, Veit & Co. 
(L, 1022 S.) 6 M. 

Staub, Herm.: Kommentar zum allgemeinen deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch. Ausgabe für Oſterreich, bearb. von Osk. Pisko. 
2 Bde. Wien, Manz. (XII, 866 u. 660 S.) 35 M. 


Bock, Siegmund: Vertretungsbefugnis und Firmazeichnung bei 
offenen Handelsgeſellſchaften. Oſt u Z. 55. Ig. 121— 122. f 

Hilſe, B.: Einfluß der Krankenkaſſennovelle vom 25. Mai 1903 auf 
88 72, 63 HGV. Recht. 8. Ig. 276. 

Horrwitz, Hugo: Kann die Beſtimmung des § 63 Abſ. 1 HGB. 
durch Vertrag ausgeſchloſſen werden? DZ. 9. Ig. 593— 594. 

Klein, Frz.: Die neueren Entwicklungen in Verfaſſung und Recht 
der Aktiengeſellſchaft. Wien, Manz. (64 S.) 1,20 M. 

Klein, Frz.: Die neueren Entwicklungen in Verfaſſung und Recht 
der Aktiengeſellſchaft. Holdheims MSchr. 13. Ig. 98 — 102. 

Kuckuck: Zur Auslegung des 8 4 Abſ. 1 HGB. und Vorſchlag zu 
feiner Abänderung. Holdheims MSchr. 13. Ig. 124 —128. 

Marcus: Stehen die Beſtimmungen der SS 29, 30 des Geſ., betr. 
die Geſellſchaften m. b. H. der Auszahlung von Vorſchüſſen an 
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Geſellſchafter, die zu Geſchäftsführern beſtellt find, durchaus ent: Schanze, Osk.: Das belgiſche Patentrecht. Leipzig, H. Buſchmann. 


gegen? Holdheims MSchr. 18. Ig. 155. 

Mittelſtein: Ablieferung des Guts gegen Nückgabe des quittierten 
Warenpapiers. DIZ. 9. Ig. 585 —586. 

Moll: Kann eine Aktiengeſellſchaft Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft fein? Holdheims MSchr. 13. Ig. 150 —155. 

Mumm, Ernſt: Die Mitwirkung der ſächſiſchen Handelskammern bei 
der Richtighaltung der Handelsregiſter. Recht. 8. Ig. 218—219. 

Naundorff: Eintragungspflicht von Arzten in die Handelsregiſter. 
Recht. 8. Ig. 186. 

Siemens, R.: Die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (G. m. b. H.). 
Leipzig, G. Weigel. (X, 154 S.) 1,50 M. 

Sievers, Hermann: Das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht 
(HGB. 88 369—372). Diff. Leipzig, Roßberg. S.⸗A. aus dem 
Sächſ Arch. 14. Bd. 162— 187, 289—814. 

Tiedemann, Alfr.: Das geſetzliche Konkurrenzverbot und die 
Konkurrenzklauſel des Handlungsgehilfen nach dem neuen HGB. 
Leipzig, O. Wigand. (138 S.) 2 M. 

Weinhagen: Zu § 47 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H. Holdheims MSchr. 13. Ig. 93—96. 


Gieſe, W.: Vorwärts oder zurück? Beiträge zur Reviſion des 
Börſengeſetzes. (Der Volkswohlſtand und ſeine Feinde, 1. Heft.) 
Leipzig, F. Luckhardt. (VII, 120 S.) 2 M. 

Heinemann, Ernſt: Die geſetzgeberiſche Behandlung der Novelle 
zum Börſengeſetz. Holdheims MSchr. 13. Ig. 145 — 150. 

Holdheim, Paul: Die Börſennovelle. Holdheims MSchr. 18. Ig. 
89—90. 

Merzbacher: Der Entwurf der Novelle zum Börſengeſetz. Recht. 
8. Ig. 181—184. 

Nußbaum, Art.: Die Novelle zum Börſengeſetz. Kritik und Vor⸗ 
ſchläge. Berlin, Plutus Verlag. (39 S.) 1 M. 

Pollack, R.: Der Entwurf der deutſchen Börſengeſetznovelle. JBl. 
88. Ig. 217—219, 229—231. 

Trumpler: Die Börfengefegnovelle. JL Bl. 16. Bd. 51—53. 


Coermann, W.: Die Haftpflicht des Abſenders im Poſtverkehre. 
Gruchots Beitr. 48. Bd. 314—826. 

Kollmann, Julius. Die Regreßanſprüche der Großen Berliner 
Straßenbahn gegen die Stadtgemeinden Berlin und Charlottenburg 
wegen Zulaſſung der elektriſchen Hoch⸗ und Untergrundbahn. 
EifenbE. 20. Ig. 275—285. 


VI. Wechſelrecht. 


Rehbein, H.: Allgemeine deutſche Wechſelordnung mit Kommentar 
in Anmerkungen und der Wechſelprozeß nach den Reichs⸗Juſtiz⸗ 
geſetzen. 7. verb. Aufl. Berlin, H. W. Müller. (VII, 224 S.) 4 M. 


Beiſſer: Die Bianko⸗Tradition eines akzeptierten, aber nicht aus⸗ 
geſtellten Wechſels. ONAGZ. 55. Ig. 171. 
Bernſtein, Wilhelm: Abſchaffung oder Reform des Wechſelproteſtes. 
DNotV. 4. Ig. 298 —318. 
Wieland, C.: Zur Reform des Wechſelproteſtes. Holdheims MSchr. 
13. Ig. 117—122. 


VII. Urheberrecht. Unlauterer Wettbewerb. 


Altſchul, Jak., u. Altſchul, Gottlieb Ferd.: Erläuterungen zum öfters 
reichiſchen Urheberrechtsgeſetz vom 26. Dezember 1895. Mit einer 
neuen Theorie des Urheberrechts. Wien, Manz. (IV, 239 S.) 5 M. 

Rauter, Guſt.: Das deutſche Patentgeſetz und die Vorſchläge des 
Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen Eigentums. 
Stuttgart, F. Enke. (84 S.) 2,40 M. 


* 


(III, 95 S.) 4 M. 

Suman, Joh.: Kommentar zum öſterreichiſchen Patentgeſetze. Bei 
vergleichender Heranziehung des deutſchen und anderer auswärtiger 
Patentgeſetze. I. Tl. Allgemeine Beſtimmungen. Wien, M. Breiten⸗ 
ſtein. (III, 259 S.) 4,20 M. 

Braumann, M.: Einige Bemerkungen zum Geſetz betr. das Urheber⸗ 
recht an Werken der bildenden Künſte. Recht. 8. Ig. 312—313. 

Damme: Das Geſetz, betr. den Schutz von Erfindungen, Muſtern 
und Warenzeichen auf Ausſtellungen, vom 18. März 1904. DIZ. 
9. Ig. 384—386. | 

Entwurf eines Geſetzes betr. das Urheberrecht an Werken ber 
bildenden Künſte und der Photographie. (Sammlung amtlicher 
Veröffentlichungen aus dem Reichs⸗ und Staatsanzeiger. Nr. 37.) 
Berlin, C. Heymann. (32 S.) 0,50 M. 

Hennig, Paul: Bauſteine zu einem Kunſtverlagsgeſetz. BuchhBörſBl. 
71. Ig. 5012 —5017. 


Adler, Emanuel: Zur Frage der Rechtsgemeinſchaft im Patent⸗ 
rechte. Oft AG Z. 55. Ig. 154 —156. 

Alexander⸗Katz, Paul: Analoge Ausdehnung von Patenten über 
den Kreis der Aquivalente iſt unzuläſſig. Gruchots Beitr. 48. Bd. 
826—830. 

Damme, F.: Das Weſen der Priorität im Patent» und Gebrauchs⸗ 
muſterrecht, das ſog. Vorbenutzungsrecht und Art. 4 des Unions⸗ 
vertrages. GewgRſchutz. 9. Ig. 107—113. 

Diehl, Th.: Der Schutz des Warennamens in der chemiſchen 
Induſtrie. Geweſchutz. 9. Ig. 77—80. 

Einſpruchsfriſt und Verfahrensmängel. Verb DtſchpatA. 4. Ig. 
13—17. 

Fehlert, C.: Die Rechtsprüfung und die praktiſche Ausbildung der 
Patentanwaltskandidaten. Verb DtſchPatA. 4. Ig. 21—23. 
Iſay, Hermann: Zur Frage des Ausübungszwanges für Patente 

innerhalb der Union. Gewnſchutz. 9. Ig. 116—117. 

Schanze: Das Kombinationspatent im Nichtigkeits verfahren. 
Gewnſchutz. 9. Ig. 53 —63. 

Stort, Th.: Zugänglichkeit der Akten des Patentanwalts. 
Verb DtſchPatA. 4. Ig. 35—86. 

Wechſler, J.: Vorbenutzung und Priorität im Patentrechte. 
Geweſchutz. 9. Ig. 118—120. 


Cantor: Zum Begriffe der „Neuheit“ in § 1 des Reichsgeſetzes, 
betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern. DIZ. 9. Ig. 448—450. 

Damme: Das Geſetz, betreffend den Schutz von Erfindungen, Muſtern 
und Warenzeichen auf Ausſtellungen, vom 18. März 1904. DIE. 
9. Ig. 384 —386. 

Rülf, B.: Die Anmeldung von Gebrauchsmuſtern auf den Gegen⸗ 
ſtand früherer Patentanmeldungen. Verb Dtſch Pat A. 4. Ig. 38—35. 

Wirth, R.: Die Einheitsprüfung des Gebrauchsmuſters. Verb Dtſch 
Pat A. 4. Ig. 23—81. 


Haeuſer, A.: Der Schutz des Warennamens in der chemiſchen 
Induſtrie. Geweſchutz. 9. Ig. 80—81. 

Lau: Zur Pariſer Konvention. I. Nochmals der Begriff „nationaux“. 
II. Namensſchutz. GewRſchutz. 9. Ig. 1183—116. 

Magnus, Julius: Die Kompetenz des Reichsgerichts und der ge⸗ 
werbliche Rechtsſchutz. Gewſchutz. 9. Ig. 120— 122. 

Ravizza, V., u. Porro, E. A.: Über die Herkunftsangaben und 
das „Arrangement von Madrid“ in bezug auf Weinbauerzeugniſſe. 
Gewgſchutz. 9. Ig. 82—88. 

Roſenberg, Heinrich: Ein Mangel in den öſterreichiſchen Schutzmaß⸗ 
regeln für Marken und Warenzeichen. Gewſchutz. 9. Ig. 94—95. 


XXIII. Jahrgang. 


Waſſermann, Martin: Empfiehlt ſich der Beitritt des Deutſchen 
Reiches zu dem Madrider Abkommen betr. die Unterdrückung der 
falſchen Bezeichnungen auf Waren? UnlW. 3. Ig. 78—81. 


Beer, Ludw.: Das freie Verfügungsrecht des Autors über die zu einem 
Vorzugspreiſe vom Verleger bezogenen Exemplare ſeines Werkes. 
Ein Rechtsgutachten. Leipzig, B. G. Teubner. (41 S.) 0,60 M. 

Cahn, Hugo: Urheberrechtlicher Schutz der Fabrikkataloge. Vortrag. 
Nürnberg, J. L. Schrag. (42 S.) 0,75 M. 

Fuld, Allfeld, Bielefeld: Gutachten zu folgenden Fragen: 1. Ver⸗ 
ſtößt der Sortimenter gegen die Satzungen (des Börſenvereins der 
Deutſchen Buchhändler zu Leipzig) § 8 Z. 5.? — 2. Verſtößt ein 
Sortimenter gegen die guten Sitten im Buchhandel: a) wenn der 
Sortimenter mit Erlaubnis des Verlegers die Werke eines beſtimmten 
Autors an dieſen ſelbſt oder deſſen Zuhörer und einen höheren als 
den nach den Verkaufsbeſtimmungen des betr. Orts oder Kreiſes zu⸗ 
läſſigen Rabatt liefert, und b) wenn der Verleger auf Grund 
des 8 26 des Verlagsrechts mit dem Autor eine Vereinbarung 
trifft, daß dieſe Werke an die Zuhörer desſelben zum Nettopreis 
geliefert werden? BuchhBörſol. 71. Ig. 1904. S. 81173127. 

Fuld: Zum Verkaufe der Bücher, welche der Autor vom Verleger 
erworben hat. BuchhBörſBl. 71. Ig. 5442 — 5444. 

Schaefer, Karl: Veranſtaltung von Neuausgaben erſchienener Werke 
durch Dritte nach dem Tode des Verfaſſers. GRſchutz. 9. Ig. 71—78. 

Schaefer, Karl: Welchen Schutz genießen deutſche Verlagswerke 
der Literatur und Kunſt gegen Nachbildung zur Zeit in Oſterreich? 
GRſchutz. 9. Ig. 88—92. 

Schulz, K.: Das Recht des Autors aus 8 26 des Verlagsgeſetzes. 
Gutachten. Leipzig, B. G. Teubner. (21 S.) 0,40 M. 

Uhl, ©: Der Schutz der Photographien gegen Nachbildung. 
BuchhBörſol. 71. Ig. 5164 —5167. 

Urheberrecht und Kunſtſchutzgeſetz. Unl W. 3. Ig. 68. 


Brunſtein, Joſ. Ludw.: Die Reklame im Lichte des Rechtes 
Vortrag. Wien, Manz. (III, 48 S.) 1 M. 

Finger: Bekämpfung unlauteren Wettbewerbes durch das Patent⸗ 
amt. UnlW. 3. Ig. 73—78. 

Waſſermann, Martin: Der Schutz der Ausländer gegen unlauteren 
Wettbewerb. Gnſchutz. 9. Ig. 47—48, 117. 

Waſſermann, Martin: Der Schutz der Ausländer gegen unlauteren 
Wettbewerb. UnlW. 3. Ig. 57—58, 67. 

Waſſermann, Martin: Unlauterer Wettbewerb unter dem Schutze 
des Markenrechts. Gxſchutz. 9. Ig. 63— 78. 


VIII. Berfiderungsredt. 


Bendix, Ludw.: Terminologie u. Begriffsbildung im Geſetzentwurf über 
den Verſicherungsvertrag. Berlin, J. Guttentag. (IV, 127 S.) 3 M. 

Elbertzhagen, H.: Die Beziehungen des Entwurfes eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag zum BGB. und den anderen Reichs⸗ 
geſetzen. DIZ. 9. Ig. 431 —436. 

Georgii: Die Haftpflichtverſicherung im „Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag“. Kritiſches und Dogmatifches. 
Stuttgart, W. Kohlhammer. (VIII, 146 S.) 2,50 M. 

Gierke, Julius: Das Reſervatrecht Bayerns hinſichtlich der 
Immobiliarverſicherung. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 341—351. 

Hagen, Otto: Gefahranzeige und Gefahrerhöhung in dem Geſetz⸗ 
entwurfe über den Verſicherungsvertrag. IheringsJ. 47. Bd. 
193—232. 

Herkner, Heinrich: Arbeitsloſenverſicherung durch die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 287—301. 

Idelſon, Wladimir: Zur Kodifikation des engliſchen Seeverſicherungs⸗ 
rechts (Marine Insurance Bill). 8VerſWifſ. 4. Bd. 352—359. 
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Schräer, J. F.: Die Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗Verſicherung 
der Privatangeſtellten im Deutſchen Reich. Ein Vortrag. Kempten, 
Verlag der Zeitſchrift „Der Privatbeamte“. (24 S.) 0,50 M. 

Vitzthum v. Eckſtaedt, Hermann Graf: Der Lebens verſicherungs⸗ 
vertrag und der Konkurs des Verſicherten. ZVerſWifſ. 4. Bd. 
301—329. 

Wagener: Bildung eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit be⸗ 
hufs Krankenverſicherung der Dienſtboten. PrVerwol. 25. Ig. 423. 


C. Zivilprozeß. 
I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

Bierhaus: Überſicht der im Jahre 1903 bekanntgemachten reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
und Zivilprozeßrechts, ſowie des Verfahrens in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 33. Bd. 208—210. 

Bericht der VI. Kommiſſion zur Vorberatung des Entwurfs eines Ge⸗ 
ſetzes, betr. Kaufmannsgerichte. Berlin, C. Heymann. (62 S.) 1,60 M. 

Fleſch, K.: Der Kommiſſionsbericht über die Kaufmannsgerichte. 
GewGer. 9. Ig. 217—222. 

Preuß: Zu dem Geſetzentwurf über Kaufmannsgerichte nach den 
Beſchlüſſen der Reichstagskommiſſion. JW. 33. Ig. 323 — 324. 


Die bisherigen Erfahrungen mit der Verhältniswahl bei den GG. 
GewGer. 9. Ig. 226 — 229. 

Gageur, Karl: Die Verhältniswahl bei den Gewerbegerichten. 
ArchOffR. 19. Bd. 95-101. 

Das GG. München als Einigungsamt im März 1904. 
9. Ig. 229—232. 

Verſäumnisentſchädigung bei Abendſitzungen des GG. GewGer. 
9. Ig. 202. 


GewöGer. 


Brethke: Zur Entlaſtung des Reichsgerichts. DIZ. 9. Ig. 443— 444. 

Behrend u. Wildhagen: Zum Geſetzentwurfe, betreffend die Ent⸗ 
laſtung der Zivilſenate des Reichsgerichts. DJ Z. 9. Ig. 471—482. 

Fiſcher, Otto: Die Entlaſtung des Reichsgerichts und die Ver⸗ 
beſſerung der Revifion in Zivilſachen. JW. 33. Ig. 307 —322. 

Fuchs, E. S.: Zur Frage der Entlaftung des Reichsgerichts. Recht. 
8. Ig. 304 —305. 

Gumbinner: Die Erledigung der Prozeſſe durch Einzelrichter jetzt 
und vor 1879. DIZ. 9. Ig. 394. 

Heilberg: Zur Vorlage, betreffend die Entlaſtung des Keichsgerichts. 
JW. 33. Ig. 281—282. 

Hellwig: Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. DIZ. 
9. Ig. 369—371. 

Marcus: Über den Einfluß und die Wirkungen der geplanten Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts auf die zivilrechtlichen Anſprüche aus 
dem Wettbewerbsgeſetz. Unl W. 3. Ig. 65 —66. 

Neukamp: Prozeßverſchleppung und kein Ende. JL Bl. 16. Bd. 98— 106. 

Neumann: Die Beſchränkung der Reviſion eine Verſchlechterung 
der Rechtspflege. JW. 33. Ig. 249— 250. 

Perl: Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. JW. 33. Ig. 322. 

Rintelen: Die Erledigung der Prozeſſe durch den Einzelrichter jetzt 
und vor 1879, nebſt noch einigen Worten für „Entlaſtung des 
Reichsgerichts“. DJ Z. 9. Ig. 490—492. 

Scherer, M.: Iſt eine Erhöhung der Reviſionsſumme zu billigen? 
Hirths Ann. 37. Ig. 241—247. 


Cenſor: Konflikte zwiſchen dem Gerichtsvorſitzenden und der Ver⸗ 
teidigung. Recht. 8. Ig. 186—187. 

Kade, Carl: Der deutſche Richter. Ein Wort zur Abwehr und zur 
Förderung. Berlin, C. Heymann. (III, 142 S.) 1,20 M. 
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Koerner, H.: Wie können um Rechtshilfe erfuchte Gerichte in 
concreto unzuläſſigen Erſuchen benachbarter Amtsgerichte be⸗ 
gegnen? DIZ. 9. Ig. 596— 597. 

Über die Überlaftung der Richter mit Schreib⸗ und ſonſtigen unter: 
geordneten Arbeiten. KGBl. 15. Ig. 45—46. 

Winkler: Die Bildung der Ferienkammern. DIZ. 9. Ig. 539 —541˖. 


Kelſch: Die Vorbildung der Gerichtsſchreiber bei den preußiſchen 
Gewerbegerichten. GewGer. 9. Ig. 199 — 202. 

Kößler, Hans: Die Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien 
im Königr. Bayern. Erlangen, Palm & Enke. (XXIV, 640 S.) 7 M. 


Ehrhardt, Karl: Die Bureaubeamtenfrage. IW. 33. Ig. 161— 162. 

v. Kühlewein: Spottmünze auf den Advokatenſtand. Recht. 8. Ig. 
275 —276. 

Mayr, M. v.: Über die Frage der Errichtung von obligatoriſchen 
Penſionskaſſen für Advokaten. (Nach einem der Plenarverſammlung 
der n. ö. Advokatenkammer erſtatteten Bericht.) JBl. 33. Ig. 
181—183, 193 195. 

Renner, H.: Unſere Herren Rechtsanwälte, wie ſie zu den hohen 
Einkünften kommen. Werdegang, Leben und Treiben der Rechts⸗ 
anwälte. Leipzig, Verlags⸗Anſtalt „Clihe”. (64 S.) IM. 

Simon, A.: Der japaniſche Advokat und Notar. DIZ. 9. Ig. 
581 —588. 

Verzeichnis der Advokaten und k. k. Notare in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern der öſterreich.⸗ ungar. 
Monarchie 1904. Hrsg. vom k. k. Juſtizminiſterium. XXI. Ig. 
(Nach dem Stande von Mitte März 1904.) Wien, Hof⸗ und 

Staatsdruckerei. (134 S.) 1,20 M. 

Wreſchner, Ludwig: Die Forderungen der Berliner Bureau⸗ 
angeſtellten in bezug auf die Geſtaltung ihrer Arbeitsverhältniſſe. 
IW. 33. Ig. 193—196. 


Vorſchriften betr. die Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe der Gerichts⸗ 
vollzieher in Elſaß⸗Lothringen. II. Tl: Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher vom 1. März 1904. Amtliche Ausgabe. 
Straßburg, W. Heinrich. (IV S. u. S. 71—319) 3,50 M. 


II. Zivilprozeß. 
a) Im allgemeinen. 

Deutſch, Ludw.: Die Rechtſprechung des k. k. Oberſten Gerichts⸗ 
hofes betr. die Jurisdiktionsnorm und die Zivilprozeßordnung 
vom 1. Auguſt 1895. RGBl. Nr. 110, 111, 112, 113 in Ver⸗ 
bindung mit dem Geſetzestext. 1. Bd. Wien, M. Breitenſtein. 
(XII, 198 S.) 2,75 M. 

Mendelsſohn⸗ Bartholdy, A.: Geſamtbericht über die Literatur 
des deutſchen Zivilprozeß- und Konkursrechts und der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das Jahr 1903. Buſchs Z. 33. Bd. 119 — 175. 

Schmidt, Rich.: Prozeßrecht u. Staatsrecht. Betrachtungen zur 
Syſtematik und zur Geſetzesreform des modernen Zivilprozeß⸗ 
rechts. (Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts. 2. Heft.) Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. 
(VII, 67 S.) 1,80 M. 

Schott, Rich.: Römiſcher Zivilprozeß und moderne Prozeßwiſſen⸗ 
ſchaft. Streitfragen aus dem Formularprozeß. München, 
C. H. Veck. (VI, 84 S.) 3 M. 


b) Ausgaben, Kommentare zur BP. 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. IW. 33. Ig. 325 —335. 
Haas: Vorſchläge zur Anderung der 8PO. und des GKG. behufs 
Beſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens. Recht. 8. Ig. 
305 —306. 
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Peterſen, Jul.: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich 
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in der Faſſung des Geſetzes v. 17. V. 1898 nebft den Ein: 
führungsgeſetzen. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert. 
5. Aufl. Bearb. von Ernſt Remels u. Ernſt Anger. 1. Bd. 
Lahr, M. Schauenburg. (XIX, 896 S.) 17 M. 


Michaölis, Rich.: Die elſaß⸗lothringiſchen Landesgeſetze und Ber: 
ordnungen zur Ausführung u. Ergänzung der ZPO. u. des 
Zwangsverſteigerungsgeſ. 2. umgearb. Aufl. der „Normen des 
elſaß⸗lothring. Landesrechts“. 2. Tl. (Erläuterungen.) (Sammlung 
der landesrechtl. Zivil⸗Prozeßnormen V. 2. Tl.) Tübingen, 
J. C. B. Mohr. (XII S. u. S. 149—324.) 3 M. 


e) Einzelſchriſten. 

Bayer, Adolf: Zuſtändigkeit für Schadenserſatzanſprüche wegen 
unbefugten Weidens. Seuff Bl. 69. Ig. 153 —156. 

Cenſor: Eine neue Art von Beweisanträgen. Recht. 8. Ig. 216. 

Haberling: Iſt die Reſtitutionsklage der ZPO. gegenüber der 
Feſtſtellung einer Forderung in der Konkurstabelle zuläſſig und 
welches iſt der fachliche Gerichtsſtand? Recht. 8. Ig. 278. 

Hellwig: Die aktive Parteifähigkeit der nichtrechtsfähigen Vereine 
vom Reichsgericht anerkannt. Recht. 8. Ig. 207 —208. 

Heuer: Ernennung im Auslande zu vernehmender Sachverſtändiger. 
Recht. 8. Ig. 247— 248. 

Koch: Zur Auslegung des § 808 Abſ. 1 ZPO. DIZ. 9. Ig. 452 — 454. 

Landsberg: Das „Verluſtigkeitsurteil“ aus § 515 Abſ. 3 ZPO. 
PoſMſchr. 7. Ig. 21—22. 

Marcus: Pfändbarkeit zukünftiger Forderungen. DJ Z. 9. Ig. 400 — 401. 

Mattersdorff: Zur Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
DIZ. 9. Ig. 502. 

Raydt, Ernſt: Die vorläufige Vollſtreckbarkeit. (Diſſ.) Leipzig, 
Veit & Co. (VIII, 112 S.) 3. M. | 

Rommel, Otto: Eine notwendige Anderung im Prinzip der 
Mündlichkeit. Recht. 8. Ig. 218. 

Salinger: Erfordert die Anwendung des § 103 Abſ. 1 380. die 
Vollſtreckbarkeit des Urteils? Recht. 8. Ig. 278. 

Tücking: Forderungsverteilung nach § 867 Abſ. 2 ZPO. Recht. 
8. Ig. 3810. 

Volkmar: Vortermin im landgerichtlichen Verfahren. 
von Piſtor. DIZ. 9. Ig. 537539. 

Voß: Die Rückgewähr bei der Anfechtung des Gläubigers und 
§ 864 Abſ. 2 ZPO. DIz. 9. Ig. 546 —547. 

Winter: Das Armenrecht und die Haftkoſtenvorauszahlungöpflicht. 
Recht. 8. Ig. 237240. 

Wolff: Darf die Arreſthypothek in Höhe eines Teilbetrages der 
zuläſſigen Maximalhypothek eingetragen werden (SS 932, 923 
ZPO.)? Recht. 8. Ig. 311. 

Zimmer: Zum Kapitel der Lohnbeſchlagnahme. 
25. Ig. 564565. 


Bericht 


PrVerwbl. 


III. Koukursordnung. Anfechtungsgeſetz. 


Frankl, Otto: Wege und Ziele der Konkursrechtsform. 
22. Bd. 47—48, 213-217. 

Kohler, Joſef: Neue konkursrechtliche Forſchungen. ArchCivprax. 
95. Bd. 839 — 356. 

Meyer, Karl: Über die neue Literatur zur Konkursordnung und 
zum Anfechtungsgeſetze. IW. 33. Ig. 163— 164. 

Pollak, Rud.: Die jüngſte Rechtſprechung des öſterreichiſchen 
Oberſten Gerichtshofes auf Grund der Konkursordnung vom 
25. Dezember 1868 und des Anfechtungsgeſetzes vom 16. März 1884 
in den J. 1898 — 1901 (S.⸗A. aus der JVSchr.). Wien, Manz. 
(II, 50 S.) 1,20 M. 
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Fuld: Der Einfluß des Konkurſes auf ſchwebende Wettbewerbprozeſſe. 
Unl W. 3. Ig. 66—67. 

Gertſcher, Adalbert: Das italieniſche Geſetz vom 24. Mai 1903, 
betr. das Vergleichsverfahren vor der Konkurseröffnung (Vor⸗ 
vergleich, Präventivakkord) und das Verfahren in geringfügigen 
Konkursfällen. Buſchs Z. 33. Bd. 176—207. 

Jaeger, Ernſt: Der Antrag auf Ergänzung des § 107 KO. 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 122 — 124. 

Marcus: Über den Einfluß der Konkurseröffnung auf das regiſter⸗ 
richterliche Ordnungsſtrafverfahren. Ein Beitrag zur Auslegung 
des § 182 Reichsgeſ., betr. die freiw. Gerichtsbarkeit. Hold⸗ 
heims MSchr. 18. Ig. 115—116. 

Neumann: Die Abhebung hinterlegten Geldes von der Negierungs⸗ 
hauptkaſſe, als Kaſſe der amtlichen Hinterlegungs ſtelle, durch den 
Konkursverwalter. Recht. 8. Ig. 279—280. 

Dertmann, Paul: Die Wirkung der Gläubigeranfechtung. BuſchsZ. 
33. Bd. 1—33. 

Voß: Über das materielle Verhältnis der Konkursanfechtung und 
der Gläubigeranfechtung nach eröffnetem Konkurſe ($ 13 AnfechtGeſ. 
vom 17./ 20. Mai 1898). IheringsJ. 47. Bd. 233 —272. 

Wagner, Fr.: Der Schuldnachlaß, ein Verſuch zur Regelung eines 
Zwangsvergleichs außerhalb des Konkursverfahrens. Berlin, 
C. Heymann. (III, 41 S.) 0,80 M. 


IV. Zwangsvollſtreckung. 

Binder, Joſef K.: Die Zwangsverkäufe beweglicher körperlicher 
Sachen im Jahre 1903. Oſt AG Z. 55. Ig. 185 — 190. 

Jaeckel, Paul: Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem EinfGeſ. vom 
23. September 1899, ſowie Ausf.⸗ u. Koſtenbeſtimmungen. Texts 
ausg., 3. verm. Aufl. Berlin, F. Vahlen. (IV, 20 S.) Geb. 1,50 M. 

Kretzſchmar, Ferd.: Das Keichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (Faſſung vom 
20. Mai 1898). Syſtematiſch dargeſtellt unter Berückſichtigung 
der ſächſ. und der preuß. Ausführungsvorſchriften. Leipzig, 
Dieterich. (IX, 434 S.) Geb. 12 M. 

Meyer, Karl: Fragen aus dem Zwangsverſteigerungsrechte. SeuffBl. 
69. Ig. 219—232. 

Pfordten, Thdr. v. der: Kommentar zu dem Geſetze über Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. April 1897. (In 
3 Lfgn.) 1. Lfg. München, C. H. Beck. 3,60 M. 


Landauer, Stephan: Zur Natur des Befriedigungsrechtes an einem 
in Zwangsverwaltung ſtehenden Grundbuchskörper. Eine Ent⸗ 
gegnung. Oſt AG. 55. Ig. 122 — 124. 

Leweck: Zur Anwendung des § 25 ZwVG. PoſMſchr. 7. Ig. 60—61. 

Linsmayer, J.: Verbindung der Klagen auf Leiſtung gegen die 
Ehefrau und auf Duldung der Zwangsvollſtreckung gegen den 
Ehemann. Buſchs Z. 33. Bd. 34 —40. 

Meyer, H.: Wie iſt ein Urteil auf Zurückrücken mit einem Gebäude, 
ſodaß dem Kläger die Durchfahrt frei bleibt, zu vollſtrecken? 
Recht. 8. Ig. 279. 

Meyer, Karl: Die Höchſthypothek und die Zuzahlungspflicht nach 
§ 50 336. BayNot Z. 5. Ig. 73—81. 

Trautmann: Das Verhalten des Gerichtsvollziehers bei Exmiſſionen. 
PrVerwBl. 25. Ig. 546—547. 

Vollſtreckung deutſcher Urteile in Oſterreich und umgekehrt. 
Holdheims MSchr. 18. Ig. 138 —139. 

Vorſchriften über die Geſchäfts führung der Verwalter, welche bei 
der Zwangsverwaltung beſtellt werden. Amtliche Ausgabe. 
Berlin, N. v. Decker. (13 S.) 0,30 M. 

Wedemeyer, Werner: Die Zwangsvollſtreckung gegen Privatbahnen 
wegen Verwendung fremder Grundſtücke zum Eiſenbahnbau und 
Betrieb (nach preußiſchem Recht). EiſenbE. 20. Bd. 269 — 274. 
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V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

du Chesne: Überſicht über die Rechtſprechung. EBIFG. 4. Ig. 
850—859, 

Franz: Der Straßburger Notartag. Ein Nachwort. DNotV. 4. Ig. 
220 ff. 

Friedlaender, Joſ.: Die Vorſchriften über Rechtsangelegenheiten 
außer Streitſachen. Wien, Manz. (VIII, 581; IV, 162 u. VI, 
346 S.) 7,40 M. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. DNotV. 4. Ig. 249—272, 319—345. 

Lobe: Überſicht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. CBl§G. 4. Ig. 859—862. 
Monich: Der Schutz von Gemein⸗ und Geſamtintereſſen im Ver⸗ 
fahren freiwilliger Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 33. Bd. 41 ff. 


Drabert: Die weitere Beſchwerde in Vereinsſachen. DIZ. 9. Ig. 
586 —588, \ 

Freſe: Das Verfahren zur Berichtigung der Standesregiſter. 
C Bl G. 4. Ig. 675 — 693. 

Hoeniger, Franz: Die Form des Verpfändungsſchreibens. KGBl. 
15. Ig. 17—18. 

Joſef, Eugen: Das Beſchwerderecht Geſchäftsbeſchränkter in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen. Recht. 8. Ig. 248. 

Joſef, Eugen: Beſchwerderecht der Armenverbände gegen Ver⸗ 
fügungen des Vormundſchaftsgerichts. DIZ. 9. Ig. 547—549. 

Joſef, Eugen: Entſcheidungsrecht und Entſcheidungspflicht des 
Gerichts der weiteren Beſchwerde in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. CBl G. 4. Ig. 827—835. 

Keidel, Fr.: Zuſtändigkeit für die Beurkundung des Vaterſchafts⸗ 
anerkenntniſſes in Bayern. SeuffBl. 69. Ig. 149—152. 

Keller, Max: Die gerichtliche Taxation nach preußiſchem Recht. 
2. Aufl. Berlin, C. Heymann. (VIII, 92 S.) Geb. 2,80 M. 

Marcus: Inwieweit iſt die Abänderung der Straffeſtſetzungs⸗ 
verfügung im regiſterrichterlichen Ordnungsſtrafverfahren ſeitens 
des Regiſterrichters zuläſſig? Holdheims MSchr. 13. Ig. 171. 

Regiſtergericht und Handelskammer. Recht. 8. Ig. 829. 

Reichhelm: Antragsrecht beim Aufgebot eines Inhaberpapiers. 
PoſMSchr. 7. Ig. 49—5˖. 

Schultzky: Muß ein Teſtament auch dann verkündet werden, wenn 
im Termine zur Eröffnung kein Beteiligter erſchienen iſt? 
CBlFG. 4. Ig. 835 —838. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Erbſcheins⸗ 
ſachen. DNotV. 4. Ig. 345 —353. 


VI. Koſten. 


Mügel, DIE: Die preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. VI. 1895 in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. X. 1899. Mit 
Kommentar in Anmerkungen u. mit Koſtentabellen hrsg. 4. Aufl. 
Berlin, F. Vahlen. (VII, 538 S.) 11 M. 

Kleemann: Die Gebühren der Prozeßagenten. 
590—591. 

Marcus: Über die Behandlung der Koftenfrage bei Urteilen aus 
§§ 926, 927 ZPO. im Falle der Aufhebung eines bereits durch 
Urteil angeordneten Arreſtes. Recht. 8. Ig. 189. 


D. Strafrecht und Straſprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 

Kantorowicz, Herm.: Goblers Karolinen⸗Kommentar und ſeine 
Nachfolger. Geſchichte eines Buches. (Abhandlungen des krimi⸗ 
naliſtiſchen Seminars an der Univerfität Berlin. Neue Folge. 
IV. Bd. 1. Heft.) Berlin, J. Guttentag. (72 S.) 1,50 M. 


DIZ. 9. Ig. 
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XXXIII. Jahrgang. 


Koerner, H.: Wie können um Rechtshilfe erſuchte Gerichte in Peterſen, Jul.: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Keich 


concreto unzuläſſigen Erſuchen benachbarter Amtsgerichte bes 
gegnen? DIZ. 9. Ig. 596— 597. 

Aber die Überlaſtung der Richter mit Schreib» und ſonſtigen unter: 
geordneten Arbeiten. KGBl. 15. Ig. 45 —46. 

Winkler: Die Bildung der Ferienkammern. DIZ. 9. Ig. 539—541. 


Kelſch: Die Vorbildung der Gerichtsſchreiber bei den preußiſchen 
Gewerbegerichten. GewGer. 9. Ig. 199 — 202. 

Kößler, Hans: Die Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien 
im Königr. Bayern. Erlangen, Palm & Enke. (XXIV, 640 S.) 7 M. 


Ehrhardt, Karl: Die Bureaubeamtenfrage. JW. 33. Ig. 161 — 162. 

v. Kühlewein: Spottmünze auf den Advokatenſtand. Recht. 8. Ig. 
275 —276. 

Mayr, M. v.: Über die Frage der Errichtung von obligatoriſchen 
Penſionskaſſen für Advokaten. (Nach einem der Plenarverſammlung 
der n. ö. Advokatenkammer erftatteten Bericht.) I Bl. 33. Ig. 
181 —183, 193 — 195. 

Renner, H.: Unſere Herren Rechtsanwälte, wie ſie zu den hohen 
Einkünſten kommen. Werdegang, Leben und Treiben der Rechts⸗ 
anwälte. Leipzig, Verlags⸗Anſtalt „Slide“. (64 S.) 1 M. 

Simon, A.: Der japaniſche Advokat und Notar. DZ. 9. Ig. 
581—583, 

Verzeichnis der Advokaten und k. k. Notare in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern der öſterreich.⸗ ungar. 
Monarchie 1904. Hrsg. vom k. k. Juſtizminiſterium. XXI. Ig. 
(Nach dem Stande von Mitte März 1904.) Wien, Hof⸗ und 

Staatsdruckerei. (134 S.) 1,20 M. 

Wreſchner, Ludwig: Die Forderungen der Berliner Bureau⸗ 
angeſtellten in bezug auf die Geſtaltung ihrer Arbeitsverhältniſſe. 
IW. 33. Ig. 193—196. 


Vorſchriften betr. die Dienft und Geſchäftsverhältniſſe der Gerichts⸗ 
vollzieher in Elſaß⸗Lothringen. II. Tl: Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher vom 1. März 1904. Amtliche Ausgabe. 
Straßburg, W. Heinrich. (IV S. u. S. 71—319) 3,50 M. 


II. Zivilprozeß. 
a) Im allgemeinen. 

Deutſch, Ludw.: Die Rechtſprechung des k. k. Oberſten Gerichts⸗ 
hofes betr. die Jurisdiktionsnorm und die Zivilprozeßordnung 
vom 1. Auguſt 1895. RGBl. Nr. 110, 111, 112, 113 in Ver⸗ 
bindung mit dem Geſetzestext. 1. Bd. Wien, M. Breitenſtein. 
(XII, 198 S.) 2,75 M. 

Mendelsſohn-Bartholdy, A.: Geſamtbericht über die Literatur 
des deutſchen Zivilprozeß- und Konkursrechts und der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das Jahr 1903. Buſchs Z. 33. Bd. 119-175. 

Schmidt, Rich.: Prozeßrecht u. Staatsrecht. Betrachtungen zur 
Syſtematik und zur Geſetzesreform des modernen Zivilprozeß⸗ 
rechts. (Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts. 2. Heft.) Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. 
(VII, 67 S.) 1,80 M. 

Schott, Rich.: Römiſcher Zivilprozeß und moderne Prozeßwiſſen⸗ 
ſchaft. Streitfragen aus dem Formularprozeß. München, 
C. H. Bel. (VI, 84 S.) 3 M. | 


b) Ausgaben, Kommentare zur 3p. 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. IW. 33. Ig. 325—335. 
Haas: Vorſchläge zur Anderung der ZPO. und des GKG. behufs 
Beſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens. Recht. 8. Ig. 
305 —306. 


in der Faſſung des Geſetzes v. 17. V. 1898 nebſt den Ein: 
führungsgeſetzen. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert. 
5. Aufl. Bearb. von Ernſt Remels u. Ernſt Anger. 1. Bd. 
Lahr, M. Schauenburg. (XIX, 896 S.) 17 M. 


Michaslis, Rich.: Die elſaß⸗lothringiſchen Landesgeſetze und Ver⸗ 
ordnungen zur Ausführung u. Ergänzung der ZPO. u. des 
Zwangsverſteigerungsgeſ. 2. umgearb. Aufl. der „Normen des 
elſaß⸗lothring. Landesrechts“. 2. Tl. (Erläuterungen.) (Sammlung 
der landesrechtl. Zivil⸗Prozeßnormen V. 2. Tl.) Tübingen, 
J. C. B. Mohr. (XII S. u. S. 149—324.) 3 M. 


e) Einzelſchriſten. 

Bayer, Adolf: Zuſtändigkeit für Schadenserſatzanſprüche wegen 
unbefugten Weidens. Seuff Bl. 69. Ig. 153— 156. 

Cenſor: Eine neue Art von Beweisanträgen. Recht. 8. Ig. 216. 

Haberling: Iſt die Reſtitutionsklage der ZPO. gegenüber der 
Feſtſtellung einer Forderung in der Konkurstabelle zuläſſig und 
welches iſt der ſachliche Gerichtsſtand? Recht. 8. Ig. 278. 

Hellwig: Die aktive Parteifähigkeit der nichtrechtsfähigen Vereine 
vom Reichsgericht anerkannt. Recht. 8. Ig. 207 —208. 

Heuer: Ernennung im Auslande zu vernehmender Sachverſtändiger. 
Recht. 8. Ig. 247—248. 

Koch: Zur Auslegung des 8 808 Abſ. 1 ZPO. DIZ. 9. Ig. 452 —454. 

Landsberg: Das „Verluſtigkeitsurteil“ aus § 515 Abſ. 3 3d. 
PoſMſchr. 7. Ig. 21—22. 

Marcus: Pfändbarkeit zukünftiger Forderungen. DIZ. 9. Ig. 400 — 401. 

Mattersdorff: Zur Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
DIE. 9. Ig. 502. | 

Raydt, Ernſt: Die vorläufige Vollſtreckbarkeit. (Diſſ.) Leipzig, 
Veit & Co. (VIII, 112 S.) 3. M. | 

Rommel, Otto: Eine notwendige Anderung im Prinzip der 
Mündlichkeit. Recht. 8. Ig. 218. 

Salinger: Erſordert die Anwendung des § 103 Abſ. 1 ZPO. die 
Vollſtreckbarkeit des Urteils? Recht. 8. Ig. 278. 

Tücking: Forderungsverteilung nach § 867 Abſ. 2 ZPO. Recht. 
8. Ig. 810. 

Volkmar: Vortermin im landgerichtlichen Verfahren. 
von Piſtor. DIZ. 9. Ig. 537539. 

Voß: Die Rückgewähr bei der Anfechtung des Gläubigers und 
§ 864 Abſ. 2 ZPO. DIZ. 9. Ig. 546 —547. 

Winter: Das Armenrecht und die Haftkoſtenvorauszahlungspflickt. 
Recht. 8. Ig. 237—240. 

Wolff: Darf die Arreſthypothek in Höhe eines Teilbetrages der 
zuläſſigen Maximalhypothek eingetragen werden (SS 932, 925 
ZPO.)? Recht. 8. Ig. 311. 

Zimmer: Zum Kapitel der Lohnbeſchlagnahme. 
25. Ig. 564 — 565. 


Bericht 


Brent 


III. Konfursordnung. Aufechtungsgeſetz. 


Frankl, Otto: Wege und Ziele der Konkursrechtsform. DZ 
22. Bd. 47—48, 213 —217. 
Kohler, Joſef: Neue konkursrechtliche Forſchungen. ArchCivprag. 


95. Bd. 339 —356. 

Meyer, Karl: Über die neue Literatur zur Konkursordnung und 
zum Anfechtungsgeſetze. IW. 33. Ig. 163—164. 

Pollak, Rud.: Die jüngfte Rechtſprechung des öſterreichiſcken 
Oberſten Gerichtshofes auf Grund der Konkursordnung vom 
25. Dezember 1868 und des Anfechtungsgeſetzes vom 16. März 18. 
in den J. 1898 — 1901 (S.⸗A. aus der IVSchr.). Wien, Man. 
(II, 50 S.) 1,20 M. 


IXXXIII. Jahrgang. 


Fuld: Der Einfluß des Konkurſes auf ſchwebende Wettbewerbprozeſſe. 
Unl W. 3. Ig. 66—67. 

Gertſcher, Adalbert: Das italieniſche Geſetz vom 24. Mai 1903, 
betr. das Vergleichsverfahren vor der Konkurseröffnung (Vor⸗ 
vergleich, Präventivakkord) und das Verfahren in geringfügigen 
Konkursfällen. Buſchs Z. 33. Bd. 176—207. 

Jaeger, Ernſt: Der Antrag auf Ergänzung des § 107 KO. 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 122 — 124. 

Marcus: Über den Einfluß der Konkurseröffnung auf das regiſter⸗ 
richterliche Ordnungsſtrafverfahren. Ein Beitrag zur Auslegung 
des § 132 Reichsgeſ., betr. die freiw. Gerichtsbarkeit. Hold⸗ 
heims MSchr. 13. Ig. 115—116. 

Neumann: Die Abhebung hinterlegten Geldes von der Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, als Kaſſe der amtlichen Hinterlegungsſtelle, durch den 
Konkursverwalter. Recht. 8. Ig. 279—280. 

Dertmann, Paul: Die Wirkung der Gläubigeranfechtung. Buſchs Z. 
33. Bd. 1—33. 

Voß: Über das materielle Verhältnis der Konkurs anfechtung und 
der Gläubigeranfechtung nach eröffnetem Konkurſe (§ 13 AnfechtGef. 
vom 17.) 20. Mai 1898). IheringsJ. 47. Bd. 233—272. 

Wagner, Fr.: Der Schuldnachlaß, ein Verſuch zur Regelung eines 
Zwangsvergleichs außerhalb des Konkursverfahrens. Berlin, 
C. Heymann. (III, 41 S.) 0,80 M. 

IV. Zwangs voll ſtreckung. 

Binder, Joſef K.: Die Zwangsverkäufe beweglicher körperlicher 
Sachen im Jahre 1903. Oſt AG Z. 55. Ig. 185— 190. 

Jaeckel, Paul: Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem EinfGeſ. vom 
28. September 1899, ſowie Ausf.⸗ u. Koſtenbeſtimmungen. Text⸗ 
ausg., 3. verm. Aufl. Berlin, F. Vahlen. (IV, 20 S.) Geb. 1,50 M. 

Kretzſchmar, Ferd.: Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (Faſſung vom 
20. Mai 1898). Syſtematiſch dargeſtellt unter Berückſichtigung 
der ſächſ. und der preuß. Ausführungsvorſchriften. Leipzig, 
Dieterich. (IX, 434 S.) Geb. 12 M. 

Meyer, Karl: Fragen aus dem Zwangsverſteigerungsrechte. SeuffBl. 
69. Ig. 219—232. 

Pfordten, Thdr. v. der: Kommentar zu dem Geſetze über Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. April 1897. (In 
3 Lfgn.) 1. Lfg. München, C. H. Beck. 3,60 M. 


Landauer, Stephan: Zur Natur des Befriedigungsrechtes an einem 
in Zwangsverwaltung ſtehenden Grundbuchskörper. Eine Ent⸗ 
gegnung. Oſt AG. Z. 55. Ig. 122 — 124. 

Leweck: Zur Anwendung des § 25 ZwVG. Poſmſchr. 7. Ig. 60—61. 

Linsmayer, J.: Verbindung der Klagen auf Leiſtung gegen die 
Ehefrau und auf Duldung der Zwangsvollſtreckung gegen den 
Ehemann. Buſchs Z. 33. Bd. 34 —40. 

Meyer, H.: Wie iſt ein Urteil auf Zurückrücken mit einem Gebäude, 
ſodaß dem Kläger die Durchfahrt frei bleibt, zu vollſtrecken? 
Recht. 8. Ig. 279. 

Meyer, Karl: Die Höchſthypothek und die Zuzahlungspflicht nach 
§ 50 ZIG. Bay Not. 5. Ig. 73—81. 

Trautmann: Das Verhalten des Gerichts vollziehers bei Exmiſſionen. 
PrVerwBl. 25. Ig. 546—547. 

Vollſtreckung deutſcher Urteile in Oſterreich und umgekehrt. 
Holdheims MSchr. 18. Ig. 138 — 139. 

Vorſchriften über die Geſchäftsführung der Verwalter, welche bei 
der Zwangsverwaltung beſtellt werden. Amtliche Ausgabe. 
Berlin, R. v. Decker. (13 S.) 0,30 M. 

Wedemeyer, Werner: Die Zwangsvollſtreckung gegen Privatbahnen 
wegen Verwendung fremder Grundſtücke zum Eiſenbahnbau und 
Betrieb (nach preußiſchem Recht). EiſenbE. 20. Bd. 269— 274. 
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V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

du Chesne: Überficht über die Kechtſprechung. CBlFG. 4. Ig. 
850 —859. 

Franz: Der Straßburger Notartag. Ein Nachwort. DNotV. 4. Ig. 
229 ff. 

Friedlaender, Joſ.: Die Vorſchriften über Rechtsangelegenheiten 
außer Streitſachen. Wien, Manz. (VIII, 581; IV, 162 u. VI, 
346 S.) 7,40 M. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. DNotVB. 4. Ig. 249—272, 319 —345. 

Lobe: Überſicht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. CBl FG. 4. Ig. 859 —862. 
Monich: Der Schutz von Gemein⸗ und Geſamtintereſſen im Ver⸗ 
fahren freiwilliger Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 33. Bd. 41 ff. 


Drabert: Die weitere Beſchwerde in Vereinsſachen. DIZ. 9. Ig. 
586 —588. a 

Freſe: Das Verfahren zur Berichtigung der Standesregiſter. 
CBlFG. 4. Ig. 675—693. 

Hoeniger, Franz: Die Form des Verpfändungsſchreibens. KGBl. 
15. Ig. 17—18. 

Joſef, Eugen: Das Beſchwerderecht Geſchäftsbeſchränkter in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen. Recht. 8. Ig. 248. 

Joſef, Eugen: Beſchwerderecht der Armenverbände gegen Ver⸗ 
fügungen des Vormundſchaftsgerichts. DIZ. 9. Ig. 547—549. 

Joſef, Eugen: Entſcheidungsrecht und Entſcheidungspflicht des 
Gerichts der weiteren Beſchwerde in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. CBl§ G. 4. Ig. 827—835. 

Keidel, Fr.: Zuſtändigkeit für die Beurkundung des Vaterſchafts⸗ 
anerkenntniſſes in Bayern. SeuffBl. 69. Ig. 149—152. 

Keller, Max: Die gerichtliche Taxation nach preußiſchem Recht. 
2. Aufl. Berlin, C. Heymann. (VIII, 92 S.) Geb. 2,80 M. 

Marcus: Inwieweit iſt die Abänderung der Straffeſtſetzungs⸗ 
verfügung im regiſterrichterlichen Ordnungsſtrafverfahren ſeitens 
des Regiſterrichters zuläſſig? Holdheims MSchr. 13. Ig. 171. 

Regiſtergericht und Handelskammer. Recht. 8. Ig. 329. 

Reichhelm: Antragsrecht beim Aufgebot eines Inhaberpapiers. 
PoſMSchr. 7. Ig. 49—51. 

Schultzky: Muß ein Teſtament auch dann verkündet werden, wenn 
im Termine zur Eröffnung kein Beteiligter erſchienen iſt? 
CBlF§G. 4. Ig. 835 —838. | 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Erbſcheins⸗ 
ſachen. DNotV. 4. Ig. 345 —353. 


VI. Koſten. 

Mügel, Osk.: Die preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. VI. 1895 in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. X. 1899. Mit 
Kommentar in Anmerkungen u. mit Koſtentabellen hrsg. 4. Aufl. 
Berlin, F. Vahlen. (VII, 538 S.) 11 M. 

Kleemann: Die Gebühren der Prozeßagenten. 
590 — 591. 

Marcus: Über die Behandlung der Koſtenfrage bei Urteilen aus 
8S 926, 927 ZPO. im Falle der Aufhebung eines bereits durch 
Urteil angeordneten Arreſtes. Recht. 8. Ig. 189. 


D. Strafrecht und Strafprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 

Kantorowicz, Herm.: Goblers Karolinen⸗Kommentar und ſeine 
Nachfolger. Geſchichte eines Buches. (Abhandlungen des krimi⸗ 
naliſtiſchen Seminars an der Univerſität Berlin. Neue Folge. 
IV. Bd. 1. Heft.) Berlin, J. Guttentag. (72 S.) 1,50 M. 


DIZ. 9. Ig. 
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XXIII. Jahrgang. 


Koerner, H.: Wie können um Rechtshilfe erſuchte Gerichte in Peterſen, Jul.: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich 


concreto unzuläſſigen Erſuchen benachbarter Amtsgerichte be⸗ 
gegnen? DIZ. 9. Ig. 596—597. 

Über die Mberlaftung der Richter mit Schreib» und fonftigen unter: 
geordneten Arbeiten. KGBl. 15. Ig. 45 —46. 

Winkler: Die Bildung der Ferienkammern. DIZ. 9. Ig. 539 —541. 


Kelſch: Die Vorbildung der Gerichtsſchreiber bei den preußiſchen 
Gewerbegerichten. GewGer. 9. Ig. 199 — 202. 

Kößler, Hans: Die Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien 
im Königr. Bayern. Erlangen, Palm & Enke. (XXIV, 640 S.) 7 M. 


Ehrhardt, Karl: Die Bureaubeamtenfrage. JW. 33. Ig. 161 — 162. 

v. Kühlewein: Spottmünze auf den Advokatenſtand. Recht. 8. Ig. 
275 —276. 

Mayr, M. v.: Über die Frage der Errichtung von obligatoriſchen 
Penſionskaſſen für Advokaten. (Nach einem der Plenarverſammlung 
der n. ö. Advokatenkammer erſtatteten Bericht.) JBl. 33. Ig. 
181 —183, 193 — 195. 

Renner, H.: Unſere Herren Rechtsanwälte, wie ſie zu den hohen 
Einkünſten kommen. Werdegang, Leben und Treiben der Rechts⸗ 
anwälte. Leipzig, Verlags⸗Anſtalt „Clichée“. (64 S.) IM. 

Simon, A.: Der japaniſche Advokat und Notar. DIZ. 9. Ig. 
581—583. 

Verzeichnis der Advokaten und k. k. Notare in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern der öſterreich.⸗ ungar. 
Monarchie 1904. Hrsg. vom k. k. Juſtizminiſterium. XXL, Ig. 
(Nach dem Stande von Mitte März 1904.) Wien, Hof⸗ und 

Staatsdruckerei. (134 S.) 1,20 M. 

Wreſchner, Ludwig: Die Forderungen der Berliner Bureau⸗ 
angeſtellten in bezug auf die Geſtaltung ihrer Arbeitsverhältniſſe. 
IW. 33. Ig. 193-196. | 


Vorſchriften betr. die Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe der Gerichts⸗ 
vollzieher in Elſaß⸗Lothringen. II. Tl: Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher vom 1. März 1904. Amtliche Ausgabe. 
Straßburg, W. Heinrich. (IV S. u. S. 71—319) 3,50 M. 


II. Zivilprozeß. 
a) Im allgemeinen. 

Deutſch, Ludw.: Die Rechtſprechung des k. k. Oberſten Gerichts⸗ 
hofes betr. die Jurisdiktionsnorm und die Zivilprozeßordnung 
vom 1. Auguſt 1895. RGBl. Nr. 110, 111, 112, 113 in Ver⸗ 
bindung mit dem Geſetzestext. 1. Bd. Wien, M. Breitenſtein. 
(XII, 198 S.) 2,75 M. 

Mendelsſohn-Bartholdy, A.: Geſamtbericht über die Literatur 
des deutſchen Zivilprozeß- und Konkursrechts und der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das Jahr 1903. Buſchs Z. 33. Bd. 119 — 175. 

Schmidt, Rich.: Prozeßrecht u. Staatsrecht. Betrachtungen zur 
Syſtematik und zur Geſetzesreform des modernen Zivilprozeß⸗ 
rechts. (Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts. 2. Heft.) Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. 
(VII, 67 S.) 1,80 M. 

Schott, Rich.: Römiſcher Zivilprozeß und moderne Prozeßwiſſen⸗ 
ſchaft. Streitfragen aus dem Formularprozeß. München, 
C. H. Beck. (VI, 84 S.) 3 M. 


b) Ausgaben, Kommentare zur BIO, 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. IW. 33. Ig. 325—335. 
Haas: Vorſchläge zur Anderung der ZPO. und des GKG. behufs 
Beſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens. Recht. 8. Ig. 
305 —306. 


in der Faſſung des Geſetzes v. 17. V. 1898 nebſt den Ein⸗ 
führungsgeſetzen. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert. 
5. Aufl. Bearb. von Ernſt Remelé u. Ernſt Anger. 1. Bd. 
Lahr, M. Schauenburg. (XIX, 896 S.) 17 M. 


Michaslis, Rich.: Die elſaß⸗lothringiſchen Landesgeſetze und Ber: 
ordnungen zur Ausführung u. Ergänzung der ZPO. u. des 
Zwangsverſteigerungsgeſ. 2. umgearb. Aufl. der „Normen des 
elſaß⸗lothring. Landesrechts“. 2. Tl. (Erläuterungen.) (Sammlung 
der landesrechtl. Zivil⸗Prozeßnormen V. 2. Tl.) Tübingen, 
J. C. B. Mohr. (XII S. u. S. 149—324.) 3 M. 


e) Einzelſchriſten. 

Bayer, Adolf: Zuſtändigkeit für Schadenserſatzanſprüche wegen 
unbefugten Weidens. Seuff Bl. 69. Ig. 153— 156. 

Cenſor: Eine neue Art von Beweisanträgen. Recht. 8. Ig. 216. 

Haberling: Iſt die Reſtitutionsklage der ZPO. gegenüber der 
Feſtſtellung einer Forderung in der Konkurstabelle zuläſſig und 
welches iſt der ſachliche Gerichtsſtand? Recht. 8. Ig. 278. 

Hellwig: Die aktive Parteifähigkeit der nichtrechtsfähigen Vereinte 
vom Reichsgericht anerkannt. Recht. 8. Ig. 207 —208. 

Heuer: Ernennung im Auslande zu vernehmender Sachverſtändiger. 
Recht. 8. Ig. 247 — 248. 

Koch: Zur Auslegung des § 808 Abſ. 1 ZPO. DIZ. 9. Ig. 452 —454. 

Landsberg: Das „Verluſtigkeitsurteil“ aus § 515 Abſ. 3 38d. 
PoſMſchr. 7. Ig. 21—22. 

Marcus: Pfändbarkeit zukünftiger Forderungen. DIZ. 9. Ig. 400 —40l. 

Matters dorff: Zur Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
DIZ. 9. Ig. 502. | 

Raydt, Ernſt: Die vorläufige Vollſtreckbarkeit. 
Veit & Co. (VIII, 112 S.) 3. M. 

Rommel, Otto: Eine notwendige Anderung im Prinzip der 
Mündlichkeit. Recht. 8. Ig. 218. 

Salinger: Erſordert die Anwendung des § 103 Abſ. 1 ZPO. die 
Vollſtreckbarkeit des Urteils? Recht. 8. Ig. 278. 

Tücking: Forderungsverteilung nach § 867 Abſ. 2 ZPO. Reckt. 
8. Ig. 310. 

Volkmar: Vortermin im landgerichtlichen Verfahren. 
von Piſtor. DIZ. 9. Ig. 537539. 

Voß: Die Rückgewähr bei der Anfechtung des Gläubigers und 
§ 864 Abſ. 2 ZPO. DIZ. 9. Ig. 546 —547. 

Winter: Das Armenrecht und die Haftkoſtenvorauszahlungs pflicht. 
Recht. 8. Ig. 237 — 240. 

Wolff: Darf die Arreſthypothek in Höhe eines Teilbetrages der 
zuläſſigen Maximalhypothek eingetragen werden (SS 932, 923 
ZPO)? Recht. 8. Ig. 311. 

Zimmer: Zum Kapitel der Lohnbeſchlagnahme. 
25. Ig. 564 565. 


(Diſſ.) Leipzig, 


Bericht 


BrYerwBt. 


III. Konkursordnung. Aufechtungsgeſetz. 


Frankl, Otto: Wege und Ziele der Konkursrechtsform. Oſt3 l. 
22. Bd. 47—48, 213 — 217. 

Kohler, Joſef: Neue konkursrechtliche Forſchungen. ArchCivprag. 
95. Bd. 339 —3586. 

Meyer, Karl: Über die neue Literatur zur Konkursordnung und 
zum Anfechtungsgeſetze. IW. 33. Ig. 163— 164. 

Pollak, Rud.: Die jüngfte Rechtſprechung des öſterreichiſcken 
Oberſten Gerichtshofes auf Grund der Konkursordnung rem 
25. Dezember 1868 und des Anfechtungsgeſetzes vom 16. März 1884 
in den J. 1898 — 1901 (S.⸗A. aus der JVSchr.). Wien, Man:. 
(II, 50 S.) 1,20 M. 
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Fuld: Der Einfluß des Konkurſes auf ſchwebende Wettbewerbprozeſſe. 
Unl W. 3. Ig. 66—67. 

Gertſcher, Adalbert: Das italieniſche Geſetz vom 24. Mai 1903, 
betr. das Vergleichsverfahren vor der Konkurseröffnung (Vor⸗ 
vergleich, Präventivakkord) und das Verfahren in geringfügigen 
Konkursfällen. Buſchs Z. 33. Bd. 176—207. 

Jaeger, Ernſt: Der Antrag auf Ergänzung des § 107 KO. 
Holdheims Schr. 13. Ig. 122 — 124. 

Marcus: Über den Einfluß der Konkurseröffnung auf das regiſter⸗ 
richterliche Ordnungsſtrafverfahren. Ein Beitrag zur Auslegung 
des § 132 Reichsgeſ., betr. die freiw. Gerichtsbarkeit. Hold⸗ 
heimsMSchr. 18. Ig. 115—116. 

Neumann: Die Abhebung hinterlegten Geldes von der Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, als Kaffe der amtlichen Hinterlegungsſtelle, durch den 
Konkursverwalter. Recht. 8. Ig. 279—280. 

Dertmann, Paul: Die Wirkung der Gläubigeranfechtung. Buſchs Z. 
33. Bd. 1—33. 

Voß: Über das materielle Verhältnis der Konkursanfechtung und 
der Gläubigeranfechtung nach eröffnetem Konkurſe ($ 13 AnfechtGeſ. 
vom 17./ 20. Mai 1898). Iherings J. 47. Bd. 233 — 272. 

Wagner, Fr.: Der Schuldnachlaß, ein Verſuch zur Regelung eines 
Zwangsvergleichs außerhalb des Konkursverfahrens. Berlin, 
C. Heymann. (III, 41 S.) 0,80 M. 

IV. Zwangs vollſtreckung. 

Vinder, Joſef K.: Die Zwangsverkäufe beweglicher körperlicher 
Sachen im Jahre 1903. Oſt AG Z. 55. Ig. 185— 190. 

Jaeckel, Paul: Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem Einf GGeſ. vom 
23. September 1899, ſowie Ausf.⸗ u. Koſtenbeſtimmungen. Text⸗ 
ausg., 3. verm. Aufl. Berlin, F. Vahlen. (IV, 20 S.) Geb. 1,50 M. 

Kretzſchmar, Ferd.: Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (Faſſung vom 
20. Mai 1898). Syſtematiſch dargeſtellt unter Berückſichtigung 
der ſächſ. und der preuß. Ausführungsvorſchriften. Leipzig, 
Dieterich. (IX, 434 S.) Geb. 12 M. 

Meyer, Karl: Fragen aus dem Zwangsverſteigerungsrechte. Seuff Bl. 
69. Ig. 219—232. 

Pfordten, Thor. v. der: Kommentar zu dem Geſetze über Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. April 1897. (In 
3 Efgn.) 1. Lfg. München, C. H. Beck. 3,60 M. 


Landauer, Stephan: Zur Natur des Befriedigungsrechtes an einem 
in Zwangsverwaltung ſtehenden Grundbuchskörper. Eine Ent⸗ 
gegnung. Oſt AG. Z. 55. Ig. 122 — 124. 

Leweck: Zur Anwendung des § 25 ZwVG. PoſNſchr. 7. Ig. 60—61. 

Lins mayer, J.: Verbindung der Klagen auf Leiſtung gegen die 
Ehefrau und auf Duldung der Zwangsvollſtreckung gegen den 
Ehemann. Buſchs Z. 33. Bd. 34 —40. 

Meyer, H.: Wie iſt ein Urteil auf Zurückrücken mit einem Gebäude, 
ſodaß dem Kläger die Durchfahrt frei bleibt, zu vollſtrecken? 
Recht. 8. Ig. 279. 

Meyer, Karl: Die Höchſthypothek und die Zuzahlungspflicht nach 
§ 50 ZIG. BayNot Z. 5. Ig. 73—81. 

Trautmann: Das Verhalten des Gerichtsvollziehers bei Exmiſſionen. 
PrVerwBl. 25. Ig. 546—547. 

Vollſtreckung deutſcher Urteile in Oſterreich und umgekehrt. 
HoldheimsMSchr. 18. Ig. 188 — 139. 

Vorſchriften über die Geſchäftsführung der Verwalter, welche bei 
der Zwangsverwaltung beſtellt werden. Amtliche Ausgabe. 
Berlin, R. v. Decker. (13 S.) 0,30 M. 

Wedemeyer, Werner: Die Zwangsvollſtreckung gegen Privatbahnen 
wegen Verwendung fremder Grundſtücke zum Eiſenbahnbau und 
Betrieb (nach preußiſchem Recht). EiſenbE. 20. Bd. 269 — 274. 
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V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

du Chesne: Überſicht über die Rechtſprechung. CBlG. 4. Ig. 
850—859, 

Franz: Der Straßburger Notartag. Ein Nachwort. DNotV. 4. Ig. 
229 ff. 

Friedlaender, Joſ.: Die Vorſchriften über Rechtsangelegenheiten 
außer Streitſachen. Wien, Manz. (VIII, 581; IV, 162 u. VI, 
346 S.) 7,40 M. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. DNotB. 4. Ig. 249—272, 319 —345. 

Lobe: Überſicht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. CBl§ G. 4. Ig. 859—862. 
Monich: Der Schutz von Gemeins und Geſamtintereſſen im Ver⸗ 
fahren freiwilliger Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 33. Bd. 41 ff. 


Drabert: Die weitere Beſchwerde in Vereinsſachen. DIZ. 9. Ig. 
586 —588, b 

Freſe: Das Verfahren zur Berichtigung der Standesregiſter. 
CBlF G. 4. Ig. 675—693. 

Hoeniger, Franz: Die Form des Verpfändungsſchreibens. KGBl. 
15. Ig. 17—18. 

Joſef, Eugen: Das Beſchwerderecht Geſchäftsbeſchränkter in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen. Recht. 8. Ig. 248. 

Joſef, Eugen: Beſchwerderecht der Armenverbände gegen Ver⸗ 
fügungen des Vormundſchaftsgerichts. DIZ. 9. Ig. 547—549. 

Joſef, Eugen: Entſcheidungsrecht und Entſcheidungspflicht des 
Gerichts der weiteren Beſchwerde in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. C Bl G. 4. Ig. 827835. 

Keidel, Fr.: Zuſtändigkeit für die Beurkundung des Vaterſchafts⸗ 
anerkenntniſſes in Bayern. SeuffBl. 69. Ig. 149—152. 

Keller, Max: Die gerichtliche Taxation nach preußiſchem Recht. 
2. Aufl. Berlin, C. Heymann. (VIII, 92 S.) Geb. 2,80 M. 

Marcus: Inwieweit iſt die Abänderung der Straffeſtſetzungs⸗ 
verſügung im regiſterrichterlichen Ordnungsſtrafverfahren ſeitens 
des Regiſterrichters zuläſſig? HoldheimsMSchr. 13. Ig. 171. 

Regiſtergericht und Handelskammer. Recht. 8. Ig. 329. 

Reichhelm: Antragsrecht beim Aufgebot eines Inhaberpapiers. 
PoſMSchr. 7. Ig. 49—51. 

Schultzky: Muß ein Teſtament auch dann verkündet werden, wenn 
im Termine zur Eröffnung kein Beteiligter erſchienen iſt? 
Cl FG. 4. Ig. 835 —838. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Erbſcheins⸗ 
ſachen. DNotV. 4. Ig. 345 —353. 


VI. Koſten. 

Mügel, Osk.: Die preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. VI. 1895 in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. X. 1899. Mit 
Kommentar in Anmerkungen u. mit Koſtentabellen hrsg. 4. Aufl. 
Berlin, F. Vahlen. (VII, 538 S.) 11 M. 


Kleemann: 
590 — 591. 

Marcus: Über die Behandlung der Koſtenfrage bei Urteilen aus 
§S 926, 927 ZPO. im Falle der Aufhebung eines bereits durch 
Urteil angeordneten Arreſtes. Recht. 8. Ig. 189. 


D. Strafrecht und Straſprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 

Kantorowicz, Herm.: Goblers Karolinen⸗Kommentar und feine 
Nachfolger. Geſchichte eines Buches. (Abhandlungen des krimi⸗ 
naliſtiſchen Seminars an der Univerſität Berlin. Neue Folge. 
IV. Bd. 1. Heft.) Berlin, J. Guttentag. (72 S.) 1,50 M. 


Die Gebühren der Prozeßagenten. DIZ. 9. Ig. 
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Lehmann, Walt.: Über die Vermögensſtrafen des römiſchen Rechts. 
Eine rechtshiſtoriſche Studie. (Abhandlungen des kriminaliſtiſchen 
Seminars an der Univerſität Berlin. Neue Folge. IV. Bd. 
2. Heft.) Berlin. J. Guttentag. (64 S.) 1,50 M. 

Lindenberg: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gericht? in Strafſachen. Beſprochen. DIZ. 9. Ig. 420—426. 

Nauchſtein: Die moderne amerikaniſche Strafgeſetzgebung nach 
S. Barrows New Legislation concerning crimes, misdemeanors 
and penalities. BlGefängK. 38. Bd. 281—295. 

Mumm, Ernſt: Die Aufhebung des älteren Landesſtrafrechts im 
Königreich Sachſen. Recht. 8. Ig. 277. 

Roſenblatt, J.: Die polniſche ſtrafrechtliche Literatur der Jahre 
1892 — 1902. ZStW. 24. Bd. 497 —502. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben. 
Staudinger, Jul. v.: Das Polizeiſtrafgeſetzbuch für das König: 
reich Bayern. 5. Aufl., völlig neubearb. von Herm. Schmitt. 
München, C. H. Beck. (VIII, 172 S.) geb. 1,60 M. 


b) Lehrbücher. 

Lucas, Herm.: Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis. Ein Beitrag 
zur Ausbildung unſerer jungen Juriſten und ein Ratgeber für 
jüngere Praktiker. 2. Tl. Das materielle Strafrecht. Berlin, 
O. Liebmann. (VII, 424 S.) 8 M. 


c) Eimelſchriſten. 
a) Allgemeiner Teil. 

Adam: Die Immunität der Reichstagsabgeordneten. DIZ. 9. Ig. 
857 —359. 

Alberti: Wiedereinführung der Prügelſtrafe. Recht. 8. Ig. 216— 217. 

Amſchl, Alfred: Zur Frageſtellung bei Notwehr und Volltrunkenheit. 
Oſt AG Z. 55. Ig. 108—111. 

Bleuler, E.: Zur Behandlung Gemeingefährlicher. MSchrͤKrimpſych. 
1. Ig. 92—99. 

Brunner, Auguſt: Die Entſchädigung unſchuldig Verhafteter. 
Oſt AG Z. 55. Ig. 113— 117. 

Crönert, Fr.: Die Bitte um Anrechnung der Unterſuchungshaft. 
Recht. 8. Ig. 272 — 275. 

Doroghi, Erwin: Die Frage der Todesſtrafe in Ungarn. DIZ. 
9. Ig. 397—399. 

Fahrion, Karl: Das Problem der Willensfreiheit. Ein neuer 
Verſuch. Heidelberg, Karl Winter. (63 S.) 2 M. 

Finger, A.: Über die „geminderte Zurechnungsfähigkeit“ und die 
ſtrafrechtliche Behandlung der „gemindert Zurechnungsfähigen“. 
GerS. 64. Bd. 257—319. 

Frank: Reform des Verwaltungsſtrafrechts (Polizeiſtrafrechts). Recht. 
8. Ig. 306 — 308. [Leitſätze für die Verhandlungen der JKV.] 
Gottſchalk, Alfr.: Materialien zur Lehre von der verminderten Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit. Im Auftrage der kriminal⸗pſycholog. Sektion 
des kriminaliſt. Seminars der Univerſ. Berlin herausg. (JK V. 

11. Bd. 2. Heft.) Berlin, J. Guttentag. (X, 123 S.) 2 M. 

Hafter, Ernſt: Die Behandlung der vermindert Zurechnungsfähigen 
im Vorentwurf zu einem ſchweiz. StGB. PeSchrͤrimpfych. 
1. Ig. 77 — 92. 

Hahn, Ernſt: Die Strafrechtsreform und die jugendlichen Verbrecher. 
Vortrag. (Neue Zeit⸗ u. Streitfragen. Hrsg. von der Geheſtiftung 
zu Dresden. I. Ig. 5. u. 6. Heft.) Dresden, Zahn u. Jaenſch. 
(46 S. m. 4 graph. Taf.) 1,50 M. 

Hoegel, Hugo: Die „Minderwertigkeit“ im Strafrechte. Oſt AG. 
55. Ig. 161—163. 

Hoffmann, E. E.: Zur bedingten Begnadigung 
HeſſRechtſpr. 4. Ig. 151 — 152. 


in Heſſen. 
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Kaufhold, Joſef: Bedingte Verurteilung und abminiftrative Be: 
gnadigung. Ein Beitrag zur Reform des deutſchen StGB. 

Goltd Arch. 51. Ig. 21—41. 

Köhler, Aug.: Die Strafbarkeit bei Rechtsirrtum. München, 
C. H. Beck. (IV, 123 S.) 4 M. 

Kohn, Fritz: Der untaugliche Verſuch und das Wahnverbrechen 
hinſichtlich ihrer begrifflichen Scheidung und ihrer Strafbarkeit. 
(Strafrechtliche Abhandlungen, hrsg. von Ernſt Beling, 53. Heft.) 
Breslau, Schletter. (X, 56 S.) 1,60 M. 

Kompe, Karl: Idiotismus und Imbezillität in ſtrafrechtlicher De: 
ziehung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 187 — 197. 

Kriegsmann, Herm.: Wahnverbrechen und untauglicher Verſuch. 
Über die Begriffe und deren Unterſcheidung. (Strafrechtliche Ab: 
handlungen, hrsg. v. Ernſt Beling, 51. Heft.) Breslau, Schletter. 
(V, 61 S.) 1,60 M. 

Lohmeyer, Hans: Das Weſen der Begünſtigung. Eine ſtrafrecht⸗ 
liche Studie. Breslau, M. u. H. Marcus. (IV, 66 S.) 1,60 M. 

Oppler: Zur Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft. Ein Wort in letzter Stunde. Recht. 8. Ig. 215. 

Radbruch, Guſtav: Über den Schuldbegriff. ZStW. 24. Bd. 
333— 348. 

Renner: Nochmals die künſtliche Unterbrechung der Verjährung. 
Recht. 8. Ig. 219— 220. 

Stooß, C.: Die Strafrechtswidrigkeit. ZStW. 24. Bd. 319 — 332. 

Weinberg, Siegfr.: Teilnahme an fahrläſſigen Handlungen nach 
geltendem Rechte. Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler. (84 S.) 2 M. 

Wilhelm: Die bedingte Begnadigung. SächſGeſGeſ. 19. Ig. 51 — 77. 

Wulffen: Die Strafzumeſſung unſerer Gerichte. Arch Krim Anthr. 
14. Bd. 108 —117. 

Zucker: Das „Zweifragenſchema“ in der Frageſtellung bei Notwehr. 
Oſt AG Z. 55. Ig. 153— 154. 

6) Beſonderer Teil. 

Binding, Karl: Das Amtsverbrechen und ſeine legislatoriſche 
Behandlung. Ein Vortrag, gehalten in der Juriſtiſchen Geſellſchaft 
zu Leipzig am 24. Februar 1904. GerS. 64. Bd. 1—21. 

Hilfe, Benno: Lehrherr. Geſelle. Goltd Arch. 51. Ig. 16 — 20. 

Hofmann, Hans: Die Gefangenenbefreiung in ihren hiſtoriſchen 
Grundlagen ſowie in rechtsvergleichender und dogmatiſcher Dar⸗ 
ſtellung. Diſſ. (Tübingen, F. Fues.) (VI, 116 S.) 2,80 M. 

Sand, Guſtav: Über ſtrafrechtlichen Schutz des religiöſen Empfindens. 
ZSM. 24. Bd. 349 — 370. 

Katzenſtein: Zu § 241 RStrGB. DIL. 9. Ig. 454. 

Köhler, Aug.: Der Schutz des Telephongeheimniſſes. SeuffBl. 
69. Ig. 277 289. 

Krauß, Reinhold: Das Berufsgeheimnis des Pſpchiaters. 
MSchrKrimPſych. 1. Ig. 151— 170. 

Kujawa, v.: Zur Auslegung des § 246 des NStGB. Goltd Arch. 
51. Ig. 116. 

Leo: Eine weitere Waffe gegen die Kurpfuſcherei. DIZ. 
402 — 403. 

Lindenau, Heinrich: Beruf und Verbrechen. ZStW. 24. Bd. 
381—411. 

Lindenberg: Vertragsbruch der landwirtſchaftlichen Arbeiter und 
des Geſindes. DIZ. 9. Ig. 517—520. 

Merkel, Erich: Der Leichenraub. Eine hiſtoriſche und dogmatiſche 
Studie. Diſſ. Leipzig, Veit u. Co. (X, 50 S.) 1,60 M. 

Ofner, Julius: Der Entwurf des Preßgeſetzes. Oſt Bl. 22. Bd. 
257 — 274, 853 — 3862. 

Schleſinger, Mart.: Der Aufruhr. ($ 115 RStGB.) (Straf: 
rechtliche Abhandlungen, hrsg. von Beling, 52. Heft.) Breslau. 
Schletter. (VI, 83 S.) 2 M. 

Schmidt⸗Ernſthauſen, R.: Die Zuhälterei im deutſchen Reichs 
ſtrafrecht. 8ZStW. 24. Bd. 184—235. 


9. Ig. 
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Stephan: 
25. Ig. 


Das Ausſpielen als Feilhalten von Waren. PrVerwBl. 

S. 648— 649. 

Thomſen: Der Zeugeneid kann nicht aus Fahrläſſigkeit verletzt 
werden. GerS. 64. Bd. 219 —228. 

v. Ullmann: Zur Frage der ſtrafrechtlichen Bekämpfung des 
Frauenhandels. Ger S. 64. Bd. 22 — 54. 

VBoſſen, Leo: Kartelle, Truſts und Ringe und der Deutſche Juriſten⸗ 
tag. Recht. 8. Ig. 238 — 237. 

v. Weinrich: Kann der ſtrafloſe Verſuch der Tötung auf Verlangen 
als vorſätzliche Körperverletzung im Sinne der 8$ 223 ff. Str. 
beſtraft werden? Recht. 8. Ig. 190 — 191. 

Wettſtein, Osk.: Über das Verhältnis zwiſchen Staat und Preſſe, 
mit beſonderer Berückſichtigung der Schweiz. Ein Beitrag zur 
Lehre von der Preßfreiheit. Zürich, A. Müllers Verl. (IV, 94 S.) 
2,50 M. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärftrafredt. 

Delius: Der neue Entwurf betr. das Lotterieſpiel. PrVerwBl. 
25. Ig. 510—511. 

Külz: Das Fürſorgeerziehungsweſen im Königreich Sachſen. Fiſchers Z. 
27. Bd. 1—29. 

Pannier, Karl: Die anhaltiſchen Ausführungsbeſtimmungen zu den 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetzen, nebſt dem Schlachthaus⸗ 
geſetz und der Abdeckereiverordnung. Cöthen, P. Schettlers Erben. 
(II, 88 S.) 1,50 M. 

Schweizer: Das reichsländiſche Preßrecht und Art. II der Reichs⸗ 
verfaſſung. DIZ. 9. Ig. 451 —452. 


Gerland: Entſcheidungen des RNeichsmilitärgerichts. 
45. Bd. 429 f., 561595. 

Rotermund, Guſtav: Die rechtswidrige Zueignung beim militäriſchen 
Diebſtahl. ZStW. 24. Bd. 371 — 380. 

Schlayer, M.: Militärſtrafrecht. — Materielles Militärſtrafrecht. — 
Militärſtrafverfahren. — Dißziplinarſtrafrecht und ehrengerichtl. 
Verfahren. (Handbuch der Geſetzgebung in Preußen u. dem 
Deutſchen Reiche. Hrsg. von Graf Hue de Grais. IIIs). Berlin, 
J. Springer. (XIII. 640). 14 M. 

Selen: Zur Auslegung des § 27 Mil StGB. Recht. 8. Ig. 825—327. 


IV. Strafprozeßordunng. 
a) Allgemeine Werke, Ausgaben, Praktika. 

Allmann, Jean Marie: Außerordentliche Strafe und Inſtanz⸗ 
entbindung im Inquiſitionsprozeſſe, nach den wichtigſten Quellen 
bearbeitet. Diſſ. Göttingen, Vandenhoek und Ruprecht. (IV, 
82 S.) 1,80 M. 

Auer bach, Eugen B.: Einige Gloſſen zum „Programm zur Reform 
des Strafprozeſſes“. ZStW. 24. Bd. 169 — 183. 

Bauer, Paul: Die Strafrechtspflege über die Eingeborenen der 
deutſchen Schutzgebiete. ArchOffR. 19. Bd. 32—86. 

v. Bomhard: Zur Entlaſtung der Se des Reichsgerichts. 
DIZ. 9. Ig. 565 — 572. 

Fort mit dem Reichsgericht in Strafſachen! Ein Beitrag zur Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts. Von Semis. (Sammlung Juriſten⸗ 
ſpiegel 1.) Leipzig, Alldeutſcher Verlag. (48 S.) 0,60 M. 

Kulemann, W.: Die Reform der Vorunterſuchung. Vorſchläge zu 
einer Anderung der StPO., nebſt einem Geſetzentwurf mit Be: 
gründung. 2. ergänzte Aufl. Berlin, J. Guttentag. (89 S.) 1 M. 

Kulemann, W.: Zur Reform der StPO. Recht. 8. Ig. 184 — 185. 

Stooß, C.: Zur Reform des Strafprozeſſes. ArchKrimAnthr. 
14. Bd. 118— 129. 

Groß, Hans: Marginalien zur Abhandlung von Prof. C. Stooß 
in Wien: „Zur Reform des Strafprozeſſes“. ArchKrimAnthr. 
14. Bd. 130 — 136. 


KrVSchr. 
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Daude, P.: Die Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich vom 
1. II. 1877 und das Gerichtsverfafſſungsgeſetz vom 27. I. 1877 
und 17. V. 1898. Mit den Entſcheidungen des Reichsgerichts. 
6. Aufl. Berlin, H. W. Müller. (VII, 408 S.) 4 M. 

Kroſchel, Th.: Die Abfaſſung der Urteile in Strafſachen. Für 
die Praxis dargeſtellt. 4. neubearb. Aufl. Berlin, F. Vahlen. 
(VI, 95 S.) Kart. 2 M. 


b) Eimzelſchriſten. | 

Beling: Ein Schlußwort zum Fall „Dr. Barth“. DIZ. 9. Ig. 
442 — 443. 

Amſchl, Alfred: Über die Koſten des Strafverfahrens. 
55. Ig. 145—147. 

v. Bippen: Wiederholte Verkündung eines Urteils im Straf: 
prozeß. DIZ. 9. Ig. 588 —590. 
Boehme: Die Gerichtsaſſeſſoren bei 

DIZ. 9. Ig. 446 — 447. 

Böckel, Fritz: Die Zweiteilung der Anklageſchrift. DIZ. 9. Ig. 
500 — 502. 

Cenſor: Konflikte zwiſchen dem e und der Ver⸗ 
teidigung. Recht. 8. Ig. 186—187. 

Fiſcher: Offentliche Klage, Privatklage, Nebenklage. Recht. 8. Ig. 
831—332, 

Friedländer, A.: Die detachierten Strafgerichtsabteilungen des 
deutſchen Rechts. Ger S. 64. Bd. 384 —4138. 

Ginzel: Zu den 88 125, 126 StPO. Recht. 8. Ig. 280—281. 

Haußner: Die Erörterung des Verbrechens an Ort und Stelle. 
ArchKrimAnthr. 14. Bd. 149— 179. 

Haußner: Die Anklagebank. DIZ. 9. Ig. 495—497. 

Heine: Über die Berufung gegen Urteile der Schwurgerichte. Recht. 
8. Ig. 311812. 

Henning: Über das Verfahren bei Preßdelikten. Württ J. 15. Ig. 
270 — 271. 

Klineberger, Theod.: Der Zeugenbeweis. Ein Beitrag zur Pſycho⸗ 
logie des Urteils. Oſt3Bl. 22. Ig. 193209, 275— 291, 863—376. 

Kloß: Rechtfertigung der Reviſionen durch den Gerichtsſchreiber. 
DIZ. 9. Ig. 545. 

Köhler, Auguſt: Der Entwurf eines Geſetzes betr. Entſchädigung für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Ger S. 64. Bd. 337383. 

Konietzko: Haftkontrolle im vorbereitenden Verfahren. DIE. 
9. Ig. 498—499. 

Lelewer, Georg: Laien als Strafrichter. Arch Krim Anthr. 14. Bd. 
30 —33. 

Lindenau: Die polizeiliche Verfolgung der Übertretungen. PrVerwBl. 
25. Ig. 141—148, 247. 

Löffler, Alexander: Unheilbare Nichtigkeit im e Straf⸗ 
prozeſſe. O3 Bl. 22. Ig. 209 — 213. 

Löwenſtein, Siegfr.: Zur Frage nach dem Antragsrecht und der 
Stellung des geſetzlichen Vertreters im Privatklageverfahren. 
DIZ. 9. Ig. 399—400. 

Moeller: Findet das in SS 170 ff. StPO. vorgeschriebene Ver⸗ 
fahren auch bei Privatklagedelikten Anwendung? Recht. 8. Ig. 
248— 249. 

Oetker, Friedrich: Die geſetzlichen Merkmale in Haupt⸗ und Neben⸗ 
frage. Ger. 64. Bd. 55 — 218. 

Oppler: Zur Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft. Ein Wort in letzter Stunde. Recht. 8. Ig. 215. 

Peltaſohn: Staatsanwaltſchaftliche Ablehnung der Strafverfolgung 
DIZ. 9. Ig. 347—848. 

Pfeiffer: Die polizeiliche Verfolgung der Übertretungen. PrVerwöl. 
25. Ig. 199—200. 

Schauenburg: Berufungseinlegung der Amtsanwälte auf Grund 
genereller Verfügung. DIZ. 9. Jg. 545—546. 
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Scheurlen: Herrſcht nach den Reichsjuſtizgeſetzen bei Abrügung von 
Übertretungen im Verwaltungsweg das Loyalitäts⸗ oder Oppor⸗ 
tunitätsprinzip? PrVerwBl. 25. Ig. 347—348. 

Schneider: Das Recht des Verteidigers auf Einſicht der ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Ermittelungsakten. DIZ. 9. Ig. 450. 

Sieper: Iſt die Zurücknahme einer polizeilichen Strafverfügung 
nach erfolgter Abgabe der Sache an das Gericht bezw. den Amts⸗ 
anwalt zuläſſig? PrVerwBl. 25. Ig. 348 — 350. 

Rundnagel: Kann die Polizeibehörde eine Strafverfügung (im 
Sinne des § 453 StPO.) noch nach Abgabe der Akten an den 
Amtsanwalt zurücknehmen? Eine Entgegnung. PrVerwBl. 25. Ig. 
521— 523. 

Thierſch: Beſchlagnahme ärztlicher Krankenjournale. Eine Lücke der 
StPO. DIZ. 9. Ig. 354 — 356. 

Weich, Leo: Zur Frage der Präjudizialität eines ſtrafgerichtlichen 
Urteils für den Zivilprozeß. OſtRZ. 1. Ig. 61—72. 


| c) Milttärfrafprozgeß. 
Bonin, Vurkh. v.: Grundzüge der Rechtsverfaſſung in den deutſchen 
Heeren zu Beginn der Neuzeit. Weimar, H. Böhlaus Nachf. 
(XII, 175 S.) 4 M. 


Dienſtanweiſung für die Gerichtsſtellen und Juſtizbeamten der 
kaiſerl. Marine. (D. A. G.) Berlin, E. S. Mittler u. Sohn in Komm. 
(VIII, 261 S.) 3 M. 

Neumayer, Max: In welchem Zeitpunkte erwachſen die militär⸗ 
gerichtlichen Urteile I. Inſtanz in Rechtskraft? OſtRZ. 1. Ig. 129. 

Rotermund, Guſtav: Einige Ungenauigkeiten der MStGD. 3StW. 
24. Bd. 236 — 241. | 

Schlott: Mitzeichnung der gerichtsherrlichen Verfügungen. 

8. Ig. 249 — 250. 

Tamaſchke, Friedrich: Die SS 253 und 259 der MSLSD. ZStW. 
24. Bd. 242 — 244. 


V. Strafvollzug. 

v. Kirchenheim: Bibliographie der Geſängniskunde. 
38. Bd. 392—396. a 

Roſenfeld, Ernſt: Regiſter zu den neueren Erlaſſen des königl. 
preuß. Miniſters des Innern auf dem Gebiete des Gefängnis⸗ 
u. Zwangs- (Fürſorge⸗) Erziehungsweſens, zugleich erſtes Haupt⸗ 
regiſter zum Verordnungsblatt für die Strafanſtaltsverwaltung 
im Reſſort des Miniſteriums des Innern. 1894 — 1903. Berlin, 
C. Heymann. (35 S.) 1,20 M. 


Recht. 


BlGefK. 


Beck, Guſt.: Gedanken eines Arztes über Sträflings⸗Diagnoſtik und 
Sträflings⸗Therapie. BlGefK. 38. Bd. 254— 281. 

Bruck, Felix Friedrich: Zur Deportationsfrage. BlGefK. 38. Bd. 
241 — 253. 

Hemprich: Die Privatbeichte in unſeren Anſtalten. 
19. Ig. 78—97. 

Hinze: Die Fürſorge für die weiblichen Strafentlaſſenen in unſerem 
Arbeitsgebiet. SächſGef. 19. Ig. 1—50. 

Kuhn⸗Kelly: Die Jugendfürſorge mit Rückſicht auf das Geſetz der 
Vererbung im allgemeinen und der erblichen Belaſtung im 
beſonderen. St. Gallen, (Fehr). (31 S.) 0,30 M. 

Prenner, Fritz: Polizeiaufſicht und Zwangsarbeitsanſtalt. Oſt AG. 
55. Ig. 169— 170. 

Reicher, Heinr.: Die Fürſorge für die verwahrloſte Jugend. 
Wien, Manz. 1. Tl.: 1. Deutſches Reich. Die Zwangserziehung 
im Großherzogtum Baden. (211 S.) 2,50 M. — 2. Der Kinder⸗ 
ſchutz in England. (XVI, 182 S.) 2,50 M. 

Roſenfeld, Ernſt: Verſchickung freiwillig auswandernder Inſaſſen 
der Gefängniſſe von Mecklenburg nach Braſilien in den Jahren 1824 
u. 1825. Auszug aus amtlichen Akten. ZStW. 24. Bd. 412 — 425. 


SächſGefG. 
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Roſenfeld, Ernſt: Die Familienfürſorge im Berliner Verein zur 


Beſſerung der Strafgefangenen. Vortrag. 
296 — 305. 

Scheffen, C.: Die Verwaltung des Arbeitsgeſchenkes Strafentlaſſener 
durch die Fürſorgeorgane. SächſGefG. 19. Ig. 98 —117. 

Die Unterbringung geiſteskranker Strafgefangener in Württem⸗ 
berg. BlGefK. 38. Bd. 305 — 330. 


BlGGefg. 38. Bd. 


VI. Kriminalpolitik, Kriminaliſtik, Kriminalauthropologie, 
Gerichtliche Medizin. 
Monatsſchrift für Kriminalpſychologie und Strafrechtsreform 
Hrsg. von Guſt. Aſchaffenburg. 1. Ig. 12 Hefte. Heidelberg, 
C. Winter, Verl. 20 M. 


Aſchaffenburg, Guſtav: Kriminalpſychologie und Strafrechtsreform. 
MSchrͤrimpPſych. 1. Ig. 1—7. 

Ferriani, Lino: Der „Zynismus“ bei den jugendlichen Ver⸗ 
brechern. MSchrKrimPſych. 1. Ig. 171—176. 

Franckenburger: Aus der Praxis des Lebens. CJuriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. 1. Bd. 
8. Heft.) Halle, C. Marhold. (27 S.) 0,80 M. 

Gaupp, Robert: Über den heutigen Stand der Lehre vom „geborenen 
Verbrecher“. MSchrͤrimpPſych. 1. Ig. 25 — 42. 

Graßl: Die Selbſtmorde in Bayern. Ein volkspſychologiſcher Bei⸗ 
trag. Friedreichs Bl. 55. Ig. 179—187. 

Heller, Ludwig: Hypnotismus, Suggeſtion und Magnetopathismus 
vom geſundheitlichen und medizinalpolizeilichen Standpunkt, ſowie 
von dem der Volkswohlfahrt. FriedreichsBl. 55. Ig. 183 — 156, 
229 — 235. 

Hoche, A.: Zur Frage der Zeugnisfähigkeit geiſtig abnormer Per⸗ 
ſonen. Mit einigen Bemerkungen dazu von A. Finger. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. 1. Bd. 8. Heft.) Halle, C. Marhold. 

Kaan, H.: Befund und Gutachten über eine traumatiſche Hyſtero⸗ 
Neuraſthenie nach Schreck bei einem Eiſenbahnunfall. Friedreichs Bl. 
55. Ig. 161168. 

Kohlrauſch, Eduard: Der Kampf der Kriminaliſtenſchulen im Lichte 
des Falles Dippold. MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 16—25. 

Kraepelin, Emil: Der Unterricht in der forenſiſchen Pſychiatrie. 
MSchrͤrimpPſych. 1. Ig. 141—151. 

Liszt, Franz v.: Schutz der Geſellſchaft gegen gemeingefährliche 
Geiſteskranke und vermindert Zurechnungsfähige. MSchrͤrim Pſych. 
1. Ig. 8—15. 

Näcke, Paul: Über den Wert der ſog. Degenerationszeichen. 
PoSchrKrimpſych. 1. Ig. 99—111. 

Oberndorfer, S., und Steinharter, S.: Die poſthypnotiſchen 
Aufträge in ihrer pſychiatriſchen und juriſtiſchen Bedeutung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 170—178. 

Scholz, Friedr.: Die moraliſche Anäſtheſie. Für Arzte und Juriſten. 
Leipzig, E. H. Mayer. (IV, 163 S.) 3,60 M. 

Sommer, Rob.: Kriminalpſychologie und ſtrafrechtliche Pſycho⸗ 
pathologie auf naturwiſſenſchaftlicher Grundlage. Leipzig, 
J. A. Barth. (XII, 388 S. m. 18 Abbildungen) geb. 11,50 M. 

Wertheimer, Max, und Klein, Julius: Pſychologiſche Tatbeſtands⸗ 
diagnoſtik. Ideen zu pſychologiſch⸗experimentellen Methoden zum 
Zwecke der Feſtſtellung der Anteilnahme eines Menſchen an einem 
Tatbeſtande. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 72—113. 


Groß, Hans: Handbuch für Unterſuchungsrichter als Syſtem der 

Kriminaliſtik. 4. verm. Aufl. 2 Bde. München, J. Schweitzer 
Verl. (XVIII, 499 und 452 S.) 18 M. 

Haußner: Zur Literatur der Kriminaliſtik. ArchKrim Anthr. 14. Bd. 
1—8; 15. Bd. 1— 71. 


XXIII. Jahrgang. 


Arneth, J.: Beſtimmung des verletzenden Werkzeuges. Friebreichs Bl. 
55. Ig. 81—106, 211—220. | | 
Fabrice, Heinr. v.: Die Lehre von der Kindsabtreibung und vom 
Kindsmord. Gerichtsärztl. Studien. 2. neubearb. Aufl. von 

A. Weber. Berlin, H. Barsdorf. (VIII, 320 S.) 7,50 M. 

Klix: Über akute Phosphorvergiftung vom gerichtsärztlichen Stand⸗ 
punkt. Friedreichs Bl. 55. Ig. 198—210. | 

Pflanz, Wilhelm: Gerichtsärztliche Beurteilung der Strychnin⸗ 

Vergiftung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 221 — 228. 

Windt, Kamillo, und Kodisek, Siegm.: Daktyloſtopie. Ver⸗ 
wertung von Fingerabdrücken zu Identiſtzierungszwecken. Mit 
79 Textilluſtr., 15 Taf. u. 2 Beilagen. Wien, W. Braumüller. 
(VIII, 125 S.) geb. 4,20 M. 


Berg, Hermann: Kriminalſtatiftik. (Literaturbericht.) SW. 24. Bb, 
279—290. | | i 
Löwenftein, Siegfried: Eine Lücke in der Reichs juſtiſtatiſtil. 

JW. 33. Ig. 4—5. | 
Mayr, Georg v.: Die Nutzbarmachung der Kriminalſtatiſtik. 
MSchrarim pſych. 1. Jg. 42—52. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. 
I. Staatsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Fiſcher, Otto: Das Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht des 
Deutſchen Neiches und des Königreiches Sachſen, in ſeinen Grund⸗ 
zügen gemeinfaßlich dargeſtellt. 9. Auflage (18.— 19. Tauſend.) 
Leipzig, Dürrſche Buchholg. (VIII, 156 S.) 1,60 M. 

Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 
Nach den erlaſſenen Geſetzen und Verordnungen ſyſtematiſch dar⸗ 
geſtellt. 1. Lfg. Jena, H. Pohle. Für vollſtänd. 2 M. 

Gz, Karl: Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg. Auf 
der Grundlage des Handbuches von L. Gaupp dargeſtellt. 
(3. Aufl. des Gauppſchen Handbuches). (Handbuch des öſſentl. 
Rechts der Gegenwart in Monographien. III. Bd. 1. Halbbd., 
2. Abtlg.) Tübingen, J. C. B. Mohr. (XI, 458 S.) geb. 12 M. 

Jagemann, Eugen v.: Die deutſche Reichsverfaſſung. Vorträge. 
Heidelberg, C. Winter Verl. (XXXI,, 258 S.) geb. 7,50 M. 

Katechismus der Staatsverfaſſung Oſterreichs. Hrög. vom deutſchen 
Berein zur Verbreitung gemeinnütziger Kenntniffe in Prag. 
8. vollſtändig umgearb. Aufl. Prag (J. G. Calve). (51 S.) 0,60 M- 

Laband: Viel Lärm um nichts. DIZ. 9. Ig. 561565. 

Rönne, L. v.: Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Textausgabe mit 
Ergänz., Anmerkungen u. Sachregiſter. 9. neubearb. Aufl. von 
Paul v. Rönne. Berlin, J. Guttentag. 2,40 M. 

v. Savigny: Zur neueſten Literatur der Allgemeinen Staatslehre 
und Politik. J88l. 16. Bd. 125—134. N 

Oſterreichiſches Staatswörterbuch. Handbuch des geſamten öſter⸗ 
reichiſchen öffentlichen Rechts, hrͤg. unter Mitwirkung zahlreicher 
Fachmänner von Ernſt Miſchler und Joſ. Ulbrich. 2. weſentlich 
umgearb. Aufl. (In etwa 20 Lieferungen.) 1. Lief., 1. Hälfte. 
Wien, A. Hölder. 2 M. 


a | b) Eimelſchriſten. 

Arndt, Adolf: Zur Frage der Geſetzesſanktion. Recht. 8. Jg. 
205 —207. i 

Bielefeld: Die Bedeutung der badiſchen Verfaſſungsnovelle von 
1903 für das deut ſche Staatsrecht. DIZ. 9. Ig. 391— 393. 

Brandenburg, Erich: Die parlamentariſche Obſtruktion, ihre 
Geſchichte und ihre Bedeutung. Vortrag. (Neue Zeit⸗ und Streit⸗ 
fragen. Hrsg. von der Geheſtiftung zu Dresden. 1. Ig. 7. Heft). 
Dresden, Zahn & Jaenſch. (46 S.) 1 M. N 
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Vornhak, Konad: Das ſelbſtändige Berordnungsrecht. (In An 
lehnung an Arndis neueſte Schriften befprochen;) SLUB. 16. Ig. 

. |; BBR. | ‚Vans | ne re, ee 

Bornhak, Konrad: Bedürfen Beamte zur Annahme der Wahl als 

Stadtverordnete der Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde? 
PrVerwBl. 25. Ig. 301302. va 

Preuß, Hugo: Bedürfen Staatsbeamte einer Genehmigung zum 
Eintritt in eine Stadtverorbneten⸗Berſammlung? Pröerw Bl. 
25. Ig. 387389. . 

Delius: Was iſt unter „Verſammkungen“ und „Sitzungen“ im 
Sinne des preuß. Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 zu verſtehen ? 
PrVerwöl. 25. Ig. 455— 486. e 

Koppe: Die neuefte Nechtſprechung des Bundesamts für das 
Heimatweſen. PrVerwol. 25. Ig. 311-616. 

Kutzer, Thor.: Das bayeriſche Heimatrecht mit dem einſchlägigen 
Rechte der Verehelichung und des Aufenthalts, ſyſtematiſch darge⸗ 
ſtellt. (In 4 Liefg.) München, J. Schweitzer Berl. 1. Lieſg. 1,50 M. 

Laband: Die Verkündigung von Nechtsverordnungen des Bundes⸗ 
rates. Arch Off. 18. Bd. 805-887, 

Mayer, Otto: Die Entſchädigungspflicht des Staates nach Villigkeits⸗ 
recht. Vortrag. (Neue Zeit- und Streitfragen. Hrsg. von der 
Geheſtiftung zn Dresden. 1. Ig. 8. Heft.) Dresden, Zahn & Jaenſch. 
6 S.) IM Et ne, e 

Müller: Zur Aufhebung des 5 2 des Jeſuitengeſetzes. Eme alte 
Streitfrage aus dem deutſchen Berfaffungs echte. Hirths Ann. 
87. Ig. 801 —310. = 

pieper: Die Bedeutung des Dienſteldes im Penſionsrecht. Pr Berw Bl. 
25. Ig. 588—5 414. en Te: 

Pachner⸗Eggenſtotff, Adolf v.: Der dſterreichiſche Zivilſtaats⸗ 
dienſt. Sammlung der auf die Anſtellung und die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Zivilſtaatsbeamten und ⸗Diener Bezug habenden 
Vorſchriſten. (In etwa 24 Lfgn.) Wien, Manz. 1. Liefg. 0,90 M. 

Perels, Kurt: Die Legzislaturperiode des preußiſchen Hauſes der Ab⸗ 
geordneten und des Deutſchen Reichstages. Arch Off. 19. Bd. 1—31. 

Plate, A.: Die Geſchäftsordnung des preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſes, ihre Geſchichte und ihre Anwendung. Unter Berück⸗ 
ſichtigung der Geſchäftsordnung und der Gewohnheiten des 
Deutſchen Reichstages. 2. unveränd. Aufl. Berlin, M. Paſch. 

(Al, 337 S.) 5 M. ö | „ mr 

Rehm, Hermann: Der Oldenburger Thronfolgeſtreit. DIS. 9. Ig. 

417—420. 8 Be ne RER 

Rehm, Hermann: Die Oldenburger Thronfolgefrage. Hirths unn. 
87. Ig. 321-851. | 

Roth, Emil: Wie erlangt man Anftellung im mittteren Reichs⸗ 

und Staatsdienſt? Berlin, H. Steinitz. (80 S.). 1 M. 

Schowalter, A.: Allgemeines Wahlrecht und bayeriſche Wahl⸗ 

reform. Kaiſerslautern, E. Cruſtus. (55 S.) 0,50 M. 

Wilden, Joſ.: Zur Ausdehnung des Reichsarmenrechts auf Elſaß⸗ 
Lothringen. Straßburg, J. H. E. Heitz. (II. 138 S.) 2,50 M. 


II. Verwaltungsrecht. 

3 a) Werke allgemeinen Inhalts. 
Brandt: Der preußiſche Verwaltungs beamte. Handlexikon der in 
der amtl. Praxis und im öffentl. Leben anzuwendenden Geſetze, 

Verordnungen, Entſcheidungen. u. f. w. Leipzig, C. E. M. Pfeffer. 
(II, 311 8.) f[(M,‚ff . 
Freytag: Kleine Mitteilungen aus der Rechtſprechung des zweiten 
„ Senats des Oberverwaltungsgerichts. PrVerwösl.: 25. Ig. 

447 —449, 555559. " on ie 
Hannemann, A.: Die im Reg. ⸗VBez. Coblenz geltenden : Polizei⸗ 

verordnungen der Zentral⸗, Provinzials und Bezirksbehörden und 
ſonſtigen landrspolizeilichen Vorſchriften. Coblenz, W. Grooß. 
(VII, 893 S.) 0 n. 


. 
— . 
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Hottenrott: Verwaltungsrechtliche Fragen in der Spruchpraxis 
deutſcher OL Z. PrVerw Bl. 25. Ig. 587—589. 

Kunze, Fr., u. Kautz, G.: Die Rechtsgrundſätze des königl. preuß. 
Ober⸗Verwaltungsgerichts. Begründet von K. Parey. 3. gänzlich 
neubearbeitete und bis zur Gegenwart ergänzte Auflage. Er⸗ 
gänzungsband 1903. Berlin, J. Guttentag. (XI, 385 S.) EM. 

Ulbrich, Joſ.: Lehrbuch des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes. 
2 Hälften. Wien, Manz. (XVI, 584 S.) 15 M. 


b) ehgelſchriſten. | 

v. Arnſtedt: Alte und neue Gedanken über die Reorganifation ber 
inneren Verwaltung in Preußen. VerwArch. 12. Bd. 311—3853. 

Bartels, Georg: Zum Gemeindewahlrecht des Fiskus und ſonſtiger 
juriſtiſcher Perſonen. PrVerwBl. 25. Ig. 271 — 272, 871—872, 

Dierſchke, Alfons: Noch einmal: Das Gemeindewahlrecht des 
Fiskus und fonftiger juriſtiſcher Perſonen. Pr̃erwöl. 25. Ig. 
870-871. . 

Galland: Das Beſichtigungs⸗ und Nevifionsrecht der Bürger⸗ 
mitglieder einer ſtädtiſchen Verwaltungsdeputation im Verhältnis 
zur Rechtsſtellung des Vorſitzenden. PrBerwöl. 25. Ig. 639 —640. 

Jebens, A. W.: Die Verpflichtung zur Übernahme von Gemeinde⸗ 
ämtern. PrVerwBl. 25. Ig. 499—507. 

Matthes: Ausſchluß des Magiſtrats von geheimen Sitzungen der 
Stadtverordnetenverſammlung. PrBerwöl. 25. Ig. 519—520. 

Schmieder: Das Recht der Kommunalaufſicht. PrBerwol. 25. Ig. 
483—488. 

Schmidt, Richard: Wirkungskreis und Vorbildung der rheiniſchen 
Landbürgermeiſter. PrBerwöol. 25. Ig. 279—281. 

Schultzenſtein: Der Entwurf eines Geſetzes über die Berwaltungs⸗ 
rechtspflege für den Kanton Baſel⸗Stadt. Verwrch. 12. Bd. 
571—874. 

Schumm, W.: Das Rechnungsweſen der Gemeinden, Amtskörper⸗ 
ſchaften und Stiftungen in Württemberg. Stuttgart, W. Kohl⸗ 
hammer. (XI, 185 S.) 8,60 M. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Der verwaltungsrechtliche Schutz des Bürger: 
und Einwohnerrechts in Preußen. Auf Grund des Gemeinde⸗ 
rechts und des Zuſtändigkeitsgeſetzes unterſucht. Berlin, C. Hey: 
mann. (IV, 192 S.) 3 M. | 

Weber, Karl: Bayeriſche Gemeindeordnung für die Landesteile 
diesſeits des Rheins. (Geſetz vom 29. IV. 1896.) Handausgabe 
mit Anmerkungen. 7. ergänzte Aufl. München, C. H. Beck. 
(VIII, 263 S.) 2,50 M. 


Entwurf eines Geſetzes wegen Anderung des Keichsſtempelgeſetzes. 
Dem Reichstage vorgelegt am 24. III. 1904. Berlin, C. Hey⸗ 
mann. (19 S.) 0,60 M. 

Freudenſtein, Otto, und Mirbach, Graf v.: Welcher Kapitalwert 
des Grundbeſitzes iſt gerechterweiſe bei der Veranlagung zur 
Vermögensſteuer zugrunde zu legen? Referate. Berlin. (Char⸗ 
lottenburg, Allgemeine Verlagsagentur.) (28 S.) 0,40 M. 

Fuiſting, B.: Das preußiſche Gewerbeſteuergeſetz vom 24. VI. 1891 
nebſt Ausführungsanweiſungen. (Taſchen⸗Geſetzſammlung 2. Bd.) 
Berlin, C. Heymann. (XII, 894 S.) 2 M. 

Jacobi: Agenten und Vertreter. Ihre Veranlagung zur Einkommen⸗ 
und Gewerbeſteuer. PrVerwBBl. 25. Ig. 399—402. 

Many: 814 Abſ. 2 Ziffer 3 des Einkommenſteuergeſetzes. PrVerwBl. 
25. Ig. 281 —284. 

Prieſter: Über die Stempelpflichtigkeit der Vollmachten nach dem 
Meckl.⸗Schwer. Stempeltarif. Meckl. Z. 22. Bd. 278—282. 

Strutz: Zur Einkommenſteuerpflicht der Molkereigenoſſenſchaften. 
Eine Entgegnung. PrVerwBl. 25. Ig. 449. 

Ulrich, A.: Das anhaltiſche Geſetz über die Urkundenſtempelſteuer 
vom 17. IV. 1883. Cöthen, P. Schettlers Erben. (III, 56 S.) 1 M. 
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Wahl, Rich.: Das Tal. ſächſ. Geſetz über die Erbſchaftsſteuer vom 
18. XI. 1876 nebſt Ausführungsverordnung vom 6. XII. 1876. 

Leipzig, Roßberg. (VIII, 126 S.) 2,40 WM. 

Wiedenfels: Das Kreisſteuerrecht und feine Reform. PrBerw Bl. 
25. Ig. 619—622. 


Schmauſer, Georg: Die KNechtsſätze der deutſchen Zolltarifgeſetz⸗ 
gebung. ArchOffR. 18. Bd. 423 — 494. 


Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich vom 1. V. 1904. Amtliche Ausgabe. 2. Aufl. Berlin, 
C. Heymann. (IV, 176 S.) 2 M. 

Becker, Ernſt: Verordnung über den Gewerbebetrieb der Geſinde⸗ 
vermieter und Stellenvermittler vom 6. VIII. 1902. Dresden, 
C. Heinrich. (63 S.) 1,50 M. ö 

Engelhard, C. V.: Vorſchriften für den Amfang der Befugniſſe 
und Verpflichtungen, ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Ver⸗ 
ſteigerer. 2. verb. u. verm. Aufl. Hannover, C. B. Engelhard u. Co. 
(118 S.) 1,50 M. 

Findeiſen, H.: Das Reichsgeſetz betr. Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben vom 30. III. 1908, ſyſtematiſch dargeſtellt, nebſt Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen aus dem Reich, den Königreichen Preußen, 
Bayern und Sachſen, ſowie den. thüring. Staaten. Leipzig. 
Duncker u. Humblot. (VIII, 104 S.) 2,40 M. 

Gutachten des GG. München über die rechtliche Stellung des 
Perſonals der Gaſtwirtſchaften. Gewher. 9. Ig. 202 — 204. 
Hoffmann, F.: Die Gewerbeordnung mit den geſamten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen für das Deutſche Reich und Preußen. 
Erläutert. 4. Aufl. Berlin, C. Heymann. (XX, 1189 S.) 4 M. 

Hotop: Die Regelung der gewerblichen Kinderarbeit nach dem 
Keichsgeſetze vom 30. März 1903. Fiſchers Z. 27. Bd. 145—170. 

Kraus, Siegm.: Kinderarbeit und geſetzlicher Kinderſchutz in Oſter⸗ 
reich. (Wiener ſtaatswiſſenſchaftliche Studien. V. Bd. 3. Heft.) 
Wien, F. Deuticke. (VI, 203 S.) 3,20 M. 

Labes: Die Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung in ärztlichen 
Standes angelegenheiten. DIZ. 9. Ig. 894—397. 

Neukamp: Sonntagsruhe und Zeitungsweſen. Necht. 8. Ig. 332—333. 

Plothe: Die neue Ausführungsanweiſung zur Gew. PrVerwBl. 
25. Ig. 571— 572. 

Rohrſcheidt, Kurt v.: Die Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich in der Red. vom 26. VII. 1900, mit ſämtlichen Ausführungs⸗ 

beſtimmungen für das Reich und für Preußen. Leipzig. 
C. L. Hirſchfeld. (VIII, 176 S.) AO M. 

Schips, K.: Kinderſchuz im Gewerbebetrieb nach Reichsrecht und 
württembergiſchem Landesrecht. Textausgabe. enge J. Heß. 
(48 S.) 0,830 M. 

S eydel, F.: Bedürfen Bahnhofswirtſchaften einer gewerbepolizeilichen 
Erlaubnis? PrVerwBl. 25. Ig. 559 —560. 

Spangenberg, H.: Reichsgeſetz, betr. Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben. 2. verm. Aufl. Berlin, J. Guttentag. (189 S.) 1,60 M. 


Bellom, Maurice: Die Arbeiterunfallverſicherung in Frankreich. 
ZVerſWiſſ. 4. Bd. 359—368, 

Brunn, P.: Die Anſprüche des Armenverbandes auf die Invaliden⸗ 
rente der von ihm unterſtützten Perſonen nach den neueren Ent⸗ 
ſcheidungen des RVerſA. und des OB. PrVerwBl. 25. Jg. 
572 — 574. 

Funke, Ernſt, und Hering, Walt.: Muſter zu Anträgen, Klage⸗ 
und Beſchwerdeſchriften in Angelegenheiten der Arbeiterverſiche⸗ 
rung. Berlin, F. Vahlen. (96 S.) 0,60 M. 

Hilfe, B.: Wiederinanſpruchnahme entzogener Unfallrente. PrVerw Bl. 
25. Ig. 476. 

Klein, G. A.: Atlas und Statiſtik der Arbeiterverſicherung des 
Deutſchen Reichs. Berlin, C. Heymann. 0,50 M. 
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Klein, G. A.: Statiſtik der Arbeiterverſicherung. (Die beutfche 
Arbeiterverſicherung als ſoziale Einrichtung. Im Auftrage des 
Reichsverſicherungsamts dargeſtellt für die Weltausſtellung in 
St. Louis 1904. 2. Heft.) Berlin, A. Aſher u. Co. (86 S.) 
0,85 M. 

Laß, Wilhelm: Die ſozialreformatoriſche Geſetzgebung und die 
Handlungsgehilfenfrage. Leipzig, C. L. Hirſchfeld. (167 S.) 4 M. 

Laß, Ludw., und Zahn, Friedr.: Einrichtung und Wirkung der 
deutſchen Arbeiterverſicherung. 8. unveränd. Ausgabe. Für die 
Weltausſtellung in St. Louis 1904 im Auftrage des Keichs⸗ 
verſicherungsamts bearb. Berlin, A. Aſher u. Co. (IX, 275 S. 
mit 5 Taf.) 4 M. 

Maaß, Wilh.: Handbuch zur Durchführung des Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes vom 13. VII. 1899. 2. Aufl. Grunewald⸗Berlin, 
A. Troſchel. (XII, 190 S.) 2 M. 

Schuſter: Zu den Unfallverſicherungsgeſetzen vom 30. VI. 1900; 
Stellung des Betriebsunternehmers gegenüber dem nach 8 82 
LwuVerſG. erlaſſenen Beſcheide auf Feſtſtellung einer Entſchädigung 
und feine Haftpflicht für die erſten 13 Wochen nach dem Unfalle. 
Fiſchers Z. 27. Bd. 30—41. 

Seelmann, Hans: Anleitung zur Berechnung der Invaliden⸗ 
verſicherungsbeiträge. Mainz, J. Diemer. (52 u. IV S.) 0,75 M. 

Weinrich, Alfred v.: Überſicht über die hiſtoriſche Entwicklung des 
Haftpflichtrechts, der Haftpflicht⸗ und der Unfallverſicherung. 
ZVerſWeſ. 1904. 181—182. 

Weymann, Konr.: Die ſozialpolitiſche Wirkung der §8 46 u. 116 
InvVerſGeſ. Vorſchläge zur Beſeitigung des Erlöſchens der Ans 
wartſchaft. Grunewald: Berlin, Verlag der Arbeiterverſorgg. 
(20 S.) 0,60 M. 

Wörner, Gerh.: Die Nebengeſetze zur Reichs- Unfalverſicherungs⸗ 

geſetzgebung. 1. Tl.: Die deutſchen Unfallfürſorgegeſetze für 
Beamte und Gefangene. Leipzig, Roßberg. (VIII, 114 S.) 2,50 MN. 

Zacher: Leitfaden zur Arbeiterverſicherung des Deutſchen Reichs. 
Neu zuſammengeſtellt für die Weltausſtellung in St. Louis 1904. 
Berlin, A. Aſher u. Co. (47 S.) 0,25 M. 


Gerland, Otto: Der Einfluß des Fleiſchbeſchaugeſetzes auf die 
Obliegenheiten der Polizeibehörden bei Verhütung und Bekämpfung 
anſteckender Krankheiten, PrVerwBl. 25. Ig. 431 —435. 

Hottenrott: Zur Auslegung des § 2 des Reichs ⸗Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes. PrBerw Bl. 25. Ig. 476. 

Urban, E.: Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Ankündigung 
von Geheimmitteln, Arzneimitteln und Heilmethoden im Deutſchen 
Neiche, einſchl. der Vorſchriften über den Verkehr mit Geheim⸗ 
mitteln. Berlin, J. Springer. (X, 172 S.) 2,60 M. 


Baupolizeiliche Vorſchriften für den Regierungsbezirk Poſen. 
Nachtrag, enth. 1. die Baupolizeiverordnung f. d. Städte des 
Neg.⸗Bez. Poſen, vom 28. IV. 1904, 2. die Baupolizeiverordnung 
f. d. platte Land des Reg.⸗Bez. Poſen, vom 28. IV. 1904. Berlin, 
A. W. Hdayns Erben. (48 S.) 0,70 M. | 

Gilbert, Wolfram: Zur Rechtſprechung des Königl. Sächſ. Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, betr. die Zurückziehung der Baugenehmigung 
nach 8 157 des Allg. Baugeſetzes. Fiſchers Z. 27. Bd. 170 — 176. 

Nütgers: Über die Frage der Zweckmäßigkeit der Hinterlegung 
von Sicherheit zur Sicherung des Anſpruchs auf Anliegerbeiträge 
bei Gewährung von Ausnahmen vom Bauverbot des § 12 des 
Baufluchtliniengeſetzes. PrVerwBl. 25. Ig. 608 —607. 

Steinhauſer, Aug.: Münchener Staffelbauordnung vom 20. April 
1904. München, C. H. Beck. (X, 221 S.) geb. 2,80 M. 


Lehmann, Walter: Die Verfügung über ſtädtiſche Volksſchulgebäude 
während der Freiſtunden. PrVerwBl. 25. Ig. 467—470. 
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Dirkſen: Sind Städte, welche die Volksſchule als Gemeindeanſtalt 
unterhalten, bei der Verfügung über ſtädtiſche Elementarſchul⸗ 
gebäude für die Freiſtunden an die Genehmigung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde gebunden? PrVerwBl. 25. Ig. 491—492. 

Trautmann: Vermögen und Bermögens verwaltung der unter 


fäntifem patemate geheuer ic nuten höheren. Sehe 
anſtalten. PrVerw Bl. 25. Ig. 640 —643. 5 


Duering: Iſt die Unterbringung geiſteskranker Verbrecher nach der 
Vorſchrift des Miniſterialerlaſſes vom 15. Juli 1901 Sache der 
Landarmenverbände? PrVerwöol. 25. Ig. 415—418. 

Henle, Jul.: Das bayeriſche Geſetz, die öffentliche Armen⸗ und 
Krankenpflege betreffend, vom 29. IV. 1869. 2. Aufl. München, 
C. H. Beck. (VIII, 157 S.) 2 M. 

Krech: Verpflichtung des Armenverbandes zur Auslöſung der von 
dem Gerichtsvollzieher zur Pfandkammer geſchafften Sachen eines 
Exmittierten durch Erſtattung der Transportkoſten. PrVerwBl. 
25. Ig. 578—579. 

Markull, W.: Erſtattung der Koſten an einen Landarmenverband, 
der einen taubſtummen Knaben in der Anſtalt eines anderen Land⸗ 
armenverbandes untergebracht hat. PrBerwöl. 25. Ig. 456—457. 


Aron, Erich: Die Kolliſion von Telegraphenanlagen mit anderen 
wirtſchaftlichen Zwecken dienenden Anlagen auf den Verkehrswegen. 
Hirths Ann. 37. Ig. 311—317. 

Fleiſchmann, Max: Die Entſchädigung der dffentlichen Betriebs⸗ 
unternehmungen bei polizeilich verfügter Straßenſperrung. Eifenb&. 
20. Bd. 286-296, 

zT Betrachtungen über die Entſchädigungen, welche auf Grund 

des heutigen Standes der Geſengebung und der Rechtiprechung 
für zu Straßen oder Plätzen enteignetes Land gewährt werden, 

und einige Vorſchläge auf Ergänzung der Beſtimmungen „Von 
der Entſchädigung“ im Enteignungsgeſetze vom 11. Juni 1874. 
PrVerwöl. 25. Ig. 268 —265. 


F. Kirchenrecht. 

Friedberg, Emil: Die geltenden Verfaſſungsgeſetze der evangeliſchen 
deutſchen Landeskirchen. 4. Ergänz.⸗Bd. 1892 bis Anfang 1904. 
[Aus: „ZLirchR.“! Tübingen, J. C. B. * (XVII, 
1182 S.) WM. 


Gebſer, F.: Verwaltungs ordnung für das kirchliche Vermögen in 


den öſtlichen Provinzen der preußiſchen Landeskirche. Berlin, 
C. Heymann. (VIII, 336 S.) 2 M. 

Gönner, Rich,, und Seſter, Joſ.: Das Kirchenpatronatrecht im 
Großherzogtum Baden. Mit einem Vorwort des Herausgebers. 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen. Hrsg. von Ulr. Stutz. 10. u. 
11. Heft.) Stuttgart, F. Enke. (XX, 318 S.) 10 M. 


delbig: Eine bisher überſehene Schrift des Henricus Hostiensis. 


ZKirchN. 3. F. 14. Bd. 70—82. 

Mayer, Ernfti Die Schenkungen . und b Pipins, gairchr. 
8. F. 14. Bd. 1—69. 

Mayer: Die kirchlichen Umlagen. Wurttg. 46. . . 51—55. 

Siebert, A.: Zur Frage einer Erblaſtenablöſung in Baden. Grund⸗ 
züge eines Ablöſungsgeſetzes nebſt begründenden Ausführungen. 
ZKirchR. 3. F. 14. Bd. 83—106. 


G. Internationales Recht. 


Bonfils, Henry: Lehrbuch des Völkerrechts für Studium und 
Prapis. 3. Auflage, durchgeſehen und ergänzt von Paul Fauchille. 
Überſetzt und mit Anmerkungen verſehen von Aug. Grab. Berlin, 
C. Heymann (XVI, 867 S.) 14 M. 

Hilty: Die völkerrechtlichen Gebräuche in der atmoſphäriſchen Zone. 
ArchOffR. 19. Bd. 87— 94. 
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Hirſch: Der Streit um Korea und ber Krieg Ban Japan unb 
Nußland. DIZ. 9. Ig. 445—446. 

Niemeyer: Die Haager Familienrechts⸗ Ronention. DSS. 9, Ig. 
513—5 17. 

Kahn Frz.: Die einheitliche gobiftkation des internationalen Privat⸗ 
rechts durch . en. Dunder . Humblot. l, 
35 S.) 1 M. 

Kaufmann, W.: Weltzucerinduftrie und internationales und 
koloniales Recht. Berlin, Siemenroth. (XVI, 612 S.) 12 N. 

Schirrmeiſter, Guſtav: Die Antwerpener Konferenz der Inter- 
national Law Association im derbfte 1903. Vößmsg. 14. 2 
1652 —162. 

Schwartz, Iſidor: gollſſonen zwiſchen Serien u none 
5 ee 14. d. 187—145. 5 


Lberatnibeſprechungen 


Corpus juris civilis für: das Deutſche Reit: und. Preußen. 
Mit Erläuterungen. Von Georg Meyerhoff, Rechtsanwalt 
am Kammergericht. Berlin, Heymann 1900 — 1904. 

„Daz Werk erſcheint in 4 Bänden, die, ſoweit der Umfang 

dies erforderlich erſcheinen ließ, wieder in ſelbſtändige Teile 

zerlegt werden. Die Verteilung des Stoffes. auf. die einzelnen 

Bände iſt derart, daß enthalten: Band I. das Bürgerliche Recht, 

Band II. das Handelsrecht, Band III. die Verfahrensgeſetze 

(Teil 1 Zivilprozeß, Teil 2 Freiwillige Gerichtsbarkeit, Grund- 

buchrecht, Verfahren in Agrarſachen, Koſten / und Stempelweſen, 

Teil 3 Konkurs- und Immobiliarzwangsvollſtreckung), Band IV. 

die Ein- und Ausführungsgefege zum B. G. B., privatrechtliche 

Reichsgeſetze und Landesprivatrecht, das Allgemeine Landrecht. 

Vron dem Werke liegen bisher vor von Band I die im 

Jahre 1900 erſchienene 1. Lieferung, enthaltend das B. G. B. 

bis zu § 286, Band. II (1900), Baud III 1 (1900), 2 (1903), 

3 (1904). 

Mein Geſanuurtell über das Unternehmen iſt ein gänfliges 
Das Werk ſtellt den geſamten Deutſch⸗ Preußiſchen Rechtsſtoff, 
ſoweit er für den Ziviljuriſten in Betracht kommt, in handlichen 
Bänden zuſammen und verdient gen: Mae das Intereſfe 
des preußiſchen Praktikers. 

Ob nicht in der Auswahl des aufzunehmenden Materials 
des Guten zu viel getan iſt? Sollte wirklich der Abdruck der 
Verzeichniſſe ſämtlicher vom Reichsbankdirektorium abhängigen 
Zweiganftalten (II S. 298— 305), das heute ſchon nicht mehr 
als zutreffend hinzunehmende Verzeichnis der Kaiſerlich deutſchen 
Konſulate nach dem Stande im Jahre 1901 (III 2 S. 280 
‚bis 304) durch die Bedürfniſſe der Praxis geboten fein? ? 

Der Verfaſſer hat die Geſetze mit Anmerkungen verſehen, 


die von Scharffinn und Selbſtändigkeit des Urteils zeugen und 


zum Teil ein übergroßes Material leider in kleinſter Druckſchrift 
bieten. Auch hier wäre weniger mehr geweſen. Die vielfachen 
kritiſchen Schlaglichter, die auf die angeführte Judikatur geworfen 
werden, find zum Teil zwar xecht intereſſant, aber kaum geeignet, 
dem Praktiker zu nutzen. Wenn eine Entſcheidung, die auszugs⸗ 
weiſe irgendwo mitgeteilt iſt, als offenſichtlicher Fehlſpruch in kurzen 
Worten ſtigmatifiert wird, fo kann das ja natürlich berechtigt 
und auch zweckmäßig ſein, immerhin wird es angemeſſen ſein, 
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mit ſolcher Kritik nur nach Kenntnisnahme der ganzen Ent- 
ſcheidung und insbeſondere des Tatbeſtandes hervorzutreten. 
Denn nicht immer gibt der Urteilsauszug den Inhalt des Urteils 
ganz korrekt wieder. Ob dies der Autor genügend berückfichtigt 
hat, iſt mir zweifelhaft. 
Voͤllig aus dem Rahmen des Werkes fällt der etwa 
200 Seiten umfaſſende, die Handlichkeit und die Wohlfeilheit beein- 
trächtigende Anhang zu III 3 „Anleitung zum Abſetzen des richter- 
lichen Dezernats in Konkurs- und Zwangsverſteigerungs ſachen“. 
Ich wünſche der fleißigen und inhaltreichen Arbeit, die, 
wie geſagt, namentlich als Zuſammenfaſſung des gewaltigen 
Stoffes wertvoll iſt, weiteres Fortſchreiten und eine freundliche 
Aufnahme bei den Berufsgenoſſen. 5 N. 


= Grundlegende Entſcheidungen. 


Das unbewußte Nichtübereinſtimmen des wahren Willens 
einer Vertragspartei mit ihrer Erklärung hindert nicht ſchon 
gemäß 5 155 B. G. B. das Zuſtandekommen des Vertrags. 
Der irrenden Partei fteht vielmehr, wie Entſch. Nr. 4 darlegt, 
nur der Rechtsbehelf der Anfechtung ihrer Erklärung und 
damit die Beſeitigung des Vertrages zu. 
.. Die Entſch. Nr. 5 halte 5 aicht für zutreffend. Wenn 
der als Schweigegeld gewährte Erlaß einer Forderung auf 
ſeiten des Nehmenden wie des Gewährenden denen bie guten 
Sitten verftößt, fo 15 das Redtegeigäft des Erlaſſes nichtig 
($ 138 B. G. B.). Es bedurfte deshalb nicht der Kondiktion 
der Ellaßecklärung Vielmehr durfte ſich der urſprüngliche 
Schuldner auf den Erlaß ſchlechthin nicht berufen. 

Eine neue Blüte am Baume des § 313 B. G. B. iſt die 


Wahlobligation, deren Gegenſtand entweder ein Grundſtück oder 
Geld iſt. Nach Entſch. Nr. 6 ift 12 auch ohne Beobachtung 


der Form des 5 313 in Anſehung der Geldleiſtung wirkſam, 
wenn fie nicht zur Umgehung des Geſetzes dient. 
Von Wichtigkeit iſt die rörkerang. über das zwiſchen 
88 226 und 826 B. G. B. beſtehende Verhältnis in Entſch. Nr. 7. 
„Entſch. Nr. 10 behandelt die den Verluſt der Gewähr⸗ 
Telftungsanfprüde nu vorbehaltloſe Annahme des 
464 B. G. B. Eine ſolche Annahme kann auch in der vor 
der Auflafſung erfolgenden förpertichen Übernahme des Kauf- 
Zrundſtückes liegen. 
Die Streitfrage, ob 8 573 B. G. B. ſich nur auf die 


re el Vorausverfügung des fein Grundſtück ver⸗ 
‚Außernden Vermieters über den ſpäteren Mietzins oder auch 


über ſolche aus ſeiner Perſon im Wege der Zwangsvollſtreckung 


(Pfändung) vorgenommene Verfügung bezieht, wird in Entſch. 


Nr. 12 im letzteren Sinne bejaht. 

Unter Nr. 20 wird eine Erläuterung der bereits in 
Bd. 55 S. 244 abgedruckten Entſcheidung gegeben, 
wonach der klagende Ehegatte kein Recht darauf hat, daß die 
Scheidung aus einem beſtimmten von mehreren geltend ge- 


machten Gründen ausgeſprochen werde. 


Wird die verſpätete Vorbringung der prozeßhindernden 


Einrede des Schiedsvertrages vom Gegner nicht rechtzeitig gerügt, 
ſo wird nach Entſch. Nr. 28 die Bert 


pätung geheilt. 


Die Eutſch. Nr. 35 läßt die Schadenserſatzpflicht des 


Arreſtſuchers aus § 945 Z. P. O. ſchon durch die Tatſache be⸗ 


gründet werden, daß durch ein im Arreſtprozeſſe rechtskräftig 
ergangenes Urteil der Arreſt aus dem Grunde aufgehoben 
worden ift, weil der Arreſt mangels eines Arreſtgrundes von 
Anfang an ungerechtfertigt geweſen ſei, ſodaß es ach darauf 


mehr ankommt, ob entgegen einem ſolchen Urteil das im ordent- 


lichen Verfahren über den Schadenserſatzanſpruch erkennende 
Gericht den Arreſt für rechtmäßig angeordnet hält. N. 


Für die Redaktion verantw.;: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Hermann Staub f. 


Am 2. d. M. iſt Juftizrat Dr. Hermann Staub zu 
Berlin verſtorben. Einem ſchweren, qualvollen Leiden iſt der 
Mann erlegen, dem ein ſchier unerſchöpfliches Maß von Lebens ⸗ 
kraft und Schaffensfreude verliehen zu ſein ſchien. Die deutſche 
Rechtsanwaltſchaft fteht trauernd an feinem Grabe. 

Seit 1882 Rechtsanwalt, hat er ſich ſtets den hohen Sinn 
bewahrt, der ihm das Bedürfnis und die Zeit zu wiſſenſchaft⸗ 
licher Betätigung gab. Waren es zunächſt nur kleinere Aufſätze, 
die er zum Teil auch in der Juriſtiſchen Wochenſchrift veröffent- 
lichte, ſo trat er bald auch mit ſeinem Lebenswerke, dem Kom⸗ 
mentar zum Handelsgeſetzbuche, ferner mit ſeinen Bearbeitungen 
der Wechſelordnung und zuletzt auch des Geſetzes über die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung hervor. Seine Werke, 
deren Vorzüge und Bedeutung überall, weit über die vater⸗ 
laͤndiſchen Grenzen hinaus, anerkannt werden, fichern ihm eine 
Stelle in der Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft. 

Auf der Höhe ſeines Ruhmes ſtehend, war er ſtolz darauf, 
ein deutſcher, aus der freien Advokatur hervorgegangener Rechts⸗ 
anwalt zu ſein. 

Die Liebenswürdigkeit und Friſche ſeines Weſens, die 
Freude an ſeinen und anderer Arbeiten und Erfolgen, nicht 
minder als ſein herzerquickender Humor bewirkten, daß er viele 
Freunde und Bewunderer, aber keine Neider hatte. 

Mit bitterer Wehmut über ſein allzufrühes Scheiden, aber 
mit Freude und Stolz auf ihn und ſeine Werke wird die 
deutſche Rechtsanwaltſchaft den Namen Hermann Staub als 
den eines ihrer Beſten allzeit nennen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr Yuftizrat Dr. Herz zu Wiesbaden hat aus Aulafı 
feines fünfzigjährigen Doktor jnbiläums dem Kapitalgrund⸗ 
tod der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsauwälte ein Geſchenk 
von 1500 Mark gemacht. Namens der Hülfskaſſe wird dem 
Geber hiermit herzlicher Dauk ansgeſprochen. 


Herr Rechtsanwalt Max Kaulla in Stuttgart hat aus 


Anlaß der fünfzigften Wiederkehr des Tages feiner Ein⸗ 
führung in die Rechtsanwaltſchaft der Hülfskaſſe für dentſche 


Rechtsanwälte ein Geſchenk von 1000 Mark gemacht. 
Namens der Hülfskaſſe wird dem Geber hiermit herzlicher 
Dank ausgeſprochen. 


— jEmw:ÿU— 


Herſtellung von Abſchriften in Armenſachen. 
Von Rechtsanwalt Gutfeld, Berlin. 


In dem Beſchluſſe vom 11. März 1904 (Jur. Wochen⸗ 
ſchrift 04, 208) ſtellt das Reichsgericht den Satz auf, daß 
das Gericht nur verpflichtet ſei, dem Armenanwalt eine einzige 
Ausfertigung des Urteils zu erteilen; die zur Zuſtellung 
erforderlichen Abſchriften des Urteils, auch desjenigen der Vor⸗ 
inſtanz, müſſe der Armenanwalt auf eigene Koſten anfertigen 
laſſen. 

Für den preußiſchen Armenanwalt hat dieſe Entſcheidung 
eine praktiſche Bedeutung nicht. Denn der 8 21 Abſ. 2 der 
Preußiſchen Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 
1. Dezember 1899 lautet: 

„Sind die zur Ausführung des Zuſtellungsauftrages 
erforderlichen Abſchriften nicht mitübergeben (scil. dem 
Gerichtsvollzieher), ſo hat ſie der Gerichtsvollzieher anzu⸗ 
fertigen und dafür die geſetzlichen Schreibgebühren in 
Rechnung zu ſtellen.“ 

Danach kann ſich der Armenanwalt darauf beſchränken, die 
eine ihm erteilte Ausfertigung des Urteils dem Gerichtsvollzieher 
zur weiteren Veranlaſſung zu übergeben. Dasſelbe gilt natür⸗ 
lich auch für Klagen und ſonſtige Schriftſtücke. 

Für die Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt iſt der hier 
gewieſene Weg freilich ungangbar. 


Kritiſches zu Ecks Vorträgen. 
Von Profeſſor Krückmann in Münſter. 


In Ecks Vorträgen, herausgegeben von Leonhard, findet 
id S. 239 N. 1 und S. 288 derſelbe Rechtsfall in ver⸗ 
ſchiedener Abwandelung verſchieden entſchieden. Bei dem großen 
Anſehen der Eckſchen Vorträge wird es wohl gerechtfertigt er- 
ſcheinen, wenn hier auf einige Bedenklichkeiten aufmerkſam ge- 
macht wird. 
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Ein Gutsbeſitzer beſtellt ſich einen Geldmann auf fein 
Gut, um ſich von ihm 10 000 Mark Darlehn geben zu laſſen. 
Der Geldmann kommt, wird wegen Krankheit des Gutsbefitzers 
nicht vorgelaſſen, kehrt um und wird unterwegs beraubt. Eck 
entſcheidet, daß der Gutsbeſitzer die Gefahr der 10 000 Mark 
trage. Leonhard mißbilligt dieſe Entſcheidung. Er kann recht 
haben. Es können nach Lage der Sache noch ſo viele andere 
Umſtände in Betracht kommen, daß die Entſcheidung auch anders 
fallen kann. Zunächſt ſagt der Tatbeſtand nichts, ob der Geld⸗ 
mann bei ſeiner Abweiſung die Angehörigen oder das Perſonal 
des Gutsbefitzers darauf aufmerkſam gemacht habe, daß er wider 
Erwarten ungenügend geſchützt den Weg mit dem Gelde zurück⸗ 
machen müſſe. Meines Erachtens war dies feine grob fahrläſſig 
verletzte Pflicht, denn der Umſtand, daß ihm der Hinweg geglückt 
war, berechtigte ihn nicht zu der Annahme, daß ihm der Rückweg 
auch ohne Unfälle glücken werde. War es ſchon leichtſinnig 
genug, waffenlos mit einer ſo großen Geldſumme ſich allein 
über Land zu begeben, ſo durfte er dieſen einmal geglückten 
Verſuch doch nicht ohne weiteres wiederholen, ohne Vorkehrungen 
zu treffen, z. B. zur ſicheren Rückfahrt um einen Wagen zu 
bitten oder dergl. Da alſo § 254 zur Anwendung kommt, 
ergibt ſich, daß der Fall ſo, wie er formuliert iſt, nicht aus⸗ 
reicht zu einer ſicheren Entſcheidung, beide Möglichkeiten alſo 
zuzugeben ſind. 

Ganz anders läge die Sache, wenn der Geldmann nicht 
infolge vorheriger Vereinbarung ſondern freiwillig mit dem Gelde 
auf dem Gutshofe angekommen und aus irgend einem Grunde 
abgewieſen wäre. Dann trägt er grundſätzlich immer und unter 
allen Umſtänden die Gefahr. Wie man das zwiſchen den 
Parteien beſtehende Verhältnis auch konſtruieren mag, als Vor⸗ 
vertrag zu dem als Realvertrag betrachteten Darlehn oder als 
Konſenſualvertrag, eines iſt ſicher, der Geldmann iſt kein 
reiner Geldſchuldner, ſondern nur verpflichtet, diejenigen Hand⸗ 
lungen vorzunehmen, durch die normalerweiſe ein Darlehns⸗ 
vertrag geſchloſſen oder als Konſenſualvertrag erfüllt wird. Dazu 
gehoͤrt aber nach der Regel des Lebens nicht, daß der Geldgeber 
bringe, ſondern daß der Kreditſucher holt. Bleiben wir der 
Einfachheit halber bei der Auffaſſung, daß das Darlehn ein 
Realvertrag iſt, ſo ergibt ſich aus dem pactum de mutuo 
dando nur die Verpflichtung, das Geld bereit zu halten. 
Theoretiſch formuliert bedeutet dies: Der Vorvertrag zu dem 
Darlehnsvertrage entſcheidet nur darüber, daß ein Darlehns⸗ 
vertrag abgeſchloſſen werden ſoll, aber nicht darüber, wie er 
abgeſchloſſen werden ſoll oder wenigſtens nicht, daß er abweichend 
von der normalen Art abgeſchloſſen werden ſoll. Die Richtigkeit 
dieſes Grundſatzes ergibt ſich, wenn man den Fall nur etwas 
abwandelt. Da es auf Verſchulden beim Verzuge des Gläubigers 
nicht ankommt, es alſo gleichgültig iſt, aus welchem Grunde 
der mit ſeinem Gelde auf dem Hofe angekommene Geldmann 
zurückgewieſen wird, kann man ſich die Sache auch ſo denken, 
daß der Gutsbeſitzer verreiſt iſt, auf der Rückkehr von der Reiſe 
das Geld bei dem Geldmann erheben und es vielleicht ſofort 
bei der nebenan befindlichen Poſt oder dem gegenüber wohnenden 
Viehhändler, Mafchinenfabrikanten uſw., feinem Gläubiger, ein- 


zahlen will. Kommt der Gutsbeſitzer an dem ausgemachten 


Tage, an dem er das Darlehn haben ſoll, noch bei guter 
Kaſſen⸗ und Geſchaͤftsſtunde vom Bahnhofe her bei dem Geld- 
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mann vor, um ſein Geld abzuholen, ſo kann ihm dieſer un⸗ 
möglich entgegenhalten: Ich habe mir heute Vormittag deine 
10 000 Mark durch Landſtreicher abnehmen laſſen und damit 
dein Konto belaſtet. Vom Geſichtspunkte des Gläubigerverzuges 
iſt alſo dem Gutöbefiger nicht beizukommen, aber auch nicht 
mit der Geſchäftsführung ohne Auftrag, denn hier liegt ein 
gänzlich mißglückter Verſuch zu einem utiliter gestum vor. 
Die Poſt vertraut ſolche Beträge ihrem Boten nicht an, wie 
ſollte es als gerechtfertigt angeſehen werden können, daß ein 
anderer mit Summen von folder Höhe ſchutzlos weite Maͤrſche 
über Land macht? Mögen die phyfiſchen Gefahren an ſich auch 
gleich ſein, ob es ſich um 20 Mark oder 10 000 Mark handelt, 
der höhere Wertgegenſtand erfordert auch größere Vorſichts⸗ 
maßregeln. 

Grundſätzlich kommen wir alſo dem Ergebnis, daß die Er⸗ 
ſatzpflicht des Gutsbeſitzers mit ſeiner Holpflicht ſteht und fällt, 
Verſchulden des Gegners vorbehalten. 

Auf Seite 288 wird der Fall etwa folgendermaßen for- 
muliert: A. geht den B. um ein Darlehn an, B. ſchreibt zurück, 
das Geld liege bereit und ſei bis ‚um Abend abzuholen. 
A. kommt nicht. B. brennt in der folgenden Nacht ohne Ver⸗ 
ſchulden ab, das Geld geht unter, Eck entſcheidet, daß dies zu 
Laſten des B. gehe. Dieſe Entſcheidu ig wird von Leonhard 
gebilligt. Dem wird zuzuſtimmen ſein, aber es muß zur Be⸗ 
gründung denn doch noch bemerkt werden, daß die bloßen Be⸗ 
ſtimmungen über die Konzentration allein nicht ausreichen. 

Für die Konzentration iſt es unter Umſtänden ganz gleich⸗ 
gültig, ob die für den Gläubiger beſtimmten Leiſtungsgegenſtände 
für ſich allein oder mit anderen zuſammen ausgeſondert, indi⸗ 
vidualiſiert find, oder wie man es ſonſt nennen will. Mit 
anderen Worten es iſt ganz gleichgültig, ob mit den für A. be⸗ 
ſtimmten 10 000 Mark zufälligerweiſe noch auch andere, ſagen 
wir 7 427 Mark, mit untergehen, die dasſelbe Schickſal teilen, 
wie die 10 000 Mark. Es iſt auch gar nicht nötig, daß die 
10000 Mark für ſich in ein beſtimmtes Paket, einen beſtimmten 
Umſchlag oder dergl. gepackt ſind. Alle dieſe Dinge können ja 
in concreto äußerſt wichtig fein, find aber durchaus nicht immer 
nötig, geſchweige denn immer genügend. Darum können die im 
Geldſchrank mit den anderen 7427 Mark befindlichen 10000 Mark 
ſehr wohl auf Gefahr des A. ſtehen. Entſcheidend iſt im vor⸗ 
liegenden Falle, ob B. ohne das Anſuchen des A. ſein Geld 
anderswo und in ſicherer Weiſe untergebracht haben würde und 
es infolge des Schreibens von A. unterlaſſen hat, ſowie, ob er 
es infolge des Schreibens von A. unterlaſſen durfte. 
Hierauf allein kommt es an. Behielt alſo B. das Geld für 
den A. zu Hauſe, in einer gewöhnlichen Schieblade verwahrt, 
ohne die entſprechenden, bei dem Werte des Gegenſtandes ge⸗ 
botenen Sicherungsmaßregeln gegen Unfälle, ſo wird A. mit 
Recht die Verantwortlichkeit wegen groben oder leichten (!) 
Verſchuldens des B. ablehnen. Behielt B. das Geld in ſeinem 
Geldſchrank, der den Anforderungen an Feuerſicherheit 
in angemeſſener Weiſe entſprach, ſo iſt ihm kein Vorwurf 
zu machen, auch dann nicht, wenn er die Gewohnheit hatte, 


größere Geldſummen ſofort in ſicheres Bankdepot zu geben. 


Keinenfalls aber kann B. ſchlechthin ſich dem A. gegenüber 
darauf berufen, daß er für den A. das Geld zurückbehalten 
hätte und A. nunmehr die Gefahr notwendig trage. Dazu iſt 
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immer Vorausſetzung, daß die Gefahr den A. nicht unter 
unnötig ſchwierigen Bedingungen trifft, ſondern nur unter an⸗ 
gemeſſenen Verhältniſſen. So kann insbeſondere, auch wenn A. 
um ein Darlehn bittet, B. ihm nicht einſeitig vorſchreiben, du 
haft bis zum Abend bei mir abzuholen. Das kann vielleicht 
Bedingung für das Zuſtandekommen des obligatoriſchen Ge⸗ 
ſchäftes ſein, oder eine Ablehnung des von A. gemachten An⸗ 
trages verbunden mit einem neuen Antrage, niemals jedoch 
kann B. durch dieſe Worte einſeitig Vorſchriften machen. 

Die Zurückhaltung des Geldes kann abgeſehen hiervon nur 
unter zwei Gefichtspunkten zur Beurteilung kommen. Entweder 
B. hat nur für ſeine eigene Bequemlichkeit das Geld im Hauſe 
behalten, um es dem A. bequemer auszahlen zu können, dann 
iſt A. nicht verantwortlich zu machen, oder es liegt Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag vor, dann muß aber utiliter geriert ſein. 
Liegt ein utiliter gestum vor, könnte das, was nach § 300 II 
nicht zu erreichen iſt, vielleicht nach § 683 erreicht werden. 
Es iſt jedoch ein utiliter gestum nicht zu vermuten, denn dem 
Darlehnsſucher wird mit dem Zurückhalten des Geldes im 
Haufe kein jo weſentlicher Gefallen getan, daß § 683 anwendbar 
ſein konnte. 

Blicken wir alſo zurück, jo ergibt fich, daß die Entſcheidung 
mehr oder minder von verſchiedenen in der Redaktion des Falles 
nicht angegebenen Tatumſtänden abhängt, insbeſondere von der 
Frage, ob B. in Verſchulden iſt. So wie Eck den Fall gegeben 
hat, kann er — und dies iſt das Gefährliche an ſolchen kurz 
formulierten Fällen — in concreto nach der einen und nach 
der anderen Richtung auslaufen. 


Die Bezeichnung der Beteiligten und der Mit⸗ 
wirkenden bei der Beurkundung von Rechts⸗ 


geichäften. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg im Breisgau. 
I. Die Bezeichnung der Beteiligten. 

A. Einen lehrreichen Beitrag zu dem in der Überſchrift 
bezeichneten Rechtsſtoff liefert folgender, der Praxis entnommener 
Fall: Ein preußiſcher Notar nahm eine Verhandlung folgenden 
Inhalts auf: 

„Geſchehen zu Neuſtadt am 21. April 1901. 

Vor mir, dem Notar Karl Publicus, erſchien heute 
der perſönlich bekannte Bürgermeiſter hieſiger 
Stadt. 

Der Erſchienene erklärt: 

„Der Rentner Privatus von hier hat der hieſigen 
Stadtgemeinde zu notariellem Protokoll vom 
1. d. M. ſein Grundſtück Neuſtadt, Bl. 1, zum 
Kauf angeboten; dieſes Angebot nehme ich 
namens der Stadtgemeinde hiermit an.“ 

Das Protokoll iſt vom Notar dem Erſchienenen vor⸗ 
geleſen, von dieſem genehmigt und wie folgt unter⸗ 
zeichnet: 

Max Maire 
Karl Publicus, Notar.“ 


Noch an demfelben Tag ſtarb der Notar; ſeine Akten 
nahm gemäß 5 102 Preuß. G. F. G. das Amtsgericht in Ver⸗ 
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wahrung und als dieſes gemäß § 43 ebenda um Erteilung 
einer Ausfertigung angegangen wurde, ſtellte fi) das oben an- 
gedeutete Verſehen des Notars heraus: dieſer hatte vergeſſen, 
bei der Aufführung des erſchienenen Bürgermeiſters deſſen 
Namen anzugeben; die Bezeichnung des Beteiligten war alſo 
lediglich durch Angabe ſeines Amts erfolgt, während er ander⸗ 
ſeits das Protokoll mit ſeinem richtigen Namen unterzeichnet 
hatte. Es entſtand nun die Frage, ob die notarielle Be⸗ 
urkundung der Annahme ⸗Erklärung rechtswirkſam geſchehen, 
alſo ein notarieller Kaufvertrag zu ſtande gekommen war. Nach 
früherem preußiſchen Recht wäre die Beurkundung als notarielle 
nichtig; denn § 10 Ziff. 3 der Notariatsordnung vom 11. Juli 
1845 verlangte (ebenſo wie A. G. O. II Tit. 2 § 43 Ziff. 2) 
zur Rechtsgültigkeit der Beurkundung, daß das Protokoll ent- 
halten müſſe: „die Namen, den Stand und Wohnort der 
Intereſſenten“. Dagegen braucht nach § 176 Abſ. 1 Ziff. 2 
G. F. G. das Protokoll nur zu enthalten: „die Bezeichnung 
der Beteiligten“. Es iſt bekannt, muß aber hier zum beſſeren 
Verſtändnis erwähnt werden, daß dieſe Vorſchrift ſich an die 
für die Errichtung von Teſtamenten gegebene Vorſchrift des 
§ 2241 anſchließt und daß der § 1919 Abſ. 1 Ziff. 3 des 
Entw. I für dieſen Fall beſtimmte: „Das Protokoll muß ent- 
halten: den Namen des Erblaſſers“; daß aber in der zweiten 
Kommiſſion die jetzige Fafſung, alſo ſtatt des Worts „Namen“ 
das Wort „Bezeichnung“ gewählt wurde, indem ausweislich der 
Protokolle 5 S. 337 bemerkt wurde: 
„Daß die Perſoͤnlichkeit ... feſtgeſtellt werden müſſe, 
hielt man für ſelbſtverſtändlich; es erſchien jedoch nicht 
als notwendig und als bedenklich, als einziges Mittel 
zu dieſer Feſtſtellung die Angabe des Namens zu be⸗ 
zeichnen. Man hatte erwogen, daß es im Leben aus 
verſchiedenartigen Gründen, z. B. bei unehelichen Kindern, 
bei Beſitzern eines Hofes, bei Schriftſtellern und 
Künſtlern nicht ſelten vorkomme, daß jemand einen 
anderen als den ihm zuſtehenden Familiennamen führe, 
daß der Gebrauch des unrichtigen, aber gebräuchlichen 
Namens leicht .. . unterlaufen konne, daß hieraus aber 
bei anderweit vorhandener Sicherheit über die Perſöͤnlichkeit 
.. ein Nichtigkeitsgrund nicht abgeleitet werden dürfe. 
Man beſchloß daher das Wort ‚Name‘. zu vermeiden 
und dafür „Bezeichnung“ zu ſagen.“ 

An dem mitgeteilten Beſchluß der Kommiſſion muß auf- 
fallen, daß er ſich gar nicht mit ſeiner Begründung deckt. Die 
Kommiſſion wollte verhüten, daß aus der Führung eines unrichtigen 
Namens die Nichtigkeit des Teſtaments hergeleitet werden könne; 
es ſollte nach der Abſicht der Kommiſſion ausgeſchloſſen ſein, 
daß deshalb, weil jemand nicht mit dem ihm rechtlich zu⸗ 
ſtehenden, ſondern mit einem von ihm nur tatſächlich geführten 
Namen bezeichnet iſt, die Wirkſamkeit der Urkunde angezweifelt 
werde. Um dieſe ihre Abfiht zum Ausdruck zu bringen, hätte 
die Kommiſſion demnach den § 2241 dahin faſſen können und 
ſollen: Das Protokoll müſſe enthalten den vom Beteiligten 
„geführten Namen“; hiermit wäre ausgedrückt, daß die Be⸗ 
zeichnung mit dem Namen erfolgen müſſe, die Angabe eines 
anderen als des dem Beteiligten rechtlich zuſtehenden Namens 
aber unſchädlich ſei. Die von der Kommiſſion beſchloſſene Faſſung 
bringt jedoch nicht oder nicht bloß dieſe Abſicht zum Ausdruck; 
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die Kommiſſion hat vielmehr, um jene Folge zu erreichen, dem 
Geſetz eine Faſſung gegeben, wonach es zur Bezeichnung des 
Beteiligten überhaupt nicht der Angabe ſeines Namens 
bedarf. Entſprechend dem Beſchluß der Kommiſſion verlangt 
der 8 2241 B. G. B. nur eine „Bezeichnung“, nicht die Angabe 
des (ſei es auch nur tatſächlich geführten) Namens; und dieſe 
Faſſung des Geſetzes weicht ſcharf ab von der der früheren 
Geſetze, die wohl ausnahmslos die Angabe des Namens der 
Beteiligten vorſchrieben. Dieſe Faſſung, die der Geſetzgeber zu⸗ 
nächſt für die Teſtamentserrichtung gutgeheißen hatte, hat er ſo⸗ 
dann in 8 176 G. F. G. für alle rechtsgeſchäftlichen Beurkundungen 
übernommen; “) auch dieſe letztere Vorſchrift verlangt nicht An⸗ 
gabe des Namens, ſondern nur eine „Bezeichnung“ der Be⸗ 
teiligten. Um ſich die ganze Tragweite dieſes Beſchluſſes zu 
vergegenwärtigen, muß man hierbei erwägen, daß ſchon der oben 
erwähnte § 1919 des Entw. I lediglich die Angabe des Namens 
des Erſchienenen (Erblaſſers) verlangte, nicht dagegen die feines 
Standes (Berufs) und Wohnſitzes. Die Mot. 5 S. 272 lehnen 
die Notwendigkeit der Angabe von Stand und Wohnſitz ab; 
fie bemerken: es müſſe genügen, daß die Perjönlichkeit, falls es 
erforderlich wird, in irgend einer Weiſe feſtgeſtellt werde, 
und hierzu reiche in der Regel die Angabe des Namens aus. 
Nunmehr ſcheint aber die Kommiſſion auch noch von der Not- 
wendigkeit der Angabe des Namens abgeſehen zu haben, da ſie 
ſtatt deſſen nur die „Bezeichnung“ des Beteiligten für erforder⸗ 
lich erachtete. Tatſächlich iſt denn auch vielfach, insbeſondere in 
Plancks Komm. Anm. 3 zu § 2241, gefolgert: Die Kommiſſion 
habe zwar zunächſt nur ausſchließen wollen, daß aus der Führung 
eines unrichtigen Namens die Nichtigkeit der Urkunde hergeleitet 
werden könnte. Wenn aber die Führung eines unrichtigen 
Namens die Nichtigkeit nicht zur Folge haben ſolle, könne dieſe 
auch nicht daraus hergeleitet werden, daß ein Name überhaupt 
nicht genannt iſt, ſofern nur die Perſönlichkeit in anderer Weiſe 
genügend bezeichnet iſt. Hierfür ſpreche der Wortlaut des 
Geſetzes, und es ſei alſo nicht zuläſſig, die Anführung irgend 
eines, wenn auch unrichtigen Namens als weſentlich zu erfordern. 

Dieſer Anſicht iſt indes nicht beizutreten. 

Sieht man zunächſt von den oben wiedergegebenen Gründen, 
die zur Aufnahme des Wortes „Bezeichnung“ ſtatt „Name“ 
geführt haben, ab und betrachtet man den Wortlaut des Geſetzes 
für ſich, fo muß man fagen: Der § 176 enthält eine Ver⸗ 
fahrensvorſchrift, eine Anweiſung an den Urkundsbeamten, die 
Beteiligten zu „bezeichnen“. Dabei hat der Urkundsbeamte in 
erſter Linie die Angaben der Beteiligten wiederzugeben (vergl. 
unten D), aber ſelbſtverſtändlich zugleich darauf zu dringen, 
daß die Angaben der Beteiligten den Anforderungen eines 
geordneten Rechtsverkehrs entſprechen. Nun bezeichnet man aber 
im Rechtsverkehr, namentlich vor dem Urkundsbeamten, niemanden 
durch bloße Angabe ſeines Amts oder Gewerbes, ſondern die 
Bezeichnung erfolgt durch Angabe des Namens (ſei dies der 
rechtlich zuſtehende oder der nur tatſächlich geführte), dem man 
etwa noch Beruf und Wohnſitz des Bezeichneten beifügt; und 
wenn dieſer Gepflogenheit und dieſer Anforderung des Rechts⸗ 
verkehrs zuwider jemand vor dem Urkundsbeamten ſich durch 


*) Vergl. Denkſchr. zum G. F. G. in Hahn⸗Mugdans Materialien 7 
S. 183. 
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Angabe nur des Berufs bezeichnet, ſo iſt der Urkundsbeamte 
verpflichtet, auf Angabe des Namens hinzuwirken, weil dieſer 
die erſte Vorausſetzung der im Rechtsverkehr erforderlichen, 
dem Urkundsbeamten obliegenden „Bezeichnung“ bildet. Wenn 
alſo der 8 176 dem Urkundsbeamten die Anweiſung erteilt, die 
Urkunde ſolle eine „Bezeichnung“ des Beteiligten enthalten, ſo 
hat das Geſetz eine Bezeichnung mit dem Namen im Auge, 
d. h. der Teil der Urkunde, der die Bezeichnung des Beteiligten 
enthält, muß den Namen enthalten; andernfalls fehlt der 
Urkunde die „Bezeichnung“, und das Protokoll iſt in dieſem 
Falle ebenſo unwirkſam, wie ein Protokoll, in dem Ort und 
Tag der Verhandlung nicht angegeben iſt (§ 176 Abſ. 1 Ziff. 1). 
Man kann hier nicht, wie anſcheinend Rausnitz Anm. 11 zu 
§ 176 will, zwiſchen „bekannten“ Perſonen und minder 
bekannten unterſcheiden. Denn wenn es eine genügende „Be. 
zeichnung“ des Beteiligten iſt, daß als erſchienen aufgeführt iſt: 
„der Königlich preußiſche Staats- und Juſtizminiſter“ oder 
„der Präſident des Reichsgerichts“, ſo müßte auch genügen die 
Bezeichnung: „der Amtsrichter von Staufen“, „der Heidehof. 
bauer von Freiburg“, „der Ziegeleibeſitzer von Buxtehude“, „der 
Nachtwächter von Giebichenſtein“, „der Pfarrer von Grünau“, 
„der Poſthalter von Treuenbrietzen“, „der Apotheker von Schild- 
burg“, falls, wie Planck a. a. O. es ausdrückt, „die Perſönlich⸗ 
keit hierdurch genügend bezeichnet iſt“, d. h. wenn es an den 
genannten Orten nur je einen Amtsrichter, Heidehofbauer, 
Ziegeleibefitzer, Nachtwächter, Poſthalter und Apotheker gibt: 
denn andernfalls wäre ja der Zweck der Bezeichnung, die 
Nämlichkeit des Erſchienenen, ihn unterſcheidbar von anderen 
feſtzuſtellen, gar nicht erreicht. Danach würde die Zuläffigfeit 
der Bezeichnung durch Angabe des bloßen Berufs von Feſt⸗ 
ſtellungen abhängen, die unter Umſtänden gar nicht mit Sicher⸗ 
heit getroffen werden können. (Vergl. noch unten bei C.) Daß 
aber das Geſetz derartige ſchwankende Merkmale hat zulaſſen 
wollen, wenn es die „Bezeichnung“ der Beteiligten verlangt, 
iſt nicht anzunehmen; die Bezeichnung, die das Geſetz verlangt, 
erfordert vielmehr die Angabe von Merkmalen, die für jeden 
Erſchienenen zu ſeiner Unterſcheidung von anderen zu treffen, 
nicht je nach feiner Lebensſtellung und dem Ort feines Wohn⸗ 
fitzes ſowie dem Ort, wo die Urkunde aufgenommen wird, hier 
genügen, dort nicht genügen. Eine ſolche Bezeichnung, die für 
jeden Erſchienenen gleichmäßig zutrifft, erfolgt aber nur durch 
Angabe des (rechtlich zuſtehenden oder auch nur tatſächlich ge 
führten) Namens, für ſich allein oder in Verbindung mit 
anderen Merkmalen, wie Beruf und Wohnſitz (vergl. unten 
bei J). Eine Urkunde alſo, die zur Bezeichnung des Erſchienenen 
nicht einmal den Namen angibt, enthält überhaupt keine De 
zeichnung und iſt ebenſo unwirkſam, wie die Urkunde, die nicht 
Ort und Tag der Verhandlung angibt. Die Unwirkſamkeit der 
Urkunde kann auch nicht abgewandt werden durch den Hinweis 
auf die Unterſchrift des Erſchienenen. Denn einmal knüpft 
das Geſetz die Wirkſamkeit der Beurkundung an das Vorhanden 
ſein beider Vorausſetzungen, nämlich ſowohl der Bezeichnung 
als auch der Unterſchrift, der Mangel der erſteren kann alſo 
nicht durch letztere erſetzt werden.) (Weißler Anm. 4b zu § 176.) 
Zudem aber braucht die Urkunde überhaupt nicht notwendig eine 


) Vergl. unten bei E und unten II A. 
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Unterſchrift des Erſchienenen zu enthalten; wenn alſo in dem 
eingangs gedachten Beiſpiel der als „der Bürgermeiſter der 
hiefigen Stadtgemeinde“ aufgeführte Beteiligte erklärt hätte: er 
ſei zur Zeit wegen einer Lähmung der Hände nicht imſtande 
zu ſchreiben (§ 177 Abſ. 2), jo wäre auch aus den ſonſtigen 
Teilen der Urkunde der Name des Erſchienenen nicht zu erſehen. 

B. Muß man biernach ſchon aus inneren Gründen an- 
nehmen, daß das Geſetz unter der Bezeichnung, die dem 
Urkundsbeamten obliegt, die Bezeichnung mit dem (richtigen 
oder tatſächlich geführten) Namen verſteht, ſo weiſt hierauf 
auch die oben wiedergegebene Entſtehung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift hin. Die Erfahrung lehrt, daß z. B. uneheliche Kinder 
den Namen des ſpäteren Ehemannes ihrer Mutter, Pflegekinder 
den Namen ihrer Pflegeeltern von Jugend auf führen und erſt 
ganz zufällig, wenn ſie bei der militäriſchen Geſtellung oder 
zwecks ihrer Verheiratung eine Geburtsurkunde brauchen, dieſes 
ihres Irrtums gewahr werden, oft ihr ganzes Leben lang unter 
einem ihnen rechtlich nicht zuſtehenden Namen gehen. Ob eine 
notarielle Urkunde, die den Beteiligten mit dieſem ihm rechtlich 
nicht zuſtehenden Namen bezeichnet, wirklich dieſerhalb als 
unwirkſam angezweifelt werden könnte, ſoll hier dahingeſtellt 
bleiben;) die Kommiffion wollte dies ausdrücklich ausſchließen, 
und aus dieſem Grunde beſchloß ſie, nicht die Angabe des 
Namens, ſondern nur die „Bezeichnung“ zu verlangen; die 
Protokolle geben, wie oben angeführt, als Grund des Be⸗ 
ſchluſſes ausdrücklich an: daß der Gebrauch des unrichtigen, 
aber gebräuchlichen Namens bei der Beurkundung leicht unter- 
laufen könne. Die Kommiſſion fette alſo als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß in der Urkunde überhaupt ein Name des Er⸗ 
ſchienenen angegeben werde; vergl. unten bei F. 

C. Die hier vertretene Anſicht wird von Jaſtrow, Notariats⸗ 
recht Anm. 6b zu $ 176 (14. Aufl. S. 30), geteilt. 

Nach der oben gedachten Anſicht Plancks, wonach es der 
Angabe irgend eines Namens nicht bedarf, wenn nur die 
Perſönlichkeit in anderer Weiſe genügend bezeichnet iſt, müßte 
es dagegen genügen, daß der Erſchienene lediglich als „der 
Maurermeiſter von Neuſtadt“ bezeichnet iſt, vorausgeſetzt, daß 
es in Neuſtadt nur einen Maurermeiſter gibt, was recht 
ſchwer feſtzuſtellen ſein wird. Wenn in der im Eingang be⸗ 
ſprochenen Urkunde als erſchienen aufgeführt wird „der König⸗ 
liche Amtsrichter von hier“, jo wäre wohl „die Perſönlichkeit 
genügend bezeichnet“, wenn es in Neuſtadt nur einen Amts⸗ 
richter gibt, nicht aber, wenn das dortige Amtsgericht mit 
zwei Richtern beſetzt iſt; wenn aber von den zwei Richtern der 
eine den Titel „Amtsgerichtsrat“ führt, ſo könnte in Frage 
kommen, ob nicht die eben gedachte Urkunde dennoch eine ge⸗ 
nügende Bezeichnung des Erſchienenen enthält, da er mit 
„Amtsrichter“ bezeichnet iſt, was darauf ſchließen laſſe, daß 
derjenige der beiden Richter erſchienen iſt, dem der Ratstitel 
nicht verliehen iſt! Es iſt nicht anzunehmen, daß der Geſetz⸗ 


*) Wie die Angabe eines unrichtigen Datums die Urkunde 
nicht nichtig macht, vielmehr die bloße Datierung zur Wahrung der 
Formvorſchrift ausreicht, kann doch auch die Angabe eines unrichtigen 
Namens die Nichtigkeit der Urkunde nicht herbeiführen. Die Unter⸗ 
ſchrift mit dem angenommenen Namen entſpricht jedenfalls dem 
Formerfordernis des 8 126 B. G. B.; f. des Verfaſſers Aufſatz im 
Arch. f. zivil. Prax. 1903 S. 469. 
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geber, der eine „Bezeichnung“ des Erſchienenen verlangt, eine 
Beſchreibung nach ſo unſicheren Merkmalen hat zulaſſen wollen, 
alſo nach Merkmalen, die je nach Lage des Falls bald die 
Perſoͤnlichkeit genügend bezeichnen, bald hierzu nicht ausreichen. 
Man muß alſo annehmen, daß der Geſetzgeber eine Bezeichnung 
durch bloße Angabe des Amts, Berufs, Gewerbes ebenſo hat 
ausſchließen wollen, wie eine Bezeichnung nach Eigenſchaften 
(guten und ſchlimmen Neigungen, Gebrechen, Bekenntnis, 
politiſche Richtung) und daß der Geſetzgeber, wie auch die 
Protokolle a. a. O. beſtätigen, unter „Bezeichnung“ die Angabe 
des — ſei es auch nur tatſächlich geführten — Namens ver⸗ 
ſteht. Danach fehlte der eingangs gedachten Urkunde die „Be⸗ 
zeichnung“ des Beteiligten, und das Verſehen des Notars hatte 
dieſelbe Wirkung, wie z. B. das Fehlen von Tag und Ort der 
Verhandlung. 

D. Der Urkundsbeamte hat alſo den Erſchienenen mit 
dem Namen zu bcezeichnen; erfolgt die Bezeichnung nach 
anderen Merkmalen, z. B. durch Angabe von Amt oder Ge⸗ 
werbe, ſo fehlt der Urkunde die Bezeichnung und ſie iſt als 
gerichtliche oder notarielle nichtig. Jaſtrow bemerkt nun a. a. O.: 
da der § 176 eine Anweiſung für den Urkundsbeamten enthält, 
ſo könne dieſe Vorſchrift nur ſagen, daß der Urkundsbeamte an⸗ 
zugeben hat, wie die Beteiligten ſich bezeichnet haben. 

Hierzu iſt indes folgendes zu bemerken: Jemand kann 
unter feinem Vornamen, unter feinem Kneip-, Spitz⸗, Schrift⸗ 
jteller-, Künſtlernamen, unter dem Namen, den er als geiſtlicher 
Würdenträger angenommen hat, oder unter dem Namen ſeiner 
Stief⸗ und Pflegeeltern in den weiteſten Kreiſen bekannt fein; 
aber jene Benennungen find doch nicht ſein „Name“, d. h. 
nicht diejenige Bezeichnung, die überall und in allen Beziehungen 
Anſpruch auf Geltung, auf Anerkennung ſeitens aller hat, die 
in den Kreis der Beteiligten eintreten können. Wenn alſo der 
Schriftſteller Müller von der Werra überall und ausſchließlich 
unter dem Dichternamen Schulze von der Fulda bekannt iſt, 
und wenn der Biſchof Wilhelm Schmidt von Würzburg ſich in 
dieſer feiner geiſtlichen Würde die Bezeichnung „+ Wilhelm“ 
beilegt, ſo haben die Genannten ſich doch bei polizeilichen und 
ſtandesamtlichen Anmeldungen, bei zeugeneidlichen Vernehmungen 
oder bei der eidesſtattlichen Verſicherung zur Erlangung des 
Erbſcheins mit dem richtigen Familiennamen zu bezeichnen; ein 
mehr oder minder willkürlich oder in Betätigung einer geiſtlichen 
Würde angenommener Name iſt eben nicht „der Name“, d. h. 
der rechtlich dem Beteiligten zuſtehende Familienname. Und 
wenn auch der Urkundsbeamte nicht verpflichtet iſt, ſich darüber 
zu vergewiſſern, ob der Name, mit dem der Beteiligte ſich be⸗ 
zeichnet, den er ſich ſelbſt beilegt, ihm rechtlich zuſteht, ſo iſt der 
Urkundsbeamte doch ſicher verpflichtet, Zweifeln, die ſich ihm in 
dieſer Richtung aufdrängen, Raum zu geben und die Beteiligten 
zu veranlaſſen, ſich mit dem Namen zu bezeichnen, der ihnen 
rechtlich zuſteht, alſo Bezeichnungen mit dem willkürlich an⸗ 
genommenen Namen oder mit dem Vornamen abzulehnen. Dies 
folgt aus der allgemeinen Amtspflicht des Urkundsbeamten, ſeine 
Verhandlungen ſo einzurichten, daß ſie für jeden Fall und bei 
jeder möglichen Geſtaltung der Verhältniſſe rechtswirkſam ſind; 
und hieraus folgt wieder, daß der Urkundsbeamte behufs Be⸗ 
zeichnung des Beteiligten neben dem dieſem rechtlich zuſtehenden 
Familiennamen auch den von ihm tatſaͤchlich geführten Namen 
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anzugeben hat. Falls nun dem zuwider der Beteiligte nicht mit 
dem ihm rechtlich zuſtehenden Familiennamen, ſondern mit einem 
anderen Namen bezeichnet iſt, ſoll nach dem oben mitgeteilten 
Beſchluß der Kommiſſion die Anzweiflung der Rechtswirkſamkeit 
der Urkunde ausgeſchloſſen ſein, die Bezeichnung des Erſchienenen 
auch durch die Angabe des nur tatſächlich geführten Namens als 
erfolgt gelten. Der Notar hat alſo den Biſchof Wilhelm Müller 
von Würzburg, wenngleich dieſer ſich auch im privatrechtlichen 
Verkehr lediglich mit ſeinem Vornamen „Wilhelm“ bezeichnet, 
dennoch als „Wilhelm Müller“, alſo mit dem Familiennamen 
in der Urkunde zu bezeichnen; unterläßt der Notar aber die 
Anführung des Familiennamens, bezeichnet er den Erſchienenen 
alſo nur als „Biſchof Wilhelm von Würzburg“, ſo enthält die 
Urkunde dennoch die geſetzlich erforderliche Bezeichnung, dies 
deshalb, weil der Erſchienene tatſächlich zu ſeiner Bezeichnung 
nur den Vornamen führt; die Bezeichnung mit dem tatſächlich 
geführten Namen iſt eben unter allen Umſtänden eine rechts. 
wirkſame Bezeichnung, alſo auch wenn jemand im Verkehr nicht 
mit dem Familiennamen, ſondern mit dem Vornamen auftritt, 
ſich allgemein des letzteren bedient. Abgeſehen von dieſem Aus- 
nahmefall iſt dagegen die Bezeichnung des Erſchienenen mit dem 
Vornamen keine genügende Bezeichnung; denn dieſe hat mit 
dem „Namen“ zu erfolgen, d. h. nach obigen Ausführungen mit 
dem Familien namen. Wäre alſo in der eingangs gedachten 
Urkunde als erſchienen aufgeführt: „Der Bürgermeiſter hieſiger 
Stadtgemeinde Max“, ſo wäre die Urkunde als notarielle nichtig, 
weil in ihr infolge Fehlens des Familiennamens „Maire“ eben 
die Bezeichnung nicht enthalten iſt. — Die Bezeichnung des 
Erſchienenen als „der Einödshofbauer“ (ſ. Rausnitz a. a. O.), 
„der Heidehofbauer“, „der Werdermann“ iſt unzuläſſig; denn 
mit dieſen Beſchreibungen iſt nur geſagt, daß der Erſchienene 
die Landwirtſchaft auf dem ſog. Einödshof, dem ſog. Heidehof 
oder auf dem (rings von Waſſer umgebenen) Werder betreibt; 
die Bezeichnung jemandes nach ſeinem Gewerbe oder ſeiner 
Wohnung iſt aber, wie oben zu B, C ausgeführt, keine Be⸗ 
zeichnung im Sinne des § 176, ein ſolches Protokoll alſo 
nichtig. Wenn dagegen die Familie des Bauern Schulz ſeit 
vielen Geſchlechtsfolgen das Gut Wandsbeck oder Steegen 
beſizt und nach dieſem Gut den Namen „Wandsbeck“ oder 
„Steegener“ angenommen hat, mit dieſem Namen tatſächlich 
bezeichnet wird, ſo wäre das notarielle Protokoll gültig, worin 
als erſchienen der Bauer Fritz Wandsbeck oder Fritz Steegener 
aufgeführt iſt, obwohl er rechtlich Fritz Schulz heißt. Hierher 
gehört ferner die vielfach übliche Weglaſſung eines Teils 
des Namens. Im badifchen Breisgau, der bis 1805 zu 
Oſterreich gehörte, erfolgten die Erhebungen in den Adels⸗ 
ſtand damals nicht in der Weiſe, daß dem Geadelten der 
Gebrauch des Wörtchend „von“ vor dem bisher geführten 
bürgerlichen Namen verliehen wurde, ſondern durch Verleihung 
zuſammengeſetzter Namen, z. B. Rodecker von Rotteck, Gulat 
von Wellenberg, Böcklin von Böcklinsau, Wäncker von Denfen- 
ſchweil uſw. Dieſe Familien pflegen ſich aber abgekürzt 
„von Rotteck“, „von Gulat“, „von Böcklin“, „von Wancker“ 


zu bezeichnen; ſie führen alſo tatſächlich nicht den vollen, ſondern 


einen abgekürzten Namen, und eine notarielle Urkunde, in der 
ein Mitglied jener Familie unter dieſem abgekürzten Namen 
aufgeführt iſt, enthält eine rechtswirkſame „Bezeichnung“ des 
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Beteiligten. — Für erlauchte Perſonen beſteht nach deutſchem 
Privatfürſtenrecht (Art. 57 E. G. z. B. G. B.), alſo nach ob- 
jektivem Recht, der Rechtsgrundſatz, daß fie auch im privat- 
rechtlichen Verkehr ſich nur mit dem Vornamen bezeichnen, 
insbeſondere auch privatrechtliche Erklärungen nur mit dem Vor⸗ 
namen (unter Beifügung eines ihre Zugehörigkeit zum erlauch ten 
Hauſe ausdrückenden Zuſatzes) unterzeichnen.) Wenn alſo der 
Prinz Georg von Preußen vor dem Notar erſcheint, um ſeinem 
Gutsverwalter eine Generalvollmacht zu erteilen, fo erfolgt die 
Bezeichnung des Beteiligten lediglich als „Georg Prinz von 
Preußen“; hier bedarf es nicht der Bezeichnung „Georg 
von Hohenzollern, Prinz von Preußen“. 

E. Iſt hiernach die Angabe des nur tatſächlich geführten 
oder unvollſtändigen Namens auch eine Bezeichnung, durch die 
dem Formerfordernis des § 176 genügt wird, fo hat doch, wie 
ſchon erwähnt, in allen Fällen der Urkundsbeamte die Amts- 
pflicht, auf die Angabe des dem Erſchienenen rechtlich zuſtehenden 
Namens hinzuwirken; die Bezeichnung iſt demnach eine felb- 
ſtändige Amtspflicht des Richters und Notars. Auch aus dieſem 
Geſichtspunkt folgt, daß, wie ſchon oben erwähnt, die zur 
„Bezeichnung“ erforderliche Angabe des Namens nicht erſetzt 
wird durch die Unterſchrift des Beteiligten. Denn die Be⸗ 
zeichnung des Beteiligten iſt eine Amtspflicht des Urkunds⸗ 
beamten, bei der dieſer — mag es ſich auch nur um die durch 
Entgegennahme der Erklärung des Beteiligten erfolgende Feſt⸗ 
ſtellung des Namens handeln — eine ſelbſtändige Tätigkeit zu 
entfalten hat; die Bezeichnung iſt ein amtliches Zeugnis des 
Notars über die Perſönlichkeit des Beteiligten und dieſes amt- 
liche Zeugnis kann nicht erſetzt werden durch eine Handlung — 
die Unterſchrift — des Beteiligten. Das Protokoll ſetzt ſich 
eben aus zwei begrifflich verſchiedenartigen Beftandteilen”*) zu⸗ 
ſammen, nämlich aus Handlungen (Erklärungen) des Urfunds- 
beamten und aus ſolchen des Beteiligten; die „Bezeichnung“ 
gehört zu den erſteren, an deren Stelle folglich nicht eine 
Handlung des Beteiligten treten kann. 

F. Erfordert hiernach die Bezeichnung in jedem Fall die 
Angabe des Namens des Beteiligten, ſo fragt ſich weiter, ob 
dieſe allein zur Bezeichnung genügt oder ob es zur Erfüllung 
des Formerforderniſſes der Bezeichnung noch der Angabe weiterer 
Merkmale außer dem Namen bedarf. Zur Veranſchaulichung 
der Bedeutung dieſer Frage ſei folgender Fall gewählt: 

Die notarielle Urkunde lautet: 

Verhandelt zu Berlin am 1. April 1902. 
Vor mir, dem Notar Publikus, erſchien der mir 
perſönlich bekannte 
Meyer 
und erklart: 
Ich verpflichte mich, dem Donatarius eine Leib⸗ 
rente von 500 Mark ſchenkungsweiſe zu zahlen 
und bewillige die Eintragung der Reallaſt im 
Grundbuch meines Grundſtücks Potsdam Blatt 1. 
Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben 
Meyer. 
Publikus. 
5) S. a. a. O. S. 476, 477. 


9 S. des Verfaſſers „Lehrbuch des Verfahrens der F. G.“ 
S. 402. 
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Durch die vorgedachte Bezeichnung iſt dem Formerfordernis 
des 8 176 durchaus genügt, wie ſich aus folgendem ergibt: 

Der dem jetzigen § 2241 entſprechende § 1919 Entw. I 
ſtellte in der gedachten Richtung als Formerfordernis für 
Tefſtamente, wie ſchon oben erwähnt, lediglich die Angabe des 
Namens auf. Hätte man dieſe Beſtimmung in § 2241 
B. G. B. und demnächſt in $ 176 G. F. G. übernommen, fo 
wäre jene oben gedachte Urkunde, in der die Bezeichnung des 
Beteiligten lediglich durch das Wort „Meyer“ erfolgt iſt, 
zweifellos rechtsgültig; denn es ſollte ja die bloße Angabe des 
Namens genügen. Nun hat, wie oben mehrfach erwähnt, die 
Kommiſſion den § 1919 inſoweit geändert, als fie nicht Angabe 
des Namens, ſondern die „Bezeichnung“ des Beteiligten verlangt. 
Die Kommiſſion wollte hierdurch, wie ausgeführt iſt, eine Er⸗ 
leichterung des Formerforderniſſes gegenüber dem Entw. 1 
bewilligen, wenn ſie ſtatt „Namen“ nunmehr „Bezeichnung“ 
wählte, nicht etwa eine Erſchwerung herbeiführen. Dieſe 
Faſſung iſt in das G. F. G. übernommen und daraus folgt, 
daß auch gegenwärtig dem Formerfordernis der Bezeichnung 
durch bloße Angabe des Namens genügt iſt. Eine andere 
Auslegung verbietet ſich auch durch die Natur der Sache. 
Denn das Geſetz ſtellt hier die Formerforderniſſe einer Be⸗ 
urkundung auf, die zur Vermeidung der Nichtigkeit der Urkunde 
erfüllt werden müſſen; als ſolches Erfordernis iſt auch die 
Bezeichnung des Beteiligten aufgeführt. Zum Weſen einer 
ſolchen Formvorſchrift gehört aber die Beſtimmtheit der vor⸗ 
geſchriebenen Form; verlangt das Geſetz eine „Bezeichnung“, ſo 
muß es alſo hierunter etwas Feſtſtehendes im Auge haben; 
folglich kann das Geſetz nicht Umfang und Maß der Bezeichnung 
— d. h. alſo der Erfüllung der Form — dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen des Urkundsbeamten überlafſſen haben. Denn gibt 
der Geſetzgeber eine Formvorſchrift, ſo will er ſie unter allen 
Umſtänden beobachtet wiſſen, ſelbſt wenn ihr Zweck auf andere 
Weiſe erreichbar wäre; die Notwendigkeit und Ausſchließlich ⸗ 
keit macht das Weſen der unfreien Form aus (Ihering, Geiſt 
des Römiſchen Rechts II S. 475). Mit dieſem Weſen der 
Form wäre es nun unvereinbar, wenn der Geſetzgeber einerſeits 
die „Bezeichnung“ als Formerfordernis der Urkunde verlangt 
und nicht zugleich klar und zweifelsfrei für alle Fälle beſtimmt 
hätte, was zur „Bezeichnung“ gehört. Tatſächlich hat denn 
auch der Geſetzgeber in bewußter Abweichung von den Vor⸗ 
ſchriften der früheren Rechte (die die formelle Rechtsgültigkeit 
der Urkunde abhängig machten von Angabe des Namens, 
Standes und Wohnſitzes der Beteiligten), wie die vorgetragene 
Entſtehung des § 176 ergibt, lediglich die Angabe des Namens 
des Beteiligten für erforderlich erachtet und, um ſelbſt die 
Angabe des unrichtigen Namens für ausreichend zu erklären, 
den Ausdruck „Bezeichnung“ gewählt. — Danach enthält die 
oben wiedergegebene Urkunde eine genügende Bezeichnung des 
Beteiligten. Donatarius kann alſo gegen die Erben des 
Geheimen Kommerzienrats Friedrich Meyer aus Stettin mit 
Erfolg auf Entrichtung der Rente klagen, wenn er nachweiſt, 
daß der am 1. April 1902 vor dem Notar Publikus zu Berlin 
erſchienene Schenkgeber wirklich der genannte Geheime Kommer⸗ 
zienrat Friedrich Meyer aus Stettin war. 

In der Rechtslehre wird überall die der hier vorgetragenen 
entgegengeſetzte Auffaſſung vertreten, insbeſondere: die „Be⸗ 
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zeichnung“ müſſe fo fein, daß fie tatſächlich eine ſichere Unter. 
ſcheidung des Bezeichneten von anderen Perſonen ermöglicht 
(Dorner Anm. 1b, Fuchs Anm. 1a zu § 176), ſodaß, wenn 
die vom Notar gewählte Bezeichnung ungenau iſt, die Perſon 
des Erſchienenen nicht unterſcheidbar macht, die Urkunde nichtig 
ſei, weil eben die „Bezeichnung“ hier fehle. (Weißler Anm. 4b 
a. E. zu 8 176.) Hiermit iſt ſchon an ſich zu viel verlangt. 
Auch wenn der Notar den Anforderungen der früheren Geſetz⸗ 
gebungen entſprechend den Erſchienenen nach Name, Stand, 
Wohnſitz und ſogar Wohnung bezeichnet, kann dennoch jener 
Anforderung der genauen Unterſcheidbarkeit hiermit nicht genügt 
ſein. Bezeichnet der Notar den Erſchienenen als den „Arbeiter 
Karl Schulze aus Berlin, Sebaſtianſtraße 72“ oder als den 
„Maurer Karl Klein aus Dorf Rheſa“, ſo iſt dennoch die 
Möglichkeit vorhanden, daß im erſteren Fall noch ein anderer 
Arbeiter Karl Schulze im gleichen Hauſe wohnt und daß im 
zweiten Fall die angegebene Bezeichnung ebenſo gut auf den 
Sohn des Erſchienenen paßt. Unmöglich kann doch aber der 
Geſetzgeber gewollt haben, daß die ſo aufgenommene Urkunde 
wegen Mangels einer Bezeichnung nichtig ſei. Jaſtrow 
Anm. 6b Abſ. 2 zu 8 176 nimmt daher an: zur bloßen 
Vermeidung der Nichtigkeit könne nicht verlangt werden, daß 
der Urkundsbeamte in jedem Fall gemäß den Anforderungen 
der früheren Geſetzgebung Name, Stand und Wohnort angebe; 
vielmehr enthalte die Urkunde eine „Bezeichnung“ und ſei 
daher gültig, „wenn der Beteiligte ſo bezeichnet iſt, wie es nach 
Lage des Falls der Urkundsbeamte zur genauen Feſtſtellung der 
Perſönlichkeit als genügend anſehen konnte.“ Aber dann wäre 
ja Maß und Umfang der vom Geſetzgeber zur Vermeidung der 
Nichtigkeit vorgeſchriebenen Form in das jeweilige Ermeſſen des 
Urkundsbeamten geſtellt. Dies iſt aber mit dem Weſen des 
Formerforderniſſes unvereinbar; das Geſetz verſteht vielmehr 
unter der „Bezeichnung“ etwas ganz Beſtimmtes, für alle Fälle 
das gleiche, das iſt die Angabe des Namens, die ſtets genügt. 
(Schluß folgt.) 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 9. Juli 190% 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5§ 179 Abſ. 2. Berechnung des ſogenannten „Ver⸗ 
trauensintereſſes“ .] N 

Nach den unbeſtrittenen Feſtſtellungen der Vorinſtanzen hat 
der Bekl. im Juni 1901 durch zwei Abſchlüſſe 800 Tonnen 
Gerſte zum Preiſe von 90,50 und 91,50 Mark an die Kl. feſt 
verkauft, ohne im Beſitze der Vertretungsbefugnis für den in 
Odeſſa wohnenden Verkäufer zu ſein. Letzterer hat die Lieferung 
der Ware verweigert. Das B. G. hat zugunſten des Bekl. 
angenommen, daß er beim Abſchluß des Vertrages den Mangel 
ſeiner Vertretungsbefugnis nicht gekannt habe, daher der Kl. nur 
gemäß § 179 Abſ. 2 des B. G. B. erſatzverbindlich ſei, alſo 
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nur für das fogenannte Vertrauensintereſſe hafte. Grundſätzlich 
iſt dieſe Haftbarkeit vom Bekl. auch nicht beſtritten worden, er 
behauptet nur, daß nach der gegebenen Sachlage im übrigen ein 
unter jene Beſtimmung fallender Schaden der Kl. nicht an- 
zunehmen, jedenfalls nicht nachgewieſen ſei. Dieſe Beſtreitung 
kann indeſſen gegenüber den Ausführungen und Feſtſtellungen 
des B. U. nicht als zutreffend erachtet werden. Nach 8 179 
Abſ. 2 cit. iſt der ohne Vertretungsmacht als Vertreter Handelnde, 
wenn er dieſen Mangel nicht kannte, verpflichtet, dem anderen 
Teile denjenigen Schaden zu erſetzen, den dieſer dadurch erleidet, 
daß er auf die Vertretungsmacht vertraute, daß er alſo bei ſeinen 
Maßnabmen von der Vorausſetzung ausging, der Vertretene 
werde den Vertrag erfüllen. Zutreffend wird hiernach dieſer 
Schaden vom O. L. G. in dem Unterſchied zwiſchen der Vermögens⸗ 
lage der Kl. gefunden, in der dieſelbe wäre, wenn fie am 13. 
und 20. Juni andere Kaufverträge über dieſelben Quantitäten 
Gerſte und zu den Preiſen wie mit dem Bekl. geſchloſſen hätte, 
und der Vermögenslage, in die ſie dadurch gekommen iſt, daß 
ſie im Vertrauen auf die Abſchlüſſe mit dem Bekl. ſolche Käufe 
unterlaſſen hat. Insbeſondere iſt die Annahme des O. L. G., 
daß es zuläſſig ſei, eine abſtrakte Schadens berechnung bezüglich 
des Vertrauensintereſſes eintreten zu laſſen, und daß es nicht 
erforderlich geweſen wäre, wie der Bekl. namentlich auch zur 
Begründung der Reviſion darzutun verſucht hat, zum Nachweis 
des Kauſalzuſammenhangs effektive Ware einzukaufen und danach 
den Schaden konkret zu berechnen, rechtlich zu billigen. Zum 
Nachweis des Unterſchiedes zwiſchen der Vermögenslage, wenn 
der Ankäufer die Ware vom Bekl. zum Vertragspreiſe erhalten 
hätte und derjenigen, wenn er ſie, um in deren Beſitz zu ge⸗ 
langen, zu der Zeit, wo ſich herausſtellte, daß er dieſelbe vom 
Bekl. nicht erhalten werde, kaufen müßte, bedarf es nicht des 
effektiven Ankaufs, ſondern es genügt dazu der Nachweis der 
Differenz zwiſchen dem Ankaufspreis und demjenigen Preiſe, zu 
dem Erſatzware zu der kritiſchen Zeit zu kaufen war. Darauf, 
daß der Ankäufer mit der Ware ein vorteilhaftes Geſchäft gemacht 
haben würde, kommt es für die vorliegende Frage nicht an. 
Mit Recht weiſt das O. L. G. darauf hin, daß die Kl. im Falle 
des wirklichen Ankaufs von Erſatzware, die einen marktgängigen 
Preis hat, dieſelbe für den nämlichen Preis ſofort wieder hätte 
verkaufen können, und daß derſelben ein ſolches ſachlich zweckloſes 
Doppelgeſchäft lediglich zur Feſtſtellung der Höhe des Schadens⸗ 
erfages nicht zugemutet werden könne. Das O. L. G. hat danach 
mit Recht angenommen, daß die Kl. berechtigt geweſen wäre, 
nachdem ihr der Bekl. Ende Auguſt 1901 mitgeteilt hatte, daß 
die Verkaufsofferten nicht aufrechterhalten würden, zu dieſem 
Zeitpunkt nach dem damaligen Markipreiſe ihren Schadens- 
anſpruch zu berechnen. Dadurch, daß ſie dieſes nicht ſofort 
getan hat, ſondern zunächſt noch verſuchte, die Ausführung der 
Abſchlüſſe mit dem Bekl. zu erreichen, ging ſie des Rechts auf 
Schadenserſatz nicht verluſtig. V. c. O., U. v. 14. Juni 04, 
477/03 II. — Hamburg. 

2. § 254 B. G. B. in Verbindung mit $ 304 3. P. O. 
Schuldhafte Veranlaſſung Rechtsbegriff, Feſtſtellung des mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens im Verfahren über den Grund des 
Anſpruchs zu treffen.] 

Es find zwar die Feſtſtellungen des B. G., daß der Zuftand 
der Kegelbahn des Bekl. zur Zeit des Unfalls des Kl. ins- 
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beſondere angefichts der Möglichkeit der Entſtehung von Hohl⸗ 
raͤumen zwiſchen den Anlaufbrettern und den aufgenagelten 
Querleiſten infolge des Schwankens der Bretter ein ordnungs- 
widriger und gefährlicher war, daß der Bekl. von dem erheblichen 
Schwanken der Anlaufbretter, ſowie von der Tatſache, daß auf 
der Bahn des öftern Kegler gefallen find, Kenntnis hatte, endlich, 
daß der ordnungswidrige Zuſtand der Bahn den Unfall verurſacht 
hat, in der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen. Dagegen iſt 
die Annahme des B. G., daß der Bekl. den Unfall, bzw. den 
ordnungswidrigen Zuſtand der Bahn ſchuldhaft veranlaßt hat, 
wie das R. G. zu wiederholtenmalen ausgeſprochen hat, keine 
rein tatſächliche und unterliegt dieſelbe im vorliegenden Fall 
gegründeten Bedenken. (Wird näher angegeben.) Aber auch 
wenn man ein Verſchulden des Bekl. unterſtellen wollte, wäre 
die Entſcheidung des B. G. anfechtbar. Das B. G. erkennt 
nicht, daß, wenn der Kl. trotzdem das Kegeln auf der Bahn 
fortſetzte, ſein eigenes Verſchulden als bei der Entſtehung des 
Schadens mitwirkend ($ 254 B. G. B.) in Betracht kommen 
konne, es ſtellt aber nicht feit, ob ein ſolches mitwirkendes 
Verſchulden vorliege, weil dasſelbe jedenfalls nicht ſo überwiegend 
wäre, um die Haftpflicht des Bekl. auszuſchließen und darum 
die Feſtſtellung dem Verfahren über den Betrag des Anſpruchs 
($ 304 Z. P. O.) vorbehalten werden koͤnne. Allein dies iſt 
rechtsirrig. Die Feſtſtellung des mitwirkenden Verſchuldens iſt 
im Verfahren über den Grund des Anſpruchs zu treffen, da 
erſt mit derſelben die Haftung des Bekl. endgültig feſtgeſtellt 
werden kann. Es läßt ſich auch nicht, wie das B. G. will, 
ohne die Feſtſtellung des Verſchuldens ſelbſt deſſen Tragweite 
ermeſſen. Es durfte hiernach jedenfalls dieſe Feſtſtellung nicht 
unterlaſſen werden, wenn nicht ſogar mit den Entſcheidungen 
des VI. Z. S. vom 14. und 28. April 1904 (Rep. VI 304/03 
und 573/03) anzunehmen iſt, daß die Feſtſtellung des Verhaͤltniſſes 
zwiſchen dem beiderſeitigen Verſchulden in dem Verfahren über 
den Grund des Anſpruchs zahlenmäßig zu erfolgen habe und, 
ſoweit eine Haftung des Bekl. verneint wird, die Klage abzu- 
weiſen ſei. Das B. U. verſtößt daher gegen § 304 Z. P. O. 
und unterliegt der Aufhebung. K. c. Sch., U. v. 14. Juni 04, 
527/03 III. — Oldenburg. 

3. 8254 B. G. B. in Verbindung mit § 304 und 565 
Z. P. O. Unrichtige Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens, 
anderweite Abgrenzung durch das Reviſionsgericht.] 

Der Abwägung des Verhältniſſes des zutreffend feſtgeſtellten 
beiderſeitigen Verſchuldens, die der Entſcheidung des B. G. zu⸗ 
grunde liegt, und die der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
unterſteht — vergl. Urteil des erkennenden Senats vom 
11. Juni 1903, Beilage zur Juriſtiſchen Wochenſchrift 1903 
Nr. 229 — kann nicht beigetreten werden. Dem B. G. 
erſcheint das eigene Verſchulden des Kl. ſo überwiegend, daß 
die völlige Abweiſung der Klage geboten ſei. Allein dabei iſt 
außer acht gelaſſen, daß durch die gröbliche Verletzung einer 
dem Bekl. durch die Geſetze auferlegten Verpflichtung die Gefahr, 
die den Unfall erſt moglich machte, überhaupt erſt geſchaffen 
worden war, dem Kl. dagegen nichts als eine augenblickliche 
Unachtſamkeit beim erſten Schritt aus dem Hauſe auf die 
Straße zur Laſt fällt. Der Bekl. hat die erforderlichen 
Sicherungsmaßregeln nach mehreren Richtungen zu treffen 
unterlaſſen: mehr noch, als die vollſtändig ungenügende An⸗ 
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bringung von Sicherheits laternen, fällt für fein Verſchulden ins 
Gewicht, daß er den Graben an dem Hauptausgange des 
Hotels zur Löwenburg gänzlich unverwahrt ließ. Wo, wie im 
vorliegenden Falle, ein Graben ſo nahe an dem ſchmalen 
Bürgerfteige ausgeworfen worden iſt, daß das Gehen auf 
letzterem der Häuſerreihe entlang gefährlich wird, iſt es unum⸗ 
gänglich, daß, ſofern nicht eine Überbrückung des Grabens an 
dem Hausausgange vorgeſehen wird, eine Abſperrung ſtattfindet, 
die das Betreten der Straße von dieſem Ausgange aus verwehrt. 
Unter dieſen Umftänden war das Verſchulden des Bekl. als das 
bei weitem ſchwerere zu erachten und in ihm die vorwiegende 
Urſache des eingetretenen Schadens zu finden. Das angefochtene 
Urteil unterliegt daher der Aufhebung. Einer Zurückverweiſung 
der Sache an das B. G. bedarf es jedoch nicht, da nach dem 
vom B. G. feſtgeſtellten Sachverhältniſſe die Sache zur End⸗ 
entſcheidung reif tft (8 565 Abſ. 3 Nr. 1 Z. P. O.); daß dieſe 
Endentſcheidung der prozeſſualen Lage der Sache nach nur ein 
Zwifchenurteil über den Grund des Anſpruchs noch § 304 
Z. P. O. ſein kann, ſteht der eigenen Entſcheidung des R. G. 
nicht entgegen, da auch dieſe Vorabentſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs als Endentſcheidung im Sinne des § 565 
Z. P. O. aufzufaſſen iſt. (Entſch. des R. G. Bd. 50 S. 224; 
Juriſtiſche Wochenſchrift Beilage 1903 Nr. 154.) Ebenſowenig 
iſt ſachlich das Revifionsgericht ſelbſt zu entſcheiden gehindert 
durch den noch unerledigten Beweisantritt des Bekl. darüber, 
daß der Kl. noch auf der Treppe des Hotels geſtolpert und zu 
Falle gekommen und dadurch in den Graben hineingeraten ſei. 
Denn der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der ſchuldhaften 
Verletzung des $ 823 Abſ. 2 B. G. B. und § 367 Nr. 14 
Str. G. B. und dem eingetretenen Schaden würde dadurch 
nicht aufgehoben, vielmehr eıft recht deutlich werden: hätte fich 
vor der Treppe eine Überbrückung des Grabens oder eine 
dieſen abſperrende Barriere befunden, ſo hätte eine Stolpern 
des Kl. die Wirkung eines Sturzes in den Graben nicht haben 
koͤnnen, und die behauptete Tatſache würde daher vielleicht 
geeignet ſein, die Annahme eines jeden eigenen Verſchuldens 
des Kl. zu beſeitigen, nicht aber zu Gunſten des Bekl. den 
Tatbeſtand zu verſchieben; der Bekl. würde alsdann vielmehr 
als der allein Schuldige an dem ſchädlichen Erfolge ſich dar⸗ 
ſtellen. Da der Kl. ſeinerſeits ſich die Behauptung des Bekl. 
nicht zu eigen gemacht, ſondern beſtritten hat, kann die von 
dem letzteren zu ſeiner Verteidigung vorgebrachte Tatſache jedoch 
nicht als ein Geſtändnis gegen ihn verwertet werden (vergl. 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 95 Nr. 9 und 10, Urteil 
des erkennenden Senats vom 23. März 1903 in Sachen Voß 
wider Bonheim VI. 382/02). Die Abmeſſung des beiderſeitigen 
Verſchuldens der Parteien an der Verurſachung des dem Kl. 
erwachſenen Schadens durch das Reviſionsgericht nach den vor- 
erörterten Geſichte punkten ließ eine Verteilung dahin angemeſſen 
erſcheinen, daß die Bekl. im Umfange von zwei Dritteilen des 
geltend gemachten Schadens dem Kl. Erſatz zu leiſten, dieſer 
aber zu einem Drittel den Schaden felbft. zu tragen hat. 
Demgemäß iſt in der Sache ſelbſt nach 58 823, 254 B. G. B. 
erkannt, und zur Verhandlung über den Betrag des Anſpruchs 
die Sache der Vorſchrift des §S 538 Ziffer 3 Z. P. O. ent⸗ 
ſprechend, an das Gericht I. J. zurückberwieſen worden. 
Sch. c. K., U v. 16. Juni 04, 509/03 VI. — Frankfurt. 
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4. 8 648 B. G. B. Umfang der Sicherungshypothek.] 

Die Arreſtkl. hat vertragsmäßig die Lieferung der Tiſchler⸗ 
arbeiten zu dem von dem Arreſtbekl. auf ſeinem in Berlin be⸗ 
legenen Grundſtücke errichteten Neubau übernommen, und zwar 
zu den in dem Beſtätigungsſchreiben vom 23. September 1902 
zum Ausdruck gebrachten Bedingungen, nach denen die Arbeiten 
bis zum 1. April 1903 fertig zu ſtellen und / des Geſamt⸗ 
preiſes in Raten während der Ausführung des Baues je nach 
Fortſchreiten desſelben zu zahlen waren. Auf Grund einer 
bezüglich der zu dem angegebenen Zweck gelieferten Arbeiten 
aufgeſtellten, mit 14 326 Mark 75 Pf. abſchließenden Rechnung 
iſt gemäß 88 648, 883. 885 B. G. B. und 8 937 3. P. O. 
zufolge der einſtweiligen Verfügung vom 19. März 1903 in dem 
erwähnten Betrage eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Einräumung einer Sicherungshypothek für die Arreſtkl. auf 
dem Baugrundſtücke eingetragen. Das R. G. führt aus: Nur 
inſoweit kann die in Frage ſtehende Vormerkung, durch welche 
das Baugrundſtück belaſtet worden, aufrechterhalten werden, 
als die Arreſtkl. für die ihr zuſtehenden Forderungen aus dem 
von ihr mit dem Arreſtbekl. abgeſchloſſenen Vertrage, nach. 
welchem jene die Lieferung der Tiſchlerarbeiten für den auf dem 
Grundſtück zu errichtenden Neubau übernommen hat, zufolge 
des 8 648 B. G. B. die Einräumung einer Sicherungshypothek 
an dem Immobile zu verlangen berechtigt iſt. Daß nun aber 
dieſes durch die angezogene Beſtimmung den Unternehmern eines 
Bauwerks, zu welchen die Arreſtkl. zu rechnen iſt, gegebene 
Sicherungsmittel nur in dem Umfange Platz greift, in welchem 
der Unternehmer das Zurückbehaltungsrecht nicht ausübt, ergibt 
ſich ſchon aus dem Satz 2 des zitierten § 648, wonach der 
Unternehmer, falls das Bauwerk noch nicht vollendet iſt, die 
Einräumung der Sicherungshypothek nur für einen der ge- 
leiſteten Arbeit entſprechenden Teil der Vergütung begehren 
kann. Es ſprechen dafür auch die Materialien des B. G. B. 
Es iſt nämlich bei der zweiten Leſung, durch welche die Vorſchrift 
des § 648 dem Geſetze eingefügt iſt, ausweislich der Protokolle 
(Bd. II S. 326) als Abfiht der Beſtimmung hingeſtellt, daß 
dem Unternehmer der Mehrwert, der durch ſeine Arbeit dem 
Grundbeſitz des Beſtellers zuteil geworden ift, für feine Ver⸗ 
gütung vorzugsweiſe hafte. Dieſem nach muß vorliegend, da 
die Arreſtkl., was die von ihr hergeſtellten, aber zurück- 
behaltenen Türen und Schränke betrifft, den Wert des 
Baugrundſtücks nicht erhöht hat, das in Rede ſtehende Sicherungs⸗ 
mittel ausſcheiden. Letzteres kann auch bei der ihm geſetzlich 
beiwohnenden Beſchränkung nicht deshalb in Rückſicht auf die 
Vergütung für die fraglichen Gegenſtände Platz greifen, weil 
dieſe, wie die Vorinſtanz wegen des Zahlungsverzugs des 
Arreſtbekl. in nicht zu beanſtandender Weiſe angenommen hat, 
berechtigtermaßen von der Arreſikl. zurückbehalten find. Zu⸗ 
gunſten der letzteren fällt dann auch aus dem hervorgehobenen 
Grunde nicht ins Gewicht, daß der Neubau nunmehr durch 
Einſetzung von Erſatzſtücken für die Türen und Schränke fertig⸗ 
geſtellt iſt, wie ferner auch nicht, daß die letzteren wegen des 
nach der Behauptung der Arreſtkl. vorliegenden Mangels ander- 
weiter Verwendbarkeit dieſer Sachen der Unternehmerin keine 
Sicherheit bieten. Nach dieſen Erwägungen war die Summe, 
um welche das angefochtene Urteil die unbedingte Aufhebung der 
einſtweiligen Verfügung ausgeſprochen hat, um den Betrag der 
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Vergütung für die Türen und Schränke zu erhöhen. M. c. B., 
U. v. 21. Juni 04, 62/04 VII. — Berlin. 

5. 88 839 Abſ. 1, 2249 B. G. B. Haftung eines Gemeinde⸗ 
vorſtehers dem Teſtamentserben gegenüber für eee 
bei Aufnahme eines Dorfteſtamentes.] 

Es ſteht feſt, daß am 17. Februar 1901 die bald nachher 
verſtorbene Eliſe K. zu K. vor dem Bekl. ein Teſtament nach 
82249 B. G. B. errichtet hat, in welchem fie dem Kl. ihre 
Köterei vermachte, daß aber dieſes Teſtament deshalb nichtig 
war, weil in dem vom Bekl. darüber aufgenommenen Protokolle 
die Feſtſtellung fehlte, daß das Protokoll vorgeleſen, genehmigt 
und vom Erblaſſer unterſchrieben worden fe. Das O. L. G. 
hat den Bekl. deswegen dem Kl. auf Grund des § 839 Abſ. 1 
B. G. B. für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, wobei mit Recht als 
unter den Parteien nicht beſtritten unterſtellt iſt, daß, wenn das 
Teſtament gültig geweſen wäre, der Kl. jene Köterei erworben 
haben würde. Für die Revifionsinſtanz ſteht dabei nach den 
88 549, 562 3. P. O. ſeſt, daß es zur Amtspflicht des Bekl. 
als Gemeindevorſteher gehörte, für die Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Form der vor ihm vorgenommenen Teſtamentserrichtung 
zu ſorgen; denn dies iſt vom B. G. auf Grund irreviſibler 
Oldenburgiſcher Rechtsnormen angenommen worden. Daß er 
dieſer Pflicht im vorliegenden Falle nicht nachgekommen iſt, iſt 
unbeſtritten. Unbedenklich iſt ferner die Annahme des B. G., 
daß hierin eine Fahrläſſigkeit von ſeiten des Bekl. zu finden ſei; 
denn in der dieſem von der Regierung früher zugeſtellten 
gedruckten „Nachfuge zur Inſtruktion der Gemeindevorſteher des 
Herzogtums Oldenburg“ iſt in 8 7 auf S. 11 eine Belehrung 
über die Erforderniſſe eines vor dem Gemeindevorſteher zu er- 
richtenden Notteſtamentes enthalten, in welcher ganz deutlich 
geſagt iſt, daß das darüber aufzunehmende Protokoll eine Feſt⸗ 
ſtellung, wie die hier vermißte, enthalten müſſe, und auf S. 14 
iſt ein Formular eines ſolchen Protokolles hinzugefügt, das der 
Bekl. nur hätte abzuſchreiben brauchen, um die Gültigkeit des 
Teſtamentes zu ſichern. Bei dieſer Sachlage kommt es nur 
noch darauf an, ob das O. L. G. mit Recht angenommen hat, 
daß für dieſe fahrläffige Beſchädigung des Vermögens des Kl. 
(durch entgangenen Gewinn) der Bekl. dieſem ſchadenserſatzpflichtig 
ſei. Daß ſich eine ſolche Haftung nicht auf den $ 823 B. G. B. 
begründen laſſe, hat ſchon das L. G. ausgeführt, und das iſt 
unzweifelhaft richtig, wenn auch vielleicht die Gründe des 
L. G. nicht zutreffen. Es ergibt ſich die Unanwendbarkeit des 
§ 823 jedenfalls daraus, daß der Schade dem Kl. hier weder 
durch Verletzung eines beſtimmten ihm ſchon zuſtehenden Rechtes 
zugefügt iſt (Abſ. 1 des 8 823), noch es ſich um einen Verſtoß 
gegen ein Schutzgeſetz (Abſ. 2 daſ.) handelt, den der Bekl. 
begangen hätte. In dieſer Beziehung liegt die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage eben nach dem B. G. B. ganz anders, als dies 
früher nach denjenigen Rechtsſyſtemen der Fall war, welche, wie 
z. B. das Preußiſche Landrecht und der c. c., an jede ſchuldhafte 
Beſchädigung fremden Vermögens die Pflicht zum Schadens— 
erſatze knüpften. Aus dieſem Rechtsſatze ließ ſich ohne weiteres 
folgern, daß auch derjenige Beamte, durch deſſen Schuld ein 
Teſtament in ungültiger Weiſe errichtet war, den darin Bedachten, 
denen folgeweiſe das ihnen vom Teſtator Zugedachte entgangen 
war, für dieſen Schaden aufkommen müſſe; vergl. Pfizer im 
Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. 72 S. 75; wie auch in 
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8140 Pr. A. L. R. I. 12 dieſe Konſequenz ausdrücklich gezogen 
war. Für das Recht des B. G. B. bedarf es, um zur gleichen 
Entſcheidung zu gelangen, erſt noch eines beſondern Rechtsſatzes, 
und die Frage ſtellt ſich jetzt dahin, ob das B. G. dieſen mit 
Recht in 8 839 Abſ. 1 B. G. B. gefunden hat. Nach dieſer 
Beſtimmung hat ein Beamter, der fahrläffig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, den 
dieſem Dritten daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Es 
kommt alſo darauf an, ob einem Beamten, der verpflichtet iſt, 
alle Sorfalt aufzuwenden, damit bei den vor ihm zu errichtenden 
Teſtamenten die geſetzlich erforderliche Form beobachtet werde, 
dieſe Pflicht nicht bloß dem Teſtator gegenüber obliegt, ſondern 
auch denjenigen gegenüber, die der Teſtator letztwillig bedenken 
will. Dieſe Frage iſt von Schriftſtellern in verſchiedenem Sinne 
beantwortet worden; bejaht iſt fie insbeſondere bei Planck, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 5 Bem. 3 zu § 2232, S. 445, 
und Strohal, Erbrecht (Aufl. 3), Bd. 1 8 21 Nr. VII, 
S. 103, verneint von Endemann, Einführung in das Studium 
des Bürgerlichen Geſetzbuches (Aufl. 3—5), Bd. 3 § 29 Nr. 6, 
S. 131, und Frommhold, Erbrecht, Bem. 4 zu § 2232, 
S. 218. Das R. G. hat ſich, wie das B. G., für die Bejahung 
entſchieden, indem es davon ausgeht, daß die Pflicht, bei einem 
Geſchäft alle Sorgfalt anzuwenden, einem Beamten nicht bloß 
denjenigen gegenüber obliegt, auf deſſen Antrag er das Geſchäft 
vornimmt, ſondern allen denjenigen gegenüber, deren Intereſſen 
nach der beſondern eignen Natur dieſes Geſchäftes (nicht etwa nur 
infolge hinzutretender äußerlicher Umſtände) durch dasſelbe berührt 
werden. Zu dieſen Intereſſenten gehören eben bei einer letztwilligen 
Verfügung deren Weſen gemäß allemal auch die in derſelben Be⸗ 
dachten. S. c. R., U. v. 20. Juni 04, 468/03 VI. — Oldenburg. 

6. 5 839 Abſ. 1 B. G. B. Über Haftbarkeit eines Beamten 
bei Liquidierung von Koſten einer Dienſtreiſe.] 

Die 14,28 Mark, zu deren Zahlung der beklagte Amts. 
gerichtsrat W. an den Juſtizfiskus verurteilt iſt, ſtellen die 
Mehrkoſten dar, die dem Preußiſchen Staate dadurch entſtanden 
find, daß der Bekl. und der ihm damals zugeteilte Gerichts. 
ſchreiber, Aſſiſtent K., ſtatt einer Dienſtreiſe von P. nach 
Pi. und zurück, mit Übernachtung in B. vom 3. auf den 
4. Juli 1902, deren zwei, eine am 3., die andere am 4. Juli 
1902, je hin und zurück ausgeführt und entſprechende Ge⸗ 
bührniſſe liquidiert und ausgezahlt erhalten haben. Es handelte 
fich dabei um zwei Termine, die vom Bekl. als Amtsrichter 
in derſelben Ermittelungsſache auf den 3. und den 4. Juli 
nach Pi. anberaumt waren. Dem Bekl. iſt es als Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt gelegt, daß er dadurch, daß er nicht in der 
Nacht vom 3. zum 4. Juli in B. geblieben ſei, und den K. 
mit ihm dort zu bleiben veranlaßt habe, dem Staate dieſe 
Mehrkoſten verurſacht und ihn auf dieſe Weiſe finanziell geſchädigt 
habe, und er iſt deshalb nach 8 839 Abſ. 1 des B. G. B. für 
ſchadenserſatzpflichtig gehalten worden. Das R. G. hat die 
Verurteilung aufgehoben und das Verſchulden verneint. Es 
führt u. a. aus: Das B. G. hat gemeint, der Bekl. hätte 
erwägen müſſen, daß er durch Nehmen eines Nachtquartiers in 


B. dem Staate einen gewiſſen Geldbetrag erſparen würde, 


und daß er die Wahrnehmung etwaiger Amtgeſchäfte in P. 
am Morgen des 4. Juli den ihm für ſolche Fälle beſtellten 
Stellvertreter überlaſſen könne. Hiergegen iſt zu ſagen, daß 
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der Bekl. vielleicht keinen Tadel verdient haben würde, wenn 
er ſich dementſprechend verhalten hätte, daß aber nicht der 
geringſte Grund vorliegt, ihm das Gegenteil zum Verſchulden 
anzurechnen. Weder gehört es zu den Amtspflichten eines 
Richters, poſitiv auf den finanziellen Vorteil des Staates 
bedacht zu ſein, noch kann es als ſelbſtverſtändlich gelten, daß 
ein Richter aus irgend einem beliebigen Grunde Amtsgeſchäfte, 
die zunächſt ihm obliegen, durch feinen Stellvertreter erledigen 
läßt. Wie weit er hierin gehen zu dürfen meint, das iſt 
vielmehr lediglich Sache ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens. Das 
einzige, was zweifelhaft ſein könnte, iſt, ob der Bekl. nicht 
doch dann verpflichtet geweſen wäre, die Nacht in B. zu 
bleiben, wenn er gewußt hätte oder hätte wiſſen müſſen, daß 
am Morgen des 4. Juli keine Amtsgeſchäfte für ihn in Poſen 
zu erledigen ſein würden. Dieſe Frage bedarf jedoch keiner 
Entſcheidung, weil entſprechende Behauptungen vom Kl. gar 
nicht aufgeſtellt worden ſind. Der Kl. hat es eben an jeder 
Darlegung, worin eine dem Bekl. zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit 
beſtanden haben ſolle, fehlen laſſen. W. c. Juſtizfiskus, U. v. 
23. Juni 04, 529/03 VI. — Poſen. 

7. 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. in Verbindung mit 8 15 Abſ. 3 
Geſ. betr. G. m. b. H. Der obligatoriſche Verpfändungsvertrag 
über den Geſchäftsanteil an einer G. m. b. H. iſt formlos gültig.]! 

Der Vertrag über die Verpfändung des Geſchäftsanteils 
des Bekl. an der Firma Sch., R. & Co., Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, um welchen ſich der Streit dreht, iſt am 
9. Auguſt 1901 geſchloſſen, und es ſind deshalb für dieſen 
Vertrag die Beſtimmungen des B. G. B. maßgebend, da das 
R. Geſ. betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
auch in ſeiner neuen Faſſung Vorſchriften über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen an derartigen Geſellſchaften nicht enthält. 
Die Beſtellung eines Pfandrechts an einem Geſchäftsanteil 
bemißt ſich nach 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. Weil ſich hiernach 
die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte nach den für 
die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften richtet, wird 
gemäß 5 15 Abſ. 3 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung für den Verpfändungsakt die gerichtliche 
oder notarielle Form erfordert. Unbeſtritten iſt, daß weder 
durch den § 4 des Geſellſchaftsvertrags vom 9. Auguſt 1901 
noch durch die Erklärung vom 23. September 1901 der Kl. 
die Sicherheit, welche ihr für ihre Einlage in die „Patent⸗ 
Torfholz⸗Fabrik Otto K.“ verſprochen worden war, in der 
geſetzlich gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form durch 
Pfandbeſtellung an dem Geſchäftsanteil geleiſtet worden iſt. 
Die Klage, welche verlangt, daß der Bekl. in Erfüllung des 
Vertrags vom 9. Auguſt 1901 der Kl. ein Pfand an ſeinem 
Geſchäftsanteil an der Firma Sch., R. & Co., Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung, zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Rückzahlung der Vermögenseinlage bei Otto K., der erteilten 
Zuſage gemäß, in Höhe von 10 000 Mark in der geſetzlich 
gebotenen Form beſtelle, erſcheint demnach begründet. Der 
Bekl. meint ſich von der Verpflichtung, die Beſtellung des 
Pfandes in gerichtlicher oder notarieller Form zu verwirklichen, 
dadurch befreien zu können, daß er darauf verweiſt, die zuerſt 
mündlich und dann in dem Geſellſchaftsvertrag ſchriftlich 
getroffene Verpfändungsabrede ſei mangels der gerichtlichen oder 
notariellen Form gemäß § 125 B. G. B. nichtig und deshalb 
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die Klage unbegründet. Allein dieſe Auffaſſung iſt angeſichts 
des hier zunächſt maßgebenden § 1274 Abſ. 1 B. G. B. nicht 
haltbar. Allerdings iſt es richtig, daß nach Abſ. 3 § 15 des 
Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
der gerichtlichen oder notariellen Form auch eine Vereinbarung 
bedarf, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur 
Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird. Aber um die 
Abtretung eines Geſchäftsanteils handelt es ſich hier nicht, 
ſondern um die Verpfändung eines ſolchen, und es iſt unzu⸗ 
läffig, die erwähnte Beſtimmung — welche ihren Grund in 
der Abficht des Geſetzgebers hat, möglichſt zu verhindern, daß 
ſolche Geſchäftsanteile zum Gegenſtand des allgemeinen Handels- 
verkehrs gemacht werden — ſofort auch anzuwenden auf eine 
Übereinkunft, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters 
zur Verpfändung eines Geſchäftsanteils begründet werden ſoll. 
(Wird näher begründet.) Es iſt rechtsirrtümlich, wenn das 
B. G. ſich zur Rechtfertigung der von ihm vertretenen Rechts⸗ 
anſchauung auf den mehrerwähnten Abſ. 4 des § 15 beruft. 
Auch iſt es hiernach nicht zuläſſig, die Abtretung von Geſchäfts⸗ 
anteilen, von welcher der Abſ. 3 des § 15 ſpricht — wie das 
B. G. will — in dem Sinn von „Veräußerung“ dahin auf- 
zufaſſen, daß dieſe Abtretung die Verpfändung mit umſchließt; 
denn die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung zeigt gerade, 
daß man bewußt davon Abſtand nahm, über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen irgend welche Beſtimmungen zu treffen. 
Hiernach kann die entſcheidende Norm für die Beurteilung der 
unter den Parteien ſchwebenden Streitfrage lediglich aus §51274 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Aus dieſer Beſtimmung 
ergibt ſich nun zwar, daß die Beſtellung eines Pfandrechts an 
einem Geſchäftsanteil nur in gerichtlicher oder notarieller Form 
wirkſam erfolgen kann, weil dieſe Form gemäß § 15 Abſ. 3 
des Spezialgeſetzes auch für die Abtretung von Geſchäftsanteilen 
erfordert wird. Eine Beſtimmung darüber, daß auch der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag der gleichen Form bedürfen 
würde, enthält aber dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht. Die 
Reviſion macht mit Recht geltend, daß, weil in dieſer Hinficht 
eine beſondere Vorſchrift fehlt, nach allgemeinen Grundſätzen 
die Regel zur Anwendung zu kommen habe, daß ein Vertrag 
unter Lebenden auch ohne beſondere Form rechtsgültig und 
wirkſam ſei. Bei der großen Verſchiedenheit der Rechte, welche 
Gegenſtand einer Pfandbeſtellung werden können, iſt es auch 
ganz erklärlich, daß es für genügend erachtet wurde, die Regel 
des § 1274 Abſ. 1 aufzuſtellen, wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts ſelbſt in den Formen zu erfolgen hat, welche für 
die Abtretung des betreffenden Rechtes vorgeſchrieben iſt. Der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag über den Geſchäftsanteil an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt daher formlos 
gültig. Dem Kl. ſteht demnach aus § 4 Ziffer 2 des privat- 
ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrags die Klage, welche er erhoben 
hat, auf Vollzug der Verpfändungsverpflichtung in der durch 
81274 Abſ. 1 B. G. B. gebotenen gerichtlichen oder notariellen 
Form zu. A. c. Sch., U. v. 2. Juni 04, 93/04 I. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. ö 

8. 5 268, 270 3. P. O. Arten des Eintritts einer dritten 
Perſon in den Prozeß, Klageänderung, Rechtskolliſion der Kläger. 

Die Klage iſt urſprünglich allein von dem Erſtkl., Kauf⸗ 
mann E. A., erhoben. Am Schluſſe der Klageſchrift findet ſich 
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Vergütung für die Türen und Schränke zu erhöhen. M. c. B., 
U. v. 21. Juni 04, 6204 VII. — Berlin. 

5. 58 839 Abf. 1, 2249 B. G. B. Haftung eines Gemeinde⸗ 
vorſtehers dem Teſtamentserben gegenuber für en 
bei Aufnahme eines Dorfteſtamentes.] 

Es ſteht feſt, daß am 17. Februar 1901 die bald nachher 
verſtorbene Eliſe K. zu K. vor dem Bekl. ein Teſtament nach 
82249 B. G. B. errichtet hat, in welchem fie dem Kl. ihre 
Köterei vermachte, daß aber dieſes Teſtament deshalb nichtig 
war, weil in dem vom Bekl. darüber aufgenommenen Protokolle 
die Feſtſtellung fehlte, daß das Protokoll vorgeleſen, genehmigt 
und vom Erblaſſer unterſchrieben worden ſei. Das O. L. G. 
hat den Bekl. deswegen dem Kl. auf Grund des § 839 Abſ. 1 
B. G. B. für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, wobei mit Recht als 
unter den Parteien nicht beſtritten unterſtellt iſt, daß, wenn das 
Teſtament gültig geweſen wäre, der Kl. jene Köterei erworben 
haben würde. Für die Reviſionsinſtanz ſteht dabei nach den 
85 549, 562 Z. P. O. feſt, daß es zur Amtspflicht des Bekl. 
als Gemeindevorſteher gehörte, für die Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Form der vor ihm vorgenommenen Teſtamentserrichtung 
zu ſorgen; denn dies iſt vom B. G. auf Grund irreviſibler 
Oldenburgiſcher Rechtsnormen angenommen worden. Daß er 
dieſer Pflicht im vorliegenden Falle nicht nachgekommen iſt, iſt 
unbeſtritten. Unbedenklich iſt ferner die Annahme des B. G., 
daß hierin eine Fahrläſſigkeit von ſeiten des Bekl. zu finden ſei; 
denn in der dieſem von der Regierung früher zugeſtellten 
gedruckten „Nachfuge zur Inſtruktion der Gemeindevorſteher des 
Herzogtums Oldenburg“ iſt in §S 7 auf ©. 11 eine Belehrung 
über die Erforderniſſe eines vor dem Gemeindevorſteher zu er- 
richtenden Notteſtamentes enthalten, in welcher ganz deutlich 
geſagt iſt, daß das darüber aufzunehmende Protokoll eine Feſt⸗ 
ſtellung, wie die hier vermißte, enthalten müſſe, und auf S. 14 
iſt ein Formular eines ſolchen Protokolles hinzugefügt, das der 
Bekl. nur hätte abzuſchreiben brauchen, um die Gültigkeit des 
Teſtamentes zu ſichern. Bei dieſer Sachlage kommt es nur 
noch darauf an, ob das O. L. G. mit Recht angenommen hat, 
daß für dieſe fahrläffige Beſchädigung des Vermögens des Kl. 
(durch entgangenen Gewinn) der Bekl. dieſem ſchadenserſatzpflichtig 
ſei. Daß ſich eine ſolche Haftung nicht auf den $ 823 B. G. B. 
begründen laſſe, hat ſchon das L. G. ausgeführt, und das iſt 
unzweifelhaft richtig, wenn auch vielleicht die Gründe des 
L. G. nicht zutreffen. Es ergibt ſich die Unanwendbarkeit des 
§ 823 jedenfalls daraus, daß der Schade dem Kl. hier weder 
durch Verletzung eines beſtimmten ihm ſchon zuſtehenden Rechtes 
zugefügt iſt (Abſ. 1 des § 823), noch es ſich um einen Verſtoß 
gegen ein Schutzgeſetz (Abſ. 2 daſ.) handelt, den der Bekl. 
begangen hätte. In dieſer Beziehung liegt die hier zu ent- 
ſcheidende Frage eben nach dem B. G. B. ganz anders, als dies 
früher nach denjenigen Rechtsſyſtemen der Fall war, welche, wie 
z. B. das Preußiſche Landrecht und der c. c., an jede ſchuldhafte 
Beſchädigung fremden Vermögens die Pflicht zum Schadens- 
erſatze knüpften. Aus dieſem Rechtsſatze ließ ſich ohne weiteres 
folgern, daß auch derjenige Beamte, durch deſſen Schuld ein 
Teſtament in ungültiger Weiſe errichtet war, den darin Bedachten, 
denen folgeweiſe das ihnen vom Teſtator Zugedachte entgangen 
war, für dieſen Schaden aufkommen müſſe; vergl. Pfizer im 
Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. 72 S. 75; wie auch in 
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8140 Pr. A. L. R. I. 12 dieſe Konſequenz ausdrücklich gezogen 
war. Für das Recht des B. G. B. bedarf es, um zur gleichen 
Entſcheidung zu gelangen, erſt noch eines beſondern Rechtsſatzes, 
und die Frage ſtellt ſich jetzt dahin, ob das B. G. dieſen mit 
Recht in §8 839 Abſ. 1 B. G. B. gefunden hat. Nach dieſer 
Beſtimmung hat ein Beamter, der fahrläſſig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, den 
dieſem Dritten daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Es 
kommt alſo darauf an, ob einem Beamten, der verpflichtet iſt, 
alle Sorfalt aufzuwenden, damit bei den vor ihm zu errichtenden 
Teſtamenten die geſetzlich erforderliche Form beobachtet werde, 
dieſe Pflicht nicht bloß dem Teſtator gegenüber obliegt, ſondern 
auch denjenigen gegenüber, die der Teſtator letztwillig bedenken 
will. Dieſe Frage iſt von Schriftſtellern in verſchiedenem Sinne 
beantwortet worden; bejaht iſt ſie insbeſondere bei Planck, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 5 Bem. 3 zu $ 2232, S. 445, 
und Strohal, Erbrecht (Aufl. 3), Bd. 1 8 21 Nr. VII, 
S. 103, verneint von Endemann, Einführung in das Studium 
des Bürgerlichen Geſetzbuches (Aufl. 3—5), Bd. 3 § 29 Nr. 6, 
S. 131, und Frommhold, Erbrecht, Bem. 4 zu § 2232, 
S. 218. Das R. G. hat ſich, wie das B. G., für die Bejahung 
entſchieden, indem es davon ausgeht, daß die Pflicht, bei einem 
Geſchäft alle Sorgfalt anzuwenden, einem Beamten nicht bloß 
denjenigen gegenüber obliegt, auf deſſen Antrag er das Geſchäft 
vornimmt, ſondern allen denjenigen gegenüber, deren Intereſſen 
nach der beſondern eignen Natur dieſes Geſchäftes (nicht etwa nur 
infolge hinzutretender äußerlicher Umſtände) durch das ſelbe berührt 
werden. Zu dieſen Intereſſenten gehören eben bei einer letztwilligen 
Verfügung deren Weſen gemäß allemal auch die in derſelben Be⸗ 
dachten. S. c. R., U. v. 20. Juni 04, 468/03 VI. — Oldenburg. 

6. 5 839 Abſ. 1 B. G. B. Über Haftbarkeit eines Beamten 
bei Liquidierung von Koſten einer Dienſtreiſe.] 

Die 14,28 Mark, zu deren Zahlung der beklagte Amts- 
gerichtsrat W. an den Juſtizfiskus verurteilt iſt, ſtellen die 
Mehrkoſten dar, die dem Preußiſchen Staate dadurch entſtanden 
find, daß der Bekl. und der ihm damals zugeteilte Gerichts ⸗ 
ſchreiber, Aſſiſtent K., ſtatt einer Dienſtreiſe von P. nach 
Pi. und zurück, mit Übernachtung in B. vom 3. auf den 
4. Juli 1902, deren zwei, eine am 3., die andere am 4. Juli 
1902, je hin und zurück ausgeführt und entſprechende Ge⸗ 
bührniſſe liquidiert und ausgezahlt erhalten haben. Es handelte 
ſich dabei um zwei Termine, die vom Bekl. als Amtsrichter 
in derſelben Ermittelungsſache auf den 3. und den 4. Juli 
nach Pi. anberaumt waren. Dem Bekl. iſt es als Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt gelegt, daß er dadurch, daß er nicht in der 
Nacht vom 3. zum 4. Juli in B. geblieben ſei, und den K. 
mit ihm dort zu bleiben veranlaßt habe, dem Staate Pic: 
Mehrkoſten verurſacht und ihn auf dieſe Weiſe finanziell geſchädigt 
habe, und er iſt deshalb nach 8 839 Abſ. 1 des B. G. B. für 
ſchadenserſatzpflichtig gehalten worden. Das R. G. hat die 
Verurteilung aufgehoben und das Verſchulden verneint. Es 
führt u. a. aus: Das B. G. hat gemeint, der Bekl. hatt: 
erwägen müſſen, daß er durch Nehmen eines Nachtquartiers in 
B. dem Staate einen gewiſſen Geldbetrag erſparen würde, 
und daß er die Wahrnehmung etwaiger Amtgeſchäfte in P. 
am Morgen des 4. Juli den ihm für ſolche Fälle beſtellten 
Stellvertreter überlaſſen könne. Hiergegen iſt zu ſagen, das 
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der Bekl. vielleicht keinen Tadel verdient haben würde, wenn 
er ſich dementſprechend verhalten hätte, daß aber nicht der 
geringſte Grund vorliegt, ihm das Gegenteil zum Verſchulden 
anzurechnen. Weder gehört es zu den Amtöpflichten eines 
Richters, poſitiv auf den finanziellen Vorteil des Staates 
bedacht zu ſein, noch kann es als ſelbſtverſtändlich gelten, daß 
ein Richter aus irgend einem beliebigen Grunde Amtsgeſchäfte, 
die zunächſt ihm obliegen, durch ſeinen Stellvertreter erledigen 
läßt. Wie weit er hierin gehen zu dürfen meint, das iſt 
vielmehr lediglich Sache ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens. Das 
einzige, was zweifelhaft ſein könnte, iſt, ob der Bekl. nicht 
doch dann verpflichtet geweſen wäre, die Nacht in B. zu 
bleiben, wenn er gewußt hätte oder hätte wiſſen müſſen, daß 
am Morgen des 4. Juli keine Amtsgeſchäfte für ihn in Poſen 
zu erledigen ſein würden. Dieſe Frage bedarf jedoch keiner 
Entſcheidung, weil entſprechende Behauptungen vom Kl. gar 
nicht aufgeſtellt worden ſind. Der Kl. hat es eben an jeder 
Darlegung, worin eine dem Bekl. zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit 
beſtanden haben ſolle, fehlen laſſen. W. c. Juſtizfiskus, U. v. 
23. Juni 04, 529/03 VI. — Poſen. 
| 7. 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. in Verbindung mit § 15 Abſ. 3 
Geſ. betr. G. m. b. H. Der obligatoriſche Verpfändungsvertrag 
über den Geſchäftsanteil an einer G. m. b. H. iſt formlos gültig.] 
Der Vertrag über die Verpfändung des Geſchäftsanteils 
des Bekl. an der Firma Sch., R. & Co., Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, um welchen ſich der Streit dreht, iſt am 
9. Auguſt 1901 geſchloſſen, und es find deshalb für dieſen 
Vertrag die Beſtimmungen des B. G. B. maßgebend, da das 
R. Geſ. betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
auch in ſeiner neuen Faſſung Vorſchriften über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen an derartigen Geſellſchaften nicht enthält. 
Die Beſtellung eines Pfandrechts an einem Geſchäftsanteil 
bemißt ſich nach § 1274 Abſ. 1 B. G. B. Weil ſich hiernach 
die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte nach den für 
die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften richtet, wird 
gemäß § 15 Abſ. 3 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung für den Verpfändungsakt die gerichtliche 
oder notarielle Form erfordert. Unbeſtritten iſt, daß weder 
durch den § 4 des Geſellſchaftsvertrags vom 9. Auguſt 1901 
nech durch die Erklärung vom 23. September 1901 der Kl. 
die Sicherheit, welche ihr für ihre Einlage in die „Patent- 
Toifholz- Fabrik Otto K.“ verſprochen worden war, in der 
geſetzlich gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form durch 
Pfandbeſtellung an dem Geſchäftsanteil geleiſtet worden iſt. 
Die Klage, welche verlangt, daß der Bekl. in Erfüllung des 
Vertrags vom 9. Auguſt 1901 der Kl. ein Pfand an ſeinem 
Geſchäftsanteil an der Firma Sch., R. & Co., Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung, zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Rückzahlung der Vermögenseinlage bei Otto K., der erteilten 
Zuſage gemäß, in Höhe von 10 000 Mark in der geſetzlich 
gebotenen Form beſtelle, erſcheint demnach begründet. Der 
Bekl. meint ſich von der Verpflichtung, die Beſtellung des 
Pfandes in gerichtlicher oder notarieller Form zu verwirklichen, 
dadurch befreien zu können, daß er darauf verweiſt, die zuerſt 
mündlich und dann in dem Geſellſchaftsvertrag ſchriftlich 
getroffene Verpfändungsabrede ſei mangels der gerichtlichen oder 
notariellen Form gemäß § 125 B. G. B. nichtig und deshalb 
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die Klage unbegründet. Allein dieſe Auffaſſung iſt angeſichts 
des hier zunächſt maßgebenden § 1274 Abſ. 1 B. G. B. nicht 
haltbar. Allerdings iſt es richtig, daß nach Abſ. 3 § 15 des 
Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
der gerichtlichen oder notariellen Form auch eine Vereinbarung 
bedarf, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur 
Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird. Aber um die 
Abtretung eines Geſchäftsanteils handelt es ſich hier nicht, 
ſondern um die Verpfändung eines ſolchen, und es iſt unzu⸗ 
läffig, die erwähnte Beſtimmung — welche ihren Grund in 
der Abficht des Geſetzgebers hat, möglichſt zu verhindern, daß 
ſolche Geſchäftsanteile zum Gegenſtand des allgemeinen Handels⸗ 
verkehrs gemacht werden — ſofort auch anzuwenden auf eine 
Übereinkunft, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters 
zur Verpfändung eines Geſchäftsanteils begründet werden ſoll. 
(Wird näher begründet.) Es iſt rechtsirrtümlich, wenn das 
B. G. ſich zur Rechtfertigung der von ihm vertretenen Rechts- 
anſchauung auf den mehrerwähnten Abſ. 4 des § 15 beruft. 
Auch iſt es hiernach nicht zuläſſig, die Abtretung von Geſchäfts⸗ 
anteilen, von welcher der Abſ. 3 des § 15 ſpricht — wie das 
B. G. will — in dem Sinn von „Veräußerung“ dahin auf⸗ 
zufaſſen, daß dieſe Abtretung die Verpfändung mit umſchließt; 
denn die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung zeigt gerade, 
daß man bewußt davon Abſtand nahm, über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen irgend welche Beſtimmungen zu treffen. 
Hiernach kann die entſcheidende Norm für die Beurteilung der 
unter den Parteien ſchwebenden Streitfrage lediglich aus 8 1274 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Aus dieſer Beſtimmung 
ergibt ſich nun zwar, daß die Beſtellung eines Pfandrechts an 
einem Geſchäftsanteil nur in gerichtlicher oder notarieller Form 
wirkſam erfolgen kann, weil dieſe Form gemäß § 15 Abſ. 3 
des Spezialgeſetzes auch für die Abtretung von Geſchäftsanteilen 
erfordert wird. Eine Beſtimmung darüber, daß auch der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag der gleichen Form bedürfen 
würde, enthält aber dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht. Die 
Reviſion macht mit Recht geltend, daß, weil in dieſer Hinſicht 
eine beſondere Vorſchrift fehlt, nach allgemeinen Grundſätzen 
die Regel zur Anwendung zu kommen habe, daß ein Vertrag 
unter Lebenden auch ohne beſondere Form rechtsgültig und 
wirkſam ſei. Bei der großen Verſchiedenheit der Rechte, welche 
Gegenſtand einer Pfandbeſtellung werden können, iſt es auch 
ganz erklärlich, daß es für genügend erachtet wurde, die Regel 
des § 1274 Abſ. 1 aufzuſtellen, wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts ſelbſt in den Formen zu erfolgen hat, welche für 
die Abtretung des betreffenden Rechtes vorgeſchrieben iſt. Der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag über den Geſchäftsanteil an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt daher formlos 
gültig. Dem Kl. ſteht demnach aus § 4 Ziffer 2 des privat⸗ 
ſchriftlichen Gefellſchaftsvertrags die Klage, welche er erhoben 
hat, auf Vollzug der Verpfändungsverpflichtung in der durch 
81274 Abſ. 1 B. G. B. gebotenen gerichtlichen oder notariellen 
Form zu. A. c. Sch., U. v. 2. Juni 04, 93/04 I. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. 8 

8. 5 268, 270 Z. P. O. Arten des Eintritts einer dritten 
Perſon in den Prozeß, Klageänderung, Rechtskolliſion der Kläger. 

Die Klage iſt urſprünglich allein von dem Erſtkl., Kauf⸗ 
mann E. A., erhoben. Am Schluſſe der Klageſchrift findet ſich 
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Vergütung für die Türen und Schränke zu erhöhen. M. c. B., 
U. v. 21. Juni 04, 62/04 VII. — Berlin. 

5. 88 839 Abſ. 1, 2249 B. G. B. Haftung eines Gemeinde⸗ 
vorſtehers dem Teſtamentserben gegenüber für e 
bei Aufnahme eines Dorfteſtamentes.] 

Es ſteht feſt, daß am 17. Februar 1901 die bald nachher 
verſtorbene Eliſe K. zu K. vor dem Bekl. ein Teſtament nach 
82249 B. G. B. errichtet hat, in welchem fie dem Kl. ihre 
Köterei vermachte, daß aber dieſes Teſtament deshalb nichtig 
war, weil in dem vom Bekl. darüber aufgenommenen Protokolle 
die Feſtſtellung fehlte, daß das Protokoll vorgeleſen, genehmigt 
und vom Erblaſſer unterſchrieben worden fi. Das O. L. G. 
hat den Bekl. deswegen dem Kl. auf Grund des § 839 Abſ. 1 
B. G. B. für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, wobei mit Recht als 
unter den Parteien nicht beſtritten unterſtellt iſt, daß, wenn das 
Teſtament gültig geweſen wäre, der Kl. jene Köterei erworben 
haben würde. Für die Reviſionsinſtanz ſteht dabei nach den 
§§ 549, 562 Z. P. O. feſt, daß es zur Amtspflicht des Bekl. 
als Gemeindevorſteher gehörte, für die Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Form der vor ihm vorgenommenen Teſtamentserrichtung 
zu ſorgen; denn dies iſt vom B. G. auf Grund irreviſibler 
Oldenburgiſcher Rechtsnormen angenommen worden. Daß er 
dieſer Pflicht im vorliegenden Falle nicht nachgekommen iſt, iſt 
unbeſtritten. Unbedenklich iſt ferner die Annahme des B. G., 
daß hierin eine Fahrläſſigkeit von ſeiten des Bekl. zu finden ſei; 
denn in der dieſem von der Regierung früher zugeſtellten 
gedruckten „Nachfuge zur Inſtruktion der Gemeindevorſteher des 
Herzogtums Oldenburg“ iſt in § 7 auf S. 11 eine Belehrung 
über die Erforderniſſe eines vor dem Gemeindevorſteher zu er- 
richtenden Notteſtamentes enthalten, in welcher ganz deutlich 
geſagt iſt, daß das darüber aufzunehmende Protokoll eine Feſt⸗ 
ſtellung, wie die hier vermißte, enthalten müſſe, und auf S. 14 
iſt ein Formular eines ſolchen Protokolles hinzugefügt, das der 
Bekl. nur hätte abzuſchreiben brauchen, um die Gültigkeit des 
Teſtamentes zu ſichern. Bei dieſer Sachlage kommt es nur 
noch darauf an, ob das O. L. G. mit Recht angenommen hat, 
daß für dieſe fahrläſſige Beſchädigung des Vermögens des Kl. 
(durch entgangenen Gewinn) der Bekl. dieſem ſchadenserſatzpflichtig 
ſei. Daß ſich eine ſolche Haftung nicht auf den 8 823 B. G. B. 
begründen laſſe, hat ſchon das L. G. ausgeführt, und das iſt 
unzweifelhaft richtig, wenn auch vielleicht die Gründe des 
L. G. nicht zutreffen. Es ergibt ſich die Unanwendbarkeit des 
§ 823 jedenfalls daraus, daß der Schade dem Kl. hier weder 
durch Verletzung eines beſtimmten ihm ſchon zuſtehenden Rechtes 
zugefügt iſt (Abſ. 1 des § 823), noch es ſich um einen Verſtoß 
gegen ein Schutzgeſetz (Abſ. 2 daſ.) handelt, den der Bekl. 
begangen hätte. In dieſer Beziehung liegt die hier zu ent- 
ſcheidende Frage eben nach dem B. G. B. ganz anders, als dies 
früher nach denjenigen Rechtsſyſtemen der Fall war, welche, wie 
z. B. das Preußiſche Landrecht und der c. c., an jede ſchuldhafte 
Beſchädigung fremden Vermögens die Pflicht zum Schadens- 
erſatze knüpften. Aus dieſem Rechtsſatze ließ ſich ohne weiteres 
folgern, daß auch derjenige Beamte, durch deſſen Schuld ein 
Teſtament in ungültiger Weiſe errichtet war, den darin Bedachten, 
denen folgeweiſe das ihnen vom Teſtator Zugedachte entgangen 
war, für dieſen Schaden aufkommen müſſe; vergl. Pfizer im 
Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. 72 S. 75; wie auch in 
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§ 140 Pr. A. L. R. I. 12 dieſe Konſequenz ausdrücklich gezogen 
war. Für das Recht des B. G. B. bedarf es, um zur gleichen 
Entſcheidung zu gelangen, erſt noch eines beſondern Rechtsſatzes, 
und die Frage ſtellt ſich jetzt dahin, ob das B. G. dieſen mit 
Recht in § 839 Abſ. 1 B. G. B. gefunden hat. Nach dieſer 
Beſtimmung hat ein Beamter, der fahrläſſig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspfliht verletzt, den 
dieſem Dritten daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Es 


kommt alſo darauf an, ob einem Beamten, der verpflichtet iſt, 


alle Sorfalt aufzuwenden, damit bei den vor ihm zu errichtenden 
Teſtamenten die geſetzlich erforderliche Form beobachtet werde, 
dieſe Pflicht nicht bloß dem Teſtator gegenüber obliegt, ſondern 
auch denjenigen gegenüber, die der Teſtator letztwillig bedenken 
will. Dieſe Frage iſt von Schriftſtellern in verſchiedenem Sinne 
beantwortet worden; bejaht iſt fie insbeſondere bei Planck, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 5 Bem. 3 zu § 2232, S. 445, 
und Strohal, Erbrecht (Aufl. 3), Bd. 1 § 21 Nr. VII, 
S. 103, verneint von Endemann, Einführung in das Studium 
des Bürgerlichen Geſetzbuches (Aufl. 3—5), Bd. 3 § 29 Nr. 6, 
S. 131, und Frommhold, Erbrecht, Bem. 4 zu § 2232, 
S. 218. Das R. G. hat ſich, wie das B. G., für die Bejahung 
entſchieden, indem es davon ausgeht, daß die Pflicht, bei einem 
Geſchäft alle Sorgfalt anzuwenden, einem Beamten nicht bloß 
denjenigen gegenüber obliegt, auf deſſen Antrag er das Geſchäft 
vornimmt, ſondern allen denjenigen gegenüber, deren Intereſſen 
nach der beſondern eignen Natur dieſes Geſchäftes (nicht etwa nur 
infolge hinzutretender äußerlicher Umſtände) durch dasſelbe berührt 
werden. Zu dieſen Intereſſenten gehören eben bei einer letztwilligen 
Verfügung deren Weſen gemäß allemal auch die in derſel ben Be⸗ 
dachten. S. c. R., U. v. 20. Juni 04, 468/03 VI. — Oldenburg. 

6. 8839 Abſ. 1 B. G. B. Über Haftbarkeit eines Beamten 
bei Liquidierung von Koſten einer Dienſtreiſe.] 

Die 14,28 Mark, zu deren Zahlung der beklagte Amts- 
gerichtsrat W. an den Juſtizfiskus verurteilt iſt, ſtellen die 
Mehrkoſten dar, die dem Preußiſchen Staate dadurch entſtanden 
find, daß der Bekl. und der ihm damals zugeteilte Gerichts 
ſchreiber, Aſſiſtent K., ſtatt einer Dienſtreiſe von P. nach 
Pi. und zurück, mit Übernachtung in B. vom 3. auf den 
4. Juli 1902, deren zwei, eine am 3., die andere am 4. Juli 
1902, je hin und zurück ausgeführt und entſprechende Ge⸗ 
bührniſſe liquidiert und ausgezahlt erhalten haben. Es handelte 
fi) dabei um zwei Termine, die vom Bekl. als Amtsrichter 
in derſelben Ermittelungsſache auf den 3. und den 4. Juli 
nach Pi. anberaumt waren. Dem Bekl. iſt es als Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt gelegt, daß er dadurch, daß er nicht in der 
Nacht vom 3. zum 4. Juli in B. geblieben ſei, und den K. 
mit ihm dort zu bleiben veranlaßt habe, dem Staate Pier 
Mehrkoſten verurſacht und ihn auf dieſe Weiſe finanziell geſchädigt 
habe, und er iſt deshalb nach 8 839 Abſ. 1 des B. G. B. für 
ſchadenserſatzpflichtig gehalten worden. Das R. G. hat die 
Verurteilung aufgehoben und das Verſchulden verneint. Es 
führt u. a. aus: Das B. G. hat gemeint, der Bekl. härte 
erwägen müſſen, daß er durch Nehmen eines Nachtquartiers in 
B. dem Staate einen gewiſſen Geldbetrag erſparen würde, 
und daß er die Wahrnehmung etwaiger Autgeſchäfte in Y. 
am Morgen des 4. Juli den ihm für ſolche Fälle beſtellten 
Stellvertreter überlaſſen könne. Hiergegen iſt zu ſagen, daß 
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der Bekl. vielleicht keinen Tadel verdient haben würde, wenn 
er ſich dementſprechend verhalten hätte, daß aber nicht der 
geringſte Grund vorliegt, ihm das Gegenteil zum Verſchulden 
anzurechnen. Weder gehört es zu den Amtöpflichten eines 
Richters, poſitiv auf den finanziellen Vorteil des Staates 
bedacht zu ſein, noch kann es als ſelbſtverſtändlich gelten, daß 
ein Richter aus irgend einem beliebigen Grunde Amtsgeſchäfte, 
die zunächſt ihm obliegen, durch ſeinen Stellvertreter erledigen 
läßt. Wie weit er hierin gehen zu dürfen meint, das iſt 
vielmehr lediglich Sache ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens. Das 
einzige, was zweifelhaft ſein könnte, iſt, ob der Bekl. nicht 
doch dann verpflichtet geweſen wäre, die Nacht in B. zu 
bleiben, wenn er gewußt hätte oder hätte wiſſen müſſen, daß 
am Morgen des 4. Juli keine Amtsgeſchäfte für ihn in Poſen 
zu erledigen ſein würden. Dieſe Frage bedarf jedoch keiner 
Entſcheidung, weil entſprechende Behauptungen vom Kl. gar 
nicht aufgeſtellt worden ſind. Der Kl. hat es eben an jeder 
Darlegung, worin eine dem Bekl. zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit 
beſtanden haben ſolle, fehlen laſſen. W. c. Juſtizfiskus, U. v. 
23. Juni 04, 529/03 VI. — Poſen. 

7. 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. in Verbindung mit $ 15 Abſ. 3 
Geſ. betr. G. m. b. H. Der obligatoriſche Verpfändungsvertrag 
über den Geſchäftsanteil an einer G. m. b. H. iſt formlos gültig.] 
| Der Vertrag über die Verpfaͤndung des Geſchäftsanteils 

des Bekl. an der Firma Sch., R. & Co., Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, um welchen ſich der Streit dreht, iſt am 
9. Auguſt 1901 geſchloſſen, und es ſind deshalb für dieſen 
Vertrag die Beſtimmungen des B. G. B. maßgebend, da das 
R. Geſ. betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
auch in ſeiner neuen Faſſung Vorſchriften über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen an derartigen Geſellſchaften nicht enthält. 
Die Beſtellung eines Pfandrechts an einem Geſchäftsanteil 
bemißt ſich nach § 1274 Abſ. 1 B. G. B. Weil ſich hiernach 
die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte nach den für 
die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften richtet, wird 
gemäß § 15 Abi. 3 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung für den Verpfändungsakt die gerichtliche 
oder notarielle Form erfordert. Unbeſtritten iſt, daß weder 
durch den § 4 des Geſellſchaftsvertrags vom 9. Auguſt 1901 
nech durch die Erklärung vom 23. September 1901 der Kl. 
die Sicherheit, welche ihr für ihre Einlage in die „Patent. 
Torfholz-Fabrik Otto K.“ verſprochen worden war, in der 
geſetzlich gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form durch 
Pfandbeſtellung an dem Geſchäftsanteil geleiſtet worden iſt. 
Die Klage, welche verlangt, daß der Bekl. in Erfüllung des 
Vertrags vom 9. Auguſt 1901 der Kl. ein Pfand an ſeinem 
Geſchäftsanteil an der Firma Sch., R. & Co., Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung, zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Rückzahlung der Vermögenseinlage bei Otto K., der erteilten 
Zuſage gemäß, in Höhe von 10 000 Mark in der geſetzlich 
gebotenen Form beſtelle, erſcheint demnach begründet. Der 
Bekl. meint ſich von der Verpflichtung, die Beſtellung des 
Pfandes in gerichtlicher oder notarieller Form zu verwirklichen, 
dadurch befreien zu können, daß er darauf verweiſt, die zuerſt 
mündlich und dann in dem Geſellſchaftsvertrag ſchriftlich 
getroffene Verpfändungsabrede ſei mangels der gerichtlichen oder 
notariellen Form gemäß § 125 B. G. B. nichtig und deshalb 
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die Klage unbegründet. Allein dieſe Auffaſſung iſt angeſichts 
des hier zunächſt maßgebenden § 1274 Abſ. 1 B. G. B. nicht 
haltbar. Allerdings iſt es richtig, daß nach Abſ. 3 § 15 des 
Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
der gerichtlichen oder notariellen Form auch eine Vereinbarung 
bedarf, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur 
Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird. Aber um die 
Abtretung eines Geſchäftsanteils handelt es ſich hier nicht, 
ſondern um die Verpfändung eines ſolchen, und es iſt unzu⸗ 
läffig, die erwähnte Beſtimmung — welche ihren Grund in 
der Abſicht des Geſetzgebers hat, moͤglichſt zu verhindern, daß 
ſolche Geſchäftsanteile zum Gegenſtand des allgemeinen Handels- 
verkehrs gemacht werden — ſofort auch anzuwenden auf eine 
Übereinkunft, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters 
zur Verpfändung eines Geſchäftsanteils begründet werden ſoll. 
(Wird näher begründet.) Es iſt rechtsirrtümlich, wenn das 
B. G. ſich zur Rechtfertigung der von ihm vertretenen Rechts⸗ 
anſchauung auf den mehrerwähnten Abſ. 4 des 8 15 beruft. 
Auch iſt es hiernach nicht zuläſſig, die Abtretung von Geſchäfts⸗ 
anteilen, von welcher der Abſ. 3 des § 15 ſpricht — wie das 
B. G. will — in dem Sinn von „Veräußerung“ dahin auf⸗ 
zufaſſen, daß dieſe Abtretung die Verpfändung mit umſchließt; 
denn die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung zeigt gerade, 
daß man bewußt davon Abſtand nahm, über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen irgend welche Beſtimmungen zu treffen. 
Hiernach kann die entſcheidende Norm für die Beurteilung der 
unter den Parteien ſchwebenden Streitfrage lediglich aus 8 1274 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Aus dieſer Beſtimmung 
ergibt ſich nun zwar, daß die Beſtellung eines Pfandrechts an 
einem Geſchäftsanteil nur in gerichtlicher oder notarieller Form 
wirkſam erfolgen kann, weil dieſe Form gemäß § 15 Abſ. 3 
des Spezialgeſetzes auch für die Abtretung von Geſchäftsanteilen 
erfordert wird. Eine Beſtimmung darüber, daß auch der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag der gleichen Form bedürfen 
würde, enthält aber dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht. Die 
Reviſion macht mit Recht geltend, daß, weil in dieſer Hinſicht 
eine beſondere Vorſchrift fehlt, nach allgemeinen Grundfägen 
die Regel zur Anwendung zu kommen habe, daß ein Vertrag 
unter Lebenden auch ohne beſondere Form rechtsgültig und 
wirkſam ſei. Bei der großen Verſchiedenheit der Rechte, welche 
Gegenſtand einer Pfandbeſtellung werden können, iſt es auch 
ganz erklärlich, daß es für genügend erachtet wurde, die Regel 
des § 1274 Abſ. 1 aufzuſtellen, wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts ſelbſt in den Formen zu erfolgen hat, welche für 
die Abtretung des betreffenden Rechtes vorgeſchrieben iſt. Der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag über den Geſchäftsanteil an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt daher formlos 
gültig. Dem Kl. ſteht demnach aus § 4 Ziffer 2 des privat- 
ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrags die Klage, welche er erhoben 
hat, auf Vollzug der Verpfändungsverpflichtung in der durch 
81274 Abſ. 1 B. G. B. gebotenen gerichtlichen oder notariellen 
Form zu. A. c. Sch., U. v. 2. Juni 04, 93/04 I. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. f 

8. § 268, 270 Z. P. O. Arten des Eintritts einer dritten 
Perſon in den Prozeß, Klageänderung, Rechtskolliſion der Kläger.] 

Die Klage iſt urſprünglich allein von dem Erſtkl., Kauf⸗ 
mann E. A., erhoben. Am Schluſſe der Klageſchrift findet ſich 
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Vergütung für die Türen und Schränke zu erhöhen. M. c. B., 
U. v. 21. Juni 04, 62/04 VII. — Berlin. 

5. 88 839 Abſ. 1, 2249 B. G. B. Haftung eines Gemeinde⸗ 
vorſtehers dem Teſtamentserben gegenüber für ee 
bei Aufnahme eines Dorfteſtamentes.] 

Es ſteht feſt, daß am 17. Februar 1901 die bald nachher 
verſtorbene Eliſe K. zu K. vor dem Bekl. ein Teſtament nach 
82249 B. G. B. errichtet hat, in welchem fie dem Kl. ihre 
Köterei vermachte, daß aber dieſes Teſtament deshalb nichtig 
war, weil in dem vom Bekl. darüber aufgenommenen Protokolle 
die Feſtſtellung fehlte, daß das Protokoll vorgeleſen, genehmigt 
und vom Erblaſſer unterſchrieben worden ſei. Das O. L. G. 
hat den Bekl. deswegen dem Kl. auf Grund des § 839 Abſ. 1 
B. G. B. für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, wobei mit Recht als 
unter den Parteien nicht beſtritten unterſtellt iſt, daß, wenn das 
Teſtament gültig geweſen wäre, der Kl. jene Köterei erworben 
haben würde. Für die Reviſionsinſtanz ſteht dabei nach den 
88 549, 562 3. P. O. feſt, daß es zur Amtspflicht des Bekl. 
als Gemeindevorſteher gehörte, für die Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Form der vor ihm vorgenommenen Teſtamentserrichtung 
zu ſorgen; denn dies iſt vom B. G. auf Grund irreviſibler 
Oldenburgiſcher Rechtsnormen angenommen worden. Daß er 
dieſer Pflicht im vorliegenden Falle nicht nachgekommen iſt, iſt 
unbeſtritten. Unbedenklich iſt ferner die Annahme des B. G., 
daß hierin eine Fahrläſſigkeit von ſeiten des Bekl. zu finden ſei; 
denn in der dieſem von der Regierung früher zugeitellten 
gedruckten „Nachfuge zur Inſtruktion der Gemeindevorſteher des 
Herzogtums Oldenburg“ ift in 8 7 auf S. 11 eine Belehrung 
über die Erforderniſſe eines vor dem Gemeindevorſteher zu er⸗ 
richtenden Notteſtamentes enthalten, in welcher ganz deutlich 
geſagt iſt, daß das darüber aufzunehmende Protokoll eine Feſt⸗ 
ſtellung, wie die hier vermißte, enthalten müſſe, und auf S. 14 
iſt ein Formular eines ſolchen Protokolles hinzugefügt, das der 
Bekl. nur hätte abzuſchreiben brauchen, um die Gültigkeit des 
Teſtamentes zu ſichern. Bei dieſer Sachlage kommt es nur 
noch darauf an, ob das O. L. G. mit Recht angenommen hat, 
daß für dieſe fahrläſſige Beſchädigung des Vermögens des Kl. 
(durch entgangenen Gewinn) der Bekl. dieſem ſchadenserſatzpflichtig 
ſei. Daß ſich eine ſolche Haftung nicht auf den 8 823 B. G. B. 
begründen laſſe, hat ſchon das L. G. ausgeführt, und das iſt 
unzweifelhaft richtig, wenn auch vielleicht die Gründe des 
L. G. nicht zutreffen. Es ergibt ſich die Unanwendbarkeit des 
§ 823 jedenfalls daraus, daß der Schade dem Kl. hier weder 
durch Verletzung eines beſtimmten ihm ſchon zuſtehenden Rechtes 
zugefügt iſt (Abſ. 1 des § 823), noch es ſich um einen Verſtoß 
gegen ein Schutzgeſetz (Abſ. 2 daſ.) handelt, den der Bekl. 
begangen hätte. In dieſer Beziehung liegt die hier zu ent— 
ſcheidende Frage eben nach dem B. G. B. ganz anders, als dies 
früher nach . Rechtsſyſtemen der Fall war, welche, wie 
z. B. das Preußiſche Landrecht und der c. c., an jede ſchuldhafte 
Beſchädigung fremden Vermögens die Pflicht zum Schadens— 
erſatze knüpften. Aus dieſem Rechtsſatze ließ ſich ohne weiteres 
folgern, daß auch derjenige Beamte, durch deſſen Schuld ein 
Teſtament in ungültiger Weiſe errichtet war, den darin Bedachten, 
denen folgeweiſe das ihnen vom Teſtator Zugedachte entgangen 
war, für dieſen Schaden aufkommen müſſe; vergl. Pfizer im 
Archiv für die ziviliſt. Praxis Bd. 72 S. 75; wie auch in 
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8140 Pr. A. L. R. I. 12 dieſe Konſequenz ausdrücklich gezogen 
war. Für das Recht des B. G. B. bedarf es, um zur gleichen 
Entſcheidung zu gelangen, erſt noch eines beſondern Rechtsſatzes, 
und die Frage ſtellt ſich jetzt dahin, ob das B. G. dieſen mit 
Recht in §8 839 Abſ. 1 B. G. B. gefunden hat. Nach dieſer 
Beſtimmung hat ein Beamter, der fahrläſſig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtöpfliht verletzt, den 
dieſem Dritten daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Es 
kommt alſo darauf an, ob einem Beamten, der verpflichtet iſt, 
alle Sorfalt aufzuwenden, damit bei den vor ihm zu errichtenden 
Teſtamenten die geſetzlich erforderliche Form beobachtet werde, 
dieſe Pflicht nicht bloß dem Teſtator gegenüber obliegt, ſondern 
auch denjenigen gegenüber, die der Teſtator letztwillig bedenken 
will. Dieſe Frage iſt von Schriftſtellern in verſchiedenem Sinne 
beantwortet worden; bejaht iſt ſie insbeſondere bei Planck, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 5 Bem. 3 zu § 2232, S. 445. 
und Strohal, Erbrecht (Aufl. 3), Bd. 1 § 21 Nr. VII, 
S. 103, verneint von Endemann, Einführung in das Studium 
des Bürgerlichen Geſetzbuches (Aufl. 3—5), Bd. 3 § 29 Nr. 6, 
S. 131, und Frommhold, Erbrecht, Bem. 4 zu § 2232, 
S. 218. Das R. G. hat ſich, wie das B. G., für die Bejahung 
entſchieden, indem es davon ausgeht, daß die Pflicht, bei einem 
Geſchäft alle Sorgfalt anzuwenden, einem Beamten nicht bloß 
denjenigen gegenüber obliegt, auf deſſen Antrag er das Geſchäft 
vornimmt, ſondern allen denjenigen gegenüber, deren Interefſen 
nach der beſondern eignen Natur dieſes Geſchäftes (nicht etwa nur 
infolge hinzutretender äußerlicher Umſtände) durch dasſelbe berührt 
werden. Zu dieſen Intereſſenten gehören eben bei einer letztwilligen 
Verfügung deren Weſen gemäß allemal auch die in derſelben Be⸗ 
dachten. S. c. R., U. v. 20. Juni 04, 468/03 VI. — Oldenburg. 

6. 8839 Abſ. 1 B. G. B. Über Haftbarkeit eines Beamten 
bei Liquidierung von Koſten einer Dienſtreiſe.] 

Die 14,28 Mark, zu deren Zahlung der beklagte Amts- 
gerichtsrat W. an den Juſtizfiskus verurteilt iſt, ſtellen die 
Mehrkoſten dar, die dem Preußiſchen Staate dadurch entſtanden 
find, daß der Bekl. und der ihm damals zugeteilte Gerichis⸗ 
ſchreiber, Aſſiſtent K., ſtatt einer Dienſtreiſe von P. nach 
Pi. und zurück, mit Übernachtung in B. vom 3. auf den 
4. Juli 1902, deren zwei, eine am 3., die andere am 4. Juli 
1902, je hin und zurück ausgeführt und entſprechende Ge⸗ 
bührniſſe liquidiert und ausgezahlt erhalten haben. Es handelte 
ſich dabei um zwei Termine, die vom Bekl. als Amtsrichter 
in derſelben Ermittelungsſache auf den 3. und den 4. Juli 
nach Pi. anberaumt waren. Dem Bekl. iſt es als Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt gelegt, daß er dadurch, daß er nicht in der 
Nacht vom 3. zum 4. Juli in B. geblieben ſei, und den K. 
mit ihm dort zu bleiben veranlaßt habe, dem Staate dieſe 
Mehrkoſten verurſacht und ihn auf dieſe Weiſe finanziell geſchädig: 
habe, und er iſt deshalb nach § 839 Abſ. 1 des B. G. B. für 
ſchadenserſatzpflichtig gehalten worden. Das R. G. hat die 
Verurteilung aufgehoben und das Verſchulden verneint. Es 
führt u. a. aus: Das B. G. hat gemeint, der Bekl. bätte 
erwägen müſſen, daß er durch Nehmen eines Nachtquartiers in 
B. dem Staate einen gewiſſen Geldbetrag erſparen würde, 
und daß er die Wahrnehmung etwaiger Amtgeſchäfte in L. 
am Morgen des 4. Juli den ihm für ſolche Fälle beſteilten 
Stellvertreter überlaſſen könne. Hiergegen iſt zu fügen, daß 
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der Bekl. vielleicht keinen Tadel verdient haben würde, wenn 
er ſich dementſprechend verhalten hätte, daß aber nicht der 
geringſte Grund vorliegt, ihm das Gegenteil zum Verſchulden 
anzurechnen. Weder gehört es zu den Amtspflichten eines 
Richters, poſitiv auf den finanziellen Vorteil des Staates 
bedacht zu ſein, noch kann es als ſelbſtverſtändlich gelten, daß 
ein Richter aus irgend einem beliebigen Grunde Amtsgeſchäfte, 
die zunächſt ihm obliegen, durch ſeinen Stellvertreter erledigen 
läßt. Wie weit er hierin gehen zu dürfen meint, das iſt 
vielmehr lediglich Sache ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens. Das 
einzige, was zweifelhaft ſein könnte, iſt, ob der Bekl. nicht 
doch dann verpflichtet geweſen wäre, die Nacht in B. zu 
bleiben, wenn er gewußt hätte oder hätte wiſſen müſſen, daß 
am Morgen des 4. Juli keine Amtsgeſchäfte für ihn in Poſen 
zu erledigen ſein würden. Dieſe Frage bedarf jedoch keiner 
Entſcheidung, weil entſprechende Behauptungen vom Kl. gar 
nicht aufgeſtellt worden ſind. Der Kl. hat es eben an jeder 
Darlegung, worin eine dem Bekl. zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit 
beſtanden haben ſolle, fehlen laſſen. W. c. Juſtizfiskus, U. v. 
23. Juni 04, 529/03 VI. — Poſen. 

7. 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. in Verbindung mit $ 15 Abſ. 3 
Geſ. betr. G. m. b. H. Der obligatoriſche Verpfändungsvertrag 
über den Geſchäftsanteil an einer G. m. b. H. iſt formlos gültig.] 

Der Vertrag über die Verpfändung des Geſchäftsanteils 
des Bekl. an der Firma Sch., R. & Co., Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, um welchen ſich der Streit dreht, iſt am 
9. Auguſt 1901 geſchloſſen, und es ſind deshalb für dieſen 
Vertrag die Beſtimmungen des B. G. B. maßgebend, da das 
R. Geſ. betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
auch in ſeiner neuen Faſſung Vorſchriften über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen an derartigen Geſellſchaften nicht enthält. 
Die Beſtellung eines Pfandrechts an einem Geſchäftsanteil 
bemißt ſich nach 8 1274 Abſ. 1 B. G. B. Weil ſich hiernach 
die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte nach den für 
die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften richtet, wird 
gemäß 8 15 Abſ. 3 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung für den Verpfändungsakt die gerichtliche 
oder notarielle Form erfordert. Unbeſtritten iſt, daß weder 
durch den 8 4 des Geſellſchaftsvertrags vom 9. Auguſt 1901 
noch durch die Erklärung vom 23. September 1901 der Kl. 
die Sicherheit, welche ihr für ihre Einlage in die „Patent- 
Torfholz⸗Fabrik Otto K.“ verſprochen worden war, in der 
geſetzlich gebotenen gerichtlichen oder notariellen Form durch 
Pfandbeſtellung an dem Geſchäftsanteil geleiſtet worden iſt. 
Die Klage, welche verlangt, daß der Bekl. in Erfüllung des 
Vertrags vom 9. Auguſt 1901 der Kl. ein Pfand an ſeinem 
Geſchäftsanteil an der Firma Sch., R. & Co., Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung, zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Rückzahlung der Vermögens einlage bei Otto K., der erteilten 
Zuſage gemäß, in Höhe von 10 000 Mark in der geſetzlich 
gebotenen Form beſtelle, erſcheint demnach begründet. Der 
Bekl. meint ſich von der Verpflichtung, die Beſtellung des 
Pfandes in gerichtlicher oder notarieller Form zu verwirklichen, 
dadurch befreien zu können, daß er darauf verweiſt, die zuerſt 
mündlich und dann in dem Geſellſchaftsvertrag ſchriftlich 
getroffene Verpfändungsabrede ſei mangels der gerichtlichen oder 
notariellen Form gemäß § 125 B. G. B. nichtig und deshalb 


die Klage unbegründet. Allein dieſe Auffaſſung iſt angeſichts 
des hier zunächſt maßgebenden 81274 Abſ. 1 B. G. B. nicht 
haltbar. Allerdings iſt es richtig, daß nach Abſ. 3 § 15 des 
Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
der gerichtlichen oder notariellen Form auch eine Vereinbarung 
bedarf, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur 
Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird. Aber um die 
Abtretung eines Geſchäftsanteils handelt es ſich hier nicht, 
ſondern um die Verpfändung eines ſolchen, und es iſt unzu⸗ 
läffig, die erwähnte Beſtimmung — welche ihren Grund in 
der Abficht des Geſetzgebers hat, möͤglichſt zu verhindern, daß 
ſolche Geſchäftsanteile zum Gegenſtand des allgemeinen Handels⸗ 
verkehrs gemacht werden — ſofort auch anzuwenden auf eine 
Übereinkunft, durch welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters 
zur Verpfändung eines Geſchäftsanteils begründet werden ſoll. 
(Wird näher begründet.) Es iſt rechtsirrtümlich, wenn das 
B. G. ſich zur Rechtfertigung der von ihm vertretenen Rechts- 
anſchauung auf den mehrerwähnten Abſ. 4 des 8 15 beruft. 
Auch iſt es hiernach nicht zuläffig, die Abtretung von Geſchäfts⸗ 
anteilen, von welcher der Abſ. 3 des § 15 ſpricht — wie das 
B. G. will — in dem Sinn von „Veräußerung“ dahin auf⸗ 
zufaſſen, daß dieſe Abtretung die Verpfändung mit umſchließt; 
denn die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung zeigt gerade, 
daß man bewußt davon Abſtand nahm, über die Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen irgend welche Beſtimmungen zu treffen. 
Hiernach kann die entſcheidende Norm für die Beurteilung der 
unter den Parteien ſchwebenden Streitfrage lediglich aus 81274 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Aus dieſer Beſtimmung 
ergibt ſich nun zwar, daß die Beſtellung eines Pfandrechts an 
einem Geſchäftsanteil nur in gerichtlicher oder notarieller Form 
wirkſam erfolgen kann, weil dieſe Form gemäß § 15 Abſ. 3 
des Spezialgeſetzes auch für die Abtretung von Geſchäftsanteilen 
erfordert wird. Eine Beſtimmung darüber, daß auch der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag der gleichen Form bedürfen 
würde, enthält aber dieſe geſetzliche Beſtimmung nicht. Die 
Reviſion macht mit Recht geltend, daß, weil in dieſer Hinſicht 
eine beſondere Vorſchrift fehlt, nach allgemeinen Grundſätzen 
die Regel zur Anwendung zu kommen habe, daß ein Vertrag 
unter Lebenden auch ohne beſondere Form rechtsgültig und 
wirkſam ſei. Bei der großen Verſchiedenheit der Rechte, welche 
Gegenſtand einer Pfandbeſtellung werden können, iſt es auch 
ganz erklärlich, daß es für genügend erachtet wurde, die Regel 
des § 1274 Abſ. 1 aufzuſtellen, wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts ſelbſt in den Formen zu erfolgen hat, welche für 
die Abtretung des betreffenden Rechtes vorgeſchrieben iſt. Der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag über den Geſchäftsanteil an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt daher formlos 
gültig. Dem Kl. ſteht demnach aus § 4 Ziffer 2 des privat- 
ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrags die Klage, welche er erhoben 
hat, auf Vollzug der Verpfändungsverpflichtung in der durch 
81274 Abſ. 1 B. G. B. gebotenen gerichtlichen oder notariellen 
Form zu. A. c. Sch., U. v. 2. Juni 04, 93/04 I. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. 

8. 8 268, 270 Z. P. O. Arten des Eintritts einer dritten 
Perſon in den Prozeß, Klageänderung, Rechtskolliſion der Kläger. 

Die Klage iſt urſprünglich allein von dem Erſtkl., Kauf⸗ 
mann E. A., erhoben. Am Schluſſe der Klageſchrift findet ſich 
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ein Satz, wonach der Bekl. die in der Klage behaupteten Darlehn 
nicht dieſem Kl., ſondern deſſen minderjähriger Tochter B. A. 
zu ſchulden vermeine; wenngleich dies unrichtig ſei, wolle Kl. 
doch eventuell den Klageanſpruch nicht in eigenem Namen, 
ſondern als geſetzlicher Vertreter ſeiner am 28. November 1883 
geborenen Tochter B. geltend machen. In der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung der I. J. hat der Prozeßbevollmächtigte des 
Kl. erklärt, daß er die Klage als erſtens namens des Kaufmanns 
E. A. und zweitens namens der minderjährigen Tochter des- 
ſelben, B. A., vertreten durch den Erſtkl., erhoben angeſehen 
haben wolle. Der Bekl. hat gegen den Eintritt der B. A. als 
Prozeßpartei proteſtiert. Das L. G. hat nach der Begründung 
ſeines Urteils in dieſer Erklärung des Prozeßbevollmächtigten 
des Kl. nicht den Eintritt einer neuen Partei in den Prozeß 
erblickt, ſondern nur eine Berichtigung des Klagerubrums, da 
bereits die Klage die Abficht des Erſtkl. erkennen laſſe, die Klage 
für ſich und als geſetzlicher Vertreter ſeiner minderjährigen 
Tochter zu erheben. In der Berufungsinſtanz hat der Bell. 
ſeinen Proteſt gegen den Eintritt der Zweitkl. in den Prozeß 
aufrechterhalten, er findet darin eine Klageänderung, die durch 
die Erklärung in der Klagſchrift, der Klageanſpruch werde 
eventuell namens der Tochter erhoben, nicht zuläſſig werde. 
Das B. U. weiſt den Einwand zurück, da der Vorderrichter den 
Eintritt der Zweitkl. nicht als Klageänderung aufgefaßt und 
für zuläffig erklärt habe. Dieſe Entſcheidung ſei nach 8 270 
der Z. P. O. der Anfechtung entzogen, und es ſei deshalb un- 
erörtert zu laſſen, ob eine Klageänderung wirklich vorliege. In 
der Tat iſt es auch als Klageänderung anzuſehen — ſ. Entſch. 
des R. G. in Zivilſachen Bd. 11 S. 339 (341), Bd. 19 S. 185, 
Bd. 33 S. 372 (373), Bd. 49 S. 376. Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts Bd. 5 Nr. 1087, Bd. 12 Nr. 648 und 702, 
Bd. 13 Nr. 648 a, Bd. 14 Nr. 598 c, Bd. 23 Nr. 748. Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 1896 S. 327, 371, Jahrgang 1901 
S. 650 — wenn im vorliegenden Falle der Kl., welcher den 
Klaganſpruch im eigenen Namen erhoben hat, nachträglich in 
Vertretung eines andern zu handeln erklart und umgekehrt. 
Von dieſer Auffaſſung iſt auch das B. G. ausgegangen, indem 
es den Eintritt der Zweitkl. in den vorliegenden Rechtsſtreit 
nach Maßgabe des § 270 Z. P. O. als unanfechtbar erklärt 
hat, nachdem das L. G. darin nicht eine Klageänderung, ſondern 
nur eine Berichtigung der Klage geſehen habe. Iſt von dieſer 
Auffaffung aus demgemäß die Entſcheidung des B. G. über die 
Zulaſſung des Eintritts der Zweitkl. in den Prozeß an ſich nicht 
zu beanſtanden, ſo erweiſt ſich im gegebenen Falle doch die 
prozeſſuale Führung der Klage nach dieſem Eintritte durch die 
klagenden Parteien und ihre prozeßrechtliche Behandlung ſeitens 
der Gerichte der Vorinſtanzen als unvereinbar mit den beſtehenden 
Prozeßgeſetzen. Wenn nach Zuſtellung der Klage eine dritte 
Perſon als Kläger neu in den Rechtsſtreit eintritt, ſo kann dies 
in der Weiſe und zu dem Zwecke geſchehen, daß ſie an Stelle 
des urſprünglichen Kl. die Führung des Rechtsſtreits übernimmt; 
das iſt der Fall des 8 265 Abſ. 2 Z. P. O. Oder aber fie 
tritt der bisherigen Klagepartei als Streitgenoſſe bei (88 59, 


60 Z. P. O.), ſei es, daß die mehreren Kl. nunmehr den Klage . 


anſpruch gemeinſchaftlich zur geſamten Hand, oder nach Bruch- 
teilen oder in quantitativer Teilung, oder als Geſamtgläubiger 
($ 428 B. G. B.), oder als mehrere Gläubiger einer unteilbaren 
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Leiſtung ($ 432 B. G. B.) geltend machen, oder aber ſelbſt⸗ 
ſtändig neben einander den ganzen Anſpruch erheben derart, daß 
er nur dem einen oder dem andern zuſtehen ſoll. In letzterem 
Falle liegt materiellrechtlich nicht eine Rechtsgemeinſchaft, ſondern 
eine Rechtskolliſion vor, die eine gemeinſchaftliche Verfolgung 
des Anſpruchs in einem und demſelben Rechtsſtreit jedoch nicht 
hindert, ſofern die mehreren klagenden Streitgenoſſen nur aus 
demſelben tatſächlichen und rechtlichen Grunde berechtigt find 
($ 59 3. P. O.), oder ihre Anſprüche gleichartig find und auf 
einem im weſentlichen gleichartigen tatſächlichen und rechtlichen 
Grunde beruhen ($ 60 3. P. O.). In welcher von dieſen 
Richtungen der Ein- und Beitritt des neuen Kl. erfolgt, muß 
ſich aus den Anträgen und dem ſie begründenden Vortrage der 
Kl. ergeben. Hat der Eintritt des neuen Kl. eine Teilung des 
Klageanſpruchs unter die mehreren Kl. zum Ziele, ſo müſſen die 
Klageanträge darſtellen, zu welchem Teile ein jeder der Kl. den 
Anſpruch für ſich verfolgt; ſofern ihm aber eine Rechtskollifion 
zugrunde liegt, wird ſich dies in den Klageanträgen darin 
ausdrücken, daß ein jeder Kl. für ſich ſelbſtändig den ganzen 
Anſpruch geltend macht. Die prozeſſuale Folge iſt in beiden 
Fällen, daß demjenigen Kl. gegenüber, dem die Klageforderung, 
und inſoweit ſie ihm nicht nach Maßgabe ſeines Antrages zu⸗ 
geſprochen wird, die Klage abzuweiſen iſt. Eine Klarſtellung, 
welche Bedeutung dem Eintritte der Zweitkl. in den Prozeß 
zukommen ſoll, iſt im vorliegenden Falle nun in keiner der 
Vorinſtanzen erfolgt; ein beſonderer Antrag iſt von der Zweitkl. 
nicht geſtellt, vielmehr iſt es bei dem urſprünglichen Klageantrage 
verblieben, wonach der Bekl. verurteilt werden ſoll, an den 
Erſtkl., der zugleich geſetzlicher Vertreter der Zweitkl. iſt, zu 
zahlen. Ebenſowenig weiſt der Klagevortrag, wie er in den 
Tatbeſtänden der Urteile der Vorinſtanzen wiedergegeben iſt, 
auf die Stellung der Zweitkl. zu dem Klageanſpruche und auf 
das Verhältnis zu dem Erſtkl. in Beziehung auf dieſen hin. 
Nach der in der Klageſchrift zur Begründung der eventuellen 
Klagerolle der jetzigen Zweitkl. gegebenen Erklärung kann nur 
angenommen werden, daß der Standpunkt der beiden Kl. der 
iſt, daß einem von ihnen der Klageanſpruch zuſtehe, entweder 
den Erſtkl. oder der Zweitkl. Das iſt der Fall der Rechts- 
kolliſion, der entſprechend der Klageanträge und die Entſcheidung 
des Gerichts einzurichten ſein werden. Das B. G. hat einen 
Teil der Klageforderung dem Erſtkl., einen andern der Zweitkl. 
zuerkannt, ohne dies jedoch in der Urteilsformel zum Ausdruck 
zu bringen. Es hat in dieſer lediglich die Verurteilung des 
Bekl. zur Zahlung der ganzen zuerkannten Summe an den 
Erſtkl. ausgeſprochen, weil dieſer zugleich der geſetzliche Vertreter 
der Zweitkl. iſt. Aber gerade weil der Erſtkl. ſowohl für feine 
Perſon als Kl., wie auch als geſetzlicher Vertreter der Zweitkl. 
in Betracht kommt, kann dieſe Formulierung des Urteils nicht 
für angängig erachtet werden; das Urteil muß in feinem ent⸗ 
ſcheidenden Teile ergeben, welchem der beiden Kl. der Anſpruch 
zu- oder aberkannt iſt. Eine Abweiſung der Kl. mit dem Teile 
der Forderung, den ein jeder zu Unrecht für ſich geltend gemacht 
hat, iſt überhaupt nicht erfolgt, und auch die Entſcheidung hin⸗ 
ſichtlich der Koſten des Rechtsſtreits trägt der Stellung der 
beiden Kl. zum ganzen des Klageanſpruchs nicht Rechnung. 
Aus dieſen prozeſſualen Gründen war das B. U. aufzuheben. 
M. c. A., U. v. 6. Juni 04, 456,03 VI. — Berlin. 
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Handelsrecht. 

9. Strenge Anforderungen von Treu und Glauben im 
Verkehr an die Tätigkeit der Syndikate.] 

Das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Roheiſenſyndikat beherrſchte, da 
es alle Werke mit Hüttenbetrieb in Rheinland und Weſtfalen 
bis auf 6 umfaßte, den dortigen Inlandsmarkt. Die Betriebe 
jenes Induſtriebezirkes, welche Roheiſen zu ihrer Fabrikation in 
größeren Mengen bedurften und nicht ſelbſt Werke mit Hütten- 
betrieb hatten, waren deshalb in gewiſſer Abhängigkeit von 
ihm; denn wenn es kein Roheiſen an ſie abgab, lag die 
Möglichkeit ſehr nahe, daß ihre Werke ſtill liegen mußten oder 
nur mit unverhältnismäßig großen Opfern weiter betrieben 
werden konnten. Nach den Verträgen des Syndikats mit ſeinen 
Abnehmern durften letztere die Ware nur für ihren Bedarf und 
ihre Fabrikation verwenden, eine Verſchaffung von Roheiſen 
durch Mittelsperſonen war deshalb im reellen Geſchäftsverkehr 
unmöglich; bei einer Verſchaffung aus dem Auslande kamen 
zu den Auslandspreiſen noch die Einfuhrzölle. Die Anregung 
des Syndikats in dem Zirkulare vom 23. Februar 1900, 
abweichend von dem bisherigen Geſchäftsgebrauche, ſchon jetzt 
für das ganze Jahr 1901 zu dem dort angegebenen Preiſe 
der damaligen Hochkonjunktur abzuſchließen, konnte den Ab⸗ 
nehmern von Roheiſen als mvorteilhaft und unwirtſchaftlich 
erſcheinen, weil etwa ihnen ſolche langſichtigen Abſchlüſſe für 
ihre Fabrikate nicht möglich ſeien; jeder Preisſturz zu ihrer 
Laft bleiben würde und fie in das geſchäftlich Ungewiſſe hinein 
ihren Bedarf zu den gegenwärtigen hohen Preiſen feſt decken 
ſollten. Die Bekl. hatte indeſſen in den Inſtanzen nicht geltend 
gemacht, daß fie zu dem Abſchluſſe widerrechtlich durch Drohung 
beſtimmt worden ſei, wie denn auch eine Anfechtung wegen 
Drohung nicht erklärt worden iſt; fie hatte auch nicht behauptet, 
daß der Abſchluß wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nach 
8 138 des B. G. B. nichtig ſei, und auch keine tatſächliche 
Subſtantiierung eines ſolchen Verſtoßes etwa dahin vorgetragen, 
daß ſie ſich auf die Schreiben des Syndikates vom 23. Februar 
und 1. März 1900 in einer dem Syndikat bekannten Notlage 
befunden und durch Mißbrauch dieſer Notlage der Abſchluß 
zuftande gekommen ſei. Die Rechtsverteidigung der Bekl. ging 
dahin, daß ſie durch argliſtige Täuſchung oder durch Irrtum 
über die Marktlage zu dem hier ſtreitigen Abſchluſſe beſtimmt 
worden und daß letzterer, nachdem ſie mit Schreiben vom 
7. Auguſt 1901 die Anfechtung erklärt, nichtig ſei. In dem 
dargelegten Rahmen war das Vorgehen des Syndikates Prozeß⸗ 
ſtoff geworden und unterlag ſeine rechtliche Beurteilung der 
Nachprüfung des Revifionsgerichts. Allerdings iſt damit die 
Bedeutung, welche die dargelegte Stellung des Syndikates zu 
ſeinen Abnehmern für die rechtliche Beurteilung haben kann, 
nicht erſchöpft. Zwar rechtfertigt eine Stellung, wie ſie hier 
das Syndikat hatte, nach dem gegebenen Rechte nicht etwa eine 
Verpflichtung, mit jedem einzelnen Konſumenten der ſyndizierten 
Ware abzuſchließen, — keinen Kontrahierungszwang, — auch 
keine Verpflichtung, die bisherigen Abnehmer, in gleichem Ver⸗ 
hältniſſe zu berückſichtigen, deren Intereſſe mitzuwahren und 
ihnen die Geſtaltung und Konjunktur des Marktes zu offenbaren. 
Immerhin find ſtrengere Anforderungen von Treu und Glauben 
im Verkehr an die Tätigkeit ſolcher Syndikate, denen eine ſo 
erhebliche wirtſchaftliche Macht zuſteht, zu ſtellen, namentlich 
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ſoweit es ſich um von ihrer Seite an ihre Abnehmer gemachte 
Angaben oder Mitteilungen über Tatſachen handelt, die nur 
ſie zu überblicken vermögen, der Außenſtehende aber überhaupt 
nicht oder doch nicht zuverläſſig feſtſtellen kann. Folgeweiſe 
kann auch als argliſtige Täuſchung ſchon das Verſchweigen der 
näheren Umſtände jener Angaben und Mitteilungen erſcheinen, 
wenn das Syndikat ſich bewußt iſt, daß die Kenntnis jener 
näheren Umſtände auf die Entſchließung ſeiner Abnehmer von 
beſtimmendem Einfluſſe ſein werde. In dem angefochtenen 
B. U. finden ſich folgende Ausführungen: „Wenn das Syndikat 
als Produzentenvereinigung darnach trachtete, durch ſeine Be⸗ 
tätigung auf dem Eiſenmarkte und durch eine planmäßige 
Regulierung ihrer Verkäufe die Nachfrage nach ſeinen Produkten 
zu ſteigern und auf dieſe Weiſe die Preisbildung zu ſeinen 
Gunſten zu beeinflußen, ſo war das an ſich erlaubt, ſelbſt wenn 
die betreffenden Konſumenten dadurch in eine wirtſchaftliche 
Bedrängnis kamen. Jeder Vertragsabſchluß — insbeſondere 
wenn er den Warenumſatz zwiſchen Gewerbetreibenden zum 
Gegenſtand hat, vollzieht ſich als ein wirtſchaftlicher Kampf, 
bei welchem der wirtſchaftlich Schwächere unterliegt. Das tritt 
um ſo mehr in die Erſcheinung, wenn ſich Intereſſenten in 
Ringe vereinigen, welche jenen Kampf geſchloſſen und nach 
beſtimmten Geſichtspunkten führen.“ Der Rkl. iſt zuzugeben, 
daß die bezogenen Ausführungen ſowie Darlegungen ähnlichen 
Inhaltes, welche der hier in Betracht kommende Teil der 
Urteilsbegründung enthält, vom Standpunkte des B. G. B. aus 
rechtlich ſehr bedenklich find. Indeſſen beruht die Verneinung 
einer argliſtigen Täuſchung auf dieſen Erwägungen nicht; ſie 
geben eine für das Endergebnis überflüſſige Einleitung zu den 
nachfolgenden Erörterungen, ob der Brief vom 1. März 1900 
eine argliſtige Täuſchung enthielt. Weiterhin ergeben die 
Urteilsgründe des B. R., daß er keineswegs die Auffaſſung, 
welche die Bekl. von dem Inhalte jenes Briefes haben konnte, 
außer Betracht gelaſſen hat. Wenn er aber bei dieſer Prüfung 
zu dem Ergebniſſe gelangte, „das Syndikat habe bei Abſendung 
jenes Schreibens nicht die Vorſtellung gehabt, die Bekl. werde 
möglicherweife durch eine ihm von der Bekl. gegebene Auslegung 
in beſonderer Weiſe in ſeiner Entſchließung beeinflußt“, ſo wird 
durch letztere der Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogene und 
ihn bindende Tatſachenwürdigung ohne Verletzung der oben für 
Auslegung ſolcher Mitteilungen der Syndikate dargelegten Grund⸗ 
ſätze eine jede, auch nur mögliche, Argliſt des Syndikates verneint. 
F. & E. c. B. H., U. v. 17. Juni 04, 84/04 II. — Hamm. 

Wechſelordnung. 

10. 55 31, 77b W. O. Verjährung bei Blanko⸗Wechſeln.] 

Der B. R. führt aus, ein Wechſel, deſſen Verfalltag in 
blanco gelaſſen, ſei bezüglich des Beginns der Verjährung 
einem Sichtwechſel gleich zu behandeln, und verjähre gemäß 
Art. 31, 77 der W. O. ſpäteſtens nach fünf Jahren ſeit der 
Ausſtellung. Das iſt unhaltbar. Die Wechſel, wie ſie vorliegen, 
find keine Sichtwechſel, ſondern Tagwechſel. Von dieſem Verfall⸗ 
tage beginnt nach Art. 77 b der W. O. die Verjährung gegen 
den Akzeptanten; die W. O. bietet keinerlei Anhalt dafür, den 
Art. 31 auf Wechſel, die keine Sichtwechſel, anzuwenden, nur 
weil ſie in blanco ohne Verfalltag mit der Ermächtigung zur 
Ausfüllung gegeben, nachdem von dieſer Ermächtigung Gebrauch 
gemacht iſt. G. c. K., U. v. 30. Mai 04, 99/04 I. — Berlin. 
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Konkursordnung. 

11. 5 30 Nr. 1 und 2 K. O. Verkennung des Begriffes 
Zahlungseinftellung.] 

Die Ausführungen des B. R. darüber, wann die Zahlungs⸗ 
einſtellung des Gemeindeſchuldners erfolgt iſt, ſind ſo bedenklicher 
Art, daß die Aufhebung der Berufungsentſcheidung geboten war. 
Schon der Anfang gibt zu Bedenken Anlaß. Es heißt dort: 
„Zahlungseinſtellung liegt vor, wenn ein Schuldner nicht 
willens oder nicht fähig iſt, ſeine Verbindlichkeiten in der 
Allgemeinheit zu erfüllen.“ Kein Gewicht ſoll darauf gelegt 
werden, daß der B. R. hinzuzufügen unterlaſſen hat, „und wenn 
der Schuldner infolge deſſen ſeine fälligen Verbindlichkeiten trotz 
Andrängens ſeiner Gläubiger allgemein nicht erfüllt.“ Dieſer 
Satz iſt im Sinne des B. R. als ſelbſtverſtändlich hinzuzu⸗ 
denken. Dagegen iſt es jedenfalls unrichtig, wenn der B. R. 
in die Begriffe beſtimmung der Zahlungseinſtellung im Sinne 
der Konkursordnung den Satz hineinbringt, „wenn der 
Schuldner nicht willens iſt, ſeine Verbindlichkeiten zu erfüllen.“ 
Darin, daß er daneben die Worte ſtellt „oder nicht fähig iſt“, 
uſw. tritt zutage, daß der B. R. der Anſicht iſt, ein Schuldner, 
der wohl fähig, aber nicht willens iſt zu zahlen und deshalb 
nicht zahlt, ſei auch als ein ſolcher zu betrachten, der ſeine 
Zahlungen gingeftellt habe. Im tatſächlichen Sinne iſt dies 
freilich richtig, allein das iſt keine Zahlungseinſtellung im Sinne 
des § 30 der K. O. Eine ſolche liegt nur dann vor, wenn die 
Zahlungseinſtellung auf dem Grunde dauernder Zahlungs- 
unfähigkeit ruht, wie das in zahlreichen Urteilen des R. G. 
(vergl. aus der letzten Zeit Entſch. Bd. 50 S. 41) an- 
erkannt iſt. Dem entſpricht auch die Rechtslehre; ſo heißt es 
z. B. bei Jaeger Konkursordnung (2. Auflage) S. 261 Anm. 9 
zu 8 30: „Das Nichtzahlen muß auf einem Nichtkönnen 
beruhen. Wenn der Schuldner nicht zahlt, weil er nicht will, 
abgleich er kann, liegt die in den §8 30, 102 vorausgeſetzte 
Zahlungseinſtellung nicht vor.“ Wenn der vorſtehende Mangel 
der Begriffsbeſtimmung der Zahlungseinſtellung im gegenwärtigen 
Falle auch von keiner Bedentung iſt, ſo iſt es dagegen von 
erheblichem Belang, daß der B. R. auch ſonſt keine zutreffende 
Anſchauung von dem Weſen der Zahlungs einſtellung hegt, 
daß er namentlich die Zahlungs unfähigkeit gegenüber der 
Tatſache der Zahlungs einſtellung zu ſtark in den Vorder⸗ 
grund ſchiebt, und die Grenzen zwiſchen Zahlungseinſtellung 
und langſamer, ſäumiger, zögernder Zahlung verwiſcht und 
daher jene ſchon dann als vorhanden anſieht, wenn der 
Schuldner nur aufhört, pünktlich und ordnungsmäßig zu zahlen. 
(Wird näher ausgeführt.) H. c. Sch., U. v. 14. Juni 04, 
28/04 VII. — Naumburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

12. 8 1. Auffaſſung der intereſſierten Perſonen⸗ und 
Geſchäftskreiſe maßgebend.] 5 

Soweit das in der vorliegenden Sache der Parteien vom 
Königlichen L. G. Dresden erlaſſene Urteil vom O. L. G., durch 
das mit der Reviſion angefochtene Urteil auch bezüglich des 
Verbots der Unterlaſſung der Behauptung und Verbreitung, „die 


Widerſtandsfähigkeit der Zementröhren der Bekl. ſei bei wieder⸗ 


holten amtlichen Belaſtungsproben von keinem anderen Fabrikate 
erreicht worden“, aufrechterhalten worden iſt, mußte die Reviſion 
für begründet erachtet werden. Das O. L. G. führt aus, 
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jene Behauptung werde in dem von der Bekl. ihr gegebenen 
Sinne, daß nur bei wiederholten, nicht bei allen ſtatt⸗ 
gehabten amtlichen Prüfungen die Widerſtandsfähigkeit ihrer 
Zementröhren von keinem anderen Fabrikate übertroffen worden 
ſei, von dem flüchtigen Leſer, mit dem gerechnet werden 
müſſe, nicht verſtanden; für dieſen bringe ſie den Gedanken zum 
Ausdruck, daß bei keiner amtlichen Probe die Widerſtands⸗ 
fähigkeit der Röhren der Kl. von den Röhren anderer Fabriken 
erreicht worden jet, daß fie ſich alſo bei allen amtlichen Proben 
als die widerſtandsfähigeren erwieſen hätten. Dieſe Ausführungen 
können rechtlich nicht gebilligt werden. Der Senat hat wieder⸗ 
holt entſchieden und daran iſt feſtzuhalten, daß es für die Be⸗ 
urteilung derartiger Kundgebungen mit Rückſicht auf die 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen über den unlauteren Wett⸗ 
bewerb vor allem auf die Auffaſſung derjenigen Perſonen⸗ und 
Geſchäftskreiſe ankomme, für welche dieſelben beſtimmt find und 
geſchäftliche Bedeutung haben. Danach kann allgemein die 
Auffaſſung ſchon des flüchtigen Leſers aller Lebenskreiſe 
ebenſowenig als genügend und entſcheidend erachtet werden, als 
allgemein die Auffaſſung des aufmerkſamen Leſers unter- 
ſchiedslos als maßgebend gefordert werden kann. Das B. G. 
hätte, wie dieſes in einem neuerdings vom erkennenden Senate 
entſchiedenen Falle, in dem die Auffaſſung des aufmerkſamen 
Leſers als erforderlich erachtet worden war (Enoch gegen Farb- 
werke Meiſter II 438/1903, Urteil vom 10. Mai 1904) aus⸗ 
geſprochen wurde, prüfen müſſen, für welche geſchäftlichen Kreiſe 
derartige Reklamemitteilungen in der Zementbranche beſtimmt 
ſind, wie dieſelben von dieſen geleſen und verſtanden zu werden 
pflegen, und ob danach anzunehmen iſt, daß die Mitteilung in 
der vorbezeichneten Beziehung eine unter § 1 des Wettbewerb⸗ 
geſetzes fallende unrichtige Angabe tatſächlicher Art enthalten 
hat. W. c. W. & D., U. v. 17. Juni 04, 481/03 II. — 
Dresden. 

II. Das Gemeine Recht. 

13. Gemeines Recht in Verbindung mit 88 81, 1795 
B. G. B. Gültigkeit von Rechtsgeſchäften zwiſchen Teſtaments⸗ 
vollſtreckern und einzelnem Teſtamentsvollſtrecker.] 

Die in dem von Kl. mit ihrem Bruder Ch. B. im De⸗ 
zember 1897 gemeinſchaftlich errichteten Teſtament als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker unter der Ermächtigung, den Nachlaß in jeder Be⸗ 
ziehung zu vertreten, berufenen beiden Bekl. haben, nachdem ſie 
gemäß der Anordnung, ihres Amtes für den Fall, daß Kl. der 
längſtlebende Teil ſein ſollte, ſofort nach Ableben des Bruders 
zu walten, alsbald nach deſſen im Jahre 1898 erfolgten Tode 
das übertragene Amt angetreten hatten, zu notariellem Protokoll 
vom 14. November 1901 untereinander die Vereinbarung ge⸗ 
troffen, durch welche der Mitbekl. H. das auf ſeinen Namen 
eingetragene, von ihm und dem Erblaſſer zu gleichen Anteilen 
erworbene Grundſtück „Eicheneck“ für den Preis von 30 000 Mark 
als alleiniger Eigentümer übernommen hat. Das L. G. hat dem 
von Kl. geſtellten Antrage entſprechend die Ungültigkeit dieſer 
Vereinbarung feſtgeſtellt; das B. G. hat die von den Bekl. 
eingelegte Berufung mit der Ausführung zurückgewieſen, daß 
nach dem zur Anwendung gelangenden gemeinen Recht die beiden 
Teſtamentsvollſtrecker nur gemeinſam über den Nachlaß verfügen 
dürften, der Mitwirkung des Mitbekl. H. bei dem fraglichen 
Rechtsgeſchäft aber der S 181 B. G. B. entgegenſtehe. Der 
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gegen dieſe Entſcheidung eingelegten Revifion iſt der Erfolg nicht 
zu verſagen. Es kann unentſchieden bleiben, ob die Vorſchrift 
des S 181 B. G. B. auf das Amt eines Teſtamentsvollſtreckers, 
in Anſehung deſſen es an einer Beſtimmung, wie ſolche in An⸗ 
ſehung des Vormunds durch §8 1795 B. G. B. getroffen iſt, 
gebricht, überall zu beziehen iſt, und ebenſo, ob dieſelbe eventuell 
auch auf den Teſtamentsvollſtrecker Anwendung findet, welcher 
noch unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts ſein Amt über⸗ 
kommen hat; denn ſelbſt bei der Bejahung beider Fragen iſt 
die Gültigkeit des von den Bekl. geſchloſſenen Vertrages nicht zu 
beanſtanden. Wie nach dem B. G. B. ſo beſteht auch nach dem 
gemeinen Recht neben dem Grundſatz, daß mehrere Teſtaments⸗ 
vollſtrecker das Amt gemeinſchaftlich führen, die Regel, daß bei 
Wegfall eines von ihnen der oder die andern das Amt allein 
führen, hier wie dort unter Vorbehalt abweichender Anordnungen 
des Erblaſſers. Die letztgedachte Regel, beruhend auf der durch 
das kanoniſche Recht — cap. 2 in 6% de testam — ge 
troffenen, als Norm des gemeinen Rechts fortgeſetzt in Theorie 
und Praxis anerkannten Beſtimmung, ergibt aber die Möglichkeit, 
daß der eine der beiden vorhandenen Teſtamentsvollſtrecker mit 
dem anderen als Gegenkontrahenten Rechtsgeſchäfte in Nachlaß⸗ 
angelegenheiten wirkſam abſchließt. Die gleiche Befugnis, welche 
bezüglich der Nachlaßverwaltung dem einen Teſtamentsvollſtrecker 
bei Wegfall des anderen gebührt, muß demſelben folgerichtig auch 
da zugeſprochen werden, wo es ſich um den Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäftes handelt, an dem in ſeiner Eigenſchaft als 
Teſtamentsvollſtrecker mitzuwirken, der andere rechtlicher, in ſeiner 
Perſon liegender Gründe halber dauernd verhindert iſt. H. c. B., 
U. v. 21. Juni 04, 17/04 III. — Kiel. 


Literaturbeſprechungen. 


Eine ſtattliche Anzahl von Lehr- und Handbüchern des 
Bürgerlichen Rechts liegt teils abgeſchloſſen, teils in einzelnen 
Lieferungen oder Bänden vor. 

Das klaſſiſche Werk Dernburgs) iſt bis auf das Erbrecht 
eiſchienen, der das Sachenrecht enthaltende Band bereits in 
dritter Auflage (1904). Es bedarf keiner Lobpreiſung. Schon 
die Tatſache, daß ſich der Meiſter der großen Aufgabe unter⸗ 
zogen hat, iſt höchſt dankenswert. Um wieviel mehr find die 
deutſchen Juriſten ihm verpflichtet, da das Werk glänzend ge⸗ 
lungen iſt. In jugendlicher Friſche gibt Dernburg ein wohl 
abgerundetes Bild des deutſchen Bürgerlichen Rechts, und man 
darf ſagen, daß die Friſche der Darſtellung von Band zu Band 
ſich ſteigernd, in dem Familienrecht geradezu Bewunderung 
abnötigt. 

Um das Dernburgſche Werk gruppiert fich ein Kranz von 
Bearbeitungen des Landesprivatrechts, welche, im weſentlichen 
dem Dernburgſchen Syſtem folgend, einen leichten und bequemen 
Überblick über das in den einzelnen Rechtsgebieten geltende Recht 


) Das Bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs und Preußens 
von Dr. Heinrich Dernburg, Geh. J.⸗R., Prof. a. d. Univerſität 
Berlin, Mitglied des Herrenhauſes. Halle a. S. 1902 ff. Verlag 
der Buchhandlung des Waiſenhauſes. 


ermöglichen. Erſchienen ſind bisher das Bayeriſche Landes⸗ 
privatrecht von Oertmann 1) und ſoeben das Sächfiſche Landes ⸗ 
privatrecht von Kloß 18). 

Neben Dernburg tritt Kohler?) mit feinem Lehrbuch 
des Bürgerlichen Rechts, gewidmet „dem größten deutſchen 
praktiſchen Juriſten der Gegenwart, Herrn Dr. Bolze, Senats- 
präfident am Reichsgericht“, das auf dem Atlantiſchen Ozean 
datierte Vorwort ſchließend mit dem Motto: „Nur im Fortſchritt 
iſt das Leben“. Ein Werk in großem Stile, von dem bisher 
der erſte Halbband vorliegt. (I. Buch Rechtsordnung, II. Buch 
Rechtsleben, III. Buch Faktoren des ſubjektiven Rechts bis in die 
Lehre von den juriſtiſchen Perſonen.) Die Originalität und 
Tiefe der Anſchauung, die dabei leichte und flüffige Darſtellung 
machen die Lektüre des Buches zu einer ebenſo anziehenden wie 
genußreichen. 

Von dem Ende mannſchen Lehrbuche?) liegt der I. Band, 
den allgemeinen Teil und das Recht der Schuldverhältniffe um⸗ 
faſſend, in 8. Aufl. vor. Das fleißig gearbeitete Werk, in dem 
der Verfaffer mit Erfolg bemüht tft, die Tiefen des B. G. B. 
ſeinen Leſern zu erſchließen, darf wie die früheren Auflagen einer 
freudigen Aufnahme bei feinen vielen Freunden ſicher fein. 

In dritter Auflage beginnt auch Enneccerus“) fein 
früher mit Heinrich Otto Lehmann zuſammen gearbeitetes Lehr ⸗ 
buch des Bürgerlichen Rechts (2. Aufl.) erſcheinen zu laſſen. 
In klarer anſchaulicher Weiſe gibt der Verfaſſer ein Bild des 
Bürgerlichen Rechts, wie es ſich als Ergebnis der hiſtoriſchen 
Entwicklung darſtellt. Das Werk ſcheint ſich als ein recht geeignetes 
Studierbuch entwickeln zu wollen. — Ohne in Einzelheiten ein⸗ 
zugehen, möchte ich doch meiner Freude darüber Ausdruck geben, 
daß mein einſtiger Gegner auf dem Poſener Juriſtentage (1899) 
nunmehr in der Frage der Auslegung der privat-internationalen 
Vorſchriften des Einführungsgeſetzes ſich zu dem von mir ver⸗ 
tretenen Standpunkt bekehrt hat (§ 72). 

Mit Wehmut iſt hier der nunmehr in zwei ſtattlichen 
Bänden geſammelten Vorträge zu gedenken, die der zu früh 
uns entriſſene Ernſt Ecks) auf Veranlaſſung des Berliner 


12) Bayriſches Landesprivatrecht von Dr. Paul Oertmann, 
o. 5. Profeſſor der Rechte in Erlangen. Halle a. S. 1903. Verlag 
der Buchhandlung des Waiſenhauſes. 


1b) Sächſiſches Landesprivatrecht von Dr. N. Kloß, Amts⸗ 
richter in Eibenſtock. Halle a. S. 1904. Verlag der Buchhandlung 
des Waiſenhauſes. 

2) Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts. Von Dr. J. Kohler, 
ord. Prof. an der Univerſität Berlin. 1904. Berlin, Heymann. 

3) Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts von Dr. J. Endemann, 
Profeſſor des Rechts (in Halle jetzt), Heidelberg. 1. Bd. 8. neubearb. 
Aufl. Berlin 1903, Heymann. 

4) Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts. Von Dr. Ludwig 
Enneccerus, Geh. Juſtizrat, Profeſſor an der Univerſität Marburg. 
Marburg 1904, Elwert. 

5) Vorträge über das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Von 
Dr. Ernſt Eck, Geh. Juſtizrat, Profeſſor d. Rechte a. d. Univerſität 
Berlin. — Nach des Verfaſſers Tode durch Feſtſtellung des Wortlautes 
fortgeführt und mit Anmerkungen verſehen von Dr. N. Leonhard, 
Geh. Juſtizrat, Profeſſor d. Rechte a. d. Univerſität Breslau. Berlin 
1903. J. Guttentag. j 
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Anwaltverein den praktiſchen Berliner Juriſten hielt. Nach 
Ecks Tode von R. Leonhard fortgeführt und mit Anmerkungen 
verſehen, bilden ſie ein glänzendes Denkmal für den Eifer und 
die Hingebung, mit denen Lehrer und Lernende ſich der Ein⸗ 
führung des neuen Rechts widmeten. 

Langſam, ſehr langſam iſt die ſyſtematiſche Darſtellung 
des B. G. B. von Goldmann und Lilienthal“) bis zum 
Abſchluſſe des erſten, den allgemeinen Teil und das Recht der 
Schuldverhältniſſe behandelnden Bandes gediehen. Dafür bieten 
die Verfaſſer auch eine langſam gereifte Frucht ihres Wiſſens 
und Könnens. In einfacher gründlicher Ausſührung geben ſie 
für die Praxis eine wahre Fundgrube von Anregungen. An 
allen Kreuz- und Querwegen, namentlich da, wo Prozeß⸗ und 
Bürgerliches Recht ſich ſchneiden, laſſen ſie den Leſer nicht im 
Stich, ſondern ſorgen für klare und deutliche Wegweiſer. So 
glaube ich denn, daß dieſes Buch nach ſeiner Vollendung ein 
ſtets gern geſehener Berater der praktiſchen Juriſten fein wird. 

Mehr didaktiſchen Zwecken dienen die Darſtellungen des 
Bürgerlichen Rechts von Bendix“), Engelmanns), Lands 
berg“) und Liebe!). Bendix fügt feiner klaren und ſorgfältigen 
Darſtellung reichliche Hinweiſe auf die Rechtſprechung bei und 
empfiehlt ſich dadurch auch dem Praktiker. Ich halte das Buch 
für ein gutes Lernbuch für die Ausbildung der Referendare. 
Auch Engelmanns dritte Auflage dient in gedrängterer Form 
den gleichen Zwecken. Sie zeichnet ſich durch überſichtliche Dar⸗ 
ſtellung des Stoffes aus und wird bei der Durcharbeitung des 
Bürgerlichen und des Handelsrechts ſich als guter Führer er- 
weiſen. Landsberg und Liebe ſind mehr für den jungen Juriſten 
beſtimmte Lehrbücher. 


1. Zur Vagabun denfrage. Von Dr. Robert v. Hippel, 
ord. ö. Prof. der Rechte (Göttingen). Berlin 1902. (O. Lieb⸗ 
mann.) 40 S. 1 M. 


Es handelt ſich um einen in der Jahresverſammlung der 
Gefängnisgeſellſchaft für die Provinz Sachſen zu Magdeburg 


) Das Bürgerliche Geſetzbuch ſyſtematiſch dargeſtellt von 
E. Goldmann und L. Lilienthal, Rechtsanwälte in Berlin. 
II. (nach dem Syſtem des B. G. B. bearbeitete) Aufl. Berlin 1903. 
Verlag von Franz Vahlen. 


) Das deutſche Bürgerliche Recht auf Grund des deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuches ſyſtematiſch dargeſtellt von B. Bendix, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt am Königl. Landgericht zu Breslau. Zweite 
umgearbeitete und vermehrte Auflage. Breslau 1904. J. U. Kerns 
Verlag (Max Müller). 

e) Das Bürgerliche Recht Deutſchlands mit Einſchluß des 
Handelsrechts. Hiſtoriſch und dogmatiſch dargeſtellt von Dr. A. Engels 
mann, Oberlandesgerichtsrat und ordentl. Honorarprofeſſor. III. ver⸗ 
beſſerte Aufl. Berlin 1903. J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 


) Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 18. Auguſt 1896, 
Ein dogmatiſches Lehrbuch von Dr. Ernft Landsberg, ordentl. 
Profeſſor der Rechte zu Bonn. Berlin 1904. J. Guttentag, Verlags⸗ 
buchhandlung. 


10) Das Bürgerliche Recht nach dem deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuche. 
Rechtsanwalt und Notar in Leipzig. er 1904. Roßbergſche 
Verlagsbuchhandlung. 


Für die Redaktion verantw.: 


Ein Lehrbuch für Lernende von Dr. Georg Liebe, 


Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. 


am 11. Juni 1902 gehaltenen Vortrag, der wegen ſeiner wert⸗ 
vollen Vorſchläge für die Reform der hier in Frage kommenden 
Geſetze und Einrichtungen in der Tat weitere Beachtung ver⸗ 
dient. Der Verf. unterſcheidet unter den Vagabunden oder 
Wanderbettlern den bloßen Gelegenheitsvaganten und den 
gewerbsmäßigen Vaganten. Nach einem Hinweiſe auf wirt- 
ſchaftliche und kriminalpolitiſche Bedeutung der Vagabondage 
prüft er die bisher dagegen beſtehenden Einrichtungen, er hält 
insbeſondere eine einheitliche geſetzliche Regelung der Ver⸗ 
pflegungsſtationen für notwendig. Auf Grund des ſtatiſtiſchen 
Materials ſtellt er feſt, daß die Aufnahme in die Arbeiterkolonien 
heute für mindeſtens die Hälfte, wahrſcheinlich für etwa / 
ſaͤmtlicher Inſaſſen nutzlos bleibt, und zwar deshalb, weil bei 
der Aufnahme in dieſe keine Scheidung zwiſchen würdigen und 
unwürdigen Individuen ſtattfindet. Verf. wünſcht, daß die 
Arbeitskolonien ausſchließlich würdigen Bedürftigen, die fie frei 
willig aufſuchen, ein erſehntes Aſyl bieten ſollen. Dagegen 
gehört der gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßige Vagabund in das 
Arbeitshaus. Er befürwortet daher Beſeitigung des § 363 
Str. G. B. und grundſätzliche Anwendung des Arbeitshauſes 
gegenüber dieſen Elementen. „Zweckmäßig wäre dauernde 
Einſperrung unverbeſſerlicher rückfälliger Vagabunden im Arbeits- 
hauſe. Sie iſt aber nur dann angängig, wenn man ſich 
allgemein zur dauernden Internierung unverbeſſerlicher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher entſchließt.“ Hoffentlich finden die Vorſchläge des 
Verf. bei der Reviſion des Str. G. B. Beachtung. 


2. Der Eid. Ein Beitrag zu ſeiner Geſchichte von Rudolf 
Hirzel. Leipzig 1902. (Hirzels Verlag.) 

Der Verf. liefert eine außerordentlich lehrreiche und gründ⸗ 
liche Arbeit, die ungeachtet ihres weſentlich philologiſchen Inhalts 
auch die Beachtung des Juriſten, insbeſondere des Rechts⸗ 
hiſtorikers verdient. Vorwiegend wird zwar die Geſchichte des 
Eides bei den Griechen behandelt. Aber hier finden wir nicht 
nur alle Formen des Eides, welche die Rechtsgeſchichte irgend 
eines Volkes kennt, ſondern auch alle Wandlungen in ſeiner 
Auffaſſung und alle Reflexionen über den Eid einſchließlich 
geſetzlicher Reformverſuche auch ſo vollſtändig erſchöpft, daß wir 
die Schrift des Verf. als die lehrreichſte Monographie über den 
Eid bezeichnen können, die uns aus der bisherigen Literatur 
bekannt iſt. Um von dem reichen Inhalte der Schrift eine 
Andeutung zu geben, mag es genügen, einige Inhaltsüberſchriften 
mitzuteilen: Arten des Eides: aſſertoriſcher, promiſſoriſcher und 
Echtheitseid. Verſchiedene Grade des Eides. Unterſchiede des 
Eides nach den Menſchen. Weſen des Eides. Der Eid als 
Zeugnisforderung, Bürgenſtellung, Pfandſetzung und Berufung 
auf göttliches Urteil. Bindekraft des Eides. Sophiſtiſche Eide. 
Befreiung vom Buchſtaben des Eides. Der Eid ein Vertrag. 
Begriff des Meineides. Reflexionen über den Eid. Der 
Glaube an ſeine Kraft ſchwindet. Verſuche einer Reform des 
Eides. Rhadamanthys. Beſtrebungen, den Eid abzuſchaffen. 
Geringſchätzung des Eides in Athen. Solon. Der Eid als 
Fluch. Urſprung des Eides aus dem Gottesurteil. Gottes- 
urteile im Altertum. Das Losurteil. Das Kampfurteil. Das 
Wunder als Gottesurteil. Der Eid an Stelle des Gottes- 
urteils. Zur Entſtehung des Gelöbniseides. Fortleben des 
Gottesurteils unter anderen Formen. Kuhlenbeck. 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Big. Seſtellungen überninmt jede 


Dereinsnachrichten. 


| Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden 

um Einfendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 1904 

ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme er⸗ 
hoben werden. 

| Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1904. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1905 kommt am 29. Oktober 
d. Js. zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene 
Exemplare find umgehend unter Einſendung von 60 Pfennigen 
in Briefmarken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 

| Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1904. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

| Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Angsburg hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 
700 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus- 
zeſprochen. 


Ein Vierteljahrhundert deutſcher Juſtizgeſetzgebung. 
| Bon Neumann. 
| Ein Vierteljahrhundert ift verflofſen ſeit jenem denkwürdigen 
1. Oktober 1879, an dem die Reichs juſtizgeſetzgebung in Kraft trat. 
| Seit dem Anfang der fechziger Jahre war das Verlangen 
nach einheitlicher Geſtaltung der deutſchen Gerichtsverfaſſung, 
des Zivil- und des Strafprozeſſes, des Konkursrechts ſowie der 
Rechtsanwaltſchaft mit immer ſich ſteigernder elementarer Gewalt 
in den Kreiſen der deutſchen Juriſten und insbeſondere auch von 
dem Deutſchen Juriſtentag gefordert worden. Endlich — nach 
Errichtung des Deutſchen Reichs — war die Zeit auch gekommen 
für die Schaffung eines einheitlichen deutſchen Rechts. Das 
Strafgeſetzbuch und die Strafprozeßordnung, letztere das Kind eines 
N Kompromiſſes, find anerkanntermaßen reif für eine Reform, deren 
Art und Richtung bereits fett Jahren Gegenſtand der Er⸗ 


wägungen und Ausſprachen ſowohl an den berufenen amtlichen 
Stellen als auch in den Kreiſen des Deutſchen Juriſtentags und 
der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung find. 

Das gewaltige Gebäude des bürgerlichen Rechts, von dem 
ſchon große Teile ſtanden, hat erſt durch den monumentalen 
Mittelbau des Bürgerlichen Geſetzbuchs den inneren Zuſammen⸗ 
hang gefunden. Von einem endgültigen Abſchluſſe kann bei 
einem ſo komplizierten Ganzen und den durch das Leben fort⸗ 
dauernd gezeitigten neuen Bedürfniſſen und Anſchaungen niemals 
die Rede ſein, und ſo erheben ſich denn auch, bevor noch der 
geſamte Bauplan vollſtändig durchgeführt iſt, — noch fehlt das 
Recht des Verſicherungsvertrages, — Stimmen, welche Anderungen 
verlangen. Vorerſt indes wird uns noch Zeit gelaſſen werden 
müſſen, uns in den großen Bau einzuleben, Ecken und Schärfen 
zu mildern, Lücken und Mängel aufzuweiſen und für eine richtige 
Behandlung und Ergänzung die Wege vorzubereiten und 
zu ebnen. 

Die Anderungen, die an der Zivilprozeß⸗ und an der 
Konkursordnung bis zur Novelle vom Jahre 1898 vorgenommen 
waren, betrafen nur geringfügige Einzelpunkte, und auch die 
Geſetzgebung vom Jahre 1898 hat ſich im weſentlichen auf die 
durch das Bürgerliche Geſetzbuch notwendig gewordenen Ab⸗ 
änderungen beſchränkt, jedenfalls von einer Antaſtung der Grund⸗ 
prinzipien unſerer Prozeßordnung abgeſehen. Und das iſt gut; 
denn noch ſind die Meinungen nicht geklärt über das, was als 
beſſeres an die Stelle des Beſtehenden geſetzt werden ſoll. Ein⸗ 
ſchraͤnkung des Parteibetriebes und Beſeitigung des Anwalts- 
zwanges find die Ziele, die von einzelnen reviſionslüſternen 
Schriftſtellern beſonders angeſtrebt werden. In übertreibender 
Weiſe wird der jetzigen Prozeßordnung nachgeſagt, ſie drohe 
durch die Einführung des Parteibetriebes zum Zuſammen⸗ 
bruche unſerer Rechtspflege zu führen. Ich verzichte darauf, 
hier nochmals den alten Streit wieder aufzunehmen. Es 
kann und ſoll hier auf dieſe Fragen des näheren nicht ein⸗ 
gegangen und der alte Streit nicht wieder aufgenommen werden. 
Ich will mich nur auf eine Bemerkung beſchränken. Woher 
kommt es, daß, wenn die richterliche Prozeßleitung im Gegenſatz 
zum Parteibetriebe die Schnelligkeit des Verfahrens garantiert, 
daß manche Strafprozeſſe nicht vorwärts kommen, daß manche 
Beweisaufnahmen ſchier endlos ſich hinziehen, manche Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere komplizierte 
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Grundbuch-, ja auch Teſtaments⸗ und ſelbſt Vormundſchaftsſachen 
länger dauern, als es einem verſtändigen Manne aus dem Volke er⸗ 
klärlich erſcheint, daß fo manches patentamtliche Verfahren und viele 
Berwaltungsftreitverfahren den längſtdauernden Zivilprozeſſen 
Konkurrenz machen? Es kommt daher, daß entweder die lang⸗ 
ſame Erledigung in der Natur der einzelnen Sache begründet 
iſt, oder aber, daß auch die Anſtellung als Richter oder Beamter 
nicht die Wirkung hat, daß das Amt ſeinen Träger völlig von 
den Schlacken ſeiner menſchlichen Schwächen reinigt; es bliebe 
alſo auch trotz der richterlichen Prozeßleitung die Gefahr be⸗ 
ſtehen, daß nicht immer der ſchnellſte theoretiſch mogliche Kurs 
bei Erledigung der Sachen innegehalten würde, und die Wahr- 
ſcheinlichkeit hierfür iſt um ſo größer, als bei der als gleich zu 
unterſtellenden Pflichttreue der Richter und der Anwälte, bei dem 
betreibenden Anwalt immer noch die beſonderen auf ſeine 
Praxis zu nehmenden Rückſichten einen Anſporn zu einer 
ſchleunigen Erledigung bilden werden. 


Mit einigen Worten muß ich auch auf das die künftige 


Zivilprozeßreform behandelnde Buch von J. C. Schwartz ein⸗ 
gehen.) Schwartz macht der Prozeßordnung u. a. den Vor⸗ 
wurf, ſie habe ſich nicht geſcheut, im Intereſſe der Hebung des 
Anwaltſtandes durch Einführung des Anwaltszwanges, ſoweit 
beſtimmte Gerichte in Betracht kommen, unſer Volk vollſtändig 
zu entmündigen. (S. 106 f.) 

Gewiß liegt der Anwaltszwang auch im Intereſſe des 
Anwaltsſtandes; aber iſt dieſe Wirkung etwa der Grund geweſen, 
der den Geſetzgeber zu ſeiner Einführung veranlaßte? Mit 
nichten! Der Anwaltszwang iſt vorgeſchrieben aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes „vom Standpunkt des Staatsrechts und 
der Rechtspflege“ ebenſo wie im Intereſſe der Parteien ſelbſt, 
zur Ermoͤglichung erſprießlicher richterlicher Tätigkeit, zur Er⸗ 
wirkung einer angemeſſenen Sachdarſtellung, zur Beſeitigung 
einer zeitraubenden und dem Richter oft ſchwierigen, mitunter 
unmöglichen Ermittelung der Willensmeinung der Parteien und zur 
Vermeidung einer Doppelſtellung für den erkennenden Richter.) 

Es ſoll nicht beſtritten werden, daß ohne den Anwalts- 
zwang die Geſamteinnahmen des Anwaltsſtandes vielleicht etwas 
geringere wären; Schwartz ſelbſt hält die Differenz an anderer 
Stelle (S. 108, 117) nicht für ſehr groß. Aber dieſer finanzielle 
Erfolg iſt ebenſowenig der Zweck des Anwaltszwanges wie etwa 
der Zwang zur Belegung eines Kollegs, — auch wenn es 
nicht gehört wird, — die finanzielle Beſſerſtellung der Profeſſoren 
bezweckt. Hier ſoll ein ſachgemäßer Studien-, dort ein ſach⸗ 
gemäßer Rechtsgang erzielt werden. Dabei iſt der Geſetzgeber 
von den normalen Verhältniſſen ausgegangen und hat mit Recht 
nicht in Erwägung gezogen, daß hier und da mal ein Student 
oder eine Partei ohne Profeſſor oder Rechtsanwalt ſein Ziel 
ebenſo gut oder noch beſſer erreichen könnte. 

Und wie ſteht es mit der Entmündigung des Volkes bei 
einem Geſetze, das vorſchreibt (3. P. O. § 137): In Anwalt⸗ 
prozeſſen iſt neben dem Anwalt auch der Partei ſelbſt auf An⸗ 
trag das Wort zu erteilen; und des ferneren der Partei das ſelbſt⸗ 


) Die Novelle vom 17./20. Mai 1898 und die künftige Zivil⸗ 
prozeßreform von Johann Chriſtoph Schwartz, a. o. Profeſſor d. R. 
an der Univ. Berlin (jetzt o. Prof. in Halle). Berlin, Guttentag, 1902. 

) Vergl. Mot. 96—98. 
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verſtändliche Recht wahrt, mitzuerſcheinen und Geſtändniſſe und 
andere tatſächliche Anführungen ihrer Prozeßbevollmächtigten ſo⸗ 
fort zu widerrufen und zu berichtigen (3. P. O. § 85). 

Es hat alſo diejenige Partei, die ihre Rechte perſönlich 
wahrnehmen will, in der Hand dies zu tun, und diejenige Partei, 
die nicht perſönlich auftreten, ſondern ſich durch einen Rechts⸗ 
anwalt vertreten laſſen will, kann es kaum als einen Zwang 
empfinden, wenn auch das Geſetz eine ſolche Vertretung verlangt. 
Übrigens hat manche Partei zu ihrem Schaden zu ſpät wahr⸗ 
genommen, daß fie ſich zuviel zutraute, als ſie ſich entſchloß, 
die eigene Sache ſelbſt zu führen. Die Partei in ihrer 
Subjektivität iſt ein verblendeter und ſchon deshalb durchaus 
ungeeigneter Sachwalter, und ein verftändiger Rechtsanwalt, der 
etwa in die Lage kommt, in eigener Sache Prozeßpartei zu ſein, 
wird regelmäßig einen Kollegen mit ſeiner Vertretung betrauen, 
auch wenn dies durch die Vorſchriften über den Anwaltszwang 
nicht geboten iſt. Übrigens gibt es auch in der Rechtsanwaltſchaft 
nicht wenige, die, ſoweit ihr perſönliches Intereſſe in Frage 
kommt, dem Anwaltszwange ſehr kühl gegenüberſtehen. 

Wenn man bei Schwartz das „Richter, Partei, Anwalt“ 
üͤberſchriebene Kapitel lieſt, fo gewinnt man den Eindruck, daß der 
Verfaſſer alles Heil von dem Prozeßleitungsrechte des Gerichts und 
ſeinem unmittelbaren Verkehr mit den Parteien erwartet. Und es 
ſoll trotz vieler und ſchwerer Bedenken gar nicht beſtritten werden, 
daß bei idealen Richtern, aber nur bei ſolchen, auch dieſes Ver⸗ 
fahren gute Erfolge zeitigen kann. Aber geht denn Schwartz 
ſelbſt davon aus, daß unſere jetzigen Richter auch nur das ihnen 
ſchon heute zur Verfügung ſtehende Mittel, zur Aufklärung des Tat⸗ 
beſtandes beizutragen, immer nach Kräften benutzen? Keineswegs! 
Denn dann könnte er (S. 119 f.) kaum fo voller Freude fein über 
die Beibehaltung der richterlichen Fragepflicht, denn von ſeinem 
Standpunkte aus müßte er annehmen, daß auch das Frage recht 
für einen idealen Richter genügen würde, ganz im Gegenſatz zu der 
Rechtsanwaltſchaft, die tagtäglich, überraſcht durch den Inhalt 
des ſchriftlichen Urteils, am beſten ſieht, wie oft der Fragepflicht 
nicht ausreichend Rechnung getragen wird. Der Beweis hierfür 
iſt nicht ſchwer zu führen, es genügt der Hinweis auf die ver⸗ 
haͤltnismäßig große Zahl von Reviſionsurteilen, die Aufhebung 
wegen Nichtausübung der Fragepflicht ausſprechen. Der Kundige 
wird hiernach ſelbſt ſchätzen, wie häufig die Vernachläſſigung 
der Fragepflicht in den einem Rechtsmittel nicht zugängigen Sachen 
ſein mag! 

Schwartz glaubt, für den Richterſtand eine Lanze brechen 
zu ſollen aus Anlaß einiger Außerungen, die in den Reichstags⸗ 
debatten über die Zivilprozeßgeſetzgebung von 1898 gefallen find. 

Ein Satz lautet: „Je angeſehener die Perſonen, die vor 
den Richtern das Recht vertreten, je höher ſteht auch der Richter, 
der ihnen das Recht ſpendet.“ Dieſe Worte bringen Schwartz 
vollends in den Harniſch:) „Mit dem Anſehen unſerer Richter 
ſtände es ſchlimm, wenn dasſelbe nach dem Anſehen des vor 
ihm auftretenden Anwaltſtandes bemeſſen werden müßte. Das 
Richteramt empfängt ſein Anſehen aus der in ſeine Hand ge⸗ 
legten ſtaatlichen Gewalt. Dieſes Anſehen iſt begrifflich das 
Es fließt ab aus der Macht, 
über das Recht, das Privatrecht der Staatsangehörigen zu ent⸗ 


9 S. 111. 
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ſcheiden, es duldet in ſich keine Abſtufungen.“ So ganz kann 
ich dieſen Worten nicht beipflichten. Das Richteramt gewährt 
ſeinem Träger nur den Rahmen; wie er denſelben mit ſeiner 
Perſönlichkeit ausfüllt, hängt von ihm ab, und nur hiernach 
richtet ſich auf die Dauer das Anſehen, das er genießt und auf 
das er Anſpruch hat. Es iſt beim Richter ſo, wie bei jedem 
Menſchen, alſo auch beim Anwalt: nicht das Amt adelt den 
Mann, ſondern der Mann das Amt. 

Wenn der Abgeordnete Trimborn ſeine Bedenken da⸗ 
gegen geltend macht, daß der Gerichtsvorſitzende die Parteien ohne 
Zuziehung ihrer Anwälte zum Vergleiche bringe, ſo befindet er 
fich fiher hiermit in Abereinſtimmung wohl mit der geſamten 
Rechtsanwaltſchaft; denn wie Trimborn ausführt, wird oft 
weder der Richter noch die unerfahrene Partei die volle Trag⸗ 
weite des Vergleichs und ſeinen Einfluß auf die ſonſtigen 
Verhältniſſe der Partei überſehen. Hiermit wird keineswegs 
eine „Superiorität des Anwalts gegenüber dem Richter einer⸗ 
ſeits und der entmündigten Partei andererſeits“ (S. 115) 
in Anſpruch genommen; nein, das liegt vielmehr lediglich an 
den verſchiedenartigen Funktionen, die dem Gerichte und dem 
Parteivertreter obliegen. Der Aſſeſſor, der heute einen Rechts⸗ 
anwalt vertritt und mit der Partei ſachgemäße Rückſprache ge⸗ 
nommen hat, wird heute in der Lage und bemüht ſein, die 
Wirkung des Vergleichs auf die geſamten Verhältniſſe feiner 
Partei aus einem anderen Geſichtswinkel zu beurteilen, als er 
es morgen tut, wenn er nur als Richter das Intereſſe hat, den 
Prozeß durch einen Vergleich zu erledigen. Genau das Ent⸗ 
ſprechende gilt von dem Anwalt, wenn er etwa als Schiedsrichter 
eine richterliche Tätigkeit auszuüben hat. Wir Anwälte als 
Stand find weit davon entfernt, für uns eine Superiorität dem 
Richter gegenüber zu beanſpruchen. Aber, wir räumen ſie auch 
nicht dem Richter ein, wir halten uns für gleichberechtigte 
Organe der Rechtspflege, dazu berufen, in Gemeinſchaft mit den 
anderen mitzuarbeiten an der Verwirklichung der Rechtsordnung. 
Dieſe Gleichberechtigung wird uns am wenigſten von den 
Richtern beſtritten, die als Zierden ihres Standes bei hin⸗ 
gebender Pflichterfüllung in ihrem Berufe auch die Arbeit und 
Pflichterfüllung anderer zu würdigen verſtehen. 

Schwartz hat ſchon die ſtatiſtiſche Durchſchnittslebensdauer 
einer Zivilprozeßordnung für Preußen auf 28,3 berechnet und 
gibt unſerem geltenden Geſetze nur noch 3,3 Jahre zu leben, 
wenn nicht der ſtatiſtiſche Mangel der Exiſtenzberechtigung ein⸗ 
treten ſoll. Nun, trotz dieſes Mangels wünſche und pro⸗ 
phezeie ich den geſunden Grundlagen unſerer Zivilprozeßordnung 
noch eine recht lange Lebensdauer zum Wohle unſerer Rechtspflege. 

Am wenigſten Anfechtung hat die Gerichtsverfaſſung ge⸗ 
funden, wenn auch bei ihr ſich nicht alles ſo entwickelt hat, wie 
es von vornherein erwartet wurde. Namentlich tft der alte er- 
fahrene Amtsrichter, der Land und Leute ſeines Bezirks kennt 
und das volle perſönliche Vertrauen ſeiner Gerichtseingeſeſſenen 
genießt, die Ausnahme geblieben. Man hatte ſich ſo ſchön 
ausgemalt, wie der junge Richter zunächſt als Landrichter unter 
der Leitung erfahrener Praktiker in die richterliche Praxis ein⸗ 
treten und alsdann mit den geſammelten Erfahrungen als idealer 
Amtsrichter ſeines Amtes walten würde; indes der Zug des 
Lebens ift ein anderer, er führt in die größere, nicht in die 
kleine Stadt. 
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Gegenüber der Einbuße, die die ordentlichen Gerichte an 
Anſehen erlitten haben durch die Schaffung von Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichten, bin ich Ketzer genug, um die Anſicht zu 
vertreten, daß es ſich hierbei in der Hauptſache um eine Ver⸗ 
billigung der Rechtspflege auf Koſten der Gemeinden handelt. 
Es iſt hier nicht anders wie allerwärts, das Teure iſt nicht 
volkstümlich! Leider find die Fehler, welche bei der reichsrecht⸗ 
lichen Normierung der Gerichtskoſten gemacht wurden, von der 
Landesgeſetzgebung, wenigſtens in Preußen, nicht vermieden 
worden; die hohen Gerichts koſten für Akte der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, zumal iin Vormundſchafts⸗ und Nachlaßſachen, werden 
auch hier unangenehm empfunden werden und zu einer Un⸗ 
zufriedenheit führen, die ſchließlich wieder auf die Schuldſeite 
der Juſtiz geſetzt wird. 

Mit einem Worte ſei noch der Verſchlechterung der Rechts- 
pflege, der Abſtumpfung einer energiſchen Zwangsvollſtreckung, 
gedacht, die durch die Veränderung der Gerichts vollzieherordnung, 
wenigſtens für Preußen, herbeigeführt wurde. 

Und nun zur freien Advokatur! Haben ſich die Hoffnungen 
erfüllt, die Befürchtungen bewahrheitet, die ſich an ihre Ein⸗ 
führung knüpften? Unumwunden wird auch der Gegner der 
freien Advokatur zugeben müſſen, daß noch niemals ein ſo 
lebhaftes wiſſenſchaftliches Streben in der deutſchen Rechts. 
anwaltſchaft fich betätigt hat, wie unter der Herrſchaft der freien 
Advokatur. Ich will nicht die Namen der einzelnen aufführen, 
die zu den literariſchen Lorbeeren des Anwaltſtandes beigetragen 
haben; ſehen wir deren doch in allen Teilen des Reichs an der 
Arbeit. Erinnert ſei nur an die umfaſſende Mitwirkung des 
Anwaltſtandes bei den Vorarbeiten zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 
an die „Gutachten aus dem Anwaltſtande“ über den erſten 
Entwurf, ein Werk von über 1500 Seiten, das, auf Veran⸗ 
laſſung des Vorſtandes des deutſchen Anwaltvereins entſtanden, 
über 50 Gutachten von Rechtsanwälten aus allen Teilen des 
Reichs über faſt alle Gebiete des bürgerlichen Rechts enthält, 
ferner an die erfolgreiche Mitarbeit an der Prozeß⸗ und Konkurs- 
geſetzgebung von 1898, die der Berliner Anwaltverein durch 
Einſetzung beſonderer, unter Teilnahme von Vertretern des 
Reichsjuſtizamts und des Preußiſchen Juſtizminiſteriums 
arbeitender Kommiſſionen entfaltete. 

Dieſem wiſſenſchaftlichen Streben der Rechtsanwaltſchaft 
konnte auch die Anerkennung nicht verſagt werden. Wer er⸗ 
innert ſich nicht mit dem Gefühle berechtigten Stolzes des 
Berliner Anwaltstages von 1896, wo der deutſchen Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft Worte höchſten Lobes und freudiger Anerkennung von 
ſeiten der Spitzen der Juſtiz in Reich und Land zuteil wurden? 
Und auch die bald nach dieſer Zeit erfolgte und ſeitdem mehrfach 
wiederholte Berufung eines Rechtsanwalts als Mitglied der 
Preußiſchen Juſtizprüfungskommiſſion kann nur als eine der 
geſamten Rechtsanwaltſchaft gezollte Anerkennung gedeutet werden. 

Unſer Stand als ſolcher — das kann freudig feſtgeſtellt 
werden — hat ſeit Einführung der freien Advokatur nicht ver⸗ 
loren, ſondern gewonnen, und hieran dürfte auch nichts geändert 
werden durch ein gelegentliches ſchlechteres Zeugnis, das der 
Rechtsanwaltſchaft von hoher Stelle in der Frage der Prozeß- 
verſchleppung ausgeſtellt wurde. 

Dem Publikum — das bedarf wohl keines Beweiſes — iſt 
durch die freie Advokatur nur genützt worden. Es genießt neben 
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der Möglichkeit einer freien Auswahl unter einer größeren Anzahl 
von Anwälten nur die mit dem größeren Wettbewerb verbundenen 
Vorteile. 

Die Schattenſeiten des freien Wettbewerbes treffen regel⸗ 
mäßig nur die in Wettbewerb Stehenden. Ihnen wird das 
Leben erſchwert, die Bequemlichkeit in Ausübung ihres Berufs 
beeinträchtigt, die Einnahme derjenigen, die dem Wettbewerb 
nicht oder nur unvollkommen gewachſen find, vermindert. Was 
Wunder, daß auch heute Klagen ſich erheben über die Überfüllung 
im Anwaltſtande. „Proletariſierung des Anwaltſtandes“ heißt 
das Schreckgeſpenſt, mit dem die freie Advokatur ſchon vor ihrer 
Einführung und auch jetzt noch bekämpft wird. Wie wenn eine 
geſchloſſene ausreichende Anzahl von Anwälten jedem einzelnen 
eine Sinekure oder auch nur eine „ſtandesgemäße“ Einnahme 
fihern würde! Glaubt man denn, daß unter der Herrſchaft 
des numerus olausus jeder Anwalt große Einnahmen hatte 
und nur unter Hinterlafſung eines Vermögens ſtarb, das für 
die Verſorgung der Hinterbliebenen aus reichte? So gut wie heute 
gab es auch früher in der Anwaltſchaft notleidende Exiſtenzen, 
und die auf eine Hilfs- oder Penſionskaſſe gerichteten Beſtre⸗ 
bungen der Rechtsanwaltſchaft führen zurück bis in die 50 er 
Jahre des verfloſſenen Jahrhunderts. Die Klage der Überfüllung 
des Standes iſt ebenfalls eine alte. Wenn auch nur einige 
Anwaltsſtellen neu begründet wurden, ſo erhoben die vor⸗ 
handenen Anwälte oder wenigſtens einige von ihnen ebenfalls 
ihre Stimme gegen dieſe Vermehrung. Heute wirkt das Ver⸗ 
langen nach dem numerus clausus um ſo abſtoßender, als 
die Hauptwortführer ſolche Herren ſind, die ſelbſt erſt durch 
die offene Tür der freien Advokatur eingetreten, dieſe Tür den 
ſpäter Kommenden verſchließen wollen. Solchen gemütvollen 
Herren gegenüber mag man den numerus clausus mit der 
Maßgabe zugeſtehen, daß ſeine Rückwirkung bis vor ihren Ein⸗ 
tritt ausgeſprochen werde. 

Oft wird als Folge der freien Advokatur und der durch ſie 
verſchärften Konkurrenz eine gewiſſe Induſtrialiſierung der An⸗ 
waltſchaft beklagt, aber auch dieſe Klage kann nicht ohne weiteres 
als zutreffend hingenommen werden, wenn auch in dem königlich 
preußiſchen numerus clausus ſolche Fälle vorgekommen ſind. 
So wird berichtet, daß in den 60 er Jahren in Berlin ein 
Rechtsanwalt ein größeres Schild als das in demſelben Hauſe 
befindliche Bankgeſchäft hatte und daß zwiſchen zwei nach dem 
Tode eines angeſehenen Rechtsanwalts ernannten Rechtsanwälten 
eine in der Offentlichkeit geführte Fehde darüber entbrannte, welcher 
der beiden Neuernannten ſich als Nachfolger des Verſtorbenen 
bezeichnen dürfte. Dies zeigt, daß Verſtöße einzelner gegen die 
guten Sitten der Rechtsanwaltſchaft auch unter der Herrſchaft des 
numerus clausus vorgekommen, alſo nicht als Folgewirkung der 
freien Advokatur anzuſehen find. Von einem urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhange könnte erſt geſprochen werden, wenn nachgewieſen 
würde, daß die Zahl derartiger Verſtöße in der freien Advokatur 
über das Verhältnis hinaus geſtiegen wäre, in dem die Zahl der 
Rechtsanwälte der geſchloſſenen Anwaltſchaft zu derjenigen der 
freien Advokatur ſteht. Und ein ſolcher Nachweis ſoll erſt noch 
erbracht werden! Es handelt ſich um Vergehen einzelner, — und 
welcher Stand, der Richterſtand mit eingeſchloſſen, weiß fich frei 
von einzelnen Mitgliedern, die ihm zur Unzierde gereichen? Es 
iſt Sache der dazu berufenen Stellen, — und zwar für die Rechts- 
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anwaltſchaft muß dies noch immer wieder betont werden —, 
ohne eine förmliche Anzeige abzuwarten, ihres Amtes zu 
walten. Leider kann die Rechtsanwaltſchaft in dieſer Beziehung 
nicht voll zufrieden fein mit der Wirkſamkeit des in feiner 
Majorität dem Anwaltſtande nicht angehörenden 
Ehrengerichtshofs, der wiederholt unſerem Stande Elemente 
erhalten hat, die das Ehrengericht, ficher in Übereinſtimmung 
mit der großen Mehrzahl der Kollegen, auszuſcheiden für nötig 
befunden hat. Für dieſe verantwortungsvolle Entſcheidung muß, 
ſo hart es auch klingen mag, ausſchließlich das Intereſſe des 
Standes, nicht das des einzelnen maßgebend ſein, wenn der 
Stand als ſolcher nicht Schaden leiden foll. 

Die grundſätzliche Beftimmung des § 1 der Rechts- 
anwaltsordnung fordert für die Zulaſſung zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft die Erlangung der Fähigkeit zum Richteramt. Die 
ftrengfte Beobachtung dieſer Vorſchrift iſt eine unentbehrliche 
Vorausſetzung für die gedeihliche Entwicklung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft. Wer hiergegen verftößt, legt die Axt an ihre Wurzeln. 
Zu bedauern iſt deshalb der vom Ehrengerichtshof aufgeftellte 
Grundſatz, daß jemand zwar nicht mehr den Pflichten des 
Richteramts, wohl aber denen des Rechtsanwaltberufs gewachſen 
ſein kann. Viel bedenklicher iſt aber die aus Bayern berichtete 


bung, wonach diejenigen, welche das Staatsexamen mit der 


Zenſur III beſtanden haben, grundſätzlich nicht für das Richter⸗ 
amt geeignet befunden werden und ſomit entweder in den 
Juſtizſubalterndienſt treten oder der Rechtsanwaltſchaft anheim⸗ 
fallen. Gegen eine ſolche Übung muß entſchieden Verwahrung 
eingelegt werden. Wenn grundſätzlich die Aſſeſſoren mit dem 
Prädikat III wegen mangelhaften Wiſſens und Könnens als 
Richter nicht angeſtellt werden, fo beſitzen fie eben, nach der 
Auffaſſung der verantwortlichen Juſtizverwaltung, materiell 
nicht die Fähigkeit zum Richteramt, und es darf ihnen deshalb 
auch formell nicht dieſe Fähigkeit beſcheinigt werden. Hierdurch 
wird eine Belaſtung der Rechtsanwaltſchaft mit unfähigen und 
ungeeigneten Elementen herbeigeführt und das Lebens element der 
Rechtsanwaltſchaft: gleiche Anforderungen wie für das Richteramt, 
unterbunden. 

In der Rechtsanwaltſchaft hat, wie die noch in der Sturm⸗ 
und Drangperiode befindlichen Strömungen und Beſtrebungen 
erkennen laſſen, ſich allmählich das Gefühl erhöhter ſozialer 
Pflichterfüllung gegenüber den ſchwächeren Mitgliedern und ihrer 
Hinterbliebenen zu ernſten vorbereitenden Schritten verdichtet. 
Die im Laufe des letzten Jahres von dem Vorftande des 
Deutſchen Anwaltvereins gegebenen Anregungen dürften einen 
geeigneten Mittelweg darſtellen, um das Erreichbare zu erlangen. 
Dem ſozialen Zuge der Zeit würde es entſprechen, wenn bei 
Aufbringung der erforderlichen Beiträge den ſehr verſchiedenen 
Einkommensverhältniſſen der Kollegen Rechnung getragen 
würde. 

Wer die letzten 25 Jahre mit all den ſchweren Aufgaben, 
die ſie der Rechtspflege gebracht, der völligen Erneuerung des 
bürgerlichen und des Prozeßrechts, mit der Einführung und 
dem Ausbau der ſozialen Geſetzgebung überblickt und anderer⸗ 
ſeits fieht, wie glatt und leicht ſich die Übergänge vollzogen 


haben und die Schwierigkeiten überwunden find, wird den zur 


Rechtspflege berufenen Organen die Anerkennung nicht vor⸗ 
enthalten, daß ſie in treuer Pflichterfüllung den Anforderungen 
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gerecht geworden find, die billigerweiſe an fie geſtellt werden 
konnten. Dieſe Tatſache iſt wohl der glänzendſte Beweis dafür, 
daß die Grundlagen unſerer Gerichtsverfaſſung und unſerer 
Rechtsanwaltſchaft, nicht minder aber auch die unſerer Zivil⸗ 
prozeßordnung, geſunde find, die, unbeſchadet weiterer Aus⸗ 
geftaltung und Verbeſſerungen, von grundſtürzenden Abänderungs⸗ 
verſuchen verſchont bleiben ſollten. 

Am heutigen Tage feiert auch das Reichsgericht den Tag 
ſeines 25 jährigen Beſtehens. Ihm gebührt nicht am wenigſten 
Dank für das, was die deutſche Juſtiz in dem letzten Viertel⸗ 
jahrhundert geleiſtet hat. Die ſchier unendliche Zahl ſeiner Ent⸗ 
ſcheidungen bieten der Praxis Vorbild und Stütze. Mit wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Geiſte und praktiſchem Blick hat das Reichs⸗ 
gericht ſich bewährt bei der Anwendung und Auslegung des 
neuen Rechtes. An Mühe und Arbeit wird mehr als ein 
vollgerütteltes Maß ſeinen Mitgliedern, nicht minder auch 
ſeiner Reichs und Rechtsanwaltſchaft zugemutet. Wie einer 
Überbürdung zu fteuern, das iſt die brennende Frage. Der 
Streit hierüber mag an dieſem Feſt⸗ und Erinnerungstage 
ruhen. Nur ſei die Hoffnung ausgeſprochen, daß der gute 
Genius unſeres Volkes eine Löſung finde, die, ohne Nachteil 
für die ſonſtige Rechtspflege, dem Reichsgericht die verlangte 
Erleichterung bringe! 


XXVII. Deutſcher Juriſteutag. 


In das „Deutſche Herz Tirols“, wie Innsbruck mit 
treffendem Ausdrucke genannt wurde, waren am 9. September d. J. 
700 — 800 öfterreihifhe und deutſche Juriſten zuſammen⸗ 
geftrömt, um gemeinſame Arbeit zu leiſten, aber auch gemeinſam 
herzliche Feſte zu feiern. Und wie ſo viele in dieſes deutſche 
Herz gekommen waren, ſo ſchien auch gar vieles, was in dieſem 
Jahre in Innsbruck geſprochen, verhandelt und gefeiert wurde, 
aus dieſem deutſchen Herzen zu kommen und wieder zu Herzen 
zu gehen, und, von allen fruchtbringenden Ergebniſſen im 
einzelnen abgeſehen, dürfte es als der glänzendſte und bleibendſte 
Gewinn dieſer Tagung zu bezeichnen ſein, daß ſie das feſte 
Band zwiſchen den Juriſten Oſterreichs und Deutſchlands noch 
feſter geknüpft und allen zu Gemüte zu führen verſtanden hat, 
daß es als unauflöslich zu betrachten eine Pflicht des juriſtiſchen 
und nationalen Gewiſſens iſt. 

Der hervorragendſte Vertreter und Verkörperer ſolcher 
Gedanken war zweifellos Heinrich Brunner, den die erſte Voll⸗ 
verſammlung mit geſamtem Munde wieder zum Präfidenten 
erkor. Und als in der zweiten Plenarverſammlung, am Schluß 
der Tagung, der Schöpfer der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung, 
— Klein —, dem großen Rechtshiſtoriker ſein Entzücken und 
ſeine Bewunderung zu Füßen legte, da war wohl keiner, der 
nicht mit ungeteilten Gefühlen in ſeine Worte einſtimmte und 
in Brunner das Muſter und den Meiſter für ſolche Dinge 
erkannte. Als eine Art Perſonalunion eines öſterreichiſchen 
und deutſchen Juriſten gewählt, und mit dem hiſtoriſch geſchulten 
Blick, der ihn den Boden, wo er ſtand, und die Dinge um 
fich herum, das „Land, von deſſen Bergen die Lieder eines 
ſangesfrohen Volkes widerhallen“, ganz anders betrachten ließ, 
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als die meiſten anderen, die Fülle geſchichtlicher Kenntniſſe und 
nicht zum wenigſten die leuchtenden Erinnerungen der Kindheit, 
die ihn, wie er tief bewegt und nicht, ohne die Zuhörer zu 
ergreifen, ausführte, mehr und mehr mit dem zunehmenden 
Alter überkommen, ließen ihn ſo wundervolle Worte finden, daß 
man ftaunte, wie glücklich ſich doch der Glanz einer repräfenta- 
tiven Rede mit ſtarker Seele, Geiſtesfülle, aber auch feinſter 
Individualiſierung und Differenzierung zuſammenfinden kann. 
Ob er dem Statthalter, dem Oberlandesgerichtspräſidenten, dem 
Landeshauptmann, dem Bürgermeiſter, dem Vorſtand der 
Advokatenkammer oder anderen antworten oder danken mochte, 
in nichts anderem glichen ſich die Reden als in dem Glanz der 
Sprache und in der Wärme und Herzlichkeit der Empfindung; 
ihrem Inhalte drückte höchitens die Veranlaſſung den Stempel 
einer gewiſſen Zuſammengehoͤrigkeit auf: ſo charakteriſtiſch unter⸗ 
ſchieden ſie ſich. 

Gleich am erſten Verhandlungstage wurden die Arbeiten 
rüſtig gefördert und ſchon manches Ergebnis erzielt. Es wurden 
diesmal ſtatt drei Abteilungen vier gebildet und hierdurch zwar 
allen denjenigen, die Intereſſe daran hatten, in mehreren zuzu⸗ 
hören, die Betätigung ſolcher Teilnahme noch ſaurer gemacht 
als 1902 in Berlin, andererſeits aber bewirkt, daß diesmal 
kein einziger Beratungsgegenſtand liegen blieb, — ſoweit er 
nicht ſchon vorher von dem reichen Programm geſtrichen war. 


Dies war den Thematen Nr. 3 und 4 widerfahren, der Frage, 


ob ſich weitere geſetzliche Vorſchriften für den Arbeits⸗ 
vertrag empfehlen, und dem Problem des $ 313 B. G. B.; 
— die übrigen zehn wurden bequem auf die 4 Abteilungen 
verteilt. 

Die erſte (privatrechtliche) Abteilung unter der Leitung 
des Oberlandesgerichtspräfidenten v. Call erledigte am Sonnabend 
das Recht am eigenen Bilde und am Montag die Altertumsfunde 
und den Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. — Die Ver⸗ 
handlung über das Recht am eigenen Bilde füllte den ganzen 
Tag aus. Es traten bemerkenswerte Gegenſätze zwiſchen dem 
Referenten Rechtsanwalt Wildhagen (Leipzig) und dem Kor⸗ 
referenten Profeſſor Rietſchel (Tübingen) zutage. Wildhagen 
empfahl grundſätzlich, ein Recht nicht oder wenigſtens zur Zeit 
nicht anzuerkennen, andererſeits aber doch gegen mißbräuchliche 
Verbreitung und öffentliche Schauſtellung ven Porträts und 
Porträtbüſten durch gewiſſe geſetzliche Kautelen Vorſorge zu 
treffen. Dieſer negative Standpunkt erfuhr lebhafte Be⸗ 
kämpfung, insbeſondere durch Rietſchel, aber auch durch andere. 
Schließlich vereinigte man ſich auf eine Faſſung Enneccerus 
(Marburg), wonach gegen die mißbräuchliche Verbreitung und 
öffentliche Schauſtellung von Bildniſſen (alſo nicht nur von 
photographiſchen Erzeugniſſen) geſetzlicher Schutz gewährt werden 
ſoll, wenn ſie ſchutzwürdige Intereſſen, insbeſondere die ſchuldige 
Achtung, verletzen oder Tatſachen der Offentlichkeit preisgeben, 
deren Veröffentlichung nach den herrſchenden Anſchauungen allein 
den Beteiligten zuſteht. 

Schneller wurde man mit den Altertumsfunden fertig. Es 
ging hier um die juriſtiſch wie äſthetiſch höchit anziehende Frage, 
ob es ſich empfehle, reichs⸗ oder landesrechtlich dem Staate ein 
Vorrecht an Altertumsfunden zu gewähren. Dieſe Frage hat 
neuerdings Pappenheim (Kiel) in Fluß gebracht, der auch — außer 
ſeiner Arbeit in Iherings Jahrbüchern (Bd. 45 S. 141 ff.) — 


ein ſehr intereſſantes Gutachten erftattet hatte. Er hatte 
darin ein im Wege der Landesgeſetzgebung dem Staat 
einzuräumendes Vorrecht an beweglichen Altertumsfunden in 
Geſtalt eines durch Anzeigepflicht geficherten Rechtes auf ihre 
Überlaſſung gegen Vergütung in Vorſchlag gebracht, während 
der Gutachter Dr. Clemen (Bonn), Provinzialkonſervator der 
Rheinprovinz, mehr den Enteignungsgeſichtspunkt vertrat. 
Nach den vortrefflichen Referaten von Enneccerus (Marburg) 
und v. Luſchin⸗Ebengreuth (Graz) einigte man ſich auf 
eine von Enneccerus vorgeſchlagene, im weſentlichen Pappenheim 
folgende Faſſung, empfahl aber die reichs geſetzliche Regelung 
und, nur bis dieſe erfolgt ſei, den Weg der Landesgeſetzgebung. 
Gleichzeitig wurde auch der Denkmäler gedacht und hier 
empfohlen, „daß im Wege der Landesgeſetzgebung überall, 
wo dies bisher nicht geſchehen iſt, für eine angemeſſene 
Denkmalspflege durch Beſtellung ſtaatlicher Organe vorgeſorgt 
werde.“ — 

Nach dieſen beiden Problemen mit dem äſthetiſchen und 
kulturhiſtoriſchen Einſchlag kam dann das dritte „ſtreng 
juriſtiſche“, die Frage, worin der Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung eines gegenſeitigen Vertrages beſteht, eine Frage, die 
Wiſſenſchaft und Praxis in gleich lebhafter Weiſe intereſſiert. 
Sie hielt die ſtark beſuchte Verſammlung bis tief in den Nach⸗ 
mittag hinein feſt. Denn Profeſſor Strohal (Leipzig) war 
unerſchöpflich in dem Herbeiholen neuer Argumente, mit denen 
er faſt leidenſchaftlich für die von der Praxis angenommene 
Differenztheorie, für die ſich auch der eine Gutachter, Kipp 
(Berlin) — im Gegenſatz zu v. Mayr (Wien) —, ausgeſprochen 
hatte, eintrat. Nach ihm hatte der Korreferent — Hugo Neu- 
mann (Berlin) — leichtes Spiel. Er konnte — verzichten, 
und der lebhafte Beifall der Verſammlung bewies, wie ſtrikt 
ſolche Verzichte immer interpretiert werden. Strohal und Neu⸗ 
mann hatten ſich ſchon vorher auf eine gemeinſchaftliche Faſſung 
vereinigt, über die die Verſammlung lebhaft diskutierte. Es 
war eine ſehr reichhaltige Debatte, die erkennen ließ, daß auch 
die Anhänger der Differenztheorie untereinander noch Differenzen 
zur Genüge auszutragen haben werden, aber die Faſſung, die 
ſchließlich faſt einſtimmig angenommen wurde, iſt doch derart, 
daß ſie gleichſam als Exiſtenzminimum der Differenz⸗Anſchauung 
betrachtet werden kann. Sie lautet: 

Ohne der endgültigen und vollſtändigen Erledigung der 

Frage: „Worin beſteht der Schadenerſatz wegen 

Nichterfüllung eines gegenſeitigen Vertrages?“ 

durch Wiſſenſchaft und Praxis vorgreifen zu wollen, 

ſpricht der 27. deutfche Juriſtentag feine Rechtsüberzeugung 
dahin aus: 

1. Geht die dem Schadenserſatzberechtigten obliegende 
Leiſtung auf Geld, ſo kann er als Schadenserſatz 
grundſätzlich denjenigen Geldbetrag begehren, welcher 
ſich nach Anrechnung ſeiner Leiſtung als Überſchuß 
ergibt. Unterläßt der Schadenserſatzberechtigte dieſe 
Anrechnung, fo kann, ſoweit es der Billigkeit ent⸗ 
ſpricht, der Schadenserſatzverpflichtete auf ihrer Vor⸗ 
nahme beſtehen. Die Vorausſetzungen der Auf- 
rechnung brauchen hierbei nicht gegeben zu ſein. 

2. Beſteht die dem Schadenserſatzberechtigten obliegende 
Leiſtung nicht in einer Geldleiſtung, ſo kann er 
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Schadenserſatz wegen Nichterfüllung unter Ein⸗ 
behaltung und den Umſtänden entſprechender An⸗ 
rechnung ſeiner Leiſtung dann verlangen, wenn ihm 
die Bewirkung dieſer Leiſtung billigerweiſe nicht mehr 
zugemutet werden kann. Dieſe Bedingung wird in 
der Regel gegeben ſein bei Handelskäufen über 
Waren, die einen Börſen⸗ oder Marktpreis haben, 
auch wenn es ſich nicht um Fixgeſchafte handelt. 

Die zweite (handels rechtliche) Abteilung, unter dem 
Vorſitz des Präfidenten v. Stoeſſer, war die am wenigſten 
überbürdete. Ihr waren nur zwei, wenn auch natürlich wichtige 
Fragen, jo doch ſolche von geringerem Umfange, zugefallen. 
Und fie konnte fie in aller Gemächlichkeit erledigen. Leider litt 
fie an einem fo geringen Beſuche, daß ihre Beſchlüſſe vielfach 
lediglich als Zufallsbeſchlüſſe angeſehen und gewürdigt werden 
müſſen. Die Bezeichnung „Beſchluß des deutſchen Juriſten⸗ 
tages“ nimmt ſich da eigenartig genug aus. Oft ſank die Teil⸗ 
nehmerzahl auf zwanzig und weniger. Dabei entbehrten die 
Themata keinesfalls des allgemeinen Intereſſes. 

Das eine war veranlaßt worden durch eine Reichsgerichts ⸗ 
entſcheidung, die ſ. Z. das groͤßte Aufſehen erregt hatte. Das 
R. G. hatte in einem Fall, wo es nach der Anficht der meiſten 
durch die konkrete Sachlage gar nicht dazu gezwungen war, 
Veranlaſſung genommen, auszuſprechen, daß die Organe einer 
Geſellſchaft (auf Aktien insbeſondere) „verpflichtet find, ſich vor 
Einlaſſung auf wichtige, koſtſpielige, riskante und deshalb das 
Intereſſe der Aktionäre in beſonderem Maße berührende Unter⸗ 
nehmungen der Einwilligung der Generalverſammlung zu ver⸗ 
ſichern“. Hier lagen Gutachten von Lehmann (Roſtock) und 
Staub vor, in denen eine Anderung des geſetzlichen und, 
insbeſondere von L. für ausreichend erachteten Zuſtandes, nicht 
vorgeſchlagen wurde. Auch Prof. Dr. Rehm (Straßburg), der 
als einziger referierte, wollte wohl im Grunde keine Anderung 
des geſetzlichen Zuſtandes; allein, die Vorſchläge, die er machte, 
waren doch ſo eingehend und ſpezialiſiert, daß ſich die Abteilung 
nicht auf fie feſtlegen wollte. Ihr war eine Faſſung des 
Geheimrats Direktor Dr. Rießer ſympathiſch, der die Frage 
in jedem Einzelfall dem Ermeſſen der Organe innerhalb der 
Grenzen, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäfts⸗ 
manns geſteckt werden, überantwortet ſehen wollte. Damit war 
zu Genüge zum Ausdruck gebracht, daß nach Anficht der Beſchluß⸗ 
faſſer das R. G. etwas zu ſchematiſch vorgegangen ſei, und es 
brauchte dem Beſchluß nicht erſt, wie manche wollten, eine direkte 
„demonſtrative“ Spitze gegeben zu werden. 

Etwas heftiger platzten (bei noch geringerer Beteiligung) 
am nächſten Verhandlungstage die Gegenſätze aufeinander, als 
es ſich um die Frage handelte, wie weit bei Verſicherungs⸗ 
verträgen die Vertragsfreiheit hinfichtlich der Verwirkungsklauſel 
durch zwingende Rechtsſätze zugunſten des Verſicherten ein⸗ 
zuſchränken ſei. Hier ſtehen ſich vielfach die Intereſſen des 
Verſicherers, die in der Verſammlung von einer Reihe Ver⸗ 
ſicherungsdirektoren wahrgenommen wurden, und die des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers gegenüber, — was auch in den eingehenden 
Gutachten des Profeſſors Julius Gierke (Königsberg) und des 
Gothaer Direktors Samwer und der ſehr intereſſanten und 
reichhaltigen, durch die Referenten Hupka (Wien) und 
Schneider (Stettin) eingeleiteten Diskuſſion zum Ausdruck ge⸗ 
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langte. Aber, um es gleich vorweg zu nehmen: ein Ergebnis 
wurde inſofern nicht erzielt, als die Beſchlüſſe, die im allgemeinen 
darauf hinausliefen, daß ſie dem Geſetzgeber eine Bevormundung 
des Publikums in gewiſſen Grenzen anempfehlen, in der 
zweiten Plenarverſammlung, wo der Bericht erſtattet wurde, 
der Vernichtung anheimfielen, weil fie in fich als widerſpruchsvoll 
befunden wurden. So iſt zwar leider in dieſer Beziehung der 
27. Juriſtentag für den neuen vor der Tür ſtehenden Geſetz⸗ 
entwurf ohne unmittelbares Ergebnis geblieben; aber bei ſeiner 
Durchberatung werden doch die wertvollen Fingerzeige, die in 
den Gutachten, Debatten und Anträgen gegeben worden find, 
und das reichhaltige Material, das durch fie entſtanden iſt und 
ja durch den Druck feftgehalten wird, hoffentlich nicht ohne 
Erfolg bleiben. 

Die dritte Abteilung (für Strafrecht, unter dem Vorſitz 
des Oberreichsanwalts Olshauſen) beriet zunächſt über die Frage 
des fahrläſſigen Falfcheides. Soll er in Deutſchland beibehalten, 
in Oſterreich eingeführt werden? Das Thema war vor 2 Jahren 
liegen geblieben und kam jetzt an die erſte Stelle. Die 
Gründe, die hier geltend gemacht werden, dürften bekannt ſein. 
Manche, wie Thomſen, deſſen „Gerichtsſaal“⸗Aufſatz die Frage 
neuerdings in Fluß gebracht, und Stenglein, leugnen die 
begriffliche Grundlage des Deliktes; Olshauſen geht nicht 
ſo weit, verneint aber die Bedürfnisfrage und hält die Konſtruktion 
für „ſchwierig“. Auch iſt vielleicht daran zu erinnern, daß 
Bülow, Senatspräfident am Reichsgericht, ſchon vor einigen 
Jahren ſich veranlaßt geſehen hat, ebenfalls im „Gerichtsſaal“ 
die Fehlerhaftigkeit der Praxis unſerer Strafkammern in dieſer 
Frage aufzudecken. Aber eine richtige Praxis iſt eben undenkbar. 
Dem toten Gebilde kann auch der Vorzüglichſte kein Leben ein⸗ 
hauchen. Und das Schreckgeſpenſt, das manche Gegner der 
Beſeitigung an die Wand malen, daß ohne die Strafbeſtimmung 
noch mehr falſche Eide geſchworen werden würden, darf nicht die 
Beibehaltung oder Einführung einer ſolchen begrifflichen erux zur 
Folge haben, die nur zu Fehlurteilen führen kann und geführt 
hat. Es muß eben auf andere Mittel geſonnen, eventuell die 
Meineidsſtrafe herabgeſetzt und der Meineid den reinen Laien⸗ 
gerichten entzogen werden. — Olshauſen wußte denn auch 
mit ſeinen ſchlagenden Argumenten — er ließ auch Zahlen 
reden — die Verſammelten zu überzeugen, die fi mit ſtarker 
Mehrheit gegen das Delikt erklärten. 

Unter ſtarker Beteiligung wurden dann auch die beiden 
anderen ſtrafrechtlichen Themata von dieſer Abteilung erledigt. 
Zunächſt die Frage der Behandlung der Jugendlichen. Hier 
hatte ſich Groß (Prag) in ſeinem Gutachten gegen den Be⸗ 
griff des jugendlichen Verbrechers erklärt und die Beſeitigung 
der ſubjektiven Altersgrenzen empfohlen; in jedem einzelnen 
Zweifelfall ſolle der Richter entſcheiden. Von anderen Geſichts⸗ 
punkten war das Gutachten Kleins (Tegel bei Berlin) aus- 
gegangen. Beide Referenten, Krohne (Berlin) und Puppe 
(Königsberg), hatten eingehende Theſen aufgeſtellt. Jedoch 
konnte ſich die Verſammlung mit denen des Pſpychiaters nicht 
befreunden, der ſie auch ſelber nur im weſentlichen als mediziniſch⸗ 
wiſſenſchaftliche Leit. und Erfahrungsſätze beachtet ſehen wollte 
und lediglich Wert auf die beſonderen Geſichtspunkte, daß in 
jedem einzelnen Fall die Zurechnungsfähigkeit unter Mitwirkung 
eines entſprechend vorgebildeten Arztes geprüft werden ſolle, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


463 


und auf den anderen Geſichtspunkt einer entſprechenden Aus⸗ 
dehnung der Zwangserziehung legte. In der Folge gelangten 
dann nach einer überaus reichhaltigen Debatte, in der juriſtiſche 
wie mediziniſche Praktiker und Theoretiker das Wort nahmen, 
unter der beſonderen Aſſiſtenz von Leppmann⸗Berlin die 
Krohneſchen Leitſätze mit einigen Anderungen und Zuſätzen 
zur Annahme, der mit bewegter Stimme der Abteilung danken 
konnte, weil er in ihren Beſchlüſſen eine Frucht feiner 35 jährigen 
Lebensarbeit erblicken dürfe. Der Kernpunkt dieſer Beſchlüſſe 
beſteht in der Erſtreckung der Altersſtufe der abſoluten Straf- 
unmündigkeit bis zum vollendeten 14. Lebensjahr und in der 
völligen Beſeitigung des Kriteriums der für die Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einſicht. Auf Antrag des Profeſſors 
Finger wurde noch ein wichtiger Zuſatzantrag mit knapper, 
ſehr knapper Mehrheit angenommen, daß bei Jugendlichen 
zwiſchen 14 und 18 Jahren die Strafe nur eintreten ſolle, 
wenn ſie ſozial nützlichen Einfluß erwarten laſſe. Die Frage 
der Rehabilitation, die ebenfalls im Zuſammenhange berührt 
wurde, führte nicht zu beſonderen Beſchlüſſen. Mit Recht, denn 
fie gehört in einen großen und allgemeinen Zuſammenhang. 
Vielleicht dürfte ſie ſich für die Tagesordnung des nächſten 
Juriſtentages eignen. 

Nach den Jugendlichen kamen die geiſtig Minderwertigen 
heran. Hier war durch ein meiſterhaftes Referat von Kahl 
und ein ſolches von Leppmann der Boden ſo vorzüglich vor⸗ 
bereitet, daß die Verhandlung nur noch in Einzelheiten zu⸗ 
zuſetzen und abzuändern brauchte. Es handelt ſich hier um ein 
brennendes ſtrafrechtliches Problem, das namentlich von der 
J. K. V. in den letzten Jahren in Fluß gebracht worden iſt 
und von dem neuerdings insbeſondere die ſtrafrechtlichen und 
pſychiatriſchen Zeitſchriften voll find. Es traten bei den 
Erörterungen tiefgehende, auch grundſätzliche Unterſchiede zutage, 
aber allgemeine Einigkeit herrſchte in der Überzeugung, daß eine 
geſetzliche Regelung der Frage eine unabweisliche Notwendigkeit 
ſei. Dies verſtand auf dem Juriſtentag insbeſondere Kahl, der 
„Generalvertreter der geiſtigen Minderwertigkeit“, wie er ſich 
in ſeinem der zweiten Plenarverſammlung erſtatteten Berichte 
ſelbſt launiſch bezeichnete, den zahlreich Verſammelten warm⸗ 
herzig zu Gemüte zu führen. Auf der Grundlage der von 
dem Referenten Kleinfeller (Kiel) entworfenen Theſen wußte 


er ſeine Anſchauungen durchzuſetzen, und mit großer Mehrheit 


gelangten regelmäßig die Vorſchläge Kleinfeller⸗Kahl zur 
Annahme. „Wer ſich bei Begehung einer ſtrafbaren Handlung 
in einem nicht bloß vorübergehenden krankhaften Zuſtand 
befunden hat, welcher das Verſtändnis für die Strafwürdigkeit 
ſeiner Handlung oder ſeine Widerſtandskraft gegen ſtrafbares 
Handeln vermindert, iſt nach dem für minder ſchwere Fälle 
geltenden Strafrahmen zu beſtrafen.“ Das iſt der Kernſatz, 
an den ſich noch eine Reihe außerordentlich wichtiger Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen anſchließen, jo bezüglich der jugend ⸗ 
lichen geiſtig Minderwertigen (ſtaatliche Erziehung!), des Straf- 
vollzuges (Ausſetzung! Eventuell beſondere Anſtalten!), der 
gemeingefährlichen geiſtig Minderwertigen (Verwahrung !)), 
der Unterbringung der nicht Gemeingefährlichen in geeignete 
Anſtalten und des Verfahrens, in dem über dieſe Unter⸗ 
bringung uſw. entſchieden und das vom Entmündigungs⸗ 
verfahren getrennt gehalten werden ſoll. 
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Es bleibt übrig, ein Wort über die Verhandlungen der 
vierten Abteilung (Vorſitzender: Gierke) zu ſagen, in der 
das vom vorigenmal gebliebene Kartellproblem und die 
Frage der Bodenentſchuldung beraten wurden. 

Zu der Kartellfrage lagen nicht weniger als fünf Gutachten 
(Waentig⸗Münſter; Landesberger⸗ Wien; Scharlach— 
Hamburg; Schneider Stettin; Dove Berlin) vor; aber nur 
ein Referent trat auf. Doch der genügte: der Sektionschef im 
Juſtizminiſterium, Profeſſor Dr. F. Klein (Wien). Wer ihn 
noch nicht kannte, der lernte hier einen Meiſter der lebendigen 
Rede, einen wundervollen Sprecher, zugleich eine faszinierende 
Perſönlichkeit und einen großen Juriſten kennen, dem alle Quellen 
der oratoriſchen Kunſt erſchloſſen und alle Künſte dieſer Kunſt 
aufs innigſte vertraut ſind, der aus einem ſchier unerſchöpflichen 
Sprachſchatz zu ſchöpfen weiß und dem vor allem ein nie verſiegender 
und verſagender Born tiefer Bildung und allgemeiner Kenntniſſe 
fließt. Mit dieſen Mitteln ausgerüſtet, entwarf er ein feſſelndes, 
geradezu ſpannendes Bild von dem Kartellproblem; ſein Vortrag, 
der die überwältigende Mehrheit zu einer überwältigten machte, 
gipfelte in den Wendungen, die Kartelle nur an einem Punkte, an 
dieſem aber auch wirklich zu treffen, an einem Punkt, wo ſie ſterblich 
find: an dem der un vernünftigen Preisſteigerungen. 
Der „Preis“ iſt Klein etwas Objektives, nicht von Willkürlichkeiten 
abhängig, die ſich jeder Kontrolle entziehen und der allgemeinen 
Beurteilung unterworfen. Bis in die ſpäten Abendſtunden tobte 
die Debatte, und die Rednerliſte zeigte geringe Neigung, 
ſich zu erſchöpfen. Es wäre an dieſer Stelle ein vergebliches 
Beginnen, die auf einem ungewöhnlich hohen Niveau ſtehende 
Diskuſſion, um die ſich nicht zum wenigſten auch die Vertreter der 
Minderheit unter Scharlachs Führung verdient machten, im 
einzelnen zeichnen zu wollen. Es muß bier auf die gedruckten 
Berichte verwieſen werden. Im übrigen kam es, wie nicht 
anders zu erwarten war. Durch das prachtvolle Schlußwort 
Kleins hingeriſſen, nahm die Verſammlung die Kleinſchen 
Theſen mit einigen Anderungen an und ſprach ſeine Anſicht 
dahin aus, daß die Ordnung der Fragen, die bisher durch den 
Kartellierungsprozeß und die Tätigkeit der Kartelle hervorgerufen 
wurden, hauptſächlich der Verwaltungspolitik und der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſetzgebung zufällt. Der Deutſche Juriſtentag hält jedoch 
ſtaatliches Eingreifen gegen etwa übertriebene unwirtſchaftliche 
Preisſteigerungen für empfehlenswert und die Gewährung der 
gleichen Koalitionsfreiheit und Rechtsfähigkeit, welche die Unter- 
nehmer genießen, an die Arbeitnehmer für unerläßlich. Allein 
einen Augenblick hatte es den Anſchein, als ob das ſchwer er- 
rungene Ergebnis dem Juriſtentag wieder abgerungen werden 
ſolle. Die überſtimmte und aufgebrachte Minderheit verſuchte 
in der Vollverſammlung eine Kaſſation des Beſchluſſes und 
erneute Verhandlung herbeizuführen. Scharlach verſuchte die 
Notwendigkeit darzulegen in einer, wie nicht zu leugnen, von 
ſeinem Standpunkte vortrefflichen und klugen Rede. Aber es 
war ein großer taktiſcher Fehler, daß er immer nur materiell 
gegen Klein ſprach, daß er fich nicht lediglich auf den formalen 
Geſichtspunkt ſtützte: daß der 27. Juriſtentag doch die Frage 
im Plenum verhandeln ſolle, weil ſich der 26. für inkompetent 
erklärt hätte. Das hätte ſich möglicherweiſe hören laſſen, — 
(wenn es auch ohne Erfolg geblieben wäre). Statt deſſen ließ 
ſich nur der unbedingte Kartellfreund hören, und den lehnte 
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die große Mehrheit ab. Als Klein aufſtand und gegen 
Scharlach das Wort ergriff, da war das Schickſal aller 
Andersmeinenden mehrmals beſiegelt. Der Juriſtentag lehnte 
die Vertagung, die erneute Verhandlung, die Kaſſation, — 
lehnte alles ab, was nicht in Kleins Sinne war, und machte 
ſo im Grunde auch materiell die Beſchlüſſe der 4. Abteilung 
zu ſolchen der Plenarverſammlung. 

Der zweite Verhandlungstag dieſer Abteilung war der 
Frage der Bodenentſchuldung gewidmet: „Empfiehlt es ſich, ge⸗ 
ſetzliche Vorſchriften zwecks Befreiung des Grund und Bodens 
von darauf haftenden Laſten und Schulden zu treffen und eine 
Verſchuldungsgrenze feſtzuſetzen?“ Das Problem beſchäftigt zur 
Zeit, wenn es auch bei uns immer aktueller wird, namentlich 
Oſterreich und in erſter Linie Tirol. Die von Dade (Berlin) 
und v. Hattingberg (Wien) erſtatteten Gutachten und das 
vorzügliche Referat v. Grabmayrs (Meran) orientierten die 
meiſten ausreichend über die in Betracht kommenden Geſichts⸗ 
punkte. Unter Ablehnung der von Rechtsanwalt Eſchenbach 
(Berlin) und Profeſſor Schmid (Innsbruck) aufgeſtellten 
Theſen, folgte man im weſentlichen dem Referenten und gab 
insbeſondere folgender Anſchauung Ausdruck: 

Eine im öffentlichen Intereſſe durchzuführende Boden⸗ 
entſchuldungsaktion, die als dringende Aufgabe ſtaat 
licher Wohlfahrtspflege erklärt wird, ſoll ſich zum Ziele 
ſetzen, die landwirtſchaftlichen Beflgungen von allen 
jenſeits der Beleihungsgrenze ſolider Kreditinſtitute 
ſtehenden Hypotheken (Nachhypotheken) zu befreien. 

Zu dieſem Ziele kann nur die möglichſt allgemeine 
Umwandlung aller landwirtſchaftlichen Hypotheken in 
unkündbare Annuitätsſchulden führen. 

Hiermit waren die eigentlichen Beratungsgegenſtände 
erſchöpft. Nur noch die „Zitiermethode“ wurde dem Antrag 
Hugo Neumanns entſprechend nach den gedruckten Vorſchlägen 
der ſeit zwei Jahren tätigen Kommiſſion debattelos und ein⸗ 
ſtimmig genehmigt. Dann folgten herzliche Worte des 
Präſidenten und die wundervolle Dankrede des Schöpfers der 
öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung an Brunner, deren ſchon 
oben Erwähnung getan iſt. 

Zwiſchen die Arbeitstage waren eine Reihe von Feſten ein- 
geſtreut worden, die man nicht übergehen darf und nie übergehen 
wird, wenn man von dem Innsbrucker Juriſtentag ſpricht. Denn 
ſie erſt vervollſtändigen das Bild, das ſich allen Teilnehmern 
unauslöſchlich eingeprägt hat und das ſie als bleibenden Ge⸗ 
winn mit nach Hauſe nehmen. Von dem lieblichen Tiroler 
Feſt des Bürgermeiſters, des Statthalters prunkvollem Gaſt⸗ 
mahl und den ausgezeichnet arrangierten Ausflügen nach dem 
Achenſee, Goſſenſaß und Voralberg und dem geradezu 
muſtergültigen, vielleicht unerreichten Arrangement des Orts- 
ausſchuſſes ſtrömte ſo viel öſterreichiſche Liebenswürdigkeit, Gaſt⸗ 
freundlichkeit und Herzlichkeit aus, daß am Dienstag Abend, 
als das offizielle Abſchiedsdiner die Teilnehmer noch einmal ver⸗ 
einigte, durch die Reden und Toaſte das Gefühl eines wehmütigen 
Scheidenmüſſens klang. Werden wieder 28 Jahre vergehen, 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 16. Juli 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 7 — 30, 208 des E. G. zum B. G. B. Art. 8 
des badiſchen Ausführungsgeſetzes. Art. 340, 340 a des badiſchen 
Landrechts. Die Vaterſchaft iſt nach bisherigem Recht zu er⸗ 
forſchen. Das badiſche Ausführungsgeſetz zum B. G. B. iſt 
nicht revifibel.] 

Die am 20. Auguſt 1897 geborene Kl. iſt die uneheliche 
Tochter der ſeit Ende 1900 in Mannheim verheirateten G. aus 
Dürrn bei Pforzheim. Der Bekl., welcher mit der Mutter des 
Kindes zur Zeit der Empfängnis geſchlechtlichen Verkehr unter⸗ 
hielt und vor wie nach der Niederkunft für ſie ſorgte, hat ſeinen 
Wohnſitz in Bruchſal, iſt aber Preuße. Mit der erhobenen 
Klage wurde für die uneheliche G. beantragt, den Bekl. zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß er deren Vater iſt. Die im 
Dezember 1902 bei dem L. G. Karlsruhe erhobene Klage wurde 
auf L. R. S. 340 a geſtützt mit der Behauptung, daß der Bekl. 
ſich nicht nur früher wie der Vater des Kindes benommen, 
ſondern auch mündlich ausdrückliche Erklärungen abgegeben habe, 
die ein freiwilliges Geſtändnis der Vaterſchaft im Sinne des 
Geſetzes enthielten. Das B. G. wies ab, das O. L. G. ver⸗ 
urteilte, das R. G. wies die Reviſion zurück. Die auf Ver⸗ 
urteilung des Bekl. zur Anerkennung, daß er der Vater der am 
20. Auguſt 1897 unehelich geborenen G. ſei, gerichtete Klage 
iſt auf einen der Ausnahmefälle geſtützt, in welchen nach 
L. R. S. 340 a die nach L. R. S. 340 Abſ. 1 verbotene Nach⸗ 
frage, wer der Vater eines Kindes ſei, zugelaſſen iſt, und wurde 
von dem B. G. in Anwendung des L. R. S. 34 0a zugeſprochen. 
Das badiſche Landrecht wird für maßgebend erachtet, weil die 
Klage nach den Geſetzen des Staates zu beurteilen ſei, dem die 
Mutter zur Zeit der unehelichen Geburt des Kindes angehörte. 
Hiergegen richtete ſich der Angriff der Reviſion, zu deſſen Be⸗ 
gründung ausgeführt wurde, es hätte auf Grund des L. R. S. 3 
Abſ. 3 die Staatsangehörigkeit des Bekl. dazu führen müſſen, 
nach dem Heimatsrechte des Bekl. d. i. nach gemeinem Rechte, 
über die Klage zu entſcheiden. Dieſer Rüge konnte jedoch 
keine Folge gegeben werden, da die Entſcheidung des B. G. 
revifible Rechtsnormen nicht verletzt, insbeſondere die Auslegung 
des in Anwendung gekommenen Art. 2 des nicht reviſiblen 
badiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. vom 17. Juni 1899 
gemäß 8 549 der Z. P. O. nicht nachzuprüfen iſt. Nach 
Art. 208 des E. G. zum B. G. B. beſtimmt ſich die rechtliche 
Stellung eines vor dem Inkrafttreten des B. G. B. geborenen 
unehelichen Kindes von dem Inkrafttreten des B. G. B. an nach 
deſſen Vorſchriſten, allein für die Erforſchung der Vaterſchaft 
ſollen die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben. Nach Art. 218 
a. a. O. konnten die hiernach maßgebend bleibenden bisherigen 
Landesgeſetze nach dem Inkrafttreten des B. G. B. durch Landes⸗ 
geſetz geändert werden, und der erwähnte Art. 2 des badiſchen 
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Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. beſtimmt, daß die Art. 7 — 30 
des E. G. zum B. G. B. auf badiſche Landesgeſetze privat⸗ 
rechtlichen Inhalts entſprechende Anwendung finden. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift wird von dem B. G. in Übereinſtimmung mit dem 
Kommentar von Dorner zum badiſchen Ausführungsgeſetz S. 13 ff. 
(beſ. Ziffer 7 S. 23) dahin ausgelegt, daß die Art. 7 — 30 des 
E. G. zum B. G. B. auch auf Tatbeſtände anzuwenden ſeien, 
welche nach bisherigem Rechte und damit an ſich auch nach den 
Kolliſionsnormen des bisherigen Rechts zu beurteilen wären. 
Das B. G. iſt zwar der Anſicht, daß es nicht zuläſſig ſei, dieſe 
Beſtimmung auf Rechtsverhältniſſe anzuwenden, welche ſchon 
beim Inkrafttreten des neuen Rechtes vollſtändig der Vergangen⸗ 
heit angehört haben, nimmt aber einen ſolchen Fall nicht als 
vorliegend an. Die zwiſchen einem unehelichen Kinde und ſeinem 
Vater beſtehenden Rechtsbeziehungen ſeien nicht ſchon durch die 
Geburt zum Abſchluß gelangt, ſtellten ſich vielmehr als ein 
Dauerzuſtand dar, der immer wieder neue Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen erzeuge, was auch durch die Eingangsworte des 
Art. 208 des E. G. zum B. G. B. zum Ausdruck gebracht 
werde, indem dieſe verordnen, daß die rechtliche Stellung eines 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzbuchs geborenen unehelichen 
Kindes von dem Inkrafttreten des Geſetzbuchs an nach deſſen 
Vorſchriften ſich beſtimme. Auch hierdurch könnte nur die nicht 
reviſible Rechtsnorm des Art. 2 des badiſchen Ausführungsgeſetzes 
verletzt ſein, die auf Art. 208 des E. G. zum B. G. B. ge⸗ 
gründeten Erwägungen erſcheinen als zutreffend, da nach dieſem 
die Rechtsbeziehungen der unehelichen Kinder dem Vater gegen⸗ 
über keineswegs als von der Geburt an feſtſtehende aufgefaßt 
ſind, ſelbſt die Rechte der nach badiſchem Rechte bereits früher 
anerkannten unehelichen Kinder den Vorſchriften des B. G. B. 
unterworfen werden. Sollen aber nach Art. 2 des badiſchen 
Ausführungsgeſetzes die Kolliſionsnormen der Art. 7 — 30 des 
E. G. zum B. G. B. entſprechende Anwendung finden, ſo be⸗ 
ruht es wieder auf Anwendung und Auslegung dieſer nicht 
revifiblen Geſetzesvorſchrift, wenn das B. G. annimmt, daß 
hiernach Art. 21 des E. G. zum B. G. B., welcher das Perſonal⸗ 
ſtatut der unehelichen Mutter für die Beurteilung der Ber- 
pflichtungen des unehelichen Vaters gegenüber dem Kinde, die 
auf der Vaterſchaft beruhen, maßgebend erklärt, als die für den 
vorliegenden Fall einer Kolliſion verſchiedener deutſcher Landes- 
geſetze anzuwendende Geſetzesvorſchrift anzuſehen ſei. B. c. G., 
U. v. 8. Juli 04, 24/04 II. — Karlsruhe. 

2. Art. 168 des E. G., 8 157 B. G. B. verb. mit 
A. L. R. 88 16, 17 Tl. I Tit. 4, 85 454, 488 Tl. 1 Tit. 11, 
§ 466 Tl. I Tit. 12. Bezugnahme auf Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung im Grundbuch nach Erbſchaftskauf, im Falle entgegen- 
ſtehender Nacherbeinſetzung.] 

Der im Jahre 1878 verſtorbene Grundbeſitzer C. in 
Bromberg hat ein Teſtament hinterlaſſen, worin er ſeine vier 
Kinder und einen Pflegeſohn zu je einem Fünftel als Erben 
einſetzt. Zu den eingeſetzten Kindern gehört die noch lebende 
Mutter der Kl. Mit bezug auf ihren Erbteil enthält jedoch 
das Teſtament weitere Beſtimmungen, auf Grund deren die 
Vorinſtanzen angenommen haben, Frau J. ſei zur Vorerbin, 
ihre Kinder aber ſeien nur zu Nacherben und zwar für den 
Todesfall der Mutter berufen. Nun hat die Mutter der Kl. 
durch Vertrag vom 14. Januar 1879 ihr Erbrecht an einen 
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der Miterben, S., verkauft. Kl. behaupten, S. C. habe dem⸗ 
nächſt dieſes Erbrecht an den Bekl. A. C., der gleichfalls Mit⸗ 
erbe iſt und zwar zuſammen mit feinem eigenen Erbrecht, weiter- 
verkauft, der Bekl. habe endlich auch die Erbſchaftsanteile der 
übrigen durch Erbſchaftskaufvertrag erworben. Der Bekl. da⸗ 
gegen behauptet, mit S. C. und den andern Erben nicht 
Erbſchaftskaufverträge abgeſchloſſen, vielmehr von dieſen Mit⸗ 
erben und zwar von S. C. zugleich als dem Rechtsnachfolger 
der Frau J. nur deren Anteile an den zum Nachlaſſe gehörigen 
Grundſtücken erworben zu haben. Jedenfalls find ihm die 
Anteile der anderen Miterben aufgelaſſen und er iſt daraufhin 
als Alleineigentümer der Nachlaßgrundſtücke im Grundbuche ein- 
getragen worden. Dem Antrag der Kl. hat der B. R., unter 
Abweiſung der Klage, im übrigen dahin ſtaltgegeben: Es wird 
feſtgeſtellt, daß den Kl. als Nacherben ihrer Mutter ein Erbrecht 
nach dem im Jahre 1878 zu Bromberg verftorbenen Grund⸗ 
befiter C. gemäß feinem Teſtamente vom 23. Januar 1876 
zu einem Fünftel zuſteht und daß dieſes Recht durch den im 
Januar 1879 zwiſchen Frau J. und S. C. geſchloſſenen 
Erbſchaftskaufvertrag nicht berührt worden iſt. Die Annahme 
des B. R., daß die Kl. durch das Teſtament des C. zu Nach⸗ 
erben ihrer Mutter eingeſetzt ſeien, iſt rechtlich bedenkenfrei. 
Der B. R. hat weiter angenommen, daß Frau J. zum Verkauf 
ihres Erbrechts nicht befugt geweſen ſei. Eine ſolche Befugnis 
habe ihr, wie er näher darlegt, weder nach den Beſtimmungen 
des Teſtaments noch auch nach den allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen der 88 466 ff. des A. L. R. Tl. 1 Tit. 12 zu 
geſtanden. Dies iſt zwar unzutreffend inſoweit, als der B. R. 
nach den Beſtimmungen des A. L. R. grundſätzlich einen von 
dem Vorerben abgeſchloſſenen Erbſchaftsverkauf für wirkungslos 
hält, da die Rechtswirkſamkeit eines derartigen Vertrages fich 
aus 8 488 des A. L. R. Tl. 1 Tit. 11 unmittelbar ergibt. 
Dagegen bekämpft die Reviſion zu Unrecht die Annahme, daß 
der Frau J. durch das Teſtament die Befugnis zum Verkauf 
ihres Erbrechts entzogen worden ſei. Es beruht dies auf einer 
gegen keine Geſetzesvorſchrift verſtoßenden Auslegung, welche 
davon ausgeht, daß der Teſtator die Mutter der Kl. in be⸗ 
ſtimmter Weiſe bei der Verwaltung des ihr zufallenden Erbſchafts⸗ 
fünftels eingeſchränkt, ſie nämlich an die Mitwirkung zweier 
anderer Verwalter gebunden und ausdrücklich vorgeſchrieben hat, 
daß Kapitalien, welche ihr aus dem Immobiliarvermoͤgen zu⸗ 
fallen, pupillariſch ſicher für die Kl. angelegt werden ſollten. 
Der Umſtand, daß der Erblaſſer ſeiner Tochter die Veräußerung 
des Erbrechts nicht mit ausdrücklichen Worten verboten 
hatte, ſtand nicht der Annahme entgegen, das ein derartiges 
Verbot gleichwohl in den ihr auferlegten Beſchränkungen ent- 
halten ſein ſollte und daß dieſer Wille des Erblaſſers in den 
Beſtimmungen des Teſtaments einen genügenden Ausdruck 
gefunden, dadurch aber Rechtswirkſamkeit erlangt hat. Sit hier⸗ 
nach davon auszugehen, daß Frau J. ihr Erbrecht nicht verkaufen 
durfte, ſo wirkte das ſo begründete Veräußerungsverbot nicht 
nur ihr ſelbſt gegenüber ($ 16 A. L. R. Tl. I Tit. 4), fondern 
auch gegenüber dem Käufer, da dieſer nicht minder zu den 
teſtamentariſch eingeſetzten Erben gehörte, er alſo mit den Be⸗ 
ſtimmungen des Teſtaments bekannt ſein mußte, und zudem das 
Erbrecht, das er zu erwerben gedachte, gerade ebenfalls auf dem 
Teſtamente beruhte ($ 17 d. T.). Die teſtamentariſche Ent- 
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ziehung der Befugnis zur Verfügung über das Erbrecht der 
Frau J. blieb übrigens gemäß Art. 168 des E. G. zum 
B. G. B. auch nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts fort- 
beſtehen, fie wurde alſo durch 8 157 Satz 1 des B. G. B. 
nicht beeinflußt. Der zwiſchen Frau J. und S. C. am 
14. Januar 1879 abgeſchloſſene Erbſchaftskaufvertrag hat hier⸗ 
nach nicht die Wirkung gehabt, daß der Erbſchaftskäufer gemäß 
§ 454 des A. L. R. Tl. 1 Tit. 11 in die Rechte und Pflichten 
der Verkäuferin als Miterbin eingetreten iſt, S. C. hat daher 
ebenſowenig deren Erbrecht auf den Bekl. weiter übertragen 
können. Nun beſtreitet allerdings der Bekl., mit S. C. einen 
Erbſchafts kaufvertrag abgeſchloſſen zu haben und behauptet, durch 
Kauf und Auflaſſung nur die Grundſtücksanteile der übrigen 
Miterben und ſo auch von S. C. deſſen eigenen und den Anteil 
der Frau J. an den Nachlaßgrundſtücken übertragen erhalten 
zu haben. Wie es ſich damit des näheren tatſächlich verhält, 
hat der B. R. nicht feſtgeſtellt, er bemerkt nur in den Urteils 
gründen, daß der Bekl. durch eine Reihe von Veräußerungen 
grundbuchmäßiger Alleineigentümer der ſämtlichen Nachlaß⸗ 
grundſtücke geworden ſei. Sein Urteil beruht im übrigen 
einerſeits auf der Erwägung, daß den Kl. zur Zeit noch kein 
Erbrecht zuſtehe, da der Nacherbfall noch nicht eingetreten ſei 

und daß ſie deshalb behindert ſeien, jetzt ſchon die Leiſtungsklage 
anzuſtellen. Auf der anderen Seite müſſe ihnen jedoch ein 
Anſpruch auf Feſtſtellung ihres Nacherbenrechts nicht nur dem 
Vorerben ſelbſt gegenüber eingeräumt werden, ſondern auch 
jedem Miterben des Vorerben und überhaupt jedem Dritten 
gegenüber, ſofern fie als Nacherben ein rechtliches Intereſſe an 
der alsbaldigen Feſtſtellung hätten. Dies ſei aber mit Bezug 
auf den Bekl. der Fall, da Bekl. grundbuchmäßiger Eigentümer 
auch desjenigen Fünftels an den Nachlaßgrundſtücken, welches 
nach dem Teſtamente von Frau J. auf die Kl. übergehen ſollte, 
geworden ſei, und da er nicht anerkennen wolle, daß das Nach⸗ 
erbenrecht der Kl. durch den von der Vorerbin mit S. C. ab- 
geſchloſſenen Erbſchafts kaufvertrag nicht berührt werde, er viel- 
mehr beſtreite, daß den Kl. irgend welche Rechte an der Erb⸗ 
ſchaft noch zuſtänden. Daraus ergebe ſich ſowohl die Aktiv-. 
legitimation der Kl. wie auch die Paffivlegitimation des Bekl. 
Zum mindeſten habe Bekl., wie hinzugefügt wird, als Singular⸗ 
ſucceſſor den der Frau J. als Vorerbin und den Kl. als Nach⸗ 
erben beſtimmten Anteil „an dem Nachlaſſe“ erlangt, er ſei als 
Alleineigentümer der Nachlaßgrundſtücke, alfo auch als Eigen- 
tümer des für die Kl. beſtimmten Anteils eingetragen und 
weigere ſich, als Sondernachfolger die Anſprüche der Kl. anzu⸗ 
erkennen. Endlich bemerkt der B. R., daß mit der nur gegen 
den Bekl. und nicht auch gegen die Miterben gerichteten Klage 
die Kl. möglicherweiſe nicht zum Ziele kämen, da das ergehende 
Urteil nur dem Bekl. gegenüber wirke. Allein wenn ſie auch 
unter Umſtänden die Feſtſtellung ihres Nacherbenrechts noch den 
Miterben gegenüber würde erzwingen müſſen, fo konne dies 
nicht zur Abweiſung der jetzigen Klage führen. In der Be⸗ 
ſchränkung auf die Feſtſtellung des Nacherbenrechts und nicht 
des Miterbenrechts habe daher dem Klageantrage ſtattgegeben 
werden müſſen. Demgegenüber hält die Reviſion den Bekl. 
nicht für paſſiv legitimiert, da der Klage mindeſtens auch gegen 
den Erbſchaftskäufer und überdies, ſo lange nicht feſtſtände, daß 
die anderen Erben den Anſpruch anerkennen, auch gegen dieſe 
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hätte gerichtet werden müſſen. Als Singularſucceſſor indeſſen 
könne Bekl. nur dinglich haften, und es ſei daher die Feſt⸗ 
ftellungsklage unzuläffig, der Klageantrag aber nicht beſtimmt 
und nicht ſchlüſſig. Wenn überdies die Klage möglicherweife 
nicht zum Ziele führe, fo ſei auch ein Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung nicht vorhanden. Bekl. ſei ferner in gutem 
Glauben geweſen, und wenn der B. R. auf die Folgen ein⸗ 
gegangen wäre, die fich gegen ihn aus dem Urteile ergeben ſollen, 
ſo hätte er feſthalten müſſen, daß er wegen dieſes guten Glaubens 
durch § 9 Geſetz vom 5. Mai 1872 geſchützt ſei und daß ihm 
8 26 des A. L. R. Tl. I Tit. 15 zur Seite ſtände. Nun iſt 
es zwar richtig, daß der B. R. auf die Rechtsfolgen, die ſich 
aus der Hinfälligkeit des Erbſchaftskaufvertrages zwiſchen Frau J. 
und S. C. gegen den Bekl. ergeben, nicht eingegangen iſt und 
außerdem find feine Ausführungen, auch ſoweit fie die Rechts- 
ſtellung der Kl. in bezug auf die Grundſtücke betreffen, nicht 
frei von Unklarheiten. Daß den Kl. beſtimmte Bruchteile 
an den Grundſtücken zufallen ſollten, iſt ebenſowenig richtig, 
wie die Annahme, daß der Bekl. durch den mit S. C. ab- 
geſchloſſenen Vertrag die Anteile der Kl. an dem Nachlaſſe 
erworben habe. Der B. R. geht hierbei einmal von einem 
Nacherbrecht und das anderemal davon aus, daß die Kl. nach 
dem Tode ihrer Mutter nur deren Anteile an den Grund⸗ 
ſtücken erhalten, alſo Vermächtnisnehmer fein ſollten. Die 
letztere Auffaſſung tft ſchon aus dem Grunde unrichtig, weil 
der Frau J. ſelbſt nicht beſtimmte Grundſtücks anteile aus⸗ 
geſetzt find, fie vielmehr allgemein auf ein Fünftel zur Erb⸗ 
folge berufen iſt. Es muß jedoch unterſtellt werden, daß der 
B. R. den Ausgangspunkt ſeiner Erwägungen, wonach Kl. zu 
Nacherben ihrer Mutter eingeſetzt find, nicht hat verlaſſen wollen. 
Hat nun der Erblaſſer dieſes Nacherbrecht der Kl. in beſonderer 
Weiſe dadurch geſichert, daß er der Vorerbin die Veräußerung 
ihres Erbrechts letztwillig verbot, ſo ſtellt nicht nur der zwiſchen 
Frau J. und S. C. abgeſchloſſene Erbſchaftskaufvertrag, ſondern 
auch jede von dieſem Erbſchaftskaufvertrage ausgehende Ver⸗ 
fügung des S. C. einen Eingriff in die auf dem Veräußerungs⸗ 
verbote beruhenden beſonderen Rechte der Kl. dar. Dies nicht 
mir dann, wenn S. C. den Erbteil der Frau J. weiter ver⸗ 
äußerte, ſondern auch wenn er, ohne in Wirklichkeit Rechts⸗ 
nachfolger der Frau J. geworden zu ſein, an deren Stelle fich 
die Verfügung über die zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke 
anmaßte. Der Bekl. aber gehörte gleichfalls zu den teſtamentariſch 
berufenen Miterben. Der Inhalt des Teſtaments und der darauf 
beruhende Mangel der Veräußerungsbefugnis auf Seiten der 
Frau J. mußte ihm daher ebenſo bekannt ſein, wie dem S. C. 
Wenn er trotzdem auf irgend eine Weiſe es zu Wege brachte, 
daß er als Alleineigentümer der Nachlaßgrundſtücke im Grund⸗ 
buche eingetragen wurde, ſo kann dies nur geſchehen ſein, indem 
dabei von dem unwirkſamen Erbſchaftskaufvertrage ein rechts⸗ 
widriger Gebrauch gemacht wurde, ſei es nun, daß die anderen 
Erben durch die dem Bekl. erteilte Auflaſſung über die Grund⸗ 
ſtücke ſelbſt verfügten, ſei es, daß ſie nach vorheriger Eintragung 
eines Grundſtückseigentums nach Bruchteilen über beſtimmte 
Grundſtücksanteile glaubten verfügen zu dürfen. Der Bekl. 
aber kann fi bei ſolcher Sachlage den Kl. gegenüber nicht 
darauf berufen, daß er bei der Entgegennahme der Auflaſſung 
in gutem Glauben geweſen je. Er hat ihnen vielmehr be⸗ 
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gründeten Anlaß gegeben, jetzt ſchon ihre Rechte durch Klage⸗ 
erhebung zu wahren, wiewohl der Fall der Nacherbfolge noch 
nicht eingetreten und den Kl. daher die Befugnis, zu ent- 
ſprechendem Teile den Nachlaß ſelbſt oder einzelne dazugehörige 
Gegenſtände in Anſpruch zu nehmen, noch nicht entſtanden ift. 
C. c. J. u. Gen., U. v. 23. Juni 04, 1/04 IV. — Poſen. 

3. 8 93 B. G. B. Unterſchied zwiſchen weſentlichen und 
nichtweſentlichen Beſtandteilen beruht auf wirtſchaftlichen Rück⸗ 
fichten, nicht auf Rechtsgründen. 

Dem B. R. iſt darin beizuſtimmen, daß der Ausgang des 
Rechtsſtreits, inſoweit 8 93 B. G. B. in Betracht kommt, 
davon abhängt, ob das W. che Hotelanweſen durch Beſeitigung 
der elektriſchen Anlage eine Weſensveränderung im Sinne des 
§ 93 erleiden würde, — wobei unter dem Hotelanweſen das 
Grundſtück des Gemeinſchuldners mitſamt den darauf ſtehenden 
Gebäuden in ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung zu verſtehen iſt. 
Das ſog. Maſchinenhaus iſt ein Nebengebäude, welches den 
wirtſchaftlichen Zwecken des ganzen Grundſtücks dient. Die 
Verbindung, in welche einzelne Teile der Elektrizitätsanlagen 
zu demſelben gebracht find, würde zunächſt für die Frage der 
Anwendbarkeit des § 94 Abſ. 2 B. G. B., für die des § 93 
aber nur inſoweit von Belang ſein, als durch dieſelbe ein für 
die Beſtandteilseigenſchaft im Sinne des § 93 erforderlicher 
Zuſammenhang mit dem ganzen Grundſtücke vermittelt wird. 
Die Erwägungen nun, welche den B. R. beſtimmt haben, der 
elektriſchen Beleuchtungsanlage die Bedeutung eines weſentlichen 
Beftandteild des W. ſchen Hotelanweſens abzuſprechen, können 
nicht für zutreffend erachtet werden. Die Unterſcheidung des 
B. G. B. zwiſchen weſentlichen und nichtweſentlichen Beſtand⸗ 
teilen beruht nicht auf Rechtsgründen, ſondern auf wirtſchaft⸗ 
lichen Rückfichten. Durch den Grundſatz, daß weſentliche 
Beſtandteile nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein konnen, 
ſoll der nutzloſen Zerſtörung wirtſchaftlicher Werte vorgebeugt 
werden. Dieſer Zweck der Vorſchrift des § 93 iſt daher bei 
der Auslegung der Vorausſetzungen, unter welchen ein Beſtandteil 
ein weſentlicher iſt, mitzuberückfichtigen. Der B. R. hat es 
hieran fehlen klaſſen. Er gebt davon aus, daß das Wiſche Hotel⸗ 
anweſen durch die Beſeitigung der elektriſchen Anlage ſeinen 
Charakter als Hotelanweſen nicht verliere, die Beleuchtung auch 
durch Gas, Acetylen uſw. erfolgen könne. Zu einer Weſens⸗ 
änderung im Sinne des § 93 würde es jedoch, wie nach dem 
angegebenen Zwecke dieſer Vorſchrift anzunehmen iſt, nicht er⸗ 
forderlich fein, daß das W. ſche Hotelanweſen feinen Charakter 
als ſolches überhaupt verliert, ſie würde auch ſchon dann vor⸗ 
liegen, wenn dasſelbe durch die Beſeitigung der elektriſchen An⸗ 
lage eine ſo erhebliche Einbuße in ſeiner wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung erleidet, daß hierin nach den Anſchauungen des Verkehrs 
eine Weſensänderung zu erblicken iſt (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 36 S. 261 flg., Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 362). 
Zur Beurteilung, ob dies der Fall iſt, bedarf es der Feſtſtellung 
der beſonderen Beſchaffenheit des Hotels (Bauart, Größe, Aus⸗ 
ſtattung) und der Berückſichtigung der Anſprüche, welche derjenige 
Teil des Publikums, zu deſſen Benutzung das Hotel beſtimmt 
iſt, in der hier in Betracht kommenden Gegend an ein Hotel 
von der Beſchaffenheit des W. ſchen ſtellt. Der Erwägung des 
B. R., daß die Beleuchtung ohne Weſensänderung im Hotel- 
betrieb auch durch Gas, Acetylen uſw. erfolgen könne, kann 
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überhaupt keine Bedeutung beigemeſſen werden. Die Eigenſchaft 
eines Beſtandteils einer Sache als eines weſentlichen kann nicht 
deshalb bezweifelt werden, weil ein Erſatz durch einen Gegen⸗ 
ſtand von gleicher oder ähnlicher Bedeutung möglich iſt. Nachdem 
das W. ſche Hotelgrundſtück mit einer elektriſchen Beleuchtungs⸗ 
anlage verſehen war, kann nur in Frage kommen, ob durch die 
Beſeitigung dieſer Anlage eine weſentliche Anderung des Grund⸗ 
ſtücks im Sinne des § 93 B. G. B. herbeigeführt wird; die 
Möglichkeit des Erſatzes jener Anlage durch eine gleiche oder 
ähnliche muß dabei außer Betracht bleiben. F. c. St., U. v. 
28. Juni 04, 41/04 VII. — Karlsruhe. 

4. 8 126 B. G. B. Unterſchrift einer eigenhändig zu 
vollziehenden Urkunde durch einen Schreibgehilfen.] 

Der B. R. weiſt die Klage in Übereinſtimmung mit dem 
I. R. ab, weil die W. aus den Akzepten nicht wechſelmäßig 
verpflichtet ſei, da fie dieſelben nicht eigenhändig geſchrieben, die 
M. aber, welche die Akzeptunterſchrift geleiſtet, nicht die Voll. 
macht zur Abgabe einer Willenserklärung, ſondern als Schreib⸗ 
gehilfe gehandelt hatte, dadurch aber eine rechtsverbindliche 
Unterſchrift der W. nicht zuſtande gekommen ſei. Nach dem 
B. G. B. muß daran feſtgehalten werden, daß die nach § 126 
Abſ. 1 erforderliche eigenhändige Namensunterſchrift dadurch 
wirkſam nicht hergeſtellt wird, daß der, der durch die Unterſchrift 
wie durch ſeine Willenserklärung verpflichtet werden ſoll, ſich zur 
Herſtellung der Unterſchrift Hilfe eines anderen, deſſen mechaniſcher 
Dienſtleiſtung, bedient. Daß damit dem Betruge Tor und Tür 
geöffnet werden kann, wie die Revifion geltend macht, iſt nicht 
zu leugnen. Dagegen gibt es aber geſetzliche Hilfe. So iſt 
es im vorliegenden Falle, worauf hingewieſen werden mag, 
rechtlich völlig unbedenklich, daß die W. zwar nicht aus den 
Akzepten, aber daraus verhaftet iſt, daß H. mit ihrem Wiſſen 
und Willen die 3000 Mark nicht an ſie, ſondern an den Bekl. 
F. gezahlt hat. Rechtlich gilt ſie als Empfängerin der 
3000 Mark. W. c. F., U. v. 9. Juli 04, 163/04 I. — 
Frankfurt. 

5. 88 254, 833—838, 840 B. G. B. verb. mit Art. 42 
des E. G. und § 1 des Haftpflichtgeſetzes. Begriff des für 
den Schaden bei unerlaubten Handlungen verantwortlichen 
Dritten.] 

Das angeblich ſtörriſche Pferd eines Fuhrwerks des Kl. 
drängte beim Abſträngen plötzlich zur Seite. Dadurch iſt es 
gekommen, daß ein Straßenbahnwagen gegen das Pferd anfuhr 
und bei dieſem Zuſammenſtoß hat der Kl. Verletzungen erlitten, 
für die er von der Bekl. Entſchädigung fordert. Das L. G. 
wies ab. Das B. G. hat die Abweiſung aufrechterhalten, 
ſoweit der Kl. Erſatz für die Beſchädigung ſeiner Kleider und 
ſeines Pferdes fordert, im übrigen aber abändernd durch Zwifchen- 
urteil dahin erkannt: der Anſpruch des Kl. wird im Umfange 
des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 18. Auguſt 1896 dem Grunde nach für berechtigt 
erklart. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Wie vom R. G. 
— Entſch. Bd. 53 S. 114 —, näher dargelegt iſt, hat der in 
Abſ. 1 des 8 840 gebrauchte Ausdruck „unerlaubte Handlungen“ 
die gleiche weitere Bedeutung, wie in der Überſchrift des 
25. Tit. des B. G. B. und umfaßt ebenſo wie die Fälle der 
§§ 833 — 838, fo auch den Fall der Haftung nach § 1 des 
Haftpflichtgeſetzes. Daraus ergibt ſich dann die in jenem Urteile 
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bereits gezogene Folge, daß der Haftpflichtige den in Abſ. 3 ge⸗ 
nannten Dritten zuzuzählen iſt, ſofern nicht die Ausnahme, die 
dort zugunften der nach §8 833 — 838 haftenden Perſonen 
getroffen wird, auf ihn auszudehnen if. Die Revifion hat das 
geltend gemacht und wäre ihr beizuſtimmen, ſo würde die Bekl. 
allerdings nur zum Erſatz des halben Schadens verurteilt werden 
konnen. Denn in dieſem Falle würden die Parteien, weil jeder 
von ihnen das Ausnahmerecht des Abſ. 3 zuſteht, in gleichem 
Umfange für den Schaden haftbar ſein, die Regel des § 840 
Abſ. 1 alſo wieder Platz greifen. Die von der Reviſion ver- 
tretene Auslegung des § 840 Abſ. 3 hat jedoch nicht als richtig 
anerkannt werden können. Der Anwendung einer im B. G. B. 
ausgeſprochenen allgemeinen Rechtsregel auf das neben ihm in 
Kraft gebliebene Haftpflichtgeſetz ſteht allerdings ein grundſätz⸗ 
liches Bedenken nicht entgegen, wie das vom R. G. bezüglich 
des 8 254 B. G. B. bereits anerkannt worden iſt. Aber der 
Abſ. 3 enthält nicht einen allgemeinen Rechtsſatz und die dort 
ausdrücklich angeführten Fälle ſind nicht nur als die Regelfälle 
ſeiner Anwendung hingeſtellt. Das ergibt ſich daraus, daß die 
Fälle der 585 833 — 838 keineswegs unter ſich gleichartig find. 
Neben Beſtimmungen, die eine reine Kauſalhaftung begründen, 
ſtehen andere, wo gegenüber der geſetzlichen Vermutung eines 
Verſchuldens Entlaſtungsbeweiſe nach der einen oder anderen 
Richtung zugelaſſen werden. Dieſe Verſchiedenheiten machen es 
untunlich, in der für beſtimmte Tatbeſtände getroffenen Vor⸗ 
ſchrift eine allgemeine Rechtsregel und nicht eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung zu finden, die als ſolche eine analoge Ausdehnung 
auf ähnliche Fälle nicht zuläßt. Es kommt für den § 1 des 
Haftpflichtgeſetzes noch hinzu, daß dieſer, ſowohl was den Umfang 
der Erſatzpflicht anlangt, als auch bezüglich der Gründe für 
deren Ausſchließung gegenüber den Fällen der 88 833 — 838 
eine Sonderſtellung einnimmt, die es erklärlich macht, daß bei 
der Anpaſſung des Haftpflichtgeſetzes an das B. G. B. durch 
Art. 42 des E. G. die Vorſchrift des §S 840 Abi. 3 un⸗ 
berückſichtigt geblieben iſt. Das B. G. hat hiernach ohne 
Rechts irrtum die Bekl. im Verhältnis zum Kl. als allein erſatz⸗ 
pflichtig angeſehen. Gr. B. Straßenbahn c. K., U. v. 
27. Juni 04, 425/03 VI. — Berlin. 

6. 55 273, 320, 634, 635 B. G. B. Anſprüche des 
Beſtellers beim Werkoertrag wegen Mängel. Verhältnis der 
Anſprüche auf Wandlung oder Rücktritt zu einander.] 

Bei einem Werkverdingungsvertrag behauptete die beklagte 
Beſtellerin Mängel des Werkes und ſetzte behufs deren Ab- 
ſtellung eine Friſt mit der Erklärung, daß ſie nach deren Ablauf 
die Anlage ſelbſt gebrauchsfähig herrichten werde. Auf Be⸗ 
zahlung verklagt, machte ſie Schadenanſprüche geltend, lehnte 
aber im Prozeſſe eine Erklärung darüber, ob ſie Wandlung oder 
Rücktritt ausgeübt habe, ab. Der B. R. gelangte zu der An⸗ 
nahme, daß die Bekl. nicht bloß das Recht gehabt habe, Be⸗ 
ſeitigung des Mangels, wie ſie getan, zu verlangen und dieſer⸗ 
halb eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, ſondern, daß ſie auch mit 
der Einrede des nichterfüllten Vertrages nach 8 320 des B. G. B. 
die Zahlung des Werklohnes habe einhalten dürfen. Er be⸗ 


ſtätigte die Klagabweiſung. Die Reviſion wurde inſoweit zurück⸗ 


gewieſen: Die Bekl. hat im Prozeſſe unzweideutig zum Ausdruck 
gebracht, daß ſie jetzt nicht nur keine Nachbeſſerung von ſeiten 
der Unternehmerin, ſondern daß ſie eine ſolche überhaupt nicht 
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will, vielmehr die Leiſtung in ihrer Totalität zurückweiſt und 
Wiederentfernung des Werkes erwartet. Ein Kontrahent aber, 
welcher die Annahme der ihm geſchuldeten Leiſtung endgültig 
ablehnt, kann nicht zugleich nach den 88 320, 273 des 
B. G. B. ſeine Leiſtung bis dahin, daß die Gegenleiſtung be⸗ 
wirkt ſei, verweigern; er iſt nicht zu einem Einwande berechtigt, 
der ſeine rechtliche Grundlage darin findet, daß ein Schuldner 
aus einem Gegenſeitigkeitsvertrage ſo lange nicht gegen ſeinen 
Willen zur Leiſtung angehalten werden ſoll, als nicht die ihm 
geſchuldete und von ihm verlangte Gegenleiſtung ihm gewährt 
wird. Bei Ablehnung der Gegenleiſtung iſt der ablehnende 
Kontrahent darauf angewieſen, ſeinen Einreden eine derartige 
Geſtalt zu geben, daß auf Grund derſelben eine endgültige 
Regelung der Rechtsverhältniſſe ſtattfinden kann. Trotzdem muß 
die Reviſion erfolglos bleiben. Wenn der Anſpruch der Bekl. 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſich als begründet 
erweiſt, dann kann Kl. Bezahlung des Werklohns zu keinem 
Teile verlangen. Das Weſen des Anſpruchs auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung im Sinne des $ 635 des B. G. B. beſteht 
darin, daß dem Beſteller das Behalten des Werks wegen Un⸗ 
brauchbarkeit desſelben nicht angeſonnen werden kann. Nicht 
darin beſteht der Inhalt des genannten Anſpruchs, daß der 
durch die Nichterfüllung der geſchuldeten Leiſtung entſtandene 
Schade für ſich zu ermitteln, und daß ſein Betrag ſowie der 
des Werklohns bis zur gleichen Höhe gegen einander aufzurechnen 
oder miteinander auszugleichen wären, mit der Konſequenz, 
daß, wenn der Betrag des Schadens den des Werklohns nicht 
erreicht, der Mehrbetrag des Werklohns dem ſchadenserſatz⸗ 
pflichtigen Unternehmer herauszuzahlen wäre, ſondern durch die 
Geltendmachung des Erſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung werden 
im Falle der Begründetheit desſelben die beiderſeitigen Leiſtungen 
unmittelbar berührt, der Berechtigte hat Erſatz dafür zu 
verlangen, daß er die ihm geſchuldete Leiſtung nicht in ihrer 
vollen vertragsmäßigen Beſchaffenheit gegen die ihm obliegende 
Gegenleiſtung erhalten hat. Der Vertrag wird nicht rechtlich 
aufgehoben, aber der erſatzpflichtige Kontrahent kann aus dem⸗ 
ſelben nichts fordern, vielmehr bleibt dem bedungenen Betrage 
des Werklohns nur die Bedeutung, daß dieſer einen Faktor 
für die Höhe der dem Gegner zuſtehenden Erſatzforderung 
bildet; der für den Erſatzverpflichteten denkbar günſtigſte Fall 
beſteht alſo darin, daß er nicht ſeinerſeits zu einer Zahlung zu 
verurteilen iſt. Die fernere Möglichkeit beſteht darin, daß der 
Erſatzanſpruch zwar an ſich begründet iſt, aber daß die Ver⸗ 
einbarung, laut deren die Unternehmerin nur zur Zurücknahme 
der Anlage, nicht zum Schadenserſatz verpflichtet ſein ſollte, 
dargetan wird, oder aber, daß der erſtere Anſpruch ſich als von 
Auch in dieſen beiden Fällen 
iſt es ausgeſchloſſen, daß Kl. noch einen Anſpruch auf Zahlung 
mit Erfolg erheben kann. Scheitert die an ſich begründete 
Erſatzforderung der Bekl. an dem Abſchluß der Vereinbarung, 
ſo kommt der Klageanſpruch gerade infolge dieſer Vereinbarung 
in Wegfall, denn ihr Inhalt beſteht gerade darin, daß ſchon 


bei objektiver Vertragswidrigkeit der Anlage Bekl. zwar nicht 
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Schadenserſatz begehren kann, die klägeriſche Partei aber, indem 
ſie die Anlage zurückzunehmen hat, ihres Rechts auf den Preis 
verluſtig wird. Iſt aber der Erſatzanſpruch an ſich unbegründet, 
ſo hat dies ſeine Urſache darin, daß der § 635 des B. G. B. 
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deshalb außer Anwendung bleibt, weil die Unternehmerin den 
die Mängel des Werks bewirkenden Umſtand nicht zu vertreten 
hat. Aledann bleibt jedoch der Mangel objektiv beſtehen, und 
die aus ihm als ſolchem ſich ergebenden Folgen müflen in Kraft 
treten, ſofern die Bekl. ſich nicht des Rechts auf ſie durch ihr 
Verhalten beraubt hat, dies aber iſt nicht der Fall. Wenn in 
dem Briefe vom 24. April 1901 der Bevollmächtigte der Bekl. 
bei eventueller Ablehnung der Nachbeſſerung der Mängel in 
Ausſicht ſtellte, Bekl. werde ſich ihrerſeits bemühen, die Anlage 
jo gebrauchsfähig wie möglich herzurichten, jo war dies nicht 
bindend und verpflichtete die Bekl. nicht, das Werk zu behalten, 
ſondern ſie konnte jedenfalls dann, wenn die Beſeitigung der 
Mängel ſich überhaupt als untunlich zeigte, oder unverhältnis⸗ 
mäßig hohe Koſten erwarten ließ, unter Abſtandnahme von 
Nachbeſſerungsverſuchen das Werk definitiv zurückweiſen, und 
eben dies hat fie getan. Wenn ſie auch in erſter Linie Schadens⸗ 
erſatz fordert, ſo hat ſie doch genügend zu erkennen gegeben, daß 
ſie unter keinen Umſtänden das Werk behalten, insbeſondere 
nicht Wertminderung oder Erſatz wegen bloß mangelhafter 
Leiſtung begehren will, hierin liegt aber eine eventuelle 
Rückgängigmachung des Vertrages (Wandlung), die auch 
zur Abweiſung der Klage führt. Eine Geltendmachung 
der mehreren, nach den 88 634, 635 des B. G. B. zu⸗ 
läffigen Anſprüche im Coentualitätsverhältnis verbietet das 
Geſetz nicht. H. & W. c. B., U. v. 27. Mai 04, 3/04 VII. 
— Caſſel. 

7. 5 667 B. G. B. Sogenannte indirekte oder mittel- 
bare Vertretung bezüglich obligatoriſcher Anſprüche.] 

Der Pächter St. hat den Verſicherungsvertrag auf eigenen 
Namen geſchloſſen. Nach der Darſtellung des Kl. hat er den 
Verſicherungsanſpruch aber, ſoweit dieſer die dem Kl. gehörigen 
Inventarſtücke betrifft, für den letzteren erwerben wollen. Es 
würde hiernach ein Fall der ſogenannten indirekten oder mittel- 
baren Vertretung vorliegen, über welche das B. G. B. keine be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen enthält. Bei den Beratungen der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des B. G. B. 
wurden zum § 592 des Entwurfs, — 8 667 des Geſetzes, — 
welcher dem Auftraggeber gegen den Beauftragten einen obliga⸗ 
toriſchen Anſpruch auf Herausgabe desjenigen gibt, was der 
Beauftragte aus der Geſchäftsführung erlangt hat, Vorſchläge 
auf Aufnahme von Beſtimmungen des Inhalts gemacht, daß 
Forderungen, welche der Beauftragte aus der Geſchäftsführung 
erworben habe, im Verhältniſſe zwiſchen dem Auftraggeber und 
dem Beauftragten oder deſſen Gläubigern als Forderungen des 
Auftraggebers gelten ſollten bezw. daß Sachen, Forderungen 
und andere Rechte, welche der Beauftragte infolge der Geſchäfts⸗ 
beſorgung in eigenem Namen erworben habe, im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten oder deſſen 
Gläubigern als dem erſteren erworben gelten ſollten, ſoweit ſie 
nicht zur Deckung der dem Beauftragten aus dem Auftrags- 
verhältniſſe zuſtehenden Anſprüche erforderlich ſeien. Dieſe Vor⸗ 
ſchläge wurden jedoch abgelehnt. — Hiernach iſt grundſätzlich 
anzunehmen, daß der ſogenannte mittelbare Vertreter durch die 
Geſchaͤfte, die er mit Dritten ſchließt, lediglich ſelbſt berechtigt 
und verpflichtet wird und daß ſeine obligatoriſchen Verpflichtungen 
und Rechte gegenüber demjenigen, in deſſen Intereſſe er handelt, 
ſich nach dem zwiſchen ihm und dieſem beſtehenden Rechts⸗ 
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verhältniſſe (Auftrag, Dienftvertrag uſw.) beſtimmen, während 
der letztere zu dem Gegenkontrahenten in keine rechtliche Be⸗ 
ziehung tritt. G. c. C., U. v. 14. Juni 04, 29/04 VII. — 
Poſen. 

8. 8 823 B. G. B. Über die Verpflichtung des Haus⸗ 
eigentümers bei Glatteis den Bürgerſteig zu beftreuen.] 

Das B. G. hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß das Glatteis, 
das zur Zeit des Unfalls nicht nur vor dem Hauſe des 
Bekl., ſondern überall in der Stadt vorhanden war, am Abend 
vorher noch nicht vorhanden geweſen, ſondern erſt in der Nacht 
plotzlich aufgetreten iſt; es iſt der Anficht, daß der beklagte 
Hausbefitzer, der ſchon längſt vor 7 Uhr Morgens auf⸗ 
geſtanden ſei, nicht ſofort auf der Straße nach etwa vor⸗ 
handenem Glatteis habe zu ſehen brauchen. Der Reviſion tft 
zuzugeben, daß dieſem Grund die Erwägung entgegenſteht, daß 
der Bekl. nach den ſonſtigen Feſtſtellungen des B. G. 
das Vorhandenſein von Glatteis bei ſeinem gewohnten 
Gange nach dem Hinterhaus annehmbarerweiſe tatſächlich 
bemerkt hat. Allein daß er nach der Polizeiverordnung für 
die Stadt M. verpflichtet geweſen wäre, nunmehr ſofort den 
Bürgerſteig mit abſtumpfendem Material zu beſtreuen, hat das 
B. G. mit der Erwägung zurückgewieſen, daß er einen größeren 
Verkehr auf der Straße zu ſo früher Stunde nicht hätte 
erwarten können, daß ein ſolcher Verkehr damals überhaupt 
noch nicht ſtattgefunden habe. Dieſe Ausführung entzieht ſich, 
was den Inhalt der Polizeiverordnung anlangt, der Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz. Die weitere Rüge der Reviſion, die 
Beweisanträge des Kl. darüber, daß in der Tat ein groͤßerer 
Verkehr zur Unfallzeit ſtattgefunden habe und daß dies der 
Bekl. habe wiſſen müſſen, auch gewußt habe, ſeien zu Unrecht 
nicht erledigt worden, iſt unbegründet. Das B. G. hat ſeine 
Überzeugung vom Gegenteil jener Tatſache auf die Ausſage 
zweier Zeugen geſtützt und dargelegt, warum es, auch wenn 
die neubenannten Zeugen das in ihre Wiſſenſchaft Geſtellte 
beſtätigen ſollten, an jener Überzeugung feſthalten würde. 
Hierin kann, wenn man erwägt, daß jene Zeugen täglich zur 
Unfallzeit auf der Straße verkehrten und daß ein größerer 
Verkehr in fo früher Stunde im Winter an fih ſchon im hohen 
Grade unwahrſcheinlich iſt, ein prozeſſualer Verſtoß nicht 
gefunden werden. Das B. G. iſt hiernach zu dem Ergebnis, 
daß der Bekl. ſich der Verletzung eines Schutzgeſetzes nicht 
ſchuldig gemacht habe (B. G. B. § 823 Abſ. 2), ohne Ver⸗ 
letzung einer revifiblen Rechtsnorm gelangt. Der Bekl. hat 
den erhobenen Schadenerſatzanſpruch ferner auf die Vorſchrift in 
Abſ. 1 des 8 823 B. G. B. geſtützt, das B. G. aber auch fie 
nicht für anwendbar erklärt, weil eine Verpflichtung des Bekl. 
zum Beſtreuen des Bürgerſteigs in Mangel eines regeren Ver⸗ 
kehrs nicht angenommen werden könne. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob beim Fehlen einer beſonderen geſetzlichen Beſtimmung 
oder einer beſonderen behördlichen Anordnung dem Haus⸗ 
eigentümer die Reinigung und das Beſtreuen des Bürgerſteiges 
überhaupt angeſonnen werden kann, dergeſtalt, daß ihm das 
Unterlaſſen dieſer Verrichtungen als Verſchulden angerechnet 
werden könnte. Denn wollte man dieſe Frage auch bejahen, ſo 
müßte doch die ſchuldhafte Verletzung einer ſolchen allgemeinen 
Rechtspflicht für den vorliegenden Fall aus denſelben Gründen 
verneint werden, die zur Verneinunz der Verletzung der Polizei⸗ 
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verordnung geführt haben. B. c. B., U. v. 27. Juni 04, 
475/03 VI. — Hamm. 

9. 58 827, 1568 B. G. B. Einfluß geiſteskrankhaften 
Verhaltens auf die Frage der Scheidung.] 

Die Parteien haben Scheidung der Ehe beantragt, der 
klagende Ehemann wegen Ehebruchs, deſſen ſich die Bekl. mit S. 
ſchuldig gemacht haben ſollte, die Bekl., welche den Ehebruch 
beſtritt, widerklagend die Scheidung auf Grund des $ 1568 
des B. G. B., indem ſie dem Kl. vorwarf, ſie fortgeſetzt ohne 
jeden Anlaß des Ehebruchs mit verſchiedenen Perſonen, auch 
Dritten gegenüber, beſchuldigt zu haben. Das O. L. G. wies 
Klage und Widerklage ab. Die Revifion der Bekl. und Widerkl. 
wurde zurückgewieſen: Das B. G. nimmt nach der Erklärung, 
daß es dem Sachverſtändigen folge, und unter näherer überall 
bedenkenfreier Begründung ausdrücklich an, daß die Verdächtigungen 
durch krankhafte Wahnvorſtellungen beim Kl. veranlaßt find und 
ihm, weil ſie außerhalb ſeiner freien Willensbeſtimmung liegen, 
nicht als ſchwere Verletzungen der durch die Ehe begründeten 
Pflichten angerechnet werden koͤnnen. Damit iſt erkennbar zum 
Ausdruck gebracht und feſtgeſtellt, daß der Kl. bei den in Rede 
ſtehenden Verdächtigungen feiner Frau in einem die freie Willens- 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit im Sinne des § 827 des B. G. B. gebandelt 
hat. Dieſer Feſtſtellung gegenüber wird die an ſich zutreffende 
Aus führung der Reviſion gegenſtandslos, daß in Ermangelung 
einer ſolchen Feſtſtellung auch von dem Kl. verlangt werden 
dürfe, daß er ſeine krankhaften Wahnvorſtellungen jedenfalls 
nicht zur Grundlage fortgeſetzter Verleumdungen und Ver⸗ 
dächtigungen feiner Frau mache. Denn es iſt allerdings richtig, 
daß das Recht an jeden, deſſen freie Willensbeſtimmung nicht 
durch eine krankhafte Störung ſeiner Geiſtestätigkeit ausgeſchloſſen 
iſt, die Anforderung ſtellen muß, daß er krankhafter Wahn⸗ 
vorſtellungen Herr wird. Dieſe Anforderung findet aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich ihre Grenze in der Möglichkeit des Herrwerdens, die 
im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen war, da nach der Feſtſtellung 
des B. G. die durch krankhafte Wahnvorſtellungen beim Kl. 
veranlaßten Verdächtigungen außerhalb feiner freien Willens- 
beſtimmung lagen. — Abgeſehen hiervon, kommt aber entſcheidend 
in Betracht, daß der bedingte Scheidungsgrund aus 8 1568, 
welcher alle ehelichen Verfehlungen mit Ausnahme der abſoluten 
Ehevergehen aus den 88 1565 — 1567 umfaßt, feine Aus- 
geſtaltung und ſeinen Inhalt gefunden hat entſprechend dem 
durch die Eigenartigkeit, insbeſondere das vorwiegend fittliche 
Weſen der Ehe zwiſchen den Ehegatten begründeten, ſie zur 
ehelichen Lebensgemeinſchaft — 8 1353 Abſatz 1 — ver⸗ 
pflichtenden Rechtsverhältniſſe. Es iſt daher ins beſondere auch 
die hier ebenfalls eingreifende Frage, ob die eheliche Verfehlung 
eines Ehegatten eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten im Sinne des § 1568 darſtellt, aus dem 
Weſen der Ehe und nach den Umftänden des einzelnen Falles 
zu entſcheiden, ohne daß es dabei auf die Handlungs- oder 
Zurechnungsfähigkeit des Ehegatten im allgemeinen ausſchlag⸗ 
gebend ankommen kann. Daß nun die Veranlaſſung einer 
ehelichen Verfehlung „durch krankhafte Wahnvorſtellungen“ bei 
dem handelnden Ehegatten an ſich geeignet iſt, die Verfehlung 
des ſonſt ihr innewohnenden Charakters einer ſchweren Ver⸗ 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten zu entkleiden, 
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kann nicht zweifelhaft fein. Ob die einzelne Verfehlung eine 
ſolche ſchwere Verletzung darſtellt, iſt weſentlich tatſächlicher 
Natur und es würde daher im vorliegenden Falle die Annahme 
des B. G., daß dem Kl. die Verdächtigungen ſeiner Frau, weil 
ſie außerhalb ſeiner freien Willensbeſtimmung liegen —, bei 
ihrer gehörigen und unſchlüſſigen, von Rechtsirrtum erkennbar 
nicht beeinflußten Begründung, ſelbſt dann nicht zu beanſtanden 
ſein, wenn die betreffende Feſtſtellung nicht getroffen wäre. 
Schon damit entfällt eine weſentliche Vorausſetzung für die 
Anwendbarkeit des § 1568, da nicht jede, ſondern nur eine 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten den 
Tatbeſtand des bedingten Scheidungsgrundes aus § 1568 
erfüllt. Im übrigen durfte das B. G. auch, nach der Feſt⸗ 
ſtellung, daß dem Kl. die mehrgedachten Verdächtigungen als 
ſchwere Verletzungen nicht anzurechnen ſeien, weil ſie außerhalb 
ſeiner freien Willensbeſtimmung liegen —, fernerhin an⸗ 
nehmen, es konne nicht feſtgeſtellt werden, daß der Kl. 
die Zerrüttung der Ehe verſchuldet habe. Danach bleibt 
dann der Tatbeſtand des bedingten Scheidungsgrundes aus 
§ 1568 noch in Anſehung eines weiteren weſentlichen Be⸗ 
ſtandteils unerfüllt. S. c. S., U. v. 30. Juni 04, 60/04 IV. 
— Berlin. 

10. 8 831 B. G. B. Erkundigung des Geſchäfts herrn 
bei Auswahl des Angeſtellten.] 

Bei der Art des Kutſchereigewerbes, der großen Bedeutung, 
welche mit Rückficht auf die öffentliche Verkehrsſicherheit in 
größeren Städten der Anſtellung zuverläffiger Kutſcher ſeitens 
der Fuhrwerksunternehmer zukommt, darf füglich von einem 
Kutſchereibefitzer verlangt werden, daß er bei Auswahl der 
Angeſtellten mit beſonderer Vorficht und Sorgfalt verfährt. 
Die Anforderung ſolcher Sorgfalt iſt damit nicht überſpannt, 
wenn der B. R. den Bekl. T. für verpflichtet erachtet, Er⸗ 
kundigungen über den einzuſtellenden Kutſcher bei der Polizei⸗ 
hehoͤrde oder den — am gleichen Orte wohnenden — früheren 
Dienſtherren einzuziehen, und wenn angenommen iſt, der Bekl. 
habe ſich bei dem Umſtand, daß der Kutſcher im Befitze eines 
Fahrſcheins war, nicht beruhigen, auf eine etwa von demſelben 
vorgewieſenes Zeugnis nicht ſchon ohne weiteres verlaſſen dürfen. 
Auf tatſächlichem, der Reviſion nicht zugänglichem Gebiete aber 
liegt die Feſtſtellung, daß der Bekl. T., wenn er ſich bei der 
Polizeibehoͤrde oder bei den früheren Dienſtherrn nach der 
Perſon und der Führung des B. näher erkundigt hätte, die 
hierüber vorliegenden Umſtände erfahren haben würde. Und es 
iſt dabei im Auge zu behalten, daß dem Bekl. die Beweis laſt 
betreffs Auwendung der erforderlichen Sorgfalt und eventuell 
desgleichen dafür oblag, daß der Schaden auch bei Anwendung 
der erforderlichen Sorgfalt eingetreten ſein würde. Übrigens 
wird von den Vorinſtanzen die Kaufalität des dem Geſchäftsherrn 
zur Laſt gelegten Verſchuldens für den eingetretenen Unfall noch 
ausdrücklich angenommen; und es iſt nicht rechtsirrig, daß die 
Kenntnis von derartigen Vorbeſtrafungen des Kutſchers, wie 
fie aus der Strafliſte des Kutſchers auszugsweiſe wiedergegeben 
find, beziehungsweiſe von einem Verhalten des Genannten, wie 
es von den früheren Arbeitsgebern bezeugt wird, den Bekl. T. 
bei pflichtgemäßer Erwägung von der Anſtellung des B. hätte 
abhalten müſſen. B. c. K., U. v. 23. Juni 04, 470/03 VI. 
— Karlsruhe. 
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11. 5 929 B. G. B. verb. mit 8 2 des Geſetzes vom 
5. Juli 1896. Eigentumserwerb an von einem Bankier ver⸗ 
pfändeten, ihm von ſeinen Kunden verpfändeten Wertpapieren.] 

Entſcheidend für die Frage, ob eine Weiterverpfändung 
einen Eigentumserwerbsakt im Rechtöfinne auch dann mit Not- 
wendigkeit darſtellt, wenn der Bankier die Unmöglichkeit, die 
verpfändeten Wertpapiere wieder einzulöfen, ſich nicht verhehlt, 
find die Vorſchriften des B. G. B. in dem von der Übertragung 
des Eigentums an beweglichen Sachen handelnden § 929 des- 
ſelben. Befiger der Wertvapiere war der Bankier bereits infolge 
der Verpfändung derſelben. In der mit bezug auf 8 2 des 
Geſetzes vom 5. Juli 1896 erteilten Ermächtigung und ihrer 
Annahme muß eine auf den Eigentumsübergang gerichtete, in 
der Weiſe bedingte Einigung gefunden werden, daß das 
Eigentum auf den Bankier dann übergehen ſolle, wenn er 
ſeinerſeits es erwerben wollte und dieſen ſeinen Willen an den 
Tag legte, nicht aber hatte die Vereinbarung die Bedeutung, 
daß, wenn er irgendwie eine Verfügung über die Sache traf, 
die an ſich nur dem Eigentümer zuſteht, die er aber vermäge 
der ihm erteilten Ermächtigung vornehmen durfte, dies unter 
allen Umſtänden den Übergang des Eigentums auf ihn nach 
ſich zu ziehen hatte. Für eine Weiterverpfändung war der 
Erwerb des Eigentums durch den Bankier nicht notwendig, er 
konnte ſie auch ohne dieſen rechtlich wirkſam vornehmen, mochte 
er dabei im eigenen Namen oder in dem des Bekl. handeln. 
Konnte er aber die Papiere verpfänden, ohne daß das 
Eigentumsrecht des Bekl. in einer anderen Weiſe als in Geſtalt 
der durch die Verpfändung bewirkten Eigentumseinſchränkung 
berührt und insbeſondere, ohne daß das Eigentumsrecht ſelbſt 
dem Bekl. entzogen wurde, ſo iſt auch die Kenntnis des 
Bankiers von ſeiner ungünſtigen Vermögenslage und der 
vorausſichtlichen Untunlichkeit, die Papiere wieder einzulöfen, 
an und für ſich nicht geeignet, einen Schluß auf ſeinen 
Eigentumserwerbswillen zu rechtfertigen, denn aus ihr ergibt 
ſich zwar fein Bewußtſein, durch die Verpfändung in Höhe 
der Forderung, welche durch fie geſichert wird, dem Eigentümer 
endgültig einen Nachteil zuzufügen, nicht aber ſein Wille, 
darüber hinaus noch den Eigentümer in der Weiſe zu 
ſchädigen, daß ſein Eigentum ihm entzogen wird, ſondern 
dafür bedarf es weiterer Anhaltspunkte. K. c. F. ſcher Konk., 
U. v. 17. Juni 04 37/04 VII. — Braunſchweig. 

12. 5 1018 ff. B. G. B. Rechtliche Natur des Vertrages 
über die Anlegung eines Anſchlußgleiſes nach der Eiſenbahn.] 

Die Kl. wünſchte die Anlage eines Anſchlußgleiſes für 
ihre Dampfkeſſelfabrik auf ihre Koſten und erklärte ſich zur 
Grundſtücksabtretung ohne alle Entſchädigung bereit, bat da⸗ 
gegen, die Eiſenbahn möge die Ausführung des Stranges für 
eigene Rechnung übernehmen, wogegen ſie derſelben außer dem 
abzutretenden Lande noch eine Pauſchſumme von 1000 Talern 
zu zahlen bereit ſei. Im Jahre 1901 nahm die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung einen Umbau des Bahnhofes vor und hob dabei 
gegen den Widerſpruch der Kl. das Anſchlußgleiſe auf, ohne es 
in einer den veränderten Verhältniſſen entſprechenden Art wieder 
herzuſtellen. Die Kl. beantragt, den Bekl. zu verurteilen, nach 
ſeiner Wahl entweder den Eiſenbahnanſchluß wieder herzuſtellen 
und Schadenserſatz zu leiſten, ev. letzteren nach einer Pauſchal⸗ 
ſumme zu gewähren. Das B. G. verurteilte den Bekl., entweder 


412 


den bisher mit den Grundſtücken Flur 14 Nr. 46, 47, 48 und 
49 von G. verbundenen Eiſenbahnanſchluß in der durch die 
veränderten baulichen Verhältniſſe bedingten Art auf ſeine Koſten 
ordnungsmäßig wieder herzuſtellen und den Kl. den durch die 
Beſeitigung des bisherigen Anſchluſſes ſeit dem 11. April 1901 
entſtandenen Schaden zu zahlen, in Anſehung deſſen der An- 
ſpruch der Kl. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt wurde, 
oder den Kl. durch Zahlung einer Kapitalſumme den durch die 
Beſeitigung des bisherigen Gleiſeanſchluſſes ſeit dem 11. April 
1901 entſtandenen Schaden zu zahlen, in Anſehung deſſen 
wiederum der Anſpruch der Kl. dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt wurde, und wies die Sache zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Gericht der erſten Inſtanz 
zurück. Das R. G. hob auf: Der B. R. hat ſeine Eutſcheidung 
nicht unmittelbar auf das Vorhandenſein eines obligatoriſchen 
Geſchäfts geſtützt, nicht geprüft, welche perſönlichen Rechte das⸗ 
ſelbe der einen oder anderen Partei gewährte, ſowie welches die 
Bedeutung einer Veränderung der Umſtände für die Frage der 
Fortexiſtenz der Verpflichtungen haben mußte und von welcher 
Art die Folgen einer Verletzung der Verbindlichkeiten waren, 
ebenſowenig auch, ob die urſprünglich der Firma R. & M. er⸗ 
worbenen Rechte auf die gegenwärtige Kl. übergegangen find, 
ſondern er findet in dem Vertrage die Vereinbarung eines ding⸗ 
lichen Rechts, nämlich einer Grundgerechtigkeit, und leitet hieraus 
Konſequenzen her, an deren Hand er zum Erlaß der angefochtenen 
Entſcheidung gelangt iſt. Hier entſteht aber ſchon das Bedenken, 
ob die Annahme des B. R., daß der Wille der Kontrahenten 
ſeinerzeit auf dingliche Rechtswirkungen gerichtet geweſen iſt, 
eine genügende Begründung gefunden hat. Als Hauptmomente 
im Sinne der Erwägungen des B. R. erſcheinen, daß für die 
Gewährung des Anſchluſſes eine einmalige, in der Abtretung 
von Grundeigentum beſtehende Vergütung (im Gegenſatz zu 
einer laufenden) vereinbart und daß keine Kündbarkeit feſtgeſetzt, 
der Vertrag alſo ohne beſtimmte Zeitgrenze eingegangen iſt. 
Einen notwendigen Schluß auf den Willen der Dinglichkeit 
aber begründen ſolche Umſtände nicht, insbeſondere können ſie 
dann als dazu geeignet nicht erſcheinen, wenn man, wie es ge 
boten iſt, den vorliegenden Vertrag mit den Anſchlußverträgen 
in ihrer regelmäßigen Geſtalt vergleicht. In der Mehrzahl der 
Fälle kann nach Form und Inhalt der Verträge kein Zweifel 
daran beſtehen, daß nur ein obligatoriſcher Vertrag vorliegt, 
durch welchen auch dem Bedürfniſſe des zum Vertragsſchluſſe 
ſchreitenden Anliegers völlig genügt wird. Auch wenn der An⸗ 
lieger den Anſchluß im Intereſſe eines gewerblichen Betriebes 
wünſcht, der auf dem Grundſtücke ſeinen Sitz hat, jo folgt 
daraus nicht ſein Wille, die durch den Vertrag zu erwerbenden 
Rechte in rechtliche Verbindung mit dem Grundſtück zu bringen, 
da auch bei einer Veräußerung des Grundſtücks mit dem Be— 
triebe gleichzeitig eine Übertragung der perſönlichen Rechte durch 
Zeſſion auf den neuen Erwerber möglich iſt. Nach der objektiven 
(paſfiven) Seite hin aber beſteht gleichfalls kein Anlaß zur 
Feſtſetzung der Dinglichkeit, da die Veräußerung einzelner Teile 
einer Bahnſtrecke ausgeſchloſſen iſt, alſo einer hieraus ſonſt zu 


beſorgenden Verkürzung der Rechte des Anliegers durch Ver. 


einbarung der Dinglichkeit nicht entgegengetreten zu werden 
braucht, bei der Veräußerung einer Eiſenbahn im ganzen aber 
ohnehin ausreichende Garantien für die Wahrung der Intereſſen 
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der Anlieger gegeben find. Insbeſondere aber läßt ſich auf 
Seite der Eiſenbahnverwaltung im Hinblick auf ihre Stellung 
im Verkehr ohne beſondere Anhaltepunkte nicht vorausſetzen, 
daß ſie durch einen Anſchlußvertrag ihr Grundeigentum dinglich 
zu belaſten bereit ſein ſollte. Den beſonderen Umſtänden des 
vorliegenden Falles kann aber auch eine durchſchlagende Be⸗ 
deutung im Sinne der Annahmen des B. R. nicht beigemeſſen 
werden, da, auch wenn man unterſtellt, daß ſeinerzeit die 
Kontrahenten eine unbegrenzte Dauer des Vertragsverhältniſſes 
mit klarem Bewußtſein dieſes feines Inhalts vereinbart haben, 
hieraus nicht folgt, daß ſie in der Dinglichkeit eine unerläßliche 
Gewähr für die Verwirklichung ihrer Abſicht erblickt und auch 
dieſe gewollt haben. Die Abweichung von dem ſonſt üblichen 
Charakter der Eiſenbahnanſchlußverträge iſt eine zu eingreifende, 
als daß Umſtände der angegebenen Art einen Schluß auf einen 
ſie enthaltenden Parteiwillen, insbeſondere der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, zu rechtfertigen vermöchten. Wäre aber auch von 
dieſen Bedenken abzuſehen, ſo ſcheitert die Dinglichkeit nach der 
Paſſivſeite hin doch daran, daß rechtlich die von der Eiſenbahn 
übernommenen, in ihrem Zuſammenhange eine Einheit bildende 
Verbindlichkeiten zu einer dinglichen Grundſtückslaſt ungeeignet 
ſind. Die Eiſenbahn geht Anſchlußverträge in erſter Linie nicht 
als Eigentümerin des Grund und Bodens, auf welchem ſich die 
Eiſenbabngleiſe und die ſonſtigen, dem Eiſenbahnverkehr dienenden 
Anlagen befinden, ſondern als Transportunternehmerin ein. Eine 
Parallele mit der Einräumung eines Wegeverbindungs⸗ und 
Wegebenutzungsrechts läßt ſich nicht aufſtellen. Der Anlieger 
ſoll durch den Anſchlußvertrag nicht das Recht erwerben, die 
Eiſenbahnanlagen ſeinerſeits in irgend einer Weiſe unmittelbar 
zu benutzen, zu begehen, zu befahren oder befahren zu laſſen, 
auch nicht an demjenigen Punkte, an welchem ſein Eigentum 
mit dem Grund und Boden der Eiſenbahn zuſammenſtößt, 
ſondern die Benutzung bleibt allein der Eiſenbahn, indem dieſe 
der Anlagen zur Ausführung der Transportverträge, der mit 
dem Anlieger zu ſchließenden wie aller übrigen, ſich bedient. 
Es iſt nicht ein zufälliger und nebenſächlicher, ſondern ein 
weſentlicher Umſtand, daß der Anlieger die Kommunikation 
nicht ſelbſt und durch ſeine Leute bewirkt, denn die Eiſenbahn 
verſagt ihm nach dem Sinn der Anſchlußverträge ein Recht auf 
ſolche Handlungen, ſie wahrt ſich die ausſchließliche Befugnis 
des Handelns auf ihrem Terrain, welche, den Bedürfniſſen des 
Verkehrs und der Verkehrsſicherheit entſprechend, keine Ein⸗ 
ſchränkung geſtattet, und macht die Eiſenbahnanlagen dem An- 
lieger rechtlich nur indirekt nutzbar, indem ſie die Ausführung 
von Transporten von der Verbindungeſtelle und nach derſelben 
mit ihm vereinbart. Ein Dulden des Fahrens oder Gehens, 
wie es ſich zum Inhalte einer Servitut eignen würde, findet 
alſo nicht ſtatt. Als Weg unterſcheiden die Eiſenbahngleiſe ſich 
von anderen öffentlichen und privaten Wegen gerade dadurch, 
daß ſie der Eiſenbahn als Transportunternehmerin dienen, für 
deren Zwecke ſie ihre beſondere Geſtalt erhalten haben, und daß 
ihre öffentlich⸗rechtliche Beſtimmung durch die von der Eiſenbahn 
dem Publikum zu leiſtenden Dienſte (Ausführung von Trans- 
porten) verwirklicht wird. Dies iſt gerade auch für die rechtliche 
Beurteilung der Anſchlußverträge von Bedeutung. In Betracht 
kommt hier, daß die Eiſenbahn nicht die Stellung eines privaten 
Frachtunternehmers hat, der nach ſeinem Belieben auf die ihm 
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angebotenen Transportverträge eingehen oder fie ablehnen kann, 
ſondern daß ihr infolge ihrer monopolartigen Stellung geſetzlich 
die Verpflichtung auferlegt iſt, unter beſtimmten Vorausſetzungen, 
unter denen aber insbeſondere auch ein beſtimmt gearteter An⸗ 
fangs und Endpunkt des Transports in Frage kommt, Fracht⸗ 
verträge abzuſchließen. Hätte die Eiſenbahn eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung nicht, ſo würde ein Anſchlußvertrag Bedeutung und 
Wert nur unter der Vorausſetzung haben, daß in Verbindung 
mit ihm zugleich durch einen ferneren Vertrag eine Verbindlichkeit 
der Eiſenbahn zur Eingehung von Frachtverträgen mit dem 
Anlieger gegen beſtimmte, insbeſondere die Tarife betreffende 
Beſtimmungen geſchaffen würde, da ſonſt die Eiſenbahn ihre 
Verpflichtungen aus dem Anſchlußvertrage illuſoriſch machen 
könnte. Bedingend für die Ausführbarkeit der Anſchlußverträge 
iſt die Herſtellung äußerer Einrichtungen auf dem Eiſenbahn⸗ 
terrain, welche die Verbindung mit dem Anſchlußgleiſe am 
Grenzpunkte ermöglichen. Als unrichtig und als eine Ver⸗ 
kennung des wirklichen Sachverhalts aber muß es erſcheinen, 
wenn man in dieſen Teil der Pflichten der Eiſenbahn, der 
iſoliert zum Inhalt einer Servitut geeignet wäre, ihren 
Schwerpunkt legt und die Bewirkung des Transports bis an 
die betreffende Stelle als ein Akzeſſorium anſieht, denn das 
weſentliche bleibt immer, daß die Eiſenbahn zur Eingehung von 
Frachtverträgen mit allen aus dieſen regelmäßig reſultierenden 
Verbindlichkeiten der Eiſenbahn als Frachtführerin bis zum 
Anſchlußpunkte verpflichtet iſt. In ihrem Kerne bleibt mithin 
die rechtlich einheitliche Verbindlichkeit der Eiſenbahn auf ein 
poſitives Handeln gerichtet; die Verpflichtung zum Dulden und 
Erhalten der äußeren Anlage iſt untergeordnet, dient nur der 
Transportpflicht und teilt ihren Rechtscharakter. Unerheblich 
iſt deshalb auch, ob die Eiſenbahn überhaupt Eigentümerin 
des Grund und Bodens iſt, auf welchem die Eiſenbahnanlagen 
ſich befinden, oder ob ſie denſelben etwa nur zum Betriebe ge⸗ 
pachtet hat und Anderungen an den Anlagen nur kraft ihrer 
Vertragsrechte vorzunehmen befugt iſt. Die Verbindlichkeiten 
der Eiſenbahn können mithin als Geſamtheit ſervitutariſche 
Natur nicht haben. Wenn Kl. als Reviſionsgegnerin auf den 
§ 30 Tl. I Tit. 22 des A. L. R. hinweiſt, indem fie ausführt, 
zwar werde nicht vermutet, daß der Beſitzer des belaſteten 
Grundſtücks tätige Hilfe zur Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
zu leiſten ſchuldig ſei, wohl aber dürfe dies bedungen werden, 
ſo trifft das zu, iſt aber für den vorliegenden Fall ohne Belang, 
weil eben dem Anlieger ſeinerſeits nicht das Recht zu einem 
Handeln auf dem Eigentum der Eiſenbahn eingeräumt und der 
Eiſenbahn nicht die Pflicht zu einem Dulden desſelben auferlegt, 
ſondern der Eiſenbahn das eigene Handeln auf ihrem Gebiet 
ausſchließlich gewahrt iſt und nur dieſes ihr Handeln den 
Hauptgegenſtand ihrer Verpflichtung bildet. Soweit eine 
Tätigkeit der Leute des Anliegers bei Fortbewegung der Wagen 
von ſeinem Eigentum über den Grenzpunkt hinaus und in 
umgekehrter Richtung bedungen oder zugelaſſen iſt, erſcheint als 
Inhalt des Rechtsverhältniſſes nicht, daß der Anlieger ſelbſtändig 
tätig würde und die Eiſenbahnverwaltung ihm Hilfe leiſtete, ſondern 
umgekehrt die Eiſenbahn übt, ſobald ihr dem allgemeinen Verkehr 
gewidmetes Gebiet berührt wird, die entſcheidende, in der Aus⸗ 
führung des Transports beſtehende Tätigkeit aus, verfügt und leitet 
und der Anlieger hilft ihr durch ſein Perſonal. Auch in einem 
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ſolchen Falle bewirkt alſo die Eiſenbahn die „Kommunikation“. 
Eiſenbahnfiskus c. R., U. v. 10. Juni 04, 18/04 VII. — Hamm. 

13. 8 1568 B. G. B. Unverbeſſerliche Trunkſucht und 
bösliche Verſagung des Unterhalts ſind für die Frage der Zer⸗ 
rüttung der Ehe an ſich zu fondern.] 

Der B. R. hat ausgeführt: „Wenn man auch annimmt, daß 
der Bekl. in dem Maße getrunken habe, wie die Zeugin es bekundet, 
und wenn man auch die Angaben der Kl. über die Höhe der 
ihr von dem Bekl. zugefloſſenen Geldmittel als richtig unterſtellt, 
ſo genügen dieſe Tatſachen doch nicht, um den Nachweis der 
unverbeſſerlichen Trunkſucht und der auf böslicher Abſicht 
beruhenden hartnäckigen Verſagung des Unterhalts für erbracht 
zu erachten. Nur in dieſen Fällen könnte aber eine f chwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten in Frage 
kommen.“ Dieſer letzte Satz iſt zu beanſtanden. Daß gerade 
der „Nachweis der unverbeſſerlichen Trunkſucht und der 
auf böslicher Abſicht beruhenden hartnäckigen Verſagung 
des Unterhalts“ erbracht werden müßte, damit eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten angenommen 
werden könnte, ergibt ſich weder aus dem Weſen der Ehe noch 
aus der Beſtimmung des 81568 des B. G. B. Das B. G. 
hat auch nicht beachtet, daß bei Beurteilung eines Falles nach 
81568 die einzelnen Verfehlungen nicht geſondert zu betrachten 
find, fondern das Geſamtverhalten des Ehegatten ins Auge zu 
faſſen if. M. c. M., U. v. 27. Juni 04, 503/03 IV. — Berlin. 

14. 5 1833 B. G. B. 58 42, 49 der Preußiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsordnung. Einfluß der Genehmigung des Vormund 
ſchaftsgerichts auf die Haftung des Vormundes.] 

Der Vormund haftet zwar nach 8 32 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung wie nach § 1833 des B. G. B. nicht 
nur für die Sorgfalt, die er in eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenden pflegt, ſondern für die im Verkehr erſorderliche Sorgfalt 
und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts befreit ihn 
nicht. Letzteres war in § 49 der Preußiſchen Vormundſchafts⸗ 
ordnung ausgeſprochen und iſt im B. G. B. nur deshalb 
fortgelaſſen, weil es ſich von ſelbſt verſteht (vergl. Motive zum 
I. Entwurf Bd. IV S. 1177). Aber das gilt doch nur dann, 
wenn eine Pflichtwidrigkeit des Vormundes nachgewieſen iſt. 
Eine ſolche iſt, wenn dem Vormund rechtswidriger Vorſatz zur 
Laſt fällt, ohne weiteres anzunehmen, ſodaß dann die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ohne Bedeutung iſt. 
Anders verhält es ſich jedoch, wenn bloß Fahrläſſigkeit in Frage 
kommt und Zweifel darüber, ob die in Rede ſtehende Handlung 
ſtatthaft geweſen ſei oder nicht, möglich ſind. In ſolchem Falle 
kann und darf, wenn das Vormundſchaftsgericht ſeine Ge⸗ 
nehmigung erteilt hat, dieſe Tatſache nicht außer Betracht 
bleiben, da dem Vormund, wenn er haften ſoll, vor allen 
Dingen ein Verſchulden nachzuweiſen iſt (vergl. Dernburg 
Preußiſches Vormundſchaftsrecht 3. Aufl. 8 37 auf ©. 56; 
Planck Bürgerliches Geſetzbuch Bd. IV $ 1833 Anm. 3). 
H. o. K., U. v. 27. Juni 04, 506/03 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 853, 9 Z. P. O. verbunden mit § 15 des G. K. G. 
Berechnung des Streitwertes in Haftpflichtfällen, insbeſondere 
bei eventuellen Anträgen.] 

Bei Feſtſetzung des Streitwertes hatte das O. L. G. auf 
die bis zur Klagerhebung geforderte Entſchädigung keine Rückſicht 
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den bisher mit den Grundſtücken Flur 14 Nr. 46, 47, 48 und 
49 von G. verbundenen Eiſenbahnanſchluß in der durch die 
veränderten baulichen Verhältniſſe bedingten Art auf ſeine Koſten 
ordnungsmäßig wieder herzuſtellen und den Kl. den durch die 
Beſeitigung des bisherigen Anſchluſſes ſeit dem 11. April 1901 
entſtandenen Schaden zu zahlen, in Anſehung deſſen der An⸗ 
ſpruch der Kl. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt wurde, 
oder den Kl. durch Zahlung einer Kapitalſumme den durch die 
Beſeitigung des bisherigen Gleiſeanſchluſſes ſeit dem 11. April 
1901 entſtandenen Schaden zu zahlen, in Anſehung deſſen 
wiederum der Anſpruch der Kl. dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt wurde, und wies die Sache zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Gericht der erſten Inſtanz 
zurück. Das R. G. hob auf: Der B. R. hat ſeine Entſcheidung 
nicht unmittelbar auf das Vorhandenſein eines obligatoriſchen 
Geſchäfts geſtützt, nicht geprüft, welche perſönlichen Rechte das⸗ 
ſelbe der einen oder anderen Partei gewährte, ſowie welches die 
Bedeutung einer Veränderung der Umſtände für die Frage der 
Fortexiſtenz der Verpflichtungen haben mußte und von welcher 
Art die Folgen einer Verletzung der Verbindlichkeiten waren, 
ebenſowenig auch, ob die urſprünglich der Firma R. & M. er⸗ 
worbenen Rechte auf die gegenwärtige Kl. übergegangen ſind, 
ſondern er findet in dem Vertrage die Vereinbarung eines ding⸗ 
lichen Rechts, nämlich einer Grundgerechtigkeit, und leitet hieraus 
Konſequenzen her, an deren Hand er zum Erlaß der angefochtenen 
Entſcheidung gelangt iſt. Hier entſteht aber ſchon das Bedenken, 
ob die Annahme des B. R., daß der Wille der Kontrahenten 
ſeinerzeit auf dingliche Rechtswirkungen gerichtet geweſen iſt, 
eine genügende Begründung gefunden hat. Als Hauptmomente 
im Sinne der Erwägungen des B. R. erſcheinen, daß für die 
Gewährung des Anſchluſſes eine einmalige, in der Abtretung 
von Grundeigentum beſtehende Vergütung (im Gegenſatz zu 
einer laufenden) vereinbart und daß keine Kündbarkeit feſtgeſetzt, 
der Vertrag alſo ohne beſtimmte Zeitgrenze eingegangen iſt. 
Einen notwendigen Schluß auf den Willen der Dinglichkeit 
aber begründen ſolche Umſtände nicht, insbeſondere können ſie 
dann als dazu geeignet nicht erſcheinen, wenn man, wie es ge 
boten iſt, den vorliegenden Vertrag mit den Anſchlußverträgen 
in ihrer regelmäßigen Geſtalt vergleicht. In der Mehrzahl der 
Fälle kann nach Form und Inhalt der Verträge kein Zweifel 
daran beſtehen, daß nur ein obligatoriſcher Vertrag vorliegt, 
durch welchen auch dem Bedürfniſſe des zum Vertragsſchluſſe 
ſchreitenden Anliegers völlig genügt wird. Auch wenn der An⸗ 
lieger den Anſchluß im Intereſſe eines gewerblichen Betriebes 
wünſcht, der auf dem Grundſtücke ſeinen Sitz hat, ſo folgt 
daraus nicht ſein Wille, die durch den Vertrag zu erwerbenden 
Rechte in rechtliche Verbindung mit dem Grundſtück zu bringen, 
da auch bei einer Veräußerung des Grundſtücks mit dem Be— 
triebe gleichzeitig eine Übertragung der perſönlichen Rechte durch 
Zeſſion auf den neuen Erwerber möglich iſt. Nach der objektiven 
(paffiven) Seite hin aber beſteht gleichfalls kein Anlaß zur 
Feſtſetzung der Dinglichkeit, da die Veräußerung einzelner Teile 
einer Bahnſtrecke ausgeſchloſſen iſt, alſo einer hieraus ſonſt zu 
beſorgenden Verkürzung der Rechte des Anliegers durch Vers 
einbarung der Dinglichkeit nicht entgegengetreten zu werden 
braucht, bei der Veräußerung einer Eiſenbahn im ganzen aber 
ohnehin ausreichende Garantien für die Wahrung der Intereſſen 
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der Anlieger gegeben find. Insbeſondere aber läßt ſich auf 
Seite der Eiſenbahnverwaltung im Hinblick auf ihre Stellung 
im Verkehr ohne beſondere Anhaltepunkte nicht vorausſetzen, 
daß ſie durch einen Anſchlußvertrag ihr Grundeigentum dinglich 
zu belaſten bereit ſein ſollte. Den beſonderen Umſtänden des 
vorliegenden Falles kann aber auch eine durchſchlagende Be⸗ 
deutung im Sinne der Annahmen des B. R. nicht beigemeſſen 
werden, da, auch wenn man unterſtellt, daß ſeinerzeit die 
Kontrahenten eine unbegrenzte Dauer des Vertragsverhältniſſes 
mit klarem Bewußtſein dieſes ſeines Inhalts vereinbart haben, 
hieraus nicht folgt, daß ſie in der Dinglichkeit eine unerläßliche 
Gewähr für die Verwirklichung ihrer Abſicht erblickt und auch 
dieſe gewollt haben. Die Abweichung von dem ſonſt üblichen 
Charakter der Eiſenbahnanſchlußverträge iſt eine zu eingreifende, 
als daß Umſtände der angegebenen Art einen Schluß auf einen 
ſie enthaltenden Parteiwillen, insbeſondere der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, zu rechtfertigen vermöchten. Wäre aber auch von 
dieſen Bedenken abzuſehen, ſo ſcheitert die Dinglichkeit nach der 
Paſſioſeite hin doch daran, daß rechtlich die von der Eiſenbahn 
übernommenen, in ihrem Zuſammenhange eine Einheit bildende 
Verbindlichkeiten zu einer dinglichen Grundſtückslaſt ungeeignet 
find. Die Eiſenbahn geht Anſchlußverträge in erſter Linie nicht 
als Eigentümerin des Grund und Bodens, auf welchem fich die 
Eiſenbabngleiſe und die ſonſtigen, dem Eiſenbahnverkehr dienenden 
Anlagen befinden, ſondern als Transportunternehmerin ein. Eine 
Parallele mit der Einräumung eines Wegeverbindungs- und 
Wegebenutzungsrechts läßt ſich nicht aufſtellen. Der Anlieger 
ſoll durch den Auſchlußvertrag nicht das Recht erwerben, die 
Eiſenbahnanlagen ſeinerſeits in irgend einer Weiſe unmittelbar 
zu benutzen, zu begehen, zu befahren oder befahren zu laſſen, 
auch nicht an demjenigen Punkte, an welchem ſein Eigemum 
mit dem Grund und Boden der Eiſenbahn zuſammenſtößt, 
ſondern die Benutzung bleibt allein der Eiſenbahn, indem dieſe 
der Anlagen zur Ausführung der Transportverträge, der mit 
dem Anlieger zu ſchließenden wie aller übrigen, ſich bedient. 
Es iſt nicht ein zufälliger und nebenſächlicher, ſondern ein 
weſentlicher Umſtand, daß der Anlieger die Kommunikation 
nicht ſelbſt und durch feine Leute bewirkt, denn die Eiſenbahn 
verſagt ihm nach dem Sinn der Anſchlußverträge ein Recht auf 
ſolche Handlungen, ſie wahrt ſich die ausſchließliche Befugnis 
des Handelns auf ihrem Terrain, welche, den Bedürfniſſen des 
Verkehrs und der Verkehrsſicherheit entſprechend, keine Ein- 
ſchränkung geſtattet, und macht die Eiſenbahnanlagen dem An⸗ 
lieger rechtlich nur indirekt nutzbar, indem fie die Ausführung 
von Transporten von der Verbindungeſtelle und nach derſelben 
mit ihm vereinbart. Ein Dulden des Fahrens oder Gebens, 
wie es ſich zum Inhalte einer Servitut eignen würde, findet 
alſo nicht ſtatt. Als Weg unterſcheiden die Eiſenbahngleiſe fich 
von anderen öffentlichen und privaten Wegen gerade dadurch, 
daß ſie der Eiſenbahn als Transportunternehmerin dienen, füt 
deren Zwecke ſie ihre beſondere Geſtalt erhalten haben, und daß 
ihre öffentlich -rechtliche Beſtimmung durch die von der Eiſenbabn 
dem Publikum zu leiſtenden Dienſte (Ausführung von Trans ⸗ 
porten) verwirklicht wird. Dies iſt gerade auch für die rechtliche 
Beurteilung der Anſchlußverträge von Bedeutung. In Betrackt 
kommt hier, daß die Eiſenbahn nicht die Stellung eines privaten 
Frachtunternehmers hat, der nach ſeinem Belieben auf die ibn 
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angebotenen Transportverträge eingehen oder fie ablehnen kann, 
ſondern daß ihr infolge ihrer monopolartigen Stellung geſetzlich 
die Verpflichtung auferlegt iſt, unter beſtimmten Voraus ſetzungen, 
unter denen aber insbeſondere auch ein beſtimmt gearteter An⸗ 
fangs- und Endpunkt des Transports in Frage kommt, Fracht⸗ 
verträge abzuſchließen. Hätte die Eiſenbahn eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung nicht, ſo würde ein Anſchlußvertrag Bedeutung und 
Wert nur unter der Vorausſetzung haben, daß in Verbindung 
mit ihm zugleich durch einen ferneren Vertrag eine Verbindlichkeit 
der Eiſenbahn zur Eingehung von Frachtverträgen mit dem 
Anlieger gegen beſtimmte, insbeſondere die Tarife betreffende 
Beſtimmungen geſchaffen würde, da ſonſt die Eiſenbahn ihre 
Verpflichtungen aus dem Anſchlußvertrage illuſoriſch machen 
könnte. Bedingend für die Ausführbarkeit der Anſchlußverträge 
it die Herſtellung äußerer Einrichtungen auf dem Eiſenbahn⸗ 
terrain, welche die Verbindung mit dem Anſchlußgleiſe am 
Grenzpunkte ermöglichen. Als unrichtig und als eine Ver⸗ 
kennung des wirklichen Sachverhalts aber muß es erſcheinen, 
wenn man in dieſen Teil der Pflichten der Eiſenbahn, der 
iſoliert zum Inhalt einer Servitut geeignet wäre, ihren 
Schwerpunkt legt und die Bewirkung des Transports bis an 
die betreffende Stelle als ein Akzeſſorium anfieht, denn das 
. weientliche bleibt immer, daß die Eiſenbahn zur Eingehung von 
Frachtverträgen mit allen aus dieſen regelmäßig reſultierenden 
Verbindlichkeiten der Eiſenbahn als Frachtführerin bis zum 
Anſchlußpunkte verpflichtet iſt. In ihrem Kerne bleibt mithin 
die rechtlich einheitliche Verbindlichkeit der Eiſenbahn auf ein 
Fpoſitives Handeln gerichtet; die Verpflichtung zum Dulden und 
Erhalten der äußeren Anlage iſt untergeordnet, dient nur der 
Transportpflicht und teilt ihren Rechtscharakter. Unerheblich 
iſt deshalb auch, ob die Eiſenbahn überhaupt Eigentümerin 
„des Grund und Bodens iſt, auf welchem die Eiſenbahnanlagen 
ſich befinden, oder ob ſie denſelben etwa nur zum Betriebe ge⸗ 
pachtet hat und Anderungen an den Anlagen nur kraft ihrer 
Vertragsrechte vorzunehmen befugt iſt. Die Verbindlichkeiten 
der Eiſenbahn können mithin als Geſamtheit ſervitutariſche 
Natur nicht haben. Wenn Kl. als Revifionsgegnerin auf den 
85 30 Ti. 1 Tit. 22 des A. L. R. hinweiſt, indem fie ausführt, 
zwar werde nicht vermutet, daß der Beſitzer des belaſteten 
Grundſtücks tätige Hilfe zur Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
zu leiſten ſchuldig ſei, wohl aber dürfe dies bedungen werden, 
ſo trifft das zu, iſt aber für den vorliegenden Fall ohne Belang, 
weil eben dem Anlieger ſeinerſeits nicht das Recht zu einem 
Handeln auf dem Eigentum der Eiſenbahn eingeräumt und der 
Eiſenbahn nicht die Pflicht zu einem Dulden desſelben auferlegt, 
ſondern der Eiſenbahn das eigene Handeln auf ihrem Gebiet 
aus ſchließlich gewahrt iſt und nur dieſes ihr Handeln den 
Hauptgegenſtand ihrer Verpflichtung bildet. Soweit eine 
Tatigkeit der Leute des Anliegers bei Fortbewegung der Wagen 
von ſeinem Eigentum über den Grenzpunkt hinaus und in 
umgekehrter Richtung bedungen oder zugelaſſen it, erſcheint als 
Itnhalt des Rechtsverhältniſſes nicht, daß der Anlieger ſelbſtändig 
tätig würde und die Eiſenbahnverwaltung ihm Hilfe leiſtete, ſondern 
umgekehrt die Eiſenbahn übt, ſobald ihr dem allgemeinen Verkehr 
gewidmetes Gebiet berührt wird, die entſcheidende, in der U 
führung des Transports beſtehende Tätigkeit aus, verfügt: 
und der Anlieger hilft ihr durch fein Perſongl. An 
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ſolchen Falle bewirkt alſo die Eiſenbahn die „Kommunikation“. 
Eiſenbahnfiskus c. R., U. v. 10. Juni 04, 18/04 VII. — Hamm. 

13. 5 1568 B. G. B. Unverbeſſerliche Trunkſucht und 
bösliche Verſagung des Unterhalts find für die Frage der Zer- 
rüttung der Ehe an ſich zu ſondern.] 

Der B. R. hat ausgeführt: „Wenn man auch annimmt, daß 
der Bekl. in dem Maße getrunken habe, wie die Zeugin es bekundet, 
und wenn man auch die Angaben der Kl. über die Höhe der 
ihr von dem Bekl. zugefloſſenen Geldmittel als richtig unterſtellt, 
ſo genügen dieſe Tatſachen doch nicht, um den Nachweis der 
unverbeſſerlichen Trunkſucht und der auf böslicher Abſicht 
beruhenden hartnäckigen Verſagung des Unterhalts für erbracht 
zu erachten. Nur in dieſen Fällen könnte aber eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten in Frage 
kommen.“ Dieſer letzte Satz iſt zu beanſtanden. Daß gerade 
der „Nachweis der unverbeſſerlichen Trunkſucht und der 
auf böslicher Abſicht beruhenden hartnäckigen Verſagung 
des Unterhalts“ erbracht werden müßte, damit eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten angenommen 
werden könnte, ergibt ſich weder aus dem Weſen der Ehe noch 
aus ber Beſtimmung des 8 1568 des B. G. B. Das B. G. 
hat auch nicht beachtet, daß bei Beurteilung eines Falles nach 
81568 die einzelnen Verfehlungen nicht geſondert zu betrachten 
find, ſondern das Geſamtverhalten des Ehegatten ins Auge zu 
faflen iſt. M. c. M., U. v. 27. Juni 04, 503/03 IV. — Berlin. 

14. 5 1833 B. G. B. 58 42, 49 der Preußiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsordnung. Einfluß der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts auf die Haftung des Vormundes.] 

Der Vormund haftet zwar nach § 32 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung wie nach $ 1833 des B. G. B. nicht 
nur für die Sorgfalt, die er in eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenden pflegt, ſondern für die im Verkehr erſorderliche Sorgfalt 
und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts befreit ihn 
nicht. Letzteres war in § 49 der Preußiſchen Vormundſchafts⸗ 
ordnung ausgeſprochen und iſt im B. G. B. nur deshalb 
fortgelaſſen, weil es ſich von ſelbſt verſteht (vergl. Motive zum 
I. Entwurf Bd. IV S. 1177). Aber das gilt doch nur dann, 
wenn eine Pflichtwidrigkeit des Vormundes nachgewieſen iſt. 
Eine ſolche iſt, wenn dem Vormund rechtswidriger Vorſatz zur 
Laſt fällt, ohne weiteres anzunehmen, ſodaß dann die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ohne Bedeutung iſt. 
Anders verhält es ſich jedoch, wenn bloß Fahrläſſigkeit in Frage 
kommt und Zweifel darüber, ob die in Rede ſtehende Handlung 
ſtatthaft geweſen ſei oder nicht, möglich ſind. In ſolchem Falle 
kann und darf, wenn das Vormundſchaftsgericht ſeine Ge⸗ 
nehmigung erteilt hat, dieſe Tatſache nicht außer Betracht 
bleiben, da dem Vormund, wenn er haften ſoll, vor allen 
Dingen ein Verſchulden nachzuweiſen iſt (vergl. Dernburg 
Preußiſches Vormundſchaftsrecht 3. Aufl. 8 37 auf S. 56; 
Planck Bürgerliches Geſetzbuch Bd. IV § 1833 Anm. 3). 
H. c. K., U. v. 27. Juni 04, 506/03 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

W. O, verbunden mit § 15 des G. K. G. 
| Haftpflichtfällen, insbeſondere 


hatte das D. L. G. auf 
digung deine Rückſicht 
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genommen und dieſen Wert nicht nach der in erſter Linie ge⸗ 
forderten Kapitalabfindung, ſondern nach der eventuell be⸗ 
anſpruchten Rente berechnet. Den vom Beſchwerdeführer gegen 
den angefochtenen Beſchluß erhobenen Einwendungen konnte 
Beachtung nicht verſagt werden. Vorerſt hatte der Kl. unter 1 
auf Verurteilung des Bekl. zur Zahlung von 17872 Mark 
rückſtändiger Unfallentſchädigung angetragen. Daß die Rück⸗ 
ſtände bis zur Klagerhebung ſelbſtändig in Anſatz zu bringen 
find, hat in der Rechtſprechung des R. G. ſeit dem in den Ent⸗ 
ſcheidungen in Zivilſachen Bd. 19 S. 416 ff. abgedruckten Be⸗ 
ſchluſſe der vereinigten Zivilſenate immer feſtgeſtanden. Das 
O. L. G. hat die gegenteilige Meinung vertreten, dies möge 
zwar dem 89 Z. P. O. gegenüber gerechtfertigt fein, nicht aber 
gegenüber dem jetzt maßgebend gewordenen § 9a Abſ. 2, bezw. 
dem 8 15 des G. K. G. in der Faſſung vom 20. Mai 1898, 
inſofern dieſe Neuerung den Zweck habe, daß übermäßige An⸗ 
wachſen der Gebühren bei Anſprüchen auf Entrichtung von 
Geldrenten in gewiſſen Fällen, u. a. auch dem hier gegebenen 
eines Anſpruches aus einem Eiſenbahnunfalle, zu verhindern. 
Allerdings iſt der Zweck des Geſetzes damit richtig bezeichnet; 
aber dasſelbe hat ſich dazu eben nur des Mittels bedient, für 
die Gebührenberechnung den fünffachen Jahresbetrag an die 
Stelle des zwölfundeinhalbfachen zu ſetzen, keines andern, und 
es iſt insbeſondere nicht abzuſehen, inwiefern in betreff der hier 
zu entſcheidenden Frage die Sachlage ſich gegenüber dem früheren 
Rechtszuſtande dadurch im geringſten verändert hätte. Auch in 
Anſehung des Berufungsantrages unter 2 konnte dem O. L. G. 
nicht zugeſtimmt werden. Mit Recht hat der Beſchwerdeführer 
gerügt, daß letzteres hier den Streitwert nicht nach dem prin⸗ 
zipalen, ſondern nur nach dem eventuellen Geſuche berechnet hate 
Jenes Geſuch hatte zum Gegenſtande eine Kapitalsabfindung 
von 89 800 Mark und eine Jahresrente von 6 200 Mark für 
die Zeit vom 28. April 1903 bis zum 30. Dezember 1924 und 
von 3 100 Mark von da an. Hiervon war die Kapitals⸗ 
abfindung dem in I. J. Zuerkannten gegenüber ein reines 
Mehr, die Jahresrente, dagegen allerdings nur zum kleinſten 
Teile, da ſchon das L. G. den Bekl. verurteilt hatte, dem Kl. 
eine ſolche von 6000 Mark für die Zeit vom 5. Juni 1903 
bis zum 30. Dezember 1914 und von 3000 Mark von da 
ab zu zahlen. Das O. L. G. hat nun aus unzureichenden 
Gründen die Berückſichtigung der verlangten Kapitalsabfindung 
bei der Wertfeſtſetzung abgelehnt und dieſe nur auf der Grund⸗ 
lage des eventuellen Antrages unter 2 getroffen, der nur 
auf Zuſprechung einer (weſentlich höheren) Jahresrente gerichtet 
war. Daß dieſe beiden Geſuche, wie das O. L. G. ſagt, 
alternativ geſtellt geweſen wären, iſt eben unrichtig. Nun iſt 
aber für die Wertberechnung der prinzipale Antrag, wenn er 
einen höheren Wert ergibt, als der eventuelle, einfach maß⸗ 
gebend. Der $ 94 G. K. G., der für eine geforderte Jahres⸗ 
rente einen verhältnismäßig niedrigen Anſatz vorſchreibt, kommt 
demgegenüber ſoweit nicht in Betracht, wie nun einmal keine 
Jahresrente, ſondern eine Kapitalsabfindung gefordert iſt. 
Auch das würde unerheblich ſein, wenn, wie das O. L. G. 
meint, der Anſpruch auf Kapitalifierung nach § 7 des Haft- 
pflichtgeſetzes „fich erſt aus dem Anſpruch auf die Rente ſelbſt 
ableitete“; denn daß „nicht der abgeleitete, ſondern der urſprüng⸗ 
liche Anſpruch maßgebend“ ſei, iſt eine grundloſe Annahme. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


Es iſt zudem aber auch unverſtändlich, inwiefern der Anſpruch 
auf eine Kapitalsabfindung aus demjenigen auf eine Rente 
„abgeleitet“ ſein ſoll; aus § 7 Abſ. 1, 2 des Haftpflichtgeſetzes 
in der Faſſung des Art. 42 E. G. zum B. G. B. vergl. mit 
§ 843 Abſ. 3 B. G. B. ergibt ſich vielmehr nur, daß die 
Rente die Regel, die Kapitalsabfindung die Ausnahme bildet. 
Demnach mußte die Summe von 89 800 Mark als ein Poiten 
für die Wertbeſtimmung eingeſetzt werden. Dazu kommt dann 
noch ein Anſatz für die Differenz zwiſchen der neben jener 
Summe geforderten Jahresrente und der vom L. G. nur zu⸗ 
erkannten. In dieſer Beziehung iſt zu bemerken, daß das 
O. L. G. ſeinen Anſatz inſofern etwas zu hoch gemacht hat, 
als es das fünffache der anfänglichen, höchiten Jahresrente ge⸗ 
nommen hat. Der 8 9a Abſ. 2 G. K. G. kann in Fällen, 
wo, wie hier, nicht eine für die ganze unbeſtimmte Dauer 
gleiche, ſondern eine Jahresrente von wechſelnder Höhe in Frage 
ſteht, ebenſowenig ohne weiteres Anwendung finden, wie nach 
der Rechtſprechung des R. G. der § 9 Z. P. O., vielmehr greift 
hier auch das freie richterliche Ermeſſen nach § 3 Z. P. O., 
bezw. nach § 9 G. K. G. ein. Das R. G. hält es im vor⸗ 
liegenden Falle für angemeſſen, die obenerwähnte Differenz zu 
900 Mark anzuſchlagen. Sp. c. Eiſenbahnfiskus, Beſchl. v. 
20. Juni 04, B 164/04 VI. — München. 

16. 5 42 Z. P. O. Ablehnung von Richtern ſeitens eines 
Geiſteskranken.] 

Ein von dem Prozeßbevollmächtigten der Rbl. vor dem 
Eintritt in die mündliche Verhandlung angebrachtes Ablehnungs⸗ 
geſuch konnte keine Beachtung finden, da der Prozeßbevollmächtgte 
auf Befragen angab, er lehne die von ihm bezeichneten Mit⸗ 
glieder des Senats und andere Mitglieder des R. G. nicht von 
ſich aus und auch nicht im Namen des der Abel. beſtellten 
Pflegers, ſondern nur auf Veranlaſſung der Rbekl. ſelbſt in 
deren Namen ab. Die Rbekl. iſt wegen Geiſteskrankheit ent- 
mündigt. Ihre eigenen Erklärungen find daher für den Prozeß 
ohne jede Bedeutung. Nach der einſchränkenden Bemerkung des 
Prozeßbevollmächtigten aber handelte es ſich nur um eine Aus- 
lafſung der Rbekl. ſelbſt und nicht auch um ein Vorbringen 
ihres geſetzlichen Vertreters oder des von ihm beſtellten Prozeß · 
vertreters. Der außerdem geſtellte Antrag, die mündliche Ver. 
handlung zu vertagen, damit der Prozeßbevollmächtigte ſich der 
Ablehnung wegen mit dem Pfleger in Verbindung ſetzen konne, 
war abzulehnen, weil die Vertretung der Bekl. bis zum Termin 
ausreichend Zeit gehabt hat, die Wahrnehmung der Parteirechte vor- 
zubereiten. S. u. R. c. R., U. v. 27. Juni 04, 136/04 IV. — Berlin. 
17. 8 318 Z. P. O. Das R. G. iſt an feine in einem 
aufhebenden Urteil ausgeſprochene Rechtsmeinung gebunden.] 

Vom Kl., als dem Reviſtonsgegner, tft jetzt ein aber- 
maliges Eingehen auf die ſtreitige rechtliche Frage angeregt, 
aber einem ſolchen ſteht entgegen, daß ebenſo wie der B. R. 
an die rechtliche Beurteilung, welche zur Aufhebung ſeiner 
erſten Entſcheidung geführt hat, gebunden iſt, auch das R. G., 
wenn der Rechtsſtreit abermals in die Reviſionsinſtanz gelangt, 
von derſelben nicht abweichen kann; der Rechtsſtreit iſt in dem 
einen, wenn auch nur ein Element des demnächſtigen Urteils 
darſtellenden Punkte als rechtskräftig entſchieden anzuſehen, füt 
welche Annahme auch der § 318 der Z. P. O. ſpricht. K. c. F. ſcher 
Konk., U. v. 17. Juni 04 37/04 VII. — Braunſchweig. 
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18. 8 475 3.9.0. Beim Eide kann unter Umſtänden 
„ein Urteil“ als „tatſächliche Wahrnehmung“ erſcheinen.] 

Die Reviſionskl. hat die Faſſung des dem Mitbekl. auf- 
erlegten richterlichen Eides beanſtandet, da deſſen Inhalt auf 
ein von dem Schwurpflichtigen zu erſtattendes Gutachten hinaus- 
laufe. Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Zwar iſt daraus, 
daß nach §8 475 der 3. P. O. der richterliche Eid einer Partei 
nur über eine ſtreitige Tatſache auferlegt werden kann, zu 
folgern, daß eine ſolche Eidesauflage nicht bloße Urteile oder 
bloße Schlußfolgerungen des Schwurpflichtigen zum Gegenſtand 
haben kann (vergl. die Urteile des erkennenden Senats vom 
27. Mai 1875, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 415 Nr. 5, und 
vom 24. März 1903 II. 441/02). Bei dem hier in Rede 
ſtehenden Eide handelt es ſich aber nicht um ein bloßes 
Urteil oder um eine bloße Schlußfolgerung, ſondern haupt⸗ 
ſächlich um perſoͤnliche Wahrnehmungen, welche der 
Schwurpflichtige bezüglich der Zuſammenſetzung und der einzelnen 
Beſtandteile der beiden in Frage ſtehenden Warenſendungen von 
1896 und 1898, namentlich bezüglich der erſteren, zur Zeit 
nicht mehr vorhandenen Waren gemacht hat. Inſoweit iſt der 
Eid daher zweifellos tatſächlicher Natur. Inſoweit, als der 
Schwurpflichtige mittels dieſes Eids auch ein Urteil über die 
ſtreitige Geſamtbeſchaffenheit dieſer beiden Warenſendungen, 
namentlich über die Probewidrigkeit und Minderwertigkeit der 
Sendung von 1898, verglichen mit der Probeſendung von 1896, 
abgeben ſoll, bildet aber dieſes Urteil nicht einen ſelbſtändigen 
Teil dieſes Eids, ſondern es ſteht in engem Zuſammenhange 
mit den deſſen Hauptgegenſtand bildenden perſönlichen Wahr⸗ 
nehmungen des Schwurpflichtigen und es beruht auf den letzteren, 
indem K. zugleich auch eine eidliche Erklärung über das Urteil 
abgeben ſoll, das er ſich vermöge feiner kaufmänniſchen Waren ⸗ 
kunde auf Grund der von ihm bei der Beſichtigung der beiden 
Sendungen gemachten Wahrnehmungen über die Probewidrigkeit 
und den Minderwert der ſtreitigen Sendung gebildet hat. Ein 
derartiges Urteil des Schwurpflichtigen, welchem das Be⸗ 
rufungsgericht auch die hierzu erforderliche Befähigung bei⸗ 
gemeſſen hat, iſt aber als ein ſolches über eine Tatſache im 
Sinne des § 475 der 3. P. O. anzuſehen; vergl. die Urteile 
des I. 3. S. des R. G. vom 26. Januar 1881 (Entſch. 
Bd. 7 S. 2), vom 12. November 1884 (Seufferts Archiv 
Bd. 40 Nr. 253), vom 28. April 1886 und 9. Mai 1888 
(Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 S. 165 Nr. 9 und von 
1888 S. 241 Nr. 2). Hiernach liegt auch keine Verletzung des 
8 475 eit. vor. S. c. K., U. v. 28. Juni 04, 539/03 II. — 
Darmſtadt. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

19. 5 94 G. K. G. Berechtigung des Rechnungsreviſors 
der Hamburgiſchen Juſtizverwaltung zu Erinnerungen gegen 
gerichtliche Koſtenrechnungen. Keine Haftung des Kl. für 
Haftung der Koſten einer Widerklage.] 

Eine gerichtliche Koſtenberechnung war dahin aufgeſtellt 
worden, daß für den Kl. Verhandlungs- und Entſcheidungs⸗ 
gebühr nach dem Streitwerte der Klage (1600 Mark) auf 
76 Mark angeſetzt, wozu ein Portobetrag von 1,15 Mark 
kommt, ſodaß zu Laſten des Kl. nach Abzug feines Koſten⸗ 
vorſchuſſes von 38 Mark noch 39,15 Mark übrig bleiben. Der 
Reſt von (183,15 — 39,15) = 144 Mark iſt, als durch das 
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Verfahren über die Widerklage verurſachte Mehrkoften, dem 
Bekl. belaſtet. Dieſer Reit hat von dem Bekl. nicht beigetrieben 
werden können. Gegen den dieſe Koſtenrechnung anordnenden Be⸗ 
ſchluß des O. L. G. iſt von dem Rechnungsreviſor der Hamburgiſchen 
Juſtizverwaltung namens der Hamburgiſchen Staatskaſſe unter 
dem 12. Mai 1903 weitere Beſchwerde eingelegt worden mit 
dem Antrag, dieſen Beſchluß aufzuheben und feſtzuſtellen, daß 
der Kl. für die Koſten der Widerklage als Schuldner in 
Anſpruch zu nehmen ſei. Die Legitimation des Rechuungs⸗ 
reviſors zur Einlegung der Beſchwerde iſt anzuerkennen. Nach 
§ 3 der mit der Beſchwerde vorgelegten Inſtruktion iſt der 
Rechnungsreviſor bei der Hamburgiſchen Juſtizverwaltung 
berufen, mit Ermächtigung des Vorſtandes der Verwaltungs⸗ 
abteilung für das Hamburgiſche Juſtizweſen im Intereſſe der 
Staatskaſſe Beſchwerden gegen die auf die Koſtengeſetze 
bezüglichen Entſcheidungen der Gerichte zu erheben. Die Er⸗ 
teilung der Ermächtigung aber iſt, als eine Angelegenheit des 
inneren Dienſtes, hier nicht zu prüfen. Die Beſchwerde iſt 
auch zuläffig, $ 94 Abſ. 2 G. K. G., $ 567 Abſ. 2 und 
§ 568 Abſ. 2, 3 der Z. P. O. Sie kann aber ſachlich nicht 
für begründet gehalten werden. Allerdings haben der II. und 
III. 3. S. des R. G. die Beſtimmung im $ 94 Ziffer 1 
verbunden mit 8 89 des G. K. G. im Sinne des L. G. und 
des Beſchwerdeführers verſtanden. Der jetzt erkennende Senat 
hat aber geglaubt, ſich der Auffaſſung des Beſchwerdegerichts 
anſchließen zu müſſen und hat deshalb in Gemäßheit des 8137 
G. V. G. die ſtreitig gewordene Rechtsfrage zur Entſcheidung 
der vereinigten Zivilſenate gebracht. Die Entſcheidung der 
vereinigten Z. S. iſt nunmehr durch Beſchluß vom 16. Mai 
1904 dahin ergangen, daß bei Aufſtellung der Jahres- 
rechnung nach § 94 Ziffer 1 des Dtſch. G. K. G. dem Kl. 
diejenigen Gebühren und nicht unter §8 89 Satz 2 daſ. 
fallenden Auslagen nicht zur Laſt zu legen ſeien, welche wegen 
einer von dem Bekl. erhobenen Widerklage aufzunehmen find. 
Dieſem Beſchluß entſpricht die angefochtene Anordnung des 
O. L. G. und die danach berichtigte Jahresrechnung. Dem⸗ 
gemäß iſt die Beſchwerde zurückgewieſen worden. K. c. W. 
Beſchl. v. 29. Juni 04, B. 51/03 I — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

20. 58 2, 54 H. G. B. Art. 5 E. G. In das Handels- 
regiſter eingetragener Bergwerksbeſitzer iſt Kaufmann. Stellung 
des Handlungsbevollmächtigten.] 

Mit der Klage hat die Kl. Rechte aus einem Werkvertrage 
hergeleitet, der am 3. Juli 1900 zwiſchen der Kl. und dem 
Ingenieur F., der das von der verklagten Firma betriebene Stein⸗ 
kohlenbergwerk leitete, und welcher als Vertreter dieſer Firma 
aufgetreten iſt, abgeſchloſſen worden, und der die Herſtellung 
einer Seilbahn ſeitens der Kl. für die gedachte Firma betraf. 
Die Klage tft abgewieſen, Berufung und Revifion find zurück⸗ 
gewieſen worden. Unbedenklich iſt angenommen, daß als geſetz⸗ 
liche Beſtimmung, welche für den Umfang der Befugniſſe des 
F. in Betracht kommt, ſich der § 54 des neuen H. G. B. dar⸗ 
ſtellt, da das Unternehmen der verklagten Firma, deren Inhaber, 
eine einzelne Perſon, ein Bergwerk betreibt, nach der ſtatt⸗ 
gehabten Eintragung in das Handelsregiſter zufolge § 2 jenes 
Geſetzes (vergl. auch Art. 5 des E. G. zum neuen H. G. B.), 
als Handelsgewerbe gilt. Darnach iſt in Frage, ob das in Rede 
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ſtehende Geſchäft als ein ſolches erſcheint, welches der Betrieb 
eines derartigen Handelsgewerbes gewöhnlich mit ſich bringt, 
ſodaß das Geſchäft von F. in feiner Stellung als Handlungs- 
bevollmächtigten ohne beſondere Legitimation wirkſam abgeſchloſſen 
werden konnte. Solches durfte in nicht zu beanſtandender Weiſe 
mit Rüdfiht darauf, daß es ſich um einen Vertrag handelte, 
der die Lieferung einer Seilbahn unter Feſtſetzung der Gegen⸗ 
leiſtung auf 81 000 Mark bezielte, verneint werden. S. c. St., 
u. v. 1. Juli 04, 61/04 VII. — Karlsruhe. 

Verſicherungsrecht. 

21. Einfluß der durch das Verfahren über das Armenrecht 
abgelaufenen Präkluſivfriſt der Verſicherungsbedingungen.] 

Es ſteht in Frage, ob gegenüber dem Klageanſpruche des 
Erben aus dem Verſicherungsvertrage die Einrede durchgreift, 
daß dieſelbe erloſchen ſei, da er nicht, wie nach Ziffer 56 der 
Bedingungen erforderlich, innerhalb 3 Monaten von der am 
22. Januar 1902 erfolgten Weigerung ab erhoben worden. 
Es liegt vor, daß die Kl. am 27. März 1902 die Bewilligung 
des Armenrechts nachgeſucht haben, welches ihnen jedoch erſt in 
der Beſchwerdeinſtanz am 14. Mai 1902 bewilligt iſt. Auf 
Grund dieſes Umſtandes, welcher in den Gründen des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils niedergelegt iſt und der den Gegenſtand 
der zweitinſtanzlichen Verhandlung gebildet hat, da jene Gründe, 
wenn auch in der Berufungsentſcheidung das erſte Erkenntnis 
nicht als vorgetragen angegeben iſt, als in der zweitinſtanzlichen 
Verhandlung vorgekommen anzuſehen ſind, durfte die Vorinſtanz 
annehmen, daß die Nichtinnehaltung der in Rede ſtehenden 
Frift ſeitens der Kl., von denen die Klage ſofort nach Be⸗ 
ſeitigung des in ihrem Unvermögen liegenden Hinderniſſes der 
Klaganſtellung erhoben iſt, nicht auf einem Verſchulden beruht, 
und danach der fragliche Einwand der Bekl. nicht Platz greift. 
V. c. B., U. v. 24. Juni 04, 49/04 VII. — Berlin. 

II. Das Gemeine Recht. 

22. Bei der Rückforderungsklage iſt Rechtsirrtum nicht 
unter allen Umſtänden zu berückſichtigen.] 

Die Frage kommt allein in Betracht, ob bei der Rück⸗ 
forderung der nicht geſchuldeten und irrtümlich gezahlten Abgaben⸗ 
beträge den beklagten Magiftrat der Irrtum der Kl. über die 
Gültigkeit der Tarife als Rechtsirrtum berückſichtigt werden 
darf. Die Frage iſt mit dem B. R. zu bejahen. Sie wäre 
nur zu verneinen, wenn der Rechtsirrtum unter allen Umſtänden 
als unentſchuldbar zu gelten hätte, da ein unentſchuldbarer 
Irrtum die condictio indebiti ausſchließt (Entſch. des R. G. 
Bd. 44 S. 141). Indeſſen ergibt ſich ein ſolcher Satz weder 
aus der Natur der Sache, noch aus den poſitiven Normen des 
Gemeinen Rechtes. Nach dieſem bildet die Unentſchuldbarkeit 
des Rechtsirrtums nur die Regel, welche Ausnahmen in fub- 
jektiver wie in objektiver Beziehung zuläßt (vergl. 1. 9 § 3 
D. 22, 6, 1. 10 D. 37, 1, I. 2 8 5 D. 38, 15; Windſcheid⸗ 
Kipp, Pandekten §8 79a Anm. 5, 6, Entſch. des R. G. Bd. 39 
S. 98). Daß die Regel für die condictio indebiti unbeſchränkt 
und ohne die ſonſt zugelaſſenen Ausnahmen gelte, könnte nur 
angenommen werden, wenn eine andere Auslegung mit den 
Quellen ſchlechterdings unvereinbar wäre. 
Ausſprüche, nach denen anſcheinend die condictio indebiti bei 
Rechtsirrtum überhaupt nicht gegeben iſt (z. B. 1. 9 8 5 
D. 22, 6), während an anderer Stelle das Gegenteil geſagt iſt 
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(I. 1 pr. D. 36, 4). Die herrſchende Meinung in Theorie und 
Praxis geht deshalb dahin, daß auch bei der Rückforderung 
einer Nichtſchuld der Rechtsirrtum regelmäßig keinen Anſpruch 
auf Beachtung verdiene, daß die Regel aber dann nicht Platz 
greife, wenn der Rechts irrtum ausnahmsweiſe entſchuldbar ſei 
(Windſcheid⸗Kipp § 426 Anm. 14, 25, Dernburg Pand. Bd. 2 
§ 141 Anm. 17, 18. Vangerow Bd. 3 8625 Z. II Nr. 3; 
Seuffert Bd. 5 Nr. 291, Bd. 7 Nr. 53, Bd. 13 Nr. 254, 
Bd. 31 Nr. 40, Bd. 33 Nr. 134, Bd. 37 Nr. 121). Der 
Senat trägt kein Bedenken, ſich dieſer Meinung anzuſchließen. 
Mag. S. c. M., U. v. 24. Juni 04, 47/04 III. — Roſtock. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 9. April bis 17. Mai 1904.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 


A. Strafgeſetzbuch. 


1. Str. G. B. §§ 41, 193. 

Die Unbrauchbarmachung der inkriminierten Druckſchrift iſt 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 193 des Str. G. B. 
ausgeſchloſſen. U. d. II. Sen. v. 10. Mai 04 (1304/04). 

2. Str. G. B. § 47 flg. Preuß. Str. G. B. § 270. 

Die Anſicht, daß bei einem Vergehen gegen den noch zu 
Recht beſtehenden § 270 des Preuß. Str. G. B. der § 47 
des R. Str. G. B. nicht Anwendung finden könne, weil letztere 
Vorſchrift zur Zeit des Erlaſſes des erſteren noch nicht beſtanden 
habe, iſt rechtsirrig. Die Materie der Teilnahme iſt im 
R. Str. G. B. erſchöpfend geregelt und die Beſtimmungen hier⸗ 
über müſſen auch bei Spezialgeſetzen Anwendung finden, ſoweit 
nicht letztere Geſetze abweichende Vorſchriften enthalten. U. d. 
II. Sen. v. 3. Mai 04 (838/04). 

3. Str. G. B. § 60. Str. P. O. § 376. 

Wenn der Erſtrichter im Irrtum über die Dauer der 
wirklich erlittenen Unterſuchungshaft einen größeren Zeitraum 
als wirklich verbüßt oder eine in anderer Sache verbüßte Unter⸗ 
ſuchungshaft auf die erkannte Strafe angerechnet hat, ſo ſtellt 
ſich dieſer Irrtum als ein rein tatſächlicher dar, der mit der 
Reviſion nicht angreifbar iſt. U. d. III. Sen. v. 9. Mai 04 
(2181/04). 

4. Str. G. B. § 67. 

Bei dem Vergehen der Erpreſſung beginnt der Lauf der 
Verjährung nicht mit der Erpreſſungshandlung des Täters, 
ſondern erſt mit dem Eintritt der Wirkung, der Zahlung des 
erpreßten Geldes durch den Bedrohten. Das Gleiche gilt beim 
Betrug. Auch hier iſt für den Beginn der Verjährung maß⸗ 
gebend nicht der Tag der falſchen Vorſpiegelung, ſondern der 
Zeitpunkt, in welchem infolge der Vorſpiegelung des Angeklagten 
der Getäuſchte die ihn ſchädigende Handlung vornahm (cfr. 


Entſch. d. R. G. in Strafſachen XXXIII. S. 230). U. d. 
I. Sen. v. 14. April 04 (4721/03). 

5. Str. G. B. § 154. 

Darüber kann kein Zweifel beſtehen, daß das vom 


amtierenden Richter bei der erſten, die Grundlage für die proto- 
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kollariſche Niederſchrift der Zeugenausſage bildenden Befragung 
des Zeugen und bei der Niederſchrift des Ausſageninhalts ein⸗ 
geſchlagene Verfahren mit den Beſtimmungen der Zivilprozeß⸗ 
ordnung im Widerſpruche ſteht. Wie die Strafkammer völlig 
zutreffend ausführt, ſoll das Protokoll durch das Zuſammen⸗ 
wirken beider Urkundsperſonen, des Richters und des Gerichts⸗ 
ſchreibers, zuſtande kommen. In der übereinſtimmenden, auf 
eigene Wahrnehmung jedes von beiden geſtützten Bekundung 
liegt diejenige Garantie für die materielle Richtigkeit der Auf- 
faſſung und Wiedergabe der niedergeſchriebenen Ausſage, die das 
Geſetz fordert. Allein damit iſt noch keineswegs entſchieden, daß 
in demjenigen Teile der amtsgerichtlichen Verhandlung, der vor 
die Zuziehung des Gerichtsſchreibers fällt, die objektiven Tat⸗ 
beſtandserforderniſſe des 8 154 des Str. G. B. nicht gegeben 
ſeien. Für die Entſcheidung dieſer Frage müßte in Erörterungen 
darüber eingetreten werden, wieweit die Anwendbarkeit dieſes 
Strafgeſetzes überhaupt neben der eidlichen Bekräftigung eines 
Zeugniſſes oder Gutachtens vor der zur Abnahme von Eiden 
zuſtändigen Behoͤrde die Ablegung eines Zeugniſſes oder Gut⸗ 
achtens vor eben dieſer Behörde zur Vorausſetzung hätte, wie 
weit eventuell zufolge prozeſſualer Mängel, die der Abhörung 
oder der Niederſchrift über ſie anhaften, der Erklärung des 
Zeugen die rechtliche Bedeutung eines Zeugniſſes abzuſprechen 
wäre, und welche Tragweite in dieſer Beziehung insbeſondere 
dem 8 165 der Z. P. O. zukäme, ob darin nur eine die Beweis- 
führung bezweckende Beſtimmung, oder eine die Rechtsgültigkeit 
des Beweisaktes bedingende Formvorſchrift enthalten wäre, oder 
endlich gar eine Norm für Beſetzung der Gerichtsbank, deren 
Verletzung zu der Annahme führen müßte, die Verhandlung 
habe nicht vor „einer zur Abnahme von Eiden zuſtändigen Be⸗ 
horde“ ftattgefunden. Der Erörterung aller dieſer Zweifel 
bergenden Fragen iſt man indeſſen im vorliegenden Falle über⸗ 
hoben, weil in demjenigen Teile der Verhandlung, ber ſich nach 
Zuziehung des Gerichtsſchreibers vollzogen hat, ein Tatbeſtand 
gegeben iſt, der auch den weiteſt gehenden Anforderungen an 
die Auslegung des § 154 des Str. G. B. entſpricht. Nach 
Zuziehung des Gerichtsſchreibers hat feſtgeſtelltermaßen in bezug 


auf die vom Richter bereits entworfene Niederſchrift feiner Aus- 


ſage, die ihm vorgeleſen wurde, eine „zuſammenfaſſende Be⸗ 


fragung” des Zeugen ftattgefunden, wie an einer Stelle des 
Urteils geſagt wird; jedenfalls hat der Zeuge auf die ent⸗ 
ſprechende richterliche Frage erklärt: „ich habe ihr nichts hinzu⸗ 
zuſetzen und nichts daran zu ändern, ich genehmige ſie.“ Damit 
gab er zu erkennen, daß der Inhalt des Niedergeſchriebenen ſeine 
Zeugenausſage enthalte, daß ſie ſo, wie ſie niedergeſchrieben ſei, 
richtig und vollſtändig ſei. Hierin iſt die formell von den 


früheren Vorgängen unabhängige und ſelbſtändige Abgabe eines 
Zeugniſſes vor Richter und Gerichtsſchreiber zweifelsfrei zu er- 


blicken. Die dies verneinende Anſchauung der Strafkammer 


erſcheint rechtsirrig, und damit iſt der freiſprechenden Ent⸗ 


. m 


ſcheidung, die allein auf dieſer Anſchauung beruht, die Grund- 
lage entzogen. U. d. IV. Sen. v. 6. Mai 04 (5744/03). 

6. Str. G. B. § 157. 

Die Rechtsanſchauung des Erſtrichters, als ob die Beſtimmung 
m § 157 Ziff. 1 Str. G. B. dann nicht Platz greife, wenn an 
ſich nur ein Teil einer in mehreren Punkten unwahren Ausſage 


die Möglichkeit entnehmen laſſe, daß die Angabe der Wahrheit 
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gegen den Zeugen ſelbſt eine Verfolgung wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens nach ſich ziehen könnte, iſt rechtsirrig. U. d. 
I. Sen. v. 14. April 04 (1652/04). 

7. Str. G. B. 8 164. 

Ein preußiſcher Bahnmeiſter iſt keine Behörde, ſondern 
nur ein Organ der Betriebsinſpektion (§ 10 des Verwaltungs ⸗ 
ordnung für die Staatseiſenbahnen vom 17. Mai 1902 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 131 flgd.]). Dieſe iſt die Behörde, welche nach 
eigenem Ermeſſen tätig iſt, und welche durch den ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erkennbar gemachten Staatswillen als 
dauerndes Subjekt ftaatlicher Hoheitsrechte und Pflichten an- 
erkannt und organifiert ff. U. d. II. Sen. v. 22. April 04 
(1918/04). 

8 Str. G. B. § 164. 

Soferne die Strafunmündigkeit des Angezeigten aus der 
Anzeige nicht hervorgeht, kann auch die Anzeige gegen einen 
Strafunmündigen unter 8 164 fallen. U. d. II. Sen. v. 
6. Mai 04 (1137/04). | 

9 Str. G. B. § 184 Ziff. 3. 

Sollte das Publikum veranlaßt werden, die in der Druck⸗ 
ſchrift als beſonders empfehlenswert bezeichneten Mittel fich 
anzuſchaffen, ſollte alſo der geſchäftliche Abſatz dieſer Gegenſtände 
vermehrt werden, fo hindert die angenommene Wiſſenſchaftlichkeit 
der Darſtellung nicht das Ergebnis, daß durch das Buch gewiſſe 
zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmte Gegenſtände angeprieſen 
find (cfr. Entſch. des R. G. in Strafſachen 34 S. 81). U. d. 
II. Sen. v. 3. Mai 04 (870/04). 

10. Str. G. B. 58 240, 193. 

Einen allgemeinen Rechtsſatz des Inhalts, daß die Inhaber 
der Auskunftsbureaus bei Androhung der Aufnahme in die Liſte 
ſäumiger oder böswilliger Schuldner und Mitteilung der Liſte 
an andere keine Nötigung begingen, da ihnen hinſichtlich der 
angedrohten Beleidigung der Schutz des § 193 zuſtehe, hat das 
Reichsgericht nie aufgeſtellt. Vielmehr iſt jeweils nach den Tat⸗ 
umftänden des Falles zu unterſuchen, ob die fragliche Mitteilung 
den Zweck hatte, die Kunden des Bureaus behufs Schutzes vor 
künftigen Verluften über die Kreditwürdigkeit von Perſonen 
aufzuklären. Wird die Aufnahme in das Verzeichnis einfach 
als Zwangsmittel angedroht, ohne Rückſicht darauf, ob der An- 
drohende die Überzeugung von der Böswilligkeit des Schuldners 
fi verſchafft hat, dann kann von Anwendung des 5 193 keine 
Rede fein. Ob in dem Wort „böswillig“ eine formale, den 
§ 193 ausſchließende Beleidigung zu finden ſei, iſt im Einzel ⸗ 
falle zu prüfen und kann nicht einfach deswegen verneint werden, 
weil kein Schimpfwort gebraucht ſei. U. d. IV. Sen. v. 
19. April 04 (5715/03). 

. 11. Str. G. B. 58 242, 266. 

In Verfolgung der in dem Urteil Bd. 32 S. 26 der 
Entſcheidungen ausgeſprochenen Rechtsmeinung hält der Senat 
ſeine in dem früheren Urteil vom 3. November 1896 D. 3155/96 
vertretene Anſicht, daß die Annahme der Idealkonkurrenz zwiſchen 
Diebſtahl und Untreue rechtsgrundſätzlich unmöglich ſei, nicht 
mehr aufrecht und nimmt, indem er inſoweit dem Urteil des 
II. Strafſenats vom 15. Januar 1904 D. 3460/03 beitritt, an, 
daß nach Lage des konkreten Falls die Annahme einer ſolchen 
Konkurrenz rechtlich zuläſſig iſt. U. d. IV. Sen. v. 14. Mai 04 
(6391/03). 
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12. Str. G. B. § 263. 

Wenn der zwiſchen dem Angeklagten und dem Beſchädigten 
infolge betrügeriſcher Vorſpiegelungen des erſteren geſchloſſene 
Vertrag als gegen die guten Sitten verftoßend nichtig und 
deshalb eine Rückforderung des vom Beſchädigten auf Grund 
des Vertrags gemachten Leiſtung ausgeſchloſſen ift (§817 B. G. B.), 
dann iſt eine Verurteilung wegen Betrugs ausgeſchloſſen, weil 
eine Schädigung im Rechtsſinne nicht vorliegt. (Angeklagter 
hatte die Abfiht der Beſtechung vorgeſpiegelt und zu dieſem 
Zwecke Geld erhalten.) Die gegenteilige Anſicht des erkennenden 
Senats (Goltdammers Archiv 42 S. 119) wird aufgegeben. 
U. d. II. Sen. v. 3. Mai 04 (1851/04). 

13. Str. G. B. § 267. 

Der Umſtand, daß der Gemeindevorſteher, da er nach § 88 
der preußiſchen Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 die 
Verwaltung der Landgemeinde führt, ſie nach außen vertritt, 
namens derſelben mit Privatperſonen und Behörden verhandelt 
und die Pflicht hat, darauf zu ſehen, daß der Grund und 
Boden ſeiner Gemeinde in keiner Weiſe von irgend einer Seite 
in Beſitz genommen werde, befugt und verpflichtet iſt, falls 
letzteres geſchehe, darüber Anzeige zu erſtatten, iſt nicht geeignet, 
die Annahme, daß eine ſolche Anzeige eine öffentliche Urkunde 
ſei, zu begründen. U. d. IV. Sen. v. 13. Mai 04 (223/04). 

14. Str. G. B. 88 276, 73. 

Idealkonkurrenz von § 276 Str. G. B. und Wechſelſtempel⸗ 
ſteuerhinterziehung iſt rechtlich möglich; dabei iſt trotz des in 
§ 73 Str. G. B. enthaltenen Prinzips der Strafabſorption gemäß 
der pofitiven Vorſchrift des § 276 die Zuerkennung der Stempel ⸗ 
ſteuerſtrafe neben der Strafe aus § 276 auszuſprechen. Ver⸗ 
wendet iſt eine Stempelmarke, ſobald fie in der durch den 
Bundesratsbeſchluß vom 8. März 1901 vorgeſchriebenen Weiſe 
aufgeklebt und mit dem Datum der Verwendung verſehen worden 
iſt; daß der Wechſel nachher nicht in Umlauf geſetzt wird, ändert 
hieran nichts. U. d. III. Sen. v. 28. April 04 (6308/03). 

15. Str. G. B. § 288. s 

Für die Annahme, daß die Zwangsvollſtreckung drohte, 
genügt es — vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 31 
S. 22 (24) und die dort angezogenen Entſcheidungen —, daß 
nach den beſond eren Umſtänden des Falles objektiv die 
Zwangsvollſtreckung ſich als nahe bevorſtehend darſtellt. 
Wenn nun auch hiervon in einem Falle, wo der Gläubiger die 
Verhaltniſſe feines Schuldners völlig überſchaut und richtig 
würdigt, füglich ſo lange nicht die Rede ſein kann, als der 
Gläubiger ſelbſt noch unentſchloſſen iſt, ob er gegen den 
Schuldner mit prozeſſualen Zwangsmaßregeln vorgehen ſoll oder 
nicht, ſo liegen doch, wie Entſcheidungen in Strafſachen Bd. 23 
S. 177 gezeigt, die Verhältniſſe da anders, wo dem Gläubiger 
die wahre Lage des Schuldners verborgen iſt, wo aber feſt⸗ 
ſteht, nicht nur daß erſterer, ſobald er ſie kennen lernt, ohne 
Zögern prozeſſuale Zwangsmittel zur Anwendung bringen wird, 
ſondern auch daß eine alsbaldige Aufklärung des Gläu⸗ 
bigers über die Verhältniſſe des Schuldners mit Sicherheit in 
Ausſicht ſteht. In einem ſolchen Falle kann ohne Rechts iertum 
die Zwangsvollſtreckung zu einer Zeit als nahe bevorſtehend an⸗ 
geſehen werden, wo der Gläubiger ſelbſt den Entſchluß. gegen 
den Schuldner vorzugehen, noch nicht gefaßt hat. U. d. IV. Sen. 
v. 22. April 04 (6189/03). 
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16. Str. G. B. 8 289 (B. G. B. 58 559 ff.). 

Auch unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches 
kann dem Vermieter für ſeine Forderungen aus dem Miet⸗ 
verhältnis an den eingebrachten Sachen des Mieters von dieſem 
durch Vertrag ein Zurückbehaltungsrecht, allerdings nur mit 
obligatoriſcher Wirkſamkeit beſtellt werden; die Unpfändbarkeit 
der Sachen ſchließt die Begründung des Zurückbehaltungsrechtes 
nicht aus. Die vertragswidrige Entfernung der Sachen ſtellt 
ſich als Wegnahme im Sinne des § 289 dar. U. d. III. Sen. 
v. 14. April 04 (5794/03). 

17. Str. G. B. 58 296, 370 Ziff. 4. 

Das Liegenlaſſen der am Tage ausgelegten Netze während 
der Nachtzeit ſtellt ſich als Fiſchen zur Nachtzeit dar. U. d. 
IV. Sen. v. 15. April 04 (138/04). 


B. Strafprozeßordnung. 


1. Str. P. O. 8 37; Z. P. O. § 211. 

Die bei der Zuſtellung von Amts wegen auf den Umſchlag 
zu bringende Geſchäftsnummer braucht nicht dieſelbe wie die des 
zuzuſtellenden Schriftſtückes zu ſein; es genügt, daß die Geſchäfts⸗ 
nummer des Umſchlags durch einen Vermerk in den Akten 
nachgewieſen wird und daß dieſer Vermerk über die Identität 
des zuzuſtellenden und des zugeſtellten Schriftſtücks keinen Zweifel 
aufkommen läßt. Beſchl. d. IV. Sen. v. 17. Mai 04 (2274/04). 

2. Str. P. O. § 53. 

Darin, daß die Genehmigung des Landgerichtspräſidenten 
zur Zeugnisabgabe des Notars nur „überreicht“ worden iſt, 
liegt eine Verletzung des § 53 der Strafprozeßordnung nicht, 
da, falls eine Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit im ein- 
zelnen Falle beſteht, es Sache des Richters iſt, die Ge⸗ 
nehmigung der Dienſtbehörde des Beamten einzuholen, dafern 
eine ſolche nicht bereits von anderer Seite beigebracht iſt. 
Daraus, daß die in 8 53 cit. angeordneten Vorbedingungen 
der Vernehmung nicht erfüllt find, kann übrigens ein Reviſions⸗ 
grund nicht hergeleitet werden. U. d. IV. Sen. v. 12. April 04 
(5979/03). | 

3. Str. P. O. § 56 Ziff. 3. 

Der Umſtand, daß die ſeitens des einen Angeklagten ver⸗ 
übte Körperverletzung bezüglich deren Zeuge im Verdachte der 
Mittäterſchaft ſteht, und auf der anderen Seite die am Zeugen 
durch den anderen Angeklagten verübte Körperlegung inſofern in 
einem gewiſſen Zuſammenhange ſtehen, als die letztere Körper⸗ 
verletzung durch die erſtere hervorgerufen wurde, kann an der 
Notwendigkeit der Beeidigung des Zeugen, ſoweit ſich ſeine 
Ausſage auf die an ihm ſelbſt begangene Körperverletzung bezog, 
nichts ändern (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XVII 
S. 116, Bd. XXVII S. 266, Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in Strafſachen Bd. IX S. 234 und die daſelbſt in Bezug ge⸗ 
nommenen weiteren reichsgerichtlichen Urteile). Die in den 
Entſcheidungen Bd. VII S. 331 und Rechtſprechung Bd. IV 
S. 871 vertretene abweichende Rechtsauffaſſung kann der neueren 
Judikatur des höchſten Gerichtshofes gegenüber nicht weiter auf. 
recht erhalten werden. U. d. III. Sen. vom 21. April 04 
(6121/03). 

4. Str. P. O. § 66. 

Auch dann, wenn das 1. Urteil wegen nicht ordnungs- 
gemäßer Beſetzung des Gerichts aufgehoben wurde, iſt es zr. 
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läſfig, daß die Zeugen bei der neuerlichen Verhandlung die 
Richtigkeit ihrer Ausſage unter Berufung auf den in der erſten 
Verhandlung geleiſteten Eid verſichern. U. d. III. Sen. v. 
9. Mai (106/04). 

5. Str. P. O. § 255. 

Das Medizinalkomitee einer bayeriſchen Univerfität iſt eine 
Behörde und die gemäß der Verordnung vom 29. September 
1878 (Geſ.-⸗ u. Verordn.⸗Blatt S. 435) bei ihm erholten 
gutachtlichen Außerungen ſtellen ſich auch ohne daß ſie auf 
kollegialer Beratung und Beſchlußfafſſung beruhen, als Gut⸗ 
achten des Komitees dar, wobei letzteres als Behörde durch den 
es nach außen vertretenden Vorſtand und den als Einzelbeamten 
ſachlich tätigen Beifitzer gebildet wird. U. d. I. Sen. v. 
30. April 04 (1886/04). 

6. Str. P. O. 8 264. Gew. O. 8 153. 

Die in $ 153 cit. erwähnten mehreren Begehungsmittel 
ftellen nicht verſchiedene „Begehungsarten“, ſondern „gleich- 
wertige Erſcheinungsformen“ eines und desſelben Tatbeſtandes 
dar. Das Gericht war daher nicht verpflichtet, auf Ver⸗ 
änderung des rechtlichen Gefichtöpunftes hinzuweiſen, weil es 
entgegen dem Eröffnungsbeſchluſſe nicht Verrufserklärung, ſondern 
Ehrverletzung angenommen hat. U. d. II. Sen. v. 12. April 04 
(4644/03). 

7. Str. P. O. 8 264. 

Wird bei Hehlerei ftatt des „Anfichbringens“ der Tat⸗ 
beſtand des „Verheimlichens“ angenommen, ſo iſt der Hinweis 
auf die Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes notwendig. 
U. d. IV. Sen. v. 22. April 04 (1732/04). 

8. Str. P. O. § 265. 

Es verſtößt zweifellos nicht gegen § 265, an Stelle des 
von dem Eröffnungsbeſchluſſe angenommenen Diebſtahls einer 
Sache in dem Urteile Unterſchlagung der gleichen Sache treten 
zu laſſen (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XII S. 88). 
Ganz das Gleiche trifft aber zu, wenn es ſich um das Verhältnis 
von Betrug und Unterſchlagung in bezug auf das nämliche 
Deliktsobjekt handelt. Daß es ſich bei dem Betruge und der 
Unterſchlagung nicht um das gleiche konkrete Tun handelt, 
ſondern dabei zeitlich auseinanderliegende äußere Tätigkeitsakte 
in Frage kommen, ſchloß die Identität der dem Eröffnungs- 
beſchluſſe wie dem Urteile zu Grunde liegenden Straf⸗ 
taten keineswegs aus. U. d. III. Sen. v. 14. April 04 
(6365/03). 

9. Str. P. O. 55 437 (58. 242). 

Zwar hat der Nebenkläger das Recht auf ununterbrochene 
Anweſenheit bei den Hauptverhandlungen auch dann, wenn er 
als Zeuge vernommen werden ſoll. Wenn er ſich aber mit den 
übrigen Zeugen nach dem Aufrufe entfernt, ohne den Willen, 
ſchon vor der Zeugenvernehmung der Verhandlung beizuwohnen, 
zu äußern, ſo erſcheint er nicht beſchwert, zumal wenn ihm nach 
der Beweisaufnahme das Wort zu Ausführungen gegeben war. 
U. d. III. Sen. v. 21. April 04 (350/04). 

10. Str. P. O. 8 492 (Gerichtskoſtengeſetz § 60, 
Str. G. B. 8 79). 

Nach 8 60 des Gerichtskoſtengeſetzes ſoll für die Gebühren ⸗ 
bewertung nicht die in den verſchiedenen Urteilen erkannte Gefamt- 
ſtrafe maßgebend ſein, ſondern für jedes neue Verfahren der 
darin erkannte Mehrbetrag der Strafe. Gibt hiernach die 
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ſchließlich erkannte Geſamtſtrafe nicht den Maßſtab für die Höhe 
der Gerichtsgebühren dann, wenn ſie in dem zweiten oder 
folgenden Urteil feſtgeſetzt wird, fo kann fie auch nicht 
maßgebend fein, wenn die Feſtſtellung nach 8 492 der 
Str. P. O. durch Beſchluß erfolgt. Beſchl. d. II. Sen. v. 
22. April 04. 


C. Andere Reichsgeſetze. 


1. Gewerbeordnung 8 56 Abſ. 2 Ziff. 11. 

Unter den Begriff „Schmuckſachen und Bijouterien“ fallen 
auch Sachen, die zu Gebrauchszwecken beſtimmt find, aber gleich⸗ 
zeitig auch zum Schmuck dienen, wie Nadeln jeder Art, Kämme, 
Schnallen, Ketten. Zwiſchen echten und unechten Sachen iſt 
dabei nicht zu unterſcheiden, gerade die Sachen aus unedlem 
Metall ſollten wegen der Gefahr einer Täuſchung des Publikums 
der Beſchränkung des § 53 unterliegen. U. d. IV. Sen. v. 
7. Mai 04 (1572/04). 

2. Preßgeſetz § 18 Abſ. 1 Nr. 2. 

Der Umſtand, daß Angeklagter bloß Setzer und als 
ſolcher kraft Vertrages verpflichtet war, den Anweiſungen 
ſeines Arbeitsgebers Folge zu leiſten, ſchließt ſeine ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit wegen Angabe eines falſchen 
Redakteurs nicht aus, ſofern er durch die Drucklegung 
bei der falſchen Angabe mitgewirkt hat. U. d. IV. Sen. v. 
29. April 04 (6194/03). 

3. Patentgeſetz 88 4, 36. 

Zum Inverkehrbringen genügt jede Tätigkeit, durch die der 
Eintritt des Gegenſtandes der Erfindung in den Verkehr tat⸗ 
ſächlich herbeigeführt wird (Entſch. des R. G. in Strafſachen 
X 351, XI 242); das iſt im vorliegenden Falle dadurch 
geſchehen, daß der Angeklagte, indem er ſich unbefugt als 
Patentinhaber aufſpielte, eine Beſcheinigung ausſtellte, die 
von der Baupolizei für die Abnahme eines nach dem 
Patente hergeſtellten Werks erfordert wurde. U. d. II. Sen. 
v. 19. April 04 (6360/03). 

4. Poſtgeſetz vom 28. Okt. 1871 88 2, 27 Nr. 1. 

Die Beförderung als Handgepäck kann als Beförderung 
durch expreſſen Boten nur ſolange gelten, als ein einzelner 
Reiſender den Raum zur Unterbringung des Handgepaͤcks 
benutzt, der für den von ihm eingenommenen Sitzplatz zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Wenn dagegen ein Reiſender mehrere Fahrkarten 
nur zu dem Zwecke löſt, um mehr Raum zur Unterbringung 
von Gepäck zu erlangen, ſo iſt nicht mehr der Reiſende, ſondern 
der Bahnwagen das Beförderungsmittel, Beförderung durch 
expreſſen Boten liegt alſo nicht vor. U. d. IV. Sen. v. 
9. April 04 (4961/03). 

5. Geſetz vom 11. Januar 1876, betr. das Urheberrecht 
an Muſtern und Modellen 88 5, 14. 

Auch die Herſtellung von Werkzeugen (Prägwalzen), welche 
einem andern die Nachbildung des geſchützten Muſters ermög⸗ 
lichen ſollen, iſt als ſtrafbare Urheberrechtsverletzung anzuſehen. 
Urt. d. I. Sen. v. 25. April 04 (4785/03). 

6. Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 
1896 8 4. 

Unter der Herſtellungsart iſt das geſamte bei der An- 
fertigung angewendete Verfahren zu verſtehen. Wer fremdes 
Erzeugnis für ſein eigenes ausgibt, z. B. aufgekaufte Ware als 
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nicht befigt, täuſcht über die Herſtellungsart. Dabei kann auch 
die Angabe des Orts der Herſtellung von Bedeutung ſein, 


nämlich dann, wenn an dem angegebenen Herſtellungsort ein 
gewies Verfahren üblich iſt, ſodaß mit der Unterftellung, die 


Ware entſtamme jenem Orte, ſich ohne weiteres die Vorſtellung, 


fie jet auf eine beſondere Art angefertigt, verbindet. Auch die 
Anpreiſung einer „Garantie für erſtklaſſige Arbeit“ in Ver⸗ 


bindung mit dem Hinweis auf die „Werkſtätte im Haufe“ 
kann unter 8 4 fallen, da fie bei dem kaufenden Publikum 
die Vorſtellung zu erwecken geeignet war, die von dem 
Angeklagten 8 Herrenkleider würden gewiſſermaßen 
unter feinen, des Geſchäftsherrn, Augen unter der Möglichkeit 
ſeiner ſtändigen Kontrolle und „ Anweiſung ſeiner 
Leute angefertigt und böten darum die Gewähr für eine be⸗ 
ſonders ſorgfältige Ausführung. U. d. I. Sen. v. 25. April 04 
(5362/03). | Ä | 

7. Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb 8 4. 

Ob eine unwahre Angabe „zur e geeignet“ iſt, 
iſt allerdings weſentlich Tatfrage. Beſteht die Möglichkeit, daß 
ein Teil des Publikums, weil ihm die Sachkenntnis zur Be⸗ 
urteilung der Güte der angeprieſenen Ware oder Leiſtungen 
fehle, die unwahren Angaben einer Reklame für wahre hält, ſo 
kann die unlautere Reklame nicht deshalb ſtraffrei ſein, weil 
vielleicht der größere Teil des Publikums jene Sachkenntnis 
befitzt, die ihn den Unwert der Anpreiſung erkennen läßt. (Vergl. 
auch Entſcheidungen Bd. 36 S. 77.) In ſolchen Fällen kommt 
die Urteilsfähigkeit eines Durchſchnitts menſchen bei Be⸗ 
urteilung der Täuſchungsgefahr nicht in Betracht. U. d. I. Sen. 
v. 11. Mai 04 (6042/03). 


8. Geſetz vom 19. Juni 1901 betr. das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und Tonkunſt § 15. 

Der Rechtsbegriff der „Vervielfältigung“ eines Werkes der 
Tonkunſt iſt erfüllt, auch wenn die zur Bezeichnung der einzelnen 
Töne gewählten Zeichen in einer von dem üblichen Fünflinien⸗ 
ſyſtem abweichenden Weiſe zur Darſtellung gelangten; es iſt gleich⸗ 
gültig, durch welches Verfahren die Wiedergabe bewirkt wird, 
eine den Tonſatz des Originals wiedergebende Aufzeichnung müßte 
daher auch dann als Vervielfältigung angeſehen werden, wenn 
dazu ſolche Zeichen verwendet wären, die, wie die Reviſion 
meint, als „Noten“ im herkömmlichen techniſchen Sinne nicht 
zu bezeichnen find. U. d. II. Sen. v. 17. Mai 04 (5436/03). 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Zur Klärung des Begriffs des weſentlichen Beſtandteils 
trägt Entſch. Nr. 3 bei, in der dieſe Frage in Anſehung einer 
elektriſchen Beleuchtungsanlage in einem Hotelbau erörtert wird. 


In Entſch. Nr. 4 wird der ſchon früher vom Reichsgericht 
(Entſch. Bd. 50 S. 55) ausgeſprochene Satz wiederholt, daß 
die geſetzlich erforderliche eigenhändige Unterſchrift nicht durch 
einen anderen hergeſtellt werden kann, deſſen ſich der Erklärende 
lediglich als Werkzeug bedient. 
Satze folgenden Gefahr von Betrügereien verweiſt das Reichs⸗ 
gericht auf die hiergegen beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 

us dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes und dem im § 249 
B. G. B. ausgeſprochenen Prinzipe der Naturalherſtellung dürfte 
ſich aber der Satz ableiten laſſen: Wer dafür ſchadenserſatzpflichtig 
iſt, daß eine von ihm nicht herrührende Unterſchrift als ſeine eigen⸗ 
1 in den Verkehr gelangt, muß ſich ſo behandeln laſſen, 
als ob ſie eigenhändig von ihm abgegeben wäre. 5 

In Entſch. Nr. 5 wird das Verhältnis des § 840 Abſ. 3 
B. G. B. zum Haftfpflichtgeſetz erörtert. | | 

Die Entſch. Nr. 6 verſagt demjenigen Kontrahenten, der 
ſeinerſeits die Annahme der ihm geſchuldeten Gegenleiſtung 
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aus feiner Fabrik herrührend bezeichnet, obſchon er eine ſolche 
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endgültig abgelehnt hat, die Einrede des nicht erfüllten Vertrags; 
er muß ſeine Einreden ſo geſtalten, daß auf ihrer Grundlage 
eine endgültige Regelung des Rechtsverhältniſſes ſtattfinden kann. 
Ferner wird in der Entſcheidung der Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung beim Werkoertrage behandelt und anerkannt, daß 
die verſchiedenen aus §8 634, 635 dem Beſteller zuſtehenden 
Anſprüche auch im Eventualitätsverhältniſſe geltend gemacht 
werden konnen. 


Nach Entſch. Nr. 7 wird der ſog. mittelbare Vertreter, 


deſſen Wille, in fremdem Namen zu kontrahieren, nicht erkennbar 
hervortrat, dem Dritten gegenüber lediglich ſelbſt berechtigt und 
verpflichtet. Mit dem Dritten tritt der Geſchäftsherr in keine 
rechtlichen Beziehungen; ſeine Beziehungen zu dem Vertreter 
richten fi nach dem der Vertretung zugrunde liegenden Rechts- 
verhältniſſe. 

In Entſch. Nr. 9 wird das Verhältnis des auf krankhaften 
Wahnvorſtellungen beruhenden Handelns zu dem Handeln in 
einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 
und ferner die Einwirkung ſolcher Zustände auf das Recht der 
Eheſcheidung erörtert. 

Die Entſch. Nr. 12 gibt wichtige Fingerzeige für die oft 
ſchwierige Auslegungsfrage, ob die Abſicht der Parteien bei 
Abſchluß eines Vertrages auf Begründung eines bloß obliga- 
toriſchen oder aber dinglichen Rechtsverhältniſſes ging. Im vor- 
liegenden Falle handelt es ſich um einen mit der Eiſenbahn 
geſchloſſenen Gleisanſchlußvertrag. 

In Entſch. Nr. 17 erklärt ſich das Reichsgericht, wenn die 
Sache wiederholt in die Reviſionsinſtanz gelangt, für dieſe 
Sache an ſeine in dem früheren Urteil ausgeſprochene Rechts- 
meinung gebunden. N. 


0 
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Vermiſchtes. 


Am 1. Oktober d. J. begeht Herr Rechtsanwalt Geheimer 
Juſtizrat Boltz zu Saarbrücken den Tag feines 50 jährigen 
Dienſtjubiläums. 

Geboren am 5. November 1831 zu Völklingen an der Saar, 
wurde er am 27. Dezember 1861 Aſſefſor. Im folgenden Jahre 
ließ er ſich als Advokat beim Landgericht Saarbrücken nieder, 
am 15. Juni 1863 wurde er zum Advokat⸗Anwalt ernannt. 
Seit langen Jahren iſt er durch das Vertrauen ſeiner Kollegen 
Mitglied des Vorſtandes der Anwaltskammer des Oberlandes- 
ne Coͤln. Viele Jahre ift er auch Fiskalanwalt der 

öniglichen Regierung, der Königlichen Berg- und Eiſenbahn⸗ 
behörden. Im Jahre 1884 wurde er zum Juſtizrat und im 
Jahre 1901 zum Geheimen Juftizrat ernannt. 

Als Hauptmann der Landwehr machte er die beiden Feld 
züge 1866 und 1870/71 mit. 

Durch das Vertrauen ſeiner Mitbürger bekleidet er ſeit 
einer langen Reihe von Jahren viele Ehrenämter; ſo u. a. das 
Amt eines Stadtverordneten und Beigeordneten der Stadt 
Saarbrücken. Seit 1893 iſt er Mitglied des Deutſchen Reichs ⸗ 
tages, und zwar gehört er der nationalliberalen Fraktion an. 

Immer beſtrebt, die Würde des Anwaltsſtandes nach innen 
und außen zu wahren, iſt er durch feine unermüdliche Pflicht- 
erfüllung, durch ſeine Gerechtigkeitsliebe, durch ſeine gediegenen 
Kenntniſſe, durch feinen lauteren Charakter ein Vorbild für feine 
jüngeren Kollegen geweſen, denen er mit Rat und Tat gern zur 
Seite ſtand. 

Er genießt nicht nur das ungeteilte Vertrauen ſeiner 
Kollegen und der Richter, ſondern der ganzen Bevölkerung. 
Möge ihm, der in ſeiner Beſcheidenheit jede Feier des Tages 
abgelehnt hat, feine jetzige Schaffensfreudigkeit, feine koͤrperliche 
und geiſtige Rüſtigkeit und ſein jugendlich friſcher Humor noch 
lange Jahre erhalten bleiben! | 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereins nachrichten. 

Der elfte Band der Eutſcheidungen des Ehrengerichts⸗ 
hofs für! deutſche Rechtsanwälte ift erſchienen und an die 
Mitglieder verſaudt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges 
können nur berückſichtigt werden, wenn ſie bis zum 
25. Oktober d. Js. an den Unterzeichneten gelangen. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 3. Oktober 1904. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

Herr Inſtizrat Seckel zu Göttingen, der ſchon früher 
einmal der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 10 000 
Mark geſcheukt hatte, hat ihr aus Aulaß eines frohen 
Familienereigniſſes abermals ein Geſchenk von 10 000 Mark 
gemacht. Namens der Hülfskaſſe wird dem Geber hierfür 
herzlicher Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 17. bis 30. Juli 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 130 B. G. B. Argliſtige oder fahrläſſige Vereitelung 
des Zugehens einer Willenserklärung durch den Adreſſaten.] 

Der Brief mit der Annahmeerklärung der Kl. auf das Ver⸗ 
tragsanerbieten des Bekl. iſt dieſem bis zum Ablauf der Friſt am 
9. April nicht zugegangen. Die mehrfachen, fehlgeſchlagenen Ver⸗ 
ſuche der Beſtellung eines eingeſchriebenen Briefes durch die Poſt er⸗ 
füllen nicht den Begriff des Zugehens, da ſie dem Bekl. nicht die 
Möglichkeit geben, von der Annahmeerklärung Kenntnis zu er⸗ 
langen. Erſt am 10. April, alſo verfpätet, iſt dem Bekl. die 
Annahmeerklärung der Kl. zugegangen. Überall in der Literatur 
(vergl. Titze in Iherings Jahrb. für Dogmatik Bd. 47 S. 445) 
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tritt das Beſtreben zutage, die Unzuträglichkeiten, die ſich aus 
der im § 130 B. G. B. angenommenen Empfangstheorie für 
den Rechtsverkehr ergeben können, zu beſeitigen. Für den Fall 
der Argliſt muß die Fiktion der Rechtzeitigkeit des Zugehens 
für begründet erachtet werden. Nach den 88 162 und 815 
B. G. B. gelten eine Bedingung und ein mit einer Leiſtung be⸗ 
zweckter Erfolg als eingetreten, wenn der Eintritt wider Treu 
und Glauben vereitelt iſt. Dieſe Beſtimmungen find nicht Aus- 
nahmevorſchriften, ſondern Einzelanwendungen des das B. G. B. 
beherrſchenden Grundſatzes von Treu und Glauben. Ihre ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf Fälle der vorliegenden Art iſt dem⸗ 
nach nicht ausgeſchloſſen ſondern geboten. Argliſtige Vereitelung 
hat der B. R. nicht feſtgeſtellt, wohl aber Verſchulden des Bekl. 
Für den Fall des Verſchuldens paſſen jene Anwendungsfälle des 
allgemeinen Grundſatzes von Treu und Glauben nicht, aber der 
Grundſatz iſt eben auf jene Anwendungsfälle nicht beſchränkt, 
ſondern beherrſcht den ganzen rechtsgeſchäftlichen Verkehr. Wer 
die Verſpätung des Zugehens einer für ihn beſtimmten Willens⸗ 
erklärung verſchuldet hat, hat dadurch freilich nicht gegen Treu 
und Glauben verſtoßen, wohl aber handelt er gegen Treu und 
Glauben, wenn er aus ſeinem Verſchulden zum Nachteile des 
anderen einen Vorteil herleiten will. (Vergl. Urteil des R. G. 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1904 S. 53 Nr. 4.) Das 
Verſchulden des Bekl. hat der B. R. ausreichend und ohne 
Rechtsnormverletzung feſtgeſtellt. Freilich wäre ein gewöhnlicher 
Brief durch Einwerfen in den an der Wohnung des Bekl. an⸗ 
gebrachten Briefkaſten dem Bekl. rechtzeitig zugegangen. Der 
eingeſchriebene Brief konnte nach § 39 Nr. VII (Abſchnitt V 
Abt. I) der Poſtordnung vom 20. März 1900 bei Abweſenheit 
des Bekl. nur an ein erwachſenes Familienmitglied oder an 
einen Bevollmächtigten des Bekl. ausgehändigt werden, und 
ſolche Perſonen waren zur erheblichen Zeit in der Wohnung des 
Bekl. nicht vorhanden. Mit Recht nimmt der B. R. aber an, 
daß der Bekl. damit rechnen mußte, daß die Kl. im vorliegenden 
Falle ihre Erklärung durch einen eingeſchriebenen Brief ſenden 
werde. J. c. N., U. v. 13. Juli 04, 48/04 V. — Marienwerder. 

2. 8 138 B. G. B. Inwieweit widerſprechen Vertrags- 
ftrafen, denen ſich der Arbeitnehmer unterwirft, den guten Sitten 7] 

In dem zwiſchen einer Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft und 
einem Ingenieur abgeſchloſſenen Dienſtvertrage fand ſich die 
Beſtimmung vor, daß der klagende Ingenieur, falls er an einem 
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1. Januar kündigen oder ihm an einem ſolchen gekündigt werden 
ſollte, des Anſpruchs auf die Proyilion des voraufgegangenen ganzen 
Jahres verluſtig gehe. Der hierauf geſtützte Einwand der Maſchinen⸗ 
bauanſtalt wurde, als gegen die guten Sitten verſtoßend, zurück— 
gewieſen. Das R. G. hob auf. Das B. G. meint, die Be- 
ſtimmung widerſpricht den guten Sitten deshalb, weil die heutige 
berechtigte Volksanſchauung erfordert, daß der wirtſchaftlich 
Stärkere ſich nicht in eine Lage verſetzt, welche ihm die Aus- 
nutzung der ſchlechteren Vermögenslage des anderen Teils für 
ſeine Zwecke geſtattet und weil es gegen dieſe Volksanſchauung 
verſtößt, wenn der Angeſtellte ſo, wie hier durch die ſtreitige 
Beitimmung geſchehen, gebunden und mehr oder minder der 
Willkür des Arbeitgebers überliefert wird. Gewiß verſtößt der 
wirtſchaftlich Stärkere, der für ſeinen Vorteil die ſchlechtere 
Vermögenslage des anderen Teils ausnützt, gegen die guten 
Sitten, und gewiß iſt eine Vereinbarung, die auf ſolche Aus— 
nutzung hinausläuft, ein durch $ 138 des B. G. B. für nichtig 
erklärtes Rechtsgeſchäft. Allein der ſtreitigen Beſtimmung wird 
ſolche Wirkung dadurch genommen, daß das Jahresgehalt, welches 
dem Kl. zugeſagt iſt und von der Beſtimmung nicht betroffen 
wird, auf 5 100 Mark, alſo auf einen Betrag ſich beziffert, der 
die Höhe der bislang entfallenen Proviſionen um das drei- und 
vierfache überſteigt. Die unbedingte Verpflichtung der Bekl. zur 
Auszahlung einer Vergütung in dieſer Höhe muß die Folgerung, 
daß Kl. dadurch, daß das Bezugsrecht weiterer Vermögens— 
vorteile mehr oder minder vom Willen ſeinetz Arbeitgebers ab» 
hängig geſtellt iſt, in ein nach allgemeiner Anſchauung zu miß— 
billigendes Abhängigkeitsverhältnis verſetzt wird, umſomehr 
ausſchließen, als eine argliſtige Ausübung der Kündigungs— 
befugnis von ſeiten der Bekl. den Verluſt der Proviſion nicht 
zu bewirken vermag. Dies gilt auch für den Fall, daß die 
Nebenbezüge fortgeſetzter Steigerung fähig erſcheinen. D. c. S., 
U. v. 1. Juli 04, 32/04 III. — Cöln. 

3. 88 138 Abſ. 1, 242, 249, 826, 853 B. G. B. 
Grundſätze bei Einrede der Argliſt, Mitwirkung bei einer Un- 
treue gegen die guten Sitten verſtoßend, Erſatzanſpruch des 
Geſchädigten.] 

Geklagt iſt aus einer Bürgſchaft, welche am 12. Juli 1901 
die damalige Handelsgeſellſchaft Fr. Sch., vertreten durch den 
Geſellſchafter K., für ein eben dieſem K. gegebenes Darlehn 
von 3000 Mark übernommen hat. Daß K. feinem Mitgeſell— 
ſchafter, dem Bekl., gegenüber unredlich handelte, indem er feine 
Vertretungsmacht dazu mißbrauchte, die Geſellſchaft ohne Wiſſen 
des Bekl. als Bürgin für eine Schuld eintreten zu laſſen, die 
er, K., lediglich in ſeinem eigenen Intereſſe, ja ſogar in der 
Abſicht, das Geld zu der von ihm nach dem Geſellſchafts— 
vertrage noch zu leiſtenden Einlage zu verwenden, kontraphierte, 
kann einem Zweifel nicht unterliegen. Mit Recht hat das B. G. 
aber auch eine Teilnahme des Kl. an dieſer Unredlichkeit, mithin 
eine Kolluſion desſelben mit dem K., angenommen, wenn es als 
feſtſtehend anſah, daß dasjenige, was K., als Zeuge vernommen, 
„meinte“, nämlich daß er dem Kl., nachdem er dieſem den mit 
der Firma unterzeichneten Bürgſchaftsſchein ins Hotel gebracht, 
aber ehe er von ihm das Darlehn erhalten hatte, geſagt habe, 
er möge der Firma nichts von der Sache mitteilen, der Wahrheit 
entſpreche, und wenn es deshalb davon ausging, der Kl. habe 
daraus erſehen, daß die Sache ſich hinter dem Rücken des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


anderen Geſellſchafters und ohne deſſen Wiſſen abſpielte. Nun 
hat der Rkl., unter Berufung auf Staub, Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuch (Aufl. 6und 7) Bd. 1 Anm. 13 zu 8126 S. 408, 
eingewandt, nicht jedes Wiſſen des dritten Kontrahenten, daß 
der Vertreter in ſeinem perſönlichen Intereſſe und ohne Wiſſen 
des Vertretenen handle, begründe eine Einrede gegen die von 
dem dritten Kontrahenten auf das Geſchäft geſtützte Klage; aber 
mag das auch richtig ſein, ſo hat doch jedenfalls hier das B. G. 
in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt, daß ſowohl K. als auch der 
Kl. wußten, daß durch dieſe Bürgſchaft die Geſellſchaft in 
Höhe des ganzen Betrages an ihrem Vermögen geſchädigt werden 
könne, womit der Fall der vorſätzlichen Schadenszufügung 
gegeben war. Jedenfalls hat das R. G. ſchon mehrfach in ganz 
entſprechend liegenden Fällen nach älterem Recht die Einrede 
der Argliſt für begründet erklärt; vergl. z. B. Entſch. des R. G. 
in Zivilſachen Bd. 6 S. 17, Bd. 43 S. 165 f. Das B. G. B. 
enthält nun freilich keine allgemeine Beſtimmung über die Ein⸗ 
rede der Argliſt, wodurch dieſer eine Geltung in gleichem Um- 
fange, wie nach dem früheren gemeinen Recht, ausdrücklich 
geſichert würde. Es kann dahin geſtellt bleiben, wie weit § 138 
Abſ. 1 oder §S 242 B. G. B. zu dem gleichen Ergebniſſe führen 
würde. Jedenfalls ergibt ſich aber dasſelbe in einem Falle von 
der Art des vorliegenden aus §S 826 in Verbindung mit § 249 
B. G. B. Da der Kl. durch Mitwirkung an der Untreue des 
K. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem 
Bekl. vorſätzlich den Schaden zugefügt hat, daß dieſer ihm aus 
der Bürgſchaft für die 3 000 Mark haftet, fo muß er dem Bekl. 
nach § 826 dieſen Schaden erſetzen, und zwar nach § 249 
vor allem dadurch, daß er ſeinen Anſpruch nie geltend macht; 
vergl. auch Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. 2 Bem. 20 zu 
8 796 ©. 556 und Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. 3 
(Aufl. 3) § 92 S. 284. Daß nach dem B. G. B. eine ſolche 
Einrede gegen einen durch eine unerlaubte Handlung erlangten 
Anſpruch begründet iſt, ergibt ſich auch aus § 853 desſelben. 
V. c. Sch., U. vom 30. Juni 04, 485/03 VI. — Hamm. 

4. 85 166, 278 B. G. B. Verwirkung eines Verfiche⸗ 
rungsanſpruches bei wiſſentlich falſcher Aufſtellung der angeblich 
verbrannten Sachen durch die Ehefrau des Verſicherten.] 

Der B. R. erachtet in Übereinſtimmung mit dem I. R. 
als erwieſen, daß die Ehefrau des Kl. das Verzeichnis der ver— 
brannten Sachen wiſſentlich falſch angefertigt hat. Bei Ein- 
gehen auf die Frage, ob die Argliſt der Ehefrau des Kl. dieſem 
zum Nachteil gereicht, betrachtet der B. R. aber, hier vom 
I. R. abweichend, die Anfertigung des Verzeichniſſes nicht als 
Erfüllung einer Verbindlichkeit des Kl. gegenüber der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft, ſondern vielmehr als Erfüllung einer Voraus⸗ 
ſetzung für die Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen 
aus dem Verſicherungsvertrage. Er hält deshalb den § 278 
B. G. B., nach weichem der Schuldner ein Verſchulden der 
Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit be- 
dient, in gleichem Umfange, wie fein eigenes zu vertreten bat, 
ebenſowenig für anwendbar, als die Vorſchriften des älteren 
(gemeinen) Rechts, nach denen umgekehrt der Geſchäftsherr für 


‚die Handlungen feiner Gehilfen, wenigſtens in gewiſſen Fällen, 


nur dann einzuſtehen hat, wenn er es in der Auswahl der Ge— 
hilfen an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen. Als zu 
entſcheidende Frage betrachtet der B. R. vielmehr, wie weit 
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außerhalb der Erfüllungsgeſchäfte der Vertretene für argliſtiges 
Handeln ſeines Vertreters in Vertragsverhältniſſen einzuſtehen 
hat, und in dieſer Richtung iſt er der Anſicht, daß es keinen 
Unterſchied mache, ob das neue oder das ältere Recht anwendbar 
ſei, weil beide in ihren hier maßgebenden Vorſchriften mitein- 
ander übereinſtimmen. Er berüdfihtigt zuerſt den §8 166 
B. G. B., welcher im Abſ. 1 beſtimmt, daß, ſoweit die recht⸗ 
lichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmängel oder 
durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer Umſtände 
beeinflußt werden, nicht die Perſon des Vertretenen, ſondern die 
des Vertreters in Betracht kommt, und führt mit Hinweis auf 
Windſcheid, Pandekten Bd. 1 § 73a, aus, in Übereinſtimmung 
hiermit beſtimme das gemeine Recht, daß bei der Beurteilung 
der Gültigkeit und Wirkung einer durch einen Stellvertreter 
abgegebenen Willenserklärung, ſoweit dabei Regeln zur An- 
wendung kommen, die einen gewiſſen Zuſtand des Innern des 
Urhebers des Rechtsgeſchäfts zur Vorausſetzung haben, auf des 
Vertreters, nicht des Vertretenen Perſon zu ſehen ſei. In der 
Anfertigung des Verzeichniſſes der verbrannten Sachen, welche 
zugleich die Geltendmachung der Erſatzanſprüche enthalten habe, 
erblickt der B. R. dann eine Willenserklärung der den Kl. ver⸗ 
tretenden Ehefrau desſelben und iſt deshalb dem zuvor Be- 
merkten nach der Anſicht, daß es für die Frage, ob durch eine 
Argliſt bei Abgabe dieſer Willenserklärung der Schadensanſpruch 
des Kl. erloſchen ſei, auf die Argliſt der Ehefrau des Kl. ankomme. 
Der B. R. hat die Klage auf die Verſicherungsſumme abgewieſen. 
Die Reviſion iſt nicht begründet. Die Verſicherungsgeſellſchaft 
bedarf behufs Ermittelung des Schadens der eigenen gewiſſen⸗ 
haften Angaben des Verſicherungsnehmers über die verbrannten 
Gegenſtände und hat dieſe deshalb zum Inhalte einer Be— 
dingung für die Geltendmachung des Erſatzanſpruches gemacht. 
Solche Angaben erſcheinen nicht als Willenserklärungen. Unter 
den Begriff dieſer fallen ſolche Erklärungen, welche eine ihrem 
Inhalt kongruente Rechtsfolge vermöge der die Wirkſamkeit des 
Parteiwillens in gewiſſen Grenzen anerkennenden Geſetzesmacht 
hervorzubringen beſtimmt find. Das trifft auf die fraglichen 
Angaben nicht zu. Zwar knüpfen ſich an ſie wie auch an ihre 
Unterlaſſung rechtliche Folgen, aber dieſe finden ihren rechtlichen 
Urſprung bereits in dem Verſicherungsvertrage, welcher ſie im 
voraus beſtimmt hat, nicht ſie ſelbſt wollen dieſe Folgen un⸗ 
mittelbar aus ſich erzeugen und ſind nicht inhaltlich auf ſie 
gerichtet. Entſcheidend iſt nur, daß die Ehefrau des Kl. als 
ſeine Vertreterin in Erfüllung der fraglichen Bedingung ge— 
handelt hat. Er blieb in ſeiner Perſon der Angelegenheit fern 
und überließ die Regelung derſelben feiner zu dieſem Zweck be» 
auftragten Chefrau. Dieſe war nicht bloß ſeine Botin, hatte 
nicht etwa ſeine Angaben über die vorhanden geweſenen ver 
brannten oder geretteten Gegenſtände zu überbringen, ſondern 
aus ihrer eigenen Kenntnis die erforderlichen Angaben zu be— 
ſchaffen. Nur aus ihrer Perſon ließ ſich daher überhaupt bes 
ſtimmen, ob die den allgemeinen Verſicherungsbedingungen ent⸗ 
ſprechenden ſubjektiven Erforderniſſe der Erklärung vorhanden, 
ob dieſe gewiſſenhaft oder aber argliſtig der Wahrheit zuwider 
abgegeben war. Der Ehemann kannte den Inhalt der von 
ſeiner Ehefrau gemachten Angaben gar nicht. Der dem 8 166 
Satz 1 B. G. B. und den gleichartigen Vorſchriften des älteren 
Rechts zugrunde liegende Gedanke muß daher auch hier zur 
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Geltung kommen. Aus der rechtlichen Natur der Vertretung 
im eigentlichen Sinne dieſes Wortes folgt, daß, wenn der Ver⸗ 
treter ſeinen Willen zu erklären hatte, auch die Mängel eben 
dieſes Willens maßgebend ſind, ebenſo aber auch, daß, wenn er 
tatſächliche Angaben nach feiner Kenntnis zu machen hatte, die 
ſubjektive Unwahrheit derſelben, wie ſie ſich überhaupt nur aus 
ſeiner Perſon beſtimmen kann, ſo auch nur in dieſer Geſtalt 
rechtliche Bedeutung hat. Der Vertreter iſt der Erklärende und 
der Handelnde; nur die rechtlichen Folgen kommen in der 
Perſon des Vertretenen zur Entſtehung, ſpeziell, um was es ſich 
hier handelt, Rechte werden ihm erworben oder erhalten, aber 
nur ſoweit die Handlungen des Vertreters nicht mit einem ihre 
Wirkſamkeit an ſich beeinträchtigenden Mangel behaftet ſind. 
Für die Annahme, auch durch eine bewußt wahrheitswidrige 
Erklärung des Vertreters könne die Bedingung dann erfüllt 
werden, wenn nur den Vertretenen bei der Auswahl des Ver— 
treters kein Verſchulden treffe, fehlt es an jedem Anhalt; auch 
für das ältere Recht trifft hier eine Parallele mit der Erfüllung 
von Verbindlichkeiten nicht zu. Dies gilt auch für Verſiche— 
rungsverträge. Die Verſicherungsgeſellſchaften werden zwar 
häufig nicht umhin können, bei der Regelung von Erſatz— 
anſprüchen mit Vertretern der Geſchädigten zu verhandeln, und 
wenn fie dies freiwillig tun, jo muͤſſen fie es gegen ſich gelten 
laſſen; aber es iſt nicht erſichtlich, daß ſie für ſolche Fälle eine 
Erleichterung in der Erfüllung der Bedingungen gelten laſſen 
wollen, welche mit der rechtlichen Natur der Stellvertretung bei 
Erfüllung von Bedingungen an ſich nicht im Einklang ſteht. 
Wenn die Reviſion darauf hinweiſt, daß der Verſicherungs⸗ 
nehmer, der von einem andern getäuſcht ſei und infolge hiervon 
objektiv unwahre Angaben mache, ſeiner Anſprüche nicht ver- 
luſtig werde, ſo iſt dabei nicht beachtet, daß in einem ſolchen 
Falle die Angelegenheit lediglich in ſeinen Händen bleibt, ſowie 
daß die Vertreter der Verſicherungsgeſellſchaften, welche mit ihm 
unterhandeln, ihn über den Grund ſeines Wiſſens befragen 
können und daß er wenigſtens inſoweit für die Richtigkeit feiner 
Angaben verantwortlich iſt. Sch. c. Sch.-H. Landesbrandkaſſe, 
U. v. 28. Juni 04, 56/04 VII. — Kiel. 

5. § 278 B. G. B. Pflicht des Gaſtwirts für verkehrs- 
ſichere Zugänge des Reſtaurants beſteht ohne Begründung eines 
Schuldverhältniſſes mit dem Gaſt. 

Der Kl. iſt am 22. Dezember 1901 Abends 11½ Uhr 
beim Verlaſſen des von dem Bekl. gepachteten Reſtaurants 
„Stadtpark“, das er zwecks Beiwohnung einer daſelbſt ab— 
gehaltenen Theaterprobe beſucht hatte, auf dem durch den Vor— 
garten auf die Straße führenden Wege infolge von Glatteis 
zu Fall gekommen und dabei in einer ſeine Erwerbsfähigkeit 
ſchmälernden Weiſe an der Geſundheit geſchädigt worden. Das 
B. G. hat den Bekl. zur Zahlung der vom Kl. geforderten 
Jahresrente verurteilt, indem es annimmt, daß das Nicht— 
beſtreuen des Glatteiſes entweder dem Bekl. ſelbſt oder dem 
Buffetier K., der von ihm beauftragt war, die zur Beſeitigung 
von Unzuträglichkeiten erforderlichen Anordnungen zu treffen, 
zur Fahrläſſigkeit gereicht und daß in Anbetracht der in $ 278 
B. G. B. getroffenen Vorſchrift in dem einen wie in dem anderen 
Fall der Bekl. für den dem Kl. infolge des Niederſtürzens 
erwachſenen Schaden aufzukommen hat. Dieſe Annahme kann 
in letzterer Hinſicht nicht gebilligt werden. Die Pflicht 
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des Gaſtwirts, die Zugänge zum Reſtaurant, die er dem 
Publikum zwecks Beſuches desſelben ſeinerſeits eröffnet, in 
verkehrsſicherem Zuſtande zu erhalten, hat die Begründung eines 
Schuldverhältniſſes nicht zur Vorausſetzung; ſie beſteht und 
zwar ohne Unterſchied, ob der Wirt die betreffenden Lokalitäten 
in Eigentum oder in Pacht hat, kraft des anerkannten, in⸗ 
ſonderheit auch in den Entſcheidungen des R. G. befolgten 
Rechtsſatzes, nach welchem demjenigen, der in Gebäuden oder 
auf Wegen einen Verkehr für andere eröffnet, die Herſtellung 
und Erhaltung der Vorkehrungen, welche der gefahrloſe Verkehr 
erfordert, obliegt mit der Wirkung, daß die mangelhafte Er⸗ 
füllung dieſer Auflage die Verpflichtung zum Erſatz des ver⸗ 
urſachten Schadens nach Maßgabe des 8 823 B. G. B. nach 
ſich zieht; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 54 S. 53 fg. Beſteht 
aber ſolche Pflicht bereits ohne Begründung eines Schuld⸗ 
verhältniſſes, dann fehlt es umſomehr an jedem Anhalt, dieſelbe 
als ſtillſchweigend gewollten Inhalt des durch Aufnahme des 
zum Verweilen bezw. zum Genuß von Speiſen und Getränken 
in den Gaſträumen einkehrenden Gaſtes zwiſchen ihm und dem 
Wirt geſchaffenen Vertragsverhältniſſes aufzufaſſen. Und fehlt 
es an einem die Sicherſtellung der Zugänge betreffenden Ab⸗ 
kommen, dann gebricht es nicht minder an dem Anwendungs- 
gebiet des auf das Recht der Schuldverhältniſſe beſchränkten 
8 278 B. G. B. Unter folder Vorausſetzung iſt mithin der 
Wirt rechtlich in der Lage, durch den Nachweis, daß er einen 
Dritten mit Beſchaffung der zum gefahrloſen Begehen der Zu⸗ 
gänge erforderlichen Vorkehrungen in ausreichender Weiſe 
beauftragt, er auch bei Auswahl und Beauffichtigung desſelben 
die erforderliche Sorgfalt betätigt hatte, mit Erfolg die Erſatz⸗ 
pflicht abzulehnen. Sch. e. S., U. v. 24. Juni 04, 528/03 III. 
— Naumburg. 

6. 8 278 B. G. B. in Verbindung mit § 1 des Haft- 
pflichtgeſetzes. Haftung der Eiſenbahn bei Unfällen des Reiſenden 
auf dem Bahnſteig aus dem Beförderungsvertrag.] 

Nach der ftändigen Rechtſprechung des R. G. iſt zur Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein Unfall bei dem Betriebe der Eiſenbahn erfolgt 
jet, ein Doppeltes erforderlich. Es muß zunächſt ein Außerer, 
alſo örtlicher und zeitlicher Zuſammenhang des Unfalls mit 
einem beſtimmten Betriebsvorgang vorhanden ſein. Dies 
Erfordernis iſt bier gegeben, da der Unfall der Kl., Ausgleiten 
auf dem Bahnſteig, in unmittelbarem Anſchluß an die Fahrt 
des Eiſenbahnzuges von T. nach K. und neben dem Eiſenbahn⸗ 
wagen erfolgt iſt, den die Kl. ſoeben nach beendeter Fahrt ver⸗ 
laſſen hatte. Aber die weitere Vorausſetzung trifft auf den 
Unfall der Kl. nicht zu, daß ein innerer urſächlicher Zu- 
ſammenhang zwiſchen dem Unfall und der Betriebstätigkeit 
vorhanden ſein muß (Urteil des R. G. vom 29. Juni 1903 
Entſch. Bd. 55 S. 231). Ein ſolcher Zuſammenhang iſt zwar 
nicht, was der B. R. annimmt. dadurch bedingt, daß der Unfall 
einer dem Eiſenbahnbetrieb eigentümlichen Gefahr entſprungen 
iſt (Urteil des R. G. vom 8 Oktober 1903 Jur. Wochenſchr. 1903 
S. 403 Ziffer 18). Der Mangel des inneren urſächlichen Zu- 
ſammenhanges ergibt ſich aber aus der Erwägung, daß die 


Betriebstätigkeit der Eiſenbahn, ſoweit ſie für die Perſon der 


Kl. in Betracht kam, mit dem Zeitpunkte beendet war, zu dem 
ſie den Eiſenbahnwagen nach der Ankunft des Zuges an ihrem 
Reiſeziel verlaſſen hatte. Daß die Verletzung durch irgend einen 
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andern Betriebsvorgang unmittelbar oder mittelbar verurſacht 
worden ſei, behauptet die Kl. ſelbſt nicht, ſie! führt den Unfall 
vielmehr lediglich darauf zurück, daß fie bei dem Gehen auf 
dem unbedeckten Mittelbahnſteig ausgeglitten ſei. Dies Aus- 
gleiten würde mit der Betriebstätigkeit der Eiſenbahn dann im 
Zuſammenhang ſtehen, wenn ein zu dieſer Zeit ſtattfindender 
oder als bevorſtehend anzuſehender Betriebsvorgang die Kl. ver- 
anlaßt hätte, die beim Gehen gebotene Vorficht außer Augen 
zu ſetzen, wenn alſo z. B. für die Kl. beſondere Eile geboten 
wäre, oder wenn das Ausgleiten beim Überſchreiten des Eifen- 
bahngleiſes, auf dem Wagenbewegungen ſtattfanden oder nach 
der Meinung der Kl. zu erwarten waren, erfolgt wäre. Dieſe 
Vorausſetzungen treffen aber hier nicht zu; insbeſondere war, 
wie der B. R. unangefochten und bedenkenfrei feſtſtellt, für die 
Kl. Eile aus einem beſonderen, mit dem Eiſenbahnbetrieb in 
Zuſammenhang ſtehenden Grunde nicht geboten. Die Revifion 
rügt aber mit Recht, der B. R. habe unterlaſſen, zu prüfen, 
ob der Bekl. nicht aus dem mit der Kl. geſchloſſenen Be⸗ 
förderungsvertrage deshalb zum Schadenserſatz verpflichtet 
jet, weil er nach 8 278 B. G. B. für das Verſchulden der 
Perſonen hafte, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Vertrags⸗ 
verbindlichkeiten bedient hat. Daß die Kl. in den Vorinſtanzen, 
insbeſondere auch in der Klageſchrift, den Abſchluß eines Be⸗ 
foͤrderungsvertrages, wenn auch nicht mit ausdrücklichen Worten, 
behauptet hat, kann nicht zweifelhaft ſein; denn ſie hat dort 
angegeben, daß ſie mit dem fahrplanmäßigen Zuge unmittelbar 


vor dem Unfall in K. angekommen ſei. Die Benutzung 


eines ſolchen Zuges iſt aber, abgeſehen von Ausnahmefällen, 
nur dann möglich, wenn der Reiſende vorher unter Loſung eines 
Fahrſcheins das vertragliche Recht zur Eiſenbahnfahrt erworben 
hat. Der Bekl. hat auch das Zuſtandekommen eines Be⸗ 
foͤrderungsvertrags nicht beſtritten. Durch dieſen Vertrag war 
der Bekl. verpflichtet, den angekommenen Reiſenden einen Aus⸗ 
gang aus dem Bahnhofe zu gewähren, den fie ungefährdet 
paſſieren können, und zu dieſem Zweck die Bahnſteige in einen 
verkehrsſicheren Zuſtand zu verſetzen, fie alſo auch bei ein⸗ 
getretener Froſtglätte mit Sand oder einem ähnlich wirkenden 
Material zu beſtreuen. Zur Beutteilung, ob an der Unfalls. 
ſtelle der Bahnſteig mit Sand beſtreut war und ob der Unfall 
durch Ausgleiten verurſacht worden iſt, find noch weitere tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellungen erforderlich. L. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, 
U. v. 1. Juli 04, 16/04 VII. — Caſſel. 

7. 88 280, 325, 326 B. G. B. Rücktrittsrecht bei 
Sukzeſſivlieferungen, wenn der Käufer überhaupt noch nicht 
ſpezifiziert hat.] 

Der $ 326 Abſ. 1 Satz 3 des B. G. B. trifft Beſtimmung 
nur für den Fall, daß die Leiſtung bis zum Ablaufe der be⸗ 
ſtimmten Friſt teilweiſe nicht bewirkt wird. Für dieſen Fall 
erklärt er die Vorſchrift des § 325 Abſ. 1 Satz 2 für ent⸗ 
ſprechend anwendbar; hiernach iſt der Gläubiger bei teilweiſer 
Unmöglichkeit der Leiſtung, wenn die teilweiſe Erfüllung des 
Vertrages für ihn kein Intereſſe hat, berechtigt, Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe 
des § 280 Abſ. 2 zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage 
zurückzutreten. Der Satz 3 des § 326 Abſ. 1 ſetzt ſomit vor. 
aus, daß die Leiſtung, rückſichtlich deren die Friſt be- 
ſtimmt iſt, teilweiſe bewirkt iſt. Deshalb kam er auf einen 
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Fall der vorliegenden Art, in dem die Bekl. auf den Abſchluß 
der Grobbleche überhaupt noch nichts ſpezifiziert hat und ſomit 
von einer bloß teilweiſen Nichtbewirkung der Leiſtung nicht die 
Rede fein kann, keine Anwendung finden. Der 8 326 des 
B. G. B. zwingt nicht, von der bisherigen, praktiſch bewährten 
Rechtſprechung abzugehen. Vielmehr kann die Kl. wegen des 
Verzuges in der Spezifikation der fälligen Raten gemäß § 326 
Abſ. 1 Satz 2 nach ihrer Wahl vom Vertrage zurücktreten oder 
Schadenserſatz und zwar nicht bloß wegen der fälligen, ſondern 
wegen ſämtlicher Raten des Abſchluſſes fordern. R. c. P., 
U. v. 1. Juli 04, 544/03 II. — Hamm. 

8. 58 398, 407, 409, 1274, 1280 B. G. B. Art und 
Weiſe der Verpfändung einer Lebensverſicherungspolice.] 

Nach dem Tode des D. wurde ſeine Witwe, zu deren 
Gunſten er ſein Leben bei der Bekl. verſichert hatte, Inhaberin 
des Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme, alſo Gläubigerin im 
Sinne des § 1280 des B. G. B. Sie hatte fich der Kl. für 
Schulden ihres Ehemannes verbürgt und letzterer der Kl. ſeine 
Forderung aus dem Verſicherungsvertrag verpfändet. Nach ſeinem 
Tode ließ Kl. den Anſpruch der Ehefrau gegen die beklagte 
Verficherungsgeſellſchaft pfänden und ſich überweiſen. Auf Klage 
der Gläubigerin wurde die Verſicherungsgeſellſchaft verurteilt 
und ihre Revifion zurückgewieſen. — Die Legitimation zur Anzeige 
iſt gegeben. Allerdings hat die Anzeige von der ſtattgehabten 
Verpfändung eine weit eingreifendere Bedeutung, als die im 
8 409 des B. G. B. vorgeſehene von der geſchehenen Abtretung 
einer Forderung. Nach § 398 hat der Vertrag, inhaltlich deſſen 
der Gläubiger ſeine Forderung einem anderen überträgt („Ab- 
tretung“), unmittelbar den Eintritt des neuen Gläubiger an 
die Stelle des bisherigen zur Folge, nur muß der erſtere nach 
8 407 eine vom Schuldner nach der Abtretung an den bisherigen 
Gläubiger bewirkte Leiſtung gegen ſich gelten laſſen, wenn nicht 
der Schuldner die Abtretung bei der Leiſtung gekannt hat. Die 
in § 409 vorgeſehene Anzeige bewirkt nun nicht bloß, daß die 
Abtretung als dem Schuldner bekannt zu gelten hat, ſondern 
auch, daß der bisherige Gläubiger die angezeigte Abtretung auch 
dann, wenn ſie in Wahrheit nicht erfolgt oder nicht wirkſam iſt, 
gegen ſich gelten laſſen muß. Weit größer aber iſt die Bedeutung 
der Anzeige von der Pfändung nach $ 1280, denn fie gehört 
zu den geſetzlichen Vorausſetzungen für die Entſtehung des ding⸗ 
lichen Pfandrechts an der Förderung, dieſes wird nicht ſchon 
durch den auf ſeine Schaffung gerichteten geeinten Parteiwillen 
allein, ſondern durch dieſen (58 1274, 1280) erſt in Verbindung 
mit der Anzeige von ſeiten des bisherigen Gläubigers wirkſam. 
Die Anzeige erſetzt bei der Verpfändung von Forderungen im 
Falle des $ 1280 die Übergabe der Sache ($$ 1204, 1205 fig.) 
bei Verpfändung körperlicher Gegenſtände und hat gleich dieſer 
den Zweck, die Erkennbarkeit der dinglichen Belaſtung möglichſt 
zu ſichern. Die Anzeige gehört alſo zu dem das Pfandrecht 
erzeugenden Tatbeſtande. Jedoch iſt es nicht erforderlich, daß 
die Anzeige im unmittelbaren Anſchluß an den Verpfändungsakt 
erfolgt, vielmehr kann der geſetzliche Geſamttatbeſtand ſich ſolange 
noch wirkſam vollenden, als nicht inzwiſchen der Übergang des 
verpfändeten Rechts auf einen anderen erfolgt, oder ein Recht 
an dem Recht für einen anderen zur Entſtehung gelangt oder 
Konkurs über das Vermögen des Glaͤubigers eröffnet iſt. So⸗ 
lange hiernach die wirkſame Vollendung des geſetzlichen Tat⸗ 
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beſtandes aber noch möglich iſt, wird auch durch den Tod des 
Verpfänders ein Abſchluß nicht bewirkt, ſondern ſeine Univerſal⸗ 
ſukzeſſoren bleiben, ſofern das verpfändete Recht auf ſie übergeht, 
gleich ihm zur Anzeige legitimiert; es macht hier auch keinen 
Unterſchied, ob der Verpfänder eine obligatoriſche Verpflichtung 
zur Anzeige von der Verpfändung übernommen hat oder nicht. 
In dieſem Punkte iſt den Univerſalſukzeſſoren auch derjenige 
gleich zu ſtellen, der ſeinen Rechtserwerb auf einen zu ſeinen 
Gunſten als zugunſten eines Dritten geſchloſſenen Lebens- 
verſicherungsvertrag zurückführt. Er leitet ſein Recht nicht nur 
unmittelbar und ausſchließlich von dem verſtorbenen Verſprechens⸗ 
empfänger und nicht irgendwie von außen her, ſondern ſein 
Erwerb der Forderung iſt auch infolge des Umſtandes, daß der 
Verſprechensempfänger bei feinen Lebzeiten über die Forderung 
wirkſam verfügen konnte, ſo geſtaltet, daß, wie er eine tatſächlich 
durch Verpfändung getroffene Verfügung als ſolche gegen ſich 
gelten laſſen mußte, jo auch die Vollendung des geſamten für 
die Entſtehung des dinglichen Rechts erforderlichen Tatbeſtandes 
durch Anzeige in ſeiner Perſon noch möglich, und daß er in 
dieſem Punkte mit dem Verpfänder zu identifizieren iſt. Eben 
dies entſpricht dem in dem Verpfändungsakte ſich betätigenden 
berechtigten Willen des urſprünglichen Gläubigers, der auf 
Herbeiführung eines rechtlich wirkſamen Pfandrechts gerichtet war. 
Im gegenwärtigen Falle kommt hinzu, daß die Ehefrau D. ſich 
an der Verpfändung beteiligt hat. Das Geſetz erblickt ein 
geeignetes Mittel für die Erkennbarkeit des Pfandrechts in einer 
Anzeige gerade von ſeiten derjenigen Perſon, welche als Gläubigerin 
über die Forderung verfügte. Demgemäß erſchöpft die Bedeutung 
der Anzeige ſich nicht darin, daß der Schuldner überhaupt 
Kenntnis von der Verpfändung erhielt, die für ſich allein noch 
nicht ausreichen ſollte, ſondern weſentlich iſt, daß die Anzeige 
gerade von dem Verfügungsberechtigten ausging, deſſen Erklärung 
von maßgebender Bedeutung war. In dieſer Richtung liegt die 
Anzeige mithin nicht ausſchließlich im Rahmen einer bloß tat- 
ſächlichen Mitteilung, ſondern enthält zugleich inſoweit eine 
Dispoſition, als in ihr zur Erſcheinung kommen muß, daß der 
verpfändende Gläubiger die Verpfändung als rechtsgültig an⸗ 
erkennt, ſodaß der Empfänger der Mitteilung hieran ſich halten 
kann. Nicht erforderlich aber iſt, daß die Anerkennung aus⸗ 
drücklich erklärt wird, vielmehr genügt es, daß der Gläubiger 
von der Tatſache der Verpfändung ohne gleichzeitige Beanſtandung 
ihrer Gültigkeit an ſich, als Rechtsgeſchäft, oder ihrer Maßgeb⸗ 
lichkeit für ihn Mitteilung macht. Eine beſondere Geſtalt zeigen 
die Fälle, in denen die Tatſache der Verpfändung dem Schuldner 
auf anderem Wege bereits bekannt geworden iſt, der Gläubiger 
hierum weiß und auch dies zur Kenntnis des Schuldners gelangt 
iſt. Hier liegt es in der Natur der Dinge begründet, daß der 
Gläubiger den Schuldner nicht noch über einen tatſächlichen 
Vorgang unterrichtet, welcher dem letzteren nach beiderſeitiger 
Annahme ohnehin völlig bekannt iſt und über den ihm tatſächlich 
nichts Neues gebracht werden kann. In tatſächlicher Hinſicht 
bleibt hier nur eine Beſtätigung des bereits Bekannten übrig, 
wobei es unerheblich iſt, ob dieſelbe aus eigener Initiative des 
Gläubigers oder auf Anregung des Schuldners erfolgt. Der 
Schwerpunkt fällt hier aber um fo mehr in das dispofitive Moment, 
alſo in das Anerkenntnis der Rechtsgültigkeit. Allein wenn das 
auch der Fall ift, und wenn gerade hier der Charakter der 
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Anzeige als einer Willenserklärung hervortritt, fo iſt ihre inhalt- 
liche Bedeutung doch nicht die, daß fie einen zweiten Verpfändungs⸗ 
akt darſtellen und daß der erklärte Wille des Gläubigers deshalb 
dahin gehen müßte, aus ſich das Pfandrecht zu ſchaffen, ſondern 
auch hier bleibt dem vertraglichen Verpfändungsakt als der 
urſprünglichen Quelle des Pfandrechts ſeine Bedeutung, in ihm 
verkörpert ſich der rechtſchaffende Vertragswille, und für die 
Wahrung des Formerforderniſſes iſt nur notwendig, daß in der 
Anzeige der Wille zur Erſcheinung kommt, die geſchehene Ver⸗ 
pfändung gegen ſich gelten zu laſſen. Nicht notwendig iſt, daß 
der Anzeigende ſich bewußt iſt, daß die dingliche Wirkung erſt 
mit der Anzeige eintritt und daß er dieſe herbeizuführen bezweckt; 
auch ſeine etwaige irrige Annahme, die Anzeige habe keine 
weitere Bedeutung als die Anzeige von einer Zeſſion, ſteht 
der Wirkſamkeit der Anzeige nicht entgegen. A. c. F., U. v. 
5. Juli 04, 64/04 VII. — Hamburg. 

9. 88 823, 836, 839 B. G. B. Haftung des Pächters 
eines Gaſthauſes, in deſſen Eiskeller jemand verunglückt. Über⸗ 
laſſung von Geſchäftsverrichtungen an Angeſtellte. Beweislaſt 
des Verletzten.] 

Rechtlich unbedenklich iſt die Annahme des B. G., daß 
dem Bekl. als Pächter und Inhaber des Gaſthauſes und des 
dazu gehörigen Eiskellers die Verpflichtung obgelegen habe, die 
erforderlichen Maßnahmen für den verkehrsſicheren Zuſtand des 
fraglichen Raumes, bezw. zu Verhütung eines Unglücksfalles zu 
treffen. Derſelbe hätte ſich auch, wenn die in Frage ſtehende 
Einrichtung, die Befeſtigung einer Luke, durch die der Kl. herab⸗ 
geſtürzt iſt, von ihm bei Antritt des Pachtes in gleicher Be⸗ 
ſchaffenheit übernommen worden wäre, nicht darauf verlaſſen 
dürfen, daß ſie eine dauernde Gewähr der Sicherheit biete. 
Die gegenwärtige Klage iſt auf $ 823 B. G. B. geſtützt. 
Auch für die Verantwortlichkeit nach letzterer Geſetzesbeſtimmung 
könnte zwar möglicherweiſe in Frage kommen, ob und inwiefern 
der Bekl. gewiſſe Geſchäfte oder Verrichtungen einem anderen 
überlaſſen durfte. Aber das B. G. konnte wohl davon aus⸗ 
gehen, daß der Bekl. für diejenigen Maßnahmen, welche es als 
geboten bezeichnet, perſönlich hätte Sorge tragen müſſen. Es 
läßt ſich ſodann vom Rechtsſtandpunkte aus dagegen an ſich 
nichts einwenden, wenn das B. G. mittels eines Rückſchluſſes 
aus dem Hergang bei dem Unfall, wie er ſich durch den nad- 
herigen Befund und die von der Eidesleiſtung des Kl. abhängige 
Feſtſtellung ergibt, zu der Annahme gelangt, daß an dem Ver⸗ 
ſchluſſe der Bodenluke zur Zeit des Unfalles etwas nicht in 
Ordnung geweſen ſein müſſe. Und es würde, auch wenn ſich 
nicht poſitiv ein beſtimmter Mangel des Verſchluſſes oder eine 
beſtimmte äußere Einwirkung auf dieſen als Urſache des Unfalles 
feſtſtellen ließe, rechtlich als wohl zuläſſig erſcheinen, die Haftung 
des Bekl. damit zu begründen, daß nur entweder der eine oder 
der andere Umſtand eingetreten ſein und urſaͤchlich gewirkt haben 
könne, daß aber alle dieſe Möglichkeiten von dem Bekl. pflicht. 
gemäß in Rechnung zu nehmen, gegen jede Vorſorge zu treffen 
geweſen wären. Läge der gegenwärtige Fall in der Tat ſo, 
um ſolche alternative Feſtſtellung eines urſächlichen Verſchuldens 


des Bekl. zu rechtfertigen, ſo würde nicht, wie die Reviſion 


meint, die Entſcheidung des B. G. ſchon dadurch überhaupt 
hinfällig, daß die eine der von demſelben unterſtellten Möglich- 
keiten (wie diejenige eines Bruches der Unterlagen des Deckels) 
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aus der Kauſalitätsreihe oder aus dem Kreiſe der ſubjektiven 
Verantwortlichkeit des Bekl. ausſcheiden würde. Aber freilich 
müßte alsdann, um die Entſcheidung zu tragen, eine in den 
übrigen Teilen rechtlich unanfechtbare Grundlage vorhanden 
ſein; und das trifft vorliegend nicht zu. Was diejenige 
Maßregel betrifft, welche der Bekl. nach Anſicht des B. G. 
mindeſtens hätte anwenden ſollen: die Warnung vor dem 
Betreten der Luke, ſo müßte der Sachverhalt im übrigen und 
bezüglich des vom Bekl. zugelaſſenen oder geregelten Zutrittes 
Dritter in den fraglichen Raum noch mehr geklärt ſein, um 
die Beurteilung zu ermöglichen, ob eine Warnung nach ver⸗ 
nünftiger Verkehrsanſchauung geboten war und zur Vermeidung 
eines Unfalls wirkſam geweſen wäre. Es iſt im Auge zu be⸗ 
halten, daß bei der auf $ 823 des B. G. B. geſtützten Klage 
der Beweis für ein ſchuldhaftes Verhalten des Bekl. überall 
dem Kl. obliegt. Anders freilich läge die Beweispflicht bei 
einer aus 95 836, 838 B. G. B. abgeleiteten Haftung, welche 
indes im gegenwärtigen Falle nur dann in Frage kommen 
könnte, wenn die Verletzung des Kl. nachweisbar auf die Ab⸗ 
löſung (den Bruch) der Unterlage des Deckels zurückzuführen 
wäre. S. c. W., U. v. 4. Juli 04, 88/04 VI. — Breslau. 

10. 8 830 B. G. B. verb. mit § 366 Ziffer 7 Str. G. B. 
Begriff der Gemeinſchaftlichkeit der Verurſachung eines Schadens. 
Werfen von Steinen uſw. auf Menſchen.] 

Die Kl. wurde während einer von einer Kegelgeſellſchaft 
veranſtalteten Abendunterhaltung von einer in der Richtung 
gegen ſie geworfenen Knallerbſe in das rechte Auge getroffen. 
Die hierdurch verurſachte Verletzung hatte eine erhebliche 
Schwächung des Sehvermögens auf dieſem Auge zur Folge. 
Die Kl. erhob gegen mehrere Teilnehmer der Geſellſchaft Klage 
auf Schadenserſatz. Die Bekl. wurden verurteilt und die 
Reviſion eines von ihnen iſt zurückgewieſen worden. — Ein ziel. 
bewußtes Werfen auf Menſchen iſt nicht feſtgeſtellt, und es 
liegt der Tatbeſtand des § 366 3. 7 des Str. G. B. aus 
dieſem Grunde nicht vor; aber in dem Werfen mit Koͤrpern, 
die beim Auffallen explodieren und Verletzungen und Schädigungen 
bewirken können, liegt, wenn ſie in der Richtung gegen Menſchen 
insbeſondere in der Weiſe geſchleudert werden, daß ſie das Ge⸗ 
ficht treffen können, zweifellos eine Außerachtlaffung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt, ſomit eine fahrläſſige und 
darum auch unerlaubte Handlung. Durch die Duldung der 
Vornahme einer unerlaubten Handlung von Seite deſſen, der 
ſie verhindern oder abſtellen könnte, im vorliegenden Falle des 
Vorſtandes der Geſellſchaft, wird ihr die Eigenſchaft einer 
unerlaubten Handlung nicht entzogen, der fie Verübende von 
ſeiner eigenen Verantwortlichkeit nicht befreit. Der ſie Duldende, 
der ſelbſt an das Geſetz gebunden iſt, kann nicht einen anderen 
von der Beobachtung desſelben entbinden. Die in 8 830 
Abſ. 1 Satz 2 des B. G. B. erforderte Gemeinſchaftlichkeit der 
Verurſachung umfaßt das bewußte und gewollte Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer, auch das bloß tatſächliche Zuſammenwirken 
mehrerer, ſei es mit nachgewieſenem oder nicht nachgewieſenem 
Einzelerfolg der Tätigkeit des einzelnen, ja ſelbſt das Zuſammen⸗ 
wirken fahrläffiger Handlungen mehrerer genügt aber immer 
unter der Vorausſetzung, daß der eingetretene Schaden ſich als 
das Produkt der Geſamtwirkung der Handlungen der einzelnen 
darſtellt, alſo jeder der mehreren tatſächlich zu Entſtehung des 
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Schadens mitgewirkt hat. Gänzlich verſchieden hiervon iſt der 
Fall, daß mehrere je eine Handlung begangen haben, die den 
Schaden hervorgerufen haben kann, die Handlung einer dieſer 
mehreren auch den Schaden erzeugt hat, aber nicht ermittelt 
werden kann, wer der Urheber der wirklich ſchadenſtiftenden 
Handlung iſt, der wirkliche urſachliche Zuſammenhang alſo nicht 
bewieſen werden kann. (Vergl. auch Entſch. des R. G. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 10 S. 143.) Dieſer Gegenſatz zur gemeinſchaft ; 
lichen Verurſachung des Schadens im Sinne des erſten 
Satzes des erſten Abſatzes des $ 830 B. G. B. führt zu der 
„Beteiligung“ im Sinne des zweiten Satzes. Über die 
Auslegung, wer im Sinne des Satzes 2 als „beteiligt“ zu 
erachten ſei, gehen die Anſichten allerdings auseinander. Nach 
der Faſſung und der Entſtehung des Satzes 2 des 8 830 des 
B. G. B. beſteht die Vorausſetzung der Beteiligung im 
Sinne des § 830 Abſ. 1 Satz 2 darin, daß mehrere eine 
unerlaubte Handlung begangen haben, die den eingetretenen 
Schaden verurſachen konnte, daß eine dieſer Handlungen, alſo 
die unerlaubte Handlung eines dieſer mehreren, den Schaden 
auch wirklich verurſacht hat, die Handlung eines jeden der 
mehreren den Schaden hätte verurſachen können, der wirkliche 
Urheber der ſchadenſtiftenden Handlung aber nicht ermittelt 
werden kann. Das Zuſammentreffen dieſer Vorausſetzung führt 
notwendig auf einen Vorgang, der zeitlich und räumlich die 
mehreren in eine freilich von der Gemeinſchaftlichkeit des Zu⸗ 
ſammenwirkens des Satzes 1 ganz verſchiedenen Gemeinſamkeit 
des Tuns zuſammenfaßt, in deſſen Bereich der rechtswidrige 
Erfolg fällt, und eine gemeinſame Grundlage des Verſchuldens 
in der von jedem bewirkten Gefährdung findet. H. c. Qu., 
U. v. 30. Juni 04, 483/03 VI. — Karlsruhe. 

11. 5 836 B. G. B. § 1 des Haftpflichtgeſetzes. Unter⸗ 
ſuchungspflicht des Grundeigentümers bezüglich vorzunehmender 
Reparaturen. Begriff des Betriebsunfalls.] 

Das Reviſionsurteil vom 29. Juni 1903 hat die An⸗ 
wendbarkeit des § 1 des R. H. G. auf Grund des damals vor- 
liegenden Sachverhalts verneint, weil es an dem Äußeren zeit⸗ 
lichen und örtlichen Zuſammenhange des Unfalles mit einem 
beſtimmten Betriebsvorgange fehle. Durch die neue Berufungs- 
verhandlung hat der Tatbeſtand eine Verſchiebung nicht erfahren. 
Wenn der Kl. in der Berufungsinſtanz jetzt einen Beweisantrag 
dahin geſtellt hat, daß das Simsſtück „ſchließlich“ durch den 
letzten in den Bahnhof eingefahrenen Zug, der wenige Minuten 
vorher eingelaufen ſei und noch im Bahnhofe geſtanden habe, 
als das Geſimsſtück herabfiel, zum Herabfallen gebracht worden 
ſei und die Reviſion auf die Ablehnung dieſes Beweisantrages 
den erſten ihrer Angriffe ſtützt, ſo kann durch dieſe Behauptung, 
ſelbſt wenn fie erweislich wäre — aber kein Sachverſtändiger 
wird bekunden können, daß es gerade der letzte einfahrende Zug 
geweſen ſei, der dem Geſimsſtücke den letzten Halt genommen —, 
der von dem früheren Reviſionsurteile vermißte aͤußere Zuſammen⸗ 
hang des Unfalles mit dem Eiſenbahnbetriebe nicht hergeſtellt 
werden. Der Betriebsunfall des 8 1 des R. H. G. ſetzt eine 
Tätigkeit oder Wirkſamkeit der Betriebsmittel voraus, mit welcher 
das ſchädigende Ereignis in innerem und äußerem, urſächlichem 
wie zeitlichem und örtlichem Zuſammenhange ſtehen muß. Stand 
der eingelaufene Zug nun bereits mehrere Minuten ruhig im 
Bahnhofe, als das Geſimsſtück herabfiel, jo ereignete fi der 
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Unfall zeitlich während einer Betriebsruhe und ebenſo fehlt dem 
Ereigniſſe der örtliche Zuſammenhang mit dem Betriebe, da das 
Bahnhofsgebäude an der Tätigkeit des Eiſenbahnbetriebes in 
keiner Weiſe teilnimmt. Anders war die Sachlage in dem bereits 
in dem früheren Revifionsurteil angezogenen Falle — Urteil des 
erkennenden Senats vom 18. Juni 1903, Rep. VI 119/03 —, 
in welchem der eiſerne Maſt, von welchem die Krönung herunter⸗ 
fiel, zu den Betriebsvorrichtungen gehörte und jo an der Tätig- 
keit des Betriebes unmittelbar teilnahm. Nach dem als geſetz⸗ 
liche Grundlage für den erhobenen Anſpruch nunmehr noch übrig 
bleibenden 8 836 B. G. B. haftet der Beſitzer eines Grundſtücks 
für den Schaden, der durch die Ablöſung von Teilen eines 
Gebäudes verurſacht wird, falls die Ablöfung die Folge fehler⸗ 
hafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung iſt, ſofern 
nicht der Beſitzer beweiſt, daß er die zum Zwecke der Abwendung 
der Gefahr im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 
Und zwar trifft dieſe Haftung, wie aus der Gegenüberſtellung 
des Abſ. 1 und 2 in $ 836 hervorgeht, denjenigen Beſitzer, der 
zur Zeit der Schadensverurſachung das Grundſtück inne hatte, 
mag er auch mit der Errichtung des Gebäudes nichts zu tun 
gehabt haben. Im gegenwärtigen Falle iſt durch das B. G. 
feſtgeſtellt, daß nicht der Bekl. das Bahnhofsgebäude hat errichten 
laſſen, ſondern die Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft, von welcher 
ſpäter der Bekl. die Eiſenbahn mit allen Gebäuden erworben 
hat. Dieſer Umſtand befreit mithin den Bekl. von der Haftung 
aus 8 836 B. G. B. an ſich nicht, wohl aber übt er feinen 
Einfluß auf den von ihm zu führenden Entlaſtungsbeweis. 
Der Bekl. genügt ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß er 
während ſeiner Beſitzzeit zur Abwendung der Gefahr die 
erforderlichen Schritte getan hat; er hat nicht etwa auch zu 
beweiſen, daß der Vorbeſitzer mit Sorgfalt verfahren iſt. Die 
Schadenserſatzpflicht des §8 836 B. G. B. beruht auf einer 
Schuldvermutung, die durch den Nachweis der Schuldloſigkeit 
beſeitigt wird. Der gegenwärtige Beſitzer hat den ihm obliegenden 
Beweis geführt, wenn er dartut, daß er im allgemeinen während 
feiner Beſitzzeit die zur Verhütung ſolcher Gefahren verkehrs- 
üblichen Maßnahmen getroffen und von Zeit zu Zeit Reviſionen 
vorgenommen hat, wie ſie eben regelmäßig vorgenommen werden 
können (Krone, Syſtem Bd. II S. 1060 Nr. 10). Wenn nun 
das B. G. auf Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen 
feſtſtellt, daß bei derartigen regelmäßigen ſachverſtändigen 
Reviſionen die Gefahr überhaupt nicht erkennbar und eine außer⸗ 
ordentliche gründliche Reviſion, die die Aufſtellung von Gerüſten 
erforderte, durch das in guten baulichen Würden daſtehende Ge⸗ 
bäude nicht veranlaßt war, dann konnte der Bekl. auch „zur 
Abwendung der Gefahr“ weitere Schritte nicht unternehmen 
war bei den verkehrsüblichen Revifionen der Schaden und die 
daraus drohende Gefahr nicht wahrzunehmen, dann kann den 
Beſitzer auch kein Verſchulden treffen, daß er die Gefahr nicht 
beſeitigt hat (Dernburg, B. R. Bd. IIb S. 656 unter 3 Abſ. 2). 
Das B. G. hat daher den Bekl. mit Recht für entlaſtet erachtet. 
S. c. Eiſenbahnfiskus, U. v. 13. Juli 04, 528/03 VI. — Breslau. 
12. 55 906, 1004 B. G. B. Einfluß erteilter Kon⸗ 
zeſſionierung einer Anlage auf das Recht, übermäßige Immiſſionen 
zu verbieten. Kenntnis der Anlage ſeitens des Verbietenden.] 
Die Bekl. betreibt mit gewerbepolizeilicher Konzeſſion auf 
ihrem Grundſtück eine Knochenmühle und Knochenkocherei. Der 
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Kl., dem das unmittelbar anſtoßende Nachbargrundſtück gehört, 
hat auf dieſem eine Fabrik errichtet, obwohl ihn die Bekl. darauf 
aufmerkſam gemacht haben will, daß aus ihrem Gewerbebetriebe 
üble Gerüche auf ſein Grundſtück hinüberdrängen. Kl. behauptet 
nun aber, daß letzteres in einem das Gemeinübliche und Erträg⸗ 
liche weit überfteigendem Maße der Fall ſei, ſodaß der Geſtank 
geradezu geſundheitsſchädlich wirke und zeitweiſe den Aufenthalt 
von Menſchen auf feinem Grundſtücke unmoglich mache. Bekl. 
wurde verurteilt, Einrichtungen herzuſtellen, welche die von ihrer 
auf dem Grundſtück Knochenkochereianlage auf das klägeriſche 
Grundſtück hinüberdringenden Geruchsimmiſſionen auf das nach 
dem heutigen Stande der techniſchen Wiſſenſchaft erreichbar ge- 
ringſte Maß einſchränken. Ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Was zunächſt den Hinweis auf die Vorſchriften der preußiſchen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 betrifft, auf welche die 
Bekl. deshalb glaubt Bezug nehmen zu dürfen, weil ihr die 
Konzeſſion zu der von ihr betriebenen Knochenkocherei bereits im 
Jahre 1862 erteilt worden iſt, ſo kann es dahingeſtellt bleiben, 
ob gegenüber den reichsrechtlichen Beſtimmungen in 88 906, 
1004 B. G. B. überhaupt noch ein Zurückgehen auf ältere 
partikularrechtliche Vorſchriften, ſoweit dieſe mit den Beſtimmungen 
des R. Geſ. in Widerſpruch ſtehen, zuläſſig iſt. Denn keinesfalls 
ergibt ſich aus den Vorſchriften der preußiſchen Gewerbeordnung 
von 1845 (88 28, 31 ff.), daß die Nachbarn, die keinen Ein- 
ſpruch nach Maßgabe jener Vorſchriften erhoben haben oder 
deren Einſpruch erfolglos geblieben tft, nun auch ein Ubermaß 
der ihnen ſchädlichen Einwirkungen zu dulden hätten. Um ein 
ſolches aber handelt es ſich hier. Auch darin kann der Reviſion 
nicht beigetreten werden, daß gegen den Kl. der Einwand arg⸗ 
liſtigen Verhaltens begründet ſei, weil er das ihm gehörige 
Grundſtück gekauft habe, obwohl er wußte, daß es von den 
Immiſſionen, die aus der Knochenkocherei der Bekl. herüber. 
drangen, zu leiden habe. Wäre dies ſelbſt der Fall, ſo würde 
Kl. dadurch keineswegs behindert ſein, die ihm geſetzlich zuſtehende 
Befugnis des Eigentümers, ein Übermaß ſchädlicher Immiſſionen 
von ſeinem Grundſtücke abzuwehren, gegen die Bekl. auszuüben. 
S. c. K., U. v. 6. Juli 04, 30/04. — Berlin. 

13. 55 1568, 1574 B. G. B. Bedeutung des Antrags 
des Bekl. im Falle der Geltendmachung mehrerer Eheſcheidungs⸗ 
gründe ſeitens der Kl., letztere eventuell für mitſchuldig zu 
erklären, wenn feinem Antrage auf eheliche Folge nicht ftatt- 
gegeben werden ſollte. Umfang der freien Beweiswürdigung. 
($ 286 3. P. O1 | 

Die Ehefrau klagte wegen Chebruchs, ſowie aus $ 1568, 
der Ehemann beſtritt, erhob Widerklage auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens und beantragte eventuell im Falle der Schei⸗ 
dung auch die Kl. für mitſchuldig zu erklären. Das O. L. G. 
ſchied die Ehe aus Verſchulden des Ehemannes. Das R. G. 
hob auf, inſoweit der Antrag des Bekl., auch die Kl. für mit⸗ 
ſchuldig zu erklären, abgewieſen worden und verwies inſoweit 


zurück: 1. Was das B. G. bezüglich des Ehebruchs feſtſtelle, 
wegen deſſen die Scheidung erfolgt ſei, — ſo führt die 
Reviſion aus — gehe nicht über den Rahmen von 


Vermutungen und Wahrſcheinlichkeiten hinaus. — Dies iſt 
allerdings im weſentlichen zutreffend, iſt aber ein Ausfluß der 
von Z. P. O. anerkannten freien Beweiswürdigung, ſodaß es 
nur darauf ankommt, ob die tatſächlichen Feſtſtellungen gehörig 
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und ſchlüſſig begründet und von Rechtsirrtum nicht beeinflußt 
find. Das iſt nicht der Fall. 2. Das B. U. erregt Bedenken 
in Anſehung der Entſcheidung über den Eventualantrag des 
Bekl., auch die Kl. gemäß § 1574 B. G. B. für ſchuldig zu 
erklären. „Der Antrag des Bekl., die Kl. nach $ 1574 
B. G. B. für ſchuldig zu erklären, iſt nur vorſorglich, d. h. 
für den Fall, daß die Klage nach 8 1568 für begründet er- 
achtet werden ſollte, geſtellt worden. Da aber die Feſtſtellung 
eines Ehebruchs die Sachwürdigung nach dieſer Richtung aus⸗ 
geſchloſſen hat, ſo entfällt auch jeglicher Grund zur Vorbeſchei⸗ 
dung des geſtellten Cventualantrags. Bemerkt will nur werden, 
daß dieſer Antrag in ſchroffem Gegenſatz zu der geſtellten Wider⸗ 
klage ſich befindet und ſchon deshalb die Zurückweiſung erfahren 
mußte.“ — Mit Recht greift die Nevifion dieſen Grund der 
Zurückweiſung des Eventualantrags als rechtsirrig an. Für 
die Anwendbarkeit des dem Eventualantrage zugrunde liegenden 
§ 1574 Abſ. 3 des B. G. B.: „Ohne Erhebung einer 
Widerklage iſt auf Antrag des Bekl. auch der Kl. für ſchuldig 
zu erklären, wenn Tatſachen vorliegen, wegen deren der Bell. 
auf Scheidung klagen könnte oder, falls ſein Recht auf Schei⸗ 
dung durch Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, 
zur Zeit des Eintritts des von dem Kl. geltend gemachten 
Scheidungsgrundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen —“ 
iſt völlig bedeutungslos, ob der ſich darauf ftügende Bekl. in 
erſter Reihe widerklagend die Wiederherſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft verlangt. Es kommt allein darauf an, ob die 
Vorausſetzungen des § 1574 Abſ. 3 vorliegen, und dies iſt 
von dem Bekl. geltend gemacht. Er iſt der Meinung, daß die 
beiderſeitigen Beſchimpfungen zur Eheſcheidung nicht ausreichten, 
wenn ja, ſo müßte aus beiderſeitigem Verſchulden geſchieden 
werden. Das B. G. hätte ſich daher, wenn der Eventual⸗ 
antrag, wie die Reviſion weiter ausführt, ohne die Beſchränkung 
auf den Fall der Scheidung aus $ 1568 des B. G. B. ge 
ſtellt war, nicht der Erörterung enthalten dürfen, ob die der 
Kl. vom Bekl. vorgeworfenen Verfehlungen zur Erfüllung des 
Tatbeſtandes des Scheidungsgrundes aus 8 1568 des B. G. B. 


geeignet ſind oder nicht. Der von dem B. G. angenommene 


ſchroffe Gegenſatz zwiſchen dem Eventualantrage und der Wider⸗ 
klage liegt keineswegs vor, da es dem Ermeſſen des Ehegatten 
unterliegt, ob er den etwa gegebenen Scheidungsgrund geltend 
machen will oder nicht und legterenfalls nicht gehindert iſt, die 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft von dem anderen 
Ehegatten zu verlangen. Die Reviſion macht nun geltend, daß 
die Feſtſtellung im Tatbeſtande des B. U., wonach der Eventual- 
antrag des Bekl. nur für den Fall, daß die Klage nach 8 1568 
des B. G. B. für begründet erachtet werden ſollte, geſtellt ſei, 
durch die Sitzungsprotokolle vom 1. und 19. Dezember 1903 
— letzteres über die Schlußverhandlung — gemäß 8 314 der 
Z. P. O. entkräftet werde. In dem erſteren heißt es: „Die 
Prozeßvertreter verlaſen ihre Anträge, und zwar .... Rechts⸗ 
anwalt Dr. D. — d. i. der Prozeß bevollmächtigte des Bekl. —, 
aus dem Schriftſatze vom 24. November 1903“. Danach 


lautet der Eventualantrag: „Vorſorglich beantrage ich gemäß 


§ 1574 des B. G. B. die Kl. für ſchuldig zu erklären.“ Und 
in dem letzteren wird vermerkt: „Nach erſtattetem Vortrage 
wiederholten die beiden Parteivertreter ihre bereits früher ge⸗ 
ſtellten Anträge und begründeten dieſelben mündlich.“ Wenn 
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nun der 8 314 der Z. P. O. beſtimmt: „Der Tatbeſtand 
des Urteils liefert rückſichtlich des mündlichen Parteivorbringens 
Beweis. Dieſer Beweis kann nur durch das Sitzungsprotokoll 
entkräftet werden“ — fo muß allerdings der Reviſion darin bei- 
getreten werden, daß der Eventualantrag des Bekl. nicht die im 
Tatbeſtande des B. U. enthaltene Faſſung gehabt hat, ſondern 
dem Wortlaute des Schriftſatzes vom 24. November 1903 ent- 
ſprechend verleſen und alſo in dieſer Faſſung geſtellt iſt. Die 
gleiche uneingeſchränkte Faſſung hatte der Eventualantrag auch 
ſchon nach dem Tatbeſtande des im B. U. in Bezug genommenen 
Urteils des L. G. dahin: „beklagterſeits wurde lediglich eventuell 
der Antrag geſtellt, im Falle der Scheidung auch die Kl. für 
mitſchuldig zu erklären“ —, und ſteht es auch damit im Wider⸗ 
ſpruch, wenn bei der Darſtellung der prozeſſualen Sachlage in 
1.3. im Tatbeſtande des B. U. ausgeführt wird: „Es wurde 
koſtenfällige Klagsabweiſung beantragt und Widerklage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens erhoben; nur eventuell wurde der 
Antrag geſtellt, im Falle der Scheidung nach § 1568 des 
B. G. B. auch die Kl. für mitſchuldig zu erklären.“ Angeſichts 
der Beſtimmung in § 297 Abſ. 1 der Z. P. O.: „Die An⸗ 
träge müſſen aus den vorbereitenden Schriftſätzen verleſen 
werden“ — wird durch den Tatbeſtand hinſichtlich der Anträge 
nur die Tatſache der Verleſung nicht auch der Inhalt bezeugt, 
in letzterer Beziehung bleibt der nach dem Sitzungsprotokoll 
verleſene Antrag allein maßgebend (vergl. Urteil des R. G. vom 
29. September 1893 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 485. 
In Fällen der vorliegenden Art iſt auch nicht abzuſehen, wes halb 


das Verlangen der Mitſchuldigerklärung des klagenden Chegatten, 


der mehrere Scheidungsgründe geltend macht, nicht ſchlechthin, 
ſondern nur mit der Beichränkung auf einen der Scheidungs⸗ 
gründe geſtellt werden könnte. Hiernach mußte das B. G. 
ſeiner Entſcheidung den Eventualantrag in der Faſſung des 
Schriftſatzes vom 24. November 1903, der ſich weſentlich von 
deſſen tatbeſtandsgemäßer Faſſung unterſcheidet, zugrunde legen, 
und unterliegt daher das B. U., da dies nicht geſchehen und 
der nebenher für die Zurückweiſung gegebene Grund, wie dar⸗ 
gelegt, nicht haltbar iſt, inſoweit der Aufhebung. G. c. G., 
U. v. 11. Juli 04, 71/04 IV. — München. 

14. 5 1574 Abſ. 3 B. G. B. Schuldigkeitserklärung des 
Ehegatten trotz Verzeihung und ohne Erhebung einer Widerklage.] 

Daß trotz der Verzeihung in beſtimmten Fällen eine 
Schuldigerklärung des Ehegatten, dem dieſelbe zuteil geworden, 
erfolgen kann, iſt in $ 1574 Abſ. 3 B. G. B. ausgeſprochen. 
Es iſt aber unbedenklich dem B. G. auch darin beizutreten, 
daß die Anwendung des § 1574 Abſ. 3 B. G. B. auch im 
gegebenen Falle zur Anwendung gelange, obwohl der Kl. auch 
ſeinerſeits im Wege der Vorklage die Scheidungsklage wegen 
Ehebruchs der Bekl. erhoben hat und mit ihr — wegen der 
erteilten Verzeihung — unterlegen iſt. Der erwähnte Abf. 3 
bringt folgende zwei Gedanken zum Ausdruck einmal, daß der 
Bekl., das heißt der auf Scheidung mit Erfolg belangte 
— ob prozeſſual im Wege der Vor- oder der Widerklage 
(. B. nach Erhebung der Klage auf Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft), iſt ganz unerheblich — um die Nachteile der 
Alleinſchuld (vergl. § 1478, 1549, 1577-79, 1584, 1635 
B. G. B.) von ſich abzuwenden, nicht genstigt fein ſoll, die 
Gegenpartei auch ſeinerſeits auf Scheidung zu belangen (Wider⸗ 
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klage zu erheben), — dies iſt der erſte Fall des Abſ. 3 —; 
ſodann aber — zweiter Fall —, daß ein verziehener oder durch 
Zeitablauf ausgeſchloſſener Scheidungsgrund für die Entſcheidung 
der Schuldfrage wenigſtens dann noch ſolle geltend gemacht 
werden können, wenn die Verzeihung oder der Zeitablauf zu 
der Zeit noch nicht erfolgt war, zu der die die Gegenklage be⸗ 
gründende Handlung erfolgte, d. h. wenn wenigſtens zeitweiſe 
Scheidungsrecht gegen Scheidungsrecht ſtand. Beide Fälle ſind 
ganz ſelbſtändig und iſt insbeſondere der Antrag auf Schuldig⸗ 
erklärung im zweiten Falle nicht davon abhängig gemacht, daß 
der Antragſteller ſeinerſeits nicht auf Scheidung geklagt, Wider⸗ 
klage erhoben hat. Daß die an die Spitze des Abſ. 3 geſtellten 
Worte „ohne Erhebung der Widerklage“ auf den zweiten Fall 
keinen Bezug haben, ergibt ſich ſchon daraus, daß für die Regel 
desfalls die Erhebung der Widerklage gar nicht in Betracht 
kommen kann, weil eben das Klagerecht verwirkt iſt. Es ergibt 
ſich dies aber auch aus der Entſtehungsgeſchichte des Abſ. 3. 
(Wird dargelegt.) D. c. D., U. v. 1. Juli 04, 52/04 IV. 
— Celle. 

15. 5 1718 in Verbindung mit 58 119, 123, 143, 812, 
1717 B. G. B. Unzuläſſigkeit der Anfechtung der Anerkennung 
der Vaterſchaft wegen unrichtiger Angabe der Mutter bezüglich 
ihres Geſchlechtsverkehrs in der Empfängniszeit; Begriff der 
„arglitigen Täuſchung“.] 

Von dem B. G. iſt in einwandfreier Würdigung feſtgeſtellt, 
daß die Mutter der K. A. innerhalb der Empfängniszeit auch 
mit dem J. B. den Beiſchlaf vollzogen habe und daß Kl. lediglich 
durch ihre Verſicherung, während dieſer Zeit nur mit ihm ver⸗ 
kehrt zu haben, zur Anerkennung ſeiner Vaterſchaft bewogen 
worden ſei. Zur Frage ſteht daher, ob Kl. auf Grund dieſes 
Sachverhalts das von ihm vor dem Amtsgericht München I, mit- 
hin in einer öffentlichen Urkunde, abgegebene und dem § 1718 
B. G. B. entſprechende Anerkenntnis anfechten kann. Müßte 
dieſe Frage bejaht werden, ſo würde, wie ſchon das L. G. zu⸗ 
treffend angenommen hat, der rechtliche Grund, auf dem das 
hier allein in Rede ſtehende Verſprechen einer Unterhaltsrente 
beruht, wegfallen und Kl. Anſpruch auf Befreiung von dieſem 
Verſprechen, da er nach der Beſtimmung in § 1717 Abſ. 1 
Satz 1 B. G. B. nickt als Vater zu gelten hätte, zufolge § 812 
B. G. B. berechtigt ſein. Beide Inſtanzgerichte haben das hier 
in Rede ſtehende Anerkenntnis als einen Verzicht auf die Ein⸗ 
rede der mehreren Zubälter aufgefaßt. Beide haben ſodann in 
der von der Mutter des Kindes dem Kl. erteilten Verſicherung, 
daß außer ihm keine Mannsperſon während der Empfängniszeit 
mit ihr verkehrt habe, eine argliſtige Täuſchung gefunden und 
find in der tatſächlichen Annahme, daß Kl. hierdurch beſtimmt 
worden ſei, zu dem Ergebnis gelangt, daß derſelbe das An- 
erkenntnis unter einer Beeinfluſſung feines Willens abgegeben 
habe, die zufolge § 123 Abſ. 1 B. G. B. die Anfechtung ge- 
ſtatte. In der Frage, wie weit die Anfechtung im vorliegenden 
Fall zuläſſig ſei, weichen die Inſtanzgerichte dagegen voneinander 
ab. Das L. G. hat das Anerkenntnis als ein nicht empfangs⸗ 
bedürftiges, einſeitiges Rechtsgeſchäft betrachtet und deshalb die 
Anfechtung ſchlechthin, alſo auch dem Kinde gegenüber, für 
ſtatthaft erachtet. Das B. G. iſt anderer Anſicht. Es ſieht in 
dem Anerkenntnis der Vaterſchaft ein ſogenanntes empfangs⸗ 
bedürftiges Rechtsgeſchäft, betrachtet das Kind (oder deſſen Ver⸗ 


490 


treter) als diejenige Perſon, gegenüber welcher jene Erklärung 
abzugeben ſei, die Mutter dagegen, wenn ſie das Anerkenntnis 
durch Täuſchung veranlaſſe, als dritte Perſon im Sinne des 
§ 123 Abſ. 2 Satz 1 B. G. B. und gelangt deshalb zu dem 
Schluß, daß im vorliegenden Fall Anfechtungsgegner hinſichtlich 
des Anerkenntniſſes zufolge § 143 Abſ. 3 B. G. B. nur das 
Kind, dieſem gegenüber jedoch wegen der Beſtimmung in $ 123 
Abſ. 2 Satz 1 B. G. B. die Anfechtung ausgeſchloſſen ſei, weil 
der Vormund des Kindes an der in Rede ſtehenden Täuſchung 
nicht beteiligt geweſen ſei und eine Beteiligung des Kindes nicht 
in Frage komme. Deshalb meint das B. G., daß Kl. die An⸗ 
erkennung ſeiner Vaterſchaft überhaupt nicht und die Zuſage der 
Rente für das Kind ebenfalls nicht, ſondern nur ſein der Mutter 
des Kindes hinſichtlich ihrer eigenen Koſten gegebenes Verſprechen 
anfechten könne. Dieſer rechtlichen Auffaſſung des B. G., die 
allerdings von Jacubezky (in der Zeitſchrift „Das Recht“ 1903 
S. 325) vertreten wird, kann indes nicht zugeſtimmt werden. 
Rechtsirrig iſt die Anfiht des B. R., daß das Anerkenntnis des 
§ 1718 als empfangsbedürftige Willenserklärung anzuſehen iſt. 
Das B. G. erachtet für empfangsbedürftige Rechtsgeſchäfte „alle 
diejenigen, welche dazu dienen ſollen, eine rechtliche Beziehung 
zu einer anderen Rechtsperſönlichkeit ſei es nur zu begründen, 
ſei es zu verändern.“ Allein dies läßt ſich aus dem B. G. B. 
nicht herleiten. Wie aus § 143 Abſ. 3 und 4 hervorgeht, 
kennt das B. G. B. neben dem einſeitigen Rechtsgeſchäft, das 
einem andern gegenüber vorzunehmen iſt, auch einſeitige Rechts- 
geſchäfte „anderer Art“ und verſteht hierunter diejenigen Willens⸗ 
erklärungen, die eine rechtsgeſchäftliche Wirkung erzeugen, trotzdem 
daß ein Gegner oder Empfänger der Erklärung überhaupt fehlt, 
oder obwohl die Erklärung dem an ihr Beteiligten nicht zu⸗ 
zugehen braucht (vergl. Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen 
Rechts 5. Aufl. Bd. I § 68 II). Ein Beiſpiel für Fälle der 
erſten Art iſt die Anerkennung eines Kindes gemäß $ 1598 
B. G. B. oder die Annahme einer Erbſchaft, die zufolge $ 1943 
auch für die Gläubiger von Bedeutung iſt. Zu den einſeitigen 
Rechtsgeſchäften, die überhaupt nicht einem anderen gegenüber 
erklärt zu werden brauchen, gehört aber auch das Anerkenntnis 
des § 1718, deſſen Wirkſamkeit nur deshalb, um jede Un- 
gewißheit auszuſchließen, an die Form der Erklärung in einer 
öffentlichen Urkunde gebunden tft (vergl. Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch Bd. IV § 1718 Anm. 2; Dernburg, bürgerliches 
Recht 2. Aufl. Bd. IV 8 89 bei Note 10, 11; Mantey, Rechte 
des unehelichen Kindes S. 88; Urteil des Oberſten Landesgerichts 
für Bayern in Seufferts Archiv Bd. 57 Nr. 136). Hieraus 
würde ſich ergeben, daß dieſes Anerkenntnis, wie das L. G. 
folgerichtig angenommen hat, auf Grund des § 123 Abſ. 1 
B. G. B. angefochten werden könnte, ohne daß die Beſchränkung 
des Abſ. 2 ebendaſelbſt in Betracht zu kommen hätte. Die An- 
fechtung würde deshalb zufolge § 143 Abſ. 4 auch dem Kinde 
gegenüber ſtatthaft ſein und das B. G. hätte bei ſeiner Auf⸗ 
faſſung, daß das Anerkenntnis durch argliſtige Täuſchung hervor— 
gerufen ſei, die Klage in vollem Umfang für begründet erachten 
müſſen. Es iſt dem B. G. endlich aber auch darin nicht bei- 
zutreten, daß aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt ein Anfechtungs⸗ 
grund zu entnehmen iſt. Allerdings unterliegt das Anerkenntnis 
des § 1718 als Willenserklärung der Anfechtung gemäß 
88 119, 123 B. G. B., wie allgemein angenommen wird. 
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In Anſehung der Anwendung dieſer Beſtimmungen berridı 
zwar nicht voͤlliges Einverſtändnis, namentlich hinſichtlich der 
Frage, unter welchen Vorausſetzungen eine Anfechtung wegen 
Irrtums ſtatthaft iſt. Völlig zweifelsfrei iſt dagegen, daß ein 
Anerkenntnis, zu deſſen Abgabe der Erklärende durch argliftige 
Täuſchung beſtimmt worden iſt, von ihm angefochten werden 
kann. Eine ſolche Täuſchung des Kl. hat indes im vorliegenden 
Falle nicht ſtattgefunden. Das Anerkenntnis des § 1718 
B. G. B. iſt ein Verzicht auf die Einrede der mehreren Zu⸗ 
hälter, mit welcher Einrede die zufolge § 1717 durch die Bei⸗ 
wohnung innerhalb der Empfängniszeit begründete Vermutung 
der Vaterſchaft widerlegt werden kann. Ob ein Mann, der mit 
der Mutter während der Empfängniszeit verkehrt hat, das 
Anerkenntnis abgeben will, ſteht in ſeinem Belieben. Ebenſo 
ſteht es in ſeinem Ermeſſen, ob und welche Erkundigungen er 
einziehen will. Stellt er Nachforſchungen an und erhält Aus⸗ 
kunft, ſo mag er ſich entſchließen; entſcheidet er ſich für die 
Abgabe der Anerkennnng, ſo iſt er gebunden und kann, wenn 
die Auskunft falſch geweſen iſt, eine Erklärung nicht ſchon des 
halb anfechten, weil er tatſächlich unrichtige Mitteilungen er 
halten hat. Eine Auskunft aber, die von ihm bei der Mutter 
ſelbſt eingeholt wird, iſt nicht anders zu behandeln, wie die 
Auskunft ſeitens eines Dritten, und endlich darf einer Per 
ſicherung, die von der Mutter abgegeben wird, nachdem ſie ſich 
an den Mann, der mit ihr verkehrte, ihrerſeits gewandt hatte, 
keine weitere Bedeutung beigelegt werden, als jeder anderen 
Auskunft. Ebenſo wie jeder Dritte kann deshalb auch die 
Mutter des Kindes den als Vater in Anſpruch genommenen 
Mann durch argliſtige Täuſchung zur Anerkennung der Vater. 
ſchaft beſtimmen, und insbeſondere iſt zuzugeben, daß auch über 
das Vorhandenſein noch anderer Zuhälter eine ſolche Täuſchung 
möglich iſt. Im vorliegenden Fall iſt jedoch lediglich feſtgeſtell, 
daß die Mutter des Kindes dem Kl. die oft erwähnte Der 
ſicherung unter Tränen gegeben hat und hierbei auch trotz Ver 
haltens eines Privatpoſtkartenbriefs und eines nicht datierten 
Schriftſtücks geblieben iſt. Wurde hierin bereits eine arglistige 
Täuſchung, die zur Anfechtung berechtigte, zu finden fein, je 
würde die in 8 1718 B. G. B. getroffene Beſtimmung verfehlt 
und ihr Zweck, die nachträgliche Vorſchützung einer Einrede der 
mehreren Zuhälter zu verhindern (Protokolle der 2. Kommiſfien 
Bd. IV S. 679), vereitelt fein, da ſolche Einrede in Geſtal 
der Anfechtung wohl regelmäßig erhoben werden könnte. Eine 
Verſicherung der hier feſtgeſtellten Art enthält indes noch nicht 
eine argliſtige Täuſchung. Die Verpflichtung des unehelichen 
Erzeugers wird nicht durch ein von ihm gemäß 8 1718 8.0.2. 
erklärtes Anerkenntnis ins Leben gerufen, ſondern folgt nad 
§ 1717 aus der Beiwohnung innerhalb der Empfängnis zei. 
und das Anerkenntnis dient nur dazu, die Berufung darauf, 

daß ein anderer der Mutter während jener Zeit auch beigewebnt 

habe, auszuſchließen. Der Zuhälter hat indes keinen Rechte 

anſpruch darauf, daß die Mutter des Kindes ihm zur Ad 

lehnung feiner Verpflichtung behilflich ſei, vielmehr iſt es fein 

Sache, ob er eine Einrede erheben kann und imftande if, diere 

zu beweiſen. Die Mutter des Kindes tft in der Lage, den 

Mann, der ihr beigewohnt hat, deſſen Verpflichtung mitbin 

zunächſt feſtſteht, wegen ihrer eigenen Anſprüche durch Klage u 

belangen und begeht im Falle, daß fie den Einwand, es halt 
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noch ein anderer ihr beigewohnt, in Abrede ftellt, eine argliſtige 
Täuſchung ſelbſt dann nicht, wenn jener Einwand der Wahrheit 
entſpricht. Nicht anders aber iſt eine außergerichtliche Ver⸗ 
ſicherung ſolcher Art, wie fie im vorliegenden Fall vom Kl. 
geltend gemacht wird, zu beurteilen, denn auch ſie enthält nichts, 
als die Ableugnung eines Vorhalts, auf den Kl. eine von ihm 
zu beweiſende Einrede hätte ſtützen können. Aus der ihm er⸗ 
teilten Verſicherung kann Kl. daher, obwohl dieſelbe falſch ge⸗ 
weſen iſt, keinen Grund zur Anfechtung des daraufhin erklärten 
Anerkenntniſſes entnehmen. H. c. A., U. v. 30. Juni 04, 
514/03 IV. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

16. SS 4, 567 — 575 Z. P. O. verb. mit 88 4 und 16 
des G. V. G. Mangelnde Begründung einer Koſtenbeſchwerde.] 

Gegen einen Beſchluß des O. L. G., durch den die Höhe 
des Streitwerts auf 10 000 Mark feſtgeſetzt worden war, richtet 
ſich jetzt die Beſchwerde der Kl. Der vom zweitinſtanzlichen 
Prozeß bevollmächtigten der Kl. unterſchriebene Beſchwerdeſchriftſatz 
lautet: „In Sachen uſw. iſt meine Partei der Anſicht, daß der 
Streitwert mit 10 000 Mark zu hoch angenommen ſei; ich lege 
daher gegen den Wertfeſtſetzungsbeſchluß vom 13. (fo!) d. Mts. 
Beſchwerde ein“. Dieſe Beſchwerde kann nicht für zuläſſig an⸗ 
geſehen werden. Gegen den Beſchluß, wodurch der Wert des 
Streitgegenſtandes feſtgeſetzt wird, findet nach § 16 Abſ. 2 des 
G. V. G. (Faſſung vom 20. Mai 1898) Beſchwerde nach Maß⸗ 
gabe des 8567 Abſ. 2 und der 88 568 bis 575 der Z. P. O. 
ſowie des § 4 Abſ. 3 des erſtgenannten Geſetzes ſtatt. Eine 
Vorausſetzung für die Statthaftigkeit einer ſolchen Beſchwerde 
iſt demnach gemäß 8 567 Abſ. 2 der Z. P. O., daß die 
Beſchwerdeſumme den Betrag von 100 Mark überſteige. Das 
Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung iſt von Amts wegen zu 
prüfen, & 574; die Unterlagen zu der Prüfung find, ſoweit 
nötig, von dem Beſchwerdeführer beizubringen. Gegen dieſe 
Pflicht verſtößt eine Beſchwerde gegen den feſtgeſetzten Wert, die 
nur im allgemeinen die Richtung der gewünſchten Anderung, nicht 
aber das Maß angibt, um welches der Wert herabgeſetzt oder 
erhoͤht werden ſoll. Denn es fehlt alsdann dem Gericht an 
jedem beftimmten Anhalt für die Bemeſſung des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes. Dieſer Mangel kann nicht dadurch erſetzt werden, 
daß bei einem Werte von 10 000 Mark, wie er vorliegend feſt⸗ 
geſetzt iſt, ſich allerdings eine Herabſetzung denken läßt, bei 
welcher der Unterſchied für die von den Kl. zu tragenden Prozeß⸗ 
koſten den Betrag von 100 Mark überſteigen würde. Auf eine 
ſolche, erſt noch durch Berechnung zu findende, Herabſetzung iſt 
die Beſchwerde nicht gerichtet. E. c. M., Beſchl. v. 9. Juli 04, 
102/04 I. — Dresden. 

17. 5 91 3. P. O. Grundprinzip für die Koſtenpflicht 
iſt das Unrecht der Partei.] 

Am 10. Oktober 1901 wurde über das Vermögen des 
H. H. in E. das Konkursverfahren eröffnet. Derſelbe hatte 
laut Urkunde vom 19. September 1901 an dieſem Tage von 
feiner Forderung an G. v. L. einen Teilbetrag von 3000 Mark 
dem Bekl. abgetreten. Der Konkursverwalter focht die Abtretung 
an. Nach mehreren Beweiserhebungen wurde durch Urteil der 
I. J. dem Klageantrage entſprochen. Der Bekl. legte durch 
Schriftſatz vom 29. Mai 1903 Berufung ein. Das Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen des H. wurde durch Zwangs⸗ 
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vergleich vom 23. September 1903 beendigt. Der Bekl. ließ 
nunmehr den Gemeinſchuldner perſoͤnlich zur Fortſetzung des 
Rechtsſtreits laden. Im Verhandlungstermine ſtellte er den 
Antrag, die Hauptſache für erledigt zu erklären und dem Kl. 
die Koſten aufzuerlegen, während der bisherige Gemeinſchuldner 
H. beantragte, die Koſten dem Berufungskl. aufzuerlegen. Durch 
Urteil des B. G. wurde das der I. J. dahin abgeändert: Die 
Hauptſache wird für erledigt erklärt. Die Koſten des Verfahrens 
werden dem Kl. auferlegt. Kl. hat ſofortige Beſchwerde ein⸗ 
gelegt mit dem Antrage, das Urteil des O. L. G. abzuändern 
und die Koſten dem Bekl. A. aufzuerlegen. Dieſem Antrage 
war ſtattzugeben. Der im Koſtenpunkte vom B. R. getroffenen 
Entſcheidung liegen folgende Erwägungen zugrunde: Da das 
Konkursverfahren durch den Zwangsvergleich ſein Ende gefunden 
habe, ſo fehle es für den Anfechtungsprozeß an der nötigen 
Grundlage. Der Anfechtungsanſpruch ſei mithin zur Zeit der 
Erlaſſung des Urteils nicht mehr begründet. Das gegenſtandslos 
gewordene Anfechtungsrecht könne aber auch nicht mehr in An⸗ 
ſehung des Koſtenpunktes fortwirken. Fehle es dem Kl. an der 
Möglichkeit, mit der Hauptſache durchzudringen, ſo folge daraus, 
daß der Bekl. mit Erfolg dem Anfechtungsrecht widerſpreche, 
alſo in der Hauptſache obfiegen würde, wenn Kl. einen Antrag 
auf Unwirkſamkeitserklärung geſtellt hätte. Als unterliegende 
Partei ſei deshalb der Kl. anzuſehen. Dieſe vom Beſchwerde⸗ 
führer mit Hinweis auf S. 34 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1904 bekämpften Erwägungen können für zutreffend nicht 
erachtet werden. Durchgreifend iſt, daß die Hauptſache ohne 
Urteil ihre Erledigung gefunden hat. In Fällen ſolcher Art 
iſt der § 91 Z. P. O., gemäß welchem die unterliegende Partei 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat, nicht ſeinem ſtrengen 
Wortlaut nach, ſondern in einer dem Grundprinzip des Geſetzes 
unmittelbar entſprechenden Geſtalt zur Anwendung zu bringen. 
Als Grundprinzip aber erſcheint, daß der Teil die Koſten zu 
tragen hat, der ſich im Unrecht befindet. Hat eine Entſcheidung 
in der Haupifache ſtattgefunden, fo wirkt dieſe kraft ihrer geſetz⸗ 
lichen Bedeutung auf die Koſtenfrage zurück; derjenige iſt unter⸗ 
liegender Teil, gegen welchen erkannt iſt. Im anderen Falle 
muß für den Zweck der Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt geprüft werden, zu weſſen Ungunſten entſchieden ſein 
würde, wenn eine Entſcheidung erfolgt wäre, und dieſer iſt als 
unterliegender Teil aufzufaſſen und zu behandeln. Die Be⸗ 
endigung des Rechtsſtreits zur Hauptſache ohne Urteil findet 
ihre formelle prozeſſuale Grundlage in den die geſchehene Er⸗ 
ledigung ausſprechenden ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Er⸗ 
klärungen der Parteien, welche ihre rechtliche Wirkſamkeit aus 
dem Verfügungsrecht der Parteien ſchöpfen. Damit ſteht im 
Einklang, daß grundſätzlich für die Frage von Recht und Unrecht 
die Sachlage vor dem Zeitpunkt maßgebend ſein muß, an 
welchem das nach Annahme der Parteien eine Entſcheidung in 
der Hauptſache untunlich oder unnötig machende, der Entwicklung 
des materiellen Rechtsverhältniſſes angehörende Ereignis ein⸗ 
getreten iſt. Hat in einem eine Forderung betreffenden Prozeſſe 
während des Laufs desſelben Befriedigung des Kl. ſtattgefunden, 
ſo iſt zu unterſuchen, ob, wenn ſie unterblieben wäre, infolge 
Begründetheit des Anſpruchs an ſich und Grundloſigkeit der 
etwa erhobenen Einreden nach dem Klagantrage hätte erkannt 
werden müſſen oder die Klage abzuweiſen geweſen wäre. Im 
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erſten Falle kann die Befriedigung, durch welche der Kl. den 
mit der Klage verfolgten Zweck erreicht hat, wenn die Be⸗ 
friedigung von ihm ſofort als wirkſam anerkannt iſt, alſo ſeit⸗ 
dem kein Streit mehr herrſchte, nicht dahin führen, ihn als 
unterliegend deshalb zu betrachten, weil eine Forderung jetzt 
nicht mehr beſteht. Das gleiche muß bei einer während des 
Rechtsſtreits erfolgenden Aufrechnung gelten, ſofern dieſe nicht 
mit einer vor Beginn des Rechtsſtreits bereits begründet und 
zur Aufrechnung geeignet geweſenen Gegenforderung erfolgt, 
indem im letztern Falle die rückwirkende Kraft der Aufrechnung 
zu einem abweichenden Reſultate führen kann. Wenn während 
des Cheſcheidungsprozeſſes einer der Eheleute ſtirbt (§ 628 der 
Z. P. O.) und damit das den Gegenſtand des Streits bildende 
Rechtsverhältnis in Wegfall kommt, ſo kann für die Koſtenfrage 
nur maßgebend ſein, welches Ergebnis der Prozeß gehabt haben 
würde, wenn er zu Ende hätte geführt werden können. Hier 
tritt noch die Beſonderheit ein, daß kraft Geſetzes „der Rechts. 
ſtreit“ in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen iſt. 
Abgeſehen hiervon muß der gleiche Geſichtspunkt Platz greifen, 
wenn während eines Streits über eine Sache dieſe untergeht, 
ohne daß dies von der einen oder anderen Seite in irgend einer 
Art zu vertreten iſt. Fälle der hier vorliegenden Art find ebenſo 
zu beurteilen. Parteiſtellung im Anfechtungsprozeſſe hatte der 
Gemeinſchuldner nicht und konnte fie nicht haben. Das An- 
fechtungsrecht iſt im Intereſſe der Konkursgläubiger gewährt. 
Mag man dieſe als ſeine Träger betrachten, indem man etwa 
davon ausgeht, daß ihnen, obwohl ſie im übrigen nicht zuſammen⸗ 
gefaßt als Rechtsperſönlichkeit erſcheinen, doch für den ſpeziellen 
Zweck der Inhaberſchaft des Anfechtungsrechts, deſſen Ausübung 
ſtets dem Konkursverwalter zuſteht, Perſönlichkeitsrechte verliehen 
find oder aber daß der Verwalter Inhaber des Rechts iſt, in 
jedem Falle hatte der Gemeinſchuldner ſeinerſeits keinen Teil 
an demſelben. Selbſt im Koſtenpunkte nimmt er Parteiſtellung 
nicht ein. Wenn auch der Prozeß vom Konkursverwalter für 
Rechnung der Maſſe geführt wird und infolge davon der 
Gemeinſchuldner Träger der eventuellen Erſtattungspflicht wie 
des eventuellen Erſtattungsanſpruchs iſt, ſo betrifft dies doch 
nur das materiellrechtliche Verhältnis, und Inhaber der Partei- 
ſtellung iſt auch inſoweit der Konkursverwalter kraft ſeines 
ſelbſtändigen Verfügungsrechts. Erſt mit der Aufhebung des 
Konkurſes erlangt er Parteiſtellung in bezug auf die Koſten⸗ 
frage, indem mit Wegfall des Konkursverwalters und ſeines 
Verfügungsrechts der bisherige Gemeinſchuldner nunmehr auch 
im Prozeſſe eine ſeinen materiellen, im Rechtsſtreit befangenen 
Verbindlichkeiten und Anſprüchen gemäße Stellung erhält. 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 330.) Mit der 
Aufhebung des Konkurſes aber iſt zugleich der Anfechtungs⸗ 
prozeß, da ein Träger des Anfechtungsrechts nicht mehr exiſtiert, 
gegenſtandslos geworden, zugleich auch ſeine formale Voraus- 
ſetzung beſeitigt. Wie die Hauptſache den Gemeinſchuldner 
während des Konkurſes nicht berührte, jo tritt er nach der Be⸗ 
endigung dieſes nur im Koſtenpunkte in die prozeſſuale Partei⸗ 
ſtellung ein. Nur diejenige Sachlage kann in dieſem Punkte 
für ihn maßgebend ſein, welche beſtand, als der Prozeß in der 
Hauptſache noch vorhanden war und als derſelbe zwiſchen dem 
Verwalter einerſeits und dem Anfechtungsbekl. anderſeits geführt 
wurde. Insbeſondere kann der Geſichtspunkt der Rückwirkung 
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für keines der oben hervorgehobenen Momente geltend gemacht 
werden. War der Anfechtungsanſpruch zuläſſig und begründet, 
ſo mußte der Bekl. ihm genügen, er durfte insbeſondere nicht 
durch unbegründeten Widerſpruch Prozeßkoſten herbeiführen, und 
ſeine materiell gegebene Koſtenerſtattungspflicht kann nicht infolge 
des Umſtandes, daß der Anfechtungsprozeß als ſolcher gegen- 
ſtandslos geworden iſt, in Wegfall kommen. Entſcheidend zu 
ſeinen Gunſten iſt auch nicht, daß der Bekl., falls die An⸗ 
fechtungsklage Erfolg gehabt hätte, etwa berechtigt geweſen 
wäre, den Gemeinſchuldner wegen Entziehung des ihm ver ⸗ 
äußerten Objekts durch den Konkursverwalter rezeßpflichtig zu 
machen, denn es handelt ſich hier tatſächlich um ſolche Koſten, 
welche der Bekl., wenn der Anfechtungsanſpruch begründet war, 
durch unberechtigten Widerſpruch hervorgerufen, alſo ſich ſelbſt 
zuzuſchreiben hat. (Vergl. Seuffert, Konkursprozeßrecht, § 37 
S. 229; Jaeger, Kommentar zur Konkursordnung, Anm. 24 
zu § 29 S. 236; v. Wilmowski⸗Kurlbaum, Konkursordnung, 
Anm. 12 zu 8 29.) Es kommt hiernach auf die Frage an, 
ob die Anfechtungsklage, wenn der Konkurs nicht vor der Ent⸗ 
ſcheidung über ſie beendet wäre, Erfolg gehabt haben würde. 
In dieſer Richtung iſt den Gründen des I. R., welcher der 
Klage ſtattgegeben hatte, beizutreten. A. c. H., Beſchl. v. 
13. Juli 04, B 180/04 VII. — Hamm. 

18. 88 91 — 98, 271 Z. P. O. Koſtentragung der Neben- 
intervention bei Klagerücknahme.] 

Der Kl. hat, nachdem mündlich verhandelt worden und die 
Nebenintervenientin auf Streitverkündung der Bekl. dieſer bei- 
getreten war, die Klage zurückgenommen. Die Bekl. beantragte, 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen. Der Kl. er⸗ 
kannte nur die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der 
Nebenintervention nicht an. Der I. R. erkannte nur über die 
Koſten und legte die der Nebenintervention der Nebenintervenientin, 
die übrigen dem Kl. zur Laſt. Auf ſofortige Beſchwerde der 
Nebenintervenientin hat das Kammergericht dem Kl. auch die 
Koſten der Nebenintervention auferlegt. Mit der vorliegenden 
weiteren ſofortigen Beſchwerde verlangt Kl. Wiederherſtellung des 
Urteils des L. G. mit der Ausführung, daß, da nach § 101 
Z. P. O. die durch eine Nebenintervention verurſachten Koſten 
dem Gegner der Hauptpartei nur aufzuerlegen ſeien, ſoweit der 
Gegner nach den Beſtimmungen der §§ 91 — 98 die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen hat, für den Fall der Klagezurüd- 
nahme aber im § 271 Z. P. O. wegen der Koſten Beſtimmunz 
getroffen ſei, die Koſten der Nebenintervention nach § 101 
Z. P. O. Abſ. 1 Halbſatz 2 dem Nebenintervenienten aufzuerlegen 
ſeien. — Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Die Koſten 
einer Nebenintervention gehören zu den Koſten des Rechtsftreite. 
Die Beſtimmung des § 101 3. P. O. n. F. hat gegenüber 
dem 8 96 a. F. den Zweck, klarzuſtellen, daß die Koſten der 
Nebenintervention niemals der Hauptpartei, ſondern nur deren 
Gegner auferlegt werden können und auch dieſem nur, wenn 
und inſoweit er die Koſten überhaupt zu tragen hat (Hahn - 
Mugdan, Mat. Bd. 8 S. 293). Der $ 271 Z. P. O. ver 
pflichtet den Kl. im Falle der Zurücknahme der Klage, die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen, ohne in dieſer Beziehung einen 
Unterſchied zwiſchen den Koſten der Nebenintervention und den 
ſonſtigen Koſten des Rechtsſtreits zu machen. Daraus ergitt 
ſich, daß die Entſcheidung des Kammergerichts in ihrem End- 
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ergebniſſe richtig iſt. R. o. A. & W., Beſchl. v. 2. Juli 04, 
B 221/04 V. — Berlin. 

19. 55 137 Abſ. 4, 164, 313 Z. P. O. Beweis des 
Inhalts der Verhandlung durch das Sitzungsprotokoll.] 

Der Rkl. erhebt die prozeſſualiſche Rüge, er habe in 
der mündlichen Verhandlung vor dem B. G. vom 22. Fe⸗ 
bruar 1904, auf Grund deren das Schlußurteil vom 29. Fe⸗ 
bruar 1904 erging, perſönlich zum Zwecke der Ergänzung des 
Vortrages ſeines Prozeßbevollmächtigten, des Vorbringens von 
Verteidigungsmitteln und des Vortrages von Urkunden von dem 
Vorſitzenden des Gerichts das Wort erbeten, der Vorfitzende 
habe ihm das Wort verweigert, und habe dadurch, daß er die 
Verhandlung ſchleunigſt ſchloß, verhindert, daß er zur Sache 
ſprechen konnte. Darin liege eine Verletzung des § 137 Abſ. 4 
der Z. P. O., welche zur Aufhebung des Urteils führen müſſe. 
Zum Beweiſe ſeines Vorbringens beruft er ſich auf ſeinen 
Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinſtanz, Rechtsanwalt 
G. in C., als Zeugen. Der Reviſionsbekl. beſtritt in erſter 
Reihe dieſes Vorbringen unter Berufung auf das Sitzungs- 
protokoll. — Dem Angriffe konnte keine Folge gegeben werden. 
Das Sitzungsprotokoll vom 22. Februar 1904 enthält zwar 
die Beurkundung, daß der jetzige RE. — damals Berufungskl. — 
in der gedachten mündlichen Verhandlung perſönlich anweſend 
war; es enthält aber keine Beurkundung, daß er beantragt hat, 
ihm das Wort zu geſtatten und der Vorfitzende ihm das Wort 
verweigert hat. Nach § 164 der Z. P. O. kann die Beobachtung 
der fñür die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten nur durch das Protokoll bewieſen werden, gegen den dieſe 
Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desſelben iſt nur der Nachweis 
der Fälſchung zuläſſig. Unter die für die mündliche Verhandlung 
vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten im Sinne des § 164 a. a. O. 
gehört, wenn die anweſende Partei von dem ihr in § 137 
Abſ. 4 der Z. P. O. eingeräumten Rechte Gebrauch macht, die 
Die Bedeutung des 8 164 beſteht 
aber darin, daß, wenn im weiteren Verlaufe des Rechtsſtreits 
über die Wahrung der darunter fallenden Foͤrmlichkeiten Streit 
entſteht, kein anderer Beweis als durch das Sitzungsprotokoll 
zugelaſſen wird. Damit erledigt fi das obenerwähnte Beweis⸗ 
erbieten, mit dem der Nachweis der Fälſchung nicht angetreten 
iſt. N. o. H., U. v. 8. Juli 04, 219/04 II. — Göln. 


20. 5 256 3. P. O. Aber Feſtſtellungsklagen in Unfall- 


verſicherungs ſachen.] 

Mit Recht macht die Bekl. geltend, daß es an den im 
§ 256 der Z. P. O. erforderten geſetzlichen Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage fehle. In Unfallverficherungsſachen wird der 


Kl. häufig berechtigt und ſogar genötigt ſein, die Entſchädigungs⸗ 


pflicht der Verficherungsgeſellſchaft ſchlechthin, ohne Rückſicht auf 
einen beſtimmten Betrag der Entſchädigung, gerichtlich feſtſtellen 
zu laflen. So insbeſondere dann, wenn die Invalidität als 
Folge des Unfalls bereits feſtſteht oder die Parteien darüber 
einig find, daß über das Vorhandenſein und den Grad der 


Invalidität eine beſondere Kommiffion zu entſcheiden habe, die 
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Entſchädigungspflicht aber gleichwohl ftreitig iſt. Ein Fall dieſer 
Art liegt hier nicht vor. Die Bekl. beſtreitet nicht, daß ſie, 
wenn der Kl. durch den Unfall ganz oder teilweiſe invalid ge⸗ 
worden, ihn nach Maßgabe der Verſicherungsbedingungen zu 


Rentſchädigen verpflichtet ſei. Zu einer Klage auf Feſtſtellung 
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dieſer Verpflichtung beſteht nach Lage der Sache überhaupt kein 
Anlaß, es iſt nicht abzuſehen, welches rechtliche Intereſſe der 
Kl. hieran haben ſollte. Die Bekl. beſtreitet nur, einmal daß 
der Kl. invalid geworden ſei, ſodann, daß über das Vorhanden⸗ 
ſein und den Grad der Invalidität, über welche Punkte nach 
§ 12 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen die dort näher 
bezeichnete Kommiſſion zu befinden habe, eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zuläſſig ſei. Der Kl. will auch hierüber auf dem 
ordentlichen Rechtswege entſchieden haben. Dies könnte er aber 
nur durch Anſtellung der auf Leiſtung gerichteten Klage, wie ſie 
in Ziffer 2 des urſprünglichen Klageantrages Ausdruck gefunden 
hatte. Denn eine ſelbſtändige Klage auf Feſtſtellung dieſer 
Streitpunkte wäre, abgeſehen davon, daß ſie tatſächlich nicht 
erhoben iſt, auch keinesfalls rechtlich zuläſſig. Die Frage, ob 
der Kl. durch den Unfall invalid geworden, verlangt nicht ein 
Rechtsverhältnis, ſondern eine Tatſache feſtgeſtellt zu ſehen, und 
über die gerichtliche Zuſtändigkeit zu ſolcher Feſtſtellung kann 
ſelbſtverſtändlich nicht in einem beſonderen Rechtsſtreite ent- 
ſchieden werden. Wenn der Kl. ſich, wie er es getan, auf den 
Standpunkt ſtellen wollte, daß ſeine Invalidität durch das 
Gericht zu ermitteln ſei, ſo mußte er zum mindeſten beantragen, 
daß die Bekl. verurteilt werde, die ihm für eine Invalidität 
von 70 Prozent — wie er ſie behauptet — nach den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen zu gewährende Rente zu zahlen. Da ſich 
die Höhe der Rente, falls der Grad der Invalidität feſtſteht, 
ohne weiteres aus der dem Verſicherungsvertrage beigefügten 
Tabelle berechnen läßt, ſo könnte ein ſolcher Klageantrag allen⸗ 
falls als genügend angeſehen werden, obgleich auch hiegegen 
Bedenken, wie ſie ſich aus der Unmöglichkeit der Vollſtreckung 
eines ſolchem Antrage entſprechenden Urteils ergeben, beſtehen. 
Beide Vorinſtanzen treten nun dem Kl. darin bei, daß nach der 
Geſtaltung der vorliegenden Sache die Kommiffionsentſcheidung 
für den Kl. nicht bindend ſei, eine neue Entſcheidung der Kom⸗ 
miſſion von der Bekl. nicht verlangt werden könne, und die 
Gerichte auch über die Invalidität des Kl. zu befinden haben. 
Sie haben auch Beweis hierüber erhoben, gleichwohl aber fich 
darauf beſchränkt, über einen Antrag zu entſcheiden, der lediglich 
die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes bezweckt, an deſſen 
Feſtſtellung ein rechtliches Intereſſe des Kl. nicht erfindlich iſt. 
Dies war unzuläſſig, die Feſtſtellungsklage muß deshalb noch in 
dieſer Inſtanz Abweiſung erfahren. W. c. P., U. v. 8. Juli 04, 
71/04 VII. — Berlin. 

21. 88 256, 304 3. P. O. Die Vorausſetzungen der 
Feſtſtellungsklage find von Amts wegen zu prüfen. Unterſchied 
zwiſchen Endurteil über eine Schadensſeſtſtellungsklage und 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs.] 

I. Der Klageantrag iſt dahin gerichtet: die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen 1. dem Kl. allen Schaden zu erſetzen, den er dadurch 
erlitten hat und noch erleidet, daß er am 2. Auguſt 1902 in 
einem Waggon der Bekl. zu Falle gekommen und Verletzungen 
erlitten hat, 2. ſchon heute zur Zahlung von 384,20 Mark 
nebft ... Zinſen. Die Verhandlung der I. 3. iſt „auf den 
Grund des Schadenserſatzanſpruches“ beſchränkt worden, und 
das Urteil I. J. ſchließt fich in feiner Formel dem Klageantrage 
zu 1 an. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der „End⸗ 
entſcheidung“ vorbehalten. Im B. U. iſt die Berufung der Bekl. 
zurückgewieſen und „zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
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erſten Falle kann die Befriedigung, durch welche der Kl. den 
mit der Klage verfolgten Zweck erreicht hat, wenn die Be⸗ 

friedigung von ihm ſofort als wirkſam anerkannt iſt, alſo ſeit⸗ 
dem kein Streit mehr herrſchte, nicht dahin führen, ihn als 
unterliegend deshalb zu betrachten, weil eine Forderung jetzt 
nicht mehr beſteht. Das gleiche muß bei einer während des 
Rechtsſtreits erfolgenden Aufrechnung gelten, ſofern dieſe nicht 
mit einer vor Beginn des Rechtsſtreits bereits begründet und 
zur Aufrechnung geeignet geweſenen Gegenforderung erfolgt, 
indem im letztern Falle die rückwirkende Kraft der Aufrechnung 
zu einem abweichenden Reſultate führen kann. Wenn während 
des Cheſcheidungsprozeſſes einer der Eheleute ſtirbt (§ 628 der 
Z. P. O.) und damit das den Gegenſtand des Streits bildende 
Rechtsverhältnis in Wegfall kommt, ſo kann für die Koſtenfrage 
nur maßgebend ſein, welches Ergebnis der Prozeß gehabt haben 
würde, wenn er zu Ende hätte geführt werden können. Hier 
tritt noch die Beſonderheit ein, daß kraft Geſetzes „der Rechts⸗ 
ſtreit“ in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen iſt. 
Abgeſehen hiervon muß der gleiche Geſichtspunkt Platz greifen, 
wenn während eines Streits über eine Sache dieſe untergeht, 
ohne daß dies von der einen oder anderen Seite in irgend einer 
Art zu vertreten iſt. Fälle der hier vorliegenden Art find ebenſo 
zu beurteilen. Parteiſtellung im Anfechtungsprozeſſe hatte der 
Gemeinſchuldner nicht und konnte fie nicht haben. Das An- 
fechtungsrecht iſt im Intereſſe der Konkursgläubiger gewährt. 
Mag man dieſe als ſeine Träger betrachten, indem man etwa 
davon ausgeht, daß ihnen, obwohl ſie im übrigen nicht zuſammen⸗ 
gefaßt als Rechtsperſönlichkeit erſcheinen, doch für den ſpeziellen 
Zweck der Inhaberſchaft des Anfechtungsrechts, deſſen Ausübung 
ftet8 dem Konkursverwalter zuſteht, Perſönlichkeitsrechte verliehen 
find oder aber daß der Verwalter Inhaber des Rechts iſt, in 
jedem Falle hatte der Gemeinſchuldner ſeinerſeits keinen Teil 
an demſelben. Selbſt im Koſtenpunkte nimmt er Parteiſtellung 
nicht ein. Wenn auch der Prozeß vom Konkursverwalter für 
Rechnung der Maſſe geführt wird und infolge davon der 
Gemeinſchuldner Träger der eventuellen Erſtattungspflicht wie 
des eventuellen Erſtattungsanſpruchs iſt, ſo betrifft dies doch 
nur das materiellrechtliche Verhältnis, und Inhaber der Partei⸗ 
ſtellung iſt auch inſoweit der Konkursverwalter kraft ſeines 
ſelbſtändigen Verfügungsrechts. Erſt mit der Aufhebung des 
Konkurſes erlangt er Parteiſtellung in bezug auf die Koften- 
frage, indem mit Wegfall des Konkursverwalters und ſeines 
Verfügungsrechts der bisherige Gemeinſchuldner nunmehr auch 
im Prozeſſe eine ſeinen materiellen, im Rechtsſtreit befangenen 
Verbindlichkeiten und Anſprüchen gemäße Stellung erhält. 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 330.) Mit der 
Aufhebung des Konkurſes aber iſt zugleich der Anfechtungs- 
prozeß, da ein Träger des Anfechtungsrechts nicht mehr exiſtiert, 
gegenſtandeles geworden, zugleich auch ſeine formale Voraus- 
ſetzung beſeitigt. Wie die Hauptſache den Gemeinſchuldner 
während des Konkurſes nicht berührte, jo tritt er nach der Be- 
endigung dieſes nur im Koſtenpunkte in die prozeſſuale Partei⸗ 
ſtellung ein. Nur diejenige Sachlage kann in dieſem Punkte 
für ihn maßgebend ſein, welche beſtand, als der Prozeß in der 
Hauptſache noch vorhanden war und als derſelbe zwiſchen dem 
Verwalter einerſeits und dem Anfechtungsbekl. anderſeits geführt 
wurde. Insbeſondere kann der Geſichtspunkt der Rückwirkung 
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für keines der oben hervorgehobenen Momente geltend gemacht 
werden. War der Anfechtungsanſpruch zuläſſig und begründet, 
ſo mußte der Bekl. ihm genügen, er durfte insbeſondere nicht 
durch unbegründeten Widerſpruch Prozeßkoſten herbeiführen, und 
ſeine materiell gegebene Koſtenerſtattungspflicht kann nicht infolge 
des Umſtandes, daß der Anfechtungsprozeß als ſolcher gegen- 
ſtandslos geworden iſt, in Wegfall kommen. Entſcheidend zu 
ſeinen Gunſten iſt auch nicht, daß der Bekl., falls die An⸗ 
fechtungsklage Erfolg gehabt hätte, etwa berechtigt geweſen 
wäre, den Gemeinſchuldner wegen Entziehung des ihm ver⸗ 
äußerten Objekts durch den Konkursverwalter rezeßpflichtig zu 
machen, denn es handelt ſich hier tatſächlich um ſolche Koſten, 
welche der Bekl., wenn der Anfechtungsanſpruch begründet war, 
durch unberechtigten Widerſpruch hervorgerufen, alſo ſich ſelbſt 
zuzuſchreiben hat. (Vergl. Seuffert, Konkursprozeßrecht, § 37 
S. 229; Jaeger, Kommentar zur Konkursordnung, Anm. 24 
zu § 29 S. 236; v. Wilmowski - Kurlbaum, Konkursordnung, 
Anm. 12 zu 8 29.) Es kommt hiernach auf die Frage an, 
ob die Anfechtungsklage, wenn der Konkurs nicht vor der Ent- 
ſcheidung über ſie beendet wäre, Erfolg gehabt haben würde. 
In dieſer Richtung iſt den Gründen des I. R., welcher der 
Klage ſtattgegeben hatte, beizutreten. A. c. H., Beſchl. v. 
13. Juli 04, B 180/04 VII. — Hamm. 

18. 88 91 — 98, 271 Z. P. O. Koſtentragung der Neben ⸗ 
intervention bei Klagerücknahme.] 

Der Kl. hat, nachdem mündlich verhandelt worden und die 
Nebenintervenientin auf Streitverkündung der Bekl. dieſer bei ⸗ 
getreten war, die Klage zurückgenommen. Die Bekl. beantragte, 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen. Der Kl. er 
kannte nur die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der 
Nebenintervention nicht an. Der I. R. erkannte nur über die 
Koſten und legte die der Nebenintervention der Nebenintervenientin, 
die übrigen dem Kl. zur Laſt. Auf ſofortige Beſchwerde der 
Nebenintervenientin hat das Kammergericht dem Kl. auch die 
Koften der Nebenintervention auferlegt. Mit der vorliegenden 
weiteren ſofortigen Beſchwerde verlangt Kl. Wiederherſtellung des 
Urteils des L. G. mit der Ausführung, daß, da nach § 101 
Z. P. O. die durch eine Nebenintervention verurſachten Koften 
dem Gegner der Hauptpartei nur aufzuerlegen ſeien, ſoweit der 
Gegner nach den Beſtimmungen der 88 91 — 98 die Koſien 
des Rechtsſtreits zu tragen hat, für den Fall der Klagezurüd- 
nahme aber im § 271 Z. P. O. wegen der Koſten Beſtimmunz 
getroffen ſei, die Koſten der Nebenintervention nach § 101 
Z. P. O. Abſ. 1 Halbſatz 2 dem Nebenintervenienten aufzuerlegen 
ſeien. — Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Die Koſten 
einer Nebenintervention gehören zu den Koſten des Rechtsſtreits. 
Die Beſtimmung des 8 101 3. P. O. n. F. hat gegenüber 
dem 8 96 a. F. den Zweck, klarzuſtellen, daß die Koſten der 
Nebenintervention niemals der Hauptpartei, ſondern nur deren 
Gegner auferlegt werden können und auch dieſem nur, wenn 
und inſoweit er die Koſten überhaupt zu tragen hat (Hahn 
Mugdan, Mat. Bd. 8 S. 293). Der § 271 Z. P. O. ven 
pflichtet den Kl. im Falle der Zurücknahme der Klage, die Koften 
des Rechtsſtreits zu tragen, ohne in dieſer Beziehung einen 
Unterſchied zwiſchen den Koſten der Nebenintervention und den 
ſonſtigen Koſten des Rechtsſtreits zu machen. Daraus erzikt 
ſich, daß die Entſcheidung des Kammergerichts in ihrem Ent- 
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ergebniſſe richtig iſt. R. 6. A. & W., Beſchl. v. 2. Juli 04, 
B 221/04 V. — Berlin. 

10. 58 137 Abſ. 4, 164, 313 Z. P. O. Beweis des 
Inhalts der Verhandlung durch das Sitzungsprotokoll.] 

Der Rkl. erhebt die prozeſſualiſche Rüge, er habe in 
der mündlichen Verhandlung vor dem B. G. vom 22. Fe⸗ 
bruar 1904, auf Grund deren das Schlußurteil vom 29. Fe⸗ 
bruar 1904 erging, perfönlih zum Zwecke der Ergänzung des 
Vortrages ſeines Prozeßbevollmächtigten, des Vorbringens von 
Verteidigungsmitteln und des Vortrages von Urkunden von dem 
Vorſitzenden des Gerichts das Wort erbeten, der Vorfitzende 
habe ihm das Wort verweigert, und habe dadurch, daß er die 
Verhandlung ſchleunigſt ſchloß, verhindert, daß er zur Sache 
ſprechen konnte. Darin liege eine Verletzung des § 137 Abſ. 4 
der Z. P. O., welche zur Aufhebung des Urteils führen müſſe. 
Zum Beweiſe ſeines Vorbringens beruft er ſich auf ſeinen 
Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinſtanz, Rechtsanwalt 
G. in C., als Zeugen. Der Reviſionsbekl. beſtritt in erſter 
Reihe dieſes Vorbringen unter Berufung auf das Sitzungs⸗ 
protokoll. — Dem Angriffe konnte keine Folge gegeben werden. 
Das Sitzungsprotokoll vom 22. Februar 1904 enthält zwar 
die Beurkundung, daß der jetzige RE. — damals Berufungskl. — 
in der gedachten mündlichen Verhandlung perſönlich anweſend 
war; es enthält aber keine Beurkundung, daß er beantragt hat, 
ihm das Wort zu geſtatten und der Vorfitzende ihm das Wort 
verweigert hat. Nach § 164 der Z. P. O. kann die Beobachtung 
der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 


keiten nur durch das Protokoll bewieſen werden, gegen den dieſe 


Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desſelben iſt nur der Nachweis 
der Fälſchung zuläſſig. Unter die für die mündliche Verhandlung 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten im Sinne des 8 164 a. a. O. 
gehört, wenn die anweſende Partei von dem ihr in $ 137 
Abſ. 4 der Z. P. O. eingeräumten Rechte Gebrauch macht, die 


Angabe dieſer Tatſache. Die Bedeutung des § 164 beſteht 


aber darin, daß, wenn im weiteren Verlaufe des Rechtsſtreits 
über die Wahrung der darunter fallenden Förmlichkeiten Streit 
entſteht, kein anderer Beweis als durch das Sitzungsprotokoll 
zugelaſſen wird. Damit erledigt fi das obenerwähnte Beweis⸗ 
erbieten, mit dem der Nachweis der Fälſchung nicht angetreten 
iſt. N. o. H., U. v. 8. Juli 04, 219/04 II. — Göln. 


20. 8 256 3. P. O. Aber Feſtſtellungsklagen in Unfall ⸗ 


verficherungs ſachen.] 

Mit Recht macht die Bekl. geltend, daß es an den im 
§ 256 der Z. P. O. erforderten geſetzlichen Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage fehle. In Unfallverficherungsſachen wird der 


Kl. haufig berechtigt und ſogar genötigt ſein, die Entſchädigungs⸗ 


zu laſſen. 


pflicht der Verficherungsgeſellſchaft ſchlechthin, ohne Rückſicht auf 
einen beſtimmten Betrag der Entſchädigung, gerichtlich feſtſtellen 
So insbeſondere dann, wenn die Invalidität als 
Folge des Unfalls bereits feſtſteht oder die Parteien darüber 
einig find, daß über das Vorhandenſein und den Grad der 


Juvalidität eine beſondere Kommiſſion zu entſcheiden habe, die 


er 


— 


Entſchädigungspflicht aber gleichwohl ſtreitig iſt. Ein Fall dieſer 
Art liegt hier nicht vor. Die Bekl. beſtreitet nicht, daß ſie, 
wenn der Kl. durch den Unfall ganz oder teilweiſe invalid ge⸗ 
worden, ihn nach Maßgabe der Verſicherungsbedingungen zu 


Nentſchädigen verpflichtet ſei. Zu einer Klage auf Feſtſtellung 
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dieſer Verpflichtung beſteht nach Lage der Sache überhaupt kein 
Anlaß, es iſt nicht abzuſehen, welches rechtliche Intereſſe der 
Kl. hieran haben ſollte. Die Bekl. beſtreitet nur, einmal daß 
der Kl. invalid geworden ſei, ſodann, daß über das Vorhanden⸗ 
ſein und den Grad der Invalidität, über welche Punkte nach 
§ 12 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen die dort näher 
bezeichnete Kommiſſion zu befinden habe, eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zuläſſig ſei. Der Kl. will auch hierüber auf dem 
ordentlichen Rechtswege entſchieden haben. Dies könnte er aber 
nur durch Anſtellung der auf Leiſtung gerichteten Klage, wie ſie 
in Ziffer 2 des urſprünglichen Klageantrages Ausdruck gefunden 
hatte. Denn eine ſelbſtändige Klage auf Feſtſtellung dieſer 
Streitpunkte wäre, abgeſehen davon, daß ſie tatſächlich nicht 
erhoben iſt, auch keinesfalls rechtlich zuläffig. Die Frage, ob 
der Kl. durch den Unfall invalid geworden, verlangt nicht ein 
Rechtsverhältnis, ſondern eine Tatſache feſtgeſtellt zu ſehen, und 
über die gerichtliche Zuſtändigkeit zu ſolcher Feſtſtellung kann 
ſelbſtverſtändlich nicht in einem beſonderen Rechtsſtreite ent⸗ 
ſchieden werden. Wenn der Kl. ſich, wie er es getan, auf den 
Standpunkt ſtellen wollte, daß ſeine Invalidität durch das 
Gericht zu ermitteln ſei, ſo mußte er zum mindeſten beantragen, 
daß die Bekl. verurteilt werde, die ihm für eine Invalidität 
von 70 Prozent — wie er ſie behauptet — nach den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen zu gewährende Rente zu zahlen. Da ſich 
die Höhe der Rente, falls der Grad der Invalidität feſtſteht, 
ohne weiteres aus der dem Verficherungsvertrage beigefügten 
Tabelle berechnen läßt, fo könnte ein ſolcher Klageantrag allen- 
falls als genügend angeſehen werden, obgleich auch hiegegen 
Bedenken, wie ſie ſich aus der Unmöglichkeit der Vollſtreckung 
eines ſolchem Antrage entſprechenden Urteils ergeben, beſtehen. 
Beide Vorinſtanzen treten nun dem Kl. darin bei, daß nach der 
Geſtaltung der vorliegenden Sache die Kommiſſionsentſcheidung 
für den Kl. nicht bindend ſei, eine neue Entſcheidung der Kom⸗ 
miſſion von der Bekl. nicht verlangt werden könne, und die 
Gerichte auch über die Invalidität des Kl. zu befinden haben. 
Sie haben auch Beweis hierüber erhoben, gleichwohl aber ſich 
darauf beſchränkt, über einen Antrag zu entſcheiden, der lediglich 
die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes bezweckt, an deſſen 
Feſtſtellung ein rechtliches Intereſſe des Kl. nicht erfindlich iſt. 
Dies war unzuläſſig, die Feſtſtellungsklage muß deshalb noch in 
dieſer Inſtanz Abweiſung erfahren. W. c. P., U. v. 8. Juli 04, 
71/04 VII. — Berlin. 

21. 55 256, 304 Z. P. O. Die Vorausſetzungen der 
Feſtſtellungsklage find von Amts wegen zu prüfen. Unterſchied 
zwiſchen Endurteil über eine Schadensfeſtſtellungsklage und 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs.] 

I. Der Klageantrag iſt dahin gerichtet: die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen 1. dem Kl. allen Schaden zu erſetzen, den er dadurch 
erlitten hat und noch erleidet, daß er am 2. Auguſt 1902 in 
einem Waggon der Bekl. zu Falle gekommen und Verletzungen 
erlitten hat, 2. ſchon heute zur Zahlung von 384,20 Mark 
nebſt ... Zinſen. Die Verhandlung der I. J. iſt „auf den 
Grund des Schadenserſatzanſpruches“ beſchränkt worden, und 
das Urteil I. J. ſchließt ſich in ſeiner Formel dem Klageantrage 
zu 1 an. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der „End- 
entſcheidung“ vorbehalten. Im B. U. iſt die Berufung der Bekl. 
zurückgewieſen und „zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
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erften Falle kann die Befriedigung, durch welche der Kl. den 
mit der Klage verfolgten Zweck erreicht hat, wenn die Be⸗ 
friedigung von ihm ſofort als wirkſam anerkannt iſt, alſo ſeit⸗ 
dem kein Streit mehr herrſchte, nicht dahin führen, ihn als 
unterliegend deshalb zu betrachten, weil eine Forderung jetzt 
nicht mehr beſteht. Das gleiche muß bei einer während des 
Rechtsſtreits erfolgenden Aufrechnung gelten, ſofern dieſe nicht 
mit einer vor Beginn des Rechtsſtreits bereits begründet und 
zur Aufrechnung geeignet geweſenen Gegenforderung erfolgt, 
indem im letztern Falle die rückwirkende Kraft der Aufrechnung 
zu einem abweichenden Reſultate führen kann. Wenn während 
des Eheſcheidungsprozeſſes einer der Eheleute ſtirbt (§ 628 der 
Z. P. O.) und damit das den Gegenſtand des Streits bildende 
Rechtsverhältnis in Wegfall kommt, ſo kann für die Koſtenfrage 
nur maßgebend ſein, welches Ergebnis der Prozeß gehabt haben 
würde, wenn er zu Ende hätte geführt werden können. Hier 
tritt noch die Beſonderheit ein, daß kraft Geſetzes „der Rechts⸗ 
ſtreit“ in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen iſt. 
Abgeſehen hiervon muß der gleiche Geſichtspunkt Platz greifen, 
wenn während eines Streits über eine Sache dieſe untergeht, 
ohne daß dies von der einen oder anderen Seite in irgend einer 
Art zu vertreten iſt. Fälle der hier vorliegenden Art find ebenſo 
zu beurteilen. Parteiſtellung im Anfechtungsprozeſſe hatte der 
Gemeinſchuldner nicht und konnte ſie nicht haben. Das An⸗ 
fechtungsrecht iſt im Intereſſe der Konkursgläubiger gewährt. 
Mag man dieſe als ſeine Träger betrachten, indem man etwa 
davon ausgeht, daß ihnen, obwohl ſie im übrigen nicht zuſammen⸗ 
gefaßt als Rechtsperſönlichkeit erſcheinen, doch für den ſpeziellen 
Zweck der Inhaberſchaft des Anfechtungsrechts, deſſen Ausübung 
ſtets dem Konkursverwalter zuſteht, Perſönlichkeitsrechte verliehen 
find oder aber daß der Verwalter Inhaber des Rechts iſt, in 
jedem Falle hatte der Gemeinſchuldner ſeinerſeits keinen Teil 
an demſelben. Selbſt im Koſtenpunkte nimmt er Parteiſtellung 
nicht ein. Wenn auch der Prozeß vom Konkursverwalter für 
Rechnung der Maſſe geführt wird und infolge davon der 
Gemeinſchuldner Träger der eventuellen Erſtattungspflicht wie 
des eventuellen Erſtattungsanſpruchs iſt, ſo betrifft dies doch 
nur das materiellrechtliche Verhältnis, und Inhaber der Partei- 
ſtellung iſt auch inſoweit der Konkursverwalter kraft ſeines 
ſelbſtändigen Verfügungsrechts. Erſt mit der Aufhebung des 
Konkurſes erlangt er Parteiſtellung in bezug auf die Koften- 
frage, indem mit Wegfall des Konkursverwalters und ſeines 
Verfügungsrechts der bisherige Gemeinſchuldner nunmehr auch 
im Prozeſſe eine ſeinen materiellen, im Rechtsſtreit befangenen 
Verbindlichkeiten und Anſprüchen gemäße Stellung erhält. 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 330.) Mit der 
Aufhebung des Konkurſes aber iſt zugleich der Anfechtungs⸗ 
prozeß, da ein Träger des Anfechtungsrechts nicht mehr exiſtiert, 
gegenſtandslos geworden, zugleich auch feine formale Voraus- 
ſetzung beſeitigt. Wie die Hauptſache den Gemeinſchuldner 
während des Konkurſes nicht berührte, ſo tritt er nach der Be⸗ 
endigung dieſes nur im Koſtenpunkte in die prozeſſuale Partei⸗ 
ſtellung ein. Nur diejenige Sachlage kann in dieſem Punkte 
für ihn maßgebend ſein, welche beſtand, als der Prozeß in der 
Hauptſache noch vorhanden war und als derſelbe zwiſchen dem 
Verwalter einerſeits und dem Anfechtungsbekl. anderſeits geführt 
wurde. Insbeſondere kann der Geſichtspunkt der Rückwirkung 
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für keines der oben hervorgehobenen Momente geltend gemacht 
werden. War der Anfechtungsanſpruch zuläffig und begründet, 
ſo mußte der Bekl. ihm genügen, er durfte insbeſondere nicht 
durch unbegründeten Widerſpruch Prozeßkoſten herbeiführen, und 
ſeine materiell gegebene Koſtenerſtattungspflicht kann nicht infolge 
des Umſtandes, daß der Anfechtungsprozeß als ſolcher gegen ⸗ 
ſtandslos geworden iſt, in Wegfall kommen. Entſcheidend zu 
ſeinen Gunſten iſt auch nicht, daß der Bekl., falls die An⸗ 
fechtungsklage Erfolg gehabt Hätte, etwa berechtigt geweſen 
wäre, den Gemeinſchuldner wegen Entziehung des ihm ver ⸗ 
äußerten Objekts durch den Konkursverwalter rezeßpflichtig zu 
machen, denn es handelt ſich hier tatſächlich um ſolche Koſten, 
welche der Bekl., wenn der Anfechtungsanſpruch begründet war, 
durch unberechtigten Widerſpruch hervorgerufen, alſo fich ſelbſt 
zuzuſchreiben hat. (Vergl. Seuffert, Konkursprozeßrecht, § 37 
S. 229; Jaeger, Kommentar zur Konkursordnung, Anm. 24 
zu § 29 S. 236; v. Wilmowski-Kurlbaum, Konkursordnung, 
Anm. 12 zu 8 29.) Es kommt hiernach auf die Frage an, 
ob die Anfechtungsklage, wenn der Konkurs nicht vor der Ent⸗ 
ſcheidung über ſie beendet wäre, Erfolg gehabt haben würde. 
In dieſer Richtung iſt den Gründen des I. R., welcher der 
Klage ſtattgegeben hatte, beizutreten. A. c. H., Beſchl. v. 
13. Juli 04, B 180/04 VII. — Hamm. 

18. 58 91 — 98, 271 Z. P. O. Koſtentragung der Neben 
intervention bei Klagerücknahme.] 

Der Kl. hat, nachdem mündlich verhandelt worden und die 
Nebenintervenientin auf Streitverkündung der Bekl. dieſer bei ⸗ 
getreten war, die Klage zurückgenommen. Die Bekl. beantragte, 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen. Der Kl. er⸗ 
kannte nur die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der 
Nebenintervention nicht an. Der I. R. erkannte nur über die 
Koſten und legte die der Nebenintervention der Nebenintervenientin, 
die übrigen dem Kl. zur Laſt. Auf ſofortige Beſchwerde der 
Nebenintervenientin hat das Kammergericht dem Kl. auch die 
Koften der Nebenintervention auferlegt. Mit der vorliegenden 
weiteren ſofortigen Beſchwerde verlangt Kl. Wiederherſtellung des 
Urteils des L. G. mit der Ausführung, daß, da nach § 101 
Z. P. O. die durch eine Nebenintervention verurſachten Koften 
dem Gegner der Hauptpartei nur aufzuerlegen ſeien, ſoweit der 
Gegner nach den Beſtimmungen der §§ 91 — 98 die Koſien 
des Rechtsſtreits zu tragen hat, für den Fall der Klagezurück⸗ 
nahme aber im 8271 Z. P. O. wegen der Koften Beſtimmunz 
getroffen ſei, die Koſten der Nebenintervention nach § 101 
Z. P. O. Abſ. 1 Halbſatz 2 dem Nebenintervenienten aufzuerlegen 
ſeien. — Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Die Koſten 
einer Nebenintervention gehören zu den Koſten des Rechtsſtreitt. 
Die Beſtimmung des §S 101 3. P. O. n. F. hat gegenüber 
dem § 96 a. F. den Zweck, klarzuſtellen, daß die Koſten der 
Nebenintervention niemals der Hauptpartei, ſondern nur deren 
Gegner auferlegt werden können und auch dieſem nur, wenn 
und inſoweit er die Koften überhaupt zu tragen hat (Hahn ⸗ 
Mugdan, Mat. Bd. 8 S. 293). Der § 271 3. P. O. ver 
pflichtet den Kl. im Falle der Zurücknahme der Klage, die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen, ohne in dieſer Beziehung einen 
Unterſchied zwiſchen den Koſten der Nebenintervention und den 
ſonſtigen Koſten des Rechtsſtreits zu machen. Daraus ergibt 
ſich, daß die Entſcheidung des Kammergerichts in ihrem End ⸗ 


Angabe dieſer Tatſache. 
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ergebniſſe richtig if. R. o. A. & W., Beſchl. v. 2. Juli 04, 
B 221/04 V. — Berlin. 

19. 88 137 Abſ. 4, 164, 313 Z. P. O. Beweis des 
Inhalts der Verhandlung durch das Sitzungsprotokoll.] 

Der Rkl. erhebt die prozeſſualiſche Rüge, er habe in 
der mündlichen Verhandlung vor dem B. G. vom 22. Fe⸗ 
bruar 1904, auf Grund deren das Schlußurteil vom 29. Fe⸗ 
bruar 1904 erging, perſönlich zum Zwecke der Ergänzung des 
Vortrages ſeines Prozeßbevollmächtigten, des Vorbringens von 
Verteidigungsmitteln und des Vortrages von Urkunden von dem 
Vorſitzenden des Gerichts das Wort erbeten, der Vorſitzende 
habe ihm das Wort verweigert, und habe dadurch, daß er die 
Verhandlung ſchleunigſt ſchloß, verhindert, daß er zur Sache 
ſprechen konnte. Darin liege eine Verletzung des $ 137 Abſ. 4 
der Z. P. O., welche zur Aufhebung des Urteils führen müſſe. 
Zum Beweiſe ſeines Vorbringens beruft er ſich auf ſeinen 
Prozeß bevollmächtigten in der Berufungsinſtanz, Rechtsanwalt 
G. in C., als Zeugen. Der Reviſionsbekl. beſtritt in erſter 
Reihe dieſes Vorbringen unter Berufung auf das Sitzungs⸗ 
protokoll. — Dem Angriffe konnte keine Folge gegeben werden. 
Das Sitzungsprotokoll vom 22. Februar 1904 enthält zwar 
die Beurkundung, daß der jetzige RE. — damals Berufungskl. — 
in der gedachten mündlichen Verhandlung perſönlich anweſend 
war; es enthält aber keine Beurkundung, daß er beantragt hat, 
ihm das Wort zu geſtatten und der Vorfitende ihm das Wort 
verweigert hat. Nach 8164 der Z. P. O. kann die Beobachtung 
der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten nur durch das Protokoll bewieſen werden, gegen den dieſe 
Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desſelben iſt nur der Nachweis 
der Faͤlſchung zuläſſig. Unter die für die mündliche Verhandlung 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten im Sinne des § 164 a. a. O. 
gehört, wenn die anweſende Partei von dem ihr in § 137 
Abſ. 4 der Z. P. O. eingeräumten Rechte Gebrauch macht, die 
Die Bedeutung des § 164 beſteht 
aber darin, daß, wenn im weiteren Verlaufe des Rechtsſtreits 
über die Wahrung der darunter fallenden Förmlichkeiten Streit 
entſteht, kein anderer Beweis als durch das Sitzungsprotokoll 
zugelaſſen wird. Damit erledigt ſich das obenerwähnte Beweis ⸗ 
erbieten, mit dem der Nachweis der Fälſchung nicht angetreten 
iſt. N. c. H., U. v. 8. Juli 04, 219/04 II. — Cöln. 


20. 8 256 Z. P. O. Über Feſtſtellungsklagen in Unfall- 


verficherungs ſachen. 

Mit Recht macht die Bekl. geltend, daß es an den im 
§ 256 der Z. P. O. erforderten geſetzlichen Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage fehle. In Unfallverficherungsſachen wird der 
Kl. häufig berechtigt und ſogar genötigt fein, die Entſchädigungs⸗ 


| pflicht der Verficherungsgeſellſchaft ſchlechthin, ohne Rückſicht auf 


einen beſtimmten Betrag der Entſchädigung, gerichtlich feſtſtellen 
zu laſſen. So insbeſondere dann, wenn die Invalidität als 
Folge des Unfalls bereits feſtſteht oder die Parteien darüber 
einig find, daß über das Vorhandenſein und den Grad der 


Invalidität eine beſondere Kommiſſion zu entſcheiden habe, die 


— 


— 


Entſchädigungspflicht aber gleichwohl ſtreitig iſt. Ein Fall dieſer 
Art liegt hier nicht vor. Die Bekl. beſtreitet nicht, daß ſie, 
wenn der Kl. durch den Unfall ganz oder teilweiſe invalid ge⸗ 
worden, ihn nach Maßgabe der Verſicherungsbedingungen zu 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


493 


dieſer Verpflichtung beſteht nach Lage der Sache überhaupt kein 
Anlaß, es iſt nicht abzuſehen, welches rechtliche Intereſſe der 
Kl. hieran haben ſollte. Die Bekl. beſtreitet nur, einmal daß 
der Kl. invalid geworden ſei, ſodann, daß über das Vorhanden⸗ 
ſein und den Grad der Invalidität, über welche Punkte nach 
§ 12 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen die dort näher 
bezeichnete Kommiſſion zu befinden habe, eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zuläſſig ſei. Der Kl. will auch hierüber auf dem 
ordentlichen Rechtswege entſchieden haben. Dies könnte er aber 
nur durch Anſtellung der auf Leiſtung gerichteten Klage, wie ſie 
in Ziffer 2 des urſprünglichen Klageantrages Ausdruck gefunden 
hatte. Denn eine ſelbſtändige Klage auf Feſtſtellung dieſer 
Streitpunkte wäre, abgeſehen davon, daß ſie tatſächlich nicht 
erhoben iſt, auch keinesfalls rechtlich zuläſſig. Die Frage, ob 
der Kl. durch den Unfall invalid geworden, verlangt nicht ein 
Rechtsverhältnis, ſondern eine Tatſache feſtgeſtellt zu ſehen, und 
über die gerichtliche Zuſtändigkeit zu ſolcher Feſtſtellung kann 
ſelbſtverſtändlich nicht in einem beſonderen Rechtsſtreite ent- 
ſchieden werden. Wenn der Kl. ſich, wie er es getan, auf den 
Standpunkt ſtellen wollte, daß ſeine Invalidität durch das 
Gericht zu ermitteln ſei, ſo mußte er zum mindeſten beantragen, 
daß die Bekl. verurteilt werde, die ihm für eine Invalidität 
von 70 Prozent — wie er ſie behauptet — nach den Ver⸗ 
fiherungsbedingungen zu gewährende Rente zu zahlen. Da ſich 
die Höhe der Rente, falls der Grad der Invalidität feſtſteht, 
ohne weiteres aus der dem Verſicherungsvertrage beigefügten 
Tabelle berechnen läßt, ſo könnte ein ſolcher Klageantrag allen⸗ 
falls als genügend angeſehen werden, obgleich auch hiegegen 
Bedenken, wie ſie ſich aus der Unmöglichkeit der Vollſtreckung 
eines ſolchem Antrage entſprechenden Urteils ergeben, beſtehen. 
Beide Vorinſtanzen treten nun dem Kl. darin bei, daß nach der 
Geſtaltung der vorliegenden Sache die Kommiſfionsentſcheidung 
für den Kl. nicht bindend ſei, eine neue Entſcheidung der Kom⸗ 
miſſion von der Bekl. nicht verlangt werden könne, und die 
Gerichte auch über die Invalidität des Kl. zu befinden haben. 
Sie haben auch Beweis hierüber erhoben, gleichwohl aber ſich 
darauf beſchränkt, über einen Antrag zu entſcheiden, der lediglich 
die Feſtſtellung eines Rechts verhältniſſes bezweckt, an deſſen 
Feſtſtellung ein rechtliches Intereſſe des Kl. nicht erfindlich iſt. 
Dies war unzuläſſig, die Feſtſtellungsklage muß deshalb noch in 
dieſer Inſtanz Abweiſung erfahren. W. c. P., U. v. 8. Juli 04, 
71/04 VII. — Berlin. 

21. 55 256, 304 3. P. O. Die Vorausſetzungen der 
Feſtſtellungsklage find von Amts wegen zu prüfen. Unterſchied 
zwiſchen Endurteil über eine Schadensfeſtſtellungsklage und 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs.] 

I. Der Klageantrag iſt dahin gerichtet: die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen 1. dem Kl. allen Schaden zu erſetzen, den er dadurch 
erlitten hat und noch erleidet, daß er am 2. Auguſt 1902 in 
einem Waggon der Bekl. zu Falle gekommen und Verletzungen 
erlitten hat, 2. ſchon heute zur Zahlung von 384,20 Mark 
nebſt ... Zinſen. Die Verhandlung der I. J. iſt „auf den 
Grund des Schadenserſatzanſpruches“ beſchränkt worden, und 
das Urteil I. J. ſchließt ſich in ſeiner Formel dem Klageantrage 
zu 1 an. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der „End⸗ 
entſcheidung“ vorbehalten. Im B. U. iſt die Berufung der Bekl. 
zurückgewieſen und „zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
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erften Falle kann die Befriedigung, durch welche der Kl. den 
mit der Klage verfolgten Zweck erreicht hat, wenn die Be⸗ 
friedigung von ihm ſofort als wirkſam anerkannt iſt, alſo ſeit⸗ 
dem kein Streit mehr herrſchte, nicht dahin führen, ihn als 
unterliegend deshalb zu betrachten, weil eine Forderung jetzt 
nicht mehr beſteht. Das gleiche muß bei einer während des 
Rechtsſtreits erfolgenden Aufrechnung gelten, ſofern dieſe nicht 
mit einer vor Beginn des Rechtsſtreits bereits begründet und 
zur Aufrechnung geeignet geweſenen Gegenforderung erfolgt, 
indem im letztern Falle die rückwirkende Kraft der Aufrechnung 
zu einem abweichenden Reſultate führen kann. Wenn während 
des Eheſcheidungsprozeſſes einer der Eheleute ſtirbt (§ 628 der 
Z. P. O.) und damit das den Gegenſtand des Streits bildende 
Rechtsverhältnis in Wegfall kommt, ſo kann für die Koſtenfrage 
nur maßgebend ſein, welches Ergebnis der Prozeß gehabt haben 
würde, wenn er zu Ende hätte geführt werden können. Hier 
tritt noch die Beſonderheit ein, daß kraft Geſetzes „der Rechts⸗ 
ſtreit“ in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen iſt. 
Abgeſehen hiervon muß der gleiche Geſichtspunkt Platz greifen, 
wenn während eines Streits über eine Sache dieſe untergeht, 
ohne daß dies von der einen oder anderen Seite in irgend einer 
Art zu vertreten iſt. Fälle der hier vorliegenden Art find ebenſo 
zu beurteilen. Parteiſtellung im Anfechtungsprozeſſe hatte der 
Gemeinſchuldner nicht und konnte ſie nicht haben. Das An⸗ 
fechtungsrecht iſt im Intereſſe der Konkursgläubiger gewährt. 
Mag man dieſe als ſeine Träger betrachten, indem man etwa 
davon ausgeht, daß ihnen, obwohl ſie im übrigen nicht zuſammen⸗ 
gefaßt als Rechtsperſönlichkeit erſcheinen, doch für den ſpeziellen 
Zweck der Inhaberſchaft des Anfechtungsrechts, deſſen Ausübung 
ſtets dem Konkursverwalter zuſteht, Perſönlichkeitsrechte verliehen 
find oder aber daß der Verwalter Inhaber des Rechts iſt, in 
jedem Falle hatte der Gemeinſchuldner ſeinerſeits keinen Teil 
an demſelben. Selbſt im Koſtenpunkte nimmt er Parteiſtellung 
nicht ein. Wenn auch der Prozeß vom Konkursverwalter für 
Rechnung der Maſſe geführt wird und infolge davon der 
Gemeinſchuldner Träger der eventuellen Erſtattungspflicht wie 
des eventuellen Erſtattungsanſpruchs iſt, ſo betrifft dies doch 
nur das materiellrechtliche Verhältnis, und Inhaber der Partei⸗ 
ſtellung iſt auch inſoweit der Konkursverwalter kraft ſeines 
ſelbſtändigen Verfügungsrechts. Erſt mit der Aufhebung des 
Konkurſes erlangt er Parteiſtellung in bezug auf die Koſten⸗ 
frage, indem mit Wegfall des Konkursverwalters und ſeines 
Verfügungsrechts der bisherige Gemeinſchuldner nunmehr auch 
im Prozeſſe eine ſeinen materiellen, im Rechtsſtreit befangenen 
Verbindlichkeiten und Anſprüchen gemäße Stellung erhält. 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 52 S. 330.) Mit der 
Aufhebung des Konkurſes aber iſt zugleich der Anfechtungs⸗ 
prozeß, da ein Träger des Anfechtungsrechts nicht mehr exiſtiert, 
gegenſtandsles geworden, zugleich auch ſeine formale Voraus⸗ 
ſetzung beſeitigt. Wie die Hauptſache den Gemeinſchuldner 
während des Konkurſes nicht berührte, fo tritt er nach der Be⸗ 
endigung dieſes nur im Koſtenpunkte in die prozeſſuale Partei⸗ 
ſtellung ein. Nur diejenige Sachlage kann in dieſem Punkte 
für ihn maßgebend ſein, welche beſtand, als der Prozeß in der 
Hauptſache noch vorhanden war und als derſelbe zwiſchen dem 
Verwalter einerſeits und dem Anfechtungsbekl. anderſeits geführt 
wurde. Insbeſondere kann der Geſichtspunkt der Rückwirkung 
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für keines der oben hervorgehobenen Momente geltend gemacht 
werden. War der Anfechtungsanſpruch zuläffig und begründet, 
ſo mußte der Bekl. ihm genügen, er durfte insbeſondere nicht 
durch unbegründeten Widerſpruch Prozeßkoſten herbeiführen, und 
ſeine materiell gegebene Koſtenerſtattungspflicht kann nicht infolge 
des Umſtandes, daß der Anfechtungsprozeß als ſolcher gegen⸗ 
ſtandslos geworden iſt, in Wegfall kommen. Entſcheidend zu 
ſeinen Gunſten iſt auch nicht, daß der Bekl., falls die An⸗ 
fechtungsklage Erfolg gehabt hätte, etwa berechtigt geweſen 
wäre, den Gemeinſchuldner wegen Entziehung des ihm ver ⸗ 
äußerten Objekts durch den Konkursverwalter rezeßpflichtig zu 
machen, denn es handelt ſich hier tatſächlich um ſolche Koſten, 
welche der Bekl., wenn der Anfechtungsanſpruch begründet war, 
durch unberechtigten Widerſpruch hervorgerufen, alſo fidh ſelbſt 
zuzuſchreiben hat. (Vergl. Seuffert, Konkursprozeßrecht, § 37 
S. 229; Jaeger, Kommentar zur Konkursordnung, Anm. 24 
zu § 29 S. 236; v. Wilmowski-Kurlbaum, Konkursordnung, 
Anm. 12 zu 8 29.) Es kommt hiernach auf die Frage an, 
ob die Anfechtungsklage, wenn der Konkurs nicht vor der Ent⸗ 
ſcheidung über ſie beendet wäre, Erfolg gehabt haben würde. 
In dieſer Richtung iſt den Gründen des I. R., welcher der 
Klage ſtattgegeben hatte, beizutreten. A. c. H., Beſchl. v. 
13. Juli 04, B 180/04 VII. — Hamm. 

18. 88 91 — 98, 271 Z. P. O. Koſtentragung der Neben ⸗ 
intervention bei Klagerücknahme.] 

Der Kl. hat, nachdem mündlich verhandelt worden und die 
Nebenintervenientin auf Streitverkündung der Bekl. dieſer bei ⸗ 
getreten war, die Klage zurückgenommen. Die Bekl. beantragte, 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen. Der Kl. er- 
kannte nur die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der 
Nebenintervention nicht an. Der I. R. erkannte nur über die 
Koſten und legte die der Nebenintervention der Nebenintervenientin, 
die übrigen dem Kl. zur Laſt. Auf ſofortige Beſchwerde der 
Nebenintervenientin hat das Kammergericht dem Kl. auch die 
Koſten der Nebenintervention auferlegt. Mit der vorliegenden 
weiteren ſofortigen Beſchwerde verlangt Kl. Wiederherſtellung des 
Urteils des L. G. mit der Ausführung, daß, da nach § 101 
Z. P. O. die durch eine Nebenintervention verurſachten Koften 
dem Gegner der Hauptpartei nur aufzuerlegen ſeien, ſoweit der 
Gegner nach den Beſtimmungen der §§ 91 — 98 die Koiten 
des Rechtsſtreits zu tragen hat, für den Fall der Klagezurück⸗ 
nahme aber im §S 271 Z. P. O. wegen der Koften Beſtimmung 
getroffen ſei, die Koſten der Nebenintervention nach 8 101 
Z. P. O. Abſ. 1 Halbſatz 2 dem Nebenintervenienten aufzuerlegen 
ſeien. — Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Die Koſten 
einer Nebenintervention gehören zu den Koſten des Rechtsſtreitt. 
Die Beſtimmung des §S 101 Z. P. O. n. F. hat gegenüber 
dem 8 96 a. F. den Zweck, klarzuſtellen, daß die Koften der 
Nebenintervention niemals der Hauptpartei, ſondern nur deren 
Gegner auferlegt werden können und auch dieſem nur, wenn 
und inſoweit er die Koften überhaupt zu tragen hat (Hahn 
Mugdan, Mat. Bd. 8 S. 293). Der § 271 3. P. O. ver 
pflichtet den Kl. im Falle der Zurücknahme der Klage, die Koften 
des Rechtsſtreits zu tragen, ohne in dieſer Beziehung einen 
Unterſchied zwiſchen den Koſten der Nebenintervention und den 
ſonſtigen Koſten des Rechtsſtreits zu machen. Daraus ergibt 
fih, daß die Entſcheidung des Kammergerichts in ihrem End⸗ 
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ergebniſſe richtig if. R. o. A. & W., Beſchl. v. 2. Juli 04, 
B 221/04 V. — Berlin. 

19. 88 137 Abſ. 4, 164, 313 Z. P. O. Beweis des 
Inhalts der Verhandlung durch das Sitzungsprotokoll.] 

Der Rkl. erhebt die prozeſſualiſche Rüge, er habe in 
der mündlichen Verhandlung vor dem B. G. vom 22. Fe⸗ 
bruar 1904, auf Grund deren das Schlußurteil vom 29. Fe⸗ 
bruar 1904 erging, perſönlich zum Zwecke der Ergänzung des 
Vortrages ſeines Prozeß bevollmächtigten, des Vorbringens von 
Verteidigungsmitteln und des Vortrages von Urkunden von dem 
Vorſitzenden des Gerichts das Wort erbeten, der Vorſitzende 
habe ihm das Wort verweigert, und habe dadurch, daß er die 
Verhandlung ſchleunigſt ſchloß, verhindert, daß er zur Sache 
ſprechen konnte. Darin liege eine Verletzung des §8 137 Abſ. 4 
der Z. P. O., welche zur Aufhebung des Urteils führen müſſe. 
Zum Beweiſe ſeines Vorbringens beruft er ſich auf ſeinen 
Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinſtanz, Rechtsanwalt 
G. in C., als Zeugen. Der Revifionsbekl. beſtritt in erſter 
Reihe dieſes Vorbringen unter Berufung auf das Sitzungs⸗ 
protokoll. — Dem Angriffe konnte keine Folge gegeben werden. 
Das Sitzungsprotokoll vom 22. Februar 1904 enthält zwar 
die Beurkundung, daß der jetzige RE. — damals Berufungskl. — 
in der gedachten mündlichen Verhandlung perſönlich anweſend 
war; es enthält aber keine Beurkundung, daß er beantragt hat, 
ihm das Wort zu geſtatten und der Vorſitzende ihm das Wort 
verweigert hat. Nach § 164 der Z. P. O. kann die Beobachtung 
der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Foͤrmlich⸗ 


keiten nur durch das Protokoll bewieſen werden, gegen den dieſe 


Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desſelben iſt nur der Nachweis 
der Fälſchung zuläſſig. Unter die für die mündliche Verhandlung 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten im Sinne des $ 164 a. a. O. 
gehört, wenn die anweſende Partei von dem ihr in 8 137 
Abſ. 4 der Z. P. O. eingeräumten Rechte Gebrauch macht, die 
Angabe dieſer Tatſache. Die Bedeutung des § 164 beſteht 
aber darin, daß, wenn im weiteren Verlaufe des Rechtsſtreits 
über die Wahrung der darunter fallenden Förmlichkeiten Streit 
entſteht, kein anderer Beweis als durch das Sitzungsprotokoll 
zugelaſſen wird. Damit erledigt ſich das obenerwähnte Beweis⸗ 
erbieten, mit dem der Nachweis der Fälſchung nicht angetreten 
iſt. N. c. H., U. v. 8. Juli 04, 219/04 II. — Cöln. 


20. 5 256 Z. P. O. Aber Feſtſtellungsklagen in Unfall- 


verficherungsſachen.] 

Mit Recht macht die Bekl. geltend, daß es an den im 
§ 256 der Z. P. O. erforderten geſetzlichen Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage fehle. In Unfallverſicherungsſachen wird der 
Kl. häufig berechtigt und ſogar genötigt ſein, die Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Verficherungsgeſellſchaft ſchlechthin, ohne Rückſicht auf 
einen beſtimmten Betrag der Entſchädigung, gerichtlich feſtſtellen 
zu laſſen. So insbeſondere dann, wenn die Invalidität als 
Folge des Unfalls bereits feſtſteht oder die Parteien darüber 
einig find, daß über das Vorhandenſein und den Grad der 
Invalidität eine beſondere Kommiſſion zu entſcheiden habe, die 
Entſchädigungspflicht aber gleichwohl ſtreitig iſt. Ein Fall dieſer 
Art liegt hier nicht vor. Die Bekl. beſtreitet nicht, daß ſie, 
wenn der Kl. durch den Unfall ganz oder teilweiſe invalid ge⸗ 

worden, ihn nach Maßgabe der Verſicherungsbedingungen zu 
entſchädigen verpflichtet ſei. Zu einer Klage auf Feſtſtellung 
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dieſer Verpflichtung beſteht nach Lage der Sache überhaupt kein 
Anlaß, es iſt nicht abzuſehen, welches rechtliche Intereſſe der 
Kl. hieran haben ſollte. Die Bekl. beſtreitet nur, einmal daß 
der Kl. invalid geworden ſei, ſodann, daß über das Vorhanden⸗ 
ſein und den Grad der Invalidität, über welche Punkte nach 
§ 12 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen die dort näher 
bezeichnete Kommiſſion zu befinden habe, eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zuläſſig ſei. Der Kl. will auch hierüber auf dem 
ordentlichen Rechtswege entſchieden haben. Dies könnte er aber 
nur durch Anſtellung der auf Leiſtung gerichteten Klage, wie ſie 
in Ziffer 2 des urſprünglichen Klageantrages Ausdruck gefunden 
hatte. Denn eine ſelbſtändige Klage auf Feſtſtellung dieſer 
Streitpunkte wäre, abgeſehen davon, daß ſie tatſächlich nicht 
erhoben iſt, auch keinesfalls rechtlich zuläſſig. Die Frage, ob 
der Kl. durch den Unfall invalid geworden, verlangt nicht ein 
Rechtsverhältnis, ſondern eine Tatſache feſtgeſtellt zu ſehen, und 
über die gerichtliche Zuſtändigkeit zu ſolcher Feſtſtellung kann 
ſelbſtverſtändlich nicht in einem beſonderen Rechtsſtreite ent⸗ 
ſchieden werden. Wenn der Kl. ſich, wie er es getan, auf den 
Standpunkt ſtellen wollte, daß ſeine Invalidität durch das 
Gericht zu ermitteln ſei, ſo mußte er zum mindeſten beantragen, 
daß die Bekl. verurteilt werde, die ihm für eine Invalidität 
von 70 Prozent — wie er ſie behauptet — nach den Ver⸗ 
fiherungsbedingungen zu gewährende Rente zu zahlen. Da ſich 
die Höhe der Rente, falls der Grad der Invalidität feſtſteht, 
ohne weiteres aus der dem Verſficherungsvertrage beigefügten 
Tabelle berechnen läßt, ſo könnte ein ſolcher Klageantrag allen⸗ 
falls als genügend angeſehen werden, obgleich auch hiegegen 
Bedenken, wie ſie ſich aus der Unmöglichkeit der Vollſtreckung 
eines ſolchem Antrage entſprechenden Urteils ergeben, beſtehen. 
Beide Vorinſtanzen treten nun dem Kl. darin bei, daß nach der 
Geſtaltung der vorliegenden Sache die Kommiſſionsentſcheidung 
für den Kl. nicht bindend ſei, eine neue Entſcheidung der Kom⸗ 
miſſion von der Bekl. nicht verlangt werden könne, und die 
Gerichte auch über die Invalidität des Kl. zu befinden haben. 
Sie haben auch Beweis hierüber erhoben, gleichwohl aber ſich 
darauf beſchränkt, über einen Antrag zu entſcheiden, der lediglich 
die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes bezweckt, an deſſen 
Feſtſtellung ein rechtliches Intereſſe des Kl. nicht erfindlich iſt. 
Dies war unzuläſſig, die Feſtſtellungsklage muß deshalb noch in 
dieſer Inſtanz Abweiſung erfahren. W. c. P., U. v. 8. Juli 04, 
71/04 VII. — Berlin. 

21. 588 256, 304 3. P. O. Die Vorausſetzungen der 
Feſtſtellungsklage find von Amts wegen zu prüfen. Unterſchied 
zwiſchen Endurteil über eine Schadensfeſtſtellungsklage und 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs.] 

I. Der Klageantrag iſt dahin gerichtet: die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen 1. dem Kl. allen Schaden zu erſetzen, den er dadurch 
erlitten hat und noch erleidet, daß er am 2. Auguſt 1902 in 
einem Waggon der Bekl. zu Falle gekommen und Verletzungen 
erlitten hat, 2. ſchon heute zur Zahlung von 384,20 Mark 
nebſt ... Zinſen. Die Verhandlung der I. J. iſt „auf den 
Grund des Schadenserſatzanſpruches“ beſchränkt worden, und 
das Urteil I. J. ſchließt ſich in ſeiner Formel dem Klageantrage 
zu 1 an. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der „End⸗ 
entſcheidung“ vorbehalten. Im B. U. iſt die Berufung der Bekl. 
zurückgewieſen und „zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
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über die Höhe des dem Kl. entſtandenen Schadens ... die 
Sache an das Gericht I. J. zurückverwieſen“ worden. Das B. G. 
hat hiernach offenbar das erſte Uiteil, ſei es überhaupt, ſei es 
auch nur zum Antrage 2 der Klage, für ein Zwiſchenurteil über 
den Grund des Anſpruchs nach § 304 Z. P. O. angeſehen. 
Ein ſolches liegt aber in der Tat nicht vor; es konnte zum 
Antrage 1 nicht erlaſſen werden und iſt zum Antrage 2 nicht 
erlaſſen worden. Die beiden Klageanträge verbinden eine all⸗ 
gemeine Schadenserſatzklage, die als Feſtſtellungsklage im Sinne 
des § 256 Z. P. O. zu erachten iſt (Beſchluß der vereinigten 
Z. S. Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 382), im Antrag 1 mit 
einer Leiſtungsklage auf Zahlung von 384,20 Mark, im Antrag 2 
die Klage, die ausdrücklich zu ihren Anträgen bemerkt, daß die 
Bekl. im „Prinzip“ zum Schadenserſatz, und, ſoweit der Schaden 
„heute bereits“ ziffermäßig feſtſteht, zur Zahlung verurteilt 
werden ſolle, läßt keinen Zweifel, daß mit dem Antrag 1 eine 
Feſiſtellung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. im allgemeinen 
verlangt iſt, keine Leiſtung, die etwa im Laufe desſelben Ver⸗ 
fahrens dem Betrage nach noch ſpezialiſiert werden ſollte. Iſt 
demgemäß in bezug auf den erſten Klageantrag ein Betrag gar 
nicht ſtreitig, ſo konnte auch nicht gemäß § 304 Z. P. O. über 
den Grund des Anſpruchs durch Zwiſchenurteil vorab erkannt 
werden. Das Gericht I. J. hat dies auch nicht getan. „Wie 
die ſtattgehabte Verhandlung“, heißt es im Eingange der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe, „ſich nur mit der Frage befaßt hat, ob ein 
Schadens erſatzgrund vorliegt, jo kann auch die Entſcheidung 
nur über den vom Kl. unter Nr. 1 geſtellten Antrag 
ergehen.“ Das Urteil der I. J. ſtellt ſich hiernach als ein 
Teilurteil nach §S 301 Z. P. O. dar; es iſt nur über den 
Klageantrag 1, über die Klage, ſoweit ſie Feſtſtellungsklage iſt, 
erkannt worden; inſoweit ſie einen Leiſtungsanſpruch verfolgt, 
iſt ſie noch nicht erledigt, auch nicht dem Grunde nach, ſondern 
ſchwebt noch in I. J. Ein Zwiſchenurteil nach §S 304 Z. P. O. 
hätte zum Antrage 2 der Klage erlafſen werden können; der 
Erlaß eines ſolchen iſt aber unterblieben. Das Endurteil auf 
eine erhobene Schadensfeſtſtellungsklage nach 8 256 Z. P. O. 
und das Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs nach 
§ 304 Z. P. O. haben das gemeinſam, daß fie beide vom Be⸗ 
trage eines entſtandenen und geltend gemachten Schadenserſatz⸗ 
anſpruches abſehen, und daß ſie beide der Rechtskraft fähig find. 
Sie unterſcheiden ſich aber zunächſt prozeſſual darin, daß das 
erſtere den Rechtsſtreit, ſo wie er anhängig gemacht iſt, end⸗ 
gültig erledigt, ſodaß über den Betrag in einem beſonderen 
Prozeſſe zu verhandeln iſt, während das letztere als Zwiſchen⸗ 
urteil nur den Charakter einer das Endurteil vorbereitenden 
Entſcheidung hat; inhaltlich aber und in ihren Wirkungen unter- 
ſcheiden ſich beide Urteile darin, daß das Feſtſtellungsurteil ſeine 
Rechtskraft allgemein auf allen Schaden erſtreckt, der aus einem 
vorgetragenen rechtlichen Tatbeſtande gefordert werden kann, 
ſoweit er nicht etwa vorher oder gleichzeitig bereits mit einer 
Leiſtungsklage verfolgt iſt, das Zwiſchenurteil nach 8 304 
Z. P. O. dagegen, das einen Streit über den Betrag einer bereits 
geforderten Leiſtung vorausſetzt, nur in den Grenzen des er- 


hobenen Leiſtungsanſpruchs Rechtskraft ſchafft, dergeſtalt, daß 


etwaige durch ſpätere Klagen oder durch Erweiterungen der 
Klage in dem weiteren Verfahren über den Betrag erhobene 
Anſprüche von der Rechtskraft des Zwiſchenurteils nicht gedeckt 
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werden. Es iſt deshalb auch praktiſch wichtig, daß beide Arten 
des Urteils ſtreng auseinander gehalten werden, nicht auf die 
Feſtſtellungsklage Zwiſchenurteile unter Berufung auf § 304 
Z. P. O. und auf die Leiſtungsklage Urteile erlaſſen werden, die, 
anſtatt den erhobenen Leiſtungsanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt zu erklären, eine allgemeine Verpflichtung zum 
Schadenserſatz ausſprechen, gleich als ob eine Feſtſtellungsklage 
in Frage ſtünde (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 56 S. 31, ins- 
beſondere S. 35, Jur. Wochenſchr. 1903 S. 313 Nr. 6, 1904 
S. 119 Nr. 20). Das Gericht I. J. hat nun im gegebenen 
Falle in prozeſſual zuläſſiger Weiſe den Feſtſtellungs⸗ und den 
daneben ſelbſtändig erhobenen Leiſtungsanſpruch voneinander 
geſondert und zunächſt nur über den erſteren durch Teilurteil 
entſchieden. Demgemäß konnte auch die Berufung ſich nur auf 
die Feſtſtellungsklage zu 1 der Klageanträge erſtrecken, und die 
Berufungsinſtanz konnte nur mit einer Abweiſung der Feſt⸗ 
ſtellungsklage unter Abänderung des erſten Urteils oder mit der 
nackten Zurückweiſung der Berufung enden; für eine Zurück⸗ 
verweiſung der Sache zur Verhandlung und Entſcheidung über 
den Betrag des Schadens, die das B. G. ausgeſprochen hat, 
war jedoch kein Raum; fie könnte ſich nur auf den Leiſtungs⸗ 
anſpruch zu 2 der Klageanträge beziehen, über den in I. J. 
noch gar nicht erkannt iſt. II. Die prozeſſualen Vorausſetzungen 
der Feſtſtellungsklage nach 8 256 Z. P. O. find in keiner der 
Vorinſtanzen geprüft worden. Daß ihr Vorhandenſein an⸗ 
ſcheinend nicht beſtritten worden iſt, macht dieſe Prüfung nicht 
überflüſſig, denn die prozeſſuale Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage iſt an die in 8256 Z. P. O. beſtimmten Vorausſetzungen 
gebunden und daher von Amts wegen zu prüfen. Dieſer 
Prüfung hat ſich auch das Revifionsgericht noch zu unterziehen. 
Zweifelhaft kann von ihnen nur das Intereſſe des Kl. an der 
alsbaldigen Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. ſein. 
Für dieſes Intereſſe iſt im Vortrage der Klage die Unterlage 
dahin gegeben, daß der Kl. infolge der erlittenen Verletzung, 
die in erheblichen Fleiſchwunden und einer Ausrenkung der 
Beinknochen beſtehe, zur Zeit der Klageerhebung noch völlig 
arbeitsunfähig ſei und noch dahinſtehe, welche dauernden nach- 
teiligen Folgen zu erwarten ſeien. Da erfahrungsgemäß der 
Tatbeſtand von Unglücksfällen nach dem Ablaufe längerer Zeit 
nicht mehr mit Sicherheit ſich feſtſtellen läßt, bietet in ſolchem 
Falle bereits das Beſtreiten des Anſpruches durch den Gegner 
überhaupt einen genügenden Grund zum Verlangen einer als» 
baldigen Feſtſtellung (Entſch. des R. G. Bd. 35 S. 392). Die 
erhobene Feſtſtellungsklage war daher für zuläſſig zu erachten. 
R. c. J., U. v. 7. Juli 04, 513/03 VI. — Cöln. 

22. 8475 Z. P. O. Urteilsbegründung über Ablehnung 
von Beweisanträgen vor Auferlegung eines richterlichen Eides. 

Die Zeugen, deren Abhörung abgelehnt worden iſt, waren 
dafür benannt, daß der Bekl. gewiſſe große Zahlungen, die er 
geleiſtet zu haben behauptet, in Wirklichkeit nicht bewirkt habe. 
Es handelt ſich alſo um eine Tatſache, die von der Vorinſtanz 
zum Gegenſtande des dem Bekl. auferlegten richterlichen Eides 
gemacht worden iſt. Nach § 475 der Z. P. O. war das B. G. 
nicht verpflichtet, bevor es zur Auferlegung eines richterlichen 
Eides vorſchritt, alle angebotenen Beweismittel zu erſchöpfen, 
es durfte hiervon aber nur abſehen, wenn nach ſeinem Ermeſſen 
auch in dem Falle, wenn die vom Kl. benannten Zeugen das 
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von ihm Behauptete beſtätigen würden, es auf den richterlichen 
Eid ankommen würde. (Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 35 S. 111 flg.) Das B. G. hat aber nicht ausgeſprochen, 
daß dies ſeine Auffaſſung ſei, es kann dies auch keineswegs 
ohne weiteres unterſtellt werden. Es fehlt alſo von dieſem 
Standpunkt aus jedenfalls an einer zureichenden Begründung 
der Beweisablehnung. U. c. R., U. v. 7. Juli 04, 507/03 VI. 
— Hamburg. 

23. 8 1032 Z. P. O. in Verbindung mit § 41 Nr. 5. 
Verzicht auf Ablehnung eines Schiedsrichters durch Ernennung 
trotz Kenntnis des Ablehnungsgrundes.] 

Der Bekl. hat die Rechtsbeſtändigkeit des Schiedsſpruchs 
unter anderem mit der Behauptung beſtritten, daß der Rechts⸗ 
anwalt Sch. ſein Rechtsbeiſtand in ſeinen Streitigkeiten mit 
dem Kl. geweſen und daß er, Bekl., erft nach Schluß des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens von dem Rechtsanwalt M. darauf 
aufmerkſam gemacht worden ſei, daß Sch. mit Rückſicht auf 
jenen Umſtand auch von ihm, dem Bekl., abgelehnt werden 
könne. Der B. R. hat hierzu ausgeführt, der Bekl. habe, indem 
er in Kenntnis der angeführten Tatſache den Rechtsanwalt Sch. 
zum Vorfitzenden des Schiedsgerichts erwählt habe, auf ſein 
Ablehnungsrecht verzichtet. Unerheblich ſei es, daß der Bekl., 
wie er behaupte, erſt nach Schluß des ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahrens darauf hingewieſen worden ſei, daß er den Rechts⸗ 
anwalt Sch. mit Rüdfiht auf feine Eigenſchaft als Rechts⸗ 
beiſtand des Bekl. habe ablehnen können. Maßgebend ſei die 
Kenntnis von dem Ablehnungsgrunde, d. h. der Tatſache, 
welche zur Ablehnung berechtige. Der Bekl. ſucht hiergegen 
auszuführen, daß von einem Verluſte des Ablehnungsrechts keine 
Rede ſein könne, wenn er nicht gewußt habe, daß ihn die in 
Betracht kommende Tatſache zur Ablehnung berechtige. Die 
Anſicht des B. R. läßt ſich jedoch nicht beanſtanden. Da der 
Bekl. jene Tatſache gekannt und gleichwohl den Rechtsanwalt 
Sch. zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts gewählt hat, ſo hat 
er deutlich zu erkennen gegeben, daß er aus derſelben keinen 
Anlaß nehmen wolle, die ſchiedsrichterliche Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts Sch. abzulehnen. In der Übertragung des Schieds⸗ 
richteramts an eine beſtimmte Perſönlichkeit iſt die Erklärung 
zu finden, daß die Befürchtung mangelnder Unbefangenheit, die an 
ſich vielleicht begründet erſcheinen könnte, durch das der Perſon des 
gewählten Schiedsrichters geſchenkte Zutrauen überwogen wird, 
vergl. Urteil des R. G. vom 8. April 1896 Rep. I 71/96. 
Hiermit findet auch die weitere Ausführung des Bekl. ihre 
Erledigung, ein Schiedsrichter, der der einen Partei als Rechts⸗ 
beiſtand gedient habe, werde, um vermeintlich unparteiiſch zu 
ſein, gegen die eigene Partei leicht zu weit gehen. Von einer 
Inhabilität Sch.s im Sinne des 8 41 Nr. 4 Z. P. O. aber 
kann keine Rede fein, da die im $ 41 angeführten Gründe in 
betreff eines Schiedsrichters nicht die Bedeutung von geſetzlichen 
Ausſchließungsgründen haben (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 44 
S. 391, Bd. 51 S. 393). Die Ausführung ſodann, nach den 
Beſtimmungen des B. G. B. ſei ein Schiedsvertrag ungültig, 
wenn ein Schiedsrichter in derſelben Sache Rechts beiſtand der 
einen Partei geweſen fet, während es die andere Partei nicht 
gewußt habe, da ein ſolches Verfahren wider Treu und Glauben 
ſei, iſt gänzlich verfehlt. Der Vorwurf eines Verſtoßes gegen 
Treu und Glauben könnte allenfalls nur den Bekl. ſelbſt treffen, 
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dem der Rechtsanwalt Sch. als Beiſtand gedient hatte. Aus 
der Bekundung des Zeugen Sch. ergibt ſich indeſſen, daß bei 
deſſen Ernennung zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts zur 
Sprache gekommen war, daß derſelbe bisher Rechtsbeiſtand des 
Bekl. geweſen war, und daß es ſomit ein Entgegenkommen des 
Kl. gegenüber dem letzteren bedeutete, daß er auf den von dritter 
Seite gemachten Vorſchlag, Sch. zum Vorſitzenden zu ernennen, 
einging. Von einer, die Berückſichtigung von Treu und 
Glauben ausſchließenden, deshalb gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden und aus dieſem Grunde nichtigen Parteivereinbarung 
oder einer argliſtigen Tauſchung ſeitens des Kl., welche den 
Bekl. zur Anfechtung des Schiedsvertrages berechtigte, kann keine 
Rede ſein. M. e. G., U. v. 24. Juni 04, 48/04 VII. — Kiel. 

Konkurs ordnung. 

24. 5 32 Nr. 2 K. O. Iſt Zahlung der Verſicherungs jahres. 
prämie durch den Ehemann zugunſten der Ehefrau eine un⸗ 
entgeltliche, im Konkurſe anfechtbare Zuwendung ?] 

Es handelt ſich um die von den Vorinſtanzen verneinte 
Frage, ob bei einer Lebensverſicherung des Ehemannes zugunſten 
der Ehefrau die Zahlung der Jahresprämien eine unentgeltliche 
Verfügung des Ehemannes zugunſten der Ehefrau darſtellt, 
ſodaß der Verwalter im Konkurſe über den Nachlaß des Ehe⸗ 
mannes im Wege der Anfechtung auf Grund des § 32 Nr. 2 
der K. O. die Rückgewähr der zwei letzten Jahresprämien von 
der Ehefrau, welche die Verſicherungsſumme ausbezahlt erhalten 
hat, verlangen kann. Die Vorinſtanzen gehen davon aus, daß 
die Prämien das Entgelt für die Vertragsleiſtung der Ver⸗ 
ficherungsgeſellſchaft bilden und nicht, auch nicht mittelbar in 
der Form der Verficherungsſumme, in das Vermögen des Be⸗ 
dachten fließen. Sie befinden ſich inſoweit in Übereinſtimmung 
u. a. mit Jäger, Kommentar zur Konkursordnung 2. Aufl. 
Anm. 27, 28 zu $ 32, Peterſen⸗Kleinfeller, Konkursordnung, 
4. Aufl. Anm. 6 zu § 32, dem O. L. G. Stuttgart in dem 
Urteil vom 16. Mai 1902, Deutſche Juriſtenzeitung VII. Jahr⸗ 
gang S. 439. Für die Anfechtbarkeit der Prämienzahlungen 
haben ſich dagegen u. a. ausgeſprochen: Hartmann⸗Meikel, An- 
fechtungsgeſetz 5. Aufl. S. 181, das Bayeriſche Qberſte Landes⸗ 
gericht und die O. L. G. Stuttgart, Hamburg und Darmſtadt 
in den in Seufferts Archio Bd. 41 Nr. 138, Bd. 24 Nr. 155, 
Bd. 55 Nr. 13, Bd. 46 Nr. 48 mitgeteilten Entſcheidungen. Das 
R. G. hat, ſoweit ſich ermitteln ließ, bisher noch nicht direkt 
Stellung zu der Streitfrage genommen. Der jetzt erkennende 
Senat ſchließt ſich im Prinzip der Bejahung derſelben an. 
Darüber, daß der Abſchluß eines Lebensverficherungs vertrages 
ſeitens eines Ehemannes zugunſten ſeiner Ehefrau, falls dieſe 
dem Manne hierfür kein Entgelt gewährt, eine Liberalität des 
Mannes gegenüber der Frau enthält, kann kein Zweifel obwalten. 
Die Erſtattung der von der Verſicherungsgeſellſchaft an die Ehe⸗ 
frau ausgezahlten Verſicherungsſumme kann aber von dem Ver- 
walter im Konkurſe über den Nachlaß des Ehemannes auf 
Grund der Beſtimmungen der 8$ 30 — 32 der K. O. nicht ges 
fordert werden, weil die Verſicherungsſumme bezw. der Anſpruch 
auf dieſelbe nicht zum Nachlaſſe gehört hat, durch die Aus- 
zahlung ſomit die Nachlaßmaſſe nicht vermindert wird. Dieſer 
Grund entfällt hinſichtlich der Prämien, durch deren Zahlung 
der Ehemann, um den Verſicherungsanſpruch zu erhalten, ſein 
Vermögen zugunſten der Ehefrau vermindert hat. Die Prämien- 
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zahlung ſtellt fich, falls fie lediglich um den Verſicherungsanſpruch 
zum Vorteil der Ehefrau zu erhalten und ohne Gewährung 
eines Entgelts ſeitens der letzteren erfolgt, zweifellos als eine 
unentgeltliche Verfügung des Ehemannes zugunſten der Ehefrau 
dar; die Anfechtbarkeit der in den letzten zwei Jahren vor der 
Konkurseröffnung geleiſteten Prämienzahlungen auf Grund des 
§ 32 Nr. 2 der K. O. würde in ſolchem Falle nur dann zu ver- 
neinen fein, wenn anzunehmen wäre, daß dieſelben der Ehefrau 
auch nicht mittelbar zugewendet ſeien. Von einer unmittelbaren 
Zuwendung an die Chefrau kann keine Rede ſein, da die 
Prämien in das Vermögen der Verſficherungsgeſellſchaft fließen, 
an die ſie gezahlt werden. Der erkennende Senat hat ſich, 
unter der angegebenen Einſchränkung, der Auffaſſung an⸗ 
geſchloſſen, daß in der Prämienzahlung eine zur Anwendbarkeit 
des § 32 Nr. 2 der K. O. ausreichende mittelbare Zuwendung 
an die Ehefrau zu erblicken iſt, weil dieſelbe zu dem Zwecke 
geſchieht, die auf Liberalität beruhende Zuwendung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme zu vermitteln und mittels der letzteren, ſoweit 
fie ſich mit dieſer deckt, der Ehefrau zugute kommt. Vergl. ins⸗ 
beſondere das Urteil des Oberſten Landesgerichts für Bayern 
vom 13. November 1885, Seufferts Archiv Bd. 41 Nr. 138. 
Konk. L. c. L., U. v. 8. Juli 04, 68/04 VII. — Bamberg. 
25. 5 41 K. O. Ausübung des Anfechtungsrechts durch eine 
formloſe, außerhalb des Prozeſſes abgegebene Erklärung des 
Konkursverwalters genügt nicht.] 
Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt in erſter Reihe 
von der Beantwortung der Frage ab, ob die im § 41 der K. O. 
für die Ausübung des Anfechtungsrechtes geſetzte einjährige 
Ausſchlußfriſt durch eine formloſe, von dem Konkursverwalter 
dem Anfechtungsgegner gegenüber außerhalb eines Prozeß⸗ 
verfahrens abzugebende Erklärung gewahrt werden kann oder 
nicht. Das B. G. hat geglaubt, die Frage bejahen zu ſollen, 
der erkennende Senat kann indes die Auffafjung, die den B. R. 
zu dieſer Entſcheidung geführt hat, nicht teilen. Er hat bereits 
in einem unter dem 29. März 1904 in Sachen B. c. H. 
VII 528/03 erlaſſenen Urteil, welches demnächſt in der Samm⸗ 
lung der Entſcheidungen des R. G. veröffentlicht werden wird, 
zu jener Frage in gegenteiligem, d. h. alſo in einem ſie ver⸗ 
neinenden Sinne Stellung genommen und muß hierbei auch 
nach wiederholter Prüfung der Sache verharren. Indem im 
weſentlichen auf die Gründe jenes Urteils Bezug genommen 
wird, ſei hier gegenüber den Ausführungen des B. G. nur 
folgendes hervorgehoben. Wäre anzunehmen, daß das bisherige 
Weſen der Gläubigeranfechtung (in⸗ und außerhalb des Kon⸗ 
kurſes) durch die Novelle zur Konkursordnung hätte geändert 
werden ſollen, jo würden die dadurch an der Konkursordnung 
(und dem Anfechtungsgeſetz) vorgenommenen Anderungen unter 
einem Gefichtswinkel zu betrachten fein, der der Auffaſſung des 
B. R. günſtig wäre. Allein wenn irgend etwas in dieſer ganzen 
Streitfrage als ſicher angeſehen werden kann, jo iſt es der Punkt, 
daß eine ſolche Anderung nicht beabſichtigt war. (Wird eingehend 
dargelegt.) E. c. T., U. v. 28. Juni 04, 39/04 VII. — Kiel. 
26. Art. 273, 274 H. G. B., §§ 3, 4 des Depotgeſetzes 
vom 5. Juli 1896. Aktienverkäufe eines Kaufmannes als Handels⸗ 
geſchäfte. Verzug des Kommiſſionärs im Sinne des Depotgeſetzes.! 
1. Der Vorderrichter wird der in den Art. 273, 274 des 
H. G. B. aufgeſtellten Vermutung nicht gerecht, wenn er aus⸗ 
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führt, daß ſie deshalb verſage, weil das auf müheloſen Gewinn 
berechnete Spekulationsgeſchäft betreffend den Kauf von Schuckert⸗ 
aktien mit dem Glaswarengeſchäft des Kl. nichts zu tun habe. 
Wenn der Kl. neben feinem Glaswarengeſchäft derartige Boͤrſen⸗ 
ſpekulationen betrieb, ſo iſt eben nach der erwähnten geſetzlichen 
Vermutung anzunehmen, daß er ſein Handelsgewerbe auf Ge⸗ 
ſchäfte dieſer Art ausgedehnt hat. Es iſt aber auch im Be⸗ 
triebe eines Warengeſchäfts an ſich nicht ausgeſchloſſen, daß der 
betreffende Kaufmann verfügbare Gelder in börjengängigen, 
jederzeit realifierbaren Wertpapieren belegt, um einen höheren 
Gewinn daraus zu ziehen. Der B. R. ſtellt feſt, daß Kl. 
„häufig genug“ derartige Spekulationsgeſchäfte, zu denen das 
erforderliche, urſprünglich in 20 Riedinger und 2 Augsburger 
Maſchinenfabrikaktien belegte Kapital zur Verfügung ftand, 
gemacht habe, und es liegt kein Grund vor, entgegen der geſetz⸗ 
lichen Vermutung anzunehmen, daß dies nicht im Betriebe ſeines 
Handelsgewerbes geſchehen ſei. Auf dieſem Standpunkte be⸗ 
findet fi) auch die bisherige Rechtſprechung des R. G. in Entſch. 
Bd. 30 S. 191, Bd. 38 S. 240 und Bd. 19 S. 123, wo 
angenommen iſt, daß die fragliche Rechtsvermutung auch bei 
Lotterieſpiel, klagloſen Differenzgeſchäften, ſowie bei Annahme 
des Poſtens eines Auffichtsratsmitgliedes zuträfe. Der Vorder⸗ 
richter hat aber ferner überſehen, daß es ſich bei der ſpekulativen 
Kommiſſion zum Ankaufe der Schuckertaktien um ein Grund⸗ 
handelsgeſchäft gemäß Art. 271 Nr. 1 des H. G. B. gehandelt 
hat, nämlich um Anſchaffung der Aktien mit der Abficht der 
Weiterveräußerung. Daß die Einkaufskommiſſion in der Ver ⸗ 
bindung mit ihrer Ausführung für den Kommittenten ein An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft darſtellt, unterliegt keinem Zweifel (vergl. Entſch. 
Bd. 21 S. 64). Es erhellt aber auch mit Sicherheit aus der 
tatſächlichen Feſtſtellung auf S. 38, 39 des Urteils, daß Kl. die 
Aktien nicht zu dauernder Belegung, ſondern auf Spekulation, 
d. h. mit der Abſicht der Wiederveräußerung angeſchafft hat. Da 
ferner feſtſteht, daß die in Rede ſtehenden Geſchäfte Handels⸗ 
geſchäfte auf ſeiten des Bekl. waren und daß die mit der Klage 
geforderten Papiere auf Grund von Handelsgeſchäften in ſeinen 
Beſitz gelangt find, fo ſteht der Geltendmachung feines Retentions- 
rechtes gemäß Art. 313 des H. G. B., den Rechtsbeſtand der 
Kontokurrentforderung vorausgeſetzt, nichts entgegen. 2. Die 
Begründung des angefochtenen Urteils ergibt nicht klar, ob der 
Vorderrichter dem Bekl. eine Forderung aus dem Schudertaftien- 
geſchäft wegen Verſtoßes gegen die Beſtimmungen des Depot- 
geſetzes vom 5. Juli 1896 überhaupt hat abſprechen wollen, 
oder ob er aus dieſem Grunde nur die Rechtsgültigkeit der 
Pfandbeſtellung in bezug auf die Aktien der Augsburger 
Maſchinenfabrik hat verneinen wollen. In beiden Beziehungen 
mußte aber dieſe Begründung für rechtsirrtümlich erachtet 
werden. Allerdings ſoll der Kommiſſionär nach § 3 des Depot ⸗ 
geſetzes dem Kommittenten binnen einer kurz bemeſſenen Friſt 
ein Verzeichnis der Stücke mit Angabe der Gattung, des Nenn- 
wertes, der Nummern oder ſonſtiger Unterſcheidungsmerkmale 
überſenden. Ein Verzug des Kommiſſionärs in dieſer Obliegen- 
heit hat aber zivilrechtlich nur die in § 4 des Geſetzes bezeich · 
neten Folgen und dieſe ſind an die dort geſetzten Bedingungen 
gebunden, namentlich erfordern fie eine Aufforderung des Kom ⸗ 
mittenten und den fruchtloſen Ablauf einer dreitägigen Nachfriſt. 
Da Kl. niemals die Überſendung eines Stückoverzeichniſſes be- 
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gehrt hat, ſo kommen die Beſtimmungen des Depotgeſetzes für 
den vorliegenden Fall nicht mehr in Betracht, nachdem Bekl. 
auf Aufforderung des Gerichts nicht nur ein Stückeverzeichnis, 
ſondern auch die Aktien ſelbſt vorgelegt hat. G. c. S., U. v. 
9. Juli 04, 158/04 I. — Augsburg. 

Wechſelord nung. 

27. Gefälſchte Akzepte erlangen keine Wechſelkraft durch 
Genehmigung.] 

Das B. G. erachtet den Bekl. aus den nicht von ihm 
herrührenden Akzeptvermerken auf den Klagewechſeln aus dem 


Grunde für wechſelmäßig verpflichtet, weil er fie der Kl. gegen ⸗ 


über genehmigt habe. Hierbei wird aber zunächſt überſehen, 
daß eine ſolche Genehmigung in dem Falle wechſelrechtlich ohne 
alle Bedeutung wäre, wenn, wie Bekl. behauptet hat, die 
fraglichen Akzeptunterſchriften von N. nicht gutgläubig als 
unbeauftragter Geſchäftsführer des Bekl. vollzogen, ſondern von 
ihm gefälſcht ſein ſollten. Wie der Senat in der Entſcheidung 
vom 17. Januar 1903 Rep. I 482/02 mit Berufung auf 
Bernſtein Wechſelordnung S. 381 und Staub Wechſelordnung 
IV. Aufl. Art. 76 8 6 ausgeſprochen hat, iſt eine gefälſchte 
Wechſelunterſchrift unabänderlich nichtig und erlangt auch keine 
Wechſelkraft durch die Anerkennung desjenigen, deſſen Unterſchrift 
gefälſcht wurde. (Ebenſo Entſch. des R. O. H. G. Bd. 21 
S. 165.) Soweit es daher für die Entſcheidung der Sache 
auf dieſe Genehmigung ankommen und dieſelbe feſtgeſtellt werden 
ſollte, mußte erörtert werden, ob eine Fälſchung des N. vor⸗ 
liegt, oder ob derſelbe, ſei es im Auftrage des Bekl., ſei es 
als gutgläubiger Geſchäftsführer desſelben, ohne Auftrag ge⸗ 
handelt hat. Hierüber hat ſich der Vorderrichter bisher nicht 
ausgeſprochen. P. c. A.⸗B., U. v. 13. Juni 04, 178/04 I. — 
Berlin. 

28. Unterſchied zwiſchen wechſelrechtlicher und zivilrecht⸗ 
licher Haftung. Verpflichtung anſtatt formungültiger Wechſel 
anderweite Wechſel zu geben oder Zahlung zu leiſten.] 

Am 12. Juni 1901 ſchloſſen P. und F. einen Vergleich, 
inhaltlich deſſen F. dem Kl. unter der Verſicherung, daß „ſeinem 
Schwager, dem beklagten G., die nachbezeichneten Maßnahmen 
von ihm (F.) bekannt gegeben und von ihm gebilligt ſeien“, 
zwei am 10. Juni 1901 datierte und am 20. September 1901 
fällige Wechſel über je 3 000 Mark in Zahlung gab, von denen 
der eine von F. ausgeſtellt und von G. angenommen, der andere 
umgekehrt von G. auf F. gezogen und von dieſem angenommen 
war. Die beiden Wechſel über 3 000 Mark wurden bei Verfall 
proteſtiert, konnten aber nicht eingezogen werden, da in ihnen 
ein Remittent nicht angegeben und ſie deshalb ungültig waren. 
P. erhob nun gegen F. und G. Klage im ordentlichen Verfahren 
auf Zahlung von 6 000 Mark. Das O. L. G. verurteilte, das 
R. G. hob auf. — Das angefochtene Urteil beruht auf der An⸗ 
nahme, daß F. in dem Vergleich vom 12. Juni 1901 nicht nur 
für ſich Zahlung von 6 000 Mark nebſt Zinſen an den Kl. 
verſprochen, ſondern auch namens des Bekl. und von dieſem 
hierzu bevollmächtigt die zivilrechtliche Haftung für die Schuld 
von 6 000 Mark nebſt Zinſen übernommen habe. Dieſe An- 
nahme beruht auf Rechtsirrtum, nämlich auf der Verwechslung 
oder wenigſtens ungenügenden Unterſcheidung zwiſchen der durch 
die Ausſtellung oder Akzeptation eines Wechſels übernommenen 
wechſelmäßigen Haftung und der Übernahme einer zivilrecht⸗ 
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lichen Verbindlichkeit. In dem Vergleiche erklärt F., daß die 
nach bezeichneten Maßnahmen dem Bekl. bekannt gegeben 
und von ihm gebilligt ſeien. Darnach iſt allerdings zuzugeben, 
daß F. inſoweit, als es ſich um die in der Vergleichsurkunde 
ſelbſt bezeichneten Verpflichtungen des Bekl. handelt, deſſen Ein⸗ 
verſtändnis erklärt, ſohin als deſſen angeblicher Bevollmächtigter 
gehandelt hat. Der Vergleich enthält aber überhaupt keine 
Beſtimmung, durch die der Bekl. dem Kl. gegenüber irgend 
welche zivilrechtliche Verpflichtung übernommen hätte. F. über⸗ 
gab dem Kl. zwei vom Bekl. als Ausſteller bezw. Akzeptant 
unterzeichnete Wechſel über je 3 000 Mark, dies geſchah nach 
dem Inhalte des Vergleichs mit Genehmigung des Bekl., und 
hierdurch wurde der Bekl. Wechſelſchuldner des Kl. aus 
dieſen Wechſeln; von Übernahme einer weiteren zivilrechtlichen 
Verpflichtung enthält der Vergleich kein Wort, auch nicht indirekt 
mittels Schlußfolgerung läßt ſich eine derartige Verpflichtung 
aus dem Vergleiche herleiten. Die gegenteilige Annahme des 
B. G. entbehrt jeder tatſächlichen Unterlage, und ſie iſt um ſo 
weniger verſtändlich, als aus dem Vergleich und aus den vom 
B. G. ſonſt noch feſtgeſtellten Vorgängen nicht einmal erfichtlich 
iſt, daß auch nur der Hauptſchuldner F. zivilrechtlich Schuldner 
des Kl. war. In der Ausſtellung oder Akzeptation von Wechſeln 
liegt zunäch ſt nur die Eingehung der wechſelmäßigen Ver⸗ 
pflichtung aus dieſen Wechſeln. Eine daneben hergehende zivil⸗ 
rechtliche Verpflichtung kann aus dem Wechſel niemals geltend 
gemacht werden, ſie bedarf des beſonderen Nachweiſes durch Dar⸗ 
legung der ſie begründenden Tatſachen. Solche Tatſachen führt 
aber das B. G. nicht an, es folgert vielmehr die Eingehung 
einer zivilrechtlichen Verpflichtung nur aus der Hingabe der 
Wechſel. Das B. U. kann hiernach nicht aufrecht erhalten 
bleiben. Andererſeits iſt die Sache auch nicht zur Endentſcheidung 
durch ſofortige Abweiſung der Klage reif; es bedarf noch der 
Erörterung der Frage, ob der Anſpruch des Kl. gegen den Bekl. 
auf Aushändigung gültiger Wechſel an Stelle der ungültigen 
gerechtfertigt wäre. Iſt dies zu bejahen, dann würde das Ver⸗ 
langen der Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen rechtlich 
nicht zu beanſtanden ſein, da die Verfallzeit der Wechſel längſt 
vorüber iſt. Die Verpflichtung des Bekl. zur Ausſtellung bezw. 
Annahme neuer Wechſel läßt ſich nun keineswegs auf die Tat⸗ 
ſache allein gründen, daß die beim Vergleichs ſchluſſe hingegebenen 
Wechſel ungültig waren. Die Verpflichtung zur Wechſelerneue⸗ 
rung iſt ihrem Weſen nach eine zivilrechtliche, ſie folgt 
niemals aus der Unterſchrift eines Wechſels allein, da hierdurch 
nur wechſelmäßige Verpflichtungen nach Maßgabe gerade dieſes 
Wechſels entſtehen. Das B. U. berührt die vorliegende Frage 
ganz kurz, indem es bemerkt: Da die Wechſel ungültig waren, 
konnte Kl. Vergleichserfüllung durch Hergabe vollſtändiger, form⸗ 
gerechter Wechſel fordern. Dafür aber, daß ihm eine ſolche 
Forderung gegen den Bekl. zuſtand, fehlt es zur Zeit an einer 
ausreichenden tatſaͤchlichen Unterlage. Unbedenklich iſt davon 
auszugehen, daß alle Beteiligten der Meinung waren, gültige 
Wechſel zu geben und zu erhalten. Ferner unterliegt die An- 
nahme keinem Bedenken, daß der Gläubiger, der von ſeinem 
Schuldner für eine bereits beſtehende Schuld an Zihlungs Statt 
oder zahlungshalber einen ungültigen Wechſel erhält, von dem 
Schuldner einen anderen gültigen Wechſel fordern kann, falls 
nicht der Schuldner vorzieht, die beſtehende Schuld zu bezahlen. 
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Der Bekl. war aber nicht Schuldner des Kl., er hat ſich lediglich 
dazu herbeigelaſſen, zur Ermöglichung des Vergleichs ſeinem 
Schwager F. ſeine Unterſchrift auf den beiden in Frage ſtehenden 
Wechſeln zu geben und ihn zu der Aushändigung dieſer Wechſel 
an F. zu ermächtigen. Für die Frage, ob er nach Feſtſtellung 
der Ungültigkeit dieſer Wechſel dem Kl. gegenüber verpflichtet 
war, andere gültige Wechſel zu geben, wird es darauf ankommen, 
einmal ob der Bekl. ſeinem Schwager F. gegenüber eine Ver⸗ 
pflichtung zur eventuellen Wechſelerneuerung übernahm, ſondern 
ob F. beim Vergleichsſchluſſe namens des Bekl. eine derartige 
Verpflichtung dem Kl. gegenüber einging. G. c. P., U. v. 
1. Juli 04, 60/04 VII. — Naumburg. 

Börſengeſetz. 

29. SS 48, 66, 69 des Böͤrſengeſetzes verb. mit Art. 357 
des H. G. B. Begriff des Börſentermingeſchäfts. Ausſchluß der 
allgemeinen Uſancen. Wirkung der Nichteintragung in das Re⸗ 
giſter. Geſchäfte des Ausländers. 

Der in Stockbolm wohnhafte, in ein Börſenregiſter nicht 
eingetragene Kl. hat durch Vermittlung des ebenfalls dort 
wohnenden Agenten der Bekl. P. von der in Hamburg domizi⸗ 
lierenden Bekl., welche in das Börfenregifter eingetragen iſt, 
gemäß Schlußnote Nr. 2 anfangs Juni 1902 30 000 Mark 
Berliner Handelsgeſellſchaftsanteile, zu liefern am 30. Juni 1902, 
zum Kurſe von 160,85 Prozent gekauft. Nach verſchiedenen 
Prolongationen hat Bekl. das Verhältnis Ende Oktober 1902 
gelöſt und ſich durch Verrechnung des gezahlten Einſchuſſes und 
Weiterbegebung eines Depotwechſels befriedigt. Kl. hält ſich 
für berechtigt, Wechſelvaluta und Zahlung zurückzufordern. Klage, 
Berufung und Revifion wurden zurückgewieſen. — Nach deutſchem 
internationalen Privatrechte iſt für vertragliche Verpflichtungen 
das Recht des Erfüllungsortes maßgebend. (Entſch. Bd. 53 
S. 140, Bd. 54 S. 316.) Der Kl. hat ſich daher durch An- 
nahme der Schlußnote vom 2. Juni 1902, welche die Klauſel: 
„Erfüllungsort für beide Kontrahenten Hamburg“ enthält, ſtill⸗ 
ſchweigend dem Deutſchen Reiche unterworfen. Das in der 
Schlußnote beurkundete Ultimogeſchäft betrifft Anteile der Ber⸗ 
liner Handelsgeſellſchaft, für welche an deutſchen Börſen notoriſch 
ſowohl Kaſſa- wie auch Terminpreiſe börſenamtlich notiert 
werden. Es iſt daher zu vermuten, daß es unter Zugrunde⸗ 
legung von Börſennotierungen abgeſchloſſen iſt. Die Schluß⸗ 
note nimmt Bezug auf Art. 357 des H. G. B., die Lieferung 
hatte ſomit genau zu der beſtimmten Zeit, 30. Juni 1902, zu 
erfolgen. Danach iſt das Geſchäft unbedenklich trotz des in der 
Schlußnote vereinbarten Ausſchluſſes „der allgemeinen Uſancen 
für den Effektenhandel“ nach der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des R. G. als ein Börſentermingeſchäft im Sinne der 88 48, 66 
dee Börſengeſetzes zu behandeln. Dasſelbe gilt von den nach— 
folgenden Prolengationen und dem auf Ende Oktober 1902 
abgeſchloſſenen Abwicklungegeſchäfte. Hieraus folgt aber, daß 
auf alle dieſe Geſchäfte auch der § 69 des Boͤrſengeſetzes an— 
zuwenden iſt. Allerdings hat der Senat in einem älteren Urteile 
der Anſicht Ausdruck gegeben, daß der § 69 nur auf ſolche 
Geſchäfte Anwendung finde, bei denen die nach dem Wortlaute 
des § 48 des Börſengeſetzes für den Begriff „Börſentermin— 
geſchäftes“ erforderten Vorausſetzungen gegeben ſeien (Entſch. 
Bd. 42 S. 49). Dieſe Auslegung des Geſetzes, wonach das 
Wort in einer verſchiedenen Bedeutung einerſeits in dem § 66, 
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andererſeits in den SI 48 und 69 gebraucht fein würde, iſt 
aber bereits in dem ſpäteren Urteile Entſch. Bd. 44 S. 112, 113 
aufgegeben worden. Dort wird ausgeführt, daß § 66 die 
Pflicht zur Eintragung in den im § 48 definierten Tatbeſtand 
knüpfe und daß dieſe Definition nur dem Wortlaute nach des⸗ 
halb ſo eng ausgefallen ſei, weil man den beſtehenden, auf 
Art. 357 des H. G. B. beruhenden Geſchäftsgebrauch dabei ins 
Auge gefaßt habe. Danach muß für alle diejenigen Geſchäfte, 
welche nach $ 66 in Ermangelung der Eintragung ungültig 
fein würden, nach § 69 der Differenzeinwand als ausgeſchloſſen 
gelten, wenn dem Erforderniſſe der Eintragung genügt oder von 
dieſem Erforderniſſe gemäß § 68 Abſ. 2 abzuſehen iſt. Der 
Gedanke, bei derartigen Geſchäften den Differenzeinwand um 
deswillen auszuſchließen, weil bei Annahme der von dem Börſen⸗ 
vorſtande feſtgeſetzten Bedingungen eine gewiſſe Garantie für 
ihre Ungefährlichkeit gegeben ſei, hat dem Geſetzgeber jedenfalls 
fern gelegen. Dagegen hat er ſich bei ſolchen Perſonen, die 
ſich freiwillig in das Börſenregiſter eintragen laſſen würden, 
ſowie den dieſen nach § 68 Abſ. 2 Gleichgeſtellten, nicht nur 
einer beſonderen geſetzlichen Fürſorge für enthoben erachtet, 
ſondern hat ihnen auch zur Erleichterung ihres einem mutmaßlich 
berechtigten Intereſſe dienenden Terminhandels den Ausſchluß 
des in dieſen Gewerbebetrieb nicht ſelten ſtörend eingreifenden 
Differenzeinwandes zugeſtanden. Daß hierbei zwiſchen Börſen⸗ 
termingeſchäften der einen oder anderen Art irgendwie hätte 
unterſchieden werden ſollen, ergibt ſich weder aus dem Geſetze 
ſelbſt, noch aus den Vorarbeiten zu letzterem. K. c. St., 
U. v. 4. Juli 04, 142/04 I. — Hamburg. 

Strafgeſetzbuch. 

30. $ 367 Ziffer 14 Str. G. B. bezieht ſich auch auf 
den Bauherrn. 

Wenn die Revifion den Zweifel anregt, ob § 367 Ziffer 14 
Str. G. B. auf den Bauherrn überhaupt Anwendung finde 
und nicht vielmehr ausſchließlich den Bauleiter treffe, ſo erledigt 
ſich dieſer Zweifel durch die feſtſtehende Rechtſprechung ſowohl der 
Strafſenate wie der Zivilſenate des R. G., die jene Frage im 
Sinne einer Erſtreckung der Vorſchrift auf den Bauherrn ent- 
ſchieden hat. P. c. K., U. v. 2. Juli 04, 390/03 V. — Hamm. 

Geſetz vom 22. Mai 1893. 

31. Art. 20 des R. Gef. vom 22. Mai 1893, 8 5 des 
Geſetzes vom 13. Juni 1895, Art. 208 des E. G. zum B. G. B. 
Sind Brautkinder Hinterbliebene? Haftung des Fiskus für 
Schadenzufügungen ſeiner Angeſtellten nach ſächſiſchem Recht.] 

Nach den Feſtſtellungen des B. G. ift der Kl. ein Braut- 
kind des am 26. November 1901 durch eine Fahrläſſigkeit feines 
Vorgeſetzten, des Sergeanten B., zu Tode gekommenen 
Soldaten K. Das B. G. ſtellt weiter feſt, daß nach dem 
durch Art. 208 des E. G. zum B. G. B. inſoweit aufrecht 
erhaltenen Sächſiſchen Recht die Brautkinder die Rechte der 
ehelichen haben, daß daher Kl. gegen K. unterhaltungeberechtigt 
war, daß gemäß § 844 des B. G. B. B. dem Kl. wegen des 
durch den Tod K.s ihm entzogenen Rechts auf Unterhalt ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig iſt, und daß nach dem in Sachſen beſtehenden 
öffentlichen Recht der Fiskus für das Verſchulden B.s einzuſteben 
hat. Dieſe Unterlagen des klägeriſchen Anſpruchs, die denſelben an 
ſich zu ftügen geeignet find, werden von der Reviſion nicht mebr 
in Frage geſtellt. Sie macht allein geltend, daß zu Unrecht der 
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Art. 20 des R. Geſ. vom 22. Mai 1893 nicht zur Anwendung 
gebracht jet, nach welchem Militärperſonen, welche eine Dienſt⸗ 
beſchädigung erlitten haben, oder deren Hinterbliebene gegen die 
Militärverwaltung nur die auf den Penſionsgeſetzen oder dem 
Fürſorgegeſetz vom 15. März 1886 beruhenden Anſprüche haben. 
Das B. G. hat dieſen Art. 20 nicht zur Anwendung gebracht, 
weil für den vorliegenden Fall der § 5 des ſpäteren Geſetzes 
vom 13. Juni 1895 maßgebend ſei, nach welchem, wenn den 
Hinterbliebenen der unter dieſes Geſetz fallenden Mannſchaften 
nach anderweiter reichs⸗ oder landesrechtlicher Vorſchrift höhere 
Beträge, als die in dieſem Geſetz beſtimmten, zuſtehen, ſie dieſe 
höheren Beträge erhalten. Dieſe Ausführung muß für ge⸗ 
rechtfertigt erachtet werden. — Daß auf die Hinterbliebenen des 
K. dieſes Geſetz Anwendung findet, iſt nicht zweifelhaft und 
nicht ſtreitig; in Zweifel gezogen iſt ſeitens des Bekl. nur, ob 
der Kl. als Brautkind zu den Hinterbliebenen im Sinne dieſes 
Geſetzes, welches als ſolche nur die ehelichen und die durch 
nachfolgende Ehe legitimierten bezeichnet, gerechnet werden kann. 
Da indes der Begriff der ehelichen Kinder damals reichsgeſetzlich 
noch nicht normiert war, ſomit die Landesgeſetze dafür maß⸗ 
gebend waren, ſo muß auch, wenn in einem Landesgeſetz die 
Brautkinder hinſichtlich ihrer Rechte den ehelichen gleichgeſtellt 
ſind, das, was in dieſem R. Geſ. zugunſten der ehelichen Kinder 
beſtimmt iſt, auch für die Brautkinder gelten. Daß das 
R. Geſ. neben den ehelichen Kindern auch die durch nachfolgende 
Che legitimierten nennt, erklärt ſich daraus, daß dieſe unbedingt, 
auch wenn ſie in den Landesgeſetzen, wie dies vereinzelt der 
Fall war, den ehelichen nicht gleichgeſtellt waren, die Wohltaten 
dieſes Geſetzes ebenfalls genießen ſollten. Fällt aber Kl. unter 
dieſes Geſetz, dann iſt auch für ihn an erſter Stelle der zitierte 
§ 5 dieſes Geſetzes entſcheidend, und der läßt ausdrücklich alle 
höheren nach anderweiter reichs oder landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchrift ſich ergebenden Beträge zu. Eine Einſchränkung dieſer 
Beſtimmung auf die Vorſchriften lediglich der früheren Penfions- 
und Fürſorgegeſetze, wie die Reviſion will, iſt mit dem Wort- 
laut, der alle reichs, oder landesrechtlichen Vorſchriften umfaßt, 
unvereinbar; hätte der Geſetzgeber dies gewollt, dann hätte er 
ſich anders ausdrücken müſſen. Ebenſo iſt auch daraus, daß 
der zit. § 5 nur von „Beträgen“, nicht von „Anſprüchen“ 
ſpricht, für die Auffaſſung der Reviſion nichts zu folgern, da 
die zuzubilligenden Beträge mit Notwendigkeit die entſprechenden 
Anfprüche vorausfetzen. Gegenüber dieſer beſonderen, eben nur 
für die „Hinterbliebenen der unter dieſes Geſetz fallenden 
Mannſchaften“ gegebenen Beſtimmung kann die allgemeine Be⸗ 
ſtimmung des Art. 20 des früheren Geſetzes vom 22. Mai 1893 
eine Bedeutung nicht beanſpruchen. Wenn die Reviſion aus» 
zuführen verſucht, daß vor allem auch der Zweck der Beſtimmung 
des Art. 20, der nach den Motiven dahin gegangen ſei, die 
Perſonen des deutſchen Heeres gleich zu behandeln und nicht die 
Verſchiedenheit der Landesgeſetze auf ihre Anſprüche einwirken 
zu laſſen, dahin führen, ihm auch für das neuere Geſetz vom 
13. Juni 1895 Anwendung zu geben, ſo überſieht ſie, daß nach 
dem klaren Wortlaut ſeines § 5 dieſes Prinzip in dieſem neuen 
Geſetz eben aufgegeben iſt, indem ausdrücklich auch die aus 
den Landes geſetzen ſich ergebenden höheren Beträge zugelaſſen 
find. Außerdem iſt an ſich ſchon unwahrſcheinlich, daß mit dem 
Art. 20 des Geſetzes vom 20. Mai 1893 nicht nur für den 
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damals geltenden Rechtszuſtand, ſondern auch für eine künftige, 
noch nicht abzuſehende Geſtaltung des Penſionsrechts ein all⸗ 
gemein geltender Grundſatz habe aufgeſtellt werden ſollen, um 
fo mehr, als das Geſetz in feiner Überſchrift ſich ſelbſt als Ab⸗ 
aͤnderungs⸗ und Ergänzungsgeſetz der beſtehenden Geſetze bezeichnet. 
Reichsmilitärfiskus c. S., U. v. 8. Juli 04, 53/04 III. — Dresden. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

32. Verhältnis des Schein⸗ oder fiduziariſchen Geſchäftes 
zu dem nach dem Geſetz vom 21. Juli 1879 anfechtbaren.] 

Der Kl. hat dem Mitbekl. T. die Summe von 4 000 Mark 
als Darlehn gegeben. Er behauptet, daß dieſer das Darlehn 
betrügeriſch von ihm erlangt habe, indem er von vornherein die 
Abſicht gehabt habe, den Kl. um die Rückgewähr zu bringen 
und dieſe Abſicht verſchwiegen habe. T. beſaß zur Zeit der 
Hingabe des Darlehns zwei Grundſtücke, von denen er eines 
bald nachher veräußerte; mit dem anderen hat er dem Kl. wegen 
ſeiner Forderung auf deſſen Andringen eine Hypothek beſtellt, 
die bei der Zwangsverſteigerung mit 2 942,85 Mark ausgefallen 
iſt. Dieſer Ausfall iſt der Gegenſtand des gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreits. T. iſt wegen Betruges zum Nachteil des Kl. ſtraf⸗ 
rechtlich verurteilt worden. Die Klage behauptet, daß der 
Mitbekl. K., der Schwiegervater des T., Mitſchuldiger dieſes 
Betruges ſei. Der Bekl. T. ſoll von dem Gelde, das er von dem 
Kl. darlehnsweiſe erhalten hatte, zwei Darlehen auf Hypotheken 
ausgeliehen haben. Um dieſe Hypothekenforderungen aber vor 
einem Angriffe des Kl. oder anderer Gläubiger zu ſichern — 
anderes Vermögen beſitze T. nicht —, ſollen die Hypotheken 
auf den Namen des Mitbekl. K. beſtellt ſein, der in betrügeriſcher 
Kollufion ſeinen Schwiegerſohn bei deſſen Manipulationen unter: 
ſtützt habe und nach außen als Darlehnsgeber aufgetreten ſei, 
während in der Tat das ausgeliehene Geld von T. herrührte. 
Der Kl. hat die Klage gegen den nicht vertretenen Bekl. T. 
zunächſt unverfolgt gelaſſen, er hat anfänglich eventuell, 
ſpäter allein den Antrag gegen den Bekl. K. geſtellt, daß dieſer 
verurteilt werde, „ſich der Zwangsvollſtreckung wegen der ein⸗ 
geklagten 2 942,85 Mark und Zinſen in die für ihn ein- 
getragenen Hypotheken gefallen zu laſſen. In beiden Vor⸗ 
inſtanzen iſt der Bekl. verurteilt worden. Das R. G. hob auf 
und verwies zurück. — Die Verurteiluug des Bekl. iſt in den 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen erfolgt auf der rechtlichen 
Grundlage der §8§ 823, 826 B. G. B. — richtiger allein 
§ 826, da § 823 einen Schadenserſatzanſpruch wegen bloßen 
Vermögensſchadens nicht anerkennt. Die Entſcheidung des B. G. 
unterliegt ſchweren rechtlichen Bedenken. I. Das B. G. ſieht 
den Bekl. K. als Schein empfänger der von ihm ausgeliehenen 
Gelder an, die in Wahrheit Eigentum des Bekl. T. geweſen 
und aus deſſen Vermögen an die Darlehnsnehmer gegeben ſeien; 
auch der wahre Gläubiger der ſcheinbar für K. beſtellten 
Hypotheken ſei nicht dieſer, ſondern der Bekl. T. Es iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn das B. G. ausführt, daß, ſofern ein 
Schuldner Scheinmanipulationen vorgenommen hat, um Ver⸗ 
mögensſtücke, die einem Gläubiger zur Befriedigung dienen 
könnten, ihm zu entziehen, und der Scheinempfänger der Ver⸗ 
mögensſtücke mit ihm in der betrügeriſchen Abſicht zuſammen⸗ 
wirkte, der Gläubiger nicht nur die nach $ 117 B. G. B. ein⸗ 
tretende Nichtigkeit des Scheingeſchäfts gegen den Schuldner 
wie gegen den Scheinempfänger durchführen, ſondern auch aus 
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dem Rechtsgrunde der unerlaubten Handlung nach 8 826 B. G. B. 
beide für den ihm entſtandenen Schaden haftbar machen kann 
(Staudinger, Kommentar zum B. G. B. N. 2; Rehbein, N. 9 
zu §8 117 B. G. B.) Allein der Klageantrag, nach welchem 
die Verurteilung des Bekl. K. erfolgt iſt, entſpricht dem Ver⸗ 
langen eines Schadenserſatzes nicht. Das Weſen des Schadens⸗ 
erſatzes iſt, daß der hierzu Verpflichtete aus ſeinem Ver⸗ 
mögen eine durch ſeine Schuld verurſachte Verletzung eines 
Rechts des Beſchädigten oder Verſchlechterung des Vermögens 
des ſelben wieder ausgleichen fol. Im gegebenen Falle kann der 
in der Klage geſtellte Antrag auf Zahlung der Summe, um 
welche der Kl. durch das betrügeriſche Verhalten der beiden Bekl. 
geſchädigt zu ſein behauptet, aus dem Geſichtspunkte des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches für ſchlüſſig erachtet werden, nicht aber der An⸗ 
trag, wie er in der ſpäteren Verhandlung allein geſtellt, und nach 
welchem der Bekl. K. verurteilt worden iſt. Wenn der Kl. be⸗ 
hauptet, daß der Bekl. K. nur Scheingläubiger der Hypotheken 
ſei, und dieſe in Wahrheit zum Vermögen des Bekl. T. gehörten, 
dann iſt mit dem Antrage, daß der Bekl. K. geſtatten ſoll, daß 
die Hypotheken wegen der Forderung des Kl. gegen T. der 
Zwangsvollſtreckung unterworfen werden, überhaupt keine Leiſtung 
aus dem Vermögen des Bekl. K. verlangt, ſondern lediglich 
die Hergabe der zum Schein von ihm empfangenen Bermögend- 
objekte des T. Dieſer Antrag hat nichts mit einem Schadens- 
erſatz zu tun, er bezweckt lediglich, das Scheingeſchäft zu be⸗ 
ſeitigen und die Vermögensobjekte des Schuldners dem klagenden 
Gläubiger zu unterwerfen, als wenn der Scheingläubiger nicht 
zwiſchen ihn und ſeinen Schuldner geſchoben waͤre. Aus dem 
rechtlichen Geſichtspunkte der Aufrufung des nichtigen Schein⸗ 
geſchäftes würde der geſtellte Antrag deshalb an ſich, ſeinem 
Inhalte nach zuläſſig erſcheinen und mit dem Zwecke der Klage 
ſich decken. Allein, wie der Gläubiger die Vermögens objekte 
ſeines Schuldners erſt dann zum Zwecke ſeiner Befriedigung der 
Zwangsvollſtreckung unterwerfen kann, wenn er einen zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung geeigneten Titel erwirkt hat, ſo kann er auch von 
einem Dritten an Stelle des Schuldners, der auf Grund eines 
Scheingeſchäftes im Beſitze der Vermögensobjekte des Schuldners 
ſich befindet, deren Herausgabe zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung 
wegen ſeiner Forderung nur verlangen, wenn er vorher ſeine 
Forderung gegen den Schuldner gerichtlich durchgeführt und einen 
vollſtreckbaren Titel gegen dieſen erlangt hat. Ohne dieſen kann 
nur von einer Feſtſtellungsklage die Rede ſein, die das Nicht⸗ 
beſtehen des ſcheinbar erklärten Rechtsgeſchäfts zum Gegenſtande 
hat (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 248 [253], Bd. 32 
S. 230 [231], Bd. 50 S. 121 [122], Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1891 S. 14912, Bolze, Praxis des Reichsgerichts Bd. 11 
Nr. 240, Bd. 17 Nr. 267, jetzt Dernburg, Bürgerliches Recht, 
Bd. 1 S. 427; Rehbein, Anm. 10 zu § 117 B. G. B.). 
Würde der Kl., der die gegenwärtige Klage gegen T. und K. 
erhoben hatte, mit dem Antrage auf Zahlung gegen den in den 
Verhandlungen ausgebliebenen Bekl. T. im Wege des Verſäumnis⸗ 
verfahrens einen vollſtreckbaren Titel erwirkt haben, ſo würde 
damit dem gegen den Bekl. K. geſtellten jetzigen Antrage die 
rechtliche Unterlage gegeben ſein; gegenwärtig fehlt ſie; denn 
zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. K. kann die Forderung des 
Kl. an T. nicht in einer zur Zwangsvollſtreckung geeigneten 
Weiſe feſtgeſtellt werden. II. Es muß aber ferner gefragt werden, 
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ob die Annahme des B. G., der Bekl. K. habe als Schein⸗ 
empfänger das Geld des T. entgegengenommen und er ſei 
Scheingläubiger der auf ſeinen Namen beſtellten Hypotheken 
geworden, rechtlich zutreffend iſt. Wenn der Schuldner T. dem 
Bekl. K. Geldſummen aus ſeinem Vermögen mit dem Auftrage 
übergab, dieſe auf ſeinen, des Empfängers Namen auszuleihen 
dergeſtalt, daß er nach außen, den Darlehns nehmern gegenüber 
die volle Legitimation als Gläubiger erhalten, während er dem 
Auftraggeber T. gegenüber Rechte daraus nicht geltend zu machen 
befugt ſein ſollte, die Vorteile aus den einzugehenden Darlehns⸗ 
geſchäften vielmehr an T. ausliefern ſollte, dann kann eine ſolche 
Handlungsweiſe mit einem Scheingeſchäft den bei dem einen 
wie dem anderen möglichen Zweck gemeinſam haben, das Ver⸗ 
mögen des Auftraggebers vor den Augen der Gläubiger zu ver⸗ 
ſchleiern. Aber inhaltlich liegt in der Hingabe der Gelder und 
dem Auftrage der Verleihung zum Nutzen des Auftraggebers 
eine Scheinhandlung, ein Gegenſatz zwiſchen einem aus⸗ 
geſprochenen und einem nicht ausgeſprochenen Willen, nicht, der 
Auftrag war ernſtlich gemeint, ſo wie er erklärt iſt. K. ſollte 
wirklich Gläubiger der betreffenden Schuldner werden, nur ſollte 
er nicht berechtigt fein, im inneren Verhältniſſe zu dem Auftrag ⸗ 
geber T. von dieſem Gläubigerrecht Gebrauch zu machen. Nicht 
ein Schein wille wird vorgeſpiegelt, jondern eine Schein tatſache, 
die Vermögensverhältniſſe von T. und K. ſollen verſchleiert 
werden, das Vermögen des erſteren ſoll kleiner, das des letzteren 
größer erſcheinen, als es in Wahrheit tft (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift Beilage 1903 Nr. 170). Das Verhältnis zwiſchen 
den Bekl. T. und K. erſcheint dann als ein fiduziariſches, 
wie dieſes im modernen Verkehrsleben in vielfachen Erſcheinungs⸗ 
formen, bald zu erlaubten, bald zu unerlaubten Zwecken auftritt, 
und dem danach der Rechtsſchutz bald zu gewähren, bald zu 
verſagen iſt. Ein ernſtlich gemeintes Veräußerungsgeſchäft, 
durch welches ein Schuldner Vermöͤgensſtücke dem Zugriffe 
ſeiner Gläubiger entzieht, unterliegt in erſter Linie der Anfechtung 
durch die Gläubiger nach Maßgabe des R. Gef. betreffend die An- 
fechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb 
des Konkursverfahrens vom 21. Juli 1879, und inſofern ledig · 
lich einer der Tatbeſtände vorliegt, die nach dieſem Geſetze den 
Gläubiger zur Anfechtung von Rechtshandlungen ſeines 
Schuldners berechtigen, iſt auch zur Beſeitigung des Veräuße⸗ 

rungsgeſchäfts nur der Weg dieſes Geſetzes gegeben. Inſoweit 
ein neben dem B. G. B. in Kraft gebliebenes Reichsgeſetz 
(Art. 32 E. G. z. B. G. B.) an ein von ihm mißbilligtes 

Geſchäft nur die Anfechtbarkeit knüpft, kann für dasſelbe Ge⸗ 

ſchäft nicht die Nichtigkeit auf Grund der §8 134, 138 B. G. B. 
geltend gemacht werden, weil der geſetzliche Tatbeſtand des an⸗ 
fechtbaren Geſchafts ein ſolcher ſei, der auch gegen die guten 
Sitten verſtoße (vergl. Rehbein, B. G. B. Bd. 1 S. 166). 
Ob die Vorausſetzungen der Anfechtung nach Maßgabe der 
materiellen Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1879 in 

§ 3 desſelben für den Kl. im gegenwärtigen Falle durch den 

vom B. G. feſtgeſtellten Tatbeſtand gegeben find, kann dahin⸗ 

geſtellt bleiben, da auch fie nach § 2 des Geſetzes einen voll⸗ 

ſtreckbaren Schuldtitel gegen den Schuldner erfordert, und ver 

deſſen Erwirkung nur gemäß § 4 vorgegangen werden kann. 

Unter die Anfechtung nach Maßgabe des Anfechtungegeſetzes 

fallen an ſich auch fiduziariſche Vermögensentäußerungen, ſofem 
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fie im Sinne des Geſetzes als fraudulös ſich darſtellen. Ob 
der Gläubiger auf dieſen Weg der Beſeitigung des fiduziariſchen 
Geſchäftes ſeines Schuldners beſchränkt iſt, muß ſich nach dem 
Charakter des im einzelnen Falle vorliegenden fiduziariſchen Ge⸗ 
ſchäftes entſcheiden. Setzt das Anf. G., wie die in 588 3, 3a 
vorgeſehenen Tatbeſtände ergeben, ein an ſich normales Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft voraus, das zwar von der Al ſicht diktiert iſt, 
die Gläubiger zu benachteiligen und die zur Zeit ſeiner Vor⸗ 
nahme vorhandenen Vermoͤgens objekte des Schuldners ihrem 
Zugriffe zu entziehen, das aber doch das Vermögen des 
Schuldners nicht nach außen nur verſteckt, ſondern tatſächlich 
mindert, ſo iſt nicht zu verkennen, daß ein fiduziariſches Ge⸗ 
ſchäft wie das nach dem Vortrage der Klage und den Feſt⸗ 
ſtellungen des B. U. vorliegende, das dem Empfänger des Ver⸗ 
mögensgegenftandes dieſen nicht wirtſchaftlich zuwendet, ſondern 
feine Perſon lediglich nach außen hin unerkennbar als Zwiſchen⸗ 
perſon zwiſchen die Gläubiger und den Schuldner und ander⸗ 
ſeits zwiſchen den letzteren als Auftraggeber und ſeine Schuldner 
ſchieht, um das Vermögen des Auftraggebers vor ſeinen 
Gläubigern zu verſchleiern, über dieſen Tatbeſtand hinausgeht. 
Die Verſchleierung, das Verſteckenſpiel, fügt den Tatbeſtänden 
des Anf. G. ein ihnen fremdes Moment hinzu. Wo das 
fiduziariſche Geſchäft ſich in dieſer Weiſe als Winkelgeſchäft, 
als gefährliche Waffe eines unreellen Geſchäftsverkehrs ſich er- 
weift, muß ihm der rechtliche Schutz überhaupt verſagt bleiben. 
Demgemäß iſt mit Dernburg (Bürg. Recht Bd. 1 S. 503: 
„Eine wahre Peſt für den allgemeinen Kredit iſt das fiduziariſche 
Geſchäft, durch welches ein Schuldner ſeine Habe einem Ver⸗ 
treter übereignet und übergiebt, um dieſelbe dem Zugriffe ſeiner 
Gläubiger zu entziehen. Solches Geſchäft iſt nach 8 138 als 
nichtig, weil unfittlich, anzuſehen,“) und Staudinger (Komm. z. 
B. G. B. 2. Aufl. Bd. 1 S. 303 unter X., vergl. auch Reh⸗ 
bein, B. G. B. Bd. 1 S. 127—128) das lediglich dem 
Zwecke der Schädigung der Gläubiger dienende fiduziariſche 
Geſchäft, weil gegen die guten Sitten verſtoßend, als nichtig 
zu erachten. Für die Geltendmachung dieſer Nichtigkeit durch 
den Gläubiger gegen den Fiduziar muß aber das zu I über die 
Aufrufung des Scheingeſchäfts Geſagte gelten. Beſchränkt fich 
der Klageantrag nicht auf eine Feſtſtellung, daß die fiduziariſche 
Hingabe von Vermöͤgensſtücken des Schuldners für nichtig er- 
klärt werde, verlangt fie, daß die letzteren direkt der Zwangs⸗ 
vollſtrekung wegen der Forderung des Kl. gegen den Auftrag- 
geber des Fiduziars unterworfen werden, fo tft die Vollſtreck⸗ 
barkeit der Forderung gegen dieſen die unerläßliche Vorbedingung 
dieſes Klagebegehrens. Es iſt offenfihtlih, daß das betrüg- 
liche Zuſammenwirken des Fiduziars und ſeines Auftraggebers 
wie dasjenige bei der Abſchließung von Scheingeſchäften den 
Tatbeſtand des 826 B. G. B. zu erfüllen und eine Schadens- 
erſatzklage des Gläubigers gegen den Fiduziar zu begründen ge- 
eignet ſein kann. Dieſe Klage kann aber wie dort nur auf 
Erſatz des zugefügten Schadens aus dem Vermögen des Schädigers 
gerichtet werden. Die Verfügungen, die der Fiduziar auftrag⸗ 
gemäß über die Vermoͤgensſtücke des Schuldners getroffen hat, 
bilden ein Moment zur Begründung der Schadenserſatzklage; 
deren Ziel kann aber nicht auf die Rückgängigmachung des 
fiduziariſchen Geſchäfts und Unterwerfung der entzogenen Ver⸗ 
mögensſtücke des Schuldners unter die Zwangsvollſtreckung 
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gehen, ſondern ſelbſtändig auf Rückgängigmachung und Aus- 
gleichung des Schadens des Kl. durch Erſatz des Wertes der 
ihm entzogenen Leiſtung. III. Dem Gläubiger, der ſich bei der 
Rechtsverfolgung ſeiner Forderung gegen den Schuldner vor 
eine fiduziariſche Veräußerung von Vermöͤgensteilen des letzteren 
geſtellt fieht, ſtehen für ein Vorgehen gegen den fiduziariſchen 
Vertreter des Schuldners nach alledem vier verſchiedene Wege 
zu Gebote: a. die Anfechtung der ihm nachteiligen Veräuße⸗ 
rung in Gemäßheit des Anf. G. vom 21. Juli 1879, die 
jedoch nur in dem Rahmen der dort feſtgelegten Tatbeſtände 
($$ 3, 3a) und unter den geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen 
(88 2, 4, 7, 9, 12) erfolgen kann, b. auf der Grundlage der 
Gültigkeit der fiduziariſchen Übereignung die Geltendmachung 
der Rechte des Schuldners gegen ſeinen fiduziariſchen Vertreter 
aus dem Auftragsverhältniſſe. Ihre Vorausſetzung iſt die 
Durchführung der Forderung gegen den Schuldner und auf 
Grund des erlangten vollſtreckbaren Titels gegen dieſen die 
Pfändung und Überweiſung der dem Schuldner gegen den 
Fiduziar zuſtehenden Anſprüche nach Maßgabe der Z. P. O. 
(88 829 ff., 840, 841, 845 Z. P. O.), c. die Verfolgung 
der Nichtigkeit der zum Zwecke der Verſchleierung des Ver⸗ 
mögens des Schuldners und Schädigung der Gläubiger vor⸗ 
genommenen, nach 8 138 B. G. B. nichtigen fiduziariſchen 
Übereignung. Sie bedarf, ſofern ſie nicht nur auf Feſtſtellung 
gerichtet iſt, vielmehr die fiduziariſch für den Schuldner be⸗ 
gründeten Rechte und Forderungen der Zwangsvollſtreckung 
unterwerfen will, der Unterlage eines zur Vollſtreckung geeigneten 
Titels, d. falls eine vorſätzliche Vermoͤgensbeſchädigung durch 
den betrügeriſch mit dem Schuldner kolludierenden Fiduziar zu 
erweiſen iſt, die Schadenserſatzklage auf Grund des § 826 
B. G. B., die unabhängig von der Vernichtung der fiduziari⸗ 
ſchen Geſchafte und Zurückrufung der dem Gläubiger entzogenen 
Vermögens objekte des Schuldners lediglich den vorſätzlich gegen 
die guten Sitten zugefügten Vermoͤgensſchaden, den Effekt der 
fiduziariſchen Entziehung zum Gegenſtande und deſſen Erſatz 
durch Leiſtung des Wertes aus dem Vermögen des Fiduziars 
zum Ziele hat. Der Klagevortrag geſtattet die Annahme eines 
jeden der angegebenen Wege, der urſprüngliche Klageantrag weiſt 
auf den Weg zu d, der zunächſt eventuell, ſpäter allein geſtellte 
Antrag auf diejenigen zu a bis c hin; das B. G. nimmt eine 
Verbindung der Wege zu c und d an, die jedoch eine ver- 
ſchiedene Richtung einſchlagen und nicht mit demſelben Antrage 
verfolgt werden können. K. c. S., U. v. 23. Juni 04, 
440/03 VI. — Naumburg. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

33. § 14. Das Verlangen der Rechnungslegung und 
Vorlegung der Handelsbücher zum Zwecke der Höhe des 
Schadenserſatzes iſt unzuläffig.] 

Die Klage wegen Verletzung eines Warenzeichenrechtes war 
für begründet erachtet und vom B. G. die Bekl. verurteilt 
worden, der Kl. über den Gewinn Rechnung zu legen, den fie 
durch den Verkauf von Waren mit ihrem zur Verwechſelung 
mit dem klägeriſchen Zeichen erlangt haben und zwar unter 
Vorlegung ihrer Handelsbücher. Das R. G. hob auf und wies 
inſoweit die Klage ab. In Fällen der vorliegenden Art tft für 
den Kl. die Begründung und für das Gericht die Feſtſetzung 
eines beſtimmten Schadens, ohne eine Auskunftspflicht des 
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Bekl. in Anſpruch nehmen zu können, mit Schwierigkeiten ver- 
bunden iſt. Übrigens erſcheint gerade bei einer ſchuldhaften 
Handlung des Verletzers ein beſonders weitgehendes Ermeſſen 
des Gerichts im Sinne des § 287 der Z. P. O. gerechtfertigt, 
und dadurch wird der Verletzer ſelbſt veranlaßt, einer etwa zu 
hohen Feſtſetzung der Entſchädigung durch freiwillige Darlegung 
der Zahl und des Umfangs ſeiner Eingriffe in das gegneriſche 
Schutzrecht vorzubeugen. Jedenfalls iſt davon auszugehen, daß 
der Verletzte nach 8 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 nur 
Anſpruch auf Entſchädigung hat und darunter zwar eine volle 
den wirklichen Schaden und den entgangenen Gewinn umfaſſende 
Entſchädigung Ju verſtehen iſt, aber nicht eine unmittelbar auf 
Reſtitution der widerrechtlich bezogenen Vorteile gehende Ver⸗ 
pflichtung, wenn auch das Maß dieſer Vorteile nach Umſtänden 
für die Beurteilung des entgangenen Gewinns von Bedeutung 
ſein kann. Ein Anhalt für eine weitere Ausdehnung des Be⸗ 
griffs der Entſchädigung läßt ſich aus dem Geſetz vom 12. Mai 
1894 nicht entnehmen. Kann nun auch die Erhebung des vom 
Verletzer bezogenen Gewinns für die Beurteilung des dem Ver⸗ 
letzten zugegangenen Schadens von Wert ſein, ſo kann der 
Senat doch dem B. G. darin nicht beitreten, daß ſich aus den 
Grundſätzen über die Haftung desjenigen, welcher ein fremdes 
Geſchaͤft als ſein eigenes beſorgt, obwohl er weiß, daß er nicht 
dazu berechtigt ſei, im vorliegenden Falle, wie dies bei rechts⸗ 
widriger Verwertung von Patentrechten angenommen wurde 
(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 316 Nr. 16), eine 
Pflicht zur Rechenſchaftsablegung und Auskunftserteilung ſeitens 
des Verletzers begründen laſſe. Die Bekl. hat nicht den 
Geſchäftsbetrieb der Kl. und deren Warenzeichen ſich zu eigen 
gemacht, als ob dieſe ihr übertragen wären. Die Kl. hat ihr 
eingetragenes Warenzeichen bei dem Vertriebe ihrer Waren 
ſtändig verwendet und die Bekl. hat, wie angenommen wird, 
wiſſentlich widerrechtlich eigene Waren derſelben Gattung unter 
einer dem Zeichen der Kl. ähnlichen Warenbezeichnung vertrieben. 
Hierdurch konnte das Publikum über die Herkunft der von der 
Bekl. verkauften Waren getäuſcht werden und der Bekl. infolge⸗ 
deſſen ein Gewinn zugehen; allein ihre Handlung, welche ſich 
als eine Verletzung des Schutzrechts der Kl. charakteriſiert und 
ſie zur Entſchädigung verpflichtet, erſcheint nicht als Beſorgung 
eines fremden Geſchäfts im Sinne des § 687 Abſ. 2 des 
B. G. B. oder der 88 228, 229, 256 Tl. I Tit. 13 des 
Pr. A. L. R. Daß objektiv eine Führung fremder Gefchäfte 
vorliege, nicht bloß eine täuſchende Aneignung von anderen 
erlangter Vorteile, iſt nach dem Wortlaute des § 687 Abſ. 2 
des B. G. B. und nach den Kommiſſionsverhandlungen 
(Achilles⸗Spahnſche Protokolle II. Bd. S. 742) Erfordernis. 
Iſt auch das durch Eintragung geſchützte Recht auf ein Waren⸗ 
zeichen als ein Vermögensrecht abſoluten Charakters anzuſehen, 
iſt alſo der Fall nach der in Bd. 47 S. 100 ff. abgedruckten 
Entſcheidung des Senats von dem einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 15 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 hinſichtlich der Be⸗ 
gründung einer Pflicht zur Rechnungslegung zu unterſcheiden, 
ſo erſcheint doch die Benutzung eines ſolchen Zeichens ſeitens 
eines Unberechtigten bei dem Vertrieb eigener Ware nicht als 
ein Geſchäft, auf welches der Beſitzer des eingetragenen Zeichens 
ein Recht hätte und welches er ſich inſoweit aneignen könnte, 
als durch die widerrechtliche Benutzung ſeines Warenzeichens 


eine beſondere Einnahme erzielt iſt, vielmehr ſteht ihm nur ein 
Anſpruch auf Erſatz des Schadens zu, der ihm durch den Eingriff 
in das Recht der ausſchließlichen Benutzung ſeines Warenzeichens 
erwachſen iſt. B. c. E., U. v. 8. Juli 04, 435/03 II. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

34. 58 1, 6. Urteile, wann Behauptungen tatſächlicher Art?] 

Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des erkennenden Senats 
find zwar tatſächlich in keiner Weiſe begründete 
Urteile, namentlich auch Kritiken dieſer Art nicht als „Angaben“ 
bezw. „Behauptungen tatſächlicher Art“ im Sinne des 9 1 
bezw. § 6 des Wettbewerbsgeſetzes anzuſehen. Doch kann nach 
dieſer Rechtſprechung die Aufſtellung eines Urteils allerdings 
eine Angabe oder Behauptung tatſächlicher Art enthalten, wenn 
das Urteil ſelbſt etwas als geſchehen oder vorhanden, alſo in 
einer Weiſe aufſtellt, daß die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des 
Behaupteten im gegebenen Falle objektiv feſtgeſtellt werden 
kann. Insbeſondere kann ein Urteil, wodurch den Waren oder 
Leiſtungen eines anderen beſtimmte ſchlechte Eigenſchaften nach 
geſagt werden, in feiner Geſamtheit als eine Behauptung tat- 
ſächlicher Art im Sinne des 8 6 eit. aufgefaßt werden. Hier. 
nach fallen nur ſolche Behauptungen nicht unter dieſe Vorſchrift 
des 8 8, welche ſchon ihrer Faſſung nach als rein perſönliche, 
ſubjektive Außerungen ohne jegliche tatſächliche Be⸗ 
gründung, insbeſondere als der Ausdruck einer bloßen Kritik 
oder bloßen Vermutung ſich darſtellen und deren tatſächliche 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit daher auch nicht objektiv feſtgeſtellt 
werden kann; vergl. die Urteile des erkennenden Senats vom 
12. Juli 1898 (Juriſtiſche Wochenſchrift für Elſaß⸗Lothringen 
Bd. 24 S. 89), vom 8. Mai 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 476 Nr. 22), vom 13. November und 21. Dezember 1900 
(II 208 und 278, 1900), vom 22. Januar und 12. Juli 1901 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 124 Nr. 19 und S. 658 Nr. 23) 
und vom 8. Januar 1904 (II 223/03). Mit dieſen fich auf 
die Motive zu 88 1 bis 4 des Wettbewerbgeſetzes ſtützenden 
Rechtsgrundſätzen, von welchen abzuweichen kein Grund vorliegt, 
ſtehen aber die Ausführungen des B. U. im Widerſpruch. Den- 
ſelben liegt anſcheinend auch die rechtlich unhaltbare Anſicht zu⸗ 
grunde, als ob eine Behauptung tatſächlicher Art ohne weiteres 
deshalb nicht unter 8 6 eit. falle, weil fie in Verbindung mit 
einem Urteile oder zur Stütze eines ſolchen vorgebracht ſei. 
Wenn dieſes richtig wäre, ſo würde ein bequemes Mittel zur 
Umgehung der fraglichen Vorſchrift gegeben ſein, indem alsdann 
der Behauptende nur feiner unwahren tatſächlichen Behauptung 
ein ſich hierauf ſtützendes und daher in der Regel ebenfalls 
unrichtiges Urteil beizufügen brauchte, um jeder Verfolgung jeiner 
unwahren tatjächlichen Behauptung aus § 6 des Wettbewerb; 
geſetzes zu entgehen. Dies kann der Geſetzgeber nicht beabfichtigt 
haben. Auch der Wortlaut und die Entſtehungsgeſchichte, ins⸗ 
beſondere die bezeichnete Stelle der Motive bieten hierfür keinen 
Anhalt. Aus dieſer Stelle und aus dem in § 6 gebrauchten 
Ausdrucke „Behauptungen tatfächlicher Art“ iſt daher nicht zu 
ſchließen, daß letztere dann nicht unter die fragliche Vorſchrift 
fallen ſollen, wenn ſie in Verbindung mit entſprechenden 
Urteilen aufgeſtellt werden. Die Anwendung des § 6 cit. 
auf die ſtreitigen Außerungen des Bekl. wird daher dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß in dieſen nach der Annahme des B. G. 
ein auf „gewiſſe konkrete Umſtände“ Bezug nehmendes 
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Urteil über die Verwendbarkeit der klägeriſchen Fabrikate liegt. 
H. & R. c. W., U. v. 28. Juni 04, 542/03 II. — Hamburg. 
Geſetz betr. die Geſellſchaften m. beſchr. Haftung. 
35. 8 77. Konkurs über eine wegen Formwidrigkeit des 
Geſellſchaftsvertrages nichtige Geſellſchaft mit beſchränkter Haf- 
tung zuläſſig; Nichtauflöſung bei nur einem Mitglied. 

Die Reviſion ſtützt ſich auf die Rechtsanſicht, daß über die 
klägeriſche Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ein Konkurs⸗ 
verfahren nicht hätte eröffnet werden können, weil dieſelbe 
mangels der geſetzlichen Form des zugrunde liegenden Gejell- 
ſchaftsvertrages von Anfang an nichtig geweſen ſei, jedenfalls 
aber durch das Ausſcheiden des Bekl. aus der Geſellſchaft, welche 
nur aus ihm und G. beſtanden habe, aufgehört habe, zu be⸗ 
ſtehen. In beiden Punkten kann aber der Reoiſion nicht ge⸗ 
folgt werden. Aus § 77 des Geſetzes betreffend die Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung ergibt ſich zunächſt, daß eine 
auf Grund des § 75 daſelbſt für nichtig erklärte Geſellſchaft 
wie eine aufgelöſte Geſellſchaft zu behandeln iſt, daß die Wirk. 
ſamkeit der in ihrem Namen mit Dritten vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte durch die Nichtigkeit nicht berührt wird und daß die 
Geſellſchafter die verſprochenen Einzahlungen zu leiſten haben, 
ſoweit es zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten 
erforderlich iſt. Hieraus folgt bei Berüdfichtigung der 88 71 
und 64 des Geſetzes, daß über das Vermoͤgen einer ſolchen für 
nichtig erklärten Geſellſchaft auch ein Konkursverfahren eröffnet 
werden kann. Was aber in dieſer Hinfiht von einer bereits 
durch Richterſpruch für nichtig erklärten Geſellſchaft nach Ein⸗ 
tragung der Nichtigkeit ins Handelsregiſter gilt, muß um ſo mehr 
von einer Geſellſchaft wie der hier in Rede ſtehenden gelten, 
bei der eine Nichtigerklärung nicht ausgeſprochen iſt, ſondern 
nur hätte beantragt werden können. Ebenſowenig kann zuge⸗ 
geben werden, daß dieſe Geſellſchaft dadurch, daß Bekl. ſeinen 
Geſchäftsanteil an den nunmehr allein übrig bleibenden Gefell- 
ſchafter G. abgetreten hat, aufgelöſt worden iſt. Der erkennende 
Senat hat bereits im Jahre 1888 ausgeſprochen, daß die Regel 
des Römiſchen Rechts, wonach die universitas durch Herab- 
minderung bis auf ein Mitglied nicht aufgelöſt wird, anzu⸗ 
wenden ſei auf die Vereine des neueren Rechts, deren Rechts⸗ 
perſönlichkeit nicht auf beſonderen Verleihungen beruht, und 
daß daher die Vereinigung ſämtlicher Kuxe in der Hand eines 
Gewerken die Gewerkſchaft nicht beende. (Bolze, Praxis Bd. 7 
Nr. 648.) Derſelbe Grundſatz wurde in der Entſcheidung 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 191 Nr. 21) auf Aktien⸗ 
geſellſchaften angewandt. Auch die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung hat als ſolche ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten 
(Geſetz $ 13). Bedarf es zwar zu ihrer Entſtehung einer 
Mehrzahl von Geſellſchaftern, ſo iſt ſie doch, einmal entſtanden, 
unabhängig von der Perſon derjenigen, denen jeweils die 
Geſchäftsanteile zuſtehen, und das Geſetz enthält keine Be⸗ 
ſtimmung, wonach die Vereinigung aller Geſchäftsanteile in 
einer Hand die Auflöſung zur Folge hat. Wäre es aber auch 
ein Auflöſungsgrund, fo ftände dies der Eröffnung eines Kon⸗ 
kursverfahrens nicht entgegen, denn die Auflöſung würde nach 
9 66 des Geſetzes die Liquidation erfordern, und dieſe kann 
nach den 88 71, 64 des Geſetzes auch im Wege des Konkurſes 
erfolgen. (Vergl. Goltdammers Archiv Bd. 47 S. 169.) 
Sch. c. S., U. v. 20. Juni 04, 122/04 I. — Roſtock. 
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II. Preußiſche Landesgeſetze. 

36. Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 8 24 verb. 
mit § 13 Abſ. 1 Ziffer 2 des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 
1875. Bedeutung des Abbruchs eines Gebäudes vor der Offen⸗ 
legung des Bebauungsplanes. ] | 

Bon einem der KI. gehörigen, zu Berlin belegenen, bebauten 
Grundſtücke iſt ein an der Hollmannſtraße belegener Streifen 
zur Verbreiterung dieſer Straße beſtimmt worden. Die zu dieſem 
Zwecke feſtgeſetzte neue Baufluchtlinie iſt am 7. Mai 1901 offen⸗ 
gelegt. Vor dieſem Zeitpunkte hatte die Kl. einen Plan zu 
einem auf dem fraglichen Grundſtücke zu errichtenden Neubau, 
welchem Plane die alte Baufluchtlinie zugrunde gelegt worden, 
anfertigen laſſen und denſelben dem Polizeipräfidium zur 
Genehmigung vorgelegt. Dieſe iſt mit Rückficht auf das Projekt 
der Erweiterung der Hollmannſtraße abgelehnt. Nach ſtatt⸗ 
gehabten Verhandlungen hat die Kl. den Bauplan gemäß der 
neuen Fluchtlinie umarbeiten laſſen, worauf ihr am 16. April 
1901 der Baukonſens erteilt worden. Inzwiſchen war der 
Abbruch des Gebäudes erfolgt, und zwar am 8. März 1901 
beendigt. Mit der Klage iſt nun unter Berufung auf den 
§ 13 Abſ. 1 Ziffer 2 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
verlangt, daß die verklagte Stadtgemeinde den Antrag auf 
Feſtſtellung der Entſchädigung für die Entziehung und Be⸗ 
ſchränkung des Eigentums an dem fraglichen Streifen bei dem 
Polizeipräfidium einbringe ($ 24 des Enteignungsgeſetzes). Die 
Bekl. hat der Klage widerſprochen. Dieſe iſt in beiden Vor⸗ 
inſtanzen abgewieſen. Das B. G. hat ausgeführt: Es komme 
darauf an, ob die neue Fluchtlinie ein zur Zeit der erſten Offen⸗ 
legung des Bebauungsplans, alſo am 7. Mai 1901, vor- 
handenes Gebäude betroffen habe. Wenn auch, wie vom 
R. G. (Entſch. Bd. 21 S. 212) ausgeſprochen, unter den 
Begriff „vorhandene Gebäude“ noch „die kurz vor der Offen⸗ 
legung von dem Eigentümer zwecks Neubaus niedergelegten 
Gebäude“ fallen möchten, fo habe doch der hier in Betracht 
kommende Streifen die Eigenſchaft des bebauten Landes ſpäteſtens 
am 16. April 1901 verloren, da an dieſem Tage der Kl. mit 
ihrer Zuſtimmung der Konſens zu dem Neubau, für den die 
neue Fluchtlinie maßgebend ſein ſollte, erteilt worden. Mit der 
Empfangnahme dieſes Bauſcheins ſei ſeitens der Kl., wie anzu⸗ 
nehmen, die Abſicht, den fraglichen Landſtreifen wieder zu bebauen, 
endgültig aufgegeben. Danach ſeien von dieſem Augenblicke an 
auf dem von der neuen Fluchtlinie betroffenen Areal Gebäude 
nicht mehr vorhanden geweſen. Mit Unrecht wird von der 
Reviſion geltend gemacht, es verſtoße dieſe Entſcheidung gegen 
die der Klage zugrunde liegende Beſtimmung des § 13 Abſ. 1 
Ziffer 2 des Fluchtliniengeſetzes. Namentlich hat die Vorinſtanz 
ſich nicht in Widerſpruch geſetzt mit der angezogenen Reichs- 
gerichtsentſcheidung. Denn nach dieſer kommt es darauf an, ob 
durch die Offenlegung des neuen Bebauungsplans die Abſicht, 
die Wiederherſtellung des niedergelegten Gebäudes in dem 
früheren Umfange vorzunehmen, durchkreuzt iſt. Dies liegt 
hier nicht vor, da zur Zeit jener Offenlegung, wie das 
angefochtene Urteil in nicht zu beanſtandener Weiſe angenommen 
hat, jene Abſicht nicht mehr beſtand. B. c. Stadtgemeinde B., 
U. v. 1. Juli 04, 38/04 VII. — Berlin. 
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III. Vierteljahr. 1904. 


A. Allgemeine Werke der Rechts wiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 
Nevelekel, Anton: Neue einheitliche Sigel in der juriſtiſchen 
Literatur. OſtRZ. 1. Ig. 197—202. 
Vorſchläge der Ständigen Deputation des Deutſchen Juriſtentages 
für die Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und 
wiſſenſchaftlichen Werken. 27. DJ T. 3. Bd. 153—198. 


II. Geſchichte des Rechts. 

Achelis, Th.: Rechtsentſtehung und Rechtsgeſchichte. (Sozialer 
Fortſchritt. Hefte und Flugſchriften für Volkswirtſchaft u. Sozial⸗ 
politik. Nr. 17.) Leipzig, F. Dietrich. (16 S.) 0,15 M. 

Behre, Ernſt: Die Eigentumsverhältniſſe im ehelichen Güterrecht des 
Sachſenſpiegels und Magdeburger Rechts. Weimar, H. Böhlaus 
Nachf. (VIII, 111 S.) 3 M. 

Gal, Alex.: Der Ausſchluß der Aſcendenten von der Erbenfolge und 
das Fallrecht. Ein Beitrag zur Geſchichte des Erbrechts auf 
Grund deutſcher und verwandter Rechtsquellen. (Unterſuchungen 
zur deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, hrsg. von Otto Giercke, 
72. Heft.) Breslau, M. u. H. Marcus. (X, 196 S.) 6 M. 

Horn, Wilh.: Erfurts Stadtverfaſſung und Stadtwirtſchaft in ihrer 
Entwicklung bis zur Gegenwart. (Sammlung nationalökonomiſcher 
u. ſtatiſtiſcher Abhandlungen des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars 
zu Halle a. S., hrsg. von Joh. Conrad. 45. Bd.) Jena, G. Fiſcher. 
(XIII, 271 S.) 7 M. 

Kleineidam, Ferd.: Die Per ſonalexekution der Zwölftafeln. Breslau, 
M. u. H. Marcus. (IV, 285 S.) 8 M. 

Lehmann, Karl: Die Rigsßula. (S.⸗A. aus der Feſtſchr. f. Jul. 
v. Amsberg.) Roſtock, Stiller. (34 S.) 2 M. 

Merkel, Johs.: Der Kampf des Fremdrechtes mit dem einheimiſchen 
Rechte in Braunſchweig⸗Lüneburg. (Quellen u. Darſtellungen zur 
Geſchichte Niederſachſens. Hrsg. vom hiſtor. Verein für Nieder⸗ 
ſachſen. 19. Bd.) Hannover, Hahn. (XIV, 94 S.) 2,40 M. 

Meyer, Chriſtian: Beiträge zur älteſten Verfaſſungs⸗ und Gewerbe⸗ 
geſchichte der Stadt Augsburg. München, Ch. Meyer. (88 S.) 2 M. 

Meyer, Chriſtian: Die „Ehre“ im Lichte vergangener Zeit. München, 
Ch. Meyer. (46 S.) 1 M. 

Rotering: Das Landſtreichertum 
MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 223 — 236. 

Wintterlin, Frdr.: Geſchichte der Behördenorganiſation in Württem⸗ 
berg. 1. Bd. Bis zum Regierungsantritt König Wilhelms I. (2 Tl.) 
Stuttgart, W. Kohlhammer. (XIII, 349 S.) 3,50 M. 


Delius: Zum 25 jährigen Beſtehen des deutſchen Reichsgerichts in 
Leipzig. PrVerwBl. 25. Ig. 863 — 865. 

Die erſten 25 Jahre des Reichsgerichts. Sonderheft des Sächſ. 
Archivs für deutſches bürgerliches Recht. Zum 25 jähr. Beſtehen 
des höchſten deutſchen Gerichtshofes. Leipzig, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchhdlg. 248 S. 5 M. Für Abonnenten des Archivs 4 M. 

Enthält: Müller, Die erſten 25 Jahre des Reichsgerichts. 
Treutlein-Moerdes, Die Staatsanwaltſchaft bei dem Reichs⸗ 
gericht. Boyens, Die Rechtsanwälte bei dem Reichsgericht in 
den erſten 25 Jahren ſeines Beſtehens. Boyens, Grenze zwiſchen 
Tatfrage und Rechtsfrage in der Rechtſprechung der Zivilſenate des 


im früheren Mittelalter. 


— 


*) Für die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln 
dienten die auf dem 27. Deutſchen Juriſtentage ſoeben angenommenen 
„Vorſchläge für die Art der Anführung von Rechtsquellen, Ent⸗ 
ſcheidungen und wiſſenſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


Reichsgerichts. Schulz, Zur Geſchichte der Bibliothek des Reichs. 
gerichts. Schmidt, Das Reichsgericht und die deutſche Rechts 
wiſſenſchaft. 

Kuhlenbeck, L.: Zum 25 jährigen Beſtehen des Reichsgerichts. Recht. 
8. Ig. 465—487. 

Siméon: Zum fünfundzwanzigjährigen Beſtehen der Reichsjuſti:⸗ 
geſetze und des Reichsgerichts. Ein Rückblick und Ausblick. ZLUaL 
16. Bd. 149— 152. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 

Theodor Leſſe und Hermaun Staub T. KGBl. 15. Ig. 69. 

Stoerk, Felix: F. Perels +. Böhms Z. 14. Bd. 225 — 226. 

Leonhard: Zum achtzigſten Geburtstage Gottlieb Plancks. Ein 
Widmungsblatt. DIZ. 9. Ig. 609— 613. 

Gottlieb Planck und Hoffmann v. Fallersleben. Recht. 8. Ig. 380. 

Liebmann, Otto: Hermann Staub }. Ein Gedenkblatt. Dis. 
9. Ig. 825— 834. 

Zum hundertjährigen Geburtstage von Carl Sintenis. Di 
9. Ig. 680—681. 

Zum hundertjährigen Geburtstage von Carl Friedrich Ferdinand 
Sintenis. Recht. 8. Ig. 353 —354. 

Schmidt, Richard: Zaſius und ſeine Stellung in der Rechtswiſſenſchaft 
Prorektoratsrede. Leipzig, Duncker & Humblot. (74 S.) 1,80 N. 


IV. Quellen. 

Die Geſetzgebung des Königreichs Sachſen ſeit dem Erſcheinen de: 
Geſetzſammlung im Jahre 1818 bis einſchließlich des Jahres 1900. 
Neue Bearbeitung, beſorgt von Wilhelm Kranichfeld. 1. Od. 
(1818 1860.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh. (IV. 944 S.) 24 N 

Helmrich, W. C.: Zuſammenſtellung der in den zum Oberlandes 
gericht Jena vereinigten Thür. Staaten im Jahre 1903 ergangenen 
Landesgeſetze, Verordnungen, Miniſterialerlaſſe uſw., ſoweit ſie für die 
Praxis der Gerichte von beſonderem Intereſſe find. Thür Bl. 51. De. 
242— 251. 

Huber, Hugo: Alphabetiſches Haupt⸗Sachregiſter zum 5 
(Ig. 1806 mit 1873), ſowie Geſetzblatt (Ig. 1818 mit 1871, 7 
und Geſetz⸗ und Verordnungsblatt (Ig. 1874 mit 1903) für 8 
Königreich Bayern. Nach dem Stande der Gegenwart bearbeitet. 
2. Aufl. München, Selbſtverlag. (343 S.) 5 M. 

Plate, A.: Vorläufige Geſchäftsüberſicht des Hauſes der Abgordneten 
in der Seſſion 1904. (Seſſions⸗Abſchnitt vom 16. I. bis 4 VII. 
1904.) Berlin, W. Moeſer. (135 S.) 2,70 M. 

Vormbaum: Bericht über die Rechtsentwicklung in Deutſchland und 
Oſterreich in den letzten beiden Jahren. 27. DIT. 3. Bd. 257300. 

Wolf, P.: Die ſchweizeriſche Bundesgeſetzgebung. Nach Materien 
geordnete Sammlung der Geſetze, Beſchlüſſe ſowie der Ken: 
kordate. Hrsg. und mit Anmerkungen verſehen. 2., ergänzte Aufl. 
Baſel, Basler Buch: und Antiquariatsh. 1. Lfg. (320 S.) 7 K. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. 

Danz: Die Kunſt der Auslegung. DIZ. 9. Ig. 659 — 665. 

Joſef, Eugen: Gedanken über die Geſtaltung der juriſtiſchen Lit. 
ratur. DIZ. 9. Ig. 672 —677. 

Kuhlenbeck, Ludw.: Natürliche Grundlagen des Rechts und de: 
Politik. Ein Beitrag zur rechtsphiloſoph. und kritiſchen Würdigurs 
der ſog. Deszendenztheorie. Eiſenach, Thüring. Verlagsanſtal. 
(VI, 244 S.) 5 M. 

Mumelter, Karl: Mathematik und Recht. Oſt AG. 55. Ig. 257—231 

Ratzlaff, Hugo: Allerhand Sprachdummheiten in dem Gebiete des 
Rechts. Recht. 8. Ig. 354 — 355. 


XXXIN. Jahrgang. 


Rehm: Buchführung und Jurisprudenz. Holdh MSchr. 18. Ig. 178—179. 
Weber, Adolf: Die Bedeutung der Volkswirtſchaftslehre für die 
Rechtswiſſenſchaft. Hirths Ann. 87. Ig. 428—436. 


Cuno: Praktiſche Bedeutung der Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche 
Fortbildung. PrVerwBl. 25. Ig. 707— 712. 

Krückmann: Rechtsunterricht und Vorbereitungsdienſt. DIZ. 9. Ig. 
681 —688. 

Ortloff, Hermann: Zulaſſung der Abiturienten eines deutſchen 
Realgymnaſtums zum Rechtsſtudium. Thür Bl. 51. Ig. 11— 25. 

Suppes, Ernſt: Verordnung über die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſt und über die Ausbildung der Referendare für das 
Königreich Sachſen. MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 179— 188. 

Die Vorſchriften über die Ausbildung der Juriſten in Preußen. 
Mit Anmerkungen. 8. Aufl. Unter Berückſichtigung der Allgemeinen 
Verfügung vom 12. VII. 1904. Berlin, F. Vahlen. (64 S.) 0,80 M. 


VI. Zuſammenfaſſende Darſtellungen. — Berichte. 


Cavalieri, Gaſtone: Über den Rechtszuſtand der Republik San 
Narino. Böhms Z. 14. Bd. 370—81. 


[Berichte über die Ergebniſſe des XXVII. Deutſchen Juriſtentages.] 
ORNGZ. Jg. 55. 833—869. 
Der Inhalt der Berichte iſt bei den betreffenden Gutachten vermerkt. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 


Dem XXVII. Deutſchen Juriſtentage. Sonderabdruck der Nr. 36, 


37 u. 88 des 55. Ig. der Allgemeinen öſterreichiſchen Gerichts⸗ 
zeitung. Wien, Manz. (170 S.) 3 M. 
Der Inhalt der Feſtnummern iſt ſyſtematiſch verteilt. 


VIII. Nene Zeitſchriften. 

Schweizeriſche Juriſten⸗ Zeitung. Hrsg. v. Eugen Curti u. Arthur 
Curti. 1. Ig. Juli 1904 — Juni 1905. 12 Nrn. Zurich, 

Schultheß & Co. Vierteljährl. 2,40 M. 

Mitteilungen der Handelskammer zu Leipzig. Hrsg.: Wendtland. 
Verantwortl. Red. des juriſt. u. verwaltungsrechtl. Teils: Roßbach, 
des volkswirtſchaftl. Teils: Heubner. 1. Ig. Juli — Dezbr. 1904. 
6 Nrn. Leipzig, A. Twietmeyer. 3 M. 

Juſtizdienſtliche Rundſchau. Organ zur Vertretung der Fach⸗ und 
Standesintereſſen deutſcher Juſtizbeamten. Schriftleitung für Zivil⸗ 
recht: Friedr. Koppmann, für Prozeßrecht u. Koſtenweſen: 
A. Wanſch, für Strafrecht u. Sozialwiſſenſchaft: Fritz Auer. 3. Ig. 
24 Nrn. München, Verlagsanſtalt M. Bickel. Vierteljährlich 2,30 M. 

Zeitſchrift für Rechtsverfolgung im Auslande. Halbmonatsſchrift für 
die deutſchen Rechtsintereſſen im Auslande. Hrsg. v. Max Wieland 
unter Mitwirkg. v. Alex v. Harder u. Martin Friedländer. Red. 
Martin Friedländer. 1. Ig. Septbr. 1904 — Aug. 1905. 24 Nrn. 
Berlin, Geſellſchaft für Rechtsverfolgung im Auslande. Viertel⸗ 
jährlich 3 M. 

| IX. Entſcheidungsſammlungen. 

Curti. Eugen: Sämtliche Entſcheidungen des ſchweizeriſchen Bundes⸗ 
gerichts (Bd. I—XXIV der amtl. Sammlung) in abgekürzter 
Faſſung und nach Materien geordnet. 2 Bde. Regiſter. Zürich, 
Schultheß & Co. (IV 215 S.) 3,60 M. 


B. Privatrecht. 
I. Fragen allgemeinen Juhalts. 


Stölzel, Adf.: Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. 1. Tl. 6. Aufl. 
Berlin F. Vahlen. (XLIV, 400 u. 28 S.) 8 M. 


Botſchaft des Bundesrates an die Bundesverſammlung zum Bundes⸗ 
geſetz, enth. das ſchweizeriſche Zivilgeſetzbuch. (Vom 28. V. 1904.) 
Bern, A. Francke. (459 S. m. Fig.; franz. Ausgabe 453 S.) 3 M. 
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Zur Reviſion des Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs. Ol. 
22. Ig. 877—3881, 467 —470. 

Strohal, Emil: Zur Revifton des Allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. Oſt Bl. 22. Bd. 629— 631. 

Wehli, Albert: Beiträge zur Reform des bürgerlichen Rechtes. 
OſtuG Z. 55. Ig. 209—212. 


II. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten.) 

Arndt, Adolf: Allgemeines Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten 
in feiner jetzigen Faſſung, nebſt kurzgefaßtem vollſtänd. Kommentar 

ku. Auszügen aus den einſchlägigen Nebengeſetzen. 3. verb. u. verm. 
Aufl. Leipzig, C. E. M. Pfeffer. (IV, 230 S.) 3,80 M. 

Bauer, Joſef: Das in Deutſchland geltende Recht, revierende Hunde 
und Katzen zu töten. Bearbeitet und mit zahlreichen ausführlichen 
Erläuterungen u. Entſcheidungen verſehen. 3. verb. Aufl. Neudamm, 
J. Neumann. (99 S.) 2 M. 

Bauer, Joſef: Wildſchongeſetz vom 14. VII. 1904. Für den praktiſchen 
Gebrauch ausführlich erläutert. Neudamm, J. Neumann. (52 S.) 1 M. 

Frick, J.: Die Verkoppelung oder wirtſchaftliche Zuſammenlegung 
von Grundſtücken. Eine kurze Darſtellung des Verfahrens für den 
Grundbeſitzer u. Landwirt. Münſter, H. Mitsdörffer. (55 S.) 1,75 M. 

Haller: Das Waſſergeſetz vom 1. XII. 1900. Württ Z. 45. Ig. 
810 ff., 46. Ig. 81—88, 277 — 279. 

Henle, Ed.: Die Konſtatierung von Wirtsgerechtigkeiten nach 
Bayeriſchem Rechte. Seuff Bl. 69. Ig. 389—403. 

Kloß, R.: Sächſiſches Landesprivatrecht. (Dernburg: Das bürgerliche 
Recht des Deutſchen Reichs und Preußens. III. Ergänzungsbd.) 
Halle, Buchhandl. des Waiſenhauſes. (XVI, 379 S.) 7,60 M. 

Peßler, Paul: Das Jagdrecht u. die Jagdgeſetze des Herzogtums 
Braunſchweig. 38. Ergänzungsheft: Enth. die Erhebungen über den 
Beſchluß der Landesverſammlung vom 25. III. 1896, betr. Vorlage 
einer neuen Jagdordnung u. die auf dem Beſchluß erfolgte Ent⸗ 
ſchließung der herzogl. Landesregierung, d. d. 13. I. 1904, ſowie 
jagdrechtl. Entſcheidungen braunſchweig. Gerichte. Braunſchweig, 
J. H. Meyer. (52 S.) 1 M. 

Riemann, Ernſt: Das ſchleſiſche Auenrecht. 
Breslau, W. G. Korn. (99 S.) 1,60 M. 
Sehling, Emil: Die Rechtsverhältniſſe an den der Verfügung des 
Grundeigentümers nicht entzogenen Mineralien, mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des Kohlenbergbaus in den vormals ſächſiſchen Landes: 
teilen Preußens, des Eiſenbergbaus im Herzogtum Schleſien u. a. 
ſowie des Kalibergbaus in der Provinz Hannover. Leipzig, 

A. Deichert Nachf. (VI, 271 S.) 6 M. 

Wildſchongeſetz vom 14. VII. 1904 (Geſetzſamml. S. 159). Berlin, 

R. v. Decker. (7 S.) 0,20 M. 


III. Bürgerliches Geſetzbuch. 
N a) Band- und Lehrbücher. 

Eck, Ernſt: Vorträge über das Recht des BGB. Nach des Verfaſſers 
Tode durch Feſtſtellung des Wortlautes fortgeführt und mit 
Anmerkungen verſehen von R. Leonhard. Bd. III (enthaltend 
BGB. Buch V, Anhang I: Das internationale Privatrecht, 
Anhang II: ÜAbergangsvorſchriften und Sachregiſter). 1. u. 2. Aufl. 
Berlin, J. Guttentag. (VIII, 337 S.) 7 M. 

Krückmann: Kritiſches zu Ecks Vorträgen. JW. 33. Ig. 441—443. 

Liebe, Georg: Das bürgerliche Necht nach dem deutſchen BGB. 
Ein Lehrbuch für Lernende. (In 2 Bdn.) 2. Bd. Sachenrecht. — 
Familienrecht. — Erbrecht. Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh. 
(VI, 688 S.) 10 M. 

Müller, Guſt., u. Meikel, Georg: Das bürgerliche Recht des Deutſchen 
Keichs. Syſtematiſch dargeſtellt und durch Beiſpiele erläutert. 2. voll: 
ſtänd. umgearb. Aufl. 2 Bde. München, J. Schweitzer Verl. 


2. vermehrte Aufl. 


1) Siehe auch „Ausſührungsgeſetze der Bundesſtaaten“. 
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b) Schriſten über einzelne Teile des 888. 
1. Allgemeiner Teil. 


Diefenbach, Fr.: Zur Lehre vom Namensrecht. Puchelts Z. 35. Bd. 
481-498. 

Kreuſer: Über Paranoia. Vortrag. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. 
Hrsg. von A. Finger u. a. 2. Bd. S. 12—31.) Halle, C. Marhold. 


Beſt: Iſt die Mitgliederverſammlung notwendiges Vereinsorgan? 
Recht. 8. Ig. 467—469. 

Kalbe, H.: Das Vereinsweſen nach dem BGB. und der meiningiſchen 
Landesgeſetzgebung. Salzungen, L. Scheermeſſer. (VIII, 103 S.) 1 M. 

Planck: Sind die Bürgerhoſpitalpfleger, Hoſpitalſtiftungen, Stiftungs⸗ 
verwaltungen uſw. juriſtiſche Perſonen, und können ſie demzufolge 
Eigentum an Grundſtücken haben und erwerben? Württ Z. 46. Ig. 
241— 245. 

Berolzheimer, Fritz: Das Vermögen. Juriſtiſche Feſtlegung einiger 
Wirtſchafts⸗ Grundbegriffe. Hirths Ann. 37. Ig. 437 — 453, 
516 —552, 592 — 606. 

Fiſcher, Hans Albr.: Ein Beitrag zur Unmöglichkeitslehre. (S.⸗A. 
aus der Feſtſchr. der Roſtocker Juriſtenfakultät für Jul. v. Amsberg.) 
Roſtock, H. Warkentien. (46 S.) 1,50 M. 

Frankenburger: Die rechtliche Bedeutung der Telephongeſpräche. 
DIZ. 9. Ig. 844— 848. 

Kohn, Iſak: Treu und Glauben. OſtRZ. 1. Ig. 155— 158. 

Lehmann, Heinrich: Die pofitiven Vertragsverletzungen. Arch ZivPrax. 
96. Bd. 60— 113. 

Niſſen und Kaufmann, Willy: Wirkt die Anfechtung des Kauſal⸗ 
geſchäfts wegen Willensmangels auch auf die dingliche Einigung? 
IW. 33. Ig. 348 —351. 

Regelsberger: Der ſogenannte Rechtserwerb vom Nichtberechtigten. 
IheringsJ. 47. Bd. 339 — 378. 

Seelmann: Kann ein Dienſtverhältnis wegen unbilligen Mißverhält⸗ 
niſſes zwiſchen den beiderſeitigen Vertragspflichten unter § 138 
BGB. fallen? Recht. 8. Ig. 440. 

Titze, Heinrich: Der Zeitpunkt des Zugehens bei empfangsbedürftigen 
ſchriftlichen Willenserklärungen. IheringsJ. 47. Bd. 379 — 466. 


Schleifenbaum, Ernſt: Begriff und Bedeutung des gegenwärt. rechts⸗ 
widrigen Angriffs in 8 227 BGB. Mit beſonderer Berückſichtigung 
des Begriffs der Rechtswidrigkeit. (Strafrechtl. Abhandlungen, 
begründ. von H. Bennecke, hrsg. von Ernſt Beling. 54. Heft.) 
Breslau, Schletter. (VIII, 52, 8 S.) 1,50 M. 

Titze H.: Die Einwirkung des BGB. auf Polizeiübertretungen im 
Notſtand. DIZ. 9. Ig. 285 — 293. 


Leonhard, F.: Die Beweislaſt. Berlin, F. Vahlen. (XIV, 452 S.) 9 M. 
Reimer, Fritz: Die Verjährung der Einreden nach dem BGB. Diſſ. 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht. (56 S.) 1,20 M. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
a. Allgemeines. 

Bendix: Zur Lehre von dem geſetzlichen Übergange der Rechte 
(cessio legis) im Falle des Vorhandenſeins mehrerer Sicherungen. 
Arch BürgR. 25. Bd. 84 —93. 

Biberfeld: Haftung für Anſichtsſendungen. 
5480 — 5482. 

Brock: Rücktrittsrecht des Schuldners von einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trage nach rechtskräftiger Verurteilung zur Leiſtung. DIZ. 9. Ig. 
861 —862. 

Caeſar, Julius: Wodurch unterſcheidet ſich das kaufmänniſche Zurück⸗ 
behaltungsrecht von dem Zurückbehaltungsrecht des BGB.? Diſſ. 
Straßburg, C. F. Schmidt. (48 S.) 1 M. 

Caſpers: Erlaß und Verzicht nach dem BGB. Diſſ. Straßburg, 
C. F. Schmidt. (51 S.) 1,20 M. 


BuchhBörſBl. 71. Ig. 


Dnieſtrzanski, Stanisl.: Die Aufträge zugunften Dritter. Eine 
ziviliſtiſche Unterſuchung mit beſonderer Berückſichtigung des öfter: 
reichiſchen und deutſchen BGB. 1. Bd. Grundlegung. Leipzig, 
A. Deichert Nachf. (IX, 350 S.) 7,50 M. 

Eccius: Weſen der Verfügung des BGB. (Kurze Erörterungen. 1.) 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 465 —470. 

Fiſcher, Karl: Die nicht auf den Parteiwillen gegründete Zurechnung 
fremden Verſchuldens nach dem BGB. München, J. Schweitzer 
Verl. (VIII, 104 S.) 2,80 M. 

Gutachten über die Frage: Worin beſteht der Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung eines gegenſeitigen Vertrages? 27. DIT. Von 
Theodor Kipp. 1. Bd. 249 — 296. — Von Robert v. Mayr. 
2. Bd. 167 — 200. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages zu der vorſtehenden Frage.] Oſt AG Z. 55. Ig. 
8365 —369. 

Klein, Peter: Beiträge zur Kauſa⸗Lehre. OZ Bl. 22. Ig. 452—467. 

Klein, Peter: Aus der Lehre von den Endigungsgründen der Schuld⸗ 
verhältniſſe. (Endigungsgründe von Schuldverhältniſſen und Er⸗ 
löſchen von Einzelforderungen aus ihnen.) OſtRZ. 1. Ig. 158 — 162. 

Krahmer, Horſt: Gegenſeitige Verträge. Studien zur Syſtematik des 
Reichsrechts. Halle, Buchhandl. des Waiſenhauſes. (172 S.) 3,60 M. 

Manczka, Joſ.: Der Rechtsgrund des Schadenerſatzes außerhalb 
beſtehender Schuldverhältniſſe. Mit beſonderer Berückſichtigung des 
öſterreichiſchen und deutſchen Privatrechts. Wien, F. Deuticke. 
(XVIII, 393 S.) 8 M. 

Peltaſon: Bedarf ein Vertrag, durch welchen ein unter $ 313 BGB. 
fallender Vertrag aufgehoben wird, der gerichtlichen oder notariellen 
Form? DIZ. 9. Ig. 809. 

Rech, Matth. K. H.: Das Rechtsverhältnis. Ein Beitrag zur Lehre 
von der Konnexität u. dem Zurückbehaltungsrecht. Diſſ. Bonn, 
H. Behrendt. (VIII, 79 S.) 1,20 M. 

Rieß, Ernſt: Die Zwangsvollſtreckung einer Alternativobligation bei 
Wahlrecht des Schuldners. (Ein Beitrag zur Auslegung des 
8 264 Abſ. 1 BGB.) Gruchots Beitr. 48. Ig. 489502. 

Schneider, Wilh.: Die Aufrechnung mit der Forderung gegen einen 
Dritten. Diſſ. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht. (78 S.) 1,60 M. 

Schwabe, Walth.: Verträge in fremdem Namen für eigene Rechnung. 
Diſſ. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht. (48 S.) 1,20 M. 

Stampe, Ernſt: Das Kauſa⸗Problem des Zivilrechts. Eine rechts⸗ 
politiſche Studie am 8 365 BGB. Greifswald, J. Abel. (44 S.) IM. 

Stölzel: „Der in der Klage erhobene Anſpruch“ bei Klagenhäufung 
und bei Eventualaufrechnung. Recht. 8. Ig. 421 —429. 

Thurow: Hat der zur Rechnungslegung Verpflichtete einen Anſpruch 
auf Entlaſtung? Recht. 8. Ig. 356 — 357. 

Thur, A. v.: Worin beſteht der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
eines gegenſeitigen Vertrages? DZ. 9. Ig. 759 — 763. 


b. Einzelne Schuldverhältniſſe. 

Hirſch: Über Anfechtbarkeit eines Viehkaufs wegen Irrtums, auf 
Grund heimlicher Mängel. Württ J. 16. Bd. 135 — 139. 

Hirſch: Garantieleiſtung für Geſundheit eines Haustiers. Recht. 
8. Ig. 476—477. 

Hohenſtein, Adolf: Der Abnahme: — Annahmeverzug des Käufers — 
Gläubigers. ArchBürgR. 25. Bd. 69 — 83. 

Lippmann: Gibt der Abnahmeverzug des Käufers für ſich allein dem 
Verkäufer die Rechte aus §S 326 BGB.? DIZ. 9. Ig 800 — 802. 

Wolff, Mar: Über den Umfang des Wandelungsanſpruchs. 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 503-510. 


Bartelt, Wilhelm: Minderung des Pachtzinſes bei Uberſchwemmung 
SS 537, 581 BGB. Recht. 8. Ig. 410—411. 

Bendix: Die Pfändung des Miet: und Pachtzinſes. DIZ. 9. Ig. 
856 —858. 


XXXIII. Jahrgang. 


Cohn: Kann der Wucherer die Herausgabe der ungerechtfertigten 

Bereicherung fordern? DIZ. 9. Ig. 854 — 856. 

Erman: Zur Kündigung der Miete bei Tod, Verſetzung uſw. 

Dig. 9. Ig. 683—684. 

Fuld: Beweislaſt bei Mängeln der Mietſache. SächſArch. 14. Bd. 

452 —459. 

Joſef, Eugen: Minderung des Pachtzinſes bei Überſchwemmung. 
Recht. 8. Ig. 477478. 

Karſten: Anwendungsgebiet des 5 561 Abſ. 2 Satz 2 BGB. Recht. 

8. Ig. 440—441. 

Keidel, Fritz: Schadenserſatzanſprüche bei außerordentlicher Kündi⸗ 
gung der Miete. Seuff Bl. 69. Ig. 317—328. 

Nartinius: Vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht des Vermieters 
an unpfändbaren Sachen des Mieters. ArchZivPrax. 96. Bd. 
114 —143. 

Meitel, Georg: Zum Begriffe der eingebrachten Sachen im Sinne 
der 88 559 ff. BGB. SeuffBl. 69. Ig. 413—417. 

Schönewald, Carl: Über die Verpachtung von Handelsgeſchäften. Diff. 
(Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht.) (56 S.) 1,20 M. 


Kuhlenbeck, L.: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auß die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Zivilrechts, in 
ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen. LIX. Das 
Darlehn. JW. 33. Ig. 377381. 


Bail, H. Das Rechtsverhältnis der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

in Handwerk, Induſtrie und Handelsgewerbe auf Grund der Reichs⸗ 

geſetze und ihre Ausgeſtaltung durch Wiſſenſchaft und Recht⸗ 

brrechung. Berlin, A. W. Hahns Erben. (XIV, 275 S.) 3 M. 
Geller, Leo: Über die Haftung der Heilkünſtler. Studie an einem 

praktiſchen Rechtsfall. O3 Bl. 22. Ig. 529—556. 

Keßler, Karl: Eine abgeänderte Theatervorſtellung. Recht. 8. Ig. 
438—440. 

Lehmann, Georg: Die Rechtslage der kaufmänniſchen Auskunfteien 
nach dem BGB. Diſſ. Cöln, P. Neubner. (89 S.) 1,60 M. 
Lützow: Anſtellung zur vorübergehenden Aushilfe. DIZ. 9. Ig. 

| 741— 742. 
Rabel, Ernſt: Die Haftpflicht des Arztes. Ein Gutachten. Leipzig, 
Veit & Co. (VIII, 87 S.) 2,40 M. | 


Heinsheimer: Zum Begriff „Auslobung“. DIZ. 9. Ig. 623—625. 
Kohler, Joſef: Auslobung und Wette. (Zwölf Studien zum BGB. 
VIII. Studie.) Arch BürgR. 25. Bd. 1—10. 


Francke, W. Ch.: Wette, Schenkungsverſprechen, Werkvertrag und 
Auslobung. Hirths Ann. 37. Ig 553 — 555. 

Müller, Neander: Die „verhältnismäßige Aufrechnung“ in Differenz⸗ 

prozeſſen. Bank Arch. 3. Ig. 88 —90. 


Lippmann: Der Streit um das beſſere Recht zwiſchen Bürgen und 
Drittverpfänder bei Inſolvenz des Hauptſchuldners. ThürBl. 
51. Bd. 180 — 186. 

Stampe, Ernſt: Causa und abſtrakte Geſchäfte. Eine Grundlegung 
für das Verſtändnis der 88 780 — 782 BGB. Goldſchmidts Z. 
55. Bd. 387 —416. 

Wienſtein: Begriff und Fälle des abſtrakten Rechtsgeſchäfts im 
geltenden Rechte. Gruchots Beitr. 48. Ig. 477 —489. 


Dertmann, Paul: Die Frage der Bereicherungshaftung des Voll 
ſtreckungsgläubigers bei Pfändung fremder Sachen. Arch ZivPrax. 
96. Bd. 1—59. a 

pleſſen, Rih.: Die Grundlagen der modernen condictio. (Roftoder 

rechtswiſſenſchaftl. Studien, hrsg. von B. Matthiaß u. H. Gefſcken. 

2. Bd. 5. Heft.) Leipzig, A. Deichert Nachf. (VIII, 61 S.) 1,40 M. 


Boethke, Wilhelm: Zuſammenſtoß eines Straßenbahn⸗ und Omnibus⸗ 
wagens. Ausgleichungspflicht von Geſamtſchuldnern, die aus ver⸗ 
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ſchiedenartigen Rechtsgründen haften. (Haftpflichtgeſetz, Vertrag, 
unerlaubte Handlung.) EiſenbE. 20. Bd. 366 — 369. 

Hilſe, B.: Haftung des Fiskus bezw. der Gemeinde aus gefahrbringender 
Beſchaffenheit der Dienſträume. ArchBürgR. 25. Bd. 112— 114. 

Hilſe, B.: Entſchädigungsanſprüche betriebsverletzter Telephoniſtinnen. 
Recht. 8. Ig. 411. | 

Kornfeld, Hermann: Überſchreitung des Züchtigungsrechtes. Zum 
§ 823 BGB. Friedreichs Bl. 55. Ig. 178— 179. 

Meyer: Ausſperrung von Arbeitern. Recht. 8. Ig. 357 —358. 

Dertmann, P.: Unterlaſſungsanſprüche aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen? DIZ. 9. Ig. 616 — 623. 

Steinbach, Emil: Die Haftung für die Fehler ſtaatlicher Ein⸗ 
richtungen. OſtRZZ. 1. Ig. 148 — 151. 

Weißler: Die Legende von der Glaubhaftmachung bei Freigabe⸗ 
anſprüchen. DIZ. 9. Ig. 635. 


Francke, W. Ch.: Die Haftung des Tierhalters nach §8 823 BGB. 
Arch ZivPrax. 96. Bd. 144 — 162. 

Iſay, Hermann: Die Begrenzung der Haftung des Tierhalters. 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 511—516. 

Kleefeld, Kurt: Der Begriff des Tierhalters, ſowie Grundlage und 
Umfang der Haftung aus § 833 BGB. Beiträge zur Auslegung des 
§ 833 BGB. Diff. Berlin, Struppe & Winckler. (X, 80 S.) 2 M. 


8. Sachenrecht. 


Strecker, O.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze des erſten Halb⸗ 
jahres 1904. Recht. 8. Ig. 407410. 


Gutjahr, Georg: Die Eintragungsfähigkeit der geſetzlichen Eigen⸗ 
tumsbeſchränkungen (BGB. SS 905 — 923) in das Grundbuch. 
Diſſ. Halle, E. Anton. (107 S.) 1,50 M. 

Herrmann: Können durch Rechtsgeſchäfte für noch nicht exiſtierende 
Perſonen (nachgeboren werdende Kinder) Rechte, insbeſondere Eigen⸗ 
tumsrechte an Grundſtücken, erworben oder wenigſtens durch Vor⸗ 
merkung (8883 BGB.) geſichert werden? Württ Z. 46. Ig. 231233. 

Traßl, K.: Ein Beitrag zum Immobiliarveräußerungsvertrag und 
zur Auflaſſung. BayNot Z. 5. Ig. 183 — 192. 


Graeffner, Ernſt: Wem gehören die Poſtwertzeichen auf einer 
Poſtanweiſung? DIZ. 9. Ig. 809 — 810. 

Friedrichs: Zum Recht der Bienen. DIZ. 9. Ig. 688689. 

Gutachten über die Frage: Empfiehlt es ſich, reichsrechtlich oder 
landesrechtlich dem Staate ein Vorrecht an Altertumsfunden zu 
gewähren? 27. DIT. Von Max Pappenheim. 2. Bd. 3— 22. 
— Von Clemen. 2. Bd. 23 — 27. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages über die vorſtehende Frage.] Oſt AZ. 55. Ig. 365. 

Kohler, Joſef: Das Recht an Denkmälern und Altertumsfunden. 
DIZ. 9. Ig. 771— 778. 

Schmidt, Karl: Anſprüche und rechtliche Befugniſſe des Jagdaus⸗ 
übungsberechtigten gegenüber dem ſein Aneignungsrecht verletzenden 


Wilderer. Seuff Bl. 69. Ig. 357367. 
Schwartz, E.: Ein Fall zum ausländiſchen Fundrecht. DI. 
9. Ig. 740— 741. 


Silberſchmidt: Der Fund verlorener Sachen. Seuff Bl. 69. Ig. 
8337 —346. 

Sprenger, A.: Der Eigentumserwerb durch Einverleibung in ein. 
Inventar. (Roſtocker rechtswiſſenſchaftl. Studien, hrsg. von 
B. Matthiaß und H. Geffcken. 3. Bd. 1. Heft.) Leipzig, A. Deichert 
Nachf. (X, 65 S.) 1,60 M. 


Koppers: Anbau an eine gemeinſchaftliche Mauer. DIZ. 9. Ig. 
806 — 807. 
Silberſchmidt: Das Recht an Kellern. Seuff Bl. 69. Ig. 409413. 
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Das Erbbaurecht. BayNot Z. 5. Ig. 145— 158. 
Dertmann, Paul: Zur Würdigung des Erbbaurechts. Hirths Ann. 
87. Ig. 561—575. 


Sellner: Zur Auslegung des § 1225 BGB. Recht. 8. Ig. 477. 


Eccius: Hypothek an beweglichen Gegenſtänden. (Kurze Erörterungen. 2.) 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 470—477. 

Gutachten über die Frage: Empfiehlt es ſich, geſetzliche Vorſchriften 
zwecks Befreiung des Grund und Bodens von darauf haftenden 
Laſten und Schulden zu treffen und eine Verſchuldungsgrenze 
feſtzuſetzen? 27. DIT. Von Joſef Ritter v. Hattingsberg. 
2. Bd. 201 —426. — Von Dade. 3. Bd. 3— 126. 

[Bericht über die Verhandlungen des XXVII. Deutſchen Juriſtentages 
über die vorſtehende Frage.] OſtaGZ. 55. Ig. 843 —348. 

Kretzſchmar: Kann bei der Briefhypothek auf die Vorlegung des Briefs 
und der ſonſtigen zur Legitimation des Gläubigers erforderlichen 
Urkunden mit dinglicher Wirkſamkeit verzichtet werden? (BGB. 
8 1160 Abſ. 1 und 2.) ZBIFG. 5. Ig. 12—19. 

Landauer, Steph.: Grundlagen und Syſtematik des neuen öſter⸗ 
reichiſchen Hypothekarrechts. Wien, Manz. (VI, 180 S.) 3,60 M. 

Natter, E.: Umfang der Haftung des mit Hypothek belaſteten Grund⸗ 
ſtücks für rückſtändige Zinſen. Württ. Z. 46. Ig. 263 — 264. 

Nußbaum, A.: Die Damnohypothek. Arch BürgR. 25. Bd. 62—68. 


4. Familienrecht. 


Hahn, J.: Das Eherecht der europäiſchen Staaten und ihrer Kolonien. 
(Die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr. Hrsg. von 
Frz. Leske u. W. Loewenfeld. IV. Bd.) Berlin, C. Heymann. 
(XXVI, 1078 S.) 27 M. 

Nevekekel, Ant.: Ein Mahnruf zur Reform des Eheſcheidungsrechtes. 
[S.⸗A. aus der Oſterr. Richter⸗Zeitung.] Ergänzt durch eine Wieder⸗ 
gabe des Geſetzestextes aus dem deutſchen, franzöſ., rumän. u. 
ungar. Rechte, ſowie aus dem ſchweizer. Zivilgeſetzentwurfe. 
Czernowitz, R. Schally in Komm. (43 S.) 0,50 M. 

Vogt, Joſ.: Handbuch des katholiſchen Eherechts. 2. Aufl. Cöln, 
H. Theiſſing. (VII, 219 S.) 3 M. n 

Wieruszowski, A.: Handbuch des Eherechtes mit Ausſchluß des 
Eheſchließungs⸗ und Eheſcheidungsrechtes. II. Bd. Das eheliche 
Güterrecht. Allgem. Teil (insbeſondere internationales u. inter⸗ 
temporales Güterrecht) und der Güterſtand der ehemännl. Ver⸗ 
waltung und Nutznießung. I. Düſſeldorf, L. Schwann. (XVIII, 
626 S.) 9 M. 


Behr, Albert: Zwei Streitfragen aus dem materiellen u. prozeſſualen 
Eherecht. ArchBürgR. 25. Bd. 11—61. 
Hellwig: Gültigkeit der zweiten Ehe trotz Aufhebung des Scheidungs⸗ 
urteils. DIZ. 9. Ig. 834 — 839. 
Litten, Fritz: Die Wirkung geiſtiger Störungen auf den rechtlichen 
Beſtand der Ehe. MSchrͤrimpPſych. 1. Ig. 397—414. 
Thieſing: Der Zeitpunkt der Dispenserteilung nach $ 1745 BGB. 
Recht. 8. Ig. 382. 


Freſe: Die Namenserteilung nach BGB. § 1706 Abi. 2 Satz 2. 
3BlFG. 5. Ig. 134 —138. 

Lößl, Heinrich: Recht auf Unterhalt. [S.⸗A. aus der Allg. öſterr. 
Gerichts⸗Zeitung.] Wien, Manz. (II, 240 S.) 6 M. 

Reiche⸗Große: Empfängnistabelle. (8 1592, § 1717 BGB.) 
Dresden, Holze & Pahl. (1 Bl.) 0,60 M. 

Wolfring, Lydia v.: Das Recht des Kindes. Einige Worte über die 
Notwendigkeit einer zeitgemäßen Reform. Oſt AG3Z. 55. Ig. 329—330. 


Betzinger, B. A.: Güterrechts⸗Tabelle zum bürgerlichen Geſetzbuch. 
Vergleichende Überficht der 6 ehel. Güterſyſteme des BGB. 3. Aufl. 
Karlsruhe, J. Lang. (1 Bl.) 0,60 M. 
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Korte, Heinrich: Zum bäuerlichen ehelichen Güterrechte. Dot. 
4. Ig. 385— 392. 

Meyer, Karl: Über die Anfechtbarkeit von Eheverträgen wegen 
Gläubigerbenachteiligung. Z Bl G. 5. Ig. 1—12. 

Ullmann: Bemerkungen zu zwei Entſcheidungen des Kammergerichts 
auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts. DIZ. 9. Ig. 640—642. 

Ullmann: Noch einmal die Anfechtbarkeit von Eheverträgen beim 
Güterſtande der Verwaltung u. Nutznießung. JW. 33. Ig. 351 —353. 

Wäntig: Ausſchluß ſämtlicher Abkömmlinge bei allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft. DNotV. 4. Ig. 450 —460. 

Walther, Hugo: Die Einwirkung der ehelichen Gütergemeinſchaft 
auf die Teſtierfreiheit. Bay Not. Z. 5. Ig. 171—182. 


Haidlen: Vormundſchaft oder Pflegſchaft. Vortrag. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. A. 2. Bd. 
S. 3—11.) Halle, C. Marhold. 

Thieſing: Kann die Rückgabe der Beſtallung nach beendigter Bor: 
mundſchaft durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden? Recht. 
8. Ig. 478—479. 


5. Erbrecht. 


Binder, Julius: Die Rechtsſtellung des Erben nach dem deutſchen 
BGB. III. Tl. Leipzig, A. Deichert Nachf. (V, 471.) 11 M. 

Buch, Georg: Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers. Diſſ. Breslau, 
M. u. H. Marcus. (V, 58 S.) 1,20 M. 

Hörle: Das Erbrecht des Fiskus und der an deſſen Stelle tretenden 
Perſönlichkeiten des öffentlichen Rechtes. Recht. 8. Ig. 369 — 377. 

Meyer, Herm.: Praktiſche Streifzüge auf dem Gebiete der Erben⸗ 
haftung. Berlin, F. Vahlen. (47 S.) 1 M. 

Natter, E.: Aufſchub der Erbteilung. Bedarf der Vertrag hierüber 
beim Vorhandenſein minderjähriger oder entmündigter Miterben 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts? Württ ZZ. 46. Ig. 
193—200, 226— 230. 


Biema, H. van: Das Anwachſungsrecht unter Mitvermächtnisnehmern. 
Diſſ. (Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht.) (74 S.) 1,80 M. 

Dennler, Wilh.: Das Dorfteſtament. Mit einem erbrechtlichen 
Abriß ſowie mit Beiſpielen (Entwürfen) der hauptſächlich vor⸗ 
kommenden diesbezüglichen Teſtamentserrichtungen. Erlangen, 
Palm & Enke. (VI, 103 S.) 1,50 M. 

Fuchs: Muß der Vermerk, daß der Erblaſſer nicht ſchreiben kann, 
vorgeleſen und genehmigt werden? ($ 2242 Abſ. 2 BGB.) 
3BlF G. 5. Ig. 123 — 134. 

Jaſtrow: Wie können ſich Eheleute bei einem Teſtament nach § 2269 
BGB. gegen die Vereitelung ihrer Abſichten durch Pflichtteilsanſpüche 
der Kinder ſichern? DNotB. 4. Ig. 424 —427. 

Kurtz. C.: Aufnahme von Notteſtamenten durch die beſtellten 
beſonderen Urkundsperſonen. (Anweiſung vom 15. III. 1904.) 
Text⸗Ausg. mit Anmerkungen, erläuterten Muſterbeiſpielen, einem 
Abriß des Erbrechts u. Sachregiſter. (Guttentags Sammlung 
preußiſcher Geſetze Nr. 3.) Berlin, J. Guttentag. (144 S.) 1,50 M. 

Oswalt: Zum Begriff der korreſpektiven Verfügungen. DIZ. 
9. Ig. 735— 787. 

Pignol: Unterſchreiben des Teſtaments durch den blinden Erblaſſer. 
Dig. 9. Ig. 737738, 

Verfügungsbefugnis des überlebenden Ehegatten im Falle des 
8 2269. DNotV. 4. Ig. 403—404. 


Langheineken: Das Pflichtteilrecht entfernterer Abkömmlinge und 
der Eltern. SächſArch. 14. Bd. 417 —452. 


Auerbach, Eugen B.: Sind auch die vor dem Erbfall weggefallenen 
Perſonen anzugeben und ihr Wegfall nachzuweiſen? Dot. 
4. Ig. 427—430. 

Eichhorn: Zum Erbausweis der Miterben. DNotV. 4. Ig. 392—3896. 


XXIII. Jahrgang. 


Münchmeyer, C. F.: Der deutſche Erbnachweis. Mit Sachregiſter. 
Hannover, E. Meyer. (IV, 351 S.) 4,50 M. 

Witt, Hugo de: Sind die vor dem Erbfall weggefallenen Perſonen an⸗ 
zugeben und iſt ihr Wegfall nachzuweiſen? DNot V. 4. Ig. 482—483. 


d) Einführungsgeſetz. 

du Chesne: Erbrechtliche Auslegungsregeln in der Übergangszeit. 
Recht. 8. Ig. 469—471. 

Kerſſenboom, Eduard: Der Leiſtungsort nach dem neuen deutſchen 
BGB. Diſſ. Bonn, Röhrſcheidt & Ebbecke. (108 S.) 1,50 M. 
Rheinſtein: Hat das Einführungsgeſetz zum BGB. das Recht des 
Vaters zur Stellung des Strafantrags und damit zur Erhebung der 
Privatklage in eigenem Namen beeinflußt? JW. 33. Ig. 136—137. 

Rohs: Das Prinzip der „wohlerworbenen Rechte” im internationalen 
und intertemporalen Privatrechte. Böhms Z. 14. Bd. 362—369. 

Scholz: Die Grunddienſtbarkeit des e ElſLoth Z. 
29. Ig. 419—426. 

e) Grundbuchordnung nebſt Ausführungsgeſetzen. 

Brachvogel, O.: Iſt dem Grundbuchamt das Beſtehen der Güter⸗ 
gemeinſchaft nachzuweiſen, wenn die Eintragung des zum ehelichen 
Geſamtgut erworbenen Eigentums an einem Grundſtück beantragt 
wird? ElſLothZ. 29. Ig. 410—415. 

Brachvogel, O.: Genügt es, wenn der Notar das in der Eintragungs⸗ 
bewilligung nicht enthaltene Anteilsverhältnis mehrerer Berechtigter 
in feinem Eintragungsantrag ($ 15 GBO.) zum Ausdruck bringt? 
ElſLoth Z. 29. Ig. 415—418. 

Brand, A.: Die Grundbuchſachen in der gerichtlichen Praxis. (Hilfs⸗ 
bücher für die gerichtl. Praxis. Hrsg. von Wilibald Peters. IX.) 
Berlin, O. Häring. (XVI, 509 S.) 9 M. 

Leſſe: Noch einmal zur Frage der Eintragbarkeit der Goldklauſel. 
DIZ. 9. Ig. 781-788. 

Scholtz: Haben die Spalten 8, 9, 10 des I. Verzeichniſſes der 
Grundſtücke der Spalte 4 oder der Spalte 1 zu entſprechen? 
PoſJMSchr. 1. Ig. 101—102. ' 


IV. Handels- und Verkehrsrecht. 


Handels⸗Geſetz für Bosnien und die Hercegovina mit Verordnungen 
Moſtar, Pacher & Kiſik. (234 S.) 2,50 M. 

Keyßner, L.: Überſicht der deutſchen Landesgeſetze uſw. im Gebiete 
des Handelsrechts. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 504 —510. 

Reglement betr. Beſtimmungen über Handlungsreiſende und den 
Gebrauch von Warenmuſtern u. Modellen in Rumänien. Gültig 
vom 1. IX. 1904 an. Berlin, Geſellſchaft für Rechtsverfolgung 
im Auslande. (14 S.) 0,50 M. 

Zander: Danziger Handelsgebräuche. Gutachten des Vorſteheramts 
der Kaufmannſchaft zu Danzig über Gebräuche im Handelsverkehr. 
I. Ergänz.⸗Heft, enth. die in der Zeit vom 1. I. 1901 bis 1. IV. 1904 
erſtatteten Gutachten. Danzig, A. W. Kafemann. (22 S.) 0,50 M. 


Fürſt, Beſchäftigung der Handlungsgehilfen an Sonntagen. DIZ. 
9. Ig. 804806. 

Hahn, Rudolf: Die Speſen der Handlungsreiſenden. GemGer. 
9. Ig. 278—278. 

Kuckuck, J.: Die Auseinanderſetzung zwiſchen den Handelskammern 
und der Handwerksorganiſation. Hirths Ann. 37. Ig. 585 — 591. 

Lipinski, R.: Das Recht und der Rechtsweg der Handlungsgehilfen. 
(Kaufmannsgerichte.) (Bibliothek des praktiſchen Wiſſens. Nr. 11.) 
Leipzig, R. Lipinski. (192 S.) 1,80 M. 

Buff, Siegfried: Zur Frage der Kontokorrentkredite. 
3. Ig. 200—202. 

Ehrenberg, Victor: Rechtsſicherheit und Verkehrsſicherheit, mit 


beſonderer Rückſicht auf das Handelsregiſter. IheringsJ. 47. Bd. 
278—338. 
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Jacobſohn, Eugen: Das Schweigen im Handelsverkehr. Vankürch. 
8. Ig. 197200. 

Marcus: Gilt die Vorſchrift des § 244 HGB. auch für das Handels⸗ 
regiſter von Zweigniederlaſſungen? Recht. 8. Ig. 357. 


Rottenftein, Siegfr.: Die Aufbewahrungspflicht des Kaufmanns nach 
HGB. 8379 Abſ. 1. Diff. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht. 
(62 S.) 1,40 N. 


Bachrach, Advokat: Geſellſchaften m. b. H. in Oſterreich. Holdh Schr. 
13. Ig. 179—182. 

Bacmeiſter, M.: Der Ausſchluß ſämtlicher Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft von deren Vertretung. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 
417-443. 

Bauer, Joſ.: Geſchäftsführung und Aufſichtsrat bei Geſelſchaften u mit 
beſchränkter Haftung. Nebſt dem Wortlaut des Reichsgeſetzes, betr. 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 20. IV. 1892 in 
der neuen Faſſung vom 20. V. 1898. 3., verb. und verm. Aufl. 
Leipzig, Verlag des „Handelsgeſellſchafter.“ (XII, 455 S.) 7 M. 

Bett, K.: Der Konkurs der Aktiengeſellſchaft und ihre Erneuerung. 
(Roſtocker rechtswiſſenſchaftliche Studien, hrsg. von Matthiaß und 
H. Geffcken. 3. Bd. 2. Heft.) Leipzig, A. Deichert Nachf. (XIII, 
121 S.) 2,60 M. 

Falkmann: Erfordert, wenn eine Geſellſchaft m. b. H. eine Sachfirma 
führt, eine nachträgliche Anderung des Gegenſtandes des Unternehmens 
eine Firmenänderung? DIZ. 9. Ig. 684. 

Freund, E.: Ein intereſſanter Rechtsſpruch aus Amerika. DIZ. 
9. Ig. 799—800. 

Gutachten über die Frage: Wieweit erſtrecken ſich Recht und Pflicht 
des Aufſichtsrats und Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft zur Ein⸗ 
berufung einer Generalverſammlung? (§ 253 Abſ. 2 HGB., Art. 237 
Abſ. 1 ADH.) 27. DIT. Von Lehmann. 1. Bd. 57— 79. 
— Von Hermann Staub. 1. Bd. 80—88. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages zu der vorſtehenden Frage.] Oſt AG. 55. Ig. 358—360. 

Jaffa: Kann der Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten mit einer ſolchen zum Schiedsrichter beſtellt werden? DIZ. 
9. Ig. 645646. 

Kieſel, Karl: Franzöſiſches Geſetz über die Vorzugsaktien. — Loi 
du 16. novembre 1903 sur les actions de priorité. Golbſchmidts Z. 
55. Bd. 511—515. 

Rehm: Fälle zuläffiger Übernahmen von Dividendengarantien für den 
eigenen Betrieb durch Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften m. b. H. 
Goldſchmidts Z. 55. Bd. 460—468. 

Schirrmeiſter, Guſtav: Aktienrechtliche Entſcheidungen höchſter 
engliſcher Gerichte. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 520 — 535. 

Schmalenbach, E.: Über die Anlage des Reſervefonds. BankArch. 
3. Ig. 72 — 75. 

Sieveking, Oskar: Iſt rechtlich gültig eine Beſtimmung in Statuten 
von Aktiengeſellſchaften, daß ein Aktionär ſich nur durch einen andern 
Aktionär vertreten laſſen darf? Gruchots Beitr. 48. Ig. 516 — 520. 

Simon, Herman Veit: Recht und Pflicht des Aufſichtsrats und Vor⸗ 
ſtandes von Aktiengeſellſchaften zur Einberufung einer General⸗ 
verſammlung. DIZ. 9. Ig. 778— 784. 

Weber, Adolf: Die Reviſoren der engliſchen Aktiengeſellſchaften. 
Bank Arch. 3. Ig. 27—30. 

Weiß⸗Wellenſtein, Guſt.: Eine Reform der franzöſiſchen Aktien⸗ 
geſetzgebung. BankArch. 3. Ig. 75— 77, 110— 112. 

Wieland, Alfred: Der Anſpruch aus § 241 Abf. 1 des HGB. im 
Konkurſe der Aktiengeſellſchaft. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 469 — 477. 


Gutachten über die Frage: Welche Maßnahmen empfehlen ſich für 
die rechtliche Behandlung der Ringe und Kartelle? 27. DIT. Von 
Konrad Schneider. 1. Bd. 3—56. — Von Scharlach. 2. Bd. 
28—44. — Von Dove. 2. Bd. 45—56. | 
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[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages zu der vorſtehenden Frage.] Oſt AG. 55 Ig. 334 —3843. 

Kantorowicz, Wilhelm: Zur Pſychologie der Kartelle. Berlin, 
C. Heymann. (III, 87 S.) 1,50 M. 

Rundſtein, Simon: Das Recht der Kartelle — (Berliner juriſtiſche 
Beiträge zum Zivilrecht, Handelsrecht ... Hrsg. von J. Kohler. 
4. Heft.) Berlin, R. von Decker. (V, 118 S.) 3 M. 

Rundſtein, S.: Die Kartelle und das neue ruſſiſche Strafgeſetzbuch. 
Goltd Arch. 51. Ig. 105—111. 

Rundſtein, S.: Die Konkurrenzverbote in den Kartellverträgen. 
Arch BürgR. 25. Bd. 94 —111. 

Steinbach, Emil: Wahrung der öffentlichen Intereſſen gegenüber den 
wirtſchaftlichen Korporationen. HoldhMSchr. 13. Ig. 201 — 210. 

Voelcker, H.: Zur Frage der geſetzlichen Regelung des Kartellweſens. 
DIZ. 9. Ig. 789 — 795. 

Voſſen, Leo: Kartelle, Truſts, Ringe und der deutſche Juriſtentag 
— der deutſche Kaufmannſtand. Keine Spezialgeſetze gegen die 
Syndikate! Hannover, Helwing. (30 S.) 1 M. 


Müller, Neander: Ein Zerrbild der Börſe. Bank Arch. 3. Ig. 23— 27. 

Die Reform des Börſengeſetzes. Bank Arch. 3. Ig. 37—40, 105 — 107. 

Die Börſengeſetz⸗Novelle. Bank Arch. 3. Ig. 85— 87. 

Seeler, Wilh. v.: Die Novelle zum Börſengeſetz. Berlin, C. Heymann. 
(89 S.) 0,80 M. 

Sontag: Die Geſchäfts⸗ Bedingungen im Verkehr der Banken und 
Bankiers mit ihrer Kundſchaft. Bank Arch. 3. Ig. 181 — 187. 
Steinberg, Julius: Staatskredit und Anleihekurſe. BankArch. 

8. Ig. 1—4, 20— 23. 

Weiß⸗Wellenſtein, Guſtav v.: Eine neue Ehrengerichtsbarkeit an 
der Wiener Börſe. BankArch. 3. Ig. 204 — 206. 

Weiß ⸗Wellenſtein, Guſtav v.: Die Wirkung des Getreidetermin⸗ 
handelsverbotes in Oſterreich. BankArch. 3. Ig. 127— 129. 
Wittner, Max: Auch ein „Sachverſtändiger“. BankArch. 3. Ig. 

125— 127. 

Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
5. VII. 1892. Durchgeſehen im Neichseiſenbahnamt. Berlin, 
W. Ernſt & Sohn. (32 S. mit Abbildungen.) 0,50 M. 

Coermann, W.: Die Poſthaftpflicht. Ein Überblick. SächfArch. 
14. Bd. 549-565. 

Landgraf, Joſef: Eine Lücke wegen Haftverbindlichkeit im öſter⸗ 
reichiſchen und im deutſchen Poſtrechte. BankArch. 3. Ig. 112— 114. 

Reindl, Max: Berechnung des Frachtzuſchlags wegen Wagen⸗ 
überlaſtung nach deutſchem, internationalem und öſterreichiſchem 
Rechte. EiſenbE. 20. Bd. 357—365. 

Rundnagel: Die Berechnung des Schadenserſatzes bei Beſchädigung 
des Frachtgutes nach deutſchem Eiſenbahnfrachtrecht. Goldſchmidts Z. 
55. Bd. 444 —459. 


V. Wechſelrecht. Scheckrecht. 

Adler, Karl: Das öſterreichiſche Wechſelrecht. Innsbruck, Wagner. 
(VIII, 183 S.) 3,40 M. 

Banfy, O.: Der ungariſche Checkgeſetzentwurf. BankArch. 3. Ig. 
153—156, 187— 190. 

Erlanger: Die Honorierung entwendeter Checks. BankArch. 3. Ig. 
5758. 

Heyn, Otto: Zur Frage der geſetzlichen Regelung des Checkweſens 
in Deutſchland. BankArch. 3. Ig. 107— 110. 

Keyßner: Einfluß, der Fälſchung der Wechſelſumme in einen höheren 
Betrag auf die Haftung aus dem Wechſel. Bank Arch. 3. Ig. 11— 12. 

Lehmann: Der Einfluß von Verfälſchungen der Wechſelſumme auf 
die vor der Verfälſchung begründeten Wechſelverpflichtungen. 
DIE. 9. Ig. 693—694. 

Obſt, Georg: Das Vordatieren der Checks. Bank Arch. 3. Ig. 202— 204. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


VI. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


Jahrbuch der Internationalen Vereinigung für gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz. 8. Ig. Berliner Kongreß 24.— 29. V. 1904. I. Tl. Berlin, 
C. Heymann. (VIII, 340 S.) 8 M. 

Kloeppel, E.: VII. Internationaler Kongreß für gewerblichen Rechts⸗ 
fu. Gewsnſchutz. 9. Ig. 161— 178. 

Magnus: Der VII. Internationale Kongreß für gewerblichen Rechts: 
ſchuz. UnlW. 3. Ig. 100 —103. 

Waſſermann, Martin: Ein Rückblick auf den VII. Internationalen 
Kongreß für gewerblichen Rechtsſchutz. Unl W. 3. Ig. 93 — 100. 


Abgrenzungsverſuche bei Patentbeſchreibungen. Von W. C. 
Mitt VerbdtſchPatA. 4. Ig. 41—44. 

Die Beziehungen zwiſchen Fabrikanten und Angeſtellten in Amerika 
betreffs des Anrechtes auf Erfindungen. Von H. Gemfichug. 
9. Ig. 179— 182. 

Inhulſen, C. H. P.: Zum gewerblichen Rechtsſchutz und Urheber: 
recht in England. Gewgſchutz. 9. Ig. 184 — 185. 

Jürgenſohn, Arved: Eine empfindliche Lücke im Urhebergeſetz. 
Gewſchutz. 9. Ig. 177—179. 

Kloeppel, E.: Ein neuer Entwurf zur Abänderung des amerikaniſchen 
Patentgeſetzes. Geweſchutz. 9. Ig. 241 — 244. 

Oſſowoski, Caſimir v.: Statiſtik der Patenterteilungen in Rußland. 
Gewgſchutz. 9. Ig. 141— 147. 

Die Patentanmeldung unter den internationalen Verträgen des 
Deutſchen Reichs. Hrsg. vom Verband deutſcher Patentanwälte. 
Berlin, Polytechn. Buchh. A. Seydel in Komm. (18 S. m. 3 An⸗ 
lagen.) 1,50 M. 

Schanze, Oskar: Beiträge zur Lehre von der Patentfähigkeit. Eine 
kritiſche Materialienſammlung. [Erweiterter Sonderabdruck aus 
Glaſers Annalen für Gewerbe u. Bauweſen.] Berlin, G. Siemens. 
(III, 277 S.) 3 M. 

Schmid, Paul: Die Beziehungen zwiſchen Patentanwälten und 
Patentagenten. MittVerbdtſchPat A. 4. Ig. 49—57. 

Staedel, E.: Die Gleichſtellung der Unionsangehörigen mit den 
Inländern. Gewgſchutz. 9. Ig. 271—272. 

Stephan, R.: Patentgeſetz vom 7. IV. 1891. Nebſt Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, völkerrechtl. Verträgen u. der Patentanwaltsordnung, 
unter eingeh. Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
und der Praxis des Patentamts. 6. verm. Aufl. (Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 22a.) Berlin, J. Guttentag. 
(XIV, 270 S.) 2 M. 

Tolksdorf, B.: Der Ausſtellungsſchutz für Erfindängen uſw. in 
feiner praktiſchen Bedeutung. Gewseſchutz. 9. Ig. 148 — 149. 


Damme: Beſteht ein urheberrechtlicher Schutz an den im gerichtlichen 
Verfahren gewechſelten Schriftſätzen, gehaltenen Reden, Ausſagen, 
Gutachten und Protokollen? Gruchots Beitr. 48. Ig. 520 — 530. 

Damme: Das Urheberrecht der Komponiſten und die Fabrikation 
ſelbſttätiger Muſikinſtrumente. Gruchots Beitr. 48. Ig. 530 — 540. 

Fuld: Der Gedankendiebſtahl. Gewꝗſchutz. 9. Ig. 137 — 141. 

Oſterrieth, Albert: Das Aufführungsrecht an dramatiſch⸗muſikaliſchen 
Werken. Gewꝗſchutz. 9. Ig. 173 —177. 

Schutz des Urheberrechts an Werken der Literatur und Kunſt in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. UnlW. 3. Ig. 88 — 89. 


Allfeld: Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. Gewnſchutz. 
9. Ig. 258—271. 

Allfeld: Die Reform des Urheberrechts an Werken der bildenden 
Künfte und der Photographie. DJ Z. 9. Ig. 705 — 712. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages über die Frage: Inwieweit iſt das Recht am eigenen 
Bilde anzuerkennen und zu ſchützen ?]! Oſt AG Z. 55. Ig. 363365. 


XXXIII. Jahrgang. 


Diefenbach, Friedrich: Welche Wirkungen ſind von dem neuen 
Kunſtſchutzgeſetz für das graphiſche Kunſtgewerbe zu erwarten? 
GewRſchutz. 9. Ig. 237— 240. 

Drathen: Vorſchläge zur Verbeſſerung des Rechtsſchutzes für die 
angewandte Kunſt. Gewnſchutz. 9. Ig. 285 — 237. 

Hennig, Paul: Wünſche eines Verlegers dem Entwurfe eines Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes gegenüber. Gewſchutz. 9. Ig. 151 — 154. 

Marcus, O.: „Das Recht am eigenen Bilde.“ Geweſchutz. 9. Ig. 

N 240— 241. 

Oſterrieth, Albert: Bemerkungen zum Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte 
und der Photographie. Geweſchutz. 9. Ig. 189 — 235, 245 — 258. 

Schuſter, Heinrich: Gegen „das Recht am eigenen Bilde“. Oſt AG. 
55. Ig. 202—206. 

Schuſter, Heinrich: Zur reichsdeutſchen Reform des bildneriſchen 
Urheberrechtes. OſtaG Z. 55. Ig. 278— 276. 

Schuſter, Heinrich: Das „Recht am eigenen Bilde“ im reichsdeutſchen 

Entwurfe eines Kunſturheberrechts. Oſt AG Z. 55. Ig. 308. 

Uhl, Guſtav, und Nauck, W: Der Schutz der Photographien gegen 

Nachbildung. Zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Urheber⸗ 

recht an Werken der bildenden Künſte. BuchhBörſBl. 71. Ig. 

5164 5167, 5512 — 5514, 5805 5807. 

Waſſermann, Martin: Bemerkungen zum Geſetz, betreffend das Ur⸗ 

heberrecht an Werken der bildenden Künſte. Necht. 8. Ig. 358 — 3859. 

Goldfeld, Julius: Geographiſche Namen als Qualitätsbezeichnungen 

im franzöſiſchen Sprachgebrauch. GewRſchutz. 9. Ig. 149—151. 


Finger: Beſeitigung unlauterer Warenzeichen. Unl W. 3. Ig. 105— 107. 
Fuld: Unlauterer Wettbewerb im Weinhandel. Unl W. 3. Ig. 111—112. 
Heiß, Cl.: Unlautere Ausverkäufe. Unl W. 3. Ig. 85—87. 
Kohler, Joſef: Das Recht an Titeln und Untertiteln in einer Zeitung. 
Gutachten. UnlW. 3. Ig. 107 109. 

Narcus: Kann von dem nach 8 1 des Wettbewerbgeſetzes Schaden⸗ 
a erſatzpflichtigen der Verletzte die Herausgabe des durch die Zuwider⸗ 

handlung gemachten Gewinns verlangen? UnlW. 3. Ig. 87—88. 

Marcus: Gebührt jedem gewerblichen Unternehmen der Schutz des 
§ 8 Wettbewerbgeſetzes? UnlW. 3. Ig. 169. 

Marcus: Über die Bekanntmachung von Zivilurteilen bei Wett⸗ 
biaoerbsdelikten. Recht. 8. Ig. 441—442. 

Reinhard, F.: Geſchäftsgeheimniſſe und deren Bewahrung. Leipzig, 

H. Buſchmann. (20 S.) 0,60 M. f 
Schaefer, Karl: Zur Frage des Etiketten⸗ und Prägungsſchutzes. 

GewRſchutz. 9. Ig. 182 — 184. 
Schneider, K.: Über Machenſchaften bei Lieferungsausſchreibung. 

HoldhMSchr. 13. Ig. 222 — 224. 

Waſſermann, Martin: Ein Beitrag zur Kognak⸗Frage. UnlW. 
3. Ig. 109—111. 
Das Schweizer Wettbewerbsgeſetz. UnlW. 3. Ig. 89. 


VII. Berſicherungsrecht. 

Die Einſchränkung der Vertragsfreiheit zugunſten der Verſicherten. 
ZVerſWeſ. 1904. 427—428. 

Fuld: Die Behandlung des Selbſtmordes in dem Verſicherungsgeſetz⸗ 
entwurf. Gruchots Beitr. 48. Ig. 550 —557. 

Gutachten über die Frage: Wie weit iſt bei Verſicherungsanträgen 
die Vertragsfreiheit durch zwingende Rechtsſätze zugunſten des 
Verſicherten einzuſchränken? 27. DIT. Von Julius Gierke. 2. Bd. 
57—166. — Von Sammer. 3. Bd. 127135. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 


Juriſtentages zu der vorſtehenden Frage.] OſtuG Z. 55. Ig. 360— 363. 


Hagen, Otto: Die Bedeutung der vorbehaltloſen Einlöſung des 
Verſicherungsſcheins. Ein Beitrag zur Neuordnung des Ber: 
ſicherungsrechts. KGBl. 15. Ig. 69— 71. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Hagen, Otto: „Erheblich.“ Ein Beitrag zur Sprache des Ver⸗ 
ſicherungsrechts. DIZ. 9. Ig. 859— 860. 

Hagen, Otto: Der Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag und 
das BGB. als gemeines Recht. Gruchots Beitr. 48. Ig. 541—550. 

Herzfelder, Emil: Das Problem der Kreditverſicherung mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der berufsmäßigen Auskunftserteilung 
und des außergerichtlichen Vergleichs. (Wirtſchafts⸗ und Ver⸗ 
waltungsſtudien mit beſonderer Berückſichtigung Bayerns. XX.) 
Leipzig, A. Deichert Nachf. (X, 226 S.) 4,80 M. 

Köbke, v.: Zur Frage der obligatoriſchen Mobiliarbrandverſicherung 
und deren Verſtaatlichung; mit beſonderer Berückſichtigung des 
Großherzogtums Heſſen. Hirths Ann. 37. Ig. 607 —615. 

Kohler, Joſef: Die Northern Securities Company und die Ent⸗ 
ſcheidung des Supreme Court von Waſhington. HoldhMSchr. 
13. Ig. 210222. 

Liebig, E. v.: Beiträge und Vorſchläge zum Problem der Kredit⸗ 
verſicherung. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. (III, 110 S.) 2,60 M. 

Die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privatbeamten. BankArch. 
8. Ig. 118—119. 

Samſon⸗Himmelſtierna, Osk. v.: Präventive Verſicherungspolitik 
(mit beſonderer Berückſichtigung der Feuerverſicherung). Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht. (54 S.) 1 M. 

Schneider, K.: Die Verwendung der Verwirkungsklauſeln im Ver⸗ 


ſicherungsrechte. DJZ. 9. Ig. 763 — 766. 
Verſicherungen durch Zeitungsabonnement. ZVerſWeſ. 1904. 
351 —352. 
C. Zivilprozeß. 
I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Allgemeine Darſtellung der Gerichtsverfaſſung in Preußen. 


Bearbeitet im Juſtizminiſterium. 1. Tl. des Jahrbuchs der preußiſchen 
Gerichts verfaſſung (26. Ig.) Berlin, R. v. Decker. (VI, 220 S.) 2 M. 
Stellung und Aufgabe der Richter. Eine Erinnerung aus alter Zeit. 
DIZ. 9. Ig. 679—680. 
Ulrich, Konr.: Die Beſtellung der Gerichte in den modernen Republiken. 
Zürich, Fäſi & Beer. (XII, 217 S.) 3 M. 


Apt, Max: Reichsgeſetz, betreffend Kaufmannsgerichte. Vom 6. VII. 
1904. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. (Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 74.) Berlin, J. Guttentag. 
(XXIV, 148 S.) 1,50 M. 

Baum: Rechtſprechung des Kaufmannsgerichts in Gewerbegerichts⸗ 
ſachen. PrVerwBl. 25. Ig. 782. 

Bewer: Das Geſetz, betreffend die Kaufmannsgerichte. 
25. Ig. 691694. 

Graef, Walt.: Die Kaufmannsgerichte, ihre Verfaſſung u. ihr Ver⸗ 
fahren. Zum prakt. Gebrauch f. Kaufleute, Handlungsgehilfen u. 
Kaufmannsgerichtsbeiſitzer dargeſtellt. (Ratgeber in Geld⸗ und 
Rechtsfragen. 8. Bd.) Leipzig, C. E. Poeſchel. (95 S.) 1 M. 

Hirſekorn, S.: Geſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. VI. 
1904. Erläutert. (Hirſchfelds Taſchengeſetzſammlung für Juſtiz 
und Verwaltung. Nr. 23.) Leipzig, C. L. Hirſchfeld. (VIII, 
131 S.) 1,80 M. 

Kulka, Ernſt: Das Kaufmannsgerichtsgeſetz vom 6. VII. 1904 nebſt 
den entſprechend anzuwendenden Beſtimmungen des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes. Handausgabe mit Einleitung, Erläuterungen und 
Sachregiſter. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. Max Hallbauer u. 
W. Schelcher. 166. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchhdlg. 
(XVIII, 140 S.) 2,40 M. 

Menzinger, Leop., u. Prenner, J. B.: Geſetz, betreffend Kauf⸗ 
mannsgerichte. Textausgabe mit Erläuterungen, einem Auszug 
aus dem Gewerbegerichtsgeſetz nebſt Erläuterungen, ſowie einem 
Abdruck der 88 59 — 83 des HGB. (Kechtsverhältniſſe der 


PrVerwBl. 
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Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge). München, C. H. Bed. 
(XII, 172 S.) 1,80 M. 

Müller, Ludwig: Das Geſetz, betreffend die Kaufmannsgerichte, nebſt 
einer Zuſammenſtellung der geſetzlichen Beſtimmungen und Gerichts⸗ 
entſcheidungen über das kaufmänniſche Dienſt⸗ und Lehrverhältnis, 
mit Anhang: Formulare. Witten, Leipzig, L. Fernau in Komm. 
(246 S.) 2,20 M. 

Silberſchmidt, W.: Die deutſche Sondergerichtsbarkeit in Handels⸗ 
und Gewerbeſachen, insbeſondere ſeit der franzöſiſchen Revolution. 
(Goldſchmidts Z. 55. Bd. Beilageheft.) Stuttgart, F. Enke. (VIII, 
280 S.) 7,20 M.,. 

Luppe: Das Wahlrecht der Arbeitgeber. GewGer. 9. Ig. 185 — 192. 


Varenhorſt: Bedarf die Stellung der Rechtsanwälte einer Stärkung? 
DIZ. 9. Ig. 691693. 


Exner, Emil: Der Gerichtsvollzieherdienſt in Preußen. Textausgabe 
mit Anmerkungen u. Sachregiſter. (Guttentags Sammlung 
preußiſcher Geſetze Nr. 35.) Berlin, J. Guttentag. (XV, 529 S.) 
3,50 M. 

Köhler, G.: Leitfaden für den deutſchen Gerichtsvollzieher, zugleich 
Handbuch für Gläubiger und Schuldner zur praktiſchen Hand⸗ 
habung der reichs⸗ und landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen. Dresden, 
Albanus. (208 S.) 4,50 M. 

Simon, C.: Stellung der Gerichtsvollzieher als Vollſtreckungsbeamter 
in Württemberg gegenüber dem Gläubiger und Haftung der Ge⸗ 
meinden gegenüber dem letzteren für Pflichtwidrigkeiten des beauf⸗ 
tragten Gerichtsvollziehers. Württ Z. 46. Ig. 211—216. 


II. Zivilprozeß. 
a) Aommentare zur BIO. 

Stein, Friedrich: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 
Auf der Grundlage des Kommentars von L. Gaupp erläutert. 
6. und 7. Aufl. Mit einer Zuſammenſtellung der neueſten Recht: 
Iprechg. von Warneyer. 2 Bände. Tübingen, J. C. B. Mohr. 
(XII, 1024, VIII, 984 S.) 34 M. 

b) Lehrbücher. 

Heilfron, Ed., u. Pick, Georg: Lehrbuch des Zivilprozeßrechts. 
1. Bd. GVG. — ZPO. Buch I und II. (Heilfron, Ed.: Das 
bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs. III. Tl. 1. Bd.) Berlin, 
Speyer & Peters. (XVI, 855 S.) 8 M. 

Schwarz, Georg: Zivilprozeß⸗Recht. Ein Hilfsbuch für junge Juriſten. 
2. u. 3. Aufl. Berlin, C. Heymann. (XI, 248 S.) 4,50 M. 


c) Eimelſchriſten. 

Alexander⸗Katz, Rich.: Sollen Klagen auf Löſchung von Gebrauchs⸗ 
muſtern und Marten ohne Rückſicht auf den Streitwert reviſibel 
fein? Dig. 9. Ig. 638 —640. 

Bechmann, R.: Urkunden und Prozeßakten. 
303 —308. 

Blankmeiſter: Das Verſäumnisverfahren bei Arreſt und einſtweiligen 
Verfügungen. PoſIMſchr. 7. Ig. 65—69. 

Eiſele: Zu § 194 Abſ. 2 ZPO. WürttJ. 16. Bd. 139 — 142. 

Falkenſtein: Vollſtreckbare Ausfertigung einer vom erſuchten Gericht 
aufgenommenen Urkunde. DIZ. 9. Ig. 860—861. 

Fiſcher, Otto: Die Entlaſtung des Reichsgerichts und die Verbeſſerung 
der Revifion in Zivilſachen. (S.⸗A. aus der ee Wochen⸗ 
ſchrift.) Berlin, W. Moefer. (48 S.) 1 M. 

Gumbinner: Das Hilfsrichtertum in Preußen. DIZ. 9. 89. 7177238. 

Hörle: 
den Vormund, der nicht die Mutter des Kindes iſt. BuſchsZ. 
38. Bd. 271 — 285. 

Horn: Die Pfändung ſog. „Leihmöbel“. 


Seuff Bl. 69. Ig. 


KOBL 18. Ig. 61—63. 
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Iwand: Findet 8 198 ZPO. auch im Grundbuchverkehr Anwendung? 
DIZ. 9. Ig. 642 —643. 

Kuhn: Liegt in dem Beſtreiten der Tatſachen, von denen die 
Leiſtungspflicht abhängig iſt, eine Einwendung gegen den feſtgeſtellten 
Anſpruch ſelbſt, auch wenn dieſe Tatſachen nach dem vollſtreckten 
Titel noch nicht feſtſtehen? Recht. 8. Ig. 882 — 3883. 

Neumann: Der Urteilstenor hinſichtlich des Nachlaſſes der Abwendung 
der Zwangsvollſtreckung bei der Verurteilung von Geſamtſchuldnern. 
Thür Bl. 51. Bd. 209 — 212. 

Pollak, Rudolf: Beweisſicherung gegen Frachtführer und Schiffer. 
Ein Beitrag zur Zivilprozeßreform. Buſchs Z. 33. Bd. 235 — 270. 

Schäfer: Der Koſtenpunkt bei der Widerſpruchsklage nach 5 771 ZPO. 
Im Anſchluß an einen praktiſchen Fall beſprochen. Seuff Bl. 69. Ig. 
373—382. 

Scherer, M.: Noch ein Wort zur Erhöhung der Reviſionsſumme. 
Hirths Ann. 37. Ig. 667669. 

Schneickert, Hans: Zur Frage der Eideszuſchiebung an die Kinds⸗ 
mutter im Alimentationsprozeſſe. (88 445, 451, 475 ZPO.) 
Hirths Ann. 37. Ig. 556558. 

Schönfeld: Durchſuchung der Wohnungen durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher. DIZ. 9. Ig. 635 —636. 

Siegel, Ernſt: Die Vorlegung von Urkunden im Prozeß. (Abhand⸗ 
lungen zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches. 
In zwangloſen Heften hrsg. von Otto Fiſcher. XII. Bd. 2. Heft.) 
Jena, G. Fiſcher. (XI, 281 S.) 7 M. 

Weinreich: Pfändungen von Geldforderungen für rückſtändige Staats⸗ 
und Gemeindeſteuern. DIZ. 9. Ig. 738 — 739. 


III. Konkursorduung. Aufechtungsgeſetz. 

Anderung des § 107 KO. Recht. 8. Ig. 879. 

Kohn, Iſak: Bildet das Urteil im Anfechtungsprozeſſe einen Exekutions⸗ 
titel? OſtRZZ. 1. Ig. 203— 204. 

Schaefer, Karl: Das rumäniſche Konkursrecht nach dem Geſetz vom 
14. III. 1902. Deutſche Textausgabe mit Erläuterungen zum 
praktiſchen Gebrauche für den internationalen Verkehr der Konſulate, 
Handelskammern, Gerichte, Rechtsanwälte, Kaufleute und Gewerbe⸗ 
treibenden. Dresden, E. Pierſon. (X, 215 S.) 4 M. 

Schönfeld: Der Koſtenanſatz bei nachträglich zu prüfenden Konkurs⸗ 
forderungen. DIZ. 9. Ig. 802 — 803. 

Senſt: Die Verwaltung von Konkurſen nach der Reichskonkursordnung. 
Auf der Grundlage der einſchlägigen Geſetze und Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen für die Praxis bearbeitet. 5. verm. Aufl. Berlin, 
F. Siemenroth. (XII, 442 S.) 6 M. 


IV. Zwangs vollſtreckung. 


Brückmann, A.: Zum Kapitel von den Interventionsprozeſſen, 
insbeſondere der Stellung der Ehefrauen. DIZ. 9. Ig. 689 — 691. 

Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Recht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Grundſtücke. Bearbeitet auf Grund der Zeitſchrift⸗ 
aufſätze des erſten Halbjahres 1904. Recht. 8. Ig. 401 —406. 

Fuhrmann: Unbillige Sicherheitsleiſtung im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren. (8$ 708, 713 ZPO.) Recht. 8. Ig. 441. 

Gürich: Die Zwangsverſteigerung von Grundſtücken wegen öffentlicher 
Laſten, insbeſondere die Zwangsverſteigerung verfallener Grund⸗ 
ſtücke im öffentlichen Intereſſe. PrVerwBl. 25. Ig. 791 — 795. 

Jäckel, Paul: Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 24. III. 1897. Mit einem ausführl. 
Kommentar in Anmerkungen. 2. neue bearb. Auflage. Berlin, 
F. Vahlen. (XII, 778 S.) 15 M. 

Stübel: Zwangsvollſtreckung in dem Schuldner nicht zuſtehende 
Forderungen. DIZ. 9. Ig. 684 —687. 

Walsmann, 9: Die Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung in 
das Eingebrachte und das Geſamtgut. Ein Beitrag zur Erläuterung 
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der 88 739—741 der RO. (Roftoder rechtswiſſenſchaftl. Studien, 
hrsg. von B. Matthiaß u. H. Geffcken. 2. Bd. 6. Heft.) Leipzig. 
A. Deichert Nachf. (54 S.) 1,35 M. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

du Chesne: Überſicht über die Rechtſprechung. ZBlFG. 4. Ig. 
850—859, 5. Ig. 30-87. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Dot. 4. Ig. 249—272, 819—B45, 372—384. 

Joſef, Eugen: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit während des erſten Halbjahres 1904. 
Recht. 8. Ig. 393 —400. 


Lobe: Überſicht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit. ZBF G. 5. Ig. 38. 


Bruns, K.: Sprachmängel in deutſchen Urkunden. DNotV. 4. Ig. 

410 —424. 

Challandes, Leo: Über die Form der im Auslande errichteten 
Rechtsakte nach der ruſſiſchen Geſetzgebung und Gerichtspraxis. 
Böhms Z. 14. Bd. 303 —340. | 

Fuchs: Zum Güterrechtsregiſter. Württ Z. 46. Ig. 257—263 

Jaſtrow: Die Beurkundung der Schreibensunfähigkeit eines Be⸗ 
teiligten. DNotV. 4. Ig. 397 —408. 

Joſef, Eugen: Zur Abgrenzung der Dienſtaufſichtsbeſchwerde von dem 
Rechtsmittel der Beſchwerde im Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. 3 Bl G. 5. Ig. 163 — 180. 

Joſef, Eugen: Die Bezeichnung der Beteiligten und der Mitwirkenden 
bei der Beurkundung von Rechtsgeſchäften. JW. 33. Ig. 443 —447. 

Joſef, Eugen: Der Vergleich im echten Streitverfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Gruchots Beitr. 48. Ig. 557570. 

Joſef, Eugen: Die Bedeutung der Beurkundung für die Auflaſſungs⸗ 
erklärung. DNotV. 4. Ig. 460 —4 70. 

Joſef, Eugen: Die Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit in der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Recht. 8. Ig. 383—384. 

Mothes: Verkehrsübliche Unrichtigkeit bei der Datierung von Privat⸗ 
urkunden. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 325 —326. 

Oehl: Zur Angabe des Güterſtandes in den Notariatsurkunden. 
Bay Not Z. 5. Ig. 158— 161. 

Reichhelm: Lebensverſicherungspolicen und Aufgebotsverfahren. 
PoſIMſchr. 7. Ig. 85— 87. 

Schad, Karl: Geſetz, betr. das Nachlaßweſen vom 9. VIII. 1902, 
nebſt den 88 86—99 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. V. 1898 erläutert. 
München, J. Schweitzer Verl. (X, 364 S.) 6 M. 

Schnitzler, Paul C.: Über Beglaubigung von Urkunden im Deutſchen 
Reiche nach dem Rechte des Staates New Vork. DIZ. 9. Ig. 687—688. 

Sontag: Das Aufgebot von Niederlageſcheinen. Bank Arch. 3. Ig. 81. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtfprechung in Urkundenſachen. 
DNB. 4. Ig. 471—482. 


VI. Koſten. 
Bitter: Über Koſtenfeſtſetzungen. DIZ. 9. Ig. 643 —644. 
Eißner: Tarif für Prozeßagenten. DIZ. 9. Ig. 858 — 859. 
Prozeßkoſtenerſtattung an Ausländer. Recht. 8. Ig. 379— 380. 
Stoll: De lege ferenda zu den Koburg⸗Gothaiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzen. Thür Bl. 51. Bd. 213 — 218. 


D. Strafrecht und Ftrafprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 

Kohlrauſch, Radbruch, Graf zu Dohna, Fleiſchmann: 
Literaturbericht. Strafrecht, Allgemeiner Teil. ZStrW. 24. Bd. 
724 — 781. 

Freudenthal, Berth.: Literaturbericht. ZStrW. 24. Bd. 782— 791. 
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Maas, Georg: Die Arbeit des Deutſchen Juriſtentages an der Reform 
des Strafrechts ſeit dem Inkrafttreten des RStGB. (12.— 27. DIT. 
1875 — 1904.) 27. DJ T. 3. Bd. 199—256. ö 

Meyer, Karl: Literaturüberſicht zum Straf⸗ und Strafprozeßrechte. 
Seuff Bl. 69. Ig. 297-803. 

Sammlung von Entſcheidungen des königl. Oberlandesgerichts 
München in Gegenſtänden des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
10 Bde. General⸗Regiſter. Zuſammengeſtellt von F. Himmelſtoß. 
Erlangen, Palm & Enke. (XXV, 442 S.) 8,70 M. 


Diſtel, Theodor: Neue geſchichtliche Hermäa. ZStrW. 24. Bd. 
794 — 796. 

Die bambergiſche Halsgerichtsordnung in niederdeutſcher Üiber: 
ſetzung Hermann Barkhuſens 1510 zuſammen mit einer Auswahl 
der ſtrafrechtlichen Artikel des lübiſchen Rechts. Hrsg. von J. Kohler 
u. Willy Scheel. (Die Karolina u. ihre Vorgängerinnen. In Ber: 
bindung mit anderen Gelehrten hrsg. u. bearb. von J. Kohler. III.) 
Halle, Buchhandl. des Waiſenhauſes. (XVI, 140 S.) 8,80 M. 

Kahl, Wilhelm: Strafrecht und freie Liebestätigkeit. Vertrag. (Schriften 
des freiwilligen Erziehungsbeirats für ſchulentlaſſene Waiſen. 4. Bd.) 
Berlin, O. Liebmann. (29 S.) 0,50 M. 

Kuliſcher, Eugen: Ein Gottesurteil im 20. Jahrhundert. 3StrW. 
24. Bd. 797 — 798. 

Lammaſch: Ziele der Strafrechts reform in Oſterreich. Oſt AG. 
55. Ig. 803 — 307. 

Kohler, Joſef: Nochmals Binding und die Karolina. Goltd Arch. 
51. Ig. 152—162. 

Der erſte Schritt zur Reform unſeres Strafrechts. DIZ. 9. Ig. 
657659. 

Stranz, J.: Ein Appell an die Gnade. DIZ. 9. Ig. 727— 728. 

Willenbücher, Ferd.: Die ſtrafrechtsphiloſophiſchen Anſchauungen 
Friedrichs des Großen. Ein Beitrag zur Geſchichte der kriminal⸗ 
politiſchen Aufklärung im 18. Jahrh. (Strafrechtliche Abhandlungen, 
begründet von H. Bennecke, hrsg. von Ernſt Beling. 56. Heft.) 
Breslau, Schletter. (VIII, 65 S.) 1,70 M. 

Winckler: Der Rechtsfall Hoensbroech contra Dasbach. Recht. 
8. Ig. 355—366. 

Köttgen: Zum Rechtsfall Hoensbroech⸗Dasbach. Recht. 8. Ig. 
380 —882. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Darſtellungen. 

Löffler, Alex.: Das Strafrecht. 1. Hälfte. Die materiellen Straf⸗ 
geſetze. (Studienausgabe öſterreichiſcher Geſetze, veranſtaltet von 
Alex. Löffler. I. Bd. 1. Hälfte.) Leipzig, C. L. Hirſchfeld. (XIII, 
457 S.) 3,20 M. 

Margolin, Arnold: Die Grundzüge des neuen ruſſiſchen Strafgeſetz⸗ 
buches. 8StrW. 24. Bd. 564615. 


b) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeiner Teil. 

Aſchaffenburg, G.: Gerichtsärztliche Wünſche bei der Reviſion der 
Strafgeſetzgebung. Beſprochen auf der III. Hauptverſammlung des 
„Deutſchen Medizinalbeamten vereins“. MSchrͤrimppſych. 1. Ig. 
435 —438. 

Bauer, Wilh.: Die akzeſſoriſche Natur der Teilnahme. Diſſ. Göttingen, 
Vandenhoeck & Ruprecht. (129 S.) 2,60 M. 

Berze, Joſef: Zur Frage der partiellen Unzurechnungsfähigkeit. 
MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 205 — 218. 

Calker, F. van: Die ſtrafrechtliche Behandlung der geiſtig Minder⸗ 
werten. DIZ. 9. Ig. 754 — 759. 

Cramer, A.: Welche mediziniſchen Geſichtspunkte ſprechen für die 
Einführung einer bedingten Strafausſetzung und Begnadigung? 
MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 341— 349. 
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Dittenberger, Heinr.: Alter der Strafmündigkeit. e 
1. Ig. 117—120. 

Dohna, Graf zu: Zur Statiſtik der bedingten Begnadigung. 
MSchrKrimPſych. 1. Ig. 52— 55. 

Gaupp, Robert: Über moraliſches Irreſein und jugendliches Ver⸗ 
brechertum. Vortrag. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. 
von A. Finger u. a. 2. Bd. 51—68.) Halle, C. Marhold. 

Groß, Hans: Die Degeneration und das Strafrecht. Oſt AG. 
55. Ig. 807—810. 

Gutachten über die Frage: Die ſtrafrechtliche Behandlung der 
jugendlichen Perſonen. 27. DIT. Von Hans Groß. 1. Bd. 
89—96. — Von Klein. 1. Bd. 97— 136. 

[Bericht über die Verhandlungen des XXVII. Deutſchen Juriſten⸗ 
tages zu der vorſtehenden Frage.] Oſtu GZ. 55. Ig. 349— 858. 

Gutachten über: Die ſtrafrechtliche Behandlung der geiſtig Minder⸗ 
werten. 27. DIT. Von Kahl. 1. Bd. 137 — 248. — Von Lepp⸗ 
mann. 3. Bd. 136 — 152. 

[Bericht über die Ergebniſſe der Verhandlungen des XXVII. Deutſchen 
Juriſtentages zu der vorſtehenden Frage.] Oſt AG Z. 55. Ig. 353-356. 

Hafter, Ernſt: Die Behandlung der vermindert Zurechnungsfähigen 
im Vorentwurf zu einem ſchweizeriſchen StGB. YSchrͤrimpſych. 
1. Ig. 77—92. 

Hoegel, Hugo: Die Behandlung der Minderwertigen. MSchrKerimpPſch. 
1. Ig. 3383 —341. 

Hoegel, Hugo: Die ſtrafrechtliche Behandlung jugendlicher Perſonen. 
Oſt aG. 55. Ig. 810—315. 

Kaufhold, Joſef: Bedingte Verurteilung und adminiſtrative Be⸗ 
gnadigung. Ein Beitrag zur Reform des en StGB. 
Goltd Arch. 51. Ig. 111—129. 

Kohler, Joſef: Deliktsteilnehmer und perſönliche Beziehungen. 
Goltd Arch. 51. Ig. 169— 175. 

Kompe, Karl: Idiotismus und Imbecillität in ſtrafrechtlicher Be⸗ 
ziehung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 187— 197, 266—273, 346—353. 

Landsberg, Ernſt: Zur Behandlung der vermindert Zurechnungs⸗ 
fähigen. Recht. 8. Ig. 345 —348. 

Lindemann: Iſt, wenn der nicht beitreibbare Reſt einer rechts⸗ 
kräftig erkannten Geldſtrafe hinter dem im Urteil (Strafbefehl, 
Beſchluß) einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichgeſtellten Betrage 
zurückbleibt, die Freiheitsſtrafe vollſtreckbar? Recht. 8. Ig. 442—443. 

Liszt, Franz v.: Schutz der Geſellſchaft gegen gemeingefährliche 
Geiſteskranke und vermindert Zurechnungsfähige. MSchrͤKrimpſych. 
1. Ig. 8—15, 242— 244. 

Mikidka, Auguſt: Noch ein Wort zum Zweifragenſchema bei Not: 
wehr. OſtAGZ. 55. Ig. 225 — 228. 

Mittermaier, W.: Die ſtrafrechtliche Behandlung der jugendlichen 
Perſonen. DIZ. 9. Ig. 766— 771. 

Neithardt, Aug.: Über die Anrechnung der Unterſuchungshaft. 
($ 60 StGB.) Al München, Tübingen, F. Fues. (III, 89 ©.) 
2,40 M. 

Oberndorfer, S., und Steinharter, S.: Die poſthypnotiſchen 
Aufträge in ihrer pſychiatriſchen und juriſtiſchen Bedeutung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 170—178, 251 —258, 339845. 

Pfizer, Th.: Verſchulden eines Kindes unter ſieben Jahren. DIZ. 
9. Ig. 712—717. 

Poltéèra, Joh.: Zur Lehre vom Rückfall mit beſond. Berückſichtigung 
des ſchweizeriſchen Strafgeſetz⸗Vorentwurfes. Diſſ. Chur, A. Keel 
in Kommiſſ. (112 S.) 2,50 M. 

Raecke: Zur Frage der Behandlung 
MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 304 — 309. 

Stooß, Carl: Die Beſtimmungen des ſchweizeriſchen Strafgeſetz⸗ 
entwurfs über vermindert Zurechnungsfähige. MSchrͤrimpſpych. 
1. Ig. 238— 242. 
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Stooß: Zur Behandlung vermindert Zurechnungsfähiger. 
9. Ig. 665—669. 

Tybyerg, E.: Die Prügelſtrafe in Dänemark. MSchrͤrim Pſych. 
1. Ig. 415— 420. 

Wiechowski, Konr.: Die Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges. 
(Strafrechtl. Abhandlungen, begründ. von H. Bennecke, hrg. von 
Ernſt Beling. 55. Heft.) Breslau, Schletter. (IX, 48 S.) 1,30 M. 

Wildermuth: Über die Zurechnungsfähigkeit der Hyſteriſchen. Vor⸗ 
trag. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger 
u. a. 2. Bd. S. 80—90.) Halle, C. Marhold. 

Ziemke: Schutz der Geſellſchaft vor den vermindert Zurechnungs⸗ 
fähigen. NSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 424 —4286. 

Zucker: Ein Schlußwort zum Zweifragenſchema bei Notwehr. 
Oſt aG Z. 55. Ig. 265— 267. 


2. Beſonderer Teil. 


[Bericht über die Verhandlungen des XXVII. Deutſchen ee 
tages zu der Frage: Soll die Strafbarkeit der fahrläſſigen falſchen 
eidlichen Ausſage im deutſchen Rechte beibehalten, im öſterreichiſchen 
Rechte eingeführt werden?]! OſtAGZ. 55. Ig. 356 —358. 

Birkenfeld: Die Strafbarkeit des fahrläſſigen Falſcheides. DIZ. 
9. Ig. 784— 789. 

Brückmann, Arthur: Neue Verſuche zum Problem der ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortlichkeit des Arztes für operative Eingriffe. 
Negatives und Poſitives. ZStrW. 24. Bd. 657— 714. 

Cohn, Georg: Zur Reform der 8$ 173 und 174 On 
MShrKrimPfiuh. 1. Ig. 326—328. 

Freymann, Rud. v.: Die Religionsverbrechen nach dem neuen 
Strafgeſetz. Vortrag. [Aus: „Balt. Monatsſchr.“] Riga, Jonck 
& Poliewsky in Kommiſſ. (26 S.) 0,80 M. 

Gaupp, Robert: Zur Reform der SS 173 und 174 NStGB. 
MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 111—115. 

Gumbel, Siegfried: Der Betrugsparagraph und ſeine Ergänzung 
durch das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
Diſſ. Tübingen, F. Fues. (I, 150 S.) 2 M. 

Gyr, Adelrich: Die Vergiftung als Gefährdungsdelikt. Deutſches 
StGB. § 229, Vorentwurf zu einem ſchweizeriſchen StGB. von 
1903, Art. 60, 2; Art. 68. Leipzig, Veit & Co. (VIII, 60 S.) 1,60 M. 

Hoche: Eine Lücke im § 176 des Sts. MSchrͤKrimpſych. 1. Ig. 
420—424. 

Holzinger, Joſ. B.: Das „Delikt der Zauberei“ in Literatur und 
Praxis. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 327338. 

Jenikovsky, Ignaz: Zur Strafbarkeit der Agents provocateurs. — 
Zum Begriffe der Übertretung nach 8 354 StG. Oſt AG. 55. Ig. 
228— 229. 

Jolowicz, Jacques: Der Kampf gegen die Unzucht in Schrift und 
Bild. SS 184 und 184 a RStGB. Ein ernſtes Wort an denkende 
Leſer. Leipzig, J. Jolowicz. (36 S.) 0,50 M. 

Katzenſtein, Richard: Die vorſätzliche Tötung nach geltendem Recht. 
ZStrW. 24. Bd. 503—563. 

Köhler, Auguſt: Hochverrat und Landesverrat. Eine Studie. 
Goltd Arch. 51. Ig. 130 — 145. 

Kohler, Joſef: Aber den Begriff der Rechtsbeugung. DIZ. 9. Ig. 
613-616. 

Krauß, Reinhold: Das Berufsgeheimnis des 
MSchrKrimPſych. 1. Ig. 151—171. 

Kulemann, W.: Die Eidesfrage. Eiſenach, Thüring. Verlagsanſtalt. 
(IV, 114 S.) 1,50 M. 

Litten: Zur Frage des ärztlichen Berufsgeheimniſſes. MSchrKrimpſych. 
1. Ig. 55—60. 

Lohſing, Ernſt: Zur Frage des ärztlichen Berufsgeheimniſſes 
Arch Krim Anthr. 15. Bd. 145 — 150. 

Meyer, Julius: Auch eine räuberiſche Erpreſſung. Recht. 8. Ig. 442. 


DIZ. 


Pſychiaters. 


XXXII. Jahrgang. 


Schneider: Iſt das Beſprechen von Krankheiten ſtrafbar? Recht. 
8. Ig. 479. 

Zucker: Einige Bemerkungen über die Beſtrafung der Sittlichkeits⸗ 
verbrechen. MSchrKrimPſych. 1. Ig. 219— 222. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärſtrafrecht. 

Graack, Henry: Sammlung von deutſchen und ausländiſchen Geſetzen 
und Verordnungen, die Bekämpfung der Kurpfuſcherei und die Aus⸗ 
übung der Heilkunde betr. Jena, G. Fiſcher. (X, 152 S.) EM. 

Goldſchmidt, Fritz: Das Reblausgeſetz vom 6. VII. 1904, nebft 
Erläuterungen und wiſſenswertem Material. Mainz, J. Diemer. 
(V. 55 S.) 1,40 M. 

Haller: Bezirkspolizeiliche Verfügung zur Verhinderung eines ſchäd⸗ 
lichen Betriebs des Fiſchfangs innerhalb der Fiſchwege und ihrer 
Umgebung. Württ Z. 46. Ig. 222— 224. 

Jagd⸗Polizei⸗Geſetz vom 7. III. 1850. Wildſchongeſetz vom 
14. VII. 1904, Wildſchadengeſetz vom 11. VII. 1891 und Jagd⸗ 
ſcheingeſetz vom 31. VII. 1895. 2. Aufl. Breslau, J. U. Kern. 
(26 S.) 0,80 M. 

Kohlrauſch, Eduard: Die Reſultate der kammergerichtlichen Recht: 
ſprechung über das Fürſorgeerziehungsgeſetz. MSchrͤKrimpſych. 
1. Ig. 367—874. 

Koß mann, R.: Iſt durch die RNeichsgewerbeordnung die Kurier: 
freiheit feſtgeſetzt worden? Recht. 8. Ig. 429 —434. 

Olshauſen: Das höhere Kunſtintereffe bei Geſangsvorträgen (§ 38a 
der Gewerbeordnung). VerwArch. 12. Bd. 583 — 591. 

Räuber, H.: Die Beſtimmungen über den Verkehr mit Giften, 
Geheimmitteln und Arzneimitteln außerhalb der Apotheken für 
Gift⸗, Farbwaren⸗, Drogen⸗Händler, Polizeibehörden, Medizinal⸗ 
beamte und Apotheker. Düffeldorf, L. Schwann. (56 S.) 0,75 M. 

Rheinbaben, Paul v.: Die preußiſchen Diſziplinargeſetze. Unter 
Benutzung des einſchlägigen amtlichen Materials erläutert. Berlin, 
F. Vahlen. (XV, 571 S.) 14 M. 

Rotering: Die ſtrafrechtliche Haftpflicht der Preſſe. 
37. Ig. 707719. 

Scheurlen: Über die Zuſtändigkeit der Ortspolizeibehörden zur 
Erlaſſung von Strafverfügungen bei Übertretungen durch die 
Preſſe. DIZ. 9. Ig. 853. 

Stelling: Sind die Ortspolizei⸗Behörden zum Erlaß von Straf⸗ 
verfügungen bei ſtrafbaren Übertretungen durch die Preſſe befugt? 
DIZ. 9. Ig. 636— 688. 


Fielitz: Unterliegt ein irrtümlich als Perſon des Soldatenſtandes 
eingeſtellter Ausländer den Strafvorſchriften des MStGB.? Recht 
8. Ig. 472—478. 

Grünwald: Nach welchen Grundſätzen ſind Gendarmen zu beſtrafen, 
wenn ſie ſich der Beleidigung oder Körperverletzung einer Zivil⸗ 
perſon ſchuldig machen. Recht. 8. Ig. 349352. 

Becker: Die Beſtrafung der Landgendarmen wegen Körperverletzung 
und Beleidigung. Recht. 8. Ig. 384. 

Grünwald: Die Beſtrafung der Landgendarmen wegen Körperver⸗ 
letzung und Beleidigung von Zivilperſonen. Recht. 8. Ig. 443—444. 

Lelewer, Georg: Anderung der Beſtimmungen des Diſziplinar⸗ 
ſtrafrechtes in der öſterreichiſch⸗ungariſchen Armee. Arch Krim Anthr. 
15. Bd. 339 — 842. 


IV. Strafprozeßordnung. 
a) Allgemeine Werke. 
Lafrenz: Zur Reform der Strafprozeßordnung. DIZ. 9. Ig. 723— 727. 
Quaritſch: Kompendium des deutſchen Strafprozeſſes. 10. Aufl. Ergänzt 
und durchgeſehen von C. Goeſch. Berlin, W. Weber. (175 S.) 3 M. 
Die Strafprozeßordnung vom 23. V. 1873, Nr. 119 RGB., 
ſamt der Vollzugsvorſchrift, den Geſchäftsordnungen für die Straf⸗ 
gerichte u. Staatsanwaltſchaften u. allen ergänzenden u. erläuternden 
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Geſetzen u. Verordnungen, unter Anführung einſchlägiger Ent⸗ 
ſcheidungen u. Beſchlüſſe des Oberſten Gerichts- als Kaſſations⸗ 
hofes. 11. Aufl. (Taſchenausgabe der öſterreich. Geſetze. 5. Bd. 
1. Abtlg.) Wien, Manz. (XVII, 684 S.) 4,40 M. 

Weſt: Zur Reform des Strafprozeſſes. Thür l. 51. Bd. 161—180. 


b) Einzelſchriſten. 

Bauer, Richard: Einige Worte über die Wichtigkeit des Lokal⸗ 
augenſcheines im ſtrafgerichtlichen Vorverfahren. Arch Krim Anthr. 
15. Bd. 343 —360. 

Beling: Staatsanwaltſchaftliche Ablehnung der Strafverfolgung und 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung (StPO. 88 170 ff.) bei 
Privatklagedelikten. DIZ. 9. Ig. 300 — 303. 

Bendix, L.: Lücken im Entwurfe eines Geſetzes betreffend die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Goltd Arch. 
51. Ig. 145—152. 

Burlage: Das Geſetz, betreffend die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft. DIZ. 9. Ig. 839—844. 

Elvers: Die Tätigkeit des Staatsanwalts im Ermittelungsverfahren. 
DIZ. 9. Ig. 626—629. (Vergl. auch Oſt RZ. 1. Ig. 151 — 152.) 

Feiſenberger, Albert: Zur Stellung der Staatsanwaltſchaft im 
Strafprozeß. 3StrW. 24. Bd. 715— 728. 

Florſchütz, P.: Die Schiedsmannsordnung vom 29. III. 1879. 
Geſetz, Motive u. Ausführungsverfügungen, mit einer Geſchäfts⸗ 
anweiſung u. Muſtern zum Gebrauche für die Schiedsmänner ver⸗ 
ſehen. 18. verm. Aufl. Bearbeitet von R. Schultze⸗Görlitz. 
Berlin, C. Heymann. (IV, 92 S.) 1 M. 

Herz, Hugo: Die angeregten Reformen der gerichtlichen Vorunter⸗ 
ſuchung in ihrer Bedeutung für die Praxis. OſtRZ. 1. Ig. 152—155. 

Kroſchel: Die urteilsmäßige Feſtſtellung der Einſicht Jugendlicher. 
(8 56 StGB.) Recht. 8. Ig. 377 —379. 

Meyer, H.: Ein Wort zugunſten des „Beklagten“. Recht. 8. Ig. 488. 

Lupu, Florian: Zur Reform der Vorunterſuchung. Ein Vortrag. 
DRS. 1. Ig. 141— 148. 

Oetker: Schwurgerichtliche Frageſtellung. DIZ. 9. Ig. 305 — 307. 

Pade: Iſt gegen einen Unterſuchungsgefangenen wegen ungebührlichen 
Verhaltens in der Hauptverhandlung die Verhängung von Diſzi⸗ 
plinarſtrafen auf Grund der preuß. Gefängnisordnung zuläſſig? 
Dig. 9. Ig. 858854. 

Plagge: Kann ein in der Zeit zwiſchen der Erhebung der Klage 
und dem Erlaß des Eröffnungsbeſchluſſes vernommener Zeuge 
beeidigt werden? DZ. 9. Ig. 742. 

Popescu, Georg: Die Überprüfung des Wahrſpruches der Ge⸗ 
ſchworenen. DRS. 1. Ig. 183 —141. | 

Romen, A.: Die Reichsgeſetze betr. die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Verhaftung u. Beſtrafung. Nebſt einem Anhang, enth. 
die Vorſchriften der StPO. u. der MStPD. über das Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren, ſowie des BGB. über den Schadenserſatz u. 
das öſterreich. Geſetz, betr. die Entſchädigung für ungerechtfertigt 
erfolgte Verurteilung. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichs⸗ 
geſetze. Nr. 73.) Berlin, J. Guttentag. (192 S.) 2 M. 

Schmidt, E.: Das Amt eines Geſchworenen u. Schöffen im Deutſchen 
Reich. Gemeinfaßliche Belehrung über Weſen u. Bedeutung des 
Geſchworenen⸗ u. Schöffenamts und die damit verb. Verpflichtungen, 
nebſt einem Anhang, die in Preußen u. Bayern geltend. Beſtimmungen 
über die Reiſekoſtenentſchäd. der Geſchworenen u. Schöffen enth., 
für alle, namentlich für Nechtsunkundige, die im Deutſchen Reiche 
zu dieſen Amtern berufen werden. Erlangen, Palm & Enke. 
(VI, 51 S.) 1 Mm. 

Stockhauſen, v.: Gelegentliche Beobachtungen auf dem Gebiete des 
Strafprozeſſes. — 1. Die Vernehmung des Angeklagten in der 
Hauptverhandlung. 2. Allgemeines über Beweisaufnahme in der 
Hauptverhandlung. Recht. 8. Ig. 484 — 436. 
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Thierſch, F.: Zur Reform des Strafprozeſſes. Legalitätsprinzip, 
Anklagemonopol, Privatklage, Beſchwerderecht. Goltd Arch. 51. Ig. 
162— 168. 

Wolff, Emil: Der Grundfa non bis in idem im Difziplinarrechte. 
Verw Arch. 12. Bd. 575 —582. 

Die Zurücknahme einer Strafverfügung durch die Polizeibehörde. 
Recht. 8. Ig. 309. 


V. Strafvollzug. 

Aſchaffenburg: Strafvollzug an Geiſteskranken. MSchrͤrimpſych. 
1. Ig. 428-430. | 

Auer, Fritz: Zur Pſychologie der Gefangenen. 
1. Ig. 434 —435. 

Baer, A.: Empfiehlt es ſich, phthiſiſche Gefangene (Schwindſüchtige): 
a. In geeigneten Fällen zu beurlauben? gegebenenfalls: in welchen? 
b. In eigenen Anftalten zu bewahren? BlGefängnK. 37. 495 ff. 

Doubaltk, Jar.: Über die Reformbedürftigkeit der Strafanſtalts⸗ 
ſchulen. Oſt AG Z. 55. Ig. 276— 278. 

Flügge: Einiges aus der Abteilung für irre Verbrecher in Düren. 
MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 349— 857. 

Freund: Wie iſt die Beſchäftigung der jugendlichen Gefangenen zu 
geſtalten, wenn derſelben ein dauernder Nutzen nach der Entlaſſung 
entſpringen fol? BlGefängnK. 37. Bd. 515 —516. 

Heilbronner, Karl: Die Verſorgung der geiſteskranken Verbrecher mit 
Bemerkungen über die Wirkſamkeit der Gefängnisirrenabteilungen 
in Preußen. MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 269303. 

Hiller, Karl: Zu den „Gefängnisreformfragen“. Eine Erwiderung 
an Alfred Amſchl. BlGefängnK. 37. Bd. 466. 

Jagemann, Eugen v.: Bedeutung der Gefängnislehrkurſe für die 
Strafrechtspflege. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 374 — 384. 

Kenan, M.: Das Leben der politiſchen Gefangenen in den ruſſiſchen 
Gefängniſſen. (In ruſſiſcher Sprache.) Berlin, H. Steinitz. 
(69 S.) 1,60 M. 

Kullmann: A. Wie iſt die Geſundenkoſt für Gefangene nach den 
bisher gemachten Erfahrungen einzurichten bezw. in welches Ver⸗ 
hältnis ſind verdauliches Eiweiß, Fett, Kohlenhydrate zur Erhaltung 
ihrer Geſundheit und Arbeitskraft mit den Nahrungsmitteln zu 
reichen, dabei aber über das unumgänglich Notwendige nicht hinaus⸗ 
zugehen? B. Iſt das Mittagsgericht in Suppe und feſte Speiſen 
zu trennen? C. Läßt ſich eine Verminderung der Koſtreichung an 
Zuchthausgefangene im Verhältnis zu Gefangenen anderer Art 
recht⸗ fertigen? D. Welche Erfahrungen ſind mit der Ver⸗ 
wendung von Margarine gemacht worden? BlGefängnͤ. 
37. Bd. 517-567. 

Plötzenſee. Bilder aus dem Berliner Zentralgefängnis. Von *,* 
Berlin, Ullſtein & Ko. (184 S.) 0,50 M. 

Reichel: Zum Abſchnitt: Strafvollſtreckung. Thür Bl. 51. Bd. 186—189. 

Reicher, Heinr.: Die Fürſorge für die verwahrloſte Jugend. I. Tl. 3. 
A. Der Schutz der Kinder gegen Mißhandlung und Verwahrloſung 
in Frankreich. B. Die Fürſorge für die landſtreichende, bettelnde 
und ſtraffällige Jugend in Belgien. C. Die Verſorgung verwahr⸗ 
loſter Kinder in der Schweiz. Anh.: I. Das norweg. Geſetz, betr. 
die Fürſorge für verwahrloſte Kinder. II. Die „George Junior 
Republic“ in Amerika. Wien, Manz. (224 S.) 2,50 M. 

v. Schwab: Unterbringung geiſteskranker Strafgefangener in Württem⸗ 
berg. Vortrag. Juriſtiſch-pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von 
A. Finger u. a. 2. Bd. S. 35 — 50.) Halle, C. Marhold. 

Schwandner: Aus der Praxis der vorläufigen Entlaſſung. 
MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 358 —367. 

v. Sichart: Die Freiheitsſtrafe im Anklageſtande und ihre Ver⸗ 
teidigung. Heidelberg, C. Winter, Verl. (60 S.) 1,60 M. 
Stade: Zur Erziehungsaufgabe des modernen Gefängniſſes. 

BlGefängnK. 37. Bd. 457465. 
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Treu, Max: Der Bankrott des modernen Strafvollzuges und ſeine 
Reform. Ein offener Brief an das Reichsjuſtizamt. Stuttgart, 
N. Lutz. (107 S.) 1,50 M. 

Wagner, Caſimir: Die Strafinſeln. 
(IV, 338 S.) 3,20 M. 


Stuttgart, F. Lehmann. 


VI. Kriminalpolitik, Kriminalanthropologie, Kriminaliſtik, 
Gerichtliche Medizin. 

Amſchl, Alfred: Ein merkwürdiger Fall von Frauenmord. Zt. 
24. Bd. 616656. 

Bleuler, E.: Zur Behandlung Gemeingefährlicher. MSchrKrimfis:. 
1. Ig. 92—99. 

Brill, Carl: Ein Eheſcheidungsprozeß oder Wichtige Streitfragen 
auf dem Grenzgebiet der Heilkunde und der Rechtswiſſenſckaf 
Magdeburg, A. Rathke in Komm. (68 u. 14 S.) 1 M. 

Ertel: Ein zwölfjähriger Mörder. Arch Krim Anthr. 15. Bd. 361—374. 

Ferriani, Lino: Der „Cynismus“ bei den jugendlichen Verbreckern. 
MSchräKrimpſych. 1. Ig. 171 — 176. 

Flynt, Joſiah: Auf der Fahrt mit Landſtreichern. Aus dem engliisen 
Tramping with Tramps v. Lili du Bois-Reymond. Berli. 
J. Guttentag. (VII, 259 S.) 3 M. | 

Forel, A.: Zur Behandlung Gemeingefährlicher. NMSchrfrimfirt. 
1. Ig. 236 — 238. 

Gaupp, Robert: Über den heutigen Stand der Lehre vom „geborenen 
Verbrecher“. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 25 —42. 

Graßl: Die Selbſtmorde in Bayern. Ein volkspſychologiſcher Beitrag. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 179— 187, 259 — 265. 

Groß, H.: Zum Fall vom „Menſchenfreſſer“ Franz Bratuiou 
DIZ. 9. Ig. 733 — 735. 

Groß, H.: Zum Falle „Ein Kannibale“ 
Arch Krim Anthr. 16. Bd. 151 —155. 

Heller, Ludwig: Hypnotismus, Suggeſtion und Magnetopathiswu⸗ 
vom geſundheitlichen und medizinalpolizeilichen Standpunkte, jo 
von dem der Volkswohlfahrt. Friedreichs Bl. 55. Ig. 133 — 155. 
229 — 235, 299 — 316. 

Herz, Hugo: Die Kriminalität der Mafia. MSchrͤKrimpſych. 1. Js 
385-396. 

Holthauſen: Über die diagnoſtiſche Bedeutung der Zungennarber 
bei Epileptikern. MSchräKrimpPſych. 1. Ig. 176— 179. 

Kerſten: Eiſenbahnfrevel. Arch Krim Anthr. 15. Bd. 393 —3M. 

Kovalevski, P.: Zur Pſychologie des Vatermordes. MSchrͤKrim Pio. 
1. Ig. 309—319. 

Kratter, Julius: Erfahrungen über einige wichtige Gifte und deten 
Nachweis. Arch KrimAnthr. 14. Bd. 122— 160; 15. Bd. 214 — 263; 
16. Bd. 1—68. ö 

Kreuſer: Über Paranoia. Vortrag. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Gren; 
fragen. Hrsg. von A. Finger u. A. 2. Bd. S. 12—31.) Halle. 
C. Marhold. 

Müller: Ein pſychologiſch intereſſanter Angeklagter. MSchrKrimpſoch. 
1. Ig. 324—325. 

Näcke, P.: Ein Beſuch bei den Homoſexuellen in Berlin. Mit Re 
merkungen über Homoſexualität. Arch Krim Anthr. 15. Bd. 244 — 283 

Näcke, P.: Die Überempfindlichkeit gewiſſer Sinne als ein mögliche: 
kriminogener Faktor. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 375 —385. 

Oberndorfer, S., u. Steinharter, S.: Die poſthypnotiſcden 
Aufträge in ihrer pſychiatriſchen und juriſtiſchen Bedeutung 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 170—178, 251—258, 339 —345. 

Pelman, C.: Bemerkungen zu dem Prozeſſe des Prinzen Preis: 
Arenberg. MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 60-63. 

Quenſel: Alkohol und Verbrechen. MSchrͤKrimpſych. 1. Ig. 323—324 

Stransky, Erwin: Bericht über die bisher als Manufkript de 
druckten „Referate und Anträge, betreffend die Reform des Irren 
weſens“ in Oſterreich. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 244 — 253. 


(von Nemaniſch. 


XXX. Jahrgang. 


Stransky, Erwin: Mordverſuch eines Paranoikers (induziertes 
Irreſein) an feinem vermeintlichen Verfolger. MSchrͤrimpſych. 
1. Jg. 427428. 

Steinbiß, Walter: Über einen ſeltenen Fall tranſitoriſcher Bewußtſeins⸗ 
ſtörung. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 309 — 324 

Travers: Mädchenſtecher. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 396—397. 

Trüper: Pſychopathiſche Minderwertigkeiten als Urſache von Geſetzes⸗ 
verletzungen Jugendlicher. (Beiträge zur Kinderforſchung. 8. Heft.) 
Langenſalza, H. Beyer. (57 S.) 

Wilhelm, Eugen: Ein Fall von ſogenannter „Kleptomanie“. 
Arch Krim Anthr. 16. Bd. 156 — 1686. 

Wollenberg: Über das Querulieren Geiſteskranker. Vortrag. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. 2. Bd. 
S. 33—34.) Halle, C. Marhold. 


Anuſchat, Erich: Die Photographie von Fußſpuren und ihre Ver⸗ 
wertung für gerichtliche Zwecke. (Mit 36 Abbildungen.) Arch KrimAnthr. 
16. Bd. 73 — 106. 

Paſſow, Richard: Die Notwendigkeit kriminologiſcher Einzel⸗ 
beobachtungen. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 151 — 170. 

Pollak, Max: Wiener Gaunerſprache. ArchKrimAnthr. 15. Bd. 
171—237. 

Weingart, Alb.: Kriminaltaktik. Ein Handbuch für das Unterſuchen 
von Verbrechen. Leipzig, Duncker & Humblot. (X, 420 S.) 8 M. 

Wulffen: Zur Ausbildung der praktiſchen Kriminaliſten: a) in kauf⸗ 
männiſchen Kenntniſſen und in den Geſchäften des Handels; b) in 
den Strafanſtalten. Arch Krim Anthr. 16. Bd. 107 — 150. 


Arneth, J.: Beſtimmung des verletzenden Werkzeuges. Friedreichs Bl. 
55. Ig. 81 — 106, 211 — 220, 282 —290, 361 —369. 

Brie: Zur Kenntnis der Pſychoſen nach Strangulationsverſuch. 
MSchräKrimPſych. 1. Ig. 328330. 

Fauſer, A.: Über die Bedeutung der neueren Entwickelung der 
Pſychiatrie für die gerichtliche Medizin. Vortrag. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. 2. Bd. 
S. 69— 79.) Halle, C. Marhold. 

Hoppe, Fritz: Über Schädelbrüche in gerichtsärztlicher Beziehung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 241 — 250, 332—339. 

Klix: Über akute Phosphorvergiftung vom gerichtsärztlichen Standpunkt. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 274 —281, 353360. 

Kraepelin, Emil: Der Unterricht in der forenſiſchen Pſychiatrie. 
MSchrKrimPſych. 1. Ig. 141—151. 

Ledden⸗Hulſeboſch, C. F. van: Zwei Kriminalfälle. 1. Blutige 
Abdrücke als Beweismittel. 2. Schriftfälſchung auf einem Lotterie⸗ 
zettel. ArchKrim Anthr. 16. Bd. 69 — 72. 

Nedem: Über Selbſtentzündung und een V. und VI. Heft. 
Greifswald, J. Abel. 2,70 M. 

Pflanz, Wilhelm: Gerichtsärztliche Beurteilung der Strychnin⸗ 
vergiftung. FriedreichsBl. 55. Ig. 221—228, 291 —298, 
870-378. 

Reiß: Einiges über die Herſtellung falſcher Münzen durch Gießen. 
(Silbermünzen.) ArchKrimAnthr. 15. Bd. 386— 392. 

Schultze, Ernſt: Wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete der 
gerichtlichen Pſychiatrie. 3. Folge. Aus der Literatur des Jahres 
1903 zuſammengeſtellt. Halle, C. Marhold. (63 S.) 1 M. 

Takayama, Maſar: Verfahren, undeutliche Blut⸗ und Speichelſchrift 
ſichtbar zu machen. Arch Krim Anthr. 15. Bd. 238 — 243. 

Thomſen: Die Stellung des pſychiatriſchen Sachverſtändigen nach den 
letzten Miniſterialverordnungen. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 321—323. 


Daiber: Statiſtiſche Erhebungen über die forenſiſchen Beziehungen 
der württembergiſchen Irrenanſtaltspfleglinge. Vortrag. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. 2. Bd. 
S. 91—110.) Halle, C. Marhold. 
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Dochow: Über den Wert arbeitsſtatiſtiſcher Einzelunterſuchungen für 
die Kriminalſtatiſtik. MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 320 —321.. 
Dochow: Statiſtiſche Beiräte. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 430 —433. 
Kriminalſtatiſtik für das Jahr 1901 und 1902. Bearbeitet im 

Reichsjuſtizamt und im kaiſ. ſtatiſt. Amt. (Statiſtik des Deutſchen 
Reichs. Hrsg. vom kaiſ. ſtatiſt. Amt. Neue Folge. 146. und 
155. Bd.) Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. Je 10 M. 
Peterſilie, Erich: Unterſuchungen über die Kriminalität in der 
Provinz Sachſen. Ein Beitrag zur Landeskunde auf ſtatiſtiſcher 
Grundlage. (Der Gerichtsſaal. Hrsg. von F. Oetker u. A. Finger. 
54. Bd. Beilageheft.) Stuttgart, F. Enke. (III, 195 S.) 5 M. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. 
I. Staatsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Bender, Julius: Allgemeines Staatsrecht. Deutſches und preußiſches 
Staats⸗ und Verwaltungsrecht. Kirchenrecht und Völkerrecht. 
Repetitorium für Studierende und Referendare. 9. Aufl. Roll: 
ſtändig neu bearbeitet von M. Gebhardt. 2 Bde. Berlin, 
R. Trenkel. (XV, 523; VII, 433 S.) 9 M. 

Bollmann, Johs.: Bremiſches Staats⸗ und Verwaltungsrecht. 
Bremen, G. A. v. Halem. (XI, 250 S.) 6 M. 

Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 
Syſtematiſch dargeſtellt. Thür Bl. 51. Bd. 189 — 209. 

Salis, L. R. v.: Schweizeriſches Bundesrecht. Staatsrechtliche und 
verwaltungsrechtliche Praxis des Bundesrates und der Bundes⸗ 
verſammlung ſeit dem 29. V. 1874. Im Auftrage des ſchweizeriſchen 
Bundesrates bearbeitet. Zweite bis Ende 1902 fortgeführte Aufl. 
Bern, K. J. Wyß. (Schluß⸗ Bd. (XXIII, 778 S.) 11 M. 

Staatsſtreich oder Reformen! Politiſches Reformbuch für alle 
Deutſchen, verfaßt von einem Ausland⸗Deutſchen. 1. Tl. (Ver⸗ 
faſſungsreform. — Wahlreform. — Reform der Intereſſen⸗ 
vertretung. — Verwaltungsreform.) Zürich, Zürcher & Furrer. 
(XXIII, 317 S.) 2 M. 


by) Eingelfäjriften, 

Anſchütz, Gerh.: Der Fall Frieſenhauſen. Noch ein Beitrag zum 
Lippeſchen Thronſtreit. Tübingen, J. C. B. Mohr. (VII, 228 S. 
mit 1 Stammtafel.) 5 M. 

Arndt, Ad.: Das Reichsgericht und das richterliche Prüfungsrecht 
bei Geſetzen und Verordnungen. Recht. 8. Ig. 348 — 849. 

Bornhak, Conrad: Zwei Fragen des herzoglich ſächſiſchen Thron⸗ 
folgerechtes. Hirths Ann. 87. Ig. 411—422, 489. 

Däbritz, Walther: Der Staatshaushalt des Königreichs Sachſen 
vornehmlich im Licht der Finanzpolitik anderer Bundesſtaaten. 
Hirths Ann. 37. Ig. 641666. 

Dantſcher v. Kollesberg, Th., Ritter: Der ſtaatsrechtliche Charakter 
der Delegationen. Wien, Manz. (XIV, 350 S.) 8 M. 

Dyroff, Anton: Beendigung der Regentſchaft in Bayern bei Lebzeiten 
des Königs. Hirths Ann. 37. Ig. 401 —410. 

Dyroff, Anton: Weiteres zur Regentſchaftsfrage in Bayern. 
Hirths Ann. 37. Ig. 481488. 

Freſe: Die Dienſtverhältniſſe der. Ratsmitglieder in Städten mit 
revidierter Städteordnung. Fiſchers Z. 27. Bd. 289 — 298. 
Heiner, Frz.: Der ſogenannte Toleranzantrag oder Geſetzentwurf 
über die Freiheit der Religionsübung im Deutſchen Reiche nach 
der 2. und 3. Beratung des Reichstags, nebſt einer Einleitung 
u. einem Sachregiſter. Ergänzungsbd. zu dem im Jahre 1902 
erſchienenen Bande „Der fog. Toleranzantrag nach der 1. Beratg.“ 

Mainz, Kirchheim & Co. (V u. S. 517—849.) 4 M. 

Herrfurth, G.: Das geſamte preußiſche Etats, Kaffen: u. Rechnungs⸗ 

Weſen einſchließlich der Rechtsverhältniſſe der Staatsbeamten, 
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zuſammengeſtellt u. erläutert. 4. weſentlich verm. u. verbeſſ. Auflage. 
1. Bd. Das preußiſche Etatsweſen. Berlin, C. Heymann. (XXIV, 
322 S.) 6 M. 

Hubrich, Eduard: Zur ßpreußiſch⸗ polniſchen Sprachenfrage. 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 570—590. 

Kekule v. Stradonitz, Stephan: Der Beweis des Uradels nach dem 
neuen ſächſiſchen Adelsgeſetz. Fiſchers Z. 28. Bd. 18— 28. 

Kekule v. Stradonitz, Stephan: Die rechtliche Tragweite des Lippiſchen 
Schiedsſpruches vom 22. VI. 1897. Hirths Ann. 37. Ig. 670—686. 

Kekule v. Stradonitz, Stephan: Zur braunſchweigiſchen Thronfolge⸗ 
frage. DIZ. 9. Ig. 669 — 672. 

Löbe, Ernſt: Handbuch des königl. ſächſiſchen Etat⸗, Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen mit Einſchluß der rechnungsmäßigen Staatshaus⸗ 
haltskontrolle. 2. vollſtänd. neu bearbeitete Auflage. Leipzig, 
Veit & Cie. (XVI, 824 S.) 20 M. 

Muehlon, Wilh.: Die rechtliche Stellung der Kirche auf dem Gebiete 
des bayeriſchen Volksſchulweſens. München, J. Schweitzer Verl. 
(IV, 59. S.) 1,80 M. 

Mumm: Die Aufnahme bezw. Naturaliſation Minderjähriger. DIZ. 
9. Ig. 640. 

Pannier, Karl: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs, nebſt dem 
Wahlgeſetz, Wahlreglement, Einführungsgeſetz für Elſaß⸗Lothringen 
u. Geſetzen verwandten Inhalts. 8., durch das Reichsgeſetz vom 
14. V. 1904 ergänzte Aufl. Leipzig, Ph. Reclam jr. (141 S.) 0,60 M. 

Rehm, Hermann: Nochmals die Oldenburger Thronfolgefrage. 
Hirths Ann. 37. Ig. 576—584. 

Reusner, M. v.: Gemeinwohl und Abſolutismus. Berlin, F. Gottheiner. 
(IV, 142 S.) 4 M. 

Rieß, Alfons: Die Mitwirkung der geſetzgebenden Körperſchaften bei 
Staatsverträgen nach deutſchem Staatsrechte. (Abhandlungen aus 
dem Staats⸗ und Verwaltungsrecht, hrsg. von Siegfried Brie. 
10. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus. (VI, 100 S.) 3 M. 

Schaaf, Carl: Die ſogenannten Zwiſchendeputationen des § 114 
der ſächſiſchen Verfaſſungsurkunde. Leipzig, Veit & Co. (IV, 
62 S.) 1,60 M. 

Sklarek, Max: Der Lippeſche Erbfolgeſtreit, nach ſeinem heutigen 
Stande dargeſtellt. Berlin, Boll & Pickardt. (34 S.) 0,50 M. 


II. Verwaltungsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 


Brauchitſch, M. v.: Die neuen preußiſchen Verwaltungsgeſetze. 
Nach dem Tode des Verfaſſers umgearbeitet, fortgeführt und hrsg. 
Studt und v. Braunbehrens. 5. Bd. 7. bis auf die Gegenwart 
fortgeführte Geſamtauflage. 3. Bearbeitung. Berlin, C. Heymann. 
(XVI, 1092 S.) 10 M. 

Kunze, Fr., und Kautz, G.: Die Rechtsgrundſätze des Königlich 
preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Begründet von K. Parey. 
3. gänzlich neu bearb. und bis zur Gegenwart ergänzte Auflage. 
Ergänzungs⸗Bd. 1904. 1. Tl. Berlin, J. Guttentag. (248 S.) 5 M. 

Kappelmann: Zum nächſten Preußiſchen Städtetage. (Eine vor⸗ 
zeitige Gloſſe.) PrVerwBl. 25. Ig. 879 —884. 

Lemcke, R.: Die preußiſche Exekutivpolizei. Wie ſie war, wie ſie 
iſt und wie fie fein müßte... Osnabrück, A. Lieſecke. (340 ©.) 

Lindemann, Otto: Die Geſetzgebung über Polizeiverordnungen in 
Preußen. Textausgabe der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen mit 
Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. (Guttentags Sammlung 


preußiſcher Geſetze. Nr. 36.) Berlin, J. Guttentag. (175 S.) 1,50 M. 


Maraun, W.: Verwaltungsſchriften für preußiſche Gemeinde, Polizei⸗ 
und Kreisbehörden. Sammlung zentralbehördlicher Erlaſſe zur Aus⸗ 
führung und Erläuterung der Staats⸗ und Reichsgeſetze. Ig. 1903. 
Berlin, Bruer & Ko. (IV, 504 S. und S. 5—66 nebſt Be 
richtigungsblättchen zu Bd. I- IV 16 Bl.) 9 M. 
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Die Polizei. Zeitſchrift für Polizeiwiſſenſchaft,⸗dienſt und⸗weſen mit 
den Beilagen: Der Dienſthund und Die Familie. Schriftleitung: 
Gersbach. 1. Ig. April — Dezbr. 1904. Berlin, Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Dank. Vierteljährl. 1,50 M. 

Oſterreichiſches Verwaltungs archiv. Unter Mitwirkung zahlreicher 
Fachmänner hrsg. von Ferd. Schmid. 1. Ig. Juli 1904 bis 
Juni 1905. 4 Hefte. Wien, F. Tempsky — Leipzig, G. Freytag 
16 M.; einzelne Hefte 5 M. 


b) Einzelſchriften. 
Weiſe, Georg: Die Beiladung im preußiſchen Verwaltungsprozeß⸗ 
rechte. Hirths Ann. 37. Ig. 454 —478. 


Vigelius, Carl: Die Städteordnung für die Rheinprovinz vom 
15. V. 1856 in ihrer durch die neueſte Geſetzgebung bedingten 
Faſſung. Leipzig, C. E. M. Pfeffer. (XII, 313 S.) 5,75 M. 


Geſchäftsanweiſung für die Oberförſter der königlich preußiſchen 
Staatsforſten vom 4. VI. 1870 unter Berückſichtigung der bis 1. VI. 
1904 ergangenen Anderungen. Berlin. J. Springer. (100 S.) 2,50 M. 


Albrecht, Otto: Das Verhältnis der Gärtner zum Gewerberecht. 
Hirths Ann. 37. Ig. 490—515. 

Boehm: Die Folgen des unrechtmäßigen Verlaſſens der Lehre. 
Recht. 8. Ig. 219. 

Decken, L. v. d.: Das Recht der Wanderlager und ſeine geſchichtliche 
Entwicklung. SächſoVG. 5. Bd. 1—32. 

Fleiſchmann, Max: Die Entſchädigung der öffentlichen Betriebs⸗ 
unternehmungen bei polizeilich verfügter Straßenſperrung. [Wird 
fortgefegt.] EiſenbahnE. 20. Bd. 286 — 296, 370— 377. 

Rumpelt, A.: Die königlich ſächſiſche Arzteordnung vom 15. VIII. 
1904 nebſt den zugehörigen Ausführungsvorſchriften, insbeſondere 
der ärztlichen Standes⸗ und Ehrengerichtsordnung. (Juriſtiſche 
Handbibliothek. 167. Bd.) Leipzig, Roßberg. (IV, 160 S.) 3 M. 


Die Börſenſteuernovelle. Bank Arch. 3. Ig. 123 — 125. 

Börſenſteuern des Auslandes. BankArch. 3. Ig. 179 — 180. 

Juſt, Ernſt: Das Zeitverhältnis zwiſchen der Steuer und dem 
Einkommen und die Fuiſtingſchen Reformvorſchläge. Fiſchers Z. 
27. Bd. 298-319. 

Leo, M.: Neue hamburgiſche Steuergeſetze. DIZ. 9. Ig. 739 — 740. 

Lorey: Die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen im 
Königreich Sachſen. (Geſetz vom 1. VII. 1878, die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen betr., in der Faſſung vom 
26. III. 1904, und Geſetz vom 23. III. 1880, betr. die weitere 
Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes, nebſt Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen.) Erläutert. (Juriſtiſche Handbibliothek. 165 Bd.) Leipzig, 
Roßberg. (XXII, 219 S.) 4 M. 

Maatz: Dänemarks Einkommen- und Vermögensſteuergeſetz. PrVerwBl. 
25. Ig. 837838. 

Maatz: Eintritt und Beginn, Erlöſchen und Ende der Einkommen⸗ 
ſteuerpflicht. PrVerwBl. 25. Ig. 843-847. 

Stelling: Das Hundehalsband. Eine hundeſteuerliche und ver: 
kehrspolizeiliche Studie. PrVerwBl. 25. Ig. 807 —812. 

Vogel, Karl: Die Umſatzſteuerfrage in Sachſen. Diſſ. Annaberg, 
Graſer (in Komm.). (II, 112 S.) 2,50 M. 


Seiffert, Karl: g 


Beitrag zur Geſchichte des bayeriſchen Staats⸗ 
ſchuldenweſens. Hirths Ann. 37. Ig. 616-630. 


Keyßner, L.: Norwegiſches Geſetz, betreffend den Feingehalt und 
die Stempelung von Gold⸗ und Silberwaren in Norwegen. Vom 
6. Juni 1891. Goldſchmidts Z. 55. Bd. 515-517. 

Keyßner, L.: Kolumbiſches Geſetz, betreffend die Regelung des 
Münzweſens; Tilgung des Papiergeldes. Vom 28. Oktober 1903. 
Goldſchmidts Z. 55. Bd. 517519. 


XXIII. Jahrgang. 


Bauordnung für die Stadt Altona vom 15. XI. 1892 in der durch 
die Nachträge 1— VIII . . . abgeänderten Faſſung. Altona, J. Harder, 
Sort. (51 S.) 0,50 M. 

Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Berlin vom 15. VIII. 1897 
nebſt den Bekanntmachungen betr. Eigengewichte von Baumaterialien 


uſw und zuläſſige Beanſpruchungen, der Baupolizeigebührenord⸗ 


nung uſw. Berlin, W. Ernſt & Sohn. (74 S.) 1 M. 

Die Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Berlin vom 15. VIII. 
1897, nebſt Anhang enth. die Baupolizeigebührenordnung, Eigen⸗ 
gewichte und Beanſpruchung von Baumaterialien und Bauteilen, 
eine Darſtellung der bei Neubauten anzuwendenden Wandſtärken 
ſowie ein alphabet. Sachregiſter. 5. Aufl. Berlin, G. Siemens. 
(70 S.) 0,60 M. 

Ecker, Fritz: Rheiniſches Wegerecht. PrVerwBl. 25. Ig. 827—833. 

Entwurf eines preußiſchen Geſetzes zur Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe nebſt Begründung. (Sammlung amtlicher Veröffent⸗ 
lichungen aus dem Reichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 38.) Berlin, 
C. Heymann. (64 S. mit 1 Tab.) 1 M. 

Rumpelt, A.: Allgemeines Baugeſetz für das Königreich Sachſen 
vom 1. VII. 1900/20. V. 1904 nebſt Ausführungsverordnungen 
von denſelben Tagen. Textausgabe 2. Aufl. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek. 12. Bd.) Leipzig, Noßberg. (III, 101 S.) 1,50 M. 

Rumpelt, A.: Allgemeines Baugeſetz für das Königreich Sachſen 
vom 1. VII. 1900 mit dem Abänderungsgeſetze vom 20. V. 1904. 
Handausgabe. 3., vermehrte u. verbeſſerte Auflage. (Juriſtiſche 
Handbibliothek. 326. Bd.) Leipzig, Noßberg. (VIII, 533 S.) 6 M. 

Troitzſch, Walt.: Allgemeines Baugeſetz für das Königreich Sachſen 
vom 1. VII. 1900/20. V. 1904 nebſt Ausführungsbeſtimmungen 
von denſelben Tagen. Textausgabe mit Anmerkungen und den 
für Bauende wichtigen Beſtimmungen des Reichs- u. Landesrechts. 
2. Aufl. (Juriſtiſche Handbibliothek. 122. Bd.) Leipzig, Roßberg. 
(X, 129 S.) 2 M. 


Schoplick: Verfahren bei Bildung öffentlicher Entwäſſerungs⸗ 
(Drainage) und Bewäſſerungs⸗Genoſſenſchaften. PrVerwBl. 
25. Ig. 865—868. 


Eger, G.: Die Feſtſtellung der Entſchädigung im preuß. Enteignungs⸗ 
verfahren. PrVerwBl. 25. Ig. 739 — 744. 

Vitzthum v. Eckſtaedt, Graf: Das Planfeſtſtellungsverfahren nach 
ſächſiſchem Enteignungsrecht. Fiſchers Z. 28. Bd. 1—18. 


Adam: Die Erſatzpflicht des Arbeitgebers bei unterlaſſener An⸗ 
meldung zur Gemeindekrankenverſicherung oder zur Ortskranken⸗ 
kaſſe. DIZ. 9. Ig. 644 — 645. 

Atlas und Statiſtik der Arbeiterverſicherung des Deutſchen Reichs. 
Beiheft zum Reichs⸗Arbeitsblatt Juni 1904. Hrsg. vom kaiſerl. 
ſtatiſt. Amt, Abthlg. für Arbeiterſtatiſtik. Bearb. im Keichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt. Berlin, C. Heymann. (38 S. m. 17 farb. Taf.) 0,50 M. 

Bazille, Wilhelm, u. Köſtlin, Richard: Das Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetz. Eine gemeinverſtändl. Belehrung über Pflichten u. Rechte 
der Arbeitgeber u. der Verſicherten, insbeſ. Anweiſung zur Erlangung 
von Invaliden⸗, Kranken- u. Altersrenten, von Heilverfahren, An⸗ 
gehörigenunterſtützungen u. von Beitragserſtattungen. Grunewald⸗ 
Berlin, Verl. d. Arbeiterverſorgung A. Troſchel. (VIII, 196 S.) 2M. 

Gebhard, Herm.: Die Gemein⸗ und Sonderlaſt, das Gemein⸗ und 
Sondervermögen der Landesverſicherungsanſtalten nach dem 
Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. VII. 1899. Diſſ. Lübeck. 
(Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht.) (VII, 74 S.) 1,80 M. 

Jagwitz, F. v.: Soziale Geſetzgebung und Sozialdemokratie. 
1. Tl. Arbeiterverſicherung und Arbeiterorganiſationen. Berlin, 
A. W. Hayns Erben. (VIII, 185 S.) 3,50 M. 

Romader, G.: Die Reichsverſicherung. Umbau und Ausbau der 
Arbeiterverſicherung und Vorſchläge zur Errichtung einer Reichs⸗ 
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verſicherung. Grunewald ⸗Berlin, Verlag der Arbeiterverſorgung 
A. Troſchel. (13 S.) 0,30 M. 

Zacher: Die Arbeiterverſicherung im Auslande. Heft 3a: Die 
Arbeiterverſicherung in Norwegen. Erſter Nachtrag zu Heft III. 
Grunewald⸗Berlin, Verlag der Arbeiterverſorgung A. Troſchel. 
(113 S.) 3,60 M. 


Dambach, Otto: Das Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen 
Reichs vom 28. X. 1871. Erläutert. Sechſte vermehrte und ver⸗ 
änderte Auflage. Hrsg. von Ernſt v. Grimm. Nachtrag. Berlin, 
R. Schoetz. (87 S.) 1,60 M. 

Schmidt, A.: Was iſt unter dem im deutſchen Poſtgeſetz enthaltenen 
Begriffe „Wert“ im volkswirtſchaftlichen Sinne zu verſtehen? 
Hirths Ann. 37. Ig. 687 — 706. 

Telegraphenordnung für das Deutſche Reich vom 16. VI. 1904. 
Berlin, R. v. Decker. (23 S.) 0,40 M. 


Martens, P. Ch.: Das deutſche Konſular⸗ und Kolonialrecht. Unter 
Berückſichtigung der neueſten Geſetze und Verordnungen gemein⸗ 
verſtändlich bearbeitet für Schule, Kontor und Selbſtbelehrung, 
(Ludw. Huberti's moderne kaufmänniſche Bibliothek.) Leipzig. 
L. Huberti. (VIII, 122 S.) 2,75 M. 


F. Aircheurecht. 

Berbig: Einige auf die Kurſächſ. Viſitation vom Jahre 1528 bezügliche 
Schreiben, ſowie das Viſitationsmandat und die für die fränkiſche 
Pflege erlaffene Inſtruktion. ZKirchR. 14. Bd. 159 — 188. 

Doemming, v.: Die Neuregelung des kirchlichen Beſteuerungsweſens. 
PrVerwBl. 25. Ig. 759— 761. 

Hilgers, Joſ.: Der Index der verbotenen Bücher. In ſeiner 
neuen Faſſung dargelegt und rechtlich⸗hiſtoriſch gewürdigt. Freiburg 
i. B., Herder. (XXI, 638 S.) 9 M. 

Knodt, E.: Die älteſte evang. Kirchenordnung für Naſſau, 1536. 
ZKirchR. 14. Bd. 189— 251. 


G. Internationales Recht. 


Barazetti, Caeſar: Behandlung deutſcher Nachläſſe in der Schweiz, 
insbeſondere im Kanton Zürich. Böhms Z. 14. Bd. 355 — 3861. 

Bettelheim, Ernſt: Das internationale Wechſelrecht Oſterreichs. 
Wien, Manz. (IV, 274 S.) 5,20 M. 

Hennig, Richard: Die Seekabel im Kriege. 
8382 —397. 

Keyßner, L.: Beſtimmungen für den Handel während des Krieges 
Rußlands mit Japan. (Kriegskonterbande). Goldſchmidts Z. 55. Bd. 
499 — 502. 

Keyßner, L.: Überſicht der internationalen Verträge, Geſetze und 
Verordnungen uſw. für das Deutſche Reich. Goldſchmidts Z. 
55. Bd. 478 — 499. 

Keyßner, L.: Internationale Verträge. 
503 — 504. 

Klibanski: Syſtem und Inhalt der Handelsverträge des ruſſiſchen 
Reiches. Böhms Z. 14. Bd. 227—802. 

Liszt, v.: Über die Frage der Handhabung von Neutralitätsvorſchriften. 
DIZ. 9. Ig. 852—853. 

Meili, F.: Das internationale Zivilprozeßrecht auf Grund der 
Theorie, Geſetzgebung u. Praxis. 2. Tl. Zürich, Art. Inſtitut 
Orell Füßli. (VI u. S. 177—346.) 7,50 M. 

Röpcke, Willy: Das Seebeuterecht. (Roſtocker rechtswiſſenſchaftl. 
Studien, hrsg. von B. Matthiaß u. H. Geffcken. 2. Bd. 7. Heft.) 
Leipzig, A. Deichert, Nachf. (X, 139 S.) 3 M. 

Schaefer, Karl: Das deutſch⸗amerikaniſche literariſche Ubereinkommen 
von 1892 und feine Entſtehungsgeſchichte. GewRſchutz. 9. Ig. 
154 — 157. 


Böhms Z. 14. Bd. 


Goldſchmidts Z. 55. Bd. 
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Schwartz, Iſidor: Die Wirkſamkeit ausländiſcher ehegerichtlicher 
Urteile in Ungarn. Böhms Z. 14. Bd. 341 — 354. 

Internationaler Telegraphenvertrag, (abgeſchloſſen zu St. Peters⸗ 
burg am 10./22. VII. 1875) nebſt Ausführungs⸗Ubereinkunft für 
den internationalen Telegraphenverkehr (Londoner Revifion vom 
10. VIII. 1903.) Berlin, R. v. Decker. (128 S.) 1,20 M. 

Wörner, Gerhard: Fremdengerichte. DIZ. 9. Ig. 807808. 


Literaturbeſprechung. 


Prof. Dr. Alois Zucker in Prag, Ein Wort zur Auf⸗ 
hebung der Vorunterſuchung (Berlin, Verlagsbuchhandlung 
von J. Guttentag, 1904). 


Die Anſchauungen des bekannten Prozeſſualiſten find nicht 
mehr unbekannt; in wichtigen Vorarbeiten find ſie mehrfach von 
ihm begründet worden. Dieſe Schrift enthält im weſentlichen 
eine Polemik gegen Groß, der im „Archiv für Kriminal- 
anthropologie“ Bd. XII S. 191—218 für Beibehaltung der 
Vorunterſuchung eingetreten iſt. Zucker iſt ein — faſt leiden ⸗ 
ſchaftlicher — Gegner der Vorunterſuchung. Auch wer feine 
früheren Arbeiten nicht kennt, wird ſich durch die Lektüre der 
kleinen Broſchüre (74 nicht knapp geſchriebene Seiten) ein faſt 
vollſtändiges Geſamtbild ſeiner Anſchauungen geſtalten können. 
Er will nicht, daß der Beſchuldigte bereits „vor der entſcheidenden 
Hauptverhandlung mit dem Stigma eines richterlicherſeits an⸗ 
erkannten und ausgeſprochenen hohen Schuldverdachtes behaftet“ 
werde. „Der Verfolgte hat ... . ein Recht darauf, zu ver⸗ 
langen, daß er im Laufe des vorbereitenden Verfahrens nur dem 
Staatsanwalt als Prozeßpartei und nicht dem Richter als 
Beſchuldigter“ gegenübergeſtellt werde.“ — Denjenigen, die — 
wie der Referent — faſt vollkommen auf ſeiten Zuckers ſtehen, 
bereitet die Lektüre einen großen Genuß; aber andere zu über- 
zeugen, dürfte ſie auch geeignet ſein. Der nicht zu überſchätzende 
Wert der von ihm vertretenen Anſchauungen iſt, daß auf Wahrheit 
und Klarheit in einer Sache hingearbeitet wird, wo heute nur 
Schein und Fiktion herrſcht; die ſchneidendſte Fiktion, der „Er⸗ 
oͤffnungsbeſchluß“, würde das erſte Opfer ſein, das fallen muß, 
— und keiner würde ihm eine Träne nachweinen. 

Brückmann. 


Grundlegende Eutſcheidungen. 
IJn Entſch. Nr. 1 wird auf argliftige Verhinderung des 
Zugehens einer Willenserklärung durch den Adreſſaten § 162 
B. G. B. angewendet, alſo die Erklärung als zugegangen be⸗ 
handelt, im übrigen aber dem Adreſſaten, der das Zugehen der 
Erklärung an ſich ſelbſt fahrläſſig vereitelt hat, die Berufung 
auf dieſe Folge ſeines Verſchuldens verſagt. 

Die Entſch. Nr. 3 erſetzt aus Anlaß eines Falles von 
Kolluſion des Mitgliedes einer offenen Handelsgeſellſchaft mit 
einem Dritten die Einrede der Argliſt durch folgende Konſtruktion: 
Wegen der vorſätzlichen Schadenszufügung tritt Erſatzpflicht 
aus § 826 B. G. B. ein; dieſe geht nach 8 249 auf Wieder⸗ 
herſtellung, die darin beſteht, daß er den Anſpruch wieder be- 
ſeitigt, bezw. niemals geltend macht. 

Zur Frage, ob die Haftung eines Gaſtwirts für ficheren 
Zugang zu feinem Lokal auf kontraktlicher oder außerkontrakt⸗ 
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licher Grundlage beruht, äußert ſich Entſch. Nr. 5 im letzteren 
Sinne, fie läßt ihm alſo den Entſchuldigungsbeweis aus 8 831 
B. G. B. offen, im Gegenſatz zu Entſch. Nr. 6, in der die 
Sicherung der Bahnhofszugänge durch die Eiſenbahnverwalturz 
als Vertragspflicht gegenüber den Reiſenden behandelt wird. 

Über die Anwendung des § 326 B. G. B. bei Verzug dez 
Käufers in der Spezifikation von Ratenlieferuugen handelt 
Entſch. Nr. 7. 

In eingehender Weiſe wird in Entſch. Nr. 8 die rechtliche 
Natur der Anzeige erörtert, die dem Gläubiger einer zu ver 
pfändenden Forderung gemäß § 1280 B. G. B. zu machen ift. Ez 
handelt ſich in dem entſchiedenen Falle um die ee 
einer Lebensverſicherungspolice. 

Über die Verantwortlichkeit mehrerer an der Vornahme einer 
unerlaubten Handlung Beteiligter verhält fich Entſch. Nr. 10. 

Einen wertvollen Beitrag zur Lehre von der Anerkennunz 
der Vaterſchaft zu einem unehelichen Kinde enthält Entſch. Nr. 15. 
Die Anfechtung des Anerkenntniſſes aus dem Grunde, daß die 
Mutter des Kindes dem Vater wahrheitswidrig den Verkehr 
mit anderen Männern während der Empfängniszeit abgeleugne 
hat, wird nicht zugelaſſen. 

In Entſch. Nr. 24 wird die Streitfrage, ob bei eine 
Lebensverfiherung des Ehemanns zugunſten der Ebefrau die 
Zahlung der Jahresprämien eine unentgeltliche Verfügung des 
Ehemanns darſtelle, im Prinzip bejaht, ſodaß alſo regel mäß's 
der Verwalter im Konkurſe über den Nachlaß des Mannes ic 
Wege der Anfechtung die Rückgewähr der zwei letzten Jahres 
prämien gemäß K. O. § 32 Nr. 2 von der Ehefrau, die die 
Verſicherungsſumme erhalten hat, verlangen kann. 

In Entſch. Nr. 25 wird wiederholt ausgeſprochen, daß da; 
Anfechtungsrecht durch den Konkursverwaller nicht außerball 
des Prozeſſes ausgeübt werden kann. N. 


Vermiſchtes. 


1. Während der diesjährigen Ferien iſt der Rechtsanpa! 
und Notar, Geheimer Juſtizrat Franz Hagen, Vorſitzender des 
Vorſtandes der Anwaltskammer im Bezirke des Königlichen Obe 
landesgerichts Königsberg, im Alter von 77 Jahren verſtorken. 

Seit der Errichtung der Anwaltskammer im Jahre 1879 wur 
der Verſtorbene Mitglied ihres Vorſtandes und ſeit dem Safır 
1894 Vorſitzender des Vorſtandes und des Ehrengerichts. Ute 
ſeine in dieſem Amte geſammelten Erfahrungen ließ er ſich a 
dem Danziger Anwaltstage in der Diskuſſion über die Frag: 
der Suspenſion als ehrengerichtliche Strafe aus. 

Der ihm von dem Vorſtande der oſtpreußiſchen Anwalt 
kammer gewidmete Nachruf läßt ihn als das Muſter eint 
Anwalts, Bürgers und Menſchen erkennen, der feine Kräfte aut 
in den Dienſt des Staates, feiner Provinz und feiner Heims: 
ſtadt Königsberg, deren Ehrenbürger er war, in umfaſſender 
Maße ſtellte. 

2. Am 29. September cr. verſtarb in Heidelberg dern 
Senior der Badiſchen Rechtsanwaltſchaft Alexander Fürſt in 
77. Lebensjahr. 

Der Verſtorbene war Mitbegründer des deutſchen Anwalt 
Vereins und gehörte deſſen erſtem Vorſtande als Mitglied an 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 


f gerichts zu Jena hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 


1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Borftande 


iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigfte Dank ausgeſprochen. 


Die Hanſeatiſche Anwaltskammer zu Hamburg hat 


N aus Anlaß des fünfundzwanzigjährigen Beſtehens der 
Hanſeatiſchen Anwaltskammer dem Unterſtützungsfonds der 
Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte eine Zuwendung von 


5000 Mark gemacht. 
iſt hierfür aufrichtiger Dank ansgeſprochen. 


Der Kammer und ihrem Vorſtande 


In der am 9. Oktober 1904 zu Leipzig ſtattgehabten 


zwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden der Ge⸗ 


ſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes über 
das Verwaltungsjahr 1903/1904 vorgetragen. Nach bein 
Bericht zählt die Kaſſe eine Geſamtzahl von 4 890 Mitgliedern 
gegen 4 742 im Vorjahre. Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 


927 755 Mark 91 Pf. auf 1 003 642 Mark 11 Pf. erhöht. Der 


für das einundzwanzigſte Verwaltungsjahr vorhandene Unter⸗ 
ſtützungsfonds beläuft fi) auf 104 317 Mark 12 Pf., wovon bis 


30. Juni 1904 bereits über 90 964 Mark verfügt war. 


Der 


Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung wurden genehmigt und 


wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig 


ausſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt 
Hund als Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr der 
Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Drucker und der Rechtsanwalt 


a 


Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, 


Hans Barth in Leipzig beſtellt. Für die nächſte ordentliche 


der Vorſtand 


jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem anderen 
deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. 


Der zu Leipzig in der zwanzigſten ordentlichen General⸗ 


| verſammlung der Hülföfaffe für deutſche Rechtsanwälte am 


9. Oktober 1904 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht aus 


folgenden Perſonen: 


6 


1 
7 


1. Julius Erythropel, Juſtizrat, 
Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Emmerich Anſchütz, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 


Rechtsanwalt beim 


3. Paul Herr, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 

zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Dr. Max Deiß, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs- 

gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers, 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 

gericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Dr. Oscar Oehme, Oberjuſtizrat, Rechtsanwalt beim 

Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Carl Steinbach, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 

beim Landgericht zu Magdeburg, 

8. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht zu 

Karlsruhe, 

9. Max Jacobſohn, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht I zu Berlin, 

Dr. Hermaun v. Pemſel, Geheimer Hofrat, Juſtizrat, 
Rechtsanwalt beim Oberſten Landesgericht zu München, 
Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, 

Carl Scheele, Juſtizrat, 
gericht zu Leipzig. 

Leipzig, den 20. Oktober 1904. 


11. 


12. Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Juftizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1904 abgeſchloſſene zwanzigſte Ver⸗ 
waltungsjahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte. 
I. 
Gefhäftsberigt. 

Die Mitgliederlifte des zwanzigſten Verwaltungsjahrs 
ergibt für den 30. Juni 1904 eine Geſamtzahl von 4 890 
gegen 4 742 im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden 
Darſtellung des Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock 
von 927 755 Mark 91 Pf. auf 1 003 642 Mark 11 Pf. 
erhoͤht. 
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Ein Erwerb mündelſicherer Hypotheken iſt bisher ohne 
Erfolg verſucht. 

Der am 30. Juni 1904 zu Unterſtützungszwecken aus ⸗ 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf . . 104 317 Mark 12 Pf. 

Bis zum 30. Juni 1904 iſt bereits 
verfügt über 90964 — > 

Es hat eine Generalverſammlung und zwar am 11. Sep⸗ 
tember 1903 zu Straßburg im Elſaß ſtattgefunden. In dieſer 
wurden der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und 
dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden 
Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und als Rech⸗ 
nungsprüfer der Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Drucker und der 
Rechtsanwalt Hans Barth zu Leipzig beſtellt. Als nächſter 
Verſammlungsort wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch 
ermächtigt, falls im Jahre 1904 ein Anwaltstag im September 
ſtattfinden ſollte, die Generalverſammlung an den für die Ab⸗ 
haltung dieſes Tages zu beſtimmenden Ort zu berufen. Die 
Generalverſammlung iſt auf den 9. Oktober 1904 nach Leipzig 
berufen. 

Es hat nur die konſtituierende Sitzung des Vorſtandes 
am 11. September 1903 in Straßburg ſtattgefunden. 

Die ſonſtigen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben 
erledigt. 

Die geſchäftsführenden Mitglieder des Vorſtandes haben 
als Gäſte der Sitzung des Vorſtandes des deutſchen Anwalt⸗ 
vereins vom 15. Mai 1904 beigewohnt und auf Anſuchen desſelben 
die in den Nummern 44 bis 47 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Seite 347 bis 348 abgedruckte Auskunft vom 4. Juni 1904 erteilt. 


Die Anwaltskammern haben abermals reiche Beihülfen 
gewährt. Eingezahlt find von: 


Augsburg. 700 Mark, Übertrag 20 400 Mark 
Bamberg 1200 Marienwerder. 2000 
Breslau 2000 München 2 000 
Caſſel 1000 Naumburg . . 1000 
Celle 1500 und 1000 
Eöln 2000 Nürnberg 1500 
Darmſtadt 500 Oldenburg. 300 
Dresden .. 4 000 Poſen 2 2000 
Frankfurt a. M. 1500 — Roſtock 500 
Hamm 3000 Stettin 1000 
Jena 1000 Stuttgart 1200 
Karlsruhe 1000 Zweibrücken 200 
Kiel 1000 


— —— Geͤeſamtſumme 33 100 Mark. 
zuſammen 20 400 Mark, 

Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 33 100 Mark 
haben die Anwaltskammer im Bezirk des Kammergerichts 
5 000 Mark und die Anwaltskammer im Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Königsberg i. Pr. 1000 Mark dem Unterſtützungsfonds 
zugewendet. 

An Geſchenken find eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
4122 Mark 80 Pf. ae Rn 

Dem Unterſtützungsfonds find an Geſchenken und Beihülfen 
zugefloſſen 12 644 Mark 39 Pf., darunter 3000 Mark von dem 
deutſchen Anwaltverein. 

Das Geſchäftsjahr 1903/1904 15 4 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig e Geſuche beträgt 41. — Von dieſen 
45 Geſuchen find abgelehnt 6, im Prüfungsverfahren befindlich 4, 
bewilligt 35. Im übrigen iſt aus der Verwaltungstätigkeit des 
Vorſtandes hervorzuheben, daß er einzelne Darlehns eſuche ab⸗ 
gelehnt hat und in einem Falle, wie ſeit Jahren, die Zahlung einer 


von Verwandten für eine betagte Rechtsanwaltswitwe zuſammen⸗ 


gebrachte Rente vermittelt, um die Empfindlichkeit der Bedachten 
zu ſchonen. 


Die Summe der 


erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
11 900 Mark. 
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Es find im Geſchäftsjahr 1903/1904 bewilligt: 
I. II 


an ausgeſchiedene Rechtsanwalte und 


an in der Liſte noch nicht ge⸗ 
an Hinterlaſſene von Rechtsanwälten 


löͤſchte Rechtsanwälte 


1. zum erſten Male 2 500 M. 1. zum erſten Male 9 400 M. 
2. zweiten 2680 2. zweiten 2 8650 
3. „ vierten 600 » 3. „ dritten 6850 
4. fünften - 500 4. vierten — 4450 
5. ſechsten 1300 5. fünften 6100 
6. » ſiebenten⸗ 800 » 6. - fehdten = 7450 
7. . zwölften - 400 x . 9 enten 1970 . 
. achten . . 
zuſammen .. 8 780 M. 9. „ nennen 3871 
10. zehnten 3725 
11. . elften 4420 
12. zwölften 2860 
13. » dreizehnten 4290 
14. vierzehnten 2220 
15. fünfzehnten 1810 
16. ſechszehnten⸗ 1 700 
17. „ fiebenzehnten⸗ 1 550 
18. achtzehnten 2 300 
19. . neunzehnten⸗ 2 730 
20. . zwanzigſten⸗ 1 750 

zuſammen .. 94 689 M. 

Summa zu I 8 780 Mark, 
. II 94 689 


Geſamtſumme 103 469 Mark. 

Hiervon entfallen noch auf das zwanzigſte ae 
12505 Mark, während für das einundzwanzigſte Geſchäftsjahr 
90 964 Mark beſtimmt find. 

Es verteilen fih am 1. Juli 1903 die feit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken, wie folgt: | 

Augsburg 14 Jena 20 
Bamberg. . . 11 Karlsruhe . 13 
Berlin 51 Kiel. 11 
Braunſchweig. 4 Königsberg 46 


Breslau. . 62 Marienwerder . 33 
Caſſel. 19 München 32 
Celle 59 Naumburg 40 
Cöln . . . 19 Nürnberg 18 
Colmar 1 Rostock 57 
Darmſtadt. . 11 Roſtock 23 
Dresden 68 Stettin 22 
Frankfurt a. M. 5 Stuttgart . 25 
Hamburg . 4 Zbweibrücken 2 
Hamm 5 16 Reichsgericht. 1 


Für die im e 1903/1904 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Augsburg 2 Karlsruhe 1 
Berlin 3 Kiel 2 
Breslau. 3 Königsberg . 4 
Caſſel 2 München 1 
Celle 1 Naumburg 4 
Cöln 1 Nürnberg 1 
Dresden 5 1 Poſen 2 
Frankfurt a. M. 1 Stettin 2 
Hamburg 1 Stuttgart 1 


Ham 2 


Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab- 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 


Augsburg. . 2 525 Mark Caſſel . 2705 Mark 
Bamberg 2440 Celle 5670 
Berlin 7814 Köln 3150 
Braunſchweig. 1 300 Colmar 400 
Breslau . 8770 Darmſtadt. 600 
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Dresden . 8150 Mark Münden . . 4500 Mark 
Frankfurt a. M. 1 500 Naumburg 5 350 
Hamburg 900 Nürnberg . 3390 - 
Hamm 3320 Poſen 8950 
Jena 1800 Roſtock. 2330 
Karlsruhe. . 2800 Stettin 4235 
Kiel. 3100 Stuttgart. . 3 100 
Königsberg 9670 Zweibrücken 300 
Marienwerder 4 700 


| Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
ehabt. 
nn Die mitgeteilten Zahlen ergeben, daß die Anteilnahme bes 
deutſchen Anwaltſtandes an der Entwickelung und dem Wirken 
der Hülfskaſſe nicht nachgelaſſen hat und daß es gelungen 
iſt, ihr durch dringende Mahnungen und die . Zätig- 
keit der Vertrauensmänner eine Anzahl neuer Mitglieder 5 
zuführen. Leider halten noch über 2000 Angehörige des Anwalt⸗ 
ſtandes mit ihrem Beitritte zurück, und bleibt es die Aufgabe 
der Vertrauensmänner, dieſelben der Hülfskaſſe zu gewinnen 
und den Beweis der Einigkeit der deutſchen Anwälte in der 
Fürſorge für bedürftige Standesgenoſſen, Witwen und Waiſen 
zu führen. 
Leipzig, den 8. Juli 1904. 
. Der Schriftführer: 
Herr, Juſtizrat. 


IL 
XX. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1903 bis 
i 30. Juni 1904. 


A. Kaſſa⸗Konto. 


Einnahme: 
1. Barbeſtand am 1. Juli 1903. . 
Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 

anſtalt erhoben 

Schenkungen an den Kapitalgrundftock 
. Schenkungen an den ee ee 
- Beihülfen der Anwaltskammern 
f Mitgliederbeiträge 
Zinſen 
a Jurückgekommene Unterftügungen . 


Summa 


Ausgabe: 


149 4 28 N 


44 250 . 
4122 » . 
12 644. 39 


2 


33 100 

98 880 

33486 - 10 
150 — » 


. 226 782.4 57 & 


„„ 


96 523 4 95 N 
64 500 — 


a Unterſtützungen : 
. 95 Allgemeine Deutſche Rreitanfalt 
zahlt. 
An die feirte Filiale der Deutſchen 
eza 


Bank 
machen, Port 


4. an 1 fü 
Nach ea mehrmals gezahlter Ber e 
Beten 5 Ja dent ge 780 0 f 


2 — 


59 000 — » 


6 10397 
160 — =» 
494 65 


1 . 226 782 4 57 & 


B. Unterftügungs- Konto. 


Einnahme: 


Beſtand 
2. Schenk a 1. Juli 1903 


3. Zinſen nach A . 
U. der Verwaltungsgrund⸗ 
ſihe zu 4 1 von 33 486 Mark 10 Pf. 3924 41 - 


Seite . 114 679 4 05 % 


es 


98 110 4 25 & 
12644 - 39 


a — 
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— — 


Übertrag . 114 679 4 05 & 
4. Satzungsgemäße Uberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 98 880 4 — # 
abzüglich Rück⸗ 
zahlungen 160 — » 
98 720 4 — . 
ab Ausgaben 6 103 97 - 


92 616 4 03 & 
Hiervon erhält der Unterſtützungsfonds 


1, find gleich 69 462 02 

und ferner /, von den Beiträgen ber 
Anwaltskammern 16 550 — 
5. Zurückgekommene Unterftügungen . 150 — » 


. . 200841. 07% 


Summa 


Ausgabe: 

1. Für gezahlte Unterſtützung ; 
2. Beſtand am 30. Juni 1904 . 104317 - 12 
Summa . 200 8414 07 & 


Durch vor dem 1. Juli 1904 erfol 95 > 
eſtande 


96 523 4 95 & 


(Anmerkung. 
willigung iſt bereits über 90 964 Mark von dieſem 
von 104 317 Mark 12 Pf. verfügt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗ Konto. 


1. Beſtand am 1. Juli 1903. . 927 755 4 919 
2. Schenkungen : 4122 - 80 
3. Satzungsgemäße Überweifungen: 

, von 92 6164 


03 . = 23 154.4 01 & 
, von 33 1004 

16 550 — - 
—̃̃ — 239704. 01 

4. Zinſen 33 486 4 10 & 

ab (vergl. B. 3) 3924 41 
29 561 - 69 
1 001 144 4 41 & 


Hierzu Kursgewinn 2497 70 
1 003 642 4 11 & 


Summa einſchl. des Martinyfonds 
D. Wertpapiere⸗Konto. 


Beſtand am 1. Juli 1903. 925 966 4 88 & 
Die am 30. Juni 1904 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von . 988464 - 58 


Der Kursgewinn von 2497 4 70 N 
iſt auf Gewinn⸗ und Verluſt⸗Konto übertragen worden. 

An Wertpapieren ſind vorhanden (Kurs vom 30. Juni 1904): 
550 000 Mark Be ſächſ. 3% Rente 


a 89,— 493 500 4 — 4 
Stüchinfen, von 367 500 Mark vom 

ril bis 30. Juni 1904 2756 25 
77 000 Mark königl. preuß. 3 ½¼ % konſ. 

Anleihe à 101,85, bis 1905 unkündbar 86 121 20 
Stückzinſen von 11 500 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 190694 100 63 
174 000 Mark königl. preuß. 37, % 20 

Anleihe à 101,85 177 219. — 
Stückzinſen von 174 000 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1904. 1522 50 
150 000 Mark königl. preuß. 3% en 

Anleihe & 90,20% 135 000 — » 
Stüchinfen von 150 000 Mark vom 

ril bis 30. Juni 1904. 1125. — 
100000 ark 37 Deutſche e 

a 90,410 90 400 — » 
Stückzinſen von 96 000 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1904. 720 — 


Summa 988 464 4 58 & 
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E. Gewinn- und Verluſt⸗Konto. 


Gewinn auf Wertpapiere 2497 Mark 70 Pf. übertragen 
auf R dasſelbe beträgt hiernach 
1001144 4 419% 
2497 70 


Summa 1 003 642 4 11% 


(Anmerkung. Sämtliche Wertpapiere find in das königlich 
ſächſiſche oder in das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch bezw. 
in das Reichsſchuldbuch eingetragen und der außer dem Bar⸗ 
beſtande von 494 Mark 65 Pf. vorhandene Betrag von 
119 000 Mark iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen 
Deutſchen Kreditanſtalt zu Leipzig mit 60 000 Mark und mit 
59 000 Mark auf ein ſolches bei der Leipziger Filiale der 
Deutſchen Bank eingezahlt. Das erſtere Buch lautete nach der 


N Leipzig, den 30. Juni 1904. Dr. Seelig. 
39 750 4 — &, 
eingezahlt wurden 64500 — - Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
104 250 ½ — cx, vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
abgehoben wurden 44 250 — - befunden worden. 
bleiben an Beſtand . 60 000.4 — ) Leipzig, den 14. Juli 1904. 
das letztere lautet über . 59 000 — » Dr. Drucker. Hans Barth. 


fiberficht über die Tätigkeit der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in den erſten zwanzig Geſchäftsjahren 
vom 25. März 1885 bis 30. Juni 1904. 


Schenkungen 1 8 
Ge⸗ Mit⸗ Anwalts⸗ ginſen⸗ Kapital⸗ ſchluſſe zu 
. . glieber- | kammer» zum grundſtocks Unter⸗ 
ſchäfts⸗ Vom bis Untere einnahme am Ende ſtützungen 
a beiträge | beiträge des im nächſten 
jahr Geſchäfts⸗ Jahr 
jahres verfügbar 
MR EI J. A_ FM |\A 
1. |25. März 1885 30. Juni 1885 — — 68425 50 11885 10 180060 
2. 1. Juli 18855 s 1886 16 465 10] 5 951/70 70 — 3 25765] 2 40273] 9 740 — 88 082 76 23 663/05 
8 | s s 1886| - 1887 10 993040] 3 57407 45— 4 35995] 2 383158] 17 718020 108 093 26 21496 
4. „1887 1888 16 600 — J 2 68562 355 — 5 08584] 1711097 23 35550 140 7050 28 031/85 
5. „ 1888 -» s 1889 14 275 — 1987944 797185] 6 264/30] 2 592 42 27 63650] 173 869 87] 24 713026 
6. „ „1889 - 1890 25 200 — 5 48691] 7734/42] 6819731 3 076/97] 33 05330] 207 651041] 29 289144 
7. „1890 s s 1891 19 450 — 62081804 2 75204] 84241201 36311581 81 214251 288 991198] 27 553!01 
8. s 1891 - s 1892 28 200!—1 15 284|961 57 215058 10 54770] 8 332046] 42 u 301 944 87 75 45075 
9. ⸗„ = 1892| s 1898 28 300 — ] 3473/22] 1491/88] 13 130120] 2 967179] 43 87580] 344 00 66 30598 
10. s = 1893 s = 1894 22 600 — 14 53434] 2 304/201 14 14045] 3 547260 51407 —] 407 903 87 50 04679 
11. s s 1894| ⸗ 1895 42 100 — 4 232 11] 2 212 — 15 34395] 3 98603 1J 57 690 55] 487 * 84 43695 
er) 
12. s „1895 „ 1896 24 500 — 9 786007] 3 965 — 17 038 75 12 24651 47 374551 538 119,744 65 27498 
5 | 
13, „ „ 1896| s s 1897 22 745 — ] 6 8601361 5 250,—1 19 30555] 3 499027] 62 264 25 593 a 76 398/40 
*) 
14. I s = 1897| s s 1898 23 000 — 4 576050] 4 91490 21 300/33] 3 627231 72 932 96] 630 513 Ä 83 392186 
15. s s 1898| ⸗ s 1899 23 500 — 1 6410200 2 856— 22 889045 3 562/89] 77 338 35 644 5 84 739050 
» — | 
16. s s 1899| = s 1900 32 050 — 3 103|14] 10 90 —124 Br 4078022 86 14225] 680 33770] 91 417/17 
17. s s 1900[⸗ 1901 26 Wi 6 18270] 8 8 50 26 wi 4 110/50] 91 8221401 792 9671681 93 88909 
18. s s 1901| s 1902 30 775— J 3 939019] 6 a 501 28 965 2 5 4 709 74] 89 87580 868 030018] 94 741154 
19. {| s s 1902| s s 1903 27 700 — 1387 — 10 11 30 527 024 5 96381981 91 818/951 927 75591] 98 11025 
cl ; 
20, s s 1903| s s 1904 33 100 4 1221801 12 a 33 486 10] 6 103/97] 96 523095 1 003 642/11] 104 817/12 


) Hierin find 8 000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts enthalten. 


**) Hierin find 5 000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts und 1500 bez. 1000 Mark von der Anwalts⸗ 


kammer in Königsberg i. Pr. enthalten. 


) Hierin find 2000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer Marienwerder enthalten. 
7) Hierin find 800 Mark Beihülfe der Württembergiſchen Anwaltskammer enthalten. 


XXIII. Jahrgang. 


Zur Überlaſtung des Reichsgerichts in Zivilſachen.“) 
Von Otto Schmidt, Landgerichtsrat, Mitglied des Deutſchen 
| Reichstags. 

Der Entwurf eines Geſetzes betreffend Anderung der Zivil⸗ 
prozeßordnung, welcher den Zweck verfolgt, das Reichsgericht in 
ſeiner Zivilpraxis zu entlaſten, harrt noch feiner Erledigung, 
nachdem er durch Beſchluß des Reichstags vom 14. Mai 1904 
einer Kommifflon von 21 Mitgliedern überwieſen iſt. Die 
Kommiſſion iſt bereits gebildet und dürfte nach Ablauf der 
Vertagung Ende November an die Behandlung des Entwurfs 
herantreten. Den Schwerpunkt der Erörterung wird jedenfalls 
die Abänderung des 8 546 Abſ. 1 Z. P. O. bilden, welcher 
nach der Vorlage folgende Faſſung erhalten ſoll: 

In Rechtöftreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche ift die Zuläſſigkeit der Reviſion von dem Werte 
des Beſchwerdegegenſtandes abhängig. 

Gegen eine Entſcheidung des Bernfungsgerichts, 
durch welche die der Rechtskraft fähige Entſcheidung 
erſter Inſtanz geändert wird, iſt die Revifion zuläſſig, 
wenn der Wert des Gegenſtandes der Beſchwerde, ſoweit 
fie gegen den abweichenden Teil des Berufungsurteils 
gerichtet iſt, den Betrag von 2 000 Mark überſteigt. 

Die Reviſion iſt ſtets zuläffig, wenn der Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 3 000 Mark 
überſteigt. 

Es ſoll alſo an Stelle der bisher geltenden Reviſionsſumme 
von 1 500 Mark künftig eine erhöhte eintreten und hierbei 
unter Einführung einer Anterſcheidung bei duse conformes 
die Heraufſetzung auf 3 000 Mark, bei difformes auf 
2000 Mark erfolgen. 

Die Bundesregierungen ſind nach dem Entwurfe der 
Anfiht, der einzige Weg zu einer ausreichenden Entlaſtung des 
Reichsgerichts bleibe die Erhöhung der Reviſtonsſumme (Entw. 
S. 14). Sie jtügen ſich dabei auf die gutachtlichen Außerungen 
zweier Reichsgerichtskommifflonen, welche im Jahre 1896 und 
1904 niedergeſetzt find, und des Vorſtands der Anwaltskammer 
beim Reichsgericht aus dem Jahre 1908 und 1904. 


) Die Red. hat den obigen Artikel zum Abdruck gebracht, um 
die zur Zeit im Mittelpunkte des Intereſſes ſtehende Frage möglichſt 
vielfeitig zu erörtern; fie verwahrt ſich aber aue drücklich gegen die 
Annahme ſachlicher Zuſtimmung zu allen Ausführungen des Herrn 
Verf. Namentlich würde fie die Einſchränkung der Reviſion auf 
die gerügten Reviſionsgründe (Begründungszwang) auch in der von 
dem Herrn Verf. empfohlenen freieren Ausgeſtaltung für einen be 
dauerlichen Rückſchritt halten. Je größer die Bewegungsfreihelt des 
Revifionsgerichts, defte beffer, nicht nur für die einzelne Sache, ſondern 
auch für die Fortbildung des Rechts, nicht nur für den Anwalt, 
ſondern auch für den hoͤchſten Gerichtshef felbft, deſſen Stellung 
herabgedrückt wird, wenn er mit gebundenen Händen es geſchehen 
laſſen muß, daß das erkannte Unrecht Recht würde. Die Freiheit, 
die das R. G. für ſich in Anſpruch nimmt, in der Grenzziehung 
zwiſchen Tat- und Rechtsfrage (vgl. Boyens in dem ſoeben erſchienenen 
Sonderhefte des Sächſ. Arch.) zeigt, daß dem R. G. weniger an Be⸗ 
quemlichkeit als an der Sprechung „richtigen Rechts“ liegt. Der 
Begründungszwang und die Einſchränkung der Befugnis des Reviſions⸗ 
richters dürfte auch von denen, die durch dieſen Borſchlag ee 
werden follen; als ein Danpergefchen? empfunden werden. 
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Daß das Reichsgericht mit Arbeit überlaſtet iſt, darüber 
kann füglich kein Streit beſtehen. Wenn jetzt in einzelnen 
Zivil⸗Senaten die erſten Termine und Reviſions fachen auf 
8 Monate, 10 Monate und gar noch ſpäter hinausgerückt 
werden, fo ift das für das rechtſuchende Publikum nicht zu 
ertragen. Man wird daher Abhilfe zu einer prompteren Rechts⸗ 
pflege ſchaffen müſſen. Es fragt ſich nur, auf welchem Wege 
das zu bewirken iſt. 

Im Reichstage, in der juriſtiſchen Literatur und in der 
pokitiſchen Tagespreſſe find gegen die Erhöhung der Reviſtons⸗ 
ſumme Bedenken erhoben, und man kann als Reſultat ſolcher 
Erörterungen wohl konſtatteren, daß von faſt allen, welche ſich 
für die Erhöhung ausgeſprochen haben, dies mit einem gewiſſen 
Bedauern geſchehen iſt, weil fi ein anderer gleich geeigneter 
Weg zur Erleichterung des Reichsgerichts nicht habe finden 
laffen. Es handelt ſich alſo hier um zwei Fragen: 

a) iſt die geplante Erhöhung der Revifionsfumme ein 
geeigneter Weg, um das Reichsgericht dauernd zu 
entlaften d 

b) iſt ein beſſerer Weg, um zu dieſem Ziele zu gelangen, 
nicht aufzufinden? 

Ich ſtehe nicht an, beide Fragen zu verneinen. 

Es kann zunächſt nicht angenommen werden, daß bei der 
vorgeſchlagenen Erhöhung der Reviſionsſumme eine genügende 
Entlaſtung des Reichsgerichts eintreten wird. Nach der Be 
gründung des Entwurfs (S. 18) wird angenommen, daß ſich 
die Revifionsſachen durch dieſe Maßregel etwa um 23 Prozent 
ermäßigen würden. Auf 23— 25 Prozent hat dieſe Ermäßigung 
der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts im Reichstage geſchäͤtzt. 
Geſetzt das wäre richtig, fo würden alſo die erſten Termine 
bei den gedachten Senaten ftatt auf 8 und 10 Monate etwa auf 
6 und 7¼ Monate hinausgerückt werden, was ſchon an ſich 
als ein befriedigendes Reſultat nicht angeſehen werden kann. 
Es liegt aber noch nicht einmal ein näherer Nachweis der Motive 
vor, ob denn die Ermäßigung auch wirklich ſo hoch ſein wird. 
Das müßte doch, wie der Amtsgerichtsrat Jaſtrow 
in einem Artikel der Voſſiſchen Zeitung vom 19. Juli d. Is. 
mit Recht ausführt, erſt zahlenmäßig im einzelnen dargelegt 
werden. In dieſem Artikel wird nun aber näher ausgerechnet, 
unter Berückſichtigung, wie die Zahl der Revifionen in den 
9 Jahren vom Jahre 1890 — 1899 zugenommen haben, daß 
bereits in 4 Jahren die Zahl der Reviſionen trotz der vor⸗ 
geſchlagenen Ermäßigung wieder reichlich jo hoch fein würde, wie 
im Jahre 1903 mit 3 795 Reoifionen, „um derentwillen der 
Bankerott des Reichsgerichts angeſagt wird.“ Den viel ſtärkeren 
Steigerungsſatz der Resifionen in den Jahren von 1900 — 1903 
legt er dabei noch nicht einmal der Berechnung zugrunde. 
Man kommt bei einer Berechnung aus den letzten 14 Jahren 
zu einem noch ungünſtigeren Reſultate. Denn wenn die 
Reviſionen zunächft in den 9 Jahren 1890 — 1899 von 1 844 
auf 2 645 geſtiegen find, jo macht dus in dieſem Zeitraum eine 
Steigerung um 43 Prozent aus. Es find nun aber beim 
Reichsgericht ſeitbem, wie die Motive ſelbft ausführen, gegen 
das Jahr 1899 mit 2 692 Reviftonen und Berufungen, in 
den Jahren bis 1903, alſo in 4 Jahren, um 1 150 Reviſionen 
mehr eingegangen und wird angenommen, daß die Reviftonen 
und Berufungen im Jahre 1904 auf 4 300 fich belaufen würden. 
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Das macht doch in den 5 Jahren dann einen Zuwachs von 
1608 Reviſionen und Berufungen aus, alſo eine Steigerung 
um 62,6 Prozent. Zieht man nun das Reſultat aus dieſen 
letzten 5 Jahren für ſich allein in Betracht, ſo ergibt ſich die 
jährliche Arbeitsvermehrung aus dieſen Rechtsmitteln um 
12½ Prozent und würde alſo, vorausgeſetzt, daß die Steigung 
eine gleiche bleibt wie in den letzten 5 Jahren, ſchon nach 
2 Jahren die durch den Entwurf um 23—25 Prozent er⸗ 
mäßigte Arbeit wieder eine gleiche ſein, wie im gegenwärtigen 
Jahre. Man wird auch nicht jagen können, daß gegenwärtig 
die Arbeitslaſt auf dem Kulminationspunkte ſtehe, da gerade 
in dieſen 5 Jahren noch bis zuletzt eine verhältnismäßig ſtarke 
Steigerung ſtattgefunden hat. Wenn man aber die Geſamt⸗ 
ſteigerung der Prozeſſe ſeit den letzten 14 Jahren zuſammen in 
Betracht zieht, fo ergibt das eine Zunahme von 43 ＋ 62,6 Pro- 
zent = 105,6 Prozent, was auf das Jahr 7,5 Prozent aus⸗ 
macht, ſodaß vorausfihtlih erſt nach 3 Jahren das gegen⸗ 
wärtig noch vorhandene Arbeitsquantum ſich ergeben würde. 

Nun kommt doch auch in Betracht, was Jaſtrow noch 
ausführt, daß die Objekte der Sachen, welche dem Reichsgerichte 
durch die Vorlage abgenommen werden ſollen, die geringeren 
ſind, und man im großen und ganzen annehmen kann, daß die 
Prozeſſe mit höheren Objekten auch die ſchwierigeren find. Es 
bleiben zudem die Berufungen, welche das Reichsgericht in 
Patent- und Konſularſachen zu erledigen hat, von dem Geſetz⸗ 
entwurf nicht berührt. Wenn auch andererſeits noch fernere 
Maßregeln zur Ermäßigung der Arbeitslaſt in dem Entwurfe 
— neben der Erhöhung der Reviſionsſumme — vorgeſchlagen 
werden, fo find dieſe doch nur von geringerer Tragweite, ſodaß 
man wohl ohne Anſpruch auf Prophetenbegabung behaupten 
kann: Alles in allem genommen kann in etwa 3—4 Jahren 
wieder ein gleich ungünſtiger — alſo doch an ſich ein ganz 
unerträglicher — Geſchäftsſtand beim Reichsgerichte voraus- 
geſehen werden, wenn lediglich der jetzige Entwurf Geſetz wird, 
und zwar gerade vornehmlich deshalb, weil das Mittel der 
Revifionsſummenerhöhung, welches er als das wirkſamſte 
anſieht, nicht genügt. Es würde alſo jetzt oder ſpäter die 
Revifionsſumme noch erheblich geſteigert werden müſſen. 

Man wird daher um ſo mehr von dieſem Mittel Abſtand 
nehmen müſſen, als dasſelbe doch auch in der Gegenwart, wo 
man auf allen Gebieten der Geſetzgebung beſtrebt iſt, den 
ärmeren Klaſſen der Bevölkerung, dem Arbeiterſtande, dem Hand⸗ 
werkerſtande, dem kleinen und mittleren Bauern- und Bürger⸗ 
ſtande in ihrer Notlage aufzuhelfen, in direktem Gegenſatze zu 
ſolchen Beſtrebungen das Reichsgericht geradezu zu einem Ge⸗ 
richte für die Reichen machen würde. Schon im Jahre 1875, 
als die damals zur Beratung der neuen Zivilprozeßordnung 
niedergeſetzte Reichstagskommiſſin in dem Entwurfe der 
Regierungen, welcher bei difformen Urteilen der Vorinſtanzen 
die Reviſion ohne Einſchränkung auf eine Reviſionsſumme zu- 
laffen wollte, eine ſolche Reviſionsſumme von 1 500 Mark ein- 
führte, haben einſichtige Männer aus dem Bundesrate, wie 


Kurlbaum und v. Amsberg, ſowie der Abgeordnete Kraetzer vor 


dieſer Neuerung gewarnt, weil ſie das Reichsgericht zu einem 
Gerichtshofe für die Reichen mache. Es kann ernſtlich nicht 
beſtritten werden, daß ein Rechtsanſpruch, welcher bei Gericht 
ſchwebt, mehr Garantie einer richtigen Erledigung hat, wenn 
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den Parteien drei Inſtanzen zuſtehen, als wenn mit zwei In⸗ 
ſtanzen die Streitfrage definitiv entſchieden wird, und daß daher 
die ärmere Partei, welche nur wegen geringerer Objekte prozeſſiert, 
weniger Ausſichten hat, wenn fie mit zwei Inſtanzen ſich be⸗ 
gnügen muß, zu ihrem Rechte zu kommen, als wenn ihr drei 
Inſtanzen zu Gebote ſtehen, wie dies bei den Reicheren der 
Fall iſt, wenn ſie wegen höherer Objekte vor Gericht klagen. 
Sind doch die höheren Inſtanzen dazu beſtimmt, um unrichtige 
Urteile der unteren Inſtanzen zu berichtigen. 

Wenn die Motive gegen dieſen Einwand, es werde das 
Reichsgericht durch die Erhöhung der Reviſionsſumme den 
ärmeren Klaſſen entzogen, (S. 15) bemerken: 

Zunächſt iſt es unzutreffend, daß, wenn in einem Rechts- 
ſtreit eine nicht bemittelte Partei beteiligt iſt, die Ein⸗ 
ſchraͤnkung der Revifion ſtets für dieſe Partei einen 
Nachteil bedeute; ſie wird vermutlich ebenſo oft, nämlich 
immer dann, wenn dieſe bei dem Oberlandesgericht obgeſiegt 
hat, für ſie von Vorteil ſein. 
— ſo muß doch hierauf erwidert werden, daß es nicht in dem 
Prozeſſe darauf ankommen kann, einer Partei durch unrichtige 
— alſo objektiv ungerechte — Urteile Vorteile zuzuwenden, 
ſondern daß ihr das zugeſprochen werde, worauf fie einen ge- 
rechten Anſpruch hat. Auch der Arme kann nur ſein Recht 
verlangen, aber er kann beanſpruchen, daß, um ihm das Recht 
zu verſchaffen, auch alle die Rechtsgänge offen ſtehen, von dem 
ſchlechter informierten zu dem beſſer informierten Richter, welcher 
dem Reichen eröffnet iſt. Mit ſolchem Satze, wie ihn die 
Motive aufſtellen, kann man auch die Berufung an die zweite 
Inſtanz für ungeeignet erklären, da doch viele Fälle vorkommen 
werden, wo ſchon in erſter Inſtanz der ärmere Teil obſiegt, 
alſo ihm die Berufungsinſtanz dann nur nachteilig ſein würde! 
Die Motive fahren ſodann fort: 
Im übrigen iſt zu berückfichtigen, daß die grundlegenden 
Entſcheidungen des Reichsgerichts über zweifelhafte Rechts⸗ 
fragen der geſamten deutſchen Rechtſprechung, alſo 
mittelbar auch den weniger bemittelten Schichten der Be⸗ 
völkerung zuſtatten kommen. Gerade vom ſozialen Stand⸗ 
punkt erſcheint es erwünſcht, wenn die Parteien, welche 
regelmäßig die größeren Prozeſſe führen, hierdurch dazu 
beitragen, daß diejenigen, die an kleinen Prozeſſen beteiligt 
ſind, von der richtigen Auslegung der Geſetze Vorteil ziehen. 

Mit ſolchen Ausführungen wird ſich der ſogenannte kleine 
Mann auch nicht abſpeiſen laſſen. Sein Intereſſe geht nicht 
dahin, ſich aus den Entſcheidungen des Reichsgerichts, die ihm 
unentgeltlich durch Veröffentlichungen zukommen, ein Rechts⸗ 
lexikon anzulegen. Er beſchäftigt fich mit der Rechtslehre ge- 
meinhin nur dann, wenn er einen Rechtsſtreit vor Gericht aus⸗ 
zufechten hat. Was nützt ihm aber dann, wenn ihm eine 
Rechtsauslegung des Reichsgerichts, die ihm günſtig iſt, bekannt 
geworden iſt, ihm aber nicht möglich iſt, auch dieſe Rechts⸗ 
anfiht für ſich geltend zu machen, weil er wegen geringen 
Objekts in letzter Inſtanz nur das Oberlandesgericht angehen 
konnte, letzteres aber, einer anderen Anſicht folgend, ſeine An⸗ 
ſprüche abgewieſen hat? 

Weiter heißt es in den Motiven: | 

Es iſt deshalb unrichtig, zu behaupten, daß die Re⸗ 
viſionsſumme und ihre Erhöhung zum Nachteile der 
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weniger bemittelten Klaſſen ausſchlage. Dieſe Be⸗ 
hauptung iſt noch viel weniger haltbar, als wenn man 
ausführen wollte, daß die Beſchränkung der Berufung 
gegen die Urteile der Gewerbegerichte und der Ausſchluß 
der Revifion in den gewerbegerichtlichen Sachen ſich gegen 
die Intereſſen der kleinen Leute richte. 
Dieſer Beweis durch Heranziehung des Vergleichs mit den 
Gewerbegerichten iſt deshalb verfehlt, weil die Gewerbegerichte 
ganz anders — unter Beteiligung des geſchäfts kundigen Laien⸗ 
elements — zuſammengeſetzt find, alſo im Grunde genommen 
beſſer die in das Gewerbeleben fallenden Streitigkeiten entſcheiden 
können als ein gelehrter Richter, der dieſen Verhältniſſen nicht 
mit gleicher Sachkenntnis gegenüberſteht. Daß gleichwohl gegen 
Urteile ſolcher Standesgerichte noch eine Berufung an die ordent⸗ 
lichen Gerichte zuläſſig iſt, kann als eine Abnormität angeſehen 
werden), die jedenfalls nicht geeignet iſt, für die Frage eine 
Aufklärung zu bringen, ob bei Prozeſſen, die lediglich vor den 
ordentlichen Gerichten geführt werden, beſſere Rechtsgarantie in 
2 oder in 3 Inſtanzen dargeboten iſt. 

Die Motive ſchließen ſodann ihre Ausführungen dahin: 
Man erwägt dabei nicht, daß in den amtsgerichtlichen 
Prozeſſen, an deren Ausgang ganz überwiegend die 
weniger bemittelten Kreiſe der Bevölkerung beteiligt 
find, ſeinerzeit das Rechtsmittel der Reviſion aus⸗ 
geſchloſſen wurde, ohne daß deshalb jemals der Geſetz⸗ 
gebung der Vorwurf gemacht worden wäre, als ſei in 
ihr ein plutokratiſcher Zug enthalten. 

Dagegen iſt doch zu erwägen, daß es in skoncmiſcher Hinſicht 
einen bedeutenden Unterſchied macht, ob ein Anſpruch beim 
Amtsgericht verfolgt wird, der regelmäßig ein Objekt von 
hoͤchſtens 300 Mark begreift, während hier Beträge von 
2000 Mark und 3000 Mark in Frage kommen, welche 
für den Arbeiter und kleinen Bürger ein Vermögen ausmachen 
können, aus welchem er unter Zutat ſeiner Arbeitskraft eine 
ganze Familie zu ernähren imſtande iſt. 

Mit einer ſo dürftigen Begründung können die Motive 
das gewiegte Urteil von ſo geachteten, rechtskundigen Männern, 
welche im Jahre 1875 die Einführung der Revifionsſumme von 
1500 Mark bekämpft haben, nicht beſeitigen. Tatſächlich tritt 
bei der Erhöhung der Reviſionsſumme der Übelſtand noch 
immer ſchärfer hervor, daß das Reichsgericht nicht für die 
Armen, ſondern für die Reichen Recht zu ſprechen hat. Man 
ſollte fich alſo aus ſozialen Gründen wohl hüten, in unferer 
jetzigen Zeit, wo die Wellen der ſozialen Bewegung ſo hoch 
gehen, dieſen Tibelftand noch zu verſchärfen, ſondern vielmehr 
den Weg ſuchen, daß auch bei einer geringeren Reviſionsſumme 
als 1500 Mark das Reichsgericht angegangen werden könnte. 
Werden doch auch ganze Rechtsmaterien, welche die aͤrmeren Volks. 
klaſſen und den mit der Not des Lebens ſchwer kämpfenden Mittel- 
ftand berühren, bei jo hoher Reviſionsſumme der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts, alſo auch der Förderung einheitlicher Rechts⸗ 
bildung, mehr oder weniger entzogen. So hat der Präſident 
des Oberlandeskulturgerichts Rintelen in einem Aufſatze 
(Voſſiſche Zeitung Nr. 141 von 1009) mit Best bemerkt, daß bei 
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der weiteren Erhöhung auf 3000 Mark in den meiſten Fällen der 
Werkvertrag, Mietsvertrag, vor allem auch das weite Gebiet des 
ländlichen Nachbarrechts (ländliche Servituten, Vorflut des wilden 
Waſſers, Grabenräumung und Grabenunterhaltung uſw.) der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts entzogen werden. Auch aus 
einer Reihe anderer Vertragsverhältniſſe werden nur ſehr ſelten 
Prozeſſe mit ſolchen Objekten geführt, wobei zudem immer nur 
ein kleiner Teil zur Erörterung von Rechtsfragen Gelegenheit 
bietet, und betreffs ſolcher Materien alſo die ſo wünſchenswerte 
Kommentierung unſerer Geſetze durch die Rechtsſprüche des 
Reichsgerichts einen ſehr langſamen Gang nehmen wird. Gerade 
in der Gegenwart, wo das neue Bürgerliche Geſetzbuch mit 
ſeinen vielen Nebengeſetzen ſo zahlreiche Zweifel anregt, die in 
den Kommentaren keine Beantwortung finden, ſollte man nicht 
in die ſo wichtige Weiterbildung des Rechts aus der Praxis 
des Reichsgerichts hindernd eingreifen. Zutreffend hat am 
14. Mai d. Is. der Abgeordnete Pohl im Reichstag bemerkt: 
Wenn man heutzutage ſich einer Streitfrage gegenüber⸗ 
befindet, greift man in ſeinen erſten Herzensnöten nach 
dem Neumann, Planck, Leske, Dernburg und den anderen 
Kommentaren. Dort findet man alles, was man weiß, 
mit behaglicher Breite auseinandergeſetzt; — aber was 
man nicht weiß, fteht gewöhnlich nicht drin. Und wenn 
etwas drinſteht, dann ſagt der eine: ich bin der Anſicht 
— aber ohne ſie näher zu begründen —, und der andere 
ſagt: ich bin der Anſicht — auch wieder ohne über⸗ 
zeugende Gründe. Da denkt jeder Praktiker: Reichs⸗ 
gericht hilf! — — Wir praktiſchen Juriſten haben das 
Reichsgericht unbedingt nötig, jetzt mehr als früher. 

Es fragt ſich nun, ob es nicht andere Mittel gibt, um 
das Reichsgericht zu entlaſten, und da ſcheint in erſter Stelle 
geboten, das Verfahren in einer Weiſe zu ändern, daß die 
Arbeitslaſt der Richter weniger in Anſpruch genommen wird, 
und zwar zunächſt durch Einführung einer ſchriftlichen 
Begründung der Reviſion. Es iſt geradezu eine Anomalie, 
daß man für die Revifionsinſtanz im Strafprozeß, bei welchem 
in der unteren Inſtanz die Verhandlung bis zum Urteil ſtreng 
auf dem Prinzipe der Mündlichkeit beruht, den Zwang ſchrift⸗ 
licher Begründung eingeführt, dagegen im Zivilprozeß die 
ſchriftliche Begründung zwar inſtruktionell, aber nicht als 
obligatoriſch bindend vorgeſchrieben hat. Nach 88 384 flg. der 
Str. P. O. iſt genau vorgeſchrieben, daß die Revifion im Straf- 
prozeß ſchriftlich gerechtfertigt werden muß, daß die Mängel, 
welche den Gegenſtand des Angriffs gegen das Urteil des 
unteren Richters bilden, bezeichnet werden müſſen, und daß, 
falls dies nicht rechtzeitig geſchieht, das Rechtsmittel als 
unzuläſſig durch Beſchluß zurückzuweiſen if. Es ſeien hier 
hervorgehoben noch die Beſtimmungen 8 884 Abſ. 2: 

Aus der Begründung muß hervorgehen, ob das Urteil 
wegen Verletzung einer Rechtsnorm über das Verfahren 
oder wegen einer anderen Rechtsnorm angefochten wird. 
Erſterenfalls müſſen die den Mangel enthaltenden Tat⸗ 
ſachen angegeben werden. 
und 8 392: 

Der Prüfung des Revifionsgerichts unterliegen nur die 
geſtellten Reviſtonsanträge, und, inſoweit die Reviſion 
auf Mängel des Verfahrens geſtützt wird, nur diejenigen 
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Tatſachen, welche bei Anbringung der Revifionsanträge 
bezeichnet find. Eine weitere Begründung der Reviſions⸗ 
anträge, als die im § 384 Abſ. 2 vorgeſchriebene, tft 
nicht erforderlich und, wenn fie unrichtig ift, unſchädblich. 

Ahnliche Beſtimmungen enthält nun auch die Z. P. O. für 
das Rechtsmittel der Reviſion in Zivilſachen in dem § 554: 

Die allgemeinen Beſtimmungen über die vorbereitenden 
Schriftſätze finden auch auf die Revifionsſchrift Anwendung. 
Als vorbereitender Schriftſatz ſoll die Revifionsichrift 
insbeſondere die Erklärung, inwieweit das Urteil an- 
gefochten und deſſen Aufhebung beantragt werde 

(Revifionsanträge), und zur Begründung der Revifions- 

anträge enthalten: 

1. inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß eine 
Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet ſei, 
die Bezeichnung der Rechtsnorm; 

2. inſoweit die Revifion darauf geſtützt wird, daß das 
Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei, die 
Bezeichnung der Tatſachen, welche den Mangel 
ergeben; 

3. inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß unter 
Verletzung des Geſetzes Tatſachen feſtgeſtellt, über ⸗ 
gangen oder als vorgebracht angenommen ſeien, die 
Bezeichnung dieſer Tatſachen. 

In der Reviſionsſchrift ſoll ferner der Wert des nicht 

in einer beſtimmten Geldſumme beſtehenden Beſchwerde⸗ 

gegenftandes angegeben werden, wenn die Zuläſfigkeit der 

Reviſion von dieſem Werte abhängt. 

Es liegt nun klar zutage, daß zwiſchen den Beſtimmungen 
des § 384 der Str. P. O. und dem 5 554 Z. P. O. grund⸗ 
ſätzlich der Unterſchied darin liegt, daß der § 384 zwingend 
eine Rechtfertigung der Reviſion vorſchreibt, während § 554 
nur inſtruktionell (nicht in einer Muß⸗, ſondern nur in einer 
Soll⸗Vorſchrift) gefaßt iſt. Die Nichtbeachtung der Borſchriften 
des § 554 ift daher materiell für die Entſcheidung des Progeffes 
bedeutungslos. Alles das, was in den Nr. 1—3 des 8 554 
vorgeſchrieben iſt, kann der Reviſionskläger außer acht laſſen 
und ſich lediglich darauf beſchränken, in der mündlichen Ver⸗ 
handlung mit feinen Ausführungen hervorzutreten. Daß hierin 
eine große Erſchwerung für die Behandlung der Sachen den 
Reichsgerichtsrichtern erwächſt, liegt klar zutage. Das beklagt 
deun auch der Senatspräſident Dr. Boltze in einem Artikel, 
üͤberſchrieben: „Die Überlaſtung der Zivilſenate des Reichs⸗ 
gerichts“ in dem Leipziger Tageblatt vom 17. März 1904: 

„Es iſt ja richtig, daß nach der Prozeßordnung leider 

die ſchriftliche Begründung, nicht einmal die ſchriftliche 

Formulierung der Anträge und die ſchriftliche Nach⸗ 

weiſung der Reviſionsſumme, nicht obligatoriſch gemacht 

iſt. Die Prozeßordnung ſpricht nur von einem Soll 
und nicht von einem Muß. Und leider wird dem 

Soll von ſeiten der Herren Rechtsanwälte nicht immer, 

und wenn überhaupt, nicht zeitig entſprochen, da⸗ 

durch aber die vorbereitende Arbeit der Referenten und 


Präſidenten erſchwert. Denn ſie ſind gezwungen, die 


mündliche Verhandlung vorzubereiten, auch wenn ihnen 
die vorbereitenden Arbeiten der Rechtsanwälte nicht oder 
noch nicht vorliegen. Aber normal iſt das nicht. Und 
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wenn man ſich ein Urteil darüber erlauben will, ob dem 
Gedanken, welcher dem Geſetzgeber bei Ordnung der 
Revifion vorgeſchwebt hat, eine fo weite Hinausſchiebung 
des Termins entſpricht, muß man doch vor allen Dingen 
unterſtellen, daß den beteiligten Parteien die Gelegenheit 
gelaſſen wird, das zu erfüllen, was der Geſetzgeber, 
wenn auch nur durch eine Sollvorſchrift, angeordnet hat. 
Wenn man ſich aber ferner erlaubt, öffentlich ein Urteil 
Darüber auszuſprechen, ob der Geſchͤftsbetrieb des Reichs 
gerichts, wie er tatſächlich gehandhabt wird, einer 
Remedur, beiſpielsweiſe durch Einführung einer erhöhten 
Revifionsſumme, bedarf, ſo darf man doch wohl erwarten, 
daß der, welcher mit ſeinem Rate hervortritt, zunächſt 
ſich über die volle Sachlage informiert, und dann auch 
dieſe volle Sachlage zur öffentlichen Kenntnis bringt.“ 

Aus dieſen Ausführungen geht hervor, daß die Rechts⸗ 
anwälte beim Reichsgericht die inſtruktionelle Vorſchrift des 
8 554 Z. P. O. nicht oder doch wenigſtens nicht in dem Sinne 
zur Ausführung bringen, wie ſie von dem Geſetzgeber beſtimmt 
iſt, namentlich nicht in den Fällen, wo vorbereitende Schriftſätze 
im Sinne der Beitimmungen des 8 554 Z. P. O. überhaupt 
nicht eingehen. So klagen auch die Motive zum jetzt vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfe (S. 9): 

Der Umſtand, daß ohne Nachteil für den Erfolg des 
Rechtsmittels eine ſchriftliche Begründung der 
Reviſion unterbleiben darf, hat zur Folge, daß eine 
ſolche häufig entweder gar nicht oder doch erft in einem 
Zeitpunkt eingeht, in welchem fie zur Vorbereitung bes 
Berichterſtatters wie des Reviſionsgegners nicht mehr 
dienen kann. Mit der dem Reviſionskläger durch das 
Geſetz gewährten Möglichkeit, die eingehende Prüfung 
der Sache ohne jeden Nachteil bis zum letzten Augen ⸗ 
blicke zu verſchieben, ſteht es auch im Zuſammenhange, 
daß bei dem Reichsgerichte während des Geſchäftojahrs 
1902 in 408 Fällen, während des Geſchäftsjahrs 1903 
in 371 Fällen die Revtfion zurückgenommen oder ſonſt 
ohne kontradiktoriſche Verhandlung erledigt worden iſt, 
nachdem der Berichterſtatter feine Bearbeitung bereits 
abgeliefert hatte. 

Und das geſchieht, obwohl die Termine 8 bis 10 Monate 
hinausgerückt find, und obwohl das Geſetz den Anwälten doch 
immerhin, wenn auch ohne Androhung von Nachteilen für ihre 
Partei, die Einreichung der Schriftſätze zur Pflicht macht! 
Nicht zu ſcharf hat dies Verfahren der Anwälte der Abgeordnete 
Gamp in der Reichstagsfitzung vom 14. Mai 1904 als eine 
Rückſichtslofigkeit bezeichnet. 

„Gleichwohl“, 

ſagen aber die Motive weiter, 

„ift die Einführung des Begründungszwanges nach wie 
vor nicht zu empfehlen. Sie wird mit Recht ſowohl 
von dem Reichsgericht als auch von dem Vorſtande 
feiner Anwaltakammer entſchieden bekämpft. Denn der 
Begründungszwang muß, wenn er nicht eine Form ohne 
materielle Bedeutung bleiben ſoll, den Anwalt hindern, 
mündlich irgend etwas auszuführen, was nicht ſeine 
Grundlage in der ſchriftlichen Revifionsbegründung hat. 
Ein ſolchen Verfahren paßt aber in das Gefüge des be⸗ 
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ſtehenden Geſetzes mit ſeinem für alle Inſtanzen geltenden 
Grundſatze der Mündlichkeit, welcher vorbereitende Schrift⸗ 
füge nur zur Unterſtützung der mündlichen Verhandlung 
geftattet, nicht hinein. Auch fit in der Reichstags⸗ 
kommiffion vom Jahre 1898 ſchon zutreffend betont 
worden, daß der Begründungszwang eine Rückkehr zur 
alten preußiſchen Nichtigkeitsbeſchwerde bedeuten würde, 
von der die deutſche Prozeßordnung mit bewußter Abſicht 
und gutem Erfolg abgewichen ſei; würde doch der Be⸗ 
gründungszwang das Reichsgericht auf den unwürdigen 
Standpunkt hinabdrücken, gegen ſeine Überzeugung in⸗ 
folge von Irrtümern des Anwalts zu Ungunſten der 
Partei entſcheiden zu müffen. Bezeichnend für die Folgen 
eines derartigen Formalismus iſt das vernichtende Urteil, 
welches in Preußen die Juſtizverwaltung auf Grund 
einer mehrere Jahrzehnte umfaſſenden praktiſchen Er⸗ 
fahrung im Jahre 1860 gefällt hat.“ 
So die Motive, welche dann ein Zitat aus dem Juſtiz⸗ 
Miniſt.⸗Bl. von 1860 S. 187 hinzufügen und daran den 
Satz anſchließen: 
„Es beſtand alſo in Preußen die Abficht, die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu einem freien Rechtsmittel nach Art der 
jetzigen Reviſion umzugeſtalten. Dieſe Abficht gelangte 
nicht zur Ausführung, weil man es ſchließlich nicht 
für wünſchenewert hielt, durch eine Novelle der geſamten 
| Prozeßreform vorzugreifen.“ 
Die Motive überfehen hier aber, daß im Jahre 1864 im 
„Preußlſchen Inſtizwüniſterium ein vollſtändiger Geſetzentwurf 
zu einer Prozeßordnung ausgearbeitet und mit Motiven ver⸗ 
sehen auch veröffentlicht iſt, in welchem gerade die mit dem 
„vernichtenden Urteile“ der Juſtizverwaltung belegte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde mit dem Begründungszwange ausſchließlich als 
Rechtsmittel dritter Inſtanz — unter Beſeitigung der bis 
dahin noch als zweites Rechtsmittel geltenden Oberberufung der 
„Reviſion“ — in Vorſchlag gebracht iſt, freilich unter Be⸗ 
ſeitigung auch des zuvor gerügten zu ſtatken Formalismus. 
Gerade dieſen von gewiegten Juriſten aufgeſtellten Entwurf 
vom Jahre 1864 und die in demſelben offenbar benutzten Vor⸗ 
ſchläge des Obertribunalrats Waldeck in ſeinem Buche vom 
Jahre 1861 mit dem Titel „die Nichtigkeitsbeſchwerde als das 
alleinige Rechtsmittel hoͤchſter Inſtauz“ uſw, hätten die gegen- 
wärtig dem Reichstage vorgelegten Motive berückfichtigen follen 
und nicht die Nichtigkeitsbeſchwerde, wie ſie ſeit dem Jahre 1833 
eingeführt war, ſich übrigens auch durchaus geeignet er⸗ 
wieſen hatte, um die Rechtseinheit in Preußen zu 
fördern und ſo rechtsbildend zu wirken, wie es der gegenwärtig 
vorliegende Entwurf für Deutſchland erwünſcht. Hatte doch 
Waldeck in ſeinem Buche die Wirkungen dieſes Rechtsmittels 
dahin gekennzeichnet (S. 10): 
f „Aber ſchon in der bisherigen unvollkommenen Geſtalt 
| liegen die Vorzüge des Geſetzes von 1833 offen vor 
b Augen. Erſt dies Geſetz gab dem Obertribunale die 
j Bedentung eines hoͤchſten Gerichtshofes. Durch die 
Scharfe, in welcher vermöge des Rechtsmittels der 
Nichtigkeitsbeſchwerde Rechtsgrundſätze zur Entſcheidung 
gebracht werden, iſt die preußiſche Rechtswiſſenſchaft 
außerordentlich ausgebildet worden. Es wurde dadurch 
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eine große Zahl von Plenarbeſchlüſſen des Obertribunals 
herbeigeführt, welche viele Kontroverſen des preußiſchen 
Rechts zu einem endlichen und meiſt befriedigenden Ab⸗ 
ſchlaß brachten. Die Tätigkeit des Obertribunals iſt 
dem Ziele desſelben entſprechend dahin gelangt, Haupt⸗ 
Ausgangspunkt und Haupt⸗Rückſichtspunkt für Praxis 
und Wiſſenſchaft zu werden, während früher das meiſte 
verborgen blieb, und die Grundſätze des Tribunals nur 
ſehr ſporadiſch zur Kenntnis gelangten, wenn ſie über⸗ 
haupt ausgeſprochen wurden.“ 

So urteilte Waldeck ungeachtet des damals noch in dem 
Geſetze ſteckenden ſtatken Formalismus, welchen er ſelbſt in 
ſeinem Werke abzuſchwächen bemüht war! 

Wenn nun die Motive zum gegenwärtigen Geſetzentwurf 
(S. 15) ſich die Anficht der Reichsgerichtskommiſſion dahin 
aneignen, 

„daß zur Ermittelung der Rechtswahrheit an ſich zwei 
Inſtanzen genügen und daß das Rechtsmittel der 
Reviſion in erſter Linie die Aufgabe, eine einheitliche 
Rechtſprechung ſicher zu ſtellen“, 
dann begreift man ſchwer, wie die Bundesregierungen das 
zu Zwecken der Rechtsausbildung ſo bewährte Rechtsmittel 
der Nichtigkeitsbeſchwerde, welches knapp gefaßte präziſe 
Präjudizien auf dem Gebiete des geſamten Rechts (wegen 
der nicht erforderten Reviflonsſumme) zu ſchaffen ſo gut geeignet 
war, im vermeintlichen Intereſſe der Parteien ſo von der Hand 
zu weiſen. Warum hat man nicht verſucht auf dem Wege 
des Entwurfs von 1864 das Rechtsmittel zu reformieren? 

Der Grund iſt aus dem oben mitgeteilten Zitat der gegen- 
wärtigen Motive zu erſehen; während man den Formalismus 
des Begründungszwangs vermeiden will, hängt man feſt an dem 
Formalismus der mündlichen Verhandlung auch für die dritte 
Inſtanz, der das Reichsgericht in ſeine jetzige Notlage verſetzt 
hat. Zunächſt muß aber doch behauptet werden, daß das ſtrenge 
Mündlichkeitsprinzip in der unterſten und in der Berufungs- 
inſtanz ſehr wohl beibehalten werden kann, wenn dasſelbe auch 
in der dritten Inſtanz zum Teil aufgegeben würde. Die 
dritte Inſtanz hat nicht mehr die Aufgabe der beiden unteren 
Inſtanzen, den Tatbeſtand, welcher den Anſprüͤchen der Parteien 
zugrunde liegt, ſei es durch Geſtändnis, ſei es durch Beweis⸗ 
aufnahme, feſtzuſtellen, ſondern lediglich zu prüfen, ob bei der 
Feſtſtellung dieſes Tatbeſtandes geſetzmäßig verfahren iſt und 
ob die auf Grund des Tatbeſtandes gefällte Entſcheidung des 
zweiten Richters dem Geſetze entſpricht. Das Urteil des Richters 
dritter Inſtanz fußt daher durchaus auf dem ſchriftlich ab- 
gefaßten Urteile des Berufungsrichters. Es iſt daher ſehr wohl 
denkbar, daß man für dieſes ganz anders geartete Verfahren 
in dritter Inſtanz auch nicht in gleichem Maße, wie in den 
unteren Inſtanzen, die Mündlichkeit herrſchen läßt. 

Man kann das Verfahren dritter Inſtanz abändern und 
doch das der unteren Inſtanzen noch ungeändert fortbeſtehen 
laſſen. So bemerkte auch Waldeck in ſeinem Buche (S. 12): 

„An ſich ſtellen ſich die Rechtsmittel hoͤchſter Inſtanz als 
eine Prozeßphaſe dar, die ſich ganz füglich abgeſondert 
von der Prozedur erſter und zweiter Inſtanz behandeln 
laͤßt, wie denn der code de procedure über die 
Kaſſation nichts enthält.“ 
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Es iſt daher noch nicht erforderlich, wenn man der gegen⸗ 
wärtigen Not des Reichsgerichts Rechnung tragen will, daß man zu⸗ 
gleich mit der Beſchränkung des Mündlichkeitsprinzips in dritter 
Inſtanz auch dies Prinzip für die beiden unteren Inſtanzen 
beſchneidet und etwa den Weg einſchlägt zur Umarbeitung des 
geſamten Verfahrens, welchen der Reichsgerichts rat Peters in 
ſeinem Buche, betitelt „Prozeßverſchleppung, Prozeßumbildung 
und die Lehren der Geſchichte“ (Berlin 1904), betreten hat. 
Gewiß werden auch die in dieſer fo leſenswerten Schrift aus- 
geſprochenen Bemängelungen des Verfahrens in den unteren 
Inſtanzen eine reifliche Erwägung für die künftige Reform des 
Geſamtprozeſſes verdienen, denn es reſultieren auch für die 
unteren Inſtanzen aus dem fo hochgehaltenen reinen Mündlich⸗ 
keitsprinzip Schäden mancher Art, namentlich eine Verſchleppung 
der Prozeſſe und eine unfichere Aufſtellung von Tatbeſtänden, 
die nur ſchriftlich vorgetragenes wahrheitswidrig oft als mündlich 
vorgetragenes Material zuſammenſtellen. Aber gegenwärtig, wo 
es ſich um ſchnelle Beſeitigung von Notſtänden am Reichsgerichte 
handelt, kann der von Peters aufgeſtellte Entwurf der Abänderung 
des Verfahrens für die beiden unteren Inſtanzen noch unberück⸗ 
fichtigt bleiben. 

Verſuche man doch einmal, auf dem Wege des Entwurfs 
vom Jahre 1864 das alte Verfahren der Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu verbeſſern und dann auch das jetzige Verfahren fo. um- 
zugeſtalten, wie es den Intereſſen der Parteien, der prompten 
Rechtſprechung und der einheitlichen ä des Rechts 
am beſten entſpricht. 

In dem Reformvorſchlage vom Jahre 1864 war der Be⸗ 
gründungszwang im § 664 dahin formuliert, daß die Beſchwerde⸗ 
ſchrift enthalten müſſe: 

„2. Die Angabe der einzelnen Nichtigkeitsgründe unter Be⸗ 
zeichnung des Geſetzes oder des Rechtsgrundſatzes, deſſen 
Verletzung oder unrichtige Anwendung der Nichtigkeits⸗ 
kläger behauptet; wird die Verletzung eines Rechts- 
grundſatzes behauptet, ſo iſt es unerheblich, wenn bei der 
Formulierung desſelben in nicht weſentlicher Beziehung 
gefehlt, oder wenn bei Begründung desſelben, insbeſondere 
durch Bezugnahme einer nicht paſſenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift, fehlgegriffen iſt.“ 

In den Motiven jenes Entwurfs wird denn auch bemerkt 
(S. 168), daß durch die Beſtimmungen unter Ziffer 2 einem 
zu weitgehenden Formalismus geſteuert und den Klagen ab- 
zuhelfen geſucht werde, zu welchen die einſchlagenden Vorſchriften 
des preußiſchen Rechts Anlaß gegeben haben (Juſt.⸗Min.⸗Blatt 
1860 S. 191-193 und 445). 

Wenn wir die hier ausgeſprochenen Grundſätze auf die 
jetzt geltende Zivilprozeßordnung anwenden, und dabei davon 
ausgehen, daß auch der gegenwärtig vorliegende Entwurf ſchon 
eine Abänderung hinſichtlich der erſt im Laufe des Verfahrens 
ſtattfindenden Terminsbeſtimmung trifft, ſo kommen wir zu 
folgenden Vorſchlägen: 

a) den § 553 Z. P. O. fo zu geſtalten: 

„Die Einlegung der Reviſion erfolgt durch Ein⸗ 
reichung der Reviſionsſchrift bei dem Reviſtonsgerichte. 
Die Reviſionsſchrift muß enthalten: Ä 
1. die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die 
Reviſton gerichtet wird; 
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2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urteil die Revifion 
eingelegt werde; 

[Zu 1 und 2 aus dem Entwurfe.] 

3. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten 
und deſſen Aufhebung beantragt werde (Revifions- 
anträge); 

4. inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß 
eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig an- 
gewendet ſei, die Bezeichnung der Rechtsnorm; 

5. inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß 
das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt 
ſei, die Bezeichnung der Tatſachen, welche den 
Mangel ergeben; 

6. inſoweit die Revifion darauf geſtützt wird, daß 
unter Verletzung des Geſetzes Tatſachen feit- 
geſtellt, übergangen oder als vorgebracht an- 
genommen ſeien, die Bezeichnung dieſer Tat. 
ſachen. 

[Zu 3—6 als zwingende Vorſchrift aus dem 
§ 554 entnommen, deſſen Abſ. 2 künftig 
wegfällt.] 

b) einen 8 554 einzuſchieben wie folgt: 

Der in der Reviſionsſchrift enthaltene Antrag kann 
jpäter nicht erweitert werden; ingleichen iſt es nicht 
geſtattet, andere als die in der Revifionsfchrift ent- 
haltenen Nichtigkeitsgründe ſpäter geltend zu machen, 
Jedoch ſteht es dem Reviſionskläger frei. 
falls bei der Anwendung des 8 553 Nr. 4 
durch Bezugnahme einer nicht paſſenden 
Rechtsnorm fehlgegriffen iſt, dieſe Angabe 
noch nachträglich zu berichtigen. Er iſt auch 
befugt, innerhalb der Notfriſt die frühere Revifiont- 
ſchrift zurückzunehmen oder durch eine andere zu 
erſetzen. 

[Zu Satz 1 und 3 nach 8 665 des Entwurfs 

von 1864, zu Satz 2 nachgebildet dem 5 664 

desſelben Entwurfs.] 

c) $ 552 fo zu fallen: 

Die Revifionsfrift beträgt 6 Wochen; ſie iſt eine 
Notfriſt und beginnt mit Zuſtellung des Urteils. 

Die Einlegung der Reviſion vor Zuſtellung des 
Urteils iſt wirkungslos. 

[Zu Abſ. 1 iſt die Friſt verlängert, Abſ. 2 in 

umgeſtaltet nach dem Entwurf. Vielleicht könnte 

man auch, wie im Strafprozeß und im früheren 
preußiſchen Prozeſſe die Friſt der Anmeldung und 

der Rechtfertigung voneinander trennen.] 
Wenn in vorſtehender Weiſe das Geſetz geändert wirt, 
jo wird die Verantwortung der Anwälte am Reichsgerichte allet · 
dings erheblich verſchärft. Es kann aber nicht zugegeben werden, 
daß dadurch, wie die Motive (S. 10) ſagen, das Reichs geri: 
auf einen unwürdigen Standpunkt hinabgedrückt werde. Denz 
jo wie das Prozeßverfahren gegenwärtig geſtaltet iſt, hängt dec 
der Ausgang desſelben vielfach ganz davon ab, wie die An- 
wälte in den beiden unteren Inſtanzen die Ausführungen der 
Parteien wiedergeben. Eine unrichtige Behandlung der Sack 
darſtellung in erſter und zweiter Inſtanz iſt dann für den 
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ganzen Prozeß entſcheidend und kann auch von dem Reichsgerichte 
im gegenwärtigen Verfahren oft nicht mehr korrigiert werden. 
Um ſo unbedenklicher kann man den Anwälten am Reichs⸗ 
gerichte, welche in betreff ihrer Tätigkeit ſich beſonders bewährt 
haben müſſen, wenn ſie zugelaſſen werden, überlaſſen, in ihren 
Aus führungen die Parteien zu vertreten, zumal es ſich hier doch 
nur um die Beurteilung eines bereits feſtgeſtellten Tatbeſtandes 
handelt. Es entſpricht nicht der Stellung des Richters, nach 
der heutigen Verhandlungsmaxime Mängel des Urteils aus den 
Akten herauszuſuchen, welche die Parteien gar nicht gerügt 
haben. Praktiſch wird ſich die Sache auch ſo geſtalten, daß 
wohl hoͤchſt ſelten in den von dem Anwalt durchſtudierten Akten 
noch Mängel gefunden werden könnten, die ſeinem Scharfblicke 
entgingen. Aber freilich erfordert der Geſetzvorſchlag ein größeres 
Maß von Anftrengung und Fleiß als die Anwälte gegenwärtig 
anzuwenden genötigt find. Sollten die Anwälte, welche jetzt in 
der geſchloſſenen Zahl von 25 zugelaſſen find, die ihnen an- 
geſonnene Arbeit nicht bewältigen können, ſo muß die Zahl 
erhöht werden. Doch muß man die ſtärkere Belaſtung der 
Anwälte auch nicht überſchätzen: nach der geltenden Zivilprozeß- 
ordnung iſt ihnen das, was die Abänderung verlangt, doch auch 
bereits zur Pflicht gemacht, der ſie ſich auch nicht entziehen 
ſollten. Langer Schriftſätze bedarf es in der dritten Inſtanz 
viel weniger als in den unteren Inſtanzen. Es werden die 
Anwälte nur gendtigt, die geiſtige Arbeit, welche fie bis zu dem 
nach vielen Monaten auberaumten Termine bisher verſchieben 
konnten, in früherer Friſt zu verrichten. Jedenfalls find die 
Anwälte in erſter Stelle bei dem Abänderungsvorſchlage inter- 
eſſiert und hätten die Motive zum gegenwärtigen Entwurfe nicht 
gar zu großes Gewicht auf ihr Gutachten legen ſollen, wenn 
fie den Begründungszwang bekämpfen. Man kann zur Pflicht- 
treue alter bewährter tüchtiger Juriſten das volle Zutrauen 
haben, daß, wenn ſie einmal erſt in die veränderte Rechtslage 
ſich eingelebt haben, die ihnen auferlegten Begründungen un⸗ 
ſchwer übernehmen werden. Man hätte aber zur Beurteilung 
der Frage der Reviſionsſummenerhöhung auch nicht gerade auf 
das Urteil der Anwälte zu ſtarkes Gewicht lezen ſollen. 
Namentlich befremdet es, wenn vom Bundesraistiſche am 14. Mai 
1904 im Reichstage bemerkt wurde: N 
„die Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht ſteht, obwohl 
es den einzelnen vielleicht zu ihrem Nachteile gereichen 
wird, auf Grund ihrer Erfahrungen lediglich wegen des 
allgemeinen Intereſſes auf demſelben Standpunkt“ 
(nämlich daß die Reviſionsſumme erhöht werden ſolle). Wenn 
man den Vorteil oder Nachteil, welchen die Herren dabei 
haben, in Betracht ziehen ſollte, ſo käme man ebenſo wohl zu 
dem Reſultate, daß es vorteilhafter für die Anwälte wäre, wenn 
ſie in dem numerus clausus von 25 Mitgliedern verblieben, 
obwohl die Geſchäfte zunehmen und ſie allein die Arbeit bei 
höheren, mehr einträglichen Objekten beibehielten, während fie 
gegenwärtig auch Sachen zum Werte von 1 500 —3 000 Mark 
zu behandeln haben. Wir vertreten die Anſicht, daß die Stellung 
der Anwälte am Reichsgerichte ſowohl in ihrem äußeren Anſehen 
als auch hinſichtlich ihres Einkommens eine ſo günſtige iſt, 
und auch vermöge ihrer glänzenden Talente ſein muß, daß fie 
von ſo kleinlichen Dingen des größeren oder geringeren Ein⸗ 
kommens nicht berührt werden könne. 
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Durch die Einführung des Begründungszwangs ſoll übrigens 
nicht der mündliche Vortrag der Anwälte aus den Sitzungs⸗ 
fälen des Reichsgerichts vollſtändig beſeitigt werden: wird doch 
immer die intereſſanteſte Tätigkeit für die Anwälte bleiben, 
durch ſcharffinnige Rede und Gegenrede die Rechtsanfichten zu 
begründen oder zu bekämpfen und nach dieſen Richtungen die 
Richter von der rechtlichen Auffaſſung über Auslegung und 
Tragweite geſetzlicher Beſtimmungen zu überzeugen. Die kurze 
Begründungsſchrift bildet ſo nur das Gerippe für den Prozeß, 
welches die Anwälte durch ihre Ausführungen mit Fleiſch zu 
bekleiden und mit Geiſt zu durchdringen haben. Aber das 
Gericht kann aus dem Schriftſatze denn doch ſchon vor der 
Sitzung Anlaß nehmen, ſich über die Fragen, welche in der 
mündlichen Verhandlung zur Sprache kommen würden, näher zu 
informieren, ſodaß den Deduktionen der Anwälte auch ein unter- 
richteter Referent und Vorſitzender gegenüberſteht, was für eine 
prompte erſchöpfende Erledigung eines Rechtsfalls ſofort in 
erſter Sitzung von großem Vorteil iſt. Es ſei denn ſchließlich 
darauf hingewieſen, daß ſowohl in Oſterreich wie in Frankreich 
das Verfahren in dritter Inſtanz von der Mündlichkeit viel 
mehr abſieht, als es hier für Deutſchland vorgeſchlagen wird, 
obwohl auch in jenen beiden Staaten gleichfalls das Verfahren 
in den unteren Inſtanzen auf dem Mündlichkeitsprinzip beruht, 
wie in der intereſſanten Schriſt des unermüdlichen Bekämpfers 
der erhöhten Revifionsfumme, Profeſſors Dr. Fiſcher in 
Breslau („Die Entlaſtung des Reichsgerichts und die Ver⸗ 
beſſerung der Reviſion in Zivilſachen“, Berlin 1904), näher 
ausgeführt iſt. 

Ein ferneres Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
würde darin liegen, wenn man dem § 711 Z. P. O. folgende 
Geſtalt gäbe: 

Urteile der Oberlandesgerichte ſind auch ohne Antrag 
für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, jedoch mit der 
Maßgabe, daß der Schuldner berechtigt iſt, die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung durch Hinterlegung des Schuldbetrages 
oder wenn die Verurteilung auf andere Verpflichtung 
geht, durch eine im Urteile zu beſtimmende Sicherheit 
abzuwenden. 

Durch dieſe Vorſchrift würden viele Reviſionen, die lediglich, 
um zahlungsſchwierigen Schuldnern Friſt zu gewähren, ein- 
gelegt werden, künftig unterbleiben. Gerade gegenwärtig, wo 
die Prozeſſe in letzter Inſtanz eine ſo lange Dauer haben, liegt 
der Anreiz zu ſolchen lediglich der Verſchleppung dienenden 
Revifionseinlegungen gar zu nahe. Es würde der ſolide 
Geſchäftsverkehr im deutſchen Volke weſentlich gebeſſert werden, 
wenn die Gelegenheit zu ſolchen unreellen Verzögerungen und 
die damit oft verbundene Beſeitigung pfändbaren Bermögensd 
mehr abgeſchnitten würde. Der von der Gerechtigkeit ſeiner 
Einwendungen überzeugte Schuldner würde dann auch durch 
die Hinterlegungsbefugnis hinreichend geſichert fein, daß ihm 
nicht durch eine bis zur Zahlung durchgeführte Zwangsvollſtreckung 
Vermöoͤgensſtücke entzogen würden, welche er von einem unſicheren 
Gläubiger nach Abänderung des Urteils nicht zurückerlangen 
könnte. So war denn auch in dem mehrerwähnten preußiſchen 
Entwurfe von 1864 für die nur durch Nichtigkeitsbeſchwerden 
anfechtbaren Urteile zwar die Vollſtreckbarkeit, aber verbunden 
mit Hinterlegungsbefugnis (in $ 660) vorgeſehen. Zu Gunſten 
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des Schuldners könnte man dem 8 719 Z. P. O. noch folgenden 
Satz 2 anfügen: 
Im Falle der Revifion unterliegt die Entſcheidung, ob 
Sicherheit erfordert werden ſoll, dem freien Ermeſſen 
des Reviſionsgerichts. 

Es gibt noch ſo manche ſehr beherzigenswerte Vorſchläge, 
welche zur Entlaſtung des Reichsgerichts gemacht werden konnten, 
wie Profeſſor Fiſcher in ſeiner Schrift des weiteren behandelt 
hat, z. B. Verweiſung der Beſchwerden und Armenrechtsſachen 
an einen beſonderen neu zu ſchaffenden Senat, Beſeitigung der 
Revifion bei den kleinen Prozeſſen des Fiskus, Verweiſung der 
landesrechtlichen Prozeſſe vor beſondere oberſte Gerichtshoͤfe 
(entſprechend dem bayeriſchen), Vermehrung der Mitglieder in 
den einzelnen Senaten, Abänderung der Vorſchriften für das 
Plenum. Es iſt aber anzunehmen, daß die vorſtehend erörterten 
beiden Anderungen, Einführung des Begründungszwangs und 
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit, namentlich in Verbindung mit 
den in dem Entwurfe noch ſonſt vorgeſchlagenen Abänderungen 
des Geſetzes, jo wirkſam ſein werden, um auf lange Jahre das 
Reichsgericht genügend zu entlaſten. Ja es iſt zu hoffen, daß 
die Entlaſtung eine ſo weitgehende ſein wird, daß mit der Zeit 
— namentlich nach Aufarbeitung der vorhandenen Reſte — es 
möglich fein wird, die Reviſtionsſumme noch herabzuſetzen, was 
im Intereſſe des ärmeren Publikums und der beſſeren Schaffung 
einer Rechts einheit auf allen Gebieten des Privatrechts dringend 
zu wünſchen iſt. Aber die Möglichkeit, die Reviſionsſumme 
herabzuſetzen, wird erſt in Erwägung kommen konnen, wenn 
die eingeführten Neuerungen ein genügendes ſtatiſtiſches Material 
über den Umfang der Entlaſtung ergeben haben werden. 

Von den Vorſchlägen zur Entlaftung, welche der Entwurf 
neben der Erhöhung der Reviſionsſumme beibringt, dürfte wohl 
keiner auf begründeten Widerſtand ſtoßen. Denn die Bedenken, 
welche etwa erhoben werden könnten gegen die Beſeitigung des 
Einſpruchs bei Verſäumnisurteilen, können doch wohl nicht als 
durchgreifend erachtet werden. Namentlich bedarf es der Ein⸗ 
führung einer Wiedereinſetzung in den vorigen Stand für dieſen 
Fall nicht. Solche Wiedereinſetzung würde auch aus dem 
Rahmen der Zivilprozeßordnung, welche fie nur bei Verſäumnis 
von Notfriſten kennt, gänzlich herausfallen. Es kann auch bei 
den örtlichen Verhältniſſen der Stadt Leipzig und der Zuſammen⸗ 
ſetzung des kleinen Anwaltskollegiums gar nicht angenommen 
werden, daß einmal in einem Verſäumnisfalle, wo der Anwalt 
den Termin durch Zufall vergeſſen oder verſäumt hätte, ein 
Verſäumnisurteil ergehen könnte, ohne daß etwa erſt durch 
Telephon in dem Bureau des Säumigen feſtgeſtellt wäre, ob 
er nicht verhandeln will oder kein Stellvertreter für ihn auftritt. 

Alſo keine Erhöhung der Reviſionsſumme! Videant 
consules. . . Das mögen auch namentlich die Regierungen 
verſchiedener deutſcher Staaten, wie Bayern, Mecklenburg, Olden⸗ 
burg und Württemberg, beſonders erwägen, deren Bevölkerung 
meiſt aus ſolchen Berufsklaſſen ſich zuſammenſetzt, welche hohe 
Objekte nicht einzuklagen haben, ſodaß bei der Erhöhung der 
Reviſionsſumme dieſen Staaten das Reichsgericht in faſt 
unnahbare Ferne gerückt werden wurde. 
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Die Bezeichnung der Beteiligten und der Mit⸗ 
wirkenden bei der Beurkundung von Rechts⸗ 


geſchäften. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg im Breisgau. 
(Schluß aus Nr. 56 und 57.) 


II. Die Bezeichnung der Mitwirkenden. 

A. Der oben mehrfach erwähnte $ 1919 Entw. I 
beſtimmte: 

„Über die Errichtung der letztwilligen Verfügung muß 
ein Protokoll .... aufgenommen werden. 

Das Protokoll muß enthalten 

1. Ort und Zeit der Verhandlung. 2. Den Namen 
einer jeden bei der Errichtung mitwirkenden Perſon. 
3. Die Angabe der Eigenſchaft, in welcher eine mit 
wirkende Perſon mitgewirkt hat. 4. Den Namen des 
Erblaſſers. 5. Die .. . . Erklärungen des Erb⸗ 
laſſers. 

Das Protokoll muß vorgelefen ſowie vom Erblaſſer 
genehmigt und. .. unterſchrieben werden 

Das Protokoll muß von allen mitwirkenden Perſonen 
unterſchrieben werden.“ 

Offenfichtlich verſteht der S 1919 das in allen vier Abſätzen 
gebrauchte Wort „Protokoll“ ſtets in demſelben Sinne, fo daß 
alſo das nach Abſ. 3 dem Erblaſſer vorzuleſende und von ihm 
zu unterſchreibende Protokoll den in Abſ. 2 gedachten Inhalt 
haben, alſo nicht bloß — was ja ſelbſtverſtändlich iſt — die 
Erklärungen des Erblaſſers, ſondern auch Ort und Zeit der Ber- 
handlung, ſowie die Namen des Richters (Notars) und die der 
ſonſt Mitwirkenden und den des Erblaſſers enthalten ſollte. 
Daß auch die Angabe von Ort und Tag der Verhandlung dem 
Erblaſſer vorzuleſen und von ihm zu genehmigen iſt, kann nich: 
auffallen, da der Errichtungsort für die Zuſtändigkeit des Urkunds⸗ 
beamten, und die Errichtungszeit in mehrfacher Beziehung den 
Bedeutung fein kann;) dasſelbe gilt von der Angabe des Namens 
des Erblaſſers, da ihm an der richtigen Bezeichnung feiner Perſon 
gelegen fein muß. Dagegen ſucht man vergeblich nach einem 
Grunde, wieſo das gemäß Abſ. 3 vorzuleſende Protokoll (nach 
Abſ. 2 Ziff. 2) auch den Namen der Mitwirkenden enthalten 
fol. Dem Erblaſſer kann es doch gleichgültig fein, ob der be 
urkundende Richter „Müller“ oder „Schulz“ heißt, ob er einen 
Titel führt oder nicht, und die geſetzlichen Ausſchließungsgründe 
ſowie die Unfähigkeitsgründe für Zeugen waren auch ſchon im 
Entw. I fo ſehr eingeſchränkt, daß der Erblaſſer darüber, ob jene 
Gründe in der Perſon eines Mitwirkenden vorliegen, klar iſt. 
ohne daß ihm die Namen dieſer vorgeleſen werden. Geradezu 
geſucht erſcheint der vom Kammergericht (K. G. 23 S. 172) an- 
gegebene Grund: die mitwirkenden Perſonen ſeien im Text dez 
Protokolls zu bezeichnen, weil die Beſchaffenheit der Beurkundung 
als einer richterlichen oder notariellen über jede Anzweiflung erhaben 
und die Identität derjenigen Perſonen, die bei der Aufnabme 
mitgewirkt haben, mit denen, die das Protokoll unterſchrieden 
haben, feſtgeſtellt werden ſolle. Der erſtere Grund trifft mich 
zu, da die Eigenſchaft der Urkunde als einer gerichtlichen ode: 


* Vergl. Mot. 5 S. 271; Prot. 5 S. 387. 
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notariellen fich auch aus anderen Merkmalen (Unterſchrift, Aus⸗ 
fertigung) zur Genüge ergeben wird; und die Gefahr, daß andere 
Perſonen, als die bei der Aufnahme mitgewirkt haben, das 
Protokoll unterzeichnen, iſt kaum vorhanden. Selbſt die Preu⸗ 
ßiſche Allgemeine Gerichtsordnung, die wie überall, ſo auch bei 
der Regelung des Beurkundungsweſens, gegen Mißbräuche der 
Urkundsperſonen die weitgehendſte Vorſorge trifft, hielt in der 
gedachten Richtung Schutzmaßregeln nicht für erforderlich; die 
A. G. O. zählt in § 43 II. 2 mit der ihr eigenen Ausführlichkeit 
die Erforderniſſe des Protokolls unter fieben Nummern bis in die 
kleinſten Einzelheiten auf; daß aber der vorzuleſende Text des 
Protokolls den Namen des Richters enthalten müſſe, verlangt 
ſie nicht. Daß die früheren Notariatsordnungen vorſchrieben, 
im Text der Urkunde ſolle der Name des Notars und ſein Amts⸗ 
ſitz genannt fein, erklärt ſich aus den Einrichtungen älterer Zeiten, 
wo es „immatrikulierte“ und andere Arten von Notaren gab, 
deren ſachliche und oͤrtliche Zuftändigkeit in der mannigfaltigſten 
Weiſe geordnet war. — Wie dem auch ſei: nach der oben 
wiedergegebenen Faffung des § 1919 verlangte der Entw. I, 
daß das Protokoll in dem Zeitpunkt, wo es dem Erblaſſer 
vorgeleſen wird, auch den Namen des Richters (Notars) ſowie 
aller ſonſt etwa bei der Beurkundung Mitwirkenden enthalten 
ſolle. Dieſe Vorſchrift hat die Kommiſſion unbeanſtandet 
gelaſſen; die vier Abſätze des § 1919 finden fich mit geringen 
Anderungen in den 88 2240, 2241, 2242 B. G. B. wieder. 
Und da die Beſtimmung des § 2242 („das Protokoll muß vor⸗ 
geleſen, von dem Erblaffer genehmigt und von ihm .. . . unter 
ſchrieben werden“) ſich unmittelbar an den § 2241 anſchließt, 
wonach zu den weſentlichen Beſtandteilen des Protokolls auch 
die Bezeichnung der Mitwirkenden gehört, fo muß der nieder ⸗ 
geſchriebene Teil der Verhandlung, alſo das Proto- 
toll, in dem Zeitpunkt, wo es vorgeleſen wird, eben 
auch die Bezeichnung der Mitwirkenden enthalten, 
ſo daß auch dieſe — die Bezeichnung des Richters — 
vorzuleſen und zu genehmigen iſt. Daraus folgt, daß 
dieſe Bezeichnung des Richters nicht dadurch erſetzt werden kann, 
daß der Richter das Protokoll gemäß 8 2242 Abſ. 3 unter⸗ 
schreibt; die Unterſchrift des Richters iſt vielmehr ein weiteres 
Erfordernis, das außer der im vorzuleſenden Teil der Ver⸗ 
handlung vorgeſchriebenen Bezeichnung zu erfüllen iſt. Folglich 
iſt die Urkunde, die im vorzuleſenden Teil der Verhandlung den 
Namen des Richters nicht enthält, nichtig. Jene Vorſchriften 
des B. G. B. über die Errichtung von Teſtamenten find ſodann, 
wie ſchon oben IA erwähnt, im G. F. G. (88 175, 176, 177) 
einfach übernommen, ſo daß der gedachte Grundſatz auch für 
Beurkundungen von Rechtsgeſchäften unter Lebenden gilt. Die 
entgegengeſetzte Anſicht von Brettner im C. F. G. 2 S. 710, 
der der Verfaſſer dieſes in feinem „Lehrbuch des Verfahrens 
der F. G.“ S. 404, 405 gefolgt iſt, beruhte auf der Auffaſſung, 
daß das Geſetz unter „Protokoll“ im Sinne des § 176 die 
ganze Urkunde einſchließlich der Unterſchrift des Richters ver⸗ 
ſtehe, alſo etwas anderes als das „Protokoll“, das nach 8 177 
Abf. vorzuleſen iſt. Dies erſcheint aber nach obigen Aus- 
führungen nicht zutreffend. 

“Danach hat das Kammergericht (K. G. 23 S. 169; vergl. 
auch O. L. G. Hamm in R. D. O. 2 S. 139) mit Recht einer 
Verhandlung, die dahin lautet: 


„G., den 23. April 1901. 
Es erſchienen ... 1. die Witwe E. H., 2. die Witwe 
M. M. G. und erflärten: 
Wir bewilligen die Löſchung der für uns .... ein⸗ 
getragenen Berechtigungen. 
Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben. 
E. H. M. M. G. 
Geſchloſſen. 

K., Amtsgerichtstat.“ 
die Kraft einer gerichtlichen Urkunde abgeſprochen, weil der 
Richter nur durch die Unterſchrift, nicht aber — ebenſo wie Ort 
und Zeit der Verhandlung und ebenſo wie die Erklärungen — 
in dem der Verleſung vorangehenden Teil des Protokolls 
bezeichnet iſt. 

B. Es fragt ſich nun, in welcher Weiſe dieſe „Bezeichnung“ 
des Richters, die ſich in dem vorzuleſenden und vom Beteiligten 
zu unterſchreibenden Teil des Protokolls befinden muß, zu 
erfolgen hat. Der 8 1919 Entw. I verlangte, wie oben erwähnt, 
in Abſ. 1 unter Ziff. Angabe des Namens und unter Ziff. 8 
die Angabe der Eigenſchaft, in der eine mitwirkende 
Perſon mitgewirkt hat. Dagegen verlangte ſchon diefer 
Entwurf nicht Angabe des Amtsſitzes und des Wohnſitzes der 
Mitwirkenden. Die Mot. 5 S. 271, 272 bemerken hierüber: 

„Dafür, daß die Angabe des Wohnorts der Mit- 
wirkenden ebenfalls als weſentlich bezeichnet werde, läßt 
fich geltend machen, die Feſtſtellung der Perſönkichkeit 
werde unter Umſtänden durch die Bezeichnung des 
Wohnorts derſelben erheblich erleichtert. Allein, es 
würde zu weit gehen, im Fall der Unterlaſſung biefer 
Angabe den Errichtungsakt für nichtig zu erklären. Es 
muß genügen, wenn die Perſönlichkeit, falls es erforderlich 
wird, in irgend einer Weiſe feſtgeſtellt werden kann, und 
hierzu reicht in der Regel die Angabe des Namens 
aus ... Ebenſowenig iſt es erforderlich, in Anſehung 
des verhandelnden Richters oder Notars. . . . die An- 
gabe des Amtefitzes dieſer Perſonen vorzuſchreiben. Ins⸗ 
beſondere kann von einer ſolchen Angabe die Gältigkeit 
des Errichtungsakts nicht abhängig gemacht werden. 
Zudem läßt ſich nach den beſtehenden Einrichtungen 
aus der Angabe des Namens und der amtlichen oder 
dienſtlichen Stellung der Mitwirkenden, der Eigenſchaft, 
in welcher die Betreffenden mitgewirkt haben, überall 
deren Amtsfitz ohne weiteres feſtſtellen.“ 

In der Kommiffion beſchloß man, wie oben IV A bemerkt, 
ſtatt der Angabe des „Namens“ die „Bezeichnung“ der Mit⸗ 
wirkenden zu fordern, um jede Anzweiflung der Rechtsgültigkeit 
der Urkunde zu verhüten, falls ein Mitwirkender nicht mit dem 
ihm zuſtehenden, ſondern mit dem nur tatjächlih geführten 
Namen bezeichnet ſei. Aber auch die vom Entw. I verlangte 
Angabe der Eigenſchaft, in der die Urkundsperſon mitgewirkt 
hat, hielt die Kommiſſion nicht für erforderlich; es heißt hierüber 
in dem Prot. 5 S. 337: 

„Die Beſtimmung der Nr. 3, daß auch die Angabe der 
Eigenſchaft, in welcher eine mitwirkende Perſon mit⸗ 
gewirkt habe, im Protokolle nicht fehlen dürfe, glaubte 
man als beſondere Vorſchrift entbehren zu konnen, da 
dieſe Eigenſchaft wohl ſtets bei der Bezeichnung der 


einzelnen Perſon angegeben ſein und ſich äußerten Falles 
aus dem Zuſammenhang des Protokolls und aus den 
Unterſchriften werde entnehmen laſſen.“ 

Es iſt oben IA, B ausführlich dargelegt, daß das Geſetz 
zur Bezeichnung der Beteiligten unter allen Umſtänden die An⸗ 
gabe des Namens verlangt, daß dagegen die bloße Angabe 
des Amts oder ſonſtigen Berufs zur Bezeichnung nicht genügt; 
und dieſe Anficht wird betreffs der Bezeichnung der Mitwirkenden 
beftätigt durch die ſoeben wiedergegebene Stelle der Protokolle, 
wonach es der Angabe des Amts des Mitwirkenden nicht be⸗ 
dürfen ſoll, „da dieſe Eigenſchaft wohl ſtets bei der Bezeichnung 
der einzelnen Perſon angegeben“ ſein werde. Die Kommiſſion 
ging alſo gleichfalls davon aus, daß die Bezeichnung in anderer 
Weiſe zu geſchehen habe, als durch die Angabe des Amts. Die 
kurz hingeworfene und nicht näher begründete Bemerkung im 
Urteil des Kammergerichts vom 2. Januar 1903 (R. D. O. 6 
S. 347): die Bezeichnung des Richters im Protokoll erfordere 
nicht notwendig Angabe ſeines Namens, iſt alſo unrichtig. 
Dagegen iſt dieſem Urteil dahin beizuſtimmen, daß die am Kopf 
des Protokolls befindlichen Worte: „Amtsgericht Abteilung 5“ nicht 
zur „Bezeichnung“ des Richters im Sinne des Geſetzes ausreichen. 
Das Mindeſterfordernis einer Bezeichnung iſt (vgl. oben IV A) 
eben die Angabe des Namens des Bezeichneten; ſie wird folglich 
nicht erſetzt durch Angabe der Behörde, in deren Dienſten der 
Bezeichnete ſein Amt ausübt. 

C. Anderſeits genügt aber, wie zur Bezeichnung der 
Beteiligten (oben IV A), fo auch zur Bezeichnung ber Urkunds⸗ 
perſon die Angabe des bloßen Namens, und es bedarf nicht 
der Angabe auch noch der Amtsſtellung. Eine Verhandlung 
alſo, die dahin lautet: 

„Berlin, den 1. April 1902. 
Vor Meyer erſchien der Kaufmann uſw.“ 
enthält eine genügende Bezeichnung des Mitwirkenden „Meyer“. 

D. Es fragt ſich nun weiter, ob dem Erfordernis, wonach 
die Urkundsperſon in dem vorgeleſenen Teil des Protokolls 
bezeichnet werden muß, genügt iſt durch eine Faſſung, wie 
„Vor dem unterſchriebenen Richter“, „Vor den unterzeichneten 
Gerichtsperſonen“. Ein folder Fall liegt dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 18. November 1901 (R. G. 50 S. 16) zugrunde. 
Das Protokoll lautete: 

„Kgl. Amtsgericht zu F. 
Verhandelt G., den 29. März 1901. 
Auf den Antrag des .... hatten ſich die unter ; 
zeichneten Gerichtsperſonen hierher begeben.“ 

Sodann folgte die Erklärung der Erblaſſerin und ihre 
Unterſchrift nach erfolgter Vorleſung und Genehmigung; das 
Protokoll endigte mit: 

„Geſchloſſen. 


. . 
Amtsrichter. Sekceetär.“ 

Das Reichsgericht erklärt dieſe Faffung des Protokolls für 
genügend zur „Bezeichnung“ der Urkundsperſonen; es ſei bier- 
durch die Nämlichkeit der Perſonen, die bei Aufnahme des 
Protokolls mitwirkten, mit denen, die es unterſchrieben haben, 
feftgeftent: durch die Unterſchrift der Gerichtsperſonen werde die 
en fie Bezug nehmende Bezeichnung im Text fo ver⸗ 
ollſtändigt, daß über die Perfönlichfeit der Mitwirkenden volle 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang 


Sicherheit vorhanden ſei; dem Erblaſſer werde dieſe Be. 
zeichnung bei der Vorleſung zur Kenntnis gebracht; er wife 
alſo, daß der ihm Gegenüberſtehende die Urkundsperſon ſei an) 
könne ſich über deſſen Namen fofort unterrichten, zumal ihm dal 
Protokoll auf ſein Verlangen zur Durchſicht vorzulegen (5 241 
Abſ. 1 S. 3) und außerdem in feiner Gegenwart von dem Nichta 
zu verſchließen ſei. (§ 2246.) 

Dieſer Anſicht des Reichsgerichts ſtehen erhebliche Bedenke 
entgegen. Wie Ort und Tag der Verhandlung und wie di 
Erklärungen der Beteiligten ſoll auch die Bezeichnung der Mit 
wirkenden enthalten ſein in dem Teil der Verhandlung, der den 
Beteiligten vorzuleſen iſt, vergl. oben A. Diefer ſoll alſo, vit 
oben ausgeführt, den Namen des Richters erfahren; eine feld 
Kundbarmachung des Namens liegt doch aber nicht vor, wen 
der Richter ſich bezeichnet durch Hinweis auf ein zukünftige 
Ereignis, nämlich auf feine demnächſtige Unterſchrift. Der 
Beteiligte erfährt den Namen des Richters überhaupt nich. 
denn das Protokoll wird ihm vorgeleſen oder zur Durdſihl 
vorgelegt zu einer Zeit, wo es noch nicht abgeſchloſſen ift, ali 
noch nicht die Unterſchrift des Richters trägt. Zudem aber gibt 
es für Beurkundungen unter Lebenden überhaupt keine Vorſchrif, 
wonach das Protokoll gerade in Gegenwart der Beteiligten von 
Richter durch feine Unterſchrift vollzogen werden müßte; und a 
ſollen doch nach der Denkſchrift (vergl. oben Anm. 1) beirft 
der Erforderniſſe des Protokolls für Beurkundungen unter 
Lebenden wie von todeswegen die gleichen Vorſchriften gelten 
Jene Begründung des Reichsgerichts würde alſo nur auf ®r 
urkundungen der letzteren Art, nicht auch der erſteren Art paffe. 
Nun müßte aber nach der Anſicht des Reichsgerichts auch recht 
wirkſam ſein ein Protokoll, das lautet: 

„Vor dem unterzeichneten Richter erſchien zu M 
unten bezeichneten Zeit und an dem unten bezeichneten 
Ort die unten gleichfalls bezeichnete Perſönlichkeit un 
erklaͤrte: 

Ich bewillige die Löſchung der für mich im Grun 
buch von Spandau Bl. 1 eingetragenen Hypethel 
von 1000 Mark.“ 
Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben. 
Kreditor. 

Die Verhandlung hat ſtattgefunden am 1. April 1902 
in Berlin; erſchienen war der Kaufmann Krebiter auf 
Spandau. 

| Judex.“ 

Auch hier liegt die vom Reichsgericht für zuläſſig erklärt 
Bezugnahme auf den ſpäteren Inhalt des Protokolls vor; vit 
aber der Beteiligte in dem vom Reichsgericht entſchiedenen dil 
nicht die Bezeichnung des Richters erfährt, würde er hier auf 
nicht einmal erfahren, welches Datum der Richter der Urkunde 
gegeben hat und wie der Richter den Beteiligten bezeichnet ha 
Denn dieſe Angaben befinden ſich nicht in dem dem Beteiligte 
vorgeleſenen Teil des Protokolls, ſondern — ebenſo wie Ni 
Unterſchrift des Richters — in dem der Vorleſung nachfolgenden 
Teil des Protokolls.) Das kann aber nicht für zulä's 


9 Aber die doppelte Bedeutung des Worts „Protokoll“ — Tel 
der Urkunde und die Geſamturkunde — f. des Verfaſſers „Ledrtuc 
des Verfahrens der F. G.“ S. 402. 
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erachtet werden; das Geſetz ſtellt vielmehr die Angaben über 
Ort und Zeit der Errichtung der Urkunde ſowie über die Be⸗ 
zeichnung der Mitwirkenden und der Beteiligten vollſtändig mit 
den Erklärungen der Beteiligten auf eine Linie ($ 176 
Abſ. 1 G. F. G., § 2241 B. G. B.); auch die Angaben über 
Ort und Tag der Verhandlung ſowie die Bezeichnung der 
Beteiligten und der Mitwirkenden müſſen demnach vorgeleſen, 
genehmigt und unterſchrieben werden. Dieſem Erfordernis wird 
aber nicht genügt dadurch, daß der Beteiligte betreffs dieſer 
Angaben in dem ihm vorgeleſenen Teil der Geſamturkunde 
auf den ſpäteren Inhalt der Urkunde verwieſen wird. Denn 
dieſer ſpätere Teil des Protokolls wird dem Beteiligten nicht 
vorgeleſen, auch keinesfalls von ihm genehmigt und unterſchrieben. 
Vergl. auch Jaſtrow Anm. 7c a. a. O. 
Das Ergebnis dieſer Erörterungen iſt demnach: 
Dem Erfordernis der „Bezeichnung“ der 
Beteiligten und der Mitwirkenden iſt nur 
genügt, wenn deren Name in dem dem Be⸗ 
teiligten vorgeleſenen Teil der Urkunde an⸗ 
gegeben iſt. Die Angabe des Namens wird 
niemals erſetzt durch Angabe anderer Merk- 
male, wie Stand, Beruf, Wohnſitz. Es 
bedarf aber auch der letzteren neben der An- 
gabe des Namens nicht; die bloße Angabe 
des (ſei es auch nur tatſächlich geführten) 
Namens genügt vielmehr dem geſetzlichen 
Erfordernis der Bezeichnung. 


Nene Beſchlüſſe der vereinigten Zivilſenate des 
| Reichsgerichts. 
Am 16. Mai 1904 war von dem „horror pleni“ nichts zu 
merken. An dieſem Tage haben die Vereinigten Zivilſenate 
zu nicht weniger als drei Fragen Stellung genommen. 
1. Im Anſchluſſe an die entſprechende Rechtsauffaſſung für 
das Aktienrecht und das Recht der G. m. b. H. iſt ent⸗ 
ſchieden (Entf. d. R. G. 57, 301): 
„Die Eintragung in die Liſte der Genoſſen, die nach 
§ 15 Gen. Geſ. die Mitgliedſchaft entſtehen läßt, 
kann von dem Eingetragenen, wenn die zugrunde 
liegende Beitrittserklärung ſeinem Willen entſpricht, 
nicht mit der Behauptung angefochten werden, daß 
er zur Abgabe dieſer Erklärung durch eine von der 
Genoſſenſchaft zu vertretende argliſtige Täuſchung be⸗ 
ſtimmt worden ſei.“ 
Das R. G. trägt hiermit der beſonderen Natur ſolcher 
Beitrittserklärung Rechnung, die im Rechtsverkehr 
öffentlich abgegeben wird, auf die jeder Gläubiger der 
Genoſſenſchaft ſich berufen und auf deren Einhaltung 
auch die Genoſſenſchaft ſelbſt beſtehen muß, da die 
Gläubiger hieran ebenfalls ein Intereſſe haben. 
2. Der Auslegung des Gerichtskoſtengeſetzes dient der zweite 
Beſchluß (Entſch. d. R. G. 57, 301): 
„Bei Aufſtellung der Jahresrechnung nach § 94 
Ziffer 1 G. K. G. find dem Kläger diejenigen Ge⸗ 
bühren und nicht unter § 89 Satz 2 daſelbſt fallende 
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Auslagen nicht zur Laſt zu legen, welche wegen einer 
von dem Beklagten erhobenen Widerklage aufzu⸗ 
nehmen find.“ 
3. In dem dritten Beſchluſſe (Entſch. d. R. G. 57, 310) 
haben die vereinigten Zivilſenate den von dem V. Zivilſenat 
(Entſch. d. R. G. 46, 349) aufgeſtellten Grundſatz, 
daß nach § 99 Abſ. 3 Z. P. O. die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gegen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
nur dann zuläffig iſt, wer. nach Lage des Falles 
eventuell auch in der Hauptſache ein Rechtsmittel ge- 
geben ſein würde, 
gebilligt und darüber hinaus auf Grund derſelben Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift ausgeſprochen: 
Die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung über den Koſtenpunkt iſt davon ab⸗ 
hängig, daß auch in der Hauptſache gegen ein vom 
Beſchwerdegericht erlaſſenes Urteil ein weiteres Rechts ⸗ 
mittel zuläſſig geweſen fein würde. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 6. Auguſt 1904 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 254 Abſ. 1 B. G. B. Nicht zutreffende Würdigung 
der Einrede des „eigenen Verſchuldens“.] 

Die Verwerfung der Einrede eignen Verſchuldens des Kl. 
iſt nicht bedenkenfrei. In dieſer Beziehung iſt die Behauptung 
des Bekl., daß er bereits mehrfach dem Kl. die Tätigkeit und 
das Spielen an der Maſchine verboten gehabt habe, nicht zu⸗ 
treffend gewürdigt. Das O. L. G. hat dieſelbe deshalb für 
unerheblich erklärt, weil nicht zugleich behauptet ſei, daß der 
Bekl. dabei den Kl. ausdrücklich auf die Gefahren aufmerkſam 
gemacht habe, die mit dem Spielen an der Maſchine verbunden 
ſeien. Vor allem hätte der Vorfitzende des B. G., wenn dem 
letzteren die vermißte Behauptung weſentlich ſchien, mindeſtens 
Anlaß gehabt, nach Maßgabe des §8 139 Abſ. 1 Z. P. O. eine 
darauf bezügliche Frage an den Bekl. zu richten. Weiter aber 
iſt auch nicht abzuſehen, weshalb der Bekl. den Kl. gerade 
ausdrücklich auf die Gefährlichkeit der Maſchine hätte auf- 
merkſam machen müfſſen, da es doch nahe lag, die angeblichen 
wiederholten Verbote ohne weiteres in dieſem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen; es würde alſo noch zu erörtern geweſen ſein, ob nicht 
aus den Umſtänden, unter welchen die einzelnen Verbote er⸗ 
folgten, eine ſtillſchweigende Warnung vor der Gefahr zu 
entnehmen war. Dabei würde in Betracht kommen der Grad 
der geiſtigen Entwicklung des zehnjährigen Kl., wie weit ſein 
Verſtändnis in der fraglichen Hinfiht gereicht haben würde, 
und endlich wäre noch zu erwägen geweſen, ob nicht nach der 
Individualität des Kl. die Übertretung wiederholter Verbote des 
Bekl. ihm ohne weiteres zum Verſchulden anzurechnen ſein 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


586 


würde. Nach der Rechtſprechung des erkennenden Senates wäre 
bei dieſer Erwägung der 8 828 Abſ. 2 B. G. B. entſprechend 
anzuwenden geweſen. Aus dieſen Gründen mußte das vorige 
Urteil aufgehoben und nach § 565 Abſ. 1 Z. P. O. an das 
B. G. zurückverwieſen werden, damit dieſes nach weiterer Feſt⸗ 
ſtellung der erheblichen Tatſachen anderweitig auf Grund des 
§ 254 Abſ. 1 B. G. B. in der Sache entſcheide. M. c. B., 
u. v. 19. Sept. 04, 533/03 VI. — Celle. 

2. Haftbarkeit eines Regiſterrichters bei Zuwiderhandlung 
gegen Anweiſung der Juftizauffichtsbehörde.] 

Der Bekl. hat als Regiſterrichter die Bekanntmachung der 
Blätter veranlaßt, in denen während des Jahres 1903 vom 
Amtsgericht M. die Eintragungen in das Handels- und Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter bekannt gemacht werden ſollten. Der 
Preußiſche Juſtizfiskus hat ihn auf Erſtattung der hierdurch 
eniſtandenen Inſertionskoſten von 9,50 Mark nebft Prozeßzinſen 
belangt, weil er durch jene Bekanntmachung gegen die allgemeine 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 4. Dezember 1900 gehandelt 
habe, welche die Unterlafjung der Bekanntmachung durch die 
Amtsgerichte anordnete. Bekl. iſt klagegemäß in der Vorinſtanz 
verurteilt. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Unter allen Umſtänden iſt von dem Beamten zu verlangen, 
daß er die ihm obliegende oder von ihm für geboten erachtete 
Prüfung der Geſetzmäßigkeit einer Dienſtvorſchrift in ſorgfältiger 
und gewiſſenhafter Weiſe vornehme, und daß er einer beſtimmten 
Anweiſung der vorgeſetzten Dienſtbehörde nicht den Gehorſam 
verſage, bevor er durch reifliche, pflichtgemäße Erwägung zu der 
Überzeugung von der Ungeſetzlichkeit der Anweiſung gelangt iſt. 
Daß es vorliegend der Bekl. an eigener ſorgfältiger Prüfung 
aller in Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkte habe 
fehlen laſſen, hat der B. R. ohne Rechtsirrtum angenommen. 
Es handelt ſich hier nicht, wie die Reviſion meint, nur darum, 
daß „der Richter, der ſich bei einer Kontroverſe der Anſicht 
anſchließt, die er für die richtige hält, kein Verſchulden begehe“. 
Dem Bekl. lag die ſtrikte Anweiſung der Miniſterialverfügung 
vom 4. Dezember 1900 vor. Die allgemeine Zuſtändigkeit 
des Juſtizminiſters für Anordnungen auf dieſem Gebiet der 
Rechtsverwaltung ſtand außer Frage. Ein irgendwie gegründeter 
Anlaß zu einem Zweifel an der Geſetzmäßigkeit der Verfügung 
ergab ſich weder aus dieſer felbft noch aus dem § 11 des 
H. G. B. (Iſt näher ausgeführt.) Die Anſicht, daß hin⸗ 
ſichtlich der Wahl der „Bezeichnung“ Dienſtanweiſungen aus⸗ 
geſchloſſen ſeien, fand der Bekl. allerdings in dem Kommentar 
von Staub (Anm. 2 zu § 11) ausgeſprochen. Daß und wes⸗ 
halb der Bekl. aber im gegenwärtigen Falle bei gehöriger Auf- 
merkſamkeit nicht lediglich durch die Bemerkungen des genannten 
Kommentars ſich beſtimmen laſſen durfte, iſt im B. U. mit 
zutreffenden Gründen ausgeführt. P. c. Juſtizfiskus, U. v. 
19. Sept. 04, 537/03 VI. — Königsberg. 

3. § 326 B. G. B. Rücktritt vom Vertrage kann ſchon 
bei der Friſtſetzung in Ausſicht geſtellt werden.] 

Bekl. war mit der Erfüllung eines Mietvertrages im Ver⸗ 
zug. Kl. ſetzte eine Friſt mit dem Bemerken, daß er die Annahme 
der Leiſtung nachher ablehne; ſpäter verlangte er Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung. Das R. G. beftätigte die Klagabweiſung: 
Es fragt ſich, ob Kl. von der durch den Brief vom 8. Juli 1902 
erklärten Wahl des Rücktritts abſtehen und ſtatt deſſen Schadens⸗ 
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erſatz wegen Nichterfüllung verlangen konnte. Ein ſolches Recht 
beſteht indeſſen nicht. Kl. war allerdings nicht genötigt, vor 
dem Ablauf der geſetzlichen Nachfriſt ſich zu entſcheiden, welches 
dieſer beiden Rechte er ausüben wollte, und hätte Bekl. erſt 
nach Ablauf dieſer Friſt ſeinerſeits das ihm nach 8 855 B. G. B. 
zuſtehende Recht ausüben können. Dagegen beſtand kein recht⸗ 
liches Hindernis, daß Kl. dieſe Wahl bereits in eventueller 
Weiſe vor Friſtablauf traf und dem Bekl. mitteilte. Es ift 
dies geſchehen durch den Brief vom 8. Juli 1902, in welchem 
Kl. ſich für den Rücktritt entſchied und infolgedeſſen Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung ausgeſchloſſen war. Der Umſtand, 
daß am 30. Juli 1902 die gefetzte Nachfriſt noch nicht ab⸗ 
gelaufen war, tft für die Gebundenheit des Kl. hinſichtlich der 
einmal getroffenen Wahl unerheblich. Die Gründe, welche für 
die Unwiderruflichkeit der Wahl im Falle des § 263 Abſ. 1 
B. G. B. beſtimmend geweſen find (Motive zum 1. Entwurfe 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. 2 S. 7 zu 88 208, 209), 
treffen hier ebenfalls zu (vergl. auch Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch 8 325 Bemerkung 2). Es kommt hinzu, daß auch 
nach Art. 354 — 356 Allgem. Deutſchen H. G. B. (dem Vor⸗ 
bild des § 326 B. G. B.) nicht nur die Wahlanzeige mit der 
Gewähr einer Nachfriſt verbunden werden konnte, ſondern daß 
auch dieſe Wahl eine endgültige war, von der nicht mehr ab⸗ 
gegangen werden konnte (vergl. z. B. Staub, Allgemeines 
Deutſches Handelsgeſetzbuch, 5. Auflage, Art. 356, 8815 — 19, 
24). M. c. Z., U. v. 20. Sept. 04, 70/04 VII. — Berlin. 

4. 5 615 B. G. B. Umfang der Anrechnung] 

Nach § 615 B. G. B. kann der Verpflichtete bei Annahme ⸗ 
verzug des Dienſtberechtigten für die infolge des Verzuges nicht 
geleifteten Dienſte die vereinbarte Vergütung verlangen; er muß 
ſich jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er in- 
folge des Unterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte 
erwirbt oder zu erwerben böswillig untetläßt. Für 
die Annahme des B. G., daß das Einkommen des Kl. aus dem 
Gaſtſpiel in N. nicht auf die ganze Vertragsdauer, ſondern nur 
auf die Zeit, in welcher es verdient wurde, angerechnet werden 
könne, bietet zunächſt der Wortlaut des 8 615 B. G. B. keinen 
Anhalt; vielmehr kann die Beſtimmung dem Worifinne nach 
nur dahin verſtanden werden, daß die ganze Zeit, für welche 
die Dienſte noch zu leiften waren und nicht angenommen find, 
in Betracht zu ziehen, und daß dem Anſpruch des Verpflichteten 
auf die vereinbarte Vergütung für dieſe Zeit gegenüberzuſtellen 
iſt, was er in dieſer Zeit in der angegebenen Weiſe erſpart 
oder anderweitig erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 
Von einer Anrechnung nach einzelnen Zeitabſchnitten iſt 
im Geſetz keine Rede. Der 8 615 B. G. B. hat in dieſer 
Beziehung keinen anderen Inhalt als die 88 324 Abf. 1, 
552, 649 B. G. B. Der Grund der geſetzlichen Beſtimmung 
beſteht darin, daß der zur Leiſtung der Dienſte Verpflichtete 
nicht mehr, als ihm nach dem Vertrag gebührt, erhalten 
und nicht auf Koſten des Dienſtberechtigten einen Gewinn 
machen ſoll. Aus Gründen der Billigkeit ſoll dem Dienſt⸗ 
berechtigten geftattet fein, die Anrechnung vorzunehmen. Der 
Entſcheidungsgrund des B. G., daß der Verpflichtete, wenn 
er ſeine Dienſte anderweitig verwende, hierbei nicht für Rechnung 
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nur in dem Sinne richtig, daß der Verpflichtete ſich nicht alles 
anrechnen zu laſſen hat, was er überhaupt mittels feiner 
Arbeitskraft erwirbt, ſondern nur, was er durch anderweitige 
Verwendung desjenigen Teiles feiner Arbeitskraft erwirbt, 
welche er dem Dienſtherrn zur Berfügung zu ſtellen 
verpflichtet war, vergl. Pland Anm. 2b zu 615 B. G. B., 
Urteil des R. G. III. Z. S. vom 12. Juni 1903 Jur. Wochen⸗ 
ſchrift Beilage 11 S. 99, und daß die Anrechnung nur bis zu 
dem Betrage der Vergütung ſtattfindet, welche der Ver⸗ 
pflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten 
Dienſte zu verlangen berechtigt iſt. Im vorliegenden Fall hat 
der Kl. den Erwerb von 21 250 Mark darch das Gaſtſpiel in 
N. im Januar 1903 nur infolge der Tatſache machen können, 
daß er die Dienſte, welche er nach dem mit den Bekl. 1 und 3 
geſchloſſenen Anſtellungs vertrag während dieſes Monats zu leiſten 
gehabt hätte, infolge des Verzugs der Bekl. nicht geleiſtet hat 
und nicht zu leiſten brauchte. Daß die Arbeits zeit während 
jenes Gaſtſpiels im Januar 1903 eine größere gewesen ſei als 
im Dienſte der Bekl., ift nicht behauptet worden. Das B. G. 
erwägt aber, daß der Kl. ſich auf der überſeeiſchen Gaftſpielreiſe 
körperlichen und geiſtigen Anſtrengungen in einem unvergleichlich 
höheren Maße habe unterwerfen muͤffen, als wenn er in B. 
geblieben wäre, und daß die Bekl. auf dieſe Mehrleiſtung, 
wodurch nur der Verdienſt des hohen Gaſtſpielhonorars moglich 
geweſen, überhaupt kein Recht gehabt hätten. Der Kl. ſelbſt 
hat dies nicht geltend gemacht, und es fehlt an jeder tatſächlichen 
Unterlage für die Annahme des B. G. Es kann deshalb un⸗ 
erörtert bleiben, ob es bei der durch den 8 615 B. G. B. vor- 
geſchriebenen Anrechnung des durch anderweitige Verwendung 
der Dienſte erzielten Erwerbs auf das Maß der Arbeit bei 
gleicher Arbeitszeit überhaupt ankommen könnte, und nicht viel- 
mehr lediglich die Tatſache entſcheidend iſt, daß der anderweite 
Erwerb in demjenigen Zeitraum gemacht worden iſt, während 
deſſen der Verpflichtete feine Arbeitskraft dem Dienſtherrn zur 
Verfügung zu ſtellen hatte. Der Kl. hat auch nicht behauptet, 
daß aus der New Norker Einnahme von 21 250 Mark 
erheblich hoͤhere Ausgaben zu beſtreiten geweſen ſeien als aus 
der Einnahme, die er im Dienfte der Bekl. gehabt haben würde. 
N. B. u. Gen. c. B., U. v. 12. Juli 04, 146/04 III. — Berlin. 

5. 8 826 B. G. B. Pactum de non licitando. Verſtoß 
zegen die guten Sitten 7] 

Das B. G. fieht als feſtgeſtellt an, daß die urſprüngliche 
Bekl. in dem Verſteigerungstermine vom 12. Februar 1901 
mit dem Kaufmann V. ein Abkommen dahin getroffen habe, 
daß diefer gegen Gewährung einer Abfindung von 3 500 Mark 
ich nicht weiter an dem Bieten auf das zur Verfteigerung 
ſtehende Grundſtück beteilige. Ohne dieſes Abkommen würde 
B. das von der Bekl. getane Höchſtgebot überſetzt und den 
Preis des Grundſtücks auf die Höhe von ungefähr 90000 Mark 
getrieben haben, und das habe die Bekl. gewußt. Bekannt ſei 
ihr auch geweſen, daß der Forderung V.s, die ihm zum Bieten 
bis zu der bezeichneten Höhe veranlaßt haben würde, die jetzt 
in Frage ſtehende Forderung des Kl. im Range vorgegangen 
Id, Dagegen ſtehe nicht feſt, daß die Bekl. gewußt habe, der 
in dem Berfteigerungstermine mitanweſende Kl. ſei nicht in der 
Lage, ſein Intereſſe bezüglich der auf dem Grundſtück geficherten 
Forderung durch Mitbieten bis zu einem ſie deckenden Preiſe 
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ſelbſt zu wahren. Dementſprechend jet nicht erwieſen und könne 
auch durch die vom Kl. angebotenen Beweiſe nicht dargetan 
werden, daß die Bekl. die Abficht gehabt habe, ſich auf Koſten 
des Kl. oder des ihm im Range vorgehenden Schieferdecker 
meiſters B. durch billigen Erwerb des Grundſtucks zu bereichern. 
Aber, fo führt das B. G. weiter aus, wenn man ſelbſt an ⸗ 
nehmen wollte, die Bekl. habe damit rechnen müſſen, daß der 
Kl. nicht in der Lage ſein werde, das Grundſtück ſelbſt zu er⸗ 
ſtehen, und daß er deshalb durch die von ihr mit V. getroffene 
Vereinbarung geſchädigt werden könne, ſo ſei doch zu einem 
dem Kl. günftigen Ergebnis nicht zu gelangen. Das fogenannte 
pactum de non licitando ſei nicht unbedingt als gegen die 
guten Sitten verſtoßend anzuſehen. V. habe von der Bekl. 
nicht einmal den vollen Betrag ſeiner Forderung, die er aus⸗ 
zubieten beabſichtigt gehabt habe, erhalten, man könne alſo nicht 
ſagen, daß er eine Vergütung für die Abſtandnahme von 
weiteren Geboten erhalten habe. GE izaue auch die De 
einfluffung, die fein Wille erfahren habe, nicht als unzuläffig 
bezeichnet werden, da er nur feine Forderung zu renen beabfichtigt 
und dieſes Ziel vermöge der mit der Bekl. getroffenen Ver ⸗ 
abredung in einer Weiſe erreicht habe, die ihm lieber gewesen 
ſei, als der Erwerb des Grundſtückz. Die Grzielung eines 
angemefienen Preiſes ſei dadurch, daß fur einen einzelnen 
Intereſſenten der Grund, der ihn zum Mitbieten bis zu einer 
gewiſſen Höhe beſtimmt haben würde, beſeitigt wurde, noch 
keineswegs ausgeſchloſſen worden. Es liege auch keine Schädigung 
des Schuldners B. vor, da er, wenn V. das Grundftüͤck er⸗ 
ſtanden, aber aus dem Erſtehungspreis Befriedigung für ſeine 
Forderung nicht erlangt hätte, Schuldner B.s geblieben fein 
würde. Ebenſowenig könne von einer rechtswidrigen Schädigung 
des Fiskus die Rede fein Das Beſtreben billigen Erwerbs 
beherrſche den geſchäftlichen Verkehr überhaupt, und es beſtehe 
keine Verpflichtung, aus Rückſichten auf andere einen möglichen 
Gewinn abzulehnen. Ein Verſtoß gegen die guten Sitten liege 
in ſolchem Falle nur vor, wenn vom Recht gemißbilligte Mittel 
angewendet oder darauf ausgegangen worden ſei, zur Schädigung 
anderer eine Sache unter ihrem Werte zu erlangen. Dieſe 
Voraus ſetzungen träfen hier nicht zu. Es konne daher eine 
Schadenerſatzpflicht der Bekl. aus 5 826 des B. G. B. nicht 
abgeleitet werden. Was dieſen von der Vorinſtanz eventuell in 
zweiter Linie geltend gemachten materiellrechtlichen Entſcheidungs⸗ 
grund anlangt, daß das Verhalten der urſprünglichen Bekl. 
auch dann nicht gegen die guten Sitten verſtoßen würde, wenn 
fie das Abkommen mit V. in der Abfiht oder doch mit dem 
Bewußtſein, den Kl. zu ſchädigen, getroffen haben ſollte, fo hat 
das N. G. dem nicht beipflichten können. Ohne durchgreifende 
Bedeutung tft inſoweit zunächft der Hinweis der Vorinſtanz 
darauf, daß bei den Beratungen über das Strafgeſetzbuch für 
den Norddeutſchen Bund und über die Anderungen, welche das 
Strafgeſetzbuch durch das Geſetz vom 26. Februar 1876 erfahren 
hat, eine Beſtrafung der pacta de non licitando als den 
heutigen Anſchauungen und Verkehrsverhältniſſen nicht mehr 
entſprechend abgelehnt worden tft; der Umftand, daß es dem 
Geſetzgeber nicht angemeſſen erſcheint, eine Handlung unter 
Strafe zu ftellen, beweiſt noch keineswegs, daß ex fie auch als 
nicht gegen die guten Sitten verſtoßend erachtet. Ebenſowenig 
würde es entſcheidend ſein, wenn man zugeben müßte, die 
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zwiſchen der urſprünglichen Bekl. und V. getroffene Vereinbarung 
ſei nicht geeignet, gegen den letzteren den Vorwurf eines Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten zu begründen. Wie von dem 
erkennenden Senat bereits in einem Falle, wo es ſich um ſo⸗ 
genanntes Schweigegeld bei einer ſtrafbaren Handlung handelte, 
hervorgehoben worden iſt (Urteil vom 30. Mai 1904, Rep. 
VI. 582/03), kann es gerechtfertigt und geboten fein, bei einem 
und demſelben Vertrage die Frage, ob ſein Abſchluß eine 
unfittliche Handlung darſtelle, für die verſchiedenen Beteiligten 
verſchieden zu beantworten, und eine ſolche Verſchiedenheit der 
Beurteilung kann ſehr wohl auch bei einem Vertrage der hier 
in Rede ſtehenden Art geboten erſcheinen. Was die danach 
allein in Betracht kommende Handlungsweiſe der urſprünglichen 
Bekl. anlangt, ſo iſt unter den früher geltenden Rechten mehrfach 
auch in den Staaten, in denen nicht wie in Preußen (Ver⸗ 
ordnung vom 14. Juli 1797, Preuß. Strafgeſetzbuch § 270) 
ausdrückliche Beſtimmungen in dieſem Sinne beſtanden, und 
ſpeziell auch in Bayern, angenommen worden, es enthalte eine 
der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufende und auch als unſittlich 
zu verwerfende Handlung, wenn jemand ſeines Vorteils halber, 
um einen zu öffentlicher Verſteigerung kommenden Gegenſtand 
billiger, als es bei freier Konkurrenz annehmbar der Fall ſein 
würde, erwerben zu können, andere vom Mitbieten abhalte, 
und dieſe Auffaſſung iſt auch in neuerer Zeit vielfach vertreten 
worden. (Seufferts Archiv Bd. 33 Nr. 115, die Nachweiſungen 
bei Ortenauer [Henle, Bayr. Subh.⸗Ordnung, III. Aufl. S. 297 
Anm. 5 und bei Becher, rechtsrheiniſches bayr. Landeszivilrecht, 
Bd. II S. 1475], Deutſche Juriſtenzeitung 1902 S. 156, ferner 
Zachariä, franz. Zivilrecht, VII. Aufl. Bd. II $ 378 Anm. 4. 
Jakubetzki, Bemerkungen zum Entw. des B. G. B. § 106, 
Kohler im Arch. f. bürg. Recht Bd. 5 S. 225, Lotmar, der 
unmoraliſche Vertrag, S. 72, 179). Auf der anderen Seite 
iſt in der Literatur und Judikatur und insbeſondere auch vom 
R. G. für das gemeine Recht ausgeführt worden, daß ſogenannte 
pacta de non licitando nicht immer und prinzipiell als fittlich 
verwerflich zu erachten ſeien, dies vielmehr nur anzunehmen ſei, 
wenn die beſondere Beſchaffenheit des Falles den Vertrag zu 
einem unfittlichen ſtempele. (Entſch. des R. G. in Zivilſachen 
Bd. 18 S. 222, Seufferts Archiv Bd. 43 Nr. 102, Bd. 56 
Nr. 2 und die Kommentare zum B. G. B. von v. Staudinger, 
Anm. 6 zu $ 138, Rehbein, Bd. I S. 168 fg., Neumann, 
III. Aufl. Anm. 21 zu § 138, Goldmann und Lilienthal, 
das bürg. Recht, II. Aufl. Bd. I 8 43 Anm. 3. Mag nun 
auch der letzteren Auffaſſung der Vorzug zu geben ſein, ſo iſt 
doch auch bei ihrer Befolgung die Handlungsweiſe der urſprüng⸗ 
lichen Bekl. als eine gegen die guten Sitten verſtoßende an⸗ 
zuſehen, wenn die Behauptungen des Kl. in Wahrheit beruhen. 
(Wird in tatſächlicher Beziehung näher dargelegt.) H. c. St., 
U. v. 11. Juli 04, 514/03 VI. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

6. 5 286. Erklärungen eines Prozeßbevollmächtigten 
beim Sachvortrag als für wahr erachtete Parteibehauptungen.] 

Für die Richtigkeit der Darſtellung eines für weſentlich 
erachteten Teils des Sachverhaltes hatte der Bekl. durch Berufung 
auf das Zeugnis des Kaufmanns Br. und des Dr. B., ſeines 


) Abgedruckt oben S. 404. 
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eigenen Prozeß bevollmächtigten, Beweis angetreten. Das B. G. 
hat dieſen Beweis nicht erhoben, ſondern hat, fih, trotz dem 
Beſtreiten des klägeriſchen Vertreters, damit begnügt, daß Dr. B. 
beim Vortrage der Sache, wie er dies ſchon in I. J. getan, 
auch perſoͤnlich die Richtigkeit der von ihm gegebenen Dar⸗ 
ſtellung, die eigene Wahrnehmungen betrafen, verfichert hatte. 
Wäre dies Verfahren des B. G. dahin aufzufaſſen, daß es die 
perſönliche Erklärung des Dr. B. als Ausſage eines Zeugen 
verwertet habe, fo müßte der Reviſion recht gegeben werden, 
daß darin ein Verſtoß gegen eine zwingende prozefjuale Vor⸗ 
ſchrift liegen würde. Die freie Beweiswürdigung nach § 286 
der Z. P. O. iſt dadurch bedingt und begrenzt, daß nur die 
Ergebniſſe einer Beweisaufnahme berückſichtigt werden dürfen, 
bei welcher die Beſtimmungen der Z. P. O. über die Beweis ⸗ 
aufnahme beobachtet ſind. Insbeſondere iſt es daher in der 
Regel unzuläſſig, die unbeeidigte Ausſage eines nach dem Geſetze 
zu beeidigenden Zeugen zu berückſichtigen. Aber als Bekundung 
eines Zeugen hat das B. G. die von Dr. B. ſeinem Vortrag 
als Prozeßbevollmächtigten des Bekl. von ſich aus beigefügte 
Erklärung offenbar nicht angeſehen und ſie als ſolche bei Bildung 
feiner freien Überzeugung nach § 286 der Z. P. O. gar nicht 
benutzen wollen. Vielmehr muß ſeine Meinung dahin verftanden 
werden, daß dieſe Erklärung in Verbindung mit dem Sach⸗ 
vortrage als ein Teil der Parteibehauptung ſelbſt zu betrachten 
ſei, den der Prozeß bevollmächtigte in dieſer ſeiner Eigenſchaft 
und nicht als Gegenſtand eines Zeugniſſes hinzugefügt habe. 
Wenn bei dieſer Auffaſſung das B. G., weil es anderweit für 
feſtgeſtellt anſah, daß der Ziegelverkaufsverein und die zwei 
oder drei anderen rückſtändigen Gläubiger tatſächlich bereits am 
9. Juni dem Akkorde beigetreten ſeien „der Erklärung des An⸗ 
walts, daß man ihrer Zuſtimmung ſicher geweſen ſei,“ Glauben 
geſchenkt hat, ſo kann dies nicht für unzuläſſig angeſehen werden. 
R. c. S., U. v. 29. Juni 04, 226/04 I. — Hamburg. 

Konkursordnung. 

7. Umfang und Bedeutung der Rechtskraft einer laut 
Tabelle feſtgeſtellten Konkursforderung.] 

Im Anſchluß an die Ausführungen des I. Z. S. des 
R. G. in dem Urteil vom 14. Dezember 1895 (Entſch. Bd. 37 
S. 1 flg.) hat das O. L. G. angenommen, die Kl. konne ohne 
Rückſicht darauf, ob an ſich ihr Anſpruch aus von ihr oder aus 
ihrem Vermögen von ihrem Ehemanne, dem Gemeinſchuldner, 
gewährten Darlehen anteilige Befriedigung aus der Konkurs- 
maſſe deshalb nicht fordern, weil durch die Feſtſtellung des 
von ihrem Ehemann angemeldeten und anerkannten Anſpruchs 
auch ihr gegenüber für das Konkursverfahren rechtskräftig feſt⸗ 
ſtehe, daß ihr Ehemann die Konkursdividende für die von ihnen 
beiden angemeldete Forderung zu beanſpruchen habe und eine 
zweimalige Berückſichtigung einer und derſelben Forderung bei 
Verteilung der Konkursmaſſe ausgeſchloſſen ſei. Die auch von 
der Kl. für ſich angemeldete gleiche Forderung iſt nämlich vom 
Konkursverwalter beſtritten und klagt Kl. auf Feſtſtellung. Der 
erkennende Senat des R. G. hat der Meinung des B. G. nicht 
beizutreten vermocht. Hervorzuheben iſt zunächſt, daß die vom 
Ehemann der Kl. angemeldete Forderung mit der jetzt ſtreitigen 
der Kl. nicht als wirklich identiſch bezeichnet werden kann. Nach 
Anſicht des jetzt erkennenden Senats kann nun für einen 
Prätendentenſtreit (vergl. Oetker, konkursrechtliche Grundbegriffe 
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Bd. I S. 379 flg., Kohler im Archiv für die zivil. Praxis 
Bd. 81 S. 384 flg.), wie er hier vorliegt, die in dem er⸗ 
wähnten anders gearteten Falle von dem I. Z. S. vertretene 
Meinung, die von mehreren Kommentatoren der Konkurs ordnung 
gebilligt, von anderen bekämpft worden iſt (vergl. Peterſen und 
Kleinfeller, IV. Aufl. Anm. 3 zu 88 141 — 143, v. Sarwey⸗ 
Beſſert, IV. Aufl. Anm. 3 zu § 145, Rintelen, II. Aufl. 
S. 277, andererſeits Jäger, I. Aufl. Anm. 8 zu § 145 und 
Wolff, Anm. 3 Abſ. 2 zu $ 145) nicht angenommen werden. 
Es iſt gewiß nicht zu beſtreiten, daß es dem Zweck des Konkurs⸗ 
verfahrens zuwiderläuft, wenn für eine Schuld, die der Gemein⸗ 
ſchuldner außerhalb des Konkurſes nur einmal zu bezahlen ver⸗ 
pflichtet wäre, mehrfache Dividende gewährt würde. Dies iſt 
auch mehrfach vom R. G. anerkannt worden, auch in einer 
Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate (Entſch. in Zivilſachen 
Bd. 31 S. 84 flg.), und hat, abweichend von der in den Motiven 
zur Konkurs ordnung zum Ausdruck gebrachten Meinung, zu der 
Folgerung geführt, daß derjenige, welcher für eine Schuld des 
Kridars mitverpflichtet iſt, wegen des Betrags, bezüglich deſſen 
ihm an dieſer das Rückgriffsrecht zuſteht, nicht neben dem ge⸗ 
meinſamen Gläubiger anteilige Befriedigung aus der Maſſe 
fordern dürfe. Hieraus folgt, daß, wenn bezüglich einer Schuld 
des Kridars mehrere Forderungsprätendenten im Konkurſe auf⸗ 
getreten find, an ſich nur, daß von denjenigen, denen die 
ordnungsmäßige Verteilung des vom Konkurſe ergriffenen Ver⸗ 
mögens und damit auch die richtige Feſtſtellung der Paſſiomaſſe 
obliegt, in ſolchen Fällen als Gläubiger nur derjenige anerkannt 
werden darf, welchem die Forderung in Wahrheit zuſteht. Wie 
ſich der Konkursverwalter, in deſſen Pflichtenkreis auch dieſe 
Aufgabe fällt, dann zu verhalten hat, wenn Zweifel beſtehen, 
wer der wirkliche Berechtigte ſei (vergl. Oetker a. a. O.), iſt 
hier nicht zu erörtern, jedenfalls folgt aus jenem Grundſatze 
nicht, daß, wenn der Verwalter irrigerweiſe den Anſpruch des 
in Wahrheit nicht berechtigten Liquidanten ausdrücklich oder 
durch Nichtbeſtreiten anerkannt, dies dem wirklich Berechtigten 
präjudiziere. Die Folgerung, daß dieſer von der Befriedigung 
aus der Mafle ausgeſchloſſen jet, konnte vielmehr darauf ge⸗ 
ſtützt werden, daß er ſelbſt der Forderung des anderen 
Prätendenten zu widerſprechen unterlaſſen habe, dieſe deshalb 
nach § 145 Abſ. 2 der K. O. auch ihm gegenüber als rechts⸗ 
kraͤftig feſtgeſtellt gelte, und er ſich in Konſequenz dieſer Feſt⸗ 
ſtellung ſeine Ausſchließung von der Konkursmaſſe gefallen laſſen 
müffe. Eine ſolche Argumentation erſcheint aber nach der 
Stellung, die den einzelnen Konkursgläubigern bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Paffiomafje zugewieſen iſt, nicht berechtigt. Den 
einzelnen Konkursgläubigern ift nur das Recht eingeräumt, zur 
Verhinderung unberechtigter Schmälerung ihrer eigenen Konkurs- 
dividende der Zulaffung von Forderungen, die ſie für unbegründet 
halten, zu widerſprechen; ſie handeln dabei nur in eigenem 
Namen und in ihrem Intereſſe, nicht zur Wahrung ordnungs- 
mäßiger Verteilung der Maſſe überhaupt oder auch nur für 
die übrigen Konkursgläubiger. Dementſprechend iſt ihr Be⸗ 
ſtreiten einer anderen Forderung wirkſam, auch wenn der 
Konkursverwalter und alle übrigen Gläubiger die von ihnen 
beſtrittene Forderung ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkennen, 
und es iſt dabei auch ganz ihrem Ermeſſen überlaſſen, ob fie 
den Widerſpruch aufgeben wollen, auch kommt nichts darauf 
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an, aus welchem Grunde fie das etwa tun (vergl. die Be⸗ 
merkungen zu 58 144, 145 bei Peterſen und Kleinfeller 
unter I, 2 ſowie Kohler in ſeiner angezogenen Abhandlung S. 404). 
Wenn nach § 147 der K. O. das Urteil, welches über den 
nur von einzelnen Gläubigern erhabenen Widerſpruch entſcheidet, 
zugleich gegenüber allen anderen Konkursgläubigeru wirkt, 
jo beruht dies darauf, daß es unmöglich erſcheint, einen 
Gläubiger gegenüber einem oder mehreren anderen an der Ver⸗ 
teilung der Maſſe teilnehmen zu laſſen, gegenüber anderen 
aber ihn auszuſchließen (vergl. Wach, zur Lehre von der Rechts ⸗ 
kraft, S. 18 flg., Hellwig, Weſen uſw. der Rechtskraft, S. 26 
unter 2). Aus dieſer Begrenzung der dem einzelnen Gläubiger 
bei Feſtſtellung der Paffiomafje angewieſenen Stellung, aus 
dem beſchränkten Zwecke ſeines Widerſpruchsrechtes, iſt zu folgern, 
daß auch der Nichtausübung desſelben keine weitere Bedeutung 
zukommt, als die Zuſtimmung dazu, daß die von ihm un⸗ 
beſtritten gelaſſenen Forderungen an der Verteilung der Maſſe 
teilnehmen, und ſeine eigene Ausfallsquote dadurch beeinflußt 
werde. Und dementſprechend iſt auch die urteilsmäßige Be⸗ 
deutung, welche die Eintragung einer feſtgeſtellten Forderüng in 
die Tabelle gegenüber allen Konkursgläubigern beigelegt iſt, 
dahin zu verſtehen, daß ihnen gegenüber die Mitberückſichtigung 
der eingetragenen Forderung bei der Verteilung der Maſſe feſt⸗ 
geſtellt iſt (vergl. auch Hellwig a. a. O. S. 25). Auch die 
Motive und die ſonſtigen Materialien zur Konkursordnung 
bieten keinen Anhalt dafür, daß der Geſetzgeber die Eintragung 
einer Forderung als einer unbeſtritten gebliebenen in die Tabelle 
eine weitergehende Tragweite, insbeſondere die von der Vor⸗ 
inſtanz angenommene, habe beilegen wollen. Auch vom praktiſchen 
Standpunkte aus würde, wie nicht unerwähnt bleiben mag, die 
vorſtehend bekämpfte Auffaſſung zu keineswegs unbedenklichen 
Ergebniſſen führen. Sie würde die einzelnen Gläubiger nötigen, 
um einer, wenn auch ſeltenen, aber immerhin möglichen Prä- 
klufion ihres angemeldeten Anſpruchs zu begegnen, eine 
genauere Prüfung aller einzelnen angemeldeten Forderungen, 
und zwar nicht bloß nach der Tabelle, ſondern auch noch die 
Begründung im einzelnen vorzunehmen, bezw. durch einen 
Rechtsanwalt vornehmen zu laſſen. An der Befolgung der vor⸗ 
ſtehend dargelegten Anficht iſt der erkennende Senat durch die 


mehrfach erwähnte Entſcheidung des I. Senats nicht ge⸗ 


hindert. Dieſer liegt, wie oben hervorgehoben worden iſt, ein 
Tatbeſtand zugrunde, der in ſeiner rechtlichen Geſtaltung von 
dem hier vorliegenden weſentlich abweicht. Ob die Meinung 
des I. Senats in ihren Konſequenzen zu der von der Vor⸗ 
inſtanz angenommenen Beurteilung des gegenwärtigen Falles 
führen würde, kann dahingeſtellt bleiben, jedenfalls hat der 
I. Senats nicht ausgeſprochen, daß er ſolche Konſequenzen 
für geboten oder zuläffig erachte. Weiter aber kommt in Be⸗ 
tracht, daß die Entſcheidung des I. Senats auf der hier 
in Frage ſtehenden Auffaſſung nicht beruht, es handelt ſich 
vielmehr um eine Ausführung, welche die damals getroffene 
Entſcheidung nicht beeinflußt hat; das damalige Urteil iſt ſo, 
wie geſchehen, nicht wegen der in dieſer Ausführung bar- 
gelegten Rechtsmeinung, ſondern trotz derſelben ergangen. Aus 
dieſem Grunde war die Anrufung der Entſcheidung der ver⸗ 
einigten Zivilſenate ausgeſchloſſen. C. (reſp. W.) e. Sch., U. v. 
4. Juli 04, 309/03 VI. — Dresden. 
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Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

8. Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896, verb. mit 
8 826 des B. G. B. Legitimation von Vereinen zu Klagen 
aus § 826 des B. G. B. nicht vorhanden. — Begriff des be⸗ 
ſonders günſtigen Angebots.] 

Die Bekl. hatte Kragen hergeſtellt und in den Verkehr 
gebracht, die mit dem Aufdruck „Elegant H. 37 1 Leinen 
garantiert vierfuch“ verſehen find. Dieſe Kragen beſtehen aus 
4 Stoffſchichten, von denen die inneren — die Einlage — aus 
einem anderen Stoffe als Leinen beſtehen. Der Oberſtoff ber 
ſteht zwar ans Leinen, jedoch ift das nicht reines Leinen, fondern 
mit einem minderwertigen Stoffe verſetzt. Der Kl., ein ein⸗ 
getragener Verein zur Förderung gewerblicher Intereſſen, be⸗ 
antragte mit der auf $ 1 des Wettbewerbgeſetzes geftüßten 
Klage, die Verurteilung der Bekl., bei Strafvermelden zu unter⸗ 
laſſen, zum Verkauf beſtimmte Kragen, die im Oberftoffe Baum⸗ 
wolle enthalten, mit dem Aufdrucke „Leinen“ zu verſehen. Das 
O. L. G. wies ab, das R. G. hob auf. 1. Dem klagenden 
Verein fehlt die Akttolegitimation zur Geltendmachung der 
Rechte feiner Mitglieder aus 58 826 des B. G. B. Zwar wird 
in der Reviſtonsbegründung ausgeführt, eine folgerichtige Fort⸗ 
entwicklung der Vorſchrift im 3 1 Abſ. 1 Satz 2 des Wett⸗ 
bewerbsgefetzes, welche Verbände gewerblicher Intereſſen zur 
Unterlaſſungsklage aus § 1 des Wettbewerbsgeſetzes berechtige, 
müfle zu der Annahme führen, daß ſolche Verbände auch zur 
Erhebung der Unterlaffungsklage aus 3 826 des B. G. B. 
berechtigt ſeien. Der erkennende Senat hat indeſſen in ſtändiger 
Rechtſprechung die Anwendung der am angegebenen Orte für 
den Fall des § 1 gegebenen Vorſchrift auf andere Geſtaltungen 
des unlauteren Wettbewerbes verneint und hat nach nochmaliger 
Prüfung dieſer Frage keinen Anlaß, davon abzugehen. 2. Nicht 
jeder Mangel oder Fehler einer angekündeten Ware ſchlechthin 
läßt wegen dieſer Unrichtigkeit allein ſchon die Ankündigung als 
geeignet erſcheinen, den Anſchein eines beſonders güänſtigen An⸗ 
gebots zum Nachteil des im § 1 des Wettbewerbgeſetzes ge- 
ſchützten redlichen Wettbewerbes hervorzurufen. Dahin könnte 
aber die allgemeine Erwägung des Rkl. führen, wonach jedes 
Angebot den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes 


hervorzurufen geeignet fein ſoll, das günſtiger erſcheine, als es 


wirklich iſt. 

Inwieweit eine unrichtige Angabe in der Reklame nach ber 
Auffaffung des Publikums, für das fie beſtimmt iſt, geeignet 
ſei, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervor⸗ 
zurufen, iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles. Bei dieſer 
Prüfung find aber nicht bloß rein ziviliſtiſche Geſichtspunkte zu 
berückſichtigen, ob etwa die unrichtige Angabe das Angebot als 
ein rechtlich günſtigeres erſcheinen laſſe, ſondern alle jene durch 
Gewöhnung und Herkommen, vielfach auch durch Vorurteile 
bedingten manchmal ganz eigenartigen, aber gerade deshalb von 
der unlauteren Konkarrenz vorzugsweiſe ausgenutzten Momente 
in Betracht zu ziehen, welche die Auffaſſung der in Frage 
kommenden Käuferkreiſe über die Vorzüge des Angebots zu be⸗ 
ſtimmen und letztere dadurch anzulocken geeitznet find. Nach 
dieſer Richtung hat der B. R. die gegebene Sachlage nicht er⸗ 
ſchoͤpfend geprüft. Er ſucht die Bedeutung der Ankündigung 
durch den Aufdruck „Leinen garantiert vierfach“ in dem zivil⸗ 
rechtlichen Anſpruch des Käufers wegen Betrugs oder wegen 
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Fehlens zugeſagter Gigenſchaften; darnach findet er ihren Inhalt 
laiglich darin, daß ſplche unrichtige Eigenschaften rechtsgeſchüftlich 
vorgefpiegelt oder zugeſagt ſeien. In den Augen des kaufenden 
Publikums kaun aber der Aufdruck auf einen Krogen „Leinen 
garantiert vierfach“ unter Umſtänden noch die andere Bedeutung 
haben, daß nach feiner Auffaſſung die fo geftempelte Ware, ohne 
daß es weiterer Präfung und Unterſuchung bedürfe, welche viel⸗ 
leicht beim Handkaufe ſolcher Ware nicht möglich iſt, die durch 
den Aufdruck kundgegebene Beſchaffenbeit in Wahrheit habe, und 
auf dieſem Wege kaun in ſeinen Augen das Angebot ſolcher 
geſtempelter Ware im Gegenfatz zu der gleichen Ware, die nicht 
geſtempelt iſt, dadurch allein ſchun geeigvet fein, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Weiterhin 
koͤnnte noch in Betracht kommen, ob nicht etwa von einem 
Teile des hier in Betracht kommenden kaufenden Publikums, 
der ficher ſein will, leinene Kragen zu erhalten, dieſe Ware, 
weil fie durch den Aufdruck des Kennzeichen der Echtheit 
an ſich trage, auch zu einem etwas höheren Preiſe gerne 
bezahlt wird. V. e. S., U. v. 17. Juni 04, 526/03 IL — 
Dresden. | 

RKeichsgeſetz vom 25. Februar 1901 betr. III. Nach; 
trag zum Haushaltsetat von 1900/01. 

9. Anſpruch eines Intendanturſekretärs der oſtaſiatifchen 
Expedition auf die Gebühr der SS 82, 84 Nr. 5 der Kriegs ⸗ 
beſoldungsvorſchrift.] | 

Es iſt den Vorinſtanzen darin beizutreten, daß auf die 
Angehörigen der eſtaflatiſchen Expedition die Kriegsbeſoldungs⸗ 
vorſchrift Anwendung findet. Zutreffend führt das B. G. aus, 
daß ſich dies aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes vom 
25. Februar 1901 unzweifelhaft ergebe, insbeſondere, daß die 
gefetzgebenden Faktoren darüber einverftanden waren, daß, „ob- 
wohl die Expedition keinen Krieg im voͤlkerrechtlichen Sinne 
führte und an China eine Kriegserklärung nicht erfolgt war“, 
dieſelbe doch in einem dem Kriege durchaus gleichartigen Ber- 
hältniſſe ſich befinde, und ihren Angehörigen die Krtegögebührnifie 
zu gewähren ſeien. Ebenſo find die Ausführungen des B. G. 
für zutreffend zu erachten, daß auf Grund des § 5 des Geſetzes 
vom 25. Februar 1901 davon auszugehen iſt, daß der Kl. nach 
der Aufldjung des Expeditionskorps wieder als Beamter des 
Friedensſtandes, und zwar als ſolcher des württembergiſchen 
Kontingents zu gelten hat. Nur darin kann dem B. G. nicht 
durchaus beigetreten werden, daß die zurücktretenden Angehörigen 
des Friedens ſtandes ohne weiteres den etatsmäßig Angeſtellten 
vollig gleich zu achten ſeien. Dem widerſpricht eben der Wort⸗ 
laut des § 5 des Geſetzes vom 25. Februar 1901, wonach fie 
nur überetatsmäßig verpflegt und erft beim Freiwerden etais- 
mäßiger Stellen in dieſe einrücken ſollen. Hat man aber davon 
auszugehen, daß kraft Geſetzes der Kl. mit ſeinem Ausſcheiden 
aus dem Expeditionskorps wieder als Beamter des Friedens. 
ſtandes anzuſehen iſt, ſo ergibt ſich hieraus auch als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folgerung, daß er wieder als demjenigen Kontingent 
zugeteilt anzuſehen iſt, ans dem er beim Übertritt zum Expeditions⸗ 
korps ausgeſchieden iſt, alſo dem württembergiſchen. Sit aber 
der Kl. nach feiner Rückkehr als Beamter des Friedens ſtandes 
im württembergiſchen Kontingente anzuſehen, jo hat er auch für 
die Zeit feiner Verwendung bei der genaumten Feldintendantur 
die Gebührniſſe der 58 82, 84 Nr. 5 der Kriegebefoldunge 
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vorſchrift anzuſprechen, denn er war außerhalb ſeiner demnächſtigen, 
ihm in der Folge durch Königliche Order vom 4. April 1901 
angewieſenen, Friedensgarniſon zum Zweck der Abwicklung der 
Demobilifierungsgeſchäfte und Rechnungslegung zurückbehalten. 
Denn darüber beſteht kein Streit, daß die genannte Feld⸗ 
intendantur die Abwicklung dieſer Geſchäfte zu beſorgen hatte 
(vergl. auch Kriegsminiſterial⸗Verfügung vom 5. Dezember 1901 
Armeeverordnungsblatt S. 402) und iſt ſeine Zuteilung ſchon 
vor ſeiner Rückkehr beſchloſſen und alsbald auch — anſcheinend 
ohne ſeine Zuſtimmung — in Vollzug geſetzt worden. Davon 
geht auch das B. G. aus, es nimmt nur an, daß der Kl. als 
gemäß § 7 der Verordnung vom 20. Mai 1880 verſetzter etats⸗ 
mäßiger Beamter zu gelten habe. Es iſt nun aber nach dem 
oben Ausgeführten ſchon nicht anzunehmen, daß der Kl. zur 
Zeit feiner Zuteilung zur Feldintendantur etats mäßiger Beamter 
war, und findet ſchon darum 8 7 nicht ohne weiteres auf ihn 
Anwendung. Allein es kann dies unerörtert bleiben, denn die 
Kriegsbeſoldungsvorſchrift bildet eben eine Ausnahmevorſchrift, 
die auf diejenigen, welche aus einer Kriegsformation zurücktreten, 
Anwendung findet und iſt ſie auch durch die Beſtimmungen der 
Verordnung vom 25. Juni 1901 nicht außer Kraft geſetzt. Sie 
ſoll den zurückbehaltenen Beamten und Offizieren ꝛc. ein 
Aquivalent dafür bieten, daß ſie, anſtatt wie die übrigen alsbald 
in die gewohnten dauernden Verhältniſſe des Friedensſtandes 
zurückzukehren, noch die mit der Demobiliſierung und Abrechnung 
zuſammenhängenden außergewöhnlichen und ſchwierigen Arbeiten 
und Mühen zu übernehmen haben, ſowie für die Nachteile, 
welche durch die Zurückbehaltung hinſichtlich ihrer weiteren Ver⸗ 
wendung, beim Kl. z. B. rückſichtlich der Einweiſung in eine 
etatsmäßige Stelle, für ſie entſtehen können. Dieſe Ausnahms⸗ 
beſtimmung gewährte dem Kl. ein Recht und konnte auch durch 
die bloße Übereinſtimmung der vorgeſetzten Behörden, wie ſolche 
fh aus dem Schriftwechſel vom 11./25. November 1901 
ergibt, nicht ohne weiteres, insbeſondere nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Kl., beſeitigt werden. Der geltend gemachte 
Anſpruch des Kl. auf die Gebührniſſe gemäß § 82 Abſ. 1 
und § 84 Nr. 5 der Kriegsbeſoldungsvorſchriften war be⸗ 
gründet. F. c. Reichsfiskus, U. v. 24. Juni 04, 19/04 III. 
— Berlin. 

Geſetz vom 11. Januar 1876. 

10. Erzeugniſſe der Schriftgießerei genießen nur den Schutz 
für Flächenmuſter, nicht für plaſtiſche Erzeugniſſe; Abgehen von 
der Entſch. Bd. 14 Nr. 46, 76.] 

Die Frage, ob die Erzeugniſſe der Schriftgießerei als 
plaſtiſche Erzeugniſſe (Modelle) den Schutz des Geſetzes vom 
11. Januar 1876 genießen oder ob fie nur als Vorrichtungen 
für den durch fie herzustellenden Druck in Betracht kommen und 
daher nur mit den letzteren als Flächenerzeugniſſe den 
Muſterſchutz erlangen können, iſt ſchon alsbald nach dem In⸗ 
ktafttreten des Geſetzes ftreitig geworden. Während die erſtere 
Anſicht von Dambach (Journal für Buchdruckerkunſt 1879) 
'erfochten wird, ſteht die Mehrzahl der Schriftſteller, welche fich 
nit der Frage beſchäftigen, auf dem letzteren Standpunkt (fo 
Landgraf im Journal für Buchdruckerkunſt 1878 Sg. 4-6, 
Kloſtermann in Endemanns Handbuch Bd. 2 S. 302, Kohler 
u Buſchs Archiv für Handelsrecht Bd. 48 S. 159, Schanze 
in der Zeitſchrift „Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ 
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I. Jahrg. S. 285). Auch die Entſch. des II. Z. S. des R. G. 
vom 19. März 1881 Rep. II 297/80 (vergl. Entſch. in Zivil- 
ſachen Bd. 4 S. 108) ſteht grundſätzlich auf dem Boden der 
letzteren Auffaſſung. Demgegenüber hat der jetzt erkennende 
I. Senat des R. G. in feinem Urteile vom 8. Juni 1885 Rep. I 
115/85 (vergl. Entſch. in Zivilſachen Bd. 14 S. 46 bis 76) die 
Meinung vertreten, daß den Erzeugniſſen der Schriftgießerei 
ſowohl der Schutz für Flächenmuſter als der Schutz für plaſtiſche 
Erzeugniſſe elektiv zukomme, und daß es in der Wahl des An⸗ 
melders gelegen ſei, welche von beiden Schutzarten er für ſeine 
Erzeugniſſe erlangen wolle. Dieſe Entſcheidung wird gegenüber 
Kohler a. a. O. neuerdings verteidigt von Allfeld, Kommentar 
zu den Reichsgeſetzen über das gewerbliche Urheberrecht (1904) 
S. 331 ff. Derſelbe verkennt zwar nicht, daß das gewerbliche 
Erzeugnis, deſſen Wert im Endreſullate durch die neue Schrift⸗ 
form erhöht werden ſoll, ein Flaͤchenerzeugnis ſei; er folgert 
jedoch aus dem Umſtande, daß die zur Herſtellung des End⸗ 
reſultates erforderlichen Elemente nicht in einem und demſelben 
Gewerbe hergeſtellt werden, die Notwendigkeit, den Urheber von 
Schriftformen nicht auf den Schutz der Flache zu beſchränken. 
Die bloße Anfertigung von Schriftformen ſeitens einer Schrift⸗ 
gießerei könne keineswegs immer als Verſuch zu einer Nach⸗ 
bildung im Drucke, die von der Schriftgießerei ſelbſt nicht 
beabſichtigt ſei, für welche ſie auch noch keinen Liebhaber ge⸗ 
funden habe, angeſehen werden. Der Senat kann bei Prüfung 
der in Betracht kommenden Geſichtspunkte den in dem Urteile 
vom 8. Juni 1885 eingenommenen Standpunkt nicht beibehalten. 
Der Rechtsſchutz, welchen das Geſetz vom 11. Januar 1876 ge 
währt, beſteht für neue und eigentümliche, als Ergebnis indivi⸗ 
dueller Schöpferkraft ſich darſtellende Erzeugniſſe, welche den 
Geſchmack und zwar ſpeziell den durch das Auge vermittelten 
äſthetiſchen Formenfinn zu befriedigen oder anzuregen beſtimmt 
und geeignet find. Bei einer Schrift wird jedoch das äſthetiſche 
Gefühl nicht durch die Anſchauung der Stempel, Matrizen, 
Typen befriedigt; die Herſtellung der letzteren bezweckt nicht, 
durch dieſe ſelbſt einem äſthetiſchen Empfinden zu genügen. 
Dieſes Ziel kann vielmehr nur durch Verwirklichung des Zweckes, 
welchem dieſelben zu dienen beſtimmt find, durch Herſtellung des 
Druckes erreicht werden. Dabei iſt es im Sinne des Geſetzes 
unerheblich, daß zu der Herſtellung des gewerblichen Erzeugniſſes 
ein Zuſammenwirken verſchiedener, ſelbſtändig entwickelter Gewerbe 
notwendig iſt. Eine ſolche Arbeitsteilung findet ſich vielfach auf 
induſtriellem Gebiete. Entſcheidend iſt, ob das bezweckte und 
erzielte Reſultat dem Formenfinn durch die Wirkung der Flache 
oder als plaſtiſches Erzeugnis entſpricht. Bei der Auffindung 
einer neuen und eigentümlichen Schriftform kann nur das 
erſtere in Frage kommen. Das iſt auch die Auffaſſung der 
Bekl. ſelbſt geweſen; denn fie haben ihre „Moderne Mediäval 
Antiqua“ gleichfalls als Muſter für Flaͤchenerzeugniſſe ſchützen 
laſſen. Die Berufung der Bekl. auf § 6 Ziffer 2 des Geſetzes 
vom 11. Januar 1876 geht daher vollkommen fehl. In der 
Herſtellung der Patrizen, Matrizen, Typen liegt ſchon der An⸗ 
fang der bildlichen, als Flächenerzeugnis wirkenden Herſtellung 
der Druckſchrift und die Verletzung des Schutzrechtes der Kl. 
(vergl. auch Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 30 S. 56 ff.). 
R., W. & Co. c. Sch. & G., U. v. 18. Juni 04, 130/04 1. 
— Dresden. 
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Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

S8. Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896, verb. mit 
8 826 des B. G. B. Legitimation von Vereinen zu Klagen 
aus § 826 des B. G. B. nicht vorhanden. — Begriff des be 
ſonders günſtigen Angebots.] 

Die Bekl. hatte Kragen hergeſtellt und in den Verkehr 
gebracht, die mit dem Aufdruck „Elegant H. 371401 Leinen 
garantiert vierfach“ verſehen find. Dieſe Kragen beſtehen aus 
4 Stoffſchichten, von denen die inneren — die Einlage — ans 
einem anderen Stoffe als Leinen beſtehen. Der Oberſtoff be 
ſteht zwar ans Leinen, jedoch iſt das nicht reines Leinen, fondern 
mit einem minderwertigen Stoffe verſetzt. Der Kl., ein ein⸗ 
getragener Verein zur Forderung gewerblicher Intereſſen, be- 
antragte mit der auf $ 1 des Wettbewerbgeſetzes geftüßten 
Klage, die Verurteilung der Bekl., bei Strafvermelden zu unter⸗ 
laſſen, zum Verkauf beſtimmte Kragen, die im Oberſtoffe Baum⸗ 
wolle enthalten, mit dem Aufdrucke „Leinen“ zu verſehen. Das 
O. L. G. wies ab, das R. G. hob auf. 1. Dem klagenden 
Verein fehlt die Akttolegitimation zur Geltendmachung der 
Rechte feiner Mitglieder aus § 826 des B. G. B. Zwar wird 
in der Reviſtonsbegründung ausgeführt, eine folgerichtige Fort⸗ 
entwicklung der Vorſchrift im 8 1 Abſ. 1 Satz 2 des Wet 
bewerbsgefetzes, welche Verbände gewerblicher Intereſſen zur 
Unterlaſſungsllage aus 5 1 des Wettbewerbsgeſetzes berechtige, 
müſſe zu der Annahme führen, daß ſolche Verbände auch zur 
Erhebung der Unterlaffungsklage aus § 826 des B. G. B. 
berechtigt ſeien. Der erkennende Senat hat indeſſen in ſtändiger 
Rechtſprechung die Anwendung der am angegebenen Orte für 
den Fall des § 1 gegebenen Vorſchrift auf andere Geſtaltungen 
des unlauteren Wettbewerbes verneint und hat nach nochmaliger 
Prüfung diefer Frage keinen Anlaß, davon abzugehen. 2. Nicht 
jeder Mangel oder Fehler einer angekündeten Ware ſchlechthin 
läßt wegen dieſer Unrichtigkeit allein ſchon die Aukündigung ale 
geeignet erſcheinen, den Anſchein eines befonbers günſtigen An⸗ 
gebots zum Nachteil des im 8 1 des Wettbewerbgeſetzes ge⸗ 
ſchützten redlichen Wettbewerbes hervorzurufen. Dahin könnte 
aber die allgemeine Erwägung des Rkl. führen, wonach jedes 
Angebot den Anſchein eines beſonders günftigen Angebotes 


hervorzurufen geeignet ſein ſoll, das günftiger erſcheine, als es 


wirklich iſt. 

Inwieweit eine unrichtige Angabe in der Reklame nach der 
Auffaffung des Publikums, für das fie beſtimmt iſt, geeignet 
fet, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervor⸗ 
zurufen, iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles. Bei dieſer 


Prüfung find aber nicht bloß rein ziviliſtiſche Gefichtspunkte zu 


berückfichtigen, ob etwa die unrichtige Angabe das Angebot als 
ein rechtlich günſtigeres erſcheinen laſſe, ſondern alle jene durch 
Gewöhnung und Herkommen, vielfach auch durch Vorurteile 


bedingten manchmal ganz eigenartigen, aber gerade deshalb von 


der unlauteren Konkurrenz vorzugsweiſe ausgenutzten Momente 
in Betracht zu ziehen, welche die Auffaſſung der in Frage 
kommenden Käuferkreiſe über die Vorzüge des Angebots zu be⸗ 
ſtimmen und letztere dadurch anzulocken geeignet find. Nach 
dieſer Richtung hat der B. R. die gegebene Sachlage nicht er⸗ 
ſchöpfend geprüft. Er ſucht die Bedeutung der Ankündigung 
durch den Aufdruck „Leinen garantiert vierfach“ in dem zivil⸗ 
rechtlichen Anſpruch des Käufers wegen Betrugs oder wegen 
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Fehlens zugeſagter Gigenſchaften; darnach findet er ihren Sahılt 
lediglich darin, daß ſolche unrichtige Eigenſchaften rechtsgeſchäftic 
vorgeſpiegelt oder zugeſagt fein. In den Augen des kaufenden 
Publikums kaun aber der Aufdruck auf einen Kragen „Leine 
garantiert vierfach“ unter Umſtänden noch die andere Bedentunz 
haben, daß nach feiner Auffaſſung die fo geſtempelte Ware, ohn 
daß es weiterer Prüfung und Unterſuchung bedürfe, welche viel 
leicht beim Handkaufe ſolcher Ware nicht möglich iſt, die dur 
den Aufdruck kundgsgebene Beſchaffenbeit in Wahrheit habe, und 
auf dieſem Wege kann in ſeinen Augen das Angebot ſolche 
geſtempelter Ware im Gegenfatz zu der gleichen Ware, die nicht 
geſtempelt iſt, dadurch allein ſchon geeignet fein, den Anſchein 
eines beſonders günftigen Angebots hervorzurufen. Weiterhin 
koͤnnte noch in Betracht kommen, ob nicht etwa von einen 
Teile des hier in Betracht kommenden kaufenden Publikum, 
der ficher fein will, leinene Kragen zu erhalten, dieſe Wan, 
weil fie durch den Aufdruck dees Kennzeichen der Echihen 
an ſich trage, auch zu einem etwas höheren Preiſe gemt 
bezahlt wird. V. c. S., U. v. 17. Juni 04, 526/08 IL — 
Dresden. 

Reichsgeſetz vom 25. Februar 1901 betr. III. Nach 
trag zum Haushaltsetat von 1900/01. 

9. Anſpruch eines Intendanturſekretärs der oſtafiatiſchen 
Expedition auf die Gebühr der 58 82, 84 Nr. 5 der Krieg 
beſoldungsvorſchrift.] | 

Es ift den Vorinſtanzen darin beizutreten, daß arf he 
Angehörigen der eftaflatifchen Expedition die Kriegsbeſoldungt 
vorſchrift Anwendung findet. Zutreffend führt das B. G. au, 
daß ſich dies aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes von 
25. Februar 1901 unzwelfelhaft ergebe, insbeſondere, daß di 
geſetzgebenden Faktoren darüber einverftanden waren, daß, „t. 
wohl die Expedition keinen Krieg im völkerrechtlichen Sinne 
führte und an China eine Kriegserklärung nicht erfolgt war, 
dieſelbe doch in einem dem Kriege durchaus gleichartigen er. 
hältnifſe ſich befinde, und ihren Angehörigen die Kriegsgebührni 
zu gewähren ſeien. Ebenſo find die Ausführungen des B. C. 
für zutreffend zu erachten, daß auf Grund des § 5 des Geſtte⸗ 
vom 25. Februar 1901 davon auszugehen iſt, daß der Kl. nac 
der Auflöfung des Expeditionskorps wieder als Beamter bes 
Friedens ſtandes, und zwar als ſolcher des württembergiſchen 
Kontingents zu gelten hat. Nur darin kann dem B. G. nit! 
durchaus beigetreten werden, daß die zurücktretenden Angehörige 
des Friedensſtandes ohne weiteres den etatsmäßig Angeltele 
völlig gleich zu achten ſeien. Dem widerſpricht eben der Bert: 
laut des § 5 des Geſetzes vom 25. Februar 1901, wonach ft 
nur überetatsmäßig verpflegt und erſt beim Freiwerden eta 
mäßiger Stellen in dieſe einrücken ſollen. Hat man aber bare 
auszugehen, daß kraft Geſetzes der Kl. mit feinem Ausſcheiden 
aus dem Expeditionskorps wieder als Beamter des Frieden 
ſtandes anzuſehen iſt, fo ergibt ſich hieraus auch als fett 
verſtändliche Folgerung, daß er wieder als demjenigen Kontinzi! 
zugeteilt anzuſehen iſt, aus dem er beim Übertritt zum Expeditien 
korps ausgeſchieden iſt, alſo dem württembergiſchen. Sit at 
der Kl. nach feiner Rückkehr als Beamter des Friedens tand 
im württembergiſchen Kontingente anzuſehen, ſo hat er auch fn 
die Zeit feiner Berwendung bei der genannten Feld intendantr 
die Gebührniſſe der 88 83, 84 Nr. 5 der Kriegsbejoldunk 
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vorſchrift anzuſprechen, denn er war außerhalb ſeiner demnächſtigen, 
ihm in der Folge durch Königliche Order vom 4. April 1901 
angewieſenen, Friedensgarniſon zum Zweck der Abwicklung der 
Demobilifierungsgeſchäfte und Rechnungslegung zurückbehalten. 
Denn darüber beſteht kein Streit, daß die genannte Feld⸗ 
intendantur die Abwicklung dieſer Geſchäfte zu beſorgen hatte 
(vergl. auch Kriegsminiſterial⸗Verfügung vom 5. Dezember 1901 
Armeeverordnungsblatt S. 402) und iſt ſeine Zuteilung ſchon 
vor ſeiner Rückkehr beſchloſſen und alsbald auch — anſcheinend 
ohne ſeine Zuſtimmung — in Vollzug geſetzt worden. Davon 
geht auch das B. G. aus, es nimmt nur an, daß der Kl. als 
gemäß § 7 der Verordnung vom 20. Mai 1880 verſetzter etats⸗ 
mäßiger Beamter zu gelten habe. Es iſt nun aber nach dem 
oben Ausgeführten ſchon nicht anzunehmen, daß der Kl. zur 
Zeit ſeiner Zuteilung zur Feldintendantur etatsmäßiger Beamter 
war, und findet ſchon darum 8 7 nicht ohne weiteres auf ihn 
Anwendung. Allein es kann dies unerörtert bleiben, denn die 
Kriegsbeſoldungsvorſchrift bildet eben eine Ausnahmevorſchrift, 
die auf diejenigen, welche aus einer Kriegsformation zurücktreten, 
Anwendung findet und iſt ſie auch durch die Beſtimmungen der 
Verordnung vom 25. Juni 1901 nicht außer Kraft geſetzt. Sie 
fol den zurückbehaltenen Beamten und Offizieren ꝛc. ein 
Aquivalent dafür bieten, daß fie, anſtatt wie die übrigen alsbald 
in die gewohnten dauernden Verhältniſſe des Friedensſtandes 
zurückzukehren, noch die mit der Demobilifierung und Abrechnung 
zuſammenhängenden außergewöhnlichen und ſchwierigen Arbeiten 
und Mühen zu übernehmen haben, ſowie für die Nachteile, 
welche durch die Zurückbehaltung hinſichtlich ihrer weiteren Ver⸗ 
wendung, beim Kl. z. B. rückſichtlich der Einweiſung in eine 
etatsmäßige Stelle, für fie entſtehen können. Dieſe Ausnahms⸗ 
keſtimmung gewährte dem Kl. ein Recht und konnte auch durch 
die bloße Übereinftimmung der vorgeſetzten Behörden, wie ſolche 
fh aus dem Schriftwechſel vom 11./25. November 1901 
ergibt, nicht ohne weiteres, insbeſondere nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Kl., beſeitigt werden. Der geltend gemachte 
Anſpruch des Kl. auf die Gebührniſſe gemäß § 82 Abſ. 1 
und § 84 Nr. 5 der Kriegsbeſoldungsvorſchriften war be⸗ 
gründet. F. c. Reichsfiskus, U. v. 24. Juni 04, 19/04 III. 
— Berlin. 

Geſetz vom 11. Januar 1876. 

10. Erzeugniſſe der Schriftgießerei genießen nur den Schutz 
für Flächenmuſter, nicht für plaſtiſche Erzeugniſſe; Abgehen von 
der Entſch. Bd. 14 Nr. 46, 76.] 

Die Frage, ob die Erzeugniſſe der Schriftgießerei als 
plaſtiſche Erzeugniſſe (Modelle) den Schutz des Geſetzes vom 
11. Januar 1876 genießen oder ob fie nur als Vorrichtungen 
für den durch ſie herzuſtellenden Druck in Betracht kommen und 
daher nur mit den letzteren als Flächenerzeugniſſe den 
Muſterſchutz erlangen können, iſt ſchon alsbald nach dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes ſtreitig geworden. Während die erſtere 
Anſicht von Dambach (Journal für Buchdruckerkunſt 1879) 
z erfochten wird, ſteht die Mehrzahl der Schriftſteller, welche ſich 
mit der Frage beſchäftigen, auf dem letzteren Standpunkt (ſo 
Landgraf im Journal für Buchdruckerkunſt 1878 Sg. 4—6, 
Kloſtermann in Endemanns Handbuch Bd. 2 S. 302, Kohler 
n Buſchs Archiv für Handelsrecht Bd. 48 S. 159, Schanze 
n der Zeitſchrift „Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ 
f 
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I. Jahrg. S. 285). Auch die Entſch. des II. Z. S. des R. G. 
vom 19. März 1881 Rep. II 297/80 (vergl. Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 4 S. 108) ſteht grundſätzlich auf dem Boden der 
letzteren Auffaffſung. Demgegenüber hat der jetzt erkennende 
I. Senat des R. G. in feinem Urteile vom 8. Juni 1885 Rep. I 
115/85 (vergl. Entſch. in Zivilſachen Bd. 14 S. 46 bis 76) die 
Meinung vertreten, daß den Erzeugniſſen der Schriftgießerei 
ſowohl der Schutz für Flächenmuſter als der Schutz für plaſtiſche 
Erzeugniſſe elektiv zukomme, und daß es in der Wahl des An⸗ 
melders gelegen ſei, welche von beiden Schutzarten er für ſeine 
Erzeugniſſe erlangen wolle. Dieſe Entſcheidung wird gegenüber 
Kohler a. a. O. neuerdings verteidigt von Allfeld, Kommentar 
zu den Reichsgeſetzen über das gewerbliche Urheberrecht (1904) 
S. 331 ff. Derſelbe verkennt zwar nicht, daß das gewerbliche 
Erzeugnis, deſſen Wert im Endreſullate durch die neue Schrift- 
form erhöht werden ſoll, ein Flächenerzeugnis ſei; er folgert 
jedoch aus dem Umſtande, daß die zur Herſtellung des End⸗ 
reſultates erforderlichen Elemente nicht in einem und demſelben 
Gewerbe hergeſtellt werden, die Notwendigkeit, den Urheber von 
Schriftformen nicht auf den Schutz der Flache zu beſchränken. 
Die bloße Anfertigung von Schriftformen ſeitens einer Schrift⸗ 
gießerei könne keineswegs immer als Verſuch zu einer Nach⸗ 
bildung im Drucke, die von der Schriftgießerei ſelbſt nicht 
beabſichtigt ſei, für welche ſie auch noch keinen Liebhaber ge⸗ 
funden habe, angeſehen werden. Der Senat kann bei Prüfung 
der in Betracht kommenden Geſichtspunkte den in dem Urteile 
vom 8. Juni 1885 eingenommenen Standpunkt nicht beibehalten. 
Der Rechtsſchutz, welchen das Geſetz vom 11. Januar 1876 ge- 
währt, beſteht für neue und eigentümliche, als Ergebnis indivi⸗ 
dueller Schöpferkraft ſich darſtellende Erzeugniſſe, welche den 
Geſchmack und zwar ſpeziell den durch das Auge vermittelten 
äſthetiſchen Formenfinn zu befriedigen oder anzuregen beſtimmt 
und geeignet find. Bei einer Schrift wird jedoch das äſthetiſche 
Gefühl nicht durch die Anſchauung der Stempel, Matrizen, 
Typen befriedigt; die Herſtellung der letzteren bezweckt nicht, 
durch dieſe ſelbſt einem äſthetiſchen Empfinden zu genügen. 
Dieſes Ziel kann vielmehr nur durch Verwirklichung des Zweckes, 
welchem dieſelben zu dienen beſtimmt find, durch Herſtellung des 
Druckes erreicht werden. Dabei iſt es im Sinne des Geſetzes 
unerheblich, daß zu der Herſtellung des gewerblichen Erzeugniſſes 
ein Zuſammenwirken verſchiedener, ſelbſtändig entwickelter Gewerbe 
notwendig iſt. Eine ſolche Arbeitsteilung findet ſich vielfach auf 
induſtriellem Gebiete. Entſcheidend iſt, ob das bezweckte und 
erzielte Reſultat dem Formenfinn durch die Wirkung der Flache 
oder als plaſtiſches Erzeugnis entſpricht. Bei der Auffindung 
einer neuen und eigentümlichen Schriftform kann nur das 
erſtere in Frage kommen. Das iſt auch die Auffaſſung der 
Bekl. ſelbſt geweſen; denn ſie haben ihre „Moderne Mediäval 
Antiqua“ gleichfalls als Muſter für Flächenerzeugnifie ſchützen 
laſſen. Die Berufung der Bekl. auf § 6 Ziffer 2 des Geſetzes 
vom 11. Januar 1876 geht daher vollkommen fehl. In der 
Herſtellung der Patrizen, Matrizen, Typen liegt ſchon der An⸗ 
fang der bildlichen, als Flächenerzeugnis wirkenden Herſtellung 
der Druckſchrift und die Verletzung des Schutzrechtes der Kl. 
(vergl. auch Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 30 S. 56 ff.). 
R., W. & Co. 0. Sch. & G., U. v. 18. Juni 04, 130/04 1. 
— Dresden. 
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Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

8. Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896, verb. mit 
§ 826 des B. G. B. Legitimation von Vereinen zu Klagen 
aus 8 826 des B. G. B. nicht vorhanden. — Begriff des be 
ſonders günſtigen Angebots.] 

Die Bekl. hatte Kragen hergeſtellt und in den Verkehr 
gebracht, die mit dem Aufdruck „Elegant H. 371401 Leinen 
garantiert vierfuch“ verſehen find. Dieſe Kragen beſtehen aus 
4 Stoffſchichten, von denen die inneren — die Einlage — ans 
einem anderen Stoffe als Leinen beſtehen. Der Oberſtoff be 
ſteht zwar ans Leimen, jedoch iſt das nicht reines Leinen, ſondern 
mit einem minderwertigen Stoffe verſetzt. Der Kl., ein ein⸗ 
getragener Verein zur Förderung gewerblicher Intereſſen, be ⸗ 
antragte mit der auf $ 1 des Wettbewerbgeſetzes geftüßten 
Klage, die Verurteilung der Bekl., bei Strafvermelden zu unter · 
laſſen, zum Verkauf beſtimmte Kragen, die im Oberſtoffe Baum⸗ 
wolle enthalten, mit dem Aufdrucke „Leinen“ zu verſehen. Das 
O. L. G. wies ab, das R. G. hob auf. 1. Dem klagenden 
Verein fehlt die Akttolegitimation zur Geltendmachung der 
Rechte feiner Mitglieder aus & 826 des B. G. B. Zwar wird 
in der Reviſtonsbegründung ausgeführt, eine folgerichtige Fort⸗ 
entwicklung der Vorſchrift im 9 1 Abſ. 1 Satz 2 des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes, welche Verbände gewerblicher Intereſſen zur 
Unterlaſſungsklage aus 5 1 des Wettbewerbsgeſetzes berechtige, 
müſſe zu der Annahme führen, daß ſolche Verbände auch zur 
Erhebung der Unterlaffungsklage aus 8 826 des B. G. B. 
berechtigt ſeien. Der erkennende Senat hat indeſſen in ſtändiger 
Rechtſprechung die Anwendung der am angegebenen Orte für 
den Fall des § 1 gegebenen Vorſchrift auf andere Geſtaltungen 
des unlauteren Wettbewerbes verneint und hat nach nochmaliger 
Prüfung dieſer Frage keinen Anlaß, davon abzugehen. 2. Nicht 
jeder Mangel oder Fehler einer angekündeten Ware ſchlechthin 
läßt wegen dieſer Unrichtigkeit allein ſchon die Ankündigung als 
geeignet erſcheinen, den Anſchein eines beſonders gänſtigen An⸗ 
gebots zum Nachteil des im 5 1 des Wettbewerbgeſetzes ge⸗ 
ſchützten redlichen Wettbewerbes hervorzurufen. Dahin könnte 
aber die allgemeine Erwägung des Rkl. führen, wonach jedes 
Angebot den Anſchein eines beſonders günftigen Angebotes 
hervorzurufen geeignet fein ſoll, das günftiger erſcheine, als es 
wirklich iſt. 

Inwieweit eine unrichtige Angabe in der Reklame nach der 
Auffaſſung des Publikums, für das ſie beſtimmt iſt, geeignet 
ſei, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervor⸗ 
zurufen, iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles. Bei dieſer 
Prüfung find aber nicht bloß rein ziviliſtiſche Gefichtspunkte zu 
berückfichtigen, ob etwa die unrichtige Angabe das Angebot als 
ein rechtlich günſtigeres erſcheinen laſſe, ſondern alle jene durch 
Gewöhnung und Herkommen, vielfach auch durch Vorurteile 


bedingten manchmal ganz eigenartigen, aber gerade deshalb von 


der unlauteren Konkarrenz vorzugsweiſe ausgenutzten Momente 
in Betracht zu ziehen, welche die Auffaſſung der in Frage 
kommenden Käuferkreiſe über die Vorzüge des Angebots zu be⸗ 
ſtimmen und letztere dadurch anzulocken geeignet ſind. Nach 
dieſer Richtung hat der B. R. die gegebene Sachlage nicht er⸗ 
ſchöpfend geprüft. Er ſucht die Bedeutung der Ankündigung 
durch den Aufdruck „Leinen garantiert vierfach“ in dem zivil⸗ 
rechtlichen Anſpruch des Käufers wegen Betrugs oder wegen 
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Fehlens zugeſagter Gigenſchaften; darnach findet er ihren Inhalt 
lediglich darin, daß ſolche unrichtige Eigenſchaften techtsgeſchäftlich 
vorgeſpiegelt oder zugeſagt fein. In den Augen des kaufenden 
Publikums kaun aber der Aufdruck auf einen Kragen „Leinen 
garantiert vierfach“ unter Umſtänden noch die andere Bedeutung 
haben, daß nach feiner Auffaſſung die fo geſtempelte Ware, ohne 
daß es weiterer Prüfung und Unterſuchung bedürfe, welche viel- 
leicht beim Handkaufe ſolcher Ware nicht möglich ift, die durch 
den Aufdruck kundgegebene Beſchaffenbeit in Wahrheit habe, und 
auf dieſem Wege kann in ſeinen Augen das Angebot ſolcher 
geſtempelter Ware im Gegenſatz zu der gleichen Ware, die nicht 
geſtempelt iſt, dadurch allein ſchon geeignet fein, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Weiterhin 
koͤnnte noch in Betracht kommen, ob nicht etwa von einem 
Teile des hier in Betracht kommenden kaufenden Publikums, 
der ficher ſein will, leinene Kragen zu erhalten, dieſe Ware, 
weil fie durch den Aufdruck det Kennzeichen der Echtheit 
an ſich trage, auch zu einem etwas höheren Preiſe gerne 
bezahlt wird. V. c. S., U. v. 17. Inni 04, 526/038 II. — 
Dresden. 

RKeichsgeſetz vom 25. Februar 1901 betr. III. Nach ⸗ 
trag zum Haushaltsetat von 1900/01. 

9. Anſpruch eines Intendanturſekretärs der oſtaſiatiſchen 
Expedition auf die Gebühr der 55 82, 84 Nr. 5 der Kriegs ⸗ 
beſoldungsvorſchrift.] 

Es iſt den Vorinſtanzen darin beizutreten, daß auf die 
Angehörigen der oſtaflatiſchen Expedition die Kriegsbeſoldungs⸗ 
vorſchrift Anwendung findet. Zutreffend führt das B. G. aus, 
daß ſich dies aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes vom 
25. Februar 1901 unzweifelhaft ergebe, insbeſondere, daß die 
geſetzgebenden Faktoren darüber einverſtanden waren, daß, „ob⸗ 
wohl die Expedition keinen Krieg im völkerrechtlichen Sinne 
führte und an China eine Kriegserklärung nicht erfolgt war“, 
dieſelbe doch in einem dem Kriege durchaus gleichartigen Ver 
hältniſſe ſich befinde, und ihren Angehörigen die Kriegsgebührniſſe 
zu gewähren ſeien. Ebenſo find die Ausführungen des B. G. 
für zutreffend zu erachten, daß auf Grund des 5 5 des Geſetzes 
vom 25. Februar 1901 davon auszugehen iſt, daß der Kl. nach 
der Auflöfung des Expeditionskorps wieder als Beamter des 
Friedensſtandes, und zwar als ſolcher des württembergiſchen 
Kontingents zu gelten hat. Nur darin kann dem B. G. nicht 
durchaus beigetreten werden, daß die zurücktretenden Angehörigen 
des Friedens ſtandes ohne weiteres den ctatsmäßig Angeſtellten 
völlig gleich zu achten ſeien. Dem widerſpricht eben der Wort 
laut des § 5 des Geſetzes vom 25. Februar 1901, wonach fie 
nur üͤberetatsmäßig verpflegt und erſt beim Freiwerden etats⸗ 
mäßiger Stellen in dieſe einrücken ſollen. Hat man aber davon 
auszugehen, daß kraft Geſetzes der Kl. mit ſeinem Ausſcheiden 
aus dem Expeditionskorps wieder als Beamter des Friedens 
ſtandes anzuſehen iſt, jo ergibt ſich hieraus auch als ſelbft⸗ 
verſtändliche Folgerung, daß er wieder als demjenigen Kontingent 
zugeteilt anzuſehen iſt, aus dem er beim Übertritt zum Expeditions 
korps ausgeſchieden iſt, alſo dem württembergiſchen. Sit aber 
der Kl. nach feiner Rückkehr als Beamter des Friedentſtandes 
im württembergiſchen Kontingente anzuſehen, ſo hat er auch für 
die Zeit feiner Berwendung bei der genannten Feldintendantur 
die Gebührniſſe der 58 82, 84 Nr. 5 der Kriegöbejolbung® | 
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vorſchrift anzuſprechen, denn er war außerhalb feiner demnächſtigen, 
ihm in der Folge durch Königliche Order vom 4. April 1901 
angewieſenen, Friedensgarniſon zum Zweck der Abwicklung der 
Demobilifierungsgejchäfte und Rechnungslegung zurückbehalten. 
Denn darüber beſteht kein Streit, daß die genannte Feld⸗ 
intendantur die Abwicklung dieſer Geſchäfte zu beſorgen hatte 
(vergl. auch Kriegsminiſterial⸗Verfügung vom 5. Dezember 1901 
Armeeverordnungsblatt S. 402) und iſt ſeine Zuteilung ſchon 
vor ſeiner Rückkehr beſchloſſen und alsbald auch — anſcheinend 
ohne ſeine Zuſtimmung — in Vollzug geſetzt worden. Davon 
geht auch das B. G. aus, es nimmt nur an, daß der Kl. als 
gemäß 5 7 der Verordnung vom 20. Mai 1880 verſetzter etats⸗ 
mäßiger Beamter zu gelten habe. Es iſt nun aber nach dem 
oben Ausgeführten ſchon nicht anzunehmen, daß der Kl. zur 
Zeit ſeiner Zuteilung zur Feldintendantur etats mäßiger Beamter 
war, und findet ſchon darum 8 7 nicht ohne weiteres auf ihn 
Anwendung. Allein es kann dies unerörtert bleiben, denn die 
Kriegsbeſoldungsvorſchrift bildet eben eine Ausnahmevorſchrift, 
die auf diejenigen, welche aus einer Kriegsformation zurücktreten, 
Anwendung findet und iſt ſie auch durch die Beſtimmungen der 
Verordnung vom 25. Juni 1901 nicht außer Kraft geſetzt. Sie 
ſoll den zurückbehaltenen Beamten und Offizieren ꝛc. ein 
Aquivalent dafür bieten, daß ſie, anſtatt wie die übrigen alsbald 
in die gewohnten dauernden Verhältniſſe des Friedensſtandes 
zurückzukehren, noch die mit der Demobiliſierung und Abrechnung 
zuſammenhängenden außergewöhnlichen und ſchwierigen Arbeiten 
und Mühen zu übernehmen haben, ſowie für die Nachteile, 
welche durch die Zurückbehaltung hinſichtlich ihrer weiteren Ver⸗ 
wendung, beim Kl. z. B. rückfichtlich der Einweiſung in eine 
etats mäßige Stelle, für fie entſtehen können. Dieſe Aus nahms⸗ 
beſtimmung gewährte dem Kl. ein Recht und konnte auch durch 
die bloße Übereinſtimmung der vorgeſetzten Behörden, wie ſolche 
ſich aus dem Schriftwechſel vom 11./25. November 1901 
ergibt, nicht ohne weiteres, insbeſondere nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Kl., beſeitigt werden. Der geltend gemachte 
Anſpruch des Kl. auf die Gebührniſſe gemäß § 82 Abſ. 1 
und & 84 Nr. 5 der Kriegsbeſoldungsvorſchriften war be⸗ 
gründet. F. c. Reichsfiskus, U. v. 24. Juni 04, 19/04 III. 
— Berlin. 

Geſetz vom 11. Januar 1876. 

10. Erzeugniſſe der Schriftgießerei genießen nur den Schutz 
für Flächenmuſter, nicht für plaſtiſche Erzeugniſſe; Abgehen von 
der Entſch. Bd. 14 Nr. 46, 76.] 

Die Frage, ob die Erzeugniſſe der Schriftgießerei als 
plaſtiſche Erzeugniſſe (Modelle) den Schutz des Geſetzes vom 
11. Januar 1876 genießen oder ob fie nur als Vorrichtungen 
für den durch ſie herzuſtellenden Druck in Betracht kommen und 
daher nur mit den letzteren als Flächenerzeugniſſe den 
Muſterſchutz erlangen können, iſt ſchon alsbald nach dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes ſtreitig geworden. Während die erftere 
Anfiht von Dambach (Journal für Buchdruckerkunſt 1879) 
verfochten wird, ſteht die Mehrzahl der Schriftſteller, welche ſich 
mit der Frage beſchäftigen, auf dem letzteren Standpunkt (ſo 
Landgraf im Journal für Buchdruckerkunſt 1878 Sg. 4—6, 
Kloſtermann in Endemanns Handbuch Bd. 2 S. 302, Kohler 
in Buſchs Archiv für Handelsrecht Bd. 48 S. 159, Schanze 
in der Zeitſchrift „Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ 
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I. Jahrg. S. 285). Auch die Entſch. des II. Z. S. des R. G. 
vom 19. März 1881 Rep. II 297/80 (vergl. Entſch. in Zivil- 
ſachen Bd. 4 S. 108) ſteht grundſätzlich auf dem Boden der 
letzteren Auffaſſung. Demgegenüber hat der jetzt erkennende 
I. Senat des R. G. in feinem Urteile vom 8. Juni 1885 Rep. I 
115/85 (vergl. Entſch. in Zivilſachen Bd. 14 S. 46 bis 76) die 
Meinung vertreten, daß den Erzeugniſſen der Schriftgießerei 
ſowohl der Schutz für Flächenmuſter als der Schutz für plaſtiſche 
Erzeugniſſe elektiv zukomme, und daß es in der Wahl des An⸗ 
melders gelegen ſei, welche von beiden Schutzarten er für ſeine 
Erzeugniſſe erlangen wolle. Dieſe Entſcheidung wird gegenüber 
Kohler a. a. O. neuerdings verteidigt von Allfeld, Kommentar 
zu den Reichsgeſetzen über das gewerbliche Urheberrecht (1904) 
S. 331 ff. Derſelbe verkennt zwar nicht, daß das gewerbliche 
Erzeugnis, deſſen Wert im Endreſultate durch die neue Schrift⸗ 
form erhöht werden ſoll, ein Flächenerzeugnis ſei; er folgert 
jedoch aus dem Umſtande, daß die zur Herſtellung des End⸗ 
reſultates erforderlichen Elemente nicht in einem und demſelben 
Gewerbe hergeſtellt werden, die Notwendigkeit, den Urheber von 
Schriftformen nicht auf den Schutz der Flache zu beſchränken. 
Die bloße Anfertigung von Schriftformen ſeitens einer Schrift⸗ 
gießerei könne keineswegs immer als Verſuch zu einer Nach⸗ 
bildung im Drucke, die von der Schriftgießerei ſelbſt nicht 
beabſichtigt ſei, für welche ſie auch noch keinen Liebhaber ge⸗ 
funden habe, angeſehen werden. Der Senat kann bei Prüfung 
der in Betracht kommenden Gefichtspunkte den in dem Urteile 
vom 8. Juni 1885 eingenommenen Standpunkt nicht beibehalten. 
Der Rechtsſchutz, welchen das Geſetz vom 11. Januar 1876 ge⸗ 
währt, beſteht für neue und eigentümliche, als Ergebnis indivi- 
dueller Schöpferkraft ſich darſtellende Erzeugniſſe, welche den 
Geſchmack und zwar ſpeziell den durch das Auge vermittelten 
äſthetiſchen Formenfinn zu befriedigen oder anzuregen beſtimmt 
und geeignet find. Bei einer Schrift wird jedoch das äſthetiſche 
Gefühl nicht durch die Anſchauung der Stempel, Matrizen, 
Typen befriedigt; die Herſtellung der letzteren bezweckt nicht, 
durch dieſe ſelbſt einem äſthetiſchen Empfinden zu genügen. 
Dieſes Ziel kann vielmehr nur durch Verwirklichung des Zweckes, 
welchem dieſelben zu dienen beſtimmt find, durch Herſtellung des 
Druckes erreicht werden. Dabei iſt es im Sinne des Geſetzes 
unerheblich, daß zu der Herſtellung des gewerblichen Erzeugniſſes 
ein Zuſammenwirken verſchiedener, ſelbſtändig entwickelter Gewerbe 
notwendig iſt. Eine ſolche Arbeitsteilung findet ſich vielfach auf 
induſtriellem Gebiete. Entſcheidend iſt, ob das bezweckte und 
erzielte Reſultat dem Formenfinn durch die Wirkung der Fläche 
oder als plaſtiſches Erzeugnis entſpricht. Bei der Auffindung 
einer neuen und eigentümlichen Schriftform kann nur das 
erſtere in Frage kommen. Das iſt auch die Auffaſſung der 
Bekl. ſelbſt geweſen; denn ſie haben ihre „Moderne Mediäval 
Antiqua“ gleichfalls als Muſter für Flächenerzeugniſſe ſchützen 
laſſen. Die Berufung der Bekl. auf § 6 Ziffer 2 des Geſetzes 
vom 11. Januar 1876 geht daher vollkommen fehl. In der 
Herſtellung der Patrizen, Matrizen, Typen liegt ſchon der An⸗ 
fang der bildlichen, als Flächenerzeugnis wirkenden Herſtellung 
der Druckſchrift und die Verletzung des Schutzrechtes der Kl. 
(vergl. auch Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 30 S. 56 ff.). 
R., W. & Co. c. Sch. & G., U. v. 18. Juni 04, 130/04 J. 
— Dresden. 
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II. Ssuſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
Geſetz über die Zuſtaͤndigkeit der Ver- 


waltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883. 

11. 55 47, 49. Unzuläffigkeit des Rechtsweges bezüglich 
der Baupflicht des Kirchenpatrons.] 

In Schk. iſt die Küſterei mit der Schule verbunden. Der 
beklagte Fiskus iſt Kirchenpatron. Als ſolcher iſt er verpflichtet, 
bei vorfallenden Neu- und Reparaturbauten an den geiſtlichen 
Gebäuden im Falle der Unzulänglichkeit des Kirchen vermögens 
zwei Drittel der bar aufzubringenden Koſten beizutragen. Die 
drei klagenden Gemeinden, nämlich die Kirchengemeinde, die 
Schulgemeinde und die bürgerliche Gemeinde des Orts be⸗ 
haupten, daß ihn dieſe Verpflichtung auch mit bezug auf das 
Küſtereigebäude träfe, er aber behauptet habe, die Ortsgemeinde 
und die Schulgemeinde ſeien allein ohne Patronatsbeitrag ver- 
pflichtet, die Küſtereigebäude zu bauen und zu unterhalten. Sie 
haben deshalb gegen ihn mit dem Antrage geklagt, „ihn zu 
verurteilen, im Falle der Unzulänglichkeit des Kirchenvermögens 
bei vorfallenden Neu- und Reparaturbauten an den Küfterei- 
gebäuden in Schk. nach Maßgabe des Allgemeinen Landrechts 
und des Geſetzes vom 21. Juli 1846 zwei Drittel derjenigen 
Beiträge zu zahlen, welche die klägeriſche Kirchengemeinde als 
ſolche zu den Neu- und Reparaturbauten beizutragen hat“. Die 
I. J. hielt den Rechtsweg für unzuläffig, die II. J. erklärte ihn 
für zuläſfig. Das R. G. erklärte die Entſcheidung II. J. für 
rechtsirrig und den Rechtsweg für nicht gegeben. Gründe: Die 
Verpflichtung des Patrons, unter den geſetzlichen Vorausſetzungen 
zum Bau von Küſterſchulgebäuden beizutragen, gehört, wie über- 
haupt, ſo auch im Verhältnis zwiſchen ihm und der Kirchen⸗ 
gemeinde, dem öffentlichen Rechte an. Wenn daher die Kirchen⸗ 
gemeinde, nachdem fle in dem durch 88 47 Abſ. 1 und 2 und 49 
des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Ver⸗ 
waltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 geordneten Ver⸗ 
fahren zu den Baukoſten eines Küſterſchulgebäudes herangezogen 
worden iſt, auf den Patron zurückgreift, ſo fällt der Streit 
hierüber unter die Beſtimmung des dritten Abſatzes des § 47, 
und die nach dieſer Geſetzesvorſchrift begründete Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsgerichte ſchließt gemäß § 13 des G. V. G. die 
Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte aus. Um eine innere 
Angelegenheit der Kirchengemeinde handelt es ſich dabei nicht. 
Der Patron ſteht vielmehr in dieſer ſeiner Eigenſchaft außerhalb 
der Kirchengemeinde. Die Frage, ob und inwieweit ſeine 
öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeit zur Beitragsleiſtung beſteht, 
kann daher auch nach Erledigung des Beſchlußverfahrens der 
Schulauffichtsbehöͤrde und nach Beendigung eines ſich daran 
anſchließenden Verwaltungsſtreitverfahrens nur vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten zum Austrage gebracht werden. Abſ. 3 a. a. O. 
läßt in dieſer Beziehung der Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte überhaupt keinen Raum. Gilt dies für den einzelnen 
Fall eines Baues von Küſterſchulgebäuden, ſo muß es auch 


dann gelten, wenn, wie im gegenwärtigen Prozeſſe, eine grund⸗ 


ſaͤtzliche Entſcheidung für alle künftigen Baufälle begehrt wird. 
Es war deshalb an der bisherigen Rechtſprechung, welche ſich 
mit der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts in Über⸗ 
einſtimmung befindet, feftzuhalten und die Unzuläſfigkeit des 
ordentlichen Rechtsweges anzunehmen. (Vergl. Urteile des R. G. 
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in Sachen Fiskus c. Möderling vom 10. Oktober 1898 IV. 80/98 
und in Sachen Hinzendorf c. Fiskus vom 7. Januar 1904 
IV. 25203; Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 14 
S. 258 ff., Bd. 35 S. 208 ff. und 216 ff.) F. c. Schk., U. v. 
19. Sept. 04, 82/04 IV. — Naumburg. 

Preußiſches Geſetz vom 29. Juli 1885, betreffend 
das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. 

12. Das Verbot ſteht dem Eigentumserwerb an dem 
Loſe nicht entgegen.] 

Das B. G. führt aus: Dem Erwerbe des Miteigentums 
an dem Loſe für die Witwe R. ſtehe die Tatſache nicht ent⸗ 
gegen, daß der Erwerb zum Zwecke des Spielens in einer in 
Preußen nicht zugelafſenen Lotterie erfolgte, und daß das 
Spielen in einer ſolchen Lotterie nach dem preußiſchen Geſetz 
vom 29. Juli 1885 mit Strafe bedroht war. Im vor⸗ 
liegenden Fall habe der Bekl. als bevollmächtigter Stellvertreter 
ſeiner Mutter das Los empfangen mit dem beiderſeitigen Willen, 
daß für ſie das Miteigentum erworben werde. Für den ſo ge⸗ 
ſtalteten Eigentumserwerb durch Stellvertreter ſei der Umſtand, 
daß die Stellvertretungsbefugnis auf einem vom Recht miß- 
billigten und deshalb ungültigen Vertragsverhältnis beruhe, ohne 
Bedeutung. Die Vertretungsbefugnis des Bekl. habe auf einer 
ihm von feiner Mutter erteilten Vollmacht beruht, für fie in 
einer in Preußen nicht zugelaſſenen Lotterie zu ſpielen, zu dieſem 
Zwecke alſo die Loſe zu kaufen und in Empfang zu nehmen. 
Wenn nun auch Verträge, welche gegen ein geſetzliches Verbot 
verſtoßen, nach gemeinem Recht nichtig ſeien, ſo ſei doch die 
Vollmacht ein abſtraktes Rechtsgeſchäft, deſſen Gültigkeit von 
dem der Vollmacht zugrunde liegenden Vertrage unabhängig 
ſei. — Dieſe Begründung erbringt nicht den Nachweis, daß 
das bezeichnete Verbot des Spielens in außerpreußiſchen Lotterien 
dem Erwerbe des Miteigentums für die Witwe R. nicht ent⸗ 
gegenſtehe. Aus der Eigenſchaft der Vollmacht als eines ab- 
ſtrakten Rechtsgeſchäfts folgt nur, daß die Wirkung der durch 
die Vollmacht begründeten Vertretungsbefugnis von dem der 
Vollmacht zugrunde liegenden Rechtsverhältnis unabhängig war, 
nicht aber, daß die Vollmacht, wenn ſie auf ein verbotenes 
Handeln gerichtet war, gültig wäre. Das B. G. ſtellt den 
Inhalt der dem Bekl. von ſeiner Mutter erteilten Vollmacht 
dahin feſt, daß er für ſie in einer in Preußen nicht zugelaſſenen 
Lotterie ſpielen und zu dieſem Zweck die Loſe kaufen und in 
Empfang nehmen ſolle. Es bleibt hiernach die Frage offen, 
ob nicht die Mutter des Bekl. durch Erteilung dieſer Vollmacht 
und durch den Erwerb des Miteigentums an dem Loſe ſich der 
im § 1 des Geſetzes vom 29. Juli 1885 mit Strafe bedrohten 
Handlung, des Spielens in einer außerpreußiſchen, in Preußen 
nicht zugelaſſenen Lotterie oder der Teilnahme an einer ſolchen, 
ſchuldig machte, und ob nicht aus dieſem Grunde die Vollmacht 
als nichtig anzuſehen und dem behaupteten Miteigentum die 
rechtliche Anerkennung zu verſagen ſei. — Übrigens iſt auch 
der Ausgangspunkt der Begründung nicht richtig, daß der 
Erwerb des Miteigentums für die Witwe R. auf Grund der 
Vollmacht ſtattgefunden habe. Die Vollmacht wurde den 
Bekl. dem Kollekteur B. gegenüber ermächtigt haben, im 
Namen der Witwe R. Rechtsgeſchäfte abzuſchließen, ſei es daß 
dies ausdrücklich geſchehen oder auch nur aus den Umſtänden 
erkennbar geweſen wäre. Das B. G. hat aber nicht feſtgeſtellt, 
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daß der Bekl. im Namen der Witwe R. gehandelt habe; viel- 
mehr hat ſich der Erwerb des Miteigentums für ſie auf Grund 
der Willensübereinſtimmung zwiſchen ihr und dem Bekl. voll⸗ 
zogen. Dieſe Willensübereinſtimmung, welche die Witwe R. 
dem Bekl. gegenüber durch Zahlung ihres Anteils an dem 
Lospreis und der Bekl. ihr gegenüber durch Beſchaffung der 
Loſe betätigte, hatte zum Inhalt einen Auftrag der Witwe 
R. an den Bekl., das Miteigentum an den Loſen für ſie zu 
erwerben. Will man annehmen, daß neben der Auftrags- 
erteilung zugleich eine Bevollmächtigung erfolgt ſei, ſo iſt dieſe 
doch für die Beurteilung der Sache von keiner Bedeutung, weil 
nicht feſtgeſtellt ift, daß von ihr beim Erwerbe des Loſes Gebrauch 
gemacht worden ſei. — Das B. G. hat noch erwogen, daß 
das Verbot des Spielens in auswärtiger Lotterie dem Erwerbe 
des Eigentums an dem Loſe doch jedenfalls nicht entgegenſtehe. 
Dieſe Erwägung, für welche eine nähere Begründung nicht 
gegeben iſt, ſteht im Einklang mit den Rechtsgrundſaͤtzen, welche 
im Gegenſatz zu dem Urteil des erkennenden Senats vom 
7. Dezember 1886 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 18 
S. 242 ff.) in zahlreichen Entſcheidungen anderer Zivilſenate 
ausgeſprochen worden find. In dieſen Entſcheidungen wird 
ausgeführt: „Das Geſetz vom 29. Juli 1885 bedrohe zwar das 
Spiel in auswärtigen, in Preußen nicht zugelaſſenen Lotterien 
mit Strafe, berühre aber nicht die Rechte des Spielers auf 
einen etwaigen Gewinn gegen den Unternehmer. Das Schuld- 
verhältnis zwiſchen dieſen beiden unterliege naturgemäß dem 
Geſetze des betreffenden auswärtigen Staates; das erwähnte 
preußiſche Geſetz habe ſich eines Eingriffes in dieſes Schuld⸗ 
verhältnis völlig enthalten; folgerichtig laſſe es deshalb auch 
die Frage über den Übergang des Rechtes auf den Gewinn 
unberührt und ſchließe daher nicht aus, daß auf Grund einer 
nach ihm ſtrafbaren Handlung das Recht auf den Gewinn auf 
einen Dritten übergehe. Daraus ergebe ſich dann aber auch, 
daß durch das Verbot des Spiels in auswärtigen Lotterien die 
Rechtswirkſamkeit des über das gemeinſame Spielen in einer 
ſolchen Lotterie eingegangenen Vertrages nicht ausgeſchloſſen 
werde inſoweit, als es ſich um den Erwerb des auf das Los 
gefallenen Gewinnes zu gemeinſchaftlichem Eigentum der Mit⸗ 
ſpieler handele.“ (Vergl. Urteile des IV. Z. S. vom 28. April 
1902 und 7. Mai 1902 Juriſtiſche Wochenſchrift 1902 S. 375 
Nr. 53 und S. 371 Nr. 40; Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 
S. 59 Nr. 84; Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 28 
S. 328, Bd. 27 S. 206, Bd. 17 S. 299 ff., 304, 305; 
Urteil des R. G. vom 5. Januar 1882 Juriſtiſche Wochenſchrift 
1882 S. 79; Entſch. des R. O. H. G. Bd. 14 S. 220; 
Seufferts Archiv Bd. 33 Nr. 24; Striethorſt Archiv Bd. 85 
Nr. 293; Entſch. des Obertribunals Bd. 15 S. 497.) Die 
vorerwähnten Entſcheidungen betreffen zwar Rerchtsfälle 
aus dem Gebiete des Pr. A. L. R.; aber die ihnen zu⸗ 
grunde liegende Rechtsauffaſſung beruht nicht auf beſonderen, 
im Gebiete des gemeinen Rechts nicht geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, ſondern auf Auslegung des Geſetzes 
vom 29. Juli 1885. Der erkennende Senat ſchließt fi, 
indem er inſoweit von der in der Entſch. Bd. 18 S. 242 
ausgeſprochenen Anſicht abgeht, gegenwärtig dieſer Rechtsauf⸗ 
faffung an. (Wird näher begründet.) R. c. J., U. v. 17. Juni 04, 
5/04 III. — Kiel. 
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Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

13. Tarifſtelle 32a in Verbindung mit § 95 Abſ. 1 
B. G. B. Gebäude zu einem vorübergehenden Zweck mit einem 
Grundſtück verbunden keine unbewegliche Sache.] 

Es handelt ſich zunächſt um die Höhe des Stempels, der 
zu dem in der Urkunde vom 4. Dezember 1902 niedergelegten, 
zwiſchen dem Kl. zu 1 als Vertreter der Geſellſchaft „Märkiſche 
Imprägnierungswerke“ und dem Kl. zu 2 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trage zu verwenden iſt, ſoweit in dieſem der Verkauf eines 
Fabrikgebäudes ſeitens des erwähnten Vertreters an den Mit- 
kontrahenten zum Ausdruck kommt. Es ſteht feſt, daß die ge⸗ 
nannte Geſellſchaft das Gebäude für ihren Betrieb auf einem 
von ihr gepachteten Areal während der Pachtzeit errichtet hatte 
mit der Verpflichtung, das Gebäude bei Beendigung des Pacht⸗ 
verhältniſſes wieder zu beſeitigen und das Pachtgrundſtück in 
dem früheren Zuftande zurückzugeben. Nicht zweifelhaft iſt 
ferner, daß, wenn auch die Abſicht beſtanden hat, daß die 
Geſellſchaft ſpäter das Pachtgrundſtück erwerbe, in dieſer Richtung 
nichts erfolgt iſt, das Pachtverhältnis vielmehr mit der erwähnten 
Verpflichtung zur Beſeitigung des Gebäudes fortbeſteht. Die 
Vorinſtanz iſt der Anficht des verklagten Fiskus entgegengetreten, 
wonach es ſich bei der in Rede ſtehenden Vereinbarung um die 
Veräußerung einer unbeweglichen Sache im Sinne der 
Tarifſtelle 32 a des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 handle, 
hat vielmehr angenommen, daß nach dem für die Anwendung 
der angezogenen Beſtimmung gegenwärtig in Betracht kommenden 
B. G. B. als unbewegliche Sachen im Sinne jener Vorſchrift 
Grundſtücke anzuſehen ſeien, und als ein ſolches das in 
Frage befindliche Gebäude nicht erachtet werden könne, da dieſes, 
weil es nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem 
Grund und Boden verbunden ſei, ſich zufolge § 95 Abſ. 1 
S. 1 des B. G. B. als Beſtandteil eines Grundſtücks nicht 
darſtelle. Demgemäß ſtehe als Gegenſtand der Veräußerung 
nur eine bewegliche Sache in Frage, und ſei danach nur der 
niedrigere Stempel nach Tarifſtelle 32 c a. a. O. zu verwenden. 
Dieſer ſeitens des Bekl. mit der Reviſion bekämpften Auffaffung 
muß beigetreten werden. Es iſt davon auszugehen, daß die 
Frage, was unter unbeweglichen Sachen im Sinne der ange⸗ 
zogenen Tarifſtelle 31 a zu verſtehen ſei, ſich nach dem jeweiligen 
Bürgerlichen Rechte entſcheidet, und daher (vergl. Art. 4 des 
E. G. zum B. G. B.) nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 
für die ſolchem Zeitraum angehörigen Fälle dieſes zur An⸗ 
wendung kommt. Das B. G. B. bleibt bei der natürlichen 
Einteilung aller Sachen in bewegliche und unbewegliche ſtehen, 
bezeichnet aber die letzteren durchweg als Grundſtücke. Die 
Gleichheit der Begriffe ſtellt ſich nach der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes als unbeſtreitbar dar (vergl. Planck, Kommentar, 
Bd. 3 S. 4). Es iſt demnach die Auffaſſung als irrig zu 


erachten, daß, da nach dem B. G. B. die Exiſtenz von unbeweg ⸗ 


lichen Sachen neben der von Grundſtücken nicht ausgeſchloſſen 
jet, Gebäude und Werke, die auf einem Immobile zu einem 
vorübergehenden Zwecke errichtet werden, als unbewegliche 
Sachen zu gelten hätten. Dies wird von Eck in ſeinen Vor⸗ 
trägen über das B. G. B. (zweite, von Leonhard herausgegebene 
Auflage, Bd. 1 S. 105) behauptet. Er will bei den erwähnten 
Gegenſtänden die natürliche Beſchaffenheit derſelben 
als entſcheidend anſehen und auf ſie das Immobiliarſachenrecht 
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angewendet wiſſen, jedoch mit der Beſchränkung, daß die aus 
der Grundbuchverfaſſung ſich ergebenden, wegen der hier vor⸗ 
liegenden Unmöglichkeit der Anlegung eines Grundbuchblatts 
auszuſchließenden Vorſchriften auszuſcheiden hätten. Dieſe ſchon 
nach dem oben Geſagten hinfällige Anfiht führt zu einer durch⸗ 
aus abzuweiſenden Duplizität des rechtlichen Charakters der 
fraglichen Gegenſtände und kann, wenn ſich auch aus der 
Qualifizierung als bewegliche Gegenſtände mehrfach befremdliche 
Reſultate ergeben, keine. Annahme finden. F. c. H. u. M., 
U. v. 23. Sept. 04, 96/04 VII. — Berlin. 

Königliche Verordnung vom 13. November 1899. 

14. Art. 12. Beſtimmung des Inhaltes und Gegenſtandes 
des Streites bei Anlegung eines Grundbuchblattes.] 

Wenn bei der Anlegung eines Grundbuchblattes Streit 
über das Eigentum am Grundſtücke beſteht, hat nach Art. 12 
der Königlichen Verordnung vom 13. November 1899 das 
Grundbuchamt nach ſeinem Ermeſſen einen der ſtreitenden Teile 
als Eigentümer und zugleich zugunſten des oder der Gegner 
einen Widerſpruch einzutragen. Vorausgeſetzt iſt dabei, daß 
mehrere Perſonen widerftreitende Eigentumsanſprüche an⸗ 
gemeldet haben. Nicht angemeldete Rechte werden bei der 
Anlegung des Grundbuchs nicht berückſichtigt (Art. 7 Abſ. 1 
Satz 2 daſ.). Damit wird — wie das B. G. zutreffend aus⸗ 
führt — der Kreis der Perſonen, unter denen der durch jene 
Eintragungen im Grundbuche beurkundete Streit auszutragen 
iſt, feſt beſtimmt. Ebenſo feſt begrenzt iſt aber der Inhalt und 
Gegenſtand des Streites. Nur über die angemeldeten und ein⸗ 
getragenen Rechte hat der Richter zu entſcheiden und die Ent⸗ 
ſcheidung iſt darauf beſchränkt, welches der eingetragenen wiber- 
ſtreitenden Rechte aus dem Grundbuch auszuſcheiden habe. 
Daraus ergibt ſich, daß, wenn Miterben, die in ungeteilter 
Gemeinſchaft ſtehen, in dieſer ihrer Eigenſchaft Rechte angemeldet 
und die Eintragung erlangt haben, der einzelne Miterbe zur 
Abwehr der gegen die Gemeinſchaft erhobenen Klage nicht eigene 
Rechte geltend machen darf. Im vorliegenden Falle haben die 
Rkl. die Behauptung der Kl., daß das von den beklagten Mit⸗ 
erben angemeldete und durch Eintragung des Widerſpruchs be⸗ 
zeichnete Recht nicht beftehe, zugegeben und die übrigen beklagten 
(ſäumigen) Miterben haben dieſe Behauptung nicht beſtritten. 
Damit iſt aber den Rkl. die Legitimation, fi der Löſchung 
jenes Widerſpruchs zu widerſetzen, entzogen. Sie behaupten 
nicht mehr, das angemeldete Recht zu haben. Liegt demnach die 
Sache ſo, als ob ſie den Widerſpruch zurückgezogen hätten, ſo 
fehlt ihnen auch jede Berechtigung, das eingetragene Recht der 
Kl. zu beſtreiten. Daraus folgt dann weiter die Berechtigung 
des Klaganſpruchs auf Löſchung des für die beklagte Erben⸗ 
gemeinſchaft eingetragenen Wivperſpruchs. Dieſe Folge würde 
auch durch ein den Rkl. etwa zuſtehendes (nicht von ihrem 
Erblaſſer abgeleitetes) eigenes Recht nicht abgewehrt werden. 
Denn auf Grund eigenen Rechtes würden fie nicht das Beſtehen⸗ 
bleiben des für die Erbengemeinſchaft eingetragenen Widerſpruchs, 
ſondern nur die Eintragung eines Widerſpruchs zur Sicherung 
ihres eigenen Rechts, alſo eines Widerſpruchs mit ganz anderem 
Inhalte, und nach fiegreicher Durchführung ihres Rechtes die 
Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung des Eigentums 
der Kl. und Eintragung ihres Eigentums beanſpruchen können. 
S. e. St. u. Gen., U. v. 2. Juli 04, 24/04 V. — Coln. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Entſch. Nr. 3 verſagt dem nicht ſäumigen Teile das 
ius variandi in Ausübung des ihm nach § 326 B. G. B. 
zuſtehenden Wahlrechts. Die einmal erfolgte Erklärung iſt eine 
endgültige. Es wird ferner ausgeſprochen, daß für den Fall 
fruchtloſen Friſtablaufs die Wahlerklärung gleich mit der Friſt⸗ 
ſetzung verbunden werden kann. Nachdem im R. G. 50, 262 
die Verbindung von Verzugsmahnung und Friſtſetzung und jetzt 
die Verbindung von Friſtſetzung und Wahl zugelaſſen iſt, it 


eine einzige Erklärung als rechtswirkſam anzuſehen, die Mahnung, 


Friſtſetzung und Wahl enthält. 
über den Umfang der Anrechnung des anderweiten Er⸗ 


werbes, den der Dienſtverpflichtete in der Zeit gemacht hat, 


während welcher der Dienſtberechtigte in Annahmeverzug ſich 
befand, verbreitet ſich Entſch. Nr. 4. Hiernach iſt der Dienft- 
verpflichtete nicht berechtigt, feinen Mehrverdienſt während eines 
einzelnen Zeitabſchnitts nur auf die vertragsmäßig für den 


entſprechenden Zeitabſchnitt zu gewährende Vergütung an . 


zurechnen, ſondern es findet einheitliche Berechnung für Die ge 
ſamte Vertragsdauer ſtatt. 

In Entſch. Nr. 5 wird ein Überblick über den Stand der 
Frage gegeben, ob und inwiefern das pactum de non licitando 


als ein verbotenes oder gegen die guten Sitten verſtoßendes 


Geſchäft nichtig iſt. 

In welcher Weiſe der perſönlichen Erklärung eines Prozeß ⸗ 
bevollmächtigten, der nicht etwa als Zeuge, ſondern im Sach 
vortrage eine vom Gegner beſtrittene Behauptung beſtätigt, 
vom Prozeßrichter Gewicht beigemeſſen werden kann, iſt Gegen ⸗ 
ſtand der Erörterung in Entſch. Nr. 6. | 

Über die Frage, welche Bedeutung der für einen von zwei 
Prätendenten erfolgten Feſtſtellung einer Konkursforderung in 
Anſehung der anderen Prätendenten beizulegen iſt, verhält ſich 
Entſch. Nr. 7. 

Die Erſtreckung der den Verbänden gewerblicher Intereſſenten 
in § 1 des Wettbewerbsgeſetzes gegebenen Aktivlegitimation auf 
die Wahrnehmung der Rechte feiner Mitglieder aus 8 826 
B. G. B. wird in Entſch. Nr. 8 abgelehnt. 


In Entſch. Nr. 12 wird der Einfluß des preußiſchen 5 
Lotteriegeſetzes vom 29. Juli 1885 auf den Gewinn und auf 


den Erwerb des Eigentums an dem Loſe mit dem Ergebniſſe 
erörtert, daß das Lotterieverbot dem Eigentumserwerb nicht ent '; 


gegenſteht. N. 


Vermiſchtes. 


Am 6. Oktober ſtarb in Frankfurt a. M. Juſtizrat 


Dr. Paul Holdheim im Alter von 57 Jahren. Holdheim, 


von Geburt Berliner, war zuerſt Kreisrichter in Ortelsburg 


und ließ ſich Anfang der 70 er Jahre in Frankfurt a. M. als 
Er konnte dort bald eine umfangreiche an⸗ 
waltliche Tätigkeit entwickeln, insbeſondere auch als Verteidiger 
in Strafſachen. Außerdem widmete ſich Holdheim wirkſamer 
kommunaler Tätigkeit. Später zog er fich vom öffentlichen 


Advokat nieder. 


Wirken mehr zurück, um neben der Ausübung feines Berufs 


wiſſenſchaftlicher Arbeit zu leben. Er begründete die „Monats . 
ſchrift für Handelsrecht und Bankweſen“, eine Zeitſchrift, die 


bald erhebliches, wiſſenſchaftliches Anſeben gewann. Seine 
wiſſenſchaftliche Arbeit, feine Treue im Beruf und gegenüber 
den Kollegen, ſein Intereſſe für alle Fragen, die ſeinen Stand 
bewegten, nicht minder als fein liebenswürdiges und anteil⸗ 


nehmendes Weſen, das er in Freud und Leid betätigte, ſichern 


ihm ein dauerndes Andenken bei den Berufsgenoſſen. A. 
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Vereins nachrichten. 


Die Berfendung des Terminkalenders für das Jahr 1905 
iſt erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
berädfichtigt werden, wenn fie bis 25. November 1904 bei 
dem Uuterzeichneten eingebracht werden. 


Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 5. November 1904. 
Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
2 000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen. 


Ein Beitrag zu 8 572 B. G. B. 
Von Juſtizrat Dr. Niſſen in Hirſchberg i. Schl. 


Das B. G. B. beſtimmt, daß der Erwerber des Miet. 
grundſtücks zur Rückgabe einer dem Vermieter vom Mieter für 
die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen geleiſteten Sicherheit nur 
verpflichtet ſei, wenn ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er 
dem Vermieter gegenüber die Verpflichtung zur Rückgewähr 
übernimmt. Das B. G. B. enthält aber darüber keine Be⸗ 
ſtimmung, ob neben der ſo begründeten Verbindlichkeit des Er⸗ 
werbers die gleiche Pflicht des Vermieters fortbeſteht. An ſich 
folgt letztere aus dem Sicherheitsbeſtellungsvertrage und über- 
dauert mithin das Eigentum des Vermieters am Grundſtücke 
und deſſen Beſitz an der zur Sicherheit gegebenen Sache. Sie 
faßt in ſich die Verantwortung für ſchuldhaften Verluſt wie 
ſchuldhafte Verſchlechterung dieſer Sache, und hierbei iſt es nach 
allgemeinen Grundſätzen gleichgültig, ob dieſe Ereigniſſe vom 
Vermieter ſelbſt oder vom Erwerber des Grundſtücks, nachdem 
der Beſitz der Sicherheit auf dieſen übergegangen, verſchuldet 
find. Denn ſoweit hierbei das Verſchulden überhaupt eine Rolle 
ſpielt (efr. dagegen § 279 cit.), iſt der Erwerber, dem der 
Vermieter den Beſitz der Sicherheit und damit die Pflicht über⸗ 
trägt, fie für den Mieter zu verwahren und dieſem nach er⸗ 


ledigtem Sicherheitszwecke zurückzugeben, eine Perſon im Sinne 
des § 278, deren ſich der Vermieter bedient zur Erfüllung jener 
nach dem Sicherſtellungsvertrage ihm obliegenden Verbindlich 
keiten und deren Verſchulden er in gleichem Umfange wie ſein 
eigenes zu vertreten hat. Der Verfaſſer iſt der Anſicht, daß 
das Rechtsverhältnis, welches durch den Erwerb eines Miet⸗ 
grundſtücks auf Grund der 8$ 571, 572 begründet wird, keine 
Folgerung zuläßt, daß mit Eintritt eines der Tatbeſtände des 
§ 572 Satz 2 die für den Erwerber eintretende Pflicht zur 
Rückgabe der Sicherheit gleichzeitig für den Vermieter erlöſche 
oder auch nur modifiziert werde. 

A. Die Verpflichtung des Erwerbers zur Rückgabe der 
Sicherheit gehört nicht zu dem Pflichtenkreiſe, in den Erwerber 
kraft der Beſtimmung des 8 571 eintritt. Die Sicherheit iſt 
zurückzugeben nicht auf Grund des Mietnerhältniffes, ſondern 
auf Grund des in ihrer Beſtellung liegenden Nebenvertrages 
(Prot. 2. Kommiſſ. S. 2111, 2112). Sie fällt daher auch nicht 
unter $ 571 Abſ. 2. Wäre es aber ſelbſt der Fall, jo wäre 
praktiſch für den Vermieter nichts gewonnen, denn die Verant⸗ 
wortung für die ordnungsmäßige Rückgewähr der Kaution ſtellt 
eine bereits mit der Hingabe der letzteren begründete Haftung 
dar, auf welche ſich die Befreiung des Abſ. 2 Satz 2 jener 
Geſetzesſtelle mithin nicht anwenden ließe. Die Befreiung geht 
eben nur auf die Zukunft bezw. auf die nach dem kritiſchen 
Zeitpunkte entſtandenen Verbindlichkeiten (Planck, Komm. zu 
§ 571 Anm. 4c). Erleidet die Sicherheit im Beſitze des 
Grundſtückserwerbers eine Verſchlechterung, ſo iſt die Pflicht, 
hierfür Genugtuung zu leiſten, nicht erſt durch die Verſchlechterung 
ins Leben getreten, ſondern nur der Ausfluß der von vornherein 
für den Vermieter beſtehenden Pflicht, die Sicherheit dereinſt in 
ordnungsmäßigem Zuſtande zurückzugeben. 

B. Vielfach wird der Anſpruch, daß die Sicherheit dem 
Erwerber des Grundſtücks ausgehändigt werde, nicht nur dieſem, 
ſondern auch dem Mieter zugeſtanden. Wäre das richtig, ſo 
würde meines Erachtens mit der Vornahme jenes Aktes die Rück⸗ 
gabepflicht des Vermieters dem Mieter gegenüber erfüllt und er⸗ 
loſchen ſein. Denn der Rückgabe der Sicherheit an den Mieter 
ſelbſt ſteht gleich ihre Aushändigung an eine Perſon, welche 
zur Empfangnahme nach dem Willen des Mieters ermächtigt 
iſt, mag ſelbſt dieſe Perſon, wie der Grundſtückserwerber nach 
§ 572 Satz 1, um in den Befitz der Sicherheit zu gelangen, 
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nicht auf den Willen des Mieters angewieſen fein. Kann 
Mieter fordern, daß Vermieter die Sicherheit an den Erwerber 
herausgebe, ſo kann Vermieter, wenn er dieſen Anſpruch erfüllt, 
ſich regelmäßig auch darauf berufen, daß ſolches nach dem 
Wunſche des Mieters geſchehe. Denn es muß, in Ermangelung 
eines anderen, davon ausgegangen werden, daß Mieter die 
Herſtellung desjenigen Zuſtandes begehre, auf den ihm in ſeinem 
Intereſſe ein Recht eingeräumt if. Soll mithin die Aus⸗ 
handigung der Sicherheit an den Erwerber das Erloͤſchen der 
Rückgabepflicht des Vermieters nicht zur Folge haben, ſo müßte 
Mieter vorher dem Vermieter zu wiſſen tun, daß er die Aus⸗ 
händigung nicht wünſche. 

Zu dem gleichen Ergebniſſe wäre bezüglich der zweiten 
Alternative des § 572 Satz 2 zu gelangen, der nämlich, daß 
der Erwerber, ohne in den Beſitz der Sicherheit gelangt zu ſein, 
dem Vermieter gegenüber lediglich die Pflicht zur Rückgewähr 
derſelben übernommen hat. Denn auch hierin ließe ſich eine 
Erfüllung des hier unterſtellten Anſpruchs des Mieters auf 
Ausfolgung der Sicherheit an den Erwerber erblicken. Indem 
nämlich der Erwerber dem Vermieter gegenüber jene Verpflichtung 
eingeht, ſtellt er klar, daß er es ſo angeſehen wiſſen wolle, als 
ſei er in den Beſitz der Sicherheit gelangt. 

Indes der hierbei vorausgeſetzte Satz, ein Recht des Mieters 
auf Aushändigung der Sicherheit an den Erwerber, iſt meines 
Erachtens nicht zu begründen. 
es bezüglich der Sicherheit halten wollen, iſt der Einwirkung 
des Mieters entzogen. Unterbleibt die Aushändigung, ſo iſt 
darum Mieter wegen ſeiner Anſprüche auf Erfüllung des Miet⸗ 
vertrages nicht ſchlechter geſtellt. 

C. In ſeiner Abhandlung bei Gruchot Jahrg. 47 S. 288 
läßt v. Brünneck für den Fall, daß eine Spezies als Sicher⸗ 
heit gegeben ſei, die Verantwortung des Vermieters für ihre 
Rückgabe auf Grund des § 1251 Schlußſatz erlöfchen, weil die 
Forderungsrechte gegen den Mieter, in die der Erwerber eintritt, 
zwar nicht allein noch unmittelbar kraft Geſetzes von dem Ver⸗ 
äußerer auf den Erwerber übergingen, dieſer Übergang vielmehr 
zunächſt auf der freiwilligen Veräußerung des Grundſtücks 
beruhe und erſt an dieſen rechtlichen Vorgang „als zweiter 
hinzutretender Rechtsgrund“ das Geſetz anknüpfe, aber $ 1251 
nicht zu der Annahme zwinge, es müſſe ſtets nur das Geſetz 
allein und unmittelbar den Übergang der pfandverſicherten 
Forderung bewirken. 

Allein ſchon die ratio legis verbietet m. E. die Anwendung 
des § 1251 auf den uns hier beſchäftigenden Fall. Sie iſt 
zweifellos die, daß bei freiwilliger Abtretung der pfand⸗ 
verſicherten Forderung der Abtretende es in der Hand hat, die 
ſpätere Rückgabe der Sicherheit an Schuldner ſeinerſeits dem 
Zeſſionar gegenüber ſicherzuſtellen, und darum ſoll er für dieſe 
Rückgabe verantwortlich bleiben, im Gegenſatz zu dem Forderungs- 
übergange ex lege oder auf Grund geſetzlicher Verpflichtung, 
deſſen Geſtaltung in einer nach der gedachten Richtung für ihn 
günſtigen Weiſe der Abtretende nicht in der Hand hat. Es 
wäre unrichtig, in dieſer Hinſicht die freiwillig erfolgende Ver⸗ 
äutzerung eines Mietgrundſtücks in Anſehung des hierdurch 
vermittelten Überganges der Anſprüche aus beſtehenden Miet— 
verträgen, der freiwilligen Abnetung einer Forderung nicht 
gleichzuſtellen. Denn auch bei erſterer vermag Veräußerer Be 
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dingungen zu ſtellen in betreff der ficheren Verwahrung und 
geficherten Rückgabe einer vom Mieter geſtellten Sicherheit. 

Es bedarf ſomit keines Eingehens auf die Frage, ob nicht 
die Anwendung des § 1251 ſchon deshalb ausgeſchloſſen iſt, 
weil eine Übertragung derjenigen einzelnen Anſprüche aus 
dem Mietvertrage, für welche die Sicherheit beſtellt wurde, im 
Sinne des § 1250 überhaupt nicht vorliege, nach dem Grund⸗ 
ſatze, daß der Erwerber die ſich während ſeines Eigentums aus 
dem Mietverhältniſſe ergebenden Rechte als ſelbſtändig in ſeiner 
Perſon begründet geltend mache. (cfr. Planck zu § 573, da⸗ 
gegen aber auch Entſch. R. G. in Beilagen d. Jur. Wochenſchr. 
S. 125 pro 1903.) 

2. Da dem Vermieter, nachdem er das Eigentum am 
Mietgrundſtück auf den Erwerber übertragen, keine Einwirkung 
auf das Mietverhältnis, insbeſondere kein Recht mehr zuſteht, 
dasſelbe zu kündigen, iſt ihm auch kein Weg gegeben, aus 
eigener Macht feine den Befitz überdauernde Verantwortung für 
Rückgabe der Sicherheit zeitlich zu begrenzen. Iſt aber der 
Mietvertrag von ihm auf beſtimmte Zeit ohne das Erfordernis 
vorgängiger Kündigung geſchloſſen oder wurde eine derartige 
zeitliche Begrenzung ſpäter zwiſchen Mieter und Erwerber 
vereinbart, und wird nach Ablauf der Zeit das Mietverhältnis 
fortgeſetzt zwiſchen Mieter und Erwerber unter Belaſſung der 
Sicherheit in des letzteren Händen, ſo ſtellt ſich dieſe Fortſetzung 
als ein neuer Mietvertrag dar und die Sicherheit hat, wofern 
Verpflichtungen des Mieters aus dem früheren Vertrage nicht 
mehr beſtehen, in Anſehung dieſes ſeine Erledigung gefunden 
und muß für die Verbindlichkeiten aus dem neuen Miet⸗ 
verhältniſſe als von neuem beſtellt angeſehen werden. Dieſe 
Sachlage aber beendet die Sicherheitsrückgabepflicht des Ver⸗ 
mieters, welche fortan nur noch beim Erwerber iſt, denn ſie 
ſteht begrifflich dem Tatbeſtande gleich, als habe Mieter die in 
Anſehung des alten Vertrages erledigte Sicherheit vom Erwerber 
zurück empfangen — darin liegt der Grund, warum Vermieter 
frei wird, — und für den neuen Vertrag von neuem dem 
Erwerber übergeben. Zu dieſem Ergebnis iſt aber dann nicht 
zu gelangen, wenn der Mietvertrag nicht mit feſtem Endzeit⸗ 
punkte oder zwar mit ſolchem aber mit der Bedingung vor- 
heriger Kündigung geſchloſſen iſt. Dann beruht das ſich 
mangels Kündigung fortſetzende Mietverhältnis immer noch 
auf dem alten Vertrage, nicht auf einem neuen, der in der 
beiderſeits unterbliebenen Kündigung ſeine ſtillſchweigende Be⸗ 
gründung fände (efr. Mugdan u. Falkmann Rechtſp. d. O. L. G. 
Bd. 3 S. 236, Bd. 4 S. 42), und ein Anlaß, die Sicherheit 
dem Erwerber von neuem zu beſtellen, war nicht gegeben. 

Mitunter wiederholen die Kontrahenten eines fi durch 
unterbleibende Kündigung fortſetzenden Mietvertrages die ſchrift⸗ 
liche Formulierung desſelben mit künftigem Anfangszeitpunkte, 
ohne daß eine Kündigung vorangegangen wäre. In der Regel 
wird damit von den Kontrahenten nur der Rechtszuſtand 
beſtätigt, der ſich bereits daraus ergibt, daß eine Kündigung 
des Vertrages unterbleibt. Es kann aber auch, namentlich 
wenn die neue Vertragsurkunde von der alten in erheblichen 
Punkten abweicht, in der erſteren der Abſchluß eines neuen 
Vertrages als verbrieft erachtet und daraus eine Befreiung des 
Vermieters bezüglich der Sicherheitsrückgabepflicht nach dem im 
vorigen Abſatze entwickelten Standpunkte hergeleitet werden. 
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Ein zwiſchen Erwerber und Mieter vollzogener Umtauſch 
der Sicherheit muß kraft des Rückempfangs der dem Vermieter 
ſeinerzeit gegebenen Sicherheit grundſätzlich eine Befreiung des 
Vermieters von jener Pflicht bewirken. Wollte man als deren 
Gegenſtand das dem Erwerber in Tauſch gegebene Sicherheits⸗ 
objekt anſehen, ſo würde man den Vermieter verpflichten, etwas 
zurückzugeben, was er nicht empfangen hat. Nur dann wird 
die Rüdgabepflicht des Vermieters nicht beeinflußt, wenn fie als 
Gattungsſchuld begründet wurde und der Umtauſch zum Gegen⸗ 
ſtande hat beiderſeits Sachen der nämlichen Gattung, weil 
hierbei eine Identifikation des eingetauſchten Sicherheits objekts 
mit der urſprünglichen Sicherheit zuläſſig erſcheint. 

Die als Speziesſchuld begründete Rückgabepflicht des Ver 
mieterd erliſcht, wenn fie durch Abkommen zwiſchen Mieter und 
Erwerber in eine Gattungsſchuld umgewandelt wird, weil ſich 
hierdurch ihr Inhalt weſentlich ändert (§ 279). 

3. Wird durch den Tatbeſtand des 8 572 Satz 2 auch 
das Verhältnis zwiſchen Mieter und Vermieter nicht berührt, 
ſo etzeugt dieſer Tatbeſtand doch einen Anſpruch des Vermieters 
an den Erwerber, daß dieſer ihn von der Verantwortung für 
die Sicherheit dem Mieter gegenüber befreie. Allerdings kann 
diefer Anſpruch klagend nicht eher verfolgt werden, als bis dem 
Mieter die Sicherheit zurückzugeben iſt. Eine vorherige 
Erneruierung kann Vermieter nicht fordern. (§ 415 Schlußſatz.) 
Immerhin iſt eine Möglichkeit, den Befreiungsanſpruch vor 
jenem Zeitpunkte zu betätigen, inſofern gegeben, als er die 
Enmdlage bieten kann für ein Einſchreiten mittels einſtweiliger 
Verfügung, wenn die Möglichkeit der ordnungsmäßigen Rück- 
gabe der Sicherheit durch das Verhalten des Erwerbers ge⸗ 


ſihrdet erſcheint. 


Zum Begriffe der notwendigen Koſten und Aus⸗ 


lagen nach § 91 Abſ. I Z. P. O., SS 499 Abi. II, 


503 Abſ. II und V Str. P. O. 
Von Landgerichtsrat Karl Meyer in München. 


L Die Novelle zur Zivilprozeßordnung hat mit ihrer Neu⸗ 
fafſung des § 91 Abſ. I den Begriff der erſtattungsfähigen 
notwendigen Koften ausdehnend interpretiert, die bisher ſtrittig 
gewefene Frage, ob die unterliegende Partei dem Gegner auch 
Entſchädigung für Zeitverſäumnis zu gewähren hat, im be⸗ 
jahenden Sinne entſchieden, jedoch gegen übermäßige Anforde⸗ 
rungen den Erſatzpflichtigen durch die Vorſchrift gefichert, daß 
zur die Zeitverſäumnis Berückfichtigung findet, die infolge not⸗ 
wendiger Reiſen oder der notwendigen Wahrnehmung von 
Terminen entftanden iſt und daß die für die Entſchädigung 
don Zeugen geltenden Vorſchriften der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Juni 1878 — Neu⸗ 
tertierung vom 20. Mai 1898 — entſprechende Anwendung 
finden.) In der Strafprozeßordnung findet fich der Begriff 
der notwendigen Auslagen in 88 499 Abſ. II und 503 Abſ. II 
ind V. Darnach können im Offizialverfahren im Falle der 
dreiſprechung oder Außerverfolgungſetzung des Angeſchuldigten 


) Begründung zur Zivilprozeßnovelle S. 20 fg. (Guttentagſche 
Anzgabe); Hahn-⸗Mugdan Bd. 8 S. 87, 288 — 290. 
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die dieſem erwachſenen notwendigen Auslagen der Staatskaſſe 
auferlegt werden. Im Privatklageverfahren muß in den Fällen 
des § 503 Abſ. II dieſe Überbürdung auf den Privatkläger 
erfolgen. In dieſem Verfahren gelten hinſichtlich der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Gebühren und Auslagen des Rechts⸗ 
anwaltes der obfiegenden Partei nach § 503 Abſ. V die Grund- 
ſätze des § 91 Z. P. O. Dieſe gelten auch gemäß § 437 Str. P. O. 
für den obſiegenden Nebenkläger. Auslagen find nach dem 
Sprachgebrauche — und ſo definiert ſie auch Beling in ſeinem 
Lehrbuch des Strafprozeßrechtes S. 458 — Aufwendungen, die 
ein Prozeßbeteiligter für die Zwecke des Prozeſſes macht. Dem⸗ 
nach fallen unter den Begriff notwendige Auslagen im Straf⸗ 
prozeß insbeſondere die Koſten der Verteidigung, die Reiſekoſten 
des Angeſchuldigten, die von ihm gezahlten Zeugengebühren. 
Die Notwendigkeit der Auslage muß aus den Umſtänden des 
Einzelfalles heraus beurteilt werden. Dabei kann die Erſtattung 
der Auslagen auf eine beſtimmte Auslagenkategorie beſchränkt 
werden.“) 

Aus der Neufaſſung des § 91 Abſ. I Z. P. O. ift die 
Frage entſtanden, ob dieſe auf Billigkeitsgründen beruhende 
Anderung auch auf die Beſtimmungen in § 499 Abſ. II, 
§ 503 Abſ. II und V Str. P. O. analoge Anwendung zu 
finden hat. 

II. Vor der Zivilprozeßnovelle iſt die Frage, ob ein An⸗ 
geſchuldigter in den vorerwähnten Fällen auch Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis beanſpruchen konnte, in der Literatur und 
Rechtſprechung faſt einſtimmig verneint worden. Insbeſondere 
hatten ſich die Beſchlüſſe des Oberlandesgerichts Caſſel vom 
3. Januar 1891 — Goltdammers Archiv Bd. 39 S. 85 — 
und des Oberlandesgerichts München vom 21. Oktober 1897 
— Seufferts Blätter für Rechtsanwendung Bd. 63 S. 523 — 
dagegen ausgeſprochen, daß die Zeitverſäumnis dem An⸗ 
geſchuldigten einen Entſchädigungsgrund abgebe. Den erſteren 
Beſchluß hat Hergenhahn in Goltdammers Archiv Bd. 39 
S. 86 bekämpft und betont, daß unter den Begriff notwendige 
Auslagen auch der Erſatz für Zeitverſäumnis falle. 

III. Nach der Einführung der Zivilprozeßnovelle hat 
Hellweg im Löweſchen Kommentar zur Strafprozeßordnung 
— XI. Auflage 1904, 85 499 Note Aa und 503 Note 1 — 
daran feſtgehalten, daß nur Auslagen Gegenſtand der Erſtattung 
an den Angeſchuldigten ſeien, und daß dieſer weitere Ent⸗ 
ſchädigungen, z. B. für Verſäumnis, nicht beanſpruchen könne. 
Den gleichen Standpunkt nimmt Beling a. a. O. S. 458 ein. 
Dagegen hat Willenbücher in ſeinem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren — V. Auflage 1900 S. 74 — die Anſicht vertreten, 
daß der auf Grundſaͤtzen der Billigkeit beruhenden neuen Be⸗ 
ſtimmung des § 91 Z. P. O. auch in Strafſachen die An⸗ 
wendung nicht zu verſagen ſei. Für dieſe analoge Anwendung 
im Rahmen der Strafprozeßordnung haben ſich auch Staats- 
anwalt Dr. Rieſebieter und Landrichter Dr. Boethke in der 
Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 1901 S. 93 und 281 ausgeſprochen 
und betont, daß der Begriff „Auslagen“ nunmehr weiter aus- 
zulegen ſei und der Auslagenerſatz jetzt auch den Erſatz für 
Zeitverſäumnis umfaſſe. 


9 Oberſtes Landesgericht München, Beſchluß vom 22. Oktober 1901, 
Entſch. in Strafſachen, Bd. 2 S. 95 fg. 
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Dieſe analoge Anwendung bürgert ih in der mir bekannten 
Praxis nicht leicht ein. Dieſe ſcheint vielmehr an der Anſicht 
Loͤwes fefthalten zu wollen. Rieſebietet berichtet a. a. O. 
S. 93 von einer analogen Anwendung in einem Beſchluſſe des 
Landgerichts Oldenburg, und neuerdings hat die IV. Strafkammer 
des Königl. Landgerichts München I als Beſchwerdegericht in 
einer Koſtenfeſtſetzungsſache im Privatklageverfahren dem frei⸗ 
geſprochenen Angeklagten Erſatz für Zeitverſaͤumnis nach Maß⸗ 
gabe des § 91 Abſ. I Z. P. O. zugebilligt. 

Und doch iſt dieſe Zubilligung eines Erſatzes für Zeit⸗ 
verfäumnis an den Angeklagten geſetzgeberiſch nichts neues. Bei 
der Schaffung der Strafprozeßordnung wurde der Abſ. II des 
8503 vom Reichstage in das Geſetz gebracht.“) Der Regierungs- 
kommiſſar v. Amberg“) betonte hierbei, daß die Annahme des 
bezüglichen Autrages dahin führen müſſe, auch Entſchädigungs⸗ 
aufprüche für Zeitverſäumnis zuzulaſſen. Hierauf haben ſowohl 
Hergenhahn wie Rieſebieter a. a. O. ſchon aufmerkſam ge⸗ 
macht. Wenn man dieſe analoge Anwendung erwägt, darf man 
fich daran nicht ſtoßen, daß die Zivilprozeßordnung von Koften, die 
Strafprozeßordnung von Auslagen ſpricht. Boethke hat a. a. O. 
S. 281 mit Recht darauf hingewieſen, daß eine Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis weder unter den Begriff Koſten noch unter 
den von Auslagen fällt. Die Auslegung und Anwendung von 
Geſetzen foll aber, fo weit dies nach ihrer Faſſung moͤglich iſt, 
ſozialpolitiſch weiterſchreiten. Der geſetzgeberiſche Gedanke in 
§ 91 Abſ. I Z. P. O. wirkt auch hinüber auf die Strafprozeß⸗ 
ordnung. Auch dem freigeſprochenen Angeklagten ſoll in den 
Fällen der 88 499 Abſ. II, 505 Abſ. II Str. P. O. möglichſt 
vollſtändiger Erſatz zuteil werden. Dieſe ſozialpolitiſche Er ⸗ 
wägung durchzieht auch neuerdings das Geſetz betreffend die 
Entſchädigung unſchuldig erlittener Unterſuchungshaft. Dazu 
kommt, daß das Privatklageverfahren, wenn es auch in der 
Hauptſache unter den Regeln des Strafprozeſſes ſteht, doch in 
feiner Form und namentlich hinſichtlich der Koſtenerſtattung ſich 
dem zivilprozeffualen Verfahren nähert. Dieſen Geſichtspunkt 
hat das Oberſte Landesgericht in Muͤnchen in feinem Beſchluſſe 
vom 17. Oktober 1901 — Entſcheidungen in Strafſachen Bd. II 
S. 35 —, in dem es das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Privat- 
klageſachen zugelaſſen hat, beſonders hervorgehoben. Gerade 
aber in Privatklageſachen ſteht dieſe analoge Anwendung 
am meiſten in Frage. Die Entſchädigung, die dem Ange⸗ 
klagten für Zeitverſäumnis gewährt werden kann, iſt nach 
der Regelung des § 91 Abſ. I 3. P. O. zudem ſehr mäßig 
bemefien. 

Würde ſich aber die Praxis zu dieſer analogen Rechts- 
anwendung nicht entſchließen können und an der Anficht Löwe⸗ 
Hellwegs fefthalten, dann tft die Herſtellung der Kongruenz 
zwiſchen Zivil⸗ und Strafprozeß in dieſem Punkte eines der 
erſten Defiderien der ſtrafprozeſſualen Reform. 


) Hlezu Hahn, Materialien zur Strafprozeßordnung Bd. I 
S. 1145 bis 1146; Bd. II S. 1441, 1592, 1658, 19871988, 
2101, 2104. 


) Hahn a. a. O. Bd. 1 S. 1146. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 7. Auguſt bis 
W. Oktober 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. §§ 31, 89. Preußiſcher Oberförſter innerhalb feines 
Amtsbereiches Vertreter des Staates.] 

Daß dem Preußiſchen Oberförſter innerhalb ſeines Amts⸗ 
bereiches die Stellung eines Vertreters des Staates im Sinne 
von $$ 31, 89 B. G. B. zukommt, ſteht außer Zweifel. Der 
§ 1 der Geſchͤftsanweiſung für die Oberförſter der Koͤniglich 
preußiſchen Staatsforſten vom 4. Juni 1870 (Miniſterialblatt 
für die innere Verwaltung 1871 S. 69 ff.) beſtimmt ausdrück⸗ 
lich: „der Oberförſter iſt der verantwortliche Verwalter des 
Staatsvermögens, welches die ihm überwieſene Oberfoͤrſterei 
umfaßt“. Der Einwand, den die Revifion daraus herleitet, daß 
der Oberförſter zur rechtlichen Vertretung jenes Staatsvermoͤgens 
im allgemeinen nicht befugt ſei, dieſe Vertretung vielmehr 
der Königlichen Regierung zuſtehe, iſt unbegründet und beruht 
auf einer zu engen Auffaſſung von dem Begriff des verfaſſungs⸗ 
mäßig berufenen Vertreters. Dieſe Eigenſchaft kann vermöge 
der Satzung oder der organiſatoriſchen Verwaltungsbeſtimmungen 
außer dem Vorſtand — dem Zentralorgan, der oberften Ber- 
waltungsbehörde — auch anderen Perſonen zukommen, welche 
zwar nicht zur Leitung der Korporation und zur generellen Ver⸗ 
tretung des Vermögens derſelben berufen find, denen aber eine 
mehr oder weniger umfangreiche Vertretungsmacht auf einem 
größeren fachlichen oder örtlichen Geſchäftsgebiet übertragen iſt 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 53 ©. 279). Das trifft lauf 
den Oberförſter ſicher zu; vergl. auch 8 1 Abſ. 2, 8 2 der an⸗ 
geführten Geſchäftsanweiſung. F. c. E., U. v. 10. Okt. 04, 
575/03 VI. — Coͤln. 

2. § 93 B. G. B. Größere oder geringere 
der Verbindung unerheblich.] 

Richtig gehen beide Vorderrichter davon aus, daß das 
B.'ſche Grundſtück, auf welchem früher nur die Tiſchlerei 
betrieben wurde, im Jahre 1898 dadurch, daß auf ihm eine 
Zentrale für elektriſche Beleuchtung und Kraftübertragung er⸗ 
richtet und in Betrieb geſetzt wurde, eine Umwandlung erfahren 
hat, eine Umwandlung freilich, die nur ſeine Beſtimmung und 
feinen wirtſchaftlichen Zweck betraf, die aber rechtlich nicht be⸗ 
deutungslos iſt. Denn wie das A. L. R., unter deſſen Herrſchaft 
ſich die Umwandlung vollzog, in § 4 Tit. 2 Tl. I „alle Teile 
und Eigenſchaften einer Sache, ohne welche dieſelbe nicht das 
fein kann, was fie vorſtellen ſoll oder wozu fie beſtimmt iſt“, 
als zur Subſtanz gehörig bezeichnet, fo verſteht auch das jetzt 
geltende Recht (8 93 B. G. B.) unter weſentlichen Beſtandteilen 
einer Sache diejenigen, „die von einander nicht getrennt werden 
koͤnnen, ohne daß der eine oder der andere zerſtört oder in 
ſeinem Weſen verändert wird.“ War das Grundſtück, wie von 
den Vorinſtanzen bedenkenfrei feſtgeſtellt worden iſt, ſeit dem 
Jahre 1898 eine Erzeugungsftätte für Elektrizität geworden 


Feſtigkeit 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten, 
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und als ſolche eingerichtet, fo gehörten zu ihm (zu feiner neu- 
geſchaffenen Weſenheit) auch diejenigen mit ihm verbundenen 
Maſchinen und Apparate, ohne welche es eine ſolche Erzeugungs⸗ 
ſtätte (die neue Weſenheit) nicht fein konnte. Ste gehörten 
nach dem A. L. R. zu ſeiner „Subſtanz“ und ſie find nach dem 
B. G. B. ſeine „weſentlichen Beſtandteile“. Der erkennende 
Senat hat dieſen Standpunkt bereits in dem Urteile vom 
5. März 1902 (Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 50 
S. 241) und ſeitdem wiederholt vertreten und er muß an ihm 


feſthalten trotz der Bedenken, die dagegen — namentlich unter 


Hervorkehrung der wirtſchaftlichen Intereſſen aus induſtriellen 
Kreiſen — erhoben worden find. Freilich ſetzt die Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft eine Verbindung, und zwar eine dauernde Ver⸗ 
bindung mit dem Grundſtücke voraus (8 95 B. G. B.), und 
im vorliegenden Falle iſt darüber, wie eine ſolche Verbindung 
hergeſtellt war, nichts näheres feſtgeſtellt. Aber darüber, daß 
ſie beſtand, war in den Vorinſtanzen, auch kein Streit, und 
dadurch mochte ſich der B. R. einer Feſtſtellung darüber, worin 
fie beſtand, für überhoben erachten. Die Bezugnahme ber 
Revifſion auf das vom VII. 3. S. des R. G. erlaffene Urteil 
vom 2. Januar 1904 (Rep. VII. 351/03) trifft nicht zu; es 
handelte ſich damals nicht um die Feſtſtellung der Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft nach 8 93 B. G. B., für die es darauf an⸗ 
kommt, daß eine Sache nicht in ihrer Weſenheit zerftört werden 
darf ſondern um eine Entſcheidung darüber, ob eine Sache 
dadurch, daß ſie mit dem Grund und Boden feſt verbunden 
war, nach 8 94 Abſ. 1 B. G. B. Beſtandteil des Grundſtücks 
geworden ſei. Daß es für die Entſcheidung hierüber weſentlich 
iſt, feftzuftellen, wie die Verbindung hergeſtellt worden war oder 
worin fie beſtand, läßt ſich nicht verkennen; für die Fälle des 
§ 93 kommt es aber auf die größere oder geringere Feſtigkeit 
der Verbindung, wofern eine ſolche nur überhaupt beſteht und 
dadurch der Zubehörbegriff ausgeſchloſſen wird, nicht an. Hier⸗ 
nach iſt die mit dem I. R. übereinſtimmende Annahme des 
B. G., daß die auf der B. ' ſchen Beſitzung eingerichtete 
Zentrale nebſt den zu ihr gehörenden Maſchinen und Apparaten 
weſentlicher Beſtandteil dieſes Grundſtücks ſei, rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Sft dies aber der Fall, jo kann fie nach § 93 
B. G. B. nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein; ſie teilt 
rechtlich das Schickſal des Grundſtücks, deſſen Beſtandteil ſie 
ift und unterliegt daher mit ihm dem Hypothekenrechte des Kl. 
Hiervon vermochte auch der Eigentumsvorbehalt, den die Rkl. 
bei Lieferung der Maſchinen an B. ausgeſprochen hat, 
nichts zu ändern (vergl. Urteil des erkennenden Senats vom 
3. Februar 1904 in Sachen Pirna wider Rödiger; Rep. V. 
325/03), und es erweiſt ſich ſomit die Verurteilung des Bekl. 
und der jetzt als Rkl. auftretenden Nebenintervenientin zur An⸗ 
erkennung des klägeriſchen Hypothekenrechts an der in Rede 
ſtehenden Zentrale nebſt den dazu gehörenden Maſchinen und 
Apparaten als begründet. K. & R. c. U., U. v. 24. Sept. 04, 
80/04 V. — Hamm. 

3. 8278 B. G. B. Die Darfteller (Artiften uſw.) find 
Hilfsperſonen des Veranſtalters der Theatervorſtellung.] 

Die Bekl. betreibt gewerbsmäßig als Eigentümerin des 
D. er Zentraltheaters die Veranſtaltung von theatraliſchen 
Vorſtellungen verſchiedenſter Art. In einer von ihr am 
17. April 1902 eröffneten Abendvorſtellung iſt der Kl., welcher 
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derſelben nach Löſung einer Platzkarte beiwohnte, durch ein dem 
Artiſten E. in Ausführung einer Programmnummer, zu welcher 
derſelbe der Bekl. vertraglich verbunden war, zur Laſt fallendes 
fahrläſſiges Verhalten zu Schaden gekommen. Die Bekl. iſt 
als haftbar für den Unfall erklärt. Zu Unrecht wird Verletzung 
des 8 278 B. G. B. gerügt. Die Revifion verneint, daß der 
Theaterunternehmer ſich der Darſteller zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, ausführend, daß derſelbe in bezug auf das 
Verhalten derſelben nicht anders ſtehe, als der Verkäufer bei 
einem Diſtanzgeſchäft, der die Ware zu überſenden habe, in 
bezug auf das Verhalten der mit dem Transport beauftragten 
Perſonen. Hierin liegt eine Verkennung der Schuldverbindlichkeit 
des Unternehmers. Der angekündigten Vorſtellung Veranſtaltung 
iſt die Leiſtung, welche von dem Unternehmer gegen Empfang 
des Entgelts dem Beſucher verſprochen wird und als der Gegen⸗ 
ſtand des von letzterem durch Zahlung des Entgelts erworbenen 
Anſpruchs gewollt iſt. Abweichend von der Verpflichtung des 
Verkäufers zur Verſendung, die ſich mit dem Abſchluß des 
Transportvertrages erfüllt, findet erft in der Durchführung der 
Vorſtellung dem Parteiwillen entſprechend die Schuldverbindlichkeit 
des Unternehmers ihre Erfüllung. Nicht abzuweiſen iſt daher 
die Folgerung, daß die Perſonen, welche die programmäßige 
Vorſtellung in Ausführung bringen, eine Verbindlichkeit des 
Unternehmers erfüllen, und daß ſie, wenn ſie auf Veranlaſſung 
des Unternehmers handeln, als Perfonen erſcheinen, deren der 
Schuldner ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bedient. Ob 
dieſelben in der Ausführung ſelbſtändig find, iſt unmaßgeblich; 
im Hinblick auf die Erfüllung der Schuldverbindlichkeit des 
Unternehmers dem Theaterbeſucher gegenüber bleiben fie gleich⸗ 
wohl im Sinne des 8 278 B. G. B. deſſen Hilfsperſonen. 
Dieſe Geſetzesvorſchrift iſt daher mit Recht auf das feſt⸗ 
geſtellte Sachverhältnis angewandt. A. G. B. f. B. c. Ch., 
U. v. 27. Sept. 04, 81/04 III. — Dresden. 

4. 5 326 B. G. B. Wirkung der Klauſel „netto Kaſſa 
gegen Konnoſſement“, objektive Zahlungsverpflichtung, Voraus⸗ 
ſetzung des Zahlungsverzuges. 

Der von dem Kl. auf Grund des 8 326 B. G. B. er⸗ 
hobene Schadenserſatzanſpruch, beſtehend in der Differenz zwiſchen 
dem von der Bekl. nach dem Lieferungs vertrage der Parteien 
geſchuldeten Kaufpreis und dem beim öffentlichen Verkaufe des 
Ladeſcheins erzielten Erlöſe, nach Abzug eines Betrages von 
378 Mark für teilweiſe nicht vertragsmäßige Ware, würde nur 
begründet ſein, wenn die Bekl. infolge der Weigerung, ent⸗ 
ſprechend der Klauſel „netto Kaſſa gegen Konnoffement“ bei der 
Vorzeigung des Ladeſcheins des für ſie beſtimmten Eiſens oder 
doch binnen der ihr vom Kl. geſetzten Nachfriſt denſelben durch 
Zahlung des Kaufpreiſes uſw. in Höhe von 10 386 Mark 87 Pf. 
einzulöͤſen, in Zahlungsverzug gekommen wäre. Das O. L. G. 
hat aber die Frage, ob die Bekl. berechtigt war, die Annahme 
des Ladeſcheines und die Zahlung des geforderten Betrages zu 
verweigern, bejaht, weil ſich demnächſt ergeben habe, auch von 
dem Kl. ſelbſt nach Inhalt der Klage zugegeben werde, daß die 
Ware zu einem für erheblich zu erachtenden Teile den Vertrags ⸗ 
abmachungen nicht entſprochen habe, die Bekl. daher ſchon aus 
dieſem Grunde nicht in Zahlungsverzug gekommen ſei. Dem 
iſt beizutreten. Dieſer Annahme ſteht zunächſt nicht die 
erwähnte Klauſel „netto Kaſſa gegen Konnoſſement“ entgegen. 
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Dieſelbe verpflichtet den Käufer nicht unbedingt zur Zahlung 
gegen Übergabe der Papiere, hat vielmehr nur die Wirkung, 
daß, wenn der Käufer die Einlöſung weigert, er die Beweislaſt 
dafür, daß die Weigerung berechtigt z. B. die Ware vertrags⸗ 
widrig war, überkommt. In dieſer Hinficht iſt der Entſcheidung 
des erſten Senats vom 15. Dezember 1900 (Bd. 47 S. 142 ff.) 
lediglich beizutreten. Die Frage der Beweislaſt erledigt ſich aber 
im vorliegenden Falle durch die Feſtſtellung der Vertrags ⸗ 
widrigkeit eines Teiles der Ware durch das O. L. G. ſowohl 
auf Grund des in dem Verfahren zur Sicherung des Beweiſes 
erſtatteten Gutachtens, als auf Grund des bezüglichen Zu⸗ 
geſtändniſſes des Kl. Weiterhin kommt in Frage, ob der Käufer, 
der unter der Bedingung „Kaſſa gegen Konnoſſement“ kauft, 
im Falle der Zahlungsweigerung bei Vorzeigung des Ladeſcheines 
auch dann nicht in Verzug gerät, wenn ſich demnächſt erſt 
herausſtellt, daß er aus einem Grunde, den er nicht geltend 
gemacht, vielleicht gar nicht gekannt hat, materiell zur Zahlung 
und Annahme des Ladeſcheines bezw. der Ware nicht verpflichtet 
war. Die Frage iſt mit dem O. L. G. dahin zu entſcheiden, 
daß in einem ſolchen Falle der Zahlungsverzug ausgeſchloſſen iſt, 
weil es an der objektiven Zahlungsverpflichtung des Käufers 
fehlt, die unter allen Umſtänden Vorausſetzung des Zahlungs- 
verzuges iſt. B. c. J., U. v. 27. Sept. 04, 597/03 II. — 
Dresden. 

5. $ 372 B. G. B. legt dem Hinterleger eine Prüfungs- 
pflicht bezüglich der Ungewißheit der Perſon des Gläubigers auf.] 

Das B. G. nimmt an, daß der Bekl. zur Hinterlegung 
auf Grund des 8 372 B. G. B. wegen Ungewißheit über die 
Perſon des Gläubigers berechtigt geweſen ſei. Zur Begründung 
feiner Annahme, daß der Bekl., wie dieſes der $ 372 Satz 2 
für die Berechtigung zur Hinterlegung erfordert, infolge einer 
nicht auf Fahrläſfſigkeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon 
des Gläubigers mit Sicherheit nicht habe erfüllen können, führt 
das B. G. aus, es könne dem Schuldner an ſich nicht ſchaden, 
wenn es nur auf Rechtsirrtum beruhen konnte, daß er ſich 
wegen der Perſon des Gläubigers in Ungewißheit befand; 
beachtenswert ſei in dieſer Hinſicht für die Richtung der 
neueren Geſetzgebung der 8 853 der Z. P. O., wonach dem 
Schuldner bei der Konkurrenz mehrerer pfändender Gläubiger 
die Entſcheidung über die beſſere Berechtigung nicht zugemutet 
werden ſolle; der gleiche Grundſatz müſſe auch gelten, wenn eine 
Abtretung mit Pfändungen zuſammentreffe. Dieſe Aus⸗ 
führungen find rechtlich verfehlt und ſtehen im Widerſpruch mit 
der poſitiven Vorſchrift des § 372 cit., wonach dem Schuldner 
eine Prüfungspflicht auferlegt iſt, und nur dann, wenn 
dieſe Prüfung zu begründeten Zweifeln über die Perſon des 
berechtigten Gläubigers führt, mit den im Geſetze vorgeſehenen 
Wirkungen hinterlegt werden darf. Ob dabei die Ungewißheit 
auf der Beurteilung tatſächlicher oder rechtlicher Fragen 
und Verhältniſſe beruht, iſt ohne entſcheidende Bedeutung. Das 
B. G. B. ſteht in dieſer Frage weſentlich auf dem, auch durch 
die Rechtſprechung wiederholt anerkannten Standpunkt des 
früheren, namentlich des gemeinen Rechts. Einerſeits ſoll die 
objektive Gewißheit bezüglich der Perſon des Gläubigers unter 
mehreren Prätendenten nicht in allen Fällen das Recht des 
Gläubigers zur Hinterlegung beſeitigen; es ſoll das Hinter⸗ 
legungsrecht auch dann anerkannt werden, wenn bei dem 
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Schuldner begründete ſubjektive Zweifel in der bezeichneten 
Richtung beſtehen konnten. Andererſeits iſt aber davon aus- 
zugehen, daß bei objektiv klarer Sachlage begründete 
Anſprüche moͤglichſt nicht in Frage geſtellt werden ſollen (vergl. 
Rehbein, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. II S. 307, Seuffert, 
Archiv, Bd. 46 S. 282, Striethorſt, Archiv, Bd. 77 S. 289), 
indem zu große Nachficht in dieſer Hinfiht dem Schuldner 
gegenüber leicht zu Unrecht gegen den berechtigten Gläubiger 
führen würde. Dann, aber auch nur dann, wenn nach einer, 
mit der im geſchäftlichen Verkehr üblichen und erforderlichen 
Sorgfalt, vorzunehmenden Prüfung mit Rückſicht auf die 
Umſtände des Falles begründete Zweifel anzuerkennen find, 
kann der hinterlegende Schuldner ſich auf 8 372 Satz 2 mit 
Erfolg berufen. (Vergl. Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 53 
S. 204 ff. beſ. 211.) Ob im vorliegenden Falle der Bekl. bezw. 
deſſen beteiligte Beamte überhaupt in eine Prüfung der Frage 
der Priorität der Zeſſion zugunſten des F. vor den Pfändungen 
eingetreten find, erhellt nicht, iſt insbeſondere in den Vorinſtanzen 
nicht erörtert worden. Sollte der Bekl. ſich in dem rechtlichen 
Irrtum befunden haben, daß er auf Grund des § 853 der 
Z. P. O. hinterlegen könne, jo würde damit die Hinterlegung 
nach § 372 nicht gerechtfertigt werden können. Das angefochtene 
Urteil mußte danach aufgehoben werden. F. c. Reichspoſtf., 
U. v. 23. Sept. 04, 593/04 II. — Berlin. 

6. 88 414—416 B. G. B. Art und Weiſe der Schuld- 
übernahme.] 

Kl. und Revifionsbekl. gewährte dem Bekl. und Reviſionskl. 
ein Darlehn gegen Hypothek. Bekl. verkaufte ſein Grundſtück 
und Geſchaft an W., der in deſſen Verpflichtungen eintrat und 
die Hypothek übernahm. In dem Nachlaßkonkurſe des W. fiel 
Kl. aus, Bekl. nunmehr verklagt, machte geltend, Kl. habe W. 
als perſönlichen Schuldner angenommen. Das L. G. wies ab, 
das O. L. G. verurteilte, das R. G. hob auf und verwies zurück. 
I. Die der Entſcheidung des B. G. zugrunde liegende Auf ⸗ 
faſſung, daß, falls der Erwerber eines Grundſtücks durch Ver⸗ 
trag mit dem Veräußerer eine Schuld des Veräußerers über- 
nimmt, für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, die 
Rochtswirkſamkeit der Schuldübernahme auch eintritt, wenn zwar 
nicht den Vorausſetzungen des § 416, wohl aber denen des 
§ 415 genügt iſt, iſt rechtsirrtümlich. Eine ſolche Auffaſſung 
iſt ſchon mit dem Wortfinne der 88 415 und 416 des B. G. B. 
unvereinbar. Auszugehen iſt hier von dem inneren Zuſammen⸗ 
hange dieſer Geſetzesbeſtimmungen, die beide von der Schuld- 
übernahme durch Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem 
Schuldner handeln, und zwar gibt § 415 die allgemeine 
Regelung, § 416 daneben die Sonderordnung für den Fall, 
daß der Erwerber eines Grundſtücks eine darauf als Hypothek 
eingetragene Schuld des Veräußerers übernimmt. Den Vor⸗ 
ſchriften des § 415 unterſtehen daher an ſich auch die Fälle 
des § 416 nur mit der Maßgabe, daß jene Vorſchriften durch 
9 416 im einzelnen geändert und ergänzt werden. Der Grundſatz 
des § 415, daß die Rechtswirkſamkeit der zwiſchen dem Dritten 
und dem Schuldner vereinbarten Schuldübernahme von der 
Genehmigung des Gläubigers abhängt, gilt auch für die Fälle 
des § 416, ebenſo der, daß die Genehmigung erſt nach der 
Mitteilung der Schuldübernahme erfolgen kann. Weſentliche 
Verſchiedenheit beſteht zwiſchen der allgemeinen Regelung und 
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der Sonberorbuung, ſowohl was die Befugnis der Mitteilung 
als was Form, Inhalt und Folgen der Mitteilung betrifft, wie 
dies alles aus dem Texte der 58 415 und 416 zu entnehmen 
iſt. Wenn nun in den Fällen des 3 416, gemäß Abſ. 2, die 
dem Beräußerer obliegende Mitteilung der Schuldübernahme an 
den Gläubiger den dort bezeichneten Hinweis enthalten „muß“, 
ſo folgt daraus, daß eine Mitteilung ohne dieſen Himweis nicht 
als Mitteilung im Sinne des Geſetzes gelten kann, ſowie daß 
nach einer mit einem ſolchen Mangel beſtehenden Mitteilung rechtlich 
die Sachlage die gleiche iſt, als wenn überhaupt eine Mitteilung 
nicht erfolgt wäre. Daraus ergibt fi aber, da gemäß Abi. 1 
§ 416 der Gläubiger die Schuldübernahme „nur“ genehmigen 
kann, wenn der Veräußerer fie ihm mitteilt, weiter, daß eine 
auf die als nicht geſchehen anzuſehende Mitteilung etwa erfolgte 
Genehmigung wiederum der Rechtswirkſamkeit entbehrt; denn 
die Sache liegt dam genau jo, wie in dem Falle, daß eine 
Mitteilung der Schuldübernahme noch gar nicht geſchehen iſt. 
Dem Wortſinne entſpricht auch der geſetzgeberiſche Grund und 
Zweck der Sondervorſchriſt des 5 416: fie will einerſeits im 
Interefje des Realkredits, der vorzugsweiſe ſich in hypothekariſcher 
Kapitalanlage betätigt, die Vereinigung der perſönlichen Haftung 
aus der Schuld mit der durch Grundſtückserverb notwendig 
vermittelten dinglichen Haftung aus der Hypethek fördern, wie 
ſolche Vereinigung für die Abtretung der Hypothek durch 
91153 Abſ. 2 des B. G. B. ausdrücklich vorgeſehen iſt und 
fie will andererſeits den zugleich perſaͤnlich haftenden Veräußerer 
eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks, indem ſie ihm 
die Möglichkeit einer Mitteilung der Schuldübernahme an den 
Gläubiger mit der Rechtsfolge eröffnet, daß nach Ablauf einer 
Friſt von 6 Monaten das Schweigen des Gläubigers als 
Erteilung der Genehmigung gilt, tunlichſt gegen die Gefahr 
ſchützen, den Betrag der von dem Erwerber übernemmeren 
Schuld, welchen er durch Anrechnung auf deſſen Gegenleiſtung 
bereits aus ſeinem Vermögen gedeckt hat, vielleicht nach Jahren 
noch einmal zahlen zu müſſen. Mit Rückſicht auf die an die 
Mitteilung vom Geſetz geknüpfte Rechtsfolge erſcheint es auch 
nicht angängig, von den in Abſ. 1 und 2 des 8 41 be⸗ 
ſtimmten Erforderniffen der Mitteilung eine Abweichung, wie 
ſie das landgerichtliche Urteil für unſchädlich erachtet, zuzulaſſen. 
Gegen dieſe Auslegung des 5 416, der auf einem Beſchluſſe 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs beruht, iſt aus deſſen Entſtehungsgeſchichte 
(vergl. Protokolle der Kommiſſien von Achilles, Gebhard und 
Spahn, Bd. I S. 413 flg., Bd. II S. 473 flg., Motive zu 
dem Eutwurfe eines Bürgerlichen Geſetzbuchs — Erſter Leſung — 
. II zu 8 318 Abſ. 2 S. 148—150, Denkſchrift zu dem 
Gutwurfe eines Bürgerlichen Geſetzbuchs — in der Faſſung der 
hem Reichstage gemachten Vorlage — unter X) nichts zu. ent 
uehmen; die gleiche Auffafſung wird auch von Rehbein, Das 
Bürgerliche Geſetzbuch, Bd. IE zu 88 414 — 419 unter IV, 
Turnau und Förſter, vertreten. Eine andere Frage iſt es, ob 
die Beteiligten — der Erwerber als Schuldübernehmer und der 
Veräußerer als Schuldner — rechtlich in der Lage ſind, ent⸗ 
weder vertragsmäßig die Anwendbarkeit des § 416 überhaupt 
auszwihliegen und die Übernahme der Hypothekenſchuld einfach 
nach Maßgabe des 8 415 zu ordnen (vergl. Endemann, Lehr⸗ 
buch des Bürgerlichen Rechts, Bd. I 8 153 unter 3c, Crome, 
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Syſtem des deutſchen Bürgerlichen Rechts, Bd. II 1. Hälfte, 
§ 204 S. 362, Schollmeyer, Kommentar zum Börgerlichen 
Geſetzbuch von Hölder, zu $ 416 Anm. 4; Oberneck, Das 
Reichsgrundbuchrecht, S. 599 unter I) oder doch, ſei es aus ⸗ 
drücklich, ſei es ſtillſchweigend, Vereinbarungen über die Herbei- 
führung der Genehmigung des Gläubigers, wenigſtens inſoweit 
zu treffen, als nicht die Rechtsfolge des Ablaufs der ſechs⸗ 
monatigen Friſt in Frage kommt. Eine Erörterung nach dieſer 
Richtung erübrigt ſich, da ſeitens der Parteien ſelbſt Ab⸗ 
machungen nicht geltend gemacht find, in deren Ermangelung 
aber für Fälle der vorliegenden Art der 8 416 ſchlechthin 
maßgebend iſt und bleibt. Die von dem Bekl. behauptete 
Genehmigung der zwiſchen ihm und W. vereinbarten Schuld⸗ 
übernahme durch die Kl. wäre alſo, falls ſie erfolgt ſein ſollte, 
nicht geeignet, ihn von der perſönlichen Haftung fuͤr die 
Darlehnsſchuld der 20 000 Mark zu befreien, und es kann 
deshalb anch dahingeſtellt bleiben, ob das B. G. zu Unrecht 
den Nachweis der Genehmigung vermißt hat. II. Mit einem 
weiteren Angriffe macht die Reviſion geltend, daß die von den 
Parteien vorgebrachten Tatſachen dem B. G. hätten zu der 
Prüfung Anlaß geben müſſen, ob nicht zwiſchen der Kl. und 
dem W. ein Schuldübernahmevertrag im Sinne des § 414 
des B. G. B. abgeſchloſſen fe. Der Zuläſſigkeit eines ſolchen 
Pertrags ſteht die Tatſache, daß die Schuldübernahme zwiſchen 
bene Veräußerer und Erwerber des Grundſtückt vereinbart iſt, 
nicht entgegen. Denn wie 8 415, läßt der § 416 die in 
§ 414 geordnete Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem 
Dritten und dem Gläubiger völlig unberührt. Dem Erwerber 
des Grundſtücks bleibt es deshalb unbenommen, ſeiner Ver⸗ 
pflichtung gegenüber dem Veräußerer in der Weiſe zu genügen, 
daß er ihn durch Vertrag mit dem Gläubiger von der Schuld 
endgültig befreit. Auch wird durch den Schuldübernahmevertrag 
zwiſchen dem Erwerber und dem Gläubiger, welcher den Schuld⸗ 
übernahmevertrag zwiſchen dem Erwerber und Veräußerer gegen⸗ 
ſtandslos macht, der geſetzgeberiſche Zweck des § 416 nicht nur 
nicht gehemmt, fondern geradezu gefördert, da fie ſowohl den 
Veräußerer gegen jede fernere Inanſpruchnahme aus der über- 
nommenen Schuld ſichert, als andererſeits die Vereinigung der 
perſaͤnlichen und dinglichen Haftung für die Schuld in einer 
Perſon, der Perſon des Erwerbers, herbeiführt. Als Vertrag 
im Sinne des 8 414 erſcheint aber insbeſondere jedes Ab⸗ 
kommen zwiſchen dem Gläubiger und dem Erwerber, durch 
welches die von dem letzteren mit dem Veräußerer vereinbarte 
Schuldübernahme beſtätigt wird. Ein ſolches Abkommen liegt 
vor, wenn der Erwerber von dem, mit dem Veräußerer ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage dem Gläubiger Mitteilung macht und dieſer 
hierauf dem Erwerber erwidert, daß er ihn als Schuldner 
annahm (zu vergl. Crome a. a. O. § 202 S. 354 Abſ. 1). 
Das Abkommen kann ſich andererſeits auch ſo vollziehen, daß 
der Gläubiger, der von dem Vertrage Kenntnis erhalten hat, 
dem Erwerber eine entſprechende Erklärung zugehen läßt und 
daß der Erwerber der Erklärung zuſtimmt. Daß die Kl. und 
W. ſich in folder Weiſe hinfichtlich der Schuldübernahme 
geeinigt haben, iſt allerdings in den Vorinſtanzen von dem 
Bekl. nicht beſonders behauptet. Die Mevifion verkennt das 
auch keineswegs, fie macht aber geltend, ſchon die von den 
Parteien vorgebrachten Tatſachen hätten das B. G. zu der 
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Prüfung veranlaffen müflen, ob nicht zwiſchen W. und der Kl. 
ein Vertrag nach 8 414 des B. G. B. abgeſchloſſen worden ſei. 
Sie hebt in dieſer Hinſicht namentlich hervor, daß inhaltlich 
des Tatbeſtandes des B. U. und namentlich der dort aufgeführten 
Briefe die Kl. mit W. über alle Punkte ſich verſtändigt und 
daß zu den gedachten Punkten auch die Übernahme der Darlehns⸗ 
ſchuld von 20 000 Mark gehört habe. Der bezeichnete Angriff 
der Revifion erſcheint begründet. In Betracht kommt hier vor 
allem die mit Eideszuſchiebung verbundene Behauptung des 
Bekl., die Kl. habe nach dem 4. Juni 1900 dem W. erklärt, 
daß fie ihn an Stelle des Bekl. als perſönlichen Schuldner des 
Darlehns der 20 000 Mark annehme“, worauf fie dann auch 
die Geſchäftsverbindung mit W. bis zu deſſen Tode fortgeſetzt 
habe. Daß die angebliche Erklärung der Kl. an W. geeignet 
war, die Grundlage eines Schuldübernahmevertrags im Sinne 
des 8 414 des B. G. B. zu bilden, erhellt aus ihrem Wort⸗ 
laute mit völliger Sicherheit. Alsdann aber war es Pflicht des 
B. G., die ihm behufs Anwendung des Geſetzes obliegende 
Prüfung noͤtigenfalls unter Ausübung der durch § 139 der 
Z. P. O. gewährten Befugnis, auf die Frage zu erſtrecken, ob 
nicht die Erklarung der Kl., ihre Richtigkeit vorausgeſetzt in 
Verbindung mit der ſonſtigen Sachlage, namentlich mit dem 
weiteren Verhalten des angeblichen Empfängers der Erklärung, 
zu der Feſtſtellung führe, daß zwiſchen der Kl. und W. hin⸗ 
ſichtlich des Darlehns von 20 000 Mark ein Schuldübernahme⸗ 
vertrag gemäß § 414 zuſtande gekommen ſei. Das B. G. hat 
eine Würdigung des Parteivorbringens nach dieſer Richtung 
unterlaſſen und ſich ohne jede Angabe von Gründen auf die 
Bemerkung beſchränkt, § 414 ſei nicht anwendbar, da ein Ver⸗ 
trag zwiſchen W. und der Kl. nicht vorliege. Indem hiernach 
ein Verſtoß gegen § 414 des B. G. B. gegeben iſt, auch die 
Vorſchrift des 8 551 Nr. 7 der Z. P. O. zutrifft, unterliegt 
das auf den genannten Rechtsnormverletzungen beruhende B. U. 
der Aufhebung. F. c. K., U. v. 4. Juli 04, 64/04 IV. — 
Breslau. 

7. 88 462, 465 B. G. B. Faſſung des unge bei 
der Wandlungsklage.] 

Beide Vorderrichter haben die angeſtellte Klage unter dem 
Geſichtspunkte der Wandlungsklage behandelt. Folgt man 
dieſer Auffaſſung, jo entſteht zunächſt die grundfägliche Frage, 
ob der Inhalt der Klaganträge den nach dem B. G. B. an eine 
Wandlungsklage zu ſtellenden Anforderungen genügt. Auf 
Grund der Verhandlungen der zweiten Kommiſſion zur Be⸗ 
ratung des B. G. B. ſowie des Wortlautes der 85 462 und 
465 des B. G. B. wird bekanntlich von einer erheblichen An⸗ 
zahl von Schriftſtellern die Anficht vertreten, daß das Wandlungs⸗ 
recht des Käufers nicht in dem Recht beſtehe, durch einſeitige 
Erklärung den Kaufvertrag zur Aufhebung zu bringen und auf 
Grund und im Anſchluß an ſolche Erklärung ſofort die Ver⸗ 
wirklichung der Rückgängigmachung d. h. alſo Rückleiſtung vom 
Verkäufer zu fordern, ſondern daß jenes Recht dem Käufer zu⸗ 
nächſt nur einen Anſpruch gegen den Verkäufer darauf gebe, 
daß dieſer in die Rückgängigmachung des Kaufvertrages ein⸗ 
willige. Erſt wenn dieſer Wandlungsvertrag durch freiwilliges 
Einverſtändnis des Verkäufers oder durch deſſen Verurteilung 
zur Abgabe ſeiner Einwilligungserklärung geſchloſſen worden iſt, 
ſoll nach jener Anſicht dem Käufer aus ſolchem Vertrage der 
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Leiſtungsanſpruch auf Ausführung der Rückgängigmachung 
(Rückzahlung des Kaufpreiſes uſw.) erwachſen. Von den Ver⸗ 
teidigern jener Anſicht wird nun zwar die gleichzeitige Erhebung 
der vorbezeichneten beiden Anſprüche in einer Klage für rechtlich 
möglich und zuläſſig erklärt, allein es bleibt der Zweifel, ob 
denn nicht hiernach der Anſpruch auf Abſchluß des Wandlungs⸗ 
vertrages jedenfalls ſtets beſonders und ausdrücklich erhoben 
werden muß, und ob nicht der Mangel eines ſolchen aus⸗ 
drücklichen Antrages ohne weiteres die Zurückweiſung des allein 
erhobenen Leiſtungsanſpruchs (auf Rückzahlung des Kaufpreiſes, 
Rücknahme der Kaufſache uſw.) zur Folge haben muß, da dieſem 
Anſpruche alsdann eine weſentliche Vorausſetzung und Vor⸗ 
bedingung fehlt. Verſchiedene Anhänger jener Theorie (ſo 
Endemann, Lehrbuch des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 8. Aufl., 
S. 995 und Goldmann Lilienthal, Bürgerliches Geſetzbuch I 
S. 499) loͤſen dieſen Zweifel dadurch, daß fie lehren, es ge⸗ 
nüge, wenn der Leiſtungsanſpruch allein erhoben werde, eines 
ausdrücklichen Antrages auf Verurteilung des Verkäufers zur 
Einwilligung in die Wandlung bedürfe es nicht, da dieſer 
Anſpruch von ſelbſt in dem anderen mit begriffen ſei. Den⸗ 
ſelben Standpunkt hat die zweite Kommiſſion zur Beratung 
des B. G. B. eingenommen, deren Mehrheit ganz auf dem 
Boden der Vertragstheorie ſtand (Protokolle I S. 680, 710); 
denn ſie hat ſich dahin ausgeſprochen, „daß die Klage des 
Käufers und das ergebende Urteil nicht gerade auf die Ein- 
willigung des Verkäufers in die Rückgängigmachung des Kauf- 
vertrages gerichtet fein müſſe (a. a. O. S. 710)“. Hlernach 
hat die Praxis, ſofern es ſich, wie hier, um eine allein und 
unmittelbar auf die Verwirklichung der Rückgängigmachung det 
Kaufvertrages gerichteten Klage handelt, keinen zwingenden Anlaß, 
bei dieſem Punkt der rechtlichen Konſtruktion des Wandlungs⸗ 
rechtes näher zu treten; es kann vielmehr eine Klage dieſes 
Inhalts auf jeden Fall als eine ſolche behandelt werden, über 
die nach Maßgabe der näheren die Wandlung betreffenden Be ⸗ 
ſtimmungen ſachlich zu entſcheiden iſt. Sch. c. Sch., U. v. 
16. Sept. 04, 84/04 VII. — Hamm. 

S. 8573 B. G. B. nicht beſchränkt auf rechtsgeſchäftliche 
Verfügungen, anwendbar vielmehr auch auf Pfändungen und 
Überweiſungen im Wege der Zwangsvollſtreckung.] 

Zur Entſcheidung ſteht die Frage, ob für die Anwendung 
des 8 573 B. G. B. eine im Wege der Zwangsvollſtreckung 
erfolgte Pfändung und Überweiſung der auf die Zeit der Be 
rechtigung des neuen Erwerbers eines vermieteten Grundſtücks 
fallenden Mietzinſen einer von dem Vermieter und Veräußerer 
ſelbſt ausgegangenen Verfügung über den Mietzins gleichſteht 
oder nicht. Die in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung gleichmäßig 
ſtreitige Frage iſt mit dem B. R. zu bejahen. (Dieſe vom 
R. G. angenommene, mit der S. 407 abgedruckten Entſch. des 
V. Z. S. in Sachen Mundhenke c. Meier, V 523/03, konforme 
Rechtsanſicht wird eingehend begründet.) M. c. B. & S., U. v. 
20. Sept. 04, 67/04 III. — Hamburg. 

9. § 766 B. G. B. Mangel der Schriftform bei einer 
Bürgſchaftsurkunde, die urſprünglich für eine andere Buͤrgſchaft 
ausgeſtellt.] 

Die Kl. hat den Bekl. aus einer ſelbſtſchuldneriſchen Burg 
haft in Anſpruch genommen, die er nach ihrer Behauptung 
in der zweiten Hälfte des Januars 1902 zu M. bis 
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zur Höhe von 3000 Mark für einen von ihr dem Kaufmann 
W. R. zu V. eröffneten Warenkredit übernommen haben ſoll. 
Sie hat die nach § 766 des B. G. B. für die Verbürgung 
erforderliche ſchriftliche Form dadurch für gewahrt erachtet, daß 
die Parteien übereingekommen ſeien, ein vom Bekl. der Kl. am 
23. Juni 1901 in V. ausgeſtellter Bürgſchaftsſchein ent⸗ 
ſprechenden Inhalts, der ſich noch in den Händen der Kl. be⸗ 
fand, ſolle jetzt für dieſe Bürgſchaft Geltung haben. Was nun 
die Frage anlangt, ob durch die Übereinkunft, die erwähnte Ur⸗ 
kunde ſolle jetzt für dieſe Bürgſchaft Geltung haben, die geſetz⸗ 
lich erforderliche Schriftlichkeit hergeſtellt ſein würde, ſo iſt zwar 
der Kl. darin recht zu geben, daß es gleichwertig iſt, ob die 
Bürgſchaftsurkunde bei Übernahme der Bürgfchaft allererſt dem 
Gläubiger hingegeben wird, oder ob Bezug genommen wird auf 
eine vom Bürgen ſchon früher ausgeſtellte Urkunde, die der 
Gläubiger aus irgend einem Anlaß ſchon vorher in die Hände 
bekommen hat. Aber mit Recht hat das B. G. eine Urkunde, 
welche zum Zwecke der Übernahme einer anderen Bürgſchaft, 
die inzwiſchen ſchon durch Erfüllung von ſeiten des Bürgen er⸗ 
ledigt iſt, ausgeſtellt und hingegeben worden war, überhaupt 
für untauglich erklärt, als Schriftform für die neu übernommene 
Bürgſchaft zu dienen. Die hier fragliche Urkunde iſt ausgeſtellt 
über eine in V. im Juni 1901 in Höhe von 3000 Mark über⸗ 
nommene Bürgſchaft, aus welcher der Bekl. von der Kl. zum 
vollen Betrage in Anſpruch genommen worden iſt, und auf 
deren Grund er die letzten 1500 Mark am 14. Jan. 1902 der 
Kl. gezahlt hat. Dann konnte ſie nicht nachträglich gelten als 
Urkunde über die in der zweiten Hälfte des Jannars 1902 zu 
M. vorgenommene Verbürgung, und daher würde es dieſer 
Bürgſchaft an der erforderlichen Schriftform fehlen, wie die 
beiden vorigen Gerichte mit Recht angenommen haben. L. c. M., 
U. v. 29. Sept. 04, 555/03 VI. — Braunſchweig. 

10. 88 775, 766 B. G. B. Sicherheitsleiſtung vor 
Fälligkeit der Hauptoerbindlichkeit berührt nicht das Recht auf 
Befreiung von der Bürgſchaft nach Fälligkeit; Schriftform nur 
für die Bürgſchaftserklärung ſelbſt.] 

Es kann die Anſicht der Revifion als zutreffend nicht an- 
erkannt werden, daß der Kl., der für Bekl. Bürgſchaft geleiſtet, 
ſchon deswegen allein, weil ihm Sicherheit geleiſtet worden, 
Befreiung von der Bürgſchaft nicht fordern könne. Allerdings 
wird von Kremer, die Mitbürgſchaft S. 120 ff., die Auffaſſung 
vertreten, daß der Bürge, der vor Fälligkeit der Hauptverbind⸗ 
lichkeit Sicherheitsleiſtung erlangt habe, nicht berechtigt ſei, nach 
eingetretener Fälligkeit Befreiung von der Bürgſchaft zu fordern; 
das Geſetz ſage nichts von eineu ſolchen Rechte, und, nachdem 
Sicherheit geleiſtet worden, habe der Bürge nur noch in be⸗ 
ſchränktem Maße an der Befreiung ein berechtigtes Intereſſe, 
da er, wenn er zahle, feinen Erſatz ja ficher erlangen konne; 
nach dem richtig verſtandenen Geſetzes wortlaut erſetze die Kaution 
offenbar die Befreiung vollſtändig und dauernd. Allein dieſe 
Auffafſung ift unzutreffend. Der 2. Abſatz des § 775 ſteht 
im engften Zuſammenhang mit Abf. 1; in den Fällen, in denen 
der Bürge Befreiung fordern könnte, ſoll der Schuldner dieſes 
Verlangen durch Sicherheitsleiſtung abwenden dürfen, wenn die 
Hauptoerbindlichkeit noch nicht fällig ift. Letzteres iſt aber 
überhaupt nur in den unter 1 und 2 aufgeführten Fällen des 
§ 775 denkbar, da die Fälle unter 3 und 4 den bereits er⸗ 
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folgten Eintritt der Fälligkeit vorausſetzen. Es tft nun nicht 
abzuſehen, warum in jenen Fällen dann, wenn der Schuldner 
Sicherheit geleiſtet hatte, der Bürge nach Eintritt der Fälligkeit 
ſchlechter geſtellt ſein ſoll, als wenn ihm keine Sicherheit ge- 
leiſtet worden wäre. Denn das Recht auf Befreiung tft jeden⸗ 
falls ein wertvolleres als das auf Sicherheitsleiſtung, und die 
Sicherheit iſt gerade dafür zu leiſten, daß die Befreiung des 
Bürgen bewirkt werde, ſobald die Hauptverbindlichkeit fällig 
geworden. Um ſo weniger kann in einem Falle des § 775 
Abſ. 1 Nr. 3 der Abſ. 2 eine Stütze für die Anſicht der 
Revifion bieten. Darin, daß der Kl. ſich Sicherheit hat be⸗ 
ſtellen laſſen, liegt daher an und für ſich kein Verzicht auf 
das Recht, Befreiung von der Bürgſchaft zu verlangen. Da⸗ 
gegen kann aus den Umſtänden des Falles, insbeſondere aus 
den zwiſchen den Parteien gepflogenen Verhandlungen ein ſolcher 
Verzichtswille ſich ergeben, wie denn auch der Kl. dann, wenn 
er mit der Hinausſchiebung der Fälligkeit der Darlehen dem 
Bekl. gegenüber ſich einverſtanden erklärt haben ſollte, Befreiung 
von der Bürgſchaft nicht aus dem Grunde verlangen kann, weil 
die zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme geltenden Fälligkeits- 
termine verſtrichen find. Das B. G. hat das Vorbringen des 
Bekl., daß der Kl. jenes Einverſtändnis ihm erklärt habe, des⸗ 
wegen für unbeachtlich erklärt, weil die Anderung der Fäͤlligkeits. 
termine dem Kl. gegenüber nur dann wirkſam ſein würde, wenn 
fie ſchriftlich getroffen worden wäre, da die Fälligkeits⸗ 
beſtimmung einen Teil der Bürgſchaftserklärung des Kl. bilde 
und, wie dieſe ſelbſt, nach 8 766 B. G. B. ſchriftliche Form 
erfordere. Aus dem gleichen Grunde hat es den behaupteten 
Verzicht für unerheblich erklärt: eine Abweichung von der Regel 
des 8 775 hätte, um gegen den Kl. wirkſam zu ſein, ſchriftlich 
vereinbart werden müſſen. Mit Recht bezeichnet die Reviſton 
dieſe Ausführungen als rechtsirrtümlich. Das B. G. überfieht, 
daß es ſich hier nicht um das Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Bürgen, ſondern allein um das zwiſchen dem Bürgen 
und dem Schuldner handelt. Die Vorſchrift des § 766 er- 
fordert die Schriftform nur für die Bürgſchaftserklärung, 
mithin nur für die Erklärung, die der Bürge dem Gläubiger 
abgibt, wobei dahingeſtellt bleiben kann, ob ſich jenes Form⸗ 
erfordernis auch auf Nebenumſtände, wie den Erfüllungsort 
und die Erfüllungszeit, bezieht. Ein ſolches zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Bürgen getroffene Abkommen, durch 
das die Fälligkeit der Bürgſchaftsſchuld übrigens vorgerückt 
wurde, lag dem vom B. G. angezogenen, in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Jahrgang 1903 Beilage S. 108 abgedruckten 
Urteil des IV. 3. S. des R. G. zugrunde. Das Rechts ⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Kl. und der Gläubigerin des Bekl. 
kommt aber bei Beurteilung des Klageanſpruchs überhaupt 
nicht in Betracht. Dadurch, daß der Kl. dem Bekl. gegenüber 
mit dem Hinausſchieben der Fälligkeitstermine ſich einverſtanden 
erklart und dadurch, daß er auf das Recht, Befreiung von der 
Bürgſchaft zu verlangen, dem Bekl. gegenüber verzichtet haben 
ſollte, wird ſeine Bürgſchaftserklärung in keiner Weiſe berührt; 
es handelt ſich hier nur um das zwiſchen den Parteien beſtehende 
Auftragsverhältnis, und für die Erteilung und die Annahme des 
Auftrags zur Übernahme einer Bürgjchaft ſowie für die Abänderung 
der diesbezüglichen Vereinbarung tft vom Geſetz eine Form nicht vor- 
geſchrieben. K. o. B., U. v. 33. Sept. O4, 542/03 VI. — Karlsruhe. 
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11. 8 823 Abſ. 2 B. G. B. Schutzgeſetz auch dann, 
wenn nur ſekundar das Geſetz Schutz bezweckt. 

Es kann der Reviſion ferner zugegeben werden, daß auch 
Rechtsnormen, die in erſter Linie auf Gründen beruhen, die 
nicht auf den Schutz des Publikums und damit der einzelnen 
abzielen, den Charakter von Schutzgeſetzen im Sinne von 
§ 823 Abſ. 2 des B. G. B. haben können. Allein dazu wird 
erfordert, daß die Abſicht des Geſetzgebers wenigſtens mit darauf 
gerichtet geweſen iſt, durch die getroffene Beſtimmung der All. 
gemeinheit und damit den einzelnen den in Betracht kommenden 
Schutz zu gewähren, daß alſo dieſe Schutzgewährung mindeſtens 
ſekundär „bezweckt“ geweien iſt. Die Ausführungen des B. G. 
aber müſſen dahin verſtanden werden, daß auch eine ſolche 
Sachgeſtaltung bei der Vorſchrift des § 43 des Sächſ. Allg. 
Baugeſetzes nicht vorliegt, ſie vielmehr ausſchließlich andere 
Zwecke als den, das Publikum bei der Benutzung der Straße 
vor Gefahren zu fhügen, verfolgt. Dieſe Annahme unterliegt 
der Prüfung des Reviſionsgerichtes nicht. P. c. M., U. v. 
6. Okt. 04, 10/04 VI. — Dres den. 

12. 5 823 Abi. 2 B. G. B. in Verbindung mit 8 69 
des Gen. Geſ. in der Faſſung vom 20. Mai 1898. Die Be⸗ 
ſtimmung des & 69 Gen. Geſ. iſt ein 5 für den Genoſſen 
im Sinne des $ 823 Abſ. 2 B. G. B.] 

Ohne ausreichenden Grund nimmt das B. G. an, daß 
der 8 69 des Gen. Geſ. vom 20. Mai 1898, wonach die 
Aufkündigungserklärung eines Genoſſen vom Vorſtand dem 
Regiſtergericht mitgeteilt werden ſoll, nur den Schutz der 
Genoſſenſchaftsgläubiger und der Genoſſenſchaft, nicht aber auch 
den des einzelnen Genoſſen bezwecke. Allerdings will der an⸗ 
geführte $ 69 in Verbindung mit § 70 des Gen. Gef, wo⸗ 
nach die mitgeteilte Aufkündigung in der Liſte eingetragen 
werden und infolge dieſer Eintragung der Genoſſe mit dem in 
der Liſte vermerkten Jahresſchluſſe ausſcheiden ſoll, das Intereſſe 
der Genoſſenſchaft und ihrer Gläubiger wahren, inſofern dadurch 
der Beſtand der den Gläubigern haftenden Mitglieder der 
Geuoſſenſchaft und damit die Kreditwürdigkeit der letzteren klar⸗ 
gelegt werden ſoll. Damit wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß 
die erwähnten Vorſchriften auch den Schutz des ausſcheidenden 
Genoſſen bezwecken. welcher ein augenſcheinliches Intereſſe daran 
hat, daß feine Aufkündigungserklärung durch uöͤglichſt baldige 
Mitteilung an das Regiſtergericht ſowie durch die Eintragung 
in die Liſte zu einer rechtlich wirkſamen werde, insbeſondere 
vorbehaltlich der Ausnahme des § 125 des Gen. Geſ., feine 
Befreiung von den Verpflichtungen der Geunoſſenſchaft ohne 
Verzug herbeigeführt, auch für ſeine Anſprüche gegen letztere 
eine beſtimmte Grundlage geſchaffen werde. Daß das Gen. Geſ. 
mit den erwähnten Vorſchriften auch das Intereſſe des aus⸗ 
ſcheidenden Genoſſen wahren will, ergibt fi) aus den weiter 
folgenden Beſtimmungen in 8 72, wonach das Gericht von 
der Eintragung nicht bloß den Vorſtand, ſondern auch den 
Genoſſen zu benachrichtigen hat, in § 73, wonach die Aus- 
einanderſetzung des Ausgeſchiedenen mit der Genoſſenſchaft fich 
nach der Vermögenslage derſelben und dem Beſtande der Mit⸗ 
glieder zur Zeit ſeines Ausſcheidens beſtimmt, ſowie in$ 74, 
wonach die Klage des ausgeſchiedenen Genoſſen auf Auszahlung 
ſeines Geſckäftsguihabens in zwei Jahren (nach feinem Aus⸗ 
ſcheiden) verjährt. In Übereinſtimmung hiermit geſteht auch 
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Parifins⸗Crüger, Kommentar zum Gen. Geſ. 4. Auflage zu 
§ 69 in Anm. 3 dem Genofien, der durch verzögerte Weiter⸗ 
beförderung ſeiner Aufkündigungserklärung an das Regiſtergericht 
vom Vorſtand geſchädigt worden iſt, gegen letzteren eine Erſatz⸗ 
klage nach 8 823 Abſ. 2 B. G. B. zu. Zu Unrecht hat des halb 
der B. R. verneint, daß hier ein Schutzgeſetz im Sinne des 
8 823 Abſ. 2 B. G. B. vorliege. M. o. B., U. v. 4. Okt. 04, 
91/04 III. — Celle. | 

13. $8 836, 837 B. G. B. Haftung des Eigenbefitzers — 
nicht des Mieters — für Unfall in einem im ganzen vermieteten 
Haufe} 

Der Kl. ift am 23. Juni 1900 durch den Zuſammenbruch 
der zu ſeiner Mietwohnung führenden Haustreppe verletzt worden. 
Er hat gegen die Bekl. als die Eigenbeſitzerin des Grundſtücks 
auf Entſchädigung geklagt. Das L. G. hat die Bekl. verurteilt, 
ihre Berufung iſt zurückgewieſen worden. Die Revifion rügt 
Verletzung des $ 837 B. G. B., weil fie in den Vorinſtanzen 
mit ihrem Einwand abgewieſen ſei; nicht ſie treffe die im 
§ 836 beſtimmte Verantwortlichkeit, ſondern die Cheleute 
Tiſchler B., die von ihr das Haus im ganzen gemietet und 
ſich überdies vertraglich zur Unterhaltung des gemieteten Ge⸗ 
bäudes verpflichtet hätten. Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 
Der § 837 ſchafft eine Ausnahme von der Regel des § 836. 
Wo nach dieſem der Eigenbefitzer des Grundſtücks haften 
würde, ſoll an deſſen Stelle der treten, der in Ausübung eines 
Rechts ein auf dem fremden Grundſtück befindliches Gebäude 
beſitzt. Dieſer Zuſammenhaug ergibt, daß der Beſitz, der im 
5 887 voraus geſetzt wird, nicht jeder Beſitz des Gebäudes fein 
kann, daß er vielmehr fo geartet fein muß, daß die Haftung 
für fehlerhafte Einrichtung oder mangelhafte Unterhaltung an 
Stelle des Eigenbeſitzers des Grundſtücks dem Beſitzer des 
Gebäudes zufällt. Für den Beſitz des Mieters eines Hauſes, 
der hier allein in Frage ſteht, trifft das nicht zu. Denn der 
Mieter tft nach $ 586 B. G. B. zur Unterhaltung des ge⸗ 
mieteten Gebäudes nicht verpflichtet, und ſollte er, wie die 
Bekl. behauptet hat, vertraglich die Unterhaltung übernommen 
haben, jo bliebe nach 8 838 B. G. B. der Eigenbefitzer des 
Grundſtücks dennoch neben ihm erſatzpflichtig. Mit dieſen Be⸗ 
ſtimmungen ſetzt ſich die von der Revifion vertretene Auslegung 
in Widerſpruch. Der $ 837 ſpricht ferner allein von dem in 
Ausübung eines Rechts geübten Beſitz an dem Gebäude und 
bringt damit zum Ausdruck, daß er abgeſondert von dem Beſitz 
an dem Grundſtück beſtehen ſoll. Der Befitz eines gemieteten 
Hauſes umfaßt in gleicher Weiſe den Befitz des Gebäudes und 
den des Grundſtücks, auf dem es ſteht. Eine Scheidung 
zwiſchen dem Befig an dem Gebäude und dem Grundſtück iſt 
nur da möglich, wo erſteres nicht Beſtandteil des letzteren iſt; 
das trifft zu in dem durch 6 95 B. G. B. geregelten Falle, 
wo jemand in Ausübung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtücke ein Gebäude mit dieſem verbunden hat. Dann ift 
der Berechtigte, alſo gegebenenfalls der Mieter, Eigenbefitzer des 
Gebäudes, mit dem der Eigenbeſitzer des Grundſtücks nichts zu 
tun hat, und es iſt nur folgerichtig, wenn § 837 für dieſen 
Ausnahmefall die im § 836 beſtimmte Verantwortlichkeit für 
Einrichtung und Unterhaltung des Gebäudes auf deſſen Eigen- 
beſitzer überträgt. D. & Ko. . W., U. v. 22. Sept. 04, 
545/03 VI. — Hamm. 
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14. 58 1164, 1165 B. G. B. Begriffsbeſtimmung von „Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek“, die exceptio doli generalis nach B. G. B.] 

Im Anſchluß an frühere Entſcheidungen des R. G. (Entſch. 
in Zioilſachen Bd. 28 S. 187, Juriſt. Wochenſchr. 1892 S. 167 
Nr. 38, S. 173 Nr. 60) und in Übereinſtimmung mit der für 
Bürgſchaften in 8 776 B. G. B. getroffenen Beſtimmung (vergl. 
Prot. d. 2. Leſ. Bd. 3 S. 609 f. Nr. V) iſt im 8 1165 
B. G. B. für die Fälle, in denen der den Gläubiger befriedigende 
perſönliche Schuldner einer Hypotheken forderung von dem Eigen⸗ 
tümer des Pfandgrundſtücks Erſatz verlangen kann, beſtimmt, 
daß der Schuldner von ſeiner perſonlichen Schuldverbindlichkeit 
in dem Augenblicke kraft Geſetzes frei wird, wo der Gläubiger 
duch gewiſſe Verfügungen, die ihm an ſich nach dem Geſetze 
nicht verwehrt find, die Hypothek ganz oder teilweiſe entwertet, 
und zwar frei inſoweit, als er ohne dieſe Verfügungen aus der 
bypothek feinen Erſatzſpruch gegen den Eigentümer hätte befriedigen 
können. Nach der allgemeinen Faſſung des 8 1165 findet dieſe 
Vorſchrift nicht nur Anwendung, wenn der im 8 1164 voraus- 
geſezte Tatbeſtand vorliegt, daß die Hypothek noch beſteht und 
dem Schuldner als Erſatz dienen kann, ſondern auch dann, wenn 
bei der Inanſpruchnahme des perſönlichen Schuldners die Hypothek 
infolge Ausfalls bei der Zwangsverſteigerung erloſchen iſt. 
detzteeres wird ſogar die Regel fein, da nach der Auffaffung des 
Verkehrs der Gläubiger ſich in erſter Linie an das Grundſtück 
halten und nur bei unzureichender Realſicherheit zu deren 
Ergänzung die perſönliche Haftung des Schuldners in Anſpruch 
nehmen wird. Durch die Erwähnung des 8 1164 im 8 1165 
ſoll das Freiwerden des Schuldners nicht an die Vorausſetzung 
gebunden werden, daß die Hypothek noch auf den Schuldner 
übergehen kann, ſondern der § 1164 wird nur angezegen, um 
zu beſtimmen, nach welchem Maßſtabe das Freiwerden des 
Schuldners zu bemeſſen ift. Hat ſich eine Wertminderung der 
Hypothek bereits dadurch herausgeſtellt, daß fie bei der Zwangs⸗ 
serfteigerung ganz oder zum Teil ausgefallen iſt, fo ift der 
Schuldner, falls der Gläubiger durch feine Verfügung die Ent- 
wertung der Hypothek verurſacht hat, inſoweit frei geworden, 
als er ohne dieſe Verfügung nach § 1164 aus der Hypothek 
würde Erſatz verlangen können, wenn ſie noch beſtände. Die 
Vorausſetzung der 58 1164, 1165, daß der Schuldner vom 
Eigentümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers Erſatz 
verlangen kann, iſt in casu erfüllt. Dagegen fehlt es an der 
weiteren Vorbedingung des § 1165, daß Kl. durch eine der 
darin bezeichneten Verfügungen die Entwertung und den Ausfall 
der Hypothek herbeigeführt hat. Von dieſen Verfügungen kann 
nur der Verzicht auf die Hypothek in Frage kommen, den die 
Bekl. darin finden, daß Kl. die Veräußerung und Wegſchaffung 
deb Inventars vom Pfandgrundſtücke durch Sch. nicht verhindert, 
ſondern geradezu geſtattet und genehmigt habe. Daß hierdurch 
eine Verſchlechterung des Pfandgrundſtücks und folglich eine 
Entwertung der Hypothek verurſacht ſein kann, die den Kl. zu 
den Sicherungsmaßregeln der 85 1133 — 1135 berechtigt hätte, 
läßt fich nicht bezweifeln. Aber ein Verzicht auf die Hypothek, 
wie ihn & 1165 fordert, iſt darin nicht enthalten. (Wird 
begründet.) Steht hiernach den Bekl. der 8 1165 nicht zur 
Exite, fo iſt dech nicht ausgeſchloſſen, daß ihnen die exceptio 
doli generalis zuſtatten kommt. Daß mit den im 8 1165 
bezeichneten Verfügungen des Gläubigers dieſe Einrede nicht 
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erſchoͤpft fein ſoll, iſt ohne weiteres anzunehmen, da nach B. G. B. 
der Grundſatz allgemein in Geltung ſteht, daß ein jeder ſein 
Tun und Laſſen fo einzurichten hat, wie es Treu und Glauben 
mit Rüdfiht auf die Verkehrsſttte fordern, und daß nicht gegen 
die guten Sitten verſtoßen werden darf, mag dies auch nur in 
einzelnen Beſtimmungen wortdeutlich hervortreten (vergl. 98 186, 
157, 162, 242, 320, 815, 817, 826). Es wäre deshalb 
nicht unzuläffig, die Befreiung des Schuldners von feiner 
perfönlihen Schuldverbindlichkeit auch da eintreten zu laſſen, 
wo der Gläubiger durch ſein Verhalten abſichtlich die rechtliche 
und wirtſchaftliche Lage ſeines Schuldners verſchlechtert hat. 
Dazu würde aber nicht genügen, daß der Gläubiger lediglich 
von den ihm nach den 88 1133 — 1135 zuſtehenden 
Sicherungsmitteln keinen Gebrauch macht. (Wird ausgeführt.) 
O. c. H., U. v. 17. Sept. 04, 61/04 V. — Breslau. 

15. 55 1274, 1154 B. G. B. Die Verpfändung eines 
Hypothekenbriefes hat überhaupt keine Pfandwirkung.] 

Die Reviſion iſt begründet. Zur Beſtellung des Pfandrechte 
an einer Briefhypothekenforderung iſt nach 88 1274, 1154 
B. G. B. die ſchriftliche Erklärung, daß die Forderung ver⸗ 
pfändet werde, und die Übergabe des Hypothekenbriefes erforderlich. 
In dem Briefe der Gemeinſchuldnerin vom 5. Mai 1902, in 
dem der Bekl. die Verpfändungberklärung erblickt, iſt von der 
Forderung überhaupt nicht die Rede, ſondern nur von dem 
überſendeten Hypotheken dokument. Dieſes ſollte der Bekl. bis 
zur baren Regulierung des Kontos der Gemeinſchuldnerin in 
Depot nehmen. Der B. R. ſtellt in Auslegung des gedachten 
Briefes feſt, daß die Gemeinſchuldnerin darin die Verpfändung 
des Hypotheken briefes habe erklären wollen und erklärt habe. 
Ob dieſe Feſtſtellung ohne Rechtsnormenverletzung getroffen 
worden iſt, kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls liegt ein 
zur Aufhebung des B. U. führender Rechtsirrtum in der An⸗ 
nahme, daß eine Verpfändung des Hypothekenbriefs ein Pfand⸗ 
recht an der Hypothekenforderung bewirke. Dieſe Annahme ſteht 
im direkten Widerſpruche zu den 88 1274, 1154 B. G. B. 
Aber die Verpfändung eines Hypothekenbriefs ergreift nicht nur 
nicht die Hypothekenforderung, ſondern fie hat überhaupt keine 
Pfandwirkung, auch nicht binfichtlich des Hypothekenbriefs; denn 
dieſer kann infolge ſeiner Abhängigkeit von der Hypothek nicht 
Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte ſein (Protok. Bd. 3 
S. 645). Unter der Herrſchaft des preußiſchen Rechtes wurde 
freilich in der hoͤchſtrichterlichen Rechtſprechung die Möglich keit 
eines dinglichen Retentionsrechts an Hypothekenbriefen an⸗ 
genommen, aber dem B. G. B. iſt das dingliche Retentionsrecht 
fremd. Abgeſehen davon verlieh auch nach früherem Rechte das 
Retentionsrecht an Hypothekenbriefen dem Berechtigten nicht ein 
Abſonderungsrecht im Konkuiſe (vergl. Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 20 S. 133, Bd. 29 S. 301, Bd. 51 S. 86). 
Steht nach alledem dem Bekl. ein Abſonderungsrecht nicht zu, 
ſo eiſcheint die Klage begründet und die Wiederherſtellung des 
erſten Urteils durch Zurückweiſung der Berufung geboten. Konk.⸗ 
Maſſe S. & G. c. P. U. v. 28. Sept. 04, 138/04 V. — Cöln. 

16. 88 2128, 1052, 2129 B. G. B. Recht des Nach⸗ 
erben gegen den Vorerben auf Sicherheitsleiſtung unabhängig 
von rechtskräftiger Verurteilung und Entziehung der Verwaltung.] 

Der B. R. verkennt die Bedeutung der 88 2128, 1052, 
2129 B. G. B., wenn er in dem von den Nacherben geſtellten 
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Verlangen nach Sicherheitsleiſtung einen „Eingriff in das Ver⸗ 
waltungs⸗ und Nießbrauchsrecht des Vorerben“ erblickt und zur 
Rechtfertigung ſolchen Verlangens für erforderlich erachtet, daß 
der Vorerbe zur Sicherheitsleiſtung zuvor rechtskräftig verurteilt 
und daß ihm durch gerichtliche Anordnung die Verwaltung ent⸗ 
zogen ſei. § 2128 Abſ. 1 B. G. B. gewährt — übrigens in 
faft wörtlicher Ubereinſtimmung mit 8 1051 — den Nacherben 
den klagbaren und deshalb auch mit Einrede verfolgbaren An- 
ſpruch auf Sicherheitsleiſtung ſchon dann, wenn durch das Ver⸗ 
halten des Vorerben oder durch feine ungünſtige Vermögenslage 
die Beſorgnis einer erheblichen Verletzung der Rechte des Nach⸗ 
erben begründet iſt. Dieſer Anſpruch ſteigert ſich nur gemäß 
$ 1052 bis zur Entziehung der Verwaltung und Beſtellung 
eines Sequeſters, wenn es der Vorerbe zur rechtskräftigen Ver⸗ 
urteilung hat kommen laſſen. Ein derartiges Sequeftrations- 
verlangen haben jedoch die Bekl. im Streitfalle gar nicht ge⸗ 
ſtellt. Sie beſchränken ſich vielmehr auf das Verlangen der 
Sicherheitsleiſtung und halten bis dahin mit der gegen fie ein- 
geklagten Leiſtung zurück. P. c. P., U. v. 6. Okt. 04, 96/04 IV. 
— Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

17. 58 271 Abſ. 4, 274 Abſ. 2 3.6 Z. P. O. in Der 
bindung mit § 1707 B. G. B. Vorausſetzung der prozeß⸗ 
hindernden Einrede der Koſtenerſtattung. Identität der Koften- 
ſchuldnerin mit der Klägerin.] 


Richtig ift zwar, daß es ſich im gegenwärtigen Rechtsstreit 


um denſelben Streitgegenſtand handelt, um den es ſich 
in dem früheren Rechtsſtreit K. wider B. B Nr. 34 gehandelt 
hat, nämlich Zahlung von Unterhaltsbeiträgen für die G. K. 
als ein von dem Bekl. außerehelich erzeugtes Kind. Richtig ift 
auch, daß dieſelbe Klage, die gegenwärtig von dem Kinde G. K. 
erhoben wird, im früheren Verfahren auf den Namen derſelben 
G. K. ſchon einmal erhoben worden war. Zwar iſt der frühere 
Rechtsſtreit nicht wie der gegenwärtige von dem Vormunde, 
ſondern von der Mutter der G. K. für letztere geführt worden, 
und die Mutter war nach 8 1707 B. G. B. zur Vertretung 
ihres unehelichen Kindes nicht berechtigt; allein dieſer Mangel 
der Vertretungsmacht war nicht geeignet, die Parteiſtellung der 
G. K. als Kl. in Frage zu ſtellen. Die Mutter A. K. hatte 
die Klage als vermeintliche geſetzliche Vertreterin ihres 
Kindes anhängig gemacht. Ihr lag es mithin fern, eine 


Parteirolle zu übernehmen. Sie wollte die Klage nur für ihr 


Kind erheben und dieſes im Prozeß als klagende Partei ver⸗ 
treten. Gegen ihren Willen konnte die Mutter A. K. nicht 
Partei werden. Daraus folgt mit Notwendigkeit, daß ihr 
Kind G. K. im Vorprozeß als klagende Partei anzuſehen war. 
Dennoch iſt nicht letztere, ſondern deren Mutter dem Bekl. zur 
Erſtattung der Koften des früheren Verfahrens verpflichtet. Da 
die Mutter A. K., nachdem der Bekl. den Mangel ihrer Ber- 
tretungsmacht gerügt hatte, die Klage zurücknahm, ſo wurde 
die klagende Partei nach 8 271 Abſ. 3 Z. P. O. verpflichtet, 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Dieſer Regel entſprechend 
müßte die minderjährige G. K., da fie als klagende Partei an- 
zuſehen war, Koſtenſchuldnerin geworden ſein. Dieſe Folge 


muß jedoch abgelehnt werden. Trat die Mutter A. K. im 


früheren Verfahren als geſetzliche Vertreterin ihres Kindes G. 
auf, ohne zu deſſen geſetzlicher Vertretung berechtigt zu ſein, 
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ſo konnte ſie durch ihre Handlungen ihr Kind nicht verpflichten. 
Dem Kinde konnten, wenn es auch als klagende Partei von 
der Mutter vor Gericht eingeführt wurde, Verpflichtungen aus 
der Prozeßführung nicht erwachſen, es ſei denn — was hier 
aber nicht behauptet worden iſt — daß der Vormund des 
Kindes die Prozeßführung genehmigt hätte. Schuldnerin der 
Koſten des früheren Verfahrens iſt vielmehr die Mutter A. K. 
Iſt aber nicht die jetzige Kl. Schuldnerin jener Koſten, ſo kann 
ihr gegenüber auch nicht die vom Bekl. aus 8 274 Ubi. 2 
Ziffer 6 und § 271 Abſ. 4 Z. P. O. erhobene prozeßhindernde 
Einrede dutchgreifen, daß die zur Erneuerung des Rechtsſtretts 
erforderliche Erſtattung der Koſten des früheren Verfahrens noch 
nicht erfolgt ſei, denn dieſe Einrede ſetzt voraus, daß die 
Partei, der gegenüber fie erhoben wird, dieſelbe iſt, welche 
die Koſten des früheren Verfahrens ſchuldet. K. e. B., U. v. 
3. Okt. 04, 296/04 IV. — Konſulat in Konſtantinopel. 

18. 5 718 Abſ. 3 Z. P. O. Unzuläſſigkeit der Revifion 
gegen ein die Vollſtreckbarkeit des I. Urteils anordnendes Be⸗ 
rufungsurteil.] 

Die Revifion gegen das B. U., welches nur über die vor- 
läufige Vollſtreckbarkeit des I. Urteils erging, erſcheint unzuläjfig. 
Daß das B. G. die jetzt angefochtene Entſcheidung anf Grund 
des 8 718 Abſ. 1 Z. P. O. erlaſſen wollte und erlaſſen hat, 
ſteht, wenn auch daneben der § 716 angeführt iſt, außer 
Zweifel. — Die Vorſchrift des 8 718 Abſ. 3 iſt in ihrem 
Wortlaute beſtimmt und klar. Jede Anfechtung (alſo insbeſondere 
eine ſolche mittels der Reviſion) ift danach ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen. Das Geſetz unterſcheidet nicht nach den verſchiedenen 
Anfechtungsgründen, etwa zwiſchen der Anfechtung wegen 
Unrichtigkeit und der Anfechtung wegen Unzuläſſigkeit beziehungs- 
weiſe Zuläſſigkeit der Entſcheidung. Die Ausſchließung jeder 
Anfechtung der in Frage ſtehenden Entſcheidungen hat auch 
ihren guten geſetzgeberiſchen Grund. Die Motive zu 8 718 
— Entwurf III 5 608 — S. 400 (Hahn, Materialien, Bd. I 
S. 431) führen aus: „Die Reviſion für dieſen Streitgegenſtand 
zuzulaſſen, würde der Vergänglichkeit des Intereſſes der Parteien 
an demſelben nicht entſprechen. Sie würden der Regel nach ein 
Urteil des Reviſionsgerichts über die Vollſtreckbarkeit nicht mit 
erheblich geringerem Zeitaufwande erlangen können, als ein die 
Hauptſache betreffendes Urteil des B. G., wenn dieſes letztere 
überhaupt von der Entſcheidung über die Vollſtreckbarkeit 
getrennt iſt.“ — — Die Anfechtbarkeit der fraglichen Voll⸗ 
ſtreckbarkeitsentſcheidungen wird mit Recht unbedingt verneint 
von Wach, Vorträge über die Zivilprozeßordnung, 2. Auflage 
S. 308, und Seuffert, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 
8. Auflage zu 8 718 Anm. 4 S. 317. Anders iſt auch nicht 
der Beſchluß des R. G., V. Z. S. vom 2. Juni 1886 in 
Sachen Bernſtein gegen Dreger und Genoſſen B 71/86 V zu 
verſtehen. (Wird dargelegt.) Nun hat allerdings die Recht⸗ 
ſprechung des R. G. bezüglich der Fälle der 58 707 und 719 
der Z. P. O., obwohl auch in § 707 Abſ. 3 eine Anfechtung 
des Beſchluſſes für unſtatthaft erklärt iſt, die Unterſcheidung 
gemacht und feſtgehalten, wonach die Anfechtung der fraglichen 
Anordnungen, wenn ſie gegen deren Inhalt gerichtet iſt, für 
ausgeſchloſſen, dagegen für zuläffig erklärt wird, wenn das 
Gericht die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung uſw. abgelehnt 
hat, weil die Vorausſetzungen der genannten Geſetzesbeſtimmungen 
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nicht vorhanden ſeien, oder wenn umgekehrt das Gericht von der 
ihm in & 707 oder 719 verliehenen Befugnis für einen Fall 
Gebrauch gemacht hat, für welchen fie nicht gegeben iſt. Vergl. 
die bei Seuffert zu 8 707 Anm. 4, S. 293 fl., Gaupp⸗ 
Stein zu 8 707 3. III, S. 354 fl. Note 21/22 angeführte 
Judikatur; auch — für den Fall des 8 157 Abſ. 8 Z. P. O. — 
Seuffert Archiv Bd. 53 Nr 52. Ob oder wie weit die gegen 
dieſe Praxis erhobenen Einwände und Bedenken (Wach a. a. O.; 
Seuffert, Kommentar, Anm. 4, S. 294; Gaupp⸗ Stein zu 
8707 cit.; Struckmann⸗Koch, Kommentar, 8. Aufl. zu 8 707 
Anm. 6; Förfter, Kommentar zum alten 8 647 Note 7) Be 
achtung verdienen, kaun hier unentſchieden bleiben. Keines falls 
aber erſcheint es als geboten, jene Auffaſſung von der Vorſchrift 
des § 707 Abſ. 3 auf diejenige des § 718 Abſ. 8 zu über- 
tragen. Zwiſchen den Beſchlüſſen im erſteren und den Teil⸗ 
urteilen eines B. G. im letzteren Falle beſtehen immerhin nicht 
unweſentliche Unterſchiede. Auch die oben ſchon erwähnte Be⸗ 
gründung in den Motiven zu 8 718 Abſ. 3 beruht auf einem 
ſelbſtändigen Gefichtspunkt und deckt ſich nicht mit der Be 
gründung zu § 707 Abſ. 3 in den Motiven S. 395 (Hahn, 
Mater. S. 427). K. 6. Ch., U. v. 6. Okt. 04, 368/04 VI. — 
Hamm. 

19. 55 883, 888 Z. P. O. Art der Vollſtreckung einer 
einſtweiligen Verfügung auf Herausgabe eines Kindes.] 

Über die Art und Weiſe, wie eine einſtweilige Verfügung, 
die auf Herausgabe eines Kindes oder einer anderen unſelbſtändigen 
Perſon lautet, zur Vollſtreckung zu bringen ſei, find in der 
Z. P. O. beſondere Beſtimmungen nicht getroffen. Im Wege 
der Juſtizverwaltung iſt das Verfahren in mehreren Staaten 
geordnet und zwar dahin, daß unter entſprechender Anwendung 
derjenigen Vorſchriften zu verfahren ſei, die für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe beweglicher Sachen 
erteilt ſeien. So iſt das Verfahren geregelt für Preußen in 
§ 81 der Geſchaͤftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 
1. Dezember 1899 (Juſtizminiſterialblatt S. 674), für 
Württemberg in deſſen Dienſtanweiſung für die Gerichtsvollzieher 
vom 30. Oktober 1899 (Amtsblatt des Juſtizminiſteriums 
S. 318) 8 118 und insbeſondere auch für Hamburg in 8 84 
ſeiner Inſtruktion für das Gerichtsvollzieheramt vom 
1. Januar 1900 (Geſetzſamml. Bd. II S. 73). Die jenen 
Vorſchriften zugrunde liegende Anficht ſteht mit einer bei 
Beratung der Z. P. O. von dem Regierungskommiſſar gegebenen 
Erklärung (Kommiſſionsbericht S. 441, Hahn, Mat. 2 Aufl. 
S. 861) im Einklang; ſie wird in der Literatur überwiegend 
vertreten (vergl. Planck, Lehrbuch Bd. II S. 780; Wach, 
Handbuch Bd. I S. 275 Anm. 14, Fitting, Zivilprozeßrecht 
§ 122 Nr. 1; Franke, Offenbarungseid S. 3, 4) und iſt in 
der Rechtſprechung von den O. L. G. zu Frankfurt a. M. und 
zu Hamburg befolgt worden (vergl. Seufferts Archiv Bd. 46 
Nr. 152). Allerdings fehlt es nicht an Widerſpruch, insbeſondere 
findet ſich die Anficht, daß die Beſtimmung des § 888 Abi. 1 
der Z. P. O. entweder ſtets (vergl. Schmidt, Lehrbuch S. 591; 
Kohler im Arch. f. d. ziv. Praxis Bd. 80 S. 245; anſcheinend 
auch O. L. G. Stuttgart in Seufferts Archiv Bd. 38 Nr 289) 
oder doch dann Platz greife, wenn die einſtweilige Verfügung 
dahin ergangen ſei, daß der Antragsgegner dem Antragiteller 
die Perſon zuführen ſolle (vergl. Gaupp⸗Stein, Zivilprozeß ⸗ 
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ordnung 4. Aufl. Bd. II 8 883 II). Wäre die letztere Abſicht 
zutreffend, ſo müßte der Beſchwerde ſtattgegeben werden, denn 
beantragt wird die Abänderung des angefochtenen Beſchluſſes 
dahin, daß der Kl. bei Vermeidung von Haftſtrafe aufgegeben 
werde, das Kind dem Bekl. auszuliefern, und dieſer Antrag 
würde ſehr wohl geſtatten, die urſprünglich beantragte einſtweilige 
Verfügung dahin zu erlaſſen, daß Kl. das Kind dem Bekl. zu ⸗ 
zuführen habe. Aber auch bei ſolcher Auslegung des Antrags 
wäre dem Verlangen des Bekl. auf Androhung von Haft nicht 
zu entſprechen, weil dann der 8 888 Z. P. O. auf einen Fall 
angewendet würde, für den er nicht beſtimmt iſt. Die im 
Abſ. 1 des 8 888 bezeichuete Androhung iſt nur zuläſſig in 
Anſehung einer Handlung, deren Vornahme ausſchließlich von 
dem Willen des Schuldners abhängt, und dies trifft auch auf 
die Zuführung einer Perſon nicht zu. Es iſt wohl moglich, 
daß es in einem einzelnen Falle nur auf den böfen Willen des 
Schuldners zurückzuführen iſt, wenn die Zuführung einer Perſon, 
die ihm aufgegeben iſt, ſunterbleibt. Allein dies iſt nicht ent⸗ 
ſcheidend. Es kommt vielmehr darauf an, ob die Zuführung 
einer Perſon eine Handlung iſt, die ihrem Inhalte nach 
lediglich von dem Willen des Verpflichteten abhängt, und dies iſt 
nicht der Fall, denn die Zuführung iſt nur möglih, wenn 
äußere Umſtände, unter anderem der Geſundheitszuſtand der 
zuzuführenden Perſon, nicht im Wege ſtehen und wenn der 
Verpflichtete, ſofern die Zuführung mit Aufwendung von Geld⸗ 
mitteln verbunden iſt, ſich hierzu in der Lage befindet. Es kann 
deshalb dem Verpflichteten auch die Zuführung niemals unter 
Androhung von Geldſtrafe oder Haft aufgegeben werden. 
C. c. C., Beſchl. v. 3. Okt. 04, B 355/04 IV. — Ham- 
burg. 

20. 88 916 ff. Z. P. O. Begriff des Arreſtgrundes. Das 
L. G. und das Kammergericht hoben einen von dem Kl. aus⸗ 
gebrachten Arreſt — letzteres wegen mangelnden Arreſtgrundes — 
auf. Das R. G. hob auf und verwies die Sache an einen 
anderen Zivilſenat des Kammergerichts zurück.] 

Für unbegründet erachtet der B. R. das Arreſtverlangen 
der Kl. von dem Geſichtspunkte aus, daß ein Arreſtgrund fehle 
oder doch nicht glaubhaft gemacht ſei. Dieſe Annahme gibt 
nach mehreren Richtungen hin zu Bedenken Anlaß. Nachdem 
der B. R. die Vermögenslage des Bekl. einer Prüfung unter 
worfen hat, auf Grund deren er dieſelbe als nicht ungünftig 
betrachtet, bemerkt er, auch eine ſchlechte Vermögenslage des 
Bekl. würde einen Arreſtgrund nicht abgeben. Er berührt dann 
den zwiſchen den Parteien darüber beſtehenden Streit, ob der 
Bekl. mit einem Verkauf oder einer Belaſtung ſeines Grund ⸗ 
ſtücks umgehe, und erklärt auch dies für unerheblich, indem er 
erwägt: Der Bekl. habe die freie Verfügung über ſein Ver⸗ 
mögen. Habe er ein Haus, fo konne er es auch veräußern 
oder belaſten. Daß ſolche Veräußerung oder Belaſtung etwa 
geſchehe, um die Zwangsvollſtreckung aus dem erwarteten Urteile 
für Kl. zu vereiteln oder zu erſchweren, könne nach Lage der 
Sache nicht angenommen werden. Das Gehalt, das der Bekl. 
von der Zentralſtelle der Landwirtſchaftskammer beziehe, ſpreche 
eher dafür, daß er ein tüchtiger, ordentlicher Arbeiter ſei. Für 
das Gegenteil jet nichts erbracht. In feinen weiteren Aus- 
führungen bemerkt der B. R. noch, es könne nicht angenommen 
werden, daß der Bekl. ſein Vermögen tatſächlich verſchieben 
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werde, um den Zugriff der Gläubiger zu vereiteln oder zu er- 
ſchweren; andere Momente aber, die dafür fprächen, daß ſolche 
Verſchiebung ohne den Willen des Bekl. eintreten konnte, ſeien 
nicht dargetan. Es muß als zweifelhaft erſcheinen, von welcher 
techtsbegrifflichen Anfiht der B. R. bei dieſen Erwägungen 
ausgeht. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß er, ſofern Handlungen 
des Schuldners als Arreſtgrund in Frage kommen, dieſe nur 
dann für erheblich hält, wenn fie aus der Abficht, dem Gläubiger 
Befriedigungs objekte zu entziehen oder fie zu feinem Nachteil 
rechtlich zu entwerten, hervorgehen; das aber würde rechts⸗ 
irrtümlich fein Dem 8 917 der Z. P. O., laut deſſen der 
dingliche Arreſt ſtattfindet, wenn zu beſorgen iſt, daß ohne 
deſſen Verhaͤngung die Vollſtreckung des Urteils vereitelt oder 
weſentlich erſchwert werden würde, iſt ein ſubjektives Erfordernis 
der angegebenen Art nicht zu entnehmen. Zwar genügt nicht 
eine ungünſtige Lage des Schuldners, nicht die drohende 
Konkurrenz anderer, gleich dem Arreſtkl. ihr Recht ſuchender 
Glaͤubiger, ſondern es iſt notwendig, daß der Verwirklichung 
des Rechts, der auf Vollziehung des Urteils gerichteten ftaat- 
lichen Tatigkeit ein tatſächliches Hindernis droht, aber es bedarf 
nicht eines hierauf gerichteten Willens des Schuldners, wie 
überhaupt nicht. eine eigene Handlung desſelben erforderlich iſt, 
ſondern auch Handlungen anderer oder ſonſtige Vorgänge ge⸗ 
nügen können. Ferner iſt allerdings nicht austeichend, daß die 
Lage des Arreftſuchers in irgend einer Hinſicht zu einer minder 
günſtigen wird, als ſie bisher war, und wenn ein Grundſtück 
des Schuldners dem Gläubiger als Exekutionsobjekt ſtets eine 
beſonders große Sicherheit bietet, fo ergibt eine geplante Ver⸗ 
anßerung oder Belaſtung desſelben, infolge welcher anderer 
Werte in die Hände des Schuldners gelangen, nicht mit begriff ⸗ 
licher Notwendigkeit die Beſorgnis, daß die Vollſtreckung des 
Urteils vereitelt oder erſchwert werden würde, ſondern in der 
Hand eines reblihen und wirtſchaftlich handelnden Schuldners 
koͤnnen auch andere Befriedigungsobjekte von der Bedeutung 
ſein, daß ihr Erwerb an Stelle von Immobil eine Beſorgnis 
der genannten Art nicht entſtehen läßt. Anders aber wenn die 
zuletzt genannten Vorausſetzungen nicht zutreffen, wenn alſo ein 
die Veräußerung ſeines Immobils beabſichtigender Schuldner 
perſönlich nicht zuverläſſig iſt und nicht in geordneten oder ſonſt 
in ungünftigen Vermögensverhältniſſen ſich befindet. Alsdann 
wird die Beſorgnis in der Regel begründet ſein. Moͤglich iſt 
nun, daß der B. R. auch von einer abweichenden Anſicht nicht 
ausgeht und daß ſeine Annahme, der Schuldner werde ein 
tüchtiger, ordentlicher Arbeiter ſein und ſeine Schuld, wenn ſie 
urteilsmäßig feſtſteht, zu tilgen redlich ſich bemühen, für ihn 
maßgebend geweſen iſt, aber im Hinblick auf ſeine wieder⸗ 
kehrenden, die Nichtexiſtenz bezw. die fehlende Glaubhaftmachung 
von Vereitelungs⸗ und Verſchiebungsabſichten betonenden Er⸗ 
wägungen ift eine ausreichende Gewähr dafür, daß der B. R. 
ſich von einer zutreffenden begrifflichen Auffaſſung leiten läßt, 
nicht gegeben. Insbeſondere aber kann die im B. U. der Lage 
des Bekl. zuteil gewordene Würdigung als eine erſchöpfende nicht 
betrachtet werden. V. c. M., U. v. 13. Aug. 04, 407/04 VII 
(Ferienſenat). — Berlin. 

Konkurs ordnung. 

21. 5 7 K. O. Vertragsſtrafen, die durch eine Zuwider⸗ 
handlung des Gemeinſchuldners nach der Konkurseröffnung ver⸗ 
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N 
* 


fallen, können nicht als Konkursforderung geltend gemacht 


werden.] 


Der ſpätere Gemeinſchuldner D. verkaufte am 13. Juni 


1900 ſein Kurzwarengeſchäft an den Kl. W. In dem Kauf. 
vertrage hat er ſich — Ziffer 4 — verpflichtet, „weder hier 
(in St.) noch in Württemberg überhaupt in den nächſten 


10 Jahren ein gleiches oder ähnliches Geſchäft zu betreiben 


. 


oder durch dritte betreiben zu laſſen oder auf einen der im Laden 
oder en gros geführten Artikel zu reiſen, bei Vermeiden einer 


Vertragsſtrafe von 5000 Mark”. 


Ziffer 5 beſtimmte: „Einer 


— 


Vertragsſtrafe gleicher Höhe unterwirft fi der Verkäufer für 
den Fall, daß er irgend welche Handlung unternimmt, durch 
welche der Käufer geſchädigt wird oder geſchädigt werden kann, 
z. B. Empfehlung eines Konkurrenzgeſchäfts an einen Kunden 


des Käufers.“ Nachdem D. am 4. September 1900 in Konkurs 


geraten war, ſoll er gegen das Konkurrenzverbot verſtoßen haben. 


En 
” 


Der Anſpruch auf die Konventionalſtrafe iſt als Konkurs- .. 
forderung gegen die Konkursmaſſe geltend gemacht. Das R. G. 


wies unter Abänderung der Urteile der Vorinſtanzen die Klage 


ab. Aus den Grunden: Aus $ 7 der K. O. folgt, daß die. 


Sätze: „Eine nach bürgerlichem Recht begründete Forderung 


* 


auf das Erfüllungsintereſſe oder auf eine Vertragsſtrafe iſt 
nach $ 26 der K. O. Konkursforderung“ und „ein aufſchiebend 
bedingtes Schuldverhältnis genügt nach 8 3 der K. O. für den 


Begriff der Konkursforderung“, eine Einſchränkung für den 


Fall erleiden, wenn die das Erfüllungsintereſſe oder die Ver. 


tragsſtrafe begründende Vertragsverletzung, oder das als auf 


ſchiebende Bedingung geſetzte Ereignis eine Handlung dei 


Gemeinſchuldners nach der Konkurseröffnung iſt. Denn nach 


ur, 227 r . 


5 7 4. a. O. find Rechtshandlungen, welche der Gemeinſchuldner 
nach der Eröffnung des Verfahrens vorgenommen hat, den 
Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam. Der Auffaſſung aber, 
die der B. R. vertritt, unter den in § 7 genannten Rechts ⸗ 
handlungen des Gemeinſchuldners können nur ſolche Hand- 
lungen desſelben verſtanden fein, die eine mit dem in 8 6 
geregelten Dispoſitionsverluſt in Widerſpruch ſtehende Ver ⸗ 
fügung über die Konkursmaſſe enthalten, kann nicht beigetreten 
werden. (Wird ausgeführt.) Geht man aber von diefer Aus⸗ 
legung des $ 7 aus, fo ſteht von vornherein feſt, daß, auch 
wenn eine Zuwiderhandlung des Gemeinſchuldners nach der 
Konkurseröffnung nach bürgerlichem Rechte eine Forderung auf 
das Erfüllungsintereſſe oder auf eine Vertragsſtrafe zu be ⸗ 
gründen geeignet iſt, dieſe Forderung — mag man ſie als 
eine zur Zeit der Konkurzeröffnung aufſchiebend bedingte anſehen 
oder nicht — nicht als Konkursforderung geltend gemacht werden 
kann, weil fie den Konkursgläubigern gegenüber nach 8 7 un · 


wirkſam iſt. 


In dieſem Sinne wird die hier ſtreitige Frage 


für Vertragsſtrafen, die durch eine Zuwiderhandlung des Gemein · 


ſchuldners nach der Konkurseröffnung — verfallen find, in der 


Rechtslehre insbeſondere von Jäger Konkursordnung II. Auflage 
zu $3 Anm. 10 S. 41; Wilmowski Konkursordnung VI. Auf ⸗ 


lage zu $ 3 Bem. 7 S. 49; Sarwey⸗Boſſert Konkursordnung 


IV. Auflage 8 67 Anm. 1; Peterſen⸗Kleinfeller Konkursordnung 
IV. Auflage 8 7 Anm. 3, 8 67 Anm. 4 vertreten, während 
Fitting Reichskonkurstecht III. Auflage S. 95/96 Anm. 28 und 


29; Endemann das deutſche Konkursverfahren 
von Völderndorff $ 60 Anm. III; Otker, Konkursrechtliche 


S. 493; : 
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Grundbegriffe I S. 156; L. Seuffert, Konkursprozeßrecht S. 54 
den Standpunkt des B. G. einnehmen. Die gleiche Auffaſſung 
des & 7 der K. O., wie die hier ausgeführte, iſt auch in dem 
Urteile des III. 3. S. vom 28. Januar 1896 — Enid. in 
Zivilſachen Bd. 36 S. 126 — vertreten. Konk. M. D. 0. W., 
u. v. 4. Okt. 04, 58/04 II. — Stuttgart. 

228. 5 17 K. O. Folge des Verlangens einer eingeſchränkten 
Vertrags erfüllung ſeitens des Konkursverwalter. 

Das B. G. iſt bei ſeiner Entſcheidung von dem Rechts⸗ 
grund ſatze ausgegangen, daß ein Konkursverwalter, der auf 
Grund des 8 17 der K. O. Erfüllung eines Vertrages von dem 
anderen Teile verlange, damit an Stelle des Gemeinſchuldners 
den Vertrag in allen ſeinen Teilen übernehme, mithin auch 
inſoweit, als es ſich um die Gegenleiſtung für die darauf von 
dem Vertragsgegner bereits bewirkten Leiſtungen handele. Dieſer 
Grundſatz iſt zutreffend, wenn der Konkursverwalter ſchlechthin 
und ohne Einſchränkung Vertragserfüllung von dem anderen 
Teile verlangt. Anders aber liegt die Sache, wenn der Konkurs- 
verwalter aus irgend einem Grunde, insbeſondere wenn er ſich 
rechts irrig hierzu für berechtigt hält, in ausdrücklicher oder aus 
den Umſtänden erkennbarer Weiſe nur eine teilweiſe Erfüllung 
des Vertrages in dem Sinne verlangt, daß er unter Ablehnung 
der Gegenleiſtung für die bereits vor der Konkurseröffnung 
erfolgten Leiſtungen nur zur Bezahlung der von ihm geforderten 
zukünftigen Lieferungen bereit iſt. Ein derartiges, geſetzlich 
nicht gerechtfertigtes Verlangen iſt an und für ſich rechts unwirkſam 
und kann von dem Vertrags gegner abgelehnt werden. Geht 
dieſer aber hierauf ein, ſo iſt die damit zuſtande gekommene 
Abereinkunft für das Rechtsverhältnis maßgebend, da § 17 
der K. O. dispoſitiver und nur inſofern zwingender Natur 
ift, als Vertrags beredungen, die dem Konkursverwalter das 
Kündigungsrecht erſchweren, der Rechtswirkſamkeit entbehren. 
(Vergl. Eutſch. des R. G. Bd. 56 S. 245.) Lehnt jedoch der 
andere Teil das Verlangen des Konkursverwalters ab, ſo hat 
dies nicht die Folge, daß der Konkursverwalter ſeiner Willens⸗ 
erklaͤrung zuwider nun vollftändig erfüllen müßte, ſondern 
nur die Folge, daß das unberechtigte Vetlangen des Konkurs- 
verwalters wirkungslos bleibt. Ob nun eine Erklarung, wos 
durch der Konkursverwalter Vertragserfüllung fordert, in dem 
Sinne uneingeſchränkter oder nur beſchränkter Erfültung zu 
verſtehen iſt, iſt eine Frage tatſächlicher Auslegung der betreffenden 
Willenserklärung, bei der gemäß 5 133 des B. G. B. der 
wirlliche Wille zu erforſchen und nicht der Wortlaut der Er⸗ 
klärung allein, ſondern ihr aus den Umftänden des Falles zu 
ermittelnder Sinn maßgebend iſt. Von dieſem Standpunkte, 
den der erkennende Senat bereits in dem Urteile in Sachen 
der Bekl. gegen H. & Cie., II 6/1904 eingenommen hat, iſt 
nun aber der Einwand des Bekl. von dem B. G. nicht gewürdigt 
worden. (Wird näher ausgeführt.) F. c. R., U. v. 27. Sept. 04, 
599/03 II. — Dresden. 

23. 5 30 K. O. Benachteiligung der Gläubiger Erforder⸗ 
nis einer jeden Anfechtung in und außerhalb des Konkurſes.] 

Das R. G. und insbeſondere der erkennende Senat hat in 
Übereinftimmung mit der Literatur ſchon mehrfach ausgeſprochen, 
daß eine allgemeine Voraus ſetzung für jede Anfechtung im 
Konkurſe und außerhalb desſelben die Benachteiligung der 
Gläubiger iſt, und zwar auch dann, wenn ein ſolcher Erfolg 
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der angefochtenen Rechtshandlung durch die einzelne zur An⸗ 
wendung kommende Geſetzesvorſchrift nicht beſonders erfordert 
wird, wie das z. B. bei den Vorſchriften des 830 der K. O. 
der Fall iſt. (Entſch. des R. G. Bd. 48 S. 151, Bd. 52 
S. 227, 232; Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 540 Nr. 28; 
Urteile vom 8. April 1902 VII 35/02 und vom 16. Juni 1908 
VII 118/03.) An dieſem Grundſatz tft feſtzuhalten. Wenn bie 
Ausficht der Konkursgläubiger, Befriedigung zu erlangen, auch 
beim Fortfall der angefochtenen Rechtshandlung und ihres Er⸗ 
folges ſich um nichts verbeſſern würde, ſo fehlt es für die 
Gläubiger an jedem Intereſſe, die Anfechtung durchzuführen. 
Von der Erreichung des Zweckes jeder Anfechtung, der nach 8 37 
der K. O. und 87 des Anf. G. in der Rückgewähr des durch 
die Handlung dem Vermögen des Schuldners Entzogenen 
zugunſten der Anfechtenden beſteht, kann in einem ſolchen Falle 
nicht die Rede ſein. Regelmäßig wird zwar der Anfechtende 
da, wo das Geſetz das Vorhandenſein einer Benachteiligung der 
Gläubiger nicht ausdrücklich als Erfordernis der Anfechtung 
hinſtellt, nicht als verpflichtet angeſehen werden können, zur 
Begründung des Anfechtungsanſpruchs die Benachteiligung 
der Glaͤubiger darzutun. Behauptet aber der Anfechtungsgegner, 
daß durch die angefochtene Handlung eine Benachteiligung nicht 
eingetreten ſei oder nicht habe eintreten können, ſo darf ihm der 
Beweis hierfür nicht abgeſchnitten werden. Im hier zu 
entſcheidenden Falle hat inhalts des im B. U. in Bezug 
genommenen Tatbeſtands des erſten Urteils die Bkl. behauptet, 
die Konkursmaſſe ſei nicht benachteiligt worden, denn der bar 
zu zahlende Kaufpreis habe zur Deckung der von den Käufern, 
Eheleuten L., nicht in Anrechnung auf den Kaufpreis über⸗ 
nommenen und von keiner Seite angefochtenen Hypotheken nicht 
ausgereicht. Iſt die letztere, vom Kl. beſtrittene Behauptung 
zutreffend, fo find in Wirklichkeit die Konkursgläubiger weder 
durch die Beſtellung der Hypothek noch durch die Kaufgeld- 
abtretung benachteiligt. Der Verkauf des Grundſtücks an die 
Ehelente L. iſt nicht angefochten und deshalb iſt das Grundſtück 
endgültig aus dem Vermögen der Gemeinſchuldner ausgeſchieden. 
Die Konkursgläubiger können daher das Grundſtück, ſollte es 
auch nicht bis zu ſeinem vollen Werte belaſtet ſein, nicht mehr 
zu ihrer Befriedigung verwenden, find vielmehr darauf augewiefen, 
ſich an das Kaufgeld zu halten. Nimmt man unn auch an, 
die Abtretung an die Bekl. wäre nicht erfolgt, ſodaß den Gemein⸗ 
ſchuldnern und damit der Konkursmaſſe noch der Anſpruch auf 
das Kaufgeld an ſich zuſtände, fo würden doch nach 58 439 
Abſ. 2 und 320 B. G. B. die Käufer L. zu einer Zahlung des 
Kaufgeldes inſoweit nicht verpflichtet ſein, als dieſes zur Deckung 
des Geſamtbetrages der eingetragenen, von ihnen nicht über⸗ 
nommenen Hypotheken nebſt Zinſen und anderen Nebenkoſten 
erforderlich iſt. Sit dieſer Geſamtbetrag höher als das Kauf⸗ 
geld 12 500 Mark, ſo find die Käufer, da die Verkäufer ihrer 
Pflicht zur Beſeitigung der Hypotheken nicht genügt haben, 
ihnen gegenüber zur Zahlung überhaupt nicht verpflichtet, ſodaß 
auch die Konkursgläubiger ſich an das Kaufgeld nicht würden 
halten können. In dieſem Falle würde die Anfechtungsklage 
abzuweiſen ſein. Zur Feſtſtellung der vom Kl. beſtrittenen 
Behauptung, das Kaufgeld habe zur Deckung der bezeichneten 
Hypotheken nicht ausgereicht, mußte hiernach unter Aufhebung 
des B. U. die Sache an das B. G. zurückverwieſen werden. 
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L. & C. c. Konk. E., U. v. 16. Sept. 04, 85/04 VII. — 
Zweibrücken. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

24. Auslegung des 8 49 Abſ. 1 und 2.] 

§ 49 Abſ. 1 des G. K. G. enthält die allgemeine Vor⸗ 
ſchrift, daß ſich in der Berufungsinſtanz die Gebührenanſätze 
um ein Vierteil erhöhen; § 49 Abſ. 2 beſtimmt weiter: „Für 
die Beweisanordnung ſowie Beweisaufnahme in der Berufungs- 
inſtanz, welche nur auf Grund der in der I. J. vorgebrachten 
Tatſachen und Beweismittel erfolgt, kommt eine Beweisgebühr 
nicht zur Erhebung, ſoweit eine ſolche rückfichtlich desſelben 
Streitgegenſtandes ſchon in der I. J. zu erheben war“. Der 
Wortlaut der erft bei der Beratung im Reichstage ohne nähere 
Begründung angefügten Vorſchrift des Abſ. 2 kann allerdings 
zu Zweifeln Anlaß geben. Wenn es dort heißt, daß für eine 
Beweisanordnung und Beweisaufnahme . .. eine Beweis⸗ 
gebühr nicht zur Erhebung kommt, ſoweit eine ſolche rück⸗ 
ſichtlich desſelben Streitgegenſtandes ſchon in der I. J. zu erheben 
war, fo konnte das allerdings bedeuten, daß auch die in dem 
Abſ. 1 des § 49 allgemein vorgeſchriebene Erhöhung der Be⸗ 
weisgebühr in der Berufungsinſtanz nicht erhoben werden 
dürfe, das aus dem Worte „ſoweit“ etwa abzuleitende Bedenken 
wäre ferner nach dem übrigen Zuſammenhange jenes be⸗ 
ſchränkenden Zuſatzes unſchwer zu beſeitigen. Pfafferoth macht 
für dieſe von ihm abweichend von den früheren Auflagen in 


der VII. und VIII. Auflage vertretene Auslegung geltend, die 


Vorſchrift des § 49 Abſ. 2 beabſichtige offenbar im Hinblick 
auf 5 6 des G. K. G. den Parteien eine Koſtenvermehrung in 
dem Falle zu erſparen, daß ihrer Beweisantretung in I. J. nur 
teilweiſe oder in ungenügender Weiſe entſprochen worden ſei 
und demzufolge in II. J. eine Ergänzung und Wiederholung 
der Beweisaufnahme erfolgen müſſe, die, wenn ſie in I. J. 
ſtattgefunden hätte, dort von der ohnehin darin erwachſenen 
Beweisgebũhr gemäß § 28 des G. K. G. mitvergütet worden 
wäre, ſie ſei deshalb dahin auszulegen, daß die Beweisgebühr 
in der Berufungsinſtanz ganz wegfalle, wenn die übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen in 8 49 Abſ. 2 vorliegen. Ganz ungezwungen 
läßt aber auch jene Vorſchrift die Anslegung zu, daß eine Be⸗ 
weisgebühr inſoweit nicht zur Erhebung komme, als eine 
ſolche rückfichtlich desſelben Streitgegenftandes ſchon in der I. J. 
zu erheben war, und ſomit nur ausſpreche, daß immer nur die 
in I. J. erhobene Beweisgebühr auf die an ſich ſonſt in der 
Berufungsinftang zu erhebende Gebühr anzurechnen ſei. Der 
erkennende Senat tritt der letzteren Auffaffung bei, für welche 
überwiegende innere Gründe ſprechen. (Wird unter Bezug⸗ 
nahme auf die bisherige Auffaſſung des R. G. näher be⸗ 
gründet.) M. c. H., Beſchl. v. 14. Juli 04, 127/04 II. — 
Karlsruhe. 

25. 889 G. K. G. Art der Anwendung, wenn beide 
Parteien das Verfahren der Inſtanz beantragt haben.] 

Nach § 89 des G. K. G. treffen in Ermangelung eines 
anderen Schuldners den Bekl. die Koften inſoweit, als er das 
Verfahren der Inſtanz beantragt hat. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte aber können dem Bekl. nicht ſämtliche Gebühren zu 
Laſten geſchrieben werden. Denn obwohl die Reviſionen beider 
Parteien ſich auf denſelben Streitgegenſtand in gleichem Umfange 
bezogen haben, obwohl ferner über beide Rechtsmittel einheitlich 
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verhandelt und entſchieden wurde und obwohl darum der Ge⸗ 
bührenanſatz gemäß § 11 des Geſetzes zunächſt in einheitlichen 
Beträgen nach dem einfachen Werte des Streitgegenſtandes 
vorzunehmen war, ſo durfte trotzdem die Inanſpruchnahme einer 
jeden Partei nicht über das Verhältnis hinausgehen, in welchem 
die von ihr ſelbſt durch eigene Anrufung des höheren Gerichts 
veranlaßte Gerichtstätigkeit zur Geſamttätigkeit des Gerichts in 
der Inſtanz geſtanden hat. Soweit ſich die gerichtliche Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung auf das Rechtsmittel des Gegners 
bezogen hat, iſt das Verfahren der Juſtanz nicht vom RE. 
beantragt und eine Mithaftung für die entſprechenden Gerichts⸗ 
koſten ſchreibt das Gericht nicht vor. Zu einem anderen 
Ergebnis gelangt man auch nicht durch die Erwägung, daß im 
vorliegenden Falle das Rechtsmittel des Bekl. ohne das Hin- 
zutreten der klägeriſchen Reviſion gerichtliche Akte von gleicher 
Gebührenhoͤbe zur Folge gehabt haben würde. Denn bei der 
Anwendung des 8 89 kann es ſich immer nur fragen, ob 
tatſächlich die Geſamttätigkeit des Gerichts ausſchließlich durch 
die Sachanträge der einen Partei veranlaßt worden iſt, wenn 
dieſe allein zur Berichtigung aller Koſten herangezogen werden 
ſoll. Von Vorausſetzungen, die dem wirklichen Verlauf der 
abgeſchloſſenen Inſtanz nicht entſprochen haben, darf dabei nicht 
ausgegangen werden. Überdies läßt es ſich auch nicht als 
Regel hinſtellen, daß die für die Koſtenpflicht maßgebende 
gerichtliche Tätigkeit in ihrer Art und in ihrem Umfange fich 
gleichbleibt, gleichviel ob die Entſcheidung der höheren Inſtanz 
nur von einer Seite oder ob ſie mit bezug auf denſelben Streit⸗ 
gegenſtand auch von der anderen Partei angerufen wird. Was 
von den Gerichtsgebühren gilt, findet auf die nicht unter be⸗ 
ſondere Geſetzesvorſchriften fallenden Auslagen gleichfalls An⸗ 
wendung. Die Teilung kann in Rückſicht auf die Identität 
des Streitgegenſtandes bei beiden Reviſionen nur auf die Hälfte 
gehen. Von gleichen Erwägungen ſind bei der Auslegung des 
8 89 des G. K. G. ausgegangen der V. Z. S. des R. G. in 
dem Beſchluſſe vom 25. Januar 1896 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 13216), ſowie die vereinigten Zivilſenate in dem Beſchluſſe 
vom 16. Mai 1904 (BI. 51/03). G. c. G., Beſchl. v. 26. Sept. O4, 
379/04 IV. — Reichsgericht. 

Handelsgeſetzbuch. 

26. 8 373 H. G. B. in Verbindung mit § 459 B. G. B. 
Wirkung der verſchiedenen Mängel beim Selbſthilfeverkauf.] 

Das B. G. hat unter der Feſtſtellung, daß zur Zeit des 
fraglichen Selbſthilfeverkaufs die Bekl. ſich im Annahmeverzug 
befunden habe und daher die Kl. nach § 373 des H. G. B. 
berechtigt geweſen ſei, die von der Bekl. nicht abgenommene 
Ware für deren Rechnung öffentlich verſteigern zu laſſen, den 
von der Kl. veranlaßten Selbſthilfeverkauf trotz der Beſtreitung 
der Bekl. als dem Geſetze entſprechend erachtet. In dieſer 
Hinſicht iſt in dem B. U. insbeſondere ausgeführt: Die Kl. ſei 
zwar verpflichtet geweſen, einerſeits die bevorſtehende Verſteigerung 
der Ware in der im Melaſſehandel üblichen Art und Weiſe an- 
zeigen zu laſſen und dabei die Ware als gut, geſund und handels 
fähig zu bezeichnen, andererſeits den Verkauf zu den geſetzlichen 
Bedingungen vollziehen zu laſſen. Sie habe namentlich kein 
Recht gehabt, durch die Erklarung, daß fie ohne Gewähr ver- 
kaufe, auch die geſetzliche Haftung für Mängel der Ware aus- 
zuſchließen. Dieſe Verſtöße hätten aber nach den beſonderen 
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Umſtänden des Falls für das Ergebnis der Verſteigerung keinen 
Unterſchied gemacht und könnten daher keinen Grund abgeben, 
die Bekl. von der Haftung für den durch dieſen Verkauf 
liquidierten Ausfall zu befreien. Die Rkl. hat demgegenüber 
hervorgehoben: Der fäumige Käufer habe ein unbedingtes Recht 
darauf, daß der ihm gegenüber ſtattfindende Selbſthilfeverkauf 
unter den geſetzlichen Beſtimmungen vorgenommen und daß 
namentlich dabei die geſetzliche Haftung des Verkäufers für 
Mängel der Ware ($ 459 des B. G. B.) und für die Leiſtung 
von Handelsgut mittlerer Art und Güte ($ 360 des B. G. B.) 
nicht ausgeſchloſſen werde. Deshalb ftehe jeder derartige 
Verſtoß, ohne Rückficht darauf, welchen Einfluß er auf das 
Ergebnis der Verſteigerung gehabt habe, dem Anſpruch des 
Selbſthilfeverkäufers auf den Preisunterſchied entgegen. Dieſer 
Anſicht kann nicht beigetreten werden. Ein Selbſthilfeverkauf 
iſt nämlich zwar dann ohne Rückſicht auf das Ergebnis 
desſelben als nicht für Rechnung des ſäumigen Käufers erfolgt 
anzuſehen, wenn dabei die beſonderen Vorſchriften des 8 373 
Abſ. 2 des H. G. B. nicht beobachtet worden find (vergl. Eutſch. 
des R. O. H. G. Bd. 12 S. 155, Bd. 13 S. 58); denn dieſe 
find ſpeziell für den Selbſthilfeverkauf zum Schutze des bei 
dieſem intereffierten ſäumigen Käufers erlaffen, wie ſchon der 
Zuſammenhang der einzelnen Beſtimmungen des § 373 cit. 
ergibt. Es iſt daher anzunehmen, daß jeder Verſtoß gegen 
dieſe beſonderen Vorſchriften bewirkt, daß der Selbfthilfe- 
verkauf unter allen Umſtänden nicht als für Rechnung des 
ſäumigen Käufers erfolgt anzuſehen iſt. Anders verhält es ſich 
aber mit den hier in Rede ſtehenden, nicht ſpeziell für den 
Selbfthilfeverkauf erlaſſenen und lediglich den Inhalt des Kauf⸗ 
vertrags betreffenden allgemeinen Beſtimmungen des $ 459 des 
B. G. B. und des § 360 des H. G. B. Dieſe kommen nur 
bezüglich des aus dem Begriffe und Zwecke des Selbſthilfe⸗ 
verkaufs und aus allgemeinen Rechts grundſätzen weiter für den⸗ 
ſelben ſich ergebenden Erforderniſſes in Frage, daß die zu ver⸗ 
kaufende Ware in der Regel in vertragsmäßiger Beſchaffenheit 
unter Berückſichtigung des Intereſſes beider Vertragsparteien, 
namentlich des als überwiegend anzuſehenden Intereſſes des 
ſaͤumigen Käufers, zum hoͤchſtmoͤglichen Preiſe zu verwerten iſt 
und daß demgemäß der Verkauf in gefchäftsüblicher Weiſe und 
den Umſtänden des Falls angemeſſen zu erfolgen hat und ſomit 
auch die Verkaufsbedingungen dem entſprechen müſſen (vergl. 
Urteil des III. Z. S. des R. G. vom 28. Oktober 1887, 
Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 200 und Urteil des I. Z. S. 
des R. G. vom 2. Mai 1896, teilweiſe abgedruckt bei Bolze 
Bd. 22 Nr. 456). Es iſt deshalb und da auch geſetzliche Vor. 
ſchriften über die dem Selbſthilfeverkaufe zugrunde zu legenden 
Vertragsbedingungen nicht beſtehen, nicht als unter 
allen Umſtänden unzuläffig und die Geſetzwidrigkeit des 
Selbſthilfeverkaufs bewirkend anzuſehen, wenn derſelbe unter 
anderen als den für das urſprüngliche Kaufgeſchäft vereinbarten 
oder als den in Ermangelung einer vertraglichen Abrede aus 
dem Geſetze ſich ergebenden Vertragsbedingungen abgeſchloſſen 
wird, ſofern letztere nur als gefchäftsüblich oder den gegebenen 
Verhältniſſen entſprechend zu erachten find und dadurch das 
Intereſſe des fäumigen Käufers nicht in einer durch die Um⸗ 
ſtände nicht gerechtfertigten Weiſe verletzt wird. Von dieſem 
rechtlichen Geſichtspunkte aus find auch die beiden Verſtöͤße zu 
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beurteilen, welche das B. G. als bezüglich des ſtreitigen Selbſt⸗ 
hilfeverkaufs vorliegend erachtet hat. Hiernach kann namentlich 
darin allein eine Geſetzesverletzung nicht gefunden werden, daß 
das B. G. bei ſeiner Beurteilung der rechtlichen Bedeutung, 
welche dem Ausſchluſſe jeder Gewährleiſtung ſeitens der Kl. in 
den Bedingungen des fraglichen Selbſthilfeverkaufs für die 
Frage der Geſetzmäßigkeit des letzteren beizulegen iſt, auch den 
Umſtand in Betracht gezogen hat, daß dieſe Bedingung der 
Verſteigerung auf das Ergebnis derſelben keinen Einfluß gehabt 
habe; denn wenn ſich dieſes ſo verhalten ſollte, würde das 
Intereſſe der Bekl. eher als durch dieſe Bedingung tatſächlich 
nicht verletzt angeſehen werden konnen als im entgegengeſetzten 
Falle, und würde alsdann ein nach obigen Eroͤrterungen für die 
Geſetzwidrigkeit des Selbſthilfeverkaufs weſentliches Moment als 
nicht vorliegend zu erachten ſein. Im übrigen mag ja in der 
Regel ohne weiteres die Annahme begründet ſein, daß durch 
die hier in Rede ſtehende Vertragsbedingung des Ausſchluſſes 
jeder Gewährleiſtung ſeitens des Selbſthilfeverkäufers das 
Intereſſe des ſäumigen Käufers verletzt werde. Doch find auch 
Ausnahmefälle denkbar, in welchen beſondere Umſtände 
namentlich das Ergebnis des Selbſthilfeverkaufs die gegenteilige 
Annahme rechtfertigen können. Der letzteren Anſicht ſtehen auch 
die von der Rkl. angeführten, oben erwähnten beiden Urteile 
des R. G. vom 28. Oktober 1887 und 2. Mai 1896 nicht 
entgegen; denn wenn auch in denſelben die den Gegenſtand der 
damaligen Beurteilung bildenden Selbſthilfeverkäufe wegen einer 
die Haftung des Verkäufers für Güte und Beſchaffenheit der 
Ware ausſchließenden Vertragsbedingung als nicht für Rechnung 
des ſäumigen Käufers erfolgt angeſehen worden find, ſo beruhen 
doch dieſe Entſcheidungen im weſentlichen auf einer Würdigung 
der in jenen Fällen vorliegenden tatſächlichen Umſtände, wobei 
eine Behauptung des Selbſthilfeverkäufers, daß durch die 
betreffende Vertragsbedingung das Ergebnis des Selbſthilfe⸗ 
verkaufs nicht beeinträchtigt worden ſei, überhaupt nicht in Frage 
gekommen iſt. Obgleich hiernach der prinzipielle Standpunkt, 
von welchem aus das B. G. die ſtreitige Frage beurteilt hat, 
rechtlich nicht zu beanſtanden iſt, ſo hat dasſelbe doch ſeine An⸗ 
nahme, daß das Verkaufsergebnis durch den Ausſchluß ber gefeh- 
lichen Haftung nicht beeinträchtigt ſei, nicht in einer die gegebenen 
Verhältniſſe ausreichend würdigenden Weiſe begründet. (Wird 
näher dargelegt.) U. c. N., U. v. 30. Sept. 04, 196/04 II. — 
Hamburg. | 

27. 8 377 H. ©. B. Rechtzeitigkeit der durch Ein- 
holung von Gutachten verzögerten Mängelanzeige, wann an- 
zunehmen 7] 

In Frage ſteht, ob, wenn durch Einholung von Gutachten 
ſich die darin liegende Unterfuchung der Ware und die Mängel- 
anzeige verzögert, fie doch noch als rechtzeitige angeſehen werden 
kann. Bei Auslegung und Anwendung der darin mit 8 377 
des H. G. B. n. F. übereinſtimmenden Vorſchrift in Art. 347 
a. a. O., wonach der Käufer die Ware ohne Verzug nach der 
Ablieferung, ſoweit dies nach dem ordnungsgemäßen Geſchäfts⸗ 
gange tunlich iſt, zu unterſuchen und wenn ſie ſich als nicht 
vertragsmäßig oder geſetzmäßig ergibt, dem Verkäufer ſofort 
davon Anzeige zu machen hat, waren Rechtslehre und Recht ⸗ 
ſprechung einverſtanden einmal darüber, daß die Zuziehung von 
Sachverſtändigen oder die Erhebung von Gutachten zur ordnungs⸗ 


562 


gemäßen Unterſuchung dann als erforderlich erachtet werben 
köme, wenn die Ware von der Art ſei, daß ihre Beſchaffenheit 
nur von Sadverftändigen erkannt werden könne, ſodann darüber, 
daß für die weitere Frage, ob darnach der Käufer zur ordnungs ⸗ 
gemäßen Unterſuchung Gutachten Sachverſtändiger einholen 
dürfe, die objektive Sachlage und die allgemeinen Verkehrs. 
anſchauungen, nicht die perſönlichen Verhältniſſe des Käufers 
und ſeine ſubjektiven Anſchauungen entſcheidend ſein können — 
und endlich auch darüber, daß —, ſoweit nicht einer der bisher 
erörterten Fälle vorliegt, der mit ſolchen Waren handelnde 
Käufer in der Regel entweder die zu eigener Unterſuchung 
nötige Sachkunde beſitzen oder geeignete Vorkehrungen treffen 
muß, um die gehörige Unterſuchung in der für ſolche Waren 
ublichen Zeit durch dritte beſorgen zu laffen. Zwar find bei 
Anwendung der dargelegten rechtlichen Grundſätze im übrigen 
die beſonderen Umſtände des einzelnen Falles zu berüdfichtigen; 
immerhin muß aber die Würdigung der Sachlage im einzelnen 
Falle erkennen laffen, daß der Inſtanzrichter von ihnen aus⸗ 
gegangen ſei. Die Urteilsgründe des B. R. laſſen indeſſen nach 
ihrem Wartlaute und ihrem Zuſammenhange wohl keine andere 
Auslegung zu, als daß nach Annahme des B. R. die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Käufers, deſſen ſubjektive Auſchauungen, 
nicht die beſondere Natur der Ware und die allgemeinen Ver ⸗ 
kehrsanſchauungen dafür entſcheidend ſeien, ob die Einholung 
von Gutachten noch in den Rahmen der in Art. 347 verlangten 
unverzüglichen Unterſuchung, ſoweit fie nach ordnungsgemäßem 
Geſchäftsgange tunlich ſei, falle. Nach dieſer Richtung find aber 
die Ausführungen des B. R. nicht frei von Rechtsirrtum. Da 
auf ihnen die Verneinung der eingewendeten Verſpätung der 
Mängelrüge beruht, fo mußte der gedachte Mangel zur Auf- 
hebung des B. U. führen. B. c. E., U. v. 30. Sept. 04, 
603/03 II. — Karlsruhe. 

28. 5 377 H. G. B (Art. 347 a. F.) Benutzung einer 
alten reparierten Maſchine ohne genaue Mängelunterſuchung 
keine Genehmigung.] 

Bei Erörterung der Frage, ob den Kl. das Präjudiz der 
Gaehmigung treffe, weil er die Maſchine (Lokomobile) unterſucht 
und nicht unverzüglich den Mangel angezeigt habe — 8.877 
Abſ. 1 und 2 des H. G. B. —, konnte der B. R. ohne Ver⸗ 
letzung jener Geſetzesbeſtimmungen nach Sachlage unter beſonderer 
Berückſichtigung, daß eine alte, ausgebeſſerte Maſchine 
Kaufobjekt war, ſowie daß der Kl. nicht Maſchinenhändler ifh 
und daß er die Maſchine zum eigenen Gebrauche gekauft hatte, 
von der Annahme ausgehen, der Kl. ſei auf Grund des § 377 
Abſ. 1 a. a. O. vor der Ingebrauchnahme der Maſchine nicht 
zu einer beſonders eingehenden und gründlichen Unterſuchung 
etwa unter Zuzug Sachverſtändiger verpflichtet geweſen, er habe 
ſie vielmehr ohne eine ſolche Unterſuchung in Gebrauch nehmen 
dürfen, und die Pflicht zur unverzüglichen Anzeige ſei erſt ein⸗ 
getreten, als ſich bei dem Gebrauche herausſtellte, daß die Aus⸗ 
beſſerung nichts genutzt habe. Die hier ausgeſprochene Auffaſſung 
entſpricht der bisher in gleichen oder ähnlichen Fällen dem 
8377 — früher Art. 347 — Abſ. 1 und 2 des H. G. B. 
gegebenen Anwendung (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 11 
S. 312, Bolze Bd. 6 Nr. 561), und enthält daher nicht eine 
Verletzung der gedachten geſetzlichen Beſtimmung. H. c. S., 
U. v. 14. Okt. 04, 23/04 II. — Breslau. 
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Wechſelordnung. 8 
29. Art. 88 Abſ. 1 Ungültigkeit des Weseiprotfie 
bei Inkongruenz zwiſchen Wechſel und Abſchrift.] 
Das O. L. G. hat den Regreßanſpruch des Kl., 0 
Remittenten des bei Verfall nicht bezahlten gezogenen Wechſels 
vom 19. Mai 1902 gegen die Bekl., die Ausſtellerin des ſelben, 
aus dem Grunde zurückgewieſen, weil der von Notar W., 
den Nebenintervenienten, aufgenommene Wechſelproteſt entgegen 
der Vorſchrift des Art. 88 Nr. 1 der Wechſelordnung nicht. 
eine wörtliche Abſchrift des Wechſels und aller darauf befind-- 
lichen Judoſſamente enthält. Das Indoſſament des Remittenten 
ſelbſt, welches auf der Rückſeite des Wechſels auf eine holländiſche 
Stempelmarke geſchrieben iſt, um den Stempel zu kaſſieren 
und gleichzeitig ein Blankogiro zu vollziehen, tft in der im. 
Proteſt befindlichen Abſchrift des Wechſels nicht angegeben. 
Die Zuläffigkeit des Wechſelregreſſes iſt von der Gültigkeit des 
aufgenommenen Proteſtes bedingt; die Gültigkeit des letzteren. 
iſt von der Beobachtung der vorgeſchriebenen Formvorſchriften 
abhängig. Mit Recht hat das O. L. G. angenommen, daf 
dieſen Vorſchriften im vorliegenden Falle nicht genügt iſt. Dat. 
O. L G. befindet ſich hierbei durchaus in Übereinſtimmung mit. 
der Auffaſſung des VI. 3. S. des R. G. in dem Urteile von 
30. Oktober 1899 Rep. VI 295/99, Entſch. Bd. 44 ©. 121 ff. 
Allerdings hat nicht jede Inkongruenz zwiſchen Wechſel un, 
Abſchrift die Ungültigkeit des Proteſtes zur Folge, unweſent. 
liche Ungenauigkeiten kommen dann nicht in Betracht, wen 
gleichwohl über die Identität des Wechſels und feine 
Beſchaffenheit zur Zeit der Aufnahme des Proteftel 
kein Zweifel beſteht. Um eine ſolche unweſentliche Abweichung 
handelt es ſich jedoch hier nicht. Ohne das in der Abſchrif. 
fehlende Judoſſament des Remittenten war die Legitimation 
der folgenden Judoſſatare nicht hergeſtellt. de G. o. D. T. & Cie. | 
U. v. 8. Okt. 04, 438/04 I. — Hamburg. | 
Haftpflichtgeſetz in Verbindung mit Bürgerlichen 
Geſetzb uch. 
30. 5 1. Haftung für Nervenerjgütterung und vr. 
Folgen. 
Nach der Feſtftellung des B. G. iſt L. während ber Fahr 
auf der von der Bekl. betriebenen Bahn in einem Motorwagen 
durch eine Exploſton infolge von Kurzſchluß derartig erſchreckt. 
daß er eine ſchwere Nervenerſchütterung davongetragen hat und 
dadurch an feiner Geſundheit geſchädigt worden iſt. Auf dieſt 
von der Reviſion nicht angefochtene Feſtſtellung iſt die Ver 
urteilung der Bekl. zur Entſchädigunz nach § 1 des Haftpflicht 
geſetzes geſtützt. Die Reviſion hat dagegen den Einwand er ⸗ 
hoben, der § 1 verpflichte den Betriebsunternehmer nur in dem 
Falle zur Entſchädigung, wenn ein Menſch getötet oder körperlich 
verletzt ſei. Eine nur auf pſychiſche Erregung zurückzuführende 
Schädigung der Geſundheit könne als Körperverletzung nicht 
bezeichnet werden. Das B. G. B., deſſen Ausdrucksweiſe füt 
die Auslegung der neben ihm fortbeſtehenden Nebengeſetze maß : 
gebend ſein müſſe, unterſcheide genau zwiſchen Verletzungen des 


Koͤrpers und der Geſundheit; die letzteren ſeien nicht als Unter ⸗ 


art der erſteren hingeſtellt. Dieſe Ausführung iſt verfehlt und 
es iſt den Gründen beizutreten, mit denen das B. G. dieſe 
bereits in der Vorinſtanz von der Bekl. vertretene Rechts 
auffaffung zurückgewieſen hat. Die Reviſion hat nicht beſtreiten 
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können, daß vor dem Inkrafttreten des B. G. B. die jetzt von 
ihr aufgeſtellte Unterſcheidung keine Geltung gehabt hat. Das 
beim Erlaß des Haftpflichtgeſetzes geltende Strafgeſetzbuch hatte 
im § 223 und in der Überſchrift des Abſchnitt 17 Tl. II 
ausdrücklich die körperliche Mißhandlung und die Beſchädigung 
der Geſundheit unter der gemeinſamen Bezeichnung Koͤrper⸗ 
verletzung zuſammengefaßt. An dieſe Ausdrucksweiſe hat das 
Haftpflichtgeſetz ſich angeſchloſſen, das ſachlich die Beſtimmung 
des 8 25 des Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 1838 
über Beſchädigung der auf Eiſenbahnen beförderten Perſonen 
übernehmen wollte. In dieſem Sinne iſt denn auch der $ 1 
in der früheren Rechiſprechung ſtets ausgelegt. Das E. G. 
zum B. G. B. hat in Art. 42 ihn unverändert gelaſſen. Nun 
iſt allerdings möglich, daß die im B. G. B. aufgeſtellten all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätze, wie für die einzelnen Schuld⸗ 
verhältniſſe des B. G. B., ſo auch für die aus ſelbſtändigen 
Nebengeſetzen entſpringenden anwendbar ſein können, wie das 
bezüglich des §8 254 B. G. B. bei Haftpflichtfällen bereits an- 
erkannt iſt. Allein hier ſteht nicht ein allgemeiner, auf ver⸗ 
ſchiedene Schuldverhältniffe anwendbarer Rechtsſatz in Frage, 
ſondern die Revifion will aus dem bloßen Sprachgebrauch des 
B. G. B. die Folgerung ziehen, daß der Inhalt des § 1 des 
Haftpflichtgeſetzes eine weitgehende Einſchränkung erlitten habe. 
Das iſt um ſo unzutreffender, als das B. G. B. mit der von 
ihm gewählten Häufung der Ausdrücke eine ſachliche Ver⸗ 
ſchiedenheit nicht verbindet, vielmehr an die Verletzung des 
Körpers und der Geſundheit, wo es ſie nebeneinander erwähnt, 
ſtets gleiche rechtliche Folgen knüpft. Die Reviſion hat für 
ihre Anfiht auch in dem Hinweis eine Stütze zu finden 
gemeint, daß pſychiſche Einwirkungen nicht zu den dem 
Eiſenbahnbetriebe eigentümlichen Gefahren gehörten. Aber & 1 
beſchränkt die Haftpflicht des Betriebsunternehmers nicht auf 
Schäden, die dieſen beſonderen Gefahren entſpringen. 
B. Straßenb. c. Sch., U. v. 29. Sept. 04, 556/03 VI. — 
Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

31. 5 1. Anpreiſung des eigenen Geſchäfts durch Hash. 
ſetzung eines anderen.] 

Aus weislich des Tatbeſtandes des B. u. und des hiernach 
bei der mündlichen Verhandlung vorgetragenen Inhalts des 
Schriftſatzes der Kl. vom 1. Oktober 1903 hat dieſe in 
II. J. unter anderm geltend gemacht: Die in dem Kataloge 
der Bekl. enthaltene Bemerkung, daß neuerdings von 
anderer Seite offerierte Maſchinen lediglich Nachahmungen 
der Maſchinen der Bekl. und angebliche Neuerungen an 
dieſen Nachahmungen von der Bekl. längſt verworfene unnütze 
Komplikationen ſeien, verſtoße auch gegen den 8 1 des Wett⸗ 
bewerbgeſetzes. Insbeſondere ſeien die in dieſer Bemerkung ent⸗ 
haltenen tatſächlichen Angaben geeignet, den Auſchein eines 
beſonders günftigen Angebots hervorzurufen. Auch die Herab- 
ſetzung von Leiſtungen der Konkurrenten könne eine Angabe 
fein, welche die eigene Leiſtung in einem günſtigen Lichte er- 
ſcheinen laſſe. In Verbindung mit dieſen tatſächlichen Angaben 
ſei aber auch die weitere Behauptung der Bekl., daß ihre 
Maſchine „die erſte und beſte im Handel befindliche Kopier- 
maſchine“ ſei, nicht bloß eine marktſchreieriſche Reklame, ſondern 
eine objektiv nachprüfbare, tatſächliche Angabe. Das 
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B. G. hat jedoch nur bezüglich der letzteren Behauptung, nicht 
aber auch bezüglich der vorher erwähnten Bemerkung geprüft, 
ob darin ein Verſtoß gegen § 1 des Wettbewerbgeſetzes liege, 
und auch bei dieſer von ihm vorgenommenen Prüfung jener 
Behauptung den von der Kl. geltend gemachten Zuſammenhang 
der letzteren mit der erwähnten Bemerkung überhaupt nicht 
berückſichtigt, ſondern jede derſelben nur für ſich allein betrachtet 
und demgemäß verneint, daß die fragliche Bezeichnung der 
Maſchinen der Bekl. eine Angabe tatſächlicher Art im Sinne 
des § 1 eit. ſei und daß durch die folgende, nach feiner Auf⸗ 
faſſung allerdings tatſächliche Bemerkung die Kl. getroffen werde 
und daß ſomit hierin ein die Kl. verletzender Verſtoß gegen 
§ 6 des Wettbewerbgeſetzes liege. Hierdurch hat das B. G. 
den 8 286 der Z. P. O. und den 3 1 des Wettbewerbgeſetzes 
verletzt. (Wird begründet.) A. o. Z. & Co., U. v. 11. Okt. 04, 
49/04 II. — Berlin. 

32. 8 6. Begriff „zu Zwecken des Wettbewerbs“. 

Die Kl. hat den von ihr erhobenen Unterkafſungsanſpruch 
in erſter Linie auf 8 6 des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes, vom 27. Mai 1896, 
geſtützt, welcher im Abſ. 1 dieſen Auſpruch ausdrücklich zuläßt. 
Die Anwendung dieſer Geſetzesſtelle, deren übrige Vorausſetzungen 
es für gegeben erachtet, hat das B. G. deshalb abgelehnt, weil 
die Bekl. die in Rede ſtehende Behauptung nicht zu Zwecken 
des Wettbewerbes, nämlich nicht in der Abſicht aufgeſtellt 
habe, den M. zum Abbruche ſeiner Geſchäftsbeziehungen zur 
Kl. zu beſtimmen. Hierzu führt das B. G. aus: Et genüge 
nicht, daß die Außerung aus Anlaß des Kankurrenzkampfes 
der Parteien und zu dem Zwecke gefallen ſei, Gerüchte nieder⸗ 
zuhalten, welche der Bekl. nachteilig ſeien, vielmehr müfle ihr 
Zweck ſein, das Abſatzgebiet der Kl. zu ſchmälern. Dieſe 
Auffaffung wurde von der RE. zutreffend als rechtsirrig be- 
zeichnet. Der erkennende Senat hat bereits in einer früheren 
Entſcheidung — vom 9. Dezember 1898, Rep. II Nr. 266/1898 — 
ausgeſprochen, die Abwehr unlauteren Wettbewerbes des Kl. 
ſchließe an ſich nicht aus, daß die Handlung des Bekl. „zu 
Zwecken bes Wettbewerbes“ erfolgt ſei, indem fie ſoſchen Zwecken 
auch dann diene, wenn damit gegenüher unlauteren Metthewerbs⸗ 
handlungen des Kl. von dem Bekl. der Verluſt eigener Kunden 
in ſeinem Erwerbs geſchäfte verhindert werden ſolle, denn auch 
in dieſem Falle diene die Handlung des Bell. der Förderung 
feines Intereſſes in feinem Erwerbsgeſchäfte behufs Wettbewerbes 
mit anderen Erwerbsgeſchäften gleicher Art. An dieſer Rechts» 
anſchauung hält der Senat auch in dem gegenwärtigen Falle 
feſt. Daraus ergibt ſich, daß das B. G. mit Unrecht unter⸗ 
laſſen hat, die Außerung der Bekl. nach der Richtung zu prüfen, 
ob fie nicht aus dem hervorgehobenen rechtlichen Geſichtspunkt 
als zu Zwecken des Wettbewerbes geſchehen anzuſehen ſei. 
L. R. & Ko. c. A. G. F. C., u. v. 20. Sept. 04, 580/03 II. — 
Dresden. 

Geſetz betr. Geſellſchaften m. b. H. vom 20. April 1892. 

33. Die Beitrittserklärung zu einer Geſellſchaft m. b. H. 
iſt auch der Geſellſchaft gegenüber nicht wegen des durch 
Betrug veranlaßten Beitritts anfechtbar.] 

Das angefochtene Urteil des Kammergerichts geht in Über ⸗ 
einſtimmung mit der Rechtsanſchauung des L. G. von der Auf⸗ 
fafſung aus, daß zwar gegenüber den Gläubigern einer Geſell⸗ 
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ſchaft m. b. H. oder dem zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen 
berufenen Konkursverwalter die Beitrittserklärung eines Geſell⸗ 
ſchafters mit dem Vorbringen, er ſei durch einen Betrug der 
Geſellſchaft oder ihrer Geſchäftsführer zum Beitritt beſtimmt 
worden, nicht angefochten werden könne, daß aber gegenüber der 
Geſellſchaft ſelbſt ein Anfechtungsrecht aus dem Grunde des 
Betrugs anzuerkennen ſei. Dieſe rechtliche Auffaſſung tft indeſſen 
nicht haltbar. Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteile 
vom 25. März 1899 zur Sache Rep. I 353/98 (mitgeteilt in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1899 S. 300 Nr. 16) hervor- 
gehoben, daß die im Geſellſchaftsvertrage abgegebene Erklärung 
eines Geſellſchafters, auf Grund des Statuts und des Geſetzes 
Miteinleger des Stammkapitals der Geſellſchaft m. b. H. in 
beftimmter Höhe ſein zu wollen, nicht bloß interne Bedeutung 
unter den Geſellſchaftern ſelbſt hat, ſondern vielmehr dazu 
beſtimmt iſt, nach außen in einem nicht begrenzten und nicht 
bekannten Perſonenkreiſe zu wirken. Dieſe Erklärung bildet die 
unentbehrliche Grundlage und notwendige Vorausſetzung für die 
Vorteile, welche das Geſetz den Beteiligten einräumt, indem es 
ihnen geſtattet, unter einem angenommenen Namen ihre gefchäft- 
lichen Intereſſen zu verfolgen und am Rechtsverkehre nach 
Maßgabe des Geſetzes teilzunehmen. Die Erklärung, Mit⸗ 
einleger des Stammkapitals in beſtimmter Höhe zu fein, 
erſcheint daher losgelöſt von dem ſonſtigen Inhalt des Rechts⸗ 
geſchäfts, und daraus folgt, daß wenn der Beitritt zur Geſell⸗ 
ſchaft überhaupt gewollt war, die Beitrittserklärung durch das 
Vorbringen, der beigetretene Geſellſchafter ſei durch einen Betrug 
der Geſellſchaft oder ihrer Geſchäftsführer oder der Mitgründer 
zum Beitritt beſtimmt worden, der Geſellſchaft gegenüber nicht 
angefochten werden kann. Der Rechtsſatz, daß die in gehoͤriger 
Form abgegebene Beitrittserklärung für ſich bindend iſt und 
zwar derart, daß weder die Berufung auf einen geheimen Vor⸗ 
behalt noch auf Irrtum und Betrug Beachtung finden kann, 
iſt, wie der Beſchluß der Vereinigten Zivilſenate vom 16. Mai 
1904, Entſch. Bd. 57 S. 292, 297 eingehend dargelegt hat, 
ſowohl für das Gebiet der Aktiengeſellſchaft, als der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. als auch der Genoſſenſchaften anzuerkennen und 
kommt bezüglich der beiden erſten Geſellſchaftsformen bei einer 
Verpflichtung, welche zum Zweck der Kapitalserhöhung ein⸗ 
gegangen wurde, ebenſo zur Geltung, wie wenn es fi um die 
Zeichnung und Beſchaffung des Kapitals bei der Gründung 
handelt. Da es im vorliegenden Falle unbeſtritten iſt, daß der 
Kl. den Beitritt zu der Geſellſchaft Cz., Th. & Ko. mit einer 
zur Erhoͤhung des Stammkapitals gemachten Einlage von 
20 000 Mark gewollt hat, ſo führt die Anwendung der er⸗ 
wähnten Grundſätze zu dem Ergebnis, daß die erhobene Klage 
auf Rückzahlung der eingezahlten Einlage von 20 000 Mark 
der Geſellſchaft gegenüber auch dann unbegründet iſt, wenn der 
Kl. durch einen Betrug der Geſellſchaft ſelbſt oder ihrer 
Geſchaftsführer zum Beitritt beſtimmt worden tft. Cz., Th. & Ko. 
c. L., U. v. 17. Sept. 04, 176/04 I. — Berlin. 

34. Zuläſſigkeit der Klage des einzelnen Geſellſchafters 
gegen die Geſellſchaft in Liquidation.] 

Wenn auch aus 8155 Abſ. 3 H. G. B. zu folgern iſt, 
daß Streitigkeiten der Geſellſchafter über die Verteilung der 
Liquidationsmaſſe einer offenen Handelsgeſellſchaft nur unter 
den Geſellſchaftern ſelbſt zum gerichtlichen Austrage zu bringen 
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find, jo fehlt es doch an einer gleichen Beſtimmung für die 
Die einfache ber. 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
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tragung jenes Grundſatzes erſcheint aber bei der verſchiedenen 


rechtlichen Struktur beider Rechtsgebilde nicht zuläffig. 
Geſellſchaft m. b. H. tft im Gegenſatze zur offenen Handels- 
geſellſchaft eine ſelbſtändige Rechtsperſon, der die Geſellſchafter 
als Dritte gegenüberſtehen, und bleibt dies auch im Stadium 
der Liquidation (Geſetz 58 69, 13). Als ſolche wird ſie von 
den Liquidatoren in der Weiſe ſelbſtändig vertreten, daß dieſe 
ihre Obliegenheiten unter Umſtänden auch gegen den Wider ⸗ 
ſpruch der Geſellſchafter zu erfüllen haben und hierfür haftbar 
find (Geſetz § 73). Nach dem Zuſammenhange der Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes in den SS 70 bis 73 erſcheint der 


von der Reviſion angeregte Zweifel, ob die Liquidatoren ſich 


Die 


überhaupt mit der Verteilung des nach Berichtigung der 


Schulden verbleibenden Vermögens unter die Geſellſchafter zu 
befaſſen hätten, durchaus unberechtigt, denn gerade auf die Art 


der Verteilung beziehen ſich weſentliche, den Liquidatoren im 


Geſetze auferlegte Verpflichtungen. Auch ſteht in dieſer 
Hinfiht der analogen Anwendung der Beſtimmungen des 
H. G. B. über die offene Handelsgeſellſchaft, bei der nach 
§ 155 Abſ. 1 daſelbſt die Liquidatoren ausdrücklich zur Ver ⸗ 


teilung der Reſtmaſſe unter die Geſellſchafter berufen find, nichts 
im Wege. Danach iſt der Anſpruch des Geſellſchafters auf die 
ihm zukommende Verteilungsquote ein Anſpruch gegen die in 


Liquidation befindliche Geſellſchaft, und er iſt deren geſetzlichen 
Vertretern gegenüber geltend zu machen. Cz., T. & Co. c. Cz., 


U. v. 5. Okt. 04, 217/04 I. — Berlin. 
II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 


35. 5 472 Tl. I Tit. 12, § 20 Tl. I Tit. 20. Sicherheits- 
verlangen gegen den Fiduziar beim Fideikommiß auf den 


Überreſt.] 

Die Beſtimmung in 8$ 472 Tl. I Tit. 12, 20 Tl. J 
Tit. 21 des A. L. R., wonach der fideikommiſſariſche Subſtitut 
vom Fiduziar Sicherheitsbeſtellung gegen die bevorſtehende Be⸗ 


ſchädigung oder Verringerung der Subſtanz fordern kann, ſobald 


wahrſcheinliche Beſorgniſſe eines Mißbrauchs oder einer Ver⸗ 
nachläſfigung eintreten, bezieht ſich nach Stellung und Wort⸗ 
faſſung auch auf den Fall des Fideikommiſſes auf den Uberreſt. 
Allerdings wird die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift dann ent ⸗ 
fallen, wenn der Nacherbe Sicherheitsbeſtellung gegen weitere 
entgeltliche Verfügungen des Vorerben über die mit der 
Subſtitution belaſtete Subſtanz des Nachlaſſes beanſprucht. 
Denn zu ſolchen Verfügungen unter Lebenden iſt der Vorerbe 
befugt, und fehlt es daher in ſolchem Falle an einem be⸗ 
ſtimmten Betrage, auf deſſen Reſtitution der Nacherbe einen 
geſetzlichen Anſpruch befitt. (Entſch. des R. G. vom 11. Juni 
1890 in Gruchots Beiträgen Bd. 34 S. 969 ff.) 


Kaution verlangt. Solche Schenkungen darf gemäß $ 469 


Anders 
aber verhält es fich, wenn der Nacherbe gegen weitere Subſtanz ⸗ 
minderungen durch auf Freigebigkeit beruhende Schenkungen 


Tl. 1 Tit. 12 des A. L. R. der Vorerbe nicht vornehmen, und 
iſt ihm nach den bedenkenfreien Annahmen des B. G. eine 


beſondere Ermächtigung zu ſolchen Schenkungen auch nicht im 


Teſtamente zugeſprochen. Inſoweit die Beſorgnis begründet 
iſt, daß der Vorerbe durch Schenkungen über die Subſtanz 
des Nachlaſſes zum Nachteile des Nacherben verfügen moͤchte, 
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würden ſonach beſtimmte Rechtsanſprüche des Nacherben 
gefährdet, und iſt inſoweit der Fall der Kautions verpflichtung 
aus 8 472 Tl. IJ Tit. 12 des A. L. R. gegeben. Der Um⸗ 
ſtand, daß die Bekl. nach der Beſtimmung des Teſtaments in 
der von aller Sicherſtellung, Auffiht und Rechnungs- 
legung befreiten Verwaltung des geſamten Nachlaſſes 
bleiben ſolle, vermag die Bekl. von der ſonſt geſetzlich be⸗ 
gründeten Kautionspflicht nicht zu befreien. Mit der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung, daß der Vorerbe durch Schenkungen das 
Recht des Subſtituten nicht vereiteln dürfe, iſt es unvereinbar, 
die im Teſtamente für die Verwaltung des Nachlaſſes an- 
geordnete Befreiung von der Pflicht zur Sicherheitsbeſtellung 
auch auf Schenkungen auszudehnen. Denn die Befreiung kann 
ſich, wie in der Entſch. des R. G. vom 13. Dezember 1894 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 Nr 28 S. 75) ausgeführt iſt, 
nicht auf Fälle beziehen, in denen der Vorerbe über ſeine 
teſtamentariſche Verwaltungsbefugnis hinausgreift. F. c. L., 
u. v. 19. Sept. 04, 194/04 IV. — Berlin. 

36. 5 240 Tl. II, Tit. 11, 5. Abſchnitt Tl. II Tit. 11. 
Zuläffigkeit des Rechtsweges über Parochialgrenzen, über Be 
rechtigung zur Erhebung kirchlicher Abgaben.] 

Dem B. R. iſt beizuſtimmen, wenn er den prinzipalen 
Feſtſtellungsantrag wegen Unzuläſfigkeit des Rechtsweges ab- 
gewieſen hat. Insbeſondere iſt nicht rechtsirrtümlich, wenn er 
unter den dem ordentlichen Wege Rechtens vorbehaltenen 
Streitigkeiten über die Grenzen zwiſchen zwei oder mehreren 
Parochien (§ 240 A. L. R. Tl. II Tit. 11) nur Streitigkeiten 
über räumliche Grenzen verſteht. Zahlreiche Beſtimmungen des 


5. Abſchnitts im 11. Titel des II. Teils A. L. R., z. B. die 


88 237, 242, 260, 265, 267, 304 bringen zum Ausdruck, 
daß der Geſetzgeber nur die Rechtsverhältniſſe der Parochien als 
„räumlich abgegrenzter Diſtrikte ordnen will. Es iſt deshalb 
unzuläffig, den Begriff der Grenze auch im figürlichen Sinne, 
als Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen bloßen Perſonengemeinden, 
oder zwiſchen ſolchen und Territorialgemeinden zu verſtehen. 
Dagegen hält der Senat an der ſchon oft, zuletzt in der auch 
vom B. R. angezogenen Rechtsſache Hagen o. St. Marienkirchen⸗ 
gemeinde IV 386/02 dargelegten Meinung feſt, daß der Rechts. 
weg immer zuläffig tft, wenn über die Berechtigung zur Erhebung 
kirchlicher Abgaben und Leiſtungen, ſei es zwiſchen einer Kirchen. 
gemeinde und ſolchen Perſonen, die ihre Zugehörigkeit zur 
Gemeinde beſtreiten, ſei es zwiſchen mehreren Kirchengemeinden 
geſtritten wird, von denen jede das Recht zur Beſtenerung 
gewiſſer Zenfiten in Anſpruch nimmt. Aus dieſem Grunde 
war — entſprechend den Reviſionsanträgen beider Parteien — 
bezüglich des eventuell geftellten Feſtſtellungsvertrags der Rechts⸗ 
weg für zuläſſig zu erklären und inſoweit die Sache zur Ver⸗ 
handlung über die Hauptſache an das B. G. zurückzuverweiſen. 
Kirchengem. J. c. Kirchengem. Sch. u. M., U. v. 29. Sept. 04, 
33/04 IV. — Stettin. 

37. 5 22 Tl. II Tit. 12. Unzuläſfigkeit des Rechts- 
weges über Präſentationsrecht bei Anſtellung von Volksſchul⸗ 
lehrern. ] 

Die Kl. nehmen, und zwar die Kirchengemeinde für ihren 
Pfarrer, die Stadtgemeinde für ihre Bürgemeifterei, das Recht 
in Anſpruch, gemeinſchaftlich der Bekl. den erſten Lehrer und 
die erſte Lehrerin an der katholiſchen Volksſchule in A. bei 
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eintretender Stellenerledigung zu präſentieren. Da Bekl. dies 
beſtreitet, ſo haben ſie auf Feſtſtellung des Rechtes Klage er⸗ 
hoben. Es wird geſtützt auf Erwerb durch 44 jährige Er⸗ 
ſitzung, überdies aber auf ausdrückliche Anerkenntniſſe, die 
Bekl. in Verfügungen aus den Jahren 1844 und 1860 ab- 
gegeben habe. Die Bekl. nimmt das Recht der Anſtellung der 
Volksſchullehrer als ein ausſchließlich dem Staate zuſtehendes, 
von ihr auszuübendes Hoheitsrecht in Anſpruch, das der Er⸗ 
ſitzung entzogen ſei. Sie beſtreitet aber auch die Erfitzung und 
die behaupteten Anerkenntniſſe. Das L. G. M. hat die be⸗ 
gehrte Feſtſtellung wiewohl unter Beſchränkung auf die Stelle 
des erſten Lehrers — nicht auch der erſten Lehrerin — getroffen. 
Auf Berufung der Bekl. hat das O. L. G. die Klage ganz ab⸗ 
gewieſen. Das R. G. hat die Reviſion mit der Maßgabe 
zurückgewieſen, daß die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges abzuweiſen ſei. Das ſtreitige Recht iſt ein 
Auſpruch, der lediglich oͤffentlich⸗rechtlicher Natur iſt, außerhalb 
des Privatrechts ſteht und daher nicht im Privatrechtsſtreit 
verfolgt werden kann. Gemäß 8 22 des A. L. R. Tl. II 
Tit. 12 kommt die Beſtellung der Schullehrer in der Regel 
der Gerichtsobrigkeit zu. Auch nach Aufhebung der Gerichts. 
barkeit iſt für das Gebiet des Volksſchulweſens daran feſtzu⸗ 
halten, daß die hieraus, d. h. die aus der ſtädtiſchen und länd⸗ 
lichen Gutsherrlichkeit fließenden Rechte, insbeſondere das Recht 
zur Beſetzung der Lehrerſtellen Privaten oder Gemeinden grund⸗ 
fäglih noch heute zufichern, ſofern fie ehedem im Befitze der 
Gerichtsobrigkeit geweſen find. Dieſes Anſtellungsrecht iſt 
gemeint, ſo oft in älteren Geſetzen und Verordnungen vom 
Schulpatronat die Rede iſt. Ein eigentliches, dem Kirchen⸗ 
patronat ähnliches Schulpatronat beſteht nicht. Auch wo 
zwiſchen „Privatpatronatsſchulſtellen“ und „Schulſtellen landes⸗ 
herrlichen Patronats“ unterſchieden wird, find unter den erſteren 
nur ſolche Stellen zu verſtehen, bezüglich deren das Anſtellungs⸗ 
recht Privatperſonen oder Korporationen zuſteht. Aberall, wo 
dies nicht der Fall iſt, ſteht das als landesherrliches Patronat 
bezeichnete Anſtellungsrecht dem Staate zu. Hierin iſt weder 
durch die Verfaſſungsurkunde vom Jahre 1850 (Art. 24, 26, 
112), noch durch das Schulauffichtsgeſetz vom 11. März 1872 
etwas geändert. Wenn § 18 der Geſchaftsinſtruktion für die 
Regierungen vom 23. Oktober 1817 beſtimmt: „ihr gebührt a) 
die Beſetzung ſämtlicher dem landesherrlichen Patronatsrechte 
unterworfenen geiſtlichen und Schullehrerſtellen, ſowie die Be⸗ 
ſtätigung der von Privatpatronen und Gemeinden dazu er⸗ 
wählten Subjekte“, ſo iſt damit anerkannt, daß es Private 
wie Gemeinden geben kann, denen zwar nicht mehr die An⸗ 
ſtellung, wie in § 22 des A. L. R. Tl. II Tit. 12 beftimmt 
war, aber doch die Wahl der Lehrer, oder richtiger, da hierzu 
Beſtätigung der Gewählten vorbehalten wird, ein Vorſchlags⸗ 
oder Präſentationsrecht zuſteht. Soweit dies nicht der Fall iſt, 
bleibt dagegen die Stellenbeſetzung ausſchließlich dem Staate 
vorbehalten, der ſie durch die Regierungen als ſeine Organe 
ausübt. Behauptet alſo jemand, daß ihm für Beſetzung einer 
Lehrerſtelle ein Vorſchlagsrecht zuſtehe, ſo beſchränkt er damit 
das freie Anſtellungsrecht des Staates, und es fragt ſich, ob 
der Streit hierüber im ordentlichen Rechtswege ausgetragen 
werden kann. Das R. G. hat in beſtändiger Rechtſprechung 
daran feſtgehalten, daß die Eutſcheidung darüber, ob es ſich 
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im Streitfalle um eine „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ handle 
und ob hierfür die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichten begründet ſei ($ 13 G. V. G.), in Er- 
mangelung reichsrechtlicher Vorſchriften zunächſt aus dem maß⸗ 
gebenden Landes rechte zu gewinnen ſei. Irgendwelche Ver⸗ 
waltungsinſtanzen find zur Entſcheidung von Streitigkeiten der 
vorliegenden Art ausdrücklich nicht berufen. Die „Schul⸗ 
angelegenheiten“ des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
betreffen andere Materien. Wohl aber iſt zu verneinen, daß 
es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handle, wenn über 
den Inhalt und über die Grenze ſtaatlicher Hoheitsrechte 
geſtritten wird, ein Fall, in dem nach § 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 der Rechtsweg auch ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Daß zu dieſen Hoheitsrechten an vorderſter 
Stelle das Recht der Amterverleihung gehört, iſt ſtaatsrechtlich 
unbezweifelt. Es kann deshalb niemals Gegenſtand eines 
bürgerlichen Rechtsſtreites ſein, ob der Staat bei Ausübung 
dieſes Amterbeſetzungsrechtes, das er für ſich ausſchließlich in 
Anſpruch nimmt, die Mitwirkung Dritter, — Privatperſonen 
oder öffentlich rechtlicher Körperſchaften — zu dulden habe 
(Entſch. des R. G. in Zivilſachen Bd. 44 S. 226). Endlich 
kann ein Streit über ſolche Hoheitsrechte auch nicht dadurch 
zur bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit werden, daß der Erwerb eines 
jene Hoheitsrechte ſchmälernden eigenen Rechtes auf einen dem 
Privatrecht angehörigen Titel, Vertrag, Erſitzung uſw gegründet 
wird. Es muß vielmehr ein zum Rechtswege nach den Geſetzen 
geeigneter Gegenſtand objektiv vorliegen. (Entſch. des R. G. 
in Zivilſachen Bd. 4 S. 220.) A. c. Regierung z. M., U. v. 
22. Sept. 04, 7/04 IV. — Hamm. 

III. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Geſetz betreffend die Allgemeine Landesverwal⸗ 
tung vom 30. Juli 1883. 

38. 88 127, 128. Auslegung der Beſtimmungen derſelben.] 

Die Reviſion macht dem B. R. den Vorwurf, er verkenne 
die Rechtsgrundſätze über die Anfechtung polizeilicher Ver⸗ 
fügungen, insbeſondere die 88 127, 128 des preußiſchen 
Geſetzes betreffend die Allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883, indem er annehme, daß jede unberechtigte Ver⸗ 
weigerung einer Bauerlaubnis im Wege des Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens aufgehoben werden könne. Die hier angefochtenen 
Erwägungen des B. R. laſſen durch ihre Faſſung allerdings die 
Auslegung als möglich erſcheinen, daß die Verwaltungsgerichte 
nicht nur über die Frage zu entſcheiden haben, ob der Ausbau 
eine „erhebliche Veränderung“ des Gebäudes darſtellen und ob 
demgemäß die Polizeibehörde nach § 40 Nr. 3 der Baupolizei⸗ 
ordnung für den Stadtkreis Berlin vom 15. Auguſt 1897 das 
Recht haben würde, die baupolizeiliche Genehmigung davon ab» 
hängig zu machen, daß gleichzeitig die durch den Entwurf an 
ſich nicht berührten Gebäudeteile, ſoweit ſie den Vorſchriften der 
genannten neuen Baupolizeiordnung widerſprechen, damit in 
Übereinſtimmung gebracht werden, ſondern daß die Entſcheidung 
fich auch darauf erſtrecke, ob es nach Lage des Falles als 
polizeilich zweckmäßig erſcheine, von dem gewährten Rechte Ge- 
brauch zu machen. Eine ſolche Anſicht müßte als unzutreffend 
erſcheinen, denn die Klage kann nach § 128 in Verbindung 
mit § 127 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 nur darauf geſtützt werden, daß der an⸗ 
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gefochtene Beſcheid durch Nichtanwendung oder unrichtige An. 
wendung des beſtehenden Rechts den Kl. in feinen Rechten ver. 


letze, oder daß die tatſächlichen Vorausſetzungen, welche die 
Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben 


würden, nicht vorhanden ſeien; im Bereiche eines ſolchen Vor. :: 


bringens aber liegen die berührten Zweckmägßigkeitsrückſichten 

nicht. 

16. Sept. 04, 82/04 VII. — Berlin. 
Kleinbahnengeſetz vom 28. Juli 1892. 


Hoch⸗ u. Untergrundbahnen B. 6. K. u. Gen., U. v. 


39. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges bei negatoriſchen An- - 


ſprüchen dritter gegen die Berliner elektriſche Hochbahn.] : 


Die Berliner elektriſche Hochbahn führt an dem Grund .: 
ſtücke des Kl. vorbei. Der Kl. behauptet, daß das durch den 
Betrieb der Hochbahn verurſachte Geräuſch die Benutzung feines -. 
Grundſtücks weſentlich beeinträchtige. Er verlangt, daß bie -- 


Bekl. verurteilt werde, Einrichtungen zu treffen, die geeignet 


= 


find, die Einwirkung des mit dem Betriebe der Hochbahn ver. 
bundenen Geräuſches auf fein Grundſtück auf das nach den. 
Stande der Technik erreichbare Maß zurückzuführen; eventuell 
ihr zu unterſagen, durch den Betrieb der Hochbahn übermäßiges 
Geräuſch in ſein Grundſtück hinüberdringen zu laſſen. Mit 
dieſen Anträgen iſt der Kl. in beiden Vorinſtanzen wegen 


Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen worden. Die Revifion 


erweiſt ſich als unbegründet. Die Berliner Hoch und Unter- 
grundbahn iſt ein dem allgemeinen offentlichen Intereſſe in ’ 
hohem Maße dienendes Verkehrsmittel. Sie ift eine Kleinbahn 
im Sinne der Nr. I des Geſetzes vom 28. Juli 1892. Gerade 
mit Rückſicht auf die Gemeinnützigkeit der dem öffentlichen 


Verkehr dienenden Kleinbahnen, andererſeits aber auch auf die 5 


Gefahren, die mit dem Verkehr auf ihnen verbunden find, ſowie 


auf die Beläſtigungen, die der Betrieb für die Nachbarn mit 


ſich führt, nimmt der Staat den Schutz der einander wider ⸗ 
ſtreitenden Intereſſen wahr, damit ein ſtaatshoheitliches Recht 


ausübend. Keine Kleinbahn darf ohne Genehmigung der 


Landespolizeibehörde hergeſtellt und betrieben, weſentlich erweitert 
oder geändert werden ($ 2 des angeführten Geſetzes ). Die Ge⸗ 
nehmigung wird nach 8 4 daſelbſt auf Grund polizeilicher 
Prüfung erteilt, die unter anderm zum Gegenſtande hat den 


Schutz gegen ſchädliche Einwirkungen der Anlage und des Be⸗ 


triebes, ſowie die Wahrung der Intereſſen des öffentlichen Ver⸗ ü 
Mit dem Baue von Kleinbahnen, die für den Betrieb 


kehrs. 


mit Maſchinenkraft beſtimmt find (darunter fällt auch der 
elektriſche Betrieb, vergl. Entſch. des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 33 S. 434, Bd. 43 S. 392), darf erſt begonnen werden, 
nachdem der Bauplan durch die genehmigende Behörde in der 
im § 17 daſelbſt näher beſtimmten Weiſe feſtgeſtellt iſt. Der 
Plan nebſt Beilagen iſt in dem betreffenden Gemeindebezirke 
vierzehn Tage zu jedermanns Einſicht offen zu legen. Während 
dieſer Zeit kann jeder Beteiligte im Umfange feines Intereſſes 
Einwendungen gegen den Plan erheben. Über die Einwendungen 


iſt zu verhandeln. Nach Beendigung der Verhandlungen wird 


über die erhobenen Einwendungen beſchloſſen und dann erfolgt 
die Feſtſtellung des Planes und der Anlagen, zu deren Er 
richtung und Unterhaltung der Unternehmer verpflichtet iſt. 
Nach 8 18 daſelbſt iſt dem Unternehmer unter anderm bei der 


Planfeſtſtellung die Herſtellung derjenigen Anlagen aufzuerlegen, 


welche die den Bauplan feſtſetzende Behörde zur Sicherung der 


| IIIIII. Jahrgang. 
Bu 


.! tmahßerten Grundſtücke gegen Gefahren und Nachteile für 


* 
8 


ie 2... 2 - 


kfoderich erachtet. Zur Eröffnung des Betriebes bedarf es 


uh b 19 dafelbft der Erlaubnis der Landespolizeibehörde, und 


zue Erlaubnis iſt zu verſagen, ſofern weſentlich in der Bau⸗ 
md Betriebs genehmigung geſtellte Bedingungen nicht erfüllt 
in. duch nach der Betriebseröffnung ſteht die Kleinbahn 


ut ſnatlicher Aufſicht (SH 22 ff. daſelbſt). Der Unternehmer 


2 => 
rer .. 14 


hit m Betrieb ohne Unterbrechung zu führen, widrigenfalls 
Ye Geuchmigung zurückgenommen werden kann (§ 24). Aus 


n dien Beſtimmungen ergibt ſich, daß der Staat kraft 


fun Hoheit den Schutz des Publikums und der einzelnen 


dum gegen die Gefahren und Nachteile, die aus dem ge- 
: Unizten Unternehmen und dem Betrieb entſtehen können, in 


m bud genommen hat. Es ergibt ſich aber ferner daraus, 
uß det Unternehmer in der Freiheit, über das Unternehmen 
a den Betrieb zu verfügen, durch den Staat weſentlich be- 


e rn iſt, daß er insbeſondere ohne landespolizeiliche Ge⸗ 
i migung nach Herſtellung der Bahn von dem einmal feſt⸗ 
„. Keßten und genehmigten Plane auch in Einzelnheiten nicht 
x» abmeihen darf. Daraus folgt wiederum, daß auch Dritte, die 


„ Art den Betrieb in der Benutzung ihrer Grundſtücke weſentlich 


* benträchtigt zu fein glauben, gegen den Unternehmer Anderungen 


iu Bahnanlage und des Betriebes im ordentlichen Rechtswege 
it erzwingen können. Sie müffen ſich an die mit der Wahr- 


: hung der ſtaatlichen Polizeihoheit betrauten Behörden und, 


ale fe bei dieſen nicht durchdringen, an die Verwaltungsgerichte 


daten (8 52 daſelbſt und 88 127 — 130 des Geſetzes über 


kei allgemeine Landesverwaltung vom 23. Juli 1883). Dieſe 


dundſize hat das R. G. bereits mehrfach ausgeſprochen in 
enen Entih. in Zivilſachen Bd. 31 S. 285, im Urteile 
iR = April 1903 in Sachen Voß o. Aachener Kleinbahn, 
z 13 3 und in dem zum Abdrucke beſtimmten Urteile 
n te fl 1904, Rep. V 415/03. Die Unzuläſſigkeit des 
10 8 5 über die erhobenen negatoriſchen Anſprüche ergibt 
bet da hne den 80 14 des Geſezes über bie Zu- 
ſihungen vo Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ver⸗ 
Kt = II. Mat 1850. Es iſt ein durch höchſtrichterliche 
ahn feftgeftelter Orunbfag, daß die peligifide Ge 
e im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs not⸗ 
fie 8 zweckmäßigen Anlage die Bedeutung einer 
aug B 3h Surg hat (vergl. Gruchot Beite. Bd. 34 
u) En 9 S. 682, Juriſt. Wochenſchr. 1900 S. 629 
in haſteler d ſolche Verfügung richtet ich nicht bloß gegen 
ic Betroffenen 5 Anlage, ſondern gegen jedermann. Die von 

$ nick s er find nach 88 2 und 4 jenes Geſetzes, falls 
ſichen büdet = einen beſonderen Rechtstitel — und einen 
beilagen Bd a Privateigentum nicht (Entſch. des R. G. in 
Badhung 205 S. 281) — berufen können, auf die Geltend⸗ 
rähnten Urteile utſchädigungsanſprüchen beſchränkt. In dem 
ab die Giltendma Rep. V 415/03 iſt die Frage offen gelaſſen, 


Venbahnen au ung von Eigentumsfreiheitsanſprüchen gegen 
fe, wem d dann nicht im ordentlichen Rechtswege ſtatt⸗ 
Saabnizungzu en betreffenden Kleinbahnen der Betrieb in der 


ug wie zu Munde nicht zur Pflicht gemacht worden iſt. 
ab in 9 2 45 iſt jedoch zu bejahen, weil das Kleinbahngeſetz 
der ktönerten G ieſe Verpflichtung auferlegt und weil alle bis⸗ 

rundſätze jedenfalls ſolange zur Anwendung zu 
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kommen haben, als die Bahn im Betrieb iſt. Abgeſehen davon 
iſt jene Pflicht der Bekl. im vorliegenden Falle in der Ge⸗ 
nehmigungsurkunde auferlegt worden. (Die Gründe der Reviſion 
für die Zuläffigfeit des Rechtsweges werden als irrig bekämpft.) 
P. c. Hochbahn, U. v. 12. Okt. 04, 147/04 V. — Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Nach Entſch. Nr. 4 iſt der Käufer, der netto Kaſſa gegen 
Konoſſement gekauft hat, nicht unbedingt zur Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes gegen Aushändigung der Papiere verpflichtet, ihm viel⸗ 
mehr der Nachweis offen gelaſſen, daß er zur Zahlungsweigerung, 
z. B. wegen vertragswidriger Beſchaffenheit der Ware, berechtigt 
war. Das Vorliegen von Zahlungsverzug wird dabei ver⸗ 
neint, wenn ein Weigerungsrecht des Käufers auch nur objektiv 
vorhanden war, dasſelbe ihm aber erſt nachträglich bekannt 
geworden iſt. 

Dem Schuldner, der wegen Ungewißheit des Gläubigers 
hinterlegen will, liegt, wie in Entſch. Nr. 5 ausgeführt wird, 
eine ohne Fahrläſſigkeit zu erfüllende Prüfungspflicht ob. 

In Entſch. Nr. 6 wird die Schuldübernahme in Anſehung 
einer hypothekariſch geſicherten Forderung erörtert. Es werden 
die formalen Erforderniſſe, die §S 416 B. G. B. an die Mit⸗ 
teilung ſolcher Schuldübernahme ſtellt, für ſchlechthin unerläßlich 
erachtet, eine Beurteilung der Schuldübernahmegenehmigung 
aus § 415 abgelehnt, auch wenn es ſich nicht um das für das 
Schweigen geſtellte Präjudiz handelt. Andererſeits wird darauf 
hingewieſen, daß bei einem nicht dem § 416 entſprechenden 
Verhalten der Parteien noch immer ein ſtillſchweigender Schuld- 
übernahmevertrag zwiſchen Gläubiger und Übernehmer vor⸗ 
liegen könne. 

Von hervorragender praktiſcher Bedeutung iſt der Ausſpruch 
in Entſch. Nr. 7, daß bei der Wandlungsklage der Antrag nicht 
auf Einwilligung in die Rückgängigmachung des Kaufes zu 
richten iſt, ſondern daß es regelmäßig genügt, die Leiſtung zu 
fordern, durch welche die Rückgängigmachung verwirklicht wird. 

In Entſch. Nr. 8 bejaht auch der III. Senat die Frage, ob 
§ 573 B. G. B. ſich auch auf Vorausverfügungen über den 
ſpäteren Mietzins bezieht, die aus der Perſon des ſein Grundſtück 
veräußernden Vermieters im Wege der Zwangasvollſtreckung 
(Pfändung) vorgenommen werden. 

Weitere Beiträge zur Auslegung des die Bürgſchaftserklärung 
formalifierenden $ 766 B. G. B. bieten die Entſch. Nr. 9 und 10. 

Der Begriff des Schutzgeſetzes ($ 823 Abſ. 2 B. G. B.) 
findet eine erweiternde Auslegung in den Entſch. Nr. 11 und 12. 

Entſch. Nr. 13 gibt eine neue Auslegung des § 837 B. G. B. 
Danach ſoll der Beſitzer eines Gebäudes in Anſehung der 
Haftung für Einſturz nur in dem Falle an die Stelle des 
Grundſtücksbeſitzers treten, daß es ſich um ein Gebäude handelt, 
das gemäß § 95 nicht Beſtandteil des Grundſtücks iſt. 

Zur Ergänzung der Vorſchrift des § 1165 B. G. B. 
(Befreiung des perſönlichen Schuldners nach Maßgabe der 
nachteiligen Verfügungen des Gläubigers über die Hypotheh) 
wird in Entſch. Nr. 14 die exceptio doli generalis heran- 
gezogen, die dem nach dem B. G. B. geltenden Grundſatze ent⸗ 
nommen wird, daß ein jeder ſein Tun und Laſſen ſo einzurichten 
habe, wie es Treue und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
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fitte fordern und daß nicht gegen die guten Sitten verftoßen 
werden dürfe. 

Entſch. Nr. 15 ſpricht die Wirkungslofigkeit der Verpfändung 
eines bloßen Hypothekenbriefs ohne die Hypothekenforderung aus. 
Von den weiteren Entſcheidungen ſeien namentlich hervor 
gehoben Nr. 21, welche eine intereſſante konkursrechtliche Frage 
betrifft, und Nr. 26, 27, 28, die das Recht des Handelskaufs 
zum Gegenſtand haben. 

Von allgemeinem Intereſſe dürfte auch die Entſch. Nr. 39 
ſein, die den Rechtsweg verſagt für die gegen die Berliner 
elektriſche Hochbahn erhobene nt Klage eines Anliegers 
auf Beſeitigung des ſtörenden Geräuſches. N. 


Vermiſchtes. 
Anberaumung von Verkündungsterminen im amts- 


gerichtlichen Prozeß. 

Eine allgemeine Verfügung des Oberlandesgerichtspräfidenten 
in Kiel vom 15. September d. J. ſtellt hinſichtlich der An⸗ 
beraumung von Verkündungsterminen im amtsgerichtlichen 
Prozeſſe wertvolle Geſichtspunkte auf. Wir teilen dieſe Ver⸗ 
fügung, deren Wortlaut den Schleswig⸗Holſteiniſchen Anzeigen 
entnommen iſt, nachſtehend mit: 

Bei der Beſichtigung von Amtsgerichten im Oberlandes- 
gerichtsbezirk iſt es aufgefallen, daß die Mehrzahl der in 
Zivilprozeßſachen tätigen Herren Richter in faſt allen Sachen, 
in denen auf kontradiktoriſche Verhandlung eine Entſcheidung, 
insbeſondere ein Endurteil ergeht, die Verkündung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung ausſetzt. Dies Verfahren entſpricht nicht den Abſichten 
der Zivilprozeßordnung, deren Begründung (zu dem mit dem 
jetzigen § 310 wörtlich übereinſtimmenden § 271) vielmehr aus 
drücklich bemerkt: 

„Der Entwurf legt Wert darauf, daß als Regel die 
ſofortige Verkündung des Urteils feſtgehalten werde.“ 
(S. Begr. S. 221 — auch in Hahns Materialien zur 
Zivilprozeßordnung Bd. I S. 286.) 

Diejenigen der Herren Richter, mit welchen dieſe Frage 
beſprochen iſt, haben für ihr Verfahren die Notwendigkeit oder 
doch Zweckmäßigkeit ruhiger Überlegung und die größere Gewähr 
für die Richtigkeit der i geltend gemacht. 

Die Entſchließung darüber, ob die Verkündung des Urteils 
in dem Termin, in dem die mündliche Verhandlung geſchloſſen 
wird, oder in einem ſpäteren Termin erfolgen ſoll, iſt nach 
8 310 der Z. P. O. Gegenſtand richterlicher Entſcheidung und 
ſomit dem ſelbſtändigen pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters 
überlaſſen. Die Juſtizverwaltung kann bindende Anordnungen 
hierüber nicht erlaſſen. Das ſchließt aber nicht aus, daß die 
Aufmerkſamkeit der Herren Richter auf diejenigen Bedenken 
gelenkt wird, die gegen eine regelmäßige Ausſetzung der Ver⸗ 
kündung ſprechen. 

Dahin gehört vor allem die Verzögerung der Sacherledigung, 
die bei kleineren Amtsgerichten mit nur einer woͤchentlichen Zivil⸗ 
fitzung regelmäßig eine volle Woche beträgt. Wenn in dieſer 
Hinſicht eingewendet worden iſt, daß bei de Verkündung 
doch noch die Abſetzung des Urteils erforderlich und für dieſe 
im 8 315 Abſ. 2 der Z. P. O. gleichfalls eine einwöchige Friſt 
gegeben ſei, fo trifft dieſer Einwand zunädft nicht die nicht 
ſeltenen Fälle, daß das Urteil auch im Falle einer Ausſetzung 
der Verkündung erſt mehrere Tage, mitunter eine volle Woche 
nach dem Verkündungstermine dem Gerichtsſchreiber übergeben 
worden iſt. Aber auch dort, wo das Urteil bereits bis zum 
Verkündungstermine fertiggeſtellt zu werden pflegt, würde ein 
alsbald nach der Verhandlung verkündetes Urteil in den meiſten 
Fällen noch vor Ablauf einer Woche vollzogen in die Gerichts⸗ 
ſchreiberei gelangen. Durch ſolche aus der Anberaumung eines 
Verkündungstermins erwachſende Verzögerungen können, namentlich 
gegenüber Betlagten von zweifelhafter Zahlungsfähigkeit, für die 
Partei erhebliche wirtſchaftliche Schädigungen entſtehen. 
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Schwerer noch wiegt der ungünſtige Eindruck, den ein 
Aufſchub der Urteilsverkündung auf die Parteien gerade im 
amtsgerichtlichen Prozeſſe notwendig machen muß. Für die hier 
in Betracht kommenden Prozeßführenden tft häufig der Rechts. 
ſtreit eine Angelegenheit von größter Bedeutung, deren Erledigung 
von ihnen mit lebhafteſter Spannung erwartet wird. Das An⸗ 
ſehen des Gerichts, das Vertrauen in die Sicherheit und 
Promptheit der Rechtspflege wird notwendig erſchüttert, wenn 
die Parteien — insbeſondere im Falle ihres perſönlichen Er⸗ 
3 aber auch wenn fie durch ihren Prozeß bevollmächtigten 
en Tag der Schlußverhandlung erfahren haben — ſtatt der 
erwarteten Entſcheidung, nur erfahren, daß ihnen das Schickſal 
ihres Rechtsſtreits erſt nach einer Woche verkündet werden wird. 

Das überall zutage tretende Streben nach Sonder⸗ 

erichten findet vornehmlich in der erhofften ſchnelleren Er⸗ 
edigung des Rechtsſtreits bei dieſen ſeine Erklärung. Dazu 
gehört auch die ſofortige Verkündung der Enutſcheidung. Der 
§ 48 des Gewerbegerichtsgeſetzes behandelt nach ſeiner Faſſung 
die Urteilsverkündung als Ausnahme von der Regel und beſchränkt 
die Friſt dafür auf drei Tage. Es iſt aber, wie überhaupt, 
ſo auch in dieſer Hinſicht als Aufgabe des Amtsrichters zu 
erachten, das ordentliche Verfahren innerhalb des vom Geſetze 
gegebenen Spielraumes, ſoweit irgend möglich, in einer Weiſe 
zu handhaben, die das Bedürfnis nach Sondergerichten nicht 
aufkommen läßt, indem der Prozeß fich dem Verfahren vor 
dieſen moͤglichſt nähert. 

Wenn zugunften regelmäßiger Ausſetzung der Urteils. 
verkündung in Streitfällen auf die Gefahr einer unrichtigen 
Entſcheidung 5 wird, jo kommt — abgeſehen jelbit- 
verſtändlich von einzelnen wirklich ſchwierigen Fällen — zunächſt 
in Betracht, daß die Rückſicht auf das Intereſſe des Richters 
an erleichterter Geſchäftserledigung im Konflikte mit der Rückſicht 
auf das Intereſſe der Rechtſuchenden unter allen Umſtänden 
zurückzutreten hat. Sodann aber darf unbedenklich bei jedem 
Richter ein ſolches Maß von juriſtiſcher Schulung und ER 
kenntnis vorausgeſetzt werden, daß er imſtande iſt, einen durch⸗ 
ſchnittlichen amtsgerichtlichen Prozeß, zumal in den meiſten Fällen 
auch noch eine Vorbereitung durch Aktenftudium möglich iſt, 
alsbald zu entſcheiden. Ein gewiſſes Maß von Entſchluß⸗ 
fähigkeit iſt aber unerläßliches Erfordernis zur Ausübung des 
Richterberufs; es ſei nur daran erinnert, daß andere Berufs ⸗ 
arten, auch ſolche mit akademiſcher Vorbildung, in diefer Hin⸗ 
ſicht noch weit höhere Anforderungen ſtellen. 

Dien Herren Prozeßrichtern bei den Amtsgerichten des Ober 

landesgerichtsbezirkes wird vertraut, daß ſie ſich bei unbefangener 
Würdigung der vorſtehenden Ausführungen entſchließen werden, 
die Ausſetzung der Verkündung einer Entſcheidung in kontra⸗ 
diktoriſchen Sachen fortan zu einer Ausnahme werden zu laſſen, 
die auf Fälle beſonderer rechtlicher Schwierigkeit oder ungewöhn- 
licher tatfächlicher Verwickelung des Rechtsſtreits beſchränkt bleibt. 
Mit Beſtimmtheit aber wird erwartet, daß in den Fällen, 
in denen die Urteilsverkündung ausgeſetzt wird, das Urteil in 
dem Verkündungstermin in vollſtändiger Abfaffung dem Gerichts⸗ 
ſchreiber übergeben wird. 


Nen erſchienene, bei der Redaktion ein- 
gegangene gücher. 
(Beſprechung einzelner Werke bleibt vorbehalten.) 
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Besdffe 5 Deutſchen Vereins für Verſich 
eröffentlichungen des Deutſchen Verein V erungs⸗ 
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Vollſtreckung deutſcher Urteile in Oſterreich. 


Herr Advokat Dr. Schönberger, Prag II, teilt uns mit, 
daß am 1. November 1904 in Oſterreich eine Miniſterialverord⸗ 
nung in Kraft trat, nach welcher die bisher gültig geweſene 
Vorſchrift, daß die Deutſche, den Streit einleitende Verfügung 
dem Beklagten zu eigenen Händen zugeſtellt worden iſt, außer 
Kraft tritt. Wegen Mangelhaftigkeit des Vorganges bei der 
Zuſtellung der den Prozeß einleitenden Verfügung ſoll die 
Zwangsvollſtreckung nur unter ſolchen Vorausſetzungen abgelehnt 
werden, unter denen gemäß 8 328 Ziffer 2 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung die Anerkennung eines öſterreichiſchen Urteils 
im Deutſchen Reiche ausgeſchloſſen iſt. 


Abänderung rechtskräftiger Urteile wegen ver⸗ 
änderter Umſtände gemäß $ 323 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. 

Von Dr. jur. Georg Wolff, Berlin. 


Einer der bedeutſamſten Grundſätze der Zivilprozeßordnung 
geht dahin, daß ein formell rechtskräftiges Urteil das zwiſchen 
den Parteien ſchwebende Streitverhältnis für ewige Zeiten in 
fortan nicht mehr antaſtbarer Weiſe ſchlichtet. 

Dieſem Satze liegt der Gedanke zugrunde, daß der 
nenei Anſpruch erzeugende oder nicht erzeugende Tatbeſtand nur 
einmal Gegenſtand der richterlichen Urteilsfindung ſein ſoll, 
damit das wirtſchaftliche Leben fo wenig als moglich durch 
verzehrenden Unfrieden beeinträchtigt werde. Gegenüber dieſer 
hohen wirtſchaftlichen Bedeutung des Grundſatzes von der 
materiellen Rechtskraft der Urteile können in Einzelfällen ſich 
ergebende Ungerechtigkeiten nicht ſchwer ins Gewicht fallen. 
Trotzdem hat für eine ganze Reihe ſolcher Fälle ſchon die 
Zivilprozeßordnung in ihrer alten Faſſung durch die Reſtitutions⸗ 
und Nichtigkeitsklage einerſeits und die Zwangssvollſtreckungs⸗ 
gegenklage ($ 767) andererſeits Abhilfe geſchaffen. Im Laufe 


der Zeit hat es ſich jedoch als erforderlich herausgeſtellt, eine 
weitere Ausnahme von dem genannten Grundſatze Platz greifen 
zu lafien. 

Bei der Aufnahme jenes Grundſatzes in die Zivilprozeß- 
ordnung alter Faſſung hat man offenbar nur ſolche An⸗ 
ſprüche im Auge gehabt, die auf einem in der Vergangenheit: 
liegenden, ein- für allemale feftftehenden Tatbeſtande beruhen. 
Ob ein ſolcher Tatbeſtand geeignet iſt, einen Anſpruch zu 
erzeugen oder nicht, dieſe Frage muß, einerlei wann ſie Gegen⸗ 
ſtand der richterlichen Beurteilung wird, immer in gleicher 
Weiſe entſchieden werden. Es iſt deshalb gerechtfertigt, es bei 
einer einmal getroffenen Entſcheidung für alle Zeiten bewenden 


zu laſſen. 


Es gibt nun aber eine Klaſſe von Anſprüchen, bei denen 
jene Voraus ſetzung, von welcher der Geſetzgeber ausgegangen 
iſt, nicht zutrifft, nämlich die Anſprüche auf künftig fällig 
werdende wiederkehrende Leiſtungen. Während im allgemeinen 
ein einmal begründeter Anſpruch ſo lange fortbeſteht, bis er 
durch Erfüllung oder in ähnlicher Weiſe getilgt wird, bleibt 
dieſe Klaſſe von Anſprüchen nur ſo lange in Kraft, als die 
Tatſachen, auf denen ſie beruhen, ſich nicht verändern. Sie 
werden gewiſſermaßen in jedem Augenblicke neu erzeugt, ſolange 
der ihnen zugrunde liegende Tatbeſtand der gleiche iſt. Fällt 
dieſer Tatbeſtand fort, ſo iſt auch kein Anſpruch mehr gegeben; 
ändert ſich der Tatbeſtand, fo erfährt auch der Anſpruch eine 
Erweiterung oder Verringerung. Hier alſo wird ein nach 
früher ergangenem Urteil neu angerufener Richter oft zu einer 
anderen Entſcheidung als der erſte gelangen müſſen, da ihm 
ein ganz anderer Tatbeſtand zur Beurteilung vorliegen kann. 
Wollte man daher auch allen über derartige Anſprüche ergangenen 
Urteilen materielle Rechtskraft beilegen, ſo hieße das eine 
Wohltat in Plage verkehren. Es erſcheint deshalb geboten, für 
ſolche Anſprüche eine zweite oder auch oͤftere richterliche Prüfung 
und Entſcheidung zuzulaſſen. 

Dieſem Bedürfnis hat die Novelle zur Zivilprozeßordnung 
durch Einfügung des § 323 Rechnung getragen. Der Wort⸗ 
laut des Paragraphen iſt jedoch nicht glücklich gefaßt und 
bietet zu erheblichen Zweifeln Anlaß. 


570 


Als erſter dieſer Zweifel drängt ſich unwillkürlich die Frage 
auf, in welchem Verhältnis der § 323 zu dem 8 767 ſteht. 
Es ſpringt ſofort in die Augen, daß feine Faſſung der des 
§ 767 nachgebildet if. Im einzelnen enthält er mehrfache 
Abweichungen.) 

Der 8 323 gewährt zunächſt beiden Parteien, alſo auch 
dem früheren Kläger, die Moͤglichkeit, eine neue Entſcheidung 
über den ſtreitigen Anſpruch herbeizuführen, während der § 767 
nur den früheren Beklagten in die Lage ſetzt, in einem neuen 
Verfahren Einwendungen gegen den Anſpruch vorzubringen. 
Ferner enthält der Abſ. 3 des § 323 eine Einſchränkung des 
Abſ. 1, indem er die Abänderung des Urteils nur für die Zeit 
nach Erhebung der neuen Klage für zuläffig erklärt; der § 767 
kennt eine entſprechende Einſchränkung nicht. Dagegen enthält 
der 8 323 wiederum nicht die Vorſchrift des § 767 Abſ. 3, 
welche die Häufung der Klagegründe anordnet. Ein weiterer 
Unterſchied ergibt ſich daraus, daß die Klage aus § 323 auf 
Abänderung des früheren Urteils zu richten iſt, während auf 
Grund von $ 767 nur die Zwangsvollſtreckung aus dem früheren 
Urteile für unzuläffig erklärt werden kann. Die letzte Abweichung 
beider Beſtimmungen von einander beſteht darin, daß für die 
Klage aus 5 767 ein ausſchließlicher Gerichtsſtand bei dem 
Gerichte begründet iſt, vor dem der frühere Rechtsſtreit in 
erſter Inſtanz anhängig geweſen iſt, der § 323 dagegen eine 
ſolche Vorſchrift nicht enthält und die Klage deshalb hier im 
allgemeinen Gerichtsſtande des jeweiligen Beklagten zu erheben iſt. 

Mit Rückſicht auf dieſe Verſchiedenheiten erſcheint es am 
Platze, eine genaue Abgrenzung des Anwendungsgebiets beider 
Paragraphen vorzunehmen. 


) Der Text beider Paragraphen lautet: 


8 323: Tritt im Falle der Verurteilung zu künftig fällig werdenden 
wiederkehrenden Leiſtungen eine weſentliche Anderung der⸗ 
jenigen Verhältniſſe ein, welche für die Verurteilung zur 
Entrichtung der Leiſtungen, für die Beſtimmung der Höhe 
der Leiſtungen oder der Dauer ihrer Entrichtung maßgebend 
waren, ſo iſt jeder Teil berechtigt, im Wege der Klage eine 
entſprechende Abänderung des Urteils zu verlangen. 

Die Klage iſt nur inſoweit zuläſſig, als die Gründe, auf 
welche fie geſtützt wird, erſt nach dem Schluſſe der mündlichen 
Verhandlung, in der eine Erweiterung des Klagantrags oder 
die Geltendmachung von Einwendungen ſpäteſtens hätte er⸗ 

folgen müſſen, entftanden find und durch Einſpruch nicht 
mehr geltend gemacht werden können. 

Die Abänderung des Urteils darf nur für die Zeit nach 
Erhebung der Klage erfolgen. 

8 767: Einwendungen, welche den durch das Urteil feftgeftellten 
Anſpruch ſelbſt betreffen, find von dem Schuldner im Wege 
der Klage bei dem Prozeßgericht erſter Inſtanz geltend zu 
machen. 


Dieſelben find nur inſoweit zuläſſig, als die Gründe, auf 
denen fie beruhen, erſt nach dem Schluſſe derjenigen münd⸗ 
lichen Verhandlung, in welcher Einwendungen in Gemäßheit 
der Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſpäteſtens hätten geltend 
gemacht werden müſſen, entſtanden ſind und durch Einſpruch 
nicht mehr geltend gemacht werden können. N 

Der Schuldner muß in der von ihm zu erhebenden Klage 
alle Einwendungen geltend machen, welche er zur Zeit der 
Erhebung der Klage geltend zu machen imſtande war. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


In den verbreitetſten Kommentaren zur Zivilprozeßordnung, 
ſoweit fie überhaupt die hier erörterten Zweifelsfragen berühren, 
iſt die Anficht vertreten, daß in gewiſſen Fällen die Klagen aus 
beiden Paragraphen konkurrieren, nämlich dann, wenn die 
„Veränderung der Verhältniſſe“ ($ 323) zugleich den Tatbeſtand 
einer „Einwendung gegen den Anſpruch ſelbſt“ (§ 767) darſtellt 
(vergl. Gaupp⸗Stein Anm. 3 zu $ 323). Dieſe Anfiht hat 
in der Literatur nur bei Langheinecken, Urteilsanſpruch S. 260 ff., 
Widerſpruch gefunden. Aber auch das Reichsgericht hat ſich 
dagegen ausgeſprochen (Entſch. Bd. 52 S. 344). Bedauerlicher⸗ 
weiſe jedoch iſt dieſe Entſcheidung zu ſehr auf den konkreten 
Fall zugeſchnitten und unterläßt es, einen feſten Grundſatz über 
das Verhältnis beider Paragraphen aufzuſtellen. 

Für die Anfiht, daß in gewiſſen Fällen beide Klagen 
konkurrieren können, wird geltend gemacht, daß in dieſer Klage⸗ 
konkurrenz ein Ausgleich zu finden ſei für die in dem Abſ. 3 
des 8 323 enthaltene Härte. Dieſes Argument kann nicht als 
ſtichhaltig angeſehen werden. Denn die Anwendung des Abſ. 3 
des § 323 wird in den allermeiſten Fällen gar nicht zu Härten 
führen, umgekehrt vielmehr dem billigen Ermeſſen Rechnung 
tragen. Jede Partei wird ſich einigermaßen darauf verlaſſen, 
daß durch das einmal ergangene Urteil ihr Anſpruch bezw. ihre 
Verpflichtung wenigſtens für eine gewiſſe Zeit geregelt iſt. 
Beide werden ſich mit ihren Bedürfniſſen und Ausgaben nach 
dieſer Regelung eingerichtet haben. Es würde nun ohne Zweifel 
eine drückende Härte für den früheren Kläger darin liegen, wenn 
jenes Urteil aus Gründen, die in der Perſon des früheren Be⸗ 
klagten entſtanden und ihm vielleicht gar nicht bekannt geweſen 
find, mit Wirkung für die Vergangenheit aufgehoben oder ab⸗ 
geändert würde und er Beträge, die er vielleicht für irgendwelche 
notwendige Ausgaben zurückgelegt hat, zurückerſtatten müßte. 
In gleicher Weiſe würde es den früheren Beklagten ſchwer be⸗ 
laſten, wenn er die von ihm zu zahlende Rente auch für die 
Vergangenheit, vielleicht auf Jahre zurück, erhoͤhen müßte. Dies 
hat die Novelle zur Zivilprozeßordnung dadurch vermieden, daß fie 
die Abänderung des früheren Urteils nur für die Zeit nach Erhebung 
der neuen Klage zugelaſſen hat. Einzelne Ausnahmefälle, in denen 
die Vorſchrift des § 323 Abſ. 3 wirklich einmal zu Härten führt, 
find natürlich denkbar, konnen jedoch der wohltätigen Wirkung 
dieſer Vorſchrift im allgemeinen gegenüber nicht maßgebend ſein. 

Mag man nun die hier vertretene Anſicht von der praktiſchen 
Bedeutung der erwähnten Vorſchrift teilen oder nicht, jedenfalls 
hat dieſe Vorſchrift Anwendung zu finden. Sie konnte aber 
in den meiſten Fällen, in denen der frühere Beklagte eine neue 
Entſcheidung über ſeinen Anſpruch begehrt, dadurch von ihm 
umgangen werden, daß er feine Klage nicht auf § 323, ſondern 
auf § 767 ſtützt. Hält man das aber für zuläſſig, fo ergibt 
ſich eine ungleiche Stellung der beiden Parteien. Der frühere 
Kläger, der nur aus 5 323 neu klagen kann, würde eine Er⸗ 
höhung ſeines Anſpruchs erſt vom Tage der Klageerhebung an 
erreichen, der frühere Beklagte dagegen eine Herabſetzung ſeiner 
Verpflichtung gemäß $ 767 ohne dieſe zeitliche Beſchränkung 
erwirken. Dieſes durchaus ungerechtfertigte Ergebnis ſowie 
ferner die ſchon in der oben genannten Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts gerügte Unficherheit bezüglich des Gerichtsſtandes für 
die neue Klage find nur dann zu vermeiden, wenn man eine 
Konkurrenz beider Klagen für unzuläffig erachtet. 


XXIII. Jahrgang. 


Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich die Folgerung, daß durch 
die Einfügung des 8 323 für Anſprüche auf wiederkehrende 
Leiſtungen die Anwendbarkeit des § 767 für alle diejenigen 
Fälle grundſätzlich ausgeſchloſſen worden iſt, in denen die 
Vorausſetzungen der Anwendung des § 323 gegeben find. Eine 
Klage aus 8 767 iſt, ſofern es ſich um ſolche Anſprüche handelt, 
nur dann noch zuläffig, wenn die beſonderen Vorausſetzungen 
des 8 323 nicht vorliegen, wenn alſo z. B. der Gläubiger wegen 
einer Rate vollſtreckt, die bereits gezahlt iſt. 

Ein weiterer Zweifel bei der Auslegung des § 323 ergibt 
fih aus den Worten „im Falle der Verurteilung“. Es fragt 
ſich, ob etwa im Falle der Abweiſung der erſten Klage eine 
Abänderung des Urteils wegen veränderter Umſtände aus⸗ 
gefchloffen werden ſollte. Dieſe Anficht iſt in der Tat vertreten. 
Gaupp-⸗Stein (Anm. II, 2 zu $ 323) führt aus, nur bei Vor⸗ 
bringen eines neuen Klagegrundes könne der Kläger eine zweite 
Klage anſtrengen; dagegen enthalte das Geſetz inſofern eine 
bedauerliche Lücke, als bei einer bloßen Veränderung der früher 
bereits geltend gemachten tatſächlichen Umſtände eine neue Klage 
gemäß 8 323 nicht gegeben ſei. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigetreten werden, wenngleich zuzugeben iſt, daß ſie den Wort⸗ 
laut des 8 323 für ſich hat. Der Wortlaut allein kann aber 
hier nicht maßgebend ſein, da er dem Willen des Geſetzgebers 
nur unvollkommenen Ausdruck verleiht. 

Es ſteht feſt, daß der § 323 als eine Verallgemeinerung 
der ſich im Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Inni 1871, dem 
Unfallverficherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 und noch einigen 
anderen Reichsgeſetzen, deren Faſſung ſich in dieſem Punkte an 
das Unfallverſicherungsgeſetz anſchließt, vorfindenden ähnlichen 
Beſtimmungen gedacht iſt. Hinſichtlich des hier in Betracht 
kommenden $ 88 Abſ. 1 (früher $ 65 Abſ. 1) des Unfall ⸗ 
verficherungsgeſetzes führt nun der Kommentar von Woedtke⸗ 
Caſper (S. 407, 408) mit Recht aus, daß die daſelbſt geſtattete 
anderweitige Feſtſtellung der Rente wegen veränderter Umſtände 
ſich ſowohl auf die Entſchädigungsberechtigung überhaupt wie 
auf die Höhe der Rente beziehe, alſo auch nach rechts kräftiger 
Ablehnung des Anſpruchs ſtatthaft ſei. Dieſe Auffaſſung iſt für 
das Unfallverſicherungsgeſetz von keiner Seite angefochten worden. 
Sie iſt aber in gleicher Weiſe auch für das Reichshaftpflicht⸗ 
geſetz vertreten; in einer Entſcheidung des Reichsgerichts (Entſch. 
Bd. 17 S. 23) iſt ganz allgemein der Satz ausgeſprochen, daß 
das Geſetz auch für den Fall gilt, wenn das vorprozeſſuale Urteil 
dem Verletzten eine Rente als Erſatz für zukünftigen Erwerb 
überhaupt abgeſprochen und dieſen Ausſpruch damit begründet 
hat, daß der Verletzte wieder arbeitsfähig geworden ſei. Auf 
dem entgegengeſetzten Standpunkte ſteht allerdings eine andere 
Entſcheidung des Reichsgerichts (Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen 
Bd. 6 S. 296), welche ausführt, daß das Reichshaftpflichtgeſetz 
nur eine Nachprüfung derjenigen Tatſachen geſtatte, welche für 
die Höhe und Dauer der Rente von Bedeutung geweſen ſeien, 
die Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht überhaupt dagegen 
durch das erſte Urteil für immer unanfechtbar feſtgeſtellt ſei. 
Dieſe Auffaſſung wird jedoch dem Wortlaut des Reichshaftpflicht⸗ 
geſetzes nicht gerecht, das ausdrücklich eine Nachprüfung der für 
„Feſtſtellung, Minderung oder Aufhebung der Rente“ maß⸗ 
gebend geweſenen Umſtände geſtattet. Der Ausdruck „Feſtſtellung“ 
ift hier wie im Unfallverſicherungsgeſetz auch auf die Frage, ob 
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überhaupt eine Entſchädigungspflicht beſteht, nicht bloß auf 
Höhe und Dauer der Rente zu beziehen. Jedenfalls liegt kein 
zwingender Grund vor, dieſe dem praktiſchen Bedürfnis allein 
genügende freiere Auslegung abzulehnen. Es iſt aber ferner 
kein Anlaß zu der Annahme vorhanden, daß bei Abfaſſung der 
Novelle zur Zivilprozeßordnung beabfichtigt war, die jene älteren 
Beſtimmungen verallgemeinernde Vorſchrift der engen Auslegung 
der letztgenannten Reichsgerichtsentſcheidung anzupaſſen. Wollte 
man dies annehmen, ſo würden ſich ganz merkwürdige, durch 
keine vernünftige Erwägung zu rechtfertigende Folgen ergeben. 
Wäre beiſpielsweiſe der Kläger mit einem Anſpruche aus 8 843 
B. G. B. einmal abgewieſen worden, weil eine Minderung 
feiner Erwerbsfähigkeit zur Zeit noch nicht vorlag, jo konnte er 
trotz nachträglich eintretender Erwerbsunfähigkeit ſeinen Anſpruch 
nicht noch einmal geltend machen. Hätte er dagegen in dem 
erſten Rechtsſtreit eine wenn auch noch ſo geringe Rente erſtritten, 
jo würde er jederzeit deren Erhöhung begehren Tönuen, wenn 
ſeine Erwerbsfähigkeit ſich weiter verringert. Bedenkt man 
gegenüber dieſem Ergebnis, daß der § 323 als eine auf 
Erwägungen der Billigkeit beruhende Ausnahme von der ſtrengen 
Regel der materiellen Rechtskraft gedacht iſt, ſo tritt die Un⸗ 
billigkeit einer ſolchen Folgerung und ihre Unvereinbarkeit mit 
den bfichten des Geſetzgebers beſonders ſcharf hervor. Eine 
derartige Entſcheidung muß deshalb vermieden werden, und ſie 
wird vermieden, wenn der § 323 ausdehnend dahin ausgelegt 
wird, daß allgemein im Falle einer Entſcheidung über einen 
Anſpruch auf zukünftig fällig werdende wiederkehrende Leiſtungen 
eine neue Klage wegen veränderter Umſtände zuläffig iſt. 

Ahnliche Erwägungen laſſen noch in einer weiteren Be⸗ 
ziehung eine ausdehnende Auslegung des § 323 als erforderlich 
erſcheinen. Nach ſeinem Wortlaute ſoll die neue Klage nur ge⸗ 
geben ſein, wenn eine weſentliche Anderung der für das erſte 
Urteil maßgebenden Verhältniſſe eingetreten iſt, d. h. wenn die 
tatſächlichen Umſtände, die dem erſten Richter zur Beurteilung 
vorgelegen haben und auf denen feine Entſcheidung beruht, fich 
geändert haben. Hier erhebt ſich die Frage, ob die Anwend⸗ 
barkeit des § 323 etwa dann ausgeſchloſſen ift, wenn das 
frühere Urteil auf Grund eines Anerkenntniſſes des Beklagten 
ergangen iſt. Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Von einer Veränderung der für die Verurteilung maß⸗ 
gebenden Verhältniſſe kann hier zwar, ſtreng genommen, nicht 
die Rede ſein, da das Gericht in eine Prüfung des vom Kläger 
vorgebrachten Tatbeſtandes überhaupt nicht eingetreten iſt. 
Trotzdem würde es zu formaliſtiſch fein, in dieſem Falle dem 
Beklagten die Wohltat des § 323 zu verſagen. Der Beklagte 
handelt hier in dem erſten Rechtsſtreit durchaus im Sinne der 
Zivilprozeßordnung, wenn er einen Anſpruch, dem er begründete 
Einwendungen nicht entgegenzuſetzen vermag, anerkennt und es 
nicht zu einem kontradiktoriſchen Urteil kommen läßt. Führt 
er dagegen ein ſolches herbei, ſo kann er ſpäter unter Berufung 
auf § 323 eine Herabſetzung oder Aufhebung feiner Verpflich⸗ 
tung erwirken. Es wäre nun im höchſten Grade unbillig, wenn 
ſich als Folge ſeines korrekten Verhaltens ergäbe, daß ihm der 
Rechtsbehelf des § 323 abgeſchnitten wäre. Dieſelben Bedenken 
haben wohl auch die Entſcheidung des Reichsgerichts (Jur. 
Wochenſchrift 1897 S. 631 herbeigeführt, welche beſagt, daß 
der Beklagte bei einem Anſpruch auf Zahlung von Alimenten 


672 


fein Anerkenntnis wegen veränderter Umstände im Wege der 
Klage aus 58 686 (jetzt 767) anfechten könne. Dasſelbe muß 
jetzt für die Anwendung des § 323 gelten, der, wie oben aus⸗ 
geführt, hinfichtlich der Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen 
an die Stelle des früheren § 686 getreten iſt. n 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts (Entſch. Bd. 23 S. 38), 
nach der ein gerichtlicher Vergleich wegen veränderter Umſtände 
der Abänderung auf Grund von 8 7 des Reichshaftpflicht⸗ 
geſetzes nicht unterliegen ſoll, ſteht dieſer Anficht nicht entgegen. 
Zwiſchen dem Vergleich und dem Anerkenntnisurteil beſtehen 
zwei hier beſonders ins Gewicht fallende Unterſchiede. Im Falle 
des Vergleichs find es die übereinſtimmenden Erklärungen der 
Parteien, welche Recht zwiſchen ihnen ſchaffen, und dem Gericht 
liegt nur eine beurkundende Tätigkeit ob; im Falle des Aner- 
kenntnisurteils dagegen wird noch nicht durch das Anerkenntnis 
des Beklagten, ſondern erſt durch die Entſcheidung des Richters 
der Anſpruch des Klägers rechtsgültig feſtgeſtellt. Es liegt alſo 
hier die nach § 323 erforderliche Verurteilung vor, während 
dem Vergleich dieſes Moment fehlt. Sodann aber ſteht es dem 
Beklagten frei, in dem Vergleich ſich eine ſpätere Herabſetzung 
ſeiner Verpflichtung bei Anderung der tatſächlichen Umſtände 
vorzubehalten; die Aufnahme eines ſolchen Vorbehalts in das 
Anerkenntnisurteil dagegen iſt nicht angängig. Für die Aus- 
dehnung der Anwendbarkeit des § 323 auf den Fall des Ver⸗ 
gleichs liegt daher ein praktiſches Bedürfnis nicht vor. Die 
Anfechtung eines Anerkenntnisurteils dagegen mit der Klage aus 
§ 323 muß unter Berückſichtigung des Zweckes und Sinnes 
dieſer Beſtimmung für zuläffig erachtet werden. Es muß dem 
Beklagten Gelegenheit gegeben werden, in einem neuen Ver⸗ 
fahren den Nachweis zu erbringen, daß die tatſächlichen Unter⸗ 
lagen des anerkannten Anſpruchs eine Verſchiebung erfahren 
haben, und durch Herbeiführung einer neuen Entſcheidung die 
Folgen feines Anerkenntniſſes zu beſeitigen. Die entgegengeſetzte 
Annahme würde den Abfichten des Geſetzgebers ſchnurſtracks zu⸗ 
widerlaufen. 


Vom Reichsgericht. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 29. Oktober bis 
4. November 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8276 B. G. B. Begriff der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt und Berückſichtigung der Handlungsweiſe eines zu 
Schaden Gekommenen.] 

Der Kl. kam am 9. Jannar 1901 Nachmittags nach 
5 Uhr, als er über eine Treppe im Grundſtück des Bekl., zwei 
Stufen auf einmal nehmend, hinaufeilte, auf dem Treppenpodeſt 
zu Fall, geriet mit der linken Hand in an der Wand aufgeftellte 
Fenſter und verletzte ſich an den Glasſcheiben. Das L. G. wies 
ſeine Schädenklage ab, das O. L. G. erklärt den Klaganſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt, das R. G. hob auf: Die 
Anforderung an die im Verkehr erforderliche Sorgfalt darf nicht 
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ſo hoch geſpannt werden, daß auch jede entfernte Moͤglich keit 
in Betracht gezogen werden müßte, und die Nichtberückfichtig ung 
einer ſolchen Möglichkeit eine Verantwortlichkeit begründen würde. 
Man wird, wie nicht mit dem Zufall, ſo auch nicht mit jeder 
Ungeſchicklichkeit und Unbeſonnenheit zu rechnen haben. Wie 
jeder dem andern gegenüber verpflichtet tft, mit der Beſonnen heit 
zu handeln, daß das, was er tut und vornimmt, nicht zu der 
Schädigung eines anderen führt, fo wird, ſoweit nicht der un⸗ 
beauffichtigte Verkehr von Kindern oder Unzurechnungs fähigen 
in Frage kommt, jeder von dem anderen erwarten dürfen, daß er 
auch als beſonnener Menſch handelt, und auch nicht damit 
rechnen müſſen, daß dem anderen etwas ganz Beſonderes zuſtoßen 
und dieſer dadurch in eine Gefahr kommen werde, die unter 
normalen Verhältniſſen nicht beſteht. So wird man nicht damit 
zu rechnen haben, daß jemand eine Treppe hinauf oder ohne 
beſonderen Anlaß auf ebenen Boden fällt und dabei in ſeitwärts 
ſtehende Fenſter greift, trotzdem daß er weiß, daß Fenſter ſeit⸗ 
wärts aufgeſtellt find. Zur Verantwortlichkeit des die Fenſter 
Aufſtellenden würde freilich ſchon genügen, daß nach dem Orte 
und der Art und Weiſe der Aufſtellung der Fenſter und dem 
Verkehre am Standplatze derſelben nach gemeiner Erfahrung 
die Möglichkeit der Verletzung eines Menſchen bei beſonnener 
Erwägung ſich einem Vorfichtigen als drohende Gefahr aufdrängen 
mußte. Da aber ausreichender Raum für den Verkehr auf dem 
Podeſt geblieben war, die hingeſtellten Fenſter kein Hindernis 
gebildet haben, auf das der auf der Treppe und dem Podeſt 
Verkehrende etwa unverfehens geſtoßen wäre, vielmehr auch dem 

Kl. die Aufſtellung bekannt war, fo konnte unter den ob- 

waltenden Umſtänden in dem Hinſtellen der Fenſter und dem 

Belaſſen derſelben an dieſem Standorte eine Fahrläſfigkeit nicht 

erblickt werden. S. c. K., U. v. 10. Okt. 04, 120/04 VI. — Cöln. 

2. 8831 B. G. B. Gehoͤrige Auswahl des beſtellten 
Vertreters eines Bauunternehmers. 

Ein Knabe wurde durch das Umfallen eines bei einem 
Bau entbehrlich gewordenen, auf dem Bürgerſteig aufgeſtellten 
Kalkkaftens verletzt. Das R. G. hob die Abweiſung der Klage 
auf: Die Frage, ob derjenige, der einen anderen zu einer Ver⸗ 
richtung beſtellt hat, bei der Auswahl der beſtellten Perſon die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, iſt durch das 
Gericht zu beantworten, es müſſen ihm alſo diejenigen Tatſachen 
unterbreitet werden, die ihm ein Urteil darüber ermöglichen, ob 
die beſtellte Perſon zu der ihr übertragenen Verrichtung nach 
ihrer Befähigung und Verläßlichkeit geeignet war, oder ob ſie 
nach Lage der Sache derjenige, welcher ſie zu der Verrichtung 
beſtellt hat, wenigſtens ohne Verſchulden als geeignet anſehen 
durfte. Der Bekl. hat aber tatſächliche Behauptungen, die ein 
Urteil des Gerichts über dieſe Fragen möglich machten, über⸗ 
haupt nicht aufgeſtellt, er hat nur vorgebracht, er habe die 
Auffichtsführung über die in Rede ſtehende Arbeit dem Maurer- 
polier A., „einem zuverläffigen Menſchen“, übertragen und 
dafür, „daß er bei der Auswahl As. die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt angewendet habe“, einen Fabrikarbeiter W. 
„als Zeugen“ benannt. Bei dieſer Sachlage muß es als auf 
einer Verkennung des Inhaltes des dem Bekl. nach § 831 des 
B. G. B. obliegenden Entlaſtungsbeweiſes beruhend angeſehen 
werden, wenn die Vorinſtanz ausſchließlich auf Grund der 
Auslaſſungen Ws. als feſtgeſtellt anfieht, daß der Bekl. bei 
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Auswahl der Perſon, welcher er die Wegſchaffung der auf dem 
Bau entbehrlich gewordenen Geräte übertrug, die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, mindeſtens aber iſt dieſe 
Feſtſtellung als prozeſſual unzureichend zu beanſtanden, inſofern 
fie lediglich auf der Anſicht eines Mannes beruht, der zwar 
angeblich als Zeuge benannt war, in Wahrheit aber keine tat⸗ 
ſächlichen Umftände bekunden, ſondern nach dem Beweisbeſchluſſe 
nur ein — allein dem Gerichte zuſtehendes — juriſtiſches 
Urteil abgeben, oder hoͤchſtens ſich gutachtlich über die 
Qualifikation eines Maurerpoliers ausſprechen ſollte. In 
Betracht zu ziehen iſt auch, daß der Kaften auf dem Bürger⸗ 
ſteig einer Stadt ſtand, und bei der Art ſeiner Befeſtigung 
mit der Gefahr gerechnet werden mußte, daß die zur Stützung 
verwendeten Steine von unbefugter Hand abfichtli weg⸗ 
genommen oder von Straßenpaſſanten unabfichtlich durch An⸗ 
ſtoßen mit dem Fuße gelockert und allmählich aus ihrer Lage 
gebracht werden könnten. Es bedurfte alſo, wenn der Kaſten, 
wie anſcheinend der Fall geweſen iſt, mehrere Tage auf dem 
Bürgerfteig ſtehen blieb, zur Ausſchließung von Gefahr für die 
auf dem Bürgerſteig gehenden Perſonen, und auch für dort 
etwa ſpielende Kinder einer fortgeſetzten Kontrolle darüber, daß 
die zur Feſtlegung des Kaſtens hergeſtellte Unterlage auch 
dauernd erhalten blieb. Das B. G. hat nicht feſtgeſtellt, daß 
A. inſoweit die erforderlichen Beobachtungen angeſtellt habe. 
B. c. S., U. v. 13. Okt. 04, 119/04 VI. — Celle. 
3. 58 2078, 2339, 2345 B. G. B. Über Anfechtung eines 
ganzen Teſtaments, bezw. eines Vermächtniſſes wegen Irrtums. 
Der $ 2078 B. G. B. geſtattet die Anfechtung einer 
letztwilligen Verfügung wegen Irrtums und umfaßt in ſeinem 
erften Abſatz wie § 119 den Fall des Irrtums über den Inhalt 
der Erklärung und den Fall des Irrtums in der Erklärungs⸗ 
handlung. In Übereinftimmung mit § 119 beſtimmt er ferner, 
daß ein ſolcher Irrtum als erheblich zu gelten habe, wenn an⸗ 
zunehmen ſei, daß der Erblaſſer die Erklärung bei Kenntnis 
der Sachlage nicht abgegeben haben würde; dabei ſoll es jedoch, 
abweichend von 8 119, nicht darauf ankommen, ob der Erb- 
laſſer bei verſtändiger Würdigung des Falles anders verfügt 
hätte. Die Vorſchrift des § 2078 Abſ. 2 erklärt ſodann, in 
weiterer Abweichung von $ 119, Irrtum in den Beweggründen, 
alſo ſelbſt den nicht durch eine argliſtige Täuſchung hervor⸗ 
gerufenen, ebenfalls für erheblich, wenn er in der irrigen Vor⸗ 
ſtellung von Tatumſtänden beſteht, und zwar auch ſolcher, die 
in der Vergangenheit oder Gegenwart, nicht nur ſolcher, die in 
der Zukunft liegen. Auch im Fall des Abſ. 2 kann indes die 
Anfechtung nur ſtattfinden, wenn anzunehmen tft, daß der Erb⸗ 
laſſer die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben 
haben würde; denn nur dann iſt der Irrtum erheblich, weil 
nur dann ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Irrtum 
und der abgegebenen Erklärung vorhanden iſt. Dies iſt durch 
das in Abſ. 2 gebrauchte Wort „beſtimmt“ zum Ausdruck ge⸗ 
langt. Einer anderen Vorſchrift in dieſer Hinſicht bedurfte es 
nicht, da eine ſolche in Abſ. 1 nur deshalb notwendig war, um 
das in § 119 erwähnte Erfordernis, daß der Erklärende bei 
verſtändiger Würdigung anders verfügt hätte, auszuſchließen, 
während ſich die Ausſchließung dieſes Erforderniſſes für den 
Fall des Abſ. 2 aus dem Worte „beſtimmt“ von ſelbſt ergab. 
Das B. G. hat eine Anfechtung wegen Irrtums auf Grund 
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des 8 2078 nur dann fur ſtatthaft erachtet, wenn der Irrtum 
allein es war, der den Erblaſſer zu ſeiner Verfügung veranlaßte. 
Dies ſteht allerdings mit einer Bemerkung der Motive zu 
§ 1781 des erſten Entwurfs (Bd. V S. 48) im Einklang, iſt 
jedoch nicht zutreffend. Angefochten werden kann zwar eine 
letztwillige Verfügung wegen Irrtums nur dann, wenn ihre 
Erklärung hierauf beruht; allein der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen einem tatſächlichen Irrtum des Erblaſſers und feiner 
Erklärung iſt bereits vorhanden, wenn ſeine irrige Vorſtellung 
in einem ſolchen Grade mitbeſtimmend für ſeine Erklärung war, 
daß er dieſe ohne jene Vorſtellung nicht abgegeben haben würde, 
mögen auch andere, zutreffende Vorſtellungen ebenfalls mit⸗ 
gewirkt haben (vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. V 
823078 Anm. 2a 8). Nur der Nachweis eines ſolchen Irrtums 
muß daher erbracht werden, mehr jedoch nicht. Und es iſt auch 
nicht dem Anfechtungsgegner der Beweis freizulaſſen, daß der 
Erblaſſer bei Kenntnis der wahren Sachlage ebenſo verfügt 
hätte. Denn in Anſehung von letztwilligen Verfügungen, bei 
denen, im Gegenſatz zu Rechtsgeſchäften unter Lebenden, die 
Rückſicht auf die Sicherheit des Verkehrs nicht in Betracht 
kommt, ſoll zwar die wirkliche Abſicht des Erblaſſers, ſo weit 
ſie nicht mit zwingenden Rechtsvorſchriften in Widerſpruch ſteht, 
zur Geltung gebracht werden (vergl. Strohal, Erbrecht, 3. Aufl. 
5 41 Note 8); aber nur die wirklich und in feiner Betätigung 
des Willens erklärte Abficht. Und deshalb muß, ſobald der 
Nachweis gelingt, daß die Erklärung auf einem vom Geſetz als 
erheblich bezeichneten Willensmangel beruht, die Anfechtung zu ⸗ 
gelaſſen werden, ohne daß der Frage nachgegangen werden kann, 
was der Erblaſſer, wenn er nicht in Irrtum befangen geweſen 
wäre, getan hätte. Nicht anders aber verhält es ſich mit der 
Anfechtung eines Vermächtniſſes auf Grund der 58 2339 
Ziffer 3 und 2345 des B. G. B. wegen einer dem Bedachten 
zur Laſt fallenden argliſtigen Täuſchung des Erblaſſers. Für 
die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung wegen Irrtums 
auf Grund des § 2078 iſt es ohne Bedeutung, ob die irrige 
Vorſtellung des Erblaſſers durch argliſtige Täuſchung hervor⸗ 
gerufen wurde oder nicht, denn es iſt der Irrtum, der die An⸗ 
fechtung begründet und ſeine Urſache kommt nicht in Betracht. 
Im Hinblick hierauf wurde die Hervorhebung des Betrugs als 
eines beſonderen Anfechtungsgrundes, die ſich im erſten Entwurf 
des B. G. B. als §8 1780 neben dem in § 1781 geregelten 
des tatſächlichen Irrtums befand, von der zweiten Kommiſſion, 
weil entbehrlich, beſeitigt (vergl. Protokolle Bd. V S. 52). Für 
die Anfechtung einer letztwilligen ⸗Verfügung wegen Unwürdigkeit 
des Bedachten iſt dagegen der Fall der argliſtigen Täuſchung 
des Erblaſſers von beſonderer Bedeutung und deshalb iſt dieſer 
Fall der Anfechtung in § 2339 Ziffer 3 des B. G. B. neben 
der Anfechtung wegen Irrtums auf Grund des $ 2078 trotz 
einiger dagegen geäußerter Bedenken beibehalten (vergl. Protokolle 
der zweiten Kommiſſion Bd. V S. 639, 641), weil beide Rechts- 
behelfe ſich in manchen Beziehungen unterſcheiden. E. o. E., 
U. v. 29. Sept. 04, 223/04 IV. — Hamburg. 

4. 88 2078, 2079. Ermittelung des Willens eines Erblaſſers 
in einem Teſtament nach deſſen Errichtung ein Pflichtteilsberechtigter 
auftritt.] 

Nach Errichtung eines wechſelſeitigen Teſtaments ſtarb 
zunächſt die Chefrau, der Ehemann verheiratete ſich wieder 


574 


und ſtarb dann. Seine Witwe erhob Anſpruch, indem fie das 
Teſtament anfechten zu wollen erklärte. Die Klage der Erben 
aus dem letzteren, die nur das Pflichteilsrecht der Witwe an⸗ 
erkannte, wurde abgewieſen, das R. G. hob aber auf und ver⸗ 
wies zurück: Das Anfechtungsrecht des 8 2079 des B. G. B. 
iſt für den Fall der Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten 
gegeben. Eine Übergehung liegt vor, wenn der Erblaſſer den 
Pflichtteilsberechtigten in der letztwilligen Verfügung nicht bedacht 
hat, aber auch nicht von der Erbſchaft ausſchließen wollte. 
Geht die erkennbare Willensmeinung des Erblafſers auf Aus- 
ſchließung, ſo greift, ſofern die ſonſtigen Vorausſetzungen zutreffen, 
ein Pflichtteilsanſpruch, nicht das Anfechtungsrecht, Platz. Als 
Grund der Aufechtung im Falle der Übergehung ergibt ſich 
aus dem Wortinhalte der Beſtimmung, auch abgeſehen von 
ihrer Stellung im Syſtem und ihrer Anlehnung an § 2078, 
die Auffaſſung des Geſetzgebers, daß das Übergehen eines 
Pflichtteilsberechtigten bei Vorliegen des in Satz 1 des 8 2079 
vorausgeſetzten Tatbeſtandes regelmäßig auf einem in der Perſon 
des Erblaſſers gegebenen Willensmangel beruht. Iſt, wie hier, 
der Pflichtteilsberechtigte erſt nach der Errichtung der letztwilligen 
Verfügung pflichtteilsberechtigt geworden, ſo beſteht der mut⸗ 
maßliche Willensmangel darin, daß der Erblaſſer dieſen ſpäter 
eingetretenen, für ſeine Entſchließung weſentlich in Betracht 
kommenden Tatbeſtand bei ſeiner letztwilligen Verfügung außer 
acht gelaſſen hat. Entkräftet wird in dieſem Falle die geſetzliche 
Vermutung durch den Nachweis, daß der Erblaſſer, auch bei 
Kenntnis der Sachlage, das heißt: auch wenn er die künftige 
Geſtaltung bei Errichtung der letztwilligen Verfügung gekannt 
hätte, doch ebendieſelbe Verfügung getroffen haben würde. In 
der Beurteilung dieſes ſubjektiven Moments geht das B. G. 
fehl, indem dasſelbe von den Kl. den Beweis verlangt, daß 
der Erblaſſer, bei der Errichtung des Teſtaments die konkreten 
Umſtände des demnächſt eingetretenen Ereigniſſes, die Perſon 
des künftigen Ehegatten, feine Eigenſchaften, feine perfönlichen 
Verhältniſſe tatſächlich gekannt und trotzdem wie geſchehen teſtiert 
hat. Damit würde über den Inhalt des § 2079 hinaus in 
Wahrheit ein Gegenbeweis in dem Sinne verlangt, daß der 
Erblaſſer den Pflichtteilsberechtigten von der Erbſchaft pofitiv 
hat ausſchließen wollen. Die Beweispflicht geht jedoch nur 
dahin, daß der Erblaſſer, auch wenn er bei Errichtung der 
letztwilligen Verfügung gewußt hätte, es werde ſpäter noch eine 
Perſon pflichtteilsberechtigt werden, dennoch wie geſchehen, den 
Pflichtteilsberechtigten nicht hätte bedenken wollen. Für die 
Feſtſtellung dieſer allein maßgebenden perſönlichen Willensmeinung 
des Erblaſſers kommen alle erheblichen Umſtände, ſeien es be⸗ 
gleitende und nachfolgende, in Betracht. E. c. L., U. v. 
6. Okt. 04, 97/04 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

5. 5 139 3. P. O. Fragerecht bezüglich der Vertretungs⸗ 
befugnis von Knappſchaftsorganen verſchiedenen Ranges wegen 
des Inhalts nicht vorgetragener Satzungen.] 

Die Auslegung, die das B. G. dem 8 63 der 
Satzungen des beklagten Knappſchaftsverein gegeben hat, beruht 
erfichtlich auf der rechtsirrigen Annahme, daß, wenn zur Ver⸗ 
tretung einer juriſtiſchen Perſon durch Geſetz oder Satzung 
mehrere Organe geſchaffen find, ſo, daß das eine als das 
übergeordnete, das andere als das untergeordnete erſcheint, und 
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ferner ſo, daß auch innerhalb des ihm zugewieſenen regelmäßigen 
Kreiſes feiner Tätigkeit dieſes zur Geſchäftsführung nur berufen 
iſt, wenn und ſoweit jenes nicht handelt, ein ſolches 
Verhältnis rechtlich nur in der Geſtalt der Stellvertretung 
möglich iſt, die das untergeordnete für das übergeordnete Organ 
führt. Das B. G. hat überſehen, daß in ſolchen Fällen das 
Verhältnis auch dahin geordnet ſein kann, daß dem untergeordneten 
Organe, wenn überhaupt die geſetz⸗ oder ſatzungsmäßigen Voraus- 
ſetzungen für ſein Handeln vorliegen, die unmittelbare, 
ſelbſtändige Vertretung der juriſtiſchen Perſon ſelbſt 
übertragen iſt, daß ſie alſo nicht bloß als Vertreterin des 
allein zur unmittelbaren geſetzlichen Vertretung berufenen über- 
geordneten Organes zu handeln braucht. Ob aber ein ſolcher 
Fall nicht gerade hier gegeben war, ob insbeſondere darauf nicht 
der erſte Satz des Abſ. 3 des § 63 der Satzungen: „Die 
laufenden Geſchäfte liegen der Verwaltung ob, ſoweit ſie 
nicht von dem Vorſtande oder den Geſchäftsausſchüſſen erledigt 
werden“ hinweiſt, und die der Verwaltung vorgeſchriebene 
Zeichnung: „Für den Vorſtand des Allgemeinen Knappſchafts⸗ 
vereins. Die Verwaltung“ nur andeuten ſoll, daß der Vorſtand 
in erſter Reihe zur Vertretung des Vereins berufen ſei, 
hätte nicht bloß auf Grund des 8 63, ſondern der ſämtlichen 
von dem Knappſchaftsvorſtande und den Geſchaͤftsausſchüſſen 
handelnden Beſtimmungen des VIII. Titels der Satzungen, der 
88 53 ff., geprüft werden müſſen. Auf den Vortrag dieſer 
Teile der Satzungen wäre gemäß § 139 der Z. P. O. hinzu⸗ 
wirken geweſen. S. c. K., U. v. 11. Okt. 04, 442/04 III. 
— Hamm. 

6. 5 287 Z. P. O. Haftung des Schiffers bei mangel- 
haftem Zuſtand der Ladung. Beurteilung des Richters über 
Entſtehung und Höhe des Schadens.] 

Gegenüber dem Anſpruche der Kl. auf Bezahlung der 
Fracht machten die Bekl. Schadenanſprüche wegen ſchlechter 
Beſchaffenheit der Ladung geltend. Sie wurden verurteilt und 
ihre Revifion wurde zurückgewieſen. Es handelt ſich um die 
Verladung des Maiſes in zu friſchem Zuſtande, und es kann 
nicht ohne weiteres angenommen werden, daß dieſe Beſchaffenheit 
von einem Schiffer (bei welchem ſpeziellere Warenkunde nicht 
vorausgeſetzt werden darf) habe erkannt werden konnen. Sit 
aber, wie das O. L. G. einwandsfrei feſtſtellt, gerade hierauf 
der mangelhafte Zuſtand der Ladung bei der Ankunft in Bremen 
zurückzuführen, andererſeits nicht zu beſtreiten, daß der im 
Keime bei der Abladung bereits vorhandene, während der Reiſe 
ſich entwickelnde Verderb der Ladung im gewiſſen Grade ver⸗ 
hindert worden wäre, wenn ſich der Schiffer bei der gehörigen 
Lüftung des Schiffes nicht eine Säumnis hätte zuſchulden 
kommen lafien, fo hat die Kl. doch nur für den durch die 
Säumnis der Ladung zugefügten Schaden, keineswegs aber für 
deren ganzen nach der Ankunft in Bremen ermittelten Minder⸗ 
wert einzuſtehen. Bei dieſer Sachlage fordert das O. L. G. 
zutreffend von den Bekl., die den Einwand gegen die Klage 
auf den ihnen zuſtehenden Schadenserſatzanſpruch ſtützen, den 
Nachweis des Schadensbetrages, für welchen die Kl. aufzu⸗ 
kommen hat. Dieſelben haben es in dieſer Hinficht an jeder 
Angabe fehlen laſſen. Auch die Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
gewähren keinen Anhalt zur Ermittelung des Grades oder des 
Prozentſatzes der Beſchädigung der Ladung, welche durch die 
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Verabſäumung der gebotenen Lüftung eingetreten iſt. Das 
O. L. G. hat dieſe Geſichtspunkte gewürdigt, mangels jeder 
Unterlage für die Schätzung des Schadens aber die Feſtſetzung 
eines Betrages abgelehnt. Hierin kann ein Verſtoß gegen die 
Vorſchrift des § 287 der Z. P. O. nicht gefunden werden. 
Dieſelbe verpflichtet den Richter nicht ſchlechthin zur Feſtſetzung 
des Schadens, ſondern über die Entſtehung und die Höhe des 
Schadens unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über⸗ 
zeugung zu entſcheiden. Das richterliche Ermeſſen endet da, 
wo ſeine Anwendung zur Willkür werden würde. (Vergl. 
Entſch. des R. G. III 26. Januar 1892, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1892 S. 124%.) Das O. L. G. iſt, wie die Begründung 
ſeines Urteils ergibt, ſich dieſer Schranke bewußt geweſen, und 
es darf angenommen werden, daß es aus demſelben Grunde, 
obwohl es den Schätzungseid nicht erwähnt, nicht von ihm 
Gebrauch gemacht hat. B. c. G., U. v. 12. Okt. 04, 224/04 J. 
— Hamburg. 

7. 8 304 Z. P. O. verb. mit 8 823 des B. G. B. Aus- 
legung eines Zwiſchenurteils, das eine Rente zubilligt, welche 
dem Verletzten zum Teil nicht zukommt.] 

Die Annahme der Vorinſtanz, daß der Bekl. für die 
Folgen des vom Kl. erlittenen Unfalls aufzukommen habe, 
erſcheint gerechtfertigt. Die Hoͤhe der von dieſem geforderten 
Heilungskoſten iſt vom Bekl. nicht beanſtandet worden. An⸗ 
langend die beanſpruchte Rente wegen verminderter Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Kl., ſo iſt allerdings nicht abzuſehen, wie ſolche 
vom Tage des Unfalls an hat gefordert werden moͤgen. Denn 
der Kl. war zu dieſer Zeit erſt fünf Jahr alt, von einem 
Schaden durch Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit kann alſo 
für die bisher ſeit dem Unfall vergangene und auch noch ſpäter 
für längere Zeit nicht die Rede ſein. Es kann deshalb ſchon 
jetzt nicht zweifelhaft ſein, daß der erhobene Anſpruch auf Ge⸗ 
währung einer Rente zum Teil, nämlich für die Zeit, in welcher 
der Kl., auch wenn der Unfall nicht ſtattgefunden hätte, keinen 
eigenen Erwerb haben würde, unbegründet iſt. Die Vorinſtanzen 
haben indes, wenn ſie die Klage, ſoweit ſie die Gewährung 
einer Geldrente zum Gegenſtand hat, dem Grunde nach für 
berechtigt erklärt haben, dies, wie unterſtellt werden darf, in 
dem Sinne gemeint, daß dem ſpäteren Verfahren vorbehalten 
bleiben ſoll, nicht bleß in welcher Höhe die Rente zu zahlen 
ſei, ſondern auch, für welche Zeitabſchnitte. In dieſem Sinne 
aufgefaßt, liegen gegen das angefochtene Urteil, auch ſoweit es 
fich als Zwiſchenurteil nach 8 304 der Z. P. O. darſtellt, keine 
Bedenken, welche die Aufhebung des Urteils geboten erſcheinen 
ließen, vor, wenn es auch richtiger geweſen wäre, wenn die 
Vorinſtanzen den Rentenanſpruch für die Zeit, für welche er 
fih ohne weiteres als unbegründet darſtellt, nicht mit in das 
Zwiſchenurteil einbezogen, ſondern ſofort abgewieſen hätten. 
W. c. O., U. v. 17. Okt. 04, 57/04 VI. — Hamm. 

8. 88 549, 562 3. P. O. Das neben dem „Jütſchen 

ow“ geltende gemeine Recht iſt nicht revifibel.] 

Im größten Teile des Herzogtums Schleswig und ins⸗ 
beſondere im Bezirke Flensburg, galt bis zum Inkrafttreten 
des B. G. B. das „Jütſche Low“ als Landrecht und daneben 
zur Ergänzung das gemeine Recht, letzteres aber nur inſoweit, 
als ſeine Geltung im einzelnen durch Gerichtsgebrauch 
entſchieden war. (Esmarch, das im Herzogtum Schleswig 
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geltende bürgerliche Recht S. 155 und Falck, Handbuch des 
Schleswig Holſteinſchen Privatrechts, Bd. 1 S. 131, 132). In 
Übereinſtimmung hiermit ſteht ihm weſentlichen die Ausführung 
des B. R., in dem hier in Betracht kommenden Gebiete gelte 
das „Jütſche Low“ und, wo dieſes keine Vorſchriften enthält, 
komme das gemeine Recht inſoweit zur Anwendung, „als es 
durch die Praxis angewendet worden ſei, bezw. als es der 
Natur der Sache entſpreche.“ Hiernach hat in dieſem Gebiete 
nicht eine Rezeption des gemeinen Rechts als ſolches ſtattgefunden, 
vielmehr haben es die Gerichte jenes Gebietes nur inſoweit zur 
Anwendung gebracht, als es ihnen im einzelnen Falle dem 
Geiſte des „Sütfche Low“ und den in deſſen Bezirke herrſchenden 
Rechtsüberzeugungen zu entſprechen ſchien. Dadurch find die⸗ 
jenigen Vorſchriften des gemeinen Rechts, die in jenem Bezirke 
durch gleichmäßige Anwendung die Kraft objektiver Rechts ⸗ 
normen erlangt haben, zu einem Beſtandteil des in jenem Be⸗ 
zirke herrſchenden beſonderen Landesrechts geworden. Eine 
Verletzung dieſer Vorſchriften ſtellt daher nicht einen Verſtoß 
gegen das gemeine Recht, ſondern einen ſolchen gegen das im 
Bereiche des „Jütſchen Lows“ geltenden Sonderrechts dar. (Urteil 
des R. G. vom 4. Oktober 1898, Jur. Wochenſchrift 1898 
S. 603 Ziff. 22). Da das letztere ſich über den Bezirk des 
B. G. hinaus nicht erſtreckt, iſt nach 58 562, 549 der Z. P. O. 
die Entſcheidung des B. G. über den Inhalt der vor dem 1. Januar 
1900 im Bezirke Flensburg geltend geweſenen hier in Betracht 
kommenden materiellen Geſetze privatrechtlicher Natur für die 
jetzige Entſcheidung maßgebend. J. c. L., U. v. 11. Okt. 04, 
130/04 VII. — Kiel. 

9. 88 549, 562 Z. P. O. Die von den Regierungen 
Preußens, Oldenburgs und Bremens vereinbarten Polizei. 
vorſchriften für die Schiffahrt auf der Weſer find nicht 
revifibel.] 

Für die Frage, ob die Führung des „Helgoland“ den 
Zuſammenſtoß verſchuldet hat, kommen nicht die Beſtimmungen 
der Kaiſerlichen Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens 
der Schiffe auf See, ſondern nur die von den Regierungen 
Preußens, Oldenburgs und Bremens vereinbarten „Polizei- 
vorſchriften für die Schiffahrt und Flößerei auf der Weſer“ 
uſw. in Betracht, und dieſe Vorſchriften find, auch inſoweit fie 
Beſtimmungen der Kaiſerlichen Verordnung wiederholen, nicht 
revifibel (vergl. Urteil des jetzt erkennenden Senats vom 
17. Oktober 1903 in Sachen Wurthmann wider Aktiengeſellſchaft 
„Deutſche Dampf⸗Fiſcherei⸗Geſellſchaft Nordſee“ Rep. I 195/1903). 
St. c. N., U. v. 15. Okt. 04, 195/04 I. — Hamburg. 

10. 8 865 Z. P. O. verb. mit 5 20 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes.] 

Der Verwalter eines Grundſtücks verlangte mit der nach 
Aufhebung der Verwaltung erhobenen Klage, daß die Bekl., 
welche ſich auf eine erfolgte Pfändung bezogen, in die Auszahlung 
hinterlegter Mietbeträge an die B.ſche Zwangsverwaltungsmaſſe 
willigen. Die Bekl. wurden verurteilt und ihre Revifion zurück⸗ 
gewieſen: Der klare Wortlaut des 8 865 Abſ. 2. Z. P. O. 
ergibt die abſolute Unzuläſfigkeit der Fahrnispfändung nach 
erfolgter Beſchlagnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermoͤgen. Es liegt hierin auch kein Wider⸗ 
ſpruch mit dem Grundſatze des § 20 Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes, wonach die Immobiliarbeſchlagnahme nur zugunſten des 
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betreibenden Gläubiger wirkt; denn im § 865 Abſ. 2 Z. P. O. 
wird „nicht die Ausſchließung der pfändungsberechtigten Gläubiger 
überhaupt, ſondern nur eine ausſchließliche, für jeden Gläubiger 
zugängliche Form der Zwangsvollſtreckung vorgeſchrieben“ (Motiv 
zum I. Entwurf eines Zwangsverſteigerungsgeſetzes S. 80). 
Demnach kann die Anwendung der 88 135, 136 B. G. B. nicht 
in Frage kommen. Mit dem Eingange des Erſuchens um 
Eintragung des Zwangsverwaltungsvermerks wurde jede Fahrnis⸗ 
pfändung unzuläſſig, alſo rechtlich unmöglich. Eine unzuläſſige 
Pfändung kann aber keine rückwirkende Kraft ausüben; ſie iſt 
nichtig und hat überhaupt keine Wirkung (Entſch. d. R. G. in 
Zivilſachen Bd. 26 S. 425, Bd. 42 S. 366). B. c. B., U. 
v. 15. Okt. 04, 1274 V. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

11. Bedeutung unrichtiger Beantwortung nach der Frage, 
ob eine andere Verſicherung beiteht.] 

Kl., deſſen verficherte Gebäude abgebrannt waren, beantragte, 
die Bekl. zur Zahlung der Verſicherungsſumme an den Neben⸗ 
intervenienten, der das Grundſtück während der Dauer des Pro⸗ 
zeſſes in der Zwangsverſteigerung erſtanden hatte, zu verurteilen. 
Die Bekl. begehrte Abweiſung der Klage, indem fie ſich ins⸗ 
beſondere auf den § 3 der Verſicherungsbedingungen berief, 
wonach jede anderweit ſchon auf den Verficherungsgegenſtand 
geſchloſſene Verſicherung richtig anzugeben iſt und die Nicht⸗ 
erfüllung dieſer Verpflichtung den Verluſt des Verſicherungs⸗ 
anſpruches nach ſich zieht. Das R. G. hob die Verurteilung 
der Bekl. auf und wies die Klage ab: Es iſt nicht richtig, 
wenn der B. R. ausführt, daß außer der objektiven Unwahrheit 
der auf die Fragen erteilten Antworten immer noch ein Ver⸗ 
ſchulden des Verſicherungsnehmers inſofern nötig ſei, als fein 
Bewußtſein von der Unrichtigkeit vorliegen müſſe. Die Ver⸗ 
wirkung des Verficherungsanſpruchs iſt auch nicht etwa nach 
den Verficherungsbedingungen der Bekl. an ein wiſſentliches 
Abweichen von der Wahrheit, ſondern ſchlechthin an die Nicht⸗ 
erfüllung der Anzeigepflicht geknüpft. Nun können allerdings 
— vergl. Entſch. Bd. 46 S. 184 ff. — ausnahmsweiſe Um- 
ſtände vorliegen, die geeignet ſind, den Verficherungsnehmer von 
ſeiner Verantwortlichkeit für die unrichtige Beantwortung der 
geſtellten Fragen zu befreien, und es iſt zu prüfen, ob das 
B. U. ſolche Umſtände feſtgeſtellt hat und ob es trotz ſeines 
unrichtigen rechtlichen Ausgangspunkts aus dieſem Grunde auf⸗ 
recht zu erhalten iſt. Die Prüfung führt zu einem dem Kl. 
ungünſtigen Ergebnis. Gefragt war nach der letzten Ver⸗ 
ſicherung, nach der gegenwärtig noch beſtehenden Verſicherung. 
Geantwortet iſt jo, als wäre die Verficherung bei der Provinzial⸗ 
feuerſozietät abgelaufen und als ſeien die Gebäude zur Zeit 
überhaupt unverſichert. Tatſächlich lief die Verficherung bei der 
Sozietät noch bis zum 30. Juni 1907, und der Kl. hatte noch 
nicht einmal den Verſuch gemacht, das beſtehende Verſicherungs⸗ 
verhältnis zu löſen. Das Kündigungsſchreiben erging erſt nach 
Abſchluß des Verſicherungsvertrages mit der Bekl. Daß die 
Antworten „rein wörtlich genommen“ nicht zutreffend waren, 
erkennt auch der B. R. an. Er meint aber, daß ſie nach der 
Vorſtellung des gewöhnlichen Lebens noch. als korrekt gelten 
könnten, da ſie vom Standpunkte der neuen Verſicherung erteilt 
ſeien und ausdrücken ſollten, daß die Verſicherung bei der 
Sozietät im Falle der Neubegründung des Verſicherungs— 
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verhältniſſes bei der Bekl. diejenige geweſen ſei, welche zuletzt 
beſtanden habe, und daß daneben nicht noch eine anderweite 
Verſicherung in Geltung bleiben ſolle. Dieſe Meinung entbehrt 
der erforderlichen Begründung. Die Fragen find ganz unzwei⸗ 
deutig im Hinblick auf eine etwa ſchon abgelaufene und 
auf eine etwa noch beſtehende Verſficherung gefaßt, nicht fo, 
daß es nur darauf angekommen ſei, zu ermitteln, daß nicht 
eine andere Verſicherung weiter gelte. Das rechtliche Verhältnis 
einer noch beſtehenden Verficherung zu der neu beantragten 
würde ſich nach Maßgabe der richtigen Beantwortung der in 
dieſer Beziehung geſtellten Fragen von ſelbſt ergeben haben. 
Die Geſellſchaft wollte kein Urteil darüber, ob eine frühere 
Verſicherung mit der beantragten vereinbar ſei, ſondern eine 
Auskunft über einfache Tatſachen. Noch weniger kann angenommen 
werden, daß der nicht juriſtiſch gebildete Kl. mehr als eine 
ſolche Auskunft hat geben und ſagen wollen, daß, wenn die be⸗ 
gehrte Verficherung zuſtande käme, die Verſicherung bei der 
Sozietät damit erloſchen ſei. Zudem hat der Kl. gar nicht 
behauptet, daß er die Antworten in ſolchem Sinne erteilt habe. 
Nach der Vorſtellung des gewohnlichen Lebens waren die Fragen 
dahin zu beantworten, daß der Kl. noch bis zum 30. Juni 1907 
bei der Provinzialfeuerſozietät mit 15740 Mark — auch nach 
der Höhe der Verſicherung hatte die Bekl. aus begreiflichem 
Intereſſe gefragt — verſichert ſei, daß aber beabfichtigt ſei, dieſe 
Verſicherung zu löſen. Für die unrichtige Beantwortung der 
Fragen fehlt es an jeder Entſchuldigung. Daß die Bekl. zu⸗ 
nächſt davon ausgehen mußte, der Kl. werde, um nicht unver⸗ 
ſichert zu fein, eine etwa beſtehende Verſicherung erſt löſen, 
wenn die neue Verſicherung zuſtande gekommen ſei, iſt dem 
B. R. zuzugeben. Aber damit wird das Verhalten des Kl. 
nicht gerechtfertigt. Aus ſeinen Antworten mußte ſie entnehmen, 
daß keine Verſicherung mehr beſtehe und daß daher die Löſung 
einer ſolchen ſich erübrige. Nachdem in Abrede genommen war, 
daß die zu verfichernden Gegenſtände anderweit verfichert ſeien, 
konnte die Bekl. gar nicht auf den Gedanken kommen, daß da⸗ 
mit gemeint ſei, an ſich ſei die Verficherung bei der Sozietät 
— die vom Kl. als die letzte Verficherung bezeichnet war — 
noch bei Kräften, aber fie werde aufhören, wenn der Vertrag 
mit der Bekl. geſchloſſen ſei. Die Auffaſſung des B. R. iſt 
mit dem klaren Wortlaute der Fragen und Antworten ſchlechter⸗ 
dings nicht zu vereinigen und daher zugunſten des Kl. nicht zu 
verwerten. Dieſer kann ſich auch nicht darauf berufen, daß 
der Agent die Antworten abgefaßt habe und daß er für deſſen 
Angaben nicht verantwortlich ſei. Es handelt ſich um Dinge, 
über welche nur der Kl. unterrichtet ſein konnte und über die 
er auch dem Agenten falſche Mitteilungen gemacht hat, indem 
er, wie jener bekundet, ſagte, der Vertrag mit der Sozietät 
laufe im nächſten Jahre ab. Wenn daraufhin der Agent in 
den von ihm niedergeſchriebenen Antworten die Verſicherung als 
bereits abgelaufen bezeichnete, ſo vermag dies den Kl. nicht zu 
entlaſten; er hatte die Niederſchrift nachzuprüfen und zu be⸗ 
richtigen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 46 S. 188). Beſonderer 
Sachkunde bedurfte es dazu nicht, ſondern nur der Anwendung 
der im Verkehr mit einer Verſicherungsgeſellſchaft erforderlichen 
Sorgfalt. Hat aber der Kl. die Fragen 14 und 15 des An- 
trages falſch beantwortet und ſtehen ihm hierbei keine Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe zur Seite, ſo iſt auch ſein Anſpruch nach 
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8 3 der Verſicherungsbedingungen verwirkt. T. c. B., U. v. 
18. Okt. 04, 136/04 VII. — Hamm. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

12. 8 1. Haftung der Eiſenbahn bei einer durch ver⸗ 
brecheriſche Handlung bewirkten Entgleiſung.] 

Die Kl. wurde infolge der Entgleiſung eines Eiſenbahn⸗ 
zuges ſchwer verletzt. Die Entgleiſung wurde dadurch ver⸗ 
urſacht, daß eine 4—5 Zentner ſchwere Straßenwalze durch 
verbrecheriſche Hand auf das Geleiſe gebracht worden war. Die 
Schadenserſatzklage wurde gegen die Eiſenbahnbetriebsunter⸗ 
nehmerin dem Grunde nach feſtgeſtellt und die Reviſion der 
letzteren zurückgewieſen. Aus den Gründen: Daß die Gefährdung 
des Eiſenbahntransportes durch Verbrechen an ſich außerhalb 
der vom Unternehmer in den Kreis ſeiner Sicherungsmaßnahmen 
zu ziehende Ereigniſſe gehöre, iſt keineswegs anzuerkennen. 
Kann die Handlung eines Dritten als ein ſchädigender 
Eingriff vorausgeſehen werden, ſo muß ſie auch in den 
Bereich der Vorſichtsmaßregeln gezogen werden, gleichviel 
welcher Wille einer ſolchen Handlung zugrunde gelegen ſein 
kann. Freilich gibt es verbrecheriſche Angriffe, wie das Werfen 
einer Dynamitbombe, gegen die auch nicht durch Überwachung 
von Perſonen ausreichende Vorſorge getroffen werden kann. 
Wer für die Sicherheit von Perſonen einzutreten hat, muß 
aber gerade auch mit der Möglichkeit verbrecheriſcher Angriffe 
rechnen. So hat ein Bahnunternehmen zweifellos auch von 
dieſem Geſichtspunkte aus die Freihaltung des Bahnkörpers und 
der Gleiſe zu überwachen und von ihren Ein- und Vor⸗ 
richtungen wie den Wechſel⸗, Stellungen⸗, Signalapparaten 
Unbefugte abzuhalten. Soweit aber die Moglichkeit von 
Vorfichtsmaßregeln, die Anwendung der äußerſten Sorgfalt, in 
Betracht kommt, iſt die Unterlaſſung ſolcher nicht dadurch ent⸗ 
ſchuldigt, daß die konkrete Folge der Außerachtlafſſung nicht 
vorhergeſehen worden wäre. Beruft ſich der Unternehmer auf 
höhere Gewalt, ſo muß er dartun, daß dem Eintritte und den 
Folgen des außerhalb des Betriebes von außen in denſelben 
eingreifenden Ereigniſſes auch durch Anwendung außerſter 
Vorſicht nicht hätte vorgebeugt oder abgeholfen werden können. 
Wird nachgewieſen, daß durch die Anwendung Außerfter Vorſicht 
innerhalb der Grenzen wirtſchaftlicher Exiſtenzmöglichkeit Unfälle 
der Art vermieden oder unſchädlich gemacht werden können, 
dann obliegt allerdings dem Unternehmer zu beweiſen, daß in 
dem konkreten Falle auch die Maßregeln äußerſter Vorſicht 
verſagt hätten. Liegt die Möglichkeit der Verhinderung der 
Tat durch Vorſichtsmaßregeln vor, deren Anwendung von dem 
Unternehmer unter Berückfichtigung feiner Exiſtenzbedingungen 
gefordert werden kann, fo kann der Tatbeſtand der höheren 
Gewalt nicht dadurch beſeitigt werden, daß die Möglichkeit 
beſteht, daß trotz der Vorkehrungen etwa in einem unbeachteten 
Zeitpunkte das Verbrechen doch verübt worden wäre. Dieſer 
Möglichkeit ſteht nicht bloß die Möglichkeit, ſondern ſogar die 
Wahrſcheinlichkeit der Verhütung oder rechtzeitiger Entdeckung 
gegenüber. S. c. G., U. v. 13. Okt. 04, 7/04 VI. — Karlsruhe. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

13. Begriff der vollen Entſchädigung.] 

Wie das O. L. G. hervorgehoben hat, haben die Sach⸗ 
verſtändigen in ihrem Gutachten ausdrücklich erklärt, daß, da 
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die Kl. infolge der Zwangsentziehung ihres Eigentums ein 
Recht auf volle Entſchädigung habe, fie bei allen Anſätzen das 
Maximum in Rechnung geſtellt hätten, wenn ſich daraus auch 
Reſultate ergäben, die den allgemeinen Anſchauungen und der 
Praxis bei Verkäufen nicht entſprächen. Mit Recht hat der 
B. R. dieſen Grundſatz für bedenklich gehalten. Volle Ent⸗ 
Ihädigung tft nicht gleichbedentend mit Erſatz des höchſten 
Wertes, ſondern entſpricht dem Worte „vollſtändig“: Der Ent⸗ 
eignete ſoll durch die Enteignung keinen Vermoͤgens nachteil er- 
leiden, in der zuzubilligenden Entſchädigung vielmehr Erſatz 
für alle durch die Enteignung ihm zugefügten Nachteile erhalten, 
und innerhalb der natürlichen Wertsſchwankungen ſoll die zu 
leiſtende Entſchädigung voll und reichlich bemeſſen ſein. In 
dieſem Sinne hat das O. L. G. den Ausdruck volle Entſchädigung 
aufgefaßt und hat dementſprechend mit Recht die von den 
Sachverſtändigen auf Grundlage der hoͤchſten Anſätze gefundenen 
Werte herabgeſetzt. Es hat dieſe Herabſetzung gemäß 8 286 
der Z. P. O. auf Grund eigener tatſächlicher Erwägungen nach 
freier Überzeugung vorgenommen und durfte hierbei auch die 
Gutachten der Verwaltungsſachverſtändigen und der erfternannten 
gerichtlichen Sachverſtändigen mit in Betracht ziehen. E. o. Militär. 
fiskus, U. v. 18. Okt. 04, 44/04 II. — Coöln. 

III. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

Code civil. 

14. Art. 1322 und 1383. Ausſchluß der Haftbarkeit 
des Arbeitgebers bei unterlaſſener Einklebung von Beitrags⸗ 
marken.] 

Die Kl. und Rkl. iſt mit dem Anſpruch auf eine Invaliden⸗ 
rente gegen die Verficherungsanſtalt Rheinprovinz rechtskräftig 
aus dem Grunde abgewieſen worden, weil ihr an der nach 
8 29 des Invaliden⸗ und Altersverficherungsgeſetzes vom 
13. Juli 1899 erforderlichen Wartezeit von 200 Wochen 
95 Wochen fehlten, da ihre Quittungskarten nur 105 Beitrags- 
marken enthalten. Sie macht dafür den Bekl., bei dem ſie in 
der Zeit vom Dezember 1895 bis dahin 1901 vielfach als 
Waſch⸗ und Putzfrau gegen Koſt und Lohn befchäftigt geweſen 
iſt, verantwortlich und beanſprucht mit der gegenwärtigen Klage 
Erſatz der ihr entgangenen Rente, weil derſelbe es entgegen den 
geſetzlichen Vorſchriften unterlaſſen habe, Beitragsmarken für fie 
einzukleben. Das O. L. G. hat dieſen Anſpruch, entgegen der 
Annahme des L. G., auch dem Grunde nach als berechtigt an⸗ 
erkannt. Zunächſt iſt dem O. L. G. darin beizupflichten, daß, 
da nach demnächſtiger Beibringung von 105 Quittungsmarken 
durch den Bekl. diejenigen Unterlaſſungen, auf welche der Klage⸗ 
anſpruch gegründet wird, vor dem 1. Januar 1900 liegen, für 
deſſen Beurteilung gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. 
die Beſtimmungen des franzöſiſchen Rechts (Art. 1382 ff.) und 
nicht diejenigen des B. G. B. zur Anwendung zu bringen find. 
Daran ändert insbeſondere der Umſtand nichts, daß die nach⸗ 
teiligen Folgen der Nichtbeſchaffung der Marken für die 
Kl. erſt nach dem 1. Januar 1900 eingetreten ſind. 
Was die Sache ſelbſt anlangt, jo hatte der Bekl. ſo⸗ 
wohl ein ſolches Verſchulden als den Kauſalzuſammenhang 
beſtritten, weil nach Lage der Geſetzgebung zur Zeit der an⸗ 
geblichen Verfäumung die Nachholung der fehlenden Beitrags- 
marken zuläſſig geweſen fe. Das O. L. G. hat dieſe Ein- 
wendung für unerheblich erachtet. Dem kann nicht beigepflichtet 
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werden. Vielmehr kommt dieſelbe ſowohl für die Frage des 
Verſchuldens als des urſächlichen Zuſammenhangs weſentlich in 
Betracht. (Wird näher begründet.) C. c. B., U. v. 4. Okt. 04, 
606/03 II. — Göln. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(euſcheidungen wem 6. Inni bis 8. Oktober 1904.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. Str. G. B. § 29 Abſ. 1. Iſt bei der Umwandlung 
einer Geldſtrafe in Haft außer § 29 Str. G. B. auch noch der 
Strafrahmen des Einzelgeſetzes zu beachten? 

Laut Urſchrift des angefochtenen Urteils iſt gegen den An⸗ 
geklagten wegen einer Übertretung eine Geldſtrafe von 100 Mark, 
hilfsweiſe 4 Wochen Haft verhängt. Dem gegenüber behauptet 
der Angeklagte in ſeiner Reviſion, zunächſt ſei ein die Freiheits⸗ 
ſtrafe auf 20 Tage Haft feſtſetzendes Urteil „beinahe vollſtändig 
verkündet“, dann aber auf Anregung des Staatsanwalts vom 
Gericht nochmals beraten und ſchließlich das jetzt vorliegende 
Urteil bekannt gegeben worden. Dieſe Darſtellung erhält durch 
das Sitzungsprotokoll Beſtätigung. Es bedarf keiner Er⸗ 
örterung, ob das erkennende Gericht unter allen Umſtänden den 
Urteilsſatz im Weg nochmaliger Beratung noch ſolange ab⸗ 
ändern darf, als nicht außer dem Urteilsſatz auch die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe vollſtändig verkündet find; denn dadurch, daß 
gegebenenfalls ſtatt der zuerſt hilfsweiſe vorgeſehenen 30 Tage 
nur 4 Wochen oder 28 Tage Haft angeſetzt worden find, kann 
offenbar der Angeklagte nicht beſchwert ſein. Dem Angeklagten 
muß zugegeben werden, daß die an erſter Stelle geſchoͤpfte Geld. 
ſtrafe von 100 Mark hinter dem in § 138 Abſ. 1 Nr. 4 der 
Gewerbeordnung angedrohten Hoͤchſtmaß von 150 Mark erheb- 
lich zurückbleibt und daß dennoch die Erſatzſtrafe das geſetzliche 
Höͤchſtmaß von 4 Wochen erreicht. Allein nirgends findet fich 
ein Rechtsgrundſatz angedeutet, wonach bei wahlweiſer An- 
drohung von Geld- und von Freiheitſtrafe die Umwandlung 
einer im Einzelfall an ſich als angemeſſen erachteten Geld⸗ 
ſtrafe in Freiheitsſtrafe ſtets unter Einhaltung des vom Boden 
der Strafandrohung aus zwiſchen Geld- und Freiheitsſtrafe be⸗ 
ſtehenden rechneriſchen Verhältniſſes erfolgen müßte; vielmehr 
entſcheidet einzig und allein die Vorſchrift in $ 29 Abſ. 1 des 
Str. G. B., und bleibt es dem richterlichen Ermeſſen anheim 
gegeben, für Übertretungen irgend einen Betrag zwiſchen einer 
und fünfzehn Mark je einer eintägigen Haftſtrafe gleichzuachten 
mit der Maßgabe freilich, daß die fo ſich ergebende Freiheits- 
ſtrafe nicht über ihr in der einſchlägigen Strafandrohung vor⸗ 
geſehenes Hoͤchſtmaß hinausgeht. U. d. I. Sen. v. 23. Juni 04 
(2275/04). 

2. Str. G. B. 88 40 fig. Nichtigkeit des ſtrafbaren Ver⸗ 
kaufs unzüchtiger Bilder. 

Die Beſtrafung des Verkäufers unzüchtiger Schriften iſt 
mit deren Einziehung wohl vereinbar, da der ſtraſbare Verkauf 
zivilrechtlich nichtig iſt und deshalb das Eigentum des Ver⸗ 
käufers nicht auf den Käufer übertragen kann. U. d. III. Sen. 
v. 26. September 04 (2814/04). 
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3. Str. G. B. § 42. Str. P. O. 58 198, 206. Pro- 
zefſuale Rechtsſtellung der Intereſſenten. 

Der Antrag des Staatsanwalts auf Einleitung des objek⸗ 
tiven Verfahrens hat den Einziehungsintereſſenten gegenüber nicht 
die Bedeutung einer Anklageſchrift im Sinne des § 198 der 
Str. P. O. Hieraus ergibt ſich, daß die $$ 198 und 264 der 
Str. P. O. auf das objektive Verfahren überhaupt keine An⸗ 
wendung finden, und daß die Staatsanwaltſchaft, — gleichviel 
ob im Termine Einziehungsintereſſenten erſchienen ſind oder 
nicht —, durch keine geſetzliche Vorſchrift gehindert iſt, im 
Termine bezüglich der im ſchriftlichen Antrag bezeichneten Gegen⸗ 
ſtände ftatt der dort beantragten Maßnahme eine andere, ind- 
beſondere ſtatt der Unbrauchbarmachung die Einziehung in An- 
trag zu bringen, oder den geſtellten Antrag aus einem neuen, 
von dem ſchriftlichen Antrage abweichenden rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte zu begründen, ohne daß es der Zuſtimmung etwa an⸗ 
weſender Intereſſenten oder der zuvorigen Benachrichtigung ge⸗ 
ladener aber nicht erſchienener Intereſſenten bedarf. U. d. II. Sen. 
v. 7. Oktober 04 (2249/04). 

4. Str. G. B. 8 108. Doppelwahl eines mit Recht in 
zwei Liſten eingetragenen Wählers. 

Unter Aufgabe der früheren Anſicht des Senats wird aus. 
geſprochen, daß der Wähler, der an zwei Orten ſeinen Wohnſitz 
hat und deshalb mit Recht in beide Liſten eingetragen iſt, ſich 
durch die zweite Wahlhandlung ſtrafbar macht, vorausgeſetzt, 
daß er das Verbot der Doppelwahl gekannt und außerdem ge⸗ 
wußt hat, daß ſein Wahlrecht durch die erſte Stimmabgabe 
erſchöͤpft ſei. Zwei Urteile d. III. Sen. v. 11. Juli 04 
(5727/03 u. 2283/04). 

5. Str. G. B. 88 156, 163. 

Die Staatsanwaltſchaften find zur Abnahme von Ver ⸗ 
ficherungen an Eidesſtatt nicht zuſtändig. Dies gilt auch für 
ſolche Verficherungen, die freiwillig ſchriftlich abgegeben werden 
und für Veiſicherungen im Strafvollſtreckungsverfahren. U. d. 
II. Sen. v. 14. Juni 04. (243/04). 

6. Str. G. B. § 164. 

Enthält die Anzeige nicht die Behauptung, daß von der 
Urkunde zum Zwecke der Täuſchung Gebrauch gemacht ſei, ſo 
fehlt es an der Behauptung eines weſentlichen Tatbeſtands⸗ 
merkmals der Urkundenfälſchung, mithin auch an der Be⸗ 
hauptung einer ſtrafbaren Handlung. U. d. IV. Sen. v. 
4. Oktober 04 (1318/04). 

7. Str. G. B. 8 166. Beſchimpfung durch konkludente 
Handlung (Nachahmung des Abendmahls). 

Das angefochtene Urteil beruht auf der Feſtſtellung, daß 
bei einem Schützenfeſt der Mitangeklagte ſich in Anweſenheit 
einer großen Anzahl von Perſonen mit einem gefüllten Bier ⸗ 
glaſe auf einen Stuhl geſtellt, nach den Worten „jetzt will ich 
auch einmal die Epiſtel von dem Sonntag vorleſen“ einen finn ⸗ 
loſen, ſpaßhaft ſein ſollenden Vortrag in paſtoralem Ton ge⸗ 
halten, hierauf eine größere Anzahl junger Leute aufgefordert, 
heranzutreten, zu denen ſich noch einige andere ohne Aufforderung 
geſellt, ihnen Schokoladenplätzchen meiſt in den Mund, in ge⸗ 
ringerer Zahl in die Hand gegeben habe und ſchließlich ſie haben 
eſſen und aus dem Glaſe trinken laſſen. In dieſem Vorgange 
konnte die Strafkammer unbedenklich eine Nachahmung der 
Feier des heiligen Abendmahls erblicken und dieſe Nachahmung 
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als eine öffentliche Beſchimpfung einer Einrichtung der chriſt⸗ 
lichen, zumal der proteſtantiſchen Kirche auffaſſen. Sie ſpricht 
weiter aus, daß in demſelben eine in roher Weiſe erfolgte Ver⸗ 
letzung des religiöjen Gefühls anderer zu finden ſei, da „durch 
die von K. in einem Tanzlokal vor tanzenden und mehr oder 
minder trunkenen Leuten gewählte und von den anderen Be⸗ 
teiligten mitbeobachtete Form der Abendmahlfeier in ſehr grober 
Beife die Nichtachtung des heiligen Abendmahls ausgedrückt 
werden“ ſei. Hierdurch iſt klar ausgeſprochen, daß die be⸗ 
teiligten Perſonen ihre Mißachtung in beſonders verletzender, 
roher Form betätigt haben, und ſomit das Tatbeſtandserfordernis 
der Beſchimpfung einer Einrichtung der chriſtlichen Kirche ge⸗ 
geben (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 284). Daß Be⸗ 
ſchimpfungen auch durch konkludente Handlungen erfolgen 
können, iſt unbedenklich. U. d. III. Sen. v. 20. Juni 04 
(609/04). 

8. Str. G. B. 8 180. Duldung der Polizeibehörden. 

Unter der Begründung, daß die Polizei, d. i. der Amts- 
vorſteher, den Bordellbetrieb der Angeklagten gekannt und ge⸗ 
duldet habe, daß in der vorſätzlichen Unterlaſſung der durch das 
Recht gebotenen Verhinderung des Unzuchtbetriebs aber ein 
Vorſchubleiſten der Unzucht zu erblicken ſei und ſomit der Amts⸗ 
vorſteher als Teilnehmer verdächtig fein und deshalb nicht 
hätte beeidigt werden dürfen, rügt die Revifion Verletzung des 
9 56 Ziff. 3 Str. P. O. Die Rüge iſt nicht begründet. In 
dem Urteil wird feſtgeſtellt, daß dem Amtsvorſteher der Bordell. 
betrieb kaum verborgen bleiben konnte, daß auch von dem Amts⸗ 
rerſteher wiederholt ärztliche Unterſuchungen der von der An⸗ 
geflagten gehaltenen Mädchen auf ihre geſchlechtliche Geſundheit 
zerlangt worden und daß auch ärztliche Atteſte über die Unter- 
ſuchung dem Amtsvorſteher eingereicht ſeien. Hieraus ergibt 
ich aber nichts weiteres, als daß die Polizei lediglich in Er⸗ 
füllung ihrer Auffichtspflichten ſanitätspolizeilicher Art, wie 
ſelche auch im § 361 Ziff. 6 Str. G. B. anerkannt find, ge⸗ 
handelt hat. In der Ausübung dieſer öffentlich- rechtlichen 
Pflichten kann eine ftrafbare Teilnahme grundſätzlich nicht ge⸗ 
funden werden. U. d. IV. Sen. v. 28. Juni 04 (742/04). 

9. Str. G. B. § 181 a. Gemeinſame Wirtſchaft mit 
einer Proſtituierten. 

Wer mit einer Proſtituierten aus einer gemeinſamen Kaſſe 
ebt, bezieht einen Teil ſeines Unterhalts aus ihrem Verdienſte, 
ſelbſt wenn fein Beitrag der größere ift. U. d. II. Sen. v. 
14. Juni 04 (5666/03) u. d. III. Sen. vom 19. September 04 
(249/04). 

10. Str. G. B. 8 185. Begriff der Beleidigung (gegen- 
über bloßem „Argern“). 

Die Strafkammer erblickt in dem wiederholten Abfingen 
des „Bullerjahn“ in der ausgeſprochenen Abfiht, daß B. es 
heren und fi darüber ärgern ſolle, eine vorſätzliche und rechts⸗ 
widrige Willensäußerung, durch welche die Angeklagten dem B. 
ihre Geringſchätzung ausdrücken wollten. Dieſe Ausführungen 
legen den Verdacht nahe, daß die Strafkammer den Begriff 
der Beleidigung verkannt und weiter den ſubjektiven Tatbeſtand 
nicht genügend feſtgeſtellt hat. Die Beleidigung ſetzt eine 
Kundgebung voraus, welche den Ausdruck der Mißachtung 
enthält. Entſch. Bd. 24 S. 40 [42]). Statt deſſen ſpricht 
der Vorderrichter lediglich davon, die Angeklagten hätten dem B. 
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ihre Geringſchätzung ausdrücken wollen. Abgeſehen 
davon, daß der Ausdruck der Geringſchätzung nicht ohne weiteres 
dem Ausdrucke der Mißachtung gleichzuſtellen iſt, fehlt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die vorſätzliche Außerung der Beſchwerdeführer an 
ſich einen Ausdruck der Geringſchatzung tatſächlich enthält. Er⸗ 
cheint ſonach ſchon der objektive Tatbeſtand der Beleidigung 
nicht einwandfrei feſtgeſtellt, fo begegnet das Urteil auch nach 
der ſubjektiven Seite Bedenken. Erforderlich in dieſer Richtung 
war das Bewußtſein der Angeklagten von dem beleidigenden 
Charakter ihrer Kundgebung, ſie mußten wiſſen, daß die von 
ihnen vorſätzlich gewollte Außerung für B. den Ausdruck der 
Mißachtung enthält. Daß die Angeklagten dieſes Bewußtſein 
hatten, iſt dem Urteile nicht mit hinreichender Beſtimmtheit zu 
entnehmen. Der wiederholt hervorgehobene Umſtand, daß die 
Angeklagten den B. „ärgern“ wollten, kann in dieſer Richtung 
nicht ausreichen; die Abſicht, einen Dritten zu ärgern, umfaßt 
keineswegs notwendig das Bewußtſein von dem beleidigenden 
Charakter der gewollten Kundgebung. U. d. III. Sen. v. 
26. September 04 (2999/04). 

11. Str. G. B. $ 185. Eventualdolus. 

Der vom Angeklagten veröffentlichte Artikel enthält folgende 
Sätze: Die Lehrer werden ſich wohl ſehr dafür bedanken, 
Prügelmeiſter zu ſpielen. Vielleicht wird ein Unteroffizier 
dazu engagiert; denn dieſe ja Fachmänner auf dieſem 
Gebiete. Zur Verteidigung gegen die Beſchuldigung, den 
Unteroffiziersſtand beleidigt zu haben, hatte der Angeklagte 
vorgebracht: In der Urſchrift habe an der leer gebliebenen 
Stelle das Wort „haben“ geſtanden. Durch einen Zufall ſei 
dieſes Wort nicht mit abgedruckt worden, und nur wegen tech⸗ 
niſcher Schwierigkeiten ſei davon abgeſehen worden, die Lücke 
nachträglich durch das ausgelaſſene Wort „haben“ auszufüllen. 
Die Strafkammer hat die Richtigkeit der Darſtellung des An⸗ 
geklagten für nicht ausgeſchloſſen erachtet, gleichwohl aber an⸗ 
genommen, daß der Angeklagte durch die Verbreitung des Ar⸗ 
tikels in der vorliegenden Geſtalt ſich einer Beleidigung ſchuldig 
gemacht habe, und dies dahin begründet: Jedem Leſer des Ar- 
tikels ſei die Ergänzung des fehlenden Wortes überlaſſen ge⸗ 
blieben. Das Wort „find“ als ausgelaſſen anzunehmen, habe 
am nächſten gelegen, und der Angeklagte habe damit gerechnet, 
daß ein Teil der Leſer die Lücke in dem Artikel in dieſer Weiſe 
ergänzen werde. Daß bei einer ſolchen Ergänzung der Artikel 
beleidigend ſei, habe der Angeklagte gewußt. Er ſei aber mit 
dem als möglich gedachten Erfolge einverſtanden geweſen, habe 
den Erfolg alſo mindeſtens eventuell gewollt. Daß der Eventual⸗ 
dolus als zur Erfüllung des ſubjektiven Tatbeſtandes ausreichend 
erachtet worden iſt, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Allein die 
weiteren Ausführungen des angefochtenen Urteils erwecken Be⸗ 
denken, ob die Strafkammer von einer richtigen Auffaſſung des 
Eventualdolus ausgegangen iſt. Bei der Strafzumeſſung iſt 
nämlich erwogen: es ſei möglich, daß in der Urſchrift des Ar- 
tikels das Wort „haben“ geſtanden und daß der Angeklagte in 
nur leichtfinniger und gleichgültiger Weiſe den Artikel wegen 
techniſcher Schwierigkeiten in dem Druckereibetriebe in ſeiner 
jetzigen beleidigenden Geſtalt habe paſſieren laſſen. Der Even- 
tualdolus erheiſcht, daß der Täter den rechtswidrigen Erfolg 
mit in ſeinen Willen aufgenommen hat. Ob die Strafkammer 
dies als feſtſtehend erachtet hat, bleibt zweifelhaft, da ſie als 
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möglich unterſtellt, daß der Angeklagte nur als Leichtfinn und 
Gleichgültigkeit den Artikel in der vorliegenden Geſtalt hat 
paffieren laſſen. Urt. d. IV. Sen. v. 7. Oktober 04 
(2900/04). 

12. Str. G. B. $ 185. Mittäterfchaft bei Preßvergehen. 

Eine Beleidigung durch die Preſſe kann in Mittäterſchaft 
begangen werden, wenngleich fie nach dem äußeren Anſchein 
von einer einzelnen Perſon ausgeht. Maßgebend iſt nicht der 
äußere Anſchein, ſondern die durch alle zuläffigen Beweis⸗ 
mittel feſtſtellbare Tatſache, wer den Ausdruck der Mißachtung 
kundgibt. Die Annahme der Mittäterſchaft des Beſchwerde⸗ 
führers wird daher durch den Umſtand nicht ausgeſchloſſen, daß 
als Verfaſſer des fraglichen Artikels in der Druckſchrift ein 
anderer Angeklagter angegeben iſt. Das Urteil ſtellt feſt, daß 
beide Angeklagte mit Kenntnis und Verſtändnis des Inhalts 
und mit Genehmigung desſelben in bewußtem Einverſtändnis 
und in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken die Ver⸗ 
oͤffentlichung des fraglichen Artikels in der angegebenen Form 
bewirkt haben. Urt. d. II. Sen. v. 4. Oktober 04 (2984/04). 

13. Str. G. B. 8 193. Anwendung bei Beleidigung einer 
Behörde durch untergeordnete Organe. 

Die Strafkammer hat zwar den Inhalt des von dem An⸗ 
geklagten in ſeiner Eigenſchaft als Oberförſter an den Amts⸗ 
anwalt gerichteten Schreibens als beleidigend angeſehen, aber dem 
Angeklagten den Schutz des § 193 zugebilligt. Die Vorinſtanz 
geht davon aus, daß der Fall dem Falle eines „Urteils von 
ſeiten eines Beamten“ ähnlich ſei. In dieſer Annahme 
iſt ein Rechtsirrtum nicht zu finden. Im vorliegenden Falle 
handelt es ſich um einen Briefwechſel über die Ausfüllung von 
Forſtſtrafliſten, und zwar gab den Anlaß dazu das von dem 
Angeklagten unterzeichnete Verzeichnis, in welchem die den Straf- 
vorſchriften des Preußiſchen Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April 
1878 unterliegenden, während des Monats Januar begangenen 
Straftaten aufgeführt waren. Es tft zwar nicht erörtert, ob 
der Angeklagte als Beamter anzuſehen ſei, allein hierauf 
kommt es nicht an, denn der Angeklagte befand ſich, wenn auch 
nicht in einem Beamten verhältniſſe, doch inſofern in einem 
beamtenähnlichen Verhältniſſe, als er forſtpolizeiliche 
Verrichtungen ausübte. Die Behauptung der Reviſion, daß 
es ſich hier um die Gegenvorſtellung eines Privatmannes 
gegenüber einer Behörde handele, trifft hiernach nicht zu. Urt. 
d. III. Sen. v. 11. Juli 04 (2696/04). 

14. Str. G. B. 8 224. Verluſt eines Fingers. 

Die Strafkammer ſtellt feſt, daß M. ein wichtiges 
Glied des Körpers verloren hat, indem fie erwägt, 
daß das Wertverhältnis der linken Hand zum Geſamt⸗ 
organismus des Menſchen ein ſolches ſei, daß ihre völlige 
Gebrauchs unfähigkeit, wie fie hier vorliege, eine erhebliche 
Störung und Beeinträchtigung der regelmäßigen Funktionen 
aller Einzelorgane herbeizuführen geeignet erſcheine, mehr aber 
erfordere der Begriff des „wichtigen Gliedes“ nicht. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß der Verluſt einer Hand den Verluſt eines 
wichtigen Gliedes des Körpers bedeutet haben würde; aber nicht 
den Verluſt der linken Hand ſtellt das Urteil feſt, ſondern 
ihre völlige Gebrauchsunfähigkeit. Verloren hat M. 
ſeine linke Hand nicht: es war ſonach in dieſem Sinne die 
Anwendung des § 224 nicht zuläſſig. Eine andere Frage aber 
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iſt die, ob nicht die Feſtſtellung, daß der Verletzte den dritten 
und vierten Finger der linken Hand wirklich verloren hat, zu 
der Annahme berechtigte, daß hiermit der Verluſt eines oder 
ſogar mehrerer „wichtiger Glieder des Korpers“ gegeben ſei. 
Die Rechtſprechung des Reichsgerichts ſteht prinzipiell ſolcher 
Annahme nicht entgegen. Den Urteilen, die in den Ent⸗ 
ſcheidungen in Strafſachen Bd. 6 S. 346 und Rechtſprechung 
in Strafſachen Bd. 5 S. 403 zum Abdruck gekommen find, 
lagen Fälle zugrunde, in denen lediglich der Berluft von 
Gliedern eines Fingers, alſo von Gliederteilen feſtgeſtellt 
war. Die Finger als Glieder des Körpers anzuſehen, ent⸗ 
ſpricht der natürlichen Anſchauung und ſteht nicht minder mit 
dem Begriffe, den das Recht damit verbindet, im Einklang. 
Ob der verlorene Finger ein wichtiges Glied des Körpers ge⸗ 
weſen, hängt von Umſtänden ab, die der Tatrichter zu beur⸗ 
teilen hat. Auch wenn die Individualität des Verletzten nicht 
in Rückficht gezogen wird, kann je nach der Belegenheit des 
Falles die Beantwortung der Frage eine verſchiedene ſein. 
Einer desfallſigen Prüfung aber hat hier die Strafkammer fich 
nicht unterzogen. U. d. II. Sen. v. 3. Juni 04 (539/04). 

15. 8 230. Prellſchüſſe bei der Jagd. 

Der Vorderrichter erachtet zunächſt als ausgeſchloſſen, daß 
Helene P. durch die natürliche Streuung der Schrote getroffen 
wurde; er unterſtellt vielmehr zwei Möglichkeiten, wie die Ver⸗ 
letzung der P. entſtanden ſein kann, entweder in der Weiſe, daß 
die Schrotkörner in der Luft gegenseitig ſich abgeſtoßen haben 
oder, was er für wahrſcheinlicher erachtet, in der Art, daß die 
Schrotkörner am Boden abprallten und ſo den Weg zu der 
Verletzten fanden. Bei Prüfung der Frage nach der Vorher⸗ 
ſehbarkeit bemerkt der Vorderrichter, es ſei Pflicht eines jeden, 
der ein Gewehr in die Hand nimmt, ſich mit den Einrichtungen 
eines ſolchen und mit den Wirkungen eines Schufſes bekannt 
zu machen und bezeichnet das Unterlaſſen ſolcher pflichtmäßigen 
Erkundigung und die dadurch bewirkte Unkenntnis der mög⸗ 
lichen Folgen als Fahrläſſigkeit, ſtellt aber keineswegs feſt, daß 
der Angeklagte ſich einer Unterlaſſung in dieſer Richtung ſchuldig 
gemacht hat, behandelt vielmehr im ganzen übrigen Teile ſeiner 
Ausführungen nur die von ihm ins Auge gefaßte zweite 
Möglichkeit des Rikochettierens der Schrotkörner und ſtellt feſt, 
daß dieſe Eigenſchaft der Schrotkörner dem Angeklagten bekannt 
war und er nach den konkreten Verhältniffen des Falles, ins⸗ 
beſondere mit Rückſicht darauf, daß die Verletzte nicht in gleicher 
Hoͤhe mit dem Huhne ſtand — andernfalls ſcheint er eine 
Fahrläſſigkeit nicht als gegeben zu erachten — die Moͤglichkeit 
des Abprallens von Schrotkörnern und der Verletzung der P. 
vorausſehen konnte. Dies würde ausreichen, wenn feſtgeſtellt 
wäre, daß die Verletzung der P. nur durch am Boden ab- 
geprallte Schrotkörner verurſacht werden konnte und verurſacht 
wurde. Nach den eigenen Ausführungen des Vorderrichters 
konnte aber eine ſolche Feſtſtellung nicht getroffen, es muß viel- 
mehr auch mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß in der 
Luft gegenſeitig ſich abſtoßende Schrotkörner die Verletzung ver⸗ 
urſacht haben. Darüber aber, daß der Angeklagte dieſen nur 
bei nicht ſorgfältiger Anfertigung der Patronen eintretenden 
Umſtand und einen auf dieſe außergewöhnliche Weiſe ein- 
tretenden ſchädigenden Erfolg vorausſehen konnte, enthält das 
Urteil nichts. U. d. III. Sen. v. 13. Juni 04 (763/04). 
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16. Str. G. B. § 230. Haftung des Mieters für ge⸗ 
fährliche Beſchaffenheit des Mietgrundſtücks. 

Der Angeklagte kannte den ſchadhaften Zuſtand der Mauer 
und die gefährliche Lage der Steinplatte, die jeden Augenblick 
infolge minimaler Erſchütterung herabſtürzen und Menſchen 
verletzen konnte. Die zivil- und ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Schaden gründet ſich nicht ausſchließlich auf das Eigen ⸗ 
tum; ſie kann ganz allgemein jeden treffen, der in Ausübung 
eines dinglichen oder obligatoriſchen Rechts ($ 837 des B. G. B.) 
zu einer Verfügung über die Sache in der Lage iſt, alſo auch 
den Mieter, ähnlich wie bei der Spezialbeſtimmung des 
§ 367 (Entſch. in Strafſachen Bd. 6 S. 34 und Bd. 15 
S. 58). Der Angeklagte mußte deshalb nach vergeblicher Be⸗ 
nachrichtigung des Eigentümers die Gefährdung Dritter ſelbſt 
abwenden. U. d. I. Sen. v. 7. Juli 04 (311/04). 

17. Str. G. B. § 246. Strafrechtlicher Befitzbegriff. 

Die Annahme, daß Beſitz, wie er im § 246 des Str. G. B. vor- 
ausgeſetzt iſt, ohne weiteres in jedem Fall vorliege, in welchem 
das bürgerliche Recht ſolchen anerkennt, iſt nicht angängig. 
Die Beziehung des Täters zur Sache muß in einer tatſäch⸗ 
lichen Inhabung derſelben beſtehen, es handelt ſich um kein 
weſentlich anderes Verhältnis, als es in 8 242 des Str. G. B. 
bei demjenigen vorausgeſetzt iſt, dem die Sache „weggenommen“ 
wird. U. d. I. Sen. v. Suns Jun 04 (5805/03). 

18. Str. G. B. 88 246, 266. Unterſchlagung trotz Ab- 
lieferung. 

Zu Unrecht nimmt die Revifion an, daß der der Ent⸗ 
ſcheidung des II. Strafſenats vom 30. Oktober 1891 (Ent- 
ſcheidungen Bd. XXII S. 175), deren Rechtsgrundſätzen der 
erkennende Senat beitritt, zugrunde liegende Fall rechtlich 
anders zu beurteilen geweſen ſei, als der jetzt zu entſcheidende. 
Auch wenn es vorliegend zum Geſchäftskreiſe des Angeklagten 
gehörte, Wertpapiere, die im Eigentum der von ihm vertretenen 
Liquidationsfirma ſtanden, in Geld umzuſetzen, ſo durfte er 
dies doch nur für die Eigentümerin tun, und er war 
ebenſo, wie in dem früher entſchiedenen Falle der Agent be⸗ 
züglich des von ihm vereinnahmten Geldes verpflichtet, die ihm 
von dem die Umſetzung bewirkenden Bankier übergebene 
Summe als den Erlss der umgeſetzten Papiere ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsherrin abzuliefern. Hat er zwar eine dem Erloͤſe gleich⸗ 
kommende Summe an die Firma abgeführt, aber nicht als das 
Aquivalent für die letzterer gehörigen Werte, ſondern zur Ver⸗ 
deckung eines in der Kaſſe vorhandenen Fehlbetrages, für den 
er aufzukommen hatte oder aufkommen zu müſſen glaubte, ſo 
tritt hier wie dort in erkennbarer Weiſe durch jene Handlung 
objektiv und ſubjektiv ein Aneignung ssakt hervor: er hat ſich 
ſelbſt den Erlös zu eigen gemacht, mit der ausgeführten Ab⸗ 
ſicht, ein auf anderweite Art entſtandenes Manko in der Kaſſe 
der Firma auszufüllen. Damit hat er auch abfichtlich zum 
Nachteile der Firma gehandelt; denn den Erlös ihrer Papiere 
erhielt dieſelbe nicht und das Manko, deſſen Deckung ſie von 
dem dafür Haftbaren hätte beanſpruchen können, blieb ihr ver⸗ 
borgen. Nun meint allerdings die Reviſion, nach dem er⸗ 
wieſenen Sachverhalt ſei der Angeklagte zur Deckung des 
Mankos gar nicht verpflichtet geweſen, während ſie anderer⸗ 
ſeits ausdrücklich bekennt, daß, wie die Urteilsgründe als Feſt⸗ 
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ſtellung erkennen laſſen, der Angeklagte das Gefühl einer 
unordentlichen Buch- und Kaſſenführung hatte und aus Furcht 
vor der Haftung zum Ausgleiche des Mankos die Buchung des 
Erlöfes unterließ und letzteren zu dieſem Ausgleiche verwendete, 
anſtatt ihn als das, was er wirklich war, abzuliefern. Dieſe 
letztere Feſtſtellung aber genügt zur Erfüllung des Tatbeftandes 
der Untreue und der Unterſchlagung, ſowohl nach der ob⸗ 


jektiven, als auch nach der ſubjektiven Seite hin, wie ſchon aus 


dem bereits oben Ausgeführten fich ergibt. Sollte alſo in der 
Tat, wie die Reviſion meint, die Strafkammer rechtsirrig an⸗ 
genommen haben, daß der Angeklagte unter allen Umſtänden, 
ſelbſt wenn ihn keinerlei Verſchulden traf, das Manko zu 
erſetzen verpflichtet war, jo würde auf dieſem Rechtsirrtum das 
Urteil nicht beruhen. U. d. I. Sen. v. 27. Juni 04 (3004/04). 

19. Dieſelben Paragraphen. Eigentumsverhältniſſe an 
ausgezahlten Poſtanweiſungsbeträgen. 

Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß der Angeklagte von J. 
beauftragt worden war, in deſſen Streitſache mit F. für Ein- 
legung der Berufung zu ſorgen, daß er brieflich die Auf ⸗ 
forderung an ihn richtete, den von den Poſener Anwälten er- 
forderten Vorſchuß mit 50 Mark einzuſenden und daß ihm J. 
dieſe 50 Mark mittels Poſtanweiſung eingeſandt hat. Nach den 
getroffenen Feſtſtellungen waren die auf Grund der Poſt⸗ 
anweiſung ausgezahlten 50 Mark durch die Auszahlung nicht 
Eigentum des Angeklagten geworden. Denn ſie waren von 
J. als der von den mehrgenannten Anwälten erforderte Vor⸗ 
ſchuß überſandt, d. h. nur zur Abführung an die Anwälte be⸗ 
beſtimmt worden, ſollten alſo gar nicht in das Eigentum des 
Angeklagten übergehen, von dieſem vielmehr alsbald auftrags⸗ 
gemäß weiterbefördert werden. Danach war das Geld mit der 
Auszahlung zunächſt Eigentum des J. geworden. Nicht minder 
zutreffend iſt die Annahme, daß der Angeklagte über dieſe für 


ihn fremden Vermögensſtücke abſichtlich zum Nachteile verfügt 


U. d. IV. Sen. v. 10. Juni 04 (260 7/4.) 

20. Str. G. B. 8 253. Klagandrohung. 

Ob die im Briefe des Angeklagten enthaltene Wendung, 
daß er das Gericht in Anſpruch nehmen und den Nachweis 
führen werde, daß er mit der Anfertigung des Projektes be⸗ 
auftragt worden ſei, die vom Vorderrichter angenommene Be⸗ 
deutung hatte, ob ſie die Androhung eines Prozeſſes enthielt 
und dazu beſtimmt war, H. einzuſchüchtern und dadurch ſeiner 


hat. 


— des Angeklagten — angeblichen Forderung gegenüber ge⸗ 


fügiger zu machen, war Sache tatſächlicher Würdigung und iſt 
der Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogen. Ob in der 
Inausſichtſtellung der Klageerhebung die Ankündigung eines 
Übels zu finden iſt und ob fie nach der Lage des gegebenen 
Falles eine genügende Begründung gefunden hat, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben; für den dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
Verſuch reicht es jedenfalls aus, daß Angeklagter die An⸗ 
kündigung einer Klage für die Ankündigung eines Übels, eine 
Drohung gehalten hat und dies iſt im angefochtenen Urteile zum 
Ausdruck gebracht. U. d. IV. Sen. v. 24. Juni 04 (883/04). 

21. Str. G. B. § 253. Beurteilung der Rechtswidrigkeit 
durch die Strafkammer abweichend von einer vorliegenden zivil- 
prozeſſualen Entſcheidung. 

Die Strafbarkeit des Angeklagten war nicht unbedingt 
davon abhängig, wie das fragliche Rechtsverhältnis vom Zivil- 
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gericht beurteilt worden war ($ 261 der Str. P. O.), ſondern 
es hatte die Strafkammer ſelbſtändig zu entſcheiden, ob der 
Rechtsanſpruch, den der Angeklagte zu beſeitigen ſuchte, ein 
materiell begründeter war oder nicht. Kam die Strafkammer 
zu dem Ergebnis, daß das Gegenteil richtig war, ſo war es 
im Sinne des 8 253 des Str. G. B. kein rechtswidriger 
Vorteil, den der Angeklagte erſtrebte, denn der R. gebührte 
das nicht, was ſie im Prozeßwege erſtritten hatte. 
ihr ſelbſt nach Leiſtung des Eides der zuerkannte Anſpruch 
mittels der Reſtitutionsklage ($ 580 Nr. 1 des B. G. B.) 
wieder ſtreitig gemacht werden und es handelte ſich in dem 
Augenblicke, wo der Angeklagte mit der künftigen Meineids⸗ 
anzeige drohte, überhaupt — trotz der Rechtskraft des gefällten 
Urteils — um einen ſolchen Anſpruch, bezüglich deſſen es noch 
ungewiß war, ob die Bedingung, von der ſeine Anerkennung 
abhängig gemacht war, eintreten würde oder nicht. Die Rechts. 
widrigkeit des Mittels, deſſen der Angeklagte ſich bediente, um 
ſeine Prozeßgegnerin von der Leiſtung des Eides zurückzuhalten, 
kam für die Frage, ob der Vorteil, den er erreichen wollte, 
ein rechtswidriger war, nicht in Betracht. Aber auch für den 
Fall, daß der fragliche Alimentenanſpruch von der Strafkammer 
für begründet angeſehen wurde, blieb immerhin die Frage offen, 
ob dem Angeklagten bewußt war, daß es um einen be⸗ 
gründeten Anſpruch fi handelte, eine Tatſache, die der An⸗ 
geklagte beſtritten hatte. U. d. II. Sen. v. 17. Juni 04 
(1236/04). 

22. Str. G. B. § 259. Vogelſchutzgeſetz v. 22. März 1888. 

In dem Ankaufe verbotswidrig gefangener Singvögel kann 
keine Hehlerei liegen, weil durch die Haupttat Vermögensrechte 
Dritter nicht verletzt find. U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04. 
(1885/04). 

23. Str. G. B. § 263. 
ordnung vom 28. Dezember 1899. 
machung von Notariatsgebühren. 

Nach der Feſtſtellung hat der im Jahre 1897 zum Notar 
ernannte Angeklagte bei ſeinem Amtsantritte eine größere An⸗ 
zahl von Urkunden ſeines Amtsvorgängers vorgefunden, welche 
noch nicht vollzogen oder doch noch nicht vorgelegt worden waren. 
Auch waren viele Ausfertigungen und Abſchriften rückſtändig. 
Der Notar iſt zur Erledigung unvollzogener Urkunden eines 
Amtsvorgängers gegenüber dem Staate verpflichtet. Für die 
Erfüllung ſeiner Amtspflicht erhält der Notar Gebühren, welche 
von demjenigen zu tragen find, der ſie in Anſpruch genommen 
hat. Außerhalb des Rahmens der Gebührenordnung kann der 
Notar für ſeine Amtstätigkeit eine Vergütung von niemandem 
beanſpruchen, insbeſondere kann ihm für die Erfüllung der mit 
dem Antritte eines Amtes übernommenen Verpflichtung zur Er⸗ 
ledigung unvollendeter Geſchäfte ſeines Amtsvorgängers ein An⸗ 
ſpruch auf Vergütung nur ſoweit erwachſen, als ſich in ſeiner 
Perſon die vom Geſetze vorgeſehenen Vorausſetzungen des An⸗ 
falls einer Gebühr verwirklichen. Ein zivilrechtlicher Anſpruch 
kann durch die Erfüllung der Amtspflicht des Notars an fi 
gegen niemanden begründet werden und es kann deshalb auch 
von einem von der Reviſion mehrfach betonten zivilrechtlichen 
Verhältnis zwiſchen dem Angeklagten und der Witwe ſeines 
Amtsvorgängers wenn überhaupt jedenfalls nur inſoweit ge⸗ 
ſprochen werden, als es ſich um die dem Angeklagten ange⸗ 


Bayriſche Notariatsgebühren⸗ 
Rechtswidrige Geltend⸗ 
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fallenen, von ſeinem Amtsvorgänger im voraus erhobenen Ge⸗ 
bühren handelt. Im Hinblick auf feine langjährige Tätigkeit 
im Notariate und ſeine genaue Kenntnis der Gebührenordnung 
war der Angeklagte, wie das Urteil in rechtlich einwandfreier 
Weiſe feſtſtellt, ſich der Rechtswidrigkeit des angeſtrebten Ver⸗ 
mögensvorteils bewußt. Es erblickt in dem vom Angeklagten 
angenommenen Schuldanerkennutniſſe, alſo in dem Abſchluſſe des 
zwiſchen ihm und der Witwe auf Grund einer Abrechnung zu⸗ 
ſtande gekommenen, gemäß § 782 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
an keine Form gebundenen Anerkenntnisvertrages den dieſer 
Witwe verurſachten Vermögensſchaden. An dieſem wird durch 
die Möglichkeit, den Vertrag ſpäterhin nach Entdeckung der⸗ 
Täuſchung anzufechten, nichts geändert. Es liegt deshalb voll⸗ 
endete Vermögensbeſchädigung vor. Auch iſt der Begriff der 
Vorſpiegelung falſcher Tatſachen nicht verkannt. Denn in den 
Briefen des Angeklagten an die Witwe und deren Anwalt war 
nach der von dem vorigen Richter gegebenen Auslegung die 
falſche Tatſache behauptet, daß jener berechtigt geweſen ſei, für 
die von ihm zu Ende geführten Arbeiten ſeines Amtsvorgängers 
einen ſogenannten Honoraranteil zu fordern. Daß Täuſchungen 
über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen von objektiven Rechts- 
normen, als Vorſpiegelungen von Tatſachen aufgefaßt werden 
können, hat das Reichsgericht ſchon früher ausgeſprochen — 
Rechtſprechung des Reichsgerichts Bd. 3 S. 579. Der durch 
dieſe Vorſpielungen bei der in rechtlichen Angelegenheiten uner⸗ 
fahrenen Witwe erregte Irrtum iſt dem landgerichtlichen Urteile 
zufolge für ſie beſtimmend geweſen, durch ihren Anwalt die 
Forderung des Angeklagten anerkennen zu laſſen. Außerdem 
hätte auch für den Angeklagten in ſeiner Eigenſchaft als Be⸗ 
amter eine Rechtspflicht zur Wahrheitsangabe beſtanden, nämlich 
die Frau dahin aufzuklären, daß es lediglich ein Akt der Billig⸗ 
keit wäre, wenn ſie ihm für ſeine Tätigkeit, hinſichtlich deren er 
Honoraranteile forderte, eine Vergütung gewähren würde. U. d. 

16. Mai 
I. Sen. v. J. Jun 04 (171/04). 

24. Str. G. B. § 263. Urſächlicher Zuſammenhang. 

Wie die Urteilsgründe feſtſtellen, hat der Angeklagte am 
9. März 1903 den Bierfahrer, der von feiner Auftraggeberin, 
der Bierbrauerei angewieſen worden war, das für den Ange- 
klagten beſtimmte Bier in der Regel nur nach vollſtändiger Be⸗ 
zahlung abzuladen und höͤchſtens eine Fuhre oder zwei anzu⸗ 
borgen, durch Vorſpiegelung der unwahren Tatſache, als ob 
ihm nunmehr die Brauereiverwaltung monatliche Zahlung des 
Bieres zugeſtanden hätte, in Irrtum verſetzt und ſo beſtimmt, 
nicht nur am 9. März, ſondern auch, „da er weder von dem 
Angeklagten noch von dem Geſchäft einen gegenteiligen Beſcheid 
erhielt“, an etwa 22 weiteren Tagen im März und April das 
Bier ohne Bezahlung abzugeben. Die Urteilsgründe erwägen, 
daß auch hinſichtlich der Aprillieferungen — von den 4 letzten 
abgeſehen — „die Täuſchung des Bierfahrers objektiv 
eine Urſache des Erfolgs war“ und der Angeklagte „durch 
pflichtwidrige Unterdrückung einer wahren Tatſache den bereits 
erregten Irrtum unterhielt.“ Beide Erwägungen find zu bean⸗ 
ſtanden. Offenbar konnte der Irrtum des Bierfahrers über 
die Bewilligung monatlicher Zahlung ſeine Willensentſchließung 
nur ſo lange beeinfluſſen, als der erſte Monat, d. h. der Monat 
März, noch nicht beendigt, das erſte angebliche Monatsziel noch 
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nicht verfallen war; mit dem Ablauf des erſten Monats wurde 
jener Irrtum ganz von ſelbſt gegenſtandslos und unerheblich. 
Wenn der Bierfahrer gleichwohl dem Angeklagten noch mehr 
Bierlieferungen anborgte, fo iſt er hierzu durch eigene Gleich⸗ 
gültigkeit oder Schwäche oder weil die Vertreter ſeiner Geſchäfts⸗ 
herrin nicht vorſichtig genug handelten, unmöglich jedoch durch 
den für ferneres Anborgen ganz belangloſen Irrtum veranlaßt 
worden: die gegenteilige Feſtſtellung der Urteilsgründe zeigt ſich 
nicht frei von unlösbarem innerem Widerſpruch und läßt ſich 
deshalb nicht halten. Daß aber der Angeklagte am 1. April 
dem Bierfahrer die unwahre Tatſache der geſchehenen Zahlung 
für die Märzlieferungen vorgeſpiegelt und jo einen neuen Irr⸗ 
tum in ihm erregt hätte, iſt den Urteilsgründen nicht zu ent⸗ 
nehmen. Hiervon abgeſehen erwuchs dem Angeklagten nicht — 
wie die Urteilsgründe anzunehmen ſcheinen — aus ſeiner falſchen 
Vorſpielung gegenüber dem Bierfahrer die rechtliche Ver⸗ 
pflichtung, ihn bei ſpäteren Bierlieferungen über die Wahrheit 
aufzuklären, und aus welcher anderweiten Quelle eine derartige 
Rechtspflicht entſprungen fein ſollte, findet ſich in den Urteils- 
gründen nirgends angedeutet. Nach Ablauf des erſten Monats 
fehlte zudem für den Angeklagten jede Möglichkeit, den früher 
von ihm hervorgerufenen Irrtum in einer für neue Willens. 
entſchließungen des Bierfahrers maßgebenden Weiſe durch bloße 
Unterdrückung wahrer Tatſachen zu „unterhalten“. U. d. I. Sen. 
v. 20. Juni 04 (249/04). 

25. Str. G. B. § 263. Zweiſeitige Maklertätigkeit. 

Nach den Urteilsgründen hatte der Zeuge A. durch Ver⸗ 
mittlung des Angeklagten im Juni 1901 ein Haus mit Gaſt⸗ 
wirtſchaft für 46 500 Mark gekauft. Im Februar 1902 kamen 
ſie dahin überein, daß der Angeklagte dem A. für das Anweſen 
einen Käufer für 55 000 Mark bringen ſolle, von denen erſterer 
als Provifion 3000 Mark erhalte. Etwaiger Mehrerlös über 
55 000 Mark ſolle an A. fallen, dieſer unter allen Umſtänden 
aber 52000 Mark bekommen. Dabei wurde ferner verabredet, 
daß, wenn ein Kaufliebhaber gefunden worden ſei, A. 60 000 
Mark vorfordern ſolle. Auf die Zeitungsinſerate des Angeklagten 
hin meldete ſich der Gaſtwirt B., dem nunmehr der Angeklagte 
das Anweſen anpries, als den Preis, den der Befitzer fordere, 
den Betrag von 60 000 Mark bezeichnete, dabei aber die Hoffnung 
ausſprach, daß es ihm gelingen werde, es dem B. für 55000 
bis 56000 Mark zu verſchaffen. Nach der weiteren Feſtſtellung 
der Strafkammer übernahm nunmehr der Angeklagte die Ver⸗ 
mittlung des Ankaufs für B. gegen Zufiherung einer von 
dieſem zu zahlenden Proviſion von zwei Prozent. A. forderte 
60 000 Mark, B. bot 55000, der Angeklagte machte ſcheinbar 
ernſtlich dem A. Vorſtellungen, auf dieſen. Preis einzugehen. 
Dieſer erklärte ſich dann einverſtanden, der Vertrag wurde ge⸗ 
ſchloſſen. Der. Angeklagte erhielt von A. die zugeſagte Proviſion 
von 3000 Mark und ließ ſich von B. 1 100 Mark als Provifion 
auszahlen. Dem wahren Wert des Beſitztums entſprach ungefähr 
der im Jahre vorher gezahlte Betrag von 46 500 Mark, wie 
der Angeklagte auch wußte. In dem Verhalten des letzteren 
gegenüber dem B. wird der Tatbeſtand des Betruges gefunden, 
da der Angeklagte, als er ſich dieſem als Vermittler anbot, 
gar nicht in der Lage war, in deſſen Intereſſe als Käufer irgend 
etwas beim Abſchluß des Geſchäftes zu tun, er vielmehr in 
ſeinem eigenen Intereſſe und in demjenigen des A. den Kaufpreis 
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auf die übermäßige Höhe von 55000 Mark heraufſchrauben 
mußte; da er, un ihn zur Zihlung dieſer Summe geneigt zu 
machen, dem B. fälſchlich vorſpiegelte, der Verkäufer fordere 
ernſtlich 60000 Mark und es ſeien noch andere dringende Re⸗ 
flektanten vorhanden, dabei verſchwieg, daß von den 55000 
Mark 3000 Mark als Prooiſion an ihn floſſen; da er ferner 
bei den Kaufverhandlungen ſich den Anſchein gab, er ſei ein 
ehrlicher Makler, indem er ſcheinbar in Wahrnehmung des Juter⸗ 
eſſes des Käufers den A. ſcheinbar beredete, auf 55000 Mark 
einzugehen, während dieſer in Wahrheit ſich dem Angeklagten 
längſt verpflichtet hatte, zu dieſer Summe zu verkaufen. 
Ohne Rechtsirrtum iſt darin die Vorſpiegelung falſcher und im 
Hinblick auf die durch den Mäklervertrag mit B. übernommenen 
Rechtspflichten in dem Verſchweigen des mit A. geſchloſſenen 
Abkommens ein Unterdrücken wahrer Tatſachen ſſeitens des 
Angeklagten gefunden. U. d. I. Sen. v. 20. Juni 04 (6350/03). 
26. Str. G. B. § 263. Vermoͤgensſchaden infolge An- 
fechtung von Verträgen, die an ſich die Vermögenslage nicht 
verſchlechtern, aber durch Täuſchung zuſtande gekommen find. 
Die Strafkammer führt aus, eine Vermögensbeſchädigung 
liege infolge des Abſchluſſes der Verſicherungsverträge inſoweit 
nicht vor, als die in ihnen übernommenen Leiſtungen auch 
unter Berückfichtigung der perſönlichen Verhältniſſe zu der 
Gegenleiſtung, auf die ſie einen Anſpruch gewährten, in einem 
angemeſſenen Verhältniſſe ſtehen. Im Hinblick auf die Anfecht⸗ 
barkeit der Verträge wegen der vom Angeklagten verübten 
Täuſchungen ſei eine ungünſtigere Vermögenslage der verficherten 
Perſonen, wenn ſie den Vertrag anfechten, allerdings 
inſofern herbeigeführt, als ſie zu deren Anfechtung gezwungen 
ſeien, fich in einen Prozeß einzulaſſen, um die von ihnen unter- 
ſchriebenen, formell gegen ſie beweiſenden Anträge zu entkräften, 
und dadurch zu Aufwendungen veranlaßt würden; eine Beſtrafung 
des Angeklagten wegen Betrugs konne auch inſoweit nicht ein⸗ 
treten, weil die im Falle der Anfechtung eintretende Vermögens⸗ | 
ſchädigung ſich nicht als Folge der Täuſchung darſtelle, ſondern 
lediglich durch die freie Entſchließung der Anfechtungsberechtigten 
verurſacht werde, mithin durch deren Willensentſchließung der 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Irrtumserregung durch den 
Angeklagten und der Vermögensbeſchädigung unterbrochen jet. 
Dieſen Ausführungen iſt jedoch nicht beizutreten. Für die 
Vermöͤgensbeſchädigung auch in der oben bezeichneten Richtung 
tft das auf Täuſchung berechnete Verhalten urſächlich. Eine 
ungünftigere Geſtaltung der Vermögenslage war ſchon dadurch 
eingetreten, daß ſie durch die Vorſpiegelungen des Angeklagten 
veranlaßt worden waren, einen Verfiherungsantrag zu vollziehen, 
der zu ihren Ungunſten von den wirklich getroffenen Ver⸗ 
einbarungen abwich, da ſie durch die Unterſchrift der Verſicherungs⸗ 
anträge der Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber zunächſt an den 
Inhalt derſelben gebunden, die ſchriftlich vorliegenden formell 
gegen fie beweiſenden Willensäußerungen im Prozeßwege an⸗ 
zufechten und zu dieſem Zwecke Aufwendungen aus ihrem Ver⸗ 
mögen zu machen gezwungen waren. (Rechtſprechung des 
Reichsgerichts Bd. 6 S. 784.) Dieſem Sachſtande gegenüber 
kommt darauf, daß bei Aufrechterhaltung der Verträge die 
Antragſteller ein entſprechendes Aquivalent für ihre Leiſtungen 
erhalten haben würden, nichts an, denn es beſtand für ſie 
objektiv überhaupt keine Verpflichtung, die von den getroffenen 


584 


Verabredungen abweichenden Verſicherungsverträge anzuerkennen 
und zu erfüllen. Ebenſo hat für die Beurteilung der Vermoͤgens⸗ 
ſchaädigung der Umſtand, daß die Verträge erſchlichen, alſo 
anfechtbar waren, außer Betracht zu bleiben. U. d. IV. Sen. 
v. 21. Juni 04 (266/04). 

27. Str. G. B. § 263. Rentabilität eines Geſchäfts. 

Mochte auch der Wert des von den Angeklagten der Zeugin 
G. verkauften Stellenvermittelungsgeſchäftes von einzelnen Sach⸗ 
verſtändigen auf 2000 Mark, alſo entſprechend dem bedungenen 
Kaufpreis geſchätzt werden, fo durfte doch die Strafkammer an- 
nehmen, daß die G. in ihrem Vermögen beſchädigt war, weil es 
die ihr vrrgeſpiegelte Rentabilität nicht hatte, ein Geſchäft mit 
den erheblich geringeren Erträgniſſen, die tatſächlich dasſelbe bis 
bis dahin abgeworfen hatte, aber dem wirtſchaftlichem Be⸗ 
dürfnis der Zeugin nicht entſprach. Vergl. Entſch. Bd. 16 S. 7. 
Die Strafkammer ſtellt feſt, daß die G. ſich eine Exiſtenz 
gründen wollte, was bei den ihr vorgeſpiegelten ſeitherigen 
Erträgen möglich geweſen fein würde, nicht aber bei den tat- 
ſächlichen moglich war, und daß die G. ihre Erſparniſſe des⸗ 
halb nicht in dem Geſchäfte angelegt haben würde, wenn ſie 
deſſen tatſächliche Rentabilität gekannt hätte. U. d. I. Sen. v. 
23. Juni 04 (215/04). 

28. 8 267. Beweiserheblichkeit privater Gutachten. 

Die Urteilsbegründung ſteht allerdings im Widerſpruch mit 
Rechts grundſätzen, welche der III. Strafſenat des Reichs- 
gerichts bezüglich der Beweiserheblichkeit privater und unbeeideter 
ſchriftlicher Gutachten ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. Bd. XXIV 
S. 395). Nach dieſer letzteren ſoll Beweiserheblichkeit nach den 
Grundſätzen des Zivil- und Strafrechts den gutachtlichen 
Außerungen von privaten Sachverſtändigen ganz ebenſo wie den 
Ausſagen von Zeugen im allgemeinen nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung zugeſtanden werden können, daß dieſe Auslaſſungen 
und Ausſagen unter Beobachtung der Formen erfolgt find, 
welche die Zivilprozeßordnung und die Strafprozeßordnung für 
die Erhebung des Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſes vor⸗ 
geſchrieben haben, und weder die eine, noch die andere kennt die 


von dem Zeugen oder dem privaten Sachverſtändigen außer 


gerichtlich und unbeeidet erſtattete Ausſage als ein zuläffiges 
Beweismittel. Dieſe Sätze ſtehen auch mit der Entſcheidung des 
Vierten Strafſenats vom 14. April 1893 (Entſch. Bd. XXIV 
S. 114) nicht in Widerſpruch. Denn dort handelt es ſich nicht 
um ein einfaches Gutachten eines privaten Sachverſtändigen, 
ſondern um eine förmliche, von vereidigten Taxatoren auf⸗ 
genommene und unter Verſicherung auf ihren Eid abgegebene 
Grundſtückstaxe. Iſt. eine ſolche außergerichtliche Taxe auch kein 
Beweismittel im Sinne der Zivil- oder der Strafprozeßordnung, fo 
kann fie doch von Wichtigkeit für den Beweis von Rechten und 
Rechtsverhältniſſen fein, wenn es auf den Wert eines Grundſtücks 
ankommt, und ſich an die Tatſache, daß das Grundſtück von 
hierzu beſtellten und vereideten Taxatoren abgeſchätzt worden iſt 
und ihre eidesſtattlich bekräftigte Abſchätzung einen beſtimmten Wert 
desſelben ergeben hat, rechtliche Folgen knüpfen. Man braucht 
nur daran zu denken, daß öffentliche Inſtitute verſchiedener Art, 
ſeien es — wie in dem der Entſcheidung vom 14. April 1893 zu- 
grunde liegenden Falle — Sparkaſſen, ſeien es Pfandbrief oder 
Kreditinſtitute (Landſchaften, Immobiliengeſellſchaften u. dgl.) 
bei der Beleihung oder Erwerbung von Grundſtücken ſatzungs⸗ 
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gemäß den Taxen der gedachten Form und Art Beweiskraft für 
den Wert von Grundſtücken beilegen und die Ermittelung dieſes 
Werts und die hiervon abhängigen Entſchließungen auf ſolche 
Taxen gründen; ſchon hieraus erhellt, daß derartige foͤrmliche 
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Taxen eine Bedeutung im Rechtsleben haben und, ſei es allein, 
ſei es zuſammen mit anderen Beweismitteln, zum Beweiſe 
rechtlich erheblicher Tatſachen zu dienen oder mitzuwirken ge 


eignet find. Im vorliegenden Falle ſcheint die Strafkammer 
davon auszugehen, daß dieſelbe Bedeutung, wie ſie ſoeben den 
foͤrmlichen Grundſtückstaxen vereideter Taxatoren zugeſprochen 
worden iſt, auch außergerichtlichen und unbeſchworenen Gut⸗ 
achten privater Sachverſtändiger über die Abſchätzung und den 
Wert eines Grundſtücks innewohnen kann. Dieſe Möglichkeit 
wird auch nicht in Abrede geſtellt werden können. Denn er⸗ 
fahrungsgemäß wird im Verkehrsleben bei Erwerb und Be⸗ 
leihung von Liegenſchaften von den Käufern und Darleihern 
auch den ſchriftlichen Liegenſchaftsſchätzungen nicht beeideter 
Sachverſtändiger maßgebender Einfluß auf ihre Entſchließungen 
eingeräumt. Solche Gutachten können alſo ſolchenfalls für 
Rechtsverhältniſſe und die Entſtehung von Rechten beweiserheblich 
ſein. Ob ſchon von dieſem Geſichtspunkte aus die Urkunden⸗ 
eigenſchaft der von der Angeklagten verfälſchten Schw. ſchen Grund⸗ 
ſtückstane von dem I. Richter als genügend nachgewieſen be- 
trachtet werden kann, darf dahingeſtellt bleiben, denn ſie ergibt 
ſich nach anderer Richtung. Auch von dem III. Strafſenat 
iſt bereits, in dem Urteile gegen Germanus vom 14. Dezember 1903 
— Rep. 4000/03 — die Beweiserheblichkeit ſchriftlicher Liegen ⸗ 
ſchaftstaxen für Rechtsverhältniſſe in der Beziehung anerkannt, 
als fie beweiserheblich für das Verhältnis zwiſchen den Taxatoren 
und den beteiligten Hypothekengläubigern find, denen fie mit 
ihren Vermögen im Fall abſichtlich oder fahrläffig unrichtiger 
Schätzungen für hierdurch verurſachten Schaden haften, ſowie 
ferner für den Gebührenanſpruch der Taxatoren gegen die 
Grundbefitzer. Zwar beziehen ſich die hierauf bezüglichen Aus⸗ 
führungen des Urteils vom 14. Dezember 1903 auf Wert⸗ 
beſtimmungen durch die für das Großherzogtum Sachſen⸗ 
Weimar beſtellten verpflichteten Taxatoren. Es kann aber 
keinem Zweifel unterliegen, daß nach bürgerlichem Recht die 
gleichen Grundſätze der Haftung für durch ſchuldhafte unrichtige 
Schätzung verurſachten Schaden und hieraus erwachſene An⸗ 
ſprüche, ſowie auf Anſprüche auf Honorar für die auftraggemäß 
vorgenommenen Schätzungen auch auf nicht beeidigte Schätzer 
Anwendung finden müſſen, die Schätzungsurkunden alſo durch 
ihren Inhalt für den Beweis derartiger Rechtsanſprüche von 
Bedeutung ſein können. U. d. I. Sen. v. 26. September 04 
(424/04). 

29. Str. G. B. § 271. Falſche Ortsangabe im Standes⸗ 
regiſter. 

Die Eintragung des Sterbefalles ſoll nach § 592 des Ge⸗ 
ſetzes vom 6. Februar 1875 den „Ort des erfolgten Todes“ 
enthalten. Mangels näherer Beſtimmung des Begriffs „Ort“ 
iſt es dem Ermeſſen des Standesbeamten überlaſſen, den Ort 
ſo genau zu bezeichnen, wie es ihm zur Feſtſtellung, um welchen 
Sterbefall es ſich handelt, erforderlich erſcheint. Der Straf⸗ 
richter iſt nicht befugt, die Notwendigkeit der Kennzeichnung des 
Orts durch ein beſtimmtes Merkmal nachzuprüfen und je nach 
dem Ergebnis dieſer Prüfung die Beweiskraft und damit die 
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Anwendbarkeit des § 271 Str. G. B. zu bejahen oder zu 
verneinen. U. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (1328/04). 

30. Str. G. B. 8271. Geſetz vom 22. Juni 1893. 8 18. 
Eintrag ins Schiffsregiſter auf Grund Scheinvertrags. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß der zwiſchen dem niederländiſchen 
Schiffskapitän Sch. und dem Angeklagten B. abgeſchloſſene Kauf- 
vertrag ein beiderſeits fimulierter und fingierter geweſen ſei, mit 
welchem nur der Zweck verfolgt wurde, die Eintragung des B. als 
Eigentümers in das Schiffsregiſter zu bewirken, damit aber zugleich 
für das Schiff das Recht zur Führung der Reichsflagge zu erwerben, 
nach keiner Richtung einen materiellen Rechtsirrtum erkennen 
läßt. Nach den Beweisannahmen hatte Sch., als er durch den 
Scheinvertrag ſein Schiff an B. verkaufte, letzteres bereits 
früher rechtswirkſam unter Übertragung des Eigentums auf den 
Erwerber an den Mitangeklagten L. veräußert. Damit war 
im Hinblick namentlich auch auf § 474 des Handelsgeſetzbuchs 
der Eigentumserwerb durch B. ausgeſchloſſen. Der Auffaſſung, 
daß das Eigentum an einem Schiffe nicht bereits durch den 
bezüglich desſelben abgeſchloſſenen Kaufvertrag erworben werde, 
ſondern erft durch die Eintragung des Käufers in das Schiffs⸗ 
regiſter, kann eine Berechtigung nicht zugeſtanden werden. Die 
Eintragung in das Schiffsregiſter hat den bereits erfolgten 
Erwerb des Eigentums durch einen Deutſchen zur notwendigen 
Vorausſetzung, begründet aber keineswegs erſt den Eigentums ⸗ 
übergang, ſondern nur den Erwerb des Rechts zur Führung 
der Reichsflagge. U. d. III. Sen. v. 29. September 04 (1283/04). 

31. Str. G. B. 58 292, 293. Jagdrecht des Grund⸗ 
eigentümers. Zuziehung Nichtberechtigter. Unterſcheidung von 
Jäger und Treiber. 

Daß der Angeklagte Sch. die Jagd ausgeübt hat wird 
nicht beſtritten. Bezüglich der übrigen Angeklagten ergibt das 
Urteil folgende Handlungen uſw. Ob und inwiefern jede einzelne 
dieſer Handlungen für ſich allein eine Jagdausübung begründet 
hätte, kann unerörtert bleiben; jedenfalls konnte der Erſtrichter 
ſie ſämtlich in ihrer Beziehung zu der mit ihnen verbundenen 
Jagdausübung des Sch. als ſolche erachten und zwar in allen 
Fällen als gemeinſchaftliche, davon ausgehend, daß die Begleiter 
des Sch. auch deſſen durch ihre Handlungen geförderte Tätigkeit 
als ihre eigene gewollt haben, ebenſo, wie Sch. die unterſtützende 
Tätigkeit ſeiner Begleiter. Ein in der Perſon der Begleiter 
jelbft gelegenes Intereſſe an der Erlangung von Wild konnte 
der Erſtrichter jedenfalls in der durch die vorgenommenen Hand⸗ 
lungen bekundeten eigenen Jagdluſt erblicken. Aus der bei ge⸗ 
gebener tatſächlicher Grundlage rechtlich nicht zu beanſtandenden 
Annahme gemeinſchaftlichen Jagens ergibt ſich auch die Grund. 
lofigkeit des Einwands, die Begleiter des Sch. ſeien nur Treiber 
geweſen und es liege, weil Sch. für ſeine Perſon jagdberechtigt 
geweſen ſei und ſeine Begleiter ihm zur Ausübung ſeines Jagd⸗ 
rechts Beihilfe geleiſtet hätten, eine ſtrafbare Handlung auf 
keiner Seite vor. Treiber im eigentlichen Sinne, ſodaß nicht 
Mittäterſchaft, ſondern Beihilfe in Frage kommt, kann nur der⸗ 
jenige ſein, deſſen Wille nicht darauf gerichtet iſt, ſelbſt eine 
unmittelbar oder mittelbar auf Erlangung jagdbaren Wildes 
abzielende Handlung vorzunehmen, ſondern darauf beſchränkt iſt, 
einem anderen hierzu durch Entfaltung einer vorzugsweiſe mecha⸗ 
niſchen Tätigkeit lediglich als Mittel und Werkzeug zu dienen. 
Daß aber die Mitwirkung der Begleiter des Sch. an deſſen 
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Jagdausübung vom Erſtrichter bedenkenfrei nicht in dieſem 
Sinne aufgefaßt worden iſt und auch nicht aufgefaßt werden 
mußte, iſt bereits dargelegt. Haben nun aber die Begleiter 
des Sch. gemeinſchaftlich mit dieſem die Jagd ausgeübt, ſo iſt 
die gemeinſchaftliche Jagdausübung aller, alſo auch die des Sch., 
eine unberechtigte geweſen. Sch. tft nach dem Geſetze (§ 5 Abſ. 5 
der für die Pfalz erlaſſenen Verordnung vom 21. September 1815, 
die Verwaltung und Ausübung der Jagd betreffend, a 89 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuchs) „nur für 
ſeine Perſon“ zur Mitbenutzung der Jagd auf feinen Grund- 
ſtücken neben dem Pächter befugt. Indem er ſich zu gemein⸗ 
ſchaftlicher Jagdausübung mit anderen Nicht⸗Jagdberechtigten 
verbunden und im Vereine mit dieſen die Jagd ausgeübt hat, 
hat er die ihm durch die Beſchränkung ſeines Jagdrechts auf 
ſeine Perſonen gezogenen Grenzen überſchritten und iſt ſeine 
Jagdausübung gleich der ſeiner Jagdgenoſſen zur unberechtigten 
geworden. Sein Wille umfaßte nicht nur feine eigene Sagd- 
ausübung, ſondern auch die feiner Genoſſen, alſo die Geſamt⸗ 
tätigkeit und dieſe war rechtswidrig. U. d. I. Sen. v. 13. Juni 04 
(5543/03). 

32. Str. G. B. $ 302 a. Begriff der Unerfahrenheit. 

Die Annahme, daß Unerfahrenheit im Sinne dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle nicht nur dann vorliege, wenn der Schuldner im 
allgemeinen ein unwiſſender, beſchränkter oder geſchäfts⸗ 
unkundiger und ungewandter Menſch iſt, ſondern auch dann, 
wenn er ſich gerade über die Bedeutung und Tragweite des ab- 
zuſchließenden Geſchäfts, über die Höhe und den Wert der von 
ihm für die Hingabe des Darlehns verlangten und verſprochenen 
Gegenleiſtung „im unklaren iſt“, ſetzt in unzuläſſiger Weiſe 
Unerfahrenheit der Unkenntnis gleich. Unerfahrenheit iſt eine 
dem Menſchen anhaftende Eigenſchaft, die auf einem Mangel 
an Geſchäftskenntnis und Lebenserfahrung im allgemeinen 
oder auf beſchränkten Gebieten des menſchlichen Wirkens 
beruht und ihrem Weſen nach eine Einſchränkung der Be⸗ 
faͤhigung zur Wahrnehmung oder richtigen Beurteilung von 
Zuſtänden und Geſchehniſſen irgend welcher Art zur Folge hat. 
U. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (147/04). 

33. Str. G. B. 8 367 Nr. 15. 
gewerbepolizeiliche Genehmigung. 

Dieſes Strafgeſetz begründet den Schutz b aupolizeilicher 
Beſtimmungen und iſt nicht anwendbar aus dem Grunde, daß 
die Einholung der nach SS 24, 25 der Gew. O. erforderlichen 
Genehmigung unterblieben iſt. U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 
(2592/04). 

34. Str. G. B. 8 367 Ziff. 15. Beginn der Verjährung. 

Nach § 67 Abſ. 4 des Strafgeſetzbuchs beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen 
iſt, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 
Die ſtrafbaren Handlungen der Angeklagten, welche darin be⸗ 
ſtehen, daß fie als Baumeiſter und Bauherr einen Bau mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde ge⸗ 
nehmigten Bauplane ausgeführt haben, waren begangen, 
ſobald das verbotswidrige Tun der Angeklagten ſein Ende er⸗ 
reicht hatte, alſo ſpäteſtens mit der Vollendung des Bauwerks. 
Allerdings beginnt die Verjährung bei Straftaten, deren Tat⸗ 
beſtand in der Behauptung (Fortſetzung) eines gewiſſen geſetz⸗ 
widrigen Zuſtandes beſteht, erſt mit dem Aufhören des rechts⸗ 
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Verabredungen abweichenden Verfiherungsverträge anzuerkennen 
und zu erfüllen. Ebenſo hat für die Beurteilung der Vermöͤgens⸗ 
ſchädigung der Umſtand, daß die Verträge erſchlichen, alſo 
anfechtbar waren, außer Betracht zu bleiben. U. d. IV. Sen. 
v. 21. Juni 04 (266/04). 

27. Str. G. B. § 263. Rentabilität eines Geſchäfts. 

Mochte auch der Wert des von den Angeklagten der Zeugin 
G. verkauften Stellenvermittelungsgeſchäftes von einzelnen Sach⸗ 
verſtändigen auf 2000 Mark, alſo entſprechend dem bedungenen 
Kaufpreis geſchätzt werden, fo durfte doch die Strafkammer an- 
nehmen, daß die G. in ihrem Vermögen beſchädigt war, weil es 
die ihr vrrgeſpiegelte Rentabilität nicht hatte, ein Geſchäft mit 
den erheblich geringeren Erträgniſſen, die tatſächlich dasſelbe bis 
bis dahin abgeworfen hatte, aber dem wirtſchaftlichem Be⸗ 
dürfnis der Zeugin nicht entſprach. Vergl. Entſch. Bd. 16 S. 7. 
Die Strafkammer ſtellt feſt, daß die G. ſich eine Exiſtenz 
gründen wollte, was bei den ihr vorgeſpiegelten ſeitherigen 
Erträgen möglich geweſen fein würde, nicht aber bei den tat- 
ſächlichen moglich war, und daß die G. ihre Erſparniſſe des⸗ 
halb nicht in dem Geſchäfte angelegt haben würde, wenn fie 
deſſen tatſächliche Rentabilität gekannt hätte. U. d. I. Sen. v. 
23. Juni 04 (215/04). 

28. 8 267. Beweiserheblichkeit privater Gutachten. 

Die Urteilsbegründung ſteht allerdings im Widerſpruch mit 
Rechtsgrundſätzen, welche der III. Strafſenat des Reichs⸗ 
gerichts bezüglich der Beweiserheblichkeit privater und unbeeideter 
ſchriftlicher Gutachten ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. Bd. XXIV 
S. 395). Nach dieſer letzteren ſoll Beweiserheblichkeit nach den 
Grundſätzen des Zivil⸗ und Strafrechts den gutachtlichen 
Außerungen von privaten Sachverſtändigen ganz ebenſo wie den 
Ausſagen von Zeugen im allgemeinen nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung zugeſtanden werden können, daß dieſe Auslaſſungen 
und Ausſagen unter Beobachtung der Formen erfolgt find, 
welche die Zivilprozeßordnung und die Strafprozeßordnung für 
die Erhebung des Zeugen und Sachverſtändigenbeweiſes vor⸗ 
geſchrieben haben, und weder die eine, noch die andere kennt die 
von dem Zeugen oder dem privaten Sachverſtändigen außer⸗ 
gerichtlich und unbeeidet erſtattete Ausſage als ein zuläffiges 
Beweismittel. Dieſe Sätze ſtehen auch mit der Entſcheidung des 
Vierten Strafſenats vom 14. April 1893 (Entſch. Bd. XXIV 
S. 114) nicht in Widerſpruch. Denn dort handelt es ſich nicht 
um ein einfaches Gutachten eines privaten Sachverſtändigen, 
ſondern um eine förmliche, von vereidigten Taxatoren auf- 
genommene und unter Verſicherung auf ihren Eid abgegebene 
Grundſtückstaxe. Iſt eine ſolche außergerichtliche Taxe auch kein 
Beweismittel im Sinne der Zivil- oder der Strafprozeßordnung, fo 
kann ſie doch von Wichtigkeit für den Beweis von Rechten und 
Rechtsverhältniſſen fein, wenn es auf den Wert eines Grundſtücks 
ankommt, und ſich an die Tatſache, daß das Grundſtück von 
hierzu beſtellten und vereideten Taxatoren abgeſchätzt worden iſt 
und ihre eidesſtattlich bekräftigte Abſchätzung einen beſtimmten Wert 
des ſelben ergeben hat, rechtliche Folgen knüpfen. Man braucht 
nur daran zu denken, daß öffentliche Inſtitute verſchiedener Art, 
ſeien es — wie in dem der Entſcheidung vom 14. April 1893 zu⸗ 
grunde liegenden Falle — Sparkaſſen, jeien es Pfandbrief- oder 
Kreditinſtitute (Landſchaften, Immo biliengeſellſchaften u. dgl.) 
bei der Beleihung oder Erwerbung von Grundſtücken fagungs- 
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gemäß den Taxen der gedachten Form und Art Beweiskraft fü 1 
den Wert von Grundſtücken beilegen und die Ermittelung dieſe 8 
Werts und die hiervon abhängigen Entſchließungen auf ſolg 
Taxen gründen; ſchon hieraus erhellt, daß derartige foͤrmlich 
Taxen eine Bedeutung im Rechtsleben haben und, ſei es alle” 5 N 
ſei es zuſammen mit anderen Beweismitteln, zum 5 
rechtlich erheblicher Tatſachen zu dienen oder mitzuwirken g 
eignet find. Im vorliegenden Falle ſcheint die Strafkamm 
davon auszugehen, daß dieſelbe Bedeutung, wie fie ſoeben de 
förmlichen Grundſtückstaxen vereideter Taxatoren Kane a 
worden iſt, auch außergerichtlichen und unbeſchworenen Gu zen 
achten privater Sachverſtändiger über die Abſchätzung und . 
Wert eines Grundſtücks innewohnen kann. Dieſe Moͤglichke ::: 
wird auch nicht in Abrede geſtellt werden können. Denn Gren 50 
fahrungsgemäß wird im Verkehrsleben bei Erwerb und Bir 
leihung von Liegenſchaften von den Käufern und Darleiher ren 
auch den ſchriftlichen Liegenſchaftsſchätzungen nicht beeideterr kn 
Sachverſtändiger maßgebender Einfluß auf ihre Entſchließunge un 
eingeräumt. Solche Gutachten können alſo ſolchenfalls für s 
Rechtsverhältniſſe und die Entſtehung von Rechten beweiserheblie : g. 
fein. Ob ſchon von dieſem Gefichtspunkte aus die Urkunden . 
eigenſchaft der von der Angeklagten verfälſchten Schw. ſchen Grund . 
ſtückstaxe von dem I. Richter als genügend nachgewieſen be 
trachtet werden kann, darf dahingeſtellt bleiben, denn fie ergib 
ſich nach anderer Richtung. Auch von dem III. Strafſeng - i 
iſt bereits, in dem Urteile gegen Germanus vom 14. Dezember 190. 
— Rep. 4000/03 — die Beweiserheblichkeit ſchriftlicher dlegen 
ſchaftstaxen für Rechtsverhältniſſe in der Beziehung anerkanm. 
als ſie beweiserheblich für das Verhältnis zwiſchen den Taratore., 8 
und den beteiligten Hypothekengläubigern find, denen fie mi. Er 
ihren Vermögen im Fall abſichtlich oder fahrläſſig unrichtige 
Schätzungen für hierdurch verurſachten Schaden haften, fon." u 
ferner für den Gebührenanſpruch der Taxatoren gegen 91 — > 
Grundbefitzer. Zwar beziehen ſich die hierauf bezüglichen Aub 
führungen des Urteils vom 14. Dezember 1903 auf Wert 5 
beſtimmungen durch die für das Großherzogtum Sachſen . 985 
Weimar beſtellten verpflichteten Taratoren. Es kann abet. = 
keinem Zweifel unterliegen, daß nach bürgerlichem Recht die . 8 
gleichen Grundſätze der Haftung für durch ſchuldhafte unrichtig 5 
Schätzung verurſachten Schaden und hieraus erwachſene An 
ſprüche, ſowie auf Anſprüche auf Honorar für die auftraggemäf 
vorgenommenen Schätzungen auch auf nicht beeidigte Schäza 
Anwendung finden müſſen, die Schätzungsurkunden alſo durch 
ihren Inhalt für den Beweis derartiger Rechtsanſprüche von . 
Bedeutung fein können. U. d. I. Sen. v. 26. September 04 — 
(424/04). Sr 
29. Str. G. B. 5 271. Falſche Ortsangabe im Standes h 
regiſter. 525 
Die Eintragung des Sterbefalles ſoll nach § 59 des Ge⸗ 
ſetzes vom 6. Februar 1875 den „Ort des erfolgten Todes“ 
enthalten. Mangels näherer Beſtimmung des Begriffs „Ort“ 
iſt es dem Ermeſſen des Standesbeamten überlaſſen, den Ort 
ſo genau zu bezeichnen, wie es ihm zur Feſtſtellung, um welchen 
Sterbefall es ſich handelt, erforderlich erſcheint. Der Straf 
richter iſt nicht befugt, die Notwendigkeit der Kennzeichnung del 
Orts durch ein beſtimmtes Merkmal nachzuprüfen und je nach 
dem Ergebnis dieſer Prüfung die Beweiskraft und damit die 
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Jagdausübung vom Erſtrichter bedenkenfrei nicht in dieſem 
Sinne aufgefaßt worden iſt und auch nicht aufgefaßt werden 
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| Anwendbarkeit des § 271 Str. G. B. zu bejahen oder zu 
meinen. U. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (1328/04). 


290. Str. G. B. 9 271. Geſetz vom 22. Juni 1893. $ 18. 
Eintrag ins Schiffsregiſter auf Grund Scheinvertrags. 
Es iſt feſtgeſtellt, daß der zwiſchen dem niederländiſchen 
Schiffskapitän Sch. und dem Angeklagten B. abgeſchloſſene Kauf⸗ 
remag ein beiderſeits fimulierter und fingierter geweſen ſei, mit 
dvelchem nur der Zweck verfolgt wurde, die Eintragung des B. als 
Cizemümers in das Schiffsregiſter zu bewirken, damit aber zugleich 
ftr kas Schiff das Recht zur Führung der Reichsflagge zu erwerben, 
uch keiner Richtung einen materiellen Rechtsirrtum erkennen 
üt Nach den Beweisannahmen hatte Sch., als er durch den 
Scheinvertrag fein Schiff an B. verkaufte, letzteres bereits 
füher rechtswirkſam unter Übertragung des Eigentums auf den 
Erwerber an den Mitangeklagten L. veräußert. Damit war 
Im binblick namentlich auch auf § 474 des Handelsgeſetzbuchs 
der Eigentumserwerb durch B. ausgeſchloſſen. Der Auffaſſung, 
daß das Eigentum an einem Schiffe nicht bereits durch den 
kezüglich desſelben abgeſchloſſenen Kaufvertrag erworben werde, 
ſendern erft durch die Eintragung des Käufers in das Schiffs- 
tgiiter, kann eine Berechtigung nicht zugeſtanden werden. Die 
Eintragung in das Schiffsregiſter hat den bereits erfolgten 
ewerb des Eigentums durch einen Deutſchen zur notwendigen 
Stmusjegung, begründet aber keineswegs erſt den Eigentums⸗ 
übergang, ſondern nur den Erwerb des Rechts zur Führung 
de deichsflagge. U. d. III. Sen. v. 29. September 04 (1283/04). 

31. Str. G. B. 58 292, 293. Jagdrecht des Grund⸗ 
azenmers. Zuziehung Nichtberechtigter. Unterſcheidung von 
Ay und Treiber. 

Daß der Angeklagte Sch. die Jagd ausgeübt hat wird 
niht deſtritten. Bezüglich der übrigen Angeklagten ergibt das 
Until folgende Handlungen uſw. Ob und inwiefern jede einzelne 
lier Handlungen für fi allein eine Jagdausübung begründet 
ſine, kann unerörtert bleiben; jedenfalls konnte der Erſtrichter 
Arfümtlich in ihrer Beziehung zu der mit ihnen verbundenen 
Azdauzübung des Sch. als ſolche erachten und zwar in allen 
zilen als gemeinſchaftliche, davon ausgehend, daß die Begleiter 
le Sch. auch deſſen durch ihre Handlungen geförderte Tätigkeit 
U ihre eigene gewollt haben, ebenſo, wie Sch. die unterſtützende 
ditgteit feiner Begleiter. Ein in der Perſon der Begleiter 
it gelegenes Intereſſe an der Erlangung von Wild konnte 
de Erſtrichter jedenfalls in der durch die vorgenommenen Hand⸗ 
ungen bekundeten eigenen Jagdluſt erblicken. Aus der bei ge⸗ 
mer tatsächlicher Grundlage rechtlich nicht zu beanſtandenden 
duuahme gemeinſchaftlichen Jagens ergibt ſich auch die Grund 
tigkeit des Einwands, die Begleiter des Sch. ſeien nur Treiber 
Mein und es liege, weil Sch. für feine Perſon jagdberechtigt 
zenten ſei und feine Begleiter ihm zur Ausübung feines Jagd⸗ 
gts Beihilfe geleiftet hätten, eine ſtrafbare Handlung auf 
kiner Seite vor. Treiber im eigentlichen Sinne, ſodaß nicht 
Muiterſchaft, ſondern Beihilfe in Frage kommt, kann nur der⸗ 
nige fein, deſſen Wille nicht darauf gerichtet ift, ſelbſt eine 
mittelbar oder mittelbar auf Erlangung jagdbaren Wildes 
elende Handlung vorzunehmen, ſondern darauf beſchränkt iſt, 
‚ men anderen hierzu durch Entfaltung einer vorzugsweiſe mecha 
“hen Tätigkeit lediglich als Mittel und Werkzeug zu dienen. 

Laß aber die Mitwirkung der Begleiter des Sch. an deſſen 


mußte, iſt bereits dargelegt. Haben nun aber die Begleiter 
des Sch. gemeinſchaftlich mit dieſem die Jagd ausgeübt, ſo iſt 
die gemeinſchaftliche Jagdausübung aller, alſo auch die des Sch., 
eine unberechtigte geweſen. Sch. iſt nach dem Geſetze (§ 5 Abſ. 5 
der für die Pfalz erlaffenen Verordnung vom 21. September 1815, 
die Verwaltung und Ausübung der Jagd betreffend, a 89 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuchs) „nur für 
ſeine Perſon“ zur Mitbenutzung der Jagd auf ſeinen Grund⸗ 
ſtücken neben dem Pächter befugt. Indem er ſich zu gemein- 
ſchaftlicher Jagdausübung mit anderen Nicht⸗Jagdberechtigten 
verbunden und im Vereine mit dieſen die Jagd ausgeübt hat, 
hat er die ihm durch die Beſchränkung ſeines Jagdrechts auf 
ſeine Perſonen gezogenen Grenzen überſchritten und iſt ſeine 
Jagdausübung gleich der ſeiner Jagdgenoſſen zur unberechtigten 
geworden. Sein Wille umfaßte nicht nur feine eigene Jagd⸗ 
ausübung, ſondern auch die ſeiner Genoſſen, alſo die Geſamt⸗ 
tätigkeit und dieſe war rechtswidrig. U. d. I. Sen. v. 13. Juni 04 
(5543/03). 

32. Str. G. B. § 302 a. Begriff der Unerfahrenheit. 

Die Annahme, daß Unerfahrenheit im Sinne dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle nicht nur dann vorliege, wenn der Schuldner im 
allgemeinen ein unwiſſender, beſchränkter oder geſchäfts⸗ 
unkundiger und ungewandter Menſch iſt, ſondern auch dann, 


wenn er ſich gerade über die Bedeutung und Tragweite des ab⸗ 


zuſchließenden Geſchäfts, über die Höhe und den Wert der von 
ihm für die Hingabe des Darlehns verlangten und verſprochenen 
Gegenleiſtung „im unklaren iſt“, ſetzt in unzuläſſiger Weiſe 
Unerfahrenheit der Unkenntnis gleich. Unerfahrenheit iſt eine 
dem Menſchen anhaftende Eigenſchaft, die auf einem Mangel 
an Geſchäftskenntnis und Lebenserfahrung im allgemeinen 
oder auf beſchränkten Gebieten des menſchlichen Wirkens 
beruht und ihrem Weſen nach eine Einſchränkung der Be⸗ 
fähigung zur Wahrnehmung oder richtigen Beurteilung von 
Zuſtanden und Geſchehniſſen irgend welcher Art zur Folge hat. 
u. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (147/04). 

33. Str. G. B. § 367 Nr. 15. 
gewerbepolizeiliche Genehmigung. 

Dieſes Strafgeſetz begründet den Schutz baupolizeilicher 
Beſtimmungen und iſt nicht anwendbar aus dem Grunde, daß 
die Einholung der nach SS 24, 25 der Gew. O. erforderlichen 
Genehmigung unterblieben iſt. U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 
(2592/04). 

34. Str. G. B. § 367 Ziff. 15. Beginn der Verjährung. 

Nach § 67 Abſ. 4 des Strafgeſetzbuchs beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen 
iſt, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 
Die ſtrafbaren Handlungen der Angeklagten, welche darin be⸗ 
ſtehen, daß ſie als Baumeiſter und Bauherr einen Bau mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde ge- 
nehmigten Bauplane ausgeführt haben, waren begangen, 
ſobald das verbotswidrige Tun der Angeklagten ſein Ende er⸗ 
reicht hatte, alſo ſpäteſtens mit der Vollendung des Bauwerks. 
Allerdings beginnt die Verjährung bei Straftaten, deren Tat⸗ 
beſtand in der Behauptung (Fortſetzung) eines gewiſſen geſetz⸗ 
widrigen Zuſtandes beſteht, erſt mit dem Aufhören des rechts⸗ 
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Verabredungen abweichenden Verſicherungsverträge anzuerkennen 
und zu erfüllen. Ebenſo hat für die Beurteilung der Vermoͤgens⸗ 
ſchädigung der Umſtand, daß die Verträge erſchlichen, alſo 
anfechtbar waren, außer Betracht zu bleiben. U. d. IV. Sen. 
v. 21. Juni 04 (266/04). 

27. Str. G. B. § 263. Rentabilität eines Geſchäfts. 

Mochte auch der Wert des von den Angeklagten der Zeugin 
G. verkauften Stellenvermittelungsgeſchäftes von einzelnen Sach⸗ 
verſtändigen auf 2000 Mark, alſo entſprechend dem bedungenen 
Kaufpreis geſchätzt werden, ſo durfte doch die Strafkammer an⸗ 
nehmen, daß die G. in ihrem Vermögen beſchädigt war, weil es 
die ihr vrrgeſpiegelte Rentabilität nicht hatte, ein Geſchäft mit 
den erheblich geringeren Erträgniſſen, die tatſächlich dasſelbe bis 
bis dahin abgeworfen hatte, aber dem wirtſchaftlichem Be⸗ 
dürfnis der Zeugin nicht entſprach. Vergl. Entſch. Bd. 16 S. 7. 
Die Strafkammer ſtellt feſt, daß die G. ſich eine Exiſtenz 
gründen wollte, was bei den ihr vorgeſpiegelten ſeitherigen 
Erträgen möglich geweſen fein würde, nicht aber bei den tat- 
ſächlichen möglich war, und daß die G. ihre Erſparniſſe des⸗ 
halb nicht in dem Geſchäfte angelegt haben würde, wenn fie 
deſſen tatſächliche Rentabilität gekannt hätte. U. d. I. Sen. v. 
23. Juni 04 (215/04). 

28. 8 267. Beweiserheblichkeit privater Gutachten. 

Die Urteilsbegründung ſteht allerdings im Widerſpruch mit 
Rechtsgrundſätzen, welche der III. Strafſenat des Reichs⸗ 
gerichts bezüglich der Beweiserheblichkeit privater und unbeeideter 
ſchriftlicher Gutachten ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. Bd. XXIV 
S. 395). Nach dieſer letzteren ſoll Beweiserheblichkeit nach den 
Grundſätzen des Zivil⸗ und Strafrechts den gutachtlichen 
Außerungen von privaten Sachverſtändigen ganz ebenſo wie den 
Ausſagen von Zeugen im allgemeinen nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung zugeſtanden werden können, daß dieſe Auslafſungen 
und Ausſagen unter Beobachtung der Formen erfolgt find, 
welche die Zivilprozeßordnung und die Strafprozeßordnung für 
die Erhebung des Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſes vor⸗ 
geſchrieben haben, und weder die eine, noch die andere kennt die 
von dem Zeugen oder dem privaten Sachverſtändigen außer⸗ 
gerichtlich und unbeeidet erſtattete Ausſage als ein zuläffiges 
Beweismittel. Dieſe Sätze ſtehen auch mit der Entſcheidung des 
Vierten Strafſenats vom 14. April 1893 (Entſch. Bd. XXIV 
S. 114) nicht in Widerſpruch. Denn dort handelt es ſich nicht 
um ein einfaches Gutachten eines privaten Sachverſtändigen, 
ſondern um eine förmliche, von vereidigten Taxatoren auf 
genommene und unter Verſicherung auf ihren Eid abgegebene 
Grundſtückstaxe. Iſt eine ſolche außergerichtliche Taxe auch kein 
Beweismittel im Sinne der Zivil- oder der Strafprozeßordnung, jo 
kann ſie doch von Wichtigkeit für den Beweis von Rechten und 
Rechtsverhältniſſen ſein, wenn es auf den Wert eines Grundſtücks 
ankommt, und ſich an die Tatſache, daß das Grundſtück von 
hierzu beſtellten und vereideten Taxatoren abgeſchätzt worden iſt 
und ihre eidesſtattlich bekräftigte Abſchätzung einen beſtimmten Wert 
desſelben ergeben hat, rechtliche Folgen knüpfen. Man braucht 
nur daran zu denken, daß öffentliche Inſtitute verſchiedener Art, 
ſeien es — wie in dem der Entſcheidung vom 14. April 1893 zu⸗ 
grunde liegenden Falle — Sparkaſſen, ſeien es Pfandbrief- oder 
Kreditinſtitute (Landſchaften, Immobiliengeſellſchaften u. dgl.) 
bei der Beleihung oder Erwerbung von Grundſtücken ſatzungs⸗ 
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gemäß den Taxen der gedachten Form und Art Beweiskraft 1 215 
den Wert von Grundſtücken beilegen und die Ermittelung die 
Werts und die hiervon abhängigen Entſchließungen auf ſolch 
Taxen gründen; ſchon hieraus erhellt, daß derartige foͤrmlichh 
Taxen eine Bedeutung im Rechtsleben haben und, ſei es allen 
ſei es zuſammen mit anderen Beweismitteln, zum 8 a 
rechtlich erheblicher Tatſachen zu dienen oder mitzuwirken g. 
eignet find. Im vorliegenden Falle ſcheint die Strafkammt d 
davon auszugehen, daß dieſelbe Bedeutung, wie fie ſoeben de. 
förmlichen Grundſtückstaxen vereideter Taxatoren zugeſproche ie 
worden iſt, auch außergerichtlichen und unbeſchworenen Gul ıı 
achten privater Sachverſtändiger über die Abſchätzung und de wn 
Wert eines Grundſtücks innewohnen kann. Dieſe Moͤglichte : 2 
wird auch nicht in Abrede geſtellt werden können. Denn er- n 
fahrungsgemäß wird im Verkehrsleben bei Erwerb und Ber. Er 


auch den ſchriftlichen Liegenſchaftsſchätzungen nicht beeibete: 15 
Sachverſtändiger maßgebender Einfluß auf ihre Entſchließunge u r 
eingeräumt. Solche Gutachten können alſo ſolchenfalls fi... 
Rechtsverhältniſſe und die Entftehung von Rechten beweiserheblid u g 
ſein. Ob ſchon von dieſem Geſichtspunkte aus die 5 
eigenſchaft der von der Angeklagten verfälſchten Schw. ſchen Grund 3 z. 
ſtückstane von dem I. Richter als genügend nachgewieſen be n 
trachtet werden kann, darf dahingeſtellt bleiben, denn fie ergib .-., 
ſich nach anderer Richtung. Auch von dem III. Strafſenn . 
iſt bereits, in dem Urteile gegen Germanus vom 14. Dezember 1900. 
— Rep. 4000/03 — die Beweiserheblichkeit ſchriftlicher Liegen: 1 
ſchaftstaxen für Rechtsverhältniſſe in der Beziehung anerkannt 
als ſie beweiserheblich für das Verhältnis zwiſchen den Taratom. 
und den beteiligten Hypothekengläubigern find, denen fie 1 . 
ihren Vermögen im Fall abſichtlich oder fahrläſſig unrichtige _ 
Schätzungen für hierdurch verurſachten Schaden haften, ſou 
ferner für den Gebührenanſpruch der Taxatoren gegen bi... 
Srundbefiter. Zwar beziehen fih die hierauf bezüglichen Aut 
führungen des Urteils vom 14. Dezember 1903 auf Wat 5 
beſtimmungen durch die für das Großherzogtum Sachſen ⸗ 0 
Weimar beſtellten verpflichteten Taratoren. Es kann aber en 
feinem Zweifel unterliegen, daß nach bürgerlihem Recht die. ü 
gleichen Grundſätze der Haftung für durch ſchuldhafte unrichtige 5 


Schätzung verurſachten Schaden und hieraus erwachſene An = 
ſprüche, ſowie auf Anſprüche auf Honorar für die auftraggemäß = 
vorgenommenen Schätzungen auch auf nicht beeidigte Schäzer er 


Anwendung finden müſſen, die Schätzungsurkunden alſo durch 
ihren Inhalt für den Beweis derartiger Rechtsanſprüche von T" 
Bedeutung fein können. U. d. I. Sen. v. 26. September 04.8 
(424/04). 
29. 
regiſter. 
Die Eintragung des Sterbefalles ſoll nach 8 59 des Ge ““ 
feed vom 6. Februar 1875 den „Ort des erfolgten Todes!“ "X 
enthalten. Mangels näherer Beſtimmung des Begriffs „Ort“ 
iſt es dem Ermeſſen des Standesbeamten überlaſſen, den Ort 
fo genau zu bezeichnen, wie es ihm zur Feſtſtellung. um welchen 
Sterbefall es ſich handelt, erforderlich erſcheint. Der Straf. 
richter iſt nicht befugt, die Notwendigkeit der Kennzeichnung des 5 
Orts durch ein beſtimmtes Merkmal nachzuprüfen und je nach 
dem Ergebnis dieſer Prüfung die Beweiskraft und damit die 5 
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4 Inwendbarkeit des 8 271 Str. G. B. zu bejahen oder zu 
meinen. U. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (1328/04). 
230. Str. G. B. 5 271. Geſetz vom 22. Juni 1893. § 18. 
J Eintrag ins Schiffsregiſter auf Grund Scheinvertrags. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß der zwiſchen dem niederländiſchen 
.' Schiffskapitän Sch. und dem Angeklagten B. abgeſchloſſene Kauf⸗ 
umz ein beiderſeits fimulierter und fingierter geweſen ſei, mit 
- decem nur der Zweck verfolgt wurde, die Eintragung des B. als 
„ Eigentümers in das Schiffs regiſter zu bewirken, damit aber zugleich 
fi laß Schiff das Recht zur Führung der Reichsflagge zu erwerben, 
uc keiner Richtung einen materiellen Rechtsirrtum erkennen 
izt. Nach den Beweisannahmen hatte Sch., als er durch den 
- Eheinvertrag fein Schiff an B. verkaufte, letzteres bereits 
. äber rechtswirkſam unter Übertragung des Eigentums auf den 
Ewerber an den Mitangeklagten L. veräußert. Damit war 
„In hinblick namentlich auch auf § 474 des Handelsgeſetzbuchs 
ker Eigentumserwerb durch B. ausgeſchloſſen. Der Auffaſſung, 
daß das Eigentum an einem Schiffe nicht bereits durch den 
bezüglich desſelben abgeſchloſſenen Kaufvertrag erworben werde, 
jendern erft durch die Eintragung des Käufers in das Schiffs⸗ 
ugnziſter, kann eine Berechtigung nicht zugeſtanden werden. Die 
. Eintragung in das Schiffsregiſter hat den bereits erfolgten 
Ewerb des Eigentums durch einen Deutſchen zur notwendigen 
Vemutſetzung, begründet aber keineswegs erſt den Eigentums⸗ 
übegang, ſondern nur den Erwerb des Rechts zur Führung 
da Reichsflagge. U. d. III. Sen. v. 29. September 04 (1283/04). 

31. Str. G. B. 58 292, 293. Jagdrecht des Grund⸗ 
 Satimers. Zuziehung Nichtberechtigter. Unterſcheidung von 
Iz und Treiber. 

Daß der Angeklagte Sch. die Jagd ausgeübt hat wird 
richt beſtritten. Bezüglich der übrigen Angeklagten ergibt das 
 Ineil folgende Handlungen uſw. Ob und inwiefern jede einzelne 
kiſer Handlungen für ſich allein eine Jagdausübung begründet 
„bine, kann unerörtert bleiben; jedenfalls konnte der Erſtrichter 
ii ſimtlich in ihrer Beziehung zu der mit ihnen verbundenen 
Spdansübung des Sch. als ſolche erachten und zwar in allen 
zilen als gemeinſchaftliche, davon ausgehend, daß die Begleiter 
k Sch. auch deſſen durch ihre Handlungen geförderte Tätigkeit 
U ihre eigene gewollt haben, ebenſo, wie Sch. die unterſtützende 
Tüntkeit feiner Begleiter. Ein in der Perſon der Begleiter 
fest gelegenes Intereſſe an der Erlangung von Wild konnte 
kx Erſtrichter jedenfalls in der durch die vorgenommenen Hand- 
ngen bekundeten eigenen Jagdluſt erblicken. Aus der bei ge⸗ 
dener tatſächlicher Grundlage rechtlich nicht zu beanſtandenden 
amnahme gemeinſchaftlichen Jagens ergibt ſich auch die Grund⸗ 
bägfeit des Einwands, die Begleiter des Sch. ſeien nur Treiber 
seien und es liege, weil Sch. für feine Perſon jagbberechtigt 
zeweſen ſei und feine Begleiter ihm zur Ausübung feines Sagd- 
che Beihilfe geleiftet hätten, eine ftrafbare Handlung auf 
kiner Seite vor. Treiber im eigentlichen Sinne, ſodaß nicht 
Niniterſchaft, ſondern Beihilfe in Frage kommt, kann nur der⸗ 
lenige fein, deſſen Wille nicht darauf gerichtet iſt, ſelbſt eine 
| unmittelbar oder mittelbar auf Erlangung jagdbaren Wildes 
abzelende Handlung vorzunehmen, ſondern darauf beſchränkt iſt, 
nem anderen hierzu durch Entfaltung einer vorzugsweiſe mecha⸗ 
ichen Tätigkeit lediglich als Mittel und Werkzeug zu dienen. 
Daß aber die Mitwirkung der Begleiter des Sch. an deſſen 
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Jagdausübung vom Erſtrichter bedenkenfrei nicht in dieſem 
Sinne aufgefaßt worden iſt und auch nicht aufgefaßt werden 
mußte, iſt bereits dargelegt. Haben nun aber die Begleiter 
des Sch. gemeinſchaftlich mit dieſem die Jagd ausgeübt, ſo iſt 
die gemeinſchaftliche Jagdausübung aller, alſo auch die des Sch., 
eine unberechtigte geweſen. Sch. iſt nach dem Geſetze (§ 5 Abſ. 5 
der für die Pfalz erlaſſenen Verordnung vom 21. September 1815, 
die Verwaltung und Ausübung der Jagd betreffend, a 89 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuchs) „nur für 
ſeine Perſon“ zur Mitbenutzung der Jagd auf ſeinen Grund⸗ 
ſtücken neben dem Pächter befugt. Indem er ſich zu gemein- 
ſchaftlicher Jagdausübung mit anderen Nicht⸗Jagdberechtigten 
verbunden und im Vereine mit dieſen die Jagd ausgeübt hat, 
hat er die ihm durch die Beſchränkung ſeines Jagdrechts auf 
ſeine Perſonen gezogenen Grenzen überſchritten und iſt ſeine 
Jagdausübung gleich der feiner Jagdgenoſſen zur unberechtigten 
geworden. Sein Wille umfaßte nicht nur feine eigene Jagd⸗ 
ausübung, ſondern auch die ſeiner Genoſſen, alſo die Geſamt⸗ 
tätigkeit und dieſe war rechtswidrig. U. d. I. Sen. v. 13. Juni 04 
(5543/03). 

32. Str. G. B. § 302 a. Begriff der Unerfahrenheit. 

Die Annahme, daß Unerfahrenheit im Sinne dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle nicht nur dann vorliege, wenn der Schuldner im 
allgemeinen ein unwiſſender, beſchränkter oder geichäfts- 
unkundiger und ungewandter Menſch iſt, ſondern auch dann, 
wenn er ſich gerade über die Bedeutung und Tragweite des ab⸗ 
zuſchließenden Geſchäfts, über die Höhe und den Wert der von 
ihm für die Hingabe des Darlehns verlangten und verſprochenen 
Gegenleiſtung „im unklaren iſt“, ſetzt in unzuläffiger Weiſe 
Unerfahrenheit der Unkenntnis gleich. Unerfahrenheit iſt eine 
dem Menſchen anhaftende Eigenſchaft, die auf einem Mangel 
an Geſchäftskenntnis und Lebenserfahrung im allgemeinen 
oder auf beſchränkten Gebieten des menſchlichen Wirkens 
beruht und ihrem Weſen nach eine Einſchränkung der Be⸗ 
fähigung zur Wahrnehmung oder richtigen Beurteilung von 
Zuſtänden und Geſchehniſſen irgend welcher Art zur Folge hat. 
U. d. II. Sen. v. 10. Juni 04 (147/04). 

33. Str. G. B. § 367 Nr. 15. 
gewerbepolizeiliche Genehmigung. 

Dieſes Strafgeſetz begründet den Schutz baupolizeilicher 
Beſtimmungen und iſt nicht anwendbar aus dem Grunde, daß 
die Einholung der nach 58 24, 25 der Gew. O. erforderlichen 
Genehmigung unterblieben iſt. U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 
(2592/04). 

34. Str. G. B. § 367 Ziff. 15. Beginn der Verjährung. 

Nach § 67 Abſ. 4 des Strafgeſetzbuchs beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen 
iſt, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 
Die ſtrafbaren Handlungen der Angeklagten, welche darin be⸗ 
ſtehen, daß ſie als Baumeiſter und Bauherr einen Bau mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde ge- 
nehmigten Bauplane ausgeführt haben, waren begangen, 
ſobald das verbotswidrige Tun der Angeklagten ſein Ende er⸗ 
reicht hatte, alſo ſpäteſtengs mit der Vollendung des Bauwerks. 
Allerdings beginnt die Verjährung bei Straftaten, deren Tat⸗ 
beſtand in der Behauptung (Fortſetzung) eines gewiſſen geſetz⸗ 
widrigen Zuſtandes beſteht, erſt mit dem Aufhören des rechts⸗ 
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widrigen Verhaltens, allein die Vorausſetzungen für Anwendung 
dieſes Grundſatzes liegen hier nicht vor, denn die Beſtimmung 
im § 367 Ziff. 15 erblickt das Strafbare nicht in der Auf⸗ 
rechterhaltung eines gewiſſen Zuſtandes, ſondern in der Vornahme 
einer beſtimmten Handlung. U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 
(2392/04). 


B. Zur Strafprozeß ordnung. 


1. Str. P. O. § 51. Teilweiſe Zeugnisverweigerung. 

§ 51 gibt den dort aufgeführten Perſonenkategorien das 
Recht der Zeugnisverweigerung, enthält aber kein Verbot für 
das Gericht, die Tatſache der Zeugnisverweigerung — Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts Bd. 8 S. 502 (504) — und was 
hierbei verhandelt wurde, bei der Urteilsfindung zu berückſichtigen. 
Der Zeuge kann fein Zeugnis auch nur teilweiſe abgeben 
($ 51 Abſ. 2 letzter Satz). Wenn daher vorliegend die Stief⸗ 
tochter des Angeklagten in der Hauptverhandlung zwar an ſich 
das Zeugnis verweigerte, ſich aber, ſei es aus eigenem Antrieb 
oder, wie der Angeklagte vorbringt, auf Befragung durch den 
Vorſitzenden, dazu herbeiließ, einen Grund für ihr Verhalten 
anzugeben, ſo war der erſte Richter geſetzlich nicht verhindert, 
hieraus ſeine Schlüſſe für Beantwortung der Schuldfrage zu 
ziehen. U. d. I. Sen. v. 8. Oktober 04 (4943/04). 

2. Str. P. O. 8 56. Nahrungsmittelgeſetz 88 10, 12. 
Teilnahme am Verkauf durch Ankauf und an der Weiter⸗ 
veräußerung durch den Verkauf. 

Sowohl $ 10 Nr. 2 wie auch 8 12 Nr. 1 ſtellt nur den 
Verkauf verdorbener und geſundheitsſchädlicher Nahrungs- und 
Genußmittel und deren dadurch bewirktes Inverkehrbringen, nicht 
aber den Ankauf unter Strafe und zwar ohne Rückſficht darauf, 
ob der Käufer die Verdorbenheit und Geſundheitsſchädlichkeit 
der von ihm angekauften Nahrungsmittel kennt oder nicht 
(Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XXIII S. 242). 
In dem Ankaufe kann deshalb zwar an ſich eine Mitwirkung, 
nicht aber eine ſtrafbare Mitwirkung bei dem Verkaufe gleich⸗ 
viel in welcher Form der Teilnahme erblickt werden, welche die 
Anwendung des § 56 Nr. 3 zu rechtfertigen geeignet wäre. 
Eine Weiterveräußerung bildet nicht den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung. Es kann daher unerdrtert bleiben, ob nicht in bezug 
auf dieſe Weiterveräußerung, wenn ſie Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung war, ein Teilnahmeverhältnis des A. und der beiden 
Beſchwerdeführer ohne Rechtsirrtum inſofern ſich konſtruieren 
ließe, als dabei der Käufer als Täter in Betracht zu kommen 
hätte, während den Beſchwerdeführern eine in bezug auf die 
Weiterveräußerung durch Verkauf des Fleiſches geleiſtete Bei- 
hilfe zur Laſt fiele. Gegenſtand der Aburteilung war vielmehr 
ausſchließlich der Verkauf des Fleiſches an A., und hinſichtlich 
dieſes Verkaufes erſcheint die Möglichkeit einer ſtrafbaren Teil⸗ 
nahme des A. durch den Ankauf rechtsgrundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen. U. d. III. Sen. v. 3. Oktober 04 (1475/04). 

3. Derſelbe Paragraph. Nichternſtlichkeit der Aufhebung 
des Verlöbniſſes. 

Die Revifion irrt mit der Anficht, daß mit der Erklärung 
des Angeklagten: er ſehe die Verlobung als aufgehoben an, das 
Verlobungsverhältnis beendet geweſen ſei. Das Gericht iſt auf 
Grund der Angaben der Zeugin, fie ſei mit dem Angeklagten 
öffentlich verlobt, betrachte fich als Verlobte und habe von dem 
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Rücktritt vom Verlöbnis ſeitens des Angeklagten „bis heute“ 
keine Mitteilung erhalten, zu der Überzeugung gelangt, daß der 
Angeklagte die Rücktrittserklärung nicht ernſtlich, ſondern 
lediglich zu dem Zwecke abgegeben habe, um die Beeidigung der 
Zeugin zu bewirken, und daß ſomit das Verlöbnis zwiſchen 
beiden noch fortbeſtehe. Dieſe Erwägungen find rechtlich als 
zutreffend zu erachten. U. d. II. Sen. v. 17. Juni 04 
(2950/04). 

4. Str. P. O. § 156. 
bei fich ſelbſt. 

Nach § 156 konnen Strafanträge auch bei Polizeibehörden 
geſtellt werden, und wenn der Polizeipräfident am 11. November 
in die Akten, die ſich damals bei der Polizeidirektion befanden, 
den Strafantrag hineingeſchrieben hat, ſo war er dadurch bei 
dieſer Behörde geſtellt. Vergl. Entſch. Bd. 4 S. 264, wo 
ausgeſprochen iſt, daß ein beleidigter Staatsanwalt den Straf- 
antrag bei ſich ſelbſt anbringen kann, indem er ihn ſchriftlich 
in feinen Akten niederlegt. U. d. Ferienſen. v. 22. Juli 04 
(3583/04). 

5. Str. P. O. §§ 229, 3775. Vernehmung mehrerer 
Angeklagten je in Abweſenheit der anderen. 

Nach dem Eröffnungsbeſchluß find die Angeklagten be⸗ 
ſchuldigt, die geiſteskranke Z. jeder für ſich zum außerehelichen 
Beiſchlaf mißbraucht zu haben. Wie dem Sitzungsprotokoll 
zu entnehmen, wurde in der Hauptverhandlung auf den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft, die drei Strafſachen zu verbinden, mit 
welchem Antrag ſich die Verteidigung und die Angeklagten ein- 
verſtanden erklärten, der teilweiſe darüber hinausgehende 
Gerichtsbeſchluß gefaßt und verkündet im Hinblick auf den 
bei den drei Fällen beſtehenden äußeren Zuſammenhang die drei 
Straffälle gegen die Angeklagten gemäß § 236 der Str. P. O. 
zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung zu verbinden mit 
der Maßgabe, daß die Vernehmung der Angeklagten ab⸗ 
geſondert zu geſchehen habe, daß übrigens diejenigen Angeklagten, 
welche bereits vernommen ſeien, der Verhandlung anwohnen 
können. Die einmal verfügte Verbindung der zwar in keinem 
inneren Zuſammenhange ſtehenden Strafſachen mußte die pro⸗ 
zeſſuale Wirkung erzeugen, daß nunmehr die Hauptverhandlung 
als ein Ganzes zu gelten hatte, von der nicht Teile je nach 
Belieben des Gerichts losgelöſt werden konnten. Mit Grund weiſt 
die Revifion des D. darauf hin, daß der Angeklagte durch die 
Verbindung ſeiner Strafſache mit der der anderen Mitangeklagten 
das Recht erworben habe, auch davon Kenntnis zu erhalten, was 
dieſe zu ihrer Verteidigung vorbrachten, weil auch die Vernehmung 
der Angeklagten einen integrierenden Beſtandteil der Verhandlung 
bildet. Hiernach iſt dargetan, daß die geſchilderte Art des Ver⸗ 
fahrens den Grundſatz verletzt. wonach, von beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen ($$ 230, 232, 319, 470 der Str. P. O.) abgeſehen, 
im Hauptverfahren ohne Anweſenheit des Angeklagten nicht 
verhandelt werden darf. U. d. I. Sen. v. 22. September 04 
(3190/04). 

6. Str. P. O. 88 243, 377 Ziff. 8. 

Das Gericht hat lediglich von dem ihm zuſtehenden freien 
Ermeſſen Gebrauch gemacht, indem es den Antrag auf Ver⸗ 
nehmung eines Sachverſtändigen darüber ablehnte, daß unter dem 
Ausdrucke „Reparatur einer Uhr“ nur die Tätigkeit des Uhr⸗ 
machers, nicht auch die Lieferung von Erſatzteilen zu verſtehen 
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ſei und daß die vom Angeklagten gemachten Preisangebote für 
Reparaturen auch ohne Lieferung von Erſatzteilen ein günſtiges 
Angebot darſtellen. Begründet erſcheint die Rüge über Ab- 
dehnung des Antrages auf Abhörung der Uhrmacher W. und F. 
Is Zeugen. Nach Ausweis des Sitzungsprotokolls ſollten dieſe 
ZJekunden, daß fie einen großen Kundenkreis haben, für den fie 
zahlreiche Reparaturen an Uhren ausgeführt haben und aus⸗ 
führen, und daß keiner von ihren Kunden der Meinung geweſen 
ift, daß, wenn er eine Reparatur für einen beſtimmten niedrigen 
Preis beſtelle, er hierfür auch auf Gratislieferung von Erſatz⸗ 
teilen Anſpruch hat. Der Zweck dieſes Antrages ging offenbar 
dahin, nachzuweiſen, daß das Publikum die Ankündigungen des 
Angeklagten nicht in dem vom Gericht angenommenen Sinne 
verſtehe und die Angaben über die Preisbemeſſung zur Irre⸗ 
führung nicht geeignet waren. Die protokollierte Ablehnung dieſes 
Antrages als unerheblich iſt durchaus ungenügend. Falſch iſt 
aber auch die hiervon abweichende Begründung derſelben im 
Urteil mit der Ausführung, die Behauptung des Angeklagten 
ſei beweislos geblieben, die Meinung eines anderen ſtelle keine 
Tatſache dar, über die ein Dritter als Zeuge vernommen werden 
könnte; der Beweisantritt ſei auch unerheblich, weil damit nicht 
zu erweiſen wäre, daß die Handlungen und Außerungen tat⸗ 
ſächlich Ausfluß der behaupteten Meinung geweſen find; das 
unter Beweis Geſtellte ſei unglaubwürdig, weil durch keine Tat⸗ 
ſachen geſtützt. Dieſe Darlegungen beruhen nicht nur auf einer 
Verkennung des Inhalts und Zweckes des Beweisantrages, fon- 
dern fie enthalten auch eine unzuläffige Vorwegnahme der Be⸗ 
urteilung des Beweis ergebniſſes. Ob die Zeugen imſtande ſein 
würden, Tatſachen zu bekunden, welche die vom Angeklagten 
aufgeſtellte Behauptung direkt zu beweiſen oder einen Schluß 
auf die Richtigkeit derſelben zu ermöglichen geeignet waren, 
konnte erſt nach deren Abhörung entſchieden werden. Der Umſtand, 
daß der Angeklagte ſpezielle Außerungen oder Handlungen von 
Kunden der Zeugen, durch welche ihnen gegenüber die Anſicht 
der Kunden zum Ausdruck gelangt ſei, nicht anzugeben vermocht 
hat, berechtigte das eiſte Gericht zur Ablehnung der beantragten 
Beweiserhebung ebenſowenig, wie die durch nichts begründete 
Annahme, daß durch dieſelbe nicht zu erweiſen wäre, daß die 
Außerungen und Handlungen tatſächlich Ausfluß der behaup⸗ 
teten Meinung geweſen ſeien. U. d. IV. Sen. v. 14. Juni 04 
(488/04). 

7. Str. P. O. § 244. Stillſchweigender Verzicht auf ein 
herbeigeſchafftes Beweismittel. 

Allerdings war auf Anordnung des Vorfitzenden der weder 
vom Staatsanwalt noch vom Angeklagten benannte G. zur 
Hauptverhandlung als Zeuge geladen worden. Beim Aufruf 
der Sache erſchien aber, wie das Protokoll ergibt, der Ange⸗ 
klagte, der noch minderjährig iſt, „im Beiſtande ſeines 
Pflegevaters G.“ Es begann die Verhandlung mit dem Aufrufe 
der Zeugen und hierbei meldete der im Sitzungsſaale ver⸗ 
bliebene G. ſich nicht. Wohl aber blieb G. auch weiterhin, 
als die Zeugen aus dem Sitzungszimmer entfernt wurden, 
während der Verleſung des Beſchluſſes über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens und überhaupt während der geſamten Haupt- 
verhandlung, insbeſondere auch während des Ausſchluſſes der 
Offentlichkeit, im Sitzungsſaal anweſend, erhielt nach Schluß 
der Beweitaufnahme als Beiſtand des Angeklagten zu feinen 
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Ausführungen das Wort und beantragte in dieſer ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft die Annahme mildernder Umſtände. Unter dieſen Umſtänden 
iſt darin, daß G. nicht auch als Zeuge vernommen worden iſt, 
ein Verſtoß nicht zu finden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
G., der beim Aufruf der Zeugen ſich als Zeuge nicht meldete 
und auch von keiner Seite als ſolcher dem Gericht bezeichnet 
wurde, als ein erſchienener Zeuge anzuſehen war. Wollte man 
dieſe Frage auch bejahen, ſo würde immerhin nach Lage der 
Dinge die Annahme, von der das Gericht offenbar ausgegangen 
iſt, berechtigt geweſen ſein, daß auf die Vernehmung des G. 
als Zeugen allſeitig verzichtet worden war. War die 
Stellung des Beiſtandes auch nicht unvereinbar mit der des 
Zeugen (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 22 S. 199), 
ſo war es doch keineswegs ſelbſtverſtändlich, daß der An⸗ 
geklagte, als der „im Beiſtande ſeines Pflegevaters G.“ vor 
Gericht erſchien, auch nunmehr noch deſſen Vernehmung als 
Zeuge im Auge hatte. Der Angeklagte konnte ein erhebliches 
Intereſſe daran haben, daß ſein Pflegevater als Beiſtand und 
nicht zugleich als Zeuge auftrat. In erſterer Eigenſchaft konnte 
er Anträge zugunſten des Angeklagten ſtellen — wie er das 
auch getan hat — und zugleich während der ganzen Verhand⸗ 
lung anweſend bleiben; trat er als Zeuge auf, ſo durfte er der 
Vernehmung der vor ihm abgehörten Zeugen nicht beiwohnen. 
Ob er ein Recht hatte, als Beiſtand zugelaſſen zu werden, 
kommt hierbei nicht in Frage: weſentlich iſt nur, daß er mit 
dem Angeklagten, alſo augenſcheinlich im Einverſtändnis mit 
ihm, als ſein Beiſtand erſchienen und als ſolcher vom Gericht 
zugelaſſen iſt. Wurde unter dieſen Umſtänden von keiner Seite 
in Anregung gebracht, den Beiſtand auch als Zeugen zu ver⸗ 
nehmen, ſo wurde damit zu erkennen gegeben, daß nunmehr G. 
als Beiſt an d, nicht als Zeuge auftreten ſollte: es wurde damit 
der Verzicht auf dieſen Zeugen kundgegeben. U. d. II. Sen. 
v. 23. September 04 (468/04). 

8. Str. P. O. 88 249, 255. Meteorologiſche Erhebungen. 

Die Verleſung eines Zeugniſſes des Meteorologiſchen 
Inſtituts bei der Univerfität Berlin über die Windſtärke und 
Windrichtung zu einer gewiſſen Zeit an einem gewiſſen Orte iſt 
zuläſſig. U. d. II. Sen. v. 28. Juni 04 (3254/04). 

9. Str. P. O. § 250. Protokollbemerkungen über den 
Eindruck, den der Zeuge auf den vernehmenden Richter macht. 

Allerdings laſſen ſich die Glaubwürdigkeit eines Zeugen 
betreffende Außerungen des vernehmenden Richters und des 
Gerichtsſchreibers nicht als Zeugntſſe einer „öffentlichen Behörde“ 
im Sinne des 8 255 der Str. P. O. betrachten. Allein im 
vorliegenden Fall iſt die Beurkundung der Verbörbeamten als 
ein Teil des Protokolles über die Vernehmung der Zeugin 
mit dieſem Protokoll verleſen worden und dies war durchaus 
zuläſſig. U. d. I. Sen. v. 20. Juni 04 (461/04). 

10. Str. P. O. 8 255. Behandlung eines Schulzeugniſſes 
als Leumundszeugnis. 

Inſofern ein Schulzeugnis ſich über den Leichtfinn des 
Angeklagten ausſpricht, iſt es als Leumundszeugnis zu betrachten. 
U. d. I. Sen. v. 6. Oktober 04 (942/04). 

11. Str. P. O. 8257. Konſtatierungen des Vorfitzenden. 

In dem Sitzungsprotokolle iſt beurkundet, daß nach Ent⸗ 
gegennahme der Schlußanträge der Prozeßbeteiligten noch weiter 
feſtgeſtellt worden ſei, daß die Karten am 14. Juli 1902 zum 
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Mufterregifter angemeldet und am 16. Juli 1902 eingetragen 
worden ſeien, und hieran hat ſich ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolls ſofort die Urteilsverkündung angeſchloſſen. Es iſt zu 
vermuten, daß aus vorliegenden Urkunden die Zeit der An⸗ 
meldung und des Eintrags zum Muſterregiſter nachträglich vom 
Vorfitzenden konſtatiert worden iſt. Eine ſolche Konſtatierung 
war zuläffig, bildete aber als Erſatz förmlicher Verleſung der 
betreffenden Urkunden einen Akt der Beweisaufnahme, welcher 
notwendig machte, die Prozeßbeteiligten nochmals zu hören. 
U. d. IV. Sen. v. 14. Juni 04 (521/04). 

12. Str. P. O. 5 266. Unterſtellung der Wahrheit un- 
geprüfter Schutzbehauptungen. 

Sit eine beantragte Beweisaufnahme abgelehnt, weil die 
behaupteten Tatſachen als wahr angenommen find, jo müflen 
die Urteilsgründe Gewißheit dafür bieten, daß das Gericht bei 
Fällung des Urteils auch von der Wahrheit dieſer Tatſachen 
ausgegangen iſt. Für die Prüfung dieſer Frage iſt aber ihre 
Erwähnung im Urteile keine unumgängliche Vorausſetzung. 
U. d. IV. Sen. v. 23. September 04 (1425/04). 

13. Str. P. O. 8 273. Zeitgrenze für Anderung des 
Sitzungsprotokolls. 

Daß die Beſcheidung eines Beweisantrags nicht erfolgt 
ift, ergibt ſich aus dem Sitzungsprotokolle und dem an⸗ 
gefochtenen Urteile. Nicht zweifellos feſt ſteht dagegen, ob der 
Verteidiger, wie er behauptet, eventuell einen Zeugen benannt 
hatte. Nach dem Sitzungsprotokolle in der jetzt vorliegenden 
Faſſung ift der behauptete eventuelle Beweisantrag nicht geſtellt 
worden. Zugleich iſt aber aus dem Protokolle zu erſehen, daß 
darin urſprünglich die Anbringung eines Beweisantrags be- 
urkundet war, und daß dieſe Beurkundung nachträglich durch 
Streichung mehrerer Zeilen wieder beſeitigt worden iſt. Zu⸗ 
gleich iſt aus den Verhandlungen über einen Antrag des Ver⸗ 
teidigers auf Protokollberichtigung zu entnehmen, daß die ge⸗ 
dachte Anderung des Protokolls erſt nach deſſen Fertigſtellung 
und Unterzeichnung vorgenommen worden iſt. Der geſtellte 
Berichtigungsantrag hat den äußeren Anlaß hierzu gegeben, das 
Protokoll iſt aber nicht nach der Intention des Verteidigers, 
ſondern in einer Weiſe geändert worden, daß die jetzt vorliegende 
Beurkundung über den Beweisantrag des Verteidigers von der 
urſprünglichen Beurkundung vollſtändig abweicht. Eine ſolche 
Anderung war nicht zuläſſig. In der Rechtſprechung iſt an⸗ 
erkannt, daß nach Eingang der Reviſionsanträge das Sitzungs⸗ 
protokoll eine den erhobenen Revifionsbeſchwerden die Baſis 
entziehende Berichtigung nicht mehr erleiden darf. Wann im 
vorliegenden Falle die in Frage ſtehende Anderung des Protokolls 
erfolgt iſt, iſt bei deren Vornahme nicht vermerkt worden. Der 
Inhalt der Verfügung des Strafkammervorfitzenden in Ver⸗ 
bindung mit den eigenen Erklärungen des Verteidigers beweiſt 
aber, daß die Anderung des Protokolls ſchon vor Eingang der 
Reviſionsanträge eingetreten war. Allein vom Verteidiger war 
durch den mit der Revifiondeinlegung verbundenen Berichtigungs⸗ 
antrag, durch welchen die mehrerwähnte Anderung des Protokolls 
veranlaßt worden iſt, jedenfalls ſchon kundgegeben, daß aus dem 
von ihm behaupteten eventuellen Beweisantrage eine Reviſions⸗ 
beſchwerde hergeleitet werden ſollte. Hiermit war eine Anderung 
der auf den Beweisantrag bezüglichen Beurkundung aus⸗ 
geſchloſſen. Der Satz, daß einem Beſchwerdeführer die Bafis 
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ſeiner Beſchwerde nicht durch eine nachträgliche Berichtigung 
des Sitzungsprotokolls entzogen werden darf, muß nach dem 
zugrunde liegenden Prinzipe nicht nur dann Platz greifen, wenn 
die Berichtigung nach Eingang der Revifionsanträge erfolgt, 
ſondern auch dann, wenn ſie zu einer Zeit erfolgt, zu der die 
Intention der Reviſionsanträge durch anderweite Erklärungen 
klargeſtellt war. U. d. IV. Sen. v. 21. Juni 04 (959/04). 

14. Str. P. O. § 292. 

Zuläffig iſt die alternative Fragſtellung, ob der Angeklagte 
den einen oder den anderen oder ſämtliche Mittäter angeſtiftet 
habe. U. d. IV. Sen. v. 21. Juni 04 (2961/04). 

15. Str. P. O. 8 302. Unzuläffige Verabfolgung von 
Büchern an die Geſchworenen. 

Die Verabfolgung von Büchern in das Beratungszimmer 
iſt unzuläſſig, wenn nicht die vorherige Befihtigung der Bücher 
durch die Geſchworenen im Protokoll feſtgeſtellt iſt. U. d. 
II. Sen. v. 27. September 1904 (975/04). 

16. Str. P. O. 88 309 —312 (Berichtigung des Spruchs 
vor und nach der Verkündung, Unterbrechung der letzteren). 

Entſpricht der niedergeſchriebene Spruch in irgend einem 
weſentlichen Punkte nicht dem von den Geſchworenen in 
Wirklichkeit gefällten Spruche und wird die vorhandene Ab⸗ 
weichung noch vor Beginn der Kundgebung des Spruches 
entdeckt, ſo ſteht für dieſen Fall nichts im Wege, daß die ver⸗ 
anlaßte Anderung des fehlerhaft niedergeſchriebenen Spruches 
von dem Obmann im Einverſtändnis mit den übrigen Ge⸗ 
ſchworenen ohne weiteres vorgenommen wird, und erſcheint 
namentlich eine Mitwirkung des Gerichts hierbei nicht geboten. 
Weſentlich anders geſtaltet ſich die Sache, wenn der bei 
Niederſchrift des Geſchworenenſpruches unterlaufene Fehler 
erſt nach Beginn der Kundgebung des Geſchworenen⸗ 
ſpruches entdeckt oder erft in dieſem Zeitpunkt zur Kenntnis 
der beteiligten Gerichtsperſonen gebracht wird. Hier muß 
allerdings mit Rückſicht auf die hohe Bedeutung, welche 
im ſchwurgerichtlichen Verfahren dem feierlichen Akte der 
Kundgebung des Geſchworenenſpruches zukommt, daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß die Verkündung des Spruches weder 
geteilt noch unterbrochen werden darf. Dies iſt aber doch nur 
dahin zu verſtehen, daß nach Beginn der Verkündung des 
Geſchworenenſpruches und während der Dauer derſelben ein⸗ 
ſeitige Anderungen und Berichtigungen des Spruches durch die 
Geſchworenen ohne gleichzeitige Mitwirkung des Gerichts aus⸗ 
geſchloſſen find, eine Unterbrechung der Kundgabe des Geſchworenen⸗ 
ſpruches durch derartige Maßnahmen der Geſchworenen allein 
unter keinen Umſtänden ſtatthaft iſt und etwa veranlaßte 
Anderungen, Berichtigungen und Ergänzungen des Geſchworenen⸗ 
ſpruches nur auf dem Wege des förmlichen Berichtigungs⸗ 
verfahrens herbeigeführt werden können. Keineswegs läßt fich 
aber hieraus der Schluß ziehen, daß, wenn im Verlaufe der 
Verkündung des Geſchworenenſpruches ſei es nun auf Grund 
feiner wörtlichen Faſſung, ſei es infolge einer von der Ge⸗ 
ſchworenenbank gegebenen Anregung formelle Mängel oder 
ſachliche Fehler des Spruches, welche einer Berichtigung bedürfen, 
zutage treten, nicht ſofort unter Abbrechung der Verkündung 
des noch ausſtehenden Teiles des Geſchworenenſpruches das 
eigentliche Berichtigungsverfahren eingeleitet werden dürfe, 


ſondern unter allen Umſtänden mit dem Verkündungsakte bis 
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zum Schluſſe ununterbrochen fortgefahren werden müſſe. Das 
Berichtigungsverfahren kann vielmehr unverweilt nach Wahr⸗ 
nehmung des dem Geſchworenenſpruche in irgend einem Punkte 
anhaftenden Mangels eingeleitet werden. Unzuläſſig iſt es nur, 
nach erfolgter Berichtigung des mangelhaften Geſchworenenſpruches 
mit der weiteren Verkündung desſelben da einzuſetzen, wo die 
Unterbrechung durch Einleitung des Berichtigungsverfahrens 
ſtattgefunden hat. Die neuerliche Verkündung muß vielmehr 
wieder von Anfang an beginnen und den bereits verkündeten Teil 
des Geſchworenenſpruches wieder mitumfaſſen. Mit den vorſtehend 
angedeuteten beiden Beſchränkungen iſt eine Unterbrechung der 
Verkündung des Geſchworenenſpruches nicht für prozeßordnungs⸗ 
widrig zu erachten. U. d. III. Sen. v. 14. Juli 04 (2889/04). 

17. Str. P. O. 8 384. Faſſung der Revifionsanträge. 

Zwar iſt der Gegenerklärung des Staatsanwalts zuzugeben, 
daß es an ausdrücklichen Reviſionsanträgen im Sinne des § 384 
Abſ. 1 Strafprozeßordnung fehlt, da in dem Protokolle nicht 
geſagt wird, inwieweit der Beſchwerdeführer das Urteil anfechte 
und ſeine Aufhebung beantrage. Allein dieſe Formvorſchrift iſt 
nicht ſo weſentlich, daß durch ihre Verletzung das Rechtsmittel 
unzuläffig wurde, inſofern nur aus der Revifionsbegründung zu 
erkennen iſt, inwieweit das Urteil angefochten werden ſoll. Dies 
iſt vorliegend der Fall. Der Beſchwerdeführer rügt, daß ihm 
vor Verkündung des Urteils überhaupt das Wort nicht erteilt 
worden ſei und will damit offenbar die Aufhebung des ganzen 
Urteils erreichen. U. d. Ferienſenats v. 26. Juli 04 (3617/04). 

18. Str. P. O. 5 444 Abſ. 2. Anfechtung des Verzichts 
auf Buße. 

Sft der Antrag auf Zuerkennung einer Buße durch Ver⸗ 
zicht oder Vergleich zurückgenommen, ſo muß eine Erneuerung 
desſelben nach 8 444 Abſ. 2 der Str. P. O. ausgeſchloſſen 
bleiben: es ſei denn, daß der Verzichtende in der Lage iſt, nach⸗ 
zuweiſen, daß er bei Abgabe der Verzichtserklärung fich im 
Irrtum befunden und bei Kenntnis der Sachlage und ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles nicht auf Zuerkennung einer 
Buße verzichtet haben würde, weil für dieſen Fall die gemäß 
§ 119 des B. G. B. zugelaſſene Anfechtung der Erklärung die 
in 8 142 des B. G. B. vorgeſehene Wirkung hat, daß der aus- 
geſprochene Verzicht als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt. 
U. d. III. Sen. v. 16. Juni 04 (615/04). 


C. Andere Reichs⸗ und Landesgeſetze. 


1. Gew. O. Nr. 29, 80. Medizinalordnung vom 19. Februar 
1818, 5 2. der Ausführungsverordnung vom 1/6. 1900. (Be- 
ſchränkungen für die Ankündigung der Ausübung der Heil- 
kunde.) 

Es widerſtreitet nicht der reichsgeſetzlichen Freiheit bei der 
Ausübung des Gewerbes, daß die Ankündigung der Aus⸗ 
übung in gewiffer Richtung unterfagt, oder in der Genehmigungs⸗ 
urkunde eine nach Gewerbeordnung § 30 konzeſſionspflichtige 
Heilanſtalt angehalten wird, jede öffentliche Ankündigung einer 
vorherigen behördlichen Prüfung ihrer Faſſung zu unterwerfen. 
U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 (2346/04). 

2. Gew. O. 8147 Abſ. 1 Ziff. 3. Indirekte Anmaßung 
der Eigenſchaft als Arzt. 

Daraus, daß das Geſetz die Faſſung „fich als Arzt be⸗ 
zeichnet“ gewählt hat, kann unbedenklich gefolgert werden, daß 
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es gleichgültig iſt, durch welche Wendungen und in welcher 
Verbindung der Betreffende ſich als Arzt kennzeichnet, und es 
genügt, wenn erkennbar iſt, daß er die Eigenſchaft als „Arzt“ 
für ſich in Anſpruch nimmt. Daß dies auch dadurch geſchehen 
kann, daß er das Schriftſtück als „ärztliches Zeugnis“ bezeichnet 
und mit ſeinem Namen ohne jeden Zuſatz vollzieht, erſcheint 
nicht zweifelhaft. U. d. IV. Sen. v. 28. Juni 1904 (2227/4). 

3. Preßgeſetz § 22. Preuß. Geſetz vom 29. Juli 1885 
über das Spielen in außerpreußiſchen Lotterien. 8 2. S. a. 
Nr. 17. Verjährung der durch die Preſſe begangenen Lotterie⸗ 
vergehen. ö 
Die Anfiht der Reviſion, daß das Vergehen des Ange⸗ 
klagten als ein Preßdelikt der kürzeren ſechsmonatigen Ver⸗ 
jährungsfriſt unterlegen habe, iſt verfehlt, weil jenes Vergehen 
deshalb, weil zu ſeiner Verübung — den an Bewohner Preußens 
gemachten Losofferten — Erzeugniſſe der Preſſe verwendet worden 
find, noch nicht als ein durch Verbreitung von Druckſchriften 
ſtrafbaren Inhalts begangenes Delikt angeſehen werden kann. 
U. d. IV. Sen. v. 14. Juni 04 (898/04). \ 

4. Preßgeſetz $ 28. Abdruck eines zu Unrecht beſchlag⸗ 
nahmten Artikels. 

Der Wiederabdruck einer beſchlagnahmten Schrift während 
der Dauer der Beſchlagnahme iſt ſtrafbar, auch wenn die Be⸗ 
ſchlagnahme jpäter wegen mangelnder Begründung aufgehoben 
iſt. U. d. II. Sen. v. 27. September 04 (2797/04). 

5. Gerichtsverfaſſung 88 73 ff. Zuſtändigkeit der Straf- 
kammern. 

Richtig iſt zwar, daß der Vorfitzende die Angeklagten 
darauf aufmerkſam gemacht hat, daß ihre Tat auch als Raub⸗ 
verſuch angeſehen werden könne. Hiermit war aber die Un- 
zuſtändigkeit der Strafkammer noch nicht begründet, dieſe wäre 
gemäß § 270 der Str. P. O. vielmehr erſt eingetreten, wenn 
das erkennende Gericht zu der Überzeugung gelangte, daß die 
Tat der Angeklagten eine ſchwerere ſei, als der Eröffnungs⸗ 
beſchluß angenommen und ſich nicht tatſächliche Momente er⸗ 
gaben, welche zu einer Aufrechterhaltung der in dem Beſchluß 
angenommenen Qualifikation führten. Dies ergibt ſich bereits 
aus dem Wortlaut des § 270 a. a. O., der für die Unzuftän- 
keitserklärung vorausſetzt, daß „nach dem Ergebnis der Ver⸗ 
handlung“ die Tat ſich als eine die Zuſtändigkeit des Gerichts 
überſchreitende darſtellt, es müßte denn ſein, daß das Gericht 
von vornherein nach der im Eröoffnungsbeſchluß der Straftat 
gegebenen Qualifikation wahrnimmt, daß der Beſchluß auf 
einem Verkennen der Zuſtändigkeitsnormen beruht (vergl. 
Entſch. Bd. 3 S. 311, beſ. 314). Durch den bloßen Hinweis 
der Angeklagten darauf, daß ihre Tat auch als Raubverſuch 
angeſehen werden könne, wurde daher die Strafkammer nicht 
behindert, die Beſchwerdeführer wegen Koͤrperverletzung und ver⸗ 
ſuchter Nötigung zu verurteilen, wenn ſie zu der Überzeugung 
gelangte, daß nur die Tatbeſtandserforderniſſe dieſer Delikte für 
erwieſen angeſehen werden konnten. U. d. III. Sen. v. 29. Sep⸗ 
tember 04 (1146/04). 

6. Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879 5 10. 
Haftung der Geſchäftsgehilfen. 

Der angeklagte Fleiſchergeſelle hat dem von ihm zubereiteten 
gewiegten Rindfleiſche das im Geſchäfte ſeines Meiſters vorrätig 
gehaltene Präſerveſalz ohne beſondere Weiſung ſeines Meiſters 
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beigemiſcht, und es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob ein 
Befehl des Meiſters den Angeklagten in ſtrafrechtlicher Beziehung 
entlaſten könnte. In ſeiner Eigenſchaft als Geſelle hatte er 
gleichfalls die Prüfungspflicht, und er handelte daher fahrläffig, 
wenn er die geſundheitsſchädliche Beſchaffenheit des Präſerve⸗ 
ſalzes bei Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit hätte 
erkennen können. U. d. II. Sen. v. 7. Oktober 04 (3683/04). 

7. Krankenverficherungsgeſetz vom 10. Auguſt 1892 8 82 b. 
Begriff der Vorenthaltung. 

Vor Eintritt des Fälligkeitstermins hat die Kaſſe nicht das 
Recht, die Zahlung der Beiträge zur Kaſſe zu fordern, und es 
kann deshalb in der Zeit bis zum Eintritt der Fälligkeit die⸗ 
jenige Rechtsverletzung, welche in § 82b a. a. O. als Vor⸗ 
enthaltung der Beiträge bezeichnet und unter Strafe geſtellt iſt, 
nicht zur Vollendung gelangen. U. d. IV. Sen. v. 4. Oktober 04 
(1482/04). 

S. Gefe vom 10. Mai 1894 betr. die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte 58 7, 8. Verkäufe an Ausländer. 

§ 7 bedroht in Verbindung mit 5 8 die Veräußerung von 
Loſen gegen Teilzahlungen nur an diejenigen Perſonen, welche 
nicht als Kaufleute in das Handelsregiſter eingetragen find. 
Der von den Beſchwerdeführern hieraus und aus der Erwägung 
gezogene Schluß, daß mit dem Verbot nur der Schutz des 
deutſchen Publikums angeſtrebt worden ſei und daß, da die 
Einſchränkung auf das Ausland ſich ohne weiteres nicht beziehen 
laſſe, nur die Veräußerung an deutſche Nichtkaufleute als 


verboten gelten könne, läßt ſich fo wenig mit der zwiſchen In⸗ 


und Ausland nicht unterſcheidenden Faſſung des 8 7 a. a. O. 
und deſſen Zweck vereinigen, den unſoliden, zum Spiel an⸗ 
reizenden Handel mit Loſen uſw. auf inländiſchem Boden 
zu unterbinden und verftößt fo ſehr gegen den in § 3 des 
Strafgeſetzbuchs ausgeſprochenen Grundſatz unbedingter Geltung 
aller deutſchen Strafgeſetze im Gebiete des Deutſchen Reichs, 
daß die geſetzgebenden Faktoren, wenn ſie eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz hätten machen wollen, dies mit aller Deutlichkeit 
ausgeſprochen hätten. U. d. I. Sen. v. 6. Oktober 04 (765/04). 

9. Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 88 14, 20. Weiterbenutzung eines vor der 
Eintragung angebrachten Zeichens. 

Der Angeklagte hat auf dem Schaufenfter feines Geſchäfts⸗ 
lokals im Jahre 1895 das Wort B. anmalen laſſen. Er iſt 
von der Anklage wegen Vergehens gegen $ 14 Abſ. 2, § 20 
des Geſetzes zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 freigeſprochen worden, weil das Wort B 
erſt im Jahre 1896 geſchützt ſei und daher von einem 
widerrechtlichen Handeln des Angeklagten keine Rede ſein 
konne. Die hiergegen gerichtete Revifion der Nebenklägerin iſt 
begründet. Dem Anbringen des Zeichens auf Ankündigungen 
ſteht nicht nur das Anbringen in Ankündigungen gleich (Urteil 
des II. Zivilſenats vom 3. März 1899 II 445/98, Blatt für 
Patent-, Mufter- und Zeichenweſen V Seite 154), ſondern auch 
das Anbringen als Ankündigung. Dies Anbringen iſt nicht 
lediglich als die Tätigkeit aufzufaſſen, durch welche das Zeichen 
mit einer Sache verbunden wird. Es muß vielmehr unter dem 
Anbringen auch die gewerbliche Benutzung des vorher an⸗ 
gebrachten Zeichens verſtanden werden. U. d. II. Sen. v. 
7. Oktober 04 (2488/04). 
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10. Depotgeſetz v. 5. Juli 1896. § 8 Abſ. 1, 89. Be 
handlung unterlaſſener Mitteilung als Unterſchlagung. 

Die durch die Angeklagten vertretene Bank führte die ihr 
aufgetragenen Einkaufskommiſſionen nicht ſelbſt aus, ſondern 
gab die Aufträge an Dritte weiter. Davon, daß die Anſchaffung 
der Aktien für fremde Rechnung geſchehen ſolle, nicht aber für 
eigene Rechnung der Bank, wurde bei Übermittlung der Auf- 
träge keine Mitteilung gemacht. Zu einer ſolchen Mitteilung 
war aber die Bank im Hinblick auf § 8 Abſ. 1 des Depot- 
geſetzes verpflichtet. Die Unterlaſſung erzeugte die Wirkung, 
daß die Anſchaffungen für Rechnung der Bank als Kommit- 
tentin erfolgten und die angeſchafften Papiere weit über die 
Grenzen des 8 8 des Depotgeſetzes hinaus mit Pfandrechten 
wegen aller Forderungen aus laufender Rechnung gegen die 
Bank belaſtet wurden. (Art. 374 des alten Handelsgeſetzbuches). 
Den Eintritt dieſer Rechtswirkung zu verhüten, iſt der haupt⸗ 
ſächlichſte Zweck der Vorſchrift in 8 8 des Depotgeſetzes. Das 
Geſetz erblickt in der Unterlafſung der vorgeſchriebenen Mit ⸗ 
teilung mit Rückſicht auf die hieran geknüpften zivilrechtlichen 
Wirkungen bereits eine Verfügung über die angeſchafften 
Papiere im Sinne des erſten Abſatzes des § 9 und ſtellt ftraf- 
rechtlich letztere Verfügung den ſonſtigen Verfügungen völlig 
gleich. U. d. III. Sen. v. 23. Juni 04 (474/04). 

11. B. G. B. 58 119, 610. Behandlung eines Wider⸗ 
rufs als Anfechtung. 

Liegt der Fall des zuläffigen Widerrufs eines Darlehns⸗ 
verſprechens nach 8 610 B. G. B. wegen Vermögens verſchlechterung 
nicht vor, iſt vielmehr das Darlehnsverſprechen durch Irrtum 
über die ſchon beſtehende ſchlechte Vermögenslage verurſacht, jo 
kann die Widerrufserklärung als Anfechtung nach 8 119 B. G. B. 
behandelt werden. U. d. II. Sen. v. 2. Juni 04 (441/04). 

12. Weingeſetz vom 24. Mai 1901 8 3. Aufguß von 
Zuckerwaſſer auf Treſter nach vorgängigem Weinaufguß. 

§ 3 Abſ. 1 Nr. 1 nennt allein den Aufguß von Zuder- 
waſſer oder Waſſer; hier aber kann, ohne den Worten 
Zwang anzutun, von einem ſolchen nicht geſprochen werden, viel 
mehr handelt es ſich um einen Aufguß von reinem Natur- 
wein auf Traubentreſter, zu dem dann erft das Zuckerwaſſer 
getan wurde. Ein ſolches Verfahren iſt nicht für unzuläſſig 
erklart. U. d. I. Sen. v. 4. Juli 04 (304/04). 

13. Weingeſetz vom 24. Mai 1901. 5 7, 8, 18. 

Alkoholfreier Traubenſaft iſt weder Wein noch ein wein ⸗ 
aͤhnliches Getränk. U. d. I. Sen. v. 9. Juni 04 (900/04). 

14. Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. 8 7. Feilhalten 
(ſchenkungsweiſe Überlaſſung). 

Eine Schenkung hat zur Voraus ſetzung, daß beide Teile, 
Geber und Nehmer, darüber einig find, daß die aus dem Ver⸗ 
mögen des Gebers entnommene Zuwendung unentgeltlich 
erfolgte. Nach dieſer Richtung läßt aber das angefochtene 
Urteil jeden Ausſpruch vermiſſen. Der Vorderrichter erachtet 
eine Schenkung um deswillen für vorliegend, weil der Wert 
der Saccharintabletten ein äußerſt geringer, an Bier nicht 
weniger als das geforderte Maß gegeben und nicht erwieſen 
ſei, daß wegen der Zugabe der Tabletten die Bierzugabe ver⸗ 
ringert worden, endlich weil die Tabletten nicht regelmäßig, 
ſondern nur in einzelnen Fällen zugegeben ſeien, und hierdurch 
die Schenkungsabficht auf ſeiten der Angeklagten glaubhaft ge⸗ 
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macht würde. Ganz abgeſehen davon, daß die Feſtſtellung, es 
ſeien die Saccharintabletten nur in einzelnen Fällen ver⸗ 
abreicht, im Widerſpruch ſteht mit der eingangs des Urteils ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung, nach welcher im Herbſt 1903 zahlreiche 
Kunden von dem Angeklagten W. verlangt haben, daß er 
ihnen bei dem Verkauf von Braunbier Saccharintabletten mit⸗ 
gebe, damit fie dieſe dem Bier zuſetzen könnten, und dem⸗ 
entſprechend der Angeklagte fortgeſetzt den Kunden, die es 
verlangten, 1 oder 2 Tabletten bei dem Verkauf von Bier 
zugegeben hat, reicht aber auch die Begründung zur An⸗ 
nahme einer rechtsgültigen Schenkung nicht nur nicht aus, es 
läßt vielmehr der gegebene Sachverhalt den Verdacht aufkommen, 
daß die Angeklagten zur Umgehung des Geſetzes ihrerſeits die 
Form der unentgeltlichen Zugabe der Saccharintabletten ge⸗ 
wählt haben, um den Akt der Beimiſchung des Süßſtoffes von 
ſich auf die Schultern der Bierabnehmer abzulenken. Derartige 
Umgehungen des Geſetzes ſollen aber, wie aus den Materialien 
Nr. 235 der Druckſachen, 10. Legislaturperiode, 2. Seffion 
Bd. 4 S. 9 — klar zu erſehen iſt, von den Strafbeſtimmungen 
getroffen werden. Für die Beurteilung der Frage, ob es ſich 
in dem vorliegenden Falle um eine Schenkung oder um 
einen Verkauf von Saccharintabletten handelt, — ob von 
einem Feilhalten bei dem gegebenen Sachverhalt die Rede ſein 
kann, mag dahingeſtellt bleiben, — vergl. Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. 25 S. 242 — hätte es einer genaueren Er⸗ 
oͤrterung und Feſtſtellung der zwiſchen den Angeklagten und den 
Bierabnehmern getroffenen Vereinbarungen bedurft. Bisher iſt 
nur nachgewieſen, daß die Angeklagten die Tabletten als Zugabe 
umfonft vergeben hätten. Darüber, ob auch die Kunden des 
Willens geweſen find, die Tabletten als eine Bereicherung ihres 
Vermögens, unabhängig von dem Bierkauf, in Empfang zu 
nehmen, fehlt es an einem Ausſpruche. War Bier und Süß⸗ 
ſtoff Gegenſtand der Preisabrede dergeſtalt, daß als Preis für 
beide nur die ſchon in dem Bierpreiſe mitenthaltene Ver⸗ 
geltung zu gelten hatte, dann lag keine Schenkung, ſondern ein 
Verkauf vor, welcher Annahme der Umſtand nicht entgegen- 
ſtehen würde, daß nach außen hin die Form einer ſelbſtändigen 
und unentgeltlichen Zugabe der Tabletten gewählt wurde, denn 
dann handelte es ſich in Wirklichkeit gar nicht um einen ſelbſt ⸗ 
ſtändigen neben dem eigentlichen Kaufgeſchäfte hergehenden 
Schenkungsakt, ſondern um einen lediglich in die äußere Form 
der Schenkung eingekleideten integrierenden Beſtandteil des 
Kaufgeſchäfts, um eine ſeitens der Bierabnehmer geſtellte Be⸗ 
dingung, von deren Erfüllung die Abnahme des Bieres zu dem 
fixierten Preiſe abhängig gemacht wurde. Der Umſtand, daß 
der Wert der Saccharintabletten ein äußerſt geringfügiger iſt, 
erſcheint bedeutungslos, ebenſo wenig kann es darauf ankommen, 
ob nicht weniger als das von den Kunden geforderte Maß an 
Bier gegeben und die Bierzugabe nicht verringert worden iſt. 
U. d. III. Sen. v. 11. Juli 04 (1854/04). 

15. Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. 88 20, 7. Grenzen 
des zuläſſigen Kleinverkaufs. 

In 8 10 der von dem Bundesrat zu dieſem Geſetze er- 
lafſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 5. März 1903: 
„Süßſtofftäfelchen von hoͤchſtens 110 facher Süßkraft 
in Fabrikpackung (Glasröhrchen) von nicht mehr als 
25 Stück mit zuſammen nicht über 0,4 g Gehalt an 
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reinem Süßſtoff dürfen auch ohne ärztliche Anweiſung ab⸗ 
gegeben werden.“ Dies iſt ſo zu verſtehen, daß an einer 
Perſon auf einmal nicht mehr als ein Glasröhrchen verkauft 
werden darf. U. d. III. Sen. v. 7. Juli 04 (1314/04). 

16. Kinderſchutzgeſetz vom 30. März 1903. 88 4, 7. 
Beſchäftigung von Kegeljungen durch die Gäſte. 

Die Beſchäftigung von Kindern in Kegelbahnen iſt nicht 
an ſich, wohl aber dann verboten, wenn das Kegelaufſetzen im 
Betriebe von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften geſchieht. Daß bie 
Kinder nicht von dem Wirt, ſondern von dem Mieter der 
Kegelbahn angenommen werden, macht keinen Unterſchied. 
u. d. I. Sen. v. 20. Juni 04 (2340/04). 

17. Preuß. Geſetz vom 29. Juli 1885 über das Spielen 
in außerpreußiſchen Lotterien. S. a. Nr. 3. Verletzung des 
Spielverbots durch Lotterieinſerate in außerpreußiſchen Zeitungen, 
welche innerhalb Preußens Verbreitung finden. 

Ohne Rechtsirrtum konnte der Vorderrichter annehmen, 
daß der Angeklagte dadurch, daß er das Losangebot in der 
Strelitzer Zeitung erſcheinen und es durch dieſe einer Reihe in 
Preußen wohnender Perſonen zugänglich machen ließ, ſich dem 
Verkaufe von Loſen „unterzogen“ hat. Nicht nur der, welcher 
einen Verkauf wirklich abſchließt, ſondern auch der, welcher Loſe 
zum Verkaufe anbietet, unterzieht ſich dem Verkaufe. Gleich⸗ 
gültig erſcheint es, ob das Angebot direkt in der Weiſe erfolgte, 
daß der Angeklagte etwa gedruckte Proſpekte mit der Auf⸗ 
forderung zum Losankaufe an beſtimmte, in Preußen wohnende 
Perſonen ſchickte, oder ob er das Losangebot in der Zeitung 
annonzierte, geleitet von dem vom Vorderrichter feſtgeſtellten 
Bewußtſein und dem Willen, daß die betreffende Zeitung nach 
Preußen geſchickt und dort verbreitet wurde. Daß das Geſetz 
nicht Anwendung gefunden hat auf Handlungen, die auf fremdem 
Territorium begangen wurden, ergibt ſich aus dem ſchon oben 
erwähnten Umſtande, daß als ſtrafbare Handlung die Ver⸗ 
breitung des Losangebotes in Preußen in Frage kommt. 
U. d. III. Sen. v. 6. Juni 04 (613/04). 


Literaturbeſprechungen. 


Das Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts von Weis⸗ 
mann!) will ebenſo wie dasjenige von Kleinfeller “ in 
erſter Linie dem akademiſchen Studium dienen. Sie find hierzu 
wohl geeignet und können auch den in dem Vorbereitungsdienſte 
ſtehenden Juriſten als brauchbare und zuverläſſige Wegweiſer 
durch das ſchwierige Gebiet des Zivilprozeßrechts empfohlen 
werden. Aber auch dem in der Praxis ſtehenden Juriſten, der 
gerade für das Prozeßrecht die Kommentarliteratur bevorzugt, 
wird das Studium eines der Lehrbücher von Nutzen ſein und 
ihm den geſchichtlichen und ſyſtematiſchen Zuſammenhang der 
Einzelvorſchrift erkennen helfen. 


1) Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechtes. Von Dr. Jakob 
Weismann, ord. Profeſſor an der Univerſität Greifswald. Stuttgart 
1903. Verlag von Ferdinand Enke. IX, 574. 

9 Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts. Von Dr. Georg 
Kleinfeller, o. d. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Kiel. 
Berlin 1908. Verlag von Franz Vahlen. XV, 747. | 
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Loewenwald ), der fein Buch als Lehrbuch der Zivil. 
prozeßordnung ()) bezeichnet, ſteckt ſich fein Ziel niedriger, er 
verzichtet mit wenigen Ausnahmen auf die Darſtellung des 
geſchichtlichen Zuſammenhanges. Immerhin mag er dem jungen 
Juriſten eine Hilfe für das Studium bieten; für den juriſtiſchen 
Praktiker bietet das Buch kaum ein Intereſſe. 

Der Fitting ſche“) „Reichs Zivilprozeß“ iſt wohl den 
meiſten Juriſten von der Studienzeit her bekannt. Es liegt 
jetzt in der 11. Auflage ein unveränderter Abdruck der 10. vor. 

In desſelben Verfaſſers neu erſchienener dritten Auflage 
des Reichskonkursrechts ) habe ich mit Intereſſe geleſen. Die 
Darſtellung iſt klar; bedenklich aber iſt es, wenn dem Studierenden 
eine von der Praxis des Reichsgerichts bereits mehrfach abgelehnte 
Meinung mit apodiktiſcher Beſtimmtheit vorgetragen und gelehrt 
wird, daß die Gläubigeranfechtung entſprechend der Anfechtung 
wegen Willensmangels durch einſeitige Erklärung innerhalb un 
außerhalb des Prozeſſes erfolgen konne. N. 


Die Strafinſeln. Von Cafimir Wagner, Königl. bayr. 

Oberlandesgerichtsrat in Zweibrücken. (Stuttgart 1904.) 

Auf 317 Seiten wird der Nachweis verſucht, daß Deutich- 
land die Deportation als Strafmittel einführen könne. Als 
Ort der Vollſtreckung werden in erſter Linie die Marianen“, 
Karolinen- und Palau⸗Inſeln empfohlen, weil fie ein geſundes 
Klima und fruchtbaren Boden hätten. Freilich dauert die Reiſe 
dorthin 2 Monate und koſtet nach Angabe des Verfaſſers 
550 Mark für jeden Mann, jedoch der Verfaſſer erblickt hierin 
kein Hindernis. Denn durch die Sträflinge könnten die zur 
Zeit nur ſchwach bevölkerten Inſeln in blühende Kolonien ver⸗ 
wandelt werden. Für die zu 2 Jahren Zuchthaus oder Gefängnis 
Verurteilten ſoll Deportation obligatoriſch, für Bettler, Land⸗ 
ſtreicher, oͤffentliche Dirnen wenigſtens je nach Umſtänden zu⸗ 
läaſſig fein. 


Wagner (damals Staatsanwalt) hat im Jahre 1901 an 


den Reichstag eine Petition auf Einführung der Strafverſchickung 
gerichtet. Auf Antrag der Petitionskommiſſion iſt ſeine Petition 
dem Reichskanzler „als Material überwieſen“ worden. Hieraus 
ſchöpft Wagner die Hoffnung, daß ſein Plan nicht ausſichtslos 
ſei. Allein es iſt wahrſcheinlicher, daß neben einigen anderen 
Zentnern von Schriftſtücken, die dem Reichskanzler als Material 
überwieſen find, auch die Strafinſeln eine dauernde Ruheſtätte 
gefunden haben. 

Zunächſt fehlt noch jeder amtliche Bericht darüber, ob jene 
kleinen Inſeln genügend Raum und anbaufähiges Land für eine 
größere Anzahl von Sträflingen haben, ob ausreichende Ver⸗ 
pflegung und dauernde Beſchäftigung ſicher iſt, ob die freien 


) Lehrbuch der Zivilprozeßordnung für das deutſche Reich. 
Von Dr. Ludwig Loewenwald. Berlin 1903. Puttkammer & Müͤhl⸗ 
brecht. X, 479. 

) Der Reichs ⸗Zivilprozeß. Guttentagſche Sammlung von Lehr⸗ 
büchern des deutſchen Reichsrechts. I. Von Dr. Hermann Fitting, 
Geh. Juſtizrat u. ord. Profeſſor der Rechte zu Halle. Elfte Auflage. 
Berlin 1903. J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 

744. 


) Das Reichs ⸗Konkursrecht und Konkursverfahren. Von 
Dr. Hermann Fitting, Geh. Juſtizrat u. ord. Profeſſor der Rechte 
u Halle. Dritte, völlig neubearbeitete Auflage. Berlin 1904. 
8. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. D. XVI, 523. 
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Koloniſten für die Einführung der Deportation find und ein 
Widerſtand der farbigen Bevölkerung leicht zu überwinden iſt. 
Aber ſelbſt wenn alles dies zugunſten der Strafverſchickung 
amtlich feſtgeſtellt wäre, jo bleiben doch diejenigen Hinderniſſe 
beſtehen, welche bisher jeden Erfolg der Deportation vereitelt 
haben: die infolge der großen Entfernung entſtehenden Miß⸗ 
bräuche und Willkürlichkeiten einer ſchwer zu kontrollierenden 
Verwaltung; die Gleichgültigkeit und Abneigung des Beamten ⸗ 
perſonals und der freien Koloniſten gegen die Sträflinge; vor 
allem aber die Faulheit und Böswilligkeit dieſer ſelbſt. Warum 
ſollten die Gefangenen ſich in dem fremden Lande anſtrengen, 
da fie doch in der Heimat nicht arbeiten wollten? Sie haben 
kein Intereſſe daran, Beſitzer von Landſtellen zu werden, zumal 
ſie meiſt unverheiratet bleiben müſſen. In einem Lande, wo die 
Kokosnüſſe wild wachſen und das warme Klima den Aufenthalt 
im Freien bei Tag und bei Nacht erlaubt; werden fie in ihrer 
großen Mehrzahl ein Vagabundenleben vorziehen, jedenfalls jo 
wenig als möglich arbeiten. Iſt das Leben auf den Karolinen- 
und Marianen-⸗Inſeln aber wirklich fo verlockend, fo empfiehlt 
es ſich, ein paar hundert Familien von notleidenden Agrariern 
(Landarbeitern) auf Staatskoſten dorthin überfiebeln zu laſſen. 
An freiwilligen Meldungen wird es dabei nicht fehlen, und das 
Ergebnis für die Kolonien wäre ſicher ein zehnfach beſſeres als 
bei Strafverſchickung. 

Daß Wagner in zweiter Linie auch Südweſtafrika als 
Verbannungsort empfiehlt, kann heute vielleicht unzeitgemäß 
erſcheinen. Aber ſein Buch iſt offenbar vor dem Hererokriege 
geſchrieben worden. 

Über die wichtige Frauenfrage bei der Strapfverſchickung 
geht der Verfaſſer meines Erachtens zu leicht hinweg, wenn er 
meint, daß die weiblichen Sträflinge und die Töchter der Ein⸗ 
geborenen hinreichten. Die Eingeborenen geben ihre Toͤchter 
nicht her, und die Zahl der weiblichen Deportierten iſt ſehr 
gering. — Von den Koſten der Verſchickung konnen Frankreich 
und Rußland manches erzählen. — Aus dieſen und vielen 
anderen Gründen wird abzuwarten fein, ob es von der Straf⸗ 
verſchickung einmal heißen wird: „Das Unzulängliche hier wird's 
Ereignis.“ Dr. Alfred Korn. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Die Entſch. Nr. 3 und 4 betreffen die Anfechtung eines 
Teſtaments wegen Willensmängel und insbeſondere den Fall 
des § 2079 B. G. B., nämlich der unbeabſichtigten Übergehung 
eines Pflichtteilsberechtigten im Teſtament. 

Auch von den Eniſcheidungen der Strafſenate befaſſen ſich 
einige mit Fragen des Zivilrechts, ſo Nr. 2 (S. 578), wo der 
ſtrafbare Verkauf unzüchtiger Schriften als nichtig bezeichnet 
wird; Nr. 16 (S. 581), wo die 1 des §8 837 B. G. B. 
(Haftung des Gebäudebeſitzers bei Einſturz uſw.) anders als 
in der auf S. 554 mitgeteilten Entſcheidung ausgelegt wird; 
Entſch. Nr. 17 (S. 581), wo auf den zwiſchen dem zivilrecht⸗ 
lichen und dem ſtrafrechtlichen Beſitzbegriff beſtehenden Unter⸗ 
ſchied hingewieſen wird. In Entſch. Nr. 11 (S. 590) wird 
der wegen Vermögensverſchlechterung erfolgte Widerruf eines 
Darlehnsverſprechens ($ 610 B. G. 8.) als Anfechtung wegen 
Irrtums ausgelegt, wenn die ſchlechte Vermoͤgenslage nicht erſt 
nach Erteilung des Verſprechens eingetreten iſt, ſondern ſchon 
vorher beſtanden hat. N. 
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Den Mitgliedern des Deutſchen Anwaltvereins geht 

mit dieſer Nummer je ein Exemplar der 

Vorſchläge des Deutſchen Juriſtentags für die Art 

der Auführung von Rechtsquellen, Eutſcheidungen 

und wiſſenſchaftlichen Werken 
zu. Erinnerungen wegen Nichtempfaugs können nur berück⸗ 
ſichtigt werden, wenn ſie bis zum 31. Dezember d. J. bei der 
Expedition der Jnriſtiſchen Wochenſchrift, Berlin 8. 14, 
Stallſchreiberſtr. 34/35, eingehen. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
a Zweibrücken hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
200 Mark gewährt und außerdem ein Honorar von 100 Mark 
zu Uuſtützungszwecken überwieſen; ferner haben die Anwalts⸗ 
kammer im Oberlandesgerichtsbezirk Kiel, die Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk Frankfurt a. Main und die 
Badiſche Anwaltskammer in Karlsruhe der Hülfskaſſe 
wiederum je 1 500 Mark, endlich die Anwaltskammer im 
Bezirke des Oberlandesgerichts Cöln und zwar letztere 
ansſchließlich zu Unterſtützungszwecken 2 000 Mark gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen 
Beihülfen der anfrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Vorſchläge des Dentſchen Inriſtentags für 
die Art der Anführung von Rechtsquellen, Ent- 
ſcheidungen und wiſſenſchaftlichen Werken. 


Die nachfolgenden Zeilen ſind dazu beſtimmt, das beſondere 
Intereſſe unſerer Leſer auf die für die Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins der gegenwärtigen Nummer der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift beigefügten Vorſchläge des Deutſchen Juriſtentags“ 
zu richten, die die Einführung einer einheitlichen Zitiermethode 
auf dem Arbeitsgebiete der Juriſten bezwecken. 

Möge auch manchem ſolche Beſtrebung zunächſt kleinlich 
und nebenſächlich erſcheinen, ſo wird dennoch ihre wohltätige 
Wirkung zweifellos anerkannt werden, ſobald die Vorſchläge 
allgemein beachtet und befolgt werden. 

Die Vorſchläge wollen nicht etwa grundſtürzende Neuerungen 
einführen, im Gegenteil, ſie beſchränken ſich im weſentlichen 
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darauf, bereits vorhandene und erprobte Methoden der An- 
führung von Zitaten zu erhalten und auszubauen. Schon ein 
flüchtiger Blick in die Vorſchläge wird dies beſtätigen. 

Der Überblick über den Inhalt des Büchelchens wird durch 
Beachtung der Einteilung erleichtert werden. 

Nach kurzer, einleitender Bemerkung folgen erſt die mit 
Nummern aufgeführten „Allgemeinen Regeln“, denen ſich die 
„Beſonderen Regeln“ anſchließen. 

Die beſonderen Regeln beziehen ſich auf Rechtsquellen 
(S. 5 ff.), Rechtſprechung (S. 15) und literariſche Veröffent⸗ 
lichungen (S. 16 ff.). 

Ein alphabetiſches Verzeichnis der in dem Text erwähnten 
Abkürzungen befindet ſich S. 25 ff. 

Der Anhang S. 40 betrifft die beſonderen Abkürzungen für 
das öͤſterreichiſche Rechtsgebiet. Dieſe Berückſichtigung war 
deshalb geboten, weil auch öſterreichiſche Juriſten zu den Mit⸗ 
gliedern des Deutſchen Juriſtentags zählen. 

Die Juriſtiſche Wochenſchrift wird vom Beginn des neuen 
Jahrganges ab die neue Zitiermethode annehmen, und es darf 
die Hoffnung ausgeſprochen werden, daß ihre Leſer im Intereſſe 
der Gemeinnützigkeit des Unternehmens dieſem Beiſpiel nicht 
nur für ihre Perſon folgen, ſondern auch in den Kreiſen der 
Berufsgenoſſen auf die Vorſchläge des Juriſtentags aufmerkſam 
machen werden. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. 

LX. 

Der Dienſtvertrag. 

8 611-630 B. G. B.) 

Der Dienſtvertrag iſt eine Unterart des Arbeitsvertrags, 
welchem inzwiſchen die von mir ſeinerzeit noch vermißte (Von d. 
Pand. z. B. G. B. II S. 284) umfaſſende privatrechtliche Be⸗ 
arbeitung durch ein großangelegtes Werk von Philipp Lͤtmar: 
„Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des deutſchen Reichs“, 
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Leipzig 1902, zuteil geworden iſt. Als Arbeitsvertrag bezeichnet 
dasſelbe den gegenſeitigen obligatoriſchen Vertrag, in welchem die 
Vertragſchließenden die Leiſtung von Arbeit durch den einen 
und die Leiſtung von Entgelt durch den anderen vereinbaren. 
(Lotmar a. a. O. S. 32.) Arbeit als möglicher Gegenſtand des 
Arbeitsvertrags iſt jede Tätigkeit eines Menſchen, die ein 
fremdes Bedürfnis zu befriedigen vermag und für welche er⸗ 
fahrungsgemäß irgendwann und irgendwo ein Entgelt geboten 
wird. (Lotmar a. a. O. S. 72.) 

Die Bezeichnung als Dienſtmiete und dementſprechend 
eine ſyſtematiſche Unterordnung unter den Begriff der Miete 
entſpricht nicht mehr der modernen Anſchauung vom Werte der 
Arbeit; fie hatte, wie v. Ihering im Zweck im Recht I S. 105 ff. 
zutreffend ausführt, ihren einzigen Grund in der antik⸗römiſchen 
Anſchauung, der es für unehrenhaft galt, ſich geiſtige Arbeit 
bezahlen zu laſſen. „Nur die Arbeit der Hände wurde bezahlt, 
eben darum aber auch verachtet. Denn der Lohn (merces) 
ſtellt ſie der Ware (merx) gleich, fie wird ausgeboten (locatur 
von locus) und gekauft ganz wie jene, der Lohnherr nimmt 
ſich den Mann mit (conducere mit ſich führen) ganz wie die 
Sache, die er kauft (emere = nehmen). Die Ausdrücke für 
Mieten find bei freien Menſchen, Sklaven, Sachen ganz dies 
ſelben; der Dienſtmann oder Handwerker gilt als ein vorüber⸗ 
gehender Sklave, ſein Dienſt enthält eine ſoziale Herabwürdigung 
(ministerium), er verpflichtet ihn zu Leiſtungen, zu denen der 
Freie ſich eigentlich nicht hergeben, die er den Sklaven überlaſſen 
ſollte (operae illiberales).“ (v. Ihering a. a. O. S. 107.) 

Mit dieſer romaniſtiſchen Auffaſſung, welche den Dienſt⸗ 
vertrag auf ſog. operae beſchränkte, hat das B. G. B. zweifellos 
grundſätzlich gebrochen, indem es in § 611 Abſ. 2 aus⸗ 
drücklich ſagt: „Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienſte 
jeder Art ſein.“ 

Mit Coſack, Lehrb. des bürgerlichen Rechts I 8§ 143 glaube 
ich aber doch im Gegenſatz zu Lotmar a. a. O. I S. 268 ff. daran 
feſthalten zu müſſen, daß der Dienſtvertrag nicht auf Arbeiten 
aller Art, ſondern nur auf „Dienſte“, d. h. ſolche Arbeiten ge⸗ 
richtet iſt, welche überwiegend im Intereſſe des Dienſtempfängers 
(Arbeitgebers) erfolgen und daher auch in ihrer Ausführung 
in gewiſſem Grade vom Willen, wenn auch nicht immer von 
der Leitung des letzteren abhängig bleiben. 

Die dagegen von Lotmar a. a. O. vorgebrachten Gründe 
ſind für mich nicht überzeugend. Richtig iſt, daß jeder Dienſt 
unter den Begriff der Arbeit fällt; inſofern dürfte Dernburg, 
Bürgerliches Recht II S. 306, wenn er den Dienſtvertrag 
neben den Arbeitsvertrag ſtellt, ihn unrichtig klaſſifizieren; aber 
zweifellos iſt die Arbeit, welche als Dienſtleiſtung charakteriſiert 
wird, eben durch dieſes Wort im Geſetze mit Abſicht unter⸗ 
ſchieden von einer von der perſönlichen Beziehung, die damit 
zum Arbeitgeber geſetzt wird, völlig unabhängigen Arbeit, wie 
ſie beiſpielsweiſe uns im Werkvertrage entgegentritt, wo nicht 
die Arbeit ſelbſt, ſondern nur deren Erfolg der Willensherrſchaft 
des Berechtigten unterſtellt iſt. 

Dernburg hat aber darin recht, daß er als die wichtigſte 
praktiſche Konſequenz der den Dienſtvertrag auszeichnenden per⸗ 
ſönlichen Beziehung eine gewiſſe Treupflicht des Dienſtſchuldners 
und Fürſorgepflicht des Dienſtgläubigers hervorhebt; dieſe Treu⸗ 
pflicht und Fürſorgepflicht überſchreitet zweifellos den durch 
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8 242 für jedes Obligationsverhältnis alſo auch für den Arbeits⸗ 
vertrag allgemein geforderten Maßſtab von Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte durch ſeine perſönliche Aus⸗ 
prägung. Hierfür dürften auch einige der im folgenden zu 
erwähnenden Entſcheidungen des Reichsgerichts, vor allem aber 
der vom ſozialen Geiſte der Neuzeit diktierte 8 617 (für dauernde 
Dienſtverhältniſſe) anzuführen ſein. 

Zweifellos liegt es an der Höhe der Reviſionsſumme, 
wenn uns die Entſcheidungen des Reichsgerichts ſchon bislang 
nur eine geringe Ausbeute für die Judikatur zum Dienſtvertrag 
gewähren; denn bei weitem die meiſten Rechtsſtreitigkeiten aus 
Dienſtverhältniſſen beſchränken ſich auf geringen Wertſtufen. Man 
kann daraus den Schluß ziehen, daß die geplante Erhöhung 
der Reviſionsſumme auf 3000 Mark die Autorität des Reichs⸗ 
gerichts auf dem ſo wichtigen Gebiete des Arbeitsrechts, deſſen 
wachſende Bedeutung gerade Lotmar ſehr treffend hervorhebt — 
„für Millionen bedeutet der Arbeitsvertrag eine ökonomiſche 
Zufluchtsſtätte, die zwar nicht vom Recht bereit gehalten, aber 
inſofern garantiert wird, als innerhalb ihrer Grenzen der Kampf 
ums Daſein mit den geringſten Mitteln und in anerkannten 
Formen geführt werden kann“ — leider nahezu völlig aus⸗ 
geſchaltet werden wird. Möchte es daher doch gelingen, die 
ja unbedingt notwendige Entlaſtung unſeres höchſten Gerichts⸗ 
hofs auf einem anderen Wege als auf dem allerdings ſehr ein⸗ 
fachen, doch von geringem rechtspolitiſchen Taktgefühl zeugenden 
rein arithmetiſchen zu erzielen. 

Noch mehr freilich als durch dieſe Frage erachte ich eine 
objektive Rechtspflege — eine ſolche kann nur durch wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung des Richters und der Parteivertreter gewähr⸗ 
leiſtet werden — bedroht durch den unverſtändigen Zug unſerer 
Zeit nach Sondergerichten, der ja ſoeben in den Kaufmanns⸗ 
gerichten wieder einen Erfolg errungen hat und mit dem man 
auf eine ſehr ſchiefe Ebene geraten iſt, wie das nunmehr ſchon auf⸗ 


tauchende Verlangen nach Handwerkergerichten bezeugt. An Stele 


der ars boni et aequi wird in den Sondergerichten zumal infolge 
der in denſelben beliebten Aechtung des Anwaltſtandes zweifellos 


der engherzige Intereſſentenſtandpunkt und ein dem verſöhnenden 


Ausgleich wiſſenſchaftlicher Objektivität entrückter Kampf der 
Parteien treten, deſſen Verſchärfung ebenſowenig der Geſamtheit 
wie den in kurzſichtiger Verkennung der juriſtiſchen Bildung 
nach dieſer „Emanzipation von der Jurisprudenz“ ſtrebenden 
Laienkreiſen dienlich ſein dürfte. | 

Nach dieſer rechtspolitiſchen Abſchweifung wenden wir uns 
zu den wenigen Entſcheidungen des Reichsgerichts, die uns auf 
dem Gebiete des Dienſtvertrages zunächſt noch aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten des B. G. B. beachtenswert erſcheinen. ö 

Was zunächſt die Abgrenzung des Dienſtvertrages 
von ähnlichen Rechtsverhältniſſen betrifft, ſo iſt vor 
allem die Subſumtion des Staatsdienervertrags unter den Dienſt⸗ 
vertrag des Privatrechts als eine längſt antiquierte Anſicht zu 
bezeichnen; ſie wurde ſchon 1808 durch die geiſtreiche Schrift 
von Gönner „der Staatsdienſt aus dem Geſichtspunkte des 
Rechts und der Nationalökonomie“ widerlegt. Vergl. des näheren 
Laband, Staatsrecht I S. 410 ff. 

Allerdings beruht auch das Dienſtverhältnis des Staats- 
beamten auf einem Vertrage (vergl. Laband, a. a. O. S. 406) 
und nicht auf einer lex specialis, aber dieſer Vertrag iſt ein 
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öffentlich⸗ rechtlicher, „durch welchen ganz ähnlich wie bei der 
alten (lehnrechtlichen) Kommandation, der Beamte ſich dem Staate 
„bingibt‘, eine beſondere Dienſtpflicht und Treue übernimmt, 
eine beſondere Ergebenheit und einen beſonderen Gehorſam 
angelobt, und durch welchen der Staat dieſes Verſprechen ſowie 
das ihm angebotene beſondere Gewaltverhältnis annimmt und 
dem Beamten dafür 2 und gewöhnlich auch Lebensunter⸗ 
halt zufichert“ (Laband S. 413). Vergl. auch Gareis, 
Allgem. Staatsrecht § 64. 

Dies hat das Reichsgericht in mehrfachen Entſcheidungen 
anerkannt, insbeſondere R. G. Bd. 28 Nr. 15 S. 80: 

Ein penſionierter Oberroßarzt war bei der Poſthalterei in 
Berlin vom 1. Januar 1889 ab auf unbeſtimmte Zeit gegen 
dreimonatliche Kündigung als Poſthalterei⸗Roßarzt angenommen 
worden. Seinen Penſionsanſpruch für 1889 erkennt das 
Reichsgericht aus folgender Erwägung für berechtigt an: 

„Das Ergebnis der (der Klage ſtattgebenden) Er⸗ 
wägungen des Berufungsgerichts geht dahin, zwiſchen 
dem Kläger und dem Poſtfiskus beſtehe lediglich ein auf 
privatrechtlicher Grundlage beruhender Dienftmietvertrag, 
der dem Kläger weder einen Anſpruch auf die einem 
Beamten zuſtehenden Rechte gewähre noch ihn anderer⸗ 
ſeits den Verpflichtungen eines ſolchen unterwerfe, dem 
Poſtfiskus vielmehr das Rücktrittsrecht aus den 88 408, 
409, I. 5 A. L. R. gebe, und an dieſem Charakter des 
Vertrages werde durchaus nichts geändert, daß er von 
dem Poſtfuhramte geſchloſſen und von dem Oberpoſt⸗ 
direktor beſtätigt iſt. Auch in dieſen Erwägungen iſt 
ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen. In dem zwiſchen 
dem Kläger und dem Poſtfiskus geſchloſſenen Dienſt⸗ 
vertrage ſtehen beide Kontrahenten einander gleich⸗ 
berechtigt gegenüber, und er begründet nicht, wie das 
auf der Anſtellung beruhende Dienſtverhältnis eines 
Beamten, ein Gewaltverhältnis des Reiches gegenüber 
dem Kläger. Gerade aber darin liegt das charakteriſtiſche 
Merkmal des Beamtenverhältniſſes, mag die Anſtellung 
durch formale Berufung oder durch Abertragung öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Dienſtfunktionen erfolgt fein, deren Aus⸗ 
übung die Beamteneigenſchaft vorausſetzt. Von dem 
Dienſtvertrage des Obligationenrechts unterſcheidet ſich 
dies Beamtenverhältnis dadurch, daß einerſeits ein 
Gewaltverhältnis des Staates mit der Pflicht 
zum Schutze und zur Gewährung des zugeſicherten 
Dienſteinkommens, andererſeits eine beſondere Ge⸗ 
horſamstreue und Dienſtpflicht des Beamten be⸗ 
gründet wird.“ 

Dieſe richtige publiziſtiſche Konſtruktion des Staatsdienſt⸗ 
vertrages ſchließt jedoch nicht aus, daß die privatrechtlichen Grund⸗ 
ſätze über den Dienſtvertrag inſoweit entſprechende Anwendung auf 
das Beamtenverhältnis finden können, als überhaupt die Voraus⸗ 
ſetzungen einer analogen Ausdehnung (eadem ratio legis) 
gegeben ſind. So R. G. Bd. 18 Nr. 36 S. 193 (Schultze 1 
Nr. 693) VI. Senat 4. Nov. 1886: 

„Das gemeine ſowohl als auch das preußiſche Recht 
behandeln den Dienſtvertrag der Staatsdiener zwar nicht 
als einen privatrechtlichen Vertrag, der unmittelbar auf 
die Begründung privatrechtlicher Obligationsverhältniſſe 
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zwiſchen den Kontrahenten abzielte. Andererſeits aber 
begründet nach beiden Rechten das Beamtenverhältnis 
auch privatrechtliche Anſprüche, für welche inſoweit die 
Grundſätze von den Dienſtverträgen entſprechende An⸗ 
wendung finden. Nach preußiſchem wie nach gemeinem 
Recht (vgl. jetzt B. G. B. § 618) iſt anzunehmen, daß 
der Dienſtvertrag den Dienſtherrn für die Außeracht⸗ 
laſſung der erforderlichen Diligenz in Anſehung der 
körperlichen Sicherheit des Dienenden bei ſeinen Dienſt⸗ 
verrichtungen verantwortlich macht, und nach beiden 
Rechten genügt zur Begründung des von dem Kläger, 
einem Eiſenbahnbeamten, erhobenen Anſpruches auf 
Erſatz, daß die Beſchädigung durch eine mangelhafte 
Beſchaffenheit der Lokalitäten, Arbeitswerkzeuge oder dergl. 
verurſacht iſt, welche nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge ohne eine ſchuldhafte Nachläſſigkeit des Dienſt⸗ 
herrn nicht vorhanden ſein könnte.“ 

Schwieriger iſt die Abgrenzung des Dienſtvertrages auf der 
Grundlage des B. G. B., das Dienſte aller Art zum Gegenſtande 
des Dienſtvertrags ſtempelt, von einigen anderen entgelt⸗ 
lichen Arbeitsverträgen, insbeſondere ſolchen, welche zwar 
eine Arbeit im Intereſſe des Arbeitgebers, aber nicht im Dienſte 
desſelben betreffen., abgeſehen. Sobald nicht die Arbeit, ſondern 
lediglich der Erfolg den Gegenſtand der Verpflichtung bildet, ſei 
es auch ein immaterieller Erfolg (4. B. Auskunftserteilung), liegt 
regelmäßig ein Werkvertrag vor. Allein bei zahlreichen Arbeits⸗ 
verträgen bildet Arbeit auch ohne Rückſicht auf den zweifel⸗ 
haften Erfolg Gegenſtand des Vertrags und Rechtsgrund des 
Entgelts, und widerſtreitet es gleichwohl dem ſich auch durch 
die Ablehnung des Ausdrucks „Dienſte“ betätigenden juriſtiſchen 
Takt, bei denſelben ein Dienſtverhältnis anzunehmen, da die zu 
leiſtende Arbeit nicht nur in keiner Weiſe der Leitung eines 
Arbeitgebers ſubordiniert iſt, ſondern auch überhaupt jedes Ab⸗ 
hängigkeitsmoment, wie ſolches ſich ſelbſt noch in dem Aus⸗ 
druck „Arbeitgeber“ (geſchweige denn „Dienſtherr“) ausſchließt. 
Im Zweifel ziehe ich es vor, in ſolchen Fällen einen eigenen 
Typus des Arbeitsvertrags anzunehmen, zumal natürlich dann, 
wenn das Verhältnis, ſei es geſetzlich, ſei es gewohnheits⸗ 
rechtlich, eine beſondere Regelung erhalten hat. So unterliegt 
es keinem Zweifel, daß der Arbeitsvertrag, den der Rechts⸗ 
anwalt mit dem Klienten ſchließt, ſich vermöge der teilweiſe 
ſogar publiziſtiſchen Regelung, die er teils in der Rechts⸗ 
anwaltsordnung (88 30— 32), teils in der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte erhalten hat, als eigener Typus von 
Arbeitsvertrag darſtellt.“) Vergl. auch Lotmar a. a. O. S. 315. 
Dasſelbe gilt von dem jetzt durch Sondergeſetz geregelten, 
früher nicht ſelten als Dienſtvertrag, richtiger wohl noch als 
Werkvertrag konſtruierten Verlagsvertrag. Zweifelhaft kann 
auch die Subſumtion des Vertrags mit einem Redakteur (Schrift⸗ 
leiter) unter den Dienſtvertrag ſein. Vergl. darüber meinen 
Aufſatz im Zeitungsverlag II Nr. 37, III Nr. 3, 4, 49. 
Dasſelbe gilt vom Bühnenengagement. Reichsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen über dieſe Grenzbeziehungen ſind, ſoviel mir bekannt, 


noch nicht ergangen. 


*) Ich berichtige damit einen von mir in meinem Handkommentar 
II. Aufl. I S. 494, Vorbem. noch geteilten Irrtum. 
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Die „Verwandtſchaft des Dienſtvertrags“ mit der 
Sachenmiete hat das Reichsgericht in einer Entſcheidung 
R. G. III. Nr. 51 S. 179 (Schultze I. Nr. 678) herangezogen, 
um für das gemeine Recht den Einfluß nachfolgender Unmöglich⸗ 
keit auf das gegenſeitige Vertragsverhältnis zu beſtimmen: 

„Bei der nahen Verwandtſchaft der Dienſtmiete mit der 
Sachenmiete und der weſentlichen Verſchiedenheit der 
Rechtsverhältniſſe beim perfekten Kaufvertrage find bei 
Beantwortung der Frage über den Einfluß der kaſuellen 
Unmöglichkeit der Leiſtung nicht die in den Rechtsquellen 
für den letzteren aufgeſtellten Grundſätze, wonach der 
Verkäufer nicht nur von jeder Haftung auf Leiſtung der 
Sache befreit wird, ſondern auch die Gegenleiſtung, den 
Kaufpreis vom Käufer verlangen kann (I. 5 D. de resc. 
vend. 88, 5; 1. 14, 15 D. de jure dol. 23, 3), ſondern 
die für die Sachmiete geltenden, wonach der Vermieter 
das Mietgeld nur für die Zeit verlangen kann, während 
welcher er dem Mieter die Benutzung der Sache gewährt 
hat (1.9 88 4, 6, 1.19 8 6, 1.30 8 1 D. loc. 19, 2), 
analog anzuwenden. Danach iſt als Regel davon aus⸗ 
zugehen, daß der Mieter der Dienſte zur Gegenleiſtung 
nur verpflichtet iſt, wenn und ſoweit die Leiſtung der 
Dienſte wirklich erfolgt iſt, und davon eine Ausnahme 
nur dann zuzulaſſen, wenn der Vermieter imſtande und 
bereit iſt, die Dienſte zu leiſten, der Mieter aber durch 
ohne Verſchulden des Vermieters eingetretene Umſtände 
verhindert iſt, von den angebotenen Dienſten Gebrauch 
zu machen, oder keinen Gebrauch davon machen will, 
vorausgeſetzt, daß der Vermieter ſeine Dienſte nicht 
anderweitig vermietet hat.“ 

Sachlich würde dieſe Entſcheidung auch auf Grund des 
B. G. B. auf dasſelbe hinauskommen. Doch iſt es jetzt nicht mehr 
nötig, dafür auf die von uns abgelehnte Analogie der Sachen⸗ 
miete zurückzugreifen. Es genügen vielmehr die allgemeinen Normen 
des B. G. B. über Unmöglichkeit der Leiſtung, 88 275, 323, 
324, die allgemein auf den Arbeitsvertrag Anwendung finden. 
Prinzipiell verliert hiernach der Arbeitnehmer, wenn die ihm 
obliegende Arbeit infolge eines Umſtandes unmöglich wird, den 
weder er noch der andere Teil (der Arbeitgeber) zu vertreten 
hat (reiner casus), den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Da 
aber die Dienſte regelmäßig teilbar ſind und ihre Vergütung 
nach der Zeit bemeſſen wird (8 614), fo mindert ſich bei teil⸗ 
weiſer Unmöglichkeit die Gegenleiſtung nach dem ſog. relativen 
Prinzip unter dem Proportionsanſatz der 88 472, 473. 

Nur wenn die Dienſtleiſtung infolge eines Umſtandes 
unmöglich wird, den der Dienſtherr (Arbeitgeber) zu vertreten 
hat, d. h. durch culpa des letzteren und bei Annahmeverzug, behält 
der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete ſeinen Anſpruch auf Gegen⸗ 
leiſtung, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu ſein. Er muß ſich 
jedoch alsdann den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er infolge 
des Unterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige 
Verwendung ſeiner Dienſte erwirbt oder zu erwerben böswillig 
unterläßt. Da der Annahmeverzug keine culpa vorausſetzt, ſchließt 
er einen bloß in der Perſon des Dienſtberechtigten eintretenden (ſog. 
relativen) Zufall ein. Vergl. meinen Kommentar N. 2 zu 8 615. 

Eine Ausnahme von dieſen allgemeinen Grundſätzen und 
erhebliche Modifikation des früheren gemeinen Rechts beſtimmt 
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aber 8 616 für den Fall, daß der Dienſtleiſtende für eine ver⸗ 
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit ohne ſein Verſchulden 
an der Dienſtleiſtung verhindert wird. Alsdann kann ihm kein 
Abzug am Lohne gemacht werden. Es handelt ſich hier um 
eine beſondere, auf andere Arbeitsverträge nicht aus⸗ 
zudehnende Wirkung des zu Eingang im Gegenſatz zu Lotmar 
hervorgehobenen perſönlichen Charakters des Dienſtvertrages, der 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte der 
Treupflicht des Dienenden eine gewiſſe Fürſorgepflicht des 
Dienſtherrn gegenüberſtellt. 

Dieſe Fürſorgepflicht der Dienſtberechtigten, die jetzt in 
dem 8 618 und bei dauernden Dienſtverhältniſſen im 8 617 
einen beſonders das Leben und die Geſundheit des Dienſtleiſtenden 
ſchützenden Ausdruck erhalten hat, iſt übrigens vom Reichsgericht 
von jeher und zwar nicht bloß im Anſchluß an die demſelben geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken entſprungenen Beſtimmungen des 8 120 
der Reichsgewerbeordnung anerkannt und richtig gewürdigt 
worden. 

Es bleiben daher für die richtige Auslegung der SS 618, 
619 B. G. B., Normen von zwingender Bedeutung, eine Reihe 
von vor dem 1. I. 1900 ergangenen Entſcheidungen beachtens⸗ 
wert. Wir heben folgende hervor: 

R. G. VIII Nr. 38 S. 149 (Schultze I Nr. 688): 

„Auch ganz abgeſehen von der Vorſchrift des § 120 
R. G. O. legt nach dem gemeinen Zivilrecht der Dienſt⸗ 
mietvertrag, den der Gewerbeunternehmer mit ſeinen 
Arbeitern abſchließt, dem erſteren weſentlich dieſelben 
Verpflichtungen auf. Der Gewerbeunternehmer hat ver⸗ 
möge der ihm obliegenden Diligenz für die Sicherheit 
von Leben und Geſundheit der von ihm beſchäftigten 
Arbeiter nicht weniger zu ſorgen, wie ein Mieter für die 
Integrität der ihm anvertrauten Gegenſtände zu ſorgen 
hat. Auch hat der Gewerbeunternehmer, weil er berufs⸗ 
mäßig Arbeiter in erheblicherem Umfange beſchäftigt, die 
für tunlichſte Sicherung derſelben bei ihrer Arbeit erforder⸗ 
liche Umſicht und geſchäftliche Erfahrung zu betätigen. 
Es iſt deshalb für das, was der Gewerbeunternehmer 
zu leiſten hat, ein von der Perſönlichkeit des einzelnen 
Gewerbeunternehmers unabhängiger, durch die Natur des 
Unternehmens bedingter objektiver Maßſtab für die von 
dem Unternehmer in der bezeichneten Richtung an⸗ 
zuwendende Sorgfalt zu gewinnen, ſodaß eine Verfehlung 
nach dieſer Richtung hin die vermögensrechtliche Haftung 
des Gewerbeunternehmers für den dadurch herbeigeführten 
Schaden begründet, gleichgültig, ob etwa bei dem Um⸗ 
fange des Unternehmens der Unternehmer für ſeine Perſon 
das hier Erforderliche überſehen könnte oder ob die Ver⸗ 
ſchuldung ſeine Organe trifft, gleichgültig alſo auch, ob 
der Unternehmer eine Einzelperſon oder eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder eine Anſtalt iſt.“ 

Der Arbeitgeber iſt auch verpflichtet, für die 
Erteilung der zum Gebrauche der Schutzvorrichtungen 
erforderlichen Anweiſungen zu ſorgen. Vergl. R. G. IV 
Nr. 5 S. 23 (Schultze Nr. 690): 

„Ein Verſtoß gegen dieſe Verpflichtung liegt vor, wenn 
der Unternehmer oder ein Repräſentant desſelben bei 
der Anſtellung eines unerfahrenen Arbeiters es unter⸗ 
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läßt, denſelben über den geeigneten Gebrauch der zum 
Schutze der Arbeiter dienenden Einrichtungen zu unter⸗ 
richten, obwohl er weiß, daß unter den übrigen Arbeitern 
ein den ſchützenden Gebrauch vernachläſſigendes Verfahren 
herkömmlich geworden iſt, und er daher vorausſetzen 
muß, daß der unerfahrene Arbeiter, wenn er ohne 
anderweite Inſtruktion gelaſſen iſt, ſich dieſem Verfahren 
anſchließen werde. Ob der betreffende Repräſentant der 
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Meiſters bei der Ausbildung des Lehrlings geeignet 
geweſen iſt. Ein ſolcher ausdrücklicher Auftrag iſt nicht 
behauptet und nicht feſtgeſtellt; vielmehr iſt es nicht 
aufgeklärt, in welcher Weiſe der Sohn des Klägers 
dem Geſellen für die Arbeit, wobei das Stück Eiſen 
abgeſprungen und dem Lehrling ins Auge geflogen iſt, 
beigegeben worden iſt.“ 


Eine Ergänzung des bürgerlichen Rechts bildet in dieſer 


Meinung geweſen iſt, daß auch mit dem herkömmlich Richtung der Fürſorgepflicht der nicht bloß präventiv⸗polizeiliche 
gewordenen Verfahren Gefahren für Leben und Ge⸗ 8 120 a der Reichsgewerbeordnung. 
ſundheit der Arbeiter nicht verknüpft ſeien, iſt gleich⸗ Vergl. R. G. Bd. 12 Nr. 11 S. 45 (Schultze Nr. 682): 


gültig. Kann die Unterlaſſung dem untergeordneten 
Beamten für ſeine Perſon deshalb nicht zur Verſchuldung 
angerechnet werden, weil derſelbe einer beſſeren Einſicht 
nicht fähig war, ſo trifft die Schuld den Unternehmer 
ſelbſt, bezw. denjenigen höheren Repräſentanten, der 
dieſen Beamten angeſtellt hat, ohne ſich über deſſen 
Befähigung zu vergewiſſern oder ihn mit ausreichenden 
Inſtruktionen zu verſehen.“ 


„Die Annahme des Landgerichts, daß die Vorſchrift in 
8 120 R. G. O. lediglich präventivpolizeilicher Natur 
ſei und daß für die privatrechtliche Entſchädigung des 
Verletzten (Klägers) nur das gemeine Recht der lex 
Aquilia maßgebend ſei, iſt nicht zutreffend. Der § 120 
a. a. O. hat die dem Gewerbeunternehmer aus dem 
Dienſtmietvertrage obliegenden Verpflichtungen, inſoweit 
es ſich um die zum Schutze der Arbeiter gegen die mit 


Vergl. ferner R. G. Bd. 34 Nr. 1 S. 1. Haftung des 
Handwerksmeiſters für Verletzungen, die ſich der Lehrling durch 
Unkunde bei der Arbeit infolge mangelnder Unterweiſung zu⸗ 
gezogen hat: 


dem Gewerbebetriebe verbundenen Gefahren für Geſund⸗ 
heit und Leben handelt, geſetzlich normiert und die Nicht⸗ 
befolgung dieſer geſetzlichen Vorſchrift bildet einen privat⸗ 
rechtlichen Grund für den Anſpruch auf Schadenserſatz 


„Die Klage iſt in erſter Inſtanz abgewieſen, die Be⸗ 
rufung des Klägers zurückgewieſen. Das Berufungs⸗ 
gericht führt folgendes aus: Für eine allgemeine An⸗ 
weiſung an den Sohn des Klägers, wie er ſich bei 
Arbeiten der fraglichen Art zu verhalten habe, ſei 
um ſo weniger Veranlaſſung geweſen, als der Sohn des 
Klägers dem Geſellen, mit dem er zuſammen arbeitete, 
für alle vorkommenden Arbeiten zugewieſen geweſen ſei; 
der Beklagte habe daher annehmen dürfen, daß die 
Anweiſung in jedem einzelnen Falle von dem direkten 
Vorgeſetzten des Sohnes des Klägers erfolgen werde; 
wenn den Geſellen ein Vorwurf treffen ſollte, weil er 
den Sohn des Klägers nicht gehörig inſtruiert habe, ſo 
hafte der Beklagte hierfür nur inſoweit, als ihm eine 
culpa in eligendo zur Laſt falle; eine ſolche ſei nicht 
behauptet. Die Ausführung wird mit Recht von der 
Reviſion angegriffen; fie verletzt den $ 126 R. G. O. 
Danach muß der Lehrherr entweder ſelbſt oder durch 
einen geeigneten, ausdrücklich dazu beſtimmten Vertreter 
die Ausbildung des Lehrlings leiten. Der Meiſter muß 
daher, wenn er allgemein oder in einzelnen Fällen die 
Anweiſung des Lehrlings einem geeigneten Geſellen 
überlaſſen will, dieſen ausdrücklich hierzu beſtimmen und 
ausdrücklich beauftragen, den Lehrling, ſoweit erforderlich, 
anzuweiſen. Die Vorſchrift lautet allgemein. Man 
darf daher weder für einfache Arbeiten noch für den 
Fall, daß der Meiſter nur einen Geſellen hält, hiervon 
eine Ausnahme machen. Der Beklagte würde demnach 
in dem vorliegenden Falle ſeine Pflicht nur dann erfüllt 
haben, wenn er den Geſellen, mit dem der Sohn des 
Klägers bei dem Unfalle zuſammen gearbeitet hat, aus⸗ 
drücklich beauftragt haben ſollte, dem Lehrling die nötigen 
Andeiſungen zu erteilen, vorausgeſetzt, daß der Geſelle 
ſeiner Perſönlichkeit nach überhaupt zur Vertretung des 


im Falle von Verletzungen, die die Arbeiter infolge der 
Nichterfüllung dieſer Verpflichtung des Gewerbeunter⸗ 
nehmers erlitten haben. Der Gewerbeunternehmer haftet 
für den durch Verletzung ſeiner Arbeiter entſtandenen 
Schaden, ſobald das zur tunlichſten Sicherung der 
Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Geſundheit mit 
Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit des Gewerbe⸗ 
betriebes und der Fabrikſtätte Notwendige objektiv nicht 
beſteht, der Kauſalzuſammenhang zwiſchen dieſem Mangel 
und dem eingetretenen Unfalle anzunehmen iſt und nicht 
beſondere Umſtände vorliegen, aus denen ſich ergiebt, 
daß auch bei Aufwendung aller Sorgfalt und Sachkunde, 
welche ein ordentlicher Gewerbetreibender beſitzen und 
anwenden muß, die zum Schutze der Arbeiter geeigneten 
und notwendigen Schutzvorrichtungen zur Zeit des Unfalls 
nicht getroffen werden konnten. Dabei kommt es nicht 
darauf an, ob der Gewerbeunternehmer die Notwendigkeit 
oder Zweckmäßigkeit der betreffenden Schutzvorrichtungen 
kannte und ob dieſelben allgemein bekannt und in anderen 
Fabriken angewendet wurden; es iſt vielmehr ſeine Pflicht, 
ſich nach denjenigen Einrichtungen zu erkundigen, welche 
für den Gewerbebetrieb, in dem er Arbeiter beſchäftigt, 
zum tunlichſten Schutze derſelben geeignet und notwendig 
ſind. Der Grund, aus welchem der Berufungsrichter 
im vorliegenden Falle die Nichtanwendung der dem 
Beklagten geſetzlich obliegenden Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Gewerbetreibenden für entſchuldigt erachtet, kann 
nicht gebilligt werden. Der Umſtand, daß der Gewerbe⸗ 
rat E. bei der wiederholten Inſpektion der Fabrik des 
Beklagten und bei der Beſichtigung der hier ſpeziell in 
Frage kommenden Lumpenſchneidemaſchine die Mängel 
der Konſtruktion dieſer Maſchine und namentlich das 
Fehlen der fraglichen Schutzvorrichtungen nicht gerügt 
hat, würde von Bedeutung ſein, wenn es ſich um die 
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nach 8 147 R. G. O. angedrohten Strafen handelte, 
die zivilrechtliche Verhaftung des Gewerbeunternehmers 
für den durch Nichtherſtellung der zum Schutze der 
Arbeiter notwendigen Einrichtungen entſtandenen Schaden 
kann aber dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, daß von 
dem Gewerbepolizeibeamten die Notwendigkeit dieſer Vor⸗ 
richtungen dem Gewerbeunternehmer bei der Reviſion 
der Fabrik nicht angezeigt iſt. Der Gewerbeunternehmer 
hat ſelbſtändig zu prüfen und kann durch ein etwaiges 
Verſehen des Fabrikinſpektors ſeine eigene Verletzung der 
ihm obliegenden Sorgfalt nicht decken.“ 

Endlich vergl. Bd. 11 Nr. 6 S. 23 (Schultze Nr. 685). 
[Schutzbrillen. § 120 jetzt §S 120 a R. G. O.]: 

„Schutzbrillen gehören zu den durch § 120 (jet § 120 a) 
R. G. O. gebotenen Einrichtungen, wenn nach der Art des 
Gewerbebetriebes deren Benutzung zu tunlichſter Sicherheit 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit notwendig iſt. An 
der früher ausgeſprochenen Anſicht, es könne unter Um⸗ 
ſtänden dem Arbeiter überlaſſen werden, für ſeinen Schutz 
ſelbſt zu ſorgen und ſich das erforderliche Schutzmittel 
aus eigenen Mitteln anzuſchaffen, kann nicht feſtgehalten 
werden. Der § 120 a. a. O. verpflichtet den Gewerbe⸗ 
unternehmer, alle diejenigen Einrichtungen, welche zu 
dem angeführten Zwecke notwendig ſind, herzuſtellen und 
zu unterhalten; hiermit kann nur gemeint ſein, daß der 
Gewerbeunternehmer dieſe Herſtellung und Unterhaltung 
durch eigene Lieferung und auf ſeine Koſten zu beſorgen 
habe. Bei dieſer allgemeinen Faſſung des Geſetzes 
erſcheint es nicht gerechtfertigt, für einzelne ſolcher Ein⸗ 
richtungen eine Ausnahme eintreten zu laſſen und den 
Gewerbeunternehmer von den ihm durch das Geſetz aus⸗ 
nahmslos auferlegten Verpflichtungen zur Herſtellung 
und Unterhaltung für entbunden zu erachten.“ 

Allerdings iſt auch der Dienſtleiſtende verpflichtet, den Dienſt⸗ 
herrn auf den Mangel etwaiger Schutzvorrichtungen, ſoweit er 
zur Beurteilung dieſes Mangels fähig iſt, aufmerkſam zu machen 
und es kann zum mindeſten konkurrierendes Verſchulden auf 
ſeiner Seite angenommen werden, wenn er dies unterläßt und 
infolgedeſſen Schaden erleidet. In bezug auf ſchadhafte Ge⸗ 
rätſchaften iſt dies noch neuerdings vom Reichsgericht in einer 
Entſcheidung vom 9. Juli 1904, Sächſ. Arch. Bd. 14 S. 771 
anerkannt worden. 

Es erſcheint ſelbſtverſtändlich, daß bei Schädigung des 
Arbeitnehmers bezw. Dienſtleiſtenden mit dem Anſpruch des⸗ 
ſelben aus dem Kontraktverhältniſſe auch die außerkontraktlichen 
Haftungsgründe konkurrieren können, wie denn ſchon das römiſche 
Recht in zahlreichen Fällen von einer Konkurrenz der actio legis 
Aquiliae mit der actio locati handelt; von praktiſchem Inter⸗ 
eſſe iſt dies nur, wo der außerkontraktliche Haftungsgrund 
weniger vorausſetzt, als der kontraktliche. In dieſem Falle 
haftet natürlich der Dienſtherr auch, wenn er ſeine Fürſorge⸗ 
pflicht nicht verletzt hat, ſofern nur der außerkontraktliche An⸗ 
ſpruch begründet iſt. 

Das Reichsgericht hat daher mit Recht den Schadens⸗ 
anſpruch aus 8 833 auch dem Dienſtboten, der durch ein dem 
Dienſtherrn gehöriges Tier verletzt worden iſt, gegen dieſen als 
Tierhalter zugeſprochen. 


XXXIII. Jahrgang. 


Vergl. R. G. vom 6. März 1902, R. G. 50 Nr. 56: 


Der Kläger erlitt am 26. März 1900, während er 
bei dem Beklagten als Kutſcher angeſtellt war, eine Ver⸗ 
letzung des linken Auges, welche zum Verluſte dieſes 
Auges führte. Derſelbe behauptete, die Verletzung ſei 
durch das Pferd des Beklagten zugefügt; dieſes habe, 
während der Kläger es putzte, hinten ausgeſchlagen, 
und dadurch ſei dem Kläger der in ſeinen Händen be⸗ 
findliche Striegel ins Auge geraten. Er nahm den Be 
klagten auf Erſatz des ihm erwachſenen Schadens in 
Anſpruch, verlangte insbeſondere Entſchädigung wegen 
Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit und daneben 
300 Mark für die erlittene Verunſtaltung. 

Das Oberlandesgericht ſprach für den Fall der Leiſtung 

eines dem Kläger über den Hergang auferlegten richter⸗ 
lichen Eides demſelben eine bar zu entrichtende Ent⸗ 
ſchädigung, einſchließlich jenes für die Verunſtaltung ge⸗ 
forderten Betrages, ſowie eine jährliche Rente zu. Die 
Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden aus 
folgenden | 
Gründen: 

„I. Der Kläger gründet feine Anſprüche auf 8 833 
in Verbindung mit §8 843, 847 Abſ. 1 B. G. B. Beide 
Vorinſtanzen haben dieſe Geſetzesbeſtimmungen auf den 
gegenwärtigen Fall für anwendbar erachtet. Das Be⸗ 
rufungsgericht begründet dies im weſentlichen folgender⸗ 
maßen. 

Werde derjenige, welchem im Sinne des S 834 
B. G. B. die Aufſicht über das Tier übertragen ſei, 
ſelbſt von dem Tiere beſchädigt, ſo ſei der Halter des 
Tieres inſoweit von der Verantwortung für den Schaden 
frei, als dieſer durch die dem Aufſeher obliegende Sorg⸗ 
falt abgewendet werden konnte. Soweit der Auffeher 
dem durch das Tier beſchädigten Dritten verantwortlich 
ſei, ſoweit ſei er es auch ſich ſelbſt, und infolgedeſſen 
falle die Verantwortung des Tierhalters ihm gegenüber 
fort, da der Aufſeher gerade ihm nach Geſetz und Ver⸗ 
trag für den Schaden verantwortlich ſei, welcher durch 
die im Geſetze gebotene Sorgfalt abgewendet werden 
könne. Habe aber der Aufſeher diligentiam präftiert, 


oder ſei ihr Mangel nicht kauſal geworden, ſo trete 


auch dem Aufſeher gegenüber die Verantwortung des⸗ 
jenigen, der das Tier hält, nach $ 833 B. G. B. wieder 
ein. Dieſe Verantwortung ſei nicht bedingt durch ein 
außerkontraktliches Verſchulden oder durch Verletzung 
einer Vertragspflicht. Die Anwendung des, wiewohl 
erſt ſpäter in dem Entwurf des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches eingefügten, § 833 ſei nicht für das in den 
88 611 — 630 des Geſetzbuches normierte Verhältnis 
des Dienſtherrn zu Dienſtpflichtigen ausgeſchloſſen. 
Die Beſtimmung des 8 833 ſei eine allgemeine; 
nach ſeinem beſtimmten Wortlaute erwachſe für jeden 
durch das Tier Beſchädigten der Anſpruch auf Erſatz 
gegen den Tierhalter. Dieſes Recht ſei nicht durch die 
negative Vorausſetzung bedingt, daß der Beſchädigte 
nicht in einem Kontraktverhältnis zu dem Beſitzer des 
Tieres ſtehe. Ein allerdings zuläſſiger vertragsmäßiger 
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Ausſchluß der in § 833 ſtatuierten Haftung ſei in dem 
Vertrage des Dienſtherrn mit ſeinem Knecht, dem er die 
Wartung und Pflege ſeiner Pferde anvertraut, nicht 
gegeben, zum mindeſten nicht hinſichtlich derjenigen 
Nachteile, welche durch die Sorgfalt des Dienſtknechtes 
nicht verhütet werden konnten; denn jene Nachteile fielen 
als Wirkungen aus den Grenzen der dem Dienſtknechte 
obliegenden Verpflichtungen heraus; in Anſehung ſolcher 
Nachteile ſtehe der Dienſtpflichtige dem Dienſtherrn wie 
ein Dritter gegenüber. Aus den SS 617, 618 B. G. B., 
welche gerade eine entgegengeſetzte Tendenz, nämlich eine 
Steigerung der dem Dienſtherrn obliegenden Fürſorge, 
verfolgten, ergebe ſich eine derartige Herabſetzung der 
dem Tierbeſitzer gegen den Beſchädigten obliegenden 
Verpflichtung für das Verhältnis des Dienſtherrn zum 
Dienſtpflichtigen nicht. Insbeſondere könne eine Be⸗ 
ſchränkung in dieſer Beziehung nicht aus der, nur 
Kontraktspflichten normierenden, Beſtimmung des 8 618 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Dort werde mit 
den Worten „ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der 
Dienſtleiſtung geſtattet“, nur für die Verpflichtung des 
Dienſtherrn, zur Abwehr der mit der Verrichtung der 
Arbeit verbundenen Gefahr durch eine affirmative 
Tätigkeit Sorge zu tragen, aus der Natur der Dienſt⸗ 
leiſtung eine Beſchränkung entnommen. Gleiches gelte 
für die Vorſchriften der preußiſchen Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 in 88 86 bis 96. Durch dieſe 
Vorſchriften könne die erſt neu vom Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch geſchaffene Verpflichtung des Tierbeſitzers nicht 
eingeſchränkt ſein. Der von den Pferden ſeines Prinzipals 
beſchädigte Kutſcher nehme dieſen nicht in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Dienſtherrn, vielmehr als denjenigen, der die 
Pferde halte, und dem er nicht als Knecht, ſondern als 
Dritter gegenüberſtehe, in Anſpruch. 

Die Reviſion macht unter Hinweis auf die Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 95 Einf.⸗Geſ. zum B. G. B. und 
Art. 14 preuß. Ausf.⸗Geſ. zum B. G. B. dem Berufungs⸗ 
gerichte den Vorwurf, dasſelbe irre rechtsgrundſätzlich, 
wenn es feine Entſcheidung auf die 88 833 und 611—630 
B. G. B. gründe, oder dieſe Rechtsnormen in das Ge⸗ 
ſinderecht hineintrage. Es ſei lediglich zu prüfen ge 
weſen, ob der behauptete Unfall den Tatbeſtand der 
85 86 flg. der preußiſchen Geſindeordnung enthalte, und 
eventuell ſei die Verpflichtung des Beklagten auf die 
Dauer der vertraglichen Dienſtzeit zu beſchränken. Die 
Auffaſſung des Berufungsgerichts ſodann, daß im Ver⸗ 
hältnis des Tierhalters zum Auſſichtspflichtigen des 
§ 834 B. G. B. die Beſtimmung des 5 833 anwendbar 
ſei, hält die Reviſion für rechtsbedenklich. Der Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen § 833 und 8 834 ergebe, daß der 
8 833 überhaupt nicht auf eine Verletzung des Aufſichts⸗ 
pflichtigen anwendbar ſei. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
behandle den Tierſchaden unter den „unerlaubten Hand⸗ 
lungen“ der außerkontraktlichen Schadenszufügung. Wolle 
man alſo nicht den § 833 gewiſſermaßen als lex spuria 
behandeln, oder in ihn das Erfordernis eines Verſchuldens 
hineintragen, ſo bleibe nichts übrig, als das kontraktliche 
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Verhältnis zwiſchen dem Tierhalter und dem Auffichts- 
pflichtigen auszuſcheiden, und die Beſchädigung des 
letzteren nicht nach 8 833, ſondern auf der Grundlage 
des beſonderen Vertragsverhältniſſes zu beurteilen. 

II. Sowohl der Berufungsrichter als die Reviſion 
gehen hiernach bei ihren Deduktionen davon aus, daß 
der mit der Wartung der Pferde betraute Dienſtknecht 
als eine Perſon anzuſehen ſei, welche im Sinne von 
§ 834 B. G. B. für denjenigen, der das Tier hält, die 
Führung der Aufſicht durch Vertrag übernommen hat. 
Es würde, falls man in dieſer Richtung überhaupt 
einen allgemeineren Grundſatz aufſtellen wollte, darauf 
ankommen, ob unter den 8 834 B. G. B. jede für den 
Tierhalter von dem anderen — vertragsmäßig, nicht 
bloß tatſächlich — übernommene, wenn auch der Zeit, 
dem Umfange oder den Befugniſſen nach beſchränkte, 
Aufſichtstätigkeit zu rechnen, oder ob nicht vielmehr der 
Kreis der Aufſichtsperſonen im Sinne des § 834 (und 
des 8 832 Abſ. 2) enger zu begrenzen ſei, ob eine 
Grenze etwa durch das Merkmal einer gewiſſen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der durch Vertrag übernommenen Auffichts- 


führung, durch das Erfordernis einer Vertretung des 


kraft Geſetzes zur Aufficht Verpflichteten (des Tier⸗ 
halters) bezüglich der Aufſichtsführung im ganzen, 
durch die einem ſolchen Vertreter übertragene Verfügungs⸗ 
macht, ſich beſtimmen laſſe. Indes bedarf es einer 
grundſätzlichen Entſcheidung von genereller Bedeutung 
im vorliegenden Falle hierüber nicht. Denn wenn auch 
zuzugeben wäre, daß ein nur in der Stellung eines 
Dienſtboten für die Wartung eines Tieres angeſtellte 
Perſon dem Kreiſe der nach § 834 B. G. B. Ver: 
antwortlichen angehören kann, ſo folgt daraus doch noch 
nicht, daß ein ſolcher Dienſtbote immer und unbedingt 
hierunter zu rechnen ſei, daß jeder Pferdeknecht oder 
Stallburſche bei allen von ihm in Rückſicht auf das 
Tier vorzunehmende Verrichtungen als Aufſeher über 
dasſelbe anzuſehen ſei. Die vertragsmäßig wahr⸗ 
zunehmende Funktion muß, um eine Verantwortlichkeit 
aus § 834 B. G. B. zu begründen, im gegebenen Falle 
gerade die Führung der Aufſicht geweſen ſein. Daß 
dies bei dem Kläger, der als Kutſcher die Pferde ſeines 
Dienſtherrn zu putzen hatte, in dem fraglichen Zeitpunkt, 
während er im Stalle an dem Pferd mit dem Striegel 
beſchäftigt war, tatſächlich zugetroffen habe, iſt dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt nicht zu entnehmen. Damit ent⸗ 
fallen aber für die gegenwärtige Entſcheidung diejenigen 
rechtlichen Bedenken, welche ſich gegen die Anwendung 
des §8 833 B. G. B. aus dem Verhältniſſe dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift zu der Beſtimmung des § 834 B. G. B., 
und aus den Beziehungen zwiſchen dem Tierhalter als 
ſolchem und dem Auſſichtspflichtigen im Sinne des 
§ 834 möglicherweiſe ergeben können. Es bleibt aller⸗ 
dings die Frage übrig, ob die Anwendbarkeit des 5 833 
B. G. B. durch das zwiſchen den Parteien, abgeſehen 
von dem § 834 B. G. B. beſtehende Vertragsverhältnis, 
den Dienſtvertrag, bezw. das Geſindeverhältnis, aus⸗ 
geſchloſſen werde. Dem Wortlaute der Geſetzesvorſchrift, 
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nach 8 147 R. G. O. angedrohten Strafen handelte, 
die zivilrechtliche Verhaftung des Gewerbeunternehmers 
für den durch Nichtherſtellung der zum Schutze der 
Arbeiter notwendigen Einrichtungen entſtandenen Schaden 
kann aber dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, daß von 
dem Gewerbepolizeibeamten die Notwendigkeit dieſer Vor⸗ 
richtungen dem Gewerbeunternehmer bei der Reviſion 
der Fabrik nicht angezeigt iſt. Der Gewerbeunternehmer 
hat ſelbſtändig zu prüfen und kann durch ein etwaiges 
Verſehen des Fabrikinſpektors ſeine eigene Verletzung der 
ihm obliegenden Sorgfalt nicht decken.“ 

Endlich vergl. Bd. 11 Nr. 6 S. 23 (Schultze Nr. 685). 
[Schutzbrillen. 8 120 jetzt $ 120 a R. G. O.]: 

„Schutzbrillen gehören zu den durch § 120 (jetzt § 120 a) 
R. G. O. gebotenen Einrichtungen, wenn nach der Art des 
Gewerbebetriebes deren Benutzung zu tunlichſter Sicherheit 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit notwendig iſt. An 
der früher ausgeſprochenen Anſicht, es könne unter Um⸗ 
ſtänden dem Arbeiter überlaſſen werden, für ſeinen Schutz 
ſelbſt zu ſorgen und ſich das erforderliche Schutzmittel 
aus eigenen Mitteln anzuſchaffen, kann nicht feſtgehalten 
werden. Der $ 120 a. a. O. verpflichtet den Gewerbe⸗ 
unternehmer, alle diejenigen Einrichtungen, welche zu 
dem angeführten Zwecke notwendig find, herzuſtellen und 
zu unterhalten; hiermit kann nur gemeint ſein, daß der 
Gewerbeunternehmer dieſe Herſtellung und Unterhaltung 
durch eigene Lieferung und auf ſeine Koſten zu beſorgen 
habe. Bei dieſer allgemeinen Faſſung des Geſetzes 
erſcheint es nicht gerechtfertigt, für einzelne ſolcher Ein⸗ 
richtungen eine Ausnahme eintreten zu laſſen und den 
Gewerbeunternehmer von den ihm durch das Geſetz aus⸗ 
nahmslos auferlegten Verpflichtungen zur Herſtellung 
und Unterhaltung für entbunden zu erachten.“ 

Allerdings iſt auch der Dienſtleiſtende verpflichtet, den Dienſt⸗ 
herrn auf den Mangel etwaiger Schutzvorrichtungen, ſoweit er 
zur Beurteilung dieſes Mangels ſähig iſt, aufmerkſam zu machen 
und es kann zum mindeſten konkurrierendes Verſchulden auf 
ſeiner Seite angenommen werden, wenn er dies unterläßt und 
infolgedeſſen Schaden erleidet. In bezug auf ſchadhafte Ge— 
rätſchaften iſt dies noch neuerdings vom Reichsgericht in einer 
Entſcheidung vom 9. Juli 1904, Sächſ. Arch. Bd. 14 S. 771 
anerkannt worden. 

Es erſcheint ſelbſtverſtändlich, daß bei Schädigung des 
Arbeitnehmers bezw. Dienſtleiſtenden mit dem Anſpruch des⸗ 
ſelben aus dem Kontraktverhältniſſe auch die außerkontraktlichen 
Haftungsgründe konkurrieren können, wie denn ſchon das römiſche 
Recht in zahlreichen Fällen von einer Konkurrenz der actio legis 
Aquiliae mit der actio locati handelt; von praktiſchem Inter⸗ 
eſſe iſt dies nur, wo der außerkontraktliche Haftungsgrund 
weniger vorausſetzt, als der kontraktliche. In dieſem Falle 
haftet natürlich der Dienſtherr auch, wenn er ſeine Fürſorge⸗ 
pflicht nicht verletzt hat, ſofern nur der außerkontraktliche An⸗ 
ſpruch begründet iſt. 

Das Reichsgericht hat daher mit Recht den Schadens⸗ 
anſpruch aus § 833 auch dem Dienftboten, der durch ein dem 
Dienſtherrn gehöriges Tier verletzt worden iſt, gegen dieſen als 
Tierhalter zugeſprochen. 
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Vergl. R. G. vom 6. März 1902, R. G. 50 Nr. 56: 


Der Kläger erlitt am 26. März 1900, während er 
bei dem Beklagten als Kutſcher angeſtellt war, eine Ver⸗ 
letzung des linken Auges, welche zum Verluſte dieſes 
Auges führte. Derſelbe behauptete, die Verletzung ſei 
durch das Pferd des Beklagten zugefügt; dieſes habe, 
während der Kläger es putzte, hinten ausgeſchlagen, 
und dadurch ſei dem Kläger der in ſeinen Händen be⸗ 
findliche Striegel ins Auge geraten. Er nahm den Be⸗ 
klagten auf Erſatz des ihm erwachſenen Schadens in 
Anſpruch, verlangte insbeſondere Entſchädigung wegen 
Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit und daneben 
300 Mark für die erlittene Verunſtaltung. 

Das Oberlandesgericht ſprach für den Fall der Leiſtung 
eines dem Kläger über den Hergang auferlegten richter⸗ 
lichen Eides demſelben eine bar zu entrichtende Ent⸗ 
ſchädigung, einſchließlich jenes für die Verunſtaltung ge⸗ 
forderten Betrages, ſowie eine jährliche Rente zu. Die 
Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden aus 
folgenden 

Gründen: 

„I. Der Kläger gründet ſeine Anſprüche auf § 833 
in Verbindung mit 88 843, 847 Abſ. 1 B. G. B. Beide 
Vorinſtanzen haben dieſe Geſetzesbeſtimmungen auf den 
gegenwärtigen Fall für anwendbar erachtet. Das Be⸗ 
rufungsgericht begründet dies im weſentlichen folgender⸗ 
maßen. 

Werde derjenige, welchem im Sinne des 8 834 
B. G. B. die Aufſicht über das Tier übertragen ſei, 
ſelbſt von dem Tiere beſchädigt, ſo ſei der Halter des 
Tieres inſoweit von der Verantwortung für den Schaden 
frei, als dieſer durch die dem Aufſeher obliegende Sorg⸗ 
falt abgewendet werden konnte. Soweit der Auffeber 
dem durch das Tier beſchädigten Dritten verantwortlich 
ſei, ſoweit ſei er es auch ſich ſelbſt, und infolgedeſſen 
falle die Verantwortung des Tierhalters ihm gegenüber 
fort, da der Aufſeher gerade ihm nach Geſetz und Ver⸗ 
trag für den Schaden verantwortlich ſei, welcher durch 
die im Geſetze gebotene Sorgfalt abgewendet werden 
könne. Habe aber der Aufſeher diligentiam präſtiert, 
oder ſei ihr Mangel nicht kauſal geworden, ſo trete 
auch dem Aufſeher gegenüber die Verantwortung des⸗ 
jenigen, der das Tier hält, nach 5 833 B. G. B. wieder 
ein. Dieſe Verantwortung ſei nicht bedingt durch ein 
außerkontraktliches Verſchulden oder durch Verletzung 
einer Vertragspflicht. Die Anwendung des, wiewohl 
erſt ſpäter in dem Entwurf des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches eingefügten, § 833 ſei nicht für das in den 
88 611 - 630 des Geſetzbuches normierte Verhältnis 
des Dienſtherrn zu Dienſtpflichtigen ausgeſchloſſen. 
Die Beſtimmung des 5 833 ſei eine allgemeine; 
nach ſeinem beſtimmten Wortlaute erwachſe für jeden 
durch das Tier Beſchädigten der Anſpruch auf Erſatz 
gegen den Tierhalter. Dieſes Recht ſei nicht durch die 
negative Vorausſetzung bedingt, daß der Beſchädigte 
nicht in einem Kontraktverhältnis zu dem Beſitzer des 
Tieres ſtehe. Ein allerdings zuläſſiger vertragsmäßiger 
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Ausſchluß der in § 833 ſtatuierten Haftung fei in dem 
Vertrage des Dienſtherrn mit ſeinem Knecht, dem er die 
Wartung und Pflege ſeiner Pferde anvertraut, nicht 
gegeben, zum mindeſten nicht hinſichtlich derjenigen 
Nachteile, welche durch die Sorgfalt des Dienſtknechtes 
nicht verhütet werden konnten; denn jene Nachteile fielen 
als Wirkungen aus den Grenzen der dem Dienſtknechte 
obliegenden Verpflichtungen heraus; in Anſehung ſolcher 
Nachteile ſtehe der Dienſtpflichtige dem Dienſtherrn wie 
ein Dritter gegenüber. Aus den SS 617, 618 B. G. B., 
welche gerade eine entgegengeſetzte Tendenz, nämlich eine 
Steigerung der dem Dienſtherrn obliegenden Fürſorge, 
verfolgten, ergebe ſich eine derartige Herabſetzung der 
dem Tierbeſitzer gegen den Beſchädigten obliegenden 
Verpflichtung für das Verhältnis des Dienſtherrn zum 
Dienſtpflichtigen nicht. Insbeſondere könne eine Be⸗ 
ſchränkung in dieſer Beziehung nicht aus der, nur 
Kontraktspflichten normierenden, Beſtimmung des § 618 
Abſ. 1 B. G. B. entnommen werden. Dort werde mit 
den Worten „ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der 
Dienſtleiſtung geſtattet“, nur für die Verpflichtung des 
Dienſtherrn, zur Abwehr der mit der Verrichtung der 
Arbeit verbundenen Gefahr durch eine affirmative 
Tätigkeit Sorge zu tragen, aus der Natur der Dienſt⸗ 
leiſtung eine Beſchränkung entnommen. Gleiches gelte 
für die Vorſchriften der preußiſchen Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 in SS 86 bis 96. Durch dieſe 
Vorſchriften könne die erſt neu vom Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch geſchaffene Verpflichtung des Tierbeſitzers nicht 
eingeſchränkt ſein. Der von den Pferden ſeines Prinzipals 
beſchädigte Kutſcher nehme dieſen nicht in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Dienſtherrn, vielmehr als denjenigen, der die 
Pferde halte, und dem er nicht als Knecht, ſondern als 
Dritter gegenüberſtehe, in Anſpruch. 

Die Reviſion macht unter Hinweis auf die Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 95 Einf.⸗Geſ. zum B. G. B. und 
Art. 14 preuß. Ausf.⸗Geſ. zum B. G. B. dem Berufungs⸗ 
gerichte den Vorwurf, dasſelbe irre rechtsgrundſätzlich, 
wenn es feine Entſcheidung auf die 88 833 und 611 —630 
B. G. B. gründe, oder dieſe Rechtsnormen in das Ge⸗ 
ſinderecht hineintrage. Es ſei lediglich zu prüfen ge⸗ 
weſen, ob der behauptete Unfall den Tatbeſtand der 
85 86 flg. der preußiſchen Geſindeordnung enthalte, und 
eventuell ſei die Verpflichtung des Beklagten auf die 
Dauer der vertraglichen Dienſtzeit zu beſchränken. Die 
Auffaſſung des Berufungsgerichts ſodann, daß im Ver⸗ 
hältnis des Tierhalters zum Auſſichtspflichtigen des 
§ 834 B. G. B. die Beſtimmung des 8 833 anwendbar 
ſei, hält die Reviſion für rechtsbedenklich. Der Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen $ 833 und 8 834 ergebe, daß der 
§ 833 überhaupt nicht auf eine Verletzung des Aufſichts⸗ 
pflichtigen anwendbar ſei. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
behandle den Tierſchaden unter den „unerlaubten Hand⸗ 
lungen“ der außerkontraktlichen Schadenszufügung. Wolle 
man alſo nicht den § 833 gewiſſermaßen als lex spuria 
behandeln, oder in ihn das Erfordernis eines Verſchuldens 
hineintragen, ſo bleibe nichts übrig, als das kontraktliche 
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Verhältnis zwiſchen dem Tierhalter und dem Aufficht3- 
pflichtigen auszuſcheiden, und die Beſchädigung des 
letzteren nicht nach $ 833, ſondern auf der Grundlage 
des beſonderen Vertragsverhältniſſes zu beurteilen. 

II. Sowohl der Berufungsrichter als die Reviſion 
gehen hiernach bei ihren Deduktionen davon aus, daß 
der mit der Wartung der Pferde betraute Dienſtknecht 
als eine Perſon anzuſehen ſei, welche im Sinne von 
§ 834 B. G. B. für denjenigen, der das Tier hält, die 
Führung der Aufſicht durch Vertrag übernommen hat. 
Es würde, falls man in dieſer Richtung überhaupt 
einen allgemeineren Grundſatz aufſtellen wollte, darauf 
ankommen, ob unter den 8 834 B. G. B. jede für den 
Tierhalter von dem anderen — vertragsmäßig, nicht 
bloß tatſächlich — übernommene, wenn auch der Zeit, 
dem Umfange oder den Befugniſſen nach beſchränkte, 
Aufſichtstätigkeit zu rechnen, oder ob nicht vielmehr der 
Kreis der Aufſichtsperſonen im Sinne des 8 834 (und 
des 8 832 Abſ. Y enger zu begrenzen ſei, ob eine 
Grenze etwa durch das Merkmal einer gewiſſen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der durch Vertrag übernommenen Aufſichts⸗ 


führung, durch das Erfordernis einer Vertretung des 


kraft Geſetzes zur Aufſicht Verpflichteten (des Tier⸗ 
halters) bezüglich der Aufſichtsführung im ganzen, 
durch die einem ſolchen Vertreter übertragene Verfügungs⸗ 
macht, ſich beſtimmen laſſe. Indes bedarf es einer 
grundſätzlichen Entſcheidung von genereller Bedeutung 
im vorliegenden Falle hierüber nicht. Denn wenn auch 
zuzugeben wäre, daß ein nur in der Stellung eines 
Dienſtboten für die Wartung eines Tieres angeſtellte 
Perſon dem Kreiſe der nach 8 834 B. G. B. Ver⸗ 
antwortlichen angehören kann, ſo folgt daraus doch noch 
nicht, daß ein ſolcher Dienſtbote immer und unbedingt 
hierunter zu rechnen ſei, daß jeder Pferdeknecht oder 
Stallburſche bei allen von ihm in Rückſicht auf das 
Tier vorzunehmende Verrichtungen als Aufſeher über 
dasſelbe anzuſehen ſei. Die vertragsmäßig wahr⸗ 
zunehmende Funktion muß, um eine Verantwortlichkeit 
aus 8 834 B. G. B. zu begründen, im gegebenen Falle 
gerade die Führung der Aufſicht geweſen ſein. Daß 
dies bei dem Kläger, der als Kutſcher die Pferde ſeines 
Dienſtherrn zu putzen hatte, in dem fraglichen Zeitpunkt, 
während er im Stalle an dem Pferd mit dem Striegel 
beſchäftigt war, tatſächlich zugetroffen habe, iſt dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt nicht zu entnehmen. Damit ent⸗ 
fallen aber für die gegenwärtige Entſcheidung diejenigen 
rechtlichen Bedenken, welche ſich gegen die Anwendung 
des 8 833 B. G. B. aus dem Verhältniſſe dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift zu der Beſtimmung des $ 834 B. G. B., 
und aus den Beziehungen zwiſchen dem Tierhalter als 
ſolchem und dem Auſſichtspflichtigen im Sinne des 
§ 834 möglicherweiſe ergeben können. Es bleibt aller⸗ 
dings die Frage übrig, ob die Anwendbarkeit des § 833 
B. G. B. durch das zwiſchen den Parteien, abgeſehen 
von dem § 834 B. G. B. beſtehende Vertragsverhältnis, 
den Dienſtvertrag, bezw. das Geſindeverhältnis, aus⸗ 
geſchloſſen werde. Dem Wortlaute der Geſetzesvorſchrift, 


600 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


dem Zuſammenhang derſelben mit ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuches und dem Rechts⸗ 
ſyſtem desſelben iſt ein Grund für Bejahung jener Frage 
nicht zu entnehmen. Der ganz allgemein lautende 8 833 
erklärt den Halter des Tieres ſchlechthin als haftpflichtig 
für die durch das Tier einem Menſchen zugefügte Ver⸗ 
letzung. Dieſe in den Titel über „unerlaubte Hand⸗ 
lungen“ eingeſtellte Vorſchrift hat in der ſchließlichen 
Geſtaltung, in der ſie durch die Beſchlüſſe des Reichs⸗ 
tages, 

vergl. Bericht der Reichstagskommiſfion von 1896 zu 

§ 817 des Entwurfes, S. 1988, 
zum Geſetze geworden iſt, eine unbedingte, von dem 
Erfordernis einer Verſchuldung losgelöſte geſetzliche 
Haftung geſchaffen, welche auf dem Gedanken beruht, 
daß derjenige, welcher ein Tier hält, das Riſiko wegen 
der durch das Tier für die Allgemeinheit herbeigeführten 
Gefahren zu tragen habe. Es wurde zu dem von der 
Reichstagskommiſſion angenommenen Antrag auf „die 
gleiche Beſtimmung des franzöſiſchen Rechtes“ hin⸗ 
gewieſen. Im Gebiete des franzöfiſchen Rechtes war 
es bis in die neuere Zeit ſtreitig, ob der Art. 1385 
Code civil auch bei Beſchädigungen des Aufſehers oder 
des Dienſtboten durch das Tier Anwendung finde. 

Vergl. Zachariae⸗Crome, Franzöſiſches Zivilrecht, 

Bd. 2 8 418, 8. Aufl. S. 773 Anm. 1. 

Der franzöſiſche Kaſſationshof hat am 9. März 1886 
in bejahendem Sinne entſchieden. 

Vergl. Sirey, Recueil général 1886, Abt. 1 S. 244. 
Das Reichsgericht hat in dem Urteil des II. Zivil⸗ 
ſenates vom 11. Dezember 1885, Entſch. des R. G. in 
Zivilſachen Bd. 14 S. 316 flg., ausgeſprochen, die An⸗ 
ſicht, daß der Art. 1385 Code civil keine Anwendung 
finde, wenn derjenige, welchem ein Tier zur Pflege und 
Wartung anvertraut ſei, durch dasſelbe beſchädigt werde, 
finde in dem Geſetze keinen Halt. Allein dieſe Recht⸗ 
ſprechung könnte für die Auslegung des deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuches nicht maßgebend ſein, auch 
wenn man von der in letzteres eingefügten Beſtimmung 
des 8 834 ganz abſieht. Bei der erwähnten reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung handelte es ſich darum, ob 
der Dienſtknecht, der das Pferd ſeines Herrn führt, als 
ein ſolcher zu betrachten ſei, welcher ſich im Sinne von 
Art. 1385 Code civil des Tieres bedient („qui s'eu 
sert“). Jetzt ſteht in Frage, ob nach den Grundſätzen 
des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches durch einen 
zwiſchen dem Tierhalter und dem durch das Tier Ver⸗ 
letzten beſtehenden Dienſtvertrag, namentlich das Geſinde⸗ 
verhältnis, dem Dienſtpflichtigen der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus 8 833 B. G. B. benommen ſei. 

In dieſer Frage war aber der Auffaſſung des Be⸗ 
rufungsgerichtes beizutreten. Nach dem Dienſtvertrage 
beſtimmten ſich, entſprechend den Vorſchriften in 88 611 flg. 
B. G. B., die vertraglichen Beziehungen, Recht und 
Pflichten des Dienſtberechtigten und des zur Dienſtleiſtung 
Verpflichteten; darin erſchöpft ſich die Tragweite der 
hierauf bezüglichen Geſetzesvorſchriften, die ſich alſo nicht 
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über das Gebiet des Vertragsverhältniſſes hinaus er⸗ 
ſtrecken. Der 8 833 B. G. B. aber ſtatuiert eine außer: 
halb jenes Gebietes gelegene, außerkontraktliche Haftpflicht, 
welche dem Tierhalter als ſolchem, und zwar in unbedingter 
Weiſe, auferlegt iſt. Soweit nun bei einer durch das 
Tier verurſachten Beſchädigung allein die von dem einen 
oder dem anderen Vertragsteil zu vertretende Verletzung 
von Vertragspflichten in Frage ſtände, würde ein Erſatz⸗ 
anſpruch hieraus nach Maßgabe der für den Dienſt⸗ 
vertrag geltenden Beſtimmungen, insbeſondere dem Dienſt⸗ 
berechtigten gegenüber, nach 88 616—619 B. G. B. zu 
beurteilen fein. Aber durch die hier vom Geſetze ge: 
troffene Regelung des vertraglichen Schuldverhältniſſes 
ſollten nicht ſämtliche Rechtsbeziehungen, die ſich aus 
Anlaß des Dienſtverhältniſſes für die Beteiligten möglicher⸗ 
weiſe ergeben könnten, ausſchließlich normiert werden, und 
die erwähnten Geſetzesvorſchriften ſchließen nicht eine 
weitergehende Haftung aus, welche von dem Geſetz an 
einen anderen, von dem Dienſtvertrag unabhängigen 
Rechtsgrund, namentlich an den Tatbeſtand einer un⸗ 
erlaubten Handlung oder der im 25. Titel des 7. Ab⸗ 
ſchnittes des 2. Buches den unerlaubten Handlungen 
gleichgeſtellten Fälle, geknüpft iſt. Wenn ein zur Dienſt⸗ 
leiſtung Verpflichteter anläßlich ſeiner Dienſtverrichtung 
an einem Tier von dieſem verletzt worden iſt, ohne daß 
ihn ſelbſt ein Verſchulden trifft, und ohne daß anderſeits 
dem Dienſtberechtigten irgendwie die Verſäumung einer 
Vertragspflicht zur Laſt fiele, ſo ſteht die eingetretene 
Beſchädigung außerhalb der kontraktlichen Beziehungen. 
Der Verletzte müßte den Schaden, als zufälligen, ſelbſt 
tragen, wenn ihm nicht eben aus beſonderem Rechts⸗ 
grunde, dem des § 833 B. G. B., ein Erſatzanſpruch 
vom Geſetz gewährt wäre; ein Anſpruch freilich, der 
ihm nicht gegen den Dienſtberechtigten als ſolchen, ſondern 
gegen den Tierhalter zuſteht.“ 

Daß es unrichtig iſt, den Dienſtvertrag aus dem 
Geſichtspunkt der Miete der Arbeitskraft zu beurteilen und 
daher in zweifelhaften Fällen ausſchließlich auf die Normen 
über Sachmiete in entſprechender Anwendung zurückzugreifen, 
daß vielmehr die Natur des Dienſtvertrages als eine Sonder⸗ 
gemeinſchaft von dem perſönlichen Charakter beſtimmt wird, hat 
das B. G. B. nicht bloß durch die weitgehende Normierung der 
Fürſorgepflicht, ſondern auch durch den wichtigen § 626 ans 
erkannt, der die Löſung des Dienſtverhältniſſes ohne Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen oder vereinbarten Kündigungs⸗ 
friſt in allen Fällen geſtattet, wo ein wichtiger Grund 
vorliegt. Der Richter hat dieſe Frage unter Berückſichtigung 
aller Umſtände nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Er 
hat hierbei nicht nur die Natur des Arbeitsvertrages überhaupt, 
ſondern die ganz konkrete Natur des jedesmal in Frage ſtehenden 
Dienſtverhältniſſes zu würdigen. Zutreffende Ausführungen 
dafür findet er bei Stammler, die Lehre vom richtigen Recht, 
S. 567. 

Das Reichsgericht hat auch dieſe Aufhebung eines Dienſt⸗ 
vertrags bereits vor dem Inkrafttreten des B. G. B. als ge⸗ 
meinrechtlich zuläſſig anerkannt. Vergl. R. G. XXIII Nr. 35 
S. 167: 
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„In den Quellen iſt eine ausdrückliche Beſtimmung, 
wonach bei einem auf längere Zeit eingegangenen Dienſt⸗ 
vertrage dem einen Kontrahenten eine vorzeitige Auf⸗ 
löſung des Rechtsverhältniſſes auch ohne eigentliche 
Vertragsverletzung von ſeiten des anderen Kontrahenten 
geſtattet wäre, nicht enthalten. Allein aus den in den 
Quellen für ähnliche Rechtsverhältniſſe, die Sachmiete, 
das Mandat, die Sozietät gegebenen Beſtimmungen 
d. 26 8 2, I. 27 8 1 Dig. loc. cond. 19, 2, J. 23, 
24, 25, l. 27 8 2 Dig. mand. 17, 1; 1. 14, 15, 16 
pr. $ 1 Dig. pro socio 17, 2; c. 22 Cod. de loc. 
et cond. 4, 65), welche hier analog anzuwenden find, 
ſowie aus dem das Vertragsverhältnis beherrſchenden 
Prinzip der bona fides folgt, daß eine auf längere 
Dauer abgeſchloſſenes Dienſtmieteverhältnis vor Ablauf 
der Kündigung jedenfalls dann einſeitig von einem Kon⸗ 
trahenten aufgehoben werden kann, wenn Umſtände 
eingetreten ſind, unter welchen vom Standpunkte 
der Billigkeit dem Gegenkontrahenten die fernere 
Aus haltung des Vertrages nicht zugemutet 
werden darf, und dieſe Umſtände in dem Ver⸗ 
halten des anderen Kontrahenten oder in ſeinen 
perſönlichen Verhältniſſen und Eigenſchaften 

ihren Grund haben. Die J. 38 Dig. loc. cond. 19, 2 

ſteht dieſer Annahme nicht entgegen, da fie ſich auf 
Fälle des berechtigten Rücktrittes des Dienſtherrn vom 
Vertrage nicht bezieht. Der Richter hat die Frage, ob 
im einzelnen Falle genügende Gründe zur vorzeitigen 
Aufhebung des Vertrages vorliegen, unter Berückſichti⸗ 
gung aller Umſtände nach freiem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden.“ 

Als „wichtigen Grund“ hat das Reichsgericht u. a. an⸗ 
erkannt grobe Verletzung, Verletzung der Achtung ſeitens eines 
Wirtſchaftsinſpektors gegen die Gutsherrin, Mißhelligkeiten, die 
ein gedeihliches Zuſammenwirken eines Privatbeamten mit dem 
Dienſtherrn unmöglich machen, R. G. XXIII S. 170, VII S. 77, 
in einem Falle (Entlaſſung eines Fabrikleiters) auch die Unter⸗ 
haltung eines Konkubinatsverhältniſſes durch den Dienſt⸗ 
verpflichteten, R. G. XXXVIII S. 114 (in letzterem Falle 
allerdings unter Zulaſſung der hier ſehr zweifelhaften Einrede 
des Verzichts). 


Vorkauf und Wiederkauf als Gegenſtand der 
Vormerkung. 
Von Juſtizrat Bendix, Breslau. 

I. Hans Reichel!) bezeichnet das dingliche Vorkaufsrecht 
des B. G. B. als Refiduum aus einem überwundenen Stadium 
der Geſetzgebungsarbeit und erkennt ihm dem rein perfönlichen 
Vorkaufsrechte gegenüber de lege lata nur zwei Beſonder⸗ 
heiten zu: 

1. Der Anſpruch auf Eintragung des dinglichen Vorkaufs⸗ 

rechts könne vorgemerkt werden. 

2. Der im Vorkaufsrechte liegende Auflafſungsanſpruch jet 

unverjährbar ($ 902). 


Y) Iherings Jahrbuch für die Dogmatik 04 ©. 94. 
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Reichel irrt. Das dingliche Vorkaufsrecht iſt, inſoweit das 
Verhältnis zu Dritten in Frage ſteht, nicht bloß eine qualifizierte 
Vormerkung, eine Vormerkung zur Sicherung des durch die 
Ausübung des Rechts bedingten Auflaſſungsanſpruchs, ſtellt viel⸗ 
mehr eine, den jeweiligen Eigentümer unmittelbar treffende 
Belaſtung des Grundſtücks dar. Dagegen erachte ich in Über- 
einſtimmung mit Reichel die von Turnau ⸗Föͤrſter “) vertretene 
Auffaſſung für unrichtig, daß das perſoͤnliche Vorkaufsrecht 
keinen Anſpruch, auch keinen bedingten Anſpruch auf Auflaſſung 
erzeuge. Ein ſolcher Auflaſſungsanſpruch beſteht in der Tat. 
Er iſt aber nicht, wie Reichel?) annimmt, zweifach bedingt, 
nämlich 

1. dadurch, daß der Verpflichtete mit einem Dritten einen 

Kaufvertrag über das Vorkaufsobjekt ſchließt ($ 504); 

2. dadurch, daß der Berechtigte erklart, von feinem Vorkaufs⸗ 

rechte Gebrauch machen zu wollen. — 

Meines Erachtens liegt in keinem dieſer beiden Tatbeſtände 
eine echte Bedingung im Sinne der 88 158 ff. Ebenſowenig 
wie ich beim Rücktrittsvorbehalt den Anſpruch auf Schadens ⸗ 
erſatz nach § 347 als einen von der Bedingung der Rücktritts⸗ 
erklärung abhängigen bezeichnen möchte, ebenſowenig iſt beim 
Vorkaufsvorbehalt der Anſpruch auf Übereignung durch die 
Ausübung des Vorkaufsrechts bedingt, zumal dieſe Ausübung 
von der bloßen Willkür des Berechtigten abhängt (Entſch. des 
Preuß. Ob.⸗Trib. Bd. 18 S. 151). Der Abſchluß des Kauf 
vertrags mit dem Dritten aber könnte nur als eine conditio 
iuris aufgefaßt werden. 

Wenn mithin der gedachte Auflaſſungsanſpruch kein bes 
dingter iſt, fo iſt er doch jedenfalls ein künftiger“). Der Vor⸗ 
kaufsberechtigte hat — dies iſt der Inhalt ſeiner Befugnis — 
einen künftigen Anſpruch auf Übereignung des Vorkaufsgegen ⸗ 
ſtandes, dieſer Anſpruch ſteht ihm zu, „ſobald“ (nicht wenn) 
der Verpflichtete den Kaufvertrag darüber mit einem Dritten 
abgeſchloſſen und er, der Berechtigte, von feinem Vorkaufsrechte 
in der beſtimmten Weiſe Gebrauch gemacht hat. 

Zur Sicherung des künftigen Auflafſungsanſpruchs iſt 
mithin auch auf Grund des perſönlichen Vorkaufsrecht die 
Eintragung einer Vormerkung zuläffig ($ 883 Abſ. 1 Satz 2). 

Gleichwohl lag für die zweite Kommiſſion, als fie die 
Vormerkung im Sinne des geltenden Rechts ſchuf, keinerlei 
Anlaß vor, die Beſtimmungen über das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht einfach zu ſtreichen s). Denn dingliches und perjdn- 
liches Vorkaufsrecht find weſentlich verſchieden.“ Dieſe 
Weſensverſchiedenheit äußert ſich namentlich nach 3 Richtungen hin. 


) Bd. I S. 168 und 473. 

9) ad. a. O. S. 92. 

9) Reichel ebendaſelbſt S. 101. 

5) Reichel a. a. O. S. 92. 

9 Richtig iſt, daß das dingliche Vorkaufsrecht Dritten gegen⸗ 
über nur die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des durch 
die Ausübung des Rechts entſtehenden Anſpruchs auf Übertragung 
des Eigentums hat (§ 1098 Abſ. 2). Hierauf ſtützt Strohal, 
Dekanatsprogramm, Leipzig, 1904 insbeſondere S. 24 ff. feine An- 
nahme, daß auch dem auf Grund Bewilligung Vorgemerkten der 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zuftatten komme. 
Ich kann dem nicht beipflichten. Denn die Berufung auf die publ. 
fides des Grundbuchs wird dem Vorkaufs berechtigten nicht wegen 
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a) Das dingliche Vorkaufsrecht kann auch als ſubjektiv 
dingliches Recht konſtituiert (§ 1094 Abſ. 2), die aktive Seite 
der Obligation hiernach mit dem Eigentum eines Grundſtücks 
verknüpft werden. 

b) Das perfönliche Vorkaufsrecht beſchränkt ſich feiner Natur 
nach auf einen Verkaufsfall, auf den ſeitens des obligatoriſch 
verpflichteten Teils; das dingliche Vorkaufsrecht dagegen kann 
auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle, alſo als 
wiederholentliches, beſtellt werden (§ 1097); in dieſem Falle 
geht die paſſive Seite der Obligation auf jeden neuen Grund⸗ 
ſtückseigentümer über, wenn der Berechtigte in dem betreffenden 
Veräußerungsfalle von dem Vorkaufsrechte keinen Gebrauch ge⸗ 
macht hat. Bei dem perſönlichen Vorkaufsrechte kann der durch 
die Vormerkung geſicherte künftige Auflaſſungsanſpruch nur 
mittels des perſönlichen Schuldverhältniſſes gemäß § 888 dem 
neuen Grundſtückserwerber gegenüber zur Geltung gelangen. 
Das dingliche Vorkaufsrecht belaſtet auch in ſeiner Wirkung, 
wenn es dauernd, alſo auch für ſpätere Verkaufsfälle beſteht, 
das Grundſtück jedem ſpäteren Erwerber gegenüber unmittelbar. 

c) In Anſehung des perjönlichen Vorkaufsrechts gilt der 
allgemeine Grundſatz der Vertragsfreiheit; die für ſeinen Inhalt 
maßgebenden geſetzlichen Vorſchriften unterliegen rechts geſchäft⸗ 
licher Abänderung; dagegen geſtattet das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht nicht, den Inhalt der Belaſtung durch Privatwillkür zu 
erweitern; die maßgebenden Rechtsnormen haben inſoweit einen 
abſoluten Charakter, wodurch der Privatautonomie eine 
Grenze gezogen iſt. | 

II. Das B. G. B. kennt nur das obligatoriſche, eine 
perjönliche Berechtigung und Verpflichtung erzeugende, Wieder⸗ 
kaufs recht (58 497 ff.), kein dingliches, der Eintragung im 
Grundbuche fähiges und bedürfendes. Gleichwohl wird vielfach 
angenommen“), daß mit der allgemeinen Zulaſſung der Vor⸗ 
merkung der Grundſatz von der geſchloſſenen Zahl der dinglichen 
Rechte verlaſſen ſei und darnach der Verdinglichung des Wider⸗ 
kaufsrechts durch Eintragung einer Vormerkung nichts im Wege 
ſtehe. Dieſe Annahme wird von Turnau⸗Förſter ?) und Reichel?) 
mit zutreffenden Gründen bekämpft. Die Vormerkung dient 
nur zur Sicherung der auf einen Eintrag im Grundbuch 10) ge⸗ 


jener Wirkung, ſondern wegen des Wefend ſeines Rechts gewährt; 
hierin allein iſt ſie begründet. Das dingliche Vorkaufsrecht iſt aber, 
wie auch Strohal S. 27 zugibt, ſeinem Weſen nach ein Recht an 
einem Grundſtück, während dem tatſächlich nur Vorgemerkten ſolche 
Rechteſtellung nicht zukommt. Gewiß kann man der Bewilligung 
einer Vormerkung den Charakter der rechtsgeſchäftlichen „Verfügung“ 
beilegen; dagegen z. B. Stintzing „Recht“ 1904 S. 321 ff. Aber 
dieſes Rechtsgeſchäft wird nicht zwiſchen dem Vorgemerkten und 
dem anderen Teile vorgenommen, fondern iſt ein durchaus einfeitiger 
Akt dieſes letzteren, die Zuſtimmung des Vorgemerkten iſt, wenn ſie 
auch vorliegt, für die Natur des Geſchäfts völlig belanglos; anders 
bei der dinglichen Einigung ($ 873). Der $ 893 ſetzt aber die 
Mitwirkung mehrerer als eine notwendige, nicht bloß zufällige, vor— 
aus. Hiernach kommt weder § 892 noch § 893 in Anſehung der 
Vormerkung zur Anwendung. 

7) Dernburg Sachenr. S. 184, Planck Anm. 1 zu § 497. 

) Bd. 1 S. 473. 

) a. a. O. S. 95. 

10) Bendix Bürgerl. Recht S. 591, Turnau ⸗Förſter Bd. J S. 478, 
Reichel a. a. O. S. 73 und 95. 
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richteten obligatoriſchen Anſprüche der im § 883 bezeichneten Art. 
Eine Rechtsänderung, die nicht eingetragen werden darf, kann 
alſo auch nicht vorgemerkt werden (R. G. Bd. 56 S. 14, Recht 03 
S. 527). Deshalb gibt es keine Vormerkung zur Wahrung des 
Anſpruchs auf Einräumung des Widerkaufsrechts außer dort, wo 
das Widerkaufsrecht landesgeſetzlich als ein dingliches Recht sui 
generis anerkannt wird. Dieſer Ausnahmefall iſt z. B. in 
Art. 29 Pr. A. G. z. B. G. B. gegeben; hier hat das ding ⸗ 
liche, das Grundſtück dauernd belaſtende, in allen Fällen des 
Eigentumswechſels und bei Vertragsverletzungen auch gegen 
fpätere Grundſtückserwerber unmittelbar wirkſame Wiederkaufs⸗ 
recht zur Sicherung der ſtaatlichen Zwecke der Rentenguts⸗ 
bildung ſeine Auferſtehung gefeiert 1). 

Immer aber erzeugt auch das bloß perſoͤnliche Wieder- 
kaufsrecht für den Fall ſeiner Ausübung einen Anſpruch auf 
Übereignung des Kaufgegenſtandes. Daß dieſer Anſpruch, wie 
Turnau⸗Förſter 12) annehmen, erſt durch die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts begründet wird, kann ich nicht zugeben. Er 
entſteht ſofort; nur ſeine Ausübung, die von der bloßen Will⸗ 
kür des Berechtigten abhängt (Entſch. des Pr. Ob. Trib. Bd. 18 
S. 151), ſteht noch aus. Sie iſt aber an den Eintritt eines 
ſpäteren, dem Willen des Berechtigten entzogenen Ereigniſſes 
nicht geknüpft, während der Vorkauf erſt mit dem Abſchluſſe 
eines Kaufvertrages zwiſchen dem Verpflichteten und einem 
Dritten ausgeübt werden kann. Der Übereignungsanſpruch auf 
Grund des Vorkaufsrechts iſt deshalb von mir als ein zukünftiger 
charakteriſiert worden; dagegen möchte ich hier beim Wiederkauf im 
Gegenſatz zu Reichel weder von einem bedingten noch von einem 
zukünftigen, ſondern von einem gegenwärtigen Anſpruche auf 
eine künftige Leiſtung ſprechen. Sofern dieſer Anſpruch auf 
Bewirkung einer im Grundbuche eintragungsfähigen Rechts- 
änderung, alſo z. B. auf Auflaſſung eines Grundſtücks ge 
richtet iſt, kann er mithin gemäß § 883 Abſ. 1 Satz 1 auch 
durch Eintragung einer Vormerkung geſichert werden. 


Die Pfändung der Eigentümerhypothek und Eigen: 
tümergrundſchuld.“) 
Von Juſtizrat Freudenthal. 


Zur Frage der Pfändung der Eigentümerhypothek und 
Eigentümergrundſchuld hat das Reichsgericht in mehrfacher 
Entſcheidungen Stellung genommen. Im Bd. 55 S. 378 la: 
folgender Tatbeſtand vor. Eine Sicherungshypothek war zum 
Teil Eigentümerhypothek geworden; dieſer Teil war im Wege 
der Zwangsvollſtreckung überwieſen. Der Pfändungsgläubigen 
nahm ſie für ſich in Anſpruch. Das Reichsgericht gab ſeinem 
Verlangen nicht ſtatt. (conf. auch Entſch. Bd. 56 S. 13.) 
In einem weiteren Falle handelt es ſich um eine Briefhypothek. 
Sie war für ein Darlehen eingetragen; die Valuta zum Teil 


1) Vergl. Begründung zu dem Entwurfe, Aktenſtück Nr. 34 
Druckſ. des Hauſes der Abgeordneten S. 1574. 

12) Bd. 1 S. 473. 

) Unter Eigentümergrundſchuld wird hier nicht die für den 
Eigentümer von vornherein gemäß $ 1196 B. G. B. eingetragene 
Grundſchuld, ſondern die dem Eigentümer infolge Vereinigung ven 
Hypothek und Eigentum kraft Geſetzes zuſtehende Grundſchuld verſtanden. 
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nicht gezahlt worden. Die Eigentümerhypothek wegen des nicht 
belegten Teils wurde gepfändet, ohne das eine Übergabe des 
Briefes oder deſſen Wegnahme Seitens des Gerichtsvollziehers 
ſtattfand. Dieſes erachtete das Reichsgericht für einen weſentlichen 
Mangel und wies die Klage des Pfändungsgläubigers ab. 
Die Gründe find folgende. Bei der rechtsgeſchäftlichen Abtretung 
it Vorausſetzung des Überganges der Forderung und der Hypothek 
für die Buch hypothek die Einigung und Eintragung im Grund- 
buche, für die Briefhypothek die ſchriftliche Abtretungserklärung 
und Übergabe des Briefes. ($ 1154 B. G. B.) Gleiche 
Grundſätze gelten für die Übertragung durch Pfändung. Bei 
der Buchhypothek iſt die Eintragung, bei der Briefhypothek die 
übergabe oder die Wegnahme des Briefes vorgeſchrieben. 
Dieſe Maßnahmen find durch § 830 Z. P. O. geboten. Unter 
Hypothek und Grundſchuld iſt nach allgemeinem geſetzlichen 
Sprachgebrauch notwendig auch die Eigentümerhypothek und 
die Eigentümergrundſchuld zu verſtehen. Auf die Pfändung 
dieſer kommen nach § 857 Abſ. 6 Z. P. O. die gleichen Grund⸗ 
ſätze zur entſprechenden Anwendung. Wenn in 8 857 Abi. 6 
von Grundſchuld die Rede iſt, ſo kann nicht unterſchieden werden, 
ob die Grundſchuld einem Dritten oder dem Eigentümer gehört. 
Zu dieſem Ergebniſſe führen Wortlaut, Auslegung und Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der 8$ 830 und 857 Abſ. 6 Z. P. O. Nicht 
anwendbar iſt demnach § 857 Abſ. 2 Z. P. O., nach welchem 
beim Fehlen eines Drittſchuldners die Pfändung mit dem 
Zeitpunkt als bewirkt anzuſehen iſt, in welchem dem Schuldner 
das Veräußerungsverbot zugeſtellt iſt. 

Dieſe Gründe des Reichsgerichts find meines Erachtens nicht 
überzeugend. Für ſie ſpricht weder der Wortlaut, noch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte, noch die Auslegung. Der 5. 830 ſagt in 
ſeinem erften Abſatz in Übereinſtimmung mit $ 1154 B. G. B.“) 

„Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine 
Hypothek beſteht, iſt außer dem Pfändungsbeſchluſſe 
die Übergabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger 
erforderlich. Wird die Übergabe im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erwirkt, ſo gilt ſie als erfolgt, wenn der 
Gerichtsvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung 
an den Gläubiger wegnimmt. Iſt die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, ſo iſt die Eintragung 
der Pfändung in das Grundbuch erforderlich; die 
Eintragung erfolgt auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes.“ 

Hier handelt es ſich um eine Norm für den Fall, daß 
ein verurteilter Schuldner Inhaber einer Forderung iſt, für 
welche eine Hypothek beſteht. Um den Übergang dieſer 
hypothekariſch geſicherten Forderung herbeizuführen, wird deren 
Pfändung verlangt und als weiteres Erfordernis bei Brief⸗ 
hypotheken die Übergabe oder Wegnahme des Briefes, bei 
Buchhypotheken die Eintragung der Pfändung verlangt. In 
den vom Reichsgericht abgeurteilten Fällen war eine Pfändung 
in eine Forderung des Schuldners, für welche eine Hypothek 
beſteht, nicht in Frage, ſondern eine Eigentümerhypothek. 
Sobald dieſe in Betracht kommt, iſt aber die Forderung, für 
welche fie eingetragen worden, entweder nicht zur Entſtehung 
gekommen, oder, wenn eine ſolche vorhanden war, in der Regel 


) Die Einigung oder Br Abtretungserklärung erſetzt 
den Pfändungsbeſchluß. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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erloſchen. (Ausnahmefall im § 1177, 2). Der Tatbeſtand, 
von welchem § 830, 1 ausgeht, iſt demnach nicht gegeben. 
Man konnte die Anwendung dieſer Norm trotzdem als geboten 
anſehen, weil nach § 1177, 1 mit der Entſtehung der Eigen⸗ 
tümerhypothek dieſe fih in eine Grundſchuld verwandelt und 
auf eine Grundſchuld die Vorſchrift über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in eine Forderung, für welche eine Hypothek 
beſteht, § 850, 6, Z. P. O. entſprechende Anwendung findet. 
Dieſes Bedenken wird fpäter erledigt). Zunächſt ſoll nur 
hervorgehoben werden, daß 8 830 bei einer verhypothezierten 
Forderung für die Übertragung, abgeſehen von der Pfändung 
bei einer Briefhypothek, die Übergabe des Briefes oder deſſen 
Wegnahme verlangt. In der Entſch. Bd. 56 S. 184 war als 
Tatbeſtand gegeben, daß von einer Briefhypothek nur ein Teil 
Man kann wohl vorausſetzen, 
daß der Brief im Beſitz des Hypothekengläubigers geblieben iſt. 
Da deſſen Übergabe ſeitens des Schuldners oder Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher ausgeſchloſſen iſt, ſo fragt es ſich, 
ob es einen Weg gibt, den Brief für den die Eigentümerhypothek 
Dfändenden zu erlangen. Als Erſatzmittel für die Übergabe 
käme nur in Betracht der gepfändete Anſpruch auf Herausgabe 
des Briefes. Dieſes Mittel würde zum Ziele führen, wenn 
bei einer Briefhypothek, welche nur zu einem Teil Eigentümer⸗ 
hypothek geworden iſt, der Eigentümer einen Anſpruch auf 
Herausgabe des Briefes hätte. Ein derartiges Recht iſt ihm 
aber verſagt. Das B. G. B. gibt dieſes Recht im Falle der 
gänzlichen oder teilweiſen Abtretung einer Briefhypothek, ferner 
für den Fall, daß eine Briefhypothek ganz oder teilweiſe verpfändet 
oder zum Nießbrauch beſtellt wird (58 1154, 1069, 1274, 1291). 
Keinen Anſpruch hat jedoch derjenige, welcher durch teilweiſe 
Befriedigung, teilweiſen Verzicht oder in ſonſtigen Fällen an 
einem Teil einer Briefhypothek die Eigentümerhypothek erwirbt 
($$ 1145, 1168). Demnach iſt die Pfändung des Herausgebe⸗ 
anſpruchs rechtlich nicht moglich, damit iſt dieſer Weg verſperrt, 
ſelbſt wenn ſich der Brief im Beſitze desjenigen befände, welcher 
an der Briefhypothek die Eigentümerhypothek zum Teil 
erlangt hätte, ſo würde die Übergabe oder Wegnahme 
von keiner rechtlichen Wirkung ſein, denn der Brief bleibt 
bis zur Tilgung der Geſamtforderung, für welche die 
Hypothek beſtellt iſt, Eigentum des Gläubigers, der Brief 
getrennt von dieſer Forderung kann nicht Gegenſtand des rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehrs oder prozeſſualer Maßnahmen ſein. Dem⸗ 
nach iſt es nicht allein, wie das Reichsgericht Bd. 56 S. 186 
meint, bei Eigentümerteilhypotheken oder Grundſchulden ſchwierig, 
dieſe abzutreten oder zu pfänden, dieſer Rechtsakt iſt unmöglich, 
ein Ergebnis, das der Geſetzgeber ſicher nicht gewollt hat. Dieſes 
Ergebnis iſt aber geboten, wenn unter Hypothek im Sinne des 
§ 1154 B. G. B. und des § 830 3. P. O. die Eigentümer⸗ 
hypothek fällt, und unter Grundſchuld nach 8 1192 B. G. B. 
und § 857, 6 Z. P. O. die Eigentümergrundſchuld fällt. Dieſe 
Subſumierung iſt jedoch nicht notwendig, ſondern ausgeſchloſſen. 
Nachdem“) im § 1153 B. G. B. die Norm ſtatuiert iſt, daß 


) conf. nachfolgende Anmerkung und den dert dazu. 

) Folgende Ausführungen treffen auch für die auf Grund Ein- 
tragung entſtandene Grundſchuld und erledigen gleichzeitig das im 
Texte auf Grund des § 850, 6 hervorgehobene Bedenken. 
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a) Das dingliche Vorkaufsrecht kann auch als ſubjektiv 
dingliches Recht konſtituiert (§ 1094 Abſ. 2), die aktive Seite 
der Obligation hiernach mit dem Eigentum eines Grundſtücks 
verknüpft werden. 

b) Das perſönliche Vorkaufsrecht beſchränkt ſich ſeiner Natur 
nach auf einen Verkaufsfall, auf den ſeitens des obligatoriſch 
verpflichteten Teils; das dingliche Vorkaufsrecht dagegen kann 
auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle, alſo als 
wiederholentliches, beſtellt werden (§ 1097); in dieſem Falle 
geht die paſſive Seite der Obligation auf jeden neuen Grund» 
ſtückseigentümer über, wenn der Berechtigte in dem betreffenden 
Veräußerungsfalle von dem Vorkaufsrechte keinen Gebrauch ge⸗ 
macht hat. Bei dem perſoͤnlichen Vorkaufsrechte kann der durch 
die Vormerkung geficherte künftige Auflaſſungsanſpruch nur 
mittels des perſönlichen Schuldverhältniſſes gemäß § 888 dem 
neuen Grundſtückserwerber gegenüber zur Geltung gelangen. 
Das dingliche Vorkaufsrecht belaſtet auch in ſeiner Wirkung, 
wenn es dauernd, alfo auch für fpätere Verkaufsfälle beſteht, 
das Grundſtück jedem ſpäteren Erwerber gegenüber unmittelbar. 

c) In Anſehung des persönlichen Vorkaufsrechts gilt der 
allgemeine Grundſatz der Vertragsfreiheit; die für ſeinen Inhalt 
maßgebenden geſetzlichen Vorſchriften unterliegen rechts geſchäft⸗ 
licher Abänderung; dagegen geſtattet das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht nicht, den Inhalt der Belaſtung durch Privatwillkür zu 
erweitern; die maßgebenden Rechtsnormen haben inſoweit einen 
abſoluten Charakter, wodurch der Privatautonomie eine 
Grenze gezogen iſt. 

II. Das B. G. B. kennt nur das obligatoriſche, eine 
perfönliche Berechtigung und Verpflichtung erzeugende, Wieder⸗ 
kaufsrecht (88 497 ff.), kein dingliches, der Eintragung im 
Grundbuche fähiges und bedürfendes. Gleichwohl wird vielfach 
angenommen”), daß mit der allgemeinen Zulaſſung der Vor⸗ 
merkung der Grundſatz von der geſchloſſenen Zahl der dinglichen 
Rechte verlaſſen ſei und darnach der Verdinglichung des Wider⸗ 
kaufsrechts durch Eintragung einer Vormerkung nichts im Wege 
ſtehe. Dieſe Annahme wird von Turnau-Förfter®) und Reichel“) 
mit zutreffenden Gründen bekämpft. Die Vormerkung dient 
nur zur Sicherung der auf einen Eintrag im Grundbuch 10) ge⸗ 


jener Wirkung, fondern wegen des Wefend ſeines Rechts gewährt; 
hierin allein iſt ſie begründet. Das dingliche Vorkaufsrecht iſt aber, 
wie auch Strohal S. 27 zugibt, ſeinem Weſen nach ein Recht an 
einem Grundſtück, waͤhrend dem tatſächlich nur Vorgemerkten ſolche 
Rechtsſtellung nicht zukommt. Gewiß kann man der Bewilligung 
einer Vormerkung den Charakter der rechtsgeſchäftlichen „Verfügung“ 
beilegen; dagegen z. B. Stintzing „Recht“ 1904 S. 321 ff. Aber 
dieſes Rechtsgeſchäft wird nicht zwiſchen dem Vorgemerkten und 
dem anderen Teile vorgenommen, ſondern iſt ein durchaus einſeitiger 
Akt dieſes letzteren, die Zuſtimmung des Vorgemerkten iſt, wenn ſie 
auch vorliegt, für die Natur des Geſchäfts völlig belanglos; anders 
bei der dinglichen Einigung ($ 873). Der $ 893 fetzt aber die 
Mitwirkung mehrerer als eine notwendige, nicht bloß zufällige, vor— 
aus. Hiernach kommt weder $ 892 noch $ 893 in Anſehung der 
Vormerkung zur Anwendung. 

7) Dernburg Sachenr. S. 184, Planck Anm. 1 zu $ 497. 

e) Bd. J S. 478. 

) d. a. O. S. 95. 

10) Bendix Bürgerl. Recht S. 591, Turnau⸗Foͤrſter Bd. J S. 478, 
Reichel a. a. O. S. 73 und 95. 
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richteten obligatoriſchen Anſprüche der im § 883 bezeichneten Art. 
Eine Rechtsänderung, die nicht eingetragen werden darf, kam 
alſo auch nicht vorgemerkt werden (R. G. Bd. 56 S. 14, Recht 03 
S. 527). Deshalb gibt es keine Vormerkung zur Wahrung dez 
Anſpruchs auf Einräumung des Widerkaufsrechts außer dort, wo 
das Widerkaufsrecht landesgeſetzlich als ein dingliches Recht sui.: 
generis anerkannt wird. Dieſer Ausnahmefall iſt z. B. in 
Art. 29 Pr. A. G. z. B. G. B. gegeben; hier hat das ding . 
liche, das Grundſtück dauernd belaſtende, in allen Fällen des 
Eigentumswechſels und bei Vertragsverletzungen auch gegen 
ſpätere Grundſtückserwerber unmittelbar wirkſame Wiederkauft⸗ 
recht zur Sicherung der ſtaatlichen Zwecke der Reutengutz 
bildung feine Auferſtehung gefeiert ). 

Immer aber erzeugt auch das bloß perſönliche Wieder 5 
kaufsrecht für den Fall feiner Ausübung einen Anſpruch auf 
Übereignung des Kaufgegenſtandes. Daß dieſer Anſpruch, wie 
Turnau⸗Förſter 1e) annehmen, erſt durch die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts begründet wird, kann ich nicht zugeben. Gt 
entſteht ſofort; nur ſeine Ausübung, die von der bloßen Will⸗ 
kür des Berechtigten abhängt (Entſch. des Pr. Ob. Trib. Bd. 100 
S. 151), ſteht noch aus. Sie iſt aber an den Eintritt eine” 
ſpäteren, dem Willen des Berechtigten entzogenen Ereigniſa 
nicht geknüpft, während der Vorkauf erſt mit dem Abſchluſt 
eines Kaufvertrages zwiſchen dem Verpflichteten und einem 
Dritten ausgeübt werden kann. Der Übereignungsanſpruch auf 
Grund des Vorkaufsrechts iſt deshalb von mir als ein zukünftiger 
charakterifiert worden; dagegen möchte ich hier beim Wiederkauf in 
Gegenſatz zu Reichel weder von einem bedingten noch von einen 
zukünftigen, ſondern von einem gegenwärtigen Anſpruche aul 
eine künftige Leiſtung ſprechen. Sofern dieſer Anſpruch au 
Bewirkung einer im Grundbuche eintragungsfähigen Recktz⸗ 
änderung, alſo z. B. auf Auflaſſung eines Grundſtücks ge. 
richtet iſt, kann er mithin gemäß § 883 Abſ. 1 Satz 1 . 
durch Eintragung einer Vormerkung gefichert werden. 


5 
— 


Die Pfändung der Eigentümerhypothek und ci 
tümergrundſchuld.“ 
Von Juſtizrat Freudenthal. 


Zur Frage der Pfaͤndung der Eigentümerhypothek un: 2 
Eigentümergrundſchuld hat das Reichsgericht in mehrfacher 
Entſcheidungen Stellung genommen. Im Bd. 55 S. 378 la. 
folgender Tatbeſtand vor. Eine Sicherungshypothek war zun; 
Teil Eigentümerhypothek geworden; dieſer Teil war im Wen 
der Zwangsvollſtreckung überwieſen. Der Pfändungsgläubige 
nahm fie für ſich in Anſpruch. Das Reichsgericht gab feinen. 
Verlangen nicht ſtatt. (conf. auch Entſch. Bd. 56 S. 13. 
In einem weiteren Falle handelt es ſich um eine Briefhypothek 
Sie war für ein Darlehen eingetragen; die Valuta zum Tel 


11) Vergl. Begründung zu dem Entwurfe, Aktenſtück Nr. 84 
Druckſ. des Hauſes der Abgeordneten S. 1574. 

1) Bd. 1 S. 478, \ 

) Unter Eigentümergrundſchuld wird hier nicht die für den 
Eigentümer von vornherein gemäß § 1196 B. G. B. eingetragene 
Grundſchuld, fondern die dem Eigentümer infolge Vereinigung von 
Hypothek und Eigentum kraft Geſetzes zuſtehende Grundſchuld verſtanden. 
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richt gezahlt worden. Die Eigentümerhypothek wegen des nicht 
belegten Teils wurde gepfändet, ohne das eine Übergabe des 
Briefes oder deſſen Wegnahme Seitens des Gerichtsvollziehers 
ſtattfand. Dieſes erachtete das Reichsgericht für einen weſentlichen 
Mangel und wies die Klage des Pfändungsgläubigers ab. 
Die Gründe find folgende. Bei der rechtsgeſchäftlichen Abtretung 
ft Vorausſetzung des Überganges der Forderung und der Hypothek 
fir die Buch hypothek die Einigung und Eintragung im Grund⸗ 
buche, für die Briefhypothek die ſchriftliche Abtretungserklärung 
und Übergabe des Briefes. (§ 1154 B. G. B.) Gleiche 
Gundſätze gelten für die Übertragung durch Pfändung. Bei 
de Buchhypothek iſt die Eintragung, bei der Briefhypothek die 
lbergabe oder die Wegnahme des Briefes vorgeſchrieben. 
Dieſe Maßnahmen find durch 8 830 Z. P. O. geboten. Unter 
Pypothek und Grundſchuld iſt nach allgemeinem geſetzlichen 
Sprachgebrauch notwendig auch die Eigentümerhypothek und 
die Eigentümergrundſchuld zu verſtehen. Auf die Pfändung 
dieſer kommen nach 8857 Abſ. 6 Z. P. O. die gleichen Grund⸗ 
füge zur entſprechenden Anwendung. Wenn in 8 857 Abi. 6 
von Grundſchuld die Rede iſt, fo kann nicht unterſchieden werden, 
ob die Grundſchuld einem Dritten oder dem Eigentümer gehört. 
Zu dieſem Ergebniſſe führen Wortlaut, Auslegung und Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der 88 830 und 857 Abſ. 6 Z. P. O. Nicht 
anwendbar iſt demnach 8 857 Abſ. 2 Z. P. O., nach welchem 
kim Fehlen eines Drittſchuldners die Pfändung mit dem 
Zeitpunkt als bewirkt anzuſehen tft, in welchem dem Schuldner 
das Veräußerungsverbot zugeſtellt iſt. 

Dieſe Gründe des Reichsgerichts find meines Erachtens nicht 
überzeugend. Für fie ſpricht weder der Wortlaut, noch die Ent⸗ 
fiehungsgeſchichte, noch die Auslegung. Der 8 830 ſagt in 
ſeinem erſten Abſatz in Übereinſtimmung mit § 1154 B. G. B.“ 

„Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine 
Hypothek beſteht, iſt außer dem Pfändungsbeſchluſſe 
die Übergabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger 
erforderlich. Wird die Übergabe im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung erwirkt, fo gilt fie als erfolgt, wenn der 
Gerichtsvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung 
an den Gläubiger wegnimmt. Iſt die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, fo iſt die Eintragung 
der Pfändung in das Grundbuch erforderlich; die 
Eintragung erfolgt auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes.“ 

Hier handelt es ſich um eine Norm für den Fall, daß 
tin verurteilter Schuldner Inhaber einer Forderung iſt, für 
welde eine Hypothek beſteht. Um den Übergang dieſer 
bopothearifch geſicherten Forderung herbeizuführen, wird deren 
Pfändung verlangt und als weiteres Erfordernis bei Brief⸗ 
hppotheken die Übergabe oder Wegnahme des Briefes, bei 
Duchhypotheken die Eintragung der Pfändung verlangt. In 
den vom Reichsgericht abgeurteilten Fällen war eine Pfändung 
in eine Forderung des Schuldners, für welche eine Hypothek 
beſteht, nicht in Frage, ſondern eine Eigentümerhypothek. 
Sobald dieſe in Betracht kommt, iſt aber die Forderung, für 
welche fie eingetragen worden, entweder nicht zur Entſtehung 
zekommen, oder, wenn eine ſolche vorhanden war, in der Regel 
Die Einigung oder ſchriftliche Abtretungserklärung erſetzt 
den Pfändungabeſchluß. ; 
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erloſchen. (Ausnahmefall im $ 1177, 2). Der Tatbeftand, 
von welchem § 830, 1 ausgeht, iſt demnach nicht gegeben. 
Man konnte die Anwendung dieſer Norm trotzdem als geboten 
anſehen, weil nach § 1177, 1 mit der Entſtehung der Eigen⸗ 
tümerhypothek dieſe ſich in eine Grundſchuld verwandelt und 
auf eine Grundſchuld die Vorſchrift über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in eine Forderung, für welche eine Hypothek 
beſteht, § 850, 6, Z. P. O. entſprechende Anwendung findet. 
Dieſes Bedenken wird ſpäter erledigt). Zunächſt fol nur 
hervorgehoben werden, daß § 830 bei einer verhypothezierten 
Forderung für die Übertragung, abgeſehen von der Pfändung 
bei einer Briefhypothek, die Übergabe des Briefes oder deſſen 
Wegnahme verlangt. In der Entſch. Bd. 56 S. 184 war als 
Tatbeſtand gegeben, daß von einer Briefhypothek nur ein Teil 
Eigentümerhypothek geworden. Man kann wohl vorausſetzen, 
daß der Brief im Beſitz des Hypothekengläubigers geblieben iſt. 
Da deſſen Übergabe ſeitens des Schuldners oder Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher ausgeſchloſſen iſt, ſo fragt es ſich, 
ob es einen Weg gibt, den Brief für den die Eigentümerhypothek 
Dfändenden zu erlangen. Als Erſatzmittel für die Übergabe 
käme nur in Betracht der gepfändete Anſpruch auf Herausgabe 
des Briefes. Dieſes Mittel würde zum Ziele führen, wenn 
bei einer Briefhypothek, welche nur zu einem Teil Eigentümer⸗ 
hypothek geworden iſt, der Eigentümer einen Anſpruch auf 
Herausgabe des Briefes hätte. Ein derartiges Recht iſt ihm 
aber verſagt. Das B. G. B. gibt dieſes Recht im Falle der 
gänzlichen oder teilweiſen Abtretung einer Briefhypothek, ferner 
für den Fall, daß eine Briefhypothek ganz oder teilweiſe verpfändet 
oder zum Nießbrauch beſtellt wird ($$ 1154, 1069, 1274, 1291). 
Keinen Anſpruch hat jedoch derjenige, welcher durch teilweiſe 
Befriedigung, teilweifen Verzicht oder in ſonſtigen Fällen an 
einem Teil einer Briefhypothek die Eigentümerhypothek erwirbt 
(§§ 1145, 1168). Demnach iſt die Pfändung des Herausgebe⸗ 
anſpruchs rechtlich nicht möglich, damit tft dieſer Weg verſperrt, 
ſelbſt wenn ſich der Brief im Befitze desjenigen befände, welcher 
an der Briefhypothek die Eigentümerhypothek zum Teil 
erlangt hätte, ſo würde die Übergabe oder Wegnahme 
von keiner rechtlichen Wirkung ſein, denn der Brief bleibt 
bis zur Tilgung der Geſamtforderung, für welche die 
Hypothek beſtellt iſt, Eigentum des Gläubigers, der Brief 
getrennt von dieſer Forderung kann nicht Gegenſtand des rechts- 
geſchäftlichen Verkehrs oder prozeſſualer Maßnahmen ſein. Dem⸗ 
nach iſt es nicht allein, wie das Reichsgericht Bd. 56 S. 186 
meint, bei Eigentümerteilhypotheken oder Grundſchulden ſchwierig, 
dieſe abzutreten oder zu pfänden, dieſer Rechtsakt iſt unmöglich, 
ein Ergebnis, das der Geſetzgeber ficher nicht gewollt hat. Dieſes 
Ergebnis iſt aber geboten, wenn unter Hypothek im Sinne des 
$ 1154 B. G. B. und des § 830 3. P. O. die Eigentümer⸗ 
hypothek fällt, und unter Grundſchuld nach 8 1192 B. G. B. 
und § 857, 6 Z. P. O. die Eigentümergrundſchuld fällt. Dieſe 
Subſumierung iſt jedoch nicht notwendig, ſondern ausgeſchloſſen. 
Nachdem“) im 81153 B. G. B. die Norm ſtatuiert iſt, daß 


— 


) conf. nachfolgende Anmerkung und den Text dazu. 

) Folgende Ausführungen treffen auch für die auf Grund Ein- 
tragung entſtandene Grundſchuld und erledigen gleichzeitig das im 
Texte auf Grund des § 850, 6 hervorgehobene Bedenken. 
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a) Das dingliche Vorkaufsrecht kann auch als ſubjektiv 
dingliches Recht konſtituiert (§ 1094 Abſ. 2), die aktive Seite 
der Obligation hiernach mit dem Eigentum eines Grundſtücks 
verknüpft werden. 

b) Das perfönliche Vorkaufsrecht beſchränkt ſich feiner Natur 
nach auf einen Verkaufsfall, auf den ſeitens des obligatoriſch 
verpflichteten Teils; das dingliche Vorkaufsrecht dagegen kann 
auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle, alſo als 
wiederholentliches, beſtellt werden (§ 1097); in dieſem Falle 
geht die paffive Seite der Obligation auf jeden neuen Grund⸗ 
ſtückseigentümer über, wenn der Berechtigte in dem betreffenden 
Veräußerungsfalle von dem Vorkaufsrechte keinen Gebrauch ger 
macht hat. Bei dem perſönlichen Vorkaufsrechte kann der durch 
die Vormerkung geficherte künftige Auflaſſungsanſpruch nur 
mittels des perſönlichen Schuldverhältniſſes gemäß 8 888 dem 
neuen Grundſtückserwerber gegenüber zur Geltung gelangen. 
Das dingliche Vorkaufsrecht belaſtet auch in ſeiner Wirkung, 
wenn es dauernd, alſo auch für fpätere Verkaufsfälle beſteht, 
das Grundſtück jedem ſpäteren Erwerber gegenüber unmittelbar. 

c) In Anſehung des perſönlichen Vorkaufsrechts gilt der 
allgemeine Grundſatz der Vertragsfreiheit; die für ſeinen Inhalt 
maßgebenden geſetzlichen Vorſchriften unterliegen rechts geſchäft⸗ 
licher Abänderung; dagegen geſtattet das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht nicht, den Inhalt der Belaſtung durch Privatwillkür zu 
erweitern; die maßgebenden Rechtsnormen haben inſoweit einen 
abſoluten Charakter, wodurch der Privatautonomie eine 
Grenze gezogen iſt. | 

II. Das B. G. B. kennt nur das obligatoriſche, eine 
perfönliche Berechtigung und Verpflichtung erzeugende, Wieder⸗ 
kaufs recht (88 497 ff.), kein dingliches, der Eintragung im 
Grundbuche fähiges und bedürfendes. Gleichwohl wird vielfach 
angenommen“), daß mit der allgemeinen Zulaſſung der Vor⸗ 
merkung der Grundſatz von der geſchloſſenen Zahl der dinglichen 
Rechte verlaſſen ſei und darnach der Verdinglichung des Wider⸗ 
kaufsrechts durch Eintragung einer Vormerkung nichts im Wege 
ſtehe. Dieſe Annahme wird von Turnau⸗Förſter s) und Reichel“) 
mit zutreffenden Gründen bekämpft. Die Vormerkung dient 
nur zur Sicherung der auf einen Eintrag im Grundbuch 10) ge- 


jener Wirkung, ſondern wegen des Weſens ſeines Rechts gewährt; 
hierin allein iſt ſie begründet. Das dingliche Vorkaufsrecht iſt aber, 
wie auch Strohal S. 27 zugibt, ſeinem Weſen nach ein Recht an 
einem Grundftüd, während dem tatſächlich nur Vorgemerkten ſolche 
Rechtsſtellung nicht zukommt. Gewiß kann man der Bewilligung 
einer Vormerkung den Charakter der rechtsgeſchäftlichen „Verfügung“ 
beilegen; dagegen z. B. Stintzing „Recht“ 1904 S. 321 ff. Aber 
dieſes Rechtsgeſchäft wird nicht zwiſchen dem Vorgemerkten und 
dem anderen Teile vorgenommen, ſondern iſt ein durchaus einfeitiger 
Akt dieſes letzteren, die Zuſtimmung des Vorgemerkten iſt, wenn ſie 
auch vorliegt, für die Natur des Geſchäfts völlig belanglos; anders 
bei der dinglichen Einigung ($ 873). Der $ 893 ſetzt aber die 
Mitwirkung mehrerer als eine notwendige, nicht bloß zufällige, vor⸗ 
aus. Hiernach kommt weder $ 892 noch $ 893 in Anſehung der 
Vormerkung zur Anwendung. 

7) Dernburg Sachenr. S. 184, Planck Anm. 1 zu $ 497. 

) Bd. 1 S. 478. d 

7) a. a. O. S. 95. 

10) Bendix Bürgerl. Recht S. 591, Turnau⸗Föͤrſter Bd. J S. 478, 
Reichel a. a. O. S. 73 und 95. 
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richteten obligatoriſchen Anſprüche der im § 883 bezeichneten Art. 
Eine Rechtsänderung, die nicht eingetragen werden darf, kann 
alſo auch nicht vorgemerkt werden (R. G. Bd. 56 S. 14, Recht 03 
S. 527). Deshalb gibt es keine Vormerkung zur Wahrung des 
Anſpruchs auf Einräumung des Widerkaufsrechts außer dort, wo 
das Widerkaufsrecht landesgeſetzlich als ein dingliches Recht sui 
generis anerkannt wird. Dieſer Ausnahmefall iſt z. B. in 
Art. 29 Pr. A. G. z. B. G. B. gegeben; hier hat das ding ⸗ 
liche, das Grundſtück dauernd belaſtende, in allen Fällen des 
Eigentumswechſels und bei Vertragsverletzungen auch gegen 
fpätere Grundſtückserwerber unmittelbar wirkſame Wiederkaufs⸗ 
recht zur Sicherung der ſtaatlichen Zwecke der Rentenguts⸗ 
bildung ſeine Auferſtehung gefeiert 11). 

Immer aber erzeugt auch das bloß perfönliche Wieder⸗ 
kaufsrecht für den Fall ſeiner Ausübung einen Anſpruch auf 
Übereignung des Kaufgegenſtandes. Daß dieſer Anſpruch, wie 
Turnau⸗Förſter 12) annehmen, erſt durch die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts begründet wird, kann ich nicht zugeben. Er 
entſteht ſofort; nur feine Ausübung, die von der bloßen Will⸗ 
kür des Berechtigten abhängt (Entſch. des Pr. Ob. Trib. Bd. 18 
S. 151), ſteht noch aus. Sie iſt aber an den Eintritt eines 
ſpäteren, dem Willen des Berechtigten entzogenen Ereigniſſes 
nicht geknüpft, während der Vorkauf erſt mit dem Abſchluſſe 
eines Kaufvertrages zwiſchen dem Verpflichteten und einem 
Dritten ausgeübt werden kann. Der Übereignungsanſpruch auf 
Grund des Vorkaufsrechts iſt deshalb von mir als ein zukünftiger 
charakteriflert worden; dagegen möchte ich hier beim Wiederkauf im 
Gegenſatz zu Reichel weder von einem bedingten noch von einem 
zukünftigen, ſondern von einem gegenwärtigen Anſpruche auf 
eine künftige Leiſtung ſprechen. Sofern dieſer Anſpruch auf 
Bewirkung einer im Grundbuche eintragungsfähigen Rechts⸗ 
änderung, alſo z. B. auf Auflaffung eines Grundſtücks ge 
richtet iſt, kann er mithin gemäß § 883 Abſ. 1 Satz 1 auch 
durch Eintragung einer Vormerkung gefichert werden. 


Die Pfändung der Eigentümerhypothek und Eigen⸗ 
tümergrundſchuld.“) 
Von Juſtizrat Freudenthal. 


Zur Frage der Pfändung der Eigentümerhypothek und 
Eigentümergrundſchuld hat das Reichsgericht in mehrfachen 
Entſcheidungen Stellung genommen. Im Bd. 55 S. 378 lag 
folgender Tatbeſtand vor. Eine Sicherungshypothek war zum 
Teil Eigentümerhypothek geworden; dieſer Teil war im Wege 
der Zwangsvollſtreckung überwieſen. Der Pfändungsgläubiger 
nahm ſie für ſich in Anſpruch. Das Reichsgericht gab ſeinem 
Verlangen nicht ſtatt. (conf. auch Entſch. Bd. 56 S. 13.) 
In einem weiteren Falle handelt es fich um eine Briefhypothek. 
Sie war für ein Darlehen eingetragen; die Valuta zum Teil 


1) Vergl. Begründung zu dem Entwurfe, Aktenſtück Nr. 34 
Druckſ. des Hauſes der Abgeordneten S. 1574. 

12) Bd. 1 S. 478. 

) Unter Eigentümergrundſchuld wird hier nicht die für den 
Eigentümer von vornherein gemäß § 1196 B. G. B. eingetragene 
Grundſchuld, ſondern die dem Eigentümer infolge Vereinigung von 
Hypothek und Eigentum kraft Geſetzes zuſtehende Grundſchuld verſtanden. 
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nicht gezahlt worden. Die Eigentümerhypothek wegen des nicht 
belegten Teils wurde gepfändet, ohne das eine Übergabe des 
Briefes oder deſſen Wegnahme Seitens des Gerichtsvollziehers 
ſtattfand. Dieſes erachtete das Reichsgericht für einen weſentlichen 
Mangel und wies die Klage des Pfändungsgläubigers ab. 
Die Gründe find folgende. Bei der rechtsgeſchäftlichen Abtretung 
iſt Vorausſetzung des Überganges der Forderung und der Hypothek 
für die Buch hypothek die Einigung und Eintragung im Grund- 
buche, für die Briefhypothek die ſchriftliche Abtretungserklärung 
und Übergabe des Briefes. (§ 1154 B. G. B.) Gleiche 
Grundſätze gelten für die Übertragung durch Pfändung. Bei 
der Buchhypothek iſt die Eintragung, bei der Briefhypothek die 
Übergabe oder die Wegnahme des Briefes vorgeſchrieben. 
Dieſe Maßnahmen find durch 8 830 Z. P. O. geboten. Unter 
Hypothek und Grundſchuld iſt nach allgemeinem geſetzlichen 
Sprachgebrauch notwendig auch die Eigentümerhypothek und 
die Eigentümergrundſchuld zu verſtehen. Auf die Pfändung 
dieſer kommen nach 5 857 Abſ. 6 Z. P. O. die gleichen Grund⸗ 
ſaͤtze zur entſprechenden Anwendung. Wenn in 5857 Abſ. 6 
von Grundſchuld die Rede iſt, ſo kann nicht unterſchieden werden, 
ob die Grundſchuld einem Dritten oder dem Eigentümer gehört. 
Zu dieſem Ergebniſſe führen Wortlaut, Auslegung und Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der 85 830 und 857 Abſ. 6 Z. P. O. Nicht 
anwendbar iſt demnach § 857 Abſ. 2 Z. P. O., nach welchem 
beim Fehlen eines Drittſchuldners die Pfändung mit dem 
Zeitpunkt als bewirkt anzuſehen iſt, in welchem dem Schuldner 
das Veräußerungsverbot zugeſtellt iſt. 

Dieſe Gründe des Reichsgerichts find meines Erachtens nicht 
überzeugend. Für fie ſpricht weder der Wortlaut, noch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte, noch die Auslegung. Der 8.830 ſagt in 
feinem erſten Abſatz in Übereinſtimmung mit § 1154 B. G. B.“ 

„Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine 
Hypothek beſteht, iſt außer dem Pfändungsbeſchluſſe 
die Übergabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger 
erforderlich. Wird die Übergabe im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erwirkt, ſo gilt ſie als erfolgt, wenn der 
Gerichtsvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung 
an den Gläubiger wegnimmt. Iſt die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, fo tft die Eintragung 
der Pfändung in das Grundbuch erforderlich; die 
Eintragung erfolgt auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes.“ 

Hier handelt es ſich um eine Norm für den Fall, daß 
ein verurteilter Schuldner Inhaber einer Forderung iſt, für 
welche eine Hypothek beſteht. Um den Übergang dieſer 
hypothekariſch geficherten Forderung herbeizuführen, wird deren 
Pfändung verlangt und als weiteres Erfordernis bei Brief⸗ 
hypotheken die Übergabe oder Wegnahme des Briefes, bei 
Buchhypotheken die Eintragung der Pfändung verlangt. In 
den vom Reichsgericht abgeurteilten Fällen war eine Pfändung 
in eine Forderung des Schuldners, für welche eine Hypothek 
beſteht, nicht in Frage, ſondern eine Eigentümerhypothek. 
Sobald dieſe in Betracht kommt, iſt aber die Forderung, für 
welche ſie eingetragen worden, entweder nicht zur Entſtehung 
gekommen, oder, wenn eine ſolche vorhanden war, in der Regel 


) Die Einigung oder ſchriftliche Abtretungserklärung erſetzt 
den Pfändungabeſchluß. i 
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erloſchen. (Ausnahmefall im § 1177, ). Der Tatbeſtand, 
von welchem § 830, 1 ausgeht, iſt demnach nicht gegeben. 
Man konnte die Anwendung dieſer Norm trotzdem als geboten 
anſehen, weil nach § 1177, 1 mit der Entſtehung der Eigen⸗ 
tümerhypothek dieſe ſich in eine Grundſchuld verwandelt und 
auf eine Grundſchuld die Vorſchrift über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in eine Forderung, für welche eine Hypothek 
beſteht, 8 850, 6, Z. P. O. entſprechende Anwendung findet. 
Dieſes Bedenken wird ſpäter erledigt). Zunächſt ſoll nur 
hervorgehoben werden, daß 8 830 bei einer verhypothezierten 
Forderung für die Übertragung, abgeſehen von der Pfändung 
bei einer Briefhypothek, die Übergabe des Briefes oder deſſen 
Wegnahme verlangt. In der Entſch. Bd. 56 S. 184 war als 
Tatbeſtand gegeben, daß von einer Briefhypothek nur ein Teil 
Man kann wohl vorausſetzen, 
daß der Brief im Befitz des Hypothekengläubigers geblieben iſt. 
Da deſſen Übergabe ſeitens des Schuldners oder Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher ausgeſchloſſen iſt, ſo fragt es ſich, 
ob es einen Weg gibt, den Brief für den die Eigentümerhypothek 
Pfändenden zu erlangen. Als Erſatzmittel für die Übergabe 
käme nur in Betracht der gepfändete Anſpruch auf Herausgabe 
des Briefes. Dieſes Mittel würde zum Ziele führen, wenn 
bei einer Briefhypothek, welche nur zu einem Teil Eigentümer⸗ 
hypothek geworden iſt, der Eigentümer einen Anſpruch auf 
Herausgabe des Briefes hätte. Ein derartiges Recht iſt ihm 
aber verſagt. Das B. G. B. gibt dieſes Recht im Falle der 
gänzlichen oder teilweiſen Abtretung einer Briefhypothek, ferner 
für den Fall, daß eine Briefhypothek ganz oder teilweiſe verpfändet 
oder zum Nießbrauch beſtellt wird (58 1154, 1069, 1274, 1291). 
Keinen Anſpruch hat jedoch derjenige, welcher durch teilweiſe 
Befriedigung, teilweiſen Verzicht oder in ſonſtigen Fällen an 
einem Teil einer Briefhypothek die Eigentümerhypothek erwirbt 
($$ 1145, 1168). Demnach iſt die Pfändung des Herausgebe⸗ 
anſpruchs rechtlich nicht mglich, damit iſt dieſer Weg verſperrt, 
ſelbſt wenn ſich der Brief im Befite desjenigen befände, welcher 
an der Briefhypothek die Eigentümerhypothek zum Teil 
erlangt hätte, ſo würde die Übergabe oder Wegnahme 
von keiner rechtlichen Wirkung ſein, denn der Brief bleibt 
bis zur Tilgung der Geſamtforderung, für welche die 
Hypothek beſtellt iſt, Eigentum des Gläubigers, der Brief 
getrennt von dieſer Forderung kann nicht Gegenſtand des rechts. 
geſchäftlichen Verkehrs oder prozeſſualer Maßnahmen fein. Dem⸗ 
nach iſt es nicht allein, wie das Reichsgericht Bd. 56 S. 186 
meint, bei Eigentümerteilhypotheken oder Grundſchulden ſchwierig, 
dieſe abzutreten oder zu pfänden, dieſer Rechtsakt iſt unmöglich, 
ein Ergebnis, das der Geſetzgeber fiher nicht gewollt hat. Dieſes 
Ergebnis iſt aber geboten, wenn unter Hypothek im Sinne des 
§ 1154 B. G. B. und des $ 830 Z. P. O. die Eigentümer⸗ 
hypothek fällt, und unter Grundſchuld nach 8 1192 B. G. B. 
und 8 857, 6 Z. P. O. die Eigentümergrundſchuld fällt. Dieſe 
Subſumierung iſt jedoch nicht notwendig, ſondern ausgeſchloſſen. 
Nachdem“) im 5 1153 B. G. B. die Norm ſtatuiert tft, daß 


—— 


) conf. nachfolgende Anmerkung und den Text dazu. 

) Folgende Aus führungen treffen auch für die auf Grund Ein⸗ 
tragung entſtandene Grundſchuld und erledigen gleichzeitig das im 
Texte auf Grund des $ 850, 6 hervorgehobene Bedenken. 
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mit der Übertragung der Forderung die Hypothek auf den neuen 
Gläubiger übergeht, eine Vorſchrift, die für alle Arten der 
Übertragung nicht nur für die rechtsgeſchäftlichen, ſondern auch 
für die Übertragung der Forderung kraft Geſetzes und durch 
gerichtliche Anordnung, alſo auch im Falle des 8 830 Z. P. O. 
(Motive Bd. 3 S. 708) gelten fol, ſchreibt § 1154 vor, daß 
zur rechtsgeſchäftlichen Übertragung, zur Abtretung der Forderung 
nebft Hypothek, bei Buchhypotheken die Einigung über den 
Übergang der Forderung und die Eintragung, bei Briefhypotheken 
die ſchriftliche Abtretungserklärung und die Aushändigung des 
Briefes erforderlich iſt. Dieſe Norm hat zum Tatbeſtande, daß 
ein jeder, der von einem Vormanne fein Recht an einer Buch- 
hypothek infolge Abtretungsvertrages herleitet, im Grundbuch 
eingetragen ſein muß. Bei der Briefhypothek ergibt ſich als 
Tatbeſtand der Norm, daß für einen jeden, der auf ſeinen Vor⸗ 
mann ſein Recht zurückführt, zum Erwerb der Forderung 
durch Abtretung ſchriftliche Abtretungserklärung und Übergabe 
des Briefes erforderlich iſt. Das Gläubigerrecht muß ſich dem⸗ 
nach bei einer Buchhypothek aus einer zuſammenhängenden auf 
einen eingetragenen Gläubiger zurückführenden Reihe von Ein⸗ 
tragungen ergeben; bei einer Briefhypothek iſt geboten eine 
zuſammenhängende auf einen eingetragenen Gläubiger zurück⸗ 
führende Reihe von ſchriftlichen Abtretungserklärungen nebſt Brief⸗ 
übergabeakten. Eintragung, ſchriftliche Abtretungserklärung und 
Übergabe des Briefes find gewählt, um die Erkennbarkeit des Rechts⸗ 
überganges feſtzuſtellen; der Brief erfüllt dabei ſeinen Zweck, die 
Übertragung der Forderung zu vermitteln. (conf. Mugdan, 
Materialien S. 418 sub Übertragung der Briefhypothek 
durch Abtretung, S. 419 durch Überweiſung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung.) Bei der Eigentümerhypothek iſt weder 
von einer Erkennbarkeit des Rechtsüberganges, noch von einer 
von dem Erſteingetragenen herrührenden ununterbrochenen Reihe 
von Rechtsübertragungen die Rede. Es hängt dieſes mit ihrer 
eigentümlichen Natur zuſammen. Bei der Grundkreditbelaſtung 
unterſcheidet man die Buch- und die Briefhypothek. Der ein- 
getragene Gläubiger iſt formell und materiell Inhaber 
der Buchhypothek mit dem Entſtehen der Forderung, bei der 
Briefbypothek bei gleicher Vorausſetzung und wenn ihm der 
Brief übergeben iſt. Sit die Forderung bei der Brief⸗ oder 
Buchhypothek nicht zur Entſtehung gelangt, ſo ſteht die Hypothek 
dem Eigentümer zu. Gleiches gilt, wenn der Brief noch nicht 
gebildet iſt, alſo ohne Rückſicht auf den Brief. Die Eigen⸗ 
tümerhypothek iſt aus dem Grundbuch nicht erkennbar, der 
Eigentümer iſt ihr Inhaber, ohne daß er als ſolcher eingetragen 
iſt. Dieſelben Erſcheinungen hat man in den ſonſtigen Fällen 
der Eigentümerhypothek. Sie entſteht mit dem Erloſchen der 
Forderung und dem Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek. 
Das Erlöſchen, der Verzicht hat die Wirkung, daß das Recht 
des bisherigen Gläubigers aufhört, der Eigentümer Träger der 
Eigentümerhypokhek wird. Er wird dieſes kraft Geſetzes, gleich- 
gültig ob der alte Gläubiger den Beſitz am Brief aufgibt oder 
nicht. Sein Recht ift unäbhängig von dem Brief,“) von feiner 


) Seine Hypothek iſt gegeben mit dem Augenblicke der Eintragung, 
z. B. der Briefhypothek. Wird der Brief ſpäter gebildet, ſo iſt er 
Inhaber der Hypotbek bis zur Bildung und Aushändigung an den 
eingetragenen Gläubiger. Iſt der Eigentümer aber Inhaber der 
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Eintragung im Grundbuch. Er erhält ſein Recht nicht infolge 
eines Abtretungsvertrages, ſondern kraft Geſetzes, er leitet ſein 
Recht nicht her von dem eingetragenen Gläubiger, für ihn iſt 
kein Platz in der zuſammenhängenden, auf den zuerſt eingetragenen 
Gläubigern zurückführenden Reihe von Gläubigern. Für ihn 
kommt der 8 1154 B. G. B. nicht in Betracht. Er hat ein 
materielles Recht außerhalb des Grundbuchs, ohne Befitz des 
Briefs. Für die Übertragung dieſes Rechts durch Rechtsgeſchäft 
find Sondervorſchriften nicht gegeben, ebenſowenig für die 
Pfändung. Für die Übertragung greift infolgedeſſen der § 413 
B. G. B. ein. Um dieſe herbeizuführen, genügt der Abtretungs⸗ 
vertrag. Für die Pfändung iſt, da es an einem Drittſchuldner 
fehlt ($ 857, 2 Z. P. O.), die Zuſtellung des Veräußerungsverbots 
an den Eigentümer genügend. Der neue Gläubiger hat ſodann, 
da die wahre Rechtslage mit der im Grundbuche vermerkten im 
Widerſpruch ſteht, einen Anſpruch auf Berichtigung. Für die 
Herſtellung des Teilhypothekenbriefs gibt ihm $ 1145 die Mittel. 


Aus der Praxis. 
I. 
Jſt bei außergerichtlichem Vergleichsſchluſſe mit der 
Beſtimmung gerichtlicher Protokollierung des Vergleichs 
die halbe oder die ganze Vergleichsgebühr zu liquidieren? 
Beſchl. d. O. L. G. München vom 13. Mai 1904. Beſchw. 
I. 210/04 in Sachen A. -K. c. St. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Faber in München. 


. . . Zur Entſcheidung ſteht lediglich die Frage, ob der 
Prozeßbevollmächtigte des Klägers für ſeine Mitwirkung bei dem 
am 4. März 1904 zur Beilegung des Rechtsſtreites ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleich gemäß 5 19 Ziff. 3 R. A. G. O. die 
volle Gebühr mit 64 Mark, wie ſie ihr in dem angefochtenen 
Beſchluſſe zugebilligt worden tft, oder gemäß § 18 der erwähnten 
Gebührenordnung nur / der Gebühr mit 32 Mark zu be 
anſpruchen hat. 

Bezüglich der für die Entſcheidung dieſes Streitpunktes 
maßgebenden Vorausſetzungen ſteht in tatſächlicher Beziehung 
feſt, daß dem klägeriſchen Prozeß bevollmächtigten, nachdem vor 
dem Abſchluſſe des Vergleiches kontradiktoriſch verhandelt und 
Beweiserhebung gepflogen worden war, für den Streitgegen⸗ 
ſtand, welcher auch den Gegenſtand des Vergleichs bildet, die 
volle Verhandlungsgebühr zufteht und im Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren auch zugebilligt wurde. In ſolchem Falle ſteht nach 
§ 18 der R. A. G. O. den prozeßbevollmächtigten An 
wälten der Parteien die Vergleichsgebühr nur zu / zu, wenn 
der Vergleich vor dem Prozeßgerichte oder einem erſuchten oder 
beauftragten Richter abgeſchloſſen worden iſt. 

Der entſcheidende Senat vermag nun der Auffaſſung, welche 
in den vom Beſchwerdeführer angezogenen Entſcheidungen 
— Beſchl. des R. G. vom 27. Januar 1888. J. W. 1888, 100) 
und Beſchl. des IV. Z. S. dls O. L. G. München vom 17. April 


Hypothek bis zur Briefbildung, fo kann nicht davon die Rede ſein, 
daß für ſeine Hypothek die Erteilung des Briefes bewilligt oder 
ausgeſchloſſen iſt. Dieſes aber Vorausſetzungen im § 1154 B. G. B., 
$ 830 3. P. O., § 1192 B. G. B., § 857, 6 3. P. O. 
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1899 — zum Ausdruck gebracht iſt, „daß die Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte unter dem Ausdrucke: vor Gericht ab⸗ 
geſchloſſene Vergleiche diejenige Art der Vergleiche bezeichne, 
nämlich die Wirkung, daß fie gleich dem Urteil den Rechtsſtreit 
denen die Prozeßgeſetze gerade als gerichtlichen ſpezifiſche Wirkungen 
bilegen, formell beendigen und gleich demſelben ohne weiteres voll- 
ſtreckbar find ($ 702, 3. 1, jetzt 794, 3. 1 der 3. P. O.) und 
„daß unter dem gerichtlich abgeſchloſſenen Vergleich im Sinne 
des 8 18 R. A. G. O. auch der außergerichtlich bindend ab- 
geſchloſſene aber mit oder ohne ausdrücklichem Vorbehalt gericht⸗ 
licher Beurkundung zum Protokoll des Gerichtsſchreibers er⸗ 
klörte oder in ſchriftlicher Faſſung eingelegte zu verſtehen iſt“, 
allerdings nicht beizupflichten (vergl. dagegen die zutreffenden Aus⸗ 
führungen bei Walter⸗Joachim R. A. G. O. zu § 18). Nach der klaren 
Wortfaſſung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, § 18, iſt 
für die Frage, ob dem Anwalt die volle oder nur die halbe 
Gebühr als Vergleichsgebühr zuſteht — abgeſehen von der hier 
gegebenen und daher nicht weiter zu erörternden Tatſache, daß 
der Anwalt für denſelben Streitgegenſtand bereits die volle 
Gebühr zu beanſpruchen hat — maßgebend, ob der Vergleich 
„vor dem Prozeßgericht oder einem erſuchten oder beauftragten 
Richter abgeſchloſſen worden iſt“, oder ob der „Abſchluß“ 
des Vergleichs ohne richterliche Mitwirkung zuſtande gekommen 
iſt. Der geſetzgeberiſche Grund für die Beſtimmung war nach 
den Motiven zum Entwurf der R. A. G. O., daß bei dem von 
dem Richter abgeſchloſſenen Vergleich „der Regel nach anzu⸗ 
nehmen iſt, daß die richterliche Tätigkeit auf das Zuſtande⸗ 
kommen des Vergleichs von Einfluß geweſen iſt.“ Voraus- 
ſetzung für die Abminderung der Anwaltsgebühr iſt es ſonach 
nicht, daß die richterliche Tätigkeit auf das Zuſtandekommen 
des Vergleichs in dem betreffenden Falle tatſächlich von Einfluß 
geweſen iſt. Die Erwägung, daß in der Regel bei gericht⸗ 
lichen Vergleichen der Richter zum Abſchluß des Vergleichs 
beigetragen haben wird, war nur das geſetzgeberiſche Motiv für 
die getroffene geſetzliche Beſtimmung; ob und wieviel im be⸗ 
treffenden Falle der Richter tatſächlich zum Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs beigetragen hat, iſt für die Abminderung der Anwalts- 
gebühr auf den halben Betrag gleichgültig, es iſt zu dem Ende 
genügend, daß der Vergleich vor dem Richter „abgeſchloſſen“ 
worden iſt. 

Die Tatſache allein nun, daß der Vergleich gerichtlich 
protokolliert oder — was prozeßrechtlich dieſelbe Bedeutung hat 
8160 Abſ. 3 Z. P. O. — in ſchriftlicher Fafſung zum Protokoll 
als Anlage beigefügt und in demſelben als ſolche bezeichnet iſt, 
macht den Vergleich noch nicht zu einem vor Gericht „ab- 
geſchloſſenen“ im Sinne der R. A. G. O.; „abgeſchloſſen“ im 
Rechtefinne, ſowohl im Sinne des allgemeinen Bürgerlichen 
Rechts als auch im Sinne der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte, die desfalls keine beſondere Begriffsbeſtimmung enthält, 
iſt ein Vergleich dann, wenn er für die im Streit liegenden 
Parteien bindend iſt. Das kann er unter Umſtänden ſein durch 
die bloße Übereinkunft der Parteien, ſchon ehe er gerichtlich 
protokolliert oder in ſchriftlicher Faſſung zum Gerichtsprotokoll 
übergeben worden iſt, und ohne daß es überhaupt einer Proto- 
kollierung oder ſonſtigen ſchriftlichen Abfaſſung bedürfte; das 
kann er aber trotz der vollſtändigen Einigung der Parteien über 
alle weſentlichen Punkte unter Umſtänden auch erſt werden durch 
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die gerichtliche Protokollierung oder die gleichbedeutende Aber⸗ 
gabe zum Gerichtsprotokolle. 

Was in dem einzelnen beſtimmten Falle zutrifft, bemißt 
fich nach den Beſtimmungen des allgemeinen Bürgerlichen 
Rechts. Der Vergleich iſt nun, wie $ 779 des B. G. B. aus · 
drücklich beſagt, ein Vertrag, durch den der Streit der Parteien 
über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nachgebens 
beſeitigt wird. Nach 8 151 des B. G. B. kommt ein Vertrag 
durch Annahme des Antrags zuſtande; nach § 150 Abſ. 2 des 
B. G. B. gilt eine Annahme unter Erweiterungen, Ein⸗ 
ſchränkungen oder ſonſtigen Anderungen als Ablehnung, ver⸗ 
bunden mit einem neuen Antrag; nach 8 154 Abſ. 2 B. G. B. 
iſt ferner im Zweifel, wenn eine Beurkundung des beabſfichtigten 
Vertrages verabredet worden iſt, der Vertrag nicht geſchloſſen, 
bis die Beurkundung erfolgt iſt. 

An der Hand dieſer geſetzlichen Beſtimmungen iſt im vor⸗ 
liegenden Falle zu beurteilen, ob der hier in Frage ſtehende 
Vergleichsvertrag ſchon vor der Übergabe des die getroffenen 
Abmachungen enthaltenden Schriftſtücks zum Protokoll des 
Prozeßgerichts, für die Parteien bindend „geſchloſſen“ war 
oder erſt durch die Beifügung dieſes Schriftſtücks zum Gerichts- 
protokoll, alſo durch die Mitwirkung des Gerichts, bindend 
wurde; in erſterem Falle haben die Parteianwälte gemäß § 13 
Z. 3 der R. A. G. O. die volle Gebühr, in letzterem Falle nach 
§ 18 a. a. O. nur die halbe Gebühr als Vergleichsgebühr zu 
beanſpruchen. 

Nach der eigenen, in feinem Schriftſatze vom 30. März 
1904 gegebenen Darſtellung des R. A. Dr. F. kam der hier in 
Frage ſtehende Vergleich auf folgende Weiſe zuftande: Auf eine 
Anfrage des Anwalts des Beklagten vom 27. Februar 1904, 
unter welchen Bedingungen die Sache verglichen werden könne, 
teilte R. A. Dr. F. dem Gegenanwalt durch Schreiben vom 
29. Februar 1904 mit, was ſein Mandant im Wege des Ver⸗ 
gleichs beanſpruche; hierauf antwortete J. R. S. I namens des 
Beklagten mit eingeſchriebenem Brief vom 1. März 1904, das 
Vergleichsoffert vom 29. Februar 1904 werde hiermit akzeptiert 
und ſolle dieſer Vergleich am Donnerstag, den 4. März 1904 
gerichtlich protokolliert werden, worauf R. A. Dr. F. unterm 
2. März den Eingang des vorerwähnten Schreibens beftätigte 
und beifügte, er werde fi dem Wunſche des R 
gemäß am 4. März bei Gericht einfinden. 

Aus dieſer Darſtellung geht hervor, daß der Anwalt des 
Beklagten das Vergleichsoffert vom 29. Februar nicht etwa 
einfach annahm, ſondern zu den ihm bekannt gegebenen 
Vergleichsbeſtimmungen noch die weiteren fügte, daß der Ver⸗ 
gleich im nächſten Gerichtstermin protokolliert werden ſolle. 

Dieſe Erklärung des Anwalts des Beklagten enthält alſo 


nach § 150 Abſ. 2 B. G. B. nicht, wie der Prozeß bevollmächtigte 


des Klägers meint, eine Annahme des Vergleichsantrags und 
damit den Abſchluß des Vergleichs, ſondern im Gegenteil eine 
Ablehnung, verbunden mit einem neuen Antrag; mit dieſem 
neuen Antrag, welcher die weitere Bedingung enthält, daß der 
beabſichtigte Vergleich gerichtlich protokolliert werden ſoll, hat 
fich dann der Prozeß bevollmächtigte des Klägers einverſtanden 
erklärt; aber weil hienach eine Beurkundung des 5 
Vertrages vereinbart worden war, und gemäß § 154 bj. 2 

B. G. B., wenn nicht erhellt, daß das Gegenteil von den 
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Parteien gewollt war, wofür im vorliegenden Fall ein Anhalts⸗ 
punkt nicht beſteht, in ſolchem Fall der Vergleich nicht ab⸗ 
geſchloſſen iſt, bis die Beurkundung erfolgt iſt, iſt im vor⸗ 
liegenden Fall der Vergleich in der Tat erſt durch die gericht⸗ 
liche Protokollierung, d. h. durch die Übergabe des denſelben 
enthaltenden Schriftſatzes zum Gerichtsprotokolle „abgeſchloſſen“ 
worden im Sinne der R. A. G. O., alſo vor dem Prozeß⸗ 
gerichte, ſodaß die beiden Anwälte, mögen fie auch für ſich allein und 
ohne Mitwirkung des Gerichts alle Vergleichspunkte vereinbart 
haben und mag die Mitwirkung des Gerichts auch nur in der Ent⸗ 
gegennahme der von den Anwälten vollſtändig abgefaßten Ver⸗ 
gleichsurkunde als Protokollsbeilage beſtanden haben, nach § 18 
R. A. G. O. nur die Hälfte der Gebühr beanſpruchen können, 
weil eben der Vergleich erſt durch dieſe Mitwirkung des Gerichts 
bindend, d. h. abgeſchloſſen ($ 154 Abſ. 2 B. G. B.) wurde. 


II. 
Buläffigkeit der Eideszuſchiebung über die Einrede der 
mehreren Beiwohner. 
Urteil des L. G. Ulm Z. K. I. vom 11. Mai 1904. — 2631. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hirſch in Ulm. 

Die Frage, ob in Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche aus 
außerehelicher Schwängerung der Kindsmutter, welche als Mit⸗ 
klägerin im Alimentenprozeß auftritt oder als Vormünderin 
klagt, der Eid über die Einrede der mehreren Beiwohner 
(exceptio plurium concumbentium) ohne Bezeichnung be⸗ 
ſtimmter Männer allgemein zugeſchoben werden könne, oder ob 
dies nur bei einiger Wahrſcheinlichkeit des Eidesthemas zuläſſig 
ſei oder ob nur die Beiwohnung mit beſtimmt zu bezeichnenden 
Männern unter Eid verſtellt werden könne, iſt ſtreitig. Die 
Praxis der württembergiſchen Gerichte hatte für das Recht vor 1900, 
das für das jetzige Reichsrecht vorbildlich iſt, die Eideszuſchiebung 
allgemein und ohne jeden näheren Anhaltspunkt für Beiwohnung 
anderer Männer für zuläſſig erklärt (vgl. Hirſchs Kommentar 
Seite 75). Die I. Zivilkammer des Landgerichts Ulm hat 
ſich in einem Urteil vom 11. Mai 1904 dahin ausgeſprochen, 
daß zwar auch die Eideszuſchiebung ohne Benennung beſtimmter 
Männer zuläſſig ſei, aber nur, wenn im Einzelfall gewiſſe An⸗ 
haltspunkte dafür ſprechen, daß der Beklagte nicht allein in 
Betracht zu kommen habe. Das Nähere ergibt ſich aus den 
nachſtehend abgedruckten Entſcheidungsgründen des Urteils. 


Entſcheidungsgründe. 


Das Amtsgericht U. hat die Verurteilung des Beklagten 
im Sinne der Klageanſprüche auf Grund von 58 1708 ff., 1717 
B. G. B. von einem (zugeſchobenen) Eide der Mitklägerin dahin: 
es ſei nicht wahr, daß ihr während der Empfängniszeit ein anderer 
Mann außer dem Beklagten beigewohnt habe, abhängig gemacht. 

Mit der von den Klägern in geſetzlicher Form und Friſt 
erhobenen Berufung iſt die Zuläſſigkeit dieſes allgemeinen Eides 
angefochten worden. 

Das maßgebende Recht des B. G. B. beſtimmt in § 1717, 
daß als Vater des unehelichen Kindes derjenige gilt, welcher der 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, es ſei 
denn, daß ein anderer ihr innerhalb dieſer Zeit beigewohnt hat. 
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Der innere Grund der Unterhaltspflicht des Schwängerers 
iſt in dem durch die Zeugung zwiſchen dem Kinde und dem Er⸗ 
zeuger geknüpften Bande der Blutsverwandſchaft zu finden. Von 
dieſem Standpunkte aus muß auch die Tatſache, daß innerhalb 
der Empfängniszeit die Mutter mit mehreren Männern den Beiſchlaf 
vollzogen hat, als erheblich erachtet werden. Das die Grundlage der 
Unterhaltspflicht bildende natürliche Verhältnis zwiſchen dem Kinde 
und dem Beifchläfer der Mutter tft in einem ſolchen Falle nicht feſt⸗ 
ſtellbar und deshalb für das Recht nicht vorhanden. Die 
Motive zum B. G. B. (I. Seite 886 Band IV) bezeichnen es 
als die Wirkung ſozialpolitiſcher Gründe, daß für die Unter⸗ 
haltspflicht an dem Erfordernis der wirklichen Vaterſchaft feſt⸗ 
zuhalten und demgemäß der Einwand der mehreren Zuhälter 
zuzulaſſen ſei; die mancherlei Bedenken, die gegen feine Zu- 
laſſung ins Feld geführt werden, müſſen zurücktreten vor den 
Unzuträglichkeiten, welche mit ihrem Ausſchluſſe verbunden wären. 
Vor allem läge eine ſchwere Ungerechtigkeit darin, jemanden, 
welcher als Erzeuger des unehelichen Kindes nicht feſtgeftellt 
ſei, oder deſſen Vaterſchaft wenigſtens völlig ungewiß ſei, 
weil feſtſtehe, daß innerhalb der Empfängniszeit auch von einem 
anderen mit der Mutter des Kindes der Beiſchlaf vollzogen 
worden, als Erzeuger zu behandeln und zur Ernährung eines 
vielleicht fremden Kindes zu nötigen. Des weiteren erſcheine es 
in hohem Grade anſtößig und das Rechtsgefühl verletzend, daß 
das Kind oder tatſächlich die Mutter in der Lage ſein würde, 
unter den mehreren Zuhältern denjenigen auszuwählen, welcher 
ihr wegen ſeines Vermögens oder aus ſonſtigen Gründen der 
angemeſſenſte erſcheine. 

Das B. G. B. berückfichtigt ſchon darin die Intereſſen des 
Kindes und der Mutter, daß es die Vaterſchaft auf Grund der 
Beiwohnung während der Empfängniszeit ſchlechthin vermutet 
(abgeſehen von dem Falle, daß es den Umſtänden nach offenbar 
unmöglich iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Beiwohnung 
empfangen hat). Dabei hat es die Beweislaſt dahin geregelt, 


daß dem Beklagten der Verteidigungsbeweis zufällt, wenn er 


fi) von der ihm geſetzlich auferlegten Pflicht des Unterhalts 
befreien will. Nach der Richtung der Behauptungspflicht des 
Beklagten muß der Einwand genügen, ein anderer habe der 
Mutter während der Empfängniszeit beigewohnt. Verſchieden 
von der Beweislaſt iſt aber allerdings die Frage der Beweis⸗ 
führung und ihres Ergebniſſes. Dieſe hat den Vorſchriften der 
Z. P. O. zu folgen. Die Beweispflicht wird erfüllt, wenn der 
Beweisführer für ſeine Behauptung ein von der Z. P. O. an- 
erkanntes Beweismittel, das dem Gerichte zugänglich iſt, benennt. 
Ein ſolches iſt die Eideszuſchiebung (vgl. auch $ 14 Abſ. 1 
des Einf.⸗Geſ. z. Z. P. O.). Unter die Fälle, in denen die 
Z. P. O. die Eidesdelation ausſchließt (bezw. beſchränkt da, wo 
die Offizialmaxime im öffentlichen Intereſſe zum Zwecke der Er⸗ 
mittelung der materiellen Wahrheit Platz greifen muß), zählt der 
vorliegende Fall, die Einrede der mehreren Zuhälter betreffend, 
nicht. Allein das Mittel der Eideszuſchiebung hängt doch von 
dem Vorhandenſein beſtimmter Vorausſetzungen ab. Der 8 445 
Z. P. O. fordert dafür vor allem eine Tatſache. Der Beiſchlaf⸗ 
vollzug iſt ſicher eine ſolche. Es wird aber weiter gefordert, 
daß die Tatſache in einer Handlung des Gegners, ſeines Rechts⸗ 


vorgängers oder Vertreters beſtehe oder doch Gegenſtand ihrer 


Wahrnehmung geweſen iſt. Daraus folgt, daß ſie nur in 
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Fällen, wie dem vorliegenden, zuläffig iſt, wo die Mutter ſelbſt 
als Klägerin auftritt, denn fie iſt an ſich weder Rechtsvorgängerin 
noch Vertreterin des Kindes. Sodann muß der Beweis aus dem 
Eide der Mutter entnommen werden, wenn nicht andere Be⸗ 
weismittel zu Gebote ſtehen oder das Gericht den 8475 Z. P. O. 
anwenden kann. 

Die Antretung des Beweiſes erfolgt nach 8 451 Z. P. O. 
durch die Erklärung, daß dem Gegner über die beſtimmt zu 
bezeichnende Tatſache der Eid zugeſchoben werde. Hier 
nun iſt es, wo in Theorie und Praxis die Streitfrage einſetzt, 
ob die Tatſache des anderweitigen geſchlechtlichen Verkehrs der 
Mutter dadurch beſtimmt genug bezeichnet wird, daß der Eid 
in Übereinſtimmung mit der materiellen Rechtsbeſtimmung des 
8 1717 B. G. B., „daß kein anderer als der Beklagte der 
Mutter innerhalb der Empfangszeit beigewohnt habe“, zu⸗ 
geſchoben wird. 

Für die Bejahung läßt ſich anführen, daß die Tatſache 
wenigſtens inſofern näher beſtimmt wird, als die Empfängnis⸗ 
zeit einen genau beſtimmten Zeitraum darſtellt uud die Kinds- 
mutter ſich über ihren geſchlechtlichen Umgang während dieſer 
Zeit wegen der möglichen Folgen klar fein muß, wenngleich 
fich Fälle und Verhältniſſe denken laſſen, in denen fie darüber 
im Zweifel ſein kann. Auch bietet in der überwiegenden Anzahl 
der Fälle wohl die Eideszuſchiebung in der allgemeinen Form 
das einzige oder doch allein ausreichende Beweismittel für den 
vollzogenen Beiſchlaf (vergl. Motive zu E. 1 Band IV S. 892, 

Guhlenbeck, B. G. B. § 1717 Nr. 3, 
Planck B. G. B. cod. 3. 2 a lit. b 
und die 
Gaupp⸗Stein Z. P. O., IV. Auflage, zu 8 451 I. Anm. 2 
am Schluß ziterten Entſch., 
Strauß in D. J. Z. 1902, S. 173). 

Dagegen und für die Verneinung obiger Frage kommt aber 
allerdings in Betracht, daß, wenn der Beiſchlaf auch ein tat⸗ 
ſächlicher Vorgang iſt, und das Geſetz die Grenze dafür angibt, 
der Beiſchlaf „mit irgend einem anderen“ inſofern doch eine 
beſtimmte Tatſache nicht iſt, als fi die allgemeine Eides⸗ 
zuſchiebung auf alle in der Empfängniszeit lebenden Männer 
neben dem Beklagten erſtreckt, der „andere“ (des § 1717 B. G. B.) 
aus der Luft gegriffen und zu „jedem anderen“ werden könnte. 
Der Beklagte wäre damit imſtande, durch die Eideszuſchiebung 
die Mutter zu befragen, ob fie nicht moͤglicherweiſe irgend wem, 
außer ihm, die Beiwohnung gewährt, oder von irgend wem er⸗ 
duldet habe, und es iſt fraglich, ob die Kindsmutter verpflichtet 
iſt, fich auf fo unbeſtimmtes Vorbringen einzulaſſen. Denn 
durch das Erfordernis der beſtimmt zu bezeichnenden Tatſache 
ſoll gerade ausgeſchloſſen werden, daß eine allgemein gehaltene 
Eideszuſchiebung dazu benutzt wird, den Gegner über Ver. 
hältniſſe auszuforſchen, über die der Beweisführer eine beſtimmte 
Behauptung nicht aufzuſtellen vermag. Die Grenze ſoll hier 
dieſelbe ſein, wie bei der Subſtantiierung der Klage nach 8 253 
Ziffer 2 Z. P. O. 

vergl. Schönfeld D. J. Z. 1902 S. 456, 

Saupp-Stein, IV. Auflage. § 451 I und die Zitate in 
Anm. 2, 

Dernburg Familienrecht 8 89, Anm. 9 und die Zitate 
daſelbſt. 
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Die Praxis der württembergiſchen Gerichte hat unter der 
Geltung des Geſetzes vom 5. September 1839 über die privat⸗ 
rechtlichen Folgen von Verbrechen (vergl. Artikel 28 a. A. und 
Ziffer 4; Art. 29, Abſ. 1) und auch unter dem neuen Recht 
in Fällen, wo die Kindsmutter in Verfolgung ihrer eigenen An⸗ 
ſprüche als Klägerin aufgetreten iſt, überwiegend angenommen, 
daß die Eideszuſchiebung in der allgemeinen Faſſung zuläſſig 
ſei. Das B. G. B. hat davon abgeſehen, im Anſchluſſe an die 
Regelung der Beweispflicht bezüglich der Einrede der mehreren 
Zuhälter eine Beſtimmung wegen der Beweisführung zu geben, 
weshalb davon auszugehen iſt, daß es bei den geltenden prozeß⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über den Beweisantritt durch Eides⸗ 
zuſchiebung verbleiben ſollte; darüber aber, wie weit zur Be⸗ 
gründung der Einrede der mehreren Zuhälter in der Spezialiſierung 
der Tatſachen gegangen werden muß, kann nur nach Lage des 
Falles das Ermeſſen des Gerichts entſcheiden. Hierbei darf die 
beſondere Beſchaffenheit der Klagen wegen Anſprüchen aus un⸗ 
ehelicher Vaterſchaft nicht unberückfichtigt bleiben. Denn wie 
ſchon oben bemerkt, bildet in ſehr vielen Fällen die Eides⸗ 
zuſchiebung das einzige ausreichende Mittel für den Beweis der 
mehreren Zuhälter, ſie allein gibt dem Beklagten die Möglichkeit, 
ſich wirkſam dagegen zu verteidigen, daß er nicht als Erzeuger 
und Ernährer eines fremden, oder jedenfalls nicht zweifellos von 
ihm abſtammenden Kindes angeſehen und behandelt wird. In 
Fällen aber, wo es dem Beklagten wegen der in der Natur der 
Sache liegenden Schwierigkeit trotz begründeten Verdachts nicht 
zugemutet werden kann oder wo es ihm überhaupt nicht möglich 
iſt, zuverläffige Ermittelungen darüber anzuſtellen, ob und mit 
welcher anderen Perſon ein Geſchlechtsumgang der Mutter ftatt- 
gefunden hat, und die näheren Umſtände anzugeben (vergl. auch 
Württ. Jahrbücher Bd. VIII S. 208), kann es nicht von vorn- 
herein als ein (unzuläſſiger) Verſuch des Beklagten angeſehen 
werden, die Klägerin über Umſtände auszuforſchen, über welche 
er eine beſtimmte Behauptung nicht aufzuſtellen vermag, wenn 
er derſelben den Eid zuſchiebt, daß ihr in der Empfängniszeit 
kein anderer beigewohnt habe. 

So konnte ſich das Berufungsgericht vorwiegend dem Ge⸗ 
wichte der vom Beklagten geltend gemachten Gründe nicht ent⸗ 
ziehen, die darin liegen, daß die Mitklägerin fich, wie ſie nicht 
zu beſtreiten vermochte, dem Beklagten nach nur ganz kurzer 
Bekanntſchaft hingegeben hat, daß andererſeits der Beklagte durch 
ſeinen militäriſchen Beruf an einen von dem Wohnfitz der Mit⸗ 
klägerin entfernten Ort gefeſſelt und nicht in der Lage war, ſich 
Kenntnis von beſtimmten Tatſachen zu verſchaffen, welche zur 
Begründung der Einrede der mehreren Zuhälter verwertet werden 
könnten. Nimmt man dazu, daß die beiden Zeugen in glaub⸗ 
hafter Weiſe unter Anführung einzelner beſtimmter Tatſachen, 
bekundet haben, daß die Mitklägerin ſich nicht des beiten Leu⸗ 
munds erfreut und vielfach, auch in vorgeſchrittener Nachtzeit, 
mit anderen Männern in auffallender Weiſe verkehrt hat, ſo 
erſchien es nicht als grundloſer unbeſtimmter Verdacht oder 
Vorwurf, wenn der Beklagte in der Eideszuſchiebung an die 
Mitklägerin die Behauptung aufgeſtellt hat, es habe ihr während 
der Empfängniszeit auch ein anderer beigewohnt und verlangt, 
daß die Mitklägerin ihm durch dieſen Eid, ſoweit dies möglich 
iſt, Gewißheit darüber verſchafft, daß er der Erzeuger ihres 
Kindes iſt. a 
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Demzufolge war die Eideszuſchiebung als zuläffig zu er- 
achten und die dagegen gerichtete Berufung der Kläger als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Die Nachlaßſachen in der gerichtlichen Praxis, 
I. Teil: Der Erbſchein und das Recht der Erbfolge; II. Teil: 
Die geſamte Tätigkeit des Nachlaßgerichts von Wilhelm 
Boſchan, Amtsrichter in Berlin. Berlin 1905. Verlag 
von O. Häring. 

Der Verf. gibt in ſeinem Werke, das als VII. und 
VIII. Heft der von dem Reichsgerichtsrat Dr. Peters heraus- 
gegebenen Sammlung von Hilfsbüchern für die gerichtliche 
Praxis erſcheint, eine vollſtändige Darſtellung der Tätigkeit des 
Nachlaßgerichts im techniſchen Sinne dieſes Wortes. Er 
ſcheidet ſomit das Verfahren des Glävbigeraufgebots und des 
Nachlaßkonkurſes von der Bearbeitung aus, weil mit ihnen der 
Nachlaßrichter als ſolcher nicht befaßt iſt, beſchränkt ſich viel- 
mehr auf den Abdruck der diesbezüglichen Geſetzesbeſtimmung. 

Auf Einzelheiten kann im Rahmen dieſer kurzen Anzeige 
nicht eingegangen wohl aber ausgeſprochen werden, daß dem 
Benützer ſich eine ſorgſame Arbeit bietet, die für die praktiſche 
Bearbeitung von Nachlaßſachen dank der klaren Darſtellung, 
der vielfachen Beiſpiele und der zahlreichen Entwürfe von Ver⸗ 
handlungen und Verfügungen ſich als guter Berater erweiſen wird. 


2. Das Reichsgrundbuchrecht unter Berückſichtigung der 
Ausführungsbeſtimmungen ſämtlicher Bundesſtaaten, ins- 
beſondere derjenigen Preußens. Für die Praxis bearbeitet 
von Dr. H. Oberneck, Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht. Dritte völlig umgearbeitete Auflage. Berlin 1904. 
Carl Heymanns Verlag. 


Zwei ſtattliche Bände umfaßt die im Herbſt d. J. erſchienene 
dritte völlig umgearbeitete Auflage von Obernecks wohlbekanntem 
Reichsgrundbuchrecht. Abgeſehen von den ſonſtigen Anderungen, 
die bei der Verwertung der Ergebniſſe einer mehrjährigen 
praktiſchen und theoretiſchen Behandlung dieſes Rechtes not- 
wendig wurden, iſt die hervorſtechendſte Bereicherung die ein⸗ 
gehende und ſorgſame Heranziehung aller wichtigeren Be⸗ 
ftimmungen der Landesgrundbuchnormen fämtliher Bundes- 
ſtaaten. Die neue Auflage iſt hierdurch faſt zu einem neuen 
Werke geworden. Dank der geſchickten Verarbeitung des weit⸗ 
ſchichtigen Materials hat die Handlichkeit und Überſichtlichkeit 
des Werkes durch dieſen Zuwachs nicht gelitten. Die Vorteile 
aber find auf der Hand liegend ſowohl für die praktiſche Ver⸗ 
wendbarkeit des Buches ſowie für die Auslegung und Erkenntnis 
des Geſetzes. Vor allem aber bietet erſt eine ſolche Zuſammen⸗ 
faſſung der Landes geſetzgebungen den untrüglichen Maßſtab für 
den Grad von Rechtseinheit, den wir in Wahrheit erreicht 
haben. Die Erkenntnis der Unterſchiede wird zur Prüfung 
ihrer Berechtigung und damit allmählich auch zu ihrer Be⸗ 
ſeitigung führen. 

3. Die Reichs- Grundbuchordnung vom 24. März 1897 
(in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898) 
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mit Anmerkungen und Sachregiſter von Willenbücher, 
Geh. Juſtizrat, Oberlandesgerichtsrat a. D. 3. vermehrte 
Auflage, Ausgabe für Preußen. Berlin 1905. Verlag von 
H. W. Müller. 


Die Willenbücherſche Ausgabe der Grundbuchordnung hat 
ſich ſchnell einen Freundeskreis verſchafft. Mit einer überſicht⸗ 
lichen, knappen und klaren Form der Darſtellung verbindet ſie 
eine für das Studium und den täglichen Gebrauch wohl aus⸗ 
reichende Vollſtändigkeit. Die dritte Auflage berückſichtigt die 
Ergebniſſe der Rechtſprechung bis in den Sommer d. J. 
hinein. 


4. Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 
(Faſſung vom 20. Mai 1898) nebſt dem Einführungsgeſetz 
und den für Preußen ergangenen Ausführungs- und Koſten⸗ 
beſtimmungen. Mit einem ausführlichen Kommentar in 
Anmerkungen von Dr. Paul Jaeckel, Reichsgerichtsrat. 
Zweite, neu bearbeitete Auflage. Berlin 1904. Verlag von 
Franz Vahlen. 


Daß der „Jaeckel“ in einer neuen, von dem Verf. als 
neue Bearbeitung bezeichneten Auflage erſchienen iſt, dieſe Tat⸗ 
ſache allein genügt, um das volle Intereſſe derjenigen zu wecken, 
die mit der ſchwierigen Materie des Immobiliarzwangsvoll⸗ 
ſtreckungsrechts zu tun haben. Der Verf. hat an der Hand 
einer mehr als dreijährigen Praxis unter Berückſichtigung der 
auch auf dieſem Gebiete nicht ſparſamen Literatur eine Reviſion 
ſeiner in der erſten Auflage niedergelegten Anſichten bewirkt und 
dabei zu den vielen Streitfragen erneut Stellung genommen. Cs 
erübrigt ſich eine allgemeine Beurteilung der Arbeiten eines Verf., 
der auf ſeinem Gebiete in ſo hohem und gefeſtigtem Anſehen 
ſteht, daß es wohl als eine grobe Fahrläſſigkeit erſcheinen würde, 
wollte jemand in irgend einer ſtreitigen Frage dieſer Materie 
ſein Urteil abſchließend ſich bilden, ohne auch dieſes Verf. 
Meinung erforſcht zu haben. 


5. Handbuch zum Verfahren der Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung nach dem Reichsgeſetz vom 
24. März 1897 (Faſſung vom 20. Mai 1898). Ein Hilfs- 
buch für die Praxis und ein Lehrbuch für jüngere Juriſten 
von M. K. Samter, Amtsgerichtsrat, Berlin 1904. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 


Dem zwiefachen Ziele, das ſich der Verf. ftellt, für die 
Praxis und das Studium des Zwangsverſteigerungsgeſetzes die 
materiellrechtliche Ergänzung zu geben, ohne deren prompte Be⸗ 
herrſchung ſich die Geheimniſſe des Geſetzes nicht erforſchen und 
erkennen laſſen, ſowie ferner das Verfahren ſelbſt in organiſcher 
Plaſtik zur Darſtellung zu bringen, iſt er zweifelsohne recht 
nahe gekommen. Er dürfte ſich den Dank nicht nur der 
im Vorbereitungsſtadium befindlichen Juriſten, ſondern auch 
jedes Richters erworben haben, der ſich für den vielgefürchteten 
Dienſt als Subhaſtationsrichter vorzubereiten hat. Der Verf. 
behandelt auch einzelne Streitfragen von tiefgehender Bedeutung, 
überläßt aber in durchaus anzuerkennender Weiſe die ſpezielleren 
Streitfragen den größeren Kommentaren. N. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Literaturüberfſicht.“ 


IV. Vierteljahr. 1904. 
(Geſchloſſen am 23. Dezember.) 


A. Allgemeine Werke der Rechtswiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 

Die Nechtshandſchriften der Univerſitätsbibliothek in Innsbruck. 
Zuſammengeſtellt auf Anregung der Vorſtehung dieſer Bibliothek. 
Sonderabdruck aus: „Beiträge zur Rechtsgeſchichte Tirols“. 
Innsbruck, Wagner. (41 S.) 0,50 M. 


II. Geſchichte des Rechts. 

Altmann, Wilhelm, u. Bernheim, Ernſt: Ausgewählte Urkunden 
zur Erläuterung der Verfaſſungsgeſchichte Deutſchlands im Mittel⸗ 
alter. 3. vermehrte u. verbeſſerte Aufl. Mit Hinzufügung eines 
chronologiſch geordneten Verzeichniſſes der Urkunden am Schluſſe. 
Berlin, Weidmann. (XIV, 461 S.) 7,40 M. 

Beiträge zur Rechtsgeſchichte Tirols. Feſtſchrift, hrsg. vom Orts⸗ 
ausſchuſſe des 27. Deutſchen Juriſtentages. (Red. v. Wretſchko.) 
Innsbruck, Wagner. (VII, 264 S.) 1 M. 


Daraus erſchienen außer dem Obigen als Sonderabdruck: 

Voltelini, Hans v.: Die älteſten Pfandleihbanken und Lom⸗ 
bardenprivilegien Tirols. (70 S.) 0,50 M. 

Wretſchko, Alfr. Ritter v.: Die Geſchichte der juriſtiſchen Fakultät 
an der Univerfität Innsbruck 1671 — 1904. (71 S.) 0,50 M. 

Schwarz, Kaſp.: Die Hofpfalzgrafenwürde der juriſtiſchen 
Fakultät Innsbruck. (50 S.) 0,50 M. 

Bon Wopfner: Zur Geſchichte des tiroliſchen Verfachbuches 
iſt ein S.⸗A. nicht ausgegeben. 

Bitte rauf, Th.: Geſchichte des Rheinbundes. 1. Band. Die Grün⸗ 
dung des Rheinbundes und der Untergang des alten Reiches. 
München, C. H. Beck. (XIII, 549 S.) 12 M. 

Conrat (Cohn), Max: Die Lex romana canonice compta, rümiſches 
Recht im frühmittelalterlichen Italien, in ſyſtematiſcher Darſtellung. 
(Verhandelingen der koningl. akademie van wetenſchappen te 
Amſterdam.) Amſterdam, J. Müller. (XVI, 144 S.) 3,60 M. 

Deßmann, Günt.: Geſchichte der ſchleſiſchen Agrarverfaſſung. (Ab: 
handlungen aus dem ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminar zu Straß⸗ 
burg i. E. Hrsg. von G. F. Knapp u. W. Wittich. 19. Heft.) 
Straßburg, K. J. Trübner. (X, 261 S.) 7 M. ö 

Eſchenburg, Bernh.: Das Liegenſchaftsweſen im lübeckiſchen Staats⸗ 
gebiet. Hiftorifche und ſtatiſtiſche Beiträge. Lübeck, Lübcke & Nöhring. 
(III, 95 S.) 2 M. 

Fuld: Die Zentenarfeier des Code civil. Recht. 8. Ig. 568 — 569. 

Holtze, Friedrich: Preußiſche Richter auf der Feſtung Spandau. 1780. 
Recht. 8. Ig. 596— 597. 

Kohler, Joſeph: Urkundliche Beiträge zur Geſchichte des bürger⸗ 
lichen Rechtsganges. Berlin, E. Weber. I. 2 Dee des 
Hofgerichts Rottweil. (122 S.) 3,60 M. N 

Lotz, Albert: Die Behördenorganiſation im a Kurheſſen 
nach der Reform von 1821 und ihre Entwickelung in vorpreußiſcher 
Zeit. Schmollers J. 28. Ig. 1343 — 1369. 

Moeller, Ernſt v.: Die Rechtsgeſchichte der Inſel Helgoland. Weimar, 
H. Böhlaus Nachf. (VIII, 267 S.) 6 M. 

Opitz, Emil: Die Arten des Ruſtikalbeſitzes und die Laudemien und 
Narkgroſchen in Schleſien. (Unterſuchungen zur deutſchen Staats⸗ 


) Für die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln 
dienten die auf dem 27. Deutſchen Juriſtentage ſoeben angenommenen 
„Jorſchläge für die Art der Anführung von Rechtsquellen, Ent⸗ 
ſcheidungen und wiſſenſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


Silberſchmidt: 


u. Nechtsgeſchichte. Hrdg. von Otto Gierke. 73. Heft.) Breslau, 
M. & H. Marcus. (XVI, 420 S.) 12 M. 

Schloßmann, Siegm.: Litis contestatio. Studien zum römiſchen 
Zivilprozeß. Leipzig, A. Deichert Nachf. (V, 211 S.) 5 M. 


Schoetenſack, Auguſt: Der Strafprozeß der Carolina. Leipzig, 
W. Engelmann. (V, 105 S.) 4 M. 
Schumacher, F.: Die Zentenarfeier des Code civil. DINGE. 


55. Ig. 424— 425. 

Das Senden und Befehlen der Waren nach der 
kaufmänniſchen Korreſpondenz des 15. Jahrhunderts. Arch BürgR. 
25. Bd. 129 — 148. | 

Stranz, J.: Hundertjahrfeier des Code civil. 233. 9. Ig. 
1119—1120. 

Valer, M.: Die Beſtrafung von Staatsvergehen in der Republik 
der drei Bünde. Ein Beitrag zur mittelalterlichen Rügegerichts⸗ 
barkeit und zur Geſchichte der Demokratie in Graubünden. Chur, 
F. Schuler. (287 S.) 4 M. 

Wenger, Leopold: Römiſche und antike Rechtsgeſchichte. Akademiſche 


Antrittsvorleſung. Graz, Leuſchner & Lubensky. (31 S.) 
0,70 M. | 
Wenger: Strafprozeſſe vor dem römiſchen Statthalter in Agypten. 


Arch Krim Anthr. 16. Bd. 304 — 323. 
III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 

Dove, Heinrich: Paul Holdheim 1. HoldhMSchr. 13. Ig. 261 — 268. 

Loewenſtimm, Aug.: Anatol Koni, ein ruſſiſcher Redner. N 
Arch KrimAnthr. 17. Bd. 60 — 73. 

Geh. Juſtizrat Dr. re Leſſe 1. Juſtizrat Dr. Hermann Staub 4. 
KGBl. 15. Ig. 

Erman, H.: Zum 1 von Mommſens Tod. Recht. 8. Ig. 
521522. 

Zorn: Zu Ludwig v. Rönnes 100. Geburtstag. DIZ. 9. Jg. 
958— 961. 


Hachenburg: Hermann Staub f. HoldhMSchr. 13. Ig. 237— 239. 


Laband: Der erſte Präſident des Reichsgerichts. DIZ. 9. Js. 
932 — 933. 
Geller: Emil Steinbach, Erſter Präſident des oberſten Gerichts⸗ 


hofs. Oſt3 Bl. 22. Bd. 769772. 
IV. Quellen. 


Theodosiani libri XVI cum constitutionibus Sirmondianis 
et leges novellae ad Theodosianum pertinentes consilio et 
auctoritate academiae litterarum regiae Borussicae ediderunt 
Th. Mommsen et Paulus M. Meyer. Accedunt tabulae 
sex. Vol. I. 2 p. Berlin, apud Weidmannos. an 

. CCCLXXX, 931; V, 931 S.) 50M. Ä 


Geſetz⸗Sammlung für die die königlich preußiſchen Staaten. Haupt⸗ 

regiſter 1884 — 1903. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. 
(655 S.) 4 M. 

Reh, Heyer und Groß: Geſetzzammlung für das Großherzogtum 
Heſſen 1819—1905, enthaltend ſämtliche heſſiſche Geſetze und 
Verordnungen in der zeitlichen Reihenfolge und dem geltenden 

Wortlaut. 1. Band 1919 —1874. Mainz, J. Diemer. (XII, 
710 S.) Geb. 10 M. 

Weber, Karl: Neue Geſetz⸗ und Verordnungen⸗Sammlung für das 
Königreich Bayern mit Einſchluß der Reichsgeſetzgebung ... Fort⸗ 
geführt von Friedrich Weber. General-⸗Regiſter zu Bd. I- XXX. 
München, C. H. Beck. (VIII, 227 S.) 6 M. 
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Weiler, Adolf: Geſamtverzeichnis zu den erften zehn Jahrgängen 
(1894 — 1903) des Preußiſchen Archivs, Sammlung der Geſetze 
und der das Rechtsweſen betreffenden Verordnungen und Ver⸗ 
fügungen Preußens und des Reichs. Leipzig, C. E. M. Pfeffer. 
(IV, 221 S.) 5 M., geb. 6 M. 

Wulff, Alb.: Hamburgiſche Geſetze und Verordnungen. Syſtematiſch 
geordnete Zuſammenſtellung mit Anmerkungen. 2. Aufl., bearbeitet 
von E. Kannengießer u. a. III. Bd. 2.—3. Abt. Hamburg, 
O. Meißners Berl. (VIII S., S. 217—595) 9 M. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. 

Eichhorn: Ein alter Zopf. (Betrifft die Schreibmaterialiengelder.) 
DIE. 9. Ig. 1032—1033. 

Frankenberg, H. v., und Krug, Ernſt: Die Beratung Bedürftiger 
in Nechtsangelegenheiten. Berichte. (Schriften des Deutſchen 
Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit. 70. Heft.) Leipzig, 
Duncker & Humblot. (128 S.) 2,40 M. 

Geller, Leo: Unrechtsbeſprechung. Erfahrungen und Betrachtungen 
über richterliches Unrecht. Oſt Z Bl. 22. Bd. 865—890. 

Köhne: Beratung Bedürftiger in Rechtsangelegenheiten. DIZ. 
9. Ig. 1026— 1027. | 

Kohler: Recht und Kulturordnung. JurL Bl. 16. Bd. 221—225. 

Mayer: Gedanken über die Geſtaltung der juriſtiſchen Literatur. 
Dig. 9. Ig. 1083—1084. | 

Radbruch, Guſtav: Literaturbericht Über Rechtsphiloſophie. ZStW. 
25. Bd. 251 — 262. | 

Natzlaff, Hugo: Allerhand Sprachdummheiten im Gebiete des Rechts. 
Recht. 8. Ig. 354 —355, 544546. 

Schellhas, P.: Die Schreibarbeit des Richters. Recht. 8. Ig. 549—550. 

Stern, Jacques: Rechtsphiloſophie und Rechtswiſſenſchaft. Berlin. 
J. Guttentag. (47 S.) 1,20 M. 

Zitelmann, Ernſt: Die Kunſt der Geſetzgebung. Vortrag. (Neue 
Zeit- und Streitfragen. Hrsg. von der Geheſtiftung zu Dresden. 
9. Heft.) Dresden, v. Zahn & Jaenſch. (48 S.) 1 M. 


Aſchrott: Perſonalverhältniſſe der Juriſten in Preußen. DI. 
9. Ig. 1072 — 1074. 

Fiſcher, O.: Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt und die Aus⸗ 
bildung der Referendare. DIZ. 9. Ig. 1124—1125. 

Hoeniger, Franz: Juriſtiſcher Wegweiſer durch Berlin, nebſt einem 
Anhange, betreffend die juriſtiſchen Staatsprüfungen. Zweite Aufl. 
Berlin, J. Guttentag. (71 S.) 0,50 M. 

Juſtizkabalen und der Korpsgeiſt im Recht. Bon J. M. Urlaub. 
Leipzig, Verlag „Wahrheit“. 0,30 M. Sonderabdruck aus der 
„Wahrheit“. 

Poſener, Paul: Der junge Juriſt. Eine Anleitung zu wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten. Für angehende Juriſten, deren Eltern und 
Berater. Breslau, J. U. Kern. (VIII, 239 S.) 3 M. 

Vorſchriften über das Rechtsſtudium und die juriſtiſchen Prüfungen 
in Preußen, mit Anmerkungen und Muſter⸗Formularen. 7. Aufl. 
(Heymannſche Sammlung von Prüfungsbeſtimmungen. Nr. 7.) 
Berlin, C. Heymann. (48 S.) 0,80 M. 

Was verlangen wir vom Richterſtande? Eine juriſtiſche Studie in 
ſozial⸗pädagogiſcher Beleuchtung von Irenaeus Pilatus. Dresden, 
E. Pierſon. (95 S.) 1 M. 


VI. Enzyklopädien. Zuſammenfaſſende Darſtellungen. 
Berichte. 
Württembergiſches Bürger- Handbuch. 22., nach dem neueſten Stand 
ergänzte Aufl. Stuttgart, J. B. Metzler. (VIII, 284 S.) 0,60 M. 
Heilfron, Ed.: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs. Berlin, 
Speyer & Peters. I, 2. Geſchichte des bürgerlichen Rechts. 
2. Abtlg.: Deutſche Rechtsgeſchichte. Staatsrecht. Kirchenrecht. 
8. neubearbeitete Auflage. (XIX, 1014 S.) 8 M. 5 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXWIII. Jahrgang. 


Hoche, L., und Hoche, N.: Arztliches Rechtsbuch. 
1. Lfg. Hamburg, Gebr. Lüdeking. 1,50 M. 
Robler, Joſef: Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. 2. verbeſſerte 
und vermehrte Aufl. Leipzig, A. Deichert Nachf. (V, 227 S.) 4 M. 

Staatslexikon. 2. neubearb. Aufl. Unter Mitwirkung von Fach⸗ 
möännern brög. im Auftrage der Görres⸗Geſellſchaft zur Pflege 
der Wiſſenſchaft im katholiſchen Deutſchland von Jul. Bache m. 
5 Bände. Freiburg i. B., Herder. Jeder Band 13,50 M. 


(In 10 Lfgn.) 


Bom XXVII. Deutſchen Juriſtentag. Oſt Bl. 22. Bd. 791—812, 
913—919. 

Konirſch, Alfred: XXVII. Deutſcher Juriſtentag. Jur Bl. 88. Ig 
445—446, 457 —459, 468—471, 481—483, 493—495, 505— 506, 
516—518, 528 —531, 540 —543, 553— 555, 565 — 567. 

Stern I, Hermann: Der 27. Deutſche Juriſtentag in Innsbruck. 
DIZ. 9. Ig. 964 — 969. | 


Brief aus Oſterreich. DIL. 9. Ig. 1120—1128. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 

Zur Erinnerung an J. Kant. Abhandlungen aus Anlaß der 
hundertjährigen Wiederkehr feines Todes, hrg. von ber Univerſität 
Königsberg. Halle a. S., Buchhandl. des Waiſenhauſes. (V, 874 S.) 
12 M. — Die drei darin enthaltenen juriſtiſchen Aufſätze find 
ſyſtematiſch verteilt. 

Feſtgabe der juriſtiſchen Fakultät der Univerfität Bafel zum 70. Ge: 
burtstag von Andreas Heusler, 80. IX. 1904. Baſel, Helbing 
& Lichtenhahn. (V, 128 S.) 2,40 M. — Inhalt: Wieland, 
Cambium und Wechſelbrief. — Teichmann, Über die Aſſiſen 
von Jeruſalem und von Antiochien. — Burckhardt, Mutatione 
rei interire usum fructum placet. — Stehlin, Zur Geſchichte 
der Basler Gerichtsordnungen. — Fleime, Offentlich⸗ rechtliche 
Vorteilsausgleichung. 

Feſtgabe, gewidmet von der böhmiſchen Juriſtenfakultät G. Ant. 
R. v. Randa zum 70. Geburtstagsfeſte. Prag, Burſik & Kohut. 
(653 S.) Inhalt: Trakal, Die Erneuerung des naturrecht⸗ 
lichen Problems. — Kadlec, Notwendigkeit der Bearbeitung 
ſlawiſcher Rechtsaltertümer. — Heyrovsk z, Der judex datus 
des römiſchen Zivilprozeſſes. — Van dura, Inhaber⸗ und auf 
Order lautende Papiere. — Henner, Einleitung in das ungariſche 
Eherecht. — Hanel, Rezeption des deutſchen Rechts im böhmiſchen 
Landesrecht. — Stieber, Urſprung und Charakter des Be⸗ 
friedigungsrechts nach der Öfterreichifchen Exekutionsordnung. — 
Celakowsky, Anfänge der Berfaſſungsgeſchichte der Altſtadt 
Prags. — Frhr. v. Rieger, Kaiſer Joſef II. und der Ver⸗ 
waltungszentralismus in realer und territorialer Beziehung. — 
Stupecky, Verjährung von in beſtimmten Zeitläuften fälligen 
Lohnforderungen. — Tilſch, Kauſalnexus im Zivilrecht. — 
Kremak, Verhältnis des Völkerrechts zum internationalen Privat⸗ 
recht. — Herrmann, Edler v. Otavsky, Die Handelsunter⸗ 
nehmung und die Rechte an Immaterialgütern. — Ott, Ent: 
wickelung und Gegenſtand des Verfahrens außer Streitſachen. — 
Zucker, Strafausſchließungsgrund des unwiderſtehlichen Zwanges 
nach 8 2 lit. g des öſterreichiſchen Strafgeſetzes. — Storch, 
Kulpoſe Tötung nach öſterreichiſchem Strafrecht. — Pruſäk, Die 
Anfänge der kriminellen Atiologie. — Mirista, Strafſchuld und 
Kauſalnexrus. — Prazat, Die Rechtsmittel im bſterreichiſchen 
Adminiſtrativverfahren. — Bräf, Stand der Wiſſenſchaft der 
Nationalökonomie zu Beginn des 20. Jahrhunderts. — Gruber, 
Idee der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit. — Hor ss ek, Zur Frage 
der Steuerzuſchläge. — Drachowsky, Überwälzung von Steuern 
und öffentlichen Abgaben. — Funk, Erlöſchung und Umänderung 
der ſtaatlichen Steuer⸗ und Gebührenforderungen. 


XXXIII. Jahrgang. 


Hilty: Studien. Ausgewählte Aufſätze aus dem politiſchen Jahr⸗ 
buch der ſchweizer. Eidgenoſſenſchaft. Bern, K. J. Wyß. (IV, 
420 S. mit Bildnis.) 5,50 M. 

Mommfen, Theodor: Reden und Aufſätze. Berlin, Weidmann. 
(VI, 479 S. mit 2 Bildniſſen.) 8 M. 

Mommſen, Theodor: Juriſtiſche Schriften. 1. Bd. Mit Mommſens 
Bildnis und zwei Tafeln. Berlin, Weidmann. (VII, 479 S.) 
12 M. — Rein rechtgeſchichtlichen Inhalts. 

Windſcheid, Bernhard: Geſammelte Reden und Abhandlungen. 
Hrsg. von Paul Oertmann. Mit Porträt. Leipzig, Duncker 
& Humblot. (XXXVI, 434 S.) 9,60 M. — Inhalt: W. 
Lebensgang. — W. als Juriſt. — Recht und Rechtswiſſenſchaft. — 
Das römiſche Recht in Deutſchland. — Rede an die Studierenden 
(München). — Die geſchichtliche Schule in der Rechtswiſſenſchaft. — 
Feſtrede zum Gedächtnis von Savigny. — Die Aufgaben der 
Rechtswiſſenſchaft. — Bismarck als Staatsmann und Parla⸗ 
mentarier. — Die Wirkung der erfüllten Bedingung. — Über 
die Wirkung der erfüllten Proteſtativbedingung. — Die Singular⸗ 
ſukzeſſion in Obligationen. Die ruhende Erbſchaft und die vers 
mögensrechtliche Perſönlichkeit. — Zur Lehre von der Korreal⸗ 
obligation. — Zur Lehre von der Korrealobligation im römifchen 
und heutigen Recht. — Zur Erinnerung an Berthold Delbrück. — 
Zwei Fragen aus der Lehre von der Verpflichtung wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung. — Wille und Willenserklärung. — Die 
Vorausſetzung. — Die indirekte Vermögensleiſtung. — Ver⸗ 
zeichnis der Schriften von Bernhard Windſcheid. 

VIII. Nene Zeitſchriften. 

Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik. Neue Folge des 
Archivs für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik. Begründet von 
Heinrich Braun. Hrsg. von Werner Sombart, Max Weber und 
Edgar Zaffe. 20. Bd. (Der neuen Folge 2. Bd.) 3 Hefte. 
Tübingen, J. E. B. Mohr. 16 M. 

Die vierte Inſtanz. Monatsſchrift für Kritik der Rechtſprechung 
und Geſetzgebung. Hrsg. und Red.: Eduard Löwenkhal. 
Oktober — Dezember 1904. 3 Nrn. Berlin, O. Dreyer. 1 M., 
einzelne Nrn. 0,50 M. 


IX. Entſcheidungsſammlungen. — Beſprechung veröffentlichter 
Eutſcheidungen. 

Hachenburg: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Zur 25 jährigen Gedenkfeier der Errichtung des Reichsgerichts.) 
DIZ. 9. Ig. 880-890. | 

Laband: Der 56. Band der Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zwilſachen. DIZ. 9. Ig. 1104 —1110. 

Kudorff, Otto: Syſtematiſche Sammlung der für das gegenwärtige 
Recht von Bedeutung gebliebenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilſachen. . . 2. Band. Handelsgeſetzbuch; Börſen⸗, Binnen⸗ 
ſchiſfahrts⸗ Genoſſenſchafts⸗, Geſellſchafts-Geſetz, WO., W838. PO, 
MuſtG., WettbG., GO., Haftpflg. Berlin, J. Guttentag. (XIII, 
1359 S.) 20 M. 


B. Privatrecht. 
I. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten. 


Bauer, Joſef: Die Jagdgeſetze Preußens. Nach dem neueſten Stand 
der Geſetzgebung einſchl. des Wildſchongeſetzes vom 14. VII. 1904 
ſowie der Nechtſprechung ausführlich bearbeitet. 3. vermehrte u. 
verbeſſerte Aufl. Neudamm, J. Neumann. (XVI, 644 S.) IM. 

Berggeſetz und Geſetz, die Beſteuerung der Bergwerke betreffend. 
Bom 16. XII. 1873 u. 2. XI. 1896. Nebſt Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Mit franzöſ. Überſetzung. (Geſetzſammlung für Elſaß⸗ 
Lothringen.) 3. Aufl. Straßburg, Straßburger Druck. (VII, 
146 S.) 2,50 M. 
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Danckelmann und Engelhard: Das Wildſchongeſetz vom 14. VII. 
1904 nebſt Ausführungsanweiſungen, erläutert. Berlin, P. Parey, 
(84 S.) 1,25 M. 

Delius: Das neue preußiſche Wildſchongeſetz. DIZ. 9. Ig. 969— 972. 

Die Fideikommißgeſetzgebung in den deutſchen Bundesſtaaten. 
Hrsg. vom Deutſchen Landwirtſchaftsrat. Sonderabdruck aus 
Arch DtſchLandwR. Ig. 1904. S. 139 — 192. Berlin, P. Parey. 1 M. 

Fleiſchmann, M.: Literatur zum Waſſerrecht. JL Bl. 16. Ig. 173— 177. 

Holtz: Der vorläufige Entwurf eines Geſetzes über Familienfidei⸗ 
kommiſſe im Lichte der Kritik. PrVerwBl. 26. Ig. 53—57. 

Kiſch, Wilh.: Elſaß⸗Lothringiſches Landesprivatrecht. (Dernburg, 
Heinr.: Das bürgerliche Necht des Deutſchen Reichs und Preußens. 
II. Ergänzungsband.) Halle, Buchhandl. des Waiſenhauſes. (XVI, 
1031 S.) 24 M. 


Leweck: Die landſchaftlichen Hypothekenbriefe. PoſIMſchr. 7. Ig. 
187 —139. 
Loewenberg, Julius: Der Zubußeanſpruch der Gewerkſchaft. 


ZVBergr. 45. Ig. 61—68. 

Pohl, Wilhelm: Die juriſtiſche Natur des Bierlieferungsvertrages. 
Iſt der Bierlieferungsvertrag inhaltlich erlaubt, und wie iſt bei 
Übergang des Geſchäfts einer Partei auf einen Dritten durch 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden der Eintritt dieſes Dritten in den 
Bierlieferungsvertrag zur Sicherung der anderen Partei zu er⸗ 
reichen? Diſſ. Bonn, Verl. von H. Behrendt. (86 S.) 1,20 M. 

Ulfig: Zeitpunkt der Entſtehung des Bergſchadens. ZBergr. 
45. Jg. 68—81. 

Sering, M.: Noch einige Bemerkungen zum vorläufigen Entwurf 
eines preußiſchen Geſetzes über Familienfideikommiſſe. Schmollers J. 
28. Ig. 61—117. 

Wahle, G. H.: Die Stillegung von Zechen. Arch OffN. 
287—337. 

Wygodzinski, W.: Der Entwurf eines preußiſchen Familienfidei⸗ 
kommiß⸗Geſetzes. Schmollers J. 28. Ig. 47—60. 


Reif, Heinrich: Das öſterreichiſche Bergſchadenrecht. 
(VII, 112 S.) 2,40 M. 


IL Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Ausgaben. 
Dilſchmann, F.: Das BGB. für das Deutſche Reich nebſt Ein- 
führungsgeſetz vom 28. VII. 1896. Mit Sachregiſter und Nand⸗ 
bemerkungen verſehen. 2 Tle. in 1 Bde. Leipzig, W. Strübig. 
(VIII, 226, 288, XXVI S.) 1,50 M. 
— Mit einem Formularanhang verſehen. Ebendaſ. (XV, 228, 
288, XXVI, 108 S.) 2,50 M. 
— und mit ſyſtematiſchen Erklärungen verſehen. Ebendaſ. (XV, 
498, 456, XXVI, 108 S.) 7 M. 

Türcke, R., Niedenführ, K., und Winter, P.: Das bürgerliche 
Recht. Das BGB. nebſt Einführungsgeſetz und Nebengeſetzen, 
das preuß. Ausführungsgeſetz u. ſämtliche zivilrechtlichen Reichs⸗ 
u. preuß. Landesgeſetze. . 1. Bd. 2. Aufl. Leipzig, F. Neinboth. 
(XXIV, 745 S.) 12 M. 


b) Kommentare. 

Planck, G.: BGB. nebſt Einführungsgeſetz, erläutert in Verbindung 
mit A. Achilles u. A. 3., vermehrte und verbeſſerte Aufl. Berlin, 
J. Guttentag. II, 1. Zweites Buch: Recht der Schuldverhältniſſe 
(Abſchn. 1 bis Abſchn. 7, Tit. 1. (420 S.) 12 M. — IV, 1,2, 
Viertes Buch: Familienrecht (Abſchn. 1, Tit. 1—16, Abſchn. 2, 
Tit. 1-8. (S. 1440). 10,30 M. 

Roſenthal, Heinr.: Das BGB. nebſt Einſührungsgeſetz, gemein⸗ 
verſtändlich erläutert... mit Hinweiſen auf die Nebengeſetze und 
die Ausführungsgeſetze für Preußen, Bayern, Sachſen, Württem⸗ 
berg, Baden ... 6. Aufl. Graudenz, G. Röthe. (VI, 783 S.) 5 M. 


19. Bd. 
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Scherer, M.: Das vierte Jahr des BGB. Die geſamte Recht: 
ſprechung u. Theorie 1903 zum BGB., EG. z. BGB., ZPO. 
FG., 33G. u. KO. Mit vollſtändigem ſyſtematiſchen Geſetzes⸗ 
regiſter. (2 Lief.) Erlangen, Palm & Enke. (CXX, 748 S.) 15 M. 

c) Praktika. 

Müller, J.: Corpus juris civilis und BGB. Ausgewählte Stellen 
aus dem Corpus juris civilis. Überſetzt und nach beiden Rechten 
erläutert. Leipzig, C. L. Hirſchfeld. (IV, 107 S.) 2,20 M. 

Otto, Karl: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches auf der 
Grundlage von Pöhlmanns Gedächtnislehre gemeinverſtändlich 
erläutert. 1.—3. Tauſend. 1. Lfg. (Pöhlmanns juriſtiſche Hand: 
bücher. I. 1. Lfg.) München. (Leipzig, Jordan & Co.) (VI, 87 S.) 
2,50 M. 

Wandelt, Hans: Das geſamte Recht des Deutſchen Reiches in 
Frage und Antwort, zur Vorbereitung für das Referendarexamen 
und die juriſtiſche Doktorprüfung bearbeitet. 1. Allgemeiner Teil. 
(X, 175 S.) — 2. Recht der Schuldverhältniſſe einſchl. Handels⸗ 
recht. (VI, 221 S.) 2. verm. u. verbeſſ. Aufl. Berlin, E. Weber. 
Je 3 M. 


d) Schriften Aber einzelne Teile des 388. 


1. Allgemeiner Teil. 

Burckhard, Max: Zur Reform des Irrenrechtes. 4 Zeitungs⸗ 
artikel. Wien, Manz. (34 S.) 0,80 M. 

Dieffenbach, Fr.: Zur Lehre vom Namenrecht. Puchelts 8. 35. Bd. 
481-498, 565 —575. 

Giesker, Hans: Das Recht des Privaten an der eigenen Geheim⸗ 
ſphäre. Ein Beitrag zu der Lehre von den Individualrechten. 
Zürich, A. Müllers Verl. (X, 192, IX S.) 3 M. 

Landauer: Geiſtesſchwäche als Entmündigungsgrund. DIZ. 
9. Ig. 1058 — 1063. 

Schott, A.: Wiederaufhebung der Entmündigung oder Umwandlung 
der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit in ſolche wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche? Nebſt Bemerkungen über die Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche. Friedreichs Bl. 55. 38- 414—421. 


Gradenwitz: Der Wille des Stifters. (Kant⸗ ⸗Feſtſchrift der Univerſität 
Königsberg S. 149 ff.) Halle a. S., Buchhandl. des Waiſenhauſes. 


Bruck, Eberh. Friedr.: Bedingungsfeindliche Rechtsgeſchäfte. Ein 
Beitrag zur Lehre von der Unzuläſſigkeit von Bedingung und 
Zeitbeſtimmung. (Studien zur Erläuterung des bürgerlichen 
Rechts, hrsg. von Rudolf Leonhard. 13. Heft.) Breslau, 
M. & H. Marcus (XI, 182 S.) 5 M. 

Kohler, Artur: Zur Anzeigepflicht im Zivilrecht. Arch BürgR. 25. Bd. 
164 —174. 

Krug, R.: Die Zuläſſigkeit der reinen Wollensbedingung. Zugleich 
ein Beitrag zu den Lehren von Norm und Rechtsgeſchäft, Tatbeſtand 
und Bedingung. Marburg, N. G. Elwerts Verl. (IX, 204 S.) 3 M. 

Manigk, A.: Über Rechtswirkungen und juriſtiſche Tatſachen. 
(Kant⸗Feſtſchrift der Univerſität Königsberg. S. 143 ff.) Halle a. S., 
Buchhandl. des Waiſenhauſes. 

Zum Rücktrittsrecht des Verfaſſers. Von Juſtus. BörſBltſch 

Buchh. 71. Jahrg. 11253 — 11254. 

Sames, Hugo: Der Ferndrucker als Übermittler von Willens⸗ 
erklärungen. DIZ. 9. Ig. 1179—1181. 

Schwerin, Claudius: Über den Begriff der Rechtsnachfolge im 
geltenden Zivilrecht. München, C. H. Beck. (VII, 95 S.) 2,50 M. 

Schöninger: Noch einige Bemerkungen zu Romeick: Rechtsnachfolge. 
Württ. J. 16. Bd. 145—146. ö 

Wienſtein: Können Scheingeſchäfte nicht nur unter Berufung auf 
die Nichtigkeit, ſondern auch nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Anfechtung von Rechtshandlungen angefochten werden? 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 705 — 711. 
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Behrend, Roland: 


XXXIII. Jahrgang. 


Wölbling: Würdigung wirtſchaftlicher Verhältniſſe bei der recht⸗ 
lichen Beurteilung gewerblicher Streitigkeiten. Soz Prax. 14. Ig. 
115—130, 232 — 236. 


Joſef, Eugen: Die Tagesſtunde im Rechtsverkehr. 
96. Bd. 200 — 233. 

Roſenberg, Richard: Verjährung und geſetzliche Befriſtung nach 
dem bürgerlichen Recht des Deutſchen Reichs. München, 
J. Schweitzer Verlag. (III, 146 S.) 3,20 M. 

Schaefer, Karl: Rechtswirkſamkeit der Stundung als Verjährungs⸗ 
Hemmungsmittel. BörſBlꝰDtſchBuchh. 71. Ig. 11327 —11 328. 

Simon, Hans: Verluſt kaufmänniſcher und gewerblicher Forderungen 
durch die am 31. Dezember 1904 eintretende Verjährung. Gew 
Rſchutz. 9. Ig. 340—341. 

Verluſt kaufmänniſcher und gewerblicher Forderungen durch die am 
31. März 1904 eintretende Verjährung. Gewsſchutz. 9. Ig. 
296 — 297. 

Waſſermann, Martin: Verluſt kaufmänniſcher und gewerblicher 
Forderungen durch die am 31. Dezember 1904 eintretende Ver⸗ 
jährung. Eine Erwiderung. Geweſchutz. 9. Ig. 341 —344. 

Wohlfarth, Karl, und Waas, Louis: Die Verjährungsfriſten der 
deutſchen Reichs⸗ und württembergiſchen Landesgeſetzgebung in 
alphabetiſcher Ordnung dargeſtellt. Stuttgart, W. Kohlhammer. 
(IV, 101 S.) 1,20 M. 


Alberti, O.: Eigenmächtige Unrechtshemmung abgeſehen von 
Notwehr und Notwehrhilfe. Stuttgart, W. Kohlhammer. 
(III, 50 S.) 1,50 M. 


Martinius, Emil: 
149—163. 

& 2. Recht der Schuldverhältniſſe. 

a. Allgemeines. 

Dernburg, Heinrich: Die Schuldverhältniſſe nach dem Rechte des 
Deutſchen Reichs und Preußens. 1. Abt.: Allgemeine Lehren. 
8. neubearb. Aufl. (Dernburg, Das bürgerliche Recht. II. Bd. 

. 1. Abt.) Halle, Buchh. des Waiſenhauſes. (XI, 436 S.) 8,40 M. 


Lohnbeſchlagnahme und Aufrechnung. Recht. 
8. Ig. 574. 


Dennler: Abänderung des 8 313 BGB. Bayr Not Z. 5. Ig. 205— 220. 

Dietrich: Die Klage des Vorleiſtungsverpflichteten. DJZ. 9. Ig. 
1078 — 1080. 

Gutbrod, Karl: Der obligatoriſche Grundſtücksveräußerungs⸗Vertrag 
(BGB. $ 313). Ein Beitrag zur Lehre vom Formalvertrag. 
Stuttgart, W. Kohlhammer. (IV, 126 S.) 2,50 M. 

Hedemann, J. W.: Das Recht auf Rückgabe eines Schuldſcheins. 
IheringsJ. 48. Bd. 63 —100. 

Hillebrand: Gegenſeitige Aufrechnung von Forderungen aus 
Rechnungs⸗ und Barverkehr. BörſBlꝰDtſchBuchh. 71. Ig. 
S. 10 677 — 10 678. 

Iſay, Hermann: Schuldverhältnis und Haftungsverhältnis im heutigen 
Recht. Vortrag. .. IheringsJ. 48. Bd. 187208. 

Iſt 8416 BGB. bereits vor Anlegung des Grundbuches anwendbar? 
Recht. 8. Ig. 546—547. 

Klein, Peter: Aus der Lehre von der „causa condicionis implendae“. 
OſtRZ. 1. Ig. 289. 

Königslöw, O. v.: Unzuläſſigkeit der Schadensteilung gemäß § 254 
‚Abi. 1 BGB. in den Fällen des § 1 des Reichshaftpflichtgeſetzes. 
Berlin, L. Oehmigkes Verlag. (8 S.) 0,60 M. 

Kornfeld, Felix: Über die Kompenſation mit verjährten Forderungen. 
Oſt AG Z. 55. Ig. 429— 4381. 

Mahler, Max: Die natürlichen Verbindlichkeiten im BGE. Diſſ. 
Berlin, Struppe & Winckler. (VIII, 85 S.) 2 M. 


ArchCivpPrax. 


Zur Beweislaſtfrage. Arch BürgR. 25. Bd. 


XXXIII. Jahrgang. 


Nüller⸗Erzbach: Über den Rücktritt bei „ſukzeſſiven Lieferungs⸗ 
geſchäften“ und ähnlichen Verträgen. DIZ. 9. Ig. 1158 — 1163. 

Quadbeck, Karl: Die Konzentration der Gatttungsſchuld auf eine 
beſtimmte Sache nach heutigem RNeichsrechte unter Berückſichtigung 
des römiſchen und gemeinen Rechtes. Diſſ. Borna. (Leipzig, 
Buchhdlg. G. Fock.) (IX, 97 S.) 1,50 M. 

Schefold: Schuldübernahme, Erfüllungsübernahme und Abfindungs⸗ 
vertrag. BGB. § 329, 85 414 ff., §S 1714. Württ. Z. 46. Ig. 
295 — 298. 

Schneider: Über Forderungskündigung. Recht. 8. Ig. 592— 594. 

Schönfeld: Gilt der § 406 BGB. auch im Rechtsſtreite? Recht. 
8. Ig. 546. 

Schöninger: Forderungsabtretung zum Zweck des Einzugs (Zeſſion 
zum Inkaſſo). Arch Ziv Praxis. 96. Bd. 163 — 199. 

Schüller, Johs.: Begriff und Wirkung der Stundung nach geltendem 
Rechte, insbeſondere ihre Stellung zur Einrede des BGB. Diſſ. 
Leipzig, B. Franke. (IV, 44 S.) 1 M. 

Schulze, Otto: Das Verhältnis des handelsrechtlichen Zurück⸗ 
behaltungsrechts zu dem des BGB. Diſſ. Cöthen, D. Schulze Verl. 
(62 S.) 1,20 M. 

Stölzel: Die reichsgerichtliche Rechtſprechung über Eventual⸗ 
aufrechnung. ArchCivPrax. 96. Bd. 234 — 274. 

Traeger, Ludwig: Der Kauſalbegriff im Straf: und Zivilrecht ⸗ 
Zugleich ein Beitrag zur Auslegung des BGB. Marburg, 
N. G. Elwerts Verl. (XII, 391 S.) 7,50 M. 

Tuhr, A. v.: Zur Lehre von der Anweiſung. Iherings J. 48. Bd⸗ 
1—62. 

Waller, Alfred: „Surrogation“. Eine Studie aus dem modernen 
Privatrecht, unter beſonderer Berückſichtigung der juriſtiſchen Be⸗ 
deutung des Problems der Einheit und Identität. Bonn, 
Röhrſcheid & Ebbecke. (X, 117 S.) 1,50 M. 

Werner, G.: Vertragshaftung und außerkontraktliche Haftung. 
Recht. 8. Ig. 550 — 551. 


b. Finzeſne Squldrerhältuiſſe. 
Schollmeyer, Fr.: Das Recht der einzelnen Schuldverhältniſſe im 
BGB. Eine Darſtellung und Erläuterung der Hauptbeſtimmungen. 
2. völlig neubearb. Aufl. (Das Recht des BGB. in Einzel⸗ 
darſtellungen. IV.) Berlin, J. Guttentag. (241 S.) 5 M. 


Bendix: Vorkauf und Wiederkauf als Gegenſtand der Vormerkung. 
JW. 33. Ig. 601602. 

Hohenſtein, Adolf: § 326 BGB. und der Abnahmeverzug des 
Käufers. Gruchots Beitr. 48. Ig. 711722. 

Köttgen: Zuläſſigkeit einer Eideszuſchiebung über eine „Zuſicherung“ 
beim Kauf. Recht. 8. Ig. S. 566 —568. 

Krückmann, P.: Anfechtung, Wandelung und Schadenerſatz beim 
Viehkauf, nebſt Anhang: Weſen, Erkennung, wirtſchaftliche Bes 
deutung und Entwicklungsdauer einzelner Haupt: und Vertrags⸗ 
mängel von A. Ströſe. Neudamm, J. Neumann. (IX, 175 S.) 
3,60 M. 

Langrod, Rudolf: Zur Frage der zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Be⸗ 
deutung des reservatum dominii bei Ratengeſchäften. Oſt AG. 
55. Ig. 421—422. 


Landsberg: Das Mitgiftverfprechen im Lichte der neueſten Recht: 
ſprechung. PoſIMſchr. 7. Ig. 121— 126. 

Müller, Wilhelm: Die gemiſchte Schenkung. Iherings J. 48. Bd. 
209 — 240. 


Buck, Ludwig: Bedarf die nachträgliche Vereinbarung einer Herab⸗ 
ſetzung des Mietzinſes, wenn ſie auf länger als ein Jahr gelten 
fol, der Schriftform des § 566 des BGB.? Gruchots Beitr. 
48. Ig. 723— 734. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Goldenberg, Max: Das Beſtandrecht im Zeichen der Reviſion des 
ABGB. OſtRZ. 1. Ig. 285— 238. 

Helmer: Mangel der ſchriftlichen Form bei einem Mietvertrage 
über Gebäude. DIZ. 9. Ig. 1034 — 1035. 

Joſef, Eugen: Dienſtwohnung und Dienſtacker. Necht. 8. Ig. 
498 —500. 

Kallmann: Kündigung von mit Eheleuten geſchloſſenen Miet⸗ 
verträgen. KGBl. 15. Ig. 77 —78. 

Kohler, Artur: Zur Anzeigepflicht im Zivilrecht. 
25. Bd. 164 —174. 

Manuiloff, A.: Die Pacht in Rußland. Schmollers J. 28. Ig. 
1223 — 1244. 

Niſſen: Ein Beitrag zu 5 572 BGB. JW. 33. Ig. 545—547. 

Winter, P.: Das Mietkündigungsrecht des verſetzten Beamten und 
die ſtaatliche Mietzinsvergütung. Recht. 8. Ig. 547 —548. 


Anſpruch auf Vergütung bei vorübergehender Verhinderung. 
($ 616 BGB.) Recht. 8. Ig. 569. 

Brückmann, Arthur: Das Recht auf richtiges Dienſtzeugnis. — 
Nachtrag. SeuffBl. 69. Ig. 449—465, 518 —521. 

Conrades: Eine abgeänderte Theatervorſtellung. 
525— 526. 

Freeſe, Heinr.: Die Gewinnbeteiligung der Angeſtellten. Gotha, 
F. E. Perthes. (70 S.) 1 M. 

Hellwig: Die Stellung des Arztes im bürgerlichen Rechtsleben. 
Die zivilrechtliche Bedeutung der Geſchlechtskrankheiten. Ein 
Vortrag und ein Gutachten. Leipzig, A. Deichert Nachf. (VI, 86 S.) 

Hilfe, B.: Das Dienſtzeugnis. PrVerwBl. 25. Ig. 664 —665. 

Hilſe, Benno: Entſchädigungspflicht des Fiskus oder der Gemeinde 
aus gefahrbringenden Mängeln der den Beamten angewieſenen 
Dienſträume. ArchOffR. 19. Bd. 186— 189. 

Kuhlenbeck, L.: Der Dienſtvertrag (88 611-630 BGB.) (Kuhlen⸗ 
beck, Die Rechtfprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die 
wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Zivilrechts. LX.) JW. 
38. Ig. S. 593—601. 

Lehmkuhl, Auguſt: Arbeitsvertrag und Streik. 4. verbeſſ. Auflage. 
(Die ſoziale Frage, beleuchtet durch die „Stimmen aus Maria 
Laach“. 2. Heft.) Freiburg i. B., Herder. (III, 63 S.) 0,60 M. 

Stadthagen, Arthur: Das Arbeiterrecht. Rechte und Pflichten 
des Arbeiters in Deutſchland aus dem gewerblichen Arbeits⸗ 
vertrag, und aus den Unfall⸗, Kranken⸗ und Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzen, unter beſonderer Berückſichtigung des BGB. 4. durch⸗ 
geſehene und vermehrte Aufl. Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf. 
(XVI, 240 S.) 5,60 M. 

Siehr: Vertragsmäßige Ordnung des Einfluſſes kurzer Ver⸗ 
hinderungen auf den Lohnanſpruch. § 616 BGB. DIE. 9. Ig. 
1133—1134. 


ArchBürgR. 


Recht. 8. Ig. 


D 


Heine: Iſt der Begriff des Wertpapiers auf den Hypothekenbrief 
anwendbar? JuſtRundſch. 3. Ig. 214 — 215. 

Dertmann: Leiſtung an den geſchäftsunfähigen Präſentanten eines 
Inhaberpapieres. DIZ. 9. Ig. 1127—1128. 

Seelmann, Walter: Das Straßenbahnbillett. ArchBürgR. 25. Bd. 
186— 221. 


— — 


Eichſtedt, Richard: Ein Millionen⸗Prozeß. Rückblick auf den Moet- 
Söhnlein⸗Prozeß. An der Hand der Prozeßakten. Stuttgart, 
DtſchVerlagsanſtalt. (60 S.) 

Hagelberg, Ernſt: Der Begriff des Tierhalters in SS 833, 834 BGB. 
Zugleich eine Grundlegung der Lehre von der Tierhaftung. Berlin, 
F. Vahlen. (X, 103 S.) 2,60 M. 

Hellwig: Die Stellung des Arztes im bürgerlichen Rechtsleben. 
Die zivilrechtliche Bedeutung der Geſchlechtskrankheiten. Ein Vortrag 
und ein Gutachten. Leipzig, A. Deichert Nachf. (VI, 86 S.) 1,60 M. 
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Hilſe, B.: Betriebsunfall ob. Krankheit? PrVerwöl. 26. Ig. 138— 189. 

Latka, Rudolf: Kann eine Unterlaſſung als „unabwendbare Handlung 
einer dritten Perſon“ (§ 2 des öſterreich. Haftpflichtgeſetzes vom 
5. III. 1869) angeſehen werden? EiſenbE. 21. Bd. 83—86. 

Litten, Fritz: Die Erfagpflicht des Tierhalters im Rechte des BGB., 
zugleich ein Beitrag zur Lehre von der Kauſalität im Nechtsfinne. 
Berlin, F. Vahlen. (140 S.) 3 M. 

Marcus: Die Aufnahme kontraktbrüchiger Angeſtellter. UnlW. 
4. Ig. 10—11. 

Pels, Richard: Inwieweit ſchützt das Wettbewerbsgeſetz oder der 
9826 BGB. den Fabrikanten gegen Schleuderei? Unl W. 4. Ig. 2—83. 

Prieſter, Oskar: Die zivilrechtliche Haftpflicht des Rechtsanwalts 
und Notars. Cöln, K. Fulde. (50 S.) 2 M. 

Schwartz, Joh. Chriſtoph: Das Villigkeitsurteil des 8 829 BOB. 
Eine ziviliſtiſche Studie. Halle, M. Niemeyer. (IV, 162 S.) 8,60 M. 

Schwarz, Otto Georg: Die Haftung des Tierhalters nach 8 833 BGB. 
Berlin, C. Heymann. (VII, 90 S.) 2 M. 

Vorwerk, Bruno: Die Automobilhaftung nach beſtehendem Recht und 
de lege ferenda. Diſſ. Berlin, G. Nauck. (XII, 144 S.) 2 M. 

Weber, Friedrich: Erſatzpflicht⸗Konkurrenz für den nach Haftpflicht⸗ 
recht Verantwortlichen. EiſenbE. 21. Bd. 81—82. 

Waſſermann, Martin: Der § 826 BGB. als Waffe gegen un⸗ 
lauteren Wettbewerb. UnlW. 4. Ig. 1—2. 


3. Sachenrecht. 


Auerbach, Jakob: Merkmale und Bedeutung des Eigenbeſitzes. Dar⸗ 
gelegt unter Berückſichtigung der Entwickelung des römiſchen und 
deutſchen Rechts. (Noſtocker rechtswiſſenſchaftliche Studien. 3. Bd. 
8. Heft.) Leipzig, A. Deichert Nachf. (X, 45 S.) 1 M. 

Aravantinos, P. J.: Die Anwendbarkeit der Beſttzübertragung im 
deutſchen bürgerlichen Recht. Jena, G. Fiſcher. (VI, 86 S.) 
S.⸗A. aus Iherings J. 48. Bd. 101—186. 


Simonis: Sind die Stadtgemeinden berechtigt, den Gebrauch des 


Stadtwappens dritten Perſonen zu unterſagen? PrVerwBl. 
26. Ig. 145— 146. 


Bendix: Vorkauf und Wiederkauf als Gegenſtand der Vormerkung. 
JW. 33. Ig. 601 —602. 

Breit, James: Nochmals die Bedeutung der Beurkundung für die 
Auflafſungserklärung. DNot V. 4. Ig. 541 —546. 

Flach, Jacques: Das künftige Grundbuchrecht in Frankreich und 
England. ZBRIMitt. 3. Ig. 418—423. 
Joſef, Eugen. Ein Schlußwort zur Bedeutung der Beurkundung 
für die Auflaſſungserklärung. DNotV. 4. Ig. 606—608. 
Kohler, Artur: Zur Anzeigepflicht im Zivilrecht. Arch BürgR. 
25. Bd. 164 —174. 

Kretzſchmar: Die Anderung des Nangverhältniſſes beim Zurücktreten 
von mehreren Rechten. Recht. 8. Ig. 516—519. 

Henle, W. v.: Die Anderung des Rangverhältniſſes beim Zurück⸗ 
treten von mehreren Rechten. Recht. 8. Ig. 597—598. 

Kretzſchmar: Der öffentliche Glaube des Grundbuchs bei der Vor⸗ 
merkung. Sächſ Arch. 14. Bd. 593—602. 


Bendix: Vorkauf und Wiederkauf als Gegenſtand der Vormerkung. 
JW. 33. Ig. 601 —602. 

Sepp, Karl: Der Leibrentenvertrag nach dem BGB. Eine ziviliſtiſche 
Studie. München, C. H. Beck. (IV, 118 S.) 3 M. 


Zur Frage der Haftung des Anteiles eines Miteigentümers für die 
auf der ganzen (unbeweglichen) Realität haftenden Forderung eines 
Hypothekargläubigers. Oſt AG Z. 55. Ig. 400 —402. 

Beißer: Zur Frage der Haftung des Anteiles eines Miteigentümers 
für die auf der ganzen Realität einverleibte Forderung eines 
Hypothekargläubigers. DOAGZ. 55. Ig. 411—412. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIII. Jahrgang. 


Friedländer, Max: Der Baulkapitalsvertrag nach dem Reichs⸗ 
grundbuchrechte. SeuſſBl. 69. Ig. 513 —518. 

Grabmeyr, Karl v.: Das landwirtſchaftliche Kreditproblem. Referat, 
dem 27. Deutſchen Juriſtentage erſtattet. Meran, F. W. Ellmen⸗ 
reichs Verl. 

Hirſch, Hans: Die vorläufige Eigentümerhypothek. Ein Beitrag zur 
Lehre von den Wirkungen werdender Rechte. ArchBürgR. 25. Bd. 
222 — 254. 

Jaeckel: Die Rückſichtnahme auf das mithaftende Zubehör bei 
Hypothekenbeſtellungen. Recht. 8. Ig. 585 — 587. 

Ohmeher, v.: Die Hypothekarhaftung der Verſicherungsgelder nach 
öſterreichiſchem Rechte. Jur Bl. 33. Ig. 577-578, 589—591. 

Das Pfandrecht an der Entſchädigung. ZVerſWeſ. 1904. 519 —521. 

Schultz, Erwin: Zur Auslegung des § 1211 BG. Recht. 8. Ig. 
526— 527. 

Wilhelm, Eugen: Der Löſchungsanſpruch nach B68. 8 1179. 
ZOG. 5. Ig. 305 —309. 


4. Familienrecht. 


Krasnopolski: Der Verlöbnisbruch im öſterreichiſchen Recht. 
Oſt a8. 55. Ig. 379— 384, 388390, 395—400. — Auch 
als S.⸗Abdr. erſchienen Wien, Manz (76 S.) 1 M. 


Stölzel, Otto: Das Perſonenſtandsgeſetz vom 6. II. 1875 in heutiger 
Geſtalt nebſt Ergänzungen. (Die Geſetze des Deutſchen Reiches 
in kurzgefaßten Kommentaren. VI.) Berlin, O. Häring. (VIII, 
306 S.) 7 M. 

Weiße, Otto: Standesamtsarchiv. Sammlung der bis zum Jahre 1900 
ergangenen Geſetze, Verordnungen .... über die Beurkundung des 
Perſonenſtandes und die Eheſchließung im Deutſchen Reich und in 
feinen Einzelſtaaten. Aus den erſten 25 Jahrgängen der Zeit⸗ 
ſchrift „Der Standesbeamte“ zuſammengeſtellt ... Berlin, 
E. Groſſer. (III, XXXII, 715 S.) 5 M. 


Dannemann: Material zu § 1569 BGB. Pſych Neur W. 6. Ig. 
305 —309. ö 
Oetker: Gültigkeit der zweiten Ehe trotz Aufhebung des Scheidungs⸗ 

urteils? DIZ. 9. Ig. 1030 —1032. 

Hellwig: Ein Schlußwort über die Frage: Gültigkeit der zweiten 
Ehe trotz Aufhebung des Scheidungsurteils? DIZ. 9. Ig. 
1074 — 1076. 

Riegler: Wie erlangt man ein Ehefähigkeitszeugnis (Tanusitvany) 
ſeitens des Königl. ungar. Juſtizminiſters? Praktiſche Anleitung 
mit Formularen. 2. vermehrte und verbeſſerte Aufl. Graz, 
Styria. (VIII, 104 S.) 1,50 M. 

Schüle, Heinrich: Über die Frage des Heiratens von früher 
Geiſteskranken. Leipzig, S. Hirzel. (26 S.) 


Bartelt: Der Ausſchluß der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im 
gemeinſchaftlichen Teſtament. Recht. 8. Ig. 598 — 599. 

Böttrich, Ludwig: Die weſtfäliſche Gütergemeinſchaft nach dem 
Geſetze vom 16. IV. 1860 auf der Grundlage des BGB. Münfter, 
Coppenrath. (VI, IV, 128 S.) 2,50 M. 

Hörle: Die Verbindlichkeiten und ihre Ausgleichung unter den Ehe⸗ 
gatten in dem Güterſtande der Errungenſchaftsgemeinſchaft mit 
Berückſichtigung der Inventarerrichtung. ArchCivPrax. 96. Bd. 
275— 843. 

Neukamp: Können Eheleute ſich der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
gegenüber den Eltern des einen Ehegatten durch den nachträglichen 
Abſchluß eines Gütertrennungsvertrages entziehen? Recht. 8. Ig. 
513516. 


Brettner: Der gegen den natürlichen Vater gerichtete Anſpruch im 
Lichte der Praxis. Recht. 8. Ig. 493496. 
Hertel: Abzugsfähigkeit der elterlichen Aufwendungen. Recht. 8. Ig. 498. 


XXXIII. Jahrgang. 


Heuer: Über Entbindungs⸗ und Wochenbettkoſten bei Früh⸗, Fehl 
und Totgeburten. Necht. 8. Ig. 571. 

Metzges: Die Geburtsurkunden vorehelicher Kinder. DIZ. 9. Ig. 
1175—1177. | u 

Natter, E.: Die Eideszuſchiebung über die Einrede mehrerer 
Zuhälter. (ZPr. [I] 5 1717. ZPO. 88 445, 451.) Württ. 
16. Bd. 257—269. 

Ritter: Rechtliche Stellung des von einer Frau nach der Todes⸗ 
erklärung ihres Mannes geborenen Kindes. DIZ. 9. J. 1171—1178. 

Samter, Richard: Ein für das neue bürgerliche Recht wichtiger 
Fall aus dem corpus juris. DIZ. 9. Ig. 1018— 1023. 

Schefold: Schuldübernahme, Erfüllungsübernahme und Abfindungs⸗ 
vertrag. BGB. 5 329, 88 414 ff., 8 1714. Württ Z. 46. Ig. 
295—298. 

Schwiete: Zu 88 1705, 1707, 1631, 1798 BGB. Recht. 8. Ig. 526. 

Seifarth: Hat das uneheliche Kind einen klagbaren Anſpruch gegen 
ſeine Mutter auf Namhaftmachung ſeines Erzeugers? Recht. 
8. Ig. 571—572. 

Seipel, A.: Umfang der Unterhaltspflicht des Vaters eines un⸗ 
ehelichen Kindes. Verweigerung der W Seuff®L 
69. Jg. 429—435. 

Witte: Alimentationspflicht des unehelichen FE DIL. 
9. Ig. 985988. 


Joutz, Friedr.: Die Vertretung eines Ehegatten durch den andern 
insbeſondere als Vormund desſelben. Diſſ. Berlin, Struppe 
& Winckler. (VI, 75 S.) 1,50 M. 

Pergler, Adolf: Bertrauendmänner in Pflegſchaftsſachen. OMNZ- 
1. Ig. 209—212. 

Schott, A.: Wiederaufhebung der Entmündigung oder Umwandlung 
der Entmündigung wegen Geiſtes krankheit in ſolche wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche? Nebſt Bemerkungen über die Entmündigung wegen 
Geiſtes ſchwäche. Friedreichs Bl. 55. Ig. 414—421. 


5. Erbrecht. 


Dernburg, Heinrich: Deutſches Erbrecht. (Das bürgerliche Recht 
des Deutſchen Reiches und Preußens. 5. Bd.) Halle a. S., Buchh. 
des Waiſenhauſes. (VII, 590 S.) 12 N. 

Strohal, Emil: Das deutſche Erbrecht auf Grundlage des 868. 
2. (Schluß⸗) Bd. 3. umgearbeitete und vermehrte Aufl. (Das 
Recht des BGB. in Einzeldarſtellungen. I. 2. Bd.) Berlin, 
J. Guttentag. (VIII, 467 S.) 9 M. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Nachlaßſachen. 
DRot VB. 4. Ig. 615—633. 


Bartelt, Wilhelm: Der Ausſchluß der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
im gemeinſchaftlichen Teſtament. Recht. 8. Ig. 598599. 

Groſſe, Walth.: Die Stellung des Univerſalſideikommiſſars im 
Vergleich mit der Stellung des Nacherben. Leipzig, A. Deichert 
Nachf. (76 S.) 1,60 M. 

Hellwig: Darf der Schuldner die Vorlage eines Erbſcheins ver⸗ 
langen? Seuffcl. 69. Ig. 473-479. 

Kiß, Geza: Zur juriſtiſchen Konſtruktion der korreſpektiven Ver 
fügungen im gemeinſchaftlichen Teſtament. ArchBürgR. 25. Bd. 
175—185. 

Kohler, Artur: Zur Anzeigepflicht im Zivilrecht. Arch BürgR. 
25. Bd. 164—174. 

Lederle, K.: Über Rechtsfolgen der Übertragung eines Erbanteils. 
Bad Rechtspr. 70. Ig. 227— 230. 

Muck: Abfaſſung gemeinſchaftlicher Teſtamente der Ehegatten. 
BayNot Z. 5. Ig. 226—228. 

Neuhierl: Zur Frage der Vater⸗ und Muttergutßverträge. Seuffäl. 
69. Ig. 4354386, 
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Rheinſtein: Kann der Miterbe, der auf Grund ZUBE. 8 175 bie 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Nachlaßgrundſtücks betreibt, 
Aufſchub der Erbauseinanderſetzung bis zur Beendigung der Ver⸗ 
ſteigerung verlangen? ZB15G. 5. Ig. 353—354. 

Rofentbal, Alfred: Die Befugnis des Teſtamentvollſtreckers, den 
Nachlaß zu verpflichten. Gruchots Beitr. 48. Ig. 735 — 745. 

Schmidt: Zur Frage vom gegenſtändlich beſchränkten Erbſchein. 
8 BIG. 5. Jg. 350—362. 


e) Einführungsgefeh. 
Burghart, H.: Zur Auslegung altrechtlicher Ehe⸗ und Erbverträge. 
JuſtRundſch. 3. Ig. 213—214. 
Heuer: Kur⸗ und Neumärkiſche Nitterſchaftliche Darlehns⸗Kaſſe. 
DIZ. 9. Ig. 988. 


f) Srundbncherdnung nebſt Ausführungsgeſetzen. 

Mainhard, Ludw.: Das formelle Grundbuchrecht im Großherzogtum 
Baden. (Die Reichsgrundbuchordnung mit den badiſchen Aus⸗ 
führungs⸗ und Vollzugsvorſchriften.) Textausgabe: (Langs Samm⸗ 
lung deutſcher und badiſcher Geſetze. 12. Bd.) Karlsruhe, J. Lang. 
(XXII, 423 S.) 5,60 M. 

Oberneck, H.: Das Reichsgrundbuchrecht unter Berückſichtigung der 
Ausführungsbeſtimmungen ſämtlicher Bundesſtaaten, insbeſondere 
derjenigen Preußens. Für die Praxis bearbeitet. 3. völlig ums 
gearb. Aufl. 2 Bde. Berlin, C. Heymann. (XL VIII, 1033; 
VIII, 593 S.) 30 M. 

Willenbücher: Die Reichsgrundbuchordnung vom 24. III. 1897 (in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. V. 1898) mit Anmerkungen 
und Sachregiſter. B., vermehrte Aufl. Berlin, H. W. Müller. 

Ausgabe für das Reich. (VI, 149 S.) 1,50 M. 
s „Preußen. (VI, 242 S.) 2,40 M. 


Auszug aus den Grundbuchviſitationserlaſſen des Kgl. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 30. VI. 1904. Württ. 46. Ig. 334 —338. 

Brachvogel: 8 105 Abſ. 2 AG. BGB. und § 36 28D. ElſLoth Z. 
29. Ig. 599-608. 

Eickhoff: Hypothekenbewilligung durch den Erſteher. DIZ. 9. Ig. 
984 —985. 

Falkmann: Zur Rechtſprechung des Kammergerichts in Grundbuch⸗ 
ſachen. ZUG. 5. Ig. 298—304. 

Fechner: Aufnahme eines Vermerks über den Vorrang einer Hypothel 
(Grundſchuld, Rentenſchuld) vor einer anderen Eintragung in 
Abt. II oder III des Grundbuchs in den Hypotheken⸗ (uſw.) Brief. 
Recht. 8. Ig. 599—600. 

Wigger: Das bisherige Stadtbuch und die Einrichtung des Grund⸗ 
buches in Noſtock. Meckl. Z. 23. Bd. 53—86. 

Wilhelm: Kann eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung der Zwangsvollſtreckungsklauſel nach 9 800 Abſ. 1 ZPO. 
in das Grundbuch eingetragen werden? DIZ. 9. Ig. 1082 — 1088. 


III. Handels- und Verkehrsrecht. 


Curti: Leitfaden für den Unterricht in ſchweizeriſchem Handelsrecht 
an kaufmänniſchen Schulen. 1.—2. Heft. Zürich, Art. Inſtitut 
Orell Füßli. Je 1,60 M. 

Gareis, K.: Handelsgeſetzbuch vom 10. V. 1897 nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetze vom 10. V. 1897. Unter Ausſchluß des See⸗ 
rechts. Handausgabe .... 3. Aufl. München, C. H. Beck. (XLIV, 
480 S.) 4 M. 


Epſtein, M.: Zur Frage der Kompenſation verjährter Gegenforde⸗ 
rungen der Eiſenbahnen. EiſenbE. 21. Bd. 95—98. 

Jacuſiel, Kurt: Das Recht der Agenten, Mäkler und Kommiſſionäre. 
1. Heft. Das Recht der Agenten. 2. Aufl. Berlin, A. W. Hayns 
Erben. (VII, 85 S.) 2 M. 
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Lehmann, Hans: Das Recht der Handlungslehrlinge. Ellwangen, 
J. Heß. (VIII, 119 S.) 2,40 M. 

Schulze, Otto: Das Verhältnis des handelsrechtlichen Zurück⸗ 
behaltungsrechts zu dem des BGB. Diſſ. Cöthen, O. Schulze, Verl. 
(62 S.) 1,20 M. 

Thorwart, F.: Zur Frage der Kontokorrentkredite. Bank Arch. 4. Ig. 10. 

Waſſermann, Martin: Eine wichtige Entſcheidung zur Auslegung des 
vielumſtrittenen 863 Abſ. 1 des HGB. JuſtRundſch. 3. Ig. 212— 213. 


Neumann: Über die Bildung der Sachfirma der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. JuſtRundſch. 3. Ig. 233 — 234. 

Staub, Hermann: Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung⸗ 
Jur. Geſellſchaft. Berlin 1903 — 1904. 35 —45. 


Ebert, Erich: Die Nebenleiſtungs⸗Aktiengeſellſchaft. Leipzig, 
Veit & Co. (VIII, 128 S.) 3,50 M. 

Kockerols: Zur Frage der Beurkundung der Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe bei Aktiengeſellſchaften. Recht. 8. Ig. 578— 574. 

Lehmann, Karl: Die Pflicht des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft zur 
Einberufung einer Generalverſammlung. DIZ. 9. Ig. 961 — 964. 

Müller, Neander: Zur Aufſichtsratsfrage in Deutſchland. Holdh Schr. 
13. Ig. 246— 249. 

Rehm: Inwieweit erſtrecken ſich Recht und Pflicht des Aufſichtsrats 
und Vorſtandes einer Atktiengeſellſchaft zur Einberufung einer 
Generalverſammlung? Referat auf dem 27. Deutſchen Juriſtentag. 
HoldhMSchr. 13. Ig. 2839 — 246. 

Rehm: Die Rechtsfragen in der Hiberniaſache. DIZ. 9. Ig. 953— 958. 

Der Streit um die Hibernia. DIZ. 9. Ig. 1023 — 1026. 

Rehm: Neue Rechtsfragen des Hiberniafalled. DIZ. 9. Ig. 1028 — 1029. 

Sontag: Die Rechtsmittel gegen Anordnungen der den Hypotheken⸗ 
Banken übergeordneten Aufſichtsbehörde. Bank Arch. 4. Ig. 20— 24. 


Harmening, Ernſt: Die notwendige Entwickelung der Induſtrie zum 
Truſt. [Aus: „Archiv für RNaſſen⸗ und Geſellſchafts⸗Biol.“] 
Berlin, Verlag der Archiv⸗Geſellſchaft. (22 S.) 0,50 M. 

Mandel, Paul: Entwurf zu einem Geſetze über die Kartellverträge. 
Red. im Auftrage des königl. ungar. Handelsminiſters Karl Hieronymi. 
(Mskr., aus dem Ung. überſetzt.) Budapeſt, F. Kilians Nachf. 
(32 S.) 1,20 M. 

Weiß⸗Wellenſtein, Guſtav v.: Die Ergebniſſe des 27. Deutſchen 
Juriſtentages. BankArch. 4. Ig. 6—-8. 


Cohn, Guſtav: Die Bewertung der Börſenpapiere. BankArch. 4. Ig. 3—6. 

Heilbrunn, Ludwig: Die Reform des Börſengeſetzes. Juriſtiſche 
und ökonomiſche Gloſſen. Frankfurt a. M., Mahlau & Wald⸗ 
ſchmidt. (27 S.) 1 M. 

Pinner, Albert: Die Reviſion des Börſengeſetzes. Vortrag. (Ber: 
öffentlichungen des Berliner Anwaltvereins. 17. Heft.) Berlin, 
F. Vahlen. (27 S.) 0,80 M. 


Genoſſenſchaftskataſter für das Deutſche Reich. Die eingetragenen 
Erwerbs⸗ u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften am 1. I. 1903. Hrsg. 
von der preuß. Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe, unter Mitwirkung des 
königl. bayer. ſtatiſt. Bureaus, des königl. württemb. ſtatiſt. Landes⸗ 
amts, des großherzogl. bad. ſtatiſt. Landesamts u. der großherzogl. 
heſſ. Zentralſtelle für die Landesſtatiſtik. Berlin, C. Heymann. 
(XL, 916 S.) 6 M. | 

Oßwald: Leitfaden des Genoſſenſchaftsrechts für den Gebrauch der 
Handwerkergenoſſenſchaften. Stuttgart, W. Kohlhammer. (III, 
29 S.) 0,50 M. 


— 


Baumgarten, Ferdinand: Zur Frage, ob ſich das Verbot eines 
Privatübereinkommens nicht nur auf Preisermäßigungen, ſondern 
auch auf Preiserhöhungen gegenüber den Eiſenbahntarifen bezieht 
(Internat. Mbereink. Art. 11 Ung. Eiſenb.⸗Betr.⸗Regl. 88 7 u. 60). 
EiſenbE. 21. Bd. 99 — 100. 
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Boethke, Wilhelm: Beiträge zur Erläuterung des § 21 der Deutſchen 
Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung. EiſenbE. 21. Bd. 87—94. 

Eger, Georg: Das Geſetz über die Bahneinheiten. Vom 19. VIII. 
1895 in der Faſſung des Geſetzes vom 11. VI. 1902. (Bisher: 
Geſetz, betr. das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Kleinbahnen 
u. die Zwangsvollſtreckung in dieſelben.) Kommentar. Preis⸗ 
gekrönt . . . 2. Aufl. Berlin, J. Guttentag. (XII, 508 S.) 18 M. 

Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des Preußiſchen Kleinbahn⸗ 
geſetzes vom 28. VII. 1892. EiſenbE. 21. Bd. 101 —105. 

Gorden, F.: Die Gepäckträger der Eiſenbahnverkehrsordnung. 
ArchOffR. 19. Bd. 398—405. 

Mode: Zur Rechtsgültigkeit der Eiſenbahnverkehrsordnung. DIz. 
9. Ig. 1084 — 1086. 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 

Curti, Artur: Zur Reform des Wechſelrechts in der Schweiz. 
BankArch. 4. Ig. 8—10. 

Kleinberger: Iſt ein Sichtwechſel gültig, welcher auf mehrere 
Perſonen gezogen iſt? HoldhMSchr. 13. Ig. 263 — 264. 

Leth, C.: Die Poſtſparkaſſen und der Poſtſcheckverkehr in Oſterreich. 
Recht. 8. Ig. 561—566. 

Martinius: Abſchaffung oder Reform des Wechſelproteſtes. DNotV. 
4. Ig. 585606. 

Mayer, Edmund: Über die Verrechnungsklauſel beim Scheck. Oſt AG. 
55. Ig. 414415. 


Moltmann, B. H.: Ziel und Wege einer deutſchen Scheckgeſetz⸗ 


gebung. BankArch. 4. Ig. 24 — 27. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


J ſay, Hermann: Überſicht über die Literatur und Judikatur des 
Jahres 1903/04, betr. das Patent⸗ und Gebrauchsmuſterrecht. 
Berlin, F. Vahlen. (48 S.) 0,80 M. 


Entwur feines Markenſchutzgeſetzes in China. Unl W. 4. Ig. 14 —15. 

Glaſer, L.: Patentgeſetz für die Vereinigten Staaten (Common- 
wealth) von Auſtralien. Gewnſchutz. 9. Ig. 287 —289. 

Heimann, H.: Verfahrenpatente auf Einrichtungen. Vortrag ... Mitt. 
VerbdtſchPat Anw. 4. Ig. 71— 78. 

Jürgenſohn, Arved: Patentgeſetzgebung und Exfinderſchickſale. 
Gewſchutz. 9. Ig. 309 —339. 

Marcus: Iſt gegenüber dem Gebrauchsmuſterrecht das Recht der 
Vorbenutzung anzuerkennen? DIZ. 9. Ig. 1174 —1175. 

Mothes: Die ſubjektive Neuheit von Gebrauchsmuſtern. Recht. 
8. Ig. 526. 

Robolski, H.: Das Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern 
vom 1. VI. 1891. 2. Aufl. Berlin, C. Heymanns Verl. (IV, 114 S.) 
Geb. 1,60 M. (Taſchengeſetzſammlung Nr. 13.) 

Stort, Th.: Beiträge zum formellen Patentrecht. Vortrag. Mitt 
Verbdtſchpat Anw. 4. Ig. 78 —80. 

Die Vereinheitlichung und Vereinfachung der Formvorſchriften 
auf dem Gebiete des gewerblichen Nechtsſchutzes. Die techniſche 
Konferenz zu Bern 1.—5. Auguſt 1904. Gewꝗſchutz. 9. Ig. 289 — 296. 

Wirth, R.: Zu dem Kampf um das Konmbinationspatent. 
Mitt VerbdpPat Anw. 4. Ig. 63 —66. 


Maiſch, Louis: Das Recht zum Stenographieren und das Recht am 
Stenographierten. Zugleich ein Beitrag zur Lehre vom Urheber⸗ 
recht, unter Berückſichtigung der geſetzlichen Beſtimmungen aller 
Länder. (Abhandlungen zum ſchweizeriſchen Recht. 3. Heft.) Bern, 
Stämpfli & Co. (VII, 112 S.) 2,50 M. 

Röthlisberger, Ernſt: Der interne und der internationale Schutz 
des Urheberrechts in den verſchiedenen Ländern, mit beſonderer 
Berückſichtigung der Schutzfriſten, Bedingungen und Förmlichkeiten 
überſichtlich dargeſtellt. 2. umgearbeitete und ergänzte Aufl. Leipzig 
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Geſchäftsſtelle des Börſenvereins der deutſchen Buchhändler. 
(VIII, 115 S.) 3 M. 

Röthlisberger, Ernſt: Der Verlagsvertrag über Beiträge an 
Zeitungen und Zeitſchriften. Bericht für den X. internationalen 
Preßkongreß zu Wien 1904. Geweſchutz. 9. Ig. 277—281. 

Röthlisberger, Ernſt: Vereinfachung der den Herausgebern perio⸗ 
diſcher Druckſchriften auferlegten Bedingungen und Förmlichkeiten. 
Bericht für den IX. internationalen Preßkongreß zu Wien 1904. 
Gewgtſchutz 9. Ig. 281—287. 

Röthlisberger, Ernſt: Die Verlagsverträge über Beiträge an 
Zeitungen und Zeitſchriften. Bericht an den IX. internationalen 
Preſſekongreß zu Wien 1904. Buch BörſBl. 71. Ig. S. 8599 — 8602. 

Zum Rücktrittsrecht des Verfaſſers. Von Juſtus. BörſcölDtſch Buchh. 
71. Ig. 11253—11254. 

Die Berſchaffung des Verlagsrechts. Von Juſtus. . 
71. Ig. 10922— 10923. 


Bachem, Jul.: Der unlautere Wettbewerb in den Niederlanden. 
Unl W. 4. Ig. 21. 

Dronke, E.: Unrichtige Angaben tatſächlicher Art — „Dortmunder 

Bier“ — durch Gebrauch einer eingetragenen Firma. UnlW. 
4. Ig. 11—13. 

Geiſtiges Eigentum. Blätter zur Bekämpfung des literariſchen 
Diebſtahls. Herausgeber Fred Hood. Charlottenburg, F. Huth. 

Finger: Unlauterer Wettbewerb zwiſchen bildlichen und wörtlichen 
Warenzeichen und Geſchäftsbezeichnungen. Unl W. 4. Ig. 9— 10. 

Fuld: Weiteres aus der Kognakbranche. Unl W. 4. Ig. 3—4. 

Fuld: Unlauterer Wettbewerb im Flaſchenbierhandel. UnlW. 
4. Ig. 13—14. g 

Hoffmann, Eduard: Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs vom 17. V. 1896, nebſt Erläuterungen für Laien in ge⸗ 
meinverſtändlicher Form. Erfurt, C. Villaret. (VI, 66 S.) 1,20 M. 

Narcus: Die Kaufmannsgerichte und das Wettbewerbgeſetz. UnlW. 

4. Ig. 21—22. az 5 

Pels, Richard: Inwieweit ſchützt das Wettbewerbsgeſetz oder 
der §8 826 BGB. den Fabrikanten gegen Schleuderei? Unl W. 
4. Ig. 2—3. 

Waſſermann, Martin: 


Exportmarken. Unl W. 4. Ig. 17—21. 


VI. Verſicherungsrecht. 

Arens, Wilhelm: Die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privat⸗ 
angeſtellten. Arch SozW. 19. Bd. 378 —402. 

Arens, Wilhelm: Der vorzeitige Abgang bei der Lebensverſicherung. 
Hirths Ann. 37. Ig. 766 — 769. N 

Biſchoff, D.: Die een der Praxis. Ver BerſWiſſ. III. 
28—41. 

Bohren, A.: Die ſchweizeriſche Militärverſicherung. 
4. Bd. 477 —480. 

Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. ZBerſWeſ. 
1904. 539 —541, 549 — 550. 

Entwurf eines Transportverſicherungsgeſetzes. Aufgeſtellt vom 
Danziger Nautiſchen und Reeder⸗Verein, Eingetragener Verein. 
Berlin, J. Guttentag. (105 S.) 2,50 M. 

Erſatz des beim Löſchen von Bränden verurſachten Schadens an 
unverſicherten Sachen. ZVerſWeſ. 1904. 567—569. 

Florſchütz: Die Bruchklauſel im Lebensverſicherungsvertrag. Vor⸗ 
trag... ZVerſWeſ. 1904. 511—512. 

Die Söder der e ZVerſWeſ. 1904. 
501 —502. 

Gerhard: Versammlung des Deutſchen Vereins fur Berfiherunge 
wiſſenſchaft. Recht. 8. Ig. 544. 

Gerhard: Gerichtsentſcheidungen in Seftfünterfigerunge Prozeſſen. 
ZVerſWiſſ. 4. Bd. 399—421. 


ZVerſ.Wiff. 
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Hagen, Otto: Die Bedeutung der vorbehaltloſen Einlöſung des 
Verſicherungsſcheins. Ein Beitrag zur Neuordnung des Ver⸗ 
ſicherungsrechts. KGBl. 15. Ig. 69 — 71. 

Hagen, Otto: Der Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag. Nach einem Vortrage vom 28. Mai 1904 in ber Juriſtiſchen 
Geſellſchaft in Berlin. Hirths Ann. 37. Ig. 721 — 740. 

Krüger, Emil: Die Gewinnverteilung in der Lebensverſicherung 
Frankfurt a. M., E. Schnapper. (64 S.) 2 M. 

Manes: a. Errichtung einer Zentralſtelle zur Sammlung aller Mate⸗ 
rialien für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. b. Unmittelbare finanzielle 
Förderung durch das Reich. VerVerſWiſſ. III. 42—46. 

Leitſätze zur Förderung der Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft in Deutſch⸗ 
land. VerVerſWiſſ. III. 47—48. 

Manes, Alfred: Internationale Bedeutung der Verſicherung und der 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. JIVRVMitt. 3. Ig. 432 —450. 

Meyer, Hugo: Über die Rentenverſicherung für verbundene Leben 
mit Berückſichtigung der * des Verſorgers. ZVerſWiſſ. 
4. Bd. 463 —470. 

Moldenhauer: Unterricht in Verſicherungsrecht und Verſicherungs⸗ 
wirtſchaft. VerVerſWiſſ. III. 10—15. 

Svedelius, Frederik: Die ſchwediſchen Geſetze über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 480—489. 
Toop, Paul: Die rechtliche Bedeutung der Übergabe der Verſicherungs⸗ 
bedingungen vor Abſchluß des Verſicherungsvertrages. Zur Aus⸗ 
legung des § 10 des Geſetzes über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen vom 12. V. 1901. Berlin, Puttkammer & Mühl⸗ 

brecht. (VII, 40 S.) 1 M. 

Vorſchläge zur Förderung ber Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Materialien 
zur Beſteuerung der Verſicherung. (Veröffentlichungen des Deutſchen 
Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Hrsg. von Alfr. Manes. 
III.) Berlin, E. S. Mittler & Sohn. (110 S.) 8 M. 


C. Ziwilprogen. 
I. Juſtizgeſetze im allgemeinen. 

Neumann: Ein Vierteljahrhundert deutſcher Juſttizgeſetzgebung. 
JW. 33. Ig. 457461. 

Schmitt, Gottfried: Bayeriſche Juſtizgeſetze. Sammlung der in 
den Jahren 1818— 1904 erlaſſenen Landesgeſetze für die Nechts⸗ 
pflege nach dem Stande vom Ende des Jahres 1904. München, 
J. Schweitzer Verl. (VIII, 1464 S.) 16 M. 

Politiſches Reformbuch für alle 
Deutſchen, verfertigt von einem Ausland⸗Deutſchen. 2. Tl. I. Buch. 

Die deutſche Juſtiz⸗Reform der Zukunft. Zurich, Zürcher & Furrer. 

(L S., S. 321—621.) 2 M. 


II. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

Neue Vorſchläge zu einem prozeſſualen Notſtands⸗ 
geſetze. DIZ. 9. Ig. 1029 — 1030. 

Boethke, H.: Das Reichsgericht. Zur 25jährigen Gedenkfeier der 
Errichtung des Reichsgerichts. DIZ. 9. Ig. 875—880. 

Fiſcher, Otto: Reviſion und Reviſionsſumme. In rechtsgeſchicht⸗ 
licher rechts vergleichender Darſtellung. Vortrag. JVR Mitt. 
3. Ig. 306—417. — Auch als S.⸗Abdruck erſchienen Berlin, 
J. Springer (32 S.) 0, 80 M. 

Guſinde.— Viebig: Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. 

DIZ. 9. Ig. 1129 — 1130. 

Hamm: Entlaſtung des Reichsgerichts. (Berl JurcGeſellſch. 1908 —1904. 
56—64.) 

Die deutſche Juſtizj⸗Reform der Zukunft. Zweiter Teil von 
„Staatsſtreich oder Reformen“. Erſtes Buch. Verfaßt von einem 
Ausland⸗Deutſchen. Zurich, N & Furrer. (L S., S. 321 
bis 621.) 2 M. 
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Lehmann, Hans: Das Recht der Handlungslehrlinge. Ellwangen, 
J. Heß. (VIII, 119 S.) 2,40 M. 

Schulze, Otto: Das Verhältnis des handelsrechtlichen Zurück⸗ 
behaltungsrechts zu dem des BGB. Diff. Cöthen, O. Schulze, Verl. 
(62 S.) 1,20 M. 

Thorwart, F.: Zur Frage der Kontokorrentkredite. Bank Arch. 4. Ig. 10. 

Waſſermann, Martin: Eine wichtige Entſcheidung zur Auslegung des 
vielumſtrittenen 563 Abſ. 1 des HGB. JuſtRundſch. 3. Ig. 212— 213. 


Neumann: Über die Bildung der Sachfirma der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. JuſtRundſch. 3. Ig. 233— 234. 

Staub, Hermann: Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Jur. Geſellſchaft. Berlin 1903 — 1904. 35—45. 


Ebert, Erich: Die Nebenleiſtungs⸗Aktiengeſellſchaft. Leipzig, 
Veit & Co. (VIII, 128 S.) 3,50 M. 

Kockerols: Zur Frage der Beurkundung der Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe bei Aktiengeſellſchaften. Recht. 8. Ig. 573—574. 

Lehmann, Karl: Die Pflicht des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft zur 
Einberufung einer Generalverſammlung. DIZ. 9. Ig. 961—964. 

Müller, Neander: Zur Aufſichtsratsfrage in Deutſchland. Holdh Schr. 
13. Ig. 246— 249. 

Rehm: Inwieweit erſtrecken ſich Recht und Pflicht des Aufſichtsrats 
und Vorſtandes einer Attiengeſellſchaft zur Einberufung einer 
Generalverſammlung? Referat auf dem 27. Deutſchen Juriſtentag. 
Holdh Schr. 13. Ig. 239 — 246. 

Rehm: Die Rechtsfragen in der Hiberniaſache. DJ Z. 9. Ig. 953— 958. 

Der Streit um die Hibernia. DIZ. 9. Ig. 1023 — 1026. 

Rehm: Neue Rechtsfragen des Hiberniafalles. DIZ. 9. Ig. 1028 — 1029. 

Sontag: Die Rechtsmittel gegen Anordnungen der den Hypotheken⸗ 
Banken übergeordneten Aufſichtsbehörde. Bank Arch. 4. Ig. 20— 24. 


Harmening, Ernſt: Die notwendige Entwickelung der Induſtrie zum 
Truſt. [Aus: „Archiv für RNaſſen⸗ und Geſellſchafts⸗Biol.“] 
Berlin, Verlag der Archiv⸗Geſellſchaft. (22 S.) 0,50 M. 

Mandel, Paul: Entwurf zu einem Geſetze über die Kartellverträge. 
Red. im Auftrage des königl. ungar. Handelsminiſters Karl Hieronymi. 
(Mskr., aus dem Ung. überſetzt.) Budapeſt, F. Kilians Nachf. 
(32 S.) 1,20 M. 

Weiß⸗Wellenſtein, Guſtav v.: Die Ergebniſſe des 27. Deutſchen 
Juriſtentages. BankArch. 4. Ig. 6-8. 


Cohn, Guſtav: Die Bewertung der Börſenpapiere. Bank Arch. 4. Ig. 3—6. 

Heilbrunn, Ludwig: Die Reform des Börſengeſetzes. Juriſtiſche 
und ökonomiſche Gloſſen. Frankfurt a. M., Mahlau & Wald⸗ 
ſchmidt. (27 S.) 1 M. 

Pinner, Albert: Die Reviſion des Börſengeſetzes. Vortrag. (Ver⸗ 
öffentlichungen des Berliner Anwaltvereins. 17. Heft.) Berlin, 
F. Vahlen. (27 S.) 0,80 M. 


Genoſſenſchaftskataſter für das Deutſche Reich. Die eingetragenen 
Erwerbs⸗ u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften am 1. I. 1903. Hrsg. 
von der preuß. Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe, unter Mitwirkung des 
königl. bayer. ſtatiſt. Bureaus, des königl. württemb. ſtatiſt. Landes⸗ 
amts, des großherzogl. bad. ſtatiſt. Landesamts u. der großherzogl. 
heſſ. Zentralſtelle für die Landesſtatiſtik. Berlin, C. Heymann. 
(XL, 916 S.) 6 M. ö 

Oßwald: Leitfaden des Genoſſenſchaftsrechts für den Gebrauch der 
Handwerkergenoſſenſchaften. Stuttgart, W. Kohlhammer. (III, 
29 S.) 0,50 M. 


Baumgarten, Ferdinand: Zur Frage, ob ſich das Verbot eines 
Privatübereinkommens nicht nur auf Preisermäßigungen, ſondern 
auch auf Preiserhöhungen gegenüber den Eiſenbahntarifen bezieht 
(Internat. ÜUbereink. Art. 11 Ung. Eiſenb.⸗Betr.⸗Regl. 8$ 7 u. 60). 
EiſenbE. 21. Bd. 99 — 100. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


Boethke, Wilhelm: Beiträge zur Erläuterung des § 21 der Deutſchen 
Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung. EiſenbE. 21. Bd. 87—94. 

Eger, Georg: Das Geſetz über die Bahneinheiten. Vom 19. VIII. 
1895 in der Faſſung des Geſetzes vom 11. VI. 1902. (Bisher: 
Geſetz, betr. das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Kleinbahnen 
u. die Zwangsvollſtreckung in dieſelben.) Kommentar. Preis⸗ 
gekrönt .. . 2. Aufl. Berlin, J. Guttentag. (XII, 508 S.) 13 M. 

Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des Preußiſchen Kleinbahn⸗ 
geſetzes vom 28. VII. 1892. EiſenbE. 21. Bd. 101 — 105. 

Gorden, F.: Die Gepäckträger der Eiſenbahnverkehrsordnung. 
ArchOffR. 19. Bd. 398 —405. 

Mode: Zur Rechtsgültigkeit der Eiſenbahnverkehrsordnung. DIZ. 
9. Ig. 1084 — 1086. 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 

Curti, Artur: Zur Reform des Wechſelrechts in der Schweiz. 
Bank Arch. 4. Ig. 8—10. 

Kleinberger: Iſt ein Sichtwechſel gültig, welcher auf mehrere 
Perſonen gezogen iſt? HoldhMSchr. 13. Ig. 263— 264. 

Leth, C.: Die Poftſparkaſſen und der Poſtſcheckverkehr in Oſterreich. 
Recht. 8. Ig. 561—566. 

Martinius: Abſchaffung oder Reform des Wechſelproteſtes. DNotV. 
4. Ig. 585606. 

Mayer, Edmund: Über die Verrechnungsklauſel beim Scheck. Oſt AG. 
55. Ig. 414 —415. 

Moltmann, B. H.: Ziel und Wege einer deutſchen Scheckgeſetz⸗ 
gebung. BankArch. 4. Ig. 24 — 27. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


Iſay, Hermann: Überſicht über die Literatur und Judikatur des 
Jahres 1903/04, betr. das Patent⸗ und Gebrauchsmuſterrecht. 
Berlin, F. Vahlen. (48 S.) 0,80 M. 


Entwurf eines Markenſchutzgeſetzes in China. Unl W. 4. Ig. 14 —15. 

Glaſer, L.: Patentgeſetz für die Vereinigten Staaten (Common- 
wealth) von Auſtralien. Gewnſchutz. 9. Ig. 287— 289. 

Heimann, H.: Verfahrenpatente auf Einrichtungen. Vortrag .. . Mitt. 
Verbdtſchpat Anw. 4. Ig. 71— 78. 

Jürgenſohn, Arved: Patentgeſetzgebung und Erfinderſchickſale. 
GewRſchutz. 9. Ig. 309—339. 

Marcus: Iſt gegenüber dem Gebrauchsmuſterrecht das Recht der 
Vorbenutzung anzuerkennen? DIZ. 9. Ig. 1174 —1175. 

Mothes: Die ſubjektive Neuheit von Gebrauchsmuſtern. Recht. 
8. Ig. 526. 

Robolski, H.: Das Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern 
vom 1. VI. 1891. 2. Aufl. Berlin, C. Heymanns Verl. (IV, 114 S.) 
Geb. 1,60 M. (Taſchengeſetzſammlung Nr. 13.) 

Stort, Th.: Beiträge zum formellen Patentrecht. Vortrag. Mitt 
Verbdtſchpat Anw. 4. Ig. 78—80. 

Die Vereinheitlichung und Vereinfachung der Formvorſchriften 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes. Die techniſche 
Konferenz zu Bern 1.—5. Auguſt 1904. Gewnſchutz. 9. Ig. 289— 296. 

Wirth, R.: Zu dem Kampf um das Kombinationspatent. 
Mitt VerbdPatAnw. 4. Ig. 63—66. 


Maiſch, Louis: Das Recht zum Stenographieren und das Recht am 
Stenographierten. Zugleich ein Beitrag zur Lehre vom Urheber: 
recht, unter Berückſichtigung der geſetzlichen Beſtimmungen aller 
Länder. (Abhandlungen zum ſchweizeriſchen Recht. 3. Heft.) Bern, 
Stämpfli & Co. (VII, 112 S.) 2,50 M. 

Röthlisberger, Ernſt: Der interne und der internationale Schutz 
des Urheberrechts in den verſchiedenen Ländern, mit beſonderer 
Verückſichtigung der Schutzfriſten, Bedingungen und Förmlichkeiten 
überfichtlich dargeſtellt. 2. umgearbeitete und ergänzte Aufl. Leipzig 


XX XII. Jahrgang. 


Geſchäftsſtelle des Börſenvereins der deutſchen ee 
(VIII, 115 S.) 8 M. 

Röthlisberger, Ernſt: Der Verlagsvertrag über Beiträge an 
Zeitungen und Zeitſchriften. Bericht für den X. internationalen 
Preßkongreß zu Wien 1904. Geweſchutz. 9. Ig. 277—281. 

Köthlisberger, Ernſt: Vereinfachung der den Herausgebern perio⸗ 
diſcher Druckſchriften auferlegten Bedingungen und Förmlichkeiten. 
Bericht für den IX. internationalen Preßkongreß zu Wien 1904. 
GewRſchutz 9. Ig. 281 — 287. 

Köthlisberger, Ernſt: Die Verlagsverträge über Beiträge an 
Zeitungen und Zeitſchriften. Bericht an den IX. internationalen 
Preſſekongreß zu Wien 1904. Buch BörſBl. 71. Ig. S. 8599 — 8602. 

Zum Rücktrittsrecht des Verfaſſers. Von Juſtus. Börſ l DtſchBuchh. 
71. Ig. 11253 — 11254. 

Die Verſchaffung des Verlagsrechts. Von Juſtus. R 
71. Ig. 10922 — 10923. 


Bachem, Jul.: Der unlautere Wettbewerb in den Niederlanden. 
unlW. 4. Ig. 21. 

Dronke, E.: Unrichtige Angaben tatſächlicher Art — „Dortmunder 
Bier“ — durch Gebrauch einer eingetragenen Firma. UnlW. 
4. Ig. 11—13. 

Geiſtiges Eigentum. Blätter zur Bekämpfung des literariſchen 
Diebſtahls. Herausgeber Fred Hood. Charlottenburg, F. Huth. 

Finger: Unlauterer Wettbewerb zwiſchen bildlichen und wörtlichen 
Warenzeichen und Geſchäftsbezeichnungen. Unl W. 4. Ig. 9— 10. 

Fuld: Weiteres aus der Kognakbranche. Unl W. 4. Ig. 3—4. 

Fuld: Unlauterer Wettbewerb im Flaſchenbierhandel. UnlW. 
4. Ig. 13—14. ö 

Hoffmann, Eduard: Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs vom 17. V. 1896, nebſt Erläuterungen für Laien in ge⸗ 
meinverſtändlicher Form. Erfurt, C. Villaret. (VI, 66 S.) 1,20 M. 

Narcus: Die Kaufmannsgerichte und das Wettbewerbgeſetz. Unl W. 

4. Jg. 21—22. 5 | 

Pels, Richard: Inwieweit ſchützt das Wettbewerbsgeſetz oder 
der 8 826 BOB. den Fabrikanten gegen Schleuderei? UnlW. 
4. Ig. 2—3. 


Waſſermann, Martin: Exportmarken. UnlW. 4. Ig. 17—21. 


VI. Verſicherungsrecht. 

Arens, Wilhelm: Die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privat⸗ 
angeſtellten. Arch SozW. 19. Bd. 378 — 402. 

Arens, Wilhelm: Der vorzeitige Abgang bei der Lebensverſicherung. 
Hirths Ann. 37. Ig. 766 — 769. ö 

Biſchoff, D.: Die Forderungen der Praxis. Ber Ver Wiſſ. III. 
28—41. 

Bohren, A.: Die ſchweizeriſche een 
4. Bd. 477 —480. 

Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 
1904. 539—541, 549 — 550. 

Entwurf eines Transportverſicherungsgeſetzes. Aufgeſtellt vom 
Danziger Nautiſchen und Reeder⸗Verein, Eingetragener Verein. 
Berlin, J. Guttentag. (105 S.) 2,50 M. 

Erſatz des beim Löſchen von Bränden verurſachten Schadens an 
unverſicherten Sachen. ZVerſWeſ. 1904. 567— 569. 

Florſchütz: Die Bruchklauſel im Lebensverſicherungsvertrag. Vor⸗ 
trag ... ZVerſWeſ. 1904. 511—512. 

Die Förderung der R 3verſWeſ. 1904. 
501 —502. 

Gerhard: Berfammlung des Deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗ 
wiſſenſchaft. Recht. 8. Ig. 544. 

Gerhard: Gerichtsentſcheidungen in e Prozeſſen. 
ZVerſWiſſ. 4. Bd. 399—421. 


gVerſWiff. 
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Hagen, Otto: Die Bedeutung der vorbehaltloſen Einlöſung des 
Verſicherungsſcheins. Ein Beitrag zur Neuordnung des Ver⸗ 
ſicherungsrechts. KGBl. 15. Ig. 69 — 71. 

Hagen, Otto: Der Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag. Nach einem Vortrage vom 28. Mai 1904 in der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft in Berlin. Hirths Ann. 37. Ig. 721 — 740. 

Krüger, Emil: Die Gewinnverteilung in der Lebensverſicherung 
Frankfurt a. M., E. Schnapper. (64 S.) 2 M. 

Manes: a. Errichtung einer Zentralſtelle zur Sammlung aller Mate⸗ 
rialien für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. b. Unmittelbare finanzielle 
Förderung durch das Reich. VervVerſWiſſ. III. 42—46. 

Leitſätze zur Förderung der Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft in Deutſch⸗ 
land. VerVerſWiſſ. III. 47—48. 

Man es, Alfred: Internationale Bedeutung der Verſicherung und der 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. JVRVMitt. 3. Ig. 432—450. 

Meyer, Hugo: Über die Kentenverſicherung für verbundene Leben 
mit Berückſichtigung der Aktivität des Verſorgers. ZVerſWiſſ. 
4. Bd. 463—470. 

Moldenhauer: Unterricht in Verſicherungsrecht und Verſicherungs⸗ 
wirtſchaft. Ver VerſWiſſ. III. 10—15. 

Svedelius, Frederik: Die ſchwediſchen Geſetze über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 480 —489. 
Toop, Paul: Die rechtliche Bedeutung der Übergabe der Verſicherungs⸗ 
bedingungen vor Abſchluß des Verſicherungsvertrages. Zur Aus⸗ 
legung des § 10 des Geſetzes über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen vom 12. V. 1901. Berlin, Puttkammer & Mühl⸗ 

brecht. (VII, 40 S.) 1 M. 

Vorſchläge zur Förderung der Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Materialien 
zur Beſteuerung ber Verſicherung. (Veröffentlichungen des Deutſchen 
Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Hrsg. von Alfr. Manes. 
III.) Berlin, E. S. Mittler & Sohn. (110 S.). 8 M. 


C. Zivilprozeß. 
I. Inſtizgeſetze im allgemeinen. 

Neumann: Ein Vierteljahrhundert deutſcher Juſtizgeſetzgebung. 
JW. 33. Ig. 457—461. 

Schmitt, Gottfried: Bayeriſche Juſtizgeſetze. Sammlung der in 
den Jahren 1818 — 1904 erlaſſenen Landesgeſetze für die Rechts⸗ 
pflege nach dem Stande vom Ende des Jahres 1904. München, 
J. Schweitzer Verl. (VIII, 1464 S.) 16 M. 

Staatsſtreich oder Reformen! Politiſches Reformbuch für alle 
Deutſchen, verfertigt von einem Ausland⸗Deutſchen. 2. Tl. I. Buch. 
Die deutſche Juſtiz⸗Reform der Zukunft. Zürich, Zürcher & Furrer. 

(L S., S. 321—621.) 2 M. 


II. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

Bomhard, v.: Neue Vorſchläge zu einem prozeſſualen Notſtands⸗ 
geſetze. DIZ. 9. Ig. 1029 — 1030. 

Boethke, H.: Das Reichsgericht. Zur 25 jährigen Gedenkfeier der 
Errichtung des Reichsgerichts. DIZ. 9. Ig. 875 —880. 

Fiſcher, Otto: Reviſion und Reviſionsſumme. In rechtsgeſchicht⸗ 
licher rechtsvergleichender Darſtellung. Vortrag. JVRWMitt. 
3. Ig. 306—417. — Auch als S.⸗Abdruck erſchienen Berlin, 
J. Springer (82 S.) 0,80 M. 

Guſinde.— Viebig: Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. 
DIZ. 9. Ig. 1129 — 1130. 

Hamm: Entlaſtung des Reichsgerichts. ae 19031904. 
56—64.) 

Die deutſche Juſtiz⸗ Reform der Zukunft. Zweiter Teil von 
„Staatsſtreich oder Reformen“. Erſtes Buch. Verfaßt von einem 

Ausland⸗Deutſchen. Zürich, Zürcher & Furrer. (L S., S. 321 

bis 621.) 2 M. 
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Koppmann: Zur Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. 
JuſtRundſch. 3. Ig. 241—243. 

Liebmann, Otto: Die Geſchichte des Reichsgerichts 1879—1904- 
DIE. 9. Ig. 936988. 

Löwenſtein: Jubiläumsfeier des Reichsgerichts. DIZ. 9. Ig. 
973—976. 

Peters: Der Geſetzentwurf zur Entlaſtung des Neichsgerichts im 
Verhältniſſe zu den Grundſätzen der ZPO. DIZ. 9. Ig. 1097—1104. 

Schmidt, Otto: Zur Überlaftung des Reichsgerichts in Zwilſachen. 
IW. 88. Ig. 525535. 


Spann, Joſ. v.: Das [öfterr.] Reichsgericht. Die auf dasſelbe ſich 
beziehenden Geſetze und Verordnungen ſamt Geſetzes materialien ſowie 
Überficht der einſchlägigen Judikatur und Literatur. Wien, Manz. 
(IX, 406.) 7,60 M. 

Wach: Die Erhöhung der Reviſionsſumme. DIL. 9. Ig. 1146— 1154. 


Zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Gerichtsorganiſation 
für Berlin und Umgebung. Recht. 8. Ig. 569 —570. 


Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte. 
Braunſchweig, J. H. Meyer. (IV, 124, II, 26 S.) 1,50 N. 
Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreiberei des herzogl. Land⸗ 
gerichts Braunſchweig. Braunſchweig, J. H. Meyer. (IV, 62, 
II, 26 S.) 1 M. 

Sternberg, Moritz: Die Konzipientur in Oſterreich. Wien, Manz. 
(82 S.) 0,80 M. 


Bewer: Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte für Rechtsnachfolger der 
Arbeiter oder Arbeitgeber. DIZ. 9. Ig. 1110—1118. 

Engländer, Richard: Die Judikatur der öſterreichiſchen Gewerbe 
gerichte. Oſtl GZ. 55. Ig. 422—424, 431—434. 

Fellmeth, A.: Die deutſchen Gewerbegerichte im Jahre 1908. 
BadRechtspr. 70. Ig. 276—277. 


Apt, Max: Preußiſche Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsgeſetz 
betr. Kaufmannsgerichte. Als Nachtrag zur Textausgabe 
(Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Nr 74. Nachtrag.) 
Berlin, J. Guttentag. (77 S.) 0,50 M. 

Baſſermann: Das Reichsgeſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 
6. Juli 1904. DIZ. 9. Ig. 1009 —1014. 

Biberfeld: Kommentar zum Geſetze betreffend die Kaufmanns⸗ 
gerichte. Textausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sach⸗ 
regiſter. Hamburg, Verein für Handlungskommis von 1858. 
(150 S.) 0,90 M. 

Boenigk, Frhr. v.: Die Durchführbarkeit des Geſetzes über die 
Kaufmannsgerichte. DIZ. 9. Ig. 979—982. i 
Fleſch: Die Verhältniswahl in dem preußiſchen Muſterſtatut für 

Kaufmannsgerichte. GewGer. 10. Ig. 22— 24. 

Haas, J.: Kommentar zum Kaufmannsgerichtsgeſetz vom 6. VII. 1904, 
nebſt 3 Anlagen, enthaltend die einſchlägigen Abſchnitte des Handels⸗ 
geſetzbuches, des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige. Göttingen, Vanden⸗ 
hoeck & Ruprecht. (IV, 74 S.) 1,40 M. 

Kahn, Maximilian: Das Geſetz über die Kaufmannsgerichte. 
JuſtRundſch. 3. Ig. 209—211, 225—227. 

Korn, Alfred: Das Geſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 
6. VII. 1904 und der kaufmänniſche Dienſtvertrag. Gemein⸗ 
verſtändlich dargeſtellt. Berlin, W. Herlet. (32 S.) 25 M. 

Koch, W.: Die Kaufmannsgerichte. Ein Ratgeber .. Berlin, 
S. Mode. (89 S.) 1 M. 

Meyeren, G. v.: Das Reichsgeſetz betreffend gaufmannsgerichte 
vom 6. VII. 1904 mit den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. 
Erläutert. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 62. Bd.) Berlin, C. Heymanns 
Verl. (XX, 168 S.) 2 M. 
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Paſchke: Die Zuſtändigkeit der Kammern für Handels ſachen für bie 
Bewilligung des Armenrechts. DIZ. 9. Ig. 989—990. 

Pfordten, Theodor von der: Anleitung für die Beifiger der Kauf: 
mannsgerichte. Mit einem Abdruck der wichtigſten geſetzlichen 
Beſtimmungen und einem Sachregiſter. München, A. H. Müller. 
(95 S.). 1 M. 50 Pf. 

Pick: Vorſitz in den Kaufmannsgerichten. DIZ. 9. Ig. 1080 — 1081. 

Ritter: Die rechtzeitige Einrichtung der Kaufmanns gerichte. 
GewGer. 10. Ig. 17—21. 

Ritter: Zwei Streitfragen aus dem Kaufmaunsgerichtsgeſetz. 
Gew@er. 10. Ig. 89—41. 

Schulz, M. v.: Das aktive Wahlrecht der Kaufleute zum Kaufmanns⸗ 
gericht. SozpPrax. 14. Ig. 230 —232. 

Schulz, M. v.: Das Reichsgeſetz betr. Kaufmanndgerichte vom 
6. VII. 1904 nebſt zwei Anhängen. Erläutert. Jena, G. Fiſcher. 
(XIII, 385 S.) 4 MN. 

Simſon, v.: Das Geſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 
6. VII. 1904 (RSI. S. 266). Beſprochen. Buſchs Z. 83. Bd. 
570—582. 

Der Stand der Vorarbeiten der Kaufmannsgerichte. Gewer. 
10. Ig. 34—37. 


Grießenbeck, Frhr. v.: Die ſtaatsrechtliche und prozeſſuale Stellung 
der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung. Soz Prax. 14. Ig. 
151—153, 176—179. 


Freymut, Ernſt: Schutz vor dem Rechtsanwalt! Ein freimütig Wort 
über die Praxis von Rechtsanwälten und Anwaltkammern für 
jedermann aus dem Volke, inſonderheit für Juriſten aller Art und 
Grade. (Abhandlungen über Zeitfragen. III.) Dresden, O. Damm. 
(112 S.) 2 M. 

Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit dem 30. VI. 1904 
abgeſchloſſene zwanzigſte Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. JW. 33. Ig. 521—524. 

Kulemann, W.: Ausſchluß der Rechtsanwälte vom Nechtsbeiſtande. 
JuſtRundſch. 8. Ig. 200—201. 


Stranz, J.: Die Rechtsanwaltſchaft. Das erſte Vierteljahrhundert 


freier Abvokatur. DIZ. 9. Ig. 919—928. 


III. Zivilprozeß. 
a) Aemmentare zur 0. 

Seuffert, Loth.: Kommentar zur ZBO. in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 20. V. 98 nebſt den Einführungsgeſetzen. 9. neu⸗ 
bearbeitete Aufl. 1. Bd. München, C. H. Beck. (XXX, 688 S.) 
15,50 M. 

b) Allgemeine Sbrtpten, Tehrbücher. 

Hirſchfeld, Gotthard: Der Reichszivilprozeß. Eine Darſtellung 
zur Vorbereitung für die erſte juriſtiſche Prüfung. 4. verm. u. 
verbeſſ. Aufl. (Das Reichsrecht in Einzeldarſtellungen. Eine 
Sammlung kurzgefaßter Lehrbücher .. I.) Berlin, P. Nitſch⸗ 
mann. (XII, 371 S.) 6 M. 

Die deutſche Juſtiz⸗Reform der Zukunft. Zweiter Teil von: 
„Staats ſtreich oder Reformen!” Erſtes Buch. VBerfaßt von einem 
Ausland⸗Deutſchen. Zürich, Zürcher & Furrer. (L S., S. 821 
bis 621.) 2 N. 

Kleinfeller, Georg: Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrecht. 
Für das akademiſche Studium. Berlin, F. Vahlen. (XVI, 
747 S.) 12 M. 

Seuffert, Loth.: Die Reichsjuſtizgeſetze. Die Zivilprozeßordnung 
1879 bis 1904. Ein Rückblick, ein Ausblick. DIE. 9. Ig. 
898—904. 

Schneider, K.: Gelegentliche Beobachtungen auf dem Gebiete des 
Zivilprozeſſes. Recht. 8. Ig. 489—492. 


XXIIIII. Jahrgang. 


e) Erxelſchriſten. 

Betzinger: Amtsgerichtliche Einlaſſungsfriſt bei öffentlicher Bus 
ſtellung. Lücke im Geſetz? 88 498, 495, 206 ZPO. Bad Rechtspr. 
70. Ig. 292— 293. 

Brandis: Muß der pfändende Gläubiger eine vom Drittſchuldner 
nach der Erſatzzuſtellung, aber vor deſſen Kenntnis von der Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes geleiſtete Zahlung gegen ſich 
gelten laſſen? Recht. 8. Ig. 501. | 

Coermann: Eine Härte des 8 915 ZPO. DIE. 9. Ig. 937—989. 

Eiſele: Zu § 194 Abſ. 2 ZPO. Württ J. 16. Bd. 139— 142. 

Haldy: Kann ein Gerichtsvollzieher, der zugleich Wechſelſchuldner 
if, eine gültige Proteſturkunde aufnehmen? DIZ. 9. Ig. 
1037 — 1038. 

Köttgen: Zuläſſigkeit einer Eideszuſchiebung über eine „Zuſicherung“ 
beim Kauf. Recht. 8. Ig. 566—568. 

Kreis, S.: Das Anfechtungsurteil als Exekutionstitel. OſtRZ. 
1. Ig. 242 — 243. 

Kroſchel: Zu § 811 Nr. 5 ZPO. Fecht. 8. Ig. 500. 

Marcus: Wird der Gerichtsſtand aus § 603 Abſ. 2 ZPO. gegen 
denjenigen Wechſelverpflichteten, der beim angerufenen Gericht 
einen allgemeinen Gerichtsſtand nicht hat, dadurch beſeitigt, daß 
der Mitverpflichtete, bei dem dies der Fall, vor Klageerhebung 
in Konkurs verfallen war? Recht. 8. Ig. 500. 

Marcus: Setzt die Fortſetzung des Nachverfahrens nach 8 600 ZPO. 

neue Terminsbeſtimmung voraus? Necht. 8. Ig. 599. 

Marcus: Zu 8 898 IPOD. DIZ. 9. Ig. 986. 

Meyer, H.: Der Beweisbeſchluß und feine Erledigung. Buſchs g. 
33. Bd. 511—517. 

Meyer, Karl: Zum Begriff der notwendigen Koſten und Auslagen 
nach § 91 Abſ. 1 3PD. 88 499 Abſ. II, 508 Abſ. II und V 
StPO. JW. 33. Ig. 547—548. 

Natter, E.: Die Eideszuſchiebung über die Einrede mehrerer 
Zuhälter. (3Pr. [I] $ 1717. PO. 88 445, 451.) Württ). 
16. Bd. 257— 269. 

Ofner, Julius: Der prozeſſuale Aufbau des Nechtsfalles. Oſt ag. 
55. Ig. 403—409. 

Schäfer: Vollſtreckbare Ausfertigung einer vom erſuchten Gericht 
aufgenommenen Urkunde. DIYZ. 9. Ig. 1078. 

Schwiete: Zu 8 384 Nr. 2 ZPO. Recht. 8. Ig. 572. 

Sellner, ©: Zur Behandlung ſogenannter Eventualanträge. 
Seuffol. 69. Ig. 493500. 

Siegel, Ernſt: Die Vorlegung von Urkunden im Prozeß. (Ab: 
handlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen 
Reiches ... hsg. von Otto Fiſcher. 12. Bd. 2. Heft.) Jena, 
G. Fiſcher. (X, III, 280, [1] S) 

Siehr: Rechtsmittel gegen Koſtenurteile. DIZ. 9. Ig. 1063— 1068. 

Wilhelm: Kann eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Einräumung der Zwangs vollſtreckungsklauſel nach § 800 
Abſ. 1 ZPO. in das Grundbuch eingetragen werden? DIE. 
9. Ig. 10821083. 

Wolff, Georg: Abänderung rechtskräftiger Urteile wegen veränderter 
Umſtände gemäß § 823 der ZPO. JW. 33. Ig. 569 —572. 


IV. Konkursordnung. Aufechtungsgeſetz. 


Jaeger: Die Konkursordnung 1879 — 1904. Ein Rückblick, ein 
Ausblick. DIZ. 9. Ig. 904 —912. 

Jaeger, Ernſt: Kommentar zur KO. und den Einführungsgeſetzen, 
mit einem Anhang, enthaltend das Anfechtungsgeſetz, Auszüge aus 
den Koſtengeſetzen, die Ausführungsgeſetze der Einzelſtaaten und 
die Geſchäftsordnungen für Preußen u. Bayern. 2., neubearbeitete 
u. erweiterte Aufl. Berlin, J. Guttentag. (XXII, 1069 S.) 24 M. 

Freudenthal: Aus dem Konkursrecht. Necht. 8. Ig. 526. 
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Gottſchalk: Forderung eines Koſtenvorſchuſſes bei Konkurſen nach 
der Eröffnung. DIZ. 9. Ig. 939—941. 

Kuntze: Anwendung des § 157 Abſ. 2 38D. im Konkursverfahren. 
DIZ. 9. Ig. 1035 — 1086. 

Kurlbaum: Über die Forderung eines Koſtenvorſchuſſes bei Kon⸗ 
kurſen nach der Eröffnung. DIZ. 9. Ig. 1081—1082. 

V. Zwangs vollſtreckung. 

Pfordten, Theodor von der: Kommentar zu dem Geſetze über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. (3 Lfg.) München, 
C. H. Beck. (VIII, 599 S.) 11 M. ' 

Samter, M. K.: Handbuch zum Verfahren der Zwangsverſteigerung 
u. Zwangsverwaltung. Berlin, J. Guttentag. (VIII, 384 S.) 8,50 M. 


Berg, Hermann: Haftet der Eigentümer für die Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück perſönlich? Gruchots Beitr. 48. Ig. 
774 — 788. 

Burghart, H.: Die Vorſchrift der „Erſichtlichmachung der Pfändung“ 
in ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen Bedeutung. JuſtRundſch. 
8. Ig. 228— 233. 

Eickhoff: Hypothekenbewilligung durch den Erſteher. DJ zZ. 9. Ig. 
984—985. 


Linckelmann: Hypothekenbewilligung durch die Erſteher. DIZ. 
9. Ig. 1178—1179. 

Frank, Albert: Zwangsvollſtreckung in Forderungen auf Herausgabe 
von Geld, das der Gerichtsvollzieher an die Hinterlegungsſtelle 
abgeführt hat. JuſtRundſch. 3. Ig. 197—198. 

Goslich: Zu 8 130 ZUG. ZUNG. 5. Ig. 349 —350. 

Hirſch, Richard: Zur Frage der Behandlung der Amortiſationsdarlehen 
in der Zwangsverſteigerung. Gruchots Beitr. 48. Ig. 767—778. 

Hölzel, Willibald: Wiederverſteigerung und erſte Verſteigerung, beider 
Weſen u. Wirkung. Jur Bl. 38. Ig. 313—315, 325—327. 

Jaeger, Ernſt: Betreibung der Liegenſchaftsvollſtreckung durch ab⸗ 
ſonderungsberechtigte Konkursgläubiger. Necht. 8. Ig. 590—591. 

Pfordten, Theodor v. der: Schwierige Fragen aus dem Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetze. Bay Not Z. 5. Ig. 220— 226. 

Pollack, Max: Erleichterungen in der Vollſtreckung deutſcher Urteile 
in Oſterreich. Jur Bl. 33. Ig. 544 —546, 555—557, 567568, 
579 — 580, 591—594. 

Pollack, Rudolf: Der Offenbarungseid des § 47 ED. Oſt ag. 
55. Ig. 427—429. 

Pritzel, Joſeph: Einwendungen gegen die Art und Weiſe der 
Zwangsvollſtreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte 
nach 88 766 u. 850 ZPO. Seuff l. 69. Ig. 479—482. 

Rheinſtein: Kann der Miterbe, der auf Grund ZwVG. S 175 die 
Zwangs verſteigerung des belaſteten Nachlaßgrundſtücks betreibt, 
Aufſchub oder Erbauseinanderſetzung bis zur Beendigung der Ver⸗ 
ſteigerung verlangen? 3Bl§ G. 5. Ig. 353— 354. 

Schmitt, Friedrich: Sind die Beiträge zur land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Unfallverſicherung öffentliche Laſten des Grundſtücks im 
Sinne des § 10 Abſ. 1 Ziff. 3 u. 7 des Zw VG. vom 24. III. 18977 
VBadgtechtspr. 70. Ig. 265. 

Schönberger, K.: Zur Frage der Zwangsvollſtreckung deutſcher 
Urteile in Oſterreich. DIZ. 9. Ig. 1177—1178. 

Schultzenſtein: Über die Befugnis des Zwangsverwalters und des 
Konkursverwalters zum Gewerbebetriebe ſtatt des Schuldners. 
Buſchs Z. 33. Bd. 447 —510. 

Schwerin, Cl. Frhr. v.: Hauptintervention und Nebenintervention 
im Mahnverfahren. JuſtRundſch. 3. Ig. 196—197. 

VI. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

Auerbach I, Eugen Berthold: Eintragung in das Handelsregiſter 


darf von Einzahlung eines Koſtenvorſchuſſes abhängig gemacht 
werben. KGBl. 15. Jg. 78. 
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Beſt: Verwahrung eröffneter Teſtamente und Erbverträge. Recht. 
8. Jg. 587590. 

Boden: Über Namensgleichheit. 3 BIF G. 5. Ig. 309—315. 

Boehm: Aus dem Wunſchzettel der deutſchen Notare. Recht. 8. Ig. 595. 

Boſchan, Wilhelm: Die Nachlaßſachen in der gerichtlichen Praxis. 
2. Tl.: Die geſamte Tätigkeit des Nachlaßgerichts. (Hilfsbücher für 
die gerichtliche Praxis. Hrsg. von Willib. Peters. VIII.) Berlin, 
O. Häring. (XV, 384 S.) 6 M. 

Boſchan, Wilhelm: Zuſtändigkeit und Verfahren der Dorf⸗ und 
Ortsgerichte in Preußen. ZOG. 5. Ig. 273 — 297. 

Dambach: Aufſchub (Ausſchluß) der Geſamtguts⸗ und Nachlaß⸗ 
auseinanderſetzung. Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung der 
Handlungen der Vormünder oder Pfleger. (Erwiderung.) Württ Z. 
46. Ig. 326—834. 

Dennler: A. Das Notariat in Japan. B. Das Notariat in 
Schweden. Bay Not. Z. 5. Ig. 228 — 233. 

Dennler: Zur Herausgabe eines die Urkundverfaſſungen der deutſchen 
Bundesſtaaten darſtellenden Werkes. Bay Not Z. 5. Ig. 202 — 205. 

Freudenthal: Schutz des zu Entmündigenden im Entmündigungs⸗ 
verfahren. Recht. 8. Ig. 572 — 573. 

Gräſel, H.: Welches iſt der Zeitpunkt, in dem ein Gericht mit einer 
Angelegenheit befaßt wird (Neichsgeſ. betr. die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 8 43 Abſ. 1)? ThürBl. 51. Bd. 
304 —307. 

Joſef, Eugen: Die reformatio in pejus in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Buſchs Z. 38. Bd. 518— 592. 

Joſef, Eugen: Zur Abgrenzung der Dienſtaufſichtsbeſchwerde von 
dem Rechtsmittel der Beſchwerde im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Z Bl G. 5. Ig. 163— 180. 

Joſef, Eugen: Die Anfechtbarkeit der die Genehmigung von Rechts⸗ 
handlungen des Vormundes betreffenden Verfügungen im Lichte 
der Praxis. Ein Beitrag zur Auslegung des § 62 FG. 
3 BlFG. 5. Ig. 203 — 210. 

Joſef, Eugen: Kann die Rückgabe der Beſtallung nach beendeter 
Vormundſchaft durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden? Recht. 
8. Ig. 548 — 549. 

Kaiſenberg: Zum dritten deutſchen Notartag. BayNot Z. 5. Ig. 
201 — 202. 

Keßler, Carl: 1. Kann eine Aktiengeſellſchaft, deren Firma im 
Handelsregiſter mit der Bezeichnung „Aktiengeſellſchaft“ eingetragen 
iſt, für nichtig erklärt werden, wenn im Geſellſchaftsvertrage die 
Firma ohne dieſe Bezeichnung beſtimmt iſt? 2. Muß der Grundbuch⸗ 
richter den Eintragungsbewilligungen einer ſolchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft ſtattgeben? ZBl& G. 5. Ig. 210— 216. 

Kockerols: Die Notariate am Rhein. Recht. 8. Ig. 595— 596. 

Kockerols: Notariatsarchive. DNB. 4. Ig. 547—560. 

Langsdorff: Die Gemeinde⸗ oder Generalvormundſchaft. Recht. 
8. Ig. 537541. j 

Lehmer: Das Armenrecht in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und deſſen Verhältnis zu Art. 4 des bayr. Ge⸗ 
bührengeſetzes. JuſtRundſch. 3. Ig. 234 — 236. | 

Lehmer: Rechtshilfe in Vormundſchaftsſachen und Einwirkung der 
Rechtshilfetätigkeit auf die Gebührenerhebung. JuſtRundſch. 3. Ig. 
244 — 245. 

Lindenau: Vormundſchaftsgericht und Armenverband. PrVerwBl. 
25. Ig. 64. 

Rietſch, Karl Friedrich, Handbuch der Urkundenwiſſenſchaft. 2. Aufl. 
Berlin, Struppe & Winckler. (XXIV, 848 S.) 20 M. 

Rintelen: Vereinsregiſter, einzutragender „Beruf“ der Mitglieder 
des Vereinsvorſtandes. Ein „Rechtsfall“. DIZ. 9. Ig. 978-979. 

Weißler, Adolf: Bericht über die Rechtſprechung in Nachlaßſachen. 
DNB. 4. Ig. 615—633. 
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Zuſtändigkeit ſchweizeriſcher Behörden zur Unterſchriftsbeglaubi⸗ 
gung. DNotV. 4. Ig. 567570. 


VII. Koſten. 


Blanckmeiſter: Kann die Erſtattung zu Unrecht gezahlter Prozeß⸗ 
koſten ohne Erhebung einer beſonderen Klage erreicht werden? 
Gruchots Beitr. 48. Ig. 758— 767. 

Doſenheimer: Koſten im Privatklageverfahren. DIZ. 9. Ig. 1181. 

Koerner, H.: Die Koſten des Schriftwechſels in Vormundſchafts⸗ 
ſachen. Z Bl G. 5. Ig. 345 — 849. 

Langrod, Rudolf: Sammlung der nicht ſtempelmäßigen, öffentlich 
normierten Gebühren und Taxen der Juſtiz⸗ und politiſchen 
Verwaltung. Zuſammengeſtellt und hrsg. Wien, C. Konegen. 
(X, 432 S.) 9 M. 

Meyer, Hans: Zur Auslegung der 55 2 Abſ. 3 und 101 GKG. 
JuſtRundſch. 3. Ig. 198 — 200. 

Stoll: De lege ferenda zu den Koburg⸗Gothaiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzen. Thür Bl. 51. Bd. 213—218, 288— 291. 


D. Strafrecht und Strafprozef. 
I. Allgemeine Werke. 


Bulletin de la commission penitentiaire internationale. 
V. série. 1. et 2. livr. 1904. Budapeſt, Bern, Stämpfli & Co. 
in Komm. (268 S. mit 1 Bildnis.) Je 2 M. 

Kitzinger, Friedrich: Die internationale kriminaliſtiſche Vereinigung. 
Betrachtungen über ihr Weſen und ihre bisherige Wirkſamkeit. 
München, C. H. Beck. (III, 164 S.) 3,50 M. 

Kohlrauſch, Radbruch, Delaquis: Literaturbericht über Straf: 
recht. Allgemeiner Teil. 8StW. 25. Bd. 262— 270. 

Freudenthal, B., und Spieß: Literaturbericht über Strafrecht. 
Beſonderer Teil. Rechtsgüter der Geſamtheit. ZStW. 25. Bd. 
285 — 294. 


Dohna, Alexander Graf zu: Literaturbericht über Strafrecht. Be⸗ 


ſonderer Teil. Strafbare Handlungen gegen Rechtsgüter des 
einzelnen. ZStW. 25. Bd. 270— 284. 


Hamm: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Strafſachen. (Zur 
25 jährigen Gedenkfeier der Errichtung des Reichsgerichts.) DIZ. 
9. Ig. 890898. 

Lindenberg, G. v.: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen. (Bd. 37 Heft 1.) Beſprochen. DIZ. 
9. Ig. 1053 — 1058. 

Die deutſche Juſtizreform der Zukunft. Zweiter Teil von „Staats⸗ 
ſtreik oder Reformen!“ Erſtes Buch. Verfaßt von einem Ausland⸗ 
Deutſchen. Zürich, Zürcher & Furrer. (L S., S. 321— 621.) 2 M. 


Delaquis, Ernſt: Der Schweizeriſche Strafgeſetzentwurf 1903. 
ZStW. 25. Bd. 240 — 250. 

Hoegel, Hugo: Die Strafrechtsreform und die letzten Strafgeſetz⸗ 
entwürfe. OſtAG=Z. 55. Ig. 387388. 

Schönborn, Friedrich Graf: Die Strafgeſetzreform und die alten 
Entwürfe. Oſt AG Z. 55. Ig. 371378. 

Die Strafgeſetzgebung des Bundes und der Kantone. 
für das Jahr 1903. Schw3St. 17. Ig. 286—317. 
Wüſt, Eduard: Die ſichernden Maßnahmen im Entwurf zu einem 
ſchweizeriſchen Strafgeſetzbuch. Zürich, A. Müllers Verl. (VIII, 

246 S.) 4 M. 


Eisner, Kurt: Der Geheimbund des Zaren. (Umſchlag: Königsberg.) 
Der Königsberger Prozeß wegen Geheimbündelei, Hochverrat gegen 
Rußland u. Zarenbeleidigung vom 12. bis 25. VII. 1904. Nach 
den Akten und ſtenographiſchen Aufzeichnungen mit Einleitungen 
u. Erläuterungen hrsg. (In 11 Heften.) 1. Heft. Berlin, Buchb. 
Vorwärts. (48 S. mit Abbildungen.) 0,20 M. 


Bericht 


XXXIII. Jahrgang. 


Stephan, St.: Der Beuthener Prozeß im Lichte der Wahrheit oder 
Wahrheitsgetreue Enthüllungen aus der polniſchen Politik in Ober⸗ 
ſchleſien. Ein Beitrag zum Verſtändnis der oberſchleſiſchen Wirren. 
Königshütte. (Berlin, Verlagsanſtalt Karl Hof.) (820 S.) 2,80 M. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben, Asmmentare. 

Dalcke, A.: Strafrecht und Strafprogeß... Zum Handgebrauche 
für den preußiſchen Praktiker erläutert u. hrsg. 9. verm. u. 
verbeſſerte Aufl., beſorgt von P. Dalcke. Berlin, H. W. Müller. 
(VIII, 901 S.) 8,50 M. 

Olshauſen, Juſtus: Kommentar zum StG. für das Deutſche 
Reich einſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkursordnung. 
7. Aufl., neubearbeitet unter Mitwirkung von Zweigert. I. Bd. 
1. Hälfte. Berlin, F. Vahlen. (368 S.) 8 M. 

Regers Handausgabe der in Bayern gültigen allgemeinen Polizei⸗ 
ſtrafgeſetzgebung. 3. gänzlich umgearbeitete Aufl., hrsg. von 
K. Dames. Ansbach, C. Brügel & Sohn. (XII, 545 S.) 5,50 M. 


b) Lehrbücher. Enzyklopädten. 

Hamm, Karl: Strafrechtsvademekum. Eine kurzgefaßte Darſtellung 
des öſterreichiſchen materiellen u. formellen Strafrechts, nebſt 
einem Anhang von Straffällen. Wien, Stähelin & Lauenſtein. 
(VIII, 207 S.) 3,50 M. 


Hoegel, Hugo: Geſchichte des öſterreichiſchen Strafrechts in Ver⸗ 


bindung mit einer Erläuterung ſeiner grundſätzlichen Beſtimmungen. 
1. Heft: I. Überficht der Geſchichte des öſterreichiſchen Strafrechts. 
II. Die allgemeinen Schuldformen. Wien, Manz. (III, 230 S.) 6 M. 

Schwarz, O. G.: Strafrecht. Strafprozeß. (Grundriß des öffent⸗ 
lichen Rechts.) 2. u. 3. verm. Aufl. Berlin, C. Heymanns Verl. 
(XI, 295 S.) 5,50 M. Geb. 6,50 M. 

Stenglein, M.: Lexikon des deutſchen Strafrechts, nach den Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts zum Strafgeſetzbuche zuſammen⸗ 
geſtellt und hrsg. Supplement, enthaltend die Entſcheidungen ſeit 
Erſcheinen des Hauptwerkes bis 1903. Bearbeit. von F. Galli. 
Berlin, O. Liebmann. (XIV u. S. 1927— 2114.) 4,50 M. 


e) Eimelſchriſten. 
a) Allgemeiner Teil. 


Alberti, Otto v.: Eigenmächtige Unrechtshemmung, abgeſehen von 
Notwehr und Notwehrhilfe. Stuttgart, W. Kohlhammer. (III, 
50 S.) 1,50 M. | 

Calker, Fritz van: Ethiſche Werte im Strafrecht. Berlin, O. Lieb: 
mann. (42 S.) 1,20 M. 

Dohna, Alex. Graf zu: Die Rechtswidrigkeit als allgemeingültiges 
Merkmal im Tatbeſtande ſtrafbarer Handlungen. Ein Beitrag 
zur allgemeinen Strafrechtslehre. Halle, Buchh. des Waiſen⸗ 
hauſes. (152 S.) EM. a | 

Feder, Ernſt: Die Geſinnung des politiſchen Verbrechers. ZStW. 
25. Bd. 219 — 225. 

Köhler, Auguſt: Die Dauer der während einer Strafverbüßung 
eintretenden Geſamtſtrafe. Ger S. 65. Bd. 33—-50. 

Kohlrauſch: Über deſkriptive und normative Elemente im Ber: 
geltungsbegriff des Strafrechts. (Kantfeſtſchrift der Univerſität 
Königsberg.) Halle a. S., Buchhandl. des Waiſenhauſes. 

Kompe, Karl: Idiotismus und Imbecillität in ſtrafrechtlicher Be: 
ziehung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 187197, 266—278, 346—355, 
449—456. 

Kraepelin, Emil: Zur Frage der geminderten Zurechnungsfähigkeit. 
MSchrͤgrimpſych. 1. Ig. 477498. 

Kraus, Oskar: Die Zurechnungslehre des Ariſtoteles in kritiſcher 
Würdigung des gleichnamigen Loeningſchen Werkes dargeſtellt. 
Ger. 65. 8d. 153— 199. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Lichtblau, Ludwig: Zur Frage der Strafmündigkeit. Jur Bl. 88. Ig. 
461—462, 473 —474. 

Liszt, Eduard Ritter v.: Zur Lehre vom Verſuch. Eine Be 
ſprechung der in dem Werke Ernſt Delaquis: „Der untaugliche 
Verſuch. Ein Beitrag zur Reform der Strafgeſetzgebung“ 
(Berlin 1904) dargelegten Theorie. ZStW. 25. Bd. 24 —94. 

Liszt, v.: Der Mißerfolg der bedingten Begnadigung. 3StW. 
25. Bd. 236— 287. 

Oberndorfer, S., und Steinharter, S.: Die poſthypnotiſchen 
Aufträge in ihrer pſychiatriſchen und juriftifchen Bedeutung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 170— 178, 251—258, 339— 395, 441—448. 

Offner, Max: Willensfreiheit, Zurechnung und Verantwortung. 
Begriffliche Unterſuchungen aus dem Grenzgebiete von 
Pſychologie, Ethik und Strafrecht. Leipzig, J. A. Barth. (IX, 
103 S.) 8 M. 

Overbeck, Alfred Frhr. v.: Der untaugliche Verſuch in der nord⸗ 
amerikaniſchen Strafrechtspflege. Eine kriminaliſtiſche Skizze nach 
Forſchungen in der Library of Congress zu Waſhington. GerS. 
65. Bd. 119— 129. 

Pomme, Erich: Die „Vorſtellungstheorie“ und ihre Logik. Eine 
ſtrafrechtlich⸗kritiſche Skizze. Ger S. 65. Bd. 51—62. 

Raſchke, Marie: Die ſtrafrechtliche Behandlung der vermindert 
Zurechnungsfähigen. Berlin, Verlag der Frauen⸗Rundſchau. 
(85 S.) 0,30 M. f 

Raſchke, Marie: Die ſtrafrechtliche Behandlung der Kinder und 
Jugendlichen. Berlin, Verlag der Frauen⸗Rundſchau. (21 S.) 0,30 M. 

Katzlaff: Unſelbſtändige Handlungen. DIZ. 9. Ig. 1163 —1 168. 

Riß, Franz: Die Aufhebung von Straffolgen im Gnadenwege nach 
Bayriſchem Rechte. Seuff Bl. 69. Ig. 533 —555. 

Rohland, W. v.: Willenstheorie und Vorſtellungstheorie im Straſ⸗ 
recht. Freiburg i. B., C. Troemer. (24 S.) 0,80 M. 

Siefert: Zur Frage der Schlaftrunkenheit. Arch Krim Anthr. 16. Bd. 
242 — 254. 

Straßmann: Gerichtsärztliche Wünſche bei Reviſion der Straf: 
geſetzgebung. Recht 8. Ig. 522— 525. 

Traeger, Ludw.: Der Kauſalbegriff im Straf⸗ und Zivilrecht. Zu⸗ 
gleich ein Beitrag zur Auslegung des BGB. Marburg, 
N. G. Elwerts Verlag. (XII, 391 S.) 7,50 M. 


. Beſonderer Teil. 


Bartolomäus, Richard: Die ſogenannten Sittlichkeitsſtraftaten. 
SSt W. 25. Bd. 123—151. 

Beyer, Friedrich: Die Delikte der Schiffsleute nach gemeinem deutſchen 
Recht. Leipzig, Veit & Komp. (VIII, 114 S.) 8 M. 

Friedberg: Unbefugter Gebrauch eines Hofprädikats. Badgechtspr. 
70. Ig. 305. 

Galli: Betrug durch Vorſpiegelung unſittlicher Dienſte. DIZ. 9. Ig. 
1125—1126. 

Hanſchmann: Gültigkeit von Polizeiverordnungen. Recht. 8. Ig. 
500—501. 

Hoß, Max: Die Flugblätterpolizei in Deutſchland mit beſonderer 
Berückſichtigung Württembergs. Stuttgart. (Tübingen, F. Fues.) 
(66 S.) 1,80 M. 

Koehne: Der Begriff „Publikum“ nach 8 360 R StGB. und § 10 1 17 
ALR. PrVerwBl. 26. Ig. 76— 78. 

Langewort, Alfred: Handbüchlein für ſchleſiſche Tierſchutzfreunde. 
Syſtematiſche Zuſammenſtellung der wichtigſten, auf den Tierſchutz 
bezüglichen, in der Provinz Schleſien gültigen Geſetze, Verord⸗ 
nungen und Bekanntmachungen ... hrsg. ... Breslau, Selbſtverl. 
d. Schleſ. Zentralv. (VIII, 88 S.) 

Lupu, Florian: Was ſind politiſche Rechte? Ein Beitrag zur An⸗ 
wendung des Art. VI des Geſetzes vom 17. XII. 1862, RGB. 
Nr. Bf. 1868. Oſtag. 1. Ig. 212—218. 
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Merin, S.: Der Mädchenhandel. Sozial u. kriminalpolitiſche 
Studie. Baſel, Basler Buch⸗ u. Antiquariatshandlung vorm. 
A. Geering. (80 S.) 1,20 M. 

Natter, Othmar: Der Schutz des Brief⸗ und Schriftengeheimniſſes 
nach öſterreichiſchem Rechte. Jur Bl. 33. Ig. 385—388, 462—468. 

Olshauſen: Das Vartetetheater und die Gewerbeordnung. DIE. 
9. Ig. 1076—1077. 

Reif, Heinrich: Das Recht an Brief und Schrift. Jur Bl. 33. Ig. 
436—438, 448—449. 

Siefert: Vom Betruge. Aus der RNechtſprechung des Reichsgerichtes. 
Arch KrimAnthr. 17. Bd. 142—150. 

Simonis: Sind die Stadtgemeinden berechtigt, den Gebrauch des 
Stadtwappens dritten Perſonen zu unterfagen? PrVerwl. 
26. Ig. 145—146. 

Simonſon: Das Berufsgeheimnis der Arzte und deren Recht 
der Zeugnisverweigerung. DIZ. 9. Ig. 1014—1017. 

Stephan: Das Ausſpielen als Feilbieten von Waren. PrVerwBl. 
25. Ig. 648 —649. 

Streitberg, Giſela Gräfin v.: Das Recht zur Beſeitigung keimenden 
Lebens. § 218 des RStGB. in neuer Beleuchtung. Oranienburg, 
W. Möller. (30 S.) 0,50 M. 

Sturm, A.: Die ſtrafbaren Unterlaſſungen, insbeſondere die fahr: 
läſſigen Unterlaſſungen der Arzte, Heilkünſtler, gewerbsmäßigen 
Geſundbeter und Kurpfuſcher. Eine Abhandlung. Berlin, C. Heymann. 
(VIII, 52 S.) 1 M. 

Touaillon, Heinrich: Die Zuchtgewalt und ihre Überſchreitung. 
Eine dogmatiſche und kritiſche Unterſuchung. Oſt Z Bl. 22. Bd. 
773—791, 890— 913. 

Weber, A.: Zum Leipziger Bank⸗Prozeß. Die ſubjektive Seite des 
Bankeruttdelikts. Ger S. 65. Bd. 63—118. 

Weber, Leo: Der ſtrafrechtliche Schutz der Tiere. Vortrag. Aarau, 
E. Wirz. (34 S.) 0,80 M. 

Zucker: Noch ein Wort zur Reform der 88 173 u. 174 des deutſchen 
StB. MSchrͤrimpPſych. 1. Ig. 523—525. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärſtrafrecht. 

Kohlrauſch, Eduard: Geſetze und Verordnungen, Geſetzentwürfe. 
ZSW. 25. Bd. 95—98. 

Groſchuff, A., Eichhorn, G., und Delius, H.: Die preußiſchen 
Strafgeſetze. Erläutert. 2., gänzlich neu bearbeitete u. vermehrte 
Aufl. (Kommentar zu den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen. 2. Bd.) 
Berlin, O. Liebmann. (XIV, 860 S.) 23,50 M. 

Hottenrott: Nochmals: Zur Auslegung des 8 2 des Reichs 
Fleiſchbeſchaugeſetzes. PrVerwBl. 26. Ig. 46—47. 

Kirſch: Das neue preußiſche Lotteriegeſet. DIZ. 9. Ig. 1116—1118. 

Makarewicz: Die Dringlichkeit der Preßgeſetzreform. Oſt AG. 
55. Ig. 419—421. 

Olep, Heinr.: Die deutſche Süßſtoffgeſetzgebung, namentlich das 
Süßſtoffgeſetz vom 7. VII. 1902. Diff. Tübingen, H. Laupp. 
(IV, 92 S.) 2 M. 

Pütz, Delitzſch: Über den Umfang der Verwendung von Fleiſch für 
den eigenen Haushalt im Sinne des Geſetzes vom 3. Juni 1900. 
PrVerwBl. 25. Ig. 684. 

Rheinbaben, v.: Die preußiſchen Diſziplinargeſetze beſprochen von 
A. W. Jebens. PrVerwBl. 26. Ig. 64—67. 

Rigmann: Handbuch des Forſtſtraf⸗ und Forſtpolizeirechts der 
Pfalz, mit einem Anhang betr. den Wildſchadenerſatz in der Pfalz. 
Frankenthal, L. Göhring & Co. (XV, 384 S.) 6 M. 

Schmitt, Herm. Sammlung von Reichsgeſetzen ſtrafrechtlichen 
Inhalts. Textausgabe. München, C. H. Beck. (XI, 339 S.) 
2, 25 M. 

Simon, A.: Die Preßgeſetzgebung Japans und Rußlands. 3StW. 
25. Bd. 226 — 235. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXIII. Jahrgang. 


Junk, Ernſt: Die Trunkenheit im Militärſtrafverfahren. Arch 
Krim Anthr. 16. Bd. 270—274. 

Lelewer, Georg: Die Pflichtverlezungen im Gendarmeriewachdienſte. 
Oſtetg. 1. Ig. 224235. 

Steidle: Materielles Militärſtrafrecht. ZStW. 25. Bd. 325—328. 

Weber, A.: Die Gefahren des „Freimachens“ vom Militärdienſt. 
Eine gemeinverſtändliche Darſtellung der Methoden des Freimachens 
und der Mittel, wie dieſelben entdeckt werden. Nebſt den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen Deutſchlands und Oſterreichs über die Aus⸗ 
wanderung vor Ableiſtung der Dienſtpflicht. Berlin, O. Barsdorf. 
(IV, 154 S.) 5 M. | 

Weisl, Ernſt, Franz: Das Heeres: Strafrecht. Beſonderer Teil. 
Mit alphabetiſchem Negiſter. Wien, W. Braumüller. (IX, 177 S.) 
8,40 M. 


IV. Strafprozeßordunng. 
a) Allgemeine Werke. 


Beling: Die Strafprozeßordnung 1879 — 1904. Ein Rückblick, ein 


Ausblick. DIZ. 9. Ig. 912—919. 

Beling, Ernſt: Zur Strafprozeßreform. ZStW. 25. Bd. 98—111, 
237 — 240. 

Beling, Ernſt: Literaturbericht über Strafprozeß (einſchl. Militär⸗ 
ſtrafprozeß). Z3StW. 25. Bd. 295—324. 

Feiſenberger: Zur Reform des Strafprozeſſes. Ger S. 65. Bd. 21—32. 

Moeller: Zur Entlaſtung der Strafſenate des Reichsgerichts. DIL. 
9. Jg. 933—936. 

Galli: Zur Entlaſtung der Strafſenate des Reichsgerichts. DIZ. 
9. Ig. 979. 

Peltaſon: Zur Strafprozeßreform. DIZ. 9. Ig. 941 —942. 

Weſt: Zur Reform des Strafprozeſſes. Thürsl. 51. Bd. 161— 180, 
257— 283. 

b) Ausgaben. 

Hellweg, A.: Strafprozeßordnung u. Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt 
den Geſetzen, betr. die Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren freigeſprochenen Perſonen und die Entſchädigung für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Textausgabe .. 13. Aufl. 
(Guttentags Sammlung deutſcher Neichsgeſetze. Nr. 12.) Berlin, 
J. Guttentag. (462 S.) 2 M. 

Die Strafprozeßordnung vom 23. V. 1873 Nr. 119 RGB., 
ſamt der Vollzugsvorſchrift, den Geſchäftsordnungen für die 
Strafgerichte und Staatsanwaltſchaften ..., unter Anführung 
einſchlägiger Entſcheidungen und Beſchlüſſe des Oberſten Gerichts⸗ 
als Kaſſationshofes. 11. Aufl. (Taſchenausgabe der öfter: 
reichiſchen Geſetze. 5. Bd. II. Abtlg.) Wien, Manz. (XI, 576 S.) 8 M. 


c) Tehrbücher. Praktika. 

Binding, Karl: Grundriß des deutſchen Strafprozeßrechts. 5. verbefi. 
Aufl., Leipzig, Duncker & Humblot. (XI, 301 S.) 6,40 M. 
Rohland, W. v.: Strafprozeßfälle und Entſcheidungen zum 
akademiſchen Gebrauch. Leipzig, Duncker & Humblot. (XII, 139 S.) 

2,80 M. 

Roſenfeld, Ernſt Heinrich: Der Reichs⸗Strafprozeß. 2. verm. u. 
verbeſſ. Aufl. Berlin, J. Guttentag. (XVII, 448 S.) 6 M. 
Stein, Friedrich, und Schmidt, Richard: Aktenſtücke zur Ein⸗ 
führung in das Prozeßrecht. 3. Aufl. Strafprozeß. Bearb. von 
Rich. Schmidt. Leipzig, C. L. Hirſchfeld. (VIII, 104 S.) 1,40 M. 


d) Eimelſchriſten. 
Auer, Fritz: Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft. JuſtRundſch. 3. Ig. 248—244. 
Blanckmeiſter: Iſt im Privatklageverfahren ein bedingter Vergleich 
zuläſſig? Recht. 8. Ig. 492—493. 
Becker: Zuſtellung in Strafſachen. DIZ. 9. Ig. 982—984. 
Doſenheimer: Zu § 487 der StpO. DIZ. 9. Ig. 942. 


XIXIIII. Jahrgang. 


Entſchädigung für ungerechtfertigte Anhaltung in Unterſuchungs⸗ 
haft. Oſt RZ. 1. Ig. 262—263. 

Haberſtrumpf: Die körperliche Unterſuchung der Zeugen als 
Beweismittel im Strafprozeſſe. JuſtRundſch. 3. Ig. 248. 

Hahn, H.: Zum Thema über die falſchen Wahrnehmungen von 
Verletzten. Arch Krim Anthr. 17. Bd. 204 — 205. 

Hellwig, Albert: Eine Gedächt nistäuſchung. Arch Krim Anthr. 
17. 8d. 197— 203. 

Kähler, Otto: Die Entſchädigung für Strafe und Unterſuchungs⸗ 
haft. Nach den Reichsgeſetzen vom 20. V. 1898 u. 14. VII. 1904 
dargeſtellt. Halle, Buchh. des Waiſenhauſes. (IV, 98 S.) 1,80 M. 

Kerſten: Darſtellung des Indizienbeweiſes in der gegen den 
Kutſcher Grellmann wegen Naubmordes geführten Unterſuchung. 
urch Krimenthr. 17. Bd. 206—2138. 

Koppmann, Friedrich: Zur Reform der Strafprozeßordnung. 
(3 450 StPO.) JuſtRundſch. 3. Ig. 211—212. 

Leiſering: Eidesverweigerung im Strafprozeß. DIE. 9. Jg. 
1132—1133. 

Lilienthal, v.: Die Reform des Vorverfahrens im Strafprozeſſe. 
DIZ. 9. Ig. 1001 —1008. 

Löffler, Alex.: Über unheilbare Nichtigkeit im öſterreichiſchen 
Strafverfahren. [ S.⸗Abdr. aus Grünhuts Z. 31. Bd. 495—568.] 
Wien, A. Hölder. (72 S.) 1 M. 

Neher, Karl: Zum Begriffe der notwendigen Koſten und Aus⸗ 
lagen nach 8 91 Abſ. I ZPO. 88 499 Abſ. II, 503 Ubi. II 
und V StPD. JW. 33. Ig. 547 —548. 

Ofner, Julius: Der prozeſſuale Aufbau des Rechtsfalles. Oſt ug. 
55. Ig. 403 —409. 

Scherer: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 8. Ig. 546. 

Simonſon: Das Berufsgeheimnis der Arzte und deren Recht der 
Zeugnisverweigerung. DIZ. 9. Ig. 1014 — 1017. 

Stern, W.: Leitſätze über die Bedeutung der Ausſagepſychologie für 
das gerichtliche Verfahren. Oſt AZ. 55. Ig. 447—450. 

Stöckl, E.: Über den Umfang der zeitlichen Klagerechtseinſchränkung 
des 5 268 StPO. Oſt a Gg. 55. Ig. 412—414. 

Sue ß, Emil: Darf der Staatsanwalt gegen den Willen des Ans 
geklagten zu deſſen Gunſten Rechtsmittel einlegen? Jursl. 
88. Jg. 317319. 

Trautmann: Zum Verfahren auf Grund adminiſtrativen Straf⸗ 
beſcheids. PrVerwöBl. 26. Ig. 153. 


e) Militärkrafpreseh. 
Bippen, v.: Beſetzung des Oberkriegsgerichts. Necht. 8. Ig. 519—520. 
Bippen, v.: Zu $ 396 MStGO. DIZ. 9. Ig. 1178—1174. 
düger: Wie es meiner Petition im Reichstage erging. Detmold, 
Neperſche Hofbuchdr. (20 S.) 0,50 N. 
Steidle, E.: Stand und Stellung der Militär: und Marine 
Gerichts ſchreiber. 8StW. 25. Bd. 1—23. 


V. Strafvollzug. 

Auer, Fritz: Zur Pſpchologie des Gefangenen. Eine Enquete. 
ZEW. 25. Bd. 121—122. 

Auer, Fritz: Zur Pfychologie der Gefangenſchaft. unterſuchungs⸗ 
haft, Gefängnis⸗ und Zuchthausſtrafe, geſchildert von Entlaſſenen. 
Ein Beitrag zur Reform der Borun und des Straf: 
vollzugs. München, C. H. Beck. (VI, 138 S.) 1,50 M. 

Behringer, G.: Aufſeher⸗Katechismus. Unterhaltungen eines 
Auffeherveteranen mit feinem Neffen, einem jungen Hilfsaufſeher, 
über den Gefängniöbienft. Freiburg i. B., P. Waetzel. (X, 60 S.) 1 M. 

Clement: Stteraturbericht über Gefängntsweſen. 8StW. 28. Bb. 
929—42. 

Goch, Abf.: Strüfling 788. Ein Kapitel Berufsleiden. Berlin, 
Magazin⸗Berlag. (197 S.) 2 M. 
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Greffrath: Iſt gegen einen Unterſuchungsgefangenen wegen un⸗ 
gebührlichen Verhaltens in der Hauptverhandlung die Verhängung 
von Difziplinarftrafen auf Grund der preuß. Gefängnisordnung 
zuläſſig? DZ. 9. Ig. 1033. 

Loewenſtimm, Aug.: Der Gnadenerlaß des Kaiſers von Rußland. 
Ein Schritt zur Aufhebung der Leibesſtrafe. 8StW. 25. Bd. 
115— 120. 

Lohſing, Ernſt: Sträflinge im Dienſte 
Arch Krim Anthr. 17. Bd. 160—162. 
Pitel: Fürſorgeerziehung und Kammergericht. Ein Nachtrag. ZBIFE. 

5. Ig. 233— 247. 

Quanter, Rudolf: Deutſches Zuchthaus⸗ und Gefängnisweſen. (In 
10 ELfgn.) 1. Lfg. Leipzig, Leipziger Verlag. 1 M. 

Reinſch: Offentliche Strafvollſtreckungserſuchen. DIZ. 9. Ig. 988—989. 

Rofenfeld, Ernſt: Die ſtaatliche Fürſorge für die entlaſſenen 
Strafgefangenen in Preußen. 3StW. 25. Bd. 152— 190. 

Sander: Zur Frage der Verſorgung der geiſteskranken Verbrecher. 
MeSchrKrimPſych. 1. Jg. 520—523. 

Sichart, v.: Fehler und Mängel des deutſchen Strafgeſetzbuches, 
welche einem wirkſamen Strafvollzuge im Wege ſtehen, ſamt 
Beſſerungsvorſchlägen. 8StW. 25. Bd. 191—218. 

Tilemann: Bemerkungen aus der Praxis über die Fürſorgeerziehung 
in Gegenwart und Zukunft. PrVerwol. 26. Ig. 63—64. 

Wörner, Gerhard: Die Ausführungsbehörden des Gefangenen⸗ 
Unfallfürſorgegeſetzes. Hirths Ann. 37. Ig. 870—875. 

In der Zwickauer Zelle. Aufzeichnungen eines Debiltanten. Berlin, 
Magazin⸗Verl. (39 S.) 0,50 M. 


VI. Kriminaliſtik, Kriminalauthropologie, Kriminalſtatiſtik, 

| Gerichtliche Medizin. 

Burinsky, E.: „Die Farbenteilung“. Die chromolytiſche Photo⸗ 
graphie, als Grundlage für die gerichtliche Unterſuchung der 
Aktenſtücke. Überſetzt aus dem Ruffiſchen von J. v. Sobolew. 
Arch Krim Anthr. 17. Bd. 1—41. 

Protivenski, Franz: Grundzüge der Daktyloſkopie. Prag, J. G. Calve. 
(15 S. m. Abbildungen u. 3 Taf.) IM. 

Reiß: Beitrag zum Verfahren, undeutliche Speichelſchriften BAD 
zu machen. ArchKrimAnthr. 17. Bd. 156-159. 

Roſcher: Die daktyloſkopiſche Regiſtratur. Arch Krim Anthr. 17. 8d. 
129—141. 

Schneickert, Hand: Neue Gaunertricks. ArchKrimAnthr. 17. Bd. 
151—155. 


Amſchl, Alfred: Wildſchützenromantik als Verbrechen. Arch Krim Anthr. 
17. 8d. 74—128. 

Aſchaffenburg, G.: Luiſe von Koburg und die Pfychinter. 
MSchrͤKrimpſych. 1. Ig. 526—529. 

Die Ermordung eines fünfjährigen Knaben. Aberglaube des Mörders. 
Arch Krim Anthr. 17. Bd. 42—59. 

Finkelnburg: Die Autobiographie eines Sträflings. Arch Krim Anthr. 
16. Bd. 204— 237. 

Hartmann, Jakob: Über die hereditären Verhältniſſe bei Verbrechern. 
MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 493—520. 

Jaeger, Johannes: Aus den Papieren eines e Arch 
Krim Anthr. 17. Bd. 268—832. 

Knauer: Mord aus Homoſexualität und Aberglauben. Arch Krim Anthr. 
17. Bd. 214 — 220. 

Markovich: Gedicht eines Raubmörders. Arch Krim Anthr. 
238— 241. 

Protivenski: Der Mord an Barbara Smreek. Arch Krim Anthr. 
16. Bd. 193—203. 

Rotering: Das Landſtreichertum ſeit den Kreuzzügen. MSchrͤKrimPſych. 
1. Jg. 572-590. 
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Schneickert, Hans: Beobachtungen aus dem Raubmordprozeß 
Lackner⸗München. ArchKrimAnthr. 16. Bd. 275 — 288. 

Tuczek: Über das pathologiſche Element in der Kriminalität der 
Jugendlichen. Ger S. 65. Bd. 1— 20. 


Ein Fall von Leichenſchändung. Nach den 
ArchKrimAnthr. 16. Bd. 289—303. | 
Glos, A.: Ein Beitrag zur Kaſuiſtik der Simulation von Geiſtes⸗ 

krankheit. ArchKrimAnthr. 16. Bd. 255 — 269. 

Hoppe, Fritz: Über Schädelbrüche in gerichtsärztlicher Beziehung. 
FriedreichsBl. 55. Ig. 274—281, 332—339, 432—440. 

Klix: Über akute Phosphorvergiftung vom gerichtsärztlichen Stand⸗ 
punkt. Friedreichs Bl. 55. Ig. 274—281, 353 —360, 457462. 

Moll, Albert: Sexuelle Perverſionen, Geiſteskrankheit u. Zurechnungs⸗ 
fähigkeit. (Moderne ärztliche Bibliothek, hrsg. von Ferd. Karewski. 
15. Heft.) Berlin, L Simion Nachf. (32 S.) 1 M. 

Pflanz, Wilhelm: Gerichtsärztliche Beurteilung der Strychninver⸗ 
giftung. Friedreichs Bl. 55. Jg. 221—228, 291—298, 370 —378, 
463 —468. 

Steindl, Karl: Die nervöſen und pſpchiſchen Störungen bei 
Paralysis agitans. Thema für die Prüfung für den ärztlichen 
Staatsdienſt im Jahre 1903. Friedreichs Bl. 55. Ig. 401 —414. 

Weygandt, W.: Pſychiatriſche Begutachtung bei Vergehen und Ver⸗ 
brechen im Amt eines degenerativ⸗homoſexuellen Alkoholiſten. 
Arch Krim Anthr. 17. Bd. 221 — 262. 


Dochow: Statiſtiſche Angaben über die Beſchäftigung der Jugend⸗ 
liche in Fabriken. MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 525 — 526. 

Herz, Hugo: Die Kriminalität und die verſchiedenen Altersklaſſen 
in Oſterreich. OſtR.Z. 1. Ig. 250 — 255. | 

Herz, Hugo: Die Kriminalität in den einzelnen öſterreichiſchen Kron⸗ 
ländern und ihr Zuſammenhang mit wirtſchaftlichen und ſozialen 
Verhältniſſen. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 541572. 

Kohlrauſch, Eduard: Kriminalſtatiſtik. ZStW. 25. Bd. 112—115. 


Gerichtsakten. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. pelt. 
I. Staatsrecht und Politik. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 


Affolter, A.: Grundzüge des ſchweizeriſchen Staatsrechts. Zürich, 
Art. Inſtitut Orell Füßli. (VIII, 239 S.) 3 M. 


Blumenthal, Hans: Die politiſchen Einrichtungen der Vereinigten 


Staaten von Amerika. (Union u. Imperium.) Staatsrechtliche 
Gedanken. Berlin, F. Vahlen. (IV, 103 S.) 2,50 M. 

Burckhardt, W.: Kommentar der ſchweizeriſchen Bundesverfaſſung. 
1. Lfg. Bern, Stämpfli & Co. 2,80 M. 

Dreger, A.: Die Berufswahl im Staatsdienſte. Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der wichtigſten Vorſchriften über Übernahme, Ausbildung, 
Prüfung, Anſtellung u. Beförderung in ſämtlichen Zweigen des 
Reichs⸗ u. Staats⸗, des Militär: u. Marinedienſtes .... 8. Aufl., neu 
bearbeitet und vermehrt von W. A. Dreger. Droste, C. A. Koch. 
(VIII, 318 S.) 8,60 M. 

Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗ Meiningen. 
Spftematifch dargeſtellt. Thür Bl. 51. Bd. 189— 209, 283— 28g. 

Greenfield, James: Die Verfaſſung des perſiſchen Staates, 
nebſt einem Anhang über Geſetze, Bildungsweſen, ſanitäre und 
wirtſchaftliche Zuſtände im heutigen Perſien. . F. Vahlen. 
(VIII, 353 S.) 8 M. 

Haſſe, Ernſt: Deutſche Politik. I. Bd.: Heimatspolitit 1. Heft: 
Das Deutſche Reich als Nationalſtaat. München, J. F. Lehmanns 
Verlag. (IV, 146 S.) 3 M. N N 

Hatſchek, Julius: Engliſches Staatsrecht unter Berückſichtigung der 
für Schottland und Irland geltenden Sonderheiten. I. Band: 
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Die Verfaſſung. (Handbuch des Offentlichen Rechts IV. II. 4. I.) 
Tübingen, J. C. B. Mohr. (XI, 669 S.) 18 M. 

Kekule v. Stradonitz, Stephan: Über die Beziehungen der Genza, 
logie zur wiſſenſchaftlichen Behandlung des Staatsrechts. ArchoOffR. 
19. Bd. 245 — 261. 

Proebſt, Max v.: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 
16. IV. 1871 in ihrer derzeit geltenden Geſtalt. .. 3., neu: 
bearbeitete Aufl. München, C. H. Beck. (VI, 281 S.) 2 M. 

Schwarz, O. G.: Staatsrecht. Verwaltungsrecht. Kirchenrecht. 
Völkerrecht. (Grundriß des Offentlichen Rechts.) 2., unveränderte 
Aufl. Berlin, C. Heymanns Verlag. 4 M., geb. 5 M. 

Ulbrich, J.: Das öſterreichiſche Staatsrecht. 3., neubearbeitete Aufl. 
(Handbuch des öffentl. Rechts der Gegenwart in Monographien. 
Begründet von weil. v. Marquardſen und M. v. Seydel. 
IV. Bd. 1. Halbb. 1. Abtlg. I.) Tübingen, J. C. B. Mohr. 
(XII, 290 S.) 7 M. 


b) Einfelſchriften. 

Albrecht, J.: Rangverhältniſſe, Tagegelder, Reife: und Umzugs⸗ 
koſten der Reichsbeamten, preußiſchen Staatsbeamten und elſaß⸗ 
lothringiſchen Landesbeamten. ... 5. Aufl., auf Grund der neueſten 
geſetzlichen und Verwaltungsbeſtimmungen bearb. v. J. Becker. 
1. Lfg. Berlin, A. Nauck & Co. 1,80 M. f 

Bartolomäus: Die Rechtsgrundlagen der Regentſchaft im Herzog⸗ 
tum Sachſen⸗Coburg und Gotha. ArchOffR. 19. Bd. 229 — 244. 

Bertoldi, Albert: Die Aufhebung der Kautionspflicht der Staats⸗ 

beamten in Deutſchland unter Berückſichtigung der ausländiſchen 
Maßnahmen in bezug auf das Kautionsweſen. Diſſ. Berlin, 
Struppe & Winckler. (VI, 119 S.) 8 M. 

Blumenfeld, Fritz: Die ſtaatsrechtliche Stellung des Keichskan zlers 
Diſſ. Berlin, H. Streiſand. (72 S.) 1 M. 

Bornhak, Conrad: Die Thronfolge im Großherzogtume Oldenburg. 
Arch OffR. 19. Bd. 201 — 228. 


Delius: Das preußiſche Vereins⸗ u. Verſammlungsrecht unter be⸗ 


ſonderer Berückſichtigung des Geſetzes vom 11. III. 1850, der 
Befugniſſe der Polizeibehörden und der privatrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften der Reichsgeſetze. Dargeſtellt und erläutert. 3. ver⸗ 
beſſerte u. weſentlich vermehrte Aufl. (Taſchengeſetzſammlung Nr. 28.) 
Berlin, C. Heymann. (XII, 275 S.) 2 M. — Beſprochen von 
St. Genzmer. PrVerwBBl. 26. Ig. 139 — 140. 

Dreyer, Wilh.: Die Tragweite des Schiedsſpruchs im Lippiſchen 
Thronfolgeſtreite. (Arbeiten aus dem ſtaatswiſſenſchaftl. Seminar 
der Königl. Univerſität Marburg. 1. Heft.) Marburg, O. em 
hardt (IV, 88 S.) 1,60 M. 

Friedrichs, Karl: Das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. VIII. 1883. 
(Die Geſetze des Königreichs Preußen in kurzgefaßten Kommen⸗ 
taren. I.) Berlin, O. Häring. (XV, 367 S.) 7 M. 

Gutbier, Paul: Der deutſche Verfaſſungsſtaat und die Parteien. 
Berlin, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Dank. (80 S.) 0,75 M. 

Herrfurth, G.: Das preußiſche Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungs: 
weſen, einſchließlich der Rechtsverhältniſſe der Staatsbeamten 
2. Band. 4. vermehrte und verbeſſerte Aufl. Berlin, C. Heymanns 
Verl. (XX, 772 S.) 12 M., geb. 13 M. 

Hubrich, Eduard: Die reichsgerichtliche Judikatur über den Geſetzes⸗ 
und Verordnungsbegriff nach preußiſchem Staatsrecht. Hirths Ann. 
87. Ig. 770— 786, 801— 864. 

Klein, P.: Die Reichsangehörigkeit der F Recht. 
8. Ig. 497—498. 

Kramer, G.: Leitfaden für das Etats⸗, Nene Kaſſen⸗ u. 
Reviſionsweſen der deutſchen Stadtgemeinden. Leipzig, F. a 
weber. (XV, 183 u. Formulare 77 S.) 6 M. 

Kutzer, Theodor: Das bavyriſche Heimatrecht mit dem ein: 
ſchlägigen Rechte der Verehelichung und des Aufenthalts, 


XXXIII. Jahrgang. 


ſwſtematiſch dargeſtellt. 
(II, 610 S.) 9 M. 

Leuckart v. Weißdorf, Friedr. Frhr.: Die Verfaſſungsurkunde des 
Königreichs Bayern und die auf die Verfaſſung bezüglichen ſonſtigen 
Geſetze. Handausgabe mit Anmerkungen. Ansbach, C. Brügel 
& Sohn. (XV, 478 S.) 8 M. 


(4 Lief.) München, J. Schweitzer Verl. 


Loening, Edgar: Das Petitionsrecht der Ausländer und die Zu⸗ 


ſtändigkeit des Landtags nach preußiſchem Verfaſſungsrechte. 
Verw Arch. 13. Bd. 1—32. 

Luther, Hans: Thronſtreitigkeiten und Bundesrat. (Rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Studien, veröffentlicht von Emil Ebering. 
26. Heft.) Berlin, E. Ebering. (104 S.) 2,80 M. 

Markull: Der Fakſimileſtempel. Seine rechtliche Bedeutung und 
dienſtliche Zuläſſigkeit. PrBerwBl. 25. Ig. 675— 679. 

Oppenhoff, Theodor: Die Geſetze über die Reſſortverhältniſſe zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden in Preußen, zu⸗ 
ſammengeſtellt und erläutert. 2. Aufl. Hrsg. von Joſ. Oppen⸗ 
hoff. Berlin, G. Reimer. (XII, 534 S.) 12 M. 

Rath, Erich v.: Das Notverordnungsrecht des preußiſchen Landes⸗ 
und des deutſchen Reichs ſtaatsrechts. Diſſ. Bonn, Röhrſcheidt & 
Ebbecke. (72 S.) 1,50 M. 

Schollenberger, J.: Bundesverfaſſung der Schweizeriſchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft. Kommentar mit Einleitung. Berlin, O. Häring. 
(XV, 582 S.) 15 M. 

Schücking, Walter: Die preußiſche Verfaſſungsurkunde. Textausgabe 
mit Geſetzesverweiſungen und Anlagen. Leipzig, C. L. Hirſchfeld. 
(42 S.) 1 M. 

Seutemann, Karl: Die Wirkungen des Geſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſiitz. An Dresdner Material erörtert. Schmollers J. 
28. Ig. 1371—1384. 

Spiegel, Ludwig: Zur Lehre von der Notverordnung. JurBl. 
33. Ig. 506 —507. 

Tecklenburg, A.: Ungültigkeit von Stimmen wegen ihres Inhalts. 

PrVerwBl. 26. Ig. 169— 170. 

Tecklenburg, Adolf: Abſtimmung und Ausſchlag. Berichtigung, 
Ergänzung; Erweiterung in Rückſicht auf die Verhältniswahl. 
ArchBürgR. 25. Bd. 255— 261. 

Tezner, Friedrich: Die Notverordnung und das richterliche Prüfungs⸗ 
recht. Jur Bl. 33. Ig. 496—497. 

Die Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes vom 17. IV. 1867 
und des Deutſchen Reichs vom 16. IV. 1871. 3. Aufl. Text⸗ 
ausgabe der Verfaſſungen und des Wahlgeſetzes. (Binding, Karl: 
Deutſche Staatsgrundgeſetze in diplomatiſch genauem Abdrucke. 
1. Heft.) Leipzig, W. Engelmann. (X, 80 S.) 1,20 M. 
Größere Ausgabe (XII, 269 S.) 4 M. 

Weinberger, Alois: Das Reichsgeſetz über die Freizügigkeit vom 
1. XI. 1867, erläutert und mit einſchlägigen Vollzugs⸗ und 
Geſetzesbeſtimmungen herausgegeben. Ansbach, C. Brügel & Sohn. 
(VII, 113 S.) 2,40 M. 

Ziegler, Eugen v.: Die Praxis des bayeriſchen Budgetrechtes. 
Studie über die Handhabung der Rechte des bayeriſchen Landtages 


zur Feſtſetzung der Staatsausgaben und Staatseinnahmen, ſowie 


gegenüber der Vorlage der Rechnungsnachweiſungen. München, 
Th. Ackermann. (III, 241 S. m. 1 Tab.) 3,60 M. 


II. Verwaltungsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Arnſtedt, Oskar v.: Das preußiſche Polizeirecht, unter Benutzung 
der Entſcheidungen von Verwaltungs⸗ ſowie Gerichtsbehörden zum 
Handgebrauch für Behörden, Rechtsanwälte und Beamte der 
Selbſtwerwalt ung herausgegeben. 1. Bd. (Handbücher des preußi⸗ 
ſchen Verwaltungsrechts. II, 1. Bd.) Berlin, C. Heymann. 
(XIV, 622 S.) 12 M. 
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Delius: Die neueſte Rechtſprechung des Kammergerichts auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts. In ihren Ergebniſſen ſyſtematiſch 
zuſammengeſtellt. PrVerwBl. 26. Ig. 114 — 116, 146 — 148. 

Döring, Herm.: Katechismus zur Vorbereitung auf die Prüfungen 
zum Polizei⸗ oder Verwaltungsbeamten. (In 2 Tln.) Nach den 
amtlichen Prüfungsbeſtimmungen bearbeitet. 1. Tl.: Die münd⸗ 
liche Prüfung. 2. Aufl. Berlin, A. W. Hayns Erben. (VIII, 
163 S.) 4 M. 

Freytag: Kleine Mitteilungen aus der Rechtſprechung des zweiten 
Senats des Oberverwaltungsgerichts. PrVerwBl. 26. Ig. 161 — 163. 

Die Gemeindeordnung und das Bürgerrechtsgeſetz für die nicht 
unter die Städteordnung fallenden Gemeinden des Großherzog⸗ 
tums Baden in der am 1. VIII. 1904 geltenden Faſſung 
Karlsruhe, Macklot. (IV, 128 S.) 1,50 M. 

Hottenrott: Verwaltungsrechtliche Fragen in der Spruchpraxis 
deutſcher Oberlandesgerichte. PrVerwBl. 26. Ig. 179— 181. 
Jebens, A. W.: Die Stadtverordneten. Ein Führer durch das 
beſtehende Recht, zunächſt durch die preußiſche Städteordnung für 
die öſtlichen Provinzen vom 30. V. 1853. 2., neu bearb. Aufl. 

Berlin, J. Springer. (VII, 370 S.) 3 M. 

Illing: Handbuch für preußiſche Verwaltungsbeamte im Dienſte 
des Staates, der Kommunalverbände, der Korporationen und für 
Geſchäftsleute, begründet von Illing, fortgeführt von Georg Kautz. 
8. Aufl. 3. Bd. Berlin, A. Haack. (XX, 2022 S.) 30 M. 

Lemke, Rudolf: Die preußiſche Exekutivpolizei. Wie ſie war, wie 
ſie iſt und wie ſie ſein müßte. Osnabrück, B. Wehberg. (VI, 
343 S.) 4 M. 

Michalski, F.: Leitfaden für das Regiſtraturweſen und den 
allgemeinen Geſchäftsgang der deutſchen Stadtverwaltungen. 
Gekrönte Preisſchrift. Leipzig, F. Leineweber. (XI, 197 S.) 
3,60 M. 

Müller, O.: St. Galliſche Verwaltungsgeſetzgebung. Sammlung der 
auf dem Gebiete des kantonalen Staats⸗ und Verwaltungsrechtes 
gültigen Erlaſſe. II. u. III. Bd. Im Auftrage des Regierungs⸗ 
rates herausgegeben. St. Gallen, A. & J. Köppel. 6 M. 

Pienczykowski, Valerian v.: Der Verwaltungsgerichtshof im 
Lichte der öſterreichiſchen Staatsidee. Erläuterung der Zuſtändig⸗ 
keit des Verwaltungsgerichtshofes an der Hand der gegenſtänd⸗ 
lichen Geſamtjudikatur dieſes Tribunals. Wien, M. Perles. 
(XVI, 715 S.) 20 M. 

Schuſter, Ernſt: Zum Stand der Lehre von der engliſchen Lokal⸗ 
verwaltung. ArchOffR. 19. Bd. 169 — 185. 

Rotering: Die geſetzliche Beſchränkung des Polizeiverordnungsrechts. 
Recht. 8. Ig. 541 — 544. 

Strenge, Ernſt v.: Gothaiſches Gemeindeverfaſſungs⸗ und Gemeinde: 
verwaltungsrecht ... Gotha, F. A. Perthes. (VI, 191 S.) AM. 

Zeitſchrift für Stadtverordnete, Gemeindevertreter, Bürgerausſchuß. 
mitglieder, Bürgervorſteher, Gemeinderäte, Gemeindebevollmächtigte⸗ 
Wohlfeile Ausgabe des Organs für Städteweſen „Die deutſche 
Stadt“. Red.: Otto Rentſch. 1. Ig. Oktober 1904 — Sep: 
tember 1905. Bunzlau, C. A. Voigt. Halbjährlich bar 3 M. 


b) Eimelſchriſten. 

Diebold, Joſ.: Das Gemeindewahlrecht in der Pfalz. Mit aus⸗ 
führlichen Erläuterungen verſehen ... Speyer, Jäger in Komm. 
(59 S.) 1,20 M. 

Galland: Das Beſichtigungs- und Reviſionsrecht der Bürgermitglieder 
einer ſtädtiſchen Verwaltungsdeputation im Verhältnis zur Rechts⸗ 
ſtellung des Vorſitzenden. PrVerwBl. 25. Ig. 639 — 640. 

Gayl, Kurt: Städtiſche Finanzpolitik. VerwArch. 13. Bd. 33 —90. 

Goldau: Anſchaffung von Staatspapieren, Höhe des Reſervefonds 
und Zinsüberſchüſſe bei kommunalen Sparkaſſen. PrVerwBl. 
26. Ig. 2124. 
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Hottenrott: Aus Theorie und Praxis deutſcher Kommunalverwal⸗ 
tungen. PrVerwBl. 26. Ig. 93 — 100. 

Kappelmann: Die deutſchen Städte am Anfang des zwanzigſten 
Jahrhunderts. PrVerwBl. 26. Ig. 129— 134. 


Agahd, Konrad: Zur geſetzlichen Regelung der gewerblichen Kinder⸗ 
arbeit. JuſtRundſch. 3. Ig. 193 — 196. 

Bauer, Stephan: Die Entwicklung zum Zehnſtundentage. Arch SozW. 
19. Bd. 203 — 223. " 

Bauer, Stephan: Die neuere Kinderſchutzgeſetzgebung in Deutſchland 
und in Großbritannien. Arch Soz W. 19. Bd. 616 — 640. 

Conrad, Carl: Die Organiſation des Arbeitsnachweiſes in Deutſch⸗ 
land. Leipzig, Duncker & Humblot. (XX, 464 S.) 9 M. 

Hilfe, B.: „Baugewerksmeiſter“ und „Architekt“. PrVerwBl. 
26. Ig. 186. 

Hilfe, B.: Lohnfortbezug bei militäriſcher Dienſtleiſtung. PrVerwBl. 
26. Ig. 80. 

Hoß, Max: Die Flugblätterpolizei in Deutſchland mit beſonderer 
Berückſichtigung Württembergs. Stuttgart. (Tübingen, F. Fues.) 
(66 S.) 1,80 M. 

Immerwahr: Bahnhofsautomaten und Sonntagsruhe. DIZ. 
9. Ig. 1130 —1131. f 

Küſter, M.: Das Recht des Straßenanliegers bei Veränderung des 
Straßenniveaus. Gruchots Beitr. 48. Ig. 745 — 758. 


Krenzlin: Aufſichtsrecht gegenüber zentralen Waſſerleitungen 
in Preußen. Braunfchweig, Vieweg & Sohn. (IV, 24 S.) 
1,20 M. 


Das Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerb⸗ 
.. Langenſalza, Schulbuchhandlung. (IV, 72 S.) 


Lorentz, F.: 
lichen Betrieben. 
0,75 M. 

Neumann, Hugo: Die Öffentlich : rechtliche Stellung der Arzte. 
Berlin, Struppe & Winckler. (X, 138 S.) z M. 

Prausnitz, W.: Grundzüge der Hygiene unter Berückſichtigung der 
Geſetzgebung des Deutſchen Reichs und Oſterreichs. 7. erweit. und 
vermehrte Aufl. München, J. F. Lehmanns Verl. (XV, 565 S. 
mit 234 Abbildgn.) 8 M. 

Seidel: Die Grundzüge der Organiſation des Handwerks nach dem 
Reichsgeſetz vom 26. Juli 1897 und die Bedeutung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens für das Handwerk. Hirths Ann. 37. Ig. 741 — 765. 

Tänzler, Fritz, und Poetter, A.: Arzteordnung für das König⸗ 
reich Sachſen vom 15. VIII. 1904 und die für den Arzt wichtigen 
reichs⸗ und landesgeſetzlichen Beſtimmungen. Leipzig, C. L. Hirſch⸗ 
feld. (IV, 128 S.) 2,40 M. 

Starck, M.: Außerkraftſetzung des § 6 der Verordnung vom 29. Sep⸗ 
tember 1846 betr. Einführung von Geſindedienſtbüchern. DIZ. 
9. Ig. 1036-1037. 

Armin: Die Beſteuerung des Liquidationsgewinnes. Kritiſche Studie 
zu § 96 des Geſetzes vom 25. X. 96, Nr. 220 RGBl., betr. die 
direkten Perſonalſteuern. Jur Bl. 33. Ig. 397 —401, 409 —411, 
422 —424, 433 —436, 446 —448, 471 —473, 483 - 485, 497-498. 

Beſteuerung der Verſicherung in Dänemark. ZVerſWeſ. 1904. 
529 532. 

Bollert: Gemeindeeinkommenſteuer der Reſerveoffiziere während der 
Dauer militäriſcher Ubungen. PrVerwBl. 26. Ig. 15. 

Dawſon, Miles M.: Die Beſteuerung der Verſicherung in Nord— 
amerika. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 470— 477. 

Neue Einnahmequellen für die Gemeinden? PrVerwBl. 26. Ig. 
37 —42. 

Emming haus: Zur Beſteuerung der Verſicherung zin Deutſchland. 
VerVerſWiſſ. III. 94—99. 

Fuiſting, B.: Die preußiſchen direkten Steuern. 2. Bd.: Kommentar 
zum Ergänzungsſteuergeſetz. 2. neu bearbeitete Aufl. Berlin, 
C. Heymanns Verl. 9 M. Geb. 12 M. 


Gehrig, Hans: Die Warenhausſteuer in Preußen. Ein Beitrag 
zur kaufmänniſchen Mittelſtandspolitik. Leipzig, B. G. Teubner. 
(X, 81 S.) 2,40 M. 

Haſche, Paul: Königl. Sächſiſches Einkommenſteuergeſetz vom 
24. VII. 1900 nebſt der dazu gehörigen Ausführungs verordnung 
u. Inſtruktion. Mit Erläuterungen auf Grund geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen ergangener Verordnungen und Entſcheidungen. 2. Aufl. 
Dresden, C. Heinrich. (XI, 400 S.) 4,80 M. 

Heckel, Max v.: Die Fortſchritte der direkten Beſteuerung in den 
Deutſchen Staaten (1880 — 1905). Leipzig, C. L. Hirſchfeld. 
(XII, 284 S.) 8 M. 

Henkel: Heranziehung des Fiskus zu den Kreisabgaben. PrVerwBl. 
26. Ig. 47. f 

Joſewski, Hermann: Das preußiſche Erbſchaftsſteuergeſez vom 
80. V. 1873/19. v. 1891/31. VII. 1895. Erläutert. Cöln, 
Cölner Verlagsanſtalt u. Druckerei. (XII, 148 S.) 6 M. 

Mann, Osk., u. Jedlikka, Heinr.: Das öſterreichiſche Perſonal⸗ 
ſteuergeſetz nach dem derzeitigen Stande der Praxis. Wien, 
A. Hölder. (IV, 379 S.) 3,40 M. 

Mayr, Georg v.: Die Tabakinduſtrie in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika und die Tabakfabrikatſteuer. Hirths Ann. 37. Ig. 
865 —869. 

Merkle, W.: Die Lage des Hausbeſitzers hinſichtlich der Beſteuerung 
für Staat und Gemeinde und ſeine Stellung zur bevorſtehenden 
Steuerreform. Vortrag. Karlsruhe, F. Langſche Buchdruckerei. 
(48 S.) 0,40 M. 

Meyn: Die gefamte ſtempelrechtliche Rechtſprechung des Reichsgerichts 
im Jahre 1904. Holdh MSchr. 13. Ig. 264 — 276. 

Nöll, F.: Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 nebſt 
Ausführungsanweiſung vom 10. Mai 1894. Nach dem Tode des 
Verfaſſers bearbeitet von F. Freund. 2. Aufl. (Taſchen⸗ 
Geſetzſammlung Nr. 13.) Berlin, C. Heymanns Verl. 10 M. 
Geb. 11 M. 

Ribbeck: Zur Beſteuerung der Lebensverſicherung. VerVerſWiſſ. 
III. 99— 110. 

Soergel, Konrad: Die Beitreibung der öffentlichen Abgaben im 
Königreich Bayern. Fürth, G. Roſenberg. (VII, 125 S.) 2,40 M. 

Tecklenburg, Adolf: Der ſteuerbare Einkommensdurchſchnitt des 
§ 10 des preußiſchen Einkommensſteuergeſetzes im Falle der 
Konkurrenz von Bundesſtaaten bei der Verſteuerung. Holdh MSchr. 
13. Ig. 276 — 282. 

Vogel, Karl: Die Umſatzſteuer⸗Frage in Sachſen. Annaberg, 
Graſerſche Buchh. (R. Liefche). (II, 112 S.) 2,50 M. 

Weinel, Peter, und Grünewald, Oskar: Verkehrsſteuergeſetz für 
Elſaß⸗Lothringen vom 14. XI. 1904. Textausgabe mit An⸗ 
merkungen u. ausführlichem Sachregiſter in amtlichem Auftrage 
herausgegeben. Mit einem Anhang, enthaltend das Geſetz, betr. 
die Strafſachen der Verkehrsſteuerverwaltung, nebſt ſeinen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Straßburg, F. Bull. (VIII, 101 S.) 
1,50 M. 


Andersson, Thor.: Das neue Haftpflichtgeſetz und die Unfallverſiche⸗ 


rung in Schweden. Leipzig, Duncker & Humblot (86 S.) 1,80 M. 

Appelius: Das Einzugsverfahren der Beiträge zur Invaliden: 
verſicherung. Erläuterungen aus der Praxis zu den §§ 148 bis 
153 des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 13. VII. 1899, unter 
beſonderer Berückſichtigung der preußischen Verhältniſſe. Grune: 
wald⸗Berlin, Verlag der Arbeiter⸗Verſorgung A. Troſchel. (71 S. 
mit 2 Tab.) 1,20 M. 

Bücker, Ludwig: Der, Bureau- und Regiſtraturdienſt in der Kranken⸗ 
kaſſenverwaltung. Mit einem Plane zur Einrichtung einer Re: 
giſtratur. Berlin⸗ Grunewald, Verlag der Arbeiter-Verſorgung. 
A. Troſchel. (31 S.) 0,80 M. 


XXXIII. Jahrgang. 


Wengler: Die Kämpfe der Arzte mit den Krankenkaſſen. ArchOffR. 
19. Bd. 338 —381. 

Falkenburg, Ph.: Die Fortſchritte auf dem Gebiete des Arbeiter⸗ 
ſchutzes in den Niederlanden. Arch SozW. 19. Bd. 641 —649. 
Feilchenfeld, Leopold: Die Täuſchungen bei Unfällen und die 

Unfallverſicherung. ZVerſWiſſ. 4. Bd. 451 —463. 

Frankenberg, H. v.: Iſt das Eintrittsgeld die Vorausſetzung für 
ſtatutariſche Mehrleiſtungen der Zwangskrankenkaſſen? DI. 
9. Ig. 1033 — 1034. 

Frankenberg, v.: Die Vereinheitlichung der Arbeiterverſicherung. 
Vers Wiſſ. 4. Bd. 3878399. 

Fuld: Staatliches Aufſichtsrecht und Autonomie der Krankenkaſſen. 
AHORN. 19. Bd. 190 — 200. 

Graef, C.: Die Unfallverſicherungsgeſetze vom 30. VI. 1900, das 
Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes vom 18. VI. 1901 uud das preußiſche Beamtenfürſorge⸗ 
geſetz vom 2. VI. 1902 .. . . 4. neu bearbeit. u. verm. Aufl. Berlin, 
A. Aſher & Co. (X, 687 S.) EM. 

Hilfe, B.: Unfälle gelegentlich des Aushebungsgeſchäftes. PrVerwBl. 
26. Ig. 186. 

Hoffmann, F.: Invalidenverſicherungsgeſetz vom 19. Juli 1899 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen. Dritte vermehrte Aufl. 
(Taſchen⸗Geſetzſammlung Nr. 42.) Berlin, C. Heymanns Verl. 
(XII, 638 S.) Geb. 3 M. 

Köbke, v.: Leitfaden durch die ſoziale Verſicherungsgeſetzgebung mit 
beſonderer Berückſichtigung des Großherzogtums Heſſen. Mainz, 
J. Diemer. (VII, 118 S.) 2,50 M. 

Landmann, Jul.: Die Arbeiterſchutzgeſetzgebung der Schweiz. 
Baſel, Helbing & Lichtenhahn. (CXXXII, 496 S.) 7,20 M. 

Landmann, Julius: Die Ausdehnung des Arbeiterſchutzes in 
Frankreich. Arch Soz W. 19. Bd. 348—377. 

Laß: Die neueſte Rechtſprechung des Reichs⸗Verſicherungsamts auf 
dem Gebiete der Unfallverſicherung. PrVerwBl. 26. Ig. 24 — 26, 
5759. 

Redenbacher, Wilhelm: Das Invalidenverſicherungsgeſetz vom 
13. VII. 1899 in der Faſſung der Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 19. VII. 1899 nebſt den wichtigeren Vollzugs⸗ 
vorſchriften für das deutſche Reich und das Königreich Bayern. 
Handausgabe... 2. neubearbeitete Aufl. München, C. H. Beck. 
(VID, 518 S.) 5 M. 


Roſin, Heinr.: Das Recht der Arbeiterverſicherung. Für Theorie 
und Praxis ſyſtematiſch dargeſtellt. 2. Bd. Das Recht der 
Invaliden⸗ und Altersverſicherung. Berlin, J. Guttentag. 


(XIV, 1151 S.) 25 M. 

Stadthagen, Art.: Das Arbeiterrecht. Rechte und Pflichten des 
Arbeiters in Deutſchland aus dem gewerblichen Arbeitsvertrag 
und aus den Unfall⸗, Kranken⸗ und Invalidenverſicherungsgeſetzen 
unter beſonderer Berückſichtigung des BGG. 4. Aufl. (28 Hefte.) 
Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf. (XVI, 240 S.) 5,60 M. 

Trutzer, K.: Das Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft. Handausgabe, in 3. Aufl. bearbeitet und mit den hierzu 
erlaſſenen Vollzugsvorſchriften hrsg. von Bez.⸗Amtsaſſeſſ. J. Keidel. 
(Die Reichsgeſetzgebung auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung 
. . . . brög. von bayeriſchen Verwaltungsbeamten. 3 Böchn.) 
Ansbach, C. Brügel & Sohn. (IX, 542 S.) 5 M. 


Baumert: Zum preußiſchen Wohnungsgeſetzentwurf. 
C. Heymann. (VI, 86 S.) 1 M. 

Bauordnungen für die Stadtgemeinde Frankfurt a. M., nebſt 
Polizeiverordnung zur Verhütung von Uufällen bei baulichen 
Arbeiten, ſowie Regulativ über Erhebung von Baupolizeigebühren. 
Bearbeitet von der Stadtkanzlei. Frankfurt a. M., Gebr. Knauer. 
(40 S.) 1,50 M. 
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Eberſtadt, Rudolf: Der Entwurf eines preußiſchen Wohnungs⸗ 
geſetzes, feine Vorgeſchichte und feine Bedeutung. ArchSozW. 
19. Bd. 173 — 202. 

Haberland, Georg: Der preußiſche Geſetzentwurf zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe. Kritiſche Betrachtungen. Berlin, A. Unger. 
(69 S.) 1,20 M. | 

Krüger, Emil: Bibliographie der Arbeitsloſenfürſorge. In dän., 
deutſcher, franzöſ., holländ., italien., norweg., portug., ſpan. u. 
tſchech. Sprache geſammelte Berichte. Grunewald⸗Berlin, 
A. Troſchel. (VIII, 51 S.) 1,75 M. 

Jebens, A. W.: Der Entwurf eines preußiſchen Geſetzes zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe. PrVerwöl. 26. Ig. 1—10. 

Die Materialien zum Geſetze, betreffend die Gründung neuer 
Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſt⸗ 
falen, vom 10. Auguſt 1904. Verwrch. 13. Bd. 114 — 206. 

Oelrichs, H.: Die Domänen⸗Verwaltung des Preußiſchen Staates. 
Zum praktiſchen Gebrauche für Verwaltungsbeamte und Domänen⸗ 
pächter. 4. Aufl. verbeſſert und bis auf die Gegenwart fort⸗ 
geführt von P. Günther. Mit einer Nachweiſung von ſämtlichen 
Domänen des Preußiſchen Staates und deren Pachtverhältniſſe 
am 1. VII. 1904. Breslau, J. U. Kern. (VIII, 520 S.) 12 M. 

Teske: Die ſchleſiſche Dorfaue. PrVerwBl. 26. Ig. 177—179. 

Voſſen: Zur Auslegung des neuen Geſetzes über Wegebauvoraus⸗ 
leiſtungen. PrVerwBl. 26. Ig. 103 — 104. 

Weiſe: Das ſächſiſche Enteignungsrecht nach dem Geſetze vom 
24. VI. 1902. (Vorträge über Geſetzeskunde und Verwaltung. 
Hilfsmittel zur Vorbereitung für die Beamtenprüfungen. Hrsg. 
vom Vereine der Finanzbeamten zu Dresden. 35. Heft.) Dresden, 
C. Weiske. (15 S.) 0,40 M. 


Flemming, P.: Geſetze, Verordnungen und Inſtruktionen, welche 
auf das Forſtweſen Bezug haben. 1903. I. Für das Königreich 
Sachſen. II. Für das Deutſche Reich. [Aus: „Tharander forſtl. 
Jahrb.“] Leipzig, R. C. Schmidt & Co. (82 S.) 1 M. 

Heyn, Otto: Die Neuordnung der Währungsverhältniſſe in Deutſch⸗ 
Oſtafrika. BankArch. 4. Ig. 17— 20. 

Regers, Militärdienſtgeſetzgebung des Deutſchen Reiches. Mit 
den für das Reich und das Königreich Bayern gültigen Vollzugs⸗ 
beſtimmungen unter Beifügung von erläuternden Bemerkungen in 2. 
und nunmehr in 3. neubearbeiteter Auflage. Hrsg. von Heinrich 
Jolas. Ansbach, C. Brügel & Sohn. (VIII, 508 S.) 5,50 M. 


Beck v. Mannagetta, Leo Ritter, und Kelle, Karl v.: Die öfter: 
reichiſchen Univerſitätsgeſetze. Sammlung der für die öſterreichiſchen 

Vniverſitäten gültigen Geſetze, Verordnungen, Erläſſe, Studien⸗ 
und Prüfungsordnungen uſw. 1. Lfg. Wien, Manz. 1,50 M. 

Gordon, von: Der Berliner Schulſtreit. Zugleich ein Beitrag zum 
Recht der Selbſtverwaltung. DIZ. 9. Ig. 1154 — 1158. 

Die chriſtlich⸗ſozialen Schulgeſetz⸗Entwürfe zur Beſeitigung der 
ſtaatlichen Schulaufſicht. Zuſammengeſtellt auf Grund der Vor⸗ 
lagen des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes und der end: 
gültigen Beſchlüſſe des niederöſterreichiſchen Landtages vom 25. 
und 26. X. 1904. Wien, Wiener Volksbuchhandlung Ignaz 
Brand. (34 S.) 1 M. 

Trautmann: Vermögen und Vermögensverwaltung der unter 
ſtädtiſchem Patronate ſtehenden nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten. 
PrVerwBl. 25. Ig. 640 — 6438. 


F. Kirchenrecht. 
Brandes, Rud.: Die Verfaſſung der Konföderation reformierter 
Kirchen in Niederſachſen. Eine Löſung des Problems der ſelbſt⸗ 
ſtändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten durch 
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die Kirche (Artikel 15 der preuß. Verfaſſung.) Gütersloh, 
C. Bertelsmann. (98 S.) 1,60 M. 

Gauguſch, Ludwig: Das Rechtsinſtitut der Papſtwahl. Eine 
hiſtoriſch⸗kanoniſtiſche Studie. Wien, Manz. (X, 221 S.) 5 M. 

Hollweck, J.: Staat und Kirche. Vortrag. Augsburg, Literar. 
Inſtitut von Dr. M. Huttler. (Mich. Seitz.) (12 S.) 0,10 M. 

Inhülſen, C.: Das Kirchenvermögen im Falle der Lostrennung 
einer Majorität von der Einheit der Kirche. Ein Beitrag zur 
ſchottiſchen Kirchengeſchichte. ArchOffR. 19. Bd. 382— 397. 

Keller, Sigm.: Die 7 römiſchen Pfalzrichter im byzantiniſchen 
Zeitalter. (Kirchenrechtliche Abhandlungen. Hrsg. von Ulrich 
Stutz. 12. Heft.) Stuttgart, F. Enke. (X, 155 S.) 5,40 M. 

Mahl⸗Schedl⸗Alpenburg, Joſef Franz: Grundriß des katholiſchen 
Kirchenrechtes mit Berückſichtigung der öſterreichiſchen Geſetzgebung. 
2. verbeſſ. Aufl. Wien, A. Hölder. (XII, 280 S.) 4,80 M. 

Niedner, J.: Kirchenrecht als Lehrgegenſtand. (Aus einer akademiſchen 
Antrittsrede.) PrVerwBl. 25. Ig. 655—660. 

Niedner, Johannes.: Die Ausgaben des preußiſchen Staats für die 
evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen. Ein Beitrag zur 
Geſchichte der evangeliſchen Kirchenverfaſſung in Preußen. (Kirchen⸗ 
rechtliche Abhandlungen, hrsg. von Ulrich Stutz, 13. u. 14. Heft.) 

Stuttgart, F. Enke. (X, 319 S.) 11 M. 

Petrakakos, Dem. A.: Die Toten im Recht nach der Lehre und 
den Normen des orthodoxen morgenländiſchen Kirchenrechts und 
der Geſetzgebung Griechenlands. Leipzig, A. Deichert Nachf. 
(XIX, 248 S.) 6 M. 

Reidel, Karl J.: Die katholiſche Kirche im Großherzogtum Heſſen. 
Die Geſetze für Kirche und Schule, geſammelt und erläutert. 
Paderborn, F. Schöningh. (VII, 276 S.) 3,50 M. 

Silbernagl, Iſidor: Verfaſſung und gegenwärtiger Beſtand ſämt⸗ 
licher Kirchen des Orients. Eine kanoniſtiſch⸗ſtatiſtiſche Abhandlung. 
Zweite, gänzlich umgearbeitete Auflage ..., hrsg. von Joſ. 
Schnitzler. Regensburg, G. J. Manz. (XXIV, 396 S.) 


G. Internationales Recht. 


Bülow, H. v.: Der ruſſiſch⸗japaniſche Konflikt. Wien, L. W. Seidel 
& Sohn. (96 S.) 4 M. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. 
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XXXIH. Jahrgang. 


Die Haager Familienrechts⸗ Konvention. Böhms Z. 14. Bd. 
507545. . 

Fitger, E.: Die Rückwirkung des oſtaſiatiſchen Krieges auf das 
Völkerrecht. Die Notwendigkeit einer neuen Seerechtskonferenz. 
(Volkswirtſchaftliche Zeitfragen. 206. 207. Heft.) Berlin, L. Simion 
Nachf. (63 S.) 2 M. 

Gareis, Karl: Die Fortſchritte des internationalen Rechts im 
letzten Menſchenalter. Vortrag. (Neue Zeit⸗ und Streitfragen. 
Hrg. von der Geheſtiftung zu Dresden. II. Ig. 1. H.) Dresden, 
v. Zahn & Jaenſch. Einzelpr. 1 M. 

Klein, Peter: Privatinternationale Rechtsanwendungshilfe. OÄNZ. 
1. Ig. 255—260. 

Mal fatti di Monte Tretto, Joſ. Frhr. v.: Handbuch des öfter: 
reichiſch⸗ungariſchen Konſularweſens, nebſt einem Anhang. Nach 
amtlichen Quellen. 2., vollſtändig umgearb., vermehrte u. verbeſſ. 
Aufl. Mit 30 (z. Tl. farb.) Tafeln u. einem alphabet. Sad: 
regiſter. 2 Bde. Wien, Manz. (XXIX, 797, XLIII, 1235 S.) 
88 M. 

Neutralitätserlaſſe. Ein Hilfsmittel zum Studium des ruffifc- 
japaniſchen Krieges. (MarRdſch. 1904. 14. Beiheft.) Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn. 1,20 M. 

Niemeyer: Die Beſchießung engliſcher Fiſcherboote durch ruſſiſche 
Kriegsſchiffe in völkerrechtlicher Beleuchtung. DIZ. 9. So. 
1049 — 1053. 

Rieß, Ludwig: Die rechtliche Stellung fremder Seefahrer und 
Kaufleute in Oſtaſien in alter und neuer Zeit. IBRWMitt. 3. Ig. 
360 —374. 

Ritter, Karl: Ehelichkeitserklärung und Adoption im deutſchen inter⸗ 
nationalen Privatrechte. Böhms Z. 14. Bd. 435 —470. 

Röthlisberger, Ernſt: Der interne und internationale Schutz des 
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Perzeichnis 
der 


im XXXIV. Jahrgange der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


mitgeteilt 


Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen. 


A. Sachregiſter. 
Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, g gemeines, f franzöſiſches (rheiniſches und badiſches), | ſächſiſches Recht. 


Abbaurecht 
Form der Übertragung (Abtretung des Berichtigungs⸗ 
anſpruchs) 71? 
Ablehnung 
A. Sachverſtändiger 
Folgen unterbliebener Beſchlußfaſſung über die A. 209 10 
A. ſachverſtändiger Zeugen 28 1167 20917 
A. von Beweisanträgen ſ. d. 
Abnabme 
Eigene Bereitſchaft des A. fordernden Klägers 7816 
Abort 


haftung des Gaſtwirts für mangelnde Beleuchtung des A. 44745 
Abſonderungsrecht |. Konkursgläubiger 
ug 
A des Anſpruchs auf Berichtigung des Grundbuchs (Abbau⸗ 
recht) 71 
A. einer als ſicher garantierten Hypothek (ift die Garantie 
als Zubehör mit abgetreten?) 3387 
A des Anſpruchs gegen einen der Geſamtſchuldner 428 
Erfüllung an den alten Gläubiger („Kenntnis“ der A.) 641° 
Kage des alten Gläubigers mit Zuſtimmung des neuen 7185 
Abwäſſer 
Verunreinigung des Flußwaſſers durch A. (Verſchulden für 
miftehenden Schaden) 50325 
Abiablungsgeſchäft 
Tahträglicher Eigentumsvorbehalt an der ſchon zum Einbau 
gelieferten Maſchine 1814 
Adelsyrãdikat 
8 über das A. als Namensbeſtandteil 166 
gent 
Lollmachtsüberſchreſtung des A. (Vermutung der Genehmigung 
nach § 85 HGB., falſch angewendet auf die vom A. 
vorbehaltene Vertragsannahme) 235 21 


Agnaten 


Kann der Verwalter im Fideikommißkonkurſe das Anfech⸗ 
tungsrecht der A. geltend machen? 40250 


Abueubilder 


Fideikommiß beſchränkt auf die A. 411“ 


Aktien 


Verantwortlichkeit des beim Erwerbe von A. beteiligten 
Bankiers 5025 

Iſt die ſchlechte Lage des Unternehmens ein Sachmangel der 
A.? 120 

Verſtempelung der über Nennwert ausgegebenen A. 70331 


Aktiengeſellſchaft 


Gerichtsſtand des Sitzes der A. 25° 

Ausübung des Rechts der in Konkurs verfallenen A., ihren 
als Zeugen benannten Notar von der Verſchwiegenheit zu 
entbinden 2836 

Verträge über Stimmabgabe bei der Auſfſichtsratswahl 
297 38 

Recht der Generalverſammlung, einen beliebigen Teil des 
Reingewinns zum Reſervefonds zu ſchlagen (Gewinn⸗ 
vortrag) 3459 

Eintragung einer Hypothek auf die Zweigniederlaſſung einer 
A. 72113 


Amtsmiß brauch 


Haftbarmachung eines Beamten, weil er eine polizeiliche 
Verfügung auf Abbruch einer Scheune ohne vorgängige 
Androhung vollſtreckt hat p 510“ | 


Auerkenntnis 


A. einer alten Schuld als „Darlehn“ 1371 13818 318“ 


Anerkenntnisurteil 


Beſchwerde gegen den Koſtenpunkt eines Urteils, welches nur 
teilweiſe auf Anerkenntnis beruht 115 
Dasſelbe bei einem ohne Antrag ergangenen A. 2942 
1 


2 Ziwilſachen 


Anfechtung durch Vertragſchließende 
Beginn der Friſt für die A. (kann für A. wegen Irrtums 
und Täufchung verſchieden fein) 13 
A. des Bürgen aus der Perſon des Hauptſchuldners 111 
Prüfung der Rechtzeitigkeit der A. in der Reviſionsinſtanz 
282? 
Ernſtlichkeit der A. (Wille, die empfangenen Leiſtungen zurück⸗ 
zugewähren) 290 
A. durch Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsklage 536 * 
A. wegen Irrtums 
Irrtum über ſubjektive Unmöglichkeit (mangelndes Eigen⸗ 
tum des Verkäufers) 171 ö 
Schuldhafte Zögerung (nach längerem Zweifeln) 2823 
A. des Anſtellungsvertrages wegen ÜUberſchuldung des An⸗ 
geſtellten 3651 
Iſt das Recht, die Bebauung eines Nachbargrundſtücks zu 
verbieten, Eigenſchaft des verkauften Grundſtücks ? 4251 
Beweis des Irrtums (Telephongeſpräch) 525 
Verhältnis der A. wegen Irrtums zur Wandlung 525“ 
A. wegen Irrtums und Täuſchung 
Bedeutung des Unterſchieds bei A. eines Vergleichs 228° 
A. wegen Täuſchung 
A. wegen Täuſchung verbunden mit Schadenerſatzklage nach 
§ 826 BGB. 42° 
Unterſchied von argliſtiger Täuſchung und Ausnutzung der 
Unerfahrenheit 1347 
Verſchweigung der von Dritten geäußerten Zweifel an der 
Echtheit eines Bildes, in der Meinung, der Zweifel 
ſelbſt ſei, als Geſchäftstrick, vorgeſpiegelt 282° 
A. wegen Zwangs 
Drohung mit Strafanzeige (Zwang oder freie Überlegung?) 
73° 1345 200° 365°? 
Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung 
Zahlungsunfähigkeit (ſämtliche Gläubiger haben in der 
Hoffnung, daß ſie vorübergehen werde, Geſtundung und 
Prolongation der Wechſel bewilligt) 30“ 
A. der indirekt aus dem Vermögen des Schuldners dem 
Beklagten gemachten Zuwendungen 5738 
Zahlung seinſtellung ohne Überfhuldung und umgekehrt 157. 
Einwand der ſchon vor der Anfechtung vollzogenen Rück⸗ 
gewähr an den Schuldner 1843? 
Kann die A. durch Vormerkung geſichert werden? 43212 
A. eines Vertrags über künftige Anſprüche des Schuldners 
442 27 
Unterſchied von Bewußtſein und Abſicht der Gläubiger⸗ 
benachteiligung 4425 
Aufechtung der Veräußerung aus dem Fideikommiß 
Kann der Verwalter im Fideikommißkonkurſe das An⸗ 
fechtungsrecht der Agnaten geltend machen? 40250 
Anfechtung der Ehe |. d. 
Angebot |. Vertragsſchluß 
Angemeſſenheit 
Verlagsvertrag (Beſtimmung des nicht bezifferten Honorars 
für ſpätere Auflagen) 228° ö 
Angeſtellte ſ. a. Dienſtvertrag 
Haftung für Auswahl des A. (frühere Fuhrkontravention 
eines Kutſchers) 5288 


Entlaſſung eines A. wegen Verhaltens gegen den früheren 

Geſchäfts inhaber 7417 

Aunabmeverweigerung 
Mängelrüge bei A. vor der Ablieferung 158 
Anſchließung an ein Rechtsmittel 
A. ohne ausdrückliche Erklärung 729 25 
A. an eine Beſchwerde 883° 
Antrag ſ. a. Beweisantrag 
Vertragsangebot ſ. Vertragsſchluß 
A. auf Feſtſetzung nach richterlichem Ermeſſen (Streitwert) 
399 25 
Anzeige 3 
A. eines Mangels |. Gewährleiſtung 
Anzeigepflicht des Mieters 
A. erſtreckt ſich wie die Haftung des Vermieters auch auf 
die gemeinſchaftlichen Treppen und Zugänge 47 3687 
Apothekenrealberechtigung 
Erwerb der A. durch unvordenkliche Verjährung 218 
Argliſt |. Anfechtung (Täuſchung) Gewährleiſtung 
Mitverurſachung des Schadens durch A. des Beſchädigten 717° 
Armenrecht 
Friſtverſäumung infolge mangelhaften Geſuchs um A. (keine 
Wiedereinſetzung) 11515 
Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde beim Reichsgericht 
wegen Ablehnung des A. 29555 
Aufrechnung der Gegenpartei gegen die Koſten des Armen⸗ 
anwalts mit einer Schuld der armen Partei Ihrg. 1904 
145 17 
Arreſt und Einftweilige Verfügung 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung 

Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes (§ 940 ZRD., 
Notweg); dürfen auch die dem Antragsgegner drohenden 
Nachteile berückſichtigt werden? 155“ 

Anwendung des 8 940 neben 8 627 in Eheſachen 
179 * 

E. V. zur Verhütung unlauteren Wettbewerbs nach 8 3 
des Geſetzes (neben dem gegen Sicherheit vollſtreckbaren 
Urteil!) 74418 

Widerſpruchs- und Aufhebungsverfahren 

Streitwert: 23313 (e. V. gegen einen Hypothekengläubiger 
wegen Übergabe des Pfandgrundſtücks an den Zwangs⸗ 
verwalter) 

Streitwert: 500% 30 (unterſagte Benutzung eines Waren⸗ 
zeichens und Gebrauchsmuſters) 

Unterſchied zwiſchen A. und e. V. (Begriff der „beſonderen 
Umſtände“ welche zur Aufhebung einer e. V. gegen 
Sicherheit erforderlich find) 155“ 

Verbindung des Widerſpruchs⸗ und Aufhebungsverfahrens 
20917 

Vollſtreckung 

Arreſthypothek (Mindeſtgrenze von 300 Mark) 296 

Vorausſetzungen der Zurückgabe einer Arreſtſicherheit 6441 

Schadenerſatz nach Aufhebung des vollſtreckten Arreſts 
(8 945 ZPO.) 683. 

Arztekommiſſion 

Bildung einer A. auf Grund Verſicherungsvertrags. 

Befangenheit eines Gewählten 90 
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Aufenthalt 
Nachweis der Unbekanntſchaft des A. bei der öffentlichen 
Zuſtellung 84 
Auflage (Rechtsgeſchäft) 
Schenkung unter A. (Verſtempelung als Schenkung, trotzdem 
die A. den Hauptzweck der Verfügung bildet) 286 10 
Auflage (Verlagsrecht) 
Beſtimmung eines angemeſſenen Honorars für die ohne 


Bezifferung der Gegenleiſtung an den Verleger überlaſſenen 


ſpäteren A. 2283 
Auflafiung 
Mig verſtändlicher Klagantrag auf Verurteilung zur A. (ftatt 
Eintragung auf Grund der ſchon vollzogenen A. 290 10 
Heilung des Vertragsmangels durch A. 337° |. a. 639“ 
Aufnahme 
A. des nach Erlaß des Urteils unterbrochenen Verfahrens 
(Zuſtändigkeit des Rechtsmittelgerichts, Zwiſchenurteil über 
die A.) 37317 536% 
Aufrechnung (s. a. Armenrecht) 
Vertragsmäßiger Ausſchluß der A. (Zuläſſigkeit der aus⸗ 
geſchloſſenen A. im Konkursverfahren) 346% 
Vertragsmäßige A. gegen die Einlageſchuld (GmbH.) 924 7007 
A. von Ehebrüchen ſ. Eheſcheidung 
Auftrag 
A. zu Börſentermingeſchäften 1866 
Ausland 
Schuldenhaftung bei Übernahme eines Geſchäfts im A. (S 25 
HGB.) 320° 
Ausſchließlicher Gerichtsſtand im A. 72316 
Streitverkündung im A. 716“ 
Ausländer 
Warenzeichenſchutz des A. 701 74211 
Wettbewerbsſchutz des A. (amerikaniſche Aktiengeſellſchaft ohne 
inländiſche Niederlaſſung) 237% 
Zuſtellung der Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens an 
einen A. 178% 
Benennung von A. als Zeugen 287 
Auslegung von Verträgen u. ſ. w. 
Grenzen der Abweichung vom Buchſtaben 336° 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte 425 
A. entgegen dem Parteieinverſtändnis 6822 
A. in der Rerviſionsinſtanz 2551 (Tatbeſtand I. Inſt.) 
116 135° 295% 399% 
Beſondere Fälle: 
121 (A. einer letztwilligen Verfügung nach einem erſt 
ſpäter in Kraft getretenen Geſetze) 
1685 (A. eines Stundungsvertrags) 
1915 (A. einer ſtempelſteuerpflichtigen Urkunde) 
339? (A. eines Maklervertrags) 
346 ˙ (A. eines Vertrags über Ausſchluß der Aufrechnung) 
538 (A. einer Wechſelerkärung) 
742 (A. einer Patentſchrift) 
Ansfegung und Unterbrechung des Verfahrens 
A. im Eheſcheidungsprozeß 522 
A. gegen einen von mehreren Streitgenoſſen 53317 
A. eines Schiedsverfahrens 7152 
Zuſtellung der Aufnahme an eine ausländiſche Partei 17822 


Aufnahme nach Urteilszuſtellung (Zuſtändigkeit des Rechts⸗ 
mittelgerichts, Zwiſchenurteil über die Aufnahme) 37317 
53622 


Ausſonderung |. Konkursgläubiger 
Ansſpielung 
Verſtempelung des Schneeballvertriebs (Hydra, Gella) als 
A. 40836 
Automobil 
Schuldhafte Überſchreitung der Maximalgeſchwindigkeit (Heſſ. 
Verfügung vom 10. Oktober 1899) 14221 
Verantwortung des mitfahrenden Beſitzers neben dem Führer 
28711 
Bankier 
Emiſſionsbonifikation des B. (darf er ſie für ſich behalten, 
wenn er das emittierte Papier als ſelbſteintretender Kom⸗ 
miſſionär weiterveräußert?) 11825 
Geſchäftsverkehr eines B. mit einem Geiſteskranken (Be⸗ 
reicherungsrechnung) 280 
Haftung des B. für die Güte verkaufter Wertpapiere 50285 
Baugelder 
Rücktritt hinter eine Baugelderhypothek, Umwandlung der 
letzteren in Eigentümerhypothek 43414 
Bangeſetze 
Entſchädigung des beeinträchtigten Grundeigentümers 32213 
Bauvertrag 
Dienſt⸗ oder Werkvertrag?; Haftung des Baumeiſters für 
baugeſetzliche Durchführbarkeit des Baues 2018 
Beamte ſ. a. Gemeindebeamte 
Rechtsweg für Feſtſtellungsklagen aus dem Beamtenverhältnis 
84 29 
Haftung des B. und des Staats für unbefugte Amtshand⸗ 
lungen 3351 34521 
Konkurrenz der Beamtenfürſorge mit Haftpflicht und Unfall⸗ 
verſicherung 2972 696 
Beleuchtung 
Pflicht zur B. von Aborten, Zugängen uſw. aus Vertrag und 
ohne Vertrag 447 45° 
Unterlaſſene B. geduldeter Fußwege 74213 
Bereicherung |. a. Konkurs 
B. des Bürgſchaftsgläubigers, der bei Ausfall einer vom 
Bürgen zur Sicherung abgetretenen Hypothek das Grund⸗ 
ſtück in der Zwangsverſteigerung erſtanden und mit 
Gewinn weiterveräußert hat (wichtig!) 43° 
Mittelbare Vermögensverſchiebung (wichtig!) 801? 
Wiſſentliche Leiſtung einer Nichtſchuld wegen Zweifel über 
die Beweis möglichkeit 73° f. a. 3905 
Ungedeckte Poſtanweiſung eines Poſtbeamten zwecks Schuld⸗ 
tilgung (wichtig!) 17214 
Geſchäftsverkehr eines Bankiers mit einem Geiſteskranken. 280 
Beweislaſt hinſichtlich der Irrtümlichkeit der grundloſen 
Leiſtung 3908 
Bereicherungsklage der Ehefrau gegen den aus ihrem Ver⸗ 
mögen befriedigten Gläubiger des Mannes 391° 
Bergbau 
Abbaurecht ſ. d. 
Waſſerhaltungsanlage zum Kohlenbergbau (Zubehör des l 


ſtücks oder des Bergwerks?) 523 
1* 
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Bergbaufchäden 
Eigenes Verſchulden des Beſchädigten (Errichtung neuer Ans 
lagen mit Kenntnis der Gefahr) 124 218 44483 
(Röhrenlegung in beſtehender Straße) 
Rechte der Grundſtückshypothekarier (pr., Ubergangsbeſtim⸗ 
mungen) 5231 
Berichtigung |. Grundbuch, Urteil 
Berufsgenoſſeuſchaft ſ. Unfallverſicherung 
Übergang der Anſprüche des Verletzten auf die B. 273“ 
Berufungsinſtanz (ſ. a. Reviſion) 
Zuläſſigkeit der Berufung gegen den Koſtenpunkt eines Urteils, 
welches nur teilweiſe auf Anerkenntnis beruht 53419 
Anſchließung ohne ausdrückliche Erklärung 729 25 
Berufung gegen Teil⸗ und Zwiſchenurteil 
84s 738 (Rechnungslegung, Teil⸗ oder Zwiſchenurteil, 
Geltendmachung des Rechnungslegungsintereſſes in der B.) 
1798 7371 (Zwiſchenurteil über den Grund, Zurückver⸗ 
weiſung, Behandlung erhobener Gegenanſprüche gegen 
den dem Grunde nach feſtgeſtellten Anſpruch) 
Umwandlung und Erweiterung der Klage in der B. 2652 
1508 
Verluſtigkeitsurteil ohne Zurücknahmenachweis 150 
Verurteilung auf Rückzahlung des zur Abwendung der Voll⸗ 
ſtreckung Gezahlten ($ 717, Stellung des Antrags im 
Läuterungsverfahren) 29586 430° 
Streitgenoſſenſchaft in der B. 
114 18 (Verſäumnis eines Teils der notwendigen Streitgenoſſen) 
293 726 (Berufung gegen einen der notwendigen 
Streitgenoſſen, unterbliebene Zuladung der übrigen) 
Beſchwerde 
Form der Einlegung 
Einreichung (Übergabe an einen Beamten außerhalb des 
Gerichtsgebäudes) 522% 
Anſchließung 8836 
Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers (Unzuläſſig⸗ 
keit der Verweiſung auf eine vom Beſchwerdeführer 
ſelbſt verfaßte Anlage) 5377 
Zuläſſigkeit 
Unzuläſſigkeit von Beſchwerden beim Reichsgericht zufolge 
der Novelle zur ZPO. 2958 730 7415 ® 
Einzelne Fälle 
11617 (B. gegen einen Beweisſchluß) 
1489? (Koſtenpunktsbeſchwerde gegen ein teilweiſe auch zur 
Hauptſache ergangenes Schlußurteil) 
53521 (B. wegen verweigerter Terminsbeſtimmung) 
64210 (B. wegen Erbſcheins) 
72619 (B. des in die Koſten einer zurückgewieſenen B. 
verurteilten Anwalts) 
Beſetzung des Gerichts ſ. a. Reviſion (Verfahren) 
Fortbeſtand der früheren Beſetzung eines Senats ($ 64 GVG.) 
501 32 
Beſit 
B. an einer Firma 723 
Beftandteil eines Grundſtücks 
Nachträglicher Eigentums vorbehalt an einem ſchon gelieferten B. 
18 14 
Eingebaute Maſchinen 387? 


Beſtätigung (Heilung durch Auflaſſung ſ. d.) 

B. durch freiwillige Erfüllung 75° 

Mangelhaftigkeit der B. 365 

B. eines Verlöbniſſes 638°? 

Ungenügende Beſtätigung (wegen verbleibender Differenzen) 
eines unzutreffend formulierten Grundſtückskaufs (wichtig!) 
639“ 

Betriebsunfall |. Haftpflicht 
Betrug ſ. Anfechtung 

Schadenerſatzpflicht wegen betrügeriſcher Herbeiführung eines 
Vertragsſchluſſes. Genügt Herſtellung des status quo 
durch Rückgängigmachung des Vertrags? 7611 

Beweis ſ. Zeugen⸗ und Sachverſtändige, Urkunden, Eid. 

Auferlegung eines richterlichen Eides ohne Erſchöpfung des 

Indizienbeweiſes 268“ 525 
Beweidanträge 

Unzuläffige Ablehnung von B. 314% 873% (wegen mangelnder 
Subſtantiierung des Beweisthemas: Arbeitſamkeit und 
Sparſamkeit des wegen Verſchwendung Entmündigten) 
167 34011 4382 498% 542% (Abſchneidung des Ent⸗ 
laſtungsbeweiſes) 

Beweisbeſchluß 
Beſchwerde gegen einen B. 1167 
Beweislaſt 

Notwehr 147 

Prozeßfähigkeit 735 

B. als Motiv für Zuerkennung eines richterlichen Eides 
153 

B. für die Heilbarkeit bei Weigerung des Verletzten, die Heilung 
zu verſuchen 201“ 

Gutgläubigkeit bei Gebrauchsmuſterverletzung 214 

B. für die Störungsgefahr bei Warenzeichenverletzung 2145 

B. für Erbſchaftsantritt 23318 

B. für den Schuldgrund angeſichts eines fälſchlich auf 
bares Darlehn lautenden Schuldſcheins 318“ 

B. für Irrtum ($ 119 BGB., Telephongeſpräch) 525° 

B. für eigenes Verſchulden des Geſchädigten, Verſchiebung 
der B. zufolge beſonderer Umſtände 5287 6961s |. a. 201“ 

B. für Einſicht des unvollkommen Geſchäftsfähigen (8 828 
BGB.) 53111 

B. für die Kenntnis des wahren Sachverhalts gegenüber 
der Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs 5311 

Beweiswürdigung 

Verſchiebung der Beweislaſt in Rückſicht auf beſondere 
Beweisumſtände 5287 

Reviſionsangriffe gegen die B. (Nichtberückſichtigung einzelner 
Ausſagen) 119% 

Bilanz 
Bewertung nach Gebrauchs⸗ und Veräußerungswert 235 50 
Blankogiro |. Indoſſament 
Bletftiftzufäge 
B. auf einem Wechſel 40498 
Börſentermingeſchäfte und Differenzgeſchäfte 

Kontokorrent mit ungültigen B. 93“ 1865 

Aufträge zum Abſchluß ſolcher 186% 

Schiedsgerichtsklauſel 401“ 
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Boykott 
B. eines Fabrikanten wegen Lohnſtreits 715° 
Briefbypothek |. Grundſchuld und Hypothek 
Bũrgſchaft 
Begriff (Verhältnis der B. 
nahme) 4511 
Schriftform: 
4718 (urkundliche Bezeichnung der Hauptſchuld) 
7153 („Zugehen“ der Urkunde unter Anweſenden) 
Einwand des Bürgen, daß er bei Eingehung der B. 
die Anfechtbarkeit der Hauptſchuld nicht gekannt hat 
111 
Verpflichtungen des Gläubigers: 

435 (Geltendmachung einer vom Bürgen zur Sicherung 
abgetretenen Hypothek; Herausgabe des Gewinns bei 
Weiterveräußerung des in der Zwangsverſteigerung 
erſtandenen Grundſtücks) 

720 1 (fahrläſſig unterlaſſene Pfandkontrolle) 

Verhältnis unter Mitbürgen 486 
B. für ausländiſchen Hauptſchuldner 714! 
Chauſſeegelder 
Rechtsweg über verpachtete Ch. 12230 
Chicane ſ. unter Sch. 
Darlehn 
Forderung weiterer Sicherheit wegen Brandzerſtörung des 
verpfändeten Grundſtücks 388 6 
Anerkenntnis anderer Forderungen in Darlehnsform. Be⸗ 
weislaſt für das wirkliche Verhältnis 13718 13818 
318“ 
Deckungskauf 
D. vor Ablauf der geſetzten oder angemeſſen ergänzten 
Nachfriſt 1712 
Dienſtbarkeit 
Grunddienſtbarkeit 
Intereſſe des Grundſtücks (Fabrikbetrieb) 3931 
Zwangsvollſtreckung (Fahrgerechtigkeit) 21828 
Perſönliche D. 
Abholzungsrecht 2801 
Mangel privatrechtlichen es 691 
Dienſteinkommen 
Einrechnung des „Servis“ in das D. bei der Frage zu⸗ 
läſſiger Verſetzung eines Reichsbeamten 18322 
Dienſtvertrag 
Anfechtung des D. wegen Überſchuldung des Angeſtellten 
3651 
Entlaſſung wegen Verhaltens gegen den früheren Geſchäfts⸗ 
inhaber 7417 
Ausſtellung eines Zeugniſſes 
369 (Haftung für Richtigkeit) 
388% (Schikaneeinwand gegen das Zeugnisverlangen) 
Zweifelhafte Konſtruktion als D. 

Kommiſſionsgeſchäft 2017 

Bauvertrag 20 16 

Ratserteilung 502° 

Differenzgeſchäft |. Börſentermingeſchäft 
Dorfteſtament ſ. letztw. Verfügung 
Drohung |. Anfechtung durch Vertragſchließende 


zur kumulativen Schuldüber⸗ 


Eheaufechtungs⸗ und ⸗nichtigkeitsklage 


Anfechtung einer geſchiedenen Ehe 144° 
Anfechtungsgründe: 

17518 (Syphilis) 

53214 (Charakterfehler, Hang zu Betrügereien) 
Klagerücknahme in höherer Inſtanz 537“ 


Ehbegüterſtaud (Schlüſſelgewalt |. Eheleute) 


Verwaltungsgemeinſchaft 
Recht des Mannes an dem vor der Heirat begründeten 
Handelsgeſchäfte der Frau 22. 
Unterſchied der Vorausſetzungen für die Sicherſtellung 
Abſ. 1 und 2 8 1391 BGB. 23219 
Gütergemeinſchaft 
Klage der Frau für die Gütergemeinſchaft mit Zuſtimmung 
des Mannes oder, nach fortgeſetzt anzuwendendem alten 
Recht, auch ohne ſolche. Verfolgung des Anſpruchs der 
Frau auf Erſatz eines Schadens, bei deſſen Verur⸗ 
ſachung der Ehemann mitgewirkt hatte 17619 20 
Iſt der Abſchluß einer Lebensverſicherung zugunſten der 
Frau, wofür die Prämien aus der Gütergemeinſchaft 
bezahlt werden, eine Freigebigkeit des Mannes gegen 
die Frau (Art. 1437 c. c.)? 223% 
Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
Schichtung 82 
Klagebefugnis eines einzelnen Miterben (8 2039 BGB.) 
146 28 
Anwendung des weſtfäliſchen Gütergemeinſchaftsgeſetzes 
vom 16. April 1860 bei einer nach dem 1. Januar 1900 
eingetretenen fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 219 50 


Eheherſtellungsklage 


E. auf Vornahme einer das Eheleben ermöglichenden Kur 49 20 
E. ohne Rückſicht auf die nach altem Rechte verfügte zeit⸗ 
weilige Trennung 110% 
Einwände gegen die E. 
39313 (Beleidigung) 
495 * (Nichternſtlichkeit des Rückkehrverlangens) 
72214 (anſteckende Krankheit — Gonorrhoe) 
Verbindung der E. mit der Scheidungsklage nach § 1568 
BGB. 69317 


Eheleute 


Rechts verhältniſſe zwiſchen den E. 
Güterſtand, Klagerecht der Frau für die Gütergemeinſchaft 
ſ. Ehegüterrecht 
Gemeinſchaftliches Teſtament ſ. letztwillige Verfügung 
Recht des Mannes an dem vor der Heirat begründeten 
Handelsgeſchäft der Frau 2255 
Unterhalt 
1332 (Gerichtsſtand für die Klage des Mannes auf Her: 
abſetzung der Rente — ſelbſtändiger Wohnſitz der 
Frau) 
2037 (Anſpruch auf Rente bei grund loſer Weigerung des 
Zuſammenlebens — Anw. des § 1611 BGB.) 
Nichtige Verträge 
43515 (Einräumung getrennten Lebens — einer Geldrente 
auch für den Fall des Zuſammenlebens) 
6371 (Vereinbarung des Getrenntlebens zum Zweck der 
Verſöhnung) 


6821 (Verzicht der Frau auf den Unterhalt gegen Verzicht 
des Mannes auf den Nießbrauch) 
Schlüſſelgewalt 
1359 (Ausſchluß der Schlüſſelgewalt durch öffentliche 
Bekanntmachung — Klage der Frau auf öffentlichen 
Widerruf) 
43619 (Haftung des Mannes für Kleiderſchulden) 
Sorge für die Kinder bei getrenntem Leben 
29220 329111 (Verträge darüber für den Scheidungsfall) 
43717 64513 (Grundſätze für einſtweilige Verfügungen) 
Schadenerſatzanſprüche der Eheleute gegeneinander wegen ehe⸗ 
widrigen Verhaltens 431.10 
Vergleich unter Eheleuten (Verſtempelung und Leibrenten⸗ 
vertrag) 446 
Verhältnis der E. zu Dritten 
Schlüſſelgewalt ſ. o. 
Klage der Frau 
im Beiſtande des Mannes 20813 
mit ehemännlicher Zuſtimmung (fehlende Behauptung der⸗ 
ſelben) 81 
Bereicherungsklage der Frau gegen den aus ihrem Vermögen 
befriedigten Gläubiger des Mannes 391° 
Streitgenoſſenſchaft der E., welche wegen Schuld der Frau 
auf Leiſtung und Duldung verklagt werden 49 
Wirkung der Geſchäftsunfähigkeit des Mannes auf einen von 
beiden Eheleuten gemeinſam geſchloſſenen Vertrag 43“ 
Eheliche Geburt 
Zweifelhaftigkeit der e. G. im Falle der Todeserklärung des 
Mannes 2271 
Ebeſachen 
Teilurteil (Unzuläſſigkeit getrennter Entſcheidung über Scheidung 
und Schuld) 5054 52“ 8530 39514 3970 
Einſtweilige Verfügungen 
179 64514 (Anwendung des § 940 neben 627 ZPO.) 
437 7 64514 (Berückſichtigung des vorausſichtlichen Aus⸗ 
gangs der Hauptſache bei der vorläufigen Unterbringung 
des Kindes) 
Geſtändnis (Wirkſamkeit desſelben für die Schuldfrage) 11413 
Ausſchluß neuer Scheidungsklage auf Grund ſolcher Tatſachen, 
die ſchon im Vorprozeß hätten geltend gemacht werden 
können (Wiſſen ohne Beweismöglichkeit) 37550 
Ausſetzung des Verfahrens (auf einſeitigen Antrag des 
Scheidungsklägers bei Fortgang des Verfahrens über die 
Scheidungswiderklage) 522 
Zuſtellung von Amts wegen (Urteil über die Schuldfrage) 
23417 
Eventualwiderklage 15035 
Verhalten im Scheidungsprozeß als Scheidungsgrund 2043 
Eheſcheidung 
Abergangsbeſtimmungen 
Anwendung des § 1568 auf Vorgänge vor 1900 23% 
2425 (Abernachten mit fremden Männern; Verſchwendung 
einer Offiziersfrau — injure grave fr.) N 
Aufrechnung von Ehebrüchen (bayr. Landrecht) 411 
Bösliche Verlaſſung 
Berechnung des Jahres — Einwand der Unmöglichkeit 
der Rückkehr 28211 
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Geiſteskrankheit 
Schwachſinn 395 !* 
Geiſtige Gemeinſchaft 39517 1 
Zerrüttung 
Heranziehung vor 1900 liegender Vorgänge 23“ 246 
Verſtoß gegen Sitte und Scham (Abernachten auf Reifen 
mit fremden Männern) 23% 39515 
Verſchwendung (der Offiziersfrau) 24% 
Verhalten im Scheidungsprozeß als Scheidungsgrund 2048 
Einſeitige Zerrüttung, für die nur das eigene Ver⸗ 
ſchulden kauſal iſt 3931 72315 
Objektiver Maßſtab für die Unmöglichkeit weiteren Zu⸗ 
ſammenlebens 39313 496“ 69318 
Strafanzeige des einen Ehegatten gegen den anderen 
496 23 
Verbindung der Herſtellungsklage mit der auf Zerrüttung 
geſtützten Scheidungsklage 6937 
Beſchimpfungen 72316 
Schuldigerklärung 
Bloße Vertiefung der vom anderen Teil verurſachten 
Zerrüttung 72315 
Antrag auf Schuldigerklärung neben Scheidungswider⸗ 
klage 1508 
Einheitlichkeit der Entſcheidung über Scheidung und Schuld 
50% 527 8590 39514 397%0 
Verzeihung 
Einſeitige Verzeihung 1133 
Geheimer Vorbehalt bei der Verzeihung 370 1 
Verzeihung eines Ehebruchs, Nichtverzeihung eines andern 
145 *1 
Erneute Anftedung mit Syphilis nach Verzeihung der 
erſten 7221 
Verfahren ſ. Eheſachen 
Anfechtung einer geſchiedenen Ehe oder umgekehrt 1448 
Eheverträge ſ. Eheleute (Unterhalt, Sorge für die Kinder, 
Vergleich) 
Eid (Falſcheid ſ. d.) 
Eidesleiſtung durch einen Eidesunfähigen 8835 
Eidesthema (Eigentum am Inventar eines Grundſtücks) 
179% 
Falſche Bezeichnung des Schwurpflichtigen im Urteil („der“ 
Inhaber der klagenden Geſellſchaftsfirma 729 
Richterlicher Eid 
Auferlegung vor Erſchöpfung des ſonſtigen Beweiſes 26% 
5253 
Beweisfälligerklärung ohne Erörterung, ob richterlicher Eid 
aufzuerlegen ſei 11618 
Unzuläſſige Berückſichtigung der Beweislaſt 1532 
Eigentum 
Verbotsrecht des Eigentümers hinſichtlich einer Telegraphen⸗ 
leitung über dem Grundſtück 149 
Eigentumsklage auf Schadenerſatz ohne Verſchulden, als 
Entſchädigung für entzogene Schadensabwehr (wichtig!) 
1311 
Entſchädigung für Eigentumsbeſchränkungen in öffentlichem 
Intereſſe 701 12535 32211 44025 
Einwirkungen ſ. d. 
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Analoge Anwendung der Eigentumsſchutzbeſtimmungen ſ. Unter⸗ 
laſſung (wichtig!) 
Eigentumsvorbehalt 
Nachträglicher E. nach Lieferung einzubauender Maſchinen 
(Abzahlungsgeſchäft) 18 
Einreichung 
E. einer Beſchwerde außerhalb der Gerichtsſtelle 523% 
Einſtmalige Verfügung |. Arreſt, Eheſachen 
Einwirkungen auf Nachbargrundſtücke 
Zwangsvollſtreckung auf Unterlaſſung von E. 180% 
Beläſtigung durch Kegelſchub 231° 
Ortsüblichkeit, Prävention (Bebauung des vorher nicht be⸗ 
einträchtigten Grundſtücks) 495 
Eiſenbahnbau 
Entſchädigungsverlangen deſſen, der den E. ſelbſt betrieben 
hat 49318 
Eltern und Kinder 
Haftung der Eltern für die Kinder |. Schadenerſatz 
Schutzmaßnahmen aus 8 1666 BGB. ohne Beſtellung eines 
Pflegers 176 
Folgen der Eheſcheidung hinſichtlich der Kinder (Verſuch des 
ſchuldigen Ehegatten, ſie durch nachträgliche Anfechtung 
der Ehe zu beſeitigen) 144 
Sorge für das Kind während des Scheidungsprozeſſes ſ. Ehe⸗ 
ſachen (einſtweilige Verfügungen) 43717 64513 
Verträge der Ehegatten über die Kinder für den N 
fall 29220 32111 
Emiſſiousboniſikation 
Kommt die E. des Bankiers deſſen Einkaufskommittenten zu⸗ 
gute? 118% 
Euteigunng und Verwandtes 
Franzöfiſch⸗rechtliche ausgleichende Entſchädigung für Nach⸗ 
teil durch öffentliche Anlagen 701 12586 
Unnötigkeit der E. (Rechtsweg) 117 
Feſtſtellungsklage wegen Fluchtlinienfeſtſtellung 1517 
Anrechnung von Sondervorteilen 24097 
Berückſichtigung des beſonderen Werts für den Enteigneten 
300 3% 509 46 
Anſprüche gegen die Stadtgemeinde wegen Beſchränkung der 
Eigentumsausübung durch Ortsgeſetz 3221 | 
Vorkaufsrecht bei freiwilliger Übereignung des der E. unters 
liegenden Grundſtücks 346“ 
Gewerbsverbot nach 88 51, 42 GewO. 211 440 
Rechtliche Natur der Enteignung (Kauf; Eigentumsübergang 
oder Verdrängung des Eigentümers) 509!“ 
Pflicht der Stadtgemeinde, welche das zu enteignende Grund⸗ 
ſtück in Befi genommen, zur Klageerhebung 70332 
Euterbung 
Inteſtaterbrecht der Nachkommen des Enterbten 39615 
Eutmũndigungs verfahren 
Unterbliebenes Gehör des Entmündigten 538 
Eutſchädigung |. Enteignung, Eigentum, ö 
Erbbaurecht 
Stempelſteuer 412“ 
Erbengemeinſchaft 
Notwendige Streitgenoſſenſchaft der E. 1141 
Verfügung einzelner, insbeſondere Klage 146 * 205° 


Erben haftung 
Geltendmachung der Aberſchuldung des Nachlaſſes im Prozeſſe 
(S 780 BGB.) 82% 
Geltendmachung der Erſchöpfung des Nachlaſſes 53315 
Erbſchafts antritt 
Beſtreiten des E. (Beweislaſt) 23312 
Erbſchaftsausſchlagung 
Friſtbeginn 146 
Erbſchaftskauf 
Veräußerung eines Teils der Erbſchaft, insbeſondere durch 
Vergleich (notarielle Form) 43718 7211 
Erbſchaftsſtener 
Vererbung durch gegenſeitiges Teſtament an die Verwandten 
des erſtverſtorbenen Ehegatten 121 
Erbſchaftsteilung 
Stempelpflichtigkeit des Teilungsvertrages 9449 
Auflaſſung des zum Teſtamentsvollſtrecker ernannten Mit⸗ 
erben an ſich ſelbſt 489° 
Erbvertrag |. letztwillige Verfügung 
Erfüllungsort 
Gerichtsſtand des E. ſ. Gerichtsſtand 
E. bei Frachtvertrag 147 — bei Seefrachtvertrag 54% 
Bürgſchaft für ausländiſche Hauptſchuld 7131 
Erſitzung 
E. an Gegenſtänden eines ungültigen Fideikommiſſes (Ahnen⸗ 
bilder, p.) 4114 
Fabrikpreiſe 
Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung des Verkaufs 
zu F. 5840 
Fahrläſſigkeit 
Verpflichtungen des Fußgängers im Straßenbahnverkehr 
14? 
Verantwortung Minderjähriger 15° 
Unterlaſſener Verſchluß eines unbewohnten Stockwerks 16° 
Berufung auf das Abliche 20° 
Gefährlichkeit von Schuleinrichtungen 461 
ſ. a. Schadenerſatz (Verſchulden) 
Jalſcheid 
Schadenerſatzanſpruch wegen F. (Verſtoß gegen ein Schutz⸗ 
geſetz) EL” 
Familienſideikommiß 
Ausübung des agnatiſchen Anfechtungsrechts durch den 
Konkursverwalter 40230 
F. beſchränkt auf Ahnenbilder (p.) 411“ 
Jamilienſtiftung 
Stempelſteuer 12250 
Feldmeſſer 
Rechtsweg für die Anſprüche der F. 1904 
Fernſprecher 
Vertragsſchluß durch F. (unter Anweſenden 2) 4887 
Beweis des Irrtums beim Ferngeſpräch 525° 
Feſtſtellungsklage 
Streitwert der F. 84 
Wird durch negative Feſtſtellungswiderklage hinſichtlich des 
ganzen nur teilweiſe eingeklagten Anſpruchs auch der 
nicht eingeklagte Teil rechtshängig? (Verjährung) 
37318 
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Feſtſtellungsintereſſe 
37011 536% (Möglichkeit der Leiſtungsklage, Vertrags: 
anfechtung durch F.) 
398 1 3998 (F. wegen Schadenerſatz) 
497 28 (F. wegen künftiger Anſprüche) 
6407 Nr. 3 (Nichterwähnung des ſelbſtverſtändlichen 
Feſtſtellungsintereſſes) 
Beſondere Fälle: 
F. aus dem Beamtenverhältniſſe 84 
F. wegen Fluchtlinienfeſtſetzung 15197 
F. wegen Wahlrechts hinſichtlich der Vertragserfüllung 2847 
F. darüber, ob ein früheres Korpsmitglied freiwillig oder 
durch Ehrengerichtsbeſchluß ausgeſchieden ſei 3151 
F. wegen Warenzeichenverletzung 543326 
fiducla |. Sicherungsübereignung 
Firma 
Anwendung des Namensrechts auf die F. 72 
Klage eines Einzelkaufmanns unter der F. 15848 
Haftung des ÜUbernehmers der F. für die Geſchäftsſchulden 
(Anwendung ausländiſchen Rechts) 320 
Warenzeichenverletzung durch Gebrauch abgekürzter F. 4097 
Klage einer F. wegen Wettbewerbshandlungen, die vor ihrer 
Eintragung liegen 40938 
Klage auf Löſchung der F. aus dem Wettbewerbsgeſetze 4105 
Hypothek auf die F. der Zweigniederlaſſung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft 43213 
Fiskus 
Parteieigenſchaft des F. in Haftpflichtfällen 201“ 
Formbedürftigkeit 
Genehmigung zu und Rücktritt von formbedürftigen Ver⸗ 
trägen 1714 
Verträge über Grundſtücke: 
171 2305 (Einräumung des Vorkaufsrechts) 
712 (Übertragung eines Abbaurechts — Abtretung des 
Anſpruchs auf Berichtigung des Grundbuchs) 
737 (Geſellſchaftsvertrag über Grundſtücks verwertung) 
4263 (Ausſchluß der Gewährleiſtung bei Grundſtücks⸗ 
käufen) 
Mietvertrag 42° (ſ. Formmangel) 
Bürgſchaft und Schuldübernahme 4511 
Abtretung von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. 
9243 
Formmangel 
Wirkung des F. (gilt die im mündlichen mehrjährigen Miet⸗ 
vertrag vereinbarte Kündigungsfriſt wenigſtens für das erſte 
Jahr?) 42 
Heilung des F. durch Auflaſſung, Genehmigung 22 * 3375 639 4 
Genehmigung des nach altem Recht ungültigen Verlöbniſſes 
2222 
Formvorſchriften 
Schriftlichkeit 
Mietvertrag durch Briefwechſel 423 
Bezeichnung der Hauptſchuld in der Bürgſchaftsurkunde 
47 15 
Teilweiſe Beurkundung eines noch unvollſtändigen Ver— 
trages 822 


Namensunterſchrift auf dem Teſtamentsumſchlage 39719 


Protokollaufnahme ſ. a. Grundbuchamt 
Dorfteſtament 24 
Reihenfolge des Schlußvermerks über Genehmigung und 
Unterzeichnung hinter den Namensunterſchriften der 
Parteien (ſehr wichtig!) 540 
Pfändung einer Brieſhypothek 81% 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ſ. Ehegüterſtand 
Frachtvertrag 
Erfüllungsort 14730 
Fragerecht 
Unklarheiten in Parteianträgen 32 50 
Zuſtimmung des Ehemannes zur Klage der Frau 812 
Richtigſtellung des Antrags 29616 
Freigabe von Pfändern 
Verurteilung zur Fr. 7306 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Protokolle ſ. Grundbuchamt 
Friſten |. Anfechtung, Rücktritt 
Funkenflug 
Haftung der Kleinbahn für den F. nach dem BGB. 1311 
Fuſion von Verſicherungsgeſellſchaften 
Rücktritt des Verſicherten wegen der F. 18039 
Fürſorge für Beamte 
Anwendung des preußiſchen Geſetzes auf ältere 
297 25 | 
Konkurrenz zwiſchen F. und Haftpflicht oder Unfallverſicherung 
297 2° 6964 
Fürſorgeerziehung 
Erſtattungsanſpruch des Provinzialverbandes 7321 
Gaſtwirt 
Beleuchtung der Aborte 447 
Haftung des G. für Beſchädigung Nichtgäſte 45° 
Gebäude ſ. Beſtandteil 
Gebraunchsmuſter ſ. a. Gewerbsſtörung 
Beweislaſt hinſichtlich der Gutgläubigkeit gegenüber der 
Schädenklage 214“ 
Streitwert einer einſtweiligen Verfügung 500 2 30 
Verhältnis des G. zu einem jüngeren Patent 74319 
Gegenſeitigkeit 
Verbürgung der G. (Vollſtreckungsurteil) 863° 
Geheimmittel 
Klage eines Geheimmittelfabrikanten auf Unterlaſſung ab: 
fälliger Kritik (Gewerbsſtörung) 14120 
Geiſteskrankheit |. Geſchäftsfähigkeit, Eheſcheidung, Ent: 
mündigung 
Feſtſtellung der G. im Prozeſſe (Ablehnung des angebotenen 
Zeugenbeweiſes) 1673 
Gella ſ. Ausſpielung 
Gemeinde 
Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung 12322 
Haftung der Gemeinde für Schadenzufügung durch Verſehen 
ihrer Beamten: 
199? (Verletzung an einer nichtbeleuchteten Laterne) 
284 (Fällen von Straßenbäumen) 
4861, 491 (Straßenbau) 
Vertretung einer Landgemeinde bei 
44756 


Fälle 


Vertragsabſchlüſſen 
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Gemeindebeamte 
Rechtsweg für G. (vorgängige Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes) 124 
Verſicherung von G. durch die Gemeinde (Klagerecht der 
Beamten) 2101? 
Konkurrenz von Haftpflicht und Fürſorge 696 
Genehmigung ſ. a. Beſtätigung 
Vormundſchaftgerichtliche G. (wem gegenüber zu erklären?) 822° 
Stillſchweigende Genehmigung der Wahl eines befangenen 
Obmanns (Arztekommiſſion zufolge Verſicherungsvertrags) 
994 
Unanwendbarkeit des 8 85 HGB. im Falle ausdrücklich 
vorbehaltener Genehmigung des Geſchäftsherrn 23521 
G. eines Kollektivvertreters zu dem von ſeinem Kollegen allein 
zunächſt unwirkſam geſchloſſenen Vertrage 527° 
Stillſchweigende G. einer Schuldübernahme 642° 
Genoſſenſchaft 
Anfechtung des Beitritts wegen Betrugs 92“ 
Verwertung der Nachſchußforderung im Wege der Veräuße⸗ 
rung durch den Konkursverwalter 3047 
Mitgliedſchaft juriſtiſcher Perſonen; ſtatutenwidrige Erhöhung 
der Geſchäftsanteile 40636 
Genehmigung ſtatutenwidriger Vorſtandshandlungen 69726 
Gerichtskoſten 
Haftung für die Hälfte der G. beim Vergleich 1172 
Haftung des Mannes für die Frau bei Nichtigkeit der Ehe 299 30 
Gerichts ſchreiber 
Ausſtellung des Rechtskraftszeugniſſes (Prüfung der zu⸗ 
läſſigen Rechtsmittel durch den G.) 400 
Erklärung einer Beſchwerde zu Protokoll des G. (Verweiſung 
auf eine Anlage 53797 
Gerichtsſtand 
G. des Wohnſitzes 
25 2 (Sitz der Aktiengeſellſchaft) 
1335 (Wohnſitz der rechtskräftig getrennt lebenden Ehefrau) 
G. des Erfüllungsorts 
14727 (Vereinbarung des Erfüllungsorts — Schlußſchein 
und Faktur) 
293˙ (Rückforderung einer Maklerproviſion wegen nicht 
gewiſſenhafter Ausführung des Maklervertrags) 
72417 (Unfallverſicherung) 
G. der unerlaubten Handlung 
Handlungen durch die Preſſe (fliegender G.) 34218 
Haftpflicht ohne Verſchulden 317° 
Vertragsmäßiger ausſchließlicher G. im Auslande 723 16 
Beſtimmung des G. nach 8 36 ZROD. 
14831 (rechtlicher Verſtoß des beſtimmenden Gerichts) 
Gerichtsvollzieher 
Form der Pfändung 23418 
Geſamtſchuldner 
Abtretung des Anſpruchs gegen einen der G. 428° 
Geſamtvollmacht |. Vertretung 
Geſchãfts fähigkeit 
Verlöbnis ohne G. 6382 
Unfähigkeit zur Beſorgung aller Angelegenheiten 133“ 
Bereicherungsanſpruch aus dem Verkehr einer Bank mit einem 
Geſchäftsunfähigen 2802 


Geſchäftsführung ohne Auftrag 
Verhältnis des Gläubigers zum Bürgen hinſichtlich einer ihm 
von dieſem zur Sicherſtellung überlaſſenen Hypothek; An⸗ 
ſpruch des Bürgen auf den durch Weiterveräußerung des 
in der Zwangsverſteigerung erſtandenen Grundſtücks er⸗ 
zielten Gewinn 4355 
Geſchäftsſchulden 
Haftung des Firmenübernehmers für die G. (Anwendung 
ausländiſchen Rechts 320° 
Geſchäftsverteilung innerhalb des Gerichts 
Rüge ungehöriger Beſetzung der Richterbank 5012 
Geſchmacksmuſter 
Farbenſtellung 441 
Geſellſchaft |. Aktien⸗, Handelsgeſellſchaft 
G. oder Maklervertrag? (Grundſtücksverwertung) 737 
Feſtſtellung der Art des Ausſcheidens (Austritt oder Aus⸗ 
ſchluß) aus einem Korps 3151 
Auflöſung der G. 2315 4297 
Vereinbarung einer Vertragsſtrafe für den Fall der Kündi⸗ 
gung 68810 
G. ohne Vermögen 71919 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Rechtsgeſchäfte vor Eintrag der G. 31“ 
Form der Abtretung von Geſchäftsanteilen 92“ 
Vertragsmäßige Aufrechnung gegen die Einlageverbindlichkeit 
924 7007 
Rechtsfähigkeit einer nichtigen G. 18585 
Berechnung der Friſt für Anfechtung eines Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluſſes 206 
Widerſpruch der Gründungsurkunde mit Privatverträgen der 
Gründer 214 
Eintritt des Verzugs mit der Einlagepflicht 44330 
Kollektivvertretung (Genehmigung des von einem der Kollektiv⸗ 
vertreter allein gemachten Geſchäfts) 527° 
Geſtändnis |. Zugeſtändnis 
Geſtundung |. Stundung 
Gewährleiſtung 
Allgemeines 
G. für abgetretene Forderungen 3387 
Wucher in der Erfüllung 366° 
Klage aus $ 823 BGB. 367° 
Ausſchluß der G. bei Grundſtückskäufen 426° 
Widerruf der Wahl 4921° 
Anſprüche gegen den Bevollmächtigten des Verkäufers 685° 
Verzicht auf G. ſ. unten 
Eigenſchaften und Mängel 
Schwammverdacht 7918 
Mangel eines Wertpapiers (ſchlechte Lage des Aktien⸗ 
unternehmens) 120° 
Unerheblichkeit des Mangels (Schwamm) 339 
Zugeſicherter Ertrag einer Sache 3897 
Zugeſicherte Befugnis, Bauten in der Nachbarſchaft des 
Kaufgrundſtücks zu verbieten 425 
Zuſicherung und argliſtiges Verſchweigen 
Offenbarungspflicht des ungefragten Verkäufers (Kün⸗ 
digung einer Hypothek, Sicherungsverkauf des Inventars) 
13“ 1915 
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fahrläſſig falſche Zuſicherung (Schwamm) 791 
Mittelbare Zuſicherung (grundbuchmäßige Größe einer 
Bauſtelle) 580° 
Zuſicherung ohne eigene Kenntnis 639° 
Mängelrüge 
Verpackung von Tropenſendungen (8 37 HGB.) 30% 


Entbehrlichkeit der Rüge bei Annahmeverweigerung 
1584 

Erforderliche Genauigkeit der Bezeichnung des Mangels 
64616 


Wandlung und Minderung 
Widerruf der Wahl 4921 
Minderung wegen geringeren Umfanges einer Bauſtelle 
530° 
Iſt der Nichtkäufer auf Wandlung beſchränkt? 285° 
Wandlung neben Anfechtung wegen Irrtums 525“ 
Wandlungsklage als einwanderhaltende Anzeige nach 
8 478 StPO. 46 1 
Vollzug der Wandlung (Erſatz veräußerter Stücke — Verluſt 
des Wandlungsrechts) 182 13714 
Wandlungsklage vor Übergabe 2307 
Einwand des Nachbeſſerungsrechts gegenüber der Wand⸗ 
lungsklage 4888 
Verjährung 
Beginn der Verjährung (Ablieferung) 7717 
Einwanderhaltende Anzeige des 8 478 BGB. (kann fie 
in der Wandlungsklage gefunden werden?) 46 
Verzicht 
Vorbehaltloſe Annahme 1915 
Umfaßt der Gewährleiſtungsverzicht auch die Irrtums⸗ 
anfechtung? 7918 
Gewerbebetrieb | 
Unterfagung des G. nach S 51 f. GewO. 211 440% 
Gewerbsgeheimnis 
Zeugnisverweigerungsrecht des Verlegers hinſichtlich ſeiner 
Verlagsverträge 34419 
Gewerbsſtörung 
Unterlaſſungsklage und Schadenerſatz wegen G. 
(Kritik von Geheimmitteln), 4309 (Patent), 
Muſterſchutz) 
Giro ſ. Indoſſament 
Gutachten ſ. Zeugen und e Privatgutachten 
Gute Sitten |. Sitten 
Gütergemeinſchaft, Güterſtand ſ. Ehegüterſtand 
Grund des Anſpruchs 
Zwiſchenurteil über den G. ſ. Urteil Schadenerſatz 
Grundbuch 
Abtretung des Anſpruchs auf Berichtigung des G. 712 
Fahrläſſig unterlaſſene Einſicht des G. 13510 
Eintragsfähigkeit der Grundſteuerentſchädigungsrente 22031 
Reihenfolge der Einträge ins G. 43215 
Einwand gegenüber der Geltendmachung des öffentlichen 
Glaubens, daß der Erwerber das G. gar nicht eingeſehen 
habe 53113 
Eintragung der Rechte des Nacherben 54031 
Grundbuchamt 
Erzwingung des Vorlegens einer Urkunde beim G. 43923 


141 20 
490 11 


Aufnahme von Urkunden beim G. (Teilnahme beider Urkunds⸗ 
beamten) 491 
„Offenkundigkeit beim G. 540 
Grund buchrichter 
Haftung des G. wegen Ausſtellung von Grundſchuldbriefen 
auf den Inhaber ohne ſtaatliche Genehmigung 139 18 
Grunddienſtbarkeit ſ. Dienſtbarkeit 
Grundſchuld und Hypothek (Zwangshypothek f. gwangz⸗ 
vollſtreckung) ö 
Allgemeines 
Iſt der Verkäufer eines Grundſtücks verpflichtet, die 
Kündigung einer H. ungefragt mitzuteilen? 13“ 
Bereicherungsanſpruch des Bürgen gegen den Hypotheken⸗ 
gläubiger, der den Ausfall der verpfändeten Hypothek 
durch vorteilhaften Verkauf des in der Zwangsverſteige⸗ 
rung zugeſchlagenen Grundſtücks wett gemacht hat? 435 
Grundſchuldbriefe auf den Inhaber ohne ſtaatliche Geneh⸗ 
migung 13918 
Geltendmachung des Löſchungsanſpruchs im Konkurſe 
2362 
G. oder H. auf nicht abgeſchriebenem Grundſtücksteil 
31985 
Kann der Hypothekar nach Wertsverminderung des Grund⸗ 
ſtücks durch Brand weitere Sicherſtellung verlangen? 
3886 
Reihenfolge der Einträge im Grundbuch 43218 
Rechte der Hypothekengläubiger bei Bergbauſchäden 5231 
Hypothek auf die „Nachkommenſchaft“ 6941 — auf die 
Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft 7211 
Sicherungs hypothek 
Umwandlung derſelben in Darlehnshypothek (Wirkung 
gegen Dritte) 29117 
Unterſchiebung einer anderen als der urſprünglich geleiſteten 
Forderung 2921? 
Pfändung einer Sicherungshypothek 731 
Baugelderhypothek ſ. unter: 
Ei gentümerhypothek 
Pfändung der in Eigentümerhypothek verwandelten Brief⸗ 
hypothek 81 
Wer tritt in die vom Gläubiger in der Zwangsverſteige⸗ 
rung nicht beanſpruchte Grundſchuld ein? der Eigen⸗ 
tümer oder der nachſtehende Hypothekarier? 29118 
Berechnung der Zinſen von der Eigentümerhypothek im 
Zwangsverſteigerungsverfahren 34113 
Wirkt der Rücktritt hinter die Sicherungshypothek (Bau⸗ 
gelderhypothek) auch für deren unbelegten Reſt? und 
tritt die Umwandlung des Reſts in Eigentümerhypothek 
ein, ſolange noch neue Forderungen aus dem Bau⸗ 
geldervertrage entſtehen können? 433 
Grundſtenerentſchädigungsrente 
Eintragsfähigkeit der G. 22051 
Grundſtück 
Beſtandteil ſ. d. 
Form des Vertrages über ein G. ſ. Form 
Haftung des Beſitzers eines G. ſ. Hausbeſitzer, Schaden⸗ 
erſatz, 


Hypothekariſche Belaſtung eines Grundſtücksteils 319° 
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Grundwaſſerſtaunng 
G. beim Bahnhofsbau (Entſchädigung der Betroffenen) 12028 
Haftpflicht |. Schadenerſatz 
Handelsfrau 
Rechte des Mannes an dem vor der Heirat begründeten Ge⸗ 
ſchäft der H. 2222 
Handelsgeſellſchaft |. a. Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft 
Forderung eines Geſellſchafters aus Art. 93 HGB. (Geſamt⸗ 
haftung der übrigen?) 55°3 
Verſtempelung des Auflöſungsvertrags 44639 
Stillſchweigender Eintritt der H. in den Mietvertrag der ohne 
Paſſiwen übernommenen Firma 687° 
Handelsgeſchäft ſ. a. Firma 
Vermutung der Zugehörigkeit einzelner Geſchäfte zum H. 56°* 
Handlungsgehilſe 
Berechnung vereinbarter Kündigungsfriſten (auf Monats⸗ oder 
Quartalsſchluß) 502 
Entlaſſung eines H. wegen ſeines Verhaltens gegen den 
früheren Geſchäftsinhaber 7417 
Hauptintervention 
Zuläſſigkeit der H., nachdem eine der Erſtparteien das Recht 
des Hauptintervenienten anerkannt hat 53418 
Hausbeſitzer 
Verpflichtungen des Hausbeſitzers: 
16° (Unterlaſſener Verſchluß eines leeren Stockwerks) 
20 (Beſchädigung Vorübergehender durch herabfallende 
Dachziegel) 
4714 (Beleuchtung von Treppen und Zugängen) 
80 50 (Vermietung eines Hauſes im Ganzen) 
144 (Streuen bei Glätte) 
387° (ſchlecht verwahrte Fenſterläden) 
640 (ausgetretene Steinſtufen) 
Anzeigepflicht des Mieters: 
47 771 784 (hinſichtlich der Treppen) 
3697 (Verwahrung der Senkgrube) 
Hansſchwamm 
Fahrläſſige Zuſicherung der Beſeitigung des H. 791° 
Verbindung von Wandlung und Anfechtung wegen H. 
5254 
Höhere Gewalt |. Schadenerſatz 
Hydra ſ. Ausſpielung 
Hypothek |. Grundſchuld 
Immiſſion |. Einwirkung 
Indoſſament 
Wirkung des Blankoindoſſaments bei nachfolgender wegen 
Undeutlichkeit nicht zu beachtender Wechſelerklärung 53829 
In haberpapier 
Grundſchuldbriefe auf den Inhaber 13918 
Lagerſchein do. 15850 
Internationales Privatrecht |. a. Ausland 
Erfüllungsort beim Seefrachtvertrage 54°? 
Übernahme einer ausländiſchen Firma (Haftung für die Ge⸗ 
ſchäftsſchulden) 320 
Bürgſchaft für ausländiſche Hauptſchuld 714! 
Juvalidenverſicherung 
Schadenerſatzanſprüche wegen unterlaſſenen Markenklebens 
213 * 30031 32313 


Inventar ſ. Zubehör, Beſtandteil 
Offenbarungspflicht des Grundſtücksverkäufers hinſichtlich der 
Sicherheitsübereignung des J. 13“ 
Kalendertag 
Beſtimmung einer Friſt nach dem K. (Ende des Empfangs⸗ 
monats) 1711 
Kasko 
Schadenverteilung bei Schiffszuſammenſtößen 696 *° 
Kaſtellau 
Aberlaſſung eines Gaſtwirtſchaftsbetriebes durch Anſtellung 
als „Kaſtellan“ 7428 
Kauf ſ. Gewährleiſtung, Form (des Grundſtückskaufs) 
Kaution ſ. Pachtvertrag 
Kegeln 
Eigentumsſtörung durch K. 231° 
Kenntnis 
K. der Abtretung 641 
K. eines Eheſcheidungsgrundes 3750 
Kinder |. Eltern 
Kirchenpatron 
Verwendung des Kirchenvermögens zu einem dem K. ob⸗ 
liegenden Bau 120 25 
Enthebung des K. wegen Ehebruchs 74514 
Kirchenſtener | 
Erhebung der K. durch die politifche Gemeinde (Elſ. Lothr.) 180° 
Klage ſ. a. Widerklage 
K. einer Ehefrau 
im Beiſtand des Mannes 20815 
mit deſſen ſtillſchweigender Zuſtimmung 81 
K. unter der Firma eines Einzelkaufmanns 158° 
K. wegen der Zinſen unterbricht nicht die Verjährung des 
Kapitals 7176 
K. des früheren Gläubigers einer abgetretenen Forderung 
zugunſten des Nachfolgers, oder im eigenen Namen 718° 
Klageautrag ſ. a. Fragerecht 
K. auf Verurteilung zum Leſen von Seelenmeſſen 64616 
Klageänderung 
Klageerweiterung in der Berufungsinſtanz 262 150° 
Heranziehung eigener Behauptungen des Beklagten zur Klage⸗ 
begründung 273° 
K. bei der Vollſtreckungsgegenklage 53 
Rückforderung (Kondiktion) ſtatt Vertragsklage 20818 
Sachliche Entſcheidung über die unzuläffig geänderte Klage 72721 
Schadenerſatz ſtatt Unterlaſſung 729 8 
Klageerhebung und Zurücknahme 
K. durch Klageerweiterung 53 
Klageerweiterung in der Berufungsinſtanz 2653 
Zurücknahme der Klage 
461? (Wirkung der zurückgenommenen Wandlungsklage als 
einwanderhaltende Anzeige nach $ 478 BGB.) 
5374 (Zurücknahme der Ehenichtigkeitsklage in höherer 
Inſtanz) 
Kohlenbergban |. Bergbau 
Kommiſſionsvertrag ſ. a. Bankier 
Dienſtvertrag (Kündigung) 207 
Verpflichtung des Einkaufskommiſſionärs zur Herausgabe der 
„Emiſſionsbonifikation“ an den Emittenten 118 
2 * 
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Kommunalbeamte |. Gemeindebeamte 
Konkurrenzklauſel ſ. Wettbewerbsverbot 
Konkurs 

Konkursgläubiger (Abſonderung, Ausſonderung) 

1916 (Geltendmachung des Vermieterpfandrechts für Ein⸗ 
lieferungen des Vermieters) 

89 % (Nachträglicher Erwerb einer unwirkſam verpfändeten 
Sache durch den Verwalter) 

236 2s (Geltendmachung des Anſpruchs auf Löſchung einer 
getilgten Grundſchuld im Konkurſe) 

34623 (Konkursmäßige Aufrechnungsbefugnis des Gläu⸗ 
bigers, der im Vertrage der Aufrechnung entſagt hat) 

Konkursverwalter 

3908 (Bereicherungsklage des Konkursverwalters, der in 
irrtümlicher Anerkennung eines Ausſonderungsrechtes den 
vollen Erlös eines Maſſeſtückes an den Verkäufer ab⸗ 
geführt hat) 

28 3s (Kann der Konkursverwalter einer Aktiengeſellſchaft 
deren Notar von der Zeugenverſchwiegenheit entbinden?) 

3047 (Verwertung der Nachſchußforderung einer in Konkurs 
verfallenen Genoſſenſchaft durch Veräußerung) 

180 80 (Aberlaſſung wertloſer Maſſeſtücke an den Gemein: 
ſchuldner) 

54052 (Honoraranſpruch des bei währendem Verfahren ab⸗ 
gegangenen Verwalters — Vollſtreckbarkeit des Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes, Unzulänglichkeit der Maſſe) 

Kontokorrent 
K. mit Börſentermingeſchäften 934° 186 
K. eines Bankiers mit einem Geſchäftsunfähigen; Unzuläſſigkeit 
des Teilurteils über einzelne Poſten des K. 53728 
Korps 
Feſtſtellungsklage über die Art des Ausſcheidens aus einem 
K. (Austritt oder Ausſchluß) 3151 
Körperverletzung |. Schadenerſatz 
Koſten 
Vollſtreckungsurteil wegen der Koſten des Schiedsverfahrens 
25 30 
K. der Nebenintervention 

5022 (Beteiligung der Hauptpartei bei einer von Neben: 
intervenienten eingelegten Reviſion) 

14933 (Abweichung des Feſtſetzungsbeſchluſſes von der 
Koſtenentſcheidung des Urteils) | 

Ergänzungszwangshypothek wegen der für ſich 300 Mark 

nicht betragenden Koſten 739“ 

Koſtenerſtattung 
Reiſekoſten des Rechtsanwalts 5022, der Partei 2081“ 
Aufwand für Privatgutachten 372 

Koſtenpunkt 
Rechtsmittel gegen den K. eines 

Anerkenntnisurteils, welches 
nur zum Teil auf Anerkenntnis beruht 11514 53419 
mangels Antrags nicht hätte erlaſſen werden dürfen 294 
in der Hauptſache über mehr als 1500 Mark entſcheidet, 

während der Koſtenbetrag für ſich nicht reviſibel iſt 535 %0 

Teilurteils 

welches eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht enthält 
148 38 


Beſchluſſes 
welcher die Koſten wegen groben Verſchuldens dem An⸗ 
walte aufbürdet 72619 
K. eines Vergleichs (abweichende Haftung gegenüber der 
Staatskaſſe) 496 | 
Krankenverſicherung 
Rechtsweg gegen Verfügungen der Aufſichtsbehörde 
Kreditſchädigung 
Unterlaſſungsanſpruch 14019 141 
Klage der Ehefrau auf Widerruf der Schlüſſelgewaltsentziehung 
(durch Bekanntmachung) 135° 
Kreisärzte 
Gebühren der K. für Tätigkeit im ortspolizeilichen Intereſſe 
44736 
Kündigung 
Offenbarungspflicht des Grundſtücksverkäufers hinſichtlich der 
K. einer Hypothek 13“ 
K. des Konmmiſſionsgeſchäfts gleich einem Dienſtvertrage 
20 17 
Vereinbarte Friſt für die K. in einem mehrjährigen bloß 
mündlich geſchloſſenen Mietvertrage (gilt die Friſt wenigſtens 
für das erſte Jahr?) 427 
Vereinbarte Friſt für die K. eines Handlungsgehilfen (Ab⸗ 
lauf vor dem Quartalsſchluß) 5021“ 
Erſchwerung der K. durch Vertragsſtrafe 688 10 
Entlaſſung eines Handlungsgehilfen wegen Verhaltens gegen 
den früheren Geſchäftsinhaber 7417 
Ladung ſ. a. Streitgenoſſen 
Verweigerte Terminsbeſtimmung 53521 
Lagerſchein 
L. auf Inhaber 158 80 
Laſtvieh 
Gehört das Zugvieh zum L. im Sinne der Eiſenbahnbetriebs⸗ 
ordnung v. 5./7. 92 859% 9245 
Landesrecht 
Fortgeltung des elſaß⸗lothr. L. über Entſchädigung für die 
Nachteile öffentlicher Anlagen 701 12536 
Läuterungs verfahren 
Berufungsantrag auf Rückzahlung des zur Abwendung der 
Zwangsvollſtreckung Gezahlten im L. 2952 430° 
Verſuch, die geänderte Rechtſprechung des Reichsgerichts durch 
Reviſion gegen das Läuterungsurteil zur Geltung zu 
bringen 399“ 
Lebensverſicherung ſ. Verſicherungsvertrag 
L. zugunſten der Ehefrau (Prämienzahlung aus der Güter: 
gemeinſchaft) 2233“ 
Legitimation des Wechſelinhabers ſ. Indoſſament 
Leibrentenvertrag 
Verſtempelung eines Ehevertrags des L. 446 
Letztwillige Verfügung 
Auslegung einer l. V. nach ſpäter eingeführtem Recht 121 
Form der l. V. 
2428 (Dorfteſtament) 
39719 (Unterſchrift auf dem Umſchlage) 
Nacherbeinſetzung im gemeinſchaftlichen Teſtament der Ehe⸗ 
gatten (Erbſchaftsſteuer) 20610 
Gegenſeitiges Teſtament oder Erbvertrag? (pr.) 54658 
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Lizenzvertrag 
L. über nichtiges Patent 54356 
Lotterie 
Ausſpielung ſ. d. 
Verſpätete Annahme des Losangebots (nach der Ziehung) 111“ 
Maſchine 
M. als Grundſtücksbeſtandteil 3872 
Körperverletzung durch eine M. (Pflicht des Beſitzers zu 
Vorkehrungen gegen fremde Unvorſichtigkeit) 44 
Maſſeforderung |. Konkurs 
Markenkleben 
Schadenerſatzanſpruch gegen den Arbeitsherrn wegen unter⸗ 
laſſenen M. 2132 30031 32313 
Maklervertrag 
M. oder Geſellſchaftsvertrag über Grundſtücksverwertung 737 
Stillſchweigender Abſchluß eines M. 13817 
Rückforderung gezahlter Proviſion wegen Pflichtwidrigkeit des 
Maklers. Erfüllungsort 29321 
Verzicht auf Widerruf des M.; le einer Proviſion 
auf alle Fälle 339° 
Mängelrüge |. Gewährleiſtung 
Mietvertrag 
Geltendmachung des Vermieterpfandrechts wegen der im M. 
übernommenen Bierlieferungen 1915 
M. auf mehrjährige Dauer (teilweiſe Ungültigkeit wegen 
Formmangels; gilt die vereinbarte Kündigungsfriſt 
wenigſtens für das erſte Jahr?) 427 
Miete eines Reitpferdes zur Benutzung in der Reitbahn (ift 
dieſe mitgemietet?) 4613 
Anzeigepflicht des Mieters (wegen gemeinſchaftlicher Treppen 
und Zugänge, ungenügender Verwahrung der Senkgrube) 
4714 7712 7814 3687 
Beeinträchtigung des Mietbeſitzes durch Dritte 1137 
Anbringung von Reklameſchildern 3675 
Stillſchweigender Eintritt einer Handelsgeſellſchaft in den 
Mietvertrag des früheren Geſchäftsinhabers (deſſen Paſſiven 
im allgemeinen nicht übernommen find) 687° 
Untergang der Mietſache durch Brand 718° 
Militäranwärter 
Anrechnung des Probejahrs auf die Geſamtdienſtzeit 64718 
Minderjährige 
Fürſorgeerziehung ſ. d. 
Verantwortung Minderjähriger für ihren eigenen Schaden ſ. 
Schadenerſatz 
Miterben |. a. Erbengemeinſchaft 
Auflaſſung des zum Teſtamentsvollſtrecker ernannten Mit⸗ 
erben an ſich ſelbſt 489° 
Mnuſterſchutz 
Gewerbsſtörung durch Ausübung eines nachmals gelöſchten M. 
490 11 
Nacherben 
Eintrag der Rechte des N. im Grundbuche 540531 
Erbſchaftsſteuerpflicht der N. beim gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment 206 10 
Nachbarrecht |. Einwirkungen 
Nachfriſt |. Rücktritt, Deckungskauf 
Nachlaß ſ. Erbſchaft 


Namensrecht 
Anwendung des N. auf Firmen 723 
Rechtsweg (Klage gegen den Staat auf Berichtigung des 
Standesregiſters und dergl.) 72“ 
Adelsprädikat als Namensbeſtandteil 166 
Nichterfüllung ſ. Rücktritt 
Schadenerſatz wegen N. (Gläubigerverzug) 6407 
Nichtigkeit ſ. a. Ehenichtigkeit, Sitten 
Teilweiſe N. 43“ 6845 
Ne benintervenient 
Zurücknahme der Nebenintervention, Parteiverhältnis des N. 
64311 72518 
Koſten der vom N. eingelegten unter Mitwirkung der Partei 
ohne Erfolg durchgeführten Reviſion 5028 14938 
Neuerungsvertrag | 
Beſtellung einer „Darlehnshypothek“ für 
13718 13815 29117 
Notar ſ. a. Protokoll 
Haftung des N. wegen wirtſchaftlich ungünſtiger Folgen des 
von ihm beurkundeten Geſchäfts 22233 
Haftung des N. für Erhebung des Stempels 32615 
Notwehr 
Zivilrechtlicher Einwand der N. Beweislaſt 14° 
Offentliche Arbeiten 
Ausgleich für Schäden infolge ö. A. (f.) 701 12556 
Offentlicher Glaube des Grundbuchs ſ. d. 
Offenkundigkeit beim Grundbuchamt ſ. d. 
Offerte ſ. Vertragsſchluß 
Pachtvertrag 
Eintritt des Grundſtücksverwalters in den P. (Übergabe der 
Kaution) 8013 
Unmöglichkeit der Rückgabe des mitverſteigerten Inventars 4875 
Verpachtung einer Gaſtwirtſchaft unter dem Titel Anſtellung 
als Kaſtellan 7428 
Patent 
Lizenzvertrag ſ. d. 
Rechtskraft des Urteils im Nichtigkeitsverfahren 58° 
Rücktritt von einem die Ausübung des P. betreffenden Ver⸗ 
trage wegen Nichtigerklärung 119 
Gewerbsſtörung durch Geltendmachung eines nachmals für 
nichtig erklärten P. 430° 
Auslegung eines P. 742° 
Verhältnis des P. zu einem älteren Gebrauchmuſters 743 10 
Patentbureau 
Iſt „Inhaber eines P.“ ein patentanwaltähnlicher Titel? 
187 40 
Pfändung |. Zwangsvollſtreckung 
P. einer in Eigentümerhypothek umgewandelten Brief⸗ 
hypothek 81% 
Pflichtteilsrecht 
Anwendung alten Pfl. 1323 
Police ſ. Verſicherungsvertrag 
Polizeiverwaltung 
Koſten der örtlichen P. (pr.) 123 
Poſtanweiſung 
Schuldtilgung eines Poſtbeamten durch Abſendung einer un⸗ 
gedeckten P. (wer iſt der Bereicherte?) 17214 
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Poſtkarte 
Urheberrechtsverletzung (Abbildung eines Wandgemäldes) 
505 
Prämienzahlung 
P. zugunſten der Ehefrau aus der Gütergemeinſchaft 22334 
Privatgutachten 
Erſtattungsfähigkeit. Gleichſtellung mit den Gutachten 
gerichtlicher Sachverſtändiger 372“ 53726 
Probejahr 
Anrechnung des P. bei Militäranwärtern 64713 
Prolongation |. Wechſel 
Proteſt ſ. Wechſel 
Protokoll 
Mitwirkung beider Urkundsbeamten 491“ 
Verleſung von Anlagen zu Notariatsprotokollen 508“ 
Reihenfolge des Genehmigungsvermerks hinter den Partei⸗ 
unterſchriften (ſehr wichtig!) 54028 
Prozeß fähigkeit 
Prüfung der P. in der Reviſionsinſtanz, Beweislaſt 73° 
P. einer nichtigen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 185 55 
Beſtellung eines Vertreters nach S 57 ZPO. 53214 
Prozeß handlungen 
Vollmacht zu P. (gerichtlicher Vergleich) 5340 5351 
Prozeßkoſten ſ. Koſten 
Prozeßvollmacht |. Prozeßhandlungen 
Natserteilung 
Verantwortlichkeit des Rechtsanwalts 13815 
Unterlaſſene R. des Notars wegen wirtſchaftlicher Nach⸗ 
teile des beurkundeten Geſchäfts 22233 
Haftung des Bankiers 50235 
Naufbandel 
Ausſchluß einer Verletzung beim R. aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage (Notwehr) 30*° 
Rechnungslegung 
Teil⸗ oder Zwiſchenurteil? 845 
Einklagung des Rechnungslegungsintereſſes in der Berufungs⸗ 
inſtanz nach Rechtskraft des unvollſtreckten Teilurteils 
auf R. 735° 
Vollſtreckung 235? 
Rechtsanwalt 
Reiſekoſten des R. 5022 
Haftung des R. für Fehlrat 138 16 
Belaſtung des R. mit den Koſten einer grundloſen Be⸗ 
ſchwerde 72619 
Rechtskraft 
R. des Urteils im Patentnichtigkeitsverfahren 583° 
R. des Teilurteils in Eheſachen (Scheidung bei vorbehaltener 
oder erſt mit Berufung erſtrebter Mitſchulderklärung) 
8530 1544 
R. der Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts 159 53 
R. eines durch Täuſchung des Richters erſchlichenen Urteils 
23416 683“ 
R. tatſächlicher Feſtſtellungen 499 28 
R. der Vollſtreckbarkeit außergerichtlicher 
(8 732 ZPO.) 540° 
Berichtigung eines rechtskräftigen Urteils (Eidesauflage an 
„die“ Inhaber einer Geſellſchaftsfirma) 729“ 


Schuldtitel 


Rechtskraftszenguis 
Prüfung der zuläſſigen Rechtsmittel durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber 4007 
Rechtsfähigkeit 
R. einer nichtigen Geſellſchaft m. b. H. 18588 
Rechtsmittel ſ. Berufung, Reviſion, Beſchwerde, 
ſchließung 
R. wegen der Gegenleiſtung bei Verurteilung Zug um Zug 
304 
Verluſt der Zuſtellungsurkunde 373 15 
Rechtsnachfolge ſ. Abtretung, Erbſchaft 
Übergang des Schadenerſatzanſpruchs auf die 
genoſſenſchaft 273° 
Rechtsweg 
R. gegen polizeiliche Verfügungen pr. 59“ 
R. wegen Berichtigung des Standesregiſters 72“ 
Feſtſtellungsklagen aus dem Beamtenverhältnis 84 
Rückforderung unnötig enteigneter Grundſtücke 117% 
R. wegen Erhebung von Chauſſeegeldern 122 
Feldmeſſerliquidationen 190“ 
Rückforderung von Stempelbeträgen 348 
R. über Mitgliedſchaft in öffentlich⸗rechtlichen Korporationen 
43819 
R. wegen Auflagen einer Kirchenſtiftung (Meſſeleſen) 646 '° 
R. gegen Verfügungen der Aufſichtsbehörde in Krankenver⸗ 
ſicherungsſachen 69326 
Reeder 
Anwendung des § 785 HGB. auf Ladungsſchaden 694 
Reiſekoſten ſ. Koſten 
Mente ſ. Schadenerſatz 
reservatio mentalis |. Vorbehalt 
Reſtitutiousklage 
Auffindung einer Urkunde (Gebrauchsmuſterſchutz) 1541 
Reviſible Rechtsnormen 
Elbſchiffahrtsakte 57 
R. über das Verhältnis des irreviſibeln Partikularrechts zum 
gemeinen Recht 8837 
Heſſiſche Automobilverordnung vom 10./10. 99 
Elſaß⸗Lothringiſches Kirchenrecht 1802 
Im Königreich Sachſen anwendbar gebliebene Beſtimmungen 
des gemeinen Sachſenrechts 374 
Königliche Verordnungen in Preußen 5003 
Reviſion 
Zuläſſigkeit der R. 
R. gegen das Zwiſchenurteil über eine Aufrechnungseinrede 
43821 
R. gegen ein Anerkenntnisurteil wegen der Koſten (der 
Betrag der Koſten muß die Reviſionsſumme erreichen) 
535 20 
Neue Beſtimmungen der Novelle von 1905 730 23 
Berechnung der Reviſionsſumme ſ. Streitgegenſtand 
Grenzen der R. 
Prüfung der Prozeßfähigkeit 73° 
Auslegung des erſtinſtanzlichen Tatbeſtandes 25°! 
Auslegung von Verträgen 1169 1353 295% 39925 
Beweiswürdigung 119 53725 
Rechtzeitigkeit einer Vertragsanfechtung 282° 


An⸗ 


Berufs⸗ 
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Verſtoß gegen die guten Sitten 370° 

Beſtimmung der Schadenverteilung nach dem Maße des 
beiderſeitigen Verſchuldens 284 

Gebundenheit an die Rechtsauffaſſung des erſten Reviſions⸗ 
urteils auch nach eingetretenen Wechſel der Rechts⸗ 
ſprechung 15340 399% 

Prozeßrügen 

Mangel der Entſcheidungsgründe 5125 

Übergehung eines Klaggrundes 135° 

Klagänderung 727 21 

Verfahren in der Reviſionsinſtanz 

Koſten einer vom Nebenintervenienten eingelegten, von der 
Partei verfolgten R. 50% 

Zurückverweiſung an einen anderen Senat des Berufungs⸗ 
gerichts, deſſen Beſetzung zufällig mit der des erſt 
entſcheidenden zuſammenfällt 8723 

Unterbrechung des Verfahrens 1789 

Totale Aufhebung des Urteils auf Grund eingeſchränkten 
Antrags 399 2° 

Neviſionsſnmme |. Streitgegenftand 
Nücktritt vom Vertrage 
R. wegen Nichterfüllung 

Teilweiſe Nichterfüllung 17213 

Annahmeverzug 6407 Nr 1 

Spezifikationsverzug 4921 

Nachfriſt 
1712 (Wirkung unangemeſſener Friſtſetzung) 

13511 (Entbehrlichkeit der Friſtſetzung) 

Deckungskauf vor Ablauf der Nachfriſt 17 

Schadenerſatz wegen Nichterfüllung (Unzuläſſigkeit der 
„Herſtellung des urſprünglichen Zuſtandes“) 6868 

R. aus anderen Gründen 

R. vom Patentverwertungsvertrage wegen Nichtigkeit des 
Patents 1192 

R. vom Stundungsvertrage 1685 

R. vom Verſicherungsvertrage wegen Fuſion zweier Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften 180 10 

Rückforderung |. Bereicherung, Makler 
R. einer gezahlten Maſſeſchuld wegen Unzulänglichkeit der 
Maſſe 54022 
Sachmängel |. Gewährleiſtung 
Sachverftändige ſ. Zeugen, Ablehnung 
Sachwucher |. Wucher 
Schadenerſatz 
1. Grund des Anſpruchs (Verſchulden ſ. 2. Einwände) 

a) Haftpflicht 
Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung 317° 
Zuſammenhang mit dem Eiſenbahnbetriebe 405 
Konkurrenz der Haftpflicht zweier Straßenbahnen 

4297 

Konkurrenz der Haftpflicht der Eiſenbahn und des 
Tierhalters (Haftung des letzteren für ſeinen eigenen 
Schaden) 7343 

Konkurrenz der Haftpflicht mit Beamtenfürſorge 96% 

8 34. Haftpflichtgeſetz 64717 

Höhere Gewalt, beiderſeitiges Verſchulden ſ. unter 2. Ein⸗ 
wände 
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b) Haftung des Tierhalters 
ſ. oben Haftpflicht (Konkurrenz), unten 2. Einwände 
(höhere Gewalt; Vertrag) 
Willkürliches Verhalten der Tiere oder äußerer Zwang 
17416 3185 39210 43211 53112 69018 
Verletzung desjenigen, der für den Tierhalter die Auf⸗ 
ſicht übernommen hat 143 5287 
Verſchulden des Aufſichtspflichtigen 202% 393111 
Konkurrenz mehrerer Haftpflichtigen, insbeſondere Haftung 
des Tierhalters für feinen eigenen Schaden 28913 
734 32 
Vergleich mit dem Geſchädigten (Wirkung gegenüber der 
Berufsgenoſſenſchaft) 1884 
Urſächlicher Zuſammenhang (Mitwirkung Glatteiſes) 6901 
c) Vertragsverletzung 
Mangelhafte Lieferung 3675 
Verzug 338“ 6407 (Gläubigerverzug) 
Mietvertrag und ähnliches: 
16° (unterlaſſener Verſchluß eines leerſtehenden 
Stockwerks) 
47“ (Zuſtand gemeinſchaftlicher Treppen, ſ. dazu 
auch unter 2. Einwände — eigenes Verſchulden) 
80 (Vermietung eines Hauſes im ganzen) 
640 (ausgetretene Steinſtufen) 
1137 (Beeinträchtigung des Mietbeſitzes durch Dritte) 
467 (Benutzung einer Reitbahn) 
481° (Haftung des Bahnhofswirts — Kelleröffnung 
im Warteſaal) 
d) Vertragloſe Haftung im allgemeinen 
Täuſchung beim Vertragsſchluß: 
42° (Anſpruch auf Schadenerſatz neben Anfechtung) 
685° (Anſpruch gegen den täufchenden Bevoll⸗ 
mächtigten) 
Haftung des Gaſtwirts und des Hausbeſitzers für 
Sicherheit des Verkehrs: 
447 45° (mangelnde Beleuchtung) 
2020 387° (herabfallende Dachziegel, Fenſterladen) 
Haftung des Feldbeſitzers für Zuſtand und Beleuchtung 
eines geduldeten Fußſteigs 74213 
e) Beſondere Fälle 
Verluſt der Invalidenrente durch unterlaſſenes Marken⸗ 
kleben 2135 30051 32313 
Erlangung eines rechtskräftigen Schuldtitels durch 
Täuſchung des Richters 23418 
Ehewidriges Verhalten 43119 
f) Gewerbstätigkeit 
Bergbau 218? 
Abwäſſer 50330 
g) Störung fremder Gewerbstätigkeit, Kreditſchädigung 
Ungünſtige Urteile, die ſich dem Wettbewerbsſchutze ent⸗ 
ziehen 2019 141 (Geheimmittel) 
Zuläſſigkeit der Klage auf Unterlaſſung 1398 
Hinderung durch ein gar nicht vollſtreckbares Urteil 
430° 
Geltendmachung gewerblicher Schutzrechte (Patent⸗ und 
Gebrauchsmuſter), welche ſich nachträglich als un⸗ 
berechtigt herausſtellt 430° 49011 
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h) Verletzung von Schutzgeſetzen 
Falſches Zeugnis, Falſcheid 8121 3698 
Vorſchriftswidrige Automobilgeſchwindigkeit 142 
i) Prozeſfuales Verhalten 

Unberechtigte Klage, Erwirkung nicht vollſtreckbaren 
Urteils 430 49011 

Leiſtung eines Falſcheides 8181 

Arreſtvollſtreckung 683“ 

Unbefugte Maßnahmen bei einer an ſich berechtigten 
Zwangsvollſtreckung 494 

k) Verletzung durch Sachen 
§ 836 BGB. Begriff des Werks 201° 
Unterlaſſene Unterhaltung 37010 
J) Schädliche Wirkungen öffentlicher Einrichtungen 
und ſtaatlicher Maßnahmen 

Enteignung ſ. d. 

Franzöſiſches Sonderrecht 701 12556 

Behinderung im Selbſtſchutze des Eigentums (wichtig!) 
1311 

Verbot des Gewerbebetriebes (S 51 GewO.) 211 4408 

Anderung des Grundwaſſerſtandes 1208 

Schlechte Unterhaltung der Waſſerſchutzanlagen 370 

Straßenbau 486“ 4911? 

Notwendige Gefährlichkeit (Kaianlagen) 3400 

m) Beamte 

Fürſorge (Konkurrenz mit Haftpflicht) 696“ 

Haftung des Grundbuchrichters wegen Ausgabe von 
Grundſchuldbriefen auf den Inhaber ohne ſtaatliche 
Genehmigung 13918 

Anſpruch gegen den Schiedsmann (pr.) wegen unbefugter 
Beglaubigung einer Unterſchrift 3451 

2. Einwände 
a) Vertragsmäßige Selbſthaftung 

Benutzung gefährlicher Einrichtungen (Reitbahn) 4619 

Übernahme gefährlicher Verpflichtungen (Stallmeiſter) 
143 

Übernahme der Aufſicht über Tiere 202“ 

b) Konkurrenz mehrerer Haftpflichten 

Zuſammenſtoß Straßenbahnwagen verſchiedener Geſell⸗ 
ſchaften 4297 

Verletzung von Tieren durch Eiſenbahn 734“ 

c) Verſchulden des Verpflichteten 

Berufung auf allgemeine Übung 20 de, auf langdauernden 
Beſtand einer Einrichtung vor Eintritt des erſten 
Schadens 4818 

Verantwortlichkeit des mitfahrenden Automobilbefigerg 
neben dem Führer 28711 

Unvermeidliche Gefährlichkeit (Kaianlagen) 3400 

d) Unterlaſſene Abwehr oder Beſeitigung des 
Schadens 

Argliſt des Beſchädigten 717° 

Beweislaſt hinſichtlich des Erfolges eines abgelehnten 
Heilungsverſuchs 201“ 

Wildſchaden 367“ 

e) ſonſtiges eigenes Verſchulden des Beſchädigten 

Beweislaſt 5287 5311 696°? 

Unaufmerkſamkeit (ausgetretene Steinſtufen) 640“ 


Entſchuldigung derſelben mit der Erwägung, daß der 
Verpflichtete ſich mit Unaufmerkſamkeit, Trunkenheit uſw. 
des Verletzten nicht entlaſten könne 3886 

Unaufmerkſamkeit des Straßenbenutzers 
1195 1708 229“ 6867 (Verlaß auf Glockenzeichen 

der Fuhrwerke und Eiſenbahnen) 
486“ 4911 (Straßenbau) 

Unvorſichtigkeit des Fahrgaſtes 435 112“ 32110 49917 

Verſäumte Anzeigepflicht des Mieters (wegen gemein⸗ 
ſchaftlicher Treppen und Zugänge, Senkgrube) 47 
771 7814 3687 

Unterlaſſene Einſicht des Grundbuchs 136 10 

Übergroße Angſtlichkeit gegenüber prozeſſualen Map: 
nahmen (insbeſondere Befolgung eines gar nicht voll⸗ 
ſtreckbaren Urteils) 430T 49011 

Selbſtverſchuldete Trunkenheit 2295 

Kenntnis der Gefahr (vertragsmäßige Übernahme ber: 

ſelben ſ. o. a.) 

447 459 (Betreten dunkler Räume ohne Licht) 

451° 170° (pflichtmäßige Übernahme der Gefahr, ins⸗ 
beſondere Aufhalten durchgehender Pferde) 

4613 (Benutzung Sporteinrichtungen) 

12438 (Bauten auf bergbaugefährdetem Lande) 

528° (Nachgiebigkeit gegen Überredung zu gefährlichen 
Unternehmungen) 

Herbeiführung der Gefahr durch den Beſchädigten (er 
hat ſelbſt den Bahnbau betrieben, wegen deſſen er 
Entſchädigung fordert) 49318 

f) Verſchulden verletzter Kinder ſ. a. höhere Gewalt 

Einſicht 158 481 

Beweislaſt 531 

g) Beiderſeitiges Verſchulden (auch bei Haftpflicht) 

Erörterung der gegenſeitigen Verpflichtungen 147 

Abwägung der Schuldbeteiligung, Quotiſierung durch das 
Reichsgericht 448 7718 2835 2845 „49010 

h) Höhere Gewalt 

Kindlicher Leichtſinn 573° 

Vermeidbarkeit der Gefahr (Einſtellung des Fahrverkehrs 
bei Sturm) 32119 

Erſchrecken eines Pferdes durch Lokomotivenpfiff 53112 

3. Berechtigte und Verpflichtete 
a) Haftung für Dritte 

Geltendmachung des Anſpruchs wegen Täuſchung beim 
Vertragsſchluß gegen den Bevollmächtigten, der die 
Täuſchung vorgenommen hat 685° 

Verantwortlichkeit des mitfahrenden Automobilbeſitzers 
neben dem Führer 28711 

Beeinträchtigung des Mietbeſitzes durch Dritte 1137 

Haftung des Vaters für die Kinder 212 

Haftung für Angeſtellte 
144“ (des Hausbeſitzers für das Dienstmädchen) 
1991 2845 (der Gemeinde für Laternenanzünder, 

Stadtgärtner) 
34011 Abſchneidung des Entlaſtungsbeweiſes) 
b) Anſprüche Dritter 

Übergang des Anſpruchs auf die Berufsgenoſſenſchaft 

2736 4970 
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Berluft des Ernährers 1438 152° Rechtliches Gehör 541 15746 
Geltendmachung des Erſtattungsanſpruchs für Heilungs⸗ Differenzeinwand gegen den Sch. 40128 
koſten durch die Erben 284° Unterbrechung des Schiedsverfahrens 738 
Anſprüche der Angehörigen des nicht tödlich Verletzten, Schiff barkeit 
insbeſondere des Ehegatten 3411? 426“ 6477 Begriff der natürlichen Waſſerſtraße 444 n 
4. Urſachlicher Zuſammenhang Schikaue 
690 (Mitwirkung krankhafter Anlage) Unrichtige Anwendung des Schikanebegriffs in Fällen, wo ein 
690 (Mitwirkung Glatteiſes) Zweck der Rechtsausübung nicht ausgeſchloſſen iſt 145 
5. Inhalt, Umfang, Bemeſſung des Schadens (Verbot von Telegraphenleitungen), 388“ (Verlangen eines 
a) Herſtellung in Natur Zeugniſſes über eintägige Dienſtſtellung) 
Genügt die Wiederaufhebung des ſchädigenden Vertrags? Schriftform ſ. Form 
422 7611 6865 Schuldübernahme 
Widerruf ſchädigender Bekanntmachungen 135° Kumulation, Sch. und Bürgſchaft 4511 
Künftige Unterlaſſung 13918 Stillſchweigende Genehmigung der Sch. 642° 
b) Schätzung in Geld Schutzgeſetz ſ. Schadenerſatz 
Verſchiedene Berechnung gegenüber dem Vertragsgegner Schwamm ſ. Hausſchwamm 
und einem Drittbeteiligten 685 Seefrachtvertrag 
Verminderte Erwerbskraft Erfüllungsort 54% 
2121 (freigebige Fortzahlung des bisherigen, für Seeſchaden 
die jetzige Leiſtung zu hohen Lohns) Kasko⸗ und Ladungsſchaden 96 
283“ 49319 (Berückſichtigung der durch das Lebens⸗ Kondemnierung 2101 
alter bedingten Abnahme) Seeleumeſſe 
Heilungskoſten (Notwendigkeit verbeſſerter Lebenshaltung) Verurteilung zum Leſen einer S. 646% 
44220 Selbſthilfeverkauf 
6. Prozeſſuale Behandlung Ort des S. 5388 
Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei Haftung ohne S. vor Ablauf der Nachfriſt 171% 
Verſchulden 317° Zuläſſigkeit freihändigen S. 6407 Nr. 2 
Bloße Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht 3701 898%! Servis 
399 26 Anrechnung des S. aufs Dienſteinkommen (Zuläſſigkeit der 
Zwiſchenurteil über den Grund bei der Leiſtungsklage Verſetzung) 18322 
1781 (Schadenerſatz als Nebenforderung) Sicherheit 
17828 (Verneinung jeden Schadens) Rückgabe der S. 37215 64418 
410% (ſcheinbar auf Feſtſtellung gerichtete Faſſung des Sicherungsũbereigunng 
Klagantrags) S. ohne Kauf 481 
504 (Unſchädlichkeit der Verurteilung den Gründen Siegelmarken 
nach für einen zu weit geſteckten Zeitraum) Erkennbarkeit der Anbringung (Schonung des San) 
64518 (die Quotiſierung beiderſeitigen Verſchuldens ge: 23418 
hört zum Grunde) Sitten, Verſtoß wider die guten S. ſ. a. Zwangeverzleich 


7283 (Zwiſchenurteil über den Grund für einen Teil⸗ Abermäßige Vertragsdauer 75° 
betrag des Schadens; Überſchreitung dieſes Bereichs Ausſchluß des Mitbietens in der Zwangsverſteigerung 167“ 


durch das Endurteil) 375 1 682° 
Schauſfenſteraus lagen Verlöbnis in Selbſtmordabſicht 28812 
Verpflichtung zum Verkauf von Sch. 507“ Vereinbarung über Stimmabgabe zur Auſfſichtsratswahl 
Schein vertrag 297 28 
Abſichtliche Unwahrheit einer Schuldurkunde (falſche Be⸗ Vereinbarung einer Maklerproviſion auf alle Fälle und un⸗ 
zeichnung als Darlehn) 13718 13815 318“ ſchränkte Zeit 339° 
Schenkung |. a. Lebensverſicherung Verträge unter Eheleuten (über Unterhalt, Kinder uſw.) 
Verſtempelung einer Sch., deren Hauptzweck die Auflage 29220 32111 43515 6371 6821 
| bildet 286 50 Befriedigung des Gläubigers aus dem Vermögen der Ehefrau 
Stempelpflicht der remuneratoriſchen Sch. 191“ des Schuldners 891° 
Schiedsmann (pr.) Anwendbarkeit des 8 178 BGB. auf Vermächtniſſe 640° 
Anſpruch gegen den Sch. wegen unbefugter Beglaubigung Geltendmachung rechtswidrig erlangter rechtskräftiger Schuld⸗ 
einer Unterſchrift 345 1 titel 682“ 
Schieds vertrag Sohn ſ. Eltern, Schadenerſatz 3a 
Vollſtreckungsurteil wegen der Koſten des Schiedsverfahrens Sporteinrichtungen 
2530 Unvermeidliche Gefährlichkeit der S. 461° 


Beſtellung einer juriſtiſchen Perſon als Schiedsrichter 54° Spiel ſ. Börſentermingeſchäft, Ausſpielung 
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Staat |. Fiskus 
Schädigung durch öffentliche Unternehmungen, Haftung für 
Beamte ſ. Schadenerſatz 11, m 
Stadtgemeinde ſ. a. Gemeindebeamte 
Haftung für ihre Beamten |. Schadenerſatz 3a 
Fluchtlinienfeſtſtellung 70382 
Stempelftener 
Verträge der Erben mit dem Teſtamentsvollſtrecker 944° 
Familienſtiftung 12230 
Anſchaffungsgeſchäft (uneigentliche Leihe) 18537 188 01 
Auslegung der ſtempelpflichtigen Urkunde 191“ 
Schenkung, remuneratoriſche 1914 
Schenkung (mit dem Hauptzweck der Auflage) 28610 
Vollmacht (Verbindung mehrerer in einer Urkunde) 
221% 
Haftung des Notars für die St. 32615 
Tauſch oder doppelter Kauf 32615 349% 
Gebrauch der Urkunde (Beſitznahme) 3482 
Rückforderung der St. wegen Auflöſung des ſtempelpflichtigen 
Geſchäfts (Rechtsweg) 348 
Auflöſung ohne ſchriftlichen Vertrag 376 
Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft 44532 
Ausſpielung (Gella) 4086 
Stempelfreiheit für Grundbuchsanträge (beſchränkt auf 
preußiſche Grundbücher) 4124 
Veräußerungsgeſchäft (Beſtellung eines Erbbaurechts) 4124 
Leibrentenvertrag (Ehevergleich) 446 
Urſprungszeugniſſe 510“ 
Koſten einer Anlage (pr. Tarifſtelle 221; Privatanſchluß⸗ 
bahnen) 54655 
Ausgabe von Aktien über den Nennwert 7039 
Steuer 
Doppelbeſteuerung (Grundbeſitz einer Familienſtiftung) 504° 
Strafe 
Vollſtreckungsſtrafe ſ. Zwangsvollſtreckung 
Strafgedinge ſ. Vertragsſtrafe 
Straßenbahn | 
Tragweite der ausſchließlichen Konzeſſion (Große Berliner 
St.) 54437 
Schadenerſatzfälle ſ. Schadenerſatz 1 a (Konkurrenz mehrerer 
Haftpflichten), 2f eigenes Verſchulden (Verhalten von 
Fußgängern und Fahrgäſten) 
Abſpringen von fahrenden Wagen 43° 
Streitgegenſtand zugleich Reviſionsſumme 
Klage auf Abnahme der Kaufſache 24. 
Entziehung des ehemännlichen Nießbrauchs 247 
Klage auf Herausgabe von Wechſeln 113° 
Wettbewerbsveröffentlichungen 11310 
Nebenforderungen (Schulden) 11411 
Reviſionsſumme, Zeitpunkt der Reviſionseinlegung 1161? 
Feſtellungsklage 
20611 (Feſtſtellung des Beſtandes einer Forderung für 
einen vergangenen Zeitpunkt) 
4012 (negative Schadenfeſtſtellung) 
Einſtweilige Verfügungen 23313 500 30 
Klage auf Kaufpreis (iſt der Erlös der im Prozeſſe vers 
ſteigerten Ware abzurechnen?) 344 


Klagantrag auf richterliches Ermeſſen, Vergleich über die 
Höhe des Anſpruchs 37218 3992 
Beſtimmungen der Zivilprozeßnovelle 
730 * 28 (Reviſion) 
7302 (Beſchwerde) 
Streitgenoſſeuſchaft 
St. des auf Duldung mitverklagten Ehemanns 4921 
Notwendige St. 
11412 (Rücknahme des Rechtsmittels und Verſäumnis eines 
der Streitgenoſſen) 
29318 (unterbliebene Ladung zur Berufungsverhandlung) 
53317 (Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Streit 
genoſſen) 
726 (Berufung gegen einen der Streitgenoſſen) 
Streitverkündung im Auslande 716“ 
Stundungs vertrag 
Abergangsbeſtimmungen 132 
Rücktritt vom St. 1685 
Schweinemãſterei 
Betriebsverbot (Schweinemäſterei in Stadtnähe) 4406 
Tatbeſtand, Teilurteil ſ. Urteil 
Zelegrapbenleitung 
Verbietungsrecht des Grundeigentümers 14° 
Telephon ſ. Fernſprecher 
Terminsbeſtimmung 
Verſagung der T. auf eine Ladung 535 21 
Teſtament ſ. letztwillige Verfügung 
Teſtamentsvollſtrecker 
Auflaffung an ſich ſelbſt als Miterben 489 
Stempel von Verträgen des T. mit den Erben 94“ 
Zodederflärung 
Rückkehr des Ehegatten nach Wiederverheiratung 227 1 
Tropenſendung 
Rüge von Verpackungsmängeln 30“ 
Übergangsbeſtimmungen 
Verjährung (Gewerbebetrieb) 1101 1697 
Verjährung (Werkvertrag — Eiſenbahnbeförderung) 4841 
Schuldverhältniſſe 
132? (Stundung, Verzug) 
3861 (Schadenerſatz) 
484° (Vertragsſtrafe) 
Sachenrecht 
72° (Abbaurecht) 
30133 (Miteigentum nach bad., Teilhypothek nach pr. 
Landrecht) | 
5231 (Rechte der Hypothekengläubiger wegen Bergbauſchäden) 
Familienrecht, 
22 (Verlöbnis — Beſtätigung nach Wegfall der Form⸗ 
vorſchrift) 
23% 248 (Eheſcheidung, insbeſondere Aufrechnung) 
110% (Eheherſtellung trotz Verurteilung zu zeitweiliger 
Trennung) 
Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 82% 21930 
Erbrecht 
121 (Auslegung älteren Teſtaments) 
1325 (Pflichtteil) 
Beamtenfürſorge (pr.) 297% 
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Unerlaubte Handlung 
Schadenerſatz ſ. d. 
Gerichtsſtand ſ. d. 
Unterlaſſung ſ. d. 
Unfall |. Verſicherungsvertrag 
Unfallverficherung 
Rechtsnachfolge der Berufsgenoſſenſchaft in dem Anſpruch des 
Verletzten gegen den Beſchädiger (Vergleich dieſer beiden) 
2736 189% 
Rechtskraft der Entſcheidung im Schiedsverfahren 1595? 
Verjährung 184% 
Betriebsunfall 
3478 (Eiſenbahnſchalterbeamte) 
508 4 (landwirtſchaftlicher Betrieb, Abſatz der Erzeugniſſe) 
Erfüllungsort 7247 
Unmöglichkeit 
Subjektive und objektive U. 17118 
Vorübergehende und dauernde U. 388 
Unterbrechung des Verfahrens ſ. Ausſetzung 
Unterhalt 
Verträge über den U. ſ. Eheleute 
Unterlaſſung 
Klage auf U. (allgemeine actio quasi negatoria nach 88 862, 
1004 BGB.) 135 17415 
Warenzeichenſchutz 214 
Bergbau 715? 
Urheberrecht 
Wiedergabe von Wandgemälden auf Poſtkarten 505 
Urkunde 
Beweiskraft eines urkundlichen außergerichtlichen Geſtändniſſes 
28.0 
Bleiſtifturkunden 404 
Zurückbehaltung Urkunden bei Gericht 438% 
Erzwingung der Vorlegung U. beim Grundbuchamt 439 
Urkundenprozeß 
Erſetzung des Urkundenbeweiſes durch Zugeſtändnis 34417 
Urſachlicher Zuſammenhaug 
Unterbrechung des u. Z. zwiſchen gefährlichem Rat und Unfall 
durch die Einwilligung des Verletzten 5285 
Mitwirkung krankhafter Anlagen 690% 
Mitwirkung Glatteiſes 6901“ 
Urteil (Anerkenntnisurteil eines Vollſtreckungsurteils ſ. d.) 
Verkündung (Mangel des Protokolls, Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels) 115 10 
Zuſtellung (Unrichtigkeit der Abſchrift) 726 20 
Berichtigung 
der Eidesauflage (an einen Inhaber ſtatt an zwei Ge⸗ 
ſellſchafter) 729 
der Zurückverweiſung an einen anderen Senat (welcher unter 
anderer Bezeichnung aus denſelben Richtern beſteht) 8722 
Rubrum (Parteibezeichnung) 
Aufführung des Fiskus 201“ 
Aufführung der Obligationen einer ange iger ohne 
Namensnennung 23315 
Tenor 
30% (Verurteilung Zug um Zug, Rechtsmittel wegen der 
Gegenleiſtung) 


3352 (künftige Leiſtungen; Verjährung) 
370 1 (Unterſchied der Faſſung bei Feſtſtellung und Ver⸗ 
urteilung) 
Tatbeſtand (Bezugnahme auf Schriftſätze) 37419 
Entſcheidungsgründe 
51 (Mangel derſelben) 
37419 (unterbliebene Angabe der Rechtsnorm) 
Teilurteil 
848 7383 (Vorabentſcheidung über Rechnungslegung) 
8530 (Eheſachen, Trennung der Scheidung und Schuld) 
860 (Teilentſcheidung über Klage und Widerklage, die 
denſelben Anſpruch betreffen) 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs 178% 344 18 
410% 50437 685 1 728 22 7371 (näheres ſ. Schaden⸗ 


erſatz) 
Rechtskraft eines durch Täuſchung des Richters erſchlichenen U. 
682 4 
Vater |. Eltern, Schadenerſatz 3. (Haftung für Dritte) 
Verbotsklage |. Unterlaſſung 
Verein ſ. a. Geſellſchaft 
Beſtellung eines V. als Schiedsrichter 5432 
Mitgliedſchaft eines V. bei einer G. m. b. H. 40636 
Vergleich (Prozeßvergleich) 
Haftung für die Hälfte der Gerichtskoſten 117 * 49655 
Anfechtung des V. 228% 5352 (im ſelben Prozeß) 
68911 
V. des Verletzten und Haftpflichtigen (Wirkung gegenüber 
der Berufsgenoſſenſchaft als Rechtsnachfolgerin) 1882 
Vollmacht zum V. 53416 
Erbſchaftsverkauf durch V. 72118 
Verſtempelung eines Ehevergleichs als Leibrentenvertrag 
446 5⁴ 
Verhandlung 
Trennung der V. über Grund und Höhe des Anſpruchs 
ſ. Urteil (Zwiſchenurteil) 
Verhandlungsmaxime 
Ermittelung eines Lokalrechts Amtswegen nach Schluß der 
Verhandlung 39822 
Verhandlungstermin 
Verweigerte Beſtimmung des V. 55521 
Verjährung 
Beginn der V. 
7717 (Ablieferung) 
336? (Rechtskräftige Feſtſtellung künftig fälliger Leiſtungen) 
375 (Kenntnis des Anſpruchs) 
Unterbrechung der V. (Einwanderhaltende Mängelanzeige 
ſ. Gewährleiſtung) 
37318 (negative Feſtſtellungswiderklage) 
7175 (Zinſenklage) 
Kurze V. (Gewährleiſtung ſ. d.) 
1101 1125 1697 337. (Gewerbebetrieb) 
1844 497 8s (Unfallverſicherung) 
4841 (Eiſenbahnbeförderung, Werkvertrag) 
5028 (Ratserteilung) 
Verzicht auf die kurze V. 200° 
Unvordenkliche V. (Apotheke) 2187 
Verkehrsſitte |. Auslegung 
30 
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Verlags verträge 
Beſtimmung angemeſſenen Honorars für ſpätere, 
zifferung überlaſſene Auflagen 228° 
Zeugnisverweigerung hinſichtlich der V. (Geſchäftsgeheimnis 
des Verlegers) 344 
Verlöbnis 
Beſtätigung des V. nach Wegfall der Formvorſchrift 2222 
V. in Selbſtmordabſicht wegen Unmöglichkeit der Ehe 288 12 
V. einer Minderjährigen (ſtrafrechtlicher und zivilrechtlicher 
Begriff des V.) 638 
Verluſtigkeitsurteil 
V. ohne Nachweis der Zurücknahme des Rechtsmittels 150 
Vermächtnis 
V. gegen die guten Sitten 6405 
Verpfändung 
V. einer dem Verpfänder noch nicht gehörigen Sache. 
Wirkung des Konkursausbruchs 29015 
Verſchulden |. Schadenerſatz 
Verſchwendung 
Begriffsmerkmal der Charakteranlage 87 
Verſicherungs vertrag 
Unfall 
3045 (Beteiligung beim Raufhandel) 
158°! (Blutvergiftung) 
23522 (Wirkung des Schrecks) 
Zuſammenſetzung der durch Antrag zur Entſcheidung be⸗ 
rufenen Arztekommiſſion 90 
Rücktritt vom V. wegen Fuſion zweier Geſellſchaften 18050 
V. einer Gemeinde für ihre Beamten 21019 
Einwand des Prämienverzugs 40331 | 
Einwand falſcher Angabe im Antrag (gelegentliche Ausübung 
einer im allgemeinen verneinten Tätigkeit) 6941 
Vertrag 
Nichtigkeit und Anfechtung ſ. d. 
Rücktritt ſ. d. 
V. zugunſten Dritter 
21019 (Verſicherung der Beamten durch die Gemeinde) 
7177 (Überlaſſung einer Fabrik an einen Erben bei Leb⸗ 
zeiten des Erblaſſers mit der Verpflichtung zur Ab⸗ 
findung der Miterben) 
Vertragsſchluß 
Antrag 
76 10 (durch öffentliche Ankündigung) 
488° Zugehen des Antrags unter Anweſenden) 
4887 (Widerruf telephoniſchen Antrages — iſt das ein 
Antrag unter Anweſenden ?) 
Annahme (Rechtzeitigkeit, Nachſendung des Antrages durch 
die Poſt an den verreiſten Empfänger) 111“ 
Vorbehalt des Beitritts Dritter 82% 
Vertragsſtrafe 
Verluſt des Anſpruchs auf V. mangels Vorbehalt 1361 4275 
Anwendung alten Rechts für die unter e desſelben 
vereinbarte V. 485° 
Erſchwerung der Kündigung durch V. 688 1⁰ 
Vertretung 
V. einer Landgemeinde 44655 
V. einer Genoſſenſchaft 697 %8 


ohne Be⸗ 


Kollektivvertretung (nachträglicher Beitritt des Mitvertreters 
zu dem ohne ihn unwirkſam abgeſchloſſenen Vertrag) 
527° 

Verwaltungsbehörde 

Verbot eines Gewerbebetriebes durch die V. S 51 Gewd.) 

211 44025 
Verzeihung |. Eheſcheidung 
Verzicht |. a. Gewährleiſtung, Verjährung, Wechſel 

Wirkung des V. zugunſten des Akzeptanten im Verhältnis 
zum Ausſteller 119% 

Stillſchweigender V. (unterlaſſener Vorbehalt der Vertrags⸗ 
ſtrafe) 1361 4275 

Verzug 

Leiſtungsverzug (Angebot vertragswidriger Ware) 1710 

Annahmeverzug 2398 6407 Nr. 1 

Spezifikationsverzug 49215 

Heilung des V. 133 

Verzugsſchaden 3389 

Vollmacht |. Vertretung, Prozeßhandlung 
Vollſtreckbarkeit 

Reviſion gegen die Vollſtreckbarkeitserklärung 50223 

Feſtſetzung des Honorars für den abgelöſten Konkurs⸗ 
verwalter 54032 

Vollſtreckungsgegenklage 

Erweiterung des urſprünglichen Klagegrundes 532 
Vollſtreckungsurteil 

V. wegen der Koſten eines Schiedsſpruchs 25 20 

V. zu einem ausländiſchen Urteil (Gegenſeitigkeit) 873° 
Vorbehalt 
Geheimer V. bei der Verzeihung 
grundes 37012 
V. der Zuſtimmung eines Dritten beim Vertragsſchluß 
82% 
V. der Vertragsſtrafe 13612 4975 
Vorkaufsrecht 

Einräumung des V. an einem Grundftüd (Form) 2305 
Vormerkung 

V. wegen Anfechtungsanſprüchen 43212 
Vormundſchaftsgericht |. a. Genehmigung 

Fürſorge des V. ohne Beſtellung eines Pflegers; Erklärung 
der Genehmigung des V. 82% 

Wandlung |. Gewährleiſtung 
Warenzeichen 
Herkunftsbezeichnung 31“ 
Verwechſelungsgefahr 3250 21425 5064 
Unterlaſſungsklage (Beweislaſt für Fortdauer der Störungs⸗ 
gefahr) 214 
Gleichartigkeit der Warengattungen 325 14 
Anbringung der abgekürzten Firma 409 
Landesgeſetzlicher Zeichenſchutz 50439 
Zuſtändigkeit des Patentamts, Feſtſtellungsklage 54320 
Schutz des Ausländers 701 74211 
Freizeichen 702330 
Waſſerrecht 

Nachteilige Grundwaſſerſtandsänderung 12028 12556 
Waſſerhaltungsaulage 

Zubehör des Bergwerks oder des Grundſtücks? 523 


eines Eheſcheidungs⸗ 


| 


ö 
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Wechſel 
Wechſelerklärung 
404 (Bleiſtiftbemerkungen) 
538 (Auslegung) 
Legitimation (unleſerliche Erklärung hinter dem Blankogiro) 
538% 
Proteft 
439% (Rechtsſtreitigkeit) 
539 0 (Notwendigkeit) 
Untergang des Wechſelrechts 
119% (Verzicht lediglich zugunſten des Akzeptanten) 
403% (Bedingte Zahlung) 
Pfändung 69015 
Werk f 
Schädliche Wirkung eines W. (§8 836 BGB.) 37010 
Werkvertrag 
Kurze Verjährung (Eiſenbahnbeförderung, Ratserteilung) 
50235 
Wertpapier 
Verantwortlichkeit des verkaufenden Bankiers 5025 
Emiſſionsbonifikation des Einkaufskommiſſionärs 11885 
Wettbewerb, unlauterer 
Materielles Recht 
Verkaufsankündigung zu Fabrikpreiſen 58 
Unverkäufliche Schaufenſterauslagen 507“ 
Wettbewerbszweck der Handlung 237“ 7152 
Schutz der Ausländer 237% 
Prozeſſuale Behandlung 
Klage aus SS 823, 826 BGB. auf Unterlaſſung un⸗ 
günſtiger Urteile, die dem Wettbewerbsgeſetze nicht unter⸗ 
liegen 2019 
Streitwert des Veröffentlichungsanſpruchs 113 10 
Abwehr der Bezichtigung unl. W. durch Klage, wegen 
Gewerbsſtörung 17415 
Zurückweiſung eines Beweisantrags wegen Unbeſtimmt⸗ 
heit (über eine in Händlerkreiſen herrſchende Übung) 
542 34 
Klage wegen Handlungen, die dem Eintrage der klagenden 
Firma zeitlich vorausliegen 409 58 
Klage auf Löſchung einer mißbrauchten Firma 410 
Klage auf Unterlaſſung noch gar nicht begangener Hand⸗ 
lungen 701 
Einſtweilige Verfügung 1 vollſtreckbarem Urteil 
744 12 
Wettbewerbsverbot 
Fortzahlung des Gehalts muß bei der Kündigung angeboten 
werden 2948 
Analoge Anwendung des HGB. auf Arbeiterverträge 30“ 
Wette 
Begriff der W.; Inhalt und Verſchiedenheit der beiderſeitigen 
Wettnachteile 53010 
Widerkla ge 
Eventualwiderklage 
15038 (Eheſcheidung) 
1508 (Umwandlung in unbedingte W.) 
Teilurteil über die W. 86 50 
Widerſpruchsklage ſ. Zwangs vollſtreckung 


Wiedereinſetzung 
Zuſtellung des Eheſcheidungsurteils während Auslandsreiſe 
des Ehegatten 25°? 
Rechtzeitigkeit des Armenrechtsgeſuchs 1151 
MWiederfauf 
Rechte des Käufers fr. 59 
Wildſchaden 
Unterlaſſene Abwehr 367“ 
Willenserklärung 
Zugehen der W. 317 715 
Wohuſitz |. Gerichtsſtand, Eheleute 
Wucher 
Notlage 75° 
Unerfahrenheit 1347 
W. in der Erfüllung 366° 
Einwand des W. gegen rechtskräftige Urteile 682“ 
Zahlung 
Bedingte 3. der Wechſelſchuld 40352 
Zahlungsunfähigkeit 
Zahlungsſtockung 30“ 
Zeugen und Sachverſtändige 
Ausſageweigerung 
2838 (Entbindung des Notars der bankrotten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft von der Verſchwiegenheitspflicht — Befugnis des 
Konkursverwalters) 
34419 (Gewerbsgeheimnis — Inhalt der Verlagsverträge) 
Beeidigung (unterbliebene Beurkundung) 23314 
Gebühren ſiſtierter Glaubhaftmachungszeugen 178% 
Zeugen 
Benennung des Ehemannes durch die in ſeinem „Beiſtande“ 
klagende Ehefrau 208 13 
Auflage der Geſtellung ausländiſcher Zeugen 287 
Sach verſtändige 
Ablehnung ſ. d. 
Ablehnung ſachverſtändiger Zeugen 283° 11617 
Wert und Erſtattungsfähigkeit der Privatgutachten 
53786 
Zeugnis 
Schadenerſatz wegen Ausstattung eines wahrheitswidrigen 
Dienſtzeugniſſes 369 
Zinſen 
Zinſenklage (Unterbrechung der Verjährung für die Haupt⸗ 
ſchuld) 7175 
Zubehör 
Verkauf des Z. während der Zwangsverſteigerung 17517 
Pfändung des Z. (Schaden) 494 
Z. der abgetretenen Forderung (Gewährleiſtung) 3387 
Z. eines Fabrikgrundſtücks (Maſchinen) 387 
Z. eines Kohlenabbaurechts (Waſſerhaltungsanlage) 523? 
Zubuße 
Einſtellung der Z. bei Empfangsverzug des Kupinhabers 
239 28 
Zugeſtändnis 
Erklärung des Nichtbeſtreitens 25 81 
Auslegung des Z. in der Reviſionsinſtanz 2531 682° 
Außergerichtliches Z. (Urkunde) 28% 
3. der Notlage (Tatſache oder Rechtsbegriff) 75° 
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3. der klagbegründenden Tatſache 
344.17 
Zurückhaltung 
Z. eines Teils 49115 
Zurücknahme ſ. Klage, Berufung uſw. 
Zuſicherung ſ. Gewährleiſtung 
Zuſtellung 
3. durch Aufgabe zur Poſt (Aufnahme des Rechtsſtreits 
gegen einen Ausländer) 178 
Offentliche Z. (Beweis der Unbekanntſchaft des Aufenthalts) 84 
Unrichtigkeit der Abſchrift 726 50 
Verluſt der Zuſtellungsurkunde 37316 
8. von Amts wegen in Eheſachen 23417 
Zwangserziehung |. Fürſorge 
Zwangs- und Banurecht 
Apotheke (unvordenkliche Verjährung) 218 
Bierbezugsrecht 573° 
Zwangsvergleich 
Bevorzugung einzelner 6952 
Zwangsverwaltung und ⸗Verſteigerung 
Unwirkſamkeit der Mietzinspfändung 898 
Verkauf von Zubehörſtücken während der Z. 17517 
Unmöglichkeit der Rückgabe des Pachtinventars wegen deſſen 
Mitverſteigerung 4875 
Mindeſtgebot (Abergehung einer Hypothek) 9347 
Bieterkomplott (Verſtoß gegen die guten Sitten) 167“ 37521 
682 


im Urkundenprozeß 


Zuſchlag 216 
Zerlegung des einheitlichen Meiſtgebots für zwei verſchieden 
belaſtete Grundſtücksteile 319° 


Verteilung 
29118 (Behandlung einer unbelegten Grundſchuld und 
Sicherungshypothek als Eigentümerhypothek — Wirkung 
der Vorrangseinräumung) 
3411 (Zinſen einer Eigentümerbypotbel) 
Zwangsvollſtreckung 
Zw. wegen Beſeitigung von Immiſſionen 1805 
Zw. wegen Rechnungslegung 23519 
Zw. der Maſſegläubiger in die unzulängliche Konkursmaſſe 
54052 
Zwangshypothek (Nachpfändung wegen des für ſich 300 M. 
nicht erreichenden Koſtenanhangs) 739. 
Pfändung 
168° (Pfändung einer Sache, an der der Schuldner erft 
ſpäter, nach Konkursausbruch, Eigentum erwirbt) 
23418 (verſteckte Anbringung der Siegelmarken) 
3208 (Schadenerſatzpflicht des Drittſchuldners nach 
5 840 380.) 
69015 (Pfändung eines Wechſels) 
731 (Pfändung einer Sicherungshypothel) 
Widerſpruchsklage f 
8939 (Einwand, daß der widerſprechende Eigentümer für die 
Schuld ſelbſt haftet) 
730 28 (Verurteilung zur „Freigabe“ 
Schadenerſatzanſpruch wegen unbefugter Zwangsvollſtreckung 
6834 (Arreſt) 
49450 (Pfändung von Zubehör) 
Zweigniederlaſſung 
Eintrag einer Hypothek auf die Z. einer Aktiengeſellſchaft 721 13 
Zwiſchenurteil f. Urteil 


B. Geſetzesregiſter. 


Erfier Teil. Aeichsrecht. 
I. Reichsjnſtizgeſetze. 

1. Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
§ 13: 727 11721 190 43819 646 15 
88 62 64: 501% 
8 70 Abſ. 2: 3459 
8 121: 50152 
8 137: 904 
8 172 Abſ. 1: 5328 

2. Zivilprozeßordnung (neue Faſſung ſiehe am Schluß 

unter „Zivilprozeßnovelle“). 

8 3: 247 28 1130 206 1 23318 
8 4: 1139 34214 37918 7394 
§ 4 Abſ. 1: 11411 
§ 16: 53316 
8 17: 25˙ 206 72310 
§ 22: 20612 72316 
8 29: 147% 293% 72417 
8 32: 293˙ 317° 34215 
88 36 37: 148° 
8 38: 72316 
8 50: 18435 2068 3151 
§ 52: 20518 34316 
8 56 Abſ. 9: 735 


8 57: 53214 

88 59 ff.: 11418 

8 61: 726° 

8 62: 491 2931 53317 726%0 

8 63: 29321 

8 64: 53418 

8 66: 72518 

85 66 67 69 71 72 ff.: 64311 

§ 74: 716“ 

8 80: 22138 

8 81: 221% 

§ 85: 11418 2048 

S 87 Abſ. 1: 293% 

§ 91: 50% 20814 37914 49625 

8 92: 883° 

§ 97: 502 

§ 99 Abſ. 2: 
535 20 

§ 99 Abſ. 3: 400 

S 101: 14938 

8 102: 7261? 

§ 104: 2530 7394 

§ 105: 739“ 

8 109: 37215 


11514 14832 29493 53419 
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8 109 Abſ. 1: 64413 


8 128: 
8 136: 
§ 138: 
§ 139: 


S 142: 


64418 

3260 

251 11418 34417 
543% 

438 80 


8 145 Abi. 3: 737 
8 152: 145 

8 164: 23314 

58 170: 726% 

8 174: 178 

8 176: 293% 

8 198 Abſ. 2: 150“ 
8 203: 84 

8 207: 37318 

8 214: 293 * 535 ˙ 
8 216: 535% 

g 233: 25 11526 
8 234: 25% 

8 236: 25% 

88 239 ff.: 738? 

8 241: 53317 

8 244: 178% 

8 246: 37317 53317 536 
8 248 Abſ. 1: 3737 
§ 250: 536% 

§ 252: 397 
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8 253 Abſ. 2 Nr. 2: 15056 34346 7395 


8 254: 84 7395 


8 256: 88 1431 1517 398% 497 536 


6407 
88 257— 259: 687° 
8 258: 143 ˙ 152% 
8 263: 150 
8 265 Abſ. 2 Satz 1: 27 236 
8 267: 37318 
8 268: 265 20815 7271 7295 
8 268 Nr. 3: 7397 
8 271: 6431 72518 
8 285: 23314 
§ 286: 26% 31“ 1673 199 1 498% 
§ 287: 172 5287 
8 288: 25˙ 278 11418 
88 298— 300: 34417 
8 299: 438 
8 301: 50“ 8530 861 5375 
8 302: 7371 
8 303: 50% 438 


§ 304: 273° 178“ 2015 2294 28711 34418 


3981 41040 72898 88 7371 
8 307: 29425 
8 311: 115 
8 313: 87 23315 3197 
8 313 Ziff. 4: 3741 
8 315: 11516 
8 319: 216 729% 
8 322: 15645 43821 49928 


8 323 Abf. 2: 1135 142 15238 2834 49310 
8 325—327: 58 2365 


8 328: 8738 
8 363: 28 
8 364: 285 
8 373: 43825 


§ 383 Nr. 5: 283 
§ 384 Nr. 3: 34419 


S 404: 
S 406: 
§ 414: 
S 426: 
8 445: 
S 460: 
8 462: 
S 464: 
S 471: 
S 475: 
8 521: 
S 523: 
8 529: 
§ 532: 
§ 536: 


53726 

283° 11617 2091 

280 40 

2395 3° 

179 

85 0 639! 

85% 

129% 

88:5 729% 

264 11618 15339 5253 
888 729% 

11418 

2633 20815 7271 72988 
9531 

49938 


§ 538 Abſ. 3: 27 8488 179 215%6 398 ˙ 


§ 565: 


737 ¹ 
1151 


438251 
1130 11411 2331 34420 34521 39928 


500 20 535 


345 535 
2096 729“ 
: 8733 887 11619 21930 221 37419 


39924 500 31 


: 11510 399% 500° 
: 37419 


Nr. 7: 5125 501“ 


3365 399 286 
219 3741 7131 


397 20 


8 565 Abſ. 1: 87% 
8 565 Abſ. 2: 153% 
8 565 Abſ. 3: 39720 39821 


§ 567: 
§ 568: 
§ 569: 


2958, 401 2 726 1 
148% 295 28 726 10 
522 


8 574 Abſ. 2: 537% 
8 580 Ziff. 7b: 154 23415 


§ 581: 
§ 588: 
§ 592: 
8 614: 
S 615: 
§ 616: 
§ 617: 


93416 
4980 

344 17 

504 15442 

150°5 15442 397 

50% 14525 15038 15412 375 50 
1143 


8 620 Abſ. 1: 52 


8 622: 
8 625: 


1661 
23417 


26 


8 321 


Zivilſachen 


: 18131 


89 323—25: 17115 


9 323: 


38894878 7189 


9 325: 17215 


8 326: 171 13611 17218 3380 49916 


8 328, 
8 341 


6407 6865 
330: 7177 
Abſ. 3: 137 4975 4852 


8 346: 137. 
9 348: 13714 


5 349: 
$ 350: 
8 351: 
8 372: 
5 383: 
8 398: 
8 401: 
5 405: 
$ 407: 
5 409: 
8 412: 
§ 414: 
S 415: 
8 421: 
5 423: 
5 426: 


1813 

336 3 

1818 

239 26 

53828 

1188 

3387 4286 
137 13 

18843 6418 
6418 

18843 

45 11 

642 

344 4511 4297 
11924 

119% 4297 4863 


9 433 Abf. 2: 7816 239 26 


§ 434: 
8 436: 
§ 440: 
8 443: 
5 446: 
5 452: 
5 454: 
5 459: 


220 31 

22031 

171% 

2823 

2307 3886 

5254 

18 18 

120 2307 3398 3663 4251 5254 
6393 


88 459493: 3897 


9 460; 
5 462: 
S 463: 
5 464: 
§ 465: 
5 467: 
S 468: 


1915 2307 

2307 2859 5309 

19156 2823 2850 6395 
19 15 

1813 

1818 1358 13714 
530 


8 472 Abſ. 1: 5775 6856 


§ 476: 
§ 477: 
S 478: 
8 479: 
§ 480: 


7916 

7917 2002 3662 525 
4612 2859 

285° 

1710 2859 4888 49216 


8 481: 2859 


88 483, 


485, 487, 490, 492; 2859 


8 504: 2305 
8 516: 28610 
88 526 527: 28610 
88 536—538: 4714 
8 538: 4618 


5 542: 
§ 545: 
§ 559: 
9 566: 
8 571: 
8 572: 


9 581 


§ 607: 
§ 610: 
§ 611: 
8 627: 
§ 631: 


8 637: 
§ 638: 


S 651: 


9 652: 
S 653: 


718° 

4714 3687 
1916 

423 6879 
4875 

8018 4875 
589: 4875 
13815 318. 
18131 
13810 337. 
2017 759 
2018 3374 4841 
1358 

4841 50235 
135 8 

737 3399 
13817 


88 662 ff.: 435 


8 667: 
5 671: 
§ 674: 
§ 676: 
§ 705: 
§ 706: 
5 717: 
§ 718: 
8 719: 
5 723: 


43° 

6823 

4887 

13816 

737 3151 7190 
737 

205 

737 71910 

2059 4308 
68810 


8 738 Abſ. 3: 2318 


5 762: 
§ 765: 
S 766: 


530 10 

4511 72011 
4511 4716 7152 
Satz 1: 3363 


8 773 Ziff. 4: 1172 
$ 774 486° Abſ. 1: 7131 


5 776: 
§ 779: 
5 781: 
5 782: 
§ 795: 
§ 812: 


486 

689 11 

13815 186 8 389 8 
186 5° 720 12 

139 18 

73° 80% 1724 689 11 


8 812 flg.: 3898 
8 812—817: 3910 


§ 814: 
8 817: 
5 818: 
§ 819: 
8 821: 
S 823: 


736 

17619 

2801 

3919 

73 

169 201 20 448 459 4618 
80°° 1113 1137 1350 14015 


17418 1991 2016 214% 
28711 34215 367 6 3687 
430° 431160 486 49112 


49318 5288 690 12 


3 823 Abſ. 2: 81% 142 340 10 


8 824: 1401 141% 174 16 


9 825: 28813 


48 16 | 
141% 

2849 

3690 
492 u 


34216 7152 


8 826: 


Zivilſachen 


1915 2019 42% 1113 14019 1410 
23728 34215 3698 390 3919 
43110 683“ 465° 74311 


8 828 Abſ. 2: 158 481 53111 


8 831: 
& 832: 
§ 833: 


20 20 4818 28918 34011 4864 

212¹ 

143* 17410 202° 28918 3178 
318° 39210 11 43218 5287 53118 
69018 14 


88 833— 38; 7343 


§ 834: 
& 835: 
§ 836: 
§ 839: 
8 840: 


202° 39311 5287 

3173 

2015 37010 387° 

13918 345 21 

28918 3173 3341 4397 69014 


8 840 Abſ. 3: 734 


S 842: 
§ 843: 
§ 844: 
S 846: 
§ 847: 
§ 852: 
§ 853: 
§ 855: 
S 858: 
8 862: 
8 867: 
§ 873: 
§ 875: 


34118 

2834 34112 37011 49319 
1438 144M 15233 2834 2848 
2848 

28818 

4841 

29014 

341 12 

49420 

715? 

426 * 

71° 21018 29015 29219 
71? 


8 881 Abſ. 1: 21625 


§ 883: 
8 891: 
8 892: 
§ 894: 
§ 902: 
§ 905: 


280! 
3984 
83118 
71? 
290° 
145 


8 905 Satz 2: 145 


§ 906: 
8 925: 


495 21 
29016 4914 


§ 932—36: 6915 
8 956 Abſ. 1: 2801 


88 990, 
§ 1004: 
S 1017: 
§ 1018: 
§ 1019: 
S 1036: 
§ 1051: 
§ 1067: 
§ 1090: 
§ 1091: 
8 1108: 
§ 1113: 
8 1115: 


§ 1119: 


§ 1120: 
& 1121: 


992: 4940 
17418 715? 
412 
39315 
2801 39312 41248 69219 
2801 
23210 
233210 
69218 
2801 
216*° 
3906 
721¹⁸ 
29117 739“ 
487° 
17517 


* 


8 1122 Abſ. 2: 47517 

8 1138: 318. 

8 1145: 81% 

g 1154: 81 | 

8 1163: 81 29118 4341 
8 1168: 29118 

8 1177: 81% 

8 1180: 29210 

8 1184: 4344 

8 1190: 29117 43414 

8 1195: 13918 

8 1197 Abſ. 2: 34115 

8 1205: 4819 29016 

8 1207: 29015 

8 1235, 1244: 69116 

8 1250: 428. 

88 1273: 478% 69116 

8 1274: 81 691 

8 1280: 3880 

8 1293: 69116 

8 1295: 69115 

8 1297: 2222 

8 1298: 222 28815 

88 1298—1301: 6385 

8 1300: 222 28815 

8 13041308: 6382 

8 1333: 17518 299 80 53210 
8 1336, 1337: 6383 

8 1338: 145% 

8 1343: 299 50 

8 1344: 49% 

8 1348: 2241 

8 1353: 72214 

8 1354: 43610 

8 1356: 43110 43518 43615 
8 1357: 135 43516 43610 
8 1360: 2037 43515 6821 
8 1361: 1799 2037 

8 1363: 24 

8 1366: 2225 

8 1373: 2225 

Sg 1375—77: 391° 

88 1376, 1377, 1379 ff.: 2228 
8 1380: 2325 

§ 1388: 299 v0 

8 1391: 23210 

8 1400 Abſ. 2: 8128 20818 34310 
8 1420, 1425: 2271 

8 1435: 43610 

8 1443: 176 1 20 219 80 

8 1450: 176 20 

8 1456: 1761 

8 1563: 496% 

88 1565—68: 411 39514 
8 1567: 23211 39318 


27 


§ 1568: 2324 2425 2048 37112 39318 39516 


496% 69317 18 72315 
4 * 


28 


8 1569: 39516 17 

8 1570: 1132 1453 3711 
8 1571: 495% 

8 1573: 39318 3951 


§ 1574: 8530 204° 23211 496 


8 1574: Abſ. 3: 154% 
8 1577: 15055 

8 1581: 1435 

8 1611: 2037 

8 1614: 43516 

8 16 Abf. 1: 6821 

8 1631: 29250 

8 1635: 4371 

88 1665—67: 17621 
8 1669: 82% 

8 1821 Nr. 1, 3: 8225 
8 1828: 82% 

8 1909: 176% 

8 1913: 6941 

§ 1922: 2271 23318 43718 
8 1923: 2271 

8 1924 Abſ. 2: 39618 
8 1938: 39618 

88 1942, 1946: 233 18 
§ 1953: 23312 39618 
8 1960: 23312 

8 1967: 205° 

8 1973: 53216 

8 1975: 8326 

8 2017: 205° 

88 2022, 2023: 43718 
8 2033: 2059 

8 2039: 146% 

88 2042— 2056: 489° 
8 2058 —63: 205° 

8 2101: 69419 

88 2113, 2114: 54031 
8 2115: 69410 

88 2136, 2137: 54031 
8 2178: 6941 

88 2203—05: 489° 

8 2205: 9448 

§ 2206: 944 

8 2208: 489° 

8 2224 Abſ. 1: 4899 
8 2231 Nr. 2: 39710 
8 2239: 2426 

8 2241: 2426 

8 2242: 541° 

8 2249: 2426 

§ 2269: 206 10 54638 
§ 2275 Abſ. 2, 3: 6382 


88 2276, 2277, 2279, 2290: 


8 2303: 29618 
8 2306 Abſ. 2: 1467 
8 2325: 397 
8 2325 Nr. 2: 31710 


6382 


Zivilſachen 


8 2344: 39618 
8 2346: 39618 
8 2347: 638° 
8 2349: 39618 
8 2351: 638 
88 2361, 2362, 2365 flg.: 642 20 
8 2370: 2271 
8 2371: 721 2055 
8 2385: 205° 721 
2. Einfüh rungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 3: 3341 
7: 7131 
11, 14 Abſ. 1: 7131 
2 23: 23726 
„ 30: 320° 
232: 2376 
„34 Nr. IV: 13918 
.e 42: 212° 
„ 52, 53: 5231 
„ 55: 701 12555 
65: 374 
„ 67: 3741 52312 
„ 76: 228° 
s 77: 3341 
- 109: 701 125°5 1311 
169: 1101 3352 4841 50235 
170: 1322 3861 4852 486° 
173: 30155 
177: 682 
181 Abſ. 1: 301% 
189: 71? 
190: 6821 
192 ff.: 5231 
199: 6371 
200: 1323 3013? 
201: 401 
202: 110? 
213 ff.: 121 132 30138 
214, 215, 216, 217: 12%, 
3. Handelsgeſetzbuch (neue Faſſung, ſoweit nicht das 
Gegenteil bemerkt iſt). 
8 17: 158% a. F. 
8 18: 410% 
8 25 Abſ. 3: 56% 320° 687° 
8 29: 147 20 
0: 410 
O: 235 80 
6: 502% 
7: 759 5023“ 
0: 7417 
3: 369° 
4: 2948 
5 
5 
4: 
1 
4 


* * * * * * * 


* 1 N 


* 


: 2915 
23521 
147% 


2 a. F.: 
2: ee 


m UN DM UM NM UM UN UN UN U OR 


| 
| 
| 
| 


§ 176: 11823 

§ 182: 25% 

§ 198: 25 

8 252: 297% 

§ 262 ff.: 345% 

§ 274 Abſ. 2: 56 
8 278 279: 18131 

§ 344 Abſ. 2: 56% 
§ 347: 158% a. F. 
§ 355: 53785 

§ 363 Abſ. 2: 158% 
8 372: 1185 

§ 373: 53828 6407 
§ 374: 640% 

§ 377: 2710 30% 64616 
§ 434 bis 38: 14730 
§ 435: 17214 

8 454: 147 338 
§ 470: 426“ 

§ 499 a. F.: 21018 
§ 530: 21018 

§ 662 Abſ. 1: 54% 
§ 735 Abf. 2: 69450 
§ 873: 21018 

§ 877 a. F.: 21016 


4. Wechſelordnung. 
Art. 4 Nr. 8: 40453 
„12: 5382 
„236: 538 
= 81: 119% 
= 82: 119% 53930 
= 88: 439% 


III. Einzelne Geſetze und Verordnungen. 


Gewerbeordnung. 
9 1: 17415 
§ 10: 56385 
8 26: 50355 
8 33: 7428 
8 51: 211 44025 
§ 52: 440% 
§ 122: 75° 
8 133a: 3048 
8 147 Ziff. 3: 18740 7498 


Zivilſachen 


1871. 


1873. 


29 


7. Juni. Haftpflichtgeſetz. 
§ 1: 57°° 112° 11925 15952 1708 3173 
32110 405% 4297 4987 50497 
69655 
8 2: 297% 
8 3; 2122 
8 3a: 4978 64717 
31. März. Reichsbeamtengeſetz. 
8 23 Abſ. 1: 1833 
8 32: 1833 
8 42 Nr. 4: 18352 


30. November. Markenſchutzgeſetz. 


8 9 (8 3): 504% 


9. Januar. Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 


der bildenden Künſte. 
8 8: 50540 
11. Januar. Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſter 
und Modellen. 
8 1: 441% 


. 21. Juli. 


1898. 17. Mai. Anfechtungsgeſetz 


1879. 


1884. 


1886. 


1870. 13. Mai. Geſetz über die Beſeitigung der Doppel⸗ 


beſteuerung: 5048 

1871. 15. Mai. Strafgeſetzbuch. 
8 145: 139 
8 163 Abſ. 1: 81 
S 172: 863° 
8 186: 141 715% 
58 187, 193: 141 
8 286: 408°° 
8 802e: 366° 
5 366 Nr. 2: 142° 
§ 367 Ziff. 12: 491“ 7453 


81: 442˙²⁸ 
8 3 Ziff. 1 u. 4: 4499” 
8 7: 5758 18425 
28. September. Kaiſerliche Verordnung. 
8 1: 5758 
8 2: 180% 


. 7/21. März. Grundſätze des Bundesrates für die Be: 


ſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen mit 
Militäranwärtern. 
8 22 Abſ. 4: 647 18 
6. Juli. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
8 12: 7241 
8 59 Abſ. 2: 497% 
88 95—97: 2972 
88 96, 97: 1848 
8 98: 297 49720 
13. März. Unfallfürſorgegeſetz. 
§ 1 Abſ. 1 Nr. 1: 443% 
8 1 Abſ. 4: 443 25 
15. März. Geſetz betr. die Fürſorge der Beamten und 
Perſonen des Soldatenſtandes. 
88 8, 9, 10 Abſ. 2 u. 3: 297% 
§ 12: 696“ 


. 11. Juli. Bauunfallverſicherungsgeſetz. 


88 37, 45: 49726 


. 1. Mai. Reichsgeſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 


genoſſenſchaften. 

8 2: 6976 

8 15: 92% 406856 

8 25: 697% 

88 26, 27: 40655 

8 26 Abſ. 1: 697% 
8 32 Abſ. 2: 697% 
8 51: 40625 

8 73: 92 

88 105 ff., 114: 30 


30 


1889. 


13. Juli. 


1899. 


1891. 


25. Mai. 


20. Mai. 


1892. 


1894. 


1900. 14. Juni 


1894. 


1896. 


Zivilſachen 


22. Juni Invaliditäts- und Altersverſicherung. 

88 32, 108: 300% 

8 109: 32215 

88 112ff.: 300 1 32218 

88 131, 137, 143, 146: 213 32215 
7. April. Patentgeſetz. 

8 2: 742 

8 3 Abſ. 1: 74310 

8 10 Ziff. 2: 743 10 

88 29, 30, 33: 5830 11926 


1. Juli. Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern. 


8 4: 214% 
8 9: 214 
8 13: 23725 


24. Dezember. Geſetz des Bundesrates ſ. a. 1899 13. Juli. 


8 4 Abſ. 1: 32218 
16. Mai. Geſetz über Abzahlungsgeſchäfte: 182 
10. April. Krankenverſicherungsgeſetz. 

8 45: 699 20 
20. April. Geſetz betr. die Geſellſchaft m. b. H. 


8 5 Abſ. 4: 21428, 700 27 
8 10: 214 
8 11: 31 
8 15: 924 
g 19: 92 
8 19 Abf. 3: 7009 
8 21: 44380 
8 51: 20618 443 50 
88 66, 69, 77: 18435 
5. Juli. Reichsgeſetz betr. die Betriebsordnung für die 
Haupteiſenbahnen Deutſchlands. 
8 59: 924 
5. Juli. Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutſchlands. 
8 12: 2294 


27. April. Reichsſtempelgeſetz. 


Tarifnummer la: 703% 8 7 Abſ. 3: 1884 
§ 11 Abſ. 3, Tarifnummer 4a: 18537 
Tarifſtelle 5: 40836 

12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 5: 32514 54336 
§ 6: 543386 
8 9: 325 Abſ. 1 Ziff. 3: 310 
§ 12: 32 32514 54316 701% 70239 
8 13: 40937 701% 
8 14: 2152 701% 
8 15: 701 70230 7431 
§ 20: 3250 21525 40937 50641 70230 
8 23: 237% 74311 
8 24: 50439 

27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 

40933 507 5423“ 

14418 


Sl: 
8 3: 
8 6: 237% 542“ 715? 


1896. 


1899. 


1900. 


1901. 18. Juni. 


8 8: 701% 
§ 8 Abſ. 2: 410% 
8 16: 2375 
8 151: 410% 
22. Juni. Börſengeſetz. 
8 50 Abſ. 2: 186% 
8 66: 9346 18636 20 
88 71 bis 74: 1182 
13. Juli. 
27. Dezember. Geſetz des Bundesrates. 
8 4 Abſ. 1: 32218 
8 146: 213% 
26. Okt. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
§ 9: 426“ 
S 44 Abſ. 4: 202° 
20. März. Poſtordnung. 
8 33: 1721 
8 39: 111 


21. Mai. Reichsgeſetz betr. die Patentanwälte. 


88 17 19: 187% 
30. Juni 
5. Juli Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 

8 1 Ziff. 3: 297 20 

8 72 Abſ. 2: 497 20 

8 98: 1884 

8 119: 1884 

85 135— 139: 15952 297% 

8 140: 1884 2972 49726 

8 145: 15958 

8 151: 15952 1884 
Reichsfürſorgegeſetz. 
Sg 10 11 12 Abſ. 1 und 2: 297 
8 14: 696% 


Zweiter Teil. Preußiſches Recht. 
1. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 


Teil Titel 

I 11 8 1: 32615 

11 8 3—11: 509“ 

§ 8: 637 

8 6: 6371 

85 7ff.: 32213 
ss 12 ff.: 32213 

8 13: 32218 

§ 16 ff.: 3228 

88 18—20: 213% 
8 20: 213% 32218 
8 21: 213% 39213 
8 21: 11885 

8 22: 1182 

85 30 ff.: 32212 

8 31: 1311 

§ 37: 218% 

§§ 65 ff.: 32218 

§ 84: 1182 

§ 85: 118% 


N * N * * * 


* * ** 1 


* N 
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Invalidenverſicherungs⸗Geſetz ſ. a. 


1891. 


§ 176: 11835 

8 182: 25% 

§ 198: 25 

5 252: 297 

8 262 ff.: 345% 

§ 274 Abſ. 2: 56 
8 278 279: 181 

§ 344 Abſ. 2: 56 
S 347: 1589 a. F. 
§ 355: 5378 

8 363 Abſ. 2: 15850 
8 372: 118% 

§ 373: 5388 6407 
§ 374: 640% 

8 377: 2710 304 64616 
§ 434 bis 38: 147 50 
8 435: 1724 

§ 454: 147 338° 
8 470: 426“ 

8 499 a. F.: 2101s 
§ 530: 21018 

§ 662 Abſ. 1: 54 
§ 735 Abſ. 2: 69420 
§ 873: 21015 

§ 877 a. F.: 21018 


4. Wechſelordnung. 
Art. 4 Nr. 8: 40452 
12: 5382˙ 
36: 5382 
81: 119% 
82: 119% 53930 
88: 439% 


III. Einzelne Seſetze und Verordnungen. 


Gewerbeordnung. 
9 1: 17416 
§ 10: 566 
8 26: 5036 
8 33: 7428 
8 51: 211 44025 
§ 52: 440 
§ 122: 75° 
§ 133a: 30 
8 147 Ziff. 3: 18740 7428 


Zivilſachen 


1871. 


1873. 


29 


7. Juni. Haftpflichtgeſetz. 
81: 57°° 112° 11925 15962 1708 3173 
32110 40534 4297 4989 50437 
696 7? 
§ 2: 297% 
8 3: 212˙¹ 
§ 3a: 49726 64717 
31. März. Reichsbeamtengeſetz. 
8 23 Abſ. 1: 18322 
8 32: 1835 
§ 42 Nr. 4: 18353 


30. November. Markenſchutzgeſetz. 


8 9 6 3): 50455 


9. Januar. Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 


der bildenden Künſte. 
§ 8: 50540 
11. Januar. Geſetz betr. das Urheberrecht an Mufter 
und Modellen. 
81: 44120 


21. Juli. 


1898. 17. Mal Anfechtungsgeſetz. 


1879. 


1882. 


1884. 


1886. 


1870. 13. Mai. Geſetz über die Beſeitigung der Doppel⸗ 


beſteuerung: 50438 

1871. 15. Mai. Strafgeſetzbuch. 
9 145: 139“ 
8 163 Abſ. 1: 81% 
9 172: 8639 
8 186: 141 715 
89 187, 193: 141% 
5 286: 408% 
5 802e: 366 
§ 366 Nr. 2: 14221 
§ 367 Ziff. 12: 491 74518 


81: 44228 
§ 3 Ziff. 1 u. 4: 443° 
8 7: 5758 184 25 
28. September. Kaiſerliche Verordnung. 
8 1: 5758 
8 2: 180% 

7./21. März. Grundſätze des Bundesrates für die Be⸗ 
ſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen mit 
Militäranwärtern. 

8 22 Abſ. 4: 64718 
6. Juli. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
8 12: 7241 
8 59 Abſ. 2: 497% 
88 95—97: 297% 
58 96, 97: 1845 
8 98: 29729 497% 
13. März. Unfallfürſorgegeſetz. 
§ 1 Abſ. 1 Nr. 1: 443% 
§ 1 Abſ. 4: 44325 

15. März. Geſetz betr. die Fürſorge der Beamten und 
Perſonen des Soldatenſtandes. 

88 8, 9, 10 Abſ. 2 u. 3: 297% 
8 12: 696% 


. 11. Juli. Bauunfallverſicherungsgeſetz. 


88 37, 45: 497% 


. 1. Mai. Reichsgeſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 


genoſſenſchaften. 

8 2: 69726 

§ 15: 92 406355 

§ 25: 697 

88 26, 27: 40635 

8 26 Abſ. 1: 697 
8 32 Abi. 2: 697 
8 51: 406% 

8 73: 99% 

88 105ff., 114: 307 
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on 13 Sli Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung. 

88 32, 108: 3003 

8 109: 32218 

88 112ff.: 30081 32218 

88 131, 137, 143, 146: 213 32215 
1891. 7. April. Patentgeſetz. 

8 2: 7425 

§ 3 Abſ. 1: 74310 

8 10 Ziff. 2: 74310 

88 29, 30, 33: 5880 11920 


„ 1m. Juli. Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern. 


84: 214% 
8 9: 214 
8 13: 237 


„ 24. Dezember. Geſetz des Bundesrates ſ. a. 1899 13. Juli. 


8 4 Abſ. 1: 32215 


1894. 16. Mai. Geſetz über Abzahlungsgeſchäfte: 181“ 


1892. 10. April. 
1903. 25. Mai. 
8 45: 69926 


Krankenverſicherungsgeſetz. 


1892. 20. April. Geſetz betr. die Geſellſchaft m. b. H. 


1898. 20. Mai. 
§ 5 Abſ. 4: 2149, 7007 
8 10: 214 
8 11: 31 
8 15: 924 
8 19: 92 
§ 19 Abſ. 3: 70097 
8 21: 443 50 
8 51: 206 44330 
88 66, 69, 77: 18455 


1892. 5. Juli. Reichsgeſetz betr. die Betriebsordnung für die 


Haupteiſenbahnen Deutſchlands. 


8 59: 9246 
„ 5. Juli. Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutſchlands. 
8 12: 2294 
1894. 27. April. Reichsſtempelgeſetz. 


1900. 14. Juni 
Tarifnummer la: 7031 8 7 Abſ. 3: 
§ 11 Abſ. 3, Tarifnummer 4a: 1857 
Tarifſtelle 5: 40836 
1894. 12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 5: 32514 54320 
8 6: 54336 
8 9: 325 Abſ. 1 Ziff. 3: 310 
§ 12: 32 32514 54316 70129 70230 
8 13: 40937 701% 
8 14: 21535 701% 
8 15: 701 70230 74311 
§ 20: 3250 21526 40937 50641 70230 
8 23: 23725 74311 
8 24: 504389 
1896. 27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
§ 1: 40938 507“ 5423“ 
8 3: 7441 
8 6: 237% 549% 7152 


Zivilſachen 


8 8: 701% 
§ 8 Abſ. 2: 4108 
8 16: 237% 
8 151: 410% 

1896. 22. Juni. Börſengeſetz. 
8 50 Abſ. 2: 1863 
8 66: 93% 18638 20 
88 71 bis 74: 118 


1899. 13. Juli. Invalidenverſicherungs⸗Geſetz ſ. a. 1891. 


27. Dezember. Geſetz des Bundesrates. 

8 4 Abſ. 1: 32218 

8 146: 213% 

= 26. Okt. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
8 9: 426“ 
§ 44 Abſ. 4: 202° 
1900. 20. März. Poſtordnung. 
8 33: 172 
8 39: 111 


„ 21. Mai. Reichsgeſetz betr. die Patentanwälte. 


88 17 19: 187 

2 Jill Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
8 1 Ziff. 3: 297 5 
8 72 Abſ. 2: 49720 
8 98: 188 0 
8 119: 1884 
88 135— 139: 159 52 297% 
8 140: 1884 2972 497 26 
& 145: 15953 
8 151: 15992 1884 

1901. 18. Juni. Reichsfürſorgegeſetz. 

88 10 11 12 Abſ. 1 und 2: 2972 
8 14: 696% 


Zweiter Teil. Preußiſches Aecht. 
1. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 


Teil Titel 
I 11 81: 32616 
11 8 3—11: 50946 
8 5: 6371 
8 6: 6371 
88 7ff.: 32215 
88. 12 ff. 32219 
8 13: 39218 
8 16 ff.: 32218 
88 18—20: 213% 
8 20: 213 32218 
8 21: 2132 322 
8 21: 118% 
8 22: 118% 
88 30 ff.: 32212 
8 31: 1311 
8 37: 218% 
88 65 ff.: 3221 
8 84: 118% 
8 85: 118% 
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: 12028 
: 3687 
13687 
: 3687 
: 3687 
: 486° 
: 486° 


: 486® 

5 88 342—44: 1185 
11 88 363 ff.: 32618 
21 8 365: 3687 

16 § 368: 220° 

16 § 369: 220° 

12 8 374: 54658 

1 8 492—93: 54638 
9 8 55“ ff.: 37318 
9 8 570: 37318 

11 8 996: 228° 

11 8 1015: 228? 

11 8 1040: 191% 


3 8 1: 123% 
19331 
4441 


4 8 21: 
14 8 21: 
4 8 23: 12391 
15 § 38: 44421 
1 8 67: 22% 
78: 12230 
78: 3487 
99: 222 
11 8 110: 180% 
1 8 112: 22% 
1 8 175: 
1 8 184: 


6371 
436 1° 


§ 266: 
8 720: 
§ 584: 
§ 789: 


180%? 
121% 
121 
180% 


I 
5 

5 

s 

5 

2 

11 88 1113 ff.: 1322 
U 

E 

E 

3 

3 

8 

8 


Einlaß z. ALR. 


1793. 


1808. 


1810. 


1814. 


1822. 


8 10: 50031 
8 75: 1311 322 
8 82 91 92: 222 


II. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 


6. Juli. Allgemeine Gerichtsordnung. 
§ 34 Teil II Tit. 2: 32615 
8 43 Ziff. 6 Teil II Tit. 2: 326 16 
8 48 Teil III Tit. 7: 326 16 

26. Dez. Verordnung vom 
88 35, 36: 348% 

27. Okt. Verordnung vom 
88 1, 2: 5001 

9. Sept. Publikationspatent z. ALR. 
8 2: 180% 

7. März. Stempeltarif: 12331 


1869. 


1871. 
1885. 


1872. 


1875. 


1883. 


1887. 


31. März. 


11. Juli. 


. 11. März. 


. 80. Mai. 
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Pr. Verjährungsgeſetz 
8 2 10: 335% 
3. Nov. Pr. Eiſenbahngeſetz 
8 14: 120% 
8 25: 734 
12. Mai. Geſetz⸗Ausführungsanweiſung 
8 52, 53: 211% 
11. Mai. Geſetz über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen 
81: 3221 
8 2—6: 594 
Geſetz vom 
8 45: 32615 
18. Juli. Kabinettsorder vom: 12351 
Geſetz über die Polizeiverwaltung 
§ 3: 123% 
8 6, 15a: 32215 


. 14. April. Preußiſches Strafgeſetzbuch 


8 270: 1674 375% 
Städteordnung 
§ 65 Abſ. 3: 124 


. 24. Juni. Allgemeines Berggeſetz 


88 102, 107: 239 26 
8 130: 2398 
8 148: 12438 44438 5231 
8 150: 12433 21829 44458 
22. Februar. Stein⸗ und Braunkohlenbergbaugeſetz 


§ 8: 523? 
2. März. | 
26: Anz ee 


8 48, 49: 190% 
9. März. Geſetz vom 
8 17: 44750 
Eigentumserwerbsgeſetz 
88 63 ff.: 34115 


5. Mai. 


. 11. Juni. Enteignungsgeſetz 


88 8, 10 Abſ. 1: 3002 
8 57 Abſ. 2: 346% 
2. Juli. Fluchtliniengeſetz 
88 8, 10, 11: 151 
8 13: 151 703% 
13. Juli. Geſetz betr. die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen 
8 150 Abſ. 2: 34118 
30. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung 
88 127, 128: 211% 
8 132: 510% 
1. Auguft. Zuſtändigkeitsgeſetz zum Kommunalbeamten⸗ 
geſetz 
9 20: 124% 
8 20 Abſ. 4: 8420 
8 36 Abſ. 3: 8425 
20. Mai. Verfaſſung des Preußiſchen Juſtizminiſters 
Ziff. 46: 11722 
18. Juni. Beamtenfürſorgegeſetz 
88 1, 8, 9: 29729 347 26 


32 Ziwilſachen 


1891. 19. Mai. 


1895. II. Juli. Erbſchaftsſteuergeſetz Dritter Feil. Andere Candesgeſetze. 
8 W: 131 " . Code civil. 
1891. 3. Juli. Landgemeindeordnung Art. 231: 24*° 
8 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2: 44686 678: 192% 
1893. 14. Juli. Kommunalabgabengeſetz s 1156: 181 
88 24 ff.: 180% 1382: 19535 237 26 
1895. 31. Juli. Stempelſteuergeſetz 1383: 29238 2376 
82: 291% - 1384: 3341 
88 3, 10: 944° 19144 291% 1437: 223% 
8 16: 348 s 1660, 1659, 1673: 59 
8 25 zu d Abſ. 1 u. 2: 445°° Rheiniſches BGB. 
8 26: 34827 Art. 545: 1311 
Tarifſtelle 32: 376 191 32619 4125 
386: 412% 446% aueh, 
„ 58: 191% Badiſches Landrecht. 
s 73: 291 Art. 173, 181 Abſ. 1 u. 2: 301 
s 77: 412% 51048 s 883: 3013? 
. 3 
1895. 15 . Ben ur 
1898. 20. Mai. Binnenſchiffahrtsgeſetz: 444 Bayriſches Landrecht. 
1899. 30. Juli. Kommunalbeamtengeſetz Teil 1 c. VI S 42° do.: 41 
8 7: 84 1869. 29. April. Bayriſche Abergangsvorſchriften zum BGB. 
„16. Sept. Geſetz betr. die Dienſtſtellung des Kreis⸗ und bayriſche Geſetze vom 
arztes und der Bildung von Geſundheitskommiſſionen: Art. 2 Abſ. 1: 315 
447 86 1894. 26. Juni. ; 
1902. 13. November. Bayriſche Verordnung vom 
„ 286. Sept. Ausführungsgeſetz zum BGB. „13. November⸗ 
Art. 8: 319° 89 44, 48: 096° 
= 11: 220° 
u. 
s 37 Nr XI: 5231 1 i 
. 38: 5232 1899. 10. Oktober. Großherzoglich heſſiſche Verordnung vom 
„39 Abſ. 3: 345 . 
45: —— Evangeliſches Kirchenrecht im Großherzog— 
46. 1398 tum Heſſen: 745 
47. 8 1—3: 219 f Weſtfalen. 
s 48. § 1: 219% 1860. 16. April. Weſtfäliſches Güt inſchafts v 
89. 1325 3341 . 16. April. eſtfäliſche ergemeinſchaftsgeſetz vom 
8 7: 219 70 
„89 Abſ. 2: 1311 
s 21. Sept. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit Württemberg. 
Art. 70: 28° Württembergiſche Dienſt-Anweiſung 
s 1. Dez. Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher 8 991: 23418 
8 57: 28418 
1900. 2. 3 N betr. die Fürſorgeerziehung der Minder⸗ Auständiſche Gefehe. 
88 9, 14, 15: 732° 1902. 5. März. Brüſſeler Zuckerkonvention: 510 
1902. 2. Juni. Preußiſches Fürſorgegeſetz 1809. 30. September. Franzöſiſches Dekret. 


81: 241% 88 37, 92: 1809 
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ann 


im XXXIV. Jahrgange * Juriſtiſchen Wochenfäri 


abgebrudten 


Enlſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 


A. Sachregiſter. 


Ablehnung und Ansſchließung 
von Geſchworenen |. Schwurgericht 


Abtreibung 

„Verſchaffen“. Begriff 746“ 

Amtsverſchwiegenheit |. Beſtechung 

Angeklagter 

Gegenüberſtellung mit kommiſſariſch zu vernehmenden 
Zeugen 245° 


Entfernung aus dem Sitzungssaal während der Vernehmung 
vor Zeugen, auch ſchon bei der Vernehmung über Perſonalien 
und Zeugſchaftsentſchlagung zuläſſig 549“ 

Anklageſchrift 

fehlende Unterſchrift 351 

Eröffnung des Hauptverfahrens trotz fehlender A. 3511 
Anſchuldigung, falſche 

durch Erhebung einer Privatklage; Glaube des Klägers, daß 
Beſtrafung nach 8 192 StGB. eintreten könne 242! 

bei Anzeige wegen mehrerer nur zum Teil ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen 547? 

bei Anzeige wegen diſziplinär zu ahndender Dienſtes⸗ 
vergehen 547 

Anwalt |. Rechtsanwalt, Berufsverſchwiegenheit, Beihilfe 
Arzt |. Berufs verſchwiegenheit 
Aufforderung 
zu einem Verbrechen (8 49a StGB.) 
gegenüber einem bereits Entſchloſſenen 746° 
erfolgloſe Aufforderung 746 
Aufforderung des Angeklagten an einen Dritten: ihm ein 
Abtreibmittel zur Verabreichung an ſeine ſchwangere 
Geliebte zu verſchaffen, ohne daß der Dritte mit der 
Schwangeren in Verbindung tritt 746“ 

zu Ungehorſam gegen Geſetze ($ 110 StGB.); iſt Kenntnis 
der ſpeziellen Verordnungen ſeitens des Täters 
nötig? 74711 


Angenſchein |. Beweisaufnahme 
Ausland ſ. Landesverrat, Gerichtsſtand 
im Ausland begangene Straftaten ($ 4 StGB.); völlige 
Abereinſtimmung der Strafbarkeitsmerkmale nach in⸗ und 
ausländiſchem Rechte nicht nötig 3491 
das Urteil muß bei einer im Ausland begangenen Straftat 
ſowohl die Tatbeſtandsmerkmale die des in⸗ wie des aus⸗ 
ländiſchen Rechtes feſtſtellen 3491 
Auslieferung 
Beſtrafung des Angeklagten wegen ſolcher vor der A. 
begangenen Straftaten, wegen deren die A. nicht 
oder unter anderer Qualifikation erfolgte bei Ver⸗ 
bleiben des Ausgelieferten im Inlande auch nach 
Beendigung des Strafverfahrens über das Auslieferungs⸗ 
recht 76419 
Ausfegung der Verhandlung 
Einhaltung der Ladungsfriſt für den neuen Termin 757° 
Ausſpielung ſ. Lotterie 
Auswanderungsweſen 
Durchwanderer, Rückwanderer 247° 
Verleitung eines bereits zur Auswanderung Entſchloſſenen 
247 10 
Auswanderung, Begriff; Vorſatz, für immer im Ausland zu 
bleiben, nötig? 24710 
Banterutt 
Bilanz: keine Aufführung der einzelnen Aktiv⸗ und Raffip- 
poſten 761° 
Einſetzung unrichtiger Poſten in die Bilanz ift falfche Buchs 
führung 761“ 
Haftung der Mitglieder eines Grubenvorſtands einer Gewerk⸗ 
ſchaft nach § 240 Ziff. 3 u. 4 RO. 761° 
Aufhebung des Zuſammenhangs zwiſchen einer früheren 
Bilanzunterlaſſung und Konkurseröffnung durch eine in 
Mitte liegende Bilanzziehung oder ſtillen = 7617 
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1995 11. Fil Erbſchaftsſteuergeſetz 
8 28: 131 
1891. 3. Juli. Landgemeindeordnung 
8 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2: 44655 
1893. 14. Juli. Kommunalabgabengeſetz 
88 24 ff.: 180% 
1895. 31. Juli. Stempelſteuergeſetz 
8 2: 2913 
88 3, 10: 9448 191“ 2913. 
8 16: 348% 
8 25 zu d Abſ. 1 u. 2: 445 
8 26: 3487 
Tarifſtelle 32: 376 191“ 32615 4124 
: 41243 446 
: 191 
291 
8 77: 4124 5104 
8 221: 5463 


1895. 15. Juli. Binnenſchiffahrtsgeſetz: 444 31 


1898. 20. Mai. 
1899. 30. Juli. Kommunalbeamtengeſetz 
8 7: 8470 
„16. Sept. Geſetz betr. die Dienſtſtellung des Kreis⸗ 
arztes und der Bildung von Geſundheitskommiſſionen: 
447 86 
286. Sept. Ausführungsgeſetz zum BGB. 
Art. 8: 319° 
11: 2201 
37 Nr XI: 5231 
38: 523° 
39 Abſ. 3: 345 u 
45: 23210 
46: 132° 
47. 8 1—3: 2190 
48. 8 1: 2190 
89: 132° 3341 
89 Abf. 2: 1311 
s 21. Sept. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
Art. 70: 2838 
„ 1. Dez. Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher 
8 57: 28418 | | 
2. Juli. Geſetz betr. die Fürſorgeerziehung der Minder⸗ 
jährigen 
88 9, 14, 15: 73251 
2. Juni. Preußiſches Fürſorgegeſetz 
8 1: 241 


” 


* * * * “a “ “a ** * 


1869. 
1894. 


1902. 


1899. 


1860. 


1902. 
1809. 


Dritter Beil. Andere Candesgeſetze. 
. Code civil. 


231: 246 

678: 192 

1156: 181°: 

1382: 12535 2375 
1383: 22233 23728 
1384: 3341 

1437: 2233 

„1660, 1659, 1673: 594 
Rheiniſches BGB. 
Art. 545: 1311 


Baden. 
Badiſches Landrecht. 
Art. 173, 181 Abſ. 1 u. 2: 301° 
s 883: 30158 


5 


* * * * * 1 


Bayern. 


Bayriſches Landrecht. 
Teil 1 c. VI S 42° do.: 41! 
29. April. Bayriſche Ubergangsvorſchriften zum BGB. 
und bayriſche Geſetze vom 
Art. 2 Abſ. 1: 3151 
26. Juni. 


— — — — 


13. November. Bavriſche Verordnung vom 


88 44, 45: 696% 


Helfen. 
10. Oktober. Großherzoglich heſſiſche Verordnung vom 
8 11: 1429 
Evangeliſches Kirchenrecht im Großherzog: 
tum Heſſen: 7451 


Weſtſalen. 
16. April. Weſtfäliſches Gütergemeinſchaftsgeſetz vom 
8 7: 219 50 
Württemberg. 


Württembergiſche Dienft-Anmweilung 
8 991: 23418 


Ausländiſche Geſetze. 


5. März. Brüſſeler Zuckerkonvention: 
30. September. Franzöſiſches Dekret. 
88 37, 92: 180% 


51048 
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W 


im XXXIV. Jahrgange der Juriſtiſchen wochen 


abgedruckten 


Enlſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 


A. Sachregiſter. 


Ablehnung und Ausſchließung 
von Geſchworenen ſ. Schwurgericht 
Abtreibung 
„Verſchaffen“. Begriff 746“ 
Amtsverſchwiegenheit ſ. Beſtechung 
Angeklagter 
Gegenüberſtellung mit kommiſſariſch zu vernehmenden 
Zeugen 245° 
Entfernung aus dem Sitzungsſaal während der Vernehmung 
vor Zeugen, auch ſchon bei der Vernehmung über Perſonalien 
und Zeugſchaftsentſchlagung zuläſſig 549 
Anklageſchrift 
fehlende Unterſchrift 351 
Eröffnung des Hauptverfahrens trotz fehlender A. 351 
Anſchuldigung, falſche 
durch Erhebung einer Privatklage; Glaube des Klägers, daß 
Beſtrafung nach 8 192 StGB. eintreten könne 242. 
bei Anzeige wegen mehrerer nur zum Teil ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen 547? 
bei Anzeige wegen diſziplinär zu ahndender Dienſtes⸗ 
vergehen 547 
Anwalt ſ. Rechtsanwalt, Berufsverſchwiegenheit, Beihilfe 
Arzt |. Berufs verſchwiegenheit 
Aufforderung 
zu einem Verbrechen (8 49a StGB.) 
gegenüber einem bereits Entſchloſſenen 746° 
erfolgloſe Aufforderung 746 
Aufforderung des Angeklagten an einen Dritten: ihm ein 
Abtreibmittel zur Verabreichung an ſeine ſchwangere 
Geliebte zu verſchaffen, ohne daß der Dritte mit der 
Schwangeren in Verbindung tritt 746“ 
zu Ungehorſam gegen Geſetze (§ 110 StGB.); iſt Kenntnis 
der ſpeziellen Verordnungen ſeitens des Täters 
nötig? 74711 


Augenſchein |. Beweisaufnahme 
Ausland ſ. Landesverrat, Gerichtsſtand 
im Ausland begangene Straftaten (8 4 StGB.); völlige 
Ubereinſtimmung der Strafbarkeitsmerkmale nach in⸗ und 
ausländiſchem Rechte nicht nötig 3491 
das Urteil muß bei einer im Ausland begangenen Straftat 
ſowohl die Tatbeſtandsmerkmale die des in⸗ wie des aus⸗ 
ländiſchen Rechtes feſtſtellen 3491 
Auslieferung 
Beſtrafung des Angeklagten wegen ſolcher vor der A. 
begangenen Straftaten, wegen deren die A. nicht 
oder unter anderer Qualifikation erfolgte bei Ver⸗ 
bleiben des Ausgelieferten im Inlande auch nach 
Beendigung des Strafverfahrens über das Auslieferungs⸗ 
recht 76419 
Ausſetzung der Verhandlung 
Einhaltung der Ladungsfriſt für den neuen Termin 757° 
Ausſpielung |. Lotterie 
Auswanderungsweſen 
Durchwanderer, Rückwanderer 247° 
Verleitung eines bereits zur Auswanderung Entſchloſſenen 
24710 
Auswanderung, Begriff; Vorſatz, für immer im Ausland zu 
bleiben, nötig? 24710 
Banterutt 
Bilanz: keine Aufführung der einzelnen Aktiv⸗ und Baffiv- 
poſten 761° 
Einſetzung unrichtiger Poſten in die Bilanz iſt falſche Buch» 
führung 761“ 
Haftung der Mitglieder eines Grubenvorſtands einer Gewerk⸗ 
ſchaft nach S 240 Ziff. 3 u. 4 RO. 761° 
Aufhebung des Zuſammenhangs zwiſchen einer früheren 
Bilanzunterlaſſung und Konkurseröffnung durch eine in 
Mitte liegende Bilanzziehung oder ſtillen en 7617 


34 Strafſachen 


Gläubigerbegünſtigung: tatſächlicher Schaden des anderen 
Gläubigers oder wirkliche Bereicherung des Begünſtigten 
nicht erforderlich 761° 

Möglichkeit, die Sicherſtellung des Begünſtigten anzufechten 
7612 

Beamteuvergehen ſ. Gebührenüberhebung 
Begünſtigung 

Verkauf der von Dritten geſtohlenen Sachen in der Abſicht, 
nicht ſowohl dem Dieb die Vorteile zu fichern, als viel⸗ 
mehr ihm Geldmittel zu verſchaffen. Hehlerei? 24315 

durch Unterlaſſung 752“ 

iſt wie im Fall des $ 259 StGB. erforderlich, daß die Sache 
identiſch ſei mit der durch die ſtrafbare Haupttat erlangten? 
152 48 

Beihilfe 

durch Ratserteilung ſeitens eines Anwalts 241 

bei Strafloſigkeit des Haupttäters nach 8 51 —54 StGB. 
5471 

Exzeß des Haupttäters; der Haupttäter begeht eine andere 
Tat als die, deren Unterſtützung der Gehilfe wollte 
746 * 

forum delicti bei Beihilfe ſ. Gerichtsſtand 

Beleidigung 

Wahrung berechtigter Intereſſen 

der Täter bezweckt durch die B. die Einleitung eines 
Strafverfahrens gegen ſich ſelbſt, um hier den Beweis 
für eine früher behauptete B. zu erbringen 2428 

Redakteur einer Tageszeitung; Abſicht, die Arbeiter durch 
Mitteilung eines Vorfalls für künftige Streiks zu be⸗ 
lehren 242° 

Wahrnehmung politiſcher Intereſſen durch ein Parteimitglied 
3500 


ſeitens des Leiters eines Auskunftsbureaus. Wahrung der 
Intereſſen der Kunden 750°? 
Wahrnehmung fremder Intereſſen bei einem Vertretungs⸗ 
verhältnis, einem ſtillſchweigenden Auftrag 75051 
Publikationsbefugnis: Offentlichkeit bei Druckſachenſendungen 
24310 
Strafantrag des Magiſtrats für eine Ortskrankenkaſſe 548* 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes, wenn im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß 8 200 StGB. fehlt 24658 
Berufsverſchwiegenheit 
ärztliche Schweigepflicht fällt weg bei Kolliſion mit anderen 
Berufspflichten (Schutz anderer Perſonen vor Anſteckung) 
754 6⁶ 
Beſitzentziehung (3 289 StGB.) |. Eigennutz 
Beſtechung 
wenn der Beamte bereits vorher zur Vornahme der Amts⸗ 
handlung entſchloſſen war 24523 
Verletzung der Amtsverſchwiegenheit (Auskunft eines Beamten 
eines Einwohnermeldeamts) 245 
Betrug 
Abgabe einer vom Käufer zur Ermöglichung einer Straf⸗ 
anzeige gegen den Verkäufer tatſächlich verlangten, mit 
fremdem Warenzeichen verſehenen Ware 350° 
bei Feuerverſicherung; Fordern einer übermäßigen Entſchä⸗ 
digungsſumme 24316 


Zuſicherung der Rückzahlung eines Darlehns binnen be⸗ 
ſtimmter Zeit; liegt darin die Vorſpiegelung, nicht bloß 
zahlen zu wollen, ſondern auch zahlen zu können? 752“ 

ſeitens des Maklers, der unter Verſchweigung des Umſtandes, 
daß er bereits für die Gegenpartei tätig ſei, ſeine Dienſte 
anbietet 752 

Vermögensſchädigung durch eine übermäßige Ausgabe zu 
Wohltätigkeitszwecken 7534 

dolus eventualis (bezüglich der Bereicherung) 753“ 


Betweidanträge 


Unterlaſſen der rechtzeitigen Beſchlußfaſſung über B. 549 * 
bei Unterbrechung der Hauptverhandlung (S 228 StPO) iſt 
ein in der 1. Verhandlung geſtellter nicht verbeſchiedener 
Beweisantrag auch ohne Wiederholung zu verbeſcheiden 
245“ 
Ablehnnug, weil der Zeuge die Antwort nach § 54 Nr. 70 
verweigern kann 246 
Ablehnung, weil der Antrag des Verteidigers dem Vor⸗ 
bringen des Angeklagten widerſpricht 549 
Beſchränkung der Verteidigung durch Unterlaſſen rechtzeitiger 
Beſchlußfaſſung, wenn bei Einheit der Tat bezüglich des 
Teils, auf den ſich der Antrag bezog, Freiſprechung erfolgt 
549 
über das Vorhandenſein eines Strafantrags 7477 
ungenaue Bezeichnung des dem Gericht ohnehin bekannten 
Beweisthemas 7587 
Ablehnung eines Beweisantrages, weil das Beweisthema ein 
Urteil über innere Vorgänge enthalte 7583 
ein Antrag auf Verleſung eines Schriftſtückes erledigt ſich 
nicht durch Bekanntgabe des weſentlichen Inhalts ſeitens 
des Vorſitzenden 758° 
Beweisaufnahme 
durch Darſtellung einer dem Augenſcheinsprotokoll ent⸗ 
ſprechenden Zeichnung auf einer Wandtafel 758 10 
Beweisaufnahme, kommiſſariſche 
Gegenüberſtellung der Angeklagten mit den Zeugen 245° 
Übergabe eines Schriftſtücks ſeitens der Zeugen mit der Er⸗ 
klärung, es enthalte ſeine Ausſage; Verleſung in der 
Hauptverhandlung? 2451 
Fragerecht des Verteidigers ſ. Verteidigung 
Darf ein formal mangelhaftes (nicht 3 Rand⸗ 
vermerk, Raſuren) Protokoll über die kommiſſariſche Ver⸗ 
nehmung eines Zeugen verlefen werden? 75811 
Bilanz |. Bankerutt 
Blei⸗ und zinkhaltige Gegenſtände, Verkehr mit 
Beſchaffenheit der Deckel und Scharniere der in § 1 Geſetzes 
angeführten Gefäße (Kindertrinkgefäße) 247“ 
Braudftiftung 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe und Früchte auf dem Felde, 
Wieſenſtoppeln 75458 
ſchließt 8 309 StGB. Idealkonkurrenz mit fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung oder Tötung aus? 7555 
C ſiehe K. 
Depotgeſetz 
Einheit oder Mehrheit von Vergehen bei mehreren mit der⸗ 
ſelben Zahlungseinſtellung zuſammenhängenden Verfeh⸗ 
lungen 76650 
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Diebſtahl 

Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes im Fall des 8 243 
Ziffer 1 StGB. (Tür ſtatt Behältnis) 246° 

Erbrechen von Behältniſſen im Innern eines Gebäudes, wenn 
fie erſt vom Dieb in das Gebäude verbracht wurden 548° 

Verſuch des ſchweren D. bei Erbrechen von Behältniſſen 
oder Einſchleichen 751 

Verloren gegangener Schlüſſel, wenn der Eigentümer vom 
Verluſt nichts weiß 751% 

D. gegen Angehörige ($ 247 StGB.). Begriff des Er⸗ 
ziehers: Kann der Lehrherr Erzieher ſein? 751% 

Konkurrenz zwiſchen D. und unlauterem Wettbewerb (An⸗ 
eignung von Geſchäftsgeheimniſſen) 548° 

Ebebruch 

Strafantragsfriſt läuft von Kenntnis der Rechtskraft des 
Urteils 3505 

Wiederholte Scheidung der ſchon auf die Klage wegen E. 
des Beklagten durch Teilurteil geſchiedenen Ehe auf die 
Widerklage wegen E. des Klägers; Verfolgung des Klägers 
wegen E. 749 

Eigennutz, ſtrafbarer 

§ 288 StGB. 

Strafantragsrecht des Zwangsverwalters 244% 

„drohende Zwangsvollſtreckung“ rechtskräftige Verurteilung 
der Frau, während gegen den Mann zur Vollſtreckung 
in das Eingebrachte noch weitere Schritte nötig 350 1 

Veräußerung des ganzen Vermögens behufs möglichſt hoher 
und gleichmäßiger Befriedigung aller Gläubiger ſchließt die 
Abſicht, einen Gläubiger zu benachteiligen, nicht aus 2447 

Muß der Schuldner wiſſen, der Gläubiger beabſichtige 
gerade das verheimlichte Vermögensſtück zum Gegen⸗ 
ſtand der Vollſtreckung zu machen 754% 

§ 289 StGB. 

wenn der Mieter die vom Gerichtsvollzieher weggenom⸗ 
menen Sachen nach ihrer Freigabe nicht wieder in die 
Wohnung verbringt. Wegnahme? 75455 
Ladeneinrichtung eines Schlächters pfändbar? 760 
Einziehung ſ. objektives Strafverfahren 
Eiſenbahngefährdung 

unbeaufſichtigtes Stehenlaſſen eines Fuhrwerks neben dem 

Gleiſe einer Straßenbahn 755 
Entführung (8 237 StGB.) 

Wegführen aus einem anderen als dem elterlichen Haufe 2431“ 

wenn die Eltern ihr Aufſichtsrecht bisher nicht oder nur 
teilweiſe ausübten 2434 

bloße pſychiſche Aberredung zu einem Ortswechſel iſt kein 
Entführen 751 

Entziehung eines Kindes S 235 StGB. 

Verletzung der Rechte des Pflegers durch die Mutter des 
Kindes, Herausnahme des Kindes aus einem Dienſt und 
Unterbringen in einen anderen 24318 

bloß vorübergehende E. 7677 

Erõffunngsbeſchluß 
trotz fehlender Anklageſchrift 3511 
Expreſſuntz 

Vermögensvorteil (Leiſtung ohne gleichwertige Gegenleiſtung) 

5487 


Kauſalzuſammenhang zwiſchen Vermögensvorteil und der 
durch die Drohung hervorgerufenen Handlung, wenn zur 
Erreichung des Vorteils die Hilfe Dritter nötig iſt, auf 
die der Bedrohte einwirken ſoll 7524 

Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchafſten 

Anwendung des 8 261 Ziff. 1 HGB. 550° 

unwahre Darſtellung des Vermögensſtands ſeitens des Vor⸗ 
ſtands; bloßes Schweigen des Aufſichtsrats, der bewußt 
eine falſche Aufſtellung des Vorſtands paſſieren läßt 550° 

Fahrläſſigkeit ſ. Körperverletzung, Eiſenbahngefährdung 
Falſcheid, fahrläſſiger ſ. Meineid 

in Abweſenheit des Gerichtsſchreibers abgenommener Offen⸗ 
barungseid 749% N 

Fahrläſſigkeit, unterlaſſene Nachfrage bei einer Bank über 
die Höhe des beſchworenen Bankguthabens 749 

Feſtnahme, vorläufige 

darf der Zugführer einen ohne Fahrkarte betroffenen Reiſenden 

feſtnehmen? 74814 
Fleiſchbeſchan (Geſetz vom 3. Juni 1900) 

wiſſentlich im Sinne des § 26 Ziff. 1 2481 76631 

„gewerbsmäßige Zubereitung“ (8 21) 24814 76651 

Beſeitigung eines Teils des geſchlachteten Tieres (§ 89): 
Vertauſchen mit Teilen eines anderen Tieres 24818 

Idealkonkurrenz zwiſchen 8 26 und 8 12 Nahrungsmittel 
geſetzes 550“ 

Nachprüfung des vom Bundesrat erlaſſenen Verbots der 
Verwendung beſtimmter Stoffe 76651 

Geſundheitsſchädlichkeit iſt keine Vorausſetzung für die Straf⸗ 
barkeit der Verwendung verbotener Stoffe 76651 

Frageſtellung |. Schwurgericht | 
Fürforgeerziebung 

Fürſorgepflegling als Gefangener im Sinne des $ 121 StGB. 
ſ. Gefangenenbefreiung 

„entziehen“ (8 21 Preußiſchen Fürſorgegeſetzes) umfaßt auch 
Handlungen, durch welche die Entrückung des Zöglings 
fortbeſtehen bleibt 552 

„entziehen“, bloßes Nichtöffnen der Wohnung gegenüber dem 
den Zögling ſuchenden Beamten 76738 

„entziehen“, bloß vorübergehende Verzögerung der Ablieferung 
iſt kein Entziehen 7678 

Beſchluß auf vorläufige Unterbringung 76732 

Gebührenüberhebung eines Beamten 

Vorſatz 756% 

zeitweiſes Abführen in die Kaſſe, nachheriges Wiederheraus⸗ 
nehmen 756% 

Gefangenenbefreiung 

Fürſorgezögling als Gefangener 350“ 

Feſtnahme eines ohne Fahrkarte betroffenen Reiſenden durch 
den Zugführer 74814 

Gerichtsbeſetzung 

durch die Juſtizverwaltung aufgeſtellte Vertreter müſſen erſt 
durch das Präſidium eingeteilt werden 246! 

Abänderung der Geſchäftsverteilung beim Wechſel einzelner 
Mitglieder 760° 

Gerichts ſtand 

forum delicti, wenn Ort der Handlung und des Erfolges 

auseinanderfallen 7571 er 
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forum delicti bei Beihilfe: ſowohl am Ort der Hilfeleiſtung 
wie am Ort, wo die Haupttat begangen wurde (Hilfe im 
Ausland zu einer im Inland begangenen Tat) 7571 
Seſchäftsverteilung bei den Gerichten |. Gerichts beſetzung 
Geſchworene ſ. Schwurgericht 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
Haftung der Geſchäftsführer für „unverzügliche“ Anmeldung 
des Konkurſes 24711 — iſt fie ausgeſchleſſen, wenn der 
Antrag von anderer Seite geſtellt wurde 551“ 
zum Vergehen nach § 84 genügt Fahrläſſigkeit 5517 
Einzahlung auf Stammeinlagen, gehören Sacheinlagen dazu? 
7654 
Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Begriff: Handel an mehreren Orten, von Haus zu Haus? 550° 
Beſchränkung des Hauſierens mit Schweinen durch Vor⸗ 
ſchreiben der Führung eines Kontrollbuches 761° 
Gewerbevergehen 
Vergehen nach § 153 Gemd., Erzielung günſtiger, nicht 
günſtigerer Arbeitsbedingungen (unverändertes Fortbeſtehen 
der bisherigen Bedingungen) 351 
Lohn⸗ und Atbeitsbedingungen, Begriff (Erfüllung rechts⸗ 
gültiger Vertragsbeſtimmungen, Entlaſſung und Wieder⸗ 
einſtellung von Arbeitern, Verabredungen, die über den 
Bereich des Arbeitsvertrags hinausgehen 76314 
Sonntagsruhe bei Badeanſtalten (Bäder ohne Heilzwecke) 550 
Sonntagsruhe: Fortſetzung des Gewerbebetriebs bei recht⸗ 
zeitigem Ladenſchluß innerhalb des geſchloſſenen Ladens; 
Bedienung der noch zur Zeit des Ladenſchluſſes im Laden 
anweſenden Kunden 76111 
Schankwirtſchaft: Überlaſſen von Getränken ſeitens des Haus: 
beſitzers an die im Haufe wohnenden Dirnen zur weiteren 
ſelbſtändigen Abgabe an deren Beſucher keine Schank⸗ 
wirtſchaft 76119 
Gewerbebetrieb im Umherziehen: Beſchränkung des Hauſierens 
mit Schweinen durch Vorſchreiben der Führung eines 
Kontrollbuches 761° 
Idealkonkurrenz zwiſchen §S 41a und 105b Gew. 7611 
Beſchäftigung von Kindern (Geſ. 30. III. 03): Dulden ſeitens 
des Wirts, daß ein von den Gäſten mitgebrachter Junge 
in feiner Kegelbahn Kegel aufſetzt 768 8 
arztähnlicher Titel: Nachprüfung ſeitens des Reviſionsgerichts, 
Beifügung des Titels „Hofrat“ zum Dr. of dent. surg., 
daß jemand wirklich getäuſcht wurde, iſt nicht nötig 76212; 
Beilegung des Titels „Arzt“ unter gleichzeitigem auf aus⸗ 
ländiſche Approbation hinweiſendem Zuſatz 76213 
Gläubigerbegünſtigung |. Bankerott 
Glücksſpiel ſ. Lotterie 
Grenzſteinverrückung |. Urkundenfälſchung 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes (Wegnahme ſtatt 
Unkenntlichmachen) 351 
proviſoriſche und präparatoriſch angebrachte Grenzzeichen 7511 
Hauptverhandlung |. Beweisantrag, Beweisaufnahme, 
Liadungsfrift | 
auch dann, wenn die neuerliche Verhandlung nur zum Hinweis 
des Angeklagten auf die Anderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punktes dienen ſoll, iſt bei der Unterbrechung die Friſt des 
9 282 StPO. zu wahren oder neu zu verhandeln 245° 


Abführen des Angeklagten aus dem Saal während Ver⸗ 
nehmung des Zeugen über die Perſonalien 549“ 
Abhaltung vor der Terminsſtunde mit Zuſtimmung des 
minderjährigen Angeklagten, aber ohne Benachrichtigung 
des geſetzlichen Vertreters 757. 
Hanusfriedeusbruch 
auf einer zu mehreren Wohnungen führenden Treppe 748 10 
„befriedetes Beſitztum“ ſetzt einen Zuſammenhang mit dem 
Wohnhaus nicht voraus 748 16 
Hanſierhandel |. Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Hehlerei 
„ſeines Vorteils halber“ Hausſohn durch Verbefferung der 
Vermögenslage feiner unterhaltspflichtigen Eltern 3507 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes bei „Anſichbringen“ 
ſtatt „Ankaufen“? 749 
Jagdpolizeiliche Übertretung 
zum Tatbeſtand des § 368 Ziff. 10 StGB. genügt Fahrläſſig⸗ 
keit 75766 
Kinderbeſchäftigung |. Gewerbevergehen 
Kinderraub ſ. Entziehung 
Koalitionsrecht ſ. Gewerbevergehen 
Konkurrenz 
reale K. zwiſchen Nahrungsmittelfälſchung (§ 12) und Fleiſch⸗ 
beſchauvergehen ($ 26) 550“ 
zwiſchen Diebſtahl und unlauterem Wettbewerb (Aneignung 
von Geſchäftsgeheimniſſen) 5485 
zwiſchen 8 286 StGB. und Vergehen gegen das preußifche 
Geſetz vom 19. April 1894, betreffend den Handel mit 
Anteilſcheinen 54912 
zwiſchen Nötigung und Bedrohung? 751 
zwiſchen Brandſtiftung nach 8 309 StGB. und fahrläſſiger 
Tötung oder Körperletzung 755 80 
des Vergehens nach 5 3 und 11 des Spielkartenſtempel⸗ 
geſetzes mit dem nach 8 10 Abſ. 2 a. a. O. 76520 
bei Vergehen gegen das Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 
(Vermittlung von Auslandswetten und Abſchluß eigener 
Rennwetten) 76633 
ideale K. zwiſchen Vergehen nach § 41 4 an 105b Gewerbe 
ordnung 76111 
Körperverletzung 
Verluſt des ganzen Mittelfingers 243 
fahrläſſige K.: 
Pflege und Warten fremder Kinder als Beruf 24312 
Gewerbe bei bloß vorübergehender aushilfsweiſer Be⸗ 
ſchäftigung 750 
Fahrläſſigkeit durch Befolgung der polizeilichen Vorſchriften 
nicht ausgeſchloſſen 75136 
iſt Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen, wenn der im Auftrag und unter 
Aufſicht eines Dritten handelnde Angeklagte glaubt, daß 
der Dritte die nötigen Vorkehrungen treffen werde 750% 
Krankenverſicherungs geſetz 
§ 82b: „In Abzug bringen“: freiwilliges Überlafien ſeitens 
des Arbeiters 76838 
Verhältnis von § 82b zu Unterſchlagung 768 
Kuppelei 
Vorſchubleiſten ſeitens der Ehefrau, wenn der Mann das un⸗ 
züchtige Gebaren Dritter in feiner Wohnung duldet 242 
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Pflicht des Verkäufers, der Unzucht in dem verkauften Hauſe 
entgegenzutreten, wenn der Vertrag nach § 313 BGB. 
nichtig iſt 242° 

Förderung der Unzucht von ſchon vorher in Beziehung zu⸗ 


einander geweſenen Perſonen durch günſtigere Geſtaltung 


der Beziehungen 749 26 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes (gewohnheitsmäßig 
ſtatt aus Eigennutz) 246 10 
Sa dungs friſt 
Nichteinhaltung bei Ausſetzung der Verhandlung oder Termins⸗ 
aufhebung vor dem Termin 7575 
Landesverrat 
Gegenſeitigkeit muß ſowohl zur Zeit der Tat wie zur Zeit 
der Aburteilung vorhanden ſein, weil nicht Bedingung der 
Strafverfolgung, ſondern der Strafbarkeit 747° 
Landfriedens bruch 
ſetzt Eintritt eines beſtimmten Erfolgs an Sachen oder Perſonen 
nicht voraus (Feſthalten an einem Wagen ohne deſſen Beſchädi⸗ 
gung, um die Inſaſſen am Weiterfahren zuhindern) 74817 
ſtrafbar bloße Beteiligung an der Zuſammenrottung ohne 
Teilnahme an den Gewalttätigkeiten; Entfernung aus der 
Menge bei Beginn der Gewalttätigkeiten 748 18 
Segitimationspapiere, Fälſchung von 
„ſonſtige Zeugniſſe“ Diplomzeugniſſe einer Hochſchule? 757 66 
Fälſchung in der Abſicht, ſich einen konkreten Vorteil zu er⸗ 
halten 757 66 
Lotterie 
Ausſpielvertrag erfordert nicht, daß der Spieler den Gewinn⸗ 
anſpruch für ſich ſelbſt erwirbt 244 
Konkurrenz zwiſchen 8 286 StGB. und preußiſches Geſetz vom 
19. April 1894, betr. den Handel mit Anteilſcheinen 54912 
Meineid ſ. auch Falſcheid 
in Abweſenheit des Gerichtsſchreibers * Offen⸗ 
barungseid 749 20 
MNahrungsmittelfälſchung 
Geſundheitsſchädlichkeit von bleihaltigen Trinkgeſchirren (voraus⸗ 
zuſehender Gebrauch bei Kindertrinkgeſchirren) 246° 
Idealkonkurrenz zwiſchen 8 12 NMG. mit 8 26 Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetz 550 
Kauf angeſtoßener Früchte; bewußtes Verſchweigen der völligen 
Verdorbenheit ſeitens des Verkäufers 765 
ne bis in idem 
bei Steuerhinterziehungen, wenn die Höhe der Strafe von 
der Quantität des Hinterzogenen abhängt 5521 
Nötigung 
Idealkonkurrenz mit Bedrohung? 7517 
Objektives Strafverfahren 
Reviſion: Stellung des Antrags zu Protokoll ſeitens des 
Einziehungsintereſſenten 5507 
öffentliche Klage 
Anfechtung des die Erhebung der Klage ablehnenden Be⸗ 
ſchluſſes der Staatsanwaltſchaft 757° 
Offentlichkeit Ausſchluß der 
Verhandlung über den Ausſchluß; muß jede Partei aus⸗ 
drücklich zur Erklärung aufgefordert werden? 5501 
wiederholte Verhandlung über Ausſchluß der O. bei nach⸗ 
träglicher Verbindung mit einer zweiten Straffache 761“ 


Offenbarung von 


ne !. 
ſchwiegenheit 5 
Offenbarungseid ſ. Meineid 
Polizeiſtunde 
Anwendung landesrechtlicher Vorſchriften auf Vahrheſpirt 
ſchaften 245 
Poſtvergehen 
Beförderung von Zeitungen als Handgepäck im Coupé, wenn 
der Umfang über den Begriff des Handgepäckes hinaus⸗ 
geht 763 17 
Irrtum über Auslegung der 88 1 und 2 Poſtgeſetz ſtrafrecht⸗ 
licher Natur 351 
gewerbsmäßige Übernahme des Austragens von Waren 
(Arzneien) unter gleichzeitiger Zuſtellung der Rechnungen 
(und Rezepte) 248 
expreſſer Bote — Gelegenheitsbote 763 16 
Preßvergehen ö 
Die Verjährungsfriſt des Preßgeſetzes umfaßt auch die zur 
Verbreitung dienenden Vorbereitungs handlungen (Herſtellung) 
750 
Haftung des Redakteurs, der ſich während einiger Stunden 
nach Maßgabe der Geſchäftseinteilung aus dem Bureau 
entfernt 76418 
Privatgeheimniſſe, Offenbarung von, ſ. Berufsverſchwiegen⸗ 
heit 
Privatklage 
Falſche Anſchuldigung durch Erhebung einer Privatklage 242. 
Sühneverſuch nach Einreichung der Klage 760 
Rechtsanwalt |. Berufsverſchwiegenheit 
Beihilfe durch Ratserteilung 2411 
rechtlicher Geſichtspunkt, Anderung des 
auch dann, wenn die Fortſetzung einer unterbrochenen Ver⸗ 
handlung nur zum Hinweis nach $ 264 StPO. dienen ſoll, 
muß entweder die Friſt des § 228 StPO. eingehalten 
oder neu verhandelt werden 2455 
Hinweis auf § 200 Se wenn er im Eröffnungsbeſchluß 
fehlt? 2463 
im Fall des 8 243 Ziff. 3 StGB. (Tür ſtatt Behältnis) 246° 
im Fall des 8 180 (gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz) 246° 
im Fall des 8 274 StGB. (Wegnehmen ſtatt Unkenntlich⸗ 
machen) 351 
in welcher Weiſe iſt dem Angeklagten nach dem Hinweis 
noch einmal das Wort zu erteilen? 75912 
§ 259 StGB. „Anſichbringen“ ſtatt „Ankaufen“? 759 
§ 184 StGB. „Verkaufen“ und „Vorrätig halten“ 75915 
bei Warenſchutzvergehen, wenn im Eröffnungsbeſchluß 8 18 
WIE. (über Buße) nicht erwähnt iſt 759 16 
preuß. Stempelſteuergeſetz, Anwendung des § 17 3a ſtatt 
8 17 3b 75917 
reformatie in pejus 
Hat der Angeklagte nach Aufhebung des Urteils ein Recht, 
daß das neue Urteil die Unterſuchungs haft in gleicher Höhe 
anrechnet? 75913 
Reichstagsabgeordnete 
Einleitung eines neuen Strafverfahrens während der Dauer 
der Sitzungsperiode; . eines ſchon vorher ein⸗ 
geleiteten 760“ 
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Reviſion |. Beweisantrag, Verteidigung 


Staatseinrichtungen f. Verächtlichmachen von St. 


Rechtskraft des die R. als unzuläſſig zurückweiſenden Stempeldelikte ſ. Urkundenfälſchung 


Beſchluſſes (Abänderung des Beſchluſſes durch das be⸗ 
ſchließende Gericht) 24613 
Stellung der Reviſionsanträge zum Protokoll ſeitens des 
Privat⸗, des Nebenklägers, des Einziehungsintereſſenten 5507 
Fehlende Unterſchrift unter der Anklageſchrift 351! 
Eröffnungsbeſchluß trotz fehlender Anklageſchrift 3511 
Abhalten der Hauptverhandlung vor der Terminsſtunde mit 
Zuſtimmung des minderjährigen Angeklagten, aber ohne 
Benachrichtigung des geſetzlichen Vertreters 757“ 
Nichteinhaltung der Ladungsfriſt bei einer Ausſetzung der 
Verhandlung, bei einer Aufhebung des Termins vor dem 
Termin 757° 
vollſtändige Entziehung des dem Verteidiger zuſtehenden 
direkten Fragerechts 758° 
Sachbeſchädigung 
Beſeitigen einer Firmeninſchrift auf einer Glastafel ohne 
Beſchädigung der letzteren 5491 
Vermögensſchaden des Eigentümers ohne S. (Verſetzung 
eines Zaunes ohne Subſtanzverletzung) 754 57 
Sachverſtandige 
Berufung auf den allgemein geleiſteten Eid, wenn derſelbe 
die Beſchränkung auf einen beſtimmten Bezirk nicht aus⸗ 
drücklich enthält 245 
wann muß er auch als Zeuge vernommen werden (Ausſage 
über Wahrnehmungen, die er als ſachverſtändiger Zeuge 
machte)? 757 
Schaumweinſtenergeſetz |. Steuerdelikte 
Schwurgericht 
Bildung der Geſchworenenbank (Eintritt eines Ergänzungs⸗ 
geſchworenen gehört nicht dazu) 24611 
Ausſchluß des Teilhabers einer offenen Handelsgeſellſchaft, 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien bei einem Reate 
zum Nachteil der Geſellſchaft? 5491 
Stellung einer Frage an die Geſchworenen wegen einer 
Handlung, bei der der erforderliche Strafantrag fehlt? 5495 
widerſprechender Wahrſpruch, wenn die Fragen auf Verſuch, 
mildernde Umſtände und auf Rücktritt vom Verſuch be⸗ 
jaht werden? 550 
ſtatt Entwerfung der Fragen durch den Vorſitzenden kann von 
vorneherein deren Feſtſetzung durch das Gericht erfolgen 760 50 
Wahrſpruch: Widerſpruch bei Bejahung der Frage auf unter⸗ 
laſſene und auf unordentliche Buchführung 760 
alternative Faſſung von Fragen: „allein“ oder gemeinſchaft⸗ 
lich 760°; im Falle § 185 des StGB. (Beleidigung 
durch Worte oder Tätlichkeiten)? 7601 
in die Frage wegen Anſtiftung muß der Name des Ange⸗ 
ſtifteten nicht aufgenommen werden 760 
Sittlichkeits verbrechen ſ. unzüchtige Handlungen 
Sonntagsruhe ſ. Gewerbevergehen 
Sprengſtoffgeſetz 
Mittäterſchaft eines nicht im Beſitze des Sprengſtoffs Be⸗ 
ſindlichen bei einem Vergehen nach § 9 Abſ. 2 765 
Staatsangehörigkeit 
Unterbrechung des Aufenthalts im Ausland durch vorüber⸗ 
gehende Rückkehr ſ. Wehrpflichtverletzung 


Wechſelſtempelſteuer 
Haftung der an der Wechſelerklärung nicht beteiligten 
Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft 246 
Verſehen eines nicht ausgefüllten Wechſelformulars mit dem 
Annahmevermerk 351° 
Preußiſches Stempelſteuergeſetz 
Anderung des rechtlichen Geſihtepunkes bei Anwendung 
8 17 3a ſtatt 8 17 3b 7597 
Spielkartenſtempelgeſetz vom 3. Juli 1878 
Konkurrenz des Vergehens nach 8 3 u. 11 mit dem nach 
8 10% 765% 
Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 
Vermittlung von Auslandswetten und eigenen Rennwetten; 
einheitliche Tat oder Konkurrenz? 766 ˙ 
Stenerdelikte 
Gewerbeſteuer ſ. Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Schaumweinſteuer: 
Haftung des Beſitznachfolgers für die Steuer 552 
„Händler“ und „Wert“ im Sinne des 8 13 und 16 55213 
Tabakſteuer: Erlaubnis zur Verarbeitung von Vanilleblättern 
und Steinklee 7652 
Stimmenkauf |. Wahlvergehen 
Strafantrag 
Stellung einer Frage an die Geſchworenen, wenn wegen der 
Tat der erforderliche Strafantrag fehlt 549 5 
ſuspenſiv bedingte Zurücknahme; Zurücknahme „falls nach 
Anſicht des Staatsanwalts ſich eine Kenntnis des Ange⸗ 
klagten nicht begründen läßt 747° 
Prüfung der Frage ob S. vorliegt; Ablehnung dahinzielender 
Beweisanträge; Nachprüfung der Reviſionsinſtanz 7477 
Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902 
Verkauf: unentgeltliche Zugabe des Süßſtoffes zum Bier 24816 
„im Beſitze betroffen“, Begriff 24818 
keine Haftung mittelbarer Beſitzer 76857 
„erlaubte Menge“ 24818 
Verhältnis des § 7 Abſ. I zu 8134 Vereinszollgeſetzes 767 
Durchfuhr von Süßſtoffen durch Deutſchland; folgen, wenn 
wegen falſcher Deklaration des Spediteurs die Ware vor⸗ 
übergehend aus der zollamtlichen Kontrolle tritt 767 26 
Teilnahme ſ. Beihilfe 
Ungehorſam |. Aufforderung zum U. 
Unlauterer Wettbewerb ſ. Wettbewerb 
Unterbrechung der Hauptverhandlung |. Hauptverhandlung 
Unterſchlagung 
Verhältnis zu § 82 b Krankenverſicherungsgeſetzes; Aneignen 
der den Arbeitern abgezogenen Beträge 768 58 
Unterſuchungs haft 
Iſt die auch bei einem Auslieferungsverfahren vom fremden 
Staat vorgenommene Verhaftung 7475 
reformatio in pejus, wenn das an Stelle des aufge⸗ 
hobenen tretende Urteil die U. in geringerem Umfang an⸗ 
rechnet? 75918 
Untreue 
Verwendung des Geldes zur Tilgung einer minderläſtigen 
Schuld des Auftraggebers 350° 
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des preußiſchen Gemeindevorſtehers bei Verpachtung der Ges 
meindejagd zum Nachteil der Grundſtücksbeſitzer 7534 
der Zwangsverwalter fällt unter 8 266 Ziff. 1 75350 
durch Nichtannahme einer Offerte 7534 
Unzucht, gewerbsmäßige 
U. im Sinne des 8 361 Ziff. 6 StGB. nicht bloß Vollzug 
des Beiſchlafs — Maſſage 245 
Unzüchtige Handlungen ſ. Kuppelei, Ehebruch 
Erzieher bei Fürſorgeerziehung; Stellung der Frau, wenn 
der Mann die Erziehung übernommen hat 7492 | 
Geiftlihe gegenüber freiwilligen Beſuchern der Sonntags⸗ 
ſchule 749 % 
Verleitung (S 176°) Begriff. Verſuch erfordert nicht ges 
ſchehene Willensbeeinfluſſung des zu Verleitenden 749 20 
Unzüchtige Schriften und Abbildungen 
Vorſatz des Verbreiters — Bewußtſein, daß der Gegenſtand 
geeignet ſei, das Schamgefühl zu verletzen bei Maſſen⸗ 
reproduktionen 2427 
Nachbildung von Originalgemälden des Pariſer Salons auf 
Poſtkarten 2427 
Ankündigung gegenüber dem Publikum (Annonce mit dem 
Zuſatz: man verlange Katalog) 548 
„Verbreiten“ — Überlaſſen an einzelne, individuell beſtimmte 
Perſonen 749 
Einfluß der künſtleriſchen Tendenz auf den Charakter der 
Abbildung als unzüchtig beſonders bei Reproduktionen 
74928 pgl. 2427 
Art der Verbreitung für die Frage der Unzüchtigkeit von 
Bedeutung 750 50 
Verjährung von durch die Preſſe begangenen Reaten nach 
§ 184 StGB. 7505 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes bei „Verkaufen“ 
ſtatt „Vorrätig halten“ 759 15 
Urheberrecht 
Vorſatz: Gewinnabſicht? 3523 
„ſelbſtändige Arbeit“ im Sinne des § 19 Ziff. 1 (bloße 
äußere Form einer Beſprechung) 24817 
Strafantrags berechtigter bei Übertragung des U. auf einen andern 
zur Einverleibung der Arbeit in ein Sammelwerk 551 
Urkundenfälſchung |. Grenzſteinverrückung, Stempeldelikte, 
Legitimationspapiere 
Offentliche Urkunden: 
Kilometerheft 548 
Gepäckſchein 2447 
Urſprungsatteſte? 7535? 
Wildſcheine? 75352 
Eiſenbahnmonatsfahrkarten? 75352 
Privaturkunden 
in den Kohlenwagen zur Berechnung des Arbeitslohns 
eingefügte Pflöcke 24415 
ärztliches Zeugnis zur Erlangung eines Strafaufſchubs 350 10 
Ausſtellung eines Wechſels mit dem Namen des Mannes 
ſeitens der Frau auf Grund der Schlüſſelgewalt 548° 
Abſicht einer bloßen Täuſchung des Ehemanns 75458 
Berichtigung einer Notariatsurkunde nach Unterſchrift, aber 
mit Zuſtimmung der Parteien nicht durch Randvermerk, 
ſondern Anderung des Kontextes 75608 


Fälſchung von Stempelmarken, Vorſatz 54911 
nicht oder nicht ausſchließlich dem Täter gehörige Urkunde 
8 274 Ziff. 1) 54910 
Grenzſteinverrückung; Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes 
bei Annahme von Unkenntlichmachen ſtatt Wegnehmen? 351 
bei Unterzeichnung mit dem eigenen Namen des Ausſtellers 
753 2¹ 
Urteil 
bei Verurteilung wegen einer im Ausland begangenen Straf⸗ 
tat muß das U. die Tatbeſtandsmerkmale nach aus⸗ und 
inländiſchem Recht feſtſtellen 349 
Widerſpruch zwiſchen Urteilsformel und Gründen 759 19 
Antrag auf „mildere Strafe“ ſteht dem Antrag auf mildernde 
Umſtände nicht gleich; alſo Erörterung hierüber in den 
Gründen nicht nötig 75918 
Verächtlichmachen von Staatseinrichtungen 
Anordnungen von bloß hiſtoriſcher Bedeutung 74819 
Verhaftung ſ. Feſtnahme, vorläufige 
Verjährung 
Unterbrechung durch das in concreto unzuſtändige Gericht 
747 
Unterbrechung, auch wenn der Staatsanwalt die Abſicht der 
Verjährungsunterbrechung nicht hatte 7478 
Verleſung 
das von einem Zeugen bei ſeiner kommiſſariſchen Vernehmung 
mit der Erklärung abgegebene Schriftſtück: „es enthalte 
feine Ausſage“ 2451 
einer früheren Zeugenausſage zur Feſtſtellung, daß Zeuge 
früher bereits eine Ausſage gemacht hat 2467 
durch die bloße Bekanntgabe des weſentlichen Inhalts eines 
Schriftſtückes ſeitens des Vorſitzenden wird ein Beweis⸗ 
antrag auf deſſen V. nicht erledigt 758° 
V. eines formal mangelhaften (nicht unterſchriebenen, Rand⸗ 
vermerk, Raſuren) Protokolls über kommiſſariſche Zeugen⸗ 
vernehmung 75811 
Verſicherungs unternehmen, private 
wer iſt Täter nach $ 1081 bei Verſicherungsvereinen, 
die die Geſchäfte durch den Vorſtand betreiben laſſen 551° 
Termin des Täters über die Notwendigkeit der Erlaubnis 
zum Geſchäftsbetrieb 551° 
Verſuch |. Diebſtahl 
freiwilliger Rücktritt: Aufgabe wegen Furcht vor ſofortiger 
Entdeckung 349 
Verteidigung |. Reviſion 
Beſchränkung der V. (ſ. Beweisantrag) 
durch Unterlaſſen rechtzeitigen Beſchluſſes auf einen Beweis 
antrag, wenn in dieſer Richtung Freiſprechung erfolgt 549 
vollſtändige Entziehung des dem Verteidiger zuſtehenden 
direkten Fragerechts 758° 
Viehſeuchen 
Prüfungsrecht des Strafrichters, ob tatſächlich eine Seuche⸗ 
ausgebrochen ſei. 2452. 
im voraus ohne „Seuchengefahr“ erlaffene Verordnungen 
find ungültig 755 9 
wer iſt Beſitzer des Viehs und deshalb nach 8 9 Viehſeuchen⸗ 
geſetzes vom 23. Juni 1880 anzeigepflichtig bei zwei in 
Fahrnisgemeinſchaft lebenden Ehegatten? 75562 
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Warenzeichen, Schutz der 

Bezeichnung von Verpackungs⸗ und Umhüllungsmaterial mit 
dem geſchützten Zeichen ohne räumliche Verbindung des 
Materials mit der Ware 247° 

Verſehen von in Deutſchland gefertigten, zum Export be⸗ 
ſtimmten und noch nicht in Verkehr geſetzten Waren mit 
dem geſchützten Zeichen eines Dritten 247° 

Vorſatz 351“ 

Eingießen einer anderen Flüſſigkeit (Maether ſtatt Maggi) 
in eine mit dem geſchützten Zeichen verſehene Flaſche in 
Gegenwart und mit Wiſſen des Käufers 351“ 

Buße: Solidarhaftung mehrerer Angeklagter 351° 

Irrtum des Täters darüber, daß das Zeichen dem jetzigen 
Firmeninhaber noch geſchützt ſei 551° 

gleichartige Waren, Begriff 76525 

Verwechſlungsgefahr mehrerer Zeichen; ſubjektiver Maßſtab 
7668 

Eintritt eines Vermögensſchadens iſt nicht Tatbeſtandsmerkmal 
des Vergehens nach 8 14 765 

Antrags berechtigte nicht nur der Produzent, ſondern auch der 
„Monopoliſt“, dem der ausſchließliche Vertrieb für ein 
beſtimmtes Territorium übertragen iſt 76537 

keine Anderung des rechtlichen Geſichtspunktes bei Erkennen auf 

Buße, obwohl § 18 (Buße) im Eröffnungsbeſchluß fehlt 759 10 

Wabhlvergehen 

Ausübung des Wahlrechts durch einen zu Unrecht in die 
Wählerliſte Eingetragenen 2412 349° 

heimliches Einlegen eines nicht kontrollierten Wahlzettels 
ſeitens eines Wahlberechtigten 747 10 

Wechſelſtempelſteuer |. Stempelidekte 
Wehrpflichtverletzung 

Verluſt der Staatsangehörigkeit: Unterbrechen des Aufenthalts 
im Ausland durch Rückkehr ins Inland ohne die Abſicht, ſich 
hierdurch die deutſche Staatsangehörigkeit zu ſichern 242° 

Verfahren: Nachweis der Staatsangehörigkeit durch die Er⸗ 
klärung des Zivilvorſitzenden nach 8 472 StPO. 351° 


Weingeſetz vom 24. Mai 1901 
Zuſatz von Zuckerwaſſer zur Verwandlung des ſtillen Weins 
in Schaumwein 24819 
„weinähnliche Getränke“, Begriff 55110 
Zuſatz von Säure gelegentlich der Klärung 551 , von 
Weinſteinſäure zur beſſeren Löſung der bei der Klärung 
verwendeten Hauſenblaſe 767“ 
Wettbewerb, unlauterer 
Angabe des „rellen“ Wertes mit unabgerundeten, auf den 
Pfennig berechneten Zahlen 2477 | 
„Totalausverkauf“: Nachſchub von gangbaren Waren, um 
dadurch den Verkauf anderer Waren zu erleichtern 24775 
Bezeichnung als „Hamburger Importhaus“ bei Bezug der 
meiſten Waren aus Hamburg 352° 5 
Geſchäftsgeheimniſſe, Submiſſionsofferten 3527 f 
verliert ein Geſchäftsgeheimnis durch Mitteilung an mehrere 5 
Perſonen ſeinen Charakter 766 20 : 
Konkurrenz zwiſchen Aneignung von Geſchäftsgeheimniſſen 
und Diebſtahl 548° . 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt * 
Verhältnis von 8 113 und 117 zu $ 114; Zeitpunkt des 
Beginns der Amtshandlung bei einer Pfändung 7472 
Vorſatz des Täters im Fall des § 114 74818 | 
Nötigung eines Beamten ($ 114), der von vorn herein ent 
ſchloſſen iſt, von Zwangsmaßregeln abzuſehen 748 18 | 
Zeuge ſ. kommiſſariſche Beweisaufnahme, Verleſung 
Zink haltige Gegenſtände ſ. bleihaltige 
Zollvergehen ſ. Süßſtoffgeſetz 
Vermutung des § 148 Abſ. 2, daß Angeklagter die Waffe 
zum Widerſtand mit ſich geführt habe 763 15 a 
Strafe bei Widerſtand mit Waffen ($ 148 Abf. 3 3G.) 
Schärfung nach Abſ. 1 a. a. O. 76315 5 
Verhältnis von $ 134 VG. zu 87 Abſ. I Süßſtoffgeſetz 767° - 
Zuſtändigkeit ſ. Gerichtsſtand 5 
Zwangsvollſtreckung ſ. Eigennutz 
Pfändbarkeit der Ladeneinrichtung eines Schlächters 760 
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8 274 Ziff. 1: 549 10 Art. 31: 760% 

8 275: 54911 208. Okt. Poſtgeſetz 

8 281: 246 u | 88 1, 27: 35101 

8 285: 246 1 8 2: 35101 7631 

8 286: 24419 54918 1874. 7. Mai. Preßgeſetz 

§ 288: 244% „ 95011 754“ f 8 20: 76418 | 
8 289: 75455 | 8 22: 75025 8 
8 290: 7600 24. Dez. Auslieferungsvertrag zwiſchen Deutſchland und 
8 293: 7611-34 Belgien. 

8 294: 549. Art. 6: 7641 

8 296: 5495 1876. 3. Juli. Gewerbeſteuergeſetz 

8 300: 75480 8 § 1: 550° 


1892. 
1898. 


1894. 


1896. 


1897. 


1899. 


1900. 


. 10. Febr. 


. 3. Juli. 


14. Mai. 


. 15. Juni 
. 10. Aug. 


Konkursordnung : 
8 240: 7604 76167 
8 240 Ziff. 4: 7619 
8 241: 7615 
8 244: 761° 
Spielkartenſtempelgeſetz 
88 10, 11: 765 
Nahrungsnmittelgeſetz 
8 10 Ziff. 2: 765% 
4. Juni. Wechſelſtempelſteuergeſetz 
8 15 Abſ. 2: 3510 
16. Juli. Tabakſteuergeſetz 
9 27: 765% 


Krankenverficherungsgeſetz 


8 52 82b: 7685 


9. Juni. Sprengſtoffgeſetz 
9 9 Abſ. 2: 76522 


25. Juni. Geſetz betr. den Verkehr mit blei⸗ und zink⸗ 


haltigen Gegenſtänden 
8 1: 247“ 


. 1. Mai. Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 


genoſſenſchaften 
8 7: 5505 
8 147: 550. 


0 Ne Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 


Haftung 

8 64: 247 u 

8 82: 765% 

8 84 Abſ. 1: 5517 

Warenzeichengeſetz 

§ 12: 6% 

8 14: 2475 76828 bis ar 

8 14 Abſ. 2: 351 5515 

§ 15: 765 

8 18: 3515 

8 20: 766% 

27. Mai. Wettbewerbsgeſetz 
8 1: 2477 3520 
8 4: 2475 
9 9: 3527 3486 766% 

5. Juli. Depotgeſetz 
8 10: 7660 

9. Juni. Geſetz betr. das Auswanderungsweſen | 
88 1, 11, 45: 247° | 
8 48: 24710 

20. Dezember. Geſetz betr. Anderungen von Be⸗ 

ſtimmungen über das Poſtweſen 

Art. 3 Abſ. 1: 24818 

3. Juni. Geſetz betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleichbeſchau 
8 8 Abſ. 2: 24810 


12. Mai. 


8 21: 24814 550“ 76651 
8 26 Abſ. 1: 24818 5504 766 71 
. 14. Juni. Reichsſtempelgeſetz 
88 22, 23, 25, 27: 766 
. 12. Mai. Geſetz, die privaten Verſicherungsunten 
nehmungen betr. 
8 108 Abſ. 1: 551° 
= 24. Mai. Geſetz betr. den Verkehr mit Wein 
8 3: 5514 
8 3 Abſ. 1 Ziff. 5: 767% 
8 5: 24810 
8 8: 55110 
8 13: 55111 
s 19. Juni. Urheberrecht 
88 2, 4, 9: 551 
§ 11: 3525 
8 14: 55118 
8 18: 551 
8 19 Ziff. 1: 248 1 
8 38: 3528 
8 45: 55112 
Geſetz über das Verlagsrecht 
8 3: 55112 
Schaumweinſteuergeſetz 
88 13, 16: 55215 
Sußſtoffgeſetz 
8 2: 24818 
§ 2c: 76735 
8 7: 7675 
8 8: 24818 767 26 


1903. 30. März. Kinderſchutzgeſetz 
58 7, 23: 76876 


1. Juli. 
1902. 9. Mai. 


F. Juli. 


9. Landesgeſetze. 
Prenfen. 
1850. 7. März. Jagdpolizeigeſetz. 
88 9—11: 7534 
29. März. Schiedmannsordnung 
88 1, 6: 345 ˙ 
6. April. Preuß. Forſt⸗ und Feldpolizeigeſetz 
8 30 Nr. 3: 75111 
19. April. Geſetz betr. den Handel mit Anteilſcheinen uf 
54918 
Preuß. Stempelſteuergeſet 
8 17: 75917 
2. Juli. Geſetz über die Strforgernichung Mint 
jähriger 
8 21: 


1871. 
1880. 
1894. 
1895. 31. Juli. 
1900. 
5524 76738 


Gſterreich. 
Oſterreichiſches Strafgeſetzbuch 
9 83: 3491 
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Hülfskaſſe für deutſche Pechts anwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stettin und die Anwaltskammer im Kammergerichtsbezirk 
zu Berlin haben der Kaſſe abermals Beihilfen, und zwar 
Stettin 1000 Mark und Berlin 5 000 Mark, und zwar 
letztere ausſchließlich zu Unterſtützungszwecken, gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen 
der anfrichtigſte Dank ansgeſprochen. 


— —— —— 


Zum Jahres wechſel. 

Das erſte Luſtrum deutſcher Rechtseinheit iſt beendet; das 
deutſche Volk und ſeine Juriſten haben ſich daran gewöhnt, 
den Beſitz des einheitlichen Bürgerlichen Rechtes als eine Not- 
wendigkeit, als eine Selbſtverſtändlichkeit zu betrachten. Schon 
find Anzeichen für das Verlangen vorhanden, die Rechtseinheit 
zu erweitern; iſt doch bereits ein einheitliches Bergrecht im 
Reichstage als notwendig bezeichnet worden. In erſter Linie 
find es ſozialpolitiſche Geſichtspunkte, die dieſes Verlangen 
beroorrufen und es empfiehlt fi wohl mehr, den berechtigten 
Wünſchen, insbeſondere auch der Bergarbeiter, durch ein fozial- 
politiſches Reichsgeſetz Rechnung zu tragen, als eine, übrigens 
keineswegs in Ausficht ſtehende, Uberſtürzung auf dieſem, von 
den lokalen Verhältniſſen, Anſchauungen und Gewohnheiten ſehr 
abhängigen Rechtsgebiete. Noch haben wir reichlich zu tun, die 
große Geſetzgebungsarbeit der letzten Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts uns ganz zu eigen zu machen. Allmählich naht zudem 
der Zeitpunkt heran, an dem eine Reviſion des BGB. an der 
Hand der mit ihm gemachten Erfahrungen nicht abzuweiſen 
ſein wird. Ich will nur an das Recht der Eheſcheidung er⸗ 
innern, wo das Fehlen der preußiſch⸗ rechtlichen Eheſcheidung auf 
Grund gegenſeitiger Einwilligung ſich als eine empfindliche Lücke 
fühlbar macht und die Ausgeſtaltung der Scheidung wegen 
bös licher Brlaffung ſich als ein doktrinärer Fehlgriff heraus ⸗ 
ſtellt. Auch ſonſt fehlen dem neuen Rechte nicht Mängel und 
Schwächen und es iſt an der Zeit, daß die deutſchen Juriſten 
in ihren Organiſationen und in der Fachpreſſe ſich der Auſ⸗ 
deckung und Verbeſſerung dieſer Punkte zuwenden. 

Daß das ablaufende Jahr uns noch nicht den vorläufigen 
Abſchluß der bürgerlich rechtlichen Geſetzgebung durch Ver⸗ 


abſchiedung des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag gebracht 
hat, kann bei der Schwierigkeit der Materie und den vielfachen 
und entgegengeſetzten Intereſſen auf dieſem Gebiete nicht wunder. 
nehmen. Überhaupt iſt das Jahr 1904 weniger betrüblich 
hinfichtlich deſſen, was es uns nicht gebracht als wegen deſſen, 
was es uns gebracht oder vielmehr genommen und zu nehmen 
verſucht hat. Die Angriffe auf die deutſche Juſtiz im all ⸗ 
gemeinen und die deutſche Anwaltſchaft im beſonderen find ge⸗ 
lungen: die Kaufmannsgerichte find eine Tatſache geworden. 
Der deutſche Geſetzgeber hat anſcheinend ſeinen Gerichten und 
Anwälten ſein Mißtrauen ausgeſprochen, ſie als ihren Aufgaben 
nicht gewachſen erachtet; in Wahrheit handelt es ſich um 
Schaffung einer wohlfeilen Juſtiz auf Koſten der Gemeinden; 
dieſe Verbilligung hätte auch ohne eine Zerſtoͤrung der einheitlichen 
Gerichtsorganiſation und ohne Beeinträchtigung des Anſehens 
der ſtaatlichen Gerichte erzielt werden können, wenn man ſich 
zu einer entſprechenden Herabſetzung der Gerichtskoſten entſchloſſen 
hätte. Doch einſtweilen wird die der Einheit der Gerichtsbarkeit 
neu geſchlagene Wunde klaffen und wir müffen uns ſchon bei 
der ſchwächlichen Hoffnung beſcheiden, daß die Reichsregierung 
ihren erklärten Willen wahrmachen und weiteren Abſplitterungs⸗ 
gelüſten und Sondergerichtsbeſtrebungen ein feſtes „Bis hierher 
und nicht weiter!“ entgegenſetzen werde. 

Noch ſchwebt die Frage der Reviſionsbeſchränkung. Wird 
das neue Jahr die geplante Anderung in Geſetzes kraft über- 
gehen ſehen, obwohl ſelbſt die Fürſprecher des Geſetzes⸗ 
vorſchlags in ihm einen Notbehelf, eine angeblich nicht zu ver- 
meidende Verſchlechterung der Rechtspflege ſehen? Noch in 
letzter Stunde möchte ich hier, einen, ſoweit mir bekannt, neuen 
Vorſchlag machen: Jedem Senat wird noch ein neues (achtes 
oder neuntes) Mitglied beigegeben, die dadurch für den regel- 
mäßigen Betrieb eintretende Verminderung der Zahl der auf das 
einzelne Mitglied entfallenden Sachen und Sitzungen läßt es 
alsdann zu, daß jeder Senat nach Bedarf im Jahre etwa 10 Extra- 
fitungen, d. h. jeden Monat mit Ausnahme der Ferien eine 
ohne Mehrbelaſtung der Mitglieder veranſtaltet. Hierdurch 
würde die Wirkung eintreten, wie wenn noch ein neuer Senat ein⸗ 
gerichtet wäre, ohne daß die gegen die Vermehrung der Senate 
ins Feld geführten Bedenken dieſem Vorſchlag entgegengeſetzt 
werden könnten. Da übrigens ſchon drei Ziwilſenate (1, 4, 5) 
ein achtes Mitglied haben, ſo handelt es ſich nur um die Ver⸗ 
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allgemeinerung eines ſchon angewendeten Aushilfsmittels, das 
auch inſofern entwickelungsfähig iſt, als bei vorhandenem 
Bebürfniffe auch noch ein weiterer Ergänzungsrichter, ohne An- 
taftung der Einheitlichkeit der Zuſammenſetzung und des inneren 
Zuſammenhangs des Senats, zur Verfügung geſtellt werden könnte. 

Das letzte Jahr hat nun auch die Gewißheit über den 
Zeitpunkt gebracht, in dem das Geſetz über die Gerichtsorganiſation 
Berlins in Kraft treten wird; am 1. Juni 1906 ſoll 
der unglückſelige Gedanke der Zertrümmerung des Berliner 
Gerichtsgebiets eine vollzogene Tatſache ſein. Noch ſind die 
Beratungen, über die Simultanzulaſſung der Anwälte der 
Berliner Landgerichte nicht abgeſchloſſen. Dem Vernehmen nach 
ſoll ſie den Anwälten gewährt werden, die zu einem beſtimmten, 
in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkte bei einem der Berliner 
Landgerichte zugelaſſen waren. Als maßgebende Zeitpunkte werden 
genannt der 1. Oktober 1894 (17) und das Datum der König- 
lichen Verordnung vom 7. November 1904 über die Inkraft⸗ 
ſetzung des Geſetzes. Eine ſolche zeitliche Beſchränkung würde 
die verſchiedenen Klaſſen der Berliner Anwälte noch um eine 
vermehren: haben wir bisher Anwälte mit und ohne Notariat, 
erſtere in Anſehung der Lage ihrer Geſchäftsräume unbeſchränkt 
oder auf einen beſtimmten Stadtbezirk verwieſen, ferner Anwälte 
— je nach ihrem Religionsbekenntniſſe — mit erhöhter und 
verminderter Geeigneiheit für das Notariat (Dreiliſtenſyſtem), 
Anwälte mit der Befugnis zum Auftreten beim Reichs militär⸗ 
gericht und den ſonſtigen militäriſchen Gerichten und ohne dieſes 
Privileg, jo wird noch hinzukommen der Rechtsanwalt mit und 
ohne Simultanzulaſſung. Die richtige Frageſtellung, ohne welche 
die richtige Antwort nicht zu erwarten iſt, lautet: Liegt die 
Simultanzulaſſung im Intereſſe der Rechtspflege? Wer, wie 
die große Zahl der Berliner Anwälte, dieſe Frage bejaht, kann 
nicht daran denken, die Simultanzulaſſung nur beſchränkt zu 
gewähren; für den, der die Frage verneint, ergibt ſich die 
Unterfrage, ob die gebotene Rückſicht auf den Beſitzſtand der 
vorhandenen Berliner Anwälte Zugeſtändniſſe erfordert; immer⸗ 
hin wird er dieſe Zugeſtändniſſe als Übergangsbeſtimmungen zu 
geſtalten haben, die tunlichſt bald zu dem regulären, eine unlieb- 
ſame Verſchiedenheit der jungen und alten Anwälte ausſchließen⸗ 
den Zuſtande führen. Welche Wirkungen die Umgeſtaltung der 
Berliner Gerichtsorganiſation ſonſt noch mit ſich bringen wird, 
it jetzt noch gar nicht abzuſehen. In den Kreiſen der kammer⸗ 
gerichtlichen Anwälte beſteht die Befürchtung, daß landgerichtliche 
Anwälte und Anwalts ſozietäten mit größerer Praxis ſich noch 
einen bei dem Kammergericht zugelaſſenen Kollegen angliedern 
werden, der die an dieſes Gericht gelangenden Sachen führt 
und ſo die dafür aufkommenden Gebühren der Sozietät ver⸗ 
dient; die Hauptaufgabe aber dieſes „beim Kammergericht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalts“ würde alsdann darin beſtehen, die 
land» und amtsgerichtlichen Termine der Sozietät, die bei der 
räumlichen Entfernung der verſchiedenen Gerichtsgebäude von 
einander von einem oder zwei Anwälten nicht erledigt werden 
koͤnnten, wahrzunehmen. Für die beim Kammergericht zugelaſſenen, 
ſich auf die Praxis bei demſelben beſchränkenden Anwälte und 
auch für die Senate ergebe ſich daraus die unannehmbare Folge, 
daß die ſo durch das Verhandeln vor anderen Gerichten in An⸗ 
ſpruch genommenen Kollegen erſt nach Erledigung ihrer ſonſtigen 
Tätigkeit auf dem Kammergericht erſcheinen und unter Miß⸗ 
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brauch der Kollegialität und unter Außerachtlaſſung der gebotenen 
Rückficht auf das Gericht, die Senate und die Kollegen warten 
laſſen. Indes ſchon heute hat ſich der Ausſchuß der beim 
Kammergericht zugelaſſenen Anwälte darüber ſchlüſſtg gemacht, 
daß die in der Beſchäftigung bei einem anderen Gerichte 
liegende Verhinderung eines Kollegen kein Hindernis für den 
Antrag auf Erlaß eines Verſäumnisurteils bilden darf. Zudem 
erſcheint eine derartige Berufsausübung, welche ihrer Natur nach 
zur Verletzung der dem Gerichte und den Kollegen geſchuldeten 
Rückſicht führt, als Verſtoß gegen die Pflicht eines Rechtsanwalts 
und gegen das Prinzip der Lokaliſation der Rechtsanwaltſchaft. 
Es iſt deshalb zu vertrauen, daß Auswüchſen mit Erfolg ent⸗ 
gegengetreten werden kanne. 

Der Ehrengerichtshof in Leipzig hat auch in letzter 
Zeit wieder Elemente dem Anwaltſtande erhalten, gegen die 
in der erſten Inſtanz von dem Ehrengericht auf Ausſchließung 
erkannt worden war. Bei der verhältnismäßig häufigen 
und grundſätzlichen Verſchiedenheit in der Beurteilung 
ſolcher ſchweren Fälle, drängt ſich die Frage auf, ob ein in 
der Mehrheit aus Nichtrechtsanwälten beſtehender Gerichtshof 
ſich als höchſter Wächter der Integrität und der Reinheit des 
Anwaltſtandes eignet. Iſt die Deutſche Rechtsanwaltſchaft in den 
letzten 25 Jahren etwa den Beweis ſchuldig geblieben, daß fie 
willens und imſtande iſt, Selbſtzucht zu üben und daß es ſich 
erübrigt, ihr eine richterliche Majorität als Kontrollinſtanz zu 
geben? Der preußiſche Ehrengerichtshof für Arzte ſetzt ſich, 
abgeſehen von einem juriſtiſchen Vorfitzenden, aus ärztlichen 
Standesgenoſſen zuſammen. Sollte die Rechtsanwaltſchaft nicht 
dasſelbe Vertrauen verdienen, ſodaß der Ehrengerichts hof fich 
etwa aus dem Präfidenten des Reichsgerichts oder feinem Stell⸗ 
vertreter, aus drei Reichsgerichtsanwälten als ſtändigen Mit- 
gliedern und im übrigen aus Mitgliedern der Vorſtände der 
Anwaltskammern zuſammenſetzen koͤnnte? Hier wäre alſo auch 
noch eine Entlaſtung des Reichsgerichts möglich! Dieſe Frage 
dürfte ſich wohl für einen der nächſten Anwaltstage eignen. 
Im Anſchluſſe hieran konnte auch erörtert werden, ob es ſich 
weiter empfiehlt, die geſamte Rechtſprechung des Ehrengerichts- 
hofes in extenso durch den Druck zu publizieren. In keinem 
anderen Stande findet ſich ein ähnlicher Vorgang. Gewiß iſt 
der Standpunkt durchaus begründet, die Rechtsanwaltſchaft 
habe nichts zu verſchweigen, und der objektive Beurteiler wird 
anerkennen müſſen, daß die Zahl der Verfehlungen nur gering 
iſt bei einem Beſtande von etwa 7000 —8 000 Anwälten. Aber 
die Mißgünſtigen — und unſerm Stande fehlt es nicht an 
ſolchen Beurteilern — werfen ſich in die Bruſt und ſagen, dies 
kommt alles im Anwaltſtande vor! Uns fehlen die Beweis ⸗ 
mittel für unſere Überzeugung und Behauptung, daß es in den 
andern Ständen auch einzelne unwürdige Mitglieder gibt, die 
ſich ebenſo ſchwer gegen die Standespflicht vergehen, wie die 
ſchuldigen Rechtsanwälte. Sobald die Ehrengerihte- und 
Diſziplinarerkenntniſſe des Offizier⸗ und des Richterſtandes ver⸗ 
oͤffentlicht werden, werden wir gewiß nicht zurückzuhalten brauchen 
Dazu bedenke man die Fälle, die nicht mit Aus ſchließungen, 
ſondern mit andern Beſtrafungen enden! Hier verſtoͤßt die 
Veröffentlichung geradezu gegen das Intereſſe des Standes und 
noch mehr gegen das Intereſſe des Beſtraften. Die Feſtſtellung 
der Perſönlichkeit des Beſtraften bietet überall wenig, in dem 
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eigenen Bezirke des Beſtraften aber gar keine Schwierigkeit. 
Übrigens erſcheint bei der beſchränkten Öffentlichkeit der Ver⸗ 
handlung des Ehrengerichtshofes, zu denen nur die Angehörigen 
der erſtinſtanzlichen Anwaltskammer Zutritt haben, die Ver⸗ 
oͤffentlichung auch rechtlich nicht ohne Bedenken. Der Umſtand, 
daß die Entſcheidungen des Ehrengerichtshofes nur an Anwälte 
oder ſonſt Legitimierte von dem Verlag verkauft werden, bietet 
keine Garantie gegen Mißbrauch, find doch die Entſcheidungen 
in jeder großeren Gerichtsbibliothek für den allgemeinen Ge⸗ 
brauch zur Verfügung und antiquariſch jederzeit am Markte. 
Es dürfte genügen, die rechtlich und grundſätzlich erheblichen 
Entſcheidungen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu veröffentlichen; 
aber die ſchmutzige Wäſche brauchen wir nicht öffentlich vor den 
Augen des Publikums zu waſchen! 

Mit einer gewiſſen Enttäuſchung habe ich die Feier des 
fünfundzwanzigjährigen Beſtehens der freien Advokatur ſich voll⸗ 
ziehen ſehen. Ein Feſteſſen iſt das hoͤchſte was zuſtande ge ⸗ 
kommen iſt. Nirgends ein dauerndes, wahrnehmbares Zeichen 
der Erſtarkung und des Fortſchritts! Mit einer gewiſſen Be⸗ 
ſchämung leſe ich in meiner vorigen Neujahrsbetrachtung den 
Satz: „Welch würdigere Vierteljahrhundertfeier der freien 
Advokatur läßt ſich denken, als ein mannhaftes Vorgehen in den 
beiden wichtigen Dingen der Fürſorge für die hilfsbedürftigen 
Standesgenoſſen und ihre nächſten Angehörigen, ſowie der Für⸗ 
ſorge für unſere Bureauangeſtellten!“ Faſt ſcheint es als ob der 
junge Stand der freien Advokatur altert, noch bevor er ſich zu 
der bei ſeiner Entſtehung erhofften Vollkraft entwickelt hat. Iſt 
es Mangel an Gemeinfinn, an Intereſſe für die wichtigſten 
Aufgaben des Standes? Ich glaube es nicht; ein Stand, wie 
der unſere, der fort und fort im Kampfe und auf der Wacht 
für fremdes Recht ſteht und ſich in dieſer Aufgabe bewährt, 
kann als Stand nicht altersſchwach ſein. Die Perſonen altern, 
nicht der von Tag zu Tag durch junges, friſches Blut ergänzte 
Stand. Mir ſcheint eine andere Urſache den Stillſtand in der 
Entwickelung unſeres Standes zu erklären, es iſt dies der 
mangelnde Wechſel in der Zuſammenſetzung unſerer Vorſtände, 
die Auffaſſung, daß das Unterbleiben der Wiederwahl der aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder eine Kränkung der verdienten Männer ſei, 
die man ihnen nicht zufügen könne und wolle. So bildet ſich 
ein eingeſeſſener, feſt geſchloſſener Kreis von verhältnismäßig 
wenig Perſonen, die jahraus, jahrein mit der Würde auch die 
Bürde des Amtes tragen. Der Mangel regelmäßigen Wechſels 
macht ſich mit Naturnotwendigkeit in einem mit den Jahren 
ſteigenden Maße geltend; dies wird, wenigſtens von einzelnen 
Ausnahmen abgeſehen, die Regel ſein. Mir liegt es fern, all 
den verdienten Männern, die zum Teil ſchon ſeit Jahrzehnten 
ununterbrochen fi dem Dienſte der Allgemeinheit in uneigen- 
nützigſter Weiſe gewidmet haben, zu nahe zu treten, aber auch 
hier muß das Wohl des Ganzen der Rüdficht auf die Einzelnen, 
und mögen ſie ſich noch ſo verdient gemacht haben, vorgehen. 
Blicken wir nach Belgien und Frankreich, ſo ſehen wir einen 
großen Wechſel der das Barreau leitenden Perfönlichkeiten, und 
in der Liſte der Kammer finden wir eine Ehrenreihe aufgeführt, 


der „anciens bätonniers“. Wenn die Kammern grundſätzlich er. 


klären, wir wählen die ausſcheidenden Mitglieder hintereinander 
höchſtens zwei oder dreimal (d. h. bei der geſetzlichen vierjährigen 
Wahlzeit [5 44 RAD.] hoͤchſtens zu einer ununterbrochenen acht ⸗ 


3 
oder zwölfjährigen Amtsdauer) wieder, fo kann der fo nicht Wieder⸗ 
gewählte hierin keine Verletzung erblicken; wird er ſpäter wieder⸗ 
gewählt, jo wird ihm dies eine größere Ehre fein und ihm viel ⸗ 
leicht ein höheres Anſehen gewähren, als die Wiederwahl auf 
Grund einer gleichſam unter dem Zwange perſoͤnlicher Rück⸗ 
fichten ſich vollziehenden Erfitzung. Der Einwand, daß der 
innere Zuſammenhang, die Kontinuität des Vorſtandes hierdurch 
gefährdet werde, iſt nicht begründet: die Erneuerung kann ſo 
allmählich vor ſich gehen, daß die guten Überlieferungen der 
Vorſtände nicht einer gewaltſamen Unterbrechung ausgeſetzt, 
ſondern einer heilſamen Fortbildung unterzogen werden. Unſere 
Kammern ſind vom Geſetze als demokratiſche Gebilde gedacht 
und organifiert, die Rechtsanwaltſchaft hat die Macht und die 
Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß die demokratiſche Verfaſſung 
unſerer Standes republik nicht zu einer Oligarchie entarte! 
Neumann. 


Zur Frage des Ausſchluſſes aus einem dem Rechte 


des BGB. unterſtehenden nicht rechtsfähigen Verein. 


Von Dr. jur. Dürr in Würzburg. 

Ein Artikel in Nr. 48/49 der JW. 1903 beſchäftigt ſich 
mit der Frage des Ausſchluſſes von Mitgliedern aus einem 
nicht rechtsfähigen Vereine nach dem Rechte des BGB. und 
gelangt zu folgenden Ergebniſſen: 

1. Der Ausſchluß eines Mitgliedes iſt zuläffig, auch wenn 
die Satzung keinerlei Vorſchriften darüber enthält, daß der Be⸗ 
ſtand des Vereins vom Wechſel der Mitglieder unabhängig 
ſein ſoll, ſowie welche Gründe den Ausſchluß rechtfertigen und 
in welcher Weiſe er zu erfolgen hat. 

2. Führt die Satzung nicht die Gründe auf, aus welchen 
ein Mitglied ausgeſchloſſen werden kann, fo iſt 8 737 mit 
§ 723 Abſ. I Satz 2 BGB. maßgebend: Der Ausſchluß iſt 
zuläffig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

3. Die Satzung kann die Gründe im einzelnen aufführen, 
welche den Ausſchluß eines Mitgliedes rechtfertigen. Sie kann 
ferner das nach 58 737, 54 BGB. allen Mitgliedern 
gemeinſchaftlich zuſtehende Ausſchließungsrecht einem 


Vereinsorgan einräumen. Sie kann endlich unter der Vor⸗ 


ausſetzung, daß ſie beſtimmte Ausſchließungsgründe fixiert, auch 
den Rechtsweg gegen den Ausſchließungsbeſchluß wegbedingen. 

4. Das Gericht iſt nicht befugt, die materiellen Grund⸗ 
lagen eines Ausſchließungsbeſchluſſes nachzuprüfen, wenn er ſich 
auf die Satzung gründet, d. h. wenn die Satzung ſich über die 
Ausſchließungsgründe ausſpricht und der Beſchluß auf einen 
der ſatzungsmäßigen Ausſchließungsgründe geſtützt iſt. Dagegen 
iſt das Gericht zu jener Prüfung berechtigt und verpflichtet, 
wenn der Ausſchließungsbeſchluß ſich lediglich auf das Geſetz 
gründet, d. h. wenn die Satzung keine Ausſchließungsgründe 
namhaft macht, oder der Beſchluß auf einen der namhaft ge⸗ 
machten Gründe nicht Bezug nimmt. In ſolchen Fällen hat 
das Gericht zu prüfen, ob gemäß 85 737, 723 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. ein wichtiger Grund gegeben iſt. 

Die Formalien der Ausſchließung hat das Gericht ſtets 
zu prüfen. 

Mit der Aufſtellung dieſer Sätze, von denen den unter 
1—3 aufgeführten in vollem Umfange, denjenigen unter 4 mit 
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einer gewiſſen Einſchränkung (ſiehe unten sub III) zugeſtimmt 
werden kann, iſt die wichtige Frage des Ausſchluſſes eines Mit⸗ 
gliedes aus einem nicht rechtsfähigen Vereine in dankenswerter 
Weiſe der Klärung entgegengeführt. Erſchoͤpft iſt ſie indes da⸗ 
mit noch nicht, wie erſt neuerdings ein praktiſcher Fall zeigte, 
der ein Amtsgericht und im Berufungswege das übergeordnete 
Landgericht beſchäftigt hat. 

Drei Fragen haben ſich anläßlich jenes Falles aufgerollt, 
welche in dem erwähnten Artikel nicht berührt find: 

a) die Frage des Ausſchließungsverfahrens, wenn die 
Satzung dasſelbe nicht regelt, 

b) die Frage der Rechtswirkſamkeit eines Ausſchließungs⸗ 
beſchluſſes, welcher, geſtützt auf einen in der Satzung vor⸗ 
geſehenen Ausſchließungsgrund, von der Mitglieder- (General.) 
verſammlung gefaßt tft, während ſatzungsgemäß der Ausſchuß, 
bezw. der Vorſtand oder ein anderes Vereinsorgan über den 
Ausſchluß von Mitgliedern zu befinden hat, endlich 

c) die Frage der Stellung des Gerichts gegenüber der 
Selbſtverwaltung des Vereins, wenn die Satzung zwar be⸗ 
ſtimmte Ausſchließungsgründe namhaft macht, aber keine Be⸗ 
ſtimmungen über das Ausſchließungsverfahren enthält. 

I. Von beſonderer Bedeutung iſt die erſte der aufgeworfenen 
Fragen, die Frage, in welcher Weiſe die Ausſchließung eines 
Mitgliedes erfolgen muß, bezw. kann, wenn die Satzung 
darüber ſchweigt. Denn die Satzungen der häufig recht unbe⸗ 
deutenden nicht rechtsfähigen Vereine find oft mangelhaft, was 
ſich daraus erklärt, daß ſie von Perſonen, welche der erforder⸗ 
lichen Rechtskenntnis entbehren, ohne den Beiſtand eines Rechts⸗ 
kundigen aufgeſtellt werden. Da iſt auch der Fall nicht ſelten, 
daß in der Satzung Vorſchriften über die Art und Weiſe der 
Ausſchließung fehlen. 

Wie immer, ſo haben auch hier in Ermangelung entgegen⸗ 
ſtehender ſatzungsmäßiger Beſtimmungen die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften Maß zu geben. 

Nach §§ 54, 737 BGB. hat die Ausſchließung eines 
Mitgliedes aus einem nicht rechtsfähigen Verein durch die 
übrigen Mitglieder gemeinſam zu erfolgen. Es iſt alſo an ſich 
Einftimmigkeit erforderlich. 

Dieſe geſetzliche Regelung erſchwert die Ausſchließung eines 
Mitgliedes ungemein. Es wirft ſich daher die Frage auf, ob 
ſich nicht ein Weg erſchließen läßt, auf welchem ſich die Aus⸗ 
ſchließung von Mitgliedern in einfacherer Weiſe durchführen 
läßt. Dabei richtet ſich der Blick auf die Mitglieder- (General-) 
verſammlung, welche man ja als das eigentlich herrſchende 
Organ eines Vereins anzuſehen gewohnt iſt, welcher man daher 
auch die einſchneidende Maßnahme der Ausſchließung von Mit⸗ 
gliedern zuzuerkennen geneigt iſt. Allein ſieht man ſich im 
BGB. nach einer Stütze für dieſe Annahme um, ſo ſucht man 
vergeblich; man ſtößt im Gegenteil auf einen Umſtand, welcher 
jener Annahme direkt entgegenſteht. In § 32 BGB. iſt für 
den rechtsfähigen Verein die Beſorgung aller Vereins⸗ 
angelegenheiten und damit — wie allſeitig anerkannt iſt — 
auch die Ausſchließung von Mitgliedern der Mitglieder- 
verſammlung zugewieſen, ſoweit nicht die Satzung andere 
Vereinsorgane mit der Erledigung der Vereinsangelegenheiten 
betraut. Eine analoge Anwendung des § 32 BGB. auf die 
nicht rechtsfähigen Vereine iſt angeſichts des § 54, welcher 
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dieſelben einem weſentlich anderen Rechte unterſtellt als die 
rechtsfähigen Vereine, unzuläſſig. Es ſcheint vielmehr der 
Wille des Geſetzgebers dahin zu gehen, daß im Gegenſatze zum 
rechtsfähigen Verein beim nicht rechtsfähigen an und für ſich 
unbeſchadet anderweiter Regelung durch die Satzung zum Aus⸗ 
ſchluſſe eines Mitgliedes das gemeinſame Vorgehen aller 
übrigen Mitglieder erforderlich ſein ſoll. 

Um übrigens die Zuſtändigkeit der Mitgliederverſammlung 
zur Ausſchließung von Mitgliedern zu begründen, bedarf es 
nicht einer ausdrücklichen ſpeziellen Ermächtigung derſelben zur 
Ausübung dieſer Befugnis; es muß vielmehr als genügend 
erachtet werden, wenn entſprechend der für die rechtsfähigen 
Vereine maßgebenden geſetzlichen Beſtimmung in $ 32 BGB. 
durch die Satzung des nicht rechtsfähigen Vereins die Be⸗ 
ſorgung der Vereinsangelegenheiten in ihrer Geſamtheit, die 
beſonders abgegrenzten Wirkungskreiſe des Vorſtandes und der 
ſonſtigen Vereinsorgane ausgenommen, der Mitglieder ⸗ 
verſammlung zugewieſen iſt. 

In dieſem Sinne, nicht dagegen als Ausdruck einer von 
der hier vertretenen abweichenden Anfiht dürfte die Bemerkung 
Gierkes in ſeiner Monographie: Vereine ohne Rechtsfähigkeit 
nach dem neuen Rechte 2. Aufl. S. 17 Note 26 aufzufaſſen 
fein, das in § 737 BGB. „den übrigen Geſellſchaftern gemein · 
ſchaftlich“ zugeſchriebene Ausſchließungsrecht könne durch 
Mehrheitsbeſchluß ausgeübt, aber auch dem Vorſtande oder 
einem anderen Organe übertragen werden. 

II. Was ſodann die Frage betrifft, ob ein entgegen der 
Satzung von der Mitgliederverſammlung ſtatt vom Vorſtand 
oder einem anderen Vereinsorgan gefaßter Ausſchließungsbeſchluß 


rechtswirkſam iſt, ſo würde wiederum für die Bejahung dieſer 


Frage, welche geſetzlich nicht geregelt iſt, die Erwägung ſprechen, 
daß die Mitgliederverſammlung das das geſamte Vereinsleben 
beherrſchende Organ iſt, woraus man folgern könnte, daß ein 
von ihr gefaßter Beſchluß geeignet ſein müſſe, die Beſchluß⸗ 
faſſung jedes anderen Vereinsorganes zu erſetzen. 

Bei näherer Prüfung erweiſt ſich indes dieſe Folgerung 
als nicht haltbar. Allerdings befitzt die Mitgliederverſammlung 
vor jedem anderen Vereinsorgan einen bedeutenden Vorzug 
darin, daß in ihr jedes Mitglied zu Worte kommt. Aber es 
darf nicht überſehen werden, daß der große Kreis der Teil⸗ 
nehmer bei der Mitgliederverſammlung eine nicht zu unter⸗ 
ſchätzende Gefahr in ſich birgt: Eine erſchoͤpfende ſachliche Er⸗ 
ͤrterung der Fragen iſt erſchwert; Bedenken werden vielfach 
unterdrückt und bleiben unausgeſprochen; die Verantwortlichkeit 
des Einzelnen kommt weniger zu Bewußtſein; jeder kann ſich 
hinter der Geſamtheit decken; die Leitung liegt gerade bei der 
Mitgliederverſammlung in der Hand einiger führender Perſonen 
(vergl. RG. Entſch. vom 27. III. 1900, IW. S. 417, wo 
ahnliche Erwägungen in einem Falle ausgeſprochen werden, der 
einen rechtsfähigen Verein betrifft). 

Nach alledem bietet die Beratung und Abſtimmung in der 
Mitgliederverſammlung nicht die gleiche Garantie für Objektivität 
und eingehende Prüfung wie die Beratung und Abftimmung in 
einem nur eine beſchränkte Teilnehmerzahl aufweiſenden 
Vereinsorgan. 

Und gerade wenn es ſich um die Ausſchließung eines 
Mitgliedes handelt, kommen die geſchilderten Schattenſeiten einer 
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Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung mit Rückſicht auf 
die Leidenſchaften, welche bei einer ſolchen Gelegenheit ihr Spiel 
neiben, doppelt zur Geltung. 

Faßt ſonach die Mitgliederverſammlung in einer Angelegenheit, 
deren Beſorgung ſatzungsgemäß dem Vorſtand oder einem 
anderen Vereinsorgan zuſteht, Beſchluß, ſo iſt derſelbe als nichtig 
zu erachten. Iſt insbeſondere die Ausſchließung eines Mitgliedes 
auf ſolche Weiſe erfolgt, jo iſt und bleibt dasſelbe. bis auf 
weiteres Mitglied. 

III. In der eingangs gegenwärtiger Erörterung angezogenen 
abhandlung iſt u. a. der oben sub 4 bereits wiedergegebene 
Satz aufgeſtellt, bei Ausſchluß eines Mitgliedes aus einem 
nicht rechtsfähigen Vereine ſei, ſofern die Satzung die Aus- 
ſchließungsgründe fixiere, und der Ausſchließungsbeſchluß auf 
einen dieſer Gründe geſtützt ſei, die Frage ob die Ausſchließung 
aus dieſem Grunde gerechtfertigt war, d. h. ob dieſer Grund 
tatſächlich vorlag, der Nachprüfung des Gerichts entzogen. Der 
Satz iſt nach dem Wortlaute ganz allgemein gehalten. Eine 
kurze Bemerkung am Ende des Aitikels, dahin lautend, die 
Formalien der Ausſchließung habe das Gericht in jedem Falle 
nachzuprüfen, deutet aber darauf hin, daß der Verfaſſer jenen 
Satz nicht in dem weiten Sinne gemeint hat, welchen der 
Wortlaut annehmen ließe, ſondern daß er denſelben mit Be⸗ 
ſchränkung auf die Fälle hat aufſtellen wollen, in denen die 
Satzung ein beſtimmtes Ausſchließungs verfahren vorſieht. 

Mit dieſer Beſchränkung hat der Satz volle Berechtigung. 
Denn wenn der Grund, welcher eine Nachprüfung des Gerichts 
bezüglich der materiellen Grundlagen eines Ausſchließungs⸗ 
keſchluſſes verbietet, die Autonomie und Selbſtverwaltung tft, 
welche dem nicht rechtsfaͤhigen wie dem rechtsfähigen Vereine 
zukommt, ſo erſcheint die Ausſchließung eines Mitgliedes zum 
mindeften dann als ein Ausfluß dieſer Autonomie und Selbſt⸗ 
verwaltung, wenn ein Vereinsorgan, ermächtigt durch die Satzung, 
unter Beobachtung der von der Satzung vorgeſchriebenen Formalien 
die Ausſchließung eines Mitgliedes aus einem der in der Satzung 
frierten Gründe ausſpricht. 

Es fragt ſich nun aber, ob der hier zur Erörterung 
flehende Satz nicht auch für die Fälle Geltung beanſpruchen 
kann, da die Satzung das Ausſchließungsverfahren nicht regelt. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen und zwar um des willen, weil 
bier ein Akt der Selbſtverwaltung des Vereins nicht gegeben iſt. 

Der Begriff der Autonomie und Selbſtverwaltung ſetzt ja 
voraus, daß eine körperſchaftlich organifierte Perſonenvereinigung 
ihr inneres Leben aus eigener Machtvollkommenheit, wenn auch 
mittelbar auf Grund geſetzlicher Ermächtigung, generell durch 
allgemeine Anordnungen, bezw. ſpeziell durch Entſcheidungen 
im einzelnen Falle regelt. Dieſe Regelung muß aber durch die 
körperſchaftlich organifierte Perſonenvereinigung als ſolche ge- 
ſchehen, was nach Lage der Sache allein in der Weiſe möglich 
iſt, daß die Perſonenvereinigung durch Organe tätig wird, die 
ihr ſelbſt oder dem Geſetze ihre Entſtehung verdanken. Dabei 
beſteht freilich, ſoweit eine Perſonenvereinigung eine koͤrperſchaft⸗ 
liche Organiſation erſt durch Aufſtellung gewiſſer grundlegender 
ſatzungs mäßiger Beſtimmungen gewinnt, was gerade bei den 
Vereinen zutrifft, die Eigentümlichkeit, daß die 1. Satzung nicht 
einen Akt der Autonomie darſtellt, ſondern im Wege vertrags⸗ 
mäßiger Vereinbarung zu ſtande kommt. 
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Ein Akt der Selbſtverwaltung erfordert alſo immer das 
Tätigwerden eines Organes. Wie nun aber oben sub I aus- 
geführt wurde, hat die Ausſchließung eines Mitgliedes aus 
einem nicht rechtsfähigen Vereine, ſofern ſie durch die Satzung 
nicht einem Vereinsorgan (im Wege ſpezieller, eventuell genereller 
Beſtimmung) zugewieſen iſt, durch alle übrigen Mitglieder 
gemeinſchaftlich zu erfolgen. Wenn die Mitglieder eines nicht 
rechtsfähigen Vereins in ſolcher Weiſe gemeinſam vorgehen, ſo 
handeln fie nicht etwa als ein vom Geſetze berufenes Vereins ⸗ 
organ, was ſich ſchon aus der Stellung der fraglichen Be⸗ 
ſtimmung ($ 737 BGB.) im Geſellſchaftsrechte ergibt; fie 
machen vielmehr von einem ihnen als Einzelnen zugewieſenen, 
jedoch durch ein Zuſammenwirken Aller nach dem Rechtsbegriffe 
der geſamten Hand auszuübenden Recht Gebrauch. Ob ihnen 
das in Anſpruch genommene Recht im einzelnen Falle tatſächlich 
zuſtand, hat der Richter auf Anrufen nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu prüfen und zu entſcheiden. 


Über das Geltendmachen der Gläubigeranfechtung. 
Von Rechtsanwalt Kurlbaum in Potsdam. 


Können die in der Konkursordnung und im Anfechtungs⸗ 
geſetze für die Geltendmachung der Anfechtung gegebenen Friſten 
nur durch Erhebung der Klage oder Geltendmachung der Einrede 
im Prozeß gewahrt werden? Dieſe Frage, die früher in der Recht⸗ 
ſprechung ausnahmslos, in der Theorie von der weit überwiegenden 
Mehrheit der Schriftſteller bejaht worden war,“) iſt durch die 
mit der Konkursordnungsnovelle und dem Einführungsgeſetz 
dazu eingeführten Anderungen des 3. Titels der Konkurs ordnung 
und des Anfechtungsgeſetzes wieder ſtreitig geworden. Nachdem 
ſich zunächſt in der Literatur die Anſicht Geltung verſchafft 
hatte, es ſeien — aus ſpäter zu erörternden Gründen — die 
erwähnten Anderungen des Geſetzes dahin zu verfiehen, daß 
zur Wahrung der Friſten ein formloſes Geltendmachen der 
Anfechtung genüge, ) hat das Reichsgericht in drei Ent⸗ 
ſcheidungen ) die Anfiht für falſch, die Geſetzesänderungen 
für unerheblich und die gerichtliche Geltendmachung der Anfechtung 
für erforderlich erklärt und hierin alsbald auch wieder Gefolg⸗ 
ſchaft in der Literatur gefunden. T) 

Wenn die aufgeworfene Frage hier noch einmal im Zu⸗ 
ſammenhang erörtert werden ſoll, ſo ſei vorweggenommen, daß 
ſie ſich in den Urteilen des Reichsgerichts wie bei den Schrift⸗ 
ſtellern häufig in der Faſſung findet, ob die Gläubigeranfechtung 
nur gerichtlich oder auch durch bloße Erklärung dem Anfechtung ⸗ 
gegner gegenüber erfolgen könne. Es iſt aber nie zweifelhaft 
geweſen, daß die von dem Anfechtungsgegner auch auf einen 


) Ausnahme war nur Dernburg, PrPrivatrecht, Bd. 2 § 130 
Anm. 2 und Coſack, Anfechtungsrecht des Gläubigers, S. 2 u. 19. 

*) Vergl. Wilmoweki, KO. 6. Aufl. $ 29 Anm. 14; Jäger, 
1. Aufl. § 29 Anm. 41; Sarvey⸗Beſſert, $ 69 Anm. 3; Mayer, 
§ 29 Anm. III; Wolff, $ 29 Anm. II; Seuff. KonkProzeßrecht 
S. 220, 227; Rintelen, Konkursrecht, § 13, 1, 26; Fitting, Reichs. 
Konkursrecht, § 17 III. 

%) Urteil v. 22. Okt. 1902, RG. 52, 334 ff.; v. 29. März 1904, 
IJ W., 367 f.; v. 28. Juni 1904, J W., 496. 

+) Jäger, (2.) $ 29 Anm. 57ff.; Hartmann⸗Meikel AnfG. Vorbem. 
§4 Bernhardi AnfG. § 1 Anm. 1. 
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nur außergerichtlich erhobenen Anſpruch bewirkte Rückgewähr 
des durch die anfechtbare Handlung entzogenen Vermoͤgens⸗ 
beſtandteils oder die Duldung der durch den Gläubiger bewirkten 
Zwangsvollſtreckung in einen ſolchen Gegenſtand nichts anderes 
als die Erfüllung des Anfechtungsanſpruches iſt, daß der An⸗ 
fechtungsgegner damit alſo nicht etwa eine fremde Schuld, 
ſondern eine eigene Verbindlichkeit tilgt und damit auch gegen 
jeden ſpäter angreifenden Gläubiger gedeckt iſt. Eines Richter⸗ 
ſpruchs, wie er zum Beiſpiel zur Durchführung der Anfechtung 
einer Ehe erforderlich iſt, bedarf es zur Erledigung der Gläubiger- 
anfechtung nicht. Die Frage muß deshalb ſein, nicht wie die 
Anfechtung vorzunehmen iſt, ſondern, wie die für die Anfechtung 
innerhalb und außerhalb des Konkurſes beſtimmten Friſten 
gewahrt werden. 

Die Vertreter der Anſicht, daß eine formloſe Anfechtung 
genüge, berufen ſich auf die Analogie der Anfechtung wegen 
Willensmängel, die im BGB. 58 119— 124, 142—144 
geregelt iſt. Bei ihr ſei zwiſchen Anfechtungsrecht — dem 
Recht, eine unter Irrtum, Betrug, Zwang oder Drohung ab⸗ 
gegebene Willenserklärung anzufechten — und dem Anfechtungs⸗ 
anſpruch — dem nach erfolgter Anfechtung beſtehenden Anfpruche 
des Anfechtenden gegen ſeinen Gegner — zu unterſcheiden. Erſt 
der Anſpruch, nicht ſchon das Recht bedeute die Befugnis, von 
dem anderen ein Tun oder Laſſen zu verlangen, das Recht konne 
deshalb nicht einer Verjährung unterliegen, die nur für An⸗ 
ſprüche gegeben ſei (BGB. 5 194) und ſei für eine zeitliche 
Begrenzung deshalb einer Ausſchlußfriſt unterworfen (angeordnet 
im BGB. 88 121, 124). Zur Wahrung der Ausſchlußfriſt 
genüge die bloße Erklärung gegenüber dem Gegner (empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung) BGB. § 143. Der Anſpruch 
dagegen unterliege der ordentlichen Verjährung und könne inner⸗ 
halb der Verjährungsfriſt gerichtlich geltend gemacht werden. 
Geradeſo ſei es bei der Gläubigeranfechtlung; auch hier müſſe 
man zwiſchen Anfechtungsrecht und Anfechtungsanſpruch ſcheiden 
und aus dieſer Scheidung dann dieſelben Folgerungen wie bei 
der Anfechtung wegen Willensmängel ziehen. Bei der für die 
fernere Unterſuchung notwendigen Würdigung dieſer behaupteten 
Analogie ſollen die in der Konkursordnungsnovelle und dem 
Einführungsgeſetz dazu eingeführten Geſetzesänderungen zunächſt 
unberückfichtigt bleiben. 

Es muß zugegeben werden, daß jede Anfechtung einen nach 
außen wirkſamen oder gültigen Rechtszuſtand in ſeiner Fehler⸗ 
haftigkeit entlarvt. In dieſem Sinne wirkt die Anfechtung 
einer Willenserklärung ebenſo, wie die Anfechtung der Chelichkeit 
eines Kindes, eines Entmündigungsbeſchluſſes, einer Todes⸗ 
erklaͤrung, eines Ausſchlußurteils oder wie die Gläubiger ⸗ 
anfechtung. Dieſe Gleichheit iſt aber an ſich nur äußerlich 
ſprachgebräuchlich; die Übereinſtimmung im juriſtiſchen Sinne 
muß in der Wirkung der Erklärung auf den rechtlichen Beſtand 
des bisher ſcheinbar unantaſtbaren Rechtszuſtandes geſucht 
werden. In dieſem Punkt aber unterſcheiden ſich die ver⸗ 
ſchiedenen Anfechtungen völlig voneinander, was bei den 
übrigen aufgezählten Anfechtungsfällen keiner weiteren Aus⸗ 
führung bedarf, bei der Anfechtung nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch und der Gläubigeranfechtung aber näher erörtert 
werden ſoll. Eine unter Irrtum, Betrug, Zwang oder Drohung 
abgegebene Erklärung ſoll aus Zweckmäßigkeits gründen jo wie 
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ſie in die Erſcheinung getreien iſt, auch gelten, obwohl der 
wirkliche, im allgemeinen für die Gültigkeit erforderliche Wille 
fehlt. Dem geſprochenen Wort wird dieſe Wirkung beigelegt, 
bis der Widerſpruch erfolgt. Sft er erfolgt, dann beſteht die 
urſprüngliche Erklärung nicht mehr und es enthüllt ſich nun 
das auf ihr beruhende Geſchäft als nichtig. Die Anfechtungs⸗ 
erklärung (falls ſie nicht ſelbſt der Anfechtung unterliegen ſollte) 
iſt als der Ausdruck des wahren Willens unwiderruflich, fie 
bindet den Anfechtenden ſelbſt und vernichtet völlig die Grund⸗ 
lage des auf der angefochtenen Rechtshandlung ruhenden Zu ⸗ 
ſtandes. Die Anfechtungserklärung muß deshalb abgegeben 
werden und iſt zweifellos ebenſo ein rechtsgeſchäftlicher Akt, wie 
es die erſte Erklärung war. Das Recht, die Anfechtungs⸗ 
erklärung abzugeben, d. h. die urſprüngliche Erklarung als fehler⸗ 
haft zu bezeichnen, iſt das Anfechtungsrecht. Der Anſpruch, der 
nach erfolgter Anfechtung dann entſteht, wenn auf Grund des 
nichtigen Geſchäfts etwas geleiſtet iſt, hat zur Grundlage nicht 
die Anfechtung, die nur die Vorausſetzung für die Nichtigkeit 
iſt, ſondern die Nichtigkeit ſelbſt; was auf Grund eines nichtigen 
Geſchäfts geleiſtet iſt, gilt als ohne Grund geleiſtet (causa 
finita) und kann zurückgefordert werden. (Vergl. BGB. 
§ 200, der von der Verjährung nicht eines Anfechtungs⸗ 
anſpruches, ſondern eines Anſpruches handelt, deſſen Entſtehung 
davon abhängt, daß der Berechtigte von einem ihm zuſtehenden 
Anfechtungsrechte Gebrauch macht.) Deshalb ſollte man bei der 
Anfechtung wegen Willensmängel nur von einem Anfechtungs⸗ 
rechte, nicht aber von einem Anfechtungsanſpruche reden. Dies 
Recht unterliegt nach den Grundſätzen des BGB. (§ 194) nicht 
der Verjährung und mußte, wenn es zeitlich begrenzt werden 
ſollte, einer Ausſchlußfriſt unterworfen werden. 

Ganz anders bei der Gläubigeranfechtung. Auch hier 
wirken Zweckmäßigkeits⸗ oder Billigkeitsgründe; aber fie erwirken 
nicht den Beſtand eines an ſich fehlerhaften Geſchäfts, ſondern 
die Unwirkſamkeit eines an ſich gültigen Geſchäftes dem Gläubiger 
gegenüber. Der Gläubiger ſoll — unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen — das Recht haben, ſich aus Vermoͤgensgegenſtänden 
des Schuldners zu befriedigen, obgleich ſie zur Zeit, wo er die 
Befriedigung ſucht, nicht mehr im Vermögen des Schuldners 
ſich befinden. Dies iſt der Anſpruch, den der Gläubiger 
hat. Er iſt in der KO. § 37 und im AnfG. § 7 genau 
beſtimmt und inſoweit iſt das zwiſchen Schuldner und An⸗ 
fechtungsgegner geſchloſſene Geſchäft unwirkſam. Der Gläubiger 
kann deshalb, weil es inſoweit unwirkſam iſt, den Anſpruch 
erheben. Dieſer Anſpruch heißt: Anfechtungsanſpruch. 
Natürlich muß er geltend gemacht werden, um Befriedigung zu 
finden. Das hat er mit jedem anderen Anſpruch gemeinſam. 
Einer anderen Bedeutung aber bedarf der Ausdruck des Willens, 
ihn geltend zu machen, keineswegs. Die entſprechende Erklärung 
ändert an dem Beſtand des Geſchäftes nichts, ſie berührt 
namentlich nicht, wie das bei der Anfechtung wegen Willens ⸗ 
mängel der Fall iſt, die Rechtsſtellung des Anfechtenden ſelbſt. 
An einer rechtsgeſchäftlichen Beziehung zwiſchen Gläubiger und 
Anfechtungsgegner fehlt es vollkommen. Aus dieſem Grunde 
gibt es, fo ſoll man meinen, bei der Gläubigeranfechtung kein 
Anfechtungsrecht, ſondern nur einen Anfechtungsanſpruch oder, 
da auch der Anſpruch ein Recht iſt (BGB. § 194), Recht 
und Anſpruch fallen zuſammen, wie bei jedem anderen ex lege 
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gegebenen Anſpruche, z. B. dem Unterhalisanſpruch des 
Deſzendenten gegen den Aſzendenten. Ein ſolches Recht unter⸗ 
liegt auch nach den Grundſätzen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
der Verjährung, und um dieſe zu unterbrechen, bedarf es der 
gerichtlichen Geltendmachung des Rechtes. 

Bis hierher deckt ſich die Erörterung mit den vom Reichs⸗ 
gericht namentlich in der Entſcheidung vom 22. Oktober 1902 
Bd. 52 S. 334 ff. gemachten Ausführungen. Die Verwerfung 
der Analogie erſcheint danach ſelbſtverſtändlich, ſoweit die durch 
die Novelle von 1898 eingeführten Anderungen unberückſichtigt 
bleiben. Es muß aber auch einleuchten, daß eine Anderung 
des bisherigen Rechtszuſtandes in keiner Weiſe geboten erſchien. 
Dem Bedürfniſſe der Praxis entſprach die Verpflichtung, die 
Anfechtungsfrage im Streitfalle alsbald zur richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen, am beſten. Vor allem war für die An⸗ 
fechtung außerhalb des Konkurſes in der Aufſtellung eines leicht 
feſtzuſtellenden Anfangstermins ſür die Verjährungsfriſt (Anf. Geſ. 
§ 12 alter Faſſung) die notwendige zeitliche Beſtimmtheit gegeben. 

Trotzdem — und da ſcheiden ſich die vom Reichsgericht 
und die hier begangenen Wege — find bei der Einführung 
der Novelle von 1898 die Geſetzgeber von der Anſicht aus⸗ 
gegangen, daß zwiſchen der Anfechtung wegen Willensmängel 
und der Gläubigeranfechtung Übereinſtimmung beſtehe, und fie 
haben dieſer Anficht in der Begründung zum Geſetze, in den 
Kommiſſionsberatungen und vor allem im Geſetze ſelbſt Aus⸗ 
druck gegeben. 

Die Begründung zur Konkursordnung § 34 (etzt 41) 
ſagt auf S. 35 wortlich: 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche unterliegen nur An⸗ 
ſprüche der Verjährung, das Anfechtungsrecht iſt aber 
nicht für einen Anſpruch im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anzuſehen (8 194 Abſ. 1). Der Entwurf 
hat daher im Anſchluß an den 8 124 Abſ. 1 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, der von der Anfechtung einer Willenserklärung 
wegen Täuſchung oder Drohung handelt, die Faſſung 
dahin geändert, daß die Anfechtung nur binnen Jahres- 
frift fett der Eröffnung des Verfahrens erfolgen kann. 

In der Kommiſſionsberatung wurde bei der Erörterung 
der im Entwurf enthaltenen Anderung von den Regierungs- 
vertretern erklärt (Kommiſſionsbericht S. 13 f.): 

Die Anfechtung durch den Konkursverwalter ſei ein 
rechtsgeſchäftlicher Akt; das Anfechtungsrecht ſelbſt kein 
Anſpruch im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs ($ 194), 
vielmehr würden erſt durch die Anfechtung Anſprüche 
begründet. Ebenſo wie im Bürgerlichen Geſetzbuch bei 
der dinglich wirkenden Anfechtung die Anfechtungserklärung 
und beim Rücktritt von einem Vertrage die Rücktritts⸗ 
erklärung genüge, ohne daß es einer Klage bedürfe, ſo 
müſſe hier bei dem Anfechtungsrecht die Erklärung des 
Konkursverwalters gegenüber dem Anfechtungsgegner 
genügen, daß er anfechte. 

Hierauf wurden die Anderungen des Entwurfs Geſetz. 
Ebenſo iſt mit bezug auf das Anfechtungsgeſetz in der Be⸗ 
gründung des Einführungsgeſetzes zur Konkursordnungs⸗Novelle 
Art. VII geſagt (Begründung S. 61): 

Die Anderungen, die der Entwurf für den § 3 Nr. 2, 
3, den § 4, den Schlußſatz des § 11 und den $ 13 
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vorfieht, find dadurch veranlaßt, daß das Anfechtungs⸗ 
recht nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht als ein Anſpruch anzuſehen iſt. 

Im weiteren wird bei der Begründung der Anderungen im 
§ 12 auf 8 34 der KO. (alter Faſſung) Bezug genommen. 
Auch hier iſt die beabſichtigte Anderung zum Geſetze erhoben. 

In der neuen Faſſung beider Geſetze iſt ſomit überall, wo 
das Geſetz von der „Rechtshängigkeit“ des „Anfechtungs⸗ 
anſpruches“ ſprach, an deren Stelle die „Anfechtung“ geſetzt 


(5 3 Ziffer 2, 3, 4, § 4, 8 11 Abſ. 4, 5 13 Abſ. 4). An 


Stelle der Verjährung des Anfechtungsanſpruches iſt die Aus- 
ſchließung der Anfechtung durch Ablauf einer Friſt geſetzt 
(AnfG. § 12). Dieſe letzte Anderung iſt auch in der Kd. 
(8 34) vorgenommen worden, in der die Rechtshängigkeit des 
Anſpruches nicht erwähnt wird. 

Eine gewiſſe Handhabe bot den Geſetzgebern ſchon die bis⸗ 
herige Faſſung der Geſetze. In der Konkursordnung und dem 
Anfechtungsgeſetze waren nebeneinander die Ausdrücke Anfechtungs⸗ 
recht und Anfechtungsanſpruch gebraucht und die von dem 
Glaͤubiger zur Verfolgung ſeines Anſpruches vorzunehmende 
Tätigkeit wurde als Anfechtung bezeichnet. Wenn nun auch 
nach den oben gemachten Ausführungen angenommen werden 
muß, daß das Anfechtungsrecht nur darin beſtand, daß von dem 
Gegner ein Tun oder Unterlaſſen verlangt werden konnte, daß 
alſo Recht und Anſpruch nicht geſondert waren, ſo läßt doch 
die beſondere Hervorhebung von Anfechtungsrecht und Anfechtung 
erkennen, daß auch früher ſchon die dem Gegner gegenüber 
erfolgende Bekundung des Anfechtungswillens mit ſeiner Wirkung 
auf den ſonſt vollgültigen Beſtand eines Rechtsverhältniſſes als 
eine beſondere Willenserklärung eine zum mindeſten tatſächliche 
Beachtung fand. Dieſe iſt durch die Novelle von 1898 zu 
einer rechtlichen Bedeutung erhoben, die Erklärung des An⸗ 
fechtungswillens gilt als Ausübung eines beſonderen Anfechtungs⸗ 
rechtes, deren es zur Wirkſamwerdung des Anfechtungsanſpruches 
bedarf. Dieſer Schluß muß aus den vorgenommenen Anderungen 
der Konkurs ordnung und des Anfechtungsgeſetzes, auch abgeſehen 
von der ausdrücklichen Erklärung der Motive, deshalb gezogen 
werden, weil ein anderer Grund für die Umwandlung nicht zu 
erkennen iſt. Daß es auch im Bürgerlichen Geſetzbuch für ge⸗ 
wiſſe Anſprüche Ausſchlußfriſten gibt, wie das Reichsgericht 
hervorhebt, iſt kein ſolcher Grund. Die Anfechtung iſt deshalb 
in der Tat ein rechtsgeſchäftlicher Akt von ſelbſtändiger Be⸗ 
deutung geworden und ihn allein, nicht den Aufechtungsanſpruch 
hat man einer Ausſchlußfriſt unterworfen. Über die Anſpruchs⸗ 
verjährung iſt im Geſetz nichts mehr geſagt, ſie unterliegt den 
Regeln des allgemeinen bürgerlichen Rechts. Aus dieſen ergibt 
ſich, daß der Anſpruch auf Rückgewähr einer auf Grund des 
anfechtbaren Rechtsgeſchäfts erfolgten Leiſtung in 30 Jahren 
verjährt (BGB. § 195), daß aber die Verjährung nicht von 
der erhobenen Anfechtung, ſondern mit dem Zeitpunkte beginnt, 
in dem die Anfechtung zuläſſig war (BGB. § 200). Einen 
weiteren Beweis für dieſe Anſicht wird die nun folgende, ſich 
dem eigentlichen im Eingang geſtellten Thema zuwendende Be⸗ 
trachtung bringen. 

Selbſt wenn die geſchilderte Analogie zwiſchen Gläubiger⸗ 
anfechtung und Anfechtung wegen Willensmängel geſchaffen iſt, 
muß andererſeits doch zugegeben werden, daß eine völlige Uber⸗ 
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einſtimmung beider Anfechtungen nicht vorliegt. Das wider ⸗ 
ſpricht freilich dem oben wiedergegebenen ausdrücklichen Willen 
des Geſetzgebers. Dieſer Wille kann aber nur ſoweit der Aus⸗ 
druck reicht, den er im Geſetz gefunden hat, Beachtung finden. 


Soweit er ſich aber in Rechts ſätzen geäußert hat, kommt es auf ⸗ 


der anderen Seite auch nicht mehr darauf an, ob ſich der Geſetz⸗ 
geber in einem Irrtume über die Rechtsnatur oder auch nur die 
Zweckmäßigkeit der im Geſetz getroffenen Beſtimmungen be⸗ 
funden hat. Von den Rechtsſätzen iſt auszugehen und lediglich 
aus ihnen ſollen auch hier die Grenzen der Gleichheit beider 
Anfechtungen feſtgeſtellt werden. Sie find beſchränkt. Die 
Anſicht, daß auch die Gläubigeranfechtung Nichtigkeit des an⸗ 
gefochtenen Rechtsgeſchäftes zur Folge habe, iſt zwar aufgeſtellt,“) 
darf aber als genügend widerlegt gelten. Die Anfechtung iſt 
auch in der Konkurs ordnung und dem Anfechtungsgeſetz als 
eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung zu betrachten, nicht aber 
in dem Sinne, daß ſie wie bei der Willensmängelanfechtung 
auf den Beſtand des angefochtenen Rechtsgeſchäftes wirkte: 
Zwiſchen Gläubiger und Anfechtungsgegner beſtehen, das muß 
wiederholt werden, auch nach der Novelle von 1898 durchaus 
keine rechtsgeſchäftlichen Beziehungen. Die Geltendmachung 
des Anfechtungsrechts iſt nichts als eine förmliche Befigergreifung 
des ſchon für den Gläubiger bereitliegenden Anfechtungsanſpruches, 
die dem Anſechtungsgegner gegenüber erfolgen muß, damit der 
Anſpruch wirkſam werde, etwa wie der Fiskus, die ihm aus 
dem Rechte auf Aneignung eines derelinquierten Grundſtücks 
erwachſenen Anſprüche erft geltend machen kann, wenn er ſich 
als Eigentümer in das Grundbuch hat eintragen laſſen. 

So iſt es nicht ohne weiteres als notwendiger Schluß ge⸗ 
geben, daß die Wahrung der Anfechtungsfriſt auch durch formloſe 
Willenserklärung erfolgen konne, zumal es in der Konkurs- 
ordnung und in dem Anfechtungsgeſetze an einer der Beſtimmung 
des BGB. 8 143 entſprechenden Vorſchrift fehlt, während 
das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt bei allen Anfechtungen, die 
Abarten der allgemeinen Anfechtung wegen Willens mängel find, 
ausdrückliche Vorſchriften über die Geltendmachung gibt.“) Das 
Reichsgericht a. a. O. betont darum auch, es ergebe fi aus 
den 88 5, 9 des Anfceſ., in denen als einziger Fall der An- 
fechtung die Erhebung „im Wege der Einrede“ und „im Wege 
der Klage“ behandelt werde, ſowie aus § 4, der ſogar für die 
bloße Ankündigung der Anfechtung Zuftelung eines Schrift⸗ 
ſatzes, alſo mehr als eine formloſe Erklärung verlange, daß 
auch die Geltendmachung des Anfechtungsrechts innerhalb der 
Aus ſchlußfriſt im Prozeßwege erfolgen müſſe. Doch zwingen 
die aufgeführten Beſtimmungen zu dem daraus gezogenen Schluſſe 
nicht. Die 88 5 und 9 enthalten nichts, was auf eine Be⸗ 
deutung gerade für die Wahrung der Ausſchlußfriſt hinwieſe. 


) Hellwig, Verträge auf Leiſtung an Dritte S. 58. 

*) So erfolgt nach BGB. $ 1341 die Anfechtung der Ehe, 
ſolange fie kefteht, durch Erhebung der Klage, nach § 1342 nach 
tem Tode des Ehegatten durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gericht; nach 58 1955, 2081 die Anfechtung der Annahme oder Aud- 
ſchlagung einer Erbſchaft ſowie die Anfechtung einer letztwilligen 
Verfügung cbeufalls durch Erklärung dem Nachlaßgericht gegenüber, 
nach § 2308 Abſ. 2, § 1955 die Anfechtung der Ausſchlagung eines 
Vermaͤchtniſſes durch gerichtlich oder notariell beglaubigte Erklarung 
dem Beſchwerten gegenüber. 
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Daß das Anfechtungsrecht aber überhaupt nur durch Klage oder 


Einrede und nicht außergerichtlich geltend gemacht werden könnte, 


iſt bereits zu Eingang widerlegt und wird auch vom Reichs⸗ 
gericht nicht behauptet. Der § 9 beſtimmt lediglich, daß 
eine auf die Anfechtung geſtützte Klage nicht anders als 
in der Form der Leiſtungsklage angeſtellt werden dürfe, 
ſchließt alſo namentlich die Feſtſtellungsklage aus. (RG. 57, 
S. 102.) Der 8 5 gibt für die Anfechtung, wenn fie im Wege 
der Einrede geltend gemacht werden ſollte, die Befreiung von 
einer der ſonſt erforderlichen Vorausſetzungen des § 2, und 8 4 
behandelt ebenfalls eine beſonders ſtatuierte Erſtreckung des An⸗ 
fechtungsrechts. Alle drei Beftimmungen brauchen deshalb für 
das Anfechtungsrecht im allgemeinen nicht beſtimmend zu 
fein. Die Meinung des Reichsgerichts wird aber völlig dadurch 
widerlegt, daß der Umwandelung der Verjährungsfriſt in eine 
Ausſchlußfriſt eine Beſtimmung beigegeben iſt, die deutlich 
darauf hinweiſt, daß die Erhebung einer Klage oder überhaupt 
die Mitwirkung des Gerichts zur Wahrung der Friſt nicht 
erforderlich iſt. Es iſt dies die Vorſchrift des § 41 KO. 
und des § 12 AnfGeſ., daß durch den Lauf der Ausſchlußfriſt 
die für die Verjährung geltenden Vorſchriften des BGB. 
8 203 Abſ. 2 und des 8 207, bei der Anfechtung außerhalb 
des Konkurſes auch des 8 206 entſprechende Anwendung finden 
ſollen. Dieſe Vorſchriften ſowie die Vorſchrift des § 203 Abſ. 1 
betreffen die Hemmung der Verjährung, in deren Friſt die 
Zeit der Hemmung nicht eingerechnet wird (BGB. 8 205), 
alſo bei entſprechender Anwendung auf den Lauf der Ausſchluß⸗ 
friſt die Hemmung des Friſtablaufs durch Nichteinrechnung der 
Zeit der Hemmung. Die Vorſchriften ſind für Ausſchluß⸗ 
friſten im Bürgerlichen Geſetzbuch nur aus Billigkeitsrückſichten 
anwendbar gemacht, und in jedem einzelnen Falle iſt erwogen, 
wie weit die Anforderung der Billigkeit reiche. Ein Fall der 
Verſagung liegt im § 124 BGB. und im 8 12 AnfGeſ. 
für die dreißigjährige Friſt vor. (Protokolle der 2. Leſung 
S. 8812 f.) Soweit aber überhaupt die Hemmung einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt zugelaffen iſt, ergibt eine Prüfung der einzelnen Fälle 


(8G. 88 210, 212, 215, 802, 1002, 1339, 1571, 1594, 


1599, 1944, 1954. 2082, 2283), daß auch die Vorſchrift des 
§ 203 Abſ. 1 (Hemmung durch Stillſtand der Rechte pflege) 
anzuwenden iſt, wenn die vorzunehmende Handlung die Zu⸗ 
gänglichkeit des Gerichts vorausſetzt, wie dies bei der Erhebung 
der Klage und der Abgabe der Erklärung gegenüber dem Gericht 
der Fall iſt, daß dagegen bei der Anfechtung, die lediglich nach 
BGB. 58 123, 124 geſchieht und die Zugänglichkeit des 
Gerichts regelmäßig nicht vorausfetzt, die Anwendung des § 203 
Abſ. 1 ausgeſchloſſen iſt. Am lehrreichſten iſt hierfür der 
Fall des 8 1599. Er behandelt die allgemeine Anfechtung 
einer Willenserklärung wegen Willensmängel, bei der gemäß 
§ 124 eine Ausſchlußfriſt Platz greift. Da er aber gleichzeitig 
anordnet, daß die Anfechtung nur durch Klage oder durch Er⸗ 
klärungen gegenüber dem Nachlaßgericht geltend gemacht werden 
kann, fo erklärt er ausdrücklich neben dem nach § 124 anwend⸗ 
baren § 203 Abſ. 2 auch den § 203 Abſ. 1 für anwendbar. 
Man wird ebenfo finden, daß die Anwendung des § 207 (Zu- 
gehörigkeit des Anſpruchs zu einem Nachlaſſe oder Richtung 
gegen einen Nachlaß) nur in den Fällen vorgeſchrieben iſt, in 
denen ſie überhaupt praktiſch werden kann, in allen andern aber 
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weggelafſen iſt (BGB. 58 1339, 1571, 1594, 1599, 1944, 
2283). Man flieht, mit welcher Sorgfalt die Vorſchriften ab- 
gewogen find. Die Unterſcheidungen beruhen nicht mehr auf 
Billigkeit, ſondern auf der Eigentümlichkeit der in Frage 
kommenden Fälle. Die Vorſchriften des §8 12 AG. und des 
§ 41 KD. find, ſoweit § 203 BGB. in Frage kommt, der 
Vorſchrift des § 124 BGB. nachgebildet. Man muß aber 
auch hier annehmen, daß es nur nach der maßgebenden 
Lage des Falles geſchehen iſt, und dies wird dadurch beftätigt, 
daß in der Vorſchrift des § 41 KO., wo als Anfechtender nur 
der Konkursverwalter in Frage kommt, die Heranziehung des 
§ 206 BGB. (Verjährung gegen eine geſchäftsunfähige oder 
geſchäftsbeſchränkte Perſon) unterlaſſen iſt. Der § 203 Abſ. 1 
BGB. iſt nicht mit herangezogen worden, weil nur eine 
außergerichtliche Tätigkeit in Frage kommt. Danach hat 
die in der Begründung des Geſetzes gegebene und bei der 
Kommiſſionsberatung beſtätigte Erklärung, daß die Anfechtung 
durch eine formloſe Erklärung und nicht bloß durch Erhebung 
der Klage wirkſam erfolge, in dem Geſetze durch die Beſchränkung 
der Anwendung des BGB. 5 203 auf deſſen zweiten Abſatz 
einen deutlichen Ausdruck gefunden. Der Wille des Geſetzgebers 
wird, wie es das Reichsgericht an anderer Stelle (Entſch. Bd. 51 
S. 3) verlangt, auch durch die Geſetzesworte ſelbſt getragen. 

Kann aber die für die Anfechtung gegebene Friſt durch 
ſormloſe Erklärung gewahrt werden, ſo erhellt daraus wieder, 
daß der Anfechtung im Gegenſatz zur Erhebung des Anſpruches 
eine beſondere Bedeutung eingeräumt iſt. Fiele ſie mit dem 
Anſpruche zuſammen, ſo würde dieſer, ſobald nur die Ausſchluß⸗ 
friſt gewahrt, in unbeſchränkter Zeitdauer gerichtlich geltend 
gemacht werden können. Daß dies eine unmoͤgliche Abweichung 
von allgemeinen Rechtsgrundſätzen wäre, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. 

Ich muß deshalb auch gegenüber den Entſcheidungen des 
Reichsgerichts bei der ſchon früher — bei der Neubearbeitung 
des Wilmowskiſchen Kommentars zur Konkursordnung — aus- 
geſprochenen Anſicht bleiben, die Anfechtung ſelbſt von dem 
Anfechtungsanſpruche ſcheiden und die am Eingange dieſer Er- 
örterungen geftellte Frage mit Nein beantworten. 


Die Anwendbarkeit des § 5 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung auf die Fälle der weiteren Zulaſſung. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Riedinger in Breslau. 

Der nenfte (XI.) Band der „Entſcheidungen des Ehren⸗ 
gerichtshofs für deutſche Rechtsanwälte“ enthält eine Entſcheidung 
des EG. vom 24. 11. 02), in der die Frage aufgeworfen, 
aber nicht entſchieden wird, ob die in 8 5 NAD. aufgeführten 
Gründe der Verſagung der Zulaſſung auch dann Platz greifen, 
wenn ein ſchon bei einem Gerichte zugelaſſener Anwalt ſeine 
Zulafſung bei einem anderen Gerichte beantragt, alſo in den 
Fallen der Simultanzulaſſung, 588 9— 12, 104, 114) RAD., 
und im Falle der „Verſetzung“ an ein anderes Gericht. 


) S. 44 ff. 
Der letztere iſt gemäß Art. X EG. z. Gef. betr. Anderungen 
der ZPO. vom 17. 5. 98 noch immer von praktiſcher Bedeutung. 
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Die Frage iſt in der Literatur und Rechtſprechung ſo gut 
wie gar nicht erörtert. Nur Meyer)) verneint ſie. Er 
beruft fich zur Begründung lediglich auf eine Entſcheidung des 
EG.“), die aber dieſen Satz nicht enthält, vielmehr die 
Frage ausdrücklich dahingeſtellt ſein läßt. — Der Preußiſche 
Juſtizminiſter ſcheint, wie aus der Allgemeinen Verfügung 
vom 28. 6. 79) hervorgeht, die Frage zu bejahen. 

Nun kann oder muß ja allerdings, wenn einer der Ver⸗ 
ſagungsgründe des § 5 vorliegt, ſtets die erſte Zulafſung wieder 
zurückgenommen, oder der Anwalt im ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren ausgeſchloſſen werden, worauf dann der Antrag auf 
Simultanzulaſſung oder Verſetzung (im folgenden kurz „weitere 
Zulaſſung“ genannt) wie ein gewöhnlicher Zulaſſungsantrag zu 
behandeln wäre. Die oben aufgeworfene Frage ift aber doch 
nicht ohne praktiſche Bedeutung, ſo vor allem, wenn es ſich 
um den Verſagungsgrund aus § 5 Ziff. 3 handelt, denn in 
dieſem Falle kaun die erſte Zulaſſung zurückgenommen werden, 
§ 22 R20., eine weitere aber müßte verfagt werden, falls 
85 auch auf dieſen Fall anwendbar wäre. Bei den Ber- 
ſagungsgründen aus 8 5 Ziff. 4 —6 liegt die praktiſche Bedeutung 
darin, daß es von der Landes juſtizberwaltung, bezw. der ihr 
untergebenen Staatsanwaltſchaft abhängt, ob das ehrengerichtliche 
Verfahren zwecks Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft 
anhängig gemacht werden ſoll, während es im Zulaſſungsverfahren 
vom Vorſtande der Anwaltskammer abhängt, ob die Frage 
nach dem Vorhandenſein eines dieſer Gründe geſtellt werden ſoll. 

Für unſere Frage ſcheidet zunächſt der Fall aus, daß ein 
Unfähigkeitsgrund aus § 5 Ziff. 1, 2 zwiſchen der erſten und 
zweiten Zulaſſung entſtanden, der Anwalt aber trotzdem ver⸗ 
ſehentlich nicht gemäß 8.24 RAD. in der Lifte gelöfcht 
worden iſt, denn dann hat der Anwalt mit der Rechtskraft des 
Urteils die Anwaltseigenſchaft verloren, 88 36 Str., 
96 RAO. Es handelt ſich hier alſo gar nicht um einen 
Fall der weiteren Zulaſſung ). 

Das Geſetz gibt über die oben geſtellte Frage keine 
unmittelbare Auskunft. Eine ſolche kann nur aus der 
rechtlichen Natur der weiteren Zulaſſung gewonnen werden. 
Es find nun hier zwei grundſätzlich verſchiedene Auffaſſungen 
denkbar. Die eine geht davon aus, daß die weitere Zulaſſung 
ihrem Weſen nach von der erſten nicht verſchieden iſt: Iſt ein 
Anwalt bei einem Gericht zugelaſſen und will er nun bei einem 
anderen zugelaſſen werden, ſo iſt das (vorausgeſetzt, daß kein 
Grund vorliegt, aus dem gerade die weitere Zulaſſung verſagt 
werden kann, § 15 RAD.) ebenſo anzuſehen, wie wenn er 
zum erſten Mal zugelaſſen werden wollte. Er muß von 
neuem Rechtsanwalt bei dieſem Gericht werden. Iſt dieſe 
Auffaffung richtig, fo iſt auch bei der weiteren Zulaſſung § 5 
RAD. anzuwenden. | 

Die andere Auffaſſung dagegen ſagt: zwiſchen der erſten 
und einer weiteren Zulaſſung beſteht ein grundſätzlicher Unter⸗ 
ſchied. Durch die erſte wird der Antragſteller erſt Anwalt, bei 


) Kommentar zur RAD. 2. Aufl. § 15 1. 
9) 30.11. 83, Entſch. 1, 67 f. 
—) Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt S. 151. 
+) Anders, wenn der Grund ſchon vor der erſten Zulaſſung 
vorlag, wie aus § 21 Abſ. 1 Ziff. 3 RAD. hervorgeht. 
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der zweiten iſt er es ſchon; nur das Gericht, an dem er es 
iſt, ändert fich. Demgemäß iſt auch hier nicht mehr zu prüfen, 
ob der Antragſteller Anwalt werden kann, ſondern nur, ob ein 
Hindernis gerade für eine weitere Zulaſſung oder für die 
Zulaſſung gerade an dieſem Gericht beſtehe. 

Sit dieſe Anſicht richtig, fo iſt 85 im Falle der weiteren 
Zulaſſung nicht anzuwenden. Denn die in ihm angeführten 
Gründe betreffen nur die Frage, ob jemand Rechtsanwalt wird, 
nicht aber die, ob er es in A. oder in B. wird, ſie kommen 
alſo nur dann in Betracht, wenn es ſich darum handelt, ob 
jemand Anwalt werden, nicht aber, wenn es fich darum handelt, 
ob jemand, der Anwalt tft, feine Tätigkeit in A. oder B. aus⸗ 
üben ſoll; und dies müßte ſelbſt dann gelten, wenn der Ver⸗ 
ſagungsgrund erſt nach der erſten Zulaſſung entſtanden ſein 
ſollte, denn § 5 bliebe nicht deswegen außer Anwendung, 
weil ſchon eine entſprechende Prüfung der Verhältniſſe des 
Antragſtellers ſtattgefunden hätte, ſondern weil eine ſolche Prüfung 
jetzt überhaupt nicht mehr vorzunehmen iſt. 

Die zweite Auffaſſung geht davon aus, daß in der Zulaſſung 
zwei verſchiedene Entſcheidungen ſtecken: 

1. die Zulafſung zum „Amte“ der Rechtsanwaltſchaft. Dadurch 
wird man „Rechtsanwalt“ und 2. die „Zuweiſung an ein beſtimmtes 
Gericht“. Dadurch wird man Rechtsanwalt „an dieſem Gericht“. 
Dieſe Auffaſſung ſetzt nun voraus, daß es den Begriff der 
„Rechtsanwaltſchaft“ gibt, daß man durch die erſte Zulaſſung 
das Amt eines „Rechtsanwalts“ bekommt, während die andere 
davon ausgeht, daß es kein Amt des „Rechtsanwalts“, ſondern 
nur das eines „Rechtsanwalts beim Gericht A.“ gibt, daß alſo 
auch in der erſten Zulaſſung nicht eine „Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaſt“ verbunden mit der Zuweiſung eines Amtsſitzes 
liegt, ſondern nur eine „Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
bei A.“ 

Die Frage ſpitzt ſich alſo dahin zu, ob es eine einheitliche 
„Rechtsanwaltſchaft“ gibt, oder nur eine Mehrheit verſchiedener 
„Rechtsanwaltſchaften“. 

Geſetzt nun, die RAD. hätte nicht das Syſtem der 
Lokalifierung der Anwaltſchaft, ſondern jeder Anwalt könnte ſich 
niederlaſſen, wo er wollte, und vor jedem Gericht auftreten, ſo 
gäbe es zweifellos eine „Rechtsanwaltſchaſt“. Für eine andere 
Auffaſſung wäre gar kein Raum. Daß die Anwälte nicht alle 
an einem Orte wohnen, ſondern tatſächlich verſchiedene Wohn. 
ſitze haben, begründet keine Verſchiedenheit in dem hier fraglichen 
Sinne. Denn das iſt an ſich nur ein Unterſchied in den 
perſönlichen Verhältniſſen, die mit dem „Amte“ ebenſowenig zu 
tun hat, wie die Verſchiedenheit ſonſtiger perſönlicher Umſtände. 
Eine Verſchiedenheit begründet es höchſtens, daß fie amtlich ver⸗ 
pflichtet find, an dem Orte A. oder B. zu wohnen, und daß aus 
der Verſchiedenheit dieſes Ortes verſchiedene Rechte und Pflichten 
folgen. Dies iſt aber erſt eine Folge der Lokaliſierung. 
Der Grundſatz der Lokaliſierung iſt durch §8 8 Abſ. 1 RAD. 
feſtgelegt, wo es heißt: Die Zulaſſung erfolgt bei einem beſtimmten 
Gerichte. Durch dieſe Beſtimmung wird in die, abgeſehen hier⸗ 
von einheitliche, Anwaltſchaft eine Differenzierung hineingetragen. 
Nunmehr beſteht ein Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen An⸗ 
wälten, und zwar iſt dies, wie feſtzuhalten iſt, der einzige 
zwiſchen ihnen beſtehende. Welcher Art iſt er nun? Jeden⸗ 
falls iſt der Unterſchied vorhanden, daß die Anwälte autlich 
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verpflichtet ſind, an verſchiedenen Orten zu wohnen, daß ſie 
demgemäß an verſchiedenen Gerichten tätig find, je nach der 
Verſchiedenheit des Ortes verſchiedenen Anwalts kammern unter- 
ſtehen uſw., alſo verſchiedene „Amtsſitze“ haben. Aus der 
Verſchiedenheit des Amtsſitzes folgt aber noch nicht die Ver⸗ 
ſchiedenheit des Amtes, vielmehr iſt eine Verſchiedenheit des 
Amtsſitzes eben nicht mehr, als fie ſagt, der Amtsſitz iſt ver⸗ 
ſchieden, nicht aber das Amt. Beſteht alſo zwiſchen den Anwälten 
nur der Unterſchied, daß fie verſchiedene Amtsſitze haben, jo 
haben ſie ein einheitliches Amt, das Amt der Rechtsanwaltſchaft. 
Da nun die Theorie von der Mehrheit der Anwaltſchaft ſich, 
wie geſagt, nur aus der Lokaliſierung begründen läßt, ſo folgt 
daraus, daß wenn fie richtig fein ſoll, der Grundſatz der Lokaliſterung 
zwiſchen den Anwälten noch einen anderen Unterſchied ſchaffen 
muß, als lediglich die Verſchiedenheit des Amtsſitzes, und daß, 
wenn eben nur der Amtöfig der Anwälte verſchieden, alles andere 
aber gleich iſt, fie ein einheitliches Amt, die „Rechtsanwaltſchaft“ 
bekleiden. 

Die Wortfaſſung des § 8 Abſ. 1 NAD. ergibt in dieſer 
Hinſicht nichts. Denn daß die Zulaffung „bei einem beſtimmten 
Gerichte“ erfolgen muß, beſagt zunächſt nicht mehr, als daß 
notwendig eine gewiſſe Verbindung zwiſchen der Zulaſſung und 
einem beſtimmten Gericht beſtehen muß. Das kann aber be⸗ 
deuten: „Es findet keine Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft, 
ſondern nur eine Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei einem 
beſtimmten Gericht ſtatt“, es kann aber auch heißen: „eine 
Zulaſſung zur Rechtsanwalſſchaft findet nicht für fich allein ſtatt, 
ſondern nur in Verbindung mit der Zuweiſung eines . 
Amtsſitzes “. 

Die Löſung der Frage ergibt ſich aber aus dem Weſen 
der Lokaliſierung: § 8 Abſ. 1 RAD. gibt für ſich allein 
gar keinen Sinn. Der Satz, daß die Zulaſſung bei einem 
beſtimmten Gericht erfolgt, iſt wertlos, ſo lange man nicht 
weiß, welche Unterſchiede in den Rechten und Pflichten eines 
Anwalts es macht, ob er bei A. oder bei B. zugelaſſen ift. 
Dies iſt aber geſetzlich genau beſtimmt: 

1. Die wichtigſte Folge ergibt ſich aus 88 27 RAD., 
78 3P OO. für den Anwaltsprozeß. 

2. Aus § 18 RAD. folgt die Verpflichtung, im Regel ⸗ 
falle ſeinen Wohnſitz am Orte des Gerichts zu nehmen, 
an dem man zugelaſſen iſt. 

3. Aus § 41 RAD. folgt, daß der Anwalt der An- 
waltskammer des Oberlandesgerichtsbezirks e 
in deſſen Sprengel er zugelaſſen iſt. 

Sonſtige Folgen ergeben ſich aus dem Grundſatze der 
Lokaliſierung nicht.“ 

Der Satz 1 Zulaſſung erfolgt bei einem beftimmten 
Gerichte“ jagt alſo garnichts anderes als: Die Zulaſſung fteht 
notwendig in gewiſſem Zuſammenhange mit einem beſtimmten 
Gerichte und zwar derart, daß der Anwalt bei dem in der Zu⸗ 
laſſung bezeichneten Gerichte ſeinen Wohnſitz nehmen muß, daß 
er im Anwaltsprozeſſe nur bei dieſem Gerichte auftreten kann, 
daß er unter der Difziplin der Anwaltskammer ſteht, in derem 


) Abgeſehen von nebenſächlichen, und mit den obigen in 
unmittelbarem Zuſammenhange fteheuden, z. B. betreffend die Aber⸗ 
nahme von Offizialmandaten uſw. 
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Bezirk er zugelaſſen iſt, uſw., kurz, daß die Anwälte ver⸗ 
ſchiedene Amtsſitze haben. Weitere Unterſchiede 
bringt die Lokaliſierung nicht mit ſich. 

Zu demſelben Ergebniſſe gelangt man, wenn man be⸗ 
trachtet, welcher Zweck durch dieſe Beſchränkung des Anwalts 
auf ein beſtimmtes Gericht erreicht werden ſoll: Man wollte die 
ſchädlichen Folgen verhindern, die ſich daraus ergeben hätten, 
daß der Anwalt berechtigt wäre, im Anwaltsprozeſſe vor jedem 
beliebigen Gerichte als Prozeßbevollmächtigter aufzutreten. Der 
Zweck der Unterſtellung unter eine Anwaltskammer in 
diſziplinarer Hinficht bedarf keiner weiteren Erörterung. Dieſe 
Zwecke werden aber ſchon dann erreicht, wenn zwiſchen den 
Anwälten nur der Unterſchied des Amtsſitzes beſteht, nicht ift 
ein Unterſchied des Amtes nötig. Da nun keine Veranlaſſung 
zu der Annahme vorliegt, daß eine geſetzliche Beſtimmung mehr 
beſagt, als zur Erreichung ihres Zweckes nötig iſt, fo folgt 
auch daraus, daß die Lokaliſierung nur beſagt, daß die An- 
wälte verſchiedene Amtsſitze haben, nicht mehr.“ 

Daß der Grundſatz der „Mehrheit der Anwaltſchaft“ ſich 
nicht aus dem Weſen der Lokaliſierung begründen läßt, ſondern 
über das Ziel, das durch ſie erreicht werden ſoll, hinausſchießt, 
zeigt auch eine nähere Betrachtung der Simultanzulaſſung; 
in den Fällen, in denen eine ſolche erlaubt iſt, iſt der Grund⸗ 
fat der Lokaliſterung inſoweit außer Kraft geſetzt; der Anwalt 
kann hier ausnahmsweiſe bei zwei Gerichten zugelaſſen werden. 
Wenn aber der Grundſatz von der Mehrheit der Anwaltſchaft 
richtig wäre, fo bliebe es, trotzdem in dieſem Falle die Simultan- 
zulaffung geſtattet iſt, dabei, daß der einmal beim Gericht A. 
zugelaſſene, um auch Anwalt bei B. zu werden, von neuem dort 
Anwalt werden müßte, trotzdem der Grund dieſer ganzen 
Unterſcheidung, das Lokaliſierungsprinzip, hier gar nicht 
Platz griffe 

Die Einheit der Anwaltſchaft ergibt ſich auch aus dem 
Vergleiche mit z. B. dem Richteramt, für das die entſprechende 
Auffaffung doch zweifellos zutrifft. Zwiſchen dem Richter und 
dem ein öffentliches Amt bekleideten Anwalt beſteht in den hier 
fraglichen Beſprechungen kein Unterſchied. Allerdings iſt auch 
in keinem Geſetze) gejagt „die Ernennung des Richters erfolgt 
bei einem beſtimmten Gericht“, allein das begründet keinen 
Unterſchied zwiſchen Richter und Anwalt; es brauchte beim 
Richter nicht geſagt zu werden, denn es iſt bei unſerer Gerichts⸗ 
erganiſation und der Art, wie bei unſeren Gerichten die Geſchäfte 
geführt werden, ſelbſtverſtändlich. Hätte aber die RAD. nur 
die Beftimmung, daß gewiſſe Rechte uſw. des Anwalts davon 
abhängen, daß er bei einem gewiſſen Gerichte zugelaſſen ſei, ſo 
könnte die Meinung entſtehen, es gäbe auch eine bloße Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft. Ein ſolcher Anwalt bätte dann alle 
Rechte eines Rechtsanwalts, mit Ausnahme der Vertretung der 


) Nicht etwa, als ob es ein — gewiſſermaßen naturrecht⸗ 
liches — Prinzip der „Einheit der Anwaltſchaft“ gäbe, aus dem 
dann folgen würde, daß im Zweifel eine möglichſt geringe Abweichung 
von dieſem Prinzipe anzunehmen ſei: ein ſolches Prinzip kennt das 
Geſetz nicht. Sondern weil die Anwälte im übrigen gleich ſind und 
zwiſchen ihnen nur der Unterſchied des Amtsſitzes beſteht, fo folgt 
daraus, daß es ein einheitliches Amt des Rechtsanwalts gibt. 


„) wenigſtens in Preußen nicht. 
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Parteien im Anwaltsprozeß, und alle Pflichten mit Ausnahme 
der zur Übernahme von Offizialmandaten.“) 

Beſteht alſo die Einheit der Anwaltſchaft und das Amt 
eines „Rechtsanwalts“, ſo kommt bei der weiteren Zulaſſung nur 
noch in Frage, wo der Antragſteller Rechtsanwalt ſein ſoll, alſo 
greifen dann auch nur ſolche Verſagungsgründe Platz, die ſich 
gegen die weitere Zulaſſung oder gegen die Zulaſſung bei dem 
im Antrage bezeichneten Gerichte richten, nicht aber gegen die 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft. Nur der letzteren aber ſtehen 
die Gründe aus 58 5 RAD. entgegen. 

Man konnte gegen dieſe Folgerung einwenden, die RAD. 
ſpreche in $ 5 unterſchiedslos von „Zulaſſung“; $ 5 treffe alſo 
den Fall der weiteren Zulaſſung ebenſo wie den der erften. 
Allein, da es keine Zulaſſung allein gibt, dieſe vielmehr immer 
mit der Zuweiſung eines Amtsſitzes verbunden fein muß, fo 
erſcheint die letztere als ein Teil der „Zulaſſung“. Der Aus- 
druck „Zulaſſung“ umfaßt daher in erweiterter Bedeutung beides, 
die „Ernennung zum Anwalt“ und die „Zuweiſung eines Amts⸗ 
fitzes“. Von dieſem Standpunkte aus iſt aber dann die Zu⸗ 
weiſung eines anderen Amtsſitzes auch nur eine Wiederholung 
eines Teils der Zulaſſung im weiteren Sinne. 

Die Frage), ob beim Vorliegen eines Verſagungsgrundes 
aus 85 Ziff. 1—3 die Zulaſſung nicht deswegen verſagt werden kann 
oder muß, weil ſie ja, wenn ſie erteilt würde, alsbald wieder 
zurückgenommen werden konnte, bedarf keiner Erörterung. Denn 
ein ſolcher Satz ließe ſich nur aus einem praktiſchen Bedürfniſſe 
rechtfertigen. Ein ſolches beſteht aber nicht, da die Landes juſtiz⸗ 
verwaltung es ſtets in der Hand hat ), in einem ſolchen Falle 
die Entſcheidung über den Antrag auf weitere Zulaſſung aus⸗ 
zuſetzen, bis über die Zurücknahme der erſten entſchieden iſt. 


Zur Fabel von der Prozeßverſchleppung durch den 
Parteibetrieb. | 


Bereits in meinem Artikel zum 1. Oktober (JW. 04, 457) 
habe ich darauf hingewieſen, daß von der Prozeßverſchleppung, 
als einer ſpezifiſchen Wirkung des Parteibetriebes, dann nicht 
die Rede ſein kann, wenn auch in anderen, nicht von dem 
Grundſatze des Parteibetriebs, ſondern dem des Offizialbetriebs 
beherrſchten Verfahrensarten ähnliche Verhaͤltniſſe bezüglich der 
Dauer des Verfahrens feſtzuſtellen ſeien, wie für den Zivilprozeß. 

Intereſſante Daten bietet die vergleichende Statiſtik des 
Kaiſerlichen Patentamts für das Jahr 1903 (Berlin, Heymann 
1904), die dem VII. internationalen Kongreß für gewerblichen 
Rechtsſchutz überreicht wurde. ) 


) Auch der Bericht der Reichstagskommiſſion, Siegel, 
Materialien S. 408, erörtert die Frage „ob auch eine andere Zu- 
laſſung als die bei einem beſtimmten Gerichte geſtattet ſein ſoll“. 

) Vergl. Turnau, Juſtizverfaſſung in Preußen, RM. 
§ 107, 2. 

%%) Vergl. EGH. Bd. XI a. a. O. 

+) Hierauf hat Magnus, dem ich auch die näheren Angaben 
verdanke, in ſeinem dem Berliner Anwaltsverein erſtatteten Bericht 
hingewieſen. 

2% 


12 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Von den patentamtlichen Streitverfahren kommen 
das Patentanmeldungsverfahren auf erhobenen Einſpruch in 
Gemäßheit des § 24 PatG. und das patentamtliche Nichtigkeits⸗ 
verfahren in Betracht. 

Das Einſpruchsverfahren bietet gewiſſe Analogien zum 
Prozeßverfahren. Auch bei ihm findet Schriftſatzwechſel und 
unter Umſtänden auch kontradiktoriſche Verhandlung ſtatt. Das 
Nichtigkeitsverfahren jedoch i ſt ein förmliches Prozeßverfahren, 
wie ja denn auch zahlreiche Geſetzgebungen (zum Beiſpiel England, 
Frankreich, Belgien, die Schweiz, die Vereinigten Staaten u. a.) 
es vor den ordentlichen Gerichten verhandeln laſſen. Gegen⸗ 
über dem gerichtlichen Streitverfahren beftehen nun für die 
Nichtigkeitsklage folgende Beſonderheiten: Kein Anwaltszwang; 
Monatsfriſt für die Klagebeantwortung ($ 29 PatG.); 
Abſoluter Offizialbetrieb der Behoͤrde! „Das Patentamt trifft 
die zur Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen“ (§ 30 
Pat.); es hat vollkommen freie Hand, es kann einen weiteren 
Schriftſatzwechſel anordnen, Erklärungen verlangen uſw. Nach 
dem Geſetze ſteht nichts im Wege, daß das Patentamt vor der 
mündlichen Verhandlung Beweis erhebungen anordnet. Regel- 
mäßig macht das Patentamt jedoch hiervon keinen Gebrauch. 
Es pflegt vielmehr die Beweisaufnahme erſt auf Grund der 
mündlichen Verhandlung durch foͤrmliche Beweisbeſchlüſſe anzu⸗ 
ordnen. Das Patentamt ſetzt den Termin an, wenn es den 
Schriftſatzwechſel der Parteien für beendet erachtet. Erſcheint eine 
Partei oder ſelbſt beide Parteien nicht, wird gleichwohl nach 
Lage der Akten entſchieden. Ein diesbezüglicher Vermerk findet 
fich ſogar in den Formularen vorgedruckt. Bei dieſen Ver⸗ 
fahren ſind alſo auch die weitgehendſten Forderungen 
verwirklicht, nach denen die Rückſchrittler auf dem 
Gebiete des Zivilprozeſſes ſchreien. 

Hinzu kommt dann noch, daß die Abteilungen des Patent- 
amis mit Sachverſtändigen beſetzt find. In der Nichtigkeits- 
abteilung ſitzen zwei Rechtskundige und drei techniſche Mitglieder, 
auch können zu den Beratungen Sachverſtändige, welche nicht 
Mitglieder find, mit beratender Stimme zugezogen werden (efr. 
§ 14 Pat G.). Das Patentamt iſt alſo in zahlreichen Fällen, 
in denen die Gerichte einen Beweisbeſchluß auf Vernehmung 
von Sachverſtändigen erlaſſen müßten, in der Lage, ſofort eine 
Entſcheidung zu treffen. 

Was zeigt nun die Statiſtik? Nach S. 12 der eingangs 
bezeichneten Statiſtik lagen im Jahre 1903 von Anmeldungen 
zur Erledigung noch vor: je eine aus den Jahren 1895 und 
1896, 14 aus dem Jahre 1897, 33 aus dem Jahre 1898, 
144 aus dem Jahre 1899, 713 aus dem Jahre 1900, 4154 
aus dem Jahre 1901, 20629 aus dem Jahre 1902. Die 
Zahl der zu erledigenden Anmeldungen hat betragen: 
Insgeſamt .. . . 54007 (1903) 50445 (1902) 46 155 (1901) 
Unerledigt blieben 

am Jahresſchluß . 27 286 25694 22 880 

Will man aber einen Vergleich des Anmeldeverfahrens — 
ſelbſt nach erhobenem Einſpruch — mit dem Zivilprozeßver⸗ 
fahren nicht gelten laſſen, fo zeigt jedenfalls auch das Nichtig⸗ 
keits verfahren eine ſehr erhebliche Langwierigkeit der Prozeſſe. 

Es bleiben nach der Statiſtik des Kaiſerlichen Patentamts 
(S. 21) am 1. Januar 1904 159 Nichtigkeitsanträge zu erledigen. 
Von dieſen ſtammten 2 aus dem Jahre 1899, 3 aus dem 


1905. 


Jahre 1900, 4 aus dem Jahre 1901, 34 aus dem Jahre 1902. 
Im Jahre 1903 find im ganzen 153 Nichtigkeitsanträge ein ⸗ 
gegangen, von dieſen find 24 ohne Entſcheidung und nur 13 
durch Entſcheidung erledigt, ſodaß am 1. Januar 1904 in 
das neue Jahr allein 116 von 153 Sachen aus 1903 über⸗ 
nommen wurden. 

Zu beachten iſt noch folgendes. Auch die Sammlung der 
den Entſcheidungen des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
beigegebenen ſtatiſtiſchen Nachrichten über die Geſchäfte dieſes hoch⸗ 
angeſehenen Gerichtshofes zeigen, daß der für den Zivilprozeß gern 
als vorbildlich empfohlene verwaltungs gerichtliche Prozeß 
Verzögerung und wachſende Reſte ebenfalls nicht verhindern kann. 
Lövinſon bemerkt hierzu in den Blättern für Rechtspflege im 
Bezirke des Kammergerichts 1904 S. 91: In das Jahr 1902 
(OVG. 42, 452) kamen aus dem Vorjahre unerledigt 4 796 
Sachen; in das Jahr 1903 gingen nach OVG. 44, 456 un- 
erledigt über 4911; die Zahl ſtieg beim Übergang in das 
laufende Jahr 1904 auf 5821. Da die Geſamtzahl der neuen 
Sachen nur betrug: 1901 9 149, 1902 10325, fo wächſt ſprung⸗ 
weiſe die Zahl der „kranken“ Sachen; noch nicht die Hälfte 
aller Sachen wird in einem Jahre erledigt. 

Alſo auch der abſolute Offizialbetrieb bietet keine 
Garantie gegen wachſende Reſtel N. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 5. bis 25. No- 
vember 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 213 ff. des EG. zum BGB. verb. mit dem 
preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetz vom II- S188. = 1895 Einfluß 
des BGB. hinſichtlich der Ermittelung des Willens des Er⸗ 
richtens bei einem vor 1900 errichteten Teſtamente.] 

In einem Teſtamente von 1894 haben ſich die Eheleute B. 
gegenſeitig zu Erben eingeſetzt und nach dem Tode des letzt. 
verſterbenden Ehegatten beiderſeitige Verwandte, darunter bie 
nur mit der Ehefrau verwandten Kl., zur Erbſchaft berufen. 
Der Ehemann iſt 1900, die Ehefrau 1901 geſtorben. Der 
Erbanfall an die Kl. iſt vom Erbſchaftsſteueramt mit 8 v. H. 
zur Verſteuerung herangezogen, und die hiernach berechnete 
Steuer von ihnen gezahlt worden. Sie find der Meinung, 
daß von ihnen als Kindern einer Schweſter der Ehefrau B. 
nur eine Erbſchaftsſteuer von 2 v. H. hätte erfordert werden 
dürfen und haben auf Rückzahlung des überſchießenden Betrages 
Klage erhoben. Das RG. hob das die Klage abweiſende 
Urteil auf: Für die ſtreitige Frage, wie in dem vorliegenden 
Falle die Erbſchaftsſteuer zu berechnen iſt, kommen in erſter 
Reihe die Vorſchriften des preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetzes 


5 in Betracht. Dieſe Vorſchriften find trotz 


vom 11 Fuli 1895 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


34. Jahrgang. 


des ſeit der Errichtung des wechſelſeitigen Teſtaments vom 
9. Auguſt 1894 eingetretenen, ſeit dem 1. Januar 1900 wirk⸗ 
ſamen Wechſels der privatrechtlichen Geſetze anwendbar, da ſie 
als Normen des öffentlichen Rechts von jenem Wechſel un- 
berührt geblieben find. Inhalts des § 28 des Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes ſoll bei einer gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügung 
von Ehegatten, wenn es zweifelhaft bleibt, von welchem der 
beiden Ehegatten der Anfall an die zu Erben eingeſetzten Ver⸗ 
wandten des einen oder beider Ehegatten erfolgt iſt, angenommen 
werden, daß der Anfall von dem dem Steuerpflichtigen am 
nächſten verwandten Ehegatten erfolgt ſei, ſoweit der Nachlaß 
des letzteren reicht. Das Erbſchafsſteuergeſetz enthält keine 
Vorſchriften, die zur Loͤſung eines ſolchen Zweifels verwendet 
werden könnten. Zur Löſung müſſen hiernach als ergänzende 
Vorſchriften die Beſtimmungen des privaten Erbrechts heran ⸗ 
gezogen werden. Die das Erbrecht betreffenden, in den Art. 213 
bis 217 enthaltenen Übergangsbeſtimmungen des EG. ſtellen 
im Art. 213 als Regel den Grundſatz auf, daß für die 
„erbrechtlichen Verhältmiſſe“, wenn der Erblaſſer vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB. geftorben iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend find. Eine ausdrückliche Vorſchrift darüber, wie 
es zu halten ſei, wenn der Erblaſſer nach dem 1. Januar 1900 
geſtorben iſt, iſt nicht gegeben. Der Regel des Art. 213 gegen- 
über ſtellt das EG. in den Art. 2 14 bis 217 Ausnahmen feſt, von 
denen hier nur die des Art. 214 in Betracht kommt. Er beſtimmt: 
„Die vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgte Errichtung 
oder Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen wird nach 
den bisherigen Geſetzen beurteilt, auch wenn der Erblaſſer nach 
dem Inkrafttreten des BGB. ſtirbt. Das gleiche gilt für die 
Bindung des Erblaſſers bei... einem gemeinſchaftlichen 
Teſtament, ſofern ... das Teſtament vor dem Inkrafttreten 
des BGB. errichtet worden iſt.“ Der BR. wendet dieſe 
Beſtimmungen ohne nähere Begründung auch auf das den 
Erbanfall bedingende Rechtsverhältnis an, in dem der Erbe 
gegenüber der Erbſchaft ſteht, beurteilt alſo die Rechtswirkung 
der letztwilligen Verfügung für Dritte ebenfalls nach dem 
früheren Rechte, dem PrAs R.; er erachtet deshalb ent⸗ 
ſprechend der im Bereiche dieſes Rechts herrſchenden Auffaſſung 
die Kl., ſoweit ihnen der zur Zeit des Todes des Ehemannes B. 
vorhanden geweſene Nachlaß desſelben anfällt, nicht als Erben 
der Ehefrau B., ſondern als fideikommiſſariſche Nacherben des 
Ehemannes, deſſen Nachlaß zunächſt auf die Ehefrau als 
fiduziariſche Erbin übergegangen ſei. Der Art. 214 darf 
jedoch als Ausnahmevorſchrift nicht über ſeinen klaren Sinn 
hinaus erſtreckt werden. Im jetzigen Falle iſt die Frage, ob 
das gemeinſchaftliche Teſtament rechtsgültig errichtet iſt und 
ob die beiden Erblaſſer an ſeine Beſtimmungen gebunden 
waren, außer Streit. Es handelt fi nur um die Frage, nach 
welchem Rechte die Rechtswirkungen des Teſtamentes für 
die Erben zu beurteilen find und dieſe können nach der Regel des 
Art. 213 in Übereinſtimmung mit der bisherigen Rechtſprechung 
des RG. nur dahin beantwortet werden, daß ausſchließlich 
das BGB. maßgebend iſt. (Urteil des RG. IV. 122/01 
und IV. 384/00, IW. S. 646 und 322, IV. 285/03 JW. 
1904 S. 144 Ziff. 14, ſowie RG. 54, 242.) Hieraus folgt, 
daß auch der die Rechtswirkung des Teſtaments beſtimmende 
Wille der Erblaſſer, dem fie durch die Errichtung haben Aus- 
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druck geben wollen, auf Grund der Vorſchriften des BGB. 
zu erforſchen if. T. c. Staatsfiskus, U. v. 14. Okt. 04, 
100/04 VII. — Breslau. | 

2. 58 119, 124 BGB. Unterſchied hinfichtlich des 
Beginnes der Friſt für die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
oder widerrechtlicher Drohung und der Anfechtung wegen Irrtums.] 

Die in 8 124 BGB. vorgeſchriebene Friſt beginnt nicht 
mit der Kenntnis der betreffenden Partei von der objektiven 
Unrichtigkeit der Mitteilung, ſondern erſt mit der Kenntnis 
von dem Charakter derſelben als einer wider beſſeres Wiſſen 
abgegebenen argliſtigen Erklärung. Dies ergibt ſich ſchon daraus, 
daß die Anfechtungsfriſt nicht beginnen kann, ſolange die Partei 
mit dem Vorhandenſein des vollen, die Anfechtung begründenden 
Tatbeſtandes nicht bekannt iſt und demgemäß nicht weiß, daß 
ihr ein Anfechtungsrecht aus dem angegebenen Grunde überhaupt 
zuſteht. Die Kenntnis von der objektiven Unrichtigkeit der 
Außerung berechtigt nur zur Anfechtung wegen Irrtums und 
zwar nur dann, wenn der Irrtum von der im 5 119 
BGB. vorgeſehenen Beſchaffenheit iſt, alſo wenn die Partei 
bei Abgabe der Willenserklärung über deren Inhalt im Irrtum 
war oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht ab- 
geben wollte, während bei der Anfechtung nach §8 123 BGG. 
ſchon ein Irrtum in den Beweggründen genügt, dieſer aber 
durch eine wiſſentlich wahrheitswidrige Außerung hervorgerufen 
fein muß. Auch mit dem Wortlaut des § 124 Abi. 2 
BGB. ſtehen dieſe Annahmen über die Vorausſetzungen für 
den Beginn des Friſtenlaufs im Einklang. Wenn es dort 
heißt, daß die Friſt im Falle der argliſtigen Täuſchung mit 
dem Zeitpunkte beginnt, in welchem der Anfechtungsberechtigte 
die Täuſchung entdeckt, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß das Wort „Täuſchung“ an der zweiten Stelle, wenn ihm 
auch der Zuſatz „argliſtig“ nicht nochmals beigefügt iſt, doch 
im Sinne des Geſetzes das Moment der wiſſentlichen Wahrheits⸗ 
widrigkeit in fich ſchließt. F. e. S., U. v. 18. Okt. 04, 617/03 VII. 
— Naumburg. 

3. Verzug für die Zukunft hört auf, wenn der Schuldner 
das Verſäumte nachholt.] 

Zwar enthält das BGB. über die Heilung des Annahme⸗ 
verzuges ebenſowenig wie über die des Erfüllungsverzuges irgend ⸗ 
welche Votſchriften, es folgt aber aus dem Weſen des Schuldner- 
verzuges und ſeinen Wirkungen von ſelbſt, daß der Verzug 
für die Zukunft aufhört, wenn der Schuldner das Ver⸗ 
ſäumte nachholt (Motive zum BGB. 2, 66). Deshalb find 
die 88 253 und 262 des Entwurfs zum BGB., die 
dieſen Grundſatz für den Erfüllungs⸗ und den Annahmeverzug 
ausdrücklich feſtſtellten, bei der Beratung des Entwurfs geſtrichen 
worden, weil ihr Inhalt ſelbſtverſtändlich ſei. M. o. S., U. 
v. 25. Okt. 04, 147/04 VII. — Naumburg. 

4. $ 123 BGB. Argliſt wird auch durch Verſchweigen 
begründet.] 

Der Verkäufer hat die Pflicht, dem Käufer alle für ſeine 
Entſchließungen weſentliche Umſtände mitzuteilen. Er handelt 
auch dann argliſtig, wenn er nach einem ſolchen Umſtande nicht 
gefragt iſt, ſofern er ſich nur bewußt iſt, daß der Käufer auf 
den verſchwiegenen Umſtand Wert legen konnte. Dem Bekl. 
war die Kündigung bekannt. Zweifellos kann die Kenntnis 
davon, daß Hypotheken, die der Käufer in Anrechnung auf den 
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Kaufpreis übernehmen ſoll, gekündigt find, die Entſchließung 
des Käufers beeinfluſſen. Der Bekl. mußte alſo dem Kl. 
vor oder bei Abſchluß des Vertrags von der Kündigung Mit⸗ 
teilung machen. Es fragt ſich alſo nur, ob der Bekl. ſich der 
Erheblichkeit ſeines Verſchweigens bewußt war. Nach dieſer 
Richtung hin find bisher keine Feſtſtellungen getroffen worden. 
Die weiteren Erwägungen, daß der Bekl. möglicherweiſe nach 
dem Vertragſchluffe die Kündigung hätte rückgängig machen oder 
die gekündigten Hypotheken aus den anzuzahlenden 8000 Mark 
hätte erwerben können, find nicht geeignet, die Annahme der 
Argliſt beim Vertragsſchluß auszuſchließen; denn nur darauf 
kommt es an, ob der Kl. durch argliſtiges Verſchweigen zum 
Vertragsſchluſſe beſtimmt worden iſt (§ 123 BGB.). Iſt 
dies der Fall, dann ſteht dem Kl. die Anfechtungsbefugnis auch 
dann zu, wenn der Bekl., — was aber nicht einmal zutrifft — 
hinterher den Zuſtand hergeſtellt hätte, den der Kl. vorausſetzen 
mußte. Das mitverkaufte Inventar hatte der Bekl. an zwei 
ſeiner Gläubiger zur Sicherung veräußert. Auch dies hat er 
dem Kl. nicht mitgeteilt. Auch hier nimmt der BR. an, daß 
der Bekl. die Schulden aus den 8000 Mark hätte tilgen und 
dem Kl. dann das Eigentum hätte verſchaffen konnen. Dieſe 
Annahme verletzt ebenfalls den 8 123 BGB. Freilich kann 
man auch fremde Sachen verkaufen, aber für die Entſchließung 
des Käufers iſt es weſentlich, daß er weiß, wem die Sachen 
gehören. R. c. M., U. v. 2. Nov. 04, 171/04 V. — Kiel. 
5. 88 226, 905 BGB. Verbotsrecht des Eigentümers, 
die Führung elektriſcher Drähte über fein Grundſtück zu führen.] 
Ein Hoteleigentümer klagte auf Beſeitigung der elektriſchen 
Lichtkabel, welche von der verklagten offenen Handels geſellſchaft 
von ihrer elektriſchen Zentrale aus durch den Luftraum über 
ſeinem Hotel ohne ſeine Erlaubnis im Jahre 1902 gezogen 
worden find. Die Bekl. wurden verurteilt, ihre Revifion 
wurde zurückgewieſen: Mit Recht verſteht der BR. den erſt 
von der 2. Kommiſſion hinzugefügten Satz 2 des 8 905 
BGB. (vergl. $ 849 E. 1) dahin, daß die damit eingeführte Be⸗ 
ſchränkung des Eigentumsrechts erſt beginnen ſoll, wo jedes 
Intereſſe des Eigentümers an der Ausübung von Eigentums- 
rechten oberhalb oder unterhalb der Oberfläche feines Grund⸗ 
eigentums aufhört. Wie die Verhandlungen der Kommiſſion 
ergeben, iſt namentlich auf die Schwierigkeiten hingewieſen 
worden, die durch eine rückſichtsloſe Ausbeutung des dem Eigen⸗ 
tümer an ſich zuſtehenden Verbietungsrechts gegen fremde Ein⸗ 
wirkungen für die Entwickelung gewerblicher Intereſſen entſtehen 
könnten. Wenn zur Löfung folder Konflikte eine beſondere 
geſetzliche Beſtimmung für nötig erachtet worden iſt, fo zeigt 
das zwar, daß hierzu die allgemeine Beſtimmung in § 226 
BGB. nicht für ausreichend erachtet wurde, durch welche die 
Ausübung eines Rechts für unzuläſſig erklärt wird, die nur 
den Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen. 
Andererſeits ergibt aber die Faſſung des Satzes 2 in 8 905 
unmittelbar, daß die Scheidelinie zwiſchen dem abſtrakten Recht 
des Grundeigentümers und der Befugnis anderer zu Eingriffen 
nicht durch das Intereſſe dieſer anderen, ſondern durch das des 
Grundeigentümers beſtimmt werden ſoll. Daraus folgt dann 
aber, daß dabei jedes Intereſſe des Grundeigentümers zu berüd- 
ſichtigen iſt, das ſich als ein ſolches erkennen läßt. Daß dies 
auch die Anſicht der Kommiſſion geweſen iſt, zeigt das dort 
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(vor Erlaß des ſchon erwähnten Telegraphenwegegeſetzes) an⸗ 
geführte Beiſpiel, daß ein Gartenbefitzer ſich nicht den freien 
Ausblick zum Himmel durch telegraphiſche Drähte verkümmern 
zu laſſen brauche (Prot. 3529). (Ein ſolches Intereſſe wurde 
im vorliegenden Falle als gegeben angenommen.) K. c. H., U. v. 
24. Okt. 04, 165/04 V. — Hamburg. 

6. 8 227 BGB. Begriff der Notwehr. Beweislaſt.] 

Der Begriff der Notwehr iſt nicht von dem BG. verkannt 
worden. Dasſelbe geht richtig davon aus, daß ein drohender 
gegenwärtiger Angriff des Kl. vorliegen müſſe, um die Handlung 
des Bekl. als eine durch Notwehr gebotene erſcheinen zu laſſen, 
und daß ein bereits vollzogener und abgeſchloſſener Angriff des 
Kl. hierzu nicht genüge. Aber es nimmt an, daß, wenn der 
Kl. unmittelbar vor der Abgabe des Schuſſes des Bekl. zuerft 
auf dieſen geſchoſſen habe, für den Bekl. die Gefahr begründet 
geweſen ſei, daß noch weitere Schüſſe folgen würden, und zwar, 
wie finngemäß zu ergänzen ift, unmittelbar folgen würden. 
Einen Rechtsirrtum läßt dieſe Annahme nicht erkennen; aller⸗ 
dings iſt das Vorhandenſein der hier in Rede ſtehenden Gefahr 
davon abhängig, daß der Kl., um unmittelbar nach dem erſten 
Schuß noch ein zweitesmal auf den Bekl. feuern zu können, 
noch über einen geladenen Lauf ſeines Gewehrs verfügte. Wenn 
aber in dieſer Hinſicht nicht konkrete Tatſachen vorliegen, welche 
den Bekl. vergewiſſern konnten und mußten, daß der Angriff 
abgeſchloſſen, ein weiterer Angriff als gegenwärtig drohend nicht 
zu erachten ſei, — hierfür würde den Kl. die Beweislaſt 
treffen —, dann war, auch rein objektiv genommen, die Gefahr, 
gegen die das Notwehrrecht ſich richtet, gegeben. Der rechts⸗ 
widrige Angriff des Kl. hatte alsdann mit dem erſten auf den 
Bekl. abgegebenen Schuſſe bereits begonnen und drohte ſich un⸗ 
mittelbar durch einen zweiten Schuß fortzuſetzen, den die Ein⸗ 
richtungen der gebräuchlichen Schußwaffen ermoglichen. Es 
wäre zu viel verlangt und würde die Gegenwehr vereiteln, das 
Notwehrrecht illuſoriſch machen, wenn man dem Angegriffenen 
zumuten wollte, die Verwirklichung dieſer Fortſetzung abzuwarten 
(vergl. Binding, Handbuch des Strafrechts, 1, 746— 748). 
Der Bekl. befand ſich, wenn die vom BG. angenommenen 
tatſächlichen Vorausſetzungen gegeben waren, mitten in einem 
rechtswidrigen Angriff. B. c. D., U. v. 27. Okt. 04, 602/03 VI. 
— Hamm. 

7. § 254 BGB. Über mitwirkendes Verſchulden des 
Verletzten beim Straßenbahnbetriebe.] 

Kl. iſt beim Betriebe einer Straßenbahn verunglückt. 
Die Erſatzpflicht der letzteren wurde feſtgeſtellt, dem erſteren aber 
ein Teil der Schuld beigemeſſen und deshalb die Verteilung des 
Schadens nach Hälften für angemeſſen erklärt. Die Reviſion 
der beklagten Straßenbahn wurde zurückgewieſen: Das 
BG. erblickt ein Verſchulden des Kl. darin, daß dieſer 
über die Gleiſe der Straßenbahn noch zu einem Zeitpunkt ge⸗ 
fahren iſt, wo der Motorwagen ſo nahe war, daß, wenn er 
mindeſtens mit der gewöhnlichen Durchſchnittsgeſchwindigkeit 
weiter fuhr, unter Berückfichtigung der Beſchaffenheit des Ge⸗ 
ſchirrs der Pferde ein Zuſammenſtoß kaum vermeidbar erſchien; 
der Kl. habe die Gefährlichkeit ſeines Unternehmens ohne weiteres 
erkennen müſſen. Bei aufmerkſamer Umſchau hätte er den 
Motorwagen bemerken müſſen, noch ehe die Pferde in unmittel- 
bare Nähe der Schienen kamen, er hätte ihn ſchon früher be⸗ 
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merken müſſen. Hiernach treffe ihn, möge er nun die Gleiſe 


zu überfahren begonnen haben, obwohl er den herannahenden 


Motorwagen erblickt habe, oder möge er ſich vorher nicht über- 
zeugt haben, der Vorwurf der Fahrläſſigkeit. Das BG. hält 
aber das Verſchulden des Kl. nicht für ſo ſchwerwiegend, daß es als 
die alleinige oder doch die überwiegende Urſache ſeiner Verletzung 
gelten müſſe, und in dieſer Beziehung führt es folgendes aus. Die 
Gewöhnung an den Straßenverkehr der Großſtadt und den Betrieb 
elektriſcher Straßenbahnen insbeſondere habe auch in dem Kl. 
das Gefühl für die daraus entſpringenden Gefahren geſchwächt. 
Sehr häufig könne man in Großſtädten die Beobachtung 
machen, daß Geſchirre trotz des Nahens elektriſcher Wagen in 
gefahrdrohender Nähe und trotz des Beſtehens von polizeilichen 
Straſvorſchriften die Bahngleiſe noch zu kreuzen wagen, indem 
ſie darauf vertrauten, daß der Motorwagenführer durch recht⸗ 
zeitiges Bremſen die Geſchwindigkeit feines Wagens herab- 
mindern und damit einen Zuſammenſtoß verhüten werde. 
Unbedenklich könne deshalb angenommen werden, daß auch der 
Kl. im Vertrauen darauf ohne die nötige Achtſamkeit zu⸗ 
gefahren ſei, es werde der Führer eines etwa heranfahrenden 
elektriſchen Wagens, oder, wenn er den Motorwagen vor Be⸗ 
ginn des Befahrens der Gleiſe bemerkt haben ſollte, der Führer 
des von ihm wahrgenommenen Motorwagens durch ausreichendes 
Bremſen ein zu ſchnelles Heranfahren verhindern und ihm er⸗ 
möglichen, ungefährdet noch vor deſſen Eintreffen am 
Kreuzungspunkte das Geleis mit ſeinem Geſchirr zu paſſieren. 
Dieſe Ausführungen find zu beanſtanden. Je ſtärker der 
Straßenverkehr ſich entwickelt, deſto höhere Anſprüche müſſen an 
die Sorgfalt der Fußgänger und der Geſchirrführer geſtellt 
werden, damit ſie die Gefahren vermeiden, die der geſteigerte 
Verkehr ſowohl ihnen ſelbſt, wie den Straßenbahnzügen bringen 
kann. Wollte man mit dem BG. einen Milderungsgrund 
darin erblicken, daß die Fußgänger oder Geſchirrführer beim 
Kreuzen von Straßenbahngleiſen zu einer Zeit, wo ein Zu- 
ſammenſtoß mit einem Straßenbahnwagen, falls dieſer ſeine 
Fahrgeſchwindigkeit beibehält, kaum noch vermeidbar erſcheint, 
darauf vertrauen, daß der Motorwagenführer durch rechtzeitiges 
Bremſen die Geſchwindigkeit ſeines Wagens herabmindern werde, 
ſo würde darin ein Anreiz für jene Perſonen liegen, ſelbſt 
noch bei drohender Gefahr die Gleiſe zu paſſieren. Wie das 
BG. an anderer Stelle zutreffend hervorhebt und auch gegen 
den Kl. verwertet, hat der Führer eines Straßenbahnwagens 
beſtimmte Fahrzeiten einzuhalten, ein geregelter Verkehr läßt ſich 
nur durch möglichſt genaue Einhaltung dieſer Fahrzeiten her⸗— 
ſtellen. Das Publikum greift daher in den Betrieb ſtörend ein, 
wenn es den Wagenführer zwingt, die von ihm angewendete zu⸗ 
läſſige Fahrgeſchwindigkeit zu vermindern. Iſt er auch, wie noch 
dargelegt werden wird, hierzu, ja ſogar zum Anhalten des 
Wagens unter allen Umſtänden dann verpflichtet, wenn er bemerkt, 
daß ein Menſch in unmittelbarer Gefahr ſich befindet, die nur 
durch die erwähnten Maßregeln abgewendet werden kann, mag 
jener ih auch auf noch fo leichtfinnige Weiſe in Gefahr begeben 
haben, ſo ſoll er doch nicht erſt in dieſe Zwangslage lediglich 
deswegen gebracht werden, damit ein Fußgänger oder ein Ge⸗ 
ſchirr noch vor ihm die Gleiſe paſſieren kann. Einem ſolchen 
Gebaren kann im Intereſſe eines geordneten Verkehrs und 
und deſſen Sicherheit nicht ſcharf genug entgegengetreten werden. 


Nicht verſtändlich iſt auch die weitere Ausführung im an⸗ 
gefochtenen Urteil, das Unterlaſſen einer genügenden Umſchau 
ſei dem Kl. vorausſetzlich auch deswegen ziemlich unbedenklich 
erſchienen, weil die Führer nahender Motorwagen durch Klingel 
zeichen die Aufmerkſamkeit der Fußgänger oder Geſchirrführer, 
Gleiſe bereits überſchreiten oder zu überſchreiten im Begriff 
ſtünden, regelmäßig den inſoweit beſtehenden Vorſchriften gemäß, 
zu erregen beſtrebt ſeien. Denn das BG. nimmt ſelbſt an, 
es ſei nicht erwieſen, daß der Motorwagenführer zu ſpät die 
Klingelzeichen gegeben habe, und ebenſo wenig hat der Kl. be⸗ 
hauptet, daß er dieſe Zeichen überhört habe. Hiernach muß das 
Verſchulden des Kl., wenn auch nicht als die alleinige Ur⸗ 
ſache der Verletzung, ſo doch als ein ſchweres bezeichnet werden, 
dem irgend ein Milderungsgrund nicht zur Seite ſteht, und der 
erkennende Senat würde bei der nach 8 254 BGB. gebotenen 
Abwägung dieſes Verſchuldens mit der Betriebsgefahr, trotzdem 
daß dieſe vorliegendenfalls dadurch erhöht wurde, daß die 
Schienen infolge Regenwetters ſchlüpfrig waren und daher ein 
ſchnelles Anhalten des Motorwagens erſchwert war, kein Be⸗ 
denken tragen, der Bekl. einen geringeren Teil, als die Hälfte 
des Schadens zu tragen habe, wenn nicht zugleich ein Ver⸗ 
ſchulden des Wagenführers bei der Entſtehung des Schadens 
mitgewirkt hätte. Er hat zunächſt gebremſt; als er das Geſchirr 
auf den Schienen ſah, hat aber alsbald den Motorwagen 
wieder ſchneller gehen laſſen, da er die Überzeugung gewonnen 
hatte, daß das Geſchirr alsbald über den Schienen ſein werde, 
daß er die Geſchwindigkeit nicht mehr zu verringern brauche; 
erſt im letzten Augenblick, als ſeine Annahme ſich irrig erwies, 
hat er den Wagen zum Halten zu bringen verſucht. Es gereicht 
ihm zum Verſchulden, daß er den Motorwagen wieder hat 
ſchneller gehen laſſen; er durfte ſein Verhalten nicht ſo ein⸗ 
richten, als müſſe ſeine Schätzung notwendig richtig ſein, 
während er doch erkennen mußte, daß ſie leicht auch falſch ſein 
konnte (vgl. das Urteil des erkennenden Senats RG. 56, 154 ff.). 
Selbſtverſtändlich braucht er nicht in jedem Falle, wenn 
ein Fußgänger oder ein Geſchirr die Fahrbahn kreuzt, ſo⸗ 
fort den Wagen zum Halten zu bringen oder auch nur die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit zu ermäßigen; er muß es aber unter allen Um⸗ 
ſtänden dann tun, wenn er jemanden vor ſich in unmittelbar 
drohender Gefahr ſieht, die ſicher nur durch Verminderung der 
Fahrgeſchwindigkeit oder durch Anhalten abgewendet werden kann. 
Das war aber nach den Feſtſtellungen des BG. bier der Fall, 
und daß der Führer nicht mit dieſer Möglichkeit gerechnet hat, 
iſt eine Fahrläſſigkeit. Das dem Wagenführer hiernach zur 
Luft fallende Verſchulden ſtellt ſich als eine Erhöhung der 
Betriebsgefahr im vorliegenden Falle dar. L. c. S., U. v. 
27. Okt. 04, 78/04 VI. — Dresden. 

8. 58 254, 276, 828 BGB. Begriff der im Ver⸗ 


kehr erforderlichen Sorgfalt, Verſchulden des Minderjährigen, 


der ſich einen Schaden ſelbſt zufügt.] 

Ein fiebenjähriges Kind war beim Drehen einer Häckſel— 
maſchine beſchädigt worden; letztere befand ſich in einem Raume, 
der regelmäßig verriegelt war und nur offen ſtand, wenn jemand 
dort arbeitete. Das OLG. ſtellte auf Klage des Pflegers 
den Schadenanſpruch dem Grund nach feſt. Das RG. hob 
auf: Der Bekl. iſt nicht verpflichtet geweſen, jede denkbare 
Möglichkeit der Annäherung von Kindern auszuſchließen, ſondern 
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Kaufpreis übernehmen ſoll, gekündigt find, die Entſchließung 
des Käufers beeinfluſſen. Der Bekl. mußte alſo dem Kl. 
vor oder bei Abſchluß des Vertrags von der Kündigung Mit⸗ 
teilung machen. Es fragt ſich alſo nur, ob der Bekl. ſich der 
Erheblichkeit ſeines Verſchweigens bewußt war. Nach dieſer 
Richtung hin ſind bisher keine Feſtſtellungen getroffen worden. 
Die weiteren Erwägungen, daß der Bekl. möglicherweife nach 
dem Vertragſchluſſe die Kündigung hätte rückgängig machen oder 
die gekündigten Hypotheken aus den anzuzahlenden 8000 Mark 
hätte erwerben können, find nicht geeignet, die Annahme der 
Argliſt beim Vertragsſchluß auszuſchließen; denn nur darauf 
kommt es an, ob der Kl. durch argliſtiges Verſchweigen z um 
Vertragsſchluſſe beſtimmt worden iſt (§ 123 BGB.). Iſt 
dies der Fall, dann ſteht dem Kl. die Anfechtungsbefugnis auch 
dann zu, wenn der Bekl., — was aber nicht einmal zutrifft — 
hinterher den Zuſtand hergeſtellt hätte, den der Kl. vorausſetzen 
mußte. Das mitverkaufte Inventar hatte der Bekl. an zwei 
feiner Gläubiger zur Sicherung veräußert. Auch dies hat er 
dem Kl. nicht mitgeteilt. Auch hier nimmt der BR. an, daß 
der Bekl. die Schulden aus den 8000 Mark hätte tilgen und 
dem Kl. dann das Eigentum hätte verſchaffen können. Dieſe 
Annahme verletzt ebenfalls den 8 123 BGB. Freilich kann 
man auch fremde Sachen verkaufen, aber für die Entſchließung 
des Käufers iſt es weſentlich, daß er weiß, wem die Sachen 
gehören. R. c. M., U. v. 2. Nov. 04, 171/04 V. — Kiel. 
5. 88 226, 905 BGB. Verbotsrecht des Eigentümers, 
die Führung elektriſcher Drähte über fein Grundſtück zu führen. 
Ein Hoteleigentümer klagte auf Beſeitigung der elektriſchen 
Lichtkabel, welche von der verklagten offenen Handels geſellſchaft 
von ihrer elektriſchen Zentrale aus durch den Luftraum über 
ſeinem Hotel ohne ſeine Erlaubnis im Jahre 1902 gezogen 
worden ſind. Die Bekl. wurden verurteilt, ihre Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Mit Recht verſteht der BR. den erſt 
von der 2. Kommiſſion hinzugefügten Satz 2 des § 905 
BGB. (vergl. $ 849 E. 1) dahin, daß die damit eingeführte Be⸗ 
ſchränkung des Eigentumsrechts erſt beginnen ſoll, wo jedes 
Intereſſe des Eigentümers an der Ausübung von Eigentums- 
rechten oberhalb oder unterhalb der Oberfläche ſeines Grund⸗ 
eigentums aufhört. Wie die Verhandlungen der Kommiſſion 
ergeben, iſt namentlich auf die Schwierigkeiten hingewieſen 
worden, die durch eine rückſichtsloſe Ausbeutung des dem Eigen⸗ 
tümer an ſich zuſtehenden Verbietungsrechts gegen fremde Ein⸗ 
wirkungen für die Entwickelung gewerblicher Intereſſen entſtehen 
könnten. Wenn zur Löſung ſolcher Konflikte eine beſondere 
geſetzliche Beſtimmung für nötig erachtet worden iſt, fo zeigt 
das zwar, daß hierzu die allgemeine Beſtimmung in § 226 
BGB. nicht für ausreichend erachtet wurde, durch welche die 
Ausübung eines Rechts für unzuläſſig erklärt wird, die nur 
den Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen. 
Andererſeits ergibt aber die Faſſung des Satzes 2 in 8 905 
unmittelbar, daß die Scheidelinie zwiſchen dem abſtrakten Recht 
des Grundeigentümers und der Befugnis anderer zu Eingriffen 
nicht durch das Intereſſe dieſer anderen, ſondern durch das des 
Grundeigentümers beſtimmt werden ſoll. Daraus folgt dann 
aber, daß dabei jedes Intereſſe des Grundeigentümers zu berück— 
ſichtigen iſt, das ſich als ein ſolches erkennen läßt. Daß dies 
auch die Anſicht der Kommiſſion geweſen iſt, zeigt das dort 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1905. 


(vor Erlaß des ſchon erwähnten Telegraphenwegegeſetzes) an- 
geführte Beiſpiel, daß ein Gartenbefitzer ſich nicht den freien 
Ausblick zum Himmel durch telegraphiſche Drähte verkümmern 
zu lafien brauche (Prot. 3529). (Ein ſolches Intereſſe wurde 
im vorliegenden Falle als gegeben angenommen.) K. c. H., U. v. 
24. Okt. 04, 165/04 V. — Hamburg. 

6. 8 227 BGB. Begriff der Notwehr. Beweislaſt.] 

Der Begriff der Notwehr iſt nicht von dem BG. verkannt 
worden. Dasſelbe geht richtig davon aus, daß ein drohender 
gegenwärtiger Angriff des Kl. vorliegen müſſe, um die Handlung 
des Bekl. als eine durch Notwehr gebotene erſcheinen zu laſſen, 
und daß ein bereits vollzogener und abgeſchloſſener Angriff des 
Kl. hierzu nicht genüge. Aber es nimmt an, daß, wenn der 
Kl. unmittelbar vor der Abgabe des Schuſſes des Bekl. zuerſt 
auf dieſen geſchoſſen habe, für den Bekl. die Gefahr begründet 
geweſen ſei, daß noch weitere Schüſſe folgen würden, und zwar, 
wie finngemäß zu ergänzen iſt, unmittelbar folgen würden. 
Einen Rechtsirrtum läßt dieſe Annahme nicht erkennen; aller⸗ 
dings iſt das Vorhandenſein der hier in Rede ſtehenden Gefahr 
davon abhängig, daß der Kl., um unmittelbar nach dem erſten 
Schuß noch ein zweitesmal auf den Bekl. feuern zu können, 
noch über einen geladenen Lauf ſeines Gewehrs verfügte. Wenn 
aber in dieſer Hinſicht nicht konkrete Tatſachen vorliegen, welche 
den Bekl. vergewiſſern konnten und mußten, daß der Angriff 
abgeſchloſſen, ein weiterer Angriff als gegenwärtig drohend nicht 
zu erachten ſei, — hierfür würde den Kl. die Beweislaſt 
treffen —, dann war, auch rein objektiv genommen, die Gefahr, 
gegen die das Notwehrrecht ſich richtet, gegeben. Der rechts⸗ 
widrige Angriff des Kl. hatte alsdann mit dem erſten auf den 
Bekl. abgegebenen Schuſſe bereits begonnen und drohte ſich un⸗ 
mittelbar durch einen zweiten Schuß fortzuſetzen, den die Ein- 
richtungen der gebräuchlichen Schußwaffen ermoglichen. Es 
wäre zu viel verlangt und würde die Gegenwehr vereiteln, das 
Notwehrrecht illuſoriſch machen, wenn man dem Angegriffenen 
zumuten wollte, die Verwirklichung dieſer Fortſetzung abzuwarten 
(vergl. Binding, Handbuch des Strafrechts, 1, 746—748). 
Der Bekl. befand ſich, wenn die vom BG. angenommenen 
tatſächlichen Vorausſetzungen gegeben waren, mitten in einem 
rechtswidrigen Angriff. B. 6. D., U. v. 27. Okt. O04, 602/03 VI. 
— Hamm. 

7. 8 254 BGB. Über mitwirkendes Verſchulden des 
Verletzten beim Straßenbahnbetriebe.] 

Kl. iſt beim Betriebe einer Straßenbahn verunglückt. 
Die Erſatzpflicht der letzteren wurde feſtgeſtellt, dem erſteren aber 
ein Teil der Schuld beigemeſſen und deshalb die Verteilung des 
Schadens nach Hälften für angemeſſen erklärt. Die Reviſion 
der beklagten Straßenbahn wurde zurückgewieſen: Das 
BG. erblickt ein Verſchulden des Kl. darin, daß dieſer 
über die Gleiſe der Straßenbahn noch zu einem Zeitpunkt ge⸗ 
fahren iſt, wo der Motorwagen ſo nahe war, daß, wenn er 
mindeſtens mit der gewöhnlichen Durchſchnittsgeſchwindigkeit 
weiter fuhr, unter Berückſichtigung der Beſchaffenheit des Ge⸗ 
ſchirrs der Pferde ein Zuſammenſtoß kaum vermeidbar erſchien; 
der Kl. habe die Gefährlichkeit ſeines Unternehmens ohne weiteres 
erkennen müſſen. Bei aufmerkſamer Umſchau hätte er den 
Motorwagen bemerken müflen, noch ehe die Pferde in unmittel- 
bare Nähe der Schienen kamen, er hätte ihn ſchon früher be- 
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merken müſſen. Hiernach treffe ihn, möge er nun die Gleiſe 


zu überfahren begonnen haben, obwohl er den herannahenden 


Motorwagen erblickt habe, oder möge er ſich vorher nicht über 
zeugt haben, der Vorwurf der Fahrläſſigkeit. Das BG. hält 
aber das Verſchulden des Kl. nicht für ſo ſchwerwiegend, daß es als 
die alleinige oder doch die überwiegende Urſache ſeiner Verletzung 
gelten müſſe, und in dieſer Beziehung führt es folgendes aus. Die 
Gewöhnung an den Straßenverkehr der Großſtadt und den Betrieb 
elektriſcher Straßenbahnen insbeſondere habe auch in dem Kl. 
das Gefühl für die daraus entſpringenden Gefahren geſchwächt. 
Sehr häufig koͤnne man in Großſtädten die Beobachtung 
machen, daß Geſchirre trotz des Nahens elektriſcher Wagen in 
gefahrdrohender Nähe und trotz des Beſtehens von polizeilichen 
Straſporſchriften die Bahngleiſe noch zu kreuzen wagen, indem 
fie darauf vertrauten, daß der Mokorwagenführer durch recht⸗ 
zeitiges Bremſen die Geſchwindigkeit feines Wagens herab⸗ 
mindern und damit einen Zuſammenſtoß verhüten werde. 
Unbedenklich könne deshalb angenommen werden, daß auch der 
Kl. im Vertrauen darauf ohne die nötige Achtſamkeit zu⸗ 
gefahren ſei, es werde der Führer eines etwa heranfahrenden 
elektriſchen Wagens, oder, wenn er den Motorwagen vor Be⸗ 
ginn des Befahrens der Gleiſe bemerkt haben ſollte, der Führer 
des von ihm wahrgenommenen Motorwagens durch ausreichendes 
Bremſen ein zu ſchnelles Heranfahren verhindern und ihm er⸗ 
möglichen, ungefährdet noch vor deſſen Eintreffen am 
Kreuzungspunkte das Geleis mit ſeinem Geſchirr zu paſſieren. 
Dieſe Ausführungen find zu beanſtanden. Je ſtärker der 
Straßenverkehr ſich entwickelt, deſto höhere Anſprüche müſſen an 
die Sorgfalt der Fußgänger und der Geſchirrführer geſtellt 
werden, damit ſie die Gefahren vermeiden, die der geſteigerte 
Verkehr ſowohl ihnen ſelbſt, wie den Straßenbahnzügen bringen 
kann. Wollte man mit dem BG. einen Milderungsgrund 
darin erblicken, daß die Fußgänger oder Geſchirrführer beim 
Kreuzen von Straßenbahngleiſen zu einer Zeit, wo ein Zu- 
fammenftoß mit einem Straßenbahnwagen, falls dieſer feine 
Fahrgeſchwindigkeit beibehält, kaum noch vermeidbar erſcheint, 
darauf vertrauen, daß der Motorwagenführer durch rechtzeitiges 
Bremſen die Geſchwindigkeit ſeines Wagens herabmindern werde, 
ſo würde darin ein Anreiz für jene Perſonen liegen, ſelbſt 
noch bei drohender Gefahr die Gleiſe zu paſſieren. Wie das 
BG. an anderer Stelle zutreffend hervorhebt und auch gegen 
den Kl. verwertet, hat der Führer eines Straßenbahnwagens 
beſtimmte Fahrzeiten einzuhalten, ein geregelter Verkehr läßt ſich 
nur durch möglichſt genaue Einhaltung dieſer Fahrzeiten her⸗ 
ſtellen. Das Publikum greift daher in den Betrieb ſtörend ein, 
wenn es den Wagenführer zwingt, die von ihm angewendete zu⸗ 
laͤſſige Fahrgeſchwindigkeit zu vermindern. Iſt er auch, wie noch 
dargelegt werden wird, hierzu, ja ſogar zum Anhalten des 
Wagens unter allen Umſtänden dann verpflichtet, wenn er bemerkt, 
daß ein Menſch in unmittelbarer Gefahr ſich befindet, die nur 
durch die erwähnten Maßregeln abgewendet werden kann, mag 
jener ſich auch auf noch fo leichtfinnige Weiſe in Gefahr begeben 
haben, ſo ſoll er doch nicht erſt in dieſe Zwangslage lediglich 
deswegen gebracht werden, damit ein Fußgänger oder ein Ge⸗ 
ſchirr noch vor ihm die Gleiſe paſſieren kann. Einem ſolchen 
Gebaren kann im Intereſſe eines geordneten Verkehrs und 
und deſſen Sicherheit nicht ſcharf genug entgegengetreten werden. 
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Nicht verſtändlich iſt auch die weitere Ausführung im an⸗ 
gefochtenen Urteil, das Unterlaſſen einer genügenden Umſchau 
ſei dem Kl. vorausſetzlich auch deswegen ziemlich unbedenklich 
erſchienen, weil die Führer nahender Motorwagen durch Klingel- 
zeichen die Aufmerkſamkeit der Fußgänger oder Geſchirrführer, 
Gleiſe bereits überſchreiten oder zu überſchreiten im Begriff 
ſtünden, regelmäßig den inſoweit beſtehenden Vorſchriften gemäß, 
zu erregen beſtrebt ſeien. Denn das BG. nimmt ſelbſt an, 
es ſei nicht erwieſen, daß der Motorwagenführer zu ſpät die 
Klingelzeichen gegeben habe, und ebenſo wenig hat der Kl. be⸗ 
hauptet, daß er dieſe Zeichen überhört habe. Hiernach muß das 
Verſchulden des Kl., wenn auch nicht als die alleinige Ur⸗ 
ſache der Verletzung, ſo doch als ein ſchweres bezeichnet werden, 
dem irgend ein Milderungsgrund nicht zur Seite ſteht, und der 
erkennende Senat würde bei der nach 8 254 BGB. gebotenen 
Abwägung dieſes Verſchuldens mit der Betriebsgefahr, trotzdem 
daß dieſe vorliegendenfalls dadurch erhöht wurde, daß die 
Schienen infolge Regenwetters ſchlüpfrig waren und daher ein 
ſchnelles Anhalten des Motorwagens erſchwert war, kein Be⸗ 
denken tragen, der Bekl. einen geringeren Teil, als die Hälfte 
des Schadens zu tragen habe, wenn nicht zugleich ein Ver⸗ 
ſchulden des Wagenführers bei der Entſtehung des Schadens 
mitgewirkt hätte. Er hat zunächſt gebremſt; als er das Geſchirr 
auf den Schienen ſah, hat aber alsbald den Motorwagen 
wieder ſchneller gehen laſſen, da er die Überzeugung gewonnen 
hatte, daß das Geſchirr alsbald über den Schienen ſein werde, 
daß er die Geſchwindigkeit nicht mehr zu verringern brauche; 
erſt im letzten Augenblick, als ſeine Annahme ſich irrig erwies, 
hat er den Wagen zum Halten zu bringen verſucht. Es gereicht 
ihm zum Verſchulden, daß er den Motorwagen wieder hat 
ſchneller gehen laſſen; er durfte ſein Verhalten nicht ſo ein⸗ 
richten, als müſſe ſeine Schätzung notwendig richtig ſein, 
während er doch erkennen mußte, daß fie leicht auch falſch fein 
konnte (ogl. das Urteil des erkennenden Senats RG. 56, 154 ff.). 
Selbſtverſtändlich braucht er nicht in jedem Falle, wenn 
ein Fußgänger oder ein Geſchirr die Fahrbahn kreuzt, ſo⸗ 
fort den Wagen zum Halten zu bringen oder auch nur die Fahr 
geſchwindigkeit zu ermäßigen; er muß es aber unter allen Um⸗ 
ſtänden dann tun, wenn er jemanden vor ſich in unmittelbar 
drohender Gefahr ſieht, die ſicher nur durch Verminderung der 
Fahrgeſchwindigkeit oder durch Anhalten abgewendet werden kann. 
Das war aber nach den Feſtſtellungen des BG. bier der Fall, 
und daß der Führer nicht mit dieſer Möglichkeit gerechnet hat, 
iſt eine Fahrläſſigkeit. Das dem Wagenführer hiernach zur 
Luft fallende Verſchulden ſtellt ſich als eine Erhöhung der 
Betriebsgefahr im vorliegenden Falle dar. L. c. S., U. v. 
27. Okt. 04, 78/04 VL — Dresden. 

8. 58 254, 276, 828 BGB. Begriff der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt, Verſchulden des Minderjährigen, 
der ſich einen Schaden ſelbſt zufügt.] 

Ein fiebenjähriges Kind war beim Drehen einer Häckſel⸗ 
maſchine beſchädigt worden; letztere befand ſich in einem Raume, 
der regelmäßig verriegelt war und nur offen ſtand, wenn jemand 
dort arbeitete. Das OLG. ſtellte auf Klage des Pflegers 
den Schadenanſpruch dem Grund nach feſt. Das RG. hob 
auf: Der Bekl. iſt nicht verpflichtet geweſen, jede denkbare 
Möglichkeit der Annäherung von Kindern auszuſchließen, ſondern 
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nur zur Abwehr der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt zu beobachten. Der Beweis, daß der ſchädliche Erfolg 
nicht abgewehrt worden iſt, iſt darum nicht gleichwertig mit 
dem Beweis der Fahrläſſigkeit. Das BG. hätte alſo 
erörtern müſſen, was nach den Anſchauungen des normalen 
Verkehrs bei den im gegebenen Falle obwaltenden Verhältniſſen 
für erforderlich, aber auch als ausreichender und mit den Be⸗ 
dürfniſſen der Wirtſchaftsführung vereinbarer Schutz der 
Maſchine angeſehen wird, wenn deren Aufſtellungsort vorüber- 
gehend Kindern zugänglich iſt. Im vorliegenden Falle iſt 
dieſen der Zutritt nur ſolange möglich geweſen, als jemand in 
der Scheune arbeitete. Darum mußte die Frage beantwortet 
werden, ob nicht nach den berechtigten Anſchauungen des Ver⸗ 
kehrs die Anweſenheit einer, auf dem Hofe des Bekl. 
ſtehend beſchäftigten Perſon genüge, um die Annäherung der 
Kinder und die Übertretung des ihnen gegebenen Verbots zu 
hindern und ob nicht namentlich der Bekl. berechtigt war, 
von der Mutter des Kl. zu erwarten, daß fie ein unvor⸗ 
ſichtiges Gebaren des Sohnes verhindere. Der BR. 
ſcheint dieſe Erörterung für entbehrlich gehalten zu haben, 
weil eine etwaige Unvorſichtigkeit der Mutter den urfächlichen 
Zuſammenhang des Unfalls mit der Fahrläſſigkeit des Bekl. 
nicht aufhebe. Allein dabei wird verkannt, daß wenn der 
Bekl. nach den Anſchauungen des Verkehrs darauf rechnen 
durfte, daß die Mutter den Sohn in der Nähe der ihr als ge⸗ 
fährlich bekannten Häckſelmaſchine überwache, eine ihm zur Laſt 
fallende Fahrläſſigkeit nicht vorliegen würde. Gegen die Be⸗ 
gründung des angefochtenen Urteils liegt aber noch ein weiteres 
Bedenken vor. Es iſt darin die Frage übergangen, ob nicht 
bei der Entſtehung des Schadens ein eigenes Verſchulden des 
Beſchädigten mitgewirkt hat. Behauptet hat der Bekl. ſolches 
Verſchulden, denn er hat geltend gemacht, der Kl. habe dem 
öfteren Verbot, ſich mit der Maſchine zu befaſſen, zuwider⸗ 
gehandelt. Der Kl. iſt zur Zeit des Unfalls über fieben Jahre 
alt geweſen, deswegen wird nach 8 828 BGB. vom 
BG. feſtzuſtellen ſein, ob er bei der Begehung der ihm 
als Verſchulden anzurechnenden Handlung die zur Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſeſſen hat. Gegen 
die Anwendung des § 828 auf Fälle, wo der Minderjährige 
nicht einen andern, ſondern ſich ſelbſt beſchädigt hat, iſt ver⸗ 
ſchiedentlich Widerſpruch erhoben worden, und ebenſo iſt ſtreitig, 
ob für den Begriff des Verſchuldens im Sinne des 8 254 
BOB. die Vorſchriften des 8 276 BGB. maßgebend 
ſeien. Allein es iſt an der, bereits in mehrfachen Urteilen — 
RG. 54 S. 404, 407 — ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung 
feſtzuhalten, wonach eine deliktiſche Handlungsfähigkeit nicht 
beſteht. B. c. B., U. v. 1. Nov. 04, 599/03 VI. — Berlin. 

9. 88 276, 823 BGB. verb. mit $ 367 Nr. 12 StGB. 
Haftung des Hauseigentümers für einen Schaden, der nicht 
vorauszuſehen war, nicht begründet.] 

Der Kl. hatte Räumlichkeiten im Erdgeſchoß und im zweiten 
Stock des Hauſes des Bekl. gemietet; der erſte Stock war zur 
fraglichen Zeit unvermietet und ftand leer. Der Kl. kam etwa 
um ½ 10 Uhr Abends nach Hauſe und wollte eines dringlichen 
Beduͤrfniſſes wegen den Abort aufſuchen. Ein Abort befindet 
ſich im Parterre, desgleichen im zweiten Stock, nicht aber auch 
im erſten Stock. Letzteres wußte der Kl. nicht. Nach ſeiner 
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Angabe hat er den Abort im Erdgeſchoß, weil derſelbe unreinlich 
und der Zugang gefährlich ſei, nicht aufſuchen wollen, den 
Abort im zweiten Stock aber der Dringlichkeit des Bebürfnifies 
halber nicht mehr erreichen knnen. Er ging nun, da er den 
Abort im erſten Stock an der gleichen Stelle vermutet habe, 
wo dieſer im zweiten Stock liege, den Gang entlang und geriet 
fo auf die am Ende des Ganges befindliche, mit einem Glas- 
fenſter verdeckte, aber ſonſt nicht mit einer Sicherungsvorkehrung 
verſehene Bodenöffuung. In dem Gang des erſten Stockes 
ſelbſt brannte damals kein Licht, doch fiel Licht auf die Altane 
von der am Nachbarhauſe angebrachten elektriſchen Glühlampe, 
wodurch übrigens die Bodenöffnung ſelbſt nicht unmittelbar 
beleuchtet wird. Das OLG. verurteilte den Bekl. zum Schadens 
erſatz. Das RG. hob auf und wies die Klage ab: Zunächſt 
erſcheint es nicht als zuläſſig, eine Haftung des Bekl. aus den 
Grundſätzen des Vertragsverhältniſſes — der Miete — herzu⸗ 
leiten. Die Räume in dem erſten Stockwerk, wo der Unfall 
ſich ereignete, waren nicht an den Kl. vermietet; daß er auf 
Benutzung derſelben einen Vertragsanſpruch gehabt habe, iſt 
nicht behauptet, die Klage iſt auch lediglich auf außerkontrakt⸗ 
liche Haftung geſtützt und das Mietverhältnis iſt von dem 
BG. nur für die Erwägung verwertet, daß der Bekl. durch 
Vermietung eines Teiles ſeines Hauſes in dieſem „für andere 
einen Verkehr eröffnet“ habe. Auf Grund von 5 823 des 
BGB. (ſei es Abſ. 2 oder 1) kann aber der Bekl. für die 
Verletzung des Kl. nicht verantwortlich gemacht werden. — Auf 
der Altane des erſten Stockwerkes, wo ſich die in Frage ſtehende 
Offnung befindet, war zur Zeit des Unfalles ein Verkehr 
für andere nicht eröffnet; auch der Kl., mag ihm ſelbſt die 
Funktion eines Hausmeiſters oder die Verrichtung, Miete⸗ 
luſtigen die Mietsräume zu zeigen, übertragen geweſen ſein, 
hatte, ſoweit die Erfüllung dieſes Auftrages außer Betracht 
blieb, auf jener Altane nichts zu ſuchen. Für die Bewohner 
des erſten Stockwerks, ſolange dieſes bewohnt war, konnte die 
Bodenöffnung wohl kaum gefährlich werden; fie hatten, mit 
dieſer Einrichtung bekannt, bei Benutzung der Altane zum 
Gehen oder zu wirtſchaftlichen Verrichtungen darauf zu achten. 
Daß der Bekl. aber, während die fraglichen Räume unbewohnt 
waren, mit der Möglichkeit habe rechnen müſſen, der Gang 
könnte von Kindern, von Perſonen im Zuſtande der Trunkenheit 
oder infolge einer Verwechſelung des zweiten mit dem erſten 
Stockwerk betreten werden, iſt dem BR. nicht zuzugeben. Es 
konnte vom Bekl. nicht verlangt werden, daß er alle erdenklichen, 
wenn gleich fernliegenden Moͤglichkeiten einer Gefahr in Rückſicht 
zog und hiergegen Vorkehrung traf. Zum Verſchulden ift dem 
Bekl. bei den obwaltenden Umſtänden auch nicht anzurechnen, 
daß er das unbewohnte erſte Stockwerk unverſchloſſen gelaſſen 
hat, noch auch, daß er unterließ, den Kl. auf die Bodenöffnung 
aufmerkſam zu machen. Ein ſo ungewöhnlicher Verlauf, wie 
er im gegenwärtigen Falle eingetreten ift und zur Verletzung 
des Kl. geführt hat, war für den Bekl. nicht wohl voraus 
ſehbar; daran zumal hat er nicht denken können, daß der Kl. — 
oder ſonſt jemand — zur Nachtzeit die Altane des unbewohnten 
erſten Stockwerks betreten und an die am Ende des Ganges 
befindliche Bodenöffnung geraten würde. Das, was der BR. 
dem Bekl. als dem Hauseigentümer an Umſicht und Fürſorge 
zumutet, geht über das Maß der im Verkehr erforderlichen 
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Sorgfalt (BB. 5 276) hinaus; und auch der Mangel 
einer ſichereren Verdeckung oder Verwahrung der Bodenöffnung 
wäre, ſelbſt wenn objektiv der Tatbeſtand des 8 367 Nr 12 
des StGB. gegeben fein ſollte, dem Bekl. in Hinſicht auf 
den hier fraglichen Hergang nicht als ſchuldhafter Verſtoß 
gegen jenes Schutzgeſetz — 8 823 Abſ. 2 Satz 2 des BGB. — 
zuzurechnen. K. c. S., U. v. 1. Nov. 04, 15/04 VI. — 
Augsburg. 

10. 88 294, 326, 480 BGB. verb. mit 88 374, 
377 HGB. Bedeutung des Angebots vertragswidriger Ware 
für die Frage nach dem Vorhandenſein des Verzuges.] 

Kl. lieferte eine Ware nicht und ſein Verzug wurde 
danach angenommen. Er rügte, unter Berufung auf Staub 
(B. Erf. zu 5374 Anm. 37 und 8 377 Anm. 3), mit 
Unrecht nehme das BG. an, daß er mit Lieferung der am 
10. und 20. Oktober lieferbaren 2 Wagen Bleche über den 22. 
und 23. Oktober hinaus im Verzuge geblieben ſei. Mit der 
Lieferung an dieſen Tagen habe der Verzug aufgehört, auch 
wenn die Ware nicht vertragsmäßig geweſen ſei. Nachdem 
Bekl. gemäß 8 480 des BGB. Lieferung mangelfreier Ware 
bis zum 8. November gefordert habe, habe Kl. mit dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht vor dem 8. November in Verzug geraten koͤnnen 
und es habe nun eine Friſtſetzung gemäß § 326 BGB. 
erfolgen müſſen, ehe Bekl. zum Rücktritte berechtigt geweſen ſei. 
Die Revifion des Kl. wurde zurückgewieſen: Die Berufung auf 
Staub iſt verfehlt. Staub vertritt zwar grundſätzlich die Auf⸗ 
faſſung, daß die Lieferung mangelhafter Ware vom Erfüllungs⸗ 
verzuge wohl zu unterſcheiden ſei und daß im Falle mangelhafter 
Erfüllung nur die Regeln von der Gewährleiftung, nicht die Regeln 
vom Erfüllungsverzuge Platz greifen könnten. Von dieſer ſeiner 
Auffaſſung, die auch von Crome (BGB. 2, 8 220 Anm. 4 
und § 222) vertreten wird, läßt aber Staub eine Ausnahme 
gerade für den Fall der vorliegenden Art zu, daß der Käufer 
einer Gattungsſache gemäß 8 480 BGB. die Lieferung einer 
mangelfreien Sache verlangt und der Verkäufer dieſem An⸗ 
ſpruche nicht genügt. Ob der grundſätzlichen Auffaſſung von 
Staub beizupflichten wäre, bedarf der Entſcheidung nicht. 
Jedenfalls liegt beim Gattungskaufe Nichterfüllung des Ver⸗ 
trages und Lieferungsverzug des Verkäufers vor, wenn beim 
Vorhandenſein der übrigen Vorausetzungen des Verzuges die 
Annahme der angelieferten Ware mit Recht wegen vertrags⸗ 
widriger Beſchaffenheit verweigert und Erſatzware gemäß § 480 
BB. verlangt, dieſem Anſpruche aber nicht entſprochen wird. 
Denn die angebotene Ware braucht der Käufer nach §8 294 
BGB. nicht anzunehmen; die geſchuldete Lieferung aber 
ift unterblieben. Im Falle der Annahmeverweigerung ſtellt ſich 
die Lieferung mangelhafter Ware nur als ein erfolgloſer 
Lieferungsverſuch dar. Abgeſehen von der Mehrbeläſtigung, die 
dem Käufer durch Unterſuchung der mangelhaften Ware uſw. 
erwächſt, macht es in wirtſchaftlicher Beziehung keinen Unter⸗ 
ſchied, ob der Verkäufer gar nicht liefert, oder eine Ware 
liefert, die der Käufer wegen Unbrauchbarkeit zurückweiſen muß. 
G. c. J., U. v. 4. Nov. 04, 111/04 II. — Coöln. 

11. 5 313 BGB. Der Vorkaufsvertrag Grundſtücke be⸗ 
treffend unterliegt der Vorſchrift des § 313. 

Der Vorkaufsvertrag ($ 504 des BGB.) iſt, ſoweit er 
ohne dingliche Wirkung ($ 1094 des BGB.) abgeſchloſſen 
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wird, ein Vertrag, durch den ſich der Verkäufer verpflichtet, ſein 
Eigentum an dem Grundſtück, an welchem das Vorkaufsrecht 
beſtellt wird, zu übertragen und finden daher auf denſelben die 
Vorſchriften des S 313 des BGB. Anwendung. Dies wurde 
auch von der Kommiſſion für die zweite Leſung des BGB. 
(ſ. Protokolle: Achilles u. Gen. 2, 99) ausdrücklich anerkannt 
und eben deshalb in 8 505 Abſ. 1 die Anwendung des 
§ 313 auf die Erklärung der Ausübung des Vorkaufsrechts 
beſeitigt. Es wurde hervorgehoben, daß der den Vertragſchließenden 
durch § 313 gewährte Schutz hinreichend dadurch bewirkt ſei, daß 
die Einräumung des Vorkaufsrechts ſchon den Formvorſchriften 
unterliege, ſomit deſſen Ausübung dem § 313 nicht notwendig 
unterſtellt zu werden brauche; außerdem aber durch die doppelte 
Beurkundung doppelte Koſten und Stempel entſtehen würden. 
K. u. G. c. L., U. v. 4. Nov. 04, 156/04 III. — Marien⸗ 
werder. 

12. 5 326 des BOB. verb. mit § 287 35D. Ob 
die Friſtſetzung angemeſſen war, tft eine Rechtsfrage. Wirkung 
der zu kurzen Friſt. Berückfichtigung eines Deckungskaufes vor 
Ablauf der Friſt.] 

Die Frage, ob eine nach § 326 Abſ. 1 geſetzte Friſt eine 
angemeſſene war, iſt keine rein tatſächliche, es kommen auch 
rechtliche Geſichtspunkte in Betracht; fie tft deshalb der 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz an ſich nicht entzogen. 
Ob und was für Wirkungen die Beſtimmung einer zu 
kurzen Friſt hat, darüber gehen die Meinungen auseinander. 
In der Rechtslehre findet ſich die Anfiht mehrfach vertreten, 
daß das Setzen einer zu kurzen Friſt wirkungslos ſei und das 
Recht auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder zum Rück⸗ 
tritt vom Vertrage nicht zu begründen vermöge Der I. 3S. 
des RG. hat indeſſen in dem Urteile vom 16. Dezember 1903 
— RG. 56, 231 — angenommen, die Beſtimmung einer Nachfriſt, 
wenn ſie zu kurz bemeſſen, ſei nicht wirkungslos und habe die Folge, 
daß der Säumige binnen angemeſſener Friſt noch erfüllen dürfe, 
nach Ablauf einer ſolchen aber die Erklärung des Nichtſäumigen 
in Wirkſamkeit trete. Der erkennende Senat iſt in dem Urteil 
vom 16. Februar 1904 — II. 291/08, JW. 1904, 17213 
— dieſer Anſicht beigetreten. Sie wurde zwar neuerdings von 
Planck — BGB. (3) zu 8 250 Anm. 2b S. 25 — be 
kämpft. Der erkennende Senat hat indeſſen nach wiederholter 
Überprüfung keinen Anlaß, von ihr abzugeben. 

Die Bekl. hatte auch geltend gemacht: ſelbſt wenn ihr 
— der Bekl. — Rücktritt vom Vertrage nicht gerechtfertigt 
war, fo koͤnne die Kl. ihrerſeits Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung nach $ 326 Abſ. 1 ſchon um deswillen nicht verlangen, 
weil ſie keine Nachfriſt geſetzt habe. Nachdem indeſſen die 
Bekl. — und zwar nach Heilung eines etwa vorher vorhandenen 
Zahlungsverzuges der Kl. durch ihre Zahlung vom 14. Februar — 
ohne rechtmäßigen Grund telegraphiſch und brieflich am 14. Februar 
ernſtlich und endgültig jede weitere Lieferung verweigert hatte, 
war nach der ſtändigen Rechtſprechung des erkennenden Senats 
— RG. 51, 347; 52, 150; Bd. 53 S. 12/13, 166; 57, 113 
und dazu Staub, Die pofitiven Vertragsverletzungen 55/56, 
Lehmann, Pofitive Vertragsverletzungen in Arch ZivPrax. 
96, 112/113 — die in 8 326 Abf. 1 vorgeſchriebene Friſt⸗ 
ſetzung überflüſſig. Zwar tritt Planck auch in der dritten 
Auflage feines Kommentars zum BGB. — Bd. 2 zu 
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8826 Anm. 2d S. 158 — dieſer Auffaffung entgegen. Der 
erkennende Senat fand indeſſen bei wiederholter Überprüfung 
der gedachten Rechtsfrage keinen Anlaß, ſeine Auffaſſung zu 
ändern. Die RU. beanftandet endlich die Schadensberechnung 
in dem Bü., einmal weil die Deckungskäufe aus der Zeit 
vor dem 28. Februar / 1. März 1902 vorzeitig ſeien und deshalb 
überhaupt — zum mindeſten aber da die Kl. davon vorher 
hätte Anzeige machen müſſen — nicht berückfichtigt werden 
durften, dann aber weil das Vorbringen der Bekl., daß die 
Kl. ſich billiger hätte decken können und Kaufmann B. ihr ein 
billigeres Angebot gemacht habe, unzureichend berückfichtigt ſei. 
Nach beiden Richtungen iſt die Rüge unbegründet. Der 
erkennende Senat hat in dem vom XR. bezogenen Urteil 
— RG. 52, 152 — und in einem weiteren Urteile — 
RG. 57, 114 — ausgeſprochen, die Tatſache allein, daß ein 
Deckungskauf vor Ablauf der Lieferungsfriſt geſchloſſen, ſchließe 
ſeine Berückfichtigung bei der Schadensberechnung nicht aus; 
vielmehr hänge es von der Lage des einzelnen Falles ab, ob er 
bei der Berechnung des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung 
zu berückſichtigen ſei. Auf die letztere tatſächliche Prüfung 
kommt aber im gleichen Maße wie auf die Prüfung der gegen 
Ordnungsmäßigkeit von Deckungskäufen erhobenen Beanſtandungen 
überhaupt § 287 ZPD. zur Anwendung, wie der erkennende 
Senat — RG. 46, 407 — ſchon für das alte Recht aus- 
geſprochen hat. Daß aber bei Anwendung des ihm hiernach 
zuſtehenden freien Ermeſſens der BR. von einer unrichtigen 
Auffaſſung des materiellen Rechtes ausgegangen ſei, laſſen feine 
Urteilsgründe nicht erkennen. M. c. F., U. v. 25. Okt. 04, 
48/04 II. — Poſen. 

13. 55 349, 351, 465, 467 BGB. Verſchulden des 
wandlungsberechtigten Käufers nach erklärter, aber vor voll⸗ 
zogener Wandelung. „ 

Kl. erklärte ſich bereit, von dem Bekl. gekaufte und bean⸗ 
ſtandete Ware zurückzunehmen, fie focht aber die getroffenen Ab⸗ 
reden wegen Irrtums bezw. Betrugs an und erhob Klage auf 
Bezahlung des Kaufpreiſes. Sie behauptet bei der Vereinbarung, 
über die Zurücknahme der Ware ſei ſie von der Vorausſetzung 
ausgegangen, daß ſich die Ware noch in demſelben Zuſtande be⸗ 
finde, in dem Bekl. ſie erhalten habe. Dies ſei aber nicht der 
Fall. Das RG. hob die in II. J. ausgeſprochene Ab⸗ 
weiſung der Klage auf: Nach § 467 BGB. haben die 
für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften 
des § 351 BGB. auf die Wandelung nur entſprechende 
Anwendung zu finden. Dieſe für den Ausſchluß des vertrags- 
mäßigen Rücktrittsrechts gegebenen Beſtimmungen ſollten für 
den Ausſchluß des Wandelungsrechts in den daſelbſt be⸗ 
zeichneten Fällen nur inſoweit gelten, als nicht aus der ver⸗ 
ſchiedenen rechilichen Natur des Wandelungsanſpruchs und den 
für das eine und andere dieſer Rechte maßgebenden beſonderen 
Beſtimmungen fi) etwas anderes ergibt. Die letztere Voraus⸗ 
ſetzung trifft aber bezüglich der hier zu entſcheidenden Frage zu. 
In dieſer Hinſicht kommt zunächſt in Betracht, daß die Be⸗ 
ſtimmung des §8 349 BGB., wonach der (vertragsmäßige) 
Rücktritt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile er⸗ 
folgt, in 8 467 BGB. unter denjenigen für das vertragß- 
mäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften, welche auf die 
Wandelung entſprechende Anwendung zu finden haben, nicht 


1905. 


mit aufgeführt iſt. Schon hieraus, überdies aber auch aus 
der Vorſchrift des 8 465 BGB., wonach die Wandelung voll- 
zogen iſt, wenn ſich der Verkäufer auf Verlangen des Käufers 
mit ihr einverſtanden erklärt, iſt der Wille des Geſetzgebers zu 
entnehmen, daß die Wandelung nicht ſchon durch einſeitige 
Erklärung des Wandelungs berechtigten gegenüber dem anderen 
Teile, ſondern erft durch das Zuſtandekommen einer Willens ⸗ 
einigung des Verkäufers und des Käufers über die Wandelung 
vollzogen wird (wobei der im Geſetze nicht beſonders vor⸗ 
geſehene und jedenfalls zur Zeit nicht vorliegende Fall, daß die 
Wandelung durch gerichtliches Urteil ausgeſprochen wird, ganz 
außer Betracht bleiben kann). Hiernach wird alſo durch die 
einſeitige Wandelungserklärung des Käufers in bezug 
auf die Wandelung und das urſprüngliche Vertragsverhältnis 
noch nicht ein endgültiger Rechtszuſtand geſchaffen, wie dies 
allerdings beim Beſtehen eines vertragsmäßigen Rücktrittsrechts 
durch die bloße Rücktrittserklärung des Berechtigten in 
bezug auf das dabei in Frage kommende Vertragsverhältnis 
geſchieht. Mit Rückſicht auf dieſe weſentliche Verſchiedenheit 
des einen und des anderen Rechts erſcheint der entſcheidende 
Grund, aus welchem, wie allgemein anerkannt iſt, bei dem 
vertragsmäßigen Rücktrittsrechte die Anwendung der Vorſchriften 
des $ 351 BGB. auf ein in die Zeit nach der Rücktritts. 
erklärung des Berechtigten fallendes Verſchulden desſelben 
ausgeſchloſſen iſt, als für ſolche Fälle nicht zutreffend, in welchen 
bei einem Kaufe der an ſich wandlungsberechtigte Käufer zwar 
nach erklärter, aber vor vollzogener Wandelung eine 
weſentliche Verſchlechterung uſw. des empfangenen Gegenſtands 
verſchuldet hat; denn dieſes Verſchulden fällt in eine Zeit, in 
welcher der Käufer noch nicht durch den Vollzug der Wandelung 
ein endgültiges Recht auf dieſelbe erlangt hatte. Es ſind 
daher die Vorſchriften des $ 351 BGB. auf die Wandelung 
in der Weiſe entſprechend anzuwenden, daß ſtatt der Rück⸗ 


tritts erklärung des Berechtigten die Vollziehung der 


Wandelung gemäß 8 465 BGB. als diejenige Rechts- 
handlung anzuſehen iſt, bis zu welcher ein Verſchulden der in 
§ 351 bezeichneten Art den Ausſchluß des Wandelungsrechts 
zur Folge hat. Solange alſo die Wandelung nicht vollzogen 
iſt, kann ein ſolches Verſchulden des Berechtigten den Verluſt 
des bis dahin begründeten Wandelungsanſpruchs bewirken. Für 
dieſe Auslegung der 88 467 und 351 BGB. ſpricht auch deren 
Entſtehungsgeſchichte. (Wird weiter ausgeführt.) W. c. B., 
U. v. 21. Okt. 04, 38/04 II. — Colmar. 

14. 8 454 BGB. AbzG. vom 16. Mai 1894. Be⸗ 
deutung eines nachträglich vereinbarten Eigentums vorbehalts und 
Einfluß des AbzG. darauf.] 

Die Kl. verkaufte und lieferte dem Bekl. die maſchinelle 
Einrichtung einer Dampfwaſchanſtalt, einer Desinfektionsanlage 
und einer Kochküchenanlage. Der Kaufpreis war in Raten zu 
entrichten. Sie erhob in dem nachmals aufgehobenen Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren Klage auf Herausgabe der gelieferten 
Kaufgegenſtände unter Bezugnahme auf einen vereinbarten 
Eigentumsvorbehalt. Der Bekl. machte geltend, daß die Maſchinen 
weſentliche Beſtandteile der Gebäude geworden ſeien, daß der 
im 8 6 des ſchriftlichen Vertrages enthaltene Eigentums vorbe⸗ 
halt erſt nach ſeiner Vollziehung und nach Lieferung der Ma⸗ 
ſchinen eingefügt worden ſei und bei dem mündlichen Kauf⸗ 
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abſchluß nicht verabredet ſei, endlich, daß nach dem Geſetze vom 
16. Mai 1894 nicht ſchlechtweg die Rückgabe der Kaufgegen- 
ſtände verlangt werden könne, da der Käufer 5 000 Mark be⸗ 
zahlt und über 5 000 Mark einen Wechſel ausgeſtellt habe. 
Das LGG. wies die Klage ab. Die Berufung wurde zurück⸗ 
verwieſen; das RG. hob auf: Der BR. hat ſich darauf be⸗ 
ſchränkt, zu erwägen, ob in der nachträglichen Vereinbarung des 
Eigentumsvorhalts die Abrede eines Rücktritts rechtes enthalten ſei. 
Er hätte ſeine Prüfung aber auch auf die naheliegende Frage 
ausdehnen müſſen, ob der obligatoriſche Inhalt der nachträg⸗ 
lichen Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts nicht ein weiterer 
ſei, ob nämlich nicht der Wille der Parteien dahin gegangen 
ſei, daß durch dieſe Vereinbarung jedenfalls in ihrem 
Verhältnis zu einander obligatoriſch derjenige Rechts⸗ 
zuftand hergeſtellt werden ſolle, der zwiſchen ihnen im Falle 
rechtzeitiger Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts beſtanden 
haben würde. Sollte nach der Abſicht der Parteien durch die 
nachträgliche Vereinbarung des Eigentums vorbehalts in ihrem 
Verhältnis zueinander jedenfalls obligatoriſch derjenige Rechts⸗ 
zuſtand hergeſtellt werden, der zwiſchen ihnen im Fall recht⸗ 
zeitiger Abrede des Eigentumsvorbehalts beſtanden haben würde, 
jo fragt fi, wie denn dieſer Rechtszuſtand beſchaffen ſei. Kann 
der Verkäufer im Falle des ordnungsmäßig vereinbarten 
Eigentumsvorbehalts bei Zahlungs ſäumnis und beziehungs⸗ 
weiſe Zahlungsunfähigkeit des Käufers von dieſem die Heraus- 
gabe der verkauften Sache verlangen, ohne damit vom Vertrage 
zurückzutreten, ſo wird es naheliegend ſein, daß bei der nachträg⸗ 
lichen Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts der Wille der 
Vertragsparteien darauf gerichtet iſt, daß jedenfalls im Verhält⸗ 
nis zueinander, alſo vertraglich (obligatoriſch), gerade jenes 
außerordentlich weſentliche Recht dem Verkäuſer gegen den Käufer 
zuſtehen ſolle. Im gegenwärtigen Falle geht die Meinung der 
Kl. und der Sinn ihrer Behauptung ganz offenſichtlich dahin, 
daß in dieſer Weiſe die von ihr herbeigeführte nachträgliche 
Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts zu verſtehen ſei; denn 
aus ihrem geſamten bisherigen Verhalten und Vorbringen er⸗ 


hellt, daß ſie gar nicht den Willen hat, mit der Rückforderung 


des Befitzes der verkauften Sache vom Vertrage zurückzutreten 
und ſich den Folgen auszuſetzen, die für ſie mit einem ſolchen 
Rücktritt verbunden find. Sollte das BG. zu der Anſicht ge⸗ 
langen, daß der nachträglich zwiſchen den Parteien getroffenen 
Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts ein obligatoriſcher 
Inhalt der vorſtehend angedeuteten Art innewohne, ſo würde damit 
die Sache indes noch nicht entjchleden fein; denn alsdann wäre 
noch zu unterſuchen, ob hier, wie der Bekl. geltend gemacht hat, 
ein Abzahlungsgeſchäft im Sinne des Geſetzes vom 16. Mai 
1894 vorläge und daher die Beſtimmungen dieſes Geſetzes an⸗ 
zuwenden ſeien. Endlich wird der BR. auch zu prüfen haben, 
ob Zweifel gegen die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 16. Mai 1894 
ſich etwa daraus ergeben können, daß der Eigentumsvorbehalt 
erſt nachträglich vereinbart iſt, und ob ſolche Zweifel Beſeitigung 
durch die Erwägung finden können, daß der Wille der Parteien 
der war, durch die nachträgliche Vereinbarung des Eigentums- 
vorbehalts zwiſchen ſich einen Rechtszuſtand zu ſchaffen, der dem 
im Fall eines ordnungsmäßig und rechtzeitig vereinbarten Vor⸗ 
behalts vorhandenen Zuſtand gleich fein ſollte. M. o. P., U. v. 
11. Okt. 04, 127/04 VII. — Kiel. 
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15. 88 460, 463, 464, 826 BGB. Vorbehaltloſe 
Annahme des Kaufgegenſtandes ſchließt auch die Klage aus un⸗ 
erlaubter Handlung aus.] 

Durch die Vorſchriften bei dem Kaufe und den anderen 
Verträgen iſt der Sonderfall der Argliſt, der in dem argliſtigen 
Verſchweigen von Mängeln der Sache ſich erſchöpft, in Unter⸗ 
ordnung unter den Allgemeinbegriff der unerlaubten Handlungen 
in ſeinen Wirkungen umfaſſend und eigenartig geſtaltet. Während 
nämlich bei ihm einerſeits der argliſtig verſchweigende Verkäufer 
im Intereſſe tunlichſter Sicherung des Verkehrs auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung belangt werden kann, iſt andererſeits 
mit der in Kenntnis eines Mangels der Sache vorbehaltlos 
erfolgten Annahme derſelben für den Käufer der Verluſt ſeines 
Anſpruchs aus dem Mangel verknüpft, um zur Wahrung von 
Treu und Glauben im Intereſſe des Verkehrs deſſen nachträg⸗ 
liche Verfolgung auszuſchließen (Mot. z. BGB. 2, 229). 
Daraus ergibt ſich, daß der Schadensanſpruch aus argliſtigem 
Verſchweigen eines Fehlers der verkauften Sache durch die vor⸗ 
behaltloſe Annahme der Sache in Kenntnis des Fehlers unter 
allen Umſtänden ausgeſchloſſen wird. Daher kann dieſer Aus- 
ſchluß nicht nur der Geltendmachung des Schadensanſpruchs 
mit der Klage aus dem Kaufe, ſondern auch derjenigen mit der 
Klage aus der unerlaubten Handlung entgegengeſetzt werden. 
Wäre der entgegengeſetzten Annahme des BR. beizutreten, ſo 
wäre der Rechtozuſtand für die gleiche Sachlage verſchieden, je 
nachdem der Anſpruch auf die Gewährleiſtungspflicht oder auf 
die Schadenserſatzpflicht aus unerlaubter Handlung geſtützt 
wird, und der Käufer hätte in der Hand, durch die Wahl 
der Klage aus unerlaubter Handlung ſtatt der Kaufklage 
dem Verkäufer den Einwand aus § 464 BGB. ab⸗ 
zuſchneiden. P. c. R., U. v. 26. Okt. 04, 156/04 V. — 
Breslau. N 

16. 8 559 BGB. verb. mit 849 Nr. 2 der KO. Bei 
Abſchluß eines Mietvertrages und Verpflichtung der Bierentnahme 
vom Vermieter beſteht für die Kaufpreisforderung kein Ab⸗ 
ſonderungsrecht.] | | 

Der Gemeinſchuldner hatte von der klägeriſchen Bierbrauerei 
ein dieſer gehöriges Wirtſchaftslokal mit Inventar gemietet und 
in dem Vertrage zugleich ſich zum Bierbezug von der Kl. 


verpflichtet. Dieſe meldete beim Konkurſe eine Forderung 


für geliefertes Bier an und machte ein Abſonderungsrecht 
an den von den Mietern in die gemieteten Räume ein⸗ 
gebrachten Sachen gemäß § 49 Nr. 2 KD. geltend. Das 
der Klage inſoweit ſtattgebende Urteil wurde aufgehoben: Wenn 
auch die Verpflichtung zum Bierbezug als Forderung 
aus dem Mietöverhältnis anzuſehen iſt, und daher insbeſondere 
die für Nichterfüllung dieſer Verpflichtung feſtgeſetzte Kon⸗ 
ventionalſtrafe dem Pfandrecht des 8 559 BGB. unterliegen 
würde, fo iſt es doch unmoglich, die Forderungen, die aus den 
Bierlieferungen, alſo aus den in Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung aus dem Mietvertrage geſchloſſenen Kaufverträgen 
entſtanden find, als Forderungen aus dem Mietverhältnis zu 
charakteriſieren. Ein Pfandrecht aus 8 559 BGB. beſteht für 
dieſe Forderung nicht, mithin fehlt es hinfichtlich dieſer For⸗ 
derungen für das beanſpruchte Abſonderungsrecht an jedem 
Rechtsgrunde. B. o. H., U. v. 1. Nov. 04., 150/04 III. — 
Frankfurt. | 
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17. 5 627 BB. Das Kommiſſionsverhältnis iſt ein 
Dienftvertrag.] 

Der Bekl. hatte feiner vertraglichen Vorleiſtungspflicht 
durch Beſtellung einer Sicherungshypothek genügt, und der Kl. 
befand fich mit der Lieferung der Schuhwaren im Verzuge. 
Da er einer unter Beobachtung der Vorſchrift des § 326 
Satz 1 BGB. vom Bekl. an ihn gerichteten Aufforderung 
zur Bewirkung der Leiſtung nicht nachgekommen iſt, war der 
Bekl. berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten. Aber der Bekl. 
war, gleichviel ob er ſeiner Vertragspflicht genügt hatte, zum 
Rücktritte vom Vertrage befugt. Denn das Kommiſſionsgeſchäft 
ift ein Dienſtvertrag im Sinne des § 627 BGB. (Denkſchr. 
z. HGB. in Hahn ⸗Mugdan, Materialien 6, 383). Das 
Dienftverhältnis des § 627 kann aber von jedem Teile ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrift — auch ohne wichtigen 
Grund — gekündigt werden. Eine ſolche Kündigung liegt in 
der Weigerung des Bekl., das Kommiſſtonsverhältnis anzutreten. 
Demnach iſt die Ausführung des BR., daß der Kl. nicht auf 
Erfüllung klagen kann, richtig. F. o. S., U. v. 24. Okt. 04, 
283/04 V. — Berlin. 

18. 5 631 BGB. Rechtliche Natur eines Bauvertrages, 
bei dem der Unternehmer Pläne und Koſtenanſchläge übernimmt.] 

Der Unternehmer, der nicht nur die Aus führung eines 
Bauwerkes, ſondern auch die Anfertigung der erforderlichen 
Pläne und Koſtenanſchläge übernimmt, ſchließt mit dem Beſteller 
nicht einen reinen Werkvertrag, ſondern auch einen Dienft- 
vertrag, der den Unternehmer zur Anfertigung fachgemäßer, 
durchführbarer, die Brauchbarkeit des Werkes gewährleiſtender 
Vorſchläge verpflichtet. Eine ähnliche Verpflichtung des Unter⸗ 
nehmers wird auch dann unbedenklich bejaht werden konnen, 
wenn der — nicht ſachverſtändige — Beſteller ſelbſt einen 
Bauplan gefertigt hat, deſſen Ausführung er dem — ſach⸗ 
verſtändigen — Unternehmer übertragen will. Es entſpricht 
der Verkehrsauffaſſung, daß in einem ſolchen Falle der Unter⸗ 
nehmer die Durchführbarkeit und Brauchbarkeit des Werkes zu 
prüfen, und etwaige Bedenken dem Beſteller vorzuhalten hat. 
Der Beſteller erwartet in ſolchem Falle den Rat des Unter⸗ 
nehmers; die Verpflichtung zur Ratserteilung, zur Prüfung des 
beabfihtigten Werkes, kann als ſtillſchweigend vereinbart gelten. 


Die Haftbarmachung des Unternehmers für Verſchulden bei der 


Erfüllung dieſer Verpflichtung unterliegt keinem Bedenken. 
Keineswegs unzweifelhaft ift aber die Entſcheidung, wenn der 
Beſteller eines, bereits genau beſtimmten und beſchriebenen 
Werkes ſelbſt ſachverſtändig iſt, oder wenn er ſich die Pläne 
und Beſchreibungen von einem anderen Sachverſtändigen hat 
anfertigen laſſen. Das BG. will es anſcheinend als Rechts⸗ 
grundſatz ausſprechen, daß der Unternehmer auch in dieſem Falle 
dafür zu ſorgen habe, daß der Bau zu den Zwecken verwendbar 
ſei, zu denen ihn der Beſteller verwenden will. Dies geht zu 
weit, und kann insbeſondere dann nicht gebilligt werden, wenn 
das der zweckmäßigen Verwendung des Werkes entgegenſtehende 
Hindernis nicht unüberwindlich iſt, ſondern durch behördlichen 
Dispens beſeitigt werden kann. Im vorliegenden Falle nun 
hatten ſich die Kl. einen Bauplan und Koſten⸗Voranſchlag von 
einem Baumeiſter, dem ſie die Bauausführung übertragen 
wollten, dem Bruder des Bauſekretärs W., anfertigen laſſen. 
Der Bauſekretär W., der dieſe Arbeiten machte, hat dies im 
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Auftrag und für Rechnung ſeines Bruders getan; der letztere 
iſt von den Kl. hierfür bezahlt worden. Es hatten alſo zwei 
Sachverſtändige an den Plänen gearbeitet. Die Pläne waren 
auch baupolizeilich genehmigt; daß die Werkſtatt in dem Keller⸗ 
raum beanſtandet war, war aus der dem Bekl. vorgelegten 
Zeichnung, nach der er den Bau auszuführen übernahm, nicht 
erſichtlich. War wegen der zu tiefen Lage der Werkſtatt 
Dispens erteilt, dann ſtand der Bauausführung nicht nur, 
fondern auch der Erreichung der von den Kl. erſtrebten Ver⸗ 
wendung des Werkſtattraumes nichts im Wege. Es wird alſo 
nur darauf ankommen, ob nach der konkreten Sachlage der 
Bekl. verpflichtet war, nachzufragen, ob hinſichtlich des Werk⸗ 
ſtattraumes Dispens erteilt ſei. H. c. B., U. v. 18. Okt. 04, 
139/04 VII. — Naumburg. 

19. 88 823, 826 BGB. Unterlaſſungsklage wegen Urteile 
über den Geſchäftsbetrieb eines anderen.] 

Die Behauptungen des Bekl., deren Unterlaſſung ihm auf 
die Veranlaſſung des Kl. geboten iſt, daß nämlich die deutſche 
Hausfrau bei dieſem nicht wahrhaft gut und ſolid bedient werde, 
daß ſie bei ihm beſſer kaufe als beim Kl. und daß bei letzterem 


von einer leiſtungsfähigen Reparaturwerkſtätte keine Rede ſein 


koͤnne, werden vom BGB. zwar nicht als Angaben tat⸗ 
ſächlicher Art, ſondern als Urteile angeſehen, ſodaß die vom 
Kl. angerufenen 88 1 und 6 des Wettbewerbsgeſetzes auf fie 
nicht zuträfen. Der 5 823, mindeſtens der 8 826 des 
BGB. werden jedoch auf ſie für anwendbar erachtet. Die An⸗ 
wendbarkeit des 8 823 wird damit begründet, daß dieſe Urteile 
über die gewerblichen Leiſtungen des Kl. geeignet ſeien, den 
Gewerbebetrieb desſelben zu ſchädigen und zu beeinträchtigen, 
und daß dieſe Art der Beeinträchtigung über die eigene Berechtigung 
des Bekl., ſich in dieſem Gewerbe zu betätigen, hinausgehe und 
deshalb das gleiche Perſoͤnlichkeitsrecht des Kl. verletze. Be⸗ 
züglich des § 826 iſt ausgeführt, es verſtoße gegen die guten 
Sitten des gewerblichen und geſchäftlichen Verkehrs, in der 
hervorgehobenen Weiſe die Leiſtungen des Konkurrenten zu dem 
vom Bekl. verfolgten Zweck, um die Kundſchaft vom Kl. 
abſpenſtig zu machen, abfällig einer öffentlichen Kritik zu unter⸗ 
ziehen. Hiermit find rechtlich unbedenklich die Erforderniſſe des 
§ 826 des BGB. feſtgeſtellt; insbeſondere iſt in dem 
Gebahren des Bekl. mit Recht ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten gefunden. Auch konnte, da das BG. die Beſorgniſſe 
einer Wiederholung der Behauptungen des Bekl. als vorhanden 
annimmt, auf Grund des 8 826 die Unterlaſſungs klage 
zugeſprochen werden. D. o. U., U. v. 21. Okt. 04, 116/04 II. 
— Dresden. 

20. 88 823, 831 BGB. Haftung des Hauseigen⸗ 
tümers wegen eines herabfallenden Dachziegels.] 

Die Kl. iſt durch einen bei Reparaturarbeiten berab- 
fallenden Dachziegel verletzt worden. Ihre Klage wurde ab⸗ 
gewieſen. Das RG. hob auf: Hinſichtlich der Frage der 
Haftung des Bekl. aus eigenem Tun oder Unterlaſſen kommt 
zunächſt in Frage, ob ihm gemäß der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt obliegen würde, das Dach mit einer ſtändigen Fang⸗ 
vorrichtung oder einem Schutzgitter zu verſehen. Dem BG. 
iſt in dieſer Beziehung beizupflichten, daß die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt ſo wenig die Anbringung von Schutzgittern, 
um das Herabfallen von Ziegelſteinen zu verhindern, erfordert, 
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als es die Anbringung von Fangvorrichtungen fordere, um die 
am Haufe angebrachten Geſimſe oder Zierarten am Herabfallen 
auf das Trottoir zu hindern. Weder das Bayeriſche Polizei ⸗ 
ſtrafgeſetzbuch noch die neueſte Bayeriſche Bauordnung vom 
Jahre 1903 enthalten irgend eine hierauf bezügliche Beſtimmung. 
Auch in den größten Städten finden ſich alte und neue 
Bauten ohne jede derartige Sicherung. Horizontal geführte 
Dachrinnen gewähren bei ſteilen Dächern keinen ausreichenden 
Schutz gegen herabfallende Ziegel oder Bedeckungstafeln oder 
Platten. An Häufern mit flachen oder wenig geneigten 
Dächern mögen die etwas vorſpringenden Abſchlußprofilierungen 
einen gewiſſen Schutz bieten. Der Zweck dieſer Abſchlußlinien 
iſt aber ein architektoniſcher, kunſtleriſcher, — der kräftige Ab⸗ 
ſchluß eines Faſſadenbildes. Gerade die deutſche Renaiſſance 
mit ihren ſteilen Dächern läßt die Dächer ſteil abfallen, ohne 
irgend eine Schutzvorrichtung ins Auge zu faſſen, und bringt 
hoͤchſtens horizontal geführte Dachrinnen an. Finden ſich auch 
Schutzgitter oder ähnliches an Gebäuden, ſo darf doch an⸗ 
genommen werden, daß im allgemeinen Baukunſt und Architektur 
mit der Anbringung folder Schutzvorrichtungen als einem Aus⸗ 
ſtattungserfordernis eines Baues nicht rechnet, und in Kon⸗ 
ſtruktion und der Bildung der Faſſaden hierauf keine Rückſicht 
nimmt. Von dem einzelnen kann nun nicht gefordert werden, 
daß ſeine Erkenntnis weitergehe, als die der Fachwelt und der 
zur Überwachung berufenen Organe, und daß er ſich zu einer 
Sorgfalt verpflichtet fühle, deren unbeanſtandete Nichtwahr⸗ 
nehmung er täglich vor Augen ſieht. Eine derartige An⸗ 
forderung ginge über die Erforderniſſe des Verkehrs hinaus. 
Anders verhält es ſich dagegen mit der Frage, ob es nicht er⸗ 
forderlich geweſen wäre, eine Schutzvorrichtung während 
der Reparatur des Daches anzubringen, wie ſo vielfach zu 
dieſem Zwecke Bretterverſchalungen am Dachrande aufgeſtellt 
werden. Die Annahme des BG., daß an der Stelle, wo 
Reparaturen vorgenommen worden ſeien, eine Schutzvorrichtung 
durch den Bekl. hätte angebracht werden ſollen, gleichviel ob 
dies in Straubing üblich ſei oder nicht, unterliegt an ſich um 
ſo weniger einem Bedenken, als nach dem Ergebniſſe des 
Augenſcheins bei der Enge der Straße die auf ihr Verkehrenden 
der Gefahr, getroffen zu werden, an jeder Stelle ausgeſetzt, 
Warnungsfignale alſo unzureichend find. Die weitere Aus- 
führung des BG., eine ſolche Vorrichtung würde den Unfall 
nicht verhütet haben, wenn es richtig ſei, was der Bekl. be⸗ 
haupte, daß der Ziegel in einer Entfernung von 4 Metern von 
dem zunächſt arbeitenden Maurer abgerutſcht ſei, iſt wohl in 
dem Sinne gemeint, daß, wenn der Ziegel in einer Entfernung 
von 4 Metern von dem zunächſt arbeitenden Maurer abgerutſcht 
ſei, an der Stelle, an der nicht gearbeitet worden und der 
Ziegel abgerutſcht ſei, eine Schutzvorrichtung nicht angebracht 
geweſen wäre, die an der Arbeitsſtelle ſelbſt vorhandene Schutz⸗ 
vorrichtung aber natürlich keinen Schutz gegen das Herabfallen 
an einer anderen Stelle geboten hätte. Das BG. überſieht 
aber hierbei, daß die Wahrnehmung, daß der Ziegel in einer 
Entfernung von 4 Metern von dem zunächſt arbeitenden 
Maurer herabgefallen ſei, für ſich die Moͤglichkeit nicht aus⸗ 
ſchließen würde, daß die Abloͤſung des Ziegels durch die Dach⸗ 
deckerarbeiten verurſacht worden wäre. Es konnte unmittelbar 
vorher ein Maurer an der Stelle der Ablöſung gearbeitet haben 
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und ein nicht gehörig befeftigter und beſchädigter Stein zuerſt 
langſam gewichen und erft infolge der zunehmenden Wirkung 
des Gewichts in fichtbares Rutſchen geraten fein. Es könnte 
aber auch durch Arbeiten an anderer Stelle, wie insbeſondere 
das Schlagen auf die weitgeſpannten Dachlatten, eine Rück⸗ 
wirkung auf die Stelle erfolgt fein, an der der Ziegelſtein ſich 
abgelöft hat. Danach ließ ſich auch erſt bemeſſen, wie weit ſich 
eine Schutzvorrichtung zu erſtrecken gehabt hätte. Für die 
Haftung des Bekl. aus eigenem Tun oder Unterlaſſen oder als 
Geſchäftsherr für die Angeſtellten aus § 831 BGB. iſt 
erforderlich, daß der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Tätig⸗ 
keit der mit der Dachreparatur beſchäftigten Maurer und der 
Verletzung der Kl. nachgewieſen iſt. In dieſer Beziehung kommt 
das Beweisanerbieten der Kl. in Betracht. Die Beſchwerde 
der Revifion über die Nichtbeachtung des ſelben erſcheint gerecht ⸗ 
fertigt. F. o. D., U. v. 11. Okt. 04, 583/03 VI. — Munchen. 

21. 8 832 BGB. Haftung des Vaters für ſchaden⸗ 
bringende Handlungen ſeines minderjährigen Sohnes.] 

Der 17 jährige Sohn des Bekl. hat den minderjährigen Kl. 
durch einen Schuß mit einem Gewehr verletzt, das ſich ohne 
Munition und Ladeſtock in einem von Kindern nicht beſuchten 
Raume des Hauſes vorfand. Das RG. hob die Verurteilung 
des Bekl. auf: Der Maßſtab für die an die Eltern und fon- 
ſtigen Auffichtspflichtigen zu ſtellenden Anforderungen iſt zu 
finden in dem, was nach dem Alter und der Individualität der 
Kinder von verftändigen Eltern in Berückſfichtigung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage und ihrer Kräfte an Erziehung und Aufficht 
erwartet werden kann. Im gegebenen Falle war der zu beauf- 
fichtigende Sohn des Bekl. zur Zeit der von ihm begangenen 
ſchädigenden Handlung faſt 17 Jahre alt, der beklagte Vater 
aber infolge ſeines Gewerbes als Fuhrmann viel vom Hauſe 
abweſend. Eine Beauffichtigung auf Schritt und Tritt war 
beildieſem Alter des Sohnes nicht wohl möglich, und von dem 
Vater konnte namentlich die Beſtellung eines Vertreters für die 
Dauer ſeiner jedesmaligen Abweſenheit nicht verlangt werden. 
Der beklagte Vater hat Zeugniſſe über gute Führung ſeines 
Sohnes in der Schule wie auch in ſpäteren Arbeitsverhältniffen 
beigebracht, und er hat Beweis dafür angetreten, daß das Ge⸗ 
wehr, mit welchem ſein Sohn den Kl. verletzt hat, ſeit langen 
Jahren unbenutzt, ohne Munition und Ladeſtock, in einem von 
den Kindern nicht beſuchten Raume des Hauſes verwahrt ge⸗ 
weſen ſei, ſodaß eine mißbräuchliche Benutzung desſelben durch 
den Sohn nicht zu erwarten war. Dieſer an ſich erhebliche 
Beweis iſt nicht erhoben worden, weil bei der zu Exzeſſen 
neigenden Individualität des Sohnes, die auf Beweisantretung 
des Kl. aus den gegen den Sohn des Bekl. ergangenen Straf⸗ 
akten feſtgeſtellt wurde, eine ſtrengere Aufficht über den Sohn 
und eine ſicherere Verwahrung des Gewehres am Platze geweſen 
ſei. Dieſe Feſtſtellung der Neigung des Sch. zu Exzeſſen 
beruht auf zwei Vorbeſtrafungen des Genannten wegen ruhe⸗ 
ſtoͤrenden Lärms und wegen Beleidigung und auf allgemeinen 
Urteilen des Bürgermeiſters, des Ortspfarrers und des Richters 
im ſchöffengerichtlichen Urteile. Auf die ihnen zugrunde 
liegenden Tatſachen, die Handlungen des Sohnes, die zu dieſen 
Vorbeſtrafungen führten und die ungünſtigen allgemeinen 
Außerungen über ihn veranlaßten, iſt nicht eingegangen, auch 
nicht feſtgeſtellt worden, ob ſie zur Kenntnis des beklagten 
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Vaters gekommen find oder kommen mußten. Auf beides kommt 
es aber au. Es ſoll nicht verkannt werden, daß, obwohl die 
ſchädigende Handlung des Sohnes im gegebenen Falle auf einer 
Fahrläſſigkeit beruht, nicht auf Bosheit oder roher Gefinnung, 
fie dennoch durch eine Neigung zu Exzeſſen, zu leichtfinnigen 
und übermütigen Streichen beeinflußt ſein kann. Immerhin 
müſſen aber, ſoll dies angenommen werden, die in der Ver⸗ 
gangenheit liegenden, dem Sohne zur Laſt fallenden Exzeſſe der⸗ 
art ſein, daß ſie auch befürchten ließen, der Sohn koͤnne ſich 
einmal das Gewehr aneignen und damit Unfug verüben. Nur 
dann kann gerade in dieſer Richtung eine ſtrengere Verwahrungs⸗ 
pflicht für den Vater als erforderlich erachtet werden. Und 
ferner kann ſich der Vater auf Vorbeugungsmaßregeln nicht 
einrichten, wenn er von den Exzeſſen des Sohnes nicht Kenntnis 
erlangt hat oder bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt hätte erlangen müſſen (RG. 50, 63; 52, 75). Sind 
ſolche ſpeziellen Tatſachen nicht vorhanden oder dem Vater ohne ſein 
Verſchulden nicht bekannt geworden, die gerade hinſichtlich einer 
mißbräuchlichen Benutzung des Gewehres durch den Sohn Beſorg⸗ 
niffe erwecken mußten, dann wird zunächſt angenommen werden 
mũſſen, daß er zu einer ficheren Verwahrung des, wie er behauptet, 
ſeit langer Zeit in einem ſelten betretenen Raum aufbewahrten und 
ohne Munition unbenutzbaren Gewehres keine Veranlaſſung hatte. 
Der Beweis über dieſe Behauptung des Vaters durfte deshalb 
nicht unbeachtet bleiben. Anders wäre es, wenn der beklagte 
Vater, wie der Kl. vorgetragen und unter Beweis geſtellt hat, 
gewußt und geduldet hat, daß der Sohn mit dem Gewehr 
hantierte und ſchoß. Die Führung einer Schußwaffe wird der 
Auffichtspflichtige dem Minderjährigen, wie ſchon in dem Urteile 
RG. 52 S. 69 (75) der Entſcheidungen ausgeführt iſt, nur ge⸗ 
ſtatten können, wenn er zu deſſen Beſonnenheit, Geſchick und 
Verſtändnis Vertrauen haben darf, oder wenn er in der Lage 
iſt, den Gebrauch beſtändig überwachen zu können. Liegen dieſe 
Vorausſetzungen nicht vor, hat der Auffichtspflichtige nicht ſeines⸗ 
teils für gehörige Ausbildung des Minderjährigen im Gebrauche 
der Waffe und für Unterweiſung in den zu beobachtenden Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln bei deren Benutzung Sorge getragen, oder darf 
er nicht nach der Perſönlichkeit des Minderjährigen die Über⸗ 
zeugung haben, daß dieſer die Unterweiſungen ſorgfältig befolgen 
wird, dann wird er ſich von der Haftbarkeit aus §8 832 BGB. 
nicht befreien können. S. o. K., U. v. 3. Nov. 04, 22/04 VI. — 
Coͤln. 

22. 58 1297, 1298, 1300 BGB. verb. mit §8 82, 
91, 92 Anh. $ 67 ALR. Tl. II Tit. 1. Bedeutung eines 
im Gebiete des PrAsLR. eingegangenen Verlöbniſſes für die 
Zeit nach dem 1. Jan. 1900. 

Bekl. hat vor dem 1. Januar 1900 und zwar im 
Geltungsbereich des Prad R. wiederholt der Kl. fein Heirats⸗ 
verſprechen gegeben und das ihrige empfangen. Es entbehrt 
dieſes Verlöbnis der bürgerlich rechtlichen Wirkſamkeit, weil weder 
die zur Zeit der Eingehung vorgeſchriebene geſetzliche Form be⸗ 
obachtet, noch auch der Formmangel durch ein hinzukommendes 
Aufgebot ausgeglichen worden iſt (88 82, 91, 92 Anh. § 67 
ALR. Tl. II Tit. 1). Selbſt wenn daher die Parteien den 
Willen, an ihrem Cheverfprechen feſtzuhalten, auch noch zu 
einer Zeit betätigt haben, als fie beide zu ihrer Verlobung der 
väterlichen Einwilligung nicht mehr bedurften, haben ſich unter 
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der Vorausſetzung, daß der Rücktritt des Bekl. vor dem 
Jahre 1900 ſtattgefunden hat, Entſchädigungsanſprüche der Kl. 
hieraus nicht ergeben können. Insbeſondere find aldann die Geſetzes⸗ 
vorſchriften des BGB. 88 1298 ffl. unanwendbar. Was 
§ 1300 anlangt, fo läßt ſich die gegenteilige Meinung durch 
eine Verweiſung auf das Urteil des RG. vom 14. November 1901 
(IV 209/01. J. W. 1902, 12 ff.) nicht begründen. Denn in 
dem Falle der damaligen Entſcheidung war das im Geltungs⸗ 
gebiete des gemeinen Rechts, wenngleich mündlich eingegangene 
Verlöbnis rechtswirkſam. Die Rechtsfolgen, welche fich unter 
dieſen Umſtänden daraus ergaben, daß ſeit dem Inkrafttreten des 
§ 1297 Abſ. 1 BGB. auf Erfüllung des Eheverſprechens nicht 
mehr geklagt werden konnte, daß es daher der verlaſſenen Braut 
unmöglich geworden war, eine Vorausſetzung zu erfüllen, unter 
der nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des gemeinen Rechts ihr 
ein Entſchädigungsanſpruch überhaupt erſt entſtehen konnte, laſſen 
ſich auf den gegenwärtigen Rechtsfall nicht übertragen. In ihm 
iſt die Möglichkeit, auf Erfüllung des Eheverſprechens zu klagen 
(85 99, 112 ff. ALR. Tl. II Tit. 1, OTrib. 23, 173; 56, 195) 
nicht erſt durch die Anderung der Geſetzgebung fortgefallen, fie 
hat vielmehr wegen des obwaltenden Formmangels von vornherein 
nichtbeſtanden. Auch der Umſtand, daß Bekl. durch ſeine ander⸗ 
weitige Verheiratung ſich außerſtand geſetzt hat, die Kl. zu 
heiraten ($ 112 a. a. O.), kann daher zugunſten der Kl. nicht 
mehr ins Gewicht fallen. Hat aber das Verlöbnis im Jahre 1900 
noch beſtanden, fo regeln fi die Folgen des Rücktritts nach 
neuem Recht, auch wenn die von der Kl. in Erwartung 
der Ehe getroffenen Maßnahmen ſowie die Beiwohnung zu 
früherer Zeit ſtattfanden. Es haben alsdann zwar die Voraus- 
ſetzungen, unter denen ſich der Tatbeſtand der 58 1298 und 
1300 vollenden konnte, zu gewiſſem Teile ſchon vor dem 
Inkrafttreten dieſer Geſetzesvorſchriften beſtanden, allein zur 
Verwirklichung dieſes Tatbeſtandes iſt es erſt unter der Herrſchaft 
des neuen Rechts gekommen. Die Reviſion konnte trotzdem 
keinen Erfolg haben, da die den Hilfsgründen des BR. vor- 
angeſchickten, an erſter Stelle entſcheidenden Erwägungen keine 
Geſetzes verletzung enthalten. Richtig iſt zunächſt, daß die auf 
Formmangel beruhende Unwirkſamkeit eines früheren Verlöbniſſes 
nicht fortwirken und die Abweiſung eines aus den 88 1298 ffl. 
BGB. hergeleiteten Entſchädigungsanſpruches nach ſich ziehen 
kann, wenn das Verlöbnis nach dem 31. Dezember 1899 
von den Verlobten aufrechterhalten worden iſt. Hierzu ge⸗ 
nügt freilich nicht, daß nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
die Verlobten in untätigem Beharren es bei dem bisher un⸗ 
wirkſamen Cheverſprechen lediglich haben bewenden laſſen. Es 
muß etwas weiteres hinzukommen, nämlich die beiderſeitige Be⸗ 
tätigung des Willens, an dem früheren Berlöbntife 
feſtzuhalten. (Das wird verneint.) P. c. K., U. v. 24. Okt. 04, 
130/04 IV. — Stettin. 

23. 58 1366, 1373, 1376, 1379 ff. BGB.] 

Der Ehemann verlangte von der Ehefrau, die ſchon vor der 
Verheiratung ein kaufmänniſches Geſchäft betrieben hatte, die 
Überlaſſung der Verwaltung des letzteren. Klage, Berufung 
und Reviſion wurden zurückgewieſen: In der Frage, welche 
Rechte dem Manne hinſichtlich eines von der Frau bei Beginn 
der Che betriebenen und ſelbſtändig von ihr fortgeſetzten Erwerbs 
geſchäfts nach geſetzlichem Güterrecht zuſtehen, gehen in der 
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AQiteratur die Anſichten ungemein auseinander (vgl. Hachenburg, 
Vrrträge (2) 391, Düringer und Hachenburg, HGB., Einl. 


1); Dernburg, DIZ. 1902, 465, ſowie Bürgerliches Recht 


Bz. 4 ( § 40 S. 131; Zſchimmer in ZHR. 52, 495; Ullmann 
uin JW. 1903, 49 und in deſſen Schrift „das geſetzliche 
gcheliche Güterrecht in Deutſchland“ (2) 93 ff.; Schefold im 
Arch ZivPrax. 91, 145; Plank, BGB. Bd. IV 8 1376 Anm. 5; 
Schmidt⸗Habicht in Hölders Kommentar zum BGB. Bd. IV 
51367 Anm. 2 f.; § 1376 Anm. 5; Engelmann in Staudingers 
Kommentar zum BGB. Bd. IV 81376 Anm. 7; Lehmann⸗ 
Ring HGB. 1 5 1 Nr. 29). Insbeſondere wird in An⸗ 
ſehung des Falles, daß die Frau bei Eingehung der Ehe ein 
bandeltgeſchäft betreibt, die Anficht vertreten, daß der Mann 
das Recht und die Pflicht habe, vom Eheſchluß an das Geſchäft 
der Frau zu leiten und zu führen; daß er allerdings über Rechte, 
welde zum Handelsgeſchäft gehören, nicht ohne Zuſtimmung der 
Dram verfugen und die Frau auch nicht einſeitig ohne ihre 
Zuſtimmung durch Rechtsgeſchäfte verpflichten, daß er jedoch 
ihre Zuſtimmung auf Grund des 9 1379 des BGB. er⸗ 
zwingen könne und zwar nicht nur für das jeweilige ab⸗ 
juſchließende Rechtsgeſchäft, ſondern allgemein im voraus für 
alle im Betriebe erforderlichen Geſchäfte (Zſchimmer a. a. O.; 
ihnlich Ullmann in deſſen erwähnten Schrift S. 96, der S. 99 
nuch der Anficht iſt, daß die Frau auch verpflichtet ſei, die nach 
922 HGB. erforderliche ausdrückliche Einwilligung zur 
doitführung der Firma zu erteilen). Dieſe Anſichten entſprechen 
jedoch keinenfalls dem BGB. Wäre man wirklich zu der 
Annahme gezwungen, daß nach dem geſetzlichen Güterrecht des 
363. ein von der Frau bei Beginn der Ehe betriebenes 
Erwerbsgeſchäft nicht bloß zu ihrem eingebrachten Vermögen ge⸗ 
höre, ſondern auch lediglich den in 88 1373 ff. getroffenen 
Beſtimmungen unterſtehe, fo würde ſich doch die Einräumung 
Io weit gehender Befugniſſe an den Mann nicht rechtfertigen 
laſen. Hätte in dem bezeichneten Falle das dem Erwerbs- 
gihäft der Frau gewidmete Vermögen lediglich die Eigenſchaft 
des eingebrachten Guts und bliebe es ſolches auch dann, wenn 
ker Mann in die unveränderte Fortſetzung des Betriebes willigte, 
ſo würden ihm vielleicht die aus 88 1376, 1377, 1380 des 
B68. ſich ergebenden Rechte zuſtehen, aber ein Fortbetrieb 
für ihre Rechnung mit der Maßgabe, daß die Frau und zwar 
die Frau allein verpflichtet werde, iſt ſchon deshalb ausgeſchloſſen, 
weil zufolge § 1375 das Verwaltungsrecht des Mannes nicht 
die Befugnis umfaßt, die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu ver- 
pfichen. Auf Grund des 8 1379 aber kann dem Manne 
eine dahin gehende Befugnis nicht verliehen werden, weil die 
Vorausſetzung, unter der zufolge jener Vorſchrift die Zuſtimmung 
der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden kann, 
in Fällen der vorliegenden Art nicht zutrifft. Stimmt die Frau 
der Abernahme des Geſchäfts durch den Mann nicht zu, ſo hat 
der letztere nur die geſetzlich ihm zuſtehenden Rechte, und zu 
dieſen, auf deren Umfang gegenwärtig nicht weiter eingegangen 
werden ſoll, gehört der Nießbrauch an ihrem Geſchäft ſchon 
dethalb nicht, weil dem BGB., wie es ſchließlich geſtaltet 
wurde, der eigentliche Nießbrauch an einem Inbegriff von Rechten 
und Sachen und deshalb der Nießbrauch an einem Erwerbs⸗ 
geſchäft fremd iſt. Es muß deshalb auch die Annahme, daß 
der Mann die Überlaſſung der Firma eines von ſeiner Frau 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | | 23 


betriebenen Geſchäfts und damit die Folgen der 85 22, 25 des 
HGB. erzwingen konne, als der geſetzlichen Grundlage 
entbehrend, abgelehnt werden. L. c. L., U. v. 29. Sept. 04, 
116/04 IV. — Dresden. 

24. 5 1568 BGB. Berückſichtigung von Ort und Sitte 
für die Frage nach der ſchweren Verletzung der u bie 
Ehe begründeten Pflichten.] 

Das BG. hält einen Ehebruch der Kl. nicht für be 
wieſen. Es findet ferner in ihrem Verkehr mit dem Sch., 
den der Bekl. ihr zum Vorwurf machte, im übrigen nichts An⸗ 
ſtößiges. Dagegen legt es ihr zur Laſt: 1. daß ſie im Jahre 
1899 den Sch. hinter dem Rücken ihres Ehemannes und ob» 
wohl fie wußte, daß dieſer auf jenen eiferſüchtig ſei, zu ſich in 
die Sommerfriſche nach M. kommen ließ, dort in ſehr zwang ⸗ 
loſer Weiſe und ſo, daß es auffiel, mit ihm Ausflüge machte, 
namentlich aber einmal mit zwei jungen Leuten, dem Sch. und 
dem S., bei einem Ausflug auf den Wendelſtein in demſelben 
Zimmer übernachtete; 2. daß ſie im Jahre 1900, ebenfalls 
ohne Vorwiſſen des Bekl., mit dem Sch. eine Reiſe machte 
und mit ihm in R. in demſelben Zimmer übernachtete. Hierin 
findet das BG. eine ſo ſchwere Verletzung ihrer ehelichen 
Pflichten, daß dem Bekl. die Fortſetzung der Ehe mit ihr nicht 
zugemutet werden könnte. Gegen dieſe Feſtſtellung erhebt fich 
zunächſt das Bedenken, daß in dem Urteil jede Andeutung 
darüber fehlt, weshalb und in welchem Sinne auch die Vor⸗ 
gänge aus dem Jahre 1899 in Betracht gezogen worden find. 
Zufolge Art. 201 des EG. zum BGB. hätte ein ſelb⸗ 
ſtändiger Scheidungsgrund in dieſen Vorgängen nur gefunden 
werden dürfen, wenn ſie einen ſolchen auch nach den damals 
geltenden Geſetzen dargeſtellt hätten. Anderenfalls hätte das 
BG. fie freilich auch berückſichtigen dürfen, aber nur für die 
Prüfung und Beantwortung der Frage, ob die Vorgänge, die 
ſich im Jahre 1900 ereigneten, im Zuſammenhalt mit früheren 
Vorgängen geeignet ſeien, den Tatbeſtand des 8 1568 BGB. 
zu erfüllen. Anſcheinend iſt das BG. der Anſicht geweſen, 
daß das von ihm für anſtößig erachtete Verhalten der Kl. auf 
ber Reife im Jahre 1900 jedenfalls dann ein Chevergehen im 
Sinne des $ 1568 ſei, wenn man in Betracht ziehe, wie ſie 
fich im Jahre zuvor benommen habe, und in dieſem Fall würde 
ein Verſtoß gegen Art. 201 nicht vorliegen; allein das BG. 
hätte ſich hierüber ausſprechen müſſen. Abgeſehen davon iſt 
aber die Feſtſtellung eines Vergehens keineswegs bedenkenfrei 
getroffen. Allerdings iſt die Frage, ob eine Verfehlung im 
Sinne des § 1568 BGB. anzunehmen ſei, im weſentlichen 
der Beurteilung des Tatrichters überlaſſen; allein die Be⸗ 
gründung des angefochtenen Urteils läßt nicht erkennen, daß 
das BG. von zutreffenden rechtlichen Erwägungen ausgegangen 
iſt. Das BG. macht der Kl. zum Vorwurf, daß ſie hinter 
dem Rücken ihres Ehemannes gehandelt und ſich in einer Weiſe 
benommen habe, die geeignet geweſen ſei, Verdacht gegen die 
Wahrung der ehelichen Treue zu wecken und ſeine Eiferſucht 
rege zu machen; ferner, daß ſie gegen die Schamhaftigkeit ver⸗ 
ſtoßen habe. Zweifelhaft bleibt indes, ob der Sachverhalt im 
vollen Umfang berückſichtigt worden iſt. Gewiß war das Ver⸗ 
halten der Kl. ungehörig und derart, daß auch dritte Perſonen 
Anſtoß daran nahmen. Allein bei Berückſichtigung von Zeit, 
Ort und Sitte konnte doch, namentlich hinſichtlich des offenbar 
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bedenklichſten Falles, des Übernachtens auf dem Wendelſtein, in 
Frage kommen, ob nach der Schilderung des Zeugen S. mehr 
vorgefallen ift als eine Verletzung des Auſtandes. Vor allen 
Dingen aber läßt ſich aus den bisherigen Feſtſtellungen nicht 
entnehmen, daß der Kl. eine boͤsliche Handlungsweiſe zur Laſt 
fällt. Das BGG. fagt, daß bei dem Nächtigen mit den jungen 
Leuten „irgend welche geſchlechtlichen Beziehungen nicht gegeben 
waren“, und gibt für das Verhalten der Kl. eine Erklärung, 
die wie eine Entſchuldigung lautet. Daß ſie das Bewußtſein 
gehabt habe, durch die ihr jetzt zum Vorwurf gemachten Hand⸗ 
lungen gegen ihre durch die Ehe begründeten Pflichten zu ver⸗ 
ſtoßen, iſt dagegen, abgeſehen von der Einladung des Sch. in 
die Sommerfriſche, nicht feſtgeſtellt oder auch nur erörtert; 
ohne ſolche Feſtſtellung durfte aber ein Verſchulden, durch 
das fie die Scheidung verwirkt hätte, nicht angenommen 
werden. B. c. B., U. v. 20. Okt. 04, 124/04 IV. — 
München. 

25. 8 1568 BGB. verb. mit code civil Art. 231. Ver⸗ 
ſchwendung einer Offiziersfrau iſt an ſich noch kein Scheidungs⸗ 
grund.] 

Der Rkl. hat geltend gemacht, das BG. habe bei ſeiner 
Würdigung der der Bekl. zur Laſt gelegten Verfehlungen — 
Verſchwendung — ſeine, des Kl., beſondere Standespflichten 
und ſeine Standesehre als Offizier, die auch der Bekl. beſondere 
Pflichten auferlegt hätten, nicht berückſichtigt. Dieſe Beſchwerde 
erſcheint als unbegründet. Zwar hatte die Bekl. auf Grund 
des ehelichen Verhältniſſes die Verpflichtung, ihr Verhalten, 
namentlich ſoweit dasſelbe in weiteren Kreiſen bekannt werden 
konnte, ſo einzurichten, daß hierdurch nicht die Stellung und 
das Anſehen des Kl. als eines höheren Offiziers beeinträchtigt 
werde. Doch ergibt ſich hieraus nicht mit Notwendigkeit, daß 
jede der der Bekl. zur Laſt gelegten Verfehlungen, auch ſoweit 
darin zugleich ein Verſtoß gegen die hervorgehobene beſondere 
Verpflichtung der Bekl. lag, ohne weiteres als ſchwere Belei⸗ 
digung des Kl. im Sinne des Art. 231 c. c. bezw. als 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten im 
Sinne des 8 1568 des BGB. zu erachten ſei. Vielmehr 
iſt die Frage, ob dieſes der Fall iſt, eine im weſentlichen tat⸗ 
fachliche und kann hierbei außer den Standes verhältniſſen der 
Ehegatten auch das ſubjektive Verſchulden des einen und des 
anderen in bezug auf eine ſolche Verfehlung in Betracht kommen. 
Im gegebenen Falle aber beruht die Annahme des BG., daß 
die fraglichen Verfehlungen der Bekl. keine ſchweren im Sinne 
der angeführten Geſetzesſtellen ſeien, auf einer unter Würdigung 
der Umſtände des Falles vorgenommenen tatſächlichen Be⸗ 
urteilung, welche eine Geſetzes verletzung nicht erkennen läßt, im 
übrigen aber der Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogen iſt. 
Namentlich iſt, obgleich die Standesverhältniſſe der Parteien in 
den Gründen des angefochtenen Urteils nicht beſonders erwähnt 
find, doch aus dieſen Gründen in ihrem Zuſammenhange zu 
entuehmen, daß das BG. bei der fraglichen Würdigung auch 
die Standesverhältniſſe der Parteien, auf welche Kl. laut dem 
Tatbeſtande beſonders hingewieſen hatte, nicht außer acht ge⸗ 
laſſen, daß es dieſelben aber gegenüber den von ihm für eine 
mildere Beurteilung angeführten Gründen kein ſolches Gewicht 
beigelegt hat, um mit Rüdficht hierauf die fraglichen Verfeh⸗ 
lungen als ſchwere Beleidigungen bezw. Pflichtverletzungen 
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anzuſehen. v. O. c. v. O., U. v. 4. Nov. 04, 104/04 IL — 
Coͤln. 

26. 58 2239, 2241, 2249 BGB. Formvorſchriften bei 
der Teſtamentserrichtung.] 

Der Gemeindevorſteher und die beiden Schöffen find bei 
der Errichtung des Teſtaments während der ganzen Teftaments- 
verhandlung zugegen geweſen, 8 2239 BGB. Daß zu 
den bei der Teſtamentserrichtung mitwirkenden Perſonen nicht 
die Erblaſſerin gehört, beweiſt der § 2241 Nr. 2 BGB. 
es kann daher aus dem 8 2239 BGB. für die durch 
keine beſondere Geſetzesbeſtimmung vorgeſchriebene Notwendig⸗ 
keit der Gegenwart der Erblaſſerin bei der Vollziehung des 
Teſtamentsprotokolls durch den Gemeindevorſteher und die beiden 
Schoͤffen nichts entnommen werden. Daß die beiden außer dem 
Gemeindevorſteher bei der Teſtamentserrichtung mitwirkenden 
Perſonen in dem Teſtamentsprotokolle Schöffen genannt 
werden, iſt unerheblich, da fie in Wirklichkeit, wie der §S 2249 
BGB. vorſchreibt, zwei Zeugen des Gemeindevorſtehers bei 
der Teſtamentserrichtung waren und ihre Bezeichnung nach dem 
Amte, das ſie ſonſt im bürgerlichen Leben dem Gemeinde⸗ 
vorſteher gegenüber bekleideten, nicht ins Gewicht fällt. Eben⸗ 
ſowenig Bedeutung iſt der Rüge der Revifion, daß in dem 
Teſtamentsprotokolle die Beſorgnis, daß die Errichtung eines 
Zeftaments vor einem Richter nicht mehr möglich fein werde, 
feſtgeſtellt, nicht aber die Beſorgnis, daß die Errichtung eines 
Teſtaments vor einem Notar nicht mehr möglich ſei, feftgeftellt 
jet, beizumeſſen. Denn da jene Feſtſtellung im Protokolle ge- 
ſetzlich nicht in beſtimmten ſakramentalen Worten vorgeſchrieben, 
jo iſt eine Rüge, betreffend die Notwendigkeit einer ſolchen aus ⸗ 
drücklichen Feſtſtellung weſentlich tatſächlicher Natur. S. c. G., 
U. v. 3. Nov. 04, 151/04 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

27. 53 3908. verb. mit § 1363 BGB. Berech⸗ 
nung des Streitwerts, wenn die Ehefrau Entziehung der Ver⸗ 
waltung des Ehemannes verlangt.] 

Gegenſtand des Streits zwiſchen den Parteien iſt die Frage, 
ob dem Bekl. die nach $ 1363 BGB. gebührende Ver⸗ 
waltung und Nutznießung auch fernerhin verbleiben, oder ob ſie 
ihm, weil er die Rechte der Kl. — ſeiner Ehefrau — gefährdet 
habe, entzogen werden ſoll. In Anſehung dieſes Streits können 
die Wertziffern der einzelnen zu dem in Rede ftehenden Ver⸗ 
mögen gehörenden Beſtandteile nicht maßgebend fein. Denn der 
Mann erhält bei geſetzlichem Güterrecht den Genuß des ein- 
gebrachten Guts nicht wie ein Rechtsnachfolger, welcher der Frau 
fremd gegenüberſteht, ſondern deshalb, weil er die Laſten der 
Che allein tragen, die Frau aber hiezu dadurch beitragen ſoll, 
daß ihr Vermögen feiner Verwaltung und Nutznießung unter⸗ 
worfen wird. Für den Wert eines Rechtsſtreits über die Auf- 
hebung dieſer Verwaltung kann daher nur das Intereſſe maß⸗ 
gebend ſein, das die Frau an der von ihr beantragten Maßregel 
hat, und dies Intereſſe iſt zufolge § 3 ZPD. nach freiem 
Ermeſſen zu ſchätzen. B. . B., Beſchl. v. 7. Nov. 04, 
B 404/04 IV. — Berlin. 

28. 8 3 30. Berechnung des Streitwerts bei Klagen 
auf Abnahme der Kaufſache.] 

Nach der feſtſtehenden Praxis des R. G. iſt bei Klagen 
auf Abnahme der Kaufſache, insbeſondere auf Entgegennahme 
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der Auflafjung nicht der Wert des Kaufgegenſtandes maßgebend, 
ſondern das Intereſſe, das der Kl. daran hat, daß die Auflaſſung 
entgegengenommen wird (3 O. $ 3). Im vorliegenden Falle 
beſteht das Intereſſe der Kl. darin, daß ſie Zug um Zug gegen 
die Auflaſſung den Kaufpreisteil von 882,50 Mark erhält und 
daß das Reſikaufgeld von 8 000 Mark hypothekariſch ſicher ge- 
ſtellt wird, was erſt geſchehen kann, wenn das Grundſtück auf⸗ 
gelaſſen und der Bekl. als Eigentümer eingetragen iſt. Das 
Intereſſe an der Hypothekbeſtellung kann nicht dem zu ſichernden 
Kapital gleich geſchätzt werden, da die Kl. wegen des Reſtkauf⸗ 
geldes bis zur Auflaſſung und Eintragung des Bekl. immerhin 
dadurch geſichert war, daß ſie Eigentümerin des verkauften 
Grundſtücks blieb. Mit Rüdficht hierauf iſt das für den Wert 
des Streitgegenſtandes maßgebende Intereſſe der Kl. nach 
freiem Ermeſſen auf 1 600 — 2 100 Mark feſtgeſetzt worden. 
N. c. S., Beſchl. v. 12. Nov. 04, B 306/04 V. — 
Stettin. 

29. 8 17 30D. verb. mit 88 182 und 198 HGB. 
Gerichtsſtand der Aktiengeſellſchaft.! 

Nur der Ort, welcher nach den Vorſchriften des HGB. 
(Ait. 209, jetzt 8 182 Abſ. 2) durch den Geſellſchaftsvertrag 
als Sitz der Aktiengeſellſchaft bezeichnet werden muß und be⸗ 
zeichnet iſt, hat für die Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaft 
in bürgerlich rechtlicher und in öffentlich - rechtlicher Beziehung 
die gleiche allgemeine Bedeutung, wie der Wohnſitz für die 
Rechtsverhältniſſe, der natürlichen Perſon. ZPD. § 17 regelt 
den allgemeinen Gerichtsſtand der Prozeßparteien ohne 
natürliche Perſönlichkeit und verweiſt zwar in dieſer Beziehung 
auf den Ort der Verwaltung, allein auch dies nur unter der 
Vorausſetzung. daß über den Sitz nicht ein anderes erhelle. 
Sind daher die handelsgeſetzlichen Vorſchriften, wonach der Sitz 
der Aktiengeſellſchaft aus dem Geſellſchaftsvertrage und überdies 
aus dem Handelsregiſter ($ 198 Abſ. 1) erhellen muß, erfüllt, 
ſo ſchließt das die Anwendbarkeit der im zweiten Satze des 
§ 17 enthaltenen Hilfsvorſchrift mit Notwendigkeit aus. Da⸗ 
neben wird gerade durch § 17 außer Zweifel geftellt, daß wie 
nach Handelsrecht ſo auch nach den Vorſchriften des Prozeß⸗ 
rechts der ſtatutariſch beſtimmte Sitz der Aktiengeſellſchaft ein 
anderer ſein darf, als ihr Verwaltungsort. Das HGB. 
kennt nur einen einheitlichen Sitz der Aktiengeſellſchaft. Nach 
8 17 3PD. aber gelten nicht nebeneinander der im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage beſtimmte Sitz und der davon abweichende 
Verwaltungsort als Sitz der Geſellſchaft, ſondern bei der Re⸗ 
gelung des allgemeinen Gerichtsſtandes ſchließt der ſtatutariſche 
Sitz die Maßgeblichkeit des Verwaltungsortes aus. K. o. S., 
U. v. 27. Okt. 04, 242/04 IV. — Berlin. | 

30. 55 104, 1042 350. Wegen der Koften des 
Schiedsſpruchs, die in ihm einen Teile auferlegt find, gibt 
es keine Klage auf ein Vollſtreckungsurteil.] 

Bezüglich der Feſtſetzung der fraglichen Koſten iſt die 
Tätigkeit des Schiedsgerichts in Anſpruch zu nehmen, deſſen 
Spruch ſich ſodann als vollſtreckbar darſtellt, wenn die Zu⸗ 
läjfigkeit der Vollſtreckung im Wege des 8 1042 39. 
ausgeſprochen worden. (Peterſen und Anger, ZPO. (4) Note 4 
zu 5 104.) Der Anficht, daß das Schiedsgericht nicht in der 
Lage ſei, die Koſten feſtzuſetzen, weil deſſen Funktion beendet 
erſcheine (Gaupp⸗ Stein, ZPD. (5) Note I zu 8 1042), iſt nicht 
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beizutreten. S. o. H., U. v. 8. Nov. 04, 17% 4 VII. — 
Breslau. 

31. 55 138, 288, 532 39 O. Auslegung eines Zu⸗ 
geſtändniſſes.] 

Nach dem Tatbeſtande des Urteils des LG. iſt die Ein⸗ 
laſſung des Bekl. auf die Klage dahin angegeben: „Er beſtreitet 
zwar an ſich nicht die Richtigkeit der klägeriſchen Forderung, 
behauptet jedoch, der Bekl. habe auch für Sch. Wechſel dis⸗ 
kontiert, bezw. aus Gefälligkeit akzeptiert und zwar 
mindeſtens in Höhe des gegen ihn eingeklagten Betrages. 
Dieſe Wechſel habe Bekl. bei Fälligkeit für Sch. eingelöſt.“ 
Nach dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils hat dagegen 
der Bekl. das Vorbringen des Kl. und insbeſondere deſſen Be⸗ 
hauptung beſtritten, die von ihm vorgelegten Akzepte wären 
Gefälligkeitsakzepte Sch.s geweſen. Das OLG. erachtet 
dieſe Erklärung für zuläffig, weil die Einlaſſung des Bekl. in 
I. J. ein gerichtliches Geſtändnis nicht enthalte: Dieſer Ent 
ſcheidungsgrund verletzt die 58 288 und 532 39D. Das 
OL G. hat Gründe für feine Auslegung der Erklärung des 
Bekl. nicht angegeben. Die Worte: „Er beſtreitet zwar an 
ſich nicht“ koͤnnen aber mit Rückſicht auf die Einführung 
des Einwandes: „behauptet jedoch“ hier nur dahin verſtanden 
werden, daß der Bekl. die zur Begründung der Klage vorge⸗ 
tragenen Tatſachen an ſich eingeräumt, aber auf Grund ſeines 
Einwandes die Abweiſung der Klage beantragt hat. Es liegt 
alſo keineswegs ein bloßes nicht ausdrückliches Beſtreiten der 
Klagetatſachen im Sinne des 8 138 Abſ. 2 ZPO., ſondern 
ein ausdrückliches Zugeſtändnis derſelben gemäß § 288 vor, 
das den Kl. vom Beweiſe befreite und nach 8 532 feine 
Wirkſamkeit auch für die Berufungsinſtanz behielt. E. o. D., 
U. v. 26. Okt. 04, 255/04 I. — Coln. 

82. 55 233, 234, 236 3p O. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand.] 

Während einer Abweſenheit des Bekl. im Ausland war 
deſſen Ehe geſchieden worden. Als er zurückkehrte wurde ihm 
von M. dieſe Tatſache Anfang November 1903 mitgeteilt; er 
ſah am 25. November die Eheſcheidungsakten ein und beantragte 
dann Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Diefe wurde 
zurückgewieſen: Unter allen Umſtänden war dem Bekl. durch die 
ihm Anfang November 1903 mündlich gemachte Mitteilung des 
v. M., die Ehe der Parteien ſei geſchieden, ein dringender 
Anlaß gegeben, ohne Zögerung die gebotenen näheren Erkundi⸗ 
gungen an zuſtändiger Stelle vorzunehmen. Hätte der Bekl. 
dieſer Obliegenheit genügt, ſo hätte er ſchon kurz nach dieſer 
Mitteilung Kenntnis von der öffentlichen Zuftellung des Scheidungs⸗ 
urteils erlangt. Statt deſſen hat der Bekl. ſeit Anfang No⸗ 
vember 1903 bis zum 23. desſelben Monats ſich völlig untätig 
verhalten und erſt am 25. diefes Monats die Akten des nach 
dem früheren Wohnort des Bekl. allein in Betracht kommenden 
LG. II zu Berlin eingeſehen. Durch das Verhalten des Bekl. 
vor dem 25. November 1903 wird die Annahme eines bis zu 
dieſem Tage dauernden unabwendbaren Zufalles ausgeſchloſſen. 
Da der das Wiedereinſetzungsgeſuch enthaltende Schriftſatz erſt 
am 9. Dezember 1903 zugeſtellt worden iſt ($ 236 ZPD.), 
hat das BG. mit Recht angenommen, daß die zweiwoͤchige 
Friſt des § 234 ZPD. nicht gewahrt worden iſt. J. c. J., 
U. v. 27. Okt. 04, 188/04 IV. — Berlin. 
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38. 58 268, 539 3PpO. Zuläſſigkeit der Klage- 
erweiterung in der Berufungsinſtanz, wenn es ſich nicht um 
eine Ergänzung des erſten Urteils handelt.] 

Die Kl. find Eigentümer von Grundſtücken, in deren Nach⸗ 
barſchaft ſich ein Schießplatz der Bekl. zum Zweck der Er⸗ 
probung der von ihr fabrizierten Feldgeſchütze befindet. Die Kl. 
haben wegen Beeinträchtigung des Eigentums Klage erhoben. 
Das LG. verurteilte: bei Meidung einer Geldſtrafe von 
300 Mark für jede Zuwiderhandlung das Eindringen von Ge⸗ 
ſchoſſen oder Geſchoßſtücken und von übermäßigem, das 
Maß des Erträglichen überſteigendem Geſchützdonner 
aus ihrem Schießplatze auf die benachbarten Grundſtücke der 
Kl. zu unterlaſſen. Das OLG. hat auf die Berufung der 
Bekl. das erſte Urteil, ſoweit es die Bekl. verurteilt, das Ein⸗ 
dringen von Geſchoſſen oder Geſchoßſtücken auf die benachbarten 
Grundſtücke zu unterlaſſen, dahin abgeändert, daß die Kl. mit 
ihrem hierauf gerichteten Klageverlangen abgewieſen werden. 
Das RG. verwarf die Revifion der Kl. und führte aus: 
§ 26 Gewd. bezieht ſich nur auf ſolche Anlagen, die unter 
§ 16 a. a. O. fallen, und unter Einhaltung des in § 17 ff. 
a. a. O. vorgeſchriebenen Verfahrens konzeſſioniert find. Daß 
ein ſolches Verfahren ſtattgefunden, iſt nicht feſtgeſtellt. Der 
Schießplatz laßt ſich aber überhaupt nicht unter eine der im 
§ 16 aufgeführten Anlagen bringen, und das dort gegebene 
Verzeichnis iſt, wie ſich aus dem dritten Abſatz des gedachten 
Paragraphen ergibt, ein erſchoͤpfendes, welches nur auf dem 
dort vorgeſchriebenen Wege erweitert werden kann. (Vergl. Land⸗ 
mann, Gewd. 1 (4), 132 Note 5, 197 Note 3; RG. 11, 183; 
45, 297/8.) Die ſonach vorliegende Verletzung des $ 26 Gewd. 
konnte aber nicht zu einer Aufhebung der angefochtenen Ent- 
ſcheidung führen, weil dieſe durch den zweiten Grund des BR. 
gehalten wird, wonach die Benutzung der Grundſtücke durch 
das Geräuſch der Kanonenſchüſſe weſentlich beeinträchtigt 
wird, ſoweit das aber nicht der Fall, die Kl. die 
Einwirkung nach 8 906 BGB. dulden müffen. Wie ſchon 
die Motive (zu §8 282 des Entwurfs) ausſprechen, iſt 
eine Ergänzung des unvollſtändigen Urteils nur durch einen 
Antrag auf nachträgliche Entſcheidung herbeizuführen. Auf 
dem Wege der Rechtsmittel kann ſie nicht verlangt, d. h. es 
kann ein Rechtsmittel, ſei es Berufung, oder Reviſion, oder 
Anſchließung, nicht allein aus dem Grunde eingelegt werden, 
daß über einen in der vorigen Inſtanz geltend gemachten An⸗ 
ſpruch nicht erkannt ſei. Hiermit iſt natürlich die Geltend⸗ 
machung übergangener Anſprüche in der. Revifionsinſtanz abſolut 
ausgeſchloſſen (wie in den Fällen RG. 11, 409; 23, 422), in 
der Berufungsinſtanz aber doch nur inſoweit, als nicht das Geſetz 
ſelbſt die Geltendmachung neuer Anſprüche ausnahmsweiſe ge⸗ 
ſtattet. In dieſer Beziehung geht die Novelle zur ZO. $ 529 
Abſ. 2 ſogar ſo weit, daß jetzt neue Anſprüche mit Einwilligung 
des Gegners erhoben werden dürfen (ein Fall, der hier nicht vor⸗ 
liegt); aber ſchon in der früheren Faſſung des Paragraphen war 
und iſt noch jetzt dem Verbot der Geltendmachung neuer Anſprüche 
die Einſchränkung beigefügt: „abgeſehen von den Fällen des § 268 
(240) Nr. 2 und 3.“ Nach 8 268 Nr. 2 iſt es als eine 
(ohne Einwilligung des Gegners unzuläffige) Klageänderung 
nicht anzuſehen, wenn ohne Anderung des Klagegrundes 
der Klageantrag erweitert wird. Nach § 529 erſtreckt ſich die 
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Befugnis zur Erweiterung des Klageantrages auch auf die Be⸗ 
rufungsinſtanz, und es kann auf dieſem Wege auch etwas, 
worüber der I. R. nicht erkannt hat, der Entſcheidung des BG. 
unterbreitet werden, vorausgeſetzt nur, daß die Erweiterung des 
Klageantrages nicht zugleich eine Anderung des Klagegrundes 
enthält. Wenn, wie im vorliegenden Fall, das, was in II. J. 
von neuem verlangt wird, bereits in I. J. verlangt war, und 
vom I. R. aus Verſehen unberückſichtigt gelaſſen iſt, fo kann 
das die prozeßrechtliche Befugnis der Partei zur Erweiterung 
des Klagebegehrens in der Berufungsinſtanz nicht aufheben oder 
einſchränken. Es handelt ſich in dem hier geſetzten, Falle gar 
nicht um eine „Ergänzung“ des unvollſtändigen Urteils I. J., 
ſondern um eine Neuentſcheidung des Rechtsſtreits auf in der 
Berufungsinſtanz erweiterter Grundlage. (8 525 a. a. O.) 
Die bisherige Judikatur des RG. (RG. 11, 409; 23, 422; 
Gruchot 32, 1197, JW. 1903, 23) ſteht dem nicht entgegen, 
da nach Lage der dort entſchiedenen Fälle eine Anwendung der 
88 529 (491) und 268 (240) 390. nicht in Frage 
kommen konnte. v. E. c. E., U. v. 2. Nov. 04, 169/04 V. 
— Jena. 

34. 58 286, 475 3pO. Unzuläſſige Beweisablehnung 
bei Auferlegung eines richterlichen Eides. 

Das BG. hat den richterlichen Eid über die vom Bekl. 
behauptete Tatſache dem Bekl. auferlegt. Dabei hat es aber 
die Erhebung eines von dem Kl. über die Unglaubwürdigkeit 
und den ſchlechten Ruf des Bekl. angetretenen Beweiſes ab- 
gelehnt, weil „die unter Beweis geſtellten Tatſachen die Wahr⸗ 
heit der vom Bekl. geltend gemachten Einrede nicht ausſchließen.“ 
Dieſe Ablehnung und ihre Begründung koͤnnen nicht gebilligt 
werden. Es kann unerörtert bleiben, inwieweit das Gericht 
verpflichtet iſt, die von der beweispflichtigen Partei für eine 
Tatſache angetretenen Beweiſe zu erſchöpfen, bevor es zur Auf- 
erlegung eines richterlichen Eides über dieſelbe Tatſache an 
die eine oder die andere Partei ſchreitet (vergl. darüber 
Urt. d. erk. Sen. IW. 1904, 494 Nr. 22); denn um 
dieſen Fall handelt es ſich hier nicht. Hier iſt ein Beweis 
über eine ſogenannte Hilfstatſache in Frage, die die Glaub⸗ 
würdigkeit und Zuverläſſigkeit der etwa zum richterlichen 
Eide zu verſtattenden Partei betrifft, und dieſer Beweis 
kann nicht abgelehnt werden (vergl. Gaupp-Stein ZPD. (4) 
Anm. 2 zu § 475 am Schluſſe), es ſei denn, daß das Gericht 
über die Wahrheit oder Unwahrheit dieſer Hilfstatſache ſich 
bereits aus anderen Momenten eine vollſtändige Überzeugung 
gebildet hätte, die die angebotene Beweisführung nicht mehr zu 
beeinfluſſen vermöchte; denn aus dieſem Grunde kann ein jeder 
Beweis zu Recht abgelehnt werden ($ 286 3] 0., vergl. 
RG. 4 S. 86, 377; 15, 336). Die Begründung, die das 
BG. ſeiner Ablehnung gibt, daß nämlich die Wahrheit 
der Hilfstatſache — alſo der in früheren Fällen von dem 
Bekl. bewährten Unglaubwürdigkeit — die Wahrheit der 
vom Bekl. jetzt aufgeſtellten Notwehrbehauptung nicht aus⸗ 
ſchließe, liegt neben der Sache; denn nicht das iſt in Frage, 
ſondern ob, nachdem der Bekl. den von ihm zu erbringenden 
Beweis für ſeine Behauptung nicht vollſtändig geführt hat, 
ihm ein richterlicher Eid über dieſe anvertraut werden könne; 
eine prozeſſualiſche Maßnahme, für die die Vertrauenswürdigkeit 
der Perſon des Bekl., wenn auch neben anderen Momenten, 
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gewiß als erheblich in Betracht kommt. 
J. Okt. 04, 602/03 VI. — Hamm. 

35. 8 288 3p O. Folge des Geſtändniſſes einer von 

mehreren Klagbegründungen.] 

Die zweite Rüge der Reviſion erweiſt ſich als gerecht ⸗ 

fertigt, die Auffaſſung des BG., der Bekl. könne, da die 
Klage nur auf Verwahrungs verträge, die zwiſchen den Par- 
teien über 20 ſogenannte Nauheimer Aktien geſchloſſen ſeien, 
geftügt fei, aus einem andern Grunde bei dem Widerſpruche 
deb Bekl. gegen jede Klageänderung nicht verurteilt werden, jet 
zu eng und deshalb rechtsirrig. Jene Ausführung des BG. 
bezieht ſich erſichtlich darauf, daß im Rechtszuge der Berufung 
ber Bell. ſelbſt behauptet hat: die Wertpapiere ſeien allerdings 
im Januar 1901 zum Kurſe von 112 verkauft. Dies ſei aber 
berſehentlich geſchehen. Seit dem Verkaufe kann davon, 
daß mit der Hingabe der Aktien die Verſtärkung des Kredits 
des Bekl. erreicht werden ſolle, überhaupt nicht mehr die Rede 
ſein. Das Leihverhältnis iſt vielmehr durch einen Umſtand, 
den der Bekl. zu vertreten hat, inſoweit beendigt. Sowohl 
nach gemeinem Rechte wie nach dem Rechte des BGB. 
9 604 Abſ. 2 kann daher der Kl., nachdem der Bekl. den aus 
dem Zwecke der Leihe ſich ergebenden Gebrauch gemacht hat 
und ein fernerer Gebrauch der Papiere zu dieſem Zwecke in⸗ 
folge ſeines eigenen Verhaltens nicht mehr möglich iſt, die Rück⸗ 
gabe der geliehenen Stücke und, da dieſe nicht ausführbar iſt, 
die Erſtattung des Werts der verkauften Stücke verlangen. Da 
dieſe rechtliche Folge fi) aus dem eigenen tatſächlichen Vor⸗ 
bringen des Bekl. ergibt, dieſer ſelbſt die betreffenden An⸗ 
führungen zum Prozeßſtoffe und zum Gegenſtande der Ent⸗ 
ſceidung gemacht hat, fo ſcheidet die Frage der Klag⸗ 
inderung, als die immer nur eine vom Kl. vorgenommene 
Anderung des Gegenftandes oder des Grundes der Klage er- 
(einen kann, im vorliegenden Falle aus. Der Bekl. kann nicht 
mehr verlangen, als daß ſein Rechtsverhältnis zu dem Kl. nach 
kinem eigenen Vorbringen beurteilt werde. Führt dies ohne 
weiteres dazu, daß der vom Kl. geſtellte Antrag für begründet 
su erachten iſt, jo kann der Umſtand die Verurteilung des Bekl. 
nicht verhindern, daß von den vom Kl. zur Darlegung ſeines 
Anspruchs aufgeſtellten tatſächlichen Behauptungen der, Bekl. 
die eine oder die andere abweichend dargeſtellt hat und des⸗ 
halb der unzweifelhaft nur einmal in der einen oder in der 
anderen Geſtalt beſtehende Anſpruch in der vom Kl. be⸗ 
haupteten Begründung noch nicht feſtgeſtellt iſt. Vergl. hierzu 
Wach bei Gruchot 30, 769, insbeſondere S. 777. L. c. ., 
U. v. 1. Nov. 04, 153/04 III. — Frankfurt a. M. 

36. 55 304, 5383 39 O. Bedeutung des infolge Zahlung 
der Koften des Heilverfahrens geſchehenen Übergangs des An⸗ 
ſpruchs eines Verletzten auf die Berufsgenoſſenſchaft.] 

Der Kl. hat beim Straßenbahnbetriebe einen Unfall er⸗ 
litten und erhebt Schadenanſprüche. Das RG. hob die ver⸗ 
urteilende Entſcheidung zufolge eines formellen Grundes auf: 
Die Bekl. hat in der Berufungsinſtanz geltend gemacht: der 
Kl. ſei von der rheiniſchen landwirtſchaftlichen Berufs genoſſenſchaft 
wegen des Unfalls in Gemäßheit von § 8 LwuVerſG. vom 
30. Juni 1900 entſchädigt worden, habe die Koften des Heil- 
verfahrens erftaitet und eine Rente von jährlich 180 Mark, die 
ſpäter auf 135 Mark herabgefetzt worden, zugebilligt erhalten; 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 27 


ſein Anſpruch ſei damit geſetzlich auf die Berufsgenoſſenſchaft 
übergegangen und er daher nicht mehr klagberechtigt. Gegen 
die Erwägungen, mit denen das BG. dieſen Einwand im 
jetzigen Verfahren zurückgewieſen hat, macht die Reviſion geltend: 
Vorausſetzung für den Erlaß eines Zbwiſchenurteils nach 
§ 304 3PO. ſei die Feſtſtellung, daß irgend ein Anſpruch 
wirklich beſtehe; das ſei hier nur dann der Fall, wenn dem Kl. 
ein Schaden in einem höheren Betrag entſtanden ſei, als ihn 
die Berufsgenoſſenſchaft vergüte; das habe der Kl. zwar be⸗ 
hauptet, feſtgeſtellt habe es aber das BG. nicht. Es ließe 
ſich fragen, ob dieſem Angriff nicht die Erwägung entgegenſteht, 
daß nach 5 8 des angezogenen Geſetzes durch die von der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft zu gewährende Rente nur ein Teil des dem 
Verletzten durch den Unfall entzogenen Arbeitsverdienſtes ver⸗ 
gütet wird, und daß mit der Möglichkeit, die feſtgeſtellte Rente 
Könnte gleichwohl dieſem Arbeitsverdienſt gleichkommen oder ihn 
fogar überſteigen, bei der Frage, ob die von der Reviſion ver- 
mißte Vorausſetzung zum Erlaß eines Zwiſchenurteils gegeben 
ſei, nicht gerechnet werden könne. Dem Ausſpruch, daß der 
Klaganſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt ſei, ſteht, was die 
im Klagantrag unter 1a geforderten Heilungskoſten anlangt, 
ſchon die noch nicht erledigte Behauptung der Bekl. entgegen, 
daß der Kl. die Heilungskoſten von der Berufsgenoſſenſchaft 
erſtattet erhalten habe. Es kommt aber auch, was die im 
Klagantrag unter Ic geforderte Jahresrente anlangt, folgendes 
in Betracht. Wie der erkennende Senat wiederholt ausgeſprochen 
hat, geht der Entſchädigungsanſpruch des Verſicherten auf die 
Berufsgenoſſenſchaft dann über, wenn ihre Entſchädigungspflicht 
dem Verſicherten gegenüber feſtgeſtellt iſt, und zwar in dem 
Die Frage, 
ob dieſer Übergang erfolgt iſt, betrifft nicht, wie das BG. 
annimmt, den Betrag des Schädenanſpruchs, ſondern deſſen 
Grund. Über den von der Bekl. erhobenen Einwand hätte 
daher ſchon jetzt materiell entſchieden werden ſollen und für 
dieſe Entſcheidung würde es von Bedeutung ſein, ob — was 
das BG. offen gelaſſen hat — jene Feſtſtellung vor oder nach 
der Klagerhebung erfolgt iſt. War erſteres der Fall, ſo war 
der Kl., der gegenwärtig Erſatz des vollen, ihm entſtandenen 
Schadens verlangt, überhaupt nicht klagberechtigt, ſoweit er 
von der Berufsgenoſſenſchaft ſeinen Schaden vergütet erhalten 
hat bezw. erhält; inſoweit hätte daher die Klage abgewieſen 
werden müſſen. Iſt aber die Feſtſtellung erſt nach der Klag⸗ 
erhebung erfolgt, fo iſt zwar, worauf ſich das BG. ftüßt, 
eine fpätere Abtretung nach § 265 Abſ. 2 Satz 1 390. 
auf den Prozeß einflußlos; indeſſen iſt — wie auch ein geſetz⸗ 
licher Übergang der Forderung — dies nur in prozeſſualer Be⸗ 
ziehung (vergl. das Urteil des erkennenden Senats RG. 56, 307ff.). 
Der Kl. iſt verpflichtet, ſobald der Gegner den Einwand des 


Übergangs des Klaganſpruchs auf einen Dritten erhebt, den 


Klagantrag dahin zu ändern, daß der Bekl. zur Leiſtung an 
den Dritten verurteilt werde; tut er dies nicht, ſo muß die 
Klage abgewieſen werden. Das BG. hätte daher den Kl. in 
dieſem Falle zu einer entſprechenden Anderung des Klagantrags 
veranlaſſen ſollen. Deshalb und da überhaupt nicht feſtgeſtellt 
iſt, was die Berufsgenoſſenſchaft dem Kl. geleiſtet hat und zu 
leiſten verpflichtet iſt, muß das angefochtene Urteil aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
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an das BG. zurückverwieſen werden. Sollte das BG. 
wiederum zum Erlaß eines Zwiſchenurteils nach 8 304 ZPD. 
gelangen — welchenfalls, übrigens was jetzt überſehen worden, 
die Sache nach 8 538° ZPOD. an das LG. zurückzuverweiſen 
ſein würde —, ſo hat es vorher den Kl. zur Bezifferung 
ſeiner Anſprüche, die nicht allenthalben vorliegt, zu veranlaſſen, 
da ein Urteil jener Art nur ergehen kann, wenn ein ziffer⸗ 
mäßig beſtimmter Betrag gefordert wird und über deſſen Höhe 
Streit herrſcht. K. 6. S., U. v. 24. Okt. 04, 597/03 VI. 
— Hamm. 

37. 55 363, 364 3PD. Verfahren bei Benennung 
ausländiſcher Zeugen. 

Das BG. hat die Vernehmung der vom Kl. benannten 
drei Zeugen angeordnet, aber weil ſie in Rußland wohnen, iſt 
in dem Beweisbeſchluß ihre Vernehmung davon abhängig ge⸗ 
macht, daß ſie von den Parteien in dem zur Beweisaufnahme 
beſtimmten Termine geſtellt würden. In dieſem iſt dann nur 
ein Zeuge C. erſchienen, zwei find ausgeblieben. Obwohl 
nun der Kl. ſpäter nach Ausweis des Tatbeſtandes beantragt 
hat, dieſe Zeugen in Rußland vernehmen zu laſſen, iſt auf dieſen 
Antrag nicht eingegangen und die Urteilsgründe ſprechen ſich 
über feine Zuläffigkeit nicht aus. Dadurch iſt gegen die Vor⸗ 
ſchriften der ZPD. verſtoßen worden. Die Erheblichkeit der 
unter Beweis geſtellten Tatſachen iſt unbeſtreitbar. Dem 
Prozeßgericht iſt nicht die Befugnis gegeben, dem Beweisführer 
bei Verluſt des Beweismittels aufzuerlegen, daß er den aus⸗ 
ländiſchen Zeugen zwecks ſeiner Vernehmung im Inlande ſtelle. 
Vielmehr iſt, wenn die Beweisaufnahme im Inlande nicht er⸗ 
folgen kann, nach Maßgabe der §8 363, 364 3POO. zu 
verfahren. D. e. M., U. v. 1. Nov. 04, 606/03 VI. — 
Poſen. 

38. 5 383 Nr. 5 ZPO. verb. mit Art. 70 PrF§GG. 
und 55 6, 117 KO.] 

Wer hat, wenn eine Aktiengeſellſchaft in Konkurs gerät, 
an ihrer Stelle einen als Zeugen benannten Notar von der 
Verpflichtung zur Verſchwiegenheit zu entbinden? — Eine Kl. 
berief ſich zum Beweiſe einer Behauptung auf das Zeugnis 
eines Notars. Das Kammergericht beſchloß die Vernehmung 
des Zeugen. Obwohl der Präfident des LG. 1 in Berlin die 
Genehmigung zur Vernehmung erteilt, auch die vertrags⸗ 
ſchließenden Teile, darunter der Verwalter in dem inzwiſchen 
über das Vermoͤgen einer Aktiengeſellſchaft eröffneten Konkurs⸗ 
verfahren den Zeugen von der Verpflichtung zur Verſchwiegen⸗ 
heit entbunden hatten, verweigerte dieſer ſein Zeugnis auf 
Grund des 8 383 Nr. 5 der 3PO., weil ihn der Vorſtand 
der Aktiengeſellſchaft, als deren geſetzlicher Vertreter, von jener 
Verpflichtung entbinden müſſe. Das Kammergericht erklärte die 
Zeugnisverweigerung durch Zwiſchenurteil für begründet. 
Letzteres wurde auf ſofortige Beſchwerde der Kl. abgeändert: 
Das Kammergericht hat zutreffend dargelegt, daß der Notar 
nach den Umſtänden des Falles ſein Zeugnis ſo lange verweigern 
durfte, als er nicht von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit 
entbunden war. Wer ihn hiervon zu entbinden hatte, beſagt 
der 8 385 Abſ. 2 der ZPO. nicht, wohl aber iſt — was 
das Kammergericht überſehen hat — dem hier maßgebenden 
Art. 90 des Prỹ GG. zu entnehmen, daß die in der Sache Be⸗ 
teiligten den Notar von der Verpflichtung entbinden müſſen. Als 
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ſolche Beteiligte werden der Regel nach die Vertragsparteien 
erſcheinen. Die eine dieſer Parteien iſt im vorliegenden Falle 
in Konkurs verfallen. Nun verliert nach 8 6 KO. der 
Gemeinſchuldner mit der Eröffnung des Verfahrens die Be⸗ 
fugnis, fein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu ver- 
walten und über dasſelbe zu verfügen. Das Verwaltungs- 
und Verfügungsrecht wird durch den Konkursverwalter aus⸗ 
geübt. (8 6 Abſ. 2, 8 117 KO.) Soll er dieſe ihm kraft 
Geſetzes erteilte Aufgabe erfüllen können, ſo müſſen ihm 
unter Ausſchluß des Gemeinſchuldners auch diejenigen Befug ; 
niſſe beigelegt werden, ohne welche die Aufgabe nicht gelöſt 
werden kann. Dieſelben liegen, wie das Recht zur Stellung des 
Strafantrages zeigt (RG. St. 33,434; 35, 150), nicht ausſchließlich 
auf dem Gebiete des Vermögensrechts. Es kann daher dem 
Kammergericht nicht darin beigetreten werden, daß die Be⸗ 
fugnis, den Zeugen von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit 
zu entbinden, ſchon deshalb zu verſagen ſei, weil ſie kein der 
Zwangsvollſtreckung unterliegendes Vermoͤgensrecht darſtelle, die 
Konkurs maſſe aber, auf die allein ſich das Verwaltungs⸗ und 
Verfügungsrecht des Konkursverwalters erſtrecke, nur durch ſolche 
Rechte gebildet werde. Es iſt vielmehr im Einzelfalle zu 
prüfen, ob die Aufklärung der Tatſachen, über die der Zeuge 
vernommen werden ſoll, für die Konkursmaſſe von Bedeutung 
iſt und die Ausübung des Verfügungs⸗ oder Verwaltungsrechts 
des Konkursverwalters beeinflußt. Bei Bejahung der Frage 
wird dieſem regelmäßig auch die Ausübung jener Befugnis an 
Stelle des Gemeinſchuldners zuſtehen. Der vorliegende Rechts⸗ 
ſtreit betrifft die Rückerſtattung einer Summe von 124 000 Mark 
an die klagende Geſellſchaft, bei der die Aktiengeſellſchaft mit 
einer Stammeinlage von 124 000 Mark beteiligt iſt. Sein 
Ausgang iſt für den Vermoͤgensſtand beider Geſellſchaften und 
damit auch für die Konkursmaſſe der Aktiengeſellſchaft von Be⸗ 
deutung, zu der die Vermöͤgensrechte gehören, die der letzteren, 
als Geſellſchafter der Kl., zuſtehen. Demnach hat der Konkurs- 
verwalter, deſſen Verfügungs⸗ und Verwaltungsrecht bei dieſer 
Sachlage gleichfalls von dem Ausgange des Rechtsſtreites be⸗ 
rührt wird, und nicht die Aktiengeſellſchaft durch ihre geſetzlichen 
Vertreter den Notar von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit 
zu entbinden. Ch. o. L., Beſchl. v. 15. Okt. 04, B 118/04 I. 
— Berlin. 

39. SS 406, 414 ZPO] 

Die Ablehnung eines benannten fachverftändigen Zeugen 
hat nicht nach den Grundſätzen über die eines Sachverſtändigen 
zu erfolgen. T. c. B., Beſchl. v. 15. Nov. 04, B 163/04 II. 
— Jena. 

40. 5 416 3PD. Unterſchied zwiſchen der Echtheit 
der Unterſchrift einer Urkunde und deren Inhalt als außer⸗ 
gerichtlichem Geſtändnis der Wahrheit.] 

Das BG. iſt auf Grund einer Vergleichung der echten 
Unterſchrift des Bekl. mit der Unterſchrift unter dem Schuld- 
ſchein vom 29. Juni 1900 wie auf Grund des Gutachtens eines 
Schreibſachverſtändigen zu der Überzeugung gelangt, daß die 
Unterſchrift des Bekl. unter dem Schuldſchein echt iſt, und 
ſchließt daraus mit Recht, daß der Inhalt des Schuldſcheins der 
Willenserklärung des Bekl. entſpreche. Unrichtig iſt aber der 
daran ſofort angereihte weitere Schluß: „darnach hat der Bekl. 
unter dem 29. Juni 1900 ein Darlehen von 4000 Mark er- 
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halten“. Dieſer Schluß findet in dem $ 416 der ZPD. 
ſeine Begründung nicht; denn dieſe Geſetzesſtelle beſtimmt nur, 
daß Privaturkunden, ſofern ſie von den Ausſtellern unter⸗ 
zeichnet find, vollen Beweis dafür begründen, daß die in den⸗ 
ſelben enthaltenen Erklärungen von den Ausſtellern abgegeben 
find; über die materielle Beweiskraft der Urkunde tft aber 
damit noch nichts beſtimmt, und die Frage, ob das in der 
ſelben enthaltene außergerichtliche Geſtändnis der Wahr⸗ 
heit entſpricht, iſt nach freiem richterlichen Ermeſſen zu 
entſcheiden. L. . G., U. v. 22. Okt. 04, 249/04 I — 
Breslau. 

41. 55 726, 894 3 O. Bereitwilligkeit zur Gegen⸗ 
leiſtung tft kein Anſpruch des Klägers. 

Für den Bekl. iſt auf dem dem Kaufmann B. gehörigen Grund⸗ 
ſtücke eine Hypothek von 59 000 Mark eingetragen. Ihr ſoll ein 
Darlehn von 20 000 Mark zugrunde liegen, das der Bekl. dem 
B. gegeben, zu deſſen Hergabe er ſich aber nur unter der Be- 
ſingung bereit erklärt habe, daß B. ihm auch beſtimmte andere 
Grundſtücke zum Preiſe von 39 000) Mark abkaufe. B., der 
fi damals in Geldverlegenheit befunden habe, ſei darauf ein- 
gegangen, und ſo ſei die Hypothek von 59 000 Mark einge⸗ 
tragen worden. Dieſes Geſchäft ficht nun Kl. als der im Kon⸗ 
kurſe über das Verm oͤgen des Kaufmanns B. beſtellte Ver⸗ 
walter an, weil es ein wucheriſches geweſen und darum nichtig 
dei. Er hat Klage mit dem Antrage erhoben: den Bekl. zu 
verurteilen, principaliter die Löſchung der für ihn auf dem 
Dortmunder Gtundſtücke eingetragenen Hypothek von 59000, Mark 
zum Betrage von 39 000 Mark nebſt Zinſen zu bewilligen und 
zwar gegen Rückauflaſſung der an den Gemeinſchuldner ver⸗ 
kauften R.ſchen Grundſtücke, eventuell die Löſchung der ganzen 
Hypothek gegen Rückauflaſſung dieſer Grundſtücke und Zahlung 
von 20 000 Mark zu bewilligen. Bekl. wurde verurteilt und 
feine Revifion zurückgewieſen: Der DR. geht in der Be 
gründung ſeiner Entſcheidung inſofern fehl, als er angenommen 
hat, daß der Kl., weil er eine Verurteilung des Bekl. „gegen 
Rückauflaſſung“ der in dem Klageantrage näher bezeichneten 
Grundſtücke verlangt, damit zugleich eine Verurteilung des Bekl. 
zur Zurücknahme dieſer Grundſtücke und zur Entgegennahme 
der Auflafſungserklärung beantragt habe. Davon iſt keine Rede. 
Weigert ſich der Bekl., die Rückauflaſſung entgegen zu nehmen, 
ſo könnte er hierzu, auch wenn dem Klageantrage entſprechend 
erkannt wird, aus dieſem Urteil nicht gezwungen werden. 
Eines ſolchen Zwanges bedarf aber der Kl. auch nicht, um das 
Urteil, wenn es ſo, wie er beantragt, ergehen und rechtskräftig 
werden ſollte, zur Vollſtreckung zu bringen (§ 72 6 Abſ. 2, 
§ 894 380.). Unrichtig iſt es daher auch, wenn der 
B. R. am Schluſſe ſeines Urteils von kumulierten Anſprüchen 
redet und ausführt, daß Kl. auch den Anſpruch auf Entgegen⸗ 
nahme der Rückauflaſſungserklärung vor dem jetzt ſtreitigen 
Forum mit der Klage auf Löſchungsbewilligung habe verbinden 
dürfen. Geltend gemacht wird vielmehr in der Klage über⸗ 
haupt nur ein Anſpruch, nämlich der auf Löſchungsbewilligung. 
Wenn Kl. ſich dabei zu einer Gegenleiſtung erbietet, ſo ſchränkt 
er ſeinen Anſpruch nur ein, erhebt aber keinen in der Gegen⸗ 
leiſtung ſteckenden neuen Anſpruch. (Es folgt die Zurückweiſung 
aus anderen Gründen.) J. o. B.s Konk., U. v. 5. Nov. 04, 
208/04 V. — Hamm. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 29 


Konkursordnung. 

42. 5 30 ff. KO. Verhalten der Gläubiger für die 
Frage, ob Zahlungsfähigkeit des Schuldners vorliegt.] 

Rechtlich nicht zu beanſtanden find die Erwägungen des 
BR. inſofern, als fie dahin gehen, daß Zahlungsunfähigkeit 
in die Erſcheinung getreten iſt. Von Belang iſt hier vor⸗ 
nehmlich der Wechſelverkehr. Wenn es dem Gemeinſchuldner 
zwar nicht gelungen iſt, ſich bare Geldmittel zur Einloͤſung 
ſeiner fälligen Wechſel zu beſchaffen, wenn ſeine Gläubiger ſich 
aber zur Prolongation verſtanden haben und zwar in der Hoff- 
nung, daß es ihm noch gelingen werde, Mittel flüſſig zu machen, 
ſo gewährten ſie ihm eben Kredit, betrachteten ſeine Schwierig⸗ 
keiten nicht als dauernde, ſondern als vorübergehende und be⸗ 
ſtanden nicht auf ſofortiger Befriedigung ihrer Anſprüche. Was 


die nicht durch Wechſel geſicherten Anſprüche betrifft, ſo 


legt die Reviſion beſonderes Gewicht auf eine im Urteile der 
I. J. ſich findende dahingehende Bemerkung, andere Verbindlich ⸗ 
keiten wie Wechſelverbindlichkeiten ſeien vom Gemeinſchuldner 
in der letzten Zeit vor dem 20. Oktober 1900 faſt überhaupt 
nicht mehr erfüllt worden. Ob dieſe Verbindlichkeiten indeſſen 
von erheblichem Umfange geweſen find, ſteht dahin; insbeſondere 
aber iſt nicht dargetan, daß der Gemeinſchuldner wegen der⸗ 
ſelben gedrängt wäre. An ſich genügt zwar eine ernſte Mahnung 
des Gläubigers und es iſt nicht notwendig, daß er, wenn ſie 
erfolglos bleibt, weitere Schritte folgen läßt, aber im gegen ⸗ 
wärtigen Falle find von irgend einer Seite Klagen überhaupt 
nicht angeſtellt noch Zwangsvollſtreckungen eingeleitet, vielmehr 
iſt mindeſtens als nicht widerlegt angeſehen, daß die Hoffnung, 
der Gemeinſchuldner werde noch in den Befitz barer Mittel ge- 
langen, die Gläubiger beſtimmt hat, Geduld mit ihm zu haben. 
Als zahlungsunfähig haben ſie ihn alſo nicht betrachtet. 
B. s Konk. c. A., U. v. 25. Okt. 04, 149/04 V. — Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

43. 88 74, 75 HGB. Ein Wettbewerbsverbot kann 
der Prinzipal, der kündigt, gegen den Handlungsgehilfen an ſich 
nicht geltend machen.] 

Nach dem 8 75 HGB. kann der Prinzipal, welcher das 
Dienſtverhältnis kündigt, aus einem für die Zeit nach 
der Beendigung des Dienſtverhältniſſes vereinbarten Wett⸗ 
bewerböverbote gegen den Handlungsgehilfen Anſprüche nicht 
geltend machen, es ſei denn, daß für die Kündigung ein 
erheblicher Anlaß vorliegt, den der Prinzipal nicht ver⸗ 
ſchuldet hat, oder daß während der Dauer der Beſchränkung 
des Handlungsgehilfen in ſeiner gewerblichen Tätigkeit demſelben 
das zuletzt von ihm bezogene Gehalt fortgezahlt wird. 
Bezweckt wird durch die Beſtimmungen der 58 74, 75 HGB. 
der Schutz des Handlungsgehilfen gegen übermäßige Be⸗ 
nutzung des vertragsmäßigen Wettbewerbsverbotes durch den 
Prinzipal. Deshalb ſoll mit der Kündigung der Wegfall der 
Anſprüche desſelben eintreten. Die dem Prinzipal als Aus⸗ 
nahme gewährte Möglichkeit, dieſe Folge abzuwenden, muß im 
Einklange mit dem Intereſſe des Handlungsgehilfen dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß der Prinzipal ſofort bei der Kündigung 
das für die Fortdauer ſeiner Anſprüche aus dem vereinbarten 
Wettbewerbsverbote geſetzlich aufgeſtellte Erfordernis erfüllt. 
Dies geſchieht aber ſachgemäß dadurch, daß er ſich dem 
Handlungsgehilfen gegenüber zur Fortzahlung des Gehaltes ver- 
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pflichtet. Andernfalls bliebe der Handlungsgehilfe von der 
Kündigung ab bis zu dem Zeitpunkte der erſten, nach der 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes fälligen Gehaltsrate über 
die Fortdauer ſeiner Verpflichtung aus dem Wettbewerbsverbot 
in Ungewißheit und wäre er auch über dieſen Zeitpunkt hinaus 
noch in Ungewißheit darüber, ob die ſpäteren Gehaltsraten 
gezahlt werden oder nicht. Er wäre alſo auf eine ungewiſſe 
Zeit in der Freiheit beſchränkt, ſich eine ihm vorteilhafte Stellung 
zu fihern, und würde dadurch ohne erfichtlichen Grund benach- 
teiligt, während das Geſetz ihn gegen Nachteile ſchützen will. 
Der Handlungsgehilfe darf, falls der Prinzipal nicht bei der 
Kündigung die Fortzahlung des Gehalts zuſichert, annehmen, 
daß es bei der Regel verbleibt, nach welcher der Prinzipal durch 
die Kündigung alle Anſprüche aus dem Wettbewerbsverbot für 
die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes verliert. 
F. c. K., U. v. 1. Nov. 04, 234/04 II. — Cöͤln. 

44. 5 377 HGB. Begründen Mängel der Verpackung 
die Notwendigkeit der Rügepflicht ?] 

Die Frage, ob ein Mangel geſetzlicher oder vertragsmäßiger 
Beſchaffenheit der Ware auch in der Beſchaffenheit der Ver⸗ 
packung liegen könne und darnach die Unterſuchungspflicht nach 
8 377 — früher Art. 347 — HGB. Platz greife, war 
ſeit dem Inkrafttreten des Deutſchen HGB. Gegenſtand 
wiederholter Erörterung in der Rechtslehre und Rechts⸗ 
ſprechung. Nach den dabei gewonnenen Ergebniſſen kann dem 
Entſcheidungsgrunde des BR. nicht beigetreten werden, die 
Kl. habe eine Unterſuchungspflicht aus § 377 ſchon um des⸗ 
willen getroffen, weil die Verpackung von ihnen mitgekauft 
ſei. War aber die Verpackung nicht bloß ein der Verſendung 
dienendes Mittel, vielmehr ein Mittel zur Konſervierung der 
Ware im tropiſchen Klima während, aber auch nach der 
Verſendung, jo kann die zugeſicherte Art des Konſervierungs⸗ 
mittels dem Begriff der zugeſicherten Eigenſchaft unterſtellt 
werden und begründet daher ſein Fehlen einen Mangel der Ware 
im Sinne des § 377 HGB. mit der daran geknüpflen Unter- 
ſuchungs⸗ und Anzeigepflicht des Käufers. W. u. L. c. K., 
U. v. 1. Nov. 04, 59/04 II. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

45. Erfordert ein Schadenanſpruch aus einem Raufhandel 
ein Verſchulden des Verunglückten 7 

Der BR. unterſtellt, daß ein Raufhandel, bei dem der 
Verſicherte ums Leben kam, in der allgemeinen Bedeutung, die 
das Wort Raufhandel im gewöhnlichen Sprachgebrauch habe, 
vorliege, legt jedoch den § 4a der Verſicherungsbedingungen 
dahin aus, daß derſelbe zur Vorausſetzung habe, daß den Ver⸗ 
letzten ein Verſchulden bei dem durch Raufhandel erlittenen 
Unfall treffe, verneint aber für den vorliegenden Fall das Vor⸗ 
handenſein dieſer Vorausſetzung und fieht den Beweis als voll 
erbracht an, daß der Verletzte nur in Abwehr eines gegen ihn 
gerichteten Angriffs tätlich geworden ſei, ſodaß es ſich um einen 
nach $ 3 Ula in der Verſicherung eingeſchloſſenen Unfall ge⸗ 
handelt habe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht die Aus- 
legung des B. R. zu beanſtanden wäre, wenn er die Anwend⸗ 
barkeit des § 4 a der Verſicherungs bedingungen bloß deshalb 
verneint hätte, weil der Verletzte ohne ſein Verſchulden in den 
Raufhandel hineingezogen worden ſei. Er hat aber nicht nur 
dies, ſondern weiter auch feſtgeſtellt, daß derſelbe lediglich in 
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Abwehr eines gegen ihn gerichteten Angriffs, aus Notwehr, tät- 
lich geworden ſei. Mit Rückſicht hierauf und auf die Beitim- 
mung des § 31T a der Verſicherungsbedingungen, wonach 
Unfälle bei gerechtfertigter Notwehr in die Verſicherung ein ⸗ 
geſchloſſen find, kann es nicht beanſtandet werden, daß der BR. 
in der Schlägerei, bei welcher der Berfiherungsnehmer verletzt 
worden iſt, keinen Raufhandel im Sinne des 8 44 erblickt, viel- 
mehr § 3IIa für anwendbar erachtet hat. P. c. M., U. v. 
25. Okt., 156/04 VII. — Göln. 

Gewerbeordnung. 

46. 8 133 a. Wettbewerbs verbote gelten nicht für den Fall 
berechtigter Aufhebung des Dienſtverhältniſſes durch den Ge⸗ 
hilfen. 

Auch das frühere HGB. hatte das aus dem vertrags⸗ 
mäßigen Verbote des Wettbewerbs für die Zeit nach dem Aus⸗ 
tritte des Handlungsgehilfen ſich ergebende Rechtsverhältnis 
keiner Regelung unterworfen. Gleichwohl hatte ſchon damals 
das RG. in ſtändiger Rechtſprechung aus der rechtlichen 
Natur ſolcher Wettbewerbsverbote für ihre Auslegung den 
Grundſatz aufgeſtellt, daß ſie in der Regel und im Zweifel 
nur auf den Fall zu beziehen ſeien, daß der Handlungsgehilfe 
die Stellung freiwillig und ohne daß ihm der Prinzipal dazu 
gerechten Anlaß geboten, aufgebe, alſo wenn er ohne Kün⸗ 
digung weggehe oder ſeinerſeits kündige oder wenn er durch ſein 
Verhalten dem Dienſtherrn gerechten Anlaß zur Kündigung 
gegeben habe. Dagegen ſollte nach dieſer Rechtſprechung das 
Verbot in der Regel und im Zweifel nicht als auch den Fall 
mitumfaſſend angeſehen werden, daß der Dienſtherr ohne einen 
vom Handlungsgehilfen gegebenen gerechten Anlaß das Dienit- 
verhältnis einſeitig aufhebe oder kündige oder daß er dem 
Handlungsgehilfen zu feinem Austritte gerechten 
Anlaß gebe. Vergl. insbeſondere RG. 20, 106. Dieſe Sätze 
müſſen, da ſie aus der rechtlichen Natur der Wettbewerbsverbote 
überhaupt abgeleitet und ſomit allgemeinen rechtlichen Er- 
wägungen entſprungen find, namentlich auf der Berüdfichtigung 
von Treu und Glauben beruhen, noch jetzt auf das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den in $ 133 a GewO. bezeichneten Perſonen 
und dem Gewerbeunternehmer Anwendung finden. F. C. D., 
U. v. 14. Okt. 04, 422/04 III. — Breslau. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 20. Mai 1898. 

47. 55 105 ff. Der Konkursverwalter einer Genofſen⸗ 
ſchaft m. b. H. kann den Anſpruch gegen einen Genoſſen aus 
der Vorſchußberechnung an einen Dritten nicht abtreten.] 

Der Anſpruch auf die im Nachſchußverfahren von den 
Genoſſen zu leiſtenden Beiträge ift „ein Beſtandteil des Ver⸗ 
moͤgens der Genoſſenſchaft, der in feiner Entſtehung durch den 
Eintritt des Konkurſes bedingt und in ſeinem Umfang durch 
deſſen Ausgang begrenzt erſcheint, daher nur im Konkurſe der 
Genoſſenſchaft und in den beſonders dafür vorgeſehenen Formen 
zu realifieren iſt“ (vergl. Begründung des Gen GG., Druckſachen 
des Reichstages Bd. I, IV. Seſſion 1888/89 Nr. 28 S. 41). 
Dieſe Formen find in den 88 105 — 114 Gen. erſchoͤpfend 
geregelt. Danach iſt der Konkursverwalter das Organ, welches 
den Anſpruch auf jene Beiträge geltend macht. Die Ver 
wertung erfolgt mangels freiwilliger Zahlung durch Bei⸗ 
treibung im Wege der Zwangsvollſtreckung ($ 109 Abſ. 2). 
Die Verwertung durch Veräußerung (Abtretung) der Forderung 
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auf den Beitrag würde mit den Grundſätzen, nach denen das 
Nachſchußverfahren geregelt iſt, ſich nicht vereinigen laſſen. Die 
Zulaffung der Veräußerung würde für die Genoſſenſchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht zu dem unannehmbaren Ergebnis führen, 
daß für den regelmäßigen Fall, wenn nämlich der Preis den 
Nominalbetrag der Forderung nicht erreicht, der Genoſſe, der 
an den Dritten auf Grund der Abtretung gezahlt hat, dieſe 
Zahlung, ſoweit ſie den Preis überſteigt, dem Einzelangriffe 
eines Konkursgläubigers, weil ſie nicht zur Konkursmaſſe ge⸗ 
leiſtet und den Konkursgläubigern nicht zugute gekommen iſt, 
nicht würde entgegenſetzen können und unter Umſtänden über 
ſeine Haftſumme hinaus zahlen müßte. U. c. L. Un. v. 
12. Okt. 04, 191/04 I. — Berlin. 

Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit b. H. 
20. April 1892. 

20. Mai 1898. 

48. § 11. Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäften vor der 
Eintragung.] 

Nach § 11 des Geſetzes beſteht vor der Eintragung 
in das Handelsregiſter des Sitzes der Geſellſchaft die Gefell- 
ſchaft mit beſchränkter Haftung als ſolche nicht. Die Beſtim⸗ 
mungen des Geſellſchafts vertrages treten grundſätzlich erſt mit 
der Eintragung der Geſellſchaft in Wirkſamkeit. Wenngleich 
während jenes Zeitraums in gewiſſen Grenzen für die Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung Rechtsgeſchäfte mit der Wirkung 
vorgenommen werden können, daß die daraus entſpringenden 
Rechte im Augenblicke der Eintragung auf die Geſellſchaft über- 
gehen, jo trifft dies doch nur bezüglich ſolcher Rechtsgeſchäfte zu, 
deren Vornahme zur Entſtehung der Geſellſchaft erforderlich iſt, 
nicht bezüglich ſolcher, welche den künftigen Geſchäaftsbetrieb be⸗ 
treffen (vgl. Staub, Kommentar GmbHG. $ 11 Anm. 1, 4, 7). 
W. c. L., U. v. 4. Nov. 04, 383/04 III. — Celle. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

49. 5 9 Abſ. 1 Ziffer 3 verb. mit 8 286 3D. 
Herkunfts bezeichnung einer Ware. Reklame durch Täuſchung. 
Unzuläſſige Ablehnung von Beweisanträgen.] 

Die Klage iſt auf § 9 Abſ. 1 Ziffer 3 WIG. geſtützt, 
zu ihrer Begründung iſt geltend gemacht, das Zeichen 
Lucca werde in dem Verkehr in dem Sinne aufgefaßt, 
daß die damit bezeichneten Waren, namentlich Liköre, in 
Lucca in Italien hergeſtellt ſeien, was aber, da ſie der Bekl. 
in Hamburg herſtelle, der Wahrheit widerſpreche, das Zeichen 
ſei daher dezeptiv, entſpreche dem tatſächlichen Sachverhalte nicht 
und begründe die Gefahr einer Täuſchung, dieſer trügerifche 
Inhalt des Zeichens werde noch durch die von dem Bekl. in 
Anwendung gebrachte Ausſtattung und Reklame erhöht. Dieſe 
letztere, auf die Ausſtattung und die Reklame hinweiſende Be⸗ 
gründung iſt von dem Os G. zutreffend mit der Er⸗ 
wägung als nicht beachtlich erklärt worden, daß es nur auf den 
Inhalt des Zeichens ſelbſt bei der Löſchungsklage ankomme 
und daß, wenn ein Händler täuſchende Reklamen mache, dafür 
an ſich die Bekl. als Zeicheninhaberin nicht verantwortlich ge⸗ 
macht werden koͤnne. In dieſer Beziehung hat der Kl. auch 
keinen Angriff erhoben. Was aber das Zeichen ſelbſt betrifft, 
ſo iſt der BR. bei ſeiner die erſtinſtanzliche Klageabweiſung 
beſtätigenden Entſcheidung davon ausgegangen, daß das Zeichen 
ſeinem Inhalte nach nicht einen unzweifelhaften Hinweis 


vom 


belegen. 


auf die Provenienz der Ware enthalte, der zur Begründung 
der Täuſchungsgefahr geeignet wäre, da es eine zweifache 
Bedeutung haben könne, nämlich einmal in Bezugnahme 
auf die Sängerin Pauline Lucca und ſodann auf die Stadt 
Lucca, daß es daher für die Beurteilung des Inhalts des 
Zeichens im weſentlichen darauf ankomme, welche Bedeutung 
ihm im Verkehr beigelegt werde, wie der Durchſchnitts⸗ 
käufer der Ware in Deutſchland, wo der Bekl. den Likör 
vertreibt, das Zeichen verſtehe. Letzterer Satz iſt gewiß richtig. 
Das Warenzeichen dient zur Unterſcheidung der aus dem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe ſeines Inhabers herrührenden Waren von den 
Waren anderer, es iſt für den Verkehr beſtimmt, die An⸗ 
ſchauungen des beteiligten Verkehrskreiſes über die Bedeutung 
des Zeichens ſind ſonach maßgebend. Auch iſt anzuerkennen, 
daß ein anfänglich zur Bezeichnung der Herkunft einer Ware 
dienender Ortsname im Laufe der Zeit im Verkehr dieſe Be⸗ 
deutung verlieren kann. Allein weder das LG. noch das 
OLG. haben die Anſchauung des Verkehrs feſtgeſtellt. In 
den Gründen des Berufungsurteils iſt in dieſer Beziehung nur 
ausgeführt, es fei wenig gebräuchlich, den Herkunftsort 
einer Ware ausſchließlich und ohne Angabe der Warengattung 
als Bezeichnung der Ware zu verwenden, dem Käufer werde es 
in der Regel fern liegen, eine Beziehung der Ware zu einem 
gleichnamigen Orte anzunehmen, wenn die Art der Bezeichnung 
nicht ſpeziell darauf hindeute, auch verliere vielfach im Laufe 
der Zeit ein anfänglich zur Bezeichnung der Ware dienender 
Ortsname die Bedeutung einer Herkunftsangabe, die Gefahr 
einer Täuſchung werde allerdings dann entftehen konnen, wenn 
der betreffende Ort allgemein als ein hervorragender Fabrikations- 
ort für eine Ware der fraglichen Gattung bekannt ſei, und die 
Ware nicht aus dieſem Orte ſtamme, weder habe erſteres der 
Kl. behauptet, noch koͤnne der Umſtand, daß moͤglicherweiſe das 
eine oder andere der bei Lucca gewonnenen Landesprodukte bei 
der Likörherſtellung Verwendung finden konnte, als Irrtum 
erregend anzuſehen ſein; endlich weiſe das Warenzeichen der 
Bekl. weit eher auf die Sängerin Lucca hin als auf die 
Stadt Lucca, denn die Sängerin lebe noch, und es ſei öfters 
Brauch, Liköre mit den Namen bedeutender Perſönlichkeiten zu 
Dieſe auf allgemeinen Erwägungen beruhende Be⸗ 
gründung, worin der BR. ſelbſt mit den Ausdrücken: wenig 
gebräuchlich, in der Regel, vielfach, weit eher uſw. eine ge- 
wiſſe Unſicherheit der Auffaſſung zu erkennen gibt, vermag eine 
genügende Feſtſtellung in der Richtung nicht zu geben, welches 
die Anſchauung der bei dem Abſatze des Likörs der Bekl. be⸗ 
teiligten Verkehrskreiſe iſt. Nun iſt allerdings in dieſer Hinſicht 
der Kl. beweispflichtig, nach dem Tatbeſtande des Bu. hat er 
aber auch für ſeine Behauptung, im Verkehr werde unter Lucca⸗ 
Likoͤr ſolcher Likör verſtanden, der aus der Stadt oder Provinz 
Lucca herſtamme, Zeugenbeweis erboten, auch ausgeführt, daß 
für die Auffaſſung des Privatpublikums (Konſumenten) die 
Auffaffung der Zwiſchenhändler, Wiederverkäufer (Wein-, Likör ⸗, 
Delikateſſen⸗ uſw. Händler) die die Luccaware in den Klein⸗ 
verkehr bringen, maßgebend ſei, ein Satz, der nicht ohne 
weiteres als unrichtig erachtet werden kann, ganz abgeſehen 
davon, daß auch die Zwiſchenhändler zu den beteiligten Verkehrs- 
kreiſen gehören, und hat weiter Beweis durch Benennung 
von Zeugen dafür angetreten, daß die Zwiſchenhändler, mit 
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ſeltenen Ausnahmen, bei dem Namen Lucca nicht an Pauline 
Lucca, ſondern an die Stadt Lucca als den Uiſprungsort des 
weltberühmten Oles denken, wo auch eine große Weinproduktion 
ſtattfinde. Es muß daher angenommen werden, daß dieſes Be⸗ 
weiserbieten, das nicht ohne weiteres als unerheblich erſcheint, 
vielmehr wohl geeignet iſt, die fragliche Verkehrsauffaſſung 
darzutun, auch in der Verhandlung vor dem OLG. vor⸗ 
gebracht worden iſt. Der BR. hat es nicht gewürdigt und 
damit den § 286 der ZPD. verletzt. W. z. R., U. v. 
21. Okt. 04, 34/04 II. — Hamburg. 

50. 58 12 und 20 des Warenzeichengeſetzes vom 
12. Mai 1894 verbunden mit 8 136 der ZPO. Ver⸗ 
wechſelungsgeſahr mit einem Kombinationszeichen, auf das die 
Klage nicht gejtügt iſt. Richterliches Fragerecht.] 

Die Bekl. behaupten, eine Verwechſelung ihrer mit „Dur“ 
bezeichneten Waren mit denen der Kl. ſei ſchon dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Fabrikate und Muſter der Kl. die Bezeich⸗ 
nung „Durit“ und die Schutzmarke mit der Schildkröte ein- 
geprägt tragen; das RG. 4hob die Klageabweiſung auf: Der 
BR. ging davon aus, für die Kl. ſei das Wort Durit mit 
dem Bilde einer Schildktöte eingetragen worden, und das 
Warenzeichen, aus deſſen Verletzung geklagt, ſei ein Kombinations- 
zeichen, beſtehend aus dem Bilde einer Schildkröte mit „Durit“- 
umſchrift. In Wirklichkeit war indeſſen der Klageanſpruch nicht 
auf Verletzung des Wortzeichens „Durit“ und nur auf Ver⸗ 
letzung des gedachten Kombinationszeichens gejtügt, und wenn 
daher der BR. nur geprüft hat, ob die von der Bekl. ge⸗ 
brauchte Bezeichnung „Dur“ die Gefahr einer Verwechſelung 
mit dem gedachten Kombinationszeichen rechtfertige und, weil 
eine ſolche Gefahr nicht vorliege, zur Klageabweiſung gelangt 
iſt, ſo beruht ſeine Entſcheidung auf dem Mangel, daß er bei 
Prüfung der Verwechſelungsgefahr das Zeichen „Durit“, aus 
deſſen Verletzung geklagt iſt, nicht berückſichtigt und ausſchließlich 
ein Zeichen zugrunde gelegt hat, aus defien Verletzung überhaupt 
nicht geklagt war. Der bezeichnete Mangel muß zur Aufhebung 
des BU. führen. Zu alledem wäre es aber auch Pflicht des 
BR. geweſen, durch Ausübung des richterlichen Fragerechts die 
offenſichtlich vorliegenden Unklarheiten in dem Vorbringen der 
Prozeßvertreter der Kl. zu beſeitigen. H. c. B., U. v. 1. Nov. 04, 
138/04 II. — Jena. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Friſt zur Anfechtung einer Willenserklärung wegen 
Betrugs ($ 124 BGB.) beginnt nach Entſch. Nr. 2 nicht ſchon 
mit der Kenntnis des Betrogenen von der objektiven Unrichtigkeit 
der Angaben, ſondern erſt mit der Kenntnis von dem ſubjektiven 
Tatbeſtande des Betrugs, der Argliſt. 

Die purgatio morae wird in Entſch. Nr. 3 behandelt. 

Verſchweigen in dem Bewußtſein, daß der andere auf die 
verſchwiegene Tatſache Wert legt, iſt Argliſt. Für die An⸗ 
fechtbarkeit wegen Argliſt kommt es nur darauf an, ob der 
Anfechtende zum Vertragsſchluß beſtimmt worden iſt; durch 
nachträgliche Herſtellung des vom Anfechtenden vorausgeſetzten 
Zuſtandes wird die Anfechtbarkeit nach Eniſch. Nr. 4 nicht beſeitigt. 


1905. 

Nach Entſch. Nr. 10 wird beim Gattungskauf der Leiſtungs⸗ 
verzug des Verkäufers nicht dadurch beſeitigt, daß der Verkäufer 
den Verſuch der Leiſtung einer vertragswidrigen Sache macht, 
die vom Käufer aber nicht angenommen wird. 

In Entſch. Nr. 11 wird, entſprechend der herrſchenden 
Meinung, der obligatoriſche Vorkaufsvertrag der Formvorſchrift 
des § 313 unterſtellt. 

Über die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über 
den Rücktritt auf das Recht der Wandelung verhält ſich die 
Entſch. Nr. 13, in der insbeſondere der Satz entwickelt wird, 
daß eine bis zum Zeitpunkte der Vollziehung der Wandelung 
erfolgende ſchuldhafte Einwirkung ($ 351) auf die Kaufſache 
die Wandelung ausſchließt. 

Die ſehr beſtrittene Frage, welche Rechte dem Ehemann 
an einem von der Frau in die Ehe eingebrachten kaufmänniſchen 
Erwerbsgeſchäfte zuſtehen, behandelt Entſch. Nr. 23. 

Entſch. Nr. 26 nimmt an, daß bei der Errichtung eines 
Teſtaments die Vollziehung des Teſtamentsprotokolls durch die 
Urkundsperſonen und Zeugen die Anweſenheit des Erblaſſers 
nicht erfordert. N. 


Literaturbeſprechung. 


Die Preußiſchen Diſziplinargeſetze. Unter Benutzung 
des einſchlägigen amtlichen Materials erläutert von Paul 
v. Rheinbaben, Geh. Oberregierungsrat und Vortragender 
Rat beim Koͤnigl. Staatsminiſterium. Berlin, Franz Vahlen. 
1904. XVI. 571. 

Das Werk enthält die preußiſchen Diſziplinargeſetze ſowohl 
für die nichtrichterlichen als auch für die richterlichen Beamten 
ſowie das Abänderungsgeſetz vom Jahre 1879, ſchließlich auch 
das für die Privatdozenten gegebene Diſziplinargeſetz vom 
Jahre 1898. 

Die in Kommentarform gehaltenen Erläuterungen vermitteln 
die Kenntnis der zur Erläuterung und Ausführung der Geſetze 
ergangenen Erlaſſe der Zentralbehörden und führen die grundſätz⸗ 
lichen Entſcheidungen der oberſten Difziplinarbehörde an. 

Rechtsanwälte, die als Verteidiger in Diſziplinarſachen 
aufzutreten Veranlaſſung haben, werden in dem Werke ein 
dankenswertes Hilfsmittel finden, das ſie über den Stand der 
Judikatur in allen wichtigen Punkten raſch unterrichtet. Das gute 
alphabetiſche Sachregiſter wird ſie hierin unterſtützen. N. 


Vermiſchtes. 


Am 22. Dezember des Jahres 1904 feierte der Herr Ober⸗ 
juſtizrat Anſchütz in Leipzig, der ftellvertretende Vorſfitzende des 
Vorſtandes der Hülfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte, in un- 
geſchwächter Körper- und Geiſteskraft das jeltene Feſt ſeines 
neunzigſten Geburtstages. Von Seiner Majeſtät dem König 
von Sachſen wurde ihm der Titel eines Oberjuſtizrats ver⸗ 
liehen. Eine Deputation des Vorſtandes des Deutſchen An- 
waltvereins, der Hülfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte und der 
Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht überbrachten die Glück⸗ 


wünſche dieſer Körperſchaften. 


Wir hoffen und wünſchen, daß uns der Neſtor unter unſeren 
Kollegen noch lange als Zierde unſeres Standes erhalten bleibe. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereins nachrichten. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat be⸗ 
ſchloſſen, daß der XVII. Dentſche Anwaltötag im Fahre 1905 
in une ſtattſinden fol. Als Begrüßungsabend ift 
Dienstag, 12. September, für die Verhandlungen Mittwoch, 
13. September und Donnerstag, 14. September 1905 in 
Ausſicht genommen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechts anwälte. 


Der Vorſtand der Anwaltskammer im Bezirke des Ober⸗ 

landesgerichts zu Königsberg hat dem Uẽterſtützungs fonds der 
Hülfstafje einen u Beitrag von 1500 Mark und die Anwalts- 
kammer im Bezirte des Oberlandesgerichts zu Colmar i. Elſ. 
hat der an abermals eine 5 von 1000 Mark Be 
währt. Den Kemmern und ihren Borftänden ift für die 
reichen Beihälfen der 5 Dank ausgeſprochen. 


Am 3. d. Mis. iſt hier der Seulor der Leipziger Anwälte 
Herr Oberjuftizrat Emmerich Anſchütz verftorben. Er gehörte 
zu den Begründern der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 
hat ſeither dem Vorſtande angehört und an den Geſchäften als 
ſtellvertretenber Vorfitzender mit regem Intereſſe und immer 
gleicher Arbeitsfreudigkett teilgenommen. Es iſt ihm vergonnt 
geweien, bis an fein Ende in aller Friſche feine Berufspflichten 
zu erfüllen und bleibt ihm bei den Vertretern der Hülfsekaſſe 
wie in der deutſchen Anwaltſchaft ein dankbares Gedächtnis geſichert. 

Leipzig, den 5. Januar 1908. 


Hulfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrat, Juftizrat, Juftizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Zur Entlaſtung des Reichsgerichts in Zivilſachen. 


L 
Von Otto Schmidt, Landgerichtsrat, Mitglied des deutſchen 
Reichstags. 
Bereits durch einen Aufſatz in dieſen Blättern vom 
1. November 1904 habe ich zur Überlaftung des Reichsgerichts 
Stellung genommen. Mein Vorſchlag, daß für das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion ſchrifilicher Begründungszwang eingeführt 


werde, hat zwar bei namhaften Juriſten Zuſtimmung gefunden, 
iſt aber von der Redaktion dieſer Zeitung als ein Danaer⸗ 
geschenk bezeichnet, indem die Stellung des höchſten Gerichts⸗ 
hofes herabgebrüdt werde, wenn er mit gebundenen Händen es 
geſchehen laſſen müſſe, daß das erkannte Unrecht Recht werde. 
In ähnlicher Richtung bewegen ſich auch die Bedenken, welche 
in der Begründung des gegenwärtig dem Reichstage vorliegenden 
Geſetzentwurfs gegen dieſe Neuerung erhoben werden. 

Es läßt fi nicht verkennen, daß zwar nicht im Intereſſe 
der Rechtseinheit, auf welche jene Begründung vor allem Gewicht 
legen will, wohl aber im Intereffe der Parteien dringend er⸗ 
wünſcht ift, dem Reichsgerichte in der praktiſchen Anwendung 
der Vorſchriften der ZPO. die bisherige Stellung zu wahren, 
um dem materiellen Rechte der Parteien — ſelbſt in dem be⸗ 
ſchränkten Rechtszuge der Revifion — noch nach Möglichkeit Geltung 
zu verſchaffen. Da gerade im Intereſſe der Parteien die er⸗ 
heblichſten Bedenken gegen die Erhöhung der Revifionsſumme 
erhoben werden, ſo muß ein Weg geſucht werden, auf welchem 
dem Reichsgerichte feine Bewegungs freiheit zur Findung eines 
materiell richtigen Rechtsſpruchs nicht verkümmert wird. Eine 
ſolche Verkümmerung ift wohl inſofern kaum zu fuͤrchten, wenn man 
meinem Porſchlage gemäß den Begründungszwang einführt für 
die Rügen, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt 
ſei oder daß unter Verletzung des Geſetzes Tatſachen feſtgeſtellt, 
übergangen oder als vorgebracht angenommen ſeien. Solche 
Mängel können leicht von dem Anwalte des Berufungsklägers 
aus dem Urteile und den Akten aufgefunden werden. Rügt der 
Anwalt fie nicht in der Reviſtonsſchrift, jo muß die Partei ſich 
gefallen laſſen, daß ſolche Verſtöße gegen das Geſetz in der 
mündlichen Verhandlung nicht mehr zum Gegenſtand des Angriffs 
gegen das Urteil des Berufungsgerichts gemacht werden dürfen. 
Leges vigilantibus scriptae sunt. Wer nicht mit der nötigen 
Sorgfalt den Prozeß behandelt, muß die Folgen ſeiner Nach ⸗ 
läffigkeit tragen, ebenſo wie bei Berfäumung des Rugerechts in 
den Fällen der 88 295, 530 und 558 ZPO. Nach dieſer 
Richtung hin hat denn auch der Reichsgerichtsrat Peters in 
feinem Buche über die Prozeßverſchleppung den Begründungs⸗ 
zwang mit prätluftoiſcher Wirkung in Vorſchlag gebracht und 
kann auf die Ausführungen des Buches auf S. 190 Bezug 
genommen werden. Größere Schwierigkeiten aber bietet die 
Einführung des Begründungszwangs betreffs der Rügen von 
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Verletzungen des materiellen Rechts. Kann man, wie ich in 
meinem früheren Aufſatze vorgeſchlagen hatte, betreffs ſolcher 
Rügen anſtatt der inſtruktionellen Vorſchrift des § 554 zu 
Nr 1 ZPO. den Begründungszwang auch dahin vorſchreiben, 
daß der Berufungskläger, wenn eine Rechtsnorm nicht oder nicht 
richtig angewendet ſei, dieſe Rechtsnorm bezeichnen müfjet Um 
dieſe Frage drehte ſich bereits im weſentlichen der Streit zwiſchen 
den Anhängern und den Bekämpfern der altpreußiſchen Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde; und ſchon der preußiſche Geſetzentwurf vom Jahre 
1864 hatte in voller Erkenntnis der Schwierigkeit, welche fich 
einer ſolchen Ausdehnung des Begründungszwangs entgegen⸗ 
ſtellten, für unerheblich erklärt, wenn bei der Formulierung in 
nicht weſentlicher Beziehung gefehlt oder wenn bei der Be⸗ 
gründung, insbeſondere durch Bezugnahme einer nicht paſſenden 
geſetzlichen Vorſchrift, fehlgegriffen ſei. 

Wenn ich auch in ähnlicher Weiſe bezüglich ſolcher materiellen 
Rechtsverletzungen eine nachträgliche Berichtigung der Reviſions⸗ 
begründung in meinem Aufſatze noch zulaſſen wollte, ſo haben mich 
doch hiergegen mitgeteilte Bedenken veranlaßt, in einer anderen 
Formulierung dem Intereſſe des Berufungsklägers und der 
Bewegungsfreiheit des Reichsgerichts beſſer Rechnung zu tragen. 
In einem Antrage, welcher der Reichstagskommiſſion vorgelegt 
iſt, habe ich meinen Vorſchlag bezüglich dieſes Punktes dahin 
formuliert, daß die Reviſionsſchrift enthalten müſſe: 

„4. inſoweit die Reviſion darauf geſtützt wird, daß das 
Urteil auf einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung der 
Sache beruht, die Bezeichnung des Mangels und der 
Sätze des Urteils, in welchen derſelbe enthalten iſt.“ 

(Dieſe Faſſung lehnt fich an einerſeits an die von Waldeck in 

dem Buche über die Nichtigkeitsbeſchwerde [S. 151] erforderte 
„Bezeichnung der anzufechtenden Stellen der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe, ſofern die Nichtigkeitspunkte gegen die 
Entſcheidungsgründe aufgeſtellt find“ 

andererſeits an die Beſtimmung der öͤſterreichiſchen Zivilprozeß⸗ 

ordnung 8 503, in welcher als Rügegrund angeführt wird 
„weil das Urteil des Berufungsgerichts auf einer un⸗ 
richtigen Beurteilung der Sache beruht “.) 

Um aber dann in dieſer Vorſchrift noch mehr die 
formaliſtiſche Bedeutung abzuſchwächen, geht mein Vorſchlag 
ferner dahin, bezüglich dieſer Nr. 4 zu beſtimmen: 

„Für den Fall, daß mündliche Verhandlung beſchloſſen 
wird, konnen die Revifionsgründe zu § 553 Nr. 4, 
wenn in ihrer Formulierung ein Fehlgriff vorgekommen 
iſt, berichtigt werden, und kann der Reviſionskläger hierzu 
auch unter Anwendung des Fragerechts nach § 139 
vom Vorfitzenden veranlaßt werden.“ 

Was nun die mündliche Verhandlung betrifft, ſo hat ſchon 
der Entwurf des Bundesrats ſolche nicht mehr für erforderlich 
erachtet, wenn die Reviſion an ſich nicht ſtatthaft und wenn fie 
nicht in der geſetzlichen Friſt und Form eingelegt iſt. In 
dieſen Fällen muß nach § 554 b des Entwurfs die Revifion als 
unzuläffig verworfen werden und kann dieſe Entſcheidung ohne 
vorgängige Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. Eine gleiche 
Behandlung ſoll die Revifion nach meinem Antrage auch in 
dem Falle erfahren, wenn keine Beſchwerdegründe ($ 533 Nr. 4 
bis 6) in der Revifionsfchrift angegeben find. Zu dieſer letzteren 
Beſtimmung kann man nur dann gelangen, wenn man den Be⸗ 
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gründungszwang auf alle Beſchwerdegründe ausdehnt. Will 
man mit Reichsgerichtsrat Peters den Begründungszwang hin ⸗ 
ſichtlich der materiellen Rechtsverletzungen nicht einführen, fo 
kann von ſolcher Verwerfung wegen mangelnder Begründung 
keine Rede ſein. Gleichwohl möchte ich im Anſchluß an den 
Entwurf in allen dieſen Fällen des 8 554 b dem Reichsgericht 
das freie Ermeſſen, in mündlicher Verhandlung zu entſcheiden, 
nicht beſchränken. 

Wenn man aber nun dem Reichsgerichte in dieſem § 554 b 
die Möglichkeit eröffnet hat, ohne mündliche Verhandlung zu 
entſcheiden, ſo wird man auch noch einen Schritt weiter gehen 
konnen. Ich habe daher meinem Antrage noch einen § 554 0 
folgenden Wortlauts hinzugefügt: 

„Das Reviſionsgericht kann ohne mündliche Verhandlung 
die Reviſion durch Beſchluß (unter Angabe der Gründe) 
zurückweiſen, falls es die vorgebrachten Beſchwerdegründe 
(8 533 Nr. 4 bis 6) für nicht geeignet erachtet, eine 
Abänderung der Vorentſcheidung zu rechtfertigen, 
a) wenn es einſtimmig dieſer Anſicht iſt, 
b) wenn das Berufungsgericht die der Rechtskraft fͤhige 
Entſcheidung erſter Inſtanz nicht abgeändert hat, 
c) wenn der Beſchwerdegegenſtand den Wert von 
3 000 Mark nicht überſchreitet.“ 

Erwägt man, daß nach den Motiven des Entwurfs 
78,7 Prozent aller Revifionen bisher zurückgewieſen wurden, 
und kann hiernach angenommen werden, da die Reviſion nur 
ein ſehr beſchränktes Rechtsmittel iſt, daß in den meiſten dieſer 
Fälle der Zurückweiſung ohne weitere Bedenken die offenbare 
Hinfälligkeit der Beſchwerdegründe fi ergeben haben wird, fo 
wird die obligatoriſche mündliche Verhandlung oft zu einer 
unnztigen Laſt für das Gericht und zu einer zweckloſen Ver⸗ 
urſachung von Koſten für die Parteien, zumal in den Fällen, 
wo der Berufungsbeklagte ſich ebenfalls durch einen Anwalt vertreten 
läßt. Wuͤrden alſo vielfach ohne Benachteiligung der Parteien 
die mündlichen Verhandlungen erſpart, ſo ließe ſich durch die 
Verminderung der Verhandlungstermine auch eine promptere 
Rechtſprechung erreichen. In der öfterreihiihen ZPO. § 509 
iſt für das Rechtsmittel der Revifion als Regel die Entſcheidung 
ohne mündliche Verhandlung vorgeſchrieben und dem Ermeſſen 
des Gerichts überlaſſen, auf Antrag oder von Amts wegen eine 
mündliche Verhandlung anzuordnen. Es hat der oberſte 
öſterreichiſche Gerichtshof (bei einer Reviſionsſumme von nur 
50 Gulden) im Jahre 1903 unter einer Beſetzung des Gerichts 
mit etwa 42 Richtern 6 495 Zivilſachen erledigen konnen, 
während das Reichsgericht bei einer Beſetzung mit 52 Richtern 
nur 2873 Sachen in demſelben Jahre abgemacht hat. Wenn 
mein Vorſchlag dagegen die Erledigung durch mündliche Ver⸗ 
handlung grundſätzlich aufrecht erhält, namentlich im Falle der 
abändernden Entſcheidung dem Reichsgerichte die Entſcheidung 
durch mündliche Verhandlung unbedingt vorſchreibt, und auch 
in den Zurückweiſungsfällen die mündliche Verhandlung nur 
ins Ermeſſen des Reichsgerichts ſtellt, dagegen das Beſchluß⸗ 
verfahren nur unter gewiſſen Bedingungen geſtattet, aber in 
keinem Falle auschließlich vorſchreibt, fo iſt gewiß jede Kautel dafür 
gegeben, daß das Reichsgericht auch künftig das materielle Recht 
des Berufungsklägers überall zum Siege bringen und nicht 
durch Abſchneidung begründeter Beſchwerden beeinträchtigen wird. 
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Die Rechte des Berufungsbeklagten werden aber durch dies 
Beſchlußverfahren überhaupt nicht berührt, da eine abändernde, 
ihn ſchlechter ſtellende Entſcheidung nur nach mündlicher Ver⸗ 
handlung erfolgen kann. Solches Beſchlußverfahren iſt zudem 
in Deutſchland durchaus nicht neu: man vergleiche die SS 110 
und 117 des Invaliditätsgeſetzes vom 13. Juli 1899, wo neben 
der mündlichen Verhandlung in ganz ähnlicher Weiſe das 
Beſchlußverfahren vorgeſehen iſt. Auch nach 88 86 und 95 des 
preußiſchen Geſetzes vom 30. Juli 1883, betreffend die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung, iſt unter Umſtänden beim Ober⸗ 
verwaltungsgerichte eine Zurückweiſung der Revifion ohne münd⸗ 
liche Verhandlung durch Beſchluß zugelaſſen und ſogar vor⸗ 
geſchrieben. 

Da alſo nach meinem Vorſchlage dem Reichsgerichte in 
keinem Falle eine Erledigung der Reviſion ohne mündliche Ver⸗ 
handlung aufgenötigt wird, auch dem Vorfitzenden geftattet ſein 
ſoll, nötigenfalls durch Ausübung des Fragerechts auf die Abgabe 
der erheblichen Erklärungen ganz wie bisher im Rahmen des 
$ 139 3). hinzuwirken, fo iſt nicht erfindbar, wie durch die 
fragliche Geſetzes änderung das Reichsgericht auf einen „un- 
würdigen Standpunkt herabgedrückt“ werden könnte. Die 
Stellung des Reichsgerichts wird im Gegenteil inſofern eine 
freiere, als dasſelbe nicht mehr durch das Geſetz gezwungen ſein 
ſoll, im Einzelfalle ganz überflüffige mündliche Verhandlungen 
vorzunehmen. Aber auch die Rechte der Parteien, auf welche 
doch der Entwurf des Bundesrats nur ein geringeres Gewicht 
legen will, find hinreichend gewahrt, indem nach der bisherigen 
Praxis des Reichsgerichts man das Vertrauen haben kann, daß 
das Beſchlußverfahren nicht dazu mißbraucht werden wird, den 
rechtſuchenden Parteien durch Abſchneiden mündlicher Erklärungen 
ihre Rechte zu verkümmern. Es iſt das um ſo weniger zu fürchten, 
als gerade die Beſorgnis des Reichsgerichts, daß ihm die Aus⸗ 
übung der bisherigen Praxis geſchmälert werden könnte, ſein 
ablehnendes Votum gegen den Begründungszwang wohl haupt⸗ 
ſächlich hervorgerufen hat. 

Unbegründet iſt wohl der Einwurf, welchen noch jüngſt der 
Geheimrat Wach in der Deutſchen Juriſtenzeitung vom 
15. Dezember 1904 aus dem Berichte der Reichsgerichts⸗ 
kommiſſion vom 15. Februar 1896 angezogen hat: 

„Überdies wäre eine weſentliche Entlaſtung des 
Reichsgerichts auf dieſem Wege kaum zu erwarten, da 
in zahlreichen Fällen die erſte Beratung zu dem Be⸗ 
ſchluſſe, in eine mündliche Verhandlung einzutreten, 
führen würde, womit dann ein doppelter Zeitaufwand 
verbunden wäre.” 

Die aus folder erſten Beratung erzielten Reſultate über 
die Beurteilung des Rechtsfalls find doch für die ſpätere 
mündliche Verhandlung keineswegs als verloren zu erachten. 
Ebenſo wie bei den Vertagungen von mündlichen Verhandlungen 
in den unteren Inſtanzen wird die Vorverhandlung im Be⸗ 
ratungszimmer, zumal wenn ſie eine erhebliche Zeit erfordert 
hat, den Mitgliedern des Gerichts noch im Gedächtniſſe bleiben 
und jedenfalls durch Rückbehaltung von Aktennotizen ſehr leicht 
in das Gedächtnis der Richter, namentlich der Referenten, zu⸗ 
rückgerufen werden konnen, ſodaß bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung das Kollegium ſchon beſſer informiert iſt und ſich 
daher namentlich die Beratung nach derſelben viel kürzer ge⸗ 
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ſtalten kann. Sodann aber kommt auch noch in Betracht, daß 
das Reichsgericht ſo überlaſtet iſt, nicht ſowohl, weil die 
6 Deifiger ein größeres Arbeitspenſum zu erledigen außer⸗ 
ſtande wären, ſondern vor allem deshalb, weil dem Senats⸗ 
präſidenten nicht möglich iſt, eine größere Zahl von Sachen 
durchzuarbeiten, um ſich für die Leitung der mündlichen Ver⸗ 
handlung genügend zu informieren. Gerade eine Entlaſtung 
des Senatspräſidenten würde aus dem vorgängigen Beſchluß⸗ 
verfahren reſultieren, indem dieſer dann alle Sachen zunächſt 
nicht ſelbſt durchzuſtudieren hätte, ſondern durch Ernennung 
eines zweiten Berichterſtatters dafür ſorgen könnte, daß die 
Vorberatung mindeſtens ebenſo gut vorbereitet würde, als wenn 
er, der ſo ſtark belaſtete Vorfitzende, ſelbſt alle Sachen nur mit 
einem Berichterſtatter vorprüfen müßte. 

Ferner wird doch auch durch dieſes Verfahren, indem in 
vielen Fällen die ermüdende mündliche Verhandlung mit langen 
unnötigen Erörterungen zwiſchen den Parteien erſpart wird, 
für das ganze Kollegium einſchließlich des Vorfitzenden Zeit ge- 
wonnen, welche nützlicher auf andere Verhandlungen über 
wirklich zweifelhafte Rechtsfälle verwendet werden kann. Durch 
Abkürzung der Sitzungen würden die Richter auch mit beſſerer 
Geiſtesfriſche ihres Amtes walten können, als dies gegen Ende 
achtſtündiger Sitzungen geſchehen kann. Es handelt fich daher 
bei dieſen Abänderungsvorſchlägen keineswegs, wie Wach be⸗ 
merkt, um „einen Verſuch der Geſchäftserleichterung des Reichs⸗ 
gerichts auf Koſten der Güte des Rechtsmittels“. 

Und wie ſteht es nun gar mit der Einheit der Recht⸗ 
ſprechung, wenn man dem Vorſchlage des Entwurfs gemäß die 
Reviſionsſumme noch ferner erhöht? Wach kommt über den 
Vorwurf, daß durch dieſe Erhöhung die Rechtseinheit geſchmälert 
werde, mit der Bemerkung hinweg: 

„Und wenn man einhält: auch die Rechtseinheit werde 
durch die Erhöhung der Riviſionsſumme gefährdet — 
weil durch fie noch mehr Gegenſtände als bisher dem 
Rechtsmittel entzogen würden, ſo iſt man dafür den 
Beweis ſchuldig geblieben. Es iſt nicht wahr, daß die 
Differenz von 1 500 und 2000 bezw. 3 000 Mark fi 
mit Kategorien von Rechtsſachen decke.“ 

Man ſollte doch meinen, daß der fragliche Beweis nicht 
ſchwer zu führen iſt. Freilich iſt die bisherige Reviſionsſumme 
von 1500 Mark fo hoch gegriffen, daß gewiſſe Rechtsfragen 
ſchon bisher kaum noch ein einziges Mal an das Reichsgericht 
gelangen werden. Es iſt bereits von dem Präfidenten des Ober- 
landes kulturgerichts Rintelen darauf hingewieſen, daß bei der 
weiteren Erhöhung auf 3 000 Mark „in den meiſten Fällen der 
Werkvertrag, Mietsvertrag, vor allem auch das weite Gebiet 
des ländlichen Nachbarrechts“ der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts entzogen werden würde. Beiſpielsweiſe erwähnt zwar 
das der Reichstagskommiſſion zugegangene Material aus den 
Jahren 1899 bis 1903 inkl. 285 durch kontradiktoriſches 
Urteil entſchiedene Reviſionen aus dem Bereiche des 
Pacht- oder Mietsrechts von Grundſtücken. Dabei wird 
aber keineswegs aufgeklärt, ob auch gewiſſe Einzelfragen 
aus dem Mietsrechte, wie z. B. das Recht des Untermieters, 
die Frage der laufenden Reparaturen uſw. auch nur einmal 
unter dieſen 285 Fällen zur Erörterung gelangt find, und ob 
betreffs diefer Fragen auch Rechtsgrundſätze vom Reichsgericht 
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aufgeſtellt find. Andererſeits ergibt dies Material, daß beim 
Reiche gerichte in den Jahren 1901 — 1903 unter den kontra⸗ 
dikioriſchen Urteilen über Fragen des unlauteren Wettbewerbs 
mit Objekten von mehr als 2 000 Mark, aber nicht über 
3 000 Mark 47 Sachen zur Eniſcheidung gekommen find und 
nur 16 über das Objekt von 3000 Mark hinaus. Es läßt 
ſich daher annehmen, daß durch die noch fernere Erhöhung der 
Reviſions ſumme über 1 500 Mark die einheitliche Rechtsbildung 
über ſehr viele Fragen mindeſtens weſentlich verlangſamt werden 
würde, indem nur noch ſeltener als bie her verſchiedene Rechts. 
materien an das Reichsgericht gelangen würden. 

So wird doch auch in dem gedachten Material zugegeben, 
daß, falls der Geſetzentwurf zum Geſetz erhoben würde, künftig 
in einem Jahre 83 Reviſionen nicht an das Reichsgericht 
gelangen würden, die bei der jetzigen Revifionsſumme eine ab- 
ändernde Entſcheidung zugunſten des Revifionsklägers erfahren 
hätten. Gegenüber ſolchen 83 Fällen, in welchen künftig wegen 
der Geſetzvorlage alljährlich der Rechtsſchutz verſagen ſoll, er⸗ 
ſcheint doch die Vermehrung der Senate als das kleinere Abel. 
Denn die Gefahr, welche bei der Vergrößerung des Richter. 
perſonals der Rechtseinheit dadurch drohen ſoll, daß aus einem 
Verſehen unterlaſſen werden könnte, bei diſſentierenden Anfichten 
zweier Senate den Plenarbeſchluß gemäß 5 137 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes einzuholen, iſt nur ſehr gering. Sind 
doch in 5 Jahren überhaupt nur 11 Plenarbeſchlüſſe gefaßt, 
was ſchon dadurch ſich erklärt, daß die Zivilſachen nach Materien 
verteilt find und alſo dieſelben Rechtsfragen in der Regel von 
demſelben Senate zu entſcheiden find. Das Geſetz aber ge⸗ 
ſtattet nun einmal jedem Senate von ſeiner eigenen Entſcheidung 
ohne Plenarbeſchluß wieder abzugehen, moͤgen auch vielleicht 
ſämtliche Mitglieder des Senats ſeit der früheren Entſcheidung 
gewechſelt haben. Wenn man ſagt, es ſei einmal der Fall vor⸗ 
gekommen, daß an demſelben Tage in zwei verſchiedenen Senaten 
über dieſelbe Rechisfrage entgegenſtehende Entſcheidungen gefällt 
wurden, ſo beweift doch dieſer Fall, daß auch bei der jetzigen 
Zahl von 7 Senaten ſchon ſolches Verſehen vorkommen kann. 
Durch die in den Etat eingeſtellten 10000 Mark für Anlegung 
eines Präjudizienbuchs wird dieſen Verſehen auch wirkſam 
vorgebeugt werden. Wie kann man nun durch die Erhöhung 
der Revifionsfumme eine beſſere Rechtseinbeit ſchaffen wollen, 
wenn man im Laufe eines Jahres in 83 Fällen Urteile der 
28 Oberlandesgerichte rechtskräftig werden läßt, die mit der — 
doch präſumtiv richtigeren — Anfiht des Reichsgerichts in 
Widerſpruch ſtehen. Etwas mehr Rüdfiht ſollte mau doch 
auch auf das rechtſuchende Publikum nehmen bei dieſem 
theoretiſchen Streben nach Rechtzeinheit, welches praktiſch zur 
Rechts verſchiedenheit führt! 

Für die zu Unrecht von einem Oberlandesgerichte verurteilte 
Partei, welche 2 000 oder 3 000 Mark zablen ſoll, iſt es ein 
ſchlechter Treſt, wenn ihr der Weg zum Reichsgerichte, welches 
nach ſeinen Rechtsgrundſätzen den Kläger abweiſen würde, um 
deswillen abgeſchnitten wird, weil das Reichsgericht im Intereſſe 
der Rechtseinheit fich mit dieſer minderwertigen Sache nicht 
befaſſen darf. In ſolchem Falle wird doch auch das Reichs⸗ 
geriht, um mit der Begründung der Bundes ratsvorlage zu 
reden, „auf den unwürdigen Standpunkt herabgedrückt — — 
gegen feine Aberzeugung zu ungunften der Partei entſcheiden zu 
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mũſſen“, wenn die verurteilte Partei etwa die wegen mangelnder 
Revifionsſumme unzuläffige Revifion einlegen würde. Wenn 
man gegen den Begründungszwang den Vorwurf erbebt, es 
werde durch dieſe Neuerung das Verfahren verſchlechtert, ſo 
muß ſolcher Vorwurf in verſtärktem Maße betreffs der Er⸗ 
böhung der Reviſionsſumme Platz greifen, weil offenbar das⸗ 
jenige Verfabren das ſchlechteſte iſt, welches einer Partei gar 
keine Rechtshilfe gegen Rechtsverletzungen gewährt. Im Intereſſe 
der Parteien ſowohl wie im Intereſſe der Rechtseinheit liegt es 
vielmehr, daß durch Herabſetzung der Reoiſionsſumme mög- 
lichſt vielen Parteien geholfen und moͤglichſt viele Rechte ſprüche 
des oberſten Gerichtshofes auch über Rechtsfragen erzielt werden, 
welche nur bei kleineren Streitobjekten vorzukommen pflegen. 
Unzweifelhaft träte aber für das Reichsgericht durch die von 
mir gemachten Geſetzesvorſchläge eine jo erhebliche Entlaftung 
ein, daß es in den Stand geſetzt würde, eine viel größere Zahl 
von Prozeſſen zu erledigen, als es dies beim jetzt geltenden 
Verfahren und bei der Beſchwerdeſumme von 1 500 Mark zu 
tun vermag. Bisher hat das Reichsgericht in den 5 Jahren 
1899— 1903 durchſchnittlich rund 2 560 Sachen jährlich in 
mündlicher Verhandlung abgemacht. Von den Revifionen wurden 
aber in demſelben Zeitraum 78, 7 Prozent zurüͤckgewieſen oder 
verworfen (Begr. S. 17). Es beweiſt dies, daß nur ſehr 
wenige Reviſionen begründet find und würde, falls der Be⸗ 
gründungszwang eingeführt wird, die Grundlofigkeit der meiſten 
Reviſionen ohne weiteres erſichtlich fein. In einem Auflage 
vom 8. Januar 1898 (Deuiſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 2) bemerkte 
der Reichsgerichtsrat Peterſen, daß die Zwilſenate wirklich 
zweifelhafte Rechtsfragen verhältnismäßig ſelten, wohl kaum bei 
einem Viertel der Reviſionen, zu entſcheiden hätten, was auch 
der Reichsgerichtsrat Dr. Hagens in einem Aufſatze vom 
15. Juni 1903 (Deutſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 12) als zu⸗ 
treffend beftätigt. Man wird deshalb annehmen können, daß 
wohl höchſtens 40 Prozent von den künftig eingehenden Re⸗ 
viſionen fi zur mündlichen Verhandlung eignen werden. Es 
würde dann das Reichsgericht von den jährlich abgemachten 
2 560 Sachen künftig etwa / = 1024 Sachen nach dem 
bisherigen Verfabren erledigen. Die Richter konnten alſo 
noch ?/s ihrer bisher angewendeten Arbeitskraft zur Erledigung 
der Revifionen im Beſchlußverfahren verbrauchen. Erwägt man 
nun, daß in Oſterreich im Beſchluß verfahren von etwa 42 Richtern 
im Jahre 1903 6495 Zivilentſcheidungen beim oberſten Gerichts hofe 
gefällt find, jo würden dieſe 42 Richter mit ¼ ihrer Arbeits⸗ 
kraft 3 897 Sachen erledigt haben. Es könnten daber die 
52 Richter des Reichsgerichts nach dem vorgeſchlagenen 
Beſchlußverfahren noch mit ¼ ihrer Arbeitskraft nach Ver ⸗ 
hältnis ihrer größeren Zahl 4 824 Sachen abmachen. Sie 
wären alſo im Stande, im ganzen 1024 + 4824 
= 5848 Sachen ohne Steigerung ihrer Arbeitskraft zu er⸗ 
ledigen. Iſt doch auch ein Beſchluß viel einfacher und leichter 
abzuſetzen als ein Urteil, in welchem die Darſtellung des Tat ⸗ 
beſtandes oft ſehr viel Zeit in Anſpruch nimmt. Nach der 
Begründung des Bundesrats (S. 9) find im Jahre 1902 
408 Sachen, im Jahre 1903 317 Sachen durch Zurücknahme 
oder ſonft ohne mündliche Verhandlung erledigt. Es gehen 
ſomit von den rund 4 000 Sachen, welche gegenwärtig in einem 
Jahre an das Reichsgericht gelangen, ſchon etwa 350 Sachen 
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ab, deren Bearbeitung keine erhebliche Zeit beanſprucht. Ferner 
wird durch den Begründungszwang die Zahl der Reviſionen zweifel- 
los abnehmen), noch mehr vielleicht, wenn mein Antrag an- 
genommen wird wegen der vorläufigen Vollſtreckbarkeit der 
Berufungsurteile (betreffs deſſen ich auf den erſten Aufſatz vom 
1. November 1904 verweiſe). Es würden daher unter Bei⸗ 
behaltung der gegenwärtigen Reviflonsſumme von 1 500 Mark 
kaum noch 3000 Sachen in Betracht kommen, die das Gericht 
materiell zu prüfen hat, während 5850 erledigt werden konnten. 
Es wird ſomit ſelbft unter Berüdfihtigung des Umſtandes, daß 
die Zahl der Sachen beim Reichsgerichte ſeit den letzten 
14 Jahren um etwa 7½ Prozent jährlich zugenommen hat und 
daß dieſe Steigerung vorausſichtlich noch einige Jahre andauern 
wird, das Reichsgericht doch imſtande fein, außer den 3000 Sachen 
und dem Jahres zuwachs von etwa 230 Sachen bis zur Er⸗ 
reichung der Zahl von 5848 Sachen, eine erhebliche Zahl mehr 
abzumachen als ihm bei der Revifionsfumme von 1500 Mark 
zugeben würden. Es kann deshalb die Reviflonsſumme un- 
bedenklich herabgeſetzt werden, ob aber auf 500 Mark oder 
vielleicht auf 1000 Mark, das läßt ſich ohne ftatiftifches 
Material nicht ſo einfach beſtimmen. In dieſer Beziehung iſt 
der Vorſchlag, die Reviſionsſumme auf 500 Mark herabzuſetzen, 
nur willkürlich angenommen und es mag der Kommitifion 
oder der Beratung des Bundes rats vorbehalten bleiben, einen 
angemeſſenen Geldbetrag dies bezüglich aus zumitteln. 

Es iſt nun bei Ablehnung der Reviflonsſumme⸗ Erhöhung 
die Abänderung des Verfahrens nicht in die Vorlage des 
Bundesrats hineingearbeitet, ſondern vorgeſchlagen, dieſe 
Anderung in ein beſonderes Geſetz aufzunehmen, damit der 
Bundesrat in der Lage iſt, über dies beſondere Geſetz auch 
beſonders zu beſchließen, dasſelbe anzunehmen oder auch um⸗ 
zuarbeiten und in abgeänderter Form an den Reichstag gelangen 
zu laſſen. Es blieben als zweites Geſetz noch übrig aus der 
gegenwärtigen Bundes ratsvorlage alle anderen Beſtimmungen mit 
Ausſchluß der Abänderung des 8 546 ZPD. (betreffs der Er⸗ 
hoͤhung der Revifionsfumme). In meinem Geſetzesvorſchlage 
wird dann auch vom Bundesrate die Frage, wie der ſchwierige 
& 553 Nr. 4 zu geſtalten iſt, vorausſichtlich noch näherer 
Prüfung unterzogen werden können. Es kann ja wegen der 
Formulierung dieſer Beſtimmung namentlich in Betracht 
kommen, ob nicht etwa die dem Texte des geltenden § 554 
Nr. 1 entſprechende Faſſung ebenfalls für die obligatoriſche 
Vorſchrift beibehalten werden ſoll, wie auch in einem von 
anderer Seite geſtellten Antrage der Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagen wird. 

Jedenfalls ſcheint auch der Weg, welchen der Reichs- 
gerichtsrat Dr. Hagens in einem Aufſatze vom 15. April 1903 
(Deutſche Zuriften-Zettung Nr. 2) in Vorſchlag gebracht hat, 
durchaus gangbar zu ſein. Auch er will den Begründungs⸗ 
zwang einführen, indem er als Nr. 4 des 8 533 die Muß⸗ 


vorſchrift 
„die Begründung der Reviſionsanträge“ 


) Nach des Reichsgerichtsrats Peters Schätzung in der Deutſchen 
Juriſten⸗Zeitung für 1904 Nr. 28 würde die Zahl dieſer weniger ein⸗ 
gehenden Sachen ſicherlich ebenſo groß ſein als die jener ohne 
mündliche Verhandlung erledigten. 
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angibt mit dem Zuſatze: | 
„die Begründung muß diejenige Rechtsnorm, der 
Verletzung gerügt wird, und diejenigen Teile des Urteils, 
in denen die Verletzung zum Ausdruck kommen ſoll, 
bezeichnen. Wenn die Verletzung einer Rechtsnorm 
über das Verfahren gerügt wird, müſſen die etwaigen 
ſonſtigen den Mangel begründenden Tatſachen an⸗ 
gegeben ſein.“ 

Desgleichen will Hagens das Beſchlußverfahren zulaſſen, 
indem er einen 5 555 folgenden Wortlauts vorſchlägt: 

Das Reichsgericht prüft ohne mündliche Verhandlung: 

1. ob die Reviſion zuläffig iſt; 

2. ob fie nach den vorgebrachten Beſchwerden Aus⸗ 

fiht auf Erfolg hat. 

Ergibt ſich die Unzuläſfigkeit oder die Ausfichtslofigkeit 
der Reviflon, fo wird fie durch Beſchluß zurückgewieſen. 
Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und beiden 
Parteien von Amts wegen zuzuſtellen. Erſcheint die 

- Zuläffigkeit nicht genügend nachgewieſen, fo kann der 

Partei eine entſprechende Auflage mit Friſtbeſtimmung 
gemacht werden. Erſcheint die Kevifion zuläffig und 
nicht ausſichtslos, fo wird ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung über die Reviſion anberaumt“ — — 

Sollte dieſer Formulierung der 88 553 und 555 in der 
Kommiſſion der Vorzug vor der meinigen gegeben werden, fo 
würde ich keine Bedenken tragen, auch einer ſolchen Faſſung 
zuzuſtimmen. 

Peterſen hatte auch ſchon in der Nr. 2 der Deutſchen 
Juriſten⸗Zeitung vom 8. Januar 1898 die Zurückweiſung ganz aus⸗ 
ſichtsloſer Reviſionen durch Beſchluß ohne mündliche Verhand⸗ 
lung angeregt, ähnlich der Rechtsanwalt Hugo Neumann 
und Landgerichtsrat Goldenring in den Aufſätzen vom 
15. Dezember 1897 (Deutſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 24). So iſt 
es denn endlich an der Zeit, mindeſtens wegen der ausſichts⸗ 
loſen Reviflonen, alſo namentlich in dem Falle, wenn das 
Reviſlonsgericht einſtimmig der Anſicht iſt, daß die Reviſion 
unbegründet ſei, die Regel der mündlichen Verhandlung ab- 
zuſchaffen: es iſt das aber nur dann moglich, wenn durch den 
Begründungszwang im weſentlichen feſtſteht, was denn der 
Revifionskläger an dem Urteil des Berufungsrichters aus⸗ 
zuſetzen hat. 

Wenn das Beſchlußverfahren gemäß meinem Vorſchlage 
zu § 554 oder ſonſt in irgend einer Weiſe Geſetz werden 
ſollte, dann iſt aber auch die Koſtenfrage zu regeln. Betreffs 
der Gerichtskoſten dürfte zu erwägen fein, daß die nach 88 18 
und 49 des Gerichtskoſtengeſetzes etwa zu Tiquidierende Ent- 
ſcheidungsgebühr nebſt dem Zuſchlag (der Hälfte) für den Be⸗ 
ſchluß zu hoch fein dürfte, da nach 8 45 des Geſetzes bei 
Beſchlüſſen über Beſchwerden nur ¼j der Gebühr, alſo für den 
Reichsgerichtsbeſchluß kaum ½ der vollen Gebühr in Anſatz 
kommt. Es dürfte angemeſſen ſein, für den Beſchluß aus 
§ 554% nur die einfache Gebühr, wie beim Verſäumnikurteil 
erſter Inſtanz, ohne Zuſchlag geſetzlich feſtzuſtellen, zumal für 
den Beſchluß aus 8 554 b der Vorlage nur die halbe Gebühr 
nebſt Zuſchlag gefordert werden kann. 

Für die Anwälte aber mag wohl die einfache Prozeßgebühr 
nebſt Zuſchlag von ½ (nach $ 52 der Gebührenordnung für 
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aufgeſtellt find. Andererſeits ergibt dies Material, daß beim 
Reiche gerichte in den Jahren 1901 — 1903 unter den fontra- 
dikioriſchen Uiteilen über Fragen des unlauteren Wettbewerbs 
mit Objekten von mehr als 2 000 Mark, aber nicht über 
3000 Mark 47 Sachen zur Eniſcheidung gekommen find und 
nur 16 über das Objekt von 3000 Mark hinaus. Es läßt 
ſich daher annehmen, daß durch die noch fernere Erhöhung der 
Reviſions ſumme über 1 500 Mark die einheitliche Rechtsbildung 
über ſehr viele Fragen mindeſtens weſentlich verlangſamt werden 
würde, indem nur noch ſeltener als bie her verſchiedene Rechts. 
materien an das Reichsgericht gelangen würden. 

So wird doch auch in dem gedachten Material zugegeben, 
daß, falls der Geſetzen twurf zum Geſetz erhoben würde, künftig 
in einem Jahre 83 Reviſionen nicht an das Reichsgericht 
gelangen würden, die bei der jetzigen Revifionsſumme eine ab- 
aͤndernde Entſcheidung zugunſten des Revifions klägers erfahren 
hätten. Gegenüber ſolchen 83 Fällen, in welchen künftig wegen 
der Geſetzvorlage alljährlich der Rechtsſchutz verſagen ſoll, er⸗ 
ſcheint doch die Vermehrung der Senate als das kleinere Übel. 
Denn die Gefahr, welche bei der Vergroͤßerung des Richter⸗ 
perſonals der Rechtseinheit dadurch drohen ſoll, daß aus einem 
Verſehen unterlaſſen werden könnte, bei diſſentierenden Anfichten 
zweier Senate den Plenarbeſchluß gemäß 8 137 des Gerichts. 
verfaſſungsgeſetzes einzuholen, iſt nur ſehr gering. Sind 
doch in 5 Jahren überhaupt nur 11 Plenarbeſchluͤſſe gefaßt, 
was ſchon dadurch ſich erklärt, daß die Zivilſachen nach Materien 
verteilt find und alſo dieſelben Rechtsfragen in der Regel von 
dem ſelben Senate zu entſcheiden find. Das Geſetz aber ge⸗ 
ftattet nun einmal jedem Senate von feiner eigenen Entſcheidung 
ohne Plenarbeſchluß wieder abzugehen, mögen auch vielleicht 
ſämtliche Mitglieder des Senats ſeit der früheren Entſcheidung 
gewechſelt haben. Wenn man jagt, es ſei einmal der Fall vor- 
gekommen, daß an demſelben Tage in zwei verſchiedenen Senaten 
über dieſelbe Rechisfrage entgegenſtehende Entſcheidungen gefällt 
wurden, ſo beweift doch dieſer Fall, daß auch bei der jetzigen 
Zahl von 7 Senaten ſchon ſolches Verſehen vorkommen kann. 
Duich die in den Ctat eingeſtellten 10000 Mark für Anlegung 
eines Präöjudizienbuchs wird dieſen Verſehen auch wirkſam 
vorgebeugt werden. Wie kann man nun durch die Erhöhung 
der Revifionsſumme eine beſſere Rechtseinbeit ſchaffen wollen, 
wenn man im Laufe eines Jahres in 83 Fällen Urteile der 
28 Oberlandesgerichte rechtskräftig werden läßt, die mit der — 
doch präſumtiv richtigeren — Anfiht des Reichsgerichts in 
Widerſpruch ſtehen. Etwas mehr Rückſicht ſollte mau doch 
auch auf das rechtſuchende Publikum nehmen bei dieſem 
theoretiſchen Streben nach Rechtseinheit, welches praktiſch zur 
Rechisverſchiedenheit führt! 

Für die zu Unrecht von einem Oberlandesgerichte verurteilte 
Partei, welche 2 000 oder 3 000 Mark zablen ſoll, iſt es ein 
ſchlechter Treſt, wenn ihr der Weg zum Reichegerichte, welches 
nach ſeinen Rechtsgrundſätzen den Kläger abweiſen würde, um 
deswillen abgeſchnitten wird, weil das Reichsgericht im Intereſſe 
der Rechtseinheit fich mit dieſer minderwertigen Sache nicht 
befaſſen darf. In ſolchem Falle wird doch auch das Reichs⸗ 
gericht, um mit der Begründung der Bundesratsvorlage zu 
reden, „auf den unwürdigen Standpunkt herabgedrückt — — 
gegen ſeine Überzeugung zu ungunften der Partei entſcheiden zu 
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müſſen“, wenn die verurteilte Partei etwa die wegen mangelnder 
Revifions ſumme unzuläſſige Revifion einlegen würde. Wenn 
man gegen den Begründungszwang den Vorwurf erbebt, es 
werde durch dieſe Neuerung das Verfahren verſchlechtert, fo 
muß folder Vorwurf in verſtärktem Maße betreffs der Er. 
böhung der Reviſionsſumme Platz greifen, weil offenbar das ⸗ 
jenige Verfabren das ſchlechteſte iſt, welches einer Partei gar 
keine Rechtshilfe gegen Rechtsverletzungen gewährt. Im Intereſſe 
der Parteien ſowohl wie im Intereſſe der Rechtseinheit liegt es 
vielmehr, daß durch Herabſetzung der Reviſionsſumme mog ⸗ 
lichft vielen Parteien geholfen und möglichſt viele Rechte ſprüche 
des oberſten Gerichtshofes auch über Rechtsfragen erzielt werden, 
welche nur bei kleineren Streitobjekten vorzukommen pflegen. 
Unzweifelhaft träte aber für das Reichsgericht durch die von 
mir gemachten Geſetzesvorſchläge eine ſo erhebliche Entlaſtung 
ein, daß es in den Stand geſetzt würde, eine viel größere Zahl 
von Prozeſſen zu erledigen, als es dies beim jetzt geltenden 
Verfahren und bei der Beſchwerdeſumme von 1 500 Mark zu 
tun vermag. Bisher hat das Reichsgericht in den 5 Jahren 
1899 —1903 durchſchnittlich rund 2 560 Sachen jährlich in 
mündlicher Verhandlung abgemacht. Von den Revifionen wurden 
aber in demſelben Zeitraum 78, 7 Prozent zurückgewieſen oder 
verworfen (Begr. S. 17). Es beweiſt dies, daß nur ſebr 
wenige Revifionen begründet find und würde, falls der Be . 
gründungszwang eingeführt wird, die Grundlofigkeit der meiſten 
Reviſionen ohne weiteres erfichtlich fein. In einem Aufſatze 
vom 8. Januar 1898 (Deutſche Zuriften-Zeitung Nr. 2) bemerkte 
der Reichsgerichtsrat Peterſen, daß die Zwilſenate wirklich 
zweifelhafte Rechtsfragen verhältnismäßig ſelten, wohl kaum bei N 
einem Viertel der Revifionen, zu entſcheiden hätten, was auch 
der Reichsgerichtsrat Dr. Hagens in einem Aufſatze vom 
15. Juni 1903 (Deutſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 12) als zu 
treffend beſtätigt. Man wird deshalb annehmen können, daß 
wohl höchſtens 40 Prozent von den künftig eingehenden Re⸗ | 
viſionen ſich zur mündlichen Verhandlung eignen werden. Cs 
würde dann das Reichsgericht von den jährlich abgemachten 
2 560 Sachen künftig etwa / = 1024 Sachen nach dem 
bisherigen Verfabren erledigen. Die Richter könnten aljo 
noch ?/s ihrer bisher angewendeten Arbeitskraft zur Erledigung 
der Reviſionen im Beſchlußverfahren verbrauchen. Erwägt man 
nun, daß in Oſterreich im Beichlußverfahren von etwa 42 Richtern 
im Jahre 1903 6 495 Zivilentſcheidungen beim oberſten Gerichtsbofe 
gefällt find, fo würden dieſe 42 Richter mit / ihrer Arbeits - 
kraft 3 897 Sachen erledigt haben. Es könnten daber die 
52 Richter des Reichsgerichts nach dem vorgeſchlagenen 
Beſchlußverfahren noch mit / ihrer Arbeitskraft nach Ber 
hältnis ihrer größeren Zahl 4824 Sachen abmachen. Sie 
wären alſo im Stande, im ganzen 1024 + 4824 
= 5848 Sachen ohne Steigerung ihrer Arbeitekraft zu er 
ledigen. Iſt doch auch ein Beſchluß viel einfacher und leichter 
abzuſetzen als ein Urteil, in welchem die Darſtellung des Tal- 
beſtandes oft ſehr viel Zeit in Anſpruch nimmt. Nach der 
Begründung des Bundesrats (S. 9) find im Jahre 1902 
408 Sachen, im Jahre 1903 317 Sachen durch Zurüdnabme 
oder ſonſt ohne mündliche Verhandlung erledigt. Es geben 
ſomit von den rund 4 000 Sachen, welche gegenwärtig in einen 
Jahre an das Reichsgericht gelangen, ſchon etwa 350 Saen 


J.. Jahrgang. 


ab, deren Bearbeitung keine erhebliche Zeit beanſprucht. Ferner 


wird durch den Begründungszwang die Zahl der Revifionen zweifel- 


bos abnehmen), noch mehr vielleicht, wenn mein Antrag an- 


genommen wird wegen der vorläufigen Vollſtreckbarkeit der 
Derufungsurteile (betreffs deſſen ich auf den erſten Aufſatz vom 
1, November 1904 verweiſe). Es würden daher unter Bei⸗ 
behaltung der gegenwärtigen Reviſionsſumme von 1 500 Mark 
luum noch 3000 Sachen in Betracht kommen, die das Gericht 
materiell zu prüfen hat, während 5850 erledigt werden konnten. 
64 wird ſomit ſelbft unter Berückfichtigung des Umſtandes, daß 


die Zahl der Sachen beim Reichsgerichte ſeit den letzten 


14 Jahren um etwa 7¼ Prozent jährlich zugenommen hat und 
laß dieſe Steigerung vorausfichtlich noch einige Jahre andauern 
wird, das Reichsgericht doch imſtande fein, außer den 3000 Sachen 


und dem Jahreszuwachs von etwa 230 Sachen bis zur Er⸗ 
nichung der Zahl von 5848 Sachen, eine erhebliche Zahl mehr 
> Abzumaden als ihm bei der Reviſionsſumme von 1 500 Mark 
 tugehen würden. Es kann deshalb die Reviftonsſumme un⸗ 
bedenklich herabgeſetzt werden, ob aber auf 500 Mark oder 
: welt auf 1000 Mark, das läßt fi ohne ſtatiſtiſches 
- Material nicht fo einfach beſtimmen. In dieſer Beziehung iſt 
der Vorſchlag, die Reviſionsſumme auf 500 Mark herabzuſetzen, 
rx willkürlich angenommen und es mag der Kommiſfion 
der der Beratung des Bundesrats vorbehalten bleiben, einen 
angemeſſenen Geldbetrag dies bezüglich auszumitteln. 


Es iſt nun bei Ablehnung der Reviſionsſumme⸗ Erhohung 


Ne Abänderung des Verfahrens nicht in die Vorlage des 
Bundesrats hineingearbeitet, ſondern vorgeſchlagen, 
. Anderung in ein beſonderes Geſetz aufzunehmen, damit der 
„ Bundesrat in der Lage iſt, über dies beſondere Geſetz auch 
dbeſeonderz zu beſchließen, dasſelbe anzunehmen oder auch um⸗ 


dieſe 


harbeiten und in abgeänderter Form an den Reichstag gelangen 
uu laſſen. Es blieben als zweites Geſetz noch übrig aus der 


gegenwärtigen Bundes ratsvorlage alle anderen Beſtimmungen mit 


duſhiuß der Abänderung des § 546 370. (betreffs der Er- 
: Hung der Revifionsſumme). 


In meinem Geſetzesvorſchlage 


vitd dan auch vom Bundesrate die Frage, wie der ſchwierige 


5553 Nr. 4 zu geſtalten iſt, vorausſichtlich noch näherer 
: Prüfung unterzogen werden können. 
- dirnulierung dieſer Beſtimmung namentlich in Betracht 


Es kann ja wegen der 


bmmen, ob nicht etwa die dem Texte des geltenden 8 554 


. M.! eutſprechende Fafſung ebenfalls für die obligatoriſche 


. Vorschrift beibehalten werden ſoll, wie auch in einem von 


ö anderer Seite 
beschlagen wird. 


geſtellten Antrage der Kommiſſion vor⸗ 


Jedenfalls ſcheint auch der Weg, welchen der Reicht 


. zerichtsrat Dr. Hagens in einem Aufſatze vom 15. April 1903 


Deutsche Juriften⸗Zeitung Nr. 2) in Vorſchlag gebracht hat, 
„ durhans gangbar zu fein. 
; Mang einführen, indem er als Nr. 4 des 5 533 die Muß⸗ 
„ dbourchrift 


Auch er will den Begründungs⸗ 


„die Begründung der Reviſtonsanträge“ 


— — 


Nach des Reichsgerichtsrats Peters Schätzung in der Deutſchen 
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angibt mit dem Zuſatze: 

„die Begründung muß biefenige Rechtsnorm, deren 
Verletzung gerügt wird, und diejenigen Teile des Urteils, 
in denen die Verletzung zum Ausdruck kommen ſoll, 
bezeichnen. Wenn die Verletzung einer Rechttnorm 
über das Verfahren gerügt wird, müſſen die etwaigen 
ſonſtigen den Mangel begründenden Tatſachen an⸗ 
gegeben ſein.“ 

Desgleichen will Hagens das Beſchlußverfahren zulaſſen, 
indem er einen 8 555 folgenden Wortlauts vorſchlaͤgt: 

„Das Reichsgericht prüft ohne mündliche Verhandlung: 

1. ob die Reviſion zuläſſig iſt; 

2. ob fie nach den vorgebrachten Beſchwerden Aus⸗ 

ſicht auf Erfolg hat. 

Ergibt ſich die Unzuläſſigkeit oder die Ausſichtsloſigkeit 
der Reviflon, fo wird fie durch Beſchluß zurückgewieſen. 
Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und beiden 
Parteien von Amts wegen zuzuſtellen. Erſcheint die 
Zuläſſigkeit nicht genügend nachgewieſen, fo kann der 
Partei eine entſprechende Auflage mit Friſtbeſtimmung 
gemacht werden. Erſcheint die Reviſion zuläffig und 
nicht ausfichtslos, fo wird ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung über die Reviſion anberaumt“ — — 

Sollte dieſer Formulierung der 88 553 und 555 in der 
Kommiffion der Vorzug vor der meinigen gegeben werden, fo 
würde ich keine Bedenken tragen, auch einer ſolchen Faſſung 
zuzuſtimmen. 

Peterſen hatte auch ſchon in der Nr. 2 der Deutſchen 
Juriſten⸗Zeitung vom 8. Januar 1898 die Zurückweiſung ganz aus⸗ 
fichtsloſer Reviſionen durch Beſchluß ohne mündliche Verhand⸗ 
lung angeregt, ähnlich der Rechts anwalt Hugo Neumann 
und Landgerichtsrat Goldenring in den Aufſätzen vom 
15. Dezember 1897 (Deutſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 24). So iſt 
es denn endlich an der Zeit, mindeſtens wegen der ausſichts⸗ 
loſen Revifionen, alſo namentlich in dem Falle, wenn das 
Reviſionsgericht einſtimmig der Anficht iſt, daß die Reviſion 
unbegründet ſei, die Regel der mündlichen Verhandlung ab⸗ 
zuſchaffen: es iſt das aber nur dann moͤglich, wenn durch den 
Begründungszwang im weſentlichen feſtſteht, was denn der 
Revifionskläger an dem Urteil des Berufungsrichters aus⸗ 
zuſetzen hat. 

Wenn das Beſchlußverfahren gemäß meinem Vorſchlage 
zu § 554 oder ſonſt in irgend einer Weiſe Geſetz werden 
ſollte, dann iſt aber auch die Koſtenfrage zu regeln. Betreffs 
der Gerichtskoſten dürfte zu erwägen ſein, daß die nach 88 18 
und 49 des Gerichtskoſtengeſetzes etwa zu liquidierende Ent⸗ 
ſcheidungsgebühr nebſt dem Zuſchlag (der Hälfte) für den Be⸗ 
ſchluß zu hoch fein dürfte, da nach § 45 des Geſetzes bei 
Beſchlüſſen über Beſchwerden nur "Yo der Gebühr, alſo für den 
Reichsgerichtsbeſchluß kaum ½ der vollen Gebühr in Anſatz 
kommt. Es dürfte angemeſſen ſein, für den Beſchluß aus 
§ 5540 nur die einfache Gebühr, wie beim Verſäumnisurteil 
erſter Inſtanz, ohne Zuſchlag gefeglich feſtzuſtellen, zumal für 
den Beſchluß aus 8 554 b der Vorlage nur die halbe Gebühr 
nebſt Zuſchlag gefordert werden kann. 


* Juriſten⸗Zeitung für 1904 Nr. 28 würde die Zahl dieſer weniger ein- 
„ Menden Sachen ſicherlich ebenſo groß fein als die jener ohne 
„ dümliche Verhandlung erledigten. 


Für die Anwälte aber mag wohl die einfache Prozeßgebühr 
nebft Zuſchlag von ½ (nach 8 52 der Gebührenordnung für 
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Rechtsanwälte) zu niedrig fein, da die Herſtellung der Revifions⸗ 
ſchrift mit größeren Schwierigkeiten verbunden iſt als der Vor⸗ 
trag in mündlicher Verhandlung. Man konnte wohl mindeſtens 
auch hierfür die Sätze des Verſäumnisverfahrens erſter 
Inſtanz alfo 1½ der Gebühr (vielleicht noch mit dem Zuſchlag 
des § 52) feſtſetzen. 

Als Reviſionsfriſt dürfte die bisher geltende von einem 
Monat zu gering fein, wenngleich die zſterreichiſche ZPO. (im 
§ 505) dieſe Friſt auf nur 14 Tage beſtimmt und eine Ver⸗ 
längerung nicht zuläßt. Da die Revifionsrechtfertigung bei 
ſchwierigen Sachen ein längeres Studium des Urteils, der 
Akten und der zur Anwendung kommenden Rechtsnormen er- 
fordert, die Prozeſſe am Reichsgericht auch künftig, wohl nicht 
ſo ſchnell wie in den unteren Inſtanzen erledigt werden, würde 
eine Reviſionsfriſt von 6 Wochen angemeſſen fein und dürfte 
vielleicht für beſonders ſchwierige Sachen zu beſtimmen ſein, 
daß dieſe Friſt auf Antrag vom Reichsgerichte noch verlängert 
werden kann. 

Sollten dieſe Abänderungsvorſchläge zur Entlaſtung des 
Reichsgerichts aber im Reichstage oder Bundes rate abgelehnt 
werden, dann wird noch immer — abgeſehen von den vom 
Profeſſor Dr. Fiſcher noch ferner vorgeſchlagenen ſonſtigen 
Mitteln zur Erleichterung der Geſchäftslaſt — in Betracht 
kommen, ob nicht die Anzahl der Richter in den einzelnen 
Senaten, wie außer von Fiſcher noch neuerdings in dieſen 
Blättern (Nr. 1 vom 2. Januar 1905) von dem Rechts 
anwalt Neumann vorgeſchlagen iſt, oder die Anzahl der 
Senate vermehrt werden ſoll. Folgt man dem erſteren 
dieſer beiden Wege, ſo hätte dies den Vorzug, daß die 
Einheitlichkeit der Rechtſprechung leichter in einer beſchränkten 
Zahl von Senaten gewahrt werden kann. Da aber bei einer 
größeren Zahl der Richter der beſonders überlaſtete Senats- 
präfident an fich nicht entlaſtet wird, im Gegenteil durch 
Vermehrung der Sitzungen noch ſtärker in Anſpruch genommen 
werden würde, ſo müßte derſelbe in einzelnen Sitzungen durch 
das älteſte Mitglied vertreten werden, was, wenn gegen ſolche 
Vertretung Bedenken der Zuläſfigkeit (nach 88 61, 133 GVG.) 
obwalten ſollten, nötigenfalls durch Geſetz beſtimmt werden könnte. 

Aber eine Vermehrung der Senate würde auch der Rechts⸗ 
einheit keine erhebliche Gefahr bringen, zumal wenn dem neuen 
Senate — nach dem Vorſchlage des Prof. Fiſcher — die 
Beſchwerde⸗ und Armenrechtsſachen überwieſen würden. 

Selbſt eine geſetzliche Einführung von Hilfsſenaten, um 
in dem gegenwärtigen Notſtande die Abarbeitung der Überzahl 
von Revifionen zu beſorgen, ließe fich wohl rechtfertigen, da es 
fich doch nur um eine Übergangszeit handeln dürfte bis zu einer 
definitiven Umarbeitung der ZPO., welche in nicht zu langen 
Jahren in Ausſicht ſtehen ſoll. 

Würde für dieſe Übergangszeit aber die Revifionsſumme 
erhöht, ſo würde dies der ſozialen Richtung unſerer Geſetz⸗ 
gebung widerſprechen, zudem würde auch dem bayeriſchen oberſten 
Gerichtshofe, der ſchon durch das Bürgerliche Geſetzbuch auf ein 
geringeres Arbeitspenſum geſetzt iſt, wohl noch etwa ¼ feiner 
jetzigen Arbeit abgenommen werden, während er ſchon bei dem 
jetzt geltenden Verfahren vielleicht in der Lage wäre, bei 
einer mäßigen Herabſetzung der Revifionsſumme noch feine 
Geſchäfte prompt zu erledigen. 
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Von Rechtsanwalt Dr. Schwering in Hamm. 


Es gilt, einen Weg zu zeigen, wie eine Entlaſtung des 
Reichsgerichts möglich ſei ohne Gefährdung der hoͤchſten Auf: 
gabe dieſes Gerichtshofes, einheitlicher Rechtſprechung zu dienen. 
Daß die Erhöhung der Revifionsſumme auf 2—3 000 Mark 
manche Rechtsverhältniſſe dem Reichsgericht faſt ganz entziehen 
würde, iſt neuerdings von verſchiedenen Seiten ausgeführt 
worden. Vielleicht führt eine Teilung der in der Revifion 
liegenden Aufgaben zum Ziel. 

Mit der Reviſion wird ſtets die Verletzung eines Geſetzes 
durch unrichtige oder unterlaſſene Rechtsanwendung gerügt. Die 
verſchiedenen Formen, in denen eine ſolche Geſetzesverletzung 
auftreten kann, werden durch die Natur des Urteils beftimmt. 
Es beſteht aus zwei Elementen: den Tatſachen, welche die reale 
Unterlage des Rechtsſtreits bilden und den Rechtsnormen, die 
auf das tatſächliche Verhältnis anzuwenden find. Das Ur- 
teil iſt logiſch nichts anderes als ein Syllogismus; den Ober⸗ 
ſatz bildet die Rechtsnorm, den Unterſatz ein beſtimmter Komplex 
von Tatſachen. Entzogen iſt der Revifion nur die nackte Tat⸗ 
frage, die Feſtſtellung, ob gewiſſe Tatſachen als vorhanden an⸗ 
zunehmen find. Dagegen kann die Gedankenoperation, wodurch 
der Unterſatz mit dem Oberſatz in Verbindung geſetzt wird, 
ſtets die Revifion begründen. Ob ein beſtimmtes Rechtsver⸗ 
hältnis als Kauf oder Pacht anzuſehen, ob in einem beſtimmten 
Verhalten ein Verſchulden zu finden ſei, iſt Rechtsfrage. Ihre 
Beurteilung bleibt allerdings von den konkreten Tatſachen ab⸗ 
hängig; eine geringe Verſchiebung der Sachlage kann die Rechts⸗ 
lage vollkommen ändern. Der Reviſion unterliegt aber auch in 
nicht geringem Maße die Beweisfrage. Ob Tatſachen, die für 
die Entſcheidung weſentlich waren, unberückfichtigt gelaſſen, ob 
bei der Beweiswürdigung die Grundſätze über die Beweislaſt 
verkannt, ob bei der Auslegung von Verträgen Rechtsgrundſätze 
oder Geſetze unrichtig angewandt ſeien, hat das Revifionsgericht 
zu prüfen. Gerade auf dieſem Gebiete, in der Nachprüfung der 
Verbindung, die das angefochtene Urteil zwiſchen Unter⸗ und 
Oberſatz, zwiſchen den Tatſachen und der Rechtsnorm, herſtellt, 
liegt die praktiſch bedeutſamſte Funktion des Rechtsmittels. Im 
Gegenſatz hierzu ſtehen die Fälle, wo der Fehler ausſchließlich 
im Oberſatz liegt, wo das Geſetz unrichtig ausgelegt iſt; hier ift 
der Rechts irrtum von den dem Rechtsſtreit zugrunde liegenden 
Tatſachen an fi unabhängig. Dieſe Fälle find recht ſelten, 
fie erreichen ficher nicht 10 Prozent der in die Berufungsinftanz 
gelangenden Sachen. Um ſo wichtiger find ſie für die Förderung 
der Wiſſenſchaft und die Wahrung der Rechtseinheit. Über die 
nächſtliegende praktiſche Aufgabe hinaus, dem Rechtsſchutz zu 
dienen, ſtellt ſich hier die Judikatur in den Dienft der Wiſſen⸗ 
ſchaft; mit den Vertretern der Theorie wetteifert ſie in der 
wiſſenſchaftlichen Durchdringung des geſamten Rechtsſtoffs. An 
dieſem Punkte müßte die Geſetzgebung einſetzen. Eine geſunde 
Rechtspolitik kann ſich nicht das Ziel ſetzen, dem Reichsgericht 
die Erfüllung dieſer, feiner höchſten Aufgabe zu erſchweren; es 
gilt, fie zu erweitern. Uns fehlt eine Vorſchrift, wonach bei 
Rechtsſtreitigkeiten, deren Beſchwerdegegenſtand etwa 1000 Mark 
überfteigt, die Revifion zuläſſig iſt, ſofern die Entſcheidung bes 
Rechtsſtreits ausſchließlich von der Auslegung des Geſetzes ab- 
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hangt. Für die Rechts verhältniſſe, bei denen erfahrungsgemäß 
der Streitgegenſtand 2—3 000 Mark nicht erreicht, bliebe dann 
die Rechtseinheit durch die Judikatur des Reichsgerichts gewahrt. 
Zwei Bedenken ſcheinen nahe zu liegen. Zunächſt ein prin⸗ 
zipielles. Läßt ſich eine ſcharfe Grenze ziehen zwiſchen den 
Fällen, wo der Fehler allein im Oberſatz, in der Auslegung des 
Geſetzes liegt und den anderen Fällen? Beruht nicht die 
unrichtige Subſumtion der Tatſachen unter die Rechtsnorm 
häufig auf falſcher Auslegung des Geſetzes? Gewiß, aber dieſe 
Fälle ſollen ja gleichfalls ausſcheiden. Es handelt ſich bei dem 
Vorſchlage nur um die Fälle, wo der Nechtsftreit allein von der 
Beantwortung! einer abſtrackten Rechtsfrage abhängt. Die 
Motive zur 3) O. kennen, auch den Gegenſatz der „konkreten 
und abſtrakten Beurteilung“, wollen ihn aber, der Technik des 
damaligen Entwurfes entſprechend, nicht gelten laſſen. Es 
heißt darin: „Dem Entwurf iſt die Trennung der Rechtsfrage in 
zwei Gebiete: konkrete und abſtrakte Beurteilung und die Aus- 
ſchließung der erſteren von dem Arbitrium des hoͤheren Richters 
fremd. Der Prüfung und Entſcheidung des Revifionsgerichts 
unterliegt z. B. unbedenklich die Frage, ob bei der Subſumtion 
der gerichtlich feſtgeſtellten Tatſachen unter den Rechtsbegriff 
Beſitz“, ‚eulpa‘ uſw. von dem Berufungsgericht gefehlt ſei. 
Daß der Gegenſatz beſteht und praktiſch ſtets erkennbar iſt, 
unterliegt auch gar keinem Zweifel. Neuerdings hat das Reichs⸗ 
gericht entſchieden, daß die Anfechtung ſeitens des Konkursver⸗ 
walters nicht durch eine formloſe, außerhalb des Prozeſſes ab- 
gegebene Erklärung rechtsgültig erfolgen könne. Iſt danach die 
Anfechtung innerhalb der einjährigen Ausſchlußfriſt nur formlos 
erfolgt, ſo muß die vom Konkursverwalter erhobene Anfechtungs⸗ 
klage ohne jede Rückſicht auf die Geſtaltung der tatſächlichen 
Verhältniſſe abgewieſen werden. Tatfrage, alſo der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts überhaupt entzogen, wäre hier die Feſt⸗ 
ſtellung, ob der Konkursverwalter überhaupt eine Erklärung ab- 
gegeben hätte. Stände die Tatſache feſt, wäre aber zweifelhaft, 
ob in der angegebenen Erklärung eine Anfechtung zu finden 
wäre, jo konnte das Rechtsfrage ſein, es handelte ſich aber um 
konkrete rechtliche Beurteilung. Nur dann, wenn die außer⸗ 
gerichtliche Anfechtung feftftände, hinge der Rechtsſtreit aus⸗ 
ſchließlich von der erwähnten abſtrakten Rechtsfrage ab. In 
dieſem Falle müßte aber. auch bei kleineren Objekten der Rechts⸗ 
zug an das Reichsgericht offen ſtehen, weil ſonſt in einer 
wichtigen Frage die gleichmäßige Auslegung des Geſetzes nicht 
gefichert iſt. Zu der gleichen Kategorie gehört der vom Reichs⸗ 
gericht im letzten Bande der Entſcheidungen entwickelte Grund⸗ 
ſatz, wonach die gerichtliche Geltendmachung eines Teilanſpruchs 
für das Recht des BGB die Verjährung immer nur für dieſen 
Teil unterbricht. Gerade die ſogenannten grundlegenden Ent⸗ 
ſcheidungen betreffen häufig Fälle, wo nur eine abſtrakte Rechts⸗ 
frage ſtreitig iſt. Allerdings find dieſe Fälle recht ſelten. Damit 
fällt ein anderes, praktiſches Bedenken, das vielleicht aus der 
weiteren Belaſtung des Reichsgerichts hergeleitet werden konnte. 
Die Mehrarbeit, die dem Reichsgericht durch die Herabſetzung 
der Reviſionsſumme erwüchſe, wäre ſehr gering. Allerdings 
müßte Vorſorge getroffen werden, daß die Reviſion in Fällen, 
wo fie ſich als unzuläſſig herausſtellte, durch Beſchluß als unzu⸗ 
läſſig verworfen werden könnte. Eine Ausdehnung der vor- 
geſchlagenen Anderung auf das Prozeßrecht erſchiene wohl aus 
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praktiſchen Gründen entbehrlich. Die Bedenken, die gegen die 
Erhöhung der Revifion in den Fällen, wo es ſich um die kon⸗ 
krete Beurteilung handelt, erhoben werden, würden durch die 
Annahme des Vorſchlages an Gewicht verlieren. Seiner hoͤchſten 
Aufgabe, der Reichseinheit zu dienen, würde das Reichsgericht 
trotz der Erhöhung der Reviſionsſumme für den Regelfall, in 
weiterem Umfange als bisher, gerecht werden können; es bliebe 
die Möglichkeit offen, daß faſt jede, in ihrer Auslegung zweifel ⸗ 
hafte Rechtsnorm im Laufe der Zeit zur Entſcheidung des 
Reichsgerichts gelangte. 


III. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


In den Erörterungen über dieſen Gegenſtand iſt mehrfach 
hervorgehoben, daß ein nicht eben unbeträchtlicher Teil der 
Revifionen erſt in dem angeſetzten Termine zur mündlichen 
Verhandlung oder ſehr kurz vor demſelben zurückgenommen 
werden. Die Folge davon iſt, daß ein oder mehrere Richter 
ſich unnötigerweife auf die Verhandlung über das Rechtsmittel 
vorbereiten und damit eine Summe Zeit verlieren, die erſprießlich 
anderweit hätte benützt werden können. 

Gewiß iſt dies ein unerwünſchter Zuſtand; auf Rechts⸗ 
mittel, die nicht verhandelt werden, ſoll auch noͤglichſt keine 
Zeit und Mühe aufgewendet werden können. 

Es würde deshalb durchaus angebracht ſein, wenn einer 
ſolch ſpäten Rücknahme des Rechtsmittels moͤglichſt vorgebeugt 
würde. Dieſe Wirkung könnte vielleicht erzielt werden, wenn 
für eine fpäte Rücknahme der Revifion eine höhere Gerichts⸗ 
gebühr erhoben würde, als ſie im allgemeinen für die Zurüd- 
nahme eines Rechtsmittels feſtgeſetzt iſt. Es Töunte dies etwa 
in der Weiſe geſchehen, daß einmal — vielleicht unter Auf- 
hebung des für die Regelfälle der Reviſion kaum angebrachten 
5 555 ZPD. und Wiedereinführung einer Friſt von mindeſtens 
1 Monat zwiſchen Zuſtellung und Verhandlung — in einem 
Zuſatze zu $ 554 (inſtruktionell) vorgeſchrieben würde, daß, wenn 
die Reviſionsſchrift die Reviſionsanträge und deren Begründung 
noch nicht enthalte, dieſe innerhalb der erſten zwei Dritteile der 
Zeit, welche zwiſchen dem Tage der Terminsbeſtimmung und 
dem Termine zur mündlichen Verhandlung liegt (wobei wohl 
die Gerichtsferien außer Berechnung zu bleiben hätten) bei 
Gericht eingereicht werden ſollen. Des weiteren würde alsdann 
ſich ein Zuſatz zu § 46 Abſ. 1 GKG. empfehlen: 

„In der Reviſionsinſtanz werden, wenn die Zurücknahme 
des Rechtsmittels erſt nach Ablauf der im § 554 Abſ. 4 
ZPD. beſtimmten Friſt dem Gerichte angezeigt wird, 
drei (oder fünf) Zehnteile der Gebühr für die beantragte 
Entſcheidung erhoben.“ 

Durch dieſe Beſtimmung würde in weitaus den meiſten 
Fällen eine frühzeitige Prüfung der Rechtsfragen durch den 
Rechtsanwalt der Revifionsinſtanz gewährleiſtet ſein, es würden 
die Parteien, die ja von ihrem Rechtsanwalte auf die Folgen 
der Friſtüberſchreitung aufmerkſam zu machen wären, ſich ver⸗ 
anlaßt ſehen, ihre Entſchließung, ob ſie die Reviſion durch⸗ 
führen oder zurücknehmen wollen, nicht in letzter Stunde zu 
treffen und es konnte ſich deshalb der Richter zumeiſt darauf 
verlaſſen, daß diejenigen Rechtsſtreite, in denen die Zurücknahme 
nicht vor Ablauf der genannten Friſt erfolgt, auch tatſächlich 
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zur Berhaubiung und Entſcheidung kommen und daß er nicht 
vergeblich arbeitet, wenn er ſich in ihre Vorbereitung vertieft. 
Auch kann man dieſe Gebührenerhebung nicht als unbillig be⸗ 
zeichnen, da ja bei Derfäumung der Friſt der Reviflons kläger 
damit rechnen muß, daß das Gericht eine, wenn auch nur vor ⸗ 
bereitende Tätigkeit dem Rechtsfalle widmet. 

Eine weitere Anderung des GKG. wäre wohl nur in⸗ 
ſofern geboten, als, wenn die Gebühr auf fünf Zehntel feſtgeſetzt 
wird, 8 23 für die Reviſiousinſtanz, für die er ja ohnehin kaum 
Anwendung findet, für unanwendbar erklärt und auch für dieſe 
Akte in der Revifionsinſtanz fünf Zehntel wohl erhoben werden 
müßten. 


IV. 
Bon Juſtizrat Eugen B. Auerbach I in Berlin. 


Der Entwurf wegen Abänderung der Zivilprozeß ⸗ 
ordnung, durch welchen eine Verminderung der Geſchäftslaſt 
des Reichsgerichts herbeigeführt werden ſoll, liegt jetzt der Reichs⸗ 
tagskommiſfion als Druckſache 415 vor. Seine Begründung 
und fein Inhalt erfordern auch aus Anvaltskreiſen eine Be⸗ 
leuchtung. 

In der Begründung wird zunächſt hervorgehoben, daß das 
preußiſche Obertribunal aus 69 Mitgliedern beſtand, das Reichs⸗ 
gericht 91, der oberſte Gerichtshof in Wien 55 und der belgiſche 
oberſte Gerichtshof nur 17 Mitglieder babe. Dieſe Statiſtik iſt 
ganz einſeitig und daher ſogar gegen den Entwurf. 

Das Obertribunal war für eine Bevölkerung von rund 
25 Millionen, das Reichsgericht iſt für eine ſolche von 50 Mil⸗ 
lionen beftimmt; es wäre alſo nicht verwunderlich, ſondern ganz 
angemeſſen, wenn lediglich nach dieſer doppelten Bevölkerungs⸗ 
zahl das Reichsgericht, das im Gegenſatz zum Obertribunal 
keine Hilfsrichter hat, 138 Mitglieder haben würde. Dazu 
kommt noch, daß das Obertribunal ſchon die Sachen über 
150 Mark bearbeiten mußte und daß nach den damaligen Ge⸗ 
ſetzen die Sachen über 150 und 1500 Mark viel zahlreicher 
waren, weil damals die Zinſen bei der Berechnung der Streit⸗ 
ſumme eingeſchloſſen wurden, während fie nach der ZPO. unbe- 
rückfichtigt bleiben.“) Seit 1879 hat ſich auch der Verkehr und 
mit ihm die Prozeſſe ungewöhnlich vermehrt; dieſe nicht nur 
wichtigen, ſondern geradezu Ausſchlag gebenden Umſtände läßt 
aber die Begründung ganz außer Betracht. 

Die Anſicht, „die hohe (sic) Sukkumbenzſtrafe von 
300 Franken beſchränke die Zahl der Reviflonen“ (S. 9 der Be⸗ 
gründung) erſcheint den deutſchen Verhältniſſen gegenüber un- 
haltbar; denn ſchon der mindeſte revifible Gegenſtand erfordert 
jetzt beim Reichsgericht 284 Mark Koſten, der geringfte Gegen⸗ 
ſtand nach dem Entwurf aber 402 Mark; wer ſoviel opfern 
will, dem kommt es auf 240 Mark mehr oder weniger auch 
nicht an. 

Der erwartete Erfolg des Geſetzentwurfs dürfte ſich alſo 
nicht einſtellen; die Begründung rechnet mit einer Ver⸗ 
minderung der Sachen um 23—30 Prozent (S. 18), wenn 
der Entwurf Geſetz wird. Auf Seite 1 und 2 der Begründung 


) Bei Belgien ergibt ſich ein ähnliches Verhältnis, da Deutſch⸗ 
land 9 mal ſoviel Einwohner als Belgien hat, würde die Zahl der 
deutſchen Reichsrichter hiernach alſs 158 betragen müſſen. 
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wird aber eine regelmäßige Steigerung der Geſchäͤfte nachge⸗ 
wieſen, welche dieſe Minderung ſehr ſchnell, fpäteltens in 
10 Jahren wieder ausgleichen wird. An und für ſich iſt es 
nach dem Syftem des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes aber wirklich 
nicht ſo erheblich, ob die Sachen unter 1 500 oder die unter 
3000 Mark von der Reviſion ausgeſchloſſen werden. Die 
Unterhaltsanſprüche, die Viehmängelklagen, welche ſehr häͤuſig 
weit über 1 500 und 3 000 Mark an Wert betragen, find ja 
ſchon ſeit dem Jahre 1879 von der Reviſion abſolut aus 
geſchloſſen. 

Beifallswürdig ift die Beſtimmung, daß aus 8 547 die 
abſolute Reviſiblität nicht mehr ftattfindet, ſoweit es ſich um 
Unzuſtändigkeit des Gerichts handelt; dadurch kau ſich nun 
nicht mehr der Fall ereignen, daß jemand etwa wegen 
1500 Mark und vieljäbriger Zinſen rechtskräftig ſachlich 
verurteilt oder abgewieſen wird und daß nachher im Wege der 
(abſolut zuläffigen) Revifion feſtgeſtellt wird, daß das erkennende 
Gericht nicht zuftändig war. Es wäre folgerichtig geweſen. den 
Abſ. 2 ganz zu ſtreichen, auch betreffs der Zuläſfigkett oder Un- 
zuläſfigkeit des Rechtsweges 

Einen tiefen Einſchnitt macht, obne daß die Begründung 
hierauf eingeht, die Abänderung des 8 553; dadurch wird dat 
Erfordernis der Ladung durch die Partei zum Verhandlungs⸗ 
termin, welches ſonſt für alle Klagen und alle Rechtsmittel, 
auch für den Einſpruch zwingend vorgeſchrieben war, auf⸗ 
gehoben, und es tritt an ſeine Stelle die bloße Nachricht 
vom Termin (8 555 Abſ. 1), die den Parteien von Amts 
wegen zugeſtellt wird. Unvereinbar hiermit iſt aber die Be⸗ 
ſtimmung des § 565 a: 

„Der Partei, gegen welche ein Verſäumnisurteil erlaſſen 

iſt, ſteht gegen dasſelbe der Einſpruch nicht zu.“ 

Ein Verſäumnisurteil kann doch nach 8 335 Nr. 2 nur 
erlaſſen werden, wenn die ausgebliebene Partei ſelbſt geladen 
hat oder von der anderen Partei geladen worden iſt; dieſe 
Ladung findet ja aber nach 8 553 des Entwurfs nicht mehr ſtatt.“ 

Es müßte alſo noch eine Anderung des 8 335 390. für 
die Reviflonsinſtanz erfolgen. 

Aber auch materiell iſt dieſe Vorſchrift ſehr bedenklich; die 
Motive begründen ſie damit, 

a) daß dadurch das Reichsgericht mit unnd tiger Arbeit 
belaſtet werde; 

d) daß der Revifionskläger oft, um Zeit zu gewinnen, 
erſt Verſaͤumnisurteil ergehen läßt und dann Ein⸗ 
ſpruch einlegt; 

e) daß eine Gefährdung berechtigter Intereſſen nicht zu 
beſorgen ſei, weil die Parteien ſtets durch Anwälte 
vertreten find und dieſe, den Termin nur verfäumen 
werden, wenn es der Abficht ihrer Mandanten entſpricht. 

Alle dieſe Gründe erſcheinen hinfällig. Die Termine ſtehen 
ſchon ohnehin ſoweit beim Reichsgericht hinaus, daß eine 
weitere Verſchleppung wirklich kaum nötig iſt, die, nebenbei ge 
ſagt, ſo ſehr teuer iſt, daß ſie ſich kaum lohnt. Die Arbeit des 
Reichsgerichts gegenüber dem Reviſionskläger iſt eine ver 
ſchwindend geringe, rein formularmäßige; denn ein ſolches Ur- 

) Der überdies beftrittene Fall der ſogenannten Ladung von 
Amts wegen aus 5 370 Abſ. 2 Satz 3 liegt hier keinenfalls vor. 
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teil beſagt doch nur: „In Erwägung, daß der Revifionsfläger 
nicht erſchienen iſt, wird deſſen Reviſion verworfen“ oder „zurüͤck⸗ 
gewieſen “. 

Wenn aber zu Ungunſten des erſchienenen Revifionsklägers 
ein Urteil ergeht, fo lantet dies auf Zurückweiſung der Reviſion, 
und dagegen hat der Erſchienene doch geſetzlich kein Rechtsmittel 
und der Nichterſchienene braucht keins; gibt das Urteil aber der Re⸗ 
vifion ſtatt, dann wird der Ausgebliebene doch gar nicht einmal 
verſuchen, gegen dieſe nun feſtſtehende Rechtsanſicht des Reichs⸗ 
gerichts zu locken. Der letzte Grund iſt doppelt unrichtig; 
der Reviſions beklagte bleibt doch faſt ausnahmslos deshalb aus, 
weil er entweder ficher iſt, daß die Reviſion unbegründet iſt 
oder weil er noch keinen Anwalt hat. Oder aber: Der 
Reichsgerichtsanwalt bleibt deshalb aus, weil er durch höhere 
Gewalt (Beinbruch, Krankheit uſw.) plötzlich verhindert iſt. 
Dann aber entſpricht ſein Ausbleiben nicht dem Willen der 
Partei und nicht ſeinem eigenen Willen und dann findet nicht 
einmal Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ftatt, denn ſolche 
gibt es ja nach der ZPD. nur gegen verſäumte Friſten, nicht 
aber gegen verjäumte Termine. Mindeſtens müßte alſo doch 
in dieſem Falle der höheren Gewalt Wiedereinſetzung zugelaſſen 
werden. 

Der 8 554 b, welcher dem Reichsgericht die Pflicht auf⸗ 
erlegt, Statthaftigkeit, Form und Friſt der Revifion von Amts⸗ 
wegen zu prüfen, iſt praktiſch unausführbar; denn nach 8 554 a 
zſoll“ ja der Nachweis der Zuftellung des anfechtbaren Urteils dem 
Reichsgericht geführt werden. Dieſe bloße „Soll“ vorſchrift der 
Vorlegung wäre alſo in eine „Muß“ vorſchrift umzuwandeln oder 
dem Reichsgericht die Befugnis zur Einforderung des zugeſtellten 
Urteils etwa im Anſchluß an die 88 706 Abſ. 2 ZPO. einzu- 
räumen. Die Begründung (S. 20) meint ferner, daß bei den 
Beſchwerden, welche dem Anwaltszwang nicht unterliegen, „lange, 
unklare und verworren abgefaßte Beſchwerden eingereicht werden, 
deren Prüfung unverhältnismäßig viel Zeit und Mühe er⸗ 
fordern“ und ſchreibt daher hierfür Anwaltszwang und wahl⸗ 
weiſe „Gerichtsſchreiberzwang“ vor; ob nun gerade die Gerichts⸗ 
ſchreiberei ein taugliches Mittel für dieſen Zweck iſt, iſt doch 
mehr als zweifelhaft. 

Juriſtiſch techniſch erſcheint alſo nach Obigem der Entwurf 
unbedingt verbeſſerungs bedürftig, ſelbſt wenn man ihm ſonſt 


prinzipiell] zuſtimmt. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 26. November bis 
16. Dezember 1904 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz. 

1. Art. 201 EG., 55 1565—1568 BGB. Berück⸗ 
ſichtigung der Kompenſation von vor dem 1. 1. 1900 be⸗ 
gangenem Ehebruche nach dem 1. 1. 1900 von Amts wegen.] 

Gemäß Art. 201 EG. z. BGB. kann, wenn ſich ein 
Ehegatte vor dem Inkrafttreten des BGB. einer Verfehlun 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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der in 88 1565 — 1568 BGB. bezeichneten Art ſchuldig ge- 
macht hat, auf Scheidung nur erkannt werden, wenn die Ver⸗ 
fehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund 
oder ein Trennungsgrund war. Die von den Streitsteilen ſich 
gegenſeitig zur Laſt gelegten Ehebrüche fallen in die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des BGB. Der Ehebruch bildet nach jedem 
der in Frage kommenden konfeſſionellen Eherechte (RG. 12, 235; 
43, 175) einen Eheſcheidungsgrund. Bayer. Landrecht Tl. I c. 
VI, 8 42 N. 2. Friedberg, Kirchenrecht (4.) 447, 448. Die weiter 
als Scheidungsgrund nach § 1568 BGB. geltend gemachte 
Mißhandlung fällt in die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
BGB. und unterſteht daher auch nur dieſem Rechte. Das 
BGB. kennt kein Züchtigungsrecht des Ehemanns. Die an⸗ 
gebliche Unkenntnis des Beklagten von der Anderung der Geſetz⸗ 
gebung kann ihm um ſo weniger zur Entlaſtung dienen, als 
die außerordentliche Roheit und Gemeinheit der Mißhandlung 
auch als eine Überſchreitung des dem Ehemanne in Tl. I c. 12 
N. 3 des LR. eingeräumten mäßigen Züchtigungsrechtes er⸗ 
ſcheinen würde. Daß die Vorausſetzungen des 8 1568 BGB. 
gegeben find, bedarf gegenüber der Begründung des Berufungs⸗ 
gerichts keiner weiteren Erörterung. Inſoweit unterliegen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts keinem Bedenken. Dem 
BGB. iſt eine Kompenſation von Scheidungsgründen allerdings 
fremd. Dagegen iſt anerkannt, daß die Kompenſation von 
Ebebrüchen, die beiderſeits vor dem Inkrafttreten des BGB. 
begangen wurden, auch unter der Herrſchaft des neuen Rechtes 
ftattfindet (Planck, BGB. S. 370 Lit. a VI. Abſ.). So hat 
insbeſondere 35. III in einer Entſcheidung vom 4. Mai 1900 
ausgeſprochen, daß nach dem 1. Januar 1900 nicht auf Schei⸗ 
dung erkannt werden könne, wenn nach den bisherigen Geſetzen 
auf Grund eines ebenfalls vorher erfolgten Ehebruchs des 
Klägers die Kompenſation des Ehebruchs zuläffig war (RG. 
46, 90). Das Bayeriſche Landrecht beſtimmt nun in Tl. I. 
c. VI. 5 42 40, die Eheſcheidung zu Tiſch und Bett könne 
begehrt werden, „um verübten Ehebruch willen, ausgenommen, 
wenn das Ehegemächt, welches die Scheidung begehrt, felbit 
dergleichen Verbrechen begangen uſw.“ Die Kompenſation 
wegen Ehebruchs der beiden Ehegatten wurde auch im pro⸗ 
teſtantiſchen Eherechte beibehalten (RG. 18, 228). Die Parteien 
haben weder in der Berufungsinſtanz noch, ſoweit aus der 
„Tatbeſtand“ genannten Zuſammenſtellung der Abſchriften von 
Schriftſätzen und von Verweiſungen auf Protokolle uſw. im 
Urteile der I. Inſtanz entnommen werden kann, in der I. In⸗ 
ſtanz die Kompenſation ausdrücklich geltend gemacht. Darüber 
beſteht wohl Mbereinftimmung, daß, wenn auch die Kompen- 
ſation nicht geltend gemacht iſt, die ſie begründenden Tatſachen 
aber behauptet find, das Gericht von Amts wegen die Kompen⸗ 
ſation berückſichtigen kann. In einer Entſch. des Bayer. Ober- 
appellationsgerichts vom 14. März 1842 (Glück, Sammlung 
ehegerichtlicher Entſcheidungen S. 85) und einer E. des OLG. 
Nürnberg vom 16. April 1891 (Seuff Bl. X. Erg. Bd. S. 67; 
Seuff A. 47, 423) iſt die Notwendigkeit der Supplierung des 
Einwandes von Amts wegen nicht anerkannt, ſondern abſichtlich 
davon Abſtand genommen, weil nach der Sachlage die Aufrecht 
erhaltung der ganz zerrütteten Ehe nicht dem ſittlichen Zwecke 
des Schutzes der Ehe diene. Das Reichsgericht hat dagegen 
in mehrfachen Entſcheidungen den Standpunkt eingenommen, 
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daß der durch den Ebebruch des einen Ehegatten für den an⸗ 
deren entſtandene Eheſcheidungsgrund nicht mehr mit Erfolg 
geltend gemacht werden kann, alſo materiell ſeine Kraft verliert, 
wenn der andere auch die Ebe bricht, es daher der Vorſchützung 
der Einrede der Kompenſation nicht bedürfe, vielmehr ſelbſt, 
wenn jede Partei den Ehebruch des Gegners nur zum Zweck 
der Löſung der Ehe habe geltend machen wollen, bei erwieſenem 
Ehebruche beider Teile der Richter Klage und Widerklage ab- 
zuweiſen babe. (E. d. VI. 35. vom 16. März 1889, Rep. VI 
72/1889; RG. 18, 230; 23, 142; 35, 130; 46, 90 35. III.) 
Hierbei wird auch hervorgehoben, daß es ſich eigentlich nicht 
um die Berückſichtigung nicht vorgebrachter Tatſachen im Sinne 
des § 581 (jetzt 5 622) 3PO., ſondern darum handle, recht. 
liche Folgen aus behafipteten und feſiſtebenden Tatſachen von 
Amts wegen zu ziehen (Rp. VI 72/1889, RG. 23, 143). 
Würden demnach die dem Beklagten und Widerkläger zur Laſt 
gelegten Ehebruͤche erwieſen, fo träte Kompenſation mit dem 
Ehebruche der Klägerin und Widerbeklagten ein; das Klagerecht 
des Ebemannes, des Widerklägers würde durch feine eigenen 
Ehebrüche oder einen derſelben ausgeſchloſſen, und wäre die 
Widerklage abzuweiſen. Demgemäß war das Berufungsurteil 
aufzuheben und die Sache an das Berufungsgericht zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung zurückzuverweiſen. P. o. P., 
u. v. 7. Nov. 04 180/04 VI. — München. 

2. 58 124, 249, 252, 826 BGB. Rechte des bei einem 
Vertrag argliſtig eee Inhalt des negativen Vertrags⸗ 
intereſſes.] 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der durch arg⸗ 
liſtige Täuſchung zum Schließen eines Vertrags Verleitete den 
Vertrag nur nach 8 124 BGB. anfechten und Erſatz des Schadens 
verlangen koͤnne, der ihm durch das Abſchließen des Vertrags 
entſtanden iſt, findet im Geſetze keine Grundlage. Das argliſtige 
Täuſchen verſtößt gegen die guten Sitten. Wird dadurch einem 
Anderen vorſätzlich Schaden zugefügt, ſo hat der Täuſchende den 
Schaden zu erſetzen (BGB. § 826). Der zu erſetzende Schaden 
umfaßt auch den entgangenen Gewinn (BGB. 8 252 Satz 1). 
Wer zum Schadenserſatze verpflichtet iſt, hat den Zuſtand herzu⸗ 
ſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umſtand nicht eingetreten wäre (BGB. § 249 Satz 1). Dieſe 
Rechtsſätze find der Beurteilung des vorliegenden Falles zu⸗ 
grunde zu legen. Der argliſtig Getäuſchte kann den Ver⸗ 
trag anfechten. Dringt er mit der Anfechtung durch, dann 
muß ein Zuſtand hergeſtellt werden, als wenn der Vertrag nicht 
geſchloſſen wäre, d. h. jeder Beteiligte hat das vom anderen 
Empfangene zurückzugewähren. Wählt der Getäuſchte dieſen 
Weg, dann kann er, da der Vertrag nach ſeinem Willen als 
nicht geſchloſſen gilt, nicht das Vertragserfüllungsintereſſe ver⸗ 
langen, ſondern nur das ſogen. negative Vertragsintereſſe, alſo 
den Schaden, den er durch das Abſchließen des Vertrags er- 
litten hat (3. B. Erſatz der unnütz aufgewendeten Koſten und 
Stempel des Vertrags). Er braucht aber den Vertrag nicht 
anzufechten, ſondern kann, was der Berufungsrichter überfieht, 
dabei ſtehen bleiben und den ihm durch die argliſtige Täuſchung 
zugefügten Schaden erſetzt verlangen (vergl. das JW. 1904, 140 
Nr. 6 abgedruckte Urteil des erkennenden Senats). Der 
Schadenserſatz beſteht dann in der Herſtellung des Zuſtandes, 
der beſtehen würde, wenn das ſchädigende Ereignis, nämlich die 
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Täuſchung, nicht eingetreten wäre. Handelt es ſich um eine 
argliſtige Zuſicherung, fo muß der Getäuſchte fo geſtellt werden, 
wie er ſtehen würde, wenn die zugeſicherte Tatſache wahr wäre. 
Hat alſo der Beklagte, wie der Kläger in casu behauptet, 
wider beſſeres Wiſſen zugeſichert, daß der in Wirklichkeit das 
Befitzrecht habende H. kein Recht auf den Beſitz des dem Kläger 
vom Beklagten verkauften Kiesberges und auf die Kiesgewinnung 
habe, ſo muß er das der Erfüllung des Vertrags entgegen⸗ 
ſtehende Recht des H., ſei es durch Ablöfung, ſei es auf irgend 
eine andere Weiſe beſeitigen. Denn unter dem Zuſtande, der 
nach 8 249 Satz 1 BGB. herzuſtellen iſt, muß der Zuftand 
verſtanden werden, der durch den Vertrag bezweckt iſt und deſſen 
Folge geweſen fein würde, wenn die Erklärungen der Bertrags- 
teile anf Wahrheit beruht hätten. Demnach beſteht der Schadens⸗ 
erſatz bier in der Erfüllung des Vertrags, in der Herſtellung der 
zugeſicherten Tatſache oder des zugeſicherten Rechtszuſtandes. 
Kann der Vertrag ſo nicht erfüllt werden, ſo tritt an die Stelle 
der Erfüllung die Geldentſchädigung (§ 251). Für den Schaden 
und entgangenen Gewinn, den der Kläger in der Zeit bis zur 
Herſtellung des Zuſtandes dadurch erlitten hat, daß der Zuſtand 
nicht beſtand, iſt zweifellos Entſchädigung in Geld zu leiſten, 
da inſoweit die Vertragserfüllung nicht mehr möglich iſt. Ob 
aber der Kläger die Herſtellung auch im übrigen ablehnen und 
ſtatt deſſen Emſchädigung in Geld verlangen kann, richtet ſich, 
wenn mit dem Berufungsrichter angenommen wird, daß nicht 
Unmöglichkeit der Herſtellung (8 251 BGB.) vorliege, nach 
dem 8 250 des BGB. Ob deſſen tatſächliche Vorausſetzungen 
vorhanden find, iſt bisber nicht geprüft worden. W. c. M., 
U. v. 12. Nov. 04, 227/04 V. — Kiel. 

3. 58 126, 566 BGB. Kündigungsfriſt bei einem 
ohne Beobachtung der geſetzlichen Form abgeſchloſſenen Miet⸗ 
vertrag. 

Der auf mehrere Jahre abgeſchloſſene Mietvertrag unter 
den Parteien iſt durch Auswechſelung von Briefen, nicht durch 
einen Vertrag gemäß 8 126 BOB. zuſtande gekommen, er 
gilt daher als für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen. Die Folge 
davon iſt, daß das Mietverhältnis auf Grund der ſeitens der 
Klägerin nach Ablauf des erſten Mietjahres am 29. Juni 1903 
beſchafften Aufkündigung zum 31. Dezember 1903 ſein Ende 
mit Ablauf dieſes Tages gefunden hat. Die von Parteien be⸗ 
züglich der Kündigung des Vertrages getroffenen Beſtimmungen 
ſchließen ſolche Beendigung nicht aus. Der Annahme des BG., 
daß die in dem Vertrage hinfichtlich der Kündigung getroffenen 
Vereinbarungen auch bei feiner beſchränkten Wirkſamkeit zu 
erfüllen ſeien, inſofern durch ſie ein die Dauer eines Jahres 
überſchreitendes Mietverhältnis nicht begründet werde, iſt nicht 
beizutreten. Die im $ 566 Satz 2 BGB. gegebene Vorſchrift 
ſchließt zugleich die bindende Kraft vereinbarter Kündigungsfrift, 
wenn nicht überall, fo jedenfalls da aus, wo fie eine längere 
als die geſetzliche iſt. Zwecks Abſchwächung der durch die 
Vertragsbeſtimmung bedingten Bindung der Vertragsteile in 
der Zeit ſetzt $ 566 an Stelle des tatſächlich getroffenen ein 
fingiertes Abkommen. Das an die Stelle geſetzte Abkommen 
enthält keine Beſtimmung über die Kündigungsfriſt; die An- 
nahme, daß der Geſetzgeber neben der Beſtimmung über die 
Mietzeit auch die etwa getroffene Beſtimmung über die Kün- 
digungsfriſt beſeitigt hat, der geſetzlichen Kündigungsfriſt Raum 
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verſchaffend, iſt daher mindeſtens da, wo die vereinbarte Friſt 
die längere iſt, als nächſtliegende geboten. R. o. P., U. v. 
29. Nov. 04, 235/04 III. — Stettin. 

4. 55 139, 421 BGB. Wirkung eines Kaufvertrages, 
bei dem einer der Käufer geiſteskrank war.] 

Die Klägerin und ihr Ehemann kauften ein Grundſtück 
von dem Beklagten. Wegen Geiſteskrankheit wurde der Ehe⸗ 
mann entmündigt und der Vormund beantragte Feſtſtellung, 
daß der Vertrag beiden Eheleuten gegenüber nichtig ſei, weil 
der Ehemann ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geiſteskrank 
geweſen ſei. Nach dem inzwiſchen erfolgten Tode des Che- 
mannes klagte die Ehefrau in gleicher Weiſe als Erbin und 
Mitkänferin. Das BG. wies die Klage ab, die Reviſion hatte 
leinen Erfolg: Der § 139 BGB. findet nicht nur An- 
wendung, wenn das Rechtsgeſchäft objektiv aus mehreren Teilen 
beſteht, ſondern auch in den Fällen, wo bei dem Rechtsgeſchäfte 
auf der einen oder der anderen Seite mehrere Perſonen als 
Vertragſchließende beteiligt find. Das Berufungsgericht geht 
davon aus, daß die Klägerin den Kaufvertrag auch ohne den 
infolge der Geſchäftsunfähigkeit ihres Ehemanns nichtigen Teil, 
alſo ohne die Beteiligung H. geſchloſſen haben würde, und von 
der gleichen Annahme ſei rückſichtlich des Beklagten ohne weiteres 
auszugehen. Es kommt in Betracht, daß die Klägerin und 
ihr Ehemann das Grundſtück als Ganzes für einen einheitlichen 
Preis gekauft haben, wodurch ausgeſchloſſen erſcheint, daß jeder 
von ihnen einen Teil des Grundſtücks oder einen Miteigentums⸗ 
anteil daran habe erwerben wollen. Die Nichtigkeit ergreift 
lediglich die Mitwirkung des Ehemanns bei dem Vertrage, nicht 
den Gegenſtand des Vertrags. Das Berufungsgericht hat nicht 
den nichtigen Teil des Vertrags, beſtehend in der Mitwirkung 
des Ehemanns für wirkſam erklärt, ſondern verneint die An⸗ 
nahme, daß dieſer nichtige Teil Einfluß auf den Abſchluß des 
Vertrags durch die übrigen Kontrahenten gehabt habe. Der 
BR. nimmt an: Jeder der beiden Eheleute wollte das ganze 
Grundſtück kaufen, und die Klägerin hat nicht nur mit Rück⸗ 
ficht auf die Mitbeteiligung ihres Ehemanns den Kauf ab- 
geſchloſſen, ſondern würde das Grundſtück auch allein gekauft 
haben. Es wurde dadurch auf ſeiten der Klägerin und ihres 
Chemanns ein Geſamtſchuldverhältnis im Sinne der 88 421 ff. 
des BGB. begründet, vermöge deſſen der Beklagte die Er⸗ 
füllung des Vertrags von einem jeden der beiden Cheleute 
fordern konnte. Wenn nun auch der Ehemann der Klägerin 
infolge feiner Geſchäftsunfähigkeit als Vertragſchließender wegfiel, 
ſo blieb doch die Klägerin als Vertragſchließende übrig 
und als ſolche ſelbſtaͤndig zur Erfüllung des Vertrags ver⸗ 
pflichtet. H. c. J., U. v. 23. Nov. 04, 225/04 V. — 
Dresden. 

5. 88 157, 662 ff., 667 BGB. Verpflichtungen des 
Gläubigers einem Bürgen gegenüber, der ihm eine Hypothek 
zur Sicherung abgetreten hat.] 

Die Klägerin leiſtete für B. Bürgſchaft zugunſten der 
Beklagten und trat der letzteren zur Sicherung eine Hypothek 
ab. Auf Antrag eines anderen Hypothekengläubigers kam es 
zur Zwangsverſteigerung des Grundſtücks, die Beklagte erſtand 
es — wobei die Hypothek ausfiel — und verkaufte es mit 
Gewinn. Auf die Klage wegen Bereicherung wurde die Be⸗ 
klagte verurteilt und ihre Rev. zurückgewieſen: Ez ſteht feſt, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 43 


daß die Zeffion der Hypothek nur zur Sicherung der Be⸗ 
klagten wegen der Bürgſchaftsſchuld von 5 000 Mark dienen 
ſollte. Die Zeſflon zur Sicherheit enthält begrifflich einen 
Auftrag und begründet ein Treuverhältnis zwiſchen dem 
Zedenten und dem Zeifionar. Nach den Grundſätzen von Treu 
und Glauben in Verbindung mit den §§ 662 ff. des BGB. 
iſt ein ſolcher Zeffionar einer Forderung verpflichtet, das Inter⸗ 
eſſe des Zedenten wahrzunehmen, alſo z. B. die Forderung 
ordnungsmäßig beizutreiben oder fo gut, wie möglich, zu ver⸗ 
werten und den Erlös, inſoweit er die geficherte Forderung 
überſchreitet, an den Zedenten herauszugeben (BGB. § 667). 
Iſt, wie im vorliegenden Falle, eine Hypothekenforderung 
Gegenſtand der Sicherungszeſſion und kommt das verhaftete 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo hat der Zeſſionar die 
Rechte des Zedenten bei der Zwangsverſteigerung wahrzunehmen, 
zumal da der Zedent von dem Verſteigerungsverfahren keine 
Nachricht erhält, wenn, wie im vorliegenden Falle, die Hypothek 
auf den Namen des Zeſſionars im Grundbuch umgeſchrieben iſt. 
Er muß dafür ſorgen, daß das Grundſtück zu einem an⸗ 
gemeſſenen Preiſe zugeſchlagen wird und darf die durch die 
Zeſſion erlangte formale Rechtsſtellung nicht dazu benutzen, das 
Grundſtück weit unter feinem Werte an fich zu bringen und 
dadurch ſeinen Machtgeber zu ſchädigen. Tut er es dennoch, 
ſo handelt er wider Treu und Glauben; der von ihm herbei⸗ 
geführte Ausfall der Hypothek iſt nur ein ſcheinbarer, da er in 
dem höheren Werte des Grundſtücks Deckung für die Hypothek 
erhält. Dieſe Deckung erlangt er aus der Geſchäftsbeſorgung 
und daher muß er den feine gefiherte Forderung überſteigenden 
Wertbetrag an den Zedenten herausgeben (BGB. § 667). 
V. c. S., U. v. 23. Nov. 04, 215/04 V. — Jena. 

6. 8 254 BGB. Annahme des Verſchuldens eines Fahr⸗ 
gaſtes auf einer Straßenbahn.] 

Es unterliegt auf Grund des feſtgeſtellten Tatbeſtandes 
die Frage, ob eine Partei ein Verſchulden im Rechtsſinne trifft, 
nach feſtſtehender Rechtſprechung des erkennenden Senats der 
Nachprüfung des Revifionsgerichts, das nach Maßgabe feiner 
eigenen Beurteilung auch die Abwägung des beiderſeitigen Ver⸗ 
ſchuldens oder bei Anwendung des § 1 HaftpflG. des eigenen 
Verſchuldens des Verletzten gegenüber der die Haftung des Eiſen⸗ 
bahnunternehmers begründenden Betriebsgefahr (RG. 53, 75; 
56, 154) auf Grund des $ 254 BGB. vorzunehmen und dem 
gemäß nach $ 565 ZPO. zu entſcheiden in der Lage und be⸗ 
rufen iſt (RG. 53, 394, IW. 1903 Beil. Nr. 229). Dieſe 
Nachprüfung führt nun im gegebenen Falle zu dem Ergebniſſe, 
daß zwar inſoweit dem Berufungsgericht zuzuſtimmen iſt, daß 
das Betreten des Trittbrettes eines Wagens der Straßenbahn 
zum Zwecke des Abſteigens noch während der Fahrt nicht unter 
allen Umſtänden ein Verſchulden des Fahrgaſtes darſtellt, daß 
ein ſolches aber nur dann nicht anzunehmen iſt, wenn in den 
begleitenden Umſtänden keinerlei Erſchwerung und Hindernis 
beim Abſteigen gegeben iſt, und der Fahrgaſt auf dem ſchmalen 
Trittbrett ſich vollſtändig ſicher auch gegenüber dem beim An⸗ 
halten zu erwartenden Rucke fühlen kann. Im vorliegenden 
Falle waren ſolche hindernden Umſtände aber darin enthalten, 
daß einmal naſſe Witterung mit Schneefall herrſchte und nach 
der Ausſage des Zeugen G. auch auf dem Trittbrett Schnee 
ſich befand, der das Feſtſtehen erſchwerte, ſodann aber der Kläger 
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unter dem rechten Arme ein Paket trug, das es ihm unmöglich 
machte, im Augenblicke des Ruckes mit der rechten Hand eine 
der Griffſtangen zu erfaſſen und fo ſich vor dem Herabftürzen 
zu ſchützen. Unter dieſen Umſtänden kann der Kläger nicht 
von jeder eigenen Schuld entlaſtet werden. Als ein im Ver⸗ 
hältniſſe zu der Betriebsgefahr der Eiſenbahn ſchweres, weil die 
Gefahr im hohen Grade mehrendes, Verſchulden erſcheint aller⸗ 
dings das Verhalten des Klägers, namentlich im Hinblick auf 
die von dem Berufungsgericht feſtgeſtellte Übung des fahrenden 
Publikums, nicht; immerhin erſchien es in Anwendung des 
8 254 Abſ. 1 BGB. angemeſſen, den Umfang des von der 
Beklagten zu leiſtenden Erſatzes auf zwei Dritteile des geltend 
gemachten Entſchädigungsanſpruches zu beſchränken; demgemäß 
war auf Grund der 858 304, 565 Abſ. 3 3.1 3PD. der 
Anſpruch des Klägers mit dieſer Quote dem Grunde nach für 
gerechtfertigt zu erklären, zu einem Drittel aber die erhobene 
Klage abzuweiſen. Str. B. c. B., U. v. 14. Nov. 04, 17/04 VL 
— Berlin. 

7. 88 254, 276 Abſ. 1 BGB. Abwägung des Ver⸗ 
ſchuldens eines Wirtes und eines Gaſtes bei einem Unfall im 
Wirtshauſe.] 

Das Berufungsgericht führt den Unfall des Klägers auf 
eine Nichtbeleuchtung des an dem Eingang zum Keller vorüber 
zu der Toilette gehenden Korridors zurück. Es erachtet die 
Beklagten für dieſen Unfall als vertragsmäßig haftbar, indem ein 
Wirt feinen Gäſten gegenüber die vertragliche Verpflichtung über⸗ 
nehme, für deren Sicherheit, insbeſondere für genügende Beleuchtung 
der Räume, die zu betreten die Gäſte in die Lage kommen können, 
zu ſorgen und indem zu dieſen Räumen auch der fragliche Korridor 
gehöre. In der Rechtſprechung des erkennenden Senats ſteht auch 
feſt, daß es zu den vertraglichen Pflichten eines Wirtes ge⸗ 
hört, dafür zu ſorgen, daß die Einrichtungen ſeiner Wirtſchaft 
die Gäſte nicht in Gefahr bringen, am Leben oder an der Ge⸗ 
ſundheit Schaden zu leiden (vgl. z. B. Urteil vom 4. Oktober 1904 
in Sachen Boſſe wider Meiſe, Rep. Nr. III 95/04). Jedoch 
kann der Entſcheidung des Berufungsgerichts, daß bei der Ent- 
ſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten im 
Sinne des 8 254 BGB. nicht mitgewirkt habe, nicht bei⸗ 
getreten werden. Das Berufungsgericht erwägt in dieſer Be⸗ 
ziehung: „. . .. freilich wäre es für ihn, als er beim Betreten 
des Korridors dieſen nicht beleuchtet fand, ein Leichtes geweſen, 
von einem der Angeſtellten fich Licht zu fordern; immerhin kann 
aber darin, daß er dies unterließ und den unbeleuchteten Korridor 
entlang ging, noch nicht ein unvorfichtiges Verhalten gefunden 
werden; ein matter Lichtſchimmer drang noch vom Reftaurationd- 
ſaal her auf den Korridor; vollkommene Finſternis herrſchte alſo 
dort nicht; kannte er — wie die Beklagten behaupten — von 
früher her die Ortlichkeit, ſo handelte er noch nicht unvorſichtig, 
wenn er meinte, auch bei der ſchwachen Beleuchtung zurecht⸗ 
zufinden; war ihm aber, wie er ſelbſt angibt, die Ortlichkeit 
unbekannt, ſo brauchte er doch mit dem Vorhandenſein einer ſo 
gefährlichen Einrichtung, wie ſie damals beſtand, nicht zu 
rechnen.“ Kläger ließ aber die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt außer acht (§S 276 Abſ. 1 BGB.), wenn er einen nach 
ſeiner eigenen Angabe ihm unbekannten Korridor betrat, ohne 
für das mit Leichtigkeit zu beſchaffende Licht zu ſorgen, denn 
er mußte ſich bei Anwendung jener Sorgfalt ſagen, daß er 
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durch irgendwelche von ihm nicht wahrzunehmende Beſchaffenheit 
dieſes Korridors leicht Schaden nehmen konnte. Daran wird 
auch durch den aus dem Reſtaurationsſaale auf den Korridor 
dringenden matten Lichtſchimmer, der ja nach der richtigen An⸗ 
ficht des Berufungsgerichts auch dem Wirt bei der Nicht⸗ 
beleuchtung des Korridors nicht zur Entſchuldigung dienen kann, 
nichts geändert, der Kläger mußte bei Anwendung der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt alsbald nach Betreten des Korridors 
wahrnehmen, daß jener Lichtſchimmer den Korridor nur gegen- 
über der Türe des Reſtaurationsſaales, nicht aber weiter, ins⸗ 
beſondere nicht bis zum Kellereingang, hinreichend erleuchten 
konnte. Dieſer Umſtand würde alſo auch bei einer Bekanntſchaft 
des Klägers mit der Ortlichkeit ein Verſchulden des ſelben nicht 
ausſchließen. Ob vollkommene Finſternis herrſchte, iſt einerlei. 
Iſt daher der $ 254 BGB. anzuwenden, jo entſpricht es den 
Umſtänden, die Beklagten zu zwei Dritteilen, den Kläger zu 
einem Dritteil für erſatzpflichtig zu erklären, zumal das be⸗ 
klagtiſche Verſchulden als das offenbar ſchwerere erſcheint. 
P. c. G., U. v. 11. Nov. 04, 172/04 III. — Stettin. 

8. 58 254, 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang. 
Nichtbeſtellung einer notwendigen Auffichtsperſon; konkurrierendes 
Verſchulden.] 

Der minderjährige Kläger iſt durch die Räder einer Hack ⸗ 
maſchine verunglückt, als er den Raum, in dem ſich dieſe be⸗ 
fand, betreten hatte. Das Berufungsgericht verneint den 
urſächlichen Zuſammenhang der Nichtbeſtellung einer Auffichts⸗ 
perſon mit dem Unfall. Das RG. hob auf; der BR. fagt: 
Bekl. ſei berechtigt geweſen, eine der an der Maſchine arbeitenden 
Perſonen zur Aufſichtsperſon zu beſtellen, und es ſei unbedenklich 
anzunehmen, daß er S. gewählt haben würde. Aber es ſei in 
keiner Weiſe erfichtlih, daß dann der Unfall verhütet fein 
würde. Denn es könne nicht bezweifelt werden, daß wenn die 
an der Maſchine arbeitenden Perſonen bemerkt hätten, daß der 
Kl. ſeinen Fuß auf das Querholz der Maſchine ſetzte, ſie ihm 
das verwehrt hätten, auch ohne als Auffichtsperſon beſtellt zu 
ſein. Dieſe Gründe find nicht geeignet, die Entſcheidung zu 
tragen. Sie würdigen einerſeits nicht, daß nach dem feſtgeſtellten 
Inhalt der Polizei-BD. nur zuverläffigen und erfahrenen Per⸗ 
ſonen die Aufſicht übertragen werden durfte, und übergehen 
daher die Frage, ob die Beſtellung des S. den Anforderungen der 
VO. genügt haben würde. Außerdem aber fehlt es an Gründen 
für die Annahme, daß die beſtellte Aufſichtsperſon erſt in dem 
Augenblick habe eingreifen müſſen, wo ſie bemerkte, daß der 
Kläger ſeinen Fuß auf das Querholz der Maſchine ſetzte, und 
daß fie nicht ſchon wegen der durch die Außerung der Zeugin 
H. bemerkbar gewordenen Annäherung des Klägers zur Auf 
merkſamkeit auf dieſen verpflichtet geweſen wäre und bei der 
von der VO. geforderten Zuverläffigfeit auch dieſe Pflicht erfüllt 
haben würde. Erſt wenn feſtzuſtellen iſt, daß die beſtellte Auf⸗ 
ſichtsperſon ungeachtet pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit nicht in der 
Lage geweſen ſein würde, den Kläger fernzuhalten, läßt ſich der 
urſächliche Zuſammenhang verneinen, der ſich andernfalls aus 
dem nach der Erfahrung regelmäßigen Verlauf ergeben würde. 
Der BR. hat die Abweiſung der gegen den Beklagten erhobenen 
Klage noch auf einen zweiten Grund geſtützt. Er ſagt, ſelbſt 
wenn man ein Verſchulden des Bekl. aunehmen wolle, ſei das 
eigne Verſchulden des Kl. ſo überwiegend die Urſache des Unfalls, 
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daß nach 5 254 BGB. eine Erſatzpflicht des Bekl. nicht an- 
zunehmen ſei. Dieſer Grund iſt bedenklich, weil, ſo lange Art 
und Umfang des Verſchuldens des Bekl. und deſſen urſächliche 
Bedeutung für den Unfall gar nicht feſtſteht, nicht abgemeſſen 
werden kann, inwieweit der Schaden von dem einen oder anderen 
Teile verurſacht worden ff. S. c. G., U. v. 28. Nov. 04, 
4/4 VL — Celle. 

9. 58 254, 823 BGB. Haftung des Gaſtwirts bei 
einem Unfall, den ein Beſucher — kein Gaft — erleidet. Mit- 
verſchulden des Verletzten.] 

Der Kl. befand ſich in dem Hausanweſen des Bekl., ſeines 
Schwagers, und hat dort durch einen Unfall eine Körper 
verletzung erlitten, für deren ſchädliche Folgen er den Bekl. in 
Anſpruch nimmt. Das OLG. hat bei Leiſtung eines richterlichen 
Eides über die Behauptung des Klägers, daß er auf dem un⸗ 
beleuchteten Gange vom Gaſtzimmer nach dem Abort an ein 
dort aufgeſtelltes Faß geſtoßen, infolgedeſſen geſtrauchelt und zu 
Falle gekommen ſei und dadurch fi) die Körperverletzung zu⸗ 
gezogen habe, den Klageanſpruch dem Grunde nach nur zur 
Hälfte für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion beider Teile 
wurde zurückgewieſen: Ob der Kläger in der Gaſtſtube des 
Beklagten als Schankgaſt oder als Verwandter auf Beſuch ſich 
aufhielt, kann für die Haftung des Bekl. einen weſentlichen 
Unterſchied nicht begründen. Es genügt, daß der Kl. in der 
Gaſtſtube fich befand und von da aus den Weg nach dem Abort 
unternahm. Denn die Verpflichtung des Gaſtwirts, die Zu⸗ 
gänge und ſonſtige Räume der Gaſtwirtſchaft und ihres Zubehörs 
zu beleuchten, beſteht unabhängig von feinen Vertragspflichten 
den Gäften gegenüber und gründet ſich darauf, daß er dieſe 
Räumlichkeiten einem Verkehre von Menſchen geöffnet und be⸗ 
ſtimmt hat (vergl. JW. 1903, Beil. Nr. 214, RG. 54, 57, 
JW. 1904, 483 Nr. 5). Iſt nun auch die Verpflichtung des 
Saftwirts ihrem Umfange nach nicht überall die gleiche, und 
kann nach den Verkehrsverhältniſſen einer kleineren ländlichen 
Gaſtwirtſchaft, wie ſie der Bekl. nach den Feſtſtellungen der 
Vorinſtanzen betreibt, eine Verpflichtung, den Weg nach dem 
Abort in der Dunkelheit beſtändig erleuchtet zu halten, vielleicht 
nicht angenommen werden, ſo iſt dem BG. doch darin zu⸗ 
zuſtimmen, daß dieſe Verpflichtung für den Beklagten beſtand, 
wenn auf dem gedachten Wege Gegenſtände aufgeſtellt waren, 
die den dort verkehrenden Menſchen gefährlich werden konnten. 
Dem Berufungsgericht iſt aber weiter auch darin zuzuſtimmen, 
daß es dem Kl. ein eigenes Verſchulden beigemeſſen und mit 
Rückſicht auf dieſes den Schadenserſatzanſpruch des Klägers auf 
die Hälfte herabgeſetzt hat. Das Betreten eines unbeleuchteten 
Ganges, wie der hier in Rede ſtehende war, muß gerade der 
ländlichen Verhältniſſe wegen ſelbſt auf ſeiten des Klägers, der 
den Gang kannte, immer als unvorſichtig erachtet werden, da 
leicht irgend welche Wirtſchaftsgegenſtände, wie Stallgerätſchaften, 
einmal auch an einem Orte ftehen können, wo fie nicht ſtehen 
ſollen; hatte ſich der Kläger aber einmal trotzdem ohne Licht 
auf den Gang begeben, ſo hätte er, wenn er auch nicht gerade 
mit den Händen an der Wand taſtend ſich weiter bewegen 
mußte, doch langſam und vorſichtig ſchreiten müſſen; wäre er 
dann auch mit dem Fuße an das Faß geſtoßen, ſo würde er dadurch 
doch nicht zu Falle gekommen und der Schaden würde vermieden 
worden ſein. G. o. H., U. v. 28. Nov. 04, 235/04 VI. — Jena. 
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10. 8276 BGB. Begriff der Fahrläſſigkeit bei Vornahme 
einer gefährlichen Arbeit.] 

Das BG. nimmt an, daß Kl. unter allen Umſtänden eine 
Berührung des Räderwerks, bei dem er von dem Beklagten an- 
geftellt war und verunglückte, mit der Hand vermeiden mußte 
und daß er auch zum Zwecke einer ihm nötig oder nützlich er⸗ 
ſcheinenden Unterſuchung des vorhandenen Zuſtandes des Rades 
ohne Fahrläffigkeit ſeine Hand keineswegs der Gefahr einer 
Verletzung, wie geſchehen, ausſetzen durfte. Dieſe Rechtsauf 
faſſung kann nicht gebilligt werden, denn ſie würde zur Folge 
haben, daß jede vertragsmäßige Übernahme einer gefährlichen 
Arbeit als Fahrläſſigkeit des zur Dienſtleiſtung Verpflichteten 
zu erachten ſein würde: ein Ergebnis, welches im BGB. eine 
Begründung nicht findet. Es kommt daher allerdings darauf 
an, zu welchem Zwecke der Kl. das Rad mit der Hand be⸗ 
rührt hat, und zwar auch dann, wenn ſich Kl. die Möglichkeit 
vergegenwärtigen mußte, daß das Räderwerk, während er mit 
der Hand auf dem Rade an biefem ſtand, angehen werde. 
N. c. B., U. v. 6. Dez. 04, 396/04 IV. — Celle. 

11. 88 414, 421, 765, 766 BGB. Verſchiedenheit der 
kumulativen Schuldübernahme von der ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgſchaft, im Zweifel tft erſtere Bürgſchaft.] 

Die Klägerin hat die Beklagte aus einer Schuld des ver⸗ 
ſtorbenen Ehemannes der letzteren in Anſpruch genommen, indem 
fie behauptet, daß kurz nach dem am 15. Juni 1901 erfolgten 
Tode des Ehemanns D. die Beklagte dieſe Schuld im Sinne 
des 8 414 BGB. übernommen habe, was die Beklagte be⸗ 
ſtreitet. Das Berufungsgericht ſcheint als durch Zeugen be⸗ 
wieſen anzuſehen, daß die Beklagte mündlich verſprochen habe, 
das Konto des verſtorbenen D. nach und nach zu begleichen, 
ſpricht ſich übrigens nicht beſtimmt darüber aus, ob es auch 
nur dies als feſtſtehend annimmt; jedenfalls findet es aber auch 
hierin noch keine Schuldübernahme im Sinne jenes § 414, 
ſondern hoͤchſtens eine ſogenannte kumulative Schuldübernahme, 
die, wie es in Übereinſtimmung mit dem RG. 51, 121 ff. an- 
nimmt, zu ihrer Gültigkeit der im § 766 BGB. für die 
Bürgſchaft vorgeſchriebenen Schriftform bedurft haben würde. 
Aus dieſem Grunde hat es nicht anders zur Verurteilung der 
Beklagten gelangen zu können gemeint, als wenn die Beklagte 
den ihr auferlegten richterlichen Eid, daß ſie nicht erklärt habe, 
„an Stelle“ ihres verſtorbenen Ehemannes in das Schuld⸗ 
verhältnis einzutreten, nicht leiſten ſollte. Der rechtlichen Auf- 
fafſung des OLG. tft im weſentlichen beizutreten. So lange 
weiter nichts vorliegt, als ein Verſprechen, für die Verbindlich- 
keit eines andern einzuſtehen, ſie zu begleichen, iſt nicht der 
mindeſte Grund gegeben, hierin eine Schuldübernahme im Sinne 
des § 414 BGB. zu erblicken, zu deren Weſen es gehört, daß 
der Gläubiger dagegen zugleich feinen Anſpruch gegen den bis⸗ 
herigen Schuldner aufgebe. Ein Verſprechen der bezeichneten 
Art kann ſchon den gebrauchten Worten nach kaum etwas anderes 
fein, als eine Bürgſchaft im Sinne des $ 765 BGB. Der 
erkennende Senat entſcheidet übrigens jetzt die in dem ange⸗ 
führten Urteil offen gelaſſene Frage, ob überhaupt eine von der 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft verſchiedene ſogenannte kumulative 
Schuldübernahme denkbar iſt, dahin, daß ſie allerdings inſofern 
zu bejahen iſt, als ausnahmsweiſe einem Schuldner auf Grund 
einer eigenartigen Sachlage nachträglich noch ein zweiter als 
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gewöhnlicher Geſamtſchuldner im Sinne des $ 421 
BGB. hinzutreten kann — vergl. als Analogie aus dem 
Römiſchen Recht einerſeits pr. J. de duob. reis 3, 16 und 
l. 4 D. eod. 45, 2, andererſeits 1.3 pr. D. eod. —, daß aber 
der Regel nach und im Zweifel die ſog. kumulative Schuld- 
übernahme nichts anderes als eine Bürgſchaft iſt. Damit iſt 
ohne weiteres für alle Fälle ſolcher „Schuldübernahme“ im 
Zweifel die Anwendbarkeit des 8 766 BGB. gegeben, foweit 
nicht der $ 350 HGB. entgegenſteht; während andererſeits in 
jenen Ausnahmefällen zur entſprechenden Anwendung des 
8 766 allerdings kein Anlaß gegeben fein möchte. Im vor⸗ 
liegenden Falle aber iſt ſicher kein Umſtand erſichtlich, der dahin 
führen könnte, ihn als einen ſolchen Ausnahmefall zu betrachten. 
PB. o. D., U. v. 14. Nov. 04, 12/04 VI. — Hamm. 

12. 8 478 BGB. Bedeutung des Wortes „Anzeige“. 
Rücknahme der Wandelungsklage iſt nicht immer Rücknahme der 
Anzeige.] 

Die Anzeige eines beſtimmten Mangels einer verkauften 
Sache erhält dem Käufer das Recht, auch nach der Vollendung 
der Verjährung die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit zu ver⸗ 
weigern, als er auf Grund der Wandelung dazu berechtigt ſein 
würde (BGB. 8478). Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion, daß 
in der Erhebung der Wandelungsklage ſeitens des Beklagten eine 
Anzeige des Mangels zu finden ſei. Unter Anzeige im Sinne 
des § 478 iſt jede Erklärung zu verſtehen, welche geeignet iſt, 
den Mangel zur Kenntnis des Verkäufers zu bringen, wie ſich 
ſowohl aus dem Wortbegriffe wie auch aus der Gleichſtellung 
der Abſendung der Anzeige mit ihr in § 478 ergibt, durch die 
doch nur die Möglichkeit der Kenntnisnahme von dem Mangel 
für den Verkäufer eröffnet wird. Demgemäß muß die Zu⸗ 
ſtellung einer Klage, welche auf den beſtimmten Mangel der 
verkauften Sache geſtützt iſt, der Anzeige des Mangels gleich⸗ 
ſtehen, auch wenn nicht die Anzeige durch die Klageerhebung 
bezweckt worden iſt; denn fie bringt den Mangel zur Kenntnis 
des Verkäufers. Dieſer Auslegung des § 478 ſteht nicht ent⸗ 
gegen, daß abweichend von feiner Wortfaſſung in § 485 BGB. 
neben der Anzeige und ihrer Abſendung an den Verkäufer auch die 
Klageerhebung wegen des Mangels erwähnt iſt. (Wird dargelegt.) 
Mit der in der Erhebung der Wandelungsklage enthaltenen 
Anzeige des Mangels des Hausſchwamms hatte mithin der 
Beklagte dem § 478 genügt, deſſen Zweck dahin geht, den 
Käufer in den Stand zu ſetzen, „nunmehr abzuwarten, ob 
und mit welchen Forderungen der Verkäufer, dem der Mangel 
rechtzeitig angezeigt war, gegen ihn vorgehen werde.“ (Prot. 1, 
703). Er kann allen die Zahlungsweigerung entgegenſetzen. 
Der Zuſtand des Abwartens, den der § 478 bezweckt, iſt durch 
die Zurücknahme der Wandelungsklage für den Beklagten ein⸗ 
getreten. Mit Unrecht rügt die Reviſion, daß der Berufungs⸗ 
richter in dieſer Zurücknahme nicht auch eine Zurücknahme der 
Mängelanzeige gefunden habe. Denn ihm iſt darin bei⸗ 
zutreten, daß die Tatſache der Anzeige durch die Zurücknahme 
der Klage, welche fie bewirkt hat, an ſich nicht beſeitigt wird. 
Die Wirkungen der Klagezurücknahme find in der ZPO. (§ 271) 
und in dem BGB. ($ 212) geregelt; dieſe Regelung umfaßt 
die Anzeige nicht mit. Allerdings kann eine Klagezurücknahme 
ſo gemeint ſein, daß auch die Mängelanzeige zurückgenommen 
iſt; da ſie aber nicht ſo verſtanden werden muß, ſo iſt aus den 
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Gründen der Zurücknahme der Wille des Zurücknehmenden zu 
ermitteln. Erfolgt beiſpielsweiſe die Zurücknahme der Klage 
mit der Angabe, daß ſich herausgeſtellt habe, daß die in ihr 
angezogenen Mängel nicht vorlägen, ſo liegt in ihr eine 
Anzeigezurücknahme. Der Berufungsrichter hat nicht verkannt, 
daß eine Frage der Auslegung des Willens des Zurücknehmenden 
vorliegt. Er hat dieſen Willen im vorliegenden Falle geprüft 
und iſt ohne erkennbaren Rechtsirrtum zu der Überzeugung 
gelangt, daß der Beklagte mit der Zurücknahme der 
Wandelungsklage nicht zugleich die Anzeige zurückgenommen hat. 
F. c. Sp., U. v. 9. Nov. 04, 183/04 V. — Koͤnigsberg. 

13. 55 538, 823 BGB. Haftung des Vermieters. Ge⸗ 
fahr bei Ausübung des Sports.] 

Kläger hatte vou einem Reitſtallbefitzer ein Pferd ge⸗ 
mietet, ritt in deſſen Reitbahn und verunglückte bei Benutzung 
einer dort befindlichen Stechvorrichtung. Seine auf Schadens⸗ 
erſatz gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Die Rev. wurde 
zurückgewieſen. Der Ausgangspunkt des BR., daß die Reit- 
bahn und insbeſondere die Stechvorrichtung dem Kl. nicht mit⸗ 
vermietet geweſen ſei, kann nicht gebilligt werden. Der Bekl. 
überläßt in ſeiner in einem Gebäude befindlichen Reitbahn die 
dort vorhandenen Einrichtungen den Mietern ſeiner Pferde zur 
Benutzung gegen Entgelt. Ob dieſes in einer beſonderen Ver⸗ 
gütung noch neben dem Mietzinſe für das Pferd beſteht oder 
in dieſem mitbegriffen iſt, iſt gleichgültig. Jedenfalls erſtreckte 
ſich hiernach der Mietvertrag auch auf die Stechvorrichtung. 
Der Umſtand, daß noch andere das Recht hatten, die Reitbahn 
und ihre Einrichtungen gleichzeitig zu benutzen, nahm dem 
Rechtsverhältniſſe nicht den Charakter der Miete. Der Nach⸗ 
weis eines Verſchuldens war deshalb zur Begründung der 
Haftung des Bekl. für den von dem Kl. erlittenen Schaden 
überhaupt nicht erforderlich. Vielmehr wäre dieſe Haftung nach 
5538 BGB. ſchon gerechtfertigt, wenn anzuerkennen wäre, daß 
die Stechvorrichtung in dem Zuſtande, in welchem fie ſich zur 
Zeit des Unfalls befand, mit einem Fehler behaftet geweſen 
ſei, der als die Urſache des eingetretenen Schadens anzuſehen 
wäre, wird verneint. Ein Fehler der mitvermieteten Sache, 
nämlich der Reitbahn, und ſogar eine Fahrläſſigkeit des 
Beklagten in bezug auf die Bereitſtellung ihrer Einrichtungen 
zur Benutzung durch die Mieter ſeiner Pferde wäre dann an⸗ 
zunehmen, wenn die Anbringung und Bereitſtellung der Sted- 
vorrichtung überhaupt unſachgemäß geweſen wäre und die 
Beobachtung der im Verkehre erforderlichen Sorgfalt hätte ver- 
miſſen laſſen. Eine ſolche Behauptung hat aber der Kl. in 
den früheren Rechtszügen ſelbſt nicht aufgeſtellt. Er konnte 
dies auch nicht wohl, da er die Vorrichtung, von der er nach 
ſeinem Belieben Gebrauch machen konnte oder nicht, ſelbſt be⸗ 
nutzt hat. Erſt im Rechtszuge der Revifion hat er eine dem⸗ 
entſprechende Rüge erhoben. Sie iſt indeſſen unbegründet. 
Denn ſolche und ähnliche Vorrichtungen gehören nach den An⸗ 
ſchauungen der beteiligten Kreiſe zur Erhöhung des Reizes bei 
ſportlichen Veranſtaltungen, und eine gewiſſe Gefahr iſt faſt 
mit jedem Sport verbunden, auch ſchon mit dem einfachen 
Reiten. Das zuläſſige Maß aber überſchreitet eine ſolche Ein⸗ 
richtung nicht, obwohl ſelbſt dann noch zu prüfen wäre, ob der, 
der fie benutzt, nicht eben damit die Gefahr ihres Gebrauches 
übernehme. W. c. O., U. v. 29. Nov. O04, 203/04 III. — Kiel. 
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14. 8 545 BGB. Anzeigepflicht des Mieters auch be⸗ 
züglich der der Prüfung des Vermieters offenliegenden Räume 
wie Vorflure und Treppen.] 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß der Beklagte 
als Vermieter gemäß 8 536 BGB. verpflichtet war, die Treppe 
und die Galerie, welche den einzigen Zugang zu der klägeriſchen 
Mietwohnung bildeten, den Klägern in einem zu dem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu überlaſſen und ſie 
während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten. Das BG. 
ſtellt feſt, daß der Beklagte dieſer Verpflichtung nicht nach⸗ 
gekommen iſt, indem an der Geländerſtange der Galerie, die 
abzubiegen war, der Verſchluß inſofern nicht in Ordnung war, 
als die zur Befeſtigung der loſen Geländerſtange an eine unter⸗ 
liegende Schiene beſtimmte Schraubenmutter, die ſchon längere 
Zeit vorber gelockert war und nicht mehr feſthielt, fehlte. Das 
BG. erachtet dieſen Mangel als urſächlich für den Sturz der 
klägeriſchen Ehefrau und deſſen geſundheitsſchädliche Folgen und 
führt denſelben auf ein Verſchulden des Bekl. zurück auch im 
Falle der Nichtkenntnis desſelben wegen der infolge der aus der 
zweckwidrigen und jedem Laien als offenſichtlich gefährlich er⸗ 
ſcheinenden Konſtruktion der ganzen Anlage obliegenden, aber 
verſäumten und zur Entdeckung des Mangels geführt habenden 
Pflicht der öfteren und eingehenden Prüfung betreffs der ord⸗ 
nungsmäßigen Beſchaffenheit jener Anlage. In dieſer Aus⸗ 
führung iſt ein Rechtsirrtum zum Nachteil des Bekl. nicht zu 
entdecken. Denn für einen Mangel im Sinne des $ 537 BGB., 
der bei dem Abſchluſſe des Vertrags vorhanden war, haftet der 
Vermieter nach $ 538 BGB. auch ohne Verſchulden (RG. 52, 
172) auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und betreffs eines 
Mangels, der fpäter entſtanden iſt, haftet der Vermieter nach 
§ 538 in Verbindung mit 8 276 BGB. Dieſe Voraus- 
ſetzungen find aber auch in Beziehung auf eine Fahrläſſigkeit 
genügend feſtgeſtellt. Dagegen kann dem BG. nicht darin bei⸗ 
geftimmt werden, wenn dasſelbe dem §8 545 BGB., deſſen 
Vorausſetzungen an ſich vorliegen, aus dem Grunde als 
unanwendbar erachtet, weil die dem Mieter auferlegte 
Anzeigepflicht nicht auf Räume, die der Prüfung des Ver⸗ 
mieters ſtets ohne weiteres offen liegen, alſo auf Treppen 
und Vorflure der vermieteten Wohnung ausgedehnt werden 
koͤnne. Denn die Anzeigepflicht des Mieters iſt ein Aus⸗ 
fluß der demſelben im Intereſſe des Vermieters obliegenden 
Obhut in Anſehung der gemieteten Sache. Hieraus ergibt 
fich, daß es einesteils darauf, ob die betreffenden Räume 
lediglich für den Gebrauch eines Mieters oder für den Mit⸗ 
gebrauch mehrerer Mieter beſtimmt find, nicht ankommen kann, 
da auch im letzteren Falle der Begriff der Obhut nicht beſeitigt 
wird. Ebenſo wenig kann angenommen werden, daß jene der 
gemeinſamen Benutzung dienenden Räume, wovon das Gericht 
erſter Inſtanz ebenfalls ausgeht, nicht mitvermietet ſeien. Mit 
Recht hat vielmehr das BG. die Pflichten des Vermieters auch 
auf dieſe Räume erſtreckt, woraus aber weiter hervorgeht, daß 
dieſen Pflichten des Vermieters und Rechten des Mieters auch 
Rechte des Vermieters und Pflichten des Mieters entſprechen. 
Daher beſeitigt die bloße Tatſache, daß die bezüglichen Räume 
von dem Vermieter jederzeit betreten werden können, die Anzeige⸗ 
pflicht des Mieters nicht, da einerſeits hierdurch die aus der 
Obhut der Sache ſeitens des Mieters fließenden Pflichten nicht 
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beſeitigt werden und andererſeits aus jener Moͤglichkeit des 
Offenſtehens der Räume für den Vermieter noch nicht immer 
notwendig folgt, daß er auch bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt (BGB. 8 276) den Mangel oder die 
Gefahr, gegen die eine Vorkehrung erforderlich wird, tatſächlich 
erkennt. B. c. G., U. v. 15. Nov. 04, 177/04 III. — 
Berlin. 

15. 8 766 BGB. Zweifelsfreie Bezeichnung der Haupt⸗ 
ſchuld in der Bürgſchaftsurkunde nicht erforderlich! 

Das DRG. ftützt feine Entſcheidung auf die Annahme, 
daß es für den Klageanſpruch — Bürgſchaftsanſpruch — ſchon 
an der formalen Vorausſetzung, nämlich einer genügenden ſchrift⸗ 
lichen Beurkundung der Bürgſchaftserklärung des Beklagten 
mangele. Zur Erfüllung der Form im Sinne von 8 766 
BGB. müſſe erfordert werden, daß in dem von dem Bürgen 
unterſchriebenen Schriftftüde die Hauptſchuld, auf welche ſich 
die Bürgſchaft beziehen ſolle, ſo bezeichnet ſei, daß darüber, für 
welche Hauptſchuld er haften ſolle, kein Zweifel obwalten konne. 
Das treffe hier nicht zu, und es müſſe als geſetzlich ausgeſchloſſen 
gelten, im gegebenen Falle die nach der bezeichneten Richtung 
ſich darbietenden Zweifel durch außerhalb der Bürgſchaftsurkunde 
geſchöpfte Ermittelungen des Willens der Kontrahenten zu löſen. 
Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten geweſen. Allerdings muß 
zur Erfüllung der Formvorſchrift des § 766 erfordert werden, 
daß dasjenige, was den Inhalt der Bürgſchaftserklärung bildet 
($ 765), wenigſtens in feinen weſentlichen Teilen in der Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde ſelbſt enthalten iſt, und dazu gehört auch die 
Angabe der Schuld, für welche gebürgt werden ſoll. (Vergl. 
RG. 57, 259 f.) Inſoweit gelten für die Bürgſchaft keine 
anderen Grundſätze, als für andere an die Schriftform 
oder an gerichtliche oder notarielle Beurkundung gebundene 
Willenserklärungen (BGB. 58 126, 127). Auch für dieſe 
greift aber die allgemeine Vorſchrift in 8 133 des BGB. 
Platz, wonach bei der Auslegung von Willenserklärungen der 
wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu hatten iſt, und es iſt dabei auch 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß zur Ermittelung dieſes Willens 
außerhalb der auszulegenden urkundlichen Erklärungen liegende 
Umftände herangezogen und berückſichtigt werden. Erfordert 
werden muß nur hier, ebenſo wie bei mündlichen Erklärungen, 
daß in den gebrauchten Worten der Ausdruck deſſen, was als 
der Wille des Erklärenden ermittelt wird, überhaupt gefunden 
werden kann. Im vorliegenden Falle iſt in der vom Beklagten 
unterſchriebenen Urkunde die Schuld, für die er ſelbſtſchuld⸗ 
neriſcher Bürge ſein wollte, angegeben und zwar an ſich ganz 
klar, indem die Bürgſchaftsurkunde inſoweit auf den auf dem⸗ 
ſelben Blatt unmittelbar voranſtehenden Schuldſchein des L. G. 
verweiſt. Indem der Beklagte erklärt, er „verbürge die obige 
Darlehnsſchuld“ des L., ſpricht er aus, er leiſte bis zur Höhe 
von 6000 Mark Bürgſchaft für diejenige Schuld, über welche 
L. den Schuldſchein ausgeſtellt habe. Damit iſt die Haupt⸗ 
ſchuld objektiv bezeichnet und zwar durchaus zureichend, ſofern 
das Schuldverhältnis, vermöge deſſen L. den Schuldſchein aus⸗ 
geſtellt hat, mit Sicherheit feſtgeſtellt werden kann. Ob dies 
durch den Inhalt des Schuldſcheins allein geſchehen kann, oder 
dazu auf anderen Unterlagen beruhende Feſtſtellungen erforderlich 
ſind, iſt für die Wirkſamkeit der Bürgſchaft ohne jede Be⸗ 


48 


deutung; für die Hauptſchuld, auf welche die Bürgſchaft ſich 
bezieht, bedarf es überhaupt keiner Schriftform. W. B. o. H., 
U. v. 27. Okt. 04, 601/03 VI. —. Karlsruhe. 

16. 5 823 Abſ. 1 BGB. Haftung des Bahnhofswirtes 
für gefährliche Einrichtungen in der Wirtſchaft.] 

Der Kläger iſt in der, von dem Beklagten als Pächter be⸗ 
triebenen Bahnhofswirtſchaft in eine, zur fraglichen Zeit offen 
ſtehende Kelleröffnung geſtürzt und hat ſich hierbei angeblich 
ſchwere Kopfverletzungen zugezogen. Beklagter iſt verurteilt und 
ſeine Rev. zurückgewieſen worden: Es mag ſein, daß wegen 
der gefährlichen Anlage an ſich, der im Boden des Warte ⸗ 
ſaales angebrachten Kelleröffnung, nicht der Wirtſchaftspächter, 
ſondern der Eiſenbahnfiskus verantwortlich zu machen wäre. 
Aber jedenfalls trägt der Bekl. die Verantwortung wegen der 
Einrichtungen und Veranſtaltungen, welche im vorliegenden Fall 
im Zuſammenhang mit der beſtehenden Kelleröffnung eine be⸗ 
ſonders gefährliche Situation geſchaffen oder die vorhandene 
Gefährlichkeit erhöht hatten. Der Bekl. war es, der nicht bloß 
durch den eigentlichen Wirtſchaftsbetrieb, ſondern auch durch die 
räumliche Anordnung der hierzu dienenden Gerätſchaften, 
namentlich aber durch die Aufſtellung des Schaukaſtens, worin 
er Zuckerwaren u. dergl. zum Verkaufe ausſtellte, in unmittel⸗ 
barer Nähe der Kelleröffnung, dem Verkehr des Publikums eine 
beſtimmte Richtung gab und den in dem Warteſaal verkehrenden 
Wirtſchaftsgäſten oder Reiſenden Anlaß dazu bot, daß fie der 
Kelleröffnung unverſehens zu nahe kamen. Ihm mußte auch 
die damit hervorgerufene Gefahr für das Publikum von Anfang 
an erkennbar und täglich gegenwärtig ſein, und für ihn ergab 
ſich aus ſeinem Geſchäftsbetrieb und ſeiner Einwirkung auf den 
Verkehr die Verpflichtung, den daraus erwachſenden Gefahren 
vorzubeugen. Eine Haftbarkeit hierwegen trifft den Beklagten 
ſchon nach der Vorſchrift des §8 823 Abſ. 1 BGB., auch 
wenn ihm nicht ein Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz — § 367 
Nr. 12 StGB., § 823 Abſ. 2 BGB. — wegen nicht ge⸗ 
nügender Verwahrung der Offnung ſollte zur Laſt gelegt 
werden können. Das BGG. führt aus: der Beklagte habe, 
bevor er den Mietvertrag mit dem Fiskus abſchloß, darauf be⸗ 
ſtehen müſſen, daß die gefährliche Anlage entfernt werde. Habe 
er dies unterlaſſen oder hätte der Fiskus ſich geweigert, eine 
Anderung vornehmen zu laſſen, ſo ſei es nunmehr Pflicht des 
Bekl. geweſen, wenn er dennoch mietete, ſelbſt Vorrichtungen 
zu treffen, die einen Unfall wirkſam ausſchließen mußten. — 
Wenn man aber auch von einer Verpflichtung des Bekl. (dem 
nach ſeiner Behauptung bauliche Veränderungen durch den 
Mietsvertrag unterſagt waren), bei dem Fiskus auf eine Be⸗ 
ſeitigung der gefährlichen Anlage zu dringen, ganz abſieht, ſo 
beſtand eine Pflicht zur eigenen Fürſorge jedenfalls und um 
jo mehr für den Beklagten, wofern er durch feine Wirtſchafts⸗ 
einrichtungen ſelbſt zu der Gefährdung der Sicherheit beitrug. 
P. 6. S., U. v. 8. Dez. 04, 512/04 VI. — Hamm. 

17. 5 828 Abf. 2 BGB. Begründung der Einſicht des 
nicht 18 Jahre alten Beſchädigers.] 

Das OLG. hat den 15 Jahre alten Beklagten haftbar 
erklärt für die Folgen der Verletzung, die Kläger durch einen 
Schuß aus einem Gewehr, mit dem Beklagter ſich beſchäftigte, 
erlitten. Die Gründe des Berufungsurteils ſagen: der Beklagte 
ſei im Alter von 15 Jahren geiſtig reif genug geweſen, um zu 
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erkennen, daß durch ſein leichtfertiges Verhalten die in der Nähe 
befindlichen Menſchen gefährdet und verletzt werden konnten und 
daß deshalb dies Verhalten ein Unrecht ſeinerſeits ſei. Des⸗ 
wegen iſt der Beklagte als verantwortlich für den Schaden an⸗ 
geſehen. Die Ausführung läßt erkennen, was der Tatbeſtand 
nicht ergibt, daß der Beklagte auf Grund von § 828 Abſ. 2 
BGB. feine Verantwoxtlichkeit beſtritten und darum das BG. 
fie feſtgeſtellt hat. Aber dieſe Feſtſtellung tft einzig auf die 
Tatſache gegründet, daß der Beklagte 15 Jahre alt geweſen iſt 
und das iſt rechtlich nicht zuläſfig. Wenn das Geſetz in dem 
Falle, wo der Beſchädiger erſt 15 Jahre alt iſt, dem Zweifel 
Raum läßt, ob er nach dem Maße ſeiner Einficht für ſeine 
Handlung verantwortlich iſt, ſo läßt ſich aus dem Alter des 
Beklagten allein nicht der Beweis herleiten, daß er im ge⸗ 
gebenen Falle die erforderliche Einficht beſeſſen hat. Liegt daher 
nach Maßgabe der Verteidigung des Beklagten ein Anlaß zu 
der erwähnten Feſtſtellung vor, ſo muß ſie anders begründet 
werden. Die Annäherung des Beklagten an das Alter, wo er 
voll verantwortlich iſt, kann nur in Verbindung mit anderen, 
der Lage des Einzelfalles entnommenen Umſtänden für den in 
Frage ſtehenden Beweis verwertet werden. R. c. N., U. v. 
17. Nov. 04, 18/04 VI. — Hamm. 

18. 5 831 BGB. Bedeutung des Umſtandes, daß lange 
Zeit hindurch bei einem beſtehenden Zuſtand ein Schaden nicht 
entſtanden ſei.] 

Die Kl. iſt durch einen Fall auf dem Bürgerfteige ver⸗ 
letzt worden und hat gegen die Stadtgemeinde als die Eigen⸗ 
tümerin des Bürgerſteigs und die zu ſeiner Unterhaltung Ver⸗ 
pflichtete auf Entſchädigung geklagt. Ihr Anſpruch iſt in erſter 
Inſtanz dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Die Be⸗ 
rufung und die Reviſion der Bekl. find zurückgewieſen worden. 
Die Revifion hat auch den Zweifel aufgeworfen, ob nicht der 
DR. den Begriff der Fahrläſſigkeit verkannt habe, indem er 
keine Rückſicht darauf genommen habe, daß der angeblich ge⸗ 
fährliche Zuſtand des Bürgerſteiges faſt 20 Jahre beſtanden 


habe, ohne daß ſchädliche Folgen ſich gezeigt hätten. Formell 


ift es auch eine Lücke in der Begründung des angefochtenen 
Urteils, daß auf jenes Schutzvorbringen nicht ausdrücklich ein- 
gegangen iſt. Denn bei der Abmeſſung der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt können die Erfahrungen des Verkehrs 
nicht beiſeite gelaffen werden. Aber da das BG. ausſpricht 
das Gefälle des Bürgerſteigs habe gegen die allgemeinen 
Regeln der Technik verſtoßen, ſo iſt damit geſagt, daß die Er⸗ 
fahrungen der Techniker ein minder ſtarkes Gefälle erforderten, 
und es iſt nicht rechtsirrig, wenn nach den letzteren bemeſſen 
iſt, was die im Verkehr erforderliche Sorgfalt fordere. Die 
Tatſache, daß der gefährliche Zuſtand bisher Unfälle nicht zur 
Folge gehabt hat, iſt nicht mit rechtlicher Notwendigkeit ſchlüffig 
für den Beweis, daß die Bauverwaltung der Beklagten einen 
Fehler überhaupt nicht begangen hat oder die nachteiligen 
Folgen des geduldeten Verſtoßes gegen die Regeln der Technik 
nicht vorausſehen konnte. O. c. H., U. v. 7. Nov. 04, 2/04 VI. 
— Breslau. 

19. 5 1205 BGB. Zuläffigfeit der reinen Sicherungs⸗ 
übereignung ohne Form eines Kaufgefchäftes.] 

Das RG. hat in ſtändiger Rechtſprechung auch für dal 
neue Recht anerkannt, daß die Sicherſtellung einer Forderung 
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durch Übertragung des Eigentums an Sachen rechtlich moͤglich 
iſt (ogl. die Urteile des erkennenden Senats vom 22. April 1904 
Rep. VII 564, 03, vom 24. Juni 1904 Rep. VII 50, 04 und 
vom 16. September 1904 Rep. VII 86, 04, ferner RG. 57, 175). 
Die Beteiligten haben nun im gegenwärtigen Falle die Über⸗ 
eignung zum Zwecke der Sicherung des Erwerbers wegen einer 
Forderung nicht, wie dies häufig geſchieht, in die Form eines 
Kaufgeſchäftes gekleidet, ſondern ſchlechthin erklärt, daß durch 
die Übertragung des Eigentums dem C. W. für das ſeiner 
Schweſter gewährte Darlehen von 5 000 M. Sicherheit beſtellt 
werden ſolle. Dadurch tritt das Geſchäft als reine Sicherungs⸗ 
übereignung in die Erſcheinung. Fraglich kann nur ſein, ob 
der pfandrechtliche Zweck, welcher der ernſtlich gemeinten 
Eigentumsübertragung zugrunde liegt und ſich in den Ab- 
reden über die Verwertung der veräußerten Sachen zu erkennen 
gibt, der Gültigkeit des Geſchäfts entgegenſteht. Dies würde 
nur dann zutreffen, wenn dem $ 1205 BGB. die Tragweite 
beizumeſſen wäre, daß die Sicherung einer Forderung durch be⸗ 
wegliche Sachen des Schuldners nur im Wege der Ver⸗ 
pfändung nach Maßgabe jener Vorſchrift ſollte erfolgen dürfen, 
und daß nach dem Willen des Geſetzes jede andere Form pfand⸗ 
rechtlicher Sicherung habe ausgeſchloſſen ſein ſollen. Nur bei 
dieſer Auslegung des Geſetzes würde man ſagen können, daß 
die Sicherungsübereignung eine Umgehung desſelben darſtelle 
und als ſolche nichtig ſei. Sie iſt aber weder nach dem Wort- 
laute noch nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes geboten, 
und fo lange nicht ein abweichender Wille des Geſetzgebers klar 
erhellt, muß es geſtattet ſein, daß die Beteiligten für die Er⸗ 
langung von Kredit durch Realſicherheit auch einen anderen Weg 
einſchlagen, als den der Verpfändung. Wenn dieſer Weg zu 
der Anwendbarkeit des ſogenannten Beſitzkonſtituts an Stelle 
der körperlichen Übergabe führt, fo iſt auch darin kein Verſtoß 
gegen den nur auf die Belaſtung einer Sache mit einem 
Pfandrecht bezüglichen § 1205 BGB. zu finden. B. c. M., 
U. v. 8. Nov. 04, 173/04 VII. — Kiel. 

20. 881353, 1354 BGB. verb. mit 8 588 3 O. Verpflich⸗ 
tung des erkrankten Ehegatten, ſich wegen etwaiger Fortſetzung 
der häuslichen Gemeinſchaft in eine vom Gericht beſtimmte 
Nervenheilanftalt zu begeben.] 

Die Ehefrau hat Klage auf Scheidung eingeleitet. Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Der Beklagte 
erhob Widerklage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft. 
Das Landgericht verurteilte zur Widerklage die Klägerin, die 
häusliche Gemeinſchaft mit dem Beklagten herzuſtellen. In der 
Berufungsinſtanz hat der Beklagte beantragt, die Berufung 
zurückzuweiſen, im Falle der Scheidung aber auch die Klägerin 
für ſchuldig zu erklären, ferner für den Fall, daß der prinzipale 
Antrag der Widerklage nicht für begründet erachtet werde, die 
Klägerin zu verurteilen, ſich zur Herſtellung ihres Nervenſyſtems 
in eine von dem Beklagten zu bezeichnende Nervenheil⸗ 
anſtalt zu begeben und darin ſolange zu verbleiben, bis ſie 
ohne Gefährdung ihrer Geſundheit die häusliche Gemeinſchaft 
mit dem Beklagten wieder aufnehmen könne. Das KG. verurteilte 
zur Widerklage die Klägerin nach dem Unterantrag des Be⸗ 
klagten, jedoch wurde beſtimmt, daß die Nervenheilanſtalt von 
dem Profeſſor Dr. M. zu bezeichnen ſei. Die hiergegen 
gerichtete Anſchlußreviſion wurde ebenfalls zurückgewieſen. Pro⸗ 
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zeſſual iſt es nicht bedenklich, daß die Bezeichnung der Heil' 
anſtalt einem Arzt überlaſſen wurde, denn eine Vollſtreckung des 
Urteils iſt ausgeſchloſſen (§ 888 Abſ. 2 der 3 O.). Die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. kann nur einen moraliſchen Einfluß äußern 
inſofern, als die Kl. aus dem Urteile zu entnehmen hat, daß 
der Richter der Anficht iſt, es ſei ihre Pflicht als Ehefrau, in 
der durch die Urteilsformel beſtimmten Weiſe ein Zuſammen⸗ 
leben mit ihrem Ehemann zu ermöglichen. Ebenſo wenig iſt 
materiellrechtlich die Entſcheidung des BG. zu beanſtanden. 
Nach § 1353 find die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft verpflichtet, alſo zur gegenſeitigen Treue, zum gegen⸗ 
ſeitigen Beiſtand, zum Zuſammenleben (Mot. 4, 104). Wäre 
dieſe Verpflichtung in einem Schuldverhältniſſe begründet, jo 
würde Treu und Glauben auch erfordern, daß der Verpflichtete, 
ſoweit es in feinen Kräften ſteht, etwaige Hinderniſſe beſeitige, 
die der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtung entgegen⸗ 
ſtehen. Ganz ebenſo iſt an den Ehegatten — ſei es der Mann, 
ſei es die Frau — die Anforderung zu ſtellen, daß er die 
Hinderniſſe beſeitige, die der Erfüllung der Verpflichtung zur 
ehelichen Lebensgemeinſchaft entgegenſtehen. Klägerin ſoll ſich 
in die Heilanſtalt begeben, nicht weil ſie verpflichtet wäre, der 
Anordnung des Mannes Folge zu leiſten, ſondern weil die ihr 
— in gleicher Weiſe wie dem Manne — obliegende Verpflich⸗ 
tung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft ein ſolches Verhalten von 
ihr erfordert. Hatte demzufolge 8 1354 überhaupt nicht zur 
Anwendung zu kommen, jo iſt die Rüge der Reviſion, der 
Berufungs richter habe gefehlt, indem er dem Ehemann die Be 
ſtimmung der Heilanſtalt aus den Händen genommen und einem 
Dritten überlaſſen habe, unzutreffend. L. c. L., U. v. 1. Dez. 04, 
214/04 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 8 62, 739 3p O. Keine notwendige Streitgenoſſenſchaft 
bei einer Klage auf Leiſtung gegen die Ehefrau und auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut gegen den 
Ehemann.] . 

Die Frage, ob wenn eine Klage gegen eine Frau auf 
Leiſtung und zugleich gegen ihren Mann gemäß § 739 der 
ZPO. auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte 
Gut gerichtet iſt, notwendige Streitgenoſſenſchaft vorliege, iſt 
in der Literatur beſtritten. Bejaht wird die Frage u. a. von 
Peterſen Komm. z. ZPD. (4) z. 8 739 Bem. 2 (vgl. aber 
5. Aufl. zu § 62 Note 11), von Strudmann Komm. z. 
ZPD. (8) zu $ 739 Bem. 2, von Seuffert Komm. z. ZPO. (9) 
zu § 62 S. 95, (8.) Aufl. zu 8 739 S. 350, und in Gruchots Beitr. 
43, 136. Verneint wird ſie u. a. von Gaupp Komm. z. 
3PO. (7) zu 8 52 S. 159. 160 und zu 8 62 S. 186 unter e, 
von Planck Komm. z. BGB. (3) zu § 1400 Bem. 7, von 
Hellwig Anſpruch und Klagrecht S. 326, von Staudinger 
Komm. z. BGB. (2) zu § 1400 Bem. 5, von Schmidt⸗ 
Habicht Familienrecht 8 1400 Bem. 3. S. 278. Der er 
kennende Senat fchließt fi) der letzteren Anficht an. Daß das 
ſtreitige Rechtsverhältnis beiden Eheleuten gegenüber nur ein⸗ 
heitlich feſtgeſtellt werden könnte, liegt ebenſowenig vor, wie ein 
ſonſtiger Grund, aus dem die Streitgenoſſenſchaft eine not⸗ 
wendige wäre. Die Leiſtungspflicht der Frau kann beſtehen; 
die Duldungspflicht des Mannes fehlen. Der Gläubiger der 
Frau iſt nicht gezwungen, beide Eheleute zuſammen zu ver⸗ 
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Hagen; die Prozeſſe können getrennt geführt werden (vgl. auch 
RG. 39, 306 ff.). Iſt die Frau zunächſt allein verklagt und 
verurteilt worden, ſo ſchafft das Urteil keine Rechtskraft gegen 
den Mann; dieſer kann in dem gemäß 5 739 ZPD. wider 
ihn anhängig gemachten Rechtsſtreite Einwendungen gegen die 
Leiſtungspflicht der Frau erheben und nur, wenn er der Prozeß⸗ 
führung gegen die Frau zugeſtimmt hatte, wirkt das gegen die 
Frau ergangene Urteil gegen ihn, ſoweit es ſich um die Leiſtungs⸗ 
pflicht der Frau handelt (BGB. $ 1400 Abſ. 1). Iſt zunächft 
der Mann gemäß § 739 ZPO. verklagt und verurteilt worden, 
ſo erzeugt dieſes Urteil ebenſo wenig Rechtskraft gegen die Frau, 
die in dem wider fie anhängig gemachten Rechtsſtreit ihre — 
dem Mann gegenüber feſtgeſtellte — Leiſtungspflicht zu beſtreiten 
berechtigt iſt. In einem in „Recht“ 1902, 590 abgedruckten 
Urteil des OLG. Jena wird zur Begründung der Annahme einer 
notwendigen Streitgenoſſenſchaft ausgeführt: mit der gegen beide 
Eheleute gerichteten Klage werde nicht nur die Verurteilung der 
Frau zur Bezahlung der Schuld, ſondern auch die Feſtſtellung 
der Haftung des eingebrachten Guts der Frau bezweckt und 
herbeigeführt; dieſe letztere Feſtſtellung könne naturgemäß, ſobald 
einmal beide Eheleute gemeinſchaftlich ihretwegen belangt 
ſeien, beiden Ehegatten gegenüber nur einheitlich erfolgen; 
man würde dem Richter einen logiſchen Widerſpruch aufnötigen, 
wenn man ihm zumuten wollte, mittelſt besfelben Urteils die 
Haftung des eingebrachten Guts für die Schuld der Frau dieſer 
gegenüber zu bejahen, dem Mann gegenüber zu verneinen oder 
umgekehrt. Dieſe Ausführungen gehen ſchon deswegen fehl, weil 
der Frau gegenüber keineswegs die Feſtſtellung der Haftung des 
eingebrachten Guts bezweckt wird und herbeigeführt werden ſoll, 
auch nicht herbeigeführt wird, ſondern allein die Feſtſtellung der 
Leiſtungs verpflichtung, die ſich ohne weiteres und ohne daß es 
einer bezüglichen Feſtſtellung der Frau gegenüber bedarf, auf ihr 
geſamtes Vermögen, alſo auch auf ihr eingebrachtes Gut bezieht. 
Der Klagantrag gegen die Frau iſt inhaltlich völlig verſchieden 
von dem gegen den Mann gerichteten, und nur inſofern beſteht 
zwiſchen beiden Anträgen ein Zuſammenhang, als dem Antrag 
gegen den Mann nur ſtattgegeben werden kann, wenn ihm 
gegenüber zugleich feſtſteht, daß der Klagantrag gegen die Frau 
begründet iſt. Deswegen iſt aber die Streitgenoſſenſchaft zwiſchen 
den Eheleuten noch nicht eine notwendige. Dasſelbe iſt der Fall, 
wenn der Hauptſchuldner und der Bürge gemeinſam verklagt 
find, und hier hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung die 
Annahme einer notwendigen Streitgenoſſenſchaft abgelehnt (vgl. 
die Urteile in Seuff Arch. 46 Nr. 286, in Gruchots Beitr. 47, 
847 und in der JW. 03, 149). Liegt ſonach zwiſchen den be⸗ 
klagten Eheleuten nur eine ſogen. unechte Streitgenoſſenſchaft 
(3PD. 5 60) vor, fo durfte das LG. nicht ein kontradiktoriſches 
Urteil gegen den beklagten Mann erlafien. Das BG. durfte 
ferner nicht auch dem Mann gegenüber, der am Berufungs- 
verfahren in keiner Weiſe beteiligt, darin auch nicht durch die 
Frau vertreten war, die Klage abweiſen. Sch. c. Eheleute Sch., 
U. v. 21. Nov. 04, 23/04 VI. — Breslau. 

22. § 91 3PD. Erſtattung von Reiſekoſten des Rechts⸗ 
anwalts.] 

Es läßt ſich nicht allgemein und ausnahmslos der Grund⸗ 
ſatz rechtfertigen, daß bei einer Beweisaufnahme, die lediglich 
eine techniſche Frage zum Gegenſtande hat, die Vertretung einer 
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Partei durch ihren eigentlichen, mit der Prozeßführung über- 
haupt betrauten Rechtsanwalt zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung nicht erforderlich ſei. Vielmehr kann in ſolchem 
Falle die Wahrnehmung des Beweistermins durch den eigent- 
lichen Prozeß bevollmächtigten unter Umftänden geboten ſein, um 
ihn in den Stand zu ſetzen, die weitere Bearbeitung der Sache 
mit der erforderlichen Sachkenntnis vorzunehmen. Um einen 
ſolchen Ausnahmefall handelt es ſich nun aber. Sowohl die 
Wichtigkeit des Rechtsſtreits als auch die Schwierigkeit der Be⸗ 
weisaufnahme, welche die Beſchaffenheit und Leiſtungsfäbigkeit 
einer Zwirnmaſchine betraf, ließen die Wahrnehmung des Be⸗ 
weistermins zu Hamburg durch den Rechtsanwalt aus Kolmar 
als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig erſcheinen, 
zumal auch das Prozeßgericht eine Beweisaufnahme in der 
Fabrik der Klägerin behufs Beſichtigung einer im Betriebe be⸗ 
findlichen Zwirnmaſchine für notwendig erachtet hat und der 
ernannte Sachverſtändige zum Zwecke der Beweisaufnahme 
ebenfalls von Kolmar nach Hamburg reifen mußte. S. c. L., 
Beſchl. v. 9. Dez. 04, B 170/04 II — Kolmar. N 

23. 897 3PO. Belaſtung der Hauptpartei mit den Prozeß ⸗ 
koſten bei einer vom Nebenintervenienten eingelegten Reviſion.] 

Die Revifion war als unbegründet zurückzuweiſen. Sie 
iſt zwar von dem Nebenintervenienten B. eingelegt, der Beklagte 
war indeſſen nicht untätig geblieben, er hat ſeinerſeits Revifions⸗ 
anträge geſtellt und Angriffe erhoben. Dadurch unterſcheidet ſich 
die gegebene Sachlage weſentlich von dem Falle, wenn ohne 
Zutun und Teilnahme der Partei vom Nebenintervenienten das 
erfolgloſe Rechtsmittel eingelegt und durchgeführt wird; fie fteht 
übrigens auch nicht gleich der vom VI. Zivilſenat im Urteil 
vom 11. Mai 1896 — VI. 13/96 — JW. 1896, 333 er⸗ 
örterten Prozeßlage. Bei einer Sachlage wie hier iſt daher die 
vom Nebenintervenienten unterſtützte Partei nicht etwa bloß 
formell als Reviſionsklägerin anzuſehen und find ihr, nicht dem 
Nebenintervenienten, die Koſten des erfolgloſen Rechtsmittels auf- 
zuerlegen; dagegen bleiben die durch die Nebenintervention ver⸗ 
urſachten Koſten dem Nebenintervenienten zur Laſt. J. B. c. St., 
U. v. 18. Nov. 04, 90/04 II. — Karlsruhe. 

24. 58 301, 303, 614 und 616 3PO. Unzuläſſigkeit 
eines Teilurteils in Eheſachen, deren Ziel Scheidung tft; Ab⸗ 
gehen des RG. von einer anderen Rechtsauffaſſung.] 

Das Berufungsgericht hat in dem vorliegenden Eheſcheidungs⸗ 
prozeß bezüglich der Klage durch Teilurteil vom 23. April 1904 
und ſodann bezüglich der noch im Streit befindlichen Widerklage 
durch Urteil vom 27. Mai 1904 erkannt. Die gegen beide 
Urteile eingelegte Revifion iſt für begründet erachtet, und zwar 
deshalb, weil das Berufungsgericht in Anſehung der Klage durch 
Teilurteil erkannt und dadurch eine Entſcheidung erlaſſen hat, die 
mit den Beſtimmungen über das Verfahren nicht im Einklang 
ſteht. Allerdings iſt die Zuläſſigkeit eines Teilurteils in Fällen der 
vorliegenden Art vom RG. wiederholt anerkannt worden, ins⸗ 
beſondere von dem jetzt erkennenden Senat und in einem Urteil 
des 3S. III vom 7./13. Juli 1885 zur Sache III 96/85 
(mitgeteilt in Bolze, Praxis 2 Nr. 1909). Die in dieſem 


Urteil ausgeſprochene Anſicht iſt indes von dem nämlichen 


Senat in deſſen Urteil vom 7. November 1902 zur Sache 
III 213/02 (JW. 1902 Beilage 286 Nr. 241) unter Billigung 
des abweichenden Urteils des 35. II vom 22. Dezember 1899 
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zur Sache II 398/99 (RG. 45, 400) verlafien worden und 
der erkennende Senat iſt bei nochmaliger Erwägung dazu ge⸗ 
langt, ſich den letzteren Urteilen anzuſchließen. Zunächſt muß 
für den Fall, daß durch Klage und Widerklage die Scheidung 
beantragt wird, die Zuläſſigkeit eines auf Scheidung lautenden 
Teilurteils verneint werden. Wird von dem Gericht die 
Scheidung ausgeſprochen, ſo iſt die Ehe, ſobald das Urteil die 
Rechtskraft erlangt hat, getrennt und für einen Rechtsſtreit, der 
das eheliche Verhältnis zum Gegenſtande hat, iſt kein Raum 
mehr vorhanden. Aus dieſem Grunde aber muß es überhaupt 
für unſtatthaft erachtet werden, in einem auf Scheidung ab⸗ 
zielenden Rechtsſtreit ein Urteil zu erlaſſen, daß die Ehe dem 
Bande nach trennt und nicht gleichzeitig auch ſämtliche anderen 
der Entſcheidung bedürftigen Fragen endgültig erledigt, 
ſondern entweder über dieſe anderen Fragen bedingt entſcheidet 
oder die Entſcheidung vorbehält. Unzuläffig iſt insbeſondere 
ein Urteil, das auf Trennung der Ehe lautet, ſodann aus⸗ 
ſpricht, die Scheidung erfolge zunächſt auf den Antrag der 
einen Partei und daneben von einem Eide abhängig macht, 
ob das Scheidungsbegehren der anderen Partei abgewieſen oder 
durch Läuterungsurteil erkannt werden ſoll, daß die Scheidung 
auf Antrag dieſer letzteren Partei ſtattfinde. Allerdings kommen 
Urteile ſolchen Inhalts in der Praxis der Gerichte vor und es 
wird dies (vgl. Lobe, SächſA. 6, 673) durch die Betrachtung 
zu rechtfertigen geſucht, das zueiſt ergebende Urteil enthalte die 
Scheidung, das dann folgende dagegen nur die Feſtſtellung, 
daß die bereits auf den Antrag der einen Partei hin ausge⸗ 
ſprochene Scheidung auch als auf den Gegenantrag hin erfolgt 
anzuſehen ſei. Eine derartige Feſtſtellung iſt jedoch rechtlich 
unmöglich und würde eine Bedeutung nicht zu bean⸗ 
ſpruchen haben, denn eine Ehe, die bereits rechtskräftig geſchieden 
iſt, kann nicht zum zweitenmal geſchieden und es kann deshalb 
auch nicht hinterher in rechtlich wirkſamer Weiſe ausgeſprochen 
werden, daß es ſo angeſehen werden ſolle, als ob die Ehe nicht 
nur aus dem bei ihrer Trennung angegebenen Grunde, ſondern 
noch aus einem anderen Grunde geſchieden ſei. Hieraus folgt 
bereits, daß es endlich auch nicht ſtatthaft ſein kann, ein Teil⸗ 
urteil zu erlaſſen, das auf Trennung der Ehe lautet, aber die 
Entſcheidung über die Schuldfrage ſei es in Anſehung beider, 
ſei es hinſichtlich des einen Gatten einem ſpäteren Urteil vor⸗ 
behält. Hat ein die Scheidung ausſprechendes Urteil die Rechts. 
kraft erlangt, fo find die bisherigen Gatten nicht mehr Cheleute 
und dann iſt eine Entſcheidung darüber, wer von ihnen die 
Schuld an der Scheidung getragen hat, nicht mehr möglich. 
Denn nach rechtskräftig erfolgter Scheidung kann, worüber 
wohl ein Zweifel obwalten wird, ein neuer Rechtsſtreit nur in 
Anſehung der Schuldfrage nicht mehr anhängig gemacht werden, 
weil die Prüfung und Beantwortung der Schuldfrage zur Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob die Ehe zu trennen ſei, gehört und 
deshalb mit der Trennung der Ehe endgültig zum Abſchluß 
gelangen muß. Aus dem gleichen Grunde kann aber auch ein 
anhängiges Verfahren, ſobald in dieſem die Trennung der Ehe 
rechtskräftig ausgeſprochen iſt, nicht mehr behufs Erörterung der 
Schuldfrage fortgeſetzt werden. Hiermit ſteht die Beſtimmung 
des $ 1574 Abſ. 1 BGB. im Einklang, die zum Ausdruck 
bringt, daß über die Schuldfrage gleichzeitig mit der Scheidung 
zu erkennen ift und daß die Entſcheidung hierüber ſtets, auch 
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in den durch Abſ. 2 und Abſ. 3 betroffenen Fällen, nur in dem 
auf Scheidung lautenden Urteile erfolgen kann (ogl. auch Planck, 
BGB. zu 8 1574 Anm. 4). Der hiernach aus dem Gegen⸗ 
ſtand und dem Ziel des Scheidungsprozeſſes ſich ergebende 
Grundſatz, daß die Ehetrennung nur ausgeſprochen werden 
darf, wenn ſämtliche der Entſcheidung bedürfende Streitfragen 
ſpruchreif find, iſt auch allein geeignet, den Bedürfniſſen des 
Rechtsverkehrs zu entſprechen. Endlich muß in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten der vorliegenden Art nicht bloß die Trennung der Ehe, 
ſondern auch die Abweiſung der Klage (oder der Widerklage) 
durch Teilurteil für unzuläfftig erachtet werden, und zwar wegen 
der Beſtimmung im 8 616 ZPD. (Wird ausgeführt.) Hier⸗ 
nach iſt anzuerkennen, daß eine Eheſache, deren Ziel die 
Scheidung iſt, nur dann ſachgemäß erledigt werden kann, wenn 
über den geſamten Streitſtoff gleichzeitig entſchieden wird, und 
daß in einem ſolchen Rechtsſtreit jedes Teilurteil ausgeſchloſſen 
iſt. — F. c. F., U. v. 17. Nov. 04, 248/04 IV. — Hamburg. 

25. § 551 Nr. 7 39D. Mangel von Entſcheidungs⸗ 
gründen.] 

Der BR. legt die Verſicherungsbedingungen dahin aus, 
daß die Verſicherung ſchon durch die Tatſache der Verbringung 
der verſicherten Gegenſtände an einen anderen Ort für fid allein, 
ohne Rückficht darauf, ob die Bank die Verſicherung aufheben 
oder beſtehen laſſen wolle, ihr Ende ſtets dann erreiche, wenn 
nicht ſchon vor der Verbringung dieſe der Bank angezeigt 
worden ſei. Eine ſolche Auslegung iſt rechtlich moglich, weun⸗ 
gleich fie zur Folge haben müßte, daß durch fie der Verficherte 
in die Lage geſetzt würde, jederzeit durch eigenmächtige Ver⸗ 
bringung der verſicherten Gegenſtände an einen anderen Ort das 
ihm läftig gewordene Verficherungsverhältnis einſeitig zu löſen, 
und daß vielleicht auch die Verficherung dadurch aufhören konnte, 
daß ohne Wiſſen beider Vertragsteile die Gegenſtände an einen 
anderen, gefährlicheren Ort verbracht würden. Der Inhalt der 
Bedingungen läßt aber auch die Auslegung zu, daß der be⸗ 
treffende Satz nur Beſtimmung für den Fall treffen will, daß 
die Bank, nachdem fie die Verbringung der Gegenſtände er- 
fahren hat, den Verſicherungsvertrag aufheben will und von 
dieſem Willen dem Verſicherten eine „beſondere ſchriftliche An⸗ 
zeige“ gemacht hat. Bei einer ſolchen Auslegung würde der 
Schluß des Satzes: „in den Fällen unter d dagegen mit dem 
Zeitpunkte der Fortſchaffung der verſicherten Gegenſtände“ 
nur dahin aufgefaßt werden können, daß mangels einer Anzeige 
der Bank, die Verficherung aufzuheben, die Verficherung be⸗ 
ſtehen bleibt, daß aber durch eine ſolche Anzeige das Ver⸗ 
ficherungsverhältnis mit rückwirkender Kraft vom Augen⸗ 
blicke der Verbringung der Gegenſtände ab gelöſt wird. Eine 
ſolche mit dem Wortlaut des Abſ. 2 vereinbare Auslegung ver- 
hindert eine unnötige, dem Intereſſe beider Teile widerſtreitende 
Aufhebung der Verſicherung und reicht aus, um das Intereſſe 
der Bank daran, daß durch Erhöhung der Gefahr ihr Riſiko 
nicht erhöht werde, zu ſchützen. Das Berufungsurteil ergibt 
nichts darüber, daß dem BR. auch die Möglichkeit einer ſolchen 
Auslegung zum Bewußtſein gelangt iſt. Hätte er ſie ins Auge 
gefaßt, fo bätte er die Gründe und Gegengrüͤnde dafür, ob 
dieſer Auslegung oder der im angefochtenen Urteil enthaltenen 
der Vorzug zu geben ſei, gegeneinander abwägen und ſich über 
das Ergebnis in den Entſcheidungsgründen ausſprechen müſſen. 

7 * 


52 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Um das Verſäumte nachzuholen, war die Zurückverweiſung in 
die Vorinſtanz geboten. G. c. Staatsfiskus, U. v. 29. Nov. 04, 
205/04 VII. — Berlin. 

26. 8 569 ZPD. Nichtwahrung der Beſchwerdefriſt durch 
Überreichung der Beſchwerdeſchrift außerhalb der Geſchäftslokale 
an einen Subalternbeamten der Behörde.] 

Es ſteht feſt, daß eine erſt am 19. Oktober eingegangene 
Beſchwerde, da die Zuſtellung des landgerichtlichen Beſchluſſes 
am 4. des genannten Monats ſtattgefunden hatte, ſich als ver⸗ 
ſpätet darſtellen würde. Es kann ſich mithin nur darum handeln, 
ob bereits am 18. eine rechtlich wirkſame Einlegung der Be⸗ 
ſchwerde ſtattgefunden hat. Das OLG. führt zur Rechtfertigung 
feiner dies verneinenden Anſicht folgendes aus: Wenn man auch 
der Auffaſſung des RG. im Urteil vom 26. Februar 1904 
IW. 04, 211 Nr. 27, im übrigen folgen wollte, fo ſeien die 
Vorausſetzungen dieſer Entſcheidung hier ſchon deshalb nicht 
gegeben, weil der OL GSekretär Z., welchem die Beſchwerde⸗ 
ſchrift in ſeiner Wohnung überreicht war, als Buchhalter 
der Juſtizhauptkaſſe nach den für das OLG. beſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsvorſchriften zur Zeit überhaupt nicht mit Wahrnehmung 
des eigentlichen Gerichtsſchreiberdienſtes beim OLG. betraut und 
deshalb in feiner gegenwärtigen Dienftftellung auch nicht befugt 
und berufen ſei, in prozeſſualen Angelegenheiten Schriftſtücke, 
die für die einzelnen Senate des OLG. oder deren Gerichts- 
ſchreibereien beſtimmt find, in amtlicher Eigenſchaft an und in 
Verwahrung zu nehmen. Die Entgegennahme der Beſchwerde⸗ 
ſchrift in ſeiner Wohnung zum Zwecke der Weiterbeförderung an 
das Gericht könne daher nur als eine Gefälligkeits handlung und 
deshalb zur Wahrung der Notfrift nicht als geeignet angeſehen 
werden. Dem gegenüber machen die Beſchwerdeführer geltend, 
der OL GSekretär und Juſtizhauptkaſſen⸗Buchhalter Z. habe 
in der Meinung, zur Vertretung in den Geſchäften der 
Gerichtsſchreiberei befugt zu fein, obwohl er nicht mehr Gerichts. 
ſchreiber einer der Senate war, die Beſchwerdeſchrift entgegen⸗ 
genommen, alſo nicht eine Gefälligkeitshandlung bezweckt, ſondern 
in amtlicher Eigenſchaft gehandelt; dieſe ſeine Auffaſſung habe 
er noch am Abend des 18. Oktober, als der Bevollmächtigte der 
Beſchwerdeführer zum zweitenmale in ſeiner Wohnung erſchienen 
war und ihn perſönlich angetroffen hatte, ausdrücklich zu er⸗ 
kennen gegeben. Demgemäß habe auch der Bevollmächtigte der 
Beſchwerdeführer ihn als vertretungsberechtigt angeſehen, und ſein 
Beſitz habe die rechtliche Eigenſchaft eines amtlichen Gewahr⸗ 
ſams. Der Angriff muß erfolglos bleiben. Zuzugeben iſt den 
Beſchwerdeführern, daß, wenn ihre tatſächlichen Anführungen 
zutreffend find, die Entgegennahme der Beſchwerdeſchrift durch 
den Z. ſich nicht als eine bloße Gefälligkeit darſtellt, da ſie 
alsdann vielmehr von dem Willen, eine amtliche Handlung vor⸗ 
zunehmen, beherrſcht war. Allein dies iſt für die Frage der 
rechtlichen Wirkſamkeit der Handlung noch nicht entſcheidend, 
und auch darauf kommt es nicht an, ob die Innehabung der 
Beſchwerdeſchrift auf ſeiten des Z. ſich von irgend einem Ge⸗ 
fichtspunkte aus als amtlicher Gewahrſam darſtellt, ſondern die 
beſonderen geſetzlichen Vorſchriften über die Einlegung des 
Rechtsmittels der Beſchwerde find maßgebend. Nach § 569 
ZPO. wird die Beſchwerde bei dem Gericht eingelegt, und zwar 
abgeſehen von gewiſſen Ausnahmefällen, durch Einreichung einer 
Beſchwerdeſchrift. Dieſem Erfordernis wird auch durch eine in 
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den Räumen der Gerichtsſchreiberei an einen Beamten des Ge⸗ 
richtsſchreiberdienſtes ſtattfindende Überreichung der Beſchwerde⸗ 
ſchrift entſprochen. Eines Eingehens auf die Frage aber bedarf 
es nicht, ob nach den geſetzlichen Beſtimmungen unter Berück⸗ 
ſichtigung der in den einzelnen Staaten ergangenen Verwaltungs⸗ 
vorſchriften, ſpeziell der preußiſchen Geſchäftsordnung für die 
Gerichtsſchreibereien der LG. die Überreichung außerhalb der 
Geſchäftslokale an Beamte der Gerichtsſchreiberei und an welche 
rechtsgültig geſchehen kann, denn für den vorliegenden Fall greift 
durch, daß nach der in dem angefochtenen Beſchluſſe zu findenden 
amtlichen Erklärung des Os G. der Sekretär 3. mit dem Ge⸗ 
richtsſchreiberdienſte zur fraglichen Zeit überhaupt nicht befaßt 
war. Für die Annahme aber fehlt es an geſetzlichem Anhalte, 
daß jede Überreichung der Beſchwerde, die an einen Subaltern⸗ 
beamten der Behörde, auch wenn dieſer nicht als Gerichts- 
ſchreiber funktioniert, außerhalb der Amtsräume geſchieht, als 
Einlegung der Beſchwerde bei dem Gericht betrachtet werden 
konnte. Unerheblich iſt, ob der Beamte irrig die Wirkſamkeit 
der Handlung angenommen und der Vertreter der Partei dieſen 
Irrtum geteilt hat. Welche Bedeutung dieſe Momente für den 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand haben, iſt 
vom OL G. zu prüfen, dem die Entſcheidung auf dieſen Antrag 
nach 8 237 ZPO. obliegt. F. 6. Sch., B. v. 25. Okt. 04, 
B 288/04 VII. — Naumburg. 

27. 8 620 Abſ. 1 Nr. 1 3PO. Vorausſetzung der Aus- 
ſetzung des Verfahrens bei Scheidungsanträgen beider Parteien.] 

Klägerin hat die Scheidungsklage wegen Ehebruchs des 
Bekl. erhoben und letzterer im Wege der Widerklage auch ſeiner⸗ 
feits die Scheidung wegen Ehebruchs der Kl. oder doch auf 
Grund des 8 1568 BGB. beantragt. In 1. Inſtanz wurde 
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erhoben, alsdann aber von der Kl. die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens auf ein Jahr beantragt. Der Bekl. widerſprach. Von 
dem LG. wurde gleichwohl dem Antrage auf Ausſetzung ſtatt⸗ 
gegeben, dagegen über die Widerklage dem Verfahren Fortgang 
gegeben und durch Urteil vom 23. April 1904 die Widerklage 
abgewieſen. Gegen das Urteil legte der Bekl. Berufung ein, 
über die bis jetzt noch nicht verhandelt worden iſt. Daneben 
erhob Bekl. gegen den am 20. Februar 1904 erlaffenen Be⸗ 
ſchluß des LG., durch den die Ausſetzung des Verfahrens an- 
geordnet war, Beſchwerde und verlangte deſſen Aufhebung. 
Durch den jetzt angefochtenen Beſchluß wurde dieſem Antrag 
entſprochen. Die hiergegen von der Kl. eingelegte weitere 
Beſchwerde kann keinen Erfolg haben. Durch die Beſtimmung 
in § 620 Abſ. 1 Satz 1 3. ſoll, wie das BG. zutreffend 
hervorhebt, dem zum Antrag auf Scheidung berechtigten Gatten 
die Möglichkeit gewährt werden, zunächſt noch einen Aufſchub 
eintreten zu laſſen. Die Vorſchriſt iſt mithin im Intereſſe der 
Erhaltung der Ehe gegeben und gibt die von ihr bezeichnete 
Befugnis jeder Partei, von der die Scheidungsklage erhoben 
worden, ohne zu unterſcheiden, ob dies im Wege der Klage oder 
der Widerklage geſchehen iſt. Wird aber die Scheidung von 
beiden Parteien beantragt, fo iſt die Ausſetzung des Verfahren 
auf den Antrag nur einer Partei lediglich dann möglich, wenn 
in Anſehung des von der anderen Partei geſtellten Scheidungs⸗ 
begehrens die Ausſetzung auf Grund des $ 620 Abſ. 1 Satz 2 
von Amts wegen angeordnet werden kann. Denn die Fort⸗ 
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ſetzung des Verfahrens über die Scheidungsklage der einen und 
die Ausſetzung hinſichtlich der Scheidungsklage der anderen 
Partei müßte, wie es in der vorliegenden Sache ja auch tat⸗ 
ſächlich geſchehen iſt, zu einem Teilurteil führen und ein ſolches 
iſt, wie das KG. mit Recht annimmt und von dem erkennenden 
Senat ebenfalls in dem Urteil vom 17. November 1904 zur 
Sache IV Nr. 248 von 1904 ausgeſprochen worden iſt, in dem 
Falle, daß durch Klage und Widerklage die Scheidung beantragt 
wird, nicht zuläſſig. Demgemäß iſt die Beſchwerde zurückgewieſen. 
v. H. c. v. H., B. v. 1. Dez. 04, B 443/04 IV. — Berlin. 

28. 88 654, 671 3) O. verb. mit GVG. § 172, Abſ. 1. 
Kläger war wegen Geiſteskrankheit — religiöfen Wahnfinns — 
entmündigt worden; Gehör des Entmündigten im Aufhebungs⸗ 
verfahren.] 

Das LG. hat auf Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes 
erkannt. Die Berufung der Staatsanwaltſchaft iſt zurück⸗ 
gewieſen. Auf Reviſion des Oberreichsanwalts hob das RG. 
auf: Die Reviſion hat darauf hingewieſen, daß Kl. vor dem 
BG. nicht perſönlich unter Zuziehung von Sachverſtändigen 
vernommen iſt. Dieſe Rüge durfte nicht unbeachtet bleiben. 
Zwar findet fi in dem Tatbeſtande des Berufungsurteils die 
Bemerkung, daß nicht nur der kl. Anwalt, ſondern auch der 
Kl. ſelbſt, welcher in der mündlichen Verhandlung vor dem BG. 
gleichfalls erſchienen war, und zwar der Kl. im Anſchluß an 
ſeine Darlegungen in einem zu den Gerichtsakten gebrachten 
Schriftſtück den An- und Ausführungen der Gegenſeite wider⸗ 
ſprochen habe. Hierbei kann es ſich jedoch nur darum gehandelt 
haben, daß in Beachtung bes § 137, Abſ. 4 der 3 O. neben 
dem Prozeß bevollmächtigten auch dem Kl. ſelbſt das Wort er- 
teilt worden iſt. Den Anforderungen, welche die $$ 654 und 
671 der ZPO. ſowie $ 172, Abſ. 1 GVG. an die vor- 
geſchriebene Vernehmung des Entmündigten ſtellen, iſt damit 
nicht genügt. Denn unter dieſer Vernehmung hat man nicht 
eine von dem Entmündigten in feiner Eigenſchaft als An- 
fechtungskl. übernommene eigene Begründung der geſtellten Sach⸗ 
anträge zu verſtehen, wobei es dem Kl. freiſtände, ſeine Er⸗ 
klärungen nach eigenem Ermeſſen ſo zu geſtalten, wie es der 
Wahrnehmung ſeiner Parteirechte entſpricht, ſondern es kommt 
darauf an, nach richterlichem Ermeſſen durch eine Befragung 
des Entmündigten Anhaltspunkte für eine auf richterliche An⸗ 
ſchauung beruhende Beurteilung ſeines Geiſteszuſtandes zu ge⸗ 
winnen. Und damit dieſem Zwecke entſprechend die auf dem 
Gebiete des Irrenweſens geſammelten Erfahrungen hierbei eine 
geeignete Verwendung finden, hat ſich das Gericht der Beihilfe 
Sachverſtändiger zu bedienen, deren Aufgabe inſoweit nicht 
darin beſteht, den Gelfteszuftand des Entmündigten zu begut⸗ 
achten, ſondern ihn dem Richter unmittelbar erkennbar werden 
zu laſſen. Das Geſetzesgebot, daß in dieſer Weiſe verfahren 
werde, iſt ein zwingendes. Es bezweckt nicht allein, wie in 
der Begründung zu § 598 des Entwurfs der Prozeßnovelle 
hervorgehoben wird, dem zu Entmündigenden einen erhöhten 
Schutz zu gewähren, ſondern es dient nach beiden Seiten hin 
dem öffentlichen Intereſſe, dieſem daher auch inſoweit, als es 
im geeigneten Falle einer Aufrechterhaltung der angefochtenen 
Entmündigung bedarf. Die Geſetzes verletzung wird alſo im 
vorliegenden Falle weder dadurch ausgeglichen, daß das BG. 
zu einer dem Anfechtungskl. günſtigen Entſcheidung gelangt iſt, 


noch auch kann, wie ſich aus 8 295, Abſ. 2 320. ergibt, der 
Umſtand von Bedeutung ſein, daß die Nichtbeobachtung der 
Geſetzesvorſchriften im weiteren Verlauf des Verfahrens der 
Vorinſtanz ungerügt geblieben iſt. Daß das Berufungsurteil 
auf der Geſetzes verletzung beruht, muß deshalb angenommen 
werden, weil es nicht von vornherein für ausgeſchloſſen gehalten 
werden kann, daß auf Grund der vorgeſchriebenen perſönlichen 
Vernehmung des Klägers in nicht öffentlicher Sitzung das Er⸗ 
gebnis der richterlichen Beurteilung ein anderes geworden wäre. 
Übrigens gilt das Erfordernis der gehörigen perſönlichen Ver⸗ 
nehmung nicht nur für die erſte, ſondern ebenſo für die Be⸗ 
rufungsinſtanz (vergl. RG. 57, 330 fl.). Eine Verleſung des 
Protokolles über die in erſter Inſtanz vorgenommene Vernehmung 
würde daher nicht genügt haben, um ſo weniger als bei ihr die 
Ausſchließung der Offentlichkeit unter Verletzung des § 172, 
Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes unterblieben war (vergl. 
RG. in Gruchots Beitr. 48, 634 fl.). St. c. T., U. v. 17. Okt. 04, 
113/04 IV. — Celle. 

29. 8 767 Abſ. 1 ZPO. Erhebung einer neuen Einwen⸗ 
dung in der Berufungsinſtanz iſt Klagerhebung.] 

In der Berufungsinſtanz wurde die Klage, die vorher in 
anderer Weiſe begründet worden war, auch auf die neue Ein- 
wendung geſtützt, daß die Urteilsforderungen bezahlt worden 
ſeien; und das Berufungsgericht hat dieſe Einwendung mit der 
Erwägung verworfen, daß der Kläger den Zeitpunkt der Zahlung 
nicht angegeben habe, es hierauf indes nicht weiter ankomme, 
da, wenn die Tilgung vor Erhebung der Klage erfolgt ſei, der 
Kläger fie in der Klage hätte geltend machen müſſen (8 767 
Abſ. 3 3PO.), und, wenn erſt nach Erhebung der Klage gezahlt 
worden ſei, die Zahlung eine neue Einwendung darſtelle, die 
gemäß 8 767 Abſ. 1 39 O. im Wege der Klage geltend zu 
machen ſei. Dieſe Erwägung iſt in ihrem letzten Teil, wie mit 
Grund von der Revifion gerügt wird, rechts irrtümlich. Wenn 
eine gemäß § 767 Abſ. 1 3PO. erhobene Klage in der Be 
rufungsinſtanz auf eine neue Einwendung gegründet wird, fo 
wird die neue Einwendung „im Wege der Klage“ geltend ge⸗ 
macht. Die Zuläffigkeit einer ſolchen Geltendmachung iſt daher 
wegen der Vorſchrift des 8 527 ZPO. nur davon abhängig, 
daß der Gegner einwilligt. Im vorliegenden Fall hat aber der 
Beklagte auf das neue Vorbringen des Klägers, wie ſich aus 
dem Tatbeſtand des Berufungsurteils ergibt, nur erklärt, daß 
er es beſtreite. Er hat ſich alſo auf die neue Klagebegründung 
eingelaſſen, ohne der durch ſie vorgenommenen Klagänderung 
zu widerſprechen, und deshalb war ſeine Einwilligung in die 
Anderung anzunehmen (§ 269 3PO). H. 6. H., U. v. 
2. Nov. 04, 227/04 I, Berlin. 

30. 58 888, 1031, 1033 ZPO. Folge der Weigerung 
eines Schiedsrichters, den Schiedsſpruch zu unterzeichnen.] 

Der Beklagte, ein von dem Pächter vertragsmäßig er- 
nanntes Mitglied des Schiedsgerichts, verweigerte die Unter⸗ 
zeichnung des Schiedsſpruchs, durch den der Pächter zum 
Schadenserſatz verurteilt werden ſollte. Die Verpächter klagten 
gegen den Schiedsrichter auf dieſe Unterzeichnung und Schadens⸗ 
erſaz. Das RG. hob die in II. Inſtanz ausgeſprochene 
Klageabweiſung auf: Nach 8 1033, 1 3PD. (früher $ 859) 
tritt der Schiedsvertrag außer Kraft, wenn der im Schieds⸗ 
vertrag ernannte Schiedsrichter ſtirbt oder aus einem 
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anderen Grunde wegfällt oder die Übernahme des Schieds⸗ 
richteramts verweigert oder von dem mit ihm geſchloſſenen 
Vertrage zurücktritt oder die Erfüllung ſeiner Pflichten un⸗ 
gebührlich verzögert und wenn nicht für den betreffenden Fall 
durch eine Vereinbarung der Parteien Vorſorge getroffen iſt. 
Die Motive rechtfertigen die Beſtimmung damit, daß, wenn 
der von den Parteien im Schiedsvertrag ernannte Schieds⸗ 
richter wegfalle, es der Parteiabſicht entſpreche, wenn der 
Schiedsvertrag ſelbſt außer Kraft trete (Motive S. 492 bei 
Hahn, Materialien zur ZPO. Bd. I). Ein zwingender Schluß 
auf die Abſicht des Geſetzes, die Klage auf Erfüllung des 
Rezeptum zu beſeitigen, iſt aus dieſer das Rechtsverhältnis des 
Schiedsrichters zu den Parteien nicht weiter erörtemden Be⸗ 
merkung nicht zu ziehen (vgl. Windſcheid⸗Kipp Anm. 5 Pan⸗ 
dekten (8) 2 8 417; abw. Dernburg Pr. Privatrecht 1 (5) 
§ 143 Anm. 24, der ſich aber für feine Anfiht zu Un⸗ 
recht auf RG. 18, 371 beruft). Zuzugeben iſt uur ſo viel, daß 
mit dem Außerkrafttreten des Schiedsvertrages auch dem 
Rezeptum der Boden entzogen iſt, mag dieſer Umſtand auf das 
Geſetz oder die Parteiabrede zurückzuführen ſein. Aber der 
Fall des $ 1033 Nr. 1 ZPO. liegt nicht vor. Der Beklagte 
iſt nicht in dem Schiedsvertrage zum Schiedsrichter ernannt 
und es kommt daher der $ 1031 ZPO. zur Anwendung. Er 
eröffnet einen Weg, im Falle der Weigerung eines nicht im 
Kompromiß ernannten Schiedsrichters, ſein Amt auszuführen, 
zu einem neuen Schiedsrichter zu gelangen, ohne daß die 
Verpflichtung beſtände, gegen den vertragsbrüchigen Schieds⸗ 
richter zu klagen. Aber es iſt doch damit das Recht zu 
ſolcher Klage auf Abgabe des Schiedsſpruchs nicht verneint und 
es kann ihr mithin der Erfolg nicht etwa deshalb verſagt 
werden, weil der Kläger einfacher, nämlich durch die Herbei⸗ 
führung der Beſtellung eines anderen Schiedsrichters, zum 
Ziele hätten gelangen können. Es liegt ihm daran, daß der 
Beklagte das Verfahren zum Abſchluß bringe, und wenn 
ihm die Geſetze mehrere Mittel zur Verwirklichung ſeines Rechtes 
an die Hand geben, ſo hat er unter ihnen die Wahl. Auch 
der Umſtand, daß das der Klage ſtattgebende Urteil vielleicht 
nicht vollſtreckungsfähig tft (8 888 Abſ. 2 ZPO.) worüber im 
gegenwärtigen Prozeſſe nicht entſchieden zu werden braucht, 
hindert die Zuläſfigkeit der Klage nicht, wie gerade der 8 888 
Abſ. 2 ZPO. ergibt, der ein Urteil auf Leiſtung von Dienſten 
aus einem Dienſtvertrag als möglich vorausſetzt, ihm aber die 
Vollziehbarkeit abſpricht. Man kann auch nicht ſagen, daß es 
an einem Intereſſe fehle, ein nicht vollzugsfähiges Urteil zu 
erſtreiten. Es kann für den Schadenserſatzanſpruch von Be⸗ 
deutung ſein, es kann auch die Folge haben, daß nunmehr der 
Schiedsrichter ſich fügt und feines Amtes waltet. Die ZPO. 
bietet daher keine Handhabe, für den vorliegenden Fall die 
Klagbarkeit des Rezeptum in dem angegebenen Sinne zu ver⸗ 
neinen (für die Klagbarkeit auf Gaupp⸗Stein Vorbemerkung 
Ziffer III zu 58 1025 ff. ZPO., ebenſo Seuffert (8.) Vor⸗ 
bemerkung Ziffer 4 zu 8$ 1025 ff.). N. c. C., U. v. 
24. Nov. 04, 192/04 VII. — Caſſel. 

81. 55 1025, 1041 Nr. 4 3PD. Beſtellung eines Vereins 
als Schiedsrichter. Rechtliches Gehör vor dem Schiedsgericht. 

1. Der BR. legt den zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Schiedsvertrag, in welchem ſchlechthin der „Pommerſche Dampf⸗ 
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keſſel⸗Verein“ in erſter Linie zum Schiedsrichter berufen war, 
dahin aus, daß als die phyſiſchen Perſonen, die bei Ausübung 
des Schiedsrichteramts den Verein zu vertreten hätten, der 
techniſche Direktor (Oberingenieur) und ſein Stellvertreter, 
nicht etwa der neungliedrige Vorſtand anzuſehen ſeien; Abſicht 
der Kontrahenten, die ſich auf die allgemeine Berufung des 
Vereins beſchränkt hätten, ſei es geweſen, daß ſowohl der 
Direktor als auch ſein Stellvertreter und ſowohl jeder für ſich 
wie beide gemeinſchafilich den Schiedsſpruch ſollten fällen 
dürfen. Gegen dieſe Auslegung erheben ſich keine rechtlichen 
Bedenken; ſie läßt weder die Verletzung materieller Rechtsſätze 
noch einen prozeſſualen Verſtoß erkennen. Die Reviſion macht 
geltend, daß die Zuziehung des Ingenieurs S. als eines 
Dritten nicht im Sinne der Parteien gelegen haben könne. 
Allein der Ingenieur S. iſt kein beliebiger Dritter, ſondern 
der ſatzungsmäßige Vertreter des Oberingenieurs (Direktors), 
und weder der Wortlaut des Kompromiſſes noch ſonſtige er⸗ 
kennbare Umſtände ſtehen der Annahme entgegen, daß die 
Parteien mit der Fällung des Schiedsſpruchs durch den Direktor 
und ſeinen Vertreter ſamt oder ſonders einverſtanden ge⸗ 
weſen find. 2. Fraglich kann nur ſein, ob dem Beklagten in 
dem ſchiedsrichterlichen Verfahren das rechtliche Gehör gewährt 
worden iſt ($ 1041 Nr. 4 390 .). Die Frage iſt zu bejahen. 
Wenn es auch zweckmäßig und angemeſſen geweſen wäre, daß 
der Verein nach der vorangegangenen Korreſpondenz dem Be⸗ 
klagten ſeinen endgültigen Entſchluß, Schiedsrichter zu ſein, mit⸗ 
geteilt hätte, ſo kann in der Unterlaſſung einer ſolchen Mit⸗ 
teilung doch kein das Vollſtreckungsurteil ausſchließender Ver⸗ 
ſtoß gefunden werden. Es ſteht im Ermeſſen des Schieds⸗ 
gerichts, in welcher Weiſe es ſeine Verpflichtung, die Parteien 
zu hören, erfüllen will (RG. 47, 424, ferner das Urteil vom 
13. Mai 1904 bei Gruchot 48, 1062). Natürlich können die 
Parteien die grundſätzlich freie Stellung der Schiedsrichter im 
Schiedsvertrage beſchränken und dem Schiedsgericht auch in 
dieſer Hinficht das Verfahren vorſchreiben. Aber im vorliegenden 
Fall iſt dies nicht geſchehen. L. e. B.⸗H M., U. v. 25. Nov. 04, 
243/04 VII. — Stettin. 

Handelsgeſetzbuch. 

32. Keine Vorausſetzung des 8 662 Abſ. 1, daß der 
Unterbefrachter das Gut ſelbſt in die Hand des Führers des 
vom Unterverfrachter gecharterten Schiffes abliefert.] 

Die Rüge der Reviſion, daß auf den in Frage ſtehenden 
Seefrachtvertrag von den Vorinſtanzen zu Unrecht Deutſches 
Recht zur Anwendung gebracht worden ſei, iſt nicht begründet. 
Die Parteien, welche den Seefrachtvertrag abgeſchloſſen haben, 
find Deutſche; ſie haben beide ihre Handels niederlaffung in 
Deutſchland, ihrem Heimatland, und haben ſich beiderſeits als 
Deutſche gekannt. Der Ort des Vertragsabſchluſſes war aller⸗ 
dings London und die Vertreter der Parteien waren Engländer. 
Daß es aber der deutſchen Rechtsanſchauung nicht entſpricht, 
auf den Ort des Vertragsabſchluſſes allein entſcheidendes Gewicht 
zu legen, iſt nicht allein in der Literatur — vgl. Boyens, See⸗ 
recht Band 1 S. 49, 50 — anerkannt, ſondern darf auch 
aus dem Umſtande geſchloſſen werden, daß der 8 23 66 des II. 
revidierten BGB., welcher das Schuldverhältnis in erfter 
Linie dem Geſetze des Ortes unterſtellt hatte, an welchem das 
Rechtsgeſchäft zum Abſchluß gelangte, Bedenken erregte und bei 
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der weiteren Beratung wieder geſtrichen worden iſt. Der Nationalität 
der Vertreter drr Parteien hat auch das in RG. 19, 33 veröffent- 
lichte Urteil des Senats vom 5. Januar 1887 für ſich allein 
entſcheidende Bedeutung nicht beigelegt, ſondern nur in Ver⸗ 
bindung mit dem Umſtand, daß in dem dort erörterten Fall für 
die Chartepartie ein von ſpezifiſch engliſchen Anſchauungen durch⸗ 
drungenes Formular benutzt war, welches insbeſondere auch die 
penalty-clause enthielt. An einem derartigen Anhaltspunkte 
dafür, daß der Vertrag dem engliſchen Recht unterſtellt werden 
ſollte, fehlt es hier durchaus, und, wenn hier auch keine Charter 
vorliegt, ſo iſt doch für die Erkenntnis deſſen, was die Parteien 


beabfichtigten und ſtillſchweigend vorausſetzten, der Umſtand nicht 


ohne Belang, daß das von dem Beklagten benutzte, bei ihm 
übliche, in Hamburg gedruckte und der Befrachterin ausgehändigte 
Konnoſſementsformular von typiſchen engliſchen Bedingungen, 
welche etwa anzeigen würden, daß engliſche Rechtsanſchauungen 
hier maßgebend ſein und den Vertrag beherrſchen ſollten, nichts 
enthält. Liegen aber keine beſonderen Umſtände dafür vor, daß 
die Parteien, obwohl Deutſche, den Frachtvertrag, der zwiſchen 
ihnen abgeſchloſſen war, einem fremden Rechte unterſtellen wollten, 
dann rechtfertigt ſich die Beurteilung desſelben nach deutſchem 
Recht, und daran wird auch nichts durch den Umſtand geändert, 
daß — wie das BG. mit Recht in Übereinſtimmung mit 
RG. 34, 78 annimmt — für die am Beftimmungsort zu 
erfüllenden Verpflichtungen des Verfrachters aus dem Fracht⸗ 
vertrag und den Konnoſſementen das Recht des Beſtimmungs⸗ 
ortes zur Anwendung zu kommen hat. Steht aber der ab⸗ 
geſchloſſene Frachtvertrag als ſolcher unter Deutſchem Recht, ſo 
ift der Beklagte nach Lage der Sache auch befugt, ſich ſeinem 
Vertragsgegner gegenüber auf § 662 Abſatz 1 HGB. zu be⸗ 
rufen. Die Revifion beſtreitet, daß der Fall des § 662 Abſ. 1 
hier gegeben ſei. Sie meint, die Anwendung dieſer geſetzlichen 
Beſtimmung ſei ausgeſchloſſen, weil es ſich hier um die Über⸗ 
nahme eines Durchtransportes zu feſten Sätzen für den ganzen 
Transport handele und der § 662 HGB. vorausſetze, daß der 
Unterbefrachter ſelbſt das Frachtgut in die Hand des Führers 
des vom Unterverfrachter gecharterten Schiffes ablade, wobei er 
felbft dem Schiffe gegenüber die Stauung kontrollieren konne. 
Auch ſei anzunehmen, daß die fortdauernde Haftbarkeit des 
Beklagten für die ganze Reife gewollt war, was in der Aus- 
händigung des Durchkonnoſſements an die Klägerin Ausdruck 
gefunden habe. Dieſe Verſuche, die Bedeutung des § 662 
Abſ. 1 HGB. einzuſchränken, ſcheitern jedoch an ſeinem Wort⸗ 
laut wie an feiner Entftehungsgeſchichte. Der Wortlaut der 
Beſtimmung berechtigt in keiner Weiſe zu dem Schluß, daß fie 
nicht Anwendung finden ſolle, wenn der Unterbefrachter das Gut 
nicht ſelbſt in die Hand des Führers des vom Unterverfrachter 
gecharterten Schiffes abliefert, ſondern, wie hier, die Umladung 
auf ein anderes Schiff vom Unterverfrachter kraft des geſchloſſenen 
Vertrages an einem dritten Orte ſtattfindet. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des ganzen § 662 (Art. 664 ADH GB.), wie fie 
aus den Protokollen der Kommiſfion zur Beratung eines allge⸗ 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs S. 4290, 4304 bis 4306, 
4310 zu entnehmen iſt, läßt mit aller Sicherheit entnehmen, 
daß man ſich bei der Schaffung des § 662, welcher im Ent⸗ 
wurf nicht enthalten war, der Tragweite der getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen vollbewußt war und es (S. 4305) als ein Gebot 
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der Billigkeit erachtete, daß der Unterverfrachter in allen den 
Fällen, in welchen die Vorausſetzungen des § 662 Abſ. 1 vor- 
liegen, von der Haftung für die Erfüllung des Unterfrachtver⸗ 
trages befreit werden ſollte, weil in dieſen Fällen der Unter⸗ 
befrachter weiß und damit einverſtanden iſt, daß der Unterver⸗ 
frachter nicht ſelbſt, ſondern durch den Hauptverfrachter, den 
Reeder, erfülle. K. c. C., U. v. 29. Okt. 04, 264/04 I. — 
Hamburg. N 
33. Art. 112. HGB. a. F. Keine Samthaftung der 
Geſellſchaft bei Forderungen eines Geſellſchafters aus Art. 93.] 
Was die Frage anlangt, ob die Mitgeſellſchafter aus 
Art. 112 a. d. HGB. kraft Geſetzes für die hier in Frage 
ſtehende Geſellſchaftsſchuld des Klägers hafteten, ſo ſtellt der 
Berufungsrichter rechtlich einwandsfrei feſt, daß die gedachten 
23 904,14 Mark ſich ausſchließlich aus Aufwendungen zu⸗ 
ſammenſetzen, die der klagende Geſellſchafter in Geſellſchafts⸗ 
angelegenheiten gemacht hat und für die ihm die Geſellſchaft aus 
Art. 93 des A. d. HGB. haftet. Die ältere Rechtſprechung des RO HG. 
und RG. hatte die auch in der Literatur überwiegend gebilligte Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß der in Art. 112 allgemein aufgeſtellte Grund⸗ 
ſatz, die Geſellſchafter haften für alle Verbindlichkeiten der Geſellſchaft 
ſolidariſch, eine Ausnahme erleiden müſſe, ſoweit es ſich um die 
Forderung eines Geſellſchafters gegen die Geſellſchaft handle. 
Um dieſer Rechtſprechung nicht entgegenzutreten, wurde in $ 126 
des dem Reichstage vorgelegten Entwurfs des HGB. der Grund⸗ 
ſatz des bisherigen Art. 112 unverändert aufgenommen und die Ent⸗ 
ſcheidung der hier ſtreitigen Frage auch für das nach dem 1. Januar! 900 
geltende Recht der Rechtslehre und der Rechtſprechung überlaſſen. 
Der Reviſionskläger macht nun geltend, es müſſe auf Forderungen 
des Geſellſchafters gegen die Geſellſchaft aus Art. 93, weil ſie 
eine reine Geſellſchaftsſchuld begründen, Art. 112 gleichfalls an⸗ 
gewendet werden. Dem iſt nicht beizutreten. In den Fällen, in 
denen die Forderungen des Geſellſchafters gegen die Geſellſchaft 
ohne jede Beziehung zu dem Geſellſchaftsvertrage entſtanden 
find, liegt die Annahme immerhin nahe, daß der Geſellſchafter 
als Dritter der Geſellſchaft gegenüber geſtanden ſei und des⸗ 
halb nach Art. 112 die Mitgeſellſchafter als Geſamtſchuldner in 
Anſpruch nehmen könne. Voͤllig verſchieden davon find die im 
Art. 93 geregelten Fälle, wenn die Forderung des Geſellſchafters 
anläßlich des Geſellſchaftsverhältniſſes, allerdings nur durch das 
Hinzutreten eines anderen, nicht unmittelbar auf den Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag beruhenden Tatbeſtandes, entſtanden iſt. Solche 
Forderungen des Geſellſchafters find zwar für die Geſell⸗ 
ſchaft reine Geſellſchaftsſchulden; dies ſpricht Art. 93 ausdrücklich 
aus. Sie find aber entſtanden in Geſellſchaftsangelegenheiten 
aus Anlaß des Geſellſchaftsverhältniſſes und entnehmen, was in 
Art. 93 ebenfalls ausgeſprochen iſt, gegenüber der Geſellſchaft 
und den Mitgeſellſchaftern ihren Rechtsgrund aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſe. Danach hat die Vorſchrift in Art. 93 eine 
doppelte Bedeutung. Gegenüber der Geſellſchaft beſtimmt ſie, 
daß ſolche Forderungen des Geſellſchafters aus dem Beſorgen 
von Geſellſchaftsangelegenheiten, wenn auch ihr Rechtsgrund auf 
das Geſellſchaftsverhältnis zurückführt, reine Geſellſchaftsſchulden 
ſeien und deshalb unbeſchränkt gegen die Geſellſchaft geltend 
gemacht werden können. Gegenüber den Mitgeſellſchaftern be⸗ 
ſtimmt fie, daß jene Forderungen des Geſellſchafters nur gegen- 
über der Geſellſchaft reine Geſellſchaftsſchulden ſeien und Art. 112 
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auf fie keine Anwendung finden konne, weil nach der im Art. 93 
ſelbſt zum Ausdruck gelangten rechtlichen Auffaſſung ſolche 
Forderungen in dem Geſellſchaftsverhältniſſe ihren Rechtsgrund 
haben. Auf Forderungen, die ein Geſellſchafter gegen die Geſell⸗ 
ſchaft aus Art. 93 hat, erſtreckt ſich mithin die Samthaftung 
nach Art. 112 nicht. H. c. K.⸗M. des T., U. v. 8. Nov. 04, 
68/04 II. — Karlsruhe. 

34. Art. 274 Abſ. 2, 8 25 Abſ. 3, § 344 Abſ. 2. 5G. 
ä. u. n. F. Vermutung der Zugehörigkeit eines von einem Kauf⸗ 
mann mit ſeiner Firma oder ſeinem bürgerl. Namen gezeichneten 
Schuldſcheines zu dem von ihm betriebenen Handelsgefchäft.] 

Der Klaganſpruch gegen die Beklagte zu 3 tft darauf geſtützt, 
daß, wie unbeſtritten iſt, der Kaufmann E. F. Wilhelm K. zu 
Neu⸗Lokſtedt am 20. Juni 1899 von der Klägerin ein mit 
6 Prozent jährlich verzinsliches Darlehn von 3 000 Mark er⸗ 
halten hat. Geſtritten wird darüber, ob dieſe Schuld im Sep⸗ 
tember 1899 dadurch von der Beklagten zu 3 übernommen 
worden iſt, daß, wie wiederum unſtreitig iſt, dieſe das ganze 
Handelsgeſchäft des K. mit allen Aktiven und Paſfiven erworben 
und fortgeführt hat, und dieſe Geſchäftsübernahme zum Zwecke 
der Veröffentlichung zum Handelsregiſter angemeldet worden iſt. 
Die Entſcheidung hängt davon ab, ob dieſe Darlehnsſchuld des 
K. zu den Paſſiven ſeines Handelsgeſchäftes gehörte; denn 
daß nach einem allgemeinen Deutſchen Handelsgewohnheitsrecht 
auch ſchon vor 1900, wie jetzt nach 8 25 Abſ. 3 HGB., in 
einem Falle dieſer Art der Geſchaftsübernehmer für die Geſchäfts⸗ 
ſchulden den Gläubigern haftete, ſteht nach der Rechtsprechung 
des ROG. und des RG. feſt; vgl. RG. 38, 176 f. Da K. 
wegen des in Rede ſtehenden Darlehns am 20. Juni 1899 der 
Klägerin einen Schuldſchein ausgeſtellt hatte, auf den die 
Klage auch gegründet iſt, ſo iſt hier ein Fall für die Anwendung 
des Abſ. 2 des Art. 274 des ältern HGB. gegeben, nach welchem, 
wie auch nach dem nur unerheblich anders lautenden 8 344 
Abſ. 2 des neuen HGB., die von einem Kaufmanne gezeichneten 
Schuldſcheine als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet 
gelten, ſofern ſich nicht aus denſelben das Gegenteil ergibt. Der 
Schuldſchein iſt allerdings nicht mit der Firma des K. unter⸗ 
zeichnet. Indeſſen kommt auf dieſen Umſtand nichts an. Denn 
daraus, daß der kaufmänniſche Ausſteller eines Schuldſcheins 
denſelben nicht mit ſeiner Firma, ſondern mit ſeinem von dieſer 
verſchiedenen bürgerlichen Namen unterſchrieben hat, ergibt ſich 
noch nicht, daß der Schuldſchein nicht im Betriebe ſeines 
Handelsgewerbes gezeichnet wäre. So tft vom ROG. Häufig 
erkannt worden; vgl. Entſch. desſelben 2, 430 f.; 3, 867; 
9, 174; 14 S. 12, 209 f., 284 f., 286; und dem hat ſich die 
große Mehrzahl der Schriftſteller angeſchloſſen. Auch das RG. 
hat ſich ſchon in dieſem Sinne ausgeſprochen, in der Sache II. 
211/92 (JW. 1893, 24 Nr. 42), und auch jetzt ift daran feft- 
zuhalten, ungeachtet der abweichenden Meinung einzelner Schrift⸗ 
ſteller, wie v. Kräwels (HGB., Anm. 3 zu Art. 274, S. 338), 
Coſacks (Handelsrecht 6, § 9, III, 2, S. 31) und Wolffs 
(3 R. 47, 249 f.), auch des vormaligen PrOTr (3 R. 20, 585f.). 
Das Berufungsgericht hat nun aber den Art. 274 HGB. hier 
deshalb überhaupt für unanwendbar erklärt, weil die Frage, 
ob eine Schuldverbindlichkeit eines Kaufmanns zu den Paſſiven 
eines beſtimmten Handelsgeſchäftes gehöre, von ihr gar 
nicht berührt werde, hat daher anderweitigen Beweis für die 
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Zugehoͤrigkeit der fraglichen Verbindlichkeit zu dem von der Be- 
klagten zu 3 erworbenen Handelsgeſchäfte für erforderlich ge⸗ 
halten und hat ſolchen Beweis für nicht erbracht erachtet, wobei 
es die Nichtbenutzung der Firma bei der Ausſtellung des Schuld⸗ 
ſcheins von ſeiten des K. immerhin als ein Indizium für das 
Gegenteil verwertet hat. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch rechtsirrig. 
Die Anfiht, daß der Art. 274 HGB. bei dem Übergange eines 
ganzen Handelsgeſchäftes mit allen Paſſiven auf einen neuen 
Erwerber außer Betracht zu bleiben habe, findet ſich zwar ganz 
vereinzelt auch in der Literatur (vgl. Adler im Arch. für 
Bürg. R. 3, 20 f.); aber ein innerer Grund hierfür iſt nicht 


zu entdecken. Was die in Abſ. 1 des Art. 274 aufgeſtellte 


Rechtsvermutung anlangt, ſo wird ihre Anwendbarkeit auch bei 
der hier in Rede ſtehenden Frage faſt allgemein angenommen; 
und ſchou wenn dies richtig iſt, erſcheint die Entſcheidung des 
OLG. als unhaltbar, weil dann mindeſtens die Beweislaft hätte 
anders gelegt werden müſſen. Aber man muß weiter gehen und 
darf auch an der Anwendbarkeit des A bſ. 2 in Fällen dieſer Art 
nicht zweifeln. Nach dieſer Vorſchrift hat nämlich der Gläubiger 
gegebenenfalls nun einmal ein Recht darauf, daß ihm gegenüber 
der Schuldſchein ſeines kaufmänniſchen Schuldners als im Be⸗ 
triebe von deſſen Handelsgewerbe ausgeſtellt gelte, und daraus 
folgt mit logiſcher Notwendigkeit, daß, wenn der Schuldner nur 
ein Handelsgeſchäft betreibt, im Verhältniſſe zum Gläubiger 
eine ſolche Schuld als ein Paſſivum dieſes Geſchäftes, der 
Gläubiger alſo als Geſchäftsgläubiger gelten, folglich die bekannt 
gemachte Übernahme der Paſſiven von ſeiten des Erwerbers auch 
ihm zugute kommen muß. V. c. K., U. v. 24. Okt. 04, 
179/04 VI. — Hamburg. 

Gewerbeordnung vom 5 Jul 1500 

35. 5 10 ©D. Ungültigkeit einer eingetragenen zeitlich 
begrenzten Bierbezugspflicht.] 

Dem BG. iſt darin beizutreten, daß der hier fragliche 
Eintrag „Auf die Dauer von 15 Jahren iſt das Bier von 
M. B. in R. zu beziehen“ gegen § 10 der GO. verftößt. Die 
SD. hebt in 8 7 die ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen 
und die damit verbundenen Zwangs- und Bannrechte, ferner die 
ohne Entſchädigung ablösbaren und endlich beſtimmte Zwangs⸗ 
und Bannrechte, darunter auch das mit dem Beſitz einer 
Brauerei uſw. verbundene Recht, die Konſumenten zu zwingen, 
das Getränke ausſchließlich von ihr zu beziehen (Brauzwang), 
inſoweit auf, als fie nicht auf Vertrag beruhen. In 8 8 
werden ſodann alle übrigen Zwangs- und Bannrechte, alſo auch 
die auf Vertrag beruhenden für den Fall für ablösbar erklärt, 
daß die Verpflichtung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder 
einer Korporation als ſolche betrifft oder Bewohnern eines 
Ortes oder Diſtrikts vermöge ihres Wohnfitzes obliegt (Abſ. 1 
Nr. 1), auch wird für ablösbar erklärt das Recht, den Inhaber 
einer Schankwirtſchaft zu zwingen, daß er für feinen Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb das Getränke aus einer beſtimmten Fabrikations⸗ 
ſtätte entnehme (Abſ. 1 Nr. 2. Daß auch das letztere Recht 
zu den Zwangs- (und Bann-) rechten gerechnet wird, ergibt ſich 
einmal aus der Faſſung der Nr. 2 „das Recht zu zwingen“ 
(vgl. die Faſſung in § 7 Nr. 4a), ſodann aber auch daraus, 
daß in den Motiven zu 5 7—10 ſtets nur allgemein von den 
Zwange- und Bannrechten des § 8, nicht von denjenigen der 
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Nr. 1 desſelben die Rede iſt. Wenn das Zwangsrecht der Nr. 2 
neben den übrigen aufgeführt iſt, ſo hat dies ſeinen Grund 
darin, daß für dieſes einzelne Zwangsrecht die Abloͤsbarkeit er- 
weitert, insbeſondere auf den Fall ausgedehnt wurde, daß die 
Verpflichteten nicht Perſonengemeinſchaften find, ſondern Kate- 
gorien von Einzelperſonen (Inhaber der Schankſtätte) angehören. 
In § 10 der GO. ift ſodann ausgeſprochen, daß die Zwangs⸗ 
und Bannrechte, welche durch Geſetz aufgehoben oder für ab⸗ 
lösbar erklärt worden find, künftig nicht mehr erworben werden 
können. Hätte man davon auszugehen, daß hierunter nur die 
in 8 7 und 8 Nr. 1 erwähnten Zwangsrechte zu verſtehen 
wären, nicht auch das der Nr. 2 des § 8, fo wäre dies im 
Geſetze oder doch in den Verhandlungen irgendwie zutage ge⸗ 
treten, das iſt aber nicht geſchehen. Fällt hiernach das ein⸗ 
getragene Recht unter den 5 8, fo kann der Eintrag nicht zu 
Recht beſtehen. Daß aber mit dem Eintrage hat bewirkt werden 
ſollen, den jemaligen Inhaber der Lindenwirtſchaft als ſolchen 
zu zwingen, auf die Dauer von 15 Jahren das Bier aus der 
beklagtiſchen Brauerei zu beziehen bezw. dieſe Zwangs verpflichtung 
auf dem Grundbeſitz zu radizieren, kann einem gegründeten 
Zweifel nicht unterzogen werden. Dies hat auch das Gericht 
erſter Inſtanz, welches den Eintrag für zuläffig erklärt hat, 
nicht verkannt. Es verneint die Anwendbarkeit des 8 8 nur 
aus dem Grunde, weil nach den Motiven zu demſelben nur 
ſolche Rechte ablösbar ſein ſollten, die nicht für eine begrenzte 
Dauer, alſo auf länger als die durchſchnittliche Lebens dauer 
eines Menſchen begründet worden ſeien. Das iſt aber un⸗ 
richtig. (Wird näher begründet.) R. P. c. J., U. v. 28. Okt. 04, 
142/04 III. — Stuttgart. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

86. 5 1 Haftpfiß. Ausſchluß der Höheren Gewalt bei der 
Handlung eines Knaben unter 7 Jahren.] 

Das BG. ſtellt feſt, daß der Knabe K. G. von 
einem Gehweg, von deſſen Rande die zunächft liegende Schiene 
des Gleiſes der Straßenbahn nur 91 em entfernt liegt, plotzlich 
auf die Fahrbahn heruntertrat, von einem von entgegengeſetzter 
Richtung herankommenden Wagen der elektriſchen Bahn einen 
Stoß an die rechte Schulter erhielt, zu Boden fiel und über- 
fahren wurde. Im Gegenſatz zum LG. nimmt das 
OLG. höhere Gewalt als vorliegend an. Von der Anſicht 
ausgehend, daß, wenn ein für ſein Tun nicht verantwortliches 
Kind unter 7 Jahren infolge ſeines ſorgloſen, unvorfichtigen 
Verhaltens beim Straßenbahnbetrieb überfahren werde, hoͤhere 
Gewalt anzunehmen ſei, ſofern nur die Unmöglichkeit der Ab⸗ 
wendung dieſes von außen auf den Bahnbetrieb einwirkenden 
Ereigniſſes und feiner ſchädlichen Folgen auch bei Anwendung 
äußerſter Vorficht durch den Beiriebsunternehmer, bezw. feine 
Bedienfteten dargetan ſei, erachtet es dies im vorliegenden Falle 
für zutreffend, denn nach den tatſächlichen Feſtſtellungen habe 
ſich der Knabe in einer Weiſe in den Bereich des Straßen⸗ 
bahnwagens begeben, daß das Überfahren desſelben trotz des 
vorfichtigen Verhaltens des Wagenführers nicht abzuwenden 
geweſen ſei. Das BG. verkennt zwar nicht, daß das RG. 
die Anſicht vertreten habe, das Überfahren von Kindern durch 
die Straßenbahn in größeren verkehrsreichen Straßen ſei 
ein mit den eigentümlichen Gefahren des Bahnbetriebs im 
Zuſammenhang ftehendes Ereignis, das in der gefährlichen 
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Natur des Unternehmens oder in der durch das Unternehmen 
geſchaffenen gefährlichen Lage ſeinen Grund habe, ſo daß dem⸗ 
nach die Annahme boͤherer Gewalt ausgeſchloſſen erfpeine, 
Das BG. erklärt aber, der Meinung zu fein, daß dal 
RG. jo eigenartig gelagerte Fälle, wie den vorliegenden, die 
keineswegs häufig vorkämen, unter die in den betreffenden 
Entſcheidungen gemeinten nicht habe einziehen wollen. Wenn 
der vorliegende Fall etwa Eigentümliches oder Eigenartiges hat, 
ſo beſteht es darin, daß gerade die Anlage der Bahn in einer 
engen Straße und die äußerſt geringe Entfernung des Randes 
des Gehwegs von der äußeren Schiene einen beſonders ge 
fährdenden, in der Natur des Unternehmens begründeten Zuſtand 
dartun und dadurch veranlaßte Unfälle erſt recht nicht die Grund⸗ 
lage für die Annahme einer höheren Gewalt begründen könne. 
(KG. 54, S. 404, 406, 407.) Die Annahme höherer Gewalt 
ſteht ſomit im Widerſpruch mit der Rechtſprechung des RG. 
G. c. M., U. v. 10. Nov. 04, 8/04 VI. — Karlsruhe. 

Kaiſerliche Verordnung vom 28. September 1879. 

87. Irrevifibilität der Elbſchiffahrtsordnung.] 

Die am 1. April 1894 in Kraft getretene „Polizeiordnung 
für die Schiffahrt und Flößerei auf der Elbe“ — gewohnlich 
„Elbſchiffahrtsordnung“ genannt, vgl. Mittelſtein, Binnen⸗ 
ſchiffahrt 2, 432 — beruht auf einer Vereinbarung der Elb⸗ 
uferſtaaten ‚und iſt gleichlautend für Hamb., Meckl.⸗Schwer., 
Anh. und Sachſ. durch Abdruck in den Geſetzbl. dieſer Staaten 
und für die preußiſche Elbſtrecke durch Abdruck in den Amtsbl. 
der beteiligten Bezirke veröffentlicht. Für die Frage, ob die 
Reviſion auf die Verletzung dieſer Ordnung gegründet werden 
kann, iſt der § 1 der auf Grund des $ 6 CG 3p. erlaſſenen 
Kaiſerl. BD. vom 28. 9. 79 maßgebend. Der hier für die 
Revifibilität geforderte Geltungsbereich würde an und für ſich 
gegeben fein, da die Ordnung außer im Bezirke des BG. noch 
in drei deutſchen Bundesſtaaten und in vier preußiſchen Pro⸗ 
vinzen Geltung erlangt hat. Es fehlt indes das weitere Er⸗ 
fordernis, daß die Rechtsnorm „für den ganzen Umfang“ 
der mehreren Bezirke gelten muß. Die Ordnung hat überall 
nur Geltung für die Elbſtrecke, nicht auch für andere ſchiff⸗ 
bare Waſſerläufe der erwähnten Staaten und Provinzen. Auch 
hier treffen daher die Geſichtspunkte zu, die in der Entſcheidung 
des erkennenden Senats vom 26. September 1903 (RG. 55, 
316 ff.) bezüglich einer andern auf die Unterelbe Bezug habenden 
Verordnung dargelegt find. M. & St. c. N., U. v. 29. Okt. 04, 
262/04 I. — Hamburg. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

38. 8 7 AnfG. Anwendung bei materieller VBermögens- 
minderung des Schuldners zugunften des Anfechtungs beklagten] 

Die Reviſion rügt, die Berufungsentſcheidung verletze den 
§ 7 des Anf®., wonach der anfechtende Gläubiger nur das⸗ 
jenige beanſpruchen könne, was durch die anfechtbare Handlung 
aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, weg- 
gegeben oder aufgegeben ſei. Die Rüge iſt unbegründet. Das 
RG. hat ſchon im Urteil vom 8. Februar 1899 (RG. 43 
S. 83, 85) ausgeſprochen, der § 7 treffe auch diejenigen Fälle, 
in denen es der Schuldner verſtanden hat, die rechtlichen Formen 
des wirtſchaftlich Gewollten, d. h. der beabſichtigten Übertragung 
von Vermögenswerten aus ſeinem Vermögen in dasjenige des 


Dritten, ſo zu geſtalten, daß der Schuldner und der dritte Er⸗ 
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werber äußerlich in keine unmittelbare Beziehungen treten, 
materiell aber das Vermögen des Schuldners zugunſten des 
Erwerbers vermindert wird und demzufolge der letztere, wenn 
er zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand des 
Erwerbes gezwungen wird, nur das zurückgewährt, was dem 
Schuldner entzogen iſt. An dieſem Grundſatz iſt feſtzuhalten. 
Danach unterliegen der Anfechtung insbeſondere Rechtshand⸗ 
lungen des Schuldners, durch die er gegen Aufwendung von 
Beſtandteilen ſeines Vermögen das Entgelt dafür in das 
Vermögen des Dritten fließen läßt. Eine derartige Rechts- 
handlung liegt hier vor. V. c. A., U. v. 29. Nov. 04, 
254/04 VII. — Hamm. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

39. 58 29, 30, 33 PatG. in Verbindung mit $ 325—327 
ZPO. Umfang und Grenzen der Rechtskraft des im Patent⸗ 
nichtigkeitsverfahren ergangenen Urteils. 

Umfang und Grenzen der Rechtskraft des Urteils, das im 
Patentnichtigkeitsverfahren ergeht (88 29, 30, 33 PatG.), find 
in den Geſetzen durch ausdrückliche Beſtimmungen nicht geregelt. 
Nur ſoviel läßt ſich aus dem PatG. ableiten, daß das Urteil, 
wenn es auf vollſtändige oder Teil⸗Vernichtung des Patents 
lautet, für und gegen jedermann wirkt und alſo abſolute Be⸗ 
deutung hat. Denn das Geſetz (58 10, 13, 14, 19, 29 ſpricht 
von „Erklärung der Nichtigkeit“, die Gegenſtand des Ver⸗ 
fahrens ſein und in die Patentrolle eingetragen werden ſoll. Für 
die Tragweite des abweiſenden Urteils aber ergibt ſich aus dem 
Geſetze nichts. Von der Rechtſprechung und der Literatur wird 
übereinſtimmend angenommen, daß ein ſolches Urteil den allge⸗ 
meinen prozeſſualen Regeln — wie fie jetzt in den 58 325— 327 
ZPO. enthalten find — unterſtehe und alſo nur zwiſchen den 
Parteien und ihren Rechtsnachfolgern wirke. Von dieſer Anſicht 
abzugehen, liegt kein Anlaß vor. Sie führt zu dem Ergebniſſe, 
daß die Wiederholung einer abgewieſenen Nichtigkeitsklage auch 
bei Identität des geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes dann 
nicht zu beanſtanden iſt, wenn die neue Klage von jemandem 
angeſtellt wird, der nicht der alte Kläger und auch nicht deſſen 
Rechtsnachfolger iſt. Erwägt man aber, daß die Nichtigkeits⸗ 
klage in den Fällen des 8 10 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 PatG. von 
jedermann angeſtellt werden kann, ohne daß ihm die Aufdeckung 
ſeines perfönlichen Intereſſes an der Vernichtung des Patents 
angeſonnen werden darf, fo läßt fich nicht verkennen, daß eine 
ſchrankenloſe Durchführung dieſes Satzes zu Ergebniſſen führen 
würde, die mit einer geordneten Rechtspflege kaum noch ver- 
träglich wären. Die Erfahrung lehrt, daß von der Einleitung 
des Nichtigkeitsverfahrens regelmäßig nur zum Zwecke der 
Wahrung individueller gewerblicher Intereſſen Gebrauch gemacht 
wird. Wenn das Geſetz von deren Darlegung und Aufdeckung 
Abſtand nimmt, ſo geht es dabei nicht davon aus, daß ſie nicht 
vorhanden ſeien, ſondern davon, daß fie ſich mit dem öffentlichen 
Intereſſe an möͤglichſter Freiheit des Gewerbes decken. Darin 
liegt die Gefahr eines Mißbrauchs des Klagerechts, indem der 
Verſuch ermöglicht wird, auch nach rechtskräftiger Entſcheidung 
zur Wahrung desſelben individuellen Intereſſes im Widerſpruch 
mit den Grundſätzen einer geordneten Rechtspflege den Klageweg 
noch einmal zu beſchreiten. Derartigen Verſuchen iſt der Senat 
in ſeiner bisherigen Rechtſprechung ſchon wiederholt entgegen⸗ 
getreten. Insbeſondere iſt ausgeſprochen, daß wenn der neue 
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Kläger bloß eine vorgeſchobene Perſon iſt, hinter der als eigent- 
liche Prozeßpartei der frühere Kläger ſteht, die Einrede der Rechts ⸗ 
kraft durchgreife, wobei der Geſichtspunkt verwertet wurde, daß 
auch einem Inkaſſomandatar Einreden aus der Perſon ſeines 
Auftragsgebers entgegenſtehen. So iſt in der Sache I. 306/89 
(Bolze, Pr. 9 Nr. 838, Pat Bl. 1890 S. 249) angenommen, 
daß, nachdem eine offene Handelsgeſellſchaft mit der Nichtigleits⸗ 
klage abgewieſen war, ein Dritter, der die Klage im Auftrage 
und für Rechnung eines der Geſellſchafter nach Auflöfung der 
Geſellſchaft aufs neue anſtellte, hiermit nicht zu hoͤren ſei. In 
der Sache I. 344/98 (SW. 1899, 11, Blpat Muſt. und Zeich W. 
1899, 9) lag der Fall vor, daß der Prozeßbevollmächtigte des 
erſten Klägers, der die Friſt zur Einlegung der Berufung gegen 
die abweiſende Entſcheidung des Pat A. verſäumt hatte, zur 
Vermeidung des ihm drohenden Regreſſes die Klage aufs neue 
im eigenen Namen anſtellte. Auch dies wurde nicht zugelaſſen, 
weil, wenn auch kein Auftrag des erſten Klägers vorläge, die 
Klage doch in Wirklichkeit für dieſen als auftragsloſe Geſchäfts⸗ 
führung erhoben ſei, hierhin aber ein das öffentliche Intereſſe 
nicht fordernder, ſondern ftörender Mißbrauch des Klagerechts 
liege. Auch der vorliegende Fall aber fällt unter jene Kategorie. 
(Es wird näher ausgeführt, daß die jetzige Klage mit der rechts ⸗ 
kräftig abgewieſenen des Klägers im Vorprozeß in bezug auf 
den Klagegrund übereinſtimmt und nur für den abgewieſenen 
Kläger des Vorprozeſſes und deſſen gewerbliches Intereſſe angeſtellt 
ft.) G. c. E. G., U. v. 5. Nov. 04, 277/04 I. — Patentamt. 

Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896. 

40. Begriff der „Fabrik“. Ankündigung des Verkaufs zu 
Fabrikpreiſen.] 

Der Bekl. bezeichnet in einem vor feinen Laden an- 
gebrachten Plakat ſein Geſchäft als „Fabrik“. In Zeitungen 
hat er eine Anzeige dahin erlaſſen: „Die Verandamöbel⸗ und 
Kinderwagenfabrik von K. S., A. ſtraße 4, empfiehlt ihre 
aufs beſte gearbeiteten Fabrikate zu Fabrikpreiſen.“ Der Kläger 
hat auf Unterlaſſung geklagt. Klage, Berufung und Reviſion 
find zurückgewieſen worden: In Literatur und Rechtſprechung 
beſteht Übereinſtimmung, daß die Fabrik im Sinne der Gew. 
den Gegenſatz zu bloß handwerksmäßigem Betrieb bildet. 
Landmann GewO., Anm. 3a zu $ 134 und Anm. 3d zu 
8 100, v. Rohrſcheidt GewO., Anm. 2 zu $ 134. ROSS. 
14, 288; 26, 161 und 189; JW. 1899, 4771. Es kann 
auch nicht bezweifelt werden, daß unter Umſtänden eine Ver⸗ 
tragsauslegung den Begriff einer Fabrik als gleichbedeutend mit 
einem Großbetrieb zu nehmen hat. Im Bereich des § 1 
Unl WG. kommt es jedoch lediglich darauf an, im Vergleich zu 
welch anderem Betrieb der Beklagte, indem er fein Geſchäft als 
Fabrik bezeichnete, den Anſchein eines beſonders günſtigen An- 
gebots in den Augen des Publikums hervorrufen wollte. 
Schon bei der Geſetzesberatung im Reichstag, ſtenographiſcher 
Bericht S. 1702, wurde dieſer Gefſichtspunkt von einer Seite 
angedeutet. Die Literatur hebt denn auch hervor, daß der 
Ausdruck „Fabrik“, „Fabrikant“, „Fabrikat“ benützt fein könne, 
um den Anſchein zu erwecken, es handle ſich nicht um auf⸗ 
gekaufte, fertig bezogene Artikel, ſondern um ſelbſthergeſtellte; 
vergl. die Kommentare zum Unl WG. von Birkenbihl S. 36 
Nr. 3; Pinner S. 25; Müller 2. und 3. Auflage S. 25 und 
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S. 30 Anm. 3. Die Praxis der unteren Inſtanzen hat 
wiederholt dieſen Standpunkt in geeigneten Fällen zum Aus- 
druck gebracht, wonach der gewollte Gegenſatz zur Fabrik nicht 
der Kleinbetrieb, ſondern der Groß⸗ oder Zwiſchenhandel war. 
Wenn daher der Berufungsrichter nicht allgemein, ſondern nach 
Lage des einzelnen, hier zur Entſcheidung ſtehenden Falles und 
immer im Hinblick auf die dem Publikum durch die Ankündigung 
des Beklagten vor Augen geführten Vorteile ſowie unter 
Zuhilfenahme des oͤrtlichen Sprachgebrauchs zu der Überzeugung 
gelangt iſt, daß die beanſtandeten Ankündigungen den Beklagten 
lediglich als den Selbſtverfertiger bezeichneten gegenüber dem 
Händler, jo kann ihm ein Rechtsirrtum nicht vorgeworfen 
werden. Einen allgemein gültigen Begriff einer Fabrik im 
Sinne des UWG. hat das Reichsgericht nicht aufgeſtellt, ſondern 
vielmehr in der Entſcheidung vom 14. März 1899, JW. 
S. 2394 abgelehnt, im Hinblick auf den geſchäftlichen 
Sprachgebrauch eine ſolche Begriffsbeſtimmung, die all- 
gemeine Gültigkeit beſäße, zu geben. Im Urteil vom 9. Juli 1901, 
JW. S. 657, wurde die Bezeichnung Tuchfabrik nicht be⸗ 
anſtandet, weil der in dem betreffenden Verkehrskreis herrſchende 
geſchäftliche Sprachgebrauch als maßgebend erachtet 
- wurde und darnach auch die Lohnweber auf eigenen Stühlen 
chenſo wie der Arbeiter auf Akkordlohn als abhängige Kräfte 
zu betrachten ſeien. Kann dem Beklagten die Bezeichnung 
ſeines Geſchäfts als Fabrik nicht unterſagt werden, ſo unterliegt 
auch ſeine weitere Ankündigung, daß er zu Fabrikpreiſen ver⸗ 
laufe, keinem Bedenken. Die betreffenden Ausführungen des 
Berufungsgerichts find folgerichtig. Die Entſcheidung des RG. 
vom 4. März 1904, II 319/1903 in Sachen Jakutteck gegen 
Chemnitz ſteht nicht im Wege. Dort hatte das Berufungs⸗ 
gericht als Erfahrungsſatz im Handel mit Glashütter und 
feinften Schweizer Uhren ausgeſprochen, daß man unter 
„Driginalfabrikpreifen“ die niedrigen Preiſe verſtehe, welche der 
Fabrikant dem Zwiſchenhändler berechnet, nicht die höheren 
Preiſe, zu welchen diejenigen Fabrikanten, die überhaupt im 
einzelnen abgeben, und diejenigen Händler, die ſich mit ihren 
Preifen nach Katalogen oder ſonſtigen Weiſungen von Fa⸗ 
brikanten richten, Uhren verkaufen. Das RG. hatte aus der 
Lage der Sache keine Veranlaſſung entnommen, an dieſer Feſt⸗ 
fellung eine Aus ſetzung im Reriſionsweg vorzunehmen. S. c. S., 
U. v. 25. Nov. 04, 236/09 II. — Hamburg. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Geſetz vom 11. Mai 1842. 

41. Aufhebung einer polizeilichen Verfügung im Be⸗ 
ſcwerdewege. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges.] 

Nach der klaren Beſtimmung des § 1 des Geſetzes vom 
II. Mai 1842 iſt der Rechtsweg in Beziehung auf polizeiliche 
Verfügungen nur zuläffig unter den Vorausſetzungen der 88 2 — 6 
des Geſetzes. Der 8 6 verlangt aber, daß die polizeiliche Ver⸗ 
fügung im Wege der Beſchwerde aufgehoben ſei. Das iſt 
vorliegend nicht der Fall und die Vorausſetzung der Zuläſfigkeit 
es Rechtzwegs ſomit nicht gegeben. Die Annahme des Be- 
mfungegerichts, es genüge, daß die polizeiliche Verfügung über- 
; haupt aufgehoben ſei, ſteht aber nicht nur mit dem Wortlaut 
N det Geſetzes im Widerſpruch, ſondern entbehrt auch jedes 
Inneren Grundes und widerſpricht der ganzen Tendenz des Ge⸗ 
ſehes, die Polizei von den Gerichten unabhängig zu ſtellen. 
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Denn wenn in jedem Falle, in welchem eine Poltzeiverfügung 
wieder aufgehoben wird, alſo auch wenn ſie als unzweckmäßig 
aufgehoben wird, oder weil wirkſamere Maßregeln ergriffen werden 
ſollen, den Gerichten die freie Nachprüfung der polizeilichen Ver⸗ 
fügung offenſtände, dann wäre damit dieſe Unabhängigkeit der 
Verwaltungsbehörden hinfichtlich der Polizeiverfügungen im 
weſentlichen beſeitigt. Es iſt auch kein Grund erfindlich, wes⸗ 
halb, wenn einmal die Gerichte an die Auffaſſung der Ver⸗ 
waltungsbehörden gebunden fein ſollen, dies nicht der Fall ſein 
ſoll, wenn eine Verfügung ſpäter wieder aufgehoben wird. 
L. c. K., U. v. 15. Nov. 04, 314/04 III. — Poſen. 

III. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

42. Art. 1660 c. e. Anwendung auch auf die Rück⸗ 
nahmepflicht des Verkäufers.] 

Das BG. hat die für die Reviſionsinſtanz allein in Be⸗ 
tracht kommende Widerklage unter Verwerfung der übrigen von 
den Kl. hiergegen vorgebrachten Einreden nur deshalb als un⸗ 
begründet erachtet, weil Art. 1660 c. c., nach dem das Wieder⸗ 
kaufsrecht nur auf die Dauer von 5 Jahren bedungen werden 
und das auf eine längere Zeit bedungene gleichwohl nur 5 Jahre 
lang ausgeübt werden kann, auch auf das hier in Rede ſtehende 
Rückverkaufs recht Anwendung finden müſſe. Die Rl. hat 
dieſe Annahme mit folgenden Ausführungen beſtritten: Art. 1660 
beziehe ſich nur auf das Rücktrittsrecht des Verkäufers 
und könne auf die Vereinbarung einer Rücknahmepflicht 
des Verkäufers nicht analog ausgedehnt werden; denn dieſer 
Artikel enthalte eine Ausnahmebeſtimmung, welche dem Geiſte des 
Franzöſiſchen Rechts nicht entſpreche, insbeſondere mit dem dieſes 
Recht im übrigen beherrſchenden Grundſatze der Vertragsfreiheit 
im Widerſpruch ſtehe. Dieſe Beſchwerde konnte keinen Erfolg 
haben. Zwar fit durch den Wortlaut des Art. 1660 aus- 
drücklich nur der Fall des „rachat“ geregelt, d. h. der Verein⸗ 
barung, laut welcher der Verkäufer ſich vorbehält, gegen 
Zurückerſtattung des Kaufpreiſes und der in Art. 1673 c. c. 
näher beſtimmten Vergütungen die verkaufte Sache zurüd- 
zugewähren. (Att. 1659 c. c.) Der Rl. iſt ferner auch 
darin beizutreten, daß Art. 1660 ſeinem dargelegten Inhalte 
nach eine Ausnahme von dem das Franzöfifche Recht im all⸗ 
gemeinen beherrſchenden Grundſatze der Vertragsfreiheit bildet. 
Indeſſen ergibt ſich hieraus nicht ohne weiteres die Nicht⸗ 
anwendbarkeit der fraglichen Vorſchrift auf den hier in Rede 
ſtehenden Fall, in welchem ſich die Käufer und deren Bürgin 
das Recht, den Kauf nach längerer Zeit rückgängig zu machen, 
vorbehalten haben. Vielmehr kommt es für dieſe Frage darauf 
an, ob die Anwendung der Vorſchrift auch auf Fälle der letzteren 
Art als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend zu erachten 
iſt. Wie nämlich aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer dem 
früheren Franzoͤſiſchen Rechte unbekannten Beſtimmung 
erhellt (vgl. Locré 4, 159), iſt dieſelbe deshalb in den Code 
civil aufgenommen worden, weil man aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Wohls dadurch verhindern wollte, daß die Ungewißheit in 
bezug auf die künftige Geſtaltung der Eigentumsverhältniſſe 
der verkauften Sache, welche derartige bei einem Kauf getroffene 
Abreden mit ſich bringen und welche man als für den Verkehr 
und die Bewirtſchaftung der verkauften Sache nachteilig er⸗ 
achtete, allzu lange daure. Welch großes Gewicht der Geſetz⸗ 
geber auf eine ausnahmsloſe Durchführung des der Vorſchrift 
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des Art. 1660 zugrunde liegenden Gedankens gelegt hat, iſt 
auch aus den ſich an dieſen Artikel anſchließenden Beſtimmungen 
der Art. 1661 und 1663 zu entnehmen, wonach die in Art. 1660 
feſtgeſetzte Frift ftrenge zu beobachten iſt und auch von dem 
Richter nicht verlängert werden kann und wonach dieſelbe gegen 
alle Perſonen, auch gegen Minderjährige läuft. Mit dem ſich 
aus allen dieſen Vorſchriften und deren Begründung durch das 
öffentliche Intereſſe ergebenden Willen des Geſetzgebers, durch 
dieſelben die Privatwillkür der Vertragſchließenden bei Verkäufen 
bezüglich der Dauer jedes hierbei etwa vereinbarten Rücktritts⸗ 
rechts ausnahmslos einzuſchränken, würde aber die Annahme 
unvereinbar ſein, daß derſelbe die Geltung dieſer Beſchränkungen 
nur für die Fälle beabſichtigt haben ſollte, in welchen der Ver ⸗ 
käufer ſich ein ſolches Rücktrittsrecht vorbehalten hat, nicht 
aber auch für die Fälle, daß eine ſolche Abrede zugunſten des 
Käufers getroffen iſt; denn auch für Fälle der letzteren Art trifft 
der oben dargelegte Grund des Geſetzes zu. Der Umſtand, 
daß in den letzteren es vom Belieben des Käufers abhängt, ob 
er von dem Rücktrittsrechte Gebrauch machen will, und daß 
deshalb für ihn die Ausſicht, die gekaufte Sache dauernd zu 
behalten, von Anfang an größer fein mag als in den Fällen, 
in welchen die Aufhebung des Kaufs von dem Belieben des 
Verkäufers abhängt, kann gegenüber dem dargelegten Grunde 
der betreffenden Vorſchrift nicht entſcheidend ins Gewicht fallen; 
denn auch in Fällen der erfteren Act beſteht eine nicht im Inter⸗ 
eſſe des Verkehrs und der wirtſchaftlichen Behandlung des 
Eigentums liegende objektive Ungewißheit darüber, ob der durch 
den Kauf begründete Rechtszuſtand ein dauernder ſein wird oder 
nicht. Namentlich kann auch die für den Käufer beſtehende 
rechtliche Möglichkeit, die gekaufte Sache ſpäter wieder zurück⸗ 
zugeben, geeignet ſein, ihn von einer ſolchen wirtſchaftlichen 
Behandlung derſelben abzuhalten, wie er ſie vielleicht bei einem 
auch ſeinerſeits unwiderruflichen Eigentumserwerbe eintreten 
laſſen würde. Daß das Privat intereſſe, das der Käufer 
an dem Behalten der gekauften Sache haben kann, durch ein 
zu ſeinen Gunſten vereinbartes Rücktrittsrecht weniger gefährdet 
iſt als durch ein zugunſten des Verkäufers vereinbartes ber- 
artiges Recht, kommt für die Frage der Anwendbarkeit des 
Art. 1660 auf Fälle der erſteren Art überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht, da die betreffende Vorſchrift nicht zum Schutze des 
Käufers, ſondern, wie dargelegt, im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſen iſt. Hiernach iſt die Annahme gerechtfertigt, daß der 
Geſetzgeber durch Art. 1660 die Wirkſamkeit aller in Kauf⸗ 
verträgen enthaltenen Nebenabreden, durch welche ſich der 
Verkäufer oder der Käufer ein Rücktrittsrecht der in Art. 1659 
beſtimmten Art für eine mehr als fünfjährige Dauer aus⸗ 
bedungen hat, auf einen fünfjährigen Zeitraum hat beſchränken 
wollen und daß er dieſer Abſicht durch Art. 1660 nur deshalb 
einen zu engen Ausdruck gegeben hat, weil er von dieſen beiden 
Nebenabreden nur die zugunſten des Verkäufers getroffene aus 
hiſtoriſchen und praktiſchen Gründen, namentlich wegen des 
weit häufigeren Vorkommens derſelben, in Art. 1559 ff. be⸗ 
ſonders geregelt hat und in dieſem Zuſammenhange allerdings 
eine ſich an den Fall des Art. 1659 anſchließende Formulierung 
des geſetzgeberiſchen Gedankens von ſelbſt gegeben war. Mag 
ferner auch die hierbei zugrunde liegende Tendenz, die Un⸗ 
gewißheit in bezug auf die Dauer eines einmal begründeten 
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Eigentums zeitlich moͤglichſt zu beſchränken, nicht in allen 
Beſtimmungen des Code civil folgerichtig durchgeführt ſein, 
fo ſteht doch dieſer Umſtand der Annahme nicht entgegen, daß 
der Geſetzgeber wenigftens bei dem Kaufe die zeitliche Wirk. 
ſamkeit aller derartigen ausdrücklichen Nebenabreden in 
einheitlicher Weiſe hat regeln wollen. Für die Anwendung der 
Vorſchrift des Art. 1660 auch auf ein zugunſten des Käufers 
bedungenes Rücktrittsrecht hat ſich auch die überwiegende Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller des Franzöſiſchen Rechts, die dieſe Frage 
überhaupt behandelt haben, ausgeſprochen. D. c. A., U. v. 
28. Nov. 04, 486/04 II. — Colmar. 


Eine Anregung zum Ausban der Hülfskaſſe. 
Von Rechtsanwalt Dr. Georgii in Stuttgart.“ 


Solange das Problem der Penſionskaſſe ungelöſt ift — 
und ich fürchte, daß die Löſung noch lange wird auf ſich warten 
laſſen —, drängt ſich immer wieder die Frage auf, ob es nicht 
moglich wäre, der Hülfskaſſe wenigſtens für die laufenden 
Unterſtützungen weitere Mittel zuzuführen. Sieht man fich 
die Einnahmepoſten des „Unterſtützungskontos“ im letzten 
Geſchäftsbericht (vergl. JW. Nr. 66—68) näher an, fo find 
die Ziffern 1 und 3 gegebene Größen. Daß die „Schenkungen“ 
(Ziffer 2) noch häufiger und beträchtlicher werden, daß die 
„Mitgliederbeiträge“ (Ziffer 4) durch den Beitritt der 2 000 
noch fehlenden Kollegen um jährlich 40 000 Mark ſich erhöhen 
möchten, ift ein „Ziel aufs innigſte zu wünſchen“. Mit Recht 
hebt der Bericht hervor, daß den Vertrauens männern hier noch 
ein großes und dankbares Feld für die Entfaltung einer 
freundſchaftlich energiſchen Werbetätigkeit eröffnet iſt. 

Mir ſcheint nun aber, als ſeien noch nicht alle Moͤglich⸗ 
keiten, auch beim jetzigen Mitgliederſtand und ohne Erhohung 
des Jahresbeitrags die Einnahmen zu vermehren, erſchoͤpft. 
Die Hülfskaſſe ſollte in die Lage kommen, in die Jahresrechnung 
bei Ziffer 3 einen weiteren Poſten einzuſtellen: 

„Zinſen aus vorausbezahlten Mitgliederbeiträgen.“ 

Damit iſt das Weſentliche der Anregung, die ich hiermit 
den Kollegen unterbreiten mochte, ausgeſprochen. Ich glaube, 
daß ein anſehnlicher Prozentſatz der Mitglieder bereit wäre, an 
Stelle der jährlichen Beiträge eine einmalige Zahlung zu leiſten, 
wogegen ihnen ſelbſtverſtändlich die Mitgliederrechte auf die 
Dauer ihres Lebens gewahrt werden müßten. Die Bemeſſung 
dieſer Abfindungsſumme würde meines Erachtens keine Schwierig⸗ 
keiten machen: Die Hülfskaſſe hätte ad hoc eine Präſumtion 
für die Lebensdauer des Rechtsanwalts — ſagen wir 70 Jahre 
— aufzuſtellen und das Mitglied ſo viel mal 20 Mark zu 
bezahlen, als ihm Jahre zum Alter des Pſalmiſten fehlen. 
Wer 50 Jahre alt iſt, bezahlt z. B. 400 Mark. Wenn im 
ganzen Deutſchen Reiche ſich nur 600 Mitglieder finden, die 
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) Bei dem Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
iſt der nachfolgende Vorſchlag des Kollegen Dr. Georgii in Stuttgart 
eingegangen. Dem ausgeſprochenen Wunſche gemäß wird er zur 
Öffentlichen Diskuſſion geſtellt. 

Jede Anregung über Mittel und Wege, wie die Kräfte der 
Hülfskaſſe zu ſtärken ſind, iſt dankbarſt entgegenzunehmen. 
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durchſchnittlich auf 15 Jahre vorausbezahlen, fo ergäbe 
das eine Summe von 180000 Mark.) Davon wären 
12 000 Mark ſatzungsgemäß als Jabresbeitrag jener 600 Kollegen 
zu verwenden; der Reſt auf die nächſte Jahresrechnung zu über⸗ 
tragen und verzinslich anzulegen. 

Der Zinſenertrag aber ſtünde für laufende Unter⸗ 
ſtützungen zur Verfügung. Dafür, daß dann fpäter der 
jeweilige Zugang an „lebenslänglichen“ Mitgliedern den Abgang 
überſteigt, müßten die Vertrauens männer ſorgen! 

Daß nebenbei die Verwaltung an Schreibwerk, Porto- 
und Einzugskoſten etwas erſparen würde, fällt nicht ſchwer ins 
Gewicht. Verlockender iſt die Ausficht, daß mancher Kollege, 
bei dem es nur eines äußeren Anſtoßes zur opferwilligen Be⸗ 
tätigung feines Gemeinfinnes bedarf, den tarifmäßigen Betrag 
ordentlich nach oben aufrunden würde. Der Kaſſe würden 
übrigens auch noch durch „Überſterblichkeit“, die gewiß nicht 
erwünſcht, aber gegenüber der allzu günſtigen Präjumtion ſicher 
zu erwarten wäre, erhebliche Beträge zufließen. 

Für die Kollegen, die nahe an 70 oder darüber wären, 
aber doch noch gerne beitragen möchten, könnte beftimmt werden, 
daß das tarifmäßige Minimum der Abfindung 100 Mark be⸗ 
trägt, während andererſeits, um jüngeren Kollegen einen gewiſſen 
Anreiz zu bieten, die Zulaſſung eines tarifmäßigen Maximums von 
600 Mark (30 Beittags jahre) in Frage käme. Vorfichtigen Kollegen 
koͤnnte für den Fall früheren Todes oder Ausſcheidens aus der 
Rechtsanwaltſchaft die Rückgewähr der nicht fällig gewordenen 
Jahresbeiträge gegen die Verpflichtung, andererſeits vom 70. Jahr 
ab eventuell weiter zu bezahlen, zugeſtanden werden. 

Die Satzung wäre wohl durch Einſchaltung eines § 4a 
etwa folgenden Inhalts zu ergänzen: 

„Es ſteht jedem Mitglied jederzeit frei, durch ein- 
malige Zahlung in Höhe der künftigen, bis zum 
vollendeten 70. Jahre ſeines Lebens fällig werdenden 
Jahresbeiträge fich die Mitgliederrechte auf Lebensdauer 
zu ſichern. Mitglieder unter 40 Jahren erwerben dieſes 
Recht durch Bezahlung von 30 Jahresbeiträgen. Das 
Minimum der einmaligen Zahlung beträgt 100 Mark. 

Im Falle des Ausſchluſſes von der Rechtsanwaltſchaft 
werden dem Mitglied die nicht fällig gewordenen 
Jahresbeiträge auf Antrag zinslos zurüderftattet. 

Erliſcht die Mitgliedſchaſt durch Tod oder freiwilligen 
Austritt, jo werden die nicht fällig gewordenen Jahres⸗ 
beiträge nicht zurüderftattet, es ſei denn, daß dies bei 
der einmaligen Zahlung ausdrücklich bedungen wurde. 
Wer ſich dieſen Anſpruch vorbehält, iſt vom 70. Lebens⸗ 
jahre ab wieder beitragspflichtig. 

Nicht fällig gewordene Beiträge, welche der Hülfskaſſe 
verbleiben, werden dem Grundſtock zugeſchlagen.“ 

Darüber, wie mit den die Tarifſumme überfteigenden 
Leiſtungen, den „Aufrundungs“ beträgen zu verfahren jet, hätten 
natürlich die Spender zu beſtimmen; mangels einer ſolchen 
Beftimmung wäre das Plus wohl dem Grundſtock zuzuweiſen. 

Die Frage, was etwa im Falle einer ſatzungsgemäß be⸗ 
ſchloſſenen Beitragserhöhung oder der Einführung der 


7 Hoffentlich wird ſich ergeben, daß dieſe Ziffern viel zu 
niedrig gegriffen find! 
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Penſionskaſſe zu geſchehen habe, ſcheint mir keine ernſtlichen 
Schwierigkeiten zu bieten; es wäre wohl angemeſſen, zu be- 
ſtimmen, daß in dieſen Fällen die nicht fällig gewordenen Bei⸗ 
träge auf Antrag zurüdzuerftatten ſeien. Dem einzelnen Mit⸗ 
glied würde damit die Freiheit neuer Entſchließung unter den 
veränderten Umſtänden gewährt; im Falle der Beitragserhöhung 
würde hoffentlich von der Mehrzahl eine entſprechende Erhöhung 
der Abfindungsſumme bewilligt werden. 

Ich weiß nicht, ob meine Anregung neu und ob der Aus- 
ſchuß geneigt iſt, ihr näher zu treten. Seinem Ermeſſen bleibt 
es überlaſſen, ob er ſie, vielleicht mit kritiſchen Bemerkungen 
verſehen oder durch weitere Vorſchläge verbeſſert, zunächſt durch 
Veröffentlichung in der JW. der allgemeinen Diskuſſion unter- 
breiten will; meinerſeits bin ich gerne bereit, mich mit etwa 
auftauchenden Abänderungsvorſchlägen und Bedenken aus⸗ 
einanderzuſetzen (Adreſſe: Allgemeiner Deutſcher Verficherungs⸗ 
verein Stuttgart). Jedenfalls hat der Vorſchlag das Be⸗ 
ruhigende, daß man keinerlei Wahrſcheinlichkeitsberechnungen 
anzuſtellen braucht und keinerlei techniſche Unterlagen nötig hat. 
Das Experiment iſt ganz ungefährlich; finden wir wenig An⸗ 
klang, ſo iſt der Nutzen gering, aber irgend welcher Schaden 
iſt undenkbar. Warum ſollten wirs nicht mit „kleinen Mitteln“ 
verſuchen, ſolange das eine große Mittel uns verſagt bleibt? 

Ein energiſcher Verſuch ſcheint mir des Schweißes der 
Vertrauensmänner wert. Das erſte Viertel jahrhundert freier 
Advokatur, des öffentlich mündlichen Verfahrens, der Reichs⸗ 
gerichtsjudikatur liegt hinter uns. Ich konnte mir keine würdigere 
Feier dieſer Tatſache denken, als wenn die Deutſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft ihrer Hülfskaſſe eine recht reichliche Jubiläumsgabe 
überreichte. 


Vollſtreckbarkeit der Eutſcheidungen dentſcher 
Gerichte und der vor ihnen abgeſchloſſenen 
Vergleiche in Oſterreich. 


Verordnung des öſterreichiſchen Juſtizminiſters vom 

19. Oktober 1904 (GARGSL 1904, Stück 69). 

Im Deutſchen Reiche wird von den Gerichten die An⸗ 
erkennung des Urteils eines öſterreichiſchen Gerichts wegen nicht 
gehöriger Zuſtellung der den Prozeß einleitenden Verfügung 
nicht nur in den durch § 328 Z. 2 der Deutſchen Zivilprozeß ⸗ 
ordnung normierten Fällen, ſondern ſtets auch dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die Zuſtellung nicht, wie es der § 80 3. 2 
der öſterreichiſchen Exekutionsordnung vorfieht, zu eigenen Händen 
erfolgt iſt. 

Die Kaiſerlich deutſche Regierung hat erklärt, daß die 
deutſchen Gerichte keinen Grund haben werden, auf der Fort⸗ 
ſetzung dieſer Proxis zu beſtehen, ſobald von der k. k. Regierung 
die Erklärung abgegeben werden wird, daß die öſterreichiſchen 
Gerichte bei Prüfung der Vorausſetzungen für die Vollſtreckbar⸗ 
keit von Akten und Urkunden, die im Deutſchen Reiche errichtet 
wurden, über die Erforderniſſe des § 328 Z. 2 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung nicht hinausgehen werden. 

Demzufolge wird zur Herſtellung vollkommener Gegenſeitig · 
keit gegenüber den Beſtimmungen des $ 328 Z. 2 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung gemäß § 84 ED. folgendes angeordnet: 
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Bei der Entſcheidung über Exekutionsanträge, die ſich auf 
Erkenntniſſe Deutſcher Gerichte oder auf vor dieſen abgeſchloſſene 
Vergleiche gründen, hat der § 80 Z. 2 der Exekutionsordnung 
keine Anwendung zu finden. Wegen Mangelhaftigkeit des Vor⸗ 
ganges bei Zuſtellung der den Prozeß einleitenden Verfügungen 
kann die Exekution nur unter ſolchen Vorausſetzungen abgelehnt 
werden, unter denen gemäß § 328 Z. 2 der Deutſchen Zivil- 
prozeßordnung die Anerkennung eines öſterreichiſchen Urteiles im 
Deutſchen Reiche ausgeſchloſſen iſt. 
Die einſchlägigen Beſtimmungen des § 328 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung lauten: 
„Die Anerkennung des Urteiles eines ausländiſchen Ge⸗ 


2. Wenn der unterlegene Beklagte ein Deutſcher iſt 
und ſich auf den Prozeß nicht eingelaſſen hat, 
ſofern die den Prozeß einleitende Ladung oder 
Verfügung ihm weder in dem Staate des Prozeß⸗ 
gerichtes in Perſon noch durch Gewährung deutſcher 
Rechtshilfe zugeſtellt iſt.“ 

Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1904, in Er- 
gänzung der Verordnung des Juſtizminiſters vom 21. Dezember 
1899, RGBl. Nr. 253, in Wirkſamkeit. Koerber m. p. 


Einſender Rechtsanwalt Dr. William Altſchul, Dresden. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft. Von Adolf 
Weißler, Rechtsanwalt und Notar zu Halle a. S. Leipzig, 
C. E. M. Pfeffer, 1905. 

Der Rechtswiſſenſchaft, insbeſondere dem Deutſchen Anwalts- 
ſtande hat Adolf Weißler in Halle, deſſen Name keinem preußiſchen 
und wohl auch ſonſtigen Rechtskundigen unbekannt iſt, in einer 
„Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft“ (erſchienen Leipzig bei 
C. E. M. Pfeffer) eine Neujahrsgabe gewidmet, für welche ihm 
die Deutſche Anwaltſchaft ſtets Dank wiſſen wird. Das Buch, 
die erſte Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft, iſt eine Tat zu 
nennen, eine Tat, die aus einer hohen Auffaſſung der Pflichten 
unſeres Berufs ſtammt, ein Werk, das mit einer ungewöhnlich 
tiefen Gelehrſamkeit, in klarem Stil und — last not least — 
mit Herzblut geſchrieben iſt. Den Inhalt dieſes an 39 Bogen 
faſſenden Meiſterwerkes auf dem zur Verfügung ſtehenden knappen 
Raum auch nur annähernd wiederzugeben, iſt unmoglich, aber — 
et desint vires tamen est laudanda volumtas. Aus gehend 
von den älteſten Quellen der Inſtitution (Recht der Frieſen, 
Angelſachſen, Burgunder, Weſtgoten, Franken) führt der Ver⸗ 
faſſer uns den Rechtweiſer vor, der als Asega-lagmann- 
comes palattii dem ungelehrten Volksgericht den Rechtspunkt 
entwickelt. 

Aus dem Prieſtertum entſpringend, hat das Amt des 
Rechtsweiſers zur Aufgabe die Behütung des Rechtes. Dieſer 
Rechtweiſer wurde zum Gutachter und Wortführer der Partei. 
„Die Idee war, daß dieſe Wortführer nur ihre Überzeugung, 
keineswegs das Intereſſe der Partei vertreten. Daher wird auch 
vorausgeſetzt, daß ſie von der Partei keine Bezahlung erhalten 
und das Gegenteil in unſerer Belegſtelle als Beſtechung be⸗ 
zeichnet.“ S. 22. 
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Aus dem Rechtweiſer und Wortführer entwickelt ſich der 
Vorſprecher; — weil der Prozeß ein Handeln vor Gericht, 
eine Frage ums Recht iſt, weil richtiges Recht nur geſprochen 
werden kann, wenn richtig gefragt wird, ſo wird der Partei 
vom Gericht auf Antrag ein rechtskundiger Vorſprecher beſtellt. 

Dieſer ſchon vor dem Sachſenſpiegel uns in einer althoch⸗ 
deutſchen Gloſſe des 8. Jahrhunderts bezeugte Vorſprecher, der 
kein Fürſprecher der Partei iſt, ſondern dem „Gerichte den 
Rechtspunkt darzulegen und den Urteilsvorſchlag einzubringen 
hat“, iſt im öffentlichen Intereſſe beſtellt als Rechtsgarantie 
zur Erzielung des richtigen, wenn auch feiner Partei ungünftigen 
Urteilsſpruches. Dieſer Vorſprecher plädiert nicht, ſondern 
fragt, und Zweck des Prozeſſes iſt nicht die Verwirklichung, 
ſondern Findung des Rechtes, alſo Frage ums Recht, nicht 
Kampf ums Recht. Lohengrin: „Da dieſer Mann zur Nacht 
mich überfallen, Sagt, ob ich ihn mit Recht erſchlug!“ 

Demzufolge übernimmt der Vorſprecher nur gerechte Sachen. 
Und S. 83 ruft der Verfaſſer „Wehe uns, vermöchten wir nicht 
mehr aus deinem Weſen die rechte Grundauffaſſung unſeres 
Berufs zu gewinnen“ 

Im Laufe der Rechtsentwickelung, deren Einzelheiten Weißler 
meiſterhaft ſchildert, geht Name und Tätigkeit des Vorſprechers 
auf den Prokurator über, und neben der den formellen 
Prozeßgang in Händen haltenden Prokuratur entwickelt ſich eine 
rechtsgelehrte Advokatur, welche anfänglich als Hilfsorgan die 
Prokuratur in der Anfertigung der Schriftſätze unterſtützt, dem⸗ 
nächſt die Haupttätigkeit im Vorbereiten und Vertreten des 
Prozeſſes übernimmt und unter allmählicher Verdrängung der 
ſich als überflüſſig herausſtellenden Prokuratur ſich zur heutigen 
Rechtsanwaltſchaft entwickelt. Dabei tritt klar zutage, daß 
der Anwald (urſprüngliche Schreibweiſe!) etwas anderes iſt, 
als der Vorſprecher. Der Vorſprecher tritt neben einer anweſenden, 
der Anwalt für eine abweſende Partei auf. — In Würdigung 
der Geſchichte der Anwaltſchaft beim Reichskammergericht — wo 
am 31. Oktober 1495 Kaiſer Maximilian dem erſten Kammer⸗ 
richter Grafen Eitel Friedrich von Hohenzollern bei Errichtung 
des Gerichts den Richtſtab übergab und dieſer am ſelbigen Tage 
die Anwälte vereidete, — derjenigen bei den großen Staaten 
des alten Deutſchen Reichs Württemberg S. 260, Sachſen 
S. 265, Oſterreich S. 276, Rheinland S. 405, Hannover und 
Braunſchweig S. 413, widmet der Preußiſche Anwalt der 
Geſchichte der Anwaltſchaft ſeines engeren Vaterlandes neun 
beſondere Kapitel (34 bis 42), welche beſonderer Beachtung 
empfohlen und hier nur angedeutet werden können. Von 1713 bis 
1849, alſo faſt 1% Jahrhunderte, iſt die Advokatur⸗Geſetzgebung 
in Preußen das Operations feld eigenartiger Weltverbeſſerungs ⸗ 
pläne geweſen, um, nachdem ſich alle Verſuche mit mechaniſchen 
Mitteln dieſen wichtigen Zweig organiſchen nationalen Lebens 
zu behandeln, als untauglich erwieſen, bahnbrechend den anderen 
Staaten voraus, mit freiem Blick die würdige Geſtaltung des 
Standes herbeizuführen, welche die Grundlage unſerer heutigen 
Organiſation geworden iſt. Doch ſeien hier einige markante 
Einzelheiten erwähnt: 

Friedrich Wilhelm I. hielt 1713 eine „fürchterliche Muſterung“, 
reduzierte die Advokatenſtellen unter Außerachtlafſung der wohl- 
erworbenen Rechte beſtehender Advokaturen auf ein Minimum 
und verordnete: „das die übrige advocahten und Procuratores 
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Ihr Handiwerg niederlegen und ein ander Profeſfion anfangen.“ 
Dieſe Maßregel war um ſo ungerechter und härter, als die 
Advokatenſtellen im gewiſſen Sinn gekauft waren; Bewerber 
um beſoldete Amter bezahlten in der Regel eine Summe — an 
die Marinekaſſe (ſpäter Rekrutenkaſſe), die einem Quartals- 
gehalte gleichkam. „Die Advokaten nun hatten ihre Stellen 
für bedeutende Summen gekauft, die jetzt verloren waren.“ 
(S. 307.) Unter Cocceji, Carmer und Suarez wurden nun 
die merkwürdigſten Verſuche gemacht, die Anwaltsfrage probat 
zu löͤſen. 

Friedrich der Große richtete in 2 Kabinettsorders vom 
5. Januar 1742, 13. März 1747 — beim Beginn der beiden 
erften ſchlefiſchen Kriege — das Erſuchen an feine Miniſter 
Cocceji und v. Arnim, „in gründliche Überlegung zu nehmen, 
ob nicht hier zunächſt und zu ſeiner Zeit eine ſolche Einrichtung 
mit denen Advacatis bei dieſen Oberämdtern gemachet werden 
konne, daß die Gebühren, welche ſie ſonſten von denen Parteien 
bekommen, zur Sportelkaſſe fließen müſſen, daher gegen einem 
jeden Advocato aus ſolcher Kaſſe ein gewiſſes und hinlängliches 
jährliches Gehalt ausgemachet werde.“ Alſo eine Verſtaat⸗ 
lichung der Anwaltſchaft. Und in der Tat 1780 am 14. April 
erſchien der berühmte Königliche Erlaß, welcher wie folgt 
ſchließt (S. 350): „Es iſt daher Mein ernſtlicher Wille: daß der 
Richter künftig die Partheyen mit ihrer Klage und Verant⸗ 
wortung ſelber hören, ihre Erzählungen und mitzubringenden 
Beweisthümer gegen einander halten, und ſo den wahren Zu⸗ 
ſammenhang der Sache . .. eruiren . . ſolle. 

Indeſſen ſoll den Parteien dieſerhalb nicht der Beiſtand 
von Rechtsfreunden verſagt werden, vielmehr ſollen ſolche zur 
Kontrolle des Richters auch ſchon bei Unterſuchung des Facti 
mitwirken. Damit ſie aber ganz unintereſſiert find, ſo werden 
ſie aus den tüchtigſten Referendaren erwählt, unter dem Titel 
Aſſiſtenzräte in die Kollegien aufgenommen und auf feſtes 
Gehalt geſetzt.“ 

Aber hier hatte ſich das jetzt ſo vielfach angeprieſene 
Rezept der Verſtaatlichung nicht bewährt. Die wahre Advokatur 
war zerſtoͤrt') und ſchon die Verordnungen vom 20. November 
1782 und 20. September 1783 brachten anfänglich verſchämt 
„bloß zur Beruhigung“ der Parteien, die Juſtizkommiſſare in 
die Stellung der Sachwalter, welche nach den Prozeßreformen 
der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts die ehrenvollen Vorläufer 
der heutigen Rechtsanwaltſchaft wurden. 

Mit beſonderem Intereſſe behandelt Weißler die franzöfifche 
Advokatur, er verwirft mit Recht das „theoretiſch fehlerhafte“, 
„unnatürliche“ Syſtem der Zweiteilung (avou& und avocat), 
ſchließt aber S. 405 mit den hiſtoriſch begründeten Worten: 
„Wie bei uns das Profeſſorentum, ſo iſt dort die Advokatur 
die geiſtige Ariſtokratie der Nation. Daher ihre ariſtokratiſchen 
Züge: ihr ſtolzes Selbſtbewußtſein, ihre heilig gehaltenen 
Nberlieferungen, ihr ſtarker genoſſenſchaftlicher Gemeinſinn. Ihre 
Selbſtauflöſung zur Zeit der Revolution atmet antiken Geiſt. 
Ihre Geſchichte iſt in einer Fülle von Werken, faſt alle von 
Advokaten, behandelt, wo bei uns bisher nicht eine exiſtierte. 
Die Geſchichte ſeines Berufs aber ſchreibt und lieſt nur, wer 


) Zu vergl. Benedict, Die Advokatur unſerer Zeit, S. 79 
(Wien 1903). 5 
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ihn liebt. Wo aber Liebe, da iſt auch Glaube. Die fran- 
zöffche Advokatur glaubt an ihren Beruf: das iſt die ſtarke 
Wurzel ihrer Kraft.“ 

Der ſechſte und letzte Abſchnitt des Werkes beſchäftigt ſich 
mit der Entwickelung der modernen reichsdeutſchen Anwaltſchaft 
und läßt neben deren hiſtoriſchen Einzelphaſen, ohne in eine 
Detailpolemik einzutreten, klar erkennen, wie eingehend der 
Autor die Grundfragen der Anwaltſchaft, Freiheit der Advokatur, 
numerus clausus, Lokaliſierung, Mündlichkeit und Anwalts⸗ 
zwang, Gebühren, Penſions⸗ und Hilfskaſſenweſen ſtudiert hat, 
vor allem aber erhalten wir ein klares Bild über alle die 
Kämpfe, welche unſere Vorgänger gegenüber der Engherzigkeit 
mancher Regierungen zu beſtehen hatten. Dafür für viele nur 
2 Beiſpiele. Ein Anwaltsausſchuß berief am 11. September 
1843 in den Zeitungen die Berufsgenoſſen in allen deutſchen 
Landen auf den 1. Juli 1844 nach Mainz behufs Gründung 
eines die deutſche Rechtseinheit fördernden Anwaltstages. Am 
6. Februar 1844 unterſagte der Preußiſche Juſtizminiſter den 
Juſtizkommiſſaren die Teilnahme, denn der Deutſche Bund 
ſei ein völkerrechtlicher Verein unabhängiger Staaten; daraus 
ergebe ſich, daß die Anwälte keinen Beruf und keine Möglichkeit 
eines Zuſammenwirkens für Herſtellung deutſcher Rechtseinheit 
haben, dieſe Sorge vielmehr den Bundesregierungen überlaſſen 
bleiben möge. 

Als 1846 der Anwaltstag nach Kiel berufen werden ſollte, 
ſagt Weißler, erwies fi die dentſche Uneinigkeit als eine 
Fabel. Deutſchland war vollkommen einig gegenüber der 
furchtbaren Gefahr des Anwaltstages. Hamburg war der einzige 
Staat, der ihn geſtattete, und ſo fand er dort 1846 und 1847 
ſtatt; jedoch ohne Erfolg. Erſt am 29. Auguſt 1848 wurde 
in Dresden der Deutſche Anwaltverein begründet und — 
signum temporis! — hierbei wurden für die deutſche Flotte 
100 Taler geſammelt. 

Einen breiten Raum im Werke nimmt natürlich die Teil⸗ 
nahme deutſcher Anwälte an den Verfaſſungskämpfen ein, ge⸗ 
hörte doch faft der 6. Teil der in der Paulskirche tagenden 
(ſog. Profeſſoren⸗) National⸗Verſammlung — es waren übrigens 
90 Anwälte und nur 58 Profeſſoren — der Anwaltſchaft an. 
Das Gedächtnis der 3 Mannheimer Franz Hecker, Guſtav 
Struve und Lorenz Brentano wird in einem beſonderen Ab- 
ſchnitte gefeiert. Die Koryphäen des Standes: Juſt. Oldekopp 
(1665 S. 232), Haas (1785 S. 158) und im 19. Jahrhundert 
Bode, Kunowsky, Marchand, Hinſchius, Dorn, Wilh. Beſeler, 
Theodor Olshauſen, Richard Wilke, v. Wilmowski, Mecke, 
Freudentheil, Beſchorner, H. K. Hofman, v. Auer, Hänle 
Kreitmaier, M. Levy, Makower, Deycks, Holthoff, Munkel und 
— mit einem Blick in die Zukunft — Sello — erfahren für 
ihren bekundeten Freimut, für Tüchtigkeit und Begabung eine 
eingehendere Beleuchtung. 

In der unparteiiſchen Art, in welcher das Werk Licht und 
Schatten verteilt, erkennt es auch wiederholt einerſeits die Ver⸗ 
dienſte der preußiſchen Regierung um die Hebung des Anwalts- 
ſtandes an, ſo namentlich durch die Verordnung vom 30. April 
1847 (S. 371 ff.), verſchweigt aber auch andererſeits nicht die 
Wirkungen der verfaſſungswidrigen Tätigkeit der einſtigen 
Württembergiſchen und zeitigen Preußiſchen Juſtizverwaltung. 
— Näheres hierüber iſt S. 438 bezw. 603 nachzuleſen. — 
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Die letzten Abſchnitte behandeln die uns allen aus eigenem 
Erlebnis noch bekannten Kämpfe um die Rechtsanwaltsordnung 
und dabei natürlich die oben berührten allgemeinen Fragen. 
Ich kann dieſe lediglich wegen des ſo beſchränkt zur Verfügung 
geſtellten Raumes ſo lückenhafte Inhaltsangabe nicht beſſer 
ſchließen, als wenn ich Weißlers eigene Worte: 

„Soviel die Weltanſchauung wichtiger iſt als alle 
Einzelkenntnis, um ſoviel behaupte ich, muß dieſes ſein 
Buch euch wichtiger ſein, als eure Kommentare“ 
durch den Inhalt dieſer erſten Geſchichte der Rechts- 
anwaltſchaft für gerechtfertigt erkläre. Der Erwerb der 
Kenntnis dieſes Werkes gehört zu den Pflichten jedes deutſchen 
Anwalts, fie wird jedem Juriſten erwünſcht fein und auch dem 
Kulturhiſtoriker eine Fundgrube wichtiger Aufſchlüſſe bieten. 

Berlin, Januar 1905. 

Rechtsanwalt Dr. Max Silberſtein. 


2. Die Konzipientur in Oſterreich. Von Dr. Moritz 
Sternberg. Wien, Manzſche k. u. k. Verlags- und Uni- 
verfitäte- Buchhandlung. 

Das Vorwort datiert von Mitte Oktober 1904. — Die 
Schrift beſpricht die Verhältniſſe der Konzipientur, und zwar 
mit einer ſehr ſtarken Dofis von Bitterkeit. — Ob dieſe voͤllig 
berechtigt iſt, läßt fich aus der Ferne ſchwer beurteilen. Jeden⸗ 
falls ergibt ſich auch für den Fernſtehenden, daß in der Tat die 
fiebenjährige Friſt der Konzipientur viel zu lang iſt. Wir find 
in Deutſchland mit dem vierjährigen Referendariat ausgekommen, 
und es iſt nicht abzuſehen, warum nicht in Oſterreich dieſe Frift 
ausreichen ſollte. Es liegt auf der Hand, daß wenn man er⸗ 
wachſene Menſchen zwingt, fieben Jahre lang ſich in einem 
Zwiſchenſtadium zu bewegen, dies zu allerlei Unzuträglichkeiten 
führt. Welcher Art dieſe Unzuträglichkeiten find, iſt in der 
Schrift von Dr. Sternberg mit Intereſſe zu leſen. Sie 
knüpft vielfach an die Arbeit des Advokaten Edmund Benedikt 
„Die Advokatur unſerer Zeit“ an, welche ich in dieſen Blaͤttern 
vor einiger Zeit beſprochen habe. — Es iſt jedenfalls zu wünſchen, 
daß dieſe fiebenjährige Friſt in Oſterreich auf vier Jahre herab⸗ 
geſetzt wird; dagegen dürfte es ſich nicht empfehlen, aus der 
Konzipientur einen beſonderen Beruf zu machen, wie der Ver⸗ 
faſſer der Schrift, wohl aber nicht mit Ernſt, vorſchlägt. Alle 
ſolche Berufsſtände von halbem Können find volkswirtſchaftlich 
ſchaͤdlich. Suftizrat Max Jacobſohn, Berlin. 


Vermiſchtes. 


A. Der Anwaltsverein zu Frankfurt a. M. beriet in 
ſeiner letzten Sitzung eingehend über Schaffung einer dauernden 
Einrichtung für unentgeltliche Rat- und Auskunfts- 
erteilung durch Rechtsanwälte. Der Verein ſprach ſich 
im Prinzip dafür aus, daß eine Teilnahme der Anwälte an 
der unentgeltlichen Rechtsbelehrung im Intereſſe des Publikums, 
wie unſeres Standes dringend erwünſcht ſei und ernannte eine 
Kommiffion, welche über die in Frankfurt nach dieſer Richtung 
zu treffenden Maßnahmen und Einrichtungen beraten und be⸗ 
richten ſoll. Der ſ. Zt. in Berlin erwogene und, wohl be⸗ 
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ſonders wegen der hierfür erforderlichen, außergewöhnlich hohen 
perfönlihen und pekuniären Leiſtungen, ſchließlich abgelehnte 
Plan einer beſonderen Auskunft sſtelle kommt hier nicht 
in Frage. Man beabſichtigt vielmehr eine, weſentlich leichter 
durchführbare und auch fiher nutzbringendere Maßregel, nämlich 
eine Verbindung mit den bereits beſtehenden Aus- 
kunftsſtellen, etwa derart, daß nur in den von der Leitung 
dieſer Stellen für wichtig erachteten Fallen die Anwaltſchaft 
eintritt. Wir behalten uns vor, auf dieſe für den geſamten 
Anwaltsſtand hochbedeutſame Angelegenheit zurückzukommen, 
wenn die ſpeziellen Vorſchläge der Kommiffion vorliegen. 


— 


Grundlegende Eutſcheidungen. 


Das Verhältnis zwiſchen der Anfechtung einer Vertrags- 
ſchließung wegen Betrugs und dem Schadenserſatzanſpruche 
wegen Betrugs wird in Entſch. Nr. 2 erörtert: neben Anfechtung 
kann nur das negative Vertragsintereſſe, nicht aber das Erfüllungs- 
intereſſe verlangt werden. 

Nach Eniſch. Nr. 3 ift bei dem mangels Schriftform nur 
auf ein Jahr geltenden Mietvertrage eine vertragsmäßig feſtgeſetzte 
Kündigungsfrift jedenfalls dann nicht maßgebend, wenn fie 
länger als die geſetzliche Kündigungsfriſt im. 

Eine weſentliche Förderung. dürfte die Lehre von den 
fiduziariſchen Rechtsgeſchäften aus der Entſch. Nr. 5 erhalten, 
wo das zwiſchen den Parteien des fiduziariſchen Rechtsgeſchäfis 
beſtehende innere Verhältnis erörtert wird. 

In Entſch. Nr. 11 wird die Möglichkeit einer kumulativen 
Schuldübernahme, die nicht als. Bürgſchaftsübernahme, ſondern 
als Herbeiführung eines gewöhnlichen Geſamtſchuldverhältniſſes 
zu erachten, für Ausnahmefälle zugegeben. 

Die die Perpetnierung der Wandelungs- und Minderungs⸗ 
einrede begründende Anzeige ($ 478 BGB.) liegt nach Entſch. 
Nr. 12 auch in der Erhebung der Wandelungsklage; ob Zurüd- 
nahme dieſer Klage zugleich Zurücknahme der Anzeige ſein ſoll, 
iſt Auslegungsfrage. 

In Entſch. Nr. 14 wird die dem Mieter in 8 545 BGB. 
auferlegte Obhut⸗ und Anzeigepflicht auch auf die dem Ver⸗ 
mieter offenſtehenden Räume, wie Treppen, Flure uſw. erſtreckt. 

Die formalen Vorausſetzungen der Bürgſchaftserklärung 
behandelt Entſch. Nr. 15, wo es für ausreichend erklärt wird, 
wenn in der formalifierten Bürgſchaftserklärung auf eine 
andere Urkunde zwecks Bezeichnung der Hauptſchuld Bezug 
genommen wird. 

Das RG. geht auf dem Wege der Zulaſſung der Sicherungs⸗ 
übereignung mittels Konſtituts in Entſch. Nr. 19 noch einen 
Schritt weiter, indem bierfür auch eine abſtrakte Übereignung 
— n liegendes Kaufgeſchäft — für aus reichend er 
achtet wird. 

g Die Streitfrage, ob die Klage gegen die Ehefrau auf 
Leiſtung und gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung eine notwendige Streitgenoſſenſchaft begründet, wird 
in Entſch. Nr. 21 verneint. 

Erſtattungsfähigkeit der durch Wahrnehmung eines Beweis ⸗ 
termins über eine techniſche Frage durch den Proꝛeßbevollmäch⸗ 
tigten entſtandenen Reiſekoſten wird in Entſch. Nr. 23 damit 
begründet, daß dieſe Wahrnehmung zwecks ſachgemäßer Infor⸗ 
mation des Prozeß bevollmächtigten geboten und deshalb zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich war. 

In Entſch. Nr. 24 ſchließt fich nunmehr auch der IV. Senat 
des RG. der Auffaſſung an, daß für ein Teilurteil im Che ⸗ 
aum tft, ſei es, daß es ſich um Klage 
und Widerklage handelt oder um Ausſpruch der Scheidung und 
Erledigung der Schulbfrage. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Oldenburg, Bamberg und Breslau haben der Kaſſe aber- 
mals Beihülfen und zwar Oldenburg 200 Mark, Bamberg 
1500 Mark und Breslau 2 000 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
hülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die Rechtſprechung zum § 313 BGB. 
Von Referendar Dr. Rheinſtein, Frankfurt a. Main. 


Eine reiche Judikatur zu der tief einſchneidenden Form⸗ 
vorſchrift des $ 313 BGB. war eigentlich mit Sicherheit 
vorauszuſehen. Aus den verſchiedenſten Gründen finden gerade 
bei Liegenſchaftsveräußerungsverträgen mündliche Vereinbarungen 
der Parteien keinen Eingang in die notarielle oder gerichtliche 
Verlautbarung des Rechtsgeſchäfts. Es ſei, um nur ein Bei⸗ 
ſpiel herauszugreifen, daran erinnert, daß die Parteien häufig 
aus Gründen der Stempelerſparung die Angabe eines geringeren 
Kanfpreiſes als des wirklich vereinbarten im notariellen Vertrag 
verabreden und in Verbindung damit die Niederlegung der 
getroffenen Abmachung unterlaſſen, derzufolge dem Käufer vom 
Verkäufer ein beſtimmtes Mietserträgnis garantiert und die 
Kapitalifierung der zugeficherten Mietseingänge der Berechnung 
des Kaufpreiſes zu Grunde gelegt iſt. Stellt ſich dann die 
Unwahrheit der Angaben über die Mietseingänge heraus, ſo 
wird verſucht, unter Ausnutzung des das BGB. beherrſchenden 
Grundſatzes von Treu und Glauben Schadenserſatz⸗ oder 
Minderungsanſprüchen auf die Beine zu helfen. 

Dieſen Verſuchen gegenüber hat ſich »die Rechtſprechung 
und insbeſondere diejenige des Reichsgerichts durchwegs ablehnend 
verhalten. Wo Formvorſchriften eingreifen, da kann, wenn 
anders die Formvorſchrift ihre Bedeutung behalten ſoll, der 
Berufung auf Treu und Glauben nicht ſtattgegeben werden. 
Dieſer vom Reichsgericht!) aufgeſtellte Grundſatz hat in den 
einzelnen Entſcheidungen unſeres höͤchſten Gerichtshofs gewiß 
nicht in dem Sinne Anwendung gefunden, daß man von einer 
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) RG. i. Seuff. Archiv Bd. 58 S. 5 ff. insbeſ. S. 8. 


„formaliſtiſchen Jurisprudenz“ reden kann. Es ſei nur an die 
auch in dem Auffatze von Hachenburg in der Feſtnummer der 
Deutſchen Juriſtenzeitung zum 1. Oktober 1904 hervorgehobene 
Entjheidung*) erinnert, worin die Ausdehnung der Form⸗ 
vorſchrift des 8 313 BGB. auf Aufträge zur Erſtehung von 
Grundſtücken abgelehnt wird, da hier die Verpflichtung des 
Beauftragten, das zu erwerbende Grundſtück an den Auftraggeber 
aufzulaſſen, nicht den eigentlichen Kern der obligatio barftellt, 
ſondern nur die geſetzliche Folge des formlos gültigen Auftrags 
bildet. 

Weder eine rein formaliſtiſche Auffaſſung noch eine die 
Formvorſchrift des § 313 BGB. paralyſierende Berufung 
auf Treu und Glauben ſoll zuläffig fein. Vielmehr ſoll nur 
da, wo bei Liegenſchaftsverträgen die Veräußerungsverpflichtung 
einen ſelbſtändigen Verpflichtungsgrund bildet, die Formvorſchrift 
des 5 313 BGB. mit allen Konſequenzen ihrer Nichtbeachtung 
Platz greifen. o 

Dies gilt entſprechend von Vorverträgen zu einem be⸗ 
abſichtigten Grundſtückskauf.“) Stellte man ſolche Vorverträge 
nicht unter den Formzwang des § 313 BGB., ſo wäre 
damit ein vorzüglicher Weg gegeben, die dem Verkehr durch 
dieſe Vorſchrift bewußt angelegte Feſſel abzuſtreifen. 

Mit dieſem Ergebnis iſt aber die Frage noch nicht be⸗ 
antwortet, in welchem Umfang die Formvorſchrift des § 313 
BGB. auf den einzelnen formpflichtigen Vertrag Anwendung 
finden will. Auch in dieſer Richtung hat die Judikatur, 
vorzugsweiſe diejenige des Reichsgerichts leitende Grundſätze 
aufgeſtellt, die als rein logiſche Folgerungen aus dem die 
Formvorſchrift des § 313 BGB. beherrſchenden Gedanken 
des Geſetzgebers wohl allgemeine Billigung finden müfſſen. 
Die erſte Stelle gebührt hier der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts vom 12. April 19025), worin ausgeſprochen iſt, daß 
nicht nur der einzelne auf Eigentumsübertragung gerichtete 
Beſtandteil des Vertrags, ſondern alle Vereinbarungen, aus denen 
ſich nach dem Willen der Beteiligten der Veräußerungs⸗ 


) RG. Bd. 54 S. 75, mitgeteilt auch in SeuffArch. Bd. 59 
S. 3 ff. 
3) Vergl. auch RG. Bd. 50, 163 Ben i. d. DJ., 1902, 335. 
9) RG. Bd. 58, 236. 
) RG. Bd. 51, 179, mitgeteilt auch in SeuffArch. Bd. 58 S. 3 ff 
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vertrag zuſammenſetzen ſoll, unter dem Formzwang des § 313 
BGB. ſtehen.) Sind in dem Vertrag noch andere Ver⸗ 
einbarungen getroffen, welche mit dem Veräußerungsgeſchäft 
nicht im inneren Zuſammenhange ſtehen, welche alſo nicht die 
Eigentumsübertragungspflicht und die Gegenleiſtungen des 
anderen Teils unmittelbar betreffen, ſo ſind dieſe Vereinbarungen 
nicht Beſtandteile des auf die Übertragung des Eigentums ge⸗ 
richteten Veräußerungsgeſchäfts und ſtehen daher nicht unter der 
Regel des § 313 BGB.“) 

Daraus ergibt fi, daß aus einer formloſen, den Ver⸗ 
äußerungs vertrag betreffenden Vereinbarung Anſprüche fo 
lange nicht hergeleitet werden können, als die Parteien noch 
in rein obligatoriſchen Rechts beziehungen zu einander ſtehen 
und nicht die formheilende Wirkung der Auflaſſung und 
Eintragung eingetreten iſt (§ 313 Satz 2), wovon weiter 
unten noch geſprochen werden ſoll. Ganz bedeutungslos iſt 
indeſſen ſelbſt vor der Auflaſſung und Eintragung der Nach⸗ 
weis nicht, daß eine mündliche Abrede, die keine Aufnahme 
in den gerichtlichen oder notariellen Vertrag gefunden hat und 
deshalb unwirkſam iſt, tatſächlich ſtattgefunden hat. Iſt nämlich 
in einem ſolchen Fall die Annahme begründet, daß der Ver⸗ 
äußerungsvertrag ohne den nichtigen Teil nicht geſchloſſen ſein 
würde (§ 139 BGB.), ſo iſt der ganze Vertrag nichtig und 
eine Vertragsklage überhaupt nicht gegeben. Der Nachweis 
einer in den formellen Vertrag nicht aufgenommenen mündlichen 
Vereinbarung bereitet der Praxis allerdings oft größere Schwierig⸗ 
keiten, als es auf den erſten Augenblick den Anſchein hat, 
namentlich, wenn es ſich um behauptete Zuſicherungen handelt. 

Hier iſt ſtreng zu ſcheiden zwiſchen allgemeinen Anpreiſungen 
des Verkäufers, die ſehr wohl für den auf die Wahrheit der⸗ 
ſelben vertrauenden Käufer das Motiv abgeben können, aus 
dem heraus er ſich zum Abſchluß des Kaufvertrags entſchließt, 
und zwiſchen ſolchen eine Zuficherung von Eigenſchaften ent- 
haltenden Erklärungen des Verkäufers, die, vom Käufer aus⸗ 
drücklich verlangt, nach dem übereinſtimmenden Willen der 
Parteien einen Beſtandteil des Vertrags ausmachen ſollen. 
Nur die letzteren Erklärungen können als Zuſicherungen be- 
ſtimmter Eigenſchaften im Sinne des Geſetzes aufgefaßt werden, 
während allgemeine Anpreiſungen des Verkäufers regelmäßig 
die Grundlage zu einer Anfechtung des Rechtsgeſchäfts wegen 
argliſtiger Täuſchung abzugeben vermögen?) und nur im 
Falle des ſchwierigen Nachweiſes eines ſtrafrechtlichen Betrugs 
($ 263 StGB.) einen auf § 823 Abſ. 2 BGB. zu ſtützenden 
Schadenserſatzanſpruch begründen können.“) 

Was von urſprünglichen formloſen Vereinbarungen gilt, 
findet folgerichtig in gleicher Weiſe Anwendung auf nachträgliche 
verabredete Anderungen des formgültig geſchloſſenen Vertrags. 10) 

Formheilend auf bloß mündliche oder privatſchriftliche 
Vereinbarungen wirkt nach § 313 Satz 2 BGB. die Auf⸗ 


) Vergl. auch OLG. Dresden i. Mugdan u. Falkmann IV, 
207, 208. N 

7) RG. Bd. 51 S. 179. 

) vergl. RG. i. Jur. Wochenſchr. 1903, Beil. 124 und i. 
Seuff. Arch. Bd. 59 S. 267. | 

) vergl. Oè G. Bamberg i. Seuff. Archiv Bd. 59 S. 437. 

10) RG. i. Seuff. Archiv Bd. 58 S. 4. 
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laſſung und Eintragung in das Grundbuch. Auflaſſung und 
Eintragung äußern aber ihre formheilende Wirkung nur dann, 
wenn der Gegenſtand derſelben völlig identiſch iſt mit dem 
Gegenſtand des der Auflaſſung zu Grunde liegenden formloſen 
Veräußerungsgeſchäfts. Nur inſoweit dieſe Identität vorliegt, 
reicht auch die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung. “) 

Wenn daher, um einen entſchiedenen Fall herauszugreifen, 
von zwei durch formloſen Vertrag verkauften Grundſtücken der 
Verkäufer nur das eine Grundſtück dem Käufer aufläßt, und 
dieſer nur als Eigentümer dieſes einen Grundſtücks eingetragen 
wird, ſo wird der formloſe Vertrag durch dieſe Auflaſſung und 
Eigentumseintragung nur bezüglich des aufgelaſſenen, nicht auch 
bezüglich des anderen mitverkauften Grundſtücks formgültig. 

Bis zur Auflaſſung und Eintragung bleibt der ganz oder 
zum Teil formloſe Grundſtücksveräußerungsvertrag ganz oder 
zum Teil nichtig. (55 125, 139 BGB.). 

Daraus folgt, daß bis zur Auflaſſung und Eintragung 
keiner der Kontrahenten an die formloſe Vereinbarung gebunden 
iſt und ſich einſeitig von ihr losſagen kann, und daß demgemäß 
der Formmangel durch die Auflafſung und Eintragung nur dann 
geheilt wird, wenn bezüglich der formlos getroffenen Vereinbarung 
zur Zeit der Auflaſſung noch Willensübereinſtimmung 
beſteht.“) Weiter ergibt ſich, daß gegenüber einer Klage auf 
Auflaffung der Beklagte nicht die Feſtſtellung verlangen kann, 
daß im Falle des Vollzugs der Auflaſſung mündliche, neben 
dem formgerechten Veräußerungsvertrag getroffene Ver⸗ 
einbarungen wirkſam werden, weil bis zur Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung jede Partei von der formloſen Abrede einſeitig wieder 
abgehen kann. 5) 

Beweispflichtig für mündliche Abreden, die neben dem 
formell ſchriftlichen Vertrag Geltung haben ſollen, iſt derjenige, 
der dieſe Abreden behauptet. Allgemein wird vermutet, daß der 
ſchriftliche Vertrag die Vereinbarungen der Parteien vollſtändig 
wiedergebe. !“ 

Nicht unter dem Formzwang des § 313 BGB. ſteht der 
Vertrag, durch den ein formgültig geſchloſſener Grundſtücks ⸗ 
veräußerungsvertrag wieder aufgehoben werden ſoll. Der Gedanke 
das contrarius actus hat in dem von dem Grundſatz der 
Formfreiheit beherrſchten BGB., das gerichtliche oder notarielle 
Form als Ausnahme nur für die Übertragung des Grundſtücks⸗ 
eigentums vorſchreibt, keine Stätte. s) 

Uberblicken wir zum Schluß das Ergebnis, das die Recht⸗ 
ſprechung zur Auslegung des § 313 BGB. geliefert hat, jo 
läßt fich feſtſtellen, daß die Judikatur beſtrebt iſt, das An⸗ 
wendungsgebiet des § 313 BGB. nicht durch eine formaliſtiſche 
Rechtehandhabung über Gebühr auszudehnen, daß fie aber da, wo 
ſie das Anwendungsgebiet für gegeben hält, mit ſtrenger Folge⸗ 
richtigkeit die Beobachtung der Formvorſchrift gewahrt wiſſen 
will. Von dieſem Geſichtspunkt aus war der vor kurzem in 


11) OL G. Poſen in Seuff. Archiv Bd. 58 S. 390. OG. 
Stettin i. Mugdan u. Falkmann III, 93. 

1) RG. i. Seuff. Arch. Bd. 58 S. 8. 

13) RO. i. Juriſt. Wochenſchr. 1903, Beil. 49. 

1 RG. Bd. 52, 23. 

15) OL G. Poſen i. Seuff. Archiv Bd. 57 S. 391 vergl: auch 
Peltaſohn i. d. Deutſchen Juriſtenz. IX, 809. 
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der Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins den Notaren erteilte 
Nat, bei Grundſtückskaufverträgen die Parteien zur moͤglichſt 
vollſtändigen Angabe ihrer Vereinbarungen zwecks Aufnahme in 
den notariellen Vertrag zu veranlaſſen, ſehr gerechtfertigt. 


Zur Berliner Gerichtsorganiſation. 
Von Rechtsanwalt Werner, Magdeburg. 
I. Strafſachen. 


Die vier neuen Berliner Amtsgerichte (Berlin-Mitte, 
Schöneberg, Tempelhof, Wedding) werden ihre Strafabteilungen 
in einem Gebäude haben. 


Jedes Gericht iſt aber ſelbſtändig und deshalb kann der. 


Angeklagte, welcher vor das Schöffengericht Wedding geladen 
iſt, Unzuſtändigkeit rügen, wenn die Tat vor das Schoͤffengericht 
Berlin-Mitte gehört. 

Das erſcheint wenig befriedigend. 

Der Berliner Angeklagte wird unnötig beſchwert, wenn er 
zu Unrecht nach Brandenburg vorgeladen wird, obwohl ein 
Berliner Gericht zuſtändig iſt. Es entſtehen ihm dann Reiſe⸗ 
koſten, Zeitverſäumniſſe, welche ihm bei einer Verhandlung in 
Berlin erſpart würden. Aber ob der Angeklagte auf dem Straf⸗ 
gericht Moabit eine Treppe höher oder tiefer abgeurteilt wird, 
das iſt doch für ihn ohne jede Bedeutung. 

Beſonders unerfreulich wird der Einwand der Unzuftändig- 
keit im Privatklageverfahren werden. 

Der Privatkläger wird häufig im Gerichtsſtande des Wohnfitzes 
(S 8 StPO.) die Privatklage erheben. Hat der Kläger den 
Wohnfig unrichtig angegeben, z. B. weil der Angeſchuldigte kurz 
vor Klageerhebung in einen anderen Berliner Stadtteil 
verzogen iſt, ſo kann der Kläger nur ſchwer zu ſeinem Rechte 
kommen. 

Eine Zurücknahme der Klage beim unrichtigen Gericht und 
die Einreichung im neuen Gerichtsſtande des Angeklagten iſt 
unzuläffig, weil die Zurücknahme der Klage das Klagerecht ver- 
nichtet. (§ 432 StPO.) | 

Eine Verweiſung an eine andere Moabiter Abteilung ift 
prozeſſual unzuläſſig. 

Der Kläger muß fi deshalb gefallen laſſen, daß der An⸗ 
geklagte es zum Termin kommen läßt, vor der Verleſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes den Einwand der Unzuſtändigkeit erhebt 
und dann das Verfahren eingeſtellt wird. (§ 16 StPO.) 

Erſt hierauf, alſo gewöhnlich nach drei bis vier Monaten, 
kann eine neue Klage in der anderen Abteilung des Moabiter 
Gerichts eingereicht werden. 

Seltſam geſtaltet fich auch das Verfahren, wenn ein aus⸗ 
wärtiges Gericht um Vernehmung von Zeugen erfucht, welche 
in vier verſchiedenen Berliner Amtsgerichtsbezirken wohnen. 

In dieſem Falle kann nicht ein Richter in Moabit die 
Vernehmung bewirken, ſondern jeder Zeuge muß vor den zu⸗ 
ſtändigen Richter geladen werden. Es kann alſo vorkommen, 
daß in einer Sache zur Vernehmung von vier Berliner Zeugen 
vier verſchiedene Richter tätig werden müſſen und daß der An⸗ 
geklagte, welcher bei den Vernehmungen zugegen fein will, vier- 
mal auf dem Moabiter Strafgericht erſcheinen muß. 
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Bei den Strafkammern geſtaltet fi) die Rechtslage ebenſo 
wie beim Schöffengericht, da die drei Landgerichte ihre Straf⸗ 
kammerfitzungen ebenfalls im Moabiter Gerichtsgebäude haben 
werden. 

II. Zivilſachen. 

Zur Behebung der Schwierigkeiten, welche die neue Ge⸗ 
richtsorganiſation mit fich bringt, werden vorausſichtlich die jetzigen 
Berliner Anwälte auf ihren Antrag ausnahmslos an allen drei 
Gerichten zugelaſſen werden. (Siehe das Nähere Juſtizminiſterial⸗ 
blatt 1904 S. 333.) 

Infolgedeſſen wird fi der Prozeß vielfach in folgender 
Weiſe entwickeln. ö 

Der Kläger, vertreten durch Rechtsanwalt X, erhebt Klage 
beim Landgericht I. Für den Beklagten wendet Rechtsanwalt Y 
ein, das Landgericht II ſei zuſtändig und erwirkt daraufhin die 
Abweiſung der Klage. 

Nunmehr erhebt Kläger wieder durch Rechtsanwalt X beim 
Landgericht II die Klage, und wieder vertritt Rechtsanwalt Y den 
Beklagten. 

Die Frage iſt wohl berechtigt, welchen vernünftigen 
Sinn hat unter ſolchen Umſtänden der Einwand der Un⸗ 
zuſtändigkeit? 

Die Sachlage wird ſich aber nicht weſentlich anders ge⸗ 
ſtalten, inſoweit die Simulfanzulaſſung den Anwälten, welche 
fi ſpäter in Berlin niederlaſſen werden, verſagt wird. 

Die Anwälte werden, nachdem Berlin in drei Teile zerriſſen 
iſt und die Vororte immer mehr mit Berlin zu einer Stadt 
zuſammenwachſen, unmöglich ihre Tätigkeit auf einen Stadtteil 
von Berlin beſchränken können. 

Soweit die Simultanzulaſſung verweigert wird, bleibt 
nichts übrig, als daß zwei oder drei Anwälte fi zur gleich- 
zeitigen Ausübung der Anwaltſchaft vereinigen. Ein jeder von 
ihnen wird an einem anderen Landgerichte ſeine Zulaſſung 
nehmen. Dann werden allerdings in dem zweiten am Land- 
gericht II anhängig gewordenen Prozeſſe nicht die Kollegen X 
und Y zur erneuten Verhandlung ſich wiederſehen, wohl aber 
deren Sozien, falls nicht X und Y von dieſen ſich Vertretungs- 
vollmacht (8 27 Rechtsanwaltsordnung) geben laſſen. 

Erfreulich ift auch dieſe Geſtaltung der Prozeßlage ficherlich 
nicht. 

Einen Vorwurf kann man den Berliner Anwälten nicht 
machen, wenn ſie den Einwand der Unzuſtändigkeit unter den 
angegebenen Umſtänden erheben. 

Die Partei hat ein Recht darauf, daß der Kläger mit 
einer Klage, welche beim unzuſtändigen Gericht erhoben iſt, 
abgewieſen werde. Häufig wird dadurch der Kläger ſich von 
weiterer Verfolgung der Sache abhalten laſſen. 

Daß es für den Anwalt perſönlich gleichgültig iſt, bei 
welchem Gericht er ſelbſt die Sache verhandelt, kann ihn nicht 
veranlaffen, einen der Partei vom Geſetz gegebenen Einwand zu 
unterdrücken oder das Verlangen der Partei, den Einwand zu 
erheben, abzulehnen. 

Eine ſachliche Berechtigung hat der Einwand, daß ein 
anderes Berliner Gericht zuſtändig ſei, nicht. 

Der Einwand der Unzuſtändigkeit ſoll die Parteien 
dagegen ſchützen, daß fie unnötig beläftigt werden, daß ihnen 
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Gewiß, es kann vorkommen, daß die Partei es zum 
Landgericht II eine halbe Stunde näher hat, als zum Land- 
gericht I. Aber das iſt bei den glänzenden Berliner Verkehrs- 
verhältniſſen nicht wichtig genug, um die völlige Abweiſung 
einer zu Unrecht beim Landgericht I erhobenen Klage zu recht ⸗ 
fertigen. 

Die Vermehrung der Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten muß be- 
ſonders Befremden erregen in einer Zeit, in der eine Entlaſtung 
des Reichsgerichts angeſtrebt wird. 

Das Reichsgericht ſoll zuſtändig ſein zur Entſcheidung, 
ob der Prozeß in der Jüdenſtraße, oder am Halleſchen Tor, oder 
in Charlottenburg verhandelt werden ſoll! 

Man verſchlechtert unſere Rechtſprechung durch die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme, um das Reichsgericht zu entlaſten 
und bürdet auf der anderen Seite dem Reichsgericht eine große 
Anzahl unnützer Revifionen auf. 

Nicht zu rechtfertigen, wohl aber zu entſchuldigen wäre 
dieſe Geſetzgebung, wenn es ſich bei Anrufung eines unzu⸗ 
ſtändigen Gerichts regelmäßig um ein grobes Verſchulden der 
Partei oder doch des Anwalts handeln würde. Das iſt aber 
von Juſtizrat Jacobſohn auf dem letzten Anwaltstage gerade 
für die Berliner Gerichte mit Recht verneint worden. 

Iſt ſchon im Anwaltsprozeß hiernach der Einwand der 
Unzuſtändigkeit für die drei Berliner Gerichte in der gegen- 
wärtigen Form zu verwerfen, ſo gilt das noch in verſtärktem 
Maße im Amtsgerichtsprozeß, wo vielfach rechtsunkundige 
Parteien ihre Klage und ſonſtige Anträge bei Gericht ein⸗ 
reihen. Nach den poſtaliſchen Beſtimmungen werden Zu⸗ 
ſtellungen nicht nachgeſandt, wenn der Adreſſat aus dem Bezirk 
des Amtsgerichts verzogen iſt. Häufig werden hiernach Klagen 
und Zahlungsbeſehle an die klagende Partei unbeſtellt zurück⸗ 
kommen, weil der Beklagte inzwiſchen in einen anderen Berliner 
Bezirk verzogen iſt, und wird ſich dadurch die Unzuſtändigkeit 
des zuerſt angerufenen Gerichts herausſtellen. Der Kläger wird 
dann beim zuftändigen Gericht von neuem vorgehen müflen. 
Der Prozeß wird hierdurch jedenfalls verzögert, es entſtehen 
unnütze Koſten, welche die Partei regelmäßig vom Gegner nicht 
erſtattet verlangen kann. 

Immerhin ſind das die weniger ſchlimmen Fälle. Häufig 
wird fi die Unzuſtändigkeit erſt in der Hauptverhandlung 
herausſtellen. Namentlich der Umſtand, daß Geſchäft und 
Privatwohnung vielfach nicht in einem Amtagerichtsbezirk 
belegen ſind, wird zur Erörterung der Zuſtändigkeitsfrage Ver⸗ 
anlafjung geben. 

Der Fall wird nicht ſelten fein, daß der erſchienene Be⸗ 
klagte mit dem Einwand der Unzuſtändigkeit die Klage zur 
Abweiſung bringen wird, obwohl er auf Befragen des Richters 
zugegeben hat, daß der geltend gemachte Anſpruch an ſich ein 
begründeter ſei. Daß derartige Vorkommniſſe das Anſehen 
unſerer Gerichte ſteigern werden, muß füglich bezweifelt 
werden. | 

Gewiß, was hier beanftandet iſt, kann auch vorkommen, 
wenn zu Unrecht in Berlin, ſtatt in Brandenburg geklagt iſt. 

Aber dann hat grundjäglich wenigſtens der Einwand der 
Unzuſtändigkeit ſeine Berechtigung im Intereſſe der Parteien. 
Daß er im einzelnen Falle mißbraucht wird, kann zu einer 
Beſeitigung des Einwandes nicht führen. Aber in Berlin ſteht 
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regelmäßig dem Einwande der Unzuſtändigkeit ein erhebliches 
Intereſſe der Parteien nicht zur Seite und deshalb werden derartige 
chikanöſe Vorkommniſſe das Rechtsgefühl beſonders ſchwer kränken. 

Auch im Zivilprozeß wird übrigens der bereits für den 
Strafprozeß erörterte Fall eintreten konnen, daß auf Erſuchen eines 
auswärtigen Gerichts vier Berliner Zeugen an vier verſchiedenen 
Berliner Amtsgerichten vernommen werden müſſen, weil die 
Zeugen z. B. zwar in einem Geſchäfte tätig find, aber ihre 
Privatwohnung in vier verſchiedenen Berliner Stadtteilen haben. 


III. 


Sucht man die dargelegten ÜUbelſtände zu beſeitigen, fo iſt 
damit nicht zu helfen, daß die Unzuſtändigkeitseinrede für 
unzuläffig erklärt wird, wenn überhaupt ein Berliner Gericht 
zuſtändig iſt. 

Denn dann würden vorausſichtlich die meiſten Prozeſſe am 
Landgericht I und Amtsgericht⸗Mitte anhängig und die anderen 
Gerichte lahmgelegt werden. 

Dagegen dürfte auf folgendem Wege 
ſchaffen ſein. 

Für den Bezirk der drei Berliner Landgerichte wird ein 
Landgericht Berlin geſchaffen. 

Dieſes Landgericht Berlin beſteht aus drei Abteilungen 
Berlin I, Berlin II, Berlin III. Jede Abteilung hat ſeinen 
eigenen Landgerichtspräfidenten, ſeine eigenen Richter und 
ſonſtigen Beamten, ſowie ſein eigenes Gerichtsgebäude. 

Für das geſamte Landgericht wird ein Gefchäftsplan 
aufgeſtellt, durch welchen die Geſchäfte nach räumlich begrenzten 
Bezirken unter die drei Abteilungen verteilt werden. Dieſe 
Aufteilung wird nach Maßgabe des Geſetzes vom 
16. September 1899 (betreffend Berliner Gerichtsorganiſation) 
erfolgen. Jede Abteilung hat ein eigenes Präfidium, das die 
Geſchäfte weiter den Kammern und den Richtern dieſer Ab⸗ 
teilung zuweiſt. 

Durch den Geſchäftsplan des geſamten Landgerichts wird 
dann beſtimmt, daß Klagen und Anträge, welche bei einer 
unrichtigen Abteilung eingehen, an die zuftändige Abteilung ab- 
gegeben werden. Es wird hiernach alſo zwar nach außen ein 
Landgericht Berlin geſchaffen, aber es bleibt die innere 
Organiſation der geplanten drei Berliner Landgerichte beſtehen. 
In gleicher Weiſe werden die Amtsgerichte zu einem großen 
Berliner Amtsgerichte zu verſchmelzen ſein. Die innere 
Organiſation der geplanten vier Amtsgerichte aber wird aufrecht 
erhalten. Möglihft wird dem großen Berliner Amtsgericht auch 
das Amtsgericht Charlottenburg anzugliedern ſei. 

Für die vorgeſchlagene Anderung ſpricht folgendes: 

Schon jetzt findet bei kleinen Amtsgerichten die Verteilung 
der Rechtsangelegenheiten nach Bezirken ſtatt. 

Auch bei größeren Amtsgerichten iſt das nicht ſelten. Ez 
mag insbeſondere auf die Magdeburger Gerichtsverhältniſſe hin⸗ 
gewieſen werden. Der Geſchäftsplan des Amtsgerichts Magde⸗ 
burg beſtimmt im weſentlichen: 

I. 1. Das Amtsgericht in Magdeburg zerfällt in drei Ge⸗ 

ſchaftsbezirke: Altſtadt, Neuſtadt und Buckau. 

2. Der Geſchäftsbezirk Altſtadt umfaßt den früheren 
Bezirk des Amtsgerichts Magdeburg, wie er vor dem 
1. April 1886 beſtanden hat. 


Abhilfe zu 
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3. Der Geſchaftsbezirk Neuſtadt umfaßt den Bezirk des 
vormaligen Amtsgerichts Neuſtadt Magdeburg. 

4. Der Geſchäftsbezirk Buckau umfaßt den Bezirk des 
vormaligen Amtsgerichts Buckau. 

Das Amtsgericht Magdeburg⸗Altſtadt bearbeitet in 19, 
das Amtsgericht Magdeburg⸗Neuſtadt in 4, das Amts⸗ 
gericht Magdeburg⸗Buckau in 3 Abteilungen die auf 
die einzelnen Bezirke entfallenden Gefchäfte. 

2. Betrifft ein Erſuchen um Rechtshilfe in Zivil» oder 
Strafſachen — mit Ausnahme der Strafvollſtreckungs⸗ 
erſuchen — oder ein Antrag auf Vornahme einzelner 
richterlicher Anordnungen in Strafſachen gleichzeitig 
mehrere Geſchaftsbezirke, fo liegt die Erledigung ein- 
heitlich dem Amtsgericht Magdeburg⸗Altſtadt, wenn 
jedoch eine Handlung an Ort und Stelle ſtattzufinden 
hat, dem Gericht desjenigen Geſchäftsbezirks ob, in 
welchem dieſe Handlung erfolgen ſoll. 

III. Zivil- und Strafprozeſſe dürfen nach der Anberaumung 
eines Verhandlungstermins nicht mehr an einen anderen 
Geſchäftsbezirk oder an eine andere Abteilung desſelben 
Geſchäftsbezirks abgegeben werden. 

IV. uſw. 

V. Zweifel über die Zuſtändigkeit entſcheidet überall der 

Landgerichtspräfldent. 

Werden nach dieſen Grundſätzen die Berliner Land⸗ und 
Amtsgerichte umgeändert, ſo fallen Streitfragen über die Zu⸗ 
ſtändigkeit fort, oder aber ſie werden auf einem einfachen koſten⸗ 
freien Wege durch Verſtändigung der beteiligten Präfidenten 
eniſchieden. 

Mit Anſetzung des Termins iſt jedenfalls die Zuſtändig⸗ 
keitsfrage erledigt. 

Die Stellung des Klägers wird inſofern gebeſſert, als der 
Einwand der Unzuſtändigkeit erheblich beſchränkt wird und da⸗ 
durch Verſchleppungen der Prozeſſe vermieden werden. Dem 
Beklagten geſchieht aber auch kein Unrecht. Die richterliche 
Vorprüfung ſchützt ihn dagegen, daß er böswillig vor ein un- 
richtiges Gericht geladen wird. 

Die Anwälte, welche ſich in Berlin niederlaſſen, werden, 
da Berlin ein Landgericht hat, ohne weiteres an allen drei Ab⸗ 
teilungen zugelaſſen jein. 

Daß dieſes im Intereſſe der Rechtspflege liegt, iſt nicht 
allein vom Berliner Anwaltsverein und in einer Eingabe der 
Berliner Kaufmannſchaft, ſondern im weſentlichen auch in dem 
Plenarbeſchluſſe des KG. bezeugt. 

Daß die Parteirechte darunter nicht leiden, dafür kann 
man den Berliner Anwälten die Sorge überlaſſen, namentlich 
werden die befchäftigteren Anwälte durch Vereinigung die 
Schwierigkeiten überwinden. 

IV. 

Der angeregte Aufbau der Berliner Landgerichte läßt ſich 
nur durchführen nach Anderung des GVG. und wohl auch des 
preußiſchen Geſetzes vom 16. September 1899. Es dürfte ſich 
empfehlen, dieſe Anderung vor Inkrafttreten der neuen Berliner 
Gerichtsorganiſation zu bewirken. Geſchieht das nicht, ſo 
werden die Parteien zur Selbſthilfe gedrängt. 

In Verträgen wird, ſoweit möglich, die Zuſtändigkeit des 
Landgerichts I und des Amtsgerichts Mitte vereinbart werden. 


II. 1. 
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Die Berliner Anwälte werden das unterſtützen und durch 
Vereinbarung viele Prozeſſe vor das Landgericht I bringen, 
welche vor die anderen Landgerichte gehoͤren. 

Die Dreiteilung der Berliner Landgerichte hat zum Teil 
den Zweck, die Belaſtung des Landgerichts I zu mindern. 
Dieſer Zweck wird in nicht unerheblichem Maße durch der⸗ 
artige Vereinbarungen, welche nach jetziger Rechtslage nicht zu 
beanſtanden find, vereitelt werden. 

Werden dagegen die Prozeſſe für das Geſamt⸗Landgericht 
Berlin durch einen Geſchäftsplan verteilt, fo wird die Verein 
barung eines beſtimmten Berliner Land- und Amtsgerichts un⸗ 
wirkſam, aber auch entbehrlich ſein. | | 


V. 


Bei Erlaß des Geſetzes von 1899 wurde vielfach die Er⸗ 
richtung eines Gerichtes für Groß-Berlin gewünſcht. 
Der Gedanke iſt geſcheitert: 

a) an der Platzfrage, 

b) an der Unmöglichkeit, die Dienftauffiht über alle 
Berliner Richter und Gerichtsbeamten einem Land⸗ 
gerichtspräfidenten zu übertragen. 

Die Ablehnung eines Gerichts für Groß⸗Berlin dürfte 
die hier gemachten Vorſchläge nicht erledigen. 


Prävarikation? 
Von Rechtsanwalt Lichenheim, Magdeburg. 


Ein Kridar hat kurz vor der Konkurseröffnung eine 
Hypothek auf ſein Gut eintragen laſſen; der Konkursverwalter 
erhebt deswegen die Anfechtungsklage nach 88 30 fg. Konk. O. 

Der Beklagte des Anfechtungsprozeſſes erſucht einen Rechts⸗ 
anwalt, welcher zuvor für einen Konkursgläubiger 
deſſen Forderung zum Konkurſe angemeldet hatte, 
um Vertretung. Darf er das Mandat annehmen oder verftößt 
er dadurch gegen 5 31 Ziffer 2 Rechtsanwalts⸗Ordnung und 
8 356 StGB.? 

Es erhellt ohne weiteres, daß der Ausgang des Anfechtungs⸗ 
prozeſſes die Intereſſen des durch den Rechtsanwalt bisher ver- 
tretenen Konkursgläubigers erheblich berühren kann: man ſtelle 
ſich vor, der Letztere ſei der Hauptgläubiger, und die ganze 
Konkursmaſſe müſſe erſt durch Anfechtungsprozeſſe beſchafft 
werden, zu deren Führung der Gläubiger ſelbſt vielleicht erheb- 
liche Vorſchüſſe gewähren mußte. Dann würden feine Aus- 
fichten auf Befriedigung weſentlich von dem Ausgange des An- 
fechtungsprozeſſes abhängen. Dasſelbe gilt von jedem Konkurs- 
gläubiger. Durch den Gewinn oder Verluſt des Anfechtungs⸗ 
prozeſſes des Konkursverwalters erhöht oder vermindert ſich ſeine 
Konkursdividende. 

Andererſeits iſt weder nach § 31 Ziffer 2 der Rechts. 
anwalts⸗Ordnung, noch nach 8 356 StGB. dem Anwalt jede 
Tätigkeit unterſagt, welche einem anderen Klienten nachteilig 
wirken könnte; die Dienſte des Anwaltes find vielmehr nur dann 
als pflichtwidrig anzuſehen, wenn fie „in derſelben Rechts- 
ſache“ bereits einer anderen Partei gewährt find. Das Reichs⸗ 
gericht (Entſch. in Strafſachen Bd. 23 S. 60) verweiſt auch 
zutreffend auf die Motive zur Rechtsanwalts-Ordnung, wonach 
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als „Rechtsſache“ nicht der einzelne Prozeß in dieſer formellen 
Beſchränkung aufzufaſſen iſt, ſondern die ſtreitige Angelegenheit 
in materieller Beziehung, und hebt ferner hervor, Rechts⸗ 
ſachen ſeien nicht bloß die kontrakditoriſch zu verhandelnden 
Streitigkeiten, ſondern alle Rechtsangelegenheiten, bei welchen 
zwei, ein entgegengeſetztes Intereſſe verfolgende Parteien vor- 
kommen können. Es fragt ſich, ob in dieſem Sinne der 
Konkurs⸗Anfechtungsprozeß zu den „Rechtsſachen“ des einzelnen 
Konkursgläubigers zu rechnen iſt. Müßte man das Konkurs- 
verfahren als eine geſetzlich geregelte, gemeinſame Zwangs⸗ 
vollſtreckung der geſamten Gläubigerſchaft, etwa nach Art der 
römiſchen missio in bona auffaſſen, fo könnte man dahin 
kommen, den Anfechtungsprozeß, welcher ja die Vermehrung 
der Vollſtreckungsobjekte bezweckt, zu den gemeinſamen Rechts- 
ſachen der einzelnen Konkursgläubiger zu rechnen, dann müßte 
man auch den Rechtsanwalt, welcher einen einzelnen Konkurs ⸗ 
gläubiger vertritt, nach § 31 Ziffer 2 der Rechtsanwalts- 
Ordnung für behindert erachten, die Vertretung eines An⸗ 
fechtungs⸗Beklagten zu übernehmen. 

Nun kennt aber die deutſche Konkursordnung keine 
Gläubigerſchaft im Sinne einer, die einzelnen Konkursgläubiger 
umfaſſenden Perſoneneinheit; die Gläubiger bilden weder eine 
juriſtiſche Perſon, noch eine ſonſtige Rechtsgemeinſchaft; es 
beſteht unter ihnen nicht eine Gemeinſchaft von Vermoͤgens⸗ 
rechten, ſondern lediglich eine Gemeinſchaft der Intereſſen 
(vgl. Jäger Note 41 bis 43 zu 5 3 Konk.-⸗O. und die dort 
angeführte Literatur); die einzelnen Gläubiger haben auch kein 
dingliches Recht an der Maſſe; der Konkursverwalter iſt nicht 
Vertreter der Gläubiger, er handelt kraft einer ihm unmittelbar 
vom Geſetze übertragenen Amtspflicht. 

Somit ift auch der Anfechtungsprozeß des Konkurs- 
verwalters keine „Rechtsſache“ des einzelnen Konkursgläubigers, 
er berührt lediglich ſeinen Intereſſenkreis. Der Rechtsanwalt, 
welcher eine Konkursforderung angemeldet hat, war nicht in 
derſelben Rechtsſache tätig und darf deshalb auch den An⸗ 
fechtungsbeklagten vertreten. 

Sonſt müßte man auch annehmen, daß der Rechtsanwalt 
nicht mehr als einen Konkursgläubiger in demſelben Konkurſe 
vertreten darf. Durch den Hinzutritt eines weiteren Konkurs⸗ 
gläubigers erhöht ſich naturgemäß die Paffiomafle und tritt 
damit eine Verminderung der Dividende des erſten Gläubigers 
in gleicher Weiſe ein, wie beim Verluſt des Anfechtungs⸗ 
prozeſſes und der damit verbundenen Verkleinerung der Aktiv- 
maſſe. Der Rechtsanwalt müßte bei dieſem Standpunkte bei 
Annahme des Mandates eines zweiten Gläubigers für denſelben 
Konkurs auch damit rechnen, daß die eine oder andere der von 
ihm angemeldeten Forderungen beftritten werden und fi ein 
Feſtſtellungsprozeß daraus ergeben könnte, welcher doch ohne 
Zweifel für die Höhe der Konkursmaſſe und damit für das 
Intereſſe des anderen Klienten von Einfluß ſein würde. 

Selbſtverſtändlich wird hiervon die Frage nicht berührt, 
ob der Rechtsanwalt bei beſonderer Geſtaltung des Falles nicht 
dennoch die Vertretung der Anfechtungsbeklagten mit Rückficht 
auf $ 28 der Rechtsanwalts Ordnung ablehnen müßte. Es 
könnte darin ſehr wohl ein Verhalten liegen, durch welches er 
ſich der Achtung, welche der Anwaltsberuf erfordert, unwürdig 
zeigen würde. Dies trifft m. E. ganz gewiß in dem eingangs 
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Tonftruterten Falle zu. Hier würde es ſicher gegen Treu und 
Glauben verſtoßen, wenn derſelbe Anwalt die Konkursforderung 
vertreten und gleichzeitig feine Dienfte dem Anfechtungs gegner 
zum Zwecke der Vereitelung der für den Klienten ſo wichtigen 
Anfechtungsprozeſſe gewähren würde. Das trifft aber nicht bei 
der Vertretung irgend einer beliebigen beſtrittenen oder un⸗ 
beſtrittenen Konkursforderung zu, bei welcher die Vertretung fi 
im weſentlichen mit der Anmeldung, der Vertretung im Termine 
und der Berichterſtattung an den Mandanten erſchöpft. Die 
Grenze hier zu ziehen, wird Sache des Taktgefühls ſein. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 17. Dezember 1904 
bis 13. Januar 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 55 und 109 EG. BGB. Fortdauernde Geltung 
des öffentlich- rechtlichen Grundſatzes von der Entſchädigung bei 
Opfern aus Zwecken des öffentlichen Wohls in Elſaß⸗Lothringen.] 

Das OLG. hat auf Grund der geſchehenen Beweis aufnahme 
feſtgeſtellt, die Senkung des klägeriſchen Hauſes ſei durch die 
im Herbſte 1898 im Auftrage der Stadt Mülhauſen aus. 
geführte Kanaliſationsarbeit verurſacht worden und habe bald 
nachher, jedenfalls vor 1900 begonnen, wenn ſie ſich auch erft 
nach dieſer Zeit für den Laien deutlich wahrnehmbar gezeigt 
habe. Würde der Klageanſpruch auf privatrechtlicher Grundlage 
beruhen, ſo könnte die Frage entſtehen, ob altes oder neues 
Zivilrecht anzuwenden wäre, da die ſchädigende Wirkung der 
Anlage des Entwäſſerungsgrabens ſich zwar ſchon vor 1900 
zeigte, fich aber nachher noch weiter bemerkbar machte 
(RG. 50, 226). Allein die Klage iſt nicht auf ein Verſchulden 
der Bekl. oder der unter ihrer Auffiht mit der Ausführung der 
Anlage betraut geweſenen Firma H. & W., ſondern darauf 
geſtützt, daß durch ein travail public der Schaden verurſacht, 
daher nach dem in Elſaß⸗Lothringen noch geltenden oͤffent⸗ 
lichen Recht Entſchädigung auch ohne das Erfordernis eines 
Verſchuldens zu gewähren ſei, und das Os G. hat von dieſem 
rechtlichen Gefichtspunkte aus die Klage als begründet erachtet. 
Der hiergegen gerichtete Revifionsangriff geht fehl: In Frankreich 
gilt auf dem Gebiete der öffentlichen Anſtalten, ſei es des 
Staates, ſei es der Gemeinden, der Grundſatz der ausgleichenden 
Geldentſchädigung, indem einerſeits dem einzelnen, der beſondere 
Vorteile von der Anſtalt bezieht, eine entſprechende Vergütung 
zugunſten der Allgemeinheit auferlegt wird, ihm aber auch 
andrerſeits von der Allgemeinheit Entſchädigung geleiſtet wird, 
wenn er durch die Anſtalt oder deren Gründung zu Schade. 
kommt. Dieſer auf der Billigkeit beruhende öffentlich⸗ 
rechtliche Grundſatz der ausgleichenden Gerechtigkeit, der 


namentlich bei den ſogenannten travaux publics, zu denen die 
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5) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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nicht nur in einzelnen Geſetzen, wie in dem Geſetze vom 
V. Pluvioſe VIII, in dem Geſetze vom 16. September 1807, 
betreffend die Austrocknung der Sümpfe und in den Ent⸗ 
tignungsgeſetzen für Einzelfalle ausdrücklich Anerkennung ge⸗ 
funden, ſondern iſt in Frankreich geltendes öffentliches 
Recht: Dem Privaten wird für ein beſonderes Opfer, das er 
im öffentlichen Intereſſe erleiden muß, aus Gründen des oͤſſent⸗ 
lichen Wohls in gewiſſem Umfange Werterſatz in Geld geleiſtet. 
(Vergl. außer der vom BG. bereits angezogenen Literatur und 
Rechtſprechung des Staatsrats noch Sourdat: Responsabilite 
5 éd. I Nr. 737, II Nr. 1371 quater, Dalloz Supplément 
18 travaux publics Nr. 1390 ff.; Mayer: Franzöſiſches Ver⸗ 
waltungsrecht 345 ff., 469; Dernburg: Bürgerliches Recht, 
Ergänzungsband v. Kiſch, Elſaß⸗Lothringiſches Landesprivat⸗ 
cht.) Er gehört daher zu den landesgeſetzlich in Elſaß⸗ 
Lothringen geltenden öffentlich⸗ rechtlichen Vorſchriften, 
die durch das BGB. nicht aufgehoben find, Art. 55, 109 
CGBGB. Wenn ferner die Bekl. zur Begründung der Revifion 
nech darauf hingewieſen hat, daß ein Mangel in der Be⸗ 
gründung inſofern vorliege, als, um das alte Recht anzuwenden, 
feſtzuſtellen geweſen wäre, daß die vor dem 1. Januar 1900 
eingetretene Senkung bereits die Einhaltung der Fluchtlinie 
notwendig gemacht hätte, da, wenn bis zu dieſem Zeitpunkte 
die Beſeitigung des damals bereits eingetreten geweſenen 
Schadens ohne Verſtärkungsarbeiten möglich geweſen wäre, für 
die weiteren Schäden das neue Recht anzuwenden geweſen wäre, 
ſo trifft auch dieſe Rüge nicht zu, ſie beruht auf der Annahme, 
als habe der BR. altes Zivilrecht im Gegenſatze zu dem Rechte 
des BGB. zur Anwendung gebracht. Nach dem Vorerörterten 
iſt dieſes aber nicht der Fall; wie die Ausführung unter II in 
den Gründen des angegriffenen Urteils klar ergibt, iſt mit dem 
Ausdrucke altes Recht das in Elſaß⸗ Lothringen noch geltende 
öffentliche Recht mit Ausſchluß der Beſtimmungen des BGB. 
gemeint, für die Anwendung dieſes öffentlichen Rechts hat der 
1. Januar 1900 keine Bedeutung. M. o. H., U. v. 13. Dez. 04, 
133/04 II. — Colmar. 

2. Art. 189 EG. z. BGB., 58 873, 875, 894 BGB. 
Form der Übertragung eines dinglichen Abbaurechtes, Zeſſion 
des Berichtigungsanſpruches bezüglich des Rechtes erſetzt deſſen 
Übertragung nicht.] 

Dem BR. iſt zunächſt darin beizuſtimmen, daß das dem 
Bergwerksunternehmer K. durch den Vertrag vom 18. Mai 1898 
vom Bekl. eingeräumte, vererbliche und veräußerliche Recht auf 
die Gewinnung und den Abbau der im Vertrage näher bezeich⸗ 
neten Mineralien einſchließlich des Petroleums aus dem Grund⸗ 
beige des Beſtellers unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts 
in zuläffiger Weiſe als ſogenannte irreguläre Perſonalſervitut 
entſtanden iſt. Der Satz des römiſchen Rechtes, daß die per- 
ſönlichen Dienſtbarkeiten nicht übertragbar ſeien, hat ſich un- 
bedingte Geltung für die mannigfachen, auf deutſchem Boden 
erwachſenen Gerechtſame zugunſten einzelner phyſiſcher oder 
juriſtiſcher Perſonen in Anſehung der Entnahme dem Bergwerks⸗ 
regale nicht unterworfener Bodenbeſtandteile nicht zu verſchaffen 
gewußt. Derartige Gerechtſame, welche die Ausbeutung der an 
ich dem ſogenannten Grundeigentümerbergbau dienenden Boden⸗ 
ſchätze bezwecken und an die Bedürfniſſe weder eines beſtimmten 
Grundſtücks noch einer beſtimmten Perſon gebunden find, 
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würden mit dem Grundſatze der Unvererblichkeit und Unver- 
äußerlichkeit kaum beſtehen können. (Wird näher ausgeführt.) 
Ebenſo iſt die Annahme des BR., daß die Übertragung des 
für den Unternehmer K. beſtellten dinglichen Abbaurechtes nach 
dem Inkrafttreten des BGB. nur in den Formen des § 873 
BGB., nämlich durch Einigung zwiſchen dem Berechtigten und 
dem Erwerber, ſowie durch Eintragung hätte erfolgen können, 
zutreffend. Für den in Betracht kommenden Bezirk gilt das 
Grundbuch bereits ſeit dem 1. Januar 1900 als angelegt (An⸗ 
lage IX E zur VO., betr. das Grundbuchweſen, vom 13. No- 
vember 1899, GS. 519). Das Liegenſchaftsrecht des BGB. 
iſt daher mit dieſem Zeitpunkt in Kraft getreten (Art. 189 
des EG. BGB.). Hiernach iſt die Übertragung eines nach 
früherem Rechte gültig begründeten dinglichen Rechtes an einem 
Grundſtücke gemäß $ 873 BGB. an die Einigung und Ein- 
tragung gebunden. Für die nicht eingetragenen Rechte iſt nur 
inſofern eine Ausnahme gemacht, als ihre Aufhebung auch 
nach Anlegung des Grundbuchs fi) nach den Vorſchriften des 
bisherigen Rechtes richtet; ſie brauchen nicht zum Zwecke der 
Loͤſchung, wie fie ſonſt im Hinblick auf 8875 BGB. erfor- 
derlich wäre, eingetragen zu werden (Art. 189 Abſ. 3). Im 
übrigen folgt aus Art. 189, daß die dinglichen Rechte, die zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtanden, einzutragen find, 
wenn fie unter der Herrſchaft des neuen Rechtes veräußert 
werden ſollen, weil fonſt dem Erforderniſſe des $ 873 BGB. 
nicht genügt werden kann. Wenn daher der BR. feſtſtellt, daß 
der Unternehmer K., zu deſſen Gunſten das Abbaurecht be⸗ 
gründet iſt, erſt am 27. Februar 1901 (in Verfolg der Ver⸗ 
ſteigerung) ſeine Rechte an den Rentner K. abgetreten hat, ſo 
war dieſe Abtretung, ebenſo wie die ſpätere von K. an die Kl. 
ſachenrechtlich ohne Wirkung, K. iſt Inhaber des dinglichen 
Rechtes geblieben. Die Revifion macht geltend, daß K. alle 
ſeine Rechte, dingliche wie obligatoriſche, aus dem Vertrage vom 
18. Mai 1898 abgetreten habe und daß daraus ihre Befugnis 
folge, die Eintragung des Abbaurechtes im Grundbuche vom 
Bekl. zu verlangen. Dieſer Angriff verſagt. Es iſt richtig, daß 
K. kraft des ihm eingeräumten dinglichen Rechtes vom Bekl. 
als Konſtituenten die Eintragung fordern konnte, damit das 
Recht ſeine volle Wirkſamkeit auch gegen Dritte entfalte, und 
daß daran durch das neue Recht nichts geändert worden iſt. 
Mit dem Anſpruche wird die Berichtigung des Grundbuches 
inſofern erſtrebt, als der Bekl., deſſen Recht durch die Berich⸗ 
tigung betroffen wird, zu der Eintragung des beſtehenden, aber 
nicht gebuchten Rechtes feine Zuſtimmung geben, fie bewilligen 
fol ($ 894 BGB.). Es fragt ſich alſo, ob dieſer Anſpruch in 
dem Sinne übertragbar iſt, daß die Klägerin ihn zu eigenen 
Gunſten geltend machen kann, denn ſie will nicht — wenig⸗ 
ſtens iſt dies in den Vorinſtanzen niemals hervorgetreten —, 
daß der Unternehmer K. als Berichtigungsberechtigter eingetragen 
werde, ſondern ſie begehrt die Eintragung auf ihren Namen, 
das Abbaurecht ſoll als ihr zuſtehend grundbuchmäßiges 
Daſein gewinnen, obwohl es für K. begründet und ihr bisher 
rechtsgültig nicht übertragen iſt. Die Frage ſtellt ſich daher 
näher dahin, ob die Zeſſion des Berichtigungsanſpruchs die 
Übertragung zu erſetzen vermag, und dieſe Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. Der V. Zivilſenat des RG. hat allerdings für das — 
freilich in dieſem Punkte kaum abweichende — Pr. EEG. vom 
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5. Mai 1872 anerkannt, daß der wahre Eigentümer eines 
Grundſtücks ſeinen Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
gegen den Bucheigentümer mit der Wirkung abtreten konne, daß 
der Zeſſionar ſeine eigene Eintragung als Eigentümer zu 
betreiben befähigt ſei (Uiteil vom 28. Februar 1900 RG. 46, 
225, und vom 8. Juni 1901 bei Gruchot Beitr. 745, 942). 
Ob dieſe Annahme, welche dem Verkehr in weitem Maße ent⸗ 
gegenkommt und gewiß Zweckmäßigkeitsgründe für ſich hat, 
durch die Erwägung zu rechtfertigen iſt, daß, wenn das Geſetz 
für die rechtsgeſchäftliche Übertragung von Grundeigentum als 
ausſchließliche Rechtsform die Auflaſſung hinſtelle, dabei nur an 
den Normalfall der Übereinſtimmung des Bucheigentums mit 
dem wirklichen Eigentum gedacht ſei, kann für das alte Recht 
dahingeſtellt bleiben. Für das neue Recht hat der V. Senat 
jedenfalls eine andere Auffaſſung über die Zeſſion des Berich⸗ 
tigungsanſpruchs zur Geltung gebracht. In dem Urteile vom 
7. Februar 1903 (RG. 53, 408), bei welchem es ſich um die 
Löſchung des bei einer Hypothek angeblich zu Unrecht eingetra- 
genen Veipfändungs⸗ und Umſchreibungsvermerks handelte, iſt 
ausgeführt, daß nicht jeder, der an der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs ein Intereſſe habe, berechtigt ſei, auch die Berichtlgung 
zu verlangen, ſondern nur der dinglich Berechtigte, alſo der ⸗ 
jenige, welchem außerhalb des Grundbuchs ein Recht an dem 
Grundſtück uſw. zuſtehe, welches nicht oder nicht richtig gebucht 
ſei. Hieran werde auch durch die Einwilligung des dinglich 
Berechtigten in die Erhebung der Klage ſeitens eines dritten 
Intereſſenten nichts geändert, weil damit der Kläger nicht ein 
ſolcher geworden ſei, deſſen außerhalb des Grundbuchs be⸗ 
ſtehendes dingliches Recht durch die falſche Eintragung beein⸗ 
trächtigt werde. Zu einer dem Kläger günſtigen Entſcheidung 
gelangt das RG. nur durch die Annahme, daß jener als Ver⸗ 
treter des Eigentümers kraft der ihm erteilten Ermächti⸗ 
gung deſſen Rechte verfolge. Damit iſt aber von ſelbſt gegeben, 
daß die Zeifion des Berichtigungsanſpruchs nicht ein Recht in 
der Perſon des Zeſſio nars begründet, und dieſer Auf- 
faſſung iſt beizutreten. (Wird näher begründet.) C. W. c. H., 
U. v. 13. Dez. 04, 413/04 VII. — Celle. 

3. 5 12 BGB. Der Beſitz einer Firma gibt keinen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Benutzung eines Namens, bezw. einer Firma.] 

Der Kl. W. iſt Inhaber der Firma Fried. H. und will 
dem Bekl. die Benutzung der Firma H. H. unterſagen. Er 
hat zur Begründung feiner Klageanſprüche fih auch auf bie 
Vorſchriften des 8 12 BGB. über das Namensrecht berufen 
und es iſt anzuerkennen, daß, wenn derſelbe anwendbar wäre, 
jedenfalls der Klageantrag auf Unterlaſſung der Firmenführung 
begründet ſein würde. Es iſt indeſſen mit dem OLG. an⸗ 
zunehmen, daß der Kl. ſich auf den bezogenen § 12 überhaupt 
nicht berufen kann, weil er perſonlich nicht den Namen H. 
führt, ſondern nur Inhaber einer kaufmänniſchen Firma iſt, in 
welcher der Name H. vorkommt. (Wird unter Hinweis auf 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes weiter ausgeführt.) 
W. c. M., U. v. 9. Dez. 04, 61/04 II. — Eöln. 

4. 8 12 BGB. in Verb. mit § 13 GVG. Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges auf Anerkennung des Namensrechts 
gegen den Staat bei öffentlich ⸗ rechtlichen Rechtsakten.] 

Kl. hat gegen den Herzoglich Anhaltiſchen Staat als Bekl. 
den Klageantrag geſtellt: a) den Bekl. zu verurteilen, dem Kl. 
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den Familiennamen v. Z. anzuerkennen; b) den Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, in den von feinen Verwaltungsgerichts⸗ und Standes ⸗ 
amtsbehörden geführten öffentlichen Regiſtern und Büchern den 
Familiennamen des Kl. v. Z. einzutragen und künftig zu führen, 
desgleichen (für die Zeit vor Einrichtung der Standesämter) in 
den Kirchenbüchern des Pfarramts R. den Kl. und feine direkten 
Vorfahren als „v. 3.” zu bezeichnen; c) den Bekl. zu ver- 
urteilen, künftig durch feine Behoͤrden die Benennung mit dem 
Familiennamen „3.“ zu unterlaſſen. Kl. hob dabei hervor, er 
wolle nicht entſchieden wiſſen, ob er vom Adel ſei, vielmehr 
ſtelle er die Klage nur auf Anerkennung ſeines vollen Namens 
an und ftüße fie ausdrücklich auf 8 12 BGB. Bekl. beſtritt 
die Zuläffigfeit des Rechtsweges. Er führte aus, alle Behörden, 
die mit dem Namen des Kl. befaßt geweſen ſeien, hätten in 
Ausübung öffentlich rechtlicher Funktionen gehandelt, wobei er 
die einzelnen in Betracht kommenden Fälle darlegte. Kl. ließ 
das tatſächliche Vorbringen des Bekl. unbeſtritten. Das RG. 
hat mit beiden Vorderrichtern den Rechtsweg für unzuläffig 
gehalten. Aus den Gründen: Der ordentliche Rechtsweg würde 
nach 8 12 BGB. und 8 13 GVG. zuläſſig fein — und 
zwar gleichviel, ob es ſich um einen adligen oder um einen 
bürgerlichen Namen handelt (vergl. das Urteil des Senats 
vom 30. November 1903 IV. 203/03 JW. 1904, 535), wenn 
das Vorbringen des Kl. rechtlich ſich in der Weiſe beurteilen 
ließe, daß die herzoglich anhaltiſchen Staatsbehörden nicht nur 
in der zu ihrer Zuständigkeit gehörigen Wahrnehmung öffentlich 
rechtlicher Befugniſſe die Richtigkeit des vom Kl. geführten 
Namens überwacht oder darüber entſchieden, ſondern daß 
ſie auch außerhalb dieſer Befugniſſe das vom Kl. in Anſpruch 
genommene Recht, als einen Beſtandteil ſeines Namens das 
Wort „von“ anzuwenden, beeinträchtigt hätten (vergl. die Urteile 
des Senats im PrIJMBl. 1900, 652 ff., ſowie in Sachen 
v. L. w. Heroldsamt vom 16. Inni 1904 IV. 513/03). Soweit 
dieſe Vorausſetzung zutrifft, beſtände auch dagegen, daß der 
Staat ſelbſt das Verhalten feiner Behörden, zumal wenn dieſe 
nach einer von der oberften Verwaltungsbehörde des Landes 
erteilten Dienſtanweiſung gehandelt hätten, als Bekl. vor den 
ordentlichen Gerichten vertreten ſoll, kein Bedenken. Allein die 
Behauptungen des Kl. haben nicht eine derartige Tragweite. 
Denn wenn Kl. auch zu Anfang vorbrachte: Bekl. verweigere 
ihm „durch alle Beamteninſtanzen“ die Anerkennung bes 
Namens „v. Z.“, ſo hat er doch in der Berufungsinſtanz die 
einzelnen Fälle der behaupteten Namens beeinträchtigung näher 
angegeben. Seine tatſächlichen Angaben ſtimmen mit den Dar⸗ 
legungen des Bekl. im weſentlichen überein. Legt man aber 
dieſen beiderſeitigen Sachvortrag der Entſcheidung zugrunde, fo 
handelt es ſich überall um eine Ausübung öffentlich⸗ rechtlicher 
Befugniſſe des vorhin gekennzeichneten Inhalts und in keinem 
Falle um ein unter § 12 BGB. fallendes Beſtreiten der be ⸗ 
zeichneten Namensform. (Wird bei den einzelnen Fällen näher 
begründet.) Sämtliche vom Kl. behaupteten Eingriffe in das 
von ihm in Anſpruch genommene Recht auf den Gebrauch der 
Namensform „v. 3.“ ſtellen ſich ſomit als Rechtsakte dar, 
welche in Wahrnehmung öffentlich⸗ rechtlicher Obliegenheiten von 
den dafür zuſtändigen Landesbehoͤrden vorgenommen worden 
find. Sind fie daher auch ſämtlich, wie Kl. angegeben hat, 
auf Veranlaſſung des Staatsminiſteriums vorgenommen, fo 
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hat Kl. doch nicht auch feine urfprüngliche Behauptung auf- 
recht erhalten, wonach das Miniſterium den nachgeordneten 
Verwaltungs inſtanzen irgend welche darüber hinausgehende 
Weiſungen erteilt hätte. Bei dieſer ſich aus dem eigenen Vor⸗ 
bringen des Kl. ergebenden Sachlage dient dem Kl. die im 
Zivilprozeſſe erhobene Klage lediglich als ein Mittel, durch 
welches er einer geſetzmäßigen Tätigkeit öffentlicher Behörden 
anſtatt auf dem dafür geſetzlich vorgeſehenen Wege in unzuläſſiger 
Weiſe vor den ordentlichen Gerichten entgegenzutreten ſucht. 
Wie in ähnlichen Fällen früherer Entſcheidungen iſt ihm von 
den Vorderrichtern hierfür zutreffend das rechtliche Gehör ver⸗ 
ſagt worden. (Vergl. RG. 39, 302 ff., IM Bl. 1900, 652 ff., 
JW. 1901, 1738, ſowie in Sachen v. L. w. Heroldsamt 
vom 16. Juni 1904 IV. 513/03). v. Z. 6. H. A. St., U. v. 
12. Dez. 04, 257/04 IV. — Naumburg. 

5. 8 105 BGB. verb. mit 56 Abſ. I 3PO. Prüfung 
der Prozeßfähigkeit auch in der Reviſtons inſtanz. Beweislaſt.] 

Es ift davon auszugehen, daß zur Vermeidung nichtigen 
Verfahrens das Gericht in jedem Stadium, alſo auch in 
der Reviſions inſtanz, den Mangel der Prozeßfähigkeit von Amts 
wegen zu berückſichtigen hat ($ 56 Abſ. 1 3PD.). Danach 
muß eine Entſcheidung der Vorinſtanz, wonach die in Frage 
geſtellte Prozeßfähigkeit einer Partei als vorhanden angenommen, 
auch in tatſächlicher Beziehung von dem Mevifiondgeridht nach⸗ 
geprüft werden, zumal wenn die in der Klaganſtellung liegende 
Willenserklärung im Zuſtande vorübergehender Störung der 
Geiſteskräfte abgegeben ift ($ 105 BGB.). Da für das Nicht⸗ 
vorhandenſein ſolchen Zuſtandes die Vermutung ſtreitet, liegt 
dem Gegner die Beweislaſt ob. W. c. S., U. v. 2. Dez. 04, 
361/04 VII. — Naumburg. 

6. 55 123 Abſ. 1, 812, 814, 821 BGB. Rechtsbegriff 
der Drohung. Irrtum oder Zweifel über das Beſtehen 
einer Verbindlichkeit begründen keinen Anſpruch aus der Be⸗ 
reicherung. ] 

Von einem widerrechtlichen Beſtimmen eines andern durch 
Drohung kann man nicht ſprechen, wenn nur etwas an ſich 
völlig Erlaubtes ohne den Willen, damit eine gewiſſe Leiſtung 
zu erzwingen, angedroht wird. Wenn der andere dann durch 
eigene Überlegung dahin kommt, zur Vermeidung größeren Ubels 
eine Leiſtung anzubieten, jo gilt von ihm, was im Römiſchen 
Recht für einen Fall dieſer Art die J. 21 pr. D. qu. met. 
ec. 4, 2 ausſpricht: „hunc sibi metum ipse“ (dort: „ipsa“) 
„infert“. So auch, gegen die abweichende Meinung von 
v. Blume, in Iherings J. 38, 231 ff., und Hölder, 
Kommentar zum Allg. Tl., Bem. 10, zu § 123, S. 272, 
mit Recht Enneccerus u. Lehmann, BürgerlR., Bd. 1 (2) 
879, S. 204 f.; vergl. auch Kohler, in Iherings J. 25, 18. 
Die Einrede der ungerechtfertigten Bereicherung (§ 812, 
bezw. 8 821 BGB.) war, wie die entſprechende Rückforderung 
des von dem Bekl. ausgeſtellten Schuldſcheins, auf die un⸗ 
zweifelhafte Tatſache geſtützt, daß dieſer zur „Erfüllung“, d. h. 
hier: zur Beſtärkung, der unterſtellten Verbindlichkeit des Bekl. 
aus der von ihm begangenen Unterſchlagung ausgeſtellt worden 
iſt, in Verbindung mit der Behauptung, daß dem Bekl. in 
Wirklichkeit gar keine Unterſchlagung zur Laſt falle, und er 
daher nichts ſchuldig geweſen ſei. Das BG. hat die Einrede 
deshalb verworfen, weil der Bekl. nach ſeiner eigenen Erklärung 
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bei Ausſtellung der Urkunde gewußt habe, daß er nichts 
ſchuldig ſei, und weil in einem ſolchen Falle nach 8 814 BGB. 
der Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung ausgeſchloſſen 
ſei. Der Bekl. hat nun hiergegen eingewandt, dabei ſei ver⸗ 
kannt, daß auch ſchon ein Irrtum oder ein Zweifel in Anſehung 
der Beweisbarkeit ſeiner Unſchuld ſolchen Anſpruch, bezw. 
die entſprechende Einrede begründen würde. Richtig iſt aller⸗ 
dings, daß hier ein bloßer Zweifel dem entſchiedenen Irrtum 
gleichſtehen würde; fo auch Planck, BGB., 2, Bem. 2c zu 
§ 814; vergl. auch 1. 11 C. de cond. ind. 4, 5; aber im 
übrigen trifft der Angriff nicht zu. Freilich hat der III. 3S. 
des RG. auf dem Boden des gemeinen Rechtes laut der Ent⸗ 
ſcheidungen RG. 21, 197 f. ausgeſprochen, daß ein Zweifel 
über die Beweis barkeit einer Einrede zur Begründung 
einer condictio indebiti benutzt werden konne; allein abgeſehen 
davon, daß hier nicht eine Einrede, ſondern ein Beſtreiten 
des Klagegrundes, nämlich der Unterſchlagung, dem gegen⸗ 
über die Beweislaſt der Kl. zugefallen wäre, in Frage 
gekommen ſein würde, und ferner abgeſehen davon, ob nicht 
die Richtigkeit jener Entſcheidung auch für das gemeine Recht 
mit Grund bezweifelt werden könnte, iſt jedenfalls für das 
Recht des BGB. der entſprechende Rechtsſatz nicht anzuerkennen, 
da hier die präziſen Beſtimmungen in den 85 812 —814 
direkt entgegenſtehen; fo auch Planck a. a. O. K. c. L., 
U. v. 8. Dez. 04, 58/04 VI. — Kiel. 

7. 88 137 Abſ. 2, 313, 652, 705, 706, 718 BGB. Die 
Formvorſchrift des § 313 BGB. bezieht ſich nicht allein auf Eigen⸗ 
tumsübertragung gerichtete Verträge. Geſellſchafts⸗ oder Mäkler⸗ 
vertrag 7] 

Zwiſchen den Parteien iſt ein Vertrag durch Briefe ab- 
geſchloſſen worden, durch den der Beklagte dem Kläger „den 
Alleinverkauf“ feiner Grundſtücke unter gewiſſen Bedingungen über⸗ 
trug. Der Beklagte hat indes ohne Zuziehung des Klägers durch 
notariellen Vertrag die Grundſtücke an einen Dritten in Tauſch 
gegeben und verlangte Kläger Schadenserſatz. Die II. Inſtanz 
erklärte den Anſpruch des Kl. dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt. Das RG. hob auf. Das BG. nimmt an, daß der 
Vertrag der Parteien kein Mäklervertrag, ſondern ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag ſei. Der Kläger ſei verpflichtet geweſen, beſtimmte 
Dienſte zu leiſten, die Grundſtücke baureif zu machen, für Be⸗ 
ſchaffung von Zeichnungen und Vorbereitung der Baukonſenſe 
zu ſorgen, die Beſchaffung von Baugeldern für die Käufer zu 
übernehmen und die Ausführung der Bauten zu überwachen. 
Von den Unkoſten des Geſchäfts habe er einen Teil zu tragen 
gehabt, dafür aber Anſpruch auf / des Gewinnes, der fi) durch 
Erzielung eines den Betrag von 550 Mark für die Quadratrute 
überſteigenden Mehrpreiſes ergeben würde. Das ſeien Abreden, 
die über den Rahmen eines Mäklervertrages weit hinausgingen, 
vielmehr den Tatbeſtand eines Geſellſchaftsvertrages erfüllten. 
Die Parteien hätten ſich gegenſeitig verpflichtet, die Erreichung 
eines gemeinſamen Zweckes, nämlich die Aufteilung und gewinn⸗ 
bringende Verwertung des dem Beklagten gehörigen Baulandes 
in der durch den Vertrag beſtimmten Weiſe zu fördern. Die 
Beiträge des Kl. beſtänden in der Aufwendung von Arbeit unter 
Verwertung ſeiner geſchäftlichen Erfahrungen und Beziehungen, 
ſowie in der Führung der Geſellſchaftsgeſchäfte, die Beiträge 
des Bekl. in der Hergabe ſeines Terrains und der ihm ob⸗ 
10 
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liegenden Mitwirkung bei den vorbereitenden Geſchäften. So⸗ 
dann wird dargelegt, daß der Bekl. unter Mißachtung ſeiner 
vertraglichen Pflichten hinter dem Rücken des Kl. in einer dem 
Geſellſchaftszwecke zuwiderlaufenden Weiſe das Bauland im 
ganzen veräußert habe. Durch dies vertragswidrige Verhalten 
habe er die Erfüllung des Geſellſchaftszweckes vereitelt und hafte 
daher dem Kläger auf Erſatz des dieſem durch die ſchuldhafte Ver⸗ 
trags verletzung entſtandenen Schadens. Die Formvorſchrift des 
§ 313 des BGB. würde zweifellos eingreifen, wenn der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag den Inhalt hätte, daß der Bekl. ſein Grund⸗ 
ſtück in der Weiſe in die Geſellſchaft einbringen ſollte, daß dies 
Grundſtück „Geſellſchaftsvermögen“ im Sinne des § 718 BGB. 
werden ſollte. Der Vertrag würde dann der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedurft haben und würde, da er dieſer 
Form ermangelt, nichtig fein. Es iſt aber nicht die Meinung 
des BG., daß dies der Inhalt des Geſellſchaftsvertrages jet. 
Allerdings ſpricht das Gericht an einer Stelle davon, daß der 
geſellſchaftliche Beitrag des Bekl. „in der Hergabe ſeines 
Terrains“ beſtehen ſollte. An einer anderen Stelle aber iſt von 
„Hergabe ſeiner Grundſtücke zum Zwecke der Verwertung“ 


die Rede. Und aus dem Zuſammenhange der Gründe ergibt 


ſich, daß nach der Auffafſung des Vorderrichters die geſellſchaft ⸗ 
liche Pflicht des Beklagten nur dahin gehen follte, die Grund⸗ 
ſtücke nach der Parzellierung an die Käufer, die der Kl. aus; 
gemittelt haben würde, auf zulaſſen und fo zur Erreichung 
des geſellſchaftlichen Zweckes der gewinnbringenden Verwertung 
des Baulandes mitzuwirken. Es bedarf keiner Ausführung, daß 
nach den Beſtimmungen der 58 705 flg. BGB. auch eine 
ſolche Pflicht als geſellſchaftliche Leiſtung übernommen werden 
kann. Die Vorſchrift des 8 718, wonach „die Beiträge der 
Geſellſchafter“ Geſellſchaftsvermoͤgen werden, hat nicht die Be⸗ 
deutung, als wenn das Geſetz nur Beiträge anerkennte, die 
geeignet find, Eigentum der Geſellſchaft zu werden. Der Bel 
trag eines Geſellſchafters kann nach 8 706 Abſ. 3 auch in der 
Leiſtung von Dienſten beſtehen und nach Abſ. 2 können Sachen 
auch nur zum Gebrauche in die Geſellſchaft eingebracht werden, 
alſo auch zu einem Gebrauche, der ſich in ihrer Veräußerung 
erſchöpft. In Betracht kommt aber, daß auch die Übernahme 
einer Verpflichtung der gekennzeichneten Art unter die Form⸗ 
vorſchrift des §8 313 BGB. fällt. Wie in RG. 50, 165 
näher dargelegt iſt, betrifft die Vorſchrift nicht nur Verträge, 
wodurch ſich der eine Teil unmittelbar dem anderen gegenüber 
verpflichtet, ihm das Eigentum an einem Grundſtücke zu über⸗ 
tragen (Verträge zwiſchen Veräußerer und Erwerber), ſondern 
auch ſolche Verträge, wodurch der eine Teil ſich gegenüber dem 
anderen verpflichtet, die von dieſem durch Beſchaffung der Käufer 
und Vereinbarung der Kaufbedingungen vorbereiteten Verträge 
über die Übertragung des Eigentums an Grundſtücken mit den 
Käufern formgültig abzuſchließen. Demgemäß hat auch der 
erkennende Senat in der vor kurzem entſchiedenen Sache 
Krefft / Kalb (Rep. I 230/04 Urteil vom 12. Oktober 1904) an- 
genommen, daß ein von den Parteien ausdrücklich als Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag bezeichnetes Abkommen auf gemeinſchaftliche Aus⸗ 
nützung eines dem einen Geſellſchafter gehörigen Geländes zu 
Villenbauten mangels Beobachtung der in 8 813 vorgeſchriebenen 
Form ungültig ſei. Der Eigentümer hatte ſich in jenem Falle 
zur Ausſtellung einer den Abſchluß von Veräußerungsverträgen 
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mitumfaffenden Vollmacht an den anderen Gefellſchafter ver⸗ 
pflichtet, und wenn auch beſtimmt war, daß jeder einzelne Ver⸗ 
trag erſt durch die Zuſtimmung des Eigentümers perfekt werden 
ſollte, ſo wurde doch erwogen, daß aus der Natur des Vertrages 
als Geſellſchaftsvertrag folge, daß er ſeine Zuſtimmung nicht 
willkürlich habe verſagen dürfen, fondern zu deren Erteilung 
felbft durch Klage habe angehalten werden können, wenn der 
gemeinſame Zweck und das Intereſſe der Geſellſchaft es erforderte 
und die ablehnende Haltung des Eigentümers gegen Treu und 
Glauben verſtieß. Weil alſo damals eine Verpflichtung zur 
übertragung des Eigentums an Grundſtücken übernommen war, 
wurde der Geſellſchaftsvertrag für nichtig erklärt. Auch im vor⸗ 
liegenden Falle würde die gleiche Folgerung nicht abzuweiſen 
ſein, wenn die rechtliche Beurteilung, die das Berufungsgericht 
dem Vertrage der Parteien hat zuteil werden laſſen, als richtig 
anzuerkennen wäre. Dies tft aber nicht der Fall. Die Parteien 
ſelbſt haben das Abkommen vom Oktober 1901 nicht als 
Geſellſchaftsvertrag bezeichnet. Eine Vollmacht, die den Kläger 
zur Veräußerung der Grundſtücke ermächtigt hätte, hatte der 
Bekl. nicht auszuftellen. Vor allem aber hatte ſich der Bekl. 
ausdrücklich vorbehalten, daß jeder Verkauf ſeiner Genehmigung 
bedürfe. Eine rechtliche Verpflichtung des Bekl. zur Übertragung 
ſeines Grundeigentums läßt ſich daher aus dem vorliegenden 
Vertrage nicht ableiten. Insbeſondere auch nicht daraus, daß 
im einzelnen für den zu erzielenden Mindeſtpreis und für die 
den Käufern aufzuerlegenden Laſten nähere Beſtimmungen ge⸗ 
troffen waren. Dieſe Beſtimmungen finden ihre Erklärung in 
dem Intereſſe beider Teile, daß der Kl. für eine erfolgreiche 
Anbahnung von Einzelverträgen wiſſen mußte, welche Be⸗ 
dingungen der Bekl. zu erzielen wünſchte, enthalten aber keine 
Bindung des Bekl., Verträge zu genehmigen, die ſich innerhalb 
dieſer Grenzen hielten. Damit entfällt jede Möglichkeit, den 
vorliegenden Vertrag — einerlei unter welchen rechtlichen Begriff 
er ſonſt unterzuordnen fein möchte — als einen ſolchen zu kenn⸗ 
zeichnen, „durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem Grundſtücke zu übertragen,“ ſodaß die Formvorſchrift 
des § 313 BGB. jedenfalls auszuſcheiden hat. Und es ergibt 
fi daraus weiter, daß das BG. zu Unrecht einen Geſellſchafts⸗ 
vertrag im Sinne des $ 705 BGB. unterſtellt hat. Es fehlt 
an dem Exforderniſſe, daß beide Teile gegenfeitig verpflichtet 
waren, die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes in beſtimmter 
Weiſe zu fördern. Mag ſich auch die vom BG. näher gekenn ⸗ 
zeichnete Tätigkeit, die der Kläger entfalten ſollte, an und für 
ſich wohl als geſellſchaftlicher Beitrag begreifen laſſen, ſo fehlt 
es doch an jeder Beſtimmung darüber, daß ſich der Kl. in bezug 
auf den wichtigſten Teil dieſer Tätigkeit, die Heranziehung von 
Kaufliebhabern, in einem weiter gehenden Sinne gebunden hätte, 
als es jeder Makler tut, der einen Auftrag zur Berkauföver- 
mittelung annimmt, wobei in der Regel nur vorausgeſetzt wird, 
daß der Makler im eigenen Intereſſe, um die Vermittlergebühr 
zu verdienen, Kaufliebhaber ſuchen wird. Jedenfalls fehlt es 
aber völlig an einem geſellſchaftlichen Beitrage des Beklagten. 
Die Hergabe des Grundſtücks für den Verkauf war für ihn 


keine Rechtspflicht. Er konnte auch nach Anbahnung von Ber- 


käufen feine Genehmigung erteilen oder verweigern. Eben dies 
nötigt dazu, den Vertrag der Parteien ſeinem Hauptinhalte 
nach allerdings als Mäklervertrag im Sinne des 8 652 BGB. 


34. Jahrgang. 


uufpfaſſen. Ex iſt Mäklervertrag, weil für die Vermittelung 
gewiffer Verträge die Entrichtung eines Lohnes zugeſagt iſt. 
Daß der Lohn von vornherein nur für den Fall der Erreichung 
tines beſtimmten Mindeſtpreiſes zugeſagt iſt und in einer Quote 
des Überpreiſes beſteht, iſt mit dem Begriffe des Mäklervertrages 
wohl vereinbar. Ebenſo, daß die „Vermittelung des Vertrages“ 
($ 652) zugleich gewiſſe vorbereitende, auf die Parzellierung 
des Grundſtücks ſich beziehende Handlungen umfaßt. Und wenn 
beſtimmt iſt, daß der Kl. einen Teil der durch die Vorbereitungen 
erwachſenden Unkoſten auf eigenes Niſtko zu übernehmen hatte, 
der andere Teil aber unbedingt vom Bekl. zu tragen war, ſo 
genügt ein Hinweis auf § 652 Abſ. 2, um klarzuſtellen, daß 
auch dies der Annahme eines Mäklervertrages nicht entgegen⸗ 
ſteht. Was aber die Beſchaffung und Kontrolle der Baugelder 
anlangt, die der Kl. neben und nach der Vermittelung der Kauf- 
verträge für denſelben Lohn übernommen hatte, fo mag hierin 
zugleich der Abſchluß eines bedingten Dienſtvertrages im Sinne 
des 8 611 BGB. liegen, der mit dem Mäklervertrage verknüpft 
wurde Hierauf näher einzugehen, tft für den vorliegenden 
Kechtsſtreit nicht erforderlich. Worauf es aber für den Prozeß 
entſcheidend ankommt, iſt eine andere beſtimmte Zuſage, die der 
Bekl. mit dem Verſprechen des Mäklerlohnes verknüpft hat, 
eine Zuſage, der das BG. die ihr gebührende Bedeutung nicht 
beigelegt hat. Mit der Zeitbeſchränkung eines Jahres hat der 
Bekl. dem Kl. den „Allein verkauf“ der Grundſtücke über- 
agen. Dies muß dahin aufgefaßt werden, daß der Bekl. ver⸗ 
ſprach, innerhalb der normierten Friſt von einem anderen Ver⸗ 
kaufe, als einem ſolchen, der ihm vom Kl. vorgeſchlagen wurde, 
Abſtand zu nehmen. Um dem Kl. den nötigen Spielraum zur 
Entfaltung einer erfolgreichen Vermittlertätigkeit zu gewähren, 
verzichtete der Bekl. für ein Jahr auf eine anderweitige Ver⸗ 
äußerung feines Baulandes. In dieſer Zuſage liegt offenfichtlich 
die Gegenleiſtung des Bekl. dafür, daß der Kl. die Gefahr 
übernahm, unter Umſtänden ohne Entgelt zu arbeiten und einen 
Teil der Unkoſten der Vorbereitungsarbeiten auf ſeine Schultern 
zu nehmen. Auch unterliegt die Gültigkeit und Wirkſamkeit 
einer derartigen Verpflichtung unter den Parteien nach 
§ 137 Abſ. 2 des BGB. keinem Bedenken, und auf die 
Übernahme der Verpflichtung, ein Grundſtück nicht verkaufen 
zu wollen, kann die Formvorſchrift des § 313 nicht in An- 
wendung kommen. K. c. H., U. v. 19. Nov. 04, 306/04 I. 
— Berlin. 

8. § 138 Abſ. 2 BGB. in Verb. mit § 302 a StGB. 
Notlage iſt Rechtsbegriff.] 

Von der Revifion wird gerügt, daß der BR. die Notlage 
der Kl. verneint habe, obwohl fie von dem Bell. zugeftanden 
geweſen ſei. Allein er war berechtigt, ſelbſtändig zu prüfen, ob 
bei dem Abſchluſſe der Kaufverträge eine Notlage der Kl. vor⸗ 
gelegen hat; denn der Begriff der Notlage iſt nicht rein tat- 
ſächlicher Natur, ſondern ein Rechtsbegriff, deſſen Feſtſtellung 
deshalb von den Parteierklärungen unabhängig zu erfolgen hat. 
Er erfordert eine drängende Not, durch welche die wirtſchaftliche 
Exiſtenz des Kreditſuchenden bedroht iſt. Indem der BR. er- 
wog, daß die Kl. nach ihren Angaben Eigentümerin eines hoch⸗ 
wertigen Mobiliars geweſen ift und neben erheblichen Auslagen 
und Schulden große Einnahmen hatte, die jenen ungefähr die 
Wage hielten, konnte er in ausreichender Begründung zu der 
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Annahme gelangen, daß das Vorhandenſein ihrer Notlage von 
der Kl. nicht bewieſen je. H. o. G., U. v. 30. Nov. 04, 
233/04 V. — Berlin. 

9. 88 144, 627 BGB. verb. mit HB. 5 67 u. GewO. 
§ 122. Begriff eines Vertrages gegen die guten Sitten wegen 
Dauer desſelben. Beſtätigung eines anfechtbaren Geſchäfts.] 

Der Bekl. hatte eine Maſchine konſtruiert und zum Patent 
und Muſterſchutz angemeldet. Durch Vertrag vom 20. April 
1903 überließ er alle Rechte aus dieſen Anmeldungen ſowie das 
Rechts der Herſtellung und des Vertriebes der Maſchine der Kl., 
die ſich verpflichtete, vom Tage des Vertrags ab alle durch den 
Bau der Maſchine und die Beſchaffung der Patente uſw. ent⸗ 
ſtehenden Koſten zu verauslagen. Alle während des Beſtehens 
des Vertrages von ihm gemachten neuen Erfindungen oder 
Verbeſſerungen auf dem Gebiete der Zementdachplattenbranche 
ſollte der Bekl. nur im Intereſſe der Kl. verwerten und ihr als 
Eigentum überlaſſen, auch die nachgeſuchten Patente und Mufter- 
ſchutzrechte auf ſie umſchreiben laſſen. An der Verwertung ſeiner 
Maſchine ſowie den damit herzuſtellenden Dachplatten ſollte der 
Beklagte mit 33 ¼ Prozent des Reingewinns beteiligt fein. Gleich⸗ 
zeitig engagierte die Kl. in dem Vertrage den Bekl. vom Tage 
des Vertrages ab für ihr Geſchäft unter der Vorausſetzung, 
daß der Bekl. die neue Maſchine gebrauds- und ver- 
kaufsfähig herſtelle und die Maſchine ſich nach allen 
Richtungen gut bewähre Außerdem ſollte der Bekl. ſich 
im Geſchäft allen Obliegenheiten unterziehen, welche darauf hin⸗ 
zielen, die Maſchinen, welche die Kl. bis dahin oder ſpäter führe, 
zu verbeſſern und verkaufsfähig zu machen, auf Verlangen auch 
Reiſen unternehmen, Montagen ausführen und ſich den An⸗ 
ordnungen des Geſellſchafters S. fügen. Der Vertrag ſollte 
von ſeiten des Bekl. vor Ablauf des Jahres 1920 nicht ge⸗ 
kündigt werden können, die Kl. aber berechtigt fein, ſchon vor- 
her zurückzutreten, wenn die Maſchine nicht ihren Erwartungen 
entſpreche. Im Falle ihres Rücktritts vor Ablauf des Vertrages 
ſollte die Kl. dem Bekl. die Patente und Muſterſchutzrechte 
wieder zurückgewähren, auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen, 


falls der Bekl. ihr die Koſten und Verauslagungen erſtatte, 


aber nicht berechtigt ſein, von dem Bekl. die ihm während der 
Bauzeit zu feinem perfönlichen Unterhalt gewährten Gelder 
zurückzufordern. Der Bekl. hat den Vertrag als rechtsungültig 
angefochten und ſeine Aufhebung verlangt, weil er beim Ab- 
ſchluß des ſelben getäuſcht ſei. Unſtreitig hat der Bekl. die von 
ihm hergeſtellte Maſchine nicht an die Kl. geliefert, ſondern ver⸗ 
treibt fie in einem von ihm ſelbſt eröffneten Geſchäft. Die Kl. 
iſt deshalb mit dem Antrage klagbar geworden, den Bekl. zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß der Vertrag vom 20. April 1903 
zu Recht beſtehe und daß ihm Schadenserſatzanſprüche gegen 
die Kl. wegen ſchuldhaften Verhaltens bei Abſchluß oder Er⸗ 
füllung dieſes Vertrages nicht zuſtehen. Der Bekl. hat Ab. 
weiſung der Klage beantragt. Er ficht den Vertrag wegen 
Täuſchung an. Das OLG. hat einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten in der Beſtimmung über das Kündigungsrecht, in dem 
Mangel einer erzwingbaren Verpflichtung der Kl., die Maſchine 
des Bekl. überhaupt oder doch in einem beſtimmten Umfange 
den Intereſſen des Bekl. entſprechend zu bauen und zu ver⸗ 
treiben, und endlich darin gefunden, daß der Bekl. während der 
ganzen langen Dauer des Vertrages verpflichtet worden, der Kl. 
10* 
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alle ſeine Erfindungen und Verbeſſerungen ohne Entgelt zu über⸗ 
tragen, während die Kl., ſobald ſie von dem Vertrage zurück⸗ 
getreten und der Bekl. nicht imſtande, ihr Koſten und Auslagen 
zu erſtatten, in der Lage geblieben, die ihr übertragenen Rechte 
zu behalten und zu geeigneter Zeit zu verwerten. Dieſe Be⸗ 
gründung unterliegt weſentlichen Bedenken. Der Vertrag über ⸗ 
trägt in der Hanptſache der Kl. Rechte an einer Erfindung und 


deren ſpäteren Verbeſſerungen, die zum Schutz angemeldet war, 


einen Schutz aber noch nicht erlangt hatte, erſt noch zu erproben 
war. Die erfundene Maſchine war noch nicht erbaut. Die Kl. 
gab das Geld zur Herſtellung der Maſchine und zur Erlangung 
des Schutzes her, der Bekl. ſollte am Reingewinn des Ver⸗ 
triebes der Maſchine teilnehmen, für eine beſtimmte Zeit, während 
der Herſtellung der erſten zehn Maſchinen, zu feinen Lebens⸗ 
unterhalte 20 Mark Wochenlohn erhalten. Der Engagements 
vertrag wurde endgültig erſt, wenn die Maſchine den Er⸗ 
wartungen der Kl. entſprach. Dann blieb der Bekl. an den 
Vertrag bis Ende 1920 gebunden. Von einem Kündigungs ⸗ 
rechte der Kl. iſt nichts geſagt. Sobald die Vorausſetzung 
des Vertrages objektiv, nicht nach der ſubjektiven Meinung der 
Kl. erfüllt war, blieb vielmehr nach dem Sinn des Vertrages 
auch fie gebunden. Der Vertrag läßt eine gewiſſe Unbeftimmt- 
heit oder Ungewißheit über einzelne Punkte übrig, insbeſondere 
das Maß der Verpflichtung der Kl. zur Ausführung und zum 
Vertriebe der Maſchine, und ob der Bekl. aus dem definitiv ge- 
wordenen Engagementsvertrage die 20 Mark Wochenlohn weiter, 
oder einen anderweiten angemeſſenen Lohn oder nur noch ſeinen 
Gewinnanteil zu fordern haben ſollte. Aber kein Zweifel kann 
darüber beſtehen, daß die Kl. nach dem Rücktritt vom Vertrage 
zwar die ihr übertragenen Rechte bis zum Erſatz ihrer Koſten 
zurückbehalten, aber nicht weiter verwerten konnte. Danach bleibt 
ſchwer erfindlich, worin objektiv der Verſtoß gegen die guten 
Sitten gefunden werden ſollte. Wenn die Bindung des Bekl. 
an den Vertrag bis 1920 gegen 8 67 des HGB. und § 122 
der GewO. verftieß, fo folgte daraus nicht die Nichtigkeit des 
ganzen Vertrags aus dem Geſichtepunkt des Verſtoßes gegen 
die guten Sitten, ſondern nur die Unwirkſamkeit dieſer Ver⸗ 
tragsbeſtimmung. Vergl. auch 8 627 BGB. Nach § 144 
BGB. ift die Anfechtung eines anfechtbaren Geſchäfts ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn das Geſchäft von dem Anfechtungsberechtigten 
beftätigt wird. Die Beftätigung beſeitigt das Anfechtungsrecht 
wie durch Verzicht, macht das Geſchäft von Anfang an voll⸗ 
gültig und ſetzt nichts als eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Willenserklärung voraus, aus der zu entnehmen iſt, daß das 
Geſcr äft trotz feines Mangels gewollt iſt. Die Kl. findet eine 
ſolche Beſtätigung hier darin, daß der Bekl. nach Kenntnis von 
dem angeblichen Mangel des Geſchäfts von der Kl. noch Wochen⸗ 
lohn und Auslagen in Empfang genommen habe. Der BR. 
findet darin keine Beſtärigung des Vertrages, weil der Bekl. 
ſeinerſeits zur Erfüllung des Vertrages nichts getan habe. Dies 
iſt nicht rechtsirrtümlich. Freiwillige Erfüllung eines anfecht⸗ 
baren Vertrages mit Kenntnis feines Mangels wird ſtets als 
Verzicht auf feine Anfechtung zu gelten haben; ob ein tatſaͤch⸗ 
liches Verhalten anderer Art ohne ausdrückliche Verzichts⸗ 
erklärung den Verzicht verwirklicht und den Willen erkennen 
läßt, den Vertrag trotz ſeines Mangels gelten zu laſſen, iſt 
weſentlich Sache der Beurteilung des einzelnen Falles, bei der 
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in Betracht kommt, daß das Geſetz ſelbſt, 8 124 BGB. eine 
Friſt von einem Jahre von der Entdeckung der Täuſchung ab 
für die Anfechtung und damit eine gewiſſenhafte Überlegungs- 
friſt offen läßt. H. o. T., U. v. 2. Nov. 04, 265/04 I. 
— Naumburg. 

10. 5 145 BGB. Offentliche Bekanntmachung von Be 
dingungen für Abgabe von elektriſcher Energie kein Vertrags- 
antrag. ] 

Der BR. hat ausgeführt, das Elektrizitätswerk der Stadt 
D. ſei ein gewerbliches Unternehmen, welches als ſolches, wie 
jeder andere Gewerbtreibende Verträge ſchließe, mit wem es 
wolle. In der Aufſtellung und Bekanntmachung der Be · 
dingungen für die Lieferung elektriſcher Energie aus dem ſtädti⸗ 
ſchen Elektrizitätswerke liege aber kein Vertragsantrag im 
Sinne des $ 145 BGB., den der Kl. durch fein Geſuch um 
Anſchließung feiner Beſitzung an das Leitungsnetz des Elektri⸗ 
zitätswerkes habe annehmen können, ſondern lediglich eine Auf- 
forderung, wegen Lieferung elektriſcher Energie mit dem Werk 
in Verbindung zu treten und ihm Vertragsanträge zu ſtellen. 
Durch den Antrag des Kl., feine Beiltung an das elektriſche 
Leitungsnetz anzuſchließen, ſei ſomit kein Vertrag zwiſchen den 
Parteien zuſtande gekommen, und es ſei eine Verpflichtung der 
Bekl., den Anſchluß nach dem Wunſche des Kl. unter Beſeiti⸗ 
gung der von dem Elektrizitätswerke geſtellten beſonderen Be- 
dingung herzuſtellen, nicht begründet. Dieſe Ausführungen 
laſſen ſich nicht beanſtanden: Insbeſondere gibt die Erwägung, 
daß in der Bekanntmachung der allgemeinen Bedingungen für 
die Lieferung der elektriſchen Energie kein Vertragsantrag im 
Sinne des $ 145 BGB. zu erblicken ſei, zu Bedenken keinen 
Anlaß, da das Anerbieten zur Schließung von Verträgen, 
welches in jener Bekanntmachung gefunden werden kann, an 
eine unbeſtimmte Zahl von Perſonen gerichtet iſt. Überdies er ⸗ 
hellt aus den vorgelegten Bedingungen ſelbſt, daß die Bekl. 
ſich keineswegs binden, zu einem Vertragsſchluſſe mit jedem, der 
den Anſchluß an das ſtädtiſche Leitungsnetz nachſuchte, ver⸗ 
pflichten wollte. Im § 2 Abſ. 3 iſt der Direktion des ſtädti⸗ 
ſchen Elektrizitätswerkes für jeden einzelnen Fall die Genehmi⸗ 
gung der Anmeldung zum Anſchluſſe vorbehalten. W. o. D., 
u. v. 2. Dez. 04, 210/04 VII. — Hamm. 

11. 5 249 BGB. Umfang der Schadenserſatzpflicht des 
Betrügers.] 


Rechtsirrtümlich iſt die Ausführung des BR., daß der 


Betrogene nach 8 249 Satz 1 BGB. als Schadenserſatz 
nur Aufhebung des Vertrags und Rückgabe des in Er⸗ 
füllung des Vertrags Geleiſteten verlangen könne. Dieſe Be⸗ 
ſchränkung der Schadenserſatzpflicht wird im Berufungsurteil 
nicht aus Sonderbeſtimmungen über den Betrug, ſondern ganz 
allgemein auf Grund des § 249 BGB. ausgeſprochen. Sie 
iſt aber weder allgemein noch für den Fall des Betrugs, für 
den in dieſer Beziehung beſondere Vorſchriften im BGB. nicht 
getroffen worden find, begründet. Die Annahme des BR. 
würde zu einer Bevorzugung des widerrechtlich Handelnden 
führen; denn danach würde z. B. der Verkäufer, der das Vor⸗ 
handenſein einer Eigenſchaft in gutem Glauben verfichert hat, 
beim Fehlen dieſer Eigenſchaft fich nach 8 462 BGB. die 
Minderung des Kaufpreiſes gefallen laſſen müſſen, während der 
argliſtig täuſchende Verkäufer ſich nur auf Aufhebung des Ver⸗ 


| 
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trags einzulaſſen brauchte. Dem BGB. iſt dieſe Abſonderlichkeit 
fremd. Was insbeſondere den Fall des Betrugs anlangt, ſo 
kann der Betrogene einen Vertrag. zu deſſen Schließung er 
durch argliftige Täuſchung beſtimmt iſt, anfechten (BGB. 8 123). 
Tut er dies mit Erfolg, dann iſt der Vertrag als von Anfang 
m nichtig anzuſehen (5 142 Abſ. 1). Jeder muß zurückgeben, 
was er vom anderen erhalten hat. In dieſem Falle iſt der 
Betrogene darauf beſchränkt, den Erſatz des ſogen. negativen 
Vertrags intereſſes zu verlangen. Es wird dadurch der Zuſtand 
wiederhergeſtellt, der vor dem Abſchluſſe des Vertrags beſtand. 
Der Betrogene braucht aber den Vertrag nicht anzufechten, 
ſondern kann bei ihm ſtehen bleiben und Schadenserſatz fordern 
(88 826, 249 ff.; vgl. JW. 1904, 140 Nr. 6), und der 
Schadens erſatz umfaßt auch den entgangenen Gewinn (§ 252). 
Nach § 249 Satz 1 hat der zum Schadenserſatze Verpflichtete 
den Zuftand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum 
Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, d. h. — 
auf den vorliegenden Fall angewendet — der Kläger muß 
wirtſchaftlich in die Lage gebracht werden, die beſtehen würde, 
wenn die Wirtſchaft die vom Beklagten (angeblich) vorgeſpiegelten 
Erträge geliefert hätte (vgl. Urteil des erkennenden Senats in 
JW. 1898 S. 518 Nr. 58, des II. Zivilſen. daſ. 1902 Beil. 
S. 239 Nr. 121 und Urteil des erkennenden Senats Rep. V 
227/04). Es muß alſo insbeſondere unterſucht werden, wie viel 
an Kaufpreis oder an Tauſchzugabe der Kläger weniger gezahlt 
haben würde, wenn ihm der Minderertrag der Wirtſchaft beim 
Vertragsſchluſſe bekannt geweſen wäre, und die Differenz kann 
ihm als Schadenserſatz zugeſprochen werden (vgl. Dernburg 
Bürgerl. Recht 1 $ 147 Nr. VID). Der Einwurf des BR., 
daß nicht feſtſtehe, ob der Beklagte dem Kläger das Grundſtück 
billiger überlaſſen haben würde, wenn die argliſtige Täuſchung 
nicht vorgefallen wäre, ift nach den obigen Ausführungen ver⸗ 
fehlt. Es kommt auch hier noch die Erwägung hinzu, daß der 
Betrüger nicht beſſer geſtellt ſein kann, als der redliche Ver⸗ 
käufer, der eine zugeſagte oder vorausgeſetzte Eigenſchaft nicht 
gewähren kann und nicht einwenden darf, daß er bei Kenntnis 
des Mangels nicht billiger verkauft haben würde, ſondern nach 
§ 462 BGB. die Minderung des Kaufpreiſes zu dulden hat 
(ogl. JW. 1898, 518 Nr. 58). Auch der 5 251 Abi. 1 BGB. 
ift im Berufungsurteile nicht richtig angewendet. Er beſtimmt, 
daß der Erſatzpflichtige, ſoweit die Herftellung nicht möglich oder 
zur Entſchädigung des Gläubigers nicht genügend iſt, den 
Gläubiger in Geld zu entſchädigen hat. Auch hier geht der 
BR. von der irrtümlichen Annahme aus, daß der im § 249 
bezeichnete Zuſtand im vorliegenden Falle nur durch Vertrags. 
auflöfung und Rückgewähr des beiderſeits Empfangenen her⸗ 
geſtellt werden könne. Nach obigen Ausführungen kommt es 
aber darauf an, ob die (angeblich) vorgeſpiegelte, größere Er⸗ 
giebigkeit der Wirtſchaft nachgewährt werden kann. Daß dies 
möglich ſei, erſcheint weder wahrſcheinlich, noch iſt es behauptet 
oder feftgeftellt worden. Iſt die Nachgewährung aber unmöglich, 
dann iſt die Anwendung des § 251 geboten. Sofern der Kl. 
auf Geldentſchädigung Anſpruch hat, kann fie an ſich nach dem 
Minderwerte des eingetauſchten Grundſtücks berechnet werden, 
da nicht behauptet worden iſt, daß der Wert des anderen Grund⸗ 
ſtücks im Vertrage zu hoch angegeben worden je. G. c. N., 
U. v. 7. Dez. 04, 515/04. — Braunſchweig. 
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12. 58 254, 276, 823 BGB. Unfall des Mieters auf 
einer ſchadhaften Treppe. Verſchulden.] 

Die Revifion der Kl. gegen das ihre Klage abweiſende 
Urteil wurde vom RG. zurückgewieſen: Es iſt feſtgeſtellt, daß 
die Kl. die Schadhaftigkeit der oberſten Treppenſtufe kannte 
und daß ſie während der langen Zeit, die ſie im beklagten 
Hauſe zur Miete wohnte, nie dagegen Einwendungen erhoben 
hat, daß der Vermieter, ebenſowohl Kl., als deſſen Rechts⸗ 
vorgänger die Beleuchtung der Treppe den Mietern anheim⸗ 
gegeben hat, ja daß ſie ſelbſt, wenn auch nicht ganz regelmäßig, 
wochenweiſe mit den Mitflurbewohnern abwechſelnd, für deren 
Beleuchtung Sorge trug. Unter dieſen Umſtänden gereicht es 
der Kl. zum Verſchulden, wenn ſie ohne die ſonſt von ihr be⸗ 
ſorgte Beleuchtung die gefährliche Treppe betrat. Es iſt un⸗ 
zuläjfig, daß der Mieter in Kenntnis der Gefahr ohne jede 
Vorſichtsmaßregel ſich einer Verletzung ausſetzt und nach dem 
Eintritt des Schadens dieſen auf den Hausbeſitzer und Ver⸗ 
mieter abzuwälzen verſucht. Es iſt aber auch dem BG. darin 
beizutreten, daß dieſes Verſchulden ein etwaiges Verſchulden des 
Bekl. überwiegt und als eigentliche Urſache des Schadens an⸗ 
zuſehen iſt. Der Bekl. konnte ſich darauf verlaſſen, daß die 
Kl. ihrerſeits die nötigen Vorfichtsmaßregeln treffen werde, um 
einen Unfall abzuwenden, insbeſondere vor dem Verlaſſen ihrer 
Wohnung für Beleuchtung mindeſteus zum Abſtieg ſorgen. 
D. c. H., U. v. 13. Dez. 04, 298/04 III. — Naumburg. 

13. 8 254 BGB. verb. mit dem Haftpflichtgeſetz.] 

Der Knabe S. verunglückte beim Überſchreiten der Gleiſe 
einer Straßenbahn. Das RG. erklärte feinen Anſpruch nur zu 
einem Viertel für begründet. Irgendwelche Umſtände, die ge⸗ 
eignet geweſen wären, die mit dem Betrieb einer Straßeneiſen⸗ 
bahn regelmäßig verbundenen Gefahren zu erhöhen, haben bei 
dem Unfall nicht mitgewirkt, insbeſondere auch nicht, wie vom 
BG. in feinem erſten Urteil unter Billigung des Revifions- 
gerichts dargelegt worden war, ein Verſchulden der Bekl. oder 
ihrer Angeſtellten. Die Reviſion der Straßenbahn geht aber 
zu weit, wenn ſie meint, das bloße Beſtehen des Eiſenbahn⸗ 
betriebs könne nicht als mitwirkende Urſache für den Unfall 
herangezogen werden. § 1 des Haftpfl®. iſt in feiner praktiſchen 
Bedeutung durch §8 254 BGB. von vornherein inſoweit 
modifiziert, als ſchon die Urſächlichkeit der allgemeinen Ge⸗ 
fährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs einerſeits und des Verſchuldens 
des Verletzten andererſeits gegeneinander abgewogen werden 
müſſen. Vom rechtlichen Geſichtspunkt jener beiden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen aus läßt ſich überhaupt nicht ſagen, daß ein 
Unfall, der „bei dem Betrieb einer Eiſenbahn“ ſich ereignet 
und die Verletzung einer Perſon zur Folge hat, allein auf 
das Verſchulden des Verletzten als ſeiner Urſache zurückzuführen 
wäre. Denn „bei dem Betrieb“ einer Eiſenbahn iſt eine Ver⸗ 
letzung nur erfolgt, wenn fie auf den Betrieb als Urſache hin⸗ 
weiſt. Daraus folgt, daß ein Verſchulden des Verletzten nur 
als mitwirkende Urſache in Betracht kommen kann, nicht als 
alleinige. Auch wenn daher irgendwelche Umſtände nicht vor⸗ 
liegen, die die mit dem Betrieb einer Eiſenbahn überhaupt ver⸗ 
bundene Gefahr in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle erhöht 
haben, muß dieſe Gefahr gegen das Verſchulden des Verletzten 
abgewogen werden. Dieſe bereits im früheren Reviſionsurteil 
niedergelegte Auffaſſung führt keineswegs, wie die Revifion meint, 
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dazu, daß niemals die Schadenserſatzpflicht des Betriebsunter⸗ 
nehmers völlig ausgeſchloſſen werden würde, ſondern nur dazu, 
daß nicht jedes mitwirkende Verſchulden die Haſtung des 
Unternehmers ausſchließt. Es iſt dabei zu prüfen, inwieweit 
die Betriebsgefahr oder das Verſchulden des Verletzten die vor⸗ 
wiegende Urſache des Unfalls bildet, wobei beſonders das Maß 
jenes Verſchuldens von Bedeutung iſt, und dieſe Abwägung 
kann dazu führen, daß dem Verletzten jeder Anſpruch gegen den 
Unternehmer zu verſagen iſt. Die Sache iſt zur Entſcheidung 
reif. Auf der einen Seite ſteht das in hohem Grade ſchuld⸗ 
hafte Verhalten des Klägers, das aber in etwas milderem 
Lichte erſcheint, wenn man die Jugend des Kl. und weiter noch 
berückſichtigt, daß ſeine Aufmerkſamkeit infolge der Unterhaltung 
mit einem Dritten von den Gleiſen abgelenkt worden war. 
Auf der anderen Seite iſt zu beachten die dem Eiſenbahnbetrieb 
eigentümliche Gefahr, die es mit ſich brachte, daß der Unfall 
nicht mehr abgewendet werden konnte, als der Kl. ſich anſchickte, 
in einer Entfernung von zwei Schritten vom Motorwagen die 
Gleiſe zu überſchreiten. Bei dieſer Sachlage erſcheint es an⸗ 
gemeſſen, den Kl. Erſatz eines Teiles des Schadens zuzu⸗ 
ſprechen und zwar, da beſondere Umſtände, die die gewöhnlichen, 
mit dem Eiſenbahnbetrieb verbundenen Gefahren erhöhten, nicht 
geltend gemacht worden find, eines Vierteils. A. c. S., U. v. 
1. Dez. 04, 46/04 VI. — Marienwerder. 

14. 55 276, 823 BGB. Sorgfalt beim Beſchreiten 
einer einen Konſtruktionsfehler enthaltenden Treppe.] 

Der Kl. iſt im Bahnhofe zu M., als er die aus dem 
Tunnel nach den Ausgängen führende Treppe emporgeſtiegen, 
auf der oberſten Stufe geſtrauchelt und nach vorn geſtürzt, hat 
fich aber durch das Vorhalten beider Hände vor dem Hinfallen 
bewahrt. Sein Anſpruch auf Schadenserſatz wurde vom OLG. 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt, das RG. hob auf und 
wies die Klage ab: Es iſt nicht zu beanſtanden, daß der 
Höhenunterſchied, der bei der in Frage ſtehenden Treppe zwiſchen 
der 13. und den übrigen Stufen beſteht, als ein Konftruftions- 
fehler bezeichnet worden iſt, und es ſoll keineswegs in Zweifel 
gezogen werden, daß die Beſeitigung dieſes Fehlers wünſchens⸗ 
wert iſt. Das allein reicht aber nicht aus, die Schadenerſatz⸗ 
pflicht des Bekl. zu begründen, dazu würde vielmehr gehören, 
daß das Beſtehenlaſſen dieſes Höhenunterſchieds als eine Außer- 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt anzuſehen 
wäre, und dies würde nur gerechtfertigt fein, wenn durch den 
Unterſchied eine wirkliche Gefahr für die auf der Treppe 
gehenden Perſonen begründet würde. Eine ſolche wird aber durch 
die Differenz, die zwiſchen der Höhe der oberſten und den 
übrigen Treppenſtuſen beſteht, noch nicht begründet. Jedermann 
muß bei Begehung von Treppen, die ihm nicht durch vielfache 
Benutzung ganz genau bekannt ſind, aufmerkſam ſein und auf 
den Weg achten, er kann auch nicht erwarten, daß alle Stufen 
von abſolut gleicher Höhe find und muß mit kleinen Unter⸗ 
ſchieden rechnen, und um mehr als einen ſolchen handelt es ſich 
hier nicht. Dementſprechend hat der Sachverſtändige, dem das 
BG. folgt, auch nur ausgeſprochen, es ſei denkbar, daß Per- 
fonen, die ſich infolge von Übermüdung oder fonftigen Um 
ſtänden nicht im vollen Beſitz der Herrſchaft über ihre Glied- 
maßen befinden, an der Stufe ins Stolpern oder auch zu Fall 
kommen können, dabei aber bemerkt, daß ihm ſelbſt ttotz 


häufiger Benutzung der Treppe das Vorhandenſein des Fehlers 
bisher nicht zum Bewußtſein gelangt geweſen ſei. Der Zeuge L., 
auf deſſen Ausſage das BG. weiter Bezug nimmt, hat aller⸗ 
dings bekundet, daß an der in Rede ftehenden Stelle ſchon öfters 
Leute geſtrauchelt und zu Fall gekommen ſeien, er hat aber ganz 
dasſelbe auch von anderen Stufen derſelben Treppe bezeugt und 
hinzugefügt, daß nach feinem Grachten an dem Straudeln und 
Fallen der Leute hauptſächlich die Eile, mit der fie gingen, 
ſchuld ſei. Es entſpricht denn auch der Erfahrung des täg- 
lichen Lebens, daß auf Treppen, die wie die in Frage ftehende, 
täglich von einer überaus großen Zahl von Menſchen begangen 
werden, immer ab und zu einmal eine Perſon infolge eigener Un⸗ 
achtſamkeit oder zufällig ſtolpert, auch wenn die Treppen allen 
Anforderungen genügen. Die Ausſage des genannten Zeugen 
ergibt danach keinen Anhalt dafür, daß der Zuftand der Treppe 
deren Begehen gefährlich gemacht habe, und ebenſowenig ift feit- 
geſtellt worden, daß vor dem Unfall des Kl. überhaupt ſchon 
jemand durch die Höhe der 13. Treppenſtufe einen Schaden er- 
litten habe. Nach alledem hat zwar der dem Kl. wider⸗ 
fahrene Unfall auf einem Zuſtand der von ihm begangenen 
Treppe beruht, der als unzweckmäßig zu bezeichnen und deſſen 
Abänderung wünſchenswert iſt, es kann aber nicht als ein Ver⸗ 
ſchulden des Bekl. erachtet werden, daß er die von ſeiner Rechts⸗ 
vorgängerin angelegte Treppe bisher ſo, wie ſie war, hat fort⸗ 
beſtehen laſſen. Eiſenbahnfiskus o. M., U. v. 15. Dez. 04, 
117/04 VI. — Naumburg. 

15. 5 433 Abſ. 2 BGB. Klage auf Abnahme nur bei 
zur koͤrperlichen Wegnahme bereitgeſtellter Sache.] 

Das OLG. iſt zugunſten der Kl. (Revlfionsklägerin) davon 
ausgegangen, daß der Vertrag, aus welchem geklagt iſt, fo ab- 
geſchloſſen worden ſei, wie ihn die Kl. behauptet hat, hat aber 
den Klageantrag auf Verurteilung der Bekl. zur Abnahme 
des Kieſes aus zwei voneinander unabhängigen Gründen ab- 
gewieſen, einmal weil der Kies noch nicht gefördert, zur 
Ablieferung nicht bereit geſtellt geweſen, und ſodann, weil die 
Bekl. rechtswirkſam vom Vertrage zurückgetreten fi. Was 
den erſteren Grund betrifft, fo ſteht als unbeſtritten feſt, daß 
ſowohl zur Zeit der Klageanſtellung als auch ſpäterhin bis zum 
Erlaſſe des Berufungsurteils der ſtreitige Kies weder ganz noch 
zum Teile gefördert war. Das OLG. hat daher zutreffend an- 
genommen, daß die Kl. Abnahme gemäß 8 433 Abſ. 2 BGB. 
nicht verlangen könne, da dieſes Begehren begrifflich voraus⸗ 
ſetze, daß der Kies zur körperlichen Wegnahme bereitgeſtellt ſei. 
Diefe Annahme ſteht in Übereinſtimmung mit den Ent- 
ſcheidungen des erkennenden Senats (RG. 53, 161; 56, 173 ff.) 
und der Senat hat nach wiederholter Prüfung keinen Anlaß 
gefunden, von feiner in dieſen Entſcheidungen niedergelegten An- 
ſicht abzugehen. Hiernach erweiſt fich die Behauptung der Kl. 
teils als unrichtig, teils als unerheblich, daß, wenn jemand zu 
fördernden Kies verkauft habe, der Kies nicht oder nicht jünt- 
lich gefördert zu fein brauche, wenn der andere Teil den Ab- 
ſchluß des Vertrages beſtreite oder nur ratenweiſe zu liefern ſei. 
Hat in ſolchen Fällen der Verkäufer nicht zur Ablieferung be 
reitgeſtellt, ſo kann er nicht auf Abnahme klagen, vielmehr ſtehen 
ihm zur Wahrung ſeiner Intereſſen andere Rechtsbehelfe zur 
Seite ($$ 326, 295 BGB., 8 373 HGB.), von denen aber 
in vorliegender Sache die Kl. keinen Gebrauch gemacht hat. 
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Die an erfter Stelle vom Berufungsrichter gegebene Begründung 
trägt daher ſchon für fih die Abweiſung des prinzipiellen 
Klageantrages. M. c. P. & B., U. v. 3. Jan. 05, 
237/04 II. — Poſen. 

16. 8 476 BGB. nicht anwendbar bei fahrläſſiger 
Täuſchung; Verzicht auf Irrtumsklage bei vertragsmäßigem 
Ausſchluß der Haftung für Sachmängel. 

Der BR. erachtet nach Zuſammenhalt der beiderſeitigen 
Behauptungen für erwieſen, daß die Bekl. zu 1 bei den Kaufs⸗ 
verhandlungen zu der Kl. gejagt hat, H. ſei wegen Schwamms 
zurückgetreten, es habe ſich aber kaum gelohnt, das Vorhanden⸗ 
ſein von Schwamm ſei für ihn ein willkommener Vorwand 
zum Rücktritt geweſen, ſie habe aber alles wieder in Ordnung 
bringen laſſen. Weiter iſt im Berufungsurteil als erwieſen 
feſtgeftellt, daß der Notar D. vor Abſchluß des Vertrags im 
Beiſein der Bekl. der Kl. mitgeteilt hat, daß H. ſeinerzeit wegen 
Schwamms vom Kaufe zurückgetreten und Schwamm feit- 
geſtellt worden ſei, und daß hiedurch jedenfalls die Kl. über 
Unwahrheit einer etwaigen früheren Ableugnung der Schwamm⸗ 
feftftelluug durch die Kl. aufgeklärt wurde. Der BR. hat ferner 
die Überzeugung gewonnen, daß die Bekl. zu 1, weil ſie die vom 
Sachverſtändigen K. angeordneten Schwammbeſeitigungsarbeiten 
mit Koſtenaufwand von 576 Mark durch vollkommen ſach⸗ 
kundige Leute ausführen ließ und wenn auch vielleicht nicht 
deren Vollſtändigkeit, ſo doch ihren vollen Erfolg annehmen 
durfte, an vollſtändige Schwammbeſeitigung glauben, alſo das 
ohne Argliſt zu der Kl. ſagen konnte, was ſie geſagt hat. 
Nach dieſer Tatſachen⸗ und Beweiswürdigung, die für das 
Revifionsgericht maßgebend iſt, muß argliſtige Täuſchung der 
Kl. durch die Bekl. zu 1 als unerwieſen und der vertrags⸗ 
mäßige Ausſchluß der Gewährleiſtung für Mängel als gültig 
und durch 8 476 BGB. nicht beſeitigt gelten. Die Reviſion 
geht von einer weitgehenden Offenbarungspflicht des Verkäufers 
aus und ſtützt fich hiebei offenbar auf die Entſcheidung des 
erkennenden Senats V. 12/03 vom 16. Mai 1903. Dieſer 
Entſcheidung lag ein ganz beſonderer, Betrugsverdacht ſofort 
nahelegender, Fall zugrunde, wie dies ſchon im weiteren Urteil 
des erkennenden Senats V. 427/03 vom 20. April 1904 
(SW. 1904, 359/13) näher ausgeführt iſt. Nach dieſer letzten 
Entſcheidung muß der Verkäufer allerdings auch ſeine etwa ge⸗ 
gebene Unficherheit über Sachmängel, z. B. feinen bloßen 
Schwamm derdacht dem Käufer bekannt geben, aber eben nur 
dann, wenn er unſicher iſt, wenn er ſolchen Verdacht hegt. Ver⸗ 
ſchweigt er dieſen, ſo handelt er argliſtig. Iſt er aber ſeiner 
Sache gewiß, trägt er keinen derartigen Verdacht mehr in ſich, 
ſo kann ihm Argliſt nicht vorgeworfen und kann der angezogene 
§ 476 nicht gegen ihn angewendet werden, mag er auch allzu 
ſorglos ſich feinem guten Glauben hingegeben haben. Der 
§ 476 ſetzt eben nur bewußte, nicht auch fahrläſſige Täuſchung 
des Kaufers durch den Verkäufer voraus. Vergl. auch RG., 
JW. 1903, 435/13; RG. 55, S. 210, 214; DI3. 1904, 87. 
Hienach mußte die Kl., um mit ihrer Anfechtungsklage wegen 
Betrugs obzuflegen, den vom BGG. als nicht geführt erachteten 
Beweis erbringen, daß die Bekl. zu 1 zur Zeit der Verkaufs ⸗ 
verhandlungen und des Abſchluſſes des Vertrages noch Schwamm⸗ 
verdacht gehegt habe. Endlich beſchwert ſich die Kl. noch dar⸗ 


über, daß ihre nachträgliche Begründung der Klage mit Irrtum 
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vom OLG. mit dem kurzen, rechts irrtümlichen Satze zurück⸗ 
gewieſen worden ſei, daß der Irrtum über den Umfang der 
Schwammſchäden infolge des Ausſchluſſes jeder Gewährleiſtung 
als nicht kauſal nicht berückſichtigt werden könne. Auch mit 
dieſem Angriff kann die Revifion nicht durchdringen. Irrtum 
der Kl. über früheres Schwammauftreten iſt nach obigem, 
wenn nicht vollſtändig widerlegt, ſo doch jedenfalls nicht er⸗ 
wieſen. Was aber ihren etwaigen Irrtum über Schwamm⸗ 
freiheit der Gebäude zur Zeit des Vertragsabſchluſſes anlangt, 
ſo iſt dem BR. allerdings darin beizutreten, daß der Gewähr⸗ 
leiſtungsausſchluß im Vertrage — ohne Hinzukommen der oben 
beſprochenen Argliſt des Verkäufers — auch jede Haftung des 
Verkaufers wegen Irrtums des Käufers über Eigenſchaften oder 
Mängel der Sache ausſchließt. Es mag bier bahingeftellt 
bleiben, ob neben den Gewährleiftungsklagen aus Kaufverträgen 
noch eine allgemeine Klage wegen ſolchen Irrtums gegeben iſt, 
jedenfalls muß in einem vertragsmäßigen Verzicht auf jede 
Mängelrüge zugleich die Erklärung gefunden werden, daß der 
Käufer auch einer allgemeinen Irrtumsklage wegen Sachmängel, 
falls ſolche gegeben ſein follte, entſage. Hierfür ſpricht Sinn 
und Bedeutung, die derartigen Verzichten im Verkehr beigelegt 
zu werden pflegen, indem ſie den Verkäufer von jeder Haftung 
wegen Eigenſchaften oder Mängel der Sache befreien ſollen, 
ferner aber die Faſſung des 8 476 BGB. ſelbſt, der den Ge⸗ 
währleiſtungsverzicht nur bei argliſtiger Verſchweigung des 
Mangels, aber nicht wegen anderer Gründe, insbeſondere nicht 
wegen Irrtums des Käufers für nichtig erklärt. Sch. o. R., 
U. v. 21. Dez. 04, 266/04 V. — Breslau. 

17. 8 477 BGB. Verjährung beginnt bei beweglichen 
Sachen von der Ablieferung — nicht Übergabe — an.] 

Die Abmachung der Parteien ging dahin, daß das, wie 
es wörtlich heißt, in den „Beſitz“ des Kl. übergegangene drei⸗ 
fitzige Automobil koſtenfrei in der Reparaturwerkſtatt der Bekl. 
lagere und dem Kl., falls es bis dahin nicht verlauft ſein 
ſollte, am 2. Januar 1902 in tadelloſem ungebrauchtem Zuſtand 
ausgeliefert werden ſollte, ſowie daß, wenn es der Bekl. gelingen 
ſollte, das Automobil zu einem Mindeſterlös von 2 000 Mark 
zu verkaufen, Kl. der Bekl. eine Verkaufsproviſion von 10 Prozent 
bezahlen werde. Danach kann die Annahme, daß an dem 
genannten Tage eine Ablieferung des Automobils an den Kl“ 
im Sinne des §477 BGB. erfolgt ſei, nicht gebilligt werden. 
In dem Entwurfe zu § 477 cit. war urſprünglich vorgeſehen, 
daß die Verjährung bei beweglichen Sachen von der „Übergabe“ 
derſelben ab beginnen ſolle; es wurde von der II. Kommiſſion 
in Anſchluß an die Entſcheidung des RG. 5 S. 31, 32 
anftatt „Übergabe“ „Ablieferung“ geſetzt, um damit zum 
Ausdruck zu bringen, daß nur dann die Vorausetzungen des 
Laufes der Verjährung gegeben ſein ſollen, wenn der Erwerber 
die tatſächliche Möglichkeit erlangt, durch einen ſtreng ein⸗ 
ſeitigen Akt ſich ſofort den Gewahrſam der Sache zu ver⸗ 
ſchaffen, dieſelbe zu unterſuchen und darüber zu verfügen. Das 
trifft aber im gegebenen Falle, wo ein Verwahrungs⸗ 
verhaͤltnis verbunden mit einem Verkaufsauftrag in Frage ſteht, 
nicht zu, und daran ändert auch entſcheidend nichts die Annahme 
des BG., daß der Kl. vor Abſchluß des Verwahrungs vertrages 
das Automobil unterſucht habe, zumal jedenfalls diejenige 
Unterſuchung und die Probefahrt, die zur Feſtſtellung der von 
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dem Kl. zur Begründung ſeines Wandelungsanſpruchs geltend 
gemachten Mängel geführt haben, nach der eigenen Angabe der 
Klage damals nicht, ſondern erſt viel fpäter, im Mai 1902, 
erfolgt find. S. c. P., U. v. 16. Dez. 04, 576/04 II. — 
Berlin. 

18. 5 572 BGB. Herausgabepflicht des Verpächters hin⸗ 
fichtlich der ihm zur freien Verfügung gegen Verzinſung ge⸗ 
gebenen Geldkaution an den Erwerber des Pachtgutes.] 

Daß der Verpächter die Herausgabe der ihm geleiſteten 
Pachtkaution an den Erwerber des Pachtgutes verweigern dürfe, 
wenn die Kaution nicht durch Pfandbeſtellung, ſondern durch 
Hingabe einer Geldſumme gegen Verzinſung „zur freien Ver⸗ 
fügung“ des Verpächters geleiſtet iſt, kann nicht als richtig an⸗ 
erkannt werden. Auch eine ſolche Kaution gewinnt nicht etwa 
den Charakter eines dem Verpächter gewährten Darlehns, fie iſt 
vielmehr, wie der erkennende Senat bereits in einer Entſcheidung 
vom 17. 12. 03 (VI 169/03) ausgeführt hat, für ihren Zweck 
der Deckung des Verpächters, im Falle der Pächter feine Ver⸗ 
bindlichkeiten nicht erfüllt, bereit zu halten. Eine Ausnahme 
für eine in dieſer Art geleiſtete Kaution von dem allgemeinen 
Rechtsſatze des § 572 BGB. iſt im Geſetze nicht begründet. 
Die Verzinſungspflicht geht ſelbſtverſtändlich mit der Aus⸗ 
antwortung der Kaution an den Erwerber auf dieſen über 
(ſ. v. Brünneck in Gruchots Beitr. 47, 300). Nach einer 
Richtung freilich kann unter Umſtänden die Weigerung des ur⸗ 
ſprünglichen Verpächters, die Kaution an den Erwerber heraus⸗ 
zugeben, begründet und der erſtere berechtigt ſein, von dem 
letzteren, wenn er die Ausantwortung verlangt, Sicherung gegen 
die Anſprüche des Pächters gegen ihn zu begehren 
(vgl. v. Brünneck a. a. O. 288 ff., insbeſondere S. 296 ff.): 
dem Pächter, der dem urſprünglichen Verpächter aus perſön⸗ 
lichem Vertrauen eine Kaution zur freien Verfügung zahlte, 
bleibt dieſer für die Rückgewähr auch nach einer Veräußerung 
und nach der Ausantwortung der Kaution an den Erwerber 
verhaftet, und dies kann den Verpächter berechtigen, ſich gegen⸗ 
über dem Erwerber der Bereithaltung der Kaution zur Rück⸗ 
gewähr unbeſchadet der Rechte des Erwerbers, aus ihr in vor⸗ 
kommendem Falle ſich für ausbleibende Leiſtungen des Pächters 
zu decken, zu verfichern. Das trifft aber nicht zu, wenn die 
Rückgewähr im Vertrage ſo geordnet iſt, daß ſie für den ur⸗ 
ſprünglichen Verpächter ein perſönliches Riſiko nicht begründet, 
und ferner nicht, wenn der Pächter in die Herausgabe der 
Kaution an den Erwerber einwilligt und damit zu erkennen 
gibt, daß er ſich wegen der Rückgewähr nunmehr auch ſeinerſeits 
nur an den Erwerber halten wolle. Eine ſolche Einwilligung 
des Pächters iſt im vorliegenden Falle nicht zu bezweifeln, wie 
ih aus dem Vorprozeſſe ergibt, in welchem der Pächter ſelbſt 
auf Herauszahlung der Kaution an ihn oder an die jetzige 
Klägerin geklagt hatte. K. c. G., U. v. 1. Dez. 04, 50/04 VI. 
— Breslau. 

19. 8 812 BGB. Bereicherung nur bei Vermögens- 
verſchiebung unmittelbar zwiſchen den Parteien.] 

Das Preußiſche Recht erkannte einen Anſpruch aus der 
nützlichen Verwendung dann an, wenn der dieſem Anſpruche zu- 
grunde liegende Übergang eines Wertes aus dem Vermögen 
des einen Teils in das des anderen ſich nicht unmittelbar 
zwiſchen beiden vollzogen hatte, ſondern durch das Rechtsgeſchäft 


beobachten. 


1905. 


eines Dritten vermittelt worden war, ſofern die Mittelsperſon 
das für die Verwendung urſächlich gewordene Erwerbs geſchäft 
zwar im eigenen Namen, aber im Auftrage oder als Geſchäfts⸗ 
führer des andern abgeſchloſſen hatte. Das BGB. hat jedoch 
einen ſolchen Anſpruch aus der nützlichen Verwendung grund- 
ſätzlich nicht zugelaſſen. Nach § 812 BGB., in dem das all ⸗ 
gemeine Prinzip für die Anſprüche aus der ungerechtfertigten 
Bereicherung aufgeſtellt wird, iſt einem anderen gegenüber 
derjenige zur Herausgabe des ohne rechtlichen Grund Erlangten 
verpflichtet, der es auf deſſen Koſten erhalten hat. Damit iſt 
in beſtimmter Weiſe ausgeſprochen, daß regelmäßig der 
Bereicherungsanſpruch nur dann gegeben iſt, wenn die in Frage 
kommende Vermöͤgensverſchiebung ſich unmittelbar zwiſchen den 
Parteien vollzogen hat. Eine ſolche direkte Beziehung fehlt im 
vorliegenden Falle. (Wird tatſächlich nachgewieſen.) E. c. B., 
U. v. 15. Dez. 04, 207/04 IV. — Königsberg. 

20. 5 823 BGB. Haftung des Eigentümers für Unfälle, 
je nachdem er ſein Haus im ganzen oder in einzelnen Teilen 
vermietet hat.] 

Die Kl. hat ihren Entſchädigungsanſpruch auf die Be⸗ 
hauptung geftügt, der Bekl. ſei als Eigentümer des Hauſes 
verpflichtet geweſen, für die Sicherung des von ihm in dleſem 
Hauſe eröffneten Verkehrs Sorge zu tragen und habe dieſe 
Pflicht vernachläſſigt, indem er unterlaſſen habe, dafür zu ſorgen, 
daß bei Eisglätte die Fußbodenplatten in dem offenen Portal 
ſeines Hauſes mit abſtumpfendem Material beſtreut wurden. 
Das BG. hat jedoch verneint, daß dem Bekl. eine Fahrläſſigkeit 
zur Laſt gefallen ſei, weil er nicht in dem Hauſe gewohnt habe 
und darum für ihn die von der Kl. behauptete Verpflichtung 
nicht beſtanden habe. Die Reviſion hat dieſe Begründung als 
rechtsirrig bekämpft, ihrer Beſchwerde war auch der Erfolg 
nicht zu verſagen: Allerdings geht die Ausführung der Revifion 
fehl, daß der Eigentümer eines Hauſes allein um dieſer Rechts⸗ 
ſtellung willen verpflichtet ſei, für die Sicherung des dortigen 
Verkehrs auch gegen ſolche Gefahren zu ſorgen, die nicht aus 
der baulichen Beſchaffenheit des Hauſes entſpringen. Denn 
jene Pflicht hat ihren Grund nicht in dem Eigentum, ſondern 
in der Macht, über das Haus und den in ihm ftattfindenden 
Verkehr zu verfügen (vergl. RG. 54, 53 [56]). Überträgt er 
dieſe Verfügungsmacht dadurch auf einen andern, daß er ihm 
das ganze Grundſtück vermietet, ſo hat nunmehr der Mieter 
den Umfang und die Art des Verkehrs in dem Hauſe zu be⸗ 
ſtimmen und aus dieſem Recht erwächſt dem Mieter die Pflicht, 
bei ſeiner Handhabung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu 
Anders liegt die Sache, wenn der Eigentümer ein 
Haus nicht im ganzen, ſondern in Teilen an mehrere Perſonen 
vermietet und dabei gewiſſe Räume (Flur, Treppen, Gänge und 
dergleichen) dem Gemeingebrauch der Mieter und der bei ihnen 
verkehrenden Perſonen vorbehält. In dieſem Falle beruht der 
Verkehr an ſolchen Orten auf der Verfügung des Eigentümers, 
nicht des einzelnen Mieters und darum bleibt hier dem Ver⸗ 
mieter, auch wenn er anderswo wohnt, die Pflicht, für die 
Sicherung des Verkehrs die erforderliche Sorgfalt zu beachten. 
Dieſen Unterſchied hat das BG. verkannt, wenn es annimmt, 
daß ein Eigentümer, der das vermietete Haus nicht bewohne, 
niemals um die Sicherung des Verkehrs in dieſem ſich zu 
kümmern habe. Die Frage, was zu geſchehen hat, um die im 
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Verkehr erforderliche Sorgfalt zu wahren, beantwortet ſich nach 
der Lage des einzelnen Falles. Der Hauseigentümer hat den 
Verkehr in ſeinem Hauſe durch die im allgemeinen Verkehr 
üblichen Mittel zu fihen Wurde es nun allgemein für not- 
wendig angeſehen, in G. den Bürgerſteig und die Zugänge zu 
den Häuſern bei Glatteis zu beſtreuen, ſo muß dieſe Not⸗ 
wendigkeit zugunſten der Kl. auch bei dem Portal im Haufe 
des Bekl. anerkannt werden, das nach der Straße offen war 
und in dem daher bei Froſt fi ebenfalls Glatteis bilden 
konnte. Iſt deswegen der Bekl. an ſich verpflichtet geweſen, den 
Verkehr in dem Portal feines Haufes durch Streuen von ab- 
ſtumpfendem Material zu ſichern, ſo iſt zugleich ſeine Schutz⸗ 
behauptung erheblich, daß er das Haus im ganzen an D. ver⸗ 
mietet und dieſer den zweiten Laden des Hauſes weiter vermietet 
habe. P. c. M., U. v. 12. Dez. 04, 67/04 VI. — Hamm. 

21. 8 823 Abi. 2 BGB. Schutzgeſetz ift 8 163 
Abſ. 1 StGB.] 

Der Kl. begehrt in dieſem Prozeſſe den Erſatz eines Ver⸗ 
moͤgensſchadens, den ihm der Bekl. nach feiner Behauptung da⸗ 
durch verurſacht haben ſoll, daß dieſer als Zeuge in einem 
früher vom Kl. gegen den Geſandten Grafen v. P. an- 
geſtellten Prozeſſe unter Eid Unwahres ausgeſagt habe. Nach 
ſeiner Darſtellung hat der Kl. damals hierdurch fich genötigt 
geſehen, ſich, während er 68 660 Mark eingeklagt hatte, auf 


einen Vergleich einzulaſſen, nach welchem er ſich gegen Zahlung 


von 20 000 Mark für befriedigt erklärte. Er hat ſeinen Klag⸗ 
antrag auf Zahlung von 3 000 Mark, als eines Teiles des von 
ihm viel höher bemeſſenen Geſamtſchadens, gerichtet. Das BG. 
hat in tatſächlicher Beziehung angenommen, daß in der Tat in 
jenem Vorprozeſſe der jetzige Bekl. ein objektiv falſches Zeugnis 
erſtattet habe, daß auch ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
dieſem Vorgange und dem dem Kl. entſtandenen Schaden be⸗ 
ſtehe, und hat auch, während es als nicht erwieſen anſah, daß 
der Bekl. wiſſentlich falſch ausgeſagt habe, ihm mindeſtens 
Fahrläſſigkeit zur Laſt gelegt; es hat aber trotzdem die 
Klage abgewieſen, weil nach § 823 Abſ. 1 BGB. nur die 
fahrläſſige Verletzung eines beſtimmten Rechtes zum 
Schadenserſatze verpflichte, eine ſolche hier aber nicht vorliege. 
Dies angefochtene Urteil unterliegt der Aufhebung, weil die An⸗ 
wendbarkeit des Abſ. 2 des § 823 BGB. auf den vorliegen- 
den Fall überſehen worden iſt. Wenn der Bekl. nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. im Vorprozeſſe einen fahrläſſigen Falſcheid 
geleiftet hat, jo hat er damit gegen ein den Schutz eines 
anderen bezweckendes Geſetz, nämlich gegen 8 163 Abſ. 1 StGB. 
verſtoßen. Zu den Schutzgeſetzen im Sinne des § 823 Abſ. 2 
zehören von den Strafgeſetzen nicht bloß diejenigen, die den 
Schutz eines größeren oder engeren Kreiſes von Privatintereſſen 
ſich zu ihrer nächſten Aufgabe geſtellt haben, ſondern auch ſolche, 
die in erſter Reihe höheren Intereſſen der Allgemeinheit zu 
dienen beſtimmt find, wenn fie nur nebenher auch den einzelnen 
zum Schutze gereichen. Auf eine durchgreifende Abgrenzung des 
Begriffes kommt es hier nicht an; die Grenzen zu eng zu 
ziehen verbietet ſich ſchon deshalb, weil dann das Fehlen eines 
allgemeinen Erſatzanſpruches für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung 
im BGB. um ſo drückender empfunden werden würde. Daß 
jedenfalls der $ 163 StGB. hierher gehört, ergibt ſich ſchon 
aus dem Abſ. 2 desſelben, der dem Täter in gewiſſen Fällen 
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Straflofigkeit gewährt, wenn er feine falſche Ausſage gehörigen 
Ortes widerruft, bevor aus ihr für einen anderen ein 
Rechts nachteil entſtanden iſt. F. 6. L., U. v. 12. Dez. 04, 
48/04 VI. — Berlin. 

22. 88 1145, 1154, 1168, 1177, 1274, 129 BGB. verb. 
mit § 830 3 O. Erwerb des Rechts an einer Briefhypothek 
durch Abtretung und Verpfändung erforderte Übergabe des Briefs. 

Das BGB. läßt den Erwerb eines Rechtes an einer 
Briefhypothek durch Abtretung und Verpfändung grundſätzlich 
nur dann zu, wenn dem Erwerber der Hypothekenbrief über- 
geben wird (58 1154, 1274, 1291). Hiermit im Einklang 
beſtimmt 8 830 3p 0., daß ein Recht an einer Briefhypothek 
durch Pfändung nur dann erworben wird, wenn die Übergabe 
des Hypothekenbriefs an den Gläubiger erfolgt oder der Gerichts- 
vollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung an den Gläubiger 
wegnimmt. Dieſen Grundſatz möchten die Bekl. für den Fall 
durchbrochen ſehen, wenn eine infolge Nichtentſtehens der Forderung 
dem Eigentümer als Grundſchuld zuftehende Hypothek (BGB. 
85 1163, 1177) in Frage ſteht, an welcher ein Gläubiger des 
Eigentümers ein Pfandrecht durch Pfändung erwerben will. 
Das RG. hält jedoch an ſeiner Rechtſprechung RG. 56, 184 
feſt und hält den Hauptgrund, welchen die Bekl. dagegen an⸗ 
führen, nicht für richtig. Sie meinen nämlich, die Pfändung 
einer Eigentümergrundſchuld ſei überhaupt unmöglich, wenn fie 
von der Übergabe des Briefes abhängig gemacht werde, weil 
eine dem 8 1145 BGB. entſprechende Vorſchrift für den Fall 
des 8 1163 Abſ. 1 Satz 1 nicht gegeben, der Gläubiger des 
Eigentümers demnach nicht in der Lage ſei, auf Grund der 
Überweiſung eines Anſpruchs des Eigentümers, von dem den 
Hypothekenbrief beſitzenden Gläubiger deſſen Vorlegung zum 
Zwecke der Bildung eines Teilhypothekenbriefes zu verlangen. 
Richtig hieran iſt nur, daß eine dem § 1145 entſprechende 
ausdrückliche Vorſchrift für den hier vorliegenden Fall im 
BGB. nicht beſteht. Aber es bedarf einer ſolchen auch nicht, 
da ſich das gleiche Ergebnis aus anderweiten Beſtimmungen 
unzweifelhaft ergibt. Die Bekl. konnten ſich in den Stand 
ſetzen, die Vorlegung des Briefes an das Grundbuchamt und 
die zur Legitimation des Teilgläubigers der Hypothek er⸗ 
forderliche Urkunde zu verlangen. Allerdings konnte dies, wie 
das RG. ſich auch in ſeinen früheren Entſcheidungen nicht ver- 
hehlt hat, auf Schwierigkeiten ſtoßen; aber unmöglich war es 
nicht. Und wenn es ſich auch im einzelnen Falle einmal als 
unmöglich erweiſen ſollte, jo wäre dies weniger bedauerlich, als 
wenn die Sicherheit des Verkehrs mit Briefhypotheken über⸗ 
haupt gefährdet würde. S. u. D. c. H., U. v. 17. Dez. 04, 
260/04 V. — Berlin. 

23. 5 1400 Abſ. 2 BGB. Klage der Ehefrau nur mit 
Zuſtimmung des Ehemanns zuläſſig.] 

Die Klage gemäß $ 1400 Abſ. 2 BGB. kann nur mit 
Zuſtimmung des Mannes erhoben werden, wenn man, im 
Mangel jeder Aufklärung dieſes Punktes durch die Vorinſtanzen, 
mit der Reviſion unterſtellt, daß die Kl. mit ihrem jetzigen 
Ehemann im geſetzlichen Güterſtande lebt. In dieſem Falle 
würde zugleich bis auf weiteres davon auszugehen ſein, daß 
auch die jetzt eingeklagte Erſatzforderung zu dem Vermögen der 
Frau gehört, das der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
als eingebrachtes Gut im Sinne von § 1363 BGB. unter- 
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worfen iſt. Das Geſetz bringt ſchon durch die Faſſung des 
8 1400 Abi. 2: die Frau kann das Recht im Wege der Klage 
nur mit Zuſtimmung des Mannes geltend machen, unzwei⸗ 
deutig zum Ausdruck, daß es die Bezugnahme auf dieſe Zu⸗ 
ſtimmung als notwendigen Beſtandteil des Klagvorbringens 
fordert. Allerdings ſieht Abſ. 1 desſelben § 1400 auch die 
Möglichkeit vor, daß die Frau einen Rechtsſtreit, ſei es Aktiv⸗ 
oder Paſſioprozeß, tatſächlich ohne Zuſtimmung des Mannes 
durchführt. Allein ſchon die Motive zu §§ 1302, 1303 
(4, 232) betonen, daß dabei nur an Ausnahmefälle gedacht iſt, 
in denen die an ſich gebotene Klagabweiſung „ſei es infolge 
eines Irrtums, ſei es infolge einer Kollufion der Parteien, 
unterblieben iſt.“ Als Regel wird anerkannt, daß die ohne 
Zuſtimmung des Mannes klagende Frau „wenn gleich prozeß⸗ 
fähig, doch zur Sache nicht legitimiert iſt, woraus folgt, daß 
eine von ihr ohne Einwilligung oder Genehmigung des Ehe⸗ 
mannes erhobene Klage der hier fraglichen Art von Amts wegen 
abzuweiſen iſt.“ Abfiht des Geſetzgebers tft, wie ebendort 
hervorgehoben wird, möglichſt die Entſtehung relativer Ver⸗ 
hältniſſe, infolge ſich etwa widerſprechender Entſcheidungen auf 
Klage der Frau und demnächſt des Mannes, zu vermeiden und 
eine einheitliche Feſtſtellung beiden Ehegatten gegenüber zu er⸗ 
reichen. Es iſt klar, daß dieſer Zweck des Geſetzes nur erreicht 
werden kann, wenn der Richter bei Klagen der Frau, die nicht 
unzweifelhaft Vorbehaltsgut betreffen, das Vorhandenſein der 
ehemännlichen Zuſtimmung mit derſelben Sorgfalt prüft, die er 
auch ſonſt auf die Erörterung der zur Schlüſfigkeit des Klag⸗ 
vorbringens notwendigen Tatumſtände zu verwenden hat. Dieſe 
richterliche Tätigkeit fällt zwar nicht in den Rahmen des § 56 
Abſ. 1 3PD., wohl aber gehört fie zu den Aufgaben, bie 
§ 139 3PO. dem Vorfitzenden ſtellt. Von dieſer Pflicht fit 
der Richter an ſich auch dadurch nicht entbunden, daß der 
Gegner, der ſich nur auf behauptete Tatſachen zu erklären ver⸗ 
pflichtet iſt (ZPO. 5 138 Abſ. 1), den Mangel der ehemänn- 
lichen Zuſtimmung nicht rügt. Ebenſo wird, wenn die ehe⸗ 
männliche Zuſtimmung nicht rechtzeitig behauptet iſt, auf Klage 
der Frau gemäß 8 335 Ziffer 2 (nicht Ziffer 1) ZPD. das 
Verſäumnisurteil zu verweigern fein und endlich wird grund- 
ſätzlich der Mangel der Zuſtimmung auch erſt in der Revifiond- 
inſtanz gerügt werden dürfen. Der Senat vermag ſich deshalb 
der, allerdings für das ältere preußiſche Recht ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung des V. 3 S., bei Gruchot Bd. 39 S. 1118 (dagegen 
RG. 39, 307) nicht anzuſchließen, wie denn auch die dort ver⸗ 
tretene Meinung bei Auslegung des $ 1400 BGB. in der 
Literatur nur vereinzelte Anhänger gefunden hat. Im Streit⸗ 
falle darf indes nach der ganzen Sachlage angenommen werden, 
daß die Zuſtimmung des Mannes zur Klagerhebung von der 
Kl. wenigſtens ſtillſchweigend behauptet und daß dieſe Behaup⸗ 
tung jedenfalls in den Vorinſtanzen nicht beſtritten worden iſt. 
Aus dieſem Grunde kann die Reviſion auch mit dem Angriffe 
wegen Verletzung des $ 1400 Abſ. 2 nicht mehr gehört werden. 
G. c. J., U. v. 19. Dez. 04, 313/04 IV. — Hamm. 

24. 8 1669 BGB. Mangelnde Rechtsbeſtändigkeit eines 
Schichtungsvertrages, bei dem nicht alle Kinder aus einer 
früheren Ehe beteiligt waren.] 

Das BG. ſtellt feſt, daß dem Vertrage vom 28. Juni 
1901 die Abſicht zugrunde lag, aus Anlaß der geplanten 
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Wiederverheiratung der Beklagten die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft aufzuheben, und zwar mit sämtlichen Kindern, auch den 
beiden damals volljährigen, durch vollſtändige Schichtung. War 
dieſes aber bei Abſchluß des bezeichneten Vertrags der Vertrags⸗ 
wille der Beklagten und des die fünf minderjährigen Kinder 
vertretenden Vormundes, ſo gelangte durch den zwiſchen der 
Beklagten und dem Vormund ſchriftlich geſchloſſenen Vertrag 
zunächſt nur ein Teil des auf eine vollſtändige Auseinander⸗ 
ſetzung mit allen in der Gütergemeinſchaft befindlichen Kindern 
abzielenden Vertrags zur Beurkundung, zur Vollendung des 
nach dem Vertragswillen der Beklagten und des Vormunds er⸗ 
ſtrebten vollſtändigen Schichtungsvertrags bedurfte es noch des 
Beitritts der beiden älteſten volljährigen Kinder der Beklagten. 
Mit dieſer aus feiner Feſtſtellung über den Vertragswillen fich 
zwingend ergebenden Folgerung ſetzt ſich das BG. in Wider⸗ 
ſpruch, wenn es annimmt, daß den Kl. aus dem am W. Juni 
1901 beurkundeten Abkommen ein Recht auf Eintragung der 
für jedes der Kinder vorgeſehenen Abfindungsſumme erwachſen 
ji, obwohl unbeſtritten die beiden älteſten Kinder ihren 
Beitritt nicht erklärt und hierdurch das Zuſtandekommen des 
geplanten vollſtändigen Schichtungsvertrags verhindert haben. 
Wenn das BG. darauf hinweiſt, die Beklagte ſei in der 
Lage, kraft Geſetzes, nach dem hier maßgebenden ehelichen 
Güterrechte, die beiden älteften Kinder zur Schichtung zu 
zwingen, ſo vermag dieſer Hinweis auf eine geſetzliche Befugnis 
keinen Erſatz für die mangelnde Rechtsbeſtändigkeit des Vertrags 
zu gewähren, aus dem allein die Kl. den geltend gemachten 
Klageanſpruch herleiten, und zwar um ſo weniger, als die Bekl. 
nach der Ausführung des BG. bei Wahrnehmung ihrer geſetz⸗ 
lichen Befugniſſe gegenüber den beiden älteſten Kindern damit 
zu rechnen hätte, den genannten Kindern andere als die in dem 
Abkommen vom 28. Juni 1901 vorgeſehenen Abfindungsfunmen 
zahlen zu müſſen. Das BG. hat ſonach den Grundſatz, daß 
ein nicht zuſtande gekommener Vertrag keine Vertragsrechte zu 
erzeugen vermag, verletzt. L. o. S., U. v. 17. Nov. 04, 
167/04 IV. — Hamm. 

25. 55 1821 Nr. 1, 3, 1828 BGB. Vormundſchafttiche 
Genehmigung muß dem Vormund erklärt werden.] 

Das BG. nimmt an, in der behaupteten Abrede des Erb⸗ 
laſſers mit dem Bekl., daß die ſtreitigen Parzellen den Kl. zu- 
fallen ſollten, würde ein mündlicher Vertrag zugunſten Dritter 
vorliegen, der durch die nachgefolgte Auflaſſung und Eintragung 
des Bekl. gültig geworden ſei. Es meint aber, der daraus den 
Kl. etwa erwachſene Anſpruch ſei durch den vordem Vormundſchafts⸗ 
gerichte geſchloſſenen und von dieſem tatſächlich genehmigten Ver 
gleich vom 12. Juni 1900 aufgehoben, wenn der Vergleich nicht, 
wie Kl. vorgeben, durch eine argliſtige Täuſchung von ſeiten 
des Bekl. herbeigeführt ſei. Da es dieſe Behauptung durch die 
Ableiſtung der dem Bekl. angetragenen Eide für widerlegt 
erachtet, hält es nicht den Vergleich für wirkſam mit dem Er⸗ 
folge, daß der mit der Klage verfolgte Anſpruch aufgehoben ſei. 
Die vom BG. durch Auslegung getroffene Weftftellung, daß 
dieſer Vergleich nicht nur den Anſpruch der Mutter der Kl., 
fondern auch den Anſpruch der Kl. jelbft auf die ſtreitigen 
Häuslerſtellen nebſt Wieſenteil betroffen und aufgehoben habe, 
unterliegt einem Bedenken nicht. Daß es zur Wirkſamkeit des 
Vergleichs für und gegen die Kl. nach 8 1821 Nr. 1, 3 
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BGB. der Genehmigung des VormG. bedarf, bezweifelt auch 
der Bekl. nicht. Indem das BG. aber dieſe Genehmigung 
darin findet, daß der Vormundſchaftsrichter den Vergleich durch 
das Erfuchen um Eintragung der der Mutter und den Kl. 
durch den Vergleich eingeräumten Nießbrauchsrechte genehmigt 
habe, überfiebt es, daß nach 8 1828 BGB. das Vorm. die 
Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäfte nur dem Vormunde 
gegenüber erklären kann, daß alſo die in anderer Weiſe erklärte 
Genehmigung des Vorm. das Rechtsgeſchäft nicht wirkſam 
macht. Wenn auch die Genehmigung des Vorm G. an keine 
Form gebunden iſt, alſo auch ſtillſchweigend durch ſchlüffige 
Handlungen erklärt werden kann, ſo müſſen die Handlungen 
doch wieder gegenüber dem Vormunde ſo vorgenommen werden, 
daß dieſer erkennen kann, fie ſollen die Genehmigung enthalten. 
Zweifellos trifft dies nicht zu, wenn, wie bier, das Vorm. 
lediglich das Grundbuchamt um Eintragung erſucht, dem Pfleger 
der Kl. gegenüber aber in keiner Weiſe ſeine Genehmigung 
kundgibt. Der Verſuch des Bekl., die Sache ſo darzuſtellen, 
als ob das VormG. feine Genehmigung des Vergleichs dem 
Pfleger der Kl. durch das von ihm erſuchte Grundbuchamt habe 
mitteilen laſſen, erſcheint verfehlt. Es liegt zunächſt nichts dafür 
vor, daß das Vorm. ſolches beabſichtigt habe; denn es hat 
ſich darauf beſchränkt, eine Ausfertigung des Vergleichs zu den 
Grundakten über Koberwitz Nr. 68 zur weiteren Veranlaſſung 
mit dem Erſuchen zu geben, die Eintragung aus 8 1 des 
Vergleichs zu bewirken. Wenn nun auch vermutet werden muß, 
daß das Grundbuchamt gemäß § 55 GBO. die Bekanntmachung 
der Eintragung vorſchriftsmäßig ausgeführt hat, ſo kann dieſe 
Bekanntmachung einer Erklärung des VormG. gegenüber dem 
Pfleger der Kl., daß es den Vergleich genehmigt habe, um ſo 
weniger gleichgeachtet werden, als nicht einmal behauptet iſt, an 
wen die Bekanntmachung erlaſſen tft, ob an die Mutter oder 
an den Pfleger der Kl. Daß mit der Vorſchrift des 8 1828 
BGB. nicht etwas Unweſentliches beſtimmt werden ſoll, ergibt 
deutlich ihr Zweck: Der Vormund ſoll dadurch, daß das Vorm. 
gerade ihm gegenüber die Genehmigung erklären muß, in Stand 
geſetzt werden, eine ſeiner Meinung widerſtreitende Entſcheidung 
des VormG. im Beſchwerdewege anzufechten (vergl. Motive 
4, 1154). Solange das VormG. feine Genehmigung 
nicht gegenüber dem Vormunde erklärt hat, kann es darüber 
anderweitig beſchließen und die Genehmigung gilt, wenn auch 
beſchloſſen, folange nicht als erteilt. Hiernach iſt der Vergleich 
vom 12. Juni 1900 für die Kl. nicht bindend; ſie haben da⸗ 
durch ihren Anſpruch auf die Häuslerſtellen nicht verloren. 
Ob ihnen dieſer Anſpruch gebühre, iſt noch nicht feſtgeſtellt. 
Damit dies geſchehe, muß die Sache an das BG. zurück- 
verwieſen werden. S. c. S., U. v. 7. Dez. 04, 239/04 V. — 
Breslau. 

26. § 1975 BGB. verb. mit 88 784, 785 39D. 
Haftung des Erben und Befugnis desſelben, die Zwangevoll⸗ 
ſtreckung in ſein eigenes Vermögen abzuwenden.] 

In der Literatur iſt es ſtreitig, wie das BGB. die Haftung 
der Erben geordnet hat: ob der Erbe grundſätzlich unbeſchränkt 
oder grundſätzlich beſchränkt haftet (vergl. Strohal, Das Deutſche 
Erbrecht Bd. 3 [3.] 5 72 und die Nachweiſungen in Anm. 2). 
Auf den Unterſchied der Auffaſſungen kommt indes im vor⸗ 
liegenden Fall nichts an. Denn zweifellos iſt, daß dem Erben 
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das Recht, die Beſchränkung ſeiner Haft geltend zu machen, 
gemäß 8 1975 BGB. der Regel nach nur dann zufteht, wenn 
eine Nachlaß verwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er- 
öffnet if. Nur hierdurch erklärt fich auch die in ſolchem Fall 
dem Erben — wenn dieſer nicht unbeſchränkt haftet — ein⸗ 
geräumte Befugnis, die Aufhebung aller fein nicht zum Nachlaß 
gehöriges Vermögen betreffenden etwa verhängten Maßregeln 
der Zwangsvollſtreckung gemäß 8 784 Z3PD. zu verlangen 
(vergl. die Begründung bei Hahn, Materialien zu den Reichs⸗ 
Juſtizgeſetzen 8, 147). Durch die Einleitung einer Nachlaß⸗ 
verwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes tritt alſo 
allerdings die Beſchraͤnkung der Erbenhaftung in Wirkſamkeit. 
Eine andere Frage iſt es indes, ob ſowie unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen dieſe Beſchränknng und die Befugnis aus 8 784 
3 O. von dem Erben geltend gemacht werden kann. In dieſer 


„Beziehung iſt dem BG. nicht zuzuſtimmen. Es find zwar die 


Beſtimmungen in 88 695 ff. der bisherigen Faſſung der 3D. 
mit dem BGB. in Einklang gebracht, aber die Notwendigkeit 
des Vorbehalts für den Fall, daß Bekl. als Erbe des Schuldners 
verurteilt wird, iſt in 8 780 beibehalten. Dies iſt daun noch 
in § 785 zum Ausdruck gelangt: für die Erledigung der in 
den 88 781 bis 785 genannten Einwendungen iſt der in den 
88 767, 769, 770 geordnete Weg vorgeſchrieben, in An⸗ 
ſehung des in § 780 bezeichneten Vorbehalts iſt jedoch deſſen 
nachträgliche Geltendmachung gemäß § 767 nicht zugelaſſen, 
weil die in Abſ. 2 des § 767 beſtimmten Vorausſetzungen auf 
dieſen Vorbehalt nicht zutreffen können. Infolgedeſſen iſt in 
8 785 der 5 780 nicht genannt (vergl. Gaupp⸗Stein 3D. 
[4.] $ 785 Anm.). Im vorliegenden Fall iſt Kl. im Vor⸗ 
prozeß als Erbin ihres verſtorbenen Mannes verklagt worden, 
ſoweit noch die von letzterem geſchuldeten Beträge in Frage 
kommen. Sie hätte deshalb gemäß § 780 ZPD. den Bor- 
behalt ihrer beſchränkten Haftung inſoweit vor dem Erlaß des 
Urteils beantragen müſſen und hat, da der Vorbehalt in das 
Verſäumnisurteil vom 3. Juli 1903 nicht aufgenommen, letzteres 
aber rechtskräftig geworden iſt, den Einwand verloren. Kl. 
kann deshalb die Konkurseröffnung nicht mehr geltend machen 
(vergl. Planck, DIZ. 1899, 368). Endlich iſt die Be⸗ 
rufung auf die Konkurseröffnung auch nicht aus dem Grunde 
für ſtatthaft zu erachten, weil Kl. nicht bloß die Aufhebung 
der bereits verfügten einzelnen Maßnahmen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung beantragt hat, ſondern daneben die Feſtſtellung, daß 
ſie in Anſehung der in Rede ſtehenden Nachlaßſchuld überhaupt 


nur beſchränkt, d. h. als Erbin und nach Kräften des Nachlaſſes 


hafte. Allerdings iſt vom RG. (vergl. JW. 1884, 299 Ziffer 18; 
1903, 398 Ziffer 6) anerkannt, daß neben oder außer der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage die Feſtſtellungsklage, daß der Anſpruch 
nicht mehr beſtehe, erhoben und daß letztere auf einen durch das 
voraufgegangene rechtskräftige Urteil nicht betroffenen Rechts⸗ 
grund geſtützt werden könne. Allein die Vorausſetzungen einer 
ſolchen Feſtſtellungsklage treffen im vorliegenden Falle nicht zu. 
Es ſteht lediglich zur Frage, ob Kl. die Beſchränkung ihrer 
Haftung als Erbin geltend machen darf, und zur Entſcheidung 
hierüber iſt in Anſehung der hier in Rede ſtehenden Forderung 
kein Raum, da gegenüber von Forderungen, zu deren Bezahlung 
der Erbe als ſolcher verurteilt iſt, gemäß § 780 Abſ. 1 3 O. 
der dort bezeichnete Vorbehalt die unerläßliche Vorausſetzung 
11* 
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für die Geltendmachung der Beſchränkung bildet. M. c. H., 
U. v. 15. Dez. 04, 311/04 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 8 

27. 8 203 3p O. Vorausſetzung für die Ausführung 
der Zuftellung im Wege der öffentlichen Bekanntmachung.] 

Es fragt fich, ob im vorliegenden Falle die Voraus- 
ſetzung für die Ausführung der Zuſtellung im Wege der öffent⸗ 
lichen Bekanntmachung erfüllt war oder nicht. Nach $ 186 
Abſ. 1 3 POD. älterer Faſſung (8 203 Abſ. 1) beſteht dieſe 
darin, daß „der Aufenthalt“ der Partei, an welche die Zu⸗ 
ſtellung erfolgen ſoll, „unbekannt iſt“. Nähere Anweiſungen 
darüber, unter welchen Umſtänden der Aufenthalt einer Partei 
als unbekannt zu gelten habe, hat das Geſetz nicht gegeben. 
Nach ſeinem Wortlaute und ſeinem erkennbaren Sinne iſt daher 
zunächſt für die auf Parteibetrieb erfolgenden Zuſtellungen 
davon auszugehen, daß die Partei nach 8 204 Abſ. 1 ZPD. 
die öffentliche Zuſtellung eines Schriftſtücks bei dem Prozeß- 
berichte nachſucht, dieſem den Nachweis zu liefern hat, daß der 
Aufenthalt der Partei, der das Schriftſtück zugeſtellt werden 
fol, unbekannt iſt, d. h. nicht bloß ihr felbft, ſondern über- 
haupt. Der Nachweis wird der Regel nach durch obrigkeitliche 
Beſcheinigungen, unter Umſtänden auch durch Verſicherungen 
unverdächtiger Privatperſonen, deren Unterſchriften obrigkeitlich 
beglaubigt find, zu erbringen ſein. Geeignetenfalls wird auch, 
wenn Bedenken dagegen auftauchen, ob der Geſuchſteller über⸗ 
haupt die Mittel, die fi) etwa dargeboten hätten, den Aufent⸗ 
halt der anderen Partei zu erforſchen, unbenutzt gelaſſen habe, 
‚feine perſoͤnliche Vernehmung anzuordnen fein. Immer aber 
kann es nur darauf ankommen, daß durch die geführten Nach⸗ 
weiſe das Gericht die Überzeugung gewinnt, daß der Aufent⸗ 
halt der Partei, an welche die Zuſtellung im Wege der öffent- 
lichen Bekanntmachung geſchehen ſoll, unbekannt in dem vorher 
bezeichneten Sinne ſei. Daraus ergibt fich, daß allerdings die 
Möglichkeit beſteht, daß im einzelnen Falle gleichwohl dieſer oder 
jener Perſon, ja ſogar dem Geſuchſteller ſelbſt der Aufenthalt 
der anderen Partei in Wirklichkeit bekannt iſt. Hiermit kann 
indeſſen das Geſetz, das eine allgemein anwendbare Vor⸗ 
ſchrift aufſtellen muß, nicht rechnen. Denn zuvörderft gibt es 
kein Mittel, gewiſſermaßen abſolut das Unbekanntſein des 
Aufenthalts einer Perſon feſtzuſtellen. Sodann aber verlangt 
die Rechts ſicherheit, insbeſondere die Rückſicht auf die 
notwendige Unanfechtbarkeit der Urteile, die ſich nach den vom 
Geſetze dafür aufgeftellten, verhältnismäßig leicht überſehbaren 
Erforderniſſen als rechtskräftig darſtellen, und damit end⸗ 
gültig zwiſchen den Parteien Recht ſchaffen ſollen, daß, wenn 
dieſen Erforderniſſen genügt iſt, die Rechtskraft des Urteils nicht 
noch nach Ablauf der Friſt zur Einlegung des dagegen zuläſſig 
geweſenen Rechtsmittels, vielleicht ſogar nach Jahren mit dem 
Verſuche des Nachweiſes in Frage geſtellt werden könne, daß 
in Wirklichkeit die Vorausſetzung für die Zuläjfigfeit der 
öffentlichen Zuſtellung, daß der Aufenthalt der Partei, an die 
fie erfolgen ſollte, nicht, insbeſondere nicht dem Geſuch- 
ſteller bekannt geweſen, unerfüllt geweſen ſei. Das freie 
Ermeſſen des Gerichts muß demnach darüber entſcheiden, 
welche Nachweiſe es für erforderlich, aber auch für ausreichend 
erachten will, um annehmen zu können, daß der Aufenthalt der 
betreffenden Perſon unbekannt ſei. Zu demſelben Ergebniſſe 
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führt aber auch die Auslegung des Geſetzes aus ſeiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte. (Wird dargelegt.) — Auf Zuſtellungen von 
Amts wegen ſodann, die als öffentliche zu bewirken find — 
und um eine ſolche handelt es ſich im vorliegenden Falle nach 
§ 625 3PO. (8 582 der früheren Faſſung) — müſſen die 
Beſtimmungen des § 203 ff. ($ 186 ff. der früheren Faſſung) 
zur entſprechenden Anwendung kommen. Dieſe jetzt in 
§ 208 der neuen Faſſung der 39 O. ausdrücklich gegebene 
Vorſchrift muß auch ſchon für die Zeit der Herrſchaft der 
früheren Faſſung des Geſetzes nach allgemeinen Grundſätzen 
als in Geltung geweſen angeſehen werden. Hiernach iſt es zu⸗ 
nächſt Sache des Prozeßgerichts, daß die öffentliche Zu⸗ 
ſtellung anordnet, das Vorhandenſein der Vorausſetzung dafür 
von Amts wegen feſtzuſtellen. Der Natur der Sache nach 
können aber die Nachweiſe, die vorher bereits die Partei für 
eine auf Parteibetrieb zu bewirkende öffentliche Zuftellung 
dafür beigebracht hat, daß der Aufenthalt der Perſon, der zu- 
geſtellt werden ſoll, unbekannt ſei, nach Lage der Umſtände für 
ausreichend zu der Annahme erachtet werden, daß auch zur Zeit 
der ſpäteren von Amts wegen vorzunehmenden öffentlichen Zu⸗ 
ſtellung der Aufenthalt jener Perſon unbekannt ſei. L. c. L., 
U. v. 2. Dez. 04, 211/04 IV. — Oldenburg. 

28. 55 254, 538, Ziffer 3 3PD. Urteil über Rechnungs⸗ 
legung iſt ein Teil-, kein Zwiſchenurteil und deshalb Zurück⸗ 
verweiſung an die I. Inſtanz unzuläſſig.] 

In formeller Hinſicht enthält das Berufungsurteil einen 
Mangel, der zur Aufhebung der unter II ſeiner Urteils formel 
getroffenen Entſcheidung führen muß. Die Zurückverweiſung der 
Sache zur weiteren Verhandlung in die erſte Jnſtanz nach Maßgabe 
des § 538 Ziffer 3 ZPD. iſt im Falle einer gemäß § 254 
ZPO. erhobenen Klage nicht zuläffig. Das über die Rechnungs⸗ 
legung erlaſſene Urteil iſt ein Teilurteil, kein Zwiſchenurteil 
aus § 304 3 O., ein Betrag iſt noch gar nicht ſtreitig, ja 
es ſteht nicht einmal feſt, ob die Rechnungslegung ein Gut⸗ 
haben für den Kl. ergeben wird. Die Vorbedingungen der 
Anwendung des § 538 Ziffer 3 ZPO. find daher nicht gegeben. 
Es wäre gewiß zweckmäßig geweſen, wenn mit der Einfügung 
des § 254 in die ZPO. auch die Beſtimmung des 8 538 
Ziffer 3 eine entſprechende Erweiterung erfahren hätte; dies iſt 
jedoch nicht geſchehen. Das BG. wird fich daher ſelbſt der weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung der Sache unterziehen müſſen 
(RG. 56, 116). N. c. M., U. v. 5. Dez. 04, 56/04 VI. — Berlin. 

29. 8256 3PO. verb. mit 8 7 des Preußiſchen Kommunal. 
beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 und Zuſtändigkeitsgeſetz vom 
1. Auguſt 1883, Berechnung des Streitwertes bei Seftftellungs- 
klagen. Zuläſſigkeit des Rechtsweges für Feſtſtellungsklagen aus 
dem Beamtenverhältnis.] 

Bei Feſtſtellungsklagen bildet der aus dem Rechtsverhält⸗ 
niſſe, deſſen Feſtſtellung verlangt wird, ſich ergebende Anſpruch 
den Streit- oder Beſchwerdegegenſtand, ſofern er fich mit dem 
Intereſſe des Kl. an dem Beſtehen des Rechtsverhältniſſes deckt. 
Im vorliegenden Falle kann es nun keinem Zweifel unterliegen, 
daß der Anſpruch, in deſſen grundſätzlicher Anerkennung das 


Intereſſe des Kl. an der Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes fo, 


wie er es beantragt, beſteht, der auf Gewährung eines lebens⸗ 
länglichen Ruhegehalts iſt. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
beſtreitet die Revifion mit Unrecht. Allerdings koͤnnte man 
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dieſe ſchon deshalb zu verneinen geneigt fein, weil der & 7 des 
Pr. Kommunalbeamten⸗G. vom 30. Juli 1899 nur ſtreitige 
zvermögensrechtliche Anſprüche der Kommunalbeamten“ — — 
„aus ihrem Dienſtverhältniſſe, insbeſondere“ — — „Anſprüche 
auf Beſoldung, Reiſekoſtenentſchädigung, Penſion“ 
der Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes zuweiſe und demnächſt 
nur für ſie den Rechtsweg gegen deſſen oder den auf Beſchwerde 
ergangenen Beſchluß eröffne, mit der Feſtſtellungsklage aber 
überhaupt noch kein „Anſpruch“ erhoben werde. In der Tat 
verſteht das Geſetz unter den „vermoͤgens rechtlichen Anſprüchen“ 
zu nächſt die im Wege des Leiſtungsverlangens geltend ge- 
machten Anſprüche. Dies iſt um ſo mehr anzunehmen, als ſich 
die Vorſchrift des $ 7, wie die Begründung zu dem Entwurfe 
des Geſetzes ausdrücklich bemerkt, „an die § 20 Abſ. 4, $ 36 
Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 anſchließt“ 
(vgl. Sammlung der Druckſachen des Herrenhauſes, 1899, 
Nr. 27, S. 16), für die wieder erfichtlich der § 65 Abſ. 3 der 
Städte⸗O. vom 30. Mai 1853 und die 58 1 ff. des Geſetzes 
über die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 
vorbildlich geweſen find. Zur Zeit des Erlaſſes der beiden letzt⸗ 
genannten Geſetze aber waren Feſtſtellungsklagen als eine all ⸗ 
gemeine Form der Geltendmachung ſtreitiger Rechte noch 
nicht anerkannt. Daraus folgt jedoch nicht, daß der Geſetz⸗ 
geber, indem er gegen die Entſcheidung der Verwaltungs behörden 
auf dem Gebiete der Vermoͤgensrechte der Staats- und der 
Kommunalbeamten aus ihrem Dienſtverhältniſſe den Rechtsweg 
eröffnete oder beibehielt, den Rechts ſchutz vor den ordentlichen 
Gerichten, den er mit jenen Beſtimmungen den Beamten ge⸗ 
währen wollte, gerade auf die Form beſchränkt wiſſen wollte, 
die zur Zeit des Erlaſſes des betreffenden Geſetzes vom Zivil⸗ 
prozeßrechte allein anerkannt war. Vielmehr muß davon aus⸗ 
gegangen werden, daß das Geſetz den Rechtsſchutz vor den 
ordentlichen Gerichten in dem Umfange hat gewähren wollen, 
wie ihn das jeweilig geltende Zivilprozeßrecht zulaſſe. Dem⸗ 
gemäß muß, ſeitdem durch die ZPD. Feſtſtellungsklagen all- 
gemein, nicht bloß in den wenigen von dem früheren Zivil⸗ 
prozeßrechte anerkannten Sonderfällen, für ſtatthaft erklärt ſind, 
ſofern nur der Kl. ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung des ſtreitigen Rechts verhältniſſes darlegt, auch die 
Erhebung einer Feſtſtellungsklage als eine Form der Anrufung 
des Rechts ſchutzes angeſehen werden, die der Abficht des Geſetzes 
bei Eröffnung oder Erhaltung des Rechtsweges entſpricht. 
Daraus folgt aber wieder, daß auch der Verwaltungs- 
behörde gegenüber die Geltendmachung des Rechts des Be⸗ 
amten auch in der Geſtalt des Perlangens der Feſtſtellung eines 
Rechtsverhältniſſes zuläſſig iſt, ſofern nur jene allgemeine 
Vorausſetzung für einen ſolchen Antrag erfüllt iſt, weil die 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörde, deren Erlaſſung die Vor⸗ 
bedingung für die Eröffnung des Rechtsweges bildet, eben des⸗ 
halb über dasſelbe Verlangen ergangen ſein muß, das dem⸗ 
nächſt im Rechtsweg verfolgbar ſein fol. Für den 8 7 des G. 
vom 30. Juli 1899 muß dies ebenſo wie die früheren ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen das Zuſtändigkeits⸗G. um jo mehr 
angenommen werden, als beide Geſetze zu einer Zeit ergangen 
find, in der die 3 O. bereits in Geltung war, und als beide 
auch an den einſchlägigen Stellen ausdrücklich eine Geſtaltung 
des Verfahrens anerkennen, wonach die Beſchlußfafſung über die 
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Feſtſtellung eines bloßen Rechtsverhältniſſes, nämlich darüber, 
welcher Teil des Dienſteinkommens bei Feſtſtellung der Ruhe⸗ 
gehaltsanſprüche als Gehalt anzuſehen iſt, der getrennten An⸗ 
fechtung durch Klage im Verwaltungs ſtreitverfahren unterworfen 
ift, während im übrigen gegen den Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes oder den auf Beſchwerde ergangenen Beſchluß die Klage 
im ordentlichen Rechtswege ſtattfindet. Stadtgem. H. c. P., 
u. v. 15. Nov. 04, 173/04 III. — Kiel. 

30. 88 301, 460, 462 3p O. in Verb. mit 5 1574 
BGB. Unzuläſſigkeit eines Teilurteils in Eheſachen, Unwirk⸗ 
ſamkeit eines über die Scheidung und die Schuld ergangenen 
unzuläffigen, aber rechtskräftig gewordenen Teilurteils.] 

Zwiſchen den Parteien, die am 3. Januar 1883 die Che 
miteinander geſchloſſen haben, wurde im Jahre 1898 ein Rechts⸗ 
ſtreit anhängig, in welchem beide, und zwar die Ehefrau als 
Klägerin, der Beklagte durch Erhebung einer Widerklage, be⸗ 
antragten, die Ehe zu ſcheiden und den anderen Teil für allein 
ſchuldig zu erklären. Das BG. erkannte durch Urteil vom 
17. Juni 1903 dahin: die Ehe der Parteien wird auf die 
Widerklage geſchieden und die Kl. wird für ſchuldig an der 
Scheidung erklärt. Der Bekl. ſoll folgenden Eid leiſteu: „Ich 
ſchwoͤre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden: Es iſt 
nicht wahr, daß ich während meiner Ehe mit der Frau B. F. 
geſchlechtlich verkehrt habe. So wahr mir Gott helfe.“ Schwört 
der Bekl. den Eid, ſo wird die Klage abgewieſen. Schwört der 
Bekl. den Eid nicht, ſo wird die Ehe auch auf die Klage ge⸗ 
ſchieden und der Bekl. für ſchuldig erklärt. Dies Urteil wurde 
beiden Parteien von Amts wegen zugeſtellt: der Kl. am 29. 
dem Bekl. am 30. Juli 1903. Kl. legte Reviſion ein, nahm, 
dieſe jedoch vor dem Termin zur mündlichen Verhandlung zurück. 
Durch Verſäumnisurteil des RG. vom 28. März 1904 wurde 
fie alsdann der Reviſion gegen das Urteil des BG. vom 17. Juni 
1903 verluſtig erklärt. Auch das Verſäumnisurteil wurde von 
Amts wegen zugeftellt und zwar beiden Parteien am 8. April 
1904. Nunmehr lud Kl. den Bekl. vor das BG. zur Eides- 
leiſtung, ſowie zur weiteren mündlichen Verhandlung. Da 
Bekl. nach Anſicht des BG. unentſchuldigt im Verhandlungs- 
termin ausblieb, erkannte das BG. durch ſofort verkündetes 
Urteil: die Ehe der Parteien wird auch auf die Klage geſchieden 
und auch der Beklagte wird für ſchuldig au der Scheidung er⸗ 
klärt. Dies Urteil wurde den Parteien ebenfalls von Amts 
wegen zugeſtellt. Jetzt hat Bekl. Revifion eingelegt und be⸗ 
antragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung in die Vor⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen. Das RG. erkannte dahin: Das 
Urteil des Zwölften Zivilſenats des Königlich Preußiſchen 
Kammergerichts zu Berlin vom 4. Mai 1904 wird inſoweit, 
als es die Ehe der Parteien auch auf die Klage ſcheidet und 
auch den Beklagten für ſchuldig an der Scheidung erklärt, auf⸗ 
gehoben und die Klage in der Sache ſelbſt für erledigt erklärt. 
In Anſehung der Entſcheidung über die Koften wird die Revifion 
zurückgewieſen. Die Koſten der Reviſionsinſtanz werden der 
Klägerin auferlegt. Aus den Gründen: Durch ſein Urteil vom 
17. Juni 1903 hatte das BG. nicht bloß die Ehe der Parteien 
unbedingt geſchieden, ſondern für den Fall, daß Bekl. den ihm 
auferlegten Eid nicht leiſten werde, eine nochmalige Scheidung 
in Ausficht geſtellt. In Eheſachen, in denen ſowohl durch Klage 
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als durch Widerklage lediglich die Scheidung beantragt wird, 
kann indes ein Teilurteil nicht erlaffen werden, weil das eheliche 
Verhältnis im ganzen Gegenſtand des Streits iſt und deshalb, 
jo lange nicht ſowohl die Klage als die Widerklage fpruchreif 
iſt, ein Endurteil nicht ergehen, mithin die in § 301 390. 
bezeichnete Vorausſetzung des Teilurteils niemals eintreten kann. 
Hielt das BG. die Widerklage für begründet und in Anſehung 
der Klage die Anordnung eines Eides für gerechtfertigt, fo hätte 
es auf dieſen Eid erkennen und ausſprechen müſſen, daß die Ehe 
bei Leiſtung des Eides auf die Widerklage, bei Verweigerung 
des Eides auf die Klage und auf die Widerklage geſchieden 
werden ſolle, dagegen hätte es nicht ſo, wie in dem Urteil vom 
17. Juni 1903 geſchehen iſt, erkennen dürfen. Allerdings iſt 
dies Urteil rechtskräftig geworden und hat auch inſoweit, als es 
ein bedingtes tft, die Rechtskraft beſchritten, ſodaß die Vor⸗ 
ſchriften der 88 460, 462 Z3PD. über die Erledigung eines 
bedingten Endurteils, die für Eheſachen ebenfalls Geltung haben 
(vgl. RG. 42, 372), auf dasfelbe Anwendung zu finden hatten. 
Es könnte mithin das Läuterungsurteil vom 4. Mai 1904, 
durch das lediglich die in dem bedingten Urteil feſtgeſtellte Folge 
der Eidesverweigerung ausgeſprochen iſt, nicht deshalb ange⸗ 
fochten werden, weil das bedingte Urteil auf einem Verſtoß 
beruhe, der dem Bekl. zur Beſchwerde gereiche. Wohl dagegen 
kann das Läuterungsurteil beanſtandet werden, wenn es eine 
Entſcheidung enthält, die das Gericht nicht mit rechtlicher 
Wirkung treffen konnte, und aus dieſem Grunde iſt der Revifion 
ftattzugeben. In einem Rechtsſtreit zwiſchen zwei Perſonen, 
die nicht miteinander verheiratet find, kann ein Urteil, das ihre 
Ehe ſcheidet, nicht ergehen, weil eine ſolche Ehe nicht beſteht. 
Die Ehe der Parteien aber wurde dem Bande nach gelöft, als 
Klägerin die von ihr gegen das Urteil des BG. vom 17. Juni 
1903 eingelegte Reviflon zurücknahm, was vor dem Erlaß des 
in der Revifionsinſtanz ergangenen Verſäumnisurteils vom 
28. März 1904 durch Zuſtellung eines Schriftſatzes geſchehen 
tft. Dadurch wurde das Urteil vom 17. Juni 1903 der An- 
fechtung entzogen und die in ihm unbedingt ausgeſprochene 
Scheidung trat in Kraft. Bei dieſer Sachlage iſt die nochmals, 
durch das Läuterungsurteil vom 4. Mai 1904, erfolgte Scheidung 
ein Ausſpruch, dem eine rechtliche Bedeutung nicht zukommt. 
Es hätte Bekl. nicht auf Grund dieſes Urteils wegen Che 
bruchs verfolgt werden können (8 172 des Strafgeſetzbuchs), 
obwohl auf Grund der als voll bewieſen zu erachtenden Tat⸗ 
ſache, daß er während noch beſtehender Ehe mit der Frau F. 
geſchlechtlich verkehrt habe, die Scheidung ausgeſprochen war. 
Denn dieſe in dem Läuterungsurteil enthaltene Entſcheidung 
entſpricht nicht der Wirklichkeit: die Ehe der Parteien war ſchon 
endgültig getrennt. Im Hinblick hierauf mußte das Läuterungs⸗ 
urteil, ſoweit es die Scheidung ausſpricht, aufgehoben werden. 
Die Aufhebung des Urteils mußte ferner aber auch inſoweit 
erfolgen, als es den Beklagten ebenfalls für ſchuldig an der 
Scheidung erklärt. Der Ausſpruch über die Schuldfrage iſt in 
8 1574 BGB. vorgeſchrieben und kann, wenn die Ehe auf⸗ 
gelöft ift, nicht mehr abgegeben werden, weil die Prüfung und 
Beantwortung jener Frage zu der Entſcheidung, ob die Ehe zu 
trennen ſei, gehört. Ob hieraus gefolgert werden muß, daß ein 
Urteil, durch welches nach Trennung der Ehe trotzdem nach⸗ 
träglich einer der früheren Ehegatten für ſchuldig erklart wird, 
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auch dann, wenn es die Rechtskraft erlangt, ſteis aller recht⸗ 
lichen Wirkung entbehrt, mag dahingeſtellt bleiben; im vor⸗ 
liegenden Fall muß der in Rede ſtehenden Erklärung jede Be⸗ 
deutung abgeſprochen werden. Durch die Verkündung des 
Urteils vom 17. Juni 1903 wurde die Ehe der Parteien noch 
nicht aufgelöft, vielmehr blieb dieſelbe beſtehen, bis das Urteil 
durch die Zurücknahme der gegen dasſelbe eingelegten Revifion 
der Anfechtung entzogen wurde. Nunmehr trat die unbedingt 
ausgeſprochene Scheidung in Geltung und dieſe Tatſache be⸗ 
wirkte gleichzeitig, daß die mit der Auflöſung der Ehe unver- 
einbare bedingte Entſcheidung außer Kraft trat. Hieran kann 
der Umſtand, daß das Urteil unanfechtbar geworden iſt, nichts 
aͤndern, denn die Rechtskraft hatte gerade zur Folge, daß mit 
ihrem Eintritt der bedingte Teil des Urteils, ſoweit es die Sache 
ſelbſt zum Gegenſtande hatte, hinfällig wurde. Das BG. konnte 
deshalb über die von der Klägerin beantragte Scheidung und 
folgeweiſe auch über den hiermit zuſammenhängenden Antrag in 
Anſehung der Schuldfrage nicht mehr erkennen, weil inſoweit 
die Klage durch eine nach Erlaß des Urteils vom 17. Juni 
1903 eingetretene Tatſache ihre Erledigung gefunden hatte. 
R. c. R., U. v. 1. Dez. 04, 255/04 IV. — Berlin.“) 

31. 5 301 3P OO. Teilurteil unzuläffig, wenn Klage und 
Widerklage denſelben Gegenſtand ſich ausſchließend betreffen.] 

Der erſte Richter hat ein Teilurteil erlaſſen, indem er nur 
über die Klage erkannt hat, während die Widerklage in erſter 
Inſtanz anhängig blieb. Nach § 301 3D. hat, wenn bei 
erhobener Widerklage nur die Klage oder die Widerklage zur 
Entſcheidung reif iſt, das Gericht ein Teilurteil zu erlaſſen. Ein 
ſolcher Fall liegt nicht vor, wenn Klage und Widerklage den- 
ſelben Gegenſtand betreffen, dergeſtalt, daß die mit der Klage 
begehrte Entſcheidung den mit der Widerklage erhobenen An ⸗ 
ſpruch ausſchließt oder einſchränkt und umgekehrt. In einem 
ſolchen Fall kann über Klage und Widerklage ſachlich nur in 
einem Urteil entſchieden werden. So liegt aber die Sache 
hier, da die von der Kl. begehrte Feſtſtellung, daß die Bekl. 
nicht befugt ſei, den ſeitens der Kl. auszuführenden Neubauten 
und Reparaturen zu widerſprechen, dem Verlangen der Wider⸗ 
klage, die von der Kl. zum Zweck der Ausführung von Repa⸗ 
raturen an der Kirche und dem Glockenturm angebrachten Geräte 
zu entfernen, ausſchließend entgegenſteht. Dieſer untrennbare 
Zuſammenhang zwiſchen Klage und Widerklage trat für den 
erſten Richter prozeſſnal nicht hervor, weil dieſer aus einem bloß 
die Aktivlegitimation betreffenden Grunde auf Abweiſung der 
Klage erkannte, wonach für eine geſonderte Verhandlung und 
Entſcheidung über die von jenem Grunde nicht betroffene Wider⸗ 
klage nur noch Raum blieb. Nachdem aber nach Beſeitigung 
des Legitimationsmangels in der Sache ſelbſt zu erkennen war, 
dürfte der BR. über die Klage, ſoweit dieſe mit der in erſter 
Inſtanz anhängig gebliebenen Widerklage kollidiert, nicht er⸗ 
kennen, mußte vielmehr inſoweit die Sache an das Gericht erſter 
Inſtanz zurückverweiſen, damit dieſes über die kollidierenden 
Anſprüche in einem Urteile entſcheide. Dieſe Notwendigkeit er- 
gibt fich logiſch aus dem Weſen des Teilurteils (8 301 ZPD.). 
Sch. G. c. K. G., U. v. 26. Nov. 04, 219/04 V. — Poſen. 


) Siehe auch das unter Nr. 7 abgedruckte Urteil desſelben Senats 
in Sache F. c. F. v. 17. Nov. 04, 248/04 IV. 
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328. 88 313, 565 Abſ. 1 Satz 2 390. 

In einer in zweiter Inſtanz von dem Os G. zu Jena 
II. 3S. verhandelten Rechtsſache hob das RG. das Berufungs- 
urteil auf und verwies die Sache zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung an den I. 3S. des BG. zurück. Durch 
Berichtigungsbeſchluß des RG. wurde die Formel des Urteils 
dahin berichtigt, daß die Sache zu anderweiter Verhandlung und 
Entſcheidung nicht an den I., ſondern an den III. 3S. des 
BG. zurückverwieſen wurde. Die Gründe lauten: Kl. hat 
unter Bezugnahme auf eine von ihm vorgelegte Auskunft der 
Gerichtsſchreiberei des BG., laut deren für das Jahr 1904 der 
I. 3S. für die aus dem Bezirk des LG. Weimar an das 
OLG. gelangenden Berufungen zuſtändig tft und mit einer 
Ausnahme durch diejenigen Richter, welche im Jahre 1903 dem 
II. 3S. angehörten, gebildet wird, den Antrag geſtellt, die im 
Urteil vom 1. November 1904 erkannte Zurückverweifung zu 
berichtigen, indem er ausführt, nur ſcheinbar habe das RG. den 
Prozeß an einen andern, in Wirklichkeit aber ihn an denſelben 
Senat zurückverwieſen. Dem Antrage mußte ſtattgegeben 
werden. Verhandelt iſt die Sache noch im Jahre 1903 vor 
dem nach der damaligen Geſchäftsverteilung zuſtändigen II. 3S. 
des OLG. Die Verkündung des Urteils fand, nachdem in⸗ 
zwiſchen die Geſchäftsverteilung geändert war, im Jahre 1904 
vor dem 1. 3S. ſtatt. Als erkennender Senat wird in dem 
Urteile der II. angegeben, jedoch kann dieſe Bezeichnung nur im 
Sinne der im Jahre 1903 in Geltung geweſenen Geſchäfts⸗ 
verteilung gemeint ſein. Unterſchrieben iſt das Urteil von den 
Richtern, vor denen die Verhandlung ſtattgefunden hatte. Im 
Hinblick auf die hieraus und aus der Auskunft der Gerichts- 
ſchreiberei ſich ergebende Sachlage würde die Zurückverweiſung 
an den I. 3S. dem mit der Zurückverweiſung erfolgten Zweck, 
einem anderen als dem bisher mit der Sache befaßt geweſenen 
Senate die anderweite Verhandlung und Entſcheidung zu über⸗ 
tragen, nicht erreicht werden, da der I. 3S. im Sinne der 
gegenwärtigen Geſchäftsverteilung ſowohl nach ſeinem 
geographiſchen Bereich als auch nach der Perſon ſeiner Mit⸗ 
glieder im weſentlichen mit dem II. 3 S. der älteren Geſchäfts⸗ 
verteilung identiſch iſt. Dies Ergebnis ſtellt eine den Schreib- 
fehlern und Rechenfehlern im Urteil gleichartige offenbare Un⸗ 
richtigkett dar, welche nach 8 319 3N0O. berichtigt werden darf 
und berichtigt werden muß, damit der die Anordnung be⸗ 
herrſchende und erfüllende Wille des RG. zur Verwirklichung 
gelangt. K. c. F., Beſchl. v. 9. Dez. 04, 164/04 VII. — Jena. 

33. 58 328, 549 ZPO. Zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und dem Kanton Bern iſt die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt. 

Es kommt darauf an, ob dem in Ziffer 5 8 328 ZPO. 
aufgeſtellten Erforderniſſe des Verbürgtſeins der Gegenſeitigkeit 
genügt iſt. Inſofern in dieſer Beziehung das Vorhandenſein 
von Rechtsnormen des ausländiſchen Rechts in Frage fteht, iſt 
das angefochtene Urteil der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 
entzogen (8 549 ZPO.) Dies gilt auch bezüglich der im 
Kanton Bern geltenden Normen, auf welche es bei der von 
der Vorinſtanz zutreffend gemachten Unterſtellung, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des ſchweizeriſchen Bundesgerichts ſich als eine ſolche 
des Oberſten Gerichtshofes des Kantons Bern darſtellt, gleich⸗ 
falls ankommt. Das BG. hat nun aber nicht überſehen, wie 
die Revifion annimmt, daß nicht bloß Geſetze, Staatsverträge 
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und Deklarationen bei der zutreffenden Entſcheidung von Be⸗ 
deutung find, ſondern auch eine konſtante Übung der 
Gerichte. Es iſt aber in bedenkenfreier Weiſe angenommen, 
daß eine ſolche Übung, die nur für den Kanton Bern in Frage 
kommt, als vorliegend nicht zu erachten ſei. Dieſerhalb durfte 
dafür gehalten werden, duß die inhaltlich mitgeteilte Erklärung 
des Berner Appellations- und Kaſſationshofes eine Garantie 
wegen der Gewährung der Gegenſeitigkeit nicht enthalte, und 
zwar deshalb, weil durch den Gebrauch des Ausdruckes „regel- 
mäßig“ zum Ausdrucke gebracht worden, daß der Gerichtshof 
ſich vorbehalte, von der Regel eine Ausnahme zu machen. Es 
kann danach dahingeſtellt bleiben, ob weiter zutreffend an⸗ 
genommen, daß die dann noch in der Erklärung hinzugefügten 
Vorausſetzungen fi ſoweit von den im § 328 aufgeftellten 
Erforderniſſen entfernen, daß die Gegenſeitigkeit nicht als ver⸗ 
bürgt erſcheint. Endlich muß der Revifionsangriff für un- 
begründet erachtet werden, daß zu Unrecht auf die Behauptung 
nicht eingegangen ſei, wonach in Fällen der vorliegenden 
Art Urteile der deutſchen Gerichte von dem Berner Gericht, 
eventuell von den Gerichten ſämtlicher Kantone, für vollſtreckbar 
erklärt würden. Eine Prüfung, ob es nicht ein Erfordernis 
für die Verbürgung der Gegenſeitigkeit ſei, daß die Anerkennung 
ſamtlicher Urteile der deutſchen Gerichte ſtattfinde, braucht 
nicht Platz zu greifen. Denn nach den für den Kanton Bern 
von der Vorinſtanz gegebenen Ausführungen, auf welche oben 
näher eingegangen iſt, liegt ſchon ſoviel vor, daß jedenfalls in 
dem erwähnten Bezirk es auch in der fraglichen Beziehung an 
einer konſtanten Übung, welche die Gewähr für die durch- 
gehende Anerkennung der in gleichartigen Fällen er⸗ 
gangenen Erkenntniſſe der Gerichte bietet, fehlt. G. c. Z. v. B., 
U. v. 16. Dez. 04, 232/04 VII. — Colmar. 

34. Unzuläſſige Ablehnung von Beweisanträgen wegen 
mangelnder Subſtantiierung bei Klagen auf Aufhebung der 
Entmündigung. 

Der Kl. wurde durch Beſchluß des Amtsgerichts K. vom 
11. Dezember 1899 auf Grund der Feſtſtſtellung, daß er alles 
ihm zur Verfügung ſtehende Geld für den Trunk verausgabe, 
wegen Verſchwendung entmündigt. Der Beſchluß wurde dem 
Kl. am 14. Dezember 1899 zugeſtellt und von ihm nicht im 
Wege der Klage angefochten. Unter dem 26. Januar 1901 be⸗ 
antragte der Kl. beim Amtsgericht K. die Wiederaufhebung der 
Entmündigung. Nachdem dieſer Antrag durch Beſchluß des 
genannten Gerichts vom 6. März 1901 abgelehnt worden, ver« 
langte der Kl. im Wege der Klage die Wiederaufhebung der 
Entmündigung, darauf gegründet, daß er ein ordentlicher Menſch 
ſei, der weder unnütze Ausgaben mache noch trinke. Das LG. 
zu T. wies durch Urteil vom 17. Januar 1903 die Klage ab. 
Die hiergegen vom Kl. eingelegte Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen. Das BG. erachtet den dem Kl. obliegenden Be⸗ 
weis dafür, daß ihm gegenwärtig der Hang zu ſinnloſer Ver⸗ 
geudung ſeines Vermögens nicht innewohne, oder daß aus der 
Verſchwendung eine Gefahr für ihn nicht beſtehe, für nicht er- 
bracht. In erſterer Hinſicht habe der Kl. Tatſachen nicht 
beigebracht, aus denen fich der Schluß rechtfertigen laſſe, daß er 
gegenwärtig von dem Hange, ſein Geld unnütz zu vertun, be⸗ 
freit ſei. Er habe nur geltend gemacht, er ſei jetzt ein ordent- 
licher, arbeitſamer, wirtſchaftlicher und mäßiger Menſch, der 
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mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln haushälteriſch um⸗ 
gehe, und habe ſich hierüber auf eine Reihe von Zeugen be⸗ 
rufen. Diefe Behauptung entbehre jedoch der erforderlichen 
tatſächlichen Begründung, und ſei daher von der Vernehmung 
der hierfür benannten Zeugen Abſtand zu nehmen. Mit Recht 
rügt die Reviſion, daß die Ablehnung der klägeriſchen Beweis⸗ 
anträge gegen Rechtsnormen verſtoße. Der Nachweis, daß der 
Kl. gegenwärtig nicht mehr den Hang hat, ſein Vermögen finn⸗ 
los zu vergeuden, läßt ſich der Natur der Sache nach nicht 
durch beſtimmte einzelne Vorgänge führen. Er beruht vielmehr 
auf einer zuſammenfaſſenden Würdigung der ganzen Lebens⸗ 
führung des Kl. Ein dahin gerichteter Beweis ſatz hat keines ⸗ 
wegs ein bloßes Urteil zum Gegenſtande, bleibt vielmehr ſeinem 
Weſen nach tatſächlicher Natur. Zu Unrecht find daher die 
Beweisanträge des Kl. wegen mangelnder Subſtantiierung ab- 
gelehnt worden. K. 6. W., U. v. 22. Dez. 04, 297/04 VI. — 
Koͤnigsberg. 

35. § 471 3PO. Die Leiſtung des Eides ſchließt die 
Anwendung diefer Vorſchrift nicht aus.] | 

Das OLG. hat durch das mit der Revifion angefochtene 


Läuterungsurteil die Folgen des rechtskräftigen bedingten End⸗ 


urteils vom 27. Juni 1903 auf Grund der Eidesleiſtung des 
Klägers vom 2. Dezember 1903 ausgeſprochen. Der Bekl. 
hatte ſich gegenüber dem Antrag auf Erlaß des Läuterungs⸗ 
urteils in der Berufungsinſtanz auf 8 471 der ZPD. berufen 
mit der Aufſtellung, daß der Kl. mit Rückſicht auf feinen 
geiſtigen Zuſtand zur Eidesleiſtung nicht fähig geweſen ſei, 
wobei auf die bezügliche Beurkundung in dem gerichtlichen 
Eidesleiſtungsprotokoll Bezug genommen und auch ein Beweis 
durch einen Sachverſtändigen erboten wurde. Seitens des Rkl. 
wird die Übergehung dieſes Beweiserbietens und die dafür vom 
OLG. gegebene Begründung ſowie eventuell die Nichtausübung 
des richterlichen Fragerechts gerügt. Zunächſt iſt mit dem OLG. 


davon auszugehen, daß der Umſtand, daß der Eid ſeitens des 


Kl. bereits geleiſtet war, der Anwendung des § 471 3). 
nicht entgegenſteht. Dieſe Beſtimmung ſoll allgemein verhindern, 
daß die Entſcheidung einer Sache auf Grund der Eidesleiſtung 
eines Eidesunfähigen erfolgt, und das würde auch dann der 
Fall ſein, wenn beim Erlaß der Entſcheidung der Eid bereits ge⸗ 
leiſtet iſt; erſt mit der Rechtskraft des Läuterungsurteils hört 
die Anwendbarkeit des §8 471 auf, da damit der Rechtsſtreit 
formell erledigt iſt. Dagegen können die vorerwähnten Angriffe 
der Revifion nicht als zutreffend erachtet werden, vielmehr iſt 
die getroffene Entſcheidung weder materiell⸗ rechtlich noch pro⸗ 


zefſualiſch zu beanſtanden. Aus dem Inhalt der Protokollierung 


des Amtsgerichts, vor dem die Eidesleiſtung ſtattfand, ergibt 
fich nicht, daß die fungierenden Beamten der Anſicht geweſen 
find, daß der Kl. wegen ſeines Geiſteszuſtandes eidesunfähig 
ſei, ſondern nur, daß er den allerdings umfangreichen Eid nicht 
verſtanden habe. Hierbei kommt in Betracht, daß es ſich um 
einen vom Bekl. dem Kl. zugeſchobenen Eid handelte, deſſen 
Kernpunkt — nämlich die Frage, ob Kl. ſeiner Tochter, der 
Ehefrau des Bekl., die Anlegung von 3000 Mark von den für 
ihn erhobenen Geldern nachgelaſſen habe — den Schwerpunkt 
des Rechtsſtreits bildete, in dem der Kl. hartnäckig und be⸗ 
ſtimmt den Standpunkt vertreten hat, daß ein ſolcher Nachlaß 
ſeinerſeits nicht erfolgt ſei; danach iſt ihm die weſentliche Frage 
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bewußt und bekannt geweſen, wenn auch Bedenken bezüglich des 
Verſtändniſſes der einzelnen Teile und des Zuſammenhanges der 
umfangreichen, die einzelnen Tatſachen wiedergebenden Eides ⸗ 
formel beſtanden haben ſollten. Bei dieſer Sachlage konnte die 
bezogene Protokollierung als zur Sache nicht entſcheidend er⸗ 
achtet werden. Auch das Beweiserbieten iſt mit genügenber 
Begründung als unerheblich abgelehnt worden, weil dasſelbe 
keinerlei Tatſachen enthält, auf welche ein ſachverſtändiges Urteil 
gegründet werden könnte. Bei dem nahen Verhältniſſe der 
Parteien konnten ſolche Tatſachen, wenn fie überhaupt vorlagen, 
dem Bekl. nicht unbekannt geblieben ſein. Es liegt daher nahe, 
daß Bekl. nicht in der Lage war, erhebliche Umſtände geltend 
zu machen, und danach lag auch ein Anlaß zur Ausübung des 
Fragerechts nicht vor. F. c. W., U. v. 20. Dez. 04, 152/04 II. 
— Coͤln. 

36. 8 521 3p O. Konnerität der Beſchwerden iſt behufs 
Einlegung einer Anſchließung nicht erforderlich.] 

Iſt es nach der eigenen Bezeichnung des BR. widerfinnig, 
von einer Partei die Anfechtung des Urteils inſoweit zu er⸗ 
warten, als fie obgeſiegt hat, fo kann eine derartige Anfechtung 
auch nicht die geſetzliche Vorausſetzung der durch §S 521 3p O. 
dem Rechtsmittelgegner geſtatteten Anſchließung bilden. Dies 
entſpricht weder dem Wortlaut des Geſetzes noch auch den 
geſetzgeberiſchen Abſichten. § 461 des Entwurfs zur ZPD., 
welcher mit § 521 wörtlich übereinſtimmt, wird in der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs S. 304 wie folgt erläutert: „Der 
Berufungsbekl. kann ſich der Berufung ſeinerſeits anſchließen, 
und zwar ohne das gemeinrechtliche Erfordernis der Konnexität 
der Anſchlußbeſchwerden mit denen des Berufungskl. und auch 
rückſichtlich des Koſtenpunkts, für welche allein die Berufung 
ausgeſchloſſen wäre (§ 92). Der Berufungskl. kann dies 
Recht durch Beſchränkung ſeiner Anträge auf einen 
Teil des Streitgegenſtandes nicht beeinträchtigen, 
da auch er an Erweiterung derſelben nicht gehindert iſt. Bei 
der Beratung der Geſetzes vorlage in der Kommiſſion des Reichs⸗ 
tages hob der Abgeordnete Dr. Bähr unter Zuſtimmung des 
Vertreters der verbündeten Regierungen noch beſonders hervor: 
er ſetze voraus, daß der Anſchluß geſtattet ſein ſolle für den 
ganzen Umfang des Urteils ohne jede Rückſicht auf die 
Konnexität der Beſchwerden. (Protokolle der Kommiſſion 
S. 236.) T. c. O., U. v. 15. Dez. 04, 264/04 IV. — 
Hamm. 

37. 5 549 Z3PD. Zuläſſigkeit der Reviſion bezüglich des 
Verhältniſſes des Partikularrechts zum Gemeinen Recht.] 

Die Rechtsnormen über das Verhältnis des Partikular⸗ 
rechts zum Gemeinen Recht find ohne Zweifel revifibel. Da⸗ 
gegen iſt, wie das RG. ſchon mehrfach ausgeſprochen hat 
(vergl. JW. 1901, 652 Nr. 8 und die dort angezogene Entſch.), 
die Frage, ob für ein gemeinrechtliches Gebiet ein partikulares 
Gewohnheitsrecht mit Recht als beſtehend angenommen oder ver- 
neint worden ſei, in der Reviſionsinſtanz nur inſoweit nachzu⸗ 
prüfen, als es ſich darum handelt, ob etwa die gemeinrechtlichen 
Grundſätze vom Gewohnheitsrechte verletzt ſeien. Letzteres würde 
zutreffen, wenn das BG., wie die Reviflon behauptet, hinſicht⸗ 
lich der Geltung eines vom Gemeinen Rechte abweichenden 
Lübeckiſchen Rechtes von einer falſchen Frageſtellung ausgegangen 
wäre oder wenn feiner Entſcheidung eine unrichtige Auffaſſung 
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über die Ausbildung bezw. den Nachweis des Gewohnheits⸗ 
rechtes zugrunde läge. Daß das eine oder andere der Fall ſei, 
kann aber der Revifion nicht zugegeben werden. M. c. P., 
U. v. 24. Nov. 04, 32/04 VI. — Hamburg. 

38. 88 845, 865 39 O. Pfändungsverkote gelten nicht 
nur zugunſten des betreibenden Gläubigers. 

Als das F.ſche Grundſtück auf Antrag eines Gläubigers 
in Zwangsverwaltung genommen wurde — Beſchlagnahme am 
24. Juni 1901 —, da hatte der Kaufmann C. wegen For⸗ 
derungen an F. bereits am 13. Juni 1901 eine Vorpfändung 
($ 845 380.) der Mieten für das 3. Quartal 1901 vor⸗ 
genommen; die gerichtliche Pfändung für ihn folgte am 27. Juni 
nach. Nachdem inzwiſchen auf Betreiben derſelben Gläubigerin 
die Zwangsverſteigerung eingeleitet worden war, wurde demnächft 
die Zwangsverwaltung aufgehoben und im Kaufgelderbelegungs⸗ 
termin, nach vollſtändiger Befriedigung der betreibenden Glän⸗ 
bigerin, die erwähnten Mieteinkünfte der klagenden Aktiengeſellſchaft 
als erſtausgefallener Gläubigerin überwieſen. Da C. dieſer Über- 
weiſung widerſprochen hatte, wurden die Mieten zur Streit⸗ 
maſſe beſtimmt, über die im vorliegenden Prozeſſe zwiſchen 
der genannten A.-G. als Kl. und dem C. als Bekl. und Wider⸗ 
kläger geſtritten wird. Die Kl. hält auf Grund der Be⸗ 
ſtimmung in $ 865 Abſ. 2 Satz 2 3PO. die Pfändung des 
Bekl. vom 27. Juni, nach der Beſchlagnahme zur Zwangs ⸗ 
verwaltung, für ungültig und darum auch die Vorpfändung 
vom 13. Juni für wirkungslos. Dem widerſpricht der Bekl. 
mit der Ausführung, daß die erwähnte Geſetzesbeſtimmung nur 
eine relative Ungültigkeit ſolcher Mobiliarpfändungen verfüge, 
nämlich nur gegenüber dem betreibenden Gläubiger, weil die 
Beſchlagnahme nur zu ſeinen Gunſten erfolge (8 20 3VG.), 
daß hier die betreibende Gläubigerin voll befriedigt worden und 
die Kl. nicht betreibende Gläubigerin geweſen ſei. Die Streit- 
maſſe wurde der Kl. zugeſprochen und der Bekl. dementſprechend 
verurteilt. Seine Berufung und Rev. iſt zurückgewieſen 
worden: Die Anficht des Bekl., daß das Pfändungsverbot im 
8 865 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. nur zugunſten des betreibenden 
Gläubigers gelte, iſt bereits in einem Urteil vom 15. Oktober d. J. 
zur Sache V. 127/04 als unrichtig zurückgewieſen worden. Ihre 
Unrichtigkeit kann keinem Zweifel unterliegen, da die Motive 
zum 8 2 des I. Entwurfs eines 3G. ergeben, daß ausdrücklich 
erwogen worden iſt, ob die Mobiliarexekution in dem voraus- 
geſetzten Fall überhaupt oder nur zugunſten des die Immobiliar⸗ 
exekution betreibenden Gläubigers ausgeſchloſſen werden ſolle, 
und daß man ſich für den erſten Weg entſchieden hat. Als die 
Beſtimmung demnächſt in die Novelle zur ZPO. als 8 757 a 
übernommen wurde, iſt in der Reichstagskommiſſion die Frage 
noch wieder zur Sprache gekommen und in gleichem Sinne 
beantwortet worden. Damit ſteht auch der Wortlaut des Geſetzes 
im Einklange; wenn es heißt, daß die im 1. Abſatz bezeichneten 
Gegenſtände nicht gepfändet werden können, foweit fie 
Zubehör find, und daß ſie im übrigen der Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermoͤgen fo lange unterliegen, als nicht 
ihre Beſchlagnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermoͤgen erfolgt iſt, jo kann das ungezwungen 
nur im Sinne einer völligen Nichtigkeit der im Widerſpruch 
damit vorgenommenen Pfändungen verſtanden werden. Der 
Grundſatz, daß die Immobiliarbeſchlagnahme nur zugunften des 


betreibenden Gläubigers wirkt, wird davon nicht berührt; der 
§ 865 Abſ. 2 390. ſchließt nicht die pfändungsberechtigten 
Glaͤubiger überhaupt von der Zwangsvollſtreckung aus, ſondern 
ſchreibt nur eine ausſchließliche, jedem Gläubiger zugängliche 
Form dafür vor. (Motive zum I. Entwurf eines ZVG. S. 80.) 
Hieraus ergibt ſich, daß die vor der Beſchlagnahme vom Bekl. 
vorgenommene Verpfändung nicht die Wirkung eines Arreſtes 
gewonnen hat, indem die dazu erforderliche Vorausſetzung: daß 
binnen drei Wochen die Pfändung bewirkt wurde (8 845 Abſ. 2 
ZPO.) durch die inzwiſchen erfolgte Beſchlagnahme des Grund- 
ſtücks unmöglich gemacht wurde. C. c. B., U. v. 17. Dez. 04, 
264/04 V. — Berlin. 

89. 5 771 39D. Im Widerſpruchsverfahren tft davon 
auszugehen, daß der Kläger nicht der Schuldner ſei.] 

Bekl. hatte die Forderung eines Handwerkers pfänden 
laſſen; deſſen Ehefrau verlangte Aufhebung der Beſchlagnahme, 
weil fie die Forderung in ihrem Geſchäftsbetriebe erworben 
habe; Bekl. machte geltend, dann ſei die Kl. die Schuldnerin. 
Das OLG. verurteilte und die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Wenn in dem Zwangsvollſtreckungsverfahren ein Gegenſtand 
gepfändet wird, der zum Vermögen eines Dritten gehört, fo 
kann gegenüber einer auf 8 771 3P0. geſtützten Widerſpruchs⸗ 
klage ein Einwand lediglich daraus, daß Kl. ſelbſt der wahre 
Schuldner der beizutreibenden Forderung ſei, nicht hergeleitet 
werden. Wer als Schuldner in Anſpruch genommen wird, iſt 
zu verlangen berechtigt, daß zuvor ſeine Schuld in dem zu 
dieſem Zwecke vorgeſehenen gerichtlichen Verfahren feſtgeſtellt, 
und daß nur auf Grund einer in dieſem ergangenen vollſtreck⸗ 
baren Entſcheidung fein Vermögen zur Befriedigung der 
Forderung im Zwangswege herangezogen werde. Er braucht 
nicht zu dulden, daß auf Grund eines gegen einen anderen 
erwirkten Titels gegen ihm gehörige Gegenſtände vorgegangen 
wird, und es kann ihm nicht angeſonnen werden, ſich in einem 
zur Geltendmachung ſeines Widerſpruchsrechts beſtimmten Ver⸗ 
fahren auf einen Streit darüber einzulaſſen, ob er etwa, ſei es 
nach Maßgabe des den Entſtehungsgrund der Forderung 
bildenden Vertrages, ſei es aus dem Geſichtspunkt der Be⸗ 
reicherung, materiell der Schuldner ſei. Als argliftig kann ein 
auf Wahrung dieſes ſeines Rechts gerichtetes Handeln nicht 
erſcheinen. S. c. K., U. v. 9. Dez. 04, 224/04 VII. — 
Frankfurt. 

Konkursordnung. 

40. 88 1, 4, 15, 48, 46 Kd. in Verb. mit 8 255 
BGB. Maßgebend für die Rechtsſtellung des Konkurs⸗ 
gläubigers iſt die Zeit der Konkurseröffnung; Einfluß ſpäterer 
Rechtsakte des Konkursverwalters auf jene Rechtsſtellung.] 

Der Kaufmann F. W. B., Alleininhaber der Firma F. W. B., 
über deſſen Vermoͤgen am 21. Februar 1903 das Konkurs- 
verfahren eröffnet worden iſt, ſchuldete der Kl. zur Zeit der 
Konkurseröffnung aus laufendem Kredit den Betrag von 
32 746 Mark 60 Pf. Er hatte am 6. Februar 1899 der Kl. 
für ihre Anſprüche aus dem Kreditverhältniſſe Wertpapiere im 
Nennwert von 15 000 Mark als Fauſtpfand beſtellt. Dieſe 
Wertpapiere gehörten aber — was die Kl. nicht wußte — 
einem Bruder des Gemeinſchuldners und waren von letzterem 
ohne Wiſſen und Willen des Eigentümers verpfändet. Die Kl. 
hat nun das Pfandrecht an den Wertpapieren geltend machen 
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zu wollen erklärt, daneben aber im Konkursverfahren ihre 
Forderung von 32 746 Mark 60 Pf. unverkürzt und nur vor⸗ 
ſorglich als Ausfallsforderung angemeldet. Im Prüfungs- 
termine vom 27. April 1903 iſt die klägeriſche Forderung nur 
als Ausfallsforderung anerkannt und feſtgeſtellt worden. Der 
Eigentümer der Wertpapiere, R. B., hat eine auf deren eigen⸗ 
mächtige Verpfändung durch den Gemeinſchuldner geſtützte 
Schadenserſatzforderung zum Konkurſe angemeldet (die auch im 
Prüfungstermin dem Grunde nach anerkannt wurde), hat dann 
aber am 19. Juni 1903 das Eigentum an den fraglichen Wert 
papieren an den Konkursverwalter abgetreten. Die Kl. begehrt 
mit der gegenwartigen Klage gegen die Konkursmaſſe Feſtſtellung 
dahin, daß ihr im Konkurſe des W. F. B. eine unbevorrechtigte 
Konkursforderung in Höhe von 32 746 Mark 60 Pf. zum 
vollen Betrag und nicht bloß als Ausfallsforderung zuſtehe. — 
Die erſte Inſtanz hat die Klage abgewieſen, die zweite Inſtanz 
aber dem Klageantrage entſprechend erkannt. Die Reviſion der 
Konkursmaſſe iſt zurückgewieſen. — Aus den Gründen: Bei 
Beurteilung der Frage, welche Wirkung der nachträglichen Ab⸗ 
tretung der Wertpapiere an den Konkursverwalter zukomme, hat 
der BR. nicht mit Unrecht darauf hingewieſen, daß in gleich er 
Weiſe, wie hier der Eigentümer der Pfänder getan, auch ein 
ſolcher Eigentümer, welcher ſelbſt Sachen zugunſten des Ge⸗ 
meinſchuldners einem Gläubiger zu Pfand beſtellt hat, fie nach⸗ 
träglich an den Konkursverwalter abtreten und dadurch, wenn 
der Standpunkt des Bekl. richtig wäre, die Rechte des Gläu- 
bigers teilweiſe vereiteln könne. Daß eine derartige Rechts. 
veränderung zuungunſten eines Konkursgläubigers durch Rechts⸗ 
geſchäfte des Konkursverwalters herbeigeführt werden könne, 
muß mit dem BG. verneint werden. Grundſaͤtzlich tft für die 
Rechtsſtellung des Konkursgläubigers der Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung maßgebend. „Durch die Konkurseröffnung“ 
— ſagen die Motive zu 8 12 KO. a. F. S. 53 — wird das 
Verhältnis eines jeden Konkursgläubigers zur Konkursmaſſe und 
zu den anderen Glaͤubigern fixiert:? — „in der Lage, in 
welcher ſich zur Zeit der Konkurseröffnung ein Gläubiger zur 
Konkursmaſſe befindet, wird er in dem Verfahren berückſichtigt“. 
Wenn daraus die Folgerung gezogen und in der Vorſchrift des 
§ 12, jetzt $ 15 KO. zum Ausdruck gebracht wird, daß eine 
Veränderung der Lage des einen Gläubigers zum Nachteile der 
anderen Gläubiger unſtatthaft iſt und daß ein perſönlicher 
Glaͤubiger nicht nachträglich abgeſonderte Befriedigung aus 
einem Gegenſtand der Konkursmaſſe erlangen kann, ſo entſpricht 
es jenem Grundſatze auf der anderen Seite nicht minder, daß 
das einmal mit der Konkurseröffnung begründete Recht des 
Konkursgläubigers auf anteilsmäßige Befriedigung nicht durch 
eine fpätere Veränderung der Konkursmaſſe zum Vorteile der 
übrigen Gläubiger beeinträchtigt werden darf. Auch für den 
Beſtand der Abſonderungs rechte, namentlich nach 88 48, 
64 KO. iſt prinzipiell die Lage zur Zeit der Konkurseröffnung 
maßgebend, wie ſich aus der, auch dem § 4 KO. zugrunde 
liegenden Begriffsbeſtimmung der Konkursmaſſe in $ 1 KO. 
ergibt. — Allerdings kann die Konkursmaſſe, wie auch im Be⸗ 
rufungsurteil angeführt wird, — durch Erwerbshandlungen des 
Konkursverwalters einen Zuwachs erfahren, ſofern das, was 


dieſer auf Grund von Maſſerechten oder durch die Verwaltung 
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gehört (RG. 29, 80 ff. vergl. mit 26, 67). Es iſt auch uicht 
unmoglich, daß durch einen Neuerwerb ſeitens des Konkurs ⸗ 
verwalters eine gegenſtändliche Erweiterung beſtehender Pfand- 
rechte herbeigeführt wird, und iſt durch 8 15 KD. — wie 
§ 17 und 5 134 Ziffer 2 KO. ergeben — auch die Neu- 
entſtehung eines Pfandrechts an Sachen des Gemeinſchuldners 
nicht ausgeſchloſſen (RG. 53, 350 ff.). Allein keinenfalls liegt 
es in der Macht des Konkursverwalters, durch Erwerb einer 
Sache für die Konkursmaſſe ein bisher nicht beſtehendes konkurs. 
rechtliches Abſonderungsrecht rückwirkend zu begründen und 
damit eine vollberechtigte Konkursforderung nachträglich in eine 
Ausfallsforderung im Sinne von 8 64 Kd. umzuwandeln. 
Würde der urſprünglich unbeſchränkt berechtigte Konkurs- 
gläubiger hinterher zufolge des Eigentumserwerbes der Konkurs- 
maſſe auf den Ausfall beſchränkt, obwohl er doch die zur Zeit 
der Konkurseröffnung vorhandene Aktivmaſſe durch Verwertung 
ſeines Pfandes nicht in Anſpruch nimmt, ſo läge darin eine 
ungerechtfertigte Verſchiebung des in dem maßgebenden Zeit⸗ 
punkt beſtandenen Rechts verhältniſſes der Gläubiger zueinander 
und zur Konkursmaſſe. — Der gegen das Berufungsurteil aus 
§ 255 BGB. erhobene Begriff der Reviſion wird für unzu- 
treffend erklärt und die Ausführung des BR. auch im übrigen 
gebilligt. K. L. o. W. L., U. v. 19. Dez. 04, 24/04 VI. — 
Stuttgart. 

Verſicherungsrecht. 

41. Zuſammenſetzung einer Arztekommiſſion. 
eines Gutachtens für den Richter. 

Das Reviſionsgericht kann darin dem BG. nicht beiſtimmen, 
daß in der Berufung des Dr. J. zum Mitgliede der gemäß 
§ 15 der Verſicherungsbedingungen berufenen Arztekommiſſion 
durch die Bekl. eine Verletzung von Treu und Glauben zu 
erblicken ſei. Daß der Dr. J. der Vertrauensarzt der Bekl. 
iſt, läßt ihn keinenfalls als unfähig zur Ausübung der ihm 
übertragenen Tätigkeit erſcheinen. Allein ſelbſt der Umſtand, 
daß er bereits früher der Bekl. auf Grund der Akten ein Gut⸗ 
achten erſtattet hat, in dem er ſich gegen die Anſprüche des Kl. 
ausgeſprochen hat, iſt nicht geeignet, die Zuläſfigkeit feiner Be⸗ 
rufung in die Kommiſſion, ſei es vom Standpunkt der Wahrung 
von Treu und Glauben aus, ſei es rein objektiv betrachtet, in 
Frage zu ſtellen. Anderes gilt dagegen bezüglich des Obmannes. 
Gerade weil eine gewiſſe Subjektivität auf ſeiten der beiden von 
jeder der Parteien ernannten Sachverſtändigen unvermeidbar iſt 
und fie, ſoweit fie auf dem Grunde ehrlicher Überzeugung ruht, 
keinen Anlaß bietet, deswegen die Wahl dieſer Sachverſtändigen 
zu beanſtanden, muß mit um ſo groͤßerer Strenge der 
Grundſatz durchgeführt werden, daß zum Obmann nur eine 
ſolche Perſönlichkeit beſtellt werden darf, die beiden Parteien 
völlig unbefangen gegenüberſteht. Es iſt dies eine An⸗ 
forderung, die nicht nur durch das auf beiden Seiten zu be⸗ 
folgende Gebot von Treu und Glauben, ſondern auch abgeſehen 
hiervon rein ſachlich durch Zweck und Weſen der Schieds⸗ 
kommiſſion begründet wird. Hiergegen iſt im gegenwärtigen 
Falle verſtoßen. Der als Obmann fungierende, ebenfalls von 


der Bekl. in die Kommiſſion berufene Dr. G. hat den Kl. in 


einem anderen Prozeſſe, in dem es fich ebenfalls um die Folgen 
handelte, die der Eiſenbahnunfall vom 23. Oktober 1900 für 
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zeichnet. Er hat damit die ſchwere Anſchuldigung gegen den 
Kl. erhoben, daß dieſer betrügeriſcherweiſe nicht vorhandene 
Leiden vortäuſche. Daß eine Perſönlichkeit, die bereits in dieſer 
Weiſe gegen den Kl. Stellung genommen hatte, unfähig war, 
den Poſten eines Obmannes zu bekleiden, liegt ſo klar auf der 
Hand, daß jede weitere Ausführung hierüber unnötig iſt. Er⸗ 
ſichtlich kann auch die Bekl. fi dieſem Eindrucke nicht ent- 
ziehen; fie ſucht aber den aus dieſer Tatſache zu ziehenden 
Folgerungen durch die Ausführung zu begegnen, daß ſie erſtens 
durch die Vertragsbedingungen zur Wahl des Dr. G. als Ob⸗ 
mann gezwungen geweſen ſei, da der in dieſen als Obmann 
vorgeſehene Kreisphyſikus bezw. Gerichtsarzt des Wohnorts des 
Verletzten geweſen ſei, und daß zweitens der von ihr zuerſt als 
Obmann in Ausfiht genommene Profeſſor Dr. E. die Über⸗ 
nahme dieſer Tätigkeit abgelehnt habe. Schon dieſer zweite 
Grund zeigt, daß der erſte nicht richtig iſt. Nach den Ver⸗ 
tragsbedingungen iſt nicht ſchlechthin der Kreisphyſikus oder 
Gerichtsarzt des Wohnortes des Verficherten als Obmann zu 
beſtellen, ſondern die Bekl. hat die Wahl zu beantragen, daß 
ſtatt deſſen eine mediziniſche Autorität an einer öffentlichen 
Heilanſtalt oder Univerſttät ernannt werde. Von dieſer Be⸗ 
fugnis hat ſie auch Gebrauch zu machen verſucht. Sie hat 
aber, als der zuerſt angerufene Profeſſor ablehnte, von weiteren 
Schritten in dieſer Richtung abgeſehen und den Dr. G. be⸗ 
rufen. Das durfte nicht geſchehen. Sie mußte, da der letztere 
unfähig war, das Amt des Obmanns zu bekleiden, ſo lange 
ſuchen, bis ſie unter den mediziniſchen Autoritäten eine zur 
Übernahme dieſer Tätigkeit bereite Perſönlichkeit fand. Gelang 
ihr dies nicht, ſo fiel die ganze Vereinbarung über die Schieds⸗ 
fommiffion zu Boden. Der Umſtand, daß fie fich zunächſt an 
Profeſſor E. wandte, kann hoͤchſtens die Annahme begründen, 
daß ſie mit der Ernennung des Dr. G. nicht hat gegen Treu 
und Glauben handeln wollen. Allein darauf kommt es nicht 
allein an. Wie ſchon oben hervorgehoben, iſt auch vom rein 
objektiven Standpunkte aus die Mitwirkung eines Obmannes, 
der nicht völlig unbefangen iſt, für unſtatthaft zu erachten. In⸗ 
ſoweit iſt alſo dem BR. beizupflichten, daß an ſich die Taͤtig⸗ 
keit des Dr. G. als Obmann den Spruch der Schiedskommiſſion 
ungültig machte und daß daher die dieſer zu unterbreitende 
Frage nunmehr vom Gericht zu beantworten war, da irgend 
ein Anhalt in den Bedingungen dafür, daß eventuell eine neue 
Kommiſſion zu berufen ſei, nicht vorhanden iſt. Die in letzterer 
Beziehung dahin geltend gemachten Bedenken der Reviſion, ob 
der BR. feiner Prüfungspflicht vollſtändig genügt habe, find 
nicht begründet. Der in der Befangenheit des Obmannes 
liegende ſchwere Mangel, der dem Schiedsſpruch anhaftet und 
ihn zu einem offenſichtlich unbilligen macht, iſt dadurch heilbar, 
daß die Partei, der gegenüber die Befangenheit des Obmannes 
beſteht, in Kenntnis dieſer Tatſache und trotz derſelben aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend der Beſtellung dieſes Obmannes zu⸗ 
ſtimmt. Als ſolche ſtillſchweigende Zuſtimmung wird es in der 
Regel anzuſehen ſein, wenn die betreffende Partei zu der Wahl 
des Obmannes ſchweigt, obgleich fie den Mangel kennt. Aus⸗ 
nahmen mögen denkbar fein; allein im allgemeinen wird die 
betreffende Partei mit dem Vorbringen, daß in ihrem Schweigen 
eine Zuſtimmung nicht gelegen habe, nicht zu hören ſein. Es 
würde, abgeſehen von denkbaren beſonderen Umſtänden, wider 
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Treu und Glauben verſtoßen, wenn die Partei das Schieds⸗ 
verfahren trotz des ihr bekannten Mangels vor ſich gehen ließe, 
um es dann nachher auf Grund dieſes Mangels umzuſtoßen. 
Auch die Behauptung der Partei, fie habe einen Widerspruch 
unterlaſſen, weil fie ihn für wirkungslos gehalten habe, kann 
nicht als ein ihr Schweigen rechtfertigender Grund angeſehen 
werden. Sie iſt verbunden, wenn ſie den Mangel kennt, ihn 
der Gegenſeite mitzuteilen und auf Grund deſſen der Wahl des 
Obmannes zu widerſprechen. Bleibt ihr Widerſpruch erfolglos, 
jo treffen die Folgen die andere Partei. Da nun im vor⸗ 
liegenden Falle nach der Behauptung der Bekl. dem Kl. bei 
Berufung des Dr. G. als Obmann bekannt geweſen ſein ſoll, 
daß dieſer ſich früher in der oben erwähnten Weiſe gegen ihn 
ausgeſprochen hatte, und alle dieſe Frage betreffenden Punkte 
im Berufungsurteil nicht klargeſtellt find, war deſſen Aufhebung 
geboten, damit hierüber verhandelt und entſchieden werde. Der 
BR. hat die von ihm angenommene Ungültigkeit des Spruches 
der Arztekommiſfion in zweiter Linie darauf geſtützt, daß deſſen 
Begründung mangelhaft ſei. Er bemerkt In dieſer Hinficht, ob⸗ 
gleich es eine in der mediziniſchen Wiſſenſchaft unbeſtrittene 
Tatſache ſei, daß infolge von Eiſenbahnunfällen auch ohne 
nachweisbare organiſche Veränderungen des Nervenſyſtems 
nervöſe, die Erwerbsfähigkeit erheblich beeinträchtigende 
Störungen auftreten könnten, habe die Mehrheit der Arzte⸗ 
kommiſſion ohne weiteres und ohne nähere Begründung die 
ſubjektiven Beſchwerden des Kl. den beſonderen Lebens verhält⸗ 
niſſen des Kl. zugeſchrieben. Unzutreffend iſt es, wenn die 
Revifion hiergegen geltend macht, der BR. habe einen mediziniſchen 
Lehrſatz nicht aus eigener Sachkunde feſtſtellen können. Der 
BR. war allerdings in der Lage, aus eigener Sachkunde die 
Tatſache feſtzuſtellen, daß infolge von Eiſenbahnunfällen ſich bei 
den davon betroffenen Perſonen Nervenleiden einſtellen können, 
ohne daß eine Störung oder Veränderung des Nervenſyſtems 
aͤußerlich nachweisbar if. Die für ihre Anficht von der 
Reviſion herangezogene Reichsgerichtsentſcheidung gibt keinen An⸗ 
laß, anders zu entſcheiden oder von der Beſtimmung des 8 137 
GVG. Gebrauch zu machen, da der in jener Entſcheidung be⸗ 
handelte Fall anders lag, übrigens auch in der gegenwärtigen 
Sache das BG. in den Gutachten der in dieſem Prozeß ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen unter allen Umſtänden für ſeine 
Anfiht eine ſichere Stütze findet. Dagegen erſcheint die Auf- 
faſſung des BG. ſehr bedenklich, daß das Schiedsgutachten es 
an der erforderlichen Begründung fehlen laſſe und deswegen 
offenfichtlich unbillig ſei. Ein ſolches Schiedsgutachten darf 
allerdings nicht auf Willkür beruhen. Allein von dieſer kann 
hier keine Rede ſein. Nicht nur der Dr. J., ſondern vor allem 
auch der Obmann haben, wie nicht zu bezweifeln iſt, ihr Gut⸗ 
achten auf Grund ehrlich gewonnener Überzeugung erſtattet. 
Da objektiv erkennbare Veränderungen bei dem Kl. nicht vor⸗ 
handen find, iſt verſchiedener Auffaſſung Raum gegeben. Wollte 
man derartige Gutachten wegen unzureichender oder nicht zu⸗ 
treffender Begründung für ungültig erklären, jo würde im 
Endergebnis die Anſicht des Gerichts und das Gutachten der 
von dieſem gehörten Sachverſtändigen für die Beantwortung 
der der Schiedskommiſſion unterbreiteten Fragen maßgeblich ſein. 
Das aber widerſtreitet dem Sinn und Zweck der über die 
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dieſe in zahlreichen Fällen überflüſſig machen. F. W. c. K., 
U. v. 6. Dez. 04, 218/04 VII. — Karlsruhe. 

Genoſſenſchaftsgeſetz a. F. vom 1. Mai 1889. 

42. 88 15, 73. Einwand des Betruges bezüglich des 
Beitritts zur Genoſſenſchaft unbeachtlich. 

Der durch die Vorſchrift des 8 71 des GenG. a. F. 
($ 73 n. F.) gerechtfertigte Klageanſpruch wird von dem Bekl. 
mit der Einrede bekämpft, daß ſein Beitritt zur Genoſſenſchaft 
durch Betrug der Klägerin veranlaßt worden ſei, da ihm die 
günſtige Auskunft, die er von dem Generalagenten der Kl. 
über deren Vermögenslage erhalten, zum Beitritt bewogen habe, 
während die klagende Genoſſenſchaft in den Jahren 1891 
bis 1893 anſtatt Gewinne nur Verluſte erzielt, ihre Vorſtände 
aber die wahre Lage durch Aufſtellung falſcher Bilanzen ver- 
ſchleiert hätten. Ob die tatſächlichen Feſtſtellungen, die das 
OLG. getroffen hat, die Annahme des Betruges rechtfertigen, 
darf dahingeſtellt bleiben. Da die Beitrittserklärung des Bekl. 
ſeinem Willen entſprach, ſo kann er ſeine Eintragung in die 
Liſte der Genoſſen, die nach 8 15 des GenG. die Mitglied- 
ſchaft entſtehen läßt, nicht mit der Behauptung anfechten, daß 
er zur Abgabe der Erklärung durch eine von der Genoſſenſchaft 
zu vertretende argliſtige Täuſchung beſtimmt worden ſei. Vergl. 
RG. 57, 292. N. H. K. c. Sch., U. v. 19. Nov. 04, 
503/03 I. — Stettin. 

20. April 1892. 


Geſetz betreffend G. m. b. H. vom 90. Mai 1898. 


43. § 15. Formvorſchrift bei Abtretungsverträgen.] 

Nach dem Inhalt des Reverſes vom 27. Februar 1901 
wurde zwar ſeitens des Kl. als Geſellſchafters eine Verpflichtung 
zur Abtretung der 5000 Mark Geſchaͤftsanteile nicht über- 
nommen, ſondern es wurde ganz ſeinem Belieben überlaſſen, 
ob er nach Ablauf der zweijährigen Friſt die Anteilſcheine wieder 
abgeben wolle, während die Bekl. die bindende Verpflichtung 
übernommen haben, die Einlage zu 5000 Mark gegen Rückgabe 
der Anteilſcheine zurückzuerſtatten. Allein auch eine Verein⸗ 
barung dieſes Inhalts bedarf, wie ſchon in RG. 57, 60 dar⸗ 
gelegt worden iſt, im Hinblick auf die Beſtimmungen in Abſ. 3 
und 4 58 15 GmbHG. der Verlautbarung in gerichtlicher 
oder notarieller Form. Hieran wird auch durch den Umſtand 
nichts geändert, daß die Bekl. ausweislich des Reverſes dem 
Kl. ſeine Einlage in die Geſellſchaft „garantiert“ haben, denn 
der Revers ſetzt ſelbſt ſofort bei, es werde die Einlage in der 
Weiſe garantiert, daß die Einlage von 5000 Mark nach Ab⸗ 
lauf von zwei Jahren auf Wunſch des Kl. „gegen Anteilſcheine 
wie empfangen“ wieder erſtattet werden ſollte. Hieraus ergibt 
ſich einerſeits, daß die Garantie in nichts anderem beſtand, als 
in der Übernahme der Verpflichtung, gegen Rückgabe der An⸗ 
teilſcheine 5000 Mark zu bezahlen, während andererſeits die 
Berechtigung, die Rückerſtattung der 5000 Mark zu verlangen, 
durch die Rückgabe der Anteilſcheine wie empfangen bedingt 
war. Dieſem rechtlichen Verhältnis entſprechend hat der Kl. 
in der Klage die Zahlung der 5000 Mark auch nur „gegen 
Übertragung der Anteilſcheine“ verlangt und damit anerkannt, 
daß ihm nach Maßgabe des Reverſes die Forderung, die er 
geltend gemacht hat, nur mit der Verpflichtung, die Geſchäfts⸗ 
anteile Zug um Zug abzutreten, zuſtehen würde. Eine der⸗ 
artige Verpflichtung kann aber nach § 15 Abſ. 4 des Geſetzes 
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durch einen einfachen ſchriftlichen Vertrag nicht begründet werden, 
und daraus folgt, daß die ganze Vereinbarung, wie ſie hier 
vorliegt, der gerichtlichen oder notariellen Form bedurfte und 
ohne dieſe Form ungültig if. J. c. L. u. Gen., U. v. 
17. Dez. 04, 352/04 I. — Colmar. 

44. 8 19. Zuläſſigkeit der vertragsmäßigen Aufrechnung 
der Einlageverbindlichkeit.] 

Beide Vorinſtanzen gehen von der Anſicht aus, daß durch 
§ 19 G. m. b. H. G. auch die vertragsmäßige Aufrechnung der 
Einlageverbindlichkeit mit Forderungen des Geſellſchafters gegen 
die Geſellſchaft ausgeſchloſſen werde. Das RG. iſt dieſer 
formaliſtiſchen Auffaſſung, die in der Praxis zu unerträglichen 
Ergebniſſen führen würde, wie auf dem analogen Gebiete des 
Aktienrechts (vergl. z. B. E. 18, 5), ſo auch für das Recht der 
G. m. b. H. bereits in einer Reihe von Entſcheidungen (ſ. ins 
beſondere Holdheims MSchr. 1903, 155 und RG. 54, 389), 
entgegengetreten. & 19 Abſ. 2 des Geſetzes verſagt dem Ge⸗ 
ſellſchafter nur die Befugnis zur einſeitigen Aufrechnung. 
Abſ. 3 daſelbſt ſpricht der nicht im Geſellſchaftsvertrage vor- 
geſehenen, nicht in Geld beſtehenden Leiſtung auf die Stamm⸗ 
einlage die Wirkung der Befreiung des Geſellſchafters von ſeiner 
Verpflichtung ab und ſtellt ihr gleich die Aufrechnung mit der 
für eine ſolche Leiſtung ausbedungenen Vergütung. Endlich 
ſchreibt § 5 Abi. 3 des Geſetzes vor, daß die Einlagen in Er⸗ 
mangelung einer die Leiſtung einer Sacheinlage verſehenden 
Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages in Geld zu leiſten fint. 
Hierdurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß die Geldleiſtung 
ohne tatſächliche Hingabe von barem Gelde in einer Weiſe er- 
folgt, die dieſer Hingabe wirtſchaftlich völlig gleich zu achten iſt. 
Insbeſondere verbietet das Geſetz, wie der Zuſammenhang der 
angeführten Beſtimmungen zeigt, nicht, daß die Geſellſchaft 
ſelbſt die gegen fie geltend gemachte Forderung eines Gefell- 
ſchafters durch Aufrechnung mit einer ihr zuſtehenden Einlage⸗ 
forderung tilgt, und hieraus folgt unmittelbar, daß auch die 
vertragemäßige Aufrechnung derartiger Forderungen gegenein⸗ 
ander nicht ausgeſchloſſen ſein kann. Verboten iſt die ſei es 
einſeitige Aufrechnung der Geſellſchaft, ſei es vertragsmäßige 
Aufrechnung beider Teile nur dann, wenn der Einlageverbind⸗ 
lichkeit eine für eine Sacheinlage ausbedungene, nicht im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage feſtgeſetzte Vergütung gegenüberſteht. Außerdem 
bedingt das Erfordernis der Geldeinlage, daß die zur Auf⸗ 
rechnung benutzte Forderung des Geſellſchafters unzweifelhaft 
fällig und vollwertig iſt, ſodaß kein anderer wirtſchaftlicher 
Effekt erzielt wird, als die Vermeidung des Hin. und Her⸗ 
zahlens von Bargeld. (Vergl. Düringer in Je Bl. 03, 100.) 
W. c. M., U. v. 26. Nov. 04, 307/04 I. — Stuttgart. 

Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892. 

45. 5 59 reviſibles Recht, Bedeutung von „Laſttieren“.] 

§ 59 der auf Grund der 88 42 und 43 der Reichsver⸗ 
faſſung erlaſſenen und im RGBl. veröffentlichten Eiſenb Betr. 
30. Juli 1892, einer revifiblen Rechtsnorm, ſchreibt vor, daß, 
fo lange die Übergänge geſchloſſen find, Fuhrwerke, Reiter, 


Treiber von Viehherden und Führer von Laſttieren bei den auf- 


geſtellten Warnungstafeln halten müſſen, und geſtattet nur den 
Fußgängern, ſich den geſchloſſenen Schranken zu nähern. Schon 
der Gegenſatz des Schlußſatzes zu der Beſtimmung des erſten 
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Satzes und die Gleichheit der Gefahr bei allen großen Tieren 
ſpricht dafür, daß, wo nicht Herden in Frage kommen, das 
Halteverbot nicht auf die Führer von Laſtvieh im engeren Sinn, 
des Laſten tragenden Viehes, beſchränkt ſein ſolle. Hierzu 
kommt, daß im Flachland der Transport von Laſten durch 
Arbeitsvieh in der Regel durch Ziehen erfolgt und nur im Ge⸗ 
birge, wo die Enge und Steilheit der Wege die Verwendung 
von Wagen oder Karren nicht mehr geſtattet, Tiere (Pferde, 
Eſel und Mauleſel), zum Tragen von Laſten verwendet werden. 
Wird auch Laft- und Zugvieh ſprachlich unterſchieden, fo kann 
aber „Laſtvieh“ als umfaſſenderer Begriff auch das „Zugvieh“ 
in ſich ſchließen, wie Grimm, Deutſches Wörterbuch Bd. VI 
S. 266 „Laſtvieh“ definiert als „vieh zum tragen oder ziehen 
von lasten — jumentum veterinum, elittelarium.“ Dem- 
gemäß erſcheint es gerechtfertigt, unter „Laſttieren“ im Sinne 
des § 59 der BetrO. alle großen Tiere zu verſtehen, die als 
Zug- oder Laſttiere, zum Ziehen oder zum Tragen verwendet 
zu werden pflegen. E. F. c. L., U. v. 8. Dez. 04, 61/04 VI. 
— Hamm. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

46. 5 66 verb. mit dem Anerkenntnis eines Konto- 
furrents.] 

Das BG. ſtreicht, indem es erwägt, daß ja der klagende 
Konkursverwalter die von dem Gemeinſchuldner geſchloſſenen 
Börſentermingeſchäfte als gültig nicht anerkenne, ſowohl auf der 
Paffiv- wie auf der Aktioſeite des Rechnungsauszuges alle aus 
Börſentermingeſchäften herrührenden Poſten, ſtellt in das Debet 
den Betrag ein, um welchen die Summe der geſtrichenen Paſſiv⸗ 
poſten aus Börſentermingeſchäſten die Summe der geſtrichenen 
Aktiopoſten aus Böͤrſentermingeſchäften überſteigt, und verrechnet 
nun den Geſamtbetrag der ſtehengebliebenen Aktivpoſten verhältnis⸗ 
mäßig auf die ſtehengebliebenen Paffivpoften und den neu ein- 
geſtellten, den Verluſt der Firma K. & Co. aus Börfentermin- 
geichäften während des zweiten Halbjahres 1898 darſtellenden 
Debetpoſten. Hiernach iſt aber dem BG. der Vorwurf zu 
machen, daß es ſelbſtändig eine (nach ſeiner Meinung zu einem 
angemeſſenen Ergebnis führende) Verrechnung vorgenommen hat, 
während es nur die Aufgabe hatte, das Ergebnis einer von 
den Kontokorrentparteien vorgenommenen Verrechnung zu er⸗ 
mitteln. Die Schuld aus einem nach $ 66 BoͤrſG. unver- 
bindlichen Börſentermingeſchäft kann, weil fie zwar nicht klag⸗ 
bar, aber erfüllbar iſt, zum Gegenſtand eines Aufrechnungsver⸗ 
trags gemacht werden. Ein derartiger Aufrechnungs vertrag kam 
hier dadurch zuſtande, daß der Gemeinſchuldner den Saldo des 
von der Bekl. zugeſandten Rechnungsauszuges anerkannte, und 
die Rechtsbeſtändigkeit dieſes in der Vergangenheit liegenden 
Vertrages kann nicht dadurch berührt werden, daß der Konkurs⸗ 
verwalter der Firma K. & Co. Anſprüche darauf ſtützt, daß die 
geſchloſſenen Börfentermingefchäfte ungültig fein. Da alle 
Paffivpoften zuſammen 863 245,91 Mark, alle Aktivpoſten zu- 
ſammen 858 624,51 Mark und endlich die Paffivpoften aus 
Börſentermingeſchäften zuſammen 797 501,50 Mark betrugen, 
fo ergibt fi, daß die Geſamtſchuld aus Börſentermingeſchäften 

858 624,51 
863 245,91 durch Aufrechnung erloſch, und demnach in 
dem Saldo von 4 621,40 Mark eine ungetilgt gebliebene Schuld 
aus Boͤrſentermingeſchäften in Höhe von 4 269,44 Mark ent⸗ 
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halten war. Es iſt richtig, daß bei einer Aufrechnung, wie ſie 
bier als vorliegend angenommen wird, jelbft in dem Fall, wenn 
die Paſſivſeite die Aktivſeite überſteigt, jedoch der Geſamtbetrag 
der aus Börſentermingeſchäften ſtammenden Paſſivpoſten nicht 
hoͤher oder gar niedriger iſt, als der Geſamtbetrag der aus 
Börjentermingefchäften abzuleitenden Aktivpoſten, der Saldo zum 
Teil eine Schuld aus Böͤrſentermingeſchäften, und daher das 
Saldoanerkenntnis zu dieſem Teil unverbindlich ſein würde. 
Aber darauf kann es nicht ankommen. Wer im Vertrauen 
darauf, daß die Gegenſeite ſich auf das Boͤrſengeſetz nicht be⸗ 
rufen werde, ſich auf unverbindliche Termingeſchäfte einläßt, ein 
dieſe mitumfaſſendes Kontokorrentverhältnis eingeht und dann 
einen Aufrechnungsvertrag abſchließt, bei welchem alle Poſten 
als gleichwertig behandelt werden, muß die Folgen davon au 
ſich nehmen. K. c. D., U. v. 26. Nov. 04, 302/04 I. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

47. 59 45, 49— 52, 66, 78, 100, 113 35G. Folge 
der Nichtberückfichtigung einer mit Vorrang verſehenen Oypothek 
bei Feſtſtellung des geringſten Gebotes.] 

Bei richtiger Feſtſtellung des geringſten Gebots hätte nach 
§ 45 3G. nicht bloß die G.ſche Hypothek und die Hypothek 
der Bekl., ſondern auch die Hypothek der. Kl. als beſtehen 
bleibend (§ 52 daſ.) berückfichtigt werden müſſen, da alle drei 
Hypotheken in der Rangordnung dem betreibenden Gläubiger 
vorgingen. Dies iſt aber nicht geſchehen. Die Hypothek der 
Kl. iſt bei Feſtſtellung des geringſten Gebots, auf Grund deſſen 
das Ausgebot erfolgt und der Zuſchlag erteilt iſt, unberückſichtigt. 
geblieben, und nur die Hypothek der Bekl., die in der Rang⸗ 
ordnung der Kl. nachſteht, und die Hypothek der Gebrüder G. 
haben Berückſichtigung gefunden. Nun fragt ſich, welche 
Folgen dies für die Verteilung des Erlöfes hat. Die Vor⸗ 
inſtanzen ſind richtig davon ausgegangen, daß der Hypothek 
der Kl. trotz ihrer Nichtberückfichtigung der ihr zuſtehende Rang, 
alſo auch der Vorrang vor der Hypothek der Bekl., verblieben 
iſt. Denn das heut geltende Recht kennt in der Zwangs- 
verſteigerung eine Zurückſetzung im Range nur als Folge nicht 
rechtzeitiger Anmeldung oder Glaubhaftmachung ($ 110 3 G.), 
und von dieſer Folge kann die Kl. nicht betroffen ſein, da ihre 
Hypothek als eingetragen der Anmeldung nicht bedurfte und 
von ihr überdies angemeldet worden ift. Hat aber die Kl. 
ihren Rang behalten, ſo geht ſie auch bei der Verteilung des 
Erlöſes, ſoweit nicht die feſtgeſtellten Verſteigerungsbedingungen 
etwas anderes feſtſetzen, der Bekl. vor, und daraus folgt, daß 
der bar zu zahlende Erlös, den im vorliegenden Falle der Er⸗ 
ſteher auch bar berichtigt hat, der Kl. gebührt. Der BR. hat 
nun aber der Kl. nicht bloß den nach Abzug der vorweg zu 
berichtigenden Poſten vorhandenen Barerlös („Bargebot“ im 
Sinne des § 49 Abſ. 1 3G.) zugeſprochen, ſondern er hat 
den Teilungsplan noch weiter dahin abgeändert, daß auch die 
Hypothek der Bekl. von 8000 Mark, die bei Feſtſtellung des 
geringſten Gebots berückſichtigt worden iſt und daher nach 
§ 52 3G. beſtehen bleibt, nebſt Zinſen ſeit dem 24. Dezember 
1901 auf die Kl. übertragen werden ſoll. Darin kann ihm 
nicht beigetreten werden. Die Feſtſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots iſt nicht ganz korrekt erfolgt. Denn ſie geht dahin, daß 
der Erſteher die G. ſche Hypothek und die Hypothek der Bekl. 
zu übernehmen habe, während das Geſetz eine Übernahme durch 


94 | Juriſtiſche Wochenſchrift. ä 


den Erſteher, ſoweit das dingliche Recht in Betracht kommt, 
überhaupt nicht vorſchreibt und die Übernahme der etwa be⸗ 
ſtehenden perſönlichen Haftung des Schuldners beſonders regelt 
($ 53 3G.). Richtiger wäre es daher geweſen, wenn der 
Verſteigerungsbeamte zur Feſtſtellung des geringſten Gebots 
nur ausgeſprochen und im Protokoll feſtgeſtellt hätte (59 66, 
78 3 G.), welche Hypotheken berückfichtigt worden find; denn 
hieraus würde ſich nach § 52 Abſ. 1 daſ. von ſelbſt ergeben 
haben, daß dieſe Hypotheken gegen den Erſteher beſtehen bleiben. 
Aber ſachlich kommt die getroffene Feſtſtellung des geringſten 
Gebots auf dasſelbe hinaus und ihre inkorrekte Faſſung hat 
daher keine Bedeutung. Die Frage iſt alſo die, ob ein 
Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek bei der Feſtſtellung des 
geringſten Gebots berückfichtigt worden iſt und daher beſtehen 
bleiben fol, bei der Verteilung des Erlöſes dulden muß, daß 
ſie nicht beſtehen bleibt, weil eine ihm in der Rangordnung 
vorgehende Hypothek, die bei der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots hätte berückfichtigt werden ſollen, nicht berückſichtigt 
worden iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Das ZVG. ſchreibt 
nicht wie das preußiſche Geſetz vom 13. Juli 1883 vor, daß 
das geringſte Gebot auf einen Betrag feſtgeſetzt werden ſoll, 
der ausreichend iſt, um die dem betreibenden Gläubiger vor⸗ 
gehenden Rechte und die aus dem Erloͤſe zu entnehmenden 
Koſten des Verfahrens zu decken, und der daher nur gefunden 
werden kann, wenn man jene Rechte, alſo namentlich die 
Kapitalbeträge der dem betreibenden Gläubiger vorgehenden 
Hypotheken⸗ und Grundſchulden, ziffermäßig zuſammenrechnet; 
das Reichsgeſetz läßt vielmehr die dem betreibenden Gläubiger 
vorgehenden Rechte bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
nur berückfichtigen ($ 45 3G.) und ſchreibt dann vor ($ 52), 
daß fie, ſoweit fie nicht durch Zahlung zu decken find ($ 49 
Abſ. 1), inſoweit beſtehen bleiben, als ſie bei der Feſtſtellung 
des geringſten Gebots berüdfichtigt worden find. Das Reichs⸗ 
geſetz kennt auch keine Zuteilung des Erlöſes auf Rechte, die 
bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückfichtigt und 
nicht durch Zahlung zu decken ſind; es kann eine ſolche Zu⸗ 
teilung nicht kennen, weil dieſe Rechte eben beſtehen bleiben, 
alſo auf ſie nichts zuzuteilen iſt. Daraus erklärt es ſich, daß 
das Reichsgeſetz bezüglich dieſer Rechte bei der Verteilung des 
Erlöſes nur vorſchreibt, ſie ſeien „in dem Plane auch an⸗ 
zugeben“ ($ 113 Abſ. 2). Eine Erklärung des Richters, 
durch welche nun erſt — bei der Verteilung des Erlöſes — 
beſtimmt würde, welche Rechte der Erſteher in Anrechnung 
auf das Meiſtgebot und auf das in ihm ſteckende geringſte 
Gebot zu übernehmen habe, findet nicht mehr ſtatt. 
Nach dem Geſetze find die beſtehenbleibenden Rechte ſchon 
beſtimmt, wenn das Ausgebot erfolgt; ſie ſind dadurch beſtimmt, 
daß ſie bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigt 
worden find, und zugleich iſt beſtimmt (§ 52 Abſ. 1 Satz 2), 
daß die übrigen Rechte (die nicht berückfichtigten) erlöſchen. 
Damit find die Verſteigerungsbedingungen feſtgeſetzt, und für 
die Verteilung des Erlöſes das Ergebnis gewonnen, daß nur 
das bar zu zahlende Meiſtgebot zu verteilen iſt, ſodaß es in 
der Tat, wie auch 8 113 Abi. 2 3G. vorſchreibt, für die 
beſtehenbleibenden Rechte nur der Angabe bedarf, welche Rechte 
nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben. Aus 
dieſer Konſtruktion des Verfahrens folgt dann aber auch weiter, 
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daß Rechte, die nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen 
bleiben ſollen, bei der Verteilung des Erlöſes nicht als ſolche 
behandelt werden dürfen, die erloͤſchen. Wenn das geringfte 
Gebot und die Verſteigerungsbedingungen unrichtig find, wenn 
z. B. wie im vorliegenden Falle eine dem betreibenden Gläubiger 
vorgehende Hypothek bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
nicht berückfichtigt worden iſt und daher nach § 52 Abſ. 1 
Satz 2 erliſcht, fo iſt es Sache des übergangenen Glaͤubigers, 
den Zuſchlag wegen unrichtiger Feſtſtellung des geringften 
Gebots, durch die er in ſeinem Rechte verletzt wird, anzufechten 
(8 83 Nr. 1, $ 100 Abſ. 1, 8 97 Abſ. 1 33G. ). Der 
Gläubiger, welcher unter Berufung auf die 88 50, 51 eine 
Erhöhung der Barzahlung des Erſtehers verlangt, weil ein bei 
der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückfichtigtes Recht nicht 
beſteht, behauptet gar nicht, daß das geringſte Gebot nach den 
hierüber beſtehenden Vorſchriften unrichtig feſtgeſtellt worden ſei, 
er ſtützt ſich vielmehr auf einen Tatbeſtand, der mit dieſen 
Vorſchriften nichts zu tun hat und dem materiellen Recht an ⸗ 
gehört. Er kann dieſen Tatbeſtand nicht anders, als erſt bei 
der Verteilung des Erloͤſes geltend machen, namentlich nicht 
durch eine Beſchwerde gegen den Zuſchlag. Darin zeigt ſich 
der Gegenſatz zu demjenigen Gläubiger, welcher geltend machen 
kann, daß er durch eine unrichtige Feſtſtellung des geringften 
Gebotes in ſeinem Rechte verletzt ſei. Dieſem hat das Geſetz 
die Beſchwerde gegen den Zuſchlag gegeben, jenem nicht. 
Daraus folgt dann aber auch weiter, daß der Gläubiger, der 
es verſäumt hat, die Beſchwerde einzulegen, obwohl er durch 
unrichtige Feſtſtellung des geringſten Gebots in ſeinem Rechte 
verletzt iſt, ſich auf die SS 50, 51 überhaupt nicht berufen 
kann. D. c. G., U. v. 3. Dez. 04, 153/04 V. — Colmar. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

48. 88 3 und 10. 88 2205, 2206 BGB. 1. Stempel. 
pflicht von Verträgen unter Erben, bei denen der von einem zu 
zahlende Uberlaſſungspreis an die Stelle des Grundſtücks tritt. 
2. Stempelpflicht für die Verträge eines Teſtamentsvollſtreckers, 
der in dieſer Eigenſchaft, nicht namens der Erben handelt.] 

1. Ein verkauftes Grundſtück gehoͤrte dem ungeteilten 
Nachlaß an. Zur Verfügung über dasſelbe waren die zur ge⸗ 
ſamten Hand vereinigten Erben in dieſer ihrer Zufammenfaffung 
befugt. Der unter ihnen abgeſchloſſene Vertrag ergibt, daß 
ſie auch in dieſer Rechtsſtellung durch den Abſchluß des Ver⸗ 
trages über das Grundſtück ohne vorherige Ausſcheidung desſelben 
aus dem Nachlaſſe haben verfügen wollen und verfügt haben. 
Der Überlaſſungspreis wurde in der vollen Höhe des von den 
Vertragſchließenden angenommenen Grundſtückwerts, d. h. auf 
18 000 Mark vereinbart. Er trat an die Stelle des Grundſtücks, 
für welches er erworben wurde, der Anſpruch auf ihn erlangte 
alſo die rechtliche Eigenſchaft eines Nachlaßobjekts. Überwieſen 
find nur dementſprechend Teile des Übernahmepreiſes. Hierin 
kommt genügend die Abtretung einer bereits beſtehenden, in 
ihren Teilen von gewiſſen Miterben als einzelnen aus dem 
Nachlaß zu erwerbenden Forderung zum Ausdruck. Einem ſolchen 


Inhalt des Vertrages gegenüber liegt die vom BR. vertretene Auf- 


faſſung (es handle ſich um vertragliche Leiſtungen gegenüber der 
Gutsüberlaſtung) nicht mehr innerhalb der Grenze einer zuläſſigen 
Urkundenauslegung, ſondern verletzt den Grundſatz des § 3 
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Stempelſteuer G. vom 31. Juli 1895. Der $ 10 Abſ. 3 
Stempelſteuer G. ſetzt voraus, daß die einzelnen in einer Urkunde 
enthaltenen Geſchäfte ſich als Beſtandteil eines einheitlichen, 
nach dem Tarife ſteuerpflichtigen Rechts geſchäfts darſtellen, nur 
dann iſt ausſchließlich der für das letztere vorgeſehene Stempel⸗ 
betrag zu entrichten. Die Vorausſetzung kann hier nicht zu⸗ 
treffen, da der Kauf einerſeits und die Zeſſionen andererſeits je 
den Begriff eines ſeiner rechtlichen Natur nach ſelbſtändigen 
Geſchäſis erfüllen und nicht zu einem einheitlichen Rechts- 
geſchäfte verſchmolzen find. (Die Forderung von 3 Mark für 
Mberweifung vom Kaufgeld über den bezahlten Vertragsſtempel 
von 1,50 Mark hinaus wurde hiernach in Abweichung vom 
BU. für gerechifertigt erklärt.) 2. Wenn auch ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker durch die von ihm innerhalb ſeiner Befugniſſe als 
Teſtamentsvollſtrecker eingegangenen Rechtsgeſchäfte in ſeiner 
Perſon weder Rechte erwirbt noch mit Verbindlichkeiten belaſtet 
wird, ſo folgt daraus doch nicht, daß er als Stellvertreter der 
Erben beim Abſchluſſe eines Kaufes in dem Sinne betrachtet 
werden könnte, daß dadurch die Erben unmittelbar berechtigt 
und verpflichtet würden. Kraft der von dem Erblaſſer ihm 
eingeräumten Befugniſſe und behufs Ausführung des Willens 
des Erblaſſers verfügt er über den Nachlaß und zwar mit der 
Wirkung, daß die von ihm vorgenommenen dinglichen und 
obligatoriſchen Dispoſitionsakte im Bereiche des Nachlaß⸗ 
vermögens für den Erben oder wenn eine Erbengemeinſchaft 
beſteht, für dieſe rechtlich wirkſam find (58 2205, 2206 BGB.). 
Ob ſeine ſo geartete Stellung zutreffend als Befugnis zu einer 
Vertretung des Nachlaſſes charakteriſiert werden kann, 
iſt hier ohne Belang. Die Auffaſſung des BR., nach welcher 
der Anſpruch auf den Kaufpreis von vornherein beiden Erbinnen 
perſönlich in Höhe je einer Hälſte desſelben begründet worden 
wäre, iſt hiernach mit dem Inhalt der Urkunde unvereinbar. 
(In Abänderung des Bu. wurde die Stempelforderung des 
Fiskus für zwei Überweiſungen an die Erben für begründet 
erachtet.) Fiskus C. K., U. v. 13. Dez. 04, 226/04 VII.. — 
Breslau. 


Zur Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte. 

Wie bereits in dem Berichte erwähnt iſt, den Herr Rechts⸗ 
anwalt Dr. Richard Schall in Stuttgart dem Vorſtande des 
Deutſchen Anwaltvereins erſtattet hat (JW. 1904, 305), hat 
der Unterzeichnete als Mitglied des Sekrionsausſchuſſes der beim 
Allgemeinen Deutſchen Verſicherungsverein in Stuttgart ver- 
ſicherten Rechtsanwälte und Notare im Frühjahr v. Is. an 
einer Prüfung der Geſchäftsführung dieſes Vereins, ſoweit ſie 
dieſe Sektion (Sektion I Abteilung I) angeht, teilgenommen. 

Zu dieſer Prüfung war vom Vorſtande des Deutſchen 
Anwaltvereins als verficherungstechniſcher Sachverſtändiger Herr 
Profeſſor Wolf von Leipzig zugezogen. Die Arbeit war in der 
Weiſe geteilt, daß Herr Profeſſor Wolf ſich vorwiegend mit der 
verficherungstechniſchen und finanziellen Seite der Geſchäfts⸗ 
führung, insbeſondere auch dem für dieſe Sektion pro 1903 
aufgeftellten Jahresabſchluß beſchäftigte, während Herr Rechts⸗ 
anwalt Schall und der Unterzeichnete in der von dem erſteren 
in ſeinem oben zitierten Berichte geſchilderten Weiſe durch 
Studium der in einer größeren Anzahl von Schadensfällen 
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erwachſenen Akten ſich einen Einblick in die Behandlung der 
Schadensregulierungen ſeitens des Vereins verſchafften. 

Eine eingehende Prüfung war von um fo größerem Intereſſe, 
als die fragliche Sektion die einzige unter den ſämtlichen 
28 Sektionen des Verficherungsvereins iſt, welche mit einem 
Verluſte abſchließt und daher nicht in der Lage iſt, ihren 
Mitgliedern eine Dividende zur Auszahlung zu bringen. 

Daher fand auch zwiſchen den Beteiligten ein eingehender 
Gedankenaustauſch über die Gründe dieſer Erſcheinung und der 
etwa zur Abhilfe moglichen Maßregeln ſtatt. 

Als Hauptgrund erſcheint noch immer, wie dies bereits in 
meinem vorjährigen Bericht (JW. 1903, 379) hervorgehoben 
und auch in dem Schlußbericht des Herrn Profeſſors Wolf 
(JW. 1904, 306) betont iſt, der Umſtand, daß die Prämien 
bei Einführung der Haftpflichtverficherung für Rechtsanwälte 
von Anfang an viel zu niedrig gegriffen wurden; denn während 
auf Grund der ſeitherigen Erfahrungen des Vereins die Prämie 
vom Jahre 1902 ab auf 75 Mark für 5 000 Mark feſtgeſetzt 
werden mußte, wurde dieſelbe, da man jedes Anhaltspunktes 
entbehrte, bei Einführung dieſer Verſicherungsart im Jahre 1895 
auf nur 10 Mark bemeſſen, und zu dieſem Satze find noch zirka 
700 Rechtsanwälte verſichert. Dieſe Verſicherungen wurden 
ſeinerzeit meiſtens auf 10 Jahre abgeſchloſſen und laufen deshalb 
in den nächſten Jahren ab. Die Erneuerung der Verträge kann 
alsdann ſelbſtredend nur zu den jetzt geltenden Prämienſätzen 
ſtattfinden; dies wird der Sektion eine Mehreinnahme von zirka 
45 000 Mark jährlich bringen, und dieſer Betrag wird gerade hin⸗ 
reichen, um die gegenwärtige Verluſtziffer der Sektion zu decken. 

Schon jetzt hat allerdings der Verein den Mitgliedern 
gegenüber, die zu den erwähnten außerordentlich niedrigen 
Prämienſätzen verſichert waren, in Schadensfällen von dem ihm 
nach den Verſicherungsbedingungen zuſtehenden Rechte der Kün⸗ 
digung Gebrauch gemacht, um ſo die Umwandlung dieſer alten 
Verſicherungsverträge in ſolche zu den neuen Prämienſätzen 
herbeizuführen. Dieſe Kündigung würde natürlich von den 
Betroffenen in der Regel zunächſt unangenehm empfunden; 
allein erfreulicherweiſe haben dieſelben ſtets die Notwendigkeit 
dieſer Maßregel eingeſehen und ſich faſt ausnahmslos zum Ab⸗ 
ſchluſſe neuer Verträge zu den derzeit geltenden Sätzen bereit 
finden laſſen. Es ſteht daher zu hoffen, daß das gleiche bei 
den oben erwähnten Verſicherten der Fall ſein werde, deren 
Verträge in den nächſten Jahren zum Ablaufe gelangen und 
die den übrigen Verſicherten gegenüber jetzt jahrelang den Vorzug 
weit niedrigerer Prämien bei der gleichen Deckung für den 
Schadensfall genoſſen haben. | 

Eine noch erheblichere Mehreinnahme, die dann auch 
vorausfichtlich wieder die Verteilung von Dividenden geſtatten 
dürfte, wird ſich für den Verein ergeben, wenn auch die große 
Zahl der jetzt noch zu einer Durchſchnittsprämie von 50 Mark 
laufenden Verficherungsverträge in ſolche zu dem jetzt geltenden 
Satze von 75 Mark umgewandelt ſein werden. Indeſſen wird 
dies noch längere Zeit in Anſpruch nehmen, zumal der Verein 
bei dieſen Verträgen der Regel nach von dem ihm zuſtehenden 
Kündigungsrechte in Schadensfällen zur Erzielung der Um⸗ 
wandlung keinen Gebrauch macht. 

Iſt ſo eine Verbeſſerung des Abſchluſſes von der mit der 
Zeit eintretenden Steigerung der Einnahmen zu erhoffen, ſo 
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laßt ſich auf der anderen Seite nicht mit Sicherheit auf eine 
Verminderung der Ausgaben rechnen. Die eingehende Prüfung 
und Beſprechung der Ausgabepoſten ergab, wie auch in dem 
Bericht des Herrn Profeſſors Wolf hervorgehoben iſt, daß an 
dieſen kaum eine Erſparnis zu erzielen ſein dürfte. 

Allerdings iſt die Schadensreſerve äußerſt vorfichtig auf⸗ 
geſtellt; allein dies muß geſchehen, weil bei dem verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Beſtehen der ganzen Verſicherungsart eine einiger⸗ 
maßen zuverläſſige Statiſtik darüber, wie hoch ſich die Summe 
der wirklich begründeten Schadensanſprüche zu derjenigen der 
angemeldeten verhält, noch nicht aufmachen läßt. 

Die Zahl der für die ganze Sektion im Jahre 1903 an- 
gemeldeten Schadensfälle mit 783 iſt gegenüber dem Vorjahre 
abſolut geſtiegen, prozentual allerdings bei 7976 Verſicherten 
auf etwas unter 10 Prozent zurückgegangen; für die Rechts⸗ 
anwälte und Notare allein betrachtet ſtellt ſich der Prozentſatz 
jedoch anders; hier kommen auf 4576 Verſicherte 630 Schadens⸗ 
fälle, mithin 13,8 Prozent. Dieſer Prozentſatz tft etwas günftiger 
als im Vorjahre, und er läßt daher die Hoffnung zu, daß auch 
von dieſer Seite aus betrachtet die Bilanz der Sektion ſich 
künftig verbeſſern werde, freilich find andererſeits die angemeldeten 
Schadensbeträge recht hohe; es befinden ſich darunter eine ganze 
Anzahl ſolcher mit fünfſtelligen und ſogar einer mit einer 
ſechsſtelligen Ziffer. 

Bei der Behandlung dieſer Schadensfälle ſeitens des Ver⸗ 
eins tritt ja nun leicht eine Kolliſion zwiſchen den Intereſſen 
der einzelnen Verſicherten auf der einen Seite und derjenigen 
der Geſamtheit vertreten durch den Verein andererſeits zutage. 

Denn wenn auch nicht ſelten der Verſicherte ſelbſt die 
Anmeldung nur fürſorglich vornimmt und von Anfang an den 
an ihn geſtellten Schadensanſpruch als unbegründet bezeichnet, 
ſo wird doch auch andererſeits nicht nur das Eintreten des 
Vereins mitunter in Fällen verlangt, die gar nicht unter die 
Verſicherungsbedingungen fallen, ſondern es iſt auch öfters 
erkennbar, daß der Verſicherte nicht ganz damit zufrieden iſt, 
wenn der Verein in eine genauere Prüfung der Frage eintritt, 
ob denn in der Tat ein Fall der Haftpflicht gegeben iſt. Allein 
eine ſolche genaue Prüfung iſt ſelbſtredend unumgänglich; denn 
der Verein hat keine Wohltaten zu üben, ſondern nur da ein⸗ 
zuſpringen, wo eine Haftbarkeit wirklich gegeben iſt. Wollte 
er hiervon abweichen, jo geriete man in's Grenzenloſe und es 
würde auch eine den jetzigen gegenüber mehrfach erhöhte Prämie 
nicht ausreichen, um alle Anſprüche zu befriedigen. Es muß 
aber auf der anderen Seite anerkannt werden, daß in zweifel- 
haften Fällen der Verein regelmäßig Entgegenkommen zeigt und 
möglichſt auch entſtandene Differenzen beizulegen ſucht; dies iſt 
beiſpielsweiſe durch Einholung von Gutachten ſeitens eines 
unbeteiligten Juriſten und dergleichen geſchehen. 

Auch der Unterzeichnete fand daher das Bild als durchaus 
richtig beſtätigt, welches die Herren Rechtsanwalt Schall und 
Profeſſor Dr. Wolf in ihrem Berichte an den Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins gezeichnet haben; und er konnte auch 
in dieſem Sinne dem Sektionsausſchuſſe in deſſen Sitzung vom 
19. Mai v. Is. Bericht erſtatten. Der letztere hat dann auch 
ſeinerſeits die Bilanz der Sektion 1903, auf Grund deren die 
Auszahlung einer Dividende unterbleibt, anſtandslos genehmigt; 
allerdings wurden auch dem Antrag des Vorſtandes gemäß auf 
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Grund des 5 13 lit. d der Statuten innerhalb der Sektion 
auf Grund der Ungleichheit der Gefahr 2 Gruppen gebildet, 
von denen die erſte die nach den oben gegebenen zahlenmäßigen 
Darlegungen weit geringeren Schadensfällen ausgeſetzten Ver⸗ 
fiherten, nämlich die Beamten (mit Ausnahme der Notare und 
Gerichtsvollzieher) und die Auskunfteien, die zweite alle 
übrigen Angehörigen der Sektion, alſo insbeſondere die Rechts ⸗ 
anwälte, Notare und Gerichtsvollzieher umfaßt; und es wurde 
der 1. Gruppe, bei der die Gefahr eine weit geringere iſt, für 
das Jahr 1904 ein Ausgleichsrabatt in Höhe von 20 Prozent, 


„ d. i. gleich der ſeitherigen Dividende, gewährt. 


Erfreulich wäre es, wenn auch für die 2. Gruppe die 
Verhältniſſe ſich recht bald günſtiger geſtalten würden, und zwar 
nicht nur durch eine Erhöhung der Einnahmen, ſondern auch 
durch einen Rückgang der Schadensfälle ſowohl der Zahl wie 
der Art nach. Dies wäre nicht nur im Intereſſe der Verficherten, 
ſondern auch des Anwaltſtandes als ſolchen zu begrüßen. 

Mannheim, Juli 1904. 


Rechtsanwalt Dr. Friedrich Fürſt. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Die Abtretung des Anſpruchs auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs iſt, wie Entſch. Nr. 2 in 1 RG. 
53, 408 ausführt, nicht geeignet die ſachenrechtliche Übertragung 
des unrichtig gebuchten Rechtes zu erſetzen. 

Der Inhaber einer, den Familiennamen eines anderen ent ⸗ 
haltenden Firma, iſt, 9 Entſch. Nr. 3, nicht Namens berechtigter 
im Sinne des 8 12 BGB. bezüglich des fremden Namens. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges gegen den Staat in 
Namen- und Adels ſachen iſt Gegenſtand der Entſch. Nr. 4. 

In Entſch. Nr. 6 wird — abgeſehen von einem Beitrage 
zur Beſtimmung des Begriffs der widerrechtlichen Drohung — 
dem, der in Kenntnis von dem Nichtbeſtehen ſeiner Schuld, aber 
im Zweifel von der Beweis barkeit einer Einrede leiſtet, das Recht 
der Rückforderung aus § 814 BGB. nicht gegeben. 

Die Übernahme der eee, ein Grundſtück binnen 
d Zeit nicht veräußern zu wollen, unterliegt nicht der 

orſchrift des 5 313 BGB. (Entſch. Nr. 7). 
betrügeriſchem Ber- 


Die Rechtsbehelfe des en bei 
tragsſchluſſe erörtert Entſch. Nr. 11. 

Der Verkäufer, der einen Mangel eh 5 nach 
Entſch. Nr. 16 nicht Wong wenn er ſelbſt die Überzeugung 
nt hatte, daß der Mangel nunmehr befeitigt iſt. Dieſe für 
die Klagen auf Gewährleiſtung wegen Schwammverdacht praktisch 
ſehr wichtige Entſcheidung ſpricht ferner aus, daß Verzicht auf 
Gewährleiſtung auch regelmäßig zugleich den entſprechenden 
Verzicht wegen Irrtums in den betreffenden Eigenſchaften bedeute. 

Die die Verjährung der Gewährleiſtungsfriſt in Lauf 
ſetzende Ablieferung ($ 477 BGB.) iſt, wie Entſch. Nr. 17 im 
Anſchluß an alte Entſch. des RG. darlegt, nicht die Juriftiige, 
ſondern nur die tatſaͤchliche, die Unterſuchungsmoͤglichkeit ge: 
währende Übergabe. 

Die ſtrafrechtlichen Vorſchriften über die vorſätzliche oder 
fabrläffige Verletzung der Eidespflicht werden als Schutz ⸗ 
vorſ 1 im Sinne des $ 823 Abſ. 2 BGB. in Entſch. 21 
anerkannt. 

Das Erfordernis ehemännlicher Zuſtimmung zu den Aktiv- 
prozeſſen der im geſetzlichen Güterrecht lebenden Ehefrau be ⸗ 
handelt Entſch. Nr. 23. 

Über die Geltendmachung der beſchränkten Erbenhaftung 


läßt ſich die Entſch. Nr. 26 aus. 


Nach Entſch. Nr. 33 iſt in Anſehung der Vollſtreckung 
von Urteilen die Gegenſeitigkeit zwiſchen dem Reiche und dem 
Kanton Bern nicht verbürgt. N. 
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Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Nürnberg, Marienwerder und Dresden haben 
der Kaſſe abermals Beihülfen und zwar Nürnberg und 
Marienwerder je 2000 Mark und Dresden 4000 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen. 


Anwaltskammern und Hülfskaſſe. 


Beſchluß des VL Zivilſenats des Königlich Sächſiſchen 
Oberlandesgerichts vom 14. Dezember 1904. 
I A. Reg. 447/04. 


Auf Veranlafſung des Deutſchen Anwaltstags wurde im 
Jahre 1884 unter dem Namen „Hülfskaſſe für Deutſche Rechts. 
anwälte“ eine Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht nach 
Maßgabe des Koͤniglich Sächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1868 
gegründet. Ihr Zweck iſt, den zur Gründung einer allgemeinen 
Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und einer Witwen⸗ 
und Waiſengelderkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher Rechts⸗ 
anwälte erforderlichen Kapitalgrundſtock anzuſammeln und dienſt⸗ 
und erwerbsunfähig gewordene deutſche Rechtsanwälte ſowie deren 
Hinterbliebene durch Geldbeihilfen zu unterſtützen. Zur Mit⸗ 
gliedſchaft waren bisher nur die einzelnen deutſchen Rechts⸗ 
anwälte berechtigt, und die Mittel zur Erfüllung ihres Zwecks 
erlangte die Hülfskaſſe durch die Jahresbeiträge dieſer Mitglieder, 
ferner durch einmalige oder jährliche Beihilfen der Anwalts- 
kammern und durch ſonſtige außerordentliche Zuwendungen. Nach 
dem Gefchäftsberiht und der Jahresrechnung über das am 
30. Juni 1904 abgeſchloſſene zwanzigſte Verwaltungs jahr betrug 
der Kapitalgrundſtock an dieſem Tage 1 003 642 Mark 11 Pf., 
und es wurden in dem Jahre insgeſamt 103 469 Mark Unter- 
ſtützungen gezahlt. Die deutſchen Anwaltskammern haben die 
Hülfe kaſſe durch freiwillige Beiträge von Anfang an unterſtützt. 
Im letzten Verwaltungs jahr haben von den achtundzwanzig 
Kammern alle bis auf drei Zuwendungen im Geſamtbetrage von 
39 100 Mark gemacht. In beſonderem Maße hat ſich hierbei 
ſtets die Anwaltskammer im Königreich Sachſen betätigt. Sie 
hat auf Grund jedesmaliger, in ihren Verſammlungen immer 


einſtimmig gefaßter Beſchlüſſe der Hülfskaſſe bisher nach und 
nach 32 800 Mark überwieſen, im letzten Jahre 4000 Mark. 

Gleichwohl reichen die bisherigen Mittel der Hülfe kaſſe 
nicht aus, um allen in Not befindlichen Standesgenoſſen und 
deren bedürftigen Hinterbliebenen eine ausreichende Unterſtützung 
zu gewähren. Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltsvereins will 
deshalb, vorbehältlich des Einverſtändniſſes der Anwalts kammern, 
dem nächſten Anwaltstage und der Generalverſammlung der 
Hülfskaſſe Vorſchläge wegen Abänderungen der Satzungen der 
Hülfskaſſe vorlegen. Nach dieſen Vorſchlägen ſoll unter anderem 
auch jede deutſche Anwaltskammer zur Mitgliedſchaft der Hülfs⸗ 
kaſſe berechtigt ſein, und die beigetretenen Anwaltskammern ſollen 
für jedes ihrer Mitglieder einen ſeiner Hoͤhe nach noch feſt⸗ 
zuſetzenden Jahresbeitrag zu leiſten haben. 

Im Juni 1904 wandte ſich deshalb der Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltsvereins an die Anwaltskammer im Königreich 
Sachſen mit der Bitte, in Beratung darüber treten zu wollen, 
ob die Kammer geneigt jet, der beabfichtigten Statutenänderung 
zuzuſtimmen und der Hülfskaſſe in der vorgeſchlagenen Form 
beizutreten. 

Die Anwaltskammer willfahrte dieſer Bitte und nahm in 
ihrer ordnungsgemäß berufenen Verſammlung der Mitglieder 
vom 8. Oktober 1904 ohne Debatte einſtimmig nachſtehenden 
Antrag an: 

„Die Anwaltskammer im Koͤnigreich Sachſen ſtimmt 
den vom Deutſchen Anwaltsvereine vorgeſchlagenen, in 
Nr. 44 bis 47 der Juriſtiſchen Wochenſchrift abgedruckten 
Abänderungen der Satzungen der Hülfskaſſe für Deutſche 
Rechtsanwälte grundjäglich zu und erachtet einen von jedem 
Kammermitgliede für die Hülfskaſſe zu erhebenden Jahres 
beitrag bis zur Hoͤhe von 40 Mark für angemeſſen.“ 

Am 19. Oktober richtete darauf Rechtsanwalt X. in Dres den 
an den Vorſtand der Anwaltskammer eine Eingabe, worin er 
dieſen Beſchluß als einen geſetzwideigen anfieht und darum bittet, 
die Angelegenheit dem Königlichen Oberlandesgerichte zur Ent⸗ 
ſchließung nach § 59 Abſ. 2 RAD. vorzulegen. Er führte 
dabei aus, die Kammer könne nach § 48 NAD. lediglich die⸗ 
jenigen Mittel bewilligen und durch Beiträge der Mitglieder 
decken, die zur Beftreitung des gemeinſchaftlichen Aufwandes, 
wie z. B. der Ausgaben für Erhaltung eines Bureaus, für 
Materialanſchaffungen erforderlich find. Bei dem in Ausſicht 
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genommenen Beitritt der Kammer zu einer privaten, über das 
ganze deutſche Reich verbreiteten Wohlfahrtseinrichtung ſtehe aber 
ein Aufwand in Frage, der nicht auf die Bedürfniſſe der Kammer, 
nämlich nicht auf ihren Bezirk beſchränkt ſei. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer entſchied darauf in 
ſeiner Sitzung vom 29. Oktober 1904, er faſſe den angefochtenen 
Beſchluß der Verſammlung vom 8. Oktober dahin auf, daß er 
dadurch ermächtigt worden ſei, den Beitritt der Anwaltskammer 
als korporatives Mitglied der Hülfskaſſe zu erklären und die 
Kammer zur Zahlung eines Jahres beitrags zu verpflichten, der 
im Höchſtbetrage für jeden der Kammer angehörigen Anwalt 
40 Mark ausmache. Gegen die Gültigkeit eines ſolchen. Be 
ſchluſſes gingen ihm keine Bedenken bei, und er erachte fich 
deshalb für befugt. ihn zur Ausführung zu bringen. 

Er legte hiernach am 19. November die Eingabe des 
Rechtsanwalts X. mit den die Angelegenheit betreffenden Akten 
dem Oberlandesgerichte zur Entſchließung vor. 

Rechtsanwalt X. führte in einer am 21. November un⸗ 
mittelbar an das Oberlandesgericht gerichteten Zuſchrift zur 
ferneren Begründung ſeines Antrags noch an, die Füͤrſorge für 
bedürftige Berufsgenoſſen liege wohl im Intereſſe des Standes, 
es könne aber nicht anerkannt werden, daß eine Fürſorgepflicht 
beſtehe. 

Der angefochtene Beſchluß konnte feiner Faſſung nach zu⸗ 
nächſt den Glauben erwecken, daß er lediglich eine unverbind⸗ 
liche Meinungsäußerung der Kammer ſei. Aus dem Sach⸗ 
zuſammenhange ergibt ſich jedoch, daß die Auslegung, die ihm 
der Vorſtand gibt, und die vom Beſchwerdeführer auch nicht 
bemängelt wird, die richtige iſt. Der Beſchluß enthält demnach 
zwar keine unmittelbare neue Belaſtung der Kaſſe der Anwalts⸗ 
kammer und damit auch ſeiner Mitglieder, aber doch die Er⸗ 
mächtigung des Vorſtandes, eine ſolche für den Fall berbeizu- 
führen, daß die Statuten der Hülfskaſſe unter Zuſtimmung 
auch der übrigen deutſchen Anwalts kammern und des deutſchen 
Anwaltstages enttprechend geändert worden find. Der Vorſtand 
wird auch dann, wie nach der Sachlage gleichfalls anzunehmen 
tft, den Beitritt der Kammer zur Hülfskaſſe nur in Gemein⸗ 
ſchaft mit den anderen deutſchen Anwaltskammern erklären. 

Sonach iſt zu prüfen, ob es den Anwaltskammern erlaubt 
ift, für die Zwecke der Unterſtützung armer Berufsgenoſſen und 
deren Witwen und Waiſen aus ihren Kaſſen Mittel zu be⸗ 
willigen und mit Rückſicht hierauf auch die Beiträge der Mit⸗ 
glieder entſprechend hoch feſtzuſetzen. Eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung hierüber iſt in der RAD. nicht enthalten. Der 
deutſche Anwaltstag vom 7. Juni 1884 in Dresden hat die 
Frage bejaht. Die deutſchen Anwaltskammern, die bis dahin 
zum Teil anderer Anſicht waren, haben ſich ſeitdem, indem fie 
in den folgenden Jahren die Hülfskaſſe tatſächlich durch Bei⸗ 
hilfen unterſtützten, auf den gleichen Standpunkt geſtellt. Die 
Kommentare zur RAO. von Meyer u. Berger ſprechen ſich im 
ſelben Sinne aus. Dagegen hat Löwenſtein in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1884 S. 77 ff. unter ausführlicher Begrün- 
dung die gegenteilige Meinung vertreten. 

Das Oberlandesgericht iſt der Überzeugung, daß über- 
wiegende Gründe für die Bejahung der Frage ſprechen. 

Es iſt allerdings dem Beſchwerdeführer zuzugeben, daß die 
Funktionen der Kammer und des Vorſtandes im Geſetz einzeln 
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aufgeführt find, und daß damit das Tätigkeitsfeld beider ſcharf 
umgrenzt werden ſollte. Die Motive zum Gutwurfe der Nu. 
ſprechen das auf Seite 66 in unzweideutiger Weife aus. Aut 
dieſer Haltung des Geſetzes kaun jedoch für die Beantwortung 
der hier geftellten Frage nur der Schluß gezogen werden, daß 
fie zu verneinen fein würde, wenn die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
willigung jener Mittel nicht aus den die Aufgaben der Kammer 
regelnden Geſetzesbeſtimmungen ſelbſt gefolgert werden könnte. 
Für die Auslegung dieſer letzteren Beſtimmungen iſt aber damit 
nichts gewonnen. 

In 8 48 RAD. heißt es nun wortlich: 

„Der Kammer liegt ob: .. . 2. die Bewilligung der 
Mittel zur Beſtrettung des für die gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten erforderlichen Aufwands und die Be⸗ 
ſtimmung des Bettrage der 

Daraus ergibt ſich, daß die Kammer nur befugt iſt, ſoviel 
Mittel zu bewilligen, wie zur Beſtreitung der gemeinſchaft - 
lichen Angelegenheiten erforderlich ſind, daß daher die Ver⸗ 
wendung von Geldern aus der Kafle der Kammer für jene 
Unterſtützungszwecke nur dann ſtatthaft iſt, wenn die Milderung 
von Not und Elend in den Standes kreiſen als eine gemein · 
ſchaftliche Angelegenheit im Sinne dieſet Geſetzesſtelle angeſehen 
werden kann. 

Der Begriff der „gemeinſchaftlichen Angelegenheiten“ iſt im 
Geſetz nicht beſonders definiert. Auch in den Materialien zum 
Geſetz iſt eine ausdrückliche Erörterung hierüber nicht zu finden. 
Jedoch kann aus den Bemerkungen der Motive zu 88 92, 93 
des Entwurfs (55 96, 97 des Geſetzes) die Auffafſung des 
Geſetzgebers hierüber entnommen werden. 

Bereits im Entwurf war beſtimmt, daß die gegen An- 
wälte auf Grund disziplinellen Einſchreitens erkannten Geld- 
ſtrafen zur Kaſſe der Kammer fließen. Die Geldſtrafen bilden 
einen Teil der Kaſſeneinnahmen und können nach 88 97, 48 
Nr. 2 RAD. deshalb gleichfalls nur für „gemeinſchaftliche An- 
gelegenheiten“ verausgabt werden, da eine beſondere Beftimmung 
für ſie im Geſetz nicht getroffen worden iſt. Auf Seite 94 der 
Motive wird betreffs dieſer Geldſtrafen ausgeführt: 

„Daß die Geldſtrafen zur Kaffe der Anwaltskammer 
fließen, tft das Korrelat zu den dieſer Kaſſe durch 8 90 
(letzt 8 94) auferlegten Laſten. Nach dem hannoverſchen 
Geſetz vom 31. März 1859 8 34 ſollen die Geldſtrafen 
den Kammern zur Unterſtützung der Mitglieder und der 
Witwen und Waiſen derſelben überwieſen werden, und 
nach der preußiſchen Verordnung dom 30. April 1847 
5 19, ſoweit fie nicht zur Deckung der dem Kriminal ⸗ 
fonds zur Laſt fallenden Koſten dienen, dem Unter ⸗ 
ſtützungsfonds für die Witwen und Watfen von Juſtiz⸗ 
beamten zufließen. Der Entwurf will es der Autonomie 
der Anwaltskammer überlaſſen, über die Verwendung 
der Geldſtrafen beſondere Beſtimmungen zu treffen.“ 

Irgend welcher Widerſpruch gegen dieſe Bemerkung iſt in 
der weiteren Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes von keiner Seite 
erhoben worden, und es kann daher gefolgert werden, daß ſie 
die Meinung des Geſetzgebers richtig wiedergibt. 

Der Geſetzgeber erachtet ſomit eine Verwendung der Straf- 
gelder für Unterſtützungszwecke ohne weiteres als der 
Autonomie der Anwaltskammer untetliegend und bringt damit 


. 4 
1 0 8 


34. Jahrgang. 


deutlich zum Andruck, daß eine ſolche Unterſtützung eine 
„gemeinſchaftliche Angelegenheit“ im Sinne von 8 48 iſt. 
Denn anderenfalls hätte er, wenn er lediglich für die Straf 
gelder eine ſolche Verwendung für zuläffig erachtet hätte, gegen · 
über ſeiner Anordnung, daß die Strafgelder zur Kaſſe der 
Kammer fließen und damit nach 5 48 nur für „gemeinſchaftliche 
Angelegenheiten“ verausgabt werden durfen, wegen der Straf 
gelder eine ausdrückliche beſondere Beitimmung ins Geſetz 
ſelbſt aufnehmen müſſen. Hätte er das getan, dann müßte 
allerdings hieraus die Unſtatthaftigkeit der Benutzung von 
Mitgliederbeiträgen zu Unterſtützungszwecken abgeleitet werden. 
Aus der Unterlaſſung einer ſolchen beſonderen Geſetzes 
beſtimmung und dem trotzdem in den Motiven enthaltenen 
Ausſpruch, der es als ſelbſtverſtändlich anerkennt, daß die 

Kammer die Strafgelder, die doch einen Teil der Kaſſe bilden, 
nach ihrem freien Ermeſſen auch für jene Zwecke verwenden 
darf, kann aber, wie im Gegenſatz zu Löwenftein hervorzuheben 
ift, ein anderer als der hier gezogene Schluß nicht entnommen 
werden. Iſt aber die Anwaltskammer, ohne daß ihr dies im 
Geſetze beſonders erlaubt iſt, befugt, die zur Kaſſe fließen⸗ 
den Strafgelder für den bezeichneten Zweck als für „eine 
gemeinſchaftliche Angelegenheit“ zu verausgaben, jo muß dieſe 
auch berechtigt ſein, die von den Mitgliedern ſelbſt beſchloſſenen 
Beiträge in Diefer Weiſe mit zu verwenden. Daß die Motive 
nur bei den Strafgeldern ausdrücklich in dieſer Richtung von 
der Autonomie der Kammer ſprechen, nicht auch bei 5 44 des 
Eutwurfs (5 48 des Geſetzes), erklärt ſich völlig aus dem 
Bedürfnis des Entwurfs, feine in dieſem Punkte vom 
haunoverfchen und pteußiſchen Recht etwas abweichende Haltung 
zu rechtfertigen, während bei 5 44 eine derartige Veranlaſſung 
nicht vorlag. 

Dieſes Ergebnis wird bekräftigt, wenn man den gesamten 
Juhalt des Geſetzes ſelbſt für die Beſtimmung des Begriffs 
„gemeinfchaftliche Angelegenheiten“ verwertet. 

Die RAD. geht von dem Grundſatz der ſog. „Freiheit des 
Anwalts ſtandes“ aus, iſt aber zugleich darauf bedacht, den 
hieraus fich ergebenden Gefahren vorzubengen, indem fie nach 
drücklich auch die Pflichten des Anwalts ſtandes betont und die 
Folgen von deren Verletzung vorſchreibt. In dieſer Hinſicht 
wird das ganze Geſetz von der im 5 28 ausgeſprochenen Norm 
behertſcht, wonach der Rechtsanwalt verpflichtet ift, feine Berufs 
tätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und durch ſein Verhalten nicht 
nur in Ausübung des Berufs, ſondern auch außerhalb desſelben 
ſich der Achtung würdig zu zeigen, die fein Beruf erfordert. 
Das Geſetz gibt damit kund, daß der einzelne Anwalt auch 
außerhalb ſeiner Berufstätigkeit ſeinen Stand zu ſchädigen 
vermag, daß alſo der Beruf des Anwalts Pflichten mit fich 
bringt, die ſich in der Erfüllung der rein geſchäftlichen An⸗ 
gelegenheiten nicht erſchäpfen. Das Geſetz erkennt hiernach an, 
daß mit dem Berufe des Anwalts, dem Anwalts ſtande, will er 
feine für die Rechtspflege hochbedeutſame Aufgabe zum Segen 
des Volkes löſen, eine beſondere Wertſchätzung und Achtung 
würdigkeit, eine beſondere Berufsehre verbunden ſein muß. Iſt 
aber ſchon der einzelne Anwalt als Träger dieſer Ehre und 
Würde ſeines ganzen Standes vom Geſetz behandelt, und ihm 
die Reinhaltung des Standes anſehens zur ausdrücklichen Berufs ⸗ 
pflicht gemacht, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
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derſelbe Grundſatz erſt recht auch für die Organe der Anwalt. 
ſchaft, insbeſondere für die in den Anwalts lammern vereinigte 
Geſamiheit des Standes gilt. Auch jede Anwaltskammer hat 
es als ihre vornehmſte Aufgabe zu erachten, die Würde und 
den guten Ruf des ganzen Standes ohne Makel aufrecht zu 
erhalten, und die Maßnahmen, die zur Erreichung dieſes Zieles 
nötig find, find demnach eine „gemeinſame Angelegenheit“ der 
Kammermitglieder. 

Man kann hiergegen nicht einwenden, daß, wenn feder 
Anwalt einzeln feine Schuldigkeit tut, die Ehre des Standes 
genügend gefichert ſei, und daß, da gegen Verfehlungen des 
einzelnen Anwaltes das Disziplinarverfahren vorgeſehen jet, für 
die Kammer in dieſer Hinſicht nichts zu tun bliebe. Gibt es 
doch ganz gewiß Fälle, in denen das Anfehen des Standes leiden 
kann, ohne das pflichtwidrige Verfehlungen von einzelnen An ⸗ 
wälten hierbei in Betracht kommen. Ein Fall ſolcher Art iſt 
aber der hier vorliegende. Befinden ſich Berufsgenoſſen oder 
deren Witwen und Waiſen ohne eigenes Verſchalden in Not 
und Elend, fo liegt es allerdings, wie auch der Beſchwerdeführer 
gar nicht in Abrede ſtellt, im Intereſſe des Anſehens des ganzen 
Standes, daß dieſer Zuſtand nach Kräften gemildert wird, damit 
jene nicht der öffentlichen Armenpflege oder Mildtätigkeit zur 
Laft fallen oder, ſoweit noch arbeitsfähige Anwälte in Frage 
ſtahen, nicht in der Bedrängnis der Verſuchung unterliegen, bei 
ihrer Tätigkeit die Grenzen zu überſchreiten, die ihnen die Ehre 
des Berufs vorſchreibt. Das Geſetz, das die Reinheit der 
Würde des Anwaltſtandes als oberſten Leitgedanken verfolgt, 
würde mit ſich ſelbſt in Widerſpruch treten, wenn es mit der 
Einrichtung des repreſſiven ehrengerichtlichen Verfahrens der 
Anwaltskammer hätte verwehren wollen, zugleich durch Präventiv⸗ 
maßregeln die Urſachen möglichft zu beſeitigen, aus denen Ver⸗ 
fehlungen häufig hervorgehen oder andere Beeinträchtigungen 
des Standesanſehenz ſich einſtellen. 

Die Bekämpfung der Not im Kreiſe von Berufsgenoſſen 
und deren Hinterlaſſenen gehört ſomit zu den Aufgaben der 
Anwaltskammern, wenn und foweit dies die Wahrung der 
Standesehre erfordert. Ob und in welchem Umfange biefe 
Bedingung gegeben iſt, hat die Kammer ſelbſt zu entſcheiden 
unter gerechter Berückfichtigung aller in Betracht kommender 
Umftände, insbeſondere auch unter Würdigung der eigenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der beitrags pflichtigen Mitglieder. Ebenſo 
unterliegt dem Ermeſſen der Kammer auch die Wahl der ge⸗ 
eigneten Mittel, namentlich die Beurteilung der Frage, ob ſie 
das Unterſtützungswerk felbft in die Hand nehmen oder ſich an 
einem anderen darauf gerichteten Unternehmen beteiligen will, 
ferner, ob die Fürſorge lediglich den Bedürfniſſen der Gegen⸗ 
wart Rechnung tragen oder zugleich durch allmähliche An⸗ 
ſammlung eines Kapitals für die Zukunft fich entfalten ſoll. 

Dieſe Erwägungen laſſen es zugleich als unerheblich er- 
ſcheinen, ob die unterſtützenden Perſonen im Bezirke der be⸗ 
treffenden Kammer wohnen oder in einem anderen Teile des 
Reichs. Hat das Geſetz auch beſtimmt, daß die Anwälte jedes 
Oberlandesgerichtsbezirks eine Kammer für ſich bilden, ſo war 
es doch gewiß nicht ſeine Abficht, dadurch den deutſchen Anwalts⸗ 
ſtand, der eben erft in der großen Zeit der nationalen Einigung 
das Gefühl der Zufammengehöoͤrigkeit wiedergefunden hatte und 
durch die Rechtsanwaltsordnung eine einheitliche Organiſation 
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bekommen follte, in Widerſpruch hiermit wieder in Gruppen zu 
ſpalten, von denen die eine der anderen fremd gegenüberſteht. 
Das Anſehen des deutſchen Anwaltſtandes in ſeiner Geſamtheit 
ſteht in Wechſelwirkung mit dem Anſehen ſeiner einzelnen 
Glieder, und Handlungen, die zur Forderung der Würde des 
ganzen Standes erfolgen, find eine gemeinſame Angelegenheit 
auch jeder einzelnen Kammer. 

Überdies kann im vorliegenden Fall auch gar nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß der angefochtene Beſchluß der Dresdener 
Auwaltskammer nicht in erſter Linie im unmittelbaren Intereſſe 
ſeiner eigenen Mitglieder gefaßt worden ſei. Hat eine Kammer 
die Abficht, lediglich in ihrem Bezirke die unter den Berufs⸗ 
genoſſen oder deren Hinterbliebenen herrſchende Not zu lindern, 
fo kann fie auch zur Erreichung dieſes beſchränkten Zwecks ver- 
ſchiedene Wege betreten. Sie kann z. B. die Unterſtützungen 
aus dem Vermögen der Kammer direkt an die Bedürftigen 
zahlen, fie kann für dieſen Zweck eine beſondere, nur ihren Be⸗ 
zirk umfaſſende Organiſation ſchaffen, fie kann aber neben noch 
anderen Möglichkeiten auch in dieſem Falle ſich einem, mehrere 
Bezirke oder das ganze Reich umfaſſenden Inſtitute anſchließen, 
von dem fie die Überzeugung hat, daß durch ſeine Tätigkeit 
auch in ihrem eigenen Kammerbezirk ein Erfolg herbeigeführt 
wird, der beim Beſchreiten eines anderen Weges nicht größer 
ſein würde. Der Anſchluß an eine auf das ganze Deutſche 
Reich ſich erſtreckende Hülfskaſſe bietet außerdem auch, ähnlich 
wie bei den Verſficherungsgeſellſchaften, eine ſehr erwünſchte 
Garantie für eine ohne Schwankungen vor fi) gehende gleich⸗ 
mäßige Fortführung des Hilfswerks, indem ſich dann Zufälligkeiten, 
wie das ploͤtzliche Eutftehen eines beſonders viele Anwälte einer 
beſtimmten Gegend berührenden Notſtandes, leicht ausgleichen. 
Bedenkt man nun, daß die „Hülfe kaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte“ gerade nach Sachſen in früheren Jahren ſo ausgiebige 
Unterſtützungen gewährt hat, daß die Beiträge der Dresdener 
Kammer an ſie weit davon überſtiegen wurden, im letzten Jahre 
allein um 4 150 Mark, und daß daneben ein auch Sachſen in 
der Zukunft mit zugute kommender Grundſtock von über einer 
Million Mark angeſammelt worden iſt, ſo kann, auch wenn 
man dabei beachtet, daß viele ſächfiſche Anwälte noch Einzel⸗ 
beiträge zur Hülfskaſſe entrichtet haben, doch gefolgert werden, 
daß der eventuell in Ausficht genommene Beitritt der Dresdener 
Anwaltskammer als korporatives Mitglied der Hülfskaſſe eine 
Maßregel iſt, die in verſtändiger Wahrnehmung der unmittelbar 
eigenſten Intereſſen der Kammermitglieder geſchieht. Wenn der 
Beſchwerdeführer demgegenüber anführt, daß allein die Dresdener 
Kammer bei Durchführung jenes Beſchluſſes äußerſtenfalls gegen 
30 000 Mark jährlich zur Hülfskaſſe beizuſteuern habe, während 
die nach Sachſen gefloſſenen Unterſtützungen das letzte Jahr nur 
8 150 Mark betrugen, fo überfiebt er, daß der Beitritt 
der deutſchen Anwaltskammern als korporative Mit⸗ 
glieder gerade zu dem Zweck erfolgen fol, um die Hülfskaſſe 
mit Rückſicht auf den die jetzt vorhandenen Mittel weit übers 
ſteigenden Bedarf zu befähigen, fortan viel mehr Unterſtützungen 
zu gewähren als bisher, und zugleich den Kapitalgrundſtock 
raſcher auf eine den künftigen Bedürfniſſen nach Fürſorge gerecht 


werdende Höhe zu bringen. Die Größe der eventuell in Aus- 


ficht genommenen Beiträge gibt auch im übrigen keinen Anlaß 
zu Bedenken. Es iſt nicht abzuſehen, daß die Kammer einen 
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hierbei zu berüͤckfichtigenden Umſtand nicht richtig gewürdigt habe 
oder künftig nicht beachten werde. Ein jährlicher Beitrag von 
hoͤchſtens 40 Mark für das Mitglied zu jenem Zweck tft keines⸗ 
wegs unangemeſſen. 

Der angefochtene Beſchluß der Anwaltskammer enthält 
nach alledem in keiner Beziehung eine Verletzung des Geſetzes, 
er iſt vielmehr mit Genugtuung zu begrüßen im Jutereſſe der 
Würde und Ehre des Anwaltsſtandes, von der eine gedeihliche 
Rechtspflege nicht minder abhängt, als von dem Auſehen des 
Richterſtandes. 

Die Beſchwerde des Rechtsanwalts X. wird hiernach als 
unbegründet zurückgewieſen. 

(gez.) Loß nitzer. 


Ein Wort zur Lage der bayeriſchen Auwaltſchaft. 
Von Dr. Wilhelm Roſenthal, München. 


J. 

Zehn Jahre find vergangen, ſeitdem im September 1894 
ſich der Deutſche Anwaltstag in Stuttgart in eingehenden Ver⸗ 
handlungen mit der Frage befaßt hat, ob in den für die 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft durch die Deutſche Rechts 
anwaltsordnung geſchaffenen Bedingungen eine Anderung ein · 
treten ſoll. 

In einer langen Debatte, deren Lektüre auch heute noch 
vielfache Anregung und überaus wertvolles Material zur 
Würdigung dieſer Frage bietet, ift damals eine Reihe unferer 
hervorragendſten Kollegen, allen voran unſer Münchener 
Kollege, Geheimer Hofrat Dr. v. Pemſel, dafür eingetreten, 
daß einerſeits zwar jede grundſätzliche Einſchränkung der freien 
Advokatur als unzuläſſig und durch die tatſächlichen Verhältniſſe 
nicht gerechtfertigt, andererſetts aber im Intereſſe der Rechts ⸗ 
pflege und des Anſehens des Anwaltsftandes es für erforderlich 
erachtet wurde, daß dem verfrühten und voreiligen Zugange zur 
Rechtsanwaltsſchaft durch die geſetzliche Einführung einer, der 
Richteramtsprüfung nachfolgenden ee Vorbereitungszeit 
tunlichſt vorgebeugt werde. 

Damals in Stuttgart find dieſe Auſchauungen nicht durch⸗ 
gedrungen, indem der Beſchluß des Auwaltstages mit einer 
Majorität von 96 gegen 60 Stimmen ſich gegen jede Anderung 
der geſetzlichen Vorſchriften ausgeſprochen hat. 

Inzwiſchen find die Verhältniſſe innerhalb der Deutſchen 
Anwaltſchaft nicht beſſer geworden. Schon haben ſpeziell in 
Bayern, veranlaßt durch die Verfehlungen einzelner Anwälte, ſich 
die Tageszeitungen mit dieſen Verhältniſſen unſeres Standes 
befaßt, auch in Kollegenkreiſen wird die Frage mehr und 
mehr erörtert, was denn im Intereſſe des Auwaltsſtandes zu 
geſchehen habe, und auch das Bayeriſche Juſtizminiſterium hat 
ſich, wie ich hoͤre, bereits ſeit einiger Zeit eingehend mit dieſet 
Frage befaßt, ohne jedoch ſeinerſeits zu einem feſten Entſchluſſe 
kommen zu konnen. | 

In der Tat iſt denn auch gerade in Bayern die Ber 
mehrung der Rechtsanwälte in den letzten 10 Jahren eine über ⸗ 
aus und unverhältnismäßig große, wie dies am beiten durch 
eine kurze Anführung der einſchlägigen Ziffern bewieſen wird. 


34. Jahrgang. 


Während Anfangs des Jahres 1894 die Zahl der deutſchen 
Anwälte ſich auf 5630 und die der bayperiſchen auf 489 ftellte, 


war Anfangs des Jahres 1903 die der deutſchen Anwälte auf 


6902 und die der bayeriſchen auf 852 geſtiegen; die Anwalts- 


ziffer im Bezirke des Kammergericht Berlin iſt von 758 
Anfangs 1894 auf 1042 Anfangs 1903 und die des Oberlandes⸗ 
gerichts München von 212 Anfangs 1894 auf 384 Anfangs 1903 


geſtiegen. Dieſe Ziffern, welche ich der alljährlich in der 


Fiuriſtiſchn Wochenschrift veröffentlichten Uberſicht der Jahres ⸗ 


berichte der einzelnen Anwaltskammern entnehme, ergeben von 


Anfang 1894 bis Anfang 1903 eine Vermehrung von 24 Prozent 


für das Deutſche Reich, 74 Prozent für Bayern, 37 Prozent 
für den Bezirk des Kammergerichts Berlin und 81 Prozent für 
den des Oberlandesgerichts München. 

Die Vermehrung der Anwälte iſt alſo in Bayern weſentlich 
ſtärker als im Deutſchen Reiche überhaupt, und die Steigerung 
der Anwaltsziffer ſpeziell in München — 81 Prozent in den 
letzten 10 Jahren — wird von keinem der übrigen Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirke auch nur annähernd erreicht. 

Wenn man nun gewiſſermaßen als Probe auf das Exempel 


die Zahl der Einwohner, auf welche je ein Anwalt trifft, be⸗ 
rechnet, fo entfällt — ich lege hier die im Verzeichnis des 
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Deutſchen Anwaltsvereins enthaltenen Ziffern der Einwohner 
der einzelnen Oberlandesgerichtsbezirke zugrunde — im Deutſchen 
Reiche auf 8064 Einwohner, in Bayern auf 7247, im Kammer⸗ 
gerichtsbezirke Berlin auf 4487 und im Oberlandesgerichtsbezirk 


München ſchon auf 4579 Einwohner ein Anwalt. 


II. 


Mag nun fein, daß dieſes ſtarke Anwachſen der Anwälte 
auch in Bayern zum Teil durch die an ſich dem abſolvierten 


: Juriſten mehr als ſonſt dem akademiſch Gebildeten gebotene 


Vielfältigkeit der Berufschancen und den dadurch bewirkten 
Maſſenzudrang zum Huriftiichen Studium überhaupt veranlaßt 
wird; damit allein aber läßt ſich die im Verhaltnis zum übrigen 
Deutſchen Reiche unverhältnismäßig ſtarke Vermehrung der 
bayeriſchen Anwälte nicht erklären. 

In Bayern kommt vielmehr als weiterer und hauptſäch⸗ 


ö licher Grund vor allem in Betracht, daß gewiſſen Gruppen 
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von abſolvierten Juriſten andere Sparten der praktiſchen Juris⸗ 
prudenz von vornherein verſchloſſen find und dieſe dann 
faͤmtlich zur Anwaltſchaft gedrängt werden; abgeſehen davon, 
daß nach der Entwickelung, die die Verhältniſſe jetzt auch in 
Bapern genommen haben, wohl die allermeiſten der geprüften 
Rechtspraktikanten jüdiſcher Konfeffion mangels irgend welcher 
anderer Berufs möglichkeit zur Anwaltſchaft übergehen müſſen, 
hat ſchon der Herausgeber der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Herr 
Dr. Hugo Neumann, in ſeinem Rückblick auf das letzte 
Vierteljahrhundert deutſcher Juſtizgeſetzgebung (JW. 1904, 460) 
von der Übung berichtet, wonach in Bayern Rechts⸗ 
praktikanten, welche im Staatsexamen nur die Note III er- 
langen konnten, von der Anftellung als Richter ſchlechthin aus⸗ 
zeſchloſſen find; mit Recht hat bei dieſer Gelegenheit 
Dr. Neumann den Satz aufgeſtellt, daß ſolchen Rechts⸗ 
praktikanten, welche die Juſtizverwaltung nicht als materiell ge⸗ 
eignet zum Richterdienſt erachtet, fie dieſe Fähigkeit auch nicht 
formell bescheinigen dürfe. 
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Nun liegen aber die Verhältniſſe in Bapern noch viel 
kraſſer, als nach jener kurzen Bemerkung Dr. Neumanns, 
angenommen werden kann, indem bei uns in Bayern die An⸗ 
ſtellung als Richter prinzipiell mehr Vorausſetzungen erfordert, 
als die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft. 

In 8 7 der Baperiſchen Verordnung vom 4. Januar 1901 
ift nämlich beſtimmt, daß das Staatsminiſterium der Juſtiz, 
ſoweit nicht ſchon geſetzliche Beſtimmungen beſtehen, allgemein 
für die Bewerbung und Anſtellung in einem beſtimmten Dienſt⸗ 
zweig des hoheren Juſtizſtaatsdienſtes eine beſondere Art und 
Dauer der Fortſetzung der Praxis der Staatsdienſtaſpiranten 
nach beſtandenem Examen vorſchreiben kann. 

Dieſe Vorſchriften find dann auch in § 20 der Bekannt- 
machung des Königlichen Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 
7. Januar 1901 wie folgt getroffen worden: 

1. Geprüfte Rechtspraktikanten, die ſich um Anſtellung 
als Richter bewerben wollen, haben mindeſtens 
6 Monate bei einem bayeriſchen Amtsgericht Praxis 
zu nehmen. 

2. Geprüfte Rechtspraktikanten, die ſich um Anſtellung 
als Dritter Staatsanwalt (d. i. in Bayern die An- 
fangsftufe der ſtaatsanwaltſchaftlich - richterlichen 
Karriere) bewerben, haben außerdem mindeſtens noch 
auf die Dauer von 4 Monaten Praxis bei der Staats- 
anwaltſchaft an einem bayeriſchen Landgerichte zu 
nehmen. 

3. Geprüfte Rechtspraktikanten, die ſich um Anſtellung 
als Sekretär bewerben wollen, haben ſich eine gründ⸗ 
liche Kenntnis des Gerichtsſchreiberdienſtes anzueignen, 
und zu dieſem Zwecke eine Zeitlang ausſchließlich 
Praxis bei der Gerichtsſchreiberei eines baperiſchen 
Amts- oder Landesgerichtes zu nehmen. 

4. Die Bewerber um Anſtellung als Notar müſſen gemäß 
§ 9 des Baperiſchen Notariats Geſetzes vom 
9. Juni 1899 außer der Erlangung der Fähigkeit 
zum Richteramt den Nachweis einer zur Vorbereitung 
für das Amt eines Notars genügenden Beſchäftigung bei 
einem Notar erbringen, und dieſer Vorbereitungsdienſt 
ſoll in der Regel nicht weniger als 2 Jahre umfaſſen. 

Ich habe dieſe Verordnung deshalb wenigſtens in ihren 
weſentlichen Beſtimmungen ausführlich erwähnt, um zu zeigen, 
daß die bayeriſche Juſtizverwaltung für die Anſtellung im 
Staatsdienſt — ſogar als Gerichtsſchreiber — neben dem 
Staatsexamen noch die Erfüllung ganz beſonderer, durchaus 
nicht nebenſächlicher Erforderniſſe verlangt, während andererſeits 
jeder Rechtspraktikant, wenn er nur ſein Staatsexamen be⸗ 
ſtanden hat, ſofort als Rechtsanwalt zugelafien wird. 

Hier iſt alſo bereits ein weſentlicher grundlegender Unter- 
ſchied zwiſchen den Rechtsanwälten und den übrigen Juriſten 
gegeben; dieſe an ſich ſchon dem Anwaltſtand gewiß nicht 
nützliche Unterſcheidung wird aber durch die zu dieſer Bekannt⸗ 
machung beigefügten „Bemerkungen“ des Juſtizminiſteriums in 
ihren praktiſchen Folgen noch weſentlich verſchärft; hier heißt es 
nämlich unter Ziffer 3.: 

„Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen müſſen an die 

Richter der . ſehr hohe Anforderungen geſtellt 

werden 


102 


„Mit Rückſicht auf dieſe Tatſache und bei dem großen 
Zugang von Bewerbern aus den letzten Prüfungs jahren 
mit der Note II werden künftig die Bewerber mit den 
tieferen Prüfungsnoten wenig Ausfiht haben, im 
laufenden Dienſte zur Anſtellung als Amtsrichter zu 

gelangen. 

„Es ſoll hiemit nochmals darauf hingewieſen werden, 
daß Bewerber mit weniger günſtigen Prüfungsnoten 
gut daran tun werden, wenn fie fi nicht ausſchließlich 
dem Gerichtsſchreiberdienſte widmen wollen, ſich dem 
Juſtizſtaatsdienſte nicht zuzuwenden.“ 

Und Ziffer 4 dieſer Bemerkungen beſagt ausdrücklich, „daß 
auch bei einem Vorſchlag für die Anſtellung als Notar in 
Zukunft auf den Befitz einer günftigen Prüfungsnote beſonderes 
Gewicht gelegt werden muß 

Es find alſo hier ſämtliche Kandidaten mit der Note III 
direkt darauf hingewieſen, von einer Bewerbung um Anſtellung 
als Richter oder Notar abzuſehen, d. h. wenn ſie ſich nicht 
damit abfinden wollen, Gerichtsſchreiber zu werden und zu 
bleiben, für welche Sparte fie übrigens gleichfalls noch eine ge⸗ 
wiſſe „Nachpraxis“ abſolvieren müſſen, bleibt ihnen eben nichts 
anderes übrig, als zur Anwaltſchaft zu gehen. 

Es iſt klar, daß durch dieſe Maßnahmen allerdings eine 
Verbeſſerung der Durchſchnittstüchtigkeit des Richterſtandes er- 
reicht wird, freilich aber auf Koften der Anwaltſchaft, indem 
auf dieſe Weiſe gerade die ſchlecht qualifizierten Elemente 
ſamt und ſonders direkt in die Anwaltihaft hineingedrängt 
werden. 

Man muß ſich aber nun billigerweiſe fragen, wie dieſe 
Anſchauung der hoͤchſten Juſtizverwaltungsbehoͤrde in Bayern 
mit der Beſtimmung des § 1 der Deutfchen Rechtsanwalts- 
ordnung in Einklang gebracht werden kann, wonach als Anwalt 
nur zugelaſſen werden kann, wer auch die Befähigung zum 
Richteramt erlangt hat; denn dieſer § 1 der Rechtsanwalts- 
ordnung ſpricht nicht etwa nur von dem Beſtehen der Richter⸗ 
amtsprüfung, ſondern verlangt ganz allgemein für die Zu⸗ 
laſſung zur Anwaltſchaft die Befähigung zum Richteramte über- 
haupt. und wenn das bayeriſche Juſtizminiſterium dieſe 
Kandidaten, die ſogenannten „Dreier“, nicht für fähig erachtet, 
ein Richteramt auszuüben, dann dürfen ſie folgerichtig auch 
nicht als Rechtsanwälte zugelaſſen werden. 

In Bayern aber werden Jahr für Jahr eine große An⸗ 
zahl ſolcher Kandidaten zur Ausübung der Praxis zugelaſſen, 
die das Miniſterium niemals als zum Richteramt befähigt er⸗ 
achten würde, indem ſie alle die Vorausſetzungen, welche das 
Miniſterium für die Anſtellung zum Rial ter verlangt, nicht 
erfüllt haben. 

Nun bin ich mir wohl bewußt, daß der Staat niemandem 
ein Recht auf Anſtellung als Richter oder Beamter gewähr⸗ 
leiſtet, und daß der Staat für ſich das Recht in Anſpruch 
nimmt, die Vorausſetzungen für die Anſtellung ſeiner Beamten 
nach ſeinem freien Gutdünken feſtzuſetzen. Dann dürften in 
Konſequenz der geſetzlichen Beſtimmungen zur Rechtsanwalt 
ſchaft auch nur ſolche Perſonen zugelaſſen werden, welche 
nach den baperiſchen Geſetzen und Verordnungen zum Richter⸗ 
amt befähigt find. Die von der bayeriſchen Regierung beliebte 
Differenzierung zwiſchen Richtern und Anwälten verſtoͤßt alſo 
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meines Erachtens direkt gegen die Beſtimmungen der Rechts 
anwaltsordnung, welche an ſich durch Verordnungen und Geſetze 
der Einzelſtaaten niemals alteriert werden kann. 


III. 


Diefe ſeit Jahren in Bayern angewandte bung hat nun 
aber für die bayeriſche Anwaltſchaft — und dies iſt der haupt⸗ 
fachliche Grund, weshalb fie hier näher berührt wurde — recht 
unangenehme Folgen gezeitigt. Denn abgeſehen davon, daß 
durch die große Zahl derjenigen Rechtspraktikanten, welche 
mangels irgend welcher anderer Chancen zur Rechtsanwaltſchaft 
übergehen, die Anzahl der Anwälte fi ſtetig fteigert, wird 
gerade infolge der Tatſache, daß der weitaus groͤßte Teil 
der ſchlechtqualifizierten Kandidaten zur Anwaltſchaft geht das 
Anſehen unſeres Standes ſtets mehr und mehr herabgedrückt. 

Denn wenn auch die Note des Staatskonkurſes niemals 
ein unanfechtbarer Prüfſtein für die Tüchtigkeit eines Juriſten 
iſt, fo iſt doch ſicher, daß durch das Zuftrömen einer fo großen 
Anzahl ſolch ſchlecht qualifizierter Elemente die durchſchnittliche 
Tüchtigkeit der Anwälte gemindert wird. Auf den kraſſen 
Widerſpruch, der darin liegt, daß ein Jurift, der zunächſt nicht 
einmal zur tichtigen Führung einer Sekretaͤrſtelle an einem 
kleinen und kleinſten Amtsgericht fähig ſein ſoll, doch für fähig 
und befugt erachtet wird, als Anwalt in einer großen Stadt 
ſofort tätig zu ſein, hat ſchon in ſeinem Bericht zum Stutt⸗ 
garter Anwaltstag Geheimer Hofrat Dr. v. Pemſel in überaus 
treffender Weiſe hingewieſen und hiebei eingehend dargetan, 
daß die richtige Ausübung des Anwaltsberufes eher mehr, 
ſicher aber keine geringeren Fähigkeiten als das Richteramt 
verlangt. 

Daß aber durch die nun einmal infolge der Maſſenzulafſung 
minderqualifizierter Kollegen eintretende Minderung der Durch⸗ 
ſchnittstüchtigkeit der Anwälte, deren Anſehen bei Gericht erheb- 
liche Einbuße erleiden muß, und auch tatſäͤchlich erleidet, kann 
ernſtlich nicht in Zweifel gezogen werden; es wird auch durch 
unſere Erfahrungen faſt täglich von neuem bewieſen. 

Iſt es doch in der menſchlichen Natur nur allzu fehr begründet, 
daß der Richter, der weiß, daß unter den vor ihm auftretenden 
Anwälten Dutzende find, welche zu dem von ihm ausgeübten 
Amte nicht befähigt find, regelmäßig ſich bedeutender und 
wertvoller erſcheint, als eben dieſe Anwälte und daß ſodann 
dieſe Geringſchätzung des Richters von den einzelnen Anwälten 
ſich allmählich auf den ganzen Stand überträgt. Dazu kommt 
aber dann — und wer unſere bayeriſchen Verhältniſſe mit 
offenem Auge und dem Willen ehrlicher Kritik betrachtet, wird 
dies zugeben müſſen — die weitere Tatſache, daß gerade unter 
dieſen ſchlechtqualifizierten und dem Anſehen des Anwaltsſtandes 
abträglichen Elementen in der Tat ſich manche befinden, denen über ⸗ 
haupt die Fähigkeit, den Anwaltsberuf in entſprechender Weife aus · 
zuüben, ermangelt. Denn nicht wenige unter ihnen haben während 
der vorgeſchriebenen 6 monatlichen Vorbereitungspraxis überhaupt 
nur pro forma ſich auf einer Anwaltskanzlei aufgehalten und fich 
dann nach dem Staatskonkurs ſofort als Anwalt niedergelaſſen, 
ohne vielleicht jemals die deutſche Rechtsanwaltsordnung geleſen 
und ſich über die ſchwere Verantwortung, die eine gewiſſenhafte 
Ausübung des Anwaltsberufes mit ſich bringen muß, auch nur 
einen Gedanken gemacht zu haben, geſchweige denn, daß ſie fich 
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über die ungeſchriebenen, in Geſetzen und Verordnungen un- 
möglich) aufzuführenden Pflichten eines Anwalts auch nur im 
Entfernteſten klar geworden find. Sie wiſſen nicht und können 
nicht wiſſen, daß der Anwaltsberuf, wie kein anderer, die Zurück⸗ 
ſtellung der eigenen Intereſſen hinter die der Klientel verlangt, 
an die Uneigennützigkeit und fittliche Integrität feiner Ver⸗ 
treter die hoͤchſten Anſprüche ftellt und daß in keinem anderen 
Stande fo oft die Notwendigkeit eintritt, ſchwere Verſuchungen 
faſt täglich zu überwinden, um nicht, ſei es im falſch ver⸗ 
ſtandenen Intereſſe der Klienten, oder aus Eigennutz, oder aber 
aus unrichtig angewandter Kollegialität, gegen die Vorſchriften 
und Abfichten des Rechtes zu verſtoßen. Die Verftöße, deren 
ſich dieſe Kollegen ſchuldig machen, und die eben vor allem 
auf dem Mangel jedweder „Erziehung zur Anwaltſchaft“ 
beruhen, zeigen ſich dann aber nicht nur im Verkehr mit den 
Kollegen, ſondern auch gegenüber den Richtern und wohl noch 
mehr und unverhüllter im Verkehr mit dem Publikum. 

Dieſe Verfehlungen einzelner Anwälte ſchädigen natürlicher⸗ 
weiſe das Anſehen des ganzen Anwaltsſtandes, und es hat 
deshalb die bayeriſche Anwaltſchaft ein großes vitales Intereſſe 
daran, darauf hinzunarbeiten, daß ſolche minderqualifizierte 
Kandidaten, welche die oberſte Juſtizbehoͤrde nicht zum Richter⸗ 
amte zuläßt, auch nicht ohne weiteres zur Anwaltſchaft über⸗ 
gehen konnen. 

IV. 

Aber abgeſehen von der Minderung ihres Anſehens, hat 
die Anwaltſchaft noch einen weiteren Grund, der auf dieſe 
Weiſe bewirkten unverhältnismäßigen Vermehrung der Anwälte 
in Bayern entgegenzutreten; denn dieſe ſtarke Vermehrung der 
Rechtsanwälte bringt es von vornherein mit ſich, daß auf den 
einzelnen Anwalt ſchon an fi eine weitaus geringere Be⸗ 
ſchäftigungsmöͤglichkeit entfällt; dies iſt dann um fo empfind- 
licher, als ja im allgemeinen das Tätigkeitsgebiet der Anwälte 
überhaupt ſeit Schaffung der freien Advokatur mehrfach und 
nicht unbedeutend eingeſchränkt wurde, und ſich in dieſem Be⸗ 
ſtreben die Reichsregierung und unſere parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften mit privaten Vereinigungen zuſammengefunden haben. 

Durch den Ausſchluß der Anwälte von den Gewerbe⸗ 
gerichten und — dank des Beſchluſſes des Deutſchen Reichs⸗ 
tages — von den Kaufmanns gerichten, durch die Schaffung 
eigener privater Rechtsſchutzſtellen (Volksbureaus, jnriſtiſche 
Auskunftsſtellen und dergl.) find die Anwälte in der Prozeß. 
führung und in der Konfulentie, welche beide doch die haupt⸗ 
fächlichften Gebiete der regulären Anwaltstätigkeit bilden, nicht 
unbedeutend beſchränkt worden, ohne daß hiergegen die Anwalt⸗ 
ſchaft als ſolche jemals Stellung genommen hätte Wird nun 
ſo einerſeits, obwohl die Zahl der Anwälte ſtetig wächſt, deren 
Tätigkeitsgebiet weſentlich eingeſchränkt, ſo hat man andererſeits, 
während überall jonft mit Rückſicht auf die teureren Lebens⸗ 
verhältniſſe Gehaltserhoͤhungen, Wohnungsgeldzuſchüſſe uſw. von 
den Beteiligten angeſtrebt und vom Staate auch zugebilligt 
wurden, die Gebühren der Anwälte wiederholt beſchnitten und 
ſo dazu beigetragen, daß das Einkommen der Anwälte noch 
weiter in erheblichem Maße gefchmälert wird. Ich darf in 
dieſer Beziehung auf die Bayeriſche Verordnung betreffend die 
Gebühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege vom 26. März 1902 verweiſen, welche ohne jeden erficht- 
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lichen Grund die Grundgebühr der einzelnen, ſpeziell der höheren 
Wertklaſſen weſentlich niedriger als die Reichsgebühren⸗ 
ordnung bemeſſen hat. Auch das Beſtreben der Richter, an den 
Gebührenanſätzen der Anwälte Kritik zu üben und Streichungen 
vorzunehmen, hat, der allgemeinen Neigung folgend, mehr und 
mehr überhand genommen und hiebei z. B. bei der Nachzählung 
einzelner Wörter und Silben im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 
Gepflogenheiten ausgebildet, welche ſo wenig der Würde des 
kontrollierenden Richters als der des kontrollierten Auwaltes 
entſprechen. 

Auch dieſe Erwägungen müſſen unbedingt dazu führen, daß 
wir Aumälte in Bayern das Anwachſen der Anwaltſchaft in der 
bisherigen Weiſe nach Moͤglichkeit zu verhindern ſuchen. 

Hat doch gerade die Erfahrung der letzten Jahre in 
Bayern, in welchen die wirtſchaftliche Depreſſion eine allmählich 
einſetzende, aber ſtetig fortſchreitende Minderung der Prozeß ⸗ und 
Konfiliartätigkeit der Anwälte bewirkte, uns klar bewieſen, daß 
der Anwalt häufig in eine Lage kommt, in welcher er, ganz ab- 
geſehen von den ſich von Jahr zu Jahr ſteigernden Speſen der 
Kanzlei ufw., für ſich ſelbſt kaum mehr das Exiſten minimum 
verdienen kann. In ſolchen Fällen werden aber dann gerade die 
Anwälte, welche eben vom Staatskonkurs kommend, nicht 
einmal mit dem durchſchnittlichen Willen ausgeſtattet, an 
und für ſich ſchwer zu kämpfen haben, am eheſten vollſtändig 
verſagen. 

Darum iſt es nötig, den Zuzug folder nicht genügend 
vorbereiteter und ſchlechtqualifizierter Kandidaten von der Anwalt⸗ 
ſchaft ferne zu halten, um ſo einer weiteren Verſchlechterung 
der Durchſchnittstüchtigkeit des Anwaltsſtandes entgegen⸗ 
zuarbeiten, und damit auch gleichzeitig das Anſehen unſeres 
Standes nach Möglichkeit wiederum zu heben. 


V. 


Wenn wir aber gegen die oben dargelegten, den Anwalts- 
ſtand in feinem inneren Werte und äußerem Anſehen jo ſehr 
ſchädigenden Erſcheinungen ankämpfen wollen, jo müſſen wir 
vor allem darnach trachten, daß ſpeziell in Bayern das bisher 
übliche Syſtem von Grund aus geändert wird. Die Anwalt- 
ſchaft darf künftig nicht mehr für alle die Juriſten Sammel- 
ftätte fein, welche nach der Anſchauung der oberſten Juſtiz⸗ 
behoͤrde zum Richter⸗, Gerichteſchreiber⸗, oder Notariats dienſt 
nicht tauglich find. Wir müſſen und können im Intereſſe 
unſeres Standes verlangen, daß, wie es die Beſtimmung der 
Rechtsanwaltsordnung im Ange hat, nur der Anwalt wird, der 
auch zum Richter befähigt iſt, und daß, ſo lange die Anſtellung 
zum Richteramt beſondere Vorausſetzungen verlangt, dieſe Vor⸗ 
aus ſetzungen auch für die Zulaffung zur Anwaltschaft gelten müſſen, 
ſelbſtverſtändlich mit der Maßgabe, daß an Stelle der gericht⸗ 
lichen Nachpraxis für die Anwälte eine ſolche in einer Anwalts- 
kanzlei zu treten hätte. Hiermit würde nicht nur der Zudrang 
zur Anwaltſchaft einigermaßen nachlaſſen, ſondern es würde 
auch zugleich eine beſſere Vorbereitung und Ausbildung der 
Anwälte für ihren Beruf ermöglicht werden. 

Es würde dann aber auch die Auffaſſung ſich wieder 
Geltung verſchaffen können, daß zwiſchen Richter und Anwalt 
in ſozialer und juriſtiſcher Hinſicht ein Unterſchied nicht beſteht 
und daß a priori der Rechtsanwalt genau das ſelbe Anſehen 
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wie der Richter beanſpruchen kann. Den Grundſatz, welchen 
der Ehrengerichtshof für Deutſche Rechtsanwälte wiederholt, 
zuletzt in Bd. 10 S. 18 ſeiner Entſcheidungen vertreten hat, 
daß nämlich derjenige, der zum Richter unfähig ſei, deshalb 
noch nicht zur Anwaltſchaft unfähig zu fein brauche, darf 
ſchlechterdings nicht mehr aufrechterhalten werden, da natur⸗ 
gemäß die Anwälte ſelbſt mit der richtigen Einſchätzung ihres 
Wertes beginnen müſſen. Hand in Hand damit wird dann 
zweckmäßig eine ſtraffere Handhabung der Diſziplin eintreten 
müſſen; fo begreiflich es ja auch aus menſchlichen Gründen fein 
mag, daß einerſeits unſere Ehrengerichte mit der Difziplinie- 
rung einzelner ſuſpekter Anwälte ſolange als moglich zuwarten 
und daß andererſeits kein Kollege den anderen zur Anzeige 
bringen will, fo ſehr erfordert es das Intereſſe des Anwalts- 
ſtandes, aber auch des rechtſuchenden Publikums, ſolche Kollegen 
beizeiten vor das Forum des Ehrengerichtes zu bringen und ſo 
weiteren Schaden hintanzuhalten. 

Als weiteres Mittel zur Hebung unſeres Standes käme 
dann vielleicht eine ſchon auf der Univerfität im juriſtiſchen 
Kolleg einzuführende Unterweiſung über das Weſen, die Pflichten 
und den Beruf des Anwaltsſtandes in Betracht. Jedenfalls 
aber könnten wir Anwälte in dieſer Richtung in der Weiſe 
wirken, daß, ähnlich wie es für Berlin und ſeine nächſten Vororte 
in regelmäßigen Kurſen bereits geſchieht, die bei uns in der Vor 
bereitungspraxis beſchäftigten jungen Kollegen nicht nur in die 
Technik des Anwaltsberufes einführen, ſondern ſie auch über die 
rechtliche Stellung des Anwaltes, ſeine ethiſchen und ſozialen 
Pflichten aufklären. Eine ſolche Unterweiſung wäre für die 
Herren, welche fi künftig felbft dem Anwaltsberufe widmen 
wollen, ſicherlich eine ſehr gute Einführung, denen aber, welche 
fpäter in den Stagtsdienſt treten, würde fie eine richtigere 
Meinung über den Anwaltsberuf vermitteln, als ihnen jetzt zum 
großen Teile innewohnt. 

Endlich wäre es wohl auch an der Zeit und von Vorteil, 
daß wir Anwälte die bisher geübte vornehme Zurückhaltung in 
Fragen unſeres beruflichen Intereſſes auch da, wo es ſich um 
wirtſchaftliche Vorteile handelt, für die Zukunft einigermaßen 
aufgeben. Wenn die Anwaltſchaft ſich hiezu entſchließen kann, 
und einerſeits ihre materiellen und ideellen Intereſſen ſchädigende 
Geſetzesentwürfe bekämpfen, andererſeits auch ſelbſt zu wichtigen 
Fragen, z. B. Anderungen der Gebührenordnung, Verbindung 
des Notariats und der Anwaltſchaft bei uus in Bayern, ſach⸗ 
gemäß und nachdrücklich Stellung nehmen wird, werden weitere 
Schädigungen des Anwaltsſtandes für die Zukunft hoffentlich 
ausgeſchloſſen ſein; und es iſt doch in der Tat kein Grund ein⸗ 
zuſehen, warum die Anwaltſchaft, auch wenn es ſich um mate⸗ 
rielle Fragen handelt, nicht auch ihre Intereſſen in entſprechender 
Weiſe vertreten ſoll, ſo wie dies nenerdings ja auch die Orga⸗ 
niſationen der Arzte, z. B. ſpeziell in München, wiederholt und 
erfolgreich getan haben. 

Dann wird es aber auch unmöglich fein, daß der Anwalt⸗ 
ſtand durch unberechtigte Angriffe von den verſchiedenſten Seiten 
z. B. in der bayeriſchen Kammer der Abgeordneten, des öfteren 
und vollkommen grundlos herabgewürdigt wird, ohne daß die 
Anwaltſchaft oder ihre berufenen Organe hiergegen in energiſcher 
Weiſe Stellung nehmen, wie dies leider zu oft und zum ſchweren 
Schaden unſeres Anſehens bisher verſäumt worden if. — — 
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Alle meine Darlegungen, wie ich fie oben verſucht habe, 
koͤnnen — deſſen bin ich mir wohl bewußt — lediglich als be» 
ſcheidene Anregungen in Erwägung kommen. Wenn ich ſie 
ausgeſprochen habe, fo geſchah es in Übereinſtimmung mit 
vielen bayeriſchen Kollegen, die auf Grund ihrer Erfahrungen 
die Abſtellung der oben erwähnten Mißſtände für dringend not ⸗ 
wendig erachten. Sie alle aber ſtimmen darin überein, daß 
dies nur geſchehen kann auf der Grundlage der abſoluten 
und ausnahmsloſen Gleichſtellung der Richter und Anwälte 
unter ſtrikter Beibehaltung der freien Advokatur, ebenſowohl im 
Intereſſe der Anwaltſchaft ſelbſt, als auch in dem der mit ihrem 
Gedeihen aufs engſte verbundenen Rechtspflege. 

Und wenn dies geſchieht, ſo geſchieht es gleichzeitig im 
Intereſſe der Erhaltung der freien Zulaſſung, welche überaus 
wichtige Vorausſetzung für die Freiheit und Unabhängigkeit des 
Anwaltsſtandes dieſem, trotz aller Widerſacher, in feinem und 
der Rechtspflege Intereſſe unter allen Umſtänden gewahrt 
werden muß. 


Ein Notbehelf in Armenſachen und zur Reform 
des Armenrechts. 
Von Landgerichtsdirektor Winkler, Hagen i. W. 


A beantragte zur Durchführung eines Anſpruches von 
2368 000 Mark gegen den ſehr vermoͤgenden B bei dem Land⸗ 
gericht die Bewilligung des Armenrechts. Die ſummariſche 
Prüfung des Geſuches ergab nicht die „offenfichtliche Ausſichts⸗ 
lofigkeit der beabſichtigten Rechtsverfolgung“ (vergl. RG. 4, 
417 und Gruchots Beitr. 36, 1229) und wenn auch über 
die Höhe des Anſpruches erhebliche Bedenken obwalteten, fo 
war doch das Objekt, das ziffermäßig auch nicht annähernd 
feſtgeſtellt werden konnte, ſicher ein ſehr hohes. Das Armen- 
recht war hiernach zu bewilligen. Der Armenanwalt hätte 
gegen B Klage auf Zahlung von 2 368 000 Mark erheben 
koͤnnen und würde hierdurch dem letzteren, allein an erſtinſtanzlichen 
Anwaltskoſten, auch im Falle feines Obſiegens eine unwieder⸗ 
einbringliche Ausgabe von 7 467 Mark erwachſen ſein. Da 
zudem der Anſpruch aus hier nicht weiter intereſſirenden Gründen 
beſonders zweifelhaft vor, beſchloß das Landgericht, dem A das 
Armenrecht vorläufig nur zur Einklagung eines Teil ⸗ 
betrages von 5000 Mark zu bewilligen und die Entſcheidung 
über die Bewilligung des Armenrechts wegen der Reſtforderung 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Vorprozeſſes über den 
Teilanſpruch aus zuſetzen. Dem A ſollte ermöglicht werden, 
den Rechts ſtreit in die Reoifionsinſtanz zu bringen, und es 
wurde ihm ausdrücklich die Befugnis vorbehalten, die Bewilligung 
des Armenrechts wegen der Reſtforderung oder eines Teiles der⸗ 
ſelben zu beantragen, wenn B widerklagend die Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes verlangen oder eine Gegenforderung geltend 
machen würde oder ſobald und ſoweit ſich im Laufe des Prozeſſes 
die Begründetheit des Anſpruches herausſtellen würde. 

Meines Erachtens entſpricht dieſe Entſcheidung dem geltenden 
Rechte. 

Die finngemäße Anwendung der 8$ 148 und 301 390. 
auf einen Beſchluß über die Bewilligung des Armenrechts iſt 
unbedenklich. Daß die Bewilligung des Armenrechts auf einen 


—— — 
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Teil des Prozeßgegenſtandes beſchränkt werden kann, ergibt auch 
der in der DIZ. 1898 S. 453 abgedruckte Beſchluß des 
RG. III 403/96 v. 27. April 1898. Die im § 36 Cl. I 
Tit. 36 der Allgemeinen Gerichtsordnung enthaltene Vorſchrift: 
„Die Zulaſſung der armen Partei zum Armenrechte ſoll 
der anderen auf keinerlei Art und Weiſe läͤſtig fallen“ 
iſt freilich in die ZPD. nicht übergegangen und überhaupt nicht 
vollſtändig durchführbar. Allein das nobile officium judicis 
und Treu und Glauben im Rechtsverkehre erfordern, daß bei 
der Bewilligung des Armenrechts auch das kollidierende Intereſſe 
des Gegners tunlichſt berückſichtigt und eine Schädigung des⸗ 
ſelben nach Möglichkeit vermieden wird, zumal dem Gegner 
nach § 127 3PO. (vergl. Entſch. d. RG. Bd. 20 S. 417) 
gegen die Bewilligung des Armenrechts ein Rechtsmittel nicht 
zuſteht.!) Wie der vermögende Kläger bei der Geltendmachung 
eines zweifelhaften Anſpruches mit einem hohen Objekte im 
Intereſſe der Koſtenerſparnis zunächſt nur einen Teil der Forderung 
einklagen wird, ſo kann dies auch von einer armen Partei, die 
nicht beſſer als die vermögende geſtellt zu werden braucht, ver- 
langt werden. Dringt der Armenkläger mit feinem Teilanſpruche 
durch, ſo wird durch die Verhandlung des Vorprozeſſes die 
nötige ſichere Grundlage für die Entſcheidung des Armenrechts⸗ 
geſuches wegen der Reſtforderung gewonnen und, wenn der 
obfiegende Kläger die Teilforderung eingezogen hat, häufig ein 
Bedürfnis für die weitere Bewilligung des Armenrechts nicht 
mehr beſtehen, da der Kläger mit dieſen Mitteln den Rechtsſtreit 
wegen der Reſtforderung führen kann. Die ſich hieraus ergebende 
Vervielfältigung der Prozeſſe wird nicht erheblich ins Gewicht 
fallen, zumal der Gegner, wenn es ſeinem Intereſſe entſpricht, 
Widerklage auf Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes erheben kann. 
Auf dieſem Wege würde meines Erachtens am 
beſten der Benachteiligung des Gegners durch den 
Mißbrauch des Armenrechts geſteuert werden, es 
würde ſogar in der Regel, ſolange die Reviſionsſumme nicht 
erhöht wird, die vorläufige Bewilligung des Armenrechts zur 
Durchführung eines Teilanſpruches von 1 600 Mark 
genügen. Wenn auch Objekte, wie der Wertgegenftand in dem 
vorliegenden Rechtsfalle, ſehr ſelten find, ſo kann doch dieſes 
Verfahren — ſelbſtverſtändlich bei pflichtmäßiger Prüfung des 
Einzelfalles — auch bei anderen teilbaren hohen Objekten zweck⸗ 
mäßig ſein, da für den Gegner die Erſparnis auch nur einiger 
Hundert Mark Koſten immerhin ein erwünſchter Gewinn 
ſein wird.“) 


) Vergl. auch die Ausführungen von Nöldede und Brück⸗ 
mann in der DIZ. 1901 S. 150 und 1903 S. 546. 

2, Der Kläger darf allerdings durch dieſes Verfahren nicht be⸗ 
nachteiligt werden. Da — abweichend vom PrALR. (vergl. u. a. 
Eutſch. d. RG. Bd. 39 S. 216) — nach § 209 BGB. durch die 
Einklagung eines Teiles der Forderung die Verjährung der Reſt⸗ 
forderung nicht unterbrochen wird (vergl. Entſch. d. RG. Bd. 57 
S. 872), entſteht das Bedenken, ob bei der Geltendmachung von der 
kürzeren Verjährung unterliegenden Anſprüchen das vom Landgericht 
beobachtete Verfahren ohne Benachteiligung des Klägers, wenn der 
Vorprozeß nicht rechtzeitig entſchieden werden kann, möglich ift. Ich 
möchte glauben, daß durch die Anwendung des § 203 BGB. dieſe 
Möglichkeit gegeben iſt. Wie Planck in der Note 1 zu § 203 be⸗ 
merkt, wird im Sinne dieſer Vorſchrift der Stillſtand der Rechts⸗ 
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Sollte nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung das 
vom Landgericht eingeſchlagene Verfahren zu beanſtanden ſein, da 
anzuerkennen iſt, daß dasſelbe in der ZPD. nicht ausdrücklich zu- 
gelaſſen iſt, ſo wäre doch bei einer Reform des Armenrechts 
eine ſolche Regelung des Verfahrens als praktiſch zu empfehlen. 

Hinfichtlich dieſer Reformfrage bot der vorliegende 
Rechtsfall noch ein weitergehendes Intereſſe. 

Vom Rechtsanwalt Roſenberg (DS3. 1898 S. 123) 
und vom Juſtizrat Weſtrum (JW. 1901 S. 589) iſt es 
bereits als ein fachlicher Mbelftand und als eine Unbilligkeit 
bezeichnet, daß der Rechtsanwalt in Armenſachen keine 
Gebühren erhalt. Die ganze Härte dieſes Rechtszuſtandes 
illuſtriert der in Rede ſtehende Fall, bei deſſen Bearbeitung der 
Armenanwalt eine außerordentliche Mühewaltung aufwenden 
muß, um der beſonderen tatſächlichen und rechtlichen Schwierig⸗ 
keit des in Betracht kommenden Materials gerecht zu werden. 
Erfahrungsmäßig gehören derartige verwickelte Rechtsfälle in 
Armenrechtsſachen nicht gerade zu den Seltenheiten. 

Als ein wirkſames Heilmittel gegen den Mißbrauch des 
Armenrechts wird vielfach eine größere Strenge bei der dem 
Entwurfe der ZO. ſogar unbekannten ſachlichen Vorprüfung 
der Geſuche und namentlich die obligatoriſche Anhörung 
des Prozeßgegners gefordert.“) Trotz eingehender Prüfung eines 
umfangreichen Aktenmaterials konnte in dem vorliegenden Rechts- 
falle eine genügende Klarſtellung des Sachverhaltes — und 
dies wird in ähnlichen ſchwierigen Fällen die Regel bilden — 
nicht erfolgen. Wäre B — deſſen Anhörung übrigens nach 
Lage der Sache nicht erforderlich war — gehört und hätte er 


pflege als ein Fall der „höheren Gewalt“ betrachtet und es wird 
daher der durch den Ausſetzungsbeſchluß des Gerichts für den 
Armenrechtsklager verurſachte relative Stillitand der Rechtspflege 
als ein Fall der „höheren Gewalt“ nach § 203 Abſ. 2 aufzufaſſen 
ſein. Erforderlich iſt dann nur, daß auf den erneuten Antrag des 
Klägers wegen der ganzen Reſtforderung innerhalb der letzten ſechs 
Monate der Verjährungsfriſt dieſe Beſchlußfaſſung wiederholt wird, 
wenn der Aud ſetzungsbeſchluß vor dieſem Zeitpunkte ergangen iſt 
(vergl. über den Begriff der „höheren Gewalt“ u. a. Entſch. d. RG. 
Bd. 1 S. 254 und S. 278, Bd. 14 S. 83 und Bd. 19 S. 37, über 
das Verhältnis dieſes Begriffes zu den im $ 233 ZPO. erwähnten 
„unabwendbaren Zufällen“ Entſch. d. RG. Bd. 48 S. 409 und 
Planck a. a. O.). Bekanntlich hat das RG. (vergl. u. a. Entſch. 
Bd. 38 S. 387 und Bd. 47 S. 377) die Tatſache, daß das Armen⸗ 
recht ſeitens des Gerichts verfpätet bewilligt oder zu Unrecht verſagt 
iſt, ſtändig als einen „unabwendbaren Zufall“ im Sinne des § 233 
3P0O. rechtlich behandelt. übrigens würde gegen einen Beſchluß, 
wie er hier in Rede ſteht, dem Antragſteller nach $ 127 3 O. (vergl. 
Entſch. d. RG. Bd. 42 S. 368) und nach § 252 daf. das Recht der 
Beſchwerde zuſtehen und in einem ſolchen kritiſchen Falle der In⸗ 
ſtanzenzug zu erſchöpfen ſein. 

) Vergl. Cohn D. 1896 S. 377, Brettner daſ. 1897 
S. 182, Roſenberg daſ. 1898 S. 123, Nöldecke daſ. 1901 S. 150 
und Weil daſ. 1902 S. 197. Gegen die von Cohn empfohlene 
Glaubhaftmachung mit Recht Brettner a. a. O. und Schott, 
Recht 1901 S. 165, letzterer auch gegen die Verſchärfung der Vor⸗ 
prüfung. Gegen die von Schott vorgeſchlagene Einführung ziviler 
Prozeßſtrafen wendet Franz, Pr. Verwaltungsblatt 21. Jahrg. 
S. 379 zutreffend ein, daß die Entziehung des Armenrechts für die 
unvermögende Partei eine viel härtere Maßregel ſei, als die Ver⸗ 
hängung einer Geldſtrafe für eine zahlungsfähige Partei. 
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ſich hierbei — wie bei der Wichtigkeit der Sache zu erwarten 
war — der Hilfe eines Rechtsanwalts bedient, ſo wäre ihm 
hierdurch an Anwaltsgebühren eine Ausgabe von 747 Mark 
erwachſen, während dieſe Koſten für die Vertretung im Teil⸗ 
prozeſſe in der erſten Inſtanz nur 156 Mark betragen. Aus 
dieſem Geſichtspunkte wäre wenigſtens bei höheren Objekten 
die allgemeine Anordnung des Gehoͤrs des Gegners bedenklich. 
Da die ſchaͤrfſte ſachliche Vorprüfung nicht im entfernteſten 
eine ſolche Aufklärung des Sachverhaltes zu verſchaffen vermag, 
wie fie bei der Durchführung des Rechtsſtreites über den Teil⸗ 
anſpruch gewonnen wird, ſo erſcheint auch aus dieſem Grunde 
der in dem Beſchluſſe des Landgerichts gewieſene Weg als der 
praktiſchere und er wird beſſer zum Ziele führen, als die z. B. 
von Nöldede a. a. O. befürwortete Einführung des 
Beſchwerderechts zugunſten des Gegners der armen Partei. 
Andererſeits darf die Bedeutung der ſachlichen Vorprüfung trotz 
ihrer mit Recht von Schott a. a. O. hervorgehobenen nur 
problematiſchen zweckentſprechenden Durchführbarkeit nicht unter ⸗ 
ſchätzt werden. Zur Ermöglichung einer beſſeren materiellen 
Vorprüfung wäre meines Erachtens eine andere Reform- 
maßregel dringend erwünſcht. Schon Cohn hat a. a. O. 
darauf hingewieſen, daß die Abfaſſung der Armenrechtsgeſuche 
durch die Partei oder durch Winkelſchreiber den Mißbrauch des 
Armenrechts erheblich fördert. Auch die nach 8 118 390. 
weiter zuläffige Aufnahme der Geſuche zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers iſt ungenügend. Bei aller Achtung vor 
der Befähigung und Gewiſſenhaftigkeit dieſer Beamten befitzt 
doch ein Beamter, welcher Richterqualität hat, nicht nur um⸗ 
fangreichere Rechtskenntniſſe, ſondern vor allem dem Publikum 
gegenüber eine größere Autorität. Deshalb iſt, wenn ein 
ſolcher Beamter das Armenrechtsgeſuch aufnimmt, zu erwarten, 
daß bereits bei der Aufnahme des Geſuches eine größere und 
erſchöpfendere Klarſtellung des Sach- und Rechtsverhältniſſes 
bewirkt und durch angemeſſene Belehrung dem Mißbrauche des 
Armenrechts erſolgreich vorgebeugt wird. Es wäre daher der 
§ 118 ZPO. dahin abzuändern, daß das Geſuch um Be⸗ 
willigung des Armenrechts von „einem Richter“ aufgenommen 
werden „kann“ oder „muß“.“ 

Will man dieſe Frage zugleich mit der Gebührenfrage 
(öfen, fo bleibt vielleicht nichts anderes übrig, als die Ver⸗ 


9) Die neuere Rechtsentwicklung enthält bereits einige Anſätze 
zu einer ſolchen wirkſameren Fürſorge für den wirtſchaftlich ſchwächeren 
Teil des rechtſuchenden Publikums. Nach den SS 869 und 442 der 
Militärftrafgerichtäordnung vom 1. XII. 1898 können von dem An- 
geklagten die wichtigen Erklärungen in der Rechtsmittelinſtanz und 
im Wiederaufnahmeverfahren zu Protokoll eines Gerichtsoffiziers 
oder eines richterlichen Militärjuſtizbeamten abgegeben werden 
(vergl. auch §§ 125 Abſ. 2 und 3, 256 Abſ. 1 bis 8, 269 Abſ. 1 
und 2 und 351 Abſ. 2 das.). In den zu Art. 29 Prỹ GB erlaſſenen 
allgemeinen Verfügungen des Pr. Juſtizminiſter (IM Bl. 1899 S. 302, 
313, 834 und 753) iſt bezüglich der an ſich nach $ 11 RF GB. von 
dem Gerichtsſchreiber aufzunehmenden Anträge und Anmeldungen 
in Regiſterſachen beftimmt, daß der Richter ſich der Erledigung 
dieſer Geſchäfte zu unterziehen hat, wenn bei dem Gerichtsſchreiber 
die zur Beurteilung der Verhältniſſe erforderliche Rechtskenntnis nicht 
zu erwarten iſt (vergl. auch Art. 181 Pr§ GB.). Gegenüber dieſen 
neueren Beſtimmungen wird der Vorſchlag im Texte kaum begründeten 
Bedenken begegnen. 
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tretung in Armenſachen im Zivilprozeſſe und die im weſentlichen 
den Charakter der Armenvertretung an ſich tragende amtliche 
Verteidigung in Strafſachen in ein Staatsamt umzuwandeln, 
mag man — was hier unentſchieden bleiben ſoll — dieſes 
Staatsamt — nach dem Vorbilde des Notariats — allen oder 
nach Bedürfnis einzelnen Rechtsanwälten übertragen oder zu 
dieſem Zwecke eine beſondere richterliche Behörde einrichten. Es 
beſtände dann in der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ein ähnlicher 
Parallelismus wie — praktiſch — in der freiwilligen; die 
vermögende Partei hat die freie Auswahl unter den Rechts⸗ 
anwälten bezw. Notaren, während die arme an den für den 
Bezirk fachlich zuſtändigen Beamten zu verweiſen iſt.“) 


Die von den Architekten⸗ und Ingenienr⸗Vereinen 
bezw. dem Innungsverbande deutſcher Bangewerks⸗ 
meiſter aufgeſtellten Gebührenordnnngen find nicht 
gleichbedentend mit Taxen bezw. Ortögebrand im 
Sinne des § 632 BGB. 
Von Kreisgerichtsrat Dr. B. Hilſe, Berlin. 


Es haben der Verband der Architekten- und Ingenieur- 
Vereine 1898 zu Freiburg i. B. und der Innungsverband deutſcher 
Baugewerksmeiſter 1901 zu München bezw. 1902 zu Düffelborf 
je eine für ihre Mitglieder bindende Gebührenordnung für An- 


) Daß das Rechtsinſtitut des Armen rechts, nachdem es durch 
den § 14 RF GB. auf das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
erſtreckt iſt, im Strafprozeſſe weiter ausgeſtaltet werden muß, ift 
für mich wenigſtens zweifellos; vergl. die auch in dieſer Beziehung 
lehrreiche Abhandlung von Friedländer über den Anwaltszwang 
im deutſchen Strafprozeß (Gerichtsſaal Bd. 60 S. 401 flg.). 

Würde mindeſtens am Landgericht für die Bedürfniſſe der 
amtlichen Verteidigung und der ſonſtigen Verteidigung von unver- 
mögenden Angeklagten — als Korrelat der ſtaatlichen An- 
klagebehörde — ein richterliches Verteidigungdamt, welches 
in der Regel nicht vor der Erhebung der Anklage in Tätigkeit zu 
treten hätte, eingerichtet, fo wäre damit den Intereſſen der An- 
geklagten vorausſichtlich am beſten gedient (vergl. auch § 341 Nr. 2 
der Mil StGO.). 

Hier fer nur noch folgender Punkt berührt: dem allgemein 
empfundenen Übelftande, daß die Verteidiger die zur Vorbereitung 
der Beweidanträge erforderlichen Ermittelungen nicht anſtellen können, 
würde leicht dadurch abgeholfen, daß — ſelbſtverſtändlich erſt nach 
der Eröffnung des Hauptverfahrens und ohne Verzögerung des 
letzteren — das Verteidigungsamt zugleich für dieſe Bedürfniſſe der 
geſamten Verteidigung dienſtbar zu machen wäre. Wenn auf dieſe 
Weiſe der zwiſchen der Eröffnung des Hauptverfahrens und der 
Hauptverhandlung liegende Zeitraum ergiebiger, als es jetzt möglich 
iſt, für die Zwecke der Verteidigung ausgenützt werden könnte, ſo 
würde dies ſicher der Hauptverhandlung durch Vereinfachung und 
leichtere Vermeidung von Vertagungen infolge ihrer beſſeren Vor⸗ 
bereitung zugute kommen. 

Dieſe Anregung hat übrigens mit der früher von namhaften 
Schriftftellern z. B. im weſentlichen auch von Ortloff (Staate- 
und Geſellſchaftsvertretung im Strafverfahren 1892) empfohlenen 
allgemeinen Verſtaatlichung des Verteidigerberufes und mit der neuer 
dings von verſchiedenen Seiten ſo lebhaft geforderten Abſchaffung 
der gerichtlichen Vorunterſuchung, die ich nur für reformbedürftig 
halte, nichts zu tun. 
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fertigung von Bauzeichnungen, Koſtenanſchlägen, Details uſw. 
aufgeſtellt und beſchloſſen, ſolche ſtets dann für Geltendmachen ihrer 
Anſprüche zur Anwendung zu bringen, wenn eine Vereinbarung 
zwiſchen dem Beſteller und dem Unternehmer über die Höhe 
der Vergütung nicht getroffen war. Dieſe beiden Gebühren⸗ 
ordnungen unterſcheiden im weſentlichen fich nur darin, daß in 
der erſteren künſtleriſche Ausführung berückfichtigt wurde und 
deren Sätze höhere als dieſe der letzteren ſind. Vertrauend 
auf die Rechtsverbindlichkeit dieſer Normativ⸗Beſtimmungen 
pflegt überwiegend eine Abrede über die Vergütung zu unter⸗ 
bleiben, aber nach Ausführung des Werkes eine ſolche be⸗ 
anſprucht zu werden. Dieſe zu zahlen oder doch in dem ge⸗ 
forderten Betrage anzuerkennen, lehnt der Beſteller meiſt, in⸗ 
ſonderheit aber dann ab, wenn bei der Bewerbung um eine zu 
vergebende Bauausführung der Baugewerksmeiſter bloß eine 
Skizze ſeines Bauplanes entworfen und einen oberflächlichen 
Koſtenanſchlag gemacht hat. Infolgedeſſen wird häufig Anlaß 
zu Rechtsſtreiten gegeben, deren Ausgang zeitraubend und koſt⸗ 
ſpielig iſt, auch nur ſelten zu dem Endergebniſſe führt, daß 
dem Klageantrage anſtandslos zugeſtimmt wird, vielmehr in 
der Mehrzahl der Fälle auf eine teilweiſe Abweiſung hinaus⸗ 
kommt. Es erſcheint deshalb eine rechtliche Prüfung der Frage 
angebracht, welcher Wert dieſen Gebührenordnungen nach den 
Rechtsregeln des heute geltenden materiellen und formellen Rechts 
zugeſtanden werden kann, um durch Austauſch der gegenſeitigen 
Meinungen Klarheit zu ſchaffen und unnötigen Prozeſſen vor⸗ 
zubeugen. Abweichend von dem bisher gegoltenen Rechte, wo⸗ 
nach bei Nichtvereinbarung einer Vergütung für eine vorgeleiſtete 
Handlung bloß dann ein Anſpruch auf erſtere beſtand, wenn 
letztere zu des Handelnden, gewöhnlichen Nahrungs- und Berufs- 
geſchäften gehörte oder die Umſtände nicht vorhanden waren, 
unter welchen eine Freigebigkeit geſetzlich vermutet werden kann, 
gilt eine ſolche auf Grund $ 632 BGB. nunmehr als ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart, wenn die Herſtellung des Werkes den 
Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt. 
Während bisher Freigebigkeit rechtszuvermuten war, iſt fortan 
alſo eine Vergütung als vorliegend zu erachten. Allerdings 
greift die Annahme fehl, es finde dieſer Grundſatz auch dann 
anſtandslos Anwendung, wenn ein Gewerbetreibender, inſonderheit 
ein Bauwerkmeiſter, bei dem Wettbewerbe um eine ſich bietende 
Arbeitsgelegenheit ein Preisangebot macht, um ſich letztere zu 
verſchaffen. Denn hier liegen die Umſtände nicht ſo, daß die 
Abficht einer Vergütung den Vertragswillen der Beteiligten be- 
herrſcht. Es pflegt nämlich der die Arbeit vergebende Teil von 
der Annahme auszugehen, zu einer Bezahlung der ihm ein⸗ 
gereichten Zeichnungen und Anſchlägen nicht verpflichtet zu ſein, 
vielmehr ſolche nur als Unterlage für ſeine Entſchließung bei 
Auswahl desjenigen Bewerbers benützen zu ſollen, welchem er 
den Zuſchlag erteilen könne. Auch die Bewerber pflegen über⸗ 
wiegend auf eine Vergütung verzichten, bezw. ſolche in dem 
Abernahmepreiſe inbegriffen erachten zu wollen, wenn ihnen die 
Bauausführung übertragen wird. Mithin fehlt meiſt die erſte 
Vorausſetzung zur Begründung eines Anſpruchs auf Vergütung 
der angefertigten Zeichnungen und Anſchläge. Allerdings hat 
zufolge § 286 3PO. das Gericht unter Berückfichtigung des 
geſamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes einer 
etwaigen Beweisaufnahme nach freier Überzeugung zu ent⸗ 
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ſcheiden, ob eine tatſächliche Behauptung für wahr oder für 
nicht wahr zu erachten ſei; allein es iſt an die Rechtsregeln 
des BGB. doch dergeſtalt gebunden, daß es dieſe als un⸗ 
trügeriſchen Vorderſatz ſeiner zum Urteilsſpruch führenden logiſchen 
Schlußfolgerung feſthalten muß. Das gleiche gilt von der 
Prozeßregel des § 287 ZPO., wonach bei einem Streit darüber, 
wie hoch ſich ein zu erſetzendes Intereſſe der Parteien be⸗ 
laufe, das Gericht die Schätzung nach freier Überzeugung 
treffen kann. 

Während der erſte Entwurf im § 567 als Abſ. 2 die den 
Anſpruch auf eine Vergütung gewährleiſtende Rechtsregel mit 
aufgenommen hatte, iſt ſie in dem zweiten als ſelbſtändiger 
§ 570 aufgeführt, in die Reichstagsvorlage als 8 622 und 
in das BGB. als 8 632 übernommen. Als 8 570 bezw. 
§ 622 und 8 632 iſt ihr als zweiter Abſatz hinzugefügt: „Iſt 
die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen 
einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart anzuſehen.“ Eine 
nähere Begründung dieſes Zuſatzes wird ſowohl in der Denk⸗ 
ſchrift zu Buch 2 S. 80 der Vorlage, wie in dem Kommiſſions⸗ 
bericht zu Buch 1 und 2 S. 90 vermißt, wo ſie hätte gegeben 
werden ſollen. Es fehlt deshalb an einer Klarlegung des geſetz 
geberiſchen Willens. Lediglich dieſer Umſtand bietet Anhalts⸗ 
punkte für die Anſicht, es hätten die vorangeſtellten Gebühren⸗ 
ordnungen der Architekten und Ingenieure, bezw. der Bau⸗ 
gewerksmeiſter Anſpruch auf die Eigenſchaft einer Taxe. Solche 
erſcheint jedoch nicht haltbar. Denn aus Motiven zum erften 
Entwurf Bd. 2 S. 471 mit S. 459 darf geſchloſſen werden, 
es ſei dem Dresdener Entwurf Art. 614 und dem bayeriſchen 
Entwurf Art. 48 5 entſprechend, hier eine obrigkeitliche Taxe 
und in Ermangelung einer ſolchen der „Ortsgebrauch“ in das 
Auge gefaßt. Unter Taxe im rechtlichen Sinne ſind hier alſo 
eine von den hierzu ausdrücklich ermächtigten juriſtiſchen oder 
phyſiſchen Perſonen getroffene Abſchätzung nach geſetzlich genau 
geregelten Normen, unter Gebührenordnung jedoch die ſeitens der 
geſetzgebenden Körperſchaften aufgeſtellten Sätze der Vergütung 
für eine vorgeleiſtete Handlung zu verſtehen. Nach beiden Rich- 
tungen hin ſind die Begriffsmerkmale jedoch nicht erfüllt. Ab⸗ 
geſchloſſene Gruppen werktätiger Perſonen haben hier ſich nur 
über die Grundſätze geeinigt, nach welchen ſie die Vergütung 
für die einen Dritten geleiſteten Dienſte berechnen wollen. Um 
als ausſchlaggebend zu gelten, muß der andere Teil ſich damit 
einverſtanden erklärt haben, ſolche bewilligen zu wollen. So 
lange dies nicht geſchehen, liegt eine bloß einſeitige Willens. 
aͤußerung vor, welche als beide Teile bindend nicht gelten 
kann. Um die für beide Teile bindende Kraft eines geſetz⸗ 
lichen Wertmeſſers zu erlangen, müßten die vorangeſtellten 
Gebührenordnungen erſt die Zuſtimmung der geſetzgebenden 
Körperſchaften, oder doch mindeſtens der Landeszentral⸗ 
behörden gefunden haben. Dieſe Eigenſchaft iſt für ſie weder 
nachgeſucht, noch weniger zugeſtanden worden. Infolgedeſſen 
haben ihre Sätze nicht Anſpruch, als taxmäßige oder auch 
nur als übliche Vergütung gerichtliche Billigung finden zu 
koͤnnen. Sie find zur Zeit mithin völlig wertlos bei einem 
Rechtsſtreit über die Höhe eines erhobenen Anſpruchs auf Ver⸗ 
gütung vorgeleiſteter Arbeiten. Deshalb muß entweder das bisher 
Verſäumte nachgeholt oder in jedem Einzelfalle dem Beſteller 

14* 


108 


von dem Werkmeiſter dieſe Gebührenordnung mit der Erklärung 
zugeſtellt werden, daß ihm nach deren Sätzen ſeine Leiſtungen 
zu vergüten ſeien. Widerſpricht der Beſteller nicht, ſo tritt die 
Rechtsvermutung einer ſtillſchweigenden Genehmigung ein. Wider⸗ 
ſpricht er jedoch, dann tft die Vergütung für die geleiſtete Ar⸗ 
beit nach Verhältnis der darauf verwendeten Zeit und Arbeits- 
kraft unter Berückſichtigung der Sätze der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Juni 1870 ſeitens abzu⸗ 
hörender Sachverſtändigen zu ſchützen. 


Das Privatklagerecht des geſetzlichen Vertreters. 
88 65, 195 StGB., 414 StPD., Art. 34 VI CG. z. BGB. 
Von Rechtsanwalt Dr Siegfr. Lö wenſtein, Berlin. 


Selten dürfte eine wiſſenſchaftliche Streitfrage eine fo große 
Verwirrung der Praxis hervorgerufen und in kürzeſter Zeit eine 
ſolche Fülle widerſprechender Entſcheidungen gezeitigt haben, wie 
der im Anſchluß an die Einführung des BGB. entbrannte 
Streit, ob der Vater befugt iſt, kraft eigenen Rechtes die Privat- 
klage wegen Beleidigung und Körperverletzung ſeines minder⸗ 
jährigen Kindes zu erheben. 

Bis zum 1. Januar 1900 ergab ſich das Recht des Vaters 
unbeſtritten aus §8 195 StGB. 

Sind Ehefrauen oder unter väterlicher Gewalt ſtehende 
Kinder beleidigt worden, ſo haben ſowohl die Beleidigten 
als deren Ehemänner und Väter das Recht auf Beſtrafung 
anzutragen, 
in Verbindung mit § 414 Abſ. 2 StPO. 
Die Befugnis zur Erhebung der Privatklage ſteht 
auch demjenigen zu, welchem in den Strafgeſetzen 
das Recht, ſelbſtändig auf Beſtrafung anzutragen, bei- 
gelegt iſt. 

Aus Art. 34 VI CG. z. BGB., der das Strafantrags⸗ 
recht des Vaters aus dem § 195 StGB. geſtrichen hat, folgerte 
das Landgericht I zu Berlin, daß damit das ſelbſtändige Straf⸗ 
antragsrecht des Vaters beſeitigt ſei und wies die vom Vater 
kraft eigenen Rechts erhobenen Klagen ab. In Nr. 15 der DIZ. 
vom 1. Auguſt 1902 habe ich dieſe Praxis als irrtümlich mit 
dem Erfolge bekämpft, daß das Landgericht I feine frühere 
Anficht aufgab und unter Bezugnahme auf meine Ausführungen 
den Standpunkt einnahm, daß das BGB. an dem beſtehenden 
Rechte nichts geändert habe. Faſt ſchien es, als wenn damit 
wenigſtens für Berlin eine feſte und allſeitig befriedigende 
Bafis für die Praxis geſchaffen wäre; denn auch das KG. hatte 
ſich in einer Entſch. vom 10. Oktober 1902, wenn auch nur 
beiläufig, für die Fortdauer des väterlichen Rechtes ausgeſprochen 
und in einem ſpätern Urteil vom 13. Dezember 1902, in 
welcher die Streitfrage den Gegenſtand der Revifionsbeſchwerde 
bildete, auf Grund des § 380 StPO. die Entſcheidung als 
außerhalb ſeiner Zuſtändigkeit liegend abgelehnt. Da erging 
am 18. April 1903 ein neues kammergerichtliches Urteil, durch 
welches die Praxis in eine geradezu heilloſe Verwirrung geriet. 
Auf Grund ſehr ſcharffinniger aber keineswegs überzeugender 
Erörterungen gelangte nämlich das KG. zu dem Reſultate, daß 
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zwar dem Vater eines über 18 Jahre alten Minder⸗ 
jährigen ein ſelbſtändiges Klagerecht zuſtehe, daß dieſes Recht 
aber dem Vater des noch nicht 18 Jahre alten Kindes ver- 
ſagt ſei. Es liegt auf der Hand, daß ein in ſeinen Gründen 
ſo ſchwer verſtändliches und praktiſch ſo unbefriedigendes Er⸗ 
gebnis mit dem allgemeinen Rechtsempfinden unvereinbar bleiben 
mußte, und ſo kam es, daß das rechtſuchende Publikum, ſeine 
rechtskundigen Vertreter und ganz beſonders auch die Inſtanz⸗ 
gerichte meiſt im unbeabfichtigten, teilweiſe allerdings auch im 
bewußten Gegenſatz zu der kammergerichtlichen Rechtſprechung 
auf ihrer bisherigen Praxis verharrten. (Vergl. meinen Aufſatz 
im Sprechſaal der DIZ. vom 15. April 1904.) 

Daraus ergab fih ein Zuſtand der Verwirrung, der häufig 
der Rechtsverweigerung gleichſtand. 

Da nämlich auch gelegentlich der Standpunkt mit guten 
Gründen vertreten wurde, daß der unter 18 Jahre alte Minder⸗ 
jährige überhaupt ein Strafantragsrecht nicht habe und an ſeiner 
Stelle daher der Vater ſtets aus eigenem Recht klagen 
müfle, fo mußte man, wenn man nicht von Anbeginn ent- 
ſchloſſen war, den Streit bis ans Kammergericht zu bringen, 
ſtets beſorgen, daß die Klage aus formalen Gründen abge⸗ 
wieſen wurde. 

Jetzt hat neuerdings der II. Strafſenat des KG. und zwar 
in einer Entſch. vom 4. Okt. 1904, abgedruckt in Nr. 11 der 
Blätter für Rechtspfl. Jahrg. 1904 abermals ſeinen Standpunkt 
geändert und in Abweichung von allen früheren Entſcheidungen 
ausgeſprochen, daß dem Vater ein ſelbſtändiges Klagerecht 
niemals zuſtehe, daß aber dennoch oder vielleicht gerade des⸗ 
wegen die vom Vater kraft eigenen Rechtes erhobene Klage 
wirkſam ſei, indem fie ſtets als Klage des durch den Vater ver- 
tretenen Minderjährigen zu gelten habe. Selbſt eine entgegen» 
ſtehende Erklärung des Vaters, ſowie die Benennung des Minder- 
jährigen als Zeugen, vermögen daran nichts zu ändern, da ſie 
lediglich der unwirkſame Ausfluß einer falſchen Rechtsanſicht 
ſeien. Dieſes Ergebnis erſcheint auf den erſten Blick beſtechend; 
es iſt offenbar hervorgegangen aus dem gerade in neuerer Zeit 
in der ſtrafrechtlichen Rechtſprechung des KG. ſcharf hervor⸗ 
tretenden erfreulichen Beſtreben, über kleine formale Bedenken 
hinweg dem materiellen, in der allgemeinen Rechtsüberzeugung 
begründeten Recht zum Erfolge zu verhelfen. Aber in vor- 
liegender Frage kennzeichnet ſich dieſes Beſtreben des KG. als 
ein Teil jener Kraft, die indem ſie das Gute wollte, das Schlechte 
geſchaffen hat. 

Die Anfiht des KG., daß ein ſelbſtändiges Klagerecht des 
Vaters nicht exiſtiere, iſt nicht neu; das KG. ſelbſt ſtützt fich 
auf mehrere ältere Entſch. d. RG. Das OLG. Poſen hat im 
Urteil vom 17. Febr. 1904 den gleichen Standpunkt vertreten. 
Aber neu und im höchſten Grade bedenklich iſt die vom KG. 
aus feiner Auffaſſung entgegen der geſamten ältern Praxis ge- 
zogene Konſequenz. Offenbar wollte das KG. einen Zuſtand 
ſchaffen, der für die Zukunft die Zurückweiſung einer unkorrekten 
Klage aus formalen Gründen unmöglich macht, und unbedenklich 
iſt dem KG. darin beizupflichten, daß im Zweifelsfalle eine 
Klage trotz entgegenſtehenden Wortſinns fo zu deuten iſt, wie 
ſie rechtlichen Beſtand haben kann. 

In Fällen aber, wo die ausdrückliche Erklärung des Kl. 
jeden Zweifel an ſeinem Willen ein eigenes Recht auszuüben 
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ausſchließt da bedeutet die wohlwollende Auslegung des KG. 
für den Minderjährigen ein privilegium odiosum, das für 
dieſen von den verhängnisvolliten Folgen werden kann. Denn 
nicht nur treffen im Falle eines Freiſpruchs nunmehr die oft 
techt erheblichen Koſten den Minderjährigen ſelbſt an Stelle 
ſeines Vertreters, nicht nur wird eine ſolche Klage, die meiſt 
gerade auf das Zeugnis des Minderjährigen geſtützt iſt, in dem 
Augenblicke ausſichtslos, wo fie rechtlich als Klage des Minder⸗ 
jährigen gilt und fein Zeugnis ein zuläſſiges Beweismittel nicht 
mehr darſtellt, (Löwe ⸗ Hellwig Komm. z. StPO. 11. Aufl. 
8 424 Nr. 3); das Schlimmſte iſt, daß gegenüber ſolcher Klage 
der Beſchuldigte Widerklage gegen den Minderjährigen auch 
wegen einer im Klagewege nicht mehr verfolgbaren Beleidigung 
anſtrengen kann $ 198 StGB. und daß alsdann ſelbſt die 
Zurücknahme der Klage den Minderjährigen nicht mehr vor der 
Strafe ſchützt, die lediglich auf Grund einer mit dem erklärten 
Willen des Kl. und dem Wortlaut feiner Klage in Widerſpruch 
ſtehenden Auslegung derſelben verhängt werden kann. Dabei 
handelt es ſich nicht etwa um eine theoretiſche Spitzfindigkeit 
ſondern um bedeutungsvolle Rechtsfolgen, die die Praxis ſehr 
häufig wird ziehen müſſen. 

Eine befriedigende Löſung der Streitfrage iſt auch in der 
neueſten Entſcheidung des KG. nicht zu erblicken. Sie kann 
allein in der Rückkehr zu der alten, auch heute noch von vielen 
Gerichten vertretenen Anſchauung, gefunden werden, wonach der 
geſetzliche Vertreter des Minderjährigen nach feiner Wahl ſowohl 
kraft eigenen Rechts als auch in Vertretung des Minderjährigen 
die Privatklage erheben kann. Erachtet man dieſe Anſicht mit 
Rückficht auf die durch das BGB. geſchaffene Rechtslage für 
falſch, dann bleibt eben nichts übrig, als mit dem OLG. Poſen 
die aus der neuen Rechtslage fi) ergebende Konſequenz zu 
ziehen und die unzweideutig aus eigenem Recht erhobene Klage 
des Vaters abzuweiſen, daneben aber in Zweifelsfällen ſtets die 
den Beſtand der Klage günſtigere Auslegung Platz greifen zu 
laffen. Vielleicht hat auch das KG. mit feiner jüngſten Ent- 
ſcheidung nichts anderes zum Ausdruck bringen wollen. Dann 
wäre es dringend erwünſcht, daß dies baldigſt unzweideutig aus⸗ 
geſprochen würde. Tatbeſtand und Gründe der Entſch. vom 
5. Oktober 1904 ſprechen leider für das Gegenteil. 


Sprecherlaubuis des Unterſuchungsgefangenen mit 
ſeinem Verteidiger. 
Von Rechtsanwalt Dr. Roſenberg in Eſſen⸗Ruhr. 


Die in SW. 1903, 311 angeregte Beſeitigung des 
§ 148 StPO. ſowie des § 79 der preußiſchen Gefängnis 
ordnung iſt auch nach meinen Erfahrungen auf das dringendſte 
zu wünſchen, und zwar ſowohl im Intereſſe des Unterfuchungs- 
gefangenen, wie auch des Verteidigers und des überwachenden 
Richters. 

IJ. Die Beſtimmung des § 148 StPD., wonach der 
Unterſuchungsgefangene jederzeit Anſpruch auf freien Verkehr 
mit ſeinem Verteidiger hat, es ſei denn, daß vor der Eröffnung 
des Hauptverfahrens der Richter anders beſtimme, iſt ſchon 
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durch die preußiſche Gefängnisordnung auf den Kopf geſtellt. 
Dieſe beſtimmt nämlich, daß vor Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens der freie Verkehr nicht zuzulaſſen iſt, wofern ihn nicht 
der Richter geſtatte. In der Praxis wird aber auch der Ver⸗ 
teidiger nicht nur bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens, 
ſondern regelmäßig auch nach dieſer Eröffnung die Verkehrs⸗ 
geſtattung der Gefangnis verwaltung beibringen müſſen, ſchon 
weil letztere meiſtens gar nicht weiß, ob das Hauptverfahren er- 
öffnet iſt oder nicht. 

Die Erteilung dieſer Verkehrsgeſtattung erfolgt wohl nie 
vor Ablauf einer Woche, meiſtens aber erſt noch ſpäter. Bis 
zur Erteilung iſt alſo tatſächlich der Unterſuchungsgefangene von 
dem ihm im § 148 St). gewährleiſteten Recht ausgeſchloſſen. 
Wer aber weiß, wie ſehr ſich ein Unterſuchungsgefangener, zu⸗ 
mal wenn er bisher unbeſcholten iſt, nach einer Rückſprache 
mit ſeinem Verteidiger ſehnt; wer ferner weiß, wie ſehr es einem 
Beſchuldigten durch die Verhängung der — leider oft viel zu 
leicht angeordneten — Unterſuchungshaft erſchwert wird, ſich 
gegen die Anklage zu verteidigen, der muß im Intereſſe des 
Unterſuchungsgefangenen und hiermit der Strafrechtspflege ſelbſt 
die Beſeitigung aller Schranken fordern, welche den Verkehr des 
Gefangenen mit ſeinem Verteidiger hemmen. 

II. Die Beſchränkung des § 148 Abſ. 3 StPO. iſt aber 
auch, wie der Herr Kollege Werner treffend ausführt, für den 
Anwalt überaus beſchämend, da fie ihn als kollufionsverdächtig 
hinſtellt. Im Intereſſe des Anwaltsſtandes kann deshalb auch 
nur die Beſeitigung dieſer Beſtimmung gewünſcht werden, die 
übrigend auch zwecklos iſt, weil nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens der freie Verkehr nicht mehr gehindert 
werden kann. 

III. Aber auch der Richter, welcher auf Grund des § 148 
Abſ. 3 StPO. der Unterredung des Verteidigers mit dem 
Unterſuchungsgefangenen beiwohnt, kann in eine wenig be⸗ 
neidenswerte Lage kommen. Dem Verfaſſer dieſer Zeilen iſt der 
Fall bekannt, daß ein junger Aſſeſſor von der angeführten Be⸗ 
fugnis Gebrauch gemacht und der Unterredung zwiſchen dem 
Verteidiger und dem Unterſuchungsgefangenen beigewohnt hat. 
In dieſer Unterredung beſchwerte ſich der Beſchuldigte nun bei 
ſeinem Verteidiger gerade über den anweſenden, das Ermittelungs⸗ 
verfahren leitenden Aſſeſſor, welcher ihn — den Gefangenen — 
barſch anfahre und ſeinen Entlaſtungsbeweis, der ſeine ſofortige 
Unſchuld ergeben werde, nicht erhebe. Hier verſuchte der über⸗ 
wachende Aſſeſſor den Gefangenen mit dem Bemerken zu unter⸗ 
brechen, daß er fich dergleichen Beſchuldigungen verbitten müſſe, 
da er ihn nicht barſch angefahren habe, und auch den Ent⸗ 
laſtungsbeweis ſchnellmöglichſt erheben werde. Dieſe Unter⸗ 
brechung wurde von dem Verteidiger pflichtgemäß zurückgewieſen, 
da ihm, als Verteidiger, die in der Form durchaus gehörigen 
Beſchwerden von Intereſſe ſeien und da der auffichtsführende 
Beamte keinerlei Recht habe, dieſe der Verteidigung dienenden 
Erklärungen des Unterſuchungsgefangenen zu inhibieren. Dem 
Beamten, deſſen Situation wenig beneidenswert war, blieb 
denn auch nichts anderes übrig, als den weiteren Beſchwerden 
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Vom Reichsgericht. ⸗) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 21. Januar 
1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 169 EGSBGB., $ 196 BGB. Verjährungs⸗ 
einrede bezüglich einer Forderung für einem Handelsmann ge- 
lieferte Bauten.] 

Die Zurückweiſung der Verjährungseinrede beruht in beiden 
Inſtanzen darauf, daß angenommen wurde, die Leiſtung des 
Bekl. ſei für den Gewerbebetrieb des Kl. erfolgt. Der Be⸗ 
rufungsrichter führt aus: Nach Lage der Sache ſei anzunehmen, 
daß der vom Bekl. für den Kl. ausgeführte Bau nicht ſowohl 
dem perſönlichen Gebrauche des Kl. als Wohnung, ſondern 
im weſentlichen den Zwecken ſeines Gewerbes zu dienen beſtimmt 
geweſen ſei. Da unter dieſen Umſtänden die Verjährungsfriſt 
nach dem Allgemeinen Landrecht dreißig Jahre, nach § 196 
Abſ. 2 BGB. dagegen vier Jahre betragen haben würde, ſo 
verweiſen beide Vorderrichter auf Art. 169 Abſ. 2 EGBGB,, 
wonach die mit dem 1. Januar 1900 beginnende vierjährige 
Verjährungsfriſt noch nicht abgelaufen war. Darauf, welchen 
Gebrauch der Bekl. tatſächlich von den ausgeführten Bauten 
gemacht hat und macht, kam es bei der Entſcheidung über die 
Einrede der Verjährung nicht an. Ausſchlaggebend war allein, 
ob Kl. die Beſtellung in der Ausübung ſeines Gewerbes als 
Handelsmann, wenn auch zu deſſen Neueinrichtung in Neuſalz 
gemacht hat. Ob dies zutraf, entſchied ſich, da eine ausdrüd- 
liche Vereinbarung über den Zweck der Bauten von keiner Seite 
behauptet worden iſt, nach feſtſtehender Rechtſprechung des OT. 
und des RG. allein danach, wie das Rechtsgeſchäft, aus dem 
die Forderung entftand, äußerlich ſich darſtellte. Es kam nur 
darauf an, ob objektiv nach den zur Zeit der Beſtellung vor⸗ 
waltenden Umftänden anzunehmen war, daß die Bauten für den 
Gewerbebetrieb des Kl. dienen ſollten. — Vergl. die Urteile des 
OT. vom 21. September 1871, StriethorſtA. 82, 322 fl. und 
des RG. vom 1. April 1881 JW. 81, 102 ſowie vom 23. Juni 
1887, Gruchots Beitr. 32, 1080 ff., insbeſondere S. 1082 fl. — 
Daß dies tatſächlich zutraf, iſt die den Ausführungen des Be⸗ 
rufungsrichters zugrunde liegende entſcheidende Erwägung. 
M. o. M., U. v. 2. Jan. 05, 463/04 IV. — Breslau. 

2. Art. 202 EGBGB., $ 1353 Abſ. 2 BGB. Auch 
bei vorläufiger Trennung durch Urteil nach früherem Recht, ift 
die Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach dem 
1. Januar 1900 nach dem BGB. zu beurteilen.] 

Die Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, 
muß, auch wenn bereits vor dem Inkrafttreten des BGB. auf 
zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett erkannt worden iſt 
(Art. 202 EG BGB.), den Vorſchriften des BGB. entſprechen. 
Dieſer Satz ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: Die Frage 
ob ein Ehegatte verpflichtet iſt, dem Verlangen des anderen Ehe⸗ 
gatten nach Herſtellung der Gemeinſchaft Folge zu leiſten, be⸗ 
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antwortet ſich lediglich nach $ 1353 Abſ. 2 BGB., der zwingendes 
Recht enthält. Darnach iſt der Ehegatte nicht verpflichtet, dem 
Verlangen nach Herſtellung der Gemeinſchaft Folge zu leiſten, 
wenn er berechtigt iſt, auf Scheidung zu klagen oder wenn ſich 
das Verlangen des anderen Ehegatten als Mißbrauch ſeines 
Rechtes darſtellt. Nach dem Inkrafttreten des BGB. werden 
die perjönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zu einander in 
dieſer Beziehung nur nach deſſen Vorſchriften beſtimmt. Ob 
eine Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft begründet 
iſt, kann daher nur unter den im §8 1353 Abſ. 2 BGB. her- 
vorgehobenen Gefichtspunkten geprüft werden. Mit dieſer Auf⸗ 
faſſung ſteht die Beſtimmung im Art. 202 EGBGB. nicht im 
Widerſpruche. Wenn daſelbſt vorgeſchrieben tft, daß die Wir ⸗ 
kungen einer vor dem Inkrafttreten erkannten Trennung von 
Tiſch und Bett nach den bisherigen Geſetzen zu beurteilen 
find, fo tft hervorzuheben, daß es ſich im vorliegenden Falle 
gar nicht um die Wirkungen des Trennungsurteils, ſondern um 
die Vorausſetzungen einer neu anzuſtrengenden Klage handelt. 
Für eine ſolche Klage aber iſt die Maßgeblichkeit der bisherigen 
Geſetze nicht vorgeſchrieben, vielmehr, wie oben dargelegt, als 
ausgeſchloſſen zu erachten. Prüft man nun das angefochtene 
Urteil vom Standpunkte des BGB., ſo erſcheint es nicht haltbar. 
Zunächſt kommt in Frage, ob das Verlangen des Kl. nach Rüd- 
kehr ſeiner Ehefrau ernſtlich gemeint if. Das Berufungs- 
gericht verhehlt ſich nicht, daß, da der Kl. während eines Zeit⸗ 
raumes von nahezu 18 Jahren feine Frau lebiglich pflicht- 
ſchuldigſt mit Geld verſehen, keinen Annäherungsverſuch 
unternommen und nun plötzlich geklagt habe, die Eheleute, von 
denen der Mann in Hamburg, die Frau in Frauſtadt wohne, 
einander völlig entfremdet ſeien. Aber das Berufungsgericht 
läßt die ſich damit aufdrängende Frage nach der Ernftlichkeit 
des Klagebegehrens unbeantwortet. (RG. JW. 01, 293, auch 
in Gruchots Beitr. 45, 638.) Iſt das Verlangen des Kl. nach 
Wiederherſtellung der Gemeinſchaft nicht ernſtlich gemeint, ſo 
liegt darin ein Mißbrauch des ihm an ſich zuſtehenden Rechtes, 
die Herſtellung der Gemeinſchaft zu verlangen. Ob ein der⸗ 
artiger Rechtsmißbrauch ſtattfindet, iſt von Amts wegen zu 
zu unterſuchen. (RG. IW. 00, 891; 02 Beil. S. 272.) 
Weiter iſt zu prüfen, ob nicht die dem Kl. vorgeworfenen Ver⸗ 
fehlungen, wenn ſie auch keinen Scheidungsgrund für die Bekl. 
abgeben mögen, geeignet ſind, das Verlangen des Kl. nach Her⸗ 
ſtellung der Gemeinſchaft als Mißbrauch ſeines Rechtes erſcheinen 
zu laſſen. (RG. JW. 02 Beil. S. 278; 03 Beil. S. 87; 
03, 154.) Dieſer Prüfung ſteht es nicht im Wege, daß die 
gerügten Verfehlungen bereits im Trennungsurteile vom 21. Ok- 
tober 1887 gewürdigt und verwertet worden find. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß die ſchuldbar gegebene Trennungsurſache fort- 
wirkt. Hat ein Ehegatte dem anderen einen gerechtfertigten 
Grund zur Verweigerung der Gemeinſchaft geboten, ſo verweigert 
der gekränkte Ehegatte ſolange mit Recht die Gemeinſchaft, bis 
der andere Teil ihm den Beweis veränderter Gefinnung geführt 
und eine gewiſſe Gewähr dafür verſchafft hat, daß er ſich des 
ehewidrigen Verhaltens nicht mehr ſchuldig machen werde. (RG. 6, 
149, Bolze 10 Nr. 572; 17 Nr. 559; JW. 02 Beil. Nr. 3 


S. 215; 03 Beil. Nr. 8 71. K G. in Oe G. 2, 328, Planck BGB. (3) 


§ 1353 Anmerk. 2.) Es iſt daher rechtsirrtümlich, wenn das 
Berufungsgericht die Weigerung der Bekl. ſchon deshalb für 
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unbegründet erachtet, weil ſie andere Vorwürfe als die dem 
Trennungsurteile zugrunde gelegten gegen den Kl. nicht vor⸗ 
bringen könne. Endlich iſt auch die weitere Schlußfolgerung zu 
beanſtanden, daß die Bekl., weil ſie ſolche anderen Vorwürfe 
nicht erhebe, noch infolge der früheren Kränkungen von unver⸗ 
ſöͤhnlichem Groll gegen ihren Mann erfüllt ſei und daß deshalb 
jeder etwaige Annäherungsverſuch des Mannes ausfichtslos ſei 
und die Frau ſich auf das gänzliche Unterbleiben derartiger Ver⸗ 
ſuche nicht zu berufen vermöge. Dieſe Ausführungen verkennen, 
daß es Sache des Mannes iſt, das durch ſeine Schuld ge⸗ 
trübte eheliche Verhältnis zu beſſern und das verſcherzte Ver⸗ 
trauen der Frau durch entſprechende Anderung ſeines Verhaltens 
wiederzugewinnen. A. c. A., U. v. 22. Dez. 04, 305/04 IV. — 
Hamburg. 

3. 88 117, 119, 123, 124, 823, 826 BGB. Aus⸗ 
übung des Zwanges gegenüber dem Ehemann für das An⸗ 
fechtungsrecht der Ehefrau.] 

Die Vorinſtanzen haben die angeblich von G. dem Ehe- 
mann der Bekl. gegenüber (in Abweſenheit der letzteren) an⸗ 
gewendeten Drohungen deshalb als unerheblich angeſehen, weil 
auch, wenn der Ehemann R. zur Abfaſſung des Scheines ge⸗ 
zwungen worden ſein ſollte, dadurch die mit Unterzeichnung der 
Urkunde kundgegebene Willenserklärung der Bekl. nicht berührt 
wäre, ſofern auf ſie gar nicht eingewirkt, ihr Wille nicht durch 
eine Drohung beſtimmt worden ſei. Dieſe Erwägung iſt im 
Hinblick auf den Rechtsbegriff des Zwanges (8 123 Abſ. 1 
BGB.) nicht zu beanſtanden; die Bekl. ſelbſt iſt nicht bedroht 
und nicht zu Abgabe der Willenserklärung gezwungen worden. 
Was aber die in derſelben Urkunde ſeitens des Ehemannes der 
Bekl. erklärte oder bezeugte Ermächtigung der Ehefrau zur 
Übernahme der Büigſchaft anlangt, jo würde durch den Um⸗ 
ſtand, daß der Ehemann durch Drohungen zu Abgabe dieſer 
ſeiner Erklärung von dem Vertreter der Kl. beſtimmt worden 
war, nicht, wie die Reoiſion meint, auch die Willenserklärung 
der Bekl. der Anfechtbarkeit wegen Zwanges unterworfen worden 
ſein. Die Bürgſchaftserklärung der Bekl. war in ihrer Rechts⸗ 
wirkſamkeit zur Begründung einer perſönlichen Verbindlichkeit 
der Bekl. von der Ermächtigung oder Zuſtimmung des Ehe⸗ 
mannes nicht abhängig. Sie war in ihrer Geſchäftsfähigkeit 
weder durch die Ehe an ſich, noch durch das zwiſchen den Ehe⸗ 
gatten beſtehende Güterrechtsverhälinis beſchränkt. Über den 
Güterſtand der Eheleute R. iſt nichts feſtgeſtellt; nach den 
Vorſchriften des BGB. aber — 88 1399, 1412, 1443 — 
hätte der Mangel der Zuſtimmung des Ehemannes nur die 
Bedeutung gehabt, daß die von der Ehefrau eingegangene Ver⸗ 
pflichtung dem Ehemann gegenüber in Anſehung des ein⸗ 
gebrachten Gutes beziehungsweiſe des Geſamtgutes unwirkſam 
war, ſoweit nicht etwa eine Bereicherung dieſes Gutes vorlag. 
(Vergl. RG. 54, 46; 58, 37; — Planck, BGB. Bd. 4 (2) 
Borbem. 1 S. 79; zu §8 1356 A. 4; zu 8 1399 S. 147 f.; 
zu § 1412 A. 1; zu § 1443 Anm. 3 S. 210. —). Die 
Zuſtimmungserklärung wegen Zwanges anzufechten, wäre Sache 
des Ehemanns der Bekl., nicht die der letzteren geweſen. 
Immerhin kann die Bekl. daraus, daß ohne ihr Vorwiſſen 
der Ehemann durch Drohungen zur Bewilligung der fraglichen 
Urkunde beſtimmt worden ſei, möglicherweiſe einen Grund zu 
Anfechtung ihrer Bürgſchaftserklärung herleiten, aber unter 
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einem anderen, noch zu erörternden Geſichtspunkte. Wäre 
die Bekl. durch argliſtige Täuſchung in einen Irrtum über 
die rechtliche Bedeutung der von ihr abzugebenden ſchriftlichen 
Willenserklärung oder über den von der Kl. beabfichtigten 
Gebrauch der Urkunde verſetzt worden, ſo würde ſie, auch wenn 
nicht ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung im Sinne 
des § 119 BGB. vorgelegen bälte und nicht ein Schein⸗ 
geſchäft — 8 117 Abſ. 1 BGB. — in Frage ſtände, doch 
nach §8 123 Abſ. 1 des BGB. (bei Zutreffen der Voraus- 
ſetzungen des § 124) zur Anfechtung der Bürgſchaftserklärung 
befugt ſein. Und nach der gleichen Richtung könnten die an⸗ 
geblichen Drohungen des G. gegenüber dem Ehemann der 
Bekl. eine Erheblichkeit gewinnen, wenn der Vertreter der Kl. 
und der Ehemann R. unter gefliſſentlicher Verſchweigung des 
von G. auf den letzteren ausgeübten Zwanges und durch eine 
Darſtellung, welche den wahren Hergang oder die beiderſeitigen 
Motive verhüllten, die Bekl. zur Unterzeichnung des Bürg⸗ 
ſcheines beſtimmt hätten, ſo würde ein ſolches argliſtiges Vor⸗ 
gehen die Anfechtbarkeit der Willenserklärung nach § 123 
Abſ. 1 BGB. begründen, vielleicht auch den Tatbeſtand einer 
unerlaubten Handlung (S 823 Abſ. 2, 8 826 BGB.) erfüllen 
und alsdann zu einem gleichen Ergebniſſe führen. Vergl. Planck 
zu 8 123 Anm. 7. R. c. J., U. v. 2. Jan. 05, 91/04 VI. 
— Hamm. 

4. 5 147 Abſ. 2 BGB., $ 39 der Poſtordnung vom 
20. März 1900. Rechtsgültigkeit einer Vertragsofferte? 
Lotterievertrag.] 

Die Kl., die ſich gewerbsmäßig mit dem Vertriebe von 
Loſen beſchäftigt, überſandte dem Bekl. am 8. Juli ein ½ Los 
zur 135. Braunſchweiger Lotterie und ein Offertſchreiben, durch 
das der Bekl. zum Spielen des Loſes eingeladen und zur Be⸗ 
zahlung des Einſatzes aufgefordert wurde. Der Bekl. ließ 
dieſen und einen zweiten Brief unbeantwortet, ohne das Los 
zurückzuſenden. Am 19. Juli expedierte die Kl. darauf von 
ihrem Wohnorte Neu-Brandenburg aus an den Bekl. mit der 
Aufſchrift: „Nach einmaliger Präſentation ſofort zurück!“ eine 
Poſtkarte (Druckſache) mit Nachnahme von 3,30 Mark. Der 
Text lautete: „Unter höflicher Bezugnahme auf unſere letzte 
Offerte erlauben wir uns, Ihr Einverſtändnis voraus ſetzend, 
den aviſierten Betrag durch Nachnahme zu erheben und wollen 
Sie gefälligſt dieſe Karte als Quittung benutzen.“ Die Karte 
traf am 20. in Berlin ein, konnte aber in der Wohnung des 
Bekl. nicht beſtellt werden, da dieſer im Oſtſeebade Niendorf 
weilte. Hierhin wurde ſie ihm durch die Poſt nachgeſandt und 
alsdann am 22. Juli bei der erſten Vorzeigung durch Zahlung 
des Nachnahmebetrages von ihm eingelöft. Inzwiſchen fiel am 
21. Juli auf das Los ein Gewinn. Die Kl. verlangte 
Einwilligung des Bekl. in die Auszahlung an ſie. Bekl. wurde 
verurteilt und feine Reviſion zurückgewieſen: In Frage ſteht 
nur, ob auf Grund des dritten Anerbietens ein Vertrag zu⸗ 
ſtande gekommen iſt, auf Grund deſſen der Bekl. den auf das 
Los gefallenen Gewinn beanſpruchen kann. Die Frage iſt zu 
verneinen, ſowohl wenn das Anerbieten der Kl. den Vorbehalt 
enthielt, daß ein etwa vor der Bezahlung des Loſes gezogener 
Gewinn ihr zuſtehen ſollte, als auch wenn überhaupt ein Vertrag 
nicht zum Abſchluſſe gelangt iſt. Das BG. hat beides an⸗ 
genommen. Als ſtichhaltig aber erweiſt ſich nur die zweite 
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Annahme. Aus dem feſtſtehenden Sachverhalte ergibt ſich, daß 
die Kl. den Eingang der Antwort auf ihre am 19. abgeſandte 
Karte unter regelmäßigen Umſtänden am 21. erwarten durfte. 
Die regelmäßigen Umſtände find, daß der Empfänger in ſeiner 
dauernden Wohnung angetroffen wird, oder daß doch in der 
Wohnung eine Perſon anweſend iſt, an die die Sendung nach 
§ 39 der PoſtO. beſtellt werden kann. Eine wenn auch nur 
vorübergehende Veränderung des Aufenthaltsortes des Empfängers 
liegt außerhalb der Grenze der regelmäßigen Umſtände. Der 
Antragende braucht damit als mit etwas Anormalem nicht zu 
rechnen; er darf den Eingang der Antwort ohne Rückficht auf 
derartige beſondere Umſtände, die eine Verzögerung herbeiführen, 
erwarten. Hierbei iſt nicht überſehen, daß der Bekl. Oberlehrer 
iſt und daß die Offerte in die Schulferien fiel. Daß zu 
gewiſſen Zeiten und bei gewiſſen Perſonen die regelmäßigen 
Umſtände häufiger und leichter durchbrochen werden als zu 
anderen Zeiten und bei anderen Perſonen, macht die Ausnahme 
noch nicht zur Regel. Hieraus folgt, daß der Antrag der Kl. 
bereits erloſchen war, als der Bekl. ihn am 22. Juli durch 
Einlöfung der Nachnahme annahm. Die unmittelbar darauf 
von der Kl. erklärte Zurückweiſung der Annahme des Angebots 
als verfpätet erſcheint daher berechtigt. K. 6. B., U. v. 
14. Dez. 04, 340/04 I. — Berlin. 

5. 8 196 BGB. Die kurze Verjährung tritt nur im 
Falle der gewerbsmäßigen Verpflegung ein, nicht dann, wenn 
ſie außerhalb der Gewerbsmäßigkeit gewährt wird.] 

Die der kurzen Verjährung von zwei Jahren unterworfenen 
Anſprüche find im $ 196 BGB. unter 17 Nummern auf- 
geſtellt, von denen die erſten 15 Forderungen berufs- oder 
gewerbsmäßig übernommene Leiſtungen betreffen. Daß die 
Berufs- oder Gewerbsmäßigkeit der Leiſtung in den Fällen der 
Nummern 1—15 die Vorausſetzung der kurzen Verjährung 
bildet, erhellt in der Mehrzahl der Fälle aus der Bezeichnung 
der Forderungsberechtigten nach ihrem Berufe, in anderen aus 
der ausdrücklichen Hervorhebung des Erforderniſſes der gewerbs- 
mäßigen Betreibung der beſtimmten Tätigkeit. Die Anſicht, 
daß § 196 Nr. 12 auch einen Anſpruch aus einer nur ge⸗ 
legentlich in einem einzelnen Fall übernommenen Verpflegung 
— wie er hier in Frage ſteht, — betreffe, kann ſomit nicht 
gebilligt werden. Ihr ſteht auch die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes entgegen. Zwar hatte der erſte Entwurf eines BGB. 
im § 156 am Schluſſe der Nummer 4 die kurze Verjährung 
der Anſprüche derjenigen vorgeſehen, welche Perſonen zur Ver 
pflegung und Erziehung „aufgenommen haben“, und in den 
Motiven zu dieſem Entwurf iſt bezüglich des § 156 Nr. 4 
zu. a. bemerkt, daß es nicht darauf ankommen könne, daß die 
Aufnahme zur Erziehung oder Verpflegung gewerbsmäßtg er- 
folge (S. 301). Die Worte „aufgenommen haben“ find jedoch 
bereits in dem revidierten zweiten Entwurf und in dem dem 
Reichstage vorgelegten Entwurfe durch das Wort „aufnehmen“ 
erſetzt worden, und die Denkſchrift, mit welcher der letzte 
Entwurf dem Reichstage überreicht worden iſt, hat die vor- 
erwähnte Bemerkung der Motive des erſten Entwurfs nicht 
übernommen. Sie hebt nur hervor, daß in umfaſſendem Maße 
eine Verkürzung der Verjährungsfriſt für Anſprüche aus den 
Geſchäften des täglichen Verkehrs und verwandte Anſprüche vor- 
giſehen und daß in der Auswahl der der kurzen Verjährung 
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von 2 Jahren unterworfenen Anſprüche im weſentlichen das be- 
ſtehende Recht zum Vorbilde genommen ſei (S. 34). Die 
Auffaffung, welche dem erſten Entwurfe zugrunde lag, tft hier⸗ 
nach erſichtlich ſchon in der Geſetzesvorlage aufgegeben. Un⸗ 
zutreffend iſt endlich die Erwägung des erſten Richters, daß, da 
die Anſprüche ans gewerbsmäßiger Verpflegung in der Nummer 4 
des § 196 beſonders behandelt ſeien, die Anſprüche aus nicht 
gewerbs- oder berufsmäßiger entgeltlicher Verpflegung unter 
8 196 Nr. 12 fielen. 8 196 Nr. 4 betrifft nur die 
Forderungen von Gaſtwirten, Speiſe⸗ und Getränkewirten, und 
die Leiſtungen, welche unter den Begriff Verpflegung (Nr. 12) 
fallen, erſchöpfen ſich nicht in der Gewährung von Wohnung und 
Beköſtigung. J. 6. J, U. v. 9. Dez. 04, 120/4 VII. — Berlin. 

6. 8 254 BGB. verb. mit 8 1 des HaftpflG. Begriff 
des Eiſenbahnbetriebes. Grundſätze über die im Verkehr zu 
beobachtende Sorgfalt des Paſſagiers.] 

Die Ehefrau P. fuhr mit einem Zuge der vom Bekl. be⸗ 
triebenen Eiſenbahn nach S. Kurz vor dem Einfahrtsfignal 
dieſer Station hielt der Zug. Die Frau glaubte, er ſei am 
Ziel angekommen und ſtieg aus. Sie bemerkte dann zwar, 
daß der Zug noch nicht bei der Station halte, aber ihr Ver⸗ 
ſuch, wieder einzuſteigen, war nicht ausführbar, weil der Zug 
ſich wieder in Bewegung ſetzte. Sie trat, um nicht von den 
Laufbreitern der Wagen gefaßt zu werden, etwas ſeitlich zurück 
und iſt einen dort befindlichen Abhang hinuntergeſtürzt. Wegen 
der Folgen dieſes Unfalls fordert ſie, mit ihrem Ehemann ge⸗ 
meinſam klagend, Entſchädigung vom Bekl. Der Anſpruch 
wurde dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Das RG. hob 
auf: 1. Zu billigen iſt die Annahme des BG., daß die Mitkl. 
bei dem Betriebe der Eiſenbahn verletzt worden iſt. Dafür iſt 
nicht erforderlich, daß die Urſache des Unfalles in der dem 
Eiſenbahnbetriebe eigentümlichen Gefahr zu finden iſt, ſondern 
nur, daß, außer dem hier zweifellos gegebenen äußeren, d. h. 
örtlichen und zeitlichen Zuſammenhange mit einem beſtimmten 
Betriebsorgane, ein urſächlicher Zuſammenhang mit der Betriebs. 
tätigkeit des Bahnunternehmers beſteht. Dieſer iſt hier vor⸗ 
handen. Nicht nur hat ein Betriebsvorgang, das Halten des 
Zuges auf freier Strecke, den Anlaß zu dem Irrtum der Ver⸗ 
letzten gegeben, ſondern es iſt auch der Betrieb die Urſache ge⸗ 
weſen, welche die Kl. gehindert hat, die Folgen ihres Irrtums 
alsbald zu beſeitigen. Das Weiterfahren des Zuges hat fie ab- 
gehalten, wieder einzuſteigen, und die Gefahr, von den Tritt⸗ 
brettern des Zuges gefaßt zu werden, hat fie gendtigt, zur Seite 
zu treten. Daraus ergibt ſich, daß der Betrieb des Bekl. mit⸗ 
wirkende Urſache bei dem Unfall geweſen iſt. Dagegen hat das 
BG. zu Unrecht die Frage verneint, ob bei der Entſtehung des 
Schadens ein Verſchulden der Beſchädigten mitgewirkt hat. 
2. Die Frage, ob die Kl. fahrläjfig gehandelt hat, beantwortet 
fh nicht nach dem Maß ihrer Einfiht und Erfahrung, ſondern 


nach dem, was der Verkehr an Sorgfalt fordert. Darum iſt 


es unrichtig, wenn aus der Unerfahrenheit der Kl. die Folge 
gezogen wird, fie habe nicht fahrläſſig gehandelt. Das BG. 
hätte vielmehr prüfen müſſen, ob ein Reiſender, der die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, alſo die gegebenen 
Mittel für die Erkennung der Ortlichkeit benutzte, zu der An⸗ 
nahme gelangen konnte, der Zug halte auf der Station S. 
Die Annahme des LG., die Reiſenden müßten ſich im all⸗ 
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gemeinen darauf verlaſſen, daß der Zug nur (wie zu ergänzen 
ſein wird) auf der Station halte, tritt mit allgemein feſt⸗ 
ftehenden Erfahrungstatſachen in Widerſpruch und muß darum 
abgelehnt werden. Gerade weil die Züge öfter nicht gleich in 
die Bahnhöfe einfahren können und darum erfahrungsmäßig 
vor dem infahrtsfignal halten müſſen, macht die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt dem Reiſenden zur Pflicht, beim Halten 
des Zuges nicht ohne Prüfung der Ortlichkeit auszuſteigen, 
ſondern auf den Ausruf der Schaffner, auf den erleuchteten 
Bahnſteig u. dergl. zu achten. Die Beſtürzung der Kl., die 
vom BR. betont wird, hat dieſe nicht an der Prüfung gehindert; 
denn ſie iſt erſt eingetreten, als die Kl. ihren Irrtum bemerkte, 
andererſeits erleichterte ihre Bekanntſchaft mit der Ortlichkeit 
deren Erkennen, alſo die Vermeidung ihres Irrtums, ſobald ſie 
ſich, wenn auch nur von der Plattform des Wagens aus um- 
geſehen hätte. Wenn demungeachtet die Kl. ſich darauf be⸗ 
ſchränkt hat, die im Innern des Wagens ſitzenden Mitreiſenden 
zu fragen, ob fie angekommen jet, jo hat fie die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt nicht beobachtet und das BG. hat zu 
Unrecht den §8 254 BGB. nicht für anwendbar erachtet. 
Eiſenbahnfiskus e. P., U. v. 2. Jan. 05, 159/04 VI. — Hamm. 

7. 8 823 BGB. Recht des Mieters wegen Beſitzſtörungen 
durch einen Dritten.] 

Der Bekl. behauptete, daß in ſein Mietlokal aus dem 
Nebenhauſe, in welchem der Kl. den Großhandel mit Petroleum 
betreibt, das Petroleum durch die Zwiſchenmauer gedrungen ſei, 
ſeine Räume mit Petroleumgeruch erfüllt habe und dadurch 
Feuersgefahr entſtanden ſei. Er verlangte vom Kl. Erſatz des 
Schadens. Der Kl. lehnte dies nicht nur ab, ſondern ſtellte 
Klage an, mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß dem Bekl. kein 
Anſpruch auf Schadenserſatz zuſtehe. Die zweite Inſtanz ver⸗ 
urteilte. Die Reviſion des Bekl. wurde zurückgewieſen: Mit 
Unrecht verneint der Berufungsrichter die Anwendbarkeit des 
& 823 auf ſchuldhafte Beeinträchtigungen des durch die Ein⸗ 
räumung des unmittelbaren Beſitzes vollzogenen Rechtes des 
Mieters. Mit der Übergabe der Mietſache entwächſt das Recht 
des Mieters dem reinen Obligationenrechte. Es beſtehen nicht 
mehr bloß zwiſchen den obligatoriſch Verbundenen Rechte und 
Pflichten, ſondern jedermann hat das durch den Beſitz erkennbare 
Mietrecht zu achten. Iſt dies aber der Fall, dann kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß ſchädigende widerrechtliche Eingriffe 
von Perſonen, die nicht im obligatoriſchen Mietverbande ſtehen, 
Schadenserſatzanſprüche erzeugen können. Die Schadenserſatz⸗ 
pflicht kann ſowohl aus Abſ. 1, als auch aus Abſ. 2 des § 823 
hergeleitet werden. Einer Entſcheidung darüber, ob einer der 
ungleichen Konſtruktionen der Vorzug zu geben ſei, oder ob 
beide nebeneinander beſtehen konnen, bedarf es nicht, weil der 
Streit darüber lediglich theoretiſche Bedeutung hat. (Die 
Zurückweiſung der Reviſion des Bekl. erfolgte trotzdem, weil 
nicht nachgewieſen ſei, daß die Befitzſtörung nach Abſchluß des 
Mietvertrages des Bekl. mit ſeinem Vermieter ſtattgefunden 
habe.) K. 0. L., U. v. 28. Dez. 04, 272/04 V. — Berlin. 

8. § 1570 BGB. Begriff der Verzeihung. 

Die Verzeihung iſt nicht gleichbedeutend mit dem Verzicht 
auf das Klagerecht und erfordert ebenſo wenig eine Willens⸗ 
einigung beider Parteien; die Verzeihung im Sinne des 
8 1570 BGB. iſt vielmehr der Ausdruck eines inneren Vor⸗ 
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gangs, durch den der verletzte Gatte zu erkennen gibt, daß er 
die Ehe nicht oder nicht mehr für zerrüttet durch das Ver⸗ 
ſchulden des anderen Teils halte (vergl. Begründung zu § 1446 
des E. I, Mot. Bd. 4, 702). B. c. B., U. v. 80. Dez. 04, 
289/04 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

9. 88 3, 4 ZPD. Feſtſtellung des Streitwertes bei 
Klagen auf Herausgabe von Wechſeln.] 

Für die Wertsberechnung iſt der Zeitpunkt der Erhebung 
der Klage entſcheidend (§S 4 ZPD.) Es fragt ſich alſo, welchen 
Wert für den Kl. der durch Klage geltend gemachte Anſpruch 
auf Herausgabe der Wechſel über 22 500 Mk. zur Zeit der 
Klage hatte. Mit Unrecht ſchätzt der Beſchwerdeführer den Wert 
auf den Geſamtbetrag der Wechſelſummen. Die Wechſel waren 
der Bekl. nur zur Sicherung etwa ihr aus dem Vertrage vom 
8. Juli 1903 künftig erwachſender Anſprüche übergeben worden. 
Zur Zeit der Klageerhebung war die Bekl. von dem Vertrage 
zurückgetreten und durch die Klage zog der Kl. nur die Folgen 
aus dem Rücktritt, indem er einen Überſchuß des von ihm im 
voraus gezahlten Geldes und die Rückgabe der Wechſel ver⸗ 
langte. Die Bekl. behauptete, obwohl fie einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch geltend machte, ſelbſt nicht, daß ſie mehr als 206,80 Mk. 
Kaufpreis für gelieferte Steine, 78 Mk. für Stempelauslage 
und 1065,60 Mk. an Schadenserſatz zu fordern habe. Ihre 
Forderungen übertrafen den ihr von dem Kl. geleiſteten Vor⸗ 
ſchuß demnach nur um 50,40 Mk. Für die Bemeſſung des 
Wertes des Streitgegenſtandes kommen dieſer Betrag und die 
Koſten eines etwa erforderlich geweſenen Verfahrens zur Kraftlos⸗ 
erklärung der Wechſel in Betracht. Außerdem mag aber noch 
ein Betrag zur Bewertung des Intereſſes in Anrechnung kommen, 
welches der Kl. daran hatte, durch Wiedererlangung der Wechſel 
einem etwaigen Mißbrauche derſelben durch die Bekl. vorzubeugen. 
Bei Berückſichtigung dieſer Umſtände erſcheint ein Betrag von 
2000 Mk. als Wert des auf Rückgabe der Wechſel gerichteten 
Klageantrages angemeſſen. W. c. K., Beſchl. v. 7. Jan. 05, 
B 180/04 II. — Berlin. Ä 

10. 58 3, 546 ZP9D. Feſtſetzung des Streitwerts bei 
Unterſagung von Zeitungsinſeraten und Verurteilung zu Bekannt⸗ 
machungen des Urteils in Zeitungen.] | 

Die Klage war von Anfang an nur darauf gerichtet, daß 


dem Bekl. gewiſſe Inſerate in H. chen Zeitungen, in welchen 


die Kl. den unberechtigten Vorwurf einer unlauteren Reklame, 
eine Gefährdung ihres Kredits und einen Verſtoß gegen § 826 
BGB. erblickte, unterſagt werden ſollten. Durch das Urteil 
des BG. ift dem Antrage der Kl. nach den beiden oben er- 
wähnten Richtungen hin, nach denen ſie ſich in ihren Rechten 
verletzt glaubte, entſprochen worden. Es wurde ein Verbot des 
oben näher bezeichneten Inhalts gegen den Bekl. ausgeſprochen 
und gleichzeitig der Kl. die Befugnis eingeräumt, den ver⸗ 
fügenden Teil des Urteils in zwei H. ſchen Tagesblättern je 
einmal bekannt zu machen. Hiernach bildet den Beſchwerde⸗ 
gegenſtand für die Revifion des Bekl. fein in Geld anzuſchlagendes 
Intereſſe daran, daß das gegen ihn ausgeſprochene Verbot und 
die der Kl. eingeräumte Publikationsbefugnis beſeitigt werde. 
Daß dieſes Intereſſe Höher als auf 1 000 Mk zu veranſchlagen 
ſei, iſt dem RG. nicht glaubhaft gemacht. Der Rl. weiſt 
zwar darauf hin, daß die Kl. neuerdings gegen ihn eine Ent- 
15 
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ſchädigungsklage auf 10000 Mk. wegen des ihr angeblich 
durch die Inſerate zugefügten geſchäftlichen Schadens angeſtrengt 
habe. Allein für die Bewertung des Streitgegenſtandes und 
des Beſchwerdegegenſtandes in dieſem Rechtsſtreit, in welchem es 
ſich nur um das Verbot der näher bezeichneten Veroͤffentlichungen 
für die Zukunft handelte, iſt die Schadensberechnung der Schadens⸗ 
erſatzklage ohne Einfluß. Die Reviſion war demnach als un- 
zuläffig zu verwerfen. B. c. O., U. v. 17. Dez. 04, 508/04 J. 
— Celle. 

11. 5 4 Abſ. 1, 8 546 ZPO. Begriff der Neben⸗ 
forderung, wenn außer dem Anſpruche ſelbſt Koſten eines gegen 
den Kl. angeſtellten Prozeſſes uſw. erſtattet verlangt werden.] 

Eingeklagt iſt der Erſatz einer verauslagten Provifion von 
1200 Mark nebſt den Zinſen von ihr und denjenigen Koſten, 
welche dem Kl. dadurch erwachſen find, daß er ſich zur Zahlung der 
Proviſion von dem Proviſions berechtigten verklagen ließ. Er hatte in 
jenem Prozeſſe dem Bekl. den Streit verkündet. Die Re⸗ 
viſion folgert aus dem Umſtande, daß eine Erſatzleiſtung in 
Frage ſteht, welche die Proviſionsforderung mit Zinſen und 
Koſten des Vorprozeſſes umfaßt, Zinſen und Koſten ſeien nicht 
als Nebenforderungen, ſondern mit der Proviſion zuſammen als 
ein einheitlicher Erſtattungsanſpruch geltend gemacht, ſodaß die 
Urteilsſumme der Berufungsinſtanz den Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtands beſtimme. Dieſe Anſicht iſt rechtsirrtümlich. Für 
die Beſtimmung des Wertes des Beſchwerdegegenſtands kommt 
nur die Provifionsforderung in Betracht. Denn ſowohl auf 
die Zinſen von ihr wie auf die Erſtattung der Vorprozeßkoſten 
für fie ſtände dem Kl. ein Anſpruch aus dem Kaufvertrage 
nicht zu, wenn ihm der Bekl. nicht auch die Proviſion zu er- 
ſtatten hätte, woraus ſich ergibt, daß beide Forderungen in einem 
Abhangigkeitsverhältnis zu dieſer ſtehen. In gleichem Sinne 
hat RG. 55, 81 V. 3S. bezüglich des von dem Erwerber 
gegen den Veräußerer neben dem Gewährleiſtungsanſpruch geltend 
gemachten Anſpruchs auf Erſtattung der ihm durch die Prozeß⸗ 
führung mit dem die ihm veräußerte Sache entwehrenden Dritten 
und RG. 56, 256 (I. 3S.) bezüglich der neben der Haupt- 
verbindlichkeit geltend gemachten Forderung an den Bürgen auf 
Erſtattung der von dem Hauptſchuldner zu erſetzenden Koſten 
der Rechtsverfolgung erkannt. Das von der Revifion zu ihren 
Gunſten angezogene Urteil RG. 8, 365 (IV. 3S.) betrifft 
einen von dem gegenwärtigen verſchiedenen Fall. Während dort 
nach den Urteilsgründen auf Grund des Vertrags der Anſpruch 
auf Erſatz der Koſten des Vorprozeſſes auch gegeben geweſen 
wäre, wenn ein Anſpruch auf Rückzahlung der Zeſſionsvaluta 
nicht beſtanden hätte, iſt hier die Vertragsklage auf Zinſen und 
Vorprozeßkoſten nur gegeben, wenn dieſelbe Vertragsklage auf 
Rückzahlung der Proviſion begründet iſt. Da nun Zinſen und 
Vorprozeßkoſten nicht ſelbſtändig, ſondern mit der Haupt- 
forderung eingeklagt ſind, ſo ſind ſie als Nebenforderungen bei 
der Wertsberechnung unberückfichtigt zu laſſen (ZPO. § 4, Abſ. 1). 
B. c. H., U. v. 28. Dez. 04, 274/04 V. — Berlin. 

12. 8 59 ff. 3PO. Einfluß eines Rechtsverhältniſſes, 
das allen Bekl. gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden 
kann, auf ein verſchiedenes Verhalten der Bekl., die teils nicht 
vertreten find, teils ihr Rechtsmittel zurückgenommen haben. 

Es ſteht ein Rechtsverhaͤltnis in Frage, welches allen be- 
klagten Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden 
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kann, da es ſich auf ſeiten der Bekl. um Erbengemeinſchaft 
bei ungeteilter Erbſchaft handelt. Nach Maßgabe deſſen war, 
bei dem Nichtverhandeln der Bekl. zur Reviſion, dieſe trotz 


der ſeitens der Bekl. zu 2 und 3 geſchehenen Rücknahme, da 


der Bekl. zu 1 im Termin nicht vertreten war, auf Antrag der 
Kl. im Wege des Verſäummisurteils allen Bekl. gegenüber 
zurückzuweiſen. Rückſichtlich der Anſchlußreviſion wurde 
die in dem Verhandlungstermine ausgebliebene Bekl. zu 1 ge 
mäß 8 62 ZPO. durch die erſchienenen und verhandelnden 
Bekl. zu 2 und 3 vertreten. In der Sache ſelbſt ift die An- 
ſchlußrevifion unbegründet und deshalb zurückzuweiſen. D. c. G., 
U. v. 22. Dez. 04, 252/04 IV. — Breslau. 

13. 58 85, 138, 288, 523, 617 39 O. Feftgeſtellte 
Erklärungen des Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinſtanz 
begründen einen unanfechtbaren Tatbeſtand. Tatſachen zur Be⸗ 
gründung des Antrages auf Schuldigerklärung unterliegen dem 
§ 617 Abſ. 2 der 30. nicht.] 

Die Revifion der klagenden Ehefrau greift folgenden, in 
der Begründung des angefochtenen Urteils enthaltenen Satz an: 
„Infolge des Nichtbeſtreitens der Kl. ſteht feit, daß die 
Kl. fremden Perſonen gegenüber dem Bekl. nachgeſagt hat, er 
treibe mit ſeiner älteren Tochter Unzucht.“ Darin liege, meint 
die Reviſion, eine Verletzung des § 617 Abſ. 2 ZPO. Dieſer 
Angriff geht fehl. Wie es am Schluſſe des Tatbeſtandes heißt, 
hat der Vertreter der Kl. erklärt, er könne die Behauptungen 
des Bekl., daß die Kl. ihn der Unzucht mit feiner Tochter be ⸗ 
ſchuldigt habe, nicht beſtreiten, da die Kl. auch ihm gegen- 
über derartige Vorwürfe gegen ihren Ehemann habe laut 
werden laſſen. Wenn das BG. aus der Erklarung des Prozeß 
bevollmächtigten, die fragliche Behauptung nicht beſtreiten zu 
koͤnnen, den Schluß zog, daß die behauptete Tatſache feſtſtehe, 


.fo war dieſe Schlußfolgerung nach 88 85, 138 Abſ. 2, 288 


Abſ. 1, 523 ZPO. gerechtfertigt. Der vom BG. feſtgeſtellte 
Tatbeſtand ift für das RG. maßgebend und unterliegt nicht 
der Nachprüfung in der Revifionsinſtanz. Der Angriff der 
Revifion würde daher ſchon aus dieſem Grunde Beachtung nicht 
finden dürfen. Nun läßt aber das Berufungsurteil offen, ob 
die Erklärung des Prozeß bevollmächtigten, er könne die be⸗ 
hauptete Tatſache aus einem beſtimmten Grunde nicht beſtreiten, 
von dem BG. als ein Zugeſtändnis angeſehen worden ſei. 
Wäre dies der Fall —, ſo würde allerdings in Frage kommen, 
ob das BG. bei Feftſtellung der Tatſache den $ 617 Abſ. 2 
ZPO. über die Wirkungen eines gerichtlichen Geſtändniſſes ver- 
letzt habe. Allein dies muß verneint werden. Der Feſtſtellung 
ſtand die angeblich verletzte Beſtimmung im § 617 Abi. 2 
ZPOD. nicht entgegen, denn daſelbſt wird zwar beſtimmt, daß 
die Vorſchriften über die Wirkung eines gerichtlichen Geſtänd⸗ 
niſſes keine Anwendung in Anſehung ſolcher Tatſachen, 
welche die Scheidung oder die Anfechtung der Ehe oder das 
Recht, die Herſtellung des ehelichen Lebens zu verweigern, be⸗ 
gründen ſollen, aber um eine ſolche Tatſache handelt es fich 
hier nicht. Der Bekl. hatte in erſter Inſtanz lediglich die Ab⸗ 
weiſung der erhobenen Scheidungsklage beantragt. In zweiter 
Inſtanz hat er beantragt, die Berufung der mit der Scheidungs⸗ 
klage in erſter Inſtanz abgewieſenen Kl. zurückzuweiſen, im Falle 
ſeiner Verurteilung aber auch die Kl. für ſchuldig zu erklären. 
Hieraus geht hervor, daß der Bekl. die Tatſache nur nach 
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zwei Richtungen hin verwertet hat, nämlich zur Abwehr 
gegen den von der Kl. erhobenen Scheidungsanſpruch und, falls 
die Kl. durchdringen ſollte, zur Begründung feines An- 
trages auszuſprechen, daß die Kl. auch die Schuld an der 
Scheidung trage. Daß eine zur Abwehr der Scheidungsklage 
vorgebrachte Tatſache nicht unter die Beſtimmung des § 617 
Abſ. 2 der ZPO. fällt, geht ſchon aus deren Wortlaut klar 
hervor. Es kann aber auch nicht zweifelhaft ſein, daß eine 
zur Begründung des Antrags auf Schuldigerklärung vorgebrachte 
Tatſache dem § 617 Abſ. 2 der ZPD. nicht unterfällt, denn 
die Anwendung dieſes Geſetzes ſetzt voraus, daß die Tatſache 
an fi) geeignet iſt, die Scheidung oder Anfechtung der Che 
oder die Verweigerung des ehelichen Lebens zu begründen und 
daß ſie auch zur Begründung eines ſolchen Anſpruchs von der 
Partei verwendet wird. (RG. JW. 03, 181 Ziffer 30.) 
Eine derartige Verwendung hat hier nicht ſtattgefunden. N. c. N., 
U. v. 2. Jan. 05, 295/04 IV. — Marienwerder. 

14. 8 99 Abf. 2 3PD. findet keine Anwendung, wenn 
ein Anerkenntnisurteil, ohne den Koſtenpunkt zu erledigen, ergeht 
und ſodann ein den Weit der Forderung und die Koſten im 
ganzen betreffendes Zeilurteil.] 

Abi. 2 des 8 99 ZPO. in der neuen Faſſung beſtimmt, 
daß, um bei einem Anerkenntnisurteile die Entſcheidung 
über die Koften anzugreifen, es nicht der Einlegung des Rechts- 
mittels wegen der Hauptſache bedarf; die Koſtenfrage kann zum 
ſelbſtändigen Gegenſtande der Beſchwerde in der Rechts⸗ 
mittelinftanz gemacht werden. Die Anfechtung darf aber unter 
keinen Umftänden über den Rahmen der durch das Anerkenntnis 
urteil bedingten Koſtenentſcheidung hinausgehen. Der BR. geht 
deshalb darin zu weit, daß er den Abſ. 2 des § 99 ZPO. 
nur im Falle der gänzlichen Erledigung der Hauptſache durch 
Anerkenntnis für anwendbar erachtet. Die Anwendung der 
Ausnahmebeſtimmung iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn ein den 
Koſtenpunkt umfaſſendes Teilurteil auf Anerkenntnis vor⸗ 
liegt, womit darüber nicht entſchieden werden ſoll, ob eine ſolche 
Koſtenſeparation zuläſſig if. Wenn aber, wie im vorliegenden 
Falle, zunächft ein Anerkenntnis⸗Teilurteil ohne Erledigung des 
Koſtenpunktes und hierauf nach kontradiktoriſcher Verhandlung 
über den Reſt des erhobenen Anſpruchs ein dieſen Reſt und die 
Prozeßkoſten im ganzen erledigendes ferneres Teilurteil er- 
gangen iſt, jo fehlt es an der Möglichkeit, dem Abſ. 2 des 
§ 99 38D. Geltung zu verſchaffen. S. c. S., U. v. 
30. Dez. 04, 246/04 VII. — Berlin. 

15. 5 233 3 O. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
Ungenügende Bezeichnung der Sache bei Eingang eines 4 Tage 
vor Friſtablauf eingereichten Armenrechtsgeſuchs. Bedeutung 
der Verteilung von Rechtsſachen bei verſchiedenen Senaten.] 

Die Beſchwerdeführerin hat den fruchtloſen Ablauf der 
Berufungsfriſt jelbft dadurch verſchuldet, daß fie das Geſuch um 
Bewilligung des Armenrechts zu ſpät, nämlich erſt 4 Tage vor 
dem Ablauf der Friſt, eingereicht hat. Dem Geſuch lag das 
anzufechtende Urteil nicht bei, es enthielt auch keinerlei Sach⸗ 
darſtellung und bezeichnete nicht einmal den Gegenſtand des 
Rechtsſtreits, beſchränkte ſich vielmehr auf die Angabe des 
Rubrumd und des erſtinſtanzlichen Aktenzeichens. Die ſeitens 
des Gerichtsſchreibers des VII. Zivilſenats, an den das Geſuch 
infolge des Mangels der Angabe des Gegenſtands des Rechts⸗ 
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ſtreits gelangt war, angeordnete Einholung der Prozeßakten 
erſchien hiernach vor der Entſcheidung auf das Geſuch not- 
wendig. Daß die Akten inzwiſchen auf die Berufung der Bell. 
zu 1, 2 und 3 bereits am 16. November bei einem anderen 
Senate des OL G., dem V. Zivilſenate, der auch für die Ent- 
ſcheidung des einen Verteilungsſtreit betreffenden Prozeſſes der 
zuſtändige war, eingegangen waren, war dem Gerichtsſchreiber 
des VII. Zivilſenats unbekannt und mußte ihm bei der durch 
die Geſchäftslage gebotenen Teilung der Geſchäfte unter ver⸗ 
ſchiedene Senate unbekannt bleiben, ſoweit er nicht durch be⸗ 
ſondere, hier nicht erkeunbare Umſtände in der Lage war, 
Kenntnis vom Eingange der Akten zu erhalten. Am 24. No- 
vember gelangte an den VII. Zivilſenat des OLG. die Mit- 
teilung” des Gerichts ſchreibers des LG., daß die Akten fi ſchon 
als Berufungsſache bei dem OLG. befänden. Nunmehr iſt in 
der nächſten, erſt am 26. November, alſo nach Ablauf der Friſt 
anſtehenden Sitzung auf Grund dieſer Akten über das Armen⸗ 
rechtsgeſuch Entſcheidung ergangen. Das Geſuch iſt hiernach 
bei dem Gericht ſo ſchleunig, als es nach Lage der Sache 
tunlich war, behandelt worden. Nur durch verſpätete Einreichung 
des unvollſtändigen Armenrechtsgeſuchs, nicht aber durch Natur⸗ 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle iſt die Friſtverſäumnit 
veranlaßt worden. Eine Wiedereinſetzung in den früheren 
Stand gemäß 58 233 ff. ZPO. und damit die beabſichtigte 
weitere Rechtsverteidigung iſt ausſichtslos. R. c. P., Beſchl. 
v. 6. Dez. 04, B 332/04 VII. — Breslau. 

16. 55 311, 315, 539, 550 3PO. Unklarheit eines 
Protokolls über den Inhalt eines verkündeten Urteils.] 

Nach dem Sitzungsprotokoll verlas der Anwalt des Kl. 
den Antrag „aus der Klageſchrift“ mit dem Antrage, „heute ein 
Teilurteil zu erlaſſen in Höhe der Klageſumme abzüglich der 
Blatt 6 geforderten Unkoſten“, der Anwalt der Bekl. verlas 
den Antrag auf „Abweiſung“. In dem zur Verkündung der 
Entſcheidung beſtimmten Termine vom 25. Januar 1902 
wurde nach dem Sitzungsprotokoll „ein Urteil nach dem Antrage 
verkündet“. Der verfügende Teil des ſchriftlich abgefaßten 
Urteils lautet dahin: Die Bekl. wird verurteilt, an den Kl. 
5 128,25 Mark nebft 5 Prozent Zinfen von 4 500 Mark ſeit 
dem Tage der Klagezuſtellungsklage zu zahlen und die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen. Das Urteil iſt gegen Leiſtung einer 
Sicherheit von 5 128 Mark vorläufig vollſtreckbar. Gegen dieſes 
Urteil, das am Rande den vom Gerichtsſchreiber unterſchriebenen 
Vermerk trägt: Verkündet am 25. Januar 1902, legte die 
Bekl. Berufung ein mit dem Antrage, unter Abänderung 
desſelben die Klage abzuweiſen. Der Kl. beantragte, die Be⸗ 
rufung als unzuläffig zu verwerfen. Die II. Inſtanz verwarf 
die Berufung als unzuläſfig. Das RG. hob auf und wies 
die Sache an das LG. zurück. Es iſt dem BG. darin beizu⸗ 
treten, daß der Inhalt des Protokolls, dahin gehend, es „wurde 
ein Urteil nach dem Antrage verkündet“ mit Rückſicht auf die 
Angabe in dem vorausgegangenen Protokolle über die mündliche 
Schlußverhandlung: „Der Anwalt des Kl. verlas den Antrag 
aus der Klageſchrift mit dem Antrage, heute ein Teilurteil zu 
erlaſſen in Höhe der Klageſumme abzüglich der Blatt 6 ge- 
forderten Unkoſten, der Anwalt der Bekl. den Antrag auf Ab⸗ 
weiſung,“ ungehörig und unklar iſt und nicht ergibt, daß das 
Blatt 89 bis 90 v der Akten befindliche Urteil verkündet worden 
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ift, und erweift ſich die Rüge der Bekl. (Reviſionskl.), der BR. 
habe das Protokoll vom 25. Januar nicht mit allen Aushilfs⸗ 
mitteln ausgelegt, als unbegründet. Dieſes Protokoll ergibt 
nicht, daß die Urteilsverkündung dem Geſetze gemäß § 311 
Satz 1 Z3PD. geſchehen iſt, und der Verkündigungsvermerk 
des Gerichtsſchreibers nach 8 315 Abſ. 3 ZPD. vermag die 
Feſtſtellung im Protokolle, das vom Vorſitzenden mitzuvollziehen 
iſt, nicht zu erſetzen. Allein dennoch konnte das angegriffene 
Urteil nicht aufrecht erhalten werden. Das landgerichtliche 
Urteil, welches gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt worden iſt, iſt mit dem vorgeſchriebenen Ver⸗ 
kündigungsvermerk verſehen, der Bekl. zugeſtellt, der letzteren 
muß, wenn ſie ſich durch dieſes Urteil zu Unrecht beſchwert 
glaubt, die Möglichkeit gewährt ſein, es mittels des an ſich 
gegebenen Rechtsmittels der Berufung aus der Welt zu ſchaffen; 
denn formell beſteht es gegen ſie zu Recht und kann gegen ſie 
zur Vollſtreckung gebracht werden; auch beſteht für die Bekl. 
keine geſetzliche Pflicht, von den Gerichtsakten Einficht zu 
nehmen und hiernach zu ermitteln, ob eine geſetzmäßige Ver⸗ 
kündigung ſtattgefunden hat. Die ZPO. hat denn auch in 
§ 539, der beſtimmt, daß, wenn das Verfahren I. Inſtanz 
an einem weſentlichen Mangel leidet, das BG. unter 
Aufhebung des Urteils und des Verfahrens, ſoweit das letztere 
durch den Mangel betroffen wird, die Sache an das Gericht 
I. Inſtanz zurückverweiſen kann, den Weg zur Abhilfe ge⸗ 
geben, wenn, wie im vorliegenden Falle, ein weſentlicher Mangel 
des Verfahrens I. Inſtanz vorliegt, nämlich das in dem 
Termine zur Verkündung des Urteils aufgenommene Protokoll 
zwar ergibt, daß ein Urteil, aber nicht welches Urteil, verkündet 
worden iſt. S. c. M., U. v. 23. Dez. 04, 570/04 II. — 
Berlin. 

17. 88 360, 406 39 O. Sachverſtändige Zeugen konnen 
nicht wie Sachverſtändige abgelehnt werden. Beweisbeſchluͤſſe 
ſind mittels Beſchwerde nicht anfechtbar.] 

Nach dem Inhalte des Beſchluſſes vom 28. Oktober handelt 
es ſich, was die Vernehmung der beiden Chemiker betrifft, 
überall nicht mehr um ein Gutachten, das fie als Sach⸗ 
verſtändige abzugeben hätten, ſondern um eine Bekundung, die 
fie als Zeugen zu machen haben, freilich als ſogenannte ſach⸗ 
kundige Zeugen, die aber nach 8 414 ZPD. wahre Zeugen 
find. Zeugen aber können nicht als befangen abgelehnt werden. 
Nun macht der Kl. freilich geltend, daß der Beweis beſchluß auch 
in der eingeſchränkten Faſſung immer noch Fragen enthalte, bei 
denen es ſich nicht um die Bekundung vergangener Tatſachen 
oder Zuſtände, ſondern um eine bloße Begutachtung handle. 
Hierauf kann indes nicht eingegangen werden. Sollte der 
Beweisbeſchluß in der Tat noch Punkte enthalten, die nur 
Gegenſtand eines Sachverſtändigenbeweiſes ſein können, ſo würde 
die Anordnung einer Zeugenvernehmung hierüber allerdings 
gegen das Geſetz verſtoßen. Es folgt aber nicht daraus, daß 
die Perſon, die doch immer nur als Zeuge vernommen werden 
ſoll, wie ein Sachverſtändiger abgelehnt werden dürfte. Damit 
ſteht im Zuſammenhang, daß die Beſchwerde inſoweit unſtatt⸗ 
haft iſt, als der Bekl. eine Ausmerzung der beiden 
Fragen aus dem Beweis beſchluſſe nachſucht, in denen er 
eine bloße Begutachtung erblickt. Nach § 360 3PO. kann von 
keiner Partei auf Grund der früheren Verhandlungen eine 
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Anderung des Beweisbeſchluſſes vor deſſen Erledigung beantragt 
werden. Auch der inkorrekte Beweisbeſchluß iſt mit der Be⸗ 
ſchwerde nicht anfechtbar. Sollte ſich das Prozeßgericht ſeine 
Überzeugung über einen Streitpunkt, der einer Begutachtung 
bedarf, auf Grund von Zeugenausſagen bilden, ſo kann dies 
nur mit dem gegen das Endurteil offenſtehenden Rechtsmittel 
angefochten werden. S. c. L., Beſchl. v. 30. Nov. 04, 
B 158/04 L — Naumburg. 

18. 8 475 3PO. Unterlaſſung der Prüfung, ob auf 
einen richterlichen Eid zu erkennen war.] 

Allerdings kann in den Urteilsgründen eine Erörterung 
darüber, ob nicht in der obwaltenden Beweislage Anlaß für 
einen richterlichen Eid gegeben ſei, vermißt werden. Doch muß 
hier unterſtellt werden, daß der BR., wenn er die Behauptung 
der Bekl. als „faſt ausgeſchloſſen“ bezeichnet, von feinem Stand⸗ 
punkte aus keinenfalls dazu gelangt wäre, die Bekl. zu einem 
richterlichen Eide darüber zuzulaſſen. R. e. J., U. v. 2. Jan. O5, 
91/04 VI. — Hamm. 

10. 5 546 398. Der Wert des Streitgegenſtandes 
zur Zeit der Revifionseinlegung iſt maßgebend, nicht ein ſpäter 
eingetretener höherer Wert.] 

Für die Bemeſſung des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes 
iſt der Wert der Anteile zur Zeit der Einlegung der Revifion 
— am 26. Juli 1904 — maßgebend, während deren in der 
Folgezeit etwa eingetretene Wertsſteigerung nicht in Betracht 
kommt. Nach der von der Bekl. vorgelegten Kuxen Zeitung 
wurden Olerſen⸗Anteile am 25. Juli 1904 mit 750 notiert. 
Nach Abzug der laut den Erklärungen der Parteien zu dieſer 
Zeit 700 Mark betragenden Zubußen ſtellte ſich daher der Wert 
jedes Anteils im Zeitpunkt der Einlegung der Reviſion auf 
50 Mark, der Wert von 5 Anteilen auf 250 Mark. Daß, wie 
die Bekl. glaubhaft macht, im Dezember 1904 der Kurs der 
Anteile auf ungefähr 1 200 Mark geſtiegen iſt, ſodaß nach Ab⸗ 
rechnung von 830 Mark Zubußen auf den Anteil der Wert von 
fünf Anteilen 1850 Mark betragen würde, vermag den zur 
Zeit der Einlegung des Rechtsmittels vorhandenen Mangel der 
Revifionsſumme nicht zu heilen. Die Revifion war daher als 
unzuläffig zu verwerfen. O. c J., U. v. 28. Dez. 04, 
396/04 I. — Caſſel. 

20. 8 549 39 O. Auslegung der Gedinge eines Ver⸗ 
trages iſt nicht reviſibel. Verbindung eines Darlehns mit einem 
Bierlieferungsvertrage.] 

Der Bekl., ein Gaſtwirt, hatte in einem Vertrage bekannt, 
von der Kl. ein Darlehn erhalten zu haben, beſtellte des wegen 
Sicherheit, verſprach Rückzahlung in Raten und übernahm die 
Verpflichtung, ſeinen geſamten Bedarf an Bier für ſein Bier⸗ 
geſchäft bis mindeſtens 1. April 1903 von der Kl. zu beziehen 
und zu den dort angegebenen Preiſen ſofort zu bezahlen. Am 
9. Oktober 1902 zahlte der Bekl. die Darlehen von 15 000 Mark 
an die Kl. zurück, letztere trat die ihr zur Sicherheit dafür be- 
ſtellte Hypothek im Betrage von 16 000 Mark an den neuen 
Gläubiger des Bekl. ab. Sodann ſtellte der Bekl., der noch 
bis 1. November 1902 ſein Bier von der Kl. bezog, dieſen 
Bezug ein und ſchenkte das Bier einer anderen Brauerei aus. 


Die Kl. behauptete, daß der Bekl. bis zur Erhebung der vor⸗ 


liegenden Klage mindeſtens 100 Hektoliter anderweitig bezogen 
haben müſſe und deshalb einer vereinbarten Vertragsſtrafe ver- 
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fallen ſei. Klage, Berufung und Rev. wurden zurückgewieſen. 
Der erkennende Senat geht in ſtändiger Rechtſprechung von der 
Annahme aus, daß auch die Auslegung der Gedinge eines 
Vertrags gleich der übrigen Tatſachen⸗ und Beweiswürdigung 
der Beruſungsgerichte, der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogen iſt, es ſei denn, daß eine geſetzliche Auslegungsregel 
oder eine andere Norm des materiellen Rechts verletzt ſei. Die 
angegriffenen Ausführungen des BR. laſſen indeſſen eine Ver⸗ 
letzung des Geſetzes in der oben bezeichneten Richtung nicht er⸗ 
kennen und enthalten auch keinen rechtlichen Verſtoß bei An⸗ 
wendung des Geſetzes auf die bei der Vertragsauslegung ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe. Insbeſondere kann die Annahme des 
BR., daß durch Vereinbarung der Parteien die von ihm feſt⸗ 
geſtellte Abhängigkeit des Darlehns⸗ und Bierabnahmeverhäft- 
niſſes begründet werden könne, einem rechtlichen Bedenken nicht 
unterliegen. H. c. B., U. v. 3. Jan. 05, 338/04 II. — 
Breslau. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

21. 8 13 GVG. Eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit liegt 
vor, wenn die Zurückgabe von zur Bahnanlage nicht verwendeten 
Grundſtücken verlangt wird.] 

Die vorliegende Rechtsſtreitigkeit iſt eine bürgerliche im 
Sinne des $ 13 GVG. An ſich iſt nämlich der mit der Klage 
dem Bekl. gegenüber geltend gemachte Anſpruch, den Kl. die 
ſtreitigen Liegenſchaften aus dem Grunde zurückzugewähren, weil 
ſie nicht für die Bahnanlage, wofür ſie dem Bekl. überlaſſen 
worden, verwendet ſeien, ſowohl feinem nächſten Rechtsgrunde 
als ſeinem Inhalte nach vermögensrechtlicher Natur und gehört 
dem Bereiche des Privatrechts an (vgl. RG. 57, 353; 45, 251). 
Soweit die ſtreitigen Grundſtücke dem Bekl. für die Bahn⸗ 
anlage hingegeben worden find und die Möglichkeit einer künftigen 
Verwendung derſelben für dieſen Zweck in Frage ſteht, mögen 
zwar auch vielleicht öffentlich rechtliche Verhältniſſe für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Klageanſpruch ſelbſt in Betracht kommen 
und es ſich ſomit möglicherweiſe um einen aus öffentlich- recht⸗ 
lichen Verhäliniſſen hervorgegangenen und damit zuſammen⸗ 
hängenden Anſpruch handeln. Es beſteht aber weder nach Reichs ⸗ 
recht noch nach dem daneben im gegebenen Falle in Betracht kom⸗ 
menden gemeinen Rechte eine die Regel des § 13 cit. ein- 
ſchränkende Rechtsnorm des Inhalts, daß die aus öffentlich⸗ 
rechtlichen Verhältniſſen hervorgehenden oder ſonſtwie damit 
zuſammenhängenden privatrechtlichen Anſprüche allgemein von 
der Verfolgung im ordentlichen Rechtswege ausgeſchloſſen ſeien 
(vgl. RG. 22, 288; 57, 383). Ebenſo wird die Annahme, 
daß Rechtsſtreitigkeiten über derartige Anſprüche bürgerliche im 
Sinne des § 13 cit. ſeien, dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
bei der Entſcheidung darüber auch öffentlich⸗ rechtliche Fragen zu 
entſcheiden und demgemäß auch Normen des öffentlichen Rechts 
anzuwenden find (vgl. RG. 3, 410; 11, 71; 21, 102; 25, 330; 
33, 37. Fiskus 8. O., U. v. 23. Dez. 04, 349/04 II. — 
Darmſtadt. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

22. 5 88 Abſ. 2 Gͤ G. Haftung des Gegners für die 
Gerichtskoſten, wenn von dem anderen Teile Zahlung nicht zu 
erlangen iſt.] 

Nachdem in den beiden Vorinſtanzen der mit der Klage 
abgewieſenen und mit zer Berufung zurückgewieſenen Kl. die 


Koſten der erſten und der Berufungsinſtanz auferlegt waren, iſt 
auf die Reviſion der Kl. das Berufungsurteil aufgehoben, die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
BG. zurückverwieſen und die Entſcheidung über die Koſten der 
Reviſionsinſtanz dem zukünftigen Endurteile vorbehalten worden. 
Bei der erneuten Verhandlung in der Berufungsinſtanz iſt der 
Rechtsſtreit durch einen Prozeßvergleich erledigt, inhalts deſſen 
die Kl. ſämtliche Gerichtskoſten übernommen hat. Die Koſten 
der Reviſionsinſtanz im Betrage von 224 Mark 40 Pf. find 
von der Kl. erfordert worden. Sie hat Zahlung nicht geleiſtet 
und auch durch Vermittelung des für Warſchau zuſtändigen 
deutſchen Konſuls find die Koſten nicht zu erlangen geweſen. 
Nunmehr find die Koſten der Reoiſionsinſtanz zur Hälfte mit 
112 Mark 20 Pf. auf Grund des 8 88 Abſ. 2 GKG. von 
den Erben des inzwiſchen verſtorbenen Bekl. erfordert und von 
ihnen gezahlt worden. Sie halten ſich zu dieſer Zahlung für 
nicht verpflichtet und haben mittels der Erinnerung vom 14. No⸗ 
vember 1904 die Rückzahlung des entrichteten Betrages be⸗ 
anſprucht. Die Erinnerung iſt nach § 4 GKG. zuläffig. Vergl. 
RG. 16, 291 (Ver3 S.). Sie iſt auch ſachlich begründet. 
Nach 8 86 a. a. O. iſt Schuldner der entſtandenen Gebühren 
und Auslagen derjenige, welchem durch gerichtliche Entſcheidung 
die Koſten des Verfahrens auferlegt find, oder welcher ſie durch 
eine vor dem Gericht abgegebene oder demſelben mitgeteilte Er⸗ 
klärung übernommen hat. Beide Fälle treffen für den Bekl. 
nicht zu. Der 8 88, auf Grund deſſen die Koftenhälfte von 
den Erben des Bekl. erfordert iſt, beſtimmt: „Sind die ent⸗ 
ſtandenen Gebühren und Auslagen von der einen oder anderen 
Partei durch Übereinkunft beider Parteien übernommen ($ 86), 
ſo haftet jede Partei wenigſtens für die Hälfte derſelben. Dieſe 
Haftbarkeit kann erſt geltend gemacht werden, wenn eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen der nach § 86 zahlungs⸗ 
pflichtigen Partei erfolglos geblieben iſt.“ Geſetzliche Voraus- 
ſetzung der Haftbarkeit der Erben des Bekl. für die Hälfte der 
von der Kl. im Vergleich übernommenen Gebühren und Aus- 
lagen iſt hiernach, daß in das bewegliche Vermögen der Kl. zur 
Beitreibung dieſer Koſten eine Zwangsvollſtreckung ſtattgefunden 
hat und erfolglos geblieben iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft im 
vorliegenden Falle nicht zu und die Haftbarkeit der Erben des 
Bekl. kann deshalb nach der klaren Vorſchrift des Abſ. 2 des 
5 8 noch nicht geltend gemacht werden. An dieſem Ergebniſſe 
kann auch dadurch nichts geändert werden, daß die nach den in 
Preußen beſtehenden Verwaltungsvorſchriften zuläffigen 
Mittel zur Beitreibung der Koſten von der im Auslande 
wohnenden Kl. nach Lage der Sache als erſchöpt anzuſehen find. 
Es beſtimmt nämlich die Af. des Pr. Juſtizminiſters vom 
20. Mai 1887 (SMBI. 139, 153) unter Ziffer 46, daß die 
Juſtizbehörden Anträge um zwangsweiſe Einziehung von im 
Inland entſtandenen Gerichtskoſten von Perſonen, die in außer⸗ 
deutſchen Staaten ſich aufhalten, zu unterlaſſen haben, da mit 
keinem ausländiſchen Staate Verträge, welche die Beitreibung 
ſolcher Koſten im Auslande gewährleiſten, abgeſchloſſen find und 
die ausländiſchen Regierungen erfahrungsmäßig ihre Mitwirkung 
zu einer ſolchen ablehnen; daß auch von der Anſtellung einer 
vor dem zuſtändigen ausländiſchen Gericht gegen den Koſten⸗ 
ſchuldner anhängig zu machenden Klage, da fie koſtſpielig und 
im Erfolge ſehr zweifelhaft ſei, regelmäßig Abſtand genommen 
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werden ſolle, daß jedoch den Gerichtskaſſen in den dazu ge- 
eigneten Fällen unbenommen ſein ſolle, durch Vermittelung des 
zuſtändigen Konſuls zu verſuchen, den Koſtenſchuldner zur frei⸗ 
willigen Berichtigung ſeiner Schuld zu beſtimmen. Dieſe aus 
praktiſchen Rückfichten im Intereſſe der Staatskaſſe erlaſſene 
Anordnung der Verwaltungsbehörde kann jedoch nicht dazu 
führen, die mit ihr nirgends im Widerſpruch ſtehende geſetzliche 
Vorſchrift des Abſ. 2 des 8 88 GKG. außer Anwendung zu 
ſetzen, durch welche das Intereſſe der Prozeßpartei daran geſchützt 
wird, daß fie von der Zahlung von Gerichtskoſten befreit bleibt, 
die fie weder auf Grund einer gerichtlichen Entſcheidung ver- 
ſchuldet noch freiwillig übernommen hat. Dieſe Geſetzesvorſchrift 
bietet nach Wortlaut und Sinn zu Zweifeln über ihre Bedeutung 
nicht den! geringſten Anlaß.“ Auch ihre Entſtehungsgeſchichte ge- 
währt keinen Anhalt dafür, daß der Geſetzgeber; dem Falle der 
erfolglos bewirkten Zwangsvollſtreckung denjenigen habe gleich⸗ 
ſtellen wollen, in dem die Zwangs vollſtreckung, deren Herbei⸗ 
führung an ſich möglich iſt, wegen beſonderer ihr entgegen⸗ 
ſtehender Schwierigkeiten oder etwa deshalb unterlaſſen wird, 
weil fie vorausfichtlich erfolglos bleiben würde. Die Tragweite 
des Abſ. 2 des 8 88 über feinen klaren Sinn hinaus auch au, 
ſolche Fälle auszudehnen, erſcheint um jo weniger zuläffig, als 
im Falle des 890 a. a. O. das Geſetz die Haftung der Partei, 
auch wenn ihre Koſten weder auferlegt, noch von ihr übernommen 
ſind, für beſtimmte Gerichtskoſten, nämlich die vorzuſchießenden 
Beträge, völlig uneingeſchränkt angeordnet hat, ohne ſie, wie im 
§ 88 Abſ. 2 ausdrücklich geſchehen iſt, von beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig zu machen. Auch anderweit hat der Geſetz⸗ 
geber es beſonders zu erkennen gegeben, wenn er den Fällen 
fruchtlos erſolgter Zwangsvollſtreckung diejenigen gleichſtellen 
wollte, in denen anzunehmen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung 
zur Befriedigung des Gläubigers nicht führen würde (§ 2 AnfG. 
vergl. auch $ 773 Ziffer 4 BGB.). Bei der hier vertretenen 
Auffaſſung von der Anwendbarkeit des § 88 Abi. 2 GKG. 
beſteht zwar die Gefahr, daß die Prozeßparteien, lediglich um 
den Anſpruch des Staates auf die entſtandenen Gerichtskoſten 
zu vereiteln, durch Übereinkunft dieſe Koſten nicht der zahlungs⸗ 
fähigen inländiſchen Partei auferlegen, ſondern der ausländiſchen, 
die nicht zahlen kann oder will und gegen die eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht tunlich iſt. Dieſe Gefahr kann aber nicht 
durch eine finnwidrige Auslegung des beſtehenden Geſetzes, ſondern 
nur durch die Erlaſſung einer neuen Vorſchrift ſeitens des Geſetz⸗ 
gebers abgewendet werden, falls dies im Intereſſe des Fiskus er⸗ 
forderlich erſcheint. S. c. M., Beſchl. v. 23. Dez. 04, 79/04 VII. 

Börſengeſetz. 

23. 58 71—74 Bir. Art. 176, 372 HGB. verb. mit 
88 84, 85 Tl. 1 Tit. 4, 88 342 Tl. I Tit. 5, 58 21, 22 Tl. 1 
Tit. 13 ALR. Verpflichtung des Kommiſſionärs, dem Kom⸗ 
mittenten die Vorteile aus dem Geſchäft zu gewähren. Keine 
Haftung des Direktors perſönlich bei Reſciſſion des Gejchäftes.] 

1. Nach den 88 84, 85 J 4, 58 342/4 I 5 des ALR. iſt 
der Anſpruch des Kl., der der Bekl. Auftrag zum kommiſſions⸗ 
weiſen Ankauf von Wertpapieren erteilte, nicht auf die Heraus- 
gabe des Vorteils beſchränkt, den die Bekl. aus der Ausführung 
des Geſchäfts mit der BrBank gezogen hat. 
A HGB. ſollen den Kommittenten wie nach ALR. 88 62, 63 
1 13 beim Auftrag überhaupt, vgl. RG. 4, 295; 7, 119, 
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Nach Art. 372 


404; 11, 52, alle Vorteile zugute kommen, die aus 
dem Geſchäft entſtehen; deshalb muß der Kommijfionär, der 
billiger kauft, als beauftragt, dem Kommittenten dieſen billigeren 
Preis berechnen, nach Art. 176 AH GB. (88 71 — 74 Boͤrſ.) 
auch dann, wenn der Kommiffionär den Auftrag berechtigt durch 
Selbſteintritt ausgeführt hat, wozu die beklagte Bank an ſich 
berechtigt war, und auch dann, wenn der Kommijfionär den 
erteilten Auftrag vor Abſendung der Ausführungsanzeige durch 
ein Geſchäft an der Börſe oder am Markt mit einem Dritten 
ausgeführt hat. Aber dieſe Vorſchriften ſetzen voraus, daß der 
Kommittent an den erteilten Auftrag gebunden iſt, aus bem- 
ſelben berechtigt und verpflichtet iſt. Auf dieſer Unterſcheidung 
beruht RG. 43, 108 ff., von welchem Urteil abzugehen keinerlei 
Anlaß vorliegt. Danach können alle Ausführungen des BR., 
die darauf hinzielen, daß Art. 372 A HGB. durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Abrede der Parteien abgeändert werden 
könne, auf ſich beruhen. Daß dem Kommiſſionär bei Erteilung 
des Auftrages durch den Kommittenten gewiſſe Vorteile be⸗ 
willigt werden können, daß der Kl. deshalb im vorliegenden 
Falle ſich damit hätte einverſtanden erklären konnen, daß die 
beklagte Bank von der ihr bewilligten Bonifikation von fünf 
Prozent, zwei fürffih beſtelle, kann zugegeben werden. Aber 
das ſetzt doch voraus, daß der Kommittent, der Kl., Kenntnis 
davon hatte; davon iſt nicht die Rede, da dem Kl. gerade dies 
verſchwiegen iſt. Durchaus rechtsirrtümlich iſt die Ausführung 
des BR., der Kl. habe keinen Anſpruch darauf gehabt, daß der 
Direktor W. ihm die beſſeren Bedingungen mitteile, die der Bank 
zu Gebote ſtanden, da er auf dieſe beſſeren Bedingungen keinen 
Anſpruch gehabt habe. Der Bankier verletze ſeine Pflicht als 
Kommiſſionär nicht, wenn er die Vorteile einer außergewöhnlich 
günſtigeren Einkaufsgelegenheit für ſich behalte; Sache des 
Bankiers ſei es, wie weit er ſeinen Kunden davon teilnehmen 
laſſen wolle, er täuſche durch Verſchweigen ſolcher Vorteile den 
Kunden nicht, der nur auf die Einhaltung des Tageskurſes 
rechnen könne; das gelte namentlich für ſolche Bonifikation, die, 
wie hier, darauf berechnet, den Bankier für die Smilfion von 
Aktien zu intereſſieren. Das widerſpricht direkt dem Grundſatz 
von Treu und Glauben, der dem Kommiſſionsgeſchäft wie 
jedem Auftrag zugrunde liegt und ſich unmittelbar aus den 
Vorſchriften der Art. 361, 3 72 ergibt. Der Bankier, der die 
Emiſſionsbonifikation für ſich behalten will, iſt nicht gehindert, 
zu verkaufen, aber er darf nicht als Kommiſſionär auftreten 
und verſchweigen, daß er von anderer Seite Bonifikation für 
den Vertrieb der an den Markt zu bringenden Papiere bezieht. 
Solche Bonifikation tft in Wahrheit Verkaufsprovifion und der 
Bankier, der als Kommiſfionär zugleich Auftrag zum Kauf an- 
nimmt, nimmt in Wirklichkeit zwei Aufträge verſchiedener Per; 
ſonen an, die ein entgegengeſetztes Intereſſe haben, die er ohne 
Mitteilung an ſeinen Kaufkommittenten nach Treu und Glauben 
nicht behalten darf. Vgl. 8$ 21, 22 I 13 ALR. 2. Auf. 
recht zu erhalten war das angefochtene Urteil nur inſoweit, als 
es die Klage gegen den mitbeklagten Direktor W. abweiſt. 
Soweit die Klage durchdringt, iſt ſie die Klage des Kommittenten 
aus dem Kommiſfionsgeſchäft auf Reſciſſion derſelben, nicht auf 
Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung. So iſt ſie als 
Vertragsklage nur gegen den Kommiſſionär begründet. Kom ⸗ 
miſſionär iſt aber hier die beklagte Bank, nicht ihr Direktor 
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W., der nur für fie gehandelt und für den fie deshalb ein- 
zuftehen hat. B. c. M., U. v. 10. Dez. 04, 334/04 I. — Hamm. 

Wechſelordnung. 

24. Art. 82 WO. verb. mit 58 423, 426 BGB. Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Ausſteller und Akzeptanten, welcher letzterer 
den Inhaber befriedigt hat.] 

Kl. G. und K. machten gegen den Bekl. eine Forderung 
aus einem von dieſem auf Z. gezogenen in ihrem Beſitz be⸗ 
findlichen Wechſel geltend. Bekl. berief ſich auf einen Revers 
und machte geltend, daß nach der Abrede bei Ausſtellung des 
Reverſes vom 29. Auguſt 1903 durch Zahlung der 2 000 Mark 
der Wechſel habe gänzlich hinfällig ſein, den Kl. keinerlei Rechte 
aus demſelben mehr hätten zuſtehen ſollen, nur infolge un⸗ 
genauen Ausdrucks ſei der Bekl. nicht auch in dem Reverſe 
genannt. Der BR. wies die Klage ab, weil ſich aus dem 
Reverſe ergebe, daß die Kl. mit den gezahlten 2 000 Mark den 
Wechſel einzulöſen ſich verpflichtet, die dann erfolgte Einlöſung 
die rechtliche Bedeutung der Zahlung des Wechſels durch den 
Akzeptanten Z. habe, die Zahlung durch den Akzeptanten aber 
alle Wechſelverpflichteten befreie. Das RG. hob auf: Zahlung 
des Wechſels oder Einlöſung des Wechſels mit den Mitteln des 
Akzeptanten behauptet der Bekl. ſelbſt nicht, davon ergibt auch 
der Revers nichts. Der Revers beſagt in ſeinem erſten Teil 
nichts weiter, als daß der Akzeptant Z. für Arbeiten der Kl. 
an feinem Neubau eine Abſchlagszahlung von 2 000 Mark ge⸗ 
leiſtet hat, und in ſeinem zweiten Teil nichts weiter, als daß 
Z. und der Indoſſant J. von der Wechſelverpflichtung befreit 
fein ſollen. Das iſt Erlaß oder pactum de non petendo 
zugunſten dieſer beiden Solidarſchuldner aus dem Wechſel 
(Art. 81 WO.) . Aus der Solidarverpflichtung der Vormänner 
und des Akzeptanten dem Regreßberechtigten gegenüber folgt an 
fich, daß der Erlaß oder das pactum de non petendo 
zugunſten des einen Regreßpflichtigen dem anderen nichts nützt, 
da jeder ſelbſtändig aus ſeiner Wechſelſchrift haftet. Daß der 
beklagte Ausſteller nicht hat entlaſſen werden ſollen, dafür 
ſpricht direkt der Wortlaut des Reverſes. Die Natur des 
Wechſels und der ſolidariſchen Verbindlichkeit der mehreren 
Wechſelzeichner ſteht jo wenig wie der § 423 BGB. entgegen, 
daß der Akzeptant befreit wird, der Ausfteller nicht. Nach dem 
dem Wechſel zugrunde liegenden Rechtsverhältnis kann, wie 
nach § 426 BGB. im Verhältnis der Solidarſchuldner unter 
einander der eigentliche Schuldner der Ausſteller ſein, nicht der 
Akzeptant. Hat der Ausſteller des Wechſels einen Regreßanſpruch 
gegen den Akzeptanten, ſo wird er ihm dadurch allein, daß der 
Regreß berechtigte den Akzeptanten entläßt, nicht genommen. Die 
Kl., die im Befitz des Wechſels und des Proteſtes und nach 
Art. 54 WO. zur Aushändigung dieſer Urkunden an den Aus⸗ 
ſteller gegen Zahlung verpflichtet find, verſchaffen damit dem Bekl. 
den Regreß gegen den Akzeptanten, wenn ihm ein ſolcher materiell 
zuſteht. G. u. K. c. J., U. v. 21. Dez. 04, 354/04 I. — Coöln. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

25. § 1 HaftpflG. Bedeutung eines Glockenzeichens beim 
Motorwagenbetrieb. Unterlaſſene ausdrückliche Würdigung einer 
einzelnen Zeugenausſage.] 

Wenn üblicherweiſe von den Motorwogen auf der frag⸗ 
lichen Strecke in der Weiſe, wie im Berufungsurteil angeführt 
iſt, Glockenzeichen gegeben wurden, ſo iſt der Schluß nicht un⸗ 
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berechtigt, daß der Kl. darauf habe vertrauen dürfen, er würde 
rechtzeitig durch ein ſolches (auch bei herrſchendem Straßenlärm 
vernehmbares) Läuten gewarnt werden, und könne, ſo lange ein 
Glockenfignal noch nicht vernehmbar war, ungefährdet ſich in 
der Nähe des Gleiſes bewegen. 

Der Umſtand, daß im Berufungsurteil die Zeugenausſagen 
des Gr. und des v. Gu. nicht ausdrücklich erörtert ſind, recht⸗ 
fertigt noch nicht die Unterſtellung, das BG. habe dieſe An⸗ 
gaben überſehen oder ungewürdigt gelaſſen. Eine prozeſſuale 
Verpflichtung des Gerichts, ſich bei der Beweiswürdigung über 
jede einzelne Zeugenangabe beſonders auszuſprechen, beſteht nicht. 
Zudem waltet zwiſchen den Bekundungen der Zeugen v. Gu. 
und Gr. und der Feſtſtellung des BG. nicht notwendig ein 
Widerſpruch ob. Der BR. verlangt von der Bahn, daß der 
Wagenführer unter den gegebenen Umſtänden „überall da, wo 
ein Hindernis ſich bietet oder leicht bieten kann“, laut und an ⸗ 
dauernd das Glockenfignal hätte geben müſſen. Daß in 
dieſer Weiſe gerade in der Nähe der Unfallſtelle bezw. 
bei Annäherung des Motorwagens gegen das Fuhrwerk des Kl. 
geläutet worden wäre, iſt aber von den beiden Zeugen nicht be⸗ 
kundet. Sache der Beweiswürdigung war es, wenn das BG. 
das Gegenteil aus den Angaben der vier anderen Zeugen ent⸗ 
nommen hat, wobei es auch die Ausſage des Schaffners G., 
die in den Urteilsgründen gleichfalls nicht erwähnt iſt, mit be- 
rückfichtigt haben mag; nach den letzteren wäre „etwa 100 Meter 
vor der Unfallſtelle“ geläutet worden. B. c. L., U. v. 5. Jan. 05, 
100/04 VI. — Berlin. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

26. Rücktritt von einem Vertrage über Ausübung eines 
nachmals für nichtig erklärten Patentes. 

Es iſt unſtreitig, daß das Patent vom 28. Juni 1894 
durch das Urteil des RG. vom 28. Dezember 1901 vernichtet 
iſt. Die Vernichtung iſt ausgeſprochen, weil als Gegenſtand 
des Patents die Herſtellung von künſtlichem Sandſtein aus 
Kalk und Sand durch das alleinige Mittel der Ein- 
wirkung von Wärme und Dampfſpannung beim 
Löſchen des Kalks anzuſehen ſei, dieſes Mittel aber nach 
dem Zugeſtändnis des O. nicht ausreiche, um die Formſtücke 
in Mengen, wie ſie beim gewerblichen Betriebe in Betracht 
komme, zu Kunſtſandſtein zu erhärten, das in der Patentſchrift 
beſchriebene und unter Schutz geſtellte Verfahren danach ge⸗ 
werblich nicht verwertbar und deshalb keine patentfähige 
Erfindung ſei. Demnach hat der Kl. der Bekl. weder das, was 
als Gegenſtand des Vertrages anzuſehen und von deſſen Exiſtenz 
der Beſtand des Vertrages abhängig gemacht, noch die im § 8 
zugeſagte Eigenſchaft, ſondern überhaupt nichts gewährt, 
auch in den drei Jahren bis zur Vernichtung des Patents nicht, 
weil das Patent eben nichts gewährte, was ausgenutzt werden 
könnte, da das durch das Patent geſchützte Verfahren nicht ver⸗ 
wertbar war. Die Bekl. konnte eine Fabrik nach dem patentierten 
Verfahren, wie ſie ſich verpflichtet, nicht bauen und der Kl. eine 
ſolche Fabrik, wie er ſich verpflichtete, nicht vorzeigen. Hat der 
Kl. aber nicht gewährt, was der Vertrag zuſagte und kann er 
das überhaupt nicht, ſo iſt die Bekl. mit Recht von dem Vertrage 
zurückgetreten, hat das Entgelt nicht zu zahlen und fordert 
zurück, was fie ohne Gegenleiſtung zu ihrer Sicherheit hinter- 
legt hat. R. c. K., U. v. 12. Dez. 04, 376/04 I. — Königsberg. 
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II. Das Gemeine Recht. 

Adiliziſches Edikt. 

27. § 459 BGB. Sachmängel bei Wertpapieren.] 

Man hat gemeinrechtlich den Kreis der ädiliziſchen Mängel 
nicht fo eng gezogen, daß es unbedingt nur körperliche, phyſiſche 
Mängel der Kaufſache ſein können, und nicht durchaus daran 
feſtgehalten, daß fich die Mängel ſchon allein aus oder an der 
Sache ſelbſt müßten erkennen laſſen. Insbeſondere gerade 
in betreff der den Wert der Kaufſache beſtimmenden Verhält⸗ 
niſſe iſt die Praxis über dieſen Standpunkt hinausgegangen. 
Während der Wert ſelbſt nicht als eine Eigenſchaft der Kauf- 
ſache im Sinne der ädiliziſchen Gewährleiſtungspflicht anzuſehen 
iſt (RO HG. 22, 392), find die Faktoren, welche für die 
Wertbildung maßgebend find, in gewiſſem Umfange für ſolche 
Eigenſchaften erklärt worden. So hat das OAppG. Roſtock im 
Urteile vom 27. Oktober 1856 (Seuff Arch. 17 Nr. 129) die 
Angaben über den Durchſchnittsbetrag der Jahreseinnahmen aus 
der verkauften Apotheke als eine Zuſicherung behandelt, für 
welche nach dem äͤdiliziſchen Edikte gehaftet werde. Dieſelbe 
Auffaſſung kehrt in vielen Entſcheidungen anderer Gerichtshöfe, 
namentlich auch des Reichsgerichts, wieder, z. B. Urteil des 
III. Zivilſenats vom 5. Dezember 1884 (Seuff Arch. 40 Nr. 102): 
Angaben über die Höhe der vom Kaufobjekte bisher entrichteten 
Steuern und Abgaben. Den gleichen Standpunkt vertreten, 
auch für das neue Recht, die Urteile des V. Zivilſenats vom 
7. Juni 1902 und des III. Zivilſenats vom 19. September 1902 
(SW. 1902 Beil. S. 270). Das Urteil des V. Zivilſenats. 
RG. 52, 1 ff. — wiederholt es als eine vom RG. 
in feſtſtehender Rechtſprechung feſtgehaltenen und von der 
Rechtslehre nicht angezweifelten Rechtsſatz, der auch für 
8 459 BGB. maßgebend ſei, „daß unter den Begriff 
der Eigenſchaften nicht nur die natürlichen, der 
Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern 
auch ſolche tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe 
fallen, welche zufolge ihrer Beſchaffenheit und vor- 
ausgeſetzten Dauer nach den Verkehrsanſchauungen 
einen Einfluß auf die Wertſchätzung der Sache zu 
üben pflegen“. Von dieſer Auffaſſung abzuweichen, hat der 
Senat keine Veranlaſſung. Aber auch wenn man hiernach den 
Begriff der Eigenſchaft und dementſprechend der Mängel, wofür 
nach dem aͤdiliziſchen Edikt Gewähr zu leiſten iſt, in dieſem 
weiteren Sinne faßt, jo weiſt doch im vorliegenden Falle das 
Verhältnis der gerügten Maͤngel zu der Kaufſache, den Aktien, 
eine ſo weſentliche Verſchiedenheit auf, daß es nicht angängig 
iſt, ſie noch unter die Sachmängel, wenn auch in der weiteren 
Bedeutung, zu begreifen. Vom Verkaufe von Wertpapieren 
ſprechen die früheren Entſcheidungen nicht. Sie behandeln nicht 
das Verhältnis des Papiers zu dem rechtlichen und tat⸗ 
ſächlichen Beſtande des darin verbrieften Rechts. Gegenſtand 
ihrer Beurteilung ſind Kaufſachen, die an ſich einen Wert 
haben und es werden den Sacheigenſchaften gleichgeſtellt, als 
dieſen eigenen Wert bedingende Faktoren, Verhältniſſe tat- 
fachlicher oder rechtlicher Art, die ſich unmittelbar auf die 
Kaufſachen beziehen, in denen die Kaufſachen ſtehen oder ſtehen 


ſollten: die im Betriebe der verkauften Apotheke erzielten Ein⸗ 


nahmen, die von dem verkauften Grundſtücke bisher ent- 
richteten Steuern und Abgaben, die von dem verkauften Hauſe 
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bisher gebrachten Mieterträgniſſe, die Höhe des Bierumſatzes 
in der verkauften Wirtſchaft u. dergl. Von ſolcher unmittel- 
baren Beziehung zur Kaufſache kann im vorliegenden Falle 
nicht die Rede ſein. Die mangelhafte Beſchaffenheit der 
Grubenfelder und der Erze iſt auch in dem Sinne niemals ein 
Sachmangel der Aktien, wie es in den angeführten Beiſpielen 
die geringeren Erträgniſſe, die höheren Abgaben uſw. der 
Kaufſache ſein können. Eine Beziehung zwiſchen jenen Mängeln 
und den Aktien wird erſt in zweiter Linie, erſt dadurch 
hergeſtellt, daß mit dem Papier auch das Recht 
gekauft wird, alſo erſt durch die Bedeutung, welche das 
Recht für das Papier hat. Hier gibt den Ausſchlag, daß der 
Kauf eines Wertpapieres zugleich Rechtskauf iſt und daß es ſich 
in erſter Linie um Mängel in dem tatſächlichen Beſtande des 
Rechts handelt. Wollte man trotzdem einen Sachmangel der 
Aktien annehmen, weil die tatſächlichen Verhältniſſe des Aktien⸗ 
unternehmens den Wert der Aktien bedingen, ſo würde die 
Konſequenz dahin führen, auch rechtliche Mängel in gleicher 
Weiſe zu beurteilen. Denn auch die Mängel im rechtlichen 
Beſtande der Aktien oder der Aktiengeſellſchaft werden regelmäßig 
und nicht anders als jene tatſächlichen Verhältniſſe, auf den 
Wert der Aktien Einfluß üben. Davon kann aber keine Rede 
ſein. Die Haftung des Verkäufers eines Wertpapiers für das 
Recht, deſſen Träger das Wertpapier iſt, beſtimmt ſich nach 
den Regeln über die Gewährleiſtung für Sachmängel. Im 
Gegenſatze hierzu hat das ROHG. in dem Urteile vom 
7. Oktober 1875 (Entſch. 18, 180 ff.) die Pflicht zur Ge 
währleiftung in einem Falle angenommen, wo der Proſpekt, 
auf Grund deſſen die Aktien gekauft waren, die unrichtige 
Angabe enthielt, daß ſich unter dem Areal der Fabrik um- 
fängliche Ton- und Lehmlager befänden. Die Entſcheidung iſt 
zwar auf Beſtimmungen des ſächſiſchen BGB. geſtützt, allein 
inſoweit läßt das ſächſiſche Recht eine Abweichung vom ge 
meinen Rechte nicht erkennen. Der Senat kann dieſe Auf- 
faſſung nicht für richtig halten, iſt vielmehr aus den an⸗ 
gegebenen Gründen der Anſicht, daß in ſolchen Fällen die 
Rechtsbehelfe aus dem ädiliziſchen Edikte verſagen. B. D. c. 
M., U. v. 5. Nov. 04, 22/04 I. — Celle. 

III. Das Preufriſche Allgemeine Landrecht. 

28. § 100 Tl. I Tit. 8 ALR. und § 14 des Eiſen⸗ 
bahngeſetzes vom 3. November 1838. Scädenanfprüdhe konnen 
auf Grund dieſer Beſtimmungen und wegen Verletzung des 
natürlichen Waſſerablaufs erhoben werden.] 

Bei Erweiterung des Bahnhofs Sch. hat die Bahnver- 


waltung einen Graben zum Teil zugeſchüttet. Infolgedeſſen 


wurde das Grundwaſſer durch von dem Kläger eingelegte Rohr- 
leitungen in deſſen Keller zurückgeſtaut. Er behauptete auch, 
daß gleichfalls die Tageswäſſer keinen Abfluß mehr fänden. 
Sein für die Reviſionsinſtanz nur noch intereſſierender Anſpruch 
auf Schadenerſatz und zwar nur für den aus der Behinderung 
des Grund waſſerabfluſſes entſtandenen und noch entſtehenden 
Schaden werde dem Grunde nach als gerechtfertigt anerkannt. 
Das RG. hob auf und wies die Klage ab: Der BR. hat den 
Anſpruch des Klägers auf Schadenerſatz wegen verhinderter Ab- 
leitung des in ſeinen Kellern hervortretenden Grundwafſers in 
den zugeſchütteten Graben des Beklagten, ſowohl auf Grund 
des vom Kläger dafür angerufenen 8 100 I. 8 ALR. als mit 


34. Jahrgang. 


Kückficht auf die vom BR. herangezogenen Vorſchriften des 
5 14 des Priſenb Z. vom 3. November 1838 an fi) als be⸗ 
gründet anerkannt. Weder die eine noch die andere Begründung 
der Entſcheidung konnte für richtig erachtet werden. Der BR. 
nimmt allerdings mit Recht an, daß der in Frage ſtehende 
Graben, der ſchon bei Erbauung der Ruhr⸗Sieg⸗Eiſenbahn in 
den Jahren 1863 bis 1865 von der Eiſenbahnverwaltung auf 
ihren Grund und Boden zur Aufnahme des Tages- und Nieder⸗ 
ſchlagswaſſers von den noͤrdlich benachbarten Ländereien an⸗ 
gelegt worden iſt und ſeitdem der Vorflut von dieſen Ländereien 
gedient hatte, zu den Gräben und Kanälen gehörte, durch 
welche — wie § 100 ſich ausdrückt — das Waſſer „feinen 
ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf“ hat, und für deren unver- 
ſehrte Erhaltung dort der Grundeigentümer haftbar gemacht 
wird. Es ift dem BR. ferner darin beizutreten, daß durch 
dieſe Vorſchrift auch der ordentliche und gewöhnliche Ablauf des 
Grundwaſſers und Quellwaſſers, nicht bloß des Nieder⸗ 
ſchlagswafſers, geſchützt werden ſoll, wie ſchon wiederholt vom 
RG. ausgeſprochen iſt; vgl. z. B. Gruchot Beitr. 24, 430 
(2. Hilfsſen.); Bd. 35, 404 (5. Zivilſen. V. 60/90); JW. 
1900, 673 Nr. 41 (5. Zivilſen. V. 116/00). Verkannt iſt 
aber vom BR., daß die Vorſchrift des §8 100 I 8 ALR. nur 
den natürlichen Ablauf des in und auf den durch das natür⸗ 
liche Gefälle auf den Graben oder Kanal angewieſenen Grund⸗ 
ſtücken ſich bildenden Waflers zu ſchützen beſtimmt iſt, wie fi 
wortdeutlich daraus ergibt, daß der ordentliche und gewoͤhn⸗ 
liche Ablauf des Waſſers erhalten werden ſoll. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich nun aber um eine künſtliche Zu⸗ 
leitung, denn das in den Kellern der vom Kläger erbauten 
Häufer ſich ſammelnde Grundwaſſer findet nach dem natürlichen 
Gefälle keinen Abfluß, ſondern würde ohne die vom Kläger ge⸗ 
ſchaffene unterirdiſche Ableitung mittels einer Rohrleitung, ſo⸗ 
weit es nicht wieder verfidert, in den Kellern ſtehen bleiben. 
Dem BR. iſt auch nicht entgangen, daß künſtliche Zuleitungen 
nicht durch den § 100 I 8 ALR. geſchützt werden, aber er will 
dieſen Satz in ſolcher Allgemeinheit nicht gelten laſſen, ſondern 
ihn auf den Fall beſchränken, daß durch die künſtliche Zuleitung 
eine Vermehrung oder Beſchleunigung des Waſſer⸗ 
ablaufs herbeigeführt wird. Dafür glaubt er ſich auf mehrere 
Urteile des RG. berufen zu können, (nämlich die ſchon er⸗ 
wähnten Urteile in den Sachen V. 354/85, 359/88 und 
160/95), in denen entſcheidendes Gewicht darauf gelegt worden 
it, ob die durch beſondere Vorkehrungen beförderte Zuleitung 
des Waſſers eine Vermehrung oder Beſchleunigung des Wafler- 
abfluſſes in den Graben bewirkt habe. Aber der BR. hat dieſe 
Eutſch. mißverſtanden. Es handelte ſich dabei um Fälle, in 
denen der Wafſerablauf ſich auch ohne künſtliches Zutun nach 
dem natürlichen Gefälle vollzogen haben würde, vermehrt oder 
beſchleunigt kann ein Waſſerabfluß eben nur werden, wenn er ſchon 
ohnehin vorhanden iſt. Der § 14 des Eifenb®. vom 3. No- 
vember 1838 ſteht dem Kl. auch nicht zur Seite. Der BR. 
nimmt an, daß durch die erft nach Eröffnung der Bahn vom 
Kläger vorgenommene Bebauung feiner benachbarten Grundftüce 
die Notwendigkeit einer Fortſchaffung des dabei aufgegrabenen 
Grundwaſſers entſtanden ſei, und die dazu dienlichen Anlagen 
unter den durch den Bahnbau geſchaffenen örtlichen Verhältniſſen 
kur in einer Ableitung nach dem ſtreitigen Graben hätten be⸗ 
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ſtehen können. Einen Verſtoß gegen die hiernach dem Bekl. 
beigemeſſene Verpflichtung, dem Kl. die Ableitung des Grund⸗ 
waſſers zu ermöglichen, findet der BR. darin, daß der Bekl. 
den ſtreitigen Graben zugeſchüttet hat, ohne dem Kl. ſofort ent⸗ 
ſprechenden Erſatz zu gewähren. Dabei iſt jedoch wieder nicht 
berückfichtigt worden, daß es ſich um eine künſtliche Waſſer⸗ 
ableitung handelt, und daß der Kl. auch ohne den Bahnbau für 
eine erforderliche künſtliche Wegſchaffung von Grundwaſſer ſelber 
hätte Rat ſchaffen müffen, hierin aber durch den Bahnbau nicht 
ſchlechter geſtellt worden iſt. Die Lage, in die der Kl. nach 
feinem eigenen Entſchluſſe zur Bebauung feiner Grundſtücke 
geriet, iſt nicht dadurch eine ſchllimmere geworden, daß zur Zeit 
der Bebauung gewiſſe Veränderungen des umliegenden Geländes 
durch den Bahnbau eingetreten waren. Damals hatte alſo der 
Kl. mangels durch den Bahnbau entftandener Gefahren und 
Nachteile für die Benutzung ſeiner Grundſtücke, keinen Anſpruch 
auf Anlagen zu deren Beſeitigung, alſo auch nicht auf Auf⸗ 
nahme ſeines künſtlich zuzuleitenden Kellerwaſſers. Damals hat 
er auch ſolchen Anſpruch nicht geltend gemacht, ſondern ſich da⸗ 
mit geholfen, daß er unter ſtillſchweigender Duldung, aber ohne 
eine für den Bekl. rechts verbindliche (ſchriftliche) Einwilligung 
eines dafür zuſtändigen Vertreters der Eiſenbahnverwaltung, 
ſelber eine Rohrleitung in den ſtreitigen Graben des Bekl. her⸗ 
ſtellte. Wenn er es verſäumt hat, dieſe tatſächlich hergeſtellte 
Waſſerleitung, ſei es durch Vertrag, ſei es durch Erwirkung 
einer notwendigen Grundgerechtigkeit, auf eine rechtliche Grund⸗ 
lage zu ſtellen, und da von Erfitzung auch keine Rede ſein 
kann, ſo enthielt auch die Zuſchüttung des ohne Rechtstitel vom 
Kl. benutzten Grabens durch die Bahnverwaltung keinen Ein⸗ 
griff in den Rechtskreis des Kl. Eiſenbahufiskus o. S., U. v. 
5. Nov. 04, 178/04 V. — Hamm. 

29. 85 584, 720 Tl. II Tit. 11 ASR. Umfang der Ber- 
wendung des Grundſtücks vermögens zum Kirchenbau vor In⸗ 
anſpruchnahme des Patrons.] | 

Seitens der beklagten Stadt war behauptet worden, daß 
die klagende evangeliſche Kirchengemeinde die Koſten des in Rede 
ſtehenden Baues bezüglich der Kirche aus eigenen Mitteln habe 
beſtreiten können, da ſie ein Kapitalvermögen von 42 000 Mark 
befite. Dieſer Behauptung gegenüber iſt die Beitragspflicht der 
Stadt als Patron von dem BG. aus Gründen angenommen, 
die nicht für ausreichend zu erachten find. Zufolge 88 584, 
720 II 11 ALR. darf der Patron zur Beſtreitung von Koſten 
nur herangezogen werden, wenn und ſoweit das Kirchen vermögen 
nicht hinreichend iſt. In Anſehung der Baukoſten aber be⸗ 
ſtimmen 88 712, 713 ebendaſelbſt, daß die Koſten haupt⸗ 
ſächlich aus dem Kirchenvermoͤgen genommen werden ſollen, von 
dieſem aber nicht mehr verwendet werden darf, als ohne Nach⸗ 
teil der aus der Kirchenkaſſe zu beſtreitenden jährlichen Aus⸗ 
gaben geſchehen kann. Behufs Auslegung dieſer Beſtimmungen 
wird auf das gemeine Kirchenrecht zurückgegangen werden 
müſſen. In Anſehung der Pfarrkirchen traf das Tridentiner 
Konzil (sess. 21 cap. 7 vgl. den Text u. a. bei v. Reinhardt 
„Über die kirchliche Baulaſt“ S. 15) Beſtimmungen über die 
Koften größerer Bauten zur Inſtandhaltung und Erneuerung. 
Danach ſollen für den bezeichneten Zweck zunächſt die Einkünfte 
der Kirche ſelbſt verwendet und in zweiter Linie diejenigen Per⸗ 
ſonen, die Einkünfte aus dem Kirchengut beziehen, in Anſpruch 
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genommen werden. Von einem Angreifen des Grundvermögens 
wird nichts geſagt. In der Literatur beſteht indes Einigkeit 
darüber, daß das Tridentinum etwas neues nicht beſtimmen 
wollte, daß bereits in früheren Zeiten die Verwendung des 
Grundvermoͤgens geftattet war und daß es hierbei geblieben iſt. 
Nach gemeinem katholiſchen Kirchenrecht kann danach zu größeren 
Reparaturen, falls die laufenden Einnahmen nicht hinreichen, 
auch der Grundſtock des kirchlichen Vermögens angegriffen 
werden, wenn es ohne Nachteil für die Befriedigung der anderen 
Bedürfniſſe geſchehen kann. Die nämlichen Grundſätze werden 
auch als gemeines evangeliſches Kirchenrecht bezeichnet und ſollen 
offenbar durch die hier maßgebenden Beſtimmungen in 88 712, 
713 II 11 ALR. wiedergegeben werden. Über ihre Tragweite 
finden ſich in der Literatur freilich unmittelbar verwendbare An⸗ 
gaben nicht; es wird meiſt nur gejagt, das Kirchenvermoͤgen 
hafte, fo weit es nicht zu den laufenden Ausgaben nötig jet. 
Müßte dies dahin verſtanden werden, daß das Kirchenvermögen 
nur ſo weit angegriffen werden dürfe, als es nicht nötig ſei, 
um Zinſen oder andere Einkünfte zur Beſtreitung der laufenden 
Ausgaben zu gewähren, ſo würde der Grundſtock nur dann in 
Anſpruch genommen werden konnen, wenn er fo groß wäre, 
daß er mehr Zinſen trüge, als für den geſamten ordentlichen 
Ausgabenetat erforderlich wäre und das kann die Abſicht des 
Geſetzes nicht fein. Andererſeits wird man nicht den Grundſatz 
aufftellen dürfen, daß jede Kirchengemeinde zum Bau und zur 
Unterhaltung ihrer Gebäude zunächſt ein etwa vorhandenes Ver⸗ 
mögen ganz verwenden müſſe, denn das würde dem Grundſatze 
einer verſtändigen Verwaltung widerſtreiten und mit dem Wort⸗ 
laut der 88 712, 713 nicht vereinbar fein. Um zu einer be 
friedigenden Anwendung zu gelangen, wird man dieſe Be⸗ 
ſtimmungen vielmehr dahin zu verſtehen haben, daß der Grund⸗ 
ſtock des Kirchen vermögens für Bauten inſofern angegriffen 
werden darf, als zu verwenden find: 1. ein Kapital oder ein 
ſonſtiger Vermoͤgensbeſtandteil, der von vornherein gerade für den 
in Rede ſtehenden Bau oder doch für Bauzwede im allgemeinen 
beſtimmt war; 2. eine Einnahme, die in Aulaß des Baues, 
etwa durch Verkauf entbehrlich gewordenen Grund und Bodens, 
erzielt würde; 8. in Ermangelung ſolcher Fonds der Grundſtock 
des Vermögens zwar dann, aber auch nur dann, wenn ſolches 
nach Billigkeit und den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen 
Vermoͤgens verwaltung geſchehen dürfte und müßte. Danach 
würde es ſich zugleich entſcheiden, ob und wie weit der Patron 
beizutragen hätte. Hierüber zu entſcheiden aber iſt im Streit⸗ 
falle das Gericht berufen. Denn die Verbindlichkeit des Patrons 
ſteht in zweiter Linie, fie tritt, wie die ſchon erwähnten 58 584, 
720 II 11 ALR. ergeben, erſt ein, wenn das Kirchenvermögen 
unzulänglich iſt. Und die Frage, ob dieſe Bedingung ein ⸗ 
getreten ſei, muß vom Gericht beantwortet werden. Im vor⸗ 
liegenden Fall haben ſich die Inſtanzgerichte ſolcher Entſcheidung 
auch keineswegs entzogen, haben aber die Unzulänglichkeit des 
Kirchenvermögens ſchon deshalb für dargetan erachtet, weil ein 
Amortiſationsdarlehn aufgenommen ſei und eine Kirchenſteuer 
erhoben werde. Man wird dies, obwohl nähere Angaben in 
dem angefochtenen Urteil nicht vorhanden find, dahin verſtehen 


dürfen, daß die bisher ſchon erhobene Kirchenſtener erhöht worden 


ſei, um Mittel zur Tilgung der Anleihe zu beſchaffen. Endlich 
wird aus den Parteivorträgen hinzugenommen werden dürfen, 
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daß die Aufnahme der Anleihe von der Staats behörde ge 
nehmigt, ihre Notwendigkeit mithin geprüft worden iſt. Letzteres 
kann indes nicht entſcheidend ſein. Die ſtaatliche Genehmigung 
war erforderlich zufolge Art. 24 Ziffer 3 des Ev Kirch BG. 
vom 3. Juni 1876 (GS. 125) und hat lediglich ermoglicht, 
daß die Mittel zum Bau einſtweilen im Wege einer Anleihe 
herſtellig gemacht wurden, hat jedoch für die Frage, ob dat 
Kirchenvermögen für die Baukoſten hingereicht hätte, keine Be ⸗ 
deutung. Die Tatſache, daß man zur Aufnahme einer Anleihe 
ſchritt, beweiſt aber auch noch nichts, da behauptet war, daß 
die Kirche ſchon zur Zeit des Baues ein Kapital von 
42 000 Mark beſeſſen habe. Denn ſo und nicht anders kann 
und muß die Behauptung, daß ein Kirchenvermögen von 
42 000 Mark vorhanden ſei, verſtanden werden. Ob dieſe Be⸗ 
hauptung der Wirklichkeit entſpricht, iſt zwar nicht feſtgeſtellt 
und würde noch zu erörtern fein, da es für die Beantwortung 
ber; Frage, ob das eigene Vermögen der Kirche hinreichend ſei, 
allerdings, wie der erkennende Senat in dem Urteil zur Sache 
IV Nr. 108/85 vom 9. Juli 1885 (vgl. KirchlVBl. 1886, 15) 
ausgeſprochen hat, auf den Stand des Vermögens zu dem⸗ 
jenigen Zeitpunkt ankommt, au dem die in Rede ſtehenden Aus- 
gaben zu leiſten find. N. c. K. N., U. v. 8. Dez. 04, 
238/04 IV. — Naumburg. 

80. 5 78 Tl. II Tit. 14. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
auch bei Streit zwiſchen Privaten über zu erhebendes Chauſſee⸗ 
geld.] 

Durch beſtändige Rechtſprechung iſt anerkannt und von der 
Reviſion wird nicht in Zweifel gezogen, daß das vom Staate 
oder von anderen Korporationen des offentlichen Rechts erhobene 
Chauſſeegeld, und zwar auch dann, wenn die Erhebung pacht⸗ 
weiſe an Privatperſonen überlaſſen iſt, zu den allgemeinen An⸗ 
lagen gehort, bezüglich deren nach Vorſchrift des 8 78 ALR. II 14 
kein Prozeß ſtattfindet. Der Revifion kann aber nicht zugegeben 
werden, daß es fi nur um ein privatrechtliches Verhältnis 
handle, wenn die Erhebung des Chauſſeegeldes von vornherein 
einer Privatperſon zuſteht. Auch in dieſem Falle kommen die 
von den Landſtraßen zu ziehenden Nutzungen als ſogenannte 
niedere Regalien grundſätzlich dem Staate zu (88 8, 11 II 15 
verb. § 26 II 14 AL R.). Sie verlieren dieſen Charakter nicht 
dadurch, daß ſich der Staat zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgabe der Forderung der Verkehrsverhältniſſe der Vermittelung 
von Privatperſonen bedient, und nur kraft beſonderer ftaatlicher 
Ermächtigung find ſolche Privatperſonen zur Einziehung jener 
Nutzungen ermächtigt. Dies zeigt ſich auch darin, daß der 
Staat mit Verleihung der ſogenannten ſiskaliſchen Vorrechte 
den Chauſſeegelderhebungs berechtigten zugleich weitgehende obrig · 
keitliche Befugniſſe überträgt, wie die 55 1 bis 13 des Re⸗ 
gulativs, das Verfahren bei Chauſſeepollzei · und Chauſſeegeld⸗ 
übertretungen betreffend vom 7. Juni 1884 (GS. 167 ff.) 
ergeben, die nach $ 17 des Regulativs auch auf die ſogenannten 
Aktienſtraßen Anwendung finden. Demgemäß hat ſchon der 
II. 3S. des RG. in der Entſch. vom 28. Februar 1893 (ab- 
gedruckt im PrIMBl. 1893, 155 ff.) bezüglich der Frage 
über die Verbindlichkeit zur Entrichtung von Chaufſeegeld den 
Rechtsweg ſelbſt dann für ausgeſchloſſen erklärt, wenn der Streit 
unter Privaten ſtattfindet. Von dieſem Nechtsſatz abzugehen 
hat der jetzt erkennende Senat auch in Hinblick auf die von der 
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Nevifion für ſich angezogenen mehr beiläufigen Bemerkungen in 
dem Urteil vom 22. Sanuar 1891 keine Veranlaſſung. Im 
Streitfall iſt auch deshalb keine andere Beurteilung geboten, 
weil die Klage nicht gegen den urſprünglich konzeffionierten 
Attienverein, ſondern gegen die Oberſchlefiſche Dampfſtraßen⸗ 
bahngeſellſchaft gerichtet iſt. Denn unter den Parteien beſteht 
Ginverftänbnis darüber, daß die Bekl. mit Abforderung des 
Chauffeegeldes nur die ihr übertragenen Rechte des Aktienvereint 
amũbt, ſich nicht etwa von vornherein rechtswidrig das Er⸗ 
bebungsrecht anmaßt. Der BR. hat hiernach das Geſetz nicht 
verletzt, wenn er im Streitfall die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
verneint. H. c. O. D., U. v. 23. Dez. 04, 272/04 IV. — 
Breslau. 

31. 51 Tl. II At. 3, 58 21, 23 Tl. II Tit. 4 ALR. 
verb. mit Stempeltarif vom 7. März 1822 und Kabinettsorder 
vom 18. Zuli 1845. Begriff der Familien ſtiftung. Stempel- 
pflicht.] 

Nach 8 21 II 4 AR. werden unter Familienftiftungen 
Anordnungen verſtanden, „wodurch jemand gewiſſe Hebungen 
von beſtimmten Grundſtücken oder Kapitalien für eine Familie 
aus ſetzt und anweiſet.“ Der § 4 des Teſtaments weiſt aber 
nicht bloß „Hebungen“ eines Kapitals an, beftimmt vielmehr, 
daß ſowohl die Zinfen des anzuſammelnden Kapitals von 
40 000 Mark als auch erforderlichenfalls das Kapital dieſes 
Fonds zu Beihilfen an die Kinder oder Schwiegerkinder des 
Erblaſſers verwendet werden dürfen, und zwar derart, daß die 
Verwendung des ganzen Kapitals auf Grund freier Beſtim⸗ 
mung des Nachlaßverwalters ſchon unmittelbar nach erfolgter 
Anſammlung des Fonds zur Unterſtützung eines der bedachten 
Kinder oder Schwiegerkinder erfolgen konnte. Hiernach war die 
Möglichkeit, daß es zur Verteilung von „Hebungen“ des Kapitals 
überhaupt nicht kam, nicht ausgeſchloſſen. Die Zuwendung 
des 5 4 des Teſtaments iſt auch nicht zugunſten einer 
Familie erfolgt, ſondern zugunſten einzelner beſtimmter 
Familienangehöriger. Unter „Familie“ verſteht das ALR. 
($ 1 II 3) die Geſamtheit der durch Blutsfreundſchaft mit- 
einander verbundenen Perſonen. Es iſt nun zwar nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß die Familienſtiftung auf beſtimmte Zweige oder 
Gruppen dieſer Geſamtheit beſchränkt werden darf, und es mag 
auch der Annahme einer Familienſtiftung der Umſtand nicht ent ⸗ 
gegenſtehen, daß zu den aus ihr Berechtigten auch die mit der 
Familie des Erblaſſers nicht durch Blutsverwandtſchaft verbundenen 
Schwiegerkinder gehören ſollen. Aber die Rechtsſprache pflegt 
unter „Familie“ einen der Zahl nach eng begrenzten Kreis 
einzelner, beſtimmter, nur einer einzigen Generation angehöriger 
Familienmitglieder nicht zu verſtehen. Für Familien⸗Fidei⸗ 
kommiſſe iſt insbeſondere begriffliches Erfordernis, daß ſie 
für beſtändig oder doch für mehrere Geſchlechtsfolgen 
wirkſam ſein müſſen. (8 23 II 4 ALR.) Auch für 
die ähnliche Rechtseimichtung der Familienſtiftung iſt zu 
erfordern, daß fi die Zuwendungen nicht auf eine einzige 
Geſchlechtsfolge oder mindeſtens doch nicht auf eine feſt ge- 
ſchloſſene, geringe Anzahl beſtimmter Angehörigen derſelben 
Geſchlechts folge beſchränken dürfen. Für eine ſolche Anzahl 
einzelner, im Teſtamente trotz naher verwandtſchaftlicher Be⸗ 
diehungen zum Erblaſſer übergangener Perſonen find aber die 
im 9 4 beſtimmten Zuwendungen ausgeſetzt. Dazu kommt, 
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daß die Fideikommißſtiftung ſowohl wie die. Familienſtiftung, 
wie ſich aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt, begrifflich 
eine gewiſſe längere Dauer ihres Beſtehens voraus ſetzen, 
während hier die Stiftung, falls eine ſolche als durch den § 4 
begründet anzuſehen wäre, nur eine Dauer von höͤchſtens 
9 Jahren hatte, moͤglicherweiſe aber auch ſchon vor dem Schluſſe 
des erften Jahres zu Ende gehen konnte (vergl. das RG. in 
JW. 1885, 164 Ziffer 31). Daß insbeſondere im Sinne des 
Stempelrechts unter Fideikommiß⸗ und Familienſtiftungen 
nur Stiftungen von langer Dauer zu verſtehen find, ergibt 
die bei Hummel und Specht Stempelgeſetz S. 641, 642 mit- 
geteilte Entſtehungsgeſchichte und die Höhe des auf dieſe 
Stiftungen gelegten Stempels. In den Motiven zum Stempel G. 
vom 7. März 1822 find beſondere Gründe für die Einführung 
des verhältnismäßig hohen Steuerſatzes von 3 v. H. nicht an⸗ 
gegeben; aber in der Faſſung des Entwurfs findet ſich ein 
Grund angedeutet. Dort lautete die Tarifſtelle: „Fideikommiß⸗ 
ſtiftungen, für die Genehmigung dazu wird der dreifache Wert- 
ftempel, wie bei Kaufkontrakten, mithin 3 Prozent entrichtet.“ 
Später, bei der Erörterung der Frage, wie die Errichtung von 
Familienſtiftungen zu verſtenern ſei, berichtete das Staats- 
miniſterium unter dem 25. November 1826, daß bei Familien⸗ 
ſtiftungen dieſelben Gründe einträten, welche die Verſtenerung 
der Fideikommißſtiftungen herbeigeführt hätten, daß nämlich das 
der Stiftung gewidmete Vermögen aus dem freien Verkehr aus⸗ 
ſcheide, und daher in alle Zukunft der Stempel für Ber- 
äußerungen desſelben wegfalle. Der Stempel von 3 v. H. 
ſtellt hiernach gewiſſermaßen eine Abfindung für die Einnahme⸗ 
ausfälle an Umſatzſtempeln dar, die durch die Errichtung der 
Stiftung der Staatskaſſe erwachſen. Einen Fall, wie den vor ⸗ 
liegenden, in dem irgend ein Ansfall an Umſatzſtempel kaum 
eintreten konnte, dem hohen Stempel von 3 v. H. zu unter⸗ 
werfen, hat das Geſetz offenbar nicht bezwecken können. Ein 
Widerſpruch dieſer Entſcheidung mit der des IV. Zivilſenats 
vom 5. Dezember 1895 (IV. 189/95) (auszugsweiſe abgedruckt 
in JW. 1896, 62 Ziffer 32) beſteht ſchon deshalb nicht, weil 
der Sachverhalt damals ein anderer war. Dort waren ledig · 
lich Hebungen eines Kapitals für einen der Zahl nach nicht 
begrenzten Kreis von Familienangehörigen verſchiedener Ge⸗ 
ſchlechtsfolgen („Kinder oder weitere Abkömmlinge“) ausgewieſen 
und die Dauer der Stiftung auf 25 Jahre geſichert. Staats- 
fiskus 6. P., U. v. 16. Dez. 04, 234/04 IV. — Berlin. 

II. Souſtige Preußiſche Landes geſetze. 

Geſetz vom 11. März 1850. 

82. 8 3. Erſtattungspflicht der Gemeinde bezüglich der 
von der Polizeibehörde verauslagten fachlichen Koſten.] 

§ 3 des Geſetzes vom 11. März 1850 verpflichtet die 
Gemeinden, die Koſten der örtlichen Polizelverwaltung zu tragen, 
ausgenommen find nur die Gehälter der von der Staatsregierung 
angeftellten beſonderen Beamten; davon, daß etwa die Gemeinden 
in bezug auf abnutzbare Sachen, deren die Polizeibehörde zur 
Ausübung der ihr geſtellten Aufgabe bedarf, nur den Gebrauch 
der Polizeibehörde zu verſchaffen hat, iſt im Geſetz mit keinem 
Wort die Rede. Nach der im $ 3 getroffenen Regelung war 
die Polizeibehörde befugt, ſolche Anſchaffungen, die im Rahmen 
einer ordnungsmäßigen Polizeiverwaltung erforderlich waren, 
vorzunehmen und den Erſatz der hierdurch entſtandenen Auslagen 
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genommen werden. Von einem Angreifen des Grundvermögens 
wird nichts geſagt. In der Literatur beſteht indes Einigkeit 
daruber, daß das Tridentinum etwas neues nicht beſtimmen 
wollte, daß bereits in früheren Zeiten die Verwendung des 
Grundvermögen geftattet war und daß es hierbei geblieben iſt. 
Nach gemeinem katholiſchen Kirchenrecht kann danach zu größeren 
Reparaturen, falls die laufenden Einnahmen nicht hinreichen, 
auch der Grundſtock des kirchlichen Vermögens angegriffen 
werden, wenn es ohne Nachteil für die Befriedigung der anderen 
Bedürfniſſe geſchehen kann. Die nämlichen Grundſätze werden 
auch als gemeines evangeliſches Kirchenrecht bezeichnet und ſollen 
offenbar durch die hier maßgebenden Beſtimmungen in 88 712, 
713 II 11 ALR. wiedergegeben werden. Über ihre Tragweite 
finden ſich in der Literatur freilich unmittelbar verwendbare An⸗ 
gaben nicht; es wird meiſt nur geſagt, das Kirchen vermögen 
hafte, fo weit es nicht zu den laufenden Ausgaben nötig ſei. 
Müßte dies dahin verſtanden werden, daß das Kirchenvermögen 
nur fo weit angegriffen werden dürfe, als es nicht nötig ſei, 
um Zinſen oder andere Einkünfte zur Beſtreitung der laufenden 
Ausgaben zu gewähren, ſo würde der Grundſtock nur dann in 
Anſpruch genommen werden konnen, wenn er fo groß wäre, 
daß er mehr Zinſen trüge, als für den geſamten ordentlichen 
Ausgabenetat erforderlich wäre und das kann die Abſicht des 
Geſetzes nicht fein. Andererſeits wird man nicht den Grundſatz 
aufſtellen dürfen, daß jede Kirchengemeinde zum Ban und zur 
Unterhaltung ihrer Gebäude zunächſt ein etwa vorhandenes Ver⸗ 
mögen ganz verwenden müfle, denn das würde dem Grundſatze 
einer verſtändigen Verwaltung widerſtreiten und mit dem Wort⸗ 
laut der 58 712, 713 nicht vereinbar fein. Um zu einer be⸗ 
friedigenden Anwendung zu gelangen, wird man dieſe Be⸗ 
ſtimmungen vielmehr dahin zu verſtehen haben, daß der Grund⸗ 
ſtock des Kircheuvermögens für Bauten inſofern angegriffen 
werden darf, als zu verwenden find: 1. ein Kapital oder ein 
ſonſtiger Vermaͤgensbeſtandteil, der von vornherein gerade für den 
in Rede ſtehenden Bau oder doch für Banzwecke im allgemeinen 
beſtimmt war; 2. eine Einnahme, die in Anlaß des Baues, 
etwa durch Verkauf entbehrlich gewordenen Grund und Bodens, 
erzielt würde; 3. in Ermangelung ſolcher Fonds der Grundſtock 
des Vermögens zwar dann, aber auch nur dann, wenn ſolches 
nach Billigkeit und den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen 
Vermögens verwaltung geſchehen dürfte und müßte. Danach 
würde es ſich zugleich entſcheiden, ob und wie weit der Patron 
beizutragen hätte. Hierüber zu entſcheiden aber iſt im Streit⸗ 
falle das Gericht berufen. Denn die Verbindlichkeit des Patron 
ſteht in zweiter Linie, fie tritt, wie die ſchon erwähnten 88 584, 
720 II 11 ALR. ergeben, erſt ein, wenn das Kirchenvermögen 
unzulänglich iſt. Und die Frage, ob dieſe Bedingung ein⸗ 
getreten ſei, muß vom Gericht beantwortet werden. Im vor⸗ 
liegenden Fall haben ſich die Inſtanzgerichte ſolcher Entſcheidung 
auch keineswegs entzogen, haben aber die Unzulänglichkeit des 
Kirchenvermögens ſchon deshalb für dargetan erachtet, weil ein 
Amortiſationsdarlehn aufgenommen ſei und eine Kirchenfteuer 
erhoben werde. Man wird dies, obwohl nähere Angaben in 
dem angefochtenen Urteil nicht vorhanden find, dahin verſtehen 
dürfen, daß die bisher ſchon erhobene Kirchenſteuer erhöht worden 
ſei, um Mittel zur Tilgung der Anleihe zu beſchaffen. Endlich 
wird aus den Parteivorträgen hinzugenommen werden dürfen, 
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daß die Aufnahme der Anleihe von der Staatsbehörde ge 
nehmigt, ihre Notwendigkeit mithin geprüft worden tft. Letzteres 
kann indes nicht entſcheidend ſein. Die ſtaatliche Genehmigung 
war erforderlich zufolge Art. 24 Ziffer 3 des Ev Kirch BG. 
vom 3. Juni 1876 (GS. 125) und hat lediglich ermoglicht, 
daß die Mittel zum Bau einſtweilen im Wege einer Anleihe 
herſtellig gemacht wurden, hat jedoch für die Frage, ob das 
Kirchenvermögen für die Baukoſten hingereicht hätte, keine Be 
deutung. Die Tatſache, daß man zur Aufnahme einer Anleihe 
ſchritt, beweiſt aber auch noch nichts, da behauptet war, daß 
die Kirche ſchon zur Zeit des Baues ein Kapital von 
42 000 Mark beſeſſen habe. Denn jo und nicht anders kann 
und muß die Behauptung, daß ein Kirchen vermoͤgen von 
42 000 Mark vorhanden ſei, verſtanden werden. Ob dieſe Br 
hauptung der Wirklichkeit entſpricht, iſt zwar nicht feſtgeſtellt 
und würde noch zu erörtern ſein, da es für die Beantwortung 
ber; Frage, ob das eigene Vermögen der Kirche hinreichend ſei, 
allerdings, wie der erkennende Senat in dem Urteil zur Sache 
IV Nr. 108/85 vom 9. Juli 1885 (vgl. Kirchl BBl. 1886, 15) 
ausgeſprochen hat, auf den Stand des Vermögens zu dem ⸗ 
jenigen Zeitpunkt ankommt, au dem die in Rede ſtehenden Aus- 
gaben zu leiſten find. N. c. K. N., U. v. 8. Dez. 04, 
288/04 IV. — Naumburg. 

30. 5 78 Tl. II Tit. 14. Unzuläſfigkeit des Nechtsweges 
auch bei Streit zwiſchen Privaten über zu erhebendes Chauſſee⸗ 
geld.] 

Durch beſtändige Rechtſprechung iſt anerkannt und von der 
Reviſion wird nicht in Zweifel gezogen, daß das vom Staate 
ober von anderen Korporationen des offentlichen Rechts erhobene 
Chauſſeegeld, und zwar auch dann, wenn die Erhebung pacht · 
weiſe an Privatperſonen überlaſſen iſt, zu den allgemeinen An 
lagen gehört, bezüglich deren nach Vorſchrift des 8 78 ALR. II 14 
kein Prozeß ſtattfindet. Der Revifion kann aber nicht zugegeben 
werden, daß es ſich nur um ein privatrechtliches Verhältnis 
handle, wenn die Erhebung des Chauſſeegeldes von vornherein 
einer Privatperſon zuſteht. Auch in dieſem Falle kommen die 
von den Landſtraßen zu ziehenden Nutzungen als ſogenannte 
niedere Regalien grundſätzlich dem Staate zu (55 8, 11 1 15 
verb. § 26 II 14 AL R.). Sie verlieren dieſen Charakter nicht 
dadurch, daß ſich der Staat zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgabe der Forderung der Verkehrs verhältniſſe der Vermittelung 
von Privatperſonen bedient, und nur kraft beſonderer ſtaatlicher 
Ermächtigung find ſolche Privatperſonen zur Einziehung jener 
Nutzungen ermächtigt. Dies zeigt ſich auch darin, daß der 
Staat mit Verleihung der ſogenannten ſiskaliſchen Vorrechte 
den Chauſſeegelderhebungs berechtigten zugleich weitgehende obrig 
keitliche Befugniſſe überträgt, wie die 88 1 bis 13 des Re 
gulativs, das Verfahren bei Chauffeepolizei- und Chauſſeegeld · 
übertretungen betreffend vom 7. Juni 1884 (GS. 167 ff.) 
ergeben, die nach § 17 des Regulativs auch auf die fogenannten 
Aktienſtraßen Anwendung finden. Demgemäß hat ſchon der 
II. 3S. des RG. in der Entſch. vom 28. Februar 1893 (ab- 
gedruckt im PrJMBl. 1893, 155 ff.) bezüglich der Frage 
über die Verbindlichkeit zur Entrichtung von Chauſſeegeld den 
Rechtsweg ſelbſt dann für ausgeſchloſſen erklärt, wenn der Streit 
unter Privaten ſtattfindet. Von dieſem Rechtsſatz abzugeben 
hat der jetzt erkennende Senat auch in Hinblick auf die von der 
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Revifion für ſich angezogenen mehr beiläufigen Bemerkungen in 
dem Urteil vom 22. Januar 1891 keine Veranlaſſung. Im 
Streitfall iſt auch deshalb keine andere Beurteilung geboten, 
weil die Klage nicht gegen den urſprünglich konzeffionierten 
Attienverein, ſondern gegen die Oberſchlefiſche Dampfſtraßen⸗ 
bahngeſellſchaft gerichtet iſt. Denn unter den Parteien beſteht 
Einverſtaͤndnis darüber, daß die Bekl. mit Abforderung des 
Chauffeegeldes nur die ihr übertragenen Rechte des Aktienvereins 
ausübt, ſich nicht etwa von vornherein rechtswidrig das Er⸗ 
hebungs recht aumaßt. Der BR. hat hiernach das Geſetz nicht 
verletzt, wenn er im Streitfall die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
verneint. H. c. O. D., U. v. 22. Dez. 04, 272/04 IV. — 
Breslau. 

31. 5 1 Tl. II Tit. 3, 55 21, 23 Tl. II Tit. 4 ALR. 
verb. mit Stempeltarif vom 7. März 1822 und Kabinetts order 
vom 18. Juli 1845. Begriff der Familienſtiftung. Stempel⸗ 
pſicht.] 

Nach § 21 II 4 ALR. werden unter Familienſtiftungen 
Anordnungen verſtanden, „wodurch jemand gewiſſe Hebungen 
von beftimmten Grundſtücken oder Kapitalien für eine Familie 
ausſetzt und anweiſet.“ Der § 4 des Teſtaments weiſt aber 
nicht bloß „Hebungen“ eines Kapitals an, beitimmt vielmehr, 
daß ſowohl die Zinfen des anzuſammelnden Kapitals von 
40 000 Mark als auch erforderlichenfalls das Kapital dieſes 
Fonds zu Beihilfen an die Kinder oder Schwiegerkinder des 
Erblaſſers verwendet werden dürfen, und zwar derart, daß die 
Verwendung des ganzen Kapitals auf Grund freier Beſtim⸗ 
mung des Nachlaßverwalters ſchon unmittelbar nach erfolgter 
Anfemmlung des Fonds zur Unterſtützung eines der bedachten 
Kinder oder Schwiegerkinder erfolgen konnte. Hiernach war die 
Möglichkeit, daß es zur Verteilung von „Hebungen“ des Kapitals 
überhaupt nicht kam, uicht ansgeſchloſſen. Die Zuwendung 
des 5 4 des Teſtaments iſt auch nicht zugunſten einer 
Familie erſolgt, ſondern zugunſten einzelner beſtimmter 
Familienangehsriger. Unter „Familie“ verſteht das AR. 
($ 1 II 3) die Geſamtheit der durch Blutsfreundſchaft mit- 
einander verbundenen Perſonen. Es iſt nun zwar nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß die Familienſtiftung auf beſtimmte Zweige oder 
Gruppen dieſer Geſamtheit beſchränkt werden darf, und es mag 
auch der Annahme einer Familienſtiftung der Umſtand nicht ent⸗ 
gegenſtehen, daß zu den aus ihr Berechtigten auch die mit der 
Familie des Erblaſſers nicht durch Blutsverwandtſchaft verbundenen 
Schwiegerkinder gehören ſollen. Aber die Rechtssprache pflegt 
unter „Familie“ einen der Zahl nach eng begrenzten Kreis 
einzelner, beſtimmter, nur einer einzigen Generation angehöriger 
Familienmitglieder nicht zu verſtehen. Für Familien⸗Fidei⸗ 
kommiſſe iſt insbeſondere begriffliches Erfordernis, daß fie 
für beſtändig oder doch für mehrere Geſchlechtsfolgen 
wirkſam ſein müſſen. (§ 23 II 4 ALR.) Auch für 
die ähnliche Rechtseimrichtung der Familienſtiftung iſt zu 
erfordern, daß ſich die Zuwendungen nicht auf eine einzige 
Geſchlechtsfolge oder mindeſtens doch nicht auf eine feft ge- 
ſchloſſene, geringe Anzahl beſtimmter Angehörigen derſelben 
Geſchlechts folge beſchränken dürfen. Für eine ſolche Anzahl 
einzelner, im Teſtamente trotz naher verwandtſchaftlicher Be⸗ 
ziehungen zum Erblafſer übergangener Perſonen find aber bie 
im 8 4 beſtimmten Zuwendungen ausgeſetzt. Dazu kommt, 
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daß die Fideikommißſtiftung ſowohl wie die. Familienſtiftung, 
wie ſich aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt, begrifflich 
eine gewiſſe längere Dauer ihres Beſtehens vorausſetzen, 
während hier die Stiftung, falls eine ſolche als durch den 8 4 
begründet anzuſehen wäre, nur eine Dauer von höͤchſtens 
9 Jahren hatte, moͤglicherweiſe aber auch ſchon vor dem Schluſſe 
des erſten Jahres zu Ende gehen konnte (vergl. das RG. in 
SW. 1885, 164 Ziffer 31). Daß insbeſondere im Sinne des 
Stempelrechts unter Fideikommiß⸗ und Familienſtiftungen 
nur Stiftungen von langer Dauer zu verſtehen find, ergibt 
die bei Hummel und Specht Stempelgeſetz S. 641, 642 mit⸗ 
geteilte Entſtehungsgeſchichte und die Höhe des auf dieſe 
Stiftungen gelegten Stempels. In den Motiven zum Stempel G. 
vom 7. März 1822 find beſondere Gründe für die Einführung 
des verhältnismäßig hohen Steuerſatzes von 3 v. H. nicht an ⸗ 
gegeben; aber in der Faſſung des Entwurfs findet ſich ein 
Grund angedeutet. Dort lantete die Tarifftelle: „Fideikommiß⸗ 
ftiftungen, für die Genehmigung dazu wird der dreifache Wert⸗ 
ſtempel, wie bei Kaufkontrakten, mithin 3 Prozent entrichtet.“ 
Später, bei der Erörterung der Frage, wie die Errichtung von 
Familienſtiftungen zu verſteuern ſei, berichtete das Staats ⸗ 
miniſterium unter dem 25. November 1826, daß bei Familien⸗ 
ſtiftungen dieſelben Gründe einträten, welche die Verſtenerung 
der Fideikommißſtiftungen herbeigeführt hätten, daß nämlich das 
der Stiftung gewidmete Vermögen aus dem freien Verkehr aus⸗ 
ſcheide, und daher in alle Zukunft der Stempel für Ber- 
äußerungen desſelben wegfalle. Der Stempel von 3 v. H. 
ſtellt hiernach gewiſſermaßen tine Abfindung für die Einnahme⸗ 
ausfälle an Umſatzſtempeln dar, die durch die Errichtung der 
Stiftung der Staatskaſſe erwachſen. Einen Fall, wie den vor⸗ 
liegenden, in dem irgend ein Ausfall au Umſatzſtempel kaum 
eintreten konnte, dem hohen Stempel von 3 v. H. zu unter⸗ 
werfen, hat das Geſetz offenbar nicht bezwecken können. Ein 
Widerſpruch dieſer Enutſcheidung mit der des IV. Zivilſenats 
vom 5. Dezember 1895 (IV. 189/95) (auszugsweiſe abgedruckt 
in JW. 1896, 62 Ziffer 32) beſteht ſchon deshalb nicht, weil 
der Sachverhalt damals ein anderer war. Dort waren ledig ⸗ 
lich Hebungen eines Kapitals für einen der Zahl nach nicht 
begrenzten Kreis von Familienangehörigen verſchiedener Ge⸗ 
ſchlechtsfolgen („Kinder oder weitere Abkömmlinge“) ausgewieſen 
und die Dauer der Stiftung auf 25 Jahre gefichert. Staats- 
fiskus o. P., U. v. 16. Dez. 04, 234/04 IV. — Berlin. 

II. Souſtige Preußiſche Landes geſetze. 

Geſetz vom 11. März 1850. 

82. 8 3. Erſtattungspflicht der Gemeinde bezüglich der 
von der Polizeibehoͤrde verauslagten fachlichen Koften.] 

5 3 des Geſetzes vom 11. März 1850 verpflichtet die 
Gemeinden, die Koſten der örtlichen Polizelverwaltung zu tragen, 
ausgenommen find nur die Gehälter der von der Staatsregierung 
angeſtellten beſonderen Beamten; davon, daß etwa die Gemeinden 
in bezug auf abnutzbare Sachen, deren die Polizeibehörde zur 
Ausübung der ihr geſtellten Aufgabe bedarf, nur den Gebrauch 
der Polizeibehörde zu verſchaffen hat, iſt im Geſetz mit keinem 
Wort die Rede. Nach der im § 3 getroffenen Regelung war 
die Polizeibehoͤrde befugt, ſolche Anſchaffungen, die im Rahmen 
einer ordnungsmäßigen Polizeiverwaltung erforderlich waren, 
vorzunehmen und den Erſatz der hierdurch eniſtandenen Auslagen 
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von der verpflichteten Gemeinde zu fordern. Daß die Koften 
der Ausrüſtung der Schutzmannſchaft zu den Koſten der ortlichen 
Polizeiverwaltung gehören, kann an ſich keinem Zweifel unter⸗ 
liegen. Es iſt ſonach nicht rechtsirrig, wenn das BG. in bezug 
auf die im vorliegenden Fall in Betracht kommenden, für den 
Dienſt der berittenen Schutzmannſchaft beſtimmten Pferde aus 
dem 5 3 die Verpflichtung der Kl. hergeleitet hat, die von dem 
Bekl. verauslagten Koſten der Anſchaffung dieſer Pferde, als zu 
den ſachlichen von der Kl. zu tragenden Koften gehörig, dem 
Bekl. wieder zu erſtatten. Stadtgemeinde B. o. Pr. Fiskus, 
U. v. 22. Dez. 04, 527/04 IV. — Berlin. 

Allgemeines Berggeſetz. 

33. 58 148, 150. Unvorſichtige Bebauung beſeitigt nicht 
alle Schadensanſprüche.] 

Der BR. ſtellt feſt, daß die mit den Gebäuden A und D 
beſetzte Grundfläche Bauplatzeigenſchaft beſaß und in dieſer Hin⸗ 
ficht durch den Bergbau der Nebenintervenientin des Bekl. eine 
Beeinträchtigung erfahren hat. Zum Erſatz des inſoweit ent⸗ 
ſtandenen Schadens erachtet der BR. den Bekl. für verpflichtet, 
obwohl er eine Schadenserſatzpflicht des letzteren bezüglich der 
Gebäude A und D auf Grund des 8 150 Abſ. 1 Allg Berg G. 
verneint. Er führt aus: Es konne nicht angenommen 
werden, daß der Grundeigentümer durch die in der zitierten 
Geſetzesvorſchrift vorgeſehene unvorſichtige Bebauung alle 
Schadenserſatzanſprüche verwirke; vielmehr habe er auch in 
einem ſolchen Falle fo viel zu beanſpruchen, wie er ohne Aus⸗ 
führung des ungehörigen Baues hätte verlangen können. Denn 
die erwähnte geſetzliche Beſtimmung bezwecke nur, den Bergwerks ⸗ 
befitzer gegen unbegründete Anſprüche zu ſchützen, nicht aber, 
dem Grundſtückseigentümer gewiſſermaßen zur Strafe für un- 
gehörige Anlagen einen begründeten Anſpruch zu entziehen und 
dem Bergwerksbefitzer einen in der Natur der Sache nicht 
liegenden Vorteil zuzuwenden. Dies ergebe ſich auch aus dem 
Wortlaut der einſchlägigen Geſetzesvorſchriften. Denn nach 
§ 148 Allg Berg., der die Regel aufſtelle, daß der dem 
Grundeigentum und feinen Zubehörungen zugefügte Schaden 
zu erſetzen ſei, bildeten die letzteren einen gegenüber dem Grund⸗ 
eigentum ſelbſtändigen Gegenſtand der Schadenserſatzpflicht und 
dementſprechend beziehe fi $ 150 ebenda nur auf ungehoͤrige 
Anlagen, nicht auf das ſonſtige Grundeigentum. Der Auffaſſung 
des BR. war beizupflichten: Es kann keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß der Grundſtückseigentümer die durch die Unficherheit 
des Baugrundes herbeigeführte Wertverminderung dann erſetzt 
verlangen kann, wenn das von ihm errichtete Gebäude infolge 
der Einwirkungen des Bergbaues einſtürzt oder ſonſt unbe⸗ 
wohnbar wird oder wenn er es, um dem Einſturz zuvorzu⸗ 
kommen, freiwillig abbricht. Iſt aber in ſolchen Fällen ſein 
bezüglich des Grundſtücks als Bauſtelle geſetzlich gegebener Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch dadurch unberührt geblieben, daß zeitweilig 
auf dem Grunſtück ein Gebäude geſtanden hat, ſo iſt nicht ab⸗ 
zuſehen, inwiefern die Tatſache des gegenwärtigen Bebautſeins 
eine andere rechtliche Beurteilung zu begründen geeignet ſein 
ſoll. Der Geſetzgeber will, wie der vom BR. richtig gewürdigte 
Zuſammenhang der in Betracht kommenden Vorſchriften er⸗ 
gibt, im Falle des 8 150 das unvorſichtig errichtete Gebäude 
weggedacht wiſſen und die Schadenserſatzpflicht ſo regeln, als 
wenn das Grundſtück nach wie vor eine unbebaute Grundfläche 
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wäre. Daß dieſer Standpunkt ein innerlich wohlbegründeter iſt, 
liegt auf der Hand. Der Bergwerksbefitzer würde ohne Grund 
feine Rechtsſtellung verbeſſern und einen unberechtigten Ver⸗ 
moͤgens vorteil auf Koſten des Grundſtückseigentümers erlangen, 
wenn er auf eine Handlung des letzteren — Bebauung des 
Grundſtücks — der das Geſetz lediglich die Wirkung abſpricht, 
einen Schadenserſatzanſpruch zur Entſtehung zu bringen, fi 
in der Weiſe berufen dürfte, daß es ihm geſtattet wäre, daraus 
das Erlöſchen einer bereits anderweit entſtandenen Schadens ⸗ 
erſatzpflicht herzuleiten. Pr. F. u. O. F. c. G., U. v. 10. Dez. 04, 
244/04 V. — Breslau. 

Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

34. 8 65 Abſ. 3. 8 7 des Kommunalbeamtiengeſetzes 
vom 30. Juli 1899, 8:20 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883. Erfordernis der Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchufſes vor Geltendmachung von vermoͤgensrechtlichen An- 
ſprüchen von Kommunalbeamten.] 

Der Bekl. war bis zum 15. Mai 1900 Buͤrgermeiſter der 
klaͤgeriſchen Gemeinde und bezog von feinem Austritt bis zum 
1. Oktober 1901 die ihm gemäß 5 65 der Städted. vom 
80. Mai 1853 zuſtehende Penfion. Vom 1. Oktober 1901 ab 
hat die Kl. die Weiterzahlung der Penfion gemäß $ 65 Abi. 4 
der Städte O. verweigert, weil die Penſion ruhe, da Bekl. ſeit 
1. April 1901 als Standesbeamter der Stadtgemeinde G., 
ſowie als ſolcher des Bezirks G. (Land) Dienſte genommen und 
ſeine Beſoldung aus dieſen Amtern ſein früher bezogenes Dienſt⸗ 
einkommen überſtiegen habe. Der Bekl. war mit ſeiner Klage 
auf Fortzahlung ſeiner Penſion, weil es ſich nicht um eine An⸗ 
ſtellung im Sinne des 5 65 Abſ. 4 der Städte O. gehandelt 
habe, rechtskräftig abgewieſen. Im gegenwärtigen Prozeſſe ver- 
langt die Kl. die Rückzahlung der dem Bekl. für die Zeit vom 
1. April bis 30. September 1901 angeblich zu Unrecht be⸗ 
zahlten Penfion, einſchließlich eines für denſelben bezahlten 
Witwen- und Waiſengeldbeitrags, in Höhe von 432 Mark 
37 Pfennig nebſt Zinſen. Dieſem an ſich nicht mehr beſtrittenen 
Anſpruche gegenüber hat der Bekl. im Wege der Aufrechnung 
und Widerklage einen ihm neuerdings für die Zeit vom 1. Mai 
1903 bis 31. Januar 1904 erwachſenen Penfionsanſpruch im 
Geſamtbetrage von 660 Mark erhoben. Er hat nämlich nach 
ſeinem Vorbringen ſeine beſoldete Stelle bei der Stadtgemeinde 
G. auf 1. Mai 1903 gekündigt und hat ihm dieſe nunmehr 
wieder die Stelle verliehen, indeſſen als ehrenamtliche ohne Be⸗ 
ſoldung, aber mit einer Entſchädigung für Dienſtaufwand in 
Hoͤhe von jährlich 1 500 Mark. Bekl. hat daher gebeten, den 
klägeriſchen Anſpruch abzuweiſen und in der Widerklage die 
Kl. zur Zahlung von 227 Mark 63 Pfennig zu verurteilen. 
Die Kl. hat die Gegenforderung beſtritten, weil die Kündigung 
und Wiederanſtellung nur fingiert und zu dem Zwecke erfolgt 
ſei, die Kl. zu ſchädigen. Dieſer Behauptung gegenüber hat 
ſich Bekl. auf den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes B. vom 
30. Oktober 1903 berufen, in welchem gelegentlich eines Geſuchs 


der Stadtgemeinde G. um Genehmigung des mit dem Bell. 
abgeſchloſſenen neuen Vertrags gemäß § 12 des Komm BBeamtG. 


vom 30. Juli 1899 zum Ausdrucke gebracht iſt, daß die jetzigen 
Bezüge des Bekl. ausſchließlich Dienſtaufwandsentſchädigung 
enthalten, desgleichen auf ein Schreiben des Landeshauptmann 
der Provinz Poſen vom 14. Januar 1904, worin der neuerdings 
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geltend gemachte Anſpruch des Bekl. für begründet erachtet wird. 
Das BG. hat der Vorklage entſprochen und die Widerklage 
abgewieſen. Es geht davon ans, daß die Erhebung des auf⸗ 
rechnungsweiſe und widerklagend erhobenen Penfionsanſpruchs 
im Rechtswege zur Zeit unzuläſſig erſcheine, weil die gemäß 
§ 7 des Komm BBeamt G. vorgeſchriebene Entſcheidung des Bezirks- 
ausichuffes noch nicht eingeholt ſei. Die Revifion des Bekl. 
wurde zurückgewieſen: Die Entſch. des BG. iſt begründet, wenn 
die Eutſch. des Bezirksausſchuſſes gemäß § 7 des Komm BeamtG. 
Vorausſetzung für die Geltendmachung des jetzigen Gegen ⸗ 
anſpruches iſt. Der Bekl. beſtreitet dies darum, weil der 
Penfionsanſpruch des Bekl. ſelbſt ſchon vor Beginn des Vor⸗ 
prozeſſes feſtgeſtellt bezw. von beiden Parteien anerkannt, bezahlt 
und angenommen worden ſei, die Frage aber, ob derſelbe ruhe, 
einer Vorentſcheidung nicht bedürfe, wie ſich aus den Entſch. 
des IV. Zivilſenats des RG. vom 12. Mai 1899 (RG. 44, 203) 
und vom 18. Juni 1885 (PrJMBl. 1886, 19) ergebe. Dieſer 
Revifionsangriff iſt aber nicht begründet. Allerdings hat ſich 
der IV. Zivilſenat in der angegebenen Weiſe bei ruhenden 
Venfionsanſprüchen der Magiſtratsbeamten, in Anwendung des 
8 65 Abſ. 3 der Städte O. von 1853 und des au feine Stelle 
getretenen 5 20 Abſ. 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883 ansgeſprochen. Dieſe Entſcheidungen beruhen aber lediglich 
auf der Faſſung der genannten Geſetzesbeſtimmungen und vor 
allem auf der Stellung des 5 65 Abſ. 3 zwiſchen den Ab⸗ 
ſaͤzen 1 und 2, die die Feſtſtellung der Penfion betreffen einer- 
und Abſatz 4, welcher vom Ruhen derſelben handelt, andererfeits, 
fie können daher auf den $ 7 des Komm Beamt G. nicht ohne 
weiteres übertragen werden. 5 7 ſelbſt gibt keinen Anhalts⸗ 
punkt für die analoge Auslegung. Er bezieht ſich auch nicht 
bloß wie 8 65 Abſ. 3 auf den erſtmals feſtzuſtellenden Penſions⸗ 
anſpruch, ſondern auf alle vermoͤgensrechtlichen Anſprüche der 
Kommunalbeamten: „Beſoldung, Reiſekoſtenentſchädigung, 
Penfion, ſowie Anſprüche der Hinterbliebenen auf Witwen ⸗ und 
Waiſengeld“, gleichgültig, ob ſie erſtmals erhoben oder in der 
Folge ftreitig werden. Ein ſtreitiger Anſpruch aus dem Dienft- 
vertrag liegt auch dann vor, wenn nicht die Feſtſtellung, der 
Grund und Betrag desſelben im Streit iſt, ſondern auch, wenn 
nur die Ausübung des feſtgeſtellten Anſpruchs auf Grund 
angeblich entgegenſtehender geſetzlicher Beftimmungen von der 
Behörde abgelehnt wird. Es iſt dies auch vom IV. Zivilſenat 
zu 58 113, 114, 33 des Miillitärpenſionsgeſetzes vom 
27. Juni 1871, bei welchen die Verhältniſſe ähnlich liegen wie 
im Falle des § 7, anerkannt worden (RG. 36, 74). Allerdings 
läßt ſich die Frage aufwerfen, ob 8 7 cit. auf die Penfions- 
anſprüche der Magiſtratsbeamten Anwendung findet, da 8 14 
des genannten Geſetzes beſtimmt, daß bezüglich der Anſtellung, 
Beſoldung und Penfionierung der kollegialen Gemeindebeamten 
(Nagiſtrat) es, mit einer hier nicht berührenden Ausnahme, bei 
den beſtehenden Beſtimmungen verbleibe. Allein dieſer 8 14 
befindet fi) in dem beſonderen Teile, der von den Anſtellungs⸗ 
modalitäten der Beamten der Stadtgemeinden handelt (55 8—17) 
und nicht in dem allgemeinen Teil (1— 7), im Gegenſatz zu 
9Dumd iſt daher auch anzunehmen, daß feine Sonderbeſtimmung 
ſich nur auf die in dieſem Abſchnitt befindlichen Beſtimmungen 
und nicht auf die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere § 7 
bezieht. Es läßt ſich vor allem nicht annehmen, daß, da die 
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früheren Beſtimmungen für Magiſtratsbeamte (55 64, 65 und 
84 der Städte. und 5 20 des Zuſtändigkeitsgeſetzes) keine 
Vorentſcheidung für den Gehalts anſpruch der Magiſtrats⸗ 
beamten vorſchreiben, eine ſolche nun auch nach § 14 nicht 
erforderlich erſcheine. Die neuere Literatur zur Städte O. (ſ. ins- 
beſondere Ortel, Städte O. (3), 519; Zelle, Städte O. (4), 49; 
Kappelmann, Städted. S. 179; v. Brauchitſch, die neuen 
preußiſchen Verwaltungsgeſetze 3, 98 f. u. a.) geht denn auch 
allgemein davon aus, daß der §5 63 Abſ. 3 der Städte O. und 
8 20 Abſ. 4 des Zuſtandigkeitsgeſetzes durch 8 7 bezw. 8 25 
Abſ. 1 des KommBeamt G. erſetzt bezw. beſeitigt find. Es 
bedarf hiernach eine! Eingehens auf die Frage nicht, ob nicht 
auch 5 63 Abſ. 3 cit. und 5 20 cit. eine andere Auslegung 
rechtfertigen würden, als fie vom IV. Zivilſenate getroffen iſt. 
B. c. Stadtgemeinde P., U. v. 22. Nov. 04, 278/04 III. — 
Poſen. 

IV. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

35. Art. 55, 109 EGBGB. verb. mit Art. 1382 c. 6. 
Anſprüche des im öffentlichen Intereſſe Opfer bringenden Privaten 
nach franzöfiſchem Recht.] 

Die beklagte Stadt Straßburg ließ durch den Mitbeklagten 
Unternehmer ©. in dem Gaäßchen „Brand am End“ Kanali- 
ſationsarbeiten zum Zwecke der Entwäſſerung vornehmen. In⸗ 
folge dieſer Arbeiten hat ſich das in dieſem Gäßchen belegene 
Hinterhaus des dem Kl. gehörigen Hauſes, Kleberplatz 27, ge⸗ 
ſenkt und vom Vorderhaus gelöft. Der Kl. errechnet ſich bar- 
aus einen Schaden von 13 600 Mark. Das Os G. verurteilte. 
Die Revifion wurde zurückgewieſen: In der Entſcheidung des 
erkennenden Senats „Mülhauſen wider Haas vom 13. De⸗ 
zember 1904, II 133, 1904“ tft vom erkennenden Senat dar⸗ 
gelegt, daß nach in Frankreich geltendem öffentlichem Recht aus 
Gründen der Billigkeit jedem Privaten in gewiſſen Grenzen der 
Schaden zu erſtatten iſt, welchen derſelbe dem öffentlichen 
Intereſſe als beſonderes Opfer bringen muß, und daß dieſer 
Grundſatz zu den durch Art. 55, vergl. Art. 109 des EG. 
zum BGB. geſchützten öffentlich rechtlichen Vorſchriften 
Elſaß⸗Lothringens gehört. Die Grenzen des Erſatzanſpruchs 
hat der franzöſiſche Staatsrat ebenſo wie der franzöfifche 
Kaſſationshof in die ſtehende Formel gebracht, daß zu erſetzen 
iſt: „le dommage direct et matériel“ d. h. der in unmittel- 
barem Zuſnmmenhange ſtehende ſachliche Schaden. Anläßlich 
des Reviſionsangriffs, der ſich darauf ſtützt, daß in den 
franzöſiſchen Rechtsquellen der Art. 1382 6. co. als Grundlage 
dieſes Erſatzanſpruchs bezeichnet werde und daher mit 
Art. 1382 c. c. ſeit 1. Januar 1900 auch der öffentlich ⸗ 
rechtliche Schadenserſatzanſpruch weggefallen ſei, hat man die 
ſtreitige Frage einer erneuten Prüfung unterzogen. Dieſe 
Prüfung hat lediglich die Ausführungen des gedachten dies⸗ 
ſeitigen Urteils beſtätigt. Es kann den dort angezogenen Be⸗ 
legen noch angefügt werden: Molitor, das Geſetz betr. die Aus- 
führung des BGB. in Elſaß⸗Lothringen vom 17. April 1899 
zu 8 41 S. 79. Otto Meyer, Deutſches Verwaltungsrecht 
Bd. II § 53. v. Blume, Das Recht der Anlieger an öffent⸗ 
lichen Straßen, Feſtgabe der jur. Fakultät zu Königsberg, 
1900, S. 127. Leoni Mandel, Das öffentliche Recht des 
Reichslandes Elſaß-Lothringen, 1892, I. Teil, S. 225. Richtig 
iſt nur ſoviel, daß in manchen Entſcheidungen, z. B. Dalloz, 
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von der verpflichteten Gemeinde zu fordern. Daß die Koften 
der Ausrüſtung der Schutzmannſchaft zu den Koſten der ortlichen 
Polizeiverwaltung gehören, kann an ſich keinem Zweifel unter⸗ 
liegen. Es iſt ſonach nicht rechtsirrig, wenn das BG. in bezug 
auf die im vorliegenden Fall in Betracht kommenden, für den 
Dienſt der berittenen Schutzmannſchaft beſtimmten Pferde aus 
dem 5 3 die Verpflichtung der Kl. hergeleitet hat, die von dem 
Bekl. verauslagten Koſten der Anſchaffung dieſer Pferde, als zu 
den ſächlichen von der Kl. zu tragenden Koſten gehörig, dem 
Bekl. wieder zu erſtatten. Stadtgemeinde B. o. Pr. Fiskus, 
U. v. 22. Dez. 04, 527/04 IV. — Berlin. 

Allgemeines Berggeſetz. 

83. 55 148, 150. Unvorſichtige Bebauung beſeitigt nicht 
alle Schadensanſprüche.] 

Der BR. ſtellt feſt, daß die mit den Gebäuden A und D 
beſetzte Grundfläche Bauplatzeigenſchaft beſaß und in dieſer Hin⸗ 
ficht durch den Bergbau der Nebenintervenientin des Bekl. eine 
Beeinträchtigung erfahren hat. Zum Erſatz des inſoweit ent⸗ 
ſtandenen Schadens erachtet der BR. den Bekl. für verpflichtet, 
obwohl er eine Schadenserſatzpflicht des letzteren bezüglich der 
Gebäude A und D auf Grund des 8 150 Abſ. 1 Allg Berg G. 
verneint. Er führt ans: Es konne nicht angenommen 
werden, daß der Grundeigentümer durch die in der zitierten 
Geſetzesvorſchrift vorgeſehene unvorſichtige Bebauung alle 
Schadenserſatzanſprüche verwirke; vielmehr habe er auch in 
einem ſolchen Falle fo viel zu beanſpruchen, wie er ohne Aus⸗ 
führung des ungehörigen Baues hätte verlangen konnen. Denn 
die erwähnte geſetzliche Beſtimmung bezwecke nur, den Bergwerks⸗ 
beſitzer gegen unbegründete Anſprüche zu ſchützen, nicht aber, 
dem Grundſtückseigentümer gewiſſermaßen zur Strafe für un- 
gehörige Anlagen einen begründeten Anſpruch zu entziehen und 
dem Bergwerksbeſitzer einen in der Natur der Sache nicht 
liegenden Vorteil zuzuwenden. Dies ergebe ſich auch aus dem 
Wortlaut der einſchlägigen Geſetzesvorſchriften. Denn nach 
§ 148 Allg Berg G., der die Regel aufſtelle, daß der dem 
Grundeigentum und feinen Zubehörungen zugefügte Schaden 
zu erſetzen ſei, bildeten die letzteren einen gegenüber dem Grund⸗ 
eigentum ſelbſtändigen Gegenſtand der Schadenserſatzpflicht und 
dementſprechend beziehe ſich 8 150 ebenda nur auf ungehörige 
Anlagen, nicht auf das ſonſtige Grundeigentum. Der Auffaſſung 
des BR. war beizupflichten: Es kann keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß der Grundſtückseigentümer die durch die Unficherheit 
des Baugrundes herbeigeführte Wertverminderung dann erſetzt 
verlangen kann, wenn das von ihm errichtete Gebäude infolge 
der Einwirkungen des Bergbaues einſtürzt oder ſonſt unbe⸗ 
wohnbar wird oder wenn er es, um dem Einſturz zuvorzu⸗ 
kommen, freiwillig abbricht. Iſt aber in ſolchen Fällen ſein 
bezüglich des Grundſtücks als Bauſtelle geſetzlich gegebener Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch dadurch unberührt geblieben, daß zeitweilig 
auf dem Grunſtück ein Gebäude geſtanden hat, ſo iſt nicht ab⸗ 
zuſehen, inwiefern die Tatſache des gegenwärtigen Bebautſeins 
eine andere rechtliche Beurteilung zu begründen geeignet ſein 
ſoll. Der Geſetzgeber will, wie der vom BR. richtig gewürdigte 
Zuſammenhang der in Betracht kommenden Vorſchriften er- 
gibt, im Falle des 8 150 das unvorſichtig errichtete Gebäude 
weggedacht wiſſen und die Schadenserſaßtzpflicht jo regeln, als 
wenn das Grundſtück nach wie vor eine unbebaute Grundfläche 
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wäre. Daß dieſer Standpunkt ein innerlich wohlbegründeter iſt, 
liegt auf der Hand. Der Bergwerksbefitzer würde ohne Grund 
ſeine Rechtsſtellung verbeſſern und einen unberechtigten Ver⸗ 
moͤgens vorteil auf Koſten des Grundſtückseigentümers erlangen, 
wenn er auf eine Handlung des letzteren — Bebauung des 
Grundſtücks — der das Geſetz lediglich die Wirkung abſpricht, 
einen Schadenserſatzanſpruch zur Entſtehung zu bringen, fich 
in der Weiſe berufen dürfte, daß es ihm geſtattet wäre, daraus 
das Erloͤſchen einer bereits anderweit entſtandenen Schadens ⸗ 
erſatzpflicht herzuleiten. Pr. F. u. O. F. o. G., U. v. 10. Dez. 04, 
244/04 V. — Breslau. 

Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

34. 5 65 Abſ. 3. 8 7 des Kommunalbeamtengeſetzes 
vom 30. Juli 1899, 5 20 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguft 1883. Erfordernis der Entſcheidung des Bezirks 
ausſchuſſes vor Geltendmachung von vermoͤgens rechtlichen An⸗ 
ſprüchen von Kommunalbeamten.] 

Der Bekl. war bis zum 15. Mai 1900 Bürgermeiſter der 
klägeriſchen Gemeinde und bezog von feinem Austritt bis zum 
1. Oktober 1901 die ihm gemäß 5 65 der Städte. vom 
30. Mai 1853 zuſtehende Penfſion. Vom 1. Oktober 1901 ab 
hat die Kl. die Weiterzahlung der Penfion gemäß § 65 Abi. 4 
der Städte O. verweigert, weil die Penfion ruhe, da Bekl. ſeit 
1. April 1901 als Standesbeamter der Stadtgemeinde G., 
ſowie als ſolcher des Bezirks G. (Land) Dienſte genommen und 
ſeine Beſoldung aus dieſen Amtern fein früher bezogenes Dienft- 
einkommen überſtiegen habe. Der Bekl. war mit ſeiner Klage 
auf Fortzahlung feiner Penſion, weil es ſich nicht um eine An- 
ſtellung im Sinne des 8 65 Abſ. 4 der Städte O. gehandelt 
habe, rechtskräftig abgewieſen. Im gegenwärtigen Prozeſſe ver- 
langt die Kl. die Rückzahlung der dem Bekl. für die Zeit vom 
1. April bis 30. September 1901 angeblich zu Unrecht be⸗ 
zahlten Penſion, einſchließlich eines für denſelben bezahlten 
Witwen- und Waiſengeldbeitrags, in Höhe von 432 Mark 
37 Pfennig nebſt Zinſen. Dieſem an ſich nicht mehr beſtrittenen 
Anſpruche gegenüber hat der Bekl. im Wege der Aufrechnung 
und Widerklage einen ihm neuerdings für die Zeit vom 1. Mai 
1903 bis 31. Januar 1904 erwachſenen Penfionsanſpruch im 
Geſamtbetrage von 660 Mark erhoben. Er hat nämlich nach 
ſeinem Vorbringen ſeine beſoldete Stelle bei der Stadtgemeinde 
G. auf 1. Mai 1903 gekündigt und hat ihm dieſe nunmehr 
wieder die Stelle verliehen, indeſſen als ehrenamtliche ohne Be⸗ 
ſoldung, aber mit einer Entſchaͤdigung für Dienſtaufwand in 
Höhe von jährlich 1 500 Mark. Bekl. hat daher gebeten, den 
klägeriſchen Anſpruch abzuweiſen und in der Widerklage die 
Kl. zur Zahlung von 227 Mark 63 Pfennig zu verurteilen. 
Die Kl. hat die Gegenforderung beſtritten, weil die Kündigung 
und Wiederanſtellung nur fingiert und zu dem Zwecke erfolgt 
ſei, die Kl. zu ſchädigen. Dieſer Behauptung gegenüber hat 
fich Bekl. auf den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes B. vom 
30. Oktober 1903 berufen, in welchem gelegentlich eines Geſuchs 


der Stadtgemeinde G. um Genehmigung des mit dem Bell 
abgeſchloſſenen neuen Vertrags gemäß 8 12 des Komm BeamtG. 


vom 30. Juli 1899 zum Ausdrucke gebracht iſt, daß die jetzigen 
Bezüge des Bekl. ausſchließlich Dienſtaufwandsentſchädigung 
enthalten, desgleichen auf ein Schreiben des Landeshauptmann 
der Provinz Poſen vom 14. Januar 1904, worin der neuerdings 
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geltend gemachte Anſpruch des Bekl. für begründet erachtet wird. 
Das BE. hat der Vorklage entſprochen und die Widerklage 
abgewieſen. Es geht davon ans, daß die Erhebung des auf⸗ 
rechnungsweiſe und widerklagend erhobenen Peufionsanſpruchs 
im Rechtswege zur Zeit unzuläffig erſcheine, weil die gemäß 
87 des Komm BBeamt G. vorgeſchriebene Entſcheidung des Bezirks- 
ausihufies noch nicht eingeholt ſei. Die Revifion des Bekl. 
wurde zurückgewieſen: Die Entſch. des BG. iſt begründet, wenn 
die Eutſch. des Bezirksausſchuſſes gemäß § 7 des Komm BBeamtG. 
Voraus ſetzung für die Geltendmachung des jetzigen Gegen⸗ 
anſpruches iſt. Der Bekl. beſtreitet dies darum, weil der 
Penfionsanſpruch des Bekl. ſelbſt ſchon vor Beginn des Vor⸗ 
prozeſſes feſtgeſtellt bezw. von beiden Parteien anerkannt, bezahlt 
und angenommen worden ſei, die Frage aber, ob derſelbe ruhe, 
einer Vorentſcheidung nicht bedürfe, wie ſich aus den Entſch. 
des IV. Zivilſenats des RG. vom 12. Mai 1899 (RG. 44, 203) 
und vom 18. Juni 1885 (YrJMBl. 1886, 19) ergebe. Dieſer 
Revifionsangriff iſt aber nicht begründet. Allerdings hat ſich 
der IV. Zivilſenat in der angegebenen Weiſe bei ruhenden 
Penfiousanſprüchen der Magiſtratsbeamten, in Anwendung des 
8 65 Abſ. 3 der Städte O. von 1853 und des au feine Stelle 
getretenen 5 20 Abſ. 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 
1883 ansgeſprochen. Dieſe Entſcheidungen beruhen aber lediglich 
auf der Faſſung der genannten Geſetzes beſtimmungen und vor 
allem auf der Stellung des 8 65 Abſ. 3 zwiſchen den Ab⸗ 
fügen 1 und 2, die die Feſtſtellung der Penfion betreffen einer- 
und Abſatz 4, welcher vom Ruhen derſelben handelt, andererſeits, 
fie können daher auf den 5 7 des Komm Beamt G. nicht ohne 
weiteres übertragen werden. 8 7 ſelbſt gibt keinen Anhalts⸗ 
punkt für die analoge Auslegung. Er bezieht ſich auch nicht 
bloß wie 8 65 Abſ. 3 auf den erſtmals feftzuftellenden Penſions⸗ 
anſpruch, ſondern auf alle vermögensrechtlichen Anſprüche der 
Kommunalbeamten: „Beſoldung, Reiſekoſtenentſchädigung, 
Penfion, ſowie Anſprüche der Hinterbliebenen auf Witwen- und 
Waiſengeld“, gleichgültig, ob fie erſtmals erhoben oder in der 
Folge ftreitig werden. Ein ſtreitiger Anſpruch aus dem Dienft- 
vertrag liegt auch dann vor, wenn nicht die Feſtſtellung, der 
Grund und Betrag desſelben im Streit iſt, ſondern auch, wenn 
nur die Ausübung des feſtgeſtellten Anſpruchs auf Grund 
angeblich entgegenſtehender geſetzlicher Beſtimmungen von der 
Behörde abgelehnt wird. Es ift dies auch vom IV. Zivilſenat 
m 88 113, 114, 33 des Militärpenſionsgeſetzes vom 
27. Juni 1871, bei welchen die Verhältniſſe ähnlich liegen wie 
im Falle des § 7, anerkannt worden (RG. 36, 74). Allerdings 
läßt ſich die Frage aufwerfen, ob § 7 eit. auf die Penfions- 
anſprüche der Magiſtratsbeamten Anwendung findet, da § 14 
dei genannten Geſetzes beſtimmt, daß bezüglich der Anſtellung, 
Beſoldung und Penfionierung der kollegialen Gemeindebeamten 
(Nagiſtrat) es, mit einer hier nicht berührenden Ausnahme, bei 
den beſtehenden Beſtimmungen verbleibe. Allein dieſer § 14 
befindet fich in dem beſonderen Teile, der von den Anſtellungs⸗ 
modalitäten der Beamten der Stadtgemeinden handelt (§§8 8—17) 
und nicht in dem allgemeinen Teil (1— 7), im Gegenſatz zu 
8 2 und ift daher auch anzunehmen, daß feine Sonderbeſtimmung 
ſich nur auf die in dieſem Abſchnitt befindlichen Beſtimmungen 
und nicht auf die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere § 7 
bezieht. Es läßt ſich vor allem nicht annehmen, daß, da die 
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früheren Beſtimmungen für Magiſtratsbeamte (585 64, 65 und 
84 der Städte. und 5 20 des Zuſtändigkeitsgeſetzes) keine 
Vorentſcheidung für den Gehalts anſpruch der Magiftrats- 
beamten vorſchreiben, eine ſolche nun auch nach § 14 nicht 
erforderlich erſcheine. Die neuere Literatur zur Städte O. (ſ. ins⸗ 
beſondere Ortel, Städte O. (3), 519; Zelle, Städte O. (4), 49; 
Kappelmann, Städte. S. 179; v. Brauchitſch, die neuen 
preußiſchen Verwaltungsgeſetze 3, 98 f. u. a.) geht denn auch 
allgemein davon aus, daß der § 63 Abſ. 3 der Städte O. und 
§ 20 Abſ. 4 des Zuſtandigkeitsgeſetzes durch 8 7 bezw. 8 25 
Abſ. 1 des Komm BeamtG. erſetzt bezw. beſeitigt find. Cs 
bedarf hiernach eine! Eingehens auf die Frage nicht, ob nicht 
auch $ 63 Abſ. 3 cit. und $ 20 eit. eine andere Auslegung 
rechtfertigen würden, als ſie vom IV. Zivilſenate getroffen iſt. 
B. c. Stadtgemeinde P., U. v. 22. Nov. 04, 273/04 III. — 
Poſen. 

IV. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

35. Art. 55, 109 EGBGB. verb. mit Art. 1382 C. 0. 
Anſprüche des im öffentlichen Intereſſe Opfer bringenden Privaten 
nach franzzfiſchem Recht.] | 

Die beklagte Stadt Straßburg ließ durch den Mitbeklagten 
Unternehmer G. in dem Gäßchen „Brand am End“ Kanali⸗ 
ſationsarbeiten zum Zwecke der Entwäflerung vornehmen. In⸗ 
folge dieſer Arbeiten hat ſich das in dieſem Gäßchen belegene 
Hinterhaus des dem Kl. gehörigen Hauſes, Kleberplatz 27, ge⸗ 
ſenkt und vom Vorderhaus gelöft. Der Kl. errechnet fi dar⸗ 
aus einen Schaden von 13 600 Mark. Das OLG. verurteilte. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: In der Entſcheidung des 
erkennenden Senats „Mülhauſen wider Haas vom 13. De⸗ 
zember 1904, II 133, 1904“ iſt vom erkennenden Senat dar⸗ 
gelegt, daß nach in Frankreich geltendem öffentlichem Recht aus 
Gründen der Billigkeit jedem Privaten in gewiſſen Grenzen der 
Schaden zu erſtatten iſt, welchen derſelbe dem öffentlichen 
Intereſſe als beſonderes Opfer bringen muß, und daß dieſer 
Grundſatz zu den durch Art. 55, vergl. Art. 109 des GG. 
zum BGB. geſchützten öffentlich⸗ rechtlichen Vorſchriften 
Elſaß⸗Lothringens gehört. Die Grenzen des Erſatzanſpruchs 
hat der franzöfiſche Staatsrat ebenſo wie der franzöſiſche 
Kaſſationshof in die ſtehende Formel gebracht, daß zu erſetzen 
iſt: „le dommage direct et matériel“ d. h. der in unmittel- 
barem Zuſnmmenhange ſtehende ſachliche Schaden. Anläßlich 
des Reviſionsangriffs, der fi darauf ſtützt, daß in den 
franzöſiſchen Rechtsquellen der Art. 1382 6. co. als Grundlage 
dieſes Erſatzanſpruchs bezeichnet werde und daher mit 
Art. 1382 c. c. ſeit 1. Januar 1900 auch der zöffentlich⸗ 
rechtliche Schadenserſatzanſpruch weggefallen ſei, hat man die 
ſtreitige Frage einer erneuten Prüfung unterzogen. Dieſe 
Prüfung hat lediglich die Ausführungen des gedachten dies⸗ 
ſeitigen Urteils beſtätigt. Es kann den dort angezogenen Be⸗ 
legen noch angefügt werden: Molitor, das Geſetz betr. die Aus⸗ 
führung des BGB. in Elſaß⸗Lothringen vom 17. April 1899 
zu 8 41 ©. 79. Otto Meyer, Deutſches Verwaltungsrecht 
Bd. II § 53. v. Blume, Das Recht der Anlieger an öffent⸗ 
lichen Straßen, Feſtgabe der jur. Fakultät zu Königsberg, 
1900, S. 127. Leoni Mandel, Das öffentliche Recht des 
Reichslandes Elsaß-Lothringen, 1892, I. Teil, S. 225. Richtig 
iſt nur ſoviel, daß in manchen Entſcheidungen, z. B. Dalloz, 
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travaux publics, Nr. 815, obengedachter Satz als „l’applıcatıon 
du principe de droit naturel consaeré par L'art. 1382 
6. c.“ betrachtet wird. Mit dieſem Ausſpruch will nichts 
anderes geſagt fein, als daß der gedachte Satz des öffentlichen 
Rechts feinen Urſprung auf denſelben Gedanken ausgleichen der 
Gerechtigkeit zurückzuführen hat, der auch das Zivilrecht und 
zwar insbeſondere in Art. 1382 beherrſcht. Die Neviſion hebt 
ganz mit Recht hervor, daß nur „le dommage permanent 
occasionne par des travaux publics“ zu erſetzen iſt, 
daß alſo der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen den öffentlichen 
Arbeiten und dem Schaden vorhanden ſein muß, und daß die 
Unmittelbarkeit nicht durch eine Verſchuldung des Beſchädigten 
unterbrochen fein darf; d. h. der in §8 254 des BGB. auf- 
geſtellte Grundſatz über mitwirkendes Verſchulden des Be 
ſchädigten darf nicht außer Betracht bleiben. (Ein ſolches Ver⸗ 
ſchulden wird aus tatſächlichen Gründen verneint.) Str. 6. S., 
U. v. 8. Jan. 05, 164/04 II. — Colmar. 


Berichtigung. 
In der Anmerkung S. 86 lies ſtatt Nr. 7: Nr. 24. 


Aus der Praxis. 
1 


Steht der Vertrag, durch den nur die Verpflichtung zum 
Erwerb eines Grundſtücks begründet wird, unter der 
Formworſchrift des § 313? 

Urteil des RG., VII. 3S. in Sachen K. c. S. 
VII. 448/1902. 


Der Tiſchlermeiſter L. B. hat auf Grund ſeines ſchriftlichen 
Angebots vom 28. Auguft 1900 für den Bekl. die in der 
Klagerechnung aufgeführten Tiſchlerarbeiten geliefert. Das An⸗ 
gebot enthält folgende Schlußbeſtimmung: 

„Zahlungen dafür verlange ich bis 14 Tagen nach 
amtlicher Gebrauchsabnahme und von mir eingereichter 
Rechnung eine Hälfte des Geſamtbetrages, die andere 
Hälfte verlange ich erſt Anfang Oktober 1901; ſollte 
ich eines von meinen Grundſtücken bis dahin verkauft 
haben, ſo verpflichte ich mich, für den Reſtbetrag dem 
Herrn K. eine Bauſtelle in E. abzukaufen in Größe 
von 66 Quadratruten an der Joachimſtraße pro 
Quabrairute mit 75 Mark.. Herrn B. iſt 
auch geftattet, eine Hälfte anzuzahlen und den Neſt auf 
3 Jahre anſtehen zu laſſen. 

Der Klage auf Zahlung des Reſtbetrages für die gelieferte 
Arbeit iſt unter anderm der Einwand entgegengeſetzt worden, 
daß fich B. verpflichtet habe, für den Reſtbetrag des Preiſes 
dem Bekl. eine Bauſtelle abzukaufen. Dieſer Einwand iſt von 
dem Gericht I. und II. Inſtanz verworfen worden, weil die 
Übernahme dieſer Verpflichtung der durch § 313 BGB. er⸗ 
forderten Form entbehre. Das NG. führt aus: 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt nur davon ab, welche 
Rechtswirkung der Vereinbarung, betreffend die Bauftelle in E., 
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beizumeſſen iſt. Der Verufungs richter hält dieſe Vereinbarung 
für nichtig, weil fie die Verpflichtung zur Übereignung eines 
Grundbſtückes begründe und deshalb nach SE 313, 135 BGB. 
die hier mangelnde gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
erfordert hätte. Der hiergegen gerichtete Angriff der Reviſton 
iſt zutreffend. 

Zwar geht die Begründung des Angriffs inſoweit fehl, 
als fie die Formvorſchrift des § 313 a. a. O. auf die Berein- 
barung deshalb nicht für anwendbar erklärt, weil ſie Beſtandteil 
eines Werkvertrages ſei und dieſer eine befondere Form nicht 
erfordere. Denn wenn auch für den Bereich des ALR. die 
Rechtſprechung (DTr. 65, 30; Striethorſt A. 81, 102) an⸗ 
genommen hat, die befonderen Vorſchriften über die Form von 
Grundſtücksveräußerungen fänden keine Anwendung, wenn in 
einem mündlichen Vertrage über Handlungen als Gegenleiſtung 
die Abtretung eines Grundſtückes zugeſagt iſt und die Handlungen 
geleiftet find, weil der Grundſatz des $ 165 I. 5 ALR. allgemein 
und ausnahmslos für alle Verträge über Handlungen be⸗ 
ſtimme, daß nach Leiſtungen der Handlungen die Vergütung 
nach der mündlichen Abrede erfolgen müffe, fo findet doch eine 
gleiche Annahme in den Vorſchriften des hier anzuwendenden 
BGB. keine Stütze. Denn der im allgemeinen Teile des 
zweiten Buches (Recht der Schuldverhältniſſe) enthaltene 8 313 
ſchließt allgemein für Verträge jeder Art, durch die ſich jemand 
zur Übereignung eines Grundſtückes verpflichtet, bei Nicht⸗ 
beobachtung der gerichtlichen oder notariellen Form die Rechts- 
wirkſamkeit aus. Das ergibt ſich aus dem klaren Wortlaute 
und iſt auch (in RG. 50 S. 163, 166, 167) ausdrücklich an⸗ 
erkannt worden. 

Die Feſtſtellung des LG. und des B., der geſchloffene 
Vertrag begründe, ſein Zuſtandekommen vorausgeſetzt, für den 
Bekl. die Verpflichtung zur Übereignung ſeiner in E. 
belegenen Bauſtelle an B., laßt ſich aus den hierfür allein 
maßgebenden im Tatbeſtande beider Urteile enthaltenen Partei- 
behauptungen nicht rechtfertigen. Das ſchriftliche Angebot vom 
28. Auguſt 1900 iſt nur von B., nicht auch vom Bell. unter 
ſchrieben, und es iſt deshalb der Vertrag nur als mündlich ab⸗ 
geſchloſſen zu erachten, ſolange nicht die in der Berufungsinſtanz 
neu vorgebrachte Behauptung des Bekl. erwieſen iſt, daß gleich ⸗ 
lautende Schriftſtücke ausgetauſcht worden find. Daß aber der 
Vertrag auf einer anderen als der durch das Angebot vom 
28. Anguſt 1900 gegebenen Grundlage zuſtande gekommen jet, 
behauptet keine der Parteien. Hinfichtlich des Inhalts des 
Angebots führt das L. aus: 

Aus der Annahme der Verpflichtung des B., die Bau⸗ 
ſtelle dem Bekl. abzukaufen, folge die korreſpondierende 
Verpflichtung des Bekl., an B. die Bauftelle zum 
vereinbarten Preiſe zu verkaufen. 

Dieſe Ausführung iſt rechtsirrtümlich. Der Abſchluß von 
Verträgen, durch die nur der eine Teil zum Erwerbe, der 
andere aber nicht zur Veräußerung verpflichtet wird, iſt rechtlich 
möglich und findet häufig ſtatt. Der BR. verſucht dechalb 
feiner Eutſcheidung eine andere Grundlage durch die Aus⸗ 
führung zu geben: | 

Der Bekl. zweifele ſelber nicht, daß er hinſichtlich des 
Grundſtückes eine Pflicht übernehmen ſollte; es ſei — 
die Annahme des Angebots vorausgeſetzt — vereinbart 
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worden, daß Bekl. dem B., falls dieſer eins von ſeinen 
Grundſtücken verkaufen ſollte, die Bauſtelle über ⸗ 
eignen ſolle. 

Daß aber der Bekl. — was er gegen ſich gelten laſſen 
müßte — an ſeiner Pflicht zur Übereignung nicht zweifele, 
tft aus feinen Ausführungen nicht zu entnehmen, vielmehr nur, 
daß er an der Pflicht des B., die Bauftelle zu kaufen, nicht 
zweifele. Der BR. will auch, wie der Zuſammenhang ſeiner 
Begründung ergibt, nicht tat ſächlich feſtſtellen, daß Bekl. 
ſeine Pflicht zur Übereignung anerkannt habe; er folgert dies 
Anerkenntnis vielmehr aus dem Inhalte des ſchriftlichen An- 
gebots vom 28. Auguſt 1900, was ſich auch daraus ergibt, 
daß er das Beſtehen der Übereignungspflicht von der Annahme 
dieſes Angebots durch den Bekl. abhängig macht. Im An⸗ 
gebot iſt aber nirgends von einer Pflicht des Bekl., zu ver- 
äußern, die Rede, ſondern nur von einer Pflicht des B., zu 
kaufen. Auf derartige nur das Recht auf Abnahme des 
Grundſtücks begründende Verträge findet aber die Formvorſchrift 
des 5 313 BGB. nach ihrem klaren Wortlaute keine An⸗ 
wendung (RG. 50 S. 77, 82). 


2. 
Wiedereinſetzung der Partei in den vorigen Stand, da 
verzögerte Seſchlußſfaſſung des Gerichts über das Armen- 
rechtsgeſuch nnabwendbarer Bufall. 


| In einem am 29. März 1904 verkündeten Urteil ſpricht ſich der 
III. 38S. des XG. über die Frage der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand wegen Ablaufs der Berufungsfriſt folgendermaßen aus: 
„Nachdem dem Bekl. das ihn verurteilende landgerichtliche Urteil 
am 13. Juli 1903 zugeſtellt war, hat er unter Aberreichung eines 
Armenatteſtes am 1. Auguſt 1903 bei dem OLS. um Bewilligung 
des Armenrechts für die Berufungsinſtanz gebeten. Über dieſes 
Geſuch hat das OL. am 10. Auguſt 1903 Beſchluß gefaßt und das 
Amenrecht gewährt. Dieſer Beſchluß iſt dem beigeordneten Anwalt 
am 13. Auguſt 1903 — ob am Vormittag oder Nachmittag, iſt nicht 
feſtgeſtellt — ohne Mitteilung des bevorſtehenden Ablaufs der Friſt 
zugeſtellt. Der beigeordnete Anwalt hat am 15. Auguſt die Be⸗ 
rufungsſchrift zugleich mit dem Geſuch um Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand bei Gericht eingereicht und iſt die Zuſtellung der 
Berufung an die Kl. dann am 20. Auguſt 1903 erfolgt. Bei 
dieſer Sachlage hat das BG. unter Bezugnahme auf RG. in Seuff A. 
48, 841 die Wiedereinſetzung verſagt und demgemäß die Berufung 
als unzuläſſig verworfen, weil der bloße Mangel eines Ber: 
ſchuldens der Partei und ihres Anwalts die Wiedereinſetzung noch 
nicht rechtfertige, dieſe vielmehr erfordere, daß die Verſaumung der 
Friſt auf einen unabwendbaren Zufall zurückzuführen ſei. Dieſe Be⸗ 
urteilung wird aber der gegebenen Sachlage nicht gerecht. Sie über⸗ 
ſieht, daß im vorliegenden Falle die eigentliche Urſache der Nicht⸗ 
innehaltung der Friſt die Verzögerung der Sache bei Gericht ge 
weſen iſt, das erſt am 10. Tage nach Eingang des Geſuches über 
dasſelbe Beſchluß gefaßt und dann wieder 8 Tage die Zuſtellung 
verzögert hat. Da ſeitens des Anwalts, zumal auf eine beſondere 
Eilbedürftigkeit der Sache nicht aufmerkſam gemacht war, alles ge⸗ 
ſchehen tft, was im ordnungsmäßigen Geſchäftsgang erwartet werden 
konnte und er am 2. Tage nach Zufertigung des Beſchluſſes die 
Berufung und das Wiedereinſetzungsgeſuch bei Gericht eingereicht 
hat, fo würde die Berufungsfriſt zweifellos gewahrt fein, wenn das 
Gericht die Sache nicht verzögert hätte. Dieſe Verzögerung ſeitens 
des Gerichts iſt aber für die Partei ein unabwendbarer Zufall, da 
fie mit Recht davon ausgehen durfte, daß es genüge, wenn fie am 
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zwölften Tage vor Ablauf der Friſt das Armenrechtsgeſuch einreichte. 
Hiernach iſt ſchon die beantragte Wiedereinſetzung zu Unrecht verſagt.“ 
(Eingeſandt von Rechtsanwalt Dr. Felix Bondi in Dresden.) 


3. 

Kann der Rechtsanwalt für die Reinſchriſt der Klage ⸗ 
e Schreibgebühren liguidieren und find Diele 
erſtattungsfühig? 

Beſchl. d. L FK. des LG. Caſſel vom 23. 7. 04 — 
3. T. 101/04. 

Durch Beſchluß des Amtsgerichts Abteilung 2 vom 
25. Juli 1904 waren die von den Bekl. an die Kl. zu er⸗ 
ſtattenden Prozeßkoſten auf 8 Mark 45 Pf. feftgefebt, während die 
weiter liquidierten 60 Pf. mit der Begründung geſtrichen find, 
daß Kl. die Erſtattung der durch Anfertigung einer weiteren 
Klageabſchrift, das iſt einer Reinſchrift des Konzeptes, ver⸗ 
urſachten Koſten nicht beanſpruchen konne. 

Gegen dieſen, dem Kl. am 1. Auguſt 1904 zugeſtellten 
Beſchluß hat derſelbe unter dem 3. Anguſt 1904 ſofortige 
Beſchwerde eingelegt mit dem Antrag 

ihm weitere 60 Pf. Schreibgebühren feſtzuſetzen. 

Die Beſchwerde iſt * und friftgemäß eingelegt und 
erſcheint auch begründet. 

Wenn ſich auch das 0. in ſeinem Plenarbeſchluſſe 
vom 9. Juni 1891 (RG. 28, 401) inſofern auf einen anderen 
Standpunkt geſtellt hat, wie der 6. Senat in feinem Beſchluſſe 
vom 25. September 1890 (RG. 26, 428), als es ausgeſprochen 
hat, daß dem Rechtsanwalte für die von ihm bei Zuſtellung 
als Urſchrift verwendeten Konzepte von Schriftſtücken Schreib- 
gebühren nicht zuſtehen, ſo hat es doch die Frage, welche hier 
allein intereſſiert, unbeantwortet gelaſſen, ob dem Rechtsanwalte 
auch dann keine Schreibgebühren zuſtehen, wenn er nicht das 
Konzept, ſondern eine Reinſchrift desſelben als Urſchrift vorlegt. 
Dieſe Frage muß indeſſen bejaht werden. 

Daß dem Rechtsanwalte durch die Abſchrift Unkoſten er- 
wachſen find, liegt auf der Hand. Daß nicht unndtigerweiſe 
derartige Abſchriften angefertigt werden, muß dem billigen Er⸗ 
meſſen des Rechtsanwalts überlaſſen werden.“ 

Hält er die Anfertigung für erforderlich, ſo iſt auch der 
zur Erſtattung der Prozeßkoſten verpflichtete Gegner, wie auch 
der 6. Senat des RG. in feinem oben genannten Befchluffe 
zum Ausdruck gebracht hat, verpflichtet, die durch dieſe Abſchrift 
entſtandenen Koſten zu erftatten. 

Es war daher unter Abänderung des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes, wie geſchehen, zu erkennen. 


Literaturbeſprechungen. 

1. Prof. Dr. Otto Fiſcher, Reviſion und Reviſions⸗ 
ſummen in rechtsgeſchichtlicher und rechts vergleichender Dar- 
ſtellung. Berlin 1905, Julius Springer. 32 S. 

Die Broſchüre iſt ein Sonderabdruck aus den Mitteilungen 
der Internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswiſſen⸗ 
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ſchaft und Volkswirtſchaftslehre zu Berlin (STR), in der 
Fiſcher am 29. Oktober 1904 das Thema behandelt hat. An 
der Hand eines umfaſſenden rechts hiſtoriſchen und rechts vergleichen den 
Materials kommt Fiſcher, deſſen Standpunkt unſeren Leſern 
bereits aus dem auf S. 307 des vorigen Jahrgangs ab⸗ 
gedruckten Aufſatze bekannt tft, zu folgenden Ergebniſſen: 

1. Eine dritte Inſtanz in Zivilſachen erſcheint unent- 
behrlich. i f 

2. Dieſelbe kann aber nicht als Ober⸗Appellation, ſondern 
nur als Rechts revifion ausgeſtaltet werden. 

8. Bei der näheren Ordnung des Revifionsverfahrens iſt 
auf deſſen Zweck und Eigentümlichkeit Rüdfiht zu 
nehmen, und eine ſchablonenhaſte, doktrinäre Feſthaltung 
der Regeln und Maximen der erſten Inſtanz, namentlich 
des Mündlichkeitsprinzips zu vermeiden, insbejondere 
obligatoriſche ſchriftliche Begründung und richterliche 
Berichterftattung zu fordern, auch dafür zu ſorgen, daß 
die Praxis die Grenze zwiſchen Rechts und Tatfragen 
ſtreng einhält. Es kann auch z. B. für die kleineren 
Sachen von der Mündlichkeit ganz abgeſehen werden. 

4. Während bei der Ober⸗Appellation zur Vermeidung der 
Uberlaſtung des hoͤchſten Gerichtshofs die Einſchränkung 
des Rechtsmittels durch Beſchwerdeſummen und andere 
mechaniſche Hilfsmittel notwendig erſcheint, dann aber 
im Intereſſe des gleichen Rechts für alle in den aus⸗ 
geſchloſſenen Sachen wenigſtens ein beſchränkteres Rechts⸗ 


mittel gegeben werden muß, erweiſt ſich, wie auch 


Lothar Seuffert annimmt, eine derartige Maßnahme 
bei der Rechtsreviſion nicht nötig, wenn fie zweckmäßig 
geſtaltet und praktiſch gehandhabt wird. 


2. Alphabetiſches Firmen- und Handelsregiſter des 
Königl. Amtsgerichts I zu Berlin, 41. Jahrgang, heraus- 
gegeben von F. Engel und P. Togotzes, Sekretär am Königl. 
Amtsgericht I. Berlin, Schmerſow. 15 M. 

Das jetzt auf 1497 Seiten angewachſene wohlbekannte, in 
der Praxis nützliche, ja faſt unentbehrliche Werk hat ſich ſo 
bewährt und eingeführt, daß es einer weiteren Empfehlung nicht 
bedarf. 

3. Dr. Georg Eger, Das Geſetz über die Bahnein⸗ 
heiten. Vom 19. Auguſt 1895 in der Faſſung des Geſetzes 
vom 11. Mai 1902. Zweite Auflage. Berlin, Guttentag. 
1905. XII und 508 S. (Preisgekrönt vom Verein deutſcher 
Eiſenbahnverwaltungen.) 

Das preußiſche Geſetz von 1895 hat zwecks Regelung und 
Hebung der Kreditverhältniſſe der Privat- und Kleinbahnen die 
Bahnen zu einheitlichen Gegenſtänden des unbeweglichen Ver⸗ 
mögens „Bahneinheiten“ erklärt und damit die dingliche Grund⸗ 
lage für einen geſicherten Eiſenbahnkredit geſchaffen. 

Durch Art. 112 EGBGB. iſt der Landesgeſetzgebung die 
Behandlung dieſer Materie vorbehalten worden. Die preußiſche 
Geſetzgebung hat durch das Geſetz vom 11. Mai 1902 die An⸗ 
paſſung des Rechts der Bahneinheiten in das neue Reichsrecht 
vorgenommen. Das Studium und die Anwendung des ebenjo 
wichtigen wie ſchwierigen Geſetzes wird durch den klaren und 
ausführlichen Kommentar in dankenswerter Weiſe erleichtert. 
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4. Rechtzatlas. Zweite vermehrte Auflage der Anſchauungs⸗ 
mittel für den Rechts unterricht. Unter Mitwirkung von 
Rechtsanwalt Dr. Friedrichs in Dortmund herausgegeben 
von Paul Krückmann, o. ö. Prof. der Rechte in Münſter. 
Leipzig 1905. Dieterichſche Verlagsbuchh. Geb. 8 M. 

Nur ausnahmsweiſe bringt die JW. Beſprechungen über 
Werke, die ihrer Beſtimmung nach nur dem Unterricht der 
jungen Juriſten dienen. Ein ſolcher Ausnahmefall liegt hier 
vor. Es handelt ſich um ein nenes und im hoͤchſten Maße 
anerkennenswertes Unternehmen. Der Name — nachgebildet dem 
anatomiſchen Atlas — bringt ſchon zum Ausdrucke, daß hier 
ein Mittel für den Anſchauungsunterricht geboten wird. In 
ſchͤner Ausſtattung werden Formulare, Urkunden, Zertifikate 
aller Art, Grundbücher, Standesregiſter uſw. dargeſtellt. Die 
Urkunden find zum großen Teil Nachbildungen von Stücken, die 
wirklich im Verkehr ſich befanden. 

Für den jungen Juriſten fürwahr ein wertvolles Hilfs⸗ 
mittel, das ihm vielfach Vorſtellungen von dem praktiſchen 
Leben eröffnen wird, die manchem theoretiſchen wie praktiſchen 
Juriſten bis an das Ende feiner Tätigkeit verſchloſſen bleiben. 

Der Atlas erſcheint mir als ein ſchoͤnes Geſchenkwerk für 
jeden jungen Juriſten. 


5. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 


7. Juli 1879 (in der Faſſung vom 20. Mai 1898 auf 
Grundlage des Kommentars von Heinrich Walter, Rechts⸗ 
anwalt und Notar a. D., erläutert von Albert Joachim, 
Rechtsanwalt am Kammergericht. 4. Aufl. d. Walterſchen 
Komm. 1. Aufl. der Neubearbeitung. Berlin 1904. 
H. W. Müller. IV u. 536 S. | 


Der Verf., der ſich durch feine Arbeiten auf dem Gebiete 
des ärztlichen Gebührenweſens und als Bearbeiter der Preußiſchen 
RAGd. (Berlin, Vahlen, 1900) einen Namen gemacht hat, hat 
nun auch die reichsrechtliche RAGD. mit Klarheit und Gründ⸗ 
lichkeit kommentiert. Er hat es verftanden, auch dieſe Gebühren⸗ 
ordnung mit wiſſenſchaftlichem Sinne zu durchleuchten und dieſe 
durch Darſtellung des zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem 
Mandanten überhaupt obwaltenden Recht sverhältniſſes zu beleben. 
Es gibt wohl keine Frage der Materie, die er nicht behandelt 


und nachgeprüft hatte. Die objektive, von einem einſeitigen 


Anwaltsſtandpunkt ſich freihaltende Auffaſſung wird dem 
Joachimſchen Werk auch den verdienten Einfluß auf die Recht ⸗ 
ſprechung der Gerichte ſichern. Der Kommentar iſt für die 
anwaltliche Praxis faſt unentbehrlich. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Nach Entſch. Nr. 5 bezieht ſich die Anordnung der kurzen Ver⸗ 
jährung — Forderungen wegen gewährter Verpflegung ($ 196 
BGB.) —, Nr. 12 nur auf den Fall gewerbsmäßiger Verpflegung. 

In Entſch. Nr. 7 wird der Belt des Mieters als Recht 
im Sinne des § 823 Abſ. 1 anerkannt. 

Auf S. 126 geben wir eine ältere Entſch. des RG. wieder, 
die ausſpricht, daß die Verpflichtung zum Erwerb eines Grund⸗ 


ſtücks (pactum de emendo) nicht der Formvorſchrift des § 313 
5 | N. 


unterliegt. 
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übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 


Vereins nachrichten. 

Auf die Anfrage des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins vom 15. Juni 1904, betreffend den Ausbau der Hülfs⸗ 
kaſſe auf der Grundlage eines Beitritts der Anwaltskammern, 
ſind bis jetzt folgende Antworten eingegangen: 

Für die Vorſchläge haben ſich im Prinzip alſo vorbehaltlich 
der Ausgeſtaltung im einzelnen e die Anwalts- 
kammern des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte Braun⸗ 

Caſſel, Colmar, Dresden, Karlsruhe, ebenſo der Vor⸗ 
ſtand von Hamburg. Der Vorſtand der Anwaltskammer in 
Roſtock hat die Befürwortung des Antrags in der demnächſt 
zu berufenden Kammerverſammlung in Ausficht geftellt. 

Dagegen haben ſich W a ri die Anwaltskammern 
Breslau, Gäln, Frankfurt a. M., Jena, Königsberg, Nürnberg. 
Die Vorſtände von Bamberg, München, Poſen haben beſchloſſen, 
der Anwaltskammer die Annahme der Vorſchläge und den Bei⸗ 
tritt zur Hülfskaſſe nicht zu empfehlen. Der Vorſtand von 
Marienwerder hat ſich einſtweilen gegen die Vorſchläge Ben 

Nicht geäußert haben ſich bis jetzt die Anwaltskammern 
von en Berlin, Celle, Darmſtadt, Hamm, Kiel, Naum- 
burg a. S., Oldenburg, Stettin, Stuttgart, Zweibrücken. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Juſtizrat Dr. Deiß, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, iſt an Stelle des verſtorbenen Oberjuſtizrats Anſchütz 
als ſtellvertretender Vorſitzender, Herr Juſtizrat Scheele, Rechts⸗ 
anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig an Stelle des Herrn 
Juſtizrats Dr. Deiß als ſtellvertretender Schriftführer der Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte gewählt und Herr Juſtizrat 
Curt Elze in Halle a. S., Rechtsanwalt beim Landgericht in 


4, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


Halle a. S. als Mitglied des Vorſtandes der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte kooptiert. 


Leipzig, den 20. Februar 1905. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Gehei tizrat, t, at, 
en , e. 


Zur Verſchlechterung des Rechtsmittels der 
Reviſion. 


Vortugieſiſche Reviſtionsſtatiſtik. 

Bekanntlich find die beiden einzigen europäiſchen Staaten, 
die eine höhere Reviſionsſumme haben, als die jetzt im Deutſchen 
Reiche beſtehende, Schweiz und Portugal. 

Die Schweiz hat ſich aber nach 18 jähriger übler Er⸗ 
fahrung genötigt geſehen, die Reviſionsſumme wieder herab- 
zuſetzen (von 2400 Mark auf 1600 Mark), weil bei der er- 
böhten Reviſionsſumme die erſtrebte Gemeinſamkeit des Rechts 
und Einheitlichkeit der Rechtsanwendung verkümmerte und die 
Rechtssicherheit in bedenklichem Grade litt.“ Infolgedeſſen ſteht 
jetzt Portugal mit 1800 Mark Revifionsſumme für den Regel- 
fall an der Spitze der „Ziviliſation“. 

laube, daß dieſer Umſtand es e wenn ich 
die Statiſtik des höchſten Gerichtshofs von Liſſabon, der 
15 Mitglieder in 2 Kammern für Zivil- und Strafſachen hat, 
übrigens ſchon bei Anweſenheit von 3 Richtern beſchlußfähig iſt, 
zur allgemeinen Kenntnis bringe. 


) Näheres in meinem Vortrage: Reviſion und Reviſionsſumme 
in rechtsgeſchichtlicher und rechts vergleichender Darſtellung. Berlin 1905. 


I. Vergleichende Statiſtik der Spruchtätigkeit für 10 Gerichts jahre. 


1894 1895 1896 
bis bis bis 
1895 1896 1897 
iwilſachen 593 531 560 
Eingänge Strafſachenn 253 
(Entrados) rah 
Im ganzen 
Ziwilſachen 579 
urteile Strafſachenn 301 | 270 | 274 
(Julgados) 
Im ganzen 936 
Zivilſachen 606 546 | 569 
Ausgänge Strafſachen n 306 269 255 
(Baixados) 
Im ganzen 911 815 | 824 


1897 1898 1899 1900 1901 1902 1903 
bis bis bis bis bis bis bis 
1898 1899 1900 1901 1902 1903 1904 
508 525 530 404 480 455 

238 251 816 258 249 263 

787 729 718 

599 548 467 456 

316 243 240 212 245 221 218 
788 688 674 

572 478 479 480 450 404 395 
311 218 218 236 272 270 265 

| 883 | 696 | 716 | 716 | 722 | 674 | 660 
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II. Spezialfatifik für 1903/1904. 
Ziwil⸗ Straf⸗ 
ſachen ſachen 
1. Revifionen a) tutgegeben (concedidas) 49 50 
(Revistas) b) zurückgewieſen (negadas) 102 110 
o) verworfen (de que näo 
se conheceu) ...... 6 10 
2. Wahlrekurſe a) ſtattgegebeennss 5 
b) zurückgewieſen 14 
c) verworfen 0 
3. Remonſtrationen a) ſtattge geben 2 
(Embargos) b) verworfen 56 
4. Berufungen bez. a) ſtattgegeben 47 12 
Beſchwerden b) zurückgewieſen 101 20 
(Aggravos) o) verworfen 233 16 
5. Zwiſchenfälle a) Zulaſſungen (Habilita- 
(Incidentes) Fe) 4 
b) Abftandnehmen (Desi- 
sten cia) 1 
e) Verſäumnis (Desergdes) 20 
d) Verſchiedenes (Diversos) 12 
Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten (Conflictos de 
Jurisdies )) 00% 4 
Vorſchläge zur Bildung gemiſchter Gerichte 
5 para . de jury 
mix tor) x SELLER 11 
456 218 
a 
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Dieſe Statiſtik lehrt meines Erachtens zweierlei: 

1. In Portugal kamen im letzten Jahre nur 157 Revifionen 
in Zivilſachen zur Aburteilung. Wenn man es überhaupt für 
zuläſſig hält, ſo kleine Verhältniſſe zur Grundlage einer Be⸗ 
fürwortung einer über das portugiefiſche Maß weit hinaus⸗ 
gehenden Erhöhung der Reviſionsſumme im großen Deuiſchen 
Reich zu nehmen, ſo zeigt ſich jedenfalls, in welch enormer Weiſe 
in Portugal der Rechtsſchuz durch die hohe Reviſions⸗ 
ſumme beſchränkt wird, wenngleich ja immer noch in den 
nicht reviſiblen Sachen das Rechtsmittel des Embargo bei der 
Vorinſtanz bleibt, über welches die Statiſtik keine Auskunft gibt. 

2. Auch der Liſſaboner höͤchſte Gerichtshof iſt viel zu 
ſehr mit anderen Geſchäften als der Aburteilung der 
Reviſionen belaſtet. Insbeſondere nehmen die Aggravos 
(170 in Zivilſachen) einen breiten Raum ein. Und das wird 
mit ein Grund dafür ſein, wenn der Gerichtshof trotz der hohen 
Reviſionsſumme derart Rückſtände zeigt, daß Portugal von 
der Reviſionsſumme eigentlich keinerlei Vorteile hat. 

O. Fiſcher. 


Zu § 10 der Konkursordnung. 
Von Rechtsanwalt Hering, Stuttgart. 
Über die Befugnis des Konkursverwalters zur Aufnahme 


von Rechtsſtreitigkeiten, welche zur Zeit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens anhängig find, hat das OLG. Stuttgart im 
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Beſchwerdeverfahren eine bemerkenswerte Entſcheidung gefällt. 
Der Sachverhalt iſt (unter Ausſcheidung des für die bezeichnete 
Rechtsfrage Unerheblichen) folgender: 


Der Bekl. hatte gegen den Kl. ein Verſäumnisurteil auf | 


Abweiſung der Klage und Tragung der Prozeßkoſten erwirkt. 


Nach der Zuſtellung des Verſäummisurteils an den Kl., aber 
vor dem Ablauf der Einſpruchsfriſt war über das Vermögen 


des Bekl. der Konkurs eröffnet und dadurch der Lauf der 


Einſpruchsfriſt gehemmt worden. Der Kl. legte während der 
Unterbrechung des Verfahrens gegen das Verſäumnisurteil un- 
wirkſamen Einſpruch ein; nach der Einlegung dieſes Einſpruchs 
ſtellte der Konkursverwalter dem Kl. einen Schriftſatz zu, in 
welchem er die Aufnahme des unterbrochenen Prozeßverfahrenz 
erklärte. Nachdem die Einſpruchsfriſt nach der Zuſtellung biejes 
Schriftſatzes an den Kl. von neuem abgelaufen war, ohne daß 
der Kl. einen weiteren Einſpruch eingelegt hatte, beantragte der 
Konkursverwalter bei der Gerichtsſchreiberei des Prozeßgerichtt 
die Ertellung der Rechtskraftbeſcheinigung zu dem Verſäumnis⸗ 
urteil und führte auf deren abweiſenden Beſcheid die Entſcheidung 
des Gerichts herbei. Durch Beſchluß der Zivilkammer des LG. 
Stuttgart wurde der Antrag des Konkursverwalters mit der 
Begründung abgewieſen, daß der Rechtsſtreit nicht für den 
Gemeinſchuldner anhängig und daher nach 88 10, 11, 146 
der KO. der Konkursverwalter zur Aufnahme des Rechts 
ſtreits nicht berechtigt geweſen ſei, daß daher die von dem 
Konkursverwalter erklärte Aufnahme des Rechtsſtreits unwirkſam 
und das Berfäumnisurtell demzufolge noch nicht rechtskräftig ſei. 
Auf die Beſchwerde des Konkursverwalters hob das Os G. dieſen 
Beſchluß auf und wies die Zivilkammer zur Erteilung der 
Rechtskraftbeſcheinigung an, indem es aus führte: „Für die 
Frage, welche Rechtsſtreitigkeiten nach 8 10 KO. „das zur 
Konkursmaſſe gehörige Vermögen‘ berühren und ‚für den Gemein ⸗ 
ſchuldner anhängig find“, ſei die Parteiſtellung des Gemein · 
ſchuldners in dem betreffenden Rechtsftreit nicht maßgebend, 
vielmehr komme es darauf an, ob Gegenſtand des Rechtsſtreits 
eine in den Konkurs fallender Anſpruch des Gemeinſchuldners 
ſei. Um einen ſolchen Anſpruch des Gemeinſchuldners handle 
es ſich aber im vorliegenden Falle inſofern, als der Kl. in dem 
Verſäumnisurteil zur Tragung der Prozeßkoſten verurteilt ſei. 
Hierdurch werde für den Gemeinſchuldner ein Anſpruch auf 
Erſatz der ihm in dem Rechtsſtreit erwachſenen Koſten gegen 
den Kl. begründet, und es dürfe dem Konkursverwalter die 
Moͤglichkeit nicht verſchloſſen werden, auch dieſen Erſatzanſpruch 
des Gemeinſchuldners zu verwirklichen und zur Befriedigung 
der Konkursgläubiger zu verwenden.“ 

Gegen die Entſcheidung dürfte, wie ich glaube, etwas 
Stichhaltiges ſchwerlich einzuwenden fein‘) Die Konſequenz 


) Die Entſcheidung beruht auf einer Verkennung der neben 
den konkurs rechtlichen zu beachtenden zivilprozefiualen Vorſchriften. 
Handelt es ſich um die Koſtenentſcheidung in einem der Hauptſache 
nach irgendwie erledigten Prozeſſe, fo iſt der Konkursverwalter un- 
bedenklich zur Aufnahme befugt. In allen andern Fällen aber iſt 
eine Koſtenentſcheidung ohne vorgängige oder gleichzeitige Entſcheidung 
der Hauptſache unzuläſſig. Aber die Hauptſache kann, ſobald eine 
Konkursforderung in Frage ſteht, prozeſſual erſt verhandelt und ent · 
ſchieden werden, nachdem die Forderung angemeldet und geprüft 
worden iſt (KO. § 12). Iſt dies geſchehen und die Forderung b«- 
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daraus führt aber dazu, auch in ſolchen Fällen, in welchen ein 
Urteil über die Koſtenpflicht noch nicht ergangen iſt, den Koſten⸗ 
erſatzanſpruch des Bekl., welcher im Prozeß koſtenfällige Klag⸗ 
abweiſung beantragt hat, als genügend zu erachten, um dem 
Konkursverwalter das Recht der Aufnahme des Rechtsſtreits für 
den beklagten Gemeinſchuldner auf Grund des § 10 KO. ein- 
zuräumen. Denn der Koſtenerſatzanſpruch wird nicht erſt durch 
das Urteil begründet; das hat auch wohl das OLG. Stuttgart 
in der angeführten Entſcheidung nicht ſagen wollen. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 21. Januar bis 


11. Februar 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 1090 EGBGB. 8 75 Einl. z. ASR. 5 31 Tl. I 
Tit. 8. Die Geltung letzterer Beſtimmungen beruht nach dem 
1. Januar 1900 auf Reichsrecht.] | 

Nach Art. 109 EGBGB. find von den am 1. Januar 1900 
in Kraft getretenen Reichsgeſetzen unberührt geblieben „die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen Intereſſe 
erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache, 
Beſchränkung des Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung 
von Rechten“. Zu dieſen landesgeſetzlichen Vorſchriften ge- 
hoͤren die Beſtimmungen des preußiſchen ALR. in § 75 der 
Einl. und in 8 31 Tl. I Tit. 8. Daß fie auch nach dem 
1. Jannar 1900 noch Geltung haben, iſt im Art. 89 Ziffer 1 
zu a und b des preußiſchen AG. z. BGB. noch beſonders an⸗ 
erkannt. Dieſe Beſtimmungen haben, wie durch die ſtändige 
auf das Urteil des Ob Tr. vom 1. Juli 1869 (Striethorſt Arch. 75 
217 ff.) ſich gründende Rechtſprechung feſtgeſtellt iſt, die Be⸗ 
deutung, daß bei den im öffentlichen Intereſſe erfolgenden, durch 


ſtritten, fo iſt nur der anmeldende Gläubiger zur Aufnahme befugt. 
KO. 5 146 Abſ. 1 und 3; RG. 16, 361. 

Für wen die Entſcheidung in dem Prozeß ausfallen wird, läßt 
ſich bei der Aufnahme nicht überſehen. Wie nun, wenn der Spruch 
gegen den Berwalter ergeht? Liegt dann eine titulierte Forderung 
des Konkursglänbigers im Sinne des 5 146 Abf. 6 KD. vor? Oder 
gar eine feſtgeſtellte Forderung? Was wird aus dem Widerſpruchs⸗ 
rechte der übrigen Gläubiger? Oder ſoll der Rechtsſtreit zwiſchen 
Gläubiger und Verwalter noch einmal geführt werden? Man kann 
auch nicht ſagen, daß ein Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt ſei, 
wenn keine Anmeldung zum Konkurſe erfolgt ſei. Erſtens iſt eine 
Anmeldung bis zur Feſtſtellung des Schlußverzeichniſſes möglich, an 
die ſich im Regelfalle die Aufhebung des Konkursverfahrens anſchließt, 
und zweitens ſteht es jedem Gläubiger frei, ſich mit feiner Forderung 
am Konkurſe nicht zu beteiligen und ſie lieber nach Aufhebung des 
Konkurſes gegen den Gemeinſchuldner unmittelbar zu verfolgen. 

(RU. Kurlbaum, Pots dam.) 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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ſtaatliche Anordnung verurſachten Eingriffen in das Privat- 
eigentum derjenige den Eigentümer zu entſchädigen hat, dem 
infolge dieſer Anordnung ein Schade abgewendet oder ein Vor⸗ 
teil zugewendet wird. Im vorliegenden Fall iſt die Bekl. die 
jenige Perſon, zu deren Gunſten die Einſchränkung des Grund⸗ 
eigentums des Kl. durch die Konzeſſionserteilung dahin erfolgt 
iſt, daß der Kl. die Einſtellung des Betriebes der Kleinbahn 
auch inſoweit nicht beanſpruchen darf, als dieſer Betrieb not⸗ 
wendigerweiſe, auch ohne jedes Verſchulden der Bekl., Eingriffe 
in das Grundeigentum, z. B. durch Funkenüberwurf, mit ſich 
bringen muß. Die Bekl. iſt hiernach, obgleich ihr ein Ver⸗ 
ſchulden unſtreitig nicht zur Laft fällt, zum Erſatze des dem 
Kl. durch den Bahnbetrieb erwachſenen, ſeiner Höhe nach nicht 
angefochtenen Schadens betrages verpflichtet. Der Kl. hat zur 
Begründung ſeines Anſpruchs noch auf das Urteil des V. 35. 
des RG. vom 11. Mai 1904 (V 415/08)*) Bezug genommen, 
das zum Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen 
beſtimmt iſt. Dieſes Urteil betrifft einen, dem jetzt zu ent⸗ 
ſcheidenden Fall ähnlichen, dem Gebiete des früheren Rhetniſchen 
Rechts angehörigen Fall der Schädigung eines Grundeigen⸗ 
tümers durch Funkenüberwurf infolge des Betriebes einer Klein⸗ 
bahn. Dort verſagte der Art. 109 &GSB GB., da die den 
§ 75 der Einl. zum ALR. entſprechende Vorſchrift des 
Rheiniſchen Rechts (Art. 545 des Rheiniſchen BGB.) durch 
den Art. 89 zu 2 des preußiſchen AG. zum BGB. aufgehoben 
worden iſt. Der V. 3S. gelangte aber deſſenungeachtet zur 
Verurteilung der Kleinbahn zum Erſatze des durch Funken⸗ 
überwurf verurſachten Schadens, und zwar auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des BGB. Er entnahm dem letzteren den zwar nicht 
im BGB. ausdrücklich ausgeſprochenen, aber doch nach der 
Meinung des V. 3S. aus einzelnen Vorſchriften des ſelben 
ſowie anderer Reichs- und Landesgeſetze ſich ergebenden all- 
gemeinen Rechtsgrundſatz, daß dem Grundeigentümer, 
wenn ihm im Einzelfalle das ſo weſentliche Recht, Ein⸗ 
griffe in ſein Eigentum abzuwehren, entzogen iſt, notwendig 
hierfür anderweitiger ausreichender Erſatz gegeben ſein müſſe 
und daß ſolcher Erſatz nur in der Gewährung der durch Ver⸗ 
ſchuldensnachweis nicht bedingten Klage auf Erſtattung des 
angerichteten Schadens gefunden werden könne. Ob dieſer 
Rechtsauffaſſung des V. 3S. beizutreten iſt, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da die jetzt getroffene Entſcheidung ihre ſelbſt⸗ 
ſtändige Grundlage in einer außerhalb des BGB. beſtehenden 
landesgeſetzlichen Rechtsnorm findet. Einer Prüfung der Rechts. 
lage auf dem Boden des BGB. bedarf es auch nicht aus dem 
Geſichtspunkt, daß in erfter Reihe ſtets das Reichsrecht, ſoweit 
aus ihm eine Entſcheidung entnommen werden kann, anzuwenden 
iſt, und daß dieſem gegenüber das noch geltende Landesrecht nur 
die Natur eines Hilfsrechts hat. Denn da die landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen des § 75 der Einl. und des § 31 Tl. 1 Tit. 8 
des ALR. in ihrer Geltung durch die reichs rechtliche Vorſchrift 
des Art. 109 EGBGB. ausdrücklich aufrecht erhalten find, 
beruht ihre Anwendbarkeit ſeit dem Inkrafttreten des BGB. 
auf Reichs recht. Sie find alſo eine ihrer Kraft nach den 
Vorſchriften des BGB. gleichſtehende Rechtsquelle und können 
deshalb ohne Rüdfiht darauf angewendet werden, ob das 


) RG. 58 180, JW. 04 860. 
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BG. mit ihnen übereinſtimmende Vorſchriften enthält oder ob 
ſolche in ihm fehlen. Es bedarf alſo nicht noch der Prüfung 
der Frage, ob etwa der § 75 der Einl. auch dann, wenn er 
durch den Art. 109 EGBGB. nicht aufrecht erhalten worden 
wäre, ſelbſtändige Geltung neben dem BGB. hätte, weil die 
Entſchädigungspflicht in dem von ihm geregelten Fall im 
offentlichen Recht wurzelt und deshalb die Vorſchrift des 
§ 75 dem vom BGB. nicht geordneten offentlichen Recht an ⸗ 
gehört. K. Kl. c. L., U. v. 17. Jan. 05, 272/04 VII. — 
Berlin. | 
2. Art. 170 EGBSB. Maßgebend auch bei Weiter⸗ 
entwicklung des alten Schuldverhältniſſes, bei Stundung und 
Anerkenntnis. 

Für den Fall, daß ſchon das Recht des BGB. maßgebend 
wäre, würde der Berufungsrichter den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung für begründet erachten, da nach jenem 
Recht ein Selbſthilfeverkauf nicht erforderlich iſt; er verneint 
dann aber die Exiſtenz der genannten Vorausſetzung, indem er 
vielmehr das den entgegengeſetzten Grundſatz enthaltende ältere 
Recht, das HGB. a. F., für anwendbar hält. Er führt folgendes 
aus: Es komme darauf an, ob das der Klage zugrunde liegende 
Rechtsgeſchäft vor oder nach dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſen 
ſei. Denn gemäß Art. 170 des GGG. ſeien die Wirkungen 
des Verzuges eines vor dem 1. Sannar 1900 abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfts nach dem früheren Recht zu beſtimmen, möge der 
Verzug vor oder nach dem Inkrafttreten des BGB. eingetreten 
fein. Nach der Auffafjung der Kl. ſei durch die Verhandlungen 
aus September 1900 an die Stelle des alten Vertrages von 
1899 oder neben denſelben ein neues Abkommen geſetzt, welches 
für das Rechtsverhältnis der Parteien derart maßgebend ſei, daß 
nunmehr auf das letztere das neue Recht Anwendung finde. 
Dieſer, auch vom erſten Richter geteilten Auffaſſung könne 
jedoch nicht gefolgt werden, ſondern nach den Ergebniſſen der 
Beweisaufnahme fei im September ein derartiges Abkommen 
nicht getroffen; Gegenſtand der damals gepflogenen Verhand⸗ 
lungen ſei nur ein vom Bekl. gewünſchter Ausſtand geweſen, 
der Vertrag alſo in einem allerdings weſentlichen Punkte ge⸗ 
aͤndert, im übrigen aber nicht aufgehoben, nicht durch einen 
neuen erſetzt. Von der Reviflon wird dieſe Erwägung bekämpft, 
auch geltend gemacht, in der Stundung komme der Wille der 
Beteiligten zum Ausdruck, daß jedenfalls für die Folgen des 
Verzuges das neue Recht in Anwendung zu bringen ſei. Erfolg 
konnte dieſer Angriff nicht haben. Wenn nach Art. 170 
EGBGB. für ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzbuchs ent⸗ 
ſtandenes Schuldverhältnis die bisherigen Geſetze maßgebend 
bleiben ſollen, ſo muß nach denſelben die Weiterentwicklung des 
Schuldverhältniſſes auch dann beurteilt werden, wenn die für 
deren Geſtalt erheblichen Tatſachen erſt während der Herrichafts- 
zeit des neuen Rechts ſich vollziehen. Nicht lediglich darin be⸗ 
ſteht die Bedeutung des Art. 170, daß die ſeit dem 31. De- 
zember 1899 in tatſächlicher Hinficht völlig unberührt gebliebenen 
Schuldverhältniſſe nach dem alten Recht zu beurteilen wären. 
Nach dieſem Recht beſtimmen ſich insbeſondere auch die aus der 
Nichterfüllung von Vertragspflichten oder ſonſtigen obligatoriſchen 
Verbindlichkeiten oder aus verſpäteter Erfüllung ſich mit Not- 
wendigkeit ergebenden Veränderungen des Leiſtungsinhalts, unter 
ihnen, abgeſehen jedoch von der Zinsverbindlichkeit, die Verzugs⸗ 
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folgen. Durch eine Stundung allein aber wird nichts geändert. 
Eine ſolche ſchafft nur einen neuen Zeitpunkt für die Vertrags 
erfüllung, gleichviel von welcher Seite die Offerte ausgegangen 
iſt. Mit ihr verbindet ſich notwendig ein Hinweis auf das 
beſtehende Schuldverhältnis, nicht aber enthält jede Stundung 
eine Neubegründung dieſes, auch dann nicht, wenn beide Kon ⸗ 
trahenten bei Abſchluß des Stundungs vertrages des geſamten 
Juhalts des Schuldverhältniſſes ſich bewußt geweſen find. Auch 
der Gefichtspunkt des Anerkenntniſſes kann zu einer anderen 
Auffaſſung nicht führen, denn der ein ſolches erfüllende Wille 
geht nur dahin, das als begründet betrachtete Schuldverhältnis 
als ſolches feſtzuſtellen und gegen ein Beſtreiten zu ſichern, und 
wenn zu dieſem Behuf die konſtitutive Wirkung des Anerkennt⸗ 
niſſes ein geeignetes Mittel bietet, ſo muß für ſeine Bedeutung 
doch eben dieſer fein Charakter — als Mittel — ent 
ſcheidend bleiben. W. o. K., U. v. 23. Dez. 04, 281/04 VII. 
— Hamm. 

8. Art. 200, 213 EGBGB. in Verbindung mit Art. 46 
Pra. HPrALR. 88 1113 ff. Tl. I Tit. 11, 588 2325 —2329 
und Märk. Provinzialrecht. Anwendung des alten Rechts unter 
Ausſchluß des Pflichtteilsergänzungsanſpruches des BGB.] 

Die Revifion behauptet, das BG. wende Märktſches Recht 
auf einem Gebiete an, für das es nicht gelte, und es verletze 
die an die Stelle der 58 1113 u. f. des ALR. I 11 getretenen 
88 2325 u. f., 2329 BGB. Dieſe Rüge geht fehl. Nach 
den übereinſtimmenden Feſtſtellungen der Vorderrichter hat die 
Kl. die im BGB. vorgeſchriebene Aus ſchlagsfriſt (§ 1944) ver- 
ſtreichen laſſen, ohne die Erbfolge nach BGB. zu wählen; fie 
habe daher, wie die Vorinſtanzen ausführen, gemäß Art. 46 85 2 
und 3 des Pr AG. diejenigen Rechte behalten, die ihr nach den 
bisherigen Geſetzen an dem Vermögen des verſtorbenen Ehegatten 
zuſtehen, und dieſe Rechte ſeien erbrechtliche Wirkungen des 
Güterſtandes. Soweit dieſe Annahme auf der Auslegung nicht 
revifiblen Rechtes beruht, iſt fie für die Reviſions inſtanz maß ⸗ 
gebend. Sie iſt aber auch ſonſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Insbeſondere find die hier ſtreitigen Rechte der Witwe an dem 
Bermögen ihres verſtorbenen Ehemannes zu denjenigen erb ⸗ 
rechtlichen Wirkungen des Güterſtandes zu zählen, die 
als ſolche ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB. galten und 
daher gemäß Art. 200 EGBGB. auch nach dem Inkrafttreten 
des BGB. nach den Landesgeſetzen zu beurteilen find. Die 
Beſtimmungen des Art. 213 EGBGB. konnen hinſichtlich der 
aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften über die erb⸗ 
rechtlichen Wirkungen des Güterſtandes nicht in Betracht kommen. 
Hiernach kann die Kl. nur auf Gruud der bisherigen Geſetze 
ihre Rechte an dem Vermögen des Erblaſſers geltend machen, 
nicht aber auf Grund des 8 2325 BOB. Der in den 
59 2325 bis 2329 BGB. dem Pflichtteils berechtigten ein ⸗ 
geräumte Ergänzungsanſpruch iſt eben ein Anſpruch neuen 
Rechtes, den die Kl. hätte erheben können, wenn ſie — was 
aber nicht der Fall — die Erfolge nach dem BGB. gewählt 
hätte. Der bezeichnete Ergänzungsanſpruch fällt, wie ſchon die 
Stellung der 58 2325 u. f. in dem Abſchnitte vom Pflichtteil 


andeutet, noch mehr aber aus der rechtlichen Natur des Anſpruchs 


folgt, unter die allgemeine Gruppe erbrechtlicher Anſprüche 
(vergl. auch die Ausführungen in RG. 54, 241, insbeſondere 
244). Die Kl. kann nun nicht nach bisherigen Geſetzen erben 
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wollen und zugleich einen erbrechtlichen Anſpruch nach dem 
BGB. geltend machen. Daß dieſes rechtlich unaus führbar 
wäre, läßt ſich auch aus den Anführungen des BG. über die 
Ausgleichungspflicht des überlebenden Ehegatten und der Kinder 
nuch Märkiſchem Provinzialrechte ſchließen. Darnach müfſſen 
eben die Kinder das, was fie vom Erblaſſer geſchenkt erhalten 
haben, dem überlebenden Ehegatten, mit dem fie Erbſchichte 
halten, einwerfen. Sind mithin die Schenkungen und deren 
Wirkungen im Verhältniſſe zum Überlebenden provinzialrechtlich 
geregelt, jo geht es nicht an, daß nach den Vorſchriften des 
BGB. verfahren wird. Hieran kann auch der Umſtand nichts 
andern, daß die Schenkung erſt nach dem Inkrafttreten des 
88. gemacht worden iſt. Für die Anwendung der bisherigen 
Geſetze nacht es keinen Unterſchied, ob das die Ausgleichungs⸗ 
pflicht nach ſich ziehende Geſchäft vor oder nach dem 1. Januar 
1900 abgeſchloſſen worden iſt. Verfehlt iſt auch der Hinweis 
der Revifion auf 88 1118 u. f. ALR. Tl. 1 Tit. 11. Zwar 
wurde der Umſtand, daß dieſe Paragraphen durch Art. 89 des 
PAS. aufgehoben find, ihrer Heranziehung und Berück⸗ 
ſichtigung als bisheriger Geſetze nicht im Wege ſtehen, aber fie 
können als bisherige Geſetze deshalb nicht Anwendung finden, 
weil ihnen nach Abſchnitt III des Publikationspatentes vom 
5. Februar 1794 das Märkiſche Provinzialrecht vorgeht, dem 
nach den für das Reviſionsgericht maßgebenden Feſtſtellungen 
des BG. eine Pflicht der Miterben zur Ergänzung des Erbteils 
der Witwe wegen erhaltener Schenkungen unbekannt iſt. 
b. e. ö., U. v. 23. Jan. 05, 860/04 IV. — Berlin. 

4. 86 Nr. 1 BGB. Begriff der Unfähigkeit der Be⸗ 
ſorzung aller Angelegenheiten.] 

Materiell rügt die Reviſion Verletzung des § 6 Nr. 1 BGB. 
Derſelbe ſetze eine Unfähigkeit zur Beſorgung aller Angelegen- 
heiten voraus. Geiſtige Gebrechen, welche die davon Betroffenen 
nur verhindern, einzelne ſeiner Angelegenheiten oder einen 
beſtimmten Kreis ſeiner Angelegenheiten, insbeſondere ſeine 
Vermögens angelegenheiten zu beſorgen, könnten zwar die 
Einleitung einer Pflegſchaft, niemals aber die Entmündigung 
uechtfertigen. Hiermit ſetze ſich das Berufungsurteil in Wider⸗ 
ſpruch. Es konſtruiere eine rechtlich neue Entmündigungs⸗ 
möglichkeit, indem es zwiſchen demjenigen Menſchen, der alle 
ſeine Angelegenheiten und demjenigen, der nur einen beſtimmten 
Kreis feiner Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermöge, noch 
eine dritte Gruppe einſchiebe: nämlich diejenigen Menſchen, die 
mehrere beſtimmte Kreiſe ihrer Angelegenheiten nicht zu 
beſorzen vermögen. Dieſer Angriff geht fehl. Im Sinne des 
96 Ziff. 1 BGB. iſt der Fall der Entmündigung des Geiſtes⸗ 
hanken allerdings nur dann gegeben, wenn derſelbe feine An 
gelegenheiten in ihrer Geſamtheit, nicht bloß einzelne 
von ihnen, zu beſorgen außerftande iſt. Dies verkennt aber das 
GG. keineswegs. Indem dasſelbe annimmt, daß der Kl. un⸗ 
fähig ſei, ſeinen Vermögens ⸗ und Familie nangelegenheiten 
vorzuſtehen, daß er nicht imſtande ſei, ſeiner Stellung im 
ſozialen und öffentlichen Leben gerecht zu werden, will es 
hierunter nicht bloß einzelne Kreiſe der Angelegenheiten des 
K. begreifen. Es hält vielmehr nach feinen Feſtſtellungen für 
burgetan, daß die Unfähigkeit des Kl., in dieſen Angelegen⸗ 
heiten tätig zu ſein, nach der individuellen Lebensſtellung des 
Al. die nafähigkeit desſelben zur Beſorgung feiner Angelegen⸗ 
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heiten in ihrer Totalität enthalte. Darauf allein aber kann 
es begriffsmäßig ankommen, und es iſt bedeutungslos, ob der 
Kl. im übrigen in einer oder mehreren vereinzelten Richtungen 
verfügungsfähig geblieben iſt. A. c. St. & A., U. v. 23. Jan. 05, 
343/04 IV. — Berlin. 

5. 8 10 BGB. in Verbindung mit 5 323 Abſ. 2 und 
§ 767 3 O. Selbſtändigkeit der Klage aus 8 323 gegenüber 
der aus § 767 auch bezüglich des Gerichtsſtandes, Bedeutung 
des Wohnfitzes des Ehemannes gemäß 5 10 für die Klage der 
Ehefrau aus § 323 ZPO] | 

Die vorliegende Klage iſt zuläffig und iſt erhoben auf 
Grund des $ 323 ZPD., durch den aus Billigkeitsgründen 
die Möglichkeit gewährt iſt, unter den dort angegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen die Abänderung eines auf künftig fällig werdende 
Leiſtungen lautenden Urteils zu erlangen. Es enthält jene Be⸗ 
ſtimmung eine Ausnahme von den Regeln der Rechtskraft, 
ebenfo wie $ 767 ZPD., mit dem fie ſich ihrem Inhalt nach 
zum Teil — vergl. 5 323 Abſ. 2 — ſogar deckt. Gleichwohl 
find beide Klagen verſchiedene Rechtsbehelfe. Die Klage aus 8 323 
iſt keine Unterart der Klage aus § 767, ſondern ein ſelbſtändiger 
Rechtsbehelf, für den die Beſtimmungen des § 767, insbeſondere 
diejenige über den Gerichtsſtand in Abſ. 1 nicht gelten (vergl. 
RG. 52, 344). Die Frage, vor welchem Gericht die Klage 


auf Grund des 8 323 zu erheben ſei, folgt vielmehr lediglich 


den allgemeinen Regeln. Hierin liegt eine Neuerung nicht. Die 
Beſtimmung des § 323 iſt die Verallgemeinerung einer bereits 
in dem Haftpfl®. vom 7. Juni 1871 gegebenen Vorſchrift, 
das in $ 7 Abſ. 2 die gleiche Klage erlaubte, und ſchon dieſe 
Klage wurde als ein Rechtsbehelf angefehen, die gegenüber der 
Klage ans 8 767 (früher 8 686) 3 O., insbeſondere was 
den Gerichtsſtand anlangt, ſelbſtändig ſei (vergl. RG. 1, 319). 
Im vorliegenden Fall iſt, wie auch beide Inſtanzgerichte an⸗ 
nehmen, für die Zuſtändigkeit der allgemeine Gerichtsſtand der 
Bekl. maßgebend und es ſteht deshalb zur Frage, wo dieſer 
begründet iſt. Das LG. iſt der Anficht, daß hierfür der Wohn⸗ 
fit des Kl. als des Chemanns nicht in Betracht komme, weil 
der Bekl. rechtskräftig die Befugnis zuerkannt jet, die Wieder⸗ 
herſtellung des ehelichen Lebens zu verweigern und ſie tatſächlich 
von ihm getrennt lebe, zur Zeit der Klagzuſtellung aber in 
Charlottenburg ihren Wohnfitz gehabt habe und deshalb das 
angerufene LG. I in Berlin nicht zuſtändig fe. Das BG. 
hält dagegen letzteres Gericht für zuſtändig, weil Kl. in deſſen 
Bezirk wohne und Bekl. zufolge $ 10 BGB. feinen Wohn⸗ 
fi teile. Die Entſcheidung hängt davon ab, wie der 810 BGB. 
auszulegen ſei. Die von dem LG. befolgte Auslegung iſt nicht 
ohne Vorgang in der Literatur, da die Anſicht vertreten wird, 
daß die Frau gemäß § 10 BGB. den Wohnfitz des Mannes 
nicht teile und ſich einen Wohnfitz felbftändig begründen konne, 
wenn in der Wahl des Wohnfitzes ſeitens des Mannes ein 
Mißbrauch feines Rechts liege und fie ihm zufolge $ 1354 
Abſ. 2 BGB. nicht zu folgen brauche (vergl. Dernburg, Bürgerl. 
Recht Bd. 1 8 57 Ziffer V S. 145; Eck, Vorträge Bd. 1 
S. 41; anſcheinend auch Crome, Syſtem Bd. 1 8 46 Note 11, 
S. 223). Dieſe Auslegung iſt indes nicht haltbar. Nach 
§ 10 BGB. hat die Ehefrau einen geſetzlichen Wohnfttz, 
nämlich den des Ehemanns. Eine Ausnahme hiervon gilt 
einzig in dem Fall, daß der Ehemann nach Schließung der 
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Ehe einen Wohnſitz im Ausland neu an einen Ort begründet, 
an den ſie ihm nicht zu folgen braucht und nicht folgt. Dann 
kann ſie ſelbſtändig einen Wohnfitz begründen. Ferner kann ſie 
letzteres, wenn der Mann keinen Wohnſitz hat. Wenn dagegen 
der Mann einen Wohnfitz im Ausland hat, an den ſie ihm 
folgen muß und ſtets, wenn er einen Wohnfitz im Inlande hat, 
bleibt es bei der Regel des § 10 Abſ. 1 Satz 1 BGB.: Die 
Frau hat den abgeleiteten geſetzlichen Wohnfitz am Wohnfitz des 
Mannes, auch wenn ſie tatſächlich von ihm getrennt lebt und, 
falls der Wohnfitz im Inland liegt, ſelbſt dann, wenn fie ihm 
nicht zu folgen braucht. Daß dieſe Regel beabfichtigt war, er- 
geben die Vorarbeiten zum B68. Das vorſtehend Erörterte 
gilt nicht, wenn unter Anwendung des $ 1575 BGB. auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt. Denn dann 
treten zufolge $ 1586 BGB. die mit der Scheidung ver- 
bundenen Wirkungen, abgeſehen von der Zuläſſigkeit einer neuen 
Eheſchließung, im übrigen ein und der abgeleitete Wohnfitz 
des & 10 hört auf. Im Falle des 58 1586 BGB. iſt mithin 
die Frage, wo die Ehefrau ihren Wohnfitz hat, ebenfalls ohne 
Rückficht auf den Wohnfitz des Mannes zu beantworten. Auch 
hieraus find Schwierigkeiten nicht zu beſorgen, da die Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft ebenſo wie deren etwaige 
Wiederherſtellung zufolge $ 55 des Geſetzes über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes (Art. 46 des EGBGB.) in das Helrats- 
regiſter eingetragen werden ſoll, alſo das eine wie das andere 
ſehr leicht feſtzuſtellen iſt. Im vorliegenden Fall kommt ein 
jelbftändiger Wohnfitz der Bekl. nicht in Frage. Wie die 
Akten des Vorprozeſſes ergeben, hat die jetzige Bekl. damals 
nicht auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft geklagt, ſondern, 
abgeſehen von der Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung 
ihres Vermögens auf Anerkennung, daß ſie die Herſtellung des 
ehelichen Lebens verweigern dürfe und auf Gewährung von 
Unterhalt. Demgemäß iſt durch das Urteil des LG. vom 
25. November 1901, deſſen Abänderung fetzt vom Kl. begehrt 
wird, erkannt worden unter Anwendung der 88 1353 Abf. 2, 
1361 BB. Danach iſt in dem Vorprozeß nicht ein Urteil 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ergangen, vielmehr 
iſt ein Urteil erlaſſen, das einer Eintragung in das Standes- 
regiſter nicht fähig war und keinen dauernden Zuſtand ge⸗ 
ſchaffen, ſondern dem damaligen Bekl., jetzigen Kl. die Mög- 
lichkeit belaſſen hat, gemäß $ 1353 BGB. die Wiederherſtellung 
des ehelichen Lebens für den Fall zu erlangen, daß er die Be⸗ 
ſeitigung der gegenwärtig vorhandenen, die jetzige Bekl. zur 
Weigerung berechtigenden Gründe dartun konnte. Abgeſehen 
davon, daß dieſelbe dem Kl. jetzt nicht zu folgen braucht, iſt 
mithin die Ehe der Parteien in voller Geltung geblieben und 
deshalb hat die Bekl. ihren geſetzlichen Wohnſitz immer noch 
an dem Wohnfitz des Kl., ſodaß fie auch hier ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand hat und die vorliegende Klage bei dem zuſtändigen 
Gericht erhoben worden iſt. Sch. c. Sch., U. v. 5. Jan. 05, 
312/04 IV. — Berlin. | 

6. 8 123 BGB. Begriff der Drohung.] 

Der Kl. war früher Geſchäftsführer des Baumeiſters P. 


Als ſolcher hat er von deſſen Lieferanten, denen er Geſchäfte 


zuwandte, Proviſionen bezogen. Nachdem über das Vermögen 
des P. Konkurs ausgebrochen war, wurde Kl. vor den Gläubiger⸗ 
ausſchuß geladen und hier haben ihm die Bekl. zu 2 und 3 
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die Eröffnung gemacht, die er als widerrechtliche Drohung auf- 
gefaßt wiſſen will und durch die er zu der Zahlung der 5 000 Mk., 
die jetzt zurückgefordert werden, beſtimmt zu ſein behauptet. 
Kl. gibt an, die Bekl. hätten ihm geſagt, er habe ſich durch 
die Annahme der Provifionen ſtrafbar gemacht und die Konkurs- 
maſſe um viele Tauſende geſchädigt; wenn er ſich nicht gut- 
willig zur Herausgabe der erlangten Beträge verſtehe, werde er 
ſofort der Staatsanwaltſchaft übergeben und ſofort verhaftet, 
auch fein ganzes Vermögen mit Beſchlag belegt werden. Die 
Bekl. haben die Drohung in der vom Kl. behaupteten ſcharfen 
Form beſtritten, immerhin aber zugegeben, mit der Staats⸗ 
anwaltſchaft und einem Arreſt gedroht zu haben. Dem Bell. 
iſt darin beizutreten, daß auch in einer Eröffnung dieſes Inhalts 
eine widerrechtliche Drohung zu finden iſt, durch die der Kl. 
zum Abſchluß des Vergleiche und zu der in feiner Erfüllung 
geleiſteten Zahlung der 5 000 Mk. beſtimmt worden iſt. Wer 
ſich durch eine ſtrafbare Handlung geſchädigt fieht, hat zweifellos 
das Recht, davon der Staatsanwaltſchaft Anzeige zu machen 
und zur Sicherung ſeines Erſatzanſpruchs Arreſt beim Gericht 
zu beantragen. Der Hinweis auf die Möglichkeit, von dieſen 
Rechten Gebrauch zu machen, iſt keineswegs ſtets eine wider⸗ 
rechtliche Drohung. Aber im vorliegenden Falle hat das B. 
ohne Rechtsirrtum angenommen, daß die Bekl. zu 2 und 3 ihre 
rechtlichen Befugniſſe tatſächlich mißbraucht haben, um die ver⸗ 
meintlich der Konkursmaſſe zuſtehenden, nur im allgemeinen 
abgeſchätzten Erſatzanſprüche dem Kl. gegenüber wider deſſen 
Willen ohne voraufgegangene ſachliche Erörterung und Prüfung 
durchzuſetzen. Darauf hatten ſie keinen Anſpruch und darum 
war die Drohung mit dem Gebrauch ihres Rechts wider⸗ 
rechtlich. Die Ausführung der Reviſion, daß die Handlung 
der Bekl. lediglich als erlaubte Selbſthilfe aufzufaſſen ſei, 
tft abzulehnen. G. c. F., U. v. 16. Jau. 05, 125/04 VL — 
Berlin. 


7. 88 128, 138 BB. Unterſchied zwiſchen argliftiger - 


Täuſchung und Ausbeutung der Unerfahrenheit. 

Bekl. hat 15 000 kg Kadaverdünger von dem Reiſenden 
der Kl. gekauft und behauptet, ſeine Unerfahrenheit ſei hierbei 
ausgebeutet und es falle dem Verkäufer ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten zur Laſt. Das Oe G. verurteilte, das RG. hob 
auf: Zur Erfüllung des Begriffes der Ausbeutung erfordert 
das BG. mit Unrecht die Abſicht der Ausnutzung der 
Unerfahrenheit. Es genügt dazu ſchon die bewußte Aus- 
nutzung der Unerfahrenheit zur Erlangung eines übermäßigen 
Dermögendvorteild. Dieſes Erfordernis liegt ſchon vor, wenn 
jemand in Kenntnis oder in der Überzeugung von der Un⸗ 
erfahrenheit des andern, ſowie von dem auffälligen Mißverhältnis 
zwiſchen der Leiſtung und den ihr gegenüberſtehenden Vermögens 
vorteilen mit dem Vorſatz handelt, die Unerfahrenheit des andern 
zur Gewinnung der übermäßigen Vermöͤgensvorteile für fidh 
oder einen Dritten zu benutzen. Bezüglich der Perſon des 
Reiſenden der Kl. iſt das Fehlen der Erforderniſſe einer 
Ausbeutung der Unerfahrenheit des Bekl. nicht genügend feft- 
geſtellt. Mit Unrecht legt das 8G. den für bewieſen erachteten 
Außerungen des Reiſenden bei dem Vertragsabſchluß deshalb 
keine Bedeutung bei, weil die eine bloß eine allgemeine An⸗ 
preiſung, die andere moͤglicherweiſe richtig und die dritte vielleicht 
für den Vertragsabſchluß nicht beſtimmend geweſen ſei. Dieſe 
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Groägungen mögen für die Frage nach dem Vorhandenſein 
einer argliftigen Täuſchung und der darauf beruhenden Nichtigkeit 
bei Vertrages von Wichtigkeit ſein. Sie find aber nicht geeignet, 
die Annahme einer Ausbeutung auszuſchließen. Zu prüfen wäre 
geweſen, ob aus den Außerungen des Reiſenden für ſich allein 
oder in Verbindung mit anderen Umſtänden entnommen werden 
könne, daß der Reiſende bei dem Abſchluſſe des Kaufvertrages 
mit dem Bekl. in Kenntnis oder in der Überzeugung von der 
feftgeftellten Unerfahrenheit desſelben und mit dem Vorſatze der 
Benutzung derſelben zur Gewinnung des Kaufpreiſes für die 
Kl. gehandelt hat, und daß deſſen feſtgeſtelltes auffälliges Miß⸗ 
verhältnis zu dem Werte des verkauften Kadaverdüngers ihm 
bewußt war. Für dieſe Beurteilung konnen auch allgemeine 
Redensarten und Anpreiſungen, ſowie andere Angaben, gleichviel 
ob ſie wahr oder unwahr find, und ob die einzelne Angabe den 
Bekl. zum Abſchluß des Vertrages beſtimmt hat, von Bedeutung 
fein. Denn es kommt dabei entſcheidend auf die Beurteilung 
der Handlungsweiſe des angeblichen Ausbeuters, nicht aber 
darauf an, welchen Eindruck der angeblich Ausgebeutete von 
dieſer empfangen hat, wenn, wie hier, die Tatſache feſtſteht, 
daß jener durch ſein Vorgehen den Abſchluß des Vertrages mit 
dem unerfahrenen Bekl. zuſtande gebracht hat. M. o. A., 
U. v. 7. Jan. 04, 344/04 II. — Kiel. 

8. 88 183, 157, 467, 637, 651 BGB. Verletzung von 
Auslegungs regeln bei Verträgen, Ubergehen des Klagegrundes 
der Argliſt.] 

Der Berufungsrichter weiſt den — nach Erledigung des 
Anſpruchs auf Zurücknahme der Feuerungsanlage nur noch in 
Betracht kommenden — Anſpruch auf Wiederherſtellung des 
durch die Demontage beſchädigten Keſſelhauſes und auf Erſatz 
der der Kl. durch die Einmanerung der Maſchine erwachſenen 
Koften deshalb ab, weil eine über den Erſatz fehlerhafter Stücke 
hinausgehende Verbindlichkeit von der Bekl. nicht übernommen 
ſei und andere Entſchädigungsverpflichtungen ausgeſchloſſen ſeien. 
Dieſe Annahme beruht zunächſt auf einer rechtlich nicht bedenken⸗ 
freien Auslegung der zwiſchen den Parteien über die Feuerungs⸗ 
anlage geſchloſſenen Verträge. Der Berufungsrichter hat, ent⸗ 
gegen den 88 133, 157 BGB., nach dem Wortlaute der Ver⸗ 
träge, daß ſonſtige Schadenserſatzanſprüche ausgeſchloſſen ſeien, 
ohne Rückſicht auf deren übrigen Inhalt die Verbindlichkeit der 
Bell. verneint. Hierbei ſcheint auch nicht erwogen, daß, wenn 
es bei der geſchehenen Auslegung bewendete, ſich für die Kl. 
eine Rechtslage ergibt, der fi verſtändigerweiſe ein Geſchäfts⸗ 
mann kaum unterwirft. Es kommt, wie der Berufungsrichter 
ſagt, nicht darauf an, ob das Werk von der Kl. tatſächlich ab- 
genommen und behalten iſt. Sie ſoll alſo auch dann nur 
Erſatzteile fordern und nicht wandeln oder ſonſtige Anſprüche 
geltend machen können, wenn fie das Werk noch gar nicht ab⸗ 
genommen, ſondern nur zum Zwecke der näheren Prüfung in 
Betrieb geſetzt hat. Den Berufungsrichter ſcheint dies Ergebnis 
gleichfalls nicht befriedigt zu haben; denn er fügt hinzu, daß 
die Maſchinenanlage im Februar 1903 fertiggeſtellt und bis 
zum 19. März 1903 im Betriebe geweſen ſei, daß ſie alſo tat⸗ 
ſaͤchlich angenommen ſei. Letzteres mag in dem Sinne richtig 
fein, daß die Kl. die Maſchine tatſächlich in Beſitz genommen 
bat. Aber daß fie das Werk im Sinne der endgültigen Er⸗ 
klärung des Behaltenwollens und der Billigung übernommen 
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habe, hat fie ausdrücklich beſtritten (S. 8, 4 des Berufungs- 
urteils, Berichtigungsantrag Blatt 107 und Beſchluß Blatt 110). 
Nach ihrem Vorbringen hat es ſich nur um Verſuche mit der 
neuen Feuerungsanlage gehandelt, die unbefriedigend ausgefallen 
find und zur ſchließlichen Aufhebung des Vertrages geführt 
haben. Daß ihr auch in dieſem Falle weitere Anſprüche, als 
diejenigen aus der übernommenen Garantie, hätten verſagt ſein 
ſollen, wäre anders, als geſchehen, zu begründen geweſen. Das 
Berufungsurteil unterlag daher ſchon nach vorftehendem der 
Aufhebung. Aber auch, wenn die Auslegung, die der 
Berufungsrichter den Erklärungen der Parteien hat angedeihen 
laſſen, nicht zu beanſtanden wäre, würde dennoch ſein Urteil nicht 
aufrecht erhalten werden können. Die Kl. hatte behauptet, daß 
die Bekl. die Unbrauchbarkeit ihres Rieſelroſtes im allgemeinen 
und jedenfalls für das von ihr — der Kl. — verwendete 
Brennmaterial gekannt habe. Es war hiernach der Bekl. in 
genügend erkennbarer Weiſe der Vorwurf der Argliſt gemacht. 
Auf ihn iſt der Berufungsrichter nicht eingegangen, trotzdem 
die Haftung für Argliſt vertragsmäßig nicht ausgeſchloſſen 
werden kann (58 476, 637, 651 BGB.). Dieſe dem Klage⸗ 
anſpruch gegebene Stütze wäre in jedem Falle zu erörtern 
geweſen. Sch. & Z. o. B., U. v. 3. Jan. 05, 806/04 VII. 
— Poſen. 

9. 58 249, 253, 823, 1357 Abſ. 1 BGB.] 

Die Parteien haben am 2. November 1901 die Ehe mit- 
einander geſchloſſen. Am 1. Mai 1903 verließ der Bekl. die 
gemeinſchaftliche Wohnung, ohne der Kl. von ſeinem Auf- 
enthaltsort Anzeige zu machen, und ließ in ſieben Elſäſſer 
Tageszeitungen ein Inſerat folgenden Inhalts zum Abdruck 
bringen: Warnung. Ich erkläre hiermit, für Schulden meiner 
Ehefrau Maria S. in keiner Weiſe aufzukommen. J. J. N. 


Die Parteien leben ſeit jener Zeit getrennt. Die Kl. hat im 


Mai 1903 Klage erhoben mit dem Antrage, den Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, es zu unterlaſſen, in den Zeitungen oder in anderer 
Weiſe öffentlich zu erklären, daß er für die von der Kl. ge⸗ 
machten Schulden nicht aufkomme, und das Publikum warne, 
der Kl. Kredit zu ſchenken, und ihn ferner zu verurteilen, in 
die Blätter, in denen jenes Inſerat geſtanden hatte, eine Er⸗ 
klaͤrung einrücken zu laſſen, daß er das Inſerat als unberechtigt 
und unbegründet zurücknehme. Das Os G. hat den Bekl. ver ⸗ 
urteilt in die fieben Zeitungen folgendes Inſerat einrücken zu 
laſſen: Ich erkläre hiermit, daß ich das nachſtehend von mir 
eingerückte Inſerat (es folgt eine wörtliche Wiedergabe der oben 
erwähnten Bekanntmachung) als unberechtigt und unbegründet 
hiermit zurücknehme. Das RG. hob auf: Es kann dahin ge⸗ 
ſtellt bleiben, ob der von der Vorinſtanz hervorgehobene Erfolg 
des Widerrufs, nämlich die Ausgleichung des durch die Be⸗ 
leidigung erlittenen Schmerzes durch die Genugtuung, welche 
der Widerruf dem Beleidigten bereitet (vgl. auch Dernburg, das 
Bürg. R. Bd. II 8 390 S. 632, Neumann, Handaus gabe des 
BGB., III. Aufl. Anm. 2b zu $ 253), an ſich im Sinne des 
§ 249 als eine Wiederherſtellung des Zuſtandes, der ohne die 
Ehrverletzung beſtehen würde, aufgefaßt werden könnte, denn 
jedenfalls iſt nicht zu beſtreiten, daß, wenn jemand durch eine 
ſeiner Ehre nachteilige unwahre Mitteilung, die ein anderer 
dritten Perſonen gemacht hat, beleidigt worden iſt, der Wider⸗ 
ruf durch den Beleidiger, ſofern er zur Kenntnis der dritten 
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Perſonen gebracht wird, recht wohl eine Wiederherſtellung bes 
früheren Zuftands im Sinne der angezogenen Geſetzesvorſchrift 
herbeiführen kann, inſofern dadurch das ungünſtige Urteil, das 
die dritten Perſonen ſich infolge der falſchen Mitteilung über 
den Beleidigten gebildet haben, eine Berichtigung erfährt und 
die Achtungsminderung, die er erlitten hat, wieder beſeitigt 
wird. Es muß als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß nach 
dem Willen des Geſetzgebers der Beleidigte unter Berufung auf 
8 249 BB. im Wege des Zivilprozeſſes den Beleidiger zu 
einer Maßnahme zwingen dürfe, die nach allgemeiner wohl⸗ 
begründeter Meinung eine öffentliche Demütigung in ſich 
ſchließt, und ſeit langem von der Geſetzgebung Deutſchlands 
ganz überwiegend als eine den Beleidiger treffende Strafe auf ⸗ 
gefaßt und behandelt wurde, als ſolche aber in das jetzige 
Strafſyſtem nicht aufgenommen, vielmehr als mit dem modernen 
Rechtsbewußtſein unvereinbar durch beſondere Beſtimmungen 
ausgeſchloſſen worden iſt. Hiernach erſcheint der in Rede 
ſtehende Klageanſpruch zweifellos unſtatthaft, ſoweit er den vom 
OLG. dargelegten Zweck verfolgt, der Kl. Genugtuung für den 
ihr durch das Inſerat des Bekl. bereiteten Kummer zu ver⸗ 
ſchaffen. Inſoweit ſtand ihr, wie das LG. mit Recht an⸗ 
genommen hat, allein der Weg ſtrafrechtlicher Verfolgung des 
Bekl. offen, der ihr, ſofern von dem Strafgericht eine ſtrafbare 
Ehrverletzung als vorliegend angenommen wurde, auch die 
Moͤglichkeit gewährte, den in jenem Inſerat wider ſie erhobenen 
Vorwurf durch die Veröffentlichung des den Bekl. verurteilenden 
Richterſpruchs erfolgreich oͤffentlich zurückzuweiſen und zu ent⸗ 
kräften. Übrigens hat auch die Kl. zureichende Behauptungen 
dahin, daß fie durch das Inſerat des Bekl. fortdauernd geſchädigt 
werde, gar nicht aufgeſtellt; die Wirkung, daß ihr fortan nicht 
mehr möglich iſt, in Vertretung des Bekl. Rechtsgeſchäfte im 
Sinne von $ 1357 Abſ. 1 BGB. zu ſchließen, kommt inſo⸗ 
weit nicht in Betracht, da ihr, das Recht hierzu mindeftens 
in zunächſt rechtswirkſamer Weiſe entzogen iſt. N. c. N., u. 
v. 9. Jan. 05 104/04 VI. — Colmar. 

10. 55 276, 254 BGB. Verſchulden und Abwägung 
bei konkurrierendem Verſchulden, Rechtsbegriffe; mangelnde Ein⸗ 
ſichtnahme des Grundbuchs bei Erwerb von Hypotheken unter 
Umſtänden Verſchulden.] 

Es handelt ſich für die Reviſionsinſtanz aònsſchleeßlich 
darum, ob auch den Kl. der Vorwurf des Verſchuldens trifft, 
ob alſo — wie das Geſetz ($ 254 BGB.) ſagt — „bei der 
Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mit⸗ 
gewirkt hat“, und ob, wenn dies der Fall iſt, der Annahme des 
BG., daß die beiderſeitigen Verſchulden gleich ſchwer wiegen, 
beigetreten werden kann. In beiden Beziehungen handelt es 
fich nicht um rein tatſächliche Feſtſtellungen, die der Nach- 
prüfung durch das Reviſionsgericht entzogen wären; dies 
wenigſtens inſoweit nicht, als die Frage, ob in den feſtgeſtellten 
Vorgängen ein Verſchulden im Sinne des 8 276 BGB. zu 
finden iſt, ſich zugleich als Rechtsfrage darſtellt, und auch die 
Abwägung des Verſchuldens nach der Richtung hin, ob es vor⸗ 
wiegend im Sinne des §8 254 BGB. dem einen oder dem 
anderen Teile zur Laſt fällt, auf rechtlichem Gebiete ruht. Was 
nun die erfte Frage anlangt, alſo die Frage, ob auch der Kl. 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen hat, 
ſo würde ihre Bejahung allerdings erheblichen Bedenken unter⸗ 
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liegen, wenn der Berufungorichter angenommen haben ſollte, 
daß jeder, der eine Hypothek durch Zeſſion erwerben will, ver- 
pflichtet ſei, das Grundbuch vorher einzuſehen, fo zwar, daß e 
ihm als Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorg - 
falt angerechnet werden dürfe, wenn er die Einſichtnahme unter- 
läßt. In dieſer Allgemeinheit iſt eine Verpflichtung, Einſicht 
in das Grundbuch zu nehmen, nicht anzuerkennen. Aber im 
vorliegenden Falle liegen die tatſächlichen Umſtände anders. Wie 
aus dem Tatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urteils hervorgeht, 
auf welchen der Berufungsrichter als „in allen feinen Teilen“ 
dem BG. vorgetragen Bezug nimmt, wußte der Kl. bereits vor 
der Zeſſion, daß die Zinſen der Hypothek rückſtändig waren; er 
rechnete ſogar damit, daß das Grundſtück zur Subhaſtation 


kommen werde, und er hat ſich jelbft darüber, daß er diet 


wünſchte und daß dies die Bekl. aus feinem Schreiben vom . 
26. und 30. Oktober 1900 hätte erſehen müflen, auf dieſe 
Schreiben berufen. Es ſteht ferner feſt, daß der Beſitzer dei 
Grundſtücks auch mit der Zinszahlung anderen Hypotheken- 
gläubigern gegenüber im Rückſtande war. Wenn unter ſolchen 
Umftänden der Berufungsrichter ein Verſchulden des Kl. darin 
findet, daß er ſich das Grundbuch zur Einſicht uicht vorlegen 
ließ, obwohl er ſelbſt die Abtretungsurkunde behufs Um 
ſchreibung der Hypothek auf dem Grundbuchamt überreichte, ſo 
kann dem Berufungsrichter der Vorwurf, daß er die im Ver ⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt zu hoch gefpannt und dadurch den 
Begriff des Verſchuldens verkannt habe, nicht gemacht werden. 
Vergeblich weiſt die Reviſion auch darauf hin, daß der Kl. Ende 
Oktober 1900 das Grundbuch eingeſehen und dabei gefunden 
habe, daß ein Zwangsverſteigerungsvermerk nicht eingetragen 
war. Bei einem Grundſtück, von welchem der Kl. wußte, daß 
der Beſitzer mit Zahlung der Hypothekenzinſen nicht Ordnung 
hielt, ließ ſich jeden Tag die Einleitung der Zwangs verſteigerung 
erwarten, und der Kl. kann ſich daher, um ſein Verſchulden 
auszuſchließen, nicht darauf berufen, daß er etwa drei Monate 
vor der Zeſſion das Grundbuch eingeſehen habe. Eine Ver. 
letzung des $ 276 BGB. fällt daher dem BG. nicht zur Laſt. 
Ebenſo wenig läßt fi) die Annahme des BG. beanſtanden, daß 
die beiderſeitigen Verſchulden gleich ſchwer wiegen und daß der 
Schaden vorwiegend weder von dem einen noch von dem andern 
Teile verurſacht worden tft (5 254 Abſ. 1 BGB.). Denn der 
Kl. hätte ebenſowohl von der Zwangs verſteigerung Kenntnis er ⸗ 
halten und in ihr feine Rechte wahrnehmen können, wenn er 
bei Überreichung der Zeſſion das Grundbuch eingeſehen hätte, 
wie wenn ihm die Bekl. die ihr amtlich zugegangenen Mit- 
teilungen über den Verſteigerungstermin übermittelt hätte. 
Richtig iſt endlich, daß der Berufungsrichter die Entſcheidung 
über die Mitſchuld des Kl. und über die Einſchränkung, die 
mit Rüdfiht auf fie die Schadenserſatzpflicht der Bekl. er 
fahren muß, in das Urteil über den Grund des An ⸗ 
ſpruchs einbezogen hat. Das RG. (vergl. die Urteile in 
III 527/03 und VI 573/03) hat ſich in dieſem Sinne be- 
reits ausgeſprochen. A. o. V., U. v. 21. Jan. 05, 821/04 V. 
— Dresden. 

11. 5 326 BGB. Auch abgeſehen vom Firxgeſchaͤft 
bedarf es unter Umſtänden keiner Nachfriſtſetzung.] 

Die Kl. hatte geltend gemacht, ſie habe an der Lieferung 
der ſtreitigen Garnituren (Kaminnmrahmungen), welche Bell. 


34. Jahrgang. 


im Juni „ſchnellflens“ übernommen hatte, kein Intereſſe mehr 
gehabt, weil dieſelben Saiſonartikel ſeien, die nur noch im 
Auguft und September verkäuflich ſeien, deshalb habe es einer 
Nachfriſtſetzung gemäß § 326 Abſ. 2 BGB. überhaupt nicht 
bedurft, und in dem zum Gegenſtand der Verhandlung vor dem 
B. gemachten Schreiben der Kl. vom 2. September 1903 iſt 
geſagt, die Bekl. wiſſe ja ſelbſt, daß Ofen, wozu ſie erſt die 
Teile zu liefern gedenke, in dieſer Saiſon nicht mehr verkäuflich feien. 
Das BG. hat nun aber dieſes an ſich erhebliche Moment jeden⸗ 
falls nicht genügend gewürdigt. Die Erwägung, daß es ſich 
nicht um ein Fixgeſchäft handele, erledigt dasſelbe nicht, und 
die bloße Bemerkung, es ergebe ſich, daß die Aufſtellung der 
Kl., es habe einer Nachfriſt nicht bedurft, da ſie infolge des 
Verzuges der Bekl. an der Erfüllung kein Intereſſe mehr 
gehabt habe, hinfällig ſei, iſt gegenüber der Behauptung, daß 
der Artikel zu der kritiſchen Zeit nicht mehr verkäuflich geweſen 
ſei, ungenügend. K. c. V., U. v. 10. Jan. 05, 351/04 II. — 
Berlin. 

12. 5 341 Abſ. 3 BGB. Bei Annahme verſpäteter 
Erfüllung muß die vereinbarte Vertrags ſtrafe vorbehalten ſein.] 

Der Vorbehalt der Vertragsſtrafe muß, wenn der Gläubiger 
die verſpätete Erfüllung angenommen hat, bei der Annahme 
erklärt worden ſein. Es kann darum weder eine vor der An⸗ 
nahme abgegebene Erklärung, die Vertragsſtrafe verlangen zu 
wollen, dann genügen, wenn dieſes Verlangen nicht bei der 
Annahme in einer für den Schuldner erkennbaren Weiſe aufrecht 
erhalten wird, noch kann eine Einforderung der Strafe nach 
der Annahme den bei der Annahme verſäumten Vorbehalt er- 
ſetzen. So iſt auch ſchon wiederholt vom RG. erkannt worden, 
vom 6. Senat in den Entſch. Bd. 53 Nr. 89 S. 358/59, vom 
7. Senat in der Sache VII 490/03, und zu der ähnlichen 
Vorſchrift in 8 464 BGB. vom 5. Senat in der Sache 
V 550/03. R. c. Z., U. v. 11. Jan. 05, 303/04 V. — Coͤln. 

13. 5 405 BGB. Ernſtlichkeit des Vertrags willens trotz 
Unrichtigkeiten in der Schuldurkunde. Ansſchluß des Schein⸗ 
einwandes.] 

Die Bekl. hat in einer notariell beglaubigten Schuld- 
urkunde vom 26. April 1900 bekannt, von dem Kaufmann Sch. 
ein Darlehn von 6 000 Mark erhalten zu haben und ſich zur 
Verzinſung und Rückzahlung dieſer Summe in näher angegebener 
Weiſe verpflichtet. Der Kl., auf den die Forderung durch 
notariell beurkundete Abtretung übergegangen iſt, hat gegen die 
Bekl. auf Zahlung der Darlehnsſchuld nebſt Zinſen mit Erfolg 
geklagt. Nach den Tatumſtänden liegt die Sache ſo: Die Bekl. 
hatte fich verpflichtet, dem Sch. leihweiſe Barmittel zu verſchaffen. 
Sie übernahm nicht die Verbindlichkeit, ihm einen Betrag bar 
auszuzahlen, aber in Erfüllung ihrer dem Sch. gegebenen Zuſage 
ſtellte fie ihm den Schuldſchein aus, zu deſſen Veräußerung 
durch Abtretung der Forderung an einen Dritten ſie ihn er⸗ 
mächtigte. Sch. hat demnach bei der Abtretung ihren Willen 
ausgeführt und indem er die Zahlung des Erwerbers entgegen- 
nahm, ſie als das von der Bekl. ihm verſprochene Darlehn be⸗ 
kommen, wegegen letztere wieder Darlehnsſchuldnerin des Er⸗ 
werbers werden wollte und wurde. Hier liegt alſo nirgend eine 
Willenserklärung vor, die von der Bekl. nicht ernſtlich gemeint, 
von ihr im Einverſtändnis mit Sch. nur zum Schein abgegeben 
wäre. Nur der Inhalt des Schuldſcheines hat eine abſichtlich 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


137 


unwahre Angabe enthalten, und dieſe Unwahrheit hat lediglich 
den Zweck veifolgt, die Anſchaffung des baren Geldes für Sch. 
zu erleichtern, nicht aber die Verbindlichkeit der Bekl. gegenüber 
dem dritten Erwerber auszuſchließen. Der hier zu entſcheidende 
Fall liegt alſo, was die Ernſtlichkeit des Vertragswillens an⸗ 
langt, ſachlich nicht anders, als wenn die Bekl. an Sch. einen 
von ihr ausgeſtellten Schuldſchein gegeben hätte, worin der 
Platz für den Namen des Darlehnsgebers offen gelaſſen war, 
mit der Ermächtigung für Sch., den Namen deſſen, der das 
Darlehen hergeben würde, einzufügen. Nur in der Form iſt 
hier anders verfahren. Aber die tatſächlich unrichtigen Angaben 
über die voraufgegangene Zahlung der 6 000 Mark an die Aus- 
ſtellerin des Schuldſcheins haben den rechtlichen Kern des Vor⸗ 
gangs unverändert beſtehen laſſen. Die Bekl. hat ſich durch 
Vermittelung des von ihr ermächtigten Sch. dem Erwerber des 
Schuldſcheins als Dahrlehnsſchuldnerin verpflichten wollen und 
das, was der Erwerber an Sch. zahlte, iſt nach ihrem Willen 
die Valuta geweſen, zu deren Zahlung fie ſich in dem Schuld⸗ 
ſchein verpflichtet hatte. Deswegen ſteht ihr, nachdem der neue 
Erwerber die Zahlung an Sch. geleiſtet hat, nicht mehr die 
Einrede zu, daß ſie die Urkunde in der Erwartung einer noch 
nicht erfolgten Zahlung des Darlehns von ſich gegeben habe. 
Und weil fie ferner nicht auf Grund einer Zahlung des Sch., 
ſondern auf Grund der Zahlung des Erwerbers der Forderung 
dieſem den verſchriebenen Betrag ſchuldig werden wollte, fiehen 
ihr auch nicht die Einreden der Aufrechnung und Zurückbehaltung 
zu, die ſie etwa gegen Sch. hätte geltend machen können, wenn 
dieſer die Rückzahlung des Darlehns von ihr gefordert hätte. 
Sch. c. M., U. v. 12. Jan. 05, 109/04 VI. — Frankfurt a. M. 

14. 55 467, 346, 348 BGB. Erſatz des Kurswertes, 
nicht des Nennwertes bei als Kaufpreis in Zahlung erhaltenen 
Wertpapieren im Fall der Wandelung.] 

Nachdem der Kl. von dem Wandelungsrechte Gebrauch ge⸗ 
macht hat, kommt es auf die Höhe des vereinbarten Kaufpreiſes 
nicht mehr an, ſondern das Geſetz beſtimmt die Folgen der 
Wandelung. Nach dem gemäß § 467 BGB. auf die 
Wandelung entſprechend anwendbaren 88 346 — 348 find aber 
die Parteien nur verpflichtet, einander die empfangenen 
Leiſtungen zurückzugewähren. Nach der Entſtehungsgeſchichte 
des § 346 (Motive II S. 280 —282) (Prot. II 1579 — 1582, 
8414, 8418, 8419, 8442) ſoll jeder Teil wirtſchaftlich tunlichſt 
in die gleiche Lage verſetzt werden, als wenn der Vertrag nicht 
geſchloſſen wäre. Von dieſem Standpunkte aus iſt die Bekl., 
ſoweit nur das Verhältnis von Nennwert zum Kurswerte der 
Wertpapiere in Betracht kommt, gemäß der Verkehrsſitte 
($ 242 BGB.) bloß zur Erſtattung des Kurs wertes ver- 
pflichtet, zu dem fie die Wertpapiere empfangen hat; andern⸗ 
falls würde ſich der Kl. auf Koſten der Bekl. bereichern. 
Richtig iſt nun allerdings, was die Reviſionskl. aufſtellt, daß 
der Kl. gemäß § 346 BGB. einen Anſpruch nur auf Rüd- 
gewähr der Wertpapiere hat; dies iſt auch von dem BG. nicht 


verkannt. Allein die Beſtimmungen des § 346 gehören nicht 


dem zwingenden Rechte an; den Parteien ſtand es frei, anſtatt 

der Rückgabe der Wertpapiere ſich über den Werterſatz zu 

einigen. In der Berufungsinſtanz waren die Parteien grund⸗ 

ſätzlich über Werterſatz einig und fie haben nur den Streit» 

punkt der richterlichen Entſcheidung unterbreitet, ob der Nenn ⸗ 
18 
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wert oder der Kurswert zur Zeit der Zahlung maßgebend fei. 
Die Entſcheidung des BG., wonach die Bekl. den Wert der 
Eiſenbahnobligationen zu erſetzen hat, unterliegt daher grund⸗ 
ſätzlich einem Bedenken nicht; aus dem Angeführten ergibt fi 
jedoch, daß nicht der Nennwert, ſondern der Kurs wert, den 
Bekl. empfangen hat, der Berechnung zugrunde zu legen iſt. 
Dies ergibt aber nur einen Betrag von 3712,50 Mark, anſtatt 
der Summe von 3800 Mark, welche in dem von dem BG. 
beſtätigten Urteile des LG. dem Kl. zuerkannt worden iſt. In 
dieſer Beziehung war daher das angefochtene Urteil aufzuheben 
und gemäß $ 565 Abi. 3 Ziffer 1 ZPD. in der ſpruchreifen 
Sache ſelbſt zu erkennen. F. c. K., U. v. 24. Jan. 05, 
198/04 II. — Stuttgart. 

15. 88 607, 781 BGB. verb. mit 88 767, 797 Abſ. 4 
ZPO. Rechtliche Bedeutung einer Urkunde über ein Darlehn, 
während dadurch andere Schulden anerkannt wurden. Beweislaſt 
auch in dem Falle, daß die Schuldpoſten den Betrag des 
Darlehns nicht erreichen.] 

Unſtreitig waren ſich beide Parteien bei Errichtung des 
notariellen Aktes, auf Grund deſſen der Bekl. gegen die Kl. die 
Zwangsvollſtreckung hatte vornehmen laſſen, deſſen wohl bewußt, 
daß ein bares Darlehn von 2000 Mark nicht gegeben war. 
Die Kl. gab in ihrer Vollſtreckungsgegenklage (88 767, 797 
Abſ. 4 ZPO.) zu, daß zwiſchen den Parteien zur fraglichen 
Zeit ein Schuldverhältnis wirklich beſtanden habe, daß fie von 
dem Bekl. Waren bezogen, Geldbeträge zur Einloͤſung von 
Wechſeln erhalten hatte — noch jetzt wäre ſie nach ihrer An⸗ 
gabe einen reſtlichen Betrag ſchuldig. — Wenn nun unter ſo be⸗ 
wandten Umſtänden die Kl. im Einvernehmen mit dem Bekl. 
— bewußterweiſe, freihandelnd und ernſtlich — ſich in der 
notariellen Urkunde zum Empfang eines Darlehns von 
2000 Mark bekannt, Verzinſung und Rückzahlung dieſes Dar⸗ 
lehns verſprochen hat, fo kann das doch unmöglich anders als 
dahin verſtanden werden, daß die Parteien vereinbarten, es ſolle 
das von der Kl. bis dahin Geſchuldete als Darlehn geſchuldet 
werden. Hinſichtlich des Beſtandes und des Betrages der fo 
umgewandelten Schuld iſt eine nähere Subſtantiierung bezw. 
ein Beweis von dem Bekl. nicht zu erfordern, ihm kommt das 
urkundliche Schuldbekenntnis der Kl., wenn nicht als An- 
erkenntnis im Sinne von 8 781 BGB., fo doch als ein in 
dem Umwandlungsvertrage liegendes außergerichtliches Geſtändnis 
(vergl. Planck § 607 Anm. 5) zuſtatten. Allerdings hat nach 
der eigenen Darſtellung des Bekl. die Schuld der Kl. den 
Betrag von 2000 Mark am 7. November 1901 nicht erfüllt; 
fie habe tatſächlich 1648 Mark 90 Pf. betragen und für den 
zu 2 000 Mark noch fehlenden Betrag hätten vereinbarungs⸗ 
gemäß vom Bekl. weitere Waren geliefert werden ſollen (den 
dem Vollſtreckungsantrag zugrunde gelegten Betrag von 
1775 Mark 5 Pf. will der Bekl. mit einem Irrtum erklären). 
Allein auch dieſer Einräumung ſeitens des Beil. kommt nicht 
die Wirkung zu, daß die Beweislaſt von der Kl. auf den Bell. 
übergewälzt würde. Die Kl. bleibt beweispflichtig für die Nicht- 
txiſtenz der Schuld, ſoweit ihre Behauptung über das Zu⸗ 
geſtändnis des Bekl. hinausgeht. Durch die vereinbarte Schuld- 
umwandlung hat, wie unbedenklich anzunehmen iſt, dem Gläu— 
biger zum mindeſten auch eine Beweis ſicherung verſchafft 
werden ſellen. Zu vergl. auch Dernburg, Das bürgerliche Recht II 2, 
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8 233 Ziff. IV S. 206. Im jetzigen Rechtsſtreit kaun dem 
vom Bekl. behaupteten oder zugegebenen Umſtand, daß bezüglich 
des die beſtehende Schuld überſteigenden Betrages von 351 Mark 
10 Pf. eine Darlehns valuta zur fraglichen Zeit noch nicht 
gegeben war und in der Folge nicht gegeben worden iſt, keine 
Bedeutung für die Verteilung der Beweis laſt zukommen. 
T. c. B., U. v. 16. Jan. 05, 126/04 VI. — Coͤln. 

16. 88 611, 676 BGB. Haftung des Rechtsanwalts 
für fahrläſſig erteilten fehlſamen Rat.] 

Der Bekl. war von dem mit H. geſchloſſenen Vertrage ein ⸗ 
ſeitig zurückgetreten und mit ſeiner auf Zahlung von Konventional- 
ſtrafe und Schadenerſatz gerichteten Klage rechtskräftig abgewieſen 
worden. Er verlangt jetzt gegenüber einer von dem Rechtsanwalt 
erhobenen Klage mittels Widerklage Erſatz des ihm aus dem 
Rücktritt und der Prozeßführung erwachſenen Schadens mit der 
Behauptung, daß der Kl. als Rechtsbeiſtand von ihm an- 
gegangen, durch fahrläffige — fehlſame Beratung zum Rücktritt 
und zur Prozeßführung ihn beſtimmt habe. Vom Kl. iſt nicht 
beſtritten worden, daß zu vorgedachten Handlungen Bekl. durch 
ſeinen Rat beſtimmt iſt, dagegen in Abrede geſtellt, daß ſeine 
Ratserteilung fahrläffig-fehlfam geweſen ſei. — Das LG. gab 
der Widerklage ſtatt, das BG. wies ſie ab, das RG. hob 
auf: Der Rechtsanwalt, welcher gegen Vergütung in Rechts ⸗ 
ſachen dem Anfragenden ein beſtimmtes Verhalten oder Vorgehen 
als ſein Recht anrät, hat für die rechtlichen Nachteile, welche 
der von ihm Beratene durch Befolgung ſeines Rates erleidet, 
unter der Vorausſetzung aufzukommen, daß der Rat nicht allein 
als fehlſam, ſondern überdies als fahrläſſigerweiſe erteilt ſich 
erweiſt. Durch die Einlaſſung auf die unter ausdrücklichem 
oder ſtillſchweigendem Erbieten zur Vergütung geſtellte Frage 
um Auskunft und Rat tritt derſelbe ſtillſchweigend zu dem An- 
fragenden in ein Schuldverhältnis, das ihn zur Sorgfalt bei 
der Beratung verpflichtet und daher bei Außerachtlaſſung der 
Sorgfalt für die Folgen des Rates haftbar macht. Als fahr ⸗ 
läſſig fehlſam erteilt erweiſt ſich der dem Bekl. vom Kl. erteilte 
Rat, wenn er auf Grund einer Information erteilt iſt, die dem 
Sachverhältnis entſpricht, welches in dem vom Bekl. mit H. 
geführten Prozeß in zweiter Inſtanz feſtgeſtellt iſt. Nach dieſem 
Sachverhältnis beſteht, wie in Übereinſtimmung mit den in jenem 
Rechtsſtreite ergangenen Entſch. II. und III. Inſtanz unbedenklich 
anzunehmen iſt, das Rücktrittsrecht des Bekl. nicht, iſt ferner die 
Rechtslage auch keineswegs ſo verdeckt, daß die Annahme, ihm 
ſei ſolche Berechtigung in einwandfreier Weiſe erworben, mit 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt bei ihrer Prüfung vereinbar 
bleibt. L. c. R., U. v. 5. Jan. 05, 264/04 III. — Berlin. 

17. 8 653 BGB. Bekl. verſprach dem Kl. eine Provi- 
ſion bei Erreichung eines Kaufpreiſes von 290 000 Mark. 
Durch Vermittelung des Kl. kam ein Kauf von 280 000 Maik 
zuſtande; ſeine Proviſionsforderung, nach dieſem Preiſe berechnet, 
wurde abgewieſen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg.] 

Der 8 653 Abſ. 3 BGB. handelt von dem ſtill⸗ 
ſchweigenden Abſchluß eines Mäklervertrages. Es 
kann ſich daher nur fragen, ob das BG. dieſe geſetzliche Vor ⸗ 
ſchrift unrichtig angewendet hat, wenn es in den ſpäteren Ver ⸗ 
handlungen, die zum Abſchluß des Kaufvertrages führten, einen 
ſtillſchweigenden Abſchluß eines Maͤklervertrages zwiſchen dem 
Kl. und dem Bekl. nicht findet. Das iſt aber nicht der Fall. 


34. Jahrgang. 


Mit Recht geht das BG. davon aus, daß die Anwendung des 
9653 Abf. 1 BGB. eine dem Makler ſtillſchweigend über ⸗ 
tragene Leiſtung vorausſetzt, und daß es ferner darauf an- 
kommt, ob der Bekl. nach den Umſtänden des Falles die 
Tätigkeit des Kl. nur gegen eine von ihm zu zahlende Ver⸗ 
zütung erwarten konnte. Das BG. verneint beide Fragen ohne 
Rechtsirrtum auf Grund der feſtgeſtellten Sachlage. M. c. K., 
l. v. 13. Jan. 05, 275/04 II. — Karlsruhe. 

18. 55 795, 1195, 839 BGB. in Verbindung mit 
912 88D. Inverkehrbringen von „Grundſchuldbriefen auf den 
Inhaber” erfordert ſtaatliche Genehmigung; der Grundbuch- 
rihter muß Eintragung einer derartigen Grundſchuld vom 
Nachweis der ſtaatlichen Genehmigung abhängig machen, trotz⸗ 
dem bei Zuwiderhandlung keine Fahrläſſigkeit des Grundbuch- 
richters und keine Regreßpflicht des Staates.] 

Auf Antrag des Kaufmanns L. ſind am 30. Januar 1900 
auf zwei ihm gehörige Grundſtücke drei Grundſchulden von je 
10 000 Mark, auf den Inhaber lautend, eingetragen worden. 
Die auf den Inhaber ausgeſtellten Grundſchuldbriefe wurden 
vom Grundbuchrichter dem L. ausgehändigt, der ſie an die 
Handlung M. & Co. begab, von der ſie die Kl. erworben hat. 
L. geriet in Konkurs, ſeine Grundſtücke wurden zwangsver⸗ 
ſteigert und dabei kamen auf die drei Grundſchulden nur 
7083,70 Mark zur Hebung. Eine ſtaatliche Genehmigung 
zum Inverkehrbringen der Grundſchuldbriefe iſt nicht erteilt 
worden. Dies machte der Konkursverwalter im Kaufgelder⸗ 
belegungstermine geltend und nahm die 7 083,70 Mark für die 
Konkursmaſſe in Anſpruch. Auf feine Klage wurde die jetzige 
Kl. verurteilt, in die Auszahlung jenes Betrags an die Konkurs⸗ 
maſſe zu willigen. Die Kl. iſt der Anficht, daß der Grund⸗ 
buchrichter die drei Grundſchulden nicht habe eintragen und 
jedenfalls die Grundſchuldbriefe an den L. nicht habe heraus⸗ 
geben dürfen, bevor die ſtaatliche Genehmigung zum Inverkehr⸗ 
bringen erteilt war. Sie erblickt in dem Verfahren des Grund⸗ 
buchrichters eine fahrläffige Verletzung der Amtspflicht im Sinne 
des 8 89 BGB., für die der preußiſche Staat nach 8 12 
G80. aufzukommen habe. Sie fordert mit der vorliegenden 
Klage Zahlung der vollen 30 000 Mark nebſt Zinſen, weil die 
Grundſtücke zur Zeit der Schadenszufügung einen die Grund⸗ 
ſchuld deckenden Wert gehabt hätten. Sie ſtüͤtzt ihre Klage 
auch auf eine Zeſſion der Handlung M. & Co., durch die ihr 
deren Anſprüche aus der Nichtigkeit der Grundſchulden abge- 
treten find. Klage, Berufung und Reviſfion find zurückgewieſen: 


Für die Entſcheidung kommt in erſter Reihe die Frage in Be⸗ 


tracht, ob der 8 795 auf Grundſchuldbriefe auf den Inhaber 
überhaupt Anwendung findet. Wäre ſie zu verneinen, ſo würde 
damit die Annahme einer Fahrläſſigkeit des Grundbuchrichters 
ausgeſchloſſen fein. Der & 1195 BGB. ſchreibt im zweiten 
Satze entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber auf den Grundſchuldbrief vor, 
der auf den Inhaber ausgeſtellt wird. Damit ſcheint die An⸗ 
wendbarkeit auch des 8 795 geboten zu fein. Trotzdem iſt in 
der Rechtslehre, wenn auch vereinzelt, die verneinende Anſicht 
vertreten, im weſentlichen mit der Begründung, daß ſonſt die 
Verſtattung von Grundſchuldbriefen auf den Inhaber, von 
ſeltenen Fällen abgeſehen, illuſoriſch fein, es ſich alſo um ein 
totgeborenes Geſetz handeln würde. Dieſe Erwägung kann 
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jedoch dem gegebenen Geſetze gegenüber nicht in Betracht 
kommen. Überdies iſt die Beſtimmung des 8 1195 im 
weſentlichen nur für die großen Anleihen von Gemeinden, Kor- 
porationen und ſonſtigen Großgrundbefitzern, alſo für Aus nahme⸗ 
fälle getroffen (Denkſchr. z. BGB. S. 227, 228 Nr. 2) und für 
dieſe trifft jene Erwägung nicht zu. In der Tat führen über⸗ 
wiegende Gründe zur Bejahung der aufgeworfenen Frage. 
(Wird aus dem geſetzgeberiſchen Grunde, dem Geſetz ſelbſt näher 
dargelegt und auch Bezug genommen auf $ 43 der für 
Mecklenburg⸗Schwerin erlaſſenen VO. zur Ausführung des 
BGB. vom 9. April 1899: „Die nach S 795 BGB. für die 
Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber erforder⸗ 
liche ſtaatliche Genehmigung ſteht, wenn es ſich um Grund⸗ 
ſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefe handelt, dem Großherzoglichen 
Juſtizminiſterium zu.“) Der erkennende Senat entſcheidet fich 
für die in der Rechtslehre überwiegend vertretene Meinung, daß 
auf den Inhaber geſtellte Grundſchuldbriefe nur mit ſtaatlicher 
Genehmigung in den Verkehr gebracht werden dürfen. Es 
fragt ſich aber weiter, ob der Grundbuchrichter bei Anwendung 
des 8 795 BGB. die Eintragung der Grundſchuld und die 
Aushändigung der auf den Inhaber ausgeſtellten Grundſchuld⸗ 
briefe vom Nachweiſe der ſtaatlichen Genehmigung hätte ab⸗ 
bängig machen müſſen. Auch dieſe in der Rechtslehre ebenfalls 
ſtreitige Frage muß mit der Reviſion bejaht werden. Nach 
§ 795 Abſ. 1 iſt das Inverkehrbringen ohne ſtaatliche Gee⸗ 
nehmigung unſtatthaft und nach 8 145a StGB. (vergl. EG. 
z. BGB. Art. 34 Nr. IV) wird beſtraft, wer Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber ohne die erforderliche ſtaat⸗ 
liche Genehmigung ausſtellt und in den Verkehr bringt. Aus 
dem Wortlaute dieſer Beſtimmung glaubt ein Kommentator des 
Grundbuchrechts herleiten zu müſſen, daß auch der Grundbuch- 
richter nur dann gegen das Geſetz verſtoße, wenn er den Brief 
an den erſten Nehmer aushändige, daß er dagegen geſetzlich ver- . 
fahre, wenn er die Grundſchuld eintrage und den Brief dem 
Eigentümer des Grundſtücks aushändige. Die hier gemachte 
Unterſcheidung danach, ob der Brief an dieſen oder. an jenen 
ausgehändigt wird, iſt nicht begründet. Der Grundbuchrichter, 
der den Brief auf Antrag des Eigentümers des Grundſtücks an 
den erſten Nehmer aushändigt, bringt den Brief nicht in den 
Verkehr, macht ſich insbeſondere nicht ftrafbar. In den Ver⸗ 
kehr wird der Brief auch in dieſem Falle durch den Grund⸗ 
ſtückseigentümer gebracht. Abgeſehen hiervon kommt es bei der 
Geſetzesauslegung nicht lediglich auf den Wortlaut der einzelnen 
Vorſchrift, die angewendet werden ſoll, ſondern ſehr weſentlich 
auf ihre innere Bedeutung an, die im Einzelfalle aus dem Zu⸗ 
ſammenhalte mit anderen Geſetzesbeſtimmungen und mit all ⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen ſich klar ergeben kann. Nach einem 
ganz allgemein anerkannten Grundſatze des Liegenſchaftsrechts 
hat der Grundbuchrichter, bevor er eine Eintragung vornimmt, 
die Verfügungsbefugnis deſſen zu prüfen, der die Eintragung 
bewilligt hat. Trägt er eine Inhabergrundſchuld ein, ſo folgt 
daraus mit rechtlicher Notwendigkeit, daß er einen auf den In⸗ 
haber ausgeſtellten Brief erteilen und dieſen dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer oder auf deſſen Beſtimmung einem Dritten aus⸗ 
händigen muß (BGB. $ 1195, GBO. 88 60 u. 70). Der 
ganze Zweck des Eintragungsbegehrens iſt, den auf den Inhaber 
ausgeſtellten Brief zu erlangen, um ihn in den Verkehr zu 
18* 
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ſetzen; denn rechtliche Bedeutung erlangt der Brief erſt durch 
die Begebung und dieſe wiederum kann ihm die Bedeutung nur 
verleihen, wenn ſie mit ſtaatlicher Genehmigung erfolgt iſt 
(BGB. § 795 Abſ. 3). Ohne ſtaatliche Genehmigung iſt der 
unbegebene Brief ohne jede rechtliche Bedeutung und der be⸗ 
gebene nichtig; ebenſo aber auch die Eintragung. Unwirkſame 
oder nichtige Eintragungen darf der Grundbuchrichter nicht vor- 
nehmen und unwirkſam bleibende oder nichtige Grundſchuld⸗ 
briefe darf er nach dem Geiſte der Grundbuchordnung und nach 
der Bedeutung des Grundbuchs nicht erteilen, wenn er ordnungs⸗ 
mäßig verfahren will. Daher muß er, wenn er mit dem An- 
trag auf Eintragung einer Inhabergrundſchuld und auf Er⸗ 
teilung eines auf den Inhaber ausgeſtellten Grundſchuldbriefes 
befaßt wird, prüfen, ob der Grundſtückseigentümer zur Schaffung 
eines ſolchen gefährlichen Verkehrswertes befugt iſt, d. h. ob er 
die ſtaatliche Genehmigung erhalten hat. Es iſt freilich moͤglich, 
daß nach der Eintragung und nach der Erteilung des Briefes 
beide durch nachfolgende ſtaatliche Genehmigung volle 
Wirkſamkeit erlangen; aber dann wird eben nur eine Ordnungs⸗ 
widrigkeit geheilt. Der Grundbuchrichter muß in erſter Reihe 
mit der Moͤglichkeit rechnen, daß der Brief ohne ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung in den Verkehr gelangt und der Nehmer des Briefes 
zu Schaden kommt. Dazu darf er durch die (ordnungswidrige) 
Eintragung und Brieferteilung nicht die Gelegenheit bieten. 
Er muß umſomehr auf vorherige Beibringung der ſtaatlichen 
Genehmigung beſtehen, als es keine Vorſchrift gibt, nach der 
der Staat die Genehmigung auf den Briefen zu beurkunden hat, 
und der Nehmer mit Grund davon ausgehen kann, daß der 
Grundbuchrichter, der die Briefe herſtellt, eine Prüfung in der 
angegebenen Richtung angeſtellt habe. Die im 8 795 Abſ. 2 
Satz 2 enthaltene Ordnungsvorſchrift, daß die Erteilung der 
ſtaatlichen Genehmigung durch den Deutſchen Reichsanzeiger be⸗ 
kannt gemacht werden ſolle, reicht zum Schutze des Publikums 
nicht aus und entbindet den Grundbuchrichter von der ihm ob⸗ 
liegenden Prüfungspflicht nicht. Auch in dieſer Frage befindet 
ſich der erkennende Senat im Einklange mit der in der Rechts 
lehre herrſchenden Meinung. Dagegen muß aber die Frage, 
ob eine Fahrläſſigkeit des Grundbuchrichters vorliege, und damit 
der ganze Rechtsſtreit zuungunſten der Reviſionskl. entſchieden 
werden. Die Geſetze, die der Grundbuchrichter anzuwenden 
hatte, find nicht völlig klar und nicht lückenlos. Wenn ſelbſt 
jetzt, wo die Meinungen ſich zu klären beginnen, namhafte 
Rechtslehrer noch auf dem Standpunkte ſtehen, auf dem der 
Grundbuchrichter bei der Eintragung und der Briefaushändigung 
nach der Behauptung der Revifionskl. geſtanden haben ſoll, fo 
kann dem Grundbuchrichter, der ſich faſt unmittelbar nach dem 
Inkrafttreten des neuen Rechtes vor die erwähnten Fragen ge- 
ſtellt ſah, der Vorwurf der Verletzung einer Amtsopflicht über⸗ 
haupt nicht gemacht werden. Damit entfällt dann aber die 
Vorausſetzung, unter der der Staat nach $ 12 GB. haftbar 
iſt. Die Behauptung der Kl., daß der Grundbuchrichter ſelbſt 
ſpäter erklärt habe, er habe bei Auslegung der Geſetze gefehlt, 
hat der Berufungsrichter mit Recht für unerheblich erklärt; 
denn die Frage, ob ein Beamter feine Amtspflicht verletzt habe, 
hat nicht dieſer Beamte, ſondern der Prozeßrichter zu ent- 
ſcheiden. O. c. 3. Fiskus, U. v. 18. Jan. 05, 317/04 V. — 
Hamm. 
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19. 585 823, 824, 826 BGB. Schutz des Kredits, des 
Erwerbes und des Fortkommens einer Perſon auch bei einem nur 
objektiv widerrechtlichen Eingriff durch actio quasi negatoria. 
Anwendung des Sachſtandes zur Zeit der Urteilsfällung.] 

Das BG. nimmt als glaubhaft gemacht an, daß die ſämt⸗ 
lichen von der Kl. beanſtandeten Behauptungen unwahr find und 
daß der Bekl. ihre Unwahrheit zwar nicht gekannt habe, jedoch 
hätte kennen müſſen; es nimmt aber weiter als glaubhaft ge- 
macht an, daß ſowohl er ſelbſt, wie der Stand der Kunſtmaler 
und überhaupt das ganze Publikum an der Aufſtellung jener 
Behauptungen ein berechtigtes Intereſſe gehabt habe. Es verneint 
daher die Anwendbarkeit der 88 8 23 Abſ. 1, Abſ. 2 (588 185, 
186 StGB.), 824 Abſ. 1, 826 BGB. auf den vorliegenden 
Fall und führt aus, die Beſtimmung im 8 824 Abſ. 2 habe 
nicht etwa die Bedeutung, nur die Schadenerſatzpflicht desjenigen, 
der gegen Abſ. 1 verſtoße, zu verneinen, ohne an der Natur der 
Handlung als einer unerlaubten etwas zu ändern, vielmehr wolle 
fie, wie die des $ 193 StGB., die Rechtswidrigkeit der Hand⸗ 
lung ausſchließen, und demzufolge ſei die fahrläſſige Verbreitung 
einer ſchädigenden unwahren Behauptung dann, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 824 Abſ. 2 vorlägen, ungeeignet, dem Ge⸗ 
ſchädigten irgend einen Anſpruch, ſei es auf Schadenerſatz, ſei 
es auf Beſeitigung des beſtehenden ſchädigenden Zuſtandes, ſei 
es auf künftige Unterlaſſung zu geben; eine andere Vorſchrift, 
als die des § 824 koͤnne aber als Grundlage von Anſprüchen 
der Kl. nicht in Betracht kommen. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Annahme richtig iſt, daß durch das Vorhandenſein eines 
berechtigten Intereſſes die ſubjektive Rechtswidrigkeit ausgeſchloſſen 
werde, oder ob nicht vielmehr anzunehmen wäre, daß nur die 
Schadenerſatzpflicht wegfalle, daß aber trotzdem eine unerlaubte 
Handlung vorliege, daß daher dem durch die unwahren Be⸗ 
hauptungen Betroffenen alle aus einer unerlaubten Handlung 
entſpringenden Rechtsbehelfe zuſtehen würden mit Ausnahme des 
Anſpruchs auf Schadenerſatz. Denn rechtsirrig find jedenfalls 
die weiteren Ausführungen des BG. Der Anſpruch auf Unter- 
laſſung der Vornahme von Handlungen beſchränkt fi nicht auf 
das Gebiet der unerlaubten Handlungen. Jeder auch nur 
objektiv widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſetz geſchütztes 
Recht berechtigt zu einer Klage auf Unterlaſſung, wenn weitere 
Eingriffe zu befürchten find; das Schuldmoment kommt bei 
einer ſolchen Klage nicht in Betracht, ebenſo wenig die Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen (vergl. Planck, Komm. z. BGB. 
2. Bd., Vorbemerkung z. 25. Tit. S. 601 unter II, Fuld im 
Sächſ. Archiv f. bürgerl. Recht und Prozeß Bd. 12 ©. 260 ff.). 
Die Billigkeit mag erfordern, die Schadenerſatzpflicht nur beim 
Vorhandenſein eines Verſchuldens anzuerkennen; es iſt aber ein 
Gebot der Gerechtigkeit, daß auch ohne ein ſolches gegen die 
Wiederholung auch nur objektiv widerrechtlicher Eingriffe ein 
Schutz gegeben wird (vergl. JW. 99, 749 0), damit der Zufügung 
weiteren Schadens vorgebeugt werde, deſſen Erſatz ſonſt, wenn 
nicht nachträglich ein Verſchulden hinzutreten ſollte, ebenfalls 
nicht gefordert werden konnte. Seine geſetzliche Grundlage findet 
jener Schutz in der analogen Anwendung der Vorſchriften in 


den 88 12, 862, 1004 BGB.; dem durch widerrechtlichen 


Eingriff in ein durch das Geſetz geſchütztes Rechtsgut Betroffenen 
ſteht eine actio quasi negatoria zu, wenn weitere Beeintrüchti⸗ 
gungen zu beſorgen find. Das BGB. ſchützt, wie ſich aus 
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§ 824 ergibt, den Kredit, den Erwerb und das Fortkommen 
einer Perſon als ein beſonderes, der Verletzung zugängliches 
Rechtsgut. Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt glaubhaft ge- 
macht, daß der Bekl. in dieſes Rechtsgut der Kl. objektiv wider⸗ 
iechtlich eingegriffen hat: der Anſpruch auf Unterlaſſung würde 
daher glaubhaft gemacht fein, wenn weitere Eingriffe zu beſorgen 
fein ſollten. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß der Bekl. „im 
gegenwärtigen Verfahren mit äußerſter Zähigkeit und Beharrlichkeit 
ſeinen Standpunkt und die Richtigkeit ſeiner Angaben zu ver⸗ 
treten geſucht hat.“ Aus dieſem Verhalten des Bekl. hat 
das. BG. den Schluß gezogen, es ſei die Befürchtung begründet, 
daß er feine Vorwürfe gegen die Kl. wiederholen werde. Gleich⸗ 
wohl hat es am Schluſſe ſeiner Ausführungen angenommen, daß 
eine ſolche Befürchtung „für die Zukunft“ kaum noch gerecht⸗ 
fertigt ſei; es ſei als das Wahrſcheinliche anzuſehen, daß der 
Bekl., nachdem auch das BG. die Auffaſſung des 2G. in An⸗ 
ſehung der Grundlofigkeit feiner gegen die Kl. erhobenen Be⸗ 
ſchuldigungen gebilligt habe, deſſen Gründen Rechnung tragen 
und ſich entweder davon, daß er zu weit gegangen ſei, über⸗ 
zeugen oder doch fich jedenfalls hüten werde, durch weitere Ver⸗ 
fechtung ſeines Standpunkts und fernere Verbreitung der ger 
rügten Behauptungen ſich der Gefahr auszuſetzen, als böswilliger 
Verbreiter unwahrer und in ihrer Unwahrheit erkannter Tatſachen 
behandelt und haftbar gemacht zu werden. Durch dieſe Aus⸗ 
führungen hat das BG. den Grundſatz verletzt, daß das Gericht 
ſeiner Entſcheidung nur den Sachſtand zugrunde legen darf, 
der ihm am Schluſſe der mündlichen Verhandlung unterbreitet 
war; es war nicht berechtigt, das Verhalten des Bekl., wie es 
moͤglicherweiſe infolge des zu erlaſſenden Urteils hervorgerufen 
werden konnte, zu berückſichtigen. Maßgebend allein kann nur 
die Feſtſtellung fein, die es auf Grund des Verhaltens des Bekl. 
während des Prozeſſes getroffen hat. Da nach dieſer Feſtſtellung 
zu beſorgen iſt, daß der Bekl. ſeine objektiv widerrechtlichen 
Eingriffe in die durch 8 824 BGB. geſchüͤtzten Rechtsgüter der 
Kl. wiederholen werde, iſt ein Anſpruch der Kl. auf Unter⸗ 


laſſung dieſer Eingriffe glaubhaft gemacht. In Vorausnahme 


einer auf die Klage auf Unterlaſſung ergehenden Entſcheidung 
durfte daher auch eine einſtweilige Verfügung erlaſſen werden, 
deren Vorausſetzungen auch noch am Schluſſe der mündlichen 
Verhandlungen vor dem BG. gegeben waren. Hiernach mußte 
das angefochtene Urteil aufgehoben werden. Sch. u. St. o. F. V. 
u. Gen., U. v. 5. Jan. O05, 38/04 VI. — Dresden. 

20. 55 823, 824, 826 BGB. in Verbindung mit $$ 186, 
187, 193 StB. Der Artikel „Geheimmittel“ in Band 7 
Brockhaus Konverſationslexikon 14. Aufl. begründet keine Klage 
für die Herſtellerin des darin kritifierten „Javol“.] 

In dem 7. Bande der 14. Auflage des von der Bekl. 
herausgegebenen Brockhaus ſchen Konverſationslexikons findet fich 
ein Artikel über Geheimmittel, der im allgemeinen eine abfällige 
Kritik über dieſelben enthält und in einer Überſicht „über die 
landläufigſten Geheimmittel und pharmazeutiſchen Spezialitäten“ 
auch das von der Kl. hergeſtellte „Javol“ unter Angabe der 
Beſtandteile desſelben aufführt. Die Kl. hält ſich durch dieſen 
Artikel in ihrer geſchäftlichen Ehre verletzt und in ihrem Er⸗ 
werbe geſchädigt und erhob demgemäß auf Grund des §S 823 
BB. Klage mit dem Antrage, 1. die Bekl. zu verurteilen, 
zur Vermeidung einer fis kaliſchen Strafe von 1 500 Mark für 
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jeden Zuwiderhandlungsfall die Behauptung und Verbreitung 
folgender Angaben zu unterlaſſen „das von der Kl. hergeſtellte 
Haarwaſſer „Javol“ gehöre zu den Geheimmitteln, bezüglich 
deren die wiſſenſchaftliche Unterſuchung bisher faſt ſtets ergeben 
habe, daß ſie, wenn nicht aus ganz wirkungsloſen Subſtanzen, 
ſo doch längſt bekannten Arzeneiſtoffen beſtehen, die ſich nur 
durch ihren enormen Preis von den ſonſt gebräuchlichen unter⸗ 
ſcheiden. Wer ſich des Javols bediene, fordere daher eine ver⸗ 
werfliche Induſtrie und verſchwende ſein Geld, weil er dasſelbe 
Mittel zu einem viel geringeren Preis in jeder Apotheke er⸗ 
halten könne. Außerdem ſetze er ſich der Gefahr aus, etwas 
Schäͤdliches zu gebrauchen oder wenigſtens über der Quackſalberei 
den Zeitpunkt zu verpaſſen, bis zu dem vielleicht noch ärztliche 
Hilfe möglich wäre.“ „Das Javol beſtehe aus einer Miſchung 
von Chinatinktur, Zitronenöl und Waſſer mit etwas Talgſeife.“ 
2. die Bekl. zu verurteilen, zur Vermeidung einer fiskaliſchen 
Strafe von 1 500 Mark für jeden Zuwiderhandlungsfall den 
Band 7 des Brockhausſchen Konverſationslexikons 14. Auflage 
1902, ſoweit derſelbe bezüglich des Javol die Seite 564, 568 
befindlichen Angaben enthält, nicht mehr in den Verkehr zu 
bringen, insbeſondere auch nicht mehr zu veräußern, zu ver⸗ 
treiben oder in Verlag zu geben; 3. die Bekl. zu verurteilen, 
den zu Nr. 2 bezeichneten Band, ſoweit derſelbe das Javol 
betrifft, insbeſondere auch die den Buchhändlern in Verlag ge 
gebenen Exemplare dieſes Bandes aus dem Verkehr zurückzu⸗ 
ziehen.“ Die Klage iſt abgewieſen, die erhobene Berufung und 
Reviſion zurückgewieſen. Aus den Gründen des reichsgerichtlichen 
Urteils: Der den Gegenſtand der Klage bildende Artikel beginnt 
mit einer Definition der „Geheimmittel“ „(Arcana) als wirk⸗ 
licher oder angeblicher Arzneimittel, deren Zuſammenſetzung 
geheim gehalten werde.“ Hieran ſchließt ſich die Erörterung 
über die Wertloſigkeit und Überteuerung der Mittel, die Foͤrde⸗ 
rung einer verwerflichen Induſtrie und die Gefährdung des 
Publikums. Mit der Einleitung „Von den bekannten Geheim⸗ 
mitteln und pharmazeutiſchen Spezialitäten find beſonders die 
folgenden hervorzuheben“ folgt ein umfaſſendes Verzeichnis 
folder Mittel und unter dieſen „Javol, Haarwaſſer“ mit der 
oben angeführten Analyſe. Bei einer großen Anzahl dieſer 
Mittel iſt der Verkaufspreis und im Gegenſatz dazu der wirkliche 
Wert angegeben. Bei ſehr vielen iſt die Schädlichkeit oder 
Gefährlichkeit des Mittels bezeichnet, vor einzelnen geradezu 
gewarnt. (Vergl. z. B. Morriſon⸗Pillen, Schweizerpillen von 
Brand, La medicine nouvelle, Pelagine.) Bei Javol findet 
ſich kein derartiger Zuſatz. Der Artikel iſt nicht logiſch durch⸗ 
geführt, inſofern nach der an die Spitze geſtellten Definition 
anzunehmen wäre, daß das Verzeichnis nur Waren enthalten 
werde, die unter dieſe Definition fielen, während die Einleitung 
des Verzeichniſſes neben die Geheimmittel — wohl im Sinne 
der gegebenen Definition — pharmazeutiſche Spezialitäten ſtellt. 
Die unterſchiedsloſe Anreihung der angeführten „Geheimmittel 
und pharmazeutiſchen Spezialitäten“ kann auch auf den erſten 
Blick die Vermutung erwecken, daß die zwiſchen der Definition 
und der Einleitung zum Verzeichnis ſtehenden kritiſchen Be⸗ 
merkungen und Erörterungen ſich unterſchiedslos auf alle im 
Verzeichniſſe aufgeführten Waren und zwar ihrem ganzen In⸗ 
halte nach bezögen. Die Behandlung, die der Verfaſſer aber 
den von ihm für gefährlich erachteten Waren zuteil werden läßt, 
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die beſondere Kennzeichnung der Gefährlichkeit beſtimmter Mittel, 
die insbeſondere bei Haarwaſſern, allerdings Haarfärbemitteln, 
wie bei dem Eckertſchen Kopfwafſer, dem Eau de Capille, dem 
Eau des fees hervortritt, läßt bei aufmerkſamer Durchſicht des 
Artikels erkennen, daß das Javol von dem Vorwurfe der Ge⸗ 
fährlichkeit nicht betroffen iſt. Inſoweit das Fabrikat herab» 
ſetzende Kennzeichnungen aus dem Artikel gefolgert werden 
müßten, erſchiene es gleichgültig, ob anzunehmen wäre, daß die 
Bekl. Javol als Geheimmittel habe bezeichnen wollen, ſowie ob 
es unter den Begriff der Geheimmittel fällt oder nicht. 
Ob kosmetiſche Mittel hierunter fallen, tft zweifelhaft. Die 
Entſch. des RG. in Bd. 4 S. 512 und Bd. 9 S. 625 der 
Rechtſprechung des RG. in Strafſachen und in Bd. 16 S. 359 
der Entſch. des RG. in Strafſachen betreffen Heilmittel. Nach 
den Motiven der Novelle zur GewO. von 1883 S. 44 hat die 
Regierung auch Schönheitsmittel unter die Geheimmittel ein⸗ 
begriffen. (Landmann Rohmer, Kommentar zur Gewd. 
IV. Aufl. Bd. I S. 463.) Nach der Einleitung des Artikels 
hat aber die Bekl. nur Arzneimittel als Geheimmittel, das 
Javol ſomit nicht als Geheimmittel im engeren Sinne be⸗ 
zeichnet. Das BG. ſchließt ein vorſätzliches Handeln der Bekl. 
und damit von vornherein die Anwendung des $ 826 BGB. 
aus. Welche Willensbeſtimmung dem Handeln der Kl. zu⸗ 
grunde gelegen, gehört zunächſt dem Gebiet der tatjächlichen 
Feſtſtellung an. Ein auf die Belehrung der Allgemeinheit 
gerichteter Wille jchlöffe zwar nicht aus, daß die Bekämpfung 
für ſchädlich erachteter Geſchäſte auch von dem Willen des Ver⸗ 
faſſers umfaßt würde. Ein Unternehmen, das aber offenfichtlich 
in erſter Linie den Zweck verfolgt, angeſichts die Allgemeinheit 
gefährdender Erſcheinungen das Publikum in breiten Schichten 
zu warnen und zu belehren, kann aber nicht als ein gegen die 
guten Sitten verſtoßendes Handeln erachtet werden. Die 
Schädigung der geſchäftlichen Ehre wäre eine unmittelbare, die 
Schädigung des Erwerbsrechts eine mittelbare. Es liegt kein 
Eingriff in den Erwerb, keine unmittelbare Hinderung 
oder Hemmung des Anbietens und Abſchließens von Ver⸗ 
käufen und dergleichen oder irgend welcher Be⸗ oder Vertriebs ⸗ 
handlungen vor. Die Schädigung konnte lediglich darin be⸗ 
ſtehen, daß durch die Verbreitung der in dem Artikel behaupteten 
Tatſachen der Verteuerung und Gefährdung die Kaufluſt ab- 
geſchwächt würde. Hinſichtlich des Javols würde aber, wie 
bereits erörtert, ohnedies nur die Überteuerung in Betracht 
kommen. Was nun die Schädigung der gefchäftlichen Ehre 
betrifft, ſo fällt die Ehre, wie der erkennende Senat in ſeiner 
Entſch. vom 29. Mai 1902 R. VI 50/02, RG. 51, 369 aus- 
geſprochen hat, nicht unter die „ſonſtigen Rechte“ im Sinne 
des 8 823 Abſ. 1 BGB. Die Verfolgung aus $ 823 
Abſ. 2 BGB. wegen Verletzung der als Schutzgeſetze zu er- 
achtenden Vorſchriften des Strafgeſetzes, welche die Beleidigung 
mit Strafe bedrohen (88 186, 187 StGB.), erſcheint aber 
dadurch ausgeſchloſſen, daß abgeſehen von der Ausnahme des 
§ 197 StGB. die Verfolgung einer Verletzung des Rechts 
auf Ehre nur den hiervon betroffenen individuellen Perſonen 
und nicht der unter dem Namen einer Handelsgeſellſchaft zu⸗ 
ſammengefaßten Perſonenmehrheit zuſteht. (Vergl. RGSt. I, 
178; IV, 75.) Hiernach käme nur eine mittelbare Schädigung 
des Erwerbe rechts durch die angebliche Behauptung und Ber- 
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breitung von die Beſchaffenheit der Ware und die Vertrauens- 
würdigkeit der Firma herabſetzenden Tatſachen, mit anderen 
Worten eine fahrläſſige Kreditgefährdung im Sinne des § 824 
BGB. in Frage. In dieſer Beziehung fehlt es aber ſchon an 
dem Nachweiſe, daß die Bekl. der Wahrheit zuwider ſchädigende 
Tatſachen behauptet oder verbreitet habe. In Frage kommt, 
wie ſchon erörtert tft, nur die Minderwertigkeit der Ware 
und die Uberteuerung des Publikums. Die Kl. hat weder 
hinfichtlich der Qualität noch hinfichtlich des Preiſes der Ware 
etwas vorgebracht, das die Unwahrheit einer Behauptung der 
Bekl. dartun würde. Hiernach verbleibt lediglich die Qualifi- 
kation der Induſtrie als einer verwerflichen. Hierin liegt 
zwelfellos ein Urteil, das wiederum nur unter den Geſichtspunkt 
der Beleidigung geſtellt werden konnte. Abgeſehen von dem 
Mangel der Klageberechtigung der Kl. ſtände der Bekl. der 
Schutz des 8 193 StGB. zur Seite. Denn es muß als ein 
gutes Recht eines literariſchen Unternehmens, das ſich die große 
und verdienſtliche Aufgabe ſtellt, auf allen Gebieten des menſch⸗ 
lichen Wiſſens eine der allgemeinen Durchſchnittsbildung zu⸗ 
gängliche und entſprechende Unterweiſung zu geben, erachtet 
werden, auch auf dem Gebiet des Geheimmittelweſens im 
weiteſten Sinne nach der wirtſchaftlichen wie nach der Seite 
der Geſundheitspflege aufklärend und belehrend einzugreifen. 
Das Vorhandenſein einer Beleidigung iſt aber weder aus der 
Form der Außerung noch aus den Umſtänden, unter denen fie 
geſchehen, zu entnehmen. W. A. c. F. A. B., U. v. 2. Jan. 05, 
262/03 VI. — Berlin. 

21. 8 823 Abſ. 2 BGB. verb. mit § 366 Nr. 2 StGB. 
und der Großh. Heſſ. VO. vom 10. Oktober 1899. Beobachtung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Die Heſſ. VO. vom 
10. Oktober 1899 iſt nicht revifibel.] 

Der Kl., ſein minderjähriger Sohn Fr. und ſein Pferd 
haben Beſchädigungen dadurch davongetragen, daß das Pferd, 
das der Kl. vor ſeiner Hofraithe auf der Hauptſtraße des 
Dorfes M. eben an den Wagen geſpannt hatte, vor dem ihm 


-entgegenfahrenden Automobil des Bekl. ſcheute und mit dem 


Wagen in den Hof der klägeriſchen Beſitzung hineinrannte. Für 
den entſtandenen Schaden nimmt der Kl. den Bekl. in Anſpruch, 
der unter Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorg ⸗ 
falt und zuwider den Beſtimmungen des 8 366 Nr. 2 StGB. 
und der Großh. Heſſ. VO. vom 10. Oktober 1899 die Fahrräder 
und Automobile betreffend in zu ſchneller Bewegung durch das 
Dorf gefahren ſein ſoll. Bekl. wurde verurteilt und ſeine 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Inſoweit das angefochtene Urteil 
auf der Auslegung und Anwendung der Großh. Heſſ. BD. vom 
10. Oktober 1899, die Fahrräder und Automobile betreffend, 
beruht, iſt es der Reviſion gemäß § 549 390. entzogen, und 
es kann inſoweit materiell⸗ rechtlich nur in Frage kommen, ob 
das BG., indem es die Übertretung der BD. durch den Bekl. 
der Beſtimmung des $ 823 Abſ. 2 BGB. unterſtellt hat, etwa 
den Rechtsbegriff des Schutzgeſetzes im Sinne dieſer Beſtimmung 
verkannt oder zu Unrecht ein Verſchulden des Bekl. angenommen 
hat. Sowohl die gedachte VO. wie die Vorſchrift des § 366 
Nr. 2 StGB. find aber ohne Rechtsirrtum für „den Schutz 
eines anderen“, d. i. den einzelnen im Gegenſatze zur Geſamtheit, 
bezweckende Geſetze erachtet worden; ſchuldhaft iſt ein Verſtoß 
gegen Schutzgeſeze, wenn die Handlung, die ihn darſtellt, wie 


34. Jahrgang. 


im gegebenen Falle das BG. auch angenommen hat, bei 
Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt vermeidlich 
war. Die prozeſſualen Angriffe des Bekl., die ſich gegen bie 
Feſtſtellungen des BG. ſelbſt richten, erſcheinen nicht haltbar. 
Das BG. hat allerdings nicht feſtgeſtellt, in welchem Tempo 
eigentlich der Bekl. unmittelbar vor dem Unfalle gefahren iſt. 
Aber es hat bei der von ihm an Ort und Stelle vorgenommenen 
Beweisaufnahme den Bekl. veranlaßt, mit feinem Automobil 
in derjenigen Geſchwindigkeit vorbeizufahren, mit der er gefahren 
zu fein behauptet; es iſt dies nach dem Urteil des Sachver⸗ 
ftändigen S. eine ſolche von 8 bis 10 Kilometer geweſen. Die über 
den Vorfall vernommenen Augenzeugen haben nun alleſamt 
beſtätigt, daß der Bekl. bei dieſem ſehr viel ſchneller gefahren 
if. Da aber nach dem Gutachten des Sachverſtändigen eine 
Geſchwindigkeit von 10 Kilometer nach den ortlichen Verhält⸗ 
niſſen als die Grenze erſcheint, über die ein verſtändiger Fahrer 
nicht hinausgehen durfte, iſt durch die Beweisaufnahme die 
Grundlage für die Feſtſtellung, daß der Bekl. bei dem Unfalle 
übermäßig ſchnell gefahren iſt, gegeben. Wenn das Berufungs- 
urteil davon ſpricht, der Bekl. hätte ſo fahren müſſen, daß ein 
ſofortiges Anhalten an jeder Stelle moglich war, ſo ſchließt fi 
dieſe Ausdrucksweiſe dem Wortlaute des & 11 der Großh. Heſſ. 
VO. an und iſt, wie der Zuſammenhang lehrt, nicht durchaus 
wörtlich zu nehmen; daß ein ganz augenblickliches Anhalten auch 
bei einem ſtarken kurzen Bremſen nicht erſolgen kann, iſt nicht 
verkannt. S. 6. S., U. v. 9. Jan. 05, 173/04 VI. — 
Frankfurt. 

22. 8 833 BGB. Schädenanſpruch des beim vertrags⸗ 
mäßig übernommenen Zureiten verunglückten Stallmeiſters.] 

Der Stallmeiſter V. kannte den Fehler des Pferdes, zu 
ſteigen, das er dem Bekl. für ſeine Frau empfohlen und das er 
durch einen beſonderen Vertrag mit dem Bekl. zuzureiten gegen 
eine Vergütung übernommen hatte. V. verunglückte bei dieſem 
Zureiten. Das KG. verurteilte auf die Schadenklage der 
V.ſchen Erben. Das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Die durch §8 838 BGB. normierte Haftung des Tierhalters 
kann zweifellos durch Vertrag ausgeſchloſſen werden, und wenn 
fih jemand dem Tierhalter vertragsmäßig verpflichtet hat, ge⸗ 
wiſſe Verrichtungen an oder mit dem Tiere vorzunehmen, und 
gelegentlich dieſer Verrichtungen verletzt wird, iſt es in erſter 
Linie nach dem Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrags zu be⸗ 
urteilen, ob und inwieweit jene Haftung des Tierhalters nach 
dem Willen der Vertragſchließenden hat ausgeſchloſſen ſein 
ſollen. Es iſt auf den Unterſchied hinzuweiſen, der in dieſer 
Hinſicht zwiſchen der Tätigkeit eines Kutſchers oder Knechtes und 
der eines Trainers obwaltet, während jene eine unſelbſtändige 
Stellung gegenüber dem Tiere einnehmen, es nicht unter ihrer 
allein maßgebenden Herrſchaft haben, vielmehr der Aufficht der 
Dienſtherrſchaft unterſtehen und deren Anweiſungen befolgen 
müſſen, verfolgen die Leiſtungen des Trainers einen beſtimmten 
Zweck: er ſoll das Pferd abrichten; wie er dieſen Zweck erreicht, 
iſt lediglich ſeinem Ermeſſen, ſeinen Kenntniſſen und ſeiner Er⸗ 
fahrung überlaſſen; das Pferd ſteht während dieſer Tätigkeit 
allein unter ſeiner Gewalt und iſt dem Einfluß des Tierhalters 
entzogen. Nicht anders verhält es ſich mit der Tätigkeit, zu der 
ſich V. dem Bekl. vertragsmäßig verpflichtet hatte: er ſollte das 
Pferd zureiten, ihm den Fehler des Steigens abgewöhnen. Der 
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Bekl. hat ſich zu dieſem Zwecke an ihn als einen Sach- 
verſtändigen gewendet. Es wäre daher zu prüfen geweſen, ob 
nach dem Willen der Vertragſchließenden mit Übernahme jener 
Verpflichtung zugleich die geſetzliche Haftung des Bekl. für die⸗ 
jenigen Schäden hat ausgeſchloſſen ſein ſollen, die dem V. ge⸗ 
legentlich des Zureitens des Pferdes, insbeſondere infolge des 
von ihm dem Pferde abzugewoͤhnenden Fehlers zuſtoßen würden. 
Der Ausſchluß dieſer Haftung ergibt ſich nun zwingend aus 
den vom BG. feſtgeſtellten Tatſachen; es hat nur unterlaſſen, 
die aus dieſen von ſelbſt ſich ergebenden Folgerungen zu ziehen. 
Im angefochtenen Urteil wird ausgeführt, daß V. in ſeinem 
Beruf immer Gefahr lief, einen Körperſchaden zu erleiden, daß 
die Übernahme der mit dem Zureiten von Pferden untrennbar 
verbundenen Gefahren zu ſeinen Berufspflichten gehörte und daß 
das Zureiten von Pferden, wie das in Frage ſtehende, 
auch für den Berufsreiter große Gefahren geboten habe. 
Unter dieſen Umftänden muß davon ausgegangen werden, daß 
der beſondere Inhalt des vorliegenden Vertragsverhältniſſes, in 
dem eine mit dem Zureiten von Pferden, einer mit Gefahren 
verbundenen Tätigkeit, ſich gewerbsmäßig befaſſende Perſon ſich 
zum Zureiten eines Pferdes und zur Abgewoͤhnung eines 
Fehlers verpflichtet, ohne weiteres die Annahme begründet, daß 
ſie auch die aus dieſer Tätigkeit ſich ergebenden Gefahren über⸗ 
nommen hat, daß die geſetzliche Haftung des Tierhalters für 
dieſe Gefahren dem Vertragsgenoſſen gegenüber nach dem 
Willen der Vertragſchließenden hat ausgeſchloſſen ſein ſollen. 
Das BE. hat feſtgeſtellt, daß V. beim Zureiten des Pferdes 
dadurch verunglückt iſt, daß dieſes plötzlich ſtieg, ſich nach 
hinten überwarf und ihn unter ſich begrub; er iſt daher gerade 
der Gefahr unterlegen, die er durch den Vertrag mit dem Bell. 
übernommen hatte. Hiernach kann eine Haftung des Bekl. für 
den durch den Unfall entſtandenen Schaden nicht angenommen 
werden. R. c. V., U. v. 9. Jan. 05 177/04 VI. — 
Berlin. 

23. 88 844, 158 BGB. verb. mit 58 258, 323 ZPD. 
Berückfichtigung des Alters von Kindern auf die Höhe ihres 
Schadenserſatzanſpruchs im Falle Verſchuldens eines Dritten 
beim Tode des unterhaltspflichtigen Vaters. Wiederverheiratung 
der Ehefrau.] 

Unzweifelhaft iſt es im Falle der widerrechtlichen Tötung 
eines Menſchen zuläffig, den hierfür Erſatzpflichtigen zur Zahlung 
einer Rente an die in 8 844 Abſ. 2 BGB. bezeichneten Per⸗ 
ſonen auch inſoweit zu verurteilen, als die einzelnen Renten⸗ 
beträge erſt nach Erlaſſung des Urteils fällig werden. Es kann 
aber nicht als im Sinne der Vorſchriften in 588 258, 323 
3 O. liegend angeſehen werden, in ſolchen Fallen die Verur⸗ 
teilung des Bekl. zur Rentenzahlung auf die ganze Zeit zu er⸗ 
ſtrecken, für welche äußerſtenfalls deſſen Zahlungspflicht über⸗ 
haupt beſtehen kann, auch wenn nach dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge nicht anzunehmen iſt, daß ſie wirklich ſo lange be⸗ 
ſtehen werde. Ein derartiges Verfahren würde der Abſicht des 
Geſetzgebers, Prozeſſe, ſoweit möglich, zu vermeiden, entgegen ⸗ 
arbeiten, indem ſolche Verurteilungen in zahlreichen Fällen an 
ſich vermeidbare nachträgliche Streitigkeiten im Sinne von 
8 323 ZPD. hervorrufen müſſen. Es iſt daher bei Klagen 
der in Rede ſtehenden Art der mutmaßliche und der Erfahrung 
entſprechende Verlauf der Dinge zu berüdfichtigen und die Ver⸗ 
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urteilung des Bekl. auf den Zeitraum zu beſchränken, für 
welchen bei Unterſtellung einer normalen Sachgeſtaltung der 
Fortbeſtand ſeiner Zahlungspflicht zu erwarten iſt. Dem 
etwaigen Intereſſe der Klagepartei, ihre Rechte über dieſen Zeit- 
raum hinaus richterlich feſtgeſtellt zu ſehen, kann geeignetenfalls 
durch eine Entſcheidung nach 8 256 ZPO. Genüge geleiſtet 
werden. Der Befolgung dieſer Auffaſſung ſteht das von der 
Vorinſtanz angezogene Urteil des I. ZS. des RG. vom 12. Fe⸗ 
bruar 1902 (Seufferts A. Bd. 57 Nr. 217) nicht entgegen. In 
dem dort entſchiedenen Falle handelte es fi) um eine Verpflich- 
tung der Bekl., die ſich auf den Erſatz deſſen beſchränkte, was 
der getötete Ehemann der Kl. zu deren und ihrer Kinder Unter- 
halt zu gewähren geſetzlich verpflichtet geweſen wäre, ſondern ſie 
umfaßte auch alles das, was der Getötete, wenn er am Leben 
geblieben wäre, tatſächlich für ſeine Frau und ſeine Kinder auf⸗ 
gewendet haben würde. Ob es in einem ſolchen Falle, in dem die 
Beantwortung der Frage, was der Getötete annehmbar für ſeine 
Angehörigen getan haben würde, ohne Kenntnis der nach feinem Tode 
tatſächlich eingetretenen Verhältniſſe, ſehr ſchwierig und unficher 
iſt, ſtatthaft und angemeſſen erſcheinen mag, den Erſatzpflichtigen 
zunächſt unbeſchränkt auf die ganze Zeit, für welche feine Erſatz⸗ 
pflicht überhaupt in Frage kommen kann, zu verurteilen, kann 
dahingeſtellt bleiben; jedenfalls iſt dies für Fälle der vorliegenden 
Art, wo es ſich ausſchließlich um Erſatz deſſen handelt, was die 
Kl. von ihrem Ehemanne und Vater kraft Geſetzes zu fordern gehabt 
hätten, nicht anzuerkennen. Was nun die Anwendung der vor⸗ 
ſtehend durgelegten Auffaſſung auf den zur Entſcheidung ſtehenden 
Fall betrifft, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Verurteilung 
der Bekl. zur Zahlung einer Geldrente an die Kl. zu 2, 3, 4 
während 30 Jahren vom Tode ihres Vaters an weit über die 
Zeit hinausgreift, in welcher bei gewöhnlichem Lauf der Dinge 
der Vater dieſer Kl. zur Gewährung von Unterhalt an ſie ver⸗ 
pflichtet geweſen ſein würde. Das Verlangen der Bekl. auf 
eine engere Begrenzung ihrer Pflicht, den Kl. zu 2, 3 und 4 
die ihnen zugeiprechene Rente zu bezahlen, erſcheint hiernach 
begründet; es geht aber zu weit, wenn ſie meint, daß dieſe 
Verpflichtung auf die Zeit bis zur Erfüllung des 14. Lebens⸗ 
jahres der Kinder beſchränkt werden müſſe. Die Erfüllung 
dieſes Lebensjahres iſt inſofern von Bedeutung, als gegen Ende 
desſelben meiſt der Zeitraum zu Ende geht, in welchem Kinder der 
geſetzlichen Schulpflicht unterliegen, und infolgedeſſen für Kinder 
derjenigen Volksklaſſen, denen die Kl. angehören, das Hindernis 
wegzufallen pflegt, das die Teilnahme an dem Unterricht einer 
Volksſchule der Gewinnung eigenen Erwerbs bereitet. Abge⸗ 
ſehen aber davon, daß die Beendigung der Schulpflicht nicht 
ohne weiteres mit der Erfüllung des 14. Lebensjahres zuſammen⸗ 
fällt, kann es auch für die hier in Frage ſtehenden Volksklaſſen 
keineswegs als Regel gelten, daß Knaben und Mädchen alsbald 
nach ihrem Austritt aus der Volksſchule in der Lage wären, 
ſelbſt ihren Lebensunterhalt zu verdienen, vielmehr beſteht regel⸗ 
mäßig auch über dieſen Zeitpunkt hinaus noch für längere Zeit das 
Bedürfnis einer Unterſtützung der Kinder durch die Eltern und 
ſomit die Unterhaltungspflicht der letzteren fort, wenn auch oft 
in vermindertem Umfange. Mit Rückſicht hierauf iſt auch in 
dem BGB. (8 1708) die Unterhaltspflicht des außerehelichen 
Erzeugers auf die Zeit bis zum erfüllten 16. Lebensjahre des 
Kindes erſtrebt worden. Dem entſprechend wird das BG. 
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unter Berückſichtigung der konkreten Umſtände zu erwägen haben, 
für welchen Zeitraum annehmbar für den Vater der Kl. zu 2, 
3 und 4 die Notwendigkeit und die Pflicht beſtanden haben 
würde, dieſen auch über das 14. Lebensjahr hinaus und nach 
dem Austritt aus der Schule Unterhalt zu gewähren und wie 
hoch für dieſe Zeit der Betrag, den er für jedes der Kinder auf- 
zuwenden gehabt hätte, zu veranſchlagen ſei. Hierbei iſt von 
einer dem gewöhnlichen Laufe der Dinge entſprechenden Sach⸗ 
geſtaltung auszugehen, ſolange nicht Umftände hervortreten, die 
eine hiervon abweichende Beurteilung erheiſchen. Anlangend 
die der verwitweten B. zugeſprochene Rente, ſo iſt die Wieder⸗ 
verheiratung dieſer Kl. nicht zu den Umſtänden zu rechnen, 
deren Eintritt bei normaler Sachgeſtaltung erwartet werden 
müßte. Mit Recht hat auch die Vorinſtanz angenommen, daß 
dieſe Wiederverheiratung nicht ohne weiteres und unbedingt den 
Berluft des Anſpruchs auf die von der Bekl. zu zahlende 
Rente zur Folge haben würde. Das Geſetz enthält für die 
Fälle des § 844 Abſ. 2 BGB. keine Beſtimmung, daß der 
Schadenerſatzanſpruch der Witwe des Getöteten mit ihrer Wieder ⸗ 
verheiratung endigen ſolle; man hat vielmehr, wie die Motive 
zu § 427 des I. Entwurfs (B. II S. 785 fg.) ergeben, ab- 
ſichtlich davon abgeſehen, abweichend von anderen Fällen (vergl. 
die einſchlagenden Beſtimmungen der verſchiedenen Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetze, auch 8 1581 BGB.) und von einzelnen parti⸗ 
kularrechtlichen Vorſchriften des älteren Rechts (Preuß. As R. 
§ 107 I. 6) eine ſolche Beſtimmung zu treffen, weil man fie 
nicht als berechtigt angeſehen hat. Hiernach ſtebt der Ver⸗ 
urteilung der Bekl. zur Gewährung einer Rente an die Kl. zu 1 
für die volle mutmaßliche Lebensdauer ihres Mannes kein Be⸗ 
denken entgegen, und es muß der Bekl. überlafien bleiben, da- 
fern dieſe Kl. ſich wieder verheiraten ſollte, ihre etwaigen Rechte 
auf Wegfall oder Minderung der Rente im Wege des § 323 
ZPO. geltend zu machen. M. c. B., U. v. 5. Jan. 05, 
96/04 VI. — Dresden.) 

24. § 844 BGB. Erforderniſſe des Kauſalnexus zwiſchen 
Unfall und Tod des Verletzten, Begründung des Anſpruchs auf 
Koſten für Transport und ärztliche Behandlung des Verletzten.] 

Die Kl. klagt auf Entſchädigung wegen der Folgen eines 
Falles, den ihr am 20. Februar 1902 geſtorbener Ehemann 
am 13. Februar ſ. J. auf dem mit Eis verſehenen Bürgerjteige 
vor dem Hauſe des Bekl. getan hat und der ſeinen Tod ver⸗ 
urſacht haben ſoll. Sie fordert eine Rente von 800 Mark 
jährlich und 27 Mark Koſten des Transports ihres Manns 
in das Krankenhaus und ſeiner dortigen ärztlichen Behandlung. 
Der Klageanſpruch iſt vom BG. dem Grunde nach für ge 
rechtfertigt erklärt. Die Beſchwerden der Reviſion richten ſich 
gegen die Zurückweiſung der Verteidigung des Bekl., daß er 
die Beſorgung des ihm obliegenden Streuens des Bürgerſteiges 
ſeiner an ſich ſorgſamen und ordentlichen Dienſtmagd übertragen 
und darum ſeinerſeits nicht ſchuldvoll gehandelt habe: Dieſe 
Verteidigung iſt an ſich zuläſſig; denn Vorſchriften der in Rede 
ſtehenden Art fordern vom Verpflichteten nicht, daß er perſöͤnlich 
die ihm obliegende Verrichtung „ausführe, ſondern laſſen es zu, 
daß dieſe einer anderen geeigneten Perſon übertragen werde. 
Das BG. ſteht aber auch nicht, wie die Reviſion meint, auf 


) Vgl. auch das Urteil unter Nr. 38. 


34. Jahrgang. 


einem anderen Standpunkte. Es nimmt, wie ſich namentlich 
aus der Bezugnahme auf das Urteil des RG. (RG. 41, 211) 
ergibt, zutreffend an, die Beſtellung des Vertreters reichte allein 
nicht aus, den Bekl. zu entlaſten. Dieſer bleibe verpflichtet, 
für die ordentliche Ausführung der Verrichtung zu ſorgen, ſo⸗ 
fern er der Zuverläſſigkeit des Vertreters nicht ſicher ſei. Nun 
habe aber die Beweis erhebung ergeben, daß das Dienſtmädchen 
des Bekl. beim Streuen nachläſſig geweſen ſei und daß der 
Bekl. das durch wiederholte Beſchwerden und Anzeigen erfahren 
habe. Daraus ergebe ſich, daß der Bekl. die durch das Ge⸗ 
wohnheitsrecht ihm auferlegte Pflicht nicht erfüllt habe, weil er 
unterlaſſen habe, das Dienſtmädchen beſſer zu überwachen und 
anzuhalten. Dieſe Ausführung iſt in Einklang mit der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. Eine Überſpannung der Anforderungen 
an die Hausbeſitzer liegt darin nicht. War den Ausführungen 
des angefochtenen Urteils inſoweit beizutreten, ſo mußte es doch 
auf Grund einer anderen Beſchwerde der Reviſion aufgehoben 
werden. Die Kl. hat zwei verſchiedene Anſprüche erhoben: den 


auf Zahlung einer jährlichen Rente und den auf die 27 Mark. 


Der erſte wird auf $ 844 BGB. geſtützt, darnach wird aber 
für die Entſtehung des Anſpruchs vorausgeſetzt, daß der Ehe⸗ 
mann der Kl. durch das Verſchulden des Bekl. das Leben ver⸗ 
loren, alſo an den Folgen des Falles geſtorben iſt. Die Kl. 
hat dieſe Tatſache auch behauptet, der Bekl. hat ſie aber be⸗ 
ſtritten. Der Berufungsrichter ſieht ſie als bewieſen an und 
begründet dieſe Annahme mit der Ausführung: der Kl. ſei 
langſam auf dem Bürgerſteige gegangen, rüſtig genug, um ſich 
ohne Hilfe fortzubewegen. Nach der Entwicklung des Falles 
ſei ausreichender Anhalt dafür gegeben, daß H., der durch den 
Unfall aufs Krankenlager geworfen ſei und es bis zum Tode 
nicht wieder verlaſſen habe, infolge der erlittenen Verletzung 
geſtorben ſei. Die Reviſion wendet gegen dieſe Begründung 
mit Recht ein, es fehle dem gezogenen Schluſſe an der er⸗ 
forderlichen Begründung. Die Verletzung H.s hat, wie nicht 
ſtreitig geweſen zu ſein ſcheint, in einem Bruch des Halſes, des 
linken Oberſchenkelknochens beſtanden, ſie iſt alſo an ſich nach 
der allgemeinen Erfahrung noch nicht lebensgefährlich geweſen. 
Beſondere Umſtände, welche die Wirkung der Verletzung ver- 
ſchlimmert haben könnten, find nicht feſtgeſtellt, deswegen iſt die 
vom BG. gezogene Folgerung nicht ſchlüſſig und nicht geeignet, 
die von der Reviſion beanſtandete Fefiftellung des urſächlichen 
Zuſammenhangs zu tragen. Der Anſpruch der Kl. auf die 
27 Mark kann auf 5 844 BGB. nicht geſtützt werden. 
Andere Tatſachen, durch die er begründet werden könnte, find 
nicht behauptet worden. Daher iſt nicht erſichtlich, warum 
dieſer Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
worden iſt. Er würde vielmehr ſchon jetzt abzuweiſen ſein, 
wenn nicht anzunehmen wäre, daß der Berufungsrichter die 
rechtliche Verſchiedenheit der beiden, von der Kl. erhobenen An⸗ 
ſprüche überſehen und infolge deren unterlaſſen hat, eine voll⸗ 
ſtändigere Begründung des Anſpruchs auf die 27 Mark anzu- 
regen. M. c. H., U. v. 23. Jan. 05, 139/04 VI. — Naumburg. 

25. 5 1338 BGB. verb. mit 58 152, 616 390. 

In einem Vorprozeſſe war die Ehe der Parteien geſchieden, 
der Bekl. ift allein für ſchuldig erklärt. Das Scheidungs⸗ 
erkenntnis iſt am 11. Februar 1904 rechtskräftig geworden. 
Die Kl. hat am 5. März 1904 Klage auf Herausgabe des bei 
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dem Bekl. befindlichen Kindes erhoben. Der Bekl. machte außer 
anderen Einwendungen geltend, das Verfahren hätte bis zur Er⸗ 
ledigung einer von ihm erhobenen Anfechtungsklage ausgeſetzt 
werden müſſen. Die Berufung und Reviſion des Bekl. wurden 
zurückgewieſen: Alle Angriffe gegen den Beſtand einer Ehe find 
in einem einzigen Verfahren zu erledigen. Dieſes Verfahren 
endigt erſt mit Eintritt der Rechtskraft des Urteils. Lautet das 
Urteil auf Abweiſung der Scheidungs- oder Anfechtungsanträge, 
ſo kann nach Eintritt der Rechtskraft ein neues Verfahren nach 
Maßgabe des 8 616 ZPD. eingeleitet werden. Lautet das 
Urteil auf Scheidung oder Nichtigerklärung der Ehe, ſo findet 
weder eine neue Scheidungsklage ſtatt, denn es beſteht keine Ehe 
mehr, noch eine neue Anfechtungsklage, denn nach Auflöſung der 
Che ſteht die Beſtimmung des 8 1338 BGB. entgegen, nach 
Nichtigerklaͤrung der Ehe aber iſt eine weitere Anfechtungsklage 
gegenſtandslos. Der Bekl. hat am 5. Februar 1904 die An⸗ 
fechtungsklage bei dem LG. erhoben. Zu jener Zeit war der im 
Februar 1902 eingeleitete Eheſtreit noch nicht beendigt. Der 
Anfechtungsantrag konnte am 5. Februar 1904, da das 
Scheidungsurteil der zweiten Inſtanz am 30. Mai 1903 er⸗ 
gangen war, nirgends angebracht werden. Der Anfechtungs⸗ 
antrag wäre, wenn es vor dem Reviſionsgerichte im Vorprozeſſe 
am 11. Februar 1904 zur Aufhebung des Scheidungserkennt⸗ 
niſſes und zur Zurückverweiſung der Sache an das Os. ge 
kommen wäre, bei dem Os G. zu ſtellen geweſen; da aber das 
Reviſionsgericht es bei der in dem Urteile vom 30. Mai 1903 
ausgeſprochenen Auflöſung der Ehe belaſſen hat, konnte er über⸗ 
haupt nicht rechtswirkſam geſtellt werden. Der Berufungsrichter 
hat ſonach das Geſetz nicht verletzt, indem er den Einwand des 
Bekl., die Ehe ſei im Wege der Klage angefochten, zurückwies. 
W. c. W., U. v. 5. Jan. 05, 367/04 IV. — Karlsruhe. 

26. 8 1570 BGB. Frage nach der Fortdauer der ehe⸗ 
lichen Gefinnung bei Klage auf Scheidung wegen eines Ehe⸗ 
bruchs mit einer anderen Perſon, als derjenigen, mit welcher die 
Bekl. früher die Ehe gebrochen und der Ehemann damals ver⸗ 
ziehen hatte. Liegt Verzeihung vor, wenn in einem Armen⸗ 
rechtsgeſuch nur der frühere (verziehene), nicht aber der neue er⸗ 
wähnt wird ?] | | 

Eine allgemeine, die dem Kl. unbekannten Ehebrüche um- 
faſſende Verzeihung läge nur dann vor, wenn das Verhalten des 
Kl. gegenüber der Bekl. ſeine vermeintliche Unempfindlichkeit 
gegen alle von ihr bisher begangenen Verletzungen der ehelichen 
Treue zum Ausdruck gebracht und Kl. damit der Bekl. die 
Fortdauer feiner ehelichen Geſinnungen zu erkennen ge 
geben hätte. Dies alles trifft nicht nur in gleichem, ſondern 
in noch höherem Maße zu, wenn der Berufungsrichter in der 
Verlautbarung des Armenrechtsgeſuchs vom 6. Oktober 1903 
das Zuſtandekommen einer der Bekl. gewährten Verzeihung hat 
erblicken wollen. Wie die Kundgebung der Abficht, wegen fort- 
geſetzten Ehebruchs mit einer Perſon die Scheidungsklage gegen 
die Ehebrecherin erheben zu wollen, eine Kundgebung des Willens, 
ihr den Ehebruch mit einem zweiten Manne zu verzeihen, 
noch dazu unter Umſtänden, wie ſie hier vorgelegen haben, in 
ſich ſchließen ſoll, iſt nicht verſtändlich. Auch in dieſer Be⸗ 
ziehung hätte der Berufungsrichter beachten müſſen, daß die Un⸗ 
empfindlichkeit des Kl. gegen eheliche Verfehlungen der Bekl. fur 
ſich allein eine Verzeihung nicht darſtellte, ſo lange er es an der 
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Betätigung dieſer Gefinnung gegenüber dem ſchuldigen Ehe⸗ 
gatten fehlen ließ. Am 6. Oktober 1903 aber hat Kl. nur 
einen bei Gericht geſtellten Antrag verlautbart und begründet, 
nicht aber gleichzeitig der Bekl. zu erkennen gegeben, von welchen 
Gefinnungen er ihr gegenüber erfüllt war. E. 6. E., U. v. 
19. Jan. 05, 383/04 IV. — Karlsruhe. 

27. 5 2306 Abſ. 2 BGB. Beginn der Ausſchlagungsfriſt.] 

In Übereinſtimmung mit den beiden Vorinſtanzen iſt an- 
zunehmen, daß die Kl. als pflichtteilsberechtigte Nacherbin die 
Erbſchaft nach ihrer Mutter rechtzeitig ausgeſchlagen hat, 
denn für den als Nacherben eingeſetzten Pflichtteilsberechtigten 
beginnt die Ausſchlagungsfriſt nicht vor dem Eintritte 
der Nacherbfolge und die Kl. hat die Erbſchaft vor dem 
Eintritte der Nacherbfolge ausgeſchlagen. Iſt ein als Erbe 
berufener Pflichtteils berechtigter durch die Einſetzung eines Nach⸗ 
erben, die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder eine 
Teilungsanordnung beſchränkt, ſo gilt die Beſchränkung als nicht 
angeordnet, wenn der ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des 
geſetzlichen Erbteils nicht überſteigt. Iſt dagegen der hinter⸗ 
laſſene Erbteil größer, fo kann der Pflichtteilsberechtigte den 
Pflichtteil verlangen, wenn er den Erbteil ausſchlägt. 
Dies beſtimmt der 8 2306 Abſ. 1 BGB. Die Kl. ift zwar 
nicht als Erbin ſondern als Nacherbin berufen, aber einer Be⸗ 
ſchränkung der Erbeinſetzung ſteht es, wie $ 2306 Abſ. 2 BGB. 
beſtimmt, gleich, wenn der Pflichtteilsberechtigte als Nacherbe 
eingeſetzt iſt. Steht hiernach die Einſetzung eines Pflichtteils- 
berechtigten als Nacherben einer Beſchränkung der Erbeinſetzung 
im Sinne des § 2306 Abſ. 1 BGB. gleich, fo gilt für 
den pflichtteilsberechtigten Nacherben auch der Satz, daß er, 
falls der hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteils 
überſteigt, den Pflichtteil verlangen kann, wenn er den Erbteil 
ausſchlägt. Der §8 2306 Abſ. 1 BGB. beſtimmt aber ferner, 
daß die Ausſchlagungsfriſt erſt beginnt, wenn der Beſchränkte 
von der Beſchränkung Kenntnis erlangt. Es fragt ſich nun, 
welche Bedeutung dieſer Beſtimmung über den Beginn der 
Ausſchlagungsfriſt zukommt. Der Wortlaut iſt klar. Bevor 
der Beſchränkte von der Beſchränkung Kenntnis erlangt, ſoll die 
Friſt nicht beginnen. Erſt mit dem Zeitpunkt, in dem er die 
Kenntnis erlangt, iſt der Beginn der Friſt moglich. Schon 
der Gebrauch des Wörtchens „erſt“ deutet an, daß es ſich hier 
um eine Hinausſchiebung eines ſonſt früher eintretenden 
Anfangspunktes handelt und nicht um eine Beſtimmung in 
dem Sinne, daß als Anfang der Friſt ſtets und unter allen Umſtänden 
der Zeitpunkt der Erlangung der Kenntnis von der Beſchränkung 
gelten ſolle. Wäre letzteres, wie Bekl. meint, beabfichtigt, fo hätte es 
viel näher gelegen, die Beſtimmung unter Weglaſſung des Woͤrtchens 
„erſt“ einfach dahin zu faſſen: „Die Ausſchlagungsfriſt beginnt, 
wenn er von der Beſchränkung Kenntnis erlangt“. In der Tat 
bedeutet die Beſtimmung eine zugunſten der in Rede ſtehenden 
Beſchränkten angeordnete Hinausſchiebung des Friſtbeginns 
gegenüber den allgemeinen Beſtimmungen über den Beginn der 
Ausſchlagungsfriſt. Die Beſtimmung gibt lediglich dem ganz 
ſelbſtverſtändlichen Schutzbedürfniſſe geſetzgeberiſchen Ausdruck, 
daß ein ſo beſchränkter Erbe, der von der Beſchränkung 
der Erbeinſetzung nichts erfährt und darum die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt verſäumt, doch nicht, was ſonſt nach der 
Regel des §8 1943 BGB. unausbleiblich wäre, wie ein Erbe 
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angeſehen werden kann, der die ihm angefallene Erbſchaft an- 
genommen hat. Vor dieſer Folge ſoll der Erbe geſchützt 
werden. Darum hat die genannte Beſtimmung die Eigenſchaft 
einer Ausnahmebeſtimmung, und dies darf bei Ermittelung 
ihrer Tragweite nicht außer acht gelaſſen werden. Was die 
allgemeinen Vorſchriften betrifft, denen gegenüber die hier frag- 
liche Beſtimmung eine Ausnahme darſtellt, ſo beginnt nach 
8 1944 Abſ. 2 BGB. für den Erben die Ausſchlagungsfriſt 
mit dem Zeitpunkt, in welchem er von dem Anfall der Erbſchaft 
und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt, jedoch, wenn 
er durch Verfügung von Todes wegen berufen iſt, nicht vor 
der Verkündung der Verfügung. Dem Nacherben fällt nach 
§ 2139 BGB. die Erbſchaft erft an, wenn der Vorerbe auf- 
hört, Erbe zu fein, und der Vorerbe hört auf, Erbe zu fein, 
wenn der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt. Die Kenntnis 
von dem Anfall der Erbſchaft an den Nacherben kann natürlich 
nicht früher entſtehen als die Tatſache des Erbanfalls felbit. 
Mithin kaun für den Nacherben die Ausſchlagungsfriſt nicht 
früher beginnen, als der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt. 
An dieſer Friſtberechnung wird dadurch nichts geändert, daß der 
§ 2142 Abſ. 1 BGB. dem Nacherben das Recht einräumt, 
die Erbſchaft auszuſchlagen, ſobald der Erbfall, d. h. der 
Anfall der Erbſchaft an den Vorerben eingetreten iſt. Während 
es in ſeinem, des Nacherben, Belieben ſteht, von dieſem Rechte 
Gebrauch zu machen, iſt er gezwungen, die Ausſchlagungs⸗ 
friſt zu wahren, widrigenfalls er die aus der Friſtverſäumung. 
ſich ergebenden Nachteile auf ſich nehmen muß. Nach dieſen 
allgemeinen Vorſchriften beginnt alſo für den als Nach⸗ 
erben eingeſetzten Pflichtteilsberechtigten die Ausſchlagungefriſt 
früheſtens mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge. 
Dem gegenüber bezweckt die Beſtimmung im 8 2306, daß die 
Friſt erſt mit Erlangung der Kenntnis von der Beſchränkung 
beginnen ſoll, nicht eine Schmälerung, ſondern eine Er⸗ 
weiterung der Rechte des Nacherben. Für den Nacherben bleibt 
es bei der Regel, daß die Friſt mit dem Zeitpunkte beginnt, in 
dem er von dem Anfall der Erbſchaft an ihn Kenntnis er⸗ 
langt. Dies kann, wie geſagt, erſt nach dem Eintritte des 
Falles der Nacherbfolge geſchehen. Fällt aber die Erlangung 
der Kenntnis von der Beſchränkung der Erbeinſetzung in einen 
ſpäteren Zeilpunkt, als die Erlangung der Kenntnis von dem 
Erbſchaftsanfall, jo beginnt ausnahmsweiſe die Ausſchlagungs⸗ 
friſt erſt in dem ſpäteren Zeitpunkte. Der Nacherbe erfährt alſo 
ebenſo wie der Erbe gegenüber den allgemeinen Vorſchriften 
über die Ausſchlagungsfriſt eine Beſſerung ſeiner rechtlichen 
Stellung hinſichtlich des Beginnes der Ausſchlagungsfriſt. Es 
ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte des $ 2306 BGB. für 
die dargelegte Auffaſſung. (Wird ausgeführt.) K. c. Z., 
U. v. 5. Jan. 05, 320/04 IV. — Zweibrücken. | 

28. 8 2039 BGB. enthält einen Grundſatz für alle 
Geſamtrechtsverhältniſſe, nicht nur eine finguläre Vorſchriſt für 
Erbengemeinſchaft.] 

Dem Berufungsrichter kann nicht beigetreten werden, wenn 
er den Hauptklagantrag um deswillen abgewieſen hat, weil die 
vier Kl. ohne Zuziehung der an der Fahrnisgemeinſchaft mit⸗ 


beteiligten Mutter und Schweſter zur Verfolgung des ein⸗ 


geklagten Anſpruchs nicht berechtigt ſeien. Insbeſondere teilt 
das RG. nicht die Meinung, daß §S 2039 BGB. nur eine 
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finguläre, auf die Erbengemeinſchaft beſchränkte Vorſchrift 
enthalte. Alle Erwägungen, die den Geſetzgeber beſtimmen 
konnten, den Grundſatz der Verfügungsgebundenheit (88 2033, 
2040 BGB.) bei der Erbengemeinſchaft zu durchbrechen, treffen 
auch auf die fonftigen, dem jetzigen Recht bekannten Geſamt⸗ 
rechtsverhältniſſe zu. Dies gilt auch von der Gütergemeinſchaft 
und der Fahrnisgemeinſchaft, die nach 58 1442, 1549 BGB. 
von demſelben Grundſatz beherrſcht find, wenigſtens dann, wenn 
die ſonſt dem Manne aus 5 1443 zuſtehende Verfügungs⸗ 
gewalt durch ſeinen Tod beendet und, wie im Streitfalle, auch 
nicht auf die überlebende Witwe übergegangen iſt. Die 
Beratungen der II. Kommiſſion (Prot. Bd. 5 S. 864) ergeben, 
daß der Gedanke des 8 2039 BGB. im Anſchluß an die 
Praxis des älteren preußiſchen Rechts als ohnedies im Weſen 
der geſamten Hand begründet augeſehen und daß nur aus 
Zweckmäßigkeitsgründen für rätlich erachtet wurde, ihn für die 
Erbengemeinſchaft noch beſonders im Geſetze auszuſprechen. 
Läßt aber das Geſetz einmal die Klage auch nur eines einzelnen 
oder mehrerer einzelner Geſamthänder zu, jo beſteht, grund. 
ſätzlich wenigſtens und abgeſehen z. B. von der durch § 756 
verbunden mit 8 2042 Abſ. 2 BGB. gebotenen Rückficht kein 
Hindernis, die Klage auch gegen einen anderen Geſamthänder 
zu richten, der zugleich Schuldner des Nachlaſſes oder des 
Geſamtgutes geworden iſt. In dieſer ſeiner Eigenſchaft find 
gegen den Bekl. im Streitfalle ſowohl Leiſtungs⸗ als Feſt⸗ 
ſtellungsanſprüche erhoben. Um Leiſtung handelt es ſich, wenn 
gemäß 5894 BGB. die Zuſtimmung des Bekl. zur Berichtigung 
des Grundbuchs bezüglich der für das Geſamtgut in Anſpruch 
genommenen Grundſtücke verlangt wird. Sicher iſt, daß dieſe 
Berichtigung nur einheitlich, nicht bloß zugunſten des einen 
oder des anderen Geſamtguts berechtigten vorgenommen werden 
kann. Es ſteht deshalb dahin, ob die Kl., wenn ſie mit dem 
Berichtigungsanſpruch gegen den Bekl. durchdringen, damit 
allein ſchon eine genügende Unterlage zur Vornahme der Ein⸗ 
tragung erlangt haben (GBO. 5 22 Abſ. 2). Allein es iſt 
nicht abzuſehen, wie der Bekl. daraus, daß die Kl. ohne Zu⸗ 
ſtimmung der im Prozeſſe nicht mit aufgetretenen Berechtigten 
ihr Ziel vorausſichtlich nicht erreichen werden, ein Verteidigungs⸗ 
mittel entnehmen und deshalb ihre Klagebefugnis ſelbſt beſtreiten 
will. Im übrigen handelt es ſich um Feſtſtellungsanſprüche, 
ſoweit a) Nichtigerklärung der abgeſchloſſenen Kaufverträge, 
b) Anerkennung der Zugehörigkeit der Grundſtücke zur Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft und c) Feſtſtellung der Verpflichtung des Bekl. verlangt 
wird, den Wert der ihm ſeinerzeit überlaſſenen Mobilien mit 
3 000 Mark zu dem Geſamtgut zu erſtatten. Dagegen, daß gemäß 
8 2039 BGB. auch Feſtſtellungsklagen erhoben werden können, 
waltet kein Bedenken ob. Im Streitfalle find augenſcheinlich 
auch die ſonſtigen Vorausetzungen des 5 256 ZPO. gegeben. 
N. c. Sch., U. v. 2. Jan. 05, 298/04 IV. — Coͤln. 

Zivilprozeßordnung. 

29. 8 29 ZPO. in Verbindung mit § 94 HGB. Be⸗ 
deutung des Vermerkes „Ablieferungs⸗ und Erfüllungsort“ in 
den Schlußnoten im Gegenſatz zu den Fakturen.] 

Das BG. hat tatſächlich feſtgeſtellt, daß B., der für die 
Bekl. das fragliche Geſchäft in Hamburg abgeſchloſſen habe, 
von dem Handelsmäkler Bj. die Schlußnote erhalten und gegen 
deren Inhalt Widerſpruch nicht erhoben habe. Aus dem Um⸗ 
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ſtande, daß B. die Schlußnote ohne Widerrede empfangen hat, 
hat das BG. nach Lage des Falles gefolgert, daß er mit dem 
geſamten Inhalte der Schlußnote ſtillſchweigend ſich einver⸗ 
ſtanden erklärt und ſomit auch der darin enthaltenen Klauſel 
ſich unterworfen habe, daß Hamburg der „Ablieferungs- und 
Erfüllungsort“ fein ſolle. Dieſe Klauſel hat es mangels ein- 
ſeitiger Beſchränkung auf die beiderſeitigen Verpflichtungen der 
Parteien bezogen, ſodaß dadurch für beide Teile gemäß § 29 
390. ein Gerichtsſtand in Hamburg begründet worden ſei. 
Im Anſchluſſe hieran iſt erwogen, es komme nicht in Frage, 
was das öſterreichiſche Recht in dieſer Hinficht beſtimme und 
ebenſowenig, ob der Inhaber und Vertreter der Bekl. die 
Schlußnote geleſen habe. Denn es ſei ſeine Sache geweſen, 
über den Inhalt der Schlußnote ſich Klarheit zu verſchaffen, 
bevor er ſie genehmigt habe. Schon durch dieſe Erwägungen 
wird das Berufungsurteil getragen. Verfehlt iſt die Rüge, die 
bloß von dem Handelsmäkler unterſchriebene Schlußnote konne 
in dem vorliegenden Falle, in dem das Geſchäft nicht ſofort 
habe erfüllt werden ſollen und von der Bekl. auch nicht ſofort 
erfüllt worden ſei, um deswillen keine Bedeutung beanſpruchen, 
weil fie der Vorſchrift des 8 94 Abſ. 2 HGB. zuwider von 
den Parteien nicht unterſchrieben worden ſei. Es kinn dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Schlußnote der Mitunterſchrift ſeitens 
der Parteien bedurft hätte. Denn auch wenn dies der Fall 
geweſen wäre, ſo konnte das BG. gleichwohl aus der Tatſache, 
daß B. gegen den Inhalt der Schlußnote Widerſpruch nicht 
erhob, ein ſtillſchweigendes Einverſtändnis mit deren Jahalt 
folgern. ($ 346 HGB.) Nach § 94 HGB. ſoll die Schluß⸗ 
note die Bedingungen des Geſchäfts enthalten und den Parteien 
zugeſtellt werden offenbar zu dem Zwecke, um Klarheit über die 
Vertragsbedingungen zu ſchaffen und den Parteien den Beweis 
zu erleichtern. Zufolge dieſer Zweckbeſtimmung der Schlußnoten 
dürfen die Parteien ihren Inhalt nicht ohne jedweden Nachteil 
unbeachtet laſſen; vielmehr kommt dem Inhalte der Schluß⸗ 
noten eine andere Bedeutung zu als dem Vermerke bezüglich 
des Erfüllungsortes auf den Fakturen, und zwar aus dem 
Grunde, weil die Fakturen gemäß feſtſtehender Rechtſprechung 
des erkennenden Senats an und für ſich nicht dazu beſtimmt 
find, zur Feſtſtellung einer Vereinbarung über den Erfüllungs⸗ 
ort zu dienen und deshalb der diesbezügliche Vermerk auf den 
Fakturen von dem Empfänger ohne Nachteil unbeachtet bleiben 
darf. B. c. E., U. v. 10. Jan. 05, 294/04 II. — Hamburg. 

30. 829 ZPO. Erfüllungsort für die durch den Trans⸗ 
port übernommenen Verpflichtungen des Eiſenbahnfiskus.] 

Laut Frachtbrief d. d. Berlin, den 12. Auguſt 1903 über ⸗ 
nahm der beklagte Preußiſche Eiſenbahnfiskus den Transport 
von 112 Kiſten Eier von B. an den Kl. in D. Bei der An⸗ 
kunft und Entleerung des Waggons in D., ftellte ſich heraus, 
daß ein Teil der Kiſten zertrümmert, ein Teil der Eier zer⸗ 
trümmert und ausgelaufen, ein Teil geknickt war. Der Kl. 
machte den Fiskus für den ihm eniftandenen Schaden verant- 
wortlich und hat bei dem LG. D. Klage erhoben. Der Bekl. hat 
die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts vorgebracht. Dieſe, die 
Berufung und die Reviſion wurden zurückgewieſen: Zu erfüllen 
war der Vertrag und erfüllt wurde er erſt durch die Ablieferung 
des Guts an den im Frachtvertrage bezeichneten Empfänger, den 
Kl. in D., der gemäß 88 434 ff., 438, 454 HGB. in ſeiner 
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Eigenſchaft als Empfänger in den Frachtvertrag eingetreten iſt 
und den Anſpruch auf Erfüllung wie auf das Intereſſe wegen 
Nichterfüllung und nicht gehöriger Erfüllung geltend zu machen 
berechtigt iſt. Die Ausführung des Bekl. in den Inſtanzen 
und in dieſer Inſtanz, der 8 29 3P O. treffe auf den Eiſen⸗ 
transportvertrag nicht zu, weil der Transport ſich aus einer 
großen Reihe von Handlungen zuſammenſetze, für die es einen 
einzigen Erſüllungsort nicht gebe, iſt rechtlich unhaltbar. In 
der Doktrin und Praxis des gemeinen Rechts hat vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB. kein ernſter Zweifel darüber beſtanden, 
daß der Frachtvertrag die rechtliche Natur des Werkvertrages 
hat, bei dem weſentlicher Gegenſtand des Vertrages und der 
Erfüllung nicht die einzelnen Ausführungs- (Transport-) Hand» 
lungen, ſondern das einheitliche Ergebnis, Produkt, der Erfolg 
derſelben, bei dem Transportvertrage alſo die Abliefesung des 
Guts und das Schlußergebnis der einzelnen Handlungen. 
(RO HG. 4, 172; 23, 322, RG. 15, 76). Auch nach dem 
BGB. § 631 Abſ. 2 iſt der Frachtvertrag als Werkvertrag auf- 
zufaſſen, inſofern fein Gegenſtand ein durch Arbeit oder Dienft- 
leiſtung herbeizuführender Erfolg iſt, d. h. die Ablieferung des 
Guts, mit der die Transportausführungshandlungen abſchließen. 
War aber der Vertrag in D. zu erfüllen, ſo hat der Eiſen⸗ 
bahnfiskus dort auch für die jetzt erhobene Klage auf Erſatz 
des Schadens für die durch Verſchulden des Transportführers 
vernichteten und beſchädigten Eier Recht zu nehmen. Das RG. 
hat in ſtändiger Praxis den Rechtsgrundſatz ausgeſprochen, daß 
der Anſpruch auf das Intereſſe wegen Nichterfüllung oder 
mangelhafter Erfüllung eines Vertrages an die Stelle der Er⸗ 
füllung tritt, der zu erfüllen iſt, wo der Vertrag zu erfüllen, 
das Vertragsforum auch für dieſen Anſpruch begründet iſt. 
(RG. 3, 381; 40, 408. Bolze Pr. 20 Nr 731 a). Eiſenbahn⸗ 
fiskus o. Qu., U. v. 11. Jan. 05, 390/04 I. — Hamm. 

31. 58 36, 37 3 O. Unzuläſſigkeit der Anfechtung des 
Beſchluſſes aus § 36. Zuläſſigkeit des Beſchluſſes für die 
bereits ohne ſolche eingelegte Klage.] 

Durch den Beſchluß des RG. IV. 3S. vom 16. No⸗ 
vember 1903 iſt auf das Geſuch des Kl. für deſſen Klage gegen 
1. den Juſtizrat B. in W. als Verwalter im Konkurſe der 
Firma Br. & Co. zu B. und 2. den Rechtsanwalt E. in O. 
als Verwalter in den drei im Rubrum bezeichneten Konkurſen 
„wegen Feſtſtellung einer Forderung von 4 000 Mark nebſt 
Anhang aus wechſelmäßigen Verpflichtungen“ auf Grund des 
§ 36 3PO. das Königlich Preußiſche LG. in W. als zu⸗ 
ſtändiges Gericht beſtimmt worden, nachdem die betreffenden 
Auszüge aus den Anmeldetabellen vorgelegt waren, aus denen 
fich ergab, daß die in Rede ſtehende Forderung in allen vier 
Konkurſen von den Verwaltern beſtritten worden war. Zu⸗ 
treffend geht hiernach das BG. davon aus, daß die Rechts- 
gültigkeit des reichsgerichtlichen Beſchluſſes vom 16. November 
1903 der Nachprüfung des LG. in W. nicht unterlag. An 
dieſen Beſchluß war das LG. wie das OLG. gebunden. Denn 
nach 8 37 Abſ. 2 ZPO. findet eine Anfechtung des Beſchluſſes, 
durch welchen das zuſtändige Gericht beſtimmt wurde, nicht 
ſtatt, und daraus iſt, wie bereits in dem Urteile des RG. vom 
15. November 1884 (veröffentlicht in Seufferts Arch. 40, 351, 
Nr. 240) dargelegt iſt, zu folgern, daß eine Anfechtung der 
Zuſtaͤndigkeitsbeſtimmung ſelbſt dann ausgeſchloſſen iſt, wenn 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 5. 1905. 


das die Beſtimmung treffende höhere Gericht bei der An⸗ 
wendung des § 36 Ziff. 3 ZPO. rechtlich gefehlt haben ſollte. 
Denn nach dem erkennbaren Willen des Geſetzes ſoll jedenfalls 
inſoweit, als das angerufene höhere Gericht durch den geſtellten 
Antrag zu einer Kognition in der Sache veranlaßt war, durch 
den gefaßten Beſchluß das letzte Wort geſprochen ſein. Hiernach 
erweiſt ſich der Reviſionsangriff, daß der Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
des RG. vom 16. November 1903 die Vorſchrift des 8 146 
Abſ. 2 KO. entgegengeſtanden ſei, als unbeachtlich. Auch der 
weitere Reviſionsangriff, daß der Beſchluß des RG. vom 
16. November 1903 keine Beachtung mehr habe finden dürfen, 
weil die Klage bereits am 31. Oktober 1903 zugeſtellt war, iſt 
nicht begründet. Denn jedenfalls iſt der in dem Urteil vom 
8. Juli 1902 (RG. 52, 138) vertretenen Auffaſſung beizu- 
pflichten, daß vor der erſten mündlichen Verhandlung der Sache 
die nachträgliche Heilung einer allenfalls bei Zuſtellung der 
Klage noch vorhandenen Unzuſtändigkeit durch Schaffung der 
Vorausſetzungen für die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts 
zuläffig und mögli if. Das BG. hat hiernach den Beſchluß 
vom 16. November 1903 mit Recht als eine die Zuſtändigkeit 
des Königlichen LG. W. gegenüber allen Bekl. begründende 
Tatſache anerkannt. Konk. B. & Co. u. Gen. o. St., 
U. v. 28. Dez. 04, 359/04 I. — Frankfurt a. M. 

32. 88 99, 568 3 O. Unzuläſſigkeit der ſofortigen Be- 
ſchwerde gegen ein den Koſtenpunkt und einen kleinen Teil der 
Hauptſache erledigendes Berufungsurteil. 

Der erſte Richter hat zunächſt durch Teilurteil den Bekl. 
dem Klageantrage gemäß zur Zahlung von 427 Mark 25 Pf. 
nebſt Zinſen verurteilt, ſodann durch ſein Schlußurteil die 
Widerklage abgewieſen und ſämtliche Koſten, einſchließlich der 
durch die urſprünglichen Klageanträge veranlaßten, dem Bekl. 
auferlegt. Auf die Berufung des letzteren hat der zweite Richter, 
ebenfalls im Wege des Teilurteils, über Klage und Widerklage 
ſachlich entſchieden und im Schlußurteil, für das allein noch der 
Streit über die Koſten übrig blieb, die Berufung gegen das 
erſtinſtanzliche Urteil auch hinſichtlich des Koſtenpunktes 
zurückgewieſen ſowie die Koſten der Berufungsinſtanz dem Bekl. 
auferlegt. Hiergegen iſt die auf Grund des 8 99 390. er 
hobene ſofortige Beſchwerde des Bekl. gerichtet, mit der bean- 
tragt wird, unter Abänderung der Vorentſcheidung die Koſten 
des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen: Die Beſchwerde konnte 
nicht für zuläffig erachtet werden. Allerdings ſteht ihr nicht der 
Umſtand entgegen, daß beide Vorinſtanzen über die Koſten in 
demſelben Sinne entſchieden haben. Denn § 568 Abſ. 2 3) O., 
der gegenüber zwei gleichlautenden Vorentſcheidungen ein weiteres 
Rechtsmittel nicht zuläßt, gilt nur für die weitere Beſchwerde, 
ſetzt alſo voraus, daß bereits die Entſcheidung zweiter Inſtanz 
auf Beſchwerde ergangen iſt. Dieſer Fall liegt gegenwärtig, wo 
gegen das Urteil erſter Inſtanz die Berufung eingelegt war 
und demzufolge das Verfahren der zweiten Inſtanz Berufungs- 
verfahren, nicht Beſchwerdeverfahren geweſen iſt, nicht vor. Da⸗ 
gegen kommt in Betracht, daß, ſoweit der Rechtsſtreit ſich ohne 
Entſcheidung in der Hauptſache erledigt hat, die Erledigung 
bereits in erſter Inſtanz eingetreten war, mithin eine lediglich 
auf den Koſtenpunkt beſchränkte Entſcheidung nicht erſt in der 
Berufungsinſtanz, ſondern ſchon in der erſten Inſtanz erlaſſen 
worden iſt. In ſolchen Fällen kann ſich das Rechtsmittel dritter 
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Inſtanz nur darnach richten, welche Natur das in der zweiten 
Inſtanz gebrauchte Rechtsmittel gehabt hat. War gegen die 
erſtinſtanzliche Koſtenentſcheidung Berufung eingelegt worden 
und iſt demzufolge in zweiter Inſtanz über die Koften im 
ordentlichen mündlichen Verfahren durch Urteil entſchieden worden, 
ſo muß es bei der hierdurch dem Rechtsmittelzuge gegebenen 
Richtung auch für die dritte Inſtanz verbleiben. Es findet 
alſo gegebenenfalls nur Revifion ſtatt. Ein Überſpringen von 
dem einen Rechtsmittelzuge auf den anderen dahin, daß ein vom 
BG. auf Berufung gegen ein reines Koſtenurteil erfter Inſtanz 
erlaſſenes Urteil im Beſchwerdewege angefochten werden könnte, 
iſt ebenſo ausgeſchloſſen, wie es zweifellos unſtatthaft ſein würde, 
gegen den in der Beſchwerdeinſtanz ergangenen Beſchluß eines 
OG. Revifion einzulegen. Dieſen Grundſatz hat der jetzt ent⸗ 
ſcheidende Senat bereits in dem einen ähnlichen Fall be⸗ 
treffenden Beſchluß vom 19. November 1904 V B. 303/04 
zur Geltung gebracht und an ihm war feſtzuhalten. 
Die Unzuläſſigkeit der eingelegten ſofortigen Beſchwerde 
ergibt ſich aber weiterhin auch daraus, daß dieſes Rechtsmittel 
nach § 99 Abſ. 3 390 . nur ſtattfindet, wenn eine Entſcheidung 
in der Hauptſache nicht ergangen iſt, während im vorliegenden 
Falle die Widerklage ſowie ein Teil der Klageanträge Gegen⸗ 
ſtand einer Sachentſcheidung geweſen iſt. Wenn demgegenüber 
die Beſchwerde die Zuläffigkeit des eingelegten Rechtsmittels 
daraus herleiten will, daß bezüglich derjenigen Koſten, über die 
in dem Berufungsurteil erkannt iſt, eine Entſcheidung in der 
Hauptſache nur zum kleinſten Teil, zum größten Teil 
aber nicht ergangen ſei, ſo iſt dies offenſichtlich verfehlt. Es 
kann ſich vielmehr nur fragen, ob in Fällen einer teilweiſen 
Erledigung der Hauptſache eine Zwieſpältigkeit in der Behand⸗ 
lung des Koſtenpunktes einzutreten hat, derart, daß die Anfecht⸗ 
barkeit der Entſcheidung über denjenigen Teil der Koſten, der 
auf den durch Sachurteil erledigten Teil des Prozeßſtoffes ent⸗ 
fällt, ſich nach 8 99 Abſ. 1 ZPO. beſtimmt, ſoweit dagegen 
die Koſten den ohne Urteil erledigten Prozeßſtoff reſt betreffen, 
gegen die Entſcheidung Beſchwerde nach § 99 Abſ. 3 ſtatt⸗ 
findet. Dieſe Anficht iſt in der Literatur und auch in praktiſchen 
Rechtsſprüchen der unteren Inſtanzen mehrfach vertreten worden. 
Für den vorliegenden Fall kann ihre Richtigkeit dahingeſtellt 
bleiben. Denn ihr würde jedenfalls nur dann beigepflichtet 
werden konnen, wenn der gegebene Fall keinen Zweifel darüber 
läßt, welche Koſten von den Geſamtkoſten durch das ergangene 
Sachurteil veranlaßt find und welche Koſten ſich auf den Reſt 
des Prozeßſtoffes beziehen. Nur die Durchführbarkeit einer 
ſolchen Koſtentrennung würde es ermoͤglichen, über die letzteren 
Koften eine ſelbſtändige Entſcheidung zu erlaſſen, bei der ein 
Konflikt mit der Beurteilung der Hauptſache, wie ſie in dem 
ergangenen (Teil-) Sachurteil enthalten iſt, ausgeſchloſſen wäre. 
Wo dagegen die Koſten fich ungetrennt und untrennbar über 
den ganzen Prozeßſtoff erſtrecken, mithin ein Eingehen auf den 
Koſtenpunkt ohne Nachprüfung der ergangenen Sachentſcheidung 
nicht möglich iſt, muß dies nach der geſetzgeberiſchen Abficht, die 
den Vorſchriften der Abſätze 2 und 3 des § 99 ZPO. zugrunde 
liegt, zur Folge haben, daß eine teilweiſe Erledigung der Haupt⸗ 
ſache keine ſelbſtändige Anfechtung der Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt begründet, es vielmehr trotz jenes Umſtandes bei 
der Regel des § 99 Abf. 1 verbleibt. In dieſem Sinne hat 
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ſich bereits der II. 35. des RG. gegenüber einem Falle, in 
dem die Geſamtkoſten des Prozeſſes quoten weiſe verteilt 
waren, ausgeſprochen (RG. 55, 394), und das gleiche muß 
für den vorliegenden Fall gelten, da hier zwar ſämtliche Koſten 
nur einer Partei auferlegt find, eine Ausſonderung derjenigen 
Koſten aber, die lediglich durch die urſprünglichen Klageanträge 
erwachſen find, fi wegen der inneren Verbindung, in der die 
letzteren mit den ſpäteren, durch Sachentſcheidung erledigten 
Anträgen ſtanden, nicht vornehmen läßt. Sch. & H. o. Sch., 
B. v. 18. Jan. 05, 368/04 V B. — Berlin. 

33. 5 101 39. Koſten der Nebeninterventionen. Maß⸗ 
gebende Bedeutung des Urteils gegenüber den ſpäteren Koſten⸗ 
feſtſetzungs verfahren.] 

Nach Einlegung der Berufung durch die Bekl. gegen das 
nach dem Klageantrage ergangene Urteil erſter Inſtanz ſtarb 
der Kl. und Berufungsbekl., bevor es ſeinerſeits zur Beſtellung 
eines Prozeß bevollmächtigten für die Berufungsinſtanz gekommen 
war. Das demzufolge unterbrochene Verfahren wurde ſpäter 
lediglich von dem als Nebenintervenient in den Prozeß ein⸗ 
tretenden L. aufgenommen, während die Erben des Kl. ſich im 
weiteren Verlaufe des Prozeſſes bis zu deſſen rechtskräftiger Be⸗ 
endigung untätig verhielten. Das BG. wies die Klage ab 
und erkannte bezüglich der Koſten dahin, daß die Rechtsnach⸗ 
folger des Kl. zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits ver⸗ 
urteilt, die durch die Nebenintervention verurſachten Koſten aber 
dem Nebenintervenienten auferlegt wurden. Auch mit den 
Koſten der Revifionsinſtanz wurde der Nebenintervenient bei 
Zurückweiſung der von ihm noch eingelegten Revifion belaſtet. 
In demnächſtigen Koſtenerſtattungs verfahren liquidierte auf 
Grund dieſer Urteile die Bekl. nicht bloß die Koſten der Re⸗ 
viſionsinſtanz ſondern auch die der Berufungsinſtanz 
zur Erſtattung gegen den Nebenintervenienten. Das 
LG. gab dem Feſtſetzungsantrage ſtatt. Auf ſofortige 
Beſchwerde des Nebenintervenienten hat jedoch das OLG. dieſe 
Feſtſetzung durch den angefochtenen Beſchluß nur in Höhe von 
222 Mark 20 Pf. aufrechterhalten, im übrigen den Er⸗ 
ſtattungsanſpruch der Bekl. zurückgewieſen. Die hiergegen von 
der Bekl. eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde iſt nicht be⸗ 
gründet: Im Gegenſatz zu der Auffaſſung des LG. geht das 
OG. davon aus, daß nach § 101 ZPD. der unterliegende 
Nebenintervenient, auch ſoweit er den Prozeß ſelbſtändig ohne 
Mitwirkung der Hauptpartei geführt hat, niemals die Koſten 
der Hauptſache, ſondern nur die beſonderen Koſten der Neben⸗ 
intervention, d. h. die Koſten eines etwaigen Zwiſchenſtreits über 
die Zuläſſigkeit der Nebenintervention ſowie diejenigen Mehr⸗ 
koſten, die durch die Teilnahme einer weiteren Perſon am 
Rechtsſtreit und die dadurch veranlaßte Vermehrung des 
Schreibwerks, der Zuſtellungskoſten und dergl. hervorgerufen 
werden, zu tragen habe. Die weitere Beſchwerde bekämpft dieſe 
Anfiht als rechtsirrig, fie überfieht aber dabei, daß das Be⸗ 
rufungsurteil, wie der Wortlaut der Urteilsformel unzwei- 
deutig ergibt, jedenfalls die Koſtenfrage im Sinne des jetzt an- 
gefochtenen Beſchluſſes entſchieden hat und daß für eine Nach⸗ 
prüfung, ob dieſe — übrigens in der Reviſionsinſtanz un» 
angefochten gebliebene — Entſcheidung materiell richtig iſt, das 
Koſtenſeſtfetzungsverfahren keinen Raum gewährt. K. o. R., 
Beſchl. v. 14. Jan. 05, 16/05 V. B. — Königsberg. 
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34. 5 198 Abſ. 2 ZPO. Verſäumnisurteil auf Ver⸗ 
luſtigkeitserklärung ohne Zuſtellung des Verluſtigkeitsantrages 
bei Zurücknahme der Berufung gegen den nicht erſchienenen 
Berufungskläger. 

Beſchluß: Der angefochtene Beſchluß wird aufgehoben 
und das Os G. angewieſen, in einem neuen Termin, zu dem 
der Kl. nicht zu laden iſt, über den Antrag des Bekl., den Kl. 
durch Verſäumnisurteil des Rechtsmittels der Berufung für 
verluſtig zu erklaren, Entſchließung zu faſſen. Gründe: Die 
Ausführungen des Os G., daß eine Zurücknahme der vom Kl. 
eingelegten Berufung mangels Nachweiſes des in $ 198 Abſ. 2 
ZPO. aufgeſtellten Erforderniſſes nicht vorliegt, find zutreffend. 
Allein, wie von dem beſchließenden Senat in der in den Entſch. 
des RG. (31, 404 ff.) abgedruckten Entſcheidung bereits 
dargelegt worden, muß der ausgebliebene Rechtsmittelkl., ſelbſt 
dann wenn eine Zurücknahme des Rechtsmittels erfolgt war, 
auf ein Verfäumnisurteil, das die Zurückweiſung des Rechts⸗ 
mittels ausſpricht, als Folge ſeines Ausbleibens gefaßt ſein. 
Er wird aber in keiner Weiſe ſchlechter geſtellt, wenn ſtatt der 
Zurückweiſung des Rechtsmittels der eingetretene Verluſt des 
Rechtsmittels und die Verpflichtung zur Koſtentragung aus⸗ 
geſprochen wird; die von ihm zu tragenden gerichtlichen und 
außergerichtlichen Koſten find ſogar geringer in dieſem Fall - 
Hiernach war gemäß 88 336, 542 ZPO. die Sache unter Auf- 
hebung des angefochtenen Beſchluſſes an die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. K. c. K., B. v. 23. Jan. 05, 22/05 VI B. — 
Breslau. 

35. 58 253 Abſ. 2 Nr. 2, 615, 616 3p O. in Ver⸗ 
bindung mit 8$ 1577 ff. BGB. Zuläſſigkeit eventueller Wider⸗ 
klagen im Scheidungsprozeſſe. Antrag auf Schuldigerklärung 
hat ſelbſtändige Bedeutung.] 

Der Bekl. hatte in der Berufungsinſtanz beantragt, die 
Klage abzuweiſen, für den Fall aber, daß nicht auf Abweiſung 
der Klage erkannt werde, auch nach dem Antrag der Widerklage 
die Ehe zu trennen und die Kl. für ſchuldig zu erklären. Den 
Unterantrag des Bekl. hat das BG. für unzuläſſig erachtet, weil 
ein eventueller Widerklageantrag ebenſo unzuläffig ſei wie eine 
nur eventuelle Anträge enthaltende Klage, und dieſer aus $ 253 
Abſ. 2 Nr. 2 3N 0. ſich ergebende Grundſatz auch für das Ver⸗ 
fahren in Cheſachen Anwendung finde. Dieſe Auffaſſung kann 
nicht gebilligt weiden. Das BG. hat auf zwei Erkenntniſſe 
des RG. Bd. 40 S. 331 und Bd. 45 S. 321 hingewieſen. 
Ob die Begründung des Erkenntniſſes Bd. 40 S. 331 dazu 
führen konnte, den Unterantrag eines Berufungsklägers für un ⸗ 
zuläffig zu erklären, der einen rechtshängigen, in erſter Inſtanz 
abgewieſenen vermögens rechtlichen Anſpruch in der Berufungs⸗ 
inſtanz nur für den Fall aufrecht erhält, daß nicht dem Haupt- 
antrag entſprechend der Anſpruch des Gegners abgewieſen wird, 
kann dahingeſtellt bleiben, jedenfalls könnte ein ſolcher Grundſatz 
auf einen Cheſcheidungsprozeß keine Anwendung finden. Die in 
dem reichsgerichtlichen Urteile Bd. 45 S. 321 behandelte Frage, 
ob in Eheſachen der in erſter Inſtanz obfiegende Bekl. Be⸗ 
rufung einlegen kann, um in zweiter Inſtanz Widerklage zu 
erheben, kommt hier nicht in Betracht. Die Zuläſſigkeit 
eventueller Widerklagen in Scheidungsprozeſſen ergibt ſich einmal 
daraus, daß 8 615 3). die Verbindung der Herſtellungs⸗, 
Scheidung und Anfechtungsklagen für Kl. und Widerkl. ge⸗ 
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ſtattet, die Verbindung ſolcher Klagen aber nur eine eventuelle 
fein kann, ſodann aus der Beſtimmung des $ 616 ZPD., die 
beide Parteien nötigt, alle Scheidungsgründe, die fie als felbit- 
ſtändige Klage⸗ oder Widerklagegründe geltend machen wollen, 
vorzubringen, ſobald eine der Parteien durch einen Scheidungs⸗ 
oder Anfechtungsantrag den Beſtand der Ehe in Frage geſtellt 
hat, während die Aufrechterhaltung der Ehen im öffentlichen 
Intereſſe liegt (vergl. 58 617 ff. 3 O.), daher eine Partei, der 
Scheidungsgründe zur Seite ſtehen, die aber in erſter Linie den 
Fortbeſtand der Ehe will, nicht durch prozeſſuale Nachteile ver- 
anlaßt werden darf, die Scheidungsgründe bedingungslos geltend 
zu machen. Allerdings ſchließt 5 616 nur für den Fall der 
Abweiſung einer Scheidungs⸗ oder Anfechtungklage die 
Geltendmachung von Scheidungs- und Anfechtungsgründen aus; 
allein, wenn die Scheidungs- oder Anfechtungsklage einer Partei 
zum Ziele führt, iſt die Gegenpartei mit ihren etwaigen 
Scheidungsgründen dadurch ausgeſchloſſen, daß keine Ehe mehr 
beſteht, die Gegenſtand ihrer Angriffe ſein könnte. Das BG. 
hat ferner überſehen, daß der Unterantrag des Berufungs kl. 
auch auf Schuldigerklärung der Kl. gerichtet war, und daß 
über dieſen Antrag erkannt werden müßte, ſelbſt wenn eine 
Widerklage auf Scheidung nicht oder nicht in zuläffiger Weiſe 
erhoben oder die erhobene Widerklage fallen gelaſſen war. 
(Vergl. Urteil des RG. vom 17. März 1904, JW. 04, 23511.) 
Der Antrag auf Schuldigerflärung hat felbftändige Bedeutung. 
Mag auch nach dem früheren Rechte die Partei ein Intereſſe 
daran gehabt haben, daß im Urteil zum Ausdruck gebracht 
wurde, die Scheidung ſei auch von ihr gegen den anderen Ehe⸗ 
gatten erwirkt worden (Art. 299, 300 c. c.), jo kommt es 
doch für das neue Recht nicht darauf an, wer die Scheidung 
erwirkt hat, ſondern darauf, wer in dem Scheidungsurteil für 
ſchuldig erklärt iſt (vergl. 88 1577, 1579, 1578, 1584, 
1478, 1635 BGB.). M. c. M., U. v. 2. Jan. 05, 
807/04 IV. — Coöln. 

36. 55 253, 263 ZPD. Unzuläſſigkeit der Umleitung 
einer unzuläſſigen bedingten Widerklage in eine unbedingte in 
zweiter Inſtanz.] 

Anlangend die Widerklage, ſo hat der BR. eine ſachliche 
Entſcheidung über ſie deshalb abgelehnt, weil der Bekl. in 
erſter Inſtanz Widerklageanträge nur eventuell und eventualiſſime 
geſtellt habe, ſolche Widerklagen prozeſſual unzuläſſig geweſen 
ſeien und in Ermangelung einer in erſter Inſtanz rechtsgültig 
erfolgten Widerklageerhebung die Widerklage zweiter Inſtanz, 
die ſich darnach als eine neue Widerklage darſtelle, ebenfalls 
als unſtatthaft angeſehen werden müſſe. Der BR. iſt hierbei 
der Auffaſſung, die das RG. in dem Urteil vom 7. Oktober 1897 
(RG. 40, 331) vertreten hat, gefolgt. Die Reviſion will den 
Grundſatz, daß eine Widerklage bedingt nicht erhoben werden 
dürfe, als ſolchen nicht bekämpfen. Sie meint aber, dies ſchließe 
nicht aus, für die zweite Inſtanz nach Analogie der Eventual⸗ 
aufrechnung und des Überganges von der Feſtſtellungs klage zur 
Leiſtungsklage die „Umleitung“ einer erſtinſtanzlichen bedingten 
Widerklage in eine unbedingte Widerklage zuzulaſſen. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Die Gründe, die in dem an ⸗ 
geführten reichs gerichtlichen Urteil für die Unzuläſſigkeit einer 
nur eventuellen Widerklage angeführt find und denen ſich der 
erkennende Senat anſchließt, ergeben, daß von einer Parallelifierung 
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dieſes Falles mit den Fällen der Eventualaufrechnung und des 
Wechſels ven Feſtſtellungs⸗ und Leiſtungsklage keine Rede ſein 
kann. Vielmehr iſt es, wie der BR. zutreffend angenommen 
hat, für die Unſtatthaftigkeit der Erhebung einer neuen zweit⸗ 
inſtanzlichen Widerklage völlig gleichgültig, ob in erſter Inſtanz 
überhaupt keine Widerklage erhoben oder die erhobene Wider⸗ 
klage prozeſſual unwirkſam war. B. c. B., U. v. 14. Jan. 05, 
581/04 V. 

37. 8 256 ZPO. verb. mit 88 8, 10 u. 11 des preuß. 
Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875. Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung. Einfluß der nachträglichen Anderung der 
Fluchtlinienfeſtſetzung.] 

Die Kl. find Eigentümer eines Grundſtücks an einer 
Straße, bezüglich deren neue Fluchtlinien gehörig feſtgeſetzt und 
der Bebauungsplan, oͤffentlich ausgelegt, förmlich feſtgeſtellt und 
dieſe definitibe Feſtſtellung und die Offenlegung des Planes 
öffentlich bekannt gemacht worden war. Das Grundſtück der 
Kl. wurde durch dieſe Fluchtlinienfeſtſetzung bis auf einen kleinen 
Reft zur Straße beſtimmt. Auf einen Antrag der Kl. vom 
25. Oktober 1901 eröffnete die Polizeibehaͤrde ihnen am 30. des⸗ 
ſelben Monats, daß ihnen die Bauerlaubnis bezüglich ihres 
Hauſes nicht erteilt werden konne, da nach dem feſtgeſtellten Be- 
bauungsplane das Grundſtück nicht bebaut werden dürfe. Kl. 
behaupten, das Grundſtück ſei in ſeinem ganzen Umfange, alſo 
auch auf dem zur Straße beftimmten Teile, mit mehrgeſchoſſigen 
Gebäuden bebaut, ſeit dem Beſchluß vom 30. Oktober in der 
Bebauung beſchränkt, infolge davon aber hätten ſie, nachdem 
Verhandlungen mit dem Magiſtrat wegen einer zu gewährenden 
Entſchädigung erfolglos verlaufen, und da eine inzwiſchen von 
den ſtädtiſchen Behörden verfügte Anderung der Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzung als nicht rechtswirkſam zu betrachten ſei, die vorhandenen 
Gebäude abgebrochen und das Grundſtück bis zur neuen Flucht⸗ 
linie freigelegt. Ein von den Kl. an den Magiſtrat gerichtetes 
Erſuchen, die Einleitung des Enteignungsverfahrens zu be⸗ 
antragen, iſt vom Magiſtrat abgelehnt. Der Antrag der Kl. 
geht dahin, die beklagte Stadtgemeinde zu verurteilen, anzuerkennen, 
daß der Anſpruch auf Feſtſtellung derjenigen Entſchädigung 
fällig ſei, welcher für die von dem Grundſtücke durch die Bau ⸗ 
fluchtlinienfeſtſetzung vom 30. Oktober 1893 zur Straße be⸗ 
ſtimmte Fläche zu gewähren ſei. Das OLG. verurteilte, das 
RS. hob auf: 1. Nach 5 256 6iſt die Zuläffigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungsklage durch ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſiſtellung bedingt. An einem Intereſſe dieſer Art fehlt 
es, wenn dem Kl. eine zur Durchführung ſeiner Zwecke 
im vollen Umfange genügende Leiſtungsklage zu Gebote 
ſteht, eine ſolche aber iſt hier gegeben. Denn während die Kl. 
ſelbſt die Einleitung des Entſchädigungsverfahrens im Ver⸗ 
waltungswege zu beantragen nicht befugt find — auch dann 
nicht, wenn die Entſchädigungsanſprüche richterliche Anerkennung 
gefunden haben —, ſteht ihnen ein privates, im ordentlichen 
Rechtswege verfolgbares Recht zu, von der entſchädigungs⸗ 
verpflichteten Stadtgemeinde, welche ihrerſeits die Einleitung des 
Entſchädigungsverfahrens herbeizuführen befugt ift, zu verlangen, 
daß fie die zu dieſem Behuf erforderlichen Anträge ſtelle. (RG. 
Bd. 1 Nr. 64 S. 171.) Dieſe Anträge erſcheinen ſchon als 
Beginn der Erfüllung der Entſchädigungspflicht. Wenn alſo 
die Niederlegung des Gebäudes der Kl. ſich als berechtigt und 
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als zur Erzeugung von Entſchädigungsanſprüchen geeignet er- 
weiſt, ſo fehlt es nicht an einer Leiſtungsklage. Die Er⸗ 
wägung des Berufungsrichters, Kl. hälten ein rechtliches Intereſſe 
an alsbaldiger Feſtſtellung der Fälligkeit des Anſpruchs deshalb, 
weil fie die Verpflichtung der Bekl., den Enteignungsantrag zu 
ſtellen, zur Folge habe, geht inſofern fehl, als ſie nach dem 
vorhin Bemerkten verkennt, daß eine darauf gerichtete Klage, 
daß die Bekl. den Enteignungsantrag ſtelle, bereits gegeben iſt. 
Würde die gegenwärtige Klage zugelaſſen, ſo müßte nach rechts⸗ 
kräftiger Feſiſtellung der Fälligkeit des Entſchädigungsanſpruchs 
in einem zweiten Prozeſſe auf Verurteilung der Bekl. zur Herbei⸗ 
führung des Entſchädigungsverfahrens geklagt werden; das aber 
hieße, den im ordentlichen Rechtswege zu entſcheidenden Streit 
in zwei Prozeſſe ſpalten, was als unnötig nach dem Syſtem 
der ZPO. gerade vermieden werden fol. 2. Der Berufungs- 
richter führt auch aus, wenn man auch aus dem im 8 11 des 
Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 zur Geltung gebrachten 
Prinzip den Grundſatz ableiten wollte, daß nach der öffentlichen 
Auslegung eines Planes, der eine frühere Fluchtlinienfeſtſetzung 
ändern ſoll, auf Grund der früheren Fluchtlinienfeſtſetzung Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche nicht mehr erworben werden konnen, fo 
würde eine ſolche Wirkung doch immer nicht der nach $7 a. a. O. 
erfolgten Auslegung des vorläufigen Fluchtlinienplanes beige⸗ 
legt werden können. Ferner erwägt der Berufungsrichter, und 
zwar mit ſpezieller Bezugnahme auf $ 226 BGB., auch wenn 
der Abbruch der Gebäude nicht durch deren Zuſtand oder durch 
Maßregeln der Polizeibehörde geboten geweſen, jo hätten die 
Kl. doch nicht die Verpflichtung gehabt, ſo lange damit zu 
warten, bis fie durch die von der Bekl. beabfichtigte neue 
Fluchtlinienfeſtſetzung in eine ungünſtigere Lage verſetzt waren; 
die Kl. ſeien berechtigt geweſen, durch den Abbruch der Ge⸗ 
bäude eine Entfhädigung auf Grund der Fluchtlinienfeſtſetzung 
vom Jahre 1893 fich zu ſichern, ſolange fie zu Recht beſtand, 
und ſie hätten von dieſem Rechte Gebrauch gemacht. Hier iſt 
nicht genügend beachtet, daß die Fluchtlinienfeſtſetzung, kraft 
deren Rechte beſchränkungen der anliegenden Grundeigentümer 
eintreten und für die Gemeinden Enteignungsrechte entſtehen, 
im öffentlichen Intereſſe vorgeſehen iſt, um es den Gemeinden 
zu ermöglichen, eine den Anforderungen des Verkehrs, der Feuer⸗ 
ſicherheit und der Geſundheit entſprechende, auch zur Verhütung 
von Entſtellungen des Städtebildes geeignete Geſtalt der öffent⸗ 
lichen Straßen und Plätze mit ſtaatlichem Zwange herbei⸗ 
zuführen. Als Korrelat für den Eintritt der Beſchränkung und 
für die Entſtehung reſpektive Ausübung der Rechte ſtellt ſich die 
im Geſetze nach mehreren Richtungen hin geordnete Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Gemeinden dar. Verzichtet die Gemeinde, 
bevor den Anliegern konkrete Entſchädigungsanſprüche erwachſen 
find, wirkſam auf die durch die Fluchtlinienfeſtſetzung ge⸗ 
wonnenen Rechte, ſo iſt damit die Lage der Sache wie vor 
Feſtſetzung der Fluchtlinie wieder hergeſtellt. Die Anlieger 
haben kein privates, wohlerworbenes Recht auf Beibehaltung 
der einmal feſtgeſtellten Fluchtlinie und ſind nicht berechtigt, 
wenn die Gemeinde wirkſam auf dieſe verzichtet, noch durch 
Freilegung ihres Grundeigentums bis zu derſelben einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gemäß § 13 Ziffer 2 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes ſich zu verſchaffen. Die Anlieger find nicht zu ver 
langen befugt, daß, weil ihnen die Entziehung oder Ein⸗ 
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ſchränkung ihres Eigentums mit den daraus folgenden Erſatz⸗ 
anſprüchen vorteilhaft ſein würde, die Konſequenzen der einmal 
feftgeftellten Fluchtlinie in Kraft zu erhalten ſeien und ebenſo 
wenig, daß, wenn eine bloße Anderung der Fluchtlinie ihr 
Eigentum immer noch, aber im geringeren Umfange berührt, 
der urſprünglich beſtimmte umfaſſendere Eingriff maßgebend zu 
bleiben habe. Zweifel find nur moglich, wenn die Gemeinde 
unter Zuſtimmung der Ortspolizeibehoͤrde die Fluchtlinie wieder 
aufhebt oder ändert, aber dieſe Maßnahme wegen formaler 
Hinderniſſe oder weil von irgend welcher Seite Einwendungen 
erfolgen, welche unter § 8 des Fluchtliniengeſetzes fallen und in 
dem dort geordneten Verfahren zur Erledigung zu bringen find, 
nicht alsbald in Wirkſamkeit tritt. Hier iſt immer zu beachten, 
daß, auch wenn die erſte Fluchtlinie noch in Geltung bleibt, 
doch tatſächlich die berechtigten Organe ihren Willen, auf die 
erſte Fluchtlinienfeſtſetzung zu verzichten oder ſie nur in ge⸗ 
ringerem Umfange aufrecht zu erhalten, ausgeſprochen haben 
und daß die Eventualität, daß derſelbe zur Geltung gelangt, 
nicht völlig unbeachtet bleiben darf. Liegt die Sache ſo, daß 
dem Anlieger nach Maßgabe der Verhältniſſe ein Aufſchub nicht 
angeſonnen werden kann, ſo wird ihm nicht verſagt ſein, ſein 
Grundſtück mit der rechtlichen Folge der Entſtehung eines Ent- 
ſchädigungsanſpruches von Gebäuden freizulegen, denn gerade zu 
dem Zwecke, ein Hinausſchieben der Angelegenheit zu verhüten, 
iſt ihm im Geſetze die Niederlegung geſtattet. Wenn dagegen 
ein Eilbedürfnis in keiner Weiſe vorhanden iſt, ſo kann, auch 
abgeſehen von den Vorſchriften in den 88 226, 157, 162 
Abſ. 2, 242, 826 BGB., ein beſchleunigtes, gegen den Willen 
der Gemeinde und der Polizei ſtattfindendes Niederlegen der 
Gebäude nicht ſchlechthin eine Rechtfertigung darin finden, daß 
es für den Anlieger vorteilhafter ſei, eine Enteignung oder recht⸗ 
liche Beſchränkung ſeines Grundeigentums in einem größeren 
Umfange als die Gemeinde ſie gegenwärtig noch will, zu er⸗ 
reichen und daß es ihm deshalb, indem er auf dem behaupteten 
Recht beſteht, geſtattet ſein müſſe, ſofort, bevor noch die recht⸗ 
liche Wirkſamkeit der Aufhebung der Fluchtlinie oder ihrer 
Anderung eintritt, mit der Niederlegung der Gebäude vor- 
zugehen. Stadtgemeinde N. c. B., U. v. 3. Jan. 05, 473/04 VII. 
— Stettin. 

38. § 323, 258 3PO. in Verbindung mit § 844 BGB. 
Zeitliche Begrenzung der Rente im Urteil für den Eintritt der 
Erwerbsfähigkeit der Kinder des Verunglückten. 

Die allein von der Reviſion angefochtene Entſcheidung des 
Berufungsurteils zu Ziffer I, 2 enthält die Verurteilung des 
Bekl.: „den Kl. Guſtav, Alfred, Elſa und Johanna B. vom 
8. März 1902 ab je eine Geldrente von jährlich 300 Mark, 
vierteljährlich vorauszahlbar je auf 8. März, 8. Juni, 8. Sep⸗ 
tember und 8. Dezember, das Verfallene ſofort nebſt 4 Prozent 
inſenZ aus der eıften Vierteljahrsrate vom 18. April 1902 an 
und aus den ſpäter verfallenen Beträgen je vom Verfalltage 
an, inſolange zu entrichten, als das betreffende Kind außer⸗ 
ſtande iſt, fich ſelbſt zu unterhalten, jedoch mit Beſchränkung 
auf die Dauer von 15 Jahren.“ Das BG. hat nämlich in 


Übereinſtimmung mit dem erſten Richter die mutmaßliche Lebens 


dauer des verunglückten B. auf noch 15 Jahre bemeſſen, andererſeits 
der Anregung des Bekl., den Rentenbezug der klägeriſchen Kinder 
nur bis zur Erreichung eines beſtimmten Lebensalters fortdauern 
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zu laſſen, nicht entſprochen. Zu dem letzteren Punkt wird im 
Berufungsurteil ausgeführt: Im Geſetze ſei der Unterhaltungs⸗ 
anſpruch der ehelichen Kinder nicht nach ihrem Alter begrenzt. 
Allerdings ſei es wohl noͤglich, daß die klägeriſchen Kinder alle 
oder doch zum Teil ſchon vor Ablauf der 15 Jahre, für welche 
ihnen Rentenbezug gewährt iſt, in die Lage kommen werden, 
ſich ſelbſt unterhalten zu konnen; allein, wann dies bei jedem 
der Kinder der Fall ſein werde, laſſe ſich nicht mit ſolcher Be⸗ 
ſtimmtheit vorausſehen, daß jetzt ſchon der Zeitpunkt genau 
feſtgeſetzt werden könnte. Den Bekl. müſſe daher überlafſen 
bleiben, im Wege einer Klage nach § 323 Z9D. eine Ab- 
aͤnderung des Urteils zu verlangen, wenn die jetzt zutreffende 
Vorausſetzung, daß die klägeriſchen Kinder ſich felbft zu unter- 
halten außerſtande find, ſpäter wegfalle. Die Reviſion rügt, 
daß der 8 323 ZPD. durch unrichtige Anwendung verletzt fei. 
Die Rentenbezüge der Kinder ſeien innerhalb der 15 Jahre 
mutmaßlicher Lebensdauer des verſtorbenen B. auf einen be⸗ 
ſtimmten Zeitraum je nach dem vorausſichtlichen Eintritt der 
Erwerbsfähigkeit bei jedem der Kinder zu beſchränken geweſen. 
Was hiergegen im Berufungsurteil ausgeführt werde, ſei im 
Geſetze nicht begründet, der Hinweis auf 8 323 ZPO. verfehlt. 
Die letztere Beſtimmung habe zur Vorausſetzung, daß die 
Gründe, auf welche die Abänderungsklage geſtützt wird, erſt 
nach dem Urteil eintreten und eine weſentliche Anderung der zur 
Zeit des Urteils maßgebenden Verhältniſſe enthalten. Eine 
ſolche Anderung ſei es aber nicht, wenn die Kinder, Tag für 
Tag älter werdend, unter normalen Verhältniſſen das Alter er⸗ 
reichen, in welchem ſie ſich ſelbſt zu unterhalten imſtande ſeien. 
Es ſei alſo zu befürchten, daß eine lediglich auf dieſe voraus ⸗ 
geſehene zeitliche Entwickelung geſtützte Klage im Sinne von 
§ 323 ZPO. eventuell verſagen würde. Man konne im Hin- 
blick auf den vorliegenden Fall nicht ſagen, daß es dem Richter 
eine unmoͤgliche Aufgabe ſtellen heiße, die künftige Geſtaltung 
der für die Schadenerſatzpflicht maßgebenden Verhältniſſe im 
voraus zu überblicken. Der Revifionsangriff ift für begründet 
zu erachten. Wird in dem Falle des 8 844 BGB. der Er- 
ſatzpflichtige zur Zahlung einer Rente an die dort bezeichneten 
Perſonen auch inſoweit verurteilt, als die einzelnen Renten⸗ 
beiträge erſt nach Erlaſſung des Urteils fällig werden (vgl. 39D. 
8 258) fo iſt hierbei, namentlich für die Zeitdauer der Renten · 
zahlung, ſchon jetzt die vorausſichtliche künftige Geſtaltung der 
Verhältniſſe, wodurch der Unterhaltsanſpruch der Erſatz⸗ 
berechtigten bedingt ſein würde, in Betracht zu ziehen. Dieſe 
Aufgabe iſt dem Gericht auch nicht durch die Vorſchriften des 
§ 323 ZPO abgenommen, welche vielmehr nur für die Fälle 
Vorſorge treffen, wo eine weſentliche Anderung in den für 
die Verurteilung als ſolche, für Höhe oder Dauer der 
Leiſtungen maßgebenden Verhältniſſen, welche dem früheren Ur⸗ 
teil nach geltenden Rechtsgrundſätzen zugrunde gelegt werden 
durften, nachträglich eingetreten iſt. (Vergl. Gaupp-Stein 
3PO. zu § 323 Z. II 3 und N. 11, 12.) Es liegt nicht im 
Sinne des Geſetzes, die Verurteilung des Bekl. zur Renten⸗ 
zahlung auf die ganze Zeit zu erſtrecken, für welche Außerften 
Falles deſſen Zahlungspflicht überhaupt beſtehen kann, auch 
wenn ſich jetzt ſchon nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
vorherſehen läßt, daß die Vorausſetzungen der Verpflichtung in 
einem früheren Zeitpunkt in Wegfall kommen werden. Mit 
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einer Verweiſung auf eine eventuelle fpätere Klage nach § 323 
30D. wird in einem ſolchen Falle der zur Rentenzahlung ver⸗ 
urkilten Partei nicht gedient fein; abgeſehen von der Frage der 
rechtlichen Zuläſfigkeit dieſer Klage und von der in 8 323 Abſ. 3 
35D. enthaltenen Einſchränkung hinfſichtlich der Abänderung des 
Urteils, würde es ſich darum handeln, daß der betreffenden 
Partei die Laſt und uach Umſtänden die Koſten eines erneuten 
prozeſſes aufgebürdet werden. Solchen nachträglichen Streitig ⸗ 
keiten dadurch vorzubeugen, daß die künftige Sachgeſtaltung, 
ſoweit überhaupt moglich, von vornherein berückfichtigt wird, 
entipricht alſo der Abficht des Geſetzes wie auch dem Intereſſe 
der Beteiligten. — Unter den Gefichtspunkt der vorausſichtlichen 
länftigen Geſtaltung der Dinge fällt auch die erft ſpäter ein ⸗ 
tretende, bezw. zunehmende Erwerbs fähigkeit eines Kindes, ſo⸗ 
fern hierdurch der Unterhaltsanſpruch, für deſſen Entziehung 
Schadenserſatz zu leiſten iſt, beeinflußt wird. Dies trifft bei 
ehelichen Kindern des Getöteten nach Maßgabe von § 1602 
Mi. 1 und 2 BGB. zweifellos, und um deswillen nicht 
weniger zu, weil (wie das BG. anführt) der Unterhaltsanſpruch 
bir ehelichen Kinder gegenüber den Eltern nicht an eine be⸗ 
ſtimmte Altersgrenze gebunden iſt. — Maßgebend tft auch hierbei 
das Regelmäßige, der normale und der Erfahrung entſprechende 
Verlauf der Dinge (vergl. RG. 7, 51) im Zuſammenhalt mit 
hen konkreten Verhältniſſen des Einzelfalles; und auf den Zeit⸗ 
mum, für welchen nach ſolcher vorausſchauender Beurteilung 
ber Fortbeſtand der Zahlungspflicht zu erwarten iſt, hat der 
Kichter die Verurteilung des Bekl. zu beſchränken. In dieſem 
Sinne hat ſich der erkennende Senat kürzlich in einem gleich 
liegenden Falle ausgeſprochen: Urteil vom 5. Januar 1905 in 
Sachen Stadtgemeinde Meißen c. Bretſchneider R. VI. 96/04. — 
Nun mag es wohl Fälle geben, in denen nach den beſonderen 
Verhältniſſen der Beteiligten auch nicht mit annähernder Be⸗ 
ſtimmiheit ſich zum voraus ermeſſen läßt, ob die erſatzberechtigte 
perſon oder mit welchem Zeitpunkte fie in die Lage kommen 
wird, ſich ſelbſt durch eigenen Erwerb zu unterhalten; und da, 
wo eine ſolche Vorausbeſtimmung tatſächlich unmoglich iſt, kann 
fe ſelbſtverſtändlich dem Richter auch nicht angeſonnen werden. 
Allein zu dieſen Fällen gehört der vorliegende offenbar nicht. 
(Wird dargelegt.) L. o. B., U. v. 19. Jan. 05, 130/04 VI. — 
Stuttgart. 

89. 8 475 3 O. Beweislaſt als weſentliches Moment 
für die Auswahl der Partei bei richterlichem Eide unzuläffig.] 

Die Entſcheidung des BG. hinſichtlich der Auferlegung 
eines richterlichen Eides an den beklagtiſchen Ehemann beruht 
auf Rechtsirrtum. Das BG. nimmt zwar mit Recht an, daß 
Kl. die Beweis laſt betreffs der von ihm behaupteten Tilgung 
der in Rede ſtehenden an ſich mit 8 133,07 Mark jetzt un⸗ 
beſtrittenen Gegenforderungen hat. Auch beruht die Würdigung 
der Behauptungen und Beweiſe dahin, daß für die Behauptung 
des Kl., er habe die Gelder ſämtlich abgeführt (auch bei Be⸗ 
rückſichtigung von Gegenmomenten), manches ſpreche (zögerndes 
Verhalten des in Geldverlegenheit befindlichen beklagtiſchen Ehe⸗ 
mannes betreffs Ablieferung der Gelder durch Kl., Wahrſchein⸗ 
lichkeit größerer Geldzahlungen des Kl. an Bekl., die Art der 
Führung der beklagtiſchen Bücher, Geſtändnis des Kl. betreffs 
der Einnahmen) lediglich auf (dem Kl. zudem günſtiger) tat⸗ 
fachlicher Feftftelung. Wenn aber das BG. am Schluſſe dieſer 
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Erwägungen die Entſcheidung, nicht dem Kl., ſondern dem be⸗ 
klagtiſchen Chemanne einen richterlichen Eid aufzuerlegen, da⸗ 
durch begründet, daß der Kl. für die Abführung der 
Zahlungen zweifellos beweispflichtig und es ferner 
doch auch recht auffällig iſt, daß der Kl. als größerer Kaufmann 
über ſo erhebliche Beträge ſich keine Quittungen habe ausſtellen 
laſſen und nicht einmal Eintragungen darüber in ſeine Bücher 
gemacht haben ſollte, ſo beruhen dieſe Erwägungen auf einer 
Verletzung des $ 475 ZPOD., denn das BG. hat darnach als 
ein weſentliches Moment für die Auferlegung des richter⸗ 
lichen Eides an den beklagtiſchen Ehemann die Beweislaſt er- 
achtet. Dieſe iſt aber in einem Falle wie dem vorliegenden, in 
welchem nach der Feſtſtellung des Berufungsurteils ſoviel zu ⸗ 
gunften des Beweispflichtigen dargetan iſt, daß die Auferlegung 
eines richterlichen Eides überhaupt für erforderlich erachtet wird, 
ſchlechthin ohne Gewicht und es iſt nur das Maß der dem Eide 
der einen oder anderen Partei vom Gerichte beigelegten Über⸗ 
zeugungskraft — vielleicht neben oder in Verbindung mit der 
Stärke des bereits erbrachten Beweiſes — von Erheblichkeit. 
B. C. L., U. v. 5. Jan. 05, 2372/04 III. — Celle. 

40. 5 565 Abf. 2 39 O. Unzuläſſiges Abgehen von der 
rechtlichen Beurteilung des Reviſionsgerichts im neuen Be⸗ 
rufungsurteil.] 

Der Bekl. hatte bereits bei der erſten Verhandlung vor 
dem BG. zu einer Zeit, wo die Kl. noch immer die Feſtſtellung 
der unbedingten Lieferungspflicht desſelben bezüglich der 
ſtreitigen 54 Doppelwaggons Briketts begehrte, den Einwand 
erhoben, daß er auf Grund des $ 321 BGB. wegen mittler⸗ 
weile eingetretener erheblicher Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe ihrer Gegenkontrahentin, der Zedentin Firma Ge⸗ 
brüder R., berechtigt geweſen ſei, die ihm obliegende Leiſtung zu 
verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt ſei oder Sicherheit für 
fie geleiſtet werde. Der erkennende Senat hat dieſen Einwand 
in dem aufhebenden Urteil vom 8. April 1902 grundſätzlich 
für begründet erklärt und insbeſondere die damalige Annahme 
des aufgehobenen Berufungsurteils, daß Vorausſetzung für die 
Anwendung des 8 321 ſei, daß der Anſpruch auf Leiſtung der 
Weigerung durch eine außerhalb des Rechtsſtreits liegende 
Kundgebung geltend gemacht worden ſei, widerlegt, ſowie weiter 
ausgeführt, daß die Geltendmachung des in Frage ftehenden 
Einwandes auch gegenüber demjenigen zuzulaſſen ſei, der im 
Wege der Zeſſion den Anſpruch auf die Leiſtung erworben habe, 
ohne daß auf ihn die gegenüberſtehende Verbindlichkeit über⸗ 
gegangen ſei. Ferner hat der Senat in jenem Urteil ausge⸗ 
ſprochen, daß der Einwand, wenn der Nachweis der Vermoͤgens⸗ 
verſchlechterung der Firma Gebrüder R. erbracht werde, die 
Wirkung habe, daß die Verurteilung zur Leiſtung nur bedingt, 
nämlich Zug um Zug mit der Gegenleiſtung gemäß § 322 
Abſ. 1 BGB. ausgeſprochen werden könne. Das OLG. hat 
nun auf Grund der in der Berufungsinſtanz ſtattgehabten Be⸗ 
weisaufnahme tatſächlich feſtgeſtellt, daß die Vermögenslage der 
Firma Gebrüder R. nach Abſchluß des in Frage ſtehenden 
Lieferungs vertrages ſich weſentlich verſchlechtert hatte. Wenn 
dasſelbe nun gleichwohl den Einwand aus 8 321 nicht für 
durchſchlagend erachtet, vielmehr nunmehr, einem Eventualantrag 
der Kl. entſprechend, den Bekl. für verpflichtet erklart hat, der 
Kl. den derſelben durch die Nichtlieferung der 54 Waggons 
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Briketts entſtandenen Schaden zu erſetzen, fo hat es, wie auch 
der Revifionskl. geltend macht, den 8 566 Abſ. 2 ZPD., wo⸗ 
nach dasſelbe au die rechtliche Beurteilung des aufhebenden Ur⸗ 
teils gebunden iſt, verletzt. Die Anwendbarkeit des 8 321 
mußte auch zur Abweiſung des Schadens erſatzanſpruchs 
führen, da der Bekl. zu der unbedingten Lieferung, welche von 
der Kl. gefordert wurde, nicht verpflichtet war. Das Os. 
durfte nicht darauf zurückkommen und entſcheidendes Gewicht 
darauf legen, daß der Bekl. ſich wegen Lieferung Zug um Zug 
an die Kl. habe wenden müſſen, da dieſe Annahme durch das 
aufhebende Urteil ihre rechtliche Widerlegung gefunden hatte. 
L. c. R., U. v. 17. Jan. 05, 186/04 II. — Coöln. 

41. 8 580 Ziffer 7b 3pO. Eine Gebrauchsmuſter⸗ 
anmeldung iſt ebenſo wenig wie eine Patentſchrift eine zur Be⸗ 
gründung der Reſtitutionsklage geeignete Urkunde.] 

Die erhobene Reſtitutionsklage iſt mit Recht als unzuläffig 
verworfen worden. Der 8 580 Ziffer 7b 390. läßt die 
Reſtitutionsklage zu, wenn die Partei eine Urkunde auffindet 
oder zu benutzen in den Stand geſetzt wird, welche eine ihr 
günftigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Das OLG. 
hat aber in dem angefochtenen Urteil ganz zutreffend ange⸗ 
nommen, daß die Gebrauchsmuſteranmeldung vom 31. Dezember 
1897, welche zu dem Gebrauchsmuſter 87 480 geführt hat und 
nun zur Begründung der Reſtitutionsklage benutzt wird, über⸗ 
haupt nicht als eine Urkunde angeſehen werden kann, welche im 
Sinne des § 580 Ziffer 7b von der Partei erſt aufgefunden 
werden könnte, vorher aber verborgen, nicht auffindbar oder nicht 
benutzbar geweſen wäre. Die Gebrauchsmuſter werden, ſoferne 
die Anmeldungen den Anforderungen des § 2 des Geſetzes be⸗ 
treffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern entſprechen, in die 
bei dem Kaiſerlichen Patentamt, Anmeldeſtelle ſür Gebrauchs⸗ 
muſter, geführte Rolle eingetragen, die Eintragungen werden 
nach $ 3 Abſ. 3 des Geſetzes durch den Reichsanzeiger in be⸗ 
ſtimmten Friſten bekannt gemacht; die Einficht der Rolle ſowie 
der Anmeldungen, auf Grund deren die Eintragungen erfolgten, 
ſteht nach Abſ. 5 des § 3 jedermann frei. Dementſprechend iſt 
unſtreitig auch die Anmeldung vom 31. Dezember 1897 als 
Gebrauchsmuſter 87 480 in der Muſterrolle eingetragen und im 
Reichsanzeiger vom 7. Februar 1898 bekannt gemacht worden. 
Damit war für jedermann die Möglichkeit gegeben, die An⸗ 
meldung einzuſehen und ſich über ihren Inhalt genauer zu 
unterrichten, wenn ihm die veröffentlichte Bezeichnung des 
Muſters nicht genügte; die Anmeldung war auch dem Kl. frei 
zugänglich, und der Gedanke, welcher der Einrichtung der Ge⸗ 
brauchsmuſterrolle zugrunde liegt und jedermann die freie 
Kenntnisnahme von allen Anmeldungen gewährleiſtet, ſchließt es 
aus, daß bei Urkunden dieſer Art eine „Auffindung“ eintreten 
kann, wie fie in der prozeſſualen Beſtimmung des § 580 
Ziffer 7b ZPO. als Reſtitutionsgrund Beachtung gefunden hat. 
Wenn auch die Gebrauchsmuſteranmeldung keine öffentliche 
Druckſchrift iſt, wie eine Patentſchrift, ſo iſt ſie doch wie dieſe 
füͤr jedermann jederzeit frei benutzbar; die Reſtitutionsklage kann des⸗ 
halb ebenſowenig, wie auf eine angeblich neu aufgefundene 
Patentſchrift (RG. 48, 376) auf die Behauptung geſtuͤtzt 
werden, daß die Anmeldung zu einem bekannt gemachten Ge⸗ 
brauchsmuſter neu aufgefunden worden fi. B. c. M. u. Gen., 
u. v. 14. Jan. 05, 573/04 I. — Cöln. 
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42. 88 614—616 3. in Verbindung mit 1574 Abſ. 8 
BGB. Hinderung der Rechtskraft eines Scheidungsurteils durch 
Einlegung einer auf die Schuldfrage beſchränkten Berufung, 
Antrag auf Schuldigkeitserklärung der Gegenſette auch trotz ab- 
gewieſener Widerklage zuläffig.] 

Das LGG. hat dem Antrage der Kl., die Ehe der Parteien 
zu trennen und den Bekl. für den ſchuldigen Teil zu erklären, 
ſtattgegeben und die auf Scheidung der Che und Schuldig⸗ 
erklärung der Kl. gerichtete Widerklage des Bekl. abgewieſen. 
Gegen das Urteil des LG. hat der Bekl. Berufung eingelegt 
und in der mündlichen Verhandlung folgenden Antrag geſtellt: 
„Unter entſprechender Anderung des landgerichtlichen Urteils auch 
die Kl. für den ſchuldigen Teil zu erklären, ihr die Hälfte der 
Koſten erſter Inſtanz und die Koſten der Berufungsinſtanz zur 
Laſt zu legen.“ Nach den Feſtſtellungen des BG. hat der Bekl. 
ausgeführt: „Er beantrage lediglich, auch die Kl. für den 
ſchuldigen Teil zu erklären, und verlange weder den Zuſpruch 
der in erſter Inſtanz abgewieſenen Widerklage noch auch die 
Abweiſung der gegen ihn zugeſprochenen Cheſcheidungsklage und 
er beruhige ſich bei dem landgerichtlichen Urteil auch inſofern, 
als es ihm die Schuld an der Cheſcheidung beigemeſſen habe. 
Er behaupte aber, nicht der Alleinſchuldige zu ſein. Die Kl. 
habe zur Zerrüttung des ehelichen Lebens ſehr viel beige 
tragen, was ſchon aus der Beweisaufnahme erſter Inſtanz ber- 
vorgehe und durch Aufnahme der neu vorgebrachten Beweiſe 
noch beſtätigt werden würde. Inſoweit, als die Ehe aus ſeinem, 
des Bekl., Verſchuld en geſchieden und feine Widerklage abge 
wieſen worden ſei, fechte er das Urteil nicht an.“ Das BG. 
hat die Berufung des Bekl., ohne in eine ſachliche Prüfung der 
Behauptungen des Bekl. einzutreten, zurückgewieſen und zwar, 
weil es aus prozeſſualen Gründen den Berufungs antrag für 
unzuläffig erachtet. Der Rechtsſtandpunkt des BG. iſt mit dem 
Weſen des Scheidungsprozeſſes unvereinbar. Im Scheidungs⸗ 
prozeſſe wird das eheliche Verhältnis im ganzen Gegenſtand 
des Streites und eine Cheſcheidung darf nur in Verbindung 
mit der unbedingten Entſcheidung ſämtlicher anderer Streitfragen 
erfolgen. Infolge dieſes Grundſatzes wird durch die Einlegung 
der Berufung gegen ein landgerichtliches Urteil, das auf Scheidung 
erkannt und nur die eine Partei für ſchuldig erklärt hat, die 
Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange auch dann gehemmt, 
wenn die andere Partei in der Berufungsinſtanz ohne Erhebung 
einer Widerklage oder unter Abſtandnahme von einer ſolchen, 
lediglich zur Schuldfrage Anträge ſtellt. Die Berufungsanträge 
haben nicht die Bedeutung, daß das Urteil des Landgerichtes, 
inſoweit es durch die Anträge nicht angefochten wird, in Rechts⸗ 
kraft übergeht. In dieſem Sinne hat der erkennende Senat 
wiederholt entſchieden. (Vergl. namentlich die Urteile in Sachen 
F. wider F. vom 10. November 1904 IV 248/04 und in 
Sachen R. wider R. vom 1. Dezember 1904, 255/04, RG. 58 
S. 307) und 316.) Im vorliegenden Falle wurde alſo 
die Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils durch die Einlegung 
der Berufung ſeitens des Bekl. im ganzen Umfange gehemmt, 
obgleich der Bekl. in der Berufungsinſtanz nur zur Schuldfrage 
einen Antrag ſtellte. Demzufolge geht das BG. von einer 
unzutreffenden Vorausſetzung aus, wenn es unterſtellt, daß das 


) SW. 05 50. 


4. Jahrgang. 


landgerichtliche Urteil, inſoweit es die Widerklage abwies und 
mangefochten blieb, in Rechtskraft übergegangen ſei. War 
aber die Widerklage noch nicht rechtskräftig abgewieſen, ſo war 
nicht gehindert, eine Entſcheidung über den Antrag des Bell. 
zur Schuldfrage abzugeben. Inſoweit es ſich dazu außer ſtande 
erachtete, verletzte es die Grundlagen des Scheidungsprozeſſes, 
wie fie namentlich in den Vorſchriften der 88 614 bis 616 
ZPO. zum geſetzgeberiſchen Ausdrucke gelangt find. Abgeſehen 
von dieſer Geſetzesverletzung hat das BG. aber auch die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1574 Abſ. 3 BGB., den es für nicht anwendbar 
auf den vorliegenden Fall erklärt, verkannt. Es ſteht außer 
Zweifel und wird auch vom BG. nicht in Zweifel gezogen, daß 
der Bekl. die von ihm in erfter Inſtanz anhaͤngig gemachte, 
auf Scheidung der Ehe und Schuldigerklärung der Ehefrau ge⸗ 
nchtet geweſene Widerklage in der Berufungsinſtanz nicht mehr 
verfolgte. Der Bekl. wollte, wie er in der Berufungsinſtanz 
ausdrücklich erklärte, lediglich einen Ausſpruch des BG. dahin, 
daß auch die Kl. Schuld an der Scheidung trage, er⸗ 
wirken. Zu einem ſolchen prozeſſualen Vorgehen war der Bekl. 
nach $ 1574 Abſ. 3 BB. berechtigt, und die Anſicht des 
86., der Bekl. hätte nur im Wege der Aufechtung des die 
Widerklage abweiſenden Teiles des landgerichtlichen Urteils die 
Schuldigerklärung feiner Frau erreichen können, beruht auf einer 
unzutreffenden Auslegung des 8 1574 Abſ. 3. (Wird näher and- 
geführt.) S. o. S., U. v. 12. Jan. O05, 328/04 IV. — Colmar. 

43. 5 939 3pO. Bedeutung der „beſonderen Um⸗ 
ſtände“.] 

Wie ſchon in dem Erkenntniſſe des Senats vom 
16. Januar 1882 (vergl. JW. 82, 55 ff.) hervorgehoben, iſt 
für die verſchiedene Bedeutung, welche der Geſetzgeber der 
Sicherheitsleiſtung einerſeits beim Arreſt, andererſeits bei der 
einſtweiligen Verfügung einräumt, die innere Verſchiedenheit 
dieſer beiden Maßregeln entſcheidend. Während der Arreſt die 
Sicherung der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung 
oder wegen eines Anſpruchs, der in eine Geldforderung über⸗ 
gehen kann, bezweckt, hat die einſtweilige Verfügung die 
Sicherung einer Individualleiſtung oder die Regelung eines 
einſtweiligen Zuftandes in bezug auf ein ſtreitiges Rechts⸗ 
verhältnis im Auge. Während alſo bei jenem eine ſchlecht⸗ 
hin vertretbare Leiſtung in Frage ſteht, für welche die 
Sicherheit ein jeder zeitiges Aquivalent bieten kann, iſt 
ein ſolches Aquivalent bei dem Gegenſtand der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung der Natur der Sache nach in der Regel ausgeſchloſſen 
Deshalb beſtimmt 8 923 ZPD. für den Arreſt, daß in jedem 
Arreſtbefehl ein Geldbetrag feftzuftellen iſt, durch deſſen Hinter⸗ 
legung die Vollziehung des Arreſtes gehemmt und der Schuldner 
zu dem Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes be⸗ 
rechtigt wird. Ebenſo beſtimmt 8 925 Abſ. 2 ZPD., daß das 
Gericht, welches auf eingelegten Widerſpruch über die Recht⸗ 
mäßigkeit des Arreſtes zu entſcheiden hat, die Beſtätigung, 
Abänderung oder Aufhebung von einer nach freiem Ermeſſen 
zu beſtimmenden Sicherheitsleiſtung abhängig machen könne, 
und weiter $ 927 a. a. O., daß ſelbſt nach Beſtätigung des 
Arreſtes die Aufhebung desſelben auf Grund des Erbietens zu 
einer nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden Sicherheitsleiſtung 
beantragt werden kann. Dieſen aus der oben hervorgehobenen 
Natur des Arreſtbefehls abzuleitenden Vorſchriften tritt in 
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& 939 3p D. die für die einſtweilige Verfügung allgemein 
geltende Beſtimmung gegenüber, wonach nur unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden die Aufhebung einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung gegen Sicherheitsleiſtung geſtattet werden kann. Der 
Grund liegt eben darin, daß für die durch die einſtweilige Ver⸗ 
fügung bezweckte Sicherheit oder Regelung ein vollwertiger 
Erſatz, ein Aquivalent, in der Leiſtung einer Sicherheit regel⸗ 
mäßig nicht gefunden werden kann. Nun hat das OLG. — 
worüber ſich die Reviflonskl. nicht beſchwert — in dem an⸗ 
gefochtenen Urteile die Beſtätigung der einſtweiligen Verfügung 
von einer weiteren Sicherheitsleiſtung von 30 000 Mark ab- 
haͤngig gemacht (in der urſprünglichen Verfügung vom 
14. März 1904 war deren Wirkſamkeit bereits von einer 
von der Antragſtellerin zu leiſtenden Sicherheit von 17 000 Mark 
abhängig gemacht). Dieſe Sicherheitsleiſtung iſt in dem 
Urteil durch die Rückſicht auf die mögliche wirtſchaftliche 
Schädigung der Antragsgegner gerechtfertigt. Wenn das OLG. 
nun noch außerdem die Aufhebung der unter der eben be⸗ 
zeichneten Vorausſetzung beſtätigten einſtweiligen Verfügung für 
den Fall geſtattet, daß die Antragsgegner für 60 000 Mark 
Sicherheit leiſten, ſo mußte es die beſonderen Umſtände 
darlegen, aus denen im vorliegenden Falle ausnahmsweiſe die 
Gewährung einer Sicherheit als Erſatz, als Aquivalent, der 
durch die einſtweilige Verfügung getroffenen Regelung in Be⸗ 
tracht kam. Anſtatt ſolche Umſtände anzugeben, hat das OLG. 
die Zulafſung des Antrags auf Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung gegen Sicherheitsleiſtung wieder lediglich durch die 
Rückficht auf die den Antragsgegnern drohenden materiellen 
Nachteile und geſchäftlichen Störungen gerechtfertigt. Damit 
hat aber das OLG. die Vorſchrift des § 939 der ZPD. ver⸗ 
letzt. Denn „dafür, daß der Zweck der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auch durch eine Sicherheitsleiſtung erreicht werden könne, 
fehlt es an jeglicher Begründung“. (Vergl. JW. 96, 33 
Nr. 18.) Beſondere Umſtände, welche im vorliegenden Falle 
dieſe Annahme rechtfertigen könnten, find aber auch weder aus 
dem Vorbringen der Antragſtellerin ſelbſt noch aus dem der 
Antragsgegner zu entnehmen. Vielmehr betont die Reviſionskl., 
welche die Neuheit der ihr geſchützten Schriften glaubhaft ge- 
macht hat, mit Recht auch das ideale Intereſſe, das ſie au der 
einſtweiligen Aufrechterhaltung des durch die Eintragung von 
ihr beanſpruchten Schutzrechtes in ihren Beziehungen zu dem 
beteiligten Gewerbe haben muß. Der Senat war daher in der 
Lage, ſofort durch Aufhebung des angefochtenen Teiles des 
oberlandesgerichtlichen Urteils in der Sache ſelbſt die Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Sch. & G. c. K. u. Gen., U. v. 
10. Dez. 04, 459/04 I. — Dresden. 

44. 8 940 30. geſtattet eine Berückſichtigung von 
Nachteilen des Antragftellers, nicht des Antraggegners.] 

Der Berufungsrichter hat zunächſt den Anſpruch des 
Antragſtellers auf Gewährung des ſtreitigen Notweges gemäß 
§ 918 Abſ. 2 BGB. für glaubhaft gemacht und ſodann die 
von ihm erlaſſene einſtweilige Verfügung unter Hinweiſung auf 
§ 940 3PO. aus folgenden Erwägungen für gerechtfertigt er- 
achtet. Zwar habe, wie der Wirtſchaftsführer H. eidesſtattlich 
verſichert habe, ſeines Wiſſens der Berufungskl. (Antragſteller) 
von dem Grundſtücke Nr. 2110/30 in keiner Weiſe Gebrauch 
gemacht, und die Behauptung des Antragſtellers, daß der Uhr 
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Briketts entſtandenen Schaden zu erſetzen, fo hat es, wie auch 
der Reviflonskl. geltend macht, den 5 566 Abſ. 2 39 O., wo⸗ 
nach dasſelbe an die rechtliche Beurteilung des aufhebenden Ur⸗ 
teils gebunden iſt, verletzt. Die Anwendbarkeit des § 321 
mußte auch zur Abweiſung des Schadens erſatzanſpruchs 
führen, da der Bekl. zu der unbedingten Lieferung, welche von 
der Kl. gefordert wurde, nicht verpflichtet war. Das DRG. 
durfte nicht darauf zurückkommen und entſcheidendes Gewicht 
darauf legen, daß der Bekl. ſich wegen Lieferung Zug um Zug 
an die Kl. habe wenden müſſen, da dieſe Annahme durch das 
aufhebende Urteil ihre rechtliche Widerlegung gefunden hatte. 
L. c. R., U. v. 17. Jan. 05, 186/04 II. — Cöln. 

41. 5 580 Ziffer 7b 3PO. Eine Gebrauchsmuſter⸗ 
anmeldung iſt ebenſo wenig wie eine Patentſchrift eine zur Be⸗ 
gründung der Reſtitutionsklage geeignete Urkunde.] 

Die erhobene Reſtitutionsklage iſt mit Recht als unzuläſſig 
verworfen worden. Der 8 580 Ziffer 7b ZPD. läßt die 
Reſtitutionsklage zu, wenn die Partei eine Urkunde auffindet 
oder zu benutzen in den Stand geſetzt wird, welche eine ihr 
günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Das OLG. 
hat aber in dem angefochtenen Urteil ganz zutreffend ange⸗ 
nommen, daß die Gebrauchsmuſteranmeldung vom 31. Dezember 
1897, welche zu dem Gebrauchsmuſter 87 480 geführt hat und 
nun zur Begründung der Reſtitutionsklage benutzt wird, über⸗ 
haupt nicht als eine Urkunde angeſehen werden kann, welche im 
Sinne des 8 580 Ziffer 7b von der Partei erſt aufgefunden 
werden könnte, vorher aber verborgen, nicht auffindbar oder nicht 
benutzbar geweſen wäre. Die Gebrauchsmuſter werden, ſoferne 
die Anmeldungen den Anforderungen des 5 2 des Geſetzes be⸗ 
treffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern entſprechen, in die 
bei dem Kaiſerlichen Patentamt, Anmeldeſtelle für Gebrauchs- 
muſter, geführte Rolle eingetragen, die Eintragungen werden 
nach 8 3 Abſ. 3 des Geſetzes durch den Reichsanzeiger in be⸗ 
ſtimmten Friſten bekannt gemacht; die Einſicht der Rolle ſowie 
der Anmeldungen, auf Grund deren die Eintragungen erfolgten, 
ſteht nach Abſ. 5 des § 3 jedermann frei. Dementſprechend iſt 
unſtreitig auch die Anmeldung vom 31. Dezember 1897 als 
Gebrauchsmuſter 87 480 in der Muſterrolle eingetragen und im 
Reichsanzeiger vom 7. Februar 1898 bekannt gemacht worden. 
Damit war für jedermann die Möglichkeit gegeben, die An⸗ 
meldung einzuſehen und ſich über ihren Inhalt genauer zu 
unterrichten, wenn ihm die veröffentlichte Bezeichnung des 
Muſters nicht genügte; die Anmeldung war auch dem Kl. frei 
zugänglich, und der Gedanke, welcher der Einrichtung der Ge⸗ 
brauchsmuſterrolle zugrunde liegt und jedermann die freie 
Kenntnisnahme von allen Anmeldungen gewährleiſtet, ſchließt es 
aus, daß bei Urkunden dieſer Art eine „Auffindung“ eintreten 
kann, wie fie in der prozeſſualen Beſtimmung des § 580 
Ziffer 7b 3PO. als Reſtitutionsgrund Beachtung gefunden hat. 
Wenn auch die Gebrauchsmuſteranmeldung keine öffentliche 
Druckſchrift iſt, wie eine Patentſchrift, ſo iſt ſie doch wie dieſe 
füt jedermann jederzeit frei benutzbar; die Reſtitutionsklage kann bed» 
halb ebenſowenig, wie auf eine angeblich neu aufgefundene 
Patentſchrift (RG. 48, 376) auf die Behauptung geſtützt 
werden, daß die Anmeldung zu einem bekannt gemachten Ge⸗ 
brauchsmuſter neu aufgefunden worden ſei. B. c. M. u. Gen., 
U. v. 14. Jan. 05, 573/04 I. — Cöln. 
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42. 88 614—616 3. in Verbindung mit 1574 Abſ. 8 
BGB. Hinderung der Rechtskraft eines Scheidungsurteils durch 
Einlegung einer auf die Schuldfrage beſchränkten Berufung, 
Antrag auf Schuldigkeitserklärung der Gegenſeite auch trotz ab 
gewieſener Widerklage zuläffig.] 

Das LG. hat dem Antrage der Kl., die Ehe der Parteien 
zu trennen und den Bekl. für den ſchuldigen Teil zu erklären, 
ftattgegeben und die auf Scheidung der Ehe und Schuldig⸗ 
erklärung der Kl. gerichtete Widerklage des Bekl. abgewieſen. 
Gegen das Urteil des LG. hat der Bekl. Berufung eingelegt 
und in der mündlichen Verhandlung folgenden Antrag geſtellt: 
„Unter entſprechender Anderung des landgerichtlichen Urteils auch 
die Kl. für den ſchuldigen Teil zu erklären, ihr die Hälfte der 
Koſten erſter Inſtanz und die Koften der Berufungsinſtanz zur 
Laft zu legen.“ Nach den Feſtſtellungen des BG. hat der Bekl. 
ausgeführt: „Er beantrage lediglich, auch die Kl. für den 
ſchuldigen Teil zu erklären, und verlange weder den Zuſpruch 
der in erſter Inſtanz abgewieſenen Widerklage noch auch die 
Abweiſung der gegen ihn zugeſprochenen Eheſcheidungsklage und 
er beruhige ſich bei dem landgerichtlichen Urteil auch inſofern, 
als es ihm die Schuld an der Eheſcheidung beigemeſſen habe. 
Er behaupte aber, nicht der Alleinſchuldige zu ſein. Die Kl. 
habe zur Zerrüttung des ehelichen Lebens ſehr viel beige⸗ 
tragen, was ſchon aus der Beweisaufnahme erſter Inſtanz her ⸗ 
vorgehe und durch Aufnahme der neu vorgebrachten Beweiſe 
noch beſtätigt werden würde. Inſoweit, als die Ehe aus ſeinem, 
des Bekl., Verſchuld en geſchieden und feine Widerklage abge- 
wieſen worden ſei, fechte er das Urteil nicht an.“ Das BG. 
hat die Berufung des Bekl., ohne in eine ſachliche Prüfung der 
Behauptungen des Bekl. einzutreten, zurückgewieſen und zwar, 
weil es aus prozeſſualen Gründen den Berufungsantrag für 
unzuläſſig erachtet. Der Rechtsſtandpunkt des BG. iſt mit dem 
Weſen des Scheidungsprozeſſes unvereinbar. Im Scheidungs⸗ 
prozeſſe wird das eheliche Verhältnis im ganzen Gegenſtand 
des Streites und eine Eheſcheidung darf nur in Verbindung 
mit der unbedingten Entſcheidung ſämtlicher anderer Streitfragen 
erfolgen. Infolge dieſes Grundſatzes wird durch die Einlegung 
der Berufung gegen ein landgerichtliches Urteil, das auf Scheidung 
erkannt und nur die eine Partei für ſchuldig erklärt hat, die 
Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange auch dann gehemmt, 
wenn die andere Partei in der Berufungsinſtanz ohne Erhebung 
einer Widerklage oder unter Abſtandnahme von einer ſolchen, 
lediglich zur Schuldfrage Anträge ſtellt. Die Berufungsanträge 
haben nicht die Bedeutung, daß das Urteil des Landgerichtes, 
inſoweit es durch die Anträge nicht angefochten wird, in Rechts 
kraft übergeht. In dieſem Sinne hat der erkennende Senat 
wiederholt entſchieden. (Vergl. namentlich die Urteile in Sachen 
F. wider F. vom 10. November 1904 IV 248/04 und in 
Sachen R. wider R. vom 1. Dezember 1904, 255/04, RG. 58 
S. 307°) und 316.) Im vorliegenden Falle wurde alſo 
die Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils durch die Einlegung 
der Berufung ſeitens des Bekl. im ganzen Umfange gehemmt, 
obgleich der Bekl. in der Berufungsinſtanz nur zur Schuldfrage 
einen Antrag ſtellte. Demzufolge geht das BG. von einer 
unzutreffenden Vorausſetzung aus, wenn es unterſtellt, daß das 
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landgerichtliche Urteil, inſoweit es die Widerklage abwies und 
unangefochten blieb, in Rechtskraft übergegangen ſei. War 
aber die Widerklage noch nicht rechtskräftig abgewieſen, ſo war 
nicht gehindert, eine Entſcheidung über den Antrag des Beil. 
zur Schuldfrage abzugeben. Inſoweit es ſich dazu außer ſtande 
erachtete, verletzte es die Grundlagen des Scheidungsprozeſſes, 
wie fie namentlich in den Vorſchriften der 88 614 bis 616 
ZPD. zum geſetzgeberiſchen Ausdrucke gelangt find. Abgeſehen 
von dieſer Geſetzes verletzung hat das BG. aber auch die Vor⸗ 
ſchrift des 5 1574 Abſ. 3 BGB., den es für nicht anwendbar 
auf den vorliegenden Fall erklärt, verkannt. Es ſteht außer 
Zweifel und wird auch vom BG. nicht in Zweifel gezogen, daß 
der Bekl. die von ihm in erfter Inſtanz anhängig gemachte, 
auf Scheidung der Ehe und Schuldigerklärung der Ehefrau ge⸗ 
richtet geweſene Widerklage in der Berufungsinſtanz nicht mehr 
verfolgte. Der Bekl. wollte, wie er in der Berufungsinſtanz 
ausdrücklich erklärte, lediglich einen Ausſpruch des BG. dahin, 
daß auch die Kl. Schuld an der Scheidung trage, er⸗ 
wirken. Zu einem ſolchen prozeſſualen Vorgehen war der Bekl. 
nach § 1574 Abſ. 3 BB. berechtigt, und die Anſicht des 
BG., der Bekl. hätte nur im Wege der Anfechtung des die 
Widerklage abweiſenden Teiles des landgerichtlichen Urteils die 
Schuldigerklärung ſeiner Frau erreichen können, beruht auf einer 
unzutreffenden Auslegung des 8 1574 Abſ. 3. (Wird näher aus- 
geführt.) S. c. S., U. v. 12. Jan. 05, 328/04 IV. — Colmar. 

48. 5 939 39D. Bedeutung der „beſonderen Um⸗ 
ſtände“.] 

Wie ſchon in dem Erkenntniſſe des Senats vom 
16. Januar 1882 (vergl. JW. 82, 55 ff.) hervorgehoben, iſt 
für die verſchiedene Bedeutung, welche der Geſetzgeber der 
Sicherheitsleiſtung einerſeits beim Arreſt, andererſeits bei der 
einſtweiligen Verfügung einräumt, die innere Verſchiedenheit 
dieſer beiden Maßregeln entſcheidend. Während der Arreſt die 
Sicherung der Zwangs vollſtreckung wegen einer Geldforderung 
oder wegen eines Anſpruchs, der in eine Geldforderung über⸗ 
gehen kann, bezweckt, hat die einſtweilige Verfügung die 
Sicherung einer Individualleiſtung oder die Regelung eines 
einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf ein ſtreitiges Rechts⸗ 
verhältnis im Auge. Während alſo bei jenem eine ſchlecht⸗ 
hin vertretbare Leiſtung in Frage ſteht, für welche die 
Sicherheit ein jeder zeitiges Aquivalent bieten kann, iſt 
ein ſolches Aquivalent bei dem Gegenſtand der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung der Natur der Sache nach in der Regel ausgeſchloſſen 
Deshalb beftimmt 8 923 ZPO. für den Arreſt, daß in jedem 
Arreftbefehl ein Geldbetrag feſtzuſtellen iſt, durch deſſen Hinter⸗ 
legung die Vollziehung des Arreſtes gehemmt und der Schuldner 
zu dem Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes be⸗ 
tehtigt wird. Ebenſo beſtimmt § 925 Abſ. 2 3PO., daß das 
Gericht, welches auf eingelegten Widerſpruch über die Recht⸗ 
mäßigkeit des Arreſtes zu entſcheiden hat, die Beſtätigung, 
Abänderung oder Aufhebung von einer nach freiem Ermeſſen 
zu beſtimmenden Sicherheitsleiſtung abhängig machen könne, 
und weiter 8 927 a. a. O., daß ſelbſt nach Beſtätigung des 
Arreſtes die Aufhebung desſelben auf Grund des Erbietens zu 
einer nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden Sicherheitsleiſtung 
beantragt werden kann. Dieſen aus der oben hervorgehobenen 
Natur des Arreſtbefehls abzuleitenden Vorſchriften tritt in 
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8 939 3D. die für die einſtweilige Verfügung allgemein 
geltende Beſtimmung gegenüber, wonach nur unter be- 
fonderen Umſtänden die Aufhebung einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung gegen Sicherheitsleiſtung geſtattet werden kann. Der 
Grund liegt eben darin, daß für die durch die einſtweilige Ver⸗ 
fügung bezweckte Sicherheit oder Regelung ein vollwertiger 
Erſatz, ein Aquivalent, in der Leiſtung einer Sicherheit regel ⸗ 
mäßig nicht gefunden werden kann. Nun hat das OLG. — 
worüber ſich die Reviflonskl. nicht beſchwert — in dem an⸗ 
gefochtenen Urteile die Beſtätigung der einſtweiligen Verfügung 
von einer weiteren Sicherheitsleiſtung von 30 000 Mark ab- 
hängig gemacht (in der urſprünglichen Verfügung vom 
14. März 1904 war deren Wirkſamkeit bereits von einer 
von der Antragſtellerin zu leiſtenden Sicherheit von 17 000 Mark 
abhängig gemacht). Dieſe Sicherheitsleiſtung iſt in dem 
Urteil durch die Rückſicht auf die mögliche wirtſchaftliche 
Schädigung der Antragsgegner gerechtfertigt. Wenn das OLG. 
nun noch außerdem die Aufhebung der unter der eben be⸗ 
zeichneten Vorausſetzung beſtätigten einſtweiligen Verfügung für 
den Fall geſtattet, daß die Antragsgegner für 60 000 Mark 
Sicherheit leiſten, jo mußte es die beſonderen Umjtände 
darlegen, aus denen im vorliegenden Falle ausnahmsweiſe die 
Gewährung einer Sicherheit als Erſatz, als Aquivalent, der 
durch die einſtweilige Verfügung getroffenen Regelung in Be⸗ 
tracht kam. Anſtatt ſolche Umſtände anzugeben, hat das OLG. 
die Zulaſſung des Antrags auf Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung gegen Sicherheitsleiſtung wieder lediglich durch die 
Rückficht auf die den Antragsgegnern drohenden materiellen 
Nachteile und geſchäftlichen Störungen gerechtfertigt. Damit 
hat aber das Oe G. die Vorſchrift des § 939 der ZPD. ver- 
letzt. Denn „dafür, daß der Zweck der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auch durch eine Sicherheitsleiſtung erreicht werden könne, 
fehlt es an jeglicher Begründung“. (Vergl. JW. 96, 33 
Nr. 18.) Beſondere Umſtände, welche im vorliegenden Falle 
dieſe Annahme rechtfertigen könnten, find aber auch weder aus 
dem Vorbringen der Antragſtellerin ſelbſt noch aus dem der 
Antragsgegner zu entnehmen. Vielmehr betont die Reviſionskl., 
welche die Neuheit der ihr geſchützten Schriften glaubhaft ge⸗ 
macht hat, mit Recht auch das ideale Intereſſe, das fie au der 
einſtweiligen Aufrechterhaltung des durch die Eintragung von 
ihr beanſpruchten Schutzrechtes in ihren Beziehungen zu dem 
beteiligten. Gewerbe haben muß. Der Senat war daher in der 
Lage, ſofort durch Aufhebung des angefochtenen Teiles des 
oberlandesgerichtlichen Urteils in der Sache ſelbſt die Ent- 
ſcheidung zu treffen. Sch. & G. c. K. u. Gen., U. v. 
10. Dez. 04, 459/04 I. — Dresden. | 

44. 8 940 380. geftattet eine Berückſichtigung von 
Nachteilen des Antragftellers, nicht des Antraggegners.] 

Der Berufungsrichter hat zunächſt den Anſpruch des 
Antragſtellers auf Gewährung des ſtreitigen Notweges gemäß 
8 918 Abſ. 2 BGB. für glaubhaft gemacht und ſodann die 
von ihm erlaſſene einſtweilige Verfügung unter Hinweiſung auf 
§ 940 3PO. aus folgenden Erwägungen für gerechtfertigt er. 
achtet. Zwar habe, wie der Wirtſchaftsführer H. eidesſtattlich 
verſichert habe, feines Wiſſens der Berufungskl. (Antragſteller) 
von dem Grundſtücke Nr. 2110/30 in keiner Weiſe Gebrauch 
gemacht, und die Behauptung des Antragſtellers, daß der Uhr 
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macher W. das Grundſtück als Lagerraum mieten wolle, ſei 
nicht glaubhaft gemacht. Es liege ſomit kein Anhalt dafür vor, 
daß dem Berufungskl. weſentliche Nachteile dadurch entſtehen 
würden, daß er das Grundſtück bis zur vollſtreckbaren Ent⸗ 
ſcheidung des Hauptprozeſſes weder ſelbſt benutzen noch auch 
vermieten könne. Solche Nachteile konnten und würden aber 
für beide Parteien eintreten, wenn der Berufungsbekl. den auf 
ſeinem Grundſtücke begonnenen Bau fortſetze, indem nach der 
erſt nach längerer Zeit zu erwartenden endgültigen Entſcheidung 
des Hauptprozeſſes, wenn dieſe zugunſten des Berufungskl. 
ausfalle, einerſeits die Vollſtreckung des Urteils ſehr erſchwert 
fein würde, falls das Gebäude inzwiſchen vollendet wäre oder 
doch eine bedeutende Höhe erreicht hätte, und andererſeits dem 
Berufungsbekl. durch den alsdann unvermeidlichen Wiederabbruch 
der Haus mauer ein um fo größerer Schaden eutſtehen würde, 
je weiter der Bau gediehen wäre. Auch die Berückſichtigung 
dieſes Schadens geſtatte das Geſetz, welches ganz allgemein von 
weſentlichen Nachteilen, nicht von ſolchen des Antragſtellers rede. 
Die rechtliche Auffaſſung, von welcher der Berufungsrichter 
hiernach ausgegangen iſt, kann nicht gebilligt werden. Wenn 
8 940 3). einſtweilige Verfügungen zum Zwecke der Regelung 
eines einftweiligen Zuſtandes in bezug auf ein ſtreitiges Rechts 
verhältnis zuläßt, ſofern dieſe Regelung zur Abwendung weſent⸗ 
licher Nachteile nötig erſcheint, fo können hiermit nur Nachteile 
des Antragſtellers gemeint ſein, der die einſtweilige Verfügung 
doch lediglich in ſeinem Intereſſe nachſucht und durch dieſelbe 
gegen Benachteiligung geſchützt werden will, nicht auch Nachteile 
des Antragsgegners, der dem Antrage auf Erlaß der einſt⸗ 
weiligen Verfügung entgegentritt bezw. die Aufhebung derſelben 
begehrt. Demnach müſſen im vorliegenden Falle die dem 
Reviſionskl. drohenden Nachteile außer Betracht bleiben. Dieſe 
find es aber gerade, denen der Berufungsrichter beſondere Be⸗ 
deutung beimißt. Allerdings hat er auch die Nachteile, welche 
dem Antragſteller bei Fortſetzung des Baues des Gegners durch 
die Erſchwerung der Vollſtreckung eines dem Antragſteller 
günſtigen Urteils im Hauptprozeſſe erwachſen würden, als 
weſentliche bezeichnet. Da indeſſen die Nachteile, die dem Autrag 
ſteller für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
Hauptprozeſſes mangels Gewährung des Notweges erwachſen 
konnten, für unerheblich erklärt find, fo läßt ſich nicht annehmen, 
daß der Berufungs richter die aus der Erſchwerung der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung erwachſenden Nachteile, die auf eine noch einige 
Zeit längere Vorenthaltung des Notweges und Nichtbenutzung 
des Grundſtücks 2110/30 hinauslaufen, allein zur Rechtfertigung 
der einſtweiligen Verfügung für ausreichend erachtet haben würde. 
Das angefochtene Urteil war hiernach aufzuheben und zugleich, 
da die Sache zur Endentſcheidung reif iſt, die Berufung des 
Antragfteller gegen das Urteil I. Inſtanz zurückzuweiſen. 
H. c. J., U. v. 17. Jan. 05, 600/04 VII. — Hamm. 

45. 5 945. ZPO. Beſondere Wirkung der Tatſache der 
Aufhebung der einſtweiligen Verfügung als von Anfang an 
ungerechtfertigt trotz anderer Beurteilung des Anſpruches oder 
Grundes im Schadenserſatzprozeß.] 


Neben einem anderen (hier nicht intereſſierenden) Fundamente iſt 


der Schadensanſpruch der Kl. auch darauf geſtützt, daß die 
Bekl. gegen die Kl. eine einſtweilige Verfügung erwirkt habe, 
die ſich nachher als von Anfang an ungerechtfertigt erwieſen 
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habe ($ 945 ZPD.). In dieſer Beziehung ſteht das DG. 
auf dem Standpunkte, daß dieſe Frage in dem nachträglichen 
Schadenserſatzprozeſſe ganz unabhängig von der in dem 
früheren Verfahren erfolgten nachträglichen Aufhebung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung materiell zu prüfen ſei, und iſt daher auf 
Grund einer ſchon vom LG. bewirkten Beweiserhebung zu einer 
Feſtſtellung über die Begründetheit des Hauptauſpruches ge⸗ 
ſchritten, welche darauf hinausläuft, daß die Mieteforderungen, 
welche in der Urkunde vom 7. Dezember 1900 der Bekl. und 
ihrem Ehemanne abgetreten worden ſeien, und deren Geltend⸗ 
machung, wie das Os G. unterſtellt, dieſer durch die einſt⸗ 
weilige Verfügung gefichert werden ſollte, ungeachtet der Vor⸗ 
gänge vom 2. Januar 1901 nicht durch einen Verzicht der 
Zeſſionare auf die Rechtsfolgen der Abtretung auf bie Kl. 
zurückübertragen worden ſeien, während im Vorprozeſſe die 
Gerichte gerade das Gegenteil als glaubhaft gemacht an⸗ 
genommen hatten und deshalb zur Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung gelangt waren. Hierbei hat nun das B. vor 
allem jedenfalls darin gefehlt, daß es ſich bei der Nachprüfung 
des früheren Verfahrens nicht auf den Standpunkt geſtellt hat, 
der nach dem Geſetze hier maßgebend war, nämlich den der 
Glaubhaftmachung, ſondern daß es eine nachträgliche Feſt⸗ 
ſtellung auf Grund eines vollen Beweis verfahrens zu⸗ 
gunſten der einſtweiligen Verfügung vorgenommen hat. 


Die einſtweilige Verfügung war ſchon dann im Sinne des 


§ 945 ZPD. „von Anfang an ungerechtfertigt“, wenn eine den 
Hauptanſpruch beſeitigende Einrede zur Zeit jenes Verfahrens als 
glaubhaft erſcheinen mußte (vgl. RG. 27, 427 f.). Mit 
dieſer Frage hat ſich aber das BG. gar nicht beſchäftigt, ſo⸗ 
daß ſeine Entſcheidung ſchon aus dieſem Grunde unhaltbar ſein 
würde. Es iſt ferner aber der oben bezeichnete Standpunkt des 
BG. überhaupt rechtsirrig. Daß bei Beurteilung eines nach 
§ 945 ZPD. erhobenen Schadenerſatzanſpruches keinesfalls in 
jeder Beziehung von der erfolgten Wiederaufhebung des Arreſtes 
oder der einſtweiligen Verfügung formell abgeſehen werden darf 
iſt vom erkennenden Senate ſchon dargelegt worden in einem 
Urteile vom 6. Juni 1904 (RG. 58, 237 ff.), und auf 
welches hier zunächſt zu verweiſen iſt. Daß es ſich dort um 
einen Arreft handelte, während jetzt eine einſtweilige Verfügung 
in Frage ſteht, iſt unerheblich, da, wie keiner Ausführung be⸗ 
darf, in der hier in Betracht kommenden Beziehung zwiſchen 
den beiden Arten gerichtlicher Verfügungen kein Unterſchied beſteht 
In jener Entſcheidung iſt auch ſchon als richtig zugegeben, daß der 
Rechtskraft der im Vorprozeſſe ergangenen Entſcheidung hier 
nach 8 322 3p O. keine Bedeutung zukomme, aber zugleich 
ausgeführt, daß dieſer Umſtand nicht hindere, aus dem 
§ 945 ZPD. einen beſonderen Rechtsſatz abzuleiten, der der 
Tatſache, daß ein Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung als 
von Anfang an ungerechtfertigt aufgehoben worden fe 
eine eigenartige Wirkung beilege. Allerdings iſt nun in jenem 
Urteil nur das ausgeſprochen, daß die Frage wegen des 
Arreſtgrundes, bezw. wegen der Angemeſſenheit der An⸗ 
ordnung eines Arreſtes ohne Glaubhaftmachung eines Arreſt⸗ 
grundes gegen Sicherheitsleiſtung in dem nach § 945 390. 
erhobenen Schadenserſatzprozeſſe keiner neuen Erörterung und 
Entſcheidung zu unterziehen ſei, während die entſprechende Frage 
in Anſehung des zu ſichernden Hauptanſpruches, die gegen⸗ 
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wärtig vorliegt, dort offen gelaſſen worden iſt. Indeſſen gibt 
die Wortfaſſung des 8 945 ZPO. für eine ſolche Unter ⸗ 
ſcheidung nicht den geringſten Anhalt. Die Frage kann nur die 
fein, ob die Aufangeworte: „Erwelſt ſich“ uſw., eine neue, im 
Schadens erſatzprozeſſe, ſelbſtaͤndig zutreffende Feſtſtellung im 
Auge haben, oder ob es in ihrem Sinne genügt, daß ſich die 
fragliche Anordnung im Verlaufe des weiteren durch fie hervor⸗ 
gerufenen Prozeßverfahrens als von Anfang an ungerechtfertigt 
erweiſe. Iſt nun, wie im angeführten Urteile nachgewieſen iſt, 
die letztere Auslegung, inſoweit es ſich um den Arreſtgrund, 
bezw. den beſonderen Grund der einſtweiligen Verfügung handelt, 
die richtige, jo wäre nicht zu begreifen, wie es in betreff des 
Hauptanſpruches anders fein könnte. Dies iſt auch legislativ 
ganz unbedenklich; denn wie oben ſchon hervorgehoben, iſt der 
Arreſt oder die einſtweilige Verfügung auch dann von Anfang 
an ungerechtfertigt geweſen, wenn der Hauptanſpruch nur gerade 
nicht glaubhaft gemacht werden kann, mag er auch be⸗ 
gründet ſein. Andererſeits kommt nun freilich, was den 
Hauptanſpruch anlangt, noch ein weiterer Fall hin zu, der in 
betreff des Arreſtgrundes, bezw. des beſonderen Grundes der 
einſtweiligen Verfügung nicht vorkommen kann: es kann der 
Hauptanſpruch in dem ihn ſelbſt betreffenden Prozeſſe „über 
die Hauptſache“ noch für unbegründet erklärt und deshalb 
der Arreſt oder die einſtweilige Verfügung nach § 927, bezw. 
8 936 3000. aufgehoben worden; auch damit find die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 945 erfüllt. Doch dieſer Fall ſteht gegen · 
wärtig nicht in Frage. Die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils aber ergibt ſich aus dem vorher Ausgeführten. D. o. R., 
U. v. 19. Dez. 04, 86/04 VI. — Frankfurt a. M. 

46. 88 1034, 1041 Ziffer 4 39 O. Umfang des recht⸗ 
lichen Gehoͤrs der Parteien im ſchieds richterlichen Verfahren.] 

Während der erſte Richter die Angriffe gegen den Schieds⸗ 
ſpruch vom 21. September 1903 ſämtlich für unbegründet 
erachtet, geht der Berufungsrichter in einem Punkte von einer 
abweichenden Anfiht ans. Er nimmt an, daß der beklagten 
Stadtgemeinde des rechtliche Gehör verſagt ſei, und gelangt 
aus dieſem Grunde im Hinblick auf die 88 1034, 1041 
Ziffer 4 39 O. zur Aufhebung des Schiedsſpruchs. In grund⸗ 
ſätzlicher Richtung bemerkt er, das Geſetz ſpreche ſich darüber, 
in welcher Art und Form die Parteien gehört werden müflen, 
nicht aus; als weſentlich ſei nur zu erachten, daß den Parteien 
Gelegenheit gegeben werde, alles ihnen erforderlich Scheinende 
den Schiedsrichtern vorzutragen; Würdigung des Einzelfalles 
aber ſei, inwieweit dieſem Erforderniſſe genügt worden. An der 
Hand diefer Erwägungen gibt er als dann folgende Beurteilung 
der konkreten Sachlage. (Wird im einzelnen angegeben): Die 
Ausführungen des Berufungsrichters find rechtsirrtümlich, 
fie überſpannen das Erfordernis des rechtlichen Gehoͤrs für das 
ſchieds richterliche Verfahren in einem erheblichen Maße. Das. 
ſelbe iſt in dieſem Verfahren, wie in der Rechtſprechung des 
RG. ſtets angenommen, nicht von der Strenge, wie das gleiche 
Erfordernis für das Verfahren im ordentlichen Rechtsſtreit, wie 
überhaupt die auf Vereinbarung der Parteien beruhende Stellung 
der Schiedsrichter eine freiere iſt, als die der ſtaatlichen Richter. 
Dies kommt auch in der die Ermittelung des Sachverhalts 
betreffenden Vorſchrift der Zy O. zum Ausdruck. Gehört ſollen 
die Parteien auch im ſchieds richterlichen Verfahren werden und 
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zwar ſo, daß ſie Gelegenheit zu umfaſſenden Außerungen er⸗ 
halten, aber die Grenze ihres Rechtes iſt anzuerkennen, daß fie 
nicht beanſpruchen koͤnnnen, über eine jede von den Schieds⸗ 
richtern ermittelte oder ihnen von Hauſe aus bekannte Tatſache 
eine Mitteilung zu erhalten und über dieſelbe in tatſächlicher 
oder rechtlicher Hinfiht ſich zu äußern, und daß es vielmehr 
Sache der Parteien iſt, in den Erklärungen, zu denen ihnen im 
Beginn des Verfahrens oder ſpäter Gelegenheit gegeben wird, 
das geſamte Sach- und Rechtsverhältnis zu berüdfichtigen und 
auch auf Eventualitäten einzugehen, die ihnen vielleicht fern 
liegend oder nicht bedeutungsvoll erſcheinen, von denen ſie fich 
aber nicht verhehlen konnen, daß die Auffaflung der Schieds⸗ 
richter hinfichtlich derſelben vielleicht eine weſentlich andere ſein 
kann. Bleibt für die Benrteilung des Erforderniſſes im ein- 
zelnen Falle dem nachprüfenden richterlichen Ermeſſen auch ein 
erheblicher Spielraum, ſo iſt der vorliegende Fall doch ſo ge⸗ 
ſtaltet, daß, auch wenn man an die Gewährung des Gehörs 
die größten Anforderungen ſtellt, welche das Geſetz überhaupt 
als möglich erſcheinen läßt, und ohne daß die grundſätzlichen 
Bemerkungen des Berufungsrichters zu beanſtanden wären, hier 
dem Schiedsgericht doch ein Vorwurf nicht gemacht werden 
kann. (Wird näher dargelegt.) M. c. H., U. v. 10. Jan. 05, 
592 04 VII. — Poſen. 

Konkursorduung. 

47. 8 30 Nr. 2 KD. Aberſchuldung kein weſentliches 
Moment für Zablungseinftellung.] | 

Der Berufungsrichter hat angenommen, daß die Pfündung, 
aus welcher der Kl. ſeinen Anſpruch auf die hinterlegte und die 
durch die Verſteigerung der Pfandſtücke erzielte Summe her⸗ 
leitet, nach der Zahlungseinſtellung oder doch in den letzten 
zehn Tagen vor ihr erfolgt und deshalb nach 8 30 Nr. 2 KO. 
anfechtbar ſei. Die Reviſion rügt Verkennung des Begriffs 
der Zahlungseinſtellung und ungenügende Feſtſtellung ihrer 
Merkmale. Die Rüge erſcheint indeſſen nicht begründet: Der 
Berufungsrichter betrachtet als Zahlungseinſtellung im Einklange 
mit der Rechtſprechung des RG. (vergl. außer den vom 
Berufungsrichter angeführten Entſcheidungen auch noch die 
Urteile des erkennenden Senats in der Sammlung der Entſch. 
Bd. 50 S. 39 ff. und Bd. 51 S. 412 ff.) die in die äußere 
Erſcheinung getretene Zahlungsunfähigkeit, das erkennbar ge⸗ 
wordene Unvermögen des Gemeinſchuldners, feine Zahlung ver- 
langenden Gläubiger zu einem weſentlichen Teile ihrer Anſprüche 
zu befriedigen. Wenn der Berufungsrichter hinzufügt, daß die 
Aberſchuldung ein wichtiges Moment für die Annahme der 
Zahlungseinſtellung bilde, fo iſt dies, wie der Revifion zuzugeben 
iſt, nicht zutreffend. Die Überſchuldung, d. i. das Übergewicht 
der Paſſiva über die Aktiva, kann vorliegen, ohne daß es zu 
einem allgemeinen Aufhören der Zahlungen kommt, ſofern es 
dem Schuldner gelingt, mit Hilfe des ihm zu Gebote ſtehenden 
Kredits die Mittel zur Befriedigung der fälligen Geldſchulden 
herbeizuſchaffen. Andererſeits kann ein Schuldner genötigt fein, 
die Zahlungen einzuſtellen, obwohl er nicht überſchuldet, viel⸗ 
mehr nur außerſtande iſt, die aktiven Beſtandteile feines Ver⸗ 
mögens flüffig zu machen und fo den andrängenden Gläubigern 
gerecht zu werden. Aus der Tatſache der Überſchuldung kann 
alſo ein Schluß auf die Zahlungseinſtellung nicht gezogen 
werden. Ebenſo wenig kommt es darauf an, in welcher Weiſe 
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der Schuldner in den Befitz des zur Abwendung der Zahlungs⸗ 
einſtellung erforderlichen Geldes gelangt. Es genügt, daß er 
fortdauernd die Zahlung begehrenden Gläubiger befriedigt; 
auf welchem Wege er dies möglich macht, iſt gleichgültig. Des⸗ 
halb beweiſen die Erwägungen des Berufungsrichters über die 
ungewöhnlichen Hilfsmittel, deren ſich der Kridar zur Aufrecht⸗ 
erhaltung ſeines Geſchäftsbetriebes bedient habe, nichts für die 
Zahlungseinſtellung. Auch inſoweit iſt der Reviſion zu folgen. 
Trotzdem erſcheint die Annahme des Berufungsrichters, daß der 
Gemeinſchuldner Anfang September 1901 ſeine Zahlungen ein⸗ 
geſtellt habe, rechtlich bedenkenfrei. (Wird aus den ſonſtigen 
Tatumftänden begründet.) St. o. Pf., U. v. 28. Jan. 05, 
292/04 VII. — Naumburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

48. 5 17 HGB. Klage des Einzelkaufmanns unter 8 
Firma mit dem Zuſatz: alleiniger Inhaber.] 

In dem gegenwärtigen Urteil iſt die Klagpartei als Klägerin 
und Reviſionsklägerin bezeichnet worden, obwohl dieſe Bezeichnung 
an fich hier, wo ein Einzelkaufmann, wenn ſchon unter feiner Firma, 
geklagt hat, keine Berechtigung hat. Es iſt das geſchehen, weil 
beide Vorinſtanzen, der Klagſchrift ſich anſchließend, die von dem 
klagenden Einzelkaufmann geführte, ſeinen Handelsnamen bildende 
Firma als Klägerin aufgeführt haben, und es nicht zweckmäßig 
erſchien, in den verfchiedenen Inſtanzen verſchiedene Bezeichnungen 
der Klagpartei anzuwenden. W. o. B., U. v. 19. Jan. 05, 
128/04 VI. — Berlin. 

49. Art. 347 Ap GB. Mängelanzeige tft nicht erforderlich, 
wenn der Käufer ſchon vor der Ablieferung die Annahme der 
Ware ablehnt.] 

Art. 347 AGB. hat mit der Frage der Beweislaſt nichts 
zu tun; er beſtimmt nur, daß, wenn die rechtzeitige Mängelrüge, 
die alsbald nach der Ablieferung zu erfolgen hat, unterlaſſen tft, 
die Ware als genehmigt gilt. Eine ſolche Genehmigung kann 
aber, wie das BG. zutreffend ausführt, dann nicht angenommen 
werden, wenn bereits vorher erklärt iſt, daß die Ware nicht 
werde angenommen werden. In einem ſolchen Falle liegt zu 
einer Unterſuchung und Mängelrüge gar kein Anlaß vor. Den 
einſeitig ſeitens des Verkäufers erfolgenden Akt der Ablieferung 
kann der Käufer gar nicht hindern, und er dadurch, wenn er 
bereits die Nichtgenehmigung der Ware erklärt hat, zu weiteren 
Erklärungen nicht gezwungen werden. K. c. St., U. v. 
10. Jan. 05, 274/04 III. — Braunſchweig. 

50. 5 363 Abſ. 2 GB. Zuläſſigkeit der Lagerſcheine 
auf den Inhaber nach neuem Recht.] 


Die Entſcheidung im vorliegenden dalle hangt davon ab, 


ob nach dem neuen Rechte Lagerſcheine auf den Inhaber — 
um einen ſolchen handelt es ſich hier — zuläſſig find oder nicht. 
Das HGB. enthält keine ausdrückliche Beſtimmung. Die An⸗ 
ſicht, welche derartige Lagerſcheine für unzuläſſig erklärt, kann 
ſich nur auf eine Schlußfolgerung aus $ 363 Abſ. 2 ſtützen. 
Hier werden diejenigen Urkunden aufgezählt, welche außer den 


in Abf. 1 bezeichneten Anweiſungen und Verpflichtungsſcheinen, 


durch Indoſſament übertragen werden können, wenn fle an Order 


lauten. Darunter werden genannt „Lagerſcheine der ſtaatlich 


zur Ausſtellung folder Urkunden ermächtigten Anftalten.“ 
Daraus wird geſchloſſen, daß Lagerſcheine, bei welchen dieſe 
Vorausſetzung nicht zutrifft, nicht an Order geſtellt werden 
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dürfen, und daraus weiter, daß um ſo weniger es zuläſſig ſei 
Lagerſcheine auf den Inhaber auszuſtellen. Der erfte Schluß 
iſt inſofern unbedenklich, als jedenfalls nur die Lagerſcheine der 
ftantlich zur Ausſtellung ermächtigten Anſtalten indoſſable Order⸗ 
papiere ſein können (vergl. darüber Düringer und Hachenburg: 
das HGB. Bd. 2 S. 437). Für den weiteren Schluß fehlt 
es an genügender Begründung, ſei es, daß man, wie Staub, 
Kommentar zum 5G. Anm. 5 zu § 424 (Bd. 2 S. 1502 
der 6/7. Auflage) tut, die Inhaberlagerſcheine überhaupt für 
v verpoͤnt“ erklärt oder mit Makower, Kommentar (12. Auflage) 
zu $ 424 unter In? (S. 1385) fie nur bei mangelnder ſtaat⸗ 
licher Ermächtigung für unzuläffig hält. Darin, daß das HGB. 
hier eine Beſchränkung für die Lagerſcheine an Order ausſpricht, 
tft nicht zugleich eine gleiche Beſchränkung, oder gar der Aus⸗ 
ſchluß für die Lagerſcheine auf den Inhaber enthalten. Die 
Orderpapiere und die Inhaberpapiere find zwei verſchiedene 
Rechtsinſtitute, die jedes unter ſeinen beſonderen Regeln ſtehen. 
Die Vorſchriften über die Orderpapiere ſind im weſentlichen im 
5B. getroffen (§8 363 ff.), das BGB. behandelt dieſe 
Materie nicht. Umgekehrt bezieht ſich auf die „Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber“ der 22. Titel des II. Buches 
BGB., während das HGB. durch fein Schweigen die hier 
gegebene Regelung vorausſetzt, Art. 2 Ab. 1 EG. z. HGB. 
Um fo mehr hätte es einer deutlichen Beftimmung bedurft, wenn 
im Widerſpruche mit den Sätzen des Bürgerlichen Rechts eine 
Beſchränkung oder ein Verbot der Inhaberlagerſcheine hätte 
ausgeſprochen werden ſollen. Eine ſolche Abfiht hat in der 
auf die Orderlagerſcheine beſchränkten Vorſchrift nicht nur keinen 
Ausdruck gefunden, ſondern es laſſen ſich noch beſondere Anhalts⸗ 
punkte dafür geltend machen, daß das Schweigen über die In⸗ 
haberlagerſcheine den Sinn, den es an ſich hat, auch wirklich 
hat haben ſollen, nämlich den, daß man dieſe Art Lagerſcheine 
nicht mit treffen wollte. (Wird dargelegt.) Es muß hiernach — 
was in dem Urteile des erkennenden Senats I. 240/02 vom 
11. Februar 1903 unentſchieden geblieben iſt — die Frage, ob 
nach dem neuen Rechte Lagerſcheine gültig auf den Inhaber 
ausgeſtellt werden können, in Übereinſtimmung mit der Anficht 
der Inſtanzgerichte und der, mit Ausnahme von Staub und 
Makower, in der Literatur allgemein vertretenen Auffaſſung des 
Geſetzes bejaht werden. R. u. Konſ. 6. W., U. v. 12. Dez. 04, 
371/04 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

51. Mangelnde Begründung des Urteils. Zuſammenhang 
zwiſchen Unfall und einer ſpäter entſtehenden Blutvergiftung. 

Der Erblaſſer der Kl. hatte bei der beklagten Geſellſchaft 
Berfiherung gegen die Folgen körperlicher Unfälle genommen. 
Er erkrankte, nachdem er bei der Arbeit auf einem Neubau 
einen Stoß durch einen Balken gegen das rechte Bein erhalten 
hatte; am 9. November 1901 ſtarb er infolge von Blutvergiftung 
(Pyämie). Die Kl. behaupten, daß die letztere durch den erwähnten 
Unfall verurſacht worden ſei. Ihre Schädenklage führte zur 
Verurteilung der Verſicherungsgeſellſchaft. Das RG. hob auf: 
Nach § 2 der Bedingungen der Police wird als Unfall im 
Sinne dieſer Police angeſehen: jede in und außer dem Berufe 
unabhängig von dem Willen des Verletzten eintretende Körper ⸗ 
verletzung, welche durch eine plötzliche äußere mechantſche Ein⸗ 
wirkung eine Beſchädigung des Körpers herbeigeführt, und ſofort 
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oder binnen Jahresfriſt ohne Mitwirkung anderer Umſtände den 
Tod des Verficherten oder eine .... Einſchränkung ſeiner 
Arbeitskraft zur Folge hat. Ferner beſtimmt § 3 im erſten 
Abſatze: Als Unfälle werden überdies auch anerkannt: Erſticken 
durch Einatmen von zufällig ausftrömenden Gaſen oder Dämpfen, 
Verbrennungen, ſowie Blutvergiftungen, welche nachweis bar im 
kauſalen Zuſammenhange mit einer äußeren Verletzung des 
Körpers ſtehen und auch zeitlich mit dieſer zuſammenfallen (3. B. 
bei Arzten im Zuſammenhang mit einer Körperverletzung bei 
Operationen oder Sektionen). Die Auffaſſung des Berufungs- 
richters über das Verhältnis der 88 2 und 3 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen zueinander in Fällen der Blutvergiftung ermangelt 
der ausreichenden Begründung. Wie § 2 eine durch äußere 
mechaniſche Einwirkung herbeigeführte Körperbeſchädigung erfordert, 
welche den Tod oder die Einſchränkung der Arbeitskraft des 
Verſicherungsnehmers zur Folge hat, jo erfordert auch § 3 eine 
Körperverletzung, mit welcher die Blutvergiftung in kauſalem 
Zuſammenhange ſteht. Während aber § 2 nicht zwiſchen äußeren 
und Fneren Köͤrperbeſchädigungen unterſcheidet, betrifft 5 3 nur 
diejenigen Fälle, in denen die Blutvergiftung mit einer äußeren 
Verletzung des Körpers in dem angegebenen Zuſammenhange 
ſteht. Andrerſeits iſt für dieſe Fälle im § 3 noch das beſondere 
Erfordernis aufgeſtellt, daß die Blutvergiftung mit der Körper- 
verletzung zeitlich zuſammenfällt. Hiernach liegt aber die An⸗ 
nahme nahe, daß in Anſehung dieſer Fälle dem § 3 die Be⸗ 
deutung einer, den § 2 einſchränkenden Spezialbeſtimmung 
zukommt und daß inſoweit die im Eingange enthaltenen Worte 
„überdies auch“ ungenau find. In Betracht zu ziehen iſt ferner, 
daß 5 3 für die Fälle der mit einer äußeren Körperverletzung. 
in kauſalem Zuſammenhange ſtehenden Blutvergiftung im 
allgemeinen bedeutungslos ſein würde, wenn ſchon allein die 
Vorausſetzungen des § 2 den Verficherungsanſpruch begründeten. 
Auch iſt es vom Standpunkte der Bekl. aus ſehr erklärlich, daß 
ſie in ſolchen Fällen der Blutvergiftung ihre Verbindlichkeit durch 
die beſondere Bedingung des zeitlichen Zuſammenfallens der 
Körperverletzung und der Blutvergiftung beſchränken wollte, da 
andernfalls ihr Riſiko ſehr vermehrt würde, andrerſeits der Verletzte 
ſich in vielen Fällen der Verletzung gegen ſpätere Blutvergiftung durch 
Infektion unter Anwendung geeigneter Mittel leicht ſchützen kann. 
Der Berufungsrichter hat ſich bisher nicht darüber ausgeſprochen, 
ob er die Entſtehung der Blutvergiftung, an welche der Erblaſſer 
der Kl. geſtorben iſt, in Abereinſtimmung mit der Anſicht der 
Osnabrücker Arzte auf eine Verletzung der Haut und dadurch 


ermoͤglichtes Eindringen von Bakterien oder, gemäß der Anficht 


des Medizinalkollegiums in Hannover, auf eine innere Be⸗ 
ſchädigung, — Kontufion ohne äußere Trennung der Haut, — 
zurückführt. Iſt anzunehmen, daß § 3 der Verficherungsbedingungen 
für die Fälle der mit einer äußeren Körperverletzung in kauſalem 

Zuſammenhange ſtehenden Blutvergiftung die maßgebende 
Spezialbeſtimmung enthält, ſo bedarf es, wenn der erſten Anſicht 
gefolgt wird, noch der Feſtſtellung, ob die Blutvergiftung mit 
der Körperverletzung zeitlich zuſammengefallen iſt. N. d. G., 
u. v. 20. Dez. 04, 462/04 VII. — Celle. 


Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz 9.20. Juni) 


5. Juli . 


52. 5 135 Gewu BG. in Verb. mit 5 1 HaftpflG. und 
8 254 BGB. Maßgebende Entſcheidung der Unfallverfiherungs- 
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inſtanzen, Betriebsunfall, konkurrierendes Verſchulden des 
Verletzten.] 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanzen hat 
ſich der Unfall wie folgt zugetragen. Der Kl. hatte Abends 
etwa um 8 Uhr das Betriebs bureau der beklagten Straßenbahn 
verlaſſen und ſich auf den Heimweg begeben; er war zunächſt 
mit einem Straßenbahnwagen bis zur Ecke Goethe⸗ und Georg⸗ 
ftraße gefahren. Dort war gerade ein, aus der Lokomotive und 
einem Anhängewagen beſtehender Milchtransportzug der Bekl. 
in langſamer Bewegung gegen die Steinthorſtraße begriffen. 
Der Kl., welcher als Angeſtellter der Straßenbahn im Beſitze 
einer Freikarte und zur unentgeltlichen Benutzung aller Straßen⸗ 
bahnzüge berechtigt war, wollte nun dieſen „Milchzug“ zur 
Heimfahrt benützen und eilte auf denſelben zu, um den Hinter- 
perron der Lokomotive zu beſteigen. Hier war eben der Straßen⸗ 
bahnführer S. zwecks Umlegung der Weiche abgeſtiegen. Als 
nun der Kl. eilig an den Zug herankam, wollte S., der den 
Kl. nicht ſogleich als Eiſenbahnbeamten erkannte, dieſen zurück⸗ 
halten und hielt ihm den ſogenannten Weichenhaken entgegen, 
um ihn am Beſteigen des Zuges zu hindern. Dadurch kam 
der Kl. zu Fall, ſei es, daß S. ihn abſichtlich zurückſtieß oder 
daß der Kl. gegen die vorgehaltene Stange anprallte. Die Bekl. 
hatte in der Berufungsinſtanz geltend gemacht, daß der Anſpruch 
des Kl. durch 8 135 Gewu BG. vom 30. Juni/5. Juli 1900 
ausgeſchloſſen ſei. Das Berufungsurteil führt aus: Jene 
Geſetzesvorſchrift ſtehe der Klage nicht entgegen. Die in ihr 
enthaltene Einſchränkung der Geltendmachung von Erſatz⸗ 
anſprüchen wegen des infolge eines Unfalls erlittenen Schadens 
beziehe ſich nur auf ſolche Unfälle, gegen deren Folgen das Un⸗ 
fallverſicherungsgeſetz überhaupt Schutz gewähre; das ſeien nach 
§ 1 des Geſetzes nur diejenigen Unfälle, welche der Derficherte 
bei dem Betriebe des Gewerbes erleide, in dem er verſichert jet. 
Ein derartiger Unfall liege nicht vor, weil, wie durch das vor⸗ 
getragene Urteil des Reichsverficherungzamtes vom 17. April 1903 
rechtskräftig feſtgeſtellt ſei, der Unfall des Kl. mit ſeiner Betriebs⸗ 
tätigkeit nicht im Zuſammenhange geſtanden habe. — Die Re⸗ 
viſton meint, das BG. halte ſich rechts irrtümlich durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsverficherungsamtes für gebunden. Das RG. 
habe in ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß die 
Entſcheidungen, welche in dem durch das Unfallverſicherungsgeſetz 
geregelten Verfahren ergehen, die ordentlichen Gerichte nicht 
binden, vielmehr bei angeregtem Zweifel eine Nachprüfung durch 
das Gericht zu erfolgen habe. — Der Revifion kann zu dieſem 
Punkte nicht Recht gegeben werden. Das von ihr ſpeziell an- 
gezogene Urteil des jetzt erkennenden Senates vom 19. Oktober 1903 
in Sachen der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft für die 
„rovinz Sachſen gegen Pfiſter, VI 473, RG. 55, 385 ff., 
betrifft einen Fall, in dem die Berufsgenoſſenſchaft, geſtützt 
auf 8 151 Lwu VG. vom 5. Juli 1900 (welcher dem 
& 140 Gew. entſpricht), den Schadenzerſatzanſpruch 
gegen einen haftpflichtigen Dritten, d. h. eine nicht 
unter 88 146, 147 Lwu VG. (Gewus. 88 135, 136) 
begriffene Perſon, in jenem Fall einen Tierhalter, verfolgte. Es 
iſt in dem genannten Urteil geſagt, daß an der Rechtſprechung 
des RG., wie ſie dort angeführt iſt, feſtzuhalten ſei, ſoweit 
nicht die neuen Beſtimmungen des UB®. vom 5. Juli 1900 — 
GewusG. 8 135 Abſ. 3, 5 188 Abſ. 2, Lw. 5 146 
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Abs. 4, 8 149 Abſ. 2, Bau VG. 9 45 Abſ. 2, 5 48 Abſ. 2 — 
in Betracht kommen. Im gegenwärtigen Fall handelt es ſich 
um die Klage eines Verletzten gegen den Betriebsunter⸗ 
nehmer, und für einen derartigen Anſpruch kommt die Be⸗ 
ſtimmung des $ 135 Abſ. 3 des Gew VG. allerdings in Be⸗ 
tracht. (Wird näher begründet.) In dem Verhältniſſe zwiſchen 
dem gegen Unfall verfiherten Verletzten (und deſſen Hinter⸗ 
bliebenen) zu dem Betriebs unternehmer und deſſen An⸗ 
geſtellten iſt alſo für das über Erſatzanſprüche des erſteren er · 
keunende Gericht die rechtskräftig ergangene Entſcheidung der 
Unfallverficherungs inſtanzen bezüglich der Frage, ob ein nach dem 
UVG. zu entſchädigender Unfall vorliegt, ſchlechthin bindend. — 
Das iſt auch in dem Urteil des RG. vom 19. Februar 1903, 
VI 345/032 (RG. 54, 33 ff.) nicht verneint worden; es iſt 
dort nur ausgeſprochen, daß ſolange eine Entſcheidung in dem 
durch das UVG. geordneten Verfahren gar nicht ergangen iſt, 
der § 135 Abſ. 3 nicht Platz greife bezw. nicht das ordentliche 
Gericht zu Ausſetzung des Verfahrens nach 8 148 ZPD. ver⸗ 
pflichte. In der Sache ſelbſt hat das BG. ohne Rechts irrtum 
angenommen, daß der Unfall des Kl. bei dem Betriebe der 
Eiſenbahn im Sinne von 8 1 Haftpfl®. geſchehen ſei. 
Bei dem von der Vorinſtanz feſtgeſtellten tatſächlichen Hergang 
unterliegt es keinem rechtlichen Bedenken, den Unfall, — mag 
auch das für dieſen urſächlich gewordene Ereignis, die Handlung 
des Wagenführers S., nicht dem Bahnbetrieb im engſten 
Sinne angehört haben —, als einen Betriebsunfall im Sinne 
des § 1 Reichs haftpflG. anzuſehen. Iſt der Unfall die Folge 
einer durch den Eiſenbahntransport bedingten Tätigkeit und iſt 
dieſe Tätigkeit mit den dem Eiſenbahnbetrieb eigentümlichen Ge⸗ 
fahren verbunden (vergl. RG. 50, 93 f.), ſo kommt es darauf 
nicht an, ob ein derartiger Unfall ſich nur im Eiſenbahubetrieb 
oder in ähnlicher Weile auch einmal bei einem anderen Trans⸗ 
portgewerbe ereignen kann. Daß ein eigenes Verſchulden 
des Verletzten mitgewirkt habe, wird vom BG. verneint. Je⸗ 
doch bleibt hierbei ein Bedenken übrig, das ſich aus dem ganzen 
Sachverhalt. von ſelbſt aufdrängt. Im Berufungsurteil iſt 
nämlich geſagt: nur der Umſtand, daß S. den Kl. als einen 
zur Benutzung des Milchzuges befugten Eiſenbahnbeamten zu 
ſpaͤt erkannte, habe zu dem verhängnisvollen Zuſammenſtoß ge- 
führt. Da liegt denn doch die Frage nahe, ob der Kl., wenn 
er zur Abendzeit einen „Milchzug“ beſteigen wollte, fi) beim 
Heranlaufen gegen den Zug dem Zugperſonal nicht zeitiger als 
Eiſenbahnbeamter hätte zu erkennen geben können und follen. 
Das BG. meint zwar, daraus, daß der Kl. mit einer ſolchen 
Möglichkeit, d. h. wohl derjenigen des verſpäteten Erkannt⸗ 
werdens, nicht rechnete, ſei ihm nach Lage der Sache ein Vor⸗ 
wurf nicht zu machen. Dem kann jedoch nicht ohne weiteres 
beigeſtimmt werden. Über den Grad der zur fraglichen Zeit 
herrſchenden Dunkelheit oder die etwa vorhandene Beleuchtung 
iſt nichts feſtgeſtellt; man weiß auch nicht, ob der Kl. dem 
Bahnperſonal perſönlich bekannt war und annehmen konnte, daß 
er von demſelben ſofort würde erkannt werden, auch nicht, ob 
er beim Heranlaufen den Wagenführer S. an dem Wagen hatte 
ſtehen oder hantieren ſehen. Das konnte ſich der Kl. wohl 
denken, daß der Wagenführer einen vermeintlich unberechtigten 
Unbekannten, der auf den fahrenden Zug loseilte, nicht un- 
gehindert dieſen, zur Perſonenbefoͤrderung für das Publikum 
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nicht beſtimmten Zug, zumal den Hinterperron der Lokomotive, 
würde beſteigen laſſen. Und wenn der Kl. in Unkenntnis des 
Umſtandes, daß das die Lücke zwiſchen Lokomotive und Anhänge ⸗ 
wagen abſchließende Schutzgitter kurz vorher entfernt worden war, 
darauf nicht gefaßt ſein konnte, der Wagenführer werde eine 
Stange — den Weichenhaken — vorſtrecken, fo lag es für den 
Kl. doch wohl nicht außer Berechnung, daß er bei ſeinem haſtigen 
Anlauf einem körperlichen Widerſtand begegnen und dadurch 
möglicherweife zu Schaden kommen könnte. Hat er es unter 
ſolchen Umſtänden unterlaſſen, ſei es durch Zuruf, ſei es durch 
ein ſonſtiges Zeichen, den Wagenführer rechtzeitig über ſeine 
Perſon oder feine Dienftſtellung, feinen Befit einer Freikarte 
aufzuklären, jo würde man ihn von einem Verſchulden ($ 1 
HaftpflG., 8 254 BGB.) nicht freiſprechen können. — Da das 
Berufungsurteil eine Würdigung der Sachlage nach dieſer 
Richtung vermiſſen läßt, ſo mußte es der Aufhebung unterliegen. 
Str. c. L., U. v. 23. Jan. 05, 137/04 VI. — Celle. 


Berichtigung. 
BU S. 101 Sp. 1 3.26 von oben iſt zu leſen ſtatt 4487 
4“ 


„ 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Anſpruch auf Schadenserſatz außerhalb eines Vertrags 
und a Verſchulden ift vom RG. ſchon früher da anerkannt, 
wo, w B. beim Eiſenbahnbetriebe, aus Gründen des 8 
lichen Suterefes die negatoriſche „ war. 
Entſch. Nr. 1 wird für das Gebiet Pr. ts die 85 
zugnahme auf den altbewährten § 75 der Einl. AL R. gebilligt. 

Entſch. Nr. 2 behandelt die Frage des Gerſchtsfiandes für 
die ne e aus ZPD. § 323 und erläutert die Vor 
ſchrift des 8 10 BGB. über den gesehen 9 der Ehefrau. 

Eine eigenartige Entſcheidung bietet Nr. 9. Die Ver⸗ 
NN 53 Widerruf einer Beleidigung auf Grund des 
§ 249 BGB. wird für unzuläſſig erachtet, weil ber Widerruf dem 
Kriminalſtrafenſyſtem angehöre und eine mit dem heutigen Rechts 
m. nicht zu vereinende Demütigung ber Derfon darſtelle. 

Die Entſch. Nr. 15 behandelt eine wichtige Streitfrage 
über die Beweislaſt. Gegenüber der Ausftellung eines Darlehnt- 
ſchuldſcheins über eine andere Schuld, hat der Schuldner die 
Beweislaſt für die Nichtexiſtenz der Schuld. 

Durch die Entſch. Nr. 16 werden die Rechtsanwälte mal 
wieder gemahnt, nicht „fahrläſfig ⸗fehlſam“ Rat zu erteilen. 

Dem Grundbuchrichter, der eine Inhabergrundſchuld ohne die 
erforderliche ſtaatliche e eingetragen und in den 
Verkehr gebracht hat, wird utſch. Nr. 18 zugute gebracht, 
daß 5 ut ſich erſt jetzt zu klären beginnt. 

Entſch. Nr. 19 ſtellt den bedeutſamen Satz auf, daß 
jeder Ac nur objektive widerrechtliche Eingriff in ein vom 
Geſetz geſchütztes Rechtsgut die Unterlaſſungsklage Ae wenn 
nur zur Zeit ihrer Erhebung die Beſorgnis weiterer ffe beſtebt. 

Beſchädigung des Stallmeiſters durch das 9 erd (5 833 
BGB.), deſſen 1 er vertragsmäßig übernommen fer 
iſt — nach Entſch. Nr. 23 — nicht 555 Rückficht auf 
beſtehende e zu beurteilen. 

Nach Entſch. Nr. 27 beginnt die Friſt für die zweit 
Geltendmachung des Pllichtteilsanſpruchs erforderliche Aus ⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft (§ 2306), wenn der ene en 
als Nacherbe eingeſetzt iſt, früheſtens mit dem Eintritte des 
Falles der Nacherbfolge. 

Die Zuläſſigkeit der auf den Inhaber geſtellten mo 
wird in Entſch. Nr. 50 ausgeſprochen. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


— —— — 


RE 6 * 6 Bogen 21 bis 24, 21 bis 24). 


Berlin, 15. Berlin, 15. März 1905. 1905. 


134. Lahrgang.] 161 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des oͤeutſchen Anwalt ⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. Bugo Neumann, 
nechtsanwalt beim Rammergericht. 


verlag und Expedition: . Noeſer Nuchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 88. 


Preis für den Jahrgang 25 5 Mark, einzelne Nummern pre pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 34.36 Beftelungen. . 
übernimmt jebe Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84 


Privatrechtlicher Schutz der Ehre. 


Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Heinrich Dernburg, 
Charlottenburg. 


Iſt die Ehre ein Rechtsgut? Bildet ſie ein Privatrecht? 
ft ihre Antaftung eine Schädigung? 

Man ſollte erwarten, daß dieſe Fragen allſeitig bejaht 
werden. In der Tat iſt dies aber keineswegs unbedingt der 
Fall, nicht in der Literatur, insbeſondere nicht in derjenigen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches, nicht in der gerichtlichen Praxis. Zu 
den Gerichten, welche dem privatrechtlichen Schutz der Ehre 
wenig geneigt find, gehört leider auch das Reichsgericht. Dies 
tritt neueſtens in deſſen Erkenntnis vom 9. Januar 1905 her⸗ 
vor, mitgeteilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 5. März 
S. 135. Die Begründung dieſer Entſcheidung hat eine große 
prinzipielle Tragweite und nicht unbedeutende praktiſche Wichtig ⸗ 
keit. Wir ſehen uns deshalb veranlaßt, die Fragen, welche ſich 
hier aufwerfen, und die Bedenken, welche ſich erheben, in Kürze 
zu beſprechen. Hierbei mögen uns auch einige allgemeine 
Bemerkungen verſtattet ſein. 


Niemand wird leugnen, daß die Ehre, alſo die Achtung, 


welche das Individuum bei ſeinen Mitmenſchen und in der 
Geſellſchaft genießt, eines der wichtigſten Güter desſelben iſt. 
Sie iſt wichtiger als ſeine Vermögensanſprüche, denn verlorenes 
Vermögen kann wieder erſetzt werden. Iſt die Ehre einmal 
verloren, ſo kann ſie niemals wieder völlig hergeſtellt werden. 
Das Bewußtſein der Ehre iſt die Grundlage für die Betätigung 
des einzelnen in Geſellſchaft und Staat. Es iſt alſo nicht bloß 
ein öffentliches Intereſſe der Geſellſchaft und des Staats, daß 
die Ehre ſeiner Glieder nicht angetaſtet wird. Ihre Integrität 
liegt vor allem im Intereſſe des Individuums, um deſſen Ehren⸗ 
ſtellung es ſich handelt. Iſt es alſo ein Kennzeichen für die 
Unterſcheidung zwiſchen privatem und öffentlichem Recht, ob es 
fi) vorzugsweiſe und zunächſt um das Intereſſe eines Indivi⸗ 
duums oder um die allgemeinen Intereſſen handelt, jo gehört 
das Recht der Ehre zu den Privatrechten. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat allen Privatſtrafen ein 
Ende gemacht, wie dies in der Richtung der neueren deutſchen 
Rechtsentwicklung lag. Es hat daher auch die römiſche 
Injurienklage, welche auf private Geldftrafe ging, verbannt, da 
es davon ausgeht, daß Ehre und Geld ungleichartige Größen 


ſeien. Ob dies notwendig und zweckmäßig war, iſt hier nicht 
zu unterſuchen. Doch kann hervorgehoben werden, daß ſolche 
zimperliche Erwägungen dem engliſchen und nordamerikaniſchen 
Rechte fremd find, nicht minder dem franzoͤfiſchen Rechte, und 
daß faſt alle Kulturnationen der Ehre einen Schutz 
durch Privatſtrafe gewähren, welcher dem deutſchen Recht 
fremd iſt. 

Die Lücke wird auch ſchwerlich dadurch ausgefüllt, daß die 
StPO. 5 414, 8 435, in Fällen, in welchen ſtrafrechtliche Ehr⸗ 
verletzungen vorliegen, eine private Klage auf öffentliche Strafe 
vor dem Schoͤffengericht zuläßt. Tatſächlich wird dem Beleidigten 
nicht ſelten damit nur in unzureichender Weiſe gedient. Es iſt 
bekannt, daß er insbeſondere auf Grund des § 193 StGB. 
bei dieſem Verfahren oft in die Rolle eines Angeklagten gedrängt 
wird, ſodaß er leicht, mit Schmutz beladen, den Gerichtsſaal 
verläßt. 

Wenn nun aber der Deutſche Staat auf das entſchiedenſte 
daran feſthält, daß das Recht auf Strafe nur ihm gebührt, und 
daß eine Strafe nur ihm zufallen kann, ſo überläßt er folge⸗ 
richtig dem Geſchädigten den Anſpruch auf Entſchädigung, 
wenn dem Schädiger eine widerrechtliche ſchuldhafte Verletzung 
des Rechts des Beſchädigten zur Laſt fällt. 

Dies ſpricht § 823 Abſ. 1 insbeſondere mit den Worten 
aus, daß ſchadenserſatzpflichtig iſt, wer „das Eigentum oder ein 
ſonſtiges Recht eines andern“ widerrechtlich ſchuldhafterweiſe 
verletzt. Wer anerkennt, daß die Ehre ein Recht des „andern“, 
d. h. des Verletzten iſt, ſollte auch zugeſtehen, daß dasſelbe durch 
§ 823 Abſ. 1 geſchützt iſt. Dies will freilich die gemeine 
Meinung nicht anerkennen und namentlich nicht Reichsgericht, 
Entſch. in Zivilſachen Bd. 51 S. 374. Zur Begründung führt 
das Reichsgericht aus „die Ehre iſt nicht ein Privatrecht 
im eigentlichen Sinn, vielmehr ein Rechtsgut.“ Man 
kann zugeſtehen, daß die Ehre als ſolche kein Recht iſt; ſie iſt 
eine Eigenſchaft des Individuums. Aber die Befugnis, daß 
die Ehre nicht angetaſtet wird, iſt ein Recht und 
darum handelt es ſich hier. 

Die entgegengeſetzte Meinung der Zeit wurzelt unſeres Er⸗ 
achtens in einer im gemeinen Rechte viel verbreiteten Theorie, 
welche Privatrechte mit Vermöͤgensrechten identifizierte und nur 
widerwillig und notgedrungen die Familienrechte dem Privat- 
recht zuordnete. Dieſe Theorie hatte in den Quellen des 
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gemeinen und des preußiſchen Rechts keine Unterlage. Sie ent- 
ſprach auch durchaus nicht der gerichtlichen Praxis. Ihr trat 
in neuerer Zeit mit großer Entſchiedenheit eine andere Auf ⸗ 
fafjung entgegen, welche das Recht der Perſon als Privatrecht 
anerkannte. Aber unficher blieben die Grenzen des Privatrechts 
der Perſon. Über dieſe Grenzen beſtehen zahlreiche Zweifel. 
Deshalb vermieden die Redaktoren des Bürgerlichen Geſetzbuches, 
in dieſer Hinſicht Beſtimmungen zu treffen. Ausdrücklich er⸗ 
kannten ſie nur das Recht auf den Namen als Recht der Perſon 
an. Sit aber der Name als privates Recht der Perſon ge⸗ 
ſchützt, ſo muß dies um ſo gewiſſer vom Recht auf 
den Schutz der Ehre gelten. Denn es handelt ſich doch 
ſchließlich beim Namenrecht für das Individuum um einen 
Ehrenpunkt. 

Nach der angeführten Entſcheidung des Reichsgerichts 
Bd. 51 ſoll mit Sicherheit aus den übrigen Beſtimmungen 
des Geſetztitels und der Entſtehungsgeſchichte des ſelben hervor⸗ 
gehen, daß der Geſetzgeber den Privatrechten des einzelnen nicht 
allgemein das Recht zuzählt, die Integrität der Ehre zu wahren. 
Was aber dieſe übrigen Beſtimmungen des Geſetzes anlangt, ſo 
handelt es ſich hierbei nur um beſondere Vorſchriften, welche in 
den 58 824 und 825 zum Schutz der Geſchäftsehre und der 
Geſchlechtsehre getroffen find. Aus dieſen Spezialvorſchriften 
kann nicht geſchloſſen werden, daß der Geſetzgeber in anderen 
Fällen ein Privatrecht auf Integrität der Ehre nicht anerkennen 
wollte. Er hob Fälle hervor, in welchen er es für notwendig 
erachtete, beſondere Regeln für beſondere Arten der Ehr⸗ 
verletzung aufzuſtellen. Eine Erklärung des Geſetzes, daß die 
Ehre überhaupt kein privatrechtliches Gut ſei, daß das Privat- 
recht in anderen Fällen mit dem Schutz der Ehre nichts zu tun 
habe, iſt nimmermehr hierin zu finden. Man beruft ſich ferner 
auf die Entſtehungsgeſchichte des § 823 Abſ. 1, insbeſondere 
darauf, daß in einer früheren Faſſung des § 823 Abſ. 1 die 
Ehre ausdrücklich privatrechtlichen Schutz gegen widerrechtliche 
ſchuldhafte Antaſtung fand, und daß dies ſpäter im Laufe der 
weiteren Beratung verloren ging. Wenn wir aber auch die 
ſog. Materialien des Geſetzes nicht für bedeutungslos, wie dies 
manche tun, erachten, wenn wir den Wunſch nicht teilen, 
daß fie nie veröffentlicht, vielmehr nach Fertigſtellung des 
Geſetzes der Vernichtung anheimgefallen wären, ſo erſcheint uns 
doch die Ausnutzung der ſog. Entſtehungsgeſchichte, wie fie fo 
vielfach jetzt beliebt wird, als ein Übel und als ein entſchiedener 
Mißbrauch. Sie ſollte nicht dahin führen, die Beſtimmungen 
des Geſetzes, wie es von Kalſer und Reich in Kraft geſetzt iſt, 
in Frage zu ſtellen. Dieſe Beſtimmungen find unſeres Erachtens 
vorzugsweiſe aus den allgemeinen Rechtsgedanken, aus den Be⸗ 
dürfniſſen der menſchlichen Geſellſchaft, aus dem, was ein ge⸗ 
ſundes Rechtsgefühl lehrt, zu erklären. Dies iſt wichtiger, als 
in den Protokollen herumzuwühlen, um zu erforſchen, was die 
Redaktionsmitglieder in mehr oder minder glücklicher Stunde, 
in Mehrheit und Minderheit geäußert und verſchwiegen haben. 
Das geſunde Rechtsgefühl aber lehrt uns, daß unter „dem 
Recht eines anderen“ auch das Recht der Integrität ſeiner Ehre 
zu verſtehen iſt. Dies entſpricht auch dem Bedürfnis einer ge- 
fitteten Geſellſchaft. 

Wie dem aber auch ſei, das BGB. 5 823 Abi. 2 gibt 
ferner die Beſtimmung, daß, wer gegen ein den Schutz eines 
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anderen bezweckendes Geſetz ſchuldhafterweiſe verſtößt, dem 
anderen ſchadenserſatzpflichtig wird. So unficher nud zweifelhaft 
es iſt, wie weit die hiermit gegebenen Beſtimmungen gehen, 
darüber zweifelt man nicht, daß die Strafvorſchriften der 
§ 185 ff. StGB. gegen Beleidigungen zu dieſen Be⸗ 
ſtimmungen gehören. Mindeſtens alſo hiernach hat der Beleidigte 
Anſpruch auf Erſatz ſeines Schadens. 

Unter Schaden verſtanden gemeinrechtliche Schriftſteller oft 
bloßen Vermögensſchaden. Dieſe Anſchauung ſpukt auch jetzt 
vielfach in den Köpfen zivilrechtlicher Juriſten. Aber fie iſt nicht 
zutreffend. Schon das ALR. für die preußiſchen Staaten I, 6 5 1 
beſtimmte Schaden als „jede Verſchlimmerung des Zuſtandes 
eines Menſchen in Anſehung ſeines Körpers, ſeiner Freiheit, oder 
Ehre, oder ſeines Vermögens“. Daß auch das BGB. nicht 
bloß Vermoͤgensſchaden betrifft, ergibt § 253: „wegen eines 
Schadens, der nicht Vermöͤgensſchaden iſt, kann Entſchädigung 
in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen ge · 
fordert werden“. 

Für Schaden jeder Art beſtimmt BGB. 5 249: 

„Wer zum Schadenserſatz verpflichtet iſt, hat den Zuſtand 
herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatz ver⸗ 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre." Dies gilt für 
Schaden jeder Art, für Vermͤͤgensſchaden und für ſogenannten 
immateriellen Schaden. Es muß namentlich auch für Ver⸗ 
letzung der Ehre durch Beleidigungen Anwendung finden. Hier⸗ 
nach habe ich in meinem bürgerlichen Recht Bd. 2, Abt. 2, 
§ 390 ausgeführt: Allerdings kann der in feiner Ehre Ver⸗ 
letzte Entſchädigung in Geld nicht verlangen, es habe denn die 
Ehrverletzung fein Vermögen unmittelbar oder mittelbar ge⸗ 
ſchädigt. Aber tunlichſte Beſeitigung der Ehrverletzung Tann 
der Beleidigte nach § 249 beanſpruchen, z. B. durch Verbot 
weiterer Veröffentlichung eines ehrverletzenden Pamphlets, durch 
Gebot der Zurücknahme einer ehrverletzenden Ausſchließung aus 
einem Vereine. Selbſt Klage auf Ehrenerklärung iſt zuzulaſſen. 
Indem der Richter dieſelbe zuſpricht, iſt dem Schaden der Ehr⸗ 
verletzung tunlichſt geſteuert. Das Bedürfnis einer Klage liegt 
zutage. Die Ehre iſt ein Gut, welches gerade in jetzigen 
Zeiten im politiſchen und ſozialen Kampfe beſonders häufig an ⸗ 
getaſtet wird, und bei bloßer Zulaffung öffentlicher Klage leicht 
ſchutzlos bleibt. 

Ahnlich Neumann Handausgabe des BGB. 3. Auflage, 
Anm. 2b zu 5 253. 

In dieſem Sinne hatte das Oberlandesgericht Colmar 
einer verlaſſenen Ehefrau Hilfe zu bringen geſucht, da ihr Ehe⸗ 
mann in fieben Elſaſſer Tageszeitungen ein Inſerat folgenden 
Inhalts zum Abdruck bringen ließ: Warnung! Ich erkläre 
hiermit, für Schulden meiner Ehefrau Marie S. in keiner 
Weiſe aufzukommen. Zu dieſem Zweck verurteilte das Ober- 
landesgericht den Ehemann, in die ſieben Zeitungen folgendes 
Inſerat einrücken zu laſſen: Ich erkläre hiermit, daß ich das 
nachſtehend von mir eingerückte Inſerat — es folgt dasſelbe — 
als unberechtigt und unbegründet hiermit zurücknehme. Das 
Erkenntnis des Reichsgerichts hat dieſe Verurteilung aufgehoben, 
obgleich es an und für ſich zugeſteht, daß ein ſolches Inſerat 
an ſich im Sinne des § 249 als eine Wiederherſtellung des 
Zuſtandes, der ohne die Ehrverletzung beſtehen würde, aufgefaßt 
werden könnte. Es meint aber, es müſſe als ausgeſchloſſen 
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gelten, daß nach dem Willen des Geſetzgebers der Beleidigte 
unter Berufung auf 8 249 BGB. im Wege des Zivilprozeſſes 
den Beleidiger zu einer Maßnahme zwingen dürfe, die nach 
allgemeiner wohlbegründeter Meinung eine öffentliche Demütigung 
in fi ſchließe „ſeit langem von der Geſetzgebung Deutſchlands 
ganz überwiegend als eine den Beleidiger treffende Strafe auf⸗ 
gefaßt und behandelt wurde, als ſolche aber in das jetzige 
Strafſyſtem nicht aufgenommen, vielmehr als mit dem modernen 
Rechtsbewußtſein unvereinbar durch beſondere Beſtimmung aus⸗ 
geſchloſſen wurde.“ 

Dieſe Erwägung läßt ſich nicht als zutreffend anſehen. 
Wenn es richtig iſt, wie das Reichsgericht ſelbſt annimmt, daß 
ein Inſerat mit dem Inhalt des Urteils des OLG. Colmar ge 
eignet iſt, tunlichſt den Schaden auszugleichen, welchen der Be⸗ 
leidiger der Ehre der Beleidigten zufügte, ſo kann hierin nicht 
um deswillen ein ungeeignetes Mittel des Schadenserſatzes ge- 
ſehen werden, weil dasſelbe früher ganz überwiegend als eine den 
Beleidiger treffende Strafe aufgefaßt wurde. Strafe und Ent⸗ 
ſchädigung wurden früher keineswegs ſo ſcharf getrennt wie der⸗ 
zeit. Jetzt ift beides begrifflich geſondert. Ob ein Mittel 
Schadloshaltung in fi ſchließt, kann jetzt nur begrifflich be- 
antwortet werden, keineswegs danach, ob man es früher als 
Strafe auffaßte. Hieran kann unſeres Erachtens auch der Um⸗ 
ſtand nichts ändern, wenn, wie das Reichsgerichtserkenntnis an⸗ 
nimmt, die fragliche Schadloshaltung nach allgemeiner wohl. 
begründeter Meinung eine öffentliche Demütigung des Be⸗ 
leidigers in ſich ſchließt. Warum hat er beleidigt! Man 
wird an den Ausſpruch eines franzöfiſchen Staatsmannes 
gegenüber dem Antrag auf Abſchaffung der Todes ſtrafe 
erinnert: Mögen doch in dieſer Hinficht die Herren Mörder 
den Anfang machen. 

Hoͤchſt bedenklich iſt auch die Außerung des Reichsgerichts, die 
Klägerin habe eine zureichende Behauptung dahin, daß fie durch 
das Inſerat des Beklagten fortdauernd geſchädigt werde, nicht 
aufgeſtellt. Faſt möchte man annehmen, daß dieſer Erwägung 
der alte Irrtum zugrunde liegt, wonach nur DBermögens- 
beſchädigung einen Schaden bildet und den Schädiger zum 
Erſatz verpflichte. In Wirklichkeit iſt der Beleidigte ſchon 
durch die Beleidigung geſchädigt. Es bedarf daher einer 
Darlegung nicht, daß ihr fortdauernde Nachteile aus derſelben 
erwachſen. 

Im wirkſamen Schutz der Ehre ſteht, wie ſchon oben an⸗ 
gedeutet wurde, Deutſchland gegenüber anderen Kulturnationen 
zurück, ſodaß man in dieſer Hinficht wohl von einem Notſtand 
reden kann. Infolgedeſſen wird der Beleidigte durch eigenes 
Gefühl, und die öffentliche Meinung ſo häufig zur Heraus⸗ 
forderung zum Zweikampf gedrängt, welcher eine ſchwere und 
ſtrafbare Verfehlung gegen das Geſetz enthält, und eine Ver⸗ 
letzung der religiöfen Pflichten in ſich ſchließt. Den Frauen 
freilich iſt dieſes bedenkliche Mittel zur Herſtellung ihrer Ehre 
nach der Sitte vorerſt nicht offen geftellt! 

Trotzdem hat gewiß die ſtrafrechtliche Behandlung der Ehr⸗ 
verletzung nach deutſchem Recht auch ihre guten Gründe, und 
iſt jedenfalls, als geſetzlich geordnet, das Maßgebende. Um fo 
dringender iſt es aber geboten, daß die Praxis diejenigen Mittel, 
welche das Zivilrecht und insbeſondere das BGB. gewährt, 
nicht verkümmert und fich namentlich nicht durch die weichherzige 


Erwägung von ihnen abhalten läßt, daß in ihrer Anwendung 
nach der allgemeinen Meinung eine öffentliche Demütigung des 
Beleidigers liegt. Dieſe Folge mag dem einen unerwünſcht, 
dem anderen erwünſcht ſein. Sie kann nichts ändern daran, 
daß dem Beleidigten gemäß § 249 vollitändige Entſchädigung 
für ſeine Verletzung zuzuteilen iſt. 


Zur Erhöhung der Reviſionsſumme. 
Von Georg Meyerhoff, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


Die Reichstagskommiſſion hat dem Regierungsentwurf die 
Zuſtimmung erteilt, die Reviſionsſumme zu erhöhen; man 
nimmt an, die Geſchäftsüberlaſtung des Reichsgerichts fordere 
gebieteriſch eine Abhilfe; demgegenüber fielen die gegen die Er⸗ 
höhung der Revifionsſumme erhobenen Bedenken nicht ent⸗ 
ſcheidend ins Gewicht, daß durch die Erhöhung die Rechts⸗ 
einheit in hohem Maße gefährdet werde, indem viele Materien 
— des Obligationenrechts, ſowie des ländlichen Eigentums⸗ 
rechts — der Judikatur des Reichsgerichts entzogen würden. 
Den hieraus entnommenen Einwendungen gegenüber ift aller- 
dings geltend gemacht, dieſe Materien — z. B. der Arbeits- und 
Mietvertrag — unterlägen ſchon jetzt mangels der erforderlichen 
Reviſionsſumme nicht der Kognition des Reichsgerichts. 
Difficile est, satiram non scribere: iſt wirklich die Rechts⸗ 
einheit für ſolche Materien überflüſſig, die das Wohl und 
Wehe weiter Bevölkerungskreiſe jo nahe angehen, wie der 
Arbeitsvertrag und der Miets vertrag? und iſt dieſe Empfehlung 
der Erhöhung der Reviſionsſumme nicht das ſchärfſte Argument 
gegen jede Reoiſionsſumme überhaupt? 

Meines Erachtens ließe ſich die Erhöhung der Revlſions⸗ 
ſumme ohne jede Gefährdung der Rechtseinheit dadurch ver⸗ 
meiden, daß das Reichsgericht — ganz abgeſehen von den 
Patentſachen — von den im Grunde gar nicht vor das Reichs⸗ 
gericht gehörigen preußiſchen Partikularrechtsſachen entlaſtet 
würde; hierzu wären folgende geſetzliche Beſtimmungen er⸗ 
forderlich: 

A. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Gerichts 

verfaſſungsgeſetz (auf Grund § 8 EG. z. GWG.) 
§ 50. (betr. Zuſtändigkeit des Kammergerichts als 
fogen. kleines Obertribunal) wird aufgehoben und 
durch 8 575 erſetzt. 
§ 57a. Es wird ein Oberſtes Landesgericht für 
Preußen mit dem Sitz in Berlin errichtet. 


§ 57b. Wenigſtens die Hälfte der Mitglieder des 
Oberſten Landesgerichts ſollen zugleich Mitglieder 
des Oberverwaltungsgerichts ſein. 

§ 57e. Das Oberſte Landesgericht iſt zuſtändig für 
die Verhandlung und Entſcheidung: 

1. über die nicht zur Zuftändigfeit des 
Reichsgerichts gehörenden Reviſionen 
gegen Urteile der Strafkammern in 
erſter Inſtanz; 


jetzt 
$ 50 
AG. z. 
GWG. 
21“ 
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2. über die Reviflonen gegen Urteile der 
Strafkammern in der Berufungs- 


t 
inſtanz und über alle Beſchwerden 75 
gegen Entſcheidungen der Straf⸗ AG. z 
kammern, fofern eine nach Landes- GVG. 


recht ſtrafbare Handlung den Gegen⸗ 
ſtand der Unterſuchung bildet; 

3. der Reviflonen in bürgerlichen Rechtsſtreitig · 
keiten, ſoweit die Reviſion auf Preußiſche 
Geſetze geſtützt wird; 

4. der Revifion gegen Entſcheidungen des Ober⸗ 
landeskulturgerichts; 

5. der Beſchwerden in den sub 3 erwähnten 
Sachen; 

6. der Beſchwerden in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit uſw. und in Grundbuchſachen, 
in denen bisher das Kammergericht zu⸗ 
jtändig war. 

B. Reichsgeſetz (auf Grund $ 6 CG. z. ZPD.). 
Die Kaiſerliche Verordnung (betr. Zuläſſigkeit der 
Reviſion) vom 28. September 1879 (RGBl. 1879) 
wird dahin erganzt: 
§ 5 Abſ. 2. Die Revifion kann nicht geſtützt 
werden: 

a) auf die Verletzung des Allgemeinen Landrechts, 

b) auf die Verletzung derjenigen preußiſchen 
Landesgeſetze, bez. deren nicht durch Reichsgeſetz 
die Entſcheidung über die Revifion dem Reichs⸗ 
gericht überwieſen iſt. 

Das aufrecht erhaltene Preußiſche Landesprivatrecht umfaßt 
— ſoweit es im Landrecht enthalten iſt — im weſentlichen nur 
ſolche Materien, welche nicht rein privatrechtlicher, ſondern zum 
Teil auch öffentlich rechtlicher Natur find: Kirchenrecht, Schulrecht, 
Wafſerrecht, Wegerecht, Jagdrecht, Fideikommißrecht ſowie das 
Beamtenrecht; ferner das auf der früheren Agrarverfaſſung 
beruhende ältere Agrarrecht. Von Spezialgeſetzen kommen be⸗ 
ſonders erheblich nur das Enteignungsrecht, das Bergrecht und 
das Stempelrecht in Frage. Alle dieſe Geſetze haben mit dem 
bürgerlichen Recht wenig oder gar keine Berührungspunkte, 
um fo mehr aber mit dem Preußiſchen Staats- und Verwaltungs- 
recht; eine Ausnahme macht das Stempelrecht nur ſcheinbar, 
für dieſes nahm man freilich früher an, die Stempelpflicht 
gehe im weſentlichen von rein zivilrechtlichen Grundbegriffen 
aus und es ſei ſogar deshalb ganz erwünſcht, die Judikatur in 
Stempelſachen dem Reichsgericht zu überlaſſen, weil dadurch 
die zivilrechtlichen Begriffe geklärt würden. Dieſer Grund entfällt, 
nachdem das Reichsgericht neuerdings — nicht vereinzelt, 
ſondern in wiederholten Entſcheidungen — annimmt, die Tarif⸗ 
nummern des Stempelgeſetzes ſeien zum Teil aus ſich ſelbſt 
auszulegen, ſodaß z. B. ein gemeinſchaftliches Teſtament trotz 
8 2301 BGB. „im Sinne des Stempelgeſetzes“ gleich zwei 
Teſtamenten iſt. Wohl aber beſchäftigen dieſe, landesgeſetzlicher 
Regelung vorbehaltenen Materien in großem Umfange auch den 
Strafſenat des Kammergerichts als Reviſions inſtanz in landes⸗ 
rechtlichen Strafſachen (betr. materieller Rechtsgültigkeit von 
Polizeiverordnungen), ſowie das Oberverwaltungsgericht bei 
Klagen über die Rechtmäßigkeit polizeilicher Verfügungen. Iſt 
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beiſpielsweiſe zwiſchen zwei Grundbefitzern ftreitig, wer einen 
Weg oder einen Abflußgraben zu reinigen oder zu unterhalten 
hat, ſo kann das vor die ordentlichen Gerichte im Zivilverfahren 
als bürgerlicher Rechtsſtreit kommen, wenn die Räumungspflicht 
auf einem Zivilrechtstitel beruht; es kann aber auch vor die 
Verwaltungsgerichte kommen, wenn nämlich die Polizeibehörde der 
Anſicht iſt, daß die Grabenräumung oder Wegeunterhaltung dem 
Pflichtigen auf Grund öffentlich⸗ rechtlichen Titels obliegt; es 
kann endlich vor die Strafgerichte kommen, wenn die Polizei⸗ 
behörde auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes die Räumungs⸗ 
pflicht im Wege der Polizeiverordnung regelt. Das eine⸗ 
mal entſcheidet jetzt endgültig das Reichsgericht, das andere ⸗ 
mal das Oberverwaltungsgericht, das drittemal der Straf⸗ 
ſenat des Kammergerichts. Wie jedem Kundigen bekannt iſt, 
führt das zu zahlreichen widerſprechenden Entſcheidungen. Hier 
ſoll zunächſt einmal davon abgeſehen werden, daß ſchon in facto 
die Frage in höchſtem Grade zweifelhaft zu ſein pflegt, ob ein 
öffentlich- rechtlicher (z. B. auf Obſervanz beruhender) oder ein 
zivilrechtlicher (z. B. auf Erſitzung beruhender) Titel vorliegt, 
des weiteren davon, daß es in jure über den Begriff „privater“ 
oder „oͤffentlich⸗ rechtlicher“ Titel bei dem vielfachen Ineinander⸗ 
greifen privater und öffentlich- rechtlicher Normen auf dieſem Ge⸗ 
biete bisher nicht zu einer auch nur einigermaßen konſtanten 
Judikatur des Reichsgerichts oder des Oberverwaltungsgerichts 
gekommen iſt, endlich davon, daß das materielle Polizei- 
verordnungsrecht mehr als kautſchukartig iſt, da nach 8 6 des 
Geſetzes vom 11. März 1850 Polizeiverordnungen erlaſſen 
werden konnen: „über den Schutz der Perſon und des Eigen⸗ 
tums“ über die „Sorge für Leben und Geſundheit“ und end⸗ 
lich über „alles andere, was im beſonderen Intereſſe der Ge⸗ 
meinden und ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß“, 
ſodaß man über die materielle Gültigkeit einer Polizeiverordnung 
fiher oft verſchiedener Meinung fein kann. Es iſt jedenfalls 
ſchwerlich zweckmäßig, daß über ein und dieſelbe Rechtsfrage 
obendrein ſolcher Natur drei höͤchſte Gerichtshoͤfe judizieren; 
die beiden Fälle des negativen Kompetenzkonflikts zwiſchen 
Reichsgericht und Oberverwaltungsgericht, bezw. des Konflikts 
zwiſchen dem Reichsgericht und dem Preußiſchen Kompetenz ⸗ 
gerichtshof betrafen denn auch bezeichnenderweiſe dieſe Rechts 
materien; die durch dieſe verſchiedene Zuſtändigkeit beſtehende 
Rechtsunſicherheit führt — wie jedem Kundigen bekannt iſt — 
in der Praxis nicht ſelten dahin, daß z. B. der Bürgermeiſter 
einer im Zivilrechtswege unterlegenen Stadtgemeinde den An- 
ſpruch der Stadtgemeinde im Wege der Polizeiverordnung oder, 
wenn auch dieſe vom Kammergericht für ungültig erklärt iſt, 
im Wege der polizeilichen Verfügung durchzuführen ſucht. 
Andererſeits ſpricht dafür, daß alle dieſe Sachen vor dem 
Reichsgericht verhandelt werden, nicht etwa der Geſichtspunkt 
der Wahrung der Rechtseinheit, im Gegenteil beſteht am aller⸗ 
wenigſten aus dieſem Geſichtspunkt das geringſte Bedürfnis: 
mit dem bürgerlichen Recht des BGB. ſowie mit ſonſtigen 
Reichsgeſetzen ſtehen alle dieſe Materien faft außer jedem Zu- 
ſammenhang; bei Annahme des Vorſchlags würde — ſoweit 
Verletzung eines Reichsgeſetzes behauptet wird — ohnehin das 
Reichsgericht zuftändig ſein; und aus anderen Bundes ⸗ 
ſtaaten als Preußen wird das Reichsgericht mit die ⸗ 
ſen Materien überhaupt nicht befaßt, da ſie für die 
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anderen Bundesſtaaten nicht revifibel find: eine auf Verletzung 
dieſer Materien geſtützte Revifion gehört in Bayern vor 
dat Oberſte Landesgericht und in den übrigen Bundesſtaaten iſt 
die Reviſion nach § 1 der Kaiſerl. Verordnung vom 28. Sep- 
tember 1879 ausgeſchloſſen, weil die betr. Geſetze nur in einem 
Oberlandesgerichtsbezirk gelten.“) Es kommt endlich hinzu, daß 
es nicht einmal zweckmäßig iſt, dieſe doch ſchon für den 
preußiſchen Juriſten ſchwer überſichtlichen Materien der 
Judikatur eines auch mit nichtpreußiſchen Richtern beſetzten 
Gerichtshofes zu unterwerfen, da dieſe nichtpreußiſchen Richter 
— zumal ſie wohl in der Regel in dergleichen Sachen nicht 
Referenten ſein werden — doch bei der Beratung ſchwerlich das 
Ineinandergreifen der ganzen preußiſchen Landesgeſetze zu überſehen 
in der Lage find. Vielleicht ließe ſich das ſogar im einzelnen aus 
der Judikatur eines beſtimmten, in den letzten Jahren mit dieſen 
Materien befaßten, ſo zuſammengeſetzten Reichsgerichtsſenats 
nachweiſen. Hiernach liegt die Errichtung eines Oberſten 
Landesgerichtshofs gerade im Intereſſe der Rechts- 
einheit. 

Werden dieſe Materien einem Oberſten Landesgerichtshof 
überwieſen, wäre es das einfachſte und vielleicht zweckmäßigſte, 
dieſen mit dem preußiſchen Oberverwaltungsgericht zu ver⸗ 
einigen; das iſt jedoch nach 8 2 GVG. unzuläffig, weil die 
Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts zum Teil nur die Prü- 
fung für den höheren Verwaltungsdienſt beſtanden haben. Eine 
Beſetzung des Gerichts in der vorgeſchlagenen Faſſung, daß die 
Mitglieder des Oberſten Landesgerichts zugleich Mitglieder des 
Oberverwaltungsgerichts find, wird aber um ſo mehr genügen, als 
es bekannt iſt, daß beim Oberverwaltungsgericht in dieſen halb 
oͤffentlich⸗, halb privatrechtlichen Streitigkeiten die dem Richter ⸗ 
ſtande — aus der Zahl der Kammergerichts⸗ bezw. Oberlandes⸗ 
gerichtsräte — entnommenen Mitglieder zu Referenten beſtellt 
zu werden pflegen. Konflikte zwiſchen den Senaten des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts und einem Oberſten Landesgericht wären bei 
ſolcher Perſonalunion alſo wenig wahrſcheinlich. Aufhören 
würden jedenfalls die jetzt nicht ſeltenen Konflikte zwiſchen dem 
Strafſenat des Kammergerichts und den übrigen Gerichten, da 
dieſe nach 8 10 EG. z. GVG. zu Plenarentſcheidungen führen 
würden. Auch würden die Mitglieder des erſten Zivilſenats und 
des Strafſenats am Kammergericht — des ſogen. kleinen Ober⸗ 
tribunals — die Stellung erlangen, welche ihrer verantwortungs⸗ 
reichen Stellung als Mitglied des hoͤchſten Landesgerichtshofs 
entſpricht, ſodaß der im Intereſſe konſtanter Judikatur wenig 
wünſchenswerte Wechſel der Perſonen fortfällt, der jetzt infolge 
Beförderung nicht ſelten iſt. 

Von irgend welchen Schwierigkeiten bei Durchführung 
des Vorſchlags kann nicht die Rede ſein; namentlich 
auch nicht von ſolchen aus dem Geſichtspunkt zweifelhafter 
Kompetenz; in Bayern, wo der Oberſte Landesgerichtshof 
ſeit 25 Jahren beſteht, hat man bisher doch von ſolchen 
nichts gehört; es iſt daher kaum zu erwarten, daß ſie ſich in 
Preußen zeigen würden. 


*) Eine Ausnahme macht das Bergrecht, das in Thüringen, 
Braunſchweig, Elſaß⸗Lothringen reviſibel iſt; aber auf dies partikulare 
Bergrecht geſtützte Reviſionen kommen im Jahresdurchſchnitt noch nicht 
eine jährlich vor das Reichsgericht. 
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Es fragt ſich höchſtens, ob bei der Durchführung das 
Reichsgericht genügend entlaftet wird. Eine genaue Statiſtik 
hierüber fehlt, iſt auch kaum zu beſchaffen; einigen Anhalt wird 
man aus den Regiſtern der Juriſtiſchen Wochenſchrift gewinnen 
können. Bei den Agrarſachen iſt der Prozentſatz der hier 
veröffentlichten zu den überhaupt ergangenen Entſcheidungen an 
der Hand der amtlichen Statiſtik ungefähr zu kontrolieren, 
d. h. der Höͤchſtprozentſatz, da ſicher nicht alle die Agrargeſetze 
betreffenden Entſcheidungen Revifionen gegen Entſcheidungen des 
Oberlandeskulturgerichts betreffen; die Vergleichung ergibt, daß 
hoͤchſtens etwa ½ der Urteile in Agrarſachen in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift veröffentlicht iſt; derſelbe Prozentſatz ergibt ſich 
nach den Regierungsmitteilungen über die in Stempelſachen 
erlaſſenen Entſcheidungen. Die anliegende, als Statiſtik 
gewiß nicht beweiskräftige Überfiht gewährt aber ficher einige 
Anhaltspunkte dafür, in welchem Umfange das Reichsgericht 
mit dieſen Materien belaftet iſt, die mit der Aufgabe des 
Reichsgerichts, die Rechtseinheit zu wahren, ſchlechterdings nichts 
zu ſchaffen haben. Zur Vergleichung habe ich die zu einigen 
Materien des Obligationenrechts ergangenen in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift abgedruckten Entſcheidungen angeführt; es wird 
ſchwerlich anzunehmen ſein, daß die Redaktion eine beſondere 
Vorliebe für Entſcheidungen zu den entlegenen Partikulargeſetzen 
gehabt hat; im Gegenteil wird der Prozentſatz der veröffentlichten, 
zum Obligationsrecht ergangenen Entſcheidungen hoher fein. 
Hiernach belaſtet das aufrechterhaltene preußiſche Partikularrecht 
das Reichsgericht weit mehr, als die wichtigſten Materien des 
nicht handels rechtlichen Obligationenrechts. 

Eine Entlaſtung in der vorgeſchlagenen Richtung wäre um 
jo wirkſamer, als es ſich bei dieſen preußiſch rechtlichen 
Sachen faſt durchweg um rechtlich kompliziert liegende 
Sachen handelt, die eine weit über den Durchſchnitt 
hinausgehende Vorbereitung erfordern. In der vor⸗ 
geſchlagenen Faſſung würde man übrigens auch der jetzigen 
Übergangszeit gerecht, in der das Reichsgericht mit zahlreichen, 
in einigen Jahren fiher geklärten Kontroverſen bez. des BGB. 
überlaftet if. Die alten, das nicht mehr geltende ALR. 
betreffenden Sachen würden vor dem Reichsgericht wegfallen; 
immerhin kann man — falls man das bisherige preußiſche Zivil. 
recht nach wie vor der Kognition des Reichsgerichts unterſtellen will 
— die auf den erſten Teil, ſowie auf Tit. 1—3 des zweiten Teils 
des Landrechts geſtützten Reviſionen dem Reichsgericht belaſſen. 

Hiernach liegt eine Einſchränkung der Zuläſſigkeit der 
Reviſion vor dem Reichsgericht in der vorgeſchlagenen 
Richtung im Intereſſe der Rechtseinheit; fie entlaftet das 
Reichsgericht weit mehr und weit wirkſamer, als die Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme; und daß irgend ein erhebliches 
Argument dagegen ſpricht, muß ich beſtreiten. Befrage man 
doch die beteiligten Senate des Reichsgerichts — es ſind 
der V. und VII., in geringerem Umfang auch der IV. und 
VI. — ſswie das Kammergericht. Und weiter die wirt⸗ 
ſchaftlichen Jutereſſenverbände, namentlich die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern; denn darüber iſt kein Zweifel, daß bei An⸗ 
nahme der Erhohung der Revifionsſumme weite, die Land⸗ 
wirtſchaft betreffende Gebiete irreviſibel werden, und gerade die 
Landwirtſchaft leidet ſchon jetzt an der fehlenden Rechtseinheit, 
die durch den 3 fachen Inſtanzenzug verurſacht iſt. 
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Aufſtellung über in den letzten Jahrgängen der Juriſtiſchen Wochenſchriſt abgedruckten Entſcheidungen unter 
möglichſter Ausſcheidung der unter mehreren Nummern mehrfach zitierten. 


1895 1896 | 1897 | 1898 1899 | 1900 1901 1902 


A. Zu den hauptſächlichen Geſetzen des aufrecht⸗ 
erhaltenen Preußiſchen Partikularrechts. 


In Waſſerrechtsſachen nach dem 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. bis 
25. Februar 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 86 Ziffer 2 BGB. verb. mit § 622, 670, 684 3p O. 
Begriff der Verſchwendung und Begründung der Anfechtungsklage. 

Der Berufungsrichter verſtößt gegen die Vorſchriften der 
88 684 Abſ. 4, 670 Abſ. 1, 622 Abſ. 1 3PD., wenn er ſich der 
Erörterung, ob der Vermögensverfall des Klägers auf feine geiftige 
oder körperliche Gebrechlichkeit zurückzuführen ſei, deshalb entſchlägt, 
weil dieſer Umftand vom Kläger nicht beſonders geltend gemacht 
ſei. Allein auch der Begriff der Verſchwendung im Sinne 
von § 6 Ziffer 2 BGB. iſt mißverſtanden, wenn der Berufungs⸗ 
richter dabei nur auf äußerliche Merkmale abſtellt und die 
ſubjektive Seite, die Charakteranlage, die Sinnes- und Denk⸗ 
weiſe des Betreffenden ganz außer Betracht läßt. Der ge⸗ 
wöhnliche Sprachgebrauch bezeichnet nicht ſchon den als Ver⸗ 
ſchwender, der größere Ausgaben macht, höhere Verbindlichkeiten 
auf ſich nimmt, als zu feiner Vermgenslage in angemeſſenem Ver⸗ 
hältnis ſteht, auch wenn fich ſolche Aufwendungen als unnütz heraus⸗ 
ſtellen. Sonſt würde man, je nach dem Erfolge, auch den unter- 
nehmenden Geſchäftsmann, den bloß ungeſchickten und unfähigen 
Wirtſchafter, den aufopfernden Menſchenfreund ohne weiteres ſchon 
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als Verſchwender gelten laſſen müſſen. Entſcheidend iſt viel- 
mehr, ob jene objektiv unwirtſchaftlichen Aufwendungen in 
urſächlichem Zuſammenhang ftehen mit perſöoͤnlichen Eigenſchaften, 
die, wie z. B. Leichtſinn, Liederlichkeit, Prunkliebe und dergleichen, 
einen Hang zu unvernünftigen, zweck- und nutzloſen Ausgaben 
erkennen laſſen. Daß der Geſetzgeber mit der Verſchwendung 
keinen vom gewohnlichen Sprachgebrauch abweichenden Sinn 
verbinden wollte, beweiſen die Motive zum BGB. 1 S. 63/64 
und die Protokolle der II. Kommiſſton Bd. 1 S. 33. Auch 
das RG. hat in der Sache v. der L. c. v. Oe. IV 92/01 
mit Urteil vom 20. Mai 1901 (JW. 01, 475) dieſe Geſetzes⸗ 
auslegung vertreten. St. c. St., U. v. 30. Jan. Ob, 369/04 IV. 
— Gajlel. 

2. 812 BGB. Schutz des Familiennamens .] 

Der Großvater der Bekl. wurde im Jahre 1794 von dem 
Major und ſpäteren Landjägermeiſter v. H. mit einem Fräulein 
v. B. außer der Ehe erzeugt und am 12. Juni 1794 laut 
Eintrags im Kirchenbuche v. O. auf den angegebenen v. H. 
Namen getauft, auch ſpäter nicht durch nachfolgende Ehe 
legitimiert. Kläger als Mitglied der altadeligen Familie 
v. H. beantragte, die Bekl. für ſchuldig zu erkennen, ſich der 
Führung des Familiennamens „v. H.“ zu enthalten. Das 
OLG. verurteilte, die Reviſion hatte keinen Erfolg: Im Streit⸗ 
falle ſteht nicht zur Entſcheidung, ob die Beklagten dem Adels⸗ 
ſtande angehören, ſondern nur, ob fie zur Führung des Namens 
„v. H.“ berechtigt find. Der Zuſatz „von“ zu dem Geſchlechts⸗ 
namen „H.“ kommt nicht als Standes bezeichnung, ſondern 
lediglich als Beſtandteil des Namens, ſomit nicht anders in 
Betracht, wie wenn der Name aus zwei beliebigen ſonſtigen 
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Wörtern zuſammengeſetzt wäre. Die Revifion trifft deshalb nicht die 
Sache, wenn fie darzulegen bemüht iſt, daß der Zuſatz „von“ nicht 
notwendig die Zugehörigkeit zum Adelsſtand ausdrücken müſſe. Das 
RG. halt vielmehr an der bereits in der Sache v. B. c. v. B. IV 208/03 
mit Urteil vom 30. November 1903 — vgl. JW. 04 S. 53 (Anm. 
des Einf.) — näher begründeten Anficht feit, daß für die Zu- 
läſſigkeit des Rechtswegs aus 8 12 BGB. nichts darauf an- 
kommt, ob der zu ſchützende Familienname ein adeliger iſt oder 
nicht. Ebenſowenig aber kann der Reviflon darin beigetreten 
werden, daß im Gebiete des gemeinen Rechts und für das hier 
in Betracht kommende Jahr 1794 die c. un. Cod. de mutatione 
nominis 9,25 auch für die Namensführung der unehelich ge⸗ 
borenen Kinder maßgebend geweſen ſei. Die Ausführungen 
Hermanns im Archiv für ziviliſtiſche Praxis Bd. 45 S. 153 ff., 
305 ff., denen, ſoweit bekannt, in der Rechtswiſſenſchaft nirgends 
widerſprochen iſt, erbringen den überzeugenden Nachweis, daß 
der Rechtsſatz des dentſchen Gewohnheitsrechts, wonach die 
unehelich geborenen Kinder auch bezüglich des Familiennamens 
dem Stande der Mutter folgen, ſich ſchon in ſehr früher Zeit 
dem eindringenden römifchen Recht gegenüber behauptet und 
durchgeſetzt hat. Mag er auch namentlich im Laufe des 18. Jahr⸗ 
hunderts in manchen Gegenden Deutſchlands durch lokale Miß⸗ 
bräuche mehr oder weniger verdunkelt worden ſein, ſo hat er 
doch damit ſeine Bedeutung als geltendes gemeines Recht nicht 
eingebüßt. Es tft deshalb zutreffend, wenn Hermann a. a. O. 
S. 326 insbeſondere in der Vorſchrift des § 94 Anhang zu 
8592 ALR. T. II, Tit. 2 nur ein Einſchreiten des partikular⸗ 
rechtlichen Geſetzgebers gegen ſolche eingeriſſene Mißbräuche und 
gerade darum eine Beſtätigung dafür erblickt, daß jener deutſch⸗ 
rechtliche Satz ſeine allgemeine Geltung nicht verloren habe. 
So hat auch das RG. bereits in dem Urteil vom 22. Oktober 1881 
(RG. 5, 176) anerkannt, daß die Berechtigung eines unehelichen 
Kindes, mit Zuſtimmung des Vaters deſſen Namen zu führen, 
nur aus landesgeſetzlichen Vorſchriften hergeleitet werden konne. 
v. H. 6. v. H., U. v. 2. Feb. 05, 325/04 IV. — Oldenburg. 

8. 8 104 BGB. verb. mit 8 286 ZPD. Feſtſtellung 
der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit.] 

Die Entſcheidung, ob ſich jemand in einem ſeiner Natur 
nach nicht vorübergehenden, die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit 
befindet, iſt eine überwiegend tatſächliche, die der Richter trifft. 
Für fie kommt daher 8 286 3p. in Betracht; bei ihr kann 
den ärztlichen Gutachten und den Zeugenausſagen keine andere 
Bedeutung zukommen als den Gutachten Sachverſtändiger und 
den Zeugenausſagen auf anderen Gebieten. So wenig daher 
von einer Gebundenheit des Richters an den ärztlichen Ausſpruch 
die Rede ſein kann, ſo wenig ließe ſich die Annahme vertreten, 
daß ein erbotener Zeugenbeweis unter allen Umſtänden erhoben 
werden müſſe. Der Berufungsrichter geht bei feiner Tatſachen⸗ 
und Beweiswürdigung von den dargelegten Grundſätzen aus 
und gelangt zu dem Ergebniſſe, im Hinblick auf die von den 
ärztlichen Sachverftändigen feftgeftellte Art der hier vorliegenden 
Geiſteskrankheit, deren durch den objektiven Befund feſtgeſtelltes, 
vorgeſchrittenes Entwicklungsſtadium und deren in dieſem Stadium 
abſolut gegebene Einwirkung auf die Willens und Verkehrs- 
fähigkeit könnte ſeine durch die ärztlichen Gutachten begründete 
überzeugung auch dann nicht erſchüttert werden, wenn die vom 
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Kläger bezogenen Zeugen das beſtätigen würden, wofür fie an- 
gerufen find. St. o. G., U. v. 28. Jan. 05, 200/04 II. — Berlin. 

4. 88 134, 138 BGB. verb. mit § 270 des Preuß. 
Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851. Vertrag wegen Unter- 
laſſung von Mitbieten in einem Zwangsverſteigerungstermin. 
Einholung einer Plenarentſcheidung.!] 

Der Beklagte hat ſich im Verſteigerungstermin vom 
30. Juni 1900, in welchem die dem Wirt G. gehörige Beſitzung 
in W. zwangsweiſe verſteigert wurde, dem Kläger gegenüber, 
für den auf dieſer Befitzung eine Hypothek von 4 500 Mark 
nebſt Zinſen eingetragen war, verpflichtet, die Hypothek in Höhe 
von 3 500 Mark zu übernehmen und zu bezahlen, wofern 
Kläger, der bis zur Deckung ſeiner Hypothek mitbieten wollte, 
Gebote nicht abgeben und er — Beklagter — die Befitzung für 
ein Meiftgebot von nicht mehr als 50 025 Mark zugeſchlagen 
erhalten würde. Der Beklagte weigert ſich nun aber, die ver- 
ſprochenen 3 500 Mark dem Kläger zu zahlen. Er macht, 
dieſerhalb mit der Klage in Anſpruch genommen, geltend, das 
mit dem Kläger getroffene Abkommen ſei nichtig, weil es gegen 
die guten Sitten ($ 138 BGB.) und außerdem, weil es gegen 
ein geſetzliches Verbot (§ 134 BGB.), nämlich gegen die Straf⸗ 
vorſchrift in 8 270 PrStGB. vom 14. April 1851, deſſen 
fortdauernde Gültigkeit in der Judikatur des RG. anerkannt 
ſei, verſtoße. Der erſte Richter hat den Beklagten nach dem 
Klageantrage verurteilt. Der zweite Richter hat die Berufung 
des Beklagten zurückgewieſen. Er tritt dem erſten Richter darin 
bei, daß ein Verſtoß gegen die guten Sitten in dem zwiſchen 
den Parteien getätigten Rechtsgeſchäft nicht liegt; er verneint, 
daß die Nichtigkeit dieſes Geſchäfts aus § 134 BGB. 
hergeleitet werden konne, weil nicht der Kläger, der ſich vom 
Bieten hat abhalten laſſen, ſondern nur der Beklagte, der ihn 
vom Bieten abgehalten habe, gegen den 8 270 PrStGB. ver- 
ſtoßen habe. Es komme nicht darauf an, wer die erſte An⸗ 
regung zum Abſchluß der Vereinbarung gegeben habe; aber 
daraus, daß ſich das Verbot nur nach der einen Seite hin richte, 
nämlich nur denjenigen mit Strafe bedrohe, der vom Bieten 
abhält, ſei zu folgern, daß das Geſetz nachteilige Folgen für die 
andere Vertragspartei nicht habe aufſtellen wollen. Aus § 270 
PrStGB. ergebe ſich daher die Ungültigkeit eines Vertrages 
nicht, bei welchem nur die eine Partei gegen das Verbot ver⸗ 
ſtoßen hat, und deshalb folge die Nichtigkeit des Geſchäfts auch 
nicht aus 5 134 BGB. Die vom Beklagten gegen dieſes 
Urteil eingelegte Revifion rügt Verletzung der 5$ 138, 134 
BGB. Sie bleibt dabei, daß der zwiſchen den Parteien nach 
der Feſtſtellung des Berufungsrichters im Verſteigerungstermine 
geſchloſſene Vertrag gegen die guten Sitten verſtoße (§ 138) 
und daß er, weil er zugleich gegen ein geſetzliches Verbot 
(8 270 eit.) verſtoße, auch nach 8 134 BGB. nichtig ſei. 
In erſterer Beziehung tritt der V. 3S. den Ausführungen der 
Vorinſtanzen dahin bei, daß nach der hier obwaltenden Sachlage 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten in dem Abkommen der 
Parteien nicht zu finden iſt. Der V. 3S. will aber auch nicht 
anerkennen, daß der Berufungsrichter den § 134 BGB. verletzt 
habe; er nimmt vielmehr mit dem Berufungsrichter an, daß der 
Vertrag nicht deshalb nichtig ſei, weil die eine Vertragspartei 
durch feinen Abſchluß gegen die Strafvorſchrift in §8 270 
PrStGGB. verſtoßen hat. Der V. 3S. fieht ſich aber gehindert, 


168 


dies auszuſprechen, weil der VI. 3S. in dem Urteil vom 
2. Juni 1902 (RG. 51, 401) — vgl. auch JW. 02 S. 84 Nr. 23, 
Urt. des IV. 3S. und S. 406 Nr. 61, Urt. des VI. 3 S. (Anm. 
des Einf.) — das Gegenteil angenommen und in einem gleich- 
artigen Falle ausgeſprochen hat, das ganze Rechtsgeſchäft ſei nach 
8 134 BGB. nichtig, weil das Abhalten vom Bieten gegen 
8 270 PrStGB. verſtoße, und dieſes Abhalten ein notwendiger, 
untrennbarer Teil des gewollten Rechtsgeſchäfts ſei. Demnach 
wurde beſchloſſen, über die obenſtehend formulierte Rechtsfrage ge ⸗ 
mäß 8 137 Abſ. 1 GVG. die Entſcheidung der Ver 3 S. ein- 
zuholen. K. c. H., Beſchl. v. 29. Oktober 04, 213/03 V. — Hamm. 

5. § 157 BGB. Rücktritt wegen veränderter Umſtände 
bei einem Stundungsvertrage.] 

Die Beklagte hat Verletzung des $ 157 BGB. gerügt und 
geltend gemacht, daß fie unter den obwaltenden Umſtänden, — 
nachdem nämlich ihr Schuldner H. H. N. flüchtig geworden 
und deſſen Mobiliar auf Betreiben ſeines Bruders verſteigert 
worden ſei, — berechtigt geweſen ſei, zur Zwangsvollſtreckung 
zu ſchreiten, da die von ihr bewilligte Stundung nur unter 
der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung gewährt worden ſei, daß 
der Schuldner bereit und imſtande ſein würde, ſeine Schuld⸗ 
verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit zu erfüllen: Dieſe Rüge 
hat zur Aufhebung des angefochtenen Urteils geführt. Allerdings 
kennt das geltende Recht, wie der Berufungsrichter zutreffend 
bemerkt, den Rechtsſatz nicht, daß ein jeder Vertrag als mit der 
clausula rebus sic stantibus geſchloſſen gelte. Es bleibt 
aber in jedem Einzelfalle zu prüfen, ob nicht nach der Anſicht 
der Parteien der Rücktritt wegen veränderter Umſtände der einen 
oder anderen Partei zuſtehen ſoll, und es wird bei dieſer 
Prüfung nach 8157 BGB. auf das, was Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsfitte fordert, Rückſicht zu nehmen 
fein. (Vergl. das in der Hanſ GZ. 1902 Nr. 73 mitgeteilte Urteil 
des II. 3 S. des RG. vom 11. April 1902) “). Der BR. hat dies 
auch nicht verkannt. Er verwirft aber den Einwand der Beklagten 
mit der Ausführung, daß dieſelbe keinerlei Tatſachen angeführt habe, 
aus denen unter Anwendung des 8 157 BGB. darauf zu ſchließen 
wäre, daß der Stundungsvertrag unter der von der Beklagten 
angegebenen Vorausſetzung abgeſchloſſen ſei. Hierbei hat er es 
jedoch unterlaſſen, die beſondere Natur des in Rede ſtehenden 
Abkommens in Betracht zu ziehen. Soweit erſichtlich iſt, 
beruhte es lediglich auf einem Entgegenkommen der Beklagten 
gegenüber ihrem Schuldner, daß ſie, obgleich ſie einen jederzeit 
vollſtreckbaren Schuldtitel hatte, dem Schuldner zur Abtragung 
des Reſtes ſeiner Schuld noch eine Friſt von einigen Jahren 
bewilligte. Es wird fi) kaum bezweifeln laſſen, daß fie fi 
hierzu nur im Vertrauen auf eine geficherte Vermoͤgens lage des 
Schuldners und auf deſſen Bereitwilligkeit, ſeine Verpflichtung 
zu erfüllen, verſtanden, ſowie andererſeits, daß der Schuldner 
dies erkannt hat. Hiernach wird der Berufungsrichter unter 
Berückſichtigung des $ 157 BGB. anderweit zu prüfen haben, 
ob nicht das Stundungsabkommen in dem Sinne abgeſchloſſen 
iſt, daß die Beklagte an die vereinbarte Friſt nicht mehr 
gebunden ſein ſollte, wenn die Befriedigung der Klägerin, ſei 
es durch Verſchlechterung der Vermögenslage des Schuldners, 
ſei es deshalb, weil dieſer ſich der Erfüllung feiner Verbindlich- 
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keit zu entziehen ſuchte, gefährdet werden würde. Hierbei wird 
auf den Wortlaut der von der Beklagten in den Vorinſtanzen 
aufgeſtellten Behauptung, — die Stundung habe zur ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Vorausſetzung gehabt, daß der Schuldner das ihm 
gelieferte Mobiliar vor der vollitändigen Berichtigung der Urteils ⸗ 
ſumme nicht veräußere, — kein entſcheidendes Gewicht zu legen ſein, 
ſondern berückfſichtigt werden müſſen, daß dieſe Behauptung dahin 
verſtanden werden kann, die Stundung habe zur Vorausſetzung 
gehabt, daß die Befriedigung der Beklagten nicht gefährdet werde. 
L. & S. c. H., U. v. 13. Jau. 05, 268/04 VII. — Hamburg. 

6. § 185 BGB. Erwerb eines Pfändungspfandrechts 
von einer dem Schuldner noch nicht gehörigen Sache.] 

Der Kläger hatte an die Firma N. ein Grundſtück ver⸗ 
pachtet, auf dem dieſe eine Lokomobile aufſtellte, welche ſie von 
der Firma W. käuflich geliefert erhalten hatte, jedoch unter 
Vorbehalt des Eigentums der Verkäuferin bis zur völligen 
Tilgung des Kaufpreiſes. Deſſen letzte Rate wurde am 
27. Mai 1903 gezahlt. Am 7. Januar 1903 war die Loko⸗ 
mobile zugunſten des Beklagten als Gläubigers der Firma N. 
gepfändet. Den Beklagten hat im April 1903 die Firma W. 
bei Vermeidung der Interventionsklage aufgefordert, die Loko⸗ 
mobile frei zu geben oder ihr Recht auf vorzugsweiſe Be⸗ 
friedigung aus dem Erlöſe anzuerkennen. Der Beklagte tat 
dies letztere, und die Interventionsklage unterblieb. Nach dem 
27. Mai 1903, alſo nach vollſtändiger Befriedigung der Firma 
W., wurde die Lokomobile, die inzwiſchen noch von anderen 
Gläubigern der Firma N. gepfändet war, im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verſteigert. Der Kläger hat wegen angeblich ihm 
geſchuldeter Pachtraten, geſtützt auf ſein Verpächterpfandrecht, 
die Einwilligung der verſchiedenen Pfandgläubiger zur Aus⸗ 
zahlung des ganzen Verſteigerungserloͤſes an ihn mit der 
gegenwärtigen Klage verlangt, während vom Beklagten L. im 
Wege der Widerklage die Befriedigung ſeiner durch die Pfändung 
geficherten Forderung im Betrage von 2548 Mark 40 Pf. aus 
dem Erloͤſe begehrt if. Das OLG. beſtätigte die Klag⸗ 
abweiſung, das RG. hob auf: Der §8 185 BGB. findet auf 
den Erwerb eines Pfändungspfandrechts keine Anwendung. Nur 
rechtsgeſchäftliche Verfügungen ſtehen bezüglich der an jenem 
Orte gegebenen Vorſchriften in Frage, wie ſich klar aus den 
Worten und daraus ergibt, daß an dieſer Stelle nicht wie in 
vielen anderen Fällen der rechtsgeſchäſtlichen Verfügung eine 
ſolche gleichgeſtellt iſt, welche im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
der Arreſtvollziehung und durch den Konkursverwalter erfolgt 
(Neumann, BGB., Abſchnittvorb. vor $ 104 Note be). Dennoch 
muß die Annahme als geboten erſcheinen, daß ein Pfändungs⸗ 
pfandrecht, welches ſich auf eine bei Vornahme der Pfändung 
dem Schuldner nicht gehörige Sache bezieht, für den Fall, daß 
dieſes Hindernis, während die Pfändung noch beſteht, wegfällt, 
mit dem Zeitpunkt dieſes Wegfallens wirkſam wird. 
Jedenfalls tritt nun aber die Konvaleſzens mit dem Zeitpunkt 
ein, in welchem der Schuldner das Eigentum an der fraglichen 
Sache erwirbt. Speziell dann muß dies gelten, wenn der 
Schuldner, wie hier, die Sache vor der Pfändung mit Vor⸗ 
behalt des Eigentums für den Verkäufer gekauft, alſo unter 


Suspenfivbedingung erworben hatte, und dieſe alsdann eintritt. 


Dies liegt hier mit dem Augenblick vor, in welchem W. die 
letzte Rate des Kaufpreiſes für die Lokomobile erhielt, alſo mit 


34. Jahrgang. 


dem 27. Mai 1903. Im gleichen Zeitpunkte wurde aber auch 
dem Kläger das Verpächterpfandrecht zur Sicherung ſeines an⸗ 
geblichen Anſpruchs erworben. Die danach vorliegende Kon⸗ 
kurrenz der Pfandrechte ſowohl des Klägers als des Beklagten 
hat zur Folge, daß eine der Größe ihrer Forderungen ent- 
ſprechende Verteilung des bei der Verſteigerung der Lokomobile 
erzielten Erloͤſes unter den Parteien ftattzufinden hat. v. A. o. L., 
U. v. 31. Jan. 05, 321/04 VII. — Naumburg. 

7. § 196 Abſ. 1 Nr. 1 BGB. Für die Kaufmanns- 
eigenſchaft im Sinne dieſer Vorſchrift iſt das zur Zeit der 
Entſtehung der Anſprüche geltende Recht — vor 1. Januar 1900 — 
nicht das beim Wechſel der Geſetzgebung auf die Verjährung 
ſelbſt zur Anwendung kommende Recht des BGB. maßgebend.] 

Da die in Rede ſtehenden Forderungen der Beklagten nach 
ihrer Behauptung ſpäteſtens im Jahre 1899 entſtanden waren, 
ſo unterlagen ſie zunächſt auch in Anſehung der Verjährung 
dem früheren Rechte, und zwar fanden darauf, wie das Be⸗ 
rufungsgericht annimmt, der 8 2 Nr. 1 und der § 5 des 
Hannoverſchen — nicht revifiblen — Geſetzes über die Ver⸗ 
jährung vom 22. September 1850 Anwendung, wonach „bie 
Forderungen der Handel⸗ und Gewerbetreibenden“ — — 
„für Waren und Arbeiten“ in zwei Jahren verjährten, und 
die Verjährung „mit dem auf den feſtgeſetzten Zahlungstag“ 
— — „folgenden letzten Dezember, und, wenn ein Zahlungstag 
nicht verabredet war, mit dem letzten Dezember desjenigen 
Jahres, in welchem die Klage entſtanden“ war, zu laufen be⸗ 
gann. Die Anſprüche der Beklagten hatten demnach, wie auch 
das Berufungsgericht weiter annimmt, zwar gerade noch vor 
dem Inkrafttreten des BGB. zu verjähren begonnen, die Ver⸗ 
jährung war aber in dieſem Zeitpunkte noch nicht vollendet. 
Es griff deshalb in bezug auf fie von da ab der Art. 169 
EGBGB. Platz, wonach die Vorſchriften dieſes Geſetzbuchs 
über die Verjährung auf die vor deſſen Inkrafttreten ent⸗ 
ſtandenen, noch nicht verjährten Anſprüche Anwendung finden. 
Demgemäß beſtimmte ſich vom 1. Januar 1900 ab die Ver⸗ 
jährung der Anſprüche der Beklagten nach den Vorſchriften des 
& 196 BGB. Bei deren Anwendung kommen nun zwei Be⸗ 
ſtimmungen denkbarerweiſe in Betracht. Nach Abſ. 1 Nr. 1 
verjähren „die Anſprüche der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker 
und derjenigen, welche ein Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung 
von Waren, Ausführung von Arbeiten und Beſorgung 
fremder Geſchäfte“ in zwei Jahren, „es ſei denn, daß die 
Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners er⸗ 
folgt“, — ein Fall, in welchem nach Abſ. 2 die Anſprüche 
erft in vier Jahren verjähren. Die Nr. 7 dagegen unterwirft 
die Anſprüche „derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 be- 
zeichneten Perſonen zu gehören, die Beſorgung fremder 
Geſchäfte oder die Leiſtung von Dienſten gewerbsmäßig 
betreiben, wegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe ge⸗ 
bührenden Vergütungen“ der zweijährigen Verjährung ſchlecht⸗ 
hin, alſo ohne jene bei Nr. 1 gemachte Ausnahme zuzulaſſen. 
Das Berufungsgericht hat nun für die mögliche Anwendung 
der Nr. 1 in Abſ. 1 des 8 196 BGB. zuvoͤrderſt geprüft, ob 
die Beklagte als Fabrikant, Handwerker oder Kunftgewerbe- 
treibender zu betrachten jet, und iſt ohne erſichtlichen Rechts⸗ 
irrtum zur Verneinung dieſer Fragen gelangt, indem es nament⸗ 
lich die Handwerkereigenſchaft der Beklagten deshalb ge⸗ 
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leugnet hat, weil nach ihren eigenen Anführungen ihr Betrieb 
über den Umfang des Handwerks hinausgehe. Sodann hat 
das Gericht unterſucht, ob die Beklagte als Kaufmann im 
Sinne des 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 anzuſehen ſei, und hat mit 
Rückficht darauf, daß dieſer Begriff im neuen HGB. durch die 
Vorſchriften feiner 88 2 und 3 eine beträchtliche Erweiterung 
gegenüber demjenigen nach dem früheren HGB. erfahren hat, 
und die Beklagte ſich für ihre Kaufmannzeigenſchaft gerade auf 
den § 2 des neuen HGB. berufen hat, erörtert, ob für den 
vorliegenden Fall der Begriff nach dem früheren oder dem 
jetzt geltenden HGB. zu beſtimmen ſei. Es hat dieſe Frage 
zugunſten der erſten Alternative entſchieden, und auch darin iſt 
ihm, entgegen den Ausführungen der Reviſion, beizutreten. Um 
die Bedeutung der Worte des Geſetzes: „In zwei Jahren ver⸗ 
jähren die Anſprüche der Kaufleute“ — — „für Lieferung von 
Waren, Ausführung von Arbeiten und Beſorgung fremder Ge⸗ 
ſchäfte“ a. a. O. für den vorliegenden Fall richtig zu würdigen, 
muß zunächſt ermittelt werden, welcher Sinn dieſer Vorſchrift 
für die Fälle zukommt, die ausſchließlich nach dem neuen 
bürgerlichen Rechte zu beurteilen find, bei denen alſo die 
Frage, ob und inwieweit etwa das frühere Recht anzuwenden 
iſt, gar nicht aufgeworfen werden kann. Für dieſe Fälle aber 
läßt ſich nicht daran zweifeln, daß der Anſpruch eines Kauf ⸗ 
manns für Leiſtungen jener Art nur dann vorliegt, wenn der 
Leiſtende zur Zeit der Lieferung der Waren, zur Zeit 
der Ausführung der Arbeiten oder der Beſorgung fremder 
Geſchäfte, alſo zur Zeit der Entſtehung der Forderung 
Kaufmann war. Denn die beſondere geſetzgeberiſche Behandlung 
dieſer Anſprüche beruht eben weſentlich mit darauf, daß der 
Leiſtende gerade zu dieſer Zeit einer der in Nr. 1 bezeichneten 
Gruppen von Gewerbetreibenden angehörte, weil es fich nur bei 
ſolchen Forderungen regelmäßig um Anſprüͤͤche des täglichen 
Verkehrs handelt, die eine raſche Abwicklung erheiſchen. Der 
nachträgliche Erwerb der Kaufmannseigenſchaft durch den, 
der zur Zeit der Lieferung der Waren oder der Ausführung der 
Arbeiten noch nicht Kaufmann war, kann nicht rückwirkend 
die Forderung zu einer ſolchen eines Kaufmanns machen; denn 
es gehört eben zum rechtlichen Charakter der Forderung 
im Sinne des §8 196 Abi. 1 Nr. 1, daß fie als die eines 
Kaufmanns eutſtanden iſt. Was aber hiernach von dem 
nachträglichen Erwerbe der Kaufmannseigenſchaft in Fällen der 
ſoeben bezeichneten Art auf Grund einer und derſelben 
Geſetzgebung gilt, das muß auch von der nachträglichen Er⸗ 
langung dieſer Eigenſchaft Geltung haben, die erſt durch einen 
Wechſel in der Geſetzgebung ermoglicht worden if. Denn 
entſcheidend muß immer bleiben, daß für die Kaufmanuseigen⸗ 
ſchaft im Sinne jener Vorſchrift die Zeit der Entſtehung 
des Anſpruchs maßgebend iſt. Daraus folgt, daß die recht⸗ 
lichen Erforderniſſe zur Erfüllung des Begriffes „Kaufmann“ 
nach dem zur Zeit der Entſtehung der Anſprüche in 
Geltung geweſenen Rechte zu beſtimmen find. Wollte man 
hierbei die Anderung der Geſetzgebung, die — wie im vor⸗ 
liegenden Falle geſchehen — ſpäter eintrat, und vermöge deren 
der Gläubiger die ihm bis dahin fehlende Eigenſchaft eines 
Kaufmanns erlangte, berüdfichtigen, fo würde damit, wie das 
Berufungsgericht mit Recht ausführt, auch den außerhalb 
der Lehre von der Verjährung ſtehenden Beſtimmungen des 
22 
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BGB., ſofern fie nur zu jener in irgend welcher Beziehung 
ſtehen, rückwirkende Kraft für die Zeit vor Eintritt der Gel⸗ 
tung des BGB. beigelegt werden. Daß dies nicht der Ab⸗ 
ſicht entſpräche, die bei Aufſtellung der Vorſchrift des Art. 169 
EGBGB. obgewaltet hat, ergibt eine Bemerkung aus der 
Begründung zu Art. 102 des Entw. des EG., der — und 
darauf beruht die Verwertbarkeit dieſer Bemerkung auch für 
die Abficht des Geſetzes ſelbſt — demnächſt in der Haupt- 
ſache unverändert zu Art. 169 EG. erhoben iſt: „Der unter 
der Herrſchaft des bisherigen Rechts abgelaufene Teil der Ver⸗ 
jährung kann, ſoweit er überhaupt zu berüdfichtigen iſt, worüber 
das nene Recht entſcheidet, nur fo Berückſichtigung finden, wie 
er gemäß dem bisherigen Rechte ſich geſtaltet hat. Dem BGB. 
darf nicht Geltung für eine Zeit beigelegt werden, 
in welcher es nicht gegolten hat.“ Demgemäß iſt die für 
die Anwendung des 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 BG. maßgebende 
Beantwortung der Frage, ob die Anſprüche der Beklagten als 
Anſprüche eines Kaufmanns zu betrachten find, aus dem 
früheren, nicht aus dem Rechte des BGB. zu entuehmen. 
Auch in bezug auf die Beantwortung der Frage ſelbſt aber iſt 
den Ansführungen des Berufungsgerichts durchweg beizupflichten. 
(Wird näher begründet.) Das Berufungsgericht hat deshalb 
mit Recht die Anwendung des § 197 Abſ. 1 Nr. 1 BGB. 
auf die Anſprüche der Beklagten für ausgeſchloſſen, dagegen den 
Fall der Nr. 7 dort für gegeben erachtet hat. Dann unter- 
lagen aber die Anſprüche der zwetjährigen Verjährung und dieſe 
war, da ſie ſpäteſtens mit dem 31. Dezember 1899 begonnen 
hatte (Art. 169 Abſ. 1 Satz 2 CG. z. BGB.), vor dem 
13. Februar 1903, dem Tage der Erhebung der Widerklage, 
abgelaufen. K. c. K., U. v. 31. Jan. 05, 301/14 III. — Celle. 

8. 58 254, 276 BGB. verb. mit 5 1 des Haftpflicht. 
geſetzes.] 

Die Klägerin wurde durch einen Pferdebahnwagen über⸗ 
fahren und erhob gegen die Bahngeſellſchaft Klage. Das OLG. 
verurteilte dem Grunde nach, das RG. hob zum Teil auf und 
wies inſoweit die Klage ab: Es beſteht freilich kein Rechtsſatz, 
wonach es zu der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt gehörte, 
allemal vor dem Überſchreiten eines Straßenbahngleiſes erſt 
nach beiden Seiten Umſchau zu halten; wenn z. B. ein mit 
normalem Gehör begabter Menſch eine Straße, in der ſich 
nicht das mindeſte Geräuſch hören läßt, überquert, fo wäre eine 
ſolche Umſchau ganz überflüffig. Aber ſehr gewöhnlich wird die 
Sache anders liegen, und insbeſondere wirkt in den meiſten 
Fällen, wo wirklich jemand überfahren wird, ein eignes Ver⸗ 
ſchulden dieſes Menſchen mindeſtens mit. So wäre gerade auch 
im vorliegenden Falle ohne eine nicht unerhebliche Fahrläſſigkeit 
der Klägerin ihre Verunglückung gar nicht möglich geweſen. 
Wenn fie nicht entweder ſchwerhörig, oder ganz in Gedanken 
verſunken war, jo mußte fie hören, daß dicht hinter ihr her 
ein Straßenbahnwagen gefahren kam, es ſei denn, daß etwa 
durch ſtarken Straßenverkehr ein ſolches Getöſe hervorgerufen 
wurde, daß man nichts einzelnes darin unterſcheiden konnte, 
und hatte dann allen Anlaß, ſich, ehe fie die Fahrſtraße betrat, 


erſt einmal in der betreffenden Richtung umzuſehen. War fie 


aber ſchwerhörig, oder verhinderte übermäßiger Straßenlärm 
jede Einzelwahrnehmung mittels des Gehörs, dann erforderte 
die gewöhnliche Sorgfalt, keinenfalls ohne vorherige Umſchau 
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ſich dem Gleiſe zu nähern. Hierbei ift es auch von unter⸗ 
geordneter Bedeutung, ob auf dem Pferdebahnwagen rechtzeitig 
geläutet worden war, oder nicht. Bei dem von der Klägerin 
beobachteten Verhalten hätte ſie eben ſo gut, wie unter den 
Straßen bahnwagen, unter irgend einen anderen Wagen, auf 
dem überhaupt nicht zu läuten war, geraten konnen, wenn 
dieſer dicht hinter ihr hergekommen wäre. Es beruht alſo die 
angefochtene Entſcheidung auf einer Verkennung des Begriffes 
des Verſchuldens im Sinne des 8 1 Haftpfl®., bezw. der Fahr⸗ 
läſſigkeit nach 8 276 Abſ. 1 BGB. Der Umſtand, daß damals 
der Straßenbahnverkehr auf der fraglichen Strecke ſich nicht 
auf dem rechten, ſondern auf dem linken Gleiſe bewegte, 
während die Klägerin eher das Gegenteil anzunehmen Anlaß 
hatte — wie das Berufungsgericht feſtgeſtellt hat —, ändert 
daran nichts, ſondern kann nur bewirken, daß das Verſchulden 
der Klägerin als ein minder ſchweres erſcheint, als es ſonſt 
fein würde, fo daß Raum für ein Eingreifen des § 254 Abſ. 1 
BGB. im Sinne einer Verteilung des zu tragenden Schadens 
geſchafft wird. R. c. B., U. v. 30. Jan. 05, 149/04 VL — Cöln. 

9. § 254 BGB. Liegt in dem Verſuch, durchgehende 
Pferde aufzuhalten, ein Verſchulden 7 

Das Berufungsgericht erachtet in Übereinſtimmung mit 
dem LG. für erwieſen, daß der Kläger nicht, wie er fortgeſetzt 
behauptet hat, an der Stelle, wo er ſeine Arbeit an der nach 
der Kloͤpzigſchen Lehmgrube führenden Feldbahn verrichtet hatte, 
von den durchgegangenen Pferden des Beklagten zu Boden ge⸗ 
worfen worden, ſondern von dieſer Stelle aus den Pferden 
entgegengelaufen iſt, um fie aufzuhalten, und bei dem Verſuche, 
dies zu tun, niedergeriſſen worden iſt. Auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellung nimmt die Vorinſtanz an, daß der Kläger den Unfall 
allein herbeigeführt habe, und zwar ſchuldhafterweiſe. Er habe 
eine Gefahr, die ihm dort, wo er ſich zunächſt befunden habe, 
nicht gedroht hätte, ohne Not aufgeſucht, denn Menſchen, welche 
durch die Pferde hätten gefährdet werden können, ſeien nicht in 
der Nähe geweſen, auch Ortſchaften hätten nicht in ſolcher Nach⸗ 
barſchaft gelegen, daß für deren Bewohner eine Gefahr zu be⸗ 
ſorgen geweſen wäre. Jedenfalls habe Kläger ſelbft gar nicht 
behauptet, daß er in der Abficht, ſolche Gefahren abzuwenden, 
fi den Tieren entgegengeſtellt habe. Ebenſo wenig ſei dargelegt 
oder erſichtlich, daß der Kläger einen beſonderen Grund gehabt 
habe, im Intereſſe des Beklagten als des Eigentümers der 
Pferde unter Gefährdung ſeines Lebens und ſeiner Geſundheit 
zu verſuchen, die Tiere aufzuhalten, und dieſe felbft vor Be⸗ 
ſchädigung zu bewahren. Es liege deshalb nicht der mindeſte 
Grund vor, den Beklagten etwa unter Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften in 8 254 BGB. auch nur für einen Teil des dem 
Kläger erwachſenen Schadens haftbar zu machen: Dieſe Er⸗ 
wägungen können nicht als einwandfrei anerkannt werden. Wie 
von der Reviſion mit Recht geltend gemacht worden iſt, beſteht 
auf dem Lande die Sitte, daß, wenn größere Haustiere offenbar 
wider den Willen ihres Beſitzers auffichtslos im Freien umher⸗ 
laufen, erwachſene, mit der Behandlung ſolcher Tiere vertraute 
Perſonen, die dies wahrnehmen, den Verſuch machen, das be⸗ 
treffende Tier einzufangen. Es geſchieht dies ſchon deshalb, 
weil meiſt die Gefahr beſteht, daß die Tiere fich ſelbſt verletzen 
oder Schaden in den Feldern anrichten. Solche Verſuche 
werden auch nicht bloß von Perſonen unternommen, die wiſſen, 
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wem das Tier gehört, und zu dem Eigentümer in nähere Be⸗ 
ziehungen ſtehen, es betätigt ſich vielmehr in dieſem Verhalten 
unſerer Landbewohner ein erfreulicher Gemeinſinn, der fie ver⸗ 
anlaßt, auch von ihnen unbekannten Perſonen Schaden moͤglichſt 
abzuwenden. Ganz beſonders aber beſteht die erwähnte Sitte 
dann, wenn es ſich um Tiere handelt, durch deren auffichts. 
loſes Umherlaufen bei ihrer Kraft und Größe Gefahr für 
Leben und Geſundheit von Menſchen, die ihnen begegnen, zu 
befürchten iſt, man wird ſagen können, daß es in ſolchen Fällen 
unter den Landbewohnern faft als eine moraliſche Pflicht für 
in der Behandlung ſolcher Tiere erfahrene und körperlich rüſtige 
Leute angeſehen werde, den Verſuch zu machen, die Tiere ein⸗ 
zufangen oder nach Stellen, wo ihre Bewältigung gefahrlos 
erfolgen kann, zu treiben. Das Berufungsgericht hat einen 
Fall der zuletzt bezeichneten Art nicht für gegeben erachtet, 
indem es ausſpricht, Menſchen, die durch die Pferde hätten ge⸗ 
fährdet werden können, ſeien nicht in der Nähe geweſen, auch 
Ortſchaften lägen nicht in ſolcher Nähe, daß eine Gefahr für 
deren Bewohner zu beſorgen geweſen ſei, jedenfalls ſei das alles 
vom Kläger nicht behauptet. Hiergegen kommt indes folgendes 
in Betracht. Wie feſtgeſtellt iſt, liefen die durchgegangenen 
Pferde auf einer offentlichen Straße, die von Doͤbern nach 
Torgau führt, und zwar an einer Stelle, wo ſich die Straße 
mit einem die Ortſchaften Zinna und Repitz verbindenden Wege 
kreuzt. Mögen nun auch in dem Momente, als der Kläger 
den Verſuch machte, die Tiere aufzuhalten, außer den Arbeitern 
Krätz und Kötting und dem Anſpänner Bornemann andere 
Perſonen nicht in unmittelbarer Nähe der Wegekreuzung ge 
weſen ſein, ſo war doch die Moͤglichkeit, daß jeden Augenblick 
von der einen oder anderen Seite Fußgänger oder Radfahrer 
fich der Stelle, wo die Pferde liefen, nähern konnten, keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen, wenigſtens fehlt es an jedem Anhalte da⸗ 
für, daß dieſe Möglichkeit nach den beſonderen Verhältniſſen des 
Falles als eine nur ganz fernliegende anzuſehen geweſen ſei. 
Anlangend ferner den Ausſpruch des Berufungsgerichts, es 
lägen in der Nähe der Stelle, wo der Kläger zu Schaden ge⸗ 
kommen iſt, keine Ortſchaften, ſo kann hierin nach dem Zuſatz, 
daß der Kläger dies wenigſtens nicht behauptet habe, keine tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung gefunden werden, ſondern nur eine Unter⸗ 
ſtellung, zu der ſich die Vorinſtanz für berechtigt erachtet hat, 
weil vom Kläger das Gegenteil nicht ausdrücklich behauptet 
war. Dieſe Unterſtellung und die daraus zum Nachteil des 
Klägers gezogene Schlußfolgerung muß aber, abgeſehen noch 
von der Beſtimmung in 8 139 30 0., beanſtandet werden, weil die 
Behauptungs⸗ und Beweislaft für die ein Verſchulden des 
Klägers begründenden Umſtände beim Beklagten liegt. Es ift 
auch nicht erſichtlich, welche Entfernungen das Berufungsgericht 
bei ſeinem Ausſpruche im Auge gehabt hat; wild dahinſtürmende 
durchgegangene Pferde legen bekanntlich auch längere Strecken 
in ſehr kurzer Zeit zurück, ſodaß durch ſie Gefahren auch für 
die Bewohner von Ortſchaften und Anſiedlungen erwachſen 
konnen, die nicht in unmittelbarer Nähe der Stelle, von der 
aus die Tiere durchgegangen find, liegen. Das von den 
Zeugen Krätz und Kötting betätigte Verhalten läßt übrigens 
darauf ſchließen, daß auch ſie es für richtig gehalten haben, den 
Verſuch zu machen, die Tiere aufzuhalten. Nach alledem iſt 
das Sachverhältnis jedenfalls noch nicht geklärt genug, um die 
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Annahme zu rechtfertigen, daß dem Kläger, weil er den gleichen 
Verſuch, wie dieſe beiden Zeugen, unternommen hat, ein ſeinen 
Schadenerſatzanſpruch ausſchließendes Verſchulden zur Laſt falle. 
H. o. J., U. v. 30. Jan. 05, 148/04 VI. — Naumburg. 

10. 5 284 BGB. Die Beſtimmung, Zahlung habe am 
Ende der Empfangswoche zu geſchehen, entſpricht nicht dem § 284. 

Die Beſtimmung, daß die Zahlung der Ware am Ende 
jeder Empfangswoche zu erfolgen habe, iſt keine Zeitbeſtimmung 
nach dem Kalender im Sinne des § 284 BGB., weil ſie einen 
beſtimmten an ſich nach dem Kalender zu berechnenden Tag 
nicht ergibt, vielmehr noch von dem Eintritt eines ſonſtigen 
Ereigniſſes abhängig iſt. Die Beſtimmung in Satz 2 des 
8284 Abſ. 2 cit., wonach das gleiche wie nach Satz 1 gilt, 
wenn der Leiſtung eine Kündigung vorauszugehen hat, und 
von dieſer ab die Leiſtungszeit kalendermäßig zu berechnen iſt, 
iſt nicht ausdehnend auszulegen und nicht auf Fälle anzuwenden, 
in denen die Berechnung des Tages nach einem anderen, an 
ſich ungewiſſen Ereignis erfolgen kann, wie dieſes ſowohl in 
der Begründung des erſten Entwurfs (II S. 57), als namentlich 
auch bei den Beratungen der II. Kommiſſion (Metallographierte 
Protokolle S. 8421) unzweideutig zum Ausdruck gebracht wurde. 
Auch die vornehmlichſten Kommentare zum BGB. ſtehen auf 
dem hier vertretenen Standpunkt (vergl. u. a. Planck zu 8 284 
Nr. 6, Rehbein S. 120 Nr. 111). B. 0. F., U. v. 31. Jan. 05, 
205/04 II. — Hamm. 

11. 8 313 BGB. Keine Anwendung auf nachträgliche 
einſeitige Erklärung eines Vertragsgenoſſen.] 

Die Reviſion rügt, daß der $ 313 BGB. verletzt ſei, 
weil in dem Verzichte des Käufers R. auf das ihm in dem 
Kaufvertrage vom 17. November 1903 vorbehaltene bedingte 
Rücktrittsrecht eine Abänderung dieſes Vertrages enthalten ſei, 
die nach jener Vorſchrift des BGB. nur unter Beobachtung der 
gerichtlichen oder notariellen Form gültig hätte erfolgen 
konnen, an der es aber, da der Verzicht Vertragsnatur habe, 
in bezug auf die Annahmeerklärung der Kl. als Verkäuferin 
fehle: Die Rüge iſt nicht begründet. In jener nach den 
Feftſtellungen des BG. zunächft ſchon am 30. Dezember 1903 
von R. der Kl. gegenüber abgegebenen Erklärung war ſachlich 
kein Verzicht auf das Rücktrittsrecht, ſondern nur die Erklärung, 
von dieſem Rechte gegebenenfalls keinen Gebrauch machen zu 
wollen, enthalten. Sie war daher nur eine nach Maßgabe des 
Vertrages ſelbſt abgegebene einſeitige Erklärung des Käufers, 
die zwar empfangs bedürftig war, die aber eben deshalb 
keine Abänderung des geſchloſſenen Kaufvertrages enthielt. Sie 
bedurfte deshalb zu ihrer Gültigkeit auch nicht der in § 313 
BGB. vorgeſchriebenen Form. L. c. V., U. v. 22. Jan. 05, 
472/04 III. — Frankfurt a. M. 

12. 58 323— 325, 440 und 119 BB. Unanwend barkeit 
bei objektiver Unmöglichkeit der Erfüllung zur Zeit der Abſchlüſſe 
des Vertrages; Irrtum der Parteien über das Eigentum an 
der Kaufſache.] ö 

Der Berufungsrichter hält den Klagegrund der Unmoͤglichkeit 
der Erfüllung der geſchloſſenen Grundſtücksverkäufe für durch⸗ 
ſchlagend, indem er die Anwendbarkeit der $$ 440, 325 BGB. 
annimmt. Das iſt jedoch nicht richtig. Die 88 323 — 325 
Abſ. 1 finden, wie ihr Wortlaut ergibt, nur Anwendung, wenn 
die Leiſtung nach dem Abſchluſſe des Vertrags unmoglich ge⸗ 
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worden iſt. Im vorliegenden Falle war die angebliche Un- 
möglichkeit der Leiſtung aber ſchon zur Zeit des Vertrags ⸗ 
ſchluſſes vorhanden. Auch der 8 306 BGB., der den auf eine 
von Anfang an unmoöͤgliche Leiſtung gerichteten Vertrag für 
nichtig erklärt, findet keine Anwendung, weil er nur von der 
objektiven Unmoͤglichkeit handelt. Um eine ſolche handelt es 
ſich hier aber nicht. Ein Vertrag, der auf eine nur ſubjektiv 
unmögliche Leiſtung gerichtet iſt, iſt gültig. Der Berufungsrichter 
hält aber auch den Klagegrund des Irrtums für durchſchlagend. 
Daß dieſer Grund geltend gemacht ift, kann nach den Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters nicht zweifelhaft fein. Geirrt 
haben alle Vertragskontrahenten, indem ſie annahmen, daß die 
Beklagten Eigentümer der verkauften Fläche ſeien. Die Be⸗ 
klagten haben dieſe fremde Sache als eigene verkauft, die Kläger 
haben geglaubt, eine den Beklagten gehörige Sache zu kaufen. 
Daß ein ſolcher Irrtum unter § 119 BGB. fällt, iſt nicht zu 
bezweifeln; der Regel nach wird aber der Irrtum nicht weſentlich 
fein. Hier hat der Berufungs richter unter zutreffender Würdigung 
der Sachlage feſtgeſtellt, daß die Kläger bei Kenntnis des 
wirklichen Sachverhalts und bei verſtändiger Würdigung des 
Falles den ganzen Kaufvertrag nicht abgeſchloſſen haben würden. 
Danach kommt es nur noch darauf an, ob die Kläger den 
Vertrag ohne ſchuldhaftes Zögern angefochten haben (BGB. 
8 121). Das iſt anzunehmen. H. o. W., B. v. 4. Febr. 05, 
10/05 B V. — Augsburg. 

13. 88 325, 326 BGB. Rücktrittsrecht des Käufers 
mehrerer Grundſtücke bei Nichtgewährung einzelner der gekauften 
Grundſtücke.] 

Der Berufungsrichter erachtet den Kläger zum Rücktritte 
von dem Grundſtücks⸗Kaufvertrage für berechtigt, weil die Be⸗ 
klagten ihrer Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums an 
den beiden neben der Untermühle mitverkauften nicht aufgelaſſenen 
Parzellen nicht nachgekommen find und auf die Aufforderung 
des Klägers, entweder das Eigentum an den Parzellen zu ver⸗ 
ſchaffen oder die Untermühle zurückzunehmen, erklärt haben, ſie 
lehnten alles ab. Von der Revifion wird gerügt, daß, obgleich 
nur teilweiſe Nichterfüllung in Frage ſtehe, der Berufungsrichter 
die erſtinſtanzliche Verurteilung der Beklagten aufrechterhalten 
habe, ohne daß von ihm feſtgeſtellt worden ſei, daß die Vor⸗ 
ausſetzung des Rücktritts vom ganzen Vertrage vorliege: Dieſe 
Rüge iſt begründet. Die Verurteilung der Beklagten beruht 
auf dem 8 326 Abſ. 1 BGB. Dieſer unterſcheidet von dem 
Falle der nichtrechtzeitigen Bewirkung der ganzen Leiſtung den 
Fall, wenn die Leiſtung teilweiſe nicht bewirkt iſt. In dem 
letzteren Falle iſt der Gläubiger zum Rücktritt vom ganzen 
Vertrage nur berechtigt, wenn die teilweiſe Erfüllung des Ver⸗ 
trages für ihn kein Intereſſe hat. Grundſtücke find an ſich teil- 
bar, es bedarf daher beſonderer Begründung, wenn fie im Einzel- 
falle als unteilbar behandelt werden ſollen. Der Berufungs- 
richter hat nun weder feſtgeſtellt, daß in dem Streitfalle eine 
teilweiſe Erfüllung unmöglich ſei, noch daß ein Intereſſe des 
Klägers an der teilweiſen Erfüllung des Vertrags nicht vorliege. 
Möglicherweife hat er den Verkauf der Mühle und der beiden 
Parzellen als Verkauf eines einheitlichen Ganzen angeſehen, ſo 


daß eine teilweiſe Leiſtung durch die Auflaffung nur der Mühle 


für ihn als Leiſtung nicht in Frage kam; ſeine Gründe laſſen 
aber nicht erkennen, ob dies der Fall iſt und warum in dem 
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Kaufe der Mühle mit den Parzellen nach dem Inhalte des Ver⸗ 
trags eine einheitliche Leiſtung als vereinbart anzunehmen iſt. 
Zwar hat der erſte Richter, der den Kauf wegen Irrtums des 
Klägers als anfechtbar angeſehen hat, für ausgeſchloſſen erachtet, 
daß der Kläger die Mühle gekauft haben würde, wenn er gewußt 
hätte, daß die beiden über einen Hektar großen Parzellen nicht 
mit zur Mühle gehörten; allein der Berufungsrichter iſt auf 
dieſe Annahme nicht eingegangen; aus ihr folgt auch nicht, daß 
für den Kläger bei der Unterſtellung der Gültigkeit des ab- 
geſchloſſenen Kaufs kein Intereſſe an dem Behalten der Mühle 
auch ohne die beiden Parzelleu vorliege, da die Mühle zum 
Betriebe der Müllerei gekauft und dieſer Betrieb von dem 
Eigentum an den Parzellen unabhängig iſt. Nicht unzutreffend 
erſcheint der Hinweis der Beklagten, daß der Kläger die Landwirt⸗ 
ſchaft neben der Müllerei betreiben könne, wenn er ſich Ackerland 
pachte. Auch hierüber hat ſich der Berufungsrichter nicht ausge⸗ 
ſprochen. P. c. Sch., U. v. 4. Febr. 05, 351/04 V. — Naumburg. 

14. 5 812 BGB. in Verb. mit 8 435 HGB., 5 33 
der Poſtordnung vom 20. März 1900. Ausſchluß der Rück⸗ 
forderung von Poſtanweiſungsbeträgen, die ein Poſtbeamter 
zur Deckung einer Privatſchuld ohne Einzahlung abgeſandt hat.] 

Am 13., 14. und 16. April 1902 hat der damalige Ver⸗ 
walter des Poſtamts in Böhlitz⸗Ehrenberg T. 9 Poſtanweiſungen 
über zuſammen 7000 Mark an die Adreſſe der beklagten Bank 
als Abſender ausgefertigt und bei dem genannten Poſtamte 
aufgegeben. Die angewieſenen Beträge find der Beklagten zum 
Teil bar durch das Poſtamt Leipzig⸗Plagwitz ausgezahlt, im 
übrigen auf ihren Wunſch durch Überweiſung an ihr Girokonto 
bei der Reichsbank gewährt worden. Nach den einwandfreien 
und nicht angegriffenen Feſtſtellungen der Vorinſtanz hat T. 
die Poſtanweiſungen aufgegeben, weil er von der Beklagten ein 
Darlehn von 7000 Mark erhalten hatte, und der darüber von 
ihm akzeptierte Wechſel am 13. April 1902 fällig wurde; dieſe 
Schuld ſollte durch die angewieſenen Beträge getilgt werden. 
Eine beſondere Bemerkung hierüber enthielten die Anweiſungen 
nicht. Der Kläger behauptet, T., der inzwiſchen wegen Ver⸗ 
brechen im Amte zu Zuchthausſtrafe verurteilt worden iſt, habe 
die Anweiſungen in feiner Eigenſchaft als Annahmebeamter ab- 
gefertigt, die angewieſenen Summen nicht eingezahlt, ſie aber 
als eingezahlt in den Büchern des damals von ihm verwalteten 
Poſtamtes eingetragen. Der Kläger hält ſich deswegen für be⸗ 
rechtigt, die 7000 Mark von der Beklagten zurüdzuforbern, 
ſeine Klage iſt indes von beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. 
Die eingelegte Reviſion iſt zurückgewieſen. Das Berufungs- 
gericht läßt dahingeſtellt, wie Poſtanweiſungsgeſchäfte rechtlich 
aufzufaſſen ſeien, und führt aus: Zweifellos entſtehe für die 
Poſt eine Verpflichtung zur Auszahlung des auf der Poſt⸗ 
anweiſung angegebenen Betrags nicht, wenn dieſer bei Aufgabe 
der Anweiſung nicht an die Poſt gezahlt worden ſei; es habe 
alſo, wenn die Angaben des Klägers über das Verfahren T.s 
wahr ſeien, eine Verpflichtung der Poſt, die 7000 Mark an die 
Beklagte auszuzahlen, nicht beſtanden. Im Sinne von § 812 
BGB. ſei indes im Verhältnis zur Poſt nicht die Beklagte, 
ſondern allein T. Empfänger der durch die Auszahlung des 
Geldes bewirkten Leiſtung, da der Poſtanweiſungsvertrag ein 
Schuldverhältnis nur zwiſchen dem Abſender und der Poft be⸗ 
gründe, dieſe alſo durch die Auszahlung des Geldes an den 
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Abreſſaten nur eine ihr gegenüber dem Empfänger obliegende 
Verpflichtung erfülle, ihm in der Perſon des Adreſſaten leiſte: 
Die gegen dieſe Ausführungen erhobenen Angriffe konnten keinen 
Erfelg haben. Unter der Herrſchaft des älteren HGB. hat 
allerdings die Meinung Vertretung gefunden, daß die Be⸗ 
ſtimmung in Art. 405 dieſes Geſetzes auch auf Poſtſendungen 
Anwendung finde, und dazu auch die Poſtanweiſungen zu 
rechnen ſeien. Mittelſtein in Gruchows Beitr. 36, 578 fg. und 
in ſeinen Beiträgen zum Poſtrecht S. 63 fg. Indes iſt ſchon 
vor dem Inkrafttreten des HGB. vom 10. Mai 1897 von dem 
RG. dahin entſchieden worden, daß nach den Vorſchriften in 
Art. 421 Abi. 2 HGB. Alt. F. und 8 35 PoſtO. vom 
11. Juni 1892 das poſtaliſche Sonderrecht einen ſelbſtändigen 
Auslieferungsanſpruch des Adreſſaten gegenüber der Poſt aus⸗ 
ſchließe (RG. 43, 98 fg.). Inzwiſchen iſt durch 8 452 HGB. 
vom 10. Mai 1897 beſtimmt worden, daß auf die Beförderung 
von Poftgütern durch die Poſtverwaltungen des Reichs und der 
Bundesſtaaten die Vorſchriften des vom Frachtgeſchäft handelnden 
Abſchnitts keine Anwendung finden; es iſt dies geſchehen, weil 
die Rechte und Pflichten der Poſt aus den von ihr über⸗ 
nommenen Beförderungen durch die Beſtimmungen des Reichs⸗ 
poſtgeſetzes und der auf Grund desſelben erlaſſenen Poſtordnung 
eine eingehende Regelung erfahren hätten, und ein Bedürfnis 
für die Anwendung der handelsgeſetzlichen Beſtimmungen über 
den Frachtvertrag nicht mehr beſtehe (Denkſchrift, Bemerkungen 
zu § 444 des Entwurfs). Hiernach erſcheint jede, auch eine 
nur analoge Anwendung des dem älteren Art. 405 ent- 
ſprechenden § 435 HGB. n. F. ausgeſchloſſen. Die Poftd. 
aber beſtimmt auch in ihrer neuen Faſſung vom 20. März 1900 
in 5 33, daß der Abſender eine Poſtſendung zurücknehmen oder 
ihre Aufſchrift ändern laſſen kann, ſolange ſie dem Empfänger 
noch nicht ausgehändigt iſt. Hieraus muß in Übereinſtimmung 
mit der erwähnten Entſcheidung des III. ZS. des RG. 43, 
98 fg.) entnommen werden, daß em ſelbſtändiger Auslieferungs⸗ 
anſpruch des Adreſſaten einer Poſtſendung gegenüber der Poft- 
anſtalt nicht beſteht, und dieſe daher auch bei Auszahlung des 
auf einer Poſtanweiſung angegebenen Betrags an den Adreſſaten 
lediglich den mit dem Aufgeber der Anweiſung geſchloſſenen 
Vertrag erfüllt. Die Reviſion meint, daß auch bei dieſer Auf⸗ 
faffung die Beklagte im Sinne von $ 812 BGB. als Emp- 
fängerin der auf die Anweiſungen gezahlten Beträge anzuſehen 
ſei, da die Poſt nicht als Beauftragte oder Vertreterin des Ab⸗ 
ſenders an den Adreſſaten zahle, ſondern für ſich und aus ihrem 
Vermögen. Auch hierin kann jedoch der Reviſton nicht bei⸗ 
getreten werden. Allerdings beſchränkt ſich bei dem Poſt⸗ 
anweiſungsverkehr die Aufgabe der Poſt darauf, den Übergang 
der angewieſenen Summe in den Beſitz des Adreſſaten zu ver⸗ 
mitteln; welcher Grund den Abſender dazu veranlaßt, dieſen 
Übergang unter Inanſpruchnahme der Poſt herbeizuführen, und 
welchem rechtlichen Zwecke die angewiefene Summe dienen ſoll, 
iſt für die Poſt ohne Bedeutung, dies auch dann, wenn der 
Zweck der Sendung unter richtiger Benennung des Abſenders 
auf dem für deſſen Mitteilungen beſtimmten Teile des An- 
weiſungsformulars genau angegeben iſt. Denn die auf dem 
Anweiſungsabſchnitt ſtehenden Notizen find bloß für den 
Adreſſaten beftimmt und kommen für die Poſt nur inſoweit in 
Betracht, als ſie bei Unbeſtellbarkeit der Anweiſung zur Ermitt⸗ 
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lung der Perſon dienen können, an welche der eingezahlte Be⸗ 
trag zurückzuzahlen iſt (vergl. RG. 41, 107). Es iſt daher, 
auch abgeſehen davon, daß im vorliegenden Falle die Au⸗ 
weiſungsabſchnitte über den Zweck der Geldüberſendung keine 
Angaben enthielten, richtig, daß die Poſtanſtalt nicht in Ver⸗ 
tretung T.s eine Schuld desſelben an die Beklagte bezahlt hat, 
es vielmehr ihr unbekannt und für ſie bedeutungslos war, zu 
welchem Zwecke die angewieſenen Beträge beſtimmt waren. 
Allein andererſeits erfolgt im Poſtanweiſungsverkehr die Zahlung, 
welche die Poſt dem Adreſſaten leiſtet, mit dem Willen, daß 
dieſer ſie als eine ihm von dem Abſender durch Vermittlung 
der Poſt überſendete empfange, ſie geſchieht daher für Rechnung 
des Abſenders (vergl. dazu RG. 18, 309 fg.). Dementſprechend 
iſt der Empfänger auch der Poſt gegenüber berechtigt, das ihm 
von dieſer ausgehändigte Geld ſo zu verwenden, wie es dem 
zwiſchen ihm und dem Abſender beſtehenden Rechtsverhältniſſe 
entſpricht. Iſt daher der Empfänger Gläubiger des Abſenders, 
und war nach deſſen ausdrücklich erklärtem oder aus den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmendem Willen der angewieſene Betrag zur 
Tilgung von deſſen Schuld beſtimmt, fo erliſcht zu dem ent- 
ſprechenden Betrage die Forderung des Empfängers, ſofern auch 
er den Willen hat, das ihm von der Poſt überantwortete Geld 
als Zahlung auf ſeine Forderung anzunehmen und zu ver⸗ 
wenden. Die Überantwortung des Geldes von ſeiten der Poſt 
wirkt daher, obwohl dieſe in eigenem Namen, nicht als Ver⸗ 
treterin des Abſenders zahlt, wie eine Zahlung, die der Schuldner 
durch einen Vertreter oder Boten an den Gläubiger leiſtet, und 
das Rechtsverhältnis iſt in derſelben Weiſe zu beurteilen, wie 
in dem Falle, wenn jemand, weil er einem andern hierzu ver⸗ 
pflichtet zu ſein glaubt, eine Schuld desſelben an deſſen Gläu⸗ 
biger bezahlt. Für dieſen Fall war nach gemeinem Recht, ſofern 
der Zahlende ſich bezüglich feiner Verpflichtung, den andern von 
ſeiner Schuld zu befreien, in Irrtum befunden hatte, als der 
rechtlos Bereicherte nicht der Empfänger des gezahlten Betrages 
ſondern der, deſſen Schuld getilgt worden war, anzuſehen 
Vergl. die bereits von der Vorinſtanz angezogene Entſcheidung 
des RG. in Seufferts Arch. Bd. 44 Nr. 257; Windſcheid 
Pandekten, VI. Aufl. Bd. 2 8 424 unter 2; Dernburg, Pan- 
dekten, V. Aufl. Bd. 28 141 unter II; Witte, Bereicherungs⸗ 
klagen S. 76, 81; Erxleben, condictio sine causa S. 171 fg.; 
Oertmann im Archiv für die zivil. Praxis Bd. 82 S. 457 fg. 
Dafür, daß dieſe der Natur der Sache entſprechende Auffaſſung 
für das gegenwärtige Recht keine Geltung mehr habe, bietet 
weder der Wortlaut der einſchlagenden Beſtimmungen des 
BGB., noch deren Entſtehungsgeſchichte einen Anhalt. Vergl. 
auch die Lehrbücher des bürg. Rechts von Dernburg Bd. 2 
Abt. 2 § 375 unter III, 2; Goldmann-Lilienthal, II. Aufl. 
8 225 unter 3; Enneccerus⸗Lehmann § 352 unter 2b; ferner 
Mayr, Bereicherungsanſpruch S. 219 fg., 225; Jung, Be⸗ 
reicherungsanſprüche S. 82 fg., 88 fg. Im vorliegenden Falle 
iſt von der Vorinſtanz einwandfrei feſtgeſtellt, daß T. die in 
Frage ſtehenden Poſtanweiſungen angefertigt und abgeſendet hat, 
damit die Beklagte das ihr durch die Poſtanſtalt zugehende 
Geld zur Ausgleichung der Darlehns⸗ und Wechſelforderung, 
welche ihr gegen ihn zuſtand, verwende, und die Beklagte hat das 
Geld auch zu dieſem Zwecke angenommen, ſie hat dies auch nach dem 
Inhalt ihrer Briefe vom 15. und 16. April 1902 T. noch beſonders 
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mitgeteilt. Ihre Forderung an dieſen iſt daher erloſchen, fie hat 
nicht mehr, als ihr zukam, erhalten und iſt nicht rechtlos bereichert. 
R. F. c. L. V. L., U. v. 12. Jan. 05, 111/04 VI. — Dresden. 

15. 88 823, 824, 1004 BGB.; 8 1 der Gewerbe⸗ 
ordnung. Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896. Eingriff in den freien Gewerbebetrieb. 

Die Klägerin vertreibt ihre Erzeugniſſe unter der Be⸗ 
zeichnung „Mercier⸗Cognac“, hat ſich dieſes Wort als Waren⸗ 
zeichen ſchützen laſſen und läßt Zeitungsanzeigen verbreiten mit 
dem Zuſatze: „Nur Originalfüllung“. Auf eine derartige Anzeige 
eines Abnehmers der Klägerin hat der beklagte Verband von 
Intereſſenten dieſem ſchreiben laſſen: Die Behauptung „Original- 
abfüllung“ erwecke den Anſchein, daß der Kognak in der Füllung, 
wie er verkauft werde, die Grenze überſchritten habe; da dies 
nicht der Fall ſei, werde auf die Beſtimmungen des Geſetzes 
über den unlauteren Wettbewerb verwieſen und gefordert, daß 
das Inſerat zurückgezogen und nicht wiederholt werde; anderen⸗ 
falls werde man den Rechtsweg beſchreiten. Die Klägerin fieht 
in dieſem Vorgehen des beklagten Verbandes gegen einen ihrer 
Abnehmer eine Beeinträchtigung ihrer Rechte. Sie macht 
geltend, daß fle ihre Erzeugniſſe als Originalabfüllung bezeichnen 
dürfe, weil ſie von ihr ſelbſt auf Flaſchen gezogen ſeien. Die 
Klage wurde abgewieſen. Das RG. hob auf: Auf dem Ge⸗ 
biete der gewerblichen Schutzrechte iſt ſtets angenommen worden, 
daß ein Gewerbetreibender, der von dem Inhaber eines ſolchen 
Schutzrechtes zu Unrecht in feinem freien Gewerbebetriebe be⸗ 
einträchtigt wird, gegen ſolche Beeinträchtigungen die negatoriſche 
Abwehrklage hat. Er kann insbeſondere auf Unterlaſſung unzu⸗ 
treffender mündlicher oder ſchriftlicher Berühmungen, die ſein 
gewerbliches Tun als Verletzung des Schutzrechts hinſtellen, 
klagen, insbeſondere dann, wenn der Schutzberechtigte dazu über- 
gegangen iſt, durch Mitteilungen an die Kundſchaft den freien 
Gewerbebetrieb des andern zu ſtören. RGZ3. 22, 96; 28, 247; 
45, 61. Dieſer Grundſatz muß auch für das Gebiet des 
unlauteren Wettbewerbs Platz greifen. Das Geſetz vom 
27. Mai 1896 verfolgt den Zweck, zu verhindern, daß die Er⸗ 
werbstätigkeit des einen vor der konkurrierenden Tätigkeit des 
anderen durch unlautere Mittel den Vorrang erreiche (RGSt. 
33, 6). Neben den aufgeſtellten Strafbeſtimmungen — wegen 
deren Folgen für das bürgerliche Recht jetzt 8 823 Abſ. 2 BGB. 
eingreift — find eine Reihe von geſchäftlichen Handlungen als 
unlauter gekennzeichnet und dieſerhalb den konkurrierenden Ge⸗ 
werbetreibenden oder den Verbänden zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen ein Unterſagungsanſpruch oder ein Schadenserſatzſpruch 
eingeräumt. Die Möglichkeit einer Abwehr unberechtigter Unter 
ſagungsanſprüche hat für die grundſätzliche Freiheit des Gewerbes 
($ 1 GewdO.) die gleiche Bedeutung, einerlei ob ſich der Unter- 
ſagungsanſpruch ein Individualrecht des Konkurrenten (Patent, 
Muſter, Warenzeichen) oder ob er ſich auf die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gegen den unlauteren Wettbewerb gründet. Wie 
in jenem Falle, fo muß auch in dieſem eine entſprechende An⸗ 
wendung der Beſtimmung des $ 1004 BGB. über den Schutz 
des Eigentums gegen Beeinträchtigungen Platz greifen. Im 
vorliegenden Falle kann die Zuläſſigkeit der erhobenen Abwehr⸗ 
klage um fo weniger zweifelhaft fein, als ihr ſowohl der § 6 
des Wettbewerbsgeſetzes, wie der $ 824 BGB. zur Seite ſteht. 
Wenn der beklagte Verband einem Abnehmer der Klägerin gegen- 
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über die Bezeichnung „Originalfüllung“ als eine den tatſächlichen 
Verhältniſſen nicht entſprechende und daher unzuläſſige hinſtellte, 
ſo verbreitete er über das Erwerbsgeſchäft und die Waren der 
Klägerin Behauptungen tatſächlicher Art — nämlich die Be 
hauptung, daß das, was die Klägerin als Originalfüllung ver- 
treibe, keine Originalfüllung ſei. Daß der verklagte Verband 
die Behauptung zu Zwecken des Wettbewerbs verbreitet, d. h. 
um den Geſchäftsbetrieb der in ihm vereinigten Brennereien auf 
Koſten der Klägerin zu fordern (RG St. 32, 28; RGz. 50, 
108; 56, 277), und daß die Behauptung geeignet war, den 
Betrieb des klägeriſchen Geſchäfts zu ſchädigen, muß nach den 
von der Klägerin aufgeſtellten Behauptungen unterſtellt werden. 
Sofern alſo die Behauptung nicht erweislich wahr iſt, kann die 
Klägerin — nach den Worten des Geſetzes — den Anſpruch 
geltend machen, „daß die Wiederholung oder Verbreitung der 
Behauptung unterbleibe“. Nach 8 824 BGB. iſt zum 
Schadenserſatze verpflichtet, „wer der Wahrheit zuwider eine 
Tatſache behauptet oder verbreitet, die geeignet iſt, den Kredit 
eines anderen zu gefährden oder ſonſtige Nachteile für deſſen 
Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen“. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß auch dieſer Tatbeſtand nach den Klage ⸗ 
behauptungen vorliegen würde. Wiederholt aber hat das RG. 
bereits ausgeſprochen (RG. 48, 118; 56, 286; 57, 242), daß, 
wenn das Geſetz auch nur von Schadenserſatz ſpricht, der durch 
eine unerlaubte Handlung Verletzte hierauf nicht beſchränkt ift, 
ſondern, daß ihm auch ein Anſpruch auf Unterlaſſung wenigſtens 
da zu gewähren ift, wo ein unerlaubtes Verhalten bereits ver- 
wirklicht wurde und weitere Eingriffe zu beſorgen find. U. v. 
18. Jan. 05, 533/04 I. — Berlin. 

16. 5 833 BGB. Haftung des Tierhalters bei äußeren 
Einflüfſen auf das Tier.] 

Die Ehefrau des Klägers iſt von einem ſteinernen Tor⸗ 
pfeiler, welcher durch die infolge aufgehängter Wäſcheſtücke 
ſcheu gewordenen Wagenpferde des Beklagten umgeſtürzt wurde, 
getroffen worden und an den Folgen der Verletzung geftorben. 
Der Kläger hat den Beklagten als Tierhalter auf Schadens ⸗ 
erſatz in Anſpruch genommen auf eine jährliche Rente von 
350 Mark. Durch Zwiſchenurteil wurde der Klageanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Revifion des 
Beklagten wurde zurückgewieſen: Das Berufungsgericht hat ſich 
bei ſeinen Erwägungen an die von dem erkennenden Senat in 
Anſehung des § 833 BGB. befolgten rechtlichen Gefichtspunkte 
(RG. 50, S. 180 f., 219ff.; 54, S. 73 ff.“), 408) gehalten; und nach 
dieſen Grundſätzen kann keine Rede davon ſein, daß der von dem Be⸗ 
klagten vorliegend behauptete tatſächliche Verlauf die Haftung des 
Tierhalters ausſchließen würde. Das Merkmal eines willkürlichen 
Tuns des Tieres, welches einen „durch das Tier“ verurſachten 
Schaden bedingt, trifft im gegebenen Falle zweifellos zu. Ein- 
mal nach der Richtung einer felbftändigen, nicht lediglich unter 
menſchlicher Leitung und dieſer entſprechend ausgeführten Be⸗ 
wegung des Tieres: unſtreitig haben die Pferde des Beklagten 
geſcheut und aus eigenem Antrieb, nicht der Hand des Lenker 
folgend, ſondern im Gegenteil deſſen Gewalt ſich entreißend, 
vorwärts und rückwärts gedrängt. Sodann aber iſt ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges willkürliches Tun der Pferde auch nicht durch das 
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äußere Ereignis, welches fie nach der Behauptung des Beklagten 
zum Scheuen gebracht hat, in Frage geſtellt. Derartige Vor⸗ 
kommnifſſe des täglichen Lebens, wie das Aufflattern von Wäſche⸗ 
ſtücken vor den Angen eines Pferdes, gehören nicht zu denjenigen 
„mit unwiderſtehlicher Gewalt über das Tier hereinbrechenden 
äußeren Ereigniſſen“, welchen nach der Ausführung des reichs⸗ 
gerichtlichen Urteils vom 26. 2. 1903 (RG. 54,73) die Wirkung, 
ein ſelbſtändiges Verhalten des Tieres auszuſchließen, beikommen 
würde. Es liegt in der tieriſchen Natur namentlich der 
Pferde, daß ſie durch plötzliche Einwirkungen auf ihre Sinne 
erſchreckt und ſcheu gemacht werden und daß ſolche Erregung 
fie zu jähen, gewaltſamen Bewegungen veranlaſſen kann, zu 
einem Verhalten, das zwar durch den äußeren Anreiz geweckt 
und von dem Naturtrieb beherrſcht, aber (von bloßen Reflex⸗ 
bewegungen abgeſehen) immerhin als ein willkürliches und 
jedenfalls als „tieriſches“ anzuſehen iſt. Gerade darin, daß das 
hen gewordene Tier die Bande des Gehorſams und der 
Dreſſur durchbricht und ſelbſtändig ſeine, nach Richtung und 
Wirkung unberechenbare Energie entfaltet, zeigt ſich ein beſonders 
gefährlicher Ausbruch der tieriſchen Natur, oder eine „ſpezifiſche 
Tiergefahr“ (Litten, die Erſatzpflicht des Tierhalters S. 79 f.), 
alſo eben die Gefahr, gegen welche das Geſetz durch Haftbar- 
machung des Tierhalters Schutz gewähren will. Würde man 
aus dieſer Haftung die Fälle ausſcheiden, in welchen das Tier 
durch eine ploͤtzliche Einwirkung auf feine Sinne ſcheu geworden 
iſt, jo wäre die Vorſchrift des § 833 tatſächlich zu einem großen 
Teile ihres Anwendungsgebietes lahm gelegt. Wenn in dem 
Urteil des erkennenden Senats vom 26. Februar 1903 geſagt 
wird, ein willkürliches Tun des Tieres liege in dem Falle nicht 
vor, wo „ein äußeres Ereignis auf den Körper oder die Sinne 
des Tieres mit einer Gewalt eingewirkt hat, welcher Tiere der 
in Frage kommenden Art nach phyſiologiſchen Geſetzen nicht 
wiederſtehen können“, ſo iſt dabei, wie die übrigen Ausführungen 
erkennen laſſen, an Einwirkungen von außergewöhnlicher Art 
gedacht, ein ganz beſonderes Maß der einwirkenden Gewalt 
vorausgeſetzt, durch welches das tieriſche Tun ausgeſchaltet 
würde. Im übrigen iſt dort eine beſtimmte Grenze nicht ge⸗ 
zogen, und der Satz, daß es für die Haftung des Tierhalters 
gleichgültig ſei, wodurch das willkürliche Tun des Tieres 
veranlaßt iſt (efr. auch Goldmann und Lilienthal, das BGB. I, 
2. Aufl. 8 237 S. 914 3.4 u. Not. 12), würde neben der Auf⸗ 
faſſung wohl beſtehen können, wonach bei einem von außen unwider⸗ 
ſtehlich auf das Tier einwirkenden Zwang die Willkürlichkeit ſeines 
Tuns und damit die Verurſachung durch das Tier ausgeſchloffen 
wird. L. 6. M., U. v. 80. Jan. 05, 150/04 VI. — Naumburg. 

17. 5 1121 BB. verb. mit 55 20, 55 des Zwangs- 
verſteigerungsgeſetzes vom 24. März 1897. Verkauf von Zu⸗ 
behörſtücken ohne deren Wegnahme iſt gegenüber der Zwangs- 
verſteigerung des Gutes bedeutungslos.] 

Der damalige Eigentümer des Gutes B. verkaufte zwanzig 
Stück zur Maſt beſtimmtes Jungvieh, welches ihm gehörte und 
ſich auf ſeinem genannten Gute befand, an die Klägerin. Das 
Vieh wurde der Klägerin übergeben und von dieſer, mit Aus⸗ 
nahme eines Stückes, mit ihren Ohrmarken verſehen. Es 
wurde indeſſen nicht von dem Gute des Verkäufers entfernt, 
ſondern vielmehr die Vereinbarung getroffen, daß der Verkäufer 
das Vieh bis zum Abruf durch die Klägerin, ſpäteſtens aber 
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bis zum 6. September 1902 in Stallung, Futter und Pflege 
behalten ſolle. In der darauf eingeleiteten Zwangsverſteigerung 
erſtand die Ehefrau des bisherigen Eigentümers das Gut. Die 
Klägerin wurde mit ihrer auf Herausgabe des Viehs gegen die 
Ehefrau erhobenen Klage abgewieſen. Die Revifion hatte keinen 
Erfolg: Die Annahme beider Vorinſtanzen, daß das ſtreitige 
Vieh bei feinem Verkauf an die Klägerin Zubehör des 
Gutes des Verkäufers war, iſt nicht zu beanſtanden (vergl. 
Prot. 3, 18). Mit dieſer Feſtſtellung iſt die Sache 
zuungunſten der Klägerin entſchieden. Denn nach 8 1121 BGB. 
treten Zubehörſtücke nicht ſchon mit der Veräußerung, ſondern 
erſt mit ihrer Entfernung von dem Grundſtück, deſſen Zubehör 
fie bisher waren, aus der Haftung für die Hypotheken des 
Grundſtückes heraus, nach 8 20 3VG. umfaßt im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren die Beſchlagnahme auch diejenigen Gegen⸗ 
ſtände, auf welche ſich bei einem Grundſtück die Hypothek er- 
ſtreckt, und nach 8 55 Abſ. 1 a. a. O. erſtreckt ſich die Ver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks auf alle Gegenstände, deren Be⸗ 
ſchlagnahme noch wirkſam iſt. Dieſe ineinander greifende 
Kette der geſetzlichen Beſtimmungen ergibt, daß das ſtreitige 
Vieh von der Beklagten bei der Erſtehung des Gutes B. in 
der Zwangsverſteigerung mit zu Eigentum erworben worden iſt, 
weil es bei der Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungsverfahren 
mangels Entfernung vom Gute trotz der Veräußerung doch noch 
für die Hypotheken haftete. Die Kenntnis der Beklagten von 
der Veräußerung des Viehes iſt angefichts dieſer rechtlichen Lage 
der Dinge ohne jede Bedeutung. Die Reviflon hat ausgeführt, 
die Klägerin habe nach dem Eigentumserwerb der Viehſtücke 
Bezeichnungen an dieſen vorgenommen, die nach der Verkehrs⸗ 
fitte im landwirtſchaftlichen Betriebe als Merkmale für den 
Eigentumserwerb angeſehen würden; für den Bieter und Er- 
ſteher habe danach ein genügender Anhalt dafür vorgelegen, daß 
das Vieh, wenn ſchon noch im unmittelbaren Befite des bis⸗ 
herigen Eigentümers, doch in den mittelbaren Beſitz und das 
Eigentum eines anderen übergegangen ſei; ſolches Vieh ſei 
nicht mehr Zubehör. Dieſe Darlegung trifft ihr Ziel nicht. 
Sie konnte hoͤchſtens in Berückſfichtigung gezogen werden, 
wenn es fi um Anwendung des § 55 Abſ. 2 3G. handelte, 
alfo um die Frage, ob das Vieh zur Zeit der Zwangs- 
verſteigerung noch Zubehör des Gutes geweſen ſei oder nicht, 
und von der Bejahung oder Verneinung dieſer Frage die 
Entſcheidung abhinge. Das iſt aber in Wirklichkeit nicht der 
Fall. Maßgebend iſt die oben bejahte Frage, ob das Vieh zur 
Zeit feiner Veräußerung Zubehör des Gutes B. war. Auch 
wenn es durch dieſe Veräußerung aufbörte, Zubehör zu fein, 
ſo blieb es trotzdem bis zur Entfernung vom Gute für deſſen 
Hypotheken verhaftet. Bedenken, welche ſich gegen dieſe Auf- 
faffung aus der Beſtimmung des § 1122 Abſ. 2 BGB. in- 
direkt herleiten ließen, können nicht für durchgreifend erachtet 
werden. Z. c. M., U. v. 31. Jan. O5, 593/04 VII. — Königsberg. 

18. 8 1333 BGB. Syyhilitiſche Krankheit als Grund 
der Cheanfechtungsklage.] 

Der Berufungsrichter ſtellt tatſächlich feſt, daß der Beklagte 
im Jahre 1886 wirklich an primärer Syphilis erkrankt iſt, 
daß Symptome dieſer Krankheit noch bis in die neueſte Zeit 
vor Eingehung der Ehe fortgedauert und den Beklagten be⸗ 
wogen haben, ſich verſchiedenen Kuren zu unterziehen. Hieraus 
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folgert er: der körperliche Zuſtand des Beklagten laſſe für 
Perſonen, die mit ihm in körperliche Berührung kommen, die 
Anſteckung mit einer gefährlichen und ekelhaften Krankheit be⸗ 
fürchten. In dieſem körperlichen Zuſtand alſo, nicht etwa in 
dem bloßen Vorhandenſein von Verdachtsgründen, erblickt er 
ohne Rechtsirrtum eine Eigenſchaft des Beklagten, welche die 
Klägerin bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung des Weſens der Ehe von der Ehe abgehalten haben 
würde. N. o. N., U. v. 2. Feb. O05, 606/04 IV. — Naumburg. 

19. 5 1443 BGB. verb. mit 5 52 Abſ. 2 ZPD. und 
Art. 47 des Pr. Ausfg. z. BOB. — 59 138, 817, 1456 BGB. 
— Prozeßfähigkeit der Ehefrau je nachdem der betreffende Anſpruch 
vor oder nach dem 1. Januar 1900 entſtanden iſt. Verfolgung 
eines Anſpruches ſeitens der Ehefrau gegen einen Dritten aus 
einem Betruge des letzteren, bei dem der Ehemann beteiligt war.] 

Die Ehefrau iſt an ſich prozeßfähig (§ 52 Abſ. 2 ZPO.) 
Der Angriff der Revifion, daß die mitklagende Ehefrau zur 
Prozeßführung nicht legitimiert ſei, ſtellt einen Einwand des 
materiellen Rechts dar; er beruht darauf, daß die unter der 
Herrſchaft des PrALR. mit dem Güterrecht der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft begründete Che der Kläger gemäß Art. 47 
des PrAGGBGB. ſeit dem 1. Januar 1900 den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über die allgemeine Gütergemeinſchaft 
unterworfen iſt, nach deſſen $ 1443 der Ehemann kraft feines 
Verwaltungsrechts über das Geſamtgut berechtigt iſt, die Rechts 
ſtreitigkeiten, die ſich auf das letztere beziehen, im eigenen Namen 
zu führen. Aus dieſer materiellrechtlichen Natur der Vorſchrift 
des 8 1443 BGB. und des auf fie gegründeten Einwandes 
ergibt ſich, daß wenn für die klagende Ehefrau vor dem 
1. Januar 1900 ein Anſpruch begründet war, den fie nach dem 
früheren Rechte ſelbſtändig verfolgen durfte, ſie dieſen auch nach 
dem Eintritt der Wirkſamkeit des neuen Rechts vertreten und 
verfolgen kann; ſoweit dagegen der Anſpruch erft unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts entſtanden iſt, kommt 8 1443 BGB. 
zur Anwendung, der indeſſen zwar dem Ehemann allein das 
Recht der Prozeßführung zuſchreibt, eine ſolche der Ehefrau mit 
Zuſtimmung und noch mehr eine ſolche in Gemeinſchaft des 
Mannes aber keineswegs ausſchließt. (So Staudinger Nr. 4 0 
zu 8 1443 BGB., Coſack, BürgR. 58 292, 302, Planck, 
Nr. 3 zu 8 1443, Hellwig, Anſpruch und Klagerecht S. 331 ff., 
insbeſondere 336, a. M. Gaupp⸗Stein zu 5 52 3 0., 
Meikel in Seufferts BlfRA. Bd. 67 S. 220, 224 ff., 
Hanf. Oberlandesgericht in der HanſGZ3. Beibl. 1900 
S. 238). Dürch den Beitritt des Ehemanns zur Klage der 
Ehefrau iſt aber auch der Vorſchrift des neuen Rechts genügt. 
Für das neue Recht würde das Verhältnis der Ehegatten zu⸗ 
einander aus der betrüglichen Schadenszufügung des Ehemannes 
nach § 1456 BGB., das des letzteren zu dem dritten Teil⸗ 
nehmer am Betruge nach 88 138, 817 BGB. ſich beſtimmen. 
Aber der Ehemann, der als Verwalter des Geſamtgutes in der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft den Dritten wegen einer gegen 
das Recht der Ehefrau an dem unteilbaren Vermögen be⸗ 
gangenen unerlaubten Handlung allein oder in Gemeinſchaft 
mit der Chefrau klagend in Anſpruch nimmt, handelt 
nicht als Vertreter der Frau, ſondern in eigener Perſon; er 
verfolgt in eigenem Namen ein ihm und der Ehefrau zuſtehendes 
unteilbares Recht. Als Vertreter des Geſamtgutes muß er aber 
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für berechtigt erachtet werden, das durch eine gegen die Ehefrau 
allein gerichtete betrügeriſche Handlung verletzte Recht der Ehe⸗ 
frau an dem Geſamtgut zu verfolgen, mag er auch, ſoweit er 
für feine Perſon und mit feinem Vermögen in Betracht kommt, 
als Teilnehmer am Betruge ein Klagrecht nicht haben. Andern⸗ 
falls würde es an einer Möglichkeit, den dritten Beſchädiger 
aus ſeinem Betruge in Anſpruch zu nehmen, vollſtändig fehlen. 
T. c. T., U. v. 19. San. 05, 519/04 VI. 

20. 55 1443, 1450, 1519 BGB. Klage der Ehefrau 
mit Zuſtimmung des Ehemannes in Rechtsſtreitigkeiten für das 
Geſamtgut.] 

Die Revifion erhebt den Angriff, daß das Berufungsgericht 
mit Unrecht angenommen habe, die Klägerin könne die zum 
Geſamtgut gehörigen Klaganſprüche im eigenen Namen geltend 
machen. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Das Berufungs- 
gericht hat feſtgeſtellt, daß die Klägerin die Klaganſprüche mit 
Zuſtimmung ihres Mannes, mit dem fie in Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft lebt, erhoben hat. Nach 8 1443 i. V. m. 
§ 1519 Abſ. 2 BGB. unterliegt zwar das Geſamtgut der 
Verwaltung des Mannes und es iſt in der Regel nur dieſer 
berechtigt, Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das Geſamtgut 
beziehen, in eigenem Namen zu führen. Allein es ſteht nichts 
entgegen, daß er in einzelnen Fällen ſein Verwaltungsrecht auf 
die Frau überträgt oder vielmehr, daß er „durch ſeine Zuſtimmung 
die Beſchränkung aufhebt, der die Frau hinſichtlich der Aus⸗ 
übung des ihr ebenfalls zuſtehenden Verwaltungsrechtes in der 
Regel unterliegt.“ (Hellwig, Anſpruch und Klagrecht S. 341.) 
Auf die Zuläſfigkeit einer ſolchen Übertragung weiſt auch der 
Umſtand hin, daß die Frau nach 8 1450 BGB. bei Ver⸗ 
hinderung des Mannes berechtigt iſt, einen ſich auf das Geſamt⸗ 
gut beziehenden Rechtsſtreit im eigenen Namen zu führen, wenn 
mit dem Aufſchub Gefahr verbunden iſt. Zwar muß der 
Beklagte vor der Gefahr einer nochmaligen Zahlung (an den 
Mann) geſchützt ſein; dem iſt jedoch im vorliegenden Fall 
dadurch Rechnung getragen worden, daß die Klägerin Inhalts 
des von ihr geſtellten Antrags nach Wahl des Beklagten 
Zahlung an den Mann oder ſich ſelbſt verlangt. E. F. c. W., 
U. v. 13. Febr. 05, 228/04 VI. — Frankfurt a. / M. 

21. 8 1666 BGB. Bei deſſen Anwendung iſt die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers für das Kind nicht obligatoriſch. — 
Gegenteilige Anficht des Kammergerichts ſowie der OLG. 
Dresden und Roſtock unrichtig.] 

Im März 1904 gelangte an das AG. München I eine 
von F. R. unterzeichnete Eingabe, in welcher derſelbe das Ein⸗ 
ſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gegen den Packmeiſter Z. 
beantragte, weil durch deſſen Verhalten das fittliche Wohl ſeiner 
Kinder gefährdet ſei. Der Packmeiſter Z. iſt Vater von fieben, 
noch unmündigen Kindern, deren älteſtes, ſeine Tochter B., am 
25. April 1885 geboren iſt. Mit dieſer hatte der R. ſich ver⸗ 
lobt. Das AG. ging auf die Anzeige ein, ſtellte umfaſſende 
Ermittelungen an und entſchied alsdann durch Beſchluß vom 
30. November 1904, daß eine vormundſchaftliche Maßregel zur 
Abwendung der Gefährdung des geiſtigen oder leiblichen Wohls 
der Kinder des Packmeiſters Z. auf Grund des § 1666 BGB. 
Gegen 
dieſen Beſchluß erhob Berta Z. Beſchwerde und vertrat die An⸗ 
ſchauung, daß die Vorausſetzungen dafür gegeben ſeien, ihrem 
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Vater die elterliche Gewalt über ſeine Kinder zu entziehen. Das 
LG. München I beanſtandete die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
nicht, gelangte indes bei ſeiner Prüfung der Sache zu dem 
nämlichen Ergebnis, wie das AG., und wies die Beſchwerde 
durch Beſchluß vom 19. Dezember 1904 als unbegründet zurück. 
Hiergegen legte Berta Z. weitere Beſchwerde ein, blieb dabei, 
daß die ſchlimmen Eigenſchaften ihres Vaters für ihre Mutter, 
ſowie für ihre Geſchwiſter gefährlich ſeien und beantragte, unter 
Aufhebung der Entſcheidungen des AG. und des LG., die er⸗ 
betenen Maßregeln gemäß 8 1666 BGB. zu treffen. Das 
Königlich Bayeriſche Oberſte Landesgericht in München, das 
zufolge Art. 42 Abſ. 3 BayuaGGVG. zur Entſcheidung 
berufen war, erachtete die Beſchwerdeführerin im Hinblick 
darauf, daß fie ſelbſt noch minderjährig, mithin in der 
Geſchäftsfaͤhigkeit beſchränkt ſei, zur Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels zum Schutz ihrer Geſchwiſter nicht für befähigt und 
verwarf inſoweit durch Beſchluß vom 21. Januar 1905 die Be⸗ 
ſchwerde als unzuläſſig. Dagegen nahm et an, daß die Be⸗ 
ſchwerdeführerin die ergangene Entſcheidung auch in Anſehung 
ihrer eigenen Perſon anfechten wolle, und erkannte an, daß fie 
zufolge 85 59, 63 FGG. hierzu befugt ſei. Die danach er⸗ 
erfolgte Prüfung führte zu dem Ergebnis, daß der Beſchluß 
des LG. nicht auf einer Verletzung des Geſetzes beruhe, wenn 
nicht eine ſolche darin gefunden werden müſſe, daß der Beſchluß, 
wie die Akten ergeben, ergangen iſt, ohne daß zuvor ein Pfleger 
für die Beſchwerdeführerin beſtellt worden wäre. Die Beſtellung 
eines Pflegers iſt in dem Falle, daß die Anwendung des 8 1666 
BGB. in Frage ſteht, von dem KG. in Berlin ſtändig für 
geboten erachtet worden (vergl. die Beſchlüſſe vom 11. No» 
vember 1901 in der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 
Bd. 4 Nr. 29 b S. 112; vom 7. Januar 1901, 9. Dezember 
1901, 15. Februar 1904 in den Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts 
Bd. 2 S. 3, Bd. 3 S. 3, Bd. 4 S. 137) uud die OLG. zu 
Dresden (Beſchl. vom 1. März 1901 und vom 21. Auguſt 1902, 
Rechtſprechung Bd. 2 S. 515 Nr. 22, Bd. 6 Nr. 11 C6 a, 
S. 61) ſowie zu Roſtock (Beſchl. vom 26. September 1901, 
Rechtſprechung Bd. 3 Nr. 77 S. 298) ſind hierin gefolgt. 
Das Königlich Bayeriſche Oberſte Landesgericht war geneigt 
davon abzuweichen, ſah ſich jedoch durch die Beſtimmung in 
§ 28 Abſ. 2 FGG. an der Entſcheidung behindert und traf 
deshalb in dem ſchon erwähnten Beſchluſſe die Anordnung, daß 
die Beſchwerde inſoweit, als es dieſelbe nicht bereits als un⸗ 
zuläſſig verworfen habe, dem Reichsgericht vorzulegen ſei. Den 
Erwägungen, die für dieſeu Beſchluß leitend waren, muß zu⸗ 
geſtimmt werden. Die vorerwähnten Entſcheidungen haben die 
Billigung gefunden von Dernburg (Bürgerliches Recht Bd. 4 
8 74 X. Anm. 15, 16, S. 246, 247), Neumann (BGB. 
3. Aufl. Bd. 2 S. 243 Anm. II. 2), Kuhlenbeck (BGB. 
2. Aufl. Bd. 2 8 1666 S. 635), Fiſcher⸗Henle (BGB. 
6. Aufl. $ 1635 Anm. 3, 8 1666 Anm. 7), Bendix (das 
Deutſche bürgerliche Recht, 2. Aufl. Bd. 2 $ 91 S. 808), 
während eine abweichende Anficht vertreten wird von Planck 
(BGB. Bd. 4 8 1909 Anm. 2b), und zwar unter Hinweis 
darauf, daß die Vorausſetzungen, unter denen die Beſtellung 
eines Pflegers geboten iſt, in Fällen der vorliegenden Art nicht 
zutreffen. Die Notwendigkeit, in einem Verfahren, das eine 
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Beſchränkung oder die Entziehung des dem Vater zuſtehenden 
Erziehungsrechts zum Gegenſtande hat, einen Pfleger zu be⸗ 
ſtellen, wird daraus hergeleitet, daß es fi um eine Angelegen- 
heit des Kindes handle, an deren Beſorgung der Vater ver⸗ 
hindert ſei. Es wird hieraus gefolgert, daß freilich eine vor⸗ 
läufige Verfügung ohne die Zuziehung eines Pflegers getroffen 
werden könne (ſo: KG. in dem Beſchluß v. 7. Januar 1901, 
Entſch. Bd. 2 S. 3; Bendix a. a. O.), aber vor der end⸗ 
gültigen Entſcheidung ein ſolcher gemäß § 1909 BGB. be⸗ 
ſtellt werden müſſe. Die Angelegenheiten, in Anſehung welcher 
die Beſtimmung des § 1909 getroffen worden iſt, find indes 
ſolche, zu deren Beſorgung an und für fich der Gewalthaber 
oder Vormund berufen iſt und für welche, weil dieſe Perfonen 
daran verhindert find, ein Pfleger beftellt werden muß, während 
dem Vormundſchaftsgericht die Betreibung nicht zuſteht. Zu 
dieſen Angelegenheiten gehören die Maßregeln, die auf Grund 
des 8 1666 BGB. zu treffen find, nicht, auch ſtehen der 
Vater und das Kind bei der Prüfung, ob ſolche Maßregeln 
geboten ſeien, ſich nicht als Parteien gegenüber, deren Intereſſen 
einander widerſtreiten. Das Kind iſt vielmehr, ſobald die An⸗ 
wendung des 8 1666 in Frage kommt, Gegenſtand amtlicher 
Fürſorge und dem entſprechend iſt auch das Verfahren geordnet. 
Zufolge $ 1675 hat der Gemeindewaiſenrat dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kennt⸗ 
nis gelangt, in welchem das Vormundſchaftsgericht zum Ein ⸗ 
ſchreiten berufen iſt, während das letztere ſelbſtverſtändlich auch 
auf andere Anregungen hin, die ein Einſchreiten angezeigt er⸗ 
ſcheinen laſſen, hierzu verpflichtet iſt. Vor der Entſcheidung 
fol das Vormundſchaftsgericht gemäß § 1673 BGB. den 
Vater ſowie Verwandte des Kindes, insbeſondere die Mutter 
oder Verſchwägerte hoͤren, und zwar den Vater, wenn nicht 
deſſen Anhörung untunlich iſt, andere Verwandte, ebenſo Ver⸗ 
ſchwägerte, ſofern es ohne erhebliche Verzögerung und ohne un⸗ 
verhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Das Verfahren aber 
tft von Parteianträgen nicht abhängig, das Vormundſchafts⸗ 
gericht wird vielmehr gemäß §8 12, 15 FGG. auch behufs 
Feſtſtellung der Tatſachen von Amts wegen tätig und kann 
jede ihm erforderlich erſcheinende Beweiserhebung veranſtalten. 
Zufolge §8 57 Abſ. 1 Ziff. 8, 9 und 8 63 des nämlichen 
Geſetzes ſteht gegen eine Verfügung, durch welche die An⸗ 
ordnung einer der in den §§ 1665 bis 1667 BGB. vor- 
geſehenen Maßregeln abgelehnt oder eine ſolche Maßregel auf- 
gehoben wird, den Verwandten und Verſchwägerten, daneben 
auch jedem, der ein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe Angelegen⸗ 
heit wahrzunehmen, die Beſchwerde zu und endlich kann zufolge 
88 59, 63 das Kind, ſofern es das vierzehnte Lebensjahr voll- 
endet hat, in jenen Fällen ſelbſt Beſchwerde erheben. Daß für 
das Kind ein Pfleger zu beſtellen ſei, iſt nirgends geſagt oder 
wenigſtens angedeutet, die Notwendigkeit der Beſtellung auch 
nicht als Regel anzuerkennen. Denn die Tatigkeit des Pflegers 
konnte doch nur in der Unterſtützung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bei Ermittelung der Tatſachen und Erhebung der Be⸗ 
weiſe, in gutachtlicher Außerung über die zu treffenden Maß⸗ 
regeln und in Einlegung der Beſchwerde oder der Veranlaſſung 
einer ſolchen beſtehen und eine derartige Mitwirkung iſt keines⸗ 
wegs ſchlechthin in jedem Falle geboten. Hierdurch wird nicht 
ausgeſchloſſen, daß das Vormundſchaftsgericht einen Pfleger be⸗ 
23 


178 


ftellt, wenn beſondere Gründe dies zweckmäßig erſcheinen laſſen, 
denn zufolge §8 1666 BGB. hat es alle erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu treffen und hierzu kann auch die Beſtellung eines 
Pflegers behufs Vorbereitung der Entſcheidung gehören. Allein 
die Entſchließung hierüber ſteht im Ermeſſen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts und die Unterlaſſung der Beſtellung kann nicht 
als Verletzung des Geſetzes, die zufolge 8 27 FGG. die weitere 
Beſchwerde begründen könnte, angeſehen werden. Es muß des⸗ 
halb die Frage, ob ein Pfleger zu beſtellen ſei, den Gerichten, 
die über die Tatfrage zu entſcheiden haben, überlaſſen bleiben, 
und es kann nicht als geſetzwidrig betrachtet werden, wenn die 
Bayeriſchen Gerichte, wie das Koͤniglich Bayeriſche Oberſte 
Landesgericht mitteilt, einen Pfleger nur beſtellen, wenn ein be⸗ 
ſonderer Grund dazu vorhanden iſt. In dem gegenwärtig vor⸗ 
liegenden Fall kommt noch hinzu, daß die Beſchwerdeführerin 
ſelbſt die Beſchwerde einlegen konnte und mit rechtlicher Wir⸗ 
kung eingelegt hat. Auch im übrigen gibt die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Die Beſchwerde 
war deshalb, unter Anwendung des Art. 131 Abſ. 2 Bay. 
Ausf®. z. BGB. in Anſehung der Koſten als unbegründet 
zurückzuweiſen. Z. c. Z., Beſchl. v. 9. Febr. O5, B 53/05 IV. — 
Königl. Bayr. Oberſtes Landesgericht München. 

Zivilprozeßordnung. 

22. 58 244, 174 39 O. Unterbrechung des Verfahrens 
in der Reviſionsinſtanz.] 

Der von der Revifionsklägerin beſtellt geweſene Prozeß⸗ 
bevollmächtigte für die Reviſionsinſtanz, Geh. Juſtizrat A., hat 
nach Einlegung ber Revifion, für welche der 3. Februar 1905, 
Mittags 12 Uhr, als Termin zur mündlichen Verhandlung an⸗ 
beraumt worden war, die Rechtsanwaltſchaft freiwillig nieder⸗ 
gelegt und iſt in der Lifte der beim RG. zugelaſſenen Rechts. 
anwälte gelöjcht. Nach § 244 ZPO. iſt daher eine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens eingetreten. Die Anzeige von der 
Beſtellung eines neuen Anwalts iſt bisher nicht geſchehen. Um 
den Fortgang des Rechtsſtreites herbeizuführen, mußte nach 
Abſ. 2 der vorbezogenen Geſetzesvorſchrift die Reviſions⸗ 
klägerin ſelbſt entweder zur Verhandlung der Hauptſache in 
den Verhandlungstermin, und zwar vertreten durch Anwalt, 
geladen oder aufgefordert werden, einen neuen Anwalt binnen 
einer vom Vorfitzenden zu beſtimmenden Friſt zu beſtellen. Die 
an die Prozeßbevollmächtigten der Reviſionsklägerin in der 
Berufungsinſtanz erfolgte Zuſtellung der Ladung zur Aufnahme 
des unterbrochenen Verfahrens und mündlichen Verhandlung 
über die Reviſion genügt nicht, da die Zuſtellung an die 
Partei ſelbſt geſchehen mußte. Ebenſo wenig kann aber auch 
die am 25. November 1904 an die Revifionsklägerin ſelbſt 
durch Aufgabe zur Poſt erfolgte Zuſtellung Wirkſamkeit 
haben, da dieſelbe bei der in Oſterreich wohnenden Reviſions⸗ 
klägerin nur zuläſſig geweſen wäre, wenn ſie der an ſie er⸗ 
gangenen Aufforderung binnen einer vom Vorſitzenden zu 
beſtimmenden Friſt, einen neuen Anwalt zu beſtellen, nicht 
nachgekommen und daher das Verfahren als aufgenommen an⸗ 
zuſehen wäre, eine ſolche Aufforderung ihr aber nicht in der 
gewöhnlichen Weiſe zugeſtellt worden iſt. Die Vorſchrift des 
8 174 Abſ. 2 3PO. findet gegenüber der Spezialvorſchrift 
des bezogenen §S 244 keine Anwendung. Demnach war gemäß 
8335 Ziffer 2 3PO. der Antrag der Reviſionsbeklagten auf 
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Erlaß eines Verſäumnisurteils durch Beſchluß zurückzuweiſen. 
D. c. M., Beſchl. v. 7. Febr. 05, B 214/04 II. 

23. 88 91, 294 3P0D. verb. mit § 2 der Gebühren · 
ordnung für Zeugen. Koſten der Siſtierung eines Zeugen zur 
Glaubhaftmachung und Reiſekoſten des Vertragsgegners.] 

1. Wenn auch an fich der Antragsgegner befugt geweſen 
ſein mag, zum Zweck der Glaubhaftmachung der nicht un⸗ 
erheblichen Einrede die Angaben des Zeugen Müller für allen 
Fall in Bereitſchaft zu halten, ſo war es doch im vorliegenden 
Falle, wo es ſich nur um eine Glaubhaftmachung im Sinne 
von 8 294 380. handelte, zur zweckentſprechenden Rechts- 
verteidigung ausreichend, dieſe Angaben in der Form einer 
ſchriftlichen Erklärung des Zeugen, nötigenfalls gerichtlich oder 
notariell anerkannt, beizubringen. Dagegen ging es über das 
Maß der notwendigen Verteidigung hinaus, wenn der Antrags- 
gegner auf Koſten der Antragſtellerin die koſtſpieligſte Art der 
Glaubhaftmachung durch Siſtierung des in Berlin wohnhaften 
Zeugen zu den in Jena ſtattfindenden Verhandlungen wählte. 
2. Das Os G. hat anſtatt der angeſetzten Poſten von zuſammen 
95 Mark für zwei Reiſen des Antragsgegners zu den Terminen 
am 8. und 29. September 1904 einen Geſamtbetrag von 
70 Mark zugelaſſen. Es geht dabei von der Erwägung aus, 
daß ſeine Anweſenheit zu dieſen beiden Terminen wegen der Be⸗ 
ſonderheiten des Verfahrens bei Erlaß einſtweiliger Verfügungen 
und wegen der außerordentlich einſchneidenden Bedeutung der 
gegen den Genannten begehrten Verfügung als zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverteidigung notwendig, eine Vergütung für 
die beiden Reifen mithin als erſtattbar angeſehen werden müfſe, 
daß aber von der den geſetzlich zuläſſigen Betrag über⸗ 
ſchreitenden Forderung für Verſäumnisentſchädigung die Summe 
von 25 Mark abzuſetzen ſei. Die hiergegen gerichtete Beſchwerde 
der Antragſtellerin erſcheint teilweiſe begründet. Zunächſt kann 
der Antragsgegner für feine Reife zum Termine vom 8. Sep- 
tember 1904 überhaupt keine Vergütung beanſpruchen. Denn 
dieſer Termin iſt verlegt worden, weil der umfängliche Schrift 
ſatz des Antragsgegners vom 30. Auguſt 1904 erſt unmittelbar 
vorher eingegangen war. Mit dieſem Umſtande mußte der An- 
tragsgegner rechnen und ſich ſagen, daß hiernach ſeine Reiſe zur 
Verhandlung vom 8. September vergeblich ſein koͤnne. Nur 
bei einer unbedingt notwendigen Reiſe aber konnte von einem 
Erſatz der Reiſekoſten die Rede ſein. Auch der Anſpruch auf 
Vergütung der Koſten für die Reife zum Termin vom 29. Sep- 
tember iſt nicht zweifellos, da der Antragsgegner in dieſem 
Termine durch feinen Anwalt vertreten war (vergl. JW. 95, 
S. 381100. Ausnahmsweiſe war indeſſen dieſer Anſatz aus 
den vom OLG. ausgeführten beſonderen Gründen an ſich für 
erſtattbar zu erachten, dabei jedoch als Verſäumnissentſchädigung 
nach § 91 Abſ. 1 a. E. 3PO. und § 2 3Gebd. nur ein Betrag 
von 10 Mark für den Tag (1 Mark für die Stunde), alſo von 
15 Mark für 1% Tag, zuzulaſſen und demgemäß, bei Hinzu- 
rechnung von 10 Mark hälftiger Betrag der angeſetzten Fahrt⸗ 
und Zehrkoſten, nur ein Geſamtbetrag von 25 Mark für dieſe Reife 
feſtzuſetzen. R. o. H., Beſchl. v. 7. Feb. O05, 44/05 III B. — Jena. 

24. § 304 3PO. Unzuläſfigkeit des Zwiſchenurteils bei 
nur akzeſſoriſchem Schadensanſpruch.] 

Die Reviſion hat geltend gemacht, daß der — auf 
Schadenzerſatz vorbehaltlich der Liquidation gerichtete Klage . 
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antrag und die daraufhin ergangene Verurteilung des Beklagten 
zum Schadenzerſatz unzuläffig ſei, da ein Zwiſchenurteil gemäß 
5 304 39. ohne Angabe des Betrages des erhobenen An⸗ 
ſpruchs nicht moglich, auch das Vorhandenſein einer Feſtſtellungs⸗ 
klage nach 8 256 390. nicht erörtert ſei. Dieſem Angriff 
mußte wenigſtens nach einer Richtung Berückfichtigung zuteil 
werden. Es kann der Ausführung des Berufungsgerichts nicht 
beigetreten werden, daß die Liquidation des Schadens innerhalb 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits geſchehen könne. Ein ſolches 
Verfahren gemäß 5 304 ZPD. würde nur dann zuläffig ſein, 
wenn es ſich um einen, auf ſelbſtändiger Grundlage beruhenden, 
ſogenannten prinzipalen Schadensanſpruch handelte. Allein ein 
ſolcher, dem es überdies an der erforderlichen Begründung des 
Schadensbetrages fehlen würde (vergl. RG. 21, 382), iſt von 
dem Kläger jelbft nicht geltend gemacht, vielmehr nur ein von 
der Unwirkſamkeitserklärung des Vertrages abhängiger, ſo⸗ 
genannter akzeſſoriſcher Schadensanſpruch „vorbehaltlich der 
Liquidation“ erhoben und auch nur ein ſolcher dem Kläger in 
der erſtinſtanzlichen Entſcheidung unter Ziffer 2 zugeſprochen 
worden. Ebenſo wenig wie von einem prinzipalen Schadens⸗ 
anſpruch kann nach Lage der Sache hier von einem Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch die Rede ſein, der vom Kläger in keiner Weiſe be⸗ 
gründet worden iſt. Liegt hiernach nur ein akzefſoriſcher 
Schadensanſpruch vor, fo iſt zwar einerſeits, da die Möglichkeit 
eines dem P. erwachſenen Schadens zweifellos gegeben iſt, die 
entſprechende Verurteilung des Beklagten nicht zu beanſtanden, 
andererſeits aber die Feſtſtellung des Schadens nicht in dem 
gegenwärtigen, ſondern in einem neuen, ſelbſtändigen Rechts. 
ſtreite zu bewirken. RG. 10, 356, 357; 12, 353. Gaupp- 
Stein, Kommentar zur 3 O. § 253 III 3. 4, Anm. 38. 
Es war deshalb auch die Einleitung eines Verfahrens nach 
§ 304 ZPO. in dem jetzigen Prozeß nicht zuläffig und folge⸗ 
weiſe wenigſtens die von dem Berufungsgericht nach § 538 
3. 3 ZPO. ausgeſprochene Zurückverweiſung der Sache in die 
erſte Inſtanz in Wegfall zu bringen. St. c. P., U. v. 
3. Feb. 05, 446/04 III. — Cöln. 

25. 5 445 3p O. Eid über das Eigentum ift zuläffig.] 

Die Kläger ſollten beſchwoͤren: es iſt wahr, daß das beim 
Tode unſeres Erblaſſers auf dem Gute Kleinbernhardshammer 
befindliche Gutsinventar nicht unſerem Erblaſſer, ſondern uns, 
den Klägern, gehört hat. Die gegen dieſe Eidesauflage 
gerichtete Revifion wurde zurückgewieſen: Die Frage, ob das 
beim Tode des Erblaſſers auf Kleinbernhardshammer vorhandene 
Inventar dem Erblaſſer oder den Klägern gehörte, konnte in 
den Eid geſtellt werden, ohne gegen $ 445 30. zu verſtoßen, 
denn es handelt ſich hierbei um einen bekannten, jedermann in 
feinen Begriffen geläufigen Ausdruck, um eine abgefürzte Formel 
für eine tatsächliche Behauptung, wie denn auch in dieſer Weiſe 
der Eid von den Beklagten ſelbſt zugeſchoben worden war. 
(RG. 7, 1; 21, 402) S. c. K., 2 31. Januar 05, 
603/04 II. — Cöln. 

26. 5 538 Ziffer 3 ZPO. Der Richter I. Inſtanz, 
der das Vorhandenſein eines Schadens verneint, hat nicht 
nur über den Grund, ſondern über den Betrag des Schadens 
erkannt.] 

Die prozeſſuale Beſchwerde darüber, daß der Berufungs- 
richter die Sache nicht zur Feſtſtellung des Schadensbetrages 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


179 


in die erſte Inſtanz zurückverwieſen hat, iſt unbegründet. Die 
neue Beſtimmung des 8 538 Ziff. 3 ZPO. hat nur die Be⸗ 
deutung, daß die Sache in den Fällen zur Entſcheidung über 
die Höhe des Schadensbetrages an die erſte Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen iſt, in denen der erſtinſtanzliche Richter die Klage 
abgewieſen hat, weil nach ſeiner Anficht der Beklagte zum Er⸗ 
ſatz eines etwa entſtandenen Schadens überhaupt nicht verpflichtet 
iſt, der Berufungsrichter aber das Beſtehen einer ſolchen Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten für gegeben erachtet. Dagegen bezieht 
fich die neue Beſtimmung nicht auf den Fall, daß der erſte 
Richter zwar ebenſo wie der zweite eine Verpflichtung des Be⸗ 
klagten zum Schadenserſatz, wenn ein Schaden entſtanden iſt, 
anerkennt, jedoch die Klage deshalb abweiſt, weil nach ſeiner 
Annahme ein Schaden nicht vorhanden iſt, wenn alſo mit 
anderen Worten beide Inſtanzrichter in der rechtlichen Beurteilung 
der Schadenserſatzpflicht des Beklagten übereinſtimmen, aber in 
der tatſächlichen Annahme der Exiſtenz eines Schadens vonein- 
ander abweichen. Dieſe Auslegung des § 538 Ziff. 3 ZPO. 
ſtimmt allerdings nicht völlig glatt mit dem Wortlaut des 
Geſetzes, insbeſondere den dort gebrauchten Ausdrücken „Grund“ 
und „Betrag“ des Anſpruchs überein. Denn nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. hat der Ausſpruch des Richters, daß der er⸗ 
hobene Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt 
ſei, ſtets die tatſächliche Annahme zur ſelbſtverſtändlichen ſtill⸗ 
ſchweigenden Vorausſetzung, daß überhaupt irgend ein Schaden 
entſtanden ſei. Es ließe ſich danach die Meinung vertreten, daß 
auch die Feſtſtellung der Nichteriftenz eines Schadens mit zur 
Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs zu rechnen ſei, 
daß deshalb der erſte Richter, wenn er eine Schadens erſatzklage 
wegen Nichtvorhandenſeins eines Schadens abweiſt, nur über 
den Grund des Anſpruchs erkannt habe und daß die Be⸗ 
ſtimmung des 8 538 Ziff. 3 ZPO. daher in ſolchem Falle 
anwendbar ſei. Ob dieſe Auffaſſung durch die Ausführung des 
Berufungsrichters, daß der erfte Richter über die Höhe des 
Betrages bereits mit anerkannt habe, wenn er ihn auf Null 
feſtſtelle, widerlegt wird, mag zweifelhaft ſein. Jedenfalls muß 
die Erwägung ausſchlaggebend ſein, daß es unmöglich in der 
Abficht des Geſetzgebers gelegen haben kann, dem erſten Richter 
zuzumuten, daß er die Höhe eines feiner Überzeugung nach gar 
nicht vorhandenen Schadens feſtſtelle; denn in tatſächlichen Fragen 
kann es einen Zwang des Richters, gegen ſeine Überzeugung zu 
entſcheiden, nicht geben. Es muß daher für die Anwendung der 
in Rede ſtehenden Beſtimmung eine gewiſſe Grenzverſchiebung 
zwiſchen den Begriffen des „Grundes“ und des „Betrages“ des 
Anſpruchs inſofern angenommen werden, als im Sinne jener 
Beſtimmung der erſte Richter dann nicht nur über den Grund, 
ſondern auch über den Betrag des Schadens erkannt hat, wenn 
er feſtſtellt, daß ein Schaden überhaupt nicht vorhanden ſei. 
Fiskus o. Fiſchergewerk, U. v. 13. Jan. 05, 258/04 VII. — 
Berlin. 


27. 88 627, 940 39 O. in Verbindung mit 58 1353, 
1361 BGB. Einſtweilige Verfügungen auf Zahlung einer 
Unterhaltsrente in Chejachen.] 

Die Revifion beanſtandet die Zuläffigkeit der erlaſſenen 
einſtweiligen Verfügung, weil keine der im § 627 ZPO. ge⸗ 
nannten Klagen erhoben ſei und weil der Ehemann bereit ſei, 
der Ehefran in ſeinem Hauſe Unterhalt zu gewähren, auch ein 
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Notſtand nicht vorliege. Die Reviſion meint, nur der bie 
Scheidung der Che begehrende Ehegatte, dem das Getrenntleben 
gerichtsſeitig gemäß der Vorſchrift des § 627 3) 0. geſtattet 
worden ſei, könne eine Unterhaltsrente im Sinne des 8 1361 
BGB. als Folge der bezeichneten Geſtattung durch einſtweilige 
Verfügung erhalten, nicht aber eine Ehefrau, die ohne Scheidungs⸗ 
grund ihren Ehemann verlaſſen habe. Dieſe Angriffe gehen 
fehl. Nach § 940 38. find einſtweilige Verfügungen in 
bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältnis zuläffig, ſofern dieſe 
Regelung zur Abwendung weſentlicher Nachteile nötig erſcheint. 
Durch die im Februar 1903 erhobene Klage iſt die Frage unter 
den Parteien ſtreitig geworden, ob die getrennt von ihrem Ehe⸗ 
manne lebende und die Herſtellung des ehelichen Lebens ver⸗ 
weigernde Ehefrau zu dieſer Weigerung berechtigt iſt und deshalb 
auf Grund des 8 1361 BGB. eine Unterhaltsrente von dem 
Ehemann fordern kann. Dieſe Forderung iſt, wie $ 1353 
Abſ. 2 BGB. ergibt, nicht nur dann begründet, wenn 
dem Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente fordernden 
Ehegatten ein Scheidungsgrund zur Seite ſteht, ſondern auch 
dann, wenn das Verlangen des anderen Ehegatten nach Her⸗ 
ſtellung der Gemeinſchaft ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes 
darſtellt. Die letztere Vorausſetzung iſt von der Ehefrau in der 
im Februar 1903 erhobenen Klage behauptet und in dem 
Urteile des Berufungsgerichts vom 1. Juli 1904 (J. O. 64. 03) 
als zutreffend anerkannt worden. Die Vorſchrift des § 940 
ZPO. bezieht ſich auf alle Rechtsverhältniſſe, hinfichtlich deren 
der Rechtsweg zuläſſig iſt, mithin auch auf die Regelung der 
Unterhaltspflicht gemäß § 1361 BGB. Insbeſondere find in 
Eheſachen einſtweilige Verfügungen auch außerhalb der im 
8 627 Z3PD. erwähnten Fälle zuläſſig. Gaupp⸗Stein Zivil⸗ 
prozeßordnung & 940 Ja und Note 4. G. c. G., U. v. 
30. Jan. O5, 363/04 IV. — Colmar. 

28. 8 888 ZPD. Notwendigkeit der Bezeichnung der bei 
Immiſſionsprozeſſen im Zwangsvollſtreckungsverfahren be⸗ 
anſpruchten Maßregel.] 

Durch Urteil des Gerichts erſter Inſtanz vom 7. No⸗ 
vember 1903 iſt der Schuldner im Wege einer einſtweiligen 
Verfügung verurteilt worden, Vorkehrungen zu treffen, durch 
welche die bei dem Betriebe ſeiner Bäckerei entſtehenden und 
auf das benachbarte Grundſtück des Klägers einwirkenden Ge⸗ 
iäuſche, ſoweit fie das erträgliche Maß überſteigen, beſeitigt 
werden. Demnächſt hat zur Vollſtreckung dieſes Urteils das 
Gericht auf Antrag des Klägers durch Beſchluß vom 9. Januar 
1904 dem Beklagten auf Grund des 8 888 ZPD. eine Geld⸗ 
ſtrafe von 100 Mark für den Fall angedroht, daß er die ihm 
aufgegebenen Vorkehrungen nicht treffe, und zufolge erneuten 
Antrags des Klägers nach Anhörung des Beklagten durch 
weiteren Beſchluß vom 9. November 1904 die angedrohte Strafe 
von 100 Mark feſtgeſetzt und zugleich für den Fall fortgeſetzter 
Nichterfüllung der gemachten Auflage eine fernere Strafe von 
200 Mark angedroht. Das Gericht iſt in eine ſachliche 
Prüfung des von dem Beklagten erhobenen Einwands, daß er 
alle zur Dampfung des Geräuſches ausführbaren Vorkehrungen 
inzwiſchen getroffen habe, eingetreten; es hat jedoch den Beweis 
hierüber für nicht geführt angeſehen. Auf ſofortige Beſchwerde 
des Beklagten hat das Os G. durch den angefochtenen Beſchluß 
den Beſchluß des erſtinſtanzlichen Gerichts aufgehoben. In den 
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Gründen wird ausgeführt, Straffeſtſetzung und weitere Straf⸗ 
androhung ſeien unzuläffig, da die dem Schuldner gemachte 
Auflage in nicht genügend beſtimmter Weiſe erkennen laſſe, 
welche Handlungen oder Vorkehrungen er bei Meidung der an⸗ 
gedrohten Geldſtrafe vorzunehmen habe. Von dem Erfordernis 
der nötigen Beſtimmtheit einer gemäß $ 938 ZPO. erlaſſenen 
Anordnung könne nicht abgeſehen werden. Der Schuldner, der 
zur Befolgung einer Anordnung unter Strafandrohung an⸗ 
gehalten werde, müſſe klar erſehen können, was er, um der 
Strafe zu entgehen, zu tun habe. Gegen dieſe Entſcheidung 
hat der Kläger frift- und formgerecht weitere ſofortige Be⸗ 
ſchwerde mit dem Antrag eingelegt, unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes die ſofortige Beſchwerde des Beklagten 
gegen den erſtinſtanzlichen Beſchluß zurückzuweiſen: Der 
weiteren Beſchwerde konnte jedoch kein Erfolg gewährt werden. 
Wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat, gilt der 
für die Urteilsfällung in Immiſſionsprozeſſen angenommene 
Grundſatz, wonach eine allgemein gefaßte Verurteilung zur 
Fernhaltung von Störungen zuläffig und zur Vermeidung einer 
Verkümmerung des dem Verurteilten zuſtehenden Wahlrechts 
ſogar geboten iſt, nicht für das Zwangsvollſtreckungs verfahren. 
Hier hat vielmehr der Gläubiger diejenige Maßregel, deren 
zwangsweiſe Durchführung er verlangt, zu bezeichnen (vergl. die 
Beſchlüſſe des entſcheidenden Senats vom 8. April 1899 und 
vom 13. Mai 1903 in Gruch Beitr. 43, 683; 47, 916). Dies 
iſt ſchon deshalb notwendig, weil es ſonſt an einer Grundlage 
für die Prüfung der Frage fehlen würde, ob die Vorausſetzungen 
des 8 887 oder des 8 888 ZPO. vorliegen oder etwa dem 
Gläubiger nur der Weg, fein Intereſſe nach 8893 ZPO. zu 
liquidieren, offen ſteht. Ganz beſonders aber beſteht die Not- 
wendigkeit einer Individualiſierung des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
antrags in Fällen der vorliegenden Art, wo der Schuldner alles 
in ſeinen Kräften Stehende zur Erfüllung der ihm gemachten 
Auflage bereits getan haben will. Dem gegenüber muß der 
Gläubiger, wenn er dies beſtreitet, ſeinerſeits den Weg angeben, 
auf dem ſeiner Anficht nach der richterlichen Anordnung Genüge 
zu geſchehen hat. In dieſer Weiſe iſt der durch den angefochtenen 
Beſchluß zurückgewieſene Antrag des Klägers nicht begründet. 
Sch. c. M., Beſchl. v. 8. Febr. 05, B 36/05 V. — Frank. 
furt a. M. 

Kaiſerliche Verordnung vom 28. September 1879. 

29. § 2. Franzöſiſches Dekret vom 30. September 1809; 
Dekret vom 10. Februar 1811; 5 2 des Publikationspatents 
vom 9. September 1814; 5 24 ff. des Preußiſchen Kommunal- 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 

Mittels ihrer Widerklage beantragte die katholiſche Kirchen⸗ 
gemeinde Amelsbüren die Abweiſung der Klage, erhob Widerklage 
und beantragte, den Kläger zu verurteilen, von ſeinem geſamten, 
in dem Pfarrbezirk Amelsbüren belegenen Grundbeſitz Kirchenſteuer 
zu bezahlen. Die Widerklage, die Berufung und die Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Für die in Rede ſtehenden Grundſtücke 
iſt der Kläger zufolge 88 110, 789, 260 Tl. II Tit. 11 
ALR. als Forenſe zu der Kirchenſteuer nicht beitragspflichtig, 
er kann deshalb nur herangezogen werden, wenn ein beſonderer 
Grund ſolches geſtattet. Beklagte meint, daß ſich eine Steuer- 
pflicht des Klägers ſchon aus §8 24 ff. des Preuß. Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) 


34. Jahrgang. 


ergebe. Allein der Hinweis auf jenes Geſetz iſt verfehlt, da 
dasſelbe fich auf Kirchenſteuern nicht bezieht. In erſter Linie 
beruft denn auch Beklagte ſich darauf, daß im Fürſtentum 
Münſter, deſſen Gebiet den Gemeindebezirk Amelsbüren umfaßt 
hat, von alters her eine Obſervanz beſtanden habe, wonach die 
Forenſen zu den Kirchenlaſten ebenfalls beitragen mußten. Daß 
ſolche Obſervanz beſtanden habe, iſt unbeſtritten. Ebenſo herrſcht 
Einverſtändnis darüber, daß dieſelbe in demjenigen Teil des 
Gemeindebezirks, der zum Großherzogtum Berg gehört hat, 
nicht in Wegfall gekommen iſt; Kläger hat deshalb ſeine 
Steuerpflicht für die Grundſtücke ſüdlich vom Emmerbach an⸗ 
erkannt. Dagegen hat er geltend gemacht, daß die Obſervanz 
in dem nördlich vom Bach belegenen Teil, der zum Kaiſerreich 
Frankreich gehoͤrte, durch das Kaiferliche Dekret vom 
30. Dezember 1809 betr. die Kirchenfabriken aufgehoben worden 
und zufolge § 2 des Publikationspatents vom 9. September 1814 
betr. die Wiedereinführung des ALR. und der Allgemeinen 
Gerichtsordnung in die von den preußiſchen Staaten getrennt 
geweſenen, mit denſelben wieder vereinigten Provinzen (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 89) beſeitigt geblieben ſei. Von der Reviſion wird 
zunächſt eingewendet, daß das Kaiſerliche Dekret vom 
30. Dezember 1809 von dem Berufungsgericht unrichtig aus⸗ 
gelegt worden ſei, und abgeſehen davon für das hier in Rede 
ſtehende Gebiet überhaupt nicht in Betracht komme. Auf dieſe 
Rüge muß eingegangen werden, denn jenes Dekret (decret 
imperial concernant les fabriques, veröffentlicht im bulletin 
des lois, 4 série, Bd. 13 S. 69) neben anderen in Holland 
eingeführten Geſetzen (vgl. Kemper, code organique des 
departements de la Hollande S. 274 und 308), auch in 
Kraft geſetzt im Arrondiſſement Münſter, zu dem hier das 
fragliche Gebiet gehörte, durch Dekret vom 10. Februar 1811 
(bull. Bd. 14 S. 175), hat in Elſaß Lothringen ebenfalls 
Geltung gehabt und gehört deshalb zu den Geſetzen des 
franzöfifchen Rechts, deren Verletzung zufolge § 2 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879 (RGBl. S. 299) die 
Reviſion begründet, wenn ſie in dem Bezirk des Berufungsgerichts, 
ſei es auch nur in einem Teil desſelben, gelten oder früher 
gegolten haben (vgl. RG. 30, 357). Die Rüge iſt indes 
nicht begründet. Das Dekret vom 30. Dezember 1809 (Deutſch 
in der „Sammlung der in Elſaß⸗Lothringen geltenden Geſetze“ 
Bd. 2 S. 290; auszugsweiſe bei v. Schilgen „das kirchliche 
Bermögensrecht uſw. in den katholiſchen Kirchengemeinden der 
geſamten Preußiſchen Monarchie“ Bd. 1 S. 208 der 2. Aufl.) 
beſtimmt in Art. 92, daß bei Unzulänglichkeit der Einkünfte 
der Fabrik für die von ihr zu beſtreitenden Ausgaben (Art. 37), 
dieſe ſeitens der Zivilgemeinden zu leiſten und daß von den 
letzteren auch die anderen in Art. 93 genannten Laſten zu tragen 
ſeien. Die Kirchengemeinde als ſolche hat nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Dekrets nichts aufzubringen, alſo namentlich 
keine Steuer zu erheben, und hieraus folgt, daß überall dort, 
wo das Dekret in Geltung trat, die bisher mit der Steuer⸗ 
erhebung der Kirchengemeinden verbundenen Obſervanzen erloſchen, 
mithin auch die im Fürſtentum Münſter früher geltende 
Obſervanz, daß die Forenſen von den Kirchengemeinden zu den 
Kirchenlaſten herangezogen werden durften. Die Reviſion meint 
zwar, das Drekret vom 30. Dezember 1809 ſei in den ländlichen 
Gemeinden des zum Kaiſerreich Frankreich geſchlagenen Teils 
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des Fürſtentums Münſter nicht in Kraft getreten, weil es nur 
da habe wirkſam werden können, wo eine von der Kirchen- 
gemeinde verſchiedene politiſche Gemeinde beſtand, und dieſe 
Vorausſetzung bei jener Gemeinde nicht zugetroffen habe. 
Hierfür beruft ſich die Revifion auf ein von ihr vorgelegtes 
Urteil der 3. 3K. des LG. in Münſter zu der dortigen Sache 
4. O. 694/02 vom 9. Juli 1904, in welchem dieſe Anſicht 
allerdings vertreten wird. Derſelben kann indes nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Wenn das Dekret vom 30. Dezember 1809 
beftimmte, daß, abgeſehen von der Kirchenfabrik, die Kultus⸗ 
laſten ſeitens der politiſchen Gemeinden zu tragen ſeien, ſo hob 
es das Steuerrecht der Kirchengemeinden auf und dies ſelbſt 
inſoweit, als die Kirchengemeinden etwa einſtweilen noch beſtehen 
blieben. Kirchenſteuern waren überhaupt nicht mehr zu erheben, 
ſondern nur noch Gemeindeſteuern und zwar auch da, wo die 
politiſche Gemeinde vielleicht noch mit der Kirchengemeinde 
identiſch blieb. Daß aber das Dekret in dem hier in Rede 
ſtehenden Gebietsteil gegolten habe, ergeben die obigen Nach⸗ 
weifungen. Damit ift die oft erwähnte Obſervanz gefallen. 
A. c. Z., U. v. 26. Jan. 05, 356/04 IV. — Hamm. 

Konkursordnung. 

30. 5 6 KO. AÜberlaſſung von Maſſegegenſtänden ſeitens 
des Verwalters an den Gemeinſchuldner.] 

Der Konkursverwalter kann Gegenſtände, aus denen nach 
feinem pflichtmäßigen Ermeſſen ein Reinertrag für die Maſſe 
nicht zu erwarten iſt, namentlich Grundſtücke, an denen Ab⸗ 
ſonderungsrechte beſtehen, dem Gemeinſchuldner zur freien Ver⸗ 
fügung überlaſſen. Es ergibt ſich ſolches aus der dem Konkurs⸗ 
verwalter durch § 6 der KO. zugewieſenen Stellung. Mit einer 
derartigen Freigabe hort der Gegenſtand auch rechtlich auf, zu 
der Konkursmaſſe zu gehören (Jaeger, KO., 2. Aufl. Nr. 38 
und 39 zu § 6; Peterſen und Kleinfeller, KO., 4. Aufl. Nr. 21 
zu 8 6; Wilmowski, KO., 6. Aufl. Nr. 4 zu 8 6; Entſch. des 
RG. in der JW. 96, S. 601 ; Oetker in der Zeitſchrift für 
Zivilprozeß Bd. 25 S. 8 und 9). M. Konk. c. W., U. v. 
3. Febr. 05, 497/04 VII. — Kiel. 

Verſicherungsrecht. 

31. Rücktrittsrecht des Verficherten vom Verſicherungs⸗ 
vertrage bei Fuſton der betreffenden Verſicherungsgeſellſchaft mit 
einer anderen Verſicherungsgeſellſchaft.] 

Die ſtreitige Frage der Laͤſung der von der Beklagten mit 
der Klägerin The Lion abgeſchlofſenen Verficherungsverträge 
wegen der Fufion der Geſellſchaft The Lion mit der Yorkshire- 
Company tft nach den Grundſätzen des Verſicherungs⸗ 
rechts zu beantworten. Es handelt ſich nicht ſowohl um das 
dem franzöſiſchen Recht eigentümliche, durch das Ausbleiben der 
Gegenleiſtung bei ſynallagmatiſchen Verträgen bedingte 
Refilationsrecht oder um das durch das deutſche Recht gewährte 
Rücktrittsrecht wegen Unmöglichkeit der Erfüllung eines gegen · 
ſeitigen Vertrages ſeitens des einen Teils, wie um die Be⸗ 
deutung der veränderten Umftände für den Beſtand des 
Verficherungsverhältniſſes. Es herrſcht darüber kein Streit, 
daß die fogenannte clausula rebus sic stantibus im all- 
gemeinen weder nach dem Code civil noch nach dem BGB. 
Anſpruch auf Geltung hat, daß alſo insbeſondere eine ungünſtige 
Anderung in der Vemoͤgenslage des einen Kontrahenten dem 
anderen grundſätzlich noch kein Recht gibt, von dem Vertrage 
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zurückzutreten. Nur ausnahmsweiſe wird einer ſolchen Anderung 
ein Einfluß auf die Gültigkeit oder Wirkſamkeit des Vertrages 
eingeräumt (vergl. 58 321, 610 BGB., Crane, Syſtem des 
deutſchen bürgerlichen Rechtes Bd. 1 8 78 Anm. 5). Damit 
iſt jedoch die Prüfung nicht ausgeſchloſſen, ob nicht im einzelnen 
Falle oder auch bei einer ganzen Gattung von Verträgen nach 
der Abſicht der Parteien und nach der Natur der Verträge ein 
Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände gegeben iſt (Motive 
zum 1. Entwurf des BGB. Bd. 2 S. 199, RG. 50, 257). 
Hierbei wird bei Handelsgeſchäften auf die im Handelsverkehre 
herrſchenden Gewohnheiten und Gebräuche und überhaupt auf 
das, was Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrs⸗ 
fitte fordern, Gewicht zu legen fein (Art. 278, 279 HGB., 
55 133, 157 BGB., Art. 1156 c. c.). Faßt man bem- 
gemäß das Verficherungsgeſchäft ins Auge, fo geht der erkenn ⸗ 
bare Zweck des Verſicherungsnehmers, den er durch die fort⸗ 
laufende Zahlung der Prämie zu erreichen hofft, dahin, ſich 
gegen die Folgen eines irgendwie wirtſchaftlich nachteiligen Er⸗ 
eigniſſes zu ſchützen, die Gewißheit zu haben, daß er durch die 
Verficherung gegen die befürchteten Nachteile bei deren Eintritt 
ohne weiteres Deckung finde. Dieſer Zweck bleibt, wenn die 
Verſicherung, wie es ausnahmslos geſchieht, bei einer auf den 
planmäßigen Großbetrieb gerichteten Anſtalt (Geſellſchaft) ge⸗ 
nommen wird, regelmäßig nur erreichbar, ſo lange die wirt⸗ 
ſchaftlichen und rechtlichen Grundlagen, auf denen ſich der Groß⸗ 
betrieb aufbaut, im weſentlichen erhalten bleiben. Er iſt ge⸗ 
fuͤhrdet, wenn jene Grundlagen durch Handlungen der Geſell⸗ 
ſchaft erſchüttert werden, welche auf eine Beſeitigung oder er⸗ 
hebliche Veränderung derjenigen Verhältniſſe abzielen, auf deren 
Fortbeſtand der Verficherte bei Eingehung der Verficherung 
rechnen durfte. Dieſer Fortbeſtand iſt deshalb die ſelbſterſtänd⸗ 
liche Vorausſetzung fortdauernder Wirkſamkeit des Verficherungs⸗ 
vertrages. Es würde wider die denſelben im weiteſten Umfange 
beherrſchenden Grundſätze von Treu und Glauben verſtoßen, 
wenn man den. Berfiherten an einem Vertrage feſthalten wollte, 
den er mit der Geſellſchaft in ihrer gegenwärtigen Lage niemals 
abgeſchloſſen haben würde. Es verhält ſich ähnlich, wie mit 
der Kreditzuſage, die unter der ſtillſchweigenden Bedingung 
unveränderter Kreditwürdigkeit des anderen Teils fteht. 
(ROH G. 23, 137; 8 610 BGB.) Wer in dem Rufe einer 
beftimmten Geſellſchaft, in deren Vermögen ſowie in der Kund⸗ 
ſchaft und der dadurch herbeigeführten Verteilung der Gefahr 
auf eine große Anzahl von Perſonen Sicherung gegen drohende 
Nachteile ſucht, ſchließt den Vertrag in der auch dem Ver⸗ 
ficherer nicht verborgenen Abficht ab, daß die durch jene Um⸗ 
ſtände nach ſeiner Annahme gewährleiſtete Sicherung auch ferner 
andauern ſolle und nicht durch das Verhalten des Gegners ge⸗ 
ſchmälert werde. In der Natur des Verſicherungsgeſchäfts liegt 
es, daß es vom Verſicherten aufgelöft werden kann, wenn der 
Verficherer ſelbſt unſicher wird (Ehrenberg, Verficherungsrecht 
Bd. 1 8 32 S. 383). Wann eine derartige, zum Rücktritte 
berechtigende Unficherheit des Verſicherers anzunehmen iſt, wird 
im weſentlichen Tatfrage fein, und darum wäre das Berufungs⸗ 
urteil, obwohl es die den Fall nicht treffenden, bereits er- 
wähnten geſetzlichen Beſtimmungen zum Ausgangspunkte nimmt, 
aufrecht zu erhalten, wenn in rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſt⸗ 
geſtellt wäre, daß eine ſolche Unſicherheit nicht gegeben ſei. Dies 
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iſt indeſſen nicht der Fall. (Wird ausgeführt.) Lediglich nach 
deutſchem Recht iſt zu beurteilen, ob eine zum Rücktritte 
berechtigende Veränderung in den Umſtänden des Verficherten 
eingetreten iſt, gleichviel ob ſich die Gläubiger nach engliſchem 
Rechte dieſe Veränderung gefallen laſſen müſſen. Die ab- 
weichende Auffaffung des Berufungsrichters würde dem Kredit 
der ausländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften eher nachteilig als 
förderlich fein. Es kann demnach dahingeſtellt bleiben, ob die 
Fufionsliquidation in der Art, wie fie geſchehen tft, nach 
engliſchem Rechte ſtatthaft war. Vom Standpunkte des deutſchen 
Rechtes aus iſt mit ihrer Vollziehung den Verficherten ein 
anderer Schuldner wider ihren Willen aufgedrängt, zwar nicht 
der Form, wohl aber der Sache nach. Rechtlich mag es zu⸗ 
treffen, daß der Lion als Liquidationsgeſellſchaft bis zur 
Loͤſchung im Handelsregiſter fortbeſteht und nach wie vor feinen 
Gläubigern haftet. Aber es iſt dies eine Haftung ohne In⸗ 
halt. Der bisherige Schuldner iſt durch die von ihm be⸗ 
ſchloſſene und ins Werk geſetzte Liquidation in der Hauptſache 
von eigenen, greifbaren Mitteln entblößt. Es iſt zu beſorgen 
und keinesfalls ausgeſchloſſen, daß der Liquidator mit der 
Übereignung des Vermögens des Lion an die aufnehmende Ge⸗ 
ſellſchaft fortfährt, und daß die für die Gläubiger in Frage 
kommende vermoͤgens rechtliche Grundlage des Verſficherungs⸗ 
unternehmers, einer juriſtiſchen, nur für den Liquidationszweck 
ihr Daſein noch friſtenden Perſon, auf die Garantie zufammen- 
ſchrumpft, welche die aufnehmende Geſellſchaft durch das Ver⸗ 
ſprechen bietet, den Verficherten des Lion ihrerſeits gerecht zu 
werden. Daraus ergibt ſich, daß die letzteren in Verfolg der 
Fuſion trotz formeller Weiterhaftung des urſprünglichen 
Schuldners in Wahrheit an einen anderen Schuldner gewieſen 
werden, was ohne ihre Zuſtimmung nicht geſchehen kann. 
Darauf kommt es nicht an, daß die Rechtslage der Verſicherten 
durch die Fuſion des Lion mit der anſcheinend kapitalkräftigen 
Yorkshire-Company, die jetzt nach Hinterlegung einer be⸗ 
trächtlichen Kaution zum Geſchäftsbetrieb im ganzen Deutſchen 
Reiche zugelaſſen iſt, nicht verſchlechtert, vielleicht ſogar ver⸗ 
beſſert iſt, und daß es in ihrem Intereſſe liegen oder mindeſtens 
ihm nicht widerſtreiten würde, wenn ſie ihre Verträge aufrecht 
erhielten. Sie haben mit dem Lion kontrahiert und da⸗ 
durch zu erkennen gegeben, daß fie gerade dieſer Geſellſchaft mit 
ihrer zur Zeit des Abſchluſſes der Verſicherungsverträge be⸗ 
ſtehenden wirtſchaftlichen Grundlage ihr Vertrauen geſchenkt 
haben. Dieſe Grundlage iſt aber durch die eigenen Handlungen 
der Geſellſchaft derart verändert, daß an ihre Stelle im weſent⸗ 
lichen eine andere Geſellſchaft getreten iſt, auf deren Kredit⸗ 
würdigkeit die Verſicherten verwieſen werden. Die Fuſion be⸗ 
deutet materiell einen Wechſel in der Perfon des Schuldners. 
Sie geſtaltet die Verhältniſſe des Verſicherers derart um, daß 
ſich mit Beſtimmtheit Tagen läßt, die Verficherten würden mit 
ihm, wenn er ſchon zur Zeit des Geſchäftsſchluſſes in dieſer 
Lage geweſen wäre, nicht in Verbindung getreten ſein. Eine 
Verpflichtung, mit der aufnehmenden Geſellſchaft zu kontrahieren, 
beſteht nicht, und daß die letztere den Verficherten vermöge der 
Erfüllungsübernahme vielleicht auch haftet, iſt für die Frage 
ohne Belang, ob dieſe ferner an den urſprünglichen Vertrag 
gebunden ſind. Wenn die Vorinſtanzen betonen, daß die 
Liquidation und die Fufion an ſich keine die Löſung der Ver⸗ 
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ſicherungsverträge rechtfertigenden Vorgänge ſeien, ſo mag dies 
unter der Vorausſetzung zutreffen, daß die Rechte der Gläubiger 
ausreichende Berückſichtigung finden. Daran fehlt es aber, wenn 
die übertragende Geſellſchaft fich ihres Vermoͤgens entäußert und an 
deſſen Stelle lediglich die Garantie der anderen Geſellſchaft ſetzt. 
Demgemäß mußte den in der Richtung vorſtehender Erwägungen 
ſich bewegenden Ausführungen der Reviflon beigetreten werden. 
Auch die Literatur ſteht auf dieſem Boden (vergl. Ehrenberg 
a. a. O. 8 32 S. 384, Wiener in der Zeitſchrift für Handelsrecht 
Bd. 27 S. 348). Sch. u. Gen. c. Feuerverſ.⸗Geſ. The Lion 
Yorkshire, U. v. 28. Jan. 05, 554/04 VII. — Colmar. 

Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873. 

32. 5 23, 42 Nr. 4 — in Verbindung mit Beftim- 
mungen des preußiſchen Kriegsminiſteriums vom 5. April 1893 
— Nr. 5 — und Kab.⸗Order vom 19. März 1894. — Servis 
iſt Dienſteinkommen.] 

Der Kl. war früher Aſfiſtent bei dem Korpsobekleidungs⸗ 
amte in D. und als ſolcher Zivilbeamter der Militärverwaltung. 
Er bezog in dieſer Stellung zuletzt ein etatsmäßiges Gehalt 
von 1950 Mark, ohne zum Bezuge von Servis berechtigt zu 
ſein. Vom 1. Dezember 1899 ab wurde er mit einem Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter vom 1. April 1898 als Intendanturſekretär 
an die Intendantur des XIX. Armeekorps in L. verſetzt. Er 
trat damit in die Klaſſe der Militärbeamten ein. Sein Gehalt 
wurde auf 1500 Mark und der ihm gebührende Servis auf 
450 Mark jährlich feſtgeſetzt. Der Kl. iſt der Anficht, daß 
hierdurch gegen Nr. 5 der Beſtimmungen des preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſteriums betreffend Regelung der Gehälter der etats mäßigen 
Unterbeamten nach Dienſtaltersſtufen vom 5. April 1893 
(Armeeverordnungsblatt S. 110), die nach Nr. 21 der Aus- 
führungsbeſtimmungen zur Kabinettsorder vom 19. März 1894 
(Armeeverordnungsblatt S. 109) auf die mittleren und Kanzlei⸗ 
beamten entſprechend anzuwenden find, verſtoßen. Er meint, 
da es in der Klaſſe der Intendanturſekretäre keine ſeinem bis⸗ 
herigen Gehaltsſatze von 1950 Mark entſprechende Gehaltsſtufe 
gebe, ſo hätte er nach dieſen Beſtimmungen ſogleich in die 
nächfte hoͤhere Stufe von 2300 Mark eintreten müſſen. Danach 
hätte er an Gehalt mehr zu beziehen gehabt: 1. in der Zeit 
vom 1. Dezember 1899 bis zum 31. März 1901 1066 Mark 
66 Pf., in der Zeit vom 1. April 1901, dem Tage, an dem er in die 
nächfthöhere Gehaltsklaſſe von 1900 Mark eingerückt ſei, bis zum 
31. Dezember 1903 1400 Mark. Der Beſtimmung im $ 150 
RBG. will er genügt haben und er beantragt deshalb, den 
Bekl. zur Zahlung von 2466 Mark 66 Pf. an ihn zu ver⸗ 
urteilen. In erſter Inſtanz iſt der Klage ſtattgegeben, in 
zweiter Inſtanz iſt ſelbige abgewieſen. Die eingelegte Reviſion 
iſt für unbegründet erklärt. — Das BG. geht davon aus, daß 
nach § 23 Abſ. 1 RBG. vom 31. März 1873 jeder Reichs⸗ 
beamte ſich die Verſetzung in ein anderes Amt von nicht ge⸗ 
ringerem Range und etatsmäßigem Dienſteinkommen gefallen 
laſſen müſſe, wenn es das dienſtliche Bedürfnis erfordere. Zu 
dem etatsmäßigen Dienſteinkommen gehöre bei den ſervisberech⸗ 
tigten Militärbeamten der ihm gebührende Servis, da dieſer im 
Etat beſonders ausgeworfen werde. Das Gericht leitet aber 
auch aus dem beſonderen Zwecke, zu welchem der Servis ge⸗ 
währt werde, und aus der hieraus und der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung des Servisweſens fich ergebenden rechtlichen Natur 
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dieſer Leiſtung ihre Zugehörigkeit zum Dienſteinkommen des 
Offiziers oder Militärbeamten ab. Unter Bezugnahme auf 
v. Sourbidre, Grundzüge der deutſchen Militärverwaltung 
(S. 326 ff.) und Freiherr v. Schrötter, die Entwickelung 
des Begriffes „Servis“ im preußiſchen Heerweſen in Hintzes 
Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte 
(Bd. 13 S. 26 ff.) charakterifiert es den hier allein in Betracht 
kommenden ſogen. Selbſtmieterſervis — für die hier fragliche 
Zeit nach Maßgabe des Geſetzes vom 26. Juli 1897 — als 
die Geldentſchädigung, die das Reich den Offizieren oder Mili⸗ 
tärbeamten, denen vermöge ihrer Dienftftellung allgemein ein 
Anſpruch auf Gewährung von Quartier dem Reiche gegenüber 
zuftehe, zu dem Zwecke zahle, fie dadurch in die Lage zu ſetzen, 
ſich ſelbſt ein ſolches zu mieten — eine Begriffsbeſtimmung, die 
noch dahin zu vervollſtändigen iſt, daß der Servis zugleich dazu 
beſtimmt iſt, dem Bezugsberechtigten die Mittel zur Unter⸗ 
haltung der Möbel und Utenfilien in dem Quartiere und zur 
Beſchaffung von Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmaterial zu ge⸗ 
währen. Eine Anerkennung jenes Grundſatzes, nicht, wie 
das LG. angenommen, eine Ausnahme von ihm findet es in 
der Beſtimmung des § 42 Nr. 4 RBG., wonach bei Berech⸗ 
nung des Ruhegehalts der ſervisberechtigten Militärbeamten der 
mittlere Stellen⸗ bezw. Chargen- (Perſonal⸗) Servis als Teil 
des Gehalts betrachtet wird. Im Einklange aber mit jener 
rechtlichen Natur des Serviſes ſtehe es — ſo begründet das BG. 
ſeine Entſcheidung ferner —, wenn bei der Regelung der Ge⸗ 
hälter nach Dienſtaltersſtufen, die für die mittleren Beamten der 
Militärverwaltung — Militärbeamte und Zivilbeamte der Mili⸗ 
tärverwaltung — zuerſt im Rechnungsjahre 1894/95 nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen des preußiſchen Kriegsminiſteriums vom 
19. März 1894 (Armeeverordnungsblatt S. 111) erfolgt iſt, 
der Servis der ſervisberechtigten Militärbeamten dergeſtalt als 
Teil des Gehalts im Vergleiche zu dem Gehalte der nicht 
ſervisberechtigten Zivilbeamten angeſehen ſei, daß um den pen ⸗ 
fionsfähigen Teil des Serviſes das Gehalt der Militärbeamten 
geringer angeſetzt ſei als das der entſprechenden Klaſſe der Zivil⸗ 
beamten. Das Gericht verweiſt hierbei noch beſonders auf die 
Denkſchrift zur Erläuterung des Entwurfs des Geſetzes betreffend 
die Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats für 1894/95, wo es 
S. 57 in der Tat heißt: „Beim Übertritt ſervisberechtigter 
Beamten in Zivilbeamtenſtellen ſollen, wie es bei früher be⸗ 
zogenen Gebühren Grundſatz iſt, dem in der früheren Stellung 
zuſtändigen Gehalte der penfionsfähige Teil des Serviſes und 
andere Gebührniſſe zugerechnet werden. Dieſer Servisteil 
iſt bei der Gehaltsbemeſſung zugrunde gelegt.“ — 
Schließlich geht das BG. noch ausführlich auf die Nr. 5 der 
Beſtimmungen des preußiſchen Kriegsminiſteriums vom 5. April 
1893 ein, in welcher der Kl. die hauptſächliche rechtliche Grund⸗ 
lage feines Anſpruchs findet. Es heißt dort: „Die Dienſtzeit be⸗ 
rechnet ſich in der Regel von der etatsmäßigen Anſtellung, d. i. vom 
Tage der Anſtellungsverfügung des Beamten in der betreffenden 
Klaſſe ab“ — —. „Abweichend hiervon wird bei Beförderungen und 
bei Verſetzungen im dienſtlichen Intereſſe“ — — „dem in eine 
andere Klaſſe übertretenden Beamten von der in der früheren 
Klaſſe zugebrachten Dienſtzeit ſo viel angerechnet, daß derſelbe 
ſogleich in die feinem bisherigen Gehalte — Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß und penſionsfähige Zulagen bleiben unberückfichtigt — 


184 


entiprechende Stufe der neuen Klaſſe eintritt und in dieſer 
Stufe ſo lange zu verbleiben hat, daß unter Hinzurechnung der 
in derſelben Stufe der früheren Klaſſe zugebrachten Zeit die 
vorgeſehene Dauer erfüllt wird. Beſteht ein Gehalts ſatz, wie 
ihn der Beamte in der früheren Klaſſe zuletzt bezogen hat, in 
der neuen Klaſſe überhaupt nicht, ſo tritt der Beamte in der 
letzteren ſogleich in die nächſthöhere Gehaltsſtufe ein und ver⸗ 
bleibt in dieſer“ uſw. Das Gericht folgert aus dem Ver⸗ 
hältniſſe, in welchem die Abſ. 2 und 3 zu dem Abſ. 1 ftänden, 
wonach jene nur die Abweichungen beſtimmen ſollten, die 
ſich gegenüber der in Abſ. 1 ausgeſprochenen Regel ergäben, 
wenn der Beamte in eine andere Klaſſe übertrete, daß unter 
der „dem bisherigen Gehalte entſprechenden Stufe der neuen 
Klaſſe“ nicht ohne weiteres eine Stufe von dem bisherigen 
Gehalte, ſondern die Stufe zu verſtehen ſei, die nach ihrer 
Ausgeſtaltung im allgemeinen, alſo unter Anrechnung 
insbeſondere des etwaigen zum etatsmäßigen Dienſteinkommen 
gehoͤrigen Serviſes, dem bisherigen Gehalte entſpreche. Der 
Abi. 3 aber wolle, wie der Zuſammenhang weiter lehre, nichts 
anderes anordnen, als daß der Beamte in die nächſthöͤhere Ge⸗ 
haltsſtufe der neuen Klaſſe eintrete, wenn keine dem bisherigen 
Gehaltsſatze im Sinne des vorhergehenden Abſ. 2 ent- 
ſprechende Gehaltsſtufe in der neuen Klaſſe vorhanden ſei. Das 
BG. gelangt hiernach zu dem Schluſſe, daß auch aus jenen 
kriegsminiſteriellen Beſtimmungen nichts für die Anſicht des Kl. 
zu entnehmen ſei. Es nimmt dabei zu der von dem LG. auf⸗ 
geworfenen und bejahten Frage, ob dieſe Beſtimmungen über⸗ 
haupt als Rechtsnormen anzunehmen ſeien, keine Stellung 
und bemerkt nur, in jedem Falle liege es ihnen fern, den 
8 23 RBG. abzuändern. Dieſe Begründung des angefochtenen 
Urteils läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. (Wird unter näherer 
Bekämpfung der von der Reviſion gegen die Anficht des Be⸗ 
rufungsrichters erhobenen Angriffe ausgeführt.) F. c. R.⸗M.-F., 
U. v. 17. Jan. 05, 506/04 III. — Dresden. 

21. Juli 1879 
Anfechtungsgeſetz vom 17. Mat 1898 

33. 57 AnfG. Ausſchluß der Klage nach Rückgewähr 
des Vermögensbeitandteiles.] 

Wenn auch die Ausführungen des Klägers richtig wären, 
daß an ſich alle Vorausſetzungen für Anfechtbarkeit der vom 
Ehemann O. mit Rückwirkung genehmigten Hingabe der Spar- 
kaſſenbücher an die Beklagte und für Anfechtbarkeit der 1890 
oder 1891 erfolgten Genehmigung ſelbſt, insbeſondere anfechtbare 
Geſchäfte und gläubigerbenachteiligendes Zuſammenwirken, vor- 
lägen, obſchon dem teilweiſe Zweifel entgegenſtehen, ſo muß 
doch die Rüge gegen Abweiſung des Klaggrundes daran ſcheitern, 
daß nach den Feſtſtellungen des Berufungsurteils der fragliche 
Vermögensbeſtandteil lange vor Erhebung der Klage durch 
Hingabe des Erlöſes der Sparkaſſenbücher an G., als ein 
Darlehn der O. ſchen Cheleute, wieder zurückgewährt worden 
war. Eine Klage auf Rückgewähr im Sinne des § 7 AnfG. 
war dadurch ausgeſchloſſen. (Vergl. RG. 37, 97.) Allerdings 
kann unter Umſtänden eine in Fortſetzung der glaͤubiger⸗ 
benachteiligenden Tätigkeit z. B. zum Zwecke der Verdunkelung 
des Sachverhalts vorgenommene Rückgewähr dem Anfechtungs⸗ 
beklagten nichts nützen, wie dies das RG. in dem in Bd. 44 
S. 92 der Entſcheidungen abgedruckten Urteile ausgeſprochen 
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hat. Aber derartige Umftände find weder vor den Vorder⸗ 
gerichten noch von der Reviſion dargelegt worden. O. c. M., 
U. v. 7. Febr. 05, 315/04 VII. — Königsberg. 
Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 
34. Verjährung der Klageanſprüche aus den 58 96, 97.] 
Der Klageanſpruch wurde geſtützt auf 588 96, 97 UVG. 
vom 6. Juli 1884, welche bis zum 1. Oktober 1900, alſo 
noch zur Zeit des Unfalls, in Kraft ſtanden. Beide Vorinſtanzen 
haben die Vorausſetzungen des Erſatzanſpruches der Kl. gegen⸗ 
über dem K. und den an ſeiner Stelle haftenden Erben dem 
Bekl. als gegeben angeſehen. Während aber der erſte Richter 
die von den Bekl. vorgeſchützte Einrede der Verjährung ver⸗ 
worfen hat, iſt dieſe Einrede von dem BG. als begründet er⸗ 
achtet worden. Das LG. geht davon aus: die 18 monatige Ver⸗ 
jährung des § 96 des alten UVG. finde hier keine Anwendung, 
ebenſowenig die in §8 138 des neuen UVG. vom 30. Juni 
1900 vorgeſehene Verjährungsfriſt von zwei Jahren. Die 
beiden Verjährungsfriſten gälten nicht in den Fällen des § 97 
des alten Geſetzes und des letzterem entſprechenden 8 139 des 
neuen Geſetzes. In Ermangelung beſonderer Verjährungsvor⸗ 
ſchriften für dieſen Fall habe es bei den Beſtimmungen des 
BGB. ſein Bewenden, alſo bei der dreijährigen Verjährung 
des §8 852 BGB. Das BG. nimmt zwar gleichfalls an, 
daß auf die Verjährung der Anſprüche aus 58 96. 97 des 
Geſetzes von 1884 in den Fällen des § 97 die Vorſchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts auf den, nach dem 1. Januar 
1900 entſtandenen Anſpruch mithin die Beſtimmung des $ 852 
BGB. zur Anwendung kämen. Allein die Anwendbarkeit der 
letzteren Vorſchrift ſei hier gleichwohl ausgeſchloſſen wegen der 
in den Unfallverficherungsgeſetzen vom 30. Juni 1900 ent- 
haltenen neuen Verjährungsvorſchriften in $ 138 Gewu VG. und 
8 48 BaullVG., welche nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
und nach Art. 169 EG. z. BGB. auch für die für ältere 
Ansprüche gleicher Art laufende Verjährung maßgebend ſeien. 
Mit dem 1. Oktober 1900, an welchem §8 138 Gewu VG. in 
Kraft trat, habe für den mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruch eine neue Verjährung von zwei Jahren zu laufen be⸗ 
gonnen. Der Anſpruch ſei danach am 1. Oktober 1902 ver- 
jährt, die am 8. Mai 1903 erhobene Klage ſomit verfpätet. — 
Die Revifion der Kl. iſt zurückgewieſen, indem das RG. in der 
ausführlichen Begründung als Reſultat feſtſtellt: „Die Ver⸗ 
bindung der Vorſchriften des alten und der des neuen Geſetzes führt 
zu dem Ergebniſſe: Jedenfalls mit dem am 18. Januar 1901 
erfolgten Tode des K. — wenn nicht ſchon am 1. Oktbber 1900 — 
war die Vorausſetzung für das Klagerecht der Genoſſenſchaft nach 
Maßgabe des alten 8 97 UVG. erfüllt, das Hemmnis der Ver⸗ 
jährung weggefallen. Von da ab lief nunmehr die Verjährung, 
wenn nicht die achtzehnmonatige nach 8 96 Abſ. 4 des alten, fo 
die zweijährige nach § 138 des neuen Geſetzes; auch die letztere 
war vor der Klagerhebung (8. Mai 1903) verſtrichen.“ — 
M.⸗G. c. Erben K., U. v. 22. Dez. 04, 114/04 VI. — Karlsruhe. 
Geſetz betr. Geſellſchaften m. b. H. vom 20. April 1892. 
35. 88 77, 66, 69, 13 GmbHG. in Verbindung mit 
§ 50 3 O. Fortdauernde Rechts- und Parteifähigkeit einer 


für nichtig erklärten G. m. b. H.] 


Nach § 77 GmbHG. wird die Rechtsfähigkeit einer ins 
Handelsregiſter eingetragenen Geſellſchaft m. b. H. durch die 
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Nichtigerklärung und deren Eintragung ins Handelöregifter nicht 
berührt. Sie gilt nur als aufgelöfte Geſellſchaft und tritt in 
Liquidation (§ 66 ff.), wobei aber die ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit beſtehen bleibt (88 69, 13). Bleibt fie aber 
rechts fähig, jo bleibt fie gemäß § 52 Abſ. 1 Z3PD. auch partei⸗ 
fähig, und zwar für Rechts verhältniſſe nach außen, wie nach 
innen, da das Geſetz in dieſer Hinſicht einen Unterſchied — wie 
etwa bei der Prozeßfähigkeit § 52 Abſ. 1 3ZypO. — nicht 
kennt. Übrigens iſt es, wie § 77 Abſ. 3 GmbHG. zeigt, auch 
nicht ausgeſchloſſen, daß für die nichtig erklärte Geſellſchaft 
Anſprüche nach innen begründet ſein und von ihr verfolgt 
werden können. Allgemein könnte ihr daher inſoweit die Partei⸗ 
fähigkeit unter keinen Umſtänden verſagt werden. Es kommt 
aber nach 8 50 ZPO. nur darauf an, ob die Geſellſchaft über- 
haupt rechtsfähig iſt. Was von einer für nichtig erklärten 
Geſellſchaft gilt, gilt um ſo mehr von einer ſolchen, bei der die 
Nichtigkeit noch nicht erklärt iſt, ſondern die Nichtigerklärung“ 
nur beantragt werden könnte. D. c. V. Z. G. m. b. H., U. v. 
21. Dez. 04, 373/04 I. — Cöln. 

Verkehrsordunung für die Eiſenbahnen Deutſch— 
lands vom 15. November 1892. 

36. Vertragsmäßige Haftung des Eiſenbahnfiskus für 
Gewährung eines ſicheren Ausganges aus dem Bahnhof.] 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß aus dem Trans- 
portoertrage ſich für den Eiſenbahnunternehmer die Verpflichtung 
ergibt, dem Reiſenden einen ſicheren Ausgang aus dem Bahnhofe 
zu gewähren, entſpricht der Rechtſprechung des RG. (RG. 
4, 192; 55, 335). Die Nichtgewährung eines Ausgangs, den 
die Reiſenden ungefährdet durchſchreiten können, begründet ſomit 
auf Seite des Eiſenbahnunternehmers die Verletzung einer 
Vertragspflicht. Das Berufungsgericht erachtet nun ein 
dem Eiſenbahnunternehmer anzurechnendes Verſchulden nur dann 
für gegeben, wenn die ihm obgelegene Nebenverpflichtung durch 
das Verſchulden ſeiner Organe nicht erfüllt worden iſt. Es 
erörtert im Anſchluſſe hieran die Obliegenheiten der mit der 
Herſtellung und Überwachung des ordnungsmäßigen Zuſtandes 
des Plattenbelages befaßten Behörden — (Eiſenbahndirektion, 
Betriebsinſpektion) — Angeſtellten, Bedienſteten und Arbeiter 
bis zu dem ſtändig mit der Vornahme der Reparaturen beauf- 
tragten Maurer herunter und gelangt auf Grund der Beweis- 
erhebung zu dem Schluſſe, daß auf keiner Seite ein Verſchulden 
vorliege. Abgeſehen davon, daß die in dieſen Erörterungen 
ausgeſprochenen Grundſätze, als Organe des Eiſenbahnunter⸗ 
nehmers könnten nur diejenigen Beamten verſtanden werden, 
die den Eiſenbahnfiskus in Kontraktsverhältniſſen verträten, 
und die Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute beſchränke ſich 
nur auf die Tätigkeit von Hilfsperſonen bei Ausführung der 
Beförderung, nicht gebilligt werden könnten, erſcheint die 
Begründung des Berufungsgerichts auch nicht frei von einer 
Verkennung der Beweislaſt. Sit das Beſtehen eines ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtandes, alſo hier der des Plattenbelages, dargetan, 
ſo obliegt dem für die Herſtellung und Unterhaltung eines 
ordnungsmäßigen Zuſtandes vertragsmäßig Verpflichteten, zu 
beweiſen, daß er ſeiner vertragsmäßigen Verpflichtung zur 
Sorgfalt nachgekommen ſei. Die Tatſache, daß ein Ton⸗ 
plättchen losgelöſt vorgefunden wurde, beweiſt an ſich noch nicht, 
daß ein Mangel an Sorgfalt obgelegen haben müſſe und 
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ſchließt ſomit auch den Beweis nicht aus, daß kein für den 
ordnungsmäßigen Zuſtand Verantwortlicher es hieran habe fehlen 
laſſen. Stellt jedoch das Berufungsgericht einerſeits feſt, es 
habe ſich nicht nachweiſen laſſen, daß eine Unebenheit des Platten⸗ 
belags vor dem Unfalle bemerkbar geweſen ſei, andererſeits aber, 
daß alle für den Zuftand Verantwortlichen ihre Pflicht vollauf 
getan haben, ſo muß auch als dargetan angeſehen werden, daß die 
eingetretene Schadhaftigkeit des Belags vor dem Unfalle ſich ſo der 
Wahrnehmung entzogen habe, daß das Beſtehen des Mangels die 
Annahme allſeitiger Pflichterfüllung nicht auszuſchließen vermochte. 
L. c. E. F., U. v. 2. Febr. 05, 158/04 VI. — Frankfurt a. M. 

Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894. 

37. 8 11 Abſ. 3 verb. mit Tarifnummer 4a.] 

M. hatte am 30. April 1903 dem Kläger C. eine Be⸗ 
ſcheinigung ausgeſtellt, in welcher er den Empfang eines Vor⸗ 
ſchuſſes von 34 000 Mark beſtätigte, und Kläger eine ihm be- 
ſtellte Sicherheit von 15 000 Mark Laurahütte-Aktien gegen 
Zahlung des Vorſchuſſes zurückzugewähren hatte. Beim Sinken 
des Kurſes ſollte ein Teil des Vorſchuſſes zurückgezahlt, eine 
Erhöhung des letzteren aber eintreten, wenn der Kurs ſteigen 
würde. Auch ſollte namentlich der Zinsbetrag für den folgenden 
Monat feſtgeſetzt werden. Dementſprechend hat M. dem Kläger 
am Ultimo Mai 1903 gemäß der bei den Akten befindlichen 
Rechnung von dem empfangenen Vorſchuß 1 100 Mark zurüd- 
bezahlt, wobei gleichzeitig vereinbart wurde, daß die reſtlichen 
32 900 Mark für den Monat Juni mit 68 Mark 54 Pf. zu 
verzinſen ſeien. Die Deputation für indirekte Steuern und 
Abgaben in Hamburg erblickt hinſichtlich dieſes Geſchäftes in 
der nach Ablauf des Monats erfolgten Verrechnung und Zins⸗ 
vereinbarung ein neues, reichsſtempelpflichtiges Anſchaffungs⸗ 
geſchäft oder die Prolongation des alten Geſchäfts und hat die 
Abgabe dafür mit zuſammen 31 Mark 50 Pf. vom Kläger 
erfordert, der fie auch bezahlt hat. Er vertritt die Anficht, daß 
weder ein neues Geſchäft, noch die Verlängerung des alten 
Geſchäfts ſtattgefunden habe, und verlangt die Rückzahlung der 
Stempelabgabe. Klage, Berufung und Revifion des Klägers 
C. wurden zurückgewieſen: Da die in der Schlußnote vom 
30. April 1903 vorgeſehene Kündigung des Vertragsverhältniſſes 
bis Ultimo Mai 1903 unſtreitig nicht erfolgt war, blieb das 
urſprüngliche Rechtsverhältnis unverändert, außer wenn es die 
Parteien durch eine neue Vereinbarung, zu der eine rechtliche 
Verpflichtung nach der eigenen Angabe des Klägers nicht vor- 
lag, beſeitigten oder abänderten. Dieſe neue Vereinbarung iſt 
Ende Mai 1903 erfolgt, und ſie iſt ein neues und ſelbſtändiges 
Rechtsgeſchäft. Es hatte dieſelbe, aus Kauf und Rückkauf von 
Effekten ſich zuſammenſetzende Natur eines uneigentlichen Leih⸗ 
geſchäfts wie das durch die Schlußnote beurkundete; es unterlag 
daher dem Stempel der Tarifnummer 4a RStempG. und 
zwar gemäß der Vorſchrift des § 11 Abſ. 3 daſelbſt nur dem 
einmaligen Stempel. Nimmt man aber an, daß das Eigentum an 
den Aktien zur Zeit des neuen Geſchäfts ſchon durch den Kläger 
erworben war, jo ſtellt ſich das neue Geſchäft nicht als Kauf 
und Rückkauf, ſondern als einfacher Kauf von 15 000 Mark 
Aktien durch M. gegen ein Entgelt von 32 900 Mark dar, und 
es unterliegt auch in dieſem Falle dem einmaligen Anſchaffungs⸗ 
ſtempel. C. c. Deputation für indirekte Steuern und Abgaben, 
U. v. 24. Jan. 05, 290/04 VII. — Hamburg. 
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Boͤrſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

38. 8 50 Abſ. 2, § 66 Abſ. Bir. Nichtigkeit der 
Boͤrſentermingeſchäfte und der Aufträge zu ſolchen Geſchäften.] 

Das BG. weiſt die Klage zunächſt deshalb ab, weil nicht 
vorliege, daß der Schuldſaldo des Kl. ein aus Boͤrſentermin⸗ 
geſchäften herrührender Saldo geweſen ſei, in zweiter Linie 
deshalb, weil Börſentermingeſchäfte im Sinne des § 50 Abi. 2 
BörſcG. nicht nichtig ſeien, ſondern, wenn auch nicht klagbare, 
ſo doch erfüllbare Forderungen erzeugten, und daher das auf 
ſie Geleiſtete nicht zurückgefordert werden koͤnne: Der zweite 
Entſcheidungsgrund ſteht im Widerſpruch mit der Rechtſprechung 
des RG., an der feſtzuhalten tft. Nach dieſer iſt ein gegen den 
8 50 Abſ. 2 des BöͤrſG. verſtoßendes Geſchäft allerdings 
nichtig, und die Zurückforderung des auf Schuld aus ſolchem 
Geſchäft Geleiſteten nur dann ausgeſchloſſen, wann in Kenntnis 
der Nichtigkeit geleiſtet worden war (vergl. Urteile vom 
14. Oktober 1903, Rep. I 190/03 und vom 30. Mai 1904, 
Rep. I 54/04). So liegt hier die Sache nicht, und es fragt 
ſich daher, ob der erſte Entſcheidungsgrund des BGB. zutrifft. 
Aber auch das muß verneint werden. Aus den beigebrachten 
Urkunden ergibt ſich zunächſt folgender Sachverhalt. Die vom 
Kl. der Bekl. erteilten Ankaufs⸗ und Verkaufsaufträge, die 
Bergwerks- und Induſtriepapiere zu Nominalbeträgen von je 
15 000 Mark oder 30 000 Mark zum Gegenſtande hatten, 
wurden von der Bekl. weiter gegeben teils an die Berliner 
Handelsgeſellſchaft teils an den Bankier S. St. in Berlin. 
Beide führten die von der Bekl. erhaltenen Aufträge durch 
Selbſteintritt aus, wogegen die Bekl. dem Kl. immer nur an⸗ 
zeigte, daß ſie dem Auftrage gemäß für ſeine Rechnung gekauft 
oder verkauft habe. Es wurden jedesmal Schlußnoten aus⸗ 
geſtellt über das Geſchäft der Bekl. mit dem Berliner Bank⸗ 
hauſe und über das Abwicklungsgeſchäft zwiſchen der Bekl. und 
dem Kl. Jedesmal ferner erhielt ſofort nach dem Geſchäfts⸗ 
abſchluß eine Abrechnung zunächſt die Bekl. von dem 
Berliner Bankhauſe, und ſodann der Kl. von der Bekl. In 
ſamtlichen Abrechnungen der Bekl. für den Kl., die ſich aus⸗ 
drücklich durch einen Schlußvermerk, wie „val. 28. Februar“, 
„val. 30. April“ uſw. als für den Letzten des Monats geltend 
kennzeichneten, waren die Stückzinſen nur bis zum Tage des 
Geſchäftsabſchluſſes berechnet, und für die Zeit vom Tage des 
Geſchäftsabſchluſſes bis zum letzten des Monats dem Kl. bei 
Ankäufen Zinſen von dem Erwerbspreiſe zuzüglich Proviſion, 
Courtage und Stempel zur Laſt geſchrieben, bei Verkäufen 
Zinſen von dem Verkaufspreiſe abzüglich Provifion uſw. gut- 
geſchrieben. So waren auch ſämtliche Abrechnungen von St. 
für die Bekl., und in den Monaten Januar und Februar 1900 
auch die Abrechnungen der Berliner Handelsgeſellſchaft auf- 
geſtellt. In den ſpäteren Abrechnungen dieſes Bankhauſes fehlt 
die Zinsberechnung für die Zeit vom Tage des Geſchäfts⸗ 
abſchluſſes bis zum Letzten des Monats, und bei ihnen lautet 
denn auch der Schlußvermerk: „val. dato“. Der in der Be⸗ 
sufungsinitang gehörte Sachverſtändige hat zunächſt bekundet, 
für Geſchäfte in einer Reihe von Bergwerkspapieren fänden an 
der Berliner Börſe außer den ſogenannten einheitlichen No⸗ 


tierungen, die zwiſchen 1½ und 2 Uhr feſtgeſetzt würden, auch 


während der ganzen Börſenzeit Notierungen für Kaſſaumſäͤtze 
ſtatt; es habe ſich (nach Erlaſſung des BörsG.) die Uſance ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 6. 1905. 


bildet, daß Aufträge von 15 000 Mark oder von durch 
15 000 Mark teilbaren Beträgen in dieſem freien Verkehr, 
dagegen Aufträge von weniger als 15 000 Mark um 1 Uhr 
zu den einheitlichen Notierungen ausgeführt würden. (Vergl. 
Salings Boͤrſenpapiere 8. Aufl. Teil 1 S. 161 fl.) Die 
Geſchäfte, welche gemäß dieſer Uſance über Beträge von 
15 000 Mark oder einem Mehrfachen von 15 000 Mark ab⸗ 
geſchloffen werden, ſcheinen dazu beſtimmt zu ſein, einen Erſatz 
zu bieten für die nicht mehr zuläffigen Termingeſchäfte; immer⸗ 
hin find fie Kaſſageſchäfte. Anders verhält es fich aber mit 
denjenigen Geſchäften, die fich nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen unter dem Namen „Kontogeſchäfte“ im Verkehr 
zwiſchen kleineren Bankiers und Boöͤrſenbeſuchern und den 
Maklerbanken herausgebildet haben, und deren Weſen aus 
ſolchen Abrechnungen, wie ſie hier von St., von der Bekl. und 
anfangs auch von der Berliner Handelsgeſellſchaft erteilt worden 
find, offenbar wird. Gewiß kann die Realifierung eines Kaſſa⸗ 
geſchäfts aus dem einen oder anderen Grunde bis zum letzten 
Tage des Monats, in welchem der Abſchluß erfolgte, hinaus⸗ 
geſchoben werden, ohne daß dadurch das Kaſſageſchäft aufhört, 
ein ernſtliches Kaſſageſchäft zu ſein. Ein ſolcher Fall würde 
3. B. vorliegen, wenn der Kunde, der durch Kaſſageſchäft kauft, 
indes mit Rückſicht darauf, daß er erſt am Letzten des Monats 
über die zur Bezahlung erforderlichen Mittel verfügen kann, 
mit der Bank verabredet, daß die gekauften Papiere erſt an 
jenem Tage abgenommen werden und bis dahin in der Ver⸗ 
wahrung der Bank bleiben ſollen. Wird aber zwiſchen dem 
Kunden und der Bank allgemein für die zwiſchen ihnen ab- 
zuſchließenden „Kaſſageſchäfte“, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtill⸗ 
ſchweigend, vereinbart, daß immer nur für den Letzten des 
Monats validierende Abrechnungen gegeben werden ſollen, ſo 
wird in der Regel darin die Abmachung zu erblicken ſein, daß 
die gekauften oder verkauften Papiere ſtets nur am Letzten des 
Monats geliefert, die Geſchäfte alſo zwar der Form nach Kaſſa⸗ 
geſchäfte, in Wahrheit aber Termingeſchäfte ſein ſollen. (Dies 
wird aus den tatſächlichen Umſtänden für den vorliegenden Fall 
feſtgeſtell.) Hat ſomit der Kl. nur Aufträge zu Termin⸗ 
geſchäften erteilt und aufrecht erhalten, und zwar, wie nicht zu 
bezweifeln, der bezweckte Terminhandel Börjenterminhandel, 
dann iſt es von keiner Erheblichkeit für die Entſcheidung, ob 
alle von der Bekl. geſchloſſenen Geſchäfte Termingeſchäfte ge- 
weſen find. Denn find gegen den § 50 Abſ. 2 des Böri®. 
verſtoßende Termingeſchäfte nichtig, jo gilt dasſelbe von Auf- 
trägen zu ſolchen Geſchäften. Die Aufträge des Kl. konnten 
alfo keine Verbindlichkeiten, auch keine im Sinne des § 66 
Abſ. 4 Boͤrſ G. erfüllbaren Verbindlichkeiten erzeugen. H. e. R. & Co., 
U. v. 21. Dez. 04, 356/04 I. — Hamm. 

Börjengefet vom 22. Juni 1896. 

39. 5 66 Börſc d. 58 781, 782 BGB. Begriff des 
Spiel- bezw. Differenzgeſchäfts. Bedeutung des Anerkenntniſſes. 
Berechnung der Forderung aus einem Kontokurrent bei teils 
gültigen, teils ungültigen Geſchäften.] 

Es ſteht feſt oder war doch nach $ 542 Abſ. 2 39D. 
als wahr zu unterſtellen, daß es ſich bei den An⸗ und Ver⸗ 
käufen um effektive Geſchäfte gehandelt hat, daß die Klägerin 
die im Auftrage des Beklagten gekauften Wertpapiere für ihn in 
Verwahrung genommen, daß fie auf die gekauften Aktien während 
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der Verwahrung Dividenden einkaſfiert und Bezugsrechte für den 
Beklagten geltend gemacht hat und daß die Werpapiere ſpäter 
zu einer Zeit, die der Beklagte wählte und beſtimmte, in ſeinem 
Auftrage von der Klägerin wieder verkauft worden find. An⸗ 
gefichts dieſer Tatſachen iſt die Annahme eines bloßen Spieles 
um die Differenz zwiſchen Ankaufs⸗ und Verkaufspreis rechtlich 
unmoglich. Es fehlt an der vertragsmäßigen Vereinbarung 
eines Umſtandes, von dem es abhängen ſoll, wer gewinnt oder 
verliert, wie es z. B. beim Termingeſchäfte der Marktpreis des 
Stichtages ſein kann. Da eine ſolche zur Verwirklichung der 
Spielabficht notwendige Vereinbarung fehlt, ſo genügen auch 
die ſogenannten Anzeichen für das Beſtehen der Spielabſicht, 
die beim Ultimohandel Bedeutung gewinnen können — Unzu⸗ 
länglichkeit des Vermögens des Spekulanten zur Abnahme der 
Effekten, großer Umfang der Geſchäfte u. a. — nicht, um den 
Geſchäften den Charakter wirklicher Kauf- und Verkaufsgeſchäfte 
zu rauben. Das Berufungsgericht verwechſelt das ſogenannte 
reine Differenzgeſchäft, das die Zahlung eines Preisunterſchiedes 
von dem einen Teile an den anderen zum Gegenſtande hat und 
das allerdings nach dem früheren, wie nach dem jetzt geltenden 
Rechte als Spiel anzuſehen iſt, mit dem Kaufgeſchäft, das in 
der Abficht getätigt wird, durch Weiterveräußerung der Kauf 
ſache am Preiſe zu verdienen. Insbeſondere tritt dieſe Verwechſe⸗ 
lung darin zutage, daß in den Entſcheidungsgründen ausdrücklich 
anerkannt wird, „daß bei jedem einzelnen Verkaufe wirklicher 
Eigentumserwerb beabſichtigt geweſen und niemals die wirkliche 
Lieferung ausgeſchloſſen worden ſei“, gleichwohl aber Spiel 
angenommen wird. Wenn das Berufungsgericht neben der auf 
Eigentumserwerb an den Effekten gerichteten Parteiabſicht ſtill⸗ 
ſchweigendes Einverſtändnis darüber annimmt, daß der Be⸗ 
klagte „zur Abnahme der gekauften Effekten nicht verpflichtet 
ſein ſollte,“ ſo kann damit kaum ein anderer Sinn verknüpft 
werden, als der, daß dem Beklagten die von der Klägerin 
verauslagten Kaufpreiſe einſtweilen geftundet werden ſollten: 
ein Umſtand alſo, der aus einem ernſt gemeinten Kaufgeſchäfte 
keinen Spielvertrag machen kann. Das Berufungsgericht hat 
die ſämtlichen Geſchäfte aus der ganzen Zeitdauer der Ver⸗ 
bindung in gültige und ungültige (Hlagbare und klagloſe) ge⸗ 
ſchieden und die aus dieſen beiden Klaſſen erwachſenen Debet- 
und Kredit⸗Poſten in jeder Klaſſe gegeneinander aufgerechnet. 
Weil bei dieſer Verrechnung die Geſamtheit der ungültigen Ge⸗ 
ſchäfte eine Schuld des Beklagten, die Geſamtheit der gültigen 
Geſchäfte ein Guthaben des Beklagten ergibt, und dieſes Gut⸗ 
haben den eingeklagten Saldo überſteigt, fieht das Berufungs⸗ 
gericht es als nachgewieſen an, daß der Saldo nur aus un⸗ 
gültigen Geſchäften herrühre. Bel dieſer Berechnungsart iſt die 
rechtliche Bedeutung verkannt, die den periodiſchen Saldofeſt⸗ 
ftelungen im Kontokorrentverkehre zukommt. Die Feſtſtellung 
und Anerkennung des Saldos im Kontokorrentverkehre hat eine 
doppelte Bedeutung: 1. die Bedeutung eines Anerkenntniſſes 
des gefundenen Saldos als einer Schuld (58 781, 782 BGB.) 
— und 2. die Bedeutung einer vertragsmäßigen Aufrechnung 
der Einzelpoſten. Das Anerkenntnis macht die ungültige 
Schuld nicht gültig. Die vertragsmäßige Aufrechnung aber 
tilgt die zwar klagloſe, aber erfüllungsfähige Verbindlichkeit. 
Demnach iſt davon auszugehen, daß ſämtliche ältere Schuld⸗ 
poſten, gültige und ungültige, bis auf den Saldo von 
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105 532 Mk. getilgt find. Um aber feſtzuſtellen, wieviel in 
dieſem Saldo an gültiger und wieviel an ungültiger Schuld 
ſteckt, muß eine verhältnismäßige Verrechnung erfolgen. (RG. 
56, 23.) Über die Durchführung dieſer Verrechnung im ein⸗ 
zelnen hat ſich der Senat in dem zum Abdrucke beſtimmten 
Urteile vom 26. November 1904 in der Sache K. & Co., 
D., L. & Co. Rep. I, 302/04 erſt kürzlich näher ausgeſprochen. 
Es handelt fich nicht darum, die ungültigen Poſten im Debet 
und im Kredit zu ſtreichen und nur die gültigen ſtehen zu 
laſſen, ſondern darum, daß ermittelt wird, welcher Bruchteil 
jedes einzelnen gültigen oder ungültigen Schuldpoſtens durch 
die vertragsmäßige Aufrechnung mit den Gegenpoſten als 
getilgt gelten muß. Nur auf dieſe Weiſe läßt ſich die tilgende 
Wirkung der von den Parteien gewollten Anfrechnung gültiger 
und ungültiger Poſten feſtſtellen und berechnen, wieviel an 
gültiger Schuld in dem anerkannten Saldo ſteckt. Beginnt die 
letzte anerkannte Rechnung mit einem Schuldſaldo der Be⸗ 
klagten, ſo wird zuvor auch für dieſen Saldo aus der früheren 
Periode die gleiche Ermittelung anzuſtellen ſein und hiermit 
unter Umftänden bis zum Beginne der Geſchaftsverbindung 
fortgefahren werden müſſen. Erſt wenn auf dieſe Weiſe feſt⸗ 
geſtellt iſt, wieviel an gültiger Schuld in dem anerkaunten 
Saldo ſteckt, läßt ſich weiter ermitteln, ob die Kreditierungen, 
die in der letzten durch eine anerkannte Saldoziehung nicht mehr 
erledigten Periode vorgenommen find, dieſe gültige Schuld voll- 
ftändig zur Erledigung gebracht haben, ſodaß der eingeklagte Saldo 
von 18 328 Mk. nur eine ungültige Schuld darſtellt, — oder 
ob und zu welchem Betrage dies nicht der Fall if. H. o. E., 
U. v. 4. Jan. 05, 377/04 I. — Cöln. 

Reichsgeſetz, betreffend die Patentanwälte vom 
21. Mai 1900. 

40. 8 19. Die Bezeichnung „Patentbureau“ iſt nicht 
ein dem Titel „Patentanwalt“ ähnlicher Titel.] 

Das OLG. hat nicht verkaunt, daß 8 19 PatAnwGG., 
worauf die Klage an erſter Stelle geſtützt iſt, wie der Wortlaut 
und die Motive ergeben, dem 8 147 Ziffer 3 der GewO. 
nachgebildet iſt, daher naheliegend ſei, die zu dieſem letzteren 
Geſetze ergangene Rechtſprechung zu berüdfichtigen, welche die 
Benutzung eines arztähnlichen Titels ſchon in der Ankündigung 
eines Gewerbebetriebes oder Inſtituts in Verbindung mit dem 
Namen des Ankündigenden gefunden hat; allein es hat eine 
Ausdehnung dieſer Rechtſprechung auf 8 19 wegen der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Sachlage bei einerſeits geprüften Medizinal⸗ 
perſonen und andererſeits Patentanwälten zur Zeit nicht als 
angängig erachtet. Es hat in dieſer Beziehung ausgeführt, daß 
ſeit Geltung des Patentgeſetzes von 1877 eine große Zahl von 


Patentbureaus entſtanden ſei, deren Inhaber im freien Ge⸗ 


werbebetriebe allgemein zur Vertretung der Intereſſenten vor 
dem Patentamte und Wahrnehmung ihrer Geſchäfte daſelbſt 
zugelaſſen geweſen ſeien, und von denen ſich einzelne ſchon da- 
mals, wenn auch ohne rechtliche Bedeutung, Patentanwälte ge⸗ 
nannt hätten, daß auch jetzt noch Patentanwälte, die in die 
Lifte eingetragen ſeien, die Bezeichnung Patentbureau benutzten 
und dabei nicht nur die Vertretung vor dem Patentamte, 
fondern auch ſonſtige vor demſelben zur Erledigung kommende 
Geſchäfte für andere betrieben, und daß endlich das Ver⸗ 
tretungsgeſchäft nach 8 17 PatAnwGG. auch von ſolchen Per- 
24 * 
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fonen ausgeübt werden dürfe, welche nicht die Vorbedingungen 
für die Erlangung des Titels eines Patentanwaltes erfüllt 
hatten und nicht in die Liſte eingetragen ſeien. Die Sachlage 
ſei daher eine ganz andere als bei § 147 Ziffer 3 GewO. 
Dort handele es ſich um den feſten Begriff einer geprüften 
Medizinalperſon, hier dagegen hätten 2 Klaſſen von Perſonen 
die Befugnis, andere vor dem Patentamte zu vertreten, und 
die Bezeichnung Patentbureau ſei mehrdeutig, ſie könne dahin 
verſtanden werden, daß der Inhaber ein Patentanwalt ſei, ſie 
koͤnne aber und werde vom Publikum häufig lediglich ſo auf⸗ 
gefaßt werden, der Inhaber ſei befugt, vor dem Patentamte zu 
vertreten, ob er in die Liſte eingetragen ſei, werde einem großen 
Teil des Publikums ganz gleichgültig ſein. Dieſe tatſächlichen 
und rechtlichen Ausführungen find nicht zu beanſtanden. Wenn 
nun hieran anſchließend das OLG. als entſcheidend den Satz 
ausgeſprochen hat: „Nach alledem muß davon ausgegangen 
werden, daß der Titel Patentanwalt zur Zeit wenigſtens im 
Volke noch nicht die Bedeutung gewonnen hat, die es dem 
Arzttitel beilegt, und ſchon aus dieſem Grunde fällt es be⸗ 
denklich, die Bezeichnung Patentbureau im Auſchluß an die zu 
§ 147 Ziffer 3 GewO. ergangene Judikatur als einen patent- 
anwaltähnlichen Titel anzuſehen“, und letzteres verneint hat, ſo 
iſt den Klägern (Reviſionsklägern) allerdings zuzugeben, daß 
das OLG. überſehen hat, daß der Begriff „Patentanwalt“ in 
§ 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1900 geſetzlich feſtgelegt 
iſt, demgegenüber eine anderweite Auffaſſung des Publikums 
von dem Worte Patentanwalt nicht in Betracht kommen kann. 
Allein in gegenwärtiger Sache handelt es ſich nicht um die 
Bezeichnung Patentanwalt, ſondern darum, ob die Bezeichnung 
„Patentbureau“ ein dem Titel Patentanwalt ähnlicher Titel iſt. 
Dieſes hat aber das OLG. mit Recht verneint. Denn, wie 
ſeine oben angeführten, nicht zu beanſtandenden Darlegungen 
ergeben, verſteht das Publikum den durch „Patentbureau“ zur 
allgemeinen Kenntnis gebrachten Geſchäftsbetrieb nicht als einen 
ſolchen, der nur den Patentanwälten im geſetzlichen Sinne vor⸗ 
behalten iſt, und dabei kann nicht von Erheblichkeit ſein, daß 
vielleicht der eine oder andere eine abweichende Auffaſſung hat. 
Auch ſprachlich enthält die Bezeichnung Patentbureau keinen 
Hinweis auf Patentanwalt, ſie deutet nur auf jemanden hin, 
der ſich gewerblich mit Patentangelegenheiten beſchäftigt. Anders 
könnte die Rechtslage zu beurteilen ſein, wenn, was gegenwärtig 
nicht der Fall iſt, es ſich um die Bezeichnung Patentanwalts- 
bureau handelte. Das gewonnene Reſultat ſteht übrigens, wie 
auch der Berufungsrichter hervorgehoben hat, im Einklang mit 
den Motiven zu § 19, worin ausdrücklich gejagt iſt, Be⸗ 
zeichnungen, die zwar auf eine Tätigkeil in Patentangelegen- 


heiten, nicht aber auf einen anwaltſchaftlichen Verkehr mit der 


Behörde hinweiſen, z. B. Patentagent, Patentbureau müßten 
der freien Benutzung überlaſſen bleiben. Die von den Klägern 
bezogene Entſcheidung des Strafſenats des KG. in Berlin vom 
18. Januar 1904 beruht im weſentlichen darauf, daß der An- 
geklagte ſich als Vertreter für Patent-, Mufter- uſw. Er⸗ 
wirkung und als Spezialiſt für Beſchwerden, Einſprüche und 
Klagen ausgegeben hatte; nur ganz nebenbei und ohne weitere 
Begründung wird auch in der Bezeichnung Patentbureau eine 
titelmäßige Bezeichnung im Sinne des § 19 gefunden. W. u. 
Gen. c. W., U. v. 31. Jan. 05, 345/04 II. — Dresden. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 6. 1905. 


Reichs ſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

41. 5 7 Abſ. 3. Abſchließung von Abwicklungsgeſchäften 
im Snlande.] 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, wie vom Bekl. zur Be⸗ 
gründung des Rechtsmittels geltend gemacht iſt, die Firma 
H. & Co. als völlig verfügungsberechtigter Vertreter der aus⸗ 
laͤndiſchen Kommiſſtonäre erſcheint. Jedenfalls iſt fie als ein 
frei handelndes Organ der Willensäußerung der Kommiſſionäre 
dem Kommittenten gegenüber aufgetreten, indem ſie die an ſie 
gerichtete Anzeige der erſteren durch eine von ihr ausgehende, 
beſondere Mittellung an die Kommittentin weitergegeben hat. 
Es muß bei dieſer Sachlage von der Annahme einer rein 
mechaniſchen Tatigkeit der als Agentin der ausländiſchen Kom⸗ 
miſſionäre fungierenden Firma H. & Co. abgeſehen werden. 
Danach ergibt ſich aber, daß die fraglichen Abwicklungsgeſchäfte, 
ſoweit jene Tätigkeit dabei mitgewirkt hat, als im Inlande 
abgeſchloſſen zu gelten haben. Es iſt auf die Entſcheidung des 
erkennnenden Senats vom 2. Juli 1901 — JW. S. 657% — 
zu verweiſen, indem nicht darauf eingegangen zu werden braucht, 
ob dem an dieſem Orte angezogenen Urteile des RG. in Bd. 18 
S. 25, wonach auch dann, wenn die Handlung der vermittelnden 
Perſon ſich nur als die eines Boten darſtellt, die Inlands⸗ 
qualität des Geſchäfts vorliegt, im vollen Umfange beizutreten 
ft. B. St. c. F. & W., U. v. 3. Jan. 05, 252/04 VII. — 
Hamburg. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 

42. 85 140 GewuVerſG; 5 151 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes für Land- und Forſtwirtſchaft vom 5. Juli 1900. 
Einfluß eines Vergleichs zwiſchen dem Verletzten und dem⸗ 
jenigen, der für den Schaden aufzukommen hat, gegenüber der 
Forderung der Verſicherungsgenoſſenſchaft gegen den Haft⸗ 
pflichtigen. Abgehen von einer früheren Anſicht des Reichs- 
gerichts.] 

Am 26. November 1901 wurde der Ackerer S. bei Ver⸗ 
richtung einer landwirtſchaftlichen Arbeit von einem ſcheu ge⸗ 
wordenen Pferde des Beklagten getreten und erlitt einen Bruch 
des linken Unterarms. Die Rheiniſche Landwirtſchaftliche Berufs⸗ 
genoſſenſchaft hat den Unfall als Betriebsunfall anerkannt und 
dem Verletzten außer den Koſten des Heilverfahrens eine Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit bewilligt. Der Renten- 
feſtſtellungsbeſcheid iſt dem Verletzten am 16. April 1902 zu⸗ 
geſtellt worden. Einige Tage vorher hatte der Verletzte mit 
dem Beklagten einen Vergleich geſchloſſen, in welchem er gegen 
Zahlung von 650 Mk. ſowie der Krankenhauskoſten auf alle 
Schadenserſatzanſprüche gegen den Beklagten verzichtete; die 
Vergleichsſumme iſt ihm am 28. April 1902 gezahlt worden. 
Auf Grund des § 151 LwuVerſG. verlangt die Klägerin von 
dem Beklagten als dem Eigentümer des Pferdes, das den Sch. 
verletzt hat, Erſatz der aufgewendeten und noch aufzuwendenden 
Beträge. Der Beklagte hat die Zwangsverſicherung des Ver⸗ 
letzten bei der Klägerin und die Qualität des Unfalls als Be- 
triebsunfall beſtritten und ſich gegenüber dem Klageanſpruche 
auf den fraglichen Vergleich berufen, den er in Unkenntnis von 
der Verſicherung des Verletzten mit dieſem abgeſchloſſen habe. 
Das LG. verurteilt, die Berufung iſt zurückgewieſen worden, 
das RG. hob auf: Der erkennende Senat fieht fi veranlaßt, 
ſeine bisherige Rechtsanſicht über die ſtreitige Frage (RG. 55, 
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385, JW. 05 S. 27, Nr. 36) zu verlaſſen. Der in den Be⸗ 
ſtimmungen des 8 98 Gew VerſG. und § 119 LwuVerſG. 
ſowie in den 88 140 und 151 der entſprechenden neuen Geſetze 
vom 5. Juli 1900 zum Ausdruck gelangten Grundgedanken iſt 
der, „daß der Entſchädigungsberechtigte die ihm zukommende 
Entſchädigung nur einmal erhalten ſoll und deshalb das ihm. 
auf Grnnd der . Unfallverficherungsgeſetze Gewährte nicht noch 
einmal von dem aus anderen Geſetzen haftenden Dritten ver⸗ 
langen darf.“ (RG. 28, 92.) Die Entſchädigung ſoll nur 
einmal, und zwar von dem Dritten geleiſtet werden, welcher, 
wenn die Berufsgenoſſenſchaft mit ihrer geſetzlichen Ent⸗ 
ſchädigungspflicht dazwiſchentritt, dieſer in Höhe derſelben als 
Schuldner gegenüberfteht, gerade deshalb aber von dem 
Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen nur mehr inſoweit in 
Anſpruch genommen werden kann, als deren Forderung nicht 
auf die Berufsgenoſſenſchaft übergegangen iſt (RG. 24, 131f.). 
Dieſem Grundgedanken des Geſetzes muß aber ein anderer 
Rechtsgedanke beſchränkend an die Seite treten. Es iſt „für 
die Rechtsſicherheit des Verkehrs notwendig, daß, wenn ein 
Übergang eines Forderungsrechts von dem urſprünglichen 
Gläubiger auf einen Dritten ſtattfindet, der Schuldner, welcher 
im guten Glauben an den urſprünglichen Gläubiger zahlt oder 
denſelben auf andere Weiſe befriedigt, befreit werde.“ (RG. 31, 27.) 
Wenn auf der einen Seite der Entſchädigungsberechtigte die 
ihm zukommende Entſchädigung nicht doppelt erhalten ſoll, ſo 
muß auf der anderen Seite dafür geſorgt werden, daß der gut⸗ 
gläubige Schuldner nicht doppelt zu zahlen habe. Das RG. 
hat in mehreren Entſcheidungen verſchiedener Senate (RG. 24, 
126; 28, 92; JW. 99 S. 747; Seuff Arch. 54, 175) für 
die Unfallverficherungsgeſetze von 1884 und 1886 angenommen, 
daß der Übergang des Anſpruches des Verletzten auf Erſatz des 
ihm entſtandenen Schadens gegen den entſchädigungspflichtigen 
Dritten auf die Berufsgenoſſenſchaft erſt ſtattfinde, wenn die 
Zuerkennung einer Rente an den Entſchädigungsberechtigten 
ftattgefunden hat, die Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft auf Grund des in den Unfallverſicherungsgeſetzen vor⸗ 
geſehenen Verfahrens dem Verſicherten oder ſeinen Hinter⸗ 
bliebenen gegenüber feſtgeſtellt worden iſt. Der erkennende 
Senat iſt in den bereits angefochtenen Urteilen (RG. 55, 385; 
IW. 05 S. 27 Nr. 36) auch für die Unfallverſicherungsgeſetze 
von 1900 dieſer Rechtsanſchauung gefolgt. Es kann jedoch 
nicht verkannt werden, daß fie dem vorſtehend erörterten Grund⸗ 
gedanken des Geſetzes nur unvollkommen entſpricht. Sie ſchützt 
nicht nur den gutgläubigen, ſondern bis zu dem Zeitpunkt der 
den Rechtsübergang nach ihr bewirkenden Rentenfeſtſtellung auch 
den ſchlechtgläubigen Schuldner, der um die Verſicherungspflicht 
der Berufsgenoſſenſchaft weiß und ſelbſt den, der von dem 
ſchwebenden Feſtſtellungsverfahren Kenntnis hatte; denn erſt 
nach dem Zeitpunkte des Übergangs des Anſpruches an die 
Berufsgenoſſenſchaft kommt der gute oder ſchlechte Glaube des 
Schuldners nach Maßgabe der 88 407, 412 BGB. in Be 
tracht, während dieſer ſich auf eine vorher geleiſtete Zahlung 
oder einen vorher mit dem urſprünglichen Schuldner ab- 
geſchloſſenen Vergleich unbedingt berufen kann. Und dadurch 
ermöglicht ſie in der Tat in vielen Fällen für den Verletzten 
den Bezug einer doppelten Entſchädigung, die das Geſetz ver⸗ 
hüten will. Die Auffaſſung, wonach der Unfall ſelbſt die 
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rechterzeugende Tatſache ſowohl für den Rentenanſpruch des 
Verletzten wie für den Übergang der Schadenserſatzforderung 
gegen den Schädiger auf die Berufsgenoſſenſchaft ſei dergeſtalt, 
daß dieſe Forderung in Wirklichkeit ſofort für die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft entſtehe, wird zwar nach der einen Seite dem 
Grundgedanken der angeführten 88 140 und 151 der Ver⸗ 
ſicherungsgeſetze von 1900 gerecht, ſie verletzt aber andererſeits 
den als deſſen notwendige Schranke ihm zur Seite geſtellten 
Grundſatz des Schutzes des gutgläubigen Rechtsverkehrs. Wenn 
der Entſchädigungsanſpruch gegen den Dritten niemals für den 
Verletzten entſtanden iſt, ſo kann auch kein Übergang ſtattfinden, 
und jede Zahlung, die der Schuldner dem Verletzten leiſtet, 
jeder Vergleich, den er mit ihm abſchließt, iſt notwendig 
wirkungslos, mag der Schuldner gutgläubig oder ſchlechtgläubig 
gehandelt haben: eine Rechtskonſequenz, die das Berufungs- 
gericht in der angefochtenen Entſcheidung auch gezogen hat, die 
aber weder der Billigkeit noch dem Bedürfniſſe der Sicherheit 
des gutgläubigen Rechtsverkehrs entſpricht und deshalb auch 
nicht als auf richtiger Auslegung der mehrangezogenen Be⸗ 
ſtimmungen der Unfallverficherungsgeſetze beruhend erachtet 
werden kann. Dem Wortlaute und der Entſtehungsgeſchichte 
der neuen Unfallverficherungsgeſetze ſowohl wie den Rechts⸗ 
gedanken, die die mehrangeführten Vorſchriften beherrſchen, in 
ihrer Geſamtheit genügt in möglichft vollkommener Weiſe eine 
dritte Anſchauung, die zwar gleich derjenigen des Berufungs⸗ 
gerichts den Zeitpunkt des Übergangs der Forderung des Be⸗ 
ſchädigten gegen den Dritten an die Berufsgenoſſenſchaft auf 
die Entſtehung der Forderung zurückverlegt, dabei aber daran 
feſthält, daß ein wirklicher Rechtsübergang ſtattfindet, die For⸗ 
derung alſo zunächſt in der Perſon des Verletzten zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt und durch dieſe hindurch, indem die Entſtehung 
und der Übergang ſich zeitlich berühren, auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft übergeht. Wiewohl hiernach der Verletzte im Verhältniſſe 
zum Zeſſionar, der Berufsgenoſſenſchaft, in keinem Augenblicke 
in der Lage iſt, über die Forderung zu verfügen, müſſen für 
das Verhältnis des Dritten, des Schuldners, zu dem Verletzten, 
als dem urſprünglichen Gläubiger doch die Beſtimmungen über 
Übertragung von Forderungen (88 407, 412 BGB.) zur 
Anwendung kommen, und dies hat zur Folge, daß der Schuldner, 
der ohne Kenntnis von der Verſicherung und der durch ſie be⸗ 
dingten Rechtsübertragung in gutem Glauben an den Ver⸗ 
letzten als den urſprünglichen Gläubiger zahlte oder mit ihm 
einen Vergleich abſchloß, vor der Gefahr geſichert wird, noch 
einmal zahlen zu müſſen. Dieſe Auffaſſung iſt auch im Gegen⸗ 
ſatze zu der in der Begründung der Vorlage angenommenen 
und der bisher vom RG. gebilligten bei der Beratung der 
neuen Geſetzentwürfe in den Reichstagsverhandlungen zum Aus⸗ 
druck gekommen. (Wird weiter ausgeführt.) Wird nun die 
vorſtehend entwickelte Auslegung des 8 140 Gew VerſG. und 
des §8 151 LwuVerſG. vom 5. Juli 1900 über den Zeitpunkt 
und die Art des Übergangs der Forderung des Verletzten gegen 
den entſchädigungspflichtigen Dritten auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft der Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreits zugrunde 
gelegt, ſo ergibt ſich, daß dieſe in erſter Linie von der Wahr⸗ 
heit der von der Klägerin aufgeſtellten und von ihr nach Maß⸗ 
gabe des § 407 BGB. zu erweiſenden Behauptung abhängig 
iſt, daß der Beklagte vor dem Vergleichsabſchluſſe von der Ver⸗ 
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ſicherung Schls., d. i. von dem nach dem Geſetz dieſe und damit 
auch den Rechtsübergang der gegen ihn erwachſenen Forderung 
an die Berufsgenoſſenſchaft begründenden Tatſachen Kenntnis 
hatte. In dieſem Falle würde der Vergleich wirkungslos und 
der Beklagte zur vollen Zahlung der von ihm geſchuldeten Ent- 
ſchädigung im Umfange der Entſchädigungspflicht der Klägerin 
an dieſe zu verurteilen ſein, während im Falle ſeines guten 
Glaubens der Vergleich auch für die Klägerin ſeine Wirkung 
äußern würde. Z. c. Rheiniſche landwirtſchaftliche Berufs ⸗ 
genoſſenſchaft v. 26. Jan. 05, 99/04 VI. — Göln. 
II. Preußiſche Landesgeſetze. 


» 1 
Feldmeſſerreglement vom 2. März 1871 


26. Auguſt 1885 

43. 5 48, 49 in Verbind. mit § 13 GerBerf®ef. ent⸗ 
halten rechtsgültige Beſtimmungen; Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges.] 

Das BG. hat unter Abänderung des der Klage ſtatt⸗ 
gebenden erſten Urteils auf Grund der 85 48 bis 50 des 
2. März 1871 
26. Auguſt 1885 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs inſoweit abgewieſen, als Ver⸗ 
gütung für die Zeit vom 1. April bis 3. Mai einſchließlich 
gefordert wird. Die gegen dieſe Entſcheidung eingelegte 
Reviſion iſt nicht begründet. Das Feldmeſſerreglement vom 

2. März 1871 (Geſetzſamml. S. 101) 
26. August 18855. 3189) enthält in den 88 48 
bis 50 Beſtimmungen über die Feſtſetzung der Liquidationen. 
Entſtehen Zweifel über die Richtigkeit der von den Land⸗(Feld⸗) 
meſſern für die Ausführung von Aufträgen der Staatöbehörben 
aufgeſtellten Liquidationen der Diäten, Gebühren oder Auslagen, 
jet es, weil die angenommenen Sätze beftritten, oder weil die 
ungenügende Beſchaffenheit der abzuliefernden Gegenſtände oder 
ungenügende Leiſtungen in der verwendeten Zeit behauptet 
werden, ſo erfolgt nach § 48 die Feſtſetzung der Liquidation 
durch den Regierungspräfidenten (Regierung) oder die betreffende 
Auseinanderſetzungsbehoͤrde nach Einholung des Gutachtens 
eines Beamten, welcher die Land⸗(Feld⸗) meſſerprüfung beſtanden 
hat. Dieſer Beamte iſt verpflichtet, die Arbeiten des Land⸗ 
(Feld-) meſſers mit den Feldbüchern, Tagebüchern und Be⸗ 
rechnungen genau zu vergleichen und ſodann die etwa für 
nötig erachteten Reduktionen gehörig zu begründen. Nach 8 49 
iſt gegen dieſe Feſtſetzung binnen 6 Wochen die Berufung an 
das zuſtändige Miniſterium zuläſſig. Die Entſcheidung des 
Miniſteriums iſt endgültig. Nach § 50 greifen dieſe Be⸗ 
ſtimmungen über das Verfahren bei Prüfung und Feſtſetzung 
der Land ⸗(Feld⸗)meſſerliquidationen (58 48, 49) für Aufträge, 
welche von Staatsbehörden erteilt find, auch dann Platz, wenn 
andere als die in dem Reglement feſtgeſetzten Diäten⸗, Reiſe⸗ 
koſten⸗ und Entſchädigungsſätze zwiſchen den Behörden und den 
Land (Feld⸗)meſſern vereinbart fein ſollten, es jet denn, daß 
durch rechtsgültige Abmachung zwiſchen der beteiligten Behörde 
und dem Land⸗(Feld⸗)meſſer ein Sachverſtändiger, welchem die 
Feſtſetzung der Liquidationen mit Ausſchluß der für den 


Feldmeſſerreglements vom die Klage wegen 


Streitfall getroffenen Beſtimmungen dieſes Reglements obliegen 


ſoll, ausdrücklich beſtimmt worden wäre. In den 88 48 und 
49 des Reglements iſt hiernach für den Streitfall ein Verfahren 
vor den Verwaltungsbehörden angeordnet, in welchem endgültig, 
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alſo mit Ausſchluß einer Prüfung durch die Gerichte, über die 
Feſtſetzung der Liquidationen entſchieden werden ſoll. Der im 
§ 50 vorgeſehene Ausnahmefall, daß die für den Streitfall ge- 
troffenen Beſtimmungen des Reglements durch rechtsgültige 
Abmachung ausdrücklich ausgeſchloſſen find, liegt hier nicht vor. 
Jenes Verfahren und die in demſelben getroffene Entſcheidung 
der Verwaltungsbehöͤrde muß der Beſchreitung des Rechts wegs 
vorhergehen und iſt eine Prozeßvorausſetzung für die Erhebung 
einer Klage vor den ordentlichen Gerichten; nur auf Zahlung 
eines feſtgeſetzten Betrages konnte die Klage erhoben werden. 
Daß im vorliegenden Falle eine Feſtſetzung durch die Ver⸗ 
waltungsbehörde erfolgt ſei, tft vom Kl. nicht behauptet. Das 
von der Reviſion erhobene Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit 
der in den 88 48 bis 50 des Reglements getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen tft nicht gerechtfertigt. Der §8 13 GVG. enthält 
keine Vorſchriften über die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte einerſeits und der Verwaltungs behörden 
und Verwaltungsgerichte andererſeits, überläßt dieſe Regelung 
vielmehr den ſonſtigen Reichsgeſetzen und den Landesgeſetzen. 
Die GewO. beſtimmt im 8 36, daß das Gewerbe der Feld⸗ 
meſſer zwar frei betrieben werden darf, daß jedoch die ver⸗ 
fafſungsmäßig dazu befugten Staats- oder Kommunalbehörden 
oder Korporationen auch ferner berechtigt bleiben, Perſonen, 
welche dieſe Gewerbe betreiben wollen, auf die Beobachtung der 
beſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und öffentlich anzuſtellen; 
nach § 78 wird hinſichtlich der Taxen durch das Geſetz nichts 
geändert. Es iſt daher nach dem preußiſchen Verfaſſungs⸗ und 
Staatsrecht zu entſcheiden, ob das Feldmeſſerreglement rechts⸗ 
gültig iſt. Nach der preußiſchen Verfaſſung vom 31. Januar 
1850 ift die Rechtsgültigkeit aller nicht vom König ſelbſt er. 
laſſenen Verordnungen der Prüfung der Gerichte nicht entzogen 
(vergl. Art. 106 der Verfaſſung). Das Feldmeſſerreglement vom 
än IE it eine minifterielle Verordnun 

26. Auguſt 1885 8. 
Erlaß derſelben find aber die Miniſter durch Geſetz ermächtigt 
worden. Das Reglement vom 2. März 1871 iſt an die Stelle 
des allgemeinen Feldmeſſerreglements vom 1. Dezember 1857 
getreten (vergl. Allerhoͤchſten Erlaß vom 9. Januar 1858 und 
Feldmeſſerreglement vom 1. Dezember 1857 Geſetzſamml. 1858 
S. 233 ff.). Dieſes Reglement iſt auf Grund des § 53 der 
allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1845 S. 41) ergangen, der den Miniſtern vorbehält, 
über die Befähigung der Feldmeſſer, über ihre Zahl ſowie den 
Umfang ihrer Befugniſſe und Verpflichtungen die nötigen Ab⸗ 
aͤnderungen und Ergänzungen zu treffen; auch da, wo über die 
Anſtellung und den Geſchäftsbetrieb dieſer Perſonen keine Vor⸗ 
ſchriften beſtehen, ſolche zu erlaſſen. Das Feldmeſſerreglement 
vom 2. März 1871 und die abändernden Beſtimmungen vom 
26. Auguſt 1885 find in der gehörigen Form in der preußiſchen 
Geſetzſammlung bekannt gemacht. Die Beſtimmungen der 88 48 
bis 50 halten ſich auch im Rahmen der den Miniſtern durch 
den § 53 der Allg. GewO. vom 17. Januar 1845 erteilten 
Ermächtigung (vergl. Urteile des Gerichtshofes für Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte vom 28. Oktober 18832 und 5. Juli 
1884; Stoͤlzel, Rechtſprechung uſw. §8 8 S. 34, 35). 
B. c. W. F., U. v. 13. Jan. 04, 522/04 III. — Frank ⸗ 
furt a. M. 


Zum 


34. Jahrgang. 


Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

44. 5 3 Abſ. 3 in Verbindung mit Tarifſtelle 58. Be⸗ 
deutung der Beſtimmung, daß für die Stempelpflichtigkeit einer 
Urkunde nur der Inhalt maßgebend iſt.] 

Die Beſtimmung des Stempelgeſetzes, daß für die Stempel⸗ 
pflichtigkeit einer Urkunde nur deren Inhalt maßgebend ſein 
ſoll, beſagt lediglich, daß für die Frage der Stempelpflichtigkeit 
außerhalb der Urkunde liegende Tatſachen in der Regel nicht 
verwertet werden dürfen; keineswegs iſt damit aber ausgeſprochen, 
daß Willenserklärungen, die nach ihrer Wortdeutung nur einen 
klaren und beſtimmten Sinn ergeben, nicht dennoch auf Grund 
ihres Zuſammenhanges mit dem übrigen Inhalt der 
Urkunde und ihres daraus erſichtlichen Zwecks in einem 
von dem Wortlaut abweichenden Sinne verſtanden 
werden konnen und müſſen. Dieſer letztere Fall iſt hier 
gegeben. Es iſt unzweifelhaft, daß, wenn man die beiden auf 
dem Pfandſchein befindlichen Erklärungen des Kl. und des Mit- 
gliedes miteinander zuſammenhält, die Erklärung des Mitgliedes 
nach dem buchſtäblichen Sinne des gebrauchten Ausdrucks 
dahin geht, daß es die auf S. 9 flg. aufgeführten Beträge als 
Darlehn erhalten habe; daß es damit alſo eine in der 
vollendeten Vergangenheit liegende Tatſache bekennt und 
beurkundet. Allein der Inhalt der geſamten Urkunde, die 
nicht nur aus jenen beiden Erklärungen, ſondern auch aus der 
auf S. 4 flg. abgedruckten Geſchäftsordnung nebſt Bedingungen 
beſteht, ergibt, daß bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange, — 
und nur ſolchen kann felbftverfländlih der gedruckte Inhalt 
des Pfandſcheines im Auge haben, nicht Fälle der Ordnungs⸗ 
widrigkeit, — jene Erklärung des Mitgliedes niemals der Wirk⸗ 
lichkeit entſpricht und entſprechen kann; denn danach bildet bei 
ordnungsmäßigem Geſchäftsgange die Unterwerfung unter die 
Geſchäftsordnung und Bedingungen durch Unterzeichnung des 
Pfandſcheins ſeitens des Mitgliedes den Beginn feines Pfand- 
verkehrs mit dem Kl. Erſt hiernach gibt es fein Unterpfand 
hin und erſt alsdann erhält es das ihm zu gewährende Dar⸗ 
lehn; denn dieſes wird ihm nur auf Grund des Unterpfandes 
und nur nach Maßgabe von deſſen Beleihungsfähigkeit bewilligt. 
Das Mitglied kann alſo bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Pfandſcheins nie- 
mals ein Darlehn bereits empfangen haben. Der Um⸗ 
ſtand, daß die Unterzeichnung des Pfandſcheins und die erſte 
Eintragung eines Darlehns im Kontogegenbuch dasſelbe Datum 
aufweiſen, gibt keinerlei urkundlichen Anhalt für die Annahme, 
daß ordnungswidrig verfahren ſei. Es iſt vielmehr davon aus⸗ 
zugehen, daß, wenn auch beides am ſelbigen Tage geſchehen iſt, 
doch entſprechend der Geſchäftsordnung auch in ſolchem Falle 
die Unterzeichnung des Pfandſcheins der Hingabe und Ein⸗ 
tragung des Darlehns zeitlich voraufgegangen iſt. Wäre aber 
ſelbfſt einmal anders verfahren, — was auf alle Fälle vom 
Fiskus zu beweiſen wäre, — ſo würde dies rechtlich ohne Belang 
ſein, da, wie ſchon hervorgehoben, der Sinn des gedruckten 
Inhalts des Pfandſcheins nur nach Maßgabe des ihm zugrunde 
zu liegenden ordnungsmäßigen Geſchäfts verfahrens beurteilt 
werden kann. Die vorſtehenden Erklärungen zeigen, daß es ſich 
bei dem in Frage ſtehenden Inhalt des Pfandſcheins nur um 
eine nicht korrekte Faſſung handelt. Es ſollte ausgedrückt werden, 
daß das Mitglied die Beträge, die im Kontogegenbuch in der 
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betreffenden Spalte künftig aufgeführt werden würden, als Dar- 
lehn empfangen und dafür die auf S. 2 flg. aufgeführten 
Unterpfänder hingegeben haben werde und daß für dieſen zu- 
künftigen Pfandverkehr die S. 4 flg. abgedruckte Geſchäfts⸗ 
ordnung nebſt Bedingungen maßgebend ſein ſolle. Dieſen 
Inhalt des Pfandſcheins erkennt das Mitglied als richtig an. 
Es liegt hiernach lediglich ein Vergreifen in der Form des Aus- 
drucks vor. Es iſt ſtatt der Form der vollendeten Vergangenheit, 
dieſe vom Standpunkt der Zukunft aus betrachtet, die Form der 
vollendeten Vergangenheit, vom Standpunkt der Gegenwart, 
nämlich von dem Zeitpunkt der Unterzeichnung des Pfandſcheins 
aus, gebraucht worden. Sachlich kann dies keinen Unterſchied 
begründen; denn tatſächlich und rechtlich kann ſich der gewählte 
Ausdruck, wie dargelegt, ſtets nur auf die Zukunft beziehen. 
Abrigens würde ſchon der Gebrauch des Präſens im Sinne der 
Bezeichnung des Geſchäftscharakters ausreichen, den Willen der 
Parteien jeder Mißdeutung zu entziehen, wenn es alſo hieße: 
„Das Mitglied erhält die im Kontogegenbuch aufzuführenden 
Beträge als Darlehn und gibt dafür die S. 4 flg. zu verzeich⸗ 
nenden Unterpfänder hin.“ Oſtpr. V. c. Pr. F., U. v. 10. Jan. 05, 
263/04 VII. — Koͤnigsberg. 

45. Tarifſtelle 32 und 36 verb. mit 8 1040 Tl. I 
Tit. 11 ALR. Begriff der Schenkung im Sinne des Geſetzes. 
Vertrag über die Abgeltung von Dienſtleiſtungen.] 

Der ſtempelrechtliche Begriff der den Gegenſtand der Tarif⸗ 
ſtelle 56 bildenden „Schenkungen unter Lebenden“, von denen 
nach Abſ. 1 daſelbſt die belohnenden Schenkungen eine beſondere 
Art darſtellen, fällt nicht zuſammen mit dem Schenkungsbegriffe 
des bürgerlichen Rechts. Das Stempelrecht ſtellt vielmehr einen 
beſonderen, für die Beſteuerung allein maßgebenden Begriff im 
Abſ. 2 der Tarifſtelle auf. Danach find als Beurkundungen 
von Schenkungen alle Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte an- 
zuſehen, bei denen die Abſicht auf Bereicherung des einen Teils 
gerichtet war, auch wenn das Geſchäft in der Form eines 
läſtigen Vertrages abgeſchloſſen iſt; bei der Feſtſtellung, ob eine 
ſolche Abfiht vorlag, find auch außerhalb der Urkunde liegende 
Umſtände in Betracht zu ziehen. Der BR. ſtellt nun feſt, daß 
R. bei dem Abſchluſſe des Veräußerungsvertrages nicht die 
Abfiht einer unentgeltlichen Zuwendung an die K. gehabt hat, 
daß er vielmehr die Veräußerung zur Erfüllung einer Rechts- 
pflicht als Gegenleiſtung für die langjährigen Dienſtleiſtungen 
der K. in feinem Hausweſen vorgenommen hat. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung ift um fo weniger zu beanftanden, als nach § 1040 I. 11 
des hier anzuwendenden PrAL R. bei Zuwendungen nicht vermutet 
werden ſoll, daß ſie als Geſchenk erfolgt find. Die geſetzliche 
Vermutung des § 1040 a. a. O. ſpricht gegen die Annahme, 
daß die Dienſte der K. dem R. unentgeltlich geleiſtet ſein 
ſollten, und den Umſtänden des Falles nach muß eine ſolche 
Annahme für geradezu ausgeſchloſſen gelten. Beide Vertrags ⸗ 
teile find davon ausgegangen, der K. ſei für ihre Dienſte eine 
nach Lage des Falls angemeſſene Vergütung zu leiſten, und daß 
die K. das häufig von R. abgegebene Verſprechen, eine ſolche 
Vergütung zu leiſten, durch die tatſächliche Gewährung und 
Fortſetzung ihrer Dienſte ſtillſchweigend angenommen hat. 
Wären dieſe Dienftleiftungen durch die Übereignung des Grund⸗ 
ſtücks nicht abgegolten worden, ſo hätte die K. für ſie, ſoweit 
nicht Verjährung mit Erfolg eingewendet wurde, eine an⸗ 
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gemeſſene Vergütung von R. und ſpäter von deſſen Erben er⸗ 
zwingen können. R. c. Staats fiskus, U. v. 3. Jan. 05, 
253/04 VII. — Berlin. 

III. Das Franzöſiſche Recht. 

46. Art. 678 c. c. Anwendung auf eine am Bauwerk 
befindliche und eine Ausficht auf das Nachbargrundſtück gewährende 
Terraſſe; Einblick in das Nachbargrundſtück nicht erforderlich.] 

Das BG. geht davon aus, daß die dicht am Grundſtücke der 
Kl. vorbeigehende Terraſſe eine unzuläſſige Anlage im Sinne 
des Art. 678 c. c. darſtellen würde, wenn nicht nach dieſer 
Seite hin die Terraſſe teils durch eine 1,60 Meter hervor⸗ 
ſtehende Mauer und zum Teil durch eine mit einem eiſernen 
Gitter feſtverbundene 1,66 Meter hohe Bretterwand abge⸗ 
ſchloſſen wäre. Wegen dieſes Abſchluſſes könne von dem Vor⸗ 
handenſein einer vue droite im Sinne des Art. 678 c. c. 
nicht geſprochen werden. Denn nach Ausweis des Orts⸗ 
befichtigungsprotokolls ſei es den auf der Terraſſe ſitzenden 
Säften nicht moglich, in den Garten und die Erdgeſchoß⸗ 
wohnung der Kl. zu ſehen; Gäſte aber, die dort ſtänden, 
konnten nur das Oberlicht der Fenſter jener Wohnung ſehen, 
nicht aber in dieſe ſelbſt hineinblicken. Der Ausgangspunkt 
dieſer Erwägungen, daß der Art. 678 c. c. auch auf eine 
Terraſſe Anwendung findet, iſt in der Rechtſprechung und 
Rechtslehre anerkannt und kann einem begründeten Bedenken 
nicht unterliegen, weder nach dem Wortlaute des Art. 678, der 
neben vues droites ou fenetres d' aspect und balcons ganz 
allgemein autres semblables saillies aufführt, noch nach dem 
Grunde und Zwecke der Vorſchrift, die den Beſitzer eines Grund⸗ 
ſtücks tunlichſt vor der Beläſtigung durch die Ausſicht des Nach⸗ 
barn ſchützen will. Vorausſetzung iſt jedoch, was ſich aus der 
notwendigen Gleichartigkeit mit fen&tres d' aspect oder balcons 
ergibt, daß es ſich um eine Terraſſe handelt, die an einem 
Bauwerk oder einer ähnlichen, auf die Dauer berechneten Anlage 
ſich befindet und die Zweckbeſtimmung hat, eine Ausſicht auf 
das Nachbargrundſtück zu gewähren. Vergl. Laurent Bd. 8 
N. 55, Demol. Bd. 12 N. 575. Dieſe Vorausſetzung iſt aber 
nach der tatſächlich feſtgeſtellten Lage und Beſchaffenheit der 
fraglichen Terraſſe erfüllt. Dem Berufungsurteile liegt näm⸗ 
lich die Auffaſſung zugrunde, daß die im Anſchluſſe an das 
Haus der Bekl. unter Erhöhung des Gartens angelegte und 
von dem Grundſtücke der Kl. in der bezeichneten Weiſe abge- 
ſchloſſene Terraſſe den Zweck hat, den darauf befindlichen Gäſten 
von dem erhöhten Platze aus einen weiteren Ausblick zu ver- 
ſchaffen. Wäre die Mauer, welche die Grundſtücke der Parteien 
trennt, niedriger, etwa in Bruſthöhe eines Menſchen, ſo würde 
die Ausſicht von der Terraſſe auf das Grundſtück der Kl. un- 
beſchränkt ſein, während ſie nunmehr in der Höhe von 1,60 
bezw. 1,66 Metern dieſen Ausblick zwar beſchränkt, aber nicht 
gänzlich verhindert, Das BG. verkennt nun aber die Be⸗ 
deutung des Art. 678 C. c., wenn es ihn auf den feſtgeſtellten 
Tatbeſtand nicht für anwendbar hält. Denn es kommt, wie 
der erkennende Senat bereits entſchieden hat (vergl. RG. 15, 329) 
für die Verbotsbeſtimmung des Art. 678 nur auf die Aus- 
ſicht auf, dagegen nicht auf die Einſicht in das Nachbar⸗ 


grundſtück an, auf welche letztere das BG. das entſcheidende 


Gewicht legt. Schon das Anbringen der Fenſter bezw. die 
Herſtellung ähnlicher Anlagen ſtellt ſich als ein Eingriff in das 
Nachbareigentum dar und begründet die Klage auf Entfernung 
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ohne Rückſicht darauf, ob die Fenſter oder Anlagen nach dem 
Innern des benachbarten Hauſes oder nur nach einer ge⸗ 
ſchloſſenen Mauer Ausſicht gewähren. Der Art. 678 c. c. 
gibt aber den Kl. nur das Recht, die Beſeitigung der vue 
droite, d. h. die Herſtellung eines Zuſtandes zu verlangen, wo⸗ 
durch der Ausblick auf ihr Grundſtück unmöglich gemacht wird. 
Mithin iſt der hierüber hinausgehende Klageantrag, der be⸗ 
zweckt, daß die Bekl. jedwede Anderung des Zuſtandes ihres 
Grundſtücks, durch die den Fenſtern der Kl. Licht entzogen 
wird, unterlaſſen ſollen, nicht gerechtfertigt. Aber auch die Art 
und Weiſe, in der die Bekl. den die Ausſicht verhindernden 
Zuſtand herſtellen, muß ihrem Ermeſſen überlaſſen bleiben, 
namentlich in der Richtung, ob dies durch entſprechende Tiefer⸗ 
legung der Terraſſe oder durch Erhoͤhung der Mauer, für die 
Art. 677 c. c. als Richtſchnur dienen könnte, geſchehen ſoll. 
B. c. G., U. v. 7. Jan. 05, 438/04 II. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 betont das Begriffsmerkmal des Hanges 
zu unvernünftigen zweck- und nutzloſen Ausgaben als Erfordernis 
der Verſchwendung im Sinne des § 6 BOB, 

Der Stand der Rechtſprechung über die Rechtsgültigkeit 
des pactum de non licitando wird dargelegt in dem Be⸗ 
ſchluſſe Nr. 4, der unter Berückſichtigung des zwiſchen dem 
5. und 6. Senat beſtehenden Konflikts die Rechtsfrage den Der- 
einigten Zivilſenaten überweiſt. 

Das Verhältnis des Vermieterpfandrechts und des 
Pfändungspfandrechts wird in Entſch. Nr. 6 für den Fall er⸗ 
örtert, daß das Eigentum an der Pfandſache zur Zeit ihrer 
Einbringung dem Verkäufer bis zur Zahlung der letzten Kauf- 
geldrate vorbehalten und die Pfändung vor dieſem Zeitpunkt 
erfolgt war. RG. läßt im Moment der Zahlung beide Pfand⸗ 
rechte mit gleichem Range und der Wirkung enijtehen, daß eine 
Verteilung des Pfanderlöſes auf beide Forderungen nach Maß- 
gabe ihrer Größe ſtattzufinden habe. 


Entſch. Nr. 7 läßt für die Anwendbarkeit der Vorſchriften 


über die kurze Verjährung da, wo eine gewiſſe Eigenſchaft 
(vorliegend die Kaufmannseigenſchaft 8 196 Nr. 1 BGB.) in 
Frage kommt, die Verhäͤltniſſe zur Zeit der Entſtehung der 
Forderung und ebenſo beim Wechſel der Geſetzgebung das zur 
Zeit der Entſtehung der Forderung geltende Recht entſcheiden. 

Den Fall eines in der irrigen Annahme des Eigentums 
verkauften fremden Grundſtücks behandelt Entſch. Nr. 12. 

Die Rechtsverhältniſſe des Poſtanweiſungsverkehrs und die 
Vorausſetzungen der ungerechtfertigten Bereicherung find Gegen⸗ 
ſtand der Entſch. Nr. 14, nach deren Tatbeſtand ein ungetreuer 
Poſtbeamter eine Poſtanweiſung, ohne die entſprechende Ein- 
zahlung zu machen, als eingezahlt abgefertigt hatte. 

Entſprechend der negatoriſchen Abwehrklage gegen Be⸗ 
einträchtigungen der gewerblichen Schutzrechte erkennt Entſch. 
Nr. 15 eine negatoriſche Klage an gegen Störung des Gewerbe⸗ 
betriebs, die in dem Vorwurf des unlauteren Wettbewerbs beſteht. 

Die Entſch. Nr. 16 bringt eine erneute Anwendung und 
Erläuterung der über die Haftung des Tierhalters ſchon früher 
vom RG. aufgeſtellten Grundſätze. 

Die Entſch. Nr. 19 und 20 behandeln die Aktivlegitimation 
der in e lebenden Ehefrau. 

Entſch. Nr. 21 erörtert die Frage, ob das Vormundſchafts⸗ 
gericht beim Einſchreiten gegen den Inhaber der elterlichen Ge⸗ 
walt aus $ 1666 08. dem Kinde notwendigerweiſe einen 
Pfleger zu beſtellen habe. Im Gegenſatze zu verſchiedenen OL G., 
insbeſondere auch zum KG. nimmt es mit dem BayObLG. an, 
daß ein Zwang zur Beſtellung eines Pflegers nicht beſteht, die 
Entſchließung hierüber lediglich eine in das Ermeſſen des Vor 
mundſchaftsgerichts geſtellte Zweckmäßigkeitsfrage iſt. N. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Juſtizrat Dr Seelig, Schatzmeiſter. 


Zur geſetzgeberiſchen Regelung der Haftung des 
Tierhalters. 


Von Neumann. 


Der erſte ernſt zu nehmende Antrag auf Abänderung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt vom Reichstage einer Kommiſſion 
überwieſen worden. Der Antrag v. Treuenfels will dem § 833 
GB. einen Zuſatz geben folgenden Inhalts: 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 

durch ein Haustier verurſacht wird und derjenige, welcher 

das Tier hält, bei deſſen Beauffichtigung die im Verkehr 

erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden 

auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 
Der Antrag will den Inhalt der von der Regierung ein⸗ 
gebrachten Vorlage zum BGB. wiederherſtellen, er gibt woͤrtlich 
den von der Kommiſſion geſtrichenen Zuſatz des § 817 der 
Regierungsvorlage wieder. 

Der Kommiſſionsbericht vom Jahre 1896 beſagt zu dieſem 
$ 817 folgendes: 

Ein Antrag, den zweiten Satz zu ſtreichen, alſo 
auch denjenigen, welcher ein Haustier hält, für den 
von demſelben angerichteten Schaden unbedingt haften 
zu laſſen, wurde von dem Antragſteller und anderen 
Mitgliedern unter dem Hinweis auf die öffentliche Sicher⸗ 
heit begründet, wie ſich denn auch die gleiche Beſtimmung 
des franzoͤſiſchen Rechts durchaus bewährt habe. 

Von ſeiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurde der Antrag namentlich durch den Hinweis darauf 
bekämpft, daß eine fo weitgehende, insbeſondere dem 


preußiſchen Rechte fremde Haftung in unbilliger Weiſe 
alle diejenigen belaſte, welche vermöge ihres Berufs 
gendtigt ſeien, Haustiere zu halten. 

Der Antrag wurde indes mit großer Majorität 
angenommen. 

Auch in zweiter Leſung wurde dieſer Beſchluß mit 
ſehr großer Majorität aufrecht erhalten, nachdem einem 
Antrag auf Wiederherſtellung der Regierungsvorlage 
gegenüber auf die nicht wenigen, durch das Halten von 
großen Luxushunden hervorgerufenen Körperverletzungen 
hingewieſen und betont war, daß auch, wer zu gewerblichen 
Zwecken gefährliche Tiere zu halten gezwungen ſei, die 
damit für andere verbundenen Gefahren übernehmen müffe. 

Durch den Antrag v. Treuenfels wird alſo wiederum die 
Frage der Intereſſenkollifion, welche zwiſchen den Tierhaltern 
und dem Publikum beſteht, aufgeworfen. 

Die Reichsjuſtizverwaltung hat, unter Bezugnahme auf ihr 
Verhalten bei der Beratung des BGB., dem Antrage günſtig 
gegenüberzuſtehen erklärt. Da für den Antrag auch bei den 
großen Parteien des Reichstags eine unverkennbare Vorliebe 
beſteht, ſo deutet alles auf ſeine Annahme hin. 

Wie heute, ſo werden auch nach ſeiner Annahme unbillige 
Entſcheidungen nicht ausbleiben. Der Geſetzgeber kann nicht 
jeden einzelnen Fall entſcheiden, ſondern nur Grundſätze auf- 
ſtellen, die abſtrakt der Billigkeit entſprechen. Zwiſchen den 
entgegenſtehenden Intereſſen muß er zu vermitteln ſuchen. Einen 
ſolchen Vermittelungsvorſchlag zu machen, iſt Zweck dieſer Zeilen. 

Der Geſetzgeber ſelbſt hat in $ 829 einen geeigneten Weg 
vorgezeichnet. Wo der nach den ſonſtigen Vorſchriften zum 
Schadenserſatz an ſich Verpflichtete nur aus gewiſſen, in ſeiner 
Perſon liegenden Umſtänden (Unzurechnungsfähigkeit, jugend ⸗ 
liches Alter uſw.) nach ſtriktem Rechte nicht haftbar zu machen 
iſt, hat er gleichwohl den Schaden inſoweit zu erſetzen, als die 
Billigkeit nach den Umſtänden, insbeſondere nach den Verhält⸗ 
niſſen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert und ihm 
nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum ſtandesgemäßen 
Unterhalte ſowie zur Erfüllung feiner geſetzlichen Unterhalts- 
pflichten bedarf. 

Wird dem Antrag v. Treuenfels ſtattgegeben, jo würde 
die entſprechende Anwendung des Grundſatzes des 8 829 
einen durchaus geeigneten, ja notwendigen Ausgleich herſtellen. 
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Der forgfame Tierhalter, der kleine Gewerbetreibende, insbeſondere 
der kleine Landwirt, der ſeiner Sorgfaltpflicht beim Halten des 
Tieres nachkommt, wird bei dieſer Regelung nicht weiter Gefahr 
laufen, durch einen unglücklichen Zufall über das Maß ſeiner 
Kräfte durch Schadentzerſatzpflichten belaſtet zu werden, aber 
andererſeits wird auch der kapitalkräftige Halter von Tieren 
insbeſondere von Luxustieren, durch welche ein Armer verletzt 


und um fein einziges Gut, feine körperliche Unverſchrtheit, 


gebracht iſt, ſich nicht unter Billigung des Geſetzgebers ſeiner 
Anſtandspflicht auf Schadloshaltung entziehen können, indem er 
ſich auf Erfüllung feiner Sorgfaltpflicht beruft. 

Ein weiſer Geſetzgeber wird es vorziehen, ſeinen Richtern 
eine gerechte Beurteilung des einzelnen Falles zu überlaſſen, als 
durch glatte Sätze, die den vielgeſtaltigen Tatbeſtänden des 
Lebens nicht Rechnung tragen können, die Diener der Gerechtig 
keit zu Entſcheidungen zu zwingen, die, mit dem Billigkeitsgefühl 
des Volkes im Widerſpruch ftehend, das Vertrauen auf die 
Gerechtigkeit untergraben. 

Der Billigkeitsgrundſatz des 8 829 BGB. ſcheint überhaupt 
die richtige mittlere Linie zwiſchen den beiden das Schadens⸗ 
erſatzrecht beherrſchenden großen Prinzipien der Verſchuldung 
und der Verurſachung zu bilden. 


— 


Zu 88 1360, 1361 BGB., 8 627 ZBO. 
Von Landgerichtsrat Karl Meyer in Munchen. 


In der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1902 S. 87 flg. und 
S. 116 flg. tft von Wittkowsky und Brückmann die Frage er- 
oͤrtert worden, inwieweit der Arzt auf Grund der von ihm der 
Ehefrau geleifteten ärztlichen Dienfte einen An ſpruch gegen den 
Mann erwirbt. Wittkowsky läßt die Klage aus ungerechtfertigter 
Bereicherung zu; Brückmann erachtet auch die Beſtimmungen 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag für anwendbar.“) Den 
letzteren Standpunkt vertritt auch das Oberlandesgericht Colmar 
in ſeinem Urteil vom 25. März 1904.“) Die Frage ſpitzt ſich 
beſonders zu, wenn die Frau im Scheidungsprozeſſe auf 
Grund einer einſtweiligen Verfügung des Prozeßgerichts vom 
Manne getrennt lebt, die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, 
die Frau gemäß dieſer Verfügung vom Manne die Geldrente 
nach § 1361 BGB. bezieht und ärztliche Hilfe in Anfpruch 
nimmt. Hat der Arzt aus der Behandlung der Frau in dieſem 
Stadium einen Anſpruch auf Bezahlung ſeiner Deſerviten und 
ein direktes Klagerecht gegen den Mann? Meines Erachtens 
ift die Frage zu verneinen. 

Zuvörderſt kann zur Statuierung der Haftung des Mannes 
§ 1357 BGB. nicht herangezogen werden. Wann der häusliche 
Wirkungskreis aufgehoben ift, iſt Tatfrage. Lebt die Ehefrau 
im Scheidungsprozeſſe auf Grund einer einſtweiligen Verfügung 
von ihrem Manne getrennt, ſo kann auch von einem häuslichen 
Wirkungskreis und der Fortdauer der Schlüſſelgewalt nicht ge- 
ſprochen werden. Die Schlüſſelgewalt iſt vielmehr, wie ſich aus 
dem innern Zuſammenhang der 88 1356, 1357 BGB. ergibt, 


) Brückmann gibt a. a. O. auch eine Überſicht über die Literatur 
zu dieſer Frage. | | 
) Rechtſprechung der Oberlandesgerichte Bd. 8 S. 848. 
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lediglich ein Ausfluß des Rechts und der Pflicht der Ehefrau, 


das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten und hat deshalb not⸗ 
wendig das Beſtehen eines gemeinſchaftlichen Hausweſens zur 
Vorausſetzung.) Leben die Ehegatten im geſetzlichen Güter ⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung, fo kann auch die Vor⸗ 
ſchrift des § 1389 BGB. zur Begründung der Zahlungspflicht 
des Mannes nicht verwendet werden; denn dieſe Beſtimmung 
ſchafft nur eine Verpflichtung zwiſchen den Ehegatten, gibt aber 
dem Dritten kein Klagerecht. 

Die Beantwortung der Frage kann meines Erachtens nur 
aus dem Verhältniſſe des 5 1360 zu § 1361 BGB. gewonnen 
werden. Der dem Ehemann nach 8 1860 Abſ. 1 BGB. feiner 
Frau gegenüber obliegende Unterhalt iſt in der durch die eheliche 
Gemeinſchaft gebotenen Weiſe zu gewähren und umfaßt auch 
die Verbindlichkeit zur Tragung der Krankheits-. und Kurkoften. 
Dieſer Unterhalt wird beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
des § 1361 Abſ. 1 Satz 1 umgewandelt in eine Geldrente. Die 
Unterhaltspflicht des Mannes wird hierdurch nicht ihrem Um⸗ 
fange nach herabgemindert, ſondern es wird lediglich die Art 
der Unterhaltsgewährung — ftatt Naturalleiftung, Geldrente — 
geändert. Die auf Grund des § 627 ZPO. nach Maßgabe 
des § 1361 feſtgeſetzte Geldrente umfaßt alles, wozu der Ehe⸗ 
mann nach $ 1360 BGB. verpflichtet iſt. Seine Unterhalts- 
pflicht iſt durch die Leiſtung der Geldrente erſchöͤpft.“) Dieſe 
Aus löſung der Unterhaltspflicht in eine Geldrente wirkt auch 
gegen Dritte, z. B. den Arzt, indem ſie ihnen das Zugriffsrecht 
gegen den Mann nimmt. Dieſer iſt durch die Zahlung der 
Geldrente befreit und zugriffsſicher. Werden durch eine Krankheit 
der Frau Aufwendungen nötig, die den ihr durch die Geldrente 
gewährten Unterhalt überſteigen, ſo hat die Frau einen Anſpruch 
auf Erhöhung der Rente. Der Dritte kann auch zur Begründung 
eines Anſpruchs auf Bezahlung gegen den Mann nicht die Vor⸗ 
ſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag oder ungerecht 
fertigte Bereicherung heranziehen, da dieſer ſeiner Unterhaltspflicht 
durch Leiſtung der Geldrente genügt hat und eine weitere Rechts⸗ 
pflicht nicht beſteht. | 

Die Entſcheidung der Frage mag formaliſtiſch und fozial- 
politiſch nicht gerade wünſchenswert ſein. Deshalb habe ich ſie 
hier zur Diskuſſion geſtellt. Anders ſcheint mir die Sache zu 
liegen, wenn der Mann ſeiner Unterhaltspflicht durch Leiſtung 
der Geldrente nicht genügt hat. Hier koͤnnte man dazu kommen, 
den Mann nach den Grundſätzen über auftragsloſe Geſchäfts⸗ 
führung, $$ 679, 683 BGB., für zahlungspflichtig zu erklären. 
Die Haftung für die Geſchäftsführung kann hier auf die nicht 
erfüllte Unterhaltspflicht abgeſtellt werden.“) 


) Engelmann, Familienrecht in v. Staudingers Kommentar zum 
BGB. Bd. IV 2. Aufl. § 1357 Note 2. Rechtſprechung der Ober⸗ 
landesgerichte Bd. 2 S. 868. Motive Bd. IV S. 118. 

) Hierzu Dr. Unzner, Familienrecht in Plancks Kommentar zum 
BGB. Bd. 4 2. Aufl. § 1361 Note 22. Dr. Engelmann a. a. O. 
$ 1861 Note 3a. Motive Bd. 4 S. 633. Über die Geltendmachung 
dieſes Unterhaltsanſpruches während des Scheidungsprozeſſes auch 
durch Klage vergl. Reichsgericht Bd. 47 S. 379 und in Jur Woch. 
1908 S. 87 Beilage. 

% Zu der Frage 


im Allgemeinen neuerdings Urteil des 


t. Oberlandesgerichts München vom 28. Januar 1905, abgedruckt in 


Seufferts Bl. f. Rechtsanwendung Bd. 70 S. 181 fg. 


34. Jahrgang. 


Armenanwalt und Partei. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Strauß, Worms. 


Wenn das rechtliche Verhältnis zwiſchen dem im Armen- 
recht beſtellten Rechtsanwalt und der armen Partei in der 
Literatur zur Zivilprozeßordnung faſt gar nicht unterſucht wird 
(ich habe hierüber nur eine kleine Monographie von Breslauer 
„die rechtliche Stellung des Armenanwalts im Zivilprozeſſe“ 
gefunden), ſo kommt dies wohl daher, daß man einen Unter⸗ 


ſchied in der juriſtiſchen Konſtruktion zwiſchen dieſem Verhältnis 


und dem des Rechtsanwalts zur vermögenden Partei nicht an ⸗ 
nimmt. Nun hat ſich aber das Reichsgericht kürzlich mit dieſer 
Frage beſchäftigt (vergl. Jurift. Wochenſchrift 1904 Nr. 48 
S. 386) und iſt zu Reſultaten gekommen, die für die Rechts⸗ 
anwaltſchaft — zumal bei der rapiden Zunahme der Armen⸗ 
ſachen — von Jntereſſe und Bedeutung find. Der Fall war 
folgender: Ein Rechtsanwalt war für die Berufungsinſtanz 
zum Armenanwalt beſtellt worden; er wußte nicht, wann die 
Berufungsfriſt ablief „und hatte“, wie das Urteil zugibt, „auch 
keinen beſonderen Grund für die Annahme, daß es mit der 
Einlegung des Rechtsmittels Eile habe.“ Die Berufung wurde 
verfpätet eingelegt und in der von der armen Partei nunmehr 
gegen den Rechtsanwalt angeſtrengten Klage hat das Reichs⸗ 
gericht ein kauſales Berſchulden des Armenanwaltes für die ver⸗ 
fpätete Einlegung der Berufung angenommen. In der Be 
gründung heißt es lediglich, dem Rechtsanwalte, welcher einer 
armen Partei beigeordnet ſei, erwachfe ohne weiteres die 
Verpflichtung, ſich mit aller Sorgfalt der Intereſſen der Partei 
anzunehmen, insbeſondere auf Wahrung der etwa in Betracht 
kommenden Friſten bedacht zu ſein. — Dieſer Standpunkt des 
Reichsgerichts iſt nicht neu, es hat bereits früher in gleichem 
Sinne entſchieden (Bd. 41 S. 367). 

Der Standpunkt des Reichsgerichts ſcheint mir nicht richtig 
zu ſein, die Begründung nicht ſtichhaltig und erſchöpfend. In 
beiden Fällen läßt es das Reichsgericht an einer Unterſuchung 
der rechtlichen Natur des Verhältniſſes zwiſchen Armenanwalt 
und Partei fehlen; ohne eine ſolche läßt ſich aber der Umfang 
und die Grenze der Pflichten des Armenanwalts nicht gut 
beſtimmen. | 

Wenn ich in den nachfolgenden Zeilen den Verſuch einer 
ſolchen Unterſuchung machen will, ſo können vorab die Be⸗ 
ſtimmungen der Zivilprozeßordnung über das Armenrecht außer 
Betracht bleiben; ſie handeln lediglich von der Beiordnung des 
Armenanwalts und laſſen fein Verhältnis zur armen Partei im 
übrigen unberückfichtigt. Es iſt daher das Verhältnis zwiſchen 
dem Armenanwalt und ſeiner Partei nach den Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurteilen. Man könnte nun 
zunächſt in der durch das Gericht vorgenommenen Beiordnung 
des Armenanwalts einen Akt der nützlichen Geſchäftsführung 
erblicken; das Gericht hätte dann in nützlicher Geſchäftsführung 
für die arme Partei einen Rechtsanwalt auszuwählen und zu 
beſtellen, der Rechtsanwalt wäre dann ſchon durch die bloße 
Beiordnung Prozeßbevollmächtigter geworden. Tatſächlich läßt 
ſich die Anficht des Reichsgerichts nur bei dieſer Konſtruktion 
halten. Allein das Gericht handelt gar nicht in nützlicher Ge⸗ 
ſchäftsführung; es wäre ja dann Gegenkontrahent der armen 
Partei, zwiſchen Gericht und Partei entſtänden zivilrechtliche 
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Beziehungen aus der negotiorum gestio. Der Richter übt 
vielmehr bei der Beiordnung des Armenanwalts eine öffentlich 
rechtliche Befugnis aus, er handelt als Organ der Rechtspflege. 
Auch handelt er gar nicht ſpontan, ſondern erſt auf ein Geſuch 
der Partei hin. Ferner iſt er im amtsgerichtlichen Verfahren 
fouverän, es bleibt ihm überlaſſen, ob er dem Geſuch um Bei⸗ 
ordnung eines Rechtsanwalts ſtattgeben will (§ 34 Rechtsanw.⸗ 
Ordn.). Auch der Umſtand ſpricht gegen die Annahme der 
nützlichen Geſchäftsführung, daß gegen die Auswahl des Rechts⸗ 
anwalts ſowohl der Partei, wie auch, wenigſtens nach der 
Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs für Rechtsanwälte, dem 
beigeordneten Rechtsanwalt das Beſchwerderecht zufteht. Ä 

Die Beiordnung des Rechtsanwalts iſt ſomit nicht kon⸗ 
ſtitutiver Natur, der Rechtsanwalt wird nicht zum Vertreter 
der armen Partei ernannt, er wird vielmehr von dem Organ 
der ſtaatlichen Rechtspflege durch den Akt der Beiordnung 
lediglich angehalten, die Intereſſen der armen Partei wahr- 
zunehmen und zwar auf dem gewöhnlichen Wege der Mandats⸗ 
übernahme. Der armen Partei wird derjenige Rechtsanwalt 
vom Gericht bezeichnet, an den fie fi zum Zwecke ihrer Ver⸗ 
tretung wenden ſoll; der Rechtsanwalt ſeinerſeits wird (von 
Ausnahmefällen abgeſehen) gezwungen, die Vertretung der 
Partei auf ihren Wunſch anzunehmen. Die Beiordnung iſt 
alſo nur imperativer Natur, ſie enthält den Befehl zum Abſchluß 
eines Vertrages (vergl. Peterſen, Komm. z. Zivilprozeßordnung 
§ 115, 7), und zwar nach Bürgerlichem Geſetzbuch eines Dienſt⸗ 
vertrages (Motive II S. 456). 

Wäre der Rechtsanwalt durch die bloße Beiordnung be⸗ 
reits Vertreter der Partei geworden, jo wäre fein Gegen- 
kontrahent das Gericht; wenigſtens hatte er den, auf die 
Prozeßführung bezüglichen Anordnungen des Gerichtes Folge zu 
leiſten, während darüber doch wohl kein Zweifel beſteht, daß 
ſeine Stellung dem Gericht gegenüber genau ſo unabhängig iſt, 
wie die des Anwaltes der vermögenden Partei. Andererſeits 
wäre die Partei in ihren B⸗fugniſſen beſchränkt und gebunden, 
während ſie genau wie die vermögende Partei dominus litis iſt; 
ſie kann die Vollmacht einſchränken, widerrufen, auf die Ver⸗ 
tretung ganz verzichten uſw. Der einzige Unterſchied zwiſchen 
dem Verhältnis des Armenanwalts zu ſeiner Partei und dem 
Vertrag, den die vermögende Partei mit ihrem Rechtsanwalt 
abſchließt, beſteht, abgeſehen von der vorläufig unentgeltlichen 
Gewährung der Dienſte, darin, daß im letzteren Fall das Ver⸗ 
tragsverhältnis von beiden Seiten freiwillig hergeſtellt wird, im 
erſteren Fall ein ethiſchen und ſozialpolitiſchen Motiven ent- 
ſpringender Zwang den einen Teil zum Vertragsabſchluß noͤtigt.“ 

Auch darauf ſei hingewieſen, daß der Geſetzestext ſelbſt für 
die obige Auffafſung ſpricht. Denn es iſt wohl kein Zufall, 
daß das Geſetz in ähnlichen Fällen, z. B. bei der nicht prozeß⸗ 
fähigen Partei, welche ohne geſetzlichen Vertreter iſt oder bei der 
Beweisſicherung mit einem unbekannten Gegner (58 57, 494 
Z. P. O.) von der „Beſtellung“ eines Vertreters ſpricht, 
während der Armenanwalt nicht zum Vertreter beſtellt, ſondern 
„beigeordnet“ wird. 

Damit der Dienſtvertrag zwiſchen Armenanwalt und 
Partei zuſtande kommt, iſt ſomit vor allem erforderlich, daß die 


6) Breslauer a. a. O. S. 28. 
25 * 
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Partei die Dienſte des Rechtsanwalts in Anſpruch nimmt, ihm 
Auftrag erteilt, ihr Dienſte zu leiſten, und ihm zum Zeichen des 
Vertragsabſchluſſes ſowohl wie auch zur Legitimation nach 
außen Prozeßvollmacht ausſtellt. Daß der Armenanwalt dem 
Gericht und dem Gegner Prozeßvollmacht zu erbringen hat, 
ſomit den Nachweis führen muß, daß er von der Partei be⸗ 
vollmächtigt worden iſt, wird jetzt in Literatur und Praxis all- 
gemein angenommen. Die Ausſtellung einer Vollmacht wäre 
aber überflüffig, wenn die Beiordnung konſtitutiver Natur 
und genügend wäre, um für den Rechtsanwalt Rechte 
und Pflichten aus dem Dienſtvertrag zu erzeugen. Kommt der 
Vertrag zwiſchen Anwalt und Partei ſomit erſt dadurch zu⸗ 
ſtande, daß die Partei den Rechtsanwalt bevollmächtigt, für fie 
tätig zu fein und fie zu vertreten, fo iſt es ihre Sache, ſich mit 
dem ihr vom Gericht bezeichneten Rechtsanwalt in Verbindung 
zu ſetzen, ihm Auftrag zur Erhebung der Klage, Einlegung 
eines Rechtsmittels oder dergl. zu geben, dem Rechtsanwalt die 
erforderliche Inſtruktion zu erteilen und ihm das vorhandene 
Material zu überliefern. Der Rechtsanwalt darf abwarten, bis 
ſeine Dienſte verlangt werden; es kann ihm, ſo lange ein 
zivilrechtlicher Vertrag zwiſchen ihm und der Partei noch nicht 
zuſtande gekommen iſt, nicht zugemutet werden, für die Partei 
deren Intentionen er gar nicht kennt, die aus den verſchiedenſten 
Gründen von ſeinen Dienſten gar keinen Gebrauch machen will, 
tätig zu werden.“) Entſteht der Partei ein Schaden dadurch, 
daß fie ſich nicht rechtzeitig mit dem ihr beigeordneten Rechts⸗ 
anwalt in Verbindung ſetzt, ſo liegt das kauſale Verſchulden 
bei ihr und nicht bei jenem. Den Rechtsanwalt in einem 
ſolchen Fall verantwortlich machen, hieße verlangen, daß er 
plus royal que le roi ſei. 


Beſtimmt ſich die Vergütung des Rechtsanwalts 
für die Erwirkung einer Zwangshypothek nach 
Reichsrecht oder nach Landesrecht? 

Von Dr. iur. et rer. pol. Heintich Schanz in München. 


I. über die Vergütung des Rechtsanwalts für die Er⸗ 
wirkung einer Zwangshypothek enthält die RUGSD. vom 7. Juli 
1879 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
keine ausdrückliche Vorſchrift. Das Reichsgeſetz ordnet lediglich 
in § 23 Nr. 2 allgemein an, daß die Anwaltsgebühr bei einer 
Zwangsvollſtreckung drei Zehnteile des gewöhnlichen Satzes be ⸗ 
trägt, ſchränkt aber in § 31 Abſ. 2 fein Anwendungsgebiet in 
Zwangsvollſtreckungsſachen in der Weiſe ein, daß es die landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen in betreff der Gebühren für eine 
den Vorſchriften der ZPO. nicht unterliegende 
Zwangsvollſtreckung unberührt läßt. 

Die Landesgeſetze, die in neuerer Zeit eine Regelung der 
Anwaltsgebühren getroffen haben, !) laſſen gleichfalls eine auf 


) Ebenſo SeuffA. Bd. 51 S. 290. 

) An Landesgeſetzen kommen hier in Betracht: Preußen, Geſetz 
vom 27. Sept. / 6. Okt. 1899 (G—S. 381); Bayern, VO. vom 26. März 
1902 (GVBl. 133); Sachſen, Koſtend. vom 22. Juni 1900 
(GVBl. 364); Heilen, VO. vom 15. Jan. 1902 (Reg Bl. 19); Meckl. 


Jurisiſce Boenfgrift: 


7. 1905. 
die Berechnung der Vergütung bei Zwangs hypotheken bezüͤgliche 
Vorſchrift vermiſſen. Sie beſchränken ſich, ſofern fie überhaupt 
der Vollſtreckungshypothek gedenken, auf die Anordnung, daß 
im Falle gleichzeitiger Einleitung der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung die Gebühr für den Antrag auf Eintragung 
der Zwangshypothek auf die dem Anwalte für ſeine Mitwirkung 
im Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren zu- 
ſtehende Gebühr in Anrechnung zu kommen hat.“) Wohl aber 
haben die Motive zu den landes rechtlichen Gebührenvorſchriften 
der beiden größten Bundesſtaaten die Frage der Anwalts-. 
gebühren bei Zwangshypotheken näher berührt und dabei eine 
vollig verſchledene Auffaffung bekundet. 

Die Begründung zum Entwurfe des preußiſchen G. vom 
27. September, bezw. 6. Oktober 1899 ſpricht ſich dahin aus, 
daß die Eintragung einer Zwangshypothek den Vorſchriften der 
Reichsgebührenordnung unterliegt. Als Grund wird angeführt, 
daß die Eintragung einer Zwangshypothek in der 3PO. als 
eine Maßnahme der Zwangsvollſtreckung geregelt und darum 
für eine Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung kein Raum iſt.“) 

Im Gegenſatze hierzu wird in der Begründung der bayeri⸗ 
ſchen VO. vom 26. März 1902, deren Grundſätze nach einer 
Bek. des Staatsminiſteriums der Suftiz vom 27. März 1902 
für den Vollzug maßgebend find,“) die Möglichkeit einer An- 
wendung der RAGD. verneint. Die Mot. ſprechen direkt 
aus, daß die Vergütung des Rechtsanwalts für die Erwirkung 
der Eintragung einer Zwangshypothek fi künftig ebenſo wie 
früher die Vergütung für den Antrag auf Vormerkung einer 
Hypothek gemäß Art. 40, 44 der Subhaſtationsnovelle nach den 
landesgeſetzlichen Gebührenvorſchriften beſtimmt. Der Ausſchluß 
der RAGD. wird damit begründet, daß die Eintragung einer 
Zwangshypothek, die allerdings durch die 39D. geregelt iſt, 
kein Verfahren vor den ordentlichen Gerichten im Sinne des 


Schwerin, VO. vom 18. Dez. 1899 (Reg Bl. 899); MecklStrelitz, 
VO. vom 18. Dez. 1899 (Off Anz. 907); Oldenburg, G. vom 19. Febr. 1900 
(GeſBl. Bd. 83, 103, Bd. 34, 810); Meiningen, G. vom 23. Dez. 1899 
(BVS. Bd. 28, 547); Altenburg, KoſtenO. vom 24. Dez. 1899 
(GeſS. 407); Kob Gotha, G. vom 15. Dez. 1899 (GS. Nr. 637), 


Anhalt, G. vom 28. März 1900 (GS. Bd. 16, 631); Schwarz ⸗ 


burg S., G. vom 24. Dez. 1899 (GS. 541); Waldeck, G. vom 
11. Dez. 1899 (Reg Bl. 186); Reuß ä. L., GebO. vom 18. Nov. 
1899 (GS. 189); Reuß j. L., GebO. vom 10. Aug. 1899 (GS. 
Bd. 23 S. 209); Lübeck, GebO. vom 12. Nov. 1900 (GVS. 
Bd. 67 S. 332); Bremen, G. vom 31. Dez. 1899 (GBl. 1899, 461; 
ferner 1901 S. 223, 1902 S. 222); Elſèoth., GK G. vom 6. Dez. 
1899 88 125—182 (GBl. 175). 

Hinſichtlich Württembergs vgl. den von Rechtsanwalt Dr Schall 
ausgearbeiteten Entwurf einer Gebührenordnung, abgedruckt in der 
JW. 02, 847. 

) Pr. $ 15 Abſ. 2 S. 2; Bay. Art. 27 Abſ. 3; Heſſ. § 9 
S. 2; Meckl Schw. § 25 Abſ. 2 S. 2; MecklStr. § 25 Abſ. 2 S. 2; 
Old. § 17 Abſ. 2 S. 2; Mein. Art. 14 Abſ. 2; Altenb. § 45 
Abſ. 2 S. 2; KobGotha Art. 15 Abſ. 2 S. 2; SchwarzbS. $ 16 
Abſ. 2 S. 2; Reuß à. L. § 42 Abſ. 2 S. 2; Reuß j. L. § 40 
Abſ. 2 S. 2. 

) Anlagen zu den StenBBer. über die Verhandlungen det 
Hauſes der Abgeordneten während der erften Seſſion der 19. Regie 
laturperiode 1899 Bd. IV S. 2518. 

) IMBl. f. d. Kgr. Bayern 1902, 441. 


34. Jahrgang. 


§ 1 der RAG. betrifft, weil der Antrag auf Eintragung ber 
Hypothek unmittelbar an das Grundbuchamt zu richten iſt.“) 

In der Literatur hat die Frage der Vergütung des Rechts⸗ 
anwalts für die Erwirkung von Zwangshypotheken verhältnis. 
mäßig nur wenig Beachtung gefunden. Die Mehrzahl der 
Schriftſteller, welche auf die Anwaltsgebühr bei Zwangs⸗ 
hypotheken zu ſprechen kamen, hat ſich für die Zuſtändigkeit der 
Reichsgeſetzgebung entſchieden und ſich bei der Begründung ihrer 
Auffaffung mehr oder minder mit einer Wiedergabe der in den 
Motiven des preußiſchen Geſetzentwurfs niedergelegten Aus- 
führungen begnügt.“) Die wenigen Anhänger der gegenteiligen 
Anſchauung aber haben, ſoweit fie nicht auch einfach auf die 
Motive der bayperiſchen Verordnung Bezug nehmen, von der 
Beifügung einer eingehenderen Begründung Abſtand ge⸗ 
nommen.) ee 

Unter den bisher veröffentlichten Entſcheidungen der Ge⸗ 
richte hat nur ein Beſchluß des OSG. Colmar vom 21. Mai 
1900 ſich mit der Anwaltsgebühr für die Erwirkung einer Zwangs ⸗ 
hypothek befaßt. Dieſes Erkenntnis, das ſich für die Anwendbarkeit 
des 8 23 der RAO. ausgeſprochen hat, kann jedoch hier lediglich 
eine untergeordnete Bedeutung beanſpruchen, weil ſeine Be⸗ 
gründung ſich in dem Beweiſe des für das franzöfiiche Recht 
beſtrittenen Satzes, daß die Urteilshypothek einen Akt der 
Zwangsvollſtreckung darſtellt, erſchoͤpft, die Frage der Geſetz⸗ 
gebungszuſtändigkeit aber nicht einmal aufwirft.“) 

II. Die Meinungssverſchiedenheit, die hiernach hinſichtlich 
der Vergütung des Rechtsanwalts für die Erwirkung einer 
Zwangshypothek in Theorie und Praxis herrſcht, läßt eine nähere 
Prüfung der Frage angezeigt erſcheinen. 

Auszugehen iſt von der Beſtimmung des § 31 Abſ. 2 RAG. 
Nach dieſer Geſetzesſtelle greift das Landesrecht Platz, wenn die 


) JMBl. 1902, 488. Die Vergütung des Rechtsanwalts für 
die Erwirkung einer Zwangshypothek ſetzt ſich in Bayern aus der in 
Art. 6 Abſ. 4 der VO. für Zwangsvollſtreckungsſachen vorgeſehenen 
Informationsgebühr von einem Zehnteil und aus der in Art. 8 da⸗ 
ſelbſt für die Stellung von Anträgen bei Behörten feſtgeſetzten Ge⸗ 
bühr von zwei Zehnteilen der Vollgebühr des Art. 5 der BO. zu⸗ 
ſammen. Vgl. die Ausführungen der Begründung a. a. O. S. 460. 

) Vgl. Gaupp⸗ Stein, Komm. z. ZPO. (6. u 7.) 1904 Bd. 2 
S. 671; Struckmann⸗Koch, Komm. z. ZPO. (8.) 1901 Bd. 2 S. 278, 
281; Neukamp, Handkomm. z. ZPO. 1900 S. 831; Walter⸗Joachim, 
Komm. z. RAGO. 1904 S. 304; Merzbacher, Komm. z. RAGO. 
1900 S. 122; Joachim, Komm. z. d. preuß. G. v. 27. Sept. / 6. Okt. 
1899 1900 S. 62; Turnau -Foerſter, Liegenſchaftsrecht 1900/01 Bd. 1 
S. 791; Betzinger, Liegenſchaftsvollſtreckung 1901 S. 77, 385; 
Fiſcher⸗Schaefer, Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
1902 S. 153, 721; Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungs verfahren (5) 
1900 S. 200. 

7) Wochinger, Prozeßgebührengeſetze f. d. Deutſche Reich 1899 
S. 218 und Bayerns Gebührengeſetze 1904 S. 278; Merzbacher, 
die bayer. VO. vom 26. März 1902 über die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte 1902 S. 44; Pfafferoth, HAusg. der RASD. (2.) 1900 
S. 145. Letztgenannter Schriftſteller hat jedoch bei der Erläuterung 
des pr. Gef. vom 27. Sept. / 6. Okt. 1899 im Anhange feiner Hand⸗ 
ausgabe auf S. 225 den Wortlaut der ſeiner Anſchauung entgegen⸗ 
ſtehenden Ausführungen der Motive ohne irgend welchen Beiſat an⸗ 
gegeben. 

2) Elſèoth3. 25, 1900 S. 500. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Tätigkeit des Rechtsanwalts eine Maßnahme der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung betrifft und dieſe Maßnahme der Zwangsvollſtreckung 
den Vorſchriften der ZPD. nicht unterſteht. 

Daß es ſich bei der Eintragung einer Zwangs hypothek um 
einen Akt der Zwangs vollſtreckung handelt, kann wohl nicht be⸗ 
ſtritten werden. Zwar meint Dernburg, daß die Zwangs⸗ 
hypothek nur eine Sicherung der Poſt, nicht aber ein Mittel 
der Zwangsvollſtreckung ſei;“) allein feine Anſchauung wider⸗ 
ſtreitet ſowohl dem Wortlaute der 3PO. als auch dem Weſen 
der Zwangs vollſtreckung und hat auch weiterhin keine Anhänger 
gefunden. Die Anſchauung Dernburgs verträgt fi nicht mit 
dem Wortlaute der ZPD., weil dieſes Geſetz in § 866 Abſ. 1 
ausdrücklich fagt, daß die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung, 
durch Zwangsverſteigerung und durch Zwangsverwaltung erfolgt, 
ſonach die Zwangshypothek als eine Form der Smmobiliar- 
exekution beſonders namhaft macht. Die Verleugnung des 
exekutoriſchen Charakters verftößt ferner gegen das Weſen der 
Zwangsvollſtreckung, weil die Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek nach 8 866 ZPD. auf den einſeitigen Antrag des 
Gläubigers ohne die ſonſt zur Entſtehung der Hypothek erforder⸗ 
liche Einwilligung des Schuldners, ſomit zwangsweiſe vorge⸗ 
nommen wird, die ſofortige Befriedigung des Gläubigers aber, 
welche beiſpielsweiſe die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung gewähren, nicht zum Weſen der Zwangsvollſtreckung 
gehört, wie ja auch die Beſtimmungen der ZPO. über die 
Pfändung von Forderungen und deren Überweiſung ſowie über 
den Offenbarungseid Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung ent⸗ 
halten, die nicht unmittelbar zur Befriedigung führen, ſondern 
dieſe lediglich vorbereiten und ſichern. 0) 

So wenig wie der Vollſtreckungscharakter der Zwangs⸗ 
hypothek kann andererſeits die Tatſache bezweifelt werden, daß 
die Zwangshypothek den Vorſchriften der ZPO. unterliegt. Auch 
hier iſt von Pfafferoth und Wochinger das Gegenteil behauptet 
worden, 11) ficherlich aber mit Unrecht. Pfafferoih und Wochinger 
gehen, wie aus der bei dem letzteren Schriftſteller ſich findenden 
Hinweiſung auf $ 14 GBO. zu entuehmen iſt, offenfichtlich von 
der Annahme aus, es ſeien für Zwangseintragungen im Grund⸗ 
buche die Beſtimmungen der GBO. maßgebend. Nun lit aller- 
dings nicht zu beſtreiten, daß die GBO. bei der Eintragung 
von Zwangshypotheken Anwendung findet; allein dieſes Reichs ⸗ 
geſetz erſchöpft keineswegs, wie man nach der Meinung von 
Pfafferoth und Wochinger annehmen könnte, die für die Zwangs ⸗ 
hypothek in Betracht kommenden Vorſchriften. Die GBO. be⸗ 
trifft vielmehr lediglich das bei der Eintragung zu beobachtende 
Verfahren und regelt auch dieſes nur unvollſtändig. Diejenigen 
Grundſätze des Verfahrens, in denen der exekutoriſche Charakter 
der Vollſtreckungshypothek zum Ausdrucke gelangt, ſowie das ge⸗ 


) Dernburg, Das Bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches und 
Preußens. (1) 1898 Bd. 8 S. 658, (2) 1901 Bd. 3 S. 674. 

10) Turnau ⸗-Foerſter, Liegenſchaftsrecht 1900/01 Bd. 1 S. 768; 
Fuchs, Grundbuchrecht 1902 Bd. 1 S. 629; Gruchot, Beiträge zur 
Erläuterung des Deutſchen Rechts, Jahrg. 36, S. 702; KGJ. 28, 
1902, D 25; RIA. 2, 1901 S. 246. 

1) Pfafferoth, Handausgabe der RAGD. (2) 1900 S. 145 
Wochinger, Prozeßgebührengeſetze f. d. Deutſche Reich 1899 S. 218. 
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ſamte Gebiet der für die Begründung der Zwangshypothek maß- 
gebenden materiell⸗ rechtlichen Vorſchriften iſt ausſchließlich in der 
ZPO. und zwar einerſeits in den allgemeinen Beſtimmungen 
über die Zwangsvollſtreckung, andererſeits in den beſonderen auf 
die Zwangshypothek bezüglichen Vorſchriften der 38 866 —868 
ZPO. niedergelegt. Angeſichts dieſer Rechtslage kann wohl nicht 
in Abrede geſtellt werden, daß die Zwangshypothek den Vor⸗ 
ſchriften der ZPD. unterliegt.) Da nun der 8 31 Abſ. 2 der 
RAGO. nur verlangt, daß die Zwangsvollſtreckungsmaßnahme 
den Vorſchriften der 39 O. unterliegt, eine ausſchließliche 
Geltung dieſes Reichsgeſetzes aber nicht fordert, iſt feſtgeſtellt, 
daß für eine Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung nach dieſer 
Geſetzesſtelle kein Raum iſt. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch vollkommen den Abſichten 
des Geſetzgebers. Der § 31 Abſ. 2 RAG. lautete nach der 
urſprünglichen Redaktion des Geſetzes dahin, daß die landes ⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen in betreff der Gebühren für eine den 
Landesgeſetzen unterliegende Zwangs vollſtreckung unberührt bleiben, 
und erhielt erſt durch Art. VII Nr. 9 EG. zur Zivilprozeß ⸗ 
novelle vom 17. Mai 1898 ſeine nunmehrige Faſſung. In der 
Begründung dieſes Geſetzes wird die Anderung des § 31 Abſ. 2 
RAG. damit motiviert, daß die Gebühren der Rechtsanwälte 
für ihre Tätigkeit in dem durch das ZVG. vom 24. März 1897 
geregelten Verfahren der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleiben 
ſollten. !?) Durch die Nichterwähnung der Zwangshypothek wird 
zum unzweifelhaften Ausdrucke gebracht, daß die Anderung des 
§ 31 Abſ. 2 RAG. auf dieſe Maßnahme der Immobiliar⸗ 
exekution keinen Bezug haben wollte. 

Auf der Grundlage des § 31 Abſ. 2RAGD. — das 
ſteht ſomit feſt — kann eine Zuſtändigkeit der Landesgeſetz⸗ 
gebung zur Regelung der Vergütung des Rechtsanwalts für 
die Erwirkung einer Zwangshypothek nicht anerkannt werden. 
Allein damit iſt noch nicht entſchieden, daß hier die Vorſchriften 
der RAG. Platz zu greifen haben. 

III. Eine Prüfung der Zuſtändigkeitsgrenzen zwiſchen 
Reichsgeſetzgebung und Landesgeſetzgebung auf dem Gebiete des 
anwaltſchaftlichen Gebührenweſent kann ſich niemals auf die 
lediglich die Zwangsvollſtreckung regelnde Vorſchrift des 8 81 
Abſ. 2 RASD. beſchränlen; fie muß vielmehr nach dem Vor⸗ 
gange der Begründung zu der bayer. VO. vom 26. März 1902 
auch auf die das Anwendungsgebiet des Reichsgeſetzes im all- 
gemeinen feſtlegende Vorſchrift des 5 1 zurückgreifen. Nach 
dem § 1 RAO. unterliegt der reichsrechtlichen Gebühren 
regelung lediglich die Vergütung für die Berufstätigkeit des 


2) Merzbacher hat in feiner Ausgabe der bayer. BO. vom 
26. Marz 1902 über die Gebühren der Rechtsanwälte 1902 S. 44 
die Behauptung aufgeſtellt, daß es ſich bei der Eintragung einer 
Zwangshypothek um eine landesrechtlich geregelte Zwangs⸗ 
vollſtreckung handelt. Dieſe Anſchauung iſt aber zweifellos irrig 
und bedarf keiner weiteren Widerlegung. Der Art. 56 des bayer. 
AGGB0O., auf den ſich Merzbacher beruft, betrifft nicht die Zwangs⸗ 
hypothek des Reichsrechts, ſondern bezieht ſich auf die Zwangs ⸗ 
hypothek der bayer. Subhaſtationsnovelle, deren bis zur Anlegung 
des Grundbuchs geltende Vorſchriften mit den neuen reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen in Übereinftimmung gebracht werden. 

1) Hahn, Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen, Bd. 8, 1898, 
S. 76 u. 187. | 


| Juriſtiſche Vochenſchrift. 
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Rechtsanwalts in einem Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten, auf welches die 3p O., StPO. oder KO. An- 
wendung findet, ſowie für die beratende Berufstätigkeit des 
Rechtsanwalts, welche den Beginn oder die Fortſetzung eines 
ſolchen Verfahrens betrifft. Hiernach iſt die Anwendbarkeit des 
Reichsrechts überhaupt insbeſondere von zwei Vorausſetzungen 
abhängig gemacht. Es muß vor allem die Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts ein Verfahren vor den ordentlichen Gerichten zum 
Gegenſtande haben und es muß weiterhin das Verfahren, auf 
welches ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts bezieht, den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO., StPO. oder KO. unterſtehen. 

Über das Zutreffen der letzteren Vorausſetzung kann kein 
Zweifel beſtehen. Die Zwangshypothek ift, mag auch das Ein⸗ 
tragungsverfahren zum großen Teile von den Beſtimmungen 
der GBO. beherrſcht fein, immerhin ein Akt der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung, auf den die Vorſchriften der ZPYD. Anwendung 
erleiden. 

Nicht ſo einfach liegt dagegen die Sache hinſichtlich des 
weiteren Exforderniſſes, nach welchem die Tätigkeit des Rechts ⸗ 
anwalts ſich auf ein Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
beziehen muß. In dieſer Richtung kommt in Betracht, daß die 
Behörde, der die Verrichtungen des Grundbuchamts und ſohin 
auch die Eintragung der Zwangshypothek obliegt, reichs ⸗ 
geſetzlich nicht beſtimmt if. Ein kleiner Teil des Reichs ⸗ 
gebiets, insbeſondere Württemberg und Baden, haben eigene für 
Gemeindebezirke eingerichtete Behörden mit den Verrichtungen 
des Grundbuchamts betraut, 10) die weitaus überwiegende Mehr ⸗ 
zahl der deutſchen Bundesſtaaten, darunter Preußen, Bayern, 
Sachſen und Heſſen, hat die Führung des Grundbuchs an die 
Amtsgerichte übertragen. 16) 

Bei der erſtgenannten Gruppe von Bundesſtaaten kann 
nun von einem Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
ſicherlich nicht geſprochen werden, ſchon um des willen, weil hier 
ein Eingreifen eines ordentlichen Gerichts gar nicht ſtattfindet. 
Unter den ordentlichen Gerichten des §8 1 der RAG. find 
nämlich nach einhelliger Meinung nur die Amtsgerichte, die 
Landgerichte, die Oberlandesgerichte, ferner das oberſte Landes · 
gericht in München und das Reichsgericht in Leipzig zu verſtehen. 
Zu dieſer Klaſſe von Gerichten zählen aber die landesgeſetzlich 
eigens beſtellten Grundbuchbehörden, die überhaupt gar keine 
Gerichte find, zweifellos nicht. Es kann alſo hinfichtlich dieſer 
Gruppe von Bundesſtaaten der Ausſchluß der RAO. keinem 
Zweifel begegnen. 

Hinſichtlich der anderen Bundesſtaaten dagegen, welche die 
Verrichtungen des Grundbuchamts den Amtsgerichten überwieſen 
haben, iſt nicht zu beſtreiten, daß die Eintragung der Zwangs⸗ 
hypothek eine Mitwirkung der ordentlichen Gerichte erfordert. 
Das Einſchreiten der ordentlichen Gerichte geht zwar hier auf 
eine Anordnung der Landesgeſetzgebung zurück; allein dieſer 
Umſtand ſteht, da das Geſetz irgend welche nee, nicht 


10) Württemb. AGBGB. vom 28. Juli 1899 Art. 1 ff.; Bad. 
AGGBD. vom 19. Juni 1899 88 1 ff. 

15) Preuß. AGG BO. vom 26. Sept. 1899 Art. 1; Bayer. AGG. 
v. 9. Juni 1899 Art. 1; Sächſ. Geſetz zur Ausführung einiger mit 
dem BGB. zufammenbängender Reichsgeſetze vom 15. Juni 1900 
§ 19; Heſſ. AGGBBO. vom 22. Juli 1899 Art. 1. 
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macht, der Anwendung des 5 1 nicht entgegen. 1) Trotzdem 
kann auch in dieſen Bundesſtaaten die NASO. keine Geltung 
haben, weil ein Verfahren, wie es der § 1 vorausſetzt, hier 
nicht gegeben iſt. Unter dem Verfahren, von dem § 1 RAG. 
ſpricht, find nämlich, abgeſehen von dem Strafverfahren und 
Konkursverfahren, nur bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
zu verſtehen. Es ergibt fich dies einerſeits aus der Überſchrift 
zu dem zweiten Abſchnitte der RAO. ſelbſt, andererſeits aber 
auch aus dem die Grundlage dieſes Geſetzes bildenden § 2 
ESGZPD., der beſagt, daß das Koſtenweſen in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten für den ganzen Umfang des Reichs durch 
eine Gebührenordnung geregelt wird. Um eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit handelt es ſich bei der Eintragung einer 
Zwangshypothek fiherlih nicht. Wenn auch die Eintragung 
einer Zwangshypothek ein Akt der Zwangsvollſtreckung iſt, fo 
iſt doch dasjenige, was bei der Zwangshypothek allein den 
Gegenſtand des Verfahrens bildet, nämlich der Vollzug der Ein⸗ 
tragung, von der ZPO. dem Grundbuchamt unter Ausſchluß 
des Vollſtreckungsgerichts zur unmittelbaren und ſelbſtändigen 
Erledigung überwiefen und zu einer in den Formen des Grund⸗ 
buchweſens und damit der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſich ab⸗ 
ſpielenden Maßnahme geftempelt worden, auf welche wie auch 
auf die Eintragung ſonſtiger Hypotheken die RAGO. keinen 
Bezug hat.“) 

Die Richtigkeit dieſer Folgerung findet noch inſofern eine 
gewiſſe Bekräftigung, als der §1 GKG. vom 18. Juni 1878, 
welcher das Anwendungsgebiet der Reichsgeſetzgebung auf dem 
Gebiete des Koſtenweſens völlig entſprechend dem § 1 der ſpäter⸗ 
hin erlaſſenen RAG. geregelt hat 1s), ſtets dahin ausgelegt 
wurde, daß er die Berechnung der Gerichtskoſten für die Ein⸗ 
tragung einer Zwangshypothek nicht in ſich ſchließt, ſondern dem 
Landesrecht überläßt.“ 

Es iſt ſomit zur Genüge erwieſen, daß die Vergütung 
des Rechtsanwalts für die Erwirkung einer Zwangs⸗ 
hypothek, es mag der Vollzug der Eintragung den 
Amtsgerichten oder eigenen Behörden obliegen, 
wegen des Mangels der Vorausſetzungen des 81 
der RAG. der Regelung der Landesgeſetzgebung 
unterſteht. Dieſes Ergebnis iſt um ſo befriedigender, als 
außer den Gerichtskoſten für die Erwirkung einer Zwangshypothek 


auch die Gerichtskoſten und die Anwaltsgebühren für das 


16) Walter⸗Joachim, Komm. z. RAG. 1904 S. 37; Willen⸗ 
bücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren (5.) 1900 S. 78. Anderer Meinung 
anſcheinend Meyer⸗Irmler, Komm. z. RAG. (3.) 1899 S. 11. 

11) Vgl. auch den auf das frühere preußiſche Recht bezüglichen 
Beſchluß des KG. vom 25. Juni 1894, KGJ. 14, 189. 

10) Die Mot. zur RAG0O. heben ausdrücklich hervor, daß die 
Grenzbeſtimmung für das Gebiet des GKG. auch in betreff der 
Anwaltsgebühren gelten ſoll. Vergl. Druckſachen des Reichstags, 
4. Legisl. Per. II. Seſſ. 1879 Nr. 6 S. 23 ff.; ferner Voelk, RAO. 
1879 S. 13, Siegeth, RA O., Anh. C S. 2. 

19) Gaupp⸗Stein, Komm. z. ZPO., (6 u. 7.) Bd. 2 S. 671; 
Struckmann⸗Koch, Komm. z. ZPO. (8) Bd. 2 S. 278, 281; Neu- 
kamp, Handkomm. z. ZPO. 1900 S. 831; Turnau⸗Förſter, Liegen⸗ 
ſchaftsrecht 1900/01 Bd. 1 S. 791; Fiſcher⸗Schaefer, Zwangsvoll⸗ 
ftredung in das unbewegliche Bermoͤgen 1902 S. 152, 699; 
Pfafferoth, Gerichtskoſtenweſen (8) 1908 S. 185. 
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Zwangsverſteigerungsverfahren und das Zwangsverwaltungsver⸗ 
fahren unbeſtrittenermaßen ſich nach Landes recht bemeſſen und 
ein innerer Grund dafür, daß die Anwaltsgebühren für die 
Erwirkung einer Zwangshypothek allein von dem geſamten 
Gebührenweſen auf dem Gebiete der Immobiliarexekution dem 
Reichsrechte vorbehalten bleiben ſollen, in keiner Weiſe erfichtlich iſt. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 1 

Wir berichten über die in der Zeit vom 26. Februar bis 
10. März 1905 ausgefertigten cee 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 30, 31, 89, 254, 823 BGB. verb. mit — 
Haftung einer Gemelnde wegen unrichtiger Anbringung eines 
Laternenpfahls oder Nichtanzündens der Laterne.] ö 

Der Kläger behauptet, am 21. November 1901 Abende 
gegen 11 Uhr auf dem Heimwege mit dem Kopfe gegen einen 
auf dem Bürgerſteige der Bahnhofftraße zu H. ftehenden 
Laternenpfahl — die darauf angebrachte Laterne habe nicht 
gebrannt — heftig angeſtoßen zu fein und ſich dadurch das 
Stirnbein ſo verletzt zu haben, daß er gänzlich erwerbsunfähig 
geworden ſei. Er nimmt auf Erſatz des ihm entſtandenen 
Schadens die Beklagte in Anſpruch, weil ſie die Laterne ſo 
aufgeſtellt habe, daß ſie bei Dunkelheit von den Paſſanten nicht 
habe wahrgenommen werden konnen, und weil fie ferner die 
Laterne, obwohl um die Unfallszeit noch Verkehr auf der Bahn⸗ 
hofſtraße ſei, nicht habe brennen laſſen. Das LG. wies ab, 
das OLG. verurteilte dem Grunde nach, das RG. hob auf: 
Die Annahme des urſächlichen Zuſammenhanges entbehrt der 
genügenden prozeſſualen Begründung und läßt die dagegen ge⸗ 
richteten und unter Beweis geſtellten Behauptungen der Be⸗ 
klagten unbeachtet. Ohne weiteres einleuchtend iſt nur der 
Kauſalzuſammenhang des Unfalles mit der Stirnbeinverletzung. 
Ob aber dieſe den vom Kläger behaupteten dauernden und ſeine 
völlige Erwerbs unfähigkeit bedingenden Krankheitszuſtand herbei⸗ 
geführt hat, iſt eine davon verſchiedene Frage, auf die um ſo 
mehr hätte eingegangen werden müſſen, als die Beklagte be⸗ 
hauptet hat, daß der Kläger ſchon vor dem Unfalle an Fallſucht 
gelitten habe, und ſein jetziger Zuſtand auf dieſes Leiden, nicht 
auf die Verletzung zurückzuführen ſei. Durch das Zeugnis des 
M. war dieſes Vorbringen inſoweit unterſtützt, daß ein weiteres 
Eingehen auf die Frage der urſächlichen Einwirkung dieſes Um⸗ 
ſtandes auf den jetzigen Zuſtand des Klägers geboten erſcheinen 
mußte. Nach der Annahme des Berufungsgerichts ſoll nun 
ferner der Standort der Laterne, an deren Pfahl der Kläger 
ſich geſtoßen hat, ein fehlerhafter, und der Fehler von der Be⸗ 
klagten verſchuldet geweſen ſein. Bei dem faſt gleichen 
Niveau des Bürgerſteiges und des Fahrdammes, deren Grenze 
gegeneinander in der Dunkelheit nicht erkennbar geweſen ſei, 


habe die Laterne ein Verkehrshindernis gebildet, das die Beklagte 


entweder habe entfernen oder durch fan Beleuchtung der 
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Straße zur Abend- und Nachtzeit unſchädlich machen müſſen. 
Allein in der durch eine neue Pflaſterung des Fahrdammes, die 
deſſen Erhöhung zur Folge hatte, bewirkten Ausgleichung der 
Oberflächenhoͤhe von Bürgerſteig und Fahrdamm kann an ſich 
ein auf ein Verſchulden hinweiſender Zuſtand überhaupt nicht 
gefunden werden. Wenn aber aus dieſem Zuſtande gefolgert 
werden ſoll, daß die Laterne ein Verkehrshindernis war, dann 
war jede Laterne und jeder Baum an dieſer Straße ein ſolches 
und hätte danach nicht aufgeſtellt oder geduldet werden dürfen. 
Es kann ſich vielmehr ganz allein darum handeln, ob die 
Beklagte verpflichtet geweſen wäre, die Straße, die ſie dem 
öffentlichen Verkehre gewidmet hatte, in der Dunkelheit erleuchtet 
zu halten. Eine Erleuchtung der Ortsſtraßen die ganze Nacht 
hindurch wird von dem Verkehrsbedürfnis einer kleineren Ge⸗ 
meinde allgemein nicht erfordert und kann auch nach Maßgabe 
ihrer wirtſchaftlichen Lage nicht wohl verlangt werden. Es 
kommt daher auf die Feſtſtellung au, wie lange mit einem 
Verkehr auf der fraglichen Straße überhaupt zu rechnen war, 
ſowie welche Anordnungen die Gemeinde hinfichtlich der Be⸗ 
leuchtung getroffen hatte, und ob danach der Mangel der Be⸗ 
leuchtung am Unfallsabende überhaupt als ein Verſchulden und 
ein die Haftung der Beklagten begründender Zuſtand erſcheint, 
ſei es, daß das Verſchulden in fehlerhaften Anordnungen oder 
in ungenügender allgemeiner Aufficht (JW. 03 Beil. Nr. 20, 
21, 151, 294; RG. 53, S. 53, 276) der Vertreter der Ge⸗ 
meinde (58 30, 31, 89, 823 Abſ. 1 BGB.) beſtand, oder 
ob der Mangel lediglich in einer Unterlaſſung von Angeſtellten 
(8 831 BGB.) in der Ausführung der ſachgemäß getroffenen 
und im allgemeinen binfihtli der Befolgung auch genügend 
beauffichtigten Anordnungen jeinen Grund hatte. Wenn fonft 
um die Zeit des Unfalls ein nennenswerter Verkehr auf der 
Straße nicht mehr herrſchte, dann kann die ſehlende Beleuchtung 
der beklagten Gemeinde nicht deshalb zum Verſchulden an⸗ 
gerechnet werden, weil Bürgerſteig und Fahrdamm im Niveau 
der Oberfläche ſich nicht unterſchieden, und weil ausnahmsweiſe 
der Kläger zu fpäter Stunde die Straße paſſierte und infolge 
der Dunkelheit zu Schaden kam. Die Frage, ob den Kläger 
ein eigenes Verſchulden trifft (5 254 B5B.), hängt eng mit 
der vorerörterten Frage zuſammen. Wenn ein Verkehr, der 
eine Beleuchtung nicht erſorderte, nicht beſtand, oder wenn auch 
nur dem Kläger bekannt war, daß die Straße um die Zeit 
ſeines Heimweges am Unfallsabende nicht mehr beleuchtet ſei, 
dann lag für ihn eine Veranlaſſung zu beſonderer Vorficht 
allerdings vor; und wenn er ſich nicht mit einer Handlaterne 
verſehen hatte, hätte er in der Dunkelheit langſam, Schritt für 
Schritt, feinen Weg ſuchen müſſen. Juwiefern nach dieſer 
Richtung ein eigenes Verſchulden des Klägers etwa anzunehmen 
wäre, bedarf ebenfalls anderweiter Prüfung. Gemeinde H. c. S., 
U. v. 30. Jan. 05, 207/04 VL — Hamm. 

2. 8123 BGB. Begriff der Drohung.] 

Die Beklagten haben ihren Antrag auf Klagabweiſung 
nur darauf geſtützt, daß ſie zur Abgabe ihrer Wechſelunter⸗ 
ſchriften durch widerrechtliche Drohung beſtimmt worden ſeien. 
Zur Darlegung der widerrechtlichen Drohung haben fie vor- 
gebracht, daß fie im Juni 1903 Mitglieder des Auffichtsrate 
der Genoſſenſchaft „D.“ geweſen, deren Vorſtandsmitglied K. 
der Kaſſe einen Betrag von 51 000 Mark unbefugt entnommen 
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gehabt. Zur Regelung der Sache ſei damals eine Auffichts⸗ 
tatsſitzung abgehalten worden unter Zuladung der Haupt- 
gläubiger der D., darunter auch des Klägers. In dieſer Sitzung 
habe der Vertreter des Klägers K. gleich anfangs erklärt, er 
laſſe fich nicht eher auf Verhandlungen ein, als bis der Auffichts⸗ 
rat die 51 000 Mark der Kaſſe der D. vorſchußweiſe wieder 
zugeführt habe; würde dieſem Verlangen nicht entſprochen, ſo 
werde der Konkurs eröffnet werden und außerdem gehe die Sache 
nach Moabit. Infolge dieſer Außerung hätten fie, die Beklagten, 
dann die Klagwechſel unterſchrieben, die Außerung ſelbſt aber 
hatten fie um fo mehr als eine gegen fie ſelbſt gerichtete Drohung 
der Strafanzeige auffaſſen müſſen, als damals der Direktor K. 
bereits verhaftet geweſen ſei. Von dieſem Vorgange habe der 
Kläger beim Erwerbe des Wechſels Kenntnis gehabt. Wenn 
der von den Beklagten behauptete Vorgang gar nicht erkennen 
läßt, daß der Vertreter des Klägers ein von dieſem ausgehendes 
pofitives Eingreifen, die erſt noch einzureichende Strafanzeige, 
in Ausfiht geſtellt hat, wodurch das von den Beklagten ge- 
fürchtete Ubel herbeigeführt werden ſollte, vielmehr daraus ſich 
mit Sicherheit nicht mehr ergibt, als daß er auf die Moͤglichkeiten 
hingewieſen hat, welche ſich aus dem Scheitern des Sanierungs- 
verſuchh von ſelbſt ergeben würden, jo fehlt es an dem 
weſentlichen Merkmale der Drohung, daß die Beeinfluffung des freien 
Willens des Gegners durch ein von dem Willen des Drohenden ab- 
bängiges, von dieſem erſt noch irgend wie durch poſitive Tätigkeit in 
Bewegung zu ſetzendes Übel erfolgt ſein muß. Weder genügt dazu 
bie bloße Tatſache, daß die ſchon beſtehenden Verhältniſſe von 
ſelbſt mit Sicherheit, Wahrſcheinlichkeit oder Moͤglichkeit ein 
künftiges Übel befürchten laſſen, auch wenn der Anfechtungs⸗ 


gegner darauf zum Zwecke der Willensbeſtimmung hingewieſen 


hat, noch erfüllt. es den Tatbeſtand der Drohung, wenn bei 
dieſer Sachlage der Anfechtungsgegner es unterlaſſen hat, die 
üblen Folgen durch freiwilliges Eingreifen zu verhüten, wie 
hier der Kläger dadurch getan haben ſoll, daß er ſeine Hilfe, 
zu der er in keiner Weiſe verpflichtet war, nicht unbedingt 
zuſagen ließ, ſondern von dem Verhalten des Auffichtsrats 
abhängig machte. (Vergl. Staudinger, Kommentar zum BGB. 
II. Aufl. zu $ 123 unter III zu I (S. 360); Rehbein, BGB. 
Bd. 1. S. 42 unter 2 a); Urteil I 182/00 vom 26. Sep- 
tember 1900 (JW. 00, 791 1). v. B. c. S., U. v. 28. Jan. 05, 
430/04 I. — Berlin. 

3. 55 195, 225, 477 BGB. Unzuläſfigkeit des Verzichts 
auf die Verjährung. Bei zuläſſiger Verlängerung der Ver⸗ 
jährungsfriſt ohne Zeitbeſtimmung hat die 30 jährige als gewollt 
zu gelten.] 

Das Berufungsgericht hat nur einen Verzicht auf die 
kurze Verjährungsfriſt des 8 477 BGB. feſtgeſtellt, dagegen 
nicht auch ausdrücklich feſtgeſtellt, daß die Parteien an Stelle 
der kurzen geſetzlichen Friſt eine beſtimmte anderweite Verjährungs⸗ 
friſt vereinbart haben. Nach 8 225 BGB. ift ein Verzicht 
auf die Verjährung überhaupt unzuläſſig. Der § 477 BGB. 
geſtattet nur eine Verlängerung der Verjährungsfriſt. Der 
Verkehrsfitte gemäß pflegt bei Übernahme einer Garantie und 
Abänderung der geſetzlichen Verjährungsfriſt eine beſt immte 
Zeit durch Vertrag anderweit feſtgeſetzt zu werden und dieſer 
der Verkehrsfitte entſprechende Fall wird auch als der Regelfall 
des § 477 Abſ. 1 Satz 2 anzuſehen ſein. Den Parteien 
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bleibt es jedoch unbenommen, die außergewöhnliche kurze Ver⸗ 
jährungsfriſt des $ 477 mit der Maßgabe auszuſchließen, daß 
an ihre Stelle die regelmäßige Verjährungsfriſt von 
30 Jahren gemäß 8 195 BGB. tritt. H. c. F., u. v. 
7. Febr. O5, 225/04 II. — Hamm. 

4. 8 254 BGB. Beweislaſt. Der Fiskus, nicht die 
ihn vertretende Behörde, iſt in Preußen Partei. — Forderung 
des Beklagten, Kläger ſolle ſich in eine Heilanſtalt begeben. 
Beweislaft für die Heilbarkeit bei Weigerung des Beſchädigten.] 

Kläger verlangt wegen eines erlittenen Eiſenbahnunfalles 
Schadenerſatz. Im gegenwärtigen Urteil iſt die frühere Be⸗ 
nennung der beklagten Partei als Eiſenbahnfiskus wieder ⸗ 
hergeſtellt worden; ſie iſt auch die richtige, da in Preußen der 
Staat, ſoweit er als Träger von Privat⸗Rechten und ⸗Pflichten 
in Frage kommt, allgemein als Fiskus bezeichnet wird, und die 
in dem Berufungsurteil beliebte Benennung der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung den Anſchein erwecken kann, als ſei die Klage gegen 
eine Behörde als ſolche gerichtet, der in Preußen juriſtiſche 
Perſoͤnlichkeit und Parteifahigkeit nicht zukommt. 

Von demjenigen, welcher an ſeiner Geſundheit durch einen 
Unfall geſchädigt worden iſt, für deſſen vermögensrechtliche 
Folgen ein anderer erſatzpflichtig iſt, muß verlangt werden, daß 
er, ſoweit er dazu imſtande iſt, zur Heilung oder Beſſerung 
feiner Krankheit die nach dem jetzigen Stande der mediziniſchen 
Wiſſenſchaft ſich darbietenden Mittel zur Anwendung bringt, und 
es muß hierbei wenigſtens als Regel gelten, daß der Verletzte 
in ſolchem Falle nicht anders handeln darf, als es bei gleicher 
Geſundheits ſtörung ein verftändiger Menſch tun würde, der 
nicht in der Lage iſt, die Vermöͤgens nachteile, die ihm bei 
Fortdauer der Krankheit erwachſen, auf einen anderen abzu⸗ 
wälzen. Unterläßt es der Verletzte, in dieſer Weiſe auf Wieder⸗ 
herſtellung oder Beſſerung ſeiner Geſundheit Bedacht zu nehmen, 
fo iſt hierin ein Verſchulden im Sinne von § 254 Abſ. 2 
BGB. zu befinden. Für die Beurteilung der Einrede, daß der 
Kläger, indem er böswillig oder in ſchuldhaftem Eigenfinn 
unterlaſſen habe, eine Nervenheilanſtalt aufzuſuchen, die Fort⸗ 
dauer ſeiner Krankheit ſelbſt verſchuldet habe, iſt nicht ent⸗ 
ſcheidend, ob gegenwärtig von der Behandlung in ſolcher An⸗ 
ſtalt ein weſentlicher Erfolg zu erwarten iſt, es kommt vielmehr 
darauf an, welcher Erfolg eingetreten wäre, wenn der Kläger 
ſich rechtzeitig einer Kur in einer geeigneten Anftalt unterworfen 
hätte. Es mußte ſonach geprüft werden, zu welcher Zeit für 
den Kläger die Möglichkeit und Anlaß vorgelegen hat, dies zu 
tun, und welcher Erfolg eingetreten ſein würde, wenn er zu der 
Zeit, wo dies der Fall war, eine Anſtalt aufgeſucht hätte. Das 
Berufungsurteil ſtellt nicht feſt, daß die in Rede ftehende Kur, 
wenn ſie alsbald nach der Aufforderung des Beklagten vom 
Kläger begonnen worden wäre, erfolglos geblieben ſein würde, 
es erachtet bloß für nicht feſtſtellbar, ob dann eine weſentliche 
Beſſerung des Zuſtandes des Klägers erreicht worden wäre. 
Mit Recht iſt hierbei davon ausgegangen, daß an ſich inſoweit 
dem Beklagten die Beweis laſt obliege. Indes iſt dieſe nicht 
ſoweit, wie die Vorinſtanz annimmt, zu erſtrecken, es muß viel- 
mehr als ausreichend angeſehen werden, wenn derjenige, welcher 
für die Folgen eines von einem andern erlittenen Unfalls auf⸗ 
zukommen hat, dartut, daß es ein Mittel gegeben hat, welches 
nach den Ergebniſſen der mediziniſchen Wiſſenſchaft eine Heilung 
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oder doch eine weſentliche Beſſerung der in Frage kommenden 
Krankheit herbeizuführen geeignet iſt, daß dieſes Mittel dem 
Verletzten auch bekannt geworden und ſeine Anwendung für ihn 
möglich geweſen iſt. Wird dies feſtgeſtellt, fo iſt es Sache des 
Verletzten, die Gründe darzulegen, die ihn von der Anwendung 
des Mittels abgehalten haben. Erweiſen ſich die von ihm vor⸗ 
gebrachten Gründe als bloße Vorwände oder doch als ſolche, 
durch die ſich ein verſtändiger Menſch, der auch den Intereſſen 
des Schadenerſatzpflichtigen in billiger Weiſe Rechnung trägt, 
von dem Gebrauch der betreffenden Kur nicht abhalten laſſen 
würde, ſo iſt der Nachweis, daß dieſe im gegebenen Falle keinen 
günftigen Erfolg gehabt haben würde, dem Verletzten aufzu- 
erlegen. In der Rechtſprechung iſt nun der Grundſatz an⸗ 
erkannt, daß, wenn eine Partei dem Gegner eine ihm obliegende 
Beweis führung ſchuldhaft unmoglich macht, ihr gegenüber das 
in Frage kommende Anführen des Gegners als wahr anzu⸗ 
nehmen iſt, ſofern fie nicht deſſen Unrichtigkeit nachweiſt. 
(RG. 20, 6 und die dort erſichtlichen Nachweiſungen.) Dieſe 
Verkehrung der Beweislaſt iſt insbeſondere in Fällen ange⸗ 
nommen worden, wenn die Handlung, durch welche die Beweis ⸗ 
führung dem Gegner unmöglich gemacht oder weſentlich er⸗ 
ſchwert worden war, gegenüber dem Prozeßgegner die Verletzung 
einer Vertragspflicht enthielt, es liegt aber kein Grund vor, 
fie auf ſolche Fälle zu beſchränken, da die dieſer Rechtſprechung 
zugrunde liegenden Erwägungen auch dann zutreffen, wenn 
jemand außerhalb eines Vertragsverhältniſſes dem Gegner eine 
dieſem obliegende Beweis führung durch ein Verhalten vereitelt, 
das wider Treu und Glauben verſtößt und nach dem allgemeinen 
Rechtsbewußtſein als verwerflich erſcheint. Dies iſt aber der 
Fall, wenn ein bei einem Unfall Verletzter, darauf pochend, daß 
ihm der durch den Fortbeſtand ſeines krankhaften Zuſtandes ent⸗ 
ſtehende Schaden von einem anderen erſetzt werden müſſe, die 
Anwendung von Heilmitteln verweigert, deren ſich jeder ver⸗ 
ſtändige und billig denkende Menſch bei gleicher Sachlage be⸗ 
dienen würde. (Vergl. Seufferts A. Bd. 46 Nr. 189 unter I 
und II.) Die erwähnte, der Billigkeit zweifellos entſprechende 
Verteilung der Beweislaſt ſtellt ſich auch im Hinblick auf die 
erfahrungsgemäß nicht ſeltenen Fälle, in denen bei einem Unfall 
verletzte Perſonen in unlauterer Weiſe bemüht find, ſich auf 
Koſten des Erſatzpflichtigen dauernd eine hohe Rente zu ver⸗ 
ſchaffen, geradezu als Bedürfnis dar. Eiſenbahnfiskus c. W., 
U. v. 13. Febr. 05, 226/04 VI. — Cöln. 

5. 88 823, 836 BGB. § 304 3p O. Begriff des 
Werks. Beweislaſt hinſichtlich des Schadens. Feſtſtellung des 
Schadens vor Erlaſſung des Zwiſchenurteils. ] 

Kläger forderte Schadenserſatz, weil beim Bau des Kaiſer⸗ 
Wilhelmkanals Schlamm- und Erdmaſſen auf fein Grundſtück 
aufgetürmt fein. Das RG. hob die durch Zwiſchenurteil 
erfolgte Verurteilung auf: 1. Das Berufungsgericht durfte 
mangels Angabe (und Beſtreitens) eines beſtimmt geforderten 
Betrags nicht ein Zwiſchenurteil nach § 304 30. erlaſſen, 
ſondern es hätte vor allen Dingen die Kläger zur Bezifferung 
ihrer Anſprüche veranlaſſen müſſen. 2. Das Berufungsgericht 
erblickt in den Schlamm- und Erdmaſſen, die anläßlich des 
Baues des KaiſerWilhelmkanals auf den im Beil des Be⸗ 
klagten befindlichen Grundſtücken in Höhe von 10 Metern und 
darüber aufgetürmt worden find, ein mit dieſen Grundſtücken 
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verbundenes Werk im Sinne von § 836 BGB. Die Auf- 
faſſung, es handle ſich hier um ein Werk im Sinne von 8 836 
BGB., iſt nicht zutreffend. Gegen die Annahme eines „Werks“ 
ſpricht ſchon der Sprachgebrauch, der darunter einen einem 
beſtimmten Zweck dienenden, nach gewiſſen Regeln der 
Kunft und der Erfahrung hergeſtellten Gegenſtand verſteht; an 
einer ſolchen Zweckbeſtimmung fehlt es den Kippen nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts vollſtändig. Weiter ſpricht 
dagegen, daß § 836 ein Gebäude und ein anderes Werk 
zuſammenſtellt, endlich, daß er die Möglichkeit einer fehler⸗ 
haften Errichtung und einer mangelhaften Unterhaltung 
vorausſetzt; weder von dieſer, noch von jener kann bei einem 
zuſammengeſchütteten Erdhaufen, gleichviel von welcher Höhe, 
die Rede ſein. Ein ſolcher wird zu einem Werk erſt durch die 
Bearbeitung zu einem beſtimmten Zweck, z. B. wenn eine 
Böſchung hergeſtellt wird. Der Klaganſpruch ift aber nicht bloß 
auf 8 836, ſondern auch auf 8 823 BGB. geſtuͤtzt. Das 
Berufungsgericht hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß die Grund⸗ 
ſtücke der Kläger durch das Hinüberwehen von Sand von den 
Sandkippen in doppelter Weiſe geſchädigt worden find: einmal 
durch das Hinüberwehen von Sand auf den Boden der 
Grundſtücke ſelbſt, dann durch die Anfüllung des über den 
Grundſtücken befindlichen, nach 8 905 BGB. zu dieſen ge⸗ 
hörigen Luſtraums mit Sand dergeſtalt, daß die Arbeiter der 
Kläger gendtigt waren, die Arbeit einzuſtellen. In beiden Be⸗ 
ziehungen liegt eine Verletzung des Eigentums (BGB. § 823) 
vor. Dieſe Verletzung war auch eine widerrechtliche. Die An⸗ 
wendung des § 906 auf den vorliegenden Fall verſagt ſchon 
deswegen, weil nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
die Benutzung der Grundſtücke der Kläger durch die Einwirkung 
weſentlich beeinträchtigt wird und die Einwirkung auch nicht 
durch eine Benutzung des Grundbefitzes des Beklagten herbei⸗ 
geführt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grund⸗ 
ſtücken dieſer Lage gewohnlich wäre. Die Widerrechtlichkeit der 
Einwirkung ergibt ſich aber unmittelbar aus 8 907 BGB. 
Durch die Aufſchüttung der Schlamm- und Sandmaſſen iſt 
eine Anlage hergeſtellt worden, von der mit Sicherheit voraus. 
zuſehen war, daß ihr Beſtand eine unzuläffige Einwirkung auf 
die benachbarten Grundſtücke zur Folge haben werde. Die 
Kläger waren daher berechtigt, auch vom Beklagten, der die 
Sandkippen zwar nicht errichtet hat, ſie aber „hält“, die Be⸗ 
ſeitigung der Sandkippen, ſoweit ſie eine unzuläſſige Einwirkung 
auf ihre Grundſtücke hervorrufen mußten, oder doch die Er⸗ 
greifung von Maßregeln zu fordern, die eine ſolche Einwirkung 
hinderten. Sie find aber auch nach § 823 BGB. berechtigt, 
vom Beklagten Schadenerſatz wegen der widerrechtlichen Ver⸗ 
letzung ihres Eigentums zu verlangen, dafern ihn der Vor⸗ 
wurf trifft, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt bei dem Halten 
der Sandkippen nicht beobachtet zu haben, wenn er alſo die⸗ 
jenigen Maßregeln nicht oder nicht rechtzeitig getroffen haben 
ſollte, die er bei billiger Rückſichtnahme auf die Intereſſen ſeiner 
Nachbarn hätte treffen ſollen. Das Berufungsgericht hat nun 
zwar angenommen, daß der Beklagte bei Abwendung der den 
Grundſtücken der Kläger durch die Sandkippen drohenden 
Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht beobachtet 
habe, da er mit den von ihm ſelbſt für erforderlich gehaltenen 
Schutzvorrichtungen ohne rechtfertigenden Hinderungsgrund erſt 
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im Herbſt 1901 begonnen habe. Einer ſolchen Feſtſtellung 
hätte es aber vom Standpunkt des Berufungsgerichts aus nicht 
bedurft, da bei Anwendung des § 836 den Beklagten die 
Beweislaſt in jener Beziehung trifft, und es kann infolge der 
Unrichtigkeit der rechtlichen Grundlage des Berufungsurteil 
dieſe Feſtſtellung bei Anwendung des § 823, welchenfalls die 
Kläger die Beweislaſt trifft, um fo weniger genügen, als das 
Berufungsgericht irgend welche Feſtſtellungen zu dem Vorbringen 
der Kläger betreff: Aufforderung des Beklagten zur Befeitigung 
der Sandwehen und zu den denſelben Gegenſtand betreffenden 
Erklärungen des Beklagten nicht getroffen hat, und als durch 
die Zeftftellung, daß der Beklagte erſt im Herbſt 1901 mit 
Anlegung von Schutzvorrichtungen begonnen habe, ein Ver⸗ 
ſchulden bezüglich der Entſtehung des etwa auf das Ende des 
Jahres 1901 entfallenden Schadens nicht hinreichend begründet 
wird. Preuß. Fiskus o. W., U. v. 9. Febr. O5, 168/04 VI. — Kiel. 

6. 5 834 BGB. Haftung des Tierhalters gegenüber den 
zur Auffiht Verpflichteten. 

Der Kläger hatte im Auftrage der Beklagten aus deren 
Stall eine Kalbin auf den Bahnhof zur Verladung zu ver⸗ 
bringen. Auf dem Wege dorthin riß fich die ſcheu gewordene 
Kalbin los. Der Kläger, der das Tier an einem Strick ge⸗ 
halten, wurde hierdurch verletzt und erhob Klage gegen die Be 
klagten. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: Das 
Berufungsgericht verwertet für ſeine Annahme, daß eine ver ⸗ 
tragsmäßige Übernahme der Aufficht nicht vorliege, unter der 
Aufftellung einer Unterſcheidung von „Obacht geben“ und 
„Aufficht führen“ die Ausführungen der in Bd. 50 der Entſch. 
des RG. in Zivilſachen S. 248 abgedruckten Entſcheidung dei 
erkennenden Senats und die Beſtimmung des § 44 Abi. 4 
EiſenbVerkd. vom 26. Oktober 1899, die feiner Meinung 
nach gemäß der vorgeſchriebenen Beſtellung eines beſonderen 
Aufſehers ein wirkliches Auffichtsverhältnis ſchaffe. § 44 der 
Verkehrsordnung ermächtigt die Eiſenbahnverwaltung, bei der 
Beförderung lebender Tiere Begleitung zu fordern. Die Be 
gleiter haben, ſofern nicht der Stationsvorſteher Ausnahmen 
zuläßt, ihren Platz in dem betreffenden Viehwagen zu nehmen 
und das Vieh während des Transports zu beauffichtigen. Der 
Begleiter kann der Viehhändler ſelbſt fein, in der Regel werden 
es deſſen Viehtreiber ſein. Nach dem Tatbeſtande der eriten 
Inſtanz hat der Kläger den Beklagten Dienſte als Viehtreiber 
getan. Auch in dem vorliegenden Falle handelt es ſich darum, 
ein von den Beklagten verkauftes Stück Vieh zur Bahn behuft 
Verladung an den Käufer zu treiben. Die Entſch. in Bd. 50 
S. 244 ff. enthält ſich der Aufſtellung eines allgemeinen Grund- 
ſatzes über die Vorausſetzungen der Auffichtstätigkeit im Sinne 
des 8 834 BGB. und erörtert nur, es würde darauf an 
kommen, ob unter den $ 834 BGB. jede für den Tierhalter 
von dem andern vertragsmäßig, nicht bloß tatſächlich über 
nommene, wenn auch der Zeit, dem Umfange oder den Belug- 
niſſen nach beſchränkte Aufſichtstätigkeit zu rechnen oder ch 
nicht vielmehr der Kreis der Auffichtsperſonen im Sinne del 
8 834 und des § 832 Abſ. 2 BGB. enger zu begrenzen ſei, 
ob eine Grenze etwa durch das Merkmal einer gewiſſen Selbſt 
ſtändigkeit der durch Vertrag übernommenen Auffichtsführung, 
durch das Erfordernis einer Vertretung des kraft Geſetzes zur 
Aufficht Verpflichteten (des Tierhalters) bezüglich der Audi 
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führung im ganzen, durch die einem ſolchen Vertreter über⸗ 
tragene Verfügungsmacht zu beſtimmen ſei. Von ſolchen Ge⸗ 
ſichspunkten aus wird gefolgert, daß nicht jeder Pferdeknecht 
oder Stallburſche bei allen von ihm in Rückſicht auf das Tier 
vorzunehmenden Verrichtungen als Aufſeher über das ſelbe an⸗ 
zuſehen ſei, und weiter ausgeführt, die vertragsmäßig wahr⸗ 
zunehmende Funktion müſſe, um eine Verantwortlichkeit aus 
5834 BGB. zu begründen, im gegebenen Falle gerade die 
Führung der Aufficht geweſen fein. (S. 247, 248.) 8 784 
des I. C., 8 757 des II. C., 8 819 der Bundes ratsvorlage, 
§ 818 der Reichstagsvorlage ſprechen nur von dem, der die 
Führung der Auffiht über das Tier übernommen hat oder 
übernimmt. (Mugdan, die geſamten Materialien z. BGB. 
Bd. II S. CXXIX u. CXXX.) Die Worte „durch Vertrag“ 
wurden aber in den Text des Geſetzes (8 834) erſt durch die 
Reichstags kommiſſion und zwar aus dem gleichen Grunde ein- 
geſetzt, aus dem zu 5 816 (832 d. Gef.) die Streichung ber 
Worte „für den kraft Geſetz Verpflichteten“ und die Einfügung 
der Worte „durch Vertrag“ an deren Stelle beſchloſſen wurde. 
(Mugdan a. a. O. S. CXXX 3. Spalte, S. 1300 VIII 
S. 1301 X.) Zu der Begründung dieſes Beſchluſſes bemerkt 
der Kommiffionsbericht, der Beſchluß bezwecke klarzuſtellen, daß, 
während Abſ. 1 des 8 816 (G. 882) von den geſetzlich zur 
Beauffichtigung Verpflichteten ſpreche, Abſ. 2 diejenigen treffen 
wolle, welche die Beauffichtigung vertragsmäßig übernommen 
haben, nicht dagegen ſolche Perſonen, welche etwa nur tat⸗ 
ſächlich ſich ihr unterzogen haben, daß andererſeits aber die 
vertragsmäßig zur Auffichts führung Verpflichteten auch dann 
hafteten, wenn es an einem geſetzlich Verpflichteten fehle. 
(Mugdan a. a. O. S. 1300, 1301.) Es war ſomit nicht 
mehr und nicht weniger beabfichtigt, als das Geſetz ſelbſt zum 
Ausdruck bringt, der Gegenſatz von vertragsmäßiger und 
tatſächlicher Übernahme. Die Führung der Aufficht iſt alfo 
vertragt mäßig übernommen, auch wenn fie nur den ſelbſt⸗ 
verftändlichen Inhalt des Vertragsverhältniſſes bildet, ohne daß 
es einer beſonderen ausdrücklichen ſolennen Erklärung der Über⸗ 
tagung der Führung der Aufficht bedürfte. Es kann auch hier 
nichts Beſonderes, von den allgemeinen Grundſätzen über Ver⸗ 
tuagsſchluß und Vertragsinhalt Abweichendes in Frage kommen. 
Wer einem anderen den Auftrag gibt, ein Tier von einem 
Orte zum anderen zu bringen, will, daß das Tier ohne eigene 
Gefährdung und, ohne felbft Sachen und Perfonen zu ge⸗ 
fährden und zu beſchädigen, richtig an Ort und Stelle und dort 
in den Gewahrſam des Empfängers gebracht werde. Wer den 
Tranzport übernimmt, weiß auch, daß dies von ihm erwartet 
und verlangt wird. Dies kann nun ohne Auffiht auf das 
Tier nicht vollführt werden. Im allgemeinen Verkehr wird 
auch kaum ein Zweifel darüber beſtehen, daß der Viehtreiber 
die Aufficht über die von ihm geführten Tiere zu führen habe 
und für die gehörige Führung der Auffiht nach allen Be⸗ 
Rehungen verantwortlich ſei. Das Verhalten der Eiſenbahn 
ſpricht nicht gegen, ſondern für dieſe Anſchauung. Durch die 
Aubbedingung eines Begleiters entlaftet fie fich von einer 
Aufgabe der Aufficht auf die zum Transport übergebenen Tiere, 
die ihr als Transportführerin an ſich gemäß des Transport- 
vertrags obliegen würde. Demnach liegt ein Aufſichtsverhältnis 
im Sinne des 8 834 BGB. vor. Ob 8 833 BGB. auf 
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eine Verletzung des Auffichtspflichtigen anwendbar ſei, iſt nicht 
unbeſtritten. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
6. März 1902 Rep. VI 428/01 (RG. 50, 248) enthält ſich 
einer Entſcheidung der rechtlichen Bedenken, die ſich gegen die 
Anwendung des 5 833 BGB. aus dem Verhältniſſe dieſer 
Geſetzesvorſchrift zu der Beſtimmung des §8 834 BGB. und 
aus den Beziehungen zwiſchen dem Tierhalter als ſolchen und 
dem Auffichtspflichtigen im Sinne des 8 834 BGB. ergeben 
konnen. Der Grund aber, aus dem es die Anwendbarkeit des 
§ 834 BGB. durch das Dienſtverhältnis nicht für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet, nämlich daß 8 833 BGB. eine außerhalb 
des Vertragsverhältniſſes gelegene außerkontraktliche Haftpflicht 
begründe, trifft auch auf das Transportverhältnis und das 
damit verbundene Auſſichtsverhältuis zu. In einer ſpäteren 
Entſcheidung vom 13. Juli 1904 in Sachen J. o. M. sen. 
Rep. VI 199/04 hat der erkennende Senat auch ausgeſprochen, 
daß die Übernahme der Aufficht an und für ſich dem auf 
Grund des 8 833 erhobenen Anſpruche nicht entgegenſtehe. 
Hat ſich aber das Tier der Aufficht des Auffichtspflichtigen ent- 
zogen, fo hat der Aufſichtspflichtige nicht geleiſtet, was ihm 
vertragsmäßig obgelegen hatte. Er hat nicht erfüllt. Da nun 
auf ſeiner Seite eine Vertragsverletzung vorliegt, ſo hat er 
nach allgemeinen Vertragsgrundſätzen darzulegen und nach⸗ 
zuweiſen, daß er bei Führung der Auffiht die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet habe oder daß der Schaden auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. (Vergl. 
das erwähnte Urteil i. S. J. 6. M. sen. vom 13. Juli 1904.) 
Das Berufungsgericht hat die Frage des Verſchuldens lediglich 
von dem Gefichtspunkt des 8 254 BGB. aus geprüft. 
Einerſeits hat es damit die Beweislaſt verkannt, andererſeits 
aber auch die Frage nicht erſchöpfend gewürdigt. Selbſt, wenn 
die vom Kläger eingehaltene Art der Strickhaltung nicht als 
kauſal zu erachten wäre, ſo iſt damit noch nicht dargetan, daß 
der Kläger, ehe das Tier ſich mit unwiderſtehlicher Gewalt los⸗ 
zureißen verſuchte, bei der Führung des Tieres diejenige Acht⸗ 
ſamkett und Sorgfalt beobachtet habe, durch die es hätte ver- 
mieden werden können, daß das Tier ſich ſeiner Gewalt entzog. 
Daß er in der Feſſelung, Beobachtung und Führung des Tieres 
in dieſer Beziehung nichts verſäumt habe, darzutun, iſt Sache 
des Klägers. H. M. o. T., U. v. 9. Febr. 05, 167/04 VI. 
— Stuttgart. 

7. 88 1360, 1361 BGB. Anſpruch des Ehegatten auf 
Unterhaltsrente bei grundloſer Weigerung des anderen Ehegatten 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft; Unanwend barkeit 
des § 1611 Abſ. 1 BGB. auf Unterhaltsanſprüche des Ehe 
gatten gegen den anderen.] 

Die Revifion rügt zunächſt Verletzung der 88 13 60 Abſ. 2, 3, 
1361 Abſ. 1 BGB., indem ſie geltend macht, aus der feſt⸗ 
geſtellten grundloſen Weigerung der Beklagten, die häusliche 
Gemeinſchaft mit dem Kläger herzuſtellen, folge nicht die vom 
Berufungsgericht angenommene Berechtigung des Klägers zu 
gleicher Weigerung. Das letztere iſt zwar zuzugeben, daraus 
rechtfertigt fich aber nicht die weitere Folgerung der Reviſion, 
daß der Kläger zur Forderung einer Unterhaltsrente nicht 
berechtigt, ſondern nur befugt geweſen ſei, Klage auf Herſtellung 
des ehelichen Lebens gegen die Beklagte zu erheben und in 
dieſem Verfahren eine auf Gewährung eines Unterhaltsbeitrags 
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gerichtete einftweilige Verfügung zu erwirken. Dieſer Stand- 
punkt wird dem Sinn und der Bedeutung der die Unterhalts- 
pflicht der Ehegatten regelnden Vorſchriften der 88 1360, 1361 
BGB. nicht gerecht. In bezug auf die Art und Weiſe der 
Unterhaltsgewährung gilt als Regel, daß der Unterhalt in der 
durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe, im ge⸗ 
meinſamen Haushalte, zu gewähren iſt; unter beſonderen 
Umſtänden, zu denen namentlich der im erſten Satze des 8 1861 
BGB. hervorgehobene Fall des Getrenntlebens der Ehegatten 
gehoͤrt, iſt zur Beſchaffung des Unterhalts eine Geldrente zu 
entrichten. Hat der unterhaltspflichtige Ehegatte, der im Falle 
des Zuſammenlebens der Ehegatten Aufopferungen aus ſeinen 
Einkünften oder aus feinem Vermoͤgen zur Beſchaffung des 
Unterhaltes im gemeinſamen Haushalt machen müßte, durch 
eine grundloſe Trennung die beſonderen Verhäͤltniſſe herbei⸗ 
geführt, welche die Unterhaltsgewährung in der die Regel 
bildenden Weiſe ausſchließen, jo trifft ihn die Verpflichtung zur 
Gewährung einer Unterhaltsrente, denn dieſe Verpflichtung würde 
ihm nach 8 1361 BGB. ſogar dann obliegen, wenn er ſich 
aus einem berechtigten Grunde von dem anderen Ehegatten 
getrennt hätte. Die bezeichnete Verpflichtung zur Gewährung 
einer Unterhaltsrente endigt ſelbſtverſtändlich in dem Zeitpunkt, 
von welchem ab nach Wiederherſtellung des ehelichen Lebens 
Unterhalt gemäß 3 1360 Abſ. 3 gewährt wird. Die hier in 
Rede ftehende Verpflichtung iſt in gleichartigen Fällen vom RG. 
bereits anerkannt worden in den Urteilen vom 24. Oktober 1901 
in Sachen K. o. K. (IV. 203/01) und vom 6. März 1902 
(IV 41/02, JW. Beilage 3 S. 215). Daß der Kläger außer⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, iſt von dem Berufungs- 
gericht in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt worden. Die Rüge 
einer Verletzung der Vorſchriften der $ 1360, 1361 BGB. iſt 
ſonach nicht begründet. Das gleiche gilt von dem weiteren 
Angriff der Reviſion, welcher darauf geſtützt wird, daß unter 
Nichtberückſichtigung der Vorſchrift des § 1611 Abſ. 1 BGB. 
dem Kläger ein Anſpruch auf ſtandesmäßigen Unterhalt zuerkannt 
worden iſt. Die bezeichnete Vorſchrift: „Wer durch fein fittliches 
Verſchulden bedürftig geworden iſt, kann nur den notdürftigen 
Unterhalt verlangen“ findet auf den Unterhaltsanſpruch eines 
Ehegatten gegen den anderen keine Anwendung. Dies ergibt 
ſich daraus, daß die Vorſchrift ihre Stellung in dem von der 
Unterhaltspflicht der Verwandten handelnden Abſchnitt II des 
vierten Buches des BGB. gefunden hat und ſich nicht unter 
denjenigen Vorſchriften befindet, die zufolge der Verweiſung des 
von der Unterhaltspfliht der Ehegatten handelnden § 1360 
Abſ. 3 Satz 2 BGB. auf das Verhältnis zwiſchen Ehegatten 
entſprechende Anwendung finden (59 1605, 1613 —1 615). Eine 
Beſchränkung auf den notdürftigen Unterhalt kann bezüglich 
eines Ehegatten nur auf die Vorſchrift des 5 1611 Abſ. 2 
geſtützt werden, die neben den Eltern und Abkömmlingen auch 
den Ehegatten ausdrücklich erwähnt; die Beklagte hat jedoch 
nicht behauptet, daß die für die Anwendung des gedachten 
Abſ. 2 erforderlichen tatſächlichen Vorausſetzungen gegeben ſind. 
P. c. P., U. v. 16. Febr. 05, 607/04 IV. — Breslau. 

8. 88 1568, 1574 Abſ. 3 BGB. Art der Prozeßführung 
als Scheidungs grund.] 

Der von dem Berufungsgerichte zugeſprochene und von dem 
Reviſionekläger wiederum bekämpfte Antrag der verklagten 
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Ehefrau, auch den Kläger für ſchuldig an der Cheſcheidung zu 
erklären, erfordert zu feiner Begründung nach 8 1574 Abſ. 3 
BGB., daß Tatſachen vorliegen, wegen deren die Beklagte auf 
Scheidung klagen könnte. Das Berufungsgericht findet ſolche 
Tatſachen darin, daß im Laufe des Rechtsſtreites der Kläger in 
dem Schriftſatze vom 12. September 1903 habe ausführen 
laſſen: „die Beklagte habe im Dezember 1896 endgültig ſich von 
dem Kläger zu trennen beabfichtigt, um zu R. (ihrem ge 
ſchiedenen Ehemanne) zurückzukehren, der, nachdem er ſeine 
frühere Maitreſſe zur Gattin erhoben, jetzt die frühere Gattin 
zur Maitreſſe habe machen wollen“, und daß er in der 
mündlichen Verhandlung vom 11. Juni 1904 dieſe Behauptung 
habe wiederholen und dahin erweitern laſſen: „die Beklagte ſei 
Ende Dezember 1896 mit R. gemeinſchaftlich in demſelben 
Wagenabteil nach Genf gefahren, um die Scheidung ins Werk 
zu ſetzen; fie habe darauf mit R. wieder geſchlechtsvertraulich 
verkehrt und zwar ſowohl in Genf wie ſpäter in Riga, in dem 
letzteren Orte habe ſie im Hauſe des Bruders des R. gewohnt 
und ſei fie daſelbſt mit dieſem bis Nachts drei Uhr zuſammen ⸗ 
geſeſſen“. Das Berufungsgericht nimmt an, daß dieſe Dar- 
ſtellung einen außerordentlich ſchweren Vorwurf des Klägers 
gegen ſeine Ehefrau enthalte, der nicht begründet ſei und den 
er, wofür auch die Wahl des Wortes „Maitreſſe“ ſpreche, nur 
deshalb habe erheben laſſen, um die Beklagte nach Kräften 
herabzuſetzen und zu kranken. In der mithin für vorliegend 
erachteten mindeſtens leichtfertigen Beſchimpfung der Beklagten 
ſeitens des Klägers erblickt das Berufungsgericht eine ſo ſchwere 
Verletzung der ehelichen Pflicht, daß angenommen werden müfſſe, 
durch dieſelbe ſei in gleicher Weiſe, wie durch das Verhalten 
der Beklagten, die damals bereits vorhandene Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes derart geſteigert worden, daß auch der 
Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht mehr zugemutet werden 
könne (8 1568 BGB.). Die dagegen erhobenen Reviſions⸗ 
angriffe konnten nicht für begründet erachtet werden. Die Auf⸗ 
fafſung des Berufungsgerichts, daß an ſich die Art der Prozeß ⸗ 
führung des Klägers als Scheidungsgrund geltend gemacht und 
vom Gericht berückſichtigt, insbeſondere als Beleidigung der 
Gegenpartei angefehen werden konne, iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Allerdings muß die Partei die von ihren Prozeß 
bevollmächtigten vorgenommenen Prozeßhandlungen und vor⸗ 
gebrachten tatſächlichen Erklärungen, wenn ſchon dieſelben gemäß 
§ 85 380. auch für fie verpflichtend find, nicht unbedingt 
gegen ſich gelten laſſen, ſofern namentlich aus der Form des 
Vorbringens ein Rückſchluß auf den Zweck und die Abficht der 
Partei ſelbſt gezogen wird. Insbefondere kann die Partei für 
Außerungen beleidigender Art ihres Prozeßbevollmächtigten nur 
dann verantwortlich gemacht werden, wenn fie dieſen zum Ber- 
bringen derſelben angewieſen hat. In dieſer Beziehung ergeben 
aber die Erwägungen des Berufungsgericht die Annahme des · 
ſelben, daß der Kläger feinem Prozeß bevollmächtigten die 
Weiſung erteilt habe, den vorerwähnten Vorwurfs des geſchlechts⸗ 
vertraulichen Verkehrs mit R. gegen die Beklagte zu erheben 
und ſich auch des Ausdrucks „Maitreſſe“ zu bedienen. In 
dieſem Sinne iſt die hierauf bezügliche Ausführung des De 
rufungsgerichts in ihrer Geſamtheit und insbeſondere die darin 
gebrauchte Wendung zu verſtehen, der Kläger habe die Angaben 
und Ausführungen ſeines Prozeßbevollmächtigen vorbringen 
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laſſen. Von einer ausdrücklichen Feſtſtellung der 
Weiſung des Klägers an feinen Prozeß bevollmächtigten konnte 
das Berufungsgericht abſehen, da in dieſer Beziehung weder 
eine entgegengeſetzte Behauptung aufgeſtellt oder auch nur ein 
Zweiſel angeregt worden, noch ſonſt in der Sachlage ein 
zwingender Anlaß zu einem Zweifel und zur Aufklärung 
gegeben war. Das Berufungsgericht durfte daher die 
Außerungen des Prozeß bevollmächtigten dem Kläger zurechnen. 
Unzweifelhaft konnte dasſelbe in den erhobenen Vorwürfen eine 
beabſichtigte ſchwere Ehrenkränkung der Beklagten finden. Auch 
hat es die Grenzen ſeines zuläſſigen tatſächlichen Ermeſſens nicht 
dadurch überſchritten, daß es annahm, der Kläger habe durch 
dieſe Ehrenkränkung zur Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 
ſo weſentlich beigetragen, daß der Beklagten ebenſo wenig, wie 
ihm, die Fortſetzung der Che zugemutet werden könne. Damit 
war die geſetzliche Vorausſetzung für den Ausſpruch gegeben, 
daß auch der Kläger an der Gheſcheidung ſchuldig ſei. 
Sch. 6. Sch., U. v. 21. Febr. 05, 521/04 II. — Karlsruhe. 

9. 5 2033 BGB. Verfügung eines Miterben bei Erben ⸗ 
gemeinſchaft.] 

Von dem BGB. ift die Erbengemeinſchaft (58 2032 ff.) 
als Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſtaltet, ebenſo wie die 
Geſellſchaft (88 705 ff.) und die eheliche Gütergemeinſchaft 
(88 1442, 1519, 1549). Alle dieſe Verhältniſſe ſtimmen 
darin überein, daß an den Sachen und Rechten, die zu dem 
gemeinſamen Vermögen gehören, keine Anteilsrechte beſtehen 
und daher Verfügungen eines Teilhabers über Anteile an den 
einzelnen Gegenſtänden nicht möglich find. Dagegen iſt die 
Frage, ob und in welcher Form dem Teilhaber die rechtliche 
Macht gewährt werden ſolle, ſeine Anteilsberechtigung zur Be⸗ 
ſchaffung von Mitteln zu benutzen, verſchieden geordnet. Bei 
der ehelichen Gütergemeinſchaft iſt jede Verfügung des einzelnen 
ausgeſchloſſen (vergl. die erwähnten Beſtimmungen und 8 860 
3 O.); bei der Geſellſchaft find die Anſprüche, die den Geſell⸗ 
ſchaftern aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe gegeneinander zu⸗ 
ſtehen, nicht übertragbar, und ebenſo wenig kann von einem Ge⸗ 
ſellſchafter über feinen Anteil am Geſellſchaftsvermoͤgen verfügt 
werden, dagegen iſt die Übertragung der Anſprüche auf einen 
Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem Geſellſchafter bei 
der Auzeinanderſetzung zukommt, geſtattet (88 717, 719 
BGB.); bei der Erbengemeinſchaft iſt jedem Miterben die Ver⸗ 
fügung über ſeinen Anteil an dem Nachlaß erlaubt ($ 2033), 
dagegen wird eine Verfügung über andere Anſprüche, ins⸗ 
beſondere über den Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsgut⸗ 
haben, nicht erwähnt. Dieſe Verſchiedenheit iſt keineswegs eine 
zufällige. (Wird namentlich aus der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes gefolgert.) Bei der Erbengemeinſchaft beſteht die in 8 2033 
BGB. zugelaſſene Verfügung eines Miterben, deren rechtliche 
Natur freilich beſtritten (vergl. u. a. Wendt im Archiv für die 
Zivilpraxis Bd. 89 S. 455, andererſeits Strohal Erbrecht, 
3. Aufl. Bd. 2 8 64 S. 97), wie eine Vergleichung 
mit § 719 ergibt, nicht in der bloßen Abtretung des Aus- 
einanderſetzungsauſpruchs, ſondern in der Übertragung der Mit- 
berechtigung, die dem Miterben an dem Geſamtvermoͤgen zu- 
ſteht, und zwar derart, daß der Erwerber an Stelle des aus⸗ 
ſcheidenden bisherigen Mitberechtigten in das Geſamthand⸗ 
verhältnis eintritt. Dann aber iſt die Moͤglichkeit eröffnet, daß 
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der Erwerber an Stelle des Miterben und in dem nämlichen 
Umfang wie dieſer, auch an der Haftung für die Erbſchafts⸗ 
ſchulden teilzunehmen hat und die Begründung einer ſolchen 
Haftung iſt in der Tat mit der Verfügung eines Miterben über 
ſeinen Anteil an dem Nachlaß freilich nicht ſtets, aber doch der 
Regel nach verbunden. Die Verfügung kann nicht bloß in der 
Übereignung des Anteils, ſondern auch in der Beſtellung eines 
Pfandrechts oder eines Nießbrauches beſtehen, und in den beiden 
letzteren Fällen kommt eine Haftung des Erwerbers für die 
Nachlaßſchuld nicht in Frage, vielmehr iſt derſelbe nur ver- 
bunden, ſich die Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus den 
Nachlaßgegenſtänden gefallen zu laſſen. Wird dagegen von 
dem Miterben deſſen Anteilsrecht ſelbſt durch Verfügung ge- 
mäß 8 2033 BGB. übertragen, fo haftet der Erwerber 
jedenfalls dann, wenn der Übertragung ein in der Form des 
8 2371 BGB. geſchloſſener Erbſchaftskauf oder ein anderes 
auf die Veräußerung gerichtetes Rechtsgeſchäft zugrunde liegt 
(vergl. Strohal a. a. O. 8 92 S. 367, Cccius in Gruch Beitr. 
43, 808) zufolge 58 2383, 2385 BGB. für die Nachlaß⸗ 
ſchulden neben dem veräußernden Miterben und zwar gemäß 
§ 2383 in dem nämlichen Umfang, wie dieſer. Für die 
Haftung der Miterben find, abgeſehen von den allgemeinen 
Vorſchriften (vergl. beſonders 88 1967 bis 2017 BGB., 
55 780 bis 785 300.) die in 85 2058 bis 2063 BGB. 
gegebenen und in erſter Linie geltenden Sonderbeſtimmungen 
maßgebend, wonach die Miterben einer ziemlich ſtrengen Haftung 
unterworfen find. Würde ein Miterbe nicht nur gemäß 
88 2033, 2371 BGB. feinen Anteil an dem Nachlaß ver- 
kaufen konnen, ſondern überdies noch, ebenſo wie der Geſell⸗ 
ſchafter zufolge 8 717, die rechtliche Macht haben, feinen Aus⸗ 
einanderſetzungsanſpruch abzutreten, jo würde die Möglichkeit 
vorhanden fein, daß er zunächſt dieſen Anſpruch abtreten und 


dann über ſeinen Anteil im ganzen verfügen könnte und das 


würde zu der Folge führen, daß der Käufer des Anteils nichts 
erhielte, dagegen vielleicht für Nachlaßverbindlichkeiten mit ſeinem 
eigenen Vermoͤgen einzuſtehen hätte. Im Hinblick hierauf muß 
die oben erwähnte Unterſcheidung, die während der Vorarbeiten 
zum BGB. bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion ge⸗ 
macht wurde, für durchaus berechtigt erachtet und es muß 
ferner angenommen werden, daß die damals von der Kom⸗ 
miſflon gehegte Abfiht im Geſetz zum Ausdruck gelangt iſt. 
Hiermit iſt freilich nicht geſagt, daß die trotzdem von einem 
Miterben erklärte Abtretung deſſen, was ihm bei der Aus⸗ 
einanderſetzung zufallen werde, ohne jede rechtliche Wirkung ſei. 
Die Abtretung kann nicht zur Folge haben, daß der Aus- 
einanderſetzungsanſpruch aus dem Vermoͤgen des Miterben aus- 
ſcheidet, iſt jedoch wohl imſtande, eine vertragsmäßige Ver⸗ 
pflichtung zu erzeugen. Die gemäß $ 859 Abſ. 2 390. er- 
folgende Pfändung eines Erbteils läuft hinaus auf eine Pfän⸗ 
dung des Anſpruchs oder der Anſprüche, die aus dem Anteil 
hervorwachſen. Sie umfaßt den Erbteil, wie er zur Zeit der 
Pfändung dem Schuldner zuſteht, gibt dem Gläubiger das 
Recht, die Auseinanderſetzung zu beantragen (§ 86 FGG.) und 
gewährt ihm ein Pfandrecht an den bei der Teilung auf den ge⸗ 
pfändeten Erbteil fallenden Gegenſtänden, aus denen er ſich, 
wenn ihm der Erbteil überwieſen iſt, auch befriedigen kann 
(vergl. Gaupp⸗Stein a. a. O. § 859 III; Seuffert, 3D. 
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8. Aufl. $ 859 Anm. 2). 
423/04 IV. — Münden. 

10. 5 2269 BOB. Erſatz⸗ oder Nacherbe bei gemein- 
ſchaftlichem Teſtament von Eheleuten. 

Wenn Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtament, 
durch das fie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmen, 
daß der beiderſeitige Nachlaß nach dem Tode des Überlebenden 
an einen Dritten fallen ſoll, ſo kann ihr Wille ein zwiefach 
verſchledener fein. Er kann dahin gerichtet fein, daß der Dritte 
nur Erſatzerbe beider Teile ſein ſoll, ſo daß der Erbgang nach 
dem zuerſt Verſterbenden ſich mit deſſen Beerbung durch den 
überlebenden völlig erſchöpft und der Dritte den ganzen Nach⸗ 
laß, alſo auch das darin enthaltene Vermaͤgen des zuerſt Ver⸗ 
ſtorbenen, nur als (Erſatz⸗) Erbe des Überlebenden und nur 
kraft ſeiner durch dieſen erfolgten Einſetzung als Erbe erhält. 
Der Wille der Teſtatoren kann aber auch dahin gehen, daß der 
Dritte Erſatzerbe des Überlebenden hinſichtlich des von dieſem 
herrührenden Vermögens und zugleich Nacherbe des zuerſt 
Verſterbenden in Anſehung des von dieſem hinterlaſſenen Ver⸗ 
mögens fein fol. Das BGB. hat im § 2269 beſtimmt, daß 
im Zweifel angenommen werden ſoll, der Dritte ſei für den 
geſamten Nachlaß nur als Erſatzerbe des Überlebenden elngeſetzt. 
Iſt ein anderer Wille der Teſtatoren nachweisbar, ſo iſt dieſer 
maßgebend. Im gegenwärtigen Falle hat der Berufungsrichter 
aus dem Inhalt des Teſtaments den Willen der Teſtatoren 
einwandsfrei dahin feſtgeſtellt, daß die beiden Söhne der Che⸗ 
leute aus deren erſter Ehe nicht nur Erſatzerben des über- 
lebenden Teiles hinſichtlich ſeines Vermoͤgens, ſondern auch 
Nacherben des zuerft Verſterbenden hinſichtlich des von dieſem 
herſtammenden Nachlaſſes ſein ſollen. Mit Recht konnte von 
dieſem Standpunkt aus der Berufungsrichter die vom Reviflons⸗ 
gericht übrigens bereits im Urteil vom 14. Oktober 1904 in 
Sachen T. und Gen. wider den Pr. Fiskus (VII. 100, 04) 
im Prinzip bejahte Frage unentſchieden laſſen, ob die Aus⸗ 
legungsregel des 8 2269 BGB. auf die vor deſſen Inkraft⸗ 
treten errichteten Teſtamente anwendbar ſei. Der Berufungs- 
richter gründet ſeine Feſtſtellung auf die beiden Tatſachen, daß 
die Söhne der Teſtatoren im Teſtamente ausdrücklich als 
„Nacherben“ bezeichnet find und daß die freie Verfügung des 
Überlebenden auf die Erträgniſſe des Vermögens beſchränkt, er 
im übrigen aber nur zur gemeinſchaftlichen Verwaltung des 
Vermögens mit den Nacherben für berechtigt erklärt iſt. Dieſe 
beiden Gründe ſind durchaus geeignet, die Annahme des 
Berufungsrichters zu rechtfertigen; jedenfalls verſtößt der 
Berufungsrichter durch ihre Verwendung für ſeine Feſtſtellung 
gegen keine geſetzliche Beſtimmung. Mit Unrecht bekämpft die 
Reviſion den zuletzt angegebenen Grund des Berufungsrichters, 
indem ſie ausführt, die Einräumung einer dem Dritten zu⸗ 
ftehenden Mitverwaltung an dem ihm nach dem Tode des 
Überlebenden zufallenden Nachlaſſe zu Lebzeiten des Überlebenden 
ſchließe die Anwendung des 8 2269 BGB. nicht aus. Hieran 
mag ſo viel richtig ſein, daß die Einräumung einer ſolchen 
Mitverwaltung nicht ſchlechthin rechtlich unverträglich ſein wird 
mit der Stellung des Dritten, wenn es unzweifelhaft iſt, daß 
er nicht als Nacherbe des zuerſt Verſterbenden, ſondern nur als 
Erſatzerbe des Überlebenden berufen iſt. Allein nicht hierauf 
kommt es an, ſondern auf den tatſächlichen Schluß, der aus 
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ſolcher Beſtimmung auf den Willen der Teſtatoren zu ziehen 
iſt. In dieſer Beziehung wird die Feſtſtellung des Berufungs- 
richters durch die Ausführung der Revifion nicht erſchüttert. 
L. o. F., U. v. 7. Febr. 05, 312/04 VII. — Breslau. 

Zivilprozeßordnung. 

11. 5 3 398. Höhe des Streitgegenſtandes im Falle 
der Feſtſtellung, daß eine Forderung zu einer beſtimmten Zeit 
beſtanden hat.] 

Das KG. hat den Wert des Streitgegenſtandes der vom 
Kläger erhobenen Inzidentfeſtſtellungsklage auf 141 000 Mark 
feſtgeſetzt, augenſcheinlich deswegen, weil die den Gegenſtand 
dieſer Klage bildenden Forderungen ſich auf dieſen Betrag be ⸗ 
laufen. Der Beſchwerdeführer macht hiergegen geltend, daß er 
bereits in der Schlußverhandlung der erſten Inſtanz anerkannt 
habe, dem Kläger 125000 Mark ſchuldig zu ſein und daß er 
auch in der Berufungsinſtanz ein diesbezügliches Zugeftändnis 
abgegeben habe, ſodaß in Wahrheit der Streit in dieſer nur 
einen Betrag von 16000 Mark betroffen habe; der Streitwert 
koͤnne daher hoͤchſtens auf 16000 Mark feſtgeſetzt werden. Jener 
Erwägung ſteht indeſſen der Umſtand entgegen, daß der Be⸗ 
klagte, nachdem das LG. dem Klagantrag im vollen Umfang 
entſprochen hatte, in der von ihm beſchrittenen Berufungsinſtanz 
die Abweiſung der Klage im vollen Umfang beantragt und diet 
namentlich damit zu begründen verſucht hat, daß die Feſt⸗ 
ſtellungsklage mangels der prozeſſualen Vorausſetzungen einer 
ſolchen unzuläffig ſei. Sein Berufungsantrag hat ſich mithin 
auf die geſamten 141000 Mark bezogen. Gleichwohl iſt die 
Beſchwerde begründet. Die von der Vorinſtanz getroffene Be⸗ 
wertung des Streitgegenſtandes iſt zwar dann in der Regel 
zutreffend, wenn es ſich um die Feſtſtellung des Beſteh ent 
einer Forderung handelt, nicht aber auch in dem Falle, wenn 
die Feſtſtellung begehrt wird, daß eine Forderung zu einer ge ⸗ 
wiſſen Zeit beſtanden hat. Solchenfalls ift das Intereffe 
des Klägers an dieſer Feſtſtellung nach ZPO. 8 3 nach freiem 
Ermeſſen zu ſchätzen. G. 6. G., Beſchl. v. 16. Febr. 05, 
B 47/04 VI. — Berlin. 

12. 58 17, 22, 50 3pO. 8 51 des Geſetzes betr. die 
Geſellſchaften m. b. H. vom 20. April 1892. Zuſtändigkeit bei 
Klagen auf Zubußen von Mitgliedern einer Geſellſchaft des 
älteren Rechts. Rechtzeitigkeit der Einladung mittels ein- 
geſchriebenen Briefes zu einer Generalverſammlung.] 

Kläger klagt als Vorfitzender des Vorſtandes und Mitglied 
der Kali⸗Bohrgeſellſchaft Neu⸗Vienenburg gegen den Beklagten 
als Mitglied auf Zahlung der ſtatutengemäß vom Vorſtande 
ausgeſchriebenen Zubuße. Er ſtützt die Zuſtändigkeit des 
LG. II zu Berlin auf die in der Generalverſammlung vom 
10. Auguſt 1901 beſchloſſene, ſeither in Geltung ſtehende Be⸗ 
ſtimmung in 8 1 des Statuts der Geſellſchaft, wonach dieſe 
ihren Sitz und ordentlichen Gerichtsſtand am Wohnorte des 
jeweiligen Vorſitzenden hat. Beklagter hat Einlaſſung auf die 
Hauptſache unter Berufung auf die Einrede der ortlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichtes geweigert. Das KG. 
machte die Entſcheidung über die Zuſtändigkeitseinrede von 
folgendem, dem Beklagten auferlegten Eide abhängig: „Ich 
ſchwöre uſw., ich habe nach ſorgfältiger Prüfung und Er⸗ 
kundigung die Überzeugung erlangt, daß ich den eingeſchriebenen 
Brief des Notars, Juſtizrats S. zu Hannover mit der Gin. 
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ladung zur Generalverſammlung der Kali⸗Bohrgeſellſchaft Neu- 
Vienenburg vom 10. Auguſt 1901 nicht am 26. Juli 1901 er- 
halten habe. So wahr uſw.“ Es erachtete zwar für bewieſen, 
daß am 26. Juli 1901 ein die Einladung enthaltender ein⸗ 
geſchriebener Brief unter der Adreſſe des Beklagten beim Poſt⸗ 
amte in Hannover aufgegeben ſei, aber nicht für bewieſen, daß 
dieſer Brief dem Beklagten noch am gleichen Tage zugegangen 
ſei: Es ift unbedenklich, die 88 22, 17 ZPO. auf Geſell⸗ 
ſchaften, wie die hier vorliegende, anzuwenden, die zwar 
organifiert und von den Perſonen der zeitigen Mitglieder unabhängig 
find, denen aber die juriſtiſche Perſönlichkeit fehlt und daher 
nur Parteifähigkeit gemäß 8 50 Abſ. 2 3PO. zukommt. Auch 
die Entſch. des RG. Bd. 54 S. 207 und 297 ſtehen auf 
dieſem Standpunkte, den einzunehmen nach dem Wortlaute der 
geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere durch die Worte in 
& 17 Abſ. 1 „welche als ſolche verklagt werden können“ 
geboten erſcheint. Der Anſpruch des Klägers als Mitglied der 
Geſellſchaft gegen den Beklagten in gleicher Eigenſchaft konnte 
daher im Gerichts ſtande des 8 22 3PO. erhoben werden. Nach 
§ 17 Abſ. 1 39 O. (verbis: „wenn nicht ein anderes erhellt“) 
kommt es zunächſt darauf an, was das Statut über den Sitz 
der Geſellſchaft beſtimmt (vergl. RG., IV. 3S., Urteil vom 
27. Oktober 1904 JW. 05, S. 25 Nr. 29), und nach Abſ. 3 
daſelbſt konnte neben dem allgemeinen Gerichtsſtande des Sitzes 
durch das Statut ein weiterer allgemeiner Gerichts ſtand an- 
geordnet werden. Da 8 1 des neuen Statuts nun nicht nur 
den Sitz der Geſellſchaft, ſondern zugleich deren „orbent- 
lichen Gerichtsſtand“ nach dem Wohnorte des jeweilgen Vor⸗ 
fitzenden verlegt, ſo wäre danach für die vorliegende Sache in 
Charlottenburg in doppelter Hinſicht der Gerichtsſtand des 
8 22 ZPO. begründet, und es kommt in der Tat nur darauf 
an, ob dies am 10. Auguſt 1901 beſchloffene Statut den Be⸗ 
klagten bindet. Der Vorderrichter nimmt nun in Auslegung 
des § 17 des alten Statuts und in Anwendung der Grund- 
ſätze des gemeinen Rechts an, daß Beklagter, um an die Be⸗ 
ſchlüſſe der Verſammlung vom 10. Auguſt 1901 gebunden zu 
ſein, zu dieſer Verſammlung unter Beobachtung der in § 17 
vorgeſehenen Friſt von 14 Tagen, d. h. ſo, daß zwiſchen dem 
Tage der Einladung und dem Tage der Verſammlung volle 
14 Tage frei blieben, geladen ſein mußte, und daß dieſe Friſt 
nicht eingehalten wäre, wenn dem Beklagten das Einladungs⸗ 
ſchreiben erſt nach dem 26. Juli 1901 zugegangen ſein ſollte. 
Da nun weder bewieſen, noch zu vermuten ſei, daß der am 
26. Juli in Hannover zur Poſt gegebene, die Einladung ent⸗ 
haltende Einſchreibebrief dem Beklagten in Düſſeldorf noch am 
ſelben Tage zugeſtellt ſei, andererſeits aber die Möglichkeit einer 
ſo zeitigen Zuſtellung nicht ausgeſchloſſen ſei, ſo müſſe hierüber 
dem Beklagten der Eid auferlegt werden. Der Vorderrichter 
hat den § 19 des Statuts, wonach die in einer Generalver⸗ 
ſammlung gefaßten Beſchlüſſe nur innerhalb eines Monats im 
Wege einer Klage angefochten werden können, überſehen. Die 
Ausführung des Revifionsbeklagten, daß § 19 eine General- 
verſammlung vorausſetze, zu der alle Beteiligten ordnungsmäßig 
geladen ſeien, entbehrt der Begründung. Im Gegenteil iſt es 
der offenbare Zweck der Beſtimmung, die Heilung einer Form⸗ 
widrigkeit von geringer Bedeutung, wie ſie hier behauptet iſt, 
durch bloßen Zeitablauf herbeizuführen. § 13 des alten 
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Statuts beſagt: „Die Einladungen zu den Generalverſamm⸗ 
lungen erfolgen gültig durch Einſchreibebriefe an die im Geſell⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragenen Geſellſchaftsmitglieder. Andert ein 
Mitglied feinen Wohnfitz, fo hat es dies dem Vorſtande anzuzeigen.“ 
Dieſe Vorſchrift ſtimmt in ihrem erften Teile in der Hauptſache über- 
ein mit der Beſtimmung des 8 51 GmbHG. vom 20. April 1892: 
„Die Berufung der Verſammlung erfolgt durch Einladung der 
Geſellſchafter mittels eingeſchriebener Briefe.“ Es wird darüber 
geſtritten, ob nach dieſer Beſtimmung die Einladung bereits 
mit der Aufgabe des eingeſchriebenen Briefes zur Poſt, oder 
erft in dem Augenblicke bewirkt iſt, wo der Brief dem Adreſſaten 
zugeht. Erſteres nehmen Staub, Kommentar 8 51 Anm. 4, 
Parriſius und Crüger, Kommentar, und Simon in Hold⸗ 
heims W. 1 S. 226 an. Die Kommentare von Foͤrtſch, 
Neukamp, Birkenbiehl, Liebmann und Hergenhahn vertreten die 
zweite Anfiht. Die Auslegung dieſes Geſetzes, bei der haupt⸗ 
ſaͤchlich der fich aus der Natur der Sache ergebende Zweck in 
Ermanglung beſonderer in den Materialien enthaltener Direktiven 
in Betracht kommt, iſt auch für die hier vorliegende Statuten⸗ 
beftimmung von Bedeutung, da auch bezüglich dieſer, abgeſehen 
von den Abweichungen im Texte der Vorſchriften ſelbſt, auf die 
noch einzugehen fein wird, beſondere Umſtände für die Aus⸗ 
legung von Bedeutung fein konnten, nicht hervortreten. Der 
Senat nimmt nun keinen Anſtand, bei Auslegung des Geſetzes 
der erſteren, am ausführlichſten von Staub begründeten Anficht 
den Vorzug zu geben. Offenbar wollte der Geſetzgeber für die 
Einladung eine leicht zu beobachtende Form, die aber doch eine 
im allgemeinen genügende Sicherheit für die Geſellſchafter bietet, 
anordnen. Hierbei kam es zugleich darauf an, daß die General ⸗ 
verſammlung die Frage der legalen Berufung prüfen konnte, um 
zu wiſſen, ob fie ohne Gefahr, ihre Beſchlüſſe mangels ordnungs⸗ 
mäßiger Einladung vernichtet zu ſehen, vorgehen konnte. Dieſe 
Bedingungen erfüllt die Einladung mittels Einſchreibebrief, die 
letzterwähnte aber nur unter der Vorausſetzung, daß die Einladung 
als mit Aufgabe zur Poſt vollzogen gilt, denn weiteres als dieſe 
Aufgabe zur Poſt wird durch die Einſchreibebeſcheinigung nicht 
nachgewieſen. Auch Foͤrtſch, 8 51 Anm. 2 Abſ. 1, erkennt an, 
daß die Geſellſchaft keinesfalls darunter leiden könne, wenn die 
Einladung dem Geſellſchafter durch eigenes Verſchulden, etwa 
durch Aufgeben einer unrichtigen Adreſſe, verſpätet zugeht. Für 
derartige Fälle müßte alſo die Einladung als mit einem fin⸗ 
gierten Zugehen bewirkt erachtet werden, was mißlich iſt, da 
das Geſetz eine ſolche Ausnahme nicht vorſieht. Da die Be⸗ 
ſtellung ſich aber auch ohne jedes Verſchulden der Beteiligten ver- 
zoͤgern kann, wäre jede Generalverſammlung, wollte man der 
gegneriſchen Anficht folgen, der Gefahr ausgeſetzt, daß ihre Be⸗ 
ſchlüſſe ſich nachträglich, vielleicht erſt nach geraumer Zeit, wo 
ſie zu einſchneidenden Veränderungen der Sachlage geführt 
haben, als nichtig herausſtellen, und zwar ohne daß die die Gefahr 
bedingenden Umſtände für fie erkennbar find. Demgegenüber 
erſcheint es als das bei weitem kleinere Abel, dem einzelnen 
Geſellſchafter die geringfügige und ſelbſt bei Eintritt für ihn 
regelmäßig unſchädliche Gefahr einer verzögerten Beſtellung, 
ſowie die bei der Sicherheit unſeres Poſtdienſtes kaum ernftlich 
in Betracht zu ziehende Gefahr einer gar nicht erfolgten Be⸗ 
ſtellung aufzubürden. Die hier vertretene Anſicht bietet endlich 
den Vorteil, daß die Geſellſchaftsorgane ſämtliche Einladungen 
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einheitlich und mit ficherer Berechnung der Friſt ergehen laſſen 
können, während fie nach der gegneriſchen Anſicht gezwungen 
wären, bei Aufgabe der Einladungen für entfernter wohnende 
Geſellſchafter vorher eine Berechnung anzuſtellen, wann ihnen 
dieſe Einladungen nach Maßgabe der Entfernungen und der 
Poſteinrichtungen der betreffenden Wohnorte mutmaßlich zu⸗ 
gehen möchten. Dabei könnte fich vielfach die Notwendigkeit 
von den Friſten für die Anberaumung der Verſammlungen 
ergeben, die zu der kurzen im Geſetze beſtimmten Einladungs⸗ 
friſt von einer Woche in keinem Verhältniſſe ſtehen und ge⸗ 
eignet wären, eilige im Intereſſe der Geſellſchaft gebotene Maß⸗ 
nahmen zu vereiteln. Nach § 13 des alten Statuts bedarf 
es auch einer Einladung der nicht ins Geſellſchaftsregiſter ein- 
getragenen Mitglieder überhaupt nicht, und es haben die Mit⸗ 
glieder nur dann einen Anſpruch darauf, unter ihrer richtigen 
Adreſſe eingeladen zu werden, wenn fie dieſe dem Vorſtande auf⸗ 
gegeben haben. Dem letzteren ſollte alſo das Einladungs⸗ 
geſchäft noch mehr erleichtert werden, wie den Geſchäftsführern 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nach dem obigen 
Geſetze. Auch läßt der Wortlaut des § 13 erkennen, daß von 
„Zugehen“ die Wirkſamkeit der Einladung im allgemeinen nicht 
abhängen ſoll, denn das Erfordenis „Einſchreibebriefe an die 
im Geſellſchaftsregiſter eingetragenen Geſellſchaftsmitglieder“ 
wird ſeiner ſprachlichen Bedeutung nach durch Abſendung der 
betreffenden Briefe erfüllt. Da nun unbeſtritten der die Ein- 
ladung zur Generalverſammlung vom 10. Auguſt enthaltende 
Einſchreibebrief am 26. Juli unter der Adreſſe des Beklagten 
in Hannover, dem damaligen Sitze der Geſellſchaft, zur Poſt 
gegeben iſt und zwiſchen den genannten beiden Tagen 14 freie 
Tage liegen, ſo kann Beklagter die Ergebniſſe der Verſammlung 
nicht aus dem Grunde anfechten, daß er dazu nicht rechtzeitig 
geladen ſei. K. c. P., U. v. 11. Febr. 05, 444/04 I. — Berlin. 

13. 5 52 Abſ. 2 3 O. in Verb. mit $ 1400 Abſ. 2 BGB. 
Bei Klage der Ehefrau „im Beiſtande des Ehemannes“ iſt 
letzterer nicht Partei und daher zuläffiger Zeuge.] N 

Die Reviſion beſchwert ſich darüber, daß der Ehemann der 
Klägerin zu Unrecht als Zeuge vernommen und deſſen Ausſage 
berückfichtigt ſei. Der Mann ſei Prozeßpartei und habe darum 
gar nicht als Zeuge vernommen werden dürfen. Das iſt jedoch 
ein Irrtum, der Ehemann der Klägerin iſt nicht Partei in 
dieſem Prozeſſe. Die Reviſion will ihre Annahme damit be⸗ 
gründen, daß die Klage erhoben ſei für die Frau „im Beiſtand 
ihres Ehemannes“. Das iſt zwar richtig, und der Klageſchrift 
folgend haben noch verſchiedene andere Schriftſätze und die 
Urteile erſter wie zweiter Inſtanz, auch dieſes Reviflonsurteil, 
bei der Bezeichnung der klagenden Partei dem Namen der 
klagenden Ehefrau hinzugefügt „im Beiſtand ihres Ehemannes“. 
Aber in Wirklichkeit hat der Mann der Frau keinen Beiſtand 
im Prozeſſe geleiſtet, er hat vielmehr an dem Prozeſſe überhaupt 
nicht teilgenommen, die Prozeßvollmacht iſt allein von der Frau 
ausgeſtellt und der Mann iſt weder jemals zu den Verhandlungen 
geladen worden, noch in ihnen durch einen Prozeß bevollmächtigten 
vertreten geweſen. Als Prozeßpartei würde er unter dieſen 
Umſtänden nur dann angeſehen werden konnen, wenn etwa bie 
Frau für ihn, in ſeiner Vertretung, oder doch zugleich mit für 
ihn geklagt hatte. Für eine ſolche Annahme bieten jedoch die 
Prozeßakten keinen Anhalt. Allerdings iſt unter der Herrſchaft 
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des PrAsR. wiederholt angenommen worden, wenn in Prozeſſen 
über das Eingebrachte der Frau die Klage der Frau mit dem 
Zuſatz „im Beiſtande des Ehemannes“ rubriziert worden war, 
daß die Frau den Mann im Prozeſſe mitvertrete; es beruhte 
das darauf, daß nach Landrecht die Ehefrau nicht für legitimiert 
angeſehen wurde, wenn es ſich um ihr Eingebrachtes handelte, 
im Gegenſatz zu vorbehaltenem Gut, allein, ohne Zuziehung 
des Mannes, zu klagen oder verklagt zu werden. Das verhält 
ſich jetzt aber anders. Nach § 52 Abſ. 2 ZPO. wird die 
Prozeßfähigkeit der Frau dadurch, daß ſie Ehefrau iſt, nicht 
beſchränkt, und wenn nun der 8 1400 Abſ. 2 BGB. für den 
auch im vorliegenden Fall maßgebenden geſetzlichen Güterſtand 
beſtimmt, daß die Frau ein zum eingebrachten Gut gehörendes 
Recht im Wege der Klage nur mit Zuſtimmung des 
Mannes geltend machen könne, fo folgt daraus zwar, daß die 
Aktivlegitimation der Ehefrau zu ſolchen Klagen von der Vor⸗ 
ausſetzung abhängig iſt, daß der Mann mit der Klagerbebung 
durch fie einverſtanden iſt, dagegen nicht, daß der Mann ſelber 
als Partei an dem Prozeſſe teilnehmen müſſe. Der Mann 
kann feine Zuſtimmung durch Teilnahme am Prozeſſe, als 
Mitkläger oder Nebenintervenient, betätigen, er ſtimmt der 
Prozeßführung aber auch dann zu, wenn er ſich außerhalb des 
Prozeſſes damit einverſtanden erklärt. Darum zwingt jetzt der 
Zuſatz „im Beiſtande des Ehemannes“ nicht mehr zu der Aus⸗ 
legung, daß der Mann durch die Frau im Prozeß vertreten ſein 
wolle, ſondern dieſer Zuſatz beſagt an ſich nichts weiter, als 
daß der Mann mit der Klage einverſtanden ſei (vergl. auch das 
Urteil des IV. Senats vom 22. Oktober 1903 zur Sache 
IV 295/03, mitgeteilt in der JW. 03, Beil. S. 147). Die 
Beklagten hätten die hiernach zunächſt bloß von der klagenden 
Ehefrau behauptete Zuſtimmung ihres Ehemannes beſtreiten 
koͤnnen; aber das haben ſie ſo wenig getan, daß ſie ſogar jetzt 
behaupten, der Mann ſei ſelbſt mit Partei geweſen. Iſt dies 
wie gezeigt unrichtig, fo haben alſo die Beklagten nicht be 
ſtritten, daß der Mann — da es nicht im Prozeß geſchehen 
ift — außerhalb des Prozeſſes feine Zuſtimmung zu der Klag⸗ 
erhebung erteilt hat. Dadurch iſt aber der Mann nicht Partei 
in dieſem Prozeſſe geworden. S. c. F., U. v. 1. März 05, 
344/04 V. — Breslau. 

14. 8 91 3D. Erſtattung von Reiſekoſten der Partei 
zu Terminen.] 

Zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erſchien es geboten, 
daß ſich der Kläger auch perſöͤnlich zu den Verhandlungsterminen 
vor dem LG. und dem OL G. einfand. Es handelte ſich nicht 
bloß, wie der Beklagte geltend macht, um die Entſcheidung der 
Rechtsfrage (Anwendung des § 20 des Fiſchereigeſetzes), ſondern 
auch um tatſächlich verwickelte Verhältniſſe, inbeſondere in An⸗ 
ſehung der vom Beklagten in der Obra aufgeſtellten Fang ⸗ und 
Sperrvorrichtungen, zu deren Aufklärung das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Parteien dienlich war, wie denn das Protokoll über 
die Sitzung vom 4. Juli 1903 vor dem O2 G. ergibt, daß die 
Parteien ſelbſt zum Worte verſtattet find. S. o. F., Beſchl. v. 
18. Febr. 05, B 13/05 VII. — Poſen. 

15. 8 268 3PO. Eine Kondiktion anſtatt der ur- 
ſprünglichen Vertragsklage enthält eine Klageänderung.] 

Die Klägerin hat in der Berufungsinſtanz geltend gemacht: 
ſei eine Willenseinigung über den Inhalt der von der Beklagten 
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übernommenen Garantie nicht zuſtande gekommen, fo konnte 
Klägerin immerhin nach den Gefichtspunkten der condictio 
causa data causa non secuta oder cond. sine causa wegen 
Irrtums den durch Holzlieferung ungedeckten Teil der 5 000 Mark 
zurückfordern. Das Berufungsgericht fieht hierin mit Recht 
eine infolge des Widerſpruchs der Beklagten unzuläffige Klage⸗ 
änderung. Die tatſächliche und die rechtliche Grundlage der Klage 
und die nunmehr verſuchte Begründung des Anſpruchs iſt eine 
andere. Die Klagebegründung ſetzt Übereinſtimmung, die neue 
Begründung Nichtübereinſtimmung des Willens der Parteien, 
erſtere das Zuſtandekommen eines Vertrags, alſo ein Vertrags ⸗ 
verhältnis, letztere voraus, daß ein Vertrags verhältnis nicht 
beſtehe. In einer Entſcheidung des I. Z S. vom 7. März 1883, 
RG. 8, 91 fiſt allerdings für zuläffig erklärt, daß, wenn der 
Darlehnsvertrag nicht zuſtande gekommen ſei, die Geltend⸗ 
machung der Bereicherung eine unzuläffige Klageänderung nicht 
in ſich ſchließe. Dagegen iſt in einer Entſch. des III. 3S. 
III 731, 97; Seuffert A. 48, 161 der Übergang von der reb- 
hibitoriſchen Klage auf den Antrag auf Nichtigkeitserklärung des 
Kaufvertrags, in einer Entſch. des VI. 35. R. 166/97 
(JW. 98, S. 612) die Begründung des Schadenserſatzanſpruches 
auf grobes Verſehen nach urſprünglicher Geltendmachung der 
Ungültigkeit des Kaufs, in einer Entſch. des II. 3S. R. II 17/98, 
JW. 98, S. 4155 der Übergang von der condictio in debiti 
auf eine Dolusklage als Klageaͤnderung im Sinne des 
§ 489 3p DD. ä. F. erachtet. (Vergl. auch JW. 99, 
S. 723, 7417.) In einer Entſch. des VII. 3S., SW. 7417 iſt 
eine unzuläſſige Klageänderung in einem Falle angenommen, 
in dem die Klage erſt auf Bereicherung und dann in II. Inſtanz 
auf Vertrag geſtützt wurde. Eine Entſch. des II. ZS. (JW. 03 
S. 124°) hält den Übergang von einer auf Täufchung oder 
Irrtum geſtützten Klage zur Wandlungs- oder Minderungsklage 
für eine unter 8 5292 39. fallende Klageänderung, weil 
erſtere die Nichtigkeit, letztere die Gültigkeit des Vertrags 
vorausſetze. Seuffert Zivilprozeß, 4. Aufl. S. 822 Nr. 91 
nimmt unzuläffige Klageänderung an, wenn anſtatt eines Ver⸗ 
tragsverhältniſſes ungerechtfertigte Bereicherung geltend gemacht 
wird. Vergl. Gaupp⸗Stein, VI. Aufl. S. 596; Peterſen, 
5. Aufl. 1 S. 335 Nr. 3. Der Annahme, daß dem Übergang 
von der Vertragsklage auf die Klage wegen Bereicherung in 
dem vorliegenden Falle $ 527 ZPD. entgegenſtehe, ſteht die 
Entſch. in Bd. VIII S. 91 der Entſch. des RG. in Zivilſachen 
nicht im Wege. Die Entſcheidung betrifft die Rückforderung 
einer von dem Kaſſierer unterſchlagenen Geldeinlage, durch die 
bei ordnungsmäßiger Quittierung ein Darlehnsvertrag zuſtande 
gekommen wäre. Der tatſächliche Vorgang der Hingabe iſt hier 
nicht verändert. Die Klägerin fordert aber zuerſt, weil Bürg- 
ſchaft geleiſtet worden ſei und die Beklagte nun an Stelle 
des Schuldners zu leiſten habe, das vom Schuldner zu 
Leiſtende, dann, weil Bürgſchaft nicht geleiſtet worden ſei und 
die Beklagte nun das von ihr Bezahlte zurückzugeben habe, 
das von ihr Gegebene zurück. Hierzu kommt noch, daß die 
Anzahlung von 5 000 Mark an die Gläubiger des E. erfolgt 
iſt und ſomit auf Grund der tatſächlichen Sachlage erſt zu 
ermitteln wäre, ob eine Bereicherung vorliege, die tatſächlichen 
Grundlagen für dieſe Prüfung aber gar nicht Gegenſtand der 
Verhandlung geweſen find. Hiernach liegt unzweifelhaft eine 
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infolge Widerſpruchs der Beklagten unzuläffige Klageänderung 
vor. R. c. Z., U. v. 26. Jan. 05, 138/04 VI. — Münden. 

16. 55 406, 548 39D. Über ein Geſuch um Ab⸗ 
lehnung eines Sachverſtändigen iſt durch Beſchluß, nicht im 
Urteil zu befinden.] 

Mangels eines Beſchluſſes über ein Ablehnungsgeſuch des 
Sachverſtändigen konnte ein Beſchwerderecht des Beklagten nicht 
in Frage kommen. Folgeweiſe kommt auch § 548 3] 0. nicht 
in Betracht. Mithin muß die Rüge der Verletzung des 
§ 406 3PO. in der Reviſionsinſtanz zuläſſig erſcheinen. 
Gegen dieſe Erwägungen kann nicht eingewendet werden, durch 
den gerügten prozeſſualen Verſtoß ſei der Reviſionskläger aus 
dem Grunde nicht beſchwert, weil ſelbſt dann, wenn das 
Berufungsgericht in der vorangegebenen Weiſe geſetzmäßig ver- 
handelt und entſchieden und das Ablehnungsgeſuch verworfen 
hätte, die Beſchwerde zweck und gegenſtandslos, die Anfechtung 
der Entſcheidung im Revifionswege nach § 548 300. unzuläſſig 
geweſen wäre. Denn wenn auch dieſe Folge bei ordnungs- 
mäßigem Prozeßgange eingetreten wäre, ſo braucht ſie der 
Revifionskläger doch nicht als Wirkung eines geſetzwidrigen 
Verfahrens hinzunehmen. Die geſetzlichen Vorſchriften, welche 
den Schutz der Parteirechte bezwecken, müſſen von den Inſtanz⸗ 
gerichten genau befolgt und voll zur Geltung gebracht werden. 
H. 6. F., U. v. 7. Febr. 05, 225/04 II. — Hamm. 

17. 58 924, 925, 937 ZPD. Widerſpruch gegen eine 
einſtweilige Verfügung und Aufhebungsantrag koͤnnen in einem 
Verfahren vereinigt werden.] 

Das Berufungsgericht geht bei Beurteilung des Vorbringens 
des Ehemannes, auf Grund deſſen er Aufhebung der auf Antrag 
der Ehefrau erlaſſenen einſtweiligen Verfügung beantragte, von 
dem Satze aus, die Rechtsbehelfe des Widerſpruchs (§8 9 24, 
925 ZPD.) und des Aufhebungsantrags (§S 927 ZPO.) ſeien 
in ihrem Weſen ſo verſchieden, daß in demfelben Verfahren 
weder eine Verbindung derſelben noch ein Übergang von dem 
einen zu dem anderen zuläſſig oder möglich ſei. Dieſer den 
Ausgangspunkt der Erwägungen des Berufungsgerichts bildende 
Satz, der zu der eingeſchränkten Beurteilung geführt hat, iſt 
rechtsirrig. Die im Verfahren über Arreſte und einſtweilige 
Verfügungen (8 936 ZPD.) dem Schuldner gewährten Rechts⸗ 
behelfe find allerdings inſofern verſchieden geſtaltet, als ſich der 
Widerſpruch gegen die zur Zeit des Erlaſſes der Anordnung 
vorausgeſetzte Sachlage und die daraus begründete Anordnung 
richtet, daß deshalb der Gläubiger (Antragſteller) die Partei- 
ſtellung des Angreifers hat und daß ihm die erforderliche Glaub⸗ 
haftmachung obliegt, während der Aufhebungsantrag des § 927 
ZPO. dem Schuldner ein Mittel gewährt — und zwar auch 
noch nach erfolgter Beſtätigung der Anordnung — nachträglich 
eingetretene oder aber ältere, jedoch erſt nachträglich zur Kenntnis 
des Schuldners gelangte Tatſachen zur Geltung zu bringen der⸗ 
geſtalt, daß hier dem Schuldner (Antragsgegner) die Stellung 
des Angreifers zukommt und ihm die Glaubhaftmachung in 
Anſehung einer Veränderung der Umſtände obliegt. Hiervon 
abgeſehen find dem inneren Weſen nach beide Rechtsbehelfe gleich⸗ 
artig geſtaltet. Sie verfolgen in einem zwiſchen denſelben 
Parteien vor demſelben Gericht zum Austrag zu bringenden 
Verfahren bei gleichem Antrage dasſelbe Ziel: die Aufhebung 
der vom Schuldner beanſtandeten Anordnung. Auch die Art 
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und Weiſe der Einlegung der Rechtsbehelfe iſt völlig gleichmäßig 
geregelt (§ 9 24 Abſ. 2 ZPO.) Der Schuldner hat, ohne an 
die Einhaltung einer Friſt gebunden zu ſein, den Gläubiger 
(Antragſteller) durch einen Schriftſatz unter Mitteilung der 
Gründe, die er für die Aufhebung geltend machen will, zur 
mündlichen Verhandlung zu laden. Auf Grund dieſer Ver⸗ 
handlung entſcheidet das Gericht durch Urteil. Hiernach ſteht 
ein aus dem inneren Weſen der Rechtsbehelfe ſich ergebendes 
Bedenken einer Verbindung in demſelben Prozeßverfahren nicht 
entgegen, ebenfo wenig ſteht eine beſondere Vorſchrift der Zivil⸗ 
prozeßordnung im Wege. (Vergl. auch RG. 57, 223.) Der 
praktiſchen Durchführbarkeit eines beide Rechtsbehelfe umfaſſenden 
einheitlichen Verfahrens ſteht endlich auch der Umſtand nicht ent⸗ 
gegen, daß in Anſehung einzelner tatſächlicher Anführungen den 
Glaͤubiger, in Anſehung anderer den Schuldner die mit der 
Parteiſtellung des Angreifers verknüpfte Verpflichtung zur Glaub⸗ 
haftmachung treffen kann, darin zeigt ſich keine weſentliche Ab⸗ 
weichung von einem gewöhnlichen Rechtsſtreit der Parteien. 
v. H. c. v. H., U. v. 9. Febr. 05, 390/04 IV. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

18. Art. 877 (a. F.), 8 873 BGB. Bedeutung des 
„Kondemnierens wegen Seeſchaden.“] 

Die Revifion rügt, daß das Os G. den Fall, in dem nach 
den Policen Totalſchaden vergütet werden ſolle, grundlos nicht 
für gegeben erachte. Dasſelbe verwirft dleſen Klagegrund, weil 
durch den Beſchluß des AG. in Danzig vom 14. November 1902 
zwar der bier fragliche Dampfer „Emil Berenz“ für 
reparaturunwürdig erklärt, die Befugnis zum Verkaufe desſelben 
aber nicht erteilt, ſomit der Fall der Kondemnierung nach den 
Beſtimmungen des Allg. Deutſch. HGB. nicht eingetreten ſei. 
Dieſer Begründung kann nicht beigetreten werden. Da die 
Klauſel der Policen: „falls der Dampfer unter Aufhebung der 
88 131 und 137 der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen 
von 1867 nach den Beſtimmungen des Allg. Deutſch. HGB. 
wegen Seeſchadens kondemniert wird,“ den § 131 der Al- 
gemeinen Seeverſicherungsbedingungen, der die Befugnis des 
Perſicherten, das Schiff wegen Reparaturunfähigkeit (nicht auch 
wegen Reparaturunwürdigkeit) zum öffentlichen Verkauf zu 
bringen, im Verhältnis zum Verſicherer regelt, ausdrücklich aus⸗ 
ſchließt und ſtatt deſſen auf die Beſtimmungen des Allg. 
Deutſch. HGB. verweiſt, ſo iſt für die Auslegung der Klauſel 
der dem 8 131 entſprechende Art. 877 dieſes Geſetzbuchs 
($ 873 neuer Faſſung) maßgebend. Demnach deckt ſich die 
Klauſel mit dem im Art. 877 vorausgeſetzten Fall, daß die 
Reparaturunfähigkeit oder Reparaturunwürdigkeit des Schiffes 
auf dem im Art. 499 ($ 530 neuer Faſſung) vorgeſchriebenen 
Wege feſtgeſtellt iſt. „Kondemnieren wegen Seeſchaden“ 
bedeutet im Sinne der Policen nichts anderes, als die 
Reparaturunfähigkeit oder Reparaturunwürdigkeit des Schiffes 
gemäß § 873 des HGB. feſtſtellen. Dieſer Paragraph ver- 
weiſt für die Feſtſtellung auf den $ 530 (Art. 499 alter 
Faſſung) als Verfahrensvorſchrift. Hieraus folgt aber nicht, 
daß feine Geltung auf den Fall des § 530 beſchränkt werden, 
und das weſentliche ſeiner Beſtimmung darin liegen ſollte, daß 
im Falle des § 530 der öffentliche Verkauf des Schiffes auch 
dem Verſicherer gegenüber wirkſam ſei. Dieſe Auslegung würde 
der materiellrechtlichen Bedeutung des § 873 nicht gerecht 
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werden. Derſelbe regelt, ohne einen beſtimmten Fall der Feſt⸗ 
ſtellung der Reparaturunfähigkeit oder Reparaturunwürdigkeit 
des Schiffes zu bezeichnen, das Verhältnis zwiſchen Berficherer 
und Verficherten, wenn dieſer bei Reparaturunfähigkeit oder 
Reparaturunwürdigkeit des Schiffs Entſchädigung wegen Total ⸗ 
verluft fordern will (vgl. Prot. der Kommiſſion zur Beratung 
eines Allg. Deutſch. HGB. S. 3595). Der Paragraph 
betrifft daher zwar auch den Fall, wenn das Schiff außerhalb 
des Heimathafens reparaturunfähig oder reparaturunwürdig 
geworden iſt, und der Schiffer von der ihm im 5 530 
erteilten Befugnis zum Verkaufe des Schiffs Gebrauch machen 
will. Er gilt aber nicht minder für den Fall, daß die 
Reparaturunfähigkeit oder Reparaturunwürdigkeit im Heimat⸗ 
hafen, wo jene Befugnis des Schiffers verſagt, eingetreten iſt, 
und der Reeder von dem Verſicherer Erſatz des Totalſchadens 
verlangt. Alsdann kann das Verfahren des 8 530 nur 
inſoweit Anwendung finden, als die zuftändige Behörde des 
Heimathafene die Reparaturunfähigkeit oder Reparatur- 
unwürdigkeit des Schiffes feſtſtellt und ſich auf dieſe Feſtſtellung 
beſchränkt. Die Notwendigkeit eines Anſpruches der Behörde 
dahin, daß der Reeder zum öffentlichen Verkaufe des Schiffes 
befugt ſein ſolle, iſt nicht vorhanden, weil der Reeder dieſe 
Befugnis ſchon kraft ſeines Eigentums hat und ſie ihm, ſoweit 
die Wirkſamkeit gegenüber dem Verſicherer in Betracht kommt, 
vom Geſetze ſelbſt ausdrücklich beigelegt iſt (8 873). Die 
vorſtehende Darlegung befindet ſich nicht im Widerſpruch zu 
der von dem OLG. angezogenen Entſcheidung des RG. Bd. 21 
S. 88, welche nicht die Kondemnation des Schiffes im Heimats- 
hafen, ſondern im Nothafen betrifft. Im vorliegenden Falle iſt 
die Feſtſtellung der Reparaturunwürdigkeit des Dampfers 
„Emil Berenz“ auf Antrag der Reederei desſelben durch das 
nach 8 145 Abſ. 1 FGG. zuſtändige AG. in Danzig im 
Heimatshafen vorſchriftsmäßig erſolgt. Da ſomit das Schiff 
im Sinne der Policen wegen Seeſchaden kondemniert iſt, ſo 
würde die Klage begründet fein, wenn ihr nicht der nach § 70 
der von den Parteien abgeänderten Zuſätze zu den Allgemeinen 
Seeverſicherungsbedingungen an ſich zuläffige Einwand der 
Seeuntüchtigkeit des Schiffes entgegengeſetzt wäre, der eine 
weitere Verhandlung erforderlich macht. R. o. N.⸗D. Berf.- 
Geſ. u. Gen., U. v. 27. Febr. 05, 441/04 L — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

19. Vertrag zwiſchen Gemeinde und Verficherungsgeſell⸗ 
ſchaft über Verſicherung von Beamten der erjieren gegen Unfall 
begründet kein Klagerecht der Beamten.] 

Die Beklagte — Gemeinde L. — hat durch den Ver⸗ 
vom un 1898 unter den beigedruckten 
Bedingungen den bei ihr jeweils angeſtellten Polizeikommiffar 
ſowie 5 Schutzleute auf ihre Koſten gegen Unfälle auf 10 Jahre 
bei dem Allgemeinen Deutſchen Verſicherungsverein in Stutt. 
gart, einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit, in Höhe einer jähr 
lichen Rente von 10 000 Mark bezw. 6000 Mark bei bleibender 
gänzlicher Erwerbsunfähigkeit, und in Höhe einer entſprechenden, 
nach dem Grade der Erwerbs unfähigkeit zu bemeſſenden jähr- 
lichen Rente oder einer dieſer Rente entſprechenden Abfindungs- 
ſumme verſichert. Der Kläger iſt ſeit dem Jahre 1888 von der 
Beklagten als Polizeiſergeant feſt angeſtellt. Im Jahre 1898 
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erlitt er bei Ausübung ſeines Dienſtes dadurch einen Unfall 
daß er von einem Radfahrer überfahren wurde. Er wurde in⸗ 
folgedeſſen ſchwerhöͤrig. Wegen dieſes Unfalls beantragte die 
Beklagte bei dem Verſicherungs verein eine Kapitalentſchädigung 
und erhielt dieſelbe in Höhe von 2 500 Mark im Jahre 1902 
ausgezahlt. Sie legte dieſe Summe am 3. Oktober 1902 zu⸗ 
gunſten der Kinder des Klägers bei der Sparkaſſe in 
Lütgendortmund verzinslich an, weigerte fi aber, dem Ver⸗ 
langen des Klägers, ihm einen Teilbetrag von 500 Mark zur 
Deckung von Schulden auszuzahlen, Folge zu geben. Der 
Kläger iſt nach wie vor im Amte und hat durch den Unfall 
bisher eine Einbuße in ſeinem Dienſteinkommen nicht erlitten. 
Auf ſeine Klage iſt die Beklagte durch Urteil der Fünften 
Zivilkammer des Landgerichts in Dortmund vom 2. Oktober 1903 
verurteilt worden, „darein zu willigen, daß der durch die Be⸗ 
klagte bei der Sparkaſſe in Lütgendortmund zugunften des 
Klägers bezw. deſſen Kinder zinsbar angelegte Betrag von 
2 500 Mark nebſt den Zinſen an den Kläger ausgezahlt werde“. 
Die Beklagte hat gegen dieſe Entſcheidung Berufung eingelegt, 
und entſprechend ihrem Berufungsantrage hat das Os G. in 
Hamm durch das Urteil vom 19. April 1904 unter Abänderung 
der Vorentſcheidung die Klage abgewieſen. Die vom Kläger 
eingelegte Reviſion iſt zurückgewieſen: Es fragt fich, ob aus 
dem zwiſchen der Beklagten und dem Allgemeinen Deutſchen 
Verſicherungsverein abgeſchloſſenen Verſicherungs vertrage vom 
Abri rl 1898 ſich der eingeklagte Anſpruch herleiten läßt. 
Das tft zu verneinen. Der Kläger behauptet zwar, dieſer Ver⸗ 
fiherungsvertrag ſei zum Vorteil eines Dritten, nämlich zu 
ſeinem Vorteil in dem Sinne abgeſchloſſen worden, daß nur 
ihm das Recht anf die Zahlung der Verſicherungsſumme, ſei es 
gegenüber dem Verſicherungsverein, ſei es gegenüber der zunächſt 
empfangs berechtigten Beklagten, zuſtehen ſolle. Eine ſolche 
Auffaſſung des durch den Vertrag geſchaffenen Rechtöverhält- 
niſſes iſt aber mit ſeinem klaren Wortlaute unvereinbar. Nach 
§ 1 der dem Verſicherungs vertrage zugrunde liegenden all⸗ 
gemeinen Bedingungen wird die Mitgliedſchaft des Verſicherungs⸗ 
vereins mit Abſchluß des Vertrages erworben, durch den der 
mit dem Verein Abſchließende gegen Erwerböverlufte durch Un⸗ 
fall für ſeine Perſon oder für Dritte Verficherung 
nimmt. Der 5 11 beſtimmt dann unter der Mberfchrift: 
„Feſtſtellung des Anſpruchsberechtigten“ unter 
Ziffer 3, es koͤnne, falls eine durch ein Mitglied beim Verein 
verficherte dritte Perſon von einem Unfalle betroffen werde, 
nur das Mitglied oder deſſen Erben Anſpruch auf 
Zahlung der zu leiſtenden Entſchädigung erheben. Die Ver⸗ 
tragſchließenden haben hiernach offenbar gerade die Moͤglichkeit 
ausſchließen wollen, daß die verſicherte dritte Perſon die Ver⸗ 
ſicherungsſumme für ſich beanſpruchen dürfe. Die Beklagte ins⸗ 
beſondere wollte freie Hand darüber behalten, wie die Ver⸗ 
ficherungsſumme zu verwenden ſei. Wenn in den allgemeinen 
Bedingungen die dritte Perſon als „verfichert” bezeichnet iſt, fo 
iſt das nur in demſelben Sinne zu verſtehen, in dem z. B. bei 
einer Brandverfiherung das den Gegenſtand des Vertrages 
bildende Gebäude als verfichertes genannt iſt. Die Polizei⸗ 
beamten der Beklagten find im Vertrag als Verſicherte hiernach 
nur aus dem Grunde bezeichnet, weil ein ſie treffender Unfall 
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den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme zur Entſtehung 


bringen ſoll. Auch dafür, daß die Verficherungsſumme zwar an 


die Beklagte zu zahlen ſei, jedoch mit der Auflage, daß die 
Beklagte den empfangenen Betrag an den Kläger herauszugeben 
habe, bietet der Vertragsinhalt keinen Anhalt. R. c. L., U. v. 
10. Febr. 05, 316/04 VII. — Hamm. 

Gewerbeordnung. 

20. 5 51 Gewd. 55 52, 53 der preuß. Ausführungs⸗ 
anweiſung. Preuß. Geſetz vom 12. Mai 1841. 55 127, 128 
des Geſetzes über die allgemeine Landes verwaltung vom 
80. Juli 1883. Schadenanſprüche aus § 51 der Gew. 
erfordern eine Unterſagung der Benutzung durch die hoͤhere 
Verwaltungs behoͤrde.] 

Das angefochtene Urteil rechtfertigt ſeine Abweiſung des 
Klageanſpruchs mit der knappen Ausführung: aus dem § 51 
GewO. könnten die Kläger ſchon deswegen keinen Anſpruch her⸗ 
leiten, weil keine Unterſagung der Benutzung der gewerblichen 
Anlage durch die höhere Verwaltungsbehoͤrde ſtatt⸗ 
gefunden habe. Der Satz trägt in der Tat die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung, wenn er auch mit Rückſicht auf den dagegen gerichteten 
Angriff der Reviſion und ſonſtige Bedenken, die ſich bei ſelbſt⸗ 
ſtändiger Prüfung dagegen erhoben, einer näheren Erörterung 
bedarf. Die Erfordernifſfe für die Entſtehung eines Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs auf Grund des § 51 Gewd. find nach 
dem klaren Inhalt dieſer Vorſchrift folgende: 1. Es muß bisher 
eine gewerbliche Anlage benutzt ſein. 2. Ihre fernere Benutzung 
muß wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das 
Gemeinwohl unterſagt ſein. 3. Die Unterſagung muß durch 
die höhere Verwaltungs behoͤrde geſchehen fein. Es kann nun 
dahingeſtellt bleiben, ob die Erforderniſſe zu 1 und 2 vorliegen 
oder nicht, denn in keinem Falle iſt das dritte Erfordernis 
erfüllt, daß gerade die Höhere Berwaltungsbehörde die 
fernere Benutzung der Anlage unterſagt hat. In dem Urteile 
des V. 3S. des RG. vom 20. September 1890 (RG. 26, 343) 
iſt in dieſer Beziehung hervorgehoben: gerade wegen des bei 
der Schließung eines Betriebes im Falle des § 51 a. a. O. 
zugeſagten Entſchädigungsanſpruchs habe die Anwendung der 
Vorſchrift mit einer weiteren Garantie als dem bloßen Be⸗ 
ſchwerderechte des Gewerbetreibenden umgeben werden müſſen, 
und dieſe ſei in der Auswahl der zur Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift berufenen Behörde gefunden worden. Dieſer Auffaſſung 
iſt zuzuſtimmen. Daß ſie auch fortdauernd die Geſetz gebung 
und Verwaltung beherrſcht hat, ergibt ſich nicht nur daraus, 
daß bei der Neuregelung des Verwaltungsrechts in Preußen 
durch § 112 des Zuſftändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 an 
die Stelle der „Regierung“, die bis dahin als die „höhere Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde“ im Sinne des § 51 GewdO. bezeichnet war, 
der Bezirksausſchuß getreten iſt, ſondern auch daraus, daß 
das Verfahren bei der Beſchlußfaſſung über die Unterſagung 
der ferneren Benutzung einer gewerblichen Anlage in den 
Ziffern 52 und 53 der Ausführungsanweiſung zur GewO. in 
der abgeänderten Faſſung vom 19. Juli 1884 (MBl. für die 
innere Verwaltung S. 164) eingehend geregelt worden iſt. 
Vergl. Mareinowski, die deutſche Gewerbeordnung, 6. Aufl., 
Anm. 2 zu § 51. Deshalb iſt auch der Ausführung der Revi⸗ 
fion nicht beizutreten, daß, weil die Verfügung der Polizei⸗ 
verwaltung zu Ols vom 27. Juli 1884 im Verwaltungsſtreit⸗ 
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verfahren im letzten Rechtszzuge vom OVG. beſtätigt worden 
ſei, dies ſo anzuſehen ſei, als hätte der Bezirksausſchuß ſelbſt 
gemäß 8 51 die fernere Benutzung der gewerblichen Anlage des 
Erblaſſers der Kläger unterſagt. Denn dabei wird verkannt, 
daß das Verfahren vor dem Bezirksausſchuſſe eben von vorn⸗ 
herein mit dem Ziele und dem Bewußtſein aller Beteiligten, 
namentlich auch der beſchließenden Behörde ſelbſt erfolgt, daß 
die Unterſagung der ferneren Benutzung der Anlage die Ver⸗ 
pflichtung des Staates oder der Stadtgemeinde zur Ent⸗ 
ſchädigung des von der Maßregel Betroffenen zur Folge hat, 
während die Entſcheidung über die Aufrechterhaltung einer Ver⸗ 
fügung der Ortspolizeibehoͤrde im Verwaltungs ſtreitverfahren 
nur die Frage der Rechtmäßigkeit dieſer Verfügung betrifft. 
($ 127 Abſ. 3 des Geſetzes über die allgemeine Landes ver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883.) Aber aus einem anderen 
Gefichtspunkte drängt ſich die Frage nach der rechtlichen Be⸗ 
deutung des Erforderniſſes auf, daß gerade die höhere Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde, in Preußen alſo der Bezirksausſchuß, eine 
ſolche Unterſagung ausſpreche. Es fragt ſich nämlich: iſt dieſes 
Erfordernis dahin zu verſtehen, daß im gegebenen Falle auch 
gerade der Bezirksausſchuß die Unterſagung wirklich ausgeſprochen 
hat, oder genügt es, daß das Gericht bei der Entſcheidung über 
den dem Rechtswege vorbehaltenen Anſpruch des Betroffenen auf 
Entſchädigung findet, daß nach dem Sachverhalte die Unter⸗ 
ſagung nur durch den Bezirksausſchuß hätte ausgeſprochen 
werden dürfen. Freilich hat nur, wenn man jenes annimmt, 
das dritte Erfordernis überhaupt eine ſelbſtändige Bedeutung: 
denn im entgegengeſetzten Falle würde es für die Durch⸗ 
führung des Entſchädigungsanſpruchs bei dem ordentlichen 
Gerichte genügen, daß dieſes, ohne Rückſicht darauf, ob im 
gegebenen Falle wirklich der Bezirksausſchuß oder nur die ört⸗ 
liche Polizeibehoͤrde die fernere Benutzung einer gewerblichen 
Anlage unterſagt hat, nur die materiellen Erforderniſſe für die 
Entſtehung eines ſolchen Anſpruchs, alſo die oben zu 1 und 2, 
bezeichneten für erfüllt erachtet. Andererſeits hängt bei jener 
Annahme tatſächlich die Entſtehung des im Geſetze vor⸗ 
geſehenen Entſchädigungsanſpruchs, alſo eines privaten Ver⸗ 
mögensrechts, abgeſehen von den materiellen Vorausſetzungen, 
auch noch davon ab, daß auch formell der Eingriff gerade 
von der allein dafür zuſtändigen Behörde und nicht etwa infolge 
eines Rechtsirrtums von einer anderen vorgenommen tft. Gleich- 
wohl muß dies als die dem Geſetze entſprechende Auffaſſung 
angeſehen werden. Schon das preußiſche Geſetz vom 11. Mai 1842 
über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizei⸗ 
liche Verfügungen hatte in § 1 die Beſchwerden über polizeiliche 
Verfügungen jeder Art ſowohl wegen ihrer Geſetzmäßigkeit, wie 
auch wegen ihrer Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit lediglich 
vor die vorgeſetzte Dienſtbehörde verwieſen, und es war 
daraus in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung mit Recht die 
Folgerung gezogen worden, daß die Geſetzmäßigkeit einer polizei- 
lichen Verfügung von den Gerichten im Rechtswege nicht nach— 
gep cüft werden dürfe. Vergl. Stölzel, Rechtsweg Seite 210, 
Friedrichs, das Zuſtändigkeitsgeſetz, Anm. 5 zu § 1 des 
Geſetzes vom 11. Mai 1842, RG. 51, 328; 55, 153. Wenn 
daher weiterhin ſchon im 8 4 desſelben Geſetzes für den Fall, 
daß behauptet wird, es ſei durch eine polizeiliche Verfügung ein 
ſolcker Eingriff in Privatrechte geſchehen, für den nach den 
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geſetzlichen Vorſchriften über die Aufopferungen der Rechte und 
Vorteile des einzelnen im Intereſſe des allgemeinen Entſchädigung 
gewährt werden müſſe, der Rechtsweg darüber für ſtatthaft erklärt 
iſt, ob ein Eingriff dieſer Art vorhanden ſei und zu 
welchem Betrage dafür Entſchädigung geleiſtet werden 
müſſe, ſo iſt auch dabei die Geſetzmäßigkeit der erlaſſenen 
polizeilichen Verfügung vom Gerichte nicht zu prüfen, ſondern 
zu unterſtellen. Vergl. Stölzel, a. a. O. S. 221, 222; 
RG. 29, 163. Friedrichs, a. a. O. Anm. 5 zu 9 2 a. a. O. 
Nach Maßgabe dieſes Rechtszuſtandes war deshalb beim 
Inkrafttreten der GewO. vom 21. Inni 1869 über die Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche aus 8 51 zu entſcheiden. Dem Mangel 
ausreichender Rechts garantien für die Prüfung der Geſetz⸗ 
mäßigkeit der die fernere Benutzung einer gewerblichen Anlage 
unterſagenden polizeilichen Verfügung tft übrigens demnächſt 
durch die SS 127 und 128 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 durch Zulafſung des 
Verwaltungsſtreitverfahrens neben der Beſchwerde gegen die 
Verfügung abgeholfen worden. Wenn daher im vorliegenden 
Falle nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts die Ver⸗ 
fügung der Ortspolizeiverwaltung in Ols vom 27. Juli 1884 
im Verwaltungsſt reit verfahren ſchließlich durch Urteil des OVG. 
aufrecht erhalten iſt, ſo ſteht damit für das ordentliche Gericht 
namentlich auch feſt, daß gerade die Ortspolizeibehoͤrde 
zum Erlaſſe der Verfügung nach den Geſetzen befugt war. 
Vergl. RG. 26, 337, insbeſondere S. 341 ff. N. c. Stadt⸗ 
gemeinde O., U. v. 10. Febr. 05, 318/04 III. — Breslau. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

21. 5 3a HaftpflGG. in der Faſſung des Art. 42 GG. 
z. BGB. Bedeutung der Verpflichtung zur Entſchädigunz 
gegenüber der freiwilligen Unterſtützung durch den Dienſtherrn 
an den Angeſtellten.] 

Die Klägerin erlitt einen Schaden, indem fie aus einem 
Wagen der elektriſchen Straßenbahn geſchleudert wurde. Ihre 
Klage gegen die Geſellſchaft hatte Erfolg und deren Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Gemäß § 3a des Haftpfl®. in der Faſſung 
des Art. 42 EG. z. BGB. iſt im Falle einer Körperverletzung 
der Schadenerſatz durch Erſatz der Koſten der Heilung ſowie des 
Vermögensnachteils zu leiſten, den der Verletzte dadurch erleidet, 
daß infolge der Verletzung zeitweiſe oder dauernd feine Erwerbs ⸗ 
fahigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine Vermehrung 
ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. Die körperliche Integrität 
und die davon bedingte, je nach der Individualität in ihrem 
Werte verſchiedene Erwerbsfähigkeit iſt an ſich ein wirtſchaftliches 
Gut. Die Aufhebung oder Minderung der Erwerbe fähigkeit iſt 
daher die gänzliche oder teilweife Entziehung eines wirtſchaft⸗ 
lichen Gutes, ſomit ein Vermoͤgensnachteil, ſelbſt wenn der 
ſeiner Erwerbsfähigkeit ganz oder teilweiſe Beraubte infolge 
befonderer Umſtände zeitweiſe in feiner wirtſchaftlichen Leben 
führung unter dieſem Verluſte nicht zu leiden hat. Ob und 
inwieweit das Maß des Erſatzes von der bisherigen Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit bedingt iſt, braucht hier nicht erörtert zu 
werden. Eine unverbindliche, jederzeit widerrufliche Gewährung 
deſſen, was der Verletzte vor der Verletzung gehabt, zu der ſich 
ein dritter aus Humanität herbeiläßt, iſt jedenfalls an ſich kein 
Ausgleich des erlittenen Schadens. Der Erſatzpflichtige könnte 
ſich aber auch nicht auf einen den Nachteil ausgleichenden Vorteil 


34. Jahrgang. 


berufen, der mit dem ſchädigenden Ereigniſſe in keinem urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhange ſteht. (Vergl. RG. 10, 50.) Der Be⸗ 
klagten kann es daher auch nicht zuſtehen, ſich auf Koſten der 
Humanität eines dritten der Erſüllung einer Verpflichtung zu 
entziehen, deren tatſächlichen Grund fie nicht zu beſtreiten ver⸗ 
mag. (Vergl. auch 5 843 Abſ. 4 BGB.) Nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts hat aber die Klägerin keine 
fefte, durch Dienſtvertrag geficherte Stellung mehr, und hat ſich 
Direktor W. hinſichtlich der Entlafjung der Klägerin, ſowie hin⸗ 
ſichtlich der Rückforderung des über die nunmehrigen Leiſtungen 
der Klägerin Gewährten freie Entſchließung vorbehalten. Ob 
die Rückforderung zuläffig wäre, bedarf keiner Prüfung. Die 
von W. dargelegten Verhältniſſe genügen, um die veränderte 
wirtſchaftliche Lage der Klägerin, ſomit den ihr zugegangenen 
Vermoͤgensnachteil darzutun, ſelbſt, wenn es hierzu außer der 
Feſtſtellung der Minderung der Erwerbsfähigkeit des Nachweiſes 
der künftigen Erwerbsminderung bedurfte. Direktor W. hat 
übrigens ausdrücklich betont, daß er ſich in ſeinem Entſchluſſe, 
der Klägerin über die mißliche Lage, in die ſie durch den Unfall 
gekommen, hinwegzuhelfen, weſentlich durch das Verhalten der 
Beklagten beſtimmen ließ, die ſogar zum Erſatz der baren Aus- 
lagen nur durch ſehr dringende Mahnungen veranlaßt werden 
konnte. Eine zeitliche Begrenzung der zugeſprochenen Rente, 
deren Unterlaſſung die Reviſion rügt, erſchiene nur dann ver⸗ 
anlaßt, wenn nach der konkreten Sachlage anzunehmen wäre, 
daß die in Betracht kommende Erwerbsfähigkeit mit der Er⸗ 
reichung einer beſtimmten Alters ſtufe aufhören würde. (Vergl. 
RG. 16, 184; Eger, Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen Bd. VI 
S. 151, Eger, RöftpflG. 2. Aufl. S. 334.) Mit Rückſicht auf 
die Stellung der Klägerin als Hausdame, vor der das Er⸗ 
forbernis körperlicher Kraft gegenüber anderen Eigenſchaften 
zurücktritt, enthalten die gegen das Erfordernis einer Begrenzung 
nach einer Altersſtufe gerichteten Ausführungen des Berufungs- 
gerichts eine ausreichende Begründung. Ein Rechts irrtum iſt 
in denſelben nicht erſichtlich. In der gleichen Beſonderheit des 
Falles findet das Berufungsgericht es für begründet, die Grenze 
der zu zahlenden Rente auch nicht auf die Lebenszeit des 
Direktors W. zu bemeſſen, da kein Grund für die Annahme 
gegeben ſei, daß dadurch unbedingt auch die Stellung der 
Klägerin in dem Haus halt der Familie desſelben ihr Ende 
gefunden hätte. S. co. F., U. v. 6. Febr. O5, 162/04 VI. — 
Hamm. 
Reichsgeſetz vom 22. Juni 1889 und 13. Juli 1899 

22. in Verb. mit 88 18—21 Tit. 6 Tl. 1 ALR. Bei 
durch Verſchulden des Arbeitnehmers und Arbeitgebers unter⸗ 
laſſener Markenklebung keine Schadenserſatzpflicht des Arbeit⸗ 
gebers nach Preuß. Landrecht. 

Klägerin hat von Oſtern 1893 ab bei dem Kaufmann 
Ignatz L. in Beuthen O. / Schl., und nachdem L. am 9. Juli 1901 
geſtorben war, bei deſſen Witwe als Bedienungsfrau gegen 
Entgelt Dienſte geleiſtet, bis ſie am 15. Dezember 1901 dauernd 
erwerbsunfähig wurde. Während der angegebenen Beſchäftigungs⸗ 
zeit haben weder Ignatz L. noch auch die Witwe L. für die 
Klägerin Beiträge zur reichsgeſetzlichen Invalidenverficherung 
entrichtet. Zu einer nachträglichen Verwendung von 100 Beitrags- 
marken der erſten Lohnklaſſe kam es erſt, nachdem die Witwe L. 
auf Erſuchen der Polizelverwaltung in Beuthen dieſer am 
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29. Januar 1902 den entſprechenden Geldbetrag eingeſand 
hatte. Klägerin hat bei der Landesverfiherungsanftalt in Breslau 
den Anſpruch auf Gewährung einer Invalidenrente angemeldet. 
Die Verficherungsanſtalt hat fie damit durch Beſcheid vom 
21. Mai 1902 abgewieſen, weil Klägerin die erforderliche 
Mindeſtzahl von 200 Wochenbeiträgen nicht aufzuweiſen hatte. 
Die Berufung der Klägerin iſt durch Urteil des Schiedsgerichts 
vom 14. Auguſt 1902 und die dagegen eingelegte Revifion 
durch Urteil des RDU. vom 10. März 1903 zurückgewieſen. 
Eine nachträgliche Verwendung weiterer Beitragsmarken, ins- 
beſondere die begehrte Zulaſſung der Nachverwendung auf vier 
anſtatt auf zwei zurückliegende Jahre hielten die entſcheidenden 
Behörden nach §8 146 Inv Verſc G. vom 13. Juli 1899 für unzu- 
läſſig, da die rechtzeitige Markenverwendung nicht ohne Verſchulden 
der Beteiligten unterblieben ſei. Wären für die Zeit, in welcher 
die Klägerin bei Ignatz L. und bei der Witwe L. beſchäftigt 
war, die Verficherungsbeiträge vollſtändig entrichtet worden, fo 
würde der Klägerin eine jährliche Rente von 124 Mark zu⸗ 
geſtanden haben. Die Beklagten, darunter die mitbeklagte Witwe L. 
find die Erben des Ignatz L. Klägerin fordert von ihnen den 
Erſatz des durch die unvollſtändige Entrichtung der Verficherungs. 
beiträge ihr entſtandenen Schadens. In den Vorinſtanzen find 
Beklagte verurteilt. Auf deren Revifion hat das RG. auf⸗ 
gehoben und die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: Selbſt 
unter der Vorausſetzung, daß die Annahme des Berufungs- 
richters, Klägerin ſei verſicherungspflichtig geweſen, auf Grund 
einer umfaſſenden Prüfung der Tatfrage ihre rechtlich bedenken ⸗ 
freie Beſtätigung fände, würde nicht nur die Verurteilung der 
Beklagten rechtlich unhaltbar, ſondern die Sache auch für die 
Klageabweiſung ſpruchreif ſein. Der Berufungsrichter wendet 
auf den Rechtsfall, ſowelt das bürgerliche Recht in Betracht 
kommt, ausſchließlich das PrALR. an. Das iſt richtig. Die 
bisherige Rechtſprechung des RG. hat angenommen, die dem 
Arbeitgeber obliegende Entrichtung von Verficherungs beiträgen 
zur reichs geſetzlichen Invaliditäts- und Altersverſicherung beſtehe 
nur als eine öffentlich- rechtliche Verpflichtung der Allgemeinheit 
gegenüber; ein privatrechtlicher Anſpruch deswegen ſtehe dem 
Arbeiter für ſeine Perſon nicht zu, insbeſondere habe der Arbeiter 
aus dem Arbeitsvertrage keinen ſolchen Anſpruch gegen den 
Arbeitgeber. — Vergl. das Urteil des III. 3 S. vom 3. Mai 1904, 
RG. 58, 102 flg. und das Urteil des II. 3 S. vom 4. Oktober 1904, 
IW. S. 57714 ſowie DIZ. 05, 121%. — Geht man hiervon 
aus, fo läßt ſich der erhobene Klageanſpruch nur unter dem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte begründen, daß Ignatz L. und die Witwe L. 
durch Nichtverwendung von Verſicherungsmarken ſich unerlaubter 
Handlungen ſchuldig gemacht hätten, für deren ſchädigende Folgen 
die Beklagten der Klägerin aufkommen müßten. Es iſt dem 
Berufungsrichter darin beizutreten, daß das Unterbleiben der 
Markenverwendung auf ein beiderſeitiges Verſchulden der Klägerin 
und ihres Arbeitgebers L. zurückzuführen iſt, daß ferner nach 
den Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts das Verſchulden 
beider Teile derſelben Gradklaſſe angehört, und daß aus dieſem 
Grunde die Beklagten nur inſoweit zur Entſchädigung verpflichtet 
find, als die unerlaubte Handlung ihres Erblaſſers einen un ⸗ 
mittelbaren Schaden für die Klägerin zur Folge gehabt hat. 
(Es wird nun näher ausgeführt, daß ein unmittelbarer 
Schaden nicht vorliege und deshalb Klageabweiſung geboten 
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ſei.) Die Abweiſung der erhobenen Klage würde ſchließlich 
ſelbſt in dem Falle geboten ſein, wenn im Gegenſatz zu den 
vorhin erwähnten Entſcheidungen des III. und II. 3S. an⸗ 
genommen werden müßte, daß der Arbeitgeber nicht nur öffentlich 
rechtlich zur Entrichtung der Verficherungsbeiträge verpflichtet 
ſei, ihm vielmehr die gleiche Verpflichtung auf Grund des 
Arbeitsvertrages obliege. Dem Arbeitnehmer ſtände alsdann 
nur ein Anſpruch auf Vertragserfüllung zu, während, 
wenn die Vertragserfüllung unmöglich geworden iſt, im 
Anwendungsgebiet des Pr ALR. der Arbeitnehmer gemäß 55 19 
und 21 Tl. I Tit. 6 wiederum eine Entſchädigung nicht 
zu beanſpruchen hätte. Denn an einem unmittelbaren Schaden, 
über den hinaus auch im vorausgeſetzten Falle der Arbeitgeber 
nicht haftet, fehlt es hier wie dort. Daß die SS 18 ff. ALR. 
Tl. 1 Tit. 6, wiewohl fie zunächſt den Fall der Schadens⸗ 
zufügung außerhalb eines Vertrags verhältniſſes betreffen, auf 
Erſatzanſprüche wegen Nichterfüllung von Vertragspflichten 
gleichfalls Anwendung finden, ſteht in der Rechtſprechung des 
R. bereits feſt. (Vergl. RG. 5, S. 205; JW. 94 S. 71, 
1898 S. 679 61.) Unter ſolchen Umſtänden bietet der gegen- 
wärtige Rechtsfall keine Veranlaſſung, der Frage, ob ein privat⸗ 
rechtlicher Anſpruch des Arbeitnehmers anzuerkennen ſei, nochmals 
näher zu treten. G. 6. W., U. v. 9. Febr. 05, 441/04 IV. — 
Breslau. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892 
20. Mai 1898 

23. 8 5 Abi. 4, 8 10 Abſ. 3. Maßgeblichkeit des 
Gründungsvertrags und der Regiſterveröffentlichung, nicht der 
ſonſtigen Vereinbarungen der Gründer.] 

O. zeigte ſeiner Kundſchaft an, daß er ſeine Fabrik, mit 
Ausnahme der Außenſtände, verkauft habe. In einem bei⸗ 
folgenden Rundſchreiben teilte die Beklagte mit, daß ſie die 
Fabrik käuflich übernommen habe. Die Klägerin behauptet, 
durch dieſes auch ihr zugeſandte Rundſchreiben und auch noch 
durch beſondere Verpflichtung ihr wie O. gegenüber habe die 
Beklagte ſich verpflichtet, die Geſchäftsſchuld, welche die O. bei 
der Klägerin hatte, zu zahlen. Die Verurteilung wurde vom 
RG. aufgehoben. Das OLG. hat den Anſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklart, indem es an der Hand des vor⸗ 
liegenden Materials über die zum Zwecke der Übernahme des 
Geſchäftes erfolgte Gründung der Geſellſchaft und auf Grund 
der ſonſt aus den Verhandlungen ſich ergebenden Sachlage an⸗ 
nahm, daß dieſe bei der Übernahme des aktiven Vermögens ber 
Firma O. auch deren Schuld an die jetzige Klägerin über- 
nommen habe. Dieſe Annahme iſt indeſſen bei der gegebenen 
Sachlage rechtlich unhaltbar. Dieſelbe wird insbeſondere geſtützt 
auf die der Gründung der Geſellſchaft vorhergegangene privat⸗ 
ſchriftliche Abmachung der Gründer vom 23. September 1899, 
ferner den Beſchluß dieſer Gründer vom 3. Oktober 1899, dem 
Tage der Gründung der Geſellſchaft, dahingehend, auf die 
Stammeinlagen baldigſt 15 Prozent einzuzahlen, damit die 
Schuld an die Klägerin getilgt werden könne, ſowie endlich den 
Umſtand, daß die Beklagte tatſächlich den größten Teil der 
fraglichen Schuld vor Anſtellung der Klage bezahlt hat. Es 
wird danach angenommen, daß der Inhalt des erwähnten Schrift⸗ 
ſtücks vom 23. September 1899 den in Wirklichkeit getroffenen 
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Abmachungen entſprochen habe, und nicht die davon abweichende 
Beurkundung in dem notariellen Gründungsakt vom 
3. Oktober 1899. Nach dem erſteren ſollte O. die auf 256 800 Mark 
geſchätzten Bermögensbeitandteile feines Geſchäftes abzüglich aller 
auf demſelben laſtenden Schulden einbringen und danach wird 
ſein Stammanteil auf 130 000 Mark feſtgeſetzt; zu dieſen 
Laſten gehört nach Annahme des Os G. auch die in Frage 
ſtehende Schuld der Klägerin gegenüber. Hiervon weicht nun 
weſentlich der notarielle Gründungsakt ab, indem in dieſem 
beurkundet iſt, daß O. die Geſchäftsimmobilien im Werte von 
115 000 Mark und die Maſchinen im Werte von 46 000 Mark, 
im ganzen alſo 161 000 Mark einbringe, und daß nach Abzug 
einer von der Geſellſchaft zu übernehmenden Hypothek von 
40 000 Mark und unter Hinzurechnung einer Bareinlage von 
9000 Mark ſich die Stammeinlage des O. in Höhe von 130 000 Mark 
ergebe. Wenn nun 8 5 Abſ. 4 G. m. b. H. vom-40. Piel 1898 Bil 1888 
beſtimmt, daß „wenn die Vergütung für VBermögensgegenftänbe, 
welche die Geſellſchaft übernimmt, auf die Stammeinlage an⸗ 
gerechnet werden ſoll (außer der Perſon des Geſellſchafters und 
dem Gegenſtande der Übernahme) die für die übernommenen 
Gegenſtände zu gewährende Vergütung im Geſellſchafts⸗ 
vertrage feſtgeſetzt werden muß“, ſo gilt das notwendiger⸗ 
weiſe auch für den vorliegenden Fall, in dem die Stammeinlage 
durch Abrechnung der zu übernehmenden Schulden von den ein⸗ 
gebrachten Vermögens werten feſtgeſtellt wird. Demnach iſt auch 
für die Frage der hier ſtreitigen Haftbarkeit lediglich maßgebend, 
was der Geſellſchaftsvertrag beſtimmt und nach 8 10 Abſ. 3 
leg. cit. vom Regiſterrichter veroffentlicht werden muß. Ander⸗ 
weitige Vereinbarungen der Gründer binden nur dieſe perſönlich. 
Die Vorſchrift in § 5 Abſ. 4 iſt oͤffentlich⸗ rechtlicher Natur und 
im Intereſſe der ſpäteren Gläubiger ergangen. Somit muß die 
Entſcheidung des Oe G., die unzuläſſigerweiſe auf Abmachungen, 
die nicht in dem notariellen Gründungsakt enthalten find, be⸗ 
ruht, aufgehoben werden. G. c. T., U. v. 31. Jan. 05, 
199/04 II. — Göln. 

Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern 
vom 1. Juli 1891. 

24. 58 4, 9 verb. mit $ 823 BGB. Begründung der 
Entſchädigungsklage. Einrede des guten Glaubens.] 

Die Begründung des angefochtenen Urteils iſt teilweiſe 
nicht zu billigen. Es iſt nicht richtig, wenn das Berufungs⸗ 
gericht im Eingang der Entſcheidungsgründe in bezug auf die 
Frage, was zur Begründung der Klage auf Entſchädigung 
gehört, einen prinzipiellen Unterſchied machen will zwiſchen dem⸗ 
jenigen, der auf Grund eines ihm erteilten und angeblich ver⸗ 
letzten Patentes Schadenserſatz fordert, und demjenigen, welcher 
wegen Verletzung eines für ihn eingetragenen Gebrauch smuſters 
wegen wiſſentlicher oder grobfahrläſfiger Verletzung desſelben 
Entſchädigung begehrt. Da nach § 4 GebrMuſtg. an die 
Eintragung des Muſters die Wirkung geknüpft iſt, daß dem 
Eingetragenen ausſchließlich das Recht zufteht, das Muſter 
gewerbsmäßig nachzubilden und die durch die Nachbildung 
hervorgebrachten Gerätſchaſten und Gegenſtände in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, ſo wird zur Be⸗ 
gründung einer Klage der hier vorliegenden Art an ſich nicht 
mehr erfordert, als daß der Kläger die Eintragung des Mufters 
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und die, hier unbeſtrittene, Tatſache, daß der Beklagte von 
dieſer Eintragung Kenntnis hatte, dartut, worauf es Sache des 
Beklagten iſt, die Behauptung, daß eine wiſſentliche oder grob- 
fahrläſſige Verletzung des erlangten Schutzrechtes vorliege, durch 
Beweis zu widerlegen. Obwohl ſomit das Berufungsgericht 
bei Beurteilung der erhobenen Klage nicht durchaus den richtigen 
Standpunkt eingenommen hat, erweiſt fi die Revifion des 
Klägers aber dennoch nicht als begründet, weil das Berufungs⸗ 
gericht bei Prüfung der ganzen Sachlage, übereinſtimmend mit 
dem Richter erſter Inſtanz, zu der Überzeugung gelangt iſt, daß 
die Beklagte während des Schwebens des Prozeſſes K. gegen 
den Kläger auf Grund redlicher und verſtändiger Prüfung in 
vollftändig gutem Glauben der feſten Überzeugung geweſen iſt, 
der Kläger habe fich das fragliche Gebrauchsmuſter zu unrecht 
eintragen laſſen, befitze in Wahrheit das beanſpruchte Schutzrecht 
nicht, und die Firma K. müſſe deshalb auch in letzter Inſtanz 
obfiegen. Durch dieſe Feſtſtellung, welche der gehoͤrigen Be⸗ 
gründung nicht ermangelt, wird allerdings das Vorhandenſein 
nicht nur der wiſſentlichen, ſondern auch der grobfahrläſſigen 
Benutzung des Gebrauchsmuſters ausgeſchloſſen. Da die Klage 
nach 8 9 GebrMuſtGG. die Deliktsklage iſt, ſchließt dieſes 
Spezialgeſetz die Anwendung des § 823 BGB. aus. G. o. A., 
U. v. 28. Jan. 05, 435/04 I. — Berlin. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

25. 58 20, 14. Erforderniſſe der Unterlaſſungs⸗ und 
Schadengerſatzklage. 8 538 Nr. 3 3 NO. Unzuläſſigkeit der 
Entſcheidung über den Betrag des Schadens in II. Inſtanz.] 

Das Berufungsgericht hat rechtlich einwandfrei und ohne 
prozeſſualen Verſtoß in eingehender Begründung mit tatſächlichen, 
der Nachprüfung des Revifionsgerichts entzogenen Erwägungen 
feſtgeſtellt, daß das von der Beklagten bei Verpackung oder 
Umhüllung leoniſcher Waren ſeit 1896 bis mindeſtens Mai 1900 
benutzte Warenzeichen trotz einzelner Verſchiedenheiten in dem 
ſeinen Mittelpunkt bildenden und für die Beſtimmung des Ge⸗ 
ſamteindruckes maßgebenden Hauptbeſtandteile eines Stierkopfes 
mit dem zugunſten der Klägerin für leoniſche Waren ein- 
getragenen Warenzeichen in Geſtalt des Kopfes und des 
Rumpfes eines Stieres eine ſolche Ahnlichkeit aufweiſt, daß 
daraus die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehre entſteht. 
Wenn hierbei erwogen iſt, das Gericht habe ſich bei Beurteilung 
der Verwechſelungsfähigkeit beider Zeichen in die Seele des 
ahnungsloſen Käufers zu verſetzen, fo iſt, wie der Zuſammen⸗ 
hang der Entſcheidungsgründe klar erkennen läßt, nicht an die 
Auffaſſung eines Käufers gedacht, der von dem einen und von 
dem anderen Zeichen keine Ahnung hat, ſondern gemeint iſt der 
Käufer, der weder veranlaßt noch in der Lage iſt, die beiden 
Zeichen durch Nebeneinanderhalten genau zu prüfen, vielmehr 
die Prüfung mit Rüdfiht auf die durch die Eile des Verkehrs 
bedingte Raſchheit ohne weitere gründliche Durchforſchung 
etwaiger Erkenntnisquellen auf Grund der ihm aus der Er⸗ 
innerung oder aus Berichten anderer bekannten allgemeinen 
Umriſſe vornehmen muß. Dieſe Entſcheidung entſpricht dem 
Sinne des 5 20 des Waren 3G. und der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats. Auch die weitere Erwägung, 
daß die durch die unbefugte Benutzung des Zeichens verübte 
Verletzung des Zeichenrechtes der Klägerin ohne weiteres die 
Klage auf Unterſagung des weiteren Gebrauchs des Zeichens 
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gemäß § 12 a. a. O. rechtfertige, iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Zwar iſt der Revlfionsklägerin zuzugeben, daß die 
Unterlaſſungsklage aus 5 12 a. a. O. ein Intereſſe an ihrer 
Erhebung vorausſetzt und darum nicht länger ſtatthaft iſt, als 
die Beſorgnis einer Wiederholung der Störung dauert. 
Daraus folgt aber nicht, daß der Zeicheninhaber im Falle einer 
rechtswidrigen Benutzung ſeines Zeichens zur Begründung der 
negatoriſchen Klage den Nachweis führen müͤſſe, daß eine weitere 
Störung noch zu beſorgen ſei. Sache des Gegners iſt es 
vielmehr, darzutun und zu beweiſen, daß die Gefahr weiterer 
Störung nach den Umſtänden des Falles dauernd aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſei es aus objektiven Gründen z. B. Aufgabe 
des betreffenden Geſchäftsbetriebes oder zufolge einer unzwei⸗ 
deutigen Erklärung in Verbindung mit entſprechendem Ver⸗ 
halten. Ob die eine gewiſſe Zeit hindurch fortgeſetzte Unter⸗ 
laſſung der Benutzung eines Zeichens den Schluß rechtfertigen 
kann, daß eine dauernde Unterlafſung mit Beſtimmtheit zu 
erwarten ſteht, iſt Gegenſtand tatſächlicher Beurteilung. Regel⸗ 
mäßig wird dem Intereſſe des Zeicheninhabers an Beſeitigung 
der durch den unbefugten Gebrauch ſeines Zeichens in dem 
Kundenkreiſe hervorgerufenen Verwirrung und Ungewißheit über 
die Herkunft des Zeichens nicht mit einer bloß außergericht- 
lichen Erklärung des Störers, daß er das Zeichen nicht weiter 
benutzen werde, ſondern nur mit der förmlichen Anerkennung 
ſeines verletzten Zeichenrechts im Prozeſſe gedient ſein. Im 
Sinne dieſer Ausführung ift die Erwägung des erkennenden 
Senats in dem von dem Berufungsgericht bezogenen Urteile II 
Nr. 30/1903 zu verſtehen, daß im Falle einer ftattgefundenen 
Störung es nicht noch darauf ankomme, ob noch künftighin 
eine Störung zu befürchten ſei. Im vorliegenden Falle hat 
nun das Berufungsgericht ausführlich begründet, daß ein Ver⸗ 
dacht weiterer Eingriffe in das Zeichenrecht der Klägerin ſeitent 
der Beklagten beſtehe. Als Gründe hierfür find die Tatſachen 
angeführt, daß die Beklagte jahrelang gewerbsmäßig in das 
Zeichenrecht der Klägerin eingegriffen habe, daß ſie auch noch 
gegenwärtig ihre Handlungsweiſe als berechtigt verteidige, bis 
heute noch keine bindende Zuſage der Unterlaſſung abgegeben 
habe, im Gegenteil ſich auf ein Recht zur Benutzung berufe, 
das ihr eine aus ländiſche Firma erteilt habe. Hiernach gibt die 
Entſcheidung, daß die Verbotsklage aus § 12 a. a. O. gerecht⸗ 
fertigt ſei, zu rechtlichem Bedenken keinen Anlaß. Was nun 
den Schadenserſatzanſpruch gemäß § 14 a. a. O. betrifft, fo 
hat das Berufungsgericht wiederum rechtlich einwandfrei mit 
tatſächlichen, für das Revifionsgericht maßgebenden Erwägungen 
feſtgeſtellt, die Beklagte habe bei Benutzung des Zeichens das 
Zeichenrecht der Klägerin gekannt und ſomit wiſſentlich 
verletzt. Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht auch 
ferner als bewieſen angeſehen, daß der Klägerin durch die un⸗ 
befugte Benutzung ihres Zeichens ſeitens der Beklagten ein 
Schaden entſtanden ſei. Damit iſt der Schadenserſatzanſpruch 
dem Grunde nach rechtlich einwandfrei begründet. Unzuläſſig 
war es jedoch, daß das Berufungsgericht auch über den Betrag 
des Schadens entſchied und dieſen auf 500 Mark feſtſetzte. 
Denn da der Schadenserſatzanſpruch in beiden Inſtanzen ſowohl 
dem Grunde als auch der Höhe nach beſtritten und die Klage 
vom LG. abgewieſen worden war, ſo hätte das Berufungsgericht 
die Sache gemäß § 538 Nr. 3 ZPD. zur Verhandlung und 
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Entſcheidung über den Betrag des Schadens an das Gericht 
eiſter Inſtauz zurückverweiſen müſſen. Nach dem Grunde und 
Zwecke ſowie dem klaren Wortlaute dieſer Geſetzesvorſchrift muß, 
wenn im Falle eines nach Grund und Betrag ſtreitigen An⸗ 
ſpruches die Klage abgewieſen iſt, die Zurückverweiſung erfolgen, 
weil über den geſamten Prozeßſtoff zunächſt in erſter Inſtanz 
entſchieden werden fol. Die Zurückboerweiſung muß erfolgen 
ohne Rüdfiht darauf, ob die Entſcheidung über den Betrag 
des Schadens ohne Vertagung oder Fortſetzung der mündlichen 
Verhandlung erfolgen könnte. Als weitere Verhandlung im 
Sinne des § 538 Nr. 3 gilt jede Verhandlung, die ſich nicht 
auf den nämlichen Prozeßſtoff bezieht, auf dem die angefochtene 
Entſcheidung beruht. Daher war das Berufungsurteil inſofern, 
als über den Betrag des Schadens und über die von dem 
Schickſale der Hauptſache abhängigen Prozeßkoſten der Vor⸗ 
inſtanzen entſchieden worden iſt, aufzuheben und die inſoweit 
ſpruchreife Sache gemäß § 538 Ziff. 1 ZPO. an das Gericht 
erſter Inſtanz zurückzuverweiſen. Im übrigen war die Re⸗ 
viſion als unbegründet zurückzuweiſen. G. c. St., U. v. 
14. Febr. 05, 241/04 II. — Nürnberg. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

26. 88 81, 83, 85, 97 Abſ. 1, 100 Abſ. 1 3G. Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß iſt ein ſelbſtändiger Akt richterlicher Gewalt, muß 
die der Verſteigerung zugrunde gelegten Bedingungen enthalten, 
Beſtehenbleiben der darin nicht als aufgehoben bezeichneten 
geſetzlichen Bedingungen.] 

Für den Kläger haftete auf einem Grundſtück in Elmshorn 
ein lebens länglicher Abſchied, beſtehend aus freier Wohnung, 
Beköſtigung und ſonſtigen Bezügen aus dem Vertrage vom 
SO August 1898. Der Aue in Abteilung II unt 
3. September zug war in Abteilung II unter 
Nr. 1 mit dem Bemerken eingetragen, daß er „im Range 
nach Nr. 5 Abteilung III“ ſtehe. Das Grundſtück kam im 
Jahre 1901 zur Zwangs verſteigerung. Im Bietungstermin 
vom 28. November 1901 beantragten drei dem Rechte des 
Klägers in der Rangordnung vorgehende Hypothekengläubiger, 
deren Hypotheken durch das geringſte Gebot nicht gedeckt wurden, 
das Erlöſchen des Abſchieds des Klägers als Verſteigerungs⸗ 
bedingung feſtzuſetzen. Das Grundſtück wurde infolgedeſſen 
doppelt ausgeboten mit Übernahme des Abſchieds und ohne 
Übernahme. Das Protokoll ergibt nicht, daß ein Gebot mit 
Übernahme des Abſchieds abgegeben worden wäre. Vielmehr 
iſt über die abgegebenen Gebote nur folgendes protokolliert: 
„Es boten und zwar unter der Bedingung zu II (ohne Über⸗ 
nahme des Abſchieds) Schmiedemeiſter Wilhelm S. hier 
3800 Mark, B. 4000 Mark, S. 4050 Mark.“ Weitere Ge⸗ 
bote find als abgegeben nicht feſtgeſtellt. Der Zuſchlag iſt durch 
Beſchluß vom 5. Dezember 1901, nachdem S. ſeine Rechte aus 
dem Meiſtgebot dem Beklagten abgetreten hatte, dem letzteren 
für den „durch Zahlung zu berichtigenden Betrag von 4050 Mark 
unter folgenden Bedingungen“ erteilt: 1. das Bargebot von 
4050 Mark iſt von heute ab mit 4 Prozent zu verzinſen, 
der Schmiedemeiſter Wilhelm S. in Elmshorn wird für die 
Erfüllung der ſich aus dem Zuſchlage ergebenden Verpflichtungen 
für mithaftend erklärt, 3. die Keſten des Beſchluſſes fallen dem 
Erſteher zur Laſt. Beſchwerde iſt gegen den Zuſchlag nicht ein- 
gelegt. Auf Grund desſelben iſt nach Abhaltung des Ber 
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teilungstermins das Grundbuch berichtigt, der Beklagte als Er⸗ 
ſteher eingetragen und der Abſchied des Klägers gelöſcht worden. 
Letzteres will ſich Kläger nicht gefallen laſſen. Er weiſt darauf 
hin, daß der Zuſchlagsbeſchluß, ſo wie er lautet, das Erloͤſchen 
ſeines dinglichen Rechts als Verſteigerungsbedingung nicht auf- 
ſtelle, und führt aus, daß ſich hieraus deſſen Beſtehenbleiben 
ergebe. Er verlangt, daß Beklagter verurteilt werde, in die 
Wiedereintragung des Abſchiedes nach Maßgabe des denſelben 
konſtituierenden Vertrages zu willigen, und ferner verurteilt 
werde, ihm dieſen lebenslänglichen Abſchied, ſo lange als Be⸗ 
klagter Eigentümer des belafteten Grundſtücks iſt, — und zwar 
auch bei Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das für ihn 
dinglich haftende Grundſtück — zu gewähren. In II. Inſtanz 
iſt dieſe Klage gänzlich abgewieſen, auf erhobene Reviſion des 
Klägers iſt aber nach Klageantrag erkannt. — Daß der Zedent 
des Beklagten das Meiſtgebot von 4 050 Mark, für welches 
dem Beklagten der Zuſchlag erteilt iſt, wie es im Verſteigerungs⸗ 
protokoll wörtlich heißt: „ohne Übernahme des Abſchieds“, d. h. 
unter der Bedingung, daß das Abſchiedsrecht des Klägers er⸗ 
loͤſchen ſolle, abgegeben hat, iſt nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen außer Zweifel. Ebenſo ſteht andererſeits feſt, daß 
im Zuſchlagsbeſchluß, obwohl er die Bedingungen feftſetzt, unter 
denen der Zuſchlag erteilt wird, die Bedingung, daß das Ab- 
ſchiedsrecht des Klägers erlöſche, keine ausdrückliche Aufnahme 
gefunden hat: der Zuſchlagsbeſchluß erwähnt das Abſchiedsrecht 
des Klägers überhaupt nicht. Es fragt ſich nun, ob es recht 
lich zuläſſig iſt, den Zuſchlags beſchluß hinfichtlich der Bedin⸗ 
gungen, unter denen der Zuſchlag erteilt wird, derartig aus dem 
Verſteigerungsprotokoll zu ergänzen, daß eine Bedingung, unter 
der das den Zuſchlag findende Meiſtgebot nach dem Berfteige- 
rungs protokoll abgegeben worden iſt, auch für den Zuſchlag gilt, 
obwohl ſie aus dem Zuſchlagsbeſchluß als geſtellt nicht zu er⸗ 
ſehen iſt. Es handelt ſich aber, wie gleich vorweg bemerkt 
werden mag, nicht um eine Auslegung des Zuſchlagsbeſchluſſet; 
denn ausgelegt kann nur werden, was der Zuſchlagsbeſchluß 
enthält, nicht aber, was er nicht enthält. Es handelt ſich auch 
nicht um eine „offenbare Unrichtigkeit“ im Sinne des § 319 
3PO., wofern dieſe Vorſchrift, wie gemeinläufig angenommen 
wird, auf Zuſchlagsbeſchlüſſe anwendbar fein ſollte. Die Voraus- 
ſetzungen einer bloßen Berichtigung liegen nicht vor. Es 
handelt ſich vielmehr geradezu um eine Ergänzung des Zuſchlags 
aus dem Verſteigerungsprotokoll und um die Frage, ob eine 
ſolche Ergänzung zuläffig iſt. Der Berufungsrichter hält fie 
für zuläſſig; darin aber kann ihm nicht beigetreten werden. Der 
vom Berufungsrichter für feine Meinung hauptſächlich ver⸗ 
wertete Grund wäre überzeugend, wenn er richtig wäre. Er 
geht dahin, daß Beklagter überhaupt nicht berechtigt geweſen 
ſei, den Zuſchlagsbeſchluß vom 5. Dezember 1901 anzufechten, 
weil die Beſchwerde gegen den Zuſchlag nach 8 100 Abſ. 1 
ZVG. vom 24. März 1897 nur darauf geſtützt werden dürfe, 
daß eine der Vorſchriften der 88 81, 83 bis 85 daſelbfſt ver⸗ 
letzt oder daß der Zuſchlag unter anderen als den der Ver ⸗ 
ſteigerung zugrunde gelegten Bedingungen erteilt ſei und keine 
dieſer Vorausſetzungen hier vorliege. Letzteres iſt unrichtig. 
Wenn der Zuſchlag die Bedingungen nicht enthält, unter denen 
die Verſteigerung ſtattgefunden hat, fo iſt er eben unter anderen 
als den der Verſteigerung zugrunde gelegten Bedingungen erteilt. 
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Daß der Beklagte als Erſteher (§ 9 7 Abſ. 1 3G.) zur Be 
ſchwerde berechtigt geweſen wäre und dieſe nach $ 100 Abſ. 1 eit. 
hätte begründen können, läßt ſich daher nicht bezweifeln. In 
Wahrheit liegt in dieſem Grunde des Berufungsrichters eine 
petitio prineipii, d. h. der Berufungsrichter nimmt das, was 
er eiſt dartun will, ſchon vorweg, indem er davon ausgeht, daß 
der Zuſchlagsbeſchluß nur dann unter anderen als den der Ver⸗ 
ſteigerung zugrunde gelegten Bedingungen erteilt fei, wenn er 
ausdrücklich eine der Verſteigerung nicht zugrunde gelegte 
Bedingung feſtſetze. Dies entſpricht aber weder dem Wortlaute 
noch dem Sinne des 8 101 Abſ. 1 und verkennt die jelb- 
ſtaͤndige Bedeutung des Zuſchlagsbeſchluſſes. An den Zuſchlag 
knüpfen ſich rechtliche Folgen der verſchiedenſten Art; ſie find im 
Geſetz ſelbſt feſtgelegt und teils ſolche, von denen, weil fie mit 
den Grundprinzipien des Verfahrens zuſammenhängen, die Be⸗ 
teiligten nicht abweichen dürfen, teils ſolche, deren Abänderung 
den Beteiligten durch aufzuſtellende Verſteigerungsbedingungen 
freifteht. Werden vom Geſetz abweichende Verſteigerungsbedin⸗ 
dungen nicht geſtellt, ſo treten mit Notwendigkeit die geſetzlichen 
Verſteigerungsbedingungen ein. Und wenn nun § 82 3G. 
vorſchreibt: „In dem Beſchluſſe, durch welchen der Zuſchlag er⸗ 
teilt wird, find das Grundſtück, der Erſteher, das Gebot und 
die Verſteigerungs bedingungen zu bezeichnen“, Ijo kann dies nur 
dahin verſtanden werden, daß, inſoweit der Beſchluß Verſteige⸗ 
mungsbedingungen nicht bezeichnet, die geſetzlichen Bedingungen 
eintreten müſſen. Man braucht nicht erſt darauf Gewicht zu 
legen, daß dies die Motive zum ZUG. (S. 243, 260) aus- 
mücklich hervorheben; auch wenn dies nicht der Fall wäre, könnte 
man nach dem Zuſammenhange des Geſetzes (§ 82, § 91 
Abſ. 1, 8 100 Abſ. 1) zu keinem anderen Ergebnis kommen. 
(Wird näher dargelegt.) Der Berufungsrichter hat ſich ferner 
auf ein Erkenntnis des vormaligen OTr. vom 21. April 1879 
(bei Gruchot, Beitr. 23, 744) und auf ein Urteil des RG. 
vom 16. September 1882 (PrIJMBl. 1883 S. 13) bezogen. 
Beide find noch unter der Herrſchaft der Preuß. Subhaſtations⸗ 
ordnung von 1869 ergangen, ſtehen aber der Meinung des Be⸗ 
mufungsgerichts nicht zur Seite. Das erſte ſpricht ſogar direkt 
das Gegenteil aus, und die reichsgerichtliche Entſcheidung beruht 
auf einer hier nicht in Betracht kommenden Verwendung des 
Zubehörbegriffes. Es braucht indes hierauf nicht eingegangen 
zu werden; denn wäre ſelbſt nach früherem Recht die gegen ⸗ 
teilige, vom Berufungsgericht vertretene Meinung begründet, ſo 
darf doch nicht außer acht bleiben, daß damals der Zuſchlag nur 
eine deklaratoriſche Bedeutung hatte. Der Richter ſtellte durch 
ihn feſt, daß im Verſteigerungstermin durch Willensüberein- 
ſtimmung der Beteiligten ein Kaufvertrag beſtimmten Inhalts 
zuflande gekommen ſei. Das heutige Recht erkennt dagegen 
dem Zuſchlage eine konſtitutive Bedeutung zu. Der Zuſchlag 
iſt im heutigen Recht keine bloße Beſtätigung eines Kauf⸗ 
vertrages; er entnimmt ſeine Kraft überhaupt nicht einer im 
Verſteigerungstermin zuſtande gekommenen Willenseinigung der 
Beteiligten, die er als erfolgt feſtſtellt; ſondern durch ihn über- 
trägt der Richter kraft der ihm vom Geſetz gegebenen Macht 
i:m geſetzlich geordneten Verfahren das Grundſtück des Schuldners 
zu eigen auf den Erſteher für einen beſtimmten Preis und unter 
beſtimmten Bedingungen. Dieſe mehr publiziſtiſche Auffaffung 
des Zuſchlags, nach welcher er ſeine Kraft nicht in einem mit 
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dem Erſteher abgeſchloſſenen Kaufvertrage, ſondern in dem vom 
Richter zu gewährenden exekutoriſchen Rechtsſchutze findet, hat 
nach und nach Eingang in die Rechtslehre gefunden, und ſie 
liegt, mochten ihr auch für das landrechtliche Gebiet, wie 
wenigſtens behauptet wird, Bedenken entgegenſtehen, dem heut 
geltenden Reichsgeſetze über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 29. März 1897 zugrunde. (Wird aus⸗ 
geführt.) Das Berufungsurteil war daher aufzuheben. Einer 
Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz bedarf es nicht. 
Iſt der Zuſchlag, weil er hinſichtlich der Bedingungen aus dem 
Verſteigerungsprotokoll nicht ſo, wie der Berufungsrichter mit 
dem Beklagten will, ergänzt werden darf, nur unter den in ihm 
ausgeſprochenen und im übrigen unter den geſetzlichen Bedin⸗ 
gungen erteilt, fo muß das Abſchiedsrecht des Klägers nach § 9 
des Einf G. z. 3VG. in Verbindung mit Art. 6 Abi. 2 
PrAusfG. zu demſelben beſtehen bleiben. Der Beklagte hätte 
dies abwenden konnen, wenn er gegen den Zuſchlag Beſchwerde 
zingelegt und die Erteilung unter richtigen, d. h. unter den der 
Abgabe des Meiſtgebots entſprechenden Bedingungen verlangt 
hätte. Er hat dies nicht getan, ſondern den Zuſchlag rechts⸗ 
kräftig werden laſſen. Die Folge muß ſein, daß die in den 
Zuſchlagsbeſchluß nicht aufgenommene Bedingung wegfällt, nicht 
anders, wie wenn ſie überhaupt nicht geſtellt worden wäre. Der 
Beklagte hat daher als Erſteher auch keinen Anſpruch darauf, 
daß die dem Abſchiedsrecht in der Rangordnung vorgehenden, 
bei der Zwangsverſteigerung aber ausgefallenen Hypotheken, oder 
vielmehr die Stellen, an denen ſie geſtanden haben, ihm zur 
Verfügung (vielleicht mit Hilfe eines Rangvorbehalts, vergl. 
§ 881 Abſ. 1 BGB.) offen gehalten werden. Denn die aus- 
gefallenen Hypotheken ſind nach geſetzlicher Vorſchrift zu löſchen 
($ 130 Abſ. 1 3BG), und daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß 
das beſtehenbleibende Abſchiedsrecht im Range aufrückt. So 
wenig ein Erſteher, wenn die Bedingung des Erloſchens für 
das Abſchiedsrecht überhaupt nicht geſtellt worden iſt, die Rang⸗ 
verbeſſerung, die das beſtehenblelbende Recht dann gewinnt, für 
ſich verwerten darf, ſo wenig darf dies der Beklagte, da ihm 
gegenüber der rechtskräftige Zuſchlag gilt. Und wenn endlich 
der erſte Richter den Beklagten wenigſtens perſönlich für die 
während feiner Beſitzzeit fallig werdenden Abſchiedsleiſtungen 
nicht für verhaftet erklärt, ſo iſt auch dies nicht richtig. Es 
mag fein, daß die Frage der perſonlichen Haftung hier nach 
gemeinem Recht zu entſcheiden iſt, unter deſſen Herrſchaft das 
Abſchiedsrecht begründet wurde (Art. 184 EG. z. BGB.), 
denn durch den Zufchlag wird eine perſönliche Haftung des Er⸗ 
ſtehers nur in Anſehung der beſtehenbleibenden Hypotheken, 
Grundſchulden und Rentenſchulden nach Maßgabe des § 53 
3G. begründet, während eine entſprechende Vorſchrift für 
Reallaſten nicht gegeben iſt, weil ſie ſich für dieſe, ſoweit auf 
fie das neue Recht zur Anwendung kommen kann, durch 
8 1108 BGB. erübrigt. Im gemeinen Recht iſt die Frage, 
ob der Eigentümer eines mit einer Reallaſt belaſteten Grund⸗ 
ſtücks für die während ſeiner Beſitzzeit fällig werdenden Leiſtungen 
aus der Reallaſt auch perſönlich haftet, allerdings ſtreitig (vergl. 
hierüber Eccius, Preuß. Privatrecht Bd. III § 188 unter I 
und Dernburg, Preuß. Privatrecht Bd. 1 § 305, 8 308). 
Das Reichsgericht hat ſich aber bereits früher (U. v. 9. Juli 
1886, Entſch. in Zivilſ. Bd. 16 S. 141) für die perſönliche 
28 
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Haftung entſchieden, und davon abzugeben liegt jetzt um jo 
weniger Veranlaſſung vor, als nunmehr auch das Geſetz 
(8 1108 BGB.) die perfönlihe Haftung prinzipiell anerkennt. 
Daß ſie den Beklagten nur für die während der Dauer feines 
Eigentums am Grundſtück fällig werdenden Leiſtungen trifft, 
iſt richtig, und dem entſpricht auch der Klageantrag, wie er in 
zweiter Inſtanz geſtellt if. B. c. B., U. v. 28. Jan. 05, 
339/04 V. — Kiel. 

II. Das Gemeine Reit. 

27. Erwerb einer Apotheken ⸗Realberechtigung durch 
unvordenkliche Verjährung.] 

Es ſteht feſt, daß die Anzübung — der Betrieb der 
Apotheke — ohne daß ihr während dieſer ganzen Zeit ſeitens 
der damals zuftändigen Behörden jemals ein Hindernis in den 
Weg gelegt worden wäre, ſtattgefunden hat und daß auch keine, 
auf eine nur perſönliche Betriebsberechtigung hindentende 
Konzeſſion nachgeſucht oder erteilt worden iſt. Der Berufungs- 
richter folgert hieraus, daß durch dieſe Rechtsausübung während 
zweier Menſchenalter ſich der Erwerb des Apothekenprivilegiums — 
alſo der Apotheken⸗Realberechtigung für das Grundſtück — 
durch unvordenkliche Verjährung vollzogen habe. Er verkennt 
dabei nicht, daß ein ſolcher Erwerb auch durch unvordenkliche 
Verjährung ausgeſchloſſen ſein würde, wenn anzunehmen wäre, 
daß ſich die Nachfolger des Chriſtof Friedrich W. bis zum 
Jahre 1817 des Umſtandes, daß den früheren Befitzern der 
Apotheke nur ein auf Zeit beſchränktes Privilegium erteilt worden 
ſei, bewußt geweſen wären. Der Berufungsrichter nimmt dies 
aber nicht an. Er prüft die Umſtände, die für und gegen eine 
ſolche Annahme ſprechen, gibt aber denen, die gegen ſie ſprechen, 
den Vorzug. Rechtlich läßt ſich dieſe Ausführung nicht be- 
anſtanden; fie ſtimmt durchaus mit der im gemeinen Recht an- 
erkannten Auffafjung überein, daß bei der unvordenklichen Ver⸗ 
jährung die rechterzeugende Kraft in der langen, die Vermutung 
der Rechtmäßigkeit begründenden Dauer gleichmäßiger Rechts- 
ausübung beruhe und daß, um dieſe rechterzeugende Kraft lang⸗ 
dauernder Rechtsausübung auszuſchließen, erfichtlich fein müſſe, 
daß die Rechtsausübung eine bewußtermaßen unrechtmäßige oder — 
wie der in der gemeinrechtlichen Doktrin herkömmliche Ausdruck 
lautet — eine uſurpierte ſei (vergl. Dernburg, Pand., 7. Aufl. 
Bd. 1 S. 373; Windſcheid⸗Kipp, Pand., 8. Aufl. Bd. 1 8 113; 
Curtius, Handbuch des im Königreich Sachſen geltenden Privat- 
rechts, Bd. 2 S. 205, 219). Preuß. Staat c. T., U. v. 
4. Febr. 05, 352/04 V. — Naumburg. 

III. Das Prenßiſche Allgemeine Landrecht. 

28. 8 37 Tl. 1 Tit. 6. Anwendbarkeit bei Handlungen 
zur Durchführung eines Urteils; rechtliche Möglichkeit mehrerer 
Arten der Ausübung eines Rechts.] 


Zunächſt erhebt ſich der Zweifel gegen die Berufungs⸗ 


entſcheidung, ob die in ihr angenommene Anwendbarkeit des 
8 37 16 ALR. nicht ſchon deswegen ausgeſchloſſen iſt, weil 
es ſich bei den der Bekl. vom Kl. zur Laſt gelegten Handlungen 
um Durchführung eines Urteils handelte, welches nur nach 
Maßgabe ſeines Inhalts zur Vollſtreckung gebracht werden 
konnte und die Möglichkeit einer anderen Ausführung nicht bot. 
Es kann indes, auch wenn man dieſem Bedenken nicht weiter 
nachgeht, der Schadenserſatzanſpruch des Kl. nicht für gerecht ⸗ 
fertigt erachtet werden. Der vom Berufungsrichter feiner Ent⸗ 
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ſcheidung zugrunde gelegte 8 37 I. 6 ALR. hat zur Boraus- 
ſetzung, daß mehrere Arten der Ausübung des geltend gemachten 
Rechtes möglich find. Darunter iſt zu verſtehen, daß die meh⸗ 
reren Arten der Rechtsausübung rechtlich möglich fein müſſen. 
Daran fehlte es hier, wie in Übereinſtimmung mit dem erſt⸗ 
inſtanzlichen Richter anzunehmen iſt. Die Bekl. hatte nur das 
Recht, ihre Fahrgerechtigkeit in einer ganz beſtimmten Richtung 
auszuüben. Sollte die Ausübung der Gerechtſame auf eine 
andere Stelle des klägeriſchen Grundſtücks verlegt werden, ſo 
mußte, auch wenn man der Meinung nicht folgt, daß eine ſolche 
Wegeverlegung nur durch Richterſpruch erfolgen könne, zum 
mindeſten der Kl. in einer ihn rechtlich bindenden Weiſe den 
neuen Wegezug an Stelle des bisherigen der Bekl. anbieten. 
Das iſt nicht geſchehen. Der Gerichtsvollzieher war nicht be⸗ 
rufen und ermächtigt, in dieſer Beziehung für den Kl. zu han⸗ 
deln. Dem Berufungsrichter kann auch darin nicht beigetreten 
werden, daß es nach Lage der Sache eines ausdrücklichen An⸗ 
gebots des neuen Weges ſeitens des Kl. nicht bedurft habe. 
Gerade die Lage dieſer Sache erforderte es, daß der Kl., wenn 
er die ernſtliche Abſicht hatte, der Bekl. ein Recht auf Be⸗ 
nutzung des neuen Weges zu gewähren, ihr ſolches ausdrücklich 
erklärte. Denn nach ſeinem bisherigen Verhalten war es völlig 
ungewiß, ob in der tatſächlichen Herſtellung des neuen Weges 
der Ausdruck ſeines Willens gefunden werden konnte, daß er ihr 
den neuen Weg in einer ihn rechtlich bindenden Weiſe anbiete. 
Höchſtens wenn durch ein ausdrückliches Angebot des neuen 
Weges ſeitens des Kl. der Bekl. die rechtliche Moͤglichkeit 
gegeben geweſen wäre, ihr Wegerecht in einer anderen Weiſe 
als bisher auszuüben, hätte vielleicht von einer Anwendung des 
§ 37 J. 6 ALR. die Rede ſein können. Da dieſe Voraus ſetzung 
fehlt und auch ſonſt der Schadenserſatzanſpruch des Kl. der 
Begründung ermangelt, war die Klage abzuweiſen. N.⸗W. K. 
c. H., U. v. 7. Jan. 05, 255/04 VII. — Hamm. 

IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

29. 5 150. Grforderniſſe des Verſchuldens; Erſatz der 
Wertsverminderung eines Grundſtücks als Bauſtelle.] 

Der Berufungsrichter findet das nach § 150 Allg. Berggeſ. 
den Entſchädigungsanſpruch ausſchließende grobe Verſchulden der 
Kl. darin, daß der zuſtändige Königliche Bergrevierbeamte, dem 
das auf das Vorderhaus bezügliche klägeriſche Baukonſensgeſuch 
durch den Amtsvorſteher zur Außerung vorgelegt worden war, 
unter Hinweis auf den zitierten Geſetzesparagraphen ausbrüd- 
lich hervorgehoben hat, der Bau ſei vor Beſchädigung durch 
früheren dort ſtattgehabten Abbau nicht ſicher, und daß, da 
dieſe Erklärung abſchriftlich in den Schlußpaſſus der den Kl. 
ausgehändigten Baukonſensurkunde aufgenommen worden iſt, 
die letzteren hiervon Kenntnis erhalten haben. Der Hinweis 
auf § 150 Allg. Berggeſ. habe eine nicht mißzuverſtehende 
Warnung enthalten, die von einer amtlichen ſachkundigen Stelle 
ausgegangen ſei und der ein Gewicht beizulegen für die Kl. die 
dringendſte Veranlafſung vorgelegen habe. Die Reviſion ſucht 
dieſe Annahme in Anlehnung an die abweichende Entſcheidung 
des erſten Richters mit der Ausführung zu bekämpfen, daß die 
Warnung des Bergrevierbeamten zu allgemein gehalten ſei, 
um Anlaß zur Berüdfihtigung zu geben. Es war indeſſen der 
Auffaſſung des Berufungsrichters beizutreten. Daß die Kl. von 
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der Warnung überhaupt Kenntnis erhalten haben, nimmt der 
Berufungsrichter als erwieſen an. Schließlich rügt die Revi⸗ 
fion, daß der Berufungsrichter den Kl. nicht wenigſtens den 
Exſatz derjenigen Wertsverminderung zugeſprochen habe, den ihr 
Grundſtück als Bauſtelle durch die Unficherheit des Bau⸗ 
grundes erleide. Dieſer Entſchädigungsanſpruch ſei den Kl. 
ſelbſt dann verblieben, wenn ſie Erſatz für Beſchädigungen des 
auf dem unſicheren Baugrunde errichtet en Gebäudes nicht ver- 
langen kannten. Letzteres iſt richtig. Der Reviſionsangriff er- 
ledigt ſich aber dadurch, daß von den Kl. ein auf Erſatz dieſes 
Schadens gerichteter Antrag in den Vorinſtanzen nicht geſtellt 
worden tft. Wenn fie unter Nr. 2 ihres Klageantrags „Erſtat⸗ 
tung des durch die Beſchädigungen entſtandenen dauernden 
Minderwertes von 6 332,20 Mark“ beanſprucht haben, ſo kann 
dies nach dem Zuſammenhange, in dem dieſer Antrag mit dem 
Klageantrage zu 1 (Veruteilung des Bekl. zur Ausbeſſerung der 
Gebände) fteht, nur dahin verſtanden werden, daß durch die 
geforderte Erſatzſumme der Minderwert des Grundſtücks als 
eines Gebäude grundſtückes hat ausgeglichen werden ſollen. 
S. c. F. u. €, U. v. 18. Jan. 05, 314/04 V. — Breslau. 

Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 

80. Art. 48 8 1, 8 1483 BGB. in Verb. mit § 7 des 
Weſtfäliſchen Gütergemeinſchaftsgeſetzes vom 16. April 1860. 
In Weſtfalen erfolgt auch bei der nach dem 1. Januar 1900 
eingetretenen fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Beerbung des 
Verſtorbenen nach Landrecht, nicht nach BGB.] 

Die Klägerin und ihr am 13. März 1902 verſtorbener 
Ehemann lebten in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft. Aus dieſer 
Ehe ſtammt ein Kind. Außerdem hinterließ der Verſtorbene 
4 Kinder aus feiner erſten Ehe. Mit dieſen ſchloß die Klägerin 
den Schichtungsvertrag vom 27. Oktober 1902. Man ging 
hierbei allerſeits davon aus, daß die Schichtung ſo vorzunehmen 
ſei, wie ſie vor dem 1. Januar 1900 nach Maßgabe des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. April 1860 erfolgt war. Die Klägerin machte 
von der Befugnis aus 8 17 dieſes Geſetzes Gebrauch und 
übernahm das gemeinſchaftliche bewegliche und unbewegliche 
Vermögen für eine von den Beteiligten gebilligte Taxe. Die 
Stiefkinder der Klägerin wurden in Geld abgefunden. Die 
Höhe der einzelnen Abfindung wurde in der Weiſe beſtimmt, 
daß man den Wert der früheren gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögensmaſſe, welche zur Verteilung zu bringen war, auf 
21621,72 Mark feſtſetzte und annahm, daß den Kindern des 
Verftorbenen aus erſter und zweiter Ehe die Hälfte mit 
10 810,86 Mark gebühre und hiervon den 4 Stiefkindern der 
Klägerin je / = 2162,17 Mark zuſtehen würde. Dem⸗ 
entiprechend wurde die Abfindung der letzteren, welche ſofort 
fällig fein ſollte, feſtgeſetzt. Die Klägerin iſt nunmehr der An⸗ 
ſicht, daß ihr außer der Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens kraft Erbrechts noch / von der anderen Hälfte zu⸗ 
komme und erhebt auf dieſer Grundlage Anſprüche. Das Be⸗ 
rufungsgericht wies die Klage ab. Es führt aus: Nach Art. 48 
§ 1 PG. z. BGB. ſeien für eine Ehe, für welche der geſetz⸗ 
liche Güterſtand der allgemeinen Gütergemeinſchaft im Sinne 
des Geſetzes vom 16. April 1860 beſtehe, die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes mit den in den 88 2 — 7 beſtimmten Anderungen in 
Kraft geblieben. Von dieſen Anderungen komme hier nur die 
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in § 2 vorgeſehene in Betracht, danach treten, ſoweit für jene 
Ehen bisher die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts über 
die allgemeine Gütergemeinſchaft gelten; an deren Stelle nach 
Maßgabe des Art. 47 88 1— 3 die Vorſchriften des BGB. 
Dieſe Vorſchrift habe, ihrem Wortlaute und ihrer Tendenz 
nach nur ſolche Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts über 
die allgemeine Gütergemeinſchaft beſeitigt, die als Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts im Geltungsbereiche des Geſetzes 
von 1860 zur Anwendung gekommen ſeien, nicht auch ſolche, 
die derartig innig mit den übrigen rein provinziellen Vor⸗ 
ſchriften verknüpft ſeien, daß ſie in dieſer Verbindung nur als 
beſondere Vorſchriften des Geſetzes von 1860 angeſehen werden 
müßten. Zur letzteren Gruppe ſeien die im 8 71 des Geſetzes 
allgemein und ſpeziell erwähnten Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts zu rechnen. (Dies wird in eingehender Weiſe vom 
Berufungsgericht näher dargelegt.) Die Reviſion macht geltend: 
die zur Entſcheidung ſtehende Frage, ob der & 7 des Geſetzes 
vom 16. April 1860 eine unechte oder echte Verweiſung ent- 
halte, ob alſo, wenn in Weſtfalen fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
nach dem 1. Januar 1900 eingetreten ſei, noch fernerhin die 
Beerbung des Verſtorbenen nach den Vorſchriften des Preußiſchen 
Landrechts erfolge, oder ob jetzt der Anteil des Verſtorbenen am 
Geſamtgut gemäß $ 1483 BGB. nicht mehr zum Nachlaſſe 
gehoͤre, ſei nicht auf Grund des an ſich irrevifiblen Geſetzes 
vom 16. April 1860 zu entſcheiden. Die ſtreitige Frage unterliege 
der Prüfung des RG., weil es ſich um erbrechtliche Vorſchriften 
des Reichsrechts handle, ſpeziell des 8 1483 BGB., deſſen 
Verletzung gerügt werde. Die Grenzen der Geltung des Reichs⸗ 
rechts, ſpeziell die Frage, ob der § 1483 BGB. auch für über. 
geleitete Ehen in Weſtfalen gelte, unterlägen der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts. Erſt wenn feftftehe, was weſtfäliſches 
Sonderrecht ſei, ſei letzteres der Reviſion entzogen. Sachlich 
werde der Standpunkt vertreten, daß ſoweit die Ehen von den 
durch das Geſetz von 1860 nicht abgeänderten Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts beherrſcht würden, überall an deren Stelle 
nach Maßgabe des Art. 47 AG. die des BGB. getreten ſeien. 
Nur die durch das Geſetz von 1860 geſchaffenen Anderungen 
der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts ſeien, ſoweit nicht 
die §8 2— 7 AG. Modifikationen enthielten, in Kraft geblieben. 
Die Tendenz des preußiſchen Ausführungsgeſetzes ſei geweſen, 
die beſtehenden Güterſtände in das neue Recht überzuleiten und 
nur die vom allgemeinen Landesrechte abweichenden Beſonder⸗ 
heiten aufrecht zu erhalten. Die ganze Grundlage der weſt⸗ 
faͤliſchen Gütergemeinſchaft ſei dadurch, daß das BGB. an 
Stelle des Allgemeinen Landrechts getreten, eine andere ge⸗ 
worden, ſpeziell die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. Unebenheiten 
entſtünden in dem einen wie dem anderen Falle. Nach der 
Tendenz des preußiſchen Ausführungsgeſetzes müſſe angenommen 
werden, daß 8 1483 BGB. für die übergeleiteten Ehen in 
Weſtfalen gelte. Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. 
Zu Recht geht allerdings die Reviſion davon aus, daß die 
Frage, ob die revifiblen Normen des BGB. oder das irrevifible 
Recht des Provinzialgeſetzes von 1860 zur Anwendung zu 
kommen haben, trotz 88 549, 562 ZPO. der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterſtellt if. Steht im konkreten Falle 
feſt, daß die zur Anwendung zu bringenden Rechtsnormen dem 
nicht reviſiblen Rechte entnommen werden müſſen, ſo iſt 
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die Entſcheidung über das Beſtehen und den Inhalt dieſer 
Rechtsnormen für das Reviſionsgericht maßgebend. (Motive 
zum Entwurfe der ZPO. S. 320 ff.) Hier aber tft ſtreitig, ob 
nicht ſtatt des partikularen reviſibles Recht zur Anwendung 
zu kommen habe, denn es wird geltend gemacht, daß die vom 
Berufungsgericht der Entſcheidung zugrunde gelegten irrevifiblen 
Rechtsnormen durch revifibles Recht aufgehoben worden ſeien. 
In ſolchem Konfliktsfalle ſteht dem Reviſionsgerichte die Prüfung 
deſſen, ob nicht ſtatt des partikularen reviſibles Recht die Grund⸗ 
lage der Entſcheidung zu bilden hatte, in vollem Umfange zu. 
In der Sache ſelbſt iſt dem Berufungsgericht darin beizupflichten, 
daß nicht das Recht des BGB., fondern das weſtfäliſche 
Provinzialrecht des Geſetzes vom 16. April 1860 die maß⸗ 
gebende Norm enthalte. Über die Tragweite der in Betracht 
kommenden Uberleitungsvorſchriften des preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes läßt fich die Begründung zu dem Entwurfe dieſes Ge⸗ 
ſetzes dahin aus: „Das Geſetz (vom 16. April 1860) iſt in 
Berückfichtigung und zur Wahrung der provinziellen Intereſſen 
gegeben. Seine Grundſätze find durch eine lange Rechtſprechung 
überall klargeſtellt und im großen und ganzen auch dem Laien 
geläufig. Das Geſetz iſt dem Volke, insbeſondere den weſt⸗ 
fäliſchen Bauern, lieb und teuer und hat ſich in der Praxis im 
allgemeinen bewährt. Da es ſich hier um ein Güterrecht 
handelt, welches durch ein Geſetz aus neuerer Zeit feſtgeſtellt, 
in der Rechtſprechung vollends klar durchgebildet und in einem 
größeren geſchloſſenen Gebiet in Geltung iſt, fo erſcheint die 
Beſeitigung der darin anerkannten provinziellen Be⸗ 
ſonderheiten durch die Rückſicht auf die Verkehrsficherheit 
und die Rechtsanwendung nicht geboten und daher bedenklich. 
Der Entwurf läßt deshalb die beſonderen Vorſchriften 
des Geſetzes vom 16. April 1860 mit einzelnen Anderungen be- 
ſtehen. Soweit dagegen für die Rechtsverhältniſſe der Ehen 
mit weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft bisher die Beſtimmungen 
des Allgemeinen Landrehts maßgebend find, erſetzt der 
Entwurf fie in gleichem Umfange durch die entſprechenden Bor- 
ſchriften des BGB.“ Damit iſt erkennbar zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß das pro vinzielle Sonderrecht als ſolches, ab- 
geſehen von hier nicht in Betracht kommenden Anderungen, 
grundſätzlich aufrecht erhalten bleiben follte. Der Charakter des 
Sonderrechts beſtimmt ſich aber keinenfalls lediglich aus formalen 
Geſichtspunkten, dergeſtalt daß ſofern das Provinzialgeſetz auf 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts verweiſt, ſolche ohne 
weiteres nicht als Beſtandteile des Sonderrechts, ſondern des 
gemeinen Rechts zu gelten hätten. Auch durch die in Sonder⸗ 
geſetzen enthaltene Verweiſung auf allgemeine Rechtsſätze kann 
anerkanntermaßen der angezogene Rechtsſatz zum integrierenden 
Beſtandteile des Sonderrechts ſelbſt erklärt ſein. Für die Be⸗ 
antwortung dieſer Frage können lediglich materielle, aus der zu⸗ 
ſammenhängenden konkreten Würdigung der geſamten ein⸗ 
ſchlagenden Vorſchriften der Geſetzesbeſtimmungen entnommene 
Gründe entſcheidend ſein. In zutreffender, erſchöpfender Weiſe 
hat aber das Berufungsgericht dargelegt, daß die Beſtimmungen 
der 88 7ff. des Provinzialgeſetzes vom 16. April 1860 in ihrer 
Geſamtheit einſchließlich der durch Verweiſung auf das 
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Allgemeine Landrecht aufgenommenen ſich gegenſeitig 


bedingen und ergänzen und in ihrer notwendigen Zuſammen⸗ 
gehoͤrigkeit ein geſchloſſenes provinzielles Erbrecht und ein für 
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ſich beſtehendes partikulares Syſtem der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft darſtellen. Mit dieſem Nachweis entfällt die An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchrift des 8 2 Art. 48 Pr., der die 
Vorſchriften des BGB. nur an die Stelle von Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts, nicht aber des provinziellen Sonder⸗ 
rechts treten läßt. P. c. M., U. v. 20. Febr. 05, 404/04 IV. — 
Hamm. 

Geſetz vom 14. Juli 1893. 

31. Die Grundſteuerentſchädigungsrente iſt keine öffent⸗ 
liche von der Eintragung in das Grundbuch ausgefchloffene 
Laſt.] 

Dem Berufungsurteil liegt die Annahme zugrunde, daß die 
auf dem Gute Hygendorf auf Grund des Geſetzes vom 14. Juli 
1893 haftende Grundſteuerentſchädigungsrente zwar eine öffent. 
liche, auf dem Grundſtück dinglich ruhende Laft ſei, daß ſie 
aber nicht zu denjenigen öffentlichen Laſten gehöre, die zur Ein- 
tragung in das Grundbuch nicht geeignet find. Der hierauf 
bezüglichen Ausführung, die der Berufungsrichter in einem 
Zwiſchenurteil vom 29. Oktober 1902 gegeben hat, iſt in jeder 
Beziehung beizutreten. Der Art. 11 Abſ. 1 des Pr. AusfG. 
zur GBO. ſchließt diejenigen offentlichen Laſten des Grund⸗ 
ſtücks von der Eintragung in das Grundbuch aus, die bei der 
Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung den Rechten an 
dem Grundſtück im Range vorgehen. Letzteres iſt nun zwar, 
wie das RG. bereits für das frühere Recht entschieden hat 
(RG. 40, 308), auch bei der Grundſteuerentſchädigungsrente 
der Fall; aber man würde dem Sinne und der dem Art. 11 
Abſ. 1 innewohnenden Bedeutung nicht gerecht werden, wenn 
man dies allein entſcheidend ſein laſſen und deshalb annehmen 
wollte, daß die Grundſteuerentſchädigungsrente von der Ein- 
tragung in das Grundbuch ausgeſchloſſen ſei. (Wird eingehend 
ausgeführt.) Es ergibt ſich hiernach, daß die Grundſteuer⸗ 


entſchädigungsrente, wie der Berufungsrichter mit Recht ange ⸗ 


nommen hat, nicht zu den öffentlichen Laſten gehört, für die 
eine Haftung des Verkäufers durch § 436 BGB. ausgeſchloſſen 
iſt. Die Revifion nimmt ferner für ſich den 8 434 BGB. in 
Bezug. Sie weiſt darauf hin, daß die Rente, für welche Ver⸗ 
tretung von dem Beklagten als dem Verkäufer verlangt wird, 
an den Fiskus, alſo an den Käufer ſelbſt, zu entrichten iſt. 
Wenn § 434 BGB. — fo führt die Revifion aus — den 
Verkäufer für verpflichtet erkläre, dem Käufer den verkauften 
Gegenſtand frei von Rechten zu verſchaffen, die von Dritten 
gegen den Käufer geltend gemacht werden können, fo ergebe fich 
hieraus von ſelbſt, daß eine Freiſtellung von Rechten an dem 
verkauften Gegenſtande, die dem Käufer ſelbſt zuſtehen, damit 
nicht gemeint ſein könne. Der Berufungsrichter verletze daher 
das Geſetz, wenn er die Vertretungspflicht des Verkäufers auch 
auf ſolche Rechte ausdehne. Auch mit dieſem Angriff kann die 
Reviſion nicht durchdringen. Richtig iſt zwar, daß der Domänen ⸗ 
fiskus, der den Kaufvertrag abgeſchloſſen hat und aus ihm nun 
Rechte geltend macht, nicht deshalb als eine vom Steuerfiskus, 
an den die Rente zu entrichten iſt, verſchiedene Rechtsperſönlich 
keit angeſehen werden kann, weil beide Verwaltungen in Preußen 
verſchiedenen Miniſterien unterſtellt find und für beide eine 
ſelbſtändige Kaſſenführung beſteht. Denn dieſe Selbſtändigkeit 
der ſogenannten „fiskaliſchen Stationen“ hat ſchon in der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung nicht dazu geführt, in ihnen auch ver⸗ 
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ſchiedene Rechtsſubjekte zu erblicken (vergl. hierüber RG. 2, 392 
und den Plenarbeſchluß des PrOTr. vom 20. Oktober 1850, 
Entſch. Bd. 20 S. 19); daran muß auch für das heut geltende 
Recht feſtgehalten werden (ebenſo Turneau⸗Förſter, Liegenſchafts⸗ 
recht, 2. Aufl., Bd. 1 S. 364). Für letzteres hat übrigens 
dieſe Auffaſſung auch in der allgemeinen Verfügung des Preußi⸗ 
ſchen Suftizminifterd vom 20. November 1899 (JM Bl. S. 349) 
injofern Anerkennung gefunden, als dort unter § 4 vorgeſchrieben 
iſt, daß bei Eigentumseintragungen für den Fiskus auf ſeinen 
Antrag „derjenige Teil ſeines Vermögens, zu welchem das ein⸗ 
getragene Grundſtück gehört, durch einen Zuſatz in Klammern 
bezeichnet werden könne.“ Etwas Gegenteiliges folgt auch nicht 
aus $ 395 BGB., denn dieſe Vorſchrift ſoll nach den Motiven 
(8.2 S. 114) „lediglich das geltende Recht“ beſtätigen und 
beruht wie letzteres (88 368, 369 Tit. 16 Tl. I ALR.) auf 
praktiſchen Erwägungen, denen keine Bedeutung über den un⸗ 
mittelbaren Inhalt der Geſetzesvorſchrift hinaus beizumeſſen 
iſt. Aber die Auslegung, die Berufungsrichter in dem ſchon 
vorerwähnten Zwiſchenurteil vom 29. Oktober 1902 dem 
$ 434 BGB. gegeben hat, muß als richtig anerkannt werden. 
Sie geht dahin, daß unter den in § 434 bezeichneten Rechten, 
die don Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werden 
können, alle Rechte zu verſtehen find, mögen fie Rechte Dritter 
oder Rechte des Verkäufers oder des Käufers ſein, die trotz der 
Übertragung des Eigentums an dem Kaufgegenſtande auf den 
Käufer beſtehen bleiben. Mit Recht leitet dies der Berufungs⸗ 
richter als den Sinn der Vorſchrift aus ihrer Entſtehungs⸗ 
geschichte her. (Wird näher dargelegt.) v. 3. c. F., U. v. 
10. Dez. 04, 251/04 V. — Stettin. 

Stempelſteuergeſetz vom 30. Juli 1895. 

32. § 3 Tarifſtelle 73. Stempelpflichtigkeit von Urkunden, 
in denen mehrere Vollmachtserteilungen enthalten find.] 

In zwei durch einen Notar aufgenommenen Verhandlungen 
haben die ſämtlichen Mitglieder des Grubenvorſtandes der 
Klägerin drei von ihnen zu „Subſtituten und Bevollmächtigten 
des Grubenvorſtands“ und der Klägerin beſtellt. In den Ur⸗ 
kunden iſt nach Aufzählung der einzelnen Befugniſſe der Be⸗ 
vollmächtigten hinfichtlich der letzteren noch folgendes beſtimmt: 
„Sie find überhaupt befugt, alles auszuüben, was nach dem 
Geſetz zu den Befugniſſen eines Grubenvorſtands gehört. Sie 
find ferner befugt, ſowohl alle zuſammen als auch jeder einzelne 
für ſich ohne Zuziehung des anderen auf Grund dieſer Voll⸗ 
macht die Gewerkſchaft reſp. deren Vorſtand zu vertreten, und 
jeder fol befugt fein, ſich einen Rechtsanwalt zu ſubſtituieren.“ 
Zu jeder der beiden Urkunden iſt der dreifache Stempel für 
eine Generalvollmacht mit 60 Mark, für beide zuſammen alſo 
der Stempelbetrag von 120 Mark erfordert und gezahlt worden. 
Die Klägerin hält nur den zweifachen Stempel für eine 
Generalvollmacht für erforderlich und hat deshalb mit dem 
Antrage Klage erhoben, den Beklagten zur Zahlung von 
80 Mark zu verurteilen. Das LG. wies ab, das OLG. ver⸗ 
urteilte, das RG. ſtellte das I. Urteil wieder her: Zur Be⸗ 
gründung des Klageanſpruchs beruft ſich die Klägerin zunächſt 
auf die Entſtehungsgeſchichte der Tarifſtelle 73 (Vollmachten uſw.) 
des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juni 1895, nach der an⸗ 
zunehmen ſei, daß der Geſetzgeber eine Vollmacht, in der eine 
Perſon mehrere, nicht zu gemeinſchaftlicher Vertretung berufene 
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Bevollmächtigte beſtellt, nur dem einmaligen Vollmachtſtempel 
habe unterwerfen wollen. Dieſe Annahme iſt aber ungerecht⸗ 
fertigt. Der Abſatz 6 der Tarifſtelle Vollmachten (Nr. 75) der 
Regierungsvorlage zum genannten Geſetz lautete: „Zu Voll⸗ 
machten, in denen mehrere, nicht in einer Erb- oder ſonſtigen 
Rechtsgemeinſchaft ſtehende Perſonen einen Bevollmächtigten 
beſtellen, oder eine Perſon mehrere, nicht zu gemeinſchaftlicher 
Vertretung berufene Bevollmächtigte beſtellt, iſt der Vollmacht⸗ 
ſtempel ſo oft zu verwenden, als auf ſeiten der Vollmachtgeber 
oder der Bevollmächtigten Perſonen vorhanden find.“ Dieſe 
Beſtimmung iſt, ſoweit ſie die Beſtellung mehrerer Bevoll⸗ 
mächtigter durch einen Machtgeber zum Gegenſtand hat, 
bei der zweiten Beratung des Geſetzes im Abgeordnetenhauſe 
auf Antrag des Abgeordneten Dr. Oswald beſeitigt worden, 
obſchon der Finanzminiſter dieſen Antrag wegen ſeiner zu all- 
gemeinen Faſſung als zu weitgehend bezeichnet hatte. (Ver⸗ 
handlungen des Abgeordnetenhauſes 1895 S. 2365, 2366.) 
Aus dieſer Streichung iſt zwar zu folgern, daß nicht ſchon der 
Umſtand, daß ein Machtgeber mehrere nicht zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Vertretung berufene Bevollmächtigte beſtellt, für ſich 
allein dazu führen ſoll, den Stempel ſo oft zu verwenden, als 
Bevollmächtigte vorhanden find. Keineswegs darf aber aus 
dieſer Streichung die Abſicht entnommen werden, die allgemeinen 
Grundſätze des Stempelſteuergeſetzes über die Verſteuerung 
mehrerer in derſelben Urkunde enthaltener Gegenſtände bei der⸗ 
artigen Vollmachten auszuſchließen. Mit Recht hält daher der 
Berufungsrichter die dieſe Grundſätze enthaltenden Beſtimmungen 
des § 10 des Geſetzes für die Entſcheidung als maßgebend. 
Die von ihm dieſen Beſtimmungen für den vorliegenden Fall 
gegebene Art der Anwendung beruht aber auf Rechtsverletzung. 
Er nimmt an, die in jeder der beiden Urkunden enthaltene Be⸗ 
vollmächtigung ſtelle ein einheitliches Geſchäft im Sinne 
des Abſ. 3 des 8 10 dar, weil anzunehmen jet, daß im Ver⸗ 
haͤltnis nach innen die beurkundeten Vollmachtsverträge das 
gemeinſchaftliche Handeln der mehreren Bevollmächtigten zum 
Gegenſtand hätten und daß nur nach außen hin dem einzelnen 
Ermächtigung zur Vertretung erteilt ſei. Dieſe Annahme geht 
über die Grenzen einer zuläſſigen Urkundenauslegung hinaus 
und verſtößt gegen den Grundſatz des § 3 Abſ. 1 des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes, inhalts deſſen die Stempelpflichtigkeit einer 
Urkunde ſich nach ihrem Inhalte richtet. Die Urkunden ergeben 
nicht den geringſten Anhaltspunkt dafür, daß im Verhältnis 
nach innen, d. h. hinſichtlich der Grenzen der Befugniſſe der 
einzelnen Bevollmächtigten untereinander, die Vollmacht 
dahin zu verſtehen ſei, daß die Bevollmächtigten nur gemein⸗ 
ſchaftlich, oder doch im gegenſeitigen Einverſtändniſſe handeln 
ſollten. Vielmehr ſpricht der Wortlaut der Urkunden, die Be⸗ 
vollmächtigten ſollten befugt ſein, „ſowohl alle zuſammen als 
auch jeder einzelne für ſich ohne Zuziehung des 
anderen“ die Gewerkſchaft zu vertreten, gegen die Annahme 
irgend einer Einſchraͤnkung der Befugniſſe der einzelnen auch 
nach innen hin. Wäre aber ſelbſt eine ſolche Einſchränkung 

nach innen hin urkundlich zum Ausdruck gelangt, ſo würde das 
für die Stempelpflichtigkeit ohne Einfluß ſein. Die Vollmachts⸗ 
urkunde iſt gerade dazu beſtimmt, die Bevollmächtigten nach 
außen hin, nämlich gegenüber dritten Perſonen, für den Ab- 
ſchluß von Rechtsgeſchäften namens des Machtgebers zu legi⸗ 
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timieren. Wäre in der Urkunde verfügt, daß zwar die mehreren 
Bevollmächtigten unter ſich gegenüber der Klägerin verpflichtet 
wären, nur beim Vorhandenſein ihres gegenſeitigen Einverſtänd⸗ 
niſſes Vertretungshandlungen als einzelne vorzunehmen, daß 
aber nach außen hin jeder einzelne ohne den Nachweis eines 
ſolchen Einverſtändniſſes zur vollen Vertretung ſelbſtändig befugt 
ſei, ſo würde auch mangels eines ſolchen Einverſtändniſſes die 
Klägerin dem Dritten gegenüber durch die Vertretungshandlung 
des einzelnen Bevollmächtigten gebunden fein. Es kommt hier⸗ 
nach für die Stempelpflichtigkeit nur darauf an, ob die nach 
außen hin wirkende Bevollmächtigung der drei Vertreter als ein 
einheitliches Geſchäft anzuſehen iſt. Das muß verneint werden. 
Die Annahme einer einheitlichen Bevollmächtigung wird nicht 
dadurch bedingt, daß dem Machtgeber nur eine einzelne Perſon 
als Bevollmächtigter gegenüberſteht. Es kann z. B. nicht 
zweifelhaft ſein, daß einerſeits der Vollmachtſtempel zweimal 
(nach Abſ. 1 und nach Abſ. 4 der Tarifſtelle 78) zu erheben 
iſt, wenn der Machtgeber einem anderen in derſelben Urkunde 
eine Prozeßvollmacht und eine Vollmacht zur Auflaſſung eines 
dem Machtgeber gehörigen Grundſtücks erteilt, und daß 
andererſeits der Vollmachtſtempel nur einmal in Anſatz kommt, 
wenn der Machtgeber in derſelben Urkunde zwei andere Perſonen 
ermächtigt, ſei es gemeinſchaftlich, ſei es jeder für ſich, dasſelbe 
Grundſtück aufzulaſſen. Vielmehr iſt nur aus der fachlichen 
Seite des durch die Bevollmächtigung begründeten Rechts⸗ 
verhältniſſes zu entnehmen, ob eine Vollmacht oder eine Mehr- 
heit von ſolchen vorliegt. Nur wenn das Rechtsgeſchäft, deſſen 
Ausführung den Gegenſtand der Ermächtigung bildet, ein 
einheitliches iſt, kann auch die Ermächtigung ſelbſt als eine 
einheitliche Rechtshandlung angeſehen werden. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus iſt auch die Erteilung einer Prozeßvollmacht an 
zwei Rechtsanwälte als eine nur einfach zu verftenernde Be⸗ 
vollmächtigung angeſehen worden (Urteil des RG. vom 
14. Juni 1888, Gruchots Beitr. 32, 1075); die Prozeßführung 
für einen anderen iſt, obſchon ſie ſich aus einer Reihe von 
Einzelhandlungen zuſammenſetzt, rechtlich als ein einheitliches 
Geſchäft anzuſehen, wie ſich ſchon aus der rechtlichen Zuſammen⸗ 
fafſung dieſer Einzelhandlungen zu dem einheitlichen Begriffe 
der Prozeßvollmacht in den 88 80 und 81 38. ergibt. 
Das OTTr. hat weiter im Urteile vom 21. März 1877 
(Zentralblatt für Abgaben⸗ uſw. Verwaltung 1877 S. 271) 
nur den einmaligen Stempel für eine Vollmacht erfordert, durch 
die jemand mehrere Perſonen ermächtigt hatte, ſtatt ſeiner die 
bei der Poft für ihn eingehenden Sendungen in Empfang zu 
nehmen, mit der Begründung, es ſei nicht rechtsirrtümlich, eine 
einheitliche Vollmacht dann anzunehmen, wenn verſchiedene 
Perſonen zur Vornahme mehrerer Geſchäfte gleicher Art 
bevollmächtigt werden. Ob dieſer Entſcheidung und ihrer Be⸗ 
gründung beizutreten iſt oder ob in dem bezeichneten Falle 
etwa als Gegenſtand der Vollmacht ein einheitliches Geſchäft 
anzunehmen ſei, deſſen Ausführung ſich auf eine Reihe von 
Einzelzeitpunkten verteilt, kann dahingeftellt bleiben, da es fich 
hier nicht um mehrere Geſchäfte gleicher Art handelt, ſondern 
um eine Generalvollmacht, die zur Vornahme aller nach der 


Geſchäftsart ſehr verſchiedener Geſchäfte ermächtigt, deren Aus. 


führung innerhalb der Befugniſſe eines Grubenvorſtandes liegt. 
Derartige Generalvollmachten find zwar, ſoweit ſie einem einzelnen 
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erteilt werden, auch im Sinne des Stempelrechts als einheitliche, 
nur dem einmaligen Vollmachtſtempel unterliegende Geſchäfte 
anzuerkennen, was ſich daraus ergibt, daß im Abſ. 1 der 
Tarifſtelle 73 für fie ein beſonderer, einheitlicher Steuerſatz be · 
ſtimmt iſt. Die Frage jedoch, ob die Erteilung einer General⸗ 
vollmacht an mehrere, nicht zu gemeinſchaftlicher Vertretung 
berufene Perſonen ein einheitliches Geſchäft darſtellt, iſt lediglich 
nach 8 10 des Stempelſteuergeſetzes zu beurteilen, weil fi 
hier auch ſachlich eine Verſchiedenheit ergibt. Da im vor- 
liegenden Falle jeder der Bevollmächtigten nach außen hin 
ſelbſtändig, ohne das Einverſtändnis, ja ſogar gegen den Willen 
der übrigen rechtlich bindende Vertretungshandlungen vornehmen 
darf, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß zu demſelben Zeitpunkte 
jeder der drei Bevollmächtigten andere und anders geartete 
Rechtsgeſchäfte für den Machtgeber gültig vornimmt. Unter 
dieſen Rechtsgeſchäften beſteht eine rechtliche Verknüpfung nur 
inſofern, als fie Geſchäfte einer Vermögensverwaltung dar⸗ 
ſtellen, daß alſo bei ihnen der Geſchäftsherr eine und dieſelbe 
Perſon iſt. Das genügt aber zur Annahme einer rechtlichen 
Einheit der Geſchäfte nicht, denn ein Geſchäftsherr kann felbft 
oder durch feine Vertreter bei der Verwaltung feines Vermögens 
die verſchiedenartigſten, rechtlich ſelbſtändigen Einzelgeſchäfte 
vornehmen. Iſt hiernach der Gegenſtand der beiden vorliegenden 
Vollmachtsurkunden kein einheitlicher, ſondern ein dreifacher, ſo 
iſt auch das Geſchäft der Vollmachtserteilung ſelbſt kein ein ⸗ 
heitliches, ſetzt fich vielmehr bei jeder der Urkunden aus drei 
Einzelgefhäften zuſammen, die nicht als Beftandtelle eines ein⸗ 
heitlichen, nach dem Tarif ſteuerpflichtigen Geſchäfts ſich dar⸗ 
ſtellen. Für jede der beiden Urkunden iſt hiernach der General ⸗ 
vollmachtſtempel dreimal zu entrichten. Preuß. Staatsfis kus c. F., 
U. v. 7. Febr. 05, 310/04 VII. — Breslau. 

V. Das Franzsſiſche Recht. 

33. Art. 1383 c. c. verb. mit der Rheiniſchen Notariats⸗ 
ordnung und § 549 ZPD. Haftung des Notars dem anderen 
Teil gegenüber auch über juriſtiſche Belehrung hinaus.] 

Die Annahme des Vorliegens einer Fahrläſſigkeit des 
Notars hat das Berufungsgericht insbeſondere mit den Aus⸗ 
führungen begründet, es ſei Pflicht des Notars, auch derjenigen 
Partei gegenüber, zu der er nicht in einem beſonderen Vertrags⸗ 
verhältniſſe ſtehe, dafür Sorge zu tragen, daß der bei der Auf. 
nahme einer Urkunde von den Parteien angeſtrebte Zweck auch 
von denſelben erreicht werde, und müſſe der Notar in dieſer 
Beziehung lehrend und ſorgend eintreten. Hiergegen haben die 
Reviſionskläger ausgeführt, dieſe Belehrungspflicht des Notars 
ſei nur auf die juriſtiſche Seite der von ihm beurkundeten 
Rechtsgeſchäfte, nicht auch auf deren wirtſchaftliche Folgen zu 
beziehen, namentlich wenn, wie im gegebenen Falle, das Rechts⸗ 
geſchäft nicht durch Vermittlung des Notars zuſtande gekommen 
ſei. Dieſe Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. Wie näm- 
lich die weitere Begründung des angefochtenen Urteils ergibt, 
hat das Berufungsgericht ferner angenommen, die fragliche Ver⸗ 
pflichtung des Notars zur Belehrung und Fürſorge erſtrecke ſich 
auch darauf, daß der wirtſchaftliche Zweck der von ihm be⸗ 
urkundeten Rechtsgeſchäfte erreicht werde, im gegebenen Falle 
habe aber der Beklagte und Vorderkläger mit dem betreffenden 
Rechtsgeſchäft bezweckt, für das von ihm dem H. hingegebene 
bare Darlehn in der perſoͤnlichen Garantie desfelben 
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für die von ihm als Gegenleiſtung hierfür abgetretene unfichere 
Hypothekarforderung eine wirkliche Sicherheit für ſeine 
Darlehnsforderung zu erlangen. Hiernach hat das Berufungs-. 
gericht auf Grund der Beſtimmungen der rheiniſchen Notariats- 
ordnung die fragliche Verpflichtung des Notars nicht als auf 
die juriſtiſche Seite des Rechtsgeſchäfts beſchränkt, ſondern auch 
inſoweit als beſtehend erachtet, als es ſich um die Erreichung 
der ron den Beteiligten hierbei verfolgten wirtſchaftlichen 
Zwecke, im gegebenen Falle alſo um die Erlangung einer 
wirklichen Sicherheit für die fragliche Darlehns forderung 
handle. Da aber dieſe Rechtsanficht des Berufungsgerichts auf 
der Auslegung der Beſtimmungen der rheiniſchen Notariats⸗ 
ordnung beruht, deren Geltungsbereich ſich nicht über den Be⸗ 
zirk des Berufungsgerichts hinaus erſtreckt, und auf deren 
etwaige Verletzung daher nach § 549 die Reviſion nicht geſtützt 
werden kann, fo erledigt ſich hierdurch der hier in Rede ſtehende 
Reviflonsangriff. Es kommt daher auch der Umſtand nicht 
weiter in Betracht, daß Notar H. das fragliche Rechtsgeſchäft 
nicht ſelbſt vermittelt hat; denn nach der erwähnten, von 
dem Revifionsgerichte nicht nachzuprüfenden Auslegung der 
rheiniſchen Notariatsordnung iſt die fragliche Verpflichtung des 
Notars nicht auf Fälle der letzteren Art beſchränkt, ſondern auf 
alle von ihm beurkundeten Rechtsgeſchäfte zu beziehen. 
Ferner haben die Revifionskläger geltend gemacht, das Be⸗ 
rufungsgericht hätte zur Begründung ſeiner Annahme, daß 
Notar H. bei Erteilung der fraglichen Auskunft grob fahrläſſig 
gehandelt habe, auch feſtſtellen müſſen, daß dieſer vermöge ſeines 
Berufs zu dieſer Auskunft verpflichtet geweſen ſei. Dieſe Be⸗ 
ſchwerde iſt unbegründet. Zwar hat das Berufungsgericht nicht 
feſtgeſtellt, daß eine Verpflichtung des Notars zur Erteilung 
der fraglichen Auskunft beſtanden habe. Dieſer Feſtſtellung be⸗ 
durfte es aber auch zur Begründung der Verantwottlichkeit des⸗ 
ſelben für die von ihm fahrläſſigerweiſe gegebene unrichtige 
Auskunft nicht. Nach der der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogenen Auslegung, welche das Berufungsgericht den Be⸗ 
ſtimmungen der rheiniſchen Notariatsordnung gegeben hat, war 
nämlich Notar H. kraft ſeines Amts verpflichtet, dann, 
wenn er einer behufs Aufnahme einer Notariatsurkunde vor 
ihm erſchienenen Partei eine Auskunft gab, welche für die Er⸗ 
reichung des von ihr erſtrebten Zwecks wichtig war, hierbei 
ſorgfältig zu verfahren, und zwar auch dann, wenn er mit 
dieſer Partei nicht in einem beſonderen Vertragsverhältniſſe 
ſtand. Die fih hieran anſchließende Annahme des Berufungs- 
gerichts aber, daß eine in der fahrläſſigen Erteilung einer 
unrichtigen Auskunft liegende Zuwiderhandlung gegen dieſe 
Amtspflicht zugleich als ein Verſchulden des Notars im Sinne 
des Art. 1383 C. c. ſich darſtellt, das ihn dem Wider⸗ 
kläger für den dieſem dadurch verurſachten Schaden haftbar 
macht, wird durch die Vorſchrift des Art. 1383 c. c. geredt- 
fertigt. Wenn aber hiernach dieſes außerkontraktliche 
Verſchulden des Notars zur Begründung feiner Schadens- 
erſatzpflicht genügte, ſo kam eine etwaige vertragliche Ver⸗ 
pflichtung desſelben zur Erteilung der fraglichen Auskunft nicht 
weiter in Betracht und konnte daher das Berufungsgericht ohne 
rechtlichen Verſtoß von der Feſtſtellung einer ſolchen Verpflichtung 
abſehen. H. o. G., U. v. 28. Jan. 05, 201/04 II. 
— Coͤln. 
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34. Art. 1487 c. c. Anwendbarkeit und Vorausſetzungen 
auf Prämienzahlungen aus Mitteln der Gütergemeinſchaft bei 
einer vom Chemann zugunſten der Ehefrau abgeſchloſſenen 
Lebensverſicherung.] | 

Das BG. hat die von ihm erlaſſene Entſcheidung über 
den erften, auf Art. 1437 c. c. geſtützten Klageanſpruch zu- 
nächſt folgendermaßen begründet: Notar H. habe durch die Be⸗ 
ſtimmung in feinem Lebens verſicherungs vertrage, daß feiner Ehe- 
frau nach ſeinem Tode die Verſicherungsſumme zukommen ſolle, 
ſeinen Willen zum Ausdruck gebracht, daß der Anſpruch auf die 
Verſicherungs ſumme nicht der Gütergemeinſchaft, ſondern der 
Chefrau allein zuſtehen ſolle. Demnach jet in dem Abſchluſſe 
des Lebens verficherungsvertrags eine Freigebigkeit des Ehemanns 
zu erblicken. Mit einer ſolchen würde es im Widerſpruch ſtehen, 
wollte man die Erſatzpflicht nach Art. 1437 c. c. auf die von 
H. geleiſteten Prämienzahlungen anwenden. Des Nachweiſes 
beſonderer Umſtände oder von Willensäußerungen bedürfe es 
daher nicht, um die Freigebigkeit der Verfügung darzutun. 
Mit Recht hat der Reviſionskl. hiergegen geltend gemacht, daß 
durch eine in bezug auf die Verſicherungsſumme vor⸗ 
liegende freigebige Abſicht des Ehemanns die Anwendbarkeit des 
Art. 1437 c. c. auf die aus Mitteln der Gütergemeinſchäft 
gezahlten Prämien einer ſolcher Verficherung nicht ohne 
weiteres ausgeſchloſſen ſei. Zwar iſt in der Literatur und 
Rechtſprechung des hier maßgebenden franzöfiſchen Rechts die 
Frage beftritten, ob und unter welchen Vorausſetzungen die 
Vorſchrift des Art. 1437 o. 6. auch auf Prämienzahlungen 
Anwendung finde, welche ein Ehemann während beſtehender 
Gütergemeinſchaft aus Mitteln derſelben auf Grund eines von 
ihm zugunſten feiner Ehefrau abgeſchloſſenen Lebens ⸗ 
verficherungs vertrages geleiſtet hat. Der mehrfach vertretenen 
Anficht, daß in einem ſolchen Falle die Anwendung des 
Art. 1437 c. c. allgemein ausgeſchloſſen ſei, weil ein Erſatz⸗ 
anſpruch im Sinne dieſes Artikels mit der Auffaſſung un⸗ 
vereinbar ſein würde, daß in dem Abſchluſſe eines ſolchen 
Lebensverſicherungsvertrags eine freigebige Verfügung 
liege, kann jedoch nicht beigetreten werden; denn die hier in 
Betracht kommende Vorſchrift des Art. 1437: „Généralement 
toutes les fois que l'un des époux a tiré un profit 
personnel des biens de la communauté, il en doit 
la recompense“ begreift nach ihrer ganz allgemein gehaltenen 
Faſſung und nach ihrem Zwecke auch Fälle der hier in Rede 
ftehenden Art in ſich. Auch kann die fi hieraus an ſich er⸗ 
gebende Erſatzpflicht der Ehefrau nicht in allen Fällen als mit 
der aus dem Abſchluſſe des Lebens verſicherungs vertrages zu ent- 
nehmenden freigebigen Abfiht des Ehemanns in bezug auf 
die Zuwendung der Verſicherungsſumme im Wider⸗ 
ſpruch ſtehend angeſehen werden; denn der Abſchluß eines 
ſolchen Lebensverficherungsvertrags einerſeits und die infolge 
deſſen geleiſteten Prämienzahlungen andererſeits find zwar im 
Zuſammenhange ſtehende, aber doch ihrem rechtlichen Inhalte 
nach verſchiedene Handlungen und können daher auch in ver⸗ 
ſchiedener Abficht vorgenommen werden und unter verſchiedene 
rechtliche Geſichtspunkte fallen. Es find namentlich Fälle denkbar, 
in welchen die bei dem Abſchluß eines Lebensverſicherungs⸗ 
vertrags vorhandene freigebige Abficht des Ehemanns ſich nur 
darauf erſtreckt, feiner Frau die Verficherungsſumme als ſolche 
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zu verſchaffen, nicht aber auch darauf, ihr die zu leiſtenden 
Prämien in der Weiſe freigebig zuzuwenden, daß ſie bezüglich 
dieſer von der ihr an ſich geſetzlich obliegenden Erſatzpflicht 
befreit wird, und in welchen auch bei den ſpäteren Prämien; 
zahlungen auf ſeiten des Ehemanns nicht eine freigebige 
Abſicht der letzteren Art, ſondern lediglich die Abſicht obwaltet, 
damit die von ihm der Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber über⸗ 
nommene Verpflichtung zu erfüllen. Wenn aber der Ehemann 
bei der Zahlung der einzelnen Prämien die Abficht hat, 
auch dieſe ſeiner Ehefrau durch Befreiung derſelben von der 
geſetzlichen Erſatzpflicht freigebig zuzuwenden, was ſich auch aus 
den Umſtänden des einzelnen Falls ergeben kann, — mag 
dieſe Abſicht ſchon beim Abſchluß des Berficherungdvertrags vor- 
handen geweſen oder erſt fpäter entſtanden ſein —, fo tritt be- 
zuͤglich dieſer Prämienzahlungen eine Erſatzpflicht gemäß 
Art. 1437 c. c. nicht ein; denn nach Art. 1422 Abſ. 2 c. c. 
kann der Ehemann während beſtehender Gütergemeinſchaft über 
die Mobiliarwerte derſelben zugunſten aller Perſonen, alſo auch 
ſeiner Ehefrau, freigebige Verfügungen treffen. Soweit aber 
eine ſolche vorliegt, iſt eine Erſatzpflicht der Ehefrau gemäß 
Art. 1437 c. c. ausgeſchloſſen. Die Anwendbarkeit der letzteren 
Vorſchrift auf ſolche Prämienzahlungen hängt daher davon 
ab, ob der Ehemann bei Leiſtung derſelben und in 
bezug auf ſie die dargelegte freigebige Abſicht ſeiner Ehefrau 
gegenüber gehabt hat oder nicht. Das BG. iſt nun zwar bei 
ſeinen oben erwähnten Ausführungen (abweichend von früheren 
Entſcheidungen des Os G. zu Colmar, vergl. Juriſtiſche Zeit⸗ 
ſchrift für Elſaß⸗Lothringen Bd. 14 S. 402 und Bd. 15 
S. 76) von der erſteren, nicht als zutreffend zu erachtenden 
Rechtsanſicht ausgegangen, indem es den Nachweis beſonderer 
Umſtände oder Willensäußerungen des Notars H. für nicht 
erforderlich gehalten hat, um „die Freigebigkeit der Verfügung“ 
(d. h. wohl: der in den einzelnen Prämienzahlungen liegenden 
Verfügungen) darzutun. Doch hat es ferner „zum Überfluß 
dieſen Nachweis als geführt“ erachtet und ſich hierbei unter 
Anführung eines weiteren Beweisgrunds auf die Erwägungen 
des LG. bezogen, wodurch die bei H. auch bezüglich der 
fraglichen Prämienzahlungen vorhanden geweſene frei⸗ 
gebige Abſicht näher dargelegt wird. Durch dieſe eventuelle Be- 
grüudung wird aber die Entſcheidung des BG. getragen. 
H. c. H., U. v. 20. Jan. 05, 508/04 II. 


Literaturbeſprechungen. 

1. Dr. Richard Skonietzki, Reichsgerichtsrat, und Dr. Max 
Gelpke, Rechtsanwalt und Notar in Berlin. Zivil⸗ 
prozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz für 
das Deutſche Reich nebſt den Einführungsgeſetzen und den 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzen auf Grund der Rechtſprechung 
erläutert. Erſte Lieferung. § 1—64. 

Die Namen Guſtav v. Wilmowski und Meyer Levy ge⸗ 
hören zuſammen für jeden, der fi mit der Wiſſenſchaft des 
Zivilprozeßrechts befaßt und befaſſen wird. Hieran ändert auch 
die Tatſache nichts, daß die Erben des Namens — nicht auch 
des Geiſtes — Guſtav v. Wilmowskis die Verbindung dieſer 
beiden Namen in Vergeſſenheit zu bringen ſuchen, indem ſie fich 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


7. 1905. 


der Fortſetzung des berühmten Kommentars unter den durch 

etwa zwanzigjähriges wiſſenſchaftliches Zuſammenarbeiten ver- 

bundenen Namen widerſetzten. Habeant sibi! 
Die Verfaſſer des neuen Kommentars haben ſich das hohe 

Ziel geſteckt, Erſatz für das Wilmowski⸗Levyſche Werk zu ſchaffen. 

Die vorliegende Lieferung, deren äußere Ausſtattung ſchon das 

anheimelnde Gefühl, ſich in wohlbekannter Umgebung zu 

bewegen, hervorruft, bietet in durchaus ſelbſtändiger Be⸗ 
arbeitung einen klaren und vollſtändigen Überblick über den 

Stand der prozeſſualen Praxis. Das Werk wird mit ſeinem 

Fortſchreiten ſich wachſender Beliebtheit erfreuen. 

2. Dr. C. Cretſchmar, Erſter Staatsanwalt. Das geſamte 
deutſche und preußiſche Geſetzgebungs material. 
Begründet von G. A. Grotefend, weil. Geh. Regierungsrat. 
Jahrgang 1904. Düſſeldorf, L. Schwann. 

Das wohlbekannte und erprobte Werk bedarf für unſere 

Leſer keiner weiteren Beſprechung. Es genügt die Mitteilung, 

daß es in gewohnter Art erſchienen iſt. 


3. Julius Baſch, Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in Berlin. 
Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 und Allgemeine 
Deutſche Wechſelordnung nebſt Einführungs⸗ und Er⸗ 
gänzungsgeſetzen (Ausgabe ohne Seerecht). Erläutert durch 
die Rechtſprechung des RG. und des vorm. ROHG. 6. Auflage, 
1905. Berlin, H. W. Müller. Kl. 8. 419 S. 

Das Buch mit ſeinen kurzen Anmerkungen, den bei⸗ 
gegebenen kleineren Reichsgeſetzen und dem ausführlichen Sach⸗ 
regifter iſt ein handliches Hilfsmittel für die Praxis. Die Aus- 
wahl der abgedruckten Beſtimmungen des BGB. (S. 355 —388) 
erſcheint mir willkürlich und kaum geeignet, einem praktiſchen 
Bedürfniſſe zu entſprechen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Als begriffliches Merkmal der Drohung wird in Entſch. 
Nr. 2 die Beeinfluffung des freien Willens des anderen durch 
ein von dem Willen des Drohenden abhängiges, von dieſem erſt 
noch in Bewegung zu ſetzendes Übel erachtet. Es genügt weder 
der Hinweis auf das Vorliegen eines ſchon als Übel vorhandenen 
Tatbeſtandes, ſelbſt wenn dieſer Hinweis zum Zwecke der Willens ⸗ 
beeinflufſung geſchieht, noch auch die Erklärung, zur Abwendung 
des Übels nur mitwirken zu wollen, wenn der davon Bedrohte 
ein gewiſſes Verhalten beobachten werde. 

Der Verletzte, der es unterläßt, eine Heilanſtalt aufzuſuchen, 
wenn ein verſtändiger Menſch in dieſer Lage es tun würde, 
handelt ſchuldhaft im Sinne des § 254 Abſ. 2 BGB., wie dies 
in Entſch. Nr. 4 unter Erörterung der Beweislaſt dargelegt wird. 

Die Entſch. Nr. 6 behandelt das Verhältnis des Tierhalters 
zu demjenigen, der durch Vertrag die Aufſicht über das Tier 
übernommen hat ($ 834 BGB.), unter beſonderer Berückſichtigung 
der Beweislaſt. 

Das Verfügungsrecht des Miterben in Anſehung feines 
Erbteils tft Gegenſtand der Entſch. Nr. 9. Neben der Befugnis 
des Miterben zur Übertragung und Belaſtung ſeines Anteils 
durch Pfandrecht und Nießbrauch wird eine Befugnis des Mit- 
erben, mit der gleichen Wirkung den Auseinanderſetzungsanſpruch 
oder den Anſpruch auf Auszahlung feines Auseinanderfegungs- 
guthabens abzutreten, nicht anerkannt. N. 
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Vereins nachrichten. 


Die Hanptverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins 
(Auwaltstag) wird berufen nach Hannover auf 
den 13. und 14. September 1905, 9 Uhr Vormittags. 


Vorläufige Tagesordnung: 
1. Anderung des 8 5 und 8 8 der Statuten. 
2. Rechnungslegung und Dechargeerteilung. 
3. Neuwahl des Vorſtandes. . 
4. . über die Abänderung des Vertrages mit 
W. Moeſer, Buchhandlung in Berlin über die Inriſtiſche 
Wochenſchrift. nn 
Berichterſtatter: Inſtizrat Dr Deiß in Leipzig. 
5; a: Witwen- und Waiſenkaſſe. 
erichterſtatter: Inſtizrat Elze in Halle a. S. und 
Rechtsanwalt Dr Wilhelm Rofenthal in München. 
6. Die Stellung der unr bei einem Amtsgerichte zuge⸗ 
laſſenen Rechtsanwälte und deren Berbeſſerung. 
ichterſtatter: Nechtsanwalt E. Roſe in Har⸗ 


a. Elbe. 
7. Die Wh che Vorbildung der Rechtsanwälte namentlich 
die geſetzliche Einführung einer der zweiten juriſtiſchen 
rüfung nachfolgenden Vorbereitungszeit von zwei 


u. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr Friedrich Weill 
in Karlsruhe und Junſtizrat Dr Mittaſch in Dresden. 

8. Die babe Regelung des außergerichtlichen Zwangs⸗ 

vergleichs. 
Jeriterbatter: Rechtsauwalt Dr Robert Hin⸗ 
richſen in Güſtrow. 


Leipzig, den 10. April 1905. 


Deutſcher Anwaltverein. 
Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Hülfskaſſe für dentfche Rechtsanwälte. 

Die Mitglieder werden hierdurch erſucht, den Beitrag 
von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 1. Inli 1904 bis 
30. Zuni 1905 im Laufe des April 1905 an den beſtellten 
Vertrauensmann zu zahlen. Vom 1. Mai 1905 ab werden 
die nicht eingegangenen Beiträge ſatzungsgemäß durch Poſt⸗ 
nachnahme erhoben. 

Leipzig, 31. März 1905. 


Juſtizrat Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


— — — — 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Roſtock und Karlsruhe haben der Kaſſe abermals Beihülfen 
von 500 Mark und 1 500 Mark gewährt. Den Kammern 
und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihülfen der auf⸗ 
richtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Breslauer Penſionsverein für Rechtsanwälte und 
Notare. *) 


Herr Juſtizrat Oskar Poppe, Borfitender des Ver⸗ 
waltungsrates des Breslauer Penfionsvereins für Rechts⸗ 
anwälte und Notare, überſendet uns ein an die Mitglieder 
des Vereins abgelaſſenes Rundſchreiben, aus welchem wir 
entnehmen, daß es dem Vereine nunmehr gelungen iſt, die 
dauernde Grundlage für eine Penfions berechtigung der deutſchen 
Anwaltſchaft zu ſchaffen. Der Verein iſt in der Lage, 
jederzeit neue Mitglieder aufzunehmen. Die Verſicherung 
kann für einen Penfionsſatz von 2000 Mark, 2 500 Mark oder 
3000 Mark genommen werden. Je nach der Wahl und dem 
Beitrittsalter bemißt ſich der Jahresbeitrag in Gemäßheit der 
nachſtehend abgedruckten Tabelle.) 


Beitritts⸗ Jahresbeiträge 
alter bei einem Penfionsbezugsrecht von 
2000 Mark 2500 Mark 3000 Mark 

26 139,39 Mark 174,23 Mark 209,08 Mark 
28 154,35 192,93 231,52 
30 171,11 . 213,89 256,67 
32 190,05 23756 - 285,07 
34 211,55 264,39 317,32 
36 236,00 295,00 354,00 
38 363,11 - 328,89 394,67 
40 293,33 366,67 440,00 
42 327,82 409,78 491,73 
44 36889 - 461,11. 558,33 
46 417,95 522,44 626,93 
48 476,09 595,10 714,13 

50 545,51 681,89 818,27 


Das Penſionsbezugs recht tritt ein 


) Vergl. auch JW. 00, 866 f. 

) Die Beitragſätze für die in den ungeraden Lebens jahren Ein⸗ 

tretenden find im Intereſſe der Ranmerſparnis fortgelaffen worden. 
. 29 


a) auf Antrag eines Mitgliedes bei vollendetem 70. Lebens⸗ 
jahre, 


226 


b) vor dieſem Zeitpunkte bei völliger Invalidität, 
welche das betreffende Mitglied durch ein von einem 
Phyfikus und einem zweiten vom Verwaltungsrat 
des Vereinz gewählten Arzte auszuſtellendes Atteſt 
darzutun hat. 

In beiden Fällen iſt jedoch Bedingung, daß das betreffende 
Mitglied aus ſeinen Stellungen als Rechtsanwalt und Notar 
vor Eintritt der Penflonsbezugsberechtigung ausſcheidet. 

Intereſſenten wollen fich mit Herrn Juſtizrat Oskar Poppe, 
Breslau, Ring 3 II, direkt in Verbindung ſetzen. 


ber die Rechtslage bei argliſtiger Tänſchung. 
Von Juſtizrat Dr. Linckelmann zu Hannover. 


A verkauft dem B einen Kiesberg, welchen C im Beſitz hat. 
Und zwar hat C ein Recht zum Beſitze, A verſichert aber dem B, 
daß C ein ſolches Recht nicht habe, und er gibt dieſe Verficherung 
wider beſſeres Wiſſen. Wie iſt die Rechtslage des B? 

Der Fall iſt Gegenſtand richterlicher Entſcheidung ge ⸗ 
worden. Nach dem in der JW. vom 16. Jan. 1905 S. 42 
Nr. 2 (DIZ. 05 S. 71 Nr. 5) abgedruckten Urteile des Reichs. 
gerichts hat das Berufungsgericht den Schadenserſatzanſpruch 
des Getäuſchten abgewieſen, weil er nur das Recht habe, den 
Vertrag anzufechten und dieſerhalb das negative Vertrags- 
intereſſe (z. B. Erſatz der unnütz aufgewendeten Koſten und 
Stempel des Vertrages) zu fordern. Das Reichsgericht erkennt 
zwar den Schadenserſatzanſpruch dem Getäuſchten neben dem 
Rechte auf Anfechtung zu, jedoch nur wahlweiſe. Wählt der 
Getäuſchte Anfechtung, jo iſt er auf das negative Vertrags ⸗ 
intereſſe in obigem Sinne beſchränkt; er muß, um fi den An- 
ſpruch auf vollen Schadenserſatz einſchließlich des entgangenen 
Gewinnes zu erhalten, bei dem Vertrage ſtehen bleiben. „Der 
Schadenserſatz,“ fo heißt es in dem Urteile wortlich, „beſteht 
dann in der Herſtellung des Zuſtandes, der beſtehen würde, 
wenn das ſchädigende Ereignis, nämlich die Täuſchung, nicht 
eingetreten wäre. Handelt es ſich um eine argliftige Zuficherung, 


fo muß der Getäuſchte jo geſtellt werden, wie er ſtehen würde, 


wenn die zugeſicherte Tatſache wahr waͤre.“ „Demnach 
beſteht der Schadenserſatz hier in der Erfüllung des Vertrages, 
in der Herſtellung der zugeficherten Tatſache oder des geficherten 
Rechtszuſtandes.“ Dieſer Schadenserſatzanſpruch ſoll ſich dann, 
wie näber ausgeführt wird, nach den 88 251, 250 BGB. in 
einen Geldanſpruch umſetzen konnen. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts mag in dem gegebenen 
Falle zu einem richtigen Ergebniſſe führen, die Begründung iſt 
nicht bedenkenfrei. 

Bei Beurteilung der Rechtslage iſt davon auszugehen, daß 
dem Getäuſchten ſowohl die Anfechtung mit der Folge der 
Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts als der Anſpruch auf Erſatz des 
durch die Täuſchung verurſachten Schadens zuſteht. 

Beide Anſprüche ſtehen aber dem Getäuſchten nicht, wie 
das Reichsgericht will, alternativ, ſondern kumulativ zu, es läßt 
fi) weder aus pofitiven Beſtimmungen noch aus allgemeinen 
Grundſätzen ableiten, daß die Geltendmachung des einen An- 
ſpruchs durch den anderen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Auch ein 
logiſcher Widerſpruch liegt nicht vor. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 8. 1905. 


Die Anfechtung aus 8 123 BGB. macht das Rechts- 
geſchäft nichtig, dieſe Nichtigkeit iſt — ihre richterliche An⸗ 
erkennung vorausgeſetzt — eine endgültige; die Anfechtung iſt 
eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung und daher 
unwiderruflich. Die Zulaſſung der Anfechtung hat den Zweck, 
dem Getäuſchten die Möglichkeit zu eröffnen, die Willens⸗ 
gebundenheit ſofort mit dinglicher Wirkung zu beſeitigen, un- 
beſchadet der in der Zwiſchenzeit erworbenen Rechte gutgläubiger 
Dritter. In der dinglichen Folge der Anfechtung liegt das 
neue im Vergleiche zur herrſchenden Meinung des gemeinen 
Rechts, nach welcher der Betrogene auf den obligatoriſchen 
Wiederherſtellungsanſpruch beſchränkt war. 

Der Schadenserſatzanſpruch, deſſen beſonderer Tatbeſtand 
in den 58 823 und 826 BGB. geregelt iſt und welcher im 
weſentlichen — abgeſehen von der Einrede des Betruges — 
den Inhalt des gemeinrechtlichen Rechtsſchutzes in ſich auf⸗ 
genommen hat, hat obligatoriſchen Charakter. Sein nächſtes 
Ziel iſt aber gleichfalls die Aufhebung des Rechtsgeſchäftes. Der 
Schadenserſatzanſpruch iſt nach 8 249 BGB. auf Herſtellung 
des Zuſtandes gerichtet, welcher beſtehen würde, wenn der zum 
Erſatze verpflichtende Umſtand — die Täuſchung — nicht ein- 
getreten wäre. Dieſer Zuſtand iſt die Vermoͤgenslage des 
Getäuſchten in der durch das Rechtsgeſchäft gegebenen Geſtaltung. 
Nun iſt dieſe Vermögenslage infolge der Täuſchung nicht eine 


ſolche geworden, wie ſie nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts 


beanſprucht werden konnte, der Getäuſchte kann daher die Auf- 
hebung des Rechtsgeſchäftes verlangen, und er muß nunmehr 
für diejenigen Vorteile in Geld entſchädigt werden, welche in ⸗ 
haltlich des Rechtsgeſchäfts ihm zugefallen wären. Der Schaden 
umfaßt den entgangenen Gewinn. 

Hat nun der Getäuſchte das Rechtsgeſchaft angefochten, fo 
ift der Schaden inſoweit ſchon beſeitigt, als er in der Gebunden ⸗ 
heit an ein infolge der Täuſchung nachteiliges Rechtsgeſchäft 
beſtand, und zwar viel radikaler — nämlich mit dinglicher 
Wirkung —, als er mit Hilfe des Schadenserſatzanſpruchs be⸗ 
feitigt werden konnte. Inſoweit iſt der Schadenserſatzanſpruch 
gegenſtandslos geworden; er iſt aber nicht gegenſtandslos ge ⸗ 
worden, inſoweit er ſonſtige Beſtandteile, namentlich den ent ⸗ 
gangenen Gewinn, umfaßt. Und kein Gebot der Logik zwingt 
zu der Annahme, daß mit der Anfechtung auch dieſer Teil des 
Schadenserſatzanſpruchs in Wegfall gelange. Es liegt kein 
Widerſpruch darin, daß der Getäuſchte anſicht und Schaden 
geltend macht, weil ja der Schadenserſatzanſpruch auf obligato⸗ 
riſchem Wege zunächſt dasſelbe Ziel — Aufhebung des Rechts⸗ 
geſchäfts — verfolgt, welches dinglich durch die Anfechtung 
erreicht wird. Das überſieht das Reichsgericht, wenn es dem 
Getäuſchten im Falle der Anfechtung das Vertragserfüllungs⸗ 
intereſſe aberkennt, „weil der Vertrag nach dem Willen des 
Getäuſchten als nicht geſchloſſen gelte“, und es gelangt von 
dieſer irrigen Erwägung aus dazu, als Vorausſetzung für den 
Schadenserſatzanſpruch zu fordern, daß der Getäuſchte bei dem 
Vertrage ſtehen bleibt. Es iſt zuzugeben, daß es dem Ge⸗ 
täuſchten freiſteht, das anfechtbare Rechtsgeſchäft zu beftätigen. 
Geſchieht das aber, ſo hat er keinen Schadenserſatzanſpruch mehr 
aus der unerlaubten Handlung, ſondern es erwächſt ihm in 
dieſem Falle ein Anſpruch auf Erfüllung des Rechts geſchäftzs, 
und der Schadenserſatzanſpruch, welcher infolge einer Un- 
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möglichkeit der Erfüllung entſtehen kann, beruht auf dem 
Vertrage. 

In dem im Eingange mitgeteilten Falle hat nach dieſen 
Ausführungen der Käufer des Kiesberges B das Recht, 

a) den Vertrag wegen Täuſchung anzufechten (Folge: 
Nichtigkeit des Vertrags), 

b) Schadens erſatz zu fordern (Inhalt: Aufhebung des 
Vertrags und Erſatz des infolge des Wegfalls des Vertrags 
entgehenden Gewinns), 

e) den Vertrag zu beftätigen. 

Die Rechte zu a und b können kumulativ neben ⸗ und 
nacheinander geltend gemacht werden, dagegen ſchließt die Be⸗ 
ſtätigung des Vertrags die Geltendmachung der Rechte zu 
a und b aus. 

Für die hier vertretene Beurteilung ſpricht noch eine aus 
der praktiſchen Erfahrung gewonnene Erwägung. Es kann faſt 
als das gewohnliche bezeichnet werden, daß der Getäuſchte nach 
Kenntnis der Täuſchung zunächſt erſt einmal ſeine Willens 
erklärung anficht. Denn dieſe Anfechtung bietet ihm den 
praktiſchen Vorteil, daß er mit ihr die Anfechtung wegen Irr⸗ 
tums, die unverzüglich zu erfolgen hat, verbinden kann, ſodaß 
er von dem für ihn nachteiligen Rechtsgeſchäfte auch dann frei 
wird, wenn Täuſchung nicht nachweisbar ſein ſollte. Es würde, wie 
wir glauben, im Verkehrsleben gar nicht verſtanden werden, wenn 
ſich mit jener Anfechtung der Berluft des Schadenserſatzanſpruchs 
aus unerlaubter Handlung als Rechtsfolge verbinden ſollte. 

Unſere Anſchauung ſteht denn auch dem gemeinen Rechte 
am nächſten, ſie wird durch die Geſetzesmaterialien (Mugdan 
Bd. II S. 11, Bd. I S. 467 unten) beftätigt und dürfte 
endlich auch, wenigſtens in ihren weſentlichen Ergebniſſen, in 
der Literatur vorwiegend vertreten fein. (Vergl. Planck 3. Aufl. 
zu § 123 Anm. 7, Dernburg, Das bürgerliche Recht Bd. I 
& 146 S. 441). 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 24. März 
1905 ansgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 55 18 Abſ. 1, 1848 BGB. Wirkungen der Todes- 
erklärung, namentlich bei Wiederverheiratung; Mißbilligung des 
Beſchluſſes des KG. und Rechtſpr. des OSG. Bd. 6 Nr. 154.] 

Im Jahre 1895 haben R. V. und H. geb. H. die Che 
geſchloſſen. Am 13. Juni 1901 hat H. V. eine Tochter ge- 
boren; die Geburt iſt bei dem Standesamt Nr. 2 zu Hamburg 
unter Nr. 1838 zur Eintragung gelangt. Durch Urteil des 
AG. zu Altona vom 6. Mai 1903 tft R. V. für tot erklärt 
worden; als Todestag wurde der 30. November 1897 ange⸗ 
nommen. Am 25. September 1903 ging H. V. geb. H. mit 
dem Schloſſergeſellen B. die Ehe ein. Am 8. Mai 1904 ſtellte 
B. bei dem Standesamt den Antrag, im Geburtsregiſter des 
Jahres 1901 bei Nr. 1838 den Randvermerk einzutragen: „Der 


0) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Ehemann der Anzeigenden, Heizer R. V., iſt durch Urteil des 
Koͤniglichen AG. Altona vom 6. Mai 1908 für tot erklärt. 
Als Todestag iſt der 30. November 1897 feſtgeſtellt. Der 
Schloſſergeſelle B. hat das in der Eintragung bezeichnete Kind 
als das ſeinige anerkannt und mit der Mutter desſelben am 
25. September 1903 die Ehe geſchloſſen“. Der Standesbeamte 
lehnte die Eintragung ab, weil das Kind als eheliches Kind des 
R. V. zu gelten habe. Darauf beantragte B. bei dem AG., 
den Standesbeamten zur Vornahme der Eintragung anzuweiſen. 
Das AG. Hamburg gab durch Beſchluß vom 1. Juni 1904 
dem Antrag ſtatt und wies den Standesbeamten an, im Ge⸗ 
burtsregiſter die Eintragung vorzunehmen. Gegen den Beſchluß 
erhob die Auffichtsbehoͤrde für die Standesämter Beſchwerde. 
Das LG. Hamburg wies die Beſchwerde durch Beſchluß vom 
10. Januar 1905 als unbegründet zurück. Die Auffichts⸗ 
behoͤrde legte, nachdem ihr der Beſchluß am 17. Jauuar zuge⸗ 
ſtellt worden war, am 24. Januar 1905 weitere Beſchwerde 
ein. Das Hanſeatiſche OSG. zu Hamburg erachtete die weitere 
Beſchwerde zwar als zuläffig, aber als unbegründet, ſah fich jedoch 
an der Zurückweiſung durch den Beſchluß des KG. zu Berlin 
vom 2. Anguft 1902 (Rechtſprechung der OLG. Bd. 6, S. 154) 
behindert, legte deshalb die weitere Beſchwerde dem RG. vor. 
Das RG. trat der Rechtsauffaſſung des OLG. Hamburg bei. 
Nach 8 18 Abſ. 1 BGB. begründet die Todes erkläruntz die 
Vermutung, daß der Verſchollene in dem Zeitpunkte geſtorben 
iſt, welcher in dem die Todeserklärung ausſprechenden Urteile 
feſtgeſtellt iſt. Die rechtlichen Beziehungen des Verſchollenen 
regeln ſich alſo zunächſt auf Grund der Annahme, daß er in 
dem durch das Urteil feſtgeſetzten Zeitpunkte geſtorben ſei. Dies 
gilt von der Beerbung des — vermutlich — Toten (vergl. 
58 1922, 1923, 2370 BGB.) aber auch in den übrigen 
rechtlichen Beziehungen. Insbeſondere ſteht der Wiederverhetra⸗ 
tung des Ehegatten das Verbot des 8 1309 BB. nicht mehr 
entgegen. (Kommiſſions⸗Protokolle Bd. 4 S. 23.) Aber der 
Eintritt der an den Tod des Verſchollenen geknüpften Rechts⸗ 
wirkungen beruht auf einer bloßen Vermutung. Erweiſt ſich 
die durch die Todeserklärung begründete Vermutung als un⸗ 
richtig, jo find die Rechtsverhältniſſe der wirklichen Sachlage 
entſprechend zu beurteilen, wie wenn die Todeserklärung nicht 
erfolgt wäre. Hinfichtlich verſchiedener Rechtsbeziehungen des 
Verſchollenen hat jedoch der Geſetzgeber der Todeserklärung 
weitergehende Wirkungen beigelegt. Hierher gehört auch 81420 
mit 58 1425. Aber die Bedeutung dieſer Vorſchriften beſteht 
darin, daß mit dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Zeit- 
punkt die Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, 
auch wenn die Vermutung, daß der Ehemann in jenem Zeit⸗ 
punkt geſtorben ſei, ſich als unrichtig erweiſt, und daß, wenn 
der für tot erklärte Ehemann noch lebt, die Wiederherſtellung 
ſeiner Rechte nur auf dem Wege einer Klage erfolgen kann. 
Snfofern iſt der Todeserklärung durch 8 1420 mit 8 1425 
eine weitergehende Wirkung beigelegt als ihr auf Grund des 
& 18 zukäme. Nicht anders verhält es fi mit der Beftim- 
mung des 8 1348. Würde es hinſichtlich der Eheſchließung 
bei der Beſtimmung des 5 18 Abſ. 1 verblieben ſein, jo wäre, 
wenn dargetan würde, der für tot erklärte Chegatte habe zur 
Zeit der Wiederverheiratung des anderen Ehegatten noch gelebt, 
die neue Ehe nach 8 1826 nichtig: 5 1348 Abſ. l legt der 
29 
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Todes erklärung eine weitergehende Wirkung bei, indem er be⸗ 
ſtimmt, daß die nene Ehe nicht deshalb nichtig iſt, weil der für 
tot erklärte Ehegatte noch lebt, es ſei denn, daß beide Ehegatten 
bei der Eheſchließung wiſſen, daß er die Todeserklärung über- 
lebt hat. Die Verneinung der Nichtigkeit der neuen Ehe er- 
forderte ſodann, wenn nicht die neue und die alte Ehe neben- 
einander beſtehen ſollten, eine Beſtimmung des Inhalts, daß 
mit der Schließung der neuen Ehe die frühere Ehe aufgeloͤſt 
werde. Dieſe Beſtimmung enthält Abſ. 2 des 8 1348; 
§ 1348 trifft hiernach nur für den Fall Vorkehrung, daß die 
Todes erklärung ſich als unrichtig erweiſt und der verſchollene 
Ehegatte zur Zeit der Wiederverheiratung des anderen Ehegatten 
noch lebt. In § 1464 des 1. Entwurfs (, .. der für tot 
erklärte Ehegatte aber zur Zeit der Eheſchließung noch am 
Leben iſt .. .) und in 8 1482 des 2. Entwurfs („tft einer 
der Ehegatten für tot erklärt, aber noch am Leben .. .) war 
dies ausdrücklich angeführt (Kommiffions-Protofolle Bd. 4 
S. 453), es kann der Sinn des § 1348 aber auch in der 
jetzigen Faſſung nicht zweifelhaft fein (Denkſchrift S. 685). 
Da die durch die Todeserklärung vom 6. Mai 1901 begründete 
Vermutung, daß R. V. am 30. November 1897 geſtorben iſt, 
noch in Kraft beſteht, ſo iſt anzunehmen, daß die Ehe des R. V. 
mit H. geb. H. am 30. November 1897 durch den Tod des 
Ehemannes aufgelöſt worden iſt, und daß das am 18. Juni 
1901 von der Witwe V. geborene Kind nicht während der Che 
empfangen worden iſt. Mit Recht hat deshalb das AG. Ham⸗ 
burg dem Berichtigungsantrage fiottgegeben und das LG. die 
Beſchwerde der Auffichtöbehörde zurückgewieſen. Die weitere 
Beſchwerde iſt gleichfalls koſtenpflichtig zurückzuweiſen. Bericht. 
des Standes reg. in Sachen B., Beſchl. v. 2. März O5, B 58/05 IV. — 
Hamburg. 

2. 88 119, 123 BGB. Unterſchied zwiſchen Anfechtung 
wegen Irrtums und wegen Argliſt.] 

Das Berufungsgericht ſtellt zu Unrecht argliftige Täuſchung 
und Irrtum auf die gleiche Stufe. Das vom Berufungsgericht 
angezogene Urteil des Preuß. OTr. vom 10. Oktober 1870 
(Striethorſt Arch. 79, 267) ſpricht für das Preußiſche Recht den 
Grundſatz aus, ein Vergleich koͤnne nicht wegen Irrtums in 
denjenigen Punkten angefochten werden, welche den eigentlichen 
Gegenſtand des Vergleichs als eines ſolchen bilden, deren Un⸗ 
gewißheit eben der Anlaß und Grund des Vergleichs war. 
Dieſem Grundſatze kann auch für das Recht des BGB. Geltung 
nicht verſagt werden; allein daraus folgt nicht, daß dasſelbe 
für die Anfechtung eines Vergleichs wegen argliſtiger 
Täuſchung zu gelten habe. Zwar handelt es ſich auch hierbei 
um einen Irrtum, aber um einen durch Argliſt erregten, und 
dieſer Unterſchied iſt keineswegs, wie das Berufungsgericht meint, 
unweſentlich. Die Anfechtung eines Vergleichs wegen argliſtiger 
Täuſchung richtet ſich nach den allgemeinen Regeln und darnach 
kommt es, wenn Argliſt vorliegt, auf die bei Anfechtung wegen 
Irrtums zu machende Unterſcheidung nicht an. Es iſt uner⸗ 
heblich, worauf ſich der Irrtum erftredt, nur muß erſichtlich 
ſein, daß der andere Teil durch die argliſtige Irrtumserregung 
zu dem Abſchluſſe des Vergleichs beſtimmt werden ſollte und 
ſich hat beſtimmen laſſen, alſo ohne die Täuſchung den Ver⸗ 
gleich nicht geſchloſſen haben würde. H. c. F., U. v. 2. März 05, 
540/04 V. — Königsberg. 
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3. §§ 154, 315, 316 BGB. verb. mit § 996 As. 
Tl. I Tit. 11, § 76 EG. z. BGB. Über die Grundſätze, 
nach welchen das Honorar für ſpätere Auflagen eines dem Ver. 
leger überlaſſenen Werkes zu bemeſſen ift.] 

Nach dem Verlagsvertrag der Parteien vom 12. März 1900 
überließ der Kläger der Beklagten den Verlag ſeines Werks für 
die erſte und alle folgenden Auflagen. 8 1. Nach & 4 zahlte 
die Beklagte für die erſte Auflage in 2 500 Exemplaren alt 
Honorar 2 500 Mark. Für jede folgende Auflage von gleich 
viel Exemplaren ſollte der Kläger für Umarbeitung und Re⸗ 
vifion ein Honorar von einer noch zu vereinbarenden 
hoheren Summe erhalten. Als Ende 1903 die erſte Auf, 
lage bis 680 Exemplare abgeſetzt war, wurde zwiſchen den 
Parteien über eine zweite Auflage und das Honorar für die. 
ſelbe verhandelt. Dabei erklärte die Beklagte, daß eine zweite 
Auflage noch in weiter Ferne liege, ſie werde ſie aber verlegen 
und ein angemeſſenes Honorar von 100 Mark (90 Mark) 
pro Bogen (= 4 000 Mark) zahlen. Der Kläger forderte 
dagegen 9 000 Mark und klagte dahin: daß die Beklagte ver⸗ 
pflichtet anzuerkennen, daß ihr ein Vertragsrecht an der zweiten 
und den folgenden Auflagen des Werkes nicht zuſteht. Das 
KG. wies ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen. Gemäß 
Art. 76 EGBGB. iſt der vorliegende, im März 1900 
abgeſchloſſene Verlagsvertrag nicht nach den Vorſchriften del 
erſt am 1. Januar 1902 in Kraft getretenen Geſetzes über 
das Verlagsrecht vom 19. Juni 1901 (RGBl. S. 217) zu 
beurteilen, ſondern nach dem damals geltenden Landesrecht, hier 
den 58 996 ff. Tl. 1 Tit. 11 AL R., ſoweit dieſelben dem Ver ⸗ 
lagsrecht angehören. Der Berufungsrichter gelangt durch die 
Auslegung der einzelnen Beſtimmungen des Vertrages in Ver- 
bindung mit dem Briefe des Klägers an die Beklagte ven 
23. Februar und 1. März 1902 und dem § 22 Abſ. 2 dez 
Geſetzes vom 19. Inni 1901 zu dem Ergebnis, daß der Be⸗ 
klagte das Verlagsrecht für die zweite und die folgenden Auf. 
lagen unbedingt und unabhängig von der Einigung über die 
Höhe des Honorars überlaſſen ſei, im Falle der Nichteinigung 
deshalb ein höheres angemeſſenes Honorar zu zahlen fa. 
Nach der Behauptung der Beklagten ſei ausdrücklich mündlich 
vereinbart, im Fall der Nichteinigung ſolle die geſetzliche, an · 
gemeſſene Vergütung bezahlt werden. Der Feſtſtellung dieſer 
Vereinbarung bedürfe es nicht, weil dasſelbe auch ohne aut- 
drückliche Abrede aus dem Vertrage zu entnehmen ſei. Die 
Frage der Perfektion des Vertrages iſt grundſätzlich nach den 
gemeinen bürgerlichen Recht zur Zeit des Vertrags ſchluſſel zu 
entſcheiden; die Beſtimmungen des Vertragsrechts kamen nut 
inſoweit in Betracht, als aus ihnen die weſentlichen Beſtank⸗ 
teile des Verlagsvertrags zu entnehmen ſind, über welche die 
Einigung der Kontrahenten erforderlich iſt. Nach Allgemeinen 
Landrecht wie nach dem Geſetz vom 19. Juni 1901 iſt die 
Verabredung eines Honorars nicht notwendiger Beftandteil I} 
Verlagsvertrages; ein Honorar kann nicht gewollt fein; iſt ar 
zunehmen, daß es gewollt, fo iſt, wenn es durch den Bertn; 
nicht beftimmt, ein angemeſſenes Honorar in Geld als gewellt 
und vereinbart anzuſehen. ALR. Tl. 1 Tit. 11 88 396, 1015. 
Geſetz vom 19. Juni 1901, 58 1, 22. Hier iſt in § 4 des 
Vertrages das Honorar für die zweite und die folgenden Auf. 
lagen teils beſtimmt, teils der Vereinbarung vorbehalten ur! 
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nach 8 154 BGB. ſoll der Vertrag im Zweifel als nicht ge⸗ 
ſchloſſen gelten, ſolange die Parteien ſich nicht über alle Punkte 
geeinigt haben, über die nach der Erklärung auch nur einer 
Partei eine Vereinbarung getroffen werden ſoll. Aber auch 
eben nur im Zweifel. Iſt nach den Umſtänden des konkreten Falls 
anzunehmen, daß die Parteien den Vertrag auch ohne die vor⸗ 
behaltene Vereinbarung über einen einzelnen Punkt als ge⸗ 
ſchloſſen haben anſehen wollen, fo iſt die dann verbleibende 
Lücke des Vertrages den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß aus⸗ 
zufüllen. Es iſt anzunehmen, daß der Kläger als der Ver⸗ 
faſſer den Betrag der Erhohung vorzuſchlagen hatte, nach 
88 315, 316 BGB. nach billigem Ermeſſen. Ausgefchlofien 
erſcheint, daß der Kläger die Einigung über das Honorar für 
die zweite und die folgenden Auflagen einfach ablehnen oder 
Stellung einer exorbitanten Forderung unmöglich machen durfte. 
Denn damit wäre dem Kläger die Wahl in die Hände gelegt, 
das dem Beklagten in den 88 1, 4, 7 des Vertrages über- 
tragene Recht einfach illuſoriſch zu machen. G. c. U., U. v. 
22. Febr. 05, 473/04 I. — Berlin. 

4. 8 254 BGB. verb. mit § 12 der Ba hnordnung für 
die Nebenbahnen Deutſchlands. Erforderniſſe des Zwiſchen⸗ 
urteils nach § 304 390. 

Das Berufungsgericht nimmt an, daß die Klägerin in der 
Art, wie ſie ſich dem Eiſenbahngleis genähert habe, ein Ver⸗ 
ſchulden treffe. Schon auf dem Wege bis zum W. chen Haufe 
hatte ſie einen freien Ausblick auf die Eiſenbahnſtrecke, und das 
war in gleichem Maße der Fall, als fie an dieſem Haufe vor- 
übergegangen war. Von da bis zum Eiſenbahngleis hatte fie 
noch 10 Schritte zu gehen, alſo auch während des Gehens die 
Möglichkeit, ſich durch Umſchau zu vergewiſſern, ob ein Zug 
nahe. Daß fie gewöhnt war, auf die Gefahr eines heran⸗ 
nahenden Zugs durch das Läuten des an der Lokomotive ange⸗ 
brachten Läutewerks aufmerkſam gemacht zu werden, befreite ſie 
keineswegs von der Verpflichtung, Umſchau zu halten. Aber 
bei der durch § 254 BGB. gebotenen Abwägung des Ver⸗ 
ſchuldens der Klägerin mit der Betriebsgefahr muß jenes, wenn 
es auch als ein grobes bezeichnet werden, doch nicht als die 
alleinige oder doch als die weitüberwiegende Urſache des Unfalls 
angeſehen werden. Im 5 12 der Bahnordnung für die Neben⸗ 
bahnen Deutſchlands iſt beſtimmt, daß, ſofern auf einer Bahn⸗ 
ſtrecke unbewachte Wegeübergänge vorkommen, die die Strecke 
befahrenden Lokomotiven mit einer Vorrichtung zum Läuten 
auszurüſten find. Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hat vorliegendenfalls das Läutewerk ſeinen Zweck, die Paſſanten 
zu warnen, nicht erfüllen können, da es — ebenſo wie das 
durch den Zug ſelbſt hervorgerufene Geräuſch — wegen des 
herrſchenden ſtarken Sturms ſelbſt in ganz geringer Entfernung 
nicht zu hoͤren war. Dieſer Umſtand läßt das Verſchulden der 
Klägerin in einem milderen Lichte erſcheinen, wie er auch ge⸗ 
eignet war, die mit dem Betrieb an und für ſich verbundene 
Gefahr zu ſteigern. In jener Beziehung kommt aber weiter in 
Betracht, daß die Klägerin mit dem Sturm zu kämpfen hatte 
und deshalb, wie die meiſten Menſchen zu tun pflegen, ihm 
entgegengegangen iſt, mithin ſolange fie jenes tat, den heran⸗ 
nahenden Zug nicht erblicken konnte. Hiernach iſt eine Ver⸗ 
teilung des durch den Unfall entſtandenen Schadens geboten. 
Der erkennende Senat iſt aber, obgleich nach dem feſtgeſtellten 
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Sachverhältnis die Sache zur Endentſcheidung reif fein wurde, 
nicht in der Lage, jene Verteilung ſelbſt vorzunehmen und unter 
teilweiſer Zurückweiſung der Revifion in der Sache ſelbſt, wenn 
auch nur in der Form eines Zwiſchenurteils nach $ 304 3D. 
zu erkennen. Ein ſolches kann nur erlaſſen werden, wenn der 
Klaganſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt. Es ſetzt 
daher vor allen Dingen voraus, daß ein ziffernmäßig beſtimmter 
Betrag gefordert wird; an einem ſolchen fehlt es aber bei den 
geforderten Kur- und Pflegekoſten. Eine Feſtſtellungsklage 
hat die Klägerin augenſcheinlich auch inſoweit nicht anſtellen 
wollen; es würden auch die Vorausſetzungen einer ſolchen 
ſchwerlich vorhanden fein; vielmehr hat fie beabſichtigt, den 
Betrag jener Koſten noch im Laufe des Verſahrens anzugeben; 
vor dieſer Angabe kann auch ein Zwiſchenurteil nach § 304 
ZPD. nicht erlaſſen werden. Das Berufungsgericht wird daher 
und da nach dem vorſtehenden der Beklagte einen Teil des 
Schadens zu tragen hat, die Klägerin zur Bezifferung jener 
Koſten zu veranlaſſen haben. Vorausſetzung eines Zwiſchen⸗ 
urteils nach 8 304 ZPD. iſt weiter, daß der Beklagte den 
Klaganſpruch auch ſeiner Höhe nach beſtritten hat. Dies 
iſt auch bezüglich der geforderten Rente nicht der Fall; anderer ⸗ 
ſeits kann ebenſowenig angenommen werden, daß der Beklagte 
die Höhe der geforderten Rente nicht habe beſtreiten wollen; 
augenſcheinlich iſt hierüber von deu Parteien noch gar nicht 
verhandelt worden. Das wird bei der anderweiten Verhandlung 
zu geſchehen haben. H. c. Pr. Eiſenbahnfiskus, U. v. 
23. Febr. 05, 194/04 VI. — Coͤln. 

5. 8 254 BGB. Freiwillige Verſetzung in Trunkenheit 
tft ſchuldhafte Handlung; Haftung des Gaſtwirts gegenüber 
trunkenen Gäſten.] : 

Das Berufungsgericht führt aus: „Aus der Darftellung 
des Beklagten wäre, wenn ſie erwieſen würde, zu entnehmen, 
daß der Kläger wegen Trunkenheit nicht im ſtande geweſen ſei, 
den Abſturz zu vermeiden, die Trunkenheit aber könne dem 
Kläger im vorliegenden Fall als ein Verſchulden nicht angerechnet 
werden, der beklagte Gaſtwirt habe vielmehr dafür zu ſorgen 
gehabt, daß auch ſeine trunkenen Gäſte die gefährliche Tür nicht 
öffnen und die gefährliche Treppe nicht benutzen könnten: Dieſe 
Ausführung beruht auf Rechtsirrtum. Unbeſtreitbar iſt der 
Gaſtwirt verpflichtet, die Räume, die er dem Wirtſchaftsverkehr 
eröffnet, mit den Einrichtungen zu verſehen, deren Vorhanden⸗ 
fein der gefahrloſe Verkehr der Gäſte erfordert; allein dieſe Ver⸗ 
pflichtung des Wirts entledigt den Gaſt nicht der Aufgabe, die 
Sorgfalt, die unter den gegebenen Verhältniſſen ein ordentlicher 
Menſch anwendet, um fi vor Schaden zu hüten, bei feinem 
Verweilen in den Wirtſchaftsräumen zu betätigen. Die Be⸗ 
ſchädigung, welche der Gaſt in Anlaß der Pflichtverletzung des 
Wirts nur deshalb erleidet, weil auch von feiner Seite die ge- 
botene Sorgfalt beiſeite geſetzt ward, iſt daher als ein Schaden 
zu erachten, bei deſſen Entſtehung das eigene Verſchulden des 
Beſchädigten mitgewirkt hat. Belanglos iſt dabei, ob der Gaſt 
bei ſeiner Handlungsweiſe die Sorgfalt außer acht gelaſſen hat, 
obwohl er zu ihrer Betätigung imſtande war, oder ob er die⸗ 
ſelbe nicht angewandt hat, weil er durch freiwillige Verſetzung 
in den Zuſtand der Trunkenheit fie zu betätigen fich außerſtande 
geſetzt hatte. In der Verſetzung in die Trunkenheit liegt 
letzterenfalls die ſchuldhafte Handlung. Ohne, Rechtsgrund iſt 
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die Annahme, daß im Verhältnis des Gaſtes zum Wirt die in 
der Trunkenheit begangene Handlung des erſteren einer ab- 
weichenden Beurteilung zu unterziehen iſt. Die unter Beweis 
geſtellte Behauptung des Beklagten ermangelt daher nicht der 
rechtlichen Bedeutung. Wird fie erwieſen, ſo ergibt ſich, daß 
bei Entſtehung des Schadens, deſſen Erſatz mit der Klage ge⸗ 
fordert wird, ein Verſchulden des Klägers mitgewirkt hat, das 
von dem Verſchulden, das dem Beklagten zur Laft fällt, weil 
er die vom Hausflur auf die Treppe führende Tür nicht in der erforder⸗ 
lichen Weiſe unter Verſchluß gehalten hat, keinenfalls überwogen wird 
und den Umfang des zu leiſtenden Erſatzes mindeſtens beeinfluſſen 
muß. M. c. G., U. v. 3. März 05, 536/04 III. — Stettin. 
6. 5 313 BGB. Der Vertrag auf Einräumung eines 
perſoͤnlichen Vorkaufsrechtes an einem Grundſtück iſt formfrei, 
bedarf nicht der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
Es iſt ſtreitig, ob das Kauſalgeſchäft, der obligatoriſche 
Vertrag, wodurch das Vorkaufsrecht an einem Grundſtück ein⸗ 
geräumt wird, gerichtlich oder notariell beurkundet werden muß, 
oder ob der formloſe Abſchluß genügt. Von der Beantwortung 
dieſer Frage hängt die Entſcheidung des vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreits ab, da die begehrte Vormerkung nur dann zuläſſig iſt, 
wenn ein durch einen wirkſamen Vertrag begründeter Anſpruch 
auf Auflaffung glaubhaft gemacht wird (BGB. 5 883). Sit 
der Vertrag vom 6. Oktober 1902 wegen Formmangels richtig, 
fo iſt durch ihn kein Anſpruch auf Auflafſung begründet, der 
durch Vormerkung geſchützt werden konnte. Eine beſtimmte 
Form iſt für den Vorkaufsvertrag im BGB. nicht vor⸗ 
geſchrieben. Bei der 2. Leſung ift zwar beantragt, folgenden 
Satz dem § 481 Abſ. 1 des Entw. I (BGB. $ 504) an- 
zufügen: „Ein Vertrag, durch welchen das Vorkaufsrecht hin⸗ 
ſichtlich eines Grundſtücks begründet wird, bedarf der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form.“ Der Antrag iſt aber vor der 
Abſtimmung zurückgezogen (Protok. Bd. II S. 94). Es fragt 
ſich daher, ob der Vorkaufsvertrag durch eine allgemeine Be⸗ 
ſtimmung einer beſonderen Form unterworfen tft. Als Kauſal⸗ 
geſchäft wird er vom Rechte der Schuldverhältniſſe beherrſcht 
und er wäre formfrei, wenn er nicht der Vorſchrift des § 313 
BGB. unterliegt, wonach ein Vertrag, durch den fich der eine 
Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtücke zu über⸗ 
tragen, der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf. Findet 
der & 313 auf ihn Anwendung, jo iſt er nichtig, wenn er der 
vorgeſchriebenen Form ermangelt (BGB. 5 125). In dem 
Vertrag vom 6. Oktober 1902, welcher dem Rechtsſtreite zu- 
grunde liegt, iſt ein perfönliches Vorkaufsrecht beſtellt, da die 
Belaftung des dem Vorkauf unterworfenen Grundftücks durch 
Eintragung des Rechts in das Grundbuch nicht in Ausſicht ge- 
nommen ift. Die Streitfrage iſt alſo nur in der Beſchränkung 
zu beantworten: Bedarf ein Vertrag, durch den ein 
perſönliches Vorkaufsrecht in Anſehung eines Grundſtücks ein⸗ 
geräumt wird, um wirkſam zu ſein, der gerichtlichen oder 
notariellen Form? Es bleiben infolgedeſſen die Beſonderheiten 
des dinglichen Vorkaufsrechts, welche für oder gegen die Form⸗ 
freiheit des ein ſolches Recht begründenden Vertrags angeführt 
werden, hier außer Betracht, insbeſondere die Bezeichnung des 
dinglichen Vorkaufsrechts als Belaſtung eines Grundſtücks 
(BGB. 8 1094). Über die ſtreitige Formfrage find zwei 
Urteile des III. 3S. des RG. ergangen. In dem einen RG. 
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16, 155 iſt entſchieden, daß es der Verlautbarung vor Gericht 
oder vor Notar und Zeugen nicht für den Abſchluß eines ein 
Vorkaufsrecht einräumenden Vertrags bedarf. Von dieſem Urteile 
kann abgeſehen werden, da es auf dem früheren Braun- 
ſchweigiſchen Rechte beruht. In dem anderen (III 156% 04),) 
welches in der Sammlung der Entſcheidungen des R. zum 
Abdruck gelangen wird, ift zwar ausgeſprochen, daß ein 
perſöͤnliches Vorkaufsrecht nicht zu Recht beſteht, wenn es nicht 
gemäß § 313 BGB. gerichtlich oder notariell beurkundet iſt. 
Aber die Entſcheidung beruht nicht auf der Anwendung dieſes 
Rechtsſatzes, vielmehr iſt die Abweiſung der Räumungsklage 
durch das Berufungsgericht deshalb gebilligt, weil die Vor⸗ 
ausſetzung der Räumungspflicht des Beklagten, die Kündigungs 
befugnis der Kläger, nicht eingetreten ſei. Der jetzt er⸗ 
kennende Senat iſt alſo nicht behindert, ohne Einholung einer 
Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate von jenem Rechtsſatze 
abzugehen und Formfreiheit des Vorkaufsvertrags anzunehmen. 
Es liegt nahe, die Materialien zum BGB. heranzuziehen, um 
zu ermitteln, ob bei Beratung des Entwurfs Außerungen der 
geſetzgebenden Faktoren hervorgetreten find, die zur Klärung der 
ſehr beſtrittenen und ſehr zweifelhaften Formfrage zu dienen 
geeignet find. (Es wird dargelegt, daß die Materialien nur 
eine ſeht geringe Ausbeute für die Frage ergeben.) Es muß 
deshalb aus dem BGB. ſelbſt der Inhalt des Borkaufs- 
vertrags feſtgeſtellt und daraus ermittelt werden, ob der Bor- 
kaufsvertrag zu denjenigen Verträgen zu rechnen iſt, wodurch 
ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grund- 
ſtücke zu übertragen. Das RG. kommt unter eingehender Be⸗ 
gründung zu der Anficht, daß der $ 313 auf den Vertrag, 
durch den ein perſönliches Vorkaufsrecht an einem Grundſtück 
eingeräumt werde, keine Anwendung finde, daß ein derartiger 
Vertrag formfrei ſei und daß deshalb das Berufungsurteil, 
welches der § 313 BGB. für anwendbar erklart habe, aufzuheben 
fl. W. o. N., U. v. 4. März 05, 71/05 V. — Marienwerder. 

7. 59 446, 459, 460, 462 B. Die Wandlungeklage 
iſt nur nach der Übergabe zuläffig.] 

Die Zedentin des Klägers hat von der Beklagten im 
Jahre 1899 eine Partie nach einem gewiſſen Muſter in näher 
verabredeter Weiſe anzufertigender Kleiderreffer nebſt dazu ge- 
hoͤrigen Kartons gekauft und die Hälfte des Kaufpreiſes auf 
Wunſch der Beklagten im voraus bezahlt; auf Rückzahlung 
dieſes Betrages tft der Klaganſpruch gerichtet. Das Berufungs- 
gericht hat ihn für nach $ 462 BGB. als Wandlungsklage 
begründet erklärt, well die in Anlaß des Vertrages hergeſtellten 
und der Zedentin des Klägers bezw. dieſem ſelbſt zum Zwecke 
der Erfüllung desſelben angebotenen Kleiderreffer einer wichtigen 
vertragsmäßigen Eigenſchaft entbehrten: Mit Recht hat die Be⸗ 
klagte eingewandt, daß nach 8 462 BSB. die Wanblungs- 
klage nur wegen eines Mangels ſtattfindet, den der Verkäufer 
nach den Vorſchriften der 85 459, 460 dafelbſt zu vertreten 
hat, daß nach 8 459 der Verkäufer nur dafür haftet, daß die 
Kaufſache zu der Zeit, wo die Gefahr auf den Käufer 
übergeht, nicht mit erheblichen Fehlern behaftet ſei, bezw. 
nicht der zugeficherten Eigenſchaften entbehre, daß nach § 446 
daſelbſt die Gefahr beim Kaufe einer beweglichen Sache immer 
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nur mit der Übergabe auf den Käufer übergeht, und daß hier 
zweifellos noch keine Übergabe ſtattgefunden hat. Vergl. 
Dernburg, Bürgerl. Recht, Bd. 2 Abt. 2, 8 185, S. 55, 
Düringer und Hachenburg, HGB., Bd. 3 S. 124, und 
eine die entſprechende Frage bei Grundſtückkäufen betreffende 
Entſcheidung des V. 3S. des RG. 53, 73; a. M. freilich 
Planck, BGB., Bd. 2 (Aufl. 3), Bem. 1 zu § 462, S. 366, 
Endemann, Bürgerl. Recht, Bd. 1 (Aufl. 8) § 161, S. 996, 
und Crome, Deutſches Bürgerl. R., Bd. 2 8 222 Anm. 2, 
S. 459. M. c. J., U. v. 16. Febr. 05, 183/04 VI. — Hamburg. 

8. 8 788 BGB. Abſ. 1 Satz 3 BGB. bezieht fich nicht 
auf ſtreitige Schulden] 

Das Berufungsgericht wendet, ohne nähere Begründung 
auf das vorliegende Streitverhältnis den §8 738 BGB. an. 
Der in dieſer Geſetzes beſtimmung vorausgeſetzte Fall, daß ein 
Geſellſchafter aus einer im übrigen fortbeſtehenden Geſellſchaft 
ausſcheidet, liegt aber hier nicht vor. Die Geſellſchaft B. & F. 
beftand nur aus dem Kläger und dem Beklagten, und als dieſe 
ſich trennten, wurde die Geſellſchaft notwendig aufgelöft. Von 
einer direkten Anwendung des 8 738 BGB. kann alſo keine 
Rede ſein. Wohl aber iſt die analoge und entſprechende An- 
wendung ſeiner Grundſätze im vorliegenden Falle geboten. Der 
Beklagte hat nämlich durch den Auseinanderſetzungsvertrag die 
Aktiva und Paſſiva des Geſchäfts übernommen; der Kläger iſt, 
wie der erſte Richter feſtſtellt, „aus dem Geſchäft ausgeſchieden“. 
Der Tatbeſtand des Berufungsgerichts euthält lediglich eine 
Verweiſung auf dieſe Feſtſtellungen des erften Urteils. Es liegt 
alſo der Sachverhalt vor, daß wie in den Fällen des 
8 142 5B. ohne das Erfordernis einer Liquidation das 
Geſchäft von der offenen Handelsgeſellſchaft auf den einen Teil 
haber als Einzelkaufmann übergeht. Die analoge Anwendbar⸗ 
keit des § 738 BOB. für das Verhältnis der früheren Gefell- 
ſchafter zueinander hat für dieſe Fälle der erkennende Senat 
bereits in ſeinem Urteile vom 11. November 1903 Rep. I 240/03 
(vergl. JW. 04, S. 37 Nr. 4) ausgeſprochen. (Vergl. auch 
Staub, Kommentar zum HGB. 8 142 Anm. 4 und Exkurs 
zu § 141, Anm. 30, Lehmann⸗Ring Bd. I S. 341 Nr. 12) 
Nach § 738 Abſ. 1 BGB. haben die Geſellſchafter den Aus» 
ſcheidenden von den gemeinſchaftlichen Schulden zu befreien. 
Dem entſpricht im vorliegenden Falle die Verpflichtung des 
Beklagten gegenüber dem aus dem Geſchaͤft ausgetretenen 
Kläger. Der Beklagte beſtreitet ſeine Verpflichtung im all⸗ 
gemeinen nicht. Er beſtreitet aber, daß die Forderung L. 
überhaupt beſtehe, und weigert ſich daher, den Kläger von 
dieſer Schuld zu befreien oder ihm wegen dieſer Schuld 
Sicherheit zu leiſten. Der Reviſionskläger macht geltend, daß 
Beklagter auf Grund des 8 738 Abſ. 1 Satz 3 BGB. 
wenigſtens zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet erſcheine. Dieſe 
Beſtimmung: „Sind gemeinſchaftliche Schulden noch nicht fällig, 
ſo können die übrigen Geſellſchafter dem Ausſcheidenden, ſtatt 
ihn zu befreien, Sicherheit leiſten“ hat unter den Bearbeitern 
des BGB. zu Meinungsverſchiedenheiten in der Richtung An⸗ 
laß gegeben, ob ſie auch auf ſtreitige Schulden auszudehnen 
ſei. Die in der Literatur herrſchende Meinung nimmt nach 
dem Vorgange Plancks an, daß, was in & 738 BGB. von 
den noch nicht fälligen Schulden geſagt ſei, ob paritatem 
rationis auch von den beſtrittenen Schulden gelten müſſe, und 
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der Aus ſcheidende hiernach berechtigt ſei, von den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern Sicherheit dafür verlangen konne, daß er nicht in die 
Lage komme, ſolche Schulden demnächſt bezahlen zu müflen. 
Der Senat vermochte bei eingehender Prüfung der in Betracht 
kommenden Geſichtspunkte ſich der letzteren Anfiht nicht an⸗ 
zuſchließen. (Wird eingehend begründet.) Hiernach gelangt 
die entſprechende Anwendung des § 738 BGB. im vorliegenden 
Falle zu dem Ergebniſſe, daß Kläger Sicherheitsleiſtung wegen 
der von Architekt L. geltend gemachten Forderung überhaupt 
nicht, Schuldbefreiung aber nur unter der Vorausſetzung ver⸗ 
langen kann, daß er die Exiſtenz der (im Prozeſſe gegen L. von 
ihm ſelbſt beſtrittenen) Schuld nachweiſt. Dieſer Nachweis iſt 
nicht erbracht. B. c. F., U. v. 18. Febr. O5, 468/04 I. — Hamm. 

9. 5 1004 38.“) Eigentumsſtörung durch Kegeln auf 
dem Nachbargrundſtück.] 

Kläger, Eigentümer eines Hausgrundſtücks in Ulm, be⸗ 
hauptet, daß von dem Nachbargrundſtück der Beklagten, einem 
Reſtaurationsgrundſtück, infolge des dort allabendlich ſtatt⸗ 
findenden Kegelns ein übermäßiger, die Nachtruhe der Be⸗ 
wohner des klägeriſchen Hauſes ftörender Lärm hinüberdringe. 
Er hat deshalb gemäß 5 1004 BGB. auf Unterlaſſung dieſer 
Störungen geklagt. Der Berufungsrichter hat der Beklagten 
verboten, „den polizeilichen Anordnungen zuwider“ Abends nach 
10 Uhr bei offenen Fenſtern und nach 11 Uhr mit Holzkugeln 
und ungeſchützten Kegeln das Kegelſpiel in ihrer Wirtſchaft zu 
geſtatten. Im übrigen iſt die Klage abgewieſen und die Re⸗ 
vifion des Klägers zurückgewieſen worden: Der Kläger hat 
ſeinen maßgebenden Antrag in der ihm gegebenen Begründung 
dahin erläutert, daß er „zum mindeſten“ das Kegeln von 
11 Uhr Nachts an überhaupt nicht und das Kegeln mit Holz⸗ 
kugeln von 10 Uhr an nicht zu dulden brauche, ferner 
Schließung der Fenſter während des Kegelns verlangen konne. 
Die Polizeibehörde hat letzteres Verlangen als berechtigt aner⸗ 
kannt, im übrigen aber die Sachlage inſofern milder beurteilt, 
als ſie der Beklagten das Kegeln bis 11 Uhr Nachts unein⸗ 
geſchränkt freigegeben und nur für die Zeit von 11 bis 
12 Uhr die Benutzung von Holzkugeln und ungeſchützten 
Kegeln verboten hat. Dem hat ſich der Berufungsrichter ans 
geſchloſſen, indem er davon ausgeht, daß in den erlaſſenen 
polizeilichen Anordnungen ſich die maßgebenden Anſchauungen 
der Bevölkerung darüber „was ortsüblich ſei und im nachbar⸗ 
lichen Zuſammenleben ertragen werden müſſe, ausprägten“. Die 
Revifion greift letzteren Satz an und hält ihm entgegen, die 
Polizei habe nur das öffentliche Intereſſe zu wahren; ein 
Lärmen, das die öffentliche Ruhe und Ordnung nicht verletze, 
gehe ſie nichts an, mag der Lärm für den einzelnen davon be⸗ 
troffenen Nachbar auch noch ſo unerträglich ſein. Der Angriff 
wäre begründet, wenn dem Berufungsurteil die Anſchauung zu⸗ 
grunde läge, daß das Gericht die Frage, ob und inwieweit 
übermäßige Lärmeinwirkung vorliege, überhaupt nicht ſelbſt⸗ 
ſtändig zu prüfen habe, ſondern in dieſer Hinficht an die dar⸗ 
über erlaffenen polizeilichen Anordnungen gebunden ſei. Einen 
ſolchen zweifellos irrigen Rechtsſatz hat aber der Berufungs⸗ 
richter nicht aufſtellen wollen. Er erkennt ausdrücklich an, daß 
zmaßgebender“ Faktor die Anſchauung der Bevölkerung ſei, 
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letztere aber im vorliegenden Falle mit der Auffaſſung der 
Polizeibehörde im Einklang ſtehe und durch dieſe zum 
adäquaten Ausdruck gebracht worden ſei. Das iſt eine 
Feſtſtellung, die auf dem Boden tatſächlicher Erwägungen ruht. 
St. e. H., U. v. 25. Febr. 04, 387/04 V. — Stuttgart. 

10. 8 1391 BB. Verſchiedene Vorausetzungen der 
beiden Abſätze in 8 1391. 

Die Klage der Ehefrau gegen ihren Ehemann iſt gemäß 
& 1418 Ziffer 1 BOB. auf Aufhebung der Nutznießung und 
Verwaltung am eingebrachten Gute der Frau gerichtet. Der 
Berufungsrichter erachtet die Vorausſetzungen des dort in Bezug 
genommenen 8 1391 als gegeben, ohne indes zwiſchen dem 
erſten und zweiten Abſatz dieſer Geſetzesſtelle näher zu unter⸗ 
ſcheiden. Allein beide Abſätze, von denen der erſte dem 8 1051, 
der zweite dem 8 1067 Abſ. 2 BGB. nachgebildet iſt, haben 
verſchiedene Fälle im Auge. (Wird näher dargelegt.) Danach 
ergibt ſich als Inhalt des 8 1391 B.: Soweit der Frau 
— gleich dem Beſteller eines Nießbrauchs an verbrauchbaren 
Sachen — gegen den Mann aus ſeiner Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung Anſprüche auf Erſatz des Wertes verbrauchbarer Sachen 
zuſtehen, ift ihr Sicherheitsverlangen ſchon dann gerechtfertigt, 
wenn dieſe Anſprüche auch nur objektiv, aus irgend einem 
Grunde, insbeſondere alſo beim Vermoͤgensverfall des Mannes 
gefährdet find. Inſoweit dagegen das ſonſtige der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes unterworfene Frauengut, z. B. 
Grundſtücke, bewegliche Sachen, Forderungen oder Surrogate 
($ 1381 BGB.) erheblich gefährdet iſt, kann fie — gleich dem 
eigentlichen Nießbraucher — Sicherheit nur dann verlangen, 
wenn bieje Gefährdung auf das Verhalten des Mannes zurück⸗ 
zuführen ift, und zwar auf ein Verhalten, das nicht gerade 
ſchuldvoll zu ſein braucht, aber doch eine Verletzung der der 
Frau in der Verwaltungsgemeinſchaft zuſtehenden Rechte be⸗ 
ſorgen läßt. Im Streitfall kann nur die Anwendung von 
Abſ. 2 des 8 1391 BGB. in Frage kommen. Denn tat⸗ 
beſtandsmäßig herrſcht kein Streit darüber, daß die Klägerin 
ſogleich bei Eingehung der Ehe im Jahre 1899 dem Be⸗ 
klagten bar eingebrachte 34 000 Mark übergeben und daß der 
Beklagte offenbar mit ihrer Zuſtimmung das Geld in ſein 
Geſchäft verwendet hat. Danach kann es ſich gegenwärtig, 
nachdem gemäß Art. 45 8 1 Abſ. 1 Pra. z. BGB. die Ehe 
der Parteien unter das geſetzliche Güterrecht des BGB. getreten 
iſt, nur um den Anſpruch der Frau auf Erſatz jener 34000 Mark 
handeln. An und für ſich wäre deshalb das Sicherheits⸗ 
verlangen der Klägerin fchon dann gerechtfertigt, wenn der Be⸗ 
klagte, wie der Berufungsrichter feſtſtellen zu können glaubt, 
jetzt in Vermögensverfall geraten iſt. Allein mit Recht iſt zu- 
gleich in Betracht gezogen, daß der Beklagte bereits im No⸗ 
vember 1902 der Klägerin freiwillig für die vollen 34000 Mark 
Hypothek an feinem Grundbefitz beſtellt hat. Dem Berufungs- 
richter iſt nun zwar darin beizuſtimmen, daß dieſe Sicherheits⸗ 
beſtellung das Recht der Frau nicht ausſchließt, auf Grund des 
§ 1891 anderweite Sicherheitsleiſtung und zwar Sicherheit 
im Sinne der 88 232 ff., insbeſondere alſo mündelmäßige 
Hypothek (§ 238) zu fordern. Es iſt jedoch rechtsirrig, wenn 
eine „erhebliche Gefährdung“ ſchon in dem Umſtande erblickt 
wird, daß die der Klägerin tatſächlich bereits eingeräumte 
Hypothek den Anforderungen der Mündelmäßigkeit nicht genügt. 
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Denn der Ehefrau des BGB. ſteht, abweichend von früheren 
Rechten, grundſätzlich und von vornherein überhaupt keinerlei 
Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung gegen den Mann zu. Nur 
wenn die beſonderen Vorausſetzungen des 5 139 1 gegeben 
find, kommt ein ſolcher Anſpruch, dann allerdings mit den 
vollen Inhalt der 88 232 ff. BGB. zur Entſtehung. Er 
kann deshalb niemals mit der bloßen Tatſache begründet werden, 
daß eine der Frau bereits eingeräumte Hypothek keine mündel- 
mäßige Sicherheit biete. Der Berufungsrichter ſcheint aller⸗ 
dings, obwohl er ſich nicht ganz klar ausdrückt, weiter feſtſtellen 
zu wollen, daß jene Hypotheken der Klägerin auch dann keine 
ausreichende Sicherheit gewähren, ihre Erſatzforderung ſogar 
„erheblich gefährdet“ erſcheinen laſſen, wenn man den Wert 
dieſer Sicherheit nach dem gewöhnlichen, im Verkehr üblichen 
Maßſtabe beurteilt. Allein dieſe Feſtſtellungen werden von der 
Reviſion mit Recht als völlig unzureichend begründet angefochten. 
(Wird näher dargelegt.) K. c. K., U. v. 23. Febr. 05, 
414/04 IV. — Naumburg. 

11. 5 1574 BGB. Berechnung des Jahres für die An- 
ſtellung der Klage. Bedeutung und Wirkung der Unterbrechung. 

Die Jahresfriſt des 8 1567 Ziffer 1 BGB. muß bereite 
zur Zeit der Klageerhebung abgelaufen ſein, und es genügt nicht, 
wenn fie ſich erſt im Laufe des bereits anhängig gemachten 
Deſertionsprozeſſes vollendet. Dies folgt nicht bloß aus dem 
Wortlaut des Geſetzes, ſondern auch daraus, daß der aus 
§ 1567 klagende Teil mit Erhebung der Scheidungsklage ja 
gerade den Willen kundgibt, die eheliche und die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft für immer aufzuheben, daß mithin von der Klage- 
erhebung ab ein unentbehrliches Tatbeſtandsmerkmal des Geſetzes, 
das Fernbleiben gegen den Willen des klagenden Gatten, nicht 
mehr vorhanden iſt. Die Jahresfrift des 8 1567 Ziffer 1 
beginnt immer regelmäßig mit Rechtskraft des voraus- 
gegangenen, auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
lautenden Urteils, aber es laſſen ſich auch Fälle denken, 
wo der Anfang des Friſtenlaufs hinausgeſchoben iſt, weil der 
verurteilte Gatte z. B. durch Krankheit, Strafhaft und dergl. 
in die Unmoͤglichkeit verſetzt iſt, dem Urteil Folge zu leiſten, 
mithin nicht „in boͤslicher Abſicht“ fernbleibt. In ſolchen 
Fällen kann die Friſt erſt vom Aufbören des Hinderniſſes ab 
berechnet werden. Nicht minder gewiß iſt aber, daß die einmal 
begonnene Friſt zu laufen aufhört, ſobald auch nur eine der 
Vorausetzungen des 8 1567 Ziffer 1 nicht mehr vorhanden iſt. 
Der bis dahin abgelaufene Teil der Jahresfriſt geht dem ver 
laſſenen Ehegatten verloren, wenn die Unterbrechung der Friſt 
auf den eigenen Willen des unſchuldigen Teils zurückzuführen 
iſt. Der Abſicht des Geſetzes wird nur dann entſprochen, wenn 
dem entwichenen Gatten eine neue volle Jahresfriſt gewährt 
wird, ſo daß er erſt nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt die 
Scheidung über fich ergehen zu laſſen braucht. Daß die Bor 
ſchrift des $ 191 BGB. auf die geſetzliche Friſt des S 1567 
Abſ. 1 nicht zutrifft, wird ſchon vom Berufungsrichter nicht 
verkannt. Aber auch davon kann nicht die Rede ſein, die 
Grundſätze von der Hemmung der Verjährung (58 202 ff. 
BGB.) wenngleich nur entſprechend anzuwenden. Denn im 
Deſertionsprozeß wird nicht darüber geſtritten, ob der ent⸗ 
wichene Gatte mit Ablauf der Jahresfriſt fein Recht auf Her- 
ſtellung des ehelichen Lebens verloren hat, ſondern darüber, ob 
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der Scheidungsanſpruch des Deſertionsklägers durch den Friſt⸗ 
ablauf zur Entſtehung gekommen iſt. K. 6. K., U. v. 
20. März 05, 570/04 IV. — Braunſchweig. | 

12. 88 1922, 1942, 1946, 1953, 1960 508. Die 
Erklärung des Erben, den Nachlaß noch nicht angetreten zu 
haben, iſt keine Einrede, ſondern Verneinung der Klage.] 

Die Vorſchrift des 81958 BGB. beruht auf der den 
Erben im 58. gegebenen Rechtsſtellung. Obwohl ſich grund- 
ſätzlich der Erwerb der Erbſchaft von Rechts wegen mit dem 
Eintritte des Erbfalls vollzieht (5 1922, 1942 BGB., iſt er 
doch bis zur Annahme ſeitens der Erben oder bis zum Ablaufe 
der für die Ausſchlagung vorgeſchriebenen Friſt nur ein vor⸗ 
läufiger, der mit rückwirkender Kraft hinfällig wird, wenn der 
Erbe von feinem Ausſchlagungsrechte Gebrauch macht (8 1946, 
1953 BGB.) Wenn es heißt: „... kann ein Anſpruch 
nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht werden,“ fo 
iſt damit nach der Ansdrucksweiſe des Geſetzbuchs die Rechts⸗ 
verfolgung während der Üiberlegungsfrift ſchlechthin als unſtatt⸗ 
haft gekennzeichnet und dem Erben die Eigenſchaft der richtigen 
Prozeßpartei abgeſprochen worden. Von einem bloßen Wider⸗ 
ſpruchsrechte, deſſen Geltendmachung von der Entſchließung des 
Erben abhängt, ift keine Rede; er entbehrt der Pafſſiv⸗ 
legitimation und das dieſe leugnende Vorbringen iſt keine Ein ⸗ 
rede, ſondern die Verneinung, daß der erhobene Anſpruch dem 
Kläger gegen den Beklagten zuſtehe (RG. 11, 389). 
Daraus folgt, daß, wenn aus der Sachdarſtellung des Klägers 
ſchon hervorgeht, daß der Erbe die Erbſchaft noch nicht an⸗ 
genommen hat, dem auf Durchführung einer Nachlaßforderung 
gegen dieſen abzielenden Begehren von Amts wegen die ge⸗ 
richtliche Hilfe zu verſagen iſt, wobei es gleichgültig erſcheint, 
ob dieſes Begehren in der Form der Klage oder des Arreſt⸗ 
geſuchs auftritt. Die Arreftklägerin konnte ihre Intereſſen zu⸗ 
nächſt genügend dadurch wahren, daß fie die Fürſorge des 
Nachlaßgerichts nach 8 1960 BSD. in Anſpruch nahm. Der 
Arreft muß nach Beſtellung eines Nachlaßpflegers wieder auf- 
gehoben werden. Der Arreſtgrund, die Beſorgnis, daß die vor⸗ 
läufigen Erben ſich um den Nachlaß nicht kümmern würden, 
weil fie die Erbſchaft auszuſchlagen beabfichtigten, iſt dadurch 
weggefallen. Es iſt nun eine Perſon vorhanden, deren Pflicht es iſt, 
nicht nur den Erben in Nachlaßprozeſſen aktiv und paſſiv zu ver⸗ 
treten, ſondern auch für die Erhaltung des Nachlaſſes zu ſorgen 
(Blanck ⸗Rittgen Vorbemerkungen Z. III 5 c. Be zu 58 1942 ff. 
BGB.), vergl. and 8 1960 Abſ. 3 BB. S. Nachlaß⸗ 
pfleger 6. W., U. v. 24. Febr. 05, 628/04 VII. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

18. 88 3, 546, 940 35D. Wert des Streitgegenſtandes.] 

Der Beklagte, ein nachſtehender Hypothekengläubiger, erhob 
Widerſpruch gegen die Übergabe eines Grundſtücks an den Ver⸗ 
walter, als die Klägerin die Zwangsverwaltung beantragt hatte. 
Kläger beantragte die Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung 
an den Beklagten, der zu Duldung der Übergabe an den Ver⸗ 
walter verurteilt wurde. Die Revifion des Beklagten wurde 
als unzuläffig zurückgewieſen: Daß der Reviſionskläger an der 
Aufhebung des angefochtenen Urteils ein vermögensrechtliches 
Intereſſe von mehr als 1 500 Mark habe, iſt nicht glaubhaft 
gemacht. Es handelt ſich im gegenwärtigen Verfahren nicht 
um eine Entſcheidung darüber, ob die Zwangsverwaltung zu⸗ 
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läͤffig iſt oder nicht. In Frage ſteht lediglich, ob der Beklagte 
im Wege einſtweiliger Verfügung gezwungen ſein ſoll, die 
Übergabe des Grundſtücks au den Zwangsverwalter zu dulden. 
Es handelt fih alſo um eine Maßregel zur Regelung eines 
einſtweiligen Zuſtandes ($ 940 ZPD.), für welche das ver⸗ 
moͤgensrechtliche Intereſſe des Reviflonsklägers an ihrer Auf⸗ 
hebung gemäß § 3 30. nach freiem Ermeſſen des Gerichts 
feſtzuſetzen iſt. Das Reviſionsgericht hat eine Wertſchätzung 
von 450 bis 650 Mark für ausreichend erachtet, und daraus 
ergibt fih die Unzuläſſigkeit der Revifion. S. e. B., U. v. 
1. Mär; 05, 6/05 V. — Berlin. 

14. 88 164, 285 35. Kann die Vereidigung von 
Zeugen nur durch das Protokoll bewieſen werden? Erfordernis 
der Verhandlung nach der Beweisaufnahme. 

Die Revifion rügt, daß in dem Verfahren vor dem Be⸗ 
rufungsgericht gegen das Prozeßrecht verſtoßen worden ſei. Gs 
ſei ausdrücklich durch verkündeten Beſchluß die Vereidigung des 
Zeugen S. angeordnet worden, nach dem allein maßgebenden 
Protokoll ſei aber die Vereidigung nicht erfolgt. Ebenſo hätte 
nach § 285 3D. nach der an dieſem Tage erfolgten noch⸗ 
maligen Vernehmung des Zeugen S. über das Ergebnis der 
Beweisaufnahme verhandelt werden müſſen; auch das ſei nach 
dem erwähnten Protokoll nicht geſchehen: Dieſe Angriffe 
konnten keine Beachtung finden. Allerdings iſt durch das Pro⸗ 
tokoll nach der gewählten Wortfafiung nur konſtatiert, daß die 
Vereidigung des Zeugen S. angeordnet worden, nicht, daß ſie 
auch erfolgt ſei; es iſt dies aber in dem Tatbeſtande feſtgeſtellt. 
Die Revifion iſt der Meinung, daß hierauf kein Gewicht gelegt 
werden dürfe, da die Vereidigung von Zeugen zu denjenigen 
Foͤrmlichkeiten der mündlichen Verhandlung gehöre, deren Be⸗ 
obachtung nach § 164 ZPD. nur durch das Protokoll be⸗ 
wieſen werden könne. Dieſer Meinung, die auch unter den 
Lehrern des Zivilprozeßrechts nur ganz vereinzelt Vertretung ge⸗ 
funden hat, iſt aber nicht beizupflichten; die Vereidigung von 
Zeugen und Sachverſtändigen bildet einen Akt der Beweis⸗ 
aufnahme und iſt im Zivilprozeſſe nicht zu den Tatſachen zu 
rechnen, aus denen ſich ergibt, unter welchen für die Gültigkeit 
maßgeblichen Umftänden eine mündliche Gerichteverhandlung 
ſtattgefunden hat; dieſe allein aber hat $ 164 im Auge. Was 
die weitere Ausſtellung betrifft, daß nach der letzten Vernehmung 
des S. gemäß 8 285 ZPO. über das Ergebnis der Beweis⸗ 
aufnahme habe verhandelt werden müſſen, ſo iſt anzuerkennen, 
daß das Protokoll auch hierüber nichts enthält. Wenn man 
indes auch anzunehmen hätte, daß deshalb gemäß § 164 38 O. 
als feſtſtehend anzuſehen ſei, daß eine ſolche Verhandlung nicht 
ftattgefunden habe, und daher gegen $ 285 ZPD. verſtoßen 
worden ſei, ſo würde hieraus doch kein Grund zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils zu entnehmen ſein, da gar nicht be⸗ 
hauptet worden iſt, daß von den Parteien nach der Beweis⸗ 
aufnahme das Wort zur Verhandlung über dieſelbe begehrt, 
ihnen aber Gehör verſagt worden ſei, und deshalb nicht an- 
genommen werden könnte, daß die Entſcheidung auf dem er⸗ 
wähnten prozeſſualen Verſtoße beruhe. J. o. S., U. v. 
9. Febr. 05, 170/04 VI. — Berlin. 

15. 5 318 Abſ. 1 3pO. Parteibezeichnung im Urteil.] 

Die H. Bank erhob Klage auf Rückzahlung eines Teil⸗ 
betrages von 50 Schuldverſchreibungen der Anleihe nebſt Auf⸗ 
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geld mit dem Antrage, die Beklagte ſchuldig zu erkennen, der 
Klägerin als perſönliche Schuldnerin und aus dem in dem 
Grundbuche von Anderten Bd. VI, Bl. 214 und von Daſſel 
Bd. XI Art. 492 eingetragenen Grundbefitz 51 000 Mark 
nebſt 4 / Prozent Zinſen vom 1. April 1903 zu zahlen. Das 
Os G. bezeichnete laut Urteil als Kläger: „die Inhaber der 
Teilſchuldverſchreibungen Nr 280, 285, 351, 355, 360—369, 
708—712, 759— 772, 791, 792, 794—800 vom 4. Mai 1900 
über je 1 000 Mark der Anleihe der P. Aktiengeſellſchaft in L., 
vertreten durch die H. Bank, und verurteilte. Das RG. hob 
auf: Die Revifion rügt zutreffend, daß die Bezeichnung der 
Kläger, wie ſie das angefochtene Urteil enthalte, die Vorſchrift 
des 8 313 Abſ. 1 Nr. 1 3p. verletze, wonach das Urteil 
die Bezeichnung der Parteien . .. nach Namen, Stand oder 
Gewerbe, Wohnort und Parteiſtellung zu enthalten hat. Im 
Kopfe des Urteils find ohne jede nähere Angabe der Perſonen, 
welche als Kläger auftreten, die Inhaber von 50 nach Nummern 
bezeichneten Teilſchuldverſchreibungen einer Anleihe der P. 
Aktiengeſellſchaft in L., als Kläger aufgeführt. Dieſes Urteil 
würde der materiellen Rechtskraft unfähig ſein. Betrachtete das 
Os G. die Inhaber jener Teilſchuldverſchreibungen als Kläger, 
fo hatte es auf deren dem § 313 Abſ. 1 Nr. 1 3p O. ent- 
ſprechende Bezeichnung hinzuwirken, zumal die Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen keine Inhaberpapiere find, ſondern auf den Namen 
der H. Bank oder deren Order lauten. Da dies nicht geſchehen iſt, 
die angefochtene Entſcheidung aber auf dieſer Verletzung der ZPO. 
beruht, jo war dieſelbe in Anwendung der 88 549, 550, 564 
und 565 390. aufzuheben und die Sache zur anderweiten Der- 
handlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. P. c. H., U. v. 8. Febr. O5, 448/04 I. — Celle. 

16. 88 580, 581 3PO. Taäͤuſchung des Richters im 
Zivilprozeß. 

Was die von dem Kläger verſuchte Begründung ſeiner Klage 
betrifft, daß nämlich die Beklagte durch einen Betrug gegen⸗ 
über dem Gericht das Verſäumnisurteil erlangt habe, indem ſie 
in betrügeriſcher Weiſe die öffentliche Zuſtellung der Ladung 
ſowie auch des Urteils ſelbſt erſchlichen habe, jo hat das DRS. 
die Klage als eine Schadenserſatzklage aufgefaßt, die aber 
deshalb abzuweiſen ſei, weil ihr die Rechtskraft des Verſäumnis⸗ 
urteils entgegenſtehe und eine Reſtitutionsklage gemäß § 580 
Nr. 4 ZPO. nicht angeſtellt ſei, für eine ſolche es auch an dem 
in $ 581 390. aufgeſtellten Erforderniſſe fehle. Ob der gegen 
dieſe Ausführung im Anſchluſſe an die Entſcheidung des RG. 
in Bd. 46 S. 75 der Entſch. in Zivilſachen gerichtete Revifions⸗ 
angriff zu billigen iſt, kann unerörtert bleiben, da das Vor⸗ 
bringen des Klägers nicht genügt, um darzutun, daß die Be⸗ 
klagte durch Betrug das Gericht getäuſcht hat. Täuſchung des 
Richters iſt im Zivilprozeſſe nur moglich, wenn die Falſches 
wiſſentlich behauptende Partei ihrem unwahren Vorbringen durch 
Beweismittel den Anſchein der Wahrheit gibt, und der 
Richter bei Prüfung dieſes Beweismaterials zu der Überzeugung 
gelangt, das unwahre Vorbringen ſei wahr (RGSt. 20, 392 
und die dort angeführten Entſcheidungen). Dieſes Erfordernis 
liegt aber nach den Ausführungen des Klägers nicht vor. Denn, 
wenn auch die Beklagte wider beſſeres Wiſſen und der Wahrheit 
zuwider in dem Verſäumnisverfahren behauptet haben ſollte, daß 
ihr die eingeklagte Forderung aus der angeblichen Wechſelbürg⸗ 
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ſchaft gegen ihren geweſenen Ehemann zuftehe, und daß bericke 

in der Lage ſei, ihr Alimente zu gewähren, während fie ſelbſt 

keine Unterhaltsmittel beſitze, fo kam hierbei nicht die Ulber. 

zeugung des Richters in Frage, ſondern der benachteiligende 

Erfolg trat im Verſäumnis verfahren mit geſetzlicher Notwendig 

keit ein. Was aber die Erwirkung der öffentlichen Zuſtellung 

der Ladung an den heutigen Kläger in dem damaligen Ver 

fahren betrifft, ſo hat der Kläger nur behauptet, die Beklagte 

habe um jene Zeit ſeinen Aufenthalt gekannt, habe aber dennoch 

unter Vorlegung einer Nummer des moniteur de commerce 

belge, in welcher ſich eine Notiz über ſeine im Jahre 1898 

erfolgte Kontumazialverurteilung wegen Bankrotts befunden habe, 

erklärt, er jet aus Brüſſel geflohen, um ſich der gegen ihn aut- 

geſprochenen Freiheitsſtrafe zu entziehen, und bisher nicht auf 
zufinden geweſen. Daß durch dieſe Zeitungsnotiz das Gericht 
im Frühjahr 1899 zu der Annahme gelangt ſein ſoll, der 
Aufenthalt des Klägers ſei unbekannt, iſt aber nicht ohne weiter 
anzunehmen. Die Benutzung weiterer Beweismittel iſt von den 
Kläger weder behauptet noch dargetan. Dazu kommt, daß zur 

Bewilligung der offentlichen Zuſtellung nicht genügte, daß die 

Beklagte, damalige Klägerin, zur Zeit der Einreichung ihre 

Klage den Aufenthalt ihres geſchledenen Ehemannes nicht kannt, 

ſondern daß deſſen Aufenthalt überhaupt unbekannt war, und 

das Gericht hierüber nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen zu 

befinden hatte. Hiernach erweift ſich das Vorbringen des Kläger 

nicht als hinreichend, um feine Behauptung begründen zu konnen, 

daß die Beklagte durch Betrug das Verſäumnisurteil vom 6. Juli 

1899 erſchlichen habe, und tft damit dem gegenwärtigen Schaden 

erſatzanſpruch des Klägers der Boden entzogen. D. &. D. 

U. v. 3. März 05, 431/04 IL — Coöln. 

17. 8 625 Z3PD. Zuſtellung eines nur die Schuldfrage 
betreffenden Urteils von Amts wegen.] 

Das Urteil des Berufungsgerichts war auf Grund der 
Vorſchrift des 8625 30 O. von Amts wegen zuzuftellen. Bern 
auch der Berufungsantrag des Beklagten nur die Schuldfrage 
und den Koſtenpunkt betraf, jo wurde doch durch Einlegung der 
Berufung die Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils in ganzem 
Umfang gehemmt, mithin auch inſoweit, als auf Scheidung der 
Ehe der Parteien erkannt iſt. (Vergl. RG. 58, 313.) Die in 
früheren Entſcheidungen des erkennenden Senats vertretene Anfıdt, 
daß die Zuſtellung auf Betreiben der Parteien zu bewirken fei, 
wenn das Berufungsurteil nur noch die Schuldfrage zum Gegen 
ſtand habe (JW. 1885 S. 244, von 1897 S. 4), it 
bereits in dem Urteile vom 17. März 1904, IV 443/03 (58. 
von 1904 S. 235 11) aufgegeben worden. Hiernach {ft die in 
Parteiauftrag erfolgte Zuſtellung des Berufungsurteils br 
deutungslos und die vor der rechtswirkſamen Zuſtellung des 
Urteils von Amts wegen liegende Einreichung der Revitiert- 
ſchrift bei dem Oberſten Landesgericht zu München nach $ 552 
Abſ. 2 3PO. wirkungslos. Die Revifion des Beklagten war dal 
entſprechend dem Eventualantrage der Klägerin als wirkungeles 
eingelegt durch Berfäumnisurteil zurückzuweiſen. (Vergl. R.“, 
414.) F. o. F., U. v. 2. März 05, 535/04 IV. — Augsburg. 

18. 5 808 3 O. Art und Weiſe der Anbringung der 
Siegelmarke durch den Gerichtsvollzieher.] 

Die gegen das Berufungsurteil eingelegte Rerifion be! 
lediglich die Verletzung des § 808 gerügt, da das Berufunzt 


3. Jahrgang. 


gericht den Begriff des „Erſichtlichmachens“ zu weit ausdehne, 
wenn es verlange, daß die Pfändungsmarke jo angebracht fein 
müſſe, daß ſie „in die Augen falle“ und für „jeden Dritten“ 
erkennbar ſei. Allein der Revifion kann nicht ſtattgegeben werben. 
Wenn das Berufungsgericht die erwähnten Erforderniſſe aufftellt, 
fo ſchließt es ſich durchaus an den 8 57 Prcheſch Anw. für 
die Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899 an, welche aus- 
drücklich vorſchreibt, daß die Pfändung auch für Dritte hin⸗ 
nithend erkennbar gemacht fein müſſe und die Siegelmarke an 
einer in die Augen fallenden Stelle der Pfandobjekte anzu⸗ 
bringen ſei. Im wejentlichen übereinſtimmend hiermit ſprechen 
ſich auch die Bayrceſchunw. vom 28. April 1900, 5 991, 
die Württ DAnw. vom 10. Oktober 1899, 8 79 (vergl. auch 
für Sachſen Poͤrſchel der ſächfiſche Gerichtsvollzieher S. 157) u. a. 
am Dieſe Verfügungen entſprechen auch durchans dem Zweck 
ber Geſetzesbeſtimmung, wie ſchon in der diesſeitigen, auch vom 
Berufungsgerichte angezogenen Entſcheidung vom 8. Oktober 
1895 in Sachen E. Konkurs c. K. III. 141/95, JW. von 
1895 S. 506 Nr. 11 ausgeführt iſt. Wenn auch durch die 
Novelle zur ZPO. vom 17. Mai 1898 der 8 808 (früher 
3 712) infofern eine Abänderung erfahren hat, als die Vor⸗ 
ſchrift, daß der Gerichtsvollzieher in der Regel die Pfandobjekte 
: in eigenen Gewahrſam zu nehmen habe, wie zugegeben werden 
- mag, im Intereſſe des Pfändungsſchuldners, zu deſſen Schonung, 
dahin abgeändert worden ift, daß für die Regel die gepfändeten 
Mobiliargegenſtände im Gewahrſam des Schuldners zu belaſſen 
: find, fo hat durch dieſelbe doch die Vorſchrift, daß und wie die 
: Pfändung erfichtlich zu machen iſt, keine Anderung erfahren und 
ergibt ih gerade angefichts der Erweiterung des Rechts des 
Schuldners, daß im Intereſſe des Gläubigers die Vorſchrift der 
Erſichtlichmachung ſtreng zu handhaben iſt. Es liegt daher kein 
Grund vor, von der früheren Anſchauung abzugehen. (Vergl. 
Rauch Entſch. vom 16. September 1904 in Sachen H. c. A. 
III. 62/04.) Ein Verſtoß des Berufungsgerichts bezüglich der 
Auslegung des § 808 liegt hiernach nicht vor. S. 6. St., 
AU. v. 28. Febr. 05, 315/04 III. — Frankfurt. 
| 19. 5 888 3PD. Androhung von Strafe wegen mangel- 
hafter Rechnung nach vorangegangener Verurteilung zur 
Rehuungslegung.] 
Wenn auch im allgemeinen davon auszugehen fein wird, 
daß das Vollſtreckungsverfahren nach 8 888 ZPD. nicht dazu 
“beſtimmt iſt, den Rechnungspflichtigen zur Verbeſſerung einzelner 
JFchler und Unrichtigkeiten in der gelegten Rechnung anzuhalten, 
ſo liegt die Sache hier doch weſentlich anders. Die gelegte 
dDiechnung iſt hier auf eine ganze Kategorie von Geſchäften 
nicht erſtreckt worden, auf die ſie nach dem Urteile zu erſtrecken 
var. Bei folder Sachlage erſcheint der Ausſpruch gerecht⸗ 
fertigt, daß die gelegte Rechnung fo mangelhaft iſt, daß fie 
richt als Erfüllung der Urteilsſchuld angeſehen werden kann. 
S. e. W., Beſchl. v. 15. Febr. 05, B 10/05 I. — Hamm. 
Handelsgeſetzbuch. 
| 20. 5 40 58. Bewertung von Vermöoͤgensſtücken in 
| der Bilanz.] 
a Wenn Art. 31 (jebt § 40) HGB. vorſchreibt, daß bei der 
Aufnahme des Inventars und der Bilanz ſämtliche Vermögens. 
gegenſtände nach dem Werte anzuſetzen find, der ihnen zur Zeit 
der Aufnahme beizulegen ift, ſo muß doch bei der Aufftellung 
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einer Gewinnverteilungsbilanz unterſchieden werden zwiſchen dem 
Anlagevermögen (den Gebrauchsgegenſtänden) und dem Betriebs⸗ 
vermögen (den Veräußerungsgegenſtänden); jene find in der Ge⸗ 
winnverteilungsbilanz nach ihrem Gebrauchswerte, nur dieſe 
nach ihrem Veräußerungswerte anzuſetzen; eine Gewinn⸗ 
verteilungsbilanz darf nicht unrenlifierten Gewinn zur Ver⸗ 
teilung bringen. (Vergl. Rehm, Die Bilanzen der Aktien⸗ 
geſellſchaften S. 59 und S. 88 flg.) Daraus ergibt ſich für 
den vorliegenden Fall, daß die Beträge, um welche der Ver⸗ 
Außerungswert des L. ſchen Grundſtücks in den genannten drei 
Jahren ſich erhöht haben ſoll, einen verteilungsfähigen Gewinn 
nicht darſtellten. L. 0. W., U. v. 8. Febr. Ob, 446/04 I. — Berlin. 

21. 8 85 GB. gilt nur für von Agenten „abgeſchloſſene“ 
Geſchäfte.] 

Der 8 85 HGB. ſtellt eine geſetzliche Vermutung der 
Genehmigung für den Fall auf, daß der Handlungsagent, der 
nur zu vermitteln, alſo Offerten nur entgegenzunehmen und an 
feinen Geſchäftsherrn weiter zu befördern hat, unter Über ⸗ 
ſchreitung dieſer Vollmacht das Geſchäft abſchließt. Wie 
in der Denkſchrift zu dem entſprechenden § 83 des Eutwurfes 
geſagt iſt, ſollen Dritte, die mit dem Agenten in rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr treten, namentlich dagegen geſchützt werden, daß 
ein Geſchäft, das ſie mit dem Agenten, der als Bevollmächtigter 
handelte, geſchloſſen haben, noch nach Ablauf eines längeren 
Zeitraumes von dem Geſchäftsherrn mit der Behauptung zurück⸗ 
gewieſen werden konne, der Agent ſei nur zur Vermittelung, 
nicht aber zum Abſchluſſe ſolcher Geſchäfte beſtellt geweſen. Sft 
aber, wie im vorliegenden Falle, das Geſchäft vom Agenten 
nicht abgeſchloſſen, ſondern nur an den Geſchäftsherrn über⸗ 
mittelt worden, jo kann von einer Vollmachtsüberſchreitung keine 
Rede ſein, vielmehr hat der Agent innerhalb ſeiner Vollmacht 
gehandelt, und die Sache liegt gerade ſo, als wenn der Dritte 
ſeine Offerte dem Geſchäftsherrn direkt eingereicht hätte; des 
letzteren Zuſtimmung tft zur Gültigkeit des Geſchäfts erforderlich, 
und das bloße Stillſchweigen desjenigen, dem die Offerte ge⸗ 
macht iſt, enthält noch nicht ſeine Genehmigung. Bei dieſer 
Verſchiedenheit ift eine analoge Anwendung des § 85 auf den 
vorliegenden Fall nicht angängig. Dementſprechend tft auch an 
der vorbezogenen Stelle der Denkſchrift ausgeführt, daß, wenn 
Vermittelungsagenten die erlangten Beftellungen dem Geſchaͤfts⸗ 
herrn übermitteln, ein bindendes Geſchäft für den letzteren erſt 
durch die Beſtätigung der uͤberſchriebenen Orders zuſtande 
komme, der Entwurf in dieſes Verhältnis nicht eingreife und 
auch weiterhin der Umfang der tatſächlich vom Geſchaͤftsherrn 
dem Agenten erteilten Ermächtigung entſcheiden ſolle. Die in 
dieſer Beziehung auf Grund des früheren Rechtszuſtandes er- 
gangenen Entſcheidungen des Reichsgerichts (cfr. RG. 51, 147 
und die dort bezogenen Urteile) haben denn auch nur aus⸗ 
geſprochen, daß der Geſchäftsherr das von dem Agenten in dem 
Rahmen der ihm zugewieſenen Handelstätigkeit vermittelte Ge⸗ 
Ihäft, wenn er daraus Rechte ableiten will, fo gegen 
ſich gelten laſſen muß, wie es der Agent mit den Kunden beredet 
hat. W. c. N. Sp., U. v. 28. Febr. 05, 494/04 IL — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

22. Inwiefern tft eine durch Schrecken entſtandene Ver⸗ 
letzung auf äußere gewaltſame Veranlaſſung zurückzuführen 7 

Es iſt nicht zu beſtreiten, daß eine „körper liche, auf 
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äußere, gewaltſame Veranlaſſung zurückzuführende Verletzung“, 
wie nach § 1 der Verſicherungsbedingungen erforderlich, nach 
Maßgabe des hier in Frage ſtehenden Sachverhalts 
als vorliegend angenommen werden durfte. Die Vorinſtanz hat 
im Anſchluß an die Ausſage des vernommenen Sachverſtändigen 
Dr. med. 9. den Vorgang dahin aufgefaßt, daß der Kläger 
beim Niederfahren des Blitzes heftig erſchrocken geweſen, daß 
dadurch die Herztätigkeit und die Strömung des Bluts ver⸗ 
langſamt worden, daß ſich infolgedeſſen im Zuſammenhang mit 
der fehlerhaften Beſchaffenheit des Herzens ein Blutpfropfen ge 
bildet habe, welcher von der nächſten ftärkeren Blutwelle in eine 
Schlagader des Gehirns geſchwemmt worden und dieſe verſtopft 
habe, und daß in dieſer Veranlaſſung die dahinter liegenden 
Gefäße nicht mehr mit Blut verſorgt, und dadurch die Lähmungen 
entſtanden ſeien. Hiernach iſt hinfällig die Ausführung der 
Reviflon, die Annahme des Berufungsgerichts führe zu unan⸗ 
nehmbaren Konſequenzen, indem ſich danach ergäbe, daß jede 
durch einen Schrecken verurſachte Verletzung der koͤrperlichen 
Integrität einen Anſpruch begründe, z. B. wenn der Schrecken 
durch den unerwarteten Empfang einer Trauernachricht hervor⸗ 
gerufen ſei. Denn es liegt hier ſo, daß der als äußere 
Gewalt ſich darſtellende Blitzſchlag auf das Innenleben 
des Klägers eine Wirkung übte, vermöge deren mit Ausſchluß 
jeder Möglichkeit eines durch den Willen zu leiſtenden Wider⸗ 
ſtandes die körperlichen Organe verletzt wurden. Das RG. hat 
auch ſchon mal (Erkenntnis vom 29. September 1904, VI 556/03) 
Gelegenheit gehabt, ſich über die Qualifizierung einer durch 
einen Schrecken hervorgerufenen Beeinträchtigung der körperlichen 
Integrität als Körperverletzung auszuſprechen. Es iſt dort, 
wo es ſich um die Inanſpruchnahme einer Straßenbahngeſellſchaft 
fettens einer Perſon handelte, die durch eine infolge von Kurz⸗ 
ſchluß entſtandene Explofion in einen Schrecken verſetzt worden, 
welcher eine Nervenftörung veranlaßt hatte, angenommen, daß 
die Verteidigung der Beklagten unbeachtlich ſei, wonach es an 
der nach dem Haftpflichtgeſetz erforderlichen Körperverletzung des ⸗ 
halb fehle, weil der Begriff einer ſolchen ſich nicht auf eine Geſund⸗ 
heitsſchädigung erſtrecke, die lediglich die Folge eines Schreckens 
fl. O. C. H., U. v. 24. Febr. 05, 343/04 VII. — Naumburg. 

Konkursordnung. 

23. 55 1, 35, 178 KO. in Verbindung mit § 275 BGB., 
88 265, 325 ZPO. Begriff der Unmöglichkeit einer Leiſtung, 
Anſpruch auf Löſchung einer bezahlten Grundſchuld iſt nicht 
Konkurs forderung, ſondern Ausſonderungsanſpruch.] 

Der Beklagte verpflichtete ſich im Jahre 1889, für den 
Kläger auf deſſen Grundſtück einen Bau aufzuführen. Zur 
Sicherung des Beklagten für alle Anſprüche aus der Bau⸗ 
ausführung wurde auf dem Grundſtücke des Klägers eine Grund⸗ 
ſchuld von 10 000 Mark unter Briefbildung eingetragen. Der 
Kläger verlangt mit der im Februar 1890 zugeſtellten Klage 
vom Beklagten Bewilligung der Löſchung und Herausgabe des 
Grundſchuldbriefs mit der Behauptung, daß dem Beklagten aus 
der Bauausführung gar keine oder nur eine geringe Forderung 
zuſtehe. Der Beklagte verlangt Abweiſung der Klage, weil 
ihm aus der Bauausführung eine Forderung von noch 
11 442,83 Mark zuſtehe. Nach einem vorbereitenden Verfahren 
und nach umfangreicher Beweisaufnahme verurteilte der erſte 
Richter den Beklagten gegen Zahlung von 2 210,45 Mark in 
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die Löſchung der Grundſchuld zu willigen und dem Kläger den 
Grundſchuldbrief herauszugeben. Er ging dabei davon aus, 
daß der Beklagte für feine Banleiſtungen und ihren Wert 
beweispflichtig ſei. Berufung und Reviſion werden zurück ⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen: Der Beklagte hat die Grund⸗ 
ſchuld nach Zuſtellung der Klage an einen anderen abgetreten 
und benutzt dieſen Umftanb zur Erhebung des Einwandes, daß 
mit der Klage Unmögliches von ihm verlangt werde. Der 
Berufungsrichter fertigt dieſen Einwand damit ab, daß ſich im 
Zwangsvollſtreckungs verfahren entſcheiden werde, ob der Beklagte 
in der Lage iſt, den Anſpruch des Klägers zu erfüllen. Die 
Reviſion iſt der Anſicht, daß der Einwand zur Abweiſung der 
Klage hätte führen müſſen. Dieſe Anſicht beruht jedoch auf 
Rechtsirrtum. Von einer objektiven Unmoͤglichkeit kann keinen⸗ 
falls die Rede fein; aber auch eine ſubjektive Unmöglichkeit iſt 
nicht dargetan. Es iſt nicht erfichtlih, weshalb es dem Be⸗ 
klagten nicht möglich fein ſollte, die Grundſchuld und den 
Grundſchuldbrief zurückzuerwerben und ſich dadurch in die Lage 
zu bringen, dem Klageanſpruche zu genügen. Aber wenn jelbft 
durch die Abtretung der Grundſchuld die Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung für den Beklagten herbeigeführt ſein ſollte, jo würde 
dieſe Unmoͤglichkeit nach 8 236 ZPD. a. F. (88 265, 
825 n. F.) auf den Prozeß keinen Einfluß haben. Der Be 
klagte ſucht den Einwand der Unmöglichkeit noch in einer 
anderen Richtung auszubenten. In der Schlußverhandlung der 
Berufungsinſtanz wies er darauf hin, daß Ende 1890 — nach 
Zuſtellung der Klage — über fein Vermögen das Konkurs- 
verfahren eröffnet worden war, das im Juni 1891 durch Zwangs 
vergleich (zu 10 Prozent) beendigt worden iſt, und daß er die 
Grundſchuld ſchon vor der Konkurseröffnung abgetreten hat. 
Daraus folgert er, daß der Kläger wegen der durch die Ab⸗ 
tretung eingetretenen Unmöglichkeit der Erfüllung des Klage⸗ 
anſpruchs nur einen Schadenserſatzanſpruch gehabt habe, der 
vom Zwangsvergleiche betroffen worden ſei. Auf dieſen Stand⸗ 
punkt habe ſich auch der Kläger ſelbſt in einem Arreſtprozeffe 
(im Jahre 1903) geſtellt. Der Berufungsrichter beſchränkt ſich 
hier auf die Bemerkung, daß der Klaganſpruch nach den 88 1, 
178 KO. von 1877 durch das Konkursverfahren nicht berührt 
worden ſei. Die Reviſion bekämpft dies mit Unrecht als rechts- 
irrig. Eine Unmöglichkeit der Erfüllung ift, wie ſchon er⸗ 
örtert iſt, nicht dargetan. Danach beſtand der Klaganſpruch 
zur Zeit des Konkursverfahrens und beſteht noch in ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Geſtalt. Sollte der Kläger lange nach Beendigung 
des Konkursverfahrens ſich auf einen anderen Standpunkt ge- 
ſtellt haben, jo würde dadurch keine Anderung feines Anſpruchs 
herbeigeführt worden ſein. Der Klaganſpruch iſt aber in der 
Tat durch das Konkursverfahren nicht berührt worden. Denn, 
wenn und foweit der Kläger den Beklagten wegen der Grund⸗ 
ſchuld befriedigt hatte, gehörte die Grundſchuld nicht zur 
Konkursmaſſe, ſondern ſtand dem Kläger als Eigentümer ⸗ 
grundſchuld zu. Der Kläger, der den dinglichen Anſpruch auf 
Bewilligung der Löͤſchung der Grundſchuld und auf Heraus⸗ 
gabe des Grundſchuldbriefs (mit der Eigentums freiheitsklage) 
geltend machte, gehörte nicht zu den Konkursgläͤubigern, ſondern 
war aus ſonderungs berechtigter Gläubiger im Sinne des 
§ 35 KO. von 1877, und fein Anſpruch beſtimmte ſich nach 
den außerhalb des Konkurſes geltenden Geſetzen. Er war nach 


34. Jahrgang. 


8 68 MEigErwGeſ. begründet und feine Erfüllung konnte 
auch im Konkursverfahren gegen den Verwalter durchgeſetzt 
werden (JW. 81, 70). Demnach hat der Berufungsrichter den 
51 D. von 1877 richtig angewendet, und es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob er auch den § 178 daſelbſt zur Begründung heranziehen 
durfte. M. o. H., U. v. 8. März 05, 404/04 V. — Hamm. 

Wettbewerbgeſetz vom 27. Mai 1896. 

24. 5 6. Begriff des „zu Zwecken des Wettbewerbes“. 
Handlungen als Willensäußerungen und demgemäß als „Be 
bauptung“ ] 

Die Klägerin betreibt eine Branntweinbrennerei, in der ſie 
einen als „Bergalter“ bezeichneten Branntwein herſtellt. Dieſe 
Bezeichnung iſt ihr durch Eintragung in die Zeichenrolle des 
Hatentamtes als Warenzeichen für den Branntwein geſchützt. 
Zu den Kunden der Klägerin gehörte der Beklagte; infolge ent- 
ſtandener Differenzen hat er zum letztenmale am 28. Auguft 
1903 „Bergalten“ und zwar 105 Liter von der Klägerin be⸗ 
zogen. Letztere behauptet, der Beklagte habe nach dem Ver⸗ 
bauche dieſer Lieferung noch fortgeſetzt Branntwein unter der 
Bezeichnung Bergalter verkauft oder doch geduldet, daß ſeine 
Angehörigen und Bedienſteten unter dieſer Bezeichnung anderen, 
bon ihr nicht hergeſtellten, minderwertigen Branntwein verkauft 
: bitten. Dieſes habe fie am 26. Februar 1903 durch ihren 
Lehrling St. konſtatiert. Sie habe darauf durch Brief vom 
2. März 1903 den Beklagten verwarnt, worauf dieſer geant- 


vortet habe, ihm ſei nicht bekannt, daß auf das Verlangen 


nach Bergalten anderer Branntwein gegeben worden ſei; da er 
felbſt darauf nicht achten könne, ſtelle er den Bezug von Berg⸗ 
: alten ein und bringe er an feinem Schalterraum ein Plakat 
„des Inhalts an, daß Bergalter hier nicht geführt werde. 
Dennoch ſei die geſetzwidrige Handlungsweiſe in der Wirtſchaft 
des Beklagten weiter betrieben worden, wie ſie dieſes im 
Arril 1903 durch den Lehrling H. ermittelt habe. Durch 
„dieſes Vorgehen des Beklagten werde und ſei fie ſehr ge- 
ſchädigt und zur Klage gendtigt. Die Klägerin erhob daher 
- Klage und beantragte, den Beklagten zu verurteilen, ſich beim 
Verkauf von Branntwein, der nicht der von ihr hergeſtellte 
. Bergalter iſt, des Gebrauches dieſer Warenbezeichnung zu ent⸗ 
halten und ſolchen Branntwein nicht als Bergalter zu ver⸗ 
luanfen bei Vermeidung von Strafe. Die Klage wurde abge- 
vieſen, die Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob auf. 
Aus den Gründen: Die Klage iſt u. a. auf $ 6 Unl WG. ge⸗ 
„ſtitzt. Das OLG. hat in dieſer Beziehung als unbedenklich 
bungeſtellt, daß die von der Klägerin behauptete Handlungsweiſe 
des Beklagten geeignet geweſen ſei, ſchädigend auf den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Klägerin einzuwirken und damit an ſich die Legiti⸗ 
mation der Klägerin zur Unterlaffungsklage anerkannt. Es hat 
. ber derfelben den Erfolg verſagt, einmal weil es an dem Gr. 
forderniſſe „zu Zwecken des Wettbewerbes“ fehle, ſodann weil 
die Handlungsweiſe des Beklagten nicht eine „Behauptung“ 
darſtelle, und endlich weil, wenn eine Behauptung im Sinne 
des bezogenen § 6 anzunehmen ſei, dieſelbe ſich nicht auf Waren 
der Klägerin, ſondern auf Waren anderer Perſonen bezogen 
habe. Dieſe Begründung iſt jedoch nicht zutreffend. Was zu⸗ 
, MR das Erfordernis zu Zwecken des Wettbewerbes betrifft, 
ſo iſt nach der eigenen Ausführung des Berufungsrichters das⸗ 
ſelbe vorhanden. Denn wenn, wie das OLG. angenommen hat, 
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die fragliche Handlungsweiſe des Beklagten offenbar nur den 
Zweck verfolgt hat, Kunden nicht zu verlieren, die ihre Be⸗ 
ſtellung auf Schnaps bei einem anderen Wirte anbringen 
würden, wenn ihnen ſeitens des Beklagten auf die Beſtellung 
von „Bergalten“ der Beſcheid würde, daß Beklagter ſolchen 
nicht führe, ſo ſteht damit zugleich die Abſicht des Beklagten 
feſt, durch ſeine Handlungsweiſe zu verhindern, daß dieſe Ab⸗ 
nehmer ſich an diejenigen Verkaufsſtellen wenden, woſelbſt fie 
den von ihnen geſuchten „Bergalten“ wirklich erhalten. Darin 
liegt aber ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbes, indem 
hierdurch der Abſatz der Klägerin in „Bergalten“, auf den ſie 
bei einem redlichen Geſchäftsbetriebe des Beklagten hoffen durfte, 
beeinträchtigt wird zugunſten des Beklagten. Unklar iſt ſodann 
die Ausführung des OL G., daß eine nicht mißzuverſtehende, 
klar erkennbare äußere Kundgebung des Beklagten als Inhalt 
ſeines eigenen Wiſſens, die ſich auf einen in ſeiner Individualität 
erkennbaren konkreten Vorgang beziehe, in dem von der Klägerin 
behaupteten Verhalten des Beklagten nicht enthalten ſei, daher 
eine Behauptung nach 8 6 nicht vorliege. Dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift will unwahre tatſächliche Angaben, die geeignet find, 
das Publikum irrezuführen und den davon betroffenen Kon⸗ 
kurrenten Schaden zuzufügen, verhindern. Sie trifft daher nicht 
nur ſolche unehrliche Manipulationen, die ſich als ausdrückliche 
Behauptungen darſtellen, ſondern auch ſolche, die in einem 
Handeln beſtehen, das nach Lage des einzelnen Falles im Hinblick 
auf die Auffaffung des in Betracht kommenden Publikums als 
eine Willensäußerung behauptender Art ſich darſtellt. Der Be 
rufungsrichter mußte hiernach prüfen unter Berückfichtigung einer 
etwaigen beſonderen Wertſchätzung des „Bergalten“ in der 
Eſſener Gegend, ob nicht darin, daß in dem Geſchäfte des Be⸗ 
klagten auf das ausdrückliche Verlangen der Kunden nach „Berg⸗ 
altem“ ſtillſchweigend und ohne nähere Aufklärung der Käufer 
anderer Schnaps verabreicht wurde, dieſe darin eine Kund⸗ 
gebung dahin finden konnten, daß der verabreichte Schnaps 
„Bergalter“ ſei. Iſt dieſes zu bejahen, dann iſt eine Be⸗ 
hauptung tatſächlicher Art gegeben. Endlich iſt nicht richtig, 
daß eine ſolche Behauptung nicht die Ware der Klägerin be⸗ 
träfe. Hatte der Beklagte behauptet, der von ihm verabreichte 
andere Schnaps ſei Bergalter, ſo trifft dieſe Behauptung nicht 
nur den verabreichten Schnaps, ſondern ſie iſt zugleich auch 
über den klägeriſchen Schnaps aufgeſtellt, indem damit geſagt 
iſt, der verabreichte Schnaps ſei Bergalter, alſo die Ware der 
Klägerin. Die Entſcheidung des OLG. beruht alſo auf Ver⸗ 
letzung des 8 6 Abſ. 1 UnlWG. R. c. W., U. v. 28. Febr. 05, 
384/04 II. — Hamm. 

25. 8 16 in Verbindung mit & 826 BGB. Unions⸗ 
vertrag. Art. 10 der Brüſſeler Zuſatzakte. Schutz des Wett⸗ 
bewerbgeſetzes für eine amerikaniſche Aktiengeſellſchaft auch ohne 
Hauptniederlaſſung im Deutſchen Reich; Anwendung des § 826 
für den Ausländer.] 

§ 16 UnlWG. beſtimmt: „Wer im Inlande eine Haupt- 
niederlaſſung nicht beſitzt, hat auf den Schutz dieſes Geſetzes 
nur inſoweit Anſpruch, als in dem Staate, in welchem ſeine 
Hauptniederlafſung ſich befindet, nach einer im Reichsgeſetzblatt 
enthaltenen Bekanntmachung deutſche Gewerbetreibende einen 
entſprechenden Schutz genießen“. Darnach genießt der Aus⸗ 
länder, der im Deutſchen Reiche eine Hauptniederlaſſung hat, 
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den gleichen Schutz wie der Inländer; dem Deutſchen, der feine 
Haupinteberlaffung im Auslande und keine Hauptniederlaſſung 
im Deutſchen Reiche hat, iſt dagegen der Schutz des Geſetzes 
verſagt, und ein Ausländer endlich, der keine Hauptniederlaſſung 
im Deutſchen Reiche hat, genießt den Schutz des Geſetzes nur, 
wenn der Staat, in dem er feine Hauptniederlaſſung hat, nach 
einer im RGBl. enthaltenen Bekanntmachung Gegenſeitigkeit 
gewährleiſtet. Bisher iſt keine Bekanntmachung im Sinne des 
§ 16 UnlWG. ergangen, auch kein Staatsvertrag veröffentlicht, 
der eine ſolche Bekanntmachung erſetzt. Die Bekanntmachung 
vom 9. April 1903 im RGBl. 1903 S. 147, daß Deutſchland 
auf 1. Mai 1903 dem Unionsvertrag beigetreten ſei, kaun ins- 
beſondere nicht als Bekanntmachung im Sinne und mit der 
Wirkung von $ 16 UnlWG. beurteilt werden. Dagegen be⸗ 
ſtimmt der durch die Brüſſeler Zuſatzakte in den Unionsvertrag 
aufgenommene Art. 10 b: „Die unter der Übereinkunft ſtehenden 
Perſonen (Art. 2 und 3) ſollen in allen Verbands ſtaaten den 
den Staatsangehöͤrigen gegen den unlauteren Wettbewerb zu⸗ 
gefiherten Schutz genießen“ [nach dem maßgebenden franzöſiſchen 
Texte: Les ressortissants de la Convention (Art. 2 et 3) 
jouiront dans tous les Etats de I' Union de la protection 
accordee aux nationaux contre la concurrence deloyale] — 
und es handelt fi im gegebenen Falle einzig darum, ob der 
Auslegung dieſer Vorſchrift beizutreten iſt, die der Berufungs⸗ 
richter ihr gegeben hat. — Im Zuſammenhange mit der zu 
Art. 6 des Unions vertrages erörterten Frage, ob die akzeſſoriſche 
Natur des Zeichenſchutzes noch für Unions angehörige gelte 
— vergl. Pouillet Annales de la propriété industrielle 1890, 
S. 69, 136, Bozerian Journal de droit international privé 
1890, S. 200 — hat fi ein lebhafter Meinungsſtreit über 
die Bedeutung und Tragweite des in Art. 2 gebrauchten Aus⸗ 
druckes „nationaux“, in dem deutſchen Texte überſetzt mit 
„Staatsangehörige“, entſponnen, der auch in die deutſche 
Literatur über den Unionsvertrag übergegangen iſt. Nach der 
einen Anficht beſteht die Tragweite des Unions vertrages über- 
haupt darin, daß die Gebiete der Verbandsſtaaten für die im 
Übereinkommen geregelten Materien ein Gebiet bilden. Darnach 
wäre „nationaux“ gleich „Inländer“ und wäre beiſpielsweiſe 
der Markenſchutz des Angehörigen eines Verbandsſtaates nicht 
mehr davon abhängig, daß die Marke im Urſprungslande ge⸗ 
ſchützt iſt. Dieſe Anficht wird in Deutſchland vertreten von 
Oſterrieth⸗Axſter, die internationale Übereinkunft uſw. (1903) 
S. 25/27; zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt, allerdings mit 
anderer, Begründung, Hugo Alexander ⸗Katz, Gewerblicher 
Rechtsſchutz 1903, S. 249 ff., vergl. auch Oſterrieth ebenda 
1904, S. 63 ͤ ff. Nach einer zweiten Anſicht entſpricht der Aus⸗ 
druck „nationaux‘ dem in der deutſchen Überſetzung gebrauchten 
Worte „Staatsangehöriger“ und wird durch Art. 2 dem Nicht⸗ 
Ttaatsangehörigen, der aber Untertan oder Bürger eines Ver⸗ 
bandsſtaates iſt, der gleiche Schutz eingeräumt, den der Staats⸗ 
angehörige des Verbandsſtaates hat, in dem der Rechtsſchutz 


beanſprucht wird. Dieſe — namentlich für das Zeichenrecht 


wegen $ 23 Waren 3G. — aber auch im übrigen z. B. zu 
§ 13 GebrMuſtG. praktiſch ſehr bedeutungsvolle Anficht ver⸗ 
tritt in der deutſchen Literatur insbeſondere Lau: „der Anſchluß 
des Deutſchen Reiches an die internationale Union für gewerb- 
lichen Rechtsſchutz“ (1902) S. 126, ferner in der Zeitſchrift 
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„Gewerblicher Rechtsſchutz“ 1902 S. 201, 1903 S. 69 ff., 
263 ff., 1904 S. 113. Ihr entſpricht auch die Praxis des 
deutſchen Patentamts; fie iſt ferner durch die franzöſiſchen Ge 
richte für die Materie des Muſterſchutzes vertreten in der be⸗ 
kannten Strafſache Grauer⸗Frey wider Daltroff, in der die 
Urteile des tribunal correctionel der Seine vom 16. De⸗ 
zember 1897, des Appellhofs zu Paris vom 20. Mai 1898 
und des Kaſſationshofes (ch. reg.) vom 5. Februar 1904 er- 
gingen — vergl. zu den erſten beiden Urteilen Pelletier et 
Vidal-Naquet Convention pour la protection de la 
propriété industrielle Nr. 221 und zur ganzen Frage die Ber- 
handlungen der Internationalen Vereinigung für gewerblichen 
Rechtsſchutz in Berlin (1904) mit den Gutachten von 
Waſſermann und Taillefer Jahrbuch (Bd. 8) S. 1 ff. Wird 
aber von der Auslegung des Art. 2 ausgegangen, welche die 
zuletzt bezeichnete Anficht vertritt, und in Betracht gezogen, daß 
nach $ 16 UnlWG. Deutſche ohne weiteres den Schutz dieſes 
Geſetzes nur genießen, wenn fie im Deutſchen Reiche ihre Haupt- 
niederlaſſung haben, fo ſcheint allerdings der Wortlaut des 
Art. 10b die Auslegung nahezulegen, daß auch Angehörige der 
Verbandsſtaaten den Schutz des Wettbewerbgeſetzes nur daun 
genießen, wenn fie im Deutſchen Reiche ihre Hauptniederlaſſung 
haben. Mit Recht wird aber dem Art. 10b die weitere Aus- 
legung dahin gegeben, daß allen Angehörigen der Verbands. 
ſtaaten ohne weiteres der in den einzelnen Staaten beſtehende 
Schutz gegen unlauteren Wettbewerb zuteil werden ſoll. (Wird 
begründet.) Darnach hat der Berufungsrichter mit Recht aus 
Art. 10b des Unionsvertrages abgeleitet, daß die Klägerin, eine 
Aktiengeſellſchaft mit dem Sitze in den Vereinigten Staaten 
in Nordamerika, im Deutſchen Reiche den Schutz des Wett⸗ 
bewerbgeſetzes genießt, auch wenn ſie im Deutſchen Reiche 
keine Hauptniederlaſſung hat. Um das allgemeine Verbot gegen 
die Beklagte auszuſprechen, daß fie fi der Bezeichnung ihrer 
Ware als Vakuum ⸗Ole enthalte, hatte der Berufungsrichter 
übrigens noch 8 826 BGB. heranzuziehen. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhange führt der Berufungsrichter aus: § 826 ſei nach 
Art. 32 CG. z. BGB. für das Gebiet des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes nicht ausgeſchloſſen und überall da anzuwenden, wo 
die ſpeziellen Vorſchriften des Wettbewerbgeſetzes nicht Platz 
greifen. Wenn aber die Beklagte Ole, die nicht im Vakunm⸗ 
verfahren hergeſtellt ſeien, als Vakuum⸗Ole in den Handel 
bringe, fo ſeien die Vorausſetzungen des § 826 a. a. O. ge⸗ 
geben, denn es verſtoße gegen die guten Sitten, wenn jemand 
bei dem Angebot und Verkauf von Waren dieſen Waren wider 
beſſeres Wiſſen Eigenſchaften beilege, die ſie wertvoller erſcheinen 
laſſen, obwohl ſie dieſe nicht befitzen. Auch die weiteren Er⸗ 
forderniſſe des $ 826 — vorſätzliches Handeln und Schädigung 
der Klägerin — ſeien, wie näher dargelegt wird, erfüllt. Auf 
§ 826 koͤnne ferner ein Anſpruch auf Unterlaſſung der 
ſchädigenden Handlung jedenfalls dann gegründet werden, wenn 
— wie hier — weitere Eingriffe zu beſorgen ſeien und mit der 
Klage die Fortſetzung der begonnenen Schädigung verhütet 
werden ſolle. Darnach hänge die Entſcheidung, ob 8 826 zur 
Anwendung kommen könne, gleich der Entſcheidung, ob die 
materiellen Erforderniſſe des § 1 UnlWG. gegeben ſeien, ledig · 
lich davon ab, ob die von der Beklagten als Vakuum ⸗Ole be⸗ 
zeichnete Ware im Vakuumverfahren hergeſtellt worden ſei. Bei 
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Würdigung des Tatſachen⸗ und Beweismaterials gelangt der 
Berufungsrichter zu dem Ergebniſſe, es ſei auf einen Reinigungs 


Neid zu erkennen, und führt dann aus: „der Eid war den officers 
der Beklagten, d. h. dem Präfidenten, dem Vizepräfidenten und 
dem Sekretär, welcher letztere gleichzeitig Kaſfierer iſt, aufzu⸗ 
erlegen, weil auf Grund der in den vorliegenden Firmenakten 
erhaltenen Statuten anzunehmen ſei, daß dieſen 3 Perſonen 
nee Leitung der Geſchäfte der Geſellſchaft obliegt. Da nicht 
ſicher ſei, ob die in den Firmenakten angegebenen officers noch 
in Funktion ſeien, ſo habe es zweckmäßig erſchienen, der Be⸗ 
klagten die Bezeichnung der gegenwärtigen officers aufzuerlegen.“ 
Dieſen Aus führungen iſt beizutreten. Der Berufungsrichter hat 
un rechtlich einwandfreier Auslegung des Art. 32 EG. z. BGB. 


angenommen, daß 8 826 BGB. als generalis clausula 


neben den durch Spezialgeſetze geregelten Fällen des unlauteren 
Wettbewerbes in Geltung ſei. Das entſpricht der allgemein 
anerkannten Auffaſſung. Seine weiteren Ausführungen, daß 
9 826 BGB. in dieſem Umfange für jeden Ausländer 
gelte und daher von der Klägerin auch für die Zeit vor dem 
1. Mai 1903 angerufen werden konne, wenn ſie auch für dieſe 
Zeit roch nicht der Schutz des Wettbewerbgeſetzes beanſpruchen 
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konnte, war gleichfalls beizutreten. Weiterhin hält der er⸗ 
kennende Senat an der von ihm zu Art. 138 2 und 1383 
Code eivil erſtmals ausgeſprochenen, von dem VI. 3S. zu 
5 826 BGB. übernommenen Auffafjung feſt, daß bei Gefahr 


der Wiederholung der unerlaubten Handlung ein Anſpruch auf 
. Unterlaſſung begründet ſei. E. c. V., U. v. 3. März Ob, 
‚ 273/04 II. — Hamburg. 


II. Preußiſche Landesgeſetze. 
Preußiſches Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 
26. 5 130 in Verbindung mit 59 242, 275, 276, 300, 


372 ff. BGB. Unvermögen zur Leiſtung gleich nachträglich ein⸗ 
getretener Unmöglichkeit, ausnahmsweiſe Nichtvertretung für dies 
- Umvermögen trotz Herbeiführung durch eigene vorjägliche Hand⸗ 
ung des Leiſtungspflichtigen wegen Verhaltens des Gegners.] 


* 


Am 19. Februar 1900 kaufte der Handlungsgehilfe Dietrich 
G. von der Beklagten 4 Kuxe des Bergwerks Desdemona für 
683 Mark. Auf die Kuxe waren gemäß Gewerkenbeſchluſſes 


vom 17. Februar 1899 Zubußen von je 850 Mark ausge⸗ 
ſchrieben, wovon 200 Mark bei Abſchluß des Kaufes bereits 
bezahlt, 400 Mark in Raten von je 100 Mark auf den 
15. Februar, 15. April, 15. Juni und 15. Auguſt 1900 ein⸗ 
gefordert waren und über den Reſt von 250 Mark noch nichts 
beſtimmt war. Zwei von den gekauften Kuren wurden ſpäter 
im Auftrage des G. wieder verkauft und kommen hier nicht in 
Betracht. Die beiden verbleibenden Kuxe händigte die Beklagte 
ncht aus, da G. trotz Mahnung den Kaufpreis und die in⸗ 
wiſchen fällig gewordenen, von der Beklagten entrichteten Zu- 
“Außen nicht zahlte. Im Oktober 1900 forderte die Beklagte 
den G. nochmals auf, ihr jetzt auf 1 619,20 Mark berechnetes 


* 


CLuthaben gegen Aushändigung der als Nr. 721 und 804 be⸗ 


Richneten beiden Kuxe zu begleichen und erwirkte im November 
1900 Berfäummisurteil gegen den G., welches dieſen zur Zahlung 
des genannten Betrages mit Zinſen verurteilte. Das Urteil 


7 
* 


wurde nicht zugeſtellt, nach Angabe der Beklagten aus dem 


° Grunde, weil G. nicht aufzufinden war. Im Dezember 1900 


ſtellte die Beklagte die beiden Kuxe in Gemäßheit des 8 130 
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des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes der Gewerkſchaft zur 
Verfügung. Nach ihrer Angabe waren damals die Kuxe der 
Desdemona faſt unverkäuflich und nur ab und zu mit 50 bis 
90 Mark unterzubringen. Später aber ſtieg der Wert der Kuxe 
wieder bedeutend. In der Zeit bis Frühjahr 1903 wurden von 
G. keine Schritte getan. Am 5. Mai 1903 ſtellte er die 
„Zeſſion“ auf Th. N. aus und dieſer übertrug durch die ſchrift⸗ 
liche Erklärung vom 12. Mai desſelben Jahres unter Mit⸗ 
wirkung des G. deſſen Anſprüche gegen die Beklagte auf den 
Kläger. Von dieſer Abtretung wurde der Beklagte durch ge⸗ 
meinſchaftliches Schreiben des G., des N. und des Klägers vom 
gleichen Tage Kenntnis gegeben mit der Aufforderung zur 
Herausgabe der Kuxe an den letzteren gegen Berichtigung der 
Schuld des G. Mit Schreiben ſeines Anwalts vom 18. Mai 
1903 widerholte der Kläger dieſe Aufforderung unter Setzung 
einer Friſt bis zum 22. Mai und mit der Androhung, daß er 
ſonſt die Kuxe auf der Börfe Düſſeldorf kaufen und die Beklagte 
für die Differenz haftbar machen würde. Die Beklagte ant- 
wortete, daß der Kläger von ihr keine Kuxe zu empfangen habe. 
Der Kläger behauptet, er habe am 22. Mai 1903 auf der 
Düffeldorfer Börfe zwei Kuxe der Desdemona für insgeſamt: 
6 504,35 Mark gekauft, er berechnet die Forderung der Beklagten 
gegen G. auf 2 195,76 Mark, zieht dieſen Betrag von der 
Kaufſumme ab und hat mit der beim Landgericht Cfien, 
II. Kammer für Handelsſachen, erhobenen Klage die Verurtei⸗ 
lung der Beklagten zur Zahlung des Reſtes von 4 308,59 Mark 
nebſt 5 Prozent Zinſen vom 24. Mai 1903 ab beantragt. 
Klage, Berufung und Revifion iſt zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des reichsgerichtlichen Urteils: Unbedenklich iſt die 
Anficht der Vorinſtanz, daß G., der trotz wiederholter Mahnungen, 
die Kuxe nicht abgenommen (8 433 Abſ. 2 BGB.) und feine 
Schuld an Kaufgeld und bezahlten Zubußen nicht berichtigt hatte, 
ſich ſowohl in Annahme- wie in Leiſtungsverzug befand, 88 284, 
295 daſelbſt. Mindeſtens ſeit dem Schreiben vom Anfang 
Oktober 1900, worin die Beklagte durch ihren Anwalt dem G. 
gegen Zahlung feiner Schuld die Lieferung der beiden Kuxe 
721 und 804 angeboten hat, iſt die Gefahr in bezug auf 
die beiden angebotenen Kuxe auf G. übergegangen, 8 300 
Abſ. 2 daſelbſt. Von dieſen Kuren ſteht nun feſt, daß fie nicht 
mehr geliefert werden konnen, da ſie die Beklagte am 24. De⸗ 
zember 1900 in Gemäßheit des § 130 des Allgemeinen Berg ⸗ 
geſetzes der Gewerkſchaft behufs Befriedigung anheimgeſtellt hat. 
Dadurch iſt für die Beklagte jedenfalls ein nachträglich ein⸗ 
getretenes Unvermögen zur Leiſtung herbeigeführt worden, das 
nach § 275 Abſ. 2 daſelbſt wie die nachträglich eingetretene Un⸗ 
möglichkeit wirkt. Demgemäß iſt nach Abſ. 1 daſelbſt die Be⸗ 
klagte von der ihr obliegenden Leiſtung dann frei geworden, 
wenn das Unvermögen ſeinen Grund in einem Umſtande hatte, 
den ſie nicht zu vertreten braucht. Der Umſtand, welcher das 
Unvermögen herbeigeführt hat, iſt vorliegend eine eigene, vor- 
ſätzliche Handlung der Beklagten. Es fragt ſich, ob dies allein 
ſchon genüge, um die Beklagte dafür haftbar zu machen, oder 
ob nach der beſonderen Geſtaltung des Falles trotzdem anzu⸗ 
nehmen jet, daß fie ihn im Sinne des Geſetzes nicht zu ver- 
treten habe. Der erkennende Senat gelangt mit der Vorinſtanz 
zu dem Ergebniſſe, daß das Verfahren der Beklagten rechtmäßig 
geweſen ſei. Für Vorſatz haftet der Schuldner allgemein, 
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8 276 Abſ. 1 BGB., auch bei Verzug des Gläubigers, $ 300 
Abſ. 1 daſelbſt. Vorausſetzung iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß 
das vorſätzliche Handeln überhaupt gegen die Vertragspflicht 
verſtoße; denn wenn es nach dem Inhalte des Schuldverhält⸗ 
niſſes geſtattet iſt, kann von einer Haftung für die Folgen nicht 
die Rede ſein. Für die Frage nun, ob der Schuldner gegen 
feine Vertragspflicht gehandelt, dieſe verletzt habe, darf aller⸗ 
dings, wie die Vorinſtanz getan hat, der $ 242 BGB. heran⸗ 
gezogen werden, inſofern hier, neben der Auslegungsvorſchrift 
des 8 157 über den Inhalt des Vertrages, Beſtimmung über 
die Art der Leiſtung des geſchuldeten Gegenſtandes getroffen 
wird, was auch das Verhalten des Schuldners im Hinblick auf 
die künftige Leiſtung umfaßt. Nach 88 102, 107 des Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes war die Beklagte, obgleich ſie im Gewerken⸗ 
buche noch nicht eingetragen war, der Gewerkſchaft für die bereits 
beſchloſſene Zubuße verhaftet, alſo nicht bloß für die bereits 
fällige Auguſtzubuße, ſondern auch für die noch nicht einge⸗ 
rufenen 250 Mark (Braſſert, Kommentar S. 305). Daneben 
haftete ſie ihrem Verkäufer, wenn ſich die Gewerkſchaft an dieſen 
hielt. Auf der anderen Seite konnte ſie auf Grund des Kauf⸗ 
geſchäfts von G. verlangen, daß er fie durch Abnahme der Kure 
von der Notwendigkeit weiterer Zubußenzahlung befreie, und es 
iſt ganz unbedenklich, wenn das Berufungsgericht annimmt, daß 
die Beklagte, nachdem G. mit der Abnahme in Verzug war und 
ch um die gekauften Kuxe trotz Mahnungen und Einklagung 
nicht mehr bekümmert hat, nicht mehr verpflichtet war, für die 
Zubußen in Vorſchuß zu gehen, umſoweniger, als ſie in den Kuxen 
bei dem damaligen niedrigen Kursſtande nicht einmal Deckung 
für die bereits vorgelegten Zubußen hatte. Wenn unter dieſen 


Umſtänden die Beklagte dazu ſchritt, ſich aus der unverſchuldeten 


Notlage ſelbſt zu befreien und ſich vor weiterem Verluſte zu 
ſchützen, ſo kann ihr der ſäumige Käufer keinen Vorwurf daraus 
machen, ſofern das von ihr eingeſchlagene Verfahren durch die 
Sachlage geboten war. Mit Recht aber hat das Berufungs- 
gericht angenommen, daß ihr zur Erreichung dieſes Ziels ein 
anderer als der eingeſchlagene Weg nicht offen ſtand. Daß 
die Hinterlegung der Kuxſcheine nach 88 372 ff. BGB. der 
Beklagten nicht geholfen haben würde, liegt auf der Hand. 
Durch die tatſächliche Feſtſtellung, daß die Kure im Dezember 1900 
nur einen Kurs von höchſtens 100 gehabt hätten, während die 
gleich hohe Auguſtzubuße noch nicht bezahlt war, rechtfertigt 
fich die Annahme, daß auch von einem Selbſthilfeverkaufe nach 
§ 373 HGB. kein Erfolg wäre zu erwarten geweſen. Aller- 
dings hätte der Beklagten auch ein Vorgehen nach § 3 26 BGB. 
freigeſtanden. Sie hätte dem G. eine angemeſſene Friſt zur 
Abnahme der Kure gegen Zahlung feiner Schuld beſtimmen 
und nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt die Erfüllung ablehnen 
koͤnnen. Um aber dann zu dem Ziele, der Befreiung von der 
Zubußenhaftung, zu gelangen, was nur auf dem Wege des 
§ 130 des Allgemeinen Berggeſetzes erreicht werden konnte, 
hätte ſie nicht den Schadenserſatz wegen Nichterfüllung wählen 
dürfen, ſondern wäre ausſchließlich auf den Rücktritt vom Ver⸗ 
trag angewieſen geweſen; denn nur fo hätte fie die freie Ver⸗ 
fügung über die Kuxe erhalten. Auf dieſem Wege hätte ſie 
alſo ihre Rechte aus dem Kaufvertrage aufgeben müſſen. Dazu 
war ſie nicht verpflichtet. Bei dieſer Sachlage hat die Beklagte 
genug getan, wenn ſie unter wiederholten Mahnungen und 
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ſchließlich unter Klagerhebung die Kuxe ſo lange Zeit für G. 
bereit hielt, und es kann ihr nicht als eine Verletzung ihrer 
Vertragspflichten angerechnet werden, daß ſie, nachdem alle 
Schritte gegen G. erfolglos geblieben, zu dem ihr allein noch 
möglichen Hilfsmittel griff, die Kure der Gewerkſchaft zur 
Verfügung zu ſtellen. Es kann nicht die Abficht des Geſetze 
fein, den vertragstreuen Teil gegenüber dem ſäumigen noch zu 
pofitiven Aufwendungen zu zwingen, für deren Erſatz er keine 
Sicherheit hat. Allerdings tft die Befugnis zur Preisgebung 
des geſchuldeten Gegenſtandes im Falle des Abnahmererzuges, 
wenn man von der Aufgabe des Beſitzes nach 8 303 BG. 
abfieht, nirgends ausdrücklich eingeräumt, es kann auch davon 
nur in beſonders gearteten Fällen, wie der vorliegende einer iſt, 
die Rede ſein. Daß aber in ſolchen Ausnahmefällen der ver⸗ 
tragstreue Teil ſelbſt bis zur Preisgebung ſchreiten kann, ſteht 
nicht im Widerſpruche mit den Beſtimmungen des BGB. über 
die Verzugsfolgen, ſondern iſt nur eine beſondere A 

derſelben unter Berückſichtigung des in den 58 157 und 242 
ausgeſprochenen Grundſatzes, daß an die Beurteilung des 
einzelnen Schuldverhältnifies der Maßſtab von Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsfitte anzulegen ſei. Damit wird 
nicht, wie die Revifion meint, dieſer Grundſatz an die Stelle 
der ſpeziellen Geſetzesbeſtimmungen geſetzt. Th. o. L., U. v. 
18. Febr. 05, 433/04 I. — Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

27. Begriff der anrechnungsfähigen Sondervorteile.] 

Der Berufungsrichter verkennt den Begriff der Sonder⸗ 
vorteile. Daß er fie überhaupt für anrechnungsfähig erklärt, 
ſoll nicht gemißbilligt werden. Schlechthin unzuläffig iſt die 
Anrechnung von Vorteilen, die bei einer Teilenteignung für das 
Reſtgrundſtück erwachſen, welcher Art ſie auch ſein mögen, auf 
die Entſchädigung für den enteigneten Grundſtücksteil (Urteil 
des erkennenden Senats vom 2. Februar 1904, RG. 57, 242 ff. 
und die dort angeführte Judikatur). In dem Urteil iſt aber 
auch weiter, insbeſondere aus der Entſtehungsgeſchichte des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes, dargelegt, daß die Anrechnung der allge- 
meinen, nicht nur für den Eigentümer des Reſtgrundſtücks, 
ſondern für alle benachbarten Grundſtückseigentümer aus einer 
Straßenanlage erwachſenden Vorteile auf die für die Werts⸗ 
minderung des Reſtgrundſtücks zu gewährende Entſchädigung 
ausgeſchloſſen ſei. Die Frage der Anrechnungsfähigkeit be ⸗ 
ſonderer, für das Reſtgrundſtück erwachſender Vorteile iſt nicht 
entſchieden. Sie iſt aber in dem ſpäteren Urteile vom 
29. April 1904 (Rep. VII 541. 03) bejaht, weil die An⸗ 
rechnung ſolcher Vorteile weder durch das Enteignungsgeſetz 
noch durch das Fluchtliniengeſetz verboten, nach allgemeinen 
Grundſätzen aber geboten ſei; inſoweit die auf dasſelbe Er. 
eignis, nämlich die für das beſtimmte, konkrete Unternehmen 
erfolgte Enteignung, zurückzuführenden Vorteile die Nachteile 
ausglichen, ſei das Ereignis kein ſchadenbringendes. Hieran iſt 
feſtzuhalten. Aber für die Anwendung dieſer Sätze fehlt es im 
gegenwärtigen Fall an der tatſächlichen Unterlage. Der Be⸗ 
rufungsrichter gewinnt fie lediglich dadurch, daß er die durch 
das Unternehmen (die Anlegung der Bismarckſtraße) geſchaffene 
Möglichkeit, ein Wohnhaus an der neuen Straße zu errichten, 
als beſonderen Vorteil kennzeichnet. Es iſt indeſſen nicht er ⸗ 
ſichtlich, daß dieſe Möglichkeit nicht in gleicher Weiſe allen 
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Anliegern der neuen Straße, gleichviel ob fie von ihrem Grund⸗ 
befitz etwas haben abtreten müfjen oder nicht, zugute komme 
und daß es ein nur den Kläger H. berührender Vorteil ſei, 
wenn er infolge des Straßenaus baues einen Bauplatz erhält. 
Was mit der Zugänglichkeit, „in dem hier maßgebenden Sinne“ 
gemeint iſt, läßt ſich nicht erkennen; die Straße ſchafft für alle 
Anlieger den Zugang zu ihren Grundſtücken und gewährt ihnen 
die Bebauungsmͤͤglichkeit. Wie aus dem abgedruckten Urteile 
vom 2. Februar 1904 zu erſehen iſt, war beabfichtigt, bei einer 
Teilenteignung zum Zwecke der Anlage neuer Straßen zuzu⸗ 
laſſen, daß für die Bemeſſung der Entſchädigung der Mehrwert 
in Anrechnung komme, den das Reſtgrundſtück dadurch erhalte, 
daß es infolge der neuen Straßenanlage als Bauſtelle in der 
neuen Straßenfront nutzbar werde. Dieſe Abſicht iſt jedoch 
nicht verwirklicht, vielmehr die von der Kommiſſlon des Herren- 
hauſes beſchloſſene Beſtimmung geſtrichen und damit klargelegt, 
daß die Vorteilsausgleichung in einem Falle, wie dem vor⸗ 
liegenden, ausgeſchloſſen ſein ſolle. Der Ausgleich vollzieht ſich 
in anderer Art, indem dem Anlieger, der bauen will, nach $ 15 
des Fluchtliniengeſetzes die ortsſtatutariſchen Beiträge zu den 
Straßenbankoſten zur Laſt fallen, gleichviel ob er durch die 
Enteignung betroffen iſt oder nicht. Der Berufungsrichter hat 
nach Lage der Sache die allgemeinen Vorteile, die er unzu⸗ 
treffend als beſondere Vorteile bezeichnet, für anrechnungsfähig 
erklärt und damit das Geſetz verletzt. E. u. H. c. B., u. v. 
3. März 05, 353 u. 569/04 VII. — Breslau. 

Preußiſches Fürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902. 

28. 8 1. Maßgebend für Anwendung des Geſetzes nicht 
die Zeit des Unfalles, ſondern die der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand.] 

Das Berufungsgericht hat den Kläger mit dem auf § 1 
Abſ. 3 des preußiſchen Fürſorgegeſetzes für Beamte infolge von 
Betrlebsunfällen in der Faſſung des Geſetzes vom 2. Juni 1902 
geſtützten Anſpruch abgewieſen, weil der durch Verfügung vom 
25. Juni 1903 zum 1. Oktober 1903 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzte Kläger den fraglichen Unfall, der ſeine Dienſtunfähigkeit 
zur Folge gehabt hat, bereits am 22. Oktober 1897, alſo vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 23. Juni 1902 erlitten hat, 
und daher das Geſetz vom 2. Juni 1902 auf den vorliegenden 
Fall überhaupt keine Anwendung finden konne. Dieſe Anficht 
iſt, wie der erkennende Senat bereits früher (vergl. das Urteil 
vom 29. März 1903, JW. 04, 267 Nr. 21) ausgeſprochen 


hat, rechts irrtümlich. Das Berufungsgericht verkennt, daß das 


fragliche Fürſorgegeſetz in ſeiner alten und neuen Faſſung, wie 


die Materialien desſelben ergeben und in der Rechtſprechung 


t 


feſtſteht (vergl. RG. 39, 354) ein Penfionsgeſetz iſt, und dem⸗ 


gemäß die Beſtimmungen des preußiſchen Penfionsgeſetzes vom 


27. März 1872 ergänzende Anwendung finden. Nach letzterem 
Geſetze (vergl. insbeſondere die SS 8, 10, 11, 21, 22) kann 
es aber keinem Zweifel unterliegen, daß regelmäßig der Zeit⸗ 


( 


punkt der Verſetzung in den Ruheſtand für die Berechnung der 


Penſion eniſcheidend iſt. Dasſelbe Prinzip folgt auch aus dem 
Wortlaut der preußiſchen Fürſorgegeſetze vom 18. Juni 1887 
Hund 2. Juni 1902, indem nach § 1 Abſ. 2 die Penſion den 


Beamten bei ihter Entlafſung aus dem Dienſte gewährt wird, 


und nach § 2 letzter Abſatz der Anſpruch der Witwe aus- 


geſchloſſen iſt, wenn die Ehe erſt nach dem Unfall geſchloſſen iſt; 
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insbeſondere aus letzterer, entgegengeſetztenfalls unnötiger Be⸗ 
ſtimmung folgt unmittelbar, daß nicht die Zeit des Unfalls als 
maßgebend von dem Geſetze angeſehen worden ſein kann. Dazu 
kommt, daß eine dem § 27 des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900, 
betreffend die Abänderung der Unfallverficherungsgeſetze, ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung in die Förſorgegeſetze, ſowohl in das 
Reichsunfallfürſorgegeſetz vom 18. Juni 1901, als in das in 
Frage ſtehende preußiſche Fürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902 
nicht aufgenommen iſt. Nach dieſem 8 27 ſollen die günſtigeren 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes auch bei Entſchädigungs⸗ 
anſprüchen aus Unfällen, welche ſich vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ereignet haben, ſoweit ſie nicht ſchon rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt ſind, Anwendung finden. Wäre nun nicht nach den 
Fürſorgegeſetzen die Verſetzung in den Ruheſtand der ent⸗ 
ſcheidende Zeitpunkt, dann wäre ganz unverſtändlich, weshalb 
nicht auch in dieſe eine entſprechende Beſtimmung aufgenommen 
wäre, da dieſe Fürſorgegeſetze gerade beabſichtigten, die den 
Arbeitern, Betriebsbeamten uſw. durch das Reichsgeſetz vom 
30. Juni 1900 zugewendete beſſere Unfallfürſorge auch auf die 
Reichsbeamten, bezw. preußiſchen Beamten auszudehnen. Iſt 
aber für die Feſtſetzung der Penfion der Beamten der Zeitpunkt 
der Penſionierung überhaupt entſcheidend, ſo war bei den 
Fürſorgegeſetzen für eine dem § 27 des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 entſprechende Beſtimmung überhaupt kein 
Raum. Bei dieſer Sachlage kann aber von einer unzuläſſigen 
Rückwirkung des Geſetzes vom 2. Juni 1902, mit der das Be⸗ 
rufungsgericht feine Ausführungen zu ſtützen ſucht, keine Rede 
ſein, da das entſcheidende Ereignis, die Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand, eben nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 2. Juni 1902 
eingetreten iſt. F. c. F., U. v. 3. März 05, 360/04 III. — 
Naumburg. 6 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 22. September 1904 bis 12. Januar 1905.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Strafgeſetzbuch. 

1. 8 49 StG. 

Will der Anwalt — auf berufsmäßige Gutachten anderer 
Zweige wird dieſelbe Erwägung zutreffen — nichts weiter tun, 
als feinen berufs- und pflichtmäßigen Rat erteilen (d. i. Be⸗ 
lehrung), iſt ihm dabei bekannt, daß ſein Gutachten zur Be⸗ 
gehung eines Delikts führt, liegt ihm aber ein Intereſſe an 
dieſer Begehung fern, hat ſein Wille mit dieſer Folge ſeiner 
rechtlichen Begutachtung oder Ratserteilung nichts zu ſchaffen, 
ſo kann von einer wiſſentlichen Beihilfe nicht die Rede 
ſein. Geht aber ſeine Geiſtes⸗ und Willenstätigkeit nicht nur 
darauf hin, in der Ratserteilung feinen Beruf zu erfüllen, 
ſondern auch durch die berufsmäßige Ratserteilung die Aus⸗ 
führung einer Straftat zu fördern, dann — und nur dann 
— liegt Beihilfe im Sinne des Strafgeſetzes vor. U. d. 
I. Sen. v. 17. Nov. 04 (1178/04). 

2. 5 108 StGB. 

Im Gegenſatz zu der vom III. Senat früher (vergl. 
RGSt. 21, 414) vertretenen, aber ſchon mit Urteil vom 
11. Juli 1904 aufgegebenen Anſicht, daß der § 108 lediglich 
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den Schuß der äußeren formalen Legalität der Wahlhandlung 
bezwecke und daß die Frage, ob ein nach Maßgabe der äußerlich 
ordnungsgemäß aufgeſtellten, in jeder Beziehung unverfälſchten 
Liſten ausgeübtes Wahl- und Stimmrecht materielle Gültigkeit 
befitzt oder nicht, die durch § 108 geſchützte Legalität der Wahl⸗ 
handlung nicht berühre, iſt anzunehmen, daß der Wähler, der 
wiſſend, daß er zu Unrecht in der Wählerliſte ſteht, gleichwohl 
das Wahlrecht ausübt, ſich gegen § 108 verfehlt. U. d. IV. Sen. 
v. 8. Nov. 04 (161/04). 

3. 5 140 StGB. 

Der von dem Staatsanwalt behauptete Aufenthalt des 
Vaters des minderjährigen Angeklagten im Inland während des 
Zeitabſchnittes, in welchem nach der Meinung der Strafkammer 
für den Minderjährigen die zehnjährige Friſt für Verluſt der 
Staatsangehoͤrigkeit nach 8 21 StAng®. ablief, war nicht 
rechtlich bedeutungslos (vergl. RGSt. 30, 297). Würde die 
Strafkammer dieſen Aufenthalt darum für unwirkſam zur 
Unterbrechung der Verluſtfriſt gehalten haben, weil er als „ein 
gelegentlicher“ bezeichnet, alſo erſichtlich nicht gerade in der Ab- 
ficht, fi hierdurch die deutſche Nationalität zu fihern, vom 
Vater des Angeklagten im Inlande genommen worden iſt, ſo 
würde auch hiermit gegen den § 21 des Geſetzes verſtoßen 
ſein. Denn gleichwohl, ob jener dieſe Abficht beſaß oder nicht, 
in beiden Fällen war die Tatſache nicht gegeben, daß er ſich 
zehn Jahre lang ununterbrochen im Auslande aufgehalten 
habe. U. d. I. Sen. v. 7./ 21. Nov. 04 (1551/04). 

4. 8 164 StGB. 

Wer einen anderen wegen Beleidigung nach SS 185, 
186 BGB. im Wege der Privatklage belangt, obwohl er weiß, 
daß die vom Beklagten behaupteten beleidigenden Tatſachen 
wahr find, kann jedenfalls dann nicht wegen falſcher An⸗ 
ſchuldigung geſtraft werden, wenn er Grund zu der An- 
nahme hatte, daß nach § 192 StGB. eine Beſtrafung des Be⸗ 
leidigers eintreten könne. U. d. III. Sen. v. 7. Nov. 04 (2112/04). 

5. $ 180 StGB. 

Infolge ihrer Eigenſchaft als Leiterin des gemeinſchaftlichen 
Hausweſens — § 1356 BGB. — hat die Ehefrau die Rechts⸗ 
pflicht, für Zucht und Ordnung in dieſem Hausweſen zu 
ſorgen und ſonach auch der in ihrer Wohnung betriebenen 
Unzucht entgegenzutreten, ſelbſt dann, wenn ihr Ehemann das 
unzüchtige Gebaren geduldet hat. Denn eine Ehefrau iſt ge⸗ 
ſetzlich nicht dazu verbunden, ihrem Manne in den das gemein⸗ 
ſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten auch da 
zu folgen, wo ſeine Entſcheidung als Mißbrauch ſeines Rechts 
ſich darſtellt ($ 1354 BGB.). U. d. II. Sen. v. 5. Jan. 05 
(2245/04). 

6. $ 180 StGB. 

Der von dem Angeklagten geſchloſſene Vertrag über den 
Verkauf des Hauſes entbehrte der im § 313 BGB. vor⸗ 
geſchriebenen Form, gab daher dem Käufer nicht einmal einen 
obligatoriſchen Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an 
dem Hauſe zum Abſchluſſe des dinglichen Vertrages, und damit 
entfällt gerade jener Umſtand, aus dem RGSt. 24, 165 das 
Vorliegen des Kuppeleitatbeſtandes verneint wird, die für den 
früheren Eigentümer vorhandene Unmöglichkeit, auf den Willen 
des neuen Eigentümers einzuwirken und fo den Unzuchts betrieb 
zu hindern. U. d. III. Sen. v. 8. Dez. 04 (3059/04). 
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7. 8 184 Ziffer 1 StGB. 

Einerſeits iſt die Abficht, künſtleriſchen Genuß zu bereiten, 
mit der Abficht, die Lüſternheit anzureizen, keineswegs unvereinbar, 
andererſeits können die Zwecke desjenigen, der die Reproduktionen 
fertigt, und desjenigen, der fie dem Publikum darbietet, durch⸗ 
aus verſchieden ſein, und endlich kommt es überhaupt nicht 
ſowohl darauf an, ob mit der Darbietung der Zweck verfolgt 
wird, die Lüſternheit anzureizen, als vielmehr darauf, ob die 
Darſtellung geeignet iſt, das Schamgefühl zu verletzen, und 
ob der Verbreiter das Bewußtſein davon hat. Hier handelt 
es ſich um die Maſſenproduktion von Anſichtspoſtkarten, 
die in den Schaufenſtern der Berliner Geſchäfte ausgeſtellt und 
für geringen Preis jedem Beliebigen — mithin nicht nur ſolchen, 
von denen das Urteil annimmt, daß ihnen „ein Einblick in die 
franzöſiſche Kunſt gewährt werden ſollte“ — verkauft werden. 
Unter dieſen Umſtänden war zu prüfen, ob nicht dieſelben 
Darſtellungen, die, als Originalgemälde im Pariſer Salon 
dargeboten, keinen Anſtoß erregt haben mögen, in ihrer nun⸗ 
mehrigen Geſtalt als Poſtkartenbilder, die auf der Straße 
jedem Vorübergehenden ohne Unterſchied des Alters, des Ge⸗ 
ſchlechts und der Bildung zur Schaun und zum Kaufe feil- 
gehalten werden, gerade im Hinblick auf dieſe Art ihrer Dar⸗ 
bietung den Charakter unzüchtiger Abbildungen angenommen 
haben. U. d. II. Sen. v. 22. Nov. 04 (5319/04). 

8. 8 193 StGB. 

Eine Beleidigung wird nicht ſtraflos, geſchweige denn be- 
rechtigt, wenn der Täter dadurch die Einleitung eines Straf⸗ 
verfahrens gegen fi ſelbſt und fo mittelbar die Eröffnung der 
Möglichkeit bezweckt, den Beweis der Unwahrheit für die von 
ihm gleichzeitig oder früher aufgeſtellten ehrenrührigen Tatſachen 
zu erbringen; niemand kann ein rechtlich geſchütztes oder doch 
beachtenswertes Intereſſe an der Verfolgung und Beſtrafung 
für eine Tat haben, die er ſich erſt zu begehen anſchickt. U. d. 
I. Sen. v. 12. Jan. 05 (2523/04). 

9. 5 193 StGB. 

Unter den Begriff der den Redakteur einer Tageszeitung 
nahe angehenden Angelegenheiten im Sinne der Urteile des 
RG. (RGSt. 23, 285; 25, 67) fällt die Wahrnehmung der 
Intereſſen dritter Perſonen allerdings nur, ſofern den Redakteur 
mit ihnen eine nähere Beziehung verbindet, die es gerechtfertigt 
erſcheinen läßt, daß er ihre Sache als feine eigene anſieht 
(RGSt. 30, Al). Aber es kommt hierbei nicht ſowohl auf 
den Ausgangspunkt der Beſprechung an, ſondern auf die dadurch 
erfichtlich verfolgten Zwecke und Ziele. Die Erwägung, daß 
der Artikel an einen Streik der Maurer in Eſſen anknüpft und 
der Angeklagte zu dieſen ſtreikenden Maurern in keiner 
Beziehung ſtand, genügte daher nicht, ihn von dem Schutze 
des § 193 StGB. auszuschließen. Es kommt vielmehr darauf 
an, welche Kritik der Angeklagte von ſeinem Standpunkte aus 
an die Beſprechung des Vorgangs in Efſen anknüpfen, welche 
Tendenz er mit der Beſprechung verbinden, welche Intereſſen 
er ſonach dadurch vertreten und verteidigen wollte. Der Artikel, 
der mit den Worten „Schutz den Streikenden“ beginnt und 
endigt, behandelt einen Vorfall, bei dem ein Polizeibeamter 
einem Streikenden, durch Herbeiführung eines Zuſammentreffens 
mit einem Arbeitswilligen, zur Begehung einer Straftat Ge⸗ 
legenheit gegeben haben ſollte, um ihn wegen derſelben an⸗ 


34. Jahrgang. 


zuzeigen. Hat der Angeklagte im Anſchluß an die Darſtellung 
dieſes Vorfalls eine allgemeine Belehrung der Arbeiter im 
Hinblick auf künftige Streiks bezweckt, ſo iſt es nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß Intereſſen der zur Gewerkſchaft gehörigen Arbeiter 
wahrgenommen werden ſollten und daß der Angeklagte als Vor⸗ 
ſitzender der Gewerkſchaft Recht und Pflicht zu haben meinte, 
dieſe Arbeiter durch Mitteilung des Vorgangs zu warnen. Die 
Unterlafſung dieſer Erwägungen im Urteil führt zum Verdachte 
der Verkennung des 8 193 StB. U. d. III. Sen. v. 
5. Dez. 04 (3639/04). a 

10. 5 200 StGB. 

Die Offentlichkeit einer Handlung iſt nicht anzunehmen, 
wenn dieſe ſo vorgenommen iſt, daß ſie nur für die Wahr⸗ 
nehmung gewifler Perſonen beſtimmt war und, von Zufälligkeiten 
abgeſehen, auch nur von dieſen bemerkt werden konnte (RGSt. 
85, 153). Nach 8 35 V Poftd. find die Poſtbeamten nur 
befugt, Sendungen mit Druckſachen zum Zwecke der Prüfung 
über die Zuläſſigkeit des ermäßigten Portos zu öffnen und 
einzuſehen, nicht aber um darüber hinaus den Inhalt der 
Druckſache kennen zu lernen. Wenn ſie von einer beleidigenden 
Außerung Kenntnis nehmen, welche in oder auf einer in 
offenem Umſchlag als Druckſache zur Verſendung gelangenden 
Druckſchrift enthalten iſt, ſo tun ſie dies entweder ohne 
Befugnis oder kraft einer Befugnis, deren Ausübung einen 
anderen Zweck hat, jedoch die Kenntnisnahme notwendig mit 
ſich bringt, weil die Prüfung über die Zuläſſigkeit des er⸗ 
mäßigten Portos ſich von der Einfiht des Inhalts der Druck⸗ 
ſache nicht trennen läßt. Ihre Kenntnisnahme iſt deshalb, 
zumal wenn die Menge der zu befördernden Druckſachen 
berüdfihtigt wird, eine ſolche, welche nach dem regelmäßigen 
Verlaufe der Dinge nicht eintritt, ſondern als ganz ungewöhnlich 
zu den Zufälligkeiten zu rechnen . U. d. II. Sen. v. 
28. Okt. 04 (760/04). 

11. 8 224 StGB. 

Daraus, daß wegen des Verluſtes des ganzen Mittelfingers 
der linken Hand die Fauſt nicht geſchloſſen werden kann, folgt 
noch nicht die Wichtigkeit des Fingers für den Geſamtorganismus, 
die nur dann anzunehmen iſt, wenn alle Einzelorgane mehr 
oder weniger durch den Verluſt des Gliedes beeinträchtigt 
werden. Daß es nur auf eine ſolche abſtrakte Wichtigkeit an⸗ 
kommt, und von der Bedeutung des Verluſts des Glieds für 
das Individuum abzuſehen iſt, hat das Reichsgericht wieder⸗ 
holt ausgeſprochen. RGSt. 6, 346; RGSpr. 5, 403; 
Golid Arch. 47, 168. U. d. I. Sen. v. 8. Dez. 04 (4974/04). 

12. 5 230 Abſ. 2 StGB. 

Das Merkmal des Berufes beſteht darin, daß der Aus⸗ 
übende eine Tätigkeit, welche eine beſondere Sachkenntnis oder 
Aufmerkſamkeit erfordert, als eine dauernde, über eine einmalige 
oder vereinzelte Leiſtung hinausgehende derart ſich vorgeſetzt hat, 
daß ſie ſein Schaffen und Wirken, wenn auch nicht vollſtändig 
und allein, ſo doch in einem erheblichen Maße ausfüllt und 
wenn auch nicht den einzigen, ſo doch immerhin einen 
Lebens zweck für ihn bildet. Wer ſich in dieſer Weiſe der 
Pflege und Wartung fremder Kinder widmet, macht daraus 
einen Beruf oder, wenn er damit einen dauernden Erwerb 
eiſtrebt, ein Gewerbe. Wer aber in einem einzelnen Falle ein 
Kind in Pflege nimmt, braucht noch nicht den Beruf oder das 
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Gewerbe eines Pflegers auszuüben, obſchon unter beſonderen 
Umſtänden auch ſchon in der Übernahme der Pflege eines 
Kindes ein berufs- oder gewerbsmäßiges Tun erblickt werden 
kann, falls nämlich nach Umfang und Art der Pflege und nach 
der Abficht des Pflegers die oben dargelegten Vorausſetzungen 
der Berufs⸗ (oder Gewerbs⸗)mäßigkeit gegeben find. U. d. 
I. Sen. v. 21. Nov. 04 (1456/04). 

13. 5 235 StGB. 

Das Recht des Pflegers, für die Perſon des ſeiner Pflege 
unterſtellten Kindes zu ſorgen, iſt gleich dem Rechte des Vaters 
der Mutter gegenüber, wie ſchon aus dem Wortlaute des 
$ 1634 BGB. erhellt, ein überwiegendes dergeſtalt, daß ihm 
die Entſcheidung zuſteht und bei Meinungsverſchiedenheiten ſeine 
Meinung den Vorzug hat. Greift die Mutter in dieſes Recht des 
Pflegers unbefugt ein, indem ſie ihre minderjährige Tochter ohne 
Vorwiſſen und ohne vorherige Genehmigung des Pflegers aus dem 
Dienſte einſeitig und eigenmächtig wieder entnahm, ohne 
Kenntnis und Verſtändigung des Pflegers an einen anderen 


„Ort verbrachte, und dort anderweik in Dienft gab, fo kann 


dieſer Eingriff in die Befugniſſe des Pflegers unbedenklich 
als ein Akt der Entziehung im Sinne des § 235 StGB. 
aufgefaßt werden. U. d. III. Sen. v. 2. Jan. 05 (3585/04). 

14. 5 237 StGB. 

§ 237 ſetzt nicht voraus, daß die Minderjährige aus 
dem elterlichen Hauſe weggeführt wird; er iſt auch dann 
gegeben, wenn ſie anderswo mit dem Wiſſen und Willen der 
Eltern Unterkunft hatte. Auch hängt ſeine Anwendbarkeit nicht 
von dem Maße ab, in welchem das Erziehungs- und Auffichts⸗ 
recht tatſächlich bis zum Zeitpunkte der Entführung von den 
Eltern gegenüber der minderjährigen Tochter ausgeübt wurde. 
Denn die Strafvorſchrift des § 237 StGB. richtet ſich darum 
gegen den Entführer, weil er die Betätigung des elterlichen 
Schutzrechtes vereitelt. (RGSt. 29, S. 408, 409). N. d. 
I. Sen. v. 26. Nov. 04 (4484/04). 

15. $ 257 StGB. 

Handelte es ſich dei dem Verkauf der geſtohlenen Sachen 
durch einen Dritten nicht ſowohl um die Sicherung durch den 
Diebſtahl bereits erlangter Vorteile als vielmehr um die Er⸗ 
ſtrebung von Geldmitteln für den Dieb, ſo erſcheint die An⸗ 
wendbarkeit der SS 257, 258 StGB. ob nicht ohne weiteres 
tunlich, es kann eher in Frage kommen, nicht der Dritte 
zum Abſatz der geſtohlenen Waren mitgewirkt und ſich aus 
dieſem Grunde der Hehlerei im Sinne des § 259 StGB. 
ſchuldig gemacht hat. U. d. III. Sen. v. 29. Dez. 04 
(5402/04). 

16. 8 263 StGB. 

Der Inhalt eines Feuerverſicherungsvertrages kann dahin 
gehen, daß entweder gewiſſe Gegenſtände je einzeln oder be⸗ 
ſtimmte Gattungen von Sachen je zu einem abgeſonderten 
Geſamtbetrag oder endlich alle in den Vertrag einbezogenen 
Gegenſtände für eine einheitliche Summe verfichert fein ſollen. 
Im erſten und zweiten Fall liegen — rechtlich betrachtet — 
ebenſoviele ſelbſtändige, nur äußerlich zuſammengefaßte Ver⸗ 
ſicherungsverträge vor, wie einzelne Gegenſtände oder beſtimmte 
Gattungen von Sachen in die Verſicherung einbezogen find. 
Folgerichtig gelangen auch, wenn ein unter den Vertrag fallender 
Brand eintritt, ebenſo viele ſelbſtändige Schadenerſatzanſprüche 
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und Schadenerſatzverpflichtungen zur Entſtehung. Daher handelt 
der Berſicherte im erſten Fall ſchon dann vertragswidrig und in 
der Abficht, ſich einen rechtswidrigen Vermögens vorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, wenn er — ſei es auch nur wegen der Unmoͤglichkeit 
oder Schwierigkeit des Beweiſes oder der Glaubhaftmachung 
feines wirklichen Verluſtes — wiſſentlich von dem Verſicherungs⸗ 
träger Erſatz für einen Gegenſtand fordert, der überhaupt nicht 
verfichert geweſen oder zwar verſichert, aber durch den Brand 
nicht zerftört oder beſchädigt iſt. Dagegen verhält es ſich bei 
der Verſicherung nach Gattungen anders. Offenbar gewinnt 
der Verſicherte und verliert der Verſicherungsträger nichts, wenn 
in der einzelnen Verſicherungsklaſſe an Entſchädigung nicht mehr 
berechnet und bezahlt wird, als dem wahren Wert der tatſächlich 
verbrannten oder entwerteten Sachen dieſer Verſicherungsklaſſe 
entſpricht; gegenüber dem Geſamtſchaden in jeder Verſicherungs⸗ 
klaſſe tritt die Frage in Hintergrund, ob gerade dieſes oder 
jenes beſtimmte einzelne Stück es iſt, für das eine Vergütung 
beanſprucht werden darf, und es gelten für jede Klaſſe oder 
Gattung verſicherter Sachen diejenigen Grundſätze, welche für 
den ganzen Vertrag Platz greifen, wenn dieſer überhaupt alles 
Verſicherte einheitlich, in Bauſch und Bogen erfaßt. Bei einem 
ſolchen in Bauſch und Bogen abgeſchloſſenen Feuerverſicherungs⸗ 
vertrag bildet der aus einem Brandfall erwachſende Entſchadigungs⸗ 
anſpruch des Verficherungsnehmers einen zwar rechneriſch zuſammen⸗ 
geſetzten, aber rechtlich einheitlichen Anſpruch, dem eine ebenſo 
einheitliche Entſchädigungepflicht gegenüberſteht. Daher darf 
eine unter Ausſchluß ſpäͤterer Nachforderungen entworfene 
Schadenaufſtellung nicht ſchon deshalb als im ſtrafrechtlichen 
Sinn betrügeriſch beanſtandet werden, weil darin mit Wiſſen 
des Aufſtellenden einzelne, tatſächlich gerettete Sachen als ver⸗ 
brannt oder einzelne verbrannte Sachen mit einem übertriebenen 
Wertanſatz aufgeführt find. Entſcheidend iſt vielmehr, ob die 
geforderte Entſchädigunge ſumme im ganzen den Betrag des 
unter den Verſicherungsvertrag fallenden und wirklich eingetretenen 
Brandſchadens überſteigt, und dies trifft trotz der Anrechnung 
geretteter Sachen oder übermäßiger Einzelbeträge unter der 
Vorausſetzung nicht zu, daß in der Aufftellung auf Höhe jener 
Überforderung verbrannte Gegenſtände überhaupt nicht oder mit 
einem hinter ihrem wahren Wert zurückbleibenden Anſatz genannt 


ſind. U. d. I. Sen. v. 4 04 (4299/04). 


19. Dez. 

17. 5 267 StGB. 

Ebenſo wie die Elſenbahnfahrkarten für die Perfonen- 
beförderung (RGSt. 8, 409; 28 S. 42) find für die Gepäck⸗ 
beförderung die nach § 32 Abſ. 3 und 4, 8 33 EiſenbVerkdo. 
ausgeſtellten Gepäckſcheine öffentliche Urkunden und zwar auch 
bezüglich des Eintrags der Beförderungsgebühr. U. d. III. Sen. 
v. 28. Nov. 04 (2563/04). 

18. 5 267 StGB. 

Die Einrichtung, daß das Einfügen nummerierter Pflöcke 
in die Kohlenwagen für die Zuſammenſtellung des von den 
einzelnen Kameradſchaften gelieferten Arbeitsquantums und für 
die Berechnung des zu zahlenden Arbeitslohnes diente, ändert 
nichts daran, daß die jeder einzelnen Kameradſchaft ſelbſt über⸗ 
laſſene Bezeichnung der von ihr gefüllten Wagen (mit einem 
die Nummer des betreffenden Orts tragenden Pflocke) lediglich 
als die einſeitige Behauptung der Kameradſchaft, daß fie den 
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Wagen mit Kohlen gefüllt habe, nicht aber als eln urkundliches 
Bewelsmittel bezüglich der Arbeltsleiſtung und des daraus er⸗ 
Iangien Lohnanſpruchs fi darſtellt. Für den mit der Kontrolle 
beauftragten Grubenarbeitet lieferten die in die Wagen hinein ⸗ 
geſteckten Holzpflöͤcke ein zur Feſtſtellung der Identität der 
Arbeitsleiſtung dienendes Unterſcheidungsmerkmal, nicht 
aber urkundlichen Beweis für das Quantum der von den 
einzelnen Kameradſchaften geleifteten Arbeit. Vergl. RGSt. 
28, 152. U. d. IV. Sen. v. 23. Dez. 04 (2898/04). 

19. 5 286 StGB. 

Der Begriff des Ausſpielungs vertrages erfordert ledoch 
nicht, daß der Spieler gegen ſeinen Einſatz den Anſpruch auf 
den Gewinn für fich felbft erwirbt; er geftattet vielmehr auch 
die Modalität, daß die Gewährung des Gewinnes an einen 
Dritten mit rechtlicher Wirkung zugunſten des letzteren aus⸗ 
bedungen wird (§ 328 BGB.). U. d. II. Sen. v. 18. Okt. 04 
(5733/03). | 

20. $ 288 StGB. 

Die Befugnis eines Zwangsverwalters zur Stellung von 
Strafanträgen kann aus den Beſtimmungen des § 288 StGB. 
nicht abgeleitet werden. Damit ein Strafantrag „des Glän⸗ 
bigers“ vorliege, iſt erforderlich, daß der Antragſteller als 
Verletzter das Einſchreiten wegen der betreffenden ſtrafbaren 
Handlung verlangt. Lautete die Erklärung dahin, daß er aus ⸗ 
ſchließlich in ſeiner Eigenſchaft als Zwangs verwalter die Be⸗ 
ſtrafung verlange, ſo würde allerdings darauf nichts ankommen, 
ob er den nicht ausgeſprochenen Wunſch gehegt hat, durch das 


einzuleitende Verfahren zugleich eine Genugtuung für die Ver⸗ 


letzung feiner eigenen Rechte zu erhalten; denn der Strafantrag 
hat dann nach der eigenen Erklärung des Antragſtellers ein 
Strafantrag des Berletzten nicht ſein ſollen. Allein nach Be⸗ 
zeugung des erſten Richters hat der Verwalter — in der Haupt- 
verhandlung — erklärt, d. h. ausgeſagt, daß er mit ſeiner Ein ⸗ 
gabe die „Einleitung der Strafverfolgung gegen die Angeklagten 
habe erreichen wollen, da fle ihn doch betrogen hätten“. Dieſer 
Erklärung hat das LG. offenbar Glauben geſchenkt — denn 
als Ergänzung des Strafantrages konnte fie wegen Friſtablauft 
nicht in Betracht kommen —, und das iſt um ſo unbedenklicher 
als zutreffend anzuſehen, als er der Hauptgläubiger der An- 
geklagten und der vermöge der Rangfolge der Gläubiger am 
meiſten der Schädigung ausgeſetzte Gläubiger war. Es handelte 
ſich daher für ihn auch um ſeine eigenen Intereſſen und es war 
für jeden mit der Sachlage Vertrauten, obwohl nicht aus der 


Eingabe jelbft, erfichtlich, daß er mit feiner Eingabe an die 


Staatsanwaltſchaft eine Beſtrafung des Angeklagten erſtrebte, 
durch die ihm ſelbſt eine Genngtuung wegen der Verletzung 
ſeiner Gläubigerrechte zuteil werden mußte. U. d. II. Sen. v. 
15. Dez. 04 (1981/04). ö 

21. 5 288 StGB. 

Wenn ein Schuldner ſein ganzes Hab und Gut an einen 
andern zu dem Zweck verkauft und übergeben hat, um auf dieſem 


Wege in Erſparung der Koſten eines regelmäßigen Konkurs- 


verfahrens eine moͤglichſt hohe und gleichmäßige Befriedigung 
aller ſeiner Gläubiger herbeizuführen, fo kann ein derartiger 
Zweck unter Umſtänden zu der Auffaffung führen, daß in einem 
gegebenen Falle es an der Abficht im Sinne des 8 288 StGB. 
gefehlt hat; allein daß grundſätzlich die Abſicht bei der Ver⸗ 
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folgung eines ſolchen Zweckes für ausgefchloffen zu gelten hat, 
iſt nicht richtig. Der Schuldner kann daneben in der direkten 
Abſicht gehandelt haben, die volle Befriedigung des Gläubigers 
zu vereiteln, von dem ihm Zwangsvollſtreckungsmaßregeln 
drohten. (Vgl. RGStr. 1, 96; 27, 241.) U. d. III. Sen. 
v. 20. Okt. 04 (1825/04). 

22. 8 328 StGB. 

Die Frage, ob die Seuche tatſächlich ausgebrochen 
wäre, iſt unter allen Umſtänden der richterlichen Nachprüfung 
entzogen. Dem Strafrichter muß es genügen, wenn unter 
Vorausſetzung dieſes Ausbruchs die Befugnis der Ver⸗ 
waltungsbehörde zum Erlaß der Abjperrungs- oder Auffichts- 
maßregel oder des Einfuhrverbotes beſteht, und wenn die 
Anordnung ſelbſt erkennen läßt, daß ſie beſtimmt iſt, der 
durch den tatſächlichen Ausbruch der Seuche begründeten Gefahr 
ihrer Verbreitung entgegenzutreten. Vergleiche das in Beziehung 
auf die gleichliegenden Verhältniſſe bei polizeilichen Anordnungen 
auf Grund des Reichs⸗Viehſeuchengeſetzes ergangene Urteil des 
RG. Bd. 36 des RGSt. S. 359. U. d. IV. Sen. v. 11. Okt. 04 
(3394/04). 

23. 8 333 StGB. 

Darauf, ob der Beamte infolge eines ſchon vorher 
gefaßten Vorſatzes die Handlungen auch ohne das erhaltene 
Geſchenk vorgenommen haben würde, kommt es für die aktive 
Beſtechung nicht an. U. d. IV. Sen. v. 29. Nov. 04 (2270/04). 

24. 5 333 StGB. 

Soweit die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit oder eine 
ſonſtige Anordnung eines Vorgeſetzten dadurch verletzt wird oder 
die Verwertung der betreffenden Kenntnis zum Geſchäftskreiſe 
der Behörde ſelbſt gehört, iſt allerdings jede Mitteilung von 
Tatſachen, die der Beamte lediglich durch fein Amt erfahren 
hat, unterſagt. Wenn dies aber nicht der Fall iſt, kann ein 
ſolches Verbot nicht anerfannt werden. Es iſt daher nicht 
erſichtlich, warum nicht — falls kein beſonderes Verbot beſteht — 
ein Beamter der Auskunftſtelle eines Einwohnermeldeamts 
eine harmloſe Auskunft, welche das Amt ſelbſt nicht erteilt, 
gegen Entgelt geben durfte. U. d. I. Sen. v. 19. Dez. 04 
(2159/04). 

25. 5 361 Ziffer 6 StGB. 

Der von der Doktrin überwiegend vertretenen Anſicht, daß 
unter Unzucht im Sinne des 8 361 Ziffer 6 StGB. nur die 
Vollziehung des Beiſchlafs verſtanden werden dürfe, vermochte 
der Senat nicht beizupflichten. Vielmehr umfaßt der Begriff 
der Unzucht alle den Anforderungen von Zucht und Sitte 
zuwiderlaufenden, die Erregung oder Befriedigung menſchlicher 
Geſchlechtsluſt bezweckenden Handlungen im Verkehr mehrerer 
Perfonen miteinander, alſo z. B. auch die Maſſage zur Herbei⸗ 
führung des Samenerguſſes. U. d. II. Sen. v. 15. Nov. 04 
(3910/04). 

26. 5 365 StGB. 

Die beſtehenden landesrechtlichen und lokalen Vorſchriften 
über die Einhaltung einer beſtimmten Polizeiſtunde erleiden auch 
auf Bahnhofswirtſchaften Anwendung, inſoweit dabei der nächt⸗ 
liche Verkehr des nicht reiſenden Publikums in ſolchen Wirt- 
ſchaften in Betracht kommt (Sammlung der Entſch. des Os G. 
München in Strafſachen Bd. V S. 86; Jahibuch der Entſch. 
des KG. Bd. XII S. 183, Bd. XX, neue Folge Bd. I Ab⸗ 
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teilung C S. 8), daß der Pächter einer Bahnhofswirtſchaft an 
ſich zur Ausübung des Hausrechts in derſelben, ſoweit nicht eine 
vertragsmäßige Übertragung ſtattgefunden hat, nicht befugt 
erſcheint, iſt belanglos. U. d. III. Sen. v. 22. Sept. 04 
(3171/04). 


B. Strafprozeßordnung. 


1. 55 68, 250 StPO. 

Hat der Zeuge bei ſeiner kommiſſariſchen Vernehmung 
lediglich ein Schriftſtück übergeben mit der Erklärung, daß das⸗ 
ſelbe feine Ausſage enthält, jo iſt darin eine Vernehmung des 
Zeugen nach $ 68 StPO. nicht zu erblicken und deshalb auch 
die Verleſung des Schriftſtückes in der Hauptverhandlung 
unzuläſſig. U. d. II. Sen. v. 29. Nov. 04 (3280/04). 

2. 8 79 Abſ. 2 StYPD. 

Ein Urteil des IV. Strafſenats des RG. vom 12. No⸗ 
vember 1901 (Goltd Arch. 48, 441) nimmt in einem Falle, in 
welchem in dem Beeidigungsprotokolle eines AG. die Be⸗ 
ſchränkung auf einen beſtimmten Bezirk nicht beſonders zum 
Ausdruck gebracht worden war, an, beim Maugel irgend welchen 
poſitiven Anhalts für das Gegenteil könne gar nicht angenommen 
werden, daß es auch nur in der Abſicht des AG. gelegen 
habe, eine für einen weiteren Bezirk beſtimmte Beeidigung her⸗ 
beizuführen. In Urteilen des III. Strafſenats ift die Er⸗ 
wägung entſcheidend geweſen, daß eine weitergehende Abſicht 
des AG. nicht anzunehmen ſei, wenn der ſelbſt uneingeſchränkt 
lautenden Eidesnorm nichts zu entnehmen ſei, was auf ſolche 
Abſicht hindeute (Urteil vom 27. Februar 1902 gegen W. 
337/02, Urteil vom 14. Mai 1904 gegen W. 187/04; vergl. 
das Urteil desſelben Senats vom 11. März 1895 gegen B., 
abgedruckt in Goltd Arch. Bd. 43 S. 46, 48). Der erkennende 
Senat, welcher in mehreren Urteilen den entgegengeſetzten 
Standpunkt eingenommen hat, macht fich nunmehr dieſe letztere 
Erwägung zu eigen. U. d. II. Sen. v. 15. Dez. 04 (6168/04). 

3. 88 223, 250 StPO. 

Ob ein Zeuge dem Angeklagten gegenübergeſtellt werden 
ſoll oder nicht, hängt lediglich von dem pflichtmäßigen richter⸗ 
lichen Ermeſſen ab und kann von dem Angeklagten nicht dem 
Gericht gegenüber erzwungen werden, da ihm das Geſetz 
nirgends ein bezügliches Recht einräumt. U. d. I. Sen. v. 
10. Dez. 04 (5037/04). 

4. 88 228, 243 SIPD. 

Da beide Verhandlungen innerhalb der Friſt des § 228 
SIPD. vorgenommen worden find, ſomit ein Ganzes bilden 
und dem Angeklagten ſeine bei der erſten Tagung erworbenen 
prozeſſualen Rechte verbleiben mußten, jo bedurfte es in der 
zweiten Tagung keines neuen Antrags von ihm mehr, um das 
Gericht zu veranlaſſen, über den in der erſten Verhandlung 
nicht vorbeſchiedenen Beweisantrag zu befinden. U. d. I. Sen. 
v. 12. Dez. 04 (2108/04). 

5. 58 228, 267 SIPD. 

Wird in der zur Urteilsverkündung anberaumten Haupt⸗ 
verhandlung in eine weitere Verhandlung über den Gegenſtand 
der Anklage eingetreten, ſo kann dies nur unter Wahrnehmung 
der in $ 228 StPD. vorgeſchriebenen Friſt geſchehen. Nach 
Ablauf jener Friſt bedarf es der Erneuerung der Verhandlung. 
Dies trifft auch dann zu, wenn die Aufnahme der Ver⸗ 
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handlung zu dem Zwecke des in § 264 StPO. vorgeſchriebenen 
Hinweiſes und der ſich an ihn anſchließenden Verteidigung 
des Angeklagten geſchieht. U. d. I. Sen. v. 29. Dez. 04 
(2865/04). 

6. 8 243 StPO. 

Der Umftand, daß nach § 54 SPD. jeder Zeuge die 
Auskunft auf ſolche Fragen verweigern kann, deren Beantwortung 
ihm die Gefahr ſtrafrechtlicher Verfolgung zuziehen würde, reicht 
nicht aus, um die Ablehnung eines Antrags auf die Ab⸗ 
hörung von Zeugen zu rechtfertigen, die lediglich für ihre 
Nichtbeteiligung an der den Gegenſtand der Anklage bildenden 
Tat vorgeſchlagen worden find. U. d. I. Sen. v. 17. Okt. 04 
(1126/04). 

7. 88 250, 252 SPD. 

Die Verleſung der Ausſage eines Zeugen erſcheint außer⸗ 
halb der Fälle der 88 250, 252 SPD. auch dann ſtatthaft, 
wenn dadurch lediglich feſtgeſtellt werden ſoll, daß der Zeuge 
früher bereits eine Ausſage und zwar gerade die mit den in 
der Hauptverhandlung abgegebenen Erklärungen übereinſtimmende 
gemacht hat. Mit dieſer Auffaſſung ſteht das Urteil des 
II. Straffenats vom 2. Februar 1900 in den Entſch. des RG. 
in Strafſachen Bd. 33 S. 128 nicht in Widerſpruch, da in 
demſelben erfichtlich die Erhebung eines außerhalb der Aus- 
ſage des Zeugen liegenden Beweismittels behufs der Kontrolle 
über deren Glaubwürdigkeit in Frage ſtand. U. d. III. Sen. 
v. 24. Nov. 04 (2534/04). 

8. $ 264 SPD. 

8 200 StGB. ſtellt kein „anzuwendendes Strafgeſetz“ im 
Sinne des § 205 SiO. dar. Seine Übergehung im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß zieht auch nicht gemäß § 264 StPO. für das 
Gericht die Pflicht nach ſich, den Angeklagten über einen ver⸗ 
änderten Geſichtspunkt zu belehren, wenn, wie vorliegend ge⸗ 
ſchehen, dort zum Ausdruck gekommen iſt, daß die Beleidigung 
als eine öffentlich begangene angeſehen werde. U. d. I. Sen. 
v. 22. Dez. 04 (1557/04). 

9. 5 264 StPO. 

Innerhalb derſelben Nr. 3 des § 243 StGB. ſtellt die Er⸗ 
öffnung einerſeits einer Tür, andererſeits eines Behältniſſes nicht 
zwei rechtlich verſchiedene Tatbeſtände dar; es iſt daher ein 
Hinweis auf einen veränderten rechtlichen Geſichtspunkt nach 
§ 264 StGB. nicht notwendig. U. d. II. Sen. v. 20. es 04 
(6220/04). 

10. 5 18la St®B., 8 264 StPD. 

Die beiden Alternativen des $ 18la StGB. find nicht 
gleichwertige Begehungsmodalitäten desſelben Tatbeſtandes, 
ſondern enthalten die Tatbeſtände zweier, in ihrer Ausführung 
verſchiedener Vergehen. Dadurch daß beide Vergehenstatbeſtände 
in demſelben Geſetzesparagraphen enthalten und dort unter 
dieſelbe Strafſanktion geſtellt find, hören dieſe Normen nicht 
auf, verſchiedene Strafgeſetze im Sinne des 8 264 StPO. zu 
ſein. U. d. II. Sen. v. 29. Nov. 04 (5841/04). 

11. 58 170 GVG., 5 281, 285 St O. 

Nur die Bildung der Geſchworenenbank muß in öffentlicher 
Sitzung erfolgen und die Geſchworenenbank iſt gebildet, ſobald 
zwölf Geſchworene und die etwa behufs Zuziehung angeordneten 
Ergänzungsgeſchworenen ausgeloſt find. Der Eintritt eines 
Ergänzungsgeſchworenen an Stelle eines ausſcheidenden 
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Geſchworenen vollzieht ſich auf gerichtliche Anordnung gemäß 
8 285 Abſ. 2 StPO., iſt aber kein zur Bildung der 
Geſchworenenbank gehöriger Akt. U. d. III. Sen. v. 8. Dez. 04 
(5768/04). 

12. 5 386 StPO. 

Der Beſchluß wird unanfechtbar, wenn die Antragsfrift 
des Abſ. 2 fruchtlos abgelaufen iſt oder der geſtellte Antrag 
vom Reviſfionsgerichte verworfen wird; er wird mit anderen 
Worten rechtskräftig. Ob der Beſchluß auf irrigen Voraus- 
ſetzungen beruht, insbeſondere ob die eine ſeiner Grundlagen 
bildende Annahme, daß das angefochtene Urteil ordnungsmäßig 
zugeſtellt ſei, zutreffend war oder nicht, iſt an ſich ohne Belang 
und ohne Einfluß auf den Eintritt ſeiner Rechtskraft. Das 
Gericht, das den Beſchluß erlaſſen hat, hat deshalb, abgeſehen 
vom Fall der Wiederaufnahme, nicht die Moglichkeit, den 
Beſchluß ohne weiteres und von Amts wegen aufzuheben. Beſchl. 
d. IV. Sen. v. 4. Nov. 04 (4339/04). 


C. Andere Reichsgeſetze. 

1. 558 69, 62 GVG. 

Ein dem LG. durch die Juſtizverwaltung zugewieſener 
Vertreter tritt nicht von ſelbſt in die Funktion des verhinderten 
Richters, vielmehr wird feine Verwendung gemäß 5 62 Abſ. 2 
GVG. durch das Präſidium beſtimmt; eine Einwirkung der 
Landes juftizverwaltung hierauf iſt nicht zuläſſig. U. d. IV. Sen. 
v. 8. Nov. 04 (3620/04). 

2. 885,15 Wechſelſtempelſteuergeſetz vom 10. Juni 1869. 

Sämtliche Vorſtands mitglieder einer Aktiengeſellſchaft, auch 
die, die ſich an der Wechſelerklärung nicht beteiligt haben, ſind für 
die Verwendung der Stempelmarke verantwortlich. Die in 
RGSt. 24, 226 vertretene, gegenteilige Anfiht wird auf⸗ 
gegeben. U. d. II. Sen. v. 21. Okt. 04 (5076/04). | 

3. § 12 Ziffer 2 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879. 

Im Sinne des Geſetzes iſt Geſundheitsſchädlichkeit gegeben, 
wo ſie für den beſchränkten Perſonenkreis, deſſen Gebrauch der 
in Betracht kommende Gegenſtand dienen ſoll, beſteht. Sind 
alſo die Trinkgeſchirre, deren Zinnbeſchläge zu ſtark mit Blei 
verſetzt waren, zum ausſchließlichen Gebrauch von Kindern 
beſtimmt, und iſt feſtgeſtellt, daß ihre Beſchaffenheit die Geſund⸗ 
heit von Kindern ſchädigen kann, weil dieſe erfahrungsgemäß 
an den Beſchlägen zu ſaugen und zu lecken pflegen, fo ift die 
Verurteilung gerechtfertigt. Allerdings iſt in dem Reichsgerichts⸗ 
urteile vom 19. Februar 1885 (294/85) bei Erläuterung des 
Begriffes „vorauszuſehender Gebrauch“ ausgeſprochen: „Das 
Geſetz ſetze nur erlaubte Verwendungsarten voraus, es könne 
und wolle die Verkäufer nicht für Verwendungen haftbar 
machen, welche nur bei einem Verſchulden des Gebrauchenden, 
oder ſogar nur im Falle einer kriminell ſtrafbaren Tat 
vorkommen könnten.“ Selbſt wenn man ſich auf den Stand⸗ 
punkt dieſes Urteils ſtellt, kann hier bei den erfahrungsgemäß 
feſtgeſtellten, in der kindlichen Natur begründeten Gebrauchs- 
arten ebenſowenig von irgend einem „Verſchulden“ ſeitens der 
Kinder ſelbſt, wie von einem „Verſchulden“ ihrer Eltern die 
Rede ſein, die die Gefährlichkeit der geſetzwidrig hergeſtellten 
Trinkgeſchirre nicht kennen, im Gegenteile angeſichts der geſetz⸗ 
lichen Fabrikationsbeſchränkungen anzunehmen befugt find, daß 
die im Inlande bezogenen Trinkgeſchirre geſetzentſprechend und 
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frei von geſundheitsſchädlichen Stoffen ſind. U. d. IV. Sen. 
v., 14. Okt. 04 (1696/04). 

4. 5 1 Geſetz vom 25. Juni 1887 betr. den Verkehr 
mit blei- und zinkhaltigen Gegenſtänden. 

Aus dem Wortlaute des § 1 Abſ. 1 Ziff. 1 folgt, daß alle 
Teile der dort aufgeführten Gefäße, alſo auch Deckel und 
Scharniere, den geſetzlichen Anforderungen an die Legierung ent ⸗ 
ſprechen müſſen und daß Ausnahmen für beſtimmte Teile, ins- 
beſondere ſolche, die mit dem Inhalt wenig oder gar nicht in 
Berührung kommen, im Geſetze nicht gemacht find. U. d. 
IV. Sen. v. 14. Okt. 04 (1696/04). 

5. 5 14 Geſetz vom 12. Mai 1894, Schutz der Waren⸗ 
bezeichnungen betr. 

Nicht ſchon die ſelbſtändige Bezeichnung von Verpackungs- 
und Umhüllungsmaterial mit den geſchützten Warenzeichen ſollte 
unter Strafe geſtellt werden, ſondern hierzu wird weiterhin die 
Verbindung der Ware mit der rechtswidrig bezeichneten Ver⸗ 
packung und Umhüllung vom Geſetze gefordert, und erft die auf 
dieſe Weiſe in bezug auf die Ware ſelbſt verübte Täuſchung 
iſt mit Strafe bedroht. Bei den im Geſetze folgenden Alter⸗ 
nativen, den Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen, 
Empfehlungen und Rechnungen kommt die bei den Verpackungen 
und Umhüllungen geforderte räumliche Verbindung mit der zu 
ſchützenden Ware nach der Natur der Sache in Wegfall. U. d. 
II. Sen. v. 11. Nov. 04 (3019/04). 

6. 5 14 Geſetz vom 12. Mai 1894, betr. den Schutz 
der Warenbezeichnungen. 

Jeder Dritte, welcher in Deutſchland Waren mit dem 
für einen anderen geſchützten Warenzeichen verſah, griff ſchon 
damit allein unbefugt in das Schutzrecht des anderen ein und 
erſchöpfte bereits hierdurch, ſoferne nur die in Deutſchland mit 
dem geſchützten Warenzeichen widerrechtlich verſehenen Waren 
überhaupt beſtimmt waren, in Verkehr geſetzt zu werden, 
objektiv den Tatbeſtand des § 14 Waren 3G. in Ver⸗ 
bindung mit $ 3 StGB., ohne daß etwas weiter darauf 
anzukommen hatte, ob die Waren im Inlande oder Aus ⸗ 
lande in Verkehr geſetzt werden ſollten und ob fie tat ſächlich 
in Verkehr geſetzt wurden. U. d. III. Sen. v. 15. Dez. 04 
(3288/04). 

7. $ 1 Geſetz vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs. 

Die Angabe des angeblichen „reellen“ Wertes mit der 
ſeltſamen unabgerundeten Zahl 4 Mark 95 Pf. iſt geeignet, im 
Publikum den irrigen Glauben zu erwecken, daß der reelle Wert 
mit bis ins einzelne gehender Genauigkeit auf Heller und 
Pfennig ausgerechnet jet und bei dieſer Auffaſſung der Be⸗ 
deutung jener Worte lag in der Ankündigung mehr als eine 
rein individuelle, willkürliche Schätzung, oder auch als eine 
marktſchreieriſche allgemeine Anempfehlung der Ware als preis- 
würdig ohne tatſächlichen Gehalt, die ſchon als ſolche nicht 
geeignet erſcheinen müßte, im Publikum für wahr gehalten zu 
werden. Die Ankündigung entbehrte vielmehr nicht des greifbaren, 
für das Publikum erkennbaren und von dieſem an der Hand 
bekannter oder zu ermittelnder Tatſachen auf ſeine Richtigkeit 
nachprüfbaren Inhalts, weshalb der vorliegende Fall ſich weſentlich 
von demjenigen unterſcheidet, der dem Urteile des I. Strafſenats 
vom 24. November 1902 g. G. D. 3696/3 — veröffentlicht 
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in der JW. 03, 147 — zugrunde lag. U. d. IV. Sen. v. 
4. Okt. 04 (1573/04). 

8. § 4 Geſetz vom 27. Mai 1896, Betämpfang des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes. 

In der Ankündigung eines „Totalausverkaufes“ wird die 
Erklärung des Veranſtalters zu finden ſein, daß er ſein vor⸗ 
handenes Lager in tunlichſt kurzer Zeit räumen wolle. 
Grundſätzlich nicht vereinbar mit dieſem Begriff des „Total⸗ 


ausverkaufes“ iſt es, daß eine gangbare Ware immer wieder 


nachgeſchoben wird, um hierdurch die Möglichkeit gelegentlichen 
Verkaufs einer anderen, minder gangbaren Gattung offen zu 
halten. U. d. I. Sen. v. 15 De 04 (3844/04). 

9. 88 1, 11, 45 des Geſetzes vom 9. Juni 1897 betr. 
das Auswanderungs weſen. 

Steht die Beförderung von Ausländern in Frage, die aus 
außerdeutſchen Ländern nach außerdeutſchen durch deutſches 
Gebiet hindurchziehen, jo iſt die Konzeſſionspflicht der Be⸗ 
förderung auch dieſer „Durchwanderer“ davon abhängig, ob ſie 
Auswanderer find, und zwar ob fie es gegenwärtig find, 
ob fie das fremde Staatsgebiet, in dem fie bisher ihren 
Wohnfitz hatten, behufs dauernder Entfernung daraus ver⸗ 
laſſen haben. Wohin fie ſich bei ihrer Durchwanderung durch 
deutſches Gebiet begeben wollen, iſt für die Frage, ob fie aus⸗ 
gewandert ſind, ebenſo belanglos wie die Frage, ob ſie dem 
Staatsgebiet, das ſie nunmehr aufſuchen, ſchon früher einmal 
angehört haben. Der Begriff des „Rückwanderers“ wird feiner 
Unklarheit und Mehrdeutigkeit wegen am beſten vermieden. 
Auch daß ſie noch Staatsangehörige des Landes find, in das 
ſie zurückwandern wollen, iſt belanglos. U. d. II. Sen. v. 
6. Dez. 04 (5027/28/04). 

10. 5 48 Geſetz vom 9. Juni 1897 betr. das Aus⸗ 
wanderungsweſen. 

Selbſtverſtändlich iſt die „Verleitung zur Auswanderung“ 
im Sinne des 8 48 gegenüber einer Frauensperſon, die bereits 
entſchloſſen iſt, das Reichsgebiet zu verlaſſen, um ſich an einem 
beſtimmten ausländiſchen Ort mit gewerbsmäßiger Unzucht ab⸗ 
zugeben, mindeſtens in Hinſicht auf dieſen beſtimmten Ort 
ſchlechthin undenkbar. Hiervon abgeſehen aber kann es nicht 
zweifelhaft ſein, daß für das Merkmal der Auswanderung nichts 
auf den Vorſatz, für immer im Ausland zu bleiben oder binnen 
abſehbarer Zeit zurückzukehren, und für das Merkmal der Ver⸗ 
leitung nichts auf einen etwa ſchon vorhandenen Plan ankommt, 
ſich überhaupt in das Ausland oder in ein beſtimmtes fremdes 
Land zu begeben. U. d. I. Sen. v. 1. Dez. 04 (5428/04). 
| 11. 5 64 Geſetz vom 20. Mai 1898 betr. die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. 

Wenn in 5 64 des Geſetzes vorgeſchrieben iſt, daß die 
Geſchäftsführer die Eröffnung des Konkursverfahrens zu 
beantragen haben, ſobald die Zahlungs unfähigkeit der Geſellſchaft 
eintritt oder aus einer im Lauf des Geſchäftsjahres aufgeſtellten 
Bilanz ſich ergibt, ſo iſt damit klar der Wille des Geſetzgebers 
zum Ausdruck gelangt, daß in ſolchem Falle jeder Geſchäfts⸗ 
führer ohne Verzug, d. h. mit der nach Lage der Verhältniſſe 
tunlichen Beſchleunigung zu handeln hat und daß unter den 
bezeichneten Verhältniſſen dem Ermeſſen der Geſchäftsführer, 
nach welchem ſie berechtigt wären, den Konkursantrag zu ver⸗ 
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zögern, kein Spielraum gelaſſen werden ſollte. U. d. I. Sen. 
v. 26. Nov. 04 (4121/04). 

12. Geſetz vom 20. Dezember 1899 betr. Anderung von 
Beſtimmungen über das Poſtweſen. 

Eine Anſtalt, die gegen Vergütung Aufträge und Be⸗ 
ſtellungen aller Art zur Ausführung bringt und es alſo auch 
übernimmt, durch von ihr angeſtellte Boten im Auftrage der 
Apotheken Arzneien an die Kunden auszutragen unter gleich⸗ 
zeitiger Rücklieferung der Rezepte und Übermittelung der 
Apothekerrechnung, verftößt gegen Art. 3 Abſ. 1 a. a. O., 
weil zweifellos die Rechnung als gedankliche Mitteilung, mithin 
als Brief zu erachten iſt, mag ſie nun im verſchloſſenen oder 
offenen Kuvert überſandt werden. Abrigens würde auch die 
Rückſendung der Rezepte allein zur Beſtrafung nach Art. 3a 
a. a. O. genügen, wenn die Rezepte entweder verſchloſſen überſandt 
werden oder wenn anzunehmen iſt, daß die Rückgabe der in 
offenen Kuverts überſandten Rezepte einen anderen Sinn 
hatte als den, daß die Rezepte eben wieder in die Hände des 
Beſtellers zurückkehren ſollten (denn dann war ſie keine gedankliche 
Mitteilung, ſondern bloß Tatſache), nämlich den Sinn, daß das 
angeſchloſſene Arzneimittel in feiner Zuſammenſetzung dem 
Rezept entſpreche. U. d. I. Sen. v. 19. Okt. 04 (4185/04). 

13. 8 26 Abſ. 1 Geſetz vom 3. Juni 1900 betr. die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau. 

Wiſſentlich gegen das Geſetz handelt derjenige, welcher 
Kenntnis davon beſitzt, daß der von ihm verwandte Stoff zu 
denjenigen gehört, deren Anwendung der Bundesrat als unzuläffig 
bezeichnet hat, und es erfcheint unerheblich und der Voraus ⸗ 
ſetzung wiſſentlichen Handelns in dieſem Sinne nicht wider 
ſprechend, wenn der Täter zugleich des Glaubens iſt, der dahin 
gehörige Stoff ſei nicht geeignet, der Ware eine geſundheits⸗ 
ſchädliche Beſchaffenheit zu verleihen. U. d. III. Sen. v. 
28. Nov. 04 (2223/04). 

14. 8 21 Geſetz vom 3. Juni 1900, die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau betr. 

Die in § 12 Ziffer 2 Abſ. 2 enthaltene einfchräntende 
Auslegung des Begriffes des zubereiteten Fleiſches trifft nur 
für die Einfuhr von Fleiſch in das Zollinland zu. Wenn da⸗ 
gegen der § 21 des Geſetzes von der gewerblichen Zubereitung 
ſpricht, ſo muß ſowohl nach dem Wortſinn als nach der Tendenz 
des Geſetzes, welches den Konſumenten gegen die Möglichkeit 
geſundheitlicher Beſchaffenheit der ihm angebotenen Ware ſchützen 
und gleichzeitig die hinfichtlich der Strafbarkeit der Verwendung 
gewiſſer Konſervierungs⸗ und Zuſatzmittel im Fleiſchver kehre 
beſtehende Rechtsunficherheit beſeitigen will, darunter ganz im 
allgemeinen jede Behandlung bes Fleiſches, welche dazu beſtimmt 
iſt, das Fleiſch in die Form, in der es in den Verkehr kommen 
ſoll, zu bringen, verſtanden werden. U. d. III. Sen. v. 28. Nov. 04 
(2497/04). 

15. 8 8 Abſ. 2 Geſetz vom 3. Juni 1900 betr. bie 
Fleiſchbeſchau. 

Das Verbot, Teile eines geſchlachteten Tieres vor der 
Unterſuchung zu beſeitigen, darf nicht nur auf die räumliche 
Entfernung einzelner Körperteile bezogen werden, vielmehr fallen 
unter das Verbot alle Veranſtaltungen, Durch welche dem Fleiſch⸗ 
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beſchauer einzelne Körperteile des geſchlachteten Tieres entrückt 
werden und damit eine richtige Entſcheidung über die Tauglichkeit 
des Fleiſches unmöglich gemacht wird. Hierhin gehört unter 
anderem, wenn Körperteile des Tieres, deſſen Fleiſch bezüglich 
der Tauglichkeit unterſucht werden ſoll, zum Zwecke der 
Täuſchung mit Körperteilen eines anderen Tieres vertauſcht 
werden. U. d. IV. Sen. v. 23. Dez. 04 (5331/04). 

16. 5 5 Geſetz vom 24. Mai 1901 betr. den Verkehr 
mit Wein. 

Mit Recht hat die Strafkammer angenommen, daß das 
Weingeſetz nicht die Zuſetzung von Zuckerwaſſer bei der Ver⸗ 
wandlung des ſtillen Weins in Schaumwein trifft. U. d. 


22. Sept. 
I. Sen. v. 6. Okt. 04 (309/04). 
17. 5 19 Ziffer 1 Geſetz vom 19. Juni 1901 betr. das 


Urheberrecht. 

Eine ſelbſtändige Arbeit literariſcher, d. h. ſchriftſtelleriſcher 
Art hat zur Vorausſetzung, daß der Zweck und der Gegenſtand der 
Arbeit nicht der iſt, jenes fremde Werk ſelbſt zur Kenntnis 
anderer zu bringen, zu vervielfältigen oder zu veröffent- 
lichen, ſondern der, eigene Gedanken auszuſprechen, mögen 
ſich dieſelben auch gerade auf das fremde Werk beziehen, ins 
beſondere ſich mit einer Beſprechung oder einer Kritik des 
letzteren befaſſen. Wenn nun auch die Tagespreſſe die Aufgabe 
haben mag, den Leſern das für fie Wiſſenswerte mitzuteilen, 
ſo darf ſie doch, falls es ſich um die Mitteilung des Inhalts 
von Schriftwerken anderer handelt, nicht — dem Geſetze vom 
19. Juni 1901 zuwider — dieſen Inhalt ganz oder teilweiſe 
nachdrucken. Es würde aber weiter auf eine Umgehung des 
Geſetzes hinauskommen und es der Tagespreſſe gegenüber nahezu 
wirkungslos machen, wollte man den Nachdruck dann geſtatten, 
ſobald er nur in die äußere Form einer Beſprechung 
U. d. I. Sen. v. 7. Nov. 04 (3343/04). 

18. 88 2, 8 des Süßſtoffgeſetzes vom 7. Juli 1902. 

Der Annahme, daß die Angeklagten entgegen der Vorſchrift 
des §2 c des Geſetzes Süßſtoff feilgehalten und verkauft 
haben, ſtand der Umſtand nicht entgegen, daß nach außen hin 
die „Form“ einer ſelbſtändigen und unentgeltlichen Zugabe 
gewählt oder daß der Süßſtoff erſt nach dem Bier geliefert 
wurde, da feſtgeſtelltermaßen Bier und Süßſtoff der Gegenſtand 
der Preisabrede waren. Wenn das Geſetz in $ 8 diejenigen 
ſtraft, „in deren Beſitz oder Gewahrſam Süßſtoff in Mengen 
von mehr als 50 Gramm vorgefunden wird“, ſo iſt allein die 
Tatſache des Befitzes, des wiſſentlichen Innehabens, zu irgend 
welcher Zeit als entſcheidend anzuſehen. Es gilt hier das 
gleiche, was hiufichtlich des im § 9 SprengſtGG. gebrauchten 
Ausdrucks „Im Befitze betroffen werden“ vom Reichsgerichte 
dargelegt iſt. Vergl. RGSt. 13, 35. Wenn der 8 8 des 
Geſetzes diejenigen mit Strafe bedroht, „in deren Beſfitz oder 
Gewahrſam Süßſtoff in Mengen von mehr als 50 Gramm 
vorgefunden wird“, jo find darunter Süßſtoff⸗Mengen zu ver- 
ſtehen, die mehr als 50 Gramm reinen Süßſtoffs enthalten, 
nicht aber Süßſtoff⸗ Zubereitungen, die einſchließlich ihrer 
ſonſtigen Beſtandteile mehr als 50 Gramm wiegen. U. d. 
II. Sen. v. 2. Dez. 04 (658/04). 
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Deutſche Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft“). 
I. Vierteljahr. 1905.) | 


Unter Mitwirkung von Fachgenoſſen geſammelt und geordnet 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht. 


A. Allgemeine Werke der Rechts wiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 
Katalog der Bibliothek des königl. Oberlandesgerichts in Frank⸗ 


furt a. M. Neuausgabe. Frankfurt a. M., C. Koenitzer, 1905. 
(VII, 214 S.). 2,50 M. 


II. Geſchichte des Rechtes. 


Below, Georg v.: Die Urſachen der Rezeption des römiſchen Rechts 
in Deutſchland. Vortrag. Beſprochen von A. K. JBl. 34. Ig. 
147— 148. 

Con ſentius, Ernſt: 
72 Ig. 218— 223. 

Diſtel, Theodor: Kurſächſiſche Hermäa (1563 f.). ZStW. 
607 — 608. 

Heyſer, Erich: Hexenprozeß gegen Catharina Ranzebach, nach ihres 
Mannes Namen Martens die Martenſche genannt. Verhandelt 
im Amt Schöningen (Braunſchweig) 1656. ZStW. 25. Bd. 
559—584. 

Holge: Voltaires Zuſammentreffen mit der preußiſchen Juſtiz. DIZ. 
10. Ig. 246 — 247. 

Kogler, Ferd.: Die legitimatio per rescriptum von Juſtinian 
bis zum Tode Karls IV. Weimar, G. Böhlaus Nachf., 1904. 
(VIII, 120 S.) 3 M. 

Kogler, Ferd.: Beiträge zur Geſchichte der Rezeption und der 
Symbolik der legitimatio per subsequens matrimonium. Aus: 
„Zeitſchrift der Savigny⸗ Stiftung für Rechtsgeſch.“] Weimar, 
H. Böhlau's Nachf., 1904. (IV, 78 S.) 2 M. 

Kohler, Joſef: Florentiner Strafprozeſſe von 1379 (1380). (Ur: 
kundliche Beiträge zur Geſchichte des Strafrechts. II.) Goltd Arch. 
51. Ig. 310-326. 

Koſchaker, Paul: Translatio judicii. Eine Studie zum römiſchen 
Zivilprozeß. Graz, Leuſchner & Lubensky, 1905. (XI, 332 S.) 6 M. 

Poſchinger, Heinrich v.: Eigenhändige Aufzeichnungen des Präſidenten 
des badiſchen Miniſteriums des Auswärtigen Rudolf v. Freydorf 
über die militäriſchen Einigungsverſuche der ſüddeutſchen Staaten. 
Hirths Ann. 38. Ig. 1— 30. 

Rietſchel, Siegfr.: Unterſuchungen zur Geſchichte der deutſchen Stadt⸗ 
verfaſſung. (In 2 Bänden.) 1. Bd. Das Burggrafenamt und die 
hohe Gerichtsbarkeit in den deutſchen Viſchofsſtädten während des 
früheren Mittelalters. Leipzig, Veit & Co., 1905. (XII, 344 S.) 
10 M. 

Starke, A.: Der Beſitz bei der Erbſchaftsklage des römiſchen Rechts. 
Ein rechtsgeſchichtlicher Beitrag. Diff. Berlin, Struppe & Winckler, 
1905. (X, 106 S.) 2,50 M. 

Weißler, Adolf: Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft. 
C. E. M. Pfeffer, 1905. (VIII, 623 S.) 12 M. 

) Geſetze, Verordnungen u. dergl. ſind mit einem * be: 
zeichnet an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für die 
Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die auf 
dem 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „Vorſchläge für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 

**) In unmittelbarem zeitlichen Anſchluß an JW. 01 609 ff. 


Der Prozeß der Voſſiſchen Erben. Buch BörſBl. 


25. Bd. 


Leipzig, 


Zeſch. M.: Der Prozeß gegen den Räuberhauptmann Joh. Karaſeck 
und feine Genoſſen. (1801 — 1804.) Nach den .. Prozeßakten be: 
arbeitet. Großſchönau. Zittau, A. Graun, 1905. (40 S. mit 
3 Fakſms.) 1 M. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 
Heinemann, Frz.: Das Crimen Falsi in der altitalieniſchen 
Doktrin. (Berliner juriſtiſche Beiträge zum Zivilrecht, Handels⸗ 
recht, Strafrecht und Strafprozeß und zur vergleichenden Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, hrsg. von J. Kohler. 5. Heft.) Berlin, R. v. Decker, 
1904. (VI, 36 S.) 2 M. 
Stutz, Ulr.: Die kirchliche Rechtsgeſchichte. Rede. Stuttgart, 
1905. (50 S.) 1,20 M. 


Wretſchko, Alfred Ritter v.: Ernſt Demelius, o. ö. Profeſſor des 
öſterreichiſchen Zivilrechts... + 28. Juli 1904. Zur Erinnerung an 
die Trauerkundgebung. .. Innsbruck, Wagner, 1905. (31 S. mit 
1 Bildnis.) 0,40 M. 

Zitelmann, Ernſt: Nachruf für Franz gahn. Böhms Z. 15. Bd. 
110. 

Gradenwitz, Otto: Theodor Mommſen. [Aus: „Zeitſchrift der 
Savigny ⸗Stiftung für Rechtsgeſch.“]! Weimar, H. Böhlaus Nachf. a 
1904. (31 S.) 1 M. 

Hirſchfeld, O.: Gedächtnisrede auf Theodor Mommſen (S. ⸗A. 
aus den Abhandl. d. Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften). Berlin, 
G. Reimer, 1904. (38 S.) 1,50 M. 

Oſterrieth, Albert: Eugene Pouillet. Ein Nachruf. Anſprache, 
gehalten in der Vereinsverſammlung vom 26. Januar 1905. 
Gewſchutz. 10. Ig. 21— 23. 

Ehrlich, Eugen: Ulpians ovaia-Theorie. OſtRZ. 2. Ig. 129 — 1385. 

Rabel, Ernſt: Eine neue Studie über Ulpian. Gruchots Beitr. 
49. Ig. 88—96. 

Sakmann, P.: Voltaire als Politiker. ZStaatsw. 61. Ig. 1— 55. 


IV. Quellen. 


Fimmen und Tenge: Sammlung der im Herzogtum Oldenburg 
geltenden Geſetze, Verordnungen und Bekanntmachungen aus den 
Jahren 1813 bis 1903 .. .. mit Nachträgen bis zum 19. X. 1904 
einſchl.. . . 2 Bände. Oldenburg, Schulze, 1905. (V, 1541, 
68 S., IV Bl.) 30 M., geb. 86 M. 

Glock, A.: Das im Großherzogtum Baden geltende Reichs⸗ und 
Landesrecht in überſichtlicher Zuſammenſtellung. Geſamt⸗Nach⸗ 
trag auf den Stand vom 1.1.1905. Mit einem alphabetiſchen 
Regiſter für Buch und Nachtrag. Karlsruhe, G. Braunſche Hof: 
buchdr., 1905. (136 S.) 2,40 M. 

Ortsrecht der Stadt Mainz (außer Baurecht). Mainz, d. Quaſthoff, 
1905. (XV, 736 S.) 3,50 M. 

Schirp, Rob. v.: Polizei⸗Verordnungen und ſonſtige polizeiliche Vor⸗ 
ſchriften ſür den Regierungsbezirk Caſſel, beſonders für den 
Stadt⸗ und Landkreis Caſſel, für Hanau, Marburg u. Fulda 
und einige wichtige Miniſterialerlaſſe von 1889 bis 1904. Caſſel, 
Gebr. Gotthelft, 1905. (III, 687 u. XV S.) 5,50 M. 

Statut für die Gemeinde⸗Krankenverſicherung, Statut für das Ge⸗ 
werbegericht, Statut für das Kaufmannsgericht. 2. vermehrte 
Auflage. (Nene Sammlung der ortspolizeilichen Vorſchriften, 
Statuten, Normativbeſtimmungen uſw. der Stadt Würzburg. 
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Amtliche Ausgabe. 2. Bdchen.) Würzburg, Stahels Verlag, 1905. 
(61 S.) 0,80 M. 

Ortspolizeiliche Vorſchriften und örtliche Satzungen der Stadt 
Hof nebſt den wichtigſten oberpolizeilichen Vorſchriften. Hrsg. 
vom Stadtmagiſtrat. Hof, G. A. Grau & Co. 1904. (II, 461 S.) 
2,50 M. 

Wielandt, Friedrich: Neues badiſches Bürgerbuch. Eine Samm⸗ 
lung der wichtigſten Geſetze und Verordnungen aus dem Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Verwaltungsrecht des Großherzogtums Baden. 
Nebſt den einſchlägigen Geſetzen des Deutſchen Reiches. 7., neu 
bearbeitete Auflage. 1. Bd. Nachtrag und 2. Bd. Heidelberg, 
A. Emmerling & Sohn, 1905. 1. Nachtrag (IV, 60 S.) 0,60 M. 
2. (VIII, 1255 S.) 7,50 M. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. 
Dnieſtrzanski, Stanislaus: Das Gewohnheitsrecht und die fozialen 
Verbände. (Fortſ. folgt.) Oſt RZ. 2. Ig. 5— 17, 67— 76, 135 — 145. 
Ettle: Sinnſprüche für den deutſchen Richter. Recht. 9. Ig. 10. 
Förtſch: Sprache der Juriſten, der Geſetze, der Geſchäftswelt. Ernſt⸗ 
hafte Plauderei. DIZ. 10. Ig. 15— 20. 
Geller, Leo: Unrechtſprechung, Erfahrungen und Betrachtungen über 
richterliches Unrecht. Oſt Z Bl. 22. Bd. 866—890, 961—988. 
Kohler, [J.]: Die Geſetzgebungspolitik des 19. Jahrhunderts. DIZ. 
10. Ig. 32—387. 

Kohler, J.: Auslegung der Rechtsnormen. 57—66. OſtRZ. 2. Ig. 

Kuhlenbeck, Ludwig: Die Rechtswiſſenſchaft in ihrer Beziehung zu 
anderen Wiſſenſchaften. (Zugleich ein Beitrag zur Auslegung 
des § 1 Inſt. I, 1.) Deutſche Sonderausgabe des in der „Seance 
universitaire“ zu Lauſanne gehaltenen „discours installation“. 
Jena, H. Coſtenoble, 1905. (41 S.) 1,50 M. 

Laband: Rechtspflege und volkstümliches Rechtsbewußtſein. DIL. 
10. Ig. 10—15. . 

Pfordten, von der: Der „ideale Sinn“ der Juriſten. Bay g. 1. Jg. 128: 

Reichel, Hans: Induktion in der Jurisprudenz. Grünhuts Z. 32. Bd. 
99 — 108. 

Schellhas, P.: Rechtswiſſenſchaft und Preſſe. DIZ. 10. Ig. 116— 117. 

Zedlitz⸗Neukirch, Frhr. v.: Bureaukratie. ZSoz W. 8. Ig. 44 —50. 


* Verordnung, betr. die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren Juſtizdienſte. Vom 16. Februar 1905. GothGS. 
Nr. 4 S. 7—17. 

* Jahresbericht des Präſidenten der Juſtiz⸗Prüfungskommiſſion für 
1904. PrJMBl. Nr. 5 S. 31—35. 

Brodnitz, Georg: Die ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung der Juriſten. 
Ein Vorſchlag. Conrads J. 29. Bd. 229— 232. 

Daude, Paul, u. Wolff, Martin: Die Ordnung des Rechtsſtudiums 
und der erſten juriſtiſchen Prüfung im Königreich Preußen. 
2. Aufl. Halle, Buchh. des Waiſenhauſes, 1905. (V, 68 S.) 1 M. 

Dienſtlaufbahn der preußiſchen Richter und Staatsanwälte. 
Bearbeitet im Bureau des Juſtizminiſteriums. 2. Ausg. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (VIII, 170 S.) 2 M. 

Dennler: Zur juriſtiſchen Vorbildung. Bayg. 1. Ig. 80. 

Über die Einführung des Dienſtaltersſtufenſyſtems für die preußiſchen 
Richter und Staatsanwälte. Von H. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 68 —64. 

Lunglmayr, Alfr.: Der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt in Bayern. 
(In 2 Bdn.) 1. Bd. Die Vorſchriften. — Die Ordnung des 
Dienſtes. — Allgemeine Lehren. Berlin, F. Vahlen, 1905. 
(XII, 689 S.) 12 M. 

Der bayeriſche Staatskonkurs. PfälzRapr. 2 Ig. 2—3. 

Ungewitter: Perſonalverhältniſſe der Juriſten in Bayern. DIZ. 
10. Ig. 60—61. 

Vogel, J.: Die Stenographie im Juſtizdienſte. Juſtizddſch. 
4. Ig. 62—63. 


VI. Enzyklopädien. Praktika. 


Gareis, Karl: Enzyklopädie und Methodologie der Rechtswiſſenſchaft 
(Einleitung in die Rechtswiſſenſchaft). 3., neu durchgearbeitete 
Auflage. Gießen, E. Roth, 1905. (XII, 228 S. m. 1 Taf.) AM. 

Krückmann, Paul: Rechts⸗Atlas. 2. verm. Auflage der An⸗ 
ſchauungsmittel für den Rechtsunterricht. Unter Mitwirkung von 
Friedrichs hrsg. Leipzig, Dieterich, 1905. (VIII, 384 S.) 8 M. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 


vacat. 


VIII. Neue periodiſche Unternehmungen. 

Kritiſche Blätter für die geſamten Sozialwiſſenſchaften. Biblio: 
graphiſch⸗kritiſches Zentralorgan. Hrsg. von Herm. Beck in Ver⸗ 
bindung mit Hanns Dorn und Othmar Spann. 1. Jahrg. 
1905. 12 Hefte. Dresden, O. V. Böhmert, 1905. Viertel⸗ 
jährlich 6 M. 

Rechtshort: Unabhängige Zeitſchrift zur Einleitung einer neuen 
Reformation durch Germaniſiernng des Rechts. Hrsg. von 
Lehmann⸗ Hohenberg, 1. Jahrg. 1905. 24 Nrn. Weimar, 
Verlag des „Rechtshort“, 1905. Vierteljährlich 1 M., einzelne 
Nrn. 0,30 M. 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. Hrsg. von Th. 
v. der Pfordten. 1. Jahrg. 1905. 24 Nrn. München, 
J. Schweitzer Verl., 1905. Vierteljährlich 3 M. 


IX. Eutſcheidungsſammlungen. — Beſprechung veröffent⸗ 
lichter Entſcheidungen. 


Henle, v.: Der 57. Band der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilſachen. Beſprochen. DIZ. 10. Ig. 26 — 32. 

Soergel, Hs. Th.: RNechtſprechung 1904 zum BGB., EG. z. BGB., 
ZPO., KO., GBD., NFG. u. ZwVG., nach der Reihenfolge der 
Geſetzesparagraphen bearbeitet. 5. Ig. Mit ſämtl. Keichsgerichts⸗ 
entſcheidungen der Jahre 1900 — 1904 in Kommentarform. 1. u. 
2. Aufl. Stuttgart, Deutſche Verlags⸗Anſtalt, 1905. (In VIII, 
536 S.) 6,40 M., für die Abonnenten der Zeitſchrift „Das 
Recht“ 4,75 M. 

Zufammenftellnng der im Dezember 1904 veröffentlichten Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivilrecht. Bearbeitet von 
Warneyer. Puchels Z. 36. Bd. 90— 116. 


B. Privatrecht. 


I. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten. 


* Geſetz, betr. die Generalvormundſchaft in der Stadt Bremen. Vom 
12. Februar 1905. BremGBl. Nr 4 S. 9—11. 

Württembergiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und zu deſſen Nebengeſetzen nebſt Geſindeordnung. Text⸗ 
ausgabe ... 2. Aufl. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (XX, 
184 S.) 2 M. 

Becker, Hermann: Die allodifizierten Lehen des badiſchen Rechts. 
Bad Not. Z. 3. Ig. 26— 35. 

Durant⸗Baranowitz, Frhr. v.: Die Frage der Vermehrung der 
Fideikommiſſe in Preußen. ZSozW. 8. Ig. 151 —154. 

Entwurf eines preußiſchen Geſetzes, betr. Abänderung der 88 65, 
156— 162, 207 a des allgemeinen Berggeſetzes vom 24. VI. 
1865/1892 und des 38. Abſchnitts des Ausführungsgeſetzes zum 
Keichsgeſetz über die Zwangsverfügung und die Zwangsverwaltung 
vom 23. IX. 1892. (Sammlung amtlicher Veröffentlichungen 
aus dem Reichs⸗ u. Staatsanzeiger. Nr. 39.) Berlin, C. Heymann, 
1905. (34 S.) 0,60 M. 

Francke, E.: Die Arbeiterſchutznovelle zum preußiſchen Verggeſetz. 
SozpPr. 14. Ig. 609 — 614. 


34. Jahrgang. 


Francke, E.: Saat auf Hoffnung. Ein Nachwort zum Bergarbeiter⸗ 
ſtreik. SozpPr. 14. Ig. 529— 534. 

Geſetzentwurf, betr. Abänderungen einzelner Beſtimmungen des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. VI. 1865 / 1892. Bergarbeiter⸗ 
Verhältniſſe. (Sammlung amtlicher Veröffentlichungen aus dem 
Neichs⸗ u. Staatsanzeiger. Nr. 40.) Berlin, C. Heymann, 1905. 
(28 S.) 0,50 M. | 

Preußiſche Geſinde⸗Ordnung. Die Rechte und Pflichten der 
Herrſchaft und des Geſindes nach der Geſinde⸗Ordnung vom 
8. XI. 1810. Unter Berückſichtigung des BGB. Gültig für 
die Provinzen: Brandenburg, Oſt⸗ und Weſtpreußen, Pommern 
[mit Ausnahme von Neu⸗Vorpommern und Rügen], Sachſen, 
Schleſien, Weſtfalen und die rheinländiſchen Kreiſe: Eſſen, Mül⸗ 
heim (Ruhr), Ruhrort. Berlin, A. Weichert, 1905. (40 S.) 0,25 M. 

Hilbeck, Alexander: Der Geſetzentwurf, betreffend Abänderung der 
SS 65, 156 bis 162, 207 a des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865. DWirtſch Z. 1. Ig. 263 — 270. 

Hirſch, Karl: Zur Preußiſchen Berggeſetznovelle. DIZ. 10. Ig. 
302 —303. 

Loening, Richard: Zu dem preußiſchen Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Erſchwerung des Vertragsbruches landwirtſchaftlicher 
Arbeiter und des Geſindes. ZStW. 25. Bd. 4683 —475. 

Neukamp: Der Geſetzentwurf über die Stillegung der Steinkohlen⸗ 
zechen im Ruhrgebiete. SozPr. 14. Ig. 578 — 585. 

Neumiller: Streitfragen aus dem Bayeriſchen Hinterlegungsrechte. 
Bay Z. 1. Ig. 91—95, 116— 120. | 

Schilgen, F. v.: Das Geſetz, betr. die Fiſcherei der Ufereigentümer 
in den Privatflüſſen der Rheinprovinz vom 25. VI. 1895, nebſt 
den übrigen für die Rheinprovinz geltenden, die Fiſcherei be⸗ 
treffenden Geſetzen und Verordnungen. 2. vervollſtänd. Aufl. 
Hamm, E. Griebſch, 1905. (IV, 134 S.) 1,50 M. 

Schwarz: Geſetz, die Geſinde⸗Ordnung betr., vom 28. IV. 1877, 
in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 8. VIII. 1899 u⸗ 
vom 23. VII. 1902, nebſt der zur Ausführung der Geſinde⸗ 
Ordnung erlaſſenen Bekanntmachung vom 11. VII. 1877, mit 
Erläuterungen und einem Sachregiſter. Amtliche Handausgabe. 
Bearbeitet im Auftrage des großherzogl. Miniſteriums des Innern. 
(Sicherheits- und Fremdenpolizei. 1. Heft.) Darmſtadt, G. Jong⸗ 
hans, 1905. (46 S.) 0,50 M. 

Vigelius, Carl: Das Wildſchongeſetz vom 14. VII. 1904 und die 
einſchlägigen Jagdgeſetze Preußens, dargeſtellt und erläutert. 
Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (VII, 166 S.) 8 M. 

Das neue preußiſche Wildſchongeſez. Von S. ForſtwCBl. 
27. Ig. 53—60. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 
Dernburg, Heinrich: Zum fünften Jahrestage des neuen bürger: 
lichen Rechts. DIZ. 10. Ig. 110. 
Hedemann, J. W.: Ziviliſtiſche Rundſchau. 
327402. | 

Zorn: Die Grundlagen des preußifchen Verwaltungsrechtes. 3 Vor: 
träge. — Mentzel: Das neue bürgerliche Recht. 2 Vorträge. 
Düſſeldorf (L. Schwann), 1905. (80 S.) 1,20 M. 


b) Kommentare. 

Scherer, M.: Die fünf erſten Jahre des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Die geſamte Rechtſprechung und Theorie vom 1. I. 1900 bis 
31. XII. 1904. Mit Inhaltsverzeichnis und Geſetzesregiſter. 
(2 Abtlg.) Leipzig, D. Wiegand, 1905. (CXLIX, 1068 S.) 20 M. 


c) Lehrbücher. 


Bernhöft, Franz: Das neue bürgerliche Recht in gemeinverſtänd⸗ 
licher Darſtellung mit Beiſpielen aus dem praktiſchen Leben. 


Arch BürgR. 25. Bd. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


251 


III. Sachenrecht. 2. Abtlg. Rechte an beweglichen Sachen. 
(Bibliothek der Rechts⸗ und Staatskunde. 7. Bd.) Stuttgart, 
E. H. Moritz, 1905. (124 S.) 1,50 M. 

Schütze, Eugen: Das bürgerliche Geſetzbuch, geeinsenhi dar: 
geſtellt für jedermann. Bearbeitet auf Grundlage der „Inſti⸗ 
tutionen des bürgerlichen Geſetzbuches von Profeſſor Krückmann“. 
Große Ausgabe. Unveränderter Neudruck der 3. vermehrten u. 
verbeſſerten Auflage. Leipzig, Dieterich, 1905. (XVI, 818 S.) 5 M. 


d) Schriften über einzelne Teile des 868. 
1. Allgemeiner Teil. 
a) Ferſonen. 

Balogh, Zend v., und Moraveſik, E. E.: Geiſteskrankheit und 
Geiſtesſchwäche von juriſtiſchem und ärztlichem Standpunkt. 
MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 658 — 656. 

Goetze: Das preußiſche Heroldsamt und der § 12 des BGB. 
Iherings J. 48. Bd. 399 —416. 

Keidel, Fritz: Anderung des Vornamens oder des Familiennamens. 
SeuffBl. 70. Ig. 10—14 

Kuhlenbeck, L.: Der Selbſtmord im Strafrecht und im bürger⸗ 
lichen Recht. Bay. 1. Ig. 65—69. | 

Markus, Deſider: Die Frage der Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit und der Wieberaufgehung derſelben. MSchrKrimpfſych. 
1. Jg. 656—659. 

Nünger: Iſt die Todeserklärung einer Perſon zeitlich unbeſchränkt 
zuläſſig? Zl G. 5. J. 648—649. 

Schott, A.: Wiederaufhebung der Entmündigung oder Umwandlung 
der Entmündigung wegen HGeiſteskrankheit in ſolche wegen 
Geiſtesſchwäche? Nebſt Bemerkungen über die Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche. Friedreichs Bl. 55. Ig. 414—421; 56. Ig. 
13—22, 122 — 127. 

Tänzler: Namensfeſtſtellungen und Namensänderungen. Fiſchers Z. 
28. Bd. 241 — 255. 


Altmann, Paul: Handbuch des deutſchen Vereinsrechtes. Zugleich 
ein Beitrag zu der Lehre von den juriftifhen Perſonen. 
Berlin, H. W. Müller, 1905. (XII, 211 S.) 2,40 M. 

Behrends, Fr. H.: Die Stiftungen nach deutſchem bürgerlichen 
Recht. Eine zivilrechtliche Monographie. Marburg, O. Ehrhardt. 

1. Teil: Das rechtliche Weſen der Stiftungen. Ein Beitrag zu 
allgemeinen Lehren des geltenden Zivilrechts, insbeſondere zu 
der Theorie der juriſtiſchen Perſonen. 1905. (VI, 439 S.). 

Dürr: Zur Frage des Ausſchluſſes aus einem dem Rechte des BGB. 
unterſtehenden nicht rechtsfähigen Verein. JW. 34. Ig. 3—5. 

Fiſcher, Robert: Zur Frage der Rechtsfähigkeit der Ideal⸗ und 
Wirtſchaftsvereine. SeuffBl. 70. Ig. 138 — 145. 

Ortloff, Hermann: Die Stiftung. A. Als Bermögensträger. 
1. Begründung. 2. Organiſation. B. das Stiftungsgeſchäft. 
1. Unter Lebenden. 2. Von Todes wegen. C. Das Genehmigungs⸗ 
prinzip. D. Familienſtiftungen. Thür Bl. 52. Bd. 24 —46. 

Das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht in Deutſchland in 
ausführlichen Erläuterungen zum preußiſchen Vereinsgeſetz vom 
11. III. 1850 und eine Überſicht des Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrechts nach den reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften 
. . . 2. durchgeſehene ... Aufl. en Buchh. Vorwärts, 
1905. ee S.) Geb. 1,25 M. 

d) Sachen. 

Joſef, Eugen: Das Recht am Leichnam. Bay. 1. Ig. 122— 125. 

Kohler, Joſef: Zubehör und Einbauſachen. Eine 5 
Arch BürgR. 26. Bd. 200 — 202. 

Mack: Ertrag und Einkommen im BGB. Verwürch. 18. Bd. 
309—316. 

Merkel, Erich: Die rechtliche Natur des menſchlichen Leichnams. 
Sächſ Arch. 14. Bd. 677—684. 

32 * 
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e) Hectsgeſcaſte. 

Barthelmeß: Beſtätigung von Annahme⸗Verträgen. Bay. 1. Ig. 26. 

Hirſch, Karl: Zur Frage des Kontrahierungszwanges. Hold⸗ 
heims MSchr. 14. Ig. 76—78. 

Joerges: en des eee Goldſchmidts Z. 56. Bd. 
44 —76. 

Koppers: Zeitpunkt der Vollendung einer durch den Ferndrucker 
übermittelten Willenserklärung. DZ. 10. Ig. 159— 160. 

Leonhard, Rudolf: Beiträge zur Irrtumslehre. DJ Z. 10. Ig. 20— 26. 

Oettinger, Kurt: Der Begriff Unwirkſamkeit im BGB. Diff. 
Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (76 S.) 1,50 M. 

Peſtalozza, Anton Graf v.: Der Begriff der Mentalreſervation im 
Sinne des 8 116 BB. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von den 
Willenserklärungen. München, J. Schweitzer, 1904. (VIII, 57 S.) 
1,80 M. 

Schneider, K.: Zur Verſtändigung über den Begriff von Treu und 
Glauben. Arch BürgR. 25. Bd. 269 — 315. 


Blume, W. v.: Zuſtimmung ig kraft raft Rechtsbeteiligung und Zuſtimmung 
kraft Auffichtsrechts. IheringsJ. 48. Bd. 417—452. 

Bonſchab, Friedrich: Vollmacht in Hypothekenſachen. Recht. 9. Js. 

104 — 105. 

Joſef, Eugen: Die Verpflichtung der Dienſtherrſchaft durch das 
Geſinde. (Ein Beitrag zur Jurisprudenz des täglichen Lebens.) 
Bad pr. 71. Ig. 20— 21, 32—38. 

Maurer, Kurt: Der Widerruf der Vollmacht nach dem BGB. Diſſ. 
Straßburg, J. Singer, 1905. (V, 68 S.) 1,50 M. 

d) Arien. Fermine. 

Rutz, Ottmar: Die geſetzliche Befriſtung. Eine bürgerlich⸗ rechtliche 
Unterſuchung. München. J. Schweitzer Verlag, 1905. (IV, 66 S.) 
1,80 M. 


e) Verjährung. 
Schaefer, Karl: Rechtswirkſamkeit der „Stundung“ als Verjährungs⸗ 
hemmungsmittel. GewRſchutz. 10. Ig. 50— 53. Vergl. 


BörſBl DtſchBuchh. 71. Ig. 11327— 11328. 
Waſſermann, Martin: Kann der Gläubiger die drohende Ver⸗ 
jährung einer Forderung durch eine Erklärung an den Schuldner, 
daß er ihm die Schuld ſtunde, abwenden? JuſtizdRdſch. 3. Ig. 
273 — 276. 
Weiß, Chriſtian: Verjährung und geſetzliche Befriſtung nach dem 
bürgerlichen Rechte des Deutſchen Reiches. Preisſchrift. München, 
J. Schweitzer Verl., 1905. (V, 149 S.) 3,60 M. 
N Ausübung der Rechte. Selöhverteidigung. Selsſtzitye. 
Eltzbacher: Privatrechtlicher Schutz gegen drohendes Unrecht. Recht. 
9. Ig. 71. (Vergl. auch S. 38) 


Eltzbacher: Das Anwendungsgebiet der Notwehr. DIZ. 10. Jg. 
239 — 244. 5 
Neubecker: Zur Lehre von der Notwehr. DIZ. 10. Ig. 146 — 151. 
8 Sichergeits leitung. 
vacat, 


Anhang: Grenjoehiste zwiſchen materiellem und 
prozeſſualem Rechte. 
Graef fner, Ernſt: Die außergerichtliche Geltendmachung der Ein⸗ 
rede. Diff. Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (V, 52 S.). 1,50 M. 
Pagenſtecher, Max: Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft. 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (XV, 494 S.) 10 M. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
a) Zußalt det SAnldverhäftnife. 
Bauder, Wilhelm: Das beneſicium eompetentiae, feine Geſchichte 
und heutige Geltung. Diff. Tübingen. Vorne Leipzig, R. Noske, 1905. 
Brunner, Karl: Die Haftung nach bürgerlichem Recht und die 
höhere Gewalt. Diſſ. Bonn 1904. Leipzig, Buchh. G. Fock, 1905. 
(128 S.) 2 M. 8 
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Klein, Peter: Beiträge zur Cauſa⸗Lehre. Cauſa⸗Arten. (Das 
Differenzierungsproblem, zugleich ein Beitrag zur Lehre von der 
juriſtiſchen Syſtematik.) Oſt38l. 23. Ig. 126 — 132. 

Klein, Peter: übt im Falle der Unwirkſamkeit der Leiſtung die an 
ſich gültige Zweckfetzung einen Einfluß aus? HeſſRſpr. 5. Ig. 

143—144. 

Oertmann, Paul: Bay. Z. 1. Jg. 
10—14. ö 
Regelsberger: Vertrag mit zuſammengeſetztem Inhalt oder Mehr⸗ 
heit von Verträgen. IheringsJ. 48. Bd. 453 —466. 
Schierlinger: Das Reichshaftpflichtgeſeß und 8 254 

Seuff Bl. 70. Ig. 109—119. 
v) Schuldverhäftniſſe aus Verträgen. 

Gänßle, Friedrich: Das Grundbuch: und Hypothekenrecht des BGB. 
und der Liegenſchaftskaufvertrag des neuen Rechts, ... 3. ver: 
mehrte Auflage hrsg. von Herm. Gänßle. Stuttgart, J. 8. Metzler, 
1905. (VIII, 168 S.) 2,70 M. 

Iſay, Hermann: Schuldverhältnis und Haftungsverhältnis im 
heutigen Recht. Vortrag. Iherings J. 48. Bd. 187 — 208. 
Krückmann: Zur Lehre von den poſitiven Vertragsverletzungen. 

DIZ. 10. Ig. 205 — 207. 

Marcus: Findet § 343 BGB. im Falle der Geltendmachung der 
ſtatutariſchen Straffeſtſetzung einer Aktiengeſellſchaſt aus § 218 
Abſ. 2 HGB. Anwendung? SeuffBl. 70. Ig. 83—84. 

Rheinſtein: Die Rechtſprechung zum § 318 BGB. JW. 34. Ig. 
65—67. 

Schroeder, J. U.: Zu 8 321 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Meckl. 

223. Bd. 190 — 194. 

Wehli, Albert: Das Recht des Rücktrittes wegen Nichterfüllung 
gegenfeitiger Verträge. Vortrag. Oſt AG Z. 56. Ig. 96—98. 

e) Erlöfden der Schuld verträge. 

Die Feſtſtellung außerhalb des Prozeſſes. 
15. Bd. 26— 29. 

Klein, Peter: Untergang der Obligation durch Zweckerrcichung. 
Eine Unterſuchung auf dem Gebiete des deutſchen bürgerlichen 
Rechts. Berlin, J. Guttentag, 1905. (VII, 152 S.) 4 M. 

Marcus: Gegenſeitiges Verhältnis der SS 479 u. 390 Satz 2 BGB. 
Recht. 9. Ig. 40—41. 

Dertmann, Paul: Aufrechnung und Anweiſung. Recht. 9. Ig. 
33-36. 

Vonſchott, Robert: Bedarf es einer Mitwirkung des Gegenvormundes 
bei der Quittierung einer Mündelforderung? Beitrag zur Er⸗ 
läuterung der S$ 1812, 868 BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 9— 32. 

d) Übertragung der Forderung. 

Francke, W. Ch.: Kechtshängige Forderungen nach Abtretung oder 
überweiſung. (§ 406 BGB. und § 265 ZPO.) Seuff Bl. 69. Ig. 
561—563. 


Leiſtungen „Zug um Zug“. 


BEL. 


SächſArch. 


e) Schuldüber nahme. 

Silbermann, Eduard: Iſt zur Gültigkeit der ſogenannten kumu⸗ 
lativen Schuldübernahme die Schriftform erforderlich? Scuff Bl. 
70. Ig. 157 — 160. N 

) Nebrßeit von Hläudigern und Schuldnern. 
vacat. 
g) Einzelne Schuldverhältniſſe. 
1. Kauf und Cauſch. 

Büchner, Herm.: Die Gewährleiſtung beim Viehhandel nach dem 
BGB. Mit Erläuterungen, Beiſpielen ... 4. verbeſſerte und ver: 
mehrte Auflage. Landsberg, G. Verza, 1905. (45 S.) 0,60 M. 

Buerſchaper: Vorbehalt des Eigentums an Maſchinen. Ühlands 
TechnRdſch. 1905. Ausg. 1. Nr. 1. 13— 14. 

Cohn, M.: Die Wandlung bei Hingabe an eee durch 
Dritte. Recht. 9. Ig. 102 103. 


34 Jahrgang. 


Fuld: Die Kolliſion des Eigentumsvorbehaltes mit dem Hipothen⸗ 
recht. Puchelts 3. 36. Bd. 87 — 90. 
Grallert, R.: Mängelrügen bei Verkäufen von „Geſchäften“. 


Hanſ Z. 26. Ig. 1718. 

Hellbach: Mängel der verkauften Sache. Necht. 9. Ig. 6—9. 

Joſef, Eugen: Pfändungs⸗ und Vermieterpfandrecht. DIZ. 10. Ig. 
212— 213. ; 

Landsberg: Erſatzanſprüche des Käufers bei der Wandelung. 
PoſJurNſchr. 8. Ig. 17— 22. 

Marcus: Gegenſeitiges Verhältnis der §§ 479 u. 390 = 2 BGB. 
Recht. 9. Ig. 40—41. 

Neukamp: Finden auf den Verkauf von Inhaberaktien die Bor: 
ſchriften der 88 459 ff. BGB., 88 377, 378 HGB. oder diejenigen 
der SS 437, 438, 195 BGB. Anwendung? Holdheims YMSchr. 
14. Ig. 1—6. 

2. Schenkung. 

Bartolomäus: Mitgiftverſprechen und Schenkung. DIZ. 10. Ig. 
259 — 260. | 

Zoll, Friedrich: Sind Schenkungen bei Berechnung des Pflichtteiles 
in Anrechnung zu bringen oder nicht? Oſt AG Z. 56. Ig. 27—31, 
37 —38, 48 —49, 54 - 57, 60—63, 71—73, 78 — 82, 83 —86. 

3. Miete. pacht. 

Aull: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters im Mobiliar: 
verteilungsverfahren. Heſſaſpr. 5. Ig. 134 — 186. 

Berndorff: Iſt bei einem von zwei Ehegatten als Mieter ab⸗ 
geſchloſſenen Mietsvertrage die Kündigung des Mannes aus⸗ 
reichend, um das ä für beide Teile aufzulöſen? 
Recht. 9. Ig. 132— 133. 

Blume, v.: Das Reichsgericht und das ſogenannte Zurückbehaltungs⸗ 
recht des Vermieters. Recht. 9. Ig. 42— 43. 

Karſten: Nochmals Pfändungs⸗ und Bermieterpfandrecht. DIZ. 
10. Ig. 257 — 258. 

Koban, Anton: Die gesetzliche Bürgſchaft der SS 571 und 1251 
BGB. für das Deutſche Reich. Eine dogmatiſche Studie. Oſt R. 
2. Ig. 161 —163. 

Kraus: Zu S 570 BGB. Bay. 1. Ig. 103—104. 

Kuhn: Bezieht ſich §8 573 BGB. nur auf freiwillige Verfügungen 
oder auch auf Zwangsvollſtreckungen? DIZ. 10. Ig. 65— 66. 

Liepmann, P.: Gilt die Friſt des 3 561 BGB. für die Wider⸗ 
ſpruchsklage des Vermieters aus $ 805 ZPO.? Di. 10. Ig. 
299—300. | 

Mittelftein: Vereinbartes Zurückbehaltungsrecht des Vermieters 
und $ 289 StGB. DIZ. 10. Ig. 58 — 59. 


4. ſeihe. 
vacat. 
5. Darlehn. 
Affolter, A.: Das verzinsliche Darlehn. ee 26. Bd. 1—8. 
6. Bienſtvertrag. 

Boethke, Wilhelm: Der Dienſtvertrag der Beamten der Privat: 
eiſenbahnen (Haupt, Neben: und Kleinbahnen) in Preußen. 
Eiſenbe. 21. Bd. 209 — 212. 

Fuld: Der Anſpruch der Handlungsgehilfen auf Fortzahlung des 
Gehaltes. GewG. 10. Ig. 95— 97. 

Die Rechts⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe der Bureauangeſtellten. 
Soz Pr. 14. Ig. 487 —489. 

Schildbach, Bernh.: Die Lehrlingsfrage in den deutſchen Tarif: 
verträgen. SozPr. 14. Ig. 274— 277. 

Schirmacher, Käte: Die Frauenarbeit im Hauſe, ihre ökonomiſche, 
rechtliche und ſoziale Wertung. (Rechtsfragen 3.) Leipzig, F. Diet: 
rich, 1905. (29 S.) 0,50 M. 

Schulz, M. v.: Das Reichsgericht wider die Tarifverträge. Arch Sozw. 
20. Bd. 362—872. 
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Schwedler: Das Zeugnis über Leiſtungen. DJ Z. 10. Ig. 117—118. 

Sonnenbrodt: Reiſekoſten von Stellenbewerbern. Prerw Bl. 
26. Ig. 412—413. 

7. Werhserirag. 

Beſtimmungen über die zivilrechtliche Verantwortlichkeit für 
Leiſtungen der Architekten und Ingenieure. Aufgeſtellt vom er: 
bande Deutſcher Architekten⸗ und Ingenieur⸗Vereine 1886. Rev. 
durch die 32. Abgeordneten⸗Verſammlung des Verbandes in 
Dresden 1903. Berlin, Deutſche Bauzeitung in Komm., 1904. (7 S.) 

Dochnahl, P.: Die Gefahrtragung beim Werkvertrage nach 
römiſchem Rechte und dem BGB. Iherings J. 48. Bd. 241—314. 

Hilſe, B.: Die von den Architekten⸗ und Ingenieur⸗Vereinen bezw. 
dem Innungsverbande deutſcher Baugewerksmeiſter aufgeſtellten 
Gebührenordnungen ſind nicht gleichbedeutend mit Taxen bezw. 
Ortsgebrauch im Sinne des 8 632 BOB. IW. 34. Ig. 106 — 108. 

Wölbling: Der rechtliche Charakter des ſogenannten „Wagen⸗ 
nullens“. SozpPr. 14. Ig. 420—422. 


8. Mäklervertrag. 
Woltersdorff, Fritz: Die rechtliche Natur des Mäklervertrags. 
Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler, 1904. (62 S.) 1,50 M. 
9. Auslobung. 
vacat. 
10. Auftrag. 

Brunswig, P.: Die vertragsmäßige Haftung des Natgebers. 
Goldſchmidts Z. 56. Bd. 77 — 113. 

11. Geſchaftoführung ohne Auftrag. 

Baring: Aufwendungen, Verwendungen, Einrichtungen und ihr 
Erſatz. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. SächſArch. 14. Bd. 459— 478, 529 — 549, 661 —677; 
15. Bd. 30—48. 

12. Verwahrung. 

Wettſtein, Georg: Das Kafſenſchrankfach⸗Geſchäft (Collre- fort). 
2. [Titel: Ausgabe. Zürich, Schultheß & Co., 1905. (III, 123 
IX S.) 2,50 M. 2 = 

13. Einbringung ven Sachen dei Saſtwirten. 
vacat. 
15. Gemelaſchaſt. 

Choloney, Joſef: Die Teilungsklage. OſtR 3. 2. Ig. 155 — 161. 

16. feid rente. 
vacat. 
17. Spiel. Wette. 

Elſter, Alexander: Über den Begriff und die ſyſtematiſche Stellung 
der Spielverträge. ArchBürgR. 26. Bd. 34 — 53. 

18. Sürgſchaſt. 

Bendix: Zur Auslegung des § 773 Nr. 8 BGB. Bay. 1. Ig. 126. 

Lippmann: Der Kreditauftrag des BGB. N 48. Bd. 
315-398. 


19. vergleich, 


14. Ceſellſchaft. 


20. Schaldverſprechen. Schuidanerkenntuie. 


vacat. 
21. Anweiſung. 

Oertmann, Paul: Aufrechnung und Anweiſung. Kecht. 9. Ig. 33—86. 
N A. v.: Zur Lehre von der Anweiſung. Iherings J. 48. Bd. 1—62. 
22. Schuld derſchreidung auf den dichaber. 

Gierke, Otto: Einlöſung von Inhaberpapieren durch Geſchäfts⸗ 

unfähige. DIZ. 10. Ig. 92—99. 
23. Verlegung von Sachen. 
vacal. 
24. Ungerechtſernigte Sereidherung. 
Cüppers: Verteilung der Beweislaſt im zn des $ 815 BGB. 
DIZ. 10. Ig. 214. g g 
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Sinzheimer, 
9. Ig · 


Hugo: Lohnpfändung und Lohnausſall. Recht. 


36—38. 

25. Unerlaubte gandlungen. 

Bahr, Eugen: Gewährt das BGB. dem Produzenten Schutz gegen 
ſchädigenden Aufkauf und Preisunterbietungen ſeitens eines 
Kartells? Borna (Berlin, H. Bahr, 1905). (X, 66 S.) 2 M. 

Dernburg, Heinrich: Privatrechtlicher Schutz der Ehre. JW. 
84. Jg. 161—168. 

Fromme: Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Arztes für 
ſich und ſeine Hilfsperſonen. Vortrag. (Berliner Klinik. Ig. 1905. 
201. Heft.) Berlin, Fiſchers med. Buchh., 1905. (51 S.) 1,20 M. 

Haftung einer Stadtgemeinde für Handlungen des Stadtpflegers als 
Ortsarmenpflegers. Württ. 46. Ig. 879—383. 

Hirſch, [Karl]: Die Kartelle und die Geſetzgebung. DIL. 10. Ig. 
62—65. 

Hirſch, Karl: Kartelle und Verrufserklärungen. Hirths Ann. 88. Ig. 
77—79. 

Joſef, Eugen: Kaltabbrennen. Recht. 9. Ig. 41—42. 

Kißkalt, Wilhelm: Unfallverſicherungsgeſetzgebung und Delikts⸗ 
anſprüche. Bay Z. 1. Ig. 97— 102. 

Kohler, Joſef: Schutz des Nachrichtenverkehrs. ArchBürgR. 26. Bd. 
195 — 199. 

Lemke: Beſchädigung von Adern und Gärten durch Hunde. PrVerwBl. 
26. Ig. 472. 

Reinhard: Der Einfluß der öffentlich⸗rechtlichen Unfallverſicherung 
auf die zivilrechtliche Schadenserſatzklage. Recht. 9. Ig. 1—4,29—80. 

Siber: Zur Haftpflicht für Tiere und für Automobile. DIZ. 10. Ig. 
138 — 141. 

Stierle, G.: Die Haftung für Tiere im BGB. Stuttgart, Holland 
& Joſenhans, 1904. (114 S.) 2,40 M. 


3. Sachenrecht. 
L Allgemeines. 

Goldmann, E., u. Lilienthal, L.: Das Bürgerliche Geſetzbuch, 
ſyſtematiſch dargeſtellt. II. Bd. Sachenrecht. 1. Abt. Berlin, 
Fr. Vahlen, 1905. (S. 1— 160.) 3 M. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Recht. 9. Ig. 67— 71. 


II. Gingelfragen. 
a) Geht. 

Geismar, Joſef: Beſitz⸗ und Eigentumdübergang nach römiſchem 
und franzöſiſchem Rechte im Vergleich mit dem Syſtem des BGB. 
Puchelts Z. 35. Bd. 685 — 692. 

Koppmann, Friedrich: Darf der Gerichtsvollzieher den Schuldner 
in einer fremden Wohnung ohne Zuſtimmung des Wohnungs⸗ 
inhabers verhaften? JuſtizdRdſch. 3. Ig. 266— 267. 

Krönig, Emft: L. 18 § 1 und L. 34 pr. D. de acquirenda vel 
amittenda possessione. (41, 2.) Marburg. Diſſ. 1904. Berlin, 
E. Ebering, 1905. (76 S.) 2 M. 

Manigk, A.: Die VBorausſetzungen des Eigenbeſitzes nach BGB. 
Arch BürgR. 25. Bd. 316 — 325. 

Obſtfelder, v.: Zur Beſitzausübung durch Treuhänder beim Waren⸗ 
lombardverkehr. Goldſchmidts Z. 56. Bd. 126— 139. 

Ruppel, Jul.: Die Übertragung dinglicher Nechte an beweglichen 
Sachen bei Beſitz eines Dritten nach dem BGB. für das Deutſche 
Reich. Diſſ. Borna, 1904. (Glauchau, A. Peſchke.) (IX, 74 S.) 2 M. 


b) Allgemeine vorſchriften über Rechte an Grundſtücken. 

Gänßle, Friedrich: Das Grundbuch: und Hypothekenrecht des BGB. 
und der Liegenſchaftskaufvertrag des neuen Rechts... 3. vermehrte 
Auflage hrsg. von Hermann Gänßle. e J. B. Metzler, 
1905. (VIII, 168 S.) 2,70 M. 

Meyer, Karl: Zu 85 894, 1155 8GB. Seuff el. 70. Ig. 162—168. 


8. 1905. 


Stintzing: Vormerkung und öffentlicher Glaube des Grundbuchs. 
(Mit einer Gegenbemerkung Kretzſchmars in Dresden und einem 
Schlußworte des Verfaſſers.) Sächſ Arch. 15. Bd. 1—15. 

Stöver, Diedrich: Iſt die Einigung im Sachenrecht des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ein Rechtsgeſchäft? Arch BürgK. 26. Bd. 149 — 194. 

e) Eigentum. 

Baring: Aufwendungen, Verwendungen, Einrichtungen und ihr 
Erſatz. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag. SächſArch. 14. Bd. 459 —478, 529 — 549, 
661—677; 15. Bd. 80—48. 

Kriegsmann, N. Herm.: Der Rechtsgrund eas der Eigen⸗ 
tumsübertragung nach dem Necht des BGB. für das Deutſche 
Reich. Berlin, F. Vahlen, 1905. (IV, 120 S.) 2,80 M. 

Schmid, F.: Die Beſtätigung des Eigentumsübergangs nach 
Weimariſchem Recht. Thür Bl. 52. Bd. 1—15. 

Sellner, G.: Zu § 956 BGB. Bayg. 1. Ig. 118—116. 

Zimmermann, H.: Beeinträchtigung des Wertes von Grund⸗ 
ſtücken durch Fabrikanlagen. UhlandstechnRdſch., 1905. Ausg. 1 
Nr. 1, S. 14. 

d) Erbbaurecht. 

Meißgeier, Otto: Wohnungsfrage und Erbbaurecht. Neferat. 
(Flugſchriften des deutſchen Mieterverbandes. Hrsg. vom Verband 
deutſcher Mietervereine. Nr. 2.) Leipzig, O. Zöphel, 1905. 
(24 S.) 0,50 M. 

e) Dlengbarkeiten. 


Geller, Leo: Servitutenrechtliche und zuſammenhängende prozeß⸗ 
rechtliche Fragen. An einem praktiſchen Rechtsfall erörtert. 
Oſt3 Bl. 23. Ig. 97126. 

Michel: Zu SS 1090, 1093 BGB. (Die 
Wohnungsrechts.) Bay Z. 1. Ig. 78— 79. 


f) Vorhanfsrecht. g) Reallaſten. 
vacat. 


h) Gapstheh. Srundſchuld. 


Dienſtbarkeit des 


neutenſchuld. 


Dennler: Die Grundkreditformen des BGB. Juſtizd Rdſch. 
4. Ig. 8183. | 
Erlanger: Die Übertragung von Kredithypotheken, ins beſondere 


im Falle der Fuſion von eee Holdheims MSchr. 
14. Ig. 10— 11. 

Fuchs, Eugen: Rangftellung der Eigentümer: und Gläubigerhypothek. 
§ 1176 BGB. 28. 10. Ig. 115, 253— 254. 

Fuld: Die Kolliſion des Eigentums vorbehaltes mit dem Hypotheken⸗ 
recht. Puchelts Z. 36. Bd. 87—90. 

Gänßle, Friedrich: Das Grundbuch⸗ und Hypothekenrecht des BEL. 
und der Liegenſchaftskaufvertrag des neuen Rechts ... 3. vermehrte 
Auflage hrsg. von Hermann Gänßle. Stuttgart, J. B. Metzler, 
1905. (VIII, 168 S.) 2,70 M. 

Heinzerling: Erſtrecken ſich Hypotheken, Kaufſchillinge, Leibgedinge 
auch auf den Bodenteil, der zu dem belaſteten Grundſtücke nach 
der Begründung der Belaſtung hinzutritt? HeſſRſpr. 5. Ig. 158 — 159. 

Koban, Anton: Die geſetzliche Bürgſchaft der 88 571 und 1251 BSP. 
für das Deutſche Reich. Eine dogmatiſche Studie. Oſtgrg. 
2. Ig. 161—168. 

Kretzſchmar: Die Berückſichtigung des Zubehörs bei der Beleihung 
von Grundſtücken. Z Bl G. 5. J. 613—618. 

Meyer, Karl: Zu §8 894, 1155 BGB. SeuffBl. 70. Ig. 162 — 168. 

Schwab, Wenzel: Zur Rechtsſtellung des Totalhypothekars bei ge⸗ 
teiltem Eigentum. Gerd. 49. Ig. 181 —182. 

Vleugels: Einwirkung der Rangänderung von Hypotheken auf 
Zwiſchenhypotheken. Rhein Not. Z. 49. Ig. 257— 260. 


I) Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Aechten. 


Joſef, Eugen: Pfändungs⸗ und Vermieterpfandrecht. DIZ. 10. Ig. 
212— 213. 


34. Jahrgang. 


Karſten: Nochmals Pfändungs⸗ und Vermieterpfandrecht. 
10. Ig. 257— 258. 

Liebrecht: Ein Beitrag zur Frage, betreffend die Pfändbarkeit der 
ſogen. Leihmöbel. KGBl. 16. Ig. 13—17. 

Oppenheimer, Ernſt: Über das Pfandrecht an Rechten. BankArch. 
4. Ig. 57—58. 


DIR. 


4. Familienrecht. 
1 Allgemeines. 

Entſcheidungen über Familienrecht. Württ Z. 46. Ig. 366—370. 

Meiſner, J.: Das bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche Reich 
nebſt dem Einführungsgeſetze. Kommentiert. 4. Buch. Familien⸗ 
recht. Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (VIII, 388 S.) 5 M. 

II. Einzeſfragen. 
a) Sürgerliche Ehe. 

Bollenbeck: Nochmals der Ausſchluß ſämtlicher Abkömmlinge von 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. DNotV. 5. Ig. 75—81. 
Burth: Hat der Eintrag einer ehelichen Gütergemeinſchaft ins 

Güterrechtsregiſter praktiſchen Wert? WürttZ. 47. Ig. 1—7. 

Clarus, E.: Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
SeuffBl. 70. Ig. 77— 79. 

Francke, W. Ch.: Güterſtands⸗Anderung zuungunſten eines unter⸗ 
haltsberechtigten Verwandten. Seuff Bl. 70. Ig. 160 — 162. 
Reichel: Welches Amtsgericht iſt zur Erteilung des Wiederverehe⸗ 

lichungszeugniſſes zuſtändig? ZBIF G. 5. Ig. 369 —371. 

Ritter: Rechtliche Stellung des von einer Frau nach der Todes⸗ 
erklärung ihres Mannes geborenen Kindes. Rhein AV. 22. Ig. 
136 — 140. 

Schefold: Geſchäftsfähigkeit und Verfügungsrecht, nicht Verfügungs⸗ 
fähigkeit der Ehefrau. DIZ. 10. Ig. 210— 211. 

Stern, Walt.: Die Schlüſſelgewalt der Ehefrau nach dem BGB. 
auf der Grundlage des bisherigen deutſchen Rechts. Diſſ. Berlin, 
Struppe & Winckler, 1905. (94 S.) 2 M. 

Wetzel, Paul: Die Verweigerung der ehelichen Gemeinſchaft. 
Arch BürgR. 26. Bd. 54 — 148. 

Zelter: Ausſchluß ſämtlicher Abkömmlinge von der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. DNotV. 5. Ig. 20 — 25. 

d) Lerwandiſchaft. 

Braßloff, Stephan: Die Legitimation der liberi adulterini durch 
nachfolgende Ehe im heutigen Recht. Grünhuts Z. 32. Bd. 137 — 154. 

Bré, Ruth: Keine Alimentationsklage mehr! Schutz den Müttern! 
Ein Weckruf an alle, die eine Mutter hatten. (Rechtsfragen. 2.) 
Leipzig, F. Dietrich, 1905. (31 S.) 0,50 M. 

Hamm: Eheverträge zwecks Umgehung der geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht. DJZ. 10. Ig. 54 —56. 

Hettmann: Zu 88 1705, 1707, 1631, 1793 BGB. Recht. 9. Ig. 41. 

Imhoff: Eheverträge zur Umgehung der geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht. DIEB. 10. Ig. 209 — 210. 

Meitel: Können Eheleute ſich der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
gegenüber den Eltern des einen Ehegatten durch den nachträg⸗ 
lichen Abſchluß eines Gütertrennungsvertrags entziehen? Recht. 
9. Ig. 72—74. 

Meyer, A.: Der Beginn der Unterhaltspflicht der Mutter nach 
Ableben des Vaters. DIZ. 10. Ig. 166. 

Poetzſch, Hans: Die rechtliche Stellung der unehelichen Kinder nach 
BGB. §8 1705—1718. Leipzig, O. Wigand, 1905. (110 S.) 
1,50 M. 

Ritter: Können Eheleute ſich der geſetzlichen Unterhaltspflicht gegen⸗ 
über den Eltern des einen Ehegatten durch den nachträglichen 
Abſchluß eines Gütertrennungsvertrages entziehen? Recht. 
9. Ig. 10—11. 

Teutſch: Der Beginn der Unterhaltspflicht der Mutter nach dem 
Tode des Vaters. DIZ. 10. Ig. 310. 
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Wörner, Gerhard: Der Nechtäbegriff: unehelicher Vater. Sächſürch. 
15. Bd. 52—57. 

Zimmermann, Willy: Die Ausſteuer und die Ausſtattung nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche für das Deutſche Reich. Diſſ. Berlin, 
Struppe & Winckler, 1905. (VIII, 47 S.) 1 M. 


c) dermunbſchaft. 

Goldberg, Hugo: Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung. 
Bonn 1904. Diſſ. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1905. 
(94 S.) 2 M. 

Joſef, Eugen: Nochmals die „Mitteilung“ des Vormundes nach 
BGB. 8 1829 Abſ. 1 Satz 2. Zl. 5. Ig. 649652. 
Lion, Max: Die Mitvormundſchaft. Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler, 

1905. (IX, 66 S.) 1,60 M. | 

Pitel: Aufbringung der in vermögensloſen Vormundſchaften vom 
Vormunde gemachten Aufwendungen. Bl G. 5. Ig. 543 — 545. 

Schott, A.: Wiederaufhebung der Entmündigung oder Umwandlung 
der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit in ſolche wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche? Nebſt Bemerkungen über die Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche. Friedreichs Bl. 55. Ig. 414 —421; 56. Ig. 13—22, 
122 — 127. 

Schultheis: Die Mitteilung nach BGB. § 1829 Abſ. 1 Satz 2 als 
Vorausſetzung der Wirkſamkeit der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung. 3 Bl G. 5. Ig. 361 —366. 

Thieſing: Das Vormundſchaftsrecht. (Populäre Rechtskatechismen. 
Hrsg. von Marie Naſchke.) Berlin, Verlag der „Frauen⸗Rund⸗ 
ſchau“, 1905. (76 S.) 0,75 M. 

Vonſchott, Robert: Bedarf es einer Mitwirkung des Gegenvormundes 
bei der Quittierung einer Mündelforderung? Beitrag zur Er⸗ 
läuterung der 88 1816, 368 BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 9— 32. 

Wirtz: Iſt der Vormund vermögensloſer Mündel verpflichtet, Aus: 
lagen aus eigenen Mitteln zu beſtreiten? DIZ. 10. Ig. 165 — 166. 


5. Erbrecht. 
a) Eröfelge. 
Pfützner, Martin: Der Fiskus als geſetzlicher Erbe. 
Holze & Pahl, 1905. (VII, 46 S.) 1 M. 


b) Aechitiche Stelung des Erben. 

Adam, Max: Iſt durch die Ausſchlagung der Vorerbſchaft von ſeiten 
des überlebenden Ehegatten die Nacherbfolge der geſetzlichen Erben 
der Ehefrau trotzdem eingetreten? JuſtizdRdoſch. 4. Ig. 40. 

Breit, James: Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt und ihre 
Anfechtung wegen Irrtums. DNotB. 5. Ig. 141—164. 

Herzfelder: Hindern die aufſchiebenden Einreden aus SS 2014, 
2015 BGB. den Verzug des Erben? DZ. 10. Ig. 61—62. 

Joſef, Eugen: Erörterungen zum Auseinanderſetzungsanſpruche der 
Miterben. Gruchots Beitr. 49. Ig. 32—66. 

Meyer, H.: Iſt zu tadeln, daß ein ausdrücklicher Ausſpruch im BGB. 
darüber, ob grundſätzlich der Erbe unbeſchränkt oder beſchränkt für 
die Nachlaßverbindlichkeiten hafte, fehlt? Seuff Bl. 70. Ig. 79— 83 

Reinhardt: Zu § 2006 BGB. Weder ein Nachlaßgläubiger noch 
ein Pflichtteilsberechtigter, der nicht Erbe iſt, kann vom Erben die 
Leiſtung des Offenbarungseides gemäß § 2006 BGB. im Prozeß⸗ 
wege erzwingen. Bay Z. 1. Ig. 95—97. | 

Schmale: Die dingliche Wirkung der Verfügung des Miterben über 
feinen Anteil am Nachlaſſe. 3ZBlF G. 5. Ig. 366— 369. 


e) Feſtament. 
Dennler: Hat die Verkündigung einer Verfügung von Todes wegen 
auch bei Nichtanweſenheit von Beteiligten zu erfolgen? ZBl G 
5. Ig. 534 —536. 
Gerber: Erbeinſetzung oder Vermächtnis? Bay. 1. Ig. 24— 26. 
Grieſer: Datierung und Auslegung von Teſtamenten. Bay Z. 1. Ig. 
79 80. 
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Koch: Zu § 2065 Abſ. 2 BGB. Bay. 1. Ig. 104. 

Sandheim: Kann teſtamentariſch die Leichen verbrennung rechts⸗ 
wirkſam angeordnet werden? Recht. 9. Ig. 43. 

Joſef, Eugen: Nochmals die teſtamentariſche Anordnung der Leichen⸗ 
verbrennung. Recht. 9. Ig. 103—104. 

Sauer, Karl: Zu den Formfragen bei Dorfteſtamenten. Bay. 
1. Ig. 69 — 71. 

Scherer: Wann beginnt die Ausſchlagungsfriſt für einen pflichtteils⸗ 
berechtigten Nacherben? (SS 2142, 2306 BGB.) Bap Z. 1. Ig. 105. 

Schmitt: Form des eigenhändigen Teſtaments. BGV. § 2231. 
Bang. 1. Ig. 77— 78. 


d) Grö vertrag. 
2278 BGB. Necht. 9. Ig. 11—12. 


e) Pflichtteil. 

Hahn, Rob.: Das Recht auf Ergänzung des Pflichtteils nach dem 
BGB. (SS 2325 ff.), unter Berückſichtigung der gemeinrechtlichen 
querela inofficiosae donationis sive dotis. Berlin, F. Vahlen, 
1905. (124 S.) 2,80 M. 

Scherer: Wann beginnt die Ausſchlagungsfriſt für einen pflichtteils⸗ 
berechtigten Nacherben? (§§ 2142, 2306 BGB.) Bay 3. 1. Ig. 100. 

Schwerin, Frhr. v.: Das Pflichtteilsrecht des BGB. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 4—6, 17-18, 35-37, 49— 51, 84 —85, 276 — 280. 

Zoll, Friedrich, jun.: Sind Schenkungen bei Berechnung des Pflicht: 
teiles in Anrechnung zu bringen oder nicht? Oſt GZ. 56. Ig. 
27-31, 37-38, 48 —49, 54 — 57, 60—63, 71-73, 18—82, 
83 — 86. 


Meyer, H.: Zu 8 


1) Erbunwärbdigkeit. 
vacat. 


h) Ersſchein. 


Dennler, K.: Erbſcheinserteilung bei Erbteilsabtretung. Juſtizd Ndſch. 
4. Ig. 88-89. 


g) Erb verzicht. 


j) Froſchafis lauf. 
vacat. 


e) Einführungsgeſetz zum 868. 
Eſſelborn: Nachwirkungen des alten Rechts. Bad Not. 3. Ig. 40 —42. 
Mangler, Otto: Die Wirkung altrechtlicher gemeinſchaftlicher Teſta⸗ 
mente unter Ehegatten in Beziehung auf die Anſprüche des von 
dem wiederverheirateten Teile unter der Herrſchaft des neuen Rechts 
hinterlaſſenen zweiten Ehegatten. SächſArch. 14. 8d. 684 — 694. 
Löwenſtein, Siegfr.: Das Privatklagerecht des geſetzlichen Ver⸗ 
treters. 88 65, 195 StGB., 414 StPO., Art. 34 VI CG. z. BGB. 
IW. 34. Ig. 108 — 109. 
Schneider: Zum baverifchen Abergangsrecht. Bay Z. 1. Ig. 6— 10. 


III. Handels. und Verkehrsrecht. 
A. Allgemeines. 


Baſch, Jul.: Handelsgeſetzbuch vom 20. V. 1897 und allgemeine 
deutſche Wechſelordnung nebſt Einführungs- und Ergänzungs⸗ 
geſetzen. (Ausgabe ohne Seerecht.) Erläutert durch die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts und des vormaligen Reichs⸗Ober⸗ 
handelsgerichts. 6., verbeſſerte Auflage. Berlin, H. W. Müller, 1905. 
(VIII, 419 S.) 2 M. 

Gutſche, Georg: Rechtsverhältniſſe des Handels. 5 gemeinverſtändliche 
Vorträge, gehalten auf Veranlaſſung der Handelskammer zu Magde⸗ 
burg. Magdeburg, Heinrichhofens Sort., 1905. (VI, 225 S.) 5,50 M. 

Kaufmann, Emil: Handelsrechtliche Rechtſprechung. Nach dem 
Syſtem der Geſetze bearbeitet und zuſammengeſtellt. 5. Bd. (Ent⸗ 
hält die Rechtſprechung des Jahres 1904.) Hannover, Helwing, 
1905. (VIII, 545 S.) 5 M. 

Koch, R.: Das dreißigjährige Jubiläum des e BankArch. 
4. Ig. 81—82. 
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B. Einzelfragen. 
1. Handelsperſonenrecht. 

* Bekanntmachung des Gouverneurs von Deutſch⸗Oſtafrika, betr. Ge: 
werbeſteuer und Handelsregiſter in den Bezirken Muanſa und 
Bukoba. Vom 30. Januar 1905. KBl. 16. Ig. 181. 

* Erlaß des Miniſters für Handel u. Gewerbe vom 3. Januar 1905, 
betr. Zahlungen an Handelsfirmen. PrMBlHdlVerw. 5. Ig. 11. 

Hartmann, Walter: Was iſt unter dem „Betreiben“ eines Handels⸗ 
gewerbes in $ 60 HGB. zu verſtehen? Holdheims MSchr. 14. Ig. 
44 —47. 

Horrwitz, Hugo: Das Recht der Handlungsgehilfen und Handlungs⸗ 
lehrlinge, auf Grund des Handelsgeſetzbuches, der Neichs⸗Gewerbe⸗ 
ordnung, der Reichs⸗Verſicherungsgeſetze, des bürgerlichen Rechts 
und des Geſetzes über die Kaufmannsgerichte. Dargeſtellt für 
Juriſten und Kaufleute. 2. vollſtändig neu bearb. Auflage. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (203 S.) IM. 

Zu $ 18 Abſ. 2 HGB. Württ Z. 46. Ig. 364 —366. 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 


Bondi, Felix: Hinterlegung von Wertpapieren zwecks Ausübung 


des Stimmrechts auf Grund derſelben. Sächſ Arch. 14. Bd. 
657661. 
Fiſcher, R.: Die Bilanzwerte, was ſie ſind und was ſie nicht ſind. 


1. Teil. (Aktien⸗ und bilanzrechtliche Schriften. 
Dietrich, 1905. (XII, 142 S.) 

Frankenburger: Vertretung der Aktiengeſellſchaft. Bay Z. 1. Ig. 
104 —105. 

Fuld: Naturalteilung von Aktien bei Liquidation. Holdheims MSchr. 
14. Ig. 41—44. 

Markus: Findet § 343 BGB. im Falle der Geltendmachung der 
ſtalakariſchen Straffeſtſeßung einer Aktiengeſellſchaft aus §S 218 
Abſ. 2 HGB. Anwendung? SeuffBl. 70. Ig. 83—84. 

Leiſt, E.: Die Sanierung von Aktiengeſellſchaften. Eine Darſtellung 
der Rechtsbehelfe des deutſchen Aktiengeſetzes zur Wiederaufrichtung 
notleidender Geſellſchaften unter Berückſichtigung der einſchlagenden 
bilanz⸗, ſteuer⸗ und börſenrechtlichen Vorſchriften und derer des 
Schuldverſchreibungsgeſetzes vom 4. XII. 1899, nebſt Muſter⸗ 
beiſpielen und Formularen für den praktiſchen Bd Berlin, 
F. Siemenrotb, 1905. (XI, 180 S.) 4 M. 

Marcus: Über die prozeſſuale Geltendmachung des Anſpruchs eines 
Aufſichtsratsmitgliedes einer Atktiengeſellſchaft auf Decharge. 
Holdheims MSchr. 14. Ig. 40 — 41. 

Mayer, Edmund: Die Minorität 
Holdheims MSchr. 13. Ig. 289 — 292. 

Proportionalvertretung in Aktiengeſellſchaften. 
15. Ig. 25—28. 

Ullmann, Julius: Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und 
ihre Entwicklung. Vortrag. IBl. 34. Ig. 148. 

Wachtel, J.: Zur Frage der Haftung der Mitglieder einer 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung. GerH. 49. Ig. 217219. 


. 1. Bd.) Leipzig, 


der Generalverſammlung. 


Akt. 


3. Handelsobligationenrecht. 


* Bekanntmachung, betr. Anderung des § 51 Abſ. 2 und der Anlage B 
der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung. Vom 4. Februar 1905. ROUAL. 
Nr. 3 S. 710. 

* Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 23. Januar 1905, 
betr. die Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung. PrEiſenb ul. 
Nr. 5 S. 15. 

* Verfügung des Reichspoſtamts vom 16. Juni 1904, betr. Anderung 

der Telegraphenordnung. RPoſt ABl. Nr. 12 S. 45. 

* Verfügung des Reichspoſtamts vom 17. Januar 1905, betr. briefliche 
Mitteilungen auf der ee der Anſichts⸗Poſtkarten. 
RPoſtABl. Nr. 2 S. 5. N 


34. Jahrgang. 


Breit: Die Emiſſionsboniſikationen und das Reichsgericht. BankArch. 
4. Ig. 65—70. 

Eger, Georg: Die Geltendmachung und Verjährung von Fracht⸗ 
erſtattungaanſprüchen bei unrichtiger Tarifanwendung oder 
Rechnungsfehlern. (Nach 5 61 der neuen deutſchen Gifenbahn- 
verkehrzordnung vom 26. Okt. 1899.) Sächſurch. 15. Bd. 16—26. 

dagen: Ein Beitrag zum Börſengeſetze. DIZ. 10. Ig. 109—110. 

Hdemptenmather, Theodor: Zur Börſengeſetz⸗Novelle. DWirtſchg. 
1. Ig. 2578. 

Hirſch, Karl: Kartellgeſetzgebung. Sozpr. 14. Jg. 584588. 

Holz, Leonhard: Die Prchriengeſchäfte. (Berliner Juriſtiſche Bei⸗ 
träge zum Zivilrecht, Handelsrecht, Strafrecht und Strafprozeß 
und zur vergleichenden Nechtswiſſenſchaft hrag. von J. Kohler, 
6. Heft.) Berlin, N. v. Deckers Verl., 1905. (VIIII, 48 S.) 2 N. 

Kartell⸗Nund ſchau. Zeitſchrift für Kartellweſen und verwandte Ges 
biete. Hrög.: S. Tſchierſchky und Joſ. Borger. Ned. : Joſ. 
Borger. 3. Ig. 1905. 12 Hefte. Wien, E. W. Stern. 25 M. 

Liefmann, Rob.: Kartelle und Truſts. Stuttgart, E. H. Moritz, 
1905. (143 S.) 0,80 M. 

Liefmann, Rob.: Die bisherigen Ergebniſſe der deutſchen Kartell: 
enquete. 3 DBollsw. 18. 8d. 440. 

Loeb, Ernſt: Die europäiſchen Effektenbanken, ihre Stellung in der 
Volkswirtſchaft und im Altienrecht. Vortrag. ZBERMIL. 
4. Jg. 459-408. 

Luſensky, F.: Geſeh, betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf⸗ 
bewahrung fremder Wertpapiere. Bom 5. VII. 1896. Text- 
Ausgabe mit Erläuterungen, Einleitung und Sacheegiſter. 
2. verbeſſ. Aufl. (Guttentags Sammlung deutſcher Neichsgeſetze. 
Text⸗Ausgaben mit Anmerkungen, Nr. 40) Berlin, J. Gutten⸗ 

tag, 1905. (108 S.) 1 M. 

Reulamıp: Finden auf den Verkauf von Inhaberaktien die Vor⸗ 
ſchriften der 88 459 ff. BER, 88 877, 878 HGB. oder die 
jenigen der 88 437, 488, 195 BGB. Anwendung? Holdheims MSchr. 
14. Jg. 1—6. 

Zu 5 58 der Eiſenbahn⸗Betriebsorbnung. Recht. 9. Ig. 89. 

Reindl, Max: Haftung der Eiſenbahn bei Beförderung des Gutes 
in offenem Wagen. Eiſenbé. 21. Bd. 188—194. 

Senckpiehl: Die nachträgliche Annahmebereitſchaft des Empfängers 
beim Frachtvertrage. EiſenbE. 21. Bd. 204 — 208. 

Simon, Beit d.: Zur Frage der Bonifilationen im Bankverkehr. 
DIZ. 10. Ig. 254—257. 

Thorwart, F.: Die erſte Leſung der Börſengeſetz⸗Novelle in der 
Reichstagskommiſſion. Holdheims MSchr. 14. Jg. 6—10. 

Wulff, Alb.: Die Börſengeſetznovelle. Kritiſche Bemerkungen und 
Vorſchläge. Hamburg, O. Meißners Berlag, 1905. (46 S.) 1 M. 

4. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 

Bekanntmachung, die Erteilung der Nheinichifferpatente betr. 
Bom 22. 3. 1905. Bay sl. Nr. 16 S. 165—170. 

Brodmann, C.: Die Seegeſetzgebung des Deutſchen Reiches. Mit 
Erläuterungen und Ergänzungen herausgegeben. 2. vermehrte 
Auflage. (Die Geſetze des Deutſchen Reiches in kurzgefaßten 
Kommentaren. 3.) Berlin, D. Häring, 1905. (XXIII, 1124 S.) 18 M. 

Pannier, Karl: Reichsgeſetze, betr. die privatrechtlichen Berhältnifie 
der Binnenſchiffahrt (Fafſung der Bekanntmachung vom 20. V. 1898) 
und der Flößerei. Textausgabe, 3. Aufl. (Univerſal⸗Bibliothek 

„ 5 8 Ph. Neclam jun., 1905. Geb. 0,60 M. 

erels, L.: Internationale Signalbuch und das che 
Seerecht. Golbſchmibts g. 58. Bb. 114—125. ui 

Schneider, Karl: Das Grengebiet von Stranbungdorbnung und 
Binnenſchiffahrtsgeſetz. Goldſchmidts Z. 56. Bd. 22—43. 

Schroedter, C.: Eniſcheidungen bes kaiſerl. Oberſeeamts und der 
Serlmter zu Hamburg und Berwerhaven aus dem Jahre 1904. 
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Ergänzungsband des Jahrbuchs der Needereien und Schiffswerften. 
Hamburg, Verlagsanſtalt u. Druderei, 1905. (VI, 74 S.) 2,50 M. 

Neue deutſche Seemanns ordnung, vom 2. VI. 1902, nebſt eins 
ſchlägigen Geſetzen und amtlichen Bekanntmachungen. Ausg. für 
das Großherzogtum Oldenburg. Oldenburg, G. Stallings Verl., 
1904. (70 S.) 0,80 M. | 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 
Bafch, Jul.: Allgemeine deutſche Wechſelordnung und Wechſel⸗ 
ſtempelſteuergeſetz. Erläutert durch die Rechtſprechung des Reich: 
gerichts und des vormaligen RNeichsoberhandelsgerichts. 5. ver⸗ 
beſſerte Auflage. Berlin, H. W. Müller, 1905. (IV, 88 S.) 
0,60 M. 
Cohn, Georg: Der Kampf um den Wechſelproteſt, Vortrag. Be⸗ 
ſprochen von A. K. 381. 34 Ig. 137—188. 
Simonſon: Scheckrechtliche Betrachtungen. I—II. Bankrch. 
4. Ig. 70-78, 82—67. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 
a) Literariſches Arheberrecht. 

Biberfeld: Das Urheberrecht an Formularen für kaufmänniſche 
Buchführung. Buch Börſl. 72. Ig. 2227— 2228. 

Clauſen, Julius: Der Brief als literariſches Eigentum. Autori⸗ 
ſierte Überſetzung aus dem Däniſchen von Guſtav Barg um 
Buch Börſcdl. 72. Ig. 2064 — 2067. 

Fuld: Die Folgen eines Redaktionsverſehens. Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 
65—66. 

Hanauer, W.: Der 818 des Urhebergeſetzes (Nachdruck von 
Zeitungsartikeln) und feine Reform. Hirths Ann. 38. Ig. 
147—158. 

Hennig, Paul: Gloſſen zum amtlichen Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
der Photographie. BuchBörſl. 72. Ig. 5991 — 5998. 

Röthlisberger, Ernſt: Der IX. internationale Preſſekongreß in 
Wien. 11.—15. September 1904. Gewnſchutz. 9. Ig. 364370. 

Schaefer, Karl: Partieller Nachdruck und erlaubte teilweiſe Be⸗ 
nutzung urheberrechtlich geſchützter Werke. Buch Börſol. 72. Ig. 
1493 —14956. 

Die Unterlaſſungsklage im Urheberrecht. BuchBörſel. 72. Ig. 


182—133. 
b) Aunſturheberrecht. 

Zum Entwurf eines Geſetzes betreffend das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künſte und der Photographie. BuchBörſol. 72. Ig. 
1264 — 1267. 

Gerſchel, H.: Zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Ur⸗ 
heberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. 
GewgRſchutz. 9. Ig. 349—352. 


c) Patentrecht. 

* Bekanntmachung, betr. die Patentſchriftenauslegeſtellen im Deutſchen 
Reich. PRZU 11. Jg. 1-4. 

Bekanntmachung, betr. den Schutz von Erfindungen, Muſtern u. 
Warenzeichen auf den 1905 in Lüttich, Görlitz u. Oldenburg 
ſtattfindenden Ausſtellungen. Vom 20. Februar 1905. RGBl. 
Nr. 6 S. 33. 

Alexander⸗Katz, Paul: Das erſchlichene Patent. Geweſchutz. 
10. Ig. 33—38. 

Alexander⸗Katz, R.: Zur Frage der Rückzahlung der Beſchwerde⸗ 
gebühr. VDpatA. 5. Ig. 5—6. 

Ephraim, Julius: Der 5 40 des Deutſchen Patent⸗Geſetzes und 
der unlautere Wettbewerb. UnlW. 4. Ig. 27—28. 

Sfay, Hermann: Die Zuziehung der Beteiligten zu den Beweis: 
terminen im Patenterteilungsverfahren. VDpatA. 4. Ig. 81—82. 

83 
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Meili, F.: Die patentrechtlichen Anſprüche eines Angeſtellten. Ein 
Rechtsgutachten. GewRſchutz. 10. Ig. 88—48. 

Tolksdorf, B.: Der Ausübungszwang patentierter Erfindungen. 
Gewſchutz. 9. Ig. 852—854. | 

Stort, Th.: Die Stellung des Vorprüfers nach dem Geſetz und der 
Praxis. (Beiträge zum formellen Patentrecht.) VDPaıl. 4 Iq. 
84—88. | 

Wirth, R: Borprüfer und Vorbeſcheid. VDPatA. 5. Ig. 1—5. 

Wirth, N.: Gewerblicher Fortſchritt und Kritik in der Patents 
beſchreibung. BDpatA. 5. Ig. 7—8. 


d) Auſter- und Karkenſchutzrecht. 

Bezeichnung der in die Gebrauchsmuſterrolle eingetragenen Modelle. 
Recht. 9. Ig. 9. 

Landgraf: Iſt gegenüber dem Gebrauchsmuſterrecht das Recht der 
Vorbenutzung anzuerkennen? Chem Ind. 28. Ig. 53—55. 

Schanze, Osk.: Sammlung induſtrierechtlicher Abhandlungen. L. Bd. 
(In 6 Heften.) 1. Heft. Der Anſpruch auf Löſchung des Ge⸗ 
brauchsmuſters. Leipzig, H. Buſchmann, 1905. (57 S.) 8 N. 


e) Warengeichenrecht. f 

* Beichentvefen. — Verzeichnis der Stellen im Deutſchen Reiche, an 
denen das Warenzeichenblatt zur Einſicht ausliegt. PRZBL 
11. Jg. 28— 29. 

Finger: Der Einfluß der Union auf 88 15, 16 des Warenbezeich⸗ 
nungsgeſetzes. GewRſchutz. 9. Ig. 863—864. | 

Fuld: „Nordhäuſer“. UnlW. 4. Ig. 37. 

Fuld: Negative Feſtſtellungsklage bei eingetragenen Warenzeichen. 
GewRſchut. 10. Ig. 16—19. | 

Meikel, G.: Genießen Büchertitel Warenzeichenſchutz? Recht. 
9. Ig. 182. 5 

Meili, F.: Die Adler⸗ und Geier⸗Marke vor Gericht. Ein Kechts⸗ 
gutachten. GewRſchutz. 9. Ig. 354 — 359. 

Rauter, Guſtav: Warenzeicheneigenſchaft und Ausſtattungsſchutz. 
GewRſchutz. 10. Ig. 8—15. 

Schepeler, Georg: Ein Beitrag zur Kognak⸗Frage. Unl W. 4. Ig. 
81—32. 

Seligſohn, Arnold: Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen, 
erläutert. 2. Aufl., bearbeitet in Gemeinſchaft mit Martin 
Seligſohn. Berlin, J. Guttentag, 1905. (IV, 349 S.) 7 M. 

Seligſohn, Martin: Mberblid über die Literatur des deutſchen 
Warenzeichenrechts im Jahre 1904. Geweſchutz. 10. Ig. 
19—21. 

Waſſermann, Martin: Ein Vergehen gegen § 16 des Waren⸗ 
zeichengeſetzes kann auch durch Unterlaſſung begangen werden. 
Strafrechtlich haftet auch der Stellvertreter für die Nichterfüllung 
der ſeinem Auftraggeber geſetzlich obliegenden Verpflichtung. 
Unl W. 4. Ig. 38. | 

Waſſermann, Martin: Der Unterlaſſungsanſpruch richtet ſich 
nicht nur gegen den Täter, ſondern auch gegen den Anſtifter. 
Warenzeichengeſetz $ 12. Unl W. 4. Jg. 26—27. 


f) Unlauterer Wettbewerb. 
Bachem, Julius: Die Anträge zum Wettbewerbgeſetz im Reichstag. 
Unl W. 4. Ig. 25 — 26. 
Fuld: Gelegenheitskauf; Anſchein franzöſiſchen Kognaks. UnlW. 
4. Ig. 50. 

Marcus: Zur prozeſſualen Geltendmachung der Unterlaſſungs⸗ 
anſprüche des Wettbewerbgeſetzes. Unl W. 4. Ig. 46 —47. 
Rauter, Guſtav: Zur Reform des Geſetzes zur Bekämpfung des 

unlauteren Wettbewerbs. UnlW. 4. Ig. 50— 52. 
ungewitter: Der vierte Ausverkauf. Plakate. Vergleich. UnlW. 
4. Ig. 4950. 
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| VI. Verfigerungsredt. 

Danz, E.: Lebensperfiherung „zugunſten der Erben“. Recht. 
9. Jg. 89—92. N 

Feuer⸗Verſicherung. — Umfang der Gefahr nach dem Entwurf eines 
Geſetzes über den Berſicherungavertrag. ZBerfidel- 1905. 126—127. 

Zur Frage der Haftpflichtverſicherung. ZKleinb. 12. Ig. 165—166. 

Hagen: Prozeſſuale Fragen auf dem Gebiete des Berſicherungz⸗ 
rechts mit beſonderer Rückſicht auf die Feuerverſicherung. Vortrag. 
Bericht von Gerhard. Recht. 9. Jg. 9—10. 

Hupka, Joſef: Wie weit iſt bei Berficherungsvertrügen bie Be 
tragsfreiheit hinſichtlich der Verwirkungs klauſel durch zwingende 
Rechts ſätze zugunſten des Verſicherten einzuſchränken ? Crünhuts 3. 
32. Bd. 109—186. 

Hupka, Joſef: Die Verwirkungsklauſel der Verficherungs verträge vor 
dem Deutſchen Juriſtentag. ZVerſWifſ. 5. Ad. 123—187. 
Die Kinder » Todesfallverfigerung in dem Entwurf eines 
Geſetzes über den Berficherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 97—99, 

112—1 18. 

Die „Kleine Lebensverſicherung“ im Entwurfe eines Geſetes 
über den Verſicherungsvertrag. ZVerſceſ. 1905. 43. 

Lüders, Elſe: Das Problem der Mutterſchafts verſicherung. 
ZVerſWiſſ. 5. Bd. 20—64. | 

Manes, Alfred: Verſicherungsweſen. (Teubners Handbücher für Handel 
und Gewerbe. Hrsg. von van der Vorght, Schumacher und Stege 
mann.) Leipzig, B. G. Teubner, 19065. (AI, 468 ©.) 9,40 RN. 

Rau: Zur Rechtſprechung in Unfalverſicherungsprozeſſen. SVerſwiff. 


5. Bd. 34 —44. f 

Reinbeck, E.: Die Haftung der Verſicherungs forderung für 
Hypotheken und Grundſchulden. München, & . Beck, 1908. 
(III, 189 S.) 4,50 M. 

Samſon, Joſef: Über den Verlauf von Unfällen Berficherter. 
8VerſWiſſ. 5. Bd. 83— 122. 

Schloß, Siegfr.: Die Rechte der Berficderten an der Prüämienreſerve 
nach dem Geſetze über die privaten Verſicherungsunter nehmungen 
vom 12. V. 1901. Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler, 1905. 
(V, 50 S.) 1,20 M. | 

Die Sicherung der Hypothekengläubiger in dem Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes über den Verſicherungs vertrag. ZBerſWeſ. 1905. 128—125. 

Die Sicherung der Nießbraucherrechte an der Berſicherungs forderung 

in dem Entwurfe eines Geſetzes über den Berſicherung vertrag 
ZVerſWeſ. 1905. 114. I 

Siebert: Empfangsberechtigte der Verfiherungdiumme. ZBerſWeſ. 
1905. 87—88. 

Ulrich, Rudolf: Die neueren Fortſchritte der Schiffbautechnil in ihrer 
Bedeutung für die Transportverſicherung. 3 erſWiſſ. 5. Bd. 1—19. 

Die Vermittlungsagenten in dem neuen Entwurfe zu einem Geſeg 
über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWiſſ. 1905. 63—65. 

Verſicherung zugunſten der Ehefrau im Konkurſe des ehemänn⸗ 
lichen Nachlaſſes. ZVerſWeſ. 1905. 86—87. 

Verſicherungsregiſter der Agenten in Preußen. ZVerſWeſ. 1905. 
111—112. 

Die Verzinſung der Entſchädigungsſumme durch den Feuerverfichertt. 
ZVerſWeſ. 1905. 13 —14. 


C. Jivilproteſ. 
I. Juſtizgeſetze im allgemeinen. 

* Geſetz, betr. die Anderung verſchiedener Juſtiggeſetze. (Notariat. — 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. — Bürgerliches Geſetzbuch. — Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. — Zivilprozeßordnung. — 
Konkursordnung. — Rechtsmittel der Kaſſation. — Notariat 
gebühren. — Gebührenordnung für Notare. — Gerichts koſtengeſeg 
Vom 13. Februar 1905. ElſLoth l. Nr. 2. S. 8—10. 


34. Jahrgang. 


II. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

* Geſetz, betr. Anderung des 8 113 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Vom 20. März 1905. GBl. Nr. 10 S. 179. 

* Verfügung des Juſtizminiſters v. 11. II. 1905, betr. die Herſtellung 
von gerichtlichen Urkunden mit der Schreibmaſchine und die zur Ver⸗ 
wendung bei den Juſtizbehörden geeigneten Farbbänder. ZMEL. 
Nr. 7 S. 41. 

A. Allgemeines. 

Jäntſch, H.: Die Anhaltiſche Gerichtsverfaſſung ſeit 1848. Thür sl. 
52. Bd. 46—60. 

Pöhl: Aus dem 25 jährigen Geſchäftsbetriebe des Großh. Meckl. Ober⸗ 
landesgerichts in Roſtock. Meckl. 23. Bd. 195— 199. 

Werner: Zur Berliner Gerichtsorganiſation. JW. 34. Ig. 67—69. 


B. Ordentliche Gerichte. 

Verfügung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Handel und Ges 
werbe vom 11. 3. 1905, betr. die Zahl der zu ſtellvertretenden Handels⸗ 
richtern vorzuſchlagenden Perſonen. PrJMBl. Nr. 11 S. 90— 93. 

Bondi, Felix: Geſetzentwurf über die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
nennung zum Handelsrichter. DIZ. 10. Ig. 300. 

Kelſch: Zur Frage der Entlaftung des Reichsgerichts. JuſtizdRdſch. 
8. Jg. 264 — 2685. | 

Meyerhoff, Georg: Zur Erhöhung der Reviſionsſumme. JW. 
84. Ig. 168166. 

Schmidt, Otto, Schwering, Fürſt, Rudolf, Auerbach I, Eugen B.: 
Zur Entlaſtung des Reichsgerichts in Zivilſachen. JW. 34. Ig. 
33—4l. 


Mothes: Erweiterung des Kreiſes von geſetzlichen Ferienſachen. 
Recht. 9. Ig. 104. 


C. Sondergerichte. 
f 1. Gewerbegerichte. 

Cuno: Abweichungen vom Muſterſtatut hinſichtlich der Verhältnis: 
wahl. Gew. 10. Ig. 60—64. 

Menzinger, Leop., u. Prenner, J. B.: Gewerbegerichtsgeſetz in 
der Faſſung vom 29. IX. 1901. Textausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter. 2. umgearb. u. ergänzte Auflage. 
München, C. H. Beck, 1905. (XXII, 196 S.) 2,20 M. 

Schalhorn: Die Tätigkeit des GG. Berlin im elften Geſchäftsjahr 
(1. April 1903 bis 31. März 1904). Soz Pr. 14. Ig. 337—842. 

Die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts und des Kaufmannsgerichts 
für Eiſenbahnangeſtellte. GewG. 10. Ig. 123—125. 

2. Kaufmannsgerichte. 

Apt, Max: Reichsgeſetz, betr. Kaufmannsgerichte vom 6. VII. 1904, 
nebſt den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Text⸗Ausgabe 
mit Anmerkungen und Sachregiſter. 3. durchgearb. Auflage. 
(Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Text⸗Ausgaben mit 
Anmerkungen. Nr. 74.) Berlin, J. Guttentag, 1904. (251 S.) 2 M. 

Baum, Georg: Der Übergang der Gerichtsbarkeit auf die Kauf⸗ 
mannsgerichte. KGBl. 16. Ig. 2—6. 

Bewer: Beginn der Gerichtsbarkeit der Kaufmannsgerichte. DIE. 
10. Ig. 207208. 

Bewer: Schwächen der Kaufmannsgerichte. Soz Pr. 14. Ig. 845—348. 

Frankenberg, H. v.: Die Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte. 
Hirths Ann. 38. Ig. 161—197. 

Hofmann, Aug.: Geſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. VII. 
1904. Mit Erläuterungen und einem Anhang herausgegeben. 
Ansbach, C. Brügel & Sohn, 1905. (IV, 37 S.) 0,80 M. 

Jaeger, Ernſt: Die Kaufmannsgerichte. Bay. 1. Ig. 1—6. 

Immerwahr: Das Geſetz über die Kaufmannsgerichte und die 
Frauenfrage. DIZ. 10. Ig. 116. 

Neukamp: Die Kaufmannsgerichte. Bankurch. 4. Ig. 41—45. 
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Ritter: Zwei Streitfragen aus dem Kaufmannsgerichtsgeſez. (Zu⸗ 
ſtändigkeit für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigteit — Wahl⸗ 
recht der Kaufleute, die keinen Angeſtellten beſchäftigen.) Gew. 
10. Ig. 39—41. 

Seidel: Das Reichsgeſetz betreffend die Kaufmannsgerichte vom 
6. Juli 1904. Holdheims MSchr. 14 Ig. 61— 71. 

Silbermann, J.: Gutachten, Anträge und Einigungsämter bei 
den Kaufmannsgerichten. GewG. 10. Ig. 1—4. 

Der Stand der Vorarbeiten für die Kaufmannsgerichte. 
10. Ig. 83—37. 

Stiehler, Guſtav: Das Kaufmannsgericht. Taſchenhandbuch für 
Mitglieder eines ſolchen und jeden, den es angeht, enthaltend 
Text und Erläuterungen des Kaufmannsgerichts⸗Geſetzes und der 
darin angezogenen Beſtimmungen des Gewerbegerichts⸗Geſetzes 
und das Wiſſenswerte dazu aus dem Handels⸗, bürgerlichen u. 
Krankenverſicherungs⸗RNecht. Halle, Buchh. des Waiſenhauſes, 1905. 
(VI, 128 S.) 1,50 M. 

D. Rechtsanwälte. 

Georgii: Eine Anregung zum Ausbau der Hilfskaſſe. JW. 34. Ig. 
60—61. 

Reichard: Zu 88 33 und 84 der Rechtsanwaltsordnung. DIE. 
10. Ig. 261— 262. 

Riedinger: Die Anwendbarkeit des 8 5 der Rechtsanwaltsordnung 
auf die Fälle der weiteren Zulaffung. JW. 34. Ig. 9—11. 
Roſenthal, Wilhelm: Ein Wort zur Lage der baperiſchen Anwalt: 

ſchaft. JW. 34. Ig. 100 —104. 


Schmitt: Gerichtshilfe für Ungeſchick bei der Antragſtellung. Nobile 
offieium judieis. Seuff l. 70. Jg. 2—4. 


E. Silfsperfonen. 
Joſef, Eugen: Die Ausſchließung des Gerichtsvollziehers von der 
Amtsausübung. Necht. 9. Ig. 181—182. 
Prößl, G. B.: Die Wurzel des Übels im Gerichtsvollzieherinſtitut. 
Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 46—47. 
Schitting: Die Abſchaffung der Gerichtsvollzieher⸗ Uniform. DIE- 
10. Jg. 304—306. 


Gew. 


III. Zivilprozeß. 
a) Aemmentare zur 0. 

Glock, A.: Zivilprozeßordnung nebſt Gerichtsverfafſungsgeſet. Für 
Gerichts ſchreibereibeamte .. Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 
1905. (XX, 888 S.) 4,80 M. 

Skonietzki, Rich., und Gelpke, Max: Zivilprozeßordnung und Ge 
richtsverfaſſungsgeſetz für das Deutſche Reich nebſt den Einführungs⸗ 
geſetzen und den preußiſchen Aus führungsgeſetzen, auf Grund der 
Kechtſprechung erläutert. 1. Lig. Berlin, F. Vahlen, 1905. 
(S. 1—160.) 8 M. 


b) Allgemeine Schriften, Lehrbücher. 

Daubenſpeck, Herm.: Referat, Votum und Urteil. Eine Anleitung 
für praktiſche Juriſten im Vorbereitungsdienſt. 9. vermehrte und 
verbeſſerte Auflage. Berlin, F. Vahlen, 1905. (VI, 816 S.) 5,40 M. 

Zur Fabel von der Prozeßverſchleppung durch den Parteibetrieb. 

Von N. JW. 34. Ig. 11—12. 

Heilfron, Ed., und Pick, Georg: Lehrbuch des Zivilprozeßrechts. 
2. Bd. ZPO. Buch III— X. — 3wVG. (Heilfron, Ed.: Das 
bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs. III. Tl.) Berlin, Speyer 
& Peters, 1905. (XII, 646 S.) 6 M. (Vollſtändig: 14 M.) 

Meyer, Herm.: Der Prozeßgang, an einem Rechtsfalle dargeſtellt. 
10., nach der Prozeßnovelle und dem BGB. umgearbeiteter Ab⸗ 
druck. Berlin, F. Vahlen, 1905. (70 S.) 1,20 M. 

Neumann⸗Ettenreich, Robert v.: Die Prognoſe im Zivilprozeffe. 
Oſt a Z. 56. Ig. 1—4. 

Neumiller: Acht Urteile in einem Prozeſſe. Day. 1. Ig. 128— 129. 
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o) Eingelfägriften. 
1. Allgemeine Beftimmungen. 
a) Gerichte. 

Altmann: Zur Ablehnung des Prozeßrichters. DJ Z. 10. Ig. 211— 212. 

Hilſe, Benno: Zuſtändigkeitsgrenze zwiſchen den ordentlichen und 
den Gerichten für Arbeiter⸗Verſicherung über die Frage, ob eine 
öffentlich⸗rechtliche Pflicht der Berufsgenoſſenſchaft durch den Ge 
ſchäftsführer erfüllt if. KGBl. 16. Ig. 25—26. 

Löwenſtein: Ein Zuſtändigkeitskonflikt gemäß 88 2, 3, 286 St p., 
§ 62 G86., 8 7 der Preuß erf. DIZ. 10. Ig. 306—808. 
Schultze⸗ Görlitz: Iſt, wenn auf weitere Beſchwerde das Kammer⸗ 
gericht die Sache an das Landgericht zurückgewieſen hat, für die 
Beſchwerde gegen eine vom Landgericht innerhalb des erneuten 
Verfahrens erlaſſene Verfügung das Kammergericht oder das ört⸗ 

liche Oberlandesgericht zuſtändig? 8 BIF G. 5. Ig. 618623. 
d) Farteien. 

Rünger: Gilt für den Antrag auf Pfändung einer Forderung, wenn 
er bei dem Landgericht als Arreſtgericht geſtellt wird, Anwalts⸗ 
zwang? DAB. 10. Ig. 258 — 259. 

Winkler: Ein Notbehelf in Armenſachen und zur Reform des 
Armenrechts. JW. 34. Ig. 104 — 106. 


2 Verfahren in erſter Inſtanz. 


Francke, W. Ch.: Nechtshängige Forderungen nach Abtretung oder 
5 (8 406 3868. und 8 265 EBD.) Seuffßl. 69. Ig. 

Meyer, H.: IR es zuläſſig, im Beweis beſchluſſe einem Zeugen auf 
zugeben, Schriftſtücke zu überreichen oder auf Grund derſelben 
auszuſagen? Bay. 1. Ig. 28. 

Michels: Die Abänderung des Zivilprozeßverfahrens vor den Amts⸗ 
gerichten. DIS. 10. Jg. 196—202. 

Schnitzler, Paul C.: Zeugenvernehmung in den Vereinigten Staaten 
von Amerika in deutſchen Zivilprozeſſen. DIZ. 10. Ig. 251 — 253. 


8. Rechtsmittel. 


Erdel: Terminsverſäumnis nach verſpätetem Einſpruch. Gew. 
10. Ig. 11—18. 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
vacat, 


5. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 


Keyßner: Die Hinderung der Proteſterhebung durch höhere Gewalt. 
DIZ. 10. Ig. 232— 235. 


6. Verfahren in Familienſachen uſw. 

Eichhorn, G.: Einſtweilige Verfügungen in Eheſachen. Recht. 
9. Ig. 30—33. 

Reumiller: Zur Anwendbarkeit des Verſäumnisverfahrens in Ehe: 
ſachen. Recht. 9. Ig. 92—96. 

Strauß II, Sigfried: Kann das Gericht im Eheſcheidungsprozeß 
das perſönliche Erſcheinen einer Partei zu dem beſtimmten Termin 
und „zu allen künftigen Terminen“ anordnen? Juftizdddſch. 
4. Ig. 37. 

7. Rahn verfahren. 

Formulare für Zahlungsbefehle, Klagen und dergl. Leipzig, Noß⸗ 

bergſche Verlagsbuchhandlung, 1905. (68 S.) 3,50 M. 


8. Zwangs vollſtreckung. 
Böning, Paul: Zum alternativen Klagantrage. Sächſurch. 15. Bd. 
49—52. 
Bretzfeld: Erteilung der Vollſtreckungsklauſel gemäß § 727 RP O. 
zugunſten der überlebenden Ehefrau auf Grund eines Zeugniſſes 
über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft. Recht. 9. Ig. 181. 
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Freudenthal: Die Pfändung der Eigentümerhypothek und Eigen 
tümergrundſchuld. JW. 33. Ig. 602—604. 

Koppmann, Friedrich: Darf der Gerichtsvollzieher den Schuldner 
in einer fremden Wohnung ohne Zuſtimmung des Wohnungs⸗ 
inhabers verhaften? JuſtizdRdſch. 3. Ig. 266— 267. 

Kuhlmann, Albert: Über 8 866 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung. 
Goſtocker rechtswiſſenſchaftliche Studien, hrsg. von B. Matthiaß 
und H. Geffcken. III. Bd. 4. Heft.) Leipzig, A. Deichert Nachf., 
1905. (V, 26 S.) 0,60 M. 

Meyer, Georg: Das Recht der Beſchlagnahme von Lohn⸗ u. Gehalts⸗ 
forderungen. Auf Grundlage der Neichsgeſetze vom 21. VI. 1869 
u. 29. III. 1897 und der ZPO. mit Einleitung, Anmerkungen u. 
Sachregiſter dargeſtellt. 2. vermehrte Aufl. (Guttentags Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze Nr. 55.) Berlin, J. Guttentag, 1904. 
(159 S.) 2 M. 

Neumann: Prüfungspflicht des Vermögensverzeichniſſes im Offen⸗ 
barungsverfahren. Recht. 9. Ig. 75— 76. 

Reumiller, R.: Der Kündigungsnachweis nach 8 726 380. 
Seufjäl. 69. Ig. 563566. 

Paech, Fritz: Die Zwangsvollſtreckung in das Necht des Mieters 
auf Gewährung des Gebrauchs der vermieteten Sache. Arch BürgR 
26. Bd. 7—33. 

Ritter: Eine Härte des 8 915 ZPO. Recht. 9. Ig. 130—131. 

Heuer: Eine Härte des 8 915 ZPO. DI. 10. Ig. 260 —261. 

Sinzheimer, Hugo: Lohnpfändung und Lohnausfall. Necht. 9. Ig. 
86—38. 

Stintzing: Pfändung des Berichtigungsanſpruchs? Recht. 9. Ig. 72. 

Weber, Joſef: Zur Frage der Offentlichkeit des Offenbarungseid⸗ 
verfahrens. JuftdRdſch. 3. Ig. 265 — 266. 

9. Aufgebotsverfahren. 

* Verordnung zur Ausführung des § 961 Satz 2 der Zivilprozeß⸗ 

ordnung und verſchiedener Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 7. März 1905. 
Brem Bl. Nr 5 S. 18. 


| 10. Schiedsrichterliches Verfahren. 

Heinitz, Ernſt: Kann im ſchiedsrichterlichen Verfahren die Zulaſſung 
von Rechtsanwälten als Prozeßbevollmächtigten verweigert werden? 
DIg. 10. Jg. 161. 


IV. Konkursordunng. Aufechtungsgeſetz. 
Hellwig: Die Form der Gläubigeranfechtung. DIZ. 10. Ig. 
249—251. 
Hering: Zu § 10 der Konkursordnung. JW. 34. Ig. 130—131. 
Jaeger, E.: Die Form der Gläubigeranfechtung. DIEB. 10. Ig. 
129 —135. 
Kurlbaum: Über das Geltendmachen der Gläubigeranfechtung. 
JW. 34. Ig. 5—9. 


V. Zwangs verſteigerung und Zwangs verwaltung. 
Biebinger: Über die Bedeutung des Verteilungsverfahrens. Be⸗ 
reicherungsklage. PfälzRpr. 2. Ig. 13—14. 
Brogſitter: Entſcheidungen zu dem Geſetze über die Zwangsver⸗ 
ſteigerung und die Zwangsverwaltung. Rhein AB. 22. Ig. 140—147. 
Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Hecht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Grundſtücke. Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriften⸗ 
aufſätze des zweiten Halbjahres 1904. Recht. 9. Ig. 6467. 
Joſef, Eugen: Kalt abbrennen. Necht. 9. Ig. 41—42. 
Kockerols: Der 8 81 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes und die 
rheiniſche Commanderklärung. BG. 5. Ig. 469—483. 


Landauer: Zum Verteilungsverfahren bei Zwangsverwaltungen. 
38 Bl FG. 5. Ig. 513—525. 


34. Jahrgang. 


Schmidt, K.: Eine Frage aus dem baperiſchen Subhaſtationsrechte. 
Bat. 1. Ig. 126. 

Schönfeld: Der Pfändungsgläubiger muß nicht eine gutgläubig 
nach bewirkter Pfändung abgeführte Leiſtung des Drittſchuldnerz 
gelten laſſen. Recht. 9. Ig. 104. 

Simon: Befriedigung des beitreibenden Gläubigers im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren und deren Wirkung. Württ Z. 46. Ig. 
8655— 858. 

Simon: Verſchleppung des Smangsverfteigerungsverfahrend durch 
Nichtzahlung des Koſtenvorſchuſſes ſeitens des Gläubigers. 
Bad Not Z. 3. Ig. 42. 

Wenz, P.: Behandlung der ſog. Amortiſationshypotheklen in der 
Zwangsverſteigerung. Juſtd Rdſch. 3. Ig. 259— 268. 

Werner, G.: Die Berechnung des Mindeſtgebotes bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Grund der einer Hypothek zugrunde liegenden 
perſönlichen Forderung. Recht. 9. Ig. 74 — 75. 


VI. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 

Verordnung, betr. die Beglaubigung von Unterſchriften oder Hand⸗ 
zeichen und die Ausſtellung von Lebensbeſcheinigungen durch Ver⸗ 
waltungsbehörden u. Beamte. Vom 7. Februar 1905. Brem GBl. 
Nr. 7 S. 7—8. 

» Verfügung des Juſtizminiſters vom 12. 2. 1905, betr. die Her⸗ 
ſtellung von Notariatsurkunden mit der Schreibmaſchine. PrJMBl. 
Nr. 7 S. 48. 

Adelmann: Aus der Praxis des Negiſtergerichts. Bay Z. 1. Ig. 127. 

Beck: Die Portobehandlung in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 87—88. 

Brückner: Rechtssätze aus den im RKeichs⸗Juſtizamte zuſammen⸗ 
geſtellten Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. (Fort) NMecklg. 
28. Bd. 141 —190. 

Degel, Friedrich: In welchen Fällen iſt der Mann einer als Erbin 
beteiligten Ehefrau zur Aufnahme des Nachlaßinventars durch 
den Gerichtsſchreiber beizuziehen? Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 90—91. 

Dennler: Hat die Verkündung einer Verfügung von Todes wegen 
auch bei Nichtanweſenheit von Beteiligten zu erfolgen? Zl. 
5. Ig. 584536. 

du Chesne: Überficht über die Rechtſprechung. ZOG. 5. Ig. 
631—641. 

Entſcheidungen der Oberlandesgerichte in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Thür Bl. 
52. Bd. 1—64. 

Fuchs: Die Tragung der Portokoſten für Schreiben der Vormünder 
an das Vormundſchaftsgericht in vermögensloſen Vormundſchaften. 
ZBF G. 5. Ig. 537 — 5438. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. DNot B. 5. Ig. 164 — 208. 

Jo ſef, Eugen: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit während des zweiten Halbjahrs 1904. 
Recht. 9. Ig. 57—864. 

Joſef, Eugen: Das zeitliche Zuſammenfallen der räumlich aufein⸗ 
anderfolgenden Erklärungen bei öffentlichen Beurkundungen. 
85186. 5. Ig. 483—487. 

Lobe: Überfiht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Bl G. 5. Ig. 641—648. 
Bogel: Die Bewertung der Pflegſchaften und Beiſtandſchaften zur 

Beſorgung einzelner Angelegenheiten. Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 89— 90. 

Schrifttum der freiwilligen Gerichtsbarkeit. DNotB. 5. Ig. 
208— 228. 

Wolff: Der Anſpruch auf Vorlegung außeramtlich verwahrter letzt⸗ 
williger Verfügungen zur gerichtlichen Eröffnung. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 87. | 
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Carlebach: Empfiehlt es ſich, daß die Notariate auf Antrag der 
Beteiligten auch in andern als Zwang dwollſtredungsſachen Gelder 
und Wertpapiere verwahren und die Ablieferung an Bezugs⸗ 
berechtigte veranlaſſen? Vortrag, gehalten auf dem Landesnotartag 
in Heidelberg am 18. Septbr. 1904. Bad Not Z. 3. Ig. 6—22. 

Das vergangene Jahr. Bon W. Dot. 5. Ig. 1—6. 

Krüll: Statiſtik des preußiſchen Notariats. DNotB. 5. Ig. 65— 75. 

Neumiller: Die Feſtſetzung der Notariatskoſten. Geuffßl. 70. Ig. 
41—64. 

Weil: Die Verwahrung und Ablieferung von Geldern und Wertſachen 
durch die badiſchen Notare. Bad Not Z. 8. Ig. 22—85. 


VII. Grundbuchordnung nebſt Aus führungsgeſetzen. 

* Königliche Verordnung, die Führung des Grundbuchs in den Landes⸗ 
teilen rechts des Rheins betr. Bom 25. 2. 1905. Bay Bl. Nr. 12. 
S. 57—59. 

* Staatsvertrag zwiſchen Baden und Württemberg über die Zuſtändig⸗ 
keit zur Führung des Grundbuchs für die Kondominatsgrundſtücke 
der abgeſonderten Gemarkung Bernbronn. Bad Bl. Nr. 1 S. 1—8. 

Auszug aus den Grundbuch viſitationserlaſſen des Kgl. Juſt. Miniſt. 
vom 30. Juni 1904. Württ. 46. Jg. 834888, 858-861. 

Bleſſing: nn einer mit Nacherbfolge belaſteten Hypothek, 
Eintragung eines Widerſpruchs von Amts wegen und Löſchung 
desſelben. Württ. 47. Jg. 33—37. 

Boehm: Vorausſetzung für Eintragung der Zinserhöhung in das 
Grundbuch. Recht. 9. Ig. 75. 

Carlebach: Kürnbach. Eine Betrachtung über die Grundbuch⸗ 
zuſtände im Großherzogtum Baden. DNB. 5. Ig. 2680. 
Einſichtnahme des Grundbuchs durch Steuerwächter. Württ. 

46. Ig. 861-868. 

Grabner: Iſt es nach KReichsrecht zuläffig im Grundbuche Rechte 
auf die Firma eines Einzelkaufmanns einzutragen? DIZ. 10. Ig. 
8083—3804. 

Helbling, Jul.: Die badiſche Dienſtweiſung für Grundbuchämter, 
erläutert. 2 Bde. Karlseuhe, G. Braumſche Hofbuchdr., 1905. (XI, 706 
u. IV, 504 S.) 20 M. 

Herrmann: Benachrichtigung der dinglich Berechtigten von der Um⸗ 
ſchreibung des belaſteten Grundſtücks auf den Namen eines neuen 
Eigentümers. DIE. 10. Ig. 208 — 200. 

Hörle: Offenkundigkeit der geſetzlichen Erbfolge bei Gericht erſetzt im 
Falle des 8 36 Abſ. 1 EVD. den Erbſchein nicht. HeſſRſpr. 
5. Jg. 175—176, 182—184. 

Kretzſchmar: Kann die ſich aus den Grundakten ergebende Unrichtigkeit 
des Grundbuchs ein Eintragshindernis bilden? Gruchots Beitr. 
49. Ig. 1—9. 

Laux: Widerſpruch trotz erklärter Eintragungsbewilligung im An⸗ 
legungsverfahren. Pfälz pr. 2. Ig. 14—15. 

Oberneck: Bericht über die Nechtſprechung in Grund buchſachen. 
DNot V. 5. Ig. 31—52. 

Oberneck: Das Recht der Hypothekengläubiger auf Benachrichtigung 

von der Eintragung eines Eigentumswechſels. Ein Beitrag zur 
Auslegung der GBO. 8 55. Dot. 5. Ig. 6—20. 

Reichel: Die Umſchreibung der Vormerkung. Ein Beitrag zum 
Keichsgrundbuchrecht. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1905. (59 S.) 1,60 M. 

Nieß: Beſteht nach deutſchem und preußiſchem Nechte bei einem 
Eigentumswechſel eine Benachrichtigungspflicht des Grundbuchamts 
gegenüber den Hyothekengläubigern? 3BlF G. 5. Ig. 545 — 549. 

Schroeder, Erich: Grundbuchentſcheidungen, nebſt Bemerkungen aus 
der Praxis und Verweiſungen auf die Literatur. 4. Bd. Leipzig, 
Dietrich, 1905. (VIII, 294 S.) 6,40 N. 

Schürmer, A.: Die nichtvalutierte Hypothek des bayeriſchen Rechts 
und ihre Umwandlung nach der Anlegung des Ne Bay. 
1. Jg. 89-91. 
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Strecker: Zur Auslegung des § 55 EBD. Necht. 9. Ig. 128—126. 
Strübe: Die Eintragungsbewilligung i. S. des § 19 der Grundbuch⸗ 
ordnung. SRG. 5. Ig. 526—5338. 


VIII. Koſten. 

* Ausführung des Geſetzes, die Gerichtskoſten betr. Vom 30. Des 

zember 1904. HERE. Nr. 1 S. 2. 

Geſetz vom 81. Januar 1905, betr. Abänderungs⸗ und Nachtrags⸗ 
beſtimmungen zum Geſetz vom 22. Dezember 1899 über Gerichts⸗ 

kioſten. Mein Bere. Nr. 49 S. 287292. 

* Verfügung d. Juſtizminiſters vom 6. 1. 1905, betr. Anſatz der Koſten 
und Stempel für gerichtliche Beurkundungen, die aus Anlaß des 
Erſuchens eines anderen Gerichts erfolgen. PrJMBl. Nr. 2. S. 8. 

* Verfügung d. Juſtizminiſters vom 25. 2. 1905, betr. Anderungen der 
Kaſſenordnung und der Vorſchriften über das vereinfachte Koſten⸗ 
einziehungs verfahren in größeren Städten. PrJMBl. Nr. 9. 69—82. 

* Verorbnung des Gouverneurs von Deutſch⸗Oſtafrika, betr. die Koſten 
in Ziwilſachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts: 
barkeit auf dem Gebiet der Eingeborenen⸗Nechtspflege. Vom 
21. Januar 1905. Kol. 16. Ig. 179. 

Baudoin: Kann ein Rechtskonſulent zur Zahlung von Staats⸗ 
gebühren für die von ihm vertretene Partei, welche auf Grund 
des Reichsgerichtskoſtengeſetzes in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
geſchuldet ſind, herangezogen werden und iſt derſelbe berechtigt, die 
wider ſeinen Willen und in ſeiner Abweſenheit von ſeinen Gehilfen 
bezahlten Staatsgebühren zurückzuverlangen, wenn er gewußt hat, 
daß er zur Zahlung nicht verpflichtet war? Juſtizd Rdoſch. 4. Ig. 20. 

Baudoin: Zur Frage der Anwendung der 88 2 Abi. 8 und 
101 RG KG. JuſtizdRoſch. 4. Ig. 19, 91—92. 

Beck: Der Streitwert im Offenbarungseidsverfahren. JuſtizdRdſch. 
4. Jg. 67—88. | | 

Degel: Bayr. Gebührenweſen. JuſtdRdſch. 8. Ig. 267—268. 

Dennler: Zum Artikel 121 des bayer. Gebühren ⸗Geſetzes. 
Juſtizd Roſch. 4. Ig. 85—87. 

Die Gebühren der Sachverſtündigen. Bon H. H. VDpat A. 4. Ig. 
82—84. | 
Kahn: Koſtenfeſtſetzung von Amts wegen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 88—85. 
Mannherz: Die Entſcheidung über die Koſten nach Erledigung 

des Rechtsſtreits in der Hauptſache. Gruchots Beitr. 49. Ig. 66—88. 

Meyer, Hans: Zur Frage der Anwendung der 88 2 Abſ. 8 und 
101 RGA. Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 88—89. 

Meyer, Karl: Koſten und Auslagen bei der Nebenklage. JuſtdRdſch. 
8. Ig. 257289. 

Prieſter: Über die Grundſätze, betreffend die Koſten der Rechts⸗ 
hilfe unter den Behörden verſchiedener Bundesſtaaten. Meckl. 
28. Bd. 184 —141. 

Schalhorn: Zur Frage der Anwendbarkeit des Gerichtskoſtengeſetzes 
auf das gewerbegerichtliche Verfahren. Soz Pr. 14. Ig. 412—414. 

Wegner, Otto: Deutſche Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige vom 80. VI. 1878/20. V. 1898 (K G Bl. 1898 S. 689), 
nebſt den nach 88 13 und 14 in Betracht kommenden beſonderen 
preußiſchen Taxvorſchriften und Beſtimmungen über Tagegelder 
und Reiſekoſten .... 3. völlig umgearbeitete und erheblich er⸗ 
weiterte Auflage von „Petri & Wegner, Gebührenordnung uſw.“ 
(In 2 Lieferungen.) 1. Lfg. Berlin, A. Nauck & Co., 1905. 1 M. 


D. Strafrecht und Strafproseß. 
I. Allgemeine Werke. 
Meyer, Karl: Literaturüberſicht zum Straf: und Strafprozeßrechte. 
Seuff Bl. 70. Ig. 4—10. 
Liszt, v.: Eine Weihnachtsgabe für die Mitglieder der Inter⸗ 
nationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung. ZSt W. 25. Bd. 475—477. 
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Internationale kriminaliſtiſche Bereinigung. Bericht der Landes⸗ 
gruppe Deutſches Reich, X. Landesverſammlung zu Stuttgart 
vom 25.— 28. Mai 1904. Jas. 12. 8d. 187-398. 

Internationale kriminaliſtiſche Bereinigung. Bericht der Landes 
gruppe Schweiz über die Verhandlungen in Zürich am 9. und 
10. Oktober 1903 und Genf am 8. Oktober 1904. Ia. 
12. Bd. 394—408. N 

Internationale kriminaliſtiſche Bereinigung. Bericht der Landes⸗ 
gruppe Rußland über die Jahre 1902 bis 1904. JB. 12. 5. 
428—458. 

Drews, Paul: Die Reform des Strafrechts und die Ethik des 
Chriſtentums. (Lebensfragen. Schriften und Reben, brög. von 
Heinr. Weinel.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (44 S.) 0,50 N. 

Finger, A.: Gerichtsärztliche Wünſche mit Rückſicht auf die bevor: 
ſtehende Neubearbeitung der Strafgeſetzgebung für das Deutſche 
Reich. Ger S. 65. Bd. 402—412. 

Stern, Bruno: Poſitiviſtiſche Begründung des philoſophiſchen Straf⸗ 
rechts (nach Wilhelm Stern), veröffentlicht in Hans Groß 
„Archiv für Kriminalanthropologie und Kriminaliſtik“. Berlin, 
H. Walther, 1905. (99 S.) 2 M. 


Eisner, Kurt: Der Geheimbund des Zaren. (Umſchlag: Königsberg.) 
Der Königsberger Prozeß wegen Geheimbündelei, Hochverrat 
gegen Rußland und Zarenbeleidigung vom 12. bis 25. VII. 1904. 
Nach den Akten und ſtenographiſchen Aufzeichnungen mit Ein⸗ 
leitungen und Erläuterungen herausgegeben. Berlin, Buchh. 
Vorwärts, 1904. (564 S. m. Abbildungen.) 2,50 M. 

Entſcheidungen des Hanſeatiſchen Oberlandesgerichts in Straf⸗ 
ſachen aus den Jahren 1898—1908. Fortſetzung der Vogt ſchen 
Sammlung, bearbeitet von Koch. Hrsg. von dem Amtsgericht 
Hamburg. Hamburg, A. Frederking, 1905. (VI, 254 S.) 5 M. 

Galli: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
in Strafſachen. (Bd. 87 Heft 2.) Beſprochen. DIE. 10. Ig. 
285— 239. 

Kunz, Heinr.: Die Nechtſprechung des kgl. ſächſ. Oberlandesgerichts 
in Strafſachen. Ein Generalregiſter zum ſtrafrechtl. Teile des 18. 
bis 25. Bandes der Annalen des Oberlandesgerichts zu Dresden. 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. (III, 156 S.) 4 M. 

Das Urteil im Oldenburger Prozeß. DIZ. 10. Ig. 51—52. 

Sello: Die Oldenburger Vorgänge. DIZ. 10. Ig. 186— 196. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben, Aommentare. 

Olshauſen, Juſtus: Kommentar zum Strafgeſebuch für das 
Deutſche Reich einſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkurs⸗ 
ordnung. 7. Aufl., neu bearbeitet unter Mitwirkung von 
Zweigert. I. Bd. (2 Hälften). Berlin, F. Vahlen, 1905. 
(XVI, 768 S.) 16,50 M. 


b) Lehrbücher. Praktika. 

Binding, Karl: Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafrechts. Be⸗ 
ſonderer Teil. Leipzig, W. Engelmann, 1905. 2. Bd. 1. Abtlg. 
2. vermehrte Auflage. (VII, 862 S.) 1904. 8 M. — 2. Bd. 
2. Abtlg. Schluß des Werkes. Mit den Regiftern für den 2. Bd. 
(XII S., S. 8683— 1005.) 14 M. 

Birkmeyer, Carl: Grundriß zur Verleſung über das deutſche 
7 6. Aufl. München, Th. Ackermann, 1905. (III, 98 S.) 


bippel, Rob. v.: Atenſtücke zum Strafprozeß für Lehrzwecke 


2. verbeſſ. Aufl. Leipzig, S. Hirzel, 1905. (VII, 71 S.) 1,60 N. 
Lucas, Hermann: Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis. Ein Bei⸗ 
trag zur Ausbildung unſerer jungen Juriſten und ein Natgeber 
für jüngere Praktiker. 1. Tl. Das formelle Strafrecht. 2, ver⸗ 
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mehrte und verbefferte Auflage. Berlin, O. Liebmann, 1905. 
(VII, 444 E.) SM. 

Thomſen, Andt.; Grundriß des beutſchen Verbrechensbekämpfungs⸗ 
rechtes (enthalt. das deulſche Straf- und ſonſtige Bekämpfungs⸗ 
recht). Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (VIII, XLIIͤII, 
88 S.) 1 N. 


o) Eimelſchriſten. 
1. Allgemeiner Teil. 

Benedikt, Moritz: Verminderte Zurechnungsfähigkeit. OſtRZ. 2. Ig. 
110—115. 

Bleuler, E.: Die pſychologiſchen Kriterien der Zurechnungsfähigkeit. 
MSchrͤrim Pſych. 1. Ig. 621—684. 

Dohna, Alexander, Graf zu: Die Elemente des Schuldbegriffs. Ans 
trittsvorleſung, gehalten in der Aula der Univerſität Halle a. S. 
am 24. Oktober 1904. GerS. 65. Bd. 304 —324. 

Fuld: Beranftaltung muftkaliſcher Aufführungen. 58. 10. Ig. 
162— 163. 

Soldſchmidt, James: Schließt die Forderung der Pflichtvorſtellung 
als Schuldvorausſetzung die Zurechnung zum Charakter aus? 
Goltd Arch. 51. Ig. 340—348. 

Handl: Bedingte Begnadigung. Oft Z. 2. Ig. 118 —123. 

Havenſtein: Das Züchtigungsrecht der Lehrer. Eine kriminaliſtiſche 
Studie. Goltd Arch. 51. Ig. 241— 259. 

Hoppe: Inwiefern kann ſich ein Rechtsanwalt durch Erteilung eines 
juriſtiſchen Rates der Beihilfe bezw. der Begünſtigung im Sinne 
der 88 49, 257 StGB. ſchuldig machen? DIZ. 10. Ig. 155 — 156. 

Horten, Heinrich: Schadenserſatz und Strafe. Ein Vortrag. Wien, 
Manz, 1905. (46 S.) Sonderabdruck aus der Oſt RZ. 2. Ig. 
88—31. 

Kelle r, Siegm.: Der Beweis der Notwehr. Eine rechtshiſtoriſche 
Studie aus dem Sachſenſpiegel. (Strafrechtliche Abhandlungen. 
Hrsg. von E. Beling. 57. Heft.) Breslau, Schletter, 1904. (VIII, 
52 S.) 1,50 N. 

Kohler, Joſef: aber den Kauſalbegriff Goltd Arch. 51. Ig. 827—339. 

Nohden, v.: Das Weſen der Strafe im ethiſchen und ſtrafrechtlichen 
Sinne. [Aus: „Theolog. Arbeiten aus dem rheinischen wiſſenſchaftl. 
Prediger⸗Berein.“ (S. 47—68)] Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. 1 M. 

Sichart, v.: Gedanken eines Verteidigers der Zweckſtrafe über Bu: 
rechnungs fähigkeit. NSchrKrimpPſych. 1. Ig. 669—681. 

Spohr, Kurt: Der Satz vom zureichenden Grunde, Kauſalzuſammen⸗ 
hang und Urfachbegriff und deren Bedeutung für Zivil- und Straf⸗ 
recht. 8StW. 25. Bd. 383—407. | 

Ungewitter: Die Bezeichnung der ſtrafbaren Handlung. e 


4. Ig. 18. 
2. Beſonderer Teil. 

Die „Defraudationen und Kontraventionen“ im ee Bank⸗ 
gewerbe. Bank Arch. 4. Ig. 338— 36. 

Doſenheimer: Zu Art. 56 des bayeriſchen Polheiſtrafgesehbuches. 
Bayg. 1. Jg. 79. 

Eichhorn: Eine Frage aus dem Lotterierecht. DIZ. 10. Ig. 110—111. 

Finger: Zur Bekämpfung der Kurpfuſcherei. Unl W. 4. Ig. 33—36. 

Fuld: Polizeiliche Strafverfügungen gegen die Preſſe. ee 
82. Ig. 1—2. 

Galli, F.: Unter welchen Geſichtspunkten bedarf die ſtrafrechtliche 
Berantwortlichkeit für ärztliche Eingriffe der geſetlichen Regelung? 
Recht. 9. Ig. 126—129. 

Serhardt⸗Amyntor, Dagobert v.: 
des Adels. Recht. 9. Ig. 72. 

Hamm: Zur Strafbeſtimmung des § 166 StGB. wegen Beſchimpfung 
einer Neligionsgeſellſchaft. DJg. 10. Ig. 273—278. 

Haußner: Die Strafzumeſſung im e mit Hilfe der Vor⸗ 
alten. DJS. 10. Ig. 163 —165. 


Strafrechtliche eee 
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Hoppe: Inwiefern kann ſich ein Rechtsanwalt durch Erteilung eines 
juriſtiſchen Rates der Beihilfe, beziehungsweiſe der Begünſtigung 
im Sinne der 89 49, 257 St. ſchuldig machen? Gerd. 40. Ig. 
226—227. 

Köhler, Aug.: Hochverrat und Landesverrat. Eine Studie. Goltd arch. 

51. Ig. 130—145, 269—291. (Schluß folgt.) 

Der ſtrafrechtlich Haftbare nach 8 151 der Reichsgewerbeordnung. 
Brauer. 15. Ig. Nr. 2. 

Koppmann, Friedrich: Darf der Gerichtsvollhieher den Schuldner 
in einer fremden Wohnung ohne Zuſtimmung des Wohnungs⸗ 
inhabers verhaften? JuſtizdRdſch. 3. Ig. 266—267. 

Kuhlenbeck, L.: Der Selbſtmord im Strafrecht und im bürgerlichen 
Recht. Bayg. 1. Ig. 65—69. 

Kulenkampff, Reinhold: Das Rechtsgut der elektriſchen Arbeit im 
geltenden Strafrecht und ſein Schutz. (Strafrechtliche Abhand⸗ 
lungen, hrsg. von Prof. Dr. Ernſt Beling. 59. Heft.) Breslau, 
Schletter, 1905. (V, 49 S.) 1,40 M. 

Das Kurpfuſchertum und feine Bekämpfung. 7 Vorträge, ge 
halten auf der 1. Jahresverſammlung der Deutſchen Geſellſchaft 
zur Bekämpfung des Kurpfuſchertums. Hrsg. v. Wilh. Back. 
Straßburg i. Elſ., W. Back, 1904. (IV, 122 S.) 0,90 M. 

Leſſer, E.: Über die Verhütung und Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten. Vortrag aus dem von dem Zentralkomitee für das 
ärztliche Fortbildungsweſen in Preußen veranſtalteten Zyklus 
„Volks ſeuchen“. [Aus: „Kliniſches Jahrbuch“.] Jena, G. Fiſcher, 
1904. (22 S.) 0,60 M. 

Lichenheim: Prävarikation? IW. 84. Ig. 69— 70. 

Longard: 88 235, 286 SIEB. Rhein AB. 22. Ig. 71—72. 

May: Die Verjährung der durch die 58 867 Ziff. 15, 868 Ziff. 8 
des R StGB. mit Strafe bedrohten Baukontraventionen. Fiſcherag. 
28. Bd. 255—271. 

Mittelſtein: Vereinbartes Zurückhaltungsrecht des Vermieters und 
8 289 StGB. DIE. 10. Ig. 58—59. 

Naſchke, Marie: Die Vernichtung des keimenden Lebens. (8 213 
R StG.) Zur Reform des Strafrechts. Berlin, Verl. der Frauen⸗ 
Rundſchau, 1905. (26 S.) 0,50 M. 

Der Schutz des Telephongeheimniſſes. Arch poſtcelegr. 1904. 65—70. 

Zint, Hans: Urkundenunterdrückung und Grenzfrevel in § 274 des 
SIEB. (Strafrechtliche Abhandlungen. Hrsg. von E. Beling. 
58. Heft.) Breslau, Schletter, 1904. (XV, 180 S.) 2,80 M. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärſtrafrecht. 
Anordnung des Gouverneurs von Deutſch⸗Neu⸗Guinea auf Grund des 
Sprengſtoffgeſetzes. Bom 1. Dezember 1904. KBl. 16. Ig. 106—107. 
* Berordnung vom 1. März 1905, betr. das Spielen in auswärtigen 
Lotterien. MecklSchwRöl. Nr. 7. S. 39—41. 
Darf den der Wilddieberei verdächtigten Perſonen das Betreten von 
Waldwegen verboten werden? DForſt 3. 1905. 124. 


Entſcheidungen des Reichsmilitärgerichts. Hrsg. von dem Senats⸗ 
präſidenten u. dem Obermilitäranwalt unter Mitwirkung der 
juriſtiſchen Mitglieder der Senate u. der Militäranwaltſchaft. 
Generalregiſter zu Bd. 1 bis 5. Berlin, F. Vahlen, 1905. (III, 
232 S.) 8 M., geb. 4,20 M. 

Mayer, Max Ernſt: Über das Verbrechen des militäriſchen Aufruhrs. 
Zum Urteil des Kriegsgerichts in Deſſau. DIZ. 10. Ig. 56—58. 

Mayer, Max Ernſt: Die Reform des Militärſtrafrechts. DIE. 
10. Jg. 225— 232. 

Mayer, Ph. Otto: Die Notwehr und die Zuſammenrottung im 
Militärſtrafrecht. Bayg. 1. Jg. 78—77. 

Rotermund: Wird durch Verurteilung zu Entfernung aus dem 
Heere oder zu Dienſtentlaſſung der ee beeinflußt? 
Recht. 9. Ig. 4-6. 
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Stier, Ewald: Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung. Eine 
pſychologiſche, pſychiatriſche und militärrechtliche Studie. (Juriſwtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Bwanglofe Abhandlungen. Hrsg. v. 
D. A. Finger u. a. II. Bd. 3.—5. Heft.) Halle, C. Marpold, 
1905. (110 S.) 83 M. 


IV. Strafprozeßordunng. 
a) Allgemeine Werke. 
Beling, Ernſt: Zur Strafprozeßreform. ZSIW. 25. Bd. 593—602. 
Kuja wa, v.: Weitere Bemerkungen zur Reform der Strafprozeß⸗ 


ordnung. DIS. 10. Ig. 287— 298. 

Mittermaier: Die Reform des Verfahrens im Strafſprozeß. 
(Juriſtiſch⸗ pſychiatriſche Grenzfragen. .. II. Bd. 6. Heft?) Halle, 
C. Narhold, 1905. 


Wer: Zur Reform des Strafprozeſſes. Thür dl. 52. 8d. 16—24. 
b) Eingelfigriften. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 

Gerichtsſtand in Nachdruckſachen. Von Juſtus. BuchhBörſcwl. 
74. Ig. 1139—1140. 

Jaffa, Sally: Einige dogmatiſche Fragen aus dem IX. Abſchnitt 
der StPO. 8StW. 25. Bd. 426—441. 

Meyer, Karl: Zu SS 23 Abſ. III, 270 StrPD. Bay. 1. Ig. 27. 

2 Verfahren in erſter Inſtanz. 

Albinus: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 89—40. 

Bauer, Nikolaus: Der Haftbefehl des Unterſuchungbrichters. Recht. 
9. Ig. 96—100. 

Begründung von Haftbeſchlüfſen. Oſt RZ. 2. Ig. 54—55. 

Bleyer: Darf in der Hauptverhandlung das Gutachten eines bayerischen 

Bezirksarztes über den Geiſteszuſtand des Angeklagten verleſen 
werden? JuſtizdRdſch. 4. Ig. 18—19. 

Doſenheimer, C.: Zu 5 255 SPD. (Leumumbszeugniſſe.) Necht. 
9. Ig. 12— 18. 

Fuchs: Die von dem Vorſitzenden des Schwurgerichts an ber Ein⸗ 
richtung der Schwurgerichte und an dem Spruche der Geſchworenen 
geübte Kritik. Recht. 9. Ig. 101—102. 

Handl: Für das Laienelement in der Strafiuftig und gegen die 
Jury. Oſt RZ. 2. Ig. 52—58. 

Meikel: Offentliche Zuſtellungen an ungehorſame Zeugen im Straf: 
prozeſſe. Bay Z. 1. Ig. 105. 

Meyer, Karl: Zu 85 23 Abf. III, 270 StPO. Bayg. 1. Ig. 27. 

Oetker, Friedrich: Ein Vorſchlag zur Berbeſſerung des Schwur⸗ 
gerichts. Ger S. 65. Bd. 325—337. 

Redaktionsgeheimnis und Zeugniszwang. Oſt RZ. 2. Ig. 53—54. 

Rofenberg: Sprecherlaubnis des Unterſuchungsgefangenen mit feinem 
Verteidiger. JW. 34. Ig. 109. 

Stein: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 130. 

Ungewitter: Zur Schwurgerichtspraxis. Recht. 9. Ig. 71—72. 

Wach: Schöffen oder Geſchworene. DIZ. 10. Ig. 81—92. 

Der: Diskretionspflicht und Zeugnisverweigerungsrecht des Arztes. 
DIZ. 10. Ig. 309 — 810. 

3. Rechtsmittel. 

Hümmer, H.: Die Berufungs⸗Rechtfertigungsfriſt. Seuff Bl. 70. Ig. 
85—87. 

Krug, Paul: Zur Frage der abſoluten Nichtigkeit ſtrafrichterlicher 
Entſcheidungen. Ein Beitrag aus der Praxis. ZStW. 25. Bd. 
408 — 426. 

4. Wiederaufnahme. Entſchädigung. 

Burlage, E.: Die Entſchädigung der unſchuldig Berbafteten und 
der unſchuldig Beſtraften. Kommentar zu den Keichsgeſetzen vom 
14. VII. 1904 u. 20. V. 1898. Berlin, O. Liebmann, 1905. 
(VIII, 175 S.) 3 M., geb. 3,75 M. 
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Haberſtumpf, Albert: Bemerkungen zum Geſetze, betreffend die 
WWW 

Meyer, Karl: Die Bolifirediung der Todesſwafe und ein bazwiſchen 
tretendes Wiederaufnahmeverfahren. Reit 9. Je. 105. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren. 


Fritze: Weſen und Tragweite eines behufs Beendigung des Privat: 
rn geſchloſſenen Vergleichs. Goltd Arch. 51. Ig. 

Kade: Die privatklage Recht. 9. Jg. 100 —101. 

Kaufmann: Das Antragsrecht gewerblicher Berbände. UnlW. 
4. Ig. 4546. 


Lindemann: Die Widerklage nach der Neichs⸗Straſprogeßorbnung. 
Golwdurch. 51. Jg. 260-268. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. 


Behr, Albert: Ermittelungen nach Einlegung des Einſpruchs gegen 
einen Strafbefehl. Bayg. 1. Ig. 120—122. 


e) Milltärkrafprereh. 
Becker, G.: Die Grenzen der gerichtsherrlichen Befugniſſe. 8StW. 
25. Bd. 529—558. 
Bippen, Adalbert v.: Beſetzung der Kriegsgerichte und Ort der 
Hauptverhandlung. 8StW. 25. Bd. 442—454. 
Meerſcheidt⸗Hülleſſem: Die Handhabung der Diſziplinar⸗Straf⸗ 
gewalt. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1905. (IV, 71 S.) 1,25 N. 


V. Strafvollzug. 


* Verfügung des Juſtizminiſteriums, betr. die Irrenabteilung für 
Strafgefangene auf Hohenaſperz. Bom 11. Jamar 1905. 
WAHRE Nr. 8 S. 9—23. 

Batterfen: The Association of Lady Visitors to Prisons. 
(Die Vereinigung der Gefängnis-Befucheriunen in England.) 
Bortrag, gehalten auf dem Internationalen Frauen Kongreſſe n 
Berlin am 16. Juni 1904. (Aberſetzt uon Noſenfeld, Berlin) 
BlGefängnſt. 88. 85. 517—52 

Beck, Suftan: Gedanken einen Arztes über Sträflings⸗Diagnoſtil 
und Sträflings⸗Therapie. [Aus: „Blätter für Sefängniskunde“.] 
Bern, A. Francke, 1905. (28 S.) 0,0 M. 

Burghart: Der Bankerott des modernen Strafvollzugs und feine 
Reform. Juſtizd dſch. 4. Ig. 20—21. 

Erfurth: Warum und wie iſt die ſtaalliche „Arbeiter ⸗Fürſocge 
in der Gefängnisſchale zu behandeln? BlGefäingnK. 38. Bo 
477—505. 

Eyßell, E.: Momentbilder aus dem Zuchthauſe. Kinder der 
Sünde. Berlin, G. Schuhe, 1904. (141 S.) 1.20 N. 

Fuhrmann: Die Ausſetzung der Entſcheidung im Fürſorgeüber⸗ 
weiſungd verfahren. Ein Mangel im Pr ö. vom 2. Juli 1900 
Recht. 9. Ig. 12. 

VII. Internationaler Gefängnis⸗ Kongreß in Bubape vom 
8. bis 9. September 1905. JK 8. 12. Be. 459—476. 

Gennat: Gefängnislehre für Juriſten. BiGefänguſt. 38. Bo. 
505 —512. 

Gennat: Leibespflege jugendlicher Gefangenen. BlGefängnk. 
38. Bd. 512—516. 

Goltz, von der: Nach welchen Grunbfägen fol die Dauer der 
korrektionellen Nachhaft bemeſſen werden? Neſerat in der Ber 
ſammlung zu Stuttgart. BlGefängnK. 38. Bd. 437—448. 

Heimberger: Zur reichsrechtlichen Regelung des Strafvollzutzs. 
DIZ. 10. Jg. 43—49. 

Heimberger, Joſef: Zur Reform des Strafvollzugs. 
A. Deichert Nachfl., 1905. (44 S.) 1 R. 


Leipzig, 
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Hoppe: Die alte und die neue Kriminaliſtenſchule und der Straf: 
vollzug. MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 711 — 718. 

Klein: Über Ausſetzung des Vollzuges der Strafe und Begnadigung 
der in Fürſorgeerziehung befindlichen Individuen. Ger. 
65. Bd. 400 — 402. 

Klumker, Chriſtian J.: Erfahrungen mit der Fürſorgeerziehung. 
MSchrKrim Pſych. 1. Ig. 634 — 643. 

Kunowski, v.: Zur Frage der Verſorgung geiſteskranker Ver⸗ 
brecher. PſychNeur W. 6. Ig. 421—424. 

Leſſing, Georg: Reichsgeſetz betreffend die Entſchädigung für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft vom 14. VII. 1904. Er⸗ 
läutert. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. M. Hallbauer und 
Dr. W. Schelcher. 169. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchholg., 1905. (VIII, 56 S.) 1,40 M. 

Leppmann, F.: Begriff, Bedeutung und Wirkung geiſtiger Minder⸗ 
wertigkeit bei Strafgefangenen. Nach einem Vortrag, am 1. De⸗ 
zember 1903 in der Konferenz der Strafanſtalts⸗ ꝛc. Geiſtlichen 
der Provinz Brandenburg, zu Berlin gehalten. BlGefängnK. 
38. Bd. 448—462. 

Mönkemöller: Die akuten Gefängnispſychoſen und ihre praktiſche 
Bedeutung. MSchrͤKrimPſych. 1. Ig. 681 — 711. 

Nußbaum, Artur: Die landesgeſetzlichen Aufenthaltsbeſchränkungen 
beſtrafter Perſonen. ZStW. 25. Bd. 345 —382. 

Pachnicke: Noch ein Wort über den Transport von Gefangenen. 
Prderwdl. 26. Ig. 391. 

Roſenfeld, Ernſt: Zweihundert Jahre Fürſorge der preußiſchen 
Staatsregierung für die entlaſſenen Gefangenen. Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (80 S.) 2 M. 

Schiedermair: Aufſchub der Strafvollſtreckung. Bay. 1. Ig. 105. 

Thieſing: Die einſtweilige Ausſetzung des Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahrens. Recht. 9. Ig. 76. 

Treu, Max: Strafjuſtiz, Strafvollzug und Deportation. (Rechts⸗ 
fragen. 1.) Leipzig, F. Dietrich, 1905. (30 S.) 0,50 M. 
Wochinger: Stundung von Geldſtrafen, die durch Strafbeſcheide 

feſtgeſetzt wurden und nach Umwandlung in Freiheitsſtrafen nach⸗ 
träglich bezahlt werden wollen. Bay Z. 1. Ig. 127. 
Zöller: Unfallfürſorge für Gefangene. Bay Z. 1. Ig. 102—103. 


VI. Hilfswiſfenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Kriminologie. 
1. Kriminalpſychologie. 

Bauer, Richard: Ein Fall angeblicher Kleptomanie. ArchKrim Anthr. 
18. Bd. 14 — 21. 

Felkl, Stefan: Beitrag zur forenſiſchen Kaſuiſtik der ſolitären Er: 
innerungstäuſchungen. ArchKrimAnthr. 18. Bd. 1— 13. 

Finckh, J.: Über einen forenſiſch intereſſanten Fall hochgradigen 
Schwachſinns, nebſt Bemerkungen zur Prüfung der Intelligenz. 
Friedreichs Bl. 56. Ig. 81—96. | 

Gerland, Heinrich: Das Gewiſſen. Ein Vortrag. GerS. 65. Bd. 
262 — 303. 

Groß, Hans: Kriminalpſychologie. 2. Aufl. Leipzig, F 
1905. (XII, 701 S. m. Fig.) 13,50 M. 

Kompe, Karl: Idiotismus und Imebecillität in ſtrafrechtlicher Be: 
ziehung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 187 — 197, 266 — 273, 346— 356, 
449 — 456; 56. Ig. 44 — 55. 

Mathias, Wolfg.: Die Sittlichkeitsverbrechen mit beſouderer Berück⸗ 
ſichtigung der Verirrungen des Geſchlechtstriebs. (Umſchlag: 
Die Sittlichkeitsverbrechen und Entartungen des Geſchlechtslebens.) 
Eine kriminal⸗pſychologiſche Studie. PN. W. Reuter, 1905. 
(III, 84 S.) 1,50 M. 

Oberndorfer, S., und Steinharter, S. Die poſthypnotiſchen 
Aufträge in ihrer pfychiatriſchen und juriſtiſchen Bedeutung. 
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Friedreichs Bl. 55. Jg. 170—178, 281 — 258, 339395, 441—448;; 
56. Ig. 37—43, 141—146. 

Stier, Ewald: Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung. Eine 
pſychologiſche, pſychiatriſche und militärrechtliche Studie. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von 
A. Finger u. a. II. Bd. 3.—5. Heft.) Halle, C. Marhold, 1905. 
(110 S.) 3 M. Ä 

2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 

Dochow, F.: Über kriminalſtatiſtiſche Einzelunterſuchungen. 
MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 643 — 648. 

Kohlrauſch, Eduard: Ein Wendepunkt der Kriminalität. 3StW. 
25. Bd. 478 — 480. a 

Peterſilie, Erich: Über Kriminalſtatiſtik und Kriminalität in Bayern. 
Eine Skizze im Anſchluß an die landesſtatiſtiſche Veröffentlichung 
für das Jahr 1902. Ger. 65. Bd. 338—376. 


3. Kriminalpolitik. 

Binswanger: Vorſorge für die kriminellen Minderjährigen. 
trag. Recht. 9. Ig. 129. 

Keraval, Paul: Die Verſorgung geiſteskranker Verbrecher. 
MSchrKrimpſych. 1. Ig. 649—652. | 

Lohſing, Ernſt: Reflexionen über den Fall eines Jugendlichen. 
Arch Krim Anthr. 18. Bd. 63— 87. 

Näcke, P.: Einige Bemerkungen zu Heilbronners Aufſatz über die 
Verſorgung der geiſteskranken Verbrecher. PſychNeur W. 6. Ig. 
403—404. 

Oetker, Friedrich: Entwurf eines Reichsgeſetzes, betreffend die vor⸗ 
läufige Verwahrung und die Internierung gemeingefährlicher Geiſtes⸗ 
kranker und die Beſtrafung, vorläufige Verwahrung und Inter⸗ 
nierung im Falle geminderter Schuldfähigkeit. IRB. 12. Bd. 58 — 75. 

Wilmanns, Karl: Das Landſtreichertum, ſeine Abhilfe und Be⸗ 
kämpfung. MSchrͤKrimpPſych. 1. Ig. 605 — 620. 

Zucker: Zur ſtrafrechtlichen Behandlung jugendlicher Perſonen. DIZ. 
10. Ig. 111— 112. 


Vor⸗ 


B. Ariminaliſtik. 
1. Allgemeines. 

Finger, A.: Die ſeit dem 1. Januar 1904 in Italien neueingeführten 

Perſonalliſten für Beſchuldigte. Ger S. 65. Bd. 413 —430. 
2. Hilfe des Unterſuchungsrichters. 
a) Gerichtliche Medizin. 

* Verfügung d. Juſtizminiſters vom 18. II. 1905 nebſt Vorſchriften, 
betr. das Verfahren der Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen menſchlicher Leichen. IM Bl. Nr. 7 S. 44—62. Die 
„Vorſchriften“ find in Berlin, Verlag von A. Hirſchwald, als 
Sonderausgabe erſchienen. (24 S.) 

Ferrai, Carlo: Einfluß der Fäulnis auf die Typhraggluticcine mit 
Rückſicht auf die gerichtliche Medizin. Experimentelle Unterſuchungen. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 325—331; 56. Ig. 23—29, 128—134. 

Hoppe, Fritz: Aber Schädelbrüche in gerichtsärztlicher Beziehung. 
Friedreichsßl. 55. Ig. 241 — 250, 274 — 281, 332 — 339, 
457—462; 56. Ig. 80—36, 135 — 140. 

Klix: Über akute Phosphorvergiftung vom gerichtsätz lichen Stand⸗ 
punkt. Friedreichs Bl. 55. Ig. 198 — 210, 274 — 281, 353—360, 
457—462; 56. Jg. 56—59, 146 — 156. 

Kompe, Karl: Gerichtlich⸗mediziniſcher Fall mit Obduktionsprotokoll 
und ausführlichem Obduktionsbericht, in welchem die Frage zu 

. entfcheiden war, ob ein Mann, welcher Morgens auf dem Fuß⸗ 
boden eines nach Rauch riechenden Schlafzimmers liegend tot 
aufgefunden wurde, an Kohlendunſtvergiftung geſtorben iſt, oder 
erdroſſelt wurde. Friedreichs Bl. 56. Ig. 97— 107. 

Leonpacher: Nachtrag zu meiner Mitteilung über epiduralen Blut⸗ 
austritt in einer verbrannten Leiche. Friedreichs Bl. 56. Ig. 10— 12. 
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Pflanz, Wilhelm: Gerichtsärztliche Beurteilung der Strychnin⸗ 
vergiftung. Friedreichs Bl. 55. Ig. 101— 188, 221 —228, 291—298, 
870—378, 463—468; 56. Ig. 60—79. 

Weimann, Hans: Über die akute Arſenikvergiftung vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 1—9, 114 —121. 

d) Yſyqologie der Ausfage. 

Die pſychologiſche Erforſchung der Zeugenausſage. 
Oſt R Z. 2. Ig. 115— 118. 

Fortſetzung der Diskuſſion über die Bedeutung der Ausſage. Pſycho⸗ 
logie für das gerichtliche Verfahren. OſtuG Z. 55. Ig. 457—458. 

Groß, Hans: Zur Frage des Wahrnehmungsproblems. Vortrag. 
Oft g. 56. Ig. 51—54, 59—60. 

Placzek: Experimentelle Unterſuchungen über die Zeugenausſagen 
Schwachſinniger. (Vortrag gehalten in der Sektion für gerichtliche 
Medizin der Naturforſcherverſammlung zu Breslau 1904.) 
Arch Krim Anthr. 18. Bd. 22—62. 

Stern, William: Die pſychologiſche Erforſchung der Ausſage. 
Vortrag. Oſt. Z Bl. 23. Ig. 38—44. 

Vereinigung für gerichtliche Pſychologie und Pſychiatrie im Groß⸗ 
herzogtum Heſſen. Bericht über die Eröffnungsverſammlung am 
5. XI. 1904 zu Gießen. Hrsg. im Auftrage des Vorſtandes von 
A. Dannemann. Enthält: Mittermaier: Die Reform des 
Verfahrens im Strafprozeß. — Sommer: Die Forſchungen zur 
Psychologie der Aus ſage. (Juriſtiſch⸗pſpchiatriſche Grenzfragen. 
Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von A. Finger, Hoche, Joh. 
Bresler. II. Bd. 6. Heft.) Halle, C. Marhold, 1905. (71 S.) 1,20 M. 

c) Weitere Hilfen des Ynterfugungsrigters. 

Köppen: Betrachtungen zum Falſchmünzerprozeß. MSchrͤrimPſych. 

1. Ig. 591—594. 


E. Staats- und Perwaltungsrecht. Politik. 


I. Staatsrecht und Politik. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Bornhak, Conrad: Zum hundertjährigen Beſtehen des Königlich 
Preußiſchen Statiſtiſchen Bureaus. JL Bl. 17. Bd. 53 — 54. 
Goetz, Walter: Politik, Kultur und Schule. Stuttgart, Hobbing & 

Büchle, 1905. (16 S.) 0,20 M. 

Menzel, Ad.: Homo sui juris. Eine Studie zur Staatslehre 
Spinozas. Grünhuts Z. 32. Bd. 77—98. 

Piloty, Robert: Autorität und Staatsgewalt. [Aus: „Jahrbuch 
der internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Volkswirtſchaftslehre“.] Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1905. (32 S.) 0,60 M. 

Popper, Joſef (Lynkeus): Fundament eines neuen Staatsrechts. 
Dresden, C. Reisner, 1905. (86 S.) 2 M. 

Seidler, Guſt.: Das juriſtiſche Kriterium des Staates. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1905. (VII, 103 S.) 2 M. 

Tietze, Sigfried: Das Gleichgewichtsgeſetz in Natur und Staat. 
Wien, W. Braumüller, 1905. 8 M. 


Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 
Syſtematiſch dargeſtellt. Thür Bl. 51. Bd. 189 —209, 283 — 288; 
52. Bd. 60 — 80. 

Handbuch für die Provinz Poſen. Nachweiſung der Behörden, An⸗ 
ſtalten, Inſtitute und Vereine. Nach amtlichen Quellen bearbeitet. 
2. Ausgabe, abgeſchloſſen nach dem Stande vom Dezember 1904. 
Poſen, Merzbachſche Buchdr., 1905. (XXVII, 363 S.) 6 M. 

Hue de Grais, Graf: Grundriß der Verfaſſung und Verwaltung 
in Preußen und dem Deutſchen Reiche. 8. Aufl. Berlin, 
J. Springer, 1905. (VIII, 123 S.) 1 M. 

Hue de Grais: Der Preußiſche Staat. Kommunalverbände. 
Gemeinſame Beſtimmungen — Landgemeinden und Gutsbezirke — 
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Städte — Kreiſe — Provinzen (Handbuch der Geſetzgebung in 
Preußen und dem Deutſchen Reiche. Hrsg. von Graf Hue de Grait. 
IV. 3. Bd.) Berlin, J. Springer, 1905. (XV, 620 S.) 12 N. 

Sanftenberg, G.: Das anhaltiſche Staats⸗ und Verfaſſungsrecht. 
Syſtematiſche Darſtellung des geltenden Rechts. Deſſau, E. Dünn⸗ 
haupt, 1905. (VIII, 180 S.) 3,50 M. 

Schubart, P.: Die Verfaſſung und Verwaltung des Deutſchen 
Reiches und des Preußiſchen Staates in gedrängter Darftellung. 
Nebſt einem Abdruck der deutſchen und der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde und des Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. I. 1882. Mit 
alphabetiſchem Sachregiſter. 19. neu durchgeſehene Aufl. Ab⸗ 
geſchloſſen Dezember 1904. Breslau, W. G. Korn, 1904. (IV, 
214 u. 42 S.) 1,60 M. 


b) Eimelſchriſten. 
1. Berfaffung. 
Loening: Reichsverfaſſung und Schiffahrtabgaben. DIZ. 10. Ig. 
278— 283. 
Was iſt eine Verfaſſung? Eine Stimme aus der Demokratie. 
Görlitz, R. Dülfer, 1905. (33 S.) 0,50 M. 
Welchen Wert hat die preußiſche Verfaſſung für unſer Volk? Bor 
Politikus. Görlitz, R. Dülfer, 1905. (29 S.) 0,60 M. 


2. Regierung. 

* Bekanntmachung, die Amtsregiſtraturordnung betr. Vom 31. 12. 1904. 
BadGBl. Nr. 2 S. 5 — 26. 

* Geſetz, betr. die Anderung der Beſoldungsordnung für gemeinfchaft: 
liche Beamte der Herzogtümer Coburg u. Gotha. Vom 6. März 1905. 
GothGS. Nr. 5. S. 19—21. 

* Verordnung vom 7. März 1905 zur Abänderung der Verordnung 
vom 4. April 1853, die Organiſation der Miniſterien betr. Medi: 
SchwRBl. Nr. 8 S. 43—44. 

* Verfügung des Finanzminiſters und des Miniſters des Innern 
v. 7. Januar 1905, betr. die Berechnung der penſions berechtigten 
Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten. Pr Inn Berw Sl. 
66. Ig. 22. 

* Verordnung, die Fürſtlichen Domanialbeamten betr. Vom 22. 2. 1905. 
Wald RBl. Nr. 6. S. 21—32. 

Ausſchließung und Ablehnung beteiligter Beamten uſw im Rahmen 
der neuen Preußiſchen Verwaltungsgeſetze. PrVerwBl. 26. Ig. 
3801 —304, 321 — 324. 

Freytag, P.: Geſetz, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der 
Kommunalbeamten vom 30. VII. 1899, nebſt Ausführungs 
anweiſung vom 12. X. 1899. Erläutert. 2. verm. u. verbef. 
Aufl. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 46.) Berlin, C. Heymann, 1905 
(VIII, 255 S.) 2,50 M. 

Hahn, H., und Nienaber, H.: Grundſätze für die Beſetung 
der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs und 
Staatsbehörden mit Militäranwärtern. 2. verbeſſ. Aufl. (Hahn 
u. Nienaber: Die Anſtellungsgrundſätze. 1. Tl.) Berlin, E. S. 
Mittler & Sohn, 1905. (XII, 324 S.) 4 M. 

Kanzleiordnung vom 9. II. 1895 in der am 1. XI. 1904 geltenden 
Faſſung. Nebſt ergänzenden und erläuternden Vorſchriften. Bei 
lage zum „Bureau-Blatt für gerichtliche Beamte“. Berlin, 
A. Nauck & Co., 1905. (III, 63 S.) 0,80 M. 

Verzeichnis der reichsländiſchen Behörden und Beamten. (Abgeſchlo den 
15. X. 1904 mit Berückſichtigung der während des Drucks de 
kannt gewordenen Anderungen.) Straßburg. Straßburger Druckerei 
u. Verlagsanſtalt, 1904. (91 S.) 1 M. 


3. Regierte. 
Altmann, Paul: Handbuch des deutſchen Vereinsrechtes. Zugleich 
ein Beitrag zur Lehre von den juriſtiſchen Perſonen. Berlin. 
H. W. Müller, 1905. (XII, 211 S.) 2,40 M. 
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Barthel, Nich.: Die NRebifion der Hannoverfchen Städteordnung 
vom 24. VI. 1858. II. Beitrag zur Löfung der RNeviſionsfrage, 
enth. Entwurf der Beſtimmungen über: Einwohnerrecht, Bürger: 
recht, Zuſammenſetzung und Wahl der Bürgervorſteher⸗ (Stadt⸗ 
verordneten⸗) Verſammlung u. des Magiſtrats, ſowie Verpflichtung 
zur Übernahme ſtädtiſcher Amter und das Ausſcheiden aus ſolchen 
Amtern wegen Verluſt des Bürgerrechts. Hannover, Gebr. Jͤnecke, 
1904. (24 S.) 0,60 M. 

Delius: Die Unterſchiede des preußiſchen und des franzöſiſchen 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechts. PrBerwöl. 26. Ig. 245—246. 

Fritſche, Hans: Die Gültigkeit des deutſchen nichtpreußiſchen Adels 
in Preußen. Eine ſtaatswiſſenſchaftliche Studie. Berlin, Möller 
& Borel, 1905. (94 S.) 2 M. 

Matzen, Henning: Die nordſchleswigſche Optantenfrage. Kopenhagen, 
Gyldendal, 1904. (III, 204 S.) 3 M. 

Moy, Ernſt Graf v.: Das Wahlrecht der Geiſtlichen. München, 
E. Haushalter, 1905. (29 S.) 0,80 M. 

Schmidt, Nichard: Zur Wahlrechtsreform. DIE. 10. Ig. 177—186. 

Stier⸗Somlo: Eine Wahlrechtsfrage. PrBerwol. 26. Ig. 
843—3846. | 

Das Vereins⸗ und Berſammlungsrecht in Deutſchland in aus⸗ 
führlichen Erläuterungen zum preußiſchen Vereinsgeſetz vom 
11. März 1850 und einer Überficht des Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
rechts nach den reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften 
2. durchgeſehene . . Aufl. Berlin, Buchh. Vorwärts, 1905. 
(128 S.) Geb. 1,25 M. 


4. Geſetzggebung. 

Arndt: Das Keichsgericht und die Begriffe „Geſetz⸗ und „Ver⸗ 
waltungsvorſchriften“. Berw Arch. 18. Bd. 207— 221. 

Arndt: Kammergericht Berlin contra Reichsgericht in Sachen der 
Verkündung von Verordnungen. Recht. 9. Ig. 121—128. 

Hubrich, Eduard: Die reichsgerichtliche Judikatur über den Geſetzes⸗ 
und Verordnungsbegriff nach preußiſchem Staatsrecht. Hirths Ann. 

37. Ig. 770—786, 801—864, 911923. 

Hubrich, Eduard: Das Reichsgericht über den Geſetzes⸗ und Ber: 
ordnungsbegriff nach Reichsrecht. Berlin, Struppe & Winckler, 
1905. (III, 86 S.) 2,50 M. 

Mueller, W. F.: Der Armeebefehl, insbeſ. die gegenſtändliche Ab⸗ 
grenzung des Armeebefehls von der Armeeverordnung. Recht. 
9. Sg. 13—14. 

Roſin: Die Anhörungspflicht beim Erlaß von Polizeiverordnungen. 
DIZ. 10. Ig. 135— 188. 


5. Etatsweſen. 


* Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 1. Juli 1904, den 
Staatshaushalt betr. Vom 18. Januar 1905. SächſGBl Nr. 7 
S. 8—16. 

Anhang: Privat fürſtenrecht. 

Bornhak, Conrad: Staats⸗ und völkerrechtliche Fragen im Falle 
Montignoſo. Dig. 10. Ig. 283287. 

Bornhak, Conrad: Mitwirkung des Kronprinzen und des älteſten 
Prinzen des Kgl. Hauſes bei Domänenveräußerungen in Preußen. 
VerwArch. 13. Bd. 803—808. 

Dreyer, Wilhelm, und Anſchütz, Gerhard: Bemerkungen zu dem 
Aufſatz von Kekule v. Stradonitz über: „Die rechtliche Trag⸗ 
weite des Lippiſchen Schiedsſpruchs vom 22. Juni 1897.“ 
Hirths Ann. 37. Ig. 924—985. 

Kekule v. Stradonitz, Stephan: Bildung eines Staatsgerichtshofs 
zur Entſcheidung von Thronfolgeſtreitigkeiten. DIZ. 10. Ig. 
99—104. 

Rehm, Herm.: Oldenburger Thronanwärter. un IE 
Verl., 1905. (III, 72 S.) 2 M. 
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Sarl, Max: Die Thronfolgeberechtigung des aus der im Jahre 1875 
abgeſchloſſenen Ehe weiland Sr. Hoheit des Herzogs Anton Friedrich 
Günther Elimar v. Oldenburg mit dem hochwohlgeborenen Fräulein 
Natalie Vogel Freiin v. Frieſenhof am 29. Auguſt 1878 ent⸗ 
ſproſſenen Sohnes Alexander und deſſen Zugehörigkeit zum groß⸗ 
herzoglich oldenburgiſchen Hauſe. Denkſchrift. Wien, Gerlach 
& Wiedling, 1904. (58 S.) 3 M. 

Schoen, Paul: Das kaiſerl. Standeserhöhungsrecht und bei Fall 
Frieſenhauſen. Ein weiterer Beitrag zum Lippiſchen Thronfolge⸗ 
ſtreit. Berlin, O. Häring, 1905. (IV, 143 S.) 1,50 M. 

Tezuner, Friedrich: Die Sukzeſſions⸗ und Verwandtenrechte des 
Prinzen Alexander v. Oldenburg, genannt Graf v. Welsburg, auf 
Grund des derzeitigen oldenburgiſchen Staats⸗ und Hausrechts. 
Ein Beitrag zum modernen Fürſtenrecht. Berlin, C. Heymann, 
1905. (128 S.) 2 M. 


II. Verwaltungsrecht. 


2) Werke allgemeinen Inhalts. 

Cohn, Guſtav: Zur Politik des deutſchen Finanz⸗, Verkehrs⸗ und 
Verwaltungsweſens. Reden und Aufſätze. Stuttgart, F. Enke, 1905. 
(VII, 482 6.) 14 N. 

Genzmer, St.: Die Polizei. Polizeiverwaltung — Strafpolizei — 
Sicherheitspolizei — Ordnungspolizei. (Dandbuch der Geſetz⸗ 
gebung in Preußen und dem Deutſchen Reiche. Hrsg. von Graf 
Hue de Grais. VII.) Berlin, J. Springer, 1905. (XVI, 543 S.) 
10 M. 

Küſter: Kleine Mitteilungen aus der Rechtſprechung des zweiten 
Senats des Oberverwaltungsgerichts. PrVerwöl. 26. Ig. 285— 290. 

Kunze, Fr., und Kautz, G.: Die Rechtsgrundſätze des königl. preuß. 
Ober⸗Verwaltungsgerichts. Begründet von K. Parey. 3. gänzlich 
neu bearb. und bis zur Gegenwart ergänzte Aufl. Ergänz.⸗Bd. 
1904. Berlin, J. Guttentag, 1904. (XI, 395 S.) 8 M. 

Lehmer, J.: Zum Kapitel über Zwangsvollſtreckung in Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsrechtsſachen. JuſtizdRoſch. 3. Jg. 263— 264. 

Zorn: Die Grundlagen des preußiſchen Verwaltungsrechts. 8 Vorträge. 
— Mentzel: Das neue bürgerliche Recht. 2 Vorträge. Düſſel⸗ 
dorf, (L. Schwann), 1905. (80 S.) 1,20 M. 


b) Eimelſchriſten. 
1. Kommunalverbände. 

* Verfügung des Miniſters des Innern vom 20. Dezember 1904, betr. 
die Beſtätigung der Wahl von Gerichtsaſſeſſoren zu Magiſtrats⸗ 
mitgliedern. Pr Inn BerwMöBl. 66. Ig. 8. 

Antoni, G.: Landgemeinde⸗Ordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau 
vom 4. VIII. 1897, nebſt den Ausführungsanweiſungen vom 
5. V. 1897 und 30. XI. 1897. Mit Erläuterungen verſehen. 
8. verbeſſ. Aufl. Marburg, N. G. Elwerts Verl., 1905. (VIII, 
298 S.) 3 M. 

Bitter, v.: Die Gemeindeverfaſſungsgeſetze für die Rheinprovinz 
mit den neuen Verwaltungsgeſetzen. 3. Aufl. (Brauchitſch, M. v. 
Die neuen preußiſchen Verwaltungsgeſetze. Zuſammengeſtellt und 
erläutert. Ergänzungsband für die Rheinprovinz.) Berlin, 
C. Heymann, 1905. (XII, 301) 5 M. 

Boſſe, v.: Königl. ſächſ. revidierte Landgemeindeordnung vom 
24. IV. 1873. Neubearbeitet von E. Michel. 9. verm. Aufl. 
(Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg.: M. Hallbauer und W. Schelcher. 
329. Bd.) Leipzig, Roßberg, 1905. (IX, 450 S.) 6 M. 

Hottenrot: Aus Theorie und Praxis deutſcher Kommunal⸗ 
verwaltungen. PrBerwl. 26. Ig. 365— 369. 

Jacobs: Differenzpunkte in der Organiſation der politiſchen und 
der kirchlichen Selbſtverwaltung Preußens (alte Lande). nn, 
13. Bd. 232—302. 
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Kotz, Otto: Die Gemeinde: und Gutsvorſteher im Geltungsbereiche 
des allgemeinen Landrechts als Hilfsbeamte der Gerichte. Enthaltend 
die bezüglichen durch die einſchlägigen Beſtimmungen des BGB., 
des preuß. Ausführ.⸗Geſ., des Allgemeinen Landrechts und zahl⸗ 
reiche Reichs⸗ und Landesgeſetze erläuterten miniſteriellen An⸗ 
ordnungen. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (VII, 51 S.) 0,75 M. 

Oppe, Erwin: Das Etatsweſen der ſächſiſchen Gemeinden. [„Aus 
dem Finanzweſen der ſächſiſchen Gemeinden“ in Heft 1—2 der 
Zeitſchrift des Kgl. ſächſ. Statiſtiſchen Bureaus.] DGemgZ. 44. Ig 
25 — 29. 

2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 

Jagemann, Eugen v.: Zur enen 

C. Winter, 1905. (66 S.) 1,60 M. 


v) Hirelte Steuern. 

Zu Art. 9 1 Ziff. 1 des württ. Einkommenſteuergeſetzes. Württ. 
47. Ig. 55—57. 

Blümke: Über die Bedeutung der gemäß § 77 des Kommunal: 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 auf Zeit gegebenen Zuſtimmung 

des Miniſters des Innern und der Finanzen zu einer ohne Zeit⸗ 
beſchränkung beſchloſſenen und ebenſo durch den Bezirksausſchuß 
genehmigten ſtädtiſchen Steuerordnung (Umſatzſteuerordnung). 
PrVerwBl. 26. Ig. 341— 3843. 

Dierſchke, A.: Noch einmal das Verhältnis der 88 9 und 10 des 
KAG. zueinander. — Bemerkung von Pohlmann. PrVerwBl. 
26. Ig. 461463. 

Eichmann: Württembergiſches Einkommenſteuergeſetz und ſeine Durch⸗ 
führung. Hirths Ann. 37. Ig. 900— 910. 

Fernow, A.: Gewerbeſteuergeſetz. Vom 24. VI. 1891. Text⸗Aus⸗ 
gabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 4. vermehrte und ver⸗ 
beſſerte Aufl. (Guttentags Sammlung preuß. Geſetze Nr. 11.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (264 S.) 2 M. 

Fuiſting, B.: Die preußiſchen direkten Steuern. 2. Bd. Kommentar 
zum Ergänzungsſteuergeſetze. 2. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(XIV, 594 S.) 14 M. 

Heckel, v.: Die Beſteuerung der Aktiengeſellſchaften in Deutſchland. 
ZAkt W. 15. Ig. 17— 19, 38 —43. 

Heckel, v.: Die Beſteuerung der Aktiengeſellſchaften in Deutſchland. 
Bank Arch. 4. Ig. 49 — 55. 

Hegelmaier: Einige Fragen aus dem neuen Kapital⸗ und Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz. Württ Z. 47. Ig. 24 —31, 49 — 55. 

Liebmann: Die Beſteuerung der Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. DIZ. 10. Ig. 156 — 159. 

Neumann, Fr. J.: Die progreſſive Einkommenſteuer im Staats⸗ 
und Gemeinde⸗Haushalt. Gutachten über Perſonalbeſteuerung, 
auf Veranlaffung des Vereins für Sozialpolitik abgegeben. 
(Anaſtatiſcher Neudruck der Ausgabe von 1874.) (Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik. VIII.) Leipzig, Duncker & N 
1905. (VIII, 238 S.) 4,80 M. 

Nöll, F.: Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. VII. 1893 nebft 
Ausführungsanweiſung vom 10. W. 1894. Erläutert. Nach dem 
Tode des Verfaſſers bearb. von F. Freund. 5. Aufl. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (XII, 558 S.) 10 M. 

Oppenheimer: Anwendung altrechtlicher 
Bad Not Z. 3. Ig. 43. 

Pabſt, Fritz: Gewinnſteuer oder Grundſteuer nach dem gemeinen 
Wert? PrVerwBl. 26. Ig. 382—387, 404—407, 424 —427. 

Pohlmann: Über das Verhältnis der SS 9 und 10 des Kommunal: 
abgabengeſetzes zueinander. PrVerwBl. 26. Ig. 361—364. 

Reviſionsbefugnis der Steuerbeamten und Umfang der von den 
Gewerbetreibenden und deren Angeſtellten zu leiſtenden Hilfs⸗ 
dienſte. Alkohol. 1905. 15. Ig. 4, 6, 12, 28, 30, 34, 36. 


Heidelberg, 


Steuerbeſtimmungen. 


Ju riſtiſche Wochenſchrift. j 


IE 8. 1905. 


Rohde: Kurzer Auszug aus den Entſcheidungen des Königl. Preuß. 
Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen. Nach der amt⸗ 
lichen Ausgabe auszugsweiſe bearbeitet. PrVerwBl. 26. Ig. 
233 — 234, 250 — 252, 270, 305-306, 324 326, 364 — 385, 

403 —404, 422 — 424, 443 —446, 464 — 465. 

Schlegel, Fritz, und Schukraft, Karl: Die Einkommenſteuer 
Erklärung nach dem Geſetz vom 8. VIII. 1903. Kurzgefaßte 
Anleitung zur Erfüllung der Einkommenſteuerpflicht unter Dar⸗ 
legung der wichtigſten einſchlägigen Beſtimmungen, nebſt Muſtern 
zu Steuererklärungen für verſchiedene Berufsarten und Verhält⸗ 
niſſe, ferner zu Anträgen und Beſchwerden. Stuttgart, Schlegel 
& Schukraft, 1905. (VI, 84 S.) 0,80 M. 

Ulrich, A.: Die Geſetze über die anhaltiſchen Staats⸗, Kreis und 
Gemeindeſteuern, mit Ausführungsverordnungen, ſowie über die 
Kirchenſteuer und die Handelskammerbeiträge, zuſammengeſtellt 
nach dem Stande vom Herbſt 1904 mit Erläuterungen der zu⸗ 
ſtändigen Behörde und Einſpruchs⸗Formularen und Anmerkungen. 
7. Aufl. (Sammlung anhaltiſcher Geſetze. 2. Bdchn.) Cöthen, 
P. Schettlers Erben, 1905. (XI, 180 S.) 2 M. 

Die geltenden Vorſchriften über die anhaltiſche Einkommenſteuer 
und feſte Grund ſteuer nach dem Stande der Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen vom Juli 1904. 3. Aufl. Deſſau, C. Dünnhaupt, 
1904. (VII, 128 S.) 1,50 M. 

Wachler, Paul: Zur Frage des Zeitverhältniſſes zwiſchen Steuer 
und Einkommen und zu den Fuiſtingſchen Reformvorſchlägen. 
Fiſchers Z. 28. Bd. 129 — 142. f 

Die Wertzuwachs⸗Steuer. DGemz. 44. Ig. 33—34. 

Zitzlaff: Zur Reform der Einkommenſteuer. PrVerwBl. 
471 —472. 


26. Ig. 


e) Indirehte Steuern, 

Aktiengeſellſchaften und Einkommenſteuer. ZAkt W. 15. Ig.35—3t. 

Gerlach, Wilhelm: Geſchichte der deutſchen Börſenſteuergeſetzgebung 
von 1881— 1900. Holdheims N Schr. 14. Ig. 33— 40, 71 — 76. 

Verkehrsſteuergeſetz für Elſaß⸗Lothringen vom 14. XI. 1904. 
Straßburg, Straßburger Druckerei und Verlagsanſtalt, 1904. 
(49 S.) 1 M. 

Zimmermann, F. W. R.: Die Warenhausſteuer in ihrer all⸗ 
gemeinen Entwicklung in Deutſchland unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Braunſchweigiſchen und auch der Badiſchen 
Regelung. Hirths Ann. 88. Ig. 54 —65, 81— 129. 

d) Stempel. Koſten. 

* Allgemeine Verfügung des Finanzminiſters, betr. die Stempel: 
pflichtigkeit polizeilicher Lebenszeugniſſe auf Rentenquittungen. 
Vom 11. II. 1905. Pr.3BlAbgVerw. Nr. 5 S. 38. 

* Beſtimmungen des Finanzminiſters und des Miniſters des 
Innern vom 17. I. 1905 über die Feſtſetzung, Verrechnung 
und Einziehung der Koſten und baren Auslagen des Verwaltungs 
ſtreitverfahrens und der baren Auslagen des Beſchlußverfahrens. 
PrInnVerw Ml. 66. Ig. 23— 27. 

Heinitz, Ernſt: Kommentar zum preußiſchen Stemipelſteuergeſetz 
nebſt Tarif vom 31. VII. 1895. Mit Tabellen, den geſamten 
Ausführungsbeſtimmungen, dem Reichsſtempelgeſetz, dem Erbſchafts⸗ 

ſteuergeſetz und einem Anhang: Die den Notaren als Amtsſtellen 
der Steuerverwaltung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden 
Verpflichtungen. 3., veränderte und verm. Aufl. 1. Lig. Berlin, 
O. Liebmann, 1905. 5,50 M. 

Meyn: Die geſamte ſtempelrechtliche Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts im Jahre 1904. DRNotV. 5. Ig. 89— 128, 292 — 30). 

e) Böfle. 


Der deutſche Vertragszolltarif. Zuſammenſtellung der bisherigen 


und zukünftigen autonomen und vertragsmäßigen Zollſätze des 
deutſchen Zolltarifs. Hrsg. vom Zentralverband deutſcher Indu⸗ 
ſtrieller. Berlin, Deutſcher Verlag, 1905. (III, 184 S.) 3,50 M. 


34. Jahrgang. 


3. Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsweſen. 

* Verordnung, betr. die Ausgabe von Banknoten in den Schutz⸗ 
gebieten. Vom 30. X. 1904. KBl. 16. Ig. 131. 

* Verordnung des Reichskanzlers, betr. das Geldweſen der Schutz⸗ 
gebiete außer Deutſch⸗Oſtafrika u. Kiautſchau. Vom 1. II. 1905. 
KBl. 16. Jg. 103—104. 

Behnſen: Die Nacheichung und der entwurf einer neuen Maß: 
und Gewichtsordnung. Hirths Ann. 38. Ig. 236 — 238. 

Heyn, Otto: Die Neuordnung der Währungsverhältniſſe in Deutſch⸗ 
Oſtafrika. Bank Arch. 4. Ig. 17—20, 55—57. 

Horn, Wilhelm: Ein Dreimarkſtück? Conrads J. 29. Bd. 191— 196. 


4. Handel und Gewerbe. 
* Auslegung der 88 9 u. 10 der K. Verordnung über die bürgerliche 
Feier der Sonn⸗, Feſt⸗ u. Feiertage. Württ MJ ABl. 157 — 160. 
* Verordnung, betr. die Anderung der Verordnung vom 6. IX. 1879 


über die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und deſttage. Vom 
2. J. 1905. GothGS. Nr. 1 S. 1. 
* Königliche Verordnung, betr. die Gewerbeinſpektion. Vom 


6. III. 1905. WürttRBl. Nr. 7 S. 43—46. 

Agahd, Konrad: Lehrer und Gewerbeinſpektoren als Förderer des 
Kinderſchutzes. Sozpr. 14. Ig. 326—329. 

Badiſches Apothekenweſen. Sammlung der darauf bezüglichen 
Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe. Hrsg. u. mit Erläuterungen 
verſehen von dem Ausſchuß der Apotheker im Großherzogtum 
Baden. 2. Aufl. Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 1904. 
(XVI, 308 S.) 4,80 M. 

Preußiſche Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das 
Deutſche Reich vom 1. V. 1904, nebſt der preuß. techniſchen An: 
leitung. Tert⸗ Ausgabe mit Sachregiſter. Berlin, J. Guttentag, 1904. 
(406 S.) 2 M. 

Bedall, C.: Sammlung der wichtigſten esrinden. über 
Apotheken⸗Betrieb und Verkehr mit Arzneimitteln und Giften. 
München, J. Grubert, 1905. (84 S.) 1,50 M. 

Braun, Eduard: Reichsgeſetz, betr. den Verkehr mit Wein, wein⸗ 
haltigen und weinähnlichen Getränken, vom 24. V. 1901, nebſt 
den Vorſchriften für die chemiſche Unterſuchung des Weines 
ſowie den ſonſtigen deutſchen und den preußiſchen Aus führungs⸗ 
beſtimmungen. Mit Einleitung und Erläuterungen. (Taſchen⸗Geſetz⸗ 
ſammlung. 6.) Berlin, C. Heymann, 1905. (VIII, 160 S.) 2 M. 

Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in ihrer jetzt geltenden 
Faſſung nebſt dem Kinderſchutzgeſetz vom 30. III. 1903 und dem 
Gewerbegerichtsgeſetz in der Faſſung vom 29. IX. 1901. Text⸗ 
ausgabe . . . . 5. Aufl. München, C. H. Beck, 1905. (VIII, 211 S.) 
Geb. 1,20 M. | 

Golodetz, M.: 
Allgemeine Betrachtungen. 
1,50 M. | 

Juriſch, Konr. W.: Das Luftrecht in der deutſchen Gewerbe⸗ 
ordnung. Berlin, C. Heymann, 1905. (XII, 364 S.) 12 M. 


Die Staatsaufſicht über die Hypothekenbanken. 
Berlin, E. Ebering, 1905. (47 S.) 


Löſſer, F.: Das Geltungsbereich der Gewerbeordnung. Soz Pr. 
14. Ig. 585—586. | 
Nußbaum, Artur: Die Preußiſche Seehandlung. Hirths Ann. 


38. Ig. 31—53, 130— 146. 
Olshauſen, Alfred: Polizeiverordnungen über . Polizeiſtunde. 
PrVerwBl. 26. Ig. 401 — 4038. 
Olshauſen, Alfred: Zur Regelung des Gewerbebetrlebes der Geſinde⸗ 
vermieter und Stellenvermittler. PrVerwBl. 26. Ig. 265 — 270. 
Renauld, v.: Finanzielle Mobilmachung. BankArch. 4. Ig. 36—41. 
Wimmer, Ernſt: Die im Königreich Sachſen über den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden 
geltenden reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften. Handausgabe 
mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregiſter. (Juriſtiſche 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


269 


Handbibliothek. Hrsg.: M. Hallbauer u. W. Schelcher. 

Leipzig, Roßberg, 1905. (VIII, 136 S.) 2,60 M. 

5. Land: und Forſtwirtſchaft. 

* Verfügung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen u. Forſten 
vom 29. XI. 1904, betr. Sicherheitsleiſtungen für Holzkaufgelder. 
Pr Inn VerwMBl. 66. Ig. 12— 13. 

Sellnick, H.: Brotverſorgungspolitik! Eine Beſprechung landwirt⸗ 
ſchaftlicher und mühlenwirtſchaftlicher Zeitfragen behufs Anbahnung 
eines Geſetzes zur Einſchränkung des ſchädlichen Wettbewerbes in 
der Müllerei durch Umſatzbeſteuerung, nebſt Entwurf eines ſolchen 
Geſetzes. Leipzig, Brückner & Niemann, 1995. (35 S.) 0,50 M. 


6. Bau: und Wegeweſen. 


168. Bd.) 


Geſetz, betr. die Vorausleiſtungen zum Wegebau. Vom 19. XII. 1904. 


WaldRBl. Nr. 2 S. 9—10. 


Geſetz, betr. Ausdehnung des Geſetzes vom 22. II. 1895, betr. die 


Feſtſetzung von Straßen: u. Häuſerlinien in der Stadt Bremen u. 
dem engeren Landgebiet, auf die Heerſtraßen. Vom 22. II. 1905. 
Brem Bl. Nr. 4 S. 9. 

* Verordnung vom 4. II. 1905 zur Anderung u. Ergänzung der 
Verordnung vom 17. II. 1897, betr. das Wegerecht, u. der 
dazu ergangenen Ergänzungsverordnung vom 18. VIII. 1903. 
MecklSchwRBl. Nr. 3 S. 9—10. 

* Verordnung zur Anderung u. Ergänzung der Verordnung vom 9. III. 
1897, betr. das Wegerecht, und der dazu ergangenen Ergänzungs⸗ 
verordnung vom 18. VIII. 1903. MecklStrOff Anz. Nr. 8 S. 37— 38. 

Baupolizeiverordnung für den Stadtkreis Bonn vom 5. XII. 1904 
ſowie für die Landgemeinden des Reg.⸗Bez. Cöln vom 1. I. 1905. 
Cöln, K. Geerling, 1904. (56 S.) 0,60 M. 

Englert, Ferd.: Die bayeriſche Bauordnung von 17. II. 1901. Mit 
Erläuterungen und einem Anhange, unter beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der Wohnungsverordnung herausgegeben. 2., neubearb. Aufl. 
München, C. H. Beck, 1905. (XVI, 236 S.) 2,50 M. 

Geſetz, die allgemeine Bauordnung betr., vom 80. IV. 1881 und die 
zu deſſen Ausführung erlaſſene Verordnung vom 1. II. 1882 unter 


Beerückſichtigung der inzwiſchen erfolgten Anderungen und der Ein⸗ 


wirkungen der ſpäteren Geſetzgebung nebſt einem Sachregiſter. 
Amtliche Handausgabe. (Bearb. im Auftrage des großherzogl. 
Miniſteriums des Innern von Frhr Schenck.) (Bauweſen. 1. Heft.) 
Darmſtadt, G. Jonghans, 1904. (112 S.) 0,80 M. 
Hedemann: Rechtsbeſtändigkeit der Verträge über den ö 
PrVerwBl. 26. Ig. 381 —382. 
Kotze, Otto: Die baupolizeilichen Vorſchriften im Reg.⸗Bez. Liegnitz. 2. ver⸗ 
mehrte Aufl. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (VIII, 326 S.) 3,75 N. 
Schoplick: Die Vorausleiſtungen zum Wegebau nach dem Geſetz vom 
18. VIII. 1902. (GS. S. 315.) PrVerwBl. 26. Ig. 229— 233. 


7. Enteignung. 

Eger: Die 6monatliche Friſt zur Beſchreitung des Rechtswegs nach 
Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes. (Beiträge 
zur Erläuterung des Preuß. Enteignungsgeſetzes vom 11. VI. 1874. 
IV.) Eifend®. 21. Bd. 218216. 

Eger: Zur Abänderung des preußiſchen Enteignungsgeſetzes. DIZ. 
10. Ig. 141146. 

8. Geſundheitsweſen. 

» Verordnung, betr. die Unterbringung von Kranken in nicht unter 
unmittelbarer Verwaltung des Staates ſtehende Anſtalten für 
Geiſteskranke und Geiſtesſchwache. Vom 2. I. 1905. SächſG Bl. 
Nr. 5 S. 6—7. 

* Regierungsbekanntmachung vom 11. J. 1905, en mit dem Groß: 
herzogtum Sachſen wegen Aufnahme der Geiſteskranken in die 
Großherzoglich Sächſiſchen Landes⸗Irren⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalten 
abgeſchloſſenen Staatsvertrag betr. NädGeſS. Nr. 1—6. 
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* Borfchriften über die Beförderung von Leichen auf dem Seewege 
zwiſchen dem Schutzgebiete Deutſch⸗Südweſtafrika und einem 
deutſchen Hafen. Vom 15. XII. 1904. KBl. 16. Ig. 37—88. 

Anweiſung des Bundesrats zur Bekämpfung des Ausſatzes (Lepra) 
vom 28. I. 1904 nebſt den dazu erlaſſenen preuß. Ausführungs⸗ 
vorſchriften vom 12. IX. 1904. Amtliche Ausgabe. Berlin, 
N. Schoetz, 1904. (39 S.) 0,30 M. 

Anweiſung des Bundesrats zur Bekämpfung der Cholera vom 
28. I. 1904 nebſt den dazu erlaſſenen preuß. Ausführungs⸗ 
vorſchriften vom 12. IX. 1904. Amtliche Ausgabe. Berlin, 
K. Schoetz, 1905. (100 S.) 0,60 M. 

Anweiſung des Bundesrats zur Bekämpfung des Fleckfiebers (Fleck⸗ 
typhus) vom 28. I. 1904 nebſt den dazu erlaſſenen preuß. Aus: 
führungsvorſchriften vom 12. IX. 1904. Amtliche Ausgabe. Berlin, 
R. Schoetz, 1905. (62 S.) 0,40 M. 

Anweiſung des Bundesrats zur Bekämpfung der Pocken (Blattern) 
vom 28. I. 1904 nebſt den dazu erlaſſenen preuß. Ausführungs⸗ 
vorſchriften vom 12. IX. 1904. Amtliche Ausgabe. Berlin, 
R. Schoetz, 1905. (72 S.) 0,50 M. | 

Anweiſung des Bundesrats zur Bekämpfung der Peſt vom 28. I. 1904 
nebſt den dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften vom 26. XI. 1902. 
Amtliche Ausgabe. Berlin, N. Schoetz, 1905. (100 S.) 0,60 M. 

Fromm: Was lehrt der ſog. Gelſenkirchener Waſſerprozeß? DIZ- 
10. Ig. 112— 115. 

Haaſe, Hugo: Geſundheitswidrige Wohnungen und deren Begut⸗ 
achtung vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege und 
mit Berückſichtigung der deutſchen Neichs⸗ und preußiſchen Landes⸗ 
geſetzgebung. Berlin, J. Springer, 1905. (VI, 102 S.) 1,60 M. 

Landsberger, J.: Die hygieniſchen Grundlagen zum preußiſchen 
Wohnungsgeſetz. Medͤlin. 1. Ig. 168— 171. 

Keidel, J.: Die Handhabung der Medizinalpolizei. Sammlung 
von Geſetzen, Verordnungen und Miniſterialerlaſſen über die Be⸗ 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, die Aufſicht auf Arzte 
und niederärztliches Perſonal, Apothekenweſen, Arzneimittel und 
Gifwerkehr, Leichenſchau und Beerdigungsweſen, Aufſicht auf 
Geiſteskranke und Irrenanftalten. .. Mit erläuternden Anmerkungen. 
Ansbach, E. Brügel & Sohn, 1905. (VII, 530 S.) 5,50 M. 

Lindenberg: Zur Frage der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
in Preußen. DIZ. 10. Ig. 297— 298. 

9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 

Frankenberg, H. v.: Hat die Armenpflege Auslagen des Vormunds 
eines vermögensloſen Mündels zu tragen? DIZ. 10. Ig. 800 — 301. 

Gordan: Die Beteiligung der Ortsarmenverbände an den Koſten 
der vorläufigen Unterbringung. (§ 5 des Geſetzes vom 2. Juli 
1900.) PrVerwol. 26. Ig. 247— 249. 

Mayer, Robert: Wer trägt die Koſten der Heilung eines zur 
Fürſorgeerziehung überwieſenen, vor der endgültigen Unter⸗ 
bringung durch den Provinzialverband erkrankten Minderjährigen? 
PrVerwBl. 26. Ig. 249 — 250. 

Markull: Noch einmal: Wer trägt die Koſten der Heilung eines 
zur Fürſorgeerziehung überwieſenen, aber erkrankten Zöglings? 
ProerwBL 26. Ig. 421—422. 

Aus der Praxis der Armenverwaltung. PrVerwBl. 26. Ig. 213— 215. 


10. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 
*Nachweiſung der Geſchäfts⸗ und Nechnungsergebniſſe der auf Grund 
des Invalidenverſicherungsgeſetzes errichteten Verſicherungs⸗ 
anſtalten und zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen für das Jahr 1903. 
NVA Nachr. 21. Ig. 150 — 203. 
» Nachweiſung über die geſamten Nechnungsergebniſſe der Berufs: 
genoſſenſchaften uſw. für das Jahr 1903. RV ANachr. 21. Ig. 1— 149. 
» Statiſtik der Krankenverſicherung in Württemberg für das Jahr 1903. 
Württ MIA Bl. 187 — 156. 
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N 8. 1905. 


Auer, Fritz: Die Stellung der Strafgefangenen in der Arbeiter⸗ 
verſicherung gegen Krankheit, Invaliditkt und Anfall. 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 1—4. 

Bauer: Über den Umfang der Befugniſſe des Vorſtandes der Berufs: 
genoſſenſchaften bei Geltendmachung von Erſatzanſprüchen. Bavz. 
1. Ig. 125— 128. 

Düttmann, A., und Gebhard, Herm.: Nachtrag zum Kommentar 
und zur Handausgabe des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 
13. VII. 1899. Altenburg, St. Geibel, 1905. (11 S.) 0,25 N. 

Evert, Georg: Taſchenbuch des Gewerbe⸗ und Arbeiterrechts. Zum 
täglichen Gebrauche bearb. 3. umgearb. Aufl. Berlin, C. Heymann, 
1905. (VII, 192 S.) 1,60 M. 

Fuld: Die Anderungen des Krankenverſicherungsgeſetzes. Conrads J. 
29. Bd. 216 — 228. 

Haaſe, Hugo: Geſundheitswidrige Wohnungen und deren Begut⸗ 
achtung vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege und 
mit Berückſichtigung der deutſchen Reichs: und preußiſchen Landes 
geſetzgebung. Berlin, J. Springer, 1905. (VI, 102 S.) 1,60 N. 

Hoffmann, F.: Invalidenverſicherungsgeſetz vom 19. VII. 1899 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen. 3. Aufl. (Tafchen : Geier: 
ſammlung. 42.) Berlin, C. Heymann, 1905. (XII, 638 S.) 8 N. 

Hoffmann, F.: Krankenverſicherungsgeſetz und Geſetz über die ein: 
geſchriebenen Hilfskaſſen nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Er 
läutert von H. 5. Aufl. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 48. Bd.) 
Berlin, C. Heymann, 1905. (XXIV, 403 S.) 2 M. 

Aus der Invalidenverſicherung. Die mündlichen Verhand⸗ 
lungen vor den unteren Verwaltungsbehörden. Brauer Z. 14. Iz 
Nr. 58. 

Invalidenverſicherungspflicht der Fleiſchbeſchauer. Württ. 
47. Jg. 5863. 

Können die Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden auf Grund des 
§ 58 Abſ. 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes im Verwaltungs 
zwangsverfahren vollſtreckt werden? Prerwäl. 26. Ig. 463 —4H. 

Miſes, L. v.: Zur Frage der Altersverſorgung der Arbeiter. 
Volksw. 13. Bd. 463. f 

Moldenhauer, Paul: Krankenkaſſen und Arzte. ZVerſWiſſ. 8. Ot. 
44 —63. 

Aus der Praxis der Arbeiter⸗Verſicherungen. Brauer Z. 15. Ig. Nr. 2 

Radloff, Albert: Wer trägt die Koſten des Transports eines ver: 
unglückten Arbeiters nach feiner Wohnung? Alkohol. 15. Ig. 8. 

Radtke, A.: Unfallverſicherungsgeſetz für Land: und Forſtwirtſchaft 
vom 80. VI. 1900, nebſt dem Hauptgeſetz, den zugehörigen 
Landesgeſetzen, kaiſerl. Verordnungen u. Ausführungsbeſtimmungen. 
Textausgabe mit Anmerkungen u. Sachregiſter. 2. (der neuen Be: 
arbeitung 1.) Aufl. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. 
Nr. 72.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (XXII, 627 S.) 4.50 N. 

Saucke, A.: In dubio zugunſten des Verletzten. Arb Verſerg. 
22. Ig. 7780. 

Schulz, M. v.: Erziehungsanſtalten und Kinderſchutzgeſez. Scz pt. 
14. Ig. 554 — 557. 

Seelmann, Hans: Das Selbſtverwaltungsrecht der Krankenkaſſen. 
Eine Betrachtung im Hinblick auf den geplanten Umbau der Arbeuer 
verſicherung. Frankfurt a. M., E. Schnapper, 1904. (36 S.) IR. 

Seelmann, Hans: Umbau der Arbeiterverſicherung. Soz Pr. 14. Jg. 
393 —398. 

Seybold, Karl: Die Vereinfachung der Arbeiterverfidherungs:Geic 
gebung. Soz Pr. 14. Ig. 654656. 

Singer, K.: Die Förderung der Arbeitsloſen⸗Verſicherung. Son dr 
14. Ig. 624—627. 

Wietfeldt, P.: Die Invalidenrente des Familienvaters. Ein Beuraz 
zur Ausgeſtaltung des Invalidenverſicherungsgeſetzes. Pr Verw. 
26. Jg. 375—376. 


34. Jahrgang. 

Wagner, Moritz: Die Arbeitsloſenfürſorge der deutſchen Arbeiter 
berufsvereine. Conrads J. 29. Bd. 207215. 

Woedtke, E. v.: Krankenverſicherungsgeſetz. Text⸗Ausgabe mit 
Einleitung, Anmerkungen, Anhang und Sachregiſter. 11., neu 
bearbeitete Aufl., hrsg. v. Georg Eucken⸗Addenhauſen. (Gutten⸗ 
tags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze, Textausgabe mit Ans 
merkungen. Nr. 20.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (526 S.) 3 M. 

Wohnungsfürſorge für die Angehörigen der Reichs⸗Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen verwaltung. ArchpPoſtTelegr. 1905. 129— 143. 

Zuſammenſtellung der Entſchädigungsſätze, welche das Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt bei dauernden Unfallſchäden gewährt hat. 4. verm. 
Aufl. Grunewald : Berlin, Verlag der Arbeiter ⸗Verſorgung. 
A. Troſchel, 1905. (75 S.) 1,80 M. 

11. Heer und Kriegsflotte. 

Külz, Wilh.: Die Feſtſtellung der Friedenspräſenzſtärke des deutſchen 
Heeres, rechtswiſſenſchaftlich dargeſtellt. (2. Aufl.) Leipzig⸗R. 
(A. Hoffmann), 1904. (93 S.) 1 M. 

Kritik und Antwort auf die Reichstagsreden des Kriegsminiſters 
und Reichs ſchatzſekretärs über das neue Militär⸗Penſionsgeſetz. 
Von . Stuttgart, Nationaler Verlag, 1905. (62 S.) 0,80 M. 

Der neue Militär⸗Penſions⸗Geſetz⸗Entwurf für Offiziere und 
Mannſchaften vor dem Nichterſtuhle des deutſchen Volkes. Von 
Stuttgart, Nationaler Verlag, 1905. (30 S.) 0,60 M. 

Mueller, Walt. Fel.: Die Teilung der Militärgewalt im deutſchen 
Bundes ſtaat. Die Militärhoheitsrechte in ihrer Verteilung zwiſchen 
Kaiſer und Landesherrn. Mit beſonderer Berückſichtigung des 
Königreichs Sachſen. Eine ſtaatsrechtliche Studie. Leipzig, 
Veit & Co., 1905. (VI, 84 S.) 2,20 M. 


12. Unterrichtsweſen. 


» Verfügung des Provinzialſchulkollegtums zu Danzig vom 21. I. 1905, 
betr. das Züchtigungsrecht der Lehrer höherer Unterrichtsanſtalten. 
Pr Blunt erw., Märzheft, 283— 284. 

Adler, Sſalo]: Das Schulunterhaltungsgeſetz und die preußiſchen 
Bürger jüdiſchen Glaubens. Frankfurt a. M., J. Kaufmann, 
1905. (81 S.) 0,60 M. 

Gordon, Adolf v.: Die Gemeinde, ihre Schulgebäude und der Staat. 
Populärrechtlich und politiſch erörtert an dem Berliner Schul⸗ 
konflikt, unter Berückſichtigung der Verhandlungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes vom 1. u. 2. XII. 1904. Berlin, L. Simion Nachf., 1905. 
(55 S.) 1 M. 

Preuß, Hugo: Das Recht der ſtädtiſchen Schulverwaltung in Preußen. 
Berlin, N. L. Prager, 1905. (99 S.) 1,50 M. 

Weinberg, M.: Zur Reform des Schuljahres. DGem g. 44. Ig. 2—5. 

13. Berkehrsweſen. 


Born, A.: Das Waſſerpolizeirecht. Die der Waſſerpolizei an⸗ 
gehörenden Geſetze und Anweiſungen. Kommentar unter ein⸗ 
gehender Berüdfichtigung der Entſcheidungen des Oberverwaltungs⸗ 
und Neichsgerichts und unter beſonderer Hervorhebung der in die 
Ortspolizeiverwaltung einſchlägigen Beſtimmungen. Berlin, 
F. Bahlen, 1905. (VII, 248 S.) 5 M. 

Dam bach, Otto: Das Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen 
Reichs vom 28. X. 1871. Erläuterte 6. vermehrte .. Aufl. Hrsg. 
von Ernſt v. Grimm. Nachtrag. Berlin, R. Schoetz, (1904). 
(87 S.) 1,60 M. 

Iſaae, Martin: Automobil⸗Verordnungen des Ins und Auslandes 
(für Kraftwagen und Motorräder) in Tabellenform. Berlin, 
M. Kreyn, 1905. (8 Tab. u. III, 8 S. Text.) 0,75 M. 

Sieper: Die Kraftfahrzeuge und das Polizeiverordnungsrecht. 
PrVerwöl. 26. Jg. 441448. 

Die Strom⸗ und Schiffahrts⸗Polizei⸗ Verordnung für die dem 
Regierungspräſidenten zu Potsdam unterſtellten Waſſerſtraßen. (Mit 
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Chaſtonay, Paul de: 


Sägmüller: 
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den ergänzenden Beſtimmungen und ausführlichem Sachregiſter.) 
Neue Aufl. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1904. (XI, 102 S.) 1,20 M. 


14. Kolonien. 


* Verordnung des Reichskanzlers, betr. die Hausſklaverei = Deutſch⸗ 
Oſtafrika. Vom 24. XII. 1904. KBl. 16. Ig. 2. 

Helfferich, [Karl]: Zur Reform der kolonialen Verwaltungsorganiſation. 
(Beilage zum Deutſchen Kolonialblatt, 1905, Nr. 2.) Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1905. (47 S.) 1 M. 


F. Kirchenrecht. 

Kirchengeſetz wegen Anderung des Kirchengeſetzes vom 21. XII. 1898, 
betr. Regelung des den Geiſtlichen der vereinigten evangeliſchen 
Landeskirche zu gewährenden Dienſteinkommens. Vom 24. I. 1905. 
Wald Rl. Nr. 4 S. 17. | 

Die Canones von Sardika. Arch KathKR. 
85. Bd. 3— 19. 

Freytag, Hermann: Die rechtliche Stellung der evangel. Kirche im 
alten Danzig. ZKirchR. 14. Bd. 887—410. 

Heiner: Die Verſetzung eines Pfarrers auf dem Verwaltungswege. 
Arch KathRR. 85. Bd. 80—84. 

Jacobi, E.: Die Beſtimmungen über Gewiſſensfreiheit und religiöſe 
Duldung in den deutſchen Schutzgebieten. ZKirchR. 14. Bd. 
373—886. 

Kirſch, Peter Anton: Der sacerdos proprius in ber abendländiſchen 
Kirche vor dem Jahre 1215. ArchKathKR. 84. Bd. 521—537. 

Klein: Über die Beitragspflicht der Pfarrdotationsländereien zu den 
Koſten der Landwirtſchaftskammern in Preußen. Arch KathgRR. 
85. Bd. 64 — 79. 

Leſchtſch, A.: Die abolitio paschalis. Ein Beitrag zum römiſchen 
Begnadigungsweſen. Diff. Leipzig, R. Müller, 1904. (75 S.) IM, 

Lilge, H.: Die Geſetze und Verordnungen über die Verfaſſung und 
Verwaltung der evangeliſchen Landeskirche in den älteren Provinzen 
der Monarchie. Auf Grund amtlicher Quellen zuſammengeſtellt 
und mit Anmerkungen ſowie ausführlichem Sachregiſter verſehen. 
7. Aufl. Berlin, F. Heinicke, 1905. (IV, IV, 815 S.) 2,20 M. 

Marz: Zur Reformtätigkeit des Kardinallegaten Otto von St. Nikolaus 
in Weſtfalen und der Diözefe * Arch KathKR. 85. Bd. 
20—28. 

Müller, Joſef: Die biſchöflichen Diözeſanbehörden, insbeſondere 
das biſchöfliche Ordinariat. (Kirchenrechtliche Abhandlungen. 
Hrsg. von Ulr. Stutz. 15. Heft.) Stuttgart, F. Enke, 1905. 
(VIII, 140 S.) 5 M. 

Rö ſch,. Ad.: Das Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung. (Fortſ. 
und Schluß.) ArchKathKR. 84. Bd. 495-526, 85. Bd. 29—63. 

Loiſy und das Kirchenrecht. Arch KathKͤR. 84. Bd. 

467—480. 


Schmid, Ulrich: Kirchliche Verordnungen der Paſſauer Biſchöfe 


Otto von Lonsdorf (1254 — 1265) und Wichard von Perchtoldsdorf 
(1280 — 1282). ArchKathKR. 84. Bd. 449—466. 

Winkler, Bruno: Die Reform des kirchlichen Steuerrechts in 
Preußen unter beſonderer Berückſichtigung der Miſchehen. ZRUÄR. 
14. Bd. 803 —372. 

Wirtz, Peter: Das franzöſiſche Konkordat vom Jahre 1801. Arch Kath R. 
85. Bd. 85 — 107. 


G. Internationales Recht. 


* Bekanntmachung, betr. die Vollſtreckbarkeit der Entſcheidungen deutſcher 
Gerichte und der von ihnen abgeſchloſſenen Vergleiche in Oſterreich. 
Vom 10. I. 1905. Hamb ABl. Nr. 7. 33—34. 

* Verfügung des Miniſters des Innern vom 25. I. 1905, betr. die Gegen⸗ 
ſeitigkeit der Auslieferung wegen Entführung Minderjähriger 
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des einen oder anderen Geſchlechts zwiſchen Preußen und Elſaß⸗ 
Lothringen einerſeits und Frankreich andererſeits. Pr Inn VerwMBl. 
66. Ig. 38. 

* Zuſatzvertrag zum Handels⸗ und a zwiſchen Deutſch⸗ 


land und Rußland vom 3 1894, vom | 18 vl. 1904. RGBl. 


29. 1. 
Nr. 7 S. 35—154. 

* Verfügung des Juſtizminiſters vom 3. III. 1905, betr. die Vouſtreck 
barkeit von Entſcheidungen deutſcher Gerichte in Bosnien und der 
Herzegowina. PrIJMBl. Nr. 10 S. 85. 

* Verordnung der Landesregierung für Bosnien und die Herzegowina 
vom 20. III. 1904, womit die Vorſchriften der deutſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung aus ausländiſchen 
Urteilen und das Maß der durch dieſe Beſtimmungen verbürgten 
Gegenſeitigkeit bekannt gemacht werden. PrIJMBl. Nr. 10. S. 86. 


* Patentſchutz in der Schweiz. — Notenwechſel zwiſchen dem Deutſchen 
Niemeyer, Theodor: Sind deutſche Gerichte zuſtändig für Scheidungs⸗ 


Reiche und dem Schweizeriſchen Bundesrat. PRZBL 11. Ig. 21 — 22. 

Ein internationales Abkommen gegen den Mädchenhandel. ZStW. 
25. Bd. 603 —605. 

Calmar, L.: Der Artikel 6 lit. 1 des internationalen Überein⸗ 
kommens über den Eiſenbahn⸗Frachtverkehr, betr. die Angabe und 
Wahl des Transportweges, vor dem Forum der nächſten Reviſions⸗ 
konferenz. EiſenbE. 21. Bd. 195 — 203. 

Finger: Über das Verhältnis der internationalen Union zum 
deutſchen HGB. und zum BGB. ElſLothr.Z. 30. Ig. 103 — 107. 

Goldſchmied, M.: Die Anwendung des Verbandsreglements gegen⸗ 
über abweichenden Beſtimmungen der Lokalreglements. EiſenbE. 
21. Bd. 217 — 219. 

Die fieben neuen deutſchen Handels verträge mit Italien, Belgien, 
Rußland, Rumänien, Schweiz, Serbien und Oſterreich⸗Ungarn und 
Viehſeuchen⸗Abereinkommen mit Oſterreich⸗Ungarn. Mit Denkſchrift 


Grundlegende 


Der unter Nr. 1 abgedruckte Beſchluß behandelt die Rechts⸗ 

verhältniſſe bei Todeserklärung des Ehemannes. Das nach 
dem feſtgeſtellten Todestage geborene Kind kann bei Wieder ⸗ 
verheiratung der Mutter der neue Chemann als das ſeinige 
anerkennen und dadurch legitimieren. 
f Die Frage, ob ein Vertrag geſchloſſen iſt, obwohl als 
Gegenleiſtung eine noch zu vereinbarende Summe beſtimmt iſt, 
wird in Entſch. Nr. 3 behandelt. Entſcheidend iſt die Aus- 
legung: der Vertrag iſt geſchloſſen, wenn die Beſtimmung dahin 
auszulegen iſt, daß für den Fall mangelnder Einigung die au ⸗ 
gemeſſene Summe vereinbart ſein ſoll. 

Freiwillige Verſetzung in den Zuſtand der Trunkenheit wird 
als ſchuldhafte Handlung im Sinne des 8 254 BGB. in 
Entſch. Nr. 5 erachtet. 

Die Begründung des perfönlihen Vorkaufsrechts bezüglich 
eines Grundſtücks iſt (abweichend vom RG. JW. O5, 16) nach Entſch. 
Nr. 6 der Formvorſchrift des § 313 BB. nicht zu unterſtellen. 

Entſch. Nr. 8 bringt eine Auslegung des § 788 BGB. in 
Anſehung der dem ausſcheidenden Geſellſchafter für ſeinen Anſpruch 
auf Befreiung von Geſellſchaftsſchulden zu beſtellenden Sicherheit. 

Die auf böslide Verlaſſung geſtützte Scheidungsklage 
(888. 5 1567 Ziff. 1) ift nach Entſch. Nr. 11 nur begründet, 
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Inhülſen, C. H. P.: 


nebſt erläuterndem (ſtatiſtiſchem und anderem) Material. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (VI, 99, 77, 118, 59, 94, 29, 144, 81 u. 
VII, 32, 19, 19, 97, 57, 31, 82, 48, 4, 12, 4, 2, 12, 4, 3, 35, 
69, 47, 55, 25, 101, 21, 207 u. 3 S.) 20 M. 

Der XX VI. Kongreß der Association litt“ raire et artistidque inter- 
nationale in Marſeille (24 —29. IX. 1904). Überſetzt aus 
Droit d' Auteur, 1904. Oktobernummer 1904. Gew ſchutz. 10. Ig. 
23—31. 

Neue engliſche Vorſchriften über Zuſtellung 
engliſcher Klagen in Deutſchland. Böhms Z. 14. Bd. 569 — 578. 

Meili, F.: Der Gegenſtand und die Tragweite der 4 europäiſchen 
Staatskonferenzen über internationales Privatrecht. Rede. Berlin, 
J. Springer, 1905. (40 S.) 1 M. Sonder⸗Abdruck aus JVVMitt. 
4. Ig. 469 — 504. 

Niemeyer: Das Völkerrecht und der ruſſiſch⸗ japaniſche Krieg. DIZ. 
10. Ig. 37—43. 


prozeſſe franzöſiſcher Ehegatten? Böhms Z. 15. Bd. 119 — 124. 

Pappenheim, Wilhelm: Ungültigkeitserklärung einer von Aus⸗ 
ländern im Auslande geſchloſſenen Ehe wegen des Hinderniſſes 
der Religionsverſchiedenheit. Böhms Z. 15. Bd. 11— 19. 

Zur Revifion der Berner Literar⸗Konvention. Buch Börſol. 72. Ig. 
1221 — 1229. 

Stengel, Karl v.: Die Entwicklung des Kriegsrechts im allgemeinen 
und des Seekriegsrechts im beſonderen. Margdſch. 16. Ig⸗ 275 — 294. 

Vollſtreckbarkeit der Entſcheidungen deutſcher Gerichte und der 

vor ihnen abgeſchloſſenen Vergleiche in Oſterreich. Verordnung 
des öſterreichiſchen Juſtizminiſters vom 19. X. 1904. (Oſta G Bl. 
1904, Stück 69.) ZW. 34. Ig. 61—62. 

Vollſtreckung von Entſcheidungen deutſcher Gerichte in Oſterreich. 
DIZ. 10. Ig. 108. 


Entſcheidungen. 


wenn die Jahresfriſt ſeit rechtskräftiger Verurteilung zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, während deren die Ver⸗ 
laſſung angedauert haben muß, ſchon zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung abgelaufen iſt. a 

Entſch. Nr. 12 erörtert die Rechtsſtellung ber Erben vor 
der Annahme der Erbſchaft. 

In Entſch. Nr. 25 wird die große Streitfrage behandelt, 
zu der der Wortlaut der Brüſſeler Zuſatzakte zu der inter 
nationalen Union für gewerblichen Rechtsſchutz a bietet 
(nationaux = ftantsangehörig?). 

In Entſch. Nr. 26 hat der Verkäufer von Kuren, auf die 
Zubußen ausgeſchrieben waren, nachdem der Käufer mit Ab ⸗ 
nahme und Zahlung in Verzug geraten war, die Kuxe der Ge⸗ 


werkſchaft behufs Befriedigung zur Verfügung geftellt und fid 


damit die Leiſtung unmoglich gemacht. Die Beurteilung iſt 
inſtruktiv und ihre Lektüre zu empfehlen. 
Von den Strafentſcheidungen ſei insbeſondere auf Nr. 1 


(S. 241) hingewieſen, wo in Frage ſteht, ob ein Rechtsanwalt 


durch Erteilung eines Gutachtens Beihilfe zu einer ftrafbaren 
Handlung geleiſtet hat; ferner auf die Entſch. Nr. 5 und 
Nr. 13, in denen Vorſchriften des Familienrechts des BED. 


eroͤrtert werden. | N. 


Für die Nebaltion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Noeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


Diefer Nummer liegt für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins bei: Überſicht über die Jahresberichte der Vorſtände 
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Organ des öͤeutſchen Anwalt: Vereins. 
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Dr. jur. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht. 
Verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 
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1 


tzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
86 


bernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 35. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Am 18. April d. Js. iſt nach langem Leiden der Geheime 
Juſtizrat Carl Steinbach zu Magdeburg verſtorben. Er 
hat zu den Gründern der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
gehört und an den Geſchäften des Vorſtandes lange Jahre mit 
regem Intereſſe teilgenommen. Es wird ihm in den Kreiſen 

der Anwaltſchaft ein dankbares Andenken bewahrt werden. 


Leipzig, den 25. April 1905. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Der Vorſtand. 
Erythropel, Geheimer Juſtizrat. 


Die Herren Vertrauensmänner erſuche ich, die bei ihnen 
eingegangenen Mitgliederbeiträge bis zum 15. Mai 1905 
au mich einzuſenden; nach dieſer Zeit erfolgt die ſatzungs⸗ 
mäßige Einhebung durch Nachnahme. 

Leipzig, den 1. Mai 1905. Dr. Seelig, Juſtizrat. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Darmſtadt und München haben der a. Beihülfen 
und zwar Darmſtadt 500 Mark und München 2000 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Der heimgegangene Herr Geheime Inſtizrat Dr. Herz 
zu Wiesbaden, welcher erſt im Jahre 1904 der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte 1 500 Mark geſchenkt hat, hat auch 
in Voraus ſicht feines Ablebens der Hülfskaſſe 100 Mark 
zugewendet, was hiermit dankend zur Kenntnis gebracht wird. 


Armenanwalt und Partei. 
J. 
Von Rechtsanwalt Dr. Goldfeld, Hamburg. 


Herr Kollege Dr. Strauß (Worms) hat in einem gleich⸗ 
namigen Aufſatz in Nr. 7 der JW. in meines Erachtens ſehr 
zutreffender Weiſe dargelegt, daß der vom Gericht der armen 
Partei beigeordnete Anwalt lediglich verpflichtet iſt, falls die arme 
Partei ihm Vollmacht erteilt, dieſelbe anzunehmen, daß er aber 
durch die Beiordnung noch durchaus nicht zum Bevollmächtigten 
wird und daß er daher nicht eher verpflichtet iſt, für die arme 
Partei zu handeln, als bis ſie ihm Vollmacht erteilt hat. Ich 
möchte dieſe Ausführungen durch den Hinweis darauf ergänzen, 


daß der beigeordnete Anwalt auch nicht einmal berechtigt iſt, 
für die arme Partei zu handeln, bevor ſie ihm Vollmacht erteilt 
hat. Tut er dies, fo handelt er als Geſchäftsführer ohne Auf- 
trag und riskiert nach 8 89 39 0., daß, wenn er nachher die 
Vollmacht nicht beibringen kann, er perfönlih zum Erſatz der 
dem Gegner infolge ſeines Auftretens erwachſenen Koſten und 
Schäden verurteilt wird. Bei Empfang der Anzeige des Gerichts, 
daß er dem N. N. als Armenanwalt beigeordnet ſei, kann der 
Anwalt niemals mit Sicherheit vorherwiſſen, ob er von N. N. 
eine Vollmacht zur Prozeßführung erhalten werde. Es iſt nicht 
nur mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die arme Partei die 
Abficht zur Prozeßführung aufgibt oder mit dem ihr beigeordneten 
Anwalt, weil ihr deſſen Perſon nicht gefällt, nichts zu tun haben 
will, ſondern auch mit dem praktiſch gar nicht ſelten vorkommenden 
Fall, daß ſie inzwiſchen ihre Wohnung verändert und auch mit 
Hilfe der Polizeibehörde nicht zu ermitteln iſt. Ebenſo kann 
fie inzwiſchen fterben, geiſteskrank werden uſw. Man kann dem 
Anwalt unmöglich zumuten, ein derartiges perſönliches Rifiko zu 
laufen. Überdies erfordert auch das Intereſſe der armen Partei 
nicht einmal in Friſtſachen, daß man von dem ihr beigeordneten 
Anwalt, der noch gar nicht ihr Bevollmächtigter iſt, verlangen 
ſollte, ſich als ſolcher zu gerieren. Geht man nämlich von dem 
hier verteidigten Standpunkt aus, daß der Anwalt nicht eher 
verpflichtet iſt, für die arme Partei zu handeln, als bis dieſe 
ihm Auftrag und Vollmacht erteilt hat, ſo wird in einem Fall 
wie der in RG. 41, 367 ff. behandelte bei Erteilung der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der 
Notfriſt zugunſten der armen Partei auch die Zeit zu berück⸗ 
fichtigen fein, welche erforderlich war, damit fie dem ihr bei⸗ 
geordneten Anwalt Vollmacht und Auftrag zur Einlegung des 
Rechtsmittels erteilte. | 
IL 
Von Juſtizrat Dr. Niſſen, Hirſchberg i. Schl. 

Die nachſtehenden Zeilen, zu welchen die Anregung durch 
den wie vorſtehend überſchriebenen Aufſatz des Herrn Kollegen 
Dr. Strauß auf S. 195 laufenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift 
gegeben iſt, haben ebenfalls den Zweck einer Unterſuchung der recht- 
lichen Struktur des Verhältniſſes von Armenanwalt zu Partei. 

1. Soviel ſteht außer jedem Zweifel, daß der einer armen 
Partei gemäß 5 114 f ZPO. beigeordnete Anwalt dadurch nicht 
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eine Art geſetzlicher Vertretung dieſer Partei überkommt und 
daß der die Beiordnung enthaltende Beſchluß keine Beſtallung 
iſt, ähnlich derjenigen des Bormunds, Konkursverwalters, Zwangs⸗ 
verwalters. Er vertritt die Partei nicht kraft Auftrags des 
Gerichts, fondern als ihr Bevollmächtigter im Sinne von § 167 
Abs. 1 BGB., ſich gründend auf eine ihm durch Rechtsgeſchäft 
von der Partei erteilte Vertretungsmacht (Vollmacht). Das 
wird dadurch gekennnzeichnet, daß da, wo der Bevollmächtigte 
im Prozeſſe ſich im allgemeinen durch Vorlegung einer ſchrift⸗ 
lichen Bevollmächtigung zu legitimieren hat, der Armenanwalt 
dieſer Legitimation durch Vorlegung des Beiordnungsbeſchluſſes 
nicht überhoben wird. Für die Partei hat er grundſaͤtzlich erſt 
auf die Vollmacht derſelben hin tätig zu werden. In der 
oͤffentlich⸗ rechtlichen Stellung des Anwalts ferner liegt kein 
Moment, das ihn verpflichten könnte, auf die Beiordnung als 
ſolche hin zum wenigſten diejenigen Schritte zu ergreifen, ohne 
die eine erfolgreiche Durchführung der ihm von der Partei auf- 
zutragenden Vertcetung nicht möglich fein würde (3. B. Hinderung 
drohender Verjährung durch Klageerhebung, rechtzeitige Einlegung 
des Rechtsmittels). 

Der Unterſchied des Armenanwalts und des anderen An⸗ 
walts iſt (abgeſehen von der Unentgeltlichkeit) nur der, daß 
letzterer durch den Vollmachts vertrag, erſterer bereits durch 
das einſeitige Rechtsgeſchäft der Vollmachtserteilung zur 
Dienſtleiſtung verpflichtet wird. 

2. Aber die Erteilung der Vollmacht kann nach BGB. 
auch ſtillſchweigend, nämlich durch Handlungen erfolgen, welche 
mit Zuverläſſigkeit erkennen laſſen, daß fie gewollt ſei. Daran 
wird für den Prozeß nichts durch 8 80 ZPD. geändert, da 
dieſe Vorſchrift nicht die Frage entſcheidet, wie die Vollmacht im 
Prozeſſe zu erteilen, ſondern wie die (erteilte) Vollmacht 
Gericht und Gegner gegenüber nachzuweiſen iſt. Nun wird 
aber regelmäßig — und damit komme ich zu einem teilweiſe 
anderen Ergebniſſe als der Verfaſſer des eingangs erwähnten 
Aufſatzes — die arme Partei mit ihrer Bitte um Beiordnung 
eines Anwalts gleichzeitig bezwecken, daß der ihr beizuordnende 
Anwalt auch ſofort für ſie tätig werde, und regelmäßig wird 
auch das Armenrechtsgeſuch eine, wenn auch nur ſtillſchweigende, 
Erklärung gleichzeitig dieſes Willens darſtellen, denn zur An⸗ 
nahme einer ſolchen Erklärung würde genügen, daß der Schluß 
von der Armenrechtsbitte auf jenen Willen der Lebenserfahrung 
entſpricht, „indem die Handlung (das Geſuch) unter den gegebenen 
Umſtänden nach der Verkehrsfitte als Außerung des in Frage 
ſtehenden Geſchäftswillens zu deuten iſt“. (Dernburg, Allg. Lehr. 
des Bürgerlichen Rechts S. 394 bezüglich der ſtillſchweigenden 
Erklärung.) Mit anderen Worten, die Partei erteilt regelmäßig 
ſchon im Armenrechtsgeſuche eine Blankovollmacht für den frag⸗ 
lichen Prozeß, bei welcher der Name des Bevollmächtigten durch 
die Beſtimmung des Gerichts zu ergänzen iſt. Sie will durch 
einen und denſelben Schritt das Gericht und demnächſt 
auch den beizuordnenden Anwalt in Bewegung ſetzen. Daß 
ein Anwalt für ſie tätig werde, iſt ſogar der eigentliche Zweck, 
den ſie mit dem Armenrechtsgeſuche verfolgt. Aber gilt das 
von jedem beliebigen Anwalt, den das Gericht ihr beigibt? Die 
Lebenserfahrung, welche den Maßſtab bietet, inwieweit eine 
Handlung den Schluß auf einen durch fie ſtillſchweigend erklärten 
Willen zuläßt, führt meines Erachtens regelmäßig auch zur 
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Bejahung dieſer Frage, ſelbſt in Fällen, wo die arme Partei 
einen beſtimmten Anwalt erbeten, einen anderen aber vom 
Gericht zugeteilt erhält, da fie durch ihre Bitte noch nicht er⸗ 
klärt, daß fie die Vertretung durch dieſen anderen ablehnen 
werde. Vollends außer Zweifel iſt es, daß der Wille der Partei 
bei Abfaſſung des Armenrechtsgeſuches gleichzeitig auf ihre Ver⸗ 
tretung durch den beizuordnenden Anwalt abzielt, wenn eine 
beſondere Beauftragung des Anwalts durch ſie eine der Sache 
ſchädliche Verzögerung zu Wege bringen konnte. 

Iſt nun allerdings die Frage, ob der Antrag auf Bei- 
ordnung eines Anwalts gleichzeitig einen Auftrag an den bei- 
zuordnenden Anwalt enthalte, quastio facti, fo wird doch ihre 
Bejahung, entſprechend dem regelmäßig als gewollt zu Unter ⸗ 
ſtellenden, ſtets dann zu erfolgen haben, wenn ein beſonderer 
Inhalt des Armenrechtsgeſuches nicht nachzuweiſen iſt, der ihre 
Verneinung zwingend erfordert. Letzteres beiſpielsweiſe, wenn 
das Geſuch bezüglich des weſentlichen Inhalts ſeiner Begründung 
auf eine beigefügte Urkunde, beſpielsweiſe einen Hypothekenbrief, 
Bezug nimmt und die Bitte um Rückgabe dieſes letzteren au 
die Partei ausſpricht. Dann kann die Partei ein ſofortiges 
Einſchreiten des Anwalts nicht vorausſetzen und gibt zu er⸗ 
kennen, daß ſie ihn noch beſonders informieren und bevollmächtigen 
wolle. Sucht ſie für eine von ihr zu erhebende Wechſelklage 
das Armenrecht nach, ſo muß ihr im Geſuche ausgeſprochenes 
Verlangen, daß der Wechſel an ſie zurückgegeben werde, die 
gleiche Beurteilung erfahren. 

Der Geſichtspunkt einer im Armenrechtsgeſuche liegenden 
Beauftragung, wenngleich in der Weiſe, daß das Gericht be- 
auftragt werde, den Anwalt auszuwählen mit der gleichen 
Wirkung, als habe die Partei ſelbſt gewählt, iſt bereits in den 
Vorverhandlungen zur ZPD. geltend gemacht worden zur Recht · 
fertigung des (fpäter fallen gelaſſenen) Satzes, daß der Armen ⸗ 
anwalt eine beſondere Prozeßvollmacht nicht beizubringen habe. 
Der Geſichtspunkt iſt unrichtig, denn einmal ſchließt die amtliche 
Stellung, in welcher der Richter das Armenrechtsgeſuch entgegen ⸗ 
nimmt, begrifflich einen zivilrechtlichen Auftrag an dieſen aus, 
ſodann wird das, was nur regelmäßig gewollt fein wird, dort als 
ein ſtets zutreffender Faktor zur Rechtfertigung jenes abſolnt 
geltenden Satzes hingeſtellt. 

3. Enthält das Armenrechtsgeſuch den mehrerwähnten Auf- 
trag an den Anwalt, dann muß in der ſeitens des Gerichts an 
den Anwalt erfolgten Mitteilung feiner Beiordnung in Ver ⸗ 
bindung mit der Mitteilung des Inhalts jenes Ge⸗ 
ſuches eine dem Willen der Partei entſprechende Übermittlung 
dieſes Auftrags gefunden werden, mit der nämlichen Wirkung, 
als habe die Partei unmittelbar dem Anwalte den Auftrag zu ⸗ 
gehen laſſen. Dagegen wird mit der Beiordnung allein dem 
Anwalte der vorhandene Auftragswille der Partei noch nicht er- 
kennbar, ſondern, da das Armenrechtsgeſuch nur regelmäßig, aber 
nicht unbedingt den Ausdruck dieſes Willens darſtellt, muß dem 
Anwalte auch die Kenntnis des Armenrechtsgeſuchs, deſſen be ⸗ 
ſonderer Inhalt moͤglicherweiſe das Vorhandenſein jenes Willens 
ausſchließt, vermittelt werden. Der (regelmäßig für vor ⸗ 
liegend zu erachtende) Auftrag iſt dem Anwalt mit- 
hin erteilt, ſobald er Einſicht vom Geſuche auf der 
Gerichtsſchreiberei genommen hat, und auch ohne 
ſolche Einſichtnahme, ſobald ihm mit feiner Bei ⸗ 


34. Jahrgang. 


ordnung eine Abſchrift des Geſuches zugegangen iſt. 
Von da an iſt ihm die Tätigkeit für die arme Partei zur Pflicht 
geworden. 

4. Der Akt, welcher nach Nr. 2 das Auftragsverhältnis 
herſtellt, wird dem Anwalt gewohnlich auch Klarheit verſchaffen, 
ob die aufgetragene Tätigkeit mit beſonderer Eile zu bewirken 
iſt. Gewährt aber weder das Armenrechtsgeſuch noch eine Mit⸗ 
teilung des beiordnenden Gerichts ihm hierüber Klarheit, ſo muß 
er der Möglichkeit, daß die Sache eilig fein könnte, kraft des 
Auftragsverhältniſſes Rechnung tragen und die aufgetragene 
Tätigkeit entweder ſofort entfalten oder da, wo die Tätigkeit nicht 
(wie beiſpielsweiſe die Rechtsmitteleinlegung) einfacher Natur iſt, 
zum wenigſten die Unterlagen für die Beurteilung, ob die Sache 


eilig, ſchleunigſt von der Partei einfordern, um noͤtigenfalls danach 


zu handeln. Dieſe Pflichten erwachſen aber, wie bemerkt, aus dem 
Auftragsverhältnis und exiſtieren erſt von deſſen Begründung an. 

5. Iſt nach Maßgabe von Nr. 2 ein Auftrag erteilt, ſo iſt 
damit zugleich die im Armenrechtsgeſuche enthaltene Sach- 
darlegung dem Anwalte von der Partei als für den Prozeß zu 
verwendende Information zur Verfügung geſtellt. Der Anwalt 
braucht ſich dieſe Information nicht nochmals von der Partei als 
ihrem Willen entſprechend beſtätigen zu laſſen, bevor er ſie verwendet. 
Unter derſelben Vorausſetzung haben die im Armenrechtsgeſuche 
enthaltenen Willens äußerungen bezüglich im Prozeſſe zu ſtellender 
Anträge, ſo lange die Partei nicht aus eigener Initiative andere 
Wünſche dem Anwalte kundgibt, dieſem als Richtſchnur zu dienen. 

Wie die Information haben alsdann auch die mit ihr 
überreichten Urkunden als ſeitens der Partei zur Verfügung des 
Anwalts geſtellt zu gelten und können ihm ohne weitere Rück⸗ 
frage bei der Partei vom Gericht ausgehändigt werden. 

6. Damit die Bevollmächtigung des Armenanwalts der 
Gegenpartei gegenüber wirke, muß fie dieſer kundgetan werden. 
Aus demſelben Grunde, aus dem die gerichtliche Mitteilung der 
Beiordnung allein, d. h. ohne das Geſuch, an den beigeordneten 
Anwalt dieſen noch nicht zum Beauftragten macht, kann die 
gleiche Mitteilung allein, an die Gegenpartei dieſer gegenüber 
auch nicht als Mitteilung der Beauftragung des Armenanwalts 
gelten, ſo daß auf die bloße Anzeige der Beiordnung die Gegen⸗ 
partei noch nicht in der Lage iſt, Zuſtellungen an den bei⸗ 
geordneten Anwalt mit Wirkſamkeit vorzunehmen. 


III. 
Von Rechtsanwalt Ehrenwerth, Stettin. 


Unter dieſer Überſchrift wird in einem Aufſatz in Nr. 7 
der JW. von 1905 ausgeführt, daß der Anwalt, welcher einer 
armen Partei vom Gericht zugeordnet iſt, ſich untätig verhalten 
dürfe, bis die Partei ſelbſt fich an ihn wende. Daß dieſe 
Anfiht unter den Anwälten Anklang finden werde, iſt nicht zu 
befürchten; dennoch darf ſie nicht unwiderſprochen bleiben, weil 
ſie einen Grundſatz der Unbilligkeit proklamiert und dem Geſetze 
nicht entſpricht. Dem RG. iſt darin beizutreten, daß der bei⸗ 
geordnete Anwalt ſofort für die Partei in Tätigkeit treten muß. 
Dazu gehört vor allem, daß er ſich über den etwaigen Lauf 
einer Friſt zu unterrichten und die Friſt zu wahren hat. Iſt 
ſie bereits abgelaufen, ſo hat er zu prüfen, ob ein Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch möglich iſt, und wenn auch nur ein Schimmer 
von Hoffnung auf Erfolg vorhanden iſt, ſo muß er die Wieder⸗ 
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einſetzung nachſuchen. Einen etwa ſchon anſtehenden Ver⸗ 
handlungstermin hat er für die Partei wahrzunehmen, damit 
nicht etwa Verſäumnisurteil ergeht. Alles dies hat er ſpontan 
zu tun, ohne daß es dazu einer beſonderen Aufforderung der 
Partei bedarf. Die Gegenanſicht läßt unberückſichtigt, daß die 
arme Partei nur ſehr ſelten wiſſen wird, welche beſonderen 
Maßnahmen die Prozeßlage erfordert. Handelt es ſich ja gerade 
bei den armen Parteien vielfach um Perſonen, deren Bildungs⸗ 
ſtand ſehr gering iſt! Hier untätig zu bleiben, bis die unkundige 
Partei ſich ſelbſt an den Anwalt wendet, würde zur Folge 
haben, daß die Partei in der Mehrzahl der Fälle ihr Recht 
verliert oder wenigftend Schaden erleidet. Das aber wäre 
nicht eine dem § 28 RAD. entſprechende Berufsausübung. 

Erfordert alſo ſchon das nobile officium des Anwalts 
dienſtes ein aktives Vorgehen des beigeordneten Anwalts, ſo iſt 
die gleiche Folgerung auch aus dem Geſetze ſelbſt (8 115 Ziff. 3 
30D.) abzuleiten. Der Anwalt wird der Partei zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte ohne irgend eine Bedingung, Be⸗ 
friſtung oder ſonſtige Einſchränkung zugeordnet. Das Argument 
der Gegenanſicht, der Anwalt könne nicht wiſſen, ob die Partei 
von ſeinen Dienſten Gebrauch machen wolle, erledigt ſich durch 
den Hergang bei der Armenrechtsbewilligung. Die Partei hat 
vorher beantragt, daß ihr ein Anwalt zugeordnet werde, und 
damit deutlich zu erkennen gegeben, daß fie die Tätigkeit des 
vom Gericht zu bezeichnenden Anwalts wünſche. So lange fie 
keinen abweichenden Willen bekundet, muß alſo der zugeordnete 
Anwalt davon ausgehen, daß ſie die Vornahme der gerade 
nötigen Prozeßhandlungen durch ihn verlange. Der Dienft- 
vertrag kommt im Regelfall dadurch zuſtande, daß die Partei 
das Armenrecht beantragt, das Gericht gemäß 8 36 RAD. den 
Anwalt beiordnet und dieſer von der Zuordnung ohne Wider⸗ 
ſpruch Kenntnis nimmt (vergl. auch Walter Joachim S. 31 a), 
und zwar kommt der Vertrag nicht etwa zwiſchen Gericht und 
Anwalt, ſondern zwiſchen Anwalt und Partei zuſtande. 

Eine ausdrückliche Annahme des dem Anwalt durch Ver⸗ 
mittlung des Gerichts zugegangenen Vertragsantrages der Partei 
iſt nicht nötig; fie wird von der Verkehrsfitte nicht erwartet 
(BGB. 8 151). Darüber, daß eine Offerte an einen un⸗ 
beſtimmten Dritten auch nach bürgerlichem Recht zuläſſig iſt, 
vergl. Dernburg Bd. II 1. Abt. 5 81. 


— — 


Die Haftung des Tierhalters. 
Von Juſtizrat A. Weſtrum, Celle. 


Als ich um die Mitte der Sechsziger bei meinem hoch⸗ 
verehrten Lehrer, dem Herrn Profeſſor Thöl in Göttingen das 
— damals noch neue — Handelsrecht hoͤrte, und wir an die 
Beſtimmung kamen, nach welcher der gutgläubige Erwerber einer 
beweglichen Sache regelmäßig Eigentümer derſelben wird, wenn 
auch der Verkäufer nicht Eigentümer iſt, bemerkte der Profeſſor 
Thöl, daß dieſe vom geltenden gemeinen Recht abweichende Be⸗ 
ſtimmung viel Beifall, insbeſondere in Laienkreiſen, gefunden 
habe. Man freue ſich, daß nun dem Käufer einer beweglichen 
Sache, der derſelben doch nicht anſehen könne, ob fie dem Ver⸗ 
käufer gehöre oder nicht, die gekaufte und womdglih teuer 
bezahlte Sache nicht einfach deshalb abgenommen werde, weil 
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irgend ein Dritter komme und nachweiſe, daß die Sache ihm 
gehört habe. Man vergeſſe dabei nur, fügte Herr Thöl hinzu, 
daß man dieſe Freude dem großen Publikum bereite, indem 
man aus fremdem Leder Riemen ſchneide und daß der ſeines 
Eigentums verluſtig gehende Dritte wenig von dieſer Anderung 
des beſtehenden Rechtes erbaut ſein werde. 

An dieſe Thölſche Bemerkung mußte ich denken, als ich 
las, daß die Majorität der Reichstagskommiſſion ſich dafür 
ausgeſprochen hat, daß in Zukunft der Tierhalter für den durch 
ſein Tier angerichteten Schaden nicht mehr ſoll haften, „wenn 
der Schaden durch ein Haustier verurſacht wird, das dem Tier⸗ 
halter zur Ansübung feines Berufes oder feiner Erwerbstätigkeit 
dient, oder ſeinem Unterhalte oder zur Sicherheit zu dienen beſtimmt 
iſt, und entweder der Tierhalter bei der Beauffichtigung des Tieres 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde.“ 


Richtig iſt, daß die durch das BGB. eingeführte 


unbeſchränkte Haftung des Tierhalters für denſelben eine ſehr 
große Härte enthalten, daß ſie ihn ohne ſein Verſchulden 
ruinieren kann und von dem Betroffenen regelmäßig als 
eine Ungerechtigkeit empfunden werden wird. 

Allein es iſt doch auch die Kehrſeite zu betrachten. 

Wer ohne ſein Zutun von einem fremden Tiere beſchädigt 
wird, der wird fragen, weshalb denn nun er ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden geſchädigt, vielleicht zum Bettler gemacht werden ſoll. 

Die Sache iſt doch einfach die: Der Schaden iſt da, auch 
wenn keinen von beiden Teilen ein Vorwurf trifft. Einer von 
beiden leidet unſchuldig, und es fragt ſich nun nur, wen man 
leiden laſſen ſoll, den Tierhalter oder den verletzten Dritten. 

Die überwiegenden legislatoriſchen Gründe dürften für das 
erſtere ſprechen. 

Der verletzte Dritte ſteht außer aller Beziehung zu dem 
Unglück; der Eigentümer des verletzenden Tieres wird, ähnlich 
etwa den Eltern eines Kindes, welches Schaden angerichtet hat, 
immerhin ein gewiſſes Gefühl moraliſcher Verpflichtung haben 
und, wenn er es nicht hat, ſo wird jeder Dritte, den wir fragen, 
wer von den beiden allein in Betracht kommenden Perſonen, 
wenn einer von ihnen den Schaden tragen müſſe, näher dazu ſei, 
antworten, derjenige, deſſen Tier den Schaden verurſacht hat. 

Dazu kommt, daß durch die unbedingte Haftung des 
Tierhalters erreicht wird, daß derſelbe ſo genau die Tiere über⸗ 
wacht, wie es ihm nur immer möglich, während wenn ihm die 
Einrede frei bleibt, er habe das übliche Maß von Sorgfalt 
angewendet, er ſicher nicht ſo ängſtlich aufpaßt, wie wenn er 
weiß, daß er unbedingt ſeinen Geldbeutel ziehen muß. Den 
wohltätigen Einfluß des BGB. kann man, ſo kurze Zeit es 
auch erſt in Geltung, ſelbſt ſchon den Dorfhunden anmerken. 
Während es früher manches Dorf gab, welches man unbewaffnet 
nicht ohne Gefahr betreten konnte, während insbeſondere in 
der Abendzeit die biſſigſten Köter jeden Paſſanten beläſtigten 
und ich mich z. B. aus meiner Referendarienzeit erinnere, wie 
auf dem Deich bei Eſtebrügge ein Mann, der ihn bei Nacht 
paſſierte, von 2 Hofhunden angefallen, zerriſſen und getötet 
wurde, find jetzt die zähnefletſchenden großen Dorfköter immer 
ſeltener und ſittiger geworden. 

Zu machen war früher ja nichts. Richtete ein Hund 
einmal Schaden an, fo waren alle Angehörigen und Haus- 
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genoſſen bereit, dem Eigentümer zu bezeugen, daß der Hund 
bis dahin ein ganz harmloſes Tier geweſen ſei. Nalürlich! 
Den Leuten, die er kannte, die ihn fütterten, ſtreichelten ujm., 
tat der Hund ja nichts. 

Will man jetzt auch denjenigen Tierhalter von der Haftung 
befreien, welcher ein Tier „zur Sicherheit“ hält, fo wird man 
damit gerade für diejenigen Fälle die wohltätige Wirkung dez 
gegenwärtigen Rechtes aufheben, für welches dasſelbe beſonden 
wichtig war. Tiere, die man „zur Sicherheit“ hält, find eben 
meiſt ſolche, die zur Not auch Menſchen angreifen. Wer ein 
ſolches, an und für ſich gefährliches Tier hält, mag denn auch 
dafür aufkommen, wenn es Unheil anrichtet, ohne daß der 
verletzte Dritte dazu Anlaß gab. 

Ein letzter, wichtigſter Grund für die Beibehaltung des 
gegenwärtigen Rechtes dürfte aber folgender ſein. 

Unſer Billigkeitsgefühl verlangt, daß niemand unter den 
Folgen eines unverſchuldeten Unfalls zu leiden habe. Uniere 
Unfalls⸗ uſw. Geſetzgebung iſt aber noch nicht ſoweit gediehen, 
daß bei jedem unverſchuldeten Unglücksfalle der Staat, die 
Gemeinde oder ein ſonſtiger Verband einſpringt. Einſtweilen 
treten dafür die vielgeſtaltigen Verfſicherungen ein. 

Wir konnen nun die Frage auch fo ſtellen: 

Wer iſt eher in der Lage und wer eher für verpflichtet zu 
erachten, durch eine Verficherung die Gefahr von ſich af 
zuwälzen? Der Tierhalter oder der Dritte? Gewiß der erſtere 

Er, der den Nutzen von den Tieren hat, mag auch die 
Verficherungsprämie zahlen. Der Schaden, den das Tier an- 
richtet, geht vom Nutzen ab, und der Tierhalter kann nicht nur 
den letzteren für ſich beanſpruchen. 

Er, wenn und da er weiß, daß er die Tiere keit, 
welche Schaden anrichten können, kann auch um ſo eher und 
muß — wenn eben das Geſetz ihn dazu veranlaßt —, auf eine 
Verſicherung bedacht ſein. Von ihm kann man das erwarten 

Von den Eltern z. B. eines Schulkindes wird man nicht 
mit gleichem Rechte erwarten oder gar verlangen können, daß die 
Eltern mit der Möglichkeit rechnen, ihr Kind werde von einem 
zufällig des Weges getriebenen Stier aufgeſpießt, von einem 
durchgehenden Pferde überrannt, von einem biſſigen Köter 
gefährlich verletzt werden. 

Muß einer den Schaden — wegen unterlaſſener Ver⸗ 
ſicherung — perſönlich tragen, fo ſei es der, dem die Ein- 
gehung dieſer Verſicherung nahe lag, der Beſitzer des Tiere. 

Der Deutſche kann nichts erlangen, ohne das Gegenteil zu 
wünſchen! Dieſer Satz beſtätigt ſich einmal wieder bei den 
Angriffen gegen die Haftung des Tierhalters im Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 


Die Haftung der Staatskaſſe für die Gebühren 
des beſtellten Verteidigers. 
Von Rechtsanwalt Dr. Appel, Caſſel. 

Nach § 140 SPD. wird dem Angeſchuldigten in den 
Fällen der notwendigen Verteidigung von Amts wegen cn 
Verteidiger beſtellt. Demgemäß beſtimmt das preußiſche Dr 
ſtellungsformular: „In der Strafſache . wird der 
dem Beſchuldigten zum Verteidiger beſtellt.“ Die Gebühren 
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des Offizialverteidigers find aus der Staatskaſſe zu erſetzen 
(S 150 StPO.) und gerade hier wird für die Staatskaſſe wie 
für den Verteidiger die Frage wichtig, für welchen Teil des 
Prozeſſes die Beſtellung erfolgt. Es handelt ſich hierbei na ; 
mentlich um die Frage, ob auch die Einlegung und Begründung 
einer Revifion noch zur Tätigkeit eines beſtellten Verteidigers 
gehört oder ob dieſe Tatigkeit bereits mit der Verkündung des 
erſten Urteils ſchließt. 

In Literatur und Rechtſprechung herrſchen verſchiedene 
Meinungen, von denen anſcheinend noch keine die Oberhand 
gewinnen kann (vergl. Löwe, StPO. § 140 Note 11 und 
& 150 Note 2 ſowie Walter Joachim, Gebührenordnung, 
Vorbem. VI I zu Abſchn. IV). | 

Für die Praxis iſt namentlich ein Urteil des KG. vom 
9. Dezember 1893 (JMBl. 1894, 88) wichtig geworden, in 
dem das KG. die Beſtellung des Verteidigers auf die erſte 
Inſtanz beſchränken will und demnach die Haftung des Staates 
für die in der Reviſionsinſtanz erwachſenen Verteidigungs⸗ 
gebühren verneint. Merkwürdigerweiſe geht das KG. in dieſer 
Entſcheidung auf ein früheres Urteil vom 21. Dezember 1889 
(Goltd Arch. 37, 310), in dem es im entgegengeſetzten Sinne 
entſchieden hatte, überhaupt nicht ein. 

Neuerdings haben ſich das Amtsgericht Caſſel durch Urteil 
vom 9. Juni 1904 (12. C. 524/04) und das Landgericht Caſſel 
durch Urteil vom 17. November 1904 (3. S. 246/04) gegen 
das jüngſte Urteil des KG. erklärt und demgemäß die Koſten⸗ 
frage zugunſten des beſtellten Verteidigers eniſchieden. Die 
Entſcheidungsgründe des landgerichtlichen Urteils lauten: 


Entſcheidungsgründe. 


Die Berufung iſt form- und friſtgerecht eingelegt, aber 
unbegründet. 

Nach § 140 StPO. ft in Strafſachen, welche vor dem 
Schwurgericht zu verhandeln find, dem Angeſchuldigten, welcher 
einen Verteidiger noch nicht gewählt hat, ein ſolcher von Amte 
wegen zu beſtellen, ſobald die in & 199 StPD. vorgeſchriebene 
Aufforderung ſtattgefunden hat. 

Daß der Auftrag, den der Gerichtsvorfitzende mit Rüdficht 
auf 8 140 StPD. einem Verteidiger erteilt hat, nicht ſchon 
am Schluſſe der Hauptverhandlung, wie der Bekl. annimmt, 
erledigt iſt, ſondern erſt mit Rechtskraft des Urteils, ergibt ſich 
ſowohl aus dem Wortlaut als auch aus der Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Geſetzesvorſchrift. 

Die Verteidigung iſt nach dem Wortlaut des Geſetzes 
nicht nur notwendig in der Hauptverhandlung vor dem Schwur⸗ 
gericht, ſondern „in den Sachen, welche vor dem Schwur- 
gericht zu verhandeln find“. Der in einer Schwurgerichtsſache 
Angeklagte hat hiernach einen Anſpruch darauf, daß ihm von 
dem in 8 140 Abſ. 3 angegebenen Zeitpunkt — der Zuſtellung 
der Anklageſchrift — ab für die fernere Dauer des ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verfahrens, d. i. bis zur Rechtskraft des Urteils, 
ein Verteidiger beſtellt wird. Hätte der Geſetzgeber etwas 
anderes beabfichtigt, fo würde er vermutlich an derſelben Stelle, 
an der er beſtimmt hat, in welchem Stadium des Verfahrens 
ein Verteidiger zu beſtellen iſt, auch geſagt haben, wann dieſe 
Beſtellung zurückzunehmen iſt. Daraus, daß eine ſolche zeitliche 
Beſchränkung im Geſetz nicht vorgeſehen iſt, iſt zu folgern, daß 
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die Beſtellung bis zur Rechtskraft des Urteils in Kraft bleibt 
und demgemäß auch den Auftrag umfaßt, Reviflon einzulegen, ſofern 
dies der Verteidiger nach pflichtmäßigem Ermeſſen für geboten hält. 

Zu demſelben Ergebnis kommt man auch bei Betrachtung 
der Entſtehungsgeſchichte des S 140 StPO. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt von der Kommiſſion zum Entwurf der Straf. 
prozeßordnung als § 133 a des Entwurfs aufgenommen worden 
und zwar im Widerſpruch mit den Vertretern der verbündeten 
Regierungen. Der Kommijfion gehörte u. a. auch der Ab- 
geordnete Eyſoldt an, welcher demnächſt bei der zweiten Be⸗ 
ratung des Entwurfs im Plenum des Reichstags ausdrücklich 
erklart hat: 

„Zum Schluß moͤchte ich noch bemerken: wenn ſowohl 
in unſerem Antrage wie in den Beſchlüſſen der Kom⸗ 
miſſion geſagt ift: „dem zum Verteidiger beſtellten 
Rechtsanwalt find für die Verteidigung die Gebühren 
nach Maßgabe der Gebührenordnung aus der Staatskaſſe 
zu zahlen, ſo bin ich von der Anſicht ausgegangen, 
daß in der geſührten Verteidigung alle Bemühungen 
eines Anwalts zur Verteidigung in einer konkreten 
Unterſuchung von dem Momente der Beſtellung an bis 
zur Rechtskraft des letzten Erkenntniſſes inbegriffen find, 
oder pofitiver ausgedrückt, daß auch die Koſten des 
eingelegten Rechtsmittels, deſſen Recht⸗ 
fertigung uſw. mit in der Verteidigung inbegriffen 
find. Letzteres wird in den vor dem Landgericht und 
Schwurgericht anhaͤngigen Sachen in der Hauptſache 
nur das Rechtsmittel der Reviſion treffen.“ 

Gegen dieſe Ausführungen des Abgeordneten und Kom⸗ 
miſſionsmitgliedes Eyſoldt iſt von keiner Seite Widerſpruch 
erhoben worden, insbeſondere auch nicht von dem bayeriſchen 
Bundesrats bevollmächtigten, Juſtizminiſter Dr. v. Fauſtle, 
welcher unmittelbar nach dieſen Worten Eyſoldts das 
Wort ergriff. (Vergl. Hahn, die geſamten Materialien zur 
SIPD., 1881, 2. Abt., Bd. 3 S. 1279, 1535, 1833 ff.) Der 
Wille des Geſetzgebers ging hiernach offenbar dahin, dem An⸗ 
geklagten für das ſchwurgerichtliche Verfahren von Zuſtellung 
der Anklageſchrift ab bis zur Beendigung des Verfahrens, d. i. 
bis zur Rechtskraft des Urteils, einen Verteidiger beizuordnen 
und die demſelben für dieſe geſamte Verteidigung, gegebenenfalls alſo 
auch für Einlegung der Reviſion, nach Maßgabe der Gebühren- 
ordnung zuſtehenden Beträge auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Das Berufungsgericht hat ſich aus dieſen Gründen der vom 
Bekl. angezogenen Entſcheidung des KG. vom 9. Dezember 1893 
nicht anſchließen können, es erachtet vielmehr die kammergericht⸗ 
liche Entſcheidung vom 21. Oktober 1889 (abgedr. in 
Goltd Arch. 37, 310) für zutreffend. 

Das vom Vorderrichter zur Begründung ſeines den Bekl. 
klaggemäß verurteilenden Erxkenntniſſes angezogene Urteil des 
Landgerichts Thorn vom 12. Dezember 1899, vom Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten Haſſenſtein in Goltd Arch. 47, 387 ff. ver⸗ 
oͤffentlicht, hat auch Kotzler gegenüber dem Urteil des KG. vom 
9. Dezember 1893 als „unzweifelhaft richtig“ bezeichnet (f. 
ebenda 3899. 

Hiernach rechtfertigt ſich die Zurückweiſung der Berufung. 
Die Koſtenentſcheidung beruht auf § 97 380. 
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Die Forderungen der Berufsgenoſſenſchaften im 
Konkurſe. 
Von Dr. jur. A. Saucke in Berlin. 


Die Erfahrung lehrt, daß den Berufsgenoſſenſchaften im 
Konkurſe ihrer Mitglieder ſeitens der Konkursverwalter häufig 
Schwierigkeiten gemacht werden, indem entweder das bean⸗ 
ſpruchte Vorrecht oder die Hohe der angemeldeten Forderung 
oder auch beides vom Verwalter beſtritten wird. Zur Aner- 
kennung ihrer Anſprüche ſehen ſich deshalb die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften genötigt, die Feſtſtellungsklage aus 8 146 Abſ. 2 KO. 
zu erheben. Durch ſolche für den Konkursverwalter aus ſichtsloſe 
Prozeſſe entſtehen einerſeits für die Berufsgenoſſenſchaften un- 
nötige Beläſtigungen, andererſeits werden die nicht bevorrechtigten 
Gläubiger um den Betrag, den die Koſten des verlorenen 
Prozeſſes ausmachen, geſchädigt. Der Grund, weshalb ſo haͤufig 
die von den Berufe genoſſenſchaften angemeldeten Forderungen 
vom Konkursverwalter beſtritten werden, liegt offenbar in der 
mangelhaften Kenntnis der Beſtimmungen der Unfallverficherungs⸗ 
geſetze und des Verfahrens, wie es die Berufe genoſſenſchaft beim 
Konkurſe eines ihrer Mitglieder einzuſchlagen hat. 

Es erſcheint deshalb angebracht, dies Verfahren, ſowie die 
Stellung der Berufsgenoſſenſchaft im Konkurſe kurz zu beleuchten. 

I. Für die Aufbringung der Mittel zur Deckung der von 
den Berufsgenoſſenſchaften zu leiſtenden Entſchädigungen und 
der Verwaltungskoſten iſt als Modus das Umlageverfahren vor⸗ 
geſchrieben, d. h. es wird für jedes Rechnungsjahr nur derjenige 
Betrag aufgebracht, welcher in demſelben Jahre aus Anlaß der 
in dieſem Jahre oder früher entſtandenen Unfälle bar auszu⸗ 
zahlen geweſen iſt. (5 29 GuV.) 

Bekanntlich erfolgt die Auszahlung der auf Grund der 
Unfallverficherungsgeſetze zu leiſtenden Entſchädigungen auf An⸗ 
weiſung des Genoſſenſchaftsvorſtandes vorſchußweiſe durch die 
Poſtverwaltung. (§ 97 a. a. O.) Innerhalb 8 Wochen nach 
Ablauf jedes Rechnungsjahres haben die Zentral ⸗Poſtbehörden 
den einzelnen Genoſſenſchaftsvorſtänden Nachweiſungen der auf 
Anweiſung der Vorſtände geleiſteten Zahlungen zuzuſtellen. 
($ 98 eod.) Die von den Zentral⸗Poſtverwaltungen zur Er- 
ſtattung liquidierten Beträge ſind dann gleichzeitig mit den 
Verwaltungskoſten auf die Mitglieder nach Maßgabe der in 
ihren Betrieben von den Verſicherten verdienten Gehälter und 
Löhne, die binnen 6 Wochen nach Ablauf des Rechnungsjahres 
dem Vorſtande nachzuweiſen ſind, ſowie der ſtatutenmäßigen 
Gefahrentarife umzulegen und einzuziehen find. (§ 99 eod.) 
Zu dieſem Zwecke wird jedem Mitgliede ein Auszug aus der 
Heberolle mit der Aufforderung zugeſtellt, den feſtgeſetzten 
Beitrag zur Vermeidung der zwangsweiſen Beitreibung binnen 
zwei Wochen einzuzahlen. (§ 101 eod.) 

Hiernach iſt es ohne weiteres klar, daß die Beiträge der 
einzelnen Mitglieder erſt etwa im Mai des dem Rechnungsjahre 
folgenden Jahres feſtgeſtellt werden können. 

Gerät nun im Laufe des Rechnungsjahres ein Mitglied 
der Berufsgenoſſenſchaſt in Konkurs, fo kann nach dem vorher⸗ 
gehenden der bis zur Konkurseröffnung auf den Gemeinſchuldner 
entfallende Beitrag noch nicht genau angegeben werden. Die 
Berufsgenoſſenſchaft meldet deshalb als ihre Forderung einen 
geſchätzten Beitrag an. 
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Nach § 37 Ziff. 7 GuVGG. muß das Statut der Beruf. 
genoſſenſchaft Beſtimmung treffen über die Folgen der Betriebl. 
einſtellungen, insbeſondere über die Sicherſtellung der Beiträge 
der Unternehmer. Auf Grund ſolcher, der Genehmigung bei 
Reichs⸗Verficherungsamts unterliegenden ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen, die bei den verſchiedenen Berufsgenoſſenſchaften in 
einzelnen Punkten kleine Verſchiedenheiten aufweiſen werden, 
verfährt die Berufsgenoſſenſchaft im allgemeinen folgender 
maßen: 

Zunächſt fordert fie vom Konkursverwalter eine Lohn 
nachweiſung für die Zeit vom Ablauf des Kalenderjahres, für 
den der Beitrag zuletzt entrichtet worden iſt, bis zum Tage der 
Eröffnung des Konkurſes ein. Wird die Lohnnachweiſung nicht 
innerhalb der ſtatutariſch beſtimmten Friſt eingereicht, ſo nimmt 
die Berufsgenoſſenſchaft die Feſtſetzung ſelbſt vor. Ans dem 
Beitrag, den der Gemeinſchuldner in dem Jahre, für dat er 
zuletzt Beitrag bezahlt hat, auf Grund dieſer Lohnnachweiſung 
hätte entrichten müſſen, vermehrt um einen Bruchteil dieſet 
Betrages, ſetzt ſich die anzumeldende Forderung zuſammen. Der 
Bruchteil wird bei den einzelnen Berufsgenoſſenſchaften ver ⸗ 
ſchieden ftatuiert fein, da die vorausſichtliche Erhöhung der 
Beiträge dem Vorjahre gegenüber naturgemäß bei den einzelnen 
Berufsgenoſſenſchaften nicht die gleiche iſt. Der in dieſer Weiſe 
berechnete Beitrag wird dann in gewohnlicher Weiſe alt 
Konkursforderung angemeldet. 

II. Wie find nun dieſe Forderungen der Berufsgeneſſen⸗ 
ſchaften im Konkurſe zu behandeln? Darüber, daß die Beruft⸗ 
genoſſenſchaften zu den öffentlichen Verbänden, d. h. zu den 
Verbindungen, die als die Träger ſolcher Zweckbeſtimmungen 
ins Leben gerufen ſind, deren Erfüllung vom Staate in die 
Aufgaben der allgemeinen Wohlfahrtspflege einbezogen iſt, un 
demgemäß zur dritten Klaſſe der bevorrechtigten Gläubiger ge 
hören, herrſcht in Theorie und Praxis wohl Übereinſtimmurz 
(vgl. die Kommentare von Wolff, Sarwey⸗Boſſert, Petersen 
Kleinfeller, Jaeger zu 8 61 Nr. 3 RG. Bd. 22 S. 139, 
Zeitſchrift für franzöſiſches Zivilrecht 20 S. 126. Ander 
Anſicht allerdings Hanſeatiſche Gerichtszeitung 15 S. 19). 
Ein Beſtreiten des beanſpruchten Vorrechts durch den Konkutl 
verwalter kommt deshalb auch nur ganz vereinzelt vor; um ſe 
häufiger wird aber die Höhe der Forderung beſtritten, in den 
Regel mit der Begründung, die Anerkennung der Höhe der 
angemeldeten Forderung könne nicht erfolgen, ſolange der 
definitive Beitrag nicht feſtſtehe. Dieſe Begründung der Nicht. 
anerkennung iſt nicht zutreffend; der Konkursverwalter muß 
vielmehr die angemeldete Forderung — von etwaigen Retar 
fehlern natürlich abgeſehen — auch der Höhe nach anerkennen. 

Nach § 69 KO. find Forderungen, deren Geldbetrag un 
beſtimmt iſt, nach ihrem Schätzungswert geltend zu macht,, 
und zwar nach dem Schätzungswert, den fie zur Zeit der G. 
öffnung des Verfahrens haben. Die Schätzungsmethode M 
Berufsgenoſſenſchaften iſt oben unter I. angegeben. Die Se. 
rufsgenoſſenſchaft macht alſo eine Forderung geltend, die fe 
geſetzlich zu beanſpruchen berechtigt iſt, geſetzlich inſofem, al 
ihr das Geſetz das Recht und die Pflicht auferlegt, di 
Schätzungsmethode durch ihr Statut, das der Genehmigunz 
des Reichs ⸗Verſicherungsamts bedarf, zu normieren. In der 
Regel wird der Betrag, den die Berufsgeneſſenſchaft ferkt: | 
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und anmeldet, dem definitiven Beitrage entſprechen oder ihn 
doch nur unmerklich überſteigen; denn die Berufsgenoſſenſchaften 
haben den Betrag, um den die Beiträge einſtweilen jährlich ſich 
noch erhöhen, bis fie auf den Beharrungsſtandpunkt angelangt 
find, empiriſch ziemlich genau ermittelt. 
Wenn nun 8 69 KO. beſagt, daß unbeſtimmte Forde⸗ 
rungen nach ihrem Schägungswerte geltend zu machen find, fo 
ift doch die logiſche Konſequenz, daß, wenn dies geſchieht und 
geſchehen muß, die nach ihrem Schätzungswerte angemeldete 
Forderung nun auch anerkannt werden muß, andernfalls wäre 
ja die Beſtimmung des 5 69 ſo ziemlich illuſoriſch. Ein 
Beſtreiten der Forderung ließe ſich nur damit begründen, 
daß der Konkursverwalter den Schätzungsmodus nicht für zu ⸗ 
treffend hält. Davon kann aber bei den Forderungen der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften nicht die Rede fein; denn ihre Einfhägungs- 
methode iſt durch das Geſetz, wenn auch nur mittelbar, 
ſanktioniert, und ſie machen nur von einem geſetzlich normierten 
Recht Gebrauch, wenn fie den geſchätzten Beitrag als Forderung 
anmelden und auf Anerkennung dieſer Forderung dringen. 
Die Anerkennung der von den Berufsgenoſſenſchaften an⸗ 
gemeldeten Forderungen hat ohne Einſchränkungen zu erfolgen. 
Selbft wenn der Konkuröyerwalter, nachdem er die Forderung 
einſtweilen beſtritten hat, ſich gleichzeitig zur Sicherung bereit 
erklärt, fo kaun u. C. eine ſolche Maßregel, wenn die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft trotzdem Klage auf vollſtändige Anerkennung er⸗ 
hebt, ein verurteilendes Erkenntnis nicht abwenden. Denn dieſe 
Maßnahme findet im Geſetz keine Stütze. Nach 67 KO., auf 
den der Konkursverwalter ſich berufen könnte, berechtigen 
Forderungen unter einer aufſchiebenden Bedingung zu einer 
Sicherung. Die Kautions forderung der Berufsgenoſſenſchaft iſt 
aber keine Forderung unter einer aufſchlebenden Bedingung, eine 
Forderung, deren Geldbetrag ungewiß, alſo von einem zu⸗ 
künftigen ungewiſſen Ereignis abhängig iſt, ſondern eine ſolche, 
deren Geldbetrag unbeftimmt iſt, alſo zur Zeit noch nicht feit- 
ſteht. Der Unterſchied zwiſchen ungewiſſen und unbeſtimmten 
Forderungen iſt in 5 69 KO. ausdrücklich ſanktioniert. 

Die von den Berufsgenoſſenſchaften angemeldeten Forde 
rungen haben alſo das Vorrecht aus 5 61 Nr. 3 KO. und 
müſſen auch der Höhe nach vom Konkursverwalter anerkannt 
werden. 

Es iſt auch noch auf folgenden Punkt hinzuweiſen : Wenn 
8 61 Nr. 3 KO. in der dritten Rangklaſſe der Konkurs⸗ 
gläubiger die dort näher bezeichneten Forderungen aus dem 
letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens befriedigt willen 
will, ſo kann der Ausdruck „aus dem letzten Jahre“ ſowohl die 
in dieſem Jahre entſtandenen, als die fälligen (rückſtändigen) 
Forderungen aus dieſem Jahre bezeichnen. Das Reichsgericht 
hat ſich in ausführlicher Begründung der letzten Auffaſſung an- 
geſchloſſen (Bd. 22 S. 139 ff.). 

III. Zum Schluß ſei noch der Wunſch ausgeſprochen, daß 
die Konkursverwalter möglichſt von der ihnen nach § 170 KO. 
gewährten Befugnis Gebrauch machen, beſonders wenn der 
Beitrag definitiv feftfteht, und es fi nur um geringe Beitrags⸗ 
forderungen handelt. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 
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Stempelpflichtigkeit der Prozeßwollmachten vor den 
Amtsgerichten. 
Gerichtsaſſeſſor H. Koerner, Langenſchwalbach. 


In Nr. 1 des diesjährigen PrJMBl. iſt ein Beſchluß des 
KG. vom 28. März 1904 veröffentlicht, der allen Teilen über 
raſchend ſein wird und für die Stempelberechnung von großer 
Tragweite iſt. Es handelt ſich um eine Prozeßvollmacht, in 
der nur die für die Gebührenberechnung in Betracht kommende 
Wertſtufe (120 — 200 Mark) angegeben iſt, während der Klag- 
antrag auf Zahlung von 131 Mark nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit 
Klagezuſtellung gerichtet iſt. Das AG. hatte den vom Gerichts. 
ſchreiber angeforderten Stempel von 50 Pf. abgeſetzt; das LG. 
war dem beigetreten. Das KG. hat jedoch den Stempelanſatz 
wieder hergeſtellt, weil es ſich bei den Zinſen um Leiſtungen 
von unbeſtimmter Dauer handele, irgend welche die längſte 
Dauer begrenzenden Umſtände in der Urkunde nicht angegeben 
ſeien, daher nach § 6 Abſ. 9 StStG. das 12½ fache des ein⸗ 
jährigen Zinſenbetrages als Wert des Zinsanſpruches angeſehen 
werden müſſe, die Zinsforderung demnach mit 65,50 Mark zu 
bewerten jet, der ſtempelpflichtige Wert der Vollmacht ſomit 
131 + 65,50 = 196,50 Mark betrage, fie alſo nach Zarif- 
ſtelle 73 Abf. 1 mit 50 Pf. zu befteuern und die Befreiung 
des 8 4 Abſ. 1 Nr. a StStG. nicht gerechtfertigt ſei. Hier⸗ 
gegen läßt ſich nur einwenden, daß allerdings die Dauer des 
Zinſenlaufs in der Urkunde nicht ausdrücklich angegeben iſt, 
daß jedoch nach der Natur der in der gleichzeitig eingereichten 
Klageſchrift erhobenen Forderung (Warenklage) und nach den 
Erfahrungen des täglichen Lebens (Verkehrsfitte) der wirkliche 
Wille des Machtgebers nicht auf Zinſen von unbeftimmter 
Dauer gerichtet war, ſondern auf begrenzte Zinſen. Ihr Lauf 
ſollte mit Klagezuſtellung beginnen und mit dem Zeitpunkt der 
Befriedigung des Gläubigers im Wege der alsbald nach Er⸗ 
langung eines vollſtreckbaren Titels durchgeführten Zwangs⸗ 
vollſtreckung enden. Da nun erfahrungsmäßig alle ſolche 
Anſprüche ſpäteſtens in Jahresfriſt erledigt zu werden pflegen, 
fo hätte das KG. es beſſer bei der Beſeitigung des Stewpel⸗ 
anſatzes bewenden laſſen ſollen. Eine ſolche Entſcheidung würde 
mehr dem Billigkeitsgefühl und dem durch die 88 133, 157 


und 242 BGB. aufgeſtellten Grundſatz der Auslegungsfreiheit 


entſprechen, zumal das KG. an anderer Stelle in den Gründen 
zu derſelben Entſcheidung ſich dahin ausſpricht, daß 8 133 BGB. 
auch für das Stempelrecht gelte. 

Jedenfalls werden von nun ab die Anwälte gut tun, in 
den Vollmachten nur die Hauptforderung genau anzugeben; in 
Anbetracht der 88 4, 81 und 268? ZPD. wird ihnen ja kein 
Richter das Recht abſprechen, in der Klage trotzdem neben der 
Hauptforderung auch noch Zinſen zu fordern. Auf der andern 
Seite aber wird der Stempelbetrag von 50 Pf. in den von 


der kammergerichtlichen Entſcheidung getroffenen Jällen im 


Sinne der 88 91 Abſ. 1 Satz 1 und 103 u ZPD. ein 
mehr erftattungsfähig fein. 


Vom Neichögericht.*) Ä 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 25. März bis 
8. April 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94, 883, 956 Abſ. 1, 1019, 1036, 1091 
BED. Holz auf dem Stamm nicht Gegenſtand beſonderer 
dinglicher Rechte, perfönliches Abholzungsrecht nicht geeignet zur 
Beſtellung einer beſchränkten perſoͤnlichen Dienſtbarkeit.] 

Der Rechtszuſtand in bezug auf den Kauf von Holz auf 
dem Stamme iſt unter der Herrſchaft des BGB. völlig ver- 
ſchieden von dem Rechtszuſtande im Gebiete des Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechts, vergl. Landsberg, Kauf von Holz auf 
dem Stamme, JurMSch. für Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreußen 
1899 S. 177 ff. Seit der grundlegenden Entſcheidung des 
OTr. vom 9. Mai 1845 — OTr. 11, 201 — war im Ge⸗ 
biete des Abgemeinen Landrechts die rechtliche Moͤglichkeit eines 
vom Bobenbefige unabhängigen ſelbſtändigen Erwerbes von 
Eigentym und Befitz ſtehender Bäume von der Praxis all- 
gemein anerkannt. Durch ſymboliſche Übergabe der Bäume 
wahrte ſich der Käufer ſein Eigentumsrecht auch gegen den 
fpäteren Grundſtückserwerber, mag dieſer den Bäumeverkauf bei 
der Auflaſſung gekannt haben oder nicht. Gegen Gläubiger, 
für die ſpäter Hypotheken eingetragen würden, konnte ſich der 
Käufer dadurch ſchützen, daß er ſich ſein Abholzungsrecht in der 
II. Abteilung des Grundbuchs eintragen ließ; denn das All. 
gemeine Landrecht kannte eine unbegrenzte Zahl dinglicher Rechte 
auf Subſtanz, Gebrauch und Nutz ung fremder Sachen. Seit 
Einführung des BGB. kann dagegen Holz auf dem Stamm nicht 
mehr Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte ſein, alſo nicht 
in das Eigentum eines anderen als des Grundeigentümers ge⸗ 
langen. Das BGB. ſchließt — 88 93 und 94 — ein vom 
Eigentum am Grundſtück verſchiedenes Eigentum der ein⸗ 
gewurzelten Bäume aus. Bei dem Verkauf von Holz auf dem 
Stamme kann der Eigentümer nicht mehr durch ſymboliſche 
übergabe das Eigentum der eingewurzelten Stämme übertragen, 
er kann ſich nur obligatoriſch verpflichten, die Bäume zu 
fällen, fällen zu laſſen und dem auderen die Wegnahme zu ge⸗ 
ſtatten. Ein derartiger Vertrag kann ferner nicht mehr durch 
Eintragung in die II. Abteilung des Grundbuchs dingliche 
Kraft erlangen; denn nach dem BGB. iſt die Zahl der ein- 
tragungsfähigen dinglichen Rechte ftreng geſchloſſen. Überdies 
bindet ein nicht dinglich geſchützter Geſtattungsvertrag nach 
8 956 Abſ. 1 BGB. den künftigen Grundſtückserwerber 
nicht. — Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten iſt der Be⸗ 
rufungsrichter ausgegangen. Zu der Eintragung des Sch. in 
der II. Abteilung, die folgenden Wortlaut hat: „Ein Vermerk 
über den Verkauf von Nutzholz an... Sch. und ein Ab- 
holzungsrecht für denſelben; auf Grund der Verhandlung 
d. d. Jauer den 21. Auguſt 1900 eingetragen am 14. De⸗ 
zember 1900“ führt er aus, fie ſei unzuläffig und unwirkſam, 
weil ſie nur einen obligatoriſchen Anſpruch ſich ern wolle, nicht 
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die Einränmung eines auf die Belaſtung des Grundſtücks ab- 
zielenden Nutzungsrechtes bezweckt war und darnach die Vorant⸗ 
ſetzungen der 88 883 und 1090 BGB. nicht vorliegen. Die 
Revifionsklägerin bekämpft die letzteren Ausführungen; fie finde 
darin eine Verletzung des 5 1090 BGB. und macht geltend, 
das dinglich geſchützte Abholzungsrecht ſei eine beſchränkte perſöͤn⸗ 
liche Dienftbarkeit im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift, als ſolche 
ſei es auch eingetragen. Dieſer Angriff tft nicht gerechtfertigt. 
Nach §8 1090 BGB. kann zwar der Inhalt der beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit gerade fo vielfältig fein, wie die 
Nutzungen und Benutzungsarten, die das konkrete Grundſtück 
zu gewähren vermag. Während ferner die Beſtimmung in 
8 1019 über den Umfang der Grunddienſtbarkeit zwingend 
iſt, gibt 5 1091 nur als Auslegungsregel die Vorſchrift, 
daß der Umfang der beſchränkten perfönlichen Dienftbarkeit fich 
nach dem perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten beſtimme. 
Deshalb iſt es zuläffig, daß ihr Umfang ohne Rückſicht auf 
das perſoͤnliche Bedürfnis des Berechtigten beſtimmt wird und 
insbeſondere das letztere überſchreiten kann. Indeſſen finden die 
in $ 1036 Abſ. 2 BGB. dem Nießbrauch geſetzten Grenzen 
auf die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit entſprechende An- 
wendung und erfordert ferner deren rechtliche Natur und Zweck, 
daß die Dienſtbarkeit ſich nicht in den lediglich perfänlichen 
Anſprüchen und Verpflichtungen eines obligatoriſchen Rechts 
geſchäftes — Kauf oder Miete — erſchoͤpfe. Deshalb bietet 
das Inſtitut der beſchränkten perſoͤnlichen Dienſtbarkeiten dafür 
keinen Raum, die Eintragung eines als „Abholzungsrecht“ be. 
zeichneten obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts, das den Verkauf det 
vorhandenen Holzbeſtandes — und zwar in der Weiſe zum 
Inhalt hat, daß der Verkänfer das Holz fällen, aufbereiten 
und anführen muß, — und das darnach des für eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit begriffichen Erforderniſſes einer wieber- 
kehrenden und dauernden unmittelbaren Benutzung ermangelt, 
als Beſtellung und Eintragung einer beſchränkten perfönlichen 
Dienſtbarkeit zu beurteilen und auf dieſem Umwege zur ding ⸗ 
lichen Sicherung des lediglich perſönliche Verpflichtungen er 
zeugenden Kaufes von Holz auf dem Stamme zu gelangen. 
V. o. Z., U. v. 24. März 05, 368/04 II. — Berlin. 

2. 58 104 Nr. 2, 818 BGB. Vorausſetzung des Be⸗ 
reicherungsanſpruches gegen eine Bank aus Geſchäften mit einem 
Geiſtes kranken. 

Der im April 1902 wegen Geiſteskraukheit entmündigte, 
inzwiſchen verſtorbene und vom Kläger allein beerbte Land 
gerichtsdirektor Dr. St. zu L. trat am 29. Juni 1901 mit der 
Beklagten in eine Geſchäftsverbindung, aus der ſich in der Zeit 
bis zum 20. Dezember 1901 der aus der Rechnung erfich liche 
Geſchäftsverkehr entwickelte. Am 22. Dezember beauftragte 
Dr. St. die Beklagte brieflich, ſein Konto und Depot auf ſeine 
Ehefrau zu übertragen. Unter dieſem Schreiben befand ſich die 
Erklärung der letzteren: Ich werde zeichnen C. St. geb. K. 
Am 23. Dezember 1901 ſchrieb darauf Beklagte an beide Ebe 
leute, fie habe dem Auftrage gemäß den ſich auf dem Konte 
des Dr. St. ergebenden Debet⸗ Saldo in Höhe von 73 187,80 
Mark auf ein für die Ehefrau errichtetes Konto übertragen, 
und den Chemann zum Ausgleich für dieſen Betrag erkannt; 
ebenſo übertrüge fie die bei ihr ruhenden Effekten des Ebe ⸗ 
mannes auf ein der Ehefrau errichtetes Depot. Die Ehefrau 
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beſtätigte am ſelben Tage den Inhalt dieſer Mitteilung, und 
bezahlte zugleich den erwähnten Debet⸗ Saldo von 73 187,80 
Mark, indem ſie zu dieſem Zwecke die ihr überwieſenen Effekten 
zu einem entſprechenden Betrage verkaufen ließ. Nach der mit 
der Klagebehauptung übereinſtimmenden Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters befand ſich Dr. St. während dieſes ganzen Geſchäfts⸗ 
verkehrs in demjenigen die freie Willensbeſtimmung dauernd aus⸗ 
ſchließenden Zuftande von Geiſteskrankheit, der demnächſt feine 
Entmündigung herbeiführte. Kläger macht geltend, daß alle 
von ihm in dem erwähnten Zeitraume vorgenommenen Rechts- 
handlungen nichtig ſeien. Dies gelte beſonders von dem von 
ihm der Beklagten erteilten, von dieſer ausgeführten Auftrage 
zum Ankaufe von 90 000 Mark Aktien der damals ſoeben in 
Konkurs geratenen Leipziger Bank, wofür das Konto per 
29. Juni bis 3. Juli 1901 insgeſamt mit 17 181,45 Mark 
belaſtet iſt, während für den Anfang Dezember im Auftrage 
des Dr. St. ausgeführten Wiederverkauf dieſer Aktien 927,55 
Mark gutgebracht find. Auf Zahlung der Differenz dieſer 
beiden Poſten, alſo von 16 253,90 Mark nebſt 4 Prozent 
Mahnungszinſen ſeit 14. Februar iſt 1902 die gegenwärtige Klage 
gerichtet. In den beiden Vorinſtanzen iſt nach dem Antrage 
der Klage erkannt. Das RG. hat die Klage abgewieſen. Aus 
den Gründen: Als entſcheidende Frage iſt die folgende auf⸗ 
zuftelen: Inwieweit wurde die Beklagte durch die den Kredit⸗ 
poſten entſprechenden Einnahmen aus dem Vermögen des Dr. St. 
ungerechtfertigt bereichert und inwieweit iſt etwa dieſe Be⸗ 
reicherung in rechtlich beachtlicher Weiſe (vergl. BGB. 8 818 
Abſ. 3) ſpäter wieder fortgefallen? Bei Beantwortung dieſer 
Frage iſt es aber unrichtig, mit dem Vorderrichter die einzelnen 
zur tatſächlichen Geſchäftsverbindung des Dr. St. mit der Be⸗ 
klagten gehörigen Poſten getrennt zu behandeln und prinzipiell 
diejenigen auszuſcheiden, welche vor dem 10. Juli, dem Tage, 
an dem die Beklagte zuerſt Gelder für Dr. St. vereinnahmte, 
liegen, „weil der durch die früheren Geſchäfte der Beklagten er⸗ 
wachſene Verluſt damals ſchon vorhanden geweſen ſei“. Im 
Gegenteil iſt, wenn ein Geiſteskranker eine Bank, ohne daß ihr 
ein Verſchulden zur Laſt fällt, zu einer beiderſeits von vorn⸗ 
herein in Ausfiht genommenen fortgeſetzten Tätigkeit für feine 
Rechnung veranlaßt, bei der Frage der Bereicherung das Ge⸗ 
ſamtergebnis dieſer Tätigkeit ins Auge zu faſſen. Hier handelt 
es fich aber unzweifelhaft um eine von beiden Seiten als ein- 
heitlich gedachte kontinuierliche Geſchäftsverbindung. Sie begann 
mit einem Schreiben des Dr. St. vom 27. Juni, worin er die 
Beklagte erſucht, die für ihn und feine Schweſter geführten 
Kontokurrente und offenen Depots von der Leipziger Bank zu 
übernehmen und ſich direkt mit letzterer auseinanderzuſetzen. 
Auf dieſem Schreiben iſt von einem Beamten der Beklagten 
vermerkt: „Der Herr war perſonlich hier und wird feine Depots, 
2 mal zirka 50 000 Maik, von der Leipziger Bank uns über- 
weiſen“. Die Beklagte hat alsdann, wie Rechnung und 
Korreſpondenz ergeben, das ſo eröffnete Verhältnis als ein 
Kontokurrentverhältnis behandelt. In erſterer find die einzelnen 
Poſten nicht als ſchuldbegründend eder ſchuldtilgend, ſondern 
lediglich als Summanden der Debet- bezw. Kreditſeite aufge⸗ 
führt, wie insbeſondere der wiederholt im Debet des Dr. St. 
zu einer Zeit, wo Beklagte im Vorſchuß war, gebrauchte 
neutrale Ausdruck „Zahlung“ beweiſt. Bei der Übertragung 
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des Kontos iſt demgemäß ohne Jurückgreifen auf die Einzel- 
poſten und die ihnen zugrunde liegende causa lediglich der 
Schuldſaldo von 73 187,80 Mark für die Ehefrau St. vorge⸗ 
tragen worden, und letztere hat alsdann dieſen Saldo als 
ſolchen, ohne Zurückgehen auf die Einzelpoſten, getilgt. War 
hiernach ein Kontokurrentverhältnis, wenn ſchon nicht rechts⸗ 
wirkſam begründet, fo doch von den Beteiligten tatſächlich ge⸗ 
wollt und durchgeführt, ſo kann nicht bezweifelt werden, daß 
Beklagte die erſten Aufträge des Dr. St. lediglich auf deſſen 
Zuſage der Einlieferung der Depots hin, welche auch wenige 
Tage darauf erfolgte, ausgeführt hat, indem fie mit Grund an- 
nahm, daß Dr. St. die ihr entſtehenden Auslagen, ſei es durch 
Verfilberung der Depots, ſei es aus anderen Mitteln, decken 
würde. Wenn nun die erwartete Deckung infolge der gemäß 
weiteren Aufträgen bona fide vorgenommenen Verfilberung 
eines Teil der deponierten Werte wirklich eintrat, ſo ſteht dieſer 
letztere Hergang mit dem erſteren in einem ſo natürlichen 
kauſalen Zuſammenhange, daß der Geſamtverlauf bei der recht⸗ 
lichen Beurteilung nur als Einheit aufgefaßt werden kann. Die 
Verrechnung der entſtandenen Auslagen mit der erhaltenen 
Deckung iſt vorliegend um ſo mehr gerechtfertigt, als der durch 
das Geſchäft entſtandene Schaden zu einem weſentlichen 
Teile nicht durch die Anſchaffung der Aktien der Leipziger 
Bank, ſondern durch das Behalten derſelben weit über die Zeit 
hinaus, wo die Deckung bereits eingetreten war, beruhte und 
dies Behalten mutmaßlich wieder im Kauſalzuſammenhange 
ſteht mit der eingetretenen Deckung. Man würde den Schutz 
von Geiſteskranken auf Koften derjenigen, die bona fide mit 
ihnen kontrahieren, überſpannen, wollte man einen derartigen 
ſich im natürlichen Verlaufe abſpielenden Hergang mit dem 
Vorderrichter in einzelne Abſchnitte zerlegen. Eine andere Be⸗ 
urteilung wäre natürlich dann geboten, wenn Beklagte vor 
Empfang der Deckung von der Geſchäftsunfähigkeit des Dr. St. 
Kenntnis erhalten hätte, da ſie dann bei Entgegennahme der 
Deckung nicht mehr in gutem Glauben geweſen wäre. Da 
hiervon nicht die Rede iſt, kann eine Bereicherung der Be⸗ 
klagten auf Grund der Kreditpoſten nur inſoweit anerkannt 
werden, als dadurch nicht eine Deckung der vorher gehabten 
Auslagen, insbeſondere für die in Frage ſtehende Anſchaffung 
der Aktien der Leipziger Bank beſchafft wurde. Würde man 
aber ſelbſt in dieſem Punkte dem Vorderrichter folgen, ſo wäre 
es doch noch weniger gerechtfertigt, außer acht zu laſſen, daß 
Beklagte nach dem 10. Juli, wo zuerſt Gelder für Dr. St. bei 
ihr eingingen, ganz erhebliche Zahlungen an ihn geleiſtet hat, 
die nicht nur als Minderung ihrer Bereicherung, ſondern auch 
als Ausgleich des dem Dr. St. durch jene Vereinnahmung von 
Geldern erwachſenen Vermöͤgensſchadens in Betracht kommen. 
Betrachtet man die Lage der Sache am 23. Dezember, wo die 
Ehefrau St. das Konto übernahm, ſo ergibt ſich, daß den 
fämtlichen damaligen Kreditpoſten im Betrage von 46 575,65 
Mark allein an Barzahlungen der Beklagten 60 581,95 Mark 
gegenüberſtehen, wovon für 58 513,35 Mark in die Zeit nach 
dem 10. Juli fallen. Es kann danach keine Rede davon ſein, 
daß damals dem Dr. St. ein Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung zugeſtanden hätte, auch wenn man unberückſichtigt 
läßt, daß Beklagte weiter unter Aufwand von mindeſtens 
40 000 Mark Effekten von unbeſtrittenem Werte für ihn an⸗ 
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geſchafft hatte. Es liegt kein Grund vor, zu bezweifeln, daß 
jene Barzahlungen, die ſämtlich auf Anweiſung des Dr. St. 
vorgenommen find, deſſen Vermögen tatſächlich zugute gekommen 
find. Selbſt wenn dies aber nicht der Fall wäre, fo läßt ſich 
nicht beſtreiten, daß Beklagte die erwähnten Aufwendungen im 
Hinblick auf die beſtehende Geſchaftsverbindung und auf die ihr 
in den Einnahmen aus dem Vermögen des Dr. St. zugegangene 
Deckung geleiſtet hat, ſodaß die durch die Zahlungen für ſie 
entſtandene Vermoͤgensminderung in einem ununterbrochenen 
Kauſalzuſammenhange mit dem durch die Einnahmen verur- 
ſachten Vermoͤgenszuwachſe ſteht. Eine Bereicherung lag daher 
im Ergebniſſe nicht vor, und es war der Anſpruch auf 
Herausgabe derſelben gemäß 8 818 Abſ. 3 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen. Stand aber dem Dr. St. am 23. Dezember der 
geltend gemachte Anſpruch nicht zu, ſo beſtand er auch ſpäter 
nicht. Denn wie oben ausgeführt, kann er auf die von der 
Ehefrau St. geleiftete Zahlung auch dann nicht gegründet 
werden, wenn dieſe durch Verſilberung ſolcher Papiere, die 
Dr. St. anfänglich bei der Beklagten als ſein Eigentum in 
Depot gegeben hatte, und nicht ſolcher, die Beklagte ſpäter aus 
eigenen Mitteln für ihn angeſchafft hatte, oder ſolcher, die ſeiner 
Ehefrau gehörten, ermöglicht worden wäre. D. B. c. St., U. v. 
18. März 05, 574/04 I. — Dresden. 

3. 85 119, 121, 443, 463 BGB., Anfechtung eines 
Kaufes wegen Argliſt bezw. Irrtums. Ob die Anfechtung 
rechtzeitig erklart war, iſt eine Rechtsfrage. 

Am 21. Oktober 1902 hat Kläger, ein Kunſthändler in 
Paris, im Geſchäftslokale des Beklagten, der in München eine 
Kunſthandlung betreibt, ein Gemälde für 100 000 Fr. gekauft, 
von welchem beide Teile damals der Meinung waren, daß es 
ein „echter Hobbema“ ſei, d. h., daß es von dem niederländiſchen 
Landſchaftsmaler Meindert Hobbema, der im 17. Jahrhundert 
lebte, herrühre. Der Kaufpreis wurde gezahlt und das Bild 
noch im Oktober 1902 dem Kläger überſendet. Dieſer will 
durch Unterſuchungen an dem Bilde, die er ſelbſt vornahm und 
durch Fachleute in Amſterdam und Paris vornehmen ließ, nach 
und nach zu der Überzeugung gekommen ſein, daß das Bild — 
wenn auch ein altes niederländiſches Stück — doch kein echter 
Hobbema ſei, und ſein Bevollmächtigter ſolle 1903 bei einem 
zufälligen Zuſammentreffen die Anfechtung wegen Irrtums 
namens ſeines Machtgebers erklärt haben. Die Klage des 
Käufers, die Berufung und die Revifion wurden zurückgewieſen. 
Was zunächſt den von ihr aufrecht erhaltenen Vorwurf anlangt, 
daß der Beklagte den Kläger bei den Kaufverhandlungen arg⸗ 
liſtig getäuſcht habe, ſo ſoll die argliſtige Täuſchung darin be⸗ 
ſtanden haben, daß der Beklagte dem Kläger zwar mitgeteilt 
hätte, der als Kenner alter Gemälde und Kritiker bekannte 
Kunſthändler S. aus Paris intereſſiere ſich lebhaft für den An- 
kauf des Bildes und ſuche es zu erwerben, daß er ihm aber 
nicht mitgeteilt, ſondern abfichtlich verſchwiegen hätte, daß S. 
die Echtheit des Bildes angezweifelt und es für keinen Hobbema 
erklärt habe. Eine Feſtſtellung nach dieſer Richtung hin iſt 
nicht getroffen, und der Berufungsrichter durfte ſich einer ſolchen 
Feſtſtellung nicht mit der Begründung entziehen, die Behaup⸗ 
tungen des Klägers ſeien unwahrſcheinlich. Wäre dies der ein- 
zige Grund, auf den das Berufungsurteil dieſem Klagefundament 
gegenüber geſtützt iſt, ſo hätte es nicht aufrecht erhalten werden 
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koͤnnen. Aber der Berufungsrichter gibt zwei weitere Gründe, 
und dieſe halten auch den Angriffen der Revifion gegenüber 
ſtand. Er führt aus, daß der Beklagte aus dem ganzen 
Verhalten S.'s, insbeſondere aus der dringenden Art und 
Weiſe, wie dieſer ſich für den Ankauf des Bildes in Erinnerung 
brachte, und aus ſeinem Beſtreben, die Unterhandlungen über 
deſſen Erwerb nicht einſchlafen zu laſſen, die Überzeugung ge- 
winnen durfte und gewonnen habe, daß S. das Bild für einen 
echten Hobbema hielt und daß, wenn er trotzdem ſich über die 
Echtheit zweifelnd oder auch fie negierend äußerte, dies nur ein 
Händlertrick war, wie er gang und gäbe iſt, um den Preis des 
Bildes herabzudrücken. Dieſe Annahme des Berufungsgerichts 
liegt auf tatſächlichem Gebiete, und findet in den feſtgeſtellten 
Tatſachen, die ſich auf das eifrige Verhalten S. 's in der Kauf⸗ 
angelegenheit beziehen, ihre genügende Begründung. Iſt aber 
dieſe Annahme von der Reviſion nicht zu beſeitigen, fo fällt 
ſchon mit ihr der Vorwurf der Argliſt. Denn Argliſt läge 
nur vor, wenn der Beklagte die Außerung S. 's, das Bild ſei 
kein echter Hobbema, für deſſen wirkliche Meinung, und nicht 
für einen bloßen Trick gehalten hätte. Hielt er ſie für letzteres, 
jo wäre es vielleicht vorſichtiger geweſen, fie trotzdem dem Kläger 
mitzuteilen, aber argliſtig handelte der Beklagte nicht, wenn er 
dies unterließ und nur zur Sprache brachte, daß ſich S. um 
den Ankauf des Bildes bemühe. Der Berufungsrichter geht 
aber noch weiter. Er hält dafür, daß es auf den Kläger auch 
keinen Eindruck gemacht und ſeine Entſchließung nicht beeinflußt 
haben würde, wenn ihm mitgeteilt worden wäre, daß S. das 
Bild für keinen echten Hobbema erklärt habe. Denn der Kläger 
habe, wie ſein ganzes Verhalten beim Ankauf des Bildes gezeigt 
habe, nur ſich ſelbſt und feiner eigenen Kunſtkritik vertraut, 
auch ſei er genügend Geſchäftsmann und mit den in der Praxis 
üblichen Mitteln betraut, um ſelbſt dahinter zu kommen, daß 
S. nicht ſeine wahre Meinung geſagt, ſondern nur einen Trick 
gebraucht habe. Auch dieſe Erwägung iſt tatſächlicher Natur, 
und auch ſie findet in dem, was nach dem beiderſeitigen Vor⸗ 
bringen als unſtreitig gelten darf, eine genügende Grundlage. 
Sit aber die Reviſion auch an fie gebunden, fo iſt der Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen der Nichtmitteilung jener Außerung S. 
und der Entſchließung des Klägers, das Bild zu kaufen, zer⸗ 
ſchnitten. Der Kläger iſt nicht getäuſcht, weil er auf das, was 
ihm verſchwiegen wurde, auch dann, wenn es ihm mitgeteilt 
worden wäre, kein Gewicht gelegt hätte. Die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts iſt daher inſoweit, als ſie das 
Klagefundament der argliſtigen Täuſchung verneint, von der 
Reviſtion mit Erfolg nicht anzugreifen. Was die Anfechtung 
des Kaufvertrages wegen Irrtums anlangt ($ 119 BGB.), fo 
koͤnnen alle auf den Irrtum ſich beziehenden Anführungen der 
Parteien und Ausführungen der beiden Vorderrichter auf ſich 
beruhen bleiben, wenn es zutrifft, daß der Kläger — wie das 
Berufungsgericht angenommen hat — die Aufechtung nicht ohne 
ſchuldhaftes Verzögern erklart hat ($ 121 BGB.). Dies iſt 
keine bloße tatſächliche Feſtſtellung. Wie der Begriff des Ver⸗ 
ſchuldens überhaupt, ſo iſt auch die Frage, ob in einem be⸗ 
ſtimmten Hergange ein ſchuldhaftes Zögern zu erblicken ſei, zu · 
gleich eine Rechtsfrage. Aber das Revifionsgericht hat unter 
den hier obwaltenden Umſtänden nicht finden koͤnnen, daß das 
Berufungsgericht den Begriff des ſchuldhaften Zoͤgerns verkann 
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oder zu hohe Anſprüche an die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt geſtellt hätte, durch die er ausgeſchloſſen wird. Nachdem 
der Kläger faſt drei Monate dazu gebraucht hatte, um ſich 
darüber ſchlüſſig zu machen, ob er das Bild für einen echten 
Hobbema halten ſollte oder nicht, mußte von ihm erwartet 
werden, daß er ſofort, nachdem er ſich für die Verneinung ent⸗ 
ſchieden hatte, hiervon dem Beklagten brieflich Mitteilung machte. 
Eine Zögerung von 5 bis 6 Tagen mag an ſich keine erhebliche 
ſein; fie wird aber eine ſchuldhafte Zögerung, wenn ihr ein fo 
langer Zeitraum wie hier vorausgeht, den der Kläger ohnehin 
zu ſeinen Gunſten beanſprucht. Sie wird es um ſo mehr, 
wenn auch dann noch keine direkte Mitteilung an den Beklagten 
erfolgt, ſondern — wie es hier geſchehen iſt — erſt die Ver⸗ 
mittelung eines Dritten nachgeſucht wird und ſich dabei nur 
zufällig die Gelegenheit ergibt, die Anfechtungserklärung zur 
Kenntnis des Beklagten zu bringen. Daß unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden die Anfechtung nicht, wie es das Geſetz will, „unver⸗ 
züglich“ erfolgt iſt, muß mit dem Berufungsrichter angenommen 
werden, und damit entjällt auch dieſes Klagefundament. H. c. R., 
U. v. 1. März 05, 542/04 V. — München. 

4. 88252, 843, 844 BGB. in Verbindung mit $ 323 
ZPD. Pflicht zur zeitlichen Abgrenzung bei Zuſprechung einer 
Rente.] 

Die Reviſton macht geltend, es ſei durch das Berufungs- 
urteil der 8 252 Satz 2 BGB. verletzt und verkannt, daß 
der & 323 ZPD. ſich auf diejenigen Verhältniſſe, die ſchon zur 
Zeit der Erlaſſung des Urteils vorlägen und berüdfichtigt werden 
können und müſſen, nicht beziehe. Nach der Entſcheidung des 
Berufungsgerichts hätte der Kläger an Stelle der völlig un- 
ſicheren Erwerbsmoͤglichkeit in den ſpäteren Jahren jetzt eine 
unabänderlich feſtſtehende lebenslängliche Rente erlangt. Die 
Rüge iſt als berechtigt anzuerkennen. Bei Zuſprechung einer 
Rente gemäß $ 843 oder § 844 BGB. hat das erkennende 
Gericht ſchon jetzt die vorausfichtliche künftige Geſtaltung der 
Verhältniſſe, welche für die Dauer und den Umfang des Renten⸗ 
anſpruches maßgebend find, ſoweit überhaupt dieſe künftige 
Entwicklung nach dem gewohnlichen Laufe der Dinge oder nach 
den beſonderen Umftänden fi) zum voraus ermeſſen läßt, in 
Rückſicht zu nehmen. Dieſe Aufgabe wird dem Gericht auch 
durch die Vorſchrift des 8 323 ZPO. nicht abgenommen, da 
dieſe Beſtimmung nur für diejenigen Fälle Vorſorge trifft, wo 
eine weſentliche Anderung in den Verhältniſſen, welche bei dem 
früheren Urteile nach Maßgabe des bürgerlichen Rechtes in 
Betracht zu ziehen waren, nachträglich eingetreten find. (Vergl. 
Gaupp⸗ Stein 3PO. 5 323 Ziffer II, 3 und Note 11 und 12, 
Urteile des RG. vom 5. Januar 1905 in Sachen Stadt⸗ 
gemeinde M. c. B. VI. 96/04, vom 5. Januar 1905 in Sachen 
L. c. B. VI. 130/04, vom 2. März 1905 in Sachen N. c. H. 
VL 374/04.) Zu den Verhältniſſen, welche bei der Bemeſſung 
des Rentenbezuges nach Betrag und Zeitdauer von vornherein 
in Rechnung zu nehmen find, gehört für die Regel auch der 
Einfluß, den erfahrungsgemäß das zunehmende Lebensalter auf 
die Erwerbsfähigkeit des Berechtigten ausübt bezw. ohne das 
Dazwiſchentreten des die Haftpflicht begründenden Ereigniſſes 
nach dem natürlichen und normalen Verlaufe ausgeübt haben 
würde. Die Unterſtellung des Berufungsgerichts, daß der Rechts⸗ 
behelf des 3 323 3). in dieſer Richtung dem Erſatzpflichtigen 
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das Mittel, eine Anderung des Urteils herbeizuführen, an die 
Hand gebe, beruht auf Rechtsirrtum. Es mag nun allerdings 
Fälle geben, in denen es nach den obwaltenden Umſtänden nicht 
möglich iſt, die künftige Geſtaltung der Sachlage vorausſchauend 
und unter Abſehen von dem, durch das ſchadenbringende Er⸗ 
eignis geſchaffenen Zuſtande auch nur mit annähernder Be⸗ 
ſtimmtheit zu ermeſſen. Allein ein derartiger Fall liegt hier 
offenbar nicht vor. Das Berufungsurteil ſpricht auch nur da⸗ 
von, es laſſe ſich zur Zeit nicht „mit Sicherheit“ ſagen, wie 
fich die Dinge geſtalten würden. Es tft nicht abzuſehen, wes⸗ 
halb es im gegenwärtigen Falle nicht angängig ſein ſollte, nach 
dem, was für die Lebens verhältniſſe der hier fraglichen Art als 
das Regelmäßige fi darſtellt, unter Berückſichtigung der bereits 
feſtgeſtellten oder noch weiter zu ermittelnden konkreten Umſtände, 
namentlich der körperlichen und beruflichen Verhältniſſe des 
Klägers, die Fortdauer ſeiner Erwerbsfähigkeit oder eine mit 
zunehmendem Alter eintretende bezw. fortſchreitende Verminderung 
derſelben (als mit Wahrſcheinlichkeit zu erwartend, BGB. 
§ 252), zeitlich zu beſtimmen und hiernach den Rentenanſpruch 
zu begrenzen. Daß in dem Berufungsurteil etwa die Feſt⸗ 
ſtellung zu finden wäre, der Kläger werde der Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach bis zu ſeinem 70. Lebensjahre oder gar darüber hin⸗ 
aus — auf Lebenszeit — ſeine Erwerbsfähigkeit ungehindert 
behalten, erſcheint als ausgeſchloſſen. Es handelt fi ſodann 
um die perſönliche Erwerbsfähigkeit, nicht darum, ob der 
Kläger oder wie lang er durch beſondere, von dieſer Erwerbs⸗ 
fähigkeit unabhängige „Einrichtungen“ feinen Geſchäfts betrieb 
aufrecht erhalten kann oder ohne den Unfall erhalten konnte. 
H. c. F., U. v. 23. März 05, 524/04 VI. — Coöln. 

5. 8 254 BGB. Begriff der beiderſeitigen Verſchuldung 
bei Teilung des Schadens.] 

Dem Berufungsgerichte iſt darin beizutreten, daß auch dem 
Kläger eine fahrläſſige Handlungsweiſe zur Laſt fällt. Be⸗ 
denklich erſcheint allerdings ſeine weitere Ausführung, daß das 
Verſehen des Beklagten überwiege bezw. das Verſehen des 
Klägers an Schwere dasjenige des Beklagten nicht erreiche und 
darum „mit dem erſten Richter die Entſtehung des Schadens 
in dem Maße vorwiegend als vom Beklagten verurſacht an⸗ 
zuſehen ſei, daß letzterer noch für die Hälfte des Schadens 
allein verantwortlich erachtet werden müſſe“. Das Berufungs- 
gericht ſcheint hiernach den $ 254 BGB. dahin aufzufaſſen, 
daß der Schädiger nur inſoweit hafte, als ſein Verſchulden das⸗ 
jenige des Beſchädigten überwiege, d. h. ſoweit ſich zu ſeinen 
Ungunſten ein Überſchuß an urſächlichem Verſchulden ergebe. 
Das tft aber aus dem Geſetz nicht zu entnehmen. Der § 254 
beſtimmt vielmehr (vergl. die Faſſung des § 222 des I. Ent⸗ 
wurfs) ganz allgemein, daß nach den Umſtänden des Falles zu 
ermeſſen ſei, ob und wie weit der eine oder andre zum Schaden 
beigetragen habe und zum Schadenserſatz verpflichtet ſei. Die 
jetzige Faſſung, daß „insbeſondere“ zu berückfichtigen ſei, inwie⸗ 
weit der Schaden „vorwiegend“ von dem einen oder andern 
Teile verurſacht worden ſei, bezweckt nicht eine Art Aufrechnung 
des beiderſeitigen Verſchuldens, ſondern bringt nur zum Aus- 
druck, daß bei ber Teilung des Schadens der Grad der urſäch⸗ 
lichen Wirkung des Verſchuldens jedes Teils beſonders zu be⸗ 
rückſichtigen ſei. (Prot. der II. Kommiſſion, Achilles und Gen. 
Bd. I, S. 300, vergl. auch RG. 54, 13.) Hiernach iſt das 
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freie Ermeſſen des Gerichts unter Berückſichtigung der angegebenen 
Direktive maßgebend und find die Erwägungen des Berufungs⸗ 
gerichts nicht zu billigen. R. o. H., U. v. 7. März 1905, 
363/04 III. — Hamm. 

6. 8 254 BGB. Abänderung der Erſatzquote durch das 
Revifionsgericht, richtige Faſſung des Urteilstenors bei Aner⸗ 
kennung der Haftpflicht dem Grunde nach.] 

Der Kläger, der Weinreiſender der Firma F. Sch. & Co. 
in Gera iſt, hat am 17. Februar 1902, als er ſich in Aus- 
übung ſeines Berufs in E. aufhielt, dort einen Bruch des 
rechten Unterarms erlitten. Er macht für die ihm dadurch er- 
wachſenen Nachteile die beklagte Landgemeinde verantwortlich, 
indem er behauptet, er ſei auf einem öffentlichen Wege des ge⸗ 
nannten Ortes, dem Rumpelsbergwege, gefallen, weil dieſer 
nicht, wie es hätte geſchehen müflen, zum Schutze der Paſſanten 
gegen die durch die Glätte des Wegs drohende Gefahr mit 
einem abſtumpfenden Mittel beſtreut geweſen ſei. Er hat be⸗ 
antragt, die Beklagte zur Zahlung von 1 132 Mark nebſt 
Zinfen ſeit der Klagezuſtellung ſowie für die Zeit vom 1. März 
1903 ab zur Gewährung einer je auf drei Monate voraus- 
zahlbaren Rente von zwei Mark für jeden Tag zu verurteilen 
Von der Beklagten iſt jedes Verſchulden auf ihrer Seite be⸗ 
ſtritten und Klageabweiſung beantragt worden. Das Herzogl. 
LG. zu Gotha hat durch Urteil vom 26. Oktober 1903 dieſem 
Antrage gemäß erkannt, dagegen hat das gemeinſchaftliche Thür. 
OLG. zu Jena, unter Zurückweiſung der Berufung des Klägers 
im übrigen, durch Zwiſchenurteil vom 14. Juli 1904 dahin 
entſchieden, daß die Beklagte dem Kläger den durch den Unfall 
vom 17. Februar 1902 entſtandenen Schaden zur Hälfte zu 
erſetzen habe, und die Sache zur weiteren Verhandlung und 
Entſcheidung an die erſte Inſtanz zurückoerwieſen. Hiergegen 
haben beide Parteien Reviſion eingelegt. Der Kläger verlangt, 
daß der Klageanſpruch im vollen Umfange dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt werde, die Beklagte dagegen vollſtändige 
Zurückweiſung der Berufung des Klägers gegen das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil. Das RG. hat in der Sache dahin erkannt: Das 
Urteil des III. 3S. des gemeinſchaftlichen Thür. OLG. zu 
Jena vom 14. Juli 1904 wird, unter Zurückweiſung der Re⸗ 
viſion des Klägers, auf die Reviſion der Beklagten unter ent- 
ſprechender Aufhebung desſelben dahin abgeändert, daß der Klag ⸗ 
anſpruch nur zu einem Vierteile dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt und die weitergehende Berufung des Klägers 
gegen das Urteil des Herzogl. LG. zu Gotha vom 26. Ok⸗ 
tober 1903 zurückgewieſen wird. Im übrigen wird auch die 
Reviſion der Beklagten zurückgewieſen. Das RG. billigt die 
Anſicht des Berufungsrichters, daß beide Parteien Schuld an 
dem Unfall tragen und führt aus: Bei dieſer Sachlage erſcheint 
es durchaus gerechtfertigt, in Anwendung der Vorſchrift in 
§ 254 Abſ. 1 BGB. dem Kläger Anſpruch nur auf einen 
Teil des ihm erwachſenen und noch erwachſenden Schadens zu⸗ 
zubilligen, und das Reviſtonsgericht iſt zu der Auffaſſung ges 
langt, daß die dem Kläger von der Vorinſtanz zugeſprochene 
Quote () noch zu hoch gegriffen iſt. Gegenüber der groben 
Außerachtlaſſung der gebotenen Vorſicht, die dem Kläger zur 
Laſt zu legen iſt, erſcheint nämlich das Verſchulden der be- 
klagten Gemeinde bezw. ihres Vertreters weſentlich geringer. 
Steht auch durch die Feſtſtellungen der Vorinſtanz feſt, daß fie 
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eine Schutzvorſchrift im Sinne von 8 823 Abſ. 2 BGB. ver. 
letzt hat, ſo kommt doch in Betracht, daß darüber, ob der in 
Frage ſtehende Weg zu denjenigen gehöre, auf welche ſich die 
Vorſchrift in 8 5 Ziffer 1 der von dem Landratsamte Ohrdruf 
erlaſſenen Straßenpolizeiordnung für E. bezieht, Zweifel mög 
lich waren, wie denn auch dieſe Frage von dem LG. zu Gotha 
in verneinendem Sinne beantwortet ift, und ins beſondere iſt zu 
berückſichtigen, daß noch ein zweiter ungefährlicher Weg zu der 
Wohnung des Gemeindeſchultheißen vorhanden war, und ez 
deshalb nicht als eine ſchwere Verfehlung angeſehen werden 
kann, wenn die Beſtreuung des zwar für viele Ortsbewohner 
näheren, aber vermöge ſeiner Steilheit und ſonſtigen Beſchaffen⸗ 
heit gefährlicheren Wegs für entbehrlich erachtet worden iſt. 
Es iſt deshalb angemeſſen erſchienen, die Quote des Schadens, 
deren Vergütung der beklagten Gemeinde aufzuerlegen iſt, auf 
ein Vierteil zu ermäßigen. Durch die gewählte Urteilsfaſſung, 
welche keinem Zweifel darüber Raum läßt, daß es bei der von 
der Vorinſtanz ausgeſprochenen Rückoerweiſung der Sache an 
bie erſte Inſtanz betreffs der Hohe des Anſpruchs verbleibt, 
hat zugleich ein Fehler in der Faſſung des Berufungsurteil 
Berichtigung gefunden. Ein ſolcher liegt nämlich darin, daß 
dahin entſchieden worden iſt, die Beklagte habe dem Kläger 
„den dieſem durch den Unfall vom 17. Februar 1902 ent- 
ſtandenen Schaden zur Hälfte zu erſetzen“; denn damit iſt zum 
Gegenſtand des Zwiſchenurteils der geſamte, dem Kläger durch 
jenen Unfall erwachſene Schaden gemacht worden, während der 
Kläger nicht ſchlechthin Erſatz dieſes geſamten Schadens ge 
fordert, ſondern ziffernmäßig genau beſtimmte Anſprüche er- 
hoben hat, und ſomit auch nur darüber, ob und inwieweit 
dieſe Anſprüche dem Grunde nach berechtigt ſeien, erkannt 
werden durfte. A. c. E., U. v. 13. März Ob, 442/04 VI. 
— Jena. 

7. § 262 BGB. Nicht die prozeffuale Stellung der 
Parteien, ſondern die Leiſtungen find dafür maßgebend, wem 
das Wahlrecht zuftebt.] 

Der Kläger erhob Klage mit dem Antrage, den Beklagten 
zu verurteilen, anzuerkennen, daß der Kläger berechtigt ſei, bei 
der Übernahme des fraglichen Warenlagers (abgeſehen vom 
Stabeiſen), nach ſeiner Wahl Fakturen⸗ oder Tagespreiſe zu 
zahlen. Das OLG. wies ab, das RG. hob auf. Was die 
Annahme des OLG. betrifft, daß nach 8 262 BGB. dem Be⸗ 
klagten das Wahlrecht zuſtehe, ſo erweiſt ſich dieſe Annahme 
als rechtsirrig. Das OLG. iſt hierbei davon ausgegangen, der 
Beklagte, von welchem der Kläger gemäß feinem Cventual - 
antrage die Übergabe des ihm geſchuldeten Warenlagers fordert, 
ſei als Schuldner aufzufaſſen. Allein die prozeſſuale Stellung 
der Parteien iſt nicht dafür entſcheidend, wer als Schuldner im 
Sinne des § 262 anzuſehen iſt, ſondern die Leiſtungen, 
wegen deren das Wahlrecht in Frage ſteht, find entſcheidend. 
Dieſe Leiſtungen find im vorliegenden Falle, wie auch das 
LG. angenommen hat, die vom Kläger zu machenden 
Zahlungen; bezüglich ihrer iſt der Kläger Schuldner, ibm 
ſteht alſo im Zweifel nach dem Geſetze das Wahlrechts zu. 
G. c. C., U. v. 14. März 05, 635/04 II. — Poſen. 

8. 85 278, 823, 844, 846 BGB. Verpflichtung der 
Stadtgemeinde zum Erſatz des beim Fällen von Bäumen auf 
einer Straße eingetretenen Schadens. Unterſchied zwiſchen dem 
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Rechte der Erben des Verunglückten auf eine Rente und dem in 
der Perſon des letzteren entſtandenen Schadens.] 

Die beklagte Stadtgemeinde hat auf der ihr gehörigen, 
verkehrsreichen öffentlichen Straße Bäume fällen laſſen, fie hatte 
daher dafür zu ſorgen, daß die zum Schutze des auf der Straße 
verkehrenden Publikums erforderlichen Maßregeln, insbeſondere 
Abſperrungsmaßregeln, getroffen wurden. Dieſer Verpflichtung 
genügte ſie noch nicht dadurch, daß ſie die Verrichtung einem 
tüchtigen Stadtgärtner übertrug. Der Stadtgärtner A. mag in 
feinem Fache tüchtig und im übrigen auch gewiſſenhaft geweſen 
ſein, ſodaß angenommen werden darf, daß die Beklagte bei 
ſeiner Auswahl die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
habe. Zu den Obliegenheiten eines Stadtgärtners gehört es 
aber an ſich nicht, den Verkehr auf einer offentlichen Straße 
zu regeln und die für die Sicherheit des Publikums erforder⸗ 
lichen Maßnahmen zu treffen. Vielmehr war es Sache der 
Beklagten ſelbſt, d. h. ihrer verfaſſungsmäßigen Vertreter, dies 
in jedem Einzelfalle zu tun. Bei der nicht unerheblichen Ge⸗ 
fahr, die mit der dem Stadtgärtner übertragenen Verrichtung 
für die die Straße paffierenden oder auf ihr anweſenden Per- 
ſonen verbunden war, erforderte es die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt, daß fie für jeden einzelnen Fall, dafern die voll⸗ 
ſtändige Sperrung des gefährdeten Straßenteils nicht angängig 
war, für die Aufſtellung von — wenn auch nicht gerade mit 
öffentlicher Autorität bekleideten — Perſonen ſorgte und ſolche 
dem Stadtgärtner zur Verfügung ſtellte, damit fie nach ihrer 
näheren Anweiſung in wirkſamer Weiſe das Publikum vor be⸗ 
denklicher Annäherung zurückhielten, und zwar bedurfte es 
mindeſtens zweier ſolcher Perſonen, da der Verkehr auf der 
Straße ſich nach beiden Richtungen bewegte. Sollte die Be⸗ 
klagte dieſe Pflicht im vorliegenden Fall nicht erfüllt haben, ſo 
würde fie der Vorwurf fahrläffigen Handelns treffen und es 
würde auf fie die Vorſchrift im 8823 Abſ. 1 BGB. anwend⸗ 
bar ſein, da nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts der 
Unfall ohne die Unterlaſſung der Aufſtellung eines „Aufpaſſers“ 
nicht eingetreten ſein würde. Nach jener Richtung iſt die Sach⸗ 
lage noch nicht erörtert. Der Klageanſpruch iſt gerade darauf 
geſtützt, daß zur Zeit des Unfalls irgend welche Vorſichtsmaß⸗ 
regeln zum Schutze des Publikums nicht getroffen worden ſeien 
insbeſondere keine Abſperrungsmaßregeln. Dieſer vom Be⸗ 
rufungsgericht feſtgeſtellten Tatſache gegenüber war es Sache 
der Beklagten darzulegen, daß ſie alles getan habe, um die ihr 
nach dem vorſtehenden obliegende Pflicht zu erfüllen. Hiernach 
war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Dieſes wird zugleich zu 
prüfen haben, ob, wie die Beklagte behauptet, bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens ein Verſchulden des Verunglückten mit⸗ 
gewirkt hat (B83. 8 846). Unbegründet iſt dagegen der 
Hinweis der Revifion darauf, daß eine Haftung der Beklagten 
für den eingetretenen Schaden auch nach § 278 BGB. be⸗ 
gründet jet, weil fie auf Grund des mit D. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrags die Verpflichtung gehabt habe, dem D. die gefahr- 


loſe Abfuhr des Aſtwerks zu ermöglichen. Die Beklagte war 


nach dem Kaufvertrag verpflichtet, dem D. die Fortſchaffung des 
von den Stämmen entfernten Aſtwerks zu geſtatten; zu der Er⸗ 
füllung dieſer Verbindlichkeil hat fie ſich niemand bedient, weder 
des Stadtgärtners, noch der mit dem Fällen beſchäftigten 
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Arbeiter. Zu den Vertrags pflichten der Beklagten gehörte es 
aber auch nicht, dafür zu ſorgen, daß ihren Abkäufer bei der 
Abfuhr kein Unfall traf. Der im Eingang der dem Be 
rufungsurteil beigegebenen Gründe geäußerten Anficht gegenüber, 
daß die Berechtigung der Klägerin, Erſatzanſprüche aus einem 
in der Perſon ihres Mannes entſtandenen Schaden herzuleiten, 
ih auf 8 844 BGB. gründe, iſt folgendes zu bemerken. 
Dieſe Anſicht iſt nur zutreffend, ſoweit es ſich um die geforderte 
Rente handelt (Erſatz für den infolge des Todes des Mannes 
entzogenen Unterhalt); dagegen bedarf es zur Geltendmachung der 
unter 2 und 3 des Klagantrags aufgeführten, die Heilungs⸗ 
koſten betreffenden Anſprüche noch eines beſonderen Rechts⸗ 
grundes, ſei es, daß die Klägerin dieſe Koſten bezahlt hat, was 
fie wegen der unter 2 erwähnten Koften auch behauptet hat, ſei 
es, daß fie wegen ihrer Entrichtung der Krankenhausverwaltung 
gegenüber eine ſelbſtändige Verpflichtung übernommen hat, ſei 
es, daß ſie die Erbin ihres Mannes geworden iſt; weder dieſes, 
noch jenes iſt von ihr bisher behauptet worden. Witwe D. 
e. Stadtgem. 3., U. v. 16. März 05, 297/04 VI. — 
Naumburg. 

9. 88 462, 463, 478 —481, 483, 485, 487, 490, 492 
GB. 

Beklagter kaufte Kälber von dem Kläger und machte geltend, 
daß die gelieferten Tiere nicht die zugeficherten Eigenſchaften — 
Primaqualität und Prämiierungsfähigkeit — hätten. Eine 
Gewährfriſt war nicht vereinbart. Die durch die Einwendung 
betroffene Klage wurde abgewieſen und die Revifion zurückgewieſen. 
8487 Abſ. 1 BGB. beſchränkt beim Viehkauf den Käufer, was die ge⸗ 
ſetzliche Haftung angeht, auf die Wandelung und verſagt ihm, ab- 
weichend von §8 462 BGB. die Minderung. Nach 8 492 
BOB. kann dagegen der Käufer für den Fall der Zuficherung 
einer Eigenſchaft des Tieres ſtatt der Wandelung Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen; für dieſen Fall kommen nach 
§ 481 die Vorſchriften der 88 463 und 480 Abi. 2 BGB. 
zur Anwendung. § 487 Abſ. 1 hat alfo jedenfalls nicht die 
Tragweite, daß beim Viehkauf der Käufer auch für den Fall 
der Zuficherung einer Eigenſchaft des Tieres nur auf die 
Wandelung beſchränkt ſei. Nach den Materialien zu 8 487 
Abſ. 1 — Motive Bd. 2 S. 256/257, Prot. der II. Kom⸗ 
miffion Bd. 1 S. 740, Denkſchrift zum Entwurf eines BGB. 
S. 68 — beruht der Ausſchluß der Minderungsklage bei dem 
Viehhandel auf Erwägungen rein praktiſcher Art; dort wird 
dargelegt, daß die Rechtseinfachheit und die Gefahren eines 
Mißbrauchs der Minderungsklage ſür einen ſolchen Ausſchluß 
ſprechen. Dadurch würden weitläufige und bei lebenden Tieren 
der Natur der Sache nach ſtets unſichere Schätzungen vermieden 
und zugleich der Unbilligkeit begegnet, daß der Käufer, der 
vielleicht trotz des Mangels ein gutes Gefchäft gemacht hat, 
fih durch die Minderungsklage einen weiteren Vorteil verſchaffen 
kann, der Verkäufer dagegen, der vielleicht bei Zurücknahme des 
Tieres vor Schaden ſich wahren kann, durch die Minderung in 
erheblichen Schaden gebracht wird. Mit den praktiſchen Er- 
wägungen, die zum Ausſchluſſe des Minderunggtanſpruchs führten, 
find aber keine zwingenden Rechtsgrundſätze für alle An⸗ 
ſprüche aus dem Viehkaufe, alſo auch für die durch beſondere 
Vereinbarung begründeten, aufgeſtellt. In der Literatur wird 
ſogar mehrfach — vergl. Planck, BGB. 3. Aufl. zu 8 492 1a 
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S. 402, Stölzle, der Viehkauf nach dem BGB. S. 139 und 
die dort Angeführten — die Anſicht vertreten, daß durch 
Vertrag dem Käufer entgegen dem §8 48 7 Abſ. 1 die Wahl 
zwiſchen Wandelung und Minderung eingeräumt werden kann. 
Endlich kommen, wenn als Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
der Minderwert der Tiere infolge des Fehlens zugeficherter 
Eigenſchaften verlangt wird, bei Feſtſtellung des Schadens⸗ 
betrages nicht die in 8 472 aufgeſtellten Grundſätze für Feſt⸗ 
ſtellung des Betrages, um den der Kaufpreis herabzuſetzen ſei, 
zur Anwendung, und kann der Inſtanzrichter durch § 287 
ZPD. auch im übrigen den Unbilligkeiten entgegentreten, zu 
denen beim Viehhandel ein Minderungsanſpruch nach 8 472 
BGB. führen könnte. Danach ſteht § 48 7 Abſ. 1 nicht ent- 
gegen, daß bei dem Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften als 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung der Minderwert, den das 
gekaufte Tier wegen Fehlens der zugeſicherten Eigenſchaften hat, 
beanſprucht und zuerkannt werden kann. In bezug auf die 
zugeficherten Cigenſchaſten war keine Gewährfriſt vereinbart; für 
dieſen Fall finden nach § 49 2 die Vorſchriften der 88 487 
bis 491, nicht auch die Vorſchriften der 85 483 bis 485 
BGB. entſprechende Anwendung. Da ſonach in dieſem Falle 
8 485 keine entſprechende Anwendung findet und ſomit der 
Käufer nicht nach dieſer Vorſchrift zur Erhaltung ſeiner Rechte 
aus dem Mangel eine der dort bezeichneten Handlungen vorzu⸗ 
nehmen braucht, fo würde die Anwendung des § 490 Abſ. 3 
überhaupt zu dem Ergebniſſe führen, daß der Käufer auch ohne 
rechtzeitige Bewirkung der Mängelanzeige oder einer der in 
& 485 gleichgeſtellten Handlungen noch nach Vollendung der 
Verjährung den Schadensanſpruch aufrechnen koͤnnte. Planck 
a. a. O. zu § 492 Bem. 2a S. 403 führt aus, eine fo 
weiltragende Abweichung von den allgemeinen Vorſchriften des 
§ 479 wäre ſachlich nicht gerechtfertigt und ſei auch offenbar 
nicht beabſichtigt; mit den dort angeführten Schriftſtellern 
vertritt er die Anfiht, daß es daher zuläffig erſcheine, das 
„Fafſungsverſehen“ mit Rückſicht auf das Verhältnis des 8 490 
Abſ. 3 zum 8 485 und zum 8 479 dahin zu berichtigen, 
daß hier die letztere Vorſchrift anzuwenden ſei. Auch bei Zu⸗ 
grundelegen letzterer Anfiht war nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhältniſſe die beſondere Vorausſetzung erfüllt, die zur Auf⸗ 
rechnung des Anſpruchs auf Schadenerſatz nach Vollendung der 
Verjährung erfordert. Dieſe Vorſchrift verlangt, daß der Käufer 
vor Vollendung der Verjährung eine der in $ 478 bezeichneten 
Handlungen, zu denen die Anzeige des Mangels an den Ver⸗ 
käufer gehört, vorgenommen hat. Im gegebenen Falle iſt die 
Anzeige des Fehlens der zugeſicherten Eigenſchaften an den Ver⸗ 
käufer ſpäteſtens am 5. Mai 1900 erfolgt, jedenfalls vor Ab⸗ 
lauf der ſechswöchigen Verjährungsfriſt des 8 490 Abſ. 1, 
deren Lauf nach § 492 Satz 2 früheſtens mit der am 5. April 
1900 geſchehenen Ablieferung der Tiere begonnen hatte. 
S. o. v. Ch., U. v. 7. März 05, 283/04 II. — Breslau. 

10. 55 516, 526, 527 BGB. Hauptzweck einer Schenkung 
unter Auflage braucht nicht notwendig Bereicherung des Be⸗ 
ſchenkten zu fein.] 

Die Schweſter der Klägerin, das Fräulein Margarete v. H., 
die Eigentümerin eines in S. belegenen, von ihr im ‘März des 
Jahres 1903 für 54000 Mark erworbenen, mit 49000 Mark 
belaſteten Hauſes war, ſchloß unter dem 26. September 1903 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


9. 1905. 


einen notariell aufgenommenen Schenkungsvertrag mit der 
Klägerin, in welchem ſie nach der voraufgehenden Angabe, daß der 
wahre Wert des Hauſes nur 52000 Mark betrage, erklärt, daß fie 
dieſes Haus an die Klägerin verſchenke, in welchem alsdann die 
Klägerin erklärt, daß fie die Schenkung entgegennehme und mit 
der daran geknüpften „Bedingung“ einverftanden ſei, daß fie 
von nun an als Selbſt⸗ und Alleinſchuldnerin für ſämtliche 
auf dem Grundſtück haftenden äffentlichen und privaten Laſten 
gelte, und in welchem es ferner heißt, die Übergabe ſei erfolgt, 
die Auflaſſung ſolle ſofort beantragt werden, und auf Gewähr⸗ 
leiſtung wegen aller an der Schenkung vorhandenen Mängel 
verzichte die Beſchenkte. Der Notar, der den Vertrag auf. 
genommen hatte, verwendete nur den Schenkungsſtempel über 
den Betrag von 5000 Mark (54000 — 49 000 Mark, das iſt 
dem Betrage der Belaſtung) mit 100 Mark. Die Stempel⸗ 
ſteuerbehörde erachtete dagegen ein reines Veräußerungsgeſchäft 
für vorliegend, welches einen Stempel von 550 Mark erfordere 
und ordnete deshalb die Nachzahlung eines Stempelbetrages 
von 450 Mark an. Die Klägerin erhob darauf Klage gegen 
den Fiskus mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß nur ein Stempel von 60 Mark zu dem be⸗ 
zeichneten Vertrage zu verwenden ſei, indem ſie den Standpunkt 
vertrat, daß nur eine Schenkung über 3 000 Mark (52 000 Mark, 
dem angeblich wahren Wert des Grundſtücks, — 49 000 Mark) 
beurkundet ſei. Der erſte Richter trat dieſer Auffaſſung inſoweit 
bei, als auch er in dem beurkundeten Gefchäft uur eine Schenkung 
erblickte; er war aber der Anſicht, daß als deren Betrag die 
Summe von 5 000 Mark anzuſehen ſei, und verurteilte dem⸗ 
gemäß den Beklagten, anzuerkennen, daß nur ein Betrag von 
100 Mark als Stempel zu verwenden ſei. Den weitergehenden 
Antrag der Klägerin wies er ab. Die allein von dem Be⸗ 
klagten eingelegte Berufung blieb erfolglos. Die Revifion des 
Beklagten wurde zurückgewieſen. Der Beklagte hatte im gegen- 
wärtigen Prozeßverfahren die Anſicht vertreten, es liege neben 
der Schenkung des den Betrag der eingetragenen Schulden 
überſteigenden Wertes des Grundſtücks inſoweit ein läftiges 
Veräußerungsgeſchäft vor, als die Klägerin die eingetragenen 
Schulden von 49000 Mark übernommen habe. Der Berufungs- 
richter mißbilligt dieſe Anficht, indem er ausführt: die Über. 
nahme der Schulden durch die Klägerin ſtelle ſich lediglich als 
Beſtandteil eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts dar, nämlich eines 
Schenkungsvertrages über das fragliche Haus mit der Auflage 
(im Vertrage „Bedingung“ genannt), die eingetragenen Schulden 
zu übernehmen. Das ergebe ſich nicht nur aus der im Ver⸗ 
trage enthaltenen, allerdings für fi allein nicht entſcheidenden 
Bezeichnung des Rechtsgeſchäfts als „Schenkung“, ſondern es 
entſpreche auch der Natur der Sache, daß, wer ein Grundſtück 
verſchenke, nicht noch die darauf haftenden Schulden bezahle, 
und es lägen im gegenwärtigen Falle keine beſonderen Umftänte 
für die Annahme vor, daß die Abficht der Vertragſchließenden 
und der Zweck des Geſchäftes nicht eine Bereicherung der Klä- 
gerin, ſondern die Befreiung der Schweſter der Klägerin ven 
den auf dem Grundſtück haftenden Schulden geweſen ſei, daß 
fie alſo auch nur zu einem Teile ein läſtiges Veräußerung - 
geſchäft beabſichtigt hatten. Dieſe Auffafjung des Berufungs- 
richters kann nicht für rechtsirrtümlich erachtet werden. Was 
ſpeziell das Weſen der Schenkung unter einer Auflage ange, 


34. Jahrgang. 


fo irrt die Revifion, wenn fie meint, ihr Hauptzweck müſſe 
die Bereicherung des Beſchenkten ſein. Das iſt keineswegs 
der Fall. Allerdings wird ſehr oft, vielleicht ſogar in der 
Regel, der Hauptzweck der angegebene ſein. Allein zum recht⸗ 
lichen Weſen der Schenkung unter einer Auflage gehört ſolches 
nicht. Dieſes wird dadurch nicht geändert, daß die Auflage 
entweder einen gleichberechtigten oder etwa gar den alleinigen 
Hauptzweck bildet und die Bereicherung des Bedachten nur als 
Nebenzweck anzuſehen iſt, wie beiſpielsweiſe in dem Falle, wenn 
jemandem 100000 Mark mit der Auflage geſchenkt werden, 
95000 Mark zu einer Stiftung zu verwenden. Wie fremd 
dem BGB. der von der Resviſion aufgeſtellte Grundſatz tft, 
zeigt am beſten der Inhalt des 8 526. Mit dieſer irrigen 
Grundlage der Reviſion fällt auch ihr Schluß, daß bei der 
Schenkung unter einer Auflage, die Zuwendung in der Haupt⸗ 
ſache eine unentgeltliche ſein müſſe, mit anderen Worten, daß 
der Hauptteil der Zuwendung in einer Bereicherung des Be⸗ 
ſchenkten beſtehen müſſe, und daß, ſoweit das Moment der 
Unentgeltlichkeit (d. h. im Sinne der Reviſion, das der Be⸗ 
reicherung) wegfalle und die Auflage, namentlich die in einer 
Leiſtung an den Schenker beſtehende, den Betrag der Schenkung 
decke, ein entgeltliches Geſchäft vorliege. (Wird näher dar⸗ 
gelegt.) Auch die Erwägung kann nicht in Betracht kommen, 
daß nach 8 516 BGB. das Weſentliche der Schenkung in 
einer von beiden Seiten gewollten Bereicherung des Beſchenkten 
zu erblicken ſei und daß daher begriffsnotwendig von einer 
ſolchen nicht die Rede fein könne, ſoweit die Bereicherung durch 
den Wert der Auflage gemindert werde. Die Beſtimmungen 
der 88 525 bis 527 bilden mit dem § 516 ein zufammen- 
gehoͤriges Ganze. Danach ſteht außer jedem Zweifel, daß, auch 
bei einer Schenkung unter einer Auflage, der ganze Gegen⸗ 
ſtand aus dem materiellen Rechtsgrunde der Schenkung in 
das Vermögen des Beſchenkten übergeht und daß dieſer Gegen⸗ 
ſtand auch zu dem Wertsteile ein an den Bedachten ge ⸗ 
ſchenkter iſt, der durch den Wert der Auflage gedeckt und 
aufgewogen wird. Anzuerkennen iſt die Möglichkeit, daß die 
Parteien die Form der Schenkung unter einer Auflage nur 
zum Schein wählen und daß ihr wahrer ernſtlicher Wille, ſo⸗ 
weit die Auflage reicht, auf einen gegenſeitigen, entgeltlichen 
Vertrag gerichtet iſt. Alsdann iſt ſelbſtverſtändlich dieſer letztere 
der Beurteilung zugrunde zu legen, und das Vorhandenſein 
eines gemiſchten Rechtsgeſchäfts, beſtehend teils aus Schenkung, 
teils aus einem entgeltlichen Vertrage, anzunehmen. Dabei 
kann für die Willens feſtſtellung der Parteien das Verhältnis 
der Bereicherung zu dem Werte der Auflage von Bedeutung 
ſein und die Geringfügigkeit der Bereicherung oder doch ihr 
Zurücktreten gegenüber dem Werte der Auflage, zumal wenn 
dieſe in einer Leiſtung an den Schenker beſteht, den Schluß 
rechtfertigen, daß die Parteien in Wirklichkeit inſoweit ein ent⸗ 
geltliches Geſchäft geſchloſſen haben und haben ſchließen wollen. 
Alles dies gilt auch für das Stempelrecht, da deſſen Beſtim⸗ 
mungen in bezug hierauf keinen abweichenden Inhalt haben. 
Im gegenwärtigen Falle fehlt jeder Anlaß für die Annahme, 
daß der wahre Wille der Parteien, ſoweit die Auflage in Be⸗ 
tracht kommt, auf Abſchluß eines entgeltlichen Vertrages ge⸗ 
richtet war. (Wird tatſächlich nachgewieſen.) F. o. v. H., U. v. 
7. März 05, 386/04 VII. — Stettin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


287 


11. 5 823 BGB. verb. mit § 304 ZPO. Verpflichtung 
des mitfahrenden Eigentümers eines Automobils trotz Über⸗ 
tragung der Leitung an einen Fachmann. — Über die Urteils. 
formel, wenn durch Zwiſchenurteil über den Grund des An⸗ 
ſpruchs erkannt wird.] 

Zu billigen iſt es allerdings, wenn in dem angefochtenen 
Urteil grundſätzlich angenommen worden iſt, daß der Befiker 
eines Automobils, der die Leitung einem in deſſen Behandlung 
tüchtigen und als zuverläffig und umſichtig erprobten Manne 
übertragen hat, auch dann, wenn er ſelbſt das Automobil be⸗ 
nutzt, nicht verpflichtet iſt, den Fahrer zu beauffichtigen und zu 
dieſem Zwecke ſeine Aufmerkſamkeit darauf zu richten, ob der 
Fahrer bezüglich der Geſchwindigkeit die durch polizeiliche Vor⸗ 
ſchriften gezogenen oder durch die auf der befahrenen Strecke 
beſtehenden Verhältniſſe jeweilig gebotenen Grenzen innehält 
und auch ſonſt dieſen Verhältniſſen bei der Leitung des Fahr⸗ 
zeugs gebührend Rechnung trägt. Auf der anderen Seite muß 
aber von demjenigen, welcher in einem Automobil fährt und zu 
deſſen Leiter in einem Verhältnis ſteht, vermöge deſſen dieſer 
ſeinen Anordnungen Folge zu leiſten hat, verlangt werden, daß 
er durch, ſeiner Sachkenntnis und Erfahrungen entſprechende 
Anordnungen eingreift, ſobald er wahrnimmt, daß durch die 
Art, wie der Fahrer das Automobil leitet, unter den vor⸗ 
liegenden Umftänden Gefahr für Leben, Geſundheit oder Eigen⸗ 
tum dritter Perſonen droht. Die Pflichten deſſen, der unter 
den angegebenen Verhältniſſen ein Automobil benutzt, find, wie 
gegenüber einer Bemerkung des angefochtenen Urteils hervor⸗ 
gehoben werden mag, allerdings grundſätzlich keine anderen, als 
diejenigen eines Mannes, der in ſeinem von Tieren gezogenen, 
durch einen Kutſcher geleiteten Wagen fährt; auch von dieſem 
muß aber gefordert werden, daß er einer Maßnahme des 
Kutſchers, die er wahrnimmt und von der er erkennt, daß da⸗ 
durch andere gefährdet werden, nicht müßig zuſchaut, und es iſt 
ihm zum eigenen Verſchulden anzurechnen (BGB. 8 823), 
wenn er das tut. Nach dieſer Richtung hat das Streitver⸗ 
hältnis in der Vorinſtanz keine genügende Würdigung gefunden. 
Die Ausführungen, welche ſich darauf beziehen, ob dem Be⸗ 
klagten ein Verſchulden im Sinne der angezogenen Geſetzes⸗ 
vorſchrift zur Laſt falle, betreffen ganz überwiegend nur die 
Frage, ob der Beklagte, weil er in dem Automobil fuhr und 
deſſen Eigentümer bezw. Miteigentümer war, verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei, ſeine Aufmerkſamkeit darauf zu richten, wie der von 
ihm beſtellte Fahrer ſeine Aufgabe erfüllte. In Betracht war 
aber vor allem zu ziehen, ob der Beklagte nach dem, was er 
tatſächlich wahrgenommen und gewußt hat, die Pflicht hatte, 
dem Fahrer Weiſungen zu erteilen, durch welche die durch deſſen 
Verhalten den auf der Straße verkehrenden Menſchen erwachſende 
Gefahr abgewendet werden konnte und annehmbar abgewendet 
worden wäre. Dieſe Frage iſt allerdings in dem letzten Teile 
der Entſcheidungsgründe mit berührt, aber nicht erſchopfend, 
und die Art, wie es geſchehen iſt, wird auch der vorliegenden 
Sachgeſtaltung nicht gerecht. Der Vorwurf, den die Vorinſtanz 
mit Recht dem Fahrer R. macht, geht dahin, daß er unter den 
obwaltenden Umſtänden überhaupt nicht hätte unternehmen 
dürfen, zwiſchen dem auf der Straße haltenden Bierwagen und 
dem links vom Fahrdamm herlaufenden Fußpfad, der ſoge⸗ 
nannten Bankette, durchzufahren, oder mindeſtens bei dieſem 
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Verſuche ganz langſam hätte fahren müſſen. Die Umſtände, 
welche dies erforderten, beſtanden darin, daß ſchon an ſich der 
Fahrdamm nur eine geringe Breite hatte, — der Zeuge Z. hat 
ſie auf etwa vier Meter geſchätzt —, daß von dieſem Raum 
ein Teil durch auf der Straße vorgenommene Aufgrabungen 
und dadurch veranlaßte Erdaufſchüttungen für den Fahrverkehr 
unbenutzbar, und der verbliebene Teil des Fahrwegs durch den 
Bierwagen, der nach der rechten Straßenſeite ausgewichen war, 
mit in Anſpruch genommen war, und daß endlich zu der in 
Betracht kommenden Zeit eine große Zahl von Fußgängern auf 
der Straße gerade an dieſer Stelle verkehrten. Nach der 
ganzen Sachlage darf nun unbedenklich als unſtreitig angeſehen 
werden, daß dem Beklagten die Beſchaffenheit der Straße, ins⸗ 
beſondere die Breite des Fahrdamms, wohl bekannt war. Das 
Berufungsgericht ſelbſt nimmt ferner an, dem Beklagten werde 
nicht entgangen ſein, daß an der in Frage ſtehenden Stelle ein 
ſtarker Verkehr von Menſchen ftattfand. Dem natürlichen Laufe 
der Dinge entſpricht es aber auch, davon auszugehen, daß der 
Beklagte, als er der Unfallſtelle zufuhr, von den die Fahrbahn 
ſchmälernden Aufgrabungen Kenntnis gehabt bezw. fie wahr⸗ 
genommen und ebenſo den auf der Straße fahrenden bezw. 
haltenden Bierwagen geſehen hat. Er fuhr in einem offenen 
Automobil, das Geſicht der Fahrtrichtung zugewendet, der Aus⸗ 
blick war von ſeinem Platze aus nur nach der linken Seite für 
eine kurze Strecke durch den vor ihm fitzenden Fahrer R. be- 
ſchränkt. Der Beklagte ſah alſo die Aufgrabungen und den 
Wagen, ſobald er nur überhaupt nach vorwärts ſah. Daß er 
dies nicht getan habe oder ſich deſſen, was ſein Auge ſah, nicht 
bewußt geworden ſei, hat er ſelbſt gar nicht behauptet, er hat 
vielmehr nur beſtritten, daß er den Kläger, als dieſer auf der 
Straße ging, habe ſehen können und geſehen habe. Unter dieſen 
Umſtänden mußte zunächſt davon ausgegangen werden, daß dem 
Beklagten alle diejenigen Tatſachen, welche eine beſondere Vor⸗ 
ficht beim Paſſieren der in Betracht kommenden Wegeſtrecke 
notwendig machten, bekannt waren, und jedenfalls hätte, ſofern 
nach deren einen oder andern Richtung Zweifel beſtanden, unter 
Ausübung des richterlichen Fragerechts der Sachverhalt inſoweit 
klargeſtellt werden müſſen. Bezüglich der Art, wie das Auto- 
mobil zur Zeit des Unfalls und kurz vorher gefahren iſt, hat 
die Vorinſtanz einerſeits als erwieſen angeſehen, daß R., als 
er ſich der Stelle, wo die Fahrbahn enger wurde, näherte, die 
Fahrgeſchwindigkeit ermäßigt habe, andererſeits iſt feſtgeſtellt, 
daß das Automobil „unmittelbar vor Eintritt des Unfalls“ ſich 
mit der Geſchwindigkeit eines mit zwei Pferden beſpannten, im 
Trabe fahrenden Wagens vorwärts bewegt habe. Dieſe beiden 
Feſtſtellungen müſſen in ihrem Zuſammenhalt dahin verſtanden 
werden, daß das Automobil, ehe es an die durch die Auf⸗ 
grabungen verengte Stelle der Straße gelangte, ſchneller als ein 
im Trabe gehendes Zweigeſpann, nach der Verminderung der 
Geſchwindigkeit aber und bei dem Verſuche, zwiſchen dem linken 
Fußpfad und dem Bierwagen durchzufahren, noch mit der 
Schnelligkeit eines ſolchen Geſpanns gefahren iſt. Von dem 
Beklagten, deſſen Behauptung, das Automobil ſei zur Zeit des 
Unfalls langſam gefahren, durch dieſe Feſtſtellung widerlegt er⸗ 
ſcheint, iſt nicht behauptet worden, daß er auf die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit nicht geachtet oder ſich hierüber in einem Irrtum 
befunden habe; unter dieſen Umſtänden und der Natur der 
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Sache entſprechend wird auch hier davon ausgegangen werden 
müſſen, daß dem Beklagten, der das zu Geſchäftszwecken ange⸗ 
ſchaffte Kraftfahrzeug anſcheinend ſchon oft benutzt hatte und 
über deſſen Leiſtungen eingehende Angaben gemacht hat, die 
Schnelligkeit, mit der R. der Unfallſtelle zufuhr, nicht ent⸗ 
gangen iſt, und es hätte, ſofern dies als ſtreitig anzuſehen war, 
auch inſoweit das Fragerecht ausgeübt werden müſſen. Übrigens 
mußte auch die Frage erwogen werden, ob nicht der Beklagte, 
wenn er alle die Umſtände kannte, welche ein ſchnelles Vor⸗ 
überfahren an der Unfallſtelle als beſonders gefahrbringend er- 
ſcheinen laſſen mußten, verpflichtet geweſen ſei, auf die Ge⸗ 
ſchwindigkeit, mit welcher R. fuhr, zu achten und, wenn fie 
unter den gegebenen Umſtänden als unſtatthaft erſchien, durch 
Anordnungen ſeinerſeits einzugreifen. Dabei mag noch bemerkt 
werden, daß, wenn der Beklagte den neben dem Fußpfad 
gehenden Kläger nicht geſehen hat, dies noch nicht ohne weiteres 
ausreichend erſcheint, ſein Verhalten zu rechtfertigen, es iſt viel⸗ 
mehr noch in Erwägung zu ziehen, ob er nicht auch dann den 
Fahrer zum Anhalten des Automobils oder doch zu ganz lang⸗ 
ſamer Weiterfahrt hätte anhalten müſſen, weil mit der Mög- 
lichkeit zu rechnen war, daß eine der zahlreichen auf dem Fuß⸗ 
pfade gehenden Perſonen auf den Fahrdamm treten bezw. dort⸗ 
hin gedrängt werden könne. Hiernächſt iſt für den Fall, daß 
das OLG. bei der weiteren Verhandlung und Entſcheidung der 
Sache zur Aufrechterhaltung des erſtinſtanzlichen Urteils ge⸗ 
langen ſollte, noch darauf hinzuweiſen, daß dieſes Urteil jeden⸗ 
falls in formeller Beziehung einer Anderung bedarf. Abgeſehen 
davon, daß die Formel: „der Beklagte wird verurteilt“ bei 
einem Zwiſchenurteil im Sinne von § 304 3800. nicht ſach⸗ 
gemäß iſt, da es Aufgabe eines ſolchen Urteils nur iſt, einen 
Ausſpruch darüber, ob der Klageanſpruch dem Grunde nach be⸗ 
rechtigt ſei oder nicht, herbeizuführen, iſt es jedenfalls unſtatt⸗ 
haft, wenn in dem landgerichtlichen Urteil geſagt iſt, der Be⸗ 
klagte habe dem Kläger den Schaden zu erſetzen, der ihm da⸗ 
durch verurſacht worden ſei, daß er am 25. Auguſt 1902 auf 
der Straße zwiſchen R. und B. durch das Automobil des Be⸗ 
klagten auf den Boden geſtoßen wurde. Ein Zwiſchenurteil im 
Sinne der angezogenen Geſetzesvorſchrift kann immer nur über 
den Klageanſpruch, alſo über diejenigen Forderungen ergehen, 
welche von der Klagpartei nach dem Inhalt ihres Klagantrags 
wirklich erhoben worden find. Im vorliegenden Falle hat nun 
der Kläger überhaupt nicht verlangt, daß der Beklagte ſchlecht⸗ 
hin verurteilt werden ſolle, den, d. h. allen Schaden zu erſetzen, 
der dem Kläger durch den Unfall vom 28. Auguſt 1902 er- 
wachſen ſei, ſondern ganz beſtimmte, ziffernmäßig genau ange⸗ 
gebene Anſprüche erhoben; ſowenig es daher ſtatthaft fein wurde, 
in einem Endurteile eine über dieſe Klaganträge hinausgehende, 
den geſamten durch den Unfall entſtandenen Schaden umfaſſende 
Entſcheidung zu treffen, ebenſowenig iſt auch zuläffig, den An⸗ 
ſpruch in einem weiteren Umfange, als er nach den Klaganträgen 
tatſächlich geltend gemacht iſt, dem Grunde nach für berechtigt 
zu erklären. W. c. H., U. v. 9. März 05, 227/04 VI. 
— Stuttgart. 

12. 88 825, 847, 1298 bis 1300 BGB. Anſpruch 
wegen Bruch eines Verlöbniſſes. Begriff des letzteren.] 

Die Parteien, welche ſchon von 1899 bis November 1901 
in Beziehungen zueinander geſtanden hatten, traten erneut fei 
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Auguſt 1902 in ein Liebes verhältnis zueinander. Am 2. No- 
vember 1903 kam es zum Geſchlechtsverkehr zwiſchen ihnen. 
Die Klägerin verlangt unter der Behauptung, daß zwiſchen ihr 
und dem Beklagten ein Verlöbnis beſtanden und daß letzterer 
fie hinterliſtig zur Beiwohnung beſtimmt, aus 88 1298, 1299, 
1300, 825, 847 BGB. vom Beklagten, der ungerecht⸗ 
fertigterweiſe vom Verlöbniſſe zurückgetreten ſei, Erſatz des im⸗ 
materiellen Schadens in Hoͤhe von 10 000 Mark. Die erſte 
Inſtanz verurteilte den Beklagten. Das Berufungsgericht er⸗ 
kannte auf die Berufung des Beklagten auf den dieſem über 
ſein hinterliſtiges Verhalten zugeſchobenen Eid. Zur Begrün⸗ 
dung ſeiner Entſcheidung führt das Berufungsgericht aus: 
Soweit die Klägerin einen Schadenserſatzanſpruch gemäß 
8 1300 BGB. erhebe, ſei notwendige Vorausſetzung dieſes 
Anſpruchs, daß zu der Zeit, als die Klägerin dem Beklagten 
die Beiwohnung geſtattete, ein Verlöbnis zwiſchen den Parteien 
beſtanden habe. Ein ſolches ſei nur vorhanden, wenn beide 
Teile die ernſte Abſicht haben, miteinander die Ehe einzugehen, 
um alsdann als Eheleute miteinander zu leben. 
Daß ein ſolches Verhältnis zwiſchen den Parteien vor dem 
26. Oktober 1902 beſtanden habe, ſei allerdings anzunehmen. 
Das Verhältnis habe aber aufgehört, ein Verlöbnis zu fein, 
als die Parteien am 26. Oktober 1902 in der Überzeugung, 
daß eine Ehe ſich zwiſchen ihnen (beim Widerſpruche des Vaters 
des Beklagten) nicht verwirklichen laſſe, verabredeten, mitein⸗ 
ander in den Tod zu gehen. Denn mit dieſer Verabredung 
hätien ſie ihren früheren Entſchluß, mit einander die Ehe ein⸗ 
zugehen, um ein eheliches Leben zu führen, wieder aufgegeben 
und an deſſen Stelle den Entſchluß geſetzt, miteinander zu 
ſterben. Daß dabei verabredet worden, vor Ausführung des 
vereinbarten gemeinſchaftlichen Selbſtmordes ſich trauen zu laſſen, 
erſcheine bedeutungslos, da die Abſicht, der Trauung ein ehe⸗ 
mäßiges Leben folgen zu laſſen, bei jener Verabredung gefehlt 
habe, die Eheſchließung vielmehr nur deshalb vereinbart geweſen 
ſei, damit bei dem beabſichtigten Selbſtmord die Klägerin als 
Ehefrau des Beklagten aus dem Leben ſcheide. Dem Verlöͤb⸗ 
niſſe, wie es durch die Entſchließungen der Parteien vom 
26. Oktober 1902 zwiſchen dieſen entſtanden, ſei aber auch ſchon 
deshalb der Charakter eines Verlöbniſſes im Sinne der 
SS 1297 ff. BGB. abzuſprechen, weil jene Verabredung ihrem 
ganzen Inhalte nach unſtttlich geweſen und ihr deshalb rechtlich 
überhaupt keine Wirkung zukommen könne. Als am 2. No⸗ 
vember 1902 der Geſchlechtsverkehr zwiſchen den Parteien be⸗ 
gonnen, habe daher ein Verlöbnis im rechtlichen Sinne zwiſchen 
ihnen nicht beſtanden. Das RG. hob auf: Auch wenn es zu⸗ 
treffend wäre, daß durch die am 26. Oktober 1902 unter den 
Parteien ſtattgehabten Abreden das früher unter ihnen beſtandene 
Verlöbnis aufgelöſt worden iſt, erwieſe ſich die angefochtene 
Entſcheidung als rechts irrig. Denn das Berufungsgericht unter- 
ſtellt weiterhin, daß die Parteien demnächſt den Selbſtmord 
aufgegeben, bei dem Entſchluſſe, einander zu ehelichen, aber ver- 
blieben find. Damit wäre ein rechtswirkſames Verlöbnis unter 
den Parteien wieder hergeſtellt. Zu Unrecht verneint das Be⸗ 
rufungsgericht für den Fall, daß während dieſes Verlobniſſes 
eine Beiwohnung der Parteien ftattgehabt, die Anwendbarkeit 
des $ 1300 BGB. deshalb, weil der in dieſer Beſtimmung 
erwähnte Schade durch den früheren außerehelichen Verkehr der 
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Klägerin mit dem Beklagten bereits entſtanden geweſen ſei 
und eine Verſtärkung ſeitdem nicht erfahren habe. Der Be⸗ 
klagte könnte die Schadenserſatzpflicht gemäß § 1300 aus 
ſolchem Grunde nicht ablehnen; denn er ſelbſt hätte es ver⸗ 
urſacht, daß die Klägerin zur Zeit des fpäteren Brautſtandes 
an ihrer jungfräulichen Ehre bereits Schaden erlitten hatte. 
Es wäre nach der konkreten Sachlage argliſtig, wenn der Be⸗ 
klagte aus einem der Klägerin nachteiligen Verhältniſſe, das er 
ſelbſt unfittlicherweife herbeigeführt, Nutzen ziehen wollte. Vor 
allem iſt aber die Auffaſſung des Berufungsgerichts es jet 
durch das Abkommen vom 26. Oktober 1902 das frühere Ver⸗ 
löbnis aufgelöſt worden, rechtlich nicht zutreffend. Auch bei den 
Abreden von dieſem Tage blieben die Parteien dabei ſtehen, daß 
fie einander ehelichen wollten. Damit hielten fie das Verloͤbnis 
als ſolches überall aufrecht. Das Daſein eines Eheverſprechens 
iſt nicht davon abhängig, daß das der Cheſchließung folgende 
eheliche Leben einen längeren Zeitraum umfaſſen ſolle. Das 
von den Parteien am 26. Oktober 1902 getätigte Eheverſprechen 
iſt als ſolches auch nicht unfittlich. Das unfittliche Element 
liegt in den etwaigen Abreden über den vorgängigen 
Geſchlechtsverkehr und in der Vereinbarung des Selbſtmordes, 
nicht in dem Eheverſprechen. Vielmehr war die damit zu⸗ 
geſagte Eheſchließung grade dazu beſtimmt, den dem Ver⸗ 
hältniffe ſonſt anhaftenden Makel zu beſeitigen. Das Ver⸗ 
löbnis der Parteien iſt ſonach unbeeinflußt durch die ſonſtigen 
Abreden auch nach dem 26. Oktober 1902 unter den Parteien 
beſtehen geblieben. In der Auferlegung des Eides über 
den Klaggrund der Hinterliſt wurde ein prozeſſualer 
Verſtoß gefunden. G. o. J., U. v. 6. März 05, 560/04. 
— Coͤln. 

13. 88 833, 840 BGB. Mehrere Tierhalter haften dem 
Verletzten als Geſamtſchuldner.] 

Der Senat tritt der Anſicht des Berufungsgerichts bei, 
daß mehrere Tierhalter nach BGB. § 833 dem Verletzten als 
Geſamtſchulder haften. Von Dernburg, Bürgerliches Recht 
Bd. II? 5 396 unter III wird dieſer, auch in der Litteratur 
herrſchenden Anſicht mit dem Hinweis darauf entgegengetreten, 
daß die Rechtsnormen des 25. Titels des BGB. infolge der 
erſt von der Reichstagskommiſſion vorgenommenen prinzipiellen 
Umgeſtaltung der Haftung für Tierſchaden auf dieſe Haftung 
nicht ſchlechthin anwendbar ſeien. Allein der erkennende Senat 
hat bereits (vergl. die in RG. 53, 114 ff.; 58, 335 ff. abge⸗ 
druckten Urteile) eingehend dargelegt, daß der im $ 840 Abſ. 1 
gebrauchte Ausdruck „unerlaubte Handlungen“ die gleiche weitere 
Bedeutung hat, wie in der Überſchrift des 25. Titels. Die 
Haftung aus 8 833 iſt im Sinne des BGB. eine ſolche aus 
unerlaubter Handlung; auf die Verantwortlichkeit mehrerer 
Tierhalter findet daher $ 840 Abſ. 1 Anwendung. Aus dem 
gleichen Grunde haftet, wie ebenfalls in der Litteratur vor⸗ 
wiegend angenommen wird, dem Verletzten neben dem nach 
§ 834 Aufſichtspflichtigen auch der Tierhalter als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Wenn Liszt, die Deliktsobligationen S. 108, den 
Tierhalter ſolchenfalls nur nach Maßgabe des § 831 haften 
laſſen will, fo fehlt es dieſer Anfiht der durch keine Geſetzes⸗ 
beſtimmung eingeſchränkten Sondervorſchrift im § 833 gegen- 
über an jeder geſetzlichen Grundlage. M. c. P., U. v. 
23. März 05, 248/04 VI. — Kiel. 
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14. 5 853 58. iſt nur anwendbar, wenn der die Er⸗ 
füllung weigernde Betrogene auch die Anfloͤſung des ganzen 
Vertrages will.] 

Handelt es ſich, wie im vorliegenden Falle, um einen zwei- 
ſeitigen Vertrag, der durch Betrug des einen Teiles zuſtande 
gekommen iſt, ſo wird mit der auf der Anfechtungseinrede be⸗ 
ruhenden Verweigerung der Erfüllung der ganze Vertrag hin⸗ 
fällig, und auch der Betrüger kann ſeine Leiſtungen zurück⸗ 
fordern (Prot. Bd. 2 S. 717). Nun braucht zwar der die 
Anfechtungseinrede Vorſchützende ſich nicht zur Rückgabe des 
Empfangenen zu erbieten, ſondern es iſt Sache des Gegners, ſeine 
Leiſtung im Wege der Klage zurückzufordern (RG. 26, S. 187); 
aber ſoviel muß jedenfalls aus den Erklärungen des ſich Wei⸗ 
gernden erhellen, daß er wirklich die Aufloͤſung des Vertrags 
begehrt. Daran fehlt es aber im vorliegenden Falle nicht nur, 
fondern aus den Gründen des erften Urteils und aus dem Tat⸗ 
beſtande des Berufungsurteils ergibt ſich im Gegenteile, daß 
der Beklagte beim Vertrage ftehen bleiben und den ihm durch 
das argliſtige Verhalten des Klägers entſtandenen Schaden 
gegen deſſen Anſpruch aufrechnen will. Demnach hat der Be⸗ 
rufungsrichter den 8 853 BGB. auf einen Fall angewendet, 
für den er nicht gegeben iſt. Da das Berufungsurteil hierauf 
beruht, mußte es aufgehoben werden. P. c. v. E., U. v. 
18. März 05, 424/04 V. — Göln. 

15. 55 873, 902, 1205, 1207 BGB. Auch eine noch 
nicht im Beſitze des Verpfänders befindliche Sache kann ver⸗ 
pfändet werden.] 

Der Berufungsrichter iſt der Meinung, daß die beiden 
Erforderniſſe der Entſtehung eines Pfandrechts an einer beweg⸗ 
lichen Sache: die Übergabe und die Einigung zwiſchen dem Ver⸗ 
pfänder und dem Gläubiger über den Erwerb des Pfandrechts 
($ 1205 BGB.), zeitlich zuſammentreffen müßten, oder doch, daß 
die Einigung der Übergabe nicht vorangehen könne. Dem iſt nicht 
beizutreten. Richtig iſt, daß beide Erforderniſſe, die Übergabe 
und die Einigung, vorhanden ſein müſſen, damit das Pfandrecht 
eniſtehe — wobei zunächſt von dem weiteren, für die Verpfändung 
fremder Sachen geltenden Erfordernis des guten Glaubens 
auf ſelten des Pfandnehmers (§§ 1207, 932 BGB.) abge⸗ 
ſehen wird. Es iſt aber nicht notwendig, daß beide Tat⸗ 
beſtandsmerkmale des rechtsgeſchäftigen Pfandrechts zeitlich zu⸗ 
ſammenfallen, wie auch im Liegenſchaftsrechte die Einigung und 
die Eintragung gemäß § 873 BGB. zu verſchiedenen Zeiten er⸗ 
folgen können und es nicht darauf ankommt, ob die Einigung 
der Eintragung vorangeht oder ihr nachfolgt. Deshalb kann 
auch eine noch nicht im Befitze des Verpfänders befindliche 
Sache dergeſtalt verpfändet werden, daß das Pfandrecht erworben 
wird, ſobald der Verpfänder Befitzer geworden iſt und nunmehr 
den Beſitz auf den Gläubiger überträgt. Es ſteht ferner nichts 
im Wege, daß die Übergabe ſich in der Weiſe vollzieht, daß die 
Einwilligung des Tradenten in den Beſitzwechſel zeitlich der 
Erlangung der tatſächlichen Gewalt vorausgeht (vergl. Motive 
zum erſten Entwurf des BGB. Bo. 3, 94). Die Ein 
willigung kann auch an eine Bedingung geknüpft ſein. Dem⸗ 
nach konnte im vorliegenden Falle der Mieter Rh. die von ihm 
künftig in die Mietsräume einzubringenden Sachen dem Be⸗ 
klagten in dem Mietsvertrage verpfänden und ihn für den Fall 
des Ausbleibens der Mietszahlung ermächtigen, ſich in den 
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Befitz der Sachen als Pfandgläubiger zu ſetzen. Mit der auf 
Grund dieſer Ermächtigung, alſo unter Fortdauer des 
Traditionswillens erfolgenden Inbefitznahme wäre dann das 
Pfandrecht entſtanden. G. c. B., U. v. 14. März 05, 376/04 VII. 
— Berlin. 

16. 5 925 BGB. Geſetzlicher Begriff des Wortes 
„Auflaſſung“.] 

Die Vorinſtanzen und die Parteien verſtehen das Wort 
„Auflaſſung“ in einem mit dem Geſetze nicht in Einklang zu 
bringenden Sinne. Das Geſetz verſteht darunter lediglich die 
zur Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück erforder⸗ 
liche Einigung des Veräußerers und des Erwerbers (BGB. 
§ 925). Der Kläger gründet feine Klage darauf, daß die 
Auflaſſung nicht erfolgt ſei und daß er wegen Verzugs der Be- 
klagten mit der Auflaſſung vom Vertrage zurückgetreten ſei. 
Nimmt man das Wort „Auflaſſung“ im Sinne des Geſetzes, 
ſo würde die Abweiſung der Klage ohne weiteres geboten ſein, 
da die Auflaſſung zweifellos am 4. Juli 1903 zuftande ge⸗ 
kommen iſt. Die Beklagten haben ihre Auflaſſungserklärung 
abgegeben und der Kläger hat durch Stellung des Antrags, ihn 
als Eigentümer einzutragen, jene Erklärung angenommen (vergl. 
RG. 54, 878 ff.). Die vor dem Grundbuchamt erklärte Auf- 
laſſung band beide Teil endgültig (BGB. 8 873 Abſ. 2) und 
wurde auch dadurch nicht hinfällig, daß der Grundbuchrichter 
die auf Grund der Auflaſſung beantragte Eintragung des 
Eigentumswechſels wegen eines Mangels der genehmigenden Er⸗ 
klärung der Finanzdeputation nach 8 18 GBD. beanſtandete 
und nach Beibringung einer mangelfreien Genehmigungsurkunde 
ablehnte, weil der Kläger ſich weigerte, eine nach biefer 
Urkunde zur Abſchreibung der Parzellen erforderliche Rang⸗ 
erklärung abzugeben, zu der er nach dem Kaupvertrage ver- 
pflichtet war. Von einem Verzuge und einem darauf ge⸗ 
gründeten Rücktrittsrechte des Klägers kann keine Rede fein, 
nachdem Kläger die Auflaſſung entgegengenommen hat. Die 
Parteien und die Vorinſtanzen verſtehen aber mißbräuchlich 
unter Auflafſung auch die nach der Einigung (Auflaſſung im 
Sinne des Geſetzes) zur Herbeiführung der Eintragung er⸗ 
forderlichen Maßnahmen und die Eintragung ſelbſt. Von dieſer 
Auffaſſung muß bei der Entſcheidung des vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreits ausgegangen werden. Dann iſt die Abweiſung der 
Widerklage bei vorliegender Sachlage nicht begründet. Mit der 
Widerklage begehrten die Beklagten urſprünglich Verurteilung 
des Klägers dazu, die zur Auflaſſung erforderlichen Erklärungen 
vor dem Grundbuchamt abzugeben, nämlich zu genehmigen, daß 
in das Grundbuch des einen Trennſtücks (Nr 1430 G.) mit 
dem Range vor den Eintragungen in Abt. III die in der Ge⸗ 
nehmigungsurkunde der Finanzdeputation aufgeführten oͤffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen eingetragen werden. In Wahrheit wurde 
mit der Widerklage nicht die Verurteilung zur Entgegennahme der 
Auflaſſung, ſondern zum Abgeben einer zur Abſchreibung der 
Parzellen und zur Eintragung des Eigentums des Klägers 
noch erforderten Erklärung begehrt, einer Erklärung, zu der 
der Klaͤger nach dem Kaufvertrage anſcheinend verpflichtet war. 
Zu leſen waren in dem Widerklagantrage bei der richtigen Auf⸗ 
faffung des Wortes ſtatt „zur Auflaſſung“ die Worte: „zur Ein- 
tragung des Klägers als Eigentümers“. Nun haben aber die 
Beklagten auf Veranlaſſung des Vorfigenden de Berufungs⸗ 
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gerichts den Widerklagantrag geändert und nur beantragt, den 
Kläger zu verurteilen, in die Auflaſſung der beiden Grundſtücke 
an ihn zu willigen. In dieſer Faſſung des Antrags kann das 
Wort Auflaſſung kaum in einem anderen, als dem geſetzlichen 
Sinne aufgefaßt werden. Dann aber wäre die Widerklage un⸗ 
begründet, weil die Auflaſſung durch Erklärungen beider Teile 
bereits ſtattgefunden hat. Da jedoch der Berufungsrichter das 
Wort in den übrigen Teilen ſeiner Entſcheidungsgründe in 
einem anderen Sinne aufgefaßt hat, bedarf es einer Aufklärung, 
was er hier unter der Verurteilung, in die Auflaſſung zu 
willigen, verſtanden hat. Inſoweit iſt das Berufungsurteil in 
feiner Begründung mangelhaft. Dieſer prozeſſuale Verſtoß führt 
zur Aufhebung und Zurückverweiſung. Bei der erneuten Ver⸗ 
handlung wird der Berufungsrichter in Anwendung des 5 139 
ZPO. darauf hinzuwirken haben, daß die Beklagten einen ſach⸗ 
dienlichen Widerklagantrag ſtellen, H. c. B., U. v. 15. März 05, 
419/04 V. — Hamburg. 

17. 88 1119, 1190 BGB. Verhältnis des Abkommens 
zwiſchen dem Eigentümer und dem Inhaber einer Hoͤchſt⸗ 
betragshypothek, wonach dieſe in eine gewöhnliche (Darlehns⸗) 
Hypothek verwandelt, die bisherige Ungewißheit der Forderung 
aber aufrecht erhalten wird, gegenüber dritten Nachhypothe⸗ 
kariern.] 

Unbedenklich iſt die Annahme, daß zufolge der Vorſchrift 
des 8 1119 BGB., wonach für eine unverzinsliche Hypothek 
nachträglich ohne Zuſtimmung der nacheingetragenen Gläubiger 
Zinſen bis zur Höhe von fünf Prozent eingetragen werden 
konnen, es auch nicht als unſtatthaft gelten kann, eine Höͤchſt⸗ 
betragshypothek mit Wirkung gegen die Nachgläubiger dahin 
in eine gewöhnliche Hypothek umzuwandeln, daß der Höͤchſt⸗ 
betrag als Kapital feſtgeſetzt und außerdem eine Verzinſung 
dieſes Betrages mit fünf Prozent vereinbart wird, vergl. 
Turnau ⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht 2. Aufl., Bd. 1 S. 816 
Anm. 6 zu $ 1186. Ebenſo wenig kann es einem Bedenken 
unterliegen, daß wenn die Beteiligten bei Bewilligung der Ein⸗ 
tragung einer gewöhnlichen Hypothek, die in der Eintragungs⸗ 
bewilligung als eine zu fünf Prozent verzinsliche Darlehns⸗ 
hypothek bezeichnet iſt, vereinbaren, es ſolle auf die Hypothek 
keine bare Darlehnsvaluta gegeben werden, ſondern die Hypothek 
ſolle nach Art einer Höͤchſtbetragshypothek bis zum Höchſt⸗ 
betrage des Kapitals und der fünfprozentigen Zinſen für An⸗ 
ſprüche aus ihrem Kontokurrentverkehr haften, eine ſolche Ver⸗ 
einbarung ſowohl zwiſchen ihnen untereinander wie auch gegen- 
über den nacheingetragenen Gläubigern wirkſam iſt. Endlich 
müſſen die letzteren es ſich zweifellos gefallen lafſen, daß eine 
ihnen vorgehende Höchſtbetragshypothek in eine dem Höͤchſt⸗ 
betrage gleichkommende und außerdem mit fünf Prozent ver- 
zinsliche Grundſchuld zu dem Zwecke verwandelt wird, damit 
fortan an Stelle der Höchſtbetragshypothek die neu geſchaffene 
Grundſchuld bis zum Höchſtbetrage des Kapitals und der 
Zinſen für Kontokurrentanſprüche hafte. Iſt aber alles dieſes 
richtig, fo ergibt ſich daraus als unabweisbare Konſequenz, daß 
es der Beklagten und dem Grundſtückseigentümer freiſtand, die 
ſeit dem 1. Jannar 1900 als Höͤchſtbetragshypothek fortbeſtehende 
frühere preußiſchrechtliche Kautionshypothek der Beklagten von 
700 000 Mark in eine gewöhnliche (Darlehns⸗) Hypothek um⸗ 
zuwandeln, dabei aber nicht zugleich auch das unterliegende 
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Kontokurrent⸗ Schuldverhältnis, das feiner Höhe nach ungewiß 
war, durch Anerkenntnis (Abrechnung) in ein feftes (Darlehns⸗) 
Schuldverhältnis von beſtimmter Höhe zu verwandeln, ſondern 
es bei der bisherigen Ungewißheit der Höhe der Forderung be⸗ 
laſſen auch zu vereinbaren, daß die neu begründete gewöhnliche 
Hypothek, ſoweit ſich ihr Realrecht auf das Kapital und auf 
die fünfprozentigen Zinſen erſtreckt, zur Sicherung für die aus 
dem bisherigen und aus dem fortzuſetzenden Kontokurrent⸗ 
verkehr erwachſenen oder künftig erwachſenden Anſprüche dienen 
ſolle. Gegenüber dem früheren Zuſtande trat alſo durch dieſe 
Vereinbarung eine Rechtsänderung nach zwei Richtungen hin 
ein: die Realſicherheit, die bis dahin durch die Hoͤchſtbetrags⸗ 
hypothek auf die Summe von 700 000 Mark limitiert geweſen 
war, vergl. 8 1190 Abſ. 2 BGB., wurde um den Betrag der 
laufenden und der zweijährigen rückſtändigen Zinſen dieſes 
Kapitals, vergl. $ 10 Ziffer 4 3VG. erhöht, und außerdem 
gewann die Beklagte als Sicherungsmittel ſtatt der bisherigen 
rein akzeſſoriſchen und daher für den Verkehr nicht geeigneten 
Sicherungshypothek eine umſatzfähige Verkehrshypothek. Die 
Anerkennung der Rechtswirkſamkeit dieſes Abkommens recht⸗ 
fertigt ſich ſchon dadurch, daß die Schaffung einer gewöhnlichen 
(Verkehrs-) Hypothek zu dem Zweck, damit fie für das innere 
Verhältnis der Kontrahenten zueinander lediglich die Funktion 
einer Höͤchſtbetragshypothek verſehe, dem Weſen der gewoͤhn⸗ 
lichen Hypothek nicht zuwiderläuft, daß der Gläubiger an der 
Gewinnung eines ſolchen umlauffähigen Sicherungsmittels ein 
berechtigtes Intereſſe haben kann (man denke nur an die 
Möglichkeit der Verpfändung der Hypothek!) und daß daher 
eine Vereinbarung des erwähnten Inhalts als wirkſam zu be. 
handeln iſt, fie müßte dann etwa lediglich in der Abficht, die 
nachſtehenden Gläubiger zu benachteiligen, getroffen ſein und in⸗ 
ſofern eine im Sinne des Anfechtungsgeſetzes anfechtbare Rechts⸗ 
handlung darſtellen. Letzterer Fall liegt gegenwärtig unſtreitig 
nicht vor. B. o. W., U. v. 5. März 05, 407/04 V. — 
Naumburg. 

18. 55 1163, 1168 BGB. verb. mit 55 52, 91 3G. 
Wem gebührt der auf eine nicht valutierte Grundſchuld in der 
Zwangsverſteigerung angewieſene Betrag, dem Eigentümer oder 
dem ausgefallenen Hypothekengläubiger 7 

S. beſtellte der Darlehnskaſſe eine Grundſchuld an ſeinem 
Grundſtück. Letzteres kam zur Zwangsverſteigerung, die Dar⸗ 
lehnskaſſe machte aber nur einen geringeren Anſpruch geltend, 
weil nur in dieſer Höhe Valuta gezahlt ſei. Den nicht ge⸗ 
forderten Betrag beanſpruchte der Kläger als nächſtausgefallener 
Realgläubiger; es beanſpruchte ihn ferner L. auf Grund einer 
ihm von S. erteilten Zeſfion. Infolgedeſſen wurde dieſer Be⸗ 
trag zu einer Streitmaſſe genommen und hinterlegt. Nunmehr 
ließen die beiden Beklagten, denen gegen S. vollſtreckbare 
Forderungen zuſtanden, deſſen Anſpruch auf die hinterlegte 
Maſſe pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Der Kläger 
verlangt klageweiſe von ihnen Freigabe der Maſſe. Die Klage 
tft abgewieſen und die Berufung des Klägers zurückgewlieſen 
worden. Das RG. hob auf: Beide Vorinſtanzen haben an⸗ 
genommen, daß ein nachſtehender Hypothekengläubiger immer 
erſt dann zum Zuge aus dem Verſteigerungserlöſe kommen 
koͤnne, wenn die ihm vorgehenden Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden, auch ſoweit Valuta auf ſie nicht gezahlt find, in voller 

87° 


292 


Höhe aus dem Erlöfe befriedigt ſeien. Ob in dieſer Allgemein- 
heit der Satz für vorgehende Hypotheken richtig iſt, braucht 
hier nicht unterſucht zu werden; für Grundſchulden, die dem 
ausfallenden Hypothekengläubiger vorgehen, iſt er es nicht. Ein 
Fall, auf den $ 1168 BGB. Anwendung finden konnte, ſo⸗ 
weit dieſe Vorſchrift den Verzicht auf das dingliche Recht be⸗ 
trifft und daher auch auf Grundſchulden überhaupt zur An⸗ 
wendung gebracht werden kann, liegt hier nicht vor. Was das 
Urteil des erkennenden Senats vom 8. Juli 1903 (RG. 55, 
260) von der Hypothek geſagt hat: „daß ſie durch den Zu⸗ 
ſchlag erloſchen ſei (58 52, 91 3 WG.); daß an ihre Stelle 
das Recht des Gläubigers getreten ſei, Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlöͤſe zu verlangen, daß dies ein anders ge⸗ 
artetes Recht ſei, in welches fi die Hypothek aufgelöft habe 
und auf welches die Vorſchriften über die Hypothek nicht ohne 
weiteres zur Anwendung gebracht werden dürfen; daß eine ſolche 
Übertragung der Vorſchriften von dem einen auf das andere 
Recht auch aus dem für die Zwangsverſteigerung angenommenen 
Surrogationsprinzip nicht folge“; alles dies gilt auch von der 
Grundſchuld. Wäre daher in der Erklärung der Darlehnskaſſe, 
was dahingeſtellt bleiben mag, ein Verzicht überhaupt zu er⸗ 
blicken, ſo träfe er nicht mehr eine Grundſchuld, und deshalb 
wäre auf ihn $ 1168 BGB. nicht anwendbar. Im übrigen 
iſt jenes Urteil für die hier zu entſcheidende Frage von keiner 
Bedeutung; denn es betrifft eine Hypothek, während es ſich 
jetzt um eine Grundſchuld handelt, und es betrifft auch nicht 
den jetzt vorliegenden Fall, daß Valuta in der durch das Grund⸗ 
buch ausgewieſenen Höhe der Eintragung nicht gewährt worden find. 
Für Grundſchulden verbietet fich eine entſprechende Anwendung 
der Vorſchriften des 8 1163 BGB. durch die Beſtimmung 
in $ 1192 Abſ. 1 daſelbſt, wonach die Vorſchriften über die 
Hypothek auf die Grundſchuld nur inſoweit entſprechende An- 
wendung finden ſollen, als ſich nicht daraus ein anderes ergibt, 
daß die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt. Die Er⸗ 
klärung des Grundſchuldgläubigers, daß er Valuta nicht in 
voller Höhe gezahlt habe und daher die Grundſchuld nur in 
Höhe der wirklich gezahlten Valuta gegen den Verſteigerungs⸗ 
erlös liquldiere, berechtigt daher den Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks oder denjenigen Eigentümer, der die Grundſchuld beſtellt 
hat, nicht, den vom Gläubiger liquidierten Betrag für ſich zu 
liquidieren. In Höhe des nicht liquidierten Betrages wäre 
vielmehr der Verſteigerungserlös für die übrigen von ihm be- 
rechtigten Gläubiger frei, weil die Grundſchuld inſoweit ins 
Leere fällt. Daraus ergibt ſich für den vorliegenden Fall, daß 
die zugunſten der Beklagten ergangenen Pfändungs- und Über⸗ 
weiſungsbeſchlüͤſſe gegenſtandslos find. Der zur Hebung ge- 
langte Betrag, auf den die Darlehnskaſſe als Grundſchuld— 
gläubigerin Anſpruch gehabt hätte, wenn fie ihre Grundſchuld 
voll liquidiert hätte, und der wegen des Widerſpruchs des Kauf⸗ 
manns L. zu einer Streitmaſſe genommen worden iſt, gebührt 
daher dem Kläger als dem nächſten ausgefallenen Realgläubiger. 
W. c. K., U. v. 8. März 05, 406/04 V. — Königsberg. 

19. 5 1180 in Verbindung mit § 873 Abſ. 2 BGB. 
Form für Einſchiebung einer Forderung in eine für laufenden 
Kredit beſtellte Sicherungshypothek.] 

Die Reviſion iſt der Anſicht, daß die Einſchiebung einer 
anderen Forderung in die für laufenden Kredit beſtellte 
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Sicherungshypothek nach 8 1180 BGB. der gerichtlichen oder 
notariellen Form bedurft habe. Der Reviſion iſt zuzugeben, 
daß der $ 1180 an fi auch auf Sicherungshypotheken An- 
wendung findet. Aber wenn man ſelbſt annehmen wollte, daß 
dieſe Beſtimmung auf den vorliegenden Fall anwendbar ſei, fo 
würde mit der Eintragung der Umwandlung der Sicherungs⸗ 
in eine Darlehns hypothek auch dieſe Vereinbarung nach § 873 
Abſ. 1 BGB. bindend geworden fein. Der im § 1180 be 
zogene § 873 Abſ. 2 macht nur die Bindung vor der Ein⸗ 
tragung von der Beobachtung gewiſſer Formen abhängig, mit 
der Eintragung wird die formloſe Einigung ebenfalls bindend. 
K. c. H. & K., U. v. 11. März 05, 649/04 V. — Celle. 

20. 8 1631 BGB. Unwirkſamkeit eines Vertrages der 
Ehegatten über die Erziehung der Kinder für den Fall der Ehe ⸗ 
ſcheidung.] 

Die Frage, ob Cheleute im Hinblick auf die Scheidung 
ihrer Ehe einen wirkſamen Vertrag über die Erziehung ihrer 
Kinder ſchließen können, iſt in den früheren Rechten verſchieden 
beantwortet worden. Im Bereich des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts wurde, freilich nicht ohne Widerſpruch, angenommen, 
daß ſie ſich einigen könnten, und es wurden deshalb auch Ver⸗ 
träge inſofern, als ihr perſönliches Recht in Betracht kam, alſo 
vorbehältlich der Befugnis der Vormundſchafts behörde, im 
Intereſſe der Kinder einzuſchreiten, für ſtatthaft gehalten (vergl. 
Urteil des RG. vom 3. Mai 1880 bei Gruchots Beitr. 25, 465). 
Für das gemeine Recht, in deſſen Gebiet der Wohnort der 
Parteien belegen iſt, wurde vom RG. einem derartigen Vertrage 
unter der Bedingung Geltung beigelegt, daß der Gatte, dem 
die Erziehung überlaſſen werde, ſeiner Pflicht genüge, ſodaß 
dem anderen Gatten ein Einwand wegen Gefährdung des Kindes 
zu gewähren ſei. (RG. 21, 160; ſo anſcheinend auch Dernburg, 
Pandekten 5. Aufl. Bd. 3 Nr. 36 Note 10. Ferner RG. 37, 189.) 
Anders verhält es ſich indes nach dem Recht des BGB. Der 
erſte Entwurf ging nach der Begründung zu § 1456, deſſen 
Inhalt mit dem $ 1635 BGB. ſachlich übereinſtimmt, davon 
aus, daß Verträge der in Rede ſtehenden Art unwirkſam ſeien 
(Motive Bd. IV S. 627). Dieſe Annahme aber hat als gr- 
ſetzliche Vorſchrift zu gelten, weil die Sorge für die Perſon det 
Kindes, wie in 8 1631 Abſ. 1 BGB. geſagt wird, nicht Elch 
ein Recht, ſondern auch eine Pflicht tft und auf dieſe nicht ver- 
zichtet werden kann. Letzteres wird im BGB. freilich nicht be 
ſonders ausgeſprochen, während ſich im erſten Entwurf als 
§ 1561 die Beſtimmung fand, daß auf die elterliche Gewalt 
nicht verzichtet werden könne. Allein dieſe Beſtimmung iſt von 
der zweiten Kommiſſion, wie das Berufungsgericht ſchon hervor 
gehoben hat, nur deshalb geſtrichen worden, weil fie fi von 
ſelbſt verſtehe (vergl. Prot. Bd. IV S. 662). Im übrigen in 
der Rechtsſatz, daß auf die elterliche Gewalt nicht verzichtet 
werden könne, genügend durch die erwähnte Beſtimmung in 
8 1631 Abf. 1 zum Ausdruck gelangt. Sit aber ein Verzicht 
ausgeſchloſſen, jo iſt auch ein Vertrag über die Rechte, mit 
denen die Pflichten untrennbar zuſammenhängen, ohne rechtliche 
Wirkung. Es folgt hieraus, daß auch die Ehegatten unter- 
einander nicht für den Fall der Scheidung einen bindenden 
Vertrag über die Erziehung der Kinder ſchließen konnen, da 
durch 8 1635 Abſ. 1 BGB. beſtimmt wird, wem die Serge 
für die Kinder zuſteht und der Gatte, dem ſie geſetzlich gehüktt, 


34. Jahrgang. 


fih nicht durch Vertrag der mit Zuweiſung der Fürſorge ihm 
auferlegten Pflichten entledigen kann. P. c. S., n. v. 
13. März 05, 545/04 IV. — Hamburg. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 58 29, 32 ZPO. Zuſtändigkeit des Gerichts bei der 
Forderung auf Rückzahlung einer Mäklerproviſion wegen nicht 
gewifienhafter Durchführung des Möͤklervertrages.] 

Die Kläger fordern von dem Beklagten eine ihm gezahlte 
Mäklerprovifion unter der Behauptung zurück, „daß der Be⸗ 
klagte die Zahlungsunfähigkeit des Käufers gekannt und danach 
gegen die ihm obliegende Verpflichtung der gewiſſenhaften Durch⸗ 
führung des übernommenen Auftrags inſofern verſtoßen habe, 
als er ihnen ſchuldhafterweiſe einen zahlungsunfähigen Vertrags ⸗ 
gegner zugeführt habe.“ Der Beklagte hat vorab den Einwand 
der Unzuſtändigkeit des angegangenen LG. Lyck erhoben, weil 
er, wie unbeſtritten iſt, zur Zeit der Zuſtellung der Klage ſeinen 
Wohnſitz in Königsberg gehabt hat. Beide Vorinſtanzen haben 
mit Rückſicht darauf, daß die Mäklertätigkeit des Beklagten im 
Bezirk des LG. zu Lyck ſtattgefunden hat, den Einwand ver⸗ 
worfen, und zwar das LG. auf Grund des § 32 390., weil 
die dem Beklagten vorgeworfene Argliſt, alſo eine unerlaubte 
Handlung, den eigentlichen Klaggrund bilde, und das Berufungs- 
gericht auf Grund des § 29 3PO., weil dem Beklagten die 
Verletzung ſeiner Vertragspflichten vorgeworfen werde, dieſe 
Vertragspflichten aber im Landgerichtsbezirk Lyck zu erfüllen 
geweſen ſeien. Das RG. hob auf: Beide Vorinſtanzen ver⸗ 
kennen die Natur der angeſtellten Klage. Wäre auf Ent⸗ 
ſchädigung wegen nicht gehöriger Erfüllung des Maͤklervertrages, 
auf Erſatz des den Klägern durch die Vertragsverletzung des 
Beklagten entftandenen Schadens geklagt, dann wäre allerdings 
der § 29 ZPD. anwendbar. Aber eine ſolche Klage iſt nicht 
erhoben. Dazu hätte vor allem die Subſtantiierung und der 
Nachweis des Schadens gehört, welcher durch den Abſchluß des 
Tauſchvertrags oder auch durch die mangelhafte Tätigkeit des 
Beklagten den Klägern erwachſen ſei. Kläger verlangen aber 
auch gar nicht den ihnen erwachſenen Schaden erſetzt, ſondern 
ſie verlangen die Rückzahlung einer auf eine Forderung des Be⸗ 
klagten gemachten Zahlung, weil dieſe Forderung mangels nicht 
gehöriger Gegenleiſtung des Beklagten rechtlich nicht beſtanden 
habe; fie haben alſo eine Klage auf Grund der 55 166 ff. 
Tl. 1 Tit. 16 des Allgemeinen Landrechts, die condictio in- 
debiti des gemeinen Rechts, angeſtellt. Für derartige Klagen 
aber enthält der §8 29 3PO., wie auch das RG. bereits 
mehrfach ausgeſprochen hat (vergl. RG. 2, 408; 26, 389), 
keine Beſtimmung. Von einer Anwendung des § 32 3 0., 
auf den der erſte Richter ſeine Entſcheidung ſtützt, kann aber 
gar keine Rede fein, da dieſer fi auf außerkontraktliche ſchuld⸗ 
hafte Handlungen beſchränkt, ſolche aber gar nicht behauptet 
find. N. c. W., U. v. 10. März 05, 11/05 III. — Königsberg. 

22. 55 62, 63, 87 Abſ. 1, 176, 214 3PO. Ein Verſtoß 
gegen 8 63 zieht nicht den Verluſt des eingelegten Rechtsmittels 
nach fich; der Gebrauch des Wortes „Ladung“ im Sinne des 

8 63 iſt nicht ſakroſankt.] 

Die Annahme des Berufungsrichters, daß auf klägeriſcher 
Seite eine notwendige Streitgenoſſenſchaft beſtehe, iſt unbedenk⸗ 
lich und auch von der Reviſion nicht bemängelt. Nach der 
Behauptung der Kläger tft die Hypothek, um deren Löſchungs⸗ 
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reife fih der Streit dreht, von ihnen bezahlt worden. Sie tft 
darnach den Klägern als eine Eigentümergrundſchuld angefallen, 
über die dieſe nur gemeinſchaftlich verfügen können, vergl. 
Zurnau-Förfter, Liegenſchaftsrecht, 2. Aufl. Bd. 1 S. 772 
II 2 a. A. in Verbindung mit S. 666 oben. Allerdings wären 
trotz der Gemeinſchaftlichkeit des Rechts die Kläger gemäß 
88 744 Abſ. 2, 1011 BGB. befugt geweſen, jeder für fi 
allein die vorliegende Klage auf Löſchungsbewilligung anzuſtellen, 
da die Beſchaffung der Löſchungsbewilligung des Gläubigers zu 
den Individualrechten gehört, die von den einzelnen Teilhabern 
ſelbſtaͤndig ausgeübt werden können. Werden aber gleichwohl 
dieſe Individualrechte von den mehreren Teilhabern gemein⸗ 
ſchaftlich in einer Klage geltend gemacht, ſo iſt die dadurch 
begründete Streitgenoſſenſchaft inſofern eine notwendige, als es 
ſich allen Streitgenoſſen gegenüber um ein identiſches Rechts⸗ 
verhältnis handelt, das nicht innerhalb desſelben Prozeſſes ver⸗ 
ſchieden beurteilt werden kann; es liegt alſo ein Fall der erſten 
Alternative des § 62 ZPD. vor; vergl. Skonietzki⸗Gelpcke, 
Kommentar S. 148 Anm. 1 lit. a. Dagegen geht der Be⸗ 
rufungsrichter bei ſeiner weiteren Annahme, daß zufolge der 
notwendigen Streitgenoſſenſchaft die Berufung mit Rückſicht auf 
863 ZPO. nur unter gleichzeitiger Zuladung der Ehefrau Sch. 
hätte wirkſam eingelegt werden können und daß eine ſolche Zu⸗ 
ladung formgültig nicht erfolgt ſei, in mehrfacher Hinſicht von 
rechtsirrigen Anſchauungen aus und iſt der inſoweit von der 
Revifion erhobene Angriff begründet, daher das Berufungsurteil 
aufzuheben und die Sache gemäß 8 565 Abſ. 1 ZPO. in die 
Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. Durch die bloße Anzeige 
des Rechtsanwalts L., daß er die Ehefrau Sch. — eine Mit- 
klägerin — fernerhin nicht mehr vertrete, hörte deſſen Ver⸗ 
tretungsmacht nicht auf; dazu hätte es nach & 87 Abſ. 1 390. 
noch der ferneren Anzeige von der Beſtellung eines anderen 
Anwalts bedurft. In Ermangelung einer ſolchen anderweiten 
Anwalts beſtellung blieb der Rechtsanwalt L. nach wie vor 
Prozeßvertreter auch in bezug auf die Ehefrau Sch. Es war 
daher für die letztere das Urteil erſter Inſtanz gemäß § 176 
ZPO. ihm zuzuſtellen und es begann mit dieſer Zuſtellung der 
Ehefrau Sch. gegenüber der Lauf der Berufungsfriſt. Die 
demnächſt innerhalb der Friſt bewirkte Berufungseinlegung iſt 
zwar nach der in dem Berufungsſchriftſatz enthaltenen ausdrück⸗ 
lichen Erklärung nur namens Mitkläger, der Eheleute J., er⸗ 


folgt. Sie wirkte aber, da für die Ehefrau Sch. der Friſt⸗ 


ablauf ebenfalls eröffnet war, nach dem Vertretungs prinzip des 
§ 62 30. zugleich auch zugunſten dieſer Streitgenoſſin, ſodaß 
auch ihr gegenüber durch die Zuſtellung des Berufungsſchrift⸗ 
ſatzes das Verfahren in der Berufungsinſtanz anhängig wurde. 
Darauf, ob fie zugleich zu dem Verhandlungstermin gehörig 
zugeladen worden war, kam es dabei nicht weiter an. Aller- 
dings ſchreibt § 63 3PO. vor, daß ein Streitgenoſſe, wenn 
er den Gegner zu einem Termine ladet, auch die übrigen 
Streitgenoſſen zu laden hat und dieſe Beſtimmung gilt nicht 
bloß für die gewöhnliche, ſondern auch für die notwendige 
Streitgenoſſenſchaft. Aber ein Verſtoß hiergegen, wenn er in 
der Rechtsmittelinſtanz begangen wird, zieht nicht den Verluft 
des eingelegten Rechtsmittels nach ſich, ſondern hat nur zur 
Folge, daß in dem Termine über das Rechtsmittel nicht ſachlich 
verhandelt werden kann, alſo eine Verlegung des Termins, 
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eventuell mit den in $ 95 ZPD. und 8 48 GKG. vorgeſehenen 
Koſtennachteilen für den Streitgenoſſen, der die Zuladung unter⸗ 
laſſen hat, erforderlich wird. Weil ſich die Berufungskläger 
damit begnügt hatten, mittels Schriftſatzes vom 3. Mai 1904 
dem Rechtsanwalt L. „als früheren Prozeßbevollmächtigten der 
Ehefrau Sch.“ den anberaumten neuen Verhandlungstermin 
anzuzeigen, hat der Berufungsrichter, weil er hierin keine ge- 
hoͤrige Ladung fand, die Verwerfung des eingelegten Rechts⸗ 
mittels ausgeſprochen. Er ſcheint alſo von der Auffaſſung aus⸗ 
gegangen zu ſein, daß es in Fällen, in denen der Streitgenoſſe 
fi) weigert, feiner Verpflichtung aus 3 63 380. nachzu⸗ 
kommen, ein Mittel geben müſſe, trotz dieſes Widerſtandes den 
Prozeß zur Beendigung zu bringen, und daß, da eine ſachliche 
Entſcheidung ohne Beteiligung des nicht geladenen Streit⸗ 
genoſſen unmöglich ſei, das Mittel nur darin beſtehen könne, 
die ungehorſame Partei der von ihr eingelegten Berufung für 
verluſtig zu erklären. Für die Zuläſſigkeit eines ſolchen Ver⸗ 
fahrens fehlt es indeſſen an jedem Anhalt im Geſetz. Der 
Richter darf prozeſſuale Rechtsnachteile über eine Partei wegen 
Ungehorſams nur inſoweit verhängen, als das Geſetz ihn hierzu 
ausdrücklich ermächtigt, und eine Beſtimmung, wonach für den 
dem 8 63 ZPD. zuwiderhandelnden Streitgenoſſen als Strafe 
der Verluſt ſeines Klagerechts oder des von ihm eingelegten 
Rechtsmittels eintritt, enthält die ZPO. nicht. Es kann auch 
hierbei nicht etwa die Ausfüllung einer im Geſetze vorhandenen 
Lücke mittels Analogie in Frage kommen, da eine ſolche Lücke 
in Wirklichkeit gar nicht vorhanden iſt. Neben der durch § 63 
ZPO. dem Streitgenoſſen auferlegten Zuladungs pflicht beſteht 
das Ladungs recht des Gegners gemäß § 214 39 O. Der 
letztere hat darnach, falls er eine Vereitelung des Verhandlungs- 
termins durch unterbliebene Befolgung des § 63 ZPD. ver- 
hüten will, es jederzeit in der Hand, ſeinerſeits die zuzu⸗ 
ladende Partei zu laden und dadurch die für die ſachliche Ver⸗ 


handlung des Rechtsſtreits oder für ein etwaiges Verſäumnis⸗ 


verfahren erforderliche prozeſſuale Legitimation auf der Gegen⸗ 
ſeite herzuſtellen. Im vorliegenden Falle iſt aber der Be⸗ 
rufungsrichter weiterhin auch der Bedeutung des Schriftſatzes 
vom 3. Mai 1904 nicht gerecht geworden. Wenn er den 
Berufungsklägern in dem auf Grund der Verhandlung vom 
2. März 1904 ergangenen Beſchluſſe anheimgab, die Ehefrau 
Sch. perſönlich zuzuladen, fo war dieſe Auflage eine rechts⸗ 
irrige. Denn, wie bereits oben bemerkt, dauerte die Vertretungs⸗ 
macht des Rechtsanwalts L. trotz deſſen Mandatniederlegung 
fort und war daher die Zuladung an ihn, nicht an die Partei 
ſelbſt zu richten. Der klägeriſche Anwalt der Berufungsinſtanz 
handelte daher durchaus richtig, wenn er entgegen der ihm ge⸗ 
wordenen richterlichen Weiſung, dem Schriftſatze die erſterwähnte 
Adreſſe gab. Nun vermißt freilich der Berufungsrichter in dem 
Schriftſatze auch ſachlich die Erforderniſſe einer gehörigen 
Ladung, da darin eine bloße Anzeige des anſtehenden Termins, 
nicht aber die zum Begriff der Ladung gehörende Aufforderung, 
in dem anſtehenden Termine zu erſcheinen, enthalten ſei. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Wie der Gebrauch des Wortes 
„Ladung“ nicht ſakroſankt iſt, fo braucht auch die Aufforderung 
zur Wahrnehmung des Termins, zu dem geladen wird, nicht 
als ſolche ausdrücklich ausgeſprochen zu werden; es genügt, 
wenn fie ſich aus dem Zuſammenhange des übrigen Schriftiag- 
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Inhalts und aus den Umſtänden, unter denen letzterer zugeftellt 
wird, mit hinreichender Deutlichkeit ergibt. Im vorliegenden 
Falle konnte der Empfänger des Schriftſatzes, ein rechtskundiger 
Anwalt, nicht im Zweifel darüber ſein, daß er durch die ihm 
gewordene Mitteilung von dem anſtehenden Termine zu dem 
Berufungsverfahren zugezogen werden ſollte, damit dadurch 
den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen entiprechenb der 
Fortgang des Prozeſſes ermöglicht werde. Der ausdrücklichen 
Hervorhebung, daß die Partei im Termine erſcheinen müfle, be 
durfte es dabei um fo weniger, als eine ſolche Erſcheinungt⸗ 
pflicht im ſtrengen Rechtsfinne gar nicht beſtand; blieb die zu- 
geladene Partei aus, fo wurde fie gemäß § 62 ZPO. durch 
den nicht fäumigen Streitgenoſſen im Termine vertreten. 
J. 0. Sch., U. v. 15. März 05, 416/04 V. — Göln. 

23. § 307 in Verbindung mit 8 99 Abſ. 2 3p O. Zu⸗ 
läſſigkeit der Anfechtung des Koſtenurteils bei einem Anerkenntnis ⸗ 
urteil, welches mangels Antrages hätte nicht erlaſſen werden 
ſollen, aber erlaſſen iſt.] 

Beklagter hat den von der Klägerin im gegenwärtigen 
Prozeß erhobenen, auf Bewilligung der Löſchung einer Vor⸗ 
merkung gerichteten Anſpruch zwar bei der erſten mündlichen 
Verhandlung anerkannt, aber nicht in deren Beginn, ſondern 
erſt nachdem er vorher die Klageabweiſung beantragt, dieſen 
Antrag auch begründet und Klägerin auf ihn repliziert hatte. 
Daraufhin hat das Gericht gegen den Beklagten ein Anerkenntnis⸗ 
urteil aus $ 307 ZPO. erlaſſen und die Koſten auf Grund 
des 8 93 ZPO. der Klägerin auferlegt. Die hiergegen von 
der Klägerin eingelegte Berufung, mit der lediglich die Ent- 
ſcheidung des Koſtenpunktes angefochten wurde, iſt vom Be⸗ 
rufungsgericht als unzuläſſig verworfen worden, weil das erlafſene 
Anerkenntnis urteil mangels eines darauf gerichteten Antrages der 
Klägerin zu Unrecht ergangen ſei. Das RG. hob auf. Richtig 
iſt die Annahme des Berufungsrichters, daß, da ein Antrag, 
den Beklagten ſeinem Anerkenntuis gemäß zu verurteilen, nicht 
geſtellt war, ein ſolcher Antrag aber — der nicht durch den 
vor Abgabe des Anerkenntniſſes geſtellten Klageantrag erſetzt 
wird — eine notwendige Vorausſetzung für die Anwendung des 
§ 307 ZPD. bildet, das Anerkenntnisurteil erſter Inſtanz nicht 
hätte erlaſſen werden ſollen. Eine andere Frage jedoch iſt, ob, 
nachdem der Erlaß des Urteils, wenngleich prozeßordnungswidrig, 
tatſächlich ſtattgefunden hatte, jener Umſtand von Einfluß auf 
den Rechtsmittelzug in Anſehung des Koſtenpunktes war. Dies 
iſt zu verneinen. § 99 Abſ. 2 ZPO. verlangt weiter nichts, 
als daß die Verurteilung zur Hauptſache auf Grund eines 
Anerkenntniſſes ausgeſprochen iſt. Das wird man freilich 
nicht dahin verſtehen dürfen, daß es genüge, wenn ſich das 
Urteil im allgemeinen auf ein abgegebenes Anerkenntnis ftügt, 
mag dieſes ſich nur irgendwie aus den Entſcheidungsgründen 
ergeben. Vielmehr iſt an der in der Rechtſprechung und Literatur 
wohl ausnahnslos vertretenen Anſicht feſtzuhalten, daß die zitierte 
Geſetzesvorſchrift nur ſolche Urteile im Auge hat, die fich als 
Anerkenntnisurteile im Sinne des §8 307 ZPD. darſtellen. 
Dagegen iſt es, wenn ein ſolches Anerkenntnisurteil vorliegt, 
gleichgültig, ob es mit Recht oder Unrecht erlaſſen iſt. Die 
Annahme, daß in letzterem Falle die Anfechtung der Koften 
entſcheidung des Anerkenntnisurteils nur zugelaſſen werden dürfe, 
wenn gleichzeitig letzteres auch in der Hauptſache wegen des ibm 
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anhaftenden Mangels angefochten wird, würde eine Einſchränkung 
in das Geſetz hineintragen, von der dieſes ſelbſt ſeinem Wort⸗ 
laut nach nichts enthält. Überdies ſpricht gegen eine ſolche 
Auslegung die Analogie der Fälle, in denen Zwiſchenurteile über 
prozeßhindernde Einreden auf Grund des § 275 3p O. oder 
Vorabentſcheidungen über den Grund des Klageanſpruchs gemäß 
§ 304 ZPO. erlaſſen worden find, obwohl die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen hierfür nicht vorlagen. Bezüglich dieſer Fälle hat 
das RG. in feſtſtehender Rechtſprechung angenommen, daß für 
die Eröffnung des Rechtsmittelzuges lediglich entſcheidend iſt, ob 
das Gericht den Willen gehabt hat, ein Urteil der erwähnten 
Art zu erlaſſen, und daß bei Bejahung der Frage der prozeß⸗ 
ordnungswidrige Urteilserlaß nicht die Einlegung des Rechts- 
mittels hindert, ſondern nur dazu führen kann, daß infolge des 
eingelegten Rechtsmittels das Urtel wegen der Prozeßordnungs⸗ 
widrigkeit aufgehoben wird; vergl. Skonietzki in Gruchots Beitr. 
45, S. 592, 593, 596, 597. Im vorliegenden Falle ergibt ſich 
aus den Entſcheidungsgründen des landgerichtlichen Urteils, ins⸗ 
beſondere aus der darin enthaltenen Bezugnahme auf 8 708 
Ziffer 1 3PO. unzweideutig, daß das Gericht das von dem 
Beklagten abgegebene Anerkenntnis nicht elwa bloß als einen 
Beweisgrund für das Beſtehen des Klageanſpruchs hat be⸗ 
handeln wollen, ſondern daß ſeine Abſicht dahin gegangen iſt, 
das Urteil gemäß 8 307 ZPD. zu erlaſſen. Danach war 
Klägerin befugt, die Anfechtung des Urteils auf den Koſten⸗ 
punkt zu beſchränken, und unterlag das von der gegenteiligen 
Annahme ausgehende Berufungsurteil der Aufhebung nach 
$ 565 39O. E. c. P., U. v. 23. März 05, 433/04 V. — 
Braunſchweig. 

24. Auslegung einer Urkunde in der Reviſionsinſtanz.] 

Der Senat vermochte der Auslegung, welche das OG. 
der Bürgſchaftsurkunde zuteil werden läßt, nicht zu folgen. In 
derſelben erklärt B., daß er der Reichsbankſtelle gegenüber für 
den Eingang aller Wechſel, welche von S. bei der Reichsbank⸗ 
ſtelle diskontiert worden find reſpektive fernerhin noch diskontiert 
werden, die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft bis zum Betrage von 
100 000 Mark übernehme. Das OLG. erblickt hierin eine 
Bürgſchaftsübernahme nicht nur für S., ſondern für alle die⸗ 
jenigen, welche aus den von genannter Firma bei der Reichs⸗ 
bankſtelle diskontierten Wechſeln der letzteren wechſelrechtlich ver⸗ 
pflichtet wurden. Für eine ſolche ganz ungewöhnliche Ver⸗ 
pflichtung ſpricht weder der Wortlaut der Urkunde, noch kann 
dieſelbe aus anderen Umſtänden gefolgert werden. Es iſt weder 
anzunehmen, daß ſich B. für eine unbeſchränkte Zahl ihm noch 
unbekannter Perſonen verbürgen wollte, noch daß die Reichs. 
bankſtelle ihm eine derartige exorbitante Zumutung gemacht hat. 
F. c. B., U. v. 1. März 05, 491/04 I. — Hamburg. 

25. 58 567, 568 3p O. Zurückweiſung einer Beſchwerde 
wegen Verſagung des Armenrechts bei einem Prozeßkoſtenſtreit 
im Falle Fehlens der Beſchwerdeſumme.] 

Die Beklagten beabſichtigen, wegen des Abſtrichs von 
21 Mark 56 Pfennig Koſten gegen den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß ſofortige Beſchwerde einzulegen und haben zu dieſem 
Zweck die Bewilligung des Armenrechts nachgeſucht. Ihr Geſuch 
iſt zurückgewieſen worden und die eingelegte Beſchwerde wurde 
nicht für zuläffig erachtet. Die durch die Zivilprozeßnovelle 
neu eingefügten Vorſchriften der 88 567 Abſ. 2, 568 Abi. 3, 
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4 3PO., wonach eine weitere Beſchwerde an das RG. gegen 
Entſcheidungen der OL G., die ihrerſeits bereits auf weitere 
Beſchwerde ergangen find, überhaupt nicht, und eine Beſchwerde 
oder weitere Beſchwerde gegen oberlandesgerichtliche Entſcheidungen 
in Prozeßkoſtenſachen nur beim Vorhandenſein einer Beſchwerde⸗ 
ſumme von 100 Mark zuläſſig iſt, verfolgen nach Ausweis der 
Denkſchrift zum Entwurf der Zivilprozeßnovelle (Nr. 61 der 
Druckſachen des Reichstags, 9. Legislaturperiode V. Seſſion 
1897/98 S. 123) den Zweck, durch Fernhalten der bezeichneten 
Beſchwerden das RG. zu entlaſten. Eine Einſchränkung iſt 
hierbei nach dem Wortlaute des Geſetzes nicht gemacht. Darnach 
gilt der Grundſatz unterſchiedslos für alle Beſchwerden, gleich⸗ 
viel ob durch fie eine unmittelbar die Sache ſelbſt be- 
treffende Entſcheidung der Vorinſtanz angefochten wird oder 
eine Entſcheidung, mittels deren die Vorinſtanz das zum Zweck 
der Herbeiführung der Sachentſcheidung nachgeſuchte Armenrecht 
verweigert hat. Denn auch im letzteren Falle würde das RG. 
über die Beſchwerde nicht ohne Eingehen auf die Sache ſelbſt 
entſcheiden konnen, und eben dies ſoll nach dem Willen des 
Geſetzgebers ſchlechthin ausgeſchloſſen ſein. Der beſchließende 
Senat hat dieſen Grundſatz bereits früher in einem Falle zur 
Anwendung gebracht, in dem das Armenrecht zum Zweck der 
Einlegung einer weiteren Beſchwerde beim Os G. nachgeſucht 
und wegen Zurückweiſung dieſes Geſuchs Beſchwerde beim RG. 
eingelegt worden war, vergl. den Beſchluß vom 21. September 
1901 B 143/01 V. Die angegebenen Gründe rechtfertigen es, 
den Grundſatz auch auf ſolche Armenrechtsbeſchwerden auszu⸗ 
dehnen, bei denen es ſich um einen Prozeßkoſtenſtreit handelt, 
mit dem wegen Fehlens der Beſchwerdeſumme das RG. niemals 
befaßt werden kann. B. o. R., Bſchl. v. 8. März 05, B 67/05 V. 
— Stettin. 

26. 8 717 Abſ. 2 in Verbindung mit § 462 Abſ. 2 
ZPO. Zuläſſigkeit des Anſpruchs aus 5 717 im Verfahren 
auf Läuterung des Urteils. 

Die Revifion rügt, daß der Berufungsrichter auf den 
Antrag des Beklagten zu 1, den Kläger für den Fall der Eides⸗ 
verweigerung zugleich zur Rückerſtattung der Summe von 
8371 Mark 80 Pfennig nebſt Zinſen zu verurteilen, die der 
Kläger auf Grund des für vorläufig vollſtreckbar erklärten Ur⸗ 
teils erſter Inſtanz vom Beklagten zu 1 nach deſſen Behauptung 
hat beitreiben laſſen, nicht eingegangen if. Der Berufungs- 
richter begründet die Nichtberückſichtigung des Antrags damit, 
daß die erfolgte Beitreibung der Urteilsſumme nicht feſtſtehe. 
Daß dieſer Grund nicht geeignet iſt, die Ablehnung des Ein⸗ 
gehens auf den Antrag zu rechtfertigen, muß der Reviſion zu- 
gegeben werden. Einmal ſcheint nach Ausweis des Tatbeſtandes 
die Behauptung der Beitreibung von der Gegenſeite nicht be⸗ 
ſtritten worden zu fein, und ſodann war der Berufungsrichter, 
wenn er den bezeichneten Nachweis vermißte, gemäß § 139 
ZPO. verpflichtet, die Partei zur Nachbringung des Fehlenden 
aufzufordern. Gleichwohl konnte der gerügte Verſtoß zur Auf- 
hebung des Berufungsurteils nicht führen, da letzteres weiter- 
hin auf die für den Beklagten Emil M. beſtehende Möͤglich⸗ 
keit verweiſt, den Rückerſtattungsantrag unter Nachweis der Bei⸗ 
treibung bei der demnächſtigen Läuterung des Urteils zu wieder⸗ 
holen. Entgegen der von der Reviſion vertretenen Meinung 
muß dieſe Verweiſung für prozeſſual zuläffig angeſehen werden. 
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8 717 Abſ. 2 30D. läßt nach feiner gegenwärtigen, ihm 
durch die Zivilprozeßnovelle gegebenen Faſſung keinen Zweifel 
darüber, daß der Anſpruch auf Rückerſtattung des Beigetriebenen 
als ein dem Klaganſpruch gegenüber ſelbſtändiger Anſpruch be⸗ 
handelt wird, der an ſich in einen beſonderen Prozeß gehören 
würde und bezüglich deſſen das Geſetz der Partei im Intereſſe 
der Vermeidung einer Prozeßvervielfältigung nur das Recht 
gibt, ihn ſchon in dem anhängigen Rechtsſtreit geltend zu 
machen. Darnach kann er auch innerhalb folder Prozeßab⸗ 
ſchnitte, in denen, wie z. B. in der Reviſionsinſtanz und im 
Läuterungsverfahren, ſonſt für ein neues tatſächliches Vorbringen 
kein Raum iſt, unbedenklich dann erhoben werden, wenn er erſt 
nachträglich erwachſen iſt, ſeine Geltendmachung in einem 
früheren Stadium alfo nicht moglich war. Das Geſetz enthält 
indeſſen in dieſer Hinficht keine Einſchränkung; namentlich ver⸗ 
ſagt es der Partei das Recht der nachträglichen Anſpruchs⸗ 
erhebung nicht deshalb, weil ſie den Anſpruch ſchon früher hätte 
erheben können. Entſcheidend iſt vielmehr allein, ob der Pro⸗ 
zeß noch nicht in der Inſtanz beendigt iſt. Tritt aber, wie dies 
unzweifelhaft iſt, beim Erlaß eines bedingten Endurteils die 
Beendigung der Inſtanz nicht ſchon mit dieſem Urteil, ſondern 
erſt mit dem Erlaß des ſogenannten Läuterungsurteils aus 
8 462 Abſ. 2 ZPO. ein, fo folgt daraus die Möglichkeit, 
auch noch in dem Verhandlungstermine, auf Grund deſſen das 
Läuterungsurteil ergeht, Anträge aus § 717 Abſ. 2 39D. zu 
ſtellen. M. c. P., U. v. 18. März 05, 428/04 V. — Hamm. 

27. 558 866, 932 ZPD. Die Beſchränkung des § 866 
Abſ. 3 Satz 2 findet auch Anwendung auf die Arreſthypotheken 
nach § 932; ein Arreftgläubiger kann ſich mithin nur für 
Forderungen über 300 Mark an den Grundbefitz halten. 
Billigung der Anfiht der OLG. Berlin, Dresden, Colmar, 
Karlsruhe gegen Hamburg.] 

Wegen einer Forderung der offenen Handelsgeſellſchaft H. 
und Sch. an die Witwe J. von 242,05 Mark ſowie wegen der 
entſtandenen und noch entſtehenden Koſten iſt der dingliche 
Arreſt in Höhe von 300 Mark in das damals der Witwe J., 
jetzt dem Beſchwerdeführer gehörige Grundſtück Lübeck innere 
Stadt Blatt 2 707 (Untertrave Nr. 110) angeordnet und der 
Geldbetrag, durch deſſen Hinterlegung die Vollziehung des 
Arreſtes gehemmt und die Schuldnerin zum Antrag auf Auf⸗ 
hebung des vollzogenen Arreſtes berechtigt wird, auf 300 Mark 
angegeben worden. In Vollziehung des Arreſtes iſt für die 
offene Handelsgeſellſchaft H. und Sch. eine Sicherungshypothek 
in Höhe von 300 Mark eingetragen worden. Der Beſchwerde⸗ 
führer iſt der Anficht, daß die Arrefthypothek ebenſo wie die 
Zwan gshypolhek nach 8 866 Abſ. 3 S. 2 ZPD. nur für 
eine den Betrag von 300 Mark überſteigende Forderung ein⸗ 
getragen werden dürfe. Er beantragte beim Grundbuchamte, 
bei der Sicherungshypothek auf Grund des 8 54 GB. einen 
Widerſpruch von Amts wegen einzutragen. Das Grundbuch- 
amt lehnte den Antrag ab, weil die Beſchränkung des § 866 
Abi. 3 Satz 2 auf Arreſthypotheken nach §S 932 ZPO. keine 
Anwendung finde. Das vom Beſchwerdeführer angerufene LG. 
trat dem Grundbuchamte bei und wies die Beſchwerde zurück. 


Das Hanſeatiſche OL G., das mit der weiteren Beſchwerde ber 


faßt wurde, möchte den Vorinſtanzen beitreten, fieht ſich aber 
daran durch Entſcheidungen des KG. in Berlin und der OLG. 
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in Dresden, in Karlsruhe und in Colmar behindert. Es hat 
die weitere Beſchwerde unter Begründung feiner Rechtsauf⸗ 
faſſung dem RG. vorgelegt unter Bezugnahme auf $ 28 FGG. 
Dieſe Bezugnahme iſt nicht richtig, ſondern es kommt, wie in 
RG. Bd. 48 S. 242 ff. dargelegt iſt, der 8 79 Abſ. 2 EBD. 
zur Anwendung, der aber im weſentlichen mit jenem § 28 
übereinſtimmt. Die Beſchwerde iſt begründet und zwar iſt die 
Löſchung der Sicherungshypothek anzuordnen. Die Frage, ob 
die auf Freihaltung des Grundbuchs von geringfügigen Hypo⸗ 
theken gemünzte Beſtimmung des § 866 Abſ. 3 Satz 2 3D. 
auch auf die im § 932 daſelbſt geregelte Arreſthypothek An- 
wendung findet, iſt in der Literatur ſtreitig. Die Rechtſprechung 
der OLG. hat fie bisher bejaht. Dieſer Anſicht iſt entgegen 
der Rechtsauffaſſung des OLG. Hamburg beizutreten. (Wird 
näher begründet.) Hiernach geht die nachweisbare Tendenz des 
Geſetzes dahin, dem Grundbefitz und dem Grundbuche kleine 
Zwangshypotheken fernzuhalten. Ganz dieſelben Gründe treffen 
aber auch für die Beſchränkung der Arreſthypothek zu und da⸗ 
her iſt nicht anzunehmen und keinenfalls nachweisbar, daß der 
Geſetzgeber die Anwendung der beſchränkenden Beſtimmung des 
8 866 Abſ. 3 Satz 2 auf Arreſthypotheken habe ausſchließen 
wollen. Es fragt ſich aber, ob er, insbeſondere mit Rückſicht 
auf den Ausnahmecharakter dieſer Beſtimmung, die Anwendung 
ausdrücklich hätte vorſchreiben müſſen. Dieſe Frage iſt auf 
Grund des § 928 ZPD. auch dann zu verneinen, wenn der 
Geſetzgeber an die Beſtimmung bei der Arreſthypothek nicht ge- 
dacht hat, was übrigens aus dem bloßen Nichterwähnen bei 
den Beratungen nicht gefolgert werden kann. Die Beſtimmung 
des § 866 Abſ. 3 Satz 2 bezieht ſich auf die Zuläſſigkeit 
einer Vollſtreckungsmaßregel; fie findet nach § 928 auf die 
Vollziehung des Arreſtes entſprechende Anwendung, ſoweit 
nicht in den §§ 929 ff. abweichende Beſtimmungen enthalten 
find. In Betracht kommt in dieſer Beziehung nur der 8 932, 
der aber nur die Art, nicht die Zuläſſigkeit der Vollziehung 
regelt. Entſprechend iſt die Anwendung eines Geſetzes, ſo⸗ 
weit es auch für ein anderes Geſetz paßt, und für die Frage, 
ob dies der Fall iſt, kommen auch die geſetzgeberiſchen Gründe 
in Betracht. Dieſe ſind aber nach den Vorarbeiten zum Geſetz 
in beiden Fällen dieſelben. Der Arreſtgläubiger, deſſen Forde⸗ 
rung den Betrag von 300 Mark nicht überſteigt, kann fich frei ⸗ 
lich überhaupt an den Grundbeſitz ſeines Schuldners nicht 
halten, aber wegen ſolcher kleinen Forderungen ſoll der Grund- 
befitz auch nicht angegriffen werden. Auch daraus, daß im 
8 932 Abſ. 2 die SS 867, 868 bezogen find, kann ein 
triftiger Gegengrund nicht entnommen werden. Die Vollziehung 
des Arreſtes durch Eintragung einer Sicherungshypothek iſt, 
wie ſchon erwähnt wurde, nicht ganz ebenſo geregelt, wie die 
Zwangsvollſtreckung durch Eintragung einer ſolchen. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die Abweichung war eine Beſtimmung geboten, daß 
die Vorausſetzungen und Wirkungen beider Eintragungen im 
übrigen dieſelben find; dagegen fehlte es an einer dringenden 
Veranlafſung, die Vorausſetzung der Zuläſſigkeit der Bol. 
ziehung, die ſchon durch § 928 gedeckt war, durch Bezugnahme 
auf den § 866 Abſ. 3 Satz 2 zu wiederholen. Zu dieſen 
Gründen tritt noch der vom KG. in Berlin (RIA. 1, 20) 
hervorgehobene hinzu, daß es völlig ſyſtemwidrig ſein würde, 
wenn zur Sicherung der künftigen Vollſtreckung eines Urteils 
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durch Arreſt mehr verlangt werden könnte, als durch die Voll⸗ 
ſtreckung ſelbſt, und daß bei der gegneriſchen Anſicht die Be⸗ 
ſtimmung des $ 866 Abſ. 3 Satz 2 auf dem Umweg über 
den Arreſt umgangen werden könnte. Alle dieſe Gründe be⸗ 
ſtimmen das RG. die zur Entſcheidung geſtellte Frage zu be⸗ 
jahen. Danach hätte der Grundbuchrichter die Eintragung der 
Arreſthypothek ablehnen müſſen. Die Eintragung kennzeichnet 
ſich durch ihren Inhalt ſelbſt als unzuläſſig und hätte, ſobald 
der Grundbuchrichter darauf aufmerkſam gemacht wurde, was 
durch den Antrag des Beſchwerdeführers vom 10. Dezember 
1904 geſchehen iſt, von Amts wegen gelöfcht werden müſſen 
(GBD. § 54 Abi. 1 Satz 2). Freilich hat der Beſchwerde⸗ 
führer nicht die Löſchung, ſondern in der irrigen Annahme, daß 
der Fall des § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. vorliege, die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs beantragt; aber darauf kommt es 
nicht an, da die Löſchung von Amts wegen zu verfügen war. 
Das LG. hätte auf die Beſchwerde die Loͤſchung nach § 71 
Abſ. 2 Satz 2 GBO. anordnen müſſen. Da es dies nicht ge⸗ 
tan hat, mußte dieſe Anordnung nach 88 78, 79 Abſ. 3 auf 
die weitere Beſchwerde getroffen werden. Grundbuchſ. Lübeck 
Stadt Bd. 91 Bl. 2 707, Beſchl. v. 15. März 05, B 59/05 V. 
— Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

28. § 252 HGB. Abgabe von Stimmen für die eigene 
Wahl zum Mitgliede des Auffichtsrats. Ein ſolches Stimmen 
iſt bei dem einem Dritten gegenüber abgegebenen Verſprechen, 
eine Wahl nicht anzunehmen, in dem Verhältnis zur Aktien⸗ 
geſellſchaft kein Verſtoß gegen die guten Sitten.] 

Die Kläger fochten die Wahl von H. als Mitglied des 
Auffichtsrats der beklagten Aktiengeſellſchaft an, weil die Stimmen, 
die er für ſeine eigene Wahl abgegeben habe, ungültig ſeien, 
und die Kläger mit H. vereinbart hätten, daß er feine Auf- 
ſichtsratsſtelle niederlegen ſollte. Die Beklagte beantragte die 
Abweiſung der Klage. Die Kammer für Handelsſachen er⸗ 
klärte den Beſchluß der Generalverſammlung für nichtig. Es 
nahm an, daß die Wahl H.8 gegen § 252 Abſ. 3 HGB. ver 
ſtoße. Die Berufung wurde zurückgewieſen. Das RG. hob 
auf: Das Geſetz ſoll verletzt ſein, weil die Wiederwahl von H. 
in den Auffichtsrat gegen den § 252 Abſ. 2 HGB. verſtoße. 
Mit Recht hat das Os G. dieſen Angriff zurückgewieſen. Daß 
H. auch für die Aktien, bezüglich deren er nicht als Bevoll⸗ 
mächtigter der Eigentümer auftrat, das Stimmrecht im eigenen 
Namen ausüben durfte, iſt nicht zu bezweifeln (vergl. RG. 30, 51). 
Ebenſowenig hinderte ihn aber die Beſtimmung des 8 252 
Abs. 3 daran, die Stimmen der von ihm vertretenen Aktien für 
ſeine eigene Wahl abzugeben. Der Paragraph (ſoweit er hier 
in Betracht kommt) ſchreibt vor, daß bei einer Beſchlußfaſſung 
der Generalverſammlung, welche die Vornahme eines Rechts- 
geſchäfts mit einem Aktionär betrifft, dieſer hierbei kein Stimm⸗ 
recht haben und ein ſolches auch nicht für andere ausüben darf. 
Dieſe aus Art. 190 HGB. a. F. — abgeſehen von geringer 
Anderung der Faſſung — übernommene und im weſentlichen 
mit $ 34 GB., 8 43 Abſ. 3 GenG. und 8 47 Abſ. 4 
GmbHG. übereinſtimmende Vorſchrift beruht auf der Erwägung, 
daß von einem ſelbſt Beteiligten nicht erwartet werden könne, 
daß er das eigene Intereſſe dem Intereſſe der Geſellſchaft nach⸗ 
ſtelle. (Vergl. Begründung zum Geſetze betreffend die Kom⸗ 
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manditgeſellſchaften auf Aktien, Aktenſtücke des Reichstags 1884 
Nr. 21 S. 80.) Sie will die Gefährdung der Intereſſen der 
Geſellſchaft verhindern, und betrifft daher Beſchlüſſe, die Rechts⸗ 
geſchäfte mit einem Aktionär zum Gegenſtande haben, bei denen 
das Privatintereſſe des Aktionärs mit dem Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft zufammenftößt. Das wird meiſtens der Fall fein, wenn 
der Aktionär nicht als Mitglied, ſondern als dritter der Geſell⸗ 
ſchaft bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts gegenübertritt, dagegen 
regelmäßig nicht zutreffen, wenn der Aktionär in Betätigung 
des ihm nach der Satzung zuſtehenden Rechts zur Mitverwaltung 
der Geſellſchaft durch Ausübung des Stimmrechts in der 
Generalverſammlung bei einem Beſchluſſe mitwirkt, der fich auf 
feine eigene Wahl zum Mitgliede des Aufſichtsrats bezieht. 
Hierbei handelt es fich nicht um ein Rechtsgeſchäft mit einem 
Dritten im gewöhnlichen Sinne, ſondern um ein Geſchäft, wo⸗ 
durch ein Organ der Geſellſchaft gebildet oder in feiner Zu- 
ſammenſetzung ergänzt werden ſoll. Wäre von der Mitwirkung 
bei ſolchen die innere Ordnung der Geſellſchaft betreffenden 
Beſchlüſſen der Aktionär, deſſen eigene Wahl in Frage kommt, 
grundſätzlich ausgeſchloſſen, fo würde dies, da regelmäßig ein 
Widerſtreit der wechſelſeitigen Intereſſen nicht beſteht, eher zur 
Schädigung als zur Förderung des Gedeihens der Geſellſchaft 
führen und damit das Gegenteil von dem, was der $ 252 
Abſ. 3 HGB. bezweckt, erreicht werden. Das Os G. halt aber 
die Stimmabgabe von H. für ſeine eigene Wahl deshalb für 
geſetzwirdrig, weil derſelbe hierdurch dem § V des mit der 
Klägerin abgeſchloſſenen Vertrages und folgeweiſe unter den ob- 
waltenden Umſtänden die gute Sitte ſchwer verletzt habe. Dieſe 
Erwägung iſt rechtsirrtümlich. Die Tragweite des SV und 
die Beantwortung der Frage, ob der Bruch des Vertrages zu⸗ 
gleich als eine Verletzung der guten Sitten ſich kennzeichnet, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn es kommt nicht darauf an, 
wie die Stimmabgabe von H. für ſich ſelbſt der Klägerin 
gegenüber, ſondern wie ſie im Verhältnis zu der Beklagten zu 
beurteilen iſt. Dieſer gegenüber enthält fie aber an ſich keine 
Geſetzes verletzung und auch keine gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßende Handlung, und ſie empfängt dieſen Charakter im 
Verhältnis zu der Beklagten ebenſo wenig durch den Bruch 
des Vertrages, weil die Beklagte bei dem Vertrage 
nicht beteiligt if. E. o. D., U. v. 22. Febr. 05, 476/04 J. 
— Dresden. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

29. HaftpflG. verb. mit dem Preuß. Beamtenfürſorgegeſetz 
vom 18. Juni 1887. Anſpruch eines Steuerbeamten, der in einer 
Zuckerfabrik, in der er amtlich tätig war, verunglückt, gegenüber 
dem Betriebsunternehmer bezw. dem Staat. Übergang des An⸗ 
ſpruchs auf die Berufsgenoſſenſchaft.] 

Der Kläger war als Steuerbeamter in der Zuckerfabrik der 
Beklagten tätig. Um ſeinem dienſtlichen Auftrage, die Anzahl 
der aus dem Zuckerſpeicher in einen Waggon zu verladenden 
Säcke zu kontrollieren, zu entſprechen, hatte er ſich feiner Dienft- 
anweiſung gemäß in das Innere des Waggons begeben, in den 
die mit Zucker gefüllten Säcke mittels Karren über eine 5,85 
Meter lange Verladebrücke aus dem Speicher geſchafft wurden. 
Als er den Waggon verließ, fiel er auf die Erde. Der Kläger 
behauptet, durch den Sturz eine Erſchütterung ſeines Nerven⸗ 
ſyſtems erlitten zu haben, und nimmt gemäß § 2 Haftpfl®. 
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die Beklagte in Anſpruch, mit der Behauptung, daß der Boden⸗ 
meiſter J. und der Betriebsaſſiſtent P. für die ordnungsmäßige Be⸗ 
feſtigung der Ladebrücke Sorge zu tragen unterlaſſen haben. Die 
Klage iſt als Feſtſtellungsklage erhoben. Das LG. verurteilt; die 
Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf: In der Sache 
war die Reviſion der Beklagten für begründet zu erachten. 
Gegenüber dem Klageanſpruche hatte die Beklagte bereits in 
erſter Inſtanz geltend gemacht, daß der Kläger feine Anſprüche 
aus dem Unfalle nach Maßgabe des Fürſorgegeſetzes für Beamte 
infolge von Betriebsunfällen vom 2. Juni 1902 gegen den 
Staat geltend machen müſſe und nur nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes geltend machen könne. Das LG. hat den Einwand 
zuruͤckgewieſen, weil der Kläger als Betriebsbeamter der Steuer 
verwaltung nicht zu denjenigen unmittelbaren Staatsbeamten 
gehöre, die reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unterliegen. In 
zweiter Inſtanz iſt der Einwand ausdrücklich aufrecht erhalten, 
vom Berufungsgericht aber gar nicht gewürdigt worden. Der 
Reviſion iſt darin zuzuſtimmen, daß der erhobene Einwand für 
rechtserheblich zu erachten tft, und feine Abergehung in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil eine Rechtsverletzung enthält, die die Auf⸗ 
hebung des Urteils nach ſich ziehen muß, wenngleich die weit⸗ 
gehenden Folgen, die die Beklagte aus der ſtaatlichen Ver⸗ 
fiherung des Klägers für das Beſtehen des gegen fie geltend 
gemachten Anſpruches abzuleiten ſucht, abzulehnen find. Das 
LG., das den Einwand der Beklagten erörtert hat, hat ihn 
zurückgewieſen, weil der Kläger im Hinblick auf § 1 Ziffer 3 
Gew G. als Beamter der Steuerverwaltung nicht zu den 
fürſorgeberechtigten Beamten gehöre. Es iſt aber nicht zu⸗ 
treffend, daß nur die Beamten der in § 1 Ziffer 3 Gew. 
vom 5. Juli 1900 verzeichneten Staatsbetriebe den Geſetzen 
betreffend die Fürſorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen 
unterſtehen, vielmehr kommen insbeſondere auch die Betriebe der 
unter Ziffer 1 desſelben Paragraphen des genannten Geſetzes 
für die Beamtenverſicherung in Betracht, und die Frage kann 
im gegebenen Falle nur die ſein, ob als „Staatsbeamte, welche 
in reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unterliegenden Betrieben 
beſchäftigt find“ (§ 1 des Preußiſchen Beamtenfürſorgegeſetzes 
vom 18. Juni 1887 Geſetzſamml. S. 282; Art. 18 1 des 
gleichen Geſetzes vom 2. Juni 1902 Geſetzſamml. S. 153), 
auch ſolche anzuſehen find, die ohne in derartigen Betrieben an- 
geſtellt zu ſein, vermöge ihrer amtlichen Funktionen darin tätig 
und ihren Gefahren ausgeſetzt find. Denn der Kläger hat nicht 
als Beamter einer Zuckerfabrik den die Grundlage der Klage 
bildenden Unfall erlitten, ſondern in Ausübung ſeines Amtes 
als Steueraufſeher, in welcher Eigenſchaft er die Verladung des 
hergeſtellten Zuckers in der Zuckerfabrik im ſtaatlichen Intereſſe 
zu beauffichtigen hatte. Die aufgeworfene Frage war zu be⸗ 
jahen. Zur Anwendung kommt auf den vorliegenden Fall das 
Preußiſche Beamtenfürſorgegeſetz vom 18. Juni 1887, nicht 
das vom 2. Juni 1902, da der Klageunfall ſich vor deſſen Er⸗ 
laß ereignet hat. Gerade bei Verabſchiedung jenes Geſetzes iſt 
die hier zu entſcheidende Frage ausführlich erörtert worden. 
(Wird weiter ausgeführt.) Hiernach iſt der Kläger, der am 
Unfallstage im Betriebe der Zuckerfabrik der Beklagten als 
Steuerbeamter „beſchäftigt“ war, als fürſorgeberechtigt nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 18. Juni 1887 anzuſehen, und der 
von ihm in dieſer Fabrik im Dienſte erlittene Unfall als ein 
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Betriebsunfall im Sinne des Geſetzes zu erachten. Die Be⸗ 
klagte hat ſich auf die Verſicherung des Klägers durch das Für⸗ 
ſorgegeſetz, wie der Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteils zeigt, 
nur in dem Sinne berufen, daß durch die Verſicherung der An⸗ 
ſpruch des Klägers gegen die Beklagte ausgeſchloſſen ſei. Dieſe 
Annahme iſt irrig. Denn die Anwendung der Beſtimmungen 
in 88 95 bis 97 GewuG. vom 6. Juli 1884, 58 135 
bis 139 Gewu G. vom 5. Juli 1900, 88 8, 9, 10 Abſ. 1 
und 2 RFürſGeſ. vom 15. März 1886, 88 10, 11, 12 
Abſ. 1 und 2 RFürſGeſ. vom 18. Juni 1901, 55 8 und 9 
PrFürſGeſ. vom 18. Juni 1887 kommt im gegebenen Falle 
nicht in Frage. Der Kläger war in dem verſficherungs pflichtigen 
Betriebe einer Zuckerfabrik beſchäftigt, aber er war dort nicht 
als Arbeiter oder Betriebsbeamter der Zuckerfabrik, ſondern als 
Staatsbeamter beſchäftigt, und der Staat, nicht der Betriebs⸗ 
unternehmer der Zuckerfabrik hat ihn den Gefahren der letzteren 
ausgeſetzt. Das aber iſt der durchſchlagende Gedanke dieſer 
Beſtimmungen. Der Kläger befand ſich in derſelben Lage wie 
der Poſtſchaffner, der in dem Poſtwagen eines Eiſenbahnzuges 
ſeinem Dienſte obliegt. Die Fürſorge der Verſicherung tritt an 
die Stelle der Entſchädigungspflicht derjenigen Perſon, für deren 
Rechnung der Verletzte tätig war und in deren Intereſſe er die 
Gefahr zu beſtehen hatte. Deshalb ſoll nun, nachdem die Ver⸗ 
ſicherung dem Arbeiter und Beamten geboten iſt, ein weiter 
gehender Anſpruch gegen bieje Perſon und ihre Bevollmächtigten 
und Betriebsaufſeher ufw. nur mehr in beſchränkter Weiſe 
gegeben ſein (RG. 21, 51, 23, 51; 38, 90; 47, 54). Die⸗ 
jenige Perſon aber, für deren Rechnung der Kläger, als er den 
Unfall erlitt, tätig war und in deren Intereſſe er die Gefahr 
zu beſtehen hatte, war im gegebenen Falle der Preußiſche Staat, 
in deſſen Dienſte der Kläger ſtand und deſſen dienſtlichem Auf⸗ 
trage er bei der Beauffichtigung der Zuderverladung in der 
Fabrik der Beklagten nachkam. Gegen dieſen Staat hat 
hiernach der Kläger unter keinen Umſtänden über die Ber- 
ſicherung hinausgehende Anſprüche, mag auch ſeine Organe oder 
Betriebs beamten, die dem Kläger Weiſungen zu erteilen hatten, 
ein Verſchulden treffen. Der Betriebs unternehmer der Zucker 
fabrik ſteht ihm als Dritter im Sinne des & 98 des alten, 
§ 140 des neuen Gewu G., $ 10 Abſ. 3 des RFürſceſ. 
vom 15. März 1886 und § 10 des Fürſcgeſ. vom 18. Juni 
1887 gegenüber. Der Anſpruch des Klägers gegen die Be⸗ 
klagte iſt mithin unberührt geblieben — auf den ſcheinbar 
einſchränkenden Satz 1 des § 10, der konform iſt dem § 98 


des alten UVG., kommt es nicht an; der geſetzgeberiſche Ge⸗ 


danke iſt allein im 2. Satz ausgedrückt; vergl. RG. 24, 186 —; 
er iſt nur „in Hohe der dem Entſchädigungs berechtigten vom 
Staat zu zahlenden Beträge“ auf letzteren übergegangen. Nach 
der für die Unfallverficherungsgeſetze vom 5. Juli 1900 in dem 
Urteile vom 5. Januar 1905 in Sachen Zopec c. Rheiniſche 
landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft VI. 99/04 vom er- 
kennenden Senat angenommenen Auffaſſung findet dieſer Über- 
gang gleich nach der Entſtehung der Forderung des Beſchädigten 
in der Weiſe ſtatt, daß die Forderung zwar zunächſt in beffen 
Perſon zur Entſtehung gelangt, durch ſie hindurch aber ſofort, 
in dem die Entſtehung und der Übergang ſich zeitlich berühren, 
auf die Berufsgenoſſenſchaft, für den Rechtskreis der Fürſorge⸗ 
geſetze alſo auf den Staat übergeht. Der erkennende Senat 
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findet keinen Anſtand, dieſer Rechtsauffaſſung, entgegen der bis⸗ 
her für das Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 und 
deſſen Nachträge von verſchiedenen Senaten des RG. vertretenen 
Anficht, daß der Übergang des Anſpruches des Verletzten gegen 
den entſchädigungs pflichtigen Dritten auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft erft an die Rentenfeſtſtellung (RG. 24, 126; 28, 92, 
J. W. 1899 I. 747, Seufferts Archiv Bd. 54 Nr. 175), bei 
den auf Grund der Fürſorgegeſetze verſicherten Staatsbeamten 
in entſprechender Weiſe an die Zuerkennung der Penſion ſich 
knüpfe, nunmehr auch für das Preußiſche Beamtenfürſorgegeſetz 
vom 18. Juni 1887 zu folgen, da ein innerer Grund für eine 
abweichende Auslegung dieſes Geſeses nicht vorliegt, und er ſieht 
ſich hieran auch durch die die andere Rechtsanſicht vertretenden 
Entſcheidungen anderer Senate nicht gehindert, da keine der⸗ 
ſelben ſpeziell das Preußiſche Beamtenfürſorgegeſetz vom 18. Juni 
1887 zum Gegenſtande hat. Der entſchädigungspflichtige Dritte 
kann aber mit dieſer Einrede nicht erzielen, daß er von ſeiner 
Haftpflicht überhaupt befreit wird. Die Beſtimmungen über 
den Übergang der Schadenserſatzforderung des Verletzten auf 
die Berufsgenoſſenſchaft oder den Staat find zu deren Gunſten, 
nicht zugunſten des Dritten getroffen, und der Übergang hat 
zur Voraus ſetzung, daß der Rentenanſpruch oder die Fürſorge⸗ 
berechtigung des Beſchädigten verwirklicht wird. Wenn aus 
irgend einem Grunde, ſei es, daß ein Betriebsunfall im Sinne 
der Verſicherungs⸗ oder Fürſorgegeſetze nicht anerkannt wird, ſei 
es, weil der Verſicherte oder Fürſorgeberechtigte, ſoweit eine An- 
meldung des Unfalls ſeinerſeits erforderlich iſt, die für dieſe ge- 
ſetzte Friſt verſäumt hat (vergl. $ 72 Gew VG. vom 5. Juli 
1900, 5 6 Abf. 1 des Preuß. Fürſorgegeſetzes vom 18. Juni 
1887), der Veiſicherungs⸗ oder Fürſorgeanſpruch des Be⸗ 
ſchädigten ausgeſchaltet wird, tritt der letztere wieder in ſeine 
Gläubigerrechte gegen den Dritten ein. An der Erhebung der 
Klage gegen dieſen iſt der Verletzte durch den Übergang ſeines 
Anſpruches auf den Verſicherer an fi überhaupt nicht ge⸗ 
hindert; ſein Anſpruch bleibt einmal unberührt beſtehen, ſoweit 
er über den Umfang der auf Grund der Unfallverſicherungs⸗ 
oder Fürforgegejege ihm zukommenden Beträge hinausreicht; 
aber auch im übrigen wird die drohende Verjährung in der 
Regel — ſo beſonders bei Anſprüchen, die aus dem Reichshaft⸗ 
pflichtgeſetze hervorgehen — den Verletzten zur Anſtrengung der 
Klage gegen den Dritten nötigen; die Sachlage gibt ihm als 
den geeigneten Weg die Feſtſtellungsklage an die Hand; in 
dem auf dieſe ergehenden Urteile iſt die durch die Verſicherung 
oder Fürſorgeberechtigung bewirkte Einſchränkung des Anſpruchs 
auszuſprechen. Im vorliegenden Falle iſt eine Feſtſtellung, ob 
der Fürſorgeanſpruch des Klägers gegen den Staat entweder 
von Amts wegen auf Grund des § 6 Abi. 3, oder auf die An- 
meldung des Klägers gemäß § 6 Abſ. 1 des Beamtenfürſorge⸗ 
ſetzes vom 18. Juni 1887 zur Prüfung gebracht worden, und 
ob das Verfahren noch ſchwebt, oder welche Entſcheidung etwa 
darauf ergangen iſt, noch nicht getroffen; es fehlt mithin für 
eine eigene Entſcheidung des Revifionsgerichts nach § 565 
Abſ. 3 ZPO. an der erforderlichen Unterlage. AG. H. c. D., 
U. v. 2. März 05, 210/04 VI. — Breslau. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

30. 55 81, 20 GKG. in Verbindung mit 55 1333, 
1387, 1388 BOB. Ausſchluß der Haftung des Ehemannes 
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für einen von der Ehefrau geſchuldeten Gerichtskoſtenvorſchuß 
nach Nichtigerklärung der Ehe.] 

Die zwiſchen den Parteien am 17. Februar 1903 ge- 
ſchloſſenen Ehe wurde von dem Kläger — Ehemann — auf 
Grund des $ 1333 BGB. angefochten und in erſter Inſtanz 
unter Anwendung jener Beſtimmung für nichtig erklärt. Die 
von der Beklagten eingelegte Berufung ward durch Urteil vom 
25. März 1904 zurückgewieſen. Beklagte — Ehefrau — 
legte dann noch Reviſion ein, indeß wurde auch dies 
Rechtsmittel durch Urteil des IV. 3S. des RG. vom 7. Juli 
1904 zurückgewieſen unter Verurteilung der Beklagten in die 
Koſten. — Für die Reviſionsinſtanz war von der beklagten 
Ehefrau zunächſt ein Koſtenvorſchuß in Höhe von 66 Mark 
erfordert worden, nach Erlaß des Urteils wurden auch die 
ferneren Koſten mit noch 67 Mark 80 Pfg. von ihr erfordert. 
Beide Beträge wurden indes von der mit der Einziehung be⸗ 
faßten Gerichtskaſſe in M. wegen Armut der Koſtenſchuldnerin 
niedergeſchlagen. Nunmehr wurde von der Gerichts ſchreiberei 
des RG. der Kläger — Ehemann — wegen des früher von 
der Beklagten erforderten Vorſchuſſes in Höhe von 66 Mark 
als Zweitſchuldner in Anſpruch genommen, und zwar auf 
Grund der 88 81, 90 GKG. ſowie der 88 1387, 1388 BGB. 
Gegen den Anſatz dieſes, unter Nr. 10 600/04 zum Soll ge 
ſtellten Gebührenbetrages hat Kläger eine Erinnerung erhoben. 
Dieſelbe muß für begründet erachtet werden. Eingelegt war die 
Reviſion nicht von dem Kläger, ſondern von der Beklagten. 
Auf Grund des § 81 GKG. war deshalb an und für ſich 
lediglich die Beklagte zur Zahlung des in Rede ſtehenden Bor- 
ſchuſſes verpflichtet, dagegen konnte neben ihr der Kläger nur 
auf Grund des § 92 GͤKG., nämlich dann in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn er zufolge der Vorſchriften des bürger- 
lichen Rechts ebenfalls für jenen Betrag zu haften hätte. Letz⸗ 
teres iſt indes bei der gegenwärtigen Lage der Sache nicht der 
Fall. Die Frage, ob und inwieweit der Mann für die Koſten 
eines von der Frau geführten Prozeſſes Vorſchuß zu leiſten hat, 
richtet ſich ſeit Geltung des BGB. nach den Beſtimmungen über 
das eheliche Güterrecht. Für den hier vorliegenden Fall des 
geſetzlichen Güterſtandes hat als Regel zu gelten (vergl. RG. 
47, 72), daß der Ehemann für Rechtsſtreitigkeiten der Frau, 
wenn er ſelbſt ihr als Gegner gegenüberſteht, diejenigen Geld⸗ 
mittel, die zu einem ſachgemäßen Prozeßbetriebe erforderlich find, 
vorzuſchießen hat, ſofern es ſich nicht etwa um einen Rechtsſtreit 
handelt, deſſen Koſten dem Vorbehaltsgut unbedingt zur Laſt 
fallen, vielmehr Ungewißheit darüber beſteht, wer von den Ehe⸗ 
leuten die Koſten zu tragen haben werde. Im Hinblid auf 
dieſe Regel würde allerdings der Kläger verpflichtet geweſen ſein, 
auch den in Rede ſtehenden, von der Beklagten geſchuldeten Ge⸗ 
bührenvorſchuß zu bezahlen, und hätte hierfür gemäß 8 1388 
gehaftet. Kläger würde auch an ſich trotz der Verurteilung der 
Beklagten in die Koſten der Reviſionsinſtanz jenen Gebühren ⸗ 
vorſchuß zu zahlen haben, wenn er urſprünglich neben der letz⸗ 
teren verpflichtet geweſen wäre, und wenn nicht dieſe Verpflich⸗ 
tung inzwiſchen durch einen anderen Umſtand eine Anderung 
erfahren hätte. Letzteres aber iſt geſchehen. Durch das Urteil 
des RG. iſt endgültig entſchieden worden, daß die Anfechtung 
der Ehe durch den Kläger begründet ſei, und das hat zufolge 
§ 1343 Abſ. 1 BGB. die Bedeutung, daß die Ehe als von 
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Anfang an nichtig anzuſehen tft, und zwar fo, als ob fie niemals 
geſchloſſen worden wäre. Wird aber eine Che dergeſtalt als 
nichtig angeſehen, ſo werden Anſprüche Dritter, welche nur bei 
Gültigkeit der Ehe beſtehen können, von ſelbſt hinfällig. Hier⸗ 
von gilt zwar zufolge 8 1344 BGB. die Ausnahme, daß 
einem Dritten gegenüber Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm 
und einem der &hegaiten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder 
gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil aus 
der Nichtigkeit der Ehe nur hergeleitet werden können, wenn 
zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des 
Eintritts der Rechtshängigkeit die Ehe für nichtig erklärt oder 
die Nichtigkeit dem Dritten bekannt war. Allein dieſe Aus- 
nahme, welche dazu dient, die Regel zu beſtätigen, trifft im 
vorliegenden Falle nicht zu. Für den Kläger iſt eine Verhaftung 
für den ſtreitigen Vorſchuß nicht auf Grund eines mit ihm 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts, ſondern lediglich deshalb entſtanden, 
weil zu der Zeit, als Beklagte die Reviſton einlegte und dadurch 
ihre Verbindlichkeit zur Entrichtung des Vorſchuſſes zur Ent⸗ 
ſtehung gelangte, ſeine Ehe als gültige Ehe noch beſtand 
und er deshalb die hiermit gemäß § 1387 Ziffer 1 BGB. 
verbundenen Verpflichtungen zu tragen hatte. Jetzt iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß jene Ehe als niemals beſtanden zu gelten hat, und 
damit iſt auch die in Rede ſtehende Verpflichtung hinfällig ge⸗ 
worden. Es ſoll durchaus dahingeſtellt bleiben, ob ein Ehe⸗ 
mann, deſſen Ehe aus einem der in 88 1565 bis 1569 BGB. 
beſtimmten Gründe geſchieden wird, hierdurch ebenfalls Be⸗ 
freiung von der Verpflichtung zur Zahlung eines von ſeiner 
früheren Gattin geſchuldeten Vorſchuſſes erlangt; im vorliegenden 
Falle iſt der Eintritt einer ſolchen Befreiung anzuerkennen, weil 
Klägers Verpflichtung ihren Grund in der Tatſache hatte, daß 
er Ehemann war, und es jetzt ſo angeſehen werden muß, als 
ob eine Ehe zwiſchen ihm und der Beklagten niemals beſtanden 
habe. Beſchwerdeſ. J., Beſchl. v. 16. März 05, 251/04 IV. — 
Gerichtsſchreiberei des Reichsgerichts. 

Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz vom 
22. Juni 1889. 

31. 5 32. Kein Anſpruch des auf Rente Berechtigten gegen 
ſeinen Arbeitsherrn bei Nichtzahlung der Beiträge trotz deren 
Anrechnung. 
| Die Anwartſchaft des Klägers auf die Rente war mit dem 
31. Dezember 1899 erloſchen. Für dieſen Verluſt der Rente 
macht der Kläger die Beklagte verantwortlich, weil er in den 
genannten Jahren bei der Beklagten als Hobler in Arbeit ge⸗ 
ſtanden und dieſe verſehentlich, obwohl fie gemäß § 108 Sn- 
validitäts- und Altersverficherungsgeſetzes bei der Lohnzahlung 
die Hälfte der Beiträge in Abzug gebracht hatte, unterlaſſen 
hatte, ihn bei ſeinem Wiedereintritt bei ihr im Jahre 1896 bei 
der Polizeidirektion in Bremen, welche dort auf Grund des 
§ 112 ͤ des Invaliditäts. und Altersverſicherungsgeſetzes die 
Beiträge einzieht, anzumelden, wodurch die Nichteinziehung der 
Beiträge in den fraglichen Jahren herbeigeführt iſt. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter 
den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 


Das RG. hob auf und wies die Klage ab. In dem diesſeitigen 


Urteil vom 3. Mai 1904 (abgedruckt in RG. 58, 102) iſt be⸗ 
reits eingehend dargelegt, daß das Invaliditäts- und Alters⸗ 
verſicherungsgeſetz die den Arbeitgebern auferlegten Pflichten nicht 
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als privatrechtliche, ſondern als öffentlich- rechtliche konſtruiert, 
ſomit nicht zum geſetzlichen Inhalt des Dienſtvertrages gemacht 
hat, und kann daher, ſoweit das Berufungsgericht allgemein die 
Verpflichtung aus dem Dienſtvertrage herleitet, lediglich auf 
dieſe Ausführungen verwieſen werden. Soweit aber das Be⸗ 
rufungsgericht dieſe privatrechtliche Verpflichtung aus der Be 
ſonderheit des vorliegenden Falles folgert, weil in dem Lohnabzug 
die ſtillſchweigende Übernahme der Verpflichtung liege, überſteht 
das Berufungsgericht, daß jede vertragliche, auch die ſtillſchweigend 
übernommene Verpflichtung den Willen vorausſetzt, die Ver 
pflichtung übernehmen zu wollen. Dafür aber liegt nach der 
Sachlage nichts vor. Der Abzug beruht unmittelbar auf dem 
Geſetz; als Folge der Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtung 
gewährt das Geſetz die Berechtigung des Abzugs. Dafür, daß 
die Beklagte, indem ſie dieſes ihr vermeintlich (weil ſie der 
Meinung war, die Beiträge gezahlt zu haben) zuſtehende Recht 
ausübte, damit den Willen gehabt habe, ſich nunmehr vertraglich 
dem Arbeiter zu verpflichten, fehlt es an allem und jedem 
Anhalt. Auf ein vertragliches Verſchulden kann daher der An⸗ 
ſpruch nicht geſtützt werden. Was aber einen etwaigen außer 
kontraktlichen Schadensanſpruch anlangt, fo iſt dem Berufungs- 
gericht darin beizuſtimmen, daß nach dem hier maßgebenden 
gemeinen Recht ein ſolcher nicht konſtruiert werden kann, da 
ſowohl die actio legis Aquiliae, als die actio doli, die allein 
in Betracht kommen könnten, aus dem vom Berufungsgericht 
angegebenen Gründen verſagen, und der einzige vom Berufungs⸗ 
gericht offen gelaſſene Zweifel, ob etwa die actio doli deshalb 
auf den vorliegenden Fall angewandt werden könne, weil lata 
culpa dem dolus gleichſtehe, ſich dadurch erledigt, daß dieſer 
Satz für die actio doli nicht zutrifft. (Vergl. Windſcheid, 
Pandekten Bd. II 8 451 Note 2 und die dort Zitierten.) 
D. c. T., U. v. 7. März 05, 353/04 III. — Hamburg. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

32. 58 8, 10 Abſ. 1. Begriff der vollſtändigen Ent- 
ſchädigung. Berückfichtigung des individuellen Wertes für den 
Enteigneten, auch bezüglich des Erſatzlandes.] 

Der Berufungsrichter ſtellt an die Spitze ſeiner Ent- 
ſcheidungsgründe folgende Erwägungen: Dem Kläger gebühre 
für die Abtretung ſeines Grundeigentums der volle Wert des 
abgetretenen Grundſtücks; es ſei aber nicht anzuerkennen, daß 
dieſer Wert diejenigen Vorteile mit umfaſſe, die das enteignete 
Grundſtück für ihn nach feinen beſonderen Verhältniſfen ge 
währe. Ein Grundſtück habe nicht für den einen dieſen, für 
den anderen jenen Wert. Wenn der eine mittels der von ihm 
gewählten Benutzungs art mehr erwerbe, als der andere, ſo 
gründe ſich dieſer Erwerb nicht allein auf den Wert des 
Grundſtücks, ſondern zugleich auf die perſoͤnlichen Eigenſchaften 
des Beſitzers, die von der Enteignung nicht betroffen würden. 
Unrichtig ſei darum die Anſchauung, daß man den als Ent⸗ 
ſchädigung für die Enteignung zu gewährenden Wert eines 
Grundſtücks nach der Benutzungsart, alſo nach den ſubjektiven 
Verhältniſſen des Eigentümers zu bemeſſen habe; vielmehr ſei 
nur der objektive Wert zu entſchädigen, und es komme des⸗ 
halb der individuelle Wert nur inſoweit in Betracht, als er 
ſich für jedermann, als Eigentümer des Grundſtücks gedacht, 
aus dem Befitze und den Eigenſchaften des Grundſtücks ergeben 
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könne und beſtimmen laſſe. Dieſe Ausführungen, welche zum 
Teil mit der Rechtſprechung des RG. ſich in Widerſpruch ſetzen, 
beruhen inſoweit auf einer rechts irrtümlichen Auffaſſung des 
Begriffes des „vollen Wertes“ des enteigneten Gegenſtandes, 
der nach 8 8 Abſ. 1 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 
1874 in erſter Reihe zu vergüten iſt. Der genannte § 8 ent⸗ 
hält nur eine beſondere Anwendung des im 8 1 daſelbſt feſt⸗ 
geſtellten Grundſatzes, daß das Eigentum nur gegen vollſtändige 
Entſchädigung enteignet werden darf. Dieſe vollftändige 
Entſchädigung beſteht nicht nur in dem Werte, den die ent⸗ 
eignete Sache für jedermann hat, ſie umfaßt vielmehr auch alle 
diejenigen beſonderen Vorteile, welche die Sache zwar nicht für 
jedermann, aber doch gerade für den Enteigneten hat, d. h. 
ihren individuellen Wert. Zwar iſt dem Berufungsrichter darin 
beizutreten, daß bei der Feſtſetzung der Entſchädigung die per⸗ 
ſoͤnlichen Eigenſchaften und Fähigkeiten des Klägers völlig 
außer acht zu laſſen find, da ſie ihm nicht enteignet find, er ſie 
vielmehr auch nach der Enteignung in gleicher Weiſe wie früher 
ausnutzen kann. Dagegen find für die Beſtimmung des indi⸗ 
viduellen Wertes die beſonderen wirtſchaftlichen, insbeſondere 
auch die gewerblichen Verhältniſſe in Betracht zu ziehen, in 
denen ſich der Enteignete befindet. Die Vorteile, die das 
Grundſtück dem Enteigneten mit Rückſicht auf dieſe beſonderen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beſitzers gewährt hat, beruhen 
ebenfalls auf den für die Benutzungsfähigkeit des Grundſtücks 
maßgebenden dinglichen Eigenſchaften des Grundſtücks. Ihre 
Berückfichtigung ſtellt die Anwendung eines objektiven Maß⸗ 
ſtabes für die Bewertung inſofern dar, als dieſe beſonderen 
Vorteile, das iſt der individuelle Mehrwert, für jede Perſon 
ſich ergibt, die ſich in gleichen wirtſchaftlichen Verhältniſſen wie 
der Enteignete befindet, mögen ihre perſönlichen Eigenſchaften 
ſein, welche fie wollen. Im übrigen kann hinſichtlich der Ab⸗ 
grenzung und der Tragweite des Begriffes des zu entſchädigenden 
individuellen Werts hier des näheren auf die Grundſätze ver- 
wieſen werden, die in dem Urteile des V. 35. des RG. vom 
4. November 1893 (Bd. 32 S. 298) dargelegt und auch für 
die ſpätere Rechtſprechung maßgebend geblieben ſind. Der be⸗ 
zeichnete Rechtsirrtum des Berufungsrichters führt aber nicht 
zur Aufhebung des Berufungsurteils, denn dieſes beruht nicht 
auf dieſem Rechtsirrtum, vielmehr auf einer im Ergebniſſe zu 
billigenden Anwendung des im 5 10 des Enteignungsgeſetzes 
enthaltenen Rechtsgrundſatzes, inhalts deſſen die bisherige 
Benutzungsart des enteigneten Grundſtücks bei der Abſchätzung 
nur bis zu demjenigen Geldbetrage Berückſichtigung finden darf, 
der erforderlich iſt, damit der Eigentümer ein anderes Grundſtück 
in derſelben Weiſe und mit gleichem Erfolge benutzen kann. 
Dieſe Beftimmung beruht gerade auf dem Prinzip, daß dem 
Eigentümer in dem vollen Werte des enteigneten Grundſtücks 
auch ſein Intereſſe, aber freilich nicht mehr als ſein Intereſſe, 
verzütet werden ſoll. Zwar fällt auch bei dieſem Punkte dem 
Berufungsrichter ein rechtlicher Verſtoß inſofern zur Laſt, als er 
annimmt, das Geſetz gehe vom Vorhandenſein von Erſatzland 
aus, und es liege deshalb dem enteigneten Kläger der Beweis 
ob, daß im vorliegenden Falle Erſatzland zu beſtimmten Preiſen 
nicht vorhanden geweſen ſei. Denn regelmäßig iſt die Frage, 
ob im einzelnen Falle die durch die Beſtimmung des § 10 
Abſ. 1 nach oben hin gezogene Schranke für die Höhe der 
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Entſchädigung gegeben ſei, von Amts wegen zu unterſuchen 
(RG. 45, 253 und JW. 158 Ziffer 38). Der Fehler des 
Berufungsrichters iſt aber dadurch geheilt, daß er auf Grund 
der ſtattgehabten Beweisaufnahme in nicht zu beanſtandender 
MWeife, ohne Rüdfiht auf die Beweislaſt der einen oder der 
anderen Partei, feſtſtellt, es ſeien nicht mehr als 20 Mark für 
den Ar des enteigneten Landes erforderlich, damit der Kläger 
ein anderes Grundſtück in derſelben Weiſe und mit dem gleichen 
Erfolge wie das enteignete benutzen könne. Dieſe Feſtſtellung 
trägt die Entſcheidung des Berufungsrichters. B. o. Preuß. 
Staatsfiskus, U. v. 7. März 05, 362/04 VII. — Königsberg. 

III. Das Franzöſiſche Recht. Das Badiſche Landrecht. 

Code civil und Badiſches Landrecht. 

33. Landrechtsſatz 883 in Verbindung mit 88 173, 181 
Abſ. 1 EG. z. BGB. — Anwendung des CG. z. BGB. auf 
das Miteigentum des Badiſchen Landrechts; Wegfall des Land⸗ 
rechtsſatzes 883 bei unter altem Recht begründeten „Teil⸗ 
hypotheken“.] 

Es war zu den zwei Fragen Stellung zu nehmen, einmal 
ob auf das Miteigentum des Badiſchen Landrechts Art. 173 
und 181 Abſ. 1, nicht Art. 181 Abſ. 2 CG. z. BGB. 
Anwendung finde und ſodann ob auch bei Bejahung dieſer 
Frage nicht Art. 184 a. a. O. dem Wegfalle des Landrechts⸗ 
ſatzes 883 in bezug auf die unter der Herrſchaft des alten 
Rechts begründeten „Teilhypotheken“ entgegenſtehe. Der Senat 
billigt zunächſt für den Code civil und das Badiſche Land⸗ 
recht die rechtliche Auffaſſung, daß das durch eine Gemeinſchaft 
zu Bruchteilen an einem beſtimmten Grundſtücke begründete 
Miteigentum eine Mitberechtigung der mehreren Eigentümer 
zum ideellen Anteile an dem Grundſtücke (condominium pro 
indiviso) begründe und daß darnach ein Miteigentum nach 
Bruchteilen im Prinzipe anzunehmen ſei. Allerdings iſt dieſes 
Miteigentum nach Bruchteilen beſchränkt durch die Vorſchrift 
des Landrechtsſatzes (Art.) 883; dieſe Beſchränkung vermag 
indeſſen die Anwendung des Art. 181 Abſ. 2 CG. z. BGB. 
und den Ausſchluß der Art. 173 und 181 Abſ. 1 a. a. O. 
ſchon um deswillen nicht zu rechtfertigen weil nach dem Zu⸗ 
ſammenhange des Art. 173 mit Art. 181 Abſ. 2 — vergl. 
auch Prot. der II. Kommiſſion Bd. 6 S. 517 — durch die 
letztere Vorſchrift nicht ſolche das Miteigentum allgemein be⸗ 
treffende Voiſchriften des bisherigen Rechtes aufrecht erhalten 
wurden, durch die das im Prinzipe bereits anerkannte Mit⸗ 
eigentum nach Bruchteilen in größerem oder geringerem Maße 
beſchränkt und nach einzelnen Richtungen als Geſamteigentum 
behandelt war. Darnach findet auf das Miteigentum des 
Code civil und des Badiſchen Landrechtes Art. 173 und 181 
Abſ. 1 a. a. O. Anwendung und bleibt ſeit dem Inkrafttreten 
des BGB. für eine Anwendung des Landrechtsſatzes (Art.) 883 
kein Raum. — Damit iſt der ganz anderen Frage, wie ſich die 
Eigentums verhältniſſe an nach altem Rechte zu beurteilenden, 
unter der Herrſchaft des alten Rechtes aufgelöjten und noch 
nicht geteilten Gütergemeinſchaften und an unter der Herrſchaft 
des alten Rechtes begründeten Erbgemeinſchaften des Code civil 
und des Badiſchen Landrechts mit dem Inkrafttreten des BGB. 
geſtalteten, nicht vorgegriffen. Denn für dieſe Fälle kommen 
die Übergangsbeſtimmungen der Art. 200 und 213 des EG. 
z. BGB. in Betracht. Aus Art. 184 a. a. O. kann ferner 
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nicht abgeleitet werden, daß für Hypotheken, mit denen ein 
Grundſtück oder ein Bruchteil des Grundſtücks zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB. belaſtet iſt, die Vorſchriften des alten 
Rechts über den Inhalt des Eigentums maßgebend bleiben. 
Vielmehr iſt der Auffaſſung beizutreten, daß das alte Pfand- 
recht mit ſeinem aus den bisherigen Geſetzen ſich ergebenden 
Inhalte, ſoweit ſich nicht aus dem Art. 192 bis 195 ein 
anderes ergibt, das Eigentum mit dem Inhalte erfaßt, den es 
nach dem Inkrafttreten des BGB. hat. Landrechtsſatz (Art.) 8 83 
begründete aber nur eine Beſchränkung des Inhalts des 
Eigentums; nur infolge dieſer Beſchränkung des Eigen- 
tums hing die Wirkſamkeit der Teilhypothek von der Teilung 
ab. Mit dem Wegfall jener Beſchränkung wurde daher die 
Teilhypothek an dem nach neuem Rechte zu beurteilenden Mit ⸗ 
eigentum in dem Umfange wirkſam, in dem nach dem neuen 
Rechte eine Hypothek an dem Bruchteil eines Grundſtücks wirk⸗ 
ſam beſtellt werden kann. A. c. A., U. v. 21. März 05, 
307/04 II. — Karlsruhe. 


Sitzungspolizei und Rechtsanwalt. 


Wir entſprechen einem Erſuchen des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer zu Königsberg i. Pr. durch den Abdruck der nachſtehend 
auszugsweiſe mitgeteilten Aktenſtücke: 

In der Sitzung der 1. Zivilkammer des Königlichen Landgerichts 
Königsberg vom 29. Oktober 1903 ereignete ſich nach Verleſung 
der Anträge ſeitens der beteiligten Anwälte ein Vorgang, der zu 
Protokoll wie folgt feſtgeſtellt iſt: 

„Der Rechtsanwalt Dr. X., als Prozeßbevollmächtigter des 
Berufungsklägers begann darauf zu verhandeln, indem er den 
Tatbeſtand des erſtinſtanzlichen Urteils vortrug. 

Als er den Vortrag des Tatbeſtandes beinahe beendet hatte, 
erſchien ein Gerichtsdiener oder Schreiber im Sitzungsſaal und 
machte ihm eine Mitteilung. Er erklärte nunmehr, daß ſeine 
Anweſenheit an anderer Stelle erforderlich ſei und er mit 
Rückſicht hierauf die Verhandlung unterbrechen müſſe, aber in 
zehn Minuten wieder zur Stelle ſein würde. Er gab dem 
Gerichtshof anheim, unterdeſſen eine andere, bereits verhandelte 
Sache zu beraten und dem Gegenanwalt, auf ſeine Rückkehr 
zu warten. Als Rechtsanwalt Y. erklärte, er wolle nicht 
warten, erwiderte Rechtsanwalt Dr. X., er müſſe ihm dann 
überlaſſen, Verſäumnisurteil zu beantragen, er könne ihm 
einen ſolchen Antrag nicht verargen. 

Die Aufforderungen des Gerichts an Rechtsanwalt Dr. X., 
die begonnene Verhandlung ohne Unterbrechung zu Ende zu 
führen, blieben erfolglos, Rechtsanwalt Dr. X. erklärte, an 
der anderen Stelle unentbehrlich zu ſein, da ſonſt die Ver⸗ 

haftung ſeines Mandanten zu befürchten ſei. Eine Verhaftung 
ſeines Mandanten in ſeiner Abweſenheit ſei ihm ſchon einmal 
paſſiert. Er verließ den Sitzungsſaal mit den Worten: ‚Sch 
empfehle mich Ihnen, meine Herren.“ 

Der Rechtsanwalt P. erklärte, er verlange kein Verſäumnis⸗ 
urteil, ſtelle keine Anträge zur Sache und bitte um Anberaumung 
eines neuen Termines. Rechtsanwalt Y. entfernte ſich jetzt 
ebenfalls. 


Es wurde darauf, in Erwägung, daß der Rechtsanwalt 


Dr. X. durch ſeine Entfernung von einer bereits begonnenen 
mündlichen Verhandlung, die trotz Widerſpruchs des Gerichts 
nur aus Gründen erfolgte, die mit der verhandelten Sache in 
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feinem Zuſammenhange ſtanden und auch an ſich nicht gerecht 
fertigt waren, eine Nichtachtung gegenüber dem Gerichtshofe 
an den Tag gelegt und ſich dadurch einer Ungebühr in der 
Sitzung ſchuldig gemacht hat, in Gemäßheit des § 180 G8. 
beſchloſſen: 
gegen den Rechtsanwalt Dr. X. wird wegen Ungebühr vor 
Gericht eine Ordnungsſtrafe von 30 — dreißig — Mark 


feſtgeſetzt.“ 


Gegen den Beſchluß des Königlichen Landgerichts legte Rechts 
anwalt Dr. X. Beſchwerde ein und begründete dieſelbe wie folgt: 


in der er namentlich ausführt, daß ihm die Abſicht und 
das Bewußtſein, dem Gerichte eine Nichtachtung an den Tag 
zu legen, völlig ferngelegen habe, und daß es das Necht jeder 
Partei und jedes Anwalts ſei, die Verhandlung zu unter⸗ 
brechen, wenn es für angemeſſen und geboten erachtet wird. 
Das Gericht ſei gar nicht in der Lage zu beurteilen, ob dieſe 
Gründe gerechtfertigt ſeien oder nicht. 


Die Beſchwerde wurde durch Beſchluß des Königlichen Ober⸗ 
landesgerichts zu Königsberg i. Pr. vom 24. November 1903 
zurückgewieſen. In der Begründung heißt es: 


„Wenn der Beſchwerdeführer in ſeiner Beſchwerdeſchriſt 
hervorhebt, es ſei das Recht jeder Partei und jedes Anwalts, 
die Verhandlung zu unterbrechen, ſobald ſie es für ange⸗ 
meſſen und geboten erachteten, das Gericht ſei gar nicht in 
der Lage zu beurteilen, ob die Unterbrechung gerechtfertigt 
geweſen ſei, und mache ſich, wenn es das Verhalten des An⸗ 
walts beurteile, einer Überſchreitung feiner Befugniſſe 
ſchuldig, die den ganzen Anwaltsſtand gefährde und nicht 
energiſch genug zurückgewieſen werden könne, ſo zeugt dies 
von einer völligen Verkennung der Stellung, die die Parteien 
im allgemeinen und der Rechtsanwalt im beſonderen dem 
Gerichte gegenüber einnehmen. Das Gericht ift keine Maſchine, 
die von den Parteien nach Belieben in Bewegung geſetzt und 
nach Gutdünken wieder abgeſtellt werden kann, ſondern eine 
Behörde, die gegenüber den rechtſuchenden Parteien mit 
obrigkeitlicher Gewalt bekleidet iſt. Läßt ſich die Partei oder 
der ſie vertretende Anwalt vor dem Gericht in die Verhandlung 
ein, ſo ſind ſie der Sitzungspolizei des Vorſitzenden unter⸗ 
worfen, haben deſſen Anordnungen Folge zu leiſten und 
dürfen insbeſondere nicht, bevor das, was ſie vorzubringen 
haben, vorgetragen und die Verhandlung geſchloſſen iſt, ohne 
Zuſtimmung des Vorſitzenden das Sitzungszimmer verlaſſen. 
Im anderen Falle, wenn man den Parteien und Anwälten 
das Recht einräumen wollte, nach Belieben wegzugehen und 
wiederzukommen, könnte von einer geordneten Verhandlung 
überhaupt nicht die Rede ſein. 

Indeſſen verſteht es ſich von ſelbſt, daß nicht bloß in der 
Sache ſelbſt, ſondern auch in der Perſon des Anwalts Gründe 
eintreten können, die die Unterbrechung einer bereits be: 
gonnenen Verhandlung notwendig machen. Ein verſtändiger 
Vorſitzender wird ſolche Gründe, wenn ſie taktvoll vorgetragen 
werden und wirklich zwingend find, ohne Zweifel berüd: 
ſichtigen, die Entſcheidung ſteht aber allemal dem Vor⸗ 
ſitzenden zu. 

Handelt der Rechtsanwalt der Anordnung des Vorſitzenden 
zuwider, ſo macht er ſich des Ungehorſams ſchuldig, der bei 
ihm allerdings nicht, wie bei den Parteien, ſchon als ſolcher 
nach $ 178 GG., wohl aber nach § 180 a. a. D. dann der 
ſitzungspolizeilichen Strafgewalt unterliegt, wenn er ſich zur 
Ungebühr ſteigert. 

Dies war aber im vorliegenden Falle unbedenklich anzu⸗ 
nehmen. Denn es lag zunächſt kein Grund vor, der die 
Unterbrechung der Verhandlung hätte gerechtfertigt erſcheinen 


34. Jahrgang. 


laſſen können. Ein Anwalt, auch ein vielgeſuchter, darf nicht 
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Da die gegen den Beſchwerdeführer feſtgeſetzte Ordnungs⸗ 


mehr Sachen annehmen, als er in Perſon oder mit Hilfe von 
Vertretern zu erledigen imſtande iſt. Vertagt er Sachen oder 
vereitelt er in ſonſtiger Weiſe die Verhandlung, weil er dazu 


ſtrafe ſehr gering bemeſſen iſt, ſo konnte auch eine Straf⸗ 
ermäßigung nicht in Frage kommen.“ 
Die Ausführungen des Königlichen Oberlandesgerichts haben 


dem Vorſtande der Anwaltskammer Veranlaſſung gegeben, bei dem 
Herrn Juſtizminiſter mittelſt folgender Eingabe vom 10. Juni 1904 
vorſtellig zu werden: 


nicht imſtande iſt, ſo verletzt er dadurch in der weit über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle ſchon die Pflichten, die ihm 
gegenüber ſeinen Auftraggebern obliegen, denn dieſe haben 


Anſpruch darauf, daß die Sachen ohne Verzögerung in den 
feſtgeſetzten Terminen verhandelt werden. Auch wenn un⸗ 
erwartet eine Kolliſion mehrerer Sachen eintritt, wird der 
Anwalt nur dann entſchuldigt werden können, wenn er die 
Kolliſion nicht vorausſehen und keine Vorbeugungsmaßregeln 
treffen konnte. Im vorliegenden Falle hat der Beſchwerde⸗ 
führer die Kolliſion vorausgeſehen. Er hat aber nicht für 
eine eventuelle Vertretung, ſondern nur für eine Benachrichtigung 
Sorge getragen und dann die Verhandlung in der einen Sache 
vereitelt. Daß die andere Sache, die Privatklageſache, ſo 
überaus wichtig geweſen ſei, kann dem Beſchwerdeführer einmal 
nicht zugegeben werden. Denn da er vorausſah, daß die Ver⸗ 
handlung dieſer Sache in 10 Minuten beendet ſein werde, ſo 
muß er mit einem annehmbaren Vorſchlag zu dem Vergleiche, 
der dann auch tatſächlich abgeſchloſſen worden iſt, verſehen ge⸗ 
weſen ſein. Er konnte ſonach, wenn ein Aufſchub beim 
Schöffengericht nicht zu erzielen war, die Verhandlung ſehr 
wohl einem anderen Anwalt überlaſſen. Hielt er aber ſeine 
perſönliche Anweſenheit für unbedingt notwendig, dann durfte 
er ſich nicht in die Verhandlung vor der Berufungskammer 
einlaſſen, ſondern mußte hier für eine Vertretung ſorgen. 

Der Beſchwerdeführer war aber nicht bloß ſachlich im 
Unrecht, ſondern hat auch durch die Art ſeines Auftretens 
gefehlt. Er überſchätzt, wie ſchon ſeine Beſchwerdeſchrift 
ergibt, ſeine Perſon und Stellung und gelangt ſo zu einer 
Nichtachtung des Gerichts. Dieſer Nichtachtung hat er durch 
die Vorſchläge, die er dem Gericht machte, durch die Art, wie 
er ſie machte, und durch die Art und Weiſe des Abgangs 
Ausdruck gegeben. Er will zwar ſein Bedauern ausgeſprochen 
und um Entſchuldigung gebeten haben, der Vorſitzende aber 
hat davon nichts gehört. Vielmehr hat nach deſſen Auslaſſung 
der Beſchwerdeführer ohne weiteres ſeine Akten unter den 
Arm genommen und bereits halb zum Gehen gewendet mit 
dem Gericht verhandelt. Daß der Abſchied, den er dann 
nahm, Hohn geweſen ſei, leugnet zwar der Beſchwerdeführer, 
der Vorſitzende aber hat ihn, und zwar nach dem ganzen 
Zuſammenhange mit Recht, fo aufgefaßt. 

Nach der Art dieſes Auftretens kann auch kein Zweifel 
darüber obwalten, daß der Beſchwerdeführer ſich der Nicht⸗ 
achtung, die er dem Gericht entgegenbrachte, und damit der 
Ungebühr, bewußt war. Es kommt aber noch hinzu, daß die 
Anwälte vorher durch den Landgerichtspräſidenten auf das 
Ungehörige derartiger Unterbrechungen der gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen aufmerkſam gemacht worden waren und daß der 
Beſchwerdeführer dem bewußt zuwider gehandelt hat. 

In ſeiner Beſchwerdeſchrift hat der Beſchwerdeführer noch 
hervorgehoben, daß der Vorſitzende den Ausdruck gebraucht 
habe, das Gericht ſei nicht dazu da, „um Schindluder mit ſich 
ſpielen zu laſſen“. Dieſer tatſächlich gefallene, der Volks⸗ 
ſprache entlehnte Ausdruck war zwar formell anſtößig, ſachlich 
aber gerechtfertigt, da nach den Anſchauungen, denen der 
Beſchwerdeführer Geltung zu verſchaffen verſucht, das Gericht 
in der Tat zum Spielball in den Händen der Anwälte 
werden würde. Zur Entſchuldigung kann dieſer Ausdruck 
dem Beſchwerdeführer umſoweniger gereichen, als ſein Ver⸗ 
halten dadurch ohne Zweifel nicht beeinflußt worden iſt. 


„Euerer Exzellenz 
erlaubt ſich der unterzeichnete Anwaltskammer⸗Vorſtand nach⸗ 
ſtehende Vorſtellung gemäß § 50 NAD. vom 1. Juli 1878 
ganz gehorſamſt zu unterbreiten. 

Durch den abſchriftlich beiliegenden Beſchluß des Königlichen 
Landgerichts zu Königsberg vom 29. Oktober 1903 iſt gegen 
den Rechtsanwalt Dr. X. wegen „Ungebühr vor Gericht“ eine 
Ordnungsſtrafe von 30 Mark feſtgeſetzt, und die gegen dieſen 
Beſchluß von Dr. X. erhobene Beſchwerde iſt durch den eben⸗ 
falls in Abſchrift beigefügten Beſchluß des erſten Zivilſenats 
des Königlichen Oberlandesgerichts zu Königsberg vom 
24. November 1903 zurückgewieſen. 

Damit iſt dieſer konkrete Fall rechtskräftig erledigt. 

In der Begründung des Beſchluſſes vom 24. November 
1903 ſind jedoch ſeitens des Königlichen Oberlandesgerichts 
Grundſätze aufgeſtellt, denen entſchieden zu widerſprechen wir 
ſowohl im Intereſſe der Rechtspflege als des Anwaltsſtandes 
genötigt ſind. 

Das Königliche Oberlandesgericht führt aus, die ſitzungs⸗ 
polizeilichen Befugniſſe des Vorſitzenden gingen ſoweit, 

daß die Anwälte, bevor ſie das, was ſie vorzubringen 
haben, vorgetragen haben und die Verhandlung geſchloſſen 
iſt, ohne Zuſtimmung des Vorſitzenden das Sitzungs⸗ 
zimmer nicht verlaſſen dürfen. 

Dieſe Auffaſſung von dem Verhältniſſe zwiſchen Richter 
und Anwalt, die ſich zu der Außerung zuſpitzt, daß, wenn 
der Anwalt einer Anordnung des Vorſitzenden zuwiderhandelt, 
er ſich des Un gehorſams ſchuldig macht, ſtempelt den 
Richter zum Herrn, welcher zu befehlen, und den Anwalt 
zum Diener, welcher zu gehorchen hat, und beſchränkt den 
Anwalt, indem ihm das Verlaſſen des Terminszimmers ohne 
Genehmigung des Vorſitzenden verboten wird, in ſeiner 
perſönlichen Freiheit. 

Ferner verlangt das Oberlandesgericht, daß ein Anwalt 
nicht mehr Sachen übernehmen ſolle, als er ohne Kolliſion 
der einzelnen Sachen mit einander perſönlich oder mit Hilfe 
von Vertretern zu erledigen imſtande iſt. Eine ſolche 
Kolliſion kann ſchon eintreten, wenn ein Anwalt auch nur 
zwei Mandate übernommen hat, da bekanntlich die Termine 
ſich oft ſo ſehr verſchieben, daß Sachen, in denen die Termine 
zu ganz verſchiedenen Stunden angeſetzt ſind, dennoch kollidieren. 

Wenn das Königliche Oberlandesgericht hieran ferner eine 
längere Ausführung knüpft, in der es dem Anwalt vorwirft, 
daß er durch eine ſolche Kolliſion die ihm gegen ſeinen 
Auftraggeber obliegenden Pflichten verletze, ſo überſieht es, 
daß lediglich der Anwalt nach pflichtmäßigem Ermeſſen be⸗ 
urteilen kann, welcher Sache im Kolliſionsfalle er den Vorzug zu 
geben habe, auf die Gefahr hin, einem der Auftraggeber regreß⸗ 
pflichtig zu werden, und daß wegen etwaiger Verletzungen der dem 
Anwalt gegen ſeinen Auftraggeber obliegenden Pflichten nicht die 
Gerichte, ſondern die durch die Rechtsanwaltsordnung beſtimmten 
Inſtanzen: Anwaltskammervorſtand, Ehrengericht und Ehren⸗ 
gerichtshof als Aufſichts⸗ und Diſziplinarſtrafbehörden zu 
fungieren haben und eine ſolche Pflichtverletzung gegenüber 
den Mandanten nicht unter die nach § 180 des GG. 
zu rügende „Ungebühr in der Sitzung“ fallen würde. 


Indem Euerer Exzellenz wir dieſes zur Kenntnis bringen, 
bitten wir ganz gehorſamſt, in der Euerer Exzellenz geeignet 
ſcheinenden Weiſe die Rechtsanwaltſchaft gegen die in dem 
Beſchluſſe vom 24. November 1903 ausgeſprochenen Grund: 
ſätze, welche das Anſehen der Anwaltſchaft, eines für die 
Rechtspflege ſo wichtigen Faktors, zu untergraben geeignet 
ſind, hochgeneigteſt in Schutz nehmen zu wollen. 
Der Vorſtand der Anwaltskammer 
zu Königsberg i. Pr.“ 


Darauf iſt dem Vorſtande der nachſtehende Beſcheid des Herrn 
Juſtizminiſters geworden: 
„Der Juſtizminiſter. Berlin, den 3. September 1904. 
Auf die Vorſtellung vom 10. Juni d. Js. 

Ich verkenne nicht, daß die in der Vorſtellung hervorgehobene 
Ausführungen des Beſchluſſes des Oberlandesgerichts zu 
Königsberg i. Pr. vom 24. November v. Js. ihrem Wortlaute 
nach an einzelnen Stellen zu Bedenken Anlaß geben können. 
Nach der von dem Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten in 
Königsberg i. Pr. dem Beſchluſſe gegebenen Auslegung, von der 
vorausgeſetzt werden darf, daß ſie mit der Auffaſſung des 
erkennenden Senats übereinſtimmt, hat es jedoch nicht in der 
Abſicht des Beſchluſſes gelegen, eine Gehorſamspflicht der An⸗ 
wälte gegenüber dem Gerichte in dem in der Eingabe des Vor⸗ 
ſtandes unterſtellten Sinne in Anſpruch zu nehmen und das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Anwalts über den Umfang der 
von ihm zu übernehmenden Aufträge beſchränken zu wollen. 

Mit Rückſicht hierauf erachte ich die Vorſtellung für erledigt, 
zumal mir, dem materiellen Inhalte des gerichtlichen Beſchluſſes 
gegenüber Maßnahmen im Aufſichtswege nicht zuſtehen. 

gez. Schönſtedt.“ 
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Derr äußeren Erſcheinung nach iſt das Büchlein eine Tabelle. 

In vier Spalten enthält es jeweils die Antwort auf die Fragen, 

zu welchem Rechtsgeſchäft es der Zuſtimmung bedarf, welcher 

Art ſie iſt, wer der Zuſtimmung bedarf und weſſen Zu⸗ 

ſtimmung erforderlich iſt. Vom allgemeinen Teile bis zum Erb⸗ 

recht iſt die Materie des zuſtimmungsbedürftigen Rechtsgeſchäfts 
bearbeitet. Soweit ſich ſehen läßt, iſt die Sammlung eine voll⸗ 
ſtändige. Der Verfaſſer will mit feiner Schrift den Rechts- 
anwälten, Grundbuchbeamten, Notaren, Vormundſchaftsrichtern 
und ähnlichen dienen. In der Tat wird für den vielgeplagten 

Praktiker die Tabelle ein gutes Hilfsmittel werden. Er findet leicht, 

ob zu einem Geſchäfte eine Zuſtimmung und weſſen Zuſtimmung 

erforderlich iſt. Er wird dabei auf die einſchlagenden Stellen des 

Geſetzes hingewieſen. Dort wird er ſich, trotz der Hilfe der 

Tabelle, doch pflichtgemäß die maßgebende Antwort holen müſſen. 

Man wird bei aufmerkſamer Lektüre noch ein Mehr in der 

Schrift K.s finden: die Aufzeigung des Zuſammenhangs 

zwiſchen den verſchiedenen Teilen des Rechts, des gemeinſamen 

Begriffs der Zuſtimmung. Auch eine wiſſenſchaftliche Be⸗ 

arbeitung desſelben mag daher die Tabelle nicht ohne Erfolg 

benutzen. Hbg. 
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Grundlegende Eutſcheidungen. 


Das unter der Herrſchaft des BGB. aufgetauchte Problem, 
wie der Käufer von Holz auf dem Stamme fich dinglich fichern 
kann, wird in der Entſch. Nr. 1 behandelt. 

Gegenſtand der Beurteilung in Entſch. Nr. 2 iſt eine Ge⸗ 
ſchäftsverbindung zwiſchen einem geſchäftsunfähigen Geiſtes kranken 
und einem Bankier. Entgegen der Auffaſſung beider Inſtanz⸗ 
gerichte geht das RG. für die Frage der Bereicherung davon 
aus, daß die gene „ a ur beurteilen ift. 

Dem Schadenserſatzrechte gehören die Entſch. Nr. 4, 5 
und 6 an; Nr. 4 betrifft die Abgrenzung einer als Schadens ⸗ 
erſatz zuzuſprechenden Rente und das Verhaltnis des 8 323 390. 
u dem urſprünglichen Urteile; die Entſch. Nr. 5 und 6 geben 

eiträge zur Auslegung des § 254. 

Bei der auf einem gegenſeitigen Vertrage beruhenden Wahl ⸗ 
obligation iſt, wie in Entſch. Nr. 7 betont wird, diejenige Partei 
wahlberechtigt, deren Leiſtung der Wahl unterliegt; hi bleibt 
es er wenn im Prozeſſe dieſe Partei in der Rolle des Klägers 
auftritt 


In Entſch. Nr. 9 benutzt das RG. die ſelten ſich ihm 
bietende Gelegenheit, die Vorſchriften über den Viehkauf einer 
förderſamen Auslegung zu unterziehen und die Rechtslage bei 
Mangel einer zugeficherten Eigenſchaft zu klären. 

Der Schenkungsbegriff wird in Entſch. Nr. 10 erörtert 
und angenommen, daß bei der Schenkung unter einer Auflage 
die Bereicherung des Beſchenkten nicht der alleinige oder auch 
nur der hauptſächliche Zweck zu ſein braucht; ſowie daß bei 
wirklichem Schenkungswillen Schenkung auch inſoweit vorliegt, 
als der Wert der Schenkung durch die Auflage aufgewogen wird. 

Mit ausführlicher Begründung wird in Entſch. Nr. 11 
dem mitfahrenden Prinzipal, der die Leitung ſeines Automobils 
einem fachmänniſchen Führer übertragen bal, eine allgemeine 
Auffichtspflicht auferlegt. Er iſt ſchadenserſatzpflichtig, wenn er 
ein zu ſchnelles oder ſonſtwie unſachgemäßes Fahren duldet. 

Entſch. Nr. 12 gibt einen intereſſanten rer Lehre 
von der Rechtsnatur des Verlöbniſſes und weiſt die eidigung 
des Bräutigams, der ſich zur Rechtfertigung ſeines Rücktritts 
auf ſeinen eigenen mit der Braut vor der Verlobung gepflogenen 
Geſchlechtsverkehr beruft, zurück. 

Daß die mehreren Tierhalter für den von dem Tiere an⸗ 
i Schaden als Geſamtſchuldner haften, ſpricht Entſch. 

r. 13 aus. 

Die Übergabe der Sache und die Einigung über die Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts brauchen nach Entſch. Nr. 15 zeitlich 
nicht zuſammen zu treffen. 

Entſch. Nr. 17 erklärt es als unbedenklich, daß eine Höͤchſt . 
hypothek in eine fortab bis zu 5 Prozent verzinsliche Dar- 
lehnshypothek in Höhe des Höchſtbetrages umgeſchrieben wird, 
jpab gegenüber dem früheren Zuftande die Belaſtung, die bis 

ahin durch den Höͤchſtbetrag begrenzt war, ſich um den Betrag 
der laufenden und der zweijährigen rückſtändigen Zinſen dieſes 
Kapitals erhöhe. Vergl. hierzu KGJ. 21 A 160. 

Zu einem überraſchenden Reſultat kommt die Entſch. Nr. 18, 
die annimmt, daß § 1163 BGB. ſich nicht zur entſprechenden 
Anwendung auf die Grundſchuld eigne. Während die nicht 
valutierte Hypothek nach § 1163 dem Eigentümer zuſteht, ſoll 
für die nicht valutierte Grundſchuld dies nicht gelten! Bei der 
Verteilung des Kaufgeldes kann der eingetragene Grundſchuld⸗ 
gläubiger den nicht valutierten Betrag nicht liquidieren, da ihm 
eine Forderung wegen desſelben nicht zuſteht, der Eigentümer 
nicht, weil 8 1163 nicht anwendbar iſt: „Die Grundſchuld fällt 
inſoweit ins Leere“. Der nachſtehende Realgläubiger rückt auf. 

In Entſch. Nr. 20 wird für den Foll der Scheidung ein 
Vertrag der Eltern über die Erziehung der Kinder auch nicht 
mit Wirkung für die Vertragsparteien zugelaſſen. 

In Entſch. Nr. 27 wird die Streitfrage, ob ZPD. § 866 
Abſ. 3 Satz 2 (Uneintragbarkeit von Sicherungshypotheken 
bein 300 Mark) auch auf die Arreſthypothek anzuwenden fei, 

aht. N. 
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Die Berſchlechterung der Rechtspflege durch 
Beſchränkung der Reviſion. 
Ein Wort in zwölfter Stunde. 


Von Juſtizrat Pohl, Rechtsanwalt in Gleiwitz, Mitglied 
des Reichstags. 


Die II. Leſung der XII. Kommiſſion des Reichstages iſt 
am 3. April beendet worden. Der Reichstag hatte am 30. März 
bis zum 4. April Ferien gemacht. 

Alles war deshalb nach Hauſe gereiſt. 

Vielen mag die Quartalsarbeit eine vorzeitige Rückkehr 
unmöglich gemacht haben. So kam es, daß nur 12 Mitglieder 
die II. Leſung der Novelle, betreffend Anderung der Zivilprozeß ⸗ 
ordnung, beſchloſſen haben. 

Die Hauptfrage „Soll die Reviſionsſumme erhöht werden“, 
war in I. Leſung mit 11 gegen 10 Stimmen im Sinne der 
Regierungs vorlage bejaht worden. 

Es leuchtet ein, daß dieſe Abſtimmung ebenſo, wie die 
Schlußabſtimmung in der II. Leſung keinen ficheren Schluß 
darüber zuläßt, welches Schickſal die Regierungsvorlage im 
Plenum des Reichstages erfahren wird. 

Um Parteifragen handelt ſich's ja nicht. Trotzdem 
ſchieden ſich die Mitglieder der Kommiſſion bei ihrer Stellung 
zur Vorlage inſofern nach Parteien, als die Konſervativen und 
Nationalliberalen das Beſtreben zeigten, der Regierung bei 
allen von ihr gewünſchten Maßnahmen zur Entlaſtung des 
Keichsgerichts am weiteſten entgegen zu kommen. 

Auch das Zentrum und die Freifinnigen erkannten an, daß 
die Uberbürdung des Reichsgerichts eine unerträgliche ſei. Über 
die Mittel, welche die beſte Abhilfe darſtellen, war aber keine 
Einigung zu erzielen. 

Mit beſonderem Fleiß waren die Abgeordneten Dr. Rintelen 
und Schmidt bemüht, Mittel und Wege zu finden, um eine 
Entlaſtung des Reichsgerichts zu erreichen, ohne die Revifions- 
ſumme zu erhöhen. 

Dr. Rintelen regte die Wiedereinführung der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde und die Errichtung Oberſter Landes 
gerichte an. 

Dieſe Gerichte ſollten an Stelle des Reichsgerichts über 
Reviſionen und Beſchwerden entſcheiden, „ſofern der ſtreitige 


Anſpruch in der Hauptſache ausſchließlich auf Rechtsnormen 
ſich gründet, welche nur in dem Bezirke des Oberſten Landes ⸗ 
gerichts Geltung haben.“ Herr Schmidt wollte für die 
Objekte von 500 bis 3 000 Mark ein Beſchluß verfahren 
zalafien, kraft deſſen das Reichsgericht Reviſionen, die es 
einſtimmig für unbegründet hält, ohne mündliche Ver⸗ 
handlung daun zurückweiſen kann, wenn die Vorentſcheidungen 
konforme find. 

Keiner dieſer Vorſchläge fand eine Mehrheit in der Kom⸗ 
miſfion. 

Abgeſehen von minder wichtigen Anderungen bezüglich des 
Beſchwerderechts verſprach man ſich von folgenden Maßnahmen 
Erfolg: 

1. Die Urteile der Oberlandesgerichte ſollen ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärt, — aber es ſoll 
Hinterlegung geſtattet werden. 

Hierdurch ſoll verhütet werden, daß Reviſionen von Schuldnern 
zu dem Zwecke eingelegt werden, um einen Aufichnb der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu erzielen. 

3. Ferner ſoll ein Begründungszwang eingeführt werden. 

Allſeitig war man einig, daß es ein arger Mißſtand iſt, 
wenn jährlich ungefähr 400 Reviſionen von Reichsgerichtsräten 
nutzlos geprüft und bearbeitet werden müſſen, weil das Rechts- 
mittel ebenſo Häufig erſt unmittelbar vor dem eng 
termine zurückgenommen wird. 8 

Der Abgeordnete Gamp hat hieraus einen Vorwurf gegen 
die Anwälte am Reichsgericht hergeleitet. g 

Wir Anwälte wiſſen, daß dieſer Vorwurf fehl geht. 

Die Anwälte am Reichsgericht find ja die reinen „Ent⸗ 
laftungs“ Anwälte. Was hat man oft nicht für Mühe, wohl 
begründete Reviſtonen bei ihnen anzubringen? | 

Jeder etabliert ſich ſofort als Vorprüfungsinſtanz. 

Und iſt die gleiche Rechtsfrage in einem ähnlichen Falle 
vom Reichsgericht bereits entſchieden, dann muß man von An⸗ 
walt zu Anwalt haufleren gehen, ehe einer Neigung zeigt, eine 
gegenteilige Rechtsanſicht zu vertreten und eine nochmalige 
Prüfung derſelben Rechtsfrage anzuregen. 

Schließlich hat jede Partei denn doch aber ein Recht dar⸗ 
auf, daß ihre Revifion nicht nur von einem Anwalte am 
Reichsgericht, ſondern vom Reichsgericht ſelbſt ent⸗ 


ſchieden wird. 
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Und beſteht man darauf, dann find die Kollegen am 
Reichsgericht gezwungen, „zur Wahrung der Friſt“ das Rechts ⸗ 
mittel einzulegen. 

Wenn der Anwalt am Reichsgericht demnächſt die Ver- 
tretung kündigt und wenn ſeine Ausführungen auch den An⸗ 
walt I. Inſtanz von der Ausſichtsloſigkeit der Reviſion über ⸗ 
zeugen, dann kann die Reviſion ſchließlich doch nur mit 
ausdrücklicher Einwilligung der Partei zurückgenommen 
werden. 

Die Partei kann ſich in ſolchem Falle aber meiſt nur ſehr 
ſchwer zur Rücknahme der Reviſion entſchließen. 

Steht der Termin erſt in neun Monaten an, dann 
„bat man ja Zeit ſich die Sache noch einmal gründlich 
zu überlegen“! 

Dies iſt die Weisheit, welche der baldigen Rücknahme 
ausſichtsloſer Reviſionen entgegenfteht. 

Und wer hier Wandel ſchaffen will, muß die Partei 
zwingen, ihre Entſchlüſſe nicht bis zum Verhandlungstermin zu 
vertagen, ſondern früher zur materiellen Fortführung der 
Reviſion Stellung zu nehmen. 

Dieſe Erwägung iſt es hauptſächlich, welche auch nich 
veranlaßt hat, für einen Begründungszwang einzutreten. 

Wenn hierdurch im Jahre die Bearbeitung von 
400 Reviſionen erſpart wird, fo fällt dies unbedingt ſchon 
ins Gewicht. 

An zweiter Stelle war für mich der Wunſch maßgebend, 
daß der Anwaltſchaft am Reichsgericht in allen Sachen 
Gelegenheit gegeben werden ſoll, größeren Einfluß auf die 
Rechtſprechung zu üben, — ja, daß dies der Anwaltſchaft 
gradezu zur Pflicht gemacht werden ſoll. 

In weiten Kreiſen herrſcht die Meinung, daß die Anwälte 
am Reichsgericht nur mäßigen Einfluß auf die Rechtsauslegung 
haben. Ihre Anzahl iſt eine viel zu geringe. Die tüchtigeren find 
durchweg viel ärger „überlaſtet“, als die Räte des Reichsgerichts. 

Deshalb können fie unmöglich die Zeit zu einer jo gründ⸗ 
lichen Durcharbeitung jedes einzelnen Falles und zu ſo tief 
grabenden wiffenſchaftlichen Erörterungen der ſtreitigen Rechts⸗ 
fragen finden, daß ein Gewinn für die Urteilsfindung, ein 
weſentlicher Einfluß auf das erkennende Kollegium von ihrer 
Arbeit zu erwarten wäre. 

So gut aber ein Referent imſtande iſt, durch ſeine 
wiſſenſchaftliche Vorarbeit den Präfidenten und fünf Beiſitzer in 
verhältnismäßig kurzer Zeit zu informieren, ebenſo gut würden 
eine gründliche wiſſenſchaftliche Durcharbeitung des Prozeßftoffes 
ſeitens des Anwaltes dem Referenten und dem ganzen Kollegium 
Zeit erſparen. 

Dies würde dem Reichsgericht eine weſentliche Entlaſtung 
bringen. 

Die Anwaltſchaft am Reichsgericht würde, wenn fie ſolcher 
Weiſe in genügender Anzahl regſam und mit gründlicher 
Wiſſenſchaftlichkeit die Rechtſprechung des Reichsgerichts be⸗ 
einfluſſen könnte, auch zugleich die beſte Hüterin der Einheit 
der Rechtſprechung werden konnen. 

Sie müßte die gewonnenen Rechtsgrundſätze mit Wort 
und Schrift von einem Senat des Reichsgerichts zum andern 
tragen und damit für die einheitliche Rechtsauslegung am 
Reichsgericht ſelber die Wege bahnen. 
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So würde die „Fühlung“ unter den einzelnen Senaten, 
auf welche die Regierungsvorlage ſo überaus hohen Wert legt, 
am leichteſten und am beſten erhalten bleiben können! Der 
Begründungszwang verſpricht ſomit dem Reichsgerichte eine be⸗ 
deutende Entlaſtung zu bringen und den Anwälten reichliche 
Anregung und eine Arbeit, die ihren Lohn in ſich trägt. 
Andererſeits iſt nicht zu befürchten, daß die Güte des Rechts⸗ 
mittels durch den Begründungszwang beeinträchtigt wird. 

Nur für die Rügen betreffs des Verfahrens ſoll die 
Friſt zur Rechtfertigung der Revifion präklufiv wirken. In der 
materiellen Prüfung des angefochtenen Urteils bleibt das 
Reichsgericht vollſtändig unbeſchränkt. 

3. Am beftigften umſtritten war die Frage, ob eine Er- 
hoͤhung der Revifionsſumme, wie die Vorlage ſie verlangt, zu⸗ 
geſtanden werden konne. 

In dieſer Beziehung trat Dr. Spahn mit überaus großem 
Eifer und mit allem Nachdruck für die Vorlage ein. Jedem 
Angriffe gegenüber ſuchte er nachzuweiſen, daß alles Heil nur 
einzig von der Erhöhung der Reviſionsſumme zu erhoffen fei. 

Die Gründe, welche die Vorlage enthält, wurden von den 
Vertretern des Reichsjuſtizamts geſchickt verteidigt und um 
manches bereichert. 

Nur die Ausführung, daß die Revifion hauptſächlich 
den Zweck habe, im Intereſſe der Rechtseinheit Leitſätze für die 
Rechtstheorie zu ſchaffen, und daß die Parteien, „welche regel- 
mäßig die größeren Prozeſſe führen“, mit ihren Reviſionen 
eigentlich nur Verſuchskaninchen darſtellen, an denen ſich 
die Weisheit des Reichsgerichts im Intereſſe der Rechts. 
einheit erproben darf, kehrte in der Kommiſfion nicht wieder. 

Überhaupt fehlte den Kommiſſtonsberatungen jeder Humor. 

Dafür wurde immer und immer wieder darauf hingewieſen, 
daß die Zahl der Parteien, welche ſchließlich von der Reviſton 
Vorteil hätten, eine ſehr geringe, und daß die Koſten der 
Revifionen ſehr große ſeien. 

Abgeordneter Schmidt, der ein großer Sozialpolitikus vor 
dem Herrn iſt, akzeptierte dieſe Ausführungen, glaubte aber die 
Erhöhung der Revifionsſumme auch dann ablehnen zu müſſen, 
wenn auch nur etwa 80 ärmere Parteien im Jahre mit ihren 
Anſprüchen, die ihnen beim Fehlen eines Rechtsmittels verloren 
gingen, infolge der Reviſion ihr Vermögen retten könnten. N 

Meines Erachtens iſt dieſer Standpunkt grundſätzlich 
abzulehnen. 

Kein Richter darf bei der Urteilsfindung darauf Rückſicht 
nehmen, ob er dabei der einen oder der anderen Partei Vorteil 
ſchafft. Der Geſetzgeber muß auf demſelben Standpunkte ſtehen. 

Ein Prozeßgeſetz iſt dann das beſte, wenn es die beſte 
Gewähr für die Ausmittelung des wahren Rechtes ſchafft. Wem 
es damit Vorteil bringt, kommt nicht in Betracht. Wenn 
jährlich im Durchſchnitt 23 Prozent der angefochtenen Ober- 
landesgerichtsurteile wegen unrichtiger Rechtsanwendung auf ⸗ 
gehoben werden, dann iſt der Beweis erbracht, daß eine Nach⸗ 
prüfung dieſer Urteile im Intereſſe der Gerechtigkeit notwendig 
iſt. Und gerade das größere Vertrauen, welches ſeitens des 


rechtſuchenden Publikums der zivilrechtlichen Judikatur des 


Reichsgerichts im Verhältniſſe zu der II. Inſtanz entgegen ⸗ 
gebracht wird, hat ja die Überlaſtung des Reichsgerichts ver ⸗ 
ſchuldet. 
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Das Bedürfnis des Publikums nach einer Inſtanz, 
welche die Probe auf die Richtigkeit der Urteile der Oberlandes- 
gerichte macht, iſt alſo erwieſenermaßen ein ſehr großes. 
Daß der Wegfall dieſes Rechtsmittels für die betroffenen Kreiſe 
ein Nachteil, — die Erhohung der Reviſionsſumme eine 
Verſchlechterung unſeres Prozeßrechtes ift, kann deshalb 
eruſtlich nicht in Abrede genommen werden. 

Auch die Koſtenfrage hat nichts Schreckhaftes. ine 
Zentrumsabgeordneten, welcher dieſerhalb die Reviſion ein „zwei 
ſchneidiges Schwert“ nannte, konnte ich erwidern, daß die ganze 
Rechtspflege in dieſem Sinne ein zweiſchneidiges Schwert ſei. 

Wer eine Klage anftrengt, hat es nicht in der Hand, die 
Koſten — welche er ſich durch ſeine Rechtswahrung machen 
will — ſelbſt zu beſtimmen. 

Er kann in zwei Inſtanzen gewinnen. Wird dann 
Revifion eingelegt, jo muß er dies über ſich ergehen laſſen, und 
er muß es ertragen, wenn er in dritter Inſtanz unterliegt. 
Dann hat er, weil die unteren Inſtanzen das richtige Recht 
nicht erkannt haben, ohne Verſchulden und ohne daß er die 
eingelegten Rechtsmittel vermeiden konnte, die Koſten von 
drei Inſtanzen zu tragen. 

Die Koften der Reviſion laſſen ſich faft in allen Fällen 
berechnen. Jeder kann ſich alſo ein Urteil bilden, ob er dieſe 
Koften dran wagen will oder nicht. 

Bei einem Objekte von 2 100 —2 700 Mark betragen die 
Gerichts- und Anwaltskoſten ohne jede Auslagen, ſobald 
Beweisaufnahme ſtattgehabt hat, für eine Inſtanz 364 Mark. 

Die Koften der Reviſion betragen 342 Mark. Wer mit 
dieſer Summe die eingeklagte Forderung mitſamt den 
Koſten zweier Inſtanzen retten kann, iſt wohl daran. Seine 
Chancen ſtehen bei einem Objekte von 2 700 Mark wie 1 zu 10. 

Das klingt mehr einladend als abſchreckend! Viel be⸗ 
achtenswerter ſind diejenigen Ausführungen, welche eine Ver⸗ 
mehrung der Arbeitskräfte beim Reichsgericht aus dem Grunde 
ablehnen, weil ſolche Vermehrung der Richterſtellen eine 
Minderung der Qualität der Richter mit ſich bringen müßte. 

Tatſächlich iſt dies der einzige Grund, den ich gelten 
laſſen muß. 

Das beſte Rechtsmittel nützt nichts, wenn die Richter nicht 
auf der Höhe ſtehen. 

Grade die vorzügliche Art der Richter hat es bewirkt, daß 
die Rechtſprechung des Reichs oberhandelsgerichts und Reichs⸗ 
gerichts allerwärts hohe Anerkennung gefunden hat. Stilvolle 
Rechtsaus führungen machen, — das können auch andere Gerichte. 
Soweit ich die Rechtſprechung überſehe, verſteht es aber nur 
das Reichsgericht, aus den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens 
heraus ſeine Rechtsauffaſſung zu beſtimmen und damit das Recht 
ſelbſt dauernd im Einklang mit dem Leben und den Forderungen 
der Zeit zu halten. 

Schon jetzt ſoll es, wie verfihert wird, ſchwer fallen, 
geeignete Richter für das Reichsgericht zu finden. 

Rechnen wir mit dieſer Tatſache, dann ſtünde feſt, daß 
eine Vermehrung der Richterſtellen am Reichsgericht ſchwer iſt. 

Und da die vorhandene Anzahl die Arbeit unbedingt nicht 
bewältigen kann, ſo müßte ſchlechterdings dafür geſorgt werden, 
daß die Arbeit des Reichsgerichts eingeſchränkt, daß ſie eine 
geringere werde. 
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Der Weg hierfür — fo deduzierte man ſeitens der 
Regierung — iſt ſchon im beſtehenden Prozeßrecht vorgezeichnet. 
Die Anrufung des Reichsgerichts iſt ja jetzt ſchon von einer 
summa revisibilis abhängig. Der Wert des Geldes verringert 
ſich fortgeſetzt. 

Was 1879 1 500 wert war, koſtet heut minbeftens 
2000 Mark. Man korrigiert mit einer Erhöhung der 
Revifionsſumme alſo nur die beſtehende Zivilprozeßordnung 
durch Richtigſtellung der veralteten Wertſätze. 

Ich will auf die Widerlegung dieſer Ausführungen hier 
nicht eingehen. 

Wer der Anſicht iſt, daß nur die Rechts gleichheit 
Gerechtigkeit bedeutet, wird ſich in jedem Falle einer Ver⸗ 
ſchlimmerung des geſetzlichen Zuſtandes, der dem Armeren 
Anrufung der beſten Richter verweigert, widerſetzen müſſen. 

Wie oft dieſe Ungleichheit in der Zuteilung der Rechts⸗ 
mittel zu materiell ungleichen Sprüchen bei gleichen 
Rechtsſachen führt, und wie herb und hart dieſe Ungleichheit 
von den Betroffenen empfunden wird, davon weiß jeder 
Praktiker ein Lied zu fingen. 

Und ſchoͤn klingt es nicht, — dieſes Lied. 

Weiter kommt in Betracht, daß die Erhöhung der Reviſions⸗ 
ſumme — fo wie die Regierung fie fordert — dem beſtehenden 
Mißſtande unbedingt nicht Abhilfe bringt. 

Die Regierung iſt der Meinung, daß die Mehrung der 
Revifionen ihren Höhepunkt überſchritten habe. Trotzdem 
wird es auch nach ihrer Anfiht 3 bis 4 Jahre dauern, ehe 
mit Hilfe der beantragten Anderung der Prozeßordnung normale 
Zuſtände beim Reichsgericht erzielt find. 

Wenn aber die Revifionen — wie viel wahrſcheinlicher 
iſt, auch in den nächſten vier Jahren wieder im bisherigen 
Umfange zunehmen, dann hat die ganze jetzige Novelle ihren 
Zweck verfehlt. 

Am Reichsgericht ſelbſt iſt man vielfach der Auficht, daß 
ohne Einrichtung zweier Hilfs⸗Senate unbedingt nicht aus⸗ 
zukommen iſt. Gegen Vermehrung der Senate im all⸗ 
gemeinen ſträubt man ſich aber. Man behauptet, daß die 
vielen Senate die Fühlung unter ſich verlieren, daß die Recht⸗ 
ſprechung dabei zerſplittern müſſe. 

Jeder Senat habe feine Tradition, ſeine Auffaffung über 
die Grenzen des Rechtsmittels uſw. 

Meiner Anſicht nach iſt dies kein Vorzug, ſondern ein 
Fehler. Viel beſſer wäre es, wenn die einzelnen Senate jede 
Gelegenheit, miteinander Fühlung zu nehmen, fo viel wie 
möglich benützten und überall zu einer einheitlichen Auf⸗ 
faſſung über die Rechtsauslegung und die Grenzen des Rechts⸗ 
mittels zu gelangen ſuchten. 

Einer Vermehrung der Richterſtellen in den beſtehenden 
Senaten widerſprach Dr. Spahn mit der Behauptung, daß der 
„Präſfident“ des Senates alsdann nicht in allen Sachen vorfitzen 
könnte und daß die Güte der Rechtſprechung dabei leiden müßte, 
weil der Präfident das „Rückgrat“ des Senates ſei. 

Ich frug an, wie lange es dauere, bis dem Senat ein 
neues Rückgrat gewachſen ſei, wenn ein Präſident ſtirbt oder 
fih zur Ruhe ſetzt. Und ob bei vorübergehender Behinderung 
des Präfidenten die Rechtſprechung des Senates tatſächlich ſtets 
„Rückgrat“ vermiſſen laſſe? Hat Dr. Spahn recht, dam iſt 
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meines Grachtens eine Mehrung der Richterſtellen innerhalb der 
beſtehenden Senate geradezu eine Notwendigkeit. 

Iſt die Stellung des Präfidenten jo überragend, daß einem 
Senat ſein Rückgrat fehlt, wenn der Präfident den Ver⸗ 
handlungen nicht beiwohnt, dann muß rechtzeitig für ein 
Reſerverückgrat geſorgt, dann muß während der Funktion des 
einen ſchon ein zweiter Präſident erzogen werden, der die 
Traditionen des Senates wahrt und die Stetigkeit ſeiner Recht⸗ 
ſprechung verbürgen kann. 

Wenn die Zahl der Richter in den Zivilſenaten von 59 
auf 70 vermehrt würde, dann wäre jeder Senat mit 10 Richtern 
beſetzt. Nehmen wir an, daß ſtets nur 9 Richter zur Verfügung 
bleiben, dann könnten (da 7 Richter im Jahre 85 Sitzungen 
halten) von dieſen 9 Richtern jährlich 110 Sitzungen, je mit 
5 Sachen beſetzt, abgehalten werden. Dies ſchafft die 
Moͤglichkeit 7 K 125 = 875 Sachen im Jahre mehr zu be⸗ 
arbeiten. 

Rechnet man die Erleichterung 11 welche die allerſeits 
angenommenen kleinen Mittel dem Reichsgericht bringen, dann 
wird mit dieſer Mehrarbeit für mehrere Jahre noch ein Aus- 
kommen möglid werden. 

Es kann als ſicher gelten, daß die Novelle dem Vorſchlage 
der Regierung gemäß nicht angenommen wird. 

Bei der Kommiſſionsberatung hat ſich herausgeſtellt, daß 
die Gleichartigkeit der Entſcheidungen keineswegs eine 
beſondere Gewähr für die richtige Rechtsfindung in ſich ſchließt. 

Im Gegenteil! 

Im allgemeinen werden in der Reviſion 22—23 Prozent 
der angefochtenen Urteile aufgehoben. 

Kollege Heilberg in Breslau hat in dieſen Blättern bereits 
eine Schrift veröffentlicht, welche aus den amtlich veröffentlichten 
Entſcheidungen herausrechnet, daß von den Aufhebungen 
33 Prozent auf konforme Vorentſcheidungen entfallen. 

In Oſterreich entfallen ebenfalls mehr als 30 Prozent aller 
aufhebenden Erkenntniſſe auf konforme Vorentſcheidungen. 

Die Zahl ſämtlicher Revifionen in der Wertlage von 2 000 
bis 3 000 Mark hat im Jahre 1904 363 betragen. Hiervon 
entfallen 172 Fälle auf konforme Vorentſcheidungen. 

Von dieſen 172 Urteilen lauteten: 

a) auf Zurückweiſung der Reviſion 120, 
b) auf Aufhebung 52. 

Hiernach betrug die Zahl der Aufhebungen bei konformen 
Sachen 43 ¼ Prozent. 

Dieſen Ermittelungen gegenüber konnte es die Kommiſſion 
nicht als billig anerkennen, daß die Reviſion bei gleichen Vor⸗ 
entſcheidungen in höherem Maße eingeſchränkt werden ſoll. 

Die Abgeordneten Dietrich und Dr. Porzig brachten deshalb 
in letzter Stunde den Antrag ein, die Reviſionsſumme ohne 
Rückficht auf Konformität oder Difformität auf 

2 500 Mark 
feſtzuſetzen. 

Dieſer Antrag ſoll in der ſchwach beſuchten Sqhlußſtzung 
— wie ich hoͤre — angenommen worden fein. 

Wird dieſer Antrag Geſetz, dann marſchiert, wie Profeſſor 
Dr. Fiſcher nachgewieſen hat, unſer liebes deutſches Vaterland 
in bezug auf die Verweigerung der Anrufung des beſten 
Gerichtshofs A la tete de la civilisation! 
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Dies muß verhindert werden. 
Der Regierung ſtehen viele, viele tauſend Richter und 
Rechtsanwälte zur Verfügung, unter denen ſie die beſten Kräfte 
für das Reichsgericht ausſuchen kann. Wird dieſe Auswahl 
nicht durch kleinliche Rückfichten auf ariſche Abſtammung und 
politiſches Wohlverhalten eingeengt, daun werden ſich für die 
von mir vorgeſchlagene Vermehrung der Richterſtellen unbedingt 
geeignete Kräfte mit Leichtigkeit noch finden laſſen. Mit dieſen 
neuen Kräften wird ſich unter Zuhilfenahme der dem Reichs⸗ 
gericht anderweit zugeſtandenen Erleichterungen der Gefchäfts- 
gang am eheſten in Ordnung bringen und ſo lange in Ordnung 
halten laſſen, bis eine Reform der Rechtsmittel in Zivilſachen 
methodiſch durchgeführt werden kann. Ich habe mich lange 
gegen das von dem Abgeordneten Schmidt vorgeſchlagene 
Beſchlußverfahren gewehrt, weil ich die mündliche Verhandlung 
unter Mitwirkung der Parteivertreter für überaus wertvoll 
halte. Stellt uns die Zukunft aber vor die Alternative 
entweder 
eine Herabſetzung der Qualität der Richter in den Kauf 
zu nehmen und darauf zu verzichten, daß das Reichs⸗ 
gericht eine Elite vorzüglicher Juriſten darſtellt, 

oder 
die Arbeit dieſes Gerichtshofes zu mindern, 

dann wird der letztere Fall als das kleinere Übel anzunehmen fein. 

Denn vorzügliche Richter werden auch einem geringwertigeren 
Rechtsmittel Inhalt zu geben und damit das Recht und die 
Rechts ⸗Einheit im Lande zu ſchützen wiſſen. 

Wenn zugeſtanden wird, daß ein Mangel an vorzüglichen 
Juriſten beſteht, daß auch aus allen Richtern an den Ober 
landes gerichten nur mit Mühe geeignete Kräfte zur Er⸗ 
gänzung der jetzigen Anzahl der Zivilrichter am Reichsgericht 
gewonnen werden können, dann erſcheint es einfach als eine 
unumgängliche Notwendigkeit, eine Nachprüfung der 
Oberlandesgerichtsurteile im weiteſten Umfange zuzulaſſen. 
Die beſte Gewähr für ſorgfältige Arbeit in der Berufungsinſtanz 
iſt und bleibt es ein für allemal, wenn die Möglichkeit offen 
ſteht, alle Berufungsurteile in der Reviſfions inſtanz nachprüfen 
zu laſſen. 

Der Anwaltstag, der im Jahre 1896 die Beſchränkung 
der Revifion durch Erhöhung der Reviſtonsſumme einſtimmig 
verworfen hat, wird ſeine warnende Stimme diesmal nicht 
erheben können. Denn die Regierung beabſichtigt offenbar, ihre 
Vorlage noch im laufenden Monate durchzubringen. 

Darum iſt es Not, iſt es die höͤchſte Zeit, daß die An⸗ 
waltskammern ſo bald als nur irgend moͤglich zu ihr Stellung 
nehmen. Wenn dies mit Nachdruck und Einmütigkeit geſchieht, 
wird es nicht verfehlen, gebührenden Eindruck zu machen. 

Täuſche ſich niemand darüber, daß nur diejenigen Sachen, 
in denen Revifion eingelegt wird, von einer Einſchränkung der 
Reviſion Schaden haben werden. Die Zuverläffigkeit der ge ⸗ 
ſamten Rechtſprechung, die Gerechtigkeit im Lande muß 
und wird dabei Einbuße erleiden. 

Und wer mit mir eine zuverläffige Gerechtigkeitspflege für 
das koͤſtlichſte Gut eines jeden Staates hält, der rühre ſich 
beizeiten. 

Ne quid res publica detrimenti capiat! 
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Die Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht. 
Von Dr. Schall, Rechtsanwalt am Reichsgericht in Leipzig. 


Die Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht hat der Kritik, 
welche in Anknüpfung an die Beſtrebungen zur Entlaſtung des 
Reichsgerichts an ihr geübt worden iſt, bis jetzt ein beharrliches 
Schweigen entgegengeſetzt. Vielleicht war dies Verhalten un⸗ 
zweckmäßig, aber ficher iſt es begreiflich, denn fie mußte gewärtig 
ſein, daß jede Außerung von ihrer Seite dem Verdacht der 
Befangenheit in eigener Sache unterliegen werde. Auch der 
Verfaſſer dieſer Abwehr fühlt denſelben Verdacht auf fich laſten; 
aber ſei's drum! Er glaubt in fait dreißigjähriger Tätigkeit an 
den untern Inſtanzen ein hinreichendes Urteil darüber gewonnen 
zu haben, was von der Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht vom 
Standpunkt der Klienten aus erwartet werden muß, hat anderer⸗ 
ſeits einen genügenden Einblick erlangt, was und wie von den 
Kollegen am Reichsgericht gearbeitet wird, und fühlt ſich endlich 
für etwa vorhandene Mißſtände völlig unverantwortlich, ſo daß 
er doch vielleicht eine verhältnismäßige Unparteilichkeit für ſich 
in Auſpruch nehmen und daraus Recht und Pflicht zur Gegen⸗ 
rede ableiten darf. 

Vor kurzem iſt ein im Berliner Anwaltverein von Suftizrat 
Dr. Stranz im November v. 38. gehaltener Vortrag über die 
Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht endlich im Druck erſchienen. 
Darin haben ſich die Anklagen gegen die Rechtsanwaltſchaft am 
Reichsgericht zu beſonders greifbarer Geſtalt verdichtet, ſo daß 
die nachſtehende Abwehr ſich ausſchließlich mit dieſem Vortrage 
beſchäftigen und die in der Berliner Tagespreſſe der letzten 
Monate erfolgten Angriffe vernachläſſigen kann. Übrigens ſoll 
hier auf den Vorſchlag des Kollegen Stranz, die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht anders als bisher zu ge⸗ 
ſtalten, überhaupt nicht, und auf ſeine an den beſtehenden Zu⸗ 
ſtänden geübte Kritik nur ſoweit eingegangen werden, als die 
letztere auf allgemeines Intereſſe Anſpruch machen kann. 

Unter den in der Reviſionsinſtanz beſtehenden „ſchweren 
Mißſtänden, hervorgerufen im weſentlichen durch die Beſchränkung 
auf eine kleine Ziffer von Anwälten“, nennt Kollege Stranz an 
erſter Stelle die mangelhafte Bearbeitung der Sachen. Wie 
ſoll es möglich fein, meint er, daß ein Anwalt dritter Inſtanz 
auch nur die Durchſchnittszahl von über 200 kontradiktoriſchen 
Sachen eingehend genug behandle. Und gar bei dem über⸗ 
laufenen und überlaſteten Teil der Anwälte am Reichsgericht 
würde eine „wirklich gründliche Behandlung aller Sachen, die 
an ihn gelangen, ſogar eine Siſyphus arbeit ſein“. Wenn, 
wie zu vermuten, Kollege Stranz eigentlich von einer Herkules ; 
arbeit hat reden wollen, dann hat er recht; es iſt für einen 
Neuling in dieſem Kreiſe geradezu erſtaunlich, zu ſehen, wie 
intenſiv von der Anwaltſchaft am Reichsgericht gearbeitet wird; 
und wenn Stranz einen Einblick in die Verhältniſſe hätte, ſo 
würde er den zwiſchen den Zeilen, aber doch recht deutlich er⸗ 
hobenen Vorwurf pflichtwidriger Vernachläſſigung der Mandate 
ſicherlich bedauern und zurücknehmen. Es iſt auch nicht richtig, 
wie Stranz die Tätigkeit des Anwalts beim Reichsgericht mit 
der des richterlichen Berichterſtatters vergleicht; das Reichs⸗ 
gericht erwartet vom Anwalt keineswegs ein richterliches Votum, 
ſondern eine ſchriftliche Revifions begründung und einen münd- 
lichen Vortrag, die zweifellos um ſo höher eingeſchätzt werden, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


309 


je prägnanter ſie in Kürze den für die Reviflonsinſtanz noch 
erheblichen Sachverhalt und die zur Kritik des Berufungsurteils 
geltend zu machenden juriſtiſchen Geſichtspunkte darzuſtellen 
vermögen. 

Nun aber die vorbereitenden Schriftſätze! Daß ſchriftliche 
Revifions beantwortungen in der Regel nicht eingereicht 
werden, iſt eine uralte Überlieferung, die ſchon bei der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde am preußiſchen Obertribunal beſtand und von da 
auf das Reichsgericht übernommen wurde, die alſo mit der 
Überlaftung des Reichsgerichts und der Zahl feiner Anwälte in 
keinem urſächlichen Zuſammenhange ſteht. Der Reviſionsbeklagte 
hat die Aufgabe, das Berufungsurteil in der mündlichen Ver⸗ 
handlung gegenüber den ſoeben gehörten Reviſionsangriffen zu 
verteidigen, was naturgemäß in der Regel unter Betonung des 
feſtgeſtellten Sachverhalts und des logiſchen Zuſammenhangs der 
Entſcheidungs gründe geſchieht; dazu find aber vorbereitende 
Schriftſätze nicht erforderlich, fie wären nur ermüdender Ballaſt. 
Wenn aus nahmsweiſe geltend zu machen tft, daß das Berufungs- 
urteil zwar falſch begründet, aber aus anderen Geſichtspunkten 
aufrecht zu erhalten ſei, dann wird zuweilen — aber keineswegs 
immer — ein vorbereitender Schriftſatz geboten ſein, dann wird 
er aber auch gefertigt. Was aber die Revifions begründungen 
angeht, jo bilden die Fälle, in welchen ohne ſchriftliche Reviſions⸗ 
begründung kontradiktoriſch verhandelt wird, die Ausnahmen, 
die ſchriftliche Vorbereitung der mündlichen Verhandlung die 
Regel. Es liegt hierüber eine Statiſtik vor, welche ausweiſt, 
daß die Sachen, die ohne ſchriftliche Reviſtonsbegründung kontra⸗ 
diktoriſch verhandelt wurden, in den Jahren 1902 und 1903 
etwas über 10 Prozent, im Jahre 1904 etwa 9 Prozent aller 
kontradiktoriſch verhandelten Sachen betragen haben. Selbſt⸗ 
verſtändlich geben aber dieſe nackten Zahlen keinen Ginblick, in 
welchem Umfange die unterlaſſene Einreichung der fchriftlichen 
Revifions begründung durch beſondere im einzelnen Falle vor⸗ 
liegende Gründe prozeßtaktiſcher oder ſonſtiger Art (3. B. ver⸗ 
ſpaͤtete Einſendung der Handakten) gerechtfertigt oder wenigſtens 
entſchuldbar geweſen iſt. 

Dagegen iſt ein ſchwerer Mißſtand unzweifelhaft infofern 
vorhanden, als eine nicht unerhebliche Zahl von Reviſionen erſt 
kurz vor dem Termin zurückgenommen oder im Wege des Ver⸗ 
ſaͤumnisurteils zurückgewieſen wird, nachdem der Berichterſtatter, 
vielleicht ſogar auch der Senatspräfident die Sache bereits 
vollſtändig bearbeitet hat; die in den Motiven zur Zivil⸗ 
prozeßnovelle (JW. 04, 329) mitgeteilten Zahlen dieſer Fälle 
— nicht weniger als 408 bezw. 371 in den Jahren 1902 und 
1903 — repräſentieren beinahe das Jahrespenſum eines ganzen 
Senats. Daß aber in dieſen Fällen, die übrigens im Jahre 
1904 auf 182 zurückgegangen find, nicht ſowohl die Unter⸗ 
lafſung oder verſpätete Einreichung der Reviſionsbegründung, 
ſondern vielmehr nur die verſpätete Anzeige der 
Mandatsniederlegung oder der Zurücknahme des 
Rechtsmittels die eigentliche Urſache der Arbeit iſt, die dem 
Gericht hätte erſpart werden können, liegt auf der Hand. 
Gewiß mag ein Teil dieſes Mißſtandes dadurch verſchuldet ſein, 
daß der Anwalt des Revifionsklägers die Sache nicht frühzeitig 
genug wenigſtens ſoweit bearbeitet hat, um ſich ſchlüſſig zu 
machen, ob er fie vertreten könne oder nicht; daß die Anwalt⸗ 
ſchaft am Reichsgericht ſich bemüht, dieſem Mißſtand nach 
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Kräften abzuhelfen, wird durch die eben mitgeteilten Ziffern für 
die Jahre 1903 und 1904 bewieſen. Es wäre aber unbillig, 
die Schuld nur den Rechtsanwälten am Reichsgericht bei⸗ 
zumeſſen; dieſe liegt vielmehr in noch höherem Maße teils in 
der Gewohnheit vieler Inſtanzanwälte, ihre Handakten erft 
nach vielfachen Monitorien einzufenden, fo daß eine frühere 
Bearbeitung gar nicht möglich iſt, teils in der Unbelehrbarkeit 
der Parteien, die bekanntlich keinem Rat ſchwerer zugänglich zu 
ſein pflegen, als dem, die Weiterführung des Prozeſſes als 
ausſichtslos aufzugeben, und ſich erft durch die Drohung der 
Mandatsniederlegung zur Zurücknahme des Rechtsmittels be⸗ 
ſtimmen laſſen. 

Es wäre ein Jammer, wenn der hier beſprochene Mißſtand 
beſtimmend für die Einführung des Begründungszwanges 
werden ſollte, wie aus der Reichstagskommiſſion verlautet. 
Unzweifelhaft ſind die auf dem Boden des jetzigen Geſetzes 
möglichen Mittel, um die Ziffer der nutzlos bearbeiteten Sachen 
noch weiter herabzudrücken, noch lange nicht erſchopft. Anderer⸗ 
ſeits wird der Begründungszwang, ſelbſt wenn er nur auf pro- 
zeſſuale Angriffe beſchränkt werden ſollte, eine Menge bisher 
nicht gekannter Arbeit zur Folge haben, vor allem die durch 
die Präklufionsgefahr diktierte Erhebung von maſſenhaften 
vorſorglichen Angriffen ſeitens der Parteien, die vom Reichs. 
gericht geprüft und beſchieden werden müflen, auch wenn fie 
noch ſo unbegründet find. Und zu einem nicht unerheblichen 
Teile würde der Begründungszwang, der doch naturgemäß mit 
einer nicht allzu langen Präkluſivfriſt verknüpft fein muß, 
wenigſtens ſoweit es ſich um prozeſſuale Angriffe handelt, 
auf die Inſtanzanwälte zurückfallen, da die Anwälte am Reichs⸗ 
gericht kaum in der Lage ſein werden, innerhalb der Friſt pro⸗ 
zeſſuale Verſtöße auf Grund eigenen Studiums der ihnen 
vielfach noch gar nicht zugänglichen Akten zu rügen. Es wird 
ſich ergeben, daß die vom Begründungszwang erhoffte Arbeits⸗ 
erſparnis ausbleibt, nachdem man ihm die heutige ideale Ge⸗ 
ſtaltung des Rechtsmittels der Reviſlion im deutſchen Zivil⸗ 
prozeſſe geopfert hat. 

Um nach dieſer Abſchweifung zu den Beſchwerden des 
Kollegen Stranz gegen die Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht 
zurückzukehren, fo erblickt er „einen Übelſtand nicht minder 
ſchwerer Art für die Sache und für die Anwälte der unteren 
Inſtanzen“ in der allzu häufigen Ablehnung von 
Sachen. Dieſer Vorwurf verdient eine ernſte Erörterung, 
denn wenn es wahr wäre, daß die Rechtsanwaltſchaft am 
Reichsgericht den in zweiter Inſtanz unterlegenen Parteien den 
Zutritt zum hoͤchſten Gerichtshofe in einer fachlich nicht gerecht⸗ 
fertigten Weiſe erſchwere, fo würde fie, mögen die ſubjektiven 
Beweggründe ſein, welche ſie wollen, zweifellos ihre Aufgabe als 
Dienerin am Rechte nicht erfüllen. In Wirklichkeit iſt aber der 
Vorwurf unbegründet und es kann vielmehr behauptet werden, 
daß die ganze Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht gerade dieſe 
Frage, wie weit ſie in der Annahme oder Ablehnung von 
Revifions⸗Aufträgen gehen und wie weit fie ſich mit ihrem 
eigenen Urteile zwiſchen die rechtſuchende Partei und den Richter 
ſtellen darf, als die ſchwierigſte und verantwortungsvollſte in 
ihrem Berufe auffaßt. 

Kollege Stranz hat wohl in redneriſchem Eifer etwas zu 
viel geſagt, wenn er in ſeinem vor dem Berliner Anwaltverein 
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gehaltenen Vortrag ausrief: „Was lehrt die Erfahrung? Jeder 
von uns weiß Fälle, in denen die als ausfichtslos bezeichneten 
Sachen beim Reichsgerichte mit Erfolg durchgeführt wurden.“ 
So häufig find, mit Verlaub, dieſe Fälle keineswegs, fie find 
vielmehr an den zehn Fingern herunterzuzählen. Dabei find 
gerade die Fälle, in denen einer oder zwei Anwälte die Sache für 
ausſichtslos und ſich ſelbſt, weil fie die Revifion nicht begründen 
zu können glaubten, für ungeeignete Vertreter derſelben erklärt 
hatten, dann aber die Revifion durch einen zweiten oder dritten 
Anwalt erfolgreich durchgeführt wurde, doch ficherlich kein Beweis 
dafür, daß die Rechte der Parteien durch die Rechtsanwaltſchaft 
am Reichsgericht verkümmert werden. Sehr viel zahlreicher find 
dagegen die Sachen, die zuerſt von einem oder mehreren An ⸗ 
wälten als ausſfichtslos bezeichnet und dann von einem anderen, 
hoffnungsvolleren ohne Erfolg durchgeführt find. Leider fehlt 
es für alle dieſe Sachen und ebenſo für diejenigen, die über ⸗ 
haupt keinen Vertreter gefunden haben, an jeder Statiſtik, alſo 
auch an jeder zuverläffigen Erfahrung. Immerhin beweiſen die 
in den Motiven zur Zivilprozeßnovelle veröffentlichten Ziffern 
über den Prozentſatz der in den Jahren 1899/1903 zurüd- 
gewieſenen oder als unzuläffig verworfenen Revifionen, nämlich 81 
— 77 Prozent, vergl. JW. 04, 335, daß von dem Rechts⸗ 
mittel mindeſtens kein ängſtlicher Gebrauch gemacht wird, und 
es dürfte dieſen Zahlen gegenüber ſchwer ſein, loyalerweiſe 
die Behauptung noch ferner zu wiederholen, daß durch die ab- 
lehnende Haltung der Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht 
begründeten Beſchwerden der Zutritt zum Reichsgericht 
erſchwert oder gar verſperrt werde. 

Es iſt unter dieſen Umſtänden von einem Manne wie dem 
Kollegen Stranz doppelt zu bedauern, wenn er ohne aus⸗ 
reichende Tatſachenprüfung der Rechtsanwaltſchaft am Reichs. 
gericht den Vorwurf macht, daß dieſes ihr Verhalten einem 
durch den numerus clausus erzeugten Abhängigkeitsgefühl ent- 
ſpringe. Dieſe Beſchuldigung, durch eine protestatio facto 
contraria ſchlecht verbrämt, wird von Stranz S. 25 feines 
Vortrages erhoben, wobei er den Widerſpruch überficht, daß der 
zugelaſſene Anwalt doch unmöglich abhängig fein kann von 
den Richtern, die das Geſetz „zu Herren über feine Zulaffung 
macht“, und vergißt, daß der Rechtsanwalt am Reichsgericht, 
wie jeder deutſche Rechtsanwalt, keinen anderen Richter über ſich 
hat, als das Ehrengericht der Standesgenoſſen. Im übrigen, 
und das iſt bis zu einem gewiſſen Grade der Humor von der 
Sache, iſt mit völliger Beſtimmtheit zu behaupten, daß alle die 
Kollegen, die jetzt weit ab vom Schuß die Rechtsanwaltſchaft 
am Reichsgerichte tadeln, genau ebenſo handeln würden wie 
dieſe, wenn ſie ſelbſt die Verantwortlichkeit für die Übernahme 
und Vertretung der Revlfionen vor ihrer eigenen Berufspflicht 
und Berufsehre zu tragen hätten. 

Aber Kollege Stranz beſchwert ſich auch über die Form 
der Ablehnungen, die aus einem durch den „zunftmäßigen Ab⸗ 
ſchluß“ erzeugten Souveränitätsgefühl heraus nicht ſelten „ohne 
eingehende Begründung den Anwälten niederer Inſtanzen nur 
als apodiktiſches Urteil“ mitgeteilt werden, fo daß keine Moͤglich⸗ 
keit der Nachprüfung und eventuellen Widerlegung beſtehe. Auch 
dieſer Vorwurf verdient eine kurze Erwiderung. Es muß zu ⸗ 
nächſt mit Grund bezweifelt werden, daß die Beſchwerde des 
Kollegen Stranz auf ausreichender tatſächlicher Grundlage be» 
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ruht, denn es ift im Gegenteil die Regel, daß die Ablehnung 
des Mandats wegen Aus ſichtslofigkeit der Revifion kurz motiviert 
wird. Daß bei Ablehnung offenbar nichtsnutziger Sachen zumal 
bei ſolchen, die erſt kurz vor dem Ablauf der Notfriſt eingehen, 
auch einmal keine Begründung gegeben wird, mag vorkommen. 
Das einfachſte Mittel, hier Abhilfe zu ſchaffen, liegt in der 
Hand der Inſtanzanwälte: ſie mögen frühzeitig das anzu⸗ 
greifende Urteil zur Begutachtung der Ausſichten der Reviſion 
einſenden, dann wird weder die Begründung noch die Moͤglich⸗ 
keit der Nachprüfung und eventuellen Widerlegung ausbleiben. 
Im übrigen darf bei dieſem Anlaß nicht verſchwiegen ſondern 
muß ausdrücklich hervorgehoben werden, daß der Uneingeweihte 
ſich nur ſchwer eine zutreffende Vorſtellung von dem Umfang 
der Arbeit macht, die mit der pflichtmäßigen Prüfung und 
Entſcheidung der Frage, ob eine Sache vertreten werden kann 
oder nicht, von der Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht jahraus, 
jahrein und zwar zumeiſt völlig unentgeltlich geleiſtet wird. 
Zum Schluſſe ſtellt Kollege Stranz der Rechtsanwaltſchaft 
am Reichsgericht auch noch ein ſehr betrübendes wiſſenſchaft⸗ 
liches Armutszeugnis aus: überragende wiſſenſchaftliche Leiſtungen 
ſind ihr überhaupt nicht zu danken, ja bei den wohlverdienten 
reichen Ehrungen, die das Reichsgericht für Wahrung und Ent- 
wicklung unſeres Rechtes aus Anlaß ſeines Jubiläums geerntet 
hat, iſt die „Rechtsanwaltſchaft dort“ jämmerlich leer aus ⸗ 
gegangen. Natürlich „ſoll dieſe Kritik die jetzt fungierenden 
Rechtsanwälte“ beileibe nicht perſoͤnlich treffen, ſondern es find 
immer nur diejenigen gemeint, die in grauen Zeiten vor dem 
1. Oktober 1904 dageweſen und deren Spuren längſt der ver ⸗ 
dienten Vergeſſenheit verfallen find. Nicht, um damit zu prunken, 
ſondern nur zur Abwehr gegen den Angriff muß zunächſt die 
dem Kollegen Stranz anſcheinend unbekannt gebliebene Tatſache 
erwähnt werden, daß die Leipziger Juriſtenfakultät dem Vor⸗ 
fgenden des Borftandes der Anwaltskammer am Reichsgericht, 
Patzki, am 1. Oktober 1904 den Ehrendoktor verliehen hat 
(vergl. DIZ. 04, 975). Der Tadel Stranzs kann, da er kaum 
erwarten wird, daß wiſſenſchaftliche Theoretiker innerhalb der 
Auwaltſchaft am Reichsgericht, die ſich doch nur aus fertigen 
Männern ergänzt, erft geboren oder gezüchtet werden, doch nur 
dann einen Sinn haben, wenn er ſagen will, daß ſolchen der 
Zugang zum Reichsgericht verſperrt ſei. Dafür, daß dies der 
Fall ſei, iſt Stranz jeden konkreten Beweis ſchuldig geblieben. 
Es ift aber überhaupt nicht gerechtfertigt, die berufliche und 
ſpeziell wiſſenſchaftliche Qualifikation der Anwaltſchaft beim 
Reichsgericht nach ihren literariſchen Leiſtungen oder vielmehr 
Nichtleiſtungen einzuſchätzen. Ob literariſch produktive Koͤpfe 
immer auch gute Praktiker und Parteivertreter find, iſt be⸗ 
lanntlich eine Streitfrage: ſicher iſt aber, daß jede gute Re⸗ 
viſionsbegründung eine wiſſenſchaftliche Arbeit tft, jede Auf⸗ 
werfung und Erörterung einer am Einzelfalle zu entſcheidenden 
Rechtsfrage eine Mitarbeit an der wiſſenſchaftlichen Aufgabe des 
Reichsgerichts. Und wenn Kollege Stranz mit etwas mehr 
Wohlwollen, als er es in ſeinem Vortrage gezeigt hat, danach 
hitte ſuchen wollen, wie auch die Rechtsanwaltſchaft am Reichs ⸗ 
gericht zu ihrem Teile im „Dienſt am Rechte“ mitwirkt, fo 
batte er unſchwer die Spuren in den zahlloſen Reichsgerichts⸗ 
Jentſcheidungen entdecken konnen, in denen ſich der Gerichtshof 
zuſtimmend oder ablehnend mit den „von der Revifion“ geltend 
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gemachten Geſichtspunkten auseinanderſetzt. Man wird alſo 
dem Kollegen Stranz die Berechtigung abſprechen dürfen, die 
wiſſenſchaftliche Tüchtigkeit der Rechtsanwaltſchaft am Reichs- 
gerichte im ganzen in Zweifel zu ziehen, weil ihre Mitglieder 
ſich in der Mehrzahl nicht berufen gefühlt haben und noch 
fühlen, die literariſche Hochflut noch weiter anzuſchwellen, ſondern 
ihre Befriedigung in der Beſchränkung auf die oben angedeutete 
unſcheinbare, aber vielleicht in der Wirkung kaum weniger nütz⸗ 
liche Tätigkeit in ihrem eigentlichen Berufe finden. 


Die verhältuismäßige Verrechnung der Schulden 
aus ungültigen Börſentermingeſchäften im Konto⸗ 
kurrent. 

Von Dr. Weißbart in Berlin. 


L 


Eine Frage, die für den Bankiersſtand von erheblicher 
Bedeutung iſt, tft die Rechtſprechung des RG. über die 
verhältnismäßige Verrechnung der, Schulden des Kunden aus 
Börfentermingefchäften. 

Dieſe Rechtſprechung tft in ebenſo folgerichtiger wie ſchwer⸗ 
wiegender Weiſe in einer Entſcheidung vom 26. November 1904 
zum ſchärfſten Ausdruck gekommen. 

Die verhältnismäßige Verrechnung iſt für das Boͤrſentermin⸗ 
geſchäft von Trumpler in ſeinem Aufſatze über Differenzgeſchäfte 
abgedruckt in Goldſchmidts 3. 50, 488, 489 enwickelt worden 
und ihm hat das RG. ſich angeſchloſſen. 

Die verhältnismäßige Verrechnung ſetzt voraus, daß in 
einem Kontokurrentverhältnis nach Abſchluß einer Rechnungs⸗ 
periode für den Kunden, um das praktiſch allein in Betracht 
kommende Verhältnis zwiſchen Kunden und Bankier hervor⸗ 
zuheben, ein Paſſiv(Schulden⸗)ſaldo ſich ergeben hat und daß in 
den Schulden des Kunden Paſſivpoſten ſowohl aus ungültigen 
Börſentermingeſchäften als aus anderen gültigen Geſchäften 
enthalten find. 

In dem Abſchluß des Kontokurrents und dem beiderſeitigen 
Anerkenntnis des Saldos, des Unterſchiedes zwiſchen Forderungen 
und Schulden der Rechnungsperiode, erblickt das RG. zwei 
Rechtsgeſchäfte: 

1. die vertragsmäßige Aufrechnung der Forderungen des 
Kunden mit ſeinen Schulden, ſoweit ſie ſich decken, 

2. das Anerkenntnis, daß der Paſſivpſaldoſchuldner den 
danach noch übrig bleibenden Teil der Schulden 
ſchuldig ſei. 

Die Verrechnung der Schulden aus Börfentermingefchäften 
iſt nach ſeiner Anſchauung gültig, das Anerkenntnis derſelben 
ungültig. Das RG. führt aus, daß die vertragsmäßige 
Aufrechnung des Kunden mit ſeinen Forderungen gegen ſeine 
Börſenterminſchulden gerade jo wie die Zahlung dieſer Schulden 
eine Leiſtung ſei, die nach dem Geſetze (8 66 Abſ. 4 BörsG.) 
tro der Ungültigkeit des Geſchäfts wirkſam vorgenommen 
werden könne, wenn ſie bei oder nach Abwickelung erfolgt ſei. 

Da nun der Fall unterſtellt iſt, daß unter den Schulden 
des Kunden gültige Geſchäfte und ungültige Boͤrſentermingeſchäfte 
enthalten ſind, ſo fragt es ſich: Welche Schulden find mit den 
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Forderungen des Kunden durch die Verrechnung getilgt worden 
und welche find ungetilgt geblieben ? 

Das RG. hat nun ausgeführt, daß beim Abſchluß eines 
Kontokurrents die Parteien nicht beabſichtigen, mit den Forde⸗ 
rungen einzelne Schulden ganz und andere gar nicht zu tilgen, 
ſondern daß ſie alle Forderungen zur Tilgung aller Schulden 
verwenden und daß ſie, wenn die Forderungen nicht zur völligen 
Tilgung der Schulden ausreichen, von jeder Schuld des Kunden 
einen gleichen Teil tilgen wollen; dieſer gleiche Teil iſt nach 
rechneriſchen Grundſätzen ein Bruch, der die ſämtlichen Forde ⸗ 
rungen des Kunden zum Zähler, die ſämtlichen Schulden zum 
Nenner hat. Die ungetilgten Teile der einzelnen Schulden 
ergeben in ihrer Summe den Paſſivſaldo, d. i. den Gegenſtand 
des Anerkenntniſſes (Rechtsgeſchäft 2), der ſich demnach aus den 
ungetilgten Teilen der gültigen Geſchäfte und der ungültigen 
Börſentermingeſchäfte zuſammenſetzt. Das Anerkenntnis iſt un⸗ 
wirkſam, inſoweit es die ungetilgten Teile der ungültigen Boͤrſen⸗ 
termingeſchäfte enthält, weil das Anerkenntnis eines ungültigen 
Börſentermingeſchäftes unwirkſam iſt (8 66 Abſ. 3 BörſG.). 
Der Saldo iſt demnach im Verhältnis der ungültigen 
Schulden zu allen Schulden unwirkſam. 

In dem Falle, der am 26. November 1904 entſchieden 
wurde, hatte der Kunde aus Börfentermingefchäften erheblich 
geringere Verluſte erzielt, als aus gültigen Geſchäften. 

Als der Kunde die verhältnismäßige Ungültigkeit des 
Paſſivſaldos nach vorſtehenden Grundſätzen geltend machte, 
deren Ergebnis nur von dem Verhältnis der Börfenterminpaifiven 
zu den Geſamtpaſſiven, nicht etwa von Gewinnen oder Ver⸗ 
luſten abhängig iſt, brachte der Bankier den Einwand, daß der 
Kunde dann alle Börſentermingeſchäfte ſowohl auf der Forderungs⸗, 
als auf der Schuldenſeite ſtreichen müſſe; dadurch hätte fich 
naturgemäß ein höherer Paſſivſaldo des Kunden ergeben als bei 
der Berechnung des Kunden, da der Kunde bei gleicher von den 
Verluſten unabhängiger Höhe des gültigen Teiles des Paſſioſaldo 
mit feinen geringeren Verluſten aus Börfentermingefchäften die 
größeren aus Kaſſageſchäften einigermaßen herabgemindert hatte. 

Das KG. hatte mit einer weiteren Maßgabe ſich auch 
dem angeſchloſſen, weil es ganz offenfichtlich dem natürlichen 
Empfinden widerſpricht, daß man aus einem Geſchäfte, deſſen 
Ungültigkeit man geltend macht, gültige Schulden herabmindert. 
Das KG. hatte die Börſentermingeſchäfte auf beiden Seiten 
geſtrichen und den aus ihnen ſich ergebenden Paſſivſaldo zu den 
übrigen Schuldpoſten eingeſtellt. 

Damit wurde der Bruch, der nach obigen Ausführungen 
den getilgten Teil der Paffivpoften darſtellt, um den Betrag der 
Aktiven aus Börfentermingefhäften in Zähler und Nenner ver- 
kleinert. Damit verkleinerte fich deſſen Wert, weil bei echten 


Brüchen — kleiner als 5 iſt und da nun weniger an den 


gültigen Schulden getilgt wurden, rührte der gleichbleibende 
Saldo zu einem größeren Teile aus gültigen Geſchäften her 
als bei der vom RG. vorgeſchriebenen Verrechnung. 
In ſtrenger Folgerichtigkeit der aufgeſtellten Grundſätze hat 
das RG. dies abgelehnt und ausgeführt: : 
Es iſt richtig, daß bei einer Aufrechnung, wie fie hier 
angenommen wird, ſelbſt in dem Fall, wenn die Paſſio⸗ 
ſeite die Aktivſeite überſteigt, jedoch der Geſamtbetrag 
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der aus den Börſentermingeſchäften ſtammenden Paifiv- 
poſten nicht höher oder gar niedriger iſt, als der Ge⸗ 
ſamtbetrag der aus Boͤrſentermingeſchäften abzuleitenden 
Aktiopoſten, der Saldo zum Teil eine Schuld aut 
Börfentermingefchäften und daher zu dieſem Teil un⸗ 
verbindlich ſein würde. 


II. 


Es beſteht nun allgemein der Irrtum,“) als ob die ver⸗ 
hältnismäßige Verrechnung dem Kunden nur geſtatte, die Ge ⸗ 
winne einzuſtecken und die Bezahlung der Verluſte zu verweigern. 

Es handelt ſich aber dabei nicht darum, daß ein „Verluft“ 
ſaldo nicht gezahlt wird, ſondern darum, daß ein „Paſſiv“ ſaldo 
d. h. der ungetilgte Teil von Schulden (nicht von Verluſten) 
nicht bezahlt wird. 

Es werden alſo mit den Forderungen des Kunden aus 
gültigen und ungültigen Geſchäften ſeine Schulden aus gültigen 
und ungültigen Geſchäften teilweiſe getilgt oder um die für die 
Beurteilung der Sachlage maßgebenden Teile der Verrechnung 
hervorzuheben; der Kunde verwendet Forderungen aus un- 
gültigen Geſchäften (Terminverkäufen) mit zur Bezahlung 
gültiger Geſchafte (z. B. Darlehne). 

Inſoweit aber die ungültigen Gegengeſchäfte (Terminkäufe) 
nicht bei Abſchluß verrechnet werden, und im Saldo als der 
Summe der ungetilgten Teile aller gültigen und ungültigen 
Schulden wiederkehren, will er die Schulden aus den ungültigen 
Geſchäften nicht bezahlen. 

Wenn alſo der Kunde auf Termin 30 000 Mark Bank⸗ 
aktien zu 60 000 Mark kauft und ſie ſpäter zu 50 000 Mark 
zurückverkauft, fo bezahlt er mit den vollen 50 000 Mark ſeine 
gültigen Schulden mit; er verweigert aber die Bezahlung des 
Gegengeſchäfts mit 60 000 Mark, ſoweit ſie noch im Saldo ſtecken. 

Er behält demnach bei einer und derſelben Spekulation 
die Aktiven, nicht nur die Gewinne, für ſich und verweigert die 
Bezahlung der Paſſiven, nicht nur der Verluſte. Einige Bei. 
ſpiele mögen der Erläuterung dienen: 

B ſollen ungültige Börſentermingeſchäfte, G gültige Ge⸗ 
ſchäfte bezeichnen, 8 ſei der Saldo. Das Konto des Kunden 
ſoll folgendermaßen lauten: 

1. 
Schulden des Kunden: Forderungen des Kunden: 

G 10000 (Darlehn) B 6 000 

B 5 000 8 9000 


Von den 10000 Mark Darlehn find nach den Aus führungen 
6 000 
115 getilgt und / ungetilgt, d. h. 


unter I ¼ (00 5 000 Paſſtoa 

der Bankier hat, obwohl die ungültigen Börfentermingeihirte 
für den Kunden nur einen Gewinn von 1000 Mark ergeben 
haben, von den 10 000 Mark, die er etwa bar geliehen bu. 
nur mehr 6 000 Mark feines baren Geldes zu fordern. Der 
Saldo von 9000 Mark iſt zum Betrage von / von 5000 Matk, 
gleich 3000 Mark ungetilgter Teil der Boͤrſenterminſchuld ven 
5 000 Mark und inſoweit unwirkſam. 


*) So auch in der anregenden Betrachtung von Müller in 
BankA. 3, 88: „Die verhältnismäßige Aufrechnung in Differenz 
prozeſſen“. 


34. Jahrgang. 


2. 

Schulden des Kunden: Forderungen des Kunden: 

G 4000 (Darlehn) B 20 000 

B 21 000 S 5000 

Von den bar geliehenen 4000 Mark find s (8 660 Salt) 
getilgt, / ungetilgt, d. h. der Bankier hat von der allein 
gültigen Darlehns forderung zu 4000 Mark nach der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung nur 800 Mark zu fordern, während 
3 200 Mark mit den Aktiven aus ungültigen Geſchäften getilgt 
find, und das, obwohl der Kunde einen Verluft von 1 000 Mark 
aus Börfentermingefchäften hatte, ſodaß der Kunde in Wahrheit 
ſtatt eines Verluſtes von 1 000 Mark einen Gewinn von 
3 200 Mark durch fein Börfentermingefchäft gemacht hätte. 

Je mehr und je ungünſtiger er ſpekuliert, um ſo beſſere 
Geſchäfte macht er. Es liegt auf der Hand, daß das falſch iſt 
und mit keiner pofitiven Geſetzgebung ſich verträgt. 

Gegenüber ſolchen nicht recht glaublichen Folgerungen iſt 
man geneigt, der verhältnismäßigen Aufrechnung die Schuld zu 
geben. Die verhältnismäßige Aufrechnung und die Recht⸗ 
ſprechung des RG. hierzu iſt aber richtig. 


1. 


Man darf eine erfolgte Verrechnung nicht deswegen 
unmoglich machen, weil einmal im Kontokurrent ein ungültiger 
Poſten ſteckt, etwa infolge Irrtums. 

Da man nun billig niemand verpflichten kann, den irrtümlich 
aufgenommenen Poften zu bezahlen, jo kann man den Saldo 
nicht völlig aufrecht erhalten; es bleibt alſo nur übrig, völlige 
Streichung der Verrechnung oder teilweiſe Verrechnung. 

Die Nichtigkeit der ganzen Verrechnung entſpricht offen⸗ 
fichtlich nicht den kaufmänniſchen Anſchauungen, da allgemein 
den Saldoabſchlüſſen der Irrtumsvorbehalt beigefügt wird, ſicherlich 
nicht als Vorbehalt voller Nichtigkeit der Verrechnung, ſondern 
als Vorbehalt entſprechender Anderung im Falle eines Irrtums. 
Die verhältnismäßige Verrechnung iſt alſo Verkehrs bedürfnis. 

Gerade der Bankier, nicht etwa der Kunde iſt es, der an 
der verhältnismäßigen Verrechnung ein ganz beſonderes 
Intereſſe hat. Denn da, wo die Spekulation ungünſtig war, 
wo alſo der Regiſtereinwand am nächſten liegt, kommt der 
Bankier durch die verhältnismäßige Verrechnung wenigſtens zu 
demjenigen Teile ſeines Guthabens, auf den er Vorſchüſſe 


erhalten hat. 
2. 


Durch das Kontokurrent werden die beiden Seiten einer 
Spekulation auseinandergeriſſen, derart, daß es ſcheint, als ob 
der Kunde, der auf Termin kauft, den Kaufpreis gar nicht mehr 
als Kaufpreis ſchulde, und als ob er, wenn er verkauft, gar 
nicht mehr als Verkäufer zu fordern habe. 

Es ſcheint aber nur ſo; in Wahrheit iſt der Kunde, der 
verkauft hat, nicht in der Lage, den Kaufpreis zu fordern, 
während er den von ihm für das Gegengeſchäft, für den Kauf 
geſchuldeten Kaufpreis nicht bezahlen will. 

In dem zweiten oben erwähnten Beiſpiel: 


Paſſiven Aktiven 
G 4000 B 20 000 
B 21 000 8 5000 
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ſoll angenommen werden, daß 15 000 Mark Dresdner Bank⸗ 
aktien vom Kunden um 21 000 Mark im November auf Termin 
gekauft worden und im Dezember auf Termin um 20 000 Mark 
zurückverkauft worden ſeien. 

Da von dem Saldo zu 5000 Mark wegen teilweiſer 
Unwirkſamkeit 4 200 Mark = ¼s von 21 000 Mark des Kauf⸗ 
preiſes der Dresdner Bankaktien nicht bezahlt werden und un⸗ 
getilgt bleiben, ſo hatte der Kunde keinen Anſpruch darauf, daß ihm 
die Aktien auf Grund des Kaufes im November geliefert wurden. 

Andererſeits hat der Kunde den ihm vom Bankier für 
deſſen Rückkauf im Dezember geſchuldeten Kaufpreis zu 
20 000 Mark zur Tilgung ſeiner Schulden gefordert und durch 
Verrechnung erhalten; der Kunde mußte demnach auch die 
Aktien liefern. 

Von der Lieferung der Aktien konnte er fi) nur dann be⸗ 
freien, wenn er ſeinerſeits wegen ſeines Kaufes im November 
die Aktien zu fordern hatte; das iſt aber nicht der Fall, weil 
er ja den Kaufpreis mit einem Teilbetrage von 4 200 Mark 
nicht bezahlen will. 

Es kann ihm alſo, wenn er wegen Verrechnung mit ſeiner 
Kaufpreis forderung die Tilgung der gültigen Darlehnsforderung 


zu einem Teile von 3 200 Mark geltend macht, der Einwand 


entgegengeſetzt werden, daß er die 3 200 Mark nicht bezahlt habe, 
weil ja ſeiner Gegenforderung, mit der er aufrechnete, die Ein⸗ 
rede der nicht erfolgten Lieferung der Wertpapiere entgegenſtand. 

Auch wenn man die Verrechnung der gegenſeitigen 
Lieferungspflichten bei dem Rückkauf der Papiere im Dezember 
als wirkliche Lieferung anſieht, oder wenn die Lieferung durch 
den Kunden im Dezember wirklich effektiv erfolgte, gilt, daß 
der Kunde im November zu Unrecht vom Bankier die Bank⸗ 
aktien geliefert erhielt, weil er den Kaufpreis nicht bezahlen 
will, und daß er ſolange nicht die Tilgung ſeiner gültigen 
Forderungen geltend machen kann, als er nicht die Bankaktien 
wieder zurückgegeben habe. 

Dieſe Einrede (richtig Replik) iſt unter allen Umſtänden 
gegeben, mag man das Rechtsverhältnis konſtruieren wie man 
will; es iſt mindeſtens die allgemeine Ginrede der Argliſt, die 
das RG. als geltendes Recht erkannt hat.“) RG. 58, 356. 

Da das eine echte Einrede iſt, ſo durfte ſie vom RG. nur 
berückfichtigt werden, wenn fie geltend gemacht wurde und bisher 
iſt ſie noch nie geltend gemacht worden. Mit dieſer Einrede, die 
jedes zweiſeitige Börfentermingeichäft ergreift, ſoweit nicht die 
Paſſiven bezahlt find, weil der Saldo von jedem Paſſiopoſten 
ein Stück enthält, ift die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß ein 
Kunde Gewinne einſteckt und die Verluſte derſelben Rechnungs⸗ 
periode nicht bezahlt, außer wenn die Gewinne endgültig früher 
abgehoben wurden; es iſt auch die Möͤglichkeit ausgeſchloſſen, daß 
er die Aktiven einer Spekulation behält und die Paſſiven 
nicht bezahlt. 

Das Geſetz bekommt damit wieder den Inhalt, den es 
allein erſtrebt hat, daß nur die Verpflichtung zur Bezahlung von 
Verluſten aus Termingeſchäften nicht erzwungen werden kann. 


4) Der Bankier iſt nicht darauf angewieſen, in beſonderer Klage 
die Lieferung der vom Kunden auf Grund des Dezemberkaufs zu 
liefernden oder die Rückgabe der wegen des Verkaufs im November 
gelieferten Papiere zu verlangen. 

40 
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Die für den Kläger umgünftigfte Folge der Einrede iſt es, 
wenn der Kunde dann geltend macht, daß er die Bezahlung 
(Verrechnung) feiner Börfenterminfhulden mit feinen anderen 
Forderungen nun ohne Grund vorgenommen habe, weil er die 
im Boͤrſentermingeſchäft gekauften Bankaktien nicht behalten dürfe 
und wenn er Wiederherſtellung ſeiner ſämtlichen Forderungen 
verlangt; damit ſtürzt dann die ganze Verrechnung und der 
Saldoabſchluß in ſich zuſammen. 

Der Bankier kommt dann nie in die Lage, Schulden aus 
Börfentermingefchäften oder Gewinne an den Kunden aus zuzahlen, 
Forderungen oder Differenzen zuungunſten des Kunden aber 
nicht zu erlangen; moͤglich tft allerdings, daß er Vorſchüſſe 
auf Termingeſchäfte zurückzahlen muß. 

Mit der Einrede der nicht erfolgten Lieferung wird aber 
das RG. in die Prüfung eintreten, die es bisher immer unter⸗ 
laſſen hat, ob das Börfentermingefhäft ein Differenzgeſchäft war 
oder nicht. Denn damit würde die Einrede der nicht erfolgten 
Lieferung wegfallen, weil es beim echten Differenzgeſchäft eben 
nur Differenzen und nicht Kaufpreisforderungen und Lieferungs- 
forderungen gibt. Handelt es fih um Differenzgeſchäfte, fo iſt 
die Ungültigkeit eines Paffivfaldos, trotzdem nur Gewinne des 
Schuldners vorliegen, ausgeſchloſſen. 

Die Einrede der nicht erfolgten Lieferung bedeutet nichts 
anderes, als daß Lieferungen und Zahlungen auf Börfentermin- 
geſchäfte ſolange zurückgefordert werden konnen, als nicht die 
Gegenleiſtung vollſtändig gemacht iſt. Als Gegenleiſtung, deren 
vollſtändige Bewirkung das Rückforderungsrecht aufhebt, genügt 
nicht Verrechnung mit Forderungen aus Börſentermingeſchäften. 


ft der Veräußerer einer beweglichen Sache, die 
er dem Erwerber unter Eigentums vorbehalt über⸗ 
geben hat, mittelbarer Beſitzer? 
Von Dr. jur. Pudor, Leipzig. 


Die vorſtehende Frage iſt bislang erſt einmal in erſchöpfender 
Weiſe von Thiefing (Arch BürgR. 20) behandelt worden. 

Derſelbe kommt auf Grund ſeiner Ausführungen zu einer 
verneinenden Antwort, der m. A. n. nicht zugeſtimmt werden kann. 

Wenn Thiefing zunächſt in feiner Abhandlung ausführt, 
daß, um mittelbaren Befiß annehmen zu können, abgeſehen von 
der zeitlich begrenzten Berechtigung oder Verpflichtung zum 
Beſitz eine mit den Beiſpielsfällen des 8 868 BGB. ähnliche 
Beſchaffenheit für das zugrunde liegende Verhältnis gefordert 
werden muß, ſo kann ihm darin nur zugeſtimmt werden. 

Die Frage nun, worin dieſe Ahnlichkeit zu ſuchen iſt, 
beantwortet Thiefing dahin, daß die im § 868 angeführten 
Beiſpielsfälle ſämtlich ſolche ſeien, die ihrem juriſtiſchen Weſen 
nach darauf angelegt ſeien, daß der unmittelbare Beſitzer über 
kurz oder lang die Sache dem anderen Teile zurückzugewähren 
habe und daß, um mittelbaren Befitz annehmen zu können, das 
Verhältnis ein ſolches fein müſſe, das ſeiner juriſtiſchen 
Weſenheit nach darauf abziele, die Sache nur innerhalb 
gewiſſer zeitlicher Grenzen dem mittelbaren Befitzer zu ent⸗ 
ziehen und fie nach Beendigung des Verhältniſſes beſtimmungs⸗ 
gemäß zu ihm zurückkehren zu laſſen. In Anwendung dieſer 
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feiner Anfiht auf die vorliegende Frage führt Thiefing ſodann 
des weiteren aus, daß man den unter Vorbehalt Veräußernden 
um deswillen nicht als mittelbaren Beſitzer anerkennen könnte, 
da es ſich hier um ein Veräußerungsgeſchäft handele, deſſen 
juriſtiſche Natur darin beſtehe, die Sache in das Eigentum des 
Erwerbers zu überführen und fie damit definitiv der Macht⸗ 
ſphäre des Veräußerers zu entziehen. 

Unterzieht man nun zunächſt die Anficht Thiefings, daß die 
im § 868 angeführten Fälle ſolche ſeien, die ihrem juriſtiſchen 
Weſen nach darauf angelegt ſeien, daß der unmittelbare Beſitzer 
über kurz oder lang die Sache dem anderen Teile zurückzu⸗ 
gewähren habe, einer näheren Prüfung, ſo erhellt ohne weiteres, 
daß dieſes Merkmal beim Nießbraucher, Verwahrer, Pächter und 
Mieter jedenfalls zutrifft, d. h. daß dieſe auf Grund des unter- 
liegenden Rechtsverhaltniſſes dazu verpflichtet find, die Sache 
dem anderen Teile über kurz oder lang zurückzugewähren. Be⸗ 
züglich des Pfandgläubigers jedoch ſchlägt meiner Anſicht nach dieſes 
Merkmal nicht durch. Hier zu ſagen, die Pfandſache ſei nur 
innerhalb gewiſſer zeitlicher Grenzen dem Eigentümer (Pfanb- 
ſchuldner) entzogen und kehre nach Beendigung des Verhältniffes 
beſtimmungsgemäß zu ihm zurück, iſt durchaus nicht angängig. 
Denn ob dies eintreten wird, hängt davon ab, ob der Schuldner 
ſeine Schuld bezahlt oder nicht, und eben weil dies infolge der 
mangelnden Garantien, die die Perſon des Schuldners und ſeine 
perſöͤnlichen Verhältniſſe dem Gläubiger bieten, zweifelhaft iſt, 
deshalb gerade hat ſich der Gläubiger das Pfand beſtellen 
laſſen; zahlt der Schuldner (Verpfänder), fo kehrt das Pfand zu 
ihm zurück, aber auch nur dann, und daher kann man unmöglich 
ſagen, daß das Verhältnis zwiſchen Pfandgläubiger und Schuldner 
ſeinem juriſtiſchen Weſen nach darauf angelegt ſei, daß der 
unmittelbare Beſitzer (Pfandgläubiger) über kurz oder lang die 
Sache dem anderen (Pfandſchuldner) zurückzugewähren habe. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf dieſen von Thiefing ein ⸗ 
genommenen Standpunkt einmal ſtellen wollte, ſo kann man ihm 
doch in ſeinen weiteren Ausführungen nicht folgen. Denn wenn 
er ſagt, daß es fi hier um ein Veräußerungsgeſchäft handele, 
alſo um ein Geſchäft, deſſen juriſtiſche Natur darin beſtehe, 
die Sache in das Eigentum des Erwerbers zu überführen und 
ſie damit definitiv der Rechtsſphäre des Veräußerers zu ent- 
ziehen, jo überfiebt er dabei vollkommen, daß bei dem Ver- 
äußerungsgeſchäfte unter Eigentumsvorbehalt das ja gerade die 
Frage iſt, ob die Sache der Rechtsſphäre des Veräußerers 
definitiv entzogen werden wird, und daß dies eben abhängt 
von dem Eintritte der Bedingung, d. h. der Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes; denn ſolange dieſes in der Zukunft liegende ungewiſſe 
Ereignis nicht eingetreten iſt, ſolange iſt eben die Sache nur 
vorläufig, nicht endgültig aus dem Vermoͤgen des Ver⸗ 
äußerer ausgeſchieden. 

Muß nach alledem alſo die in feiner angezogenen Abhand⸗ 
lung vertretene Anſicht Thiefungs durchaus zurückgewieſen werden, 
jo fragt es ſich nun, welche Eigenſchaft der im 5 868 aufge- 
zählten Beiſpielsfälle es iſt, in der Übereinſtimmung vorhanden 
ſein muß, damit ein Verhältnis ihnen ähnlich genannt werden 
kann, mit einem Worte, worin das tertium comparationis 


zu ſuchen iſt. 


Alle jene Beiſpielfälle des § 868 laſſen fi richtiger An- 
ſicht nach auf das beſtimmte Prinzip zurückführen, daß dem 


34. Jahrgang. 


unmittelbaren Befiger der Beſitz vom mittelbaren Beſitzer ge 
wiſſermaßen „anvertraut“ iſt. 

Von dieſem Standpunkte aus muß nun unſere vorliegende 
Frage im bejahenden Sinne beantwortet werden. Denn der 
Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber auf Grund der bedingten 
Erfüllung ſeitens desſelben zum Befitze auf Zeit berechtigt und 
iſt ihm bis zum Eintritte oder Ausfalle der Bedingung, d. h. 
der Zahlung oder Nichtzahlung des Kaufpreiſes, der Beſitz vom 
Veräußerer, und zwar in ſeinem Intereſſe anvertraut. 

Es entſpricht dieſes Ergebnis auch durchaus einem 
praktiſchen Bedürfniſſe. Denn, wie Thiefing richtig hervorhebt, 
iſt der Begriff des mittelbaren Beſitzers im weſentlichen deshalb 
eingeführt, um Leute, die ſich nur auf Zeit der unmittelbaren 
Gewalt zugunſten eines anderen, der aber zur Rückgewähr 
kraft des zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſes verpflichtet 
ſei, entäußert haben, gegen ungerechtfertigte Angriffe Dritter, die 
ihrem Intereſſe im Hinblick auf die Zukunft nachteilig find, 
poſſeſſoriſch zu ſchützen. Thiefing überfieht aber nur, daß ein 
ſo geartetes Verhältnis zwiſchen Gewaltinhaber und dem 
anderen, wo das Bedürfnis vorhanden iſt, dieſem anderen 
mittelbaren Befig und damit Beſitzſchutz zuzubilligen, auch in 
unſerem Falle vorliegt, nur daß die Pflicht zur Rückgewähr 
ſeitens des Erwerbers eine nur bedingte iſt, bedingt nämlich 
durch den Ausfall der Bedingung vollſtändiger Zahlung des 
Kaufpreiſes. 

Erwähnt ſei nur noch, daß die vom Verfaſſer vertretene 
Anficht, daß der unter Eigentumsvorbehalt Veräußernde mittel⸗ 
barer Befiger ſei, ſich auch in Staudingers Kommentar zum 
BGB. III zu 5 868 findet, wenn auch ohne jegliche Be⸗ 
gründung und nur unter Zurückweiſung der Thieſingſchen Anficht. 
Ebenſo vertritt Dernburg (III, § 102) den gleichen Standpunkt 
mit der kurzen Begründung, daß der Käufer „vorerſt nur auf 
Zeit — nämlich bis zum Ausfalle der Bedingung — dem Ver⸗ 
äußerer gegenüber zum Beſtitze berechtigt ſei“. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 9. bis 22. April 
1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 54, 705 ff. BGB. verb. mit Art. 2 Abſ. 1 des 
Bayr. Geſetzes Übergangsvorſchriften betr. zum BGB. und 
Bayr. Geſetzes vom 29. April 1869, die privatrechtliche Stellung 
von Vereinen betr. Jurisdiktion eines ſtudentiſchen Korps nach 
Austritt des als Renonce Ausgeſchiedenen 7 

Der Kläger trat an Oſtern 1901 in das Korps G. ein. 
An Weihnachten 1901 bat er um ſeinen Austritt und erhielt 
denſelben durch Beſchluß des C. C. (Corpsconvents) vom 
15. Januar 1902 bewilligt. Am 11. Februar 1902 reichte der 
Kläger bei dem damals präfidierenden Korps G. eine Denkſchrift 
an den 8. C. (Seniorenconvent) wegen der in dieſem Korps 
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herrſchenden Zuſtände und eine Verrufsklage gegen deſſen erſten 
Chargierten S. ein. Am 12. Februar 1902 beſchloß der Convent 
der G. die Exklufion des Klägers cum infamia. Der Beſchluß 
wurde unter Angabe der Gründe dem Kl iger am gleichen Tage 
mitgeteilt. Kläger beantragte mittels Klage, den Beſchluß des 
C. C. aufzuheben und das genannte Korps zu verurteilen, an- 
zuerkennen, daß Kläger durch Austrittsbewilligung aus dem Corps 
ausgeſchieden iſt. Das beklagte Korps hat um Abweiſung der 
Klage gebeten. Das LG. hat nach dem Klageantrag erkannt, 
das OLG. wies die Klage ab. Das RG. hob auf und wies 
die Berufung zurück: Die Vorinſtanzen find mit Recht davon 
ausgegangen, daß der Klage der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten nicht verſchloſſen iſt. Das Korps G. iſt nach der 
Feſtſtellung des OLG. unter der Herrſchaft des Bayr. Geſetzes 
vom 29. April 1869, die privatrechtliche Stellung von Vereinen 
betr., ein anerkannter Verein im Sinne dieſes Geſetzes nicht 
geweſen. Nach Art. 2 Abſ. 1 des Bayr. Geſetzes, Übergangs- 
vorſchriften zum BGB. betr. vom 9. Juni 1899, finden auf die 
zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine von dieſem Zeitpunkte an die Vorſchriften des 
BGB. über die Geſellſchaft Anwendung. Die Beſtimmung 
entſpricht dem $ 54 BGB. Auf die Rechtsverhältniſſe des 
Korps G. find daher vom 1. Januar 1900 an, ſoweit nicht 
durch Art. 2 des Bayr. Geſetzes und durch die Statuten ein 
anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften der 88 705 ff. BGB. 
anwendbar. Nach § 50 3). kann das Korps verklagt werden 
und hat im Rechtsſtreite die Stellung eines rechtsfähigen Vereins. 
Die vorliegende Klage iſt eine Feſtſtellungsklage. Der Grund 
des Anſpruchs iſt das Verhältnis, in welches Kläger zu dem 
beklagten Korps getreten iſt, alſo das Geſellſchafts verhältnis. 
Kläger will feſtgeſtellt haben, daß dasſelbe durch ſeinen Austritt 
beendigt ſei und das beklagte Korps auf Grund ſeines Ver⸗ 
hältniſſes keine Rechte mehr ihm gegenüber ausüben könne. Das 
beklagte Korps nimmt dagegen für ſich die Befugnis in Anſpruch, 
den Kläger wegen eines nach ſeinem Austritt angeblich begangenen 
Ehrenwortbruchs und wegen der angeblichen Abfaſſung von 


Schmähbriefen vor ſein Ehrengericht zu ziehen und mit der Ex⸗ 


kluſion cum infamia zu beſtrafen. Weshalb dieſes Streit⸗ 
verhältnis der Kognition der ordentlichen Gerichte entzogen ſein 
ſollte, iſt nicht einzuſeheu. Eben ſo wenig kann bezweifelt werden, 
daß Kläger an der alsbaldigen richterlichen Feſtſtellung des Nicht⸗ 
beſtehens des von dem Korps ihm gegenüber behaupteten Rechts ⸗ 
verhältniſſes ein rechtliches Intereſſe hat, da der auf Grund des⸗ 
ſelben erlafiene Beſchluß des C. C. der G. für ſeine Ehre, feine 
ſoziale Stellung und die Moͤglichkeit, anderen ſtudentiſchen Ver⸗ 
bindungen beizutreten, von großer Bedeutung iſt. Der Kläger 
macht gegen feine Exkluſion in erſter Reihe geltend, daß fie des⸗ 
halb nicht ausgeſprochen werden durfte, weil er durch ſeinen mit 
Bewilligung des Korps erſolgten Austritt im Januar 1902 
endgültig und in jeder Beziehung aus dem Korpsverband aus⸗ 
geſchieden ſei. In zweiter Reihe hält er den Beſchluß des C. C. 
der G. deshalb für ungültig, weil er erlaſſen ſei, ohne daß ihm 
vorher rechtliches Gehoͤr gewährt wurde. Schließlich bezeichnet 
er den Beſchluß auch als ſachlich ungerechtfertigt. Der erſte 
Richter hat die beiden erſten Gründe für durchſchlagend erachtet 
und dementſprechend nach dem Klageantrag erkannt. Das Be⸗ 
rufungsgericht iſt in beiden Beziehungen zu einer von dem erſten 
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Urteile abweichenden Rechtsauffaſſung gelangt und hat deshalb 
die Klage abgewieſen. Das RG. (IV. 3S.) hat in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 6. März 1902 Rep. IV 393/01 ausgeſprochen, 
daß ein Mitglied eines unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts 
gegründeten Arztevereins (deſſen juriſtiſche Perfönlichkeit dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen iſt) nur ſo lange deſſen Satzungen, denen es ſich 
durch freie Willensbeſtimmung bei ſeinem Eintritt unterworfen 
haite, unterſteht, als die Mitgliedſchaft dauert, daß es aber von 
dem Augenblicke ſeines Ausſcheidens an, unbeſchadet der aus 
dem Geſellſchaftsverhältnis entſprungenen, etwa noch unerledigten 
vermöͤgensrechtlichen Verpflichtungen, dem Machtbereich der 
Satzungen entrückt wird. Vergl. JW. 1902 Beilage 6 
S. 227 fig. Nr. 88; RG. 51, 66 ff. Deshalb könne es nach 
feinem Austritt nicht mehr auf Grund der Satzungen aus⸗ 
geſchloſſen werden. Das Ausſchließungsrecht des Vereins ſei 
infolge dieſes Austritts erloſchen. Das OLG. hält dieſe Ent- 
ſcheidung deshalb hier nicht einſchlagend, weil ſie ſich nicht auf 
ſtudentiſche Korporationen beziehe, welche nach den in 
Betracht kommenden beſonderen Verhältnifſen zu beurteilen 
ſeien. Zu den Prinzipien jedes Korps gehöre es, den über- 
lieferten Komment und das ſpezifiſche Studententum zu pflegen. 
Die Korps ſeien daher beſtrebt, den neu zugegangenen Renoncen 
die Korpsprinzipien und Korpsſtatuten geläufig zu machen. 
Nach § 110 a der Konſtitutionen des beklagten Korps werde 
der zu Admittierende auf Ehrenwort verpflichtet, nach eventuellem 
Austritt aus der G. bei keiner anderen ſtudentiſchen Korporation 
in W. mehr aktiv zu werden und niemals auch nach 
eventuellem Austritt aus dem Korps dasſelbe böswillig zu 
ſchädigen. Nach § 84 a. a. O. koͤnne die Exkluſion über jenen 
verhängt werden, der ſich gemeines, ehrenrühriges Betragen zu 
ſchulden kommen läßt, ſowie über den, der böswilligerweiſe das 
Korps zu infamieren ſucht. Das OLG. hat über die Frage, 
ob nach einer allgemeinen Übung bezw. allgemeinen Vorſchrift 
ein dem Korps admittierter Student wegen Handlungen, welche 
er erſt nach ſeinem Austritt begangen hat, exkludiert werden 
darf, vier Sachverſtändige gehort. Es hat aber ſchließlich an- 
genommen, daß bei der Meinungsverſchiedenheit der Sach- 
verſtändigen dieſe Frage dahingeſtellt bleiben konne, da fie bereits 
durch die oben wiedergegebenen Sonderbeſtimmungen des be⸗ 
klagten Korps bejaht ſei. Wie die darin vorgeſehene Ver⸗ 
pflichtung des Klägers auch nach ſeinem Austritt fortbeſtand, 
fo muͤſſe auch die auf Verletzung der Verpflichtung erfolgte 
Strafandrohung aufrechterhalten bleiben. Die allgemeinen Er. 
wägungen des OLG. über Aufgaben und Ziele des Korps find 
zweifellos richtig. Das Os G. hätte hinzufügen können, daß 
unter den Angehörigen eines Korps eine auf dauernder Freund. 
ſchaft und gemeinſamer Pflege eines ehrenhaften Studententums 
(vergl. $ 37 der Statuten des Köfener 8. C. Verbandes) be⸗ 
ruhende Zuſammengehörigkeit für Lebenszeit begründet wird, und 
daß die Korps eines großen Teiles ihres idealen Gehalts und 
ihrer ethiſchen und ſozialen Bedeutung beraubt würden, wenn 
dieſer Zuſammenhalt nicht anerkannt und gepflegt würde. Dieſen 
beſonderen Berbältniffen tragen aber auch die Statuten des 
Köfener 8. C.⸗Verbandes, welche auch für das beklagte Korps 
und ſeine Angehörigen maßgebend find, ſoweit die Konſtitutionen 
der G. nichts abweichendes beſtimmen, Rechnung. Sie ſtellen 
feſte Grundſätze über die Korpsangehörigkeit auf und be- 
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ſtimmen damit zugleich die Grenzen, innerhalb welcher 
die geſellſchaftliche Autonomie und Jurisdiktion der 
Korps rechtliche Gültigkeit und Wirkſamkeit hat. 
Nach § 39 dieſer Statuten ſcheiden fich die „Angehörigen eines 
Korps“ in „Aktive“, „Inaktive“ und „Alte Herren“. Die 
Aktiven zerfallen wieder in Korpsburſchen und Füchſe. Inaktive 
Korpsburſchen heißen jene, welche, nachdem fie aktive Korps 
burſchen waren, nach Maßgabe der Konſtitution ihres Korps 
von den beſonderen, den aktiven Korps burſchen obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeiten befreit und als inaktiv im 8. C. gemeldet find 
(8 45). Alte Herren find ſolche Korpsangehörige, welche nach 
beendigter Aktivität bezw. Inaktivität von ihrem Korps als ſolche 
erklärt find und die Befugnis zum Tragen des Korps bandez 
befitzen (§ 47). Die nicht entehrende Ausſtoßung aus dem 
Korps ſoll mit dem Namen Dimiſſion, die entehrende Aus⸗ 
ſtoßung, welche nur auf Grund ehrenrühriger Handlungen er⸗ 
folgen darf, ſoll bei Korpsburſchen wie Füchſen mit dem Namen 
Exkluſion bezeichnet werden (§ 50). Aus dieſen Beſtimmungen 
ergibt ſich, daß der Kläger, welcher als Renonce aus dem Korps 
freiwillig und mit Zuſtimmung des Korps ausgetreten iſt, da⸗ 
mit aufgehört hat, Korpsangehöriger zu fein. Er iſt 
nicht mehr Aktiver. Er iſt aber auch weder Inaktiver noch alter 
Herr geworden, weil er niemals aktiver Korpsburſche geweſen 
tft und nicht die Befugnis zum Tragen des Korpsbandes befikt. 
Nach § 39 Abſ. 2 der Statuten des Köſener 8. C. tft es den 
einzelnen Korps unbenommen, noch weitere Kategorien von 
Korpsangehörigen wie z. B. Inhaber der Korpsſchleife, Kon- 
kneipanten zu ſchaffen oder beizubehalten. Das beklagte Korps 
hat jedoch nicht geltend gemacht, daß der Kläger etwa in einem 
derartigen Verhältnis nach feinem Austritt Korpsangehöͤriger ge- 
blieben wäre. Gegen eine dem Korpsverband nicht mehr an- 
gehörende Perſon kann das Korps keine Jurisdiktion ausüben. 
Hier greifen die allgemeinen Grundſätze des bürgerlichen Rechtes 
ein, wie ſie in dem oben erwähnten Urteile des RG. vom 
6. März 1902 niedergelegt find. Hiergegen konnen auch die be⸗ 
ſonderen Konftitutionen des beklagten Korps ($ 1002, 8 84) 
nicht verwertet werden. Insbeſondere kann aus der Voerſchrift 
des § 84 nicht entnommen werden, daß das Korps G. auch 
gegenüber Nicht⸗Korpsangehöͤrigen eine Diſziplinargewalt für fi 
in Anſpruch nimmt. Auch wenn die gemäß § 110 a der Ken ⸗ 
ftitutionen von dem Kläger übernommenen Verpflichtungen fert- 
beſtehen, rechtfertigt dies nicht die Gültigkeit eines Beſchlußſes, 
durch welchen der aus dem Verein ausgetretene und infolge des 
Austritts dem Verein im Sinne der Statuten nicht mehr an 
gehörende Kläger nachträglich aus dem Verein ausgeſchloßen 
wird. Ein ſolcher Beſchluß konnte fortan nicht mehr auf der 
Grundlage des Geſellſchaftsverhältniſſes erlaſſen werden, welches 
die rechtlichen Beziehungen der Korpsangehörigen beberritt. 
Eben ſo wenig kann in Betracht kommen, daß Kläger, wie dat 
OL G. feſtſtellt, nach feinem Austritt ſich noch an das Ebren 
gericht des 8. C. gewandt hat. Hierdurch wurde für ihn keine 
neue Korpsangehoͤrigkeit begründet. Hiernach mußte das Ute 
des OL G., weil auf einer Verletzung der Grundſaͤtze des Geſel 
ſchaftsrechts (88 705 ff. BGB.) beruhend, aufgehoben und tx 
der Sache ſelbſt auf Zurückweiſung der gegen das Urteil dei 
LG. eingelegten Berufung erkannt werden. Dabei hat der 
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Urteile enthaltenen Ausſpruch, „der Beſchluß des C. C. der G. 
wird aufgehoben“, dahin zu berichtigen, daß dieſer Beſchluß als 
rechtsungültig erklärt wird. Denn die bürgerlichen Gerichte 
bilden nicht eine Inſtanz hinſichtlich der von den Vereins organen 
erlaſſenen Beſchlüſſe; fie find daher nicht in der Lage, ſolche 
Beſchlüſſe aufzuheben. Sie konnen ihnen nur die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit verſagen oder abſprechen. H. o. G., U. v. 18. März 05, 
521/04 I. — Bamberg. 

2. 8130 BGB. Begriff und Zeitpunkt des „Zugehens“ 
bei Mitteilung an einen Hausgenoſſen in Abweſenheit des 
Empfängers.] 

Der 5 130 BGB. enthält keine Beſtimmung des Begriffes 
des Zugehens. Nach der durch ihn zur Herrſchaft gelangten 
Empfangstheorie genügt es, daß der, dem gegenüber eine Willens⸗ 
erklärung abgegeben wird, in eine Lage verſetzt wird, die ihm 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen (Krankheit, Abweſenheit von 
Hauſe u. dergl. kommen dabei nicht in Betracht) die Moͤglichkeit 
gewährt, von der Erklärung Kenntnis zu nehmen. Sobald dieſe 
Vorausſetzung gegeben iſt, wird die Willenserklärung wirkſam 
(BGB. 8 130 Abf. 1 Satz 1). Darauf, wann er von ber 
Erklärung Kenntnis genommen hat, kommt es nicht an. Die 
Beantwortung der Frage, wann die Möglichkeit der Kenntnis- 
nahme vorliegt, richtet ſich nach der Lage des Einzelfalles. Bei 
brieflicher Erklärung genügt es nach ſtändiger Rechtſprechung 
(RG. 50, 191 flg.; 56, 262 flg.; 58, 406 flg.), in der Regel, 
daß der Brief in die Wohnung des — anweſenden oder ab- 
weſenden — Adreſſaten gelangt iſt, z. B. daß er in der Wohnung 
an einen Familienangehörigen oder Dienſtboten abgegeben oder 
in einen an der Wohnung angebrachten Briefkaſten geworfen iſt. 
Nicht weſentlich anders liegt die Sache, wenn die Erklärung in 
Abweſenheit des Erklärungsgegners in feiner Wohnung einer 
dort anweſenden Perſon gegenüber zur Mitteilung an den Gegner 
mündlich abgegeben wird. Ein Unterſchied ergibt ſich freilich 
daraus, daß an die Mittelsperſon erheblich hohere Anforderungen 
geſtellt werden, wenn ſie die mündliche Beſtellung ausrichten ſoll, 
und daß infolge davon die Gefahr beſteht, daß die Erklärung 
nicht richtig mitgeteilt wird. Daher wird der Erklärende, wenn 
es ſich um die Frage handelt, ob die Erklärung zugegangen iſt, 
nachzuweiſen haben, daß die Mittelsperſon zur Wiedergabe der 
Erklärung geeignet war. Es reicht nicht — wie beim Briefe — 
aus, daß ſie in häuslicher Gemeinſchaft mit dem Erklärungs⸗ 
gegner ſteht, ſondern es muß erhellen, daß ſie die erforderliche 
geiſtige Fähigkeit befigt. Dieſe Vorausſetzung wird bei erwachſenen 
Hausgenoſſen in der Regel anzunehmen ſein. Iſt aber die 
mündliche Erklärung dem Erklärungsgegner richtig mitgeteilt, 
dann ſteht die Zuverläſſigkeit des Erklärungsmittlers ebenſo feſt, 
wie die des brieflichen Mittels. Dann aber iſt kein Grund 
erfindlich für eine verſchiedene Behandlung der beiden Fälle hin⸗ 
ſichtlich der Frage, wann die Erklärung zugegangen iſt. Es iſt 
im Erfolge ganz gleich, ob der Erklärungsgegner bei ſeiner 
Rückkunft nach Hauſe von ſeiner Frau den ihr zur Beſtellung 
anvertrauten, die Erklärung enthaltenden Brief erhält, oder ob 
ihm die Frau die mündliche Erklärung mündlich (aber richtig) 
mitteilt. In beiden Fällen iſt der Erklärungsgegner in der Lage, 
jederzeit von der Erklärung Kenntnis zu erlangen, und in beiden 
Fällen fteht der ſofortigen Kenntnisnahme nur feine Abweſenheit 
im Wege, die aber bei der Frage der Zeit des Zuganges nicht 
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in Betracht kommt. Muß aber der Erklärungsgegner die in 
ſeiner Abweſenheit ſeinem Hausgenoſſen, z. B. ſeiner Frau ab⸗ 
gegebene Erklärung als ihm im Zeitpunkte der Erklärung an 
ſeine Frau zugegangen gelten laſſen, ſofern ihm nur die Erklärung 
wirklich und richtig mitgeteilt iſt, ſo iſt vollends daran nicht zu 
zweifeln, daß der Erklärende ſelbſt unter denſelben Vorausſetzungen 
denſelben Zeitpunkt als maßgebend gelten laſſen muß. Auch 
wenn es ſich — wie im vorliegenden Falle — darum handelt, 
welcher von zwei ſich widerſprechenden Erklärungen der zeitliche 
Vorrang gebühre, iſt nicht entſcheidend, welche Erklärung zuerſt 
zur Kenntnis des Empfängers gekommen iſt, ſondern welche ihm 
zuerſt zugegangen iſt. Das ergibt ſich klar aus dem § 130 
Abſ. 1 Satz 2 BGB., wonach eine einem anderen in feiner Ab⸗ 
weſenheit zugegangene Willenserklärung dann nicht wirkſam wird, 
wenn dem anderen vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht. 
Hier wird offenfichtlich auf die Zelt der Kenntnisnahme von 
der einen oder anderen Erklärung kein Gewicht gelegt. Gehen 
zwei Briefe, von denen der eine die Annahmeerklärung, der 
andere den Widerruf enthält, gleichzeitig ein, ſo kommt es nicht 
darauf an, welchen Brief der Empfänger zuerſt öffnet. Geht 
der Brief mit dem Widerrufe ſpäter ein, als der mit der An- 
nahmeerklärung, fo iſt der Widerruf wirkungslos, auch wenn 
der Empfänger zuerſt den ſpäter eingegangenen Brief lieſt. 
Dieſelben Grundſätze müſſen auch gelten, wenn es ſich um die 
Frage handelt, ob ein Antrag angenommen oder abgelehnt iſt. 
Wird die Ablehnung des Antrags oder ein der Ablehnung gleich 
zu behandelnder Gegenantrag einem Hausgenoſſen des Antragenden 
zur Mitteilung an dieſen erklärt, ſo iſt der Antrag damit end⸗ 
gültig abgelehnt und ein fpäter zugehender Brief, der eine 
Annahmeerklärung enthält, kommt nicht mehr in Betracht. 
Sch. c. U., U. v. 29. März 05, 445/04 V. — Celle. 

8. 9 254, 833, 835, 840 BGB. verb. mit 5 1 HaftpflichtG. 
und § 32 39D. Anſprüche aus dem Haftpflichtgeſetz begründen 
den Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung.] 

Der Kläger hat wegen eines am 26. Februar 1903 auf 
dem Bahnhof zu P. im Bezirke des Königlich Preußiſchen LG. 
zu Görlitz erlittenen Eiſenbahnunfalles auf Grund des 8 1 
Haftpfl®. Klage auf Schadenserſatz gegen den Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnfiskus, vertreten durch die Königliche 
Eiſenbahndtrektion in Breslau bei dem LG. in Goͤrlitz erhoben. 
Der Beklagte hat die prozeßhindernde Einrede der Unzuſtändig ⸗ 
keit des Gerichts vorgebracht. Dieſer Einwand, die Berufung 
und die Revifion wurden zurückgewieſen: Der erkennende Senat 
hat in dem Urteile vom 13. Februar 1902 (RG. 50, 408), 
obwohl er anerkannt hat, daß die Tatbeſtände der in dem 
BGB. unter dem Titel „Unerlaubte Handlungen“ gegebenen 
Normen der 88 833 und 835 einerſeits und des 8 1 HaftpflG. 
anderſeits als gleichartig zu erachten find, der früheren Recht ⸗ 
ſprechung folgend den Klagen aus § 1 HaftpflG. den Gerichts⸗ 
ſtand der unerlaubten Handlungen nach 8 32 3). verſagt; 
das Urteil führt aus, daß grundſätzlich auch jetzt noch eine 
unerlaubte Handlung ohne, ſei es pofttiv feſtzuſtellendes, jet es 
vermutetes Verſchulden nicht anzunehmen ſei, und die vereinzelten 
Beftimmungen der 88 829, 883, 835 BGB. nur aus 
Zweckmäßigkeitsgründen wegen des inneren Zuſammenhanges 
oder wegen der äußeren Ahnlichkeit der Fälle in den Titel von 
den „unerlaubten Handlungen“ geſetzt worden ſeien, daß alſo 
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eine neue Begriffsbeſtimmung der unerlaubten Handlung dem 
BGB. nicht zu unterſtellen ſei. Der Senat vermag an dieſer 
Auffafſung nicht mehr feſtzuhalten. Es läßt ſich nicht jagen, 
daß die Beſtimmungen der 88 829, 833, 835 BGB., die 
eine Haftung aus objektiven Tatbeſtänden wegen einer vor⸗ 
liegenden Anſtandspflicht oder wegen eines gefährlichen von dem 
Erſatzpflichtigen unterhaltenen Zuſtandes feſtſetzen, nur rein 
äußerlich dem Titel des Geſetzbuchs über die unerlaubten 
Handlungen eingefügt worden ſeien; fie find durch dieſe Ein- 
fügung auch den allgemeinen Vorſchriften des Titels über die 
rechtlichen Folgen der unerlaubten Handlungen, insbeſondere 
über das Verhältnis mehrerer Haftpflichtigen zum Verletzten 
und zu einander und über die Verjährung der Forderungen 
unterſtellt, die aus ihnen ſich ergebenden Verpflichtungen werden 
rechtlich gleich denen aus anderen unerlaubten Handlungen 
behandelt; daraus ergibt ſich dann auch, daß das BGB. in 
den Beſtimmungen des Titels von den unerlaubten Handlungen 
deren Begriff in einem weiteren, von dem bisherigen Sprach⸗ 
gebrauche abweichenden Sinne verſtanden wiſſen will. Das 
von den Urteilen der Vorinſtanzen angezogene Urteil des 
erkennenden Senats vom 24. November 1902 (RG. 53, 114) 
hat deshalb kein Bedenken getragen, dem 8 840 BGB., gleich 
den, wie das Geſetz unmittelbar ergibt, in dasſelbe einzu⸗ 
beziehenden Tatbeſtänden der 68 833 und 835 BGB. auch 
denjenigen aus 8 1 Haftpfl®. zu unterſtellen; ebenſo die Ent⸗ 
ſcheidung Bd. 58 S. 335, wo weiter ausgeführt iſt, daß 
wenn auch der aus dem 8 1 Haftpfl®. zum Schadenserſatz 
Verpflichtete im Sinne des 8 840 Abſ. 3 BGB. als „Dritter“ 
anzuſehen, er doch nicht den neben dieſem Dritten für den 
Schaden verantwortlichen Perſonen einzureihen ſei, weil es ſich 
hier um im Geſetz beſtimmt bezeichnete Delikte handelt, und 
eine Erweiterung dieſes Kreiſes vom Geſetze nicht beabfichtigt 
ſei. Die Anwendung des allgemeinen Rechtsſatzes des 
§ 840 BGB. auf die Fälle des § 1 Haftpfl®. ergibt fi 
aus demſelben Rechtsgrunde, aus welchem der erkennende Senat 
auch den 8 254 BGB. auf den Rechtskreis des Haftpfl®. für 
anwendbar erklärt hat. Die Neuredaktion einer Anzahl von 
Reichsgeſetzen, darunter die des HaftpflG. (Art. 42 GG. z. 
BGB.) verfolgt den ausgeſprochenen Zweck, die Vorſchriften 
dieſer Geſetze mit dem Recht des BGB. in Einklang zu 
bringen; dieſes ſoll mit den in Art. 32 EG. aufrecht erhaltenen 
Reichsgeſetzen nunmehr ein einheitliches Geſetzeswerk darſtellen 
(vergl. RG. 53, S. 77, 78). Daraus folgt aber ebenſo, daß 
auch in Anſehung des § 32 ZPO. die Tatbeſtände der 
55 833 und 835 BGB. und des 5 1 Haftpfl®. gleich zu 
behandeln find, da beide als unerlaubte Handlungen im Sinne 
des 25. Titels des BGB., VII. Abſchnitt des zweiten Teiles 
ſich charakteriſieren, wie dies das Urteil RG. 53, 114 am 
Schluſſe (S. 123) auch angedeutet hat. Preuß. Eiſenbahnfiskus 
o. S., U. v. 20. März 05, 239/04 VI. — Breslau. 

4. 88 607, 891, 1188 BGB. Beweislaſt des Ausftellers 
einer Urkunde über Gewährung eines von ihm beſtrittenen 
Darlehns.] 

Auf dem Grundſtücke des Beklagten iſt für die Klägerin 
eine Darlehnshypothek von 9 000 Mark auf Grund einer Urkunde 
eingetragen, in der Beklagter bekannt hat, von der Klägerin 
9 000 Mark als Darlehn erhalten zu haben. Er will der Klägerin 
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nur 2 956,03 Mark ſchuldig ſein, indem er behauptet, die Be⸗ 
ſtellung der Hypothek ſei zum Betrage von 6 043,97 Mark 
ſchenkungsweiſe erfolgt und hat dieſe Schenkung wegen groben 
Undank der Klägerin widerrufen. Klage, Berufung und Reviſion 
find zurückgewieſen: Die Rüge des Beklagten, das Berufungs- 
gericht habe in Verkennung der Grundſätze von der Beweislaſt 
ihn für beweispflichtig für feine Einrede erachtet, daß der 
Hypothek der Klägerin von 9000 Mark in Höhe von 6043,97 Mark 
keine oder doch nur eine unwirkſame Schuldverbindlichkeit zu⸗ 
grunde liege, erledigt ſich durch den Eingangsſatz der Entſcheidungs⸗ 
gründe des Berufungsurteils: „Auf Grund des unſtreitigen 
Sachverhalts ſteht feſt, daß die Darlehnsſchuld, welche der 
Beklagte in der Schuldurkunde anerkannt hat, zur Abgeltung 
mehrerer Forderungen der Klägerin gegen den Beklagten zwiſchen 
den Parteien vereinbart worden iſt.“ Wenn ſolche Vereinbarung 
in der Schuldurkunde auch nicht ausdrücklich erwähnt iſt, ſo 
ergibt ſich im Anſchluß an jene Feſtſtellung aus dem Wortlaute 
der Urkunde, wonach der Beklagte bekannt hat, von der Klägerin 
9 000 Mark als Darlehn erhalten zu haben, doch nicht, daß der 
Beklagte ein bares Darlehn von dieſem Betrage von der 
Klägerin erhalten habe, ſondern nur, daß er die Forderungen 
der Klägerin als Darlehn verſchulden wolle. Es liegt demnach 
ein Fall des 8 607 Abſ. 2 BGB. vor. Wie der klagende 
Gläubiger durch das Bekenntnis in der Schuldurkunde, auf 
Grund deſſen die Darlehnsforderung im Grundbuch eingetragen 
iſt, des Beweiſes überhoben iſt, daß er dem Schuldner das 
Darlehn gegeben habe (BGB. 85 1138, 891), fo hat er, 
wenn das Bekenntnis auf Grund der Vereinbarung abgegeben 
iſt, daß der Schuldner, das was er ſchulde, als Darlehn ver- 
ſchulden wolle, auch nicht nachzuweiſen, daß die Forderungen, 
die den Gegenſtand der Vereinbarung bilden, ihrem Grunde und 
Betrage nach entſtanden ſeien. Vielmehr liegt dann dem 
Schuldner der Beweis über das Nichtbeſtehen von Forderungen 
ob und es genügt zur Widerlegung des Beſtehens der in ein 
Darlehn umgewandelten Forderungen weder das bloße Beſtreiten 
des vom Gläubiger geltend gemachten Anſpruchs aus dem Dar- 
lehn noch das Zugeſtändnis des Gläubigers, daß er ein bares 
Darlehn in dem anerkannten Betrage dem Schuldner nicht 
gegeben habe. Ein den Schuldner von ſeiner Beweispflicht 
befreiendes Zugeſtändnis würde nur in der Erklärung des 
Glaͤubigers gefunden werden können, daß er die umgewandelten 
Forderungen gegen den Schuldner nicht gehabt habe. E. c. J., 
U. v. 1. April 05, 449/04 V. — Breslau. 

5. § 833 BGB. Haftung des Tierhalters. 

Der dem Beklagten gehörige, von deſſen Kutſcher gelenkte 
Schlitten war zu hoch mit Eis beladen; dadurch, daß Eisſtücke 
von dem Schlitten herabglitten und den Pferden auf die Hacken 
fielen, wurden dieſe ſcheu und gingen durch; der Kutſcher verlor 
die Herrſchaft über die Pferde; dieſe rannten in eine Gruppe 
Menſchen hinein und ſchleuderten den Kläger zu Boden, der 
hierdurch einen Schädelbruch, eine Bruſtquetſchung und einen 
Bruch des linken Fußes erlitt. — Der Beklagte hat ſeine 
Haftpflicht aus 8 833 BGB. mit dem Vorbringen beſtritten, 
es habe ein äußeres Ereignis auf den Korper und die Sinne 
der Pferde mit einer Gewalt gewirkt, der dieſe nicht widerſtehen 
könnten und nicht zu widerſtehen pflegten, ſie ſeien ferner auch 
von dem Führer, übrigens ohne deſſen Verſchulden, ohne 
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Lenkung gelaſſen worden, endlich jet die Haftung wegen höherer 
Gewalt ausgeſchloſſen. Das Berufungsgericht verwirft dieſe 
Einwände: Der in 8 833 BGB. vorausgeſetzte Kauſal⸗ 
zuſammenhang ſei nur bei einer willkürlichen Handlung des 
Tieres gegeben. Für die Annahme einer derartigen willkürlichen 
Handlung mache es aber keinen Unterſchied, ob das Tier aus 
eigenem Antriebe tätig geworden, oder durch irgend etwas 
anderes, etwa ein äußeres Ereignis zu ſeiner ſchädigenden 
Tätigkeit veranlaßt wurde. Für die Abgrenzung des 
„Zwanges“ vom „Tun“ des Tieres ſei es von Bedeutung, ob 
ein äußeres Ereignis nur den Anſtoß zur Schädigung gegeben 
habe, oder mit ſolcher Gewalt aufgetreten ſei, daß ſeitens des 
Tieres nur ein mechaniſcher Akt vorliege. — Pferde würden 
dadurch, daß ihnen Eisſtücke während der Fahrt auf die Hacken 
fallen, ſicher ſchwer beunruhigt. Wenn fie aber dann, nachdem 
auch der Kutſcher vom Wagen herabgeglitten ſei (letzteres 
behauptet der Beklagte) und fie führerlos geworden ſeien, durch⸗ 
gingen und nun in einen Menſchenhaufen hineinrannten, ſo 
beruhe dies demnach auf einem willkürlichen Tun der Pferde. 
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reizbare Raſſepferde, ſondern um die landesüblichen, zu Laſt⸗ 
transporten gewöhnlich benutzten Gebrauchspferde. Es liege 
hier ebenſowenig ein mit unwiderſtehlicher Gewalt über die 
Pferde hereingebrochenes, ſie zum Durchgehen zwingendes 
Ereignis vor, als eine höhere Gewalt. Das Herabfallen der 
Eisſtücke ſei nur der Anſtoß zu dem Durchgehen der Pferde 
und inſofern — ebenſo wie das Führerloswerden nur für den 
Eintritt der Beſchädigung mit urſächlich und mitwirkend 
geweſen. Danach ſei der Schaden auf willkürliches Handeln 
der Tiere zurückzuführen, und der Beklagte nach 8 833 BGB. 
haftbar. Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden: 
Die Erwägungen des Berufungsurteils entſprechen der geltenden 
Geſetzesvorſchrift und ſtehen im Einklang mit den vom RG. 
für die Anwendung des § 838 BGB. befolgten Rechtsgrund⸗ 
ſätzen (Urteile des erkennenden Senats vom 26. Februar 1903, 
VI 352/02, vom 11. Mai 1903, VI 485/02 in RG. 54, 
S. 73 ff., 407 ff. und das demnächſt zum Abdruck gelangende 
Urteil vom 30. Januar 1905, VI 150/04, cf. IW. 05 
S. 174%. Auch wenn man den tatſächlichen Hergang in der 
Weiſe, wie er ſchließlich von dem Beklagten behauptet wurde, 
als richtig unterſtellt, liegt der gegenwärtige Fall noch immer 
in dem Bereich der geſetzlichen Haftung des Tierhalters. Die 
hier in Frage ſtehende äußere Einwirkung auf den Körper und 
die Sinne der Pferde hat nicht die urſächliche Bedeutung, daß 
dadurch ein ſelbſtändiges Tun des Tieres ausgeſchloſſen wäre; 
und noch weniger liegt ein Fall von höherer Gewalt vor. — 
An ſich iſt es nichts ſo ſehr Ungewöhnliches, daß Zugpferden 
Gegenſtände von der Wagenladung auf die Beine fallen und 
fie dadurch in Unruhe verſetzt werden. Schwere Eisſtücke, die 
dem Pferde auf die Hacken fallen, mögen freilich beſonders 
empfindlich und erregend auf das Tier wirken. Aber darauf 
kommt es hier nicht entſcheidend an. Das Weſentliche iſt, daß 
die Pferde infolge jener Einwirkung auf ihren Körper ſcheu 
und dadurch, daß der Kutſcher die Herrſchaft über ſie verlor, 
führerlos geworden, durchgegangen und auf die Menge 
eingerannt find. Das letztere war ein willkürliches, echt tieriſches 
Tun der Pferde und das Scheuwerden eine Verwirklichung der 
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eigentlichen Tiergefahr, deren Schadensfolgen der Tierhalter 
nach dem Geſetze zu vertreten hat. Die Urſächlichkeit des, als 
Ausfluß der tieriſchen Natur ſich kennzeichnenden Verhaltens der 
Pferde wird auch dadurch nicht in Frage geſtellt, daß ein 
menſchliches Tun, die mangelhafte Beladung des Wagens, die 
Veranlaſſung zu der Tierestat gegeben hat. Der Schaden 
bleibt ein ſolcher, der „durch“ die Pferde herbeigeführt wurde, 
wenngleich die weiter zurückliegende Handlung eines Dritten zu 
dem ſchädigenden Erfolg kauſal mitgewirkt hat. O. 6. K., 
U. v. 30. März 05, 256/04 VI. — Königsberg. 

6. 88 1113 ff. BGB. in Verbindung mit $ 6 GB. 
Zuläſfigkeit der hypothekariſchen Belaſtung eines realen nicht 
abgeſchriebenen Grundſtücksteils.] 

Beizutreten iſt dem Berufungsrichter darin, daß ſowohl 
nach dem bisherigen preußiſchen Grundbuchrecht (Geſetz vom 
5. Mai 1872), wie nach dem heute geltenden Recht des BGB. 
die hypothekariſche Belaſtung eines realen Grundſtücksteils, 
vorausgeſetzt nur, daß er bei Eintragung der Hypothek genügend 
erkennbar bezeichnet iſt, wirkſam auch ohne Abſchreibung von 
dem Blatte des einheitlich gebuchten Grundſtücks erfolgen kann. 
Für das bisherige Recht war dies die herrſchende Meinung 
geworden, der ſich das Berufungsgericht mit Recht angeſchloſſen 
hat, und für das heute geltende Recht folgt es daraus, daß 
auch die Vorſchrift des 86 GBO. nur zu den Ordnungs- 
vorſchriften gehört (Zurnau-Förfter, Liegenſchaftsrecht, 2. Aufl. 
Bd. 2 S. 59 Note 9; Achilles ⸗Strecker, Grundbuchrecht S. 161). 
Im vorliegenden Falle hat eine ſolche Sonderbelaſtung eines 
nicht abgeſchriebenen Grundſtücksteils, nämlich der Parzellen 
Kartenblatt 48 114 in der Größe von 3,87 ar ſtattgefunden. 
Die Folge muß ſein, wie in den Vorinſtanzen richtig an⸗ 
genommen worden tft, daß, nachdem einmal das Grundſtück 
ohne Rückficht auf die verſchiedene Belaſtung ſeiner einzelnen 
Teile verſteigert und für ein einheitliches Meiftgebot von 
24 000 Mark zugeſchlagen worden iſt, dieſes Meiſtgebot auf 
die beiden verſchieden belaſteten Parzellen verteilt, alſo zerlegt 
werden muß, um aus dem auf jede Parzelle entfallenden An⸗ 
teile die auf ihr haftenden Sonderbelaſtungen zu befriedigen. 
Für eine ſolche Zerlegung bietet nun das Geſetz keine anderen 
Vorſchriften als die zur entſprechenden Anwendung zu bringenden 
Beſtimmungen in 8 112 3G. und in Art. 8 PrA®. zu 
demſelben. Der Reviſionskläger zu 2 hat ohne ſtichhaltigen 
Grund in Frage gezogen, ob dies nicht bloß Vorſchriften für 
das Vollſtreckungsgericht ſeien, und ob überhaupt der Prozeß ⸗ 
richter eine andere Verteilung des Meiſtgebots, als welche das 
Vollſtreckungsgericht zugrunde gelegt hat, anordnen könne. 
Dieſer Zweifel hat keine Berechtigung. Ebenſo wie bisher 
(RG. 39, 318; 41, 317) iſt es auch jetzt den Beteiligten 
unbenommen, eine andere Verteilung als die vom Vollſtreckungs ⸗ 
gericht vorgenommene zu verlangen, dieſerhalb Widerſpruch gegen 
den aufgeſtellten Teilungsplan zu erheben und im Prozeßwege 
die von ihnen verlangte andere Verteilung durchzuſetzen. L. 6. L., 
U. v. 29. März 05, 444/04 V. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

7. 5 313 3 PO. Begriff des Tatbeſtandes.] 

Nach 8 313 Abſ. 1 Ziffer 3 und Abſ. 2 ZPO. ſoll der 
Tatbeſtand in einer gedrängten Darſtellung des Sach- und 
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Streitſtandes auf Grundlage der mündlichen Parteivorträge 
beſtehen und iſt bei der Darſtellung eine Bezugnahme auf den 
Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze „nicht ausgeſchloſſen“. 
Darnach iſt, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, die 
letztere Maßregel nur eine Aus nahm emaßregel und nur 
inſoweit ſtatthaft, als es ſich um einzelne, im Tatbeſtande 
beſtimmt hervorzuhebende Punkte handelt, bei denen wegen der 
beſonderen Beſchaffenheit des in Bezug zu nehmenden Prozeßſtoffs, 
wie im Falle der Beibringung umfangreicher Vertragsurkunden, 
Inventarverzeichniſſe, Liſten, Zinsberechnungen u. dergl., das 
Intereſſe der Überſichtlichkeit der Darſtellung es erheiſcht, von 
der Aufnahme aller Einzelheiten in den Tatbeſtand abzuſehen 
und ſich mit einer Verweiſung auf die bei den Akten befindlichen 
Schriftſtücke zu begnügen. Im übrigen gehört es zu den 
Obliegenheiten des erkennenden Gerichts, das Sach- und Streit⸗ 
verhältnis im Tatbeſtande weder durch bloße Bezugnahme auf 
die vorbereitenden Schriftſätze noch auch in der Weiſe zur 
Darſtellung zu bringen, daß der Inhalt der Schriftſätze lediglich 
nach deren chronologiſchen Reihenfolge wiedergegeben wird; 
vielmehr iſt der Sach⸗ und Streitſtand, wie er ſich nach dem 
Ergebnis der mündlichen Verhandlung geſtaltet hat, 
zum Ausgangspunkt der Darſtellung zu nehmen. Es iſt 
darnach vor allem dasjenige, was bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung unſtreitig geworden iſt, als ſolches in den Vordergrund 
zu ſtellen und von dem ſtreitig gebliebenen ſcharf zu ſondern, 
und es iſt ferner bei der Darſtellung des letzteren darauf Be⸗ 
dacht zu nehmen, daß die einzelnen tatſächlichen Behauptungen 
der Parteien nicht mit den dafür geltend gemachten Beweis⸗ 
mitteln (einſchließlich der Eideszuſchiebung) vermengt, ſondern 
ſelbſtändig für ſich mit dem zu ihrem Verſtändnis erforderlichen 
Maße von Ausführlichkeit wiedergegeben werden. Dieſen An- 
forderungen genügt der Tatbeſtand des angefochtenen Urteils in 
keiner Weiſe. Er enthält zwar an einzelnen Stellen Anfäte 
zu einer ſelbſtändigen Darſtellung. Letztere verliert jedoch da⸗ 
durch jede Bedeutung, daß im Eingange des Tatbeſtandes auf 
das Urteil der erſten Inſtanz und an ſeinem Schluſſe auf „die 
Schriftſätze“ ohne nähere Bezeichnung Bezug genommen wird. 
Dieſe Bezugnahme war um ſo weniger ſtatthaft, als auch das 
erſte Urteil keinen ordnungsmäßigen Tatbeſtand aufzuweiſen 
vermag, ſondern an demſeſben Mangel wie das Berufungs⸗ 
urteil leidet. W. c. H., U. v. 29. März 05, 446/04 V. 
— Darmſtadt. 

8. 8 840 3 O. Vorausſetzung der daſelbſt feſtgeſetzten 
Schadenserſatzpflicht it Aufnahme der Aufforderung zur Erklärung 
in die Zuſtellungsurkunde.] 

Aus dem Wortlaut des Geſetzes und aus der geſchichtlichen 
Entwicklung der betreffenden Prozeßeinrichtung erhellt, daß die 
Aufnahme der Aufforderung zur Abgabe der in § 840 Abſ. 1 
ZPO. bezeichneten Erklärungen gerade in die Urkunde des 
Gerichtsvollziehers über die Zuftellung des Pfändungsbeſchluſſes 
an den Drittſchuldner nach der rechilichen Natur des angeordneten 
Aufforderungs⸗ und Auskunftsverfahrens eine weſentliche 
Vorausſetzung für die Entſtehung der in dem Schlußſatze des 
Abi. 2 des 5 840 feſtgeſetzten Schadenserſatzpflicht des Dritt⸗ 
ſchuldners bildet. Es iſt demnach unzuläſſig, dieſe vom Geſetze 
angeordnete Haftung des Drittſchuldners, wie die Reviſion will, 
auf Fälle auszudehnen, in denen die Aufforderung zur Abgabe 
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der vorgeſchriebenen Erklärungen nicht in die Urkunde über 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes aufgenommen, alſo nicht 
unter Mitwirkung des Gerichtsvollziehers geſtellt, ſondern 
außerhalb dieſer Dienſthandlung unmittelbar von dem 
Anwalte des Gläubigers in deſſen Namen an den Drittſchuldner 
gerichtet und darauf Auskunft von dieſem erteilt iſt. (Die 
geſchichtliche Entwicklung der Geſetzesvorſchrift iſt näher dar ⸗ 
gelegt.) B. c. L. & Co., U. v. 28. März 05, 401/04 III. — 
Frankfurt a. M. 

Handelsgeſetzbuch. 

9. 8 25 verb. mit EG. z. BGB. § 30. 

Die Klägerin klagt gegen den Beklagten wegen Zahlung 
des Kaufpreiſes für Garn. Der Beklagte machte Auf ⸗ 
rechnung verſchiedener Forderungepoſten im Geſamtbetrage 
von 4094,85 Mark geltend. Er behauptete, dieſe Forderungen 
hätten der Firma M. gegen die früher in Mancheſter beſtandene 
Firma L. zugeſtanden und ſeien von M. ihm übertragen worden. 
Die Klägerin habe für die Schulden von L. einzuſtehen; denn 
fie habe durch Vertrag vom 13. März 1900 das Geſchäft der 


„letzteren Firma mit allen Aktiven übernommen und unter 


Ziffer 3 des Vertrags ſich verpflichtet, alle Schulden, Paffiva 
und Verbindlichkeiten dieſer Firma zu zahlen und zu erfüllen. 
Die Klägerin beſtritt nicht nur das Beſtehen einer Forderung 
ſeitens M. gegen L., ſondern auch, daß ſie nach engliſchem Rechte 
aus dem vorerwähnten Vertrage den Gläubigern der Firma L. 
hafte. Der Beklagte ſuchte aus Art. 30 EG. z. BGB. und 
825 HGB. darzutun, daß dieſe letztere Geſetzesvorſchrift und 
nicht das engliſche Recht anzuwenden ſei, er beſtritt übrigens 
auch, daß Klägerin nach engliſchem Rechte nicht hafte. Das 
LG. verurteilte, es verneinte die Anwendbarkeit des Deutſchen 
Rechts zur Entſcheidung der Frage, ob die Klägerin für die 
Schulden der früheren Firma L. den Gläubiger direkt hafte, 
und verneinte auf Grund eines erhobenen Gutachtens, daß eine 
ſolche Haftung nach engliſchem Rechte begründet ſei. Berufung 
und Reviflon wurden zurückgewieſen: Das OLG. hat an⸗ 
genommen, daß an ſich für die Entſcheidung der Frage, ob die 
Klägerin durch den Geſchäftsübernahmevertrag mit der früheren 
Firma L. deren Gläubigern gegenüber direkt verpflichtet iſt, das 
engliſche Recht maßgebend ſei, und nach dieſem Rechte eine 
ſolche Verpflichtung nicht beſtehe. Erſteres iſt nach den an- 
erkannten Grundſätzen des internationalen Privatrechts richtig 
und letzteres, weil aus ländiſches Recht feitftellend, in der 
Reviſionsinſtanz nicht angreifbar. Das Oe G. hat zwar feine 
Entſcheidung in betreff des engliſchen Rechts nicht eigenem 
Wiſſen entnommen, ſondern dem Gutachten des Rechts konſulenten 
des Deutſchen Generalkonſulats in London, und ſeitens des Be⸗ 
klagten wird behauptet, dieſes Gutachten ſei nicht zutreffend, 
beſonders ſei darin nur der § 3 des zwiſchen den beiden 
engliſchen Firmen, enthaltend die Übernahme der Paffiven, nicht 
aber der übrige Inhalt des Vertrages und der Umſtand der 
Fortführung des Geſchäfts unter der früheren Firma beachtet, 
und wird deshalb ein neues Gutachten begehrt. Allein das 
OLG. hat das engliſche Recht in der in Betracht kommenden 
Frage feſtgeſtellt und feiner Entſcheidung zugrunde gelegt, und 


iſt damit dieſer Punkt für die Reviſionsinſtanz endgültig ent- 


ſchieden, ſollte ſich auch der Berufungsrichter in der Bedeutung 
des engliſchen Rechts geirrt haben, woher er feine Kenntnis er- 
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langt hat, iſt unerheblich. Der in dieſer Beziehung erhobene 
Revifionsangriff entbehrt daher der Begründung. Das OLG. 
hat ferner die Anwendbarkeit des Art. 30 EG. z. BGB., 
nämlich daß die Anwendung des engliſchen Rechts gegen den 
Zweck des § 25 Deutſch. HGB. verſtoße, und folgeweiſe 
dieſe letztere Geſetzesvorſchrift entſcheidend ſei, unter Billigung 
der betreffenden Ausführung des LG. verneint. In den 
Gründen des landgerichtlichen Urteils iſt geſagt, der § 25 
Abſ. 1 HGB. enthalte keine zwingende Vorſchrift, was ſich 
ſchon daraus ergebe, daß nach Abſ. 2 die Haftung des Ge⸗ 
ſchäftserwerbers durch Vereinbarung der Kontrahenten unter 
Beobachtung der daſelbſt vorgeſehenen Maßnahmen ausgeſchloſſen 
werden konne; man könne daher nicht fagen, das ausländiſche 
Geſetz, welches das Prinzip der direkten Haftung des Geſchäfts⸗ 
erwerbers nicht angenommen habe, befinde ſich in ſolcher 
Kolliſion mit dem Deutſchen Rechte, daß ſeine Anwendung zur 
Sicherung des inländiſchen Rechtsverkehrs ausgeſchloſſen ſei, 
auch konne man nicht ſagen, daß der Beklagte bei Anwendung 
des engliſchen Rechts beeinträchtigt werde in ſeinem wohl⸗ 
erworbenen Rechte. Wenn nun auch die Verwertung des 
Abſ. 2 des bezogenen 8 25 zur Begründung der Annahme 
eines exklufiven Charakters des Abſ. 1 bedenklich iſt, da beide 
Beſtimmungen die Sicherſtellung des geſchäftlichen Verkehrs 
bezwecken, und der Abſ. 2 gegenüber dem Abſ. 1 nicht eine 
Ausnahme von dieſem Prinzipe darſtellt, ſondern nur eine 
anderweitige Wahrung desſelben vorfieht, fo iſt doch dem End⸗ 
ergebnis der beiden Vorinſtanzen, § 30 ſei im vorliegenden 
Falle nicht anwendbar, beizutreten. Ihrem Wortlaute nach iſt 
dieſe Vorſchrift, inſofern fie in der Anwendung des ausländiſchen 
Geſetzes einen Verſtoß gegen den Zweck eines deutſchen Ge⸗ 
ſetzes verlangt, unbeſtimmt und mehrdeutig. Denn jedes Geſetz 
hat einen Zweck, und man könnte bei alleiniger Berückfichtigung 
des Wortlantes dahin kommen, daß im Kolliftonsfalle überhaupt 
ausländiſches Recht nicht angewendet werden dürfe, wenn ſeine 
Anwendung mit einem deutſchen Geſetze im Widerſpruche ſtände. 
Dieſes kann aber das Geſetz nicht wollen, ſolches würde eine 
ſo erhebliche Durchbrechung der bisher anerkannten Rechts⸗ 
anſchauungen des internationalen Privatrechts bedeuten, daß 
hierzu für den Geſetzgeber eine beſondere Veranlaſſung vor⸗ 
gelegen, und er dann ſeinen Willen unzweideutig zum Ausdrucke 
gebracht haben müßte. Aber weder die Faſſung des § 30 noch 
ſeine Entſtehung weiſen auf eine derartige Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers hin. (Wird dargelegt.) Die Vorſchrift des § 30 muß 
in dem Sinne verftanden werden, daß, abgeſehen von dem nicht 
in Frage ſtehenden Fall eines Verſtoßes gegen die guten Sitten, 
die Anwendung des nach dem internationalen Privatrecht an fich 
maßgebenden ausländiſchen Rechts verboten iſt, wenn der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den ſtaatspolitiſchen oder ſozialen Anſchauungen, 
auf welchen dieſes Recht und auf welchen das konkurrierende 
deutſche Recht beruht, ſo erheblich iſt, daß die Anwendung 
des ausländifchen Rechts direkt die Grundlagen des deutſchen 
ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Lebens angreifen würde. In 
einem derartigen Falle kann das ausländiſche Recht nicht zu⸗ 
gelaflen, muß vielmehr das inländiſche Geſetz angewendet werben. 
(Vergl. Planck, Bürgerliches Geſetz, Bd. 6 S. 97; Rehbein, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 1 S. 188; Kohler, Lehrbuch des 
Bürgerlichen Rechts S. 40; Zitelmann, Internationales Privat⸗ 
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recht Bd. 1 S. 318, 371 ff.; Niedner, Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch Art. 30; Niemeyer, Internationales 
Privatrecht, S. 97 ff.; Kahn in den Jahrbüchern für Dogmatik 
Bd. 39; Zeitſchrift für internationales Privat- und Offentliches 
Recht, Bd. 13 S. 87 ff.) Eine ſolche exkluſive Tragweite kann 
jedoch dem § 25 Abſ. 1 HGB. nicht zuerkannt werden. (Wird 
weiter ausgeführt.) S. c. L., U. v. 21. März 05, 387/04 II. 
— Jena. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

10. 8 1. Höhere Gewalt? Eigenes Verſchulden 7] 

Der Kläger iſt am 26. Dezember 1902 dadurch verletzt 
worden, daß der Zug der Kleineiſenbahn, worin er von Sch. 
nach S. fuhr, vom Sturm umgeworfen wurde: Es iſt den 
Ausführungen beizutreten, mit denen der Berufungsrichter ſeine 
Annahme begründet hat, daß der Unfall weder durch hoͤhere 
Gewalt noch durch die eigene Schuld des Klägers verurſacht 
ſei. Die Gefahr, die der Sturm einem fahrenden Zuge bringen 
konnte, war der Bahnverwaltung bekannt. Ihr war auch von 
der Aufſichtsbehörde zur Pflicht gemacht, bei gewiſſen Wind⸗ 
ſtärken den Betrieb einzuſtellen. Der Sturm war bereits auf⸗ 
getreten, bevor der Zug von Sch. abgelaſſen wurde. Dieſe 
Anordnung iſt getroffen, nicht weil die Gefahr unverſehens 
hereinbrach, ſondern weil infolge mangelhafter Einrichtungen 
der Bahnhofsverwalter ungenügend über die Stärke des Sturms 
unterrichtet war und daher glaubte, daß die Fahrt gewagt 
werden könne, während ohne übermäßige Aufwendungen die 
Bahnverwaltung in der Lage geweſen wäre, ſolchem Irrtum 
vorzubeugen. Das eigene Verſchulden des Klägers ſoll nach der 
Auffaſſung des Beklagten darin liegen, daß er in dem Zuge 
mitgefahren iſt, obwohl er nach ſeinen eigenen Außerungen die 
bevorſtehende Gefahr gekannt habe. Allein es iſt nicht rechts⸗ 
terig, wenn der Berufungsrichter davon ausgeht, der Kläger 
habe nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt, inden 
er, trotz feiner Angſt, daß etwas paſſieren könne, fi auf den 
Stationsvorſteher und das Zugperſonal verlaſſen habe, die die 
Abfahrt des Zuges als zuläffig angeſehen hätten. Landkreis St. 
o. H., U. v. 27. März 05, 376/04 VI. — Stettin. 

II. Gemeines Recht, Necht des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

11. Verſtoßen Verträge uber das Erziehungsrecht der Kinder 
für den Fall der Scheidung gegen die guten Sitten 7] 

Das Berufungsgericht hat die an ſich für begründet 
erachtete Klage des Vaters auf Herausgabe des Kindes abgewieſen 
auf Grund der Einrede, daß der Kläger im Jahre 1899 vertrags- 
mäßig das Erziehungsrecht in Anſehung dieſes Kindes der 
Beklagten zu 2, ſeiner ſpäter geſchiedenen Ehefrau, wiederver⸗ 
heirateten W., überlaſſen habe. Die hierauf bezügliche tatſächliche 
Feſtſtellung unterliegt keinem rechtlichen Bedenken, und wenn es 
auch gemeinrechtlich beſtritten war, ob ein Vertrag unter den 
Eltern über das Erziehungsrecht überhaupt rechtliche Gültigkeit 
habe, ſo hat ſich doch das RG. ſchon wiederholt für die Gültig⸗ 
keit ausgeſprochen (vergl. RG. 21, 161; 37, 189 f.), und hieran 
iſt feſtzuhalten. Auch haben nicht etwa ſolche Verträge mit 
dem Inkrafttreten des BGB. ihre Geltung verloren. Zwar 
wird wohl mit Recht vorherrſchend angenommen, daß nach dem 
jetzigen Recht ein unter feiner Herrſchaft abgeſchloſſener Beitrag 
dieſer Art keine bindende Kraft habe; Planck, BGB., Bd. 4, 
Ben. 3 zu $ 1635, S. 393; aber darum kann dieſe Art von 
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Verträgen im Sinne des BGB. noch nicht als in dem Maße 
wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten miß billigt gelten, daß 
auch den noch unter der Herrſchaft des älteren Rechtes gültig 
geſchloſſenen jetzt die Anerkennung verſagt werden müßte, umſo⸗ 
weniger als ſich eine ausdrückliche Beſtimmung über die 
Nichtigkeit ſolcher Verträge im BGB. überhaupt nicht findet. 
Aber der Reviſionsangriff, daß die ſer Vertrag aus befondern 
Gründen gegen die guten Sitten verſtoße und deshalb ſchon 
nach gemeinem Rechte (I. 26, 1. 134 pr. D. de V. O. 45, 1 
1.2, 4 C. de inutil. stip. 8, 39) nichtig geweſen jet, trifft nichts⸗ 
deſtoweniger zu. Es darf hier dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
vielleicht unter dieſem Gefichtspunkte ſogar alle Verträge un- 
gültig waren, welche Ehegatten über das Erziehungsrecht im 
voraus für den Fall der Scheidung miteinander abſchloſſen. 
Sicher aber war immer die Ungültigkeit eines Vertrages an- 
zunehmen, in welchem die Verfügung über das Erziehungsrecht 
erſchien als Gegenleiſtung für eine durch das Verhalten des 
andern Kontrahenten im Eheſcheidungsprozeſſe herbeizuführende 
Scheidung, noch dazu für eine ſolche, bei welcher dieſer ſelbſt 
die Rolle des ſchuldigen Teiles zu übernehmen hatte. Hier liegt 
es nun nach dem von den Beklagten ſelbſt vorgelegten Briefe in 
Verbindung mit ihren weiteren Behauptungen, deren Richtigkeit 
vom Berufungsgerichte feſtgeſtellt iſt, klar zu Tage, daß der 
fragliche Vertrag in dieſem Sinne abgeſchloſſen worden iſt. 
Daß der Kläger in den Vorinſtanzen hieraus keine Replik her⸗ 
genommen hat, iſt unerheblich, weil es von Amts wegen zu 
beachten fit, wenn ſich ein Vertrag, auf den eine Partei fi 
berufen hat, nach dem eignen Vorbringen derſelben als unfittlich 
und deshalb nichtig darſtellt. Außerdem tft aber auch die Replik, 
daß durch die Wiederverheiratung der Beklagten zu 2 das 
Erziehungsrecht an den Kläger zurückgefallen ſei, mit Unrecht 
vom Os G. verworfen worden. In den oben angeführten 
roͤmiſchen Geſetzen ift der allgemeine Grundſatz aufgeſtellt, daß 
jede Mutter durch Eingehung einer neuen Ehe das Recht auf 
die Erziehung der Kinder verliere. Es iſt nicht abzuſehen, 
weöhalb derſelbe an fi nicht auch auf das von dem geſchiedenen 
Ehemanne der Frau vertragsmäßig überlaſſene Erziehungsrecht 
Anwendung finden ſollte. Freilich war es rechtlich möglich, ihr 
dieſes Recht durch den Vertrag auch für den Fall ihrer Wieder⸗ 
verheiratung zu laſſen. Weil im konkreten Falle der Vertrag 
aus beſondern Gründen in dieſem Sinne auszulegen ſei, wurde 
laut der Entſch. des RG. Bd. 37 S. 191 einer geſchiedenen 
Ehefrau trotz ihrer zweiten Ehe das Erziehungsrecht zuerkannt. 
Im vorliegenden Fall aber iſt weder ausdrücklich verabredet, 
daß dieſe Tochter auch im Falle der Wiederverheiratung der 
Mutter bei der letztern bleiben ſollte; noch hat das Berufungs- 
gericht beſondere Umſtände feſtgeſtellt, oder haben auch nur die 
Beklagten ſolche behauptet, in denen eine ftillſchweigende Über ⸗ 
einkunft dieſes Inhaltes gefunden werden konnte. Das OLG. 
hat es für ausreichend erachtet, daß keine Einſchränkung 
der Geltung des Vertrages für den Fall der Wiederverheiratung der 
Beklagten zu 2 gemacht ſei; aber dieſer Entſcheidungsgrund iſt 
eben rechtsirrig. H. c. H., U. v. 20. März 05, 244/04 VI. — 
Hamburg. 

III. Das Prenßiſche Allgemeine Landrecht. 

12. 5 75 Einl. z. AL R.; 88 30 ff., 65 ff. ALR. Tl. 1 
Tit. 8. Geſetz vom 11. Mai 1842 8 1 und Geſetz über die 
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Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 8 6. Geſetz über die 
Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. 

Klägerin harte ſchon vor 1898 auf ihrem an der Bahnhof. 
ſtraße zu A. gelegenen Grundſtücke im Hofe hinter dem Wohn⸗ 
hauſe ein Fabrikgebäude errichtet. Dieſes Gebäude brannte am 
29. Oktober 1901 bis auf die Umfaſſungsmauern und beide 
Schornſteine nieder. Am 8. Februar 1902 ſuchte die Klägerin 
bei der Stadtpolizeiverwaltung die Genehmigung zum Wieder · 
aufbau des Fabrikgebäudes in dem früheren Umfange nach. 
Sie wurde verſagt, weil in der Bahnhofsſtraße gemäß $ 15 
Ziffer 2 der Baupolizei⸗Verordnung für den Stadtbezirk A. vom 
27. Dezember 1898 nur Gebäude errichtet werden dürften, die 
ausſchließlich oder zum überwiegenden Teile zu Wohn⸗, Er⸗ 
holungs⸗, Bildungs⸗ und Vergnügungszwecken dienen und die 
Errichtung von Werkſtätten in Nebengebäuden nur bei geringem 
Umfange geſtattet ſei. Der erhobene Schädenanſpruch der 
Klägerin wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Das RG. hob auf und wies die Klage ab: Es verſteht fich 
von ſelbſt, daß den Eigentümern von Grundſtücken nicht ſchon 
deshalb ein Entſchädigungsanſpruch gemäß § 75 Einl. z. ALR. 
oder 88 30 ff. ALR. Tl. I Tit. 8 erwächſt, weil der Staat im 
Wege der Geſetzgebung neue nachbarrechtliche Grundſätze auf⸗ 
ftellt, die im Bereiche des ganzen oder einzelner Teile des 
Staatsgebietes die Eigentümer in der Aus nützung ihres Grund⸗ 
befitzes einſchränken. Was aber von den eigentlichen Staats- 
geſetzen gilt, das gilt nicht minder auch von den Rechtsnormen, 
die mit Zulaſſung des Staates und kraft Delegation der ihm 
zuſtehenden Geſetzgebungsgewalt von andern Organen des öffent⸗ 
lichen Rechts oder von einzelnen ſtaatlichen Behörden erlafien 
find. Hierher gehören insbeſondere auch ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften, die im Rahmen des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 und des Geſetzes über die Allgemeine Landes ⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 ergehen. Der Berufungsrichter 
meint im Gegenſatz zu dem in RG. 45, 251 behandelten Falle 
ſtehe hier „das Intereſſe der juriſtiſchen Perſon“ der Beklagten 
und eine dieſerhalb ſtattgehabte Einſchränkung des Eigentums 
der Klägerin in Frage. Die beklagte Stadtgemeinde ſei deshalb 
gemäß 5 75 Einl. und 58 30 ff. ALR. Tl. 1 Tit. 8 ent⸗ 
ſchädigungspflichtig. Dabei ift verkannt, daß die Vorſchrift des 
§ 15a der Baupolizei⸗Verordnung formell ſich auf dem Gebiete, 
wenn nicht der Abſätze b, g und i, ſo doch des Abſatzes f des 
§ 6 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung bewegt. Es liegt 
im augenſcheinlichen Intereſſe der Geſundheit der Einwohner 
einer Stadt, daß Fabrikanlagen, die mit Notwendigkeit in ihrer 
näheren Umgebung allerlei Beläſtigungen durch Rauch- und 
Rußentwickelung, lärmendes Geräuſch, vielleicht üble Aus- 
dünſtungen u. dergl. verbreiten, nicht planlos nach Willkür der 
Unternehmer überall im Stadtgebiet errichtet werden und 
schließlich keinem Bewohner mehr den Genuß guter Luft und 
ungeftörter Ruhe ermoglichen. Das Geſamtintereſſe der Be⸗ 
wohnerſchaft an räumlicher Eingrenzung ſolcher Fabrikanlagen 
kann auch nicht um deswillen verneint werden, weil je nach 
Lage der Wohnungen die geſundheitlichen Vorteile einer Ein- 
wohnergruppe ausgiebiger und andauernder als der andern 
zugute kommen. Aber auch materiell ſteht die ſtreitige Vor⸗ 
ſchrift mit dem geltenden Privatrechte nicht in Widerſpruch. 
§ 65 ALR. Tl. 1 Tit. 8 gewährt dem Eigentümer keineswegs 
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die Freiheit, feinen Grund und Boden nach feiner Willkür mit 
Gebäuden jeder Art zu beſetzen. 8 66 h. t. zieht vielmehr 
dieſer Baufreiheit ſofort die wichtige Schranke, daß „zum 
Schaden ... des gemeinen Weſens ... kein Bau. . vor⸗ 
genommen werden ſolle“. Sobald alſo zugegeben werden muß, 
daß es zum Schaden des gemeinen Weſens ausſchlagen könne, 
wenn jedem Grundeigentümer freigeſtellt wäre, an jeder beliebigen 
Stelle des Stadtgebiets Fabrikanlagen zu errichten, ſo darf auch 
die materielle Gültigkeit einer Polizeiverordnung nicht in Frage 
geſtellt werden, wodurch die Errichtung ſolcher Anlagen an 
beſtimmten Straßen der Stadt unterſagt wird. Insbeſondere 
muß dem Richter auch die Prüfung verſagt bleiben, ob eine zur 
Abwendung von Schaden im Sinne von $ 66 cit. formgerecht 
erlaſſene Polizeivorſchrift im einzelnen Falle auch geeignet ſei, 
dieſen Zweck zu erreichen. Denn ebenſowenig, wie dem Richter 
geſtattet iſt, die Gültigkeit eines eigentlichen Geſetzes um des⸗ 
willen in Frage zu ſtellen, weil er ſeinen Inhalt als unzweck⸗ 
mäßig oder unbillig erachtet, darf er auch die Rechts verbindlich; 
keit einer andern kraft Delegation der geſetzgebenden Gewalt 
erlaſſenen Rechtsnorm von dem Ergebnis dieſer Prüfung ab⸗ 
hängig machen (zu vergl. auch bezüglich der polizeilichen Ver⸗ 
fügungen im engeren Sinne $ 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1842). 
§ 15 Ziffer 2 der ſtreitigen Baupolizeiordnung bietet aber 
keinerlei Anhalt dafür, daß damit, wie der Berufungs richter 
meint, nur dem Sonderintereſſe der an den fabrikfreien Straßen 
wohnenden Gemeindeangehoͤrigen gedient werden ſollte. Ja er 
muß ſelbſt zugeben, daß die Fernhaltung der Fabriken von 
gewiflen Stadtteilen dem Intereſſe der Stadtgemeinde als ſolcher 
forderlich iſt. Daß dabei nicht an ihr Vermoͤgensintereſſe gedacht 
werden kann, ergibt die Natur der Sache. Es iſt deshalb 
abwegig, wenn der Berufungsrichter in dieſem Zuſammenhange 
die Stadtgemeinde als juriſtiſche Perſon bezeichnet und ein 
Jutereſſe beſonderer Art, das fie nur in dieſer ihrer Eigenſchaft 
zu fördern wünſche, annimmt. Stadtgemeinde A. o. S., U. v. 
24. März 05, 403/04 VII. — Koͤnigsberg. 

IV. Souſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Geſetz über Invaliditäts- und Arbeiterver⸗ 
ſicherung vom 22. Juni 1889; Invaliden verſicherungs⸗ 
geſetz vom 13. Juli 1899. 

13. 55 112 ff., 181, 137, 146 verb. mit ALR. 58 7 ff., 
13 Tl. 1 Tit. 3, 58 4, 12 ff., 16 ff., 21 Tl. I Tit. 6. Unter 
laſſene bezw. nachträgliche Verwendung von Beitragsmarken; 
Schädenforderung gegen den zur Verwendung der Marken Ber- 
pflichteten; Grad des Verſchuldens.] 

Die Klägerin hat in der Zeit vom 1. Juni 1896 bis zum 
1. Auguft 1900 im Dienſte der Beklagten als Aufwartefrau 
geſtanden, ſeit 1. September 1900 iſt ſie erwerbsunfähig. 
Durch Entſcheidung des Schiedsgerichts für Arbeiterverficherung 
wurde die Landesverſicherungsanſtalt Weſtpreußen verurteilt, an 
die Klägerin vom 1. September 1900 ab eine jährliche Invaliden ⸗ 
rente zu zahlen; dagegen iſt durch Urteil des RVA. die Klägerin 
mit ihrem Anſpruch auf Invalidenrente rechtskrflig abgewieſen; 
und zwar auf Grund von § 146 InvVerſG., weil durch die 
am 25. Mai 1900 nachträglich verwendeten Beitragsmarken die 
geſetzliche Wartezeit nicht erfüllt ſei. Die Klägerin hat nun 
die Beklagte auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen, weil 
dieſe ſchuldhaft die Verwendung von Beitragsmarken ſeinerzeit 
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unterlaſſen und hierdurch den Verluſt des Rentenanſpruchs für 
die Klägerin herbeigeführt habe. Das LG. wies ab, die Be⸗ 
rufung wurde vom OLG. zurückgewieſen, das RG. hob auf: 
I. 1. Die Vorinſtanzen find mit Recht davon ausgegangen, 
daß die Frage, ob die Beſchäftigung der Klägerin bei der Be⸗ 
klagten eine Verficherungspflicht der erſteren nach Maßgabe des 
Geſetzes über die Invaliditäts- und Altersverſicherung vom 
22. Juni 1889, und jetzt des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 
13. Juli 1899 begründete, der Nachprüfung des Richters in 
dem gegenwärtigen Schadenserſatzprozeſſe unterliegt. Die im 
Verfahren nach 88 112 ff. Inv VerſG. zwiſchen der Klägerin 
und der Verſicherungsanſtalt ergangenen Entſcheidungen des 
Schiedsgerichts und des RVA., denen die Annahme einer 
beſtehenden geſetzlichen Verficherungspflicht zugrunde liegt, 
wären im Streitverhältniſſe der jetzigen Parteien für das Prozeß⸗ 
gericht nicht bindend. Das Berufungsgericht hat aber jene 
Frage im Hinblick auf den feſtgeſtellten Sachverhalt ohne 
Rechtsirrtum in bejahendem Sinne beurteilt. Die Beſchäftigung 
der gegen Entgelt arbeitenden Aufwärterinnen unterſteht an ſich 
der Regel des § 1 Ziffer 1 des alten und des neuen Geſetzes. 
In dem Berufungsurteil find zwar die auf Grund von § 3 
Abſ. 3, jetzt §8 4 Abſ. 1 des Geſetzes von dem Bundesrat am 
24. Dezember 1891 (RGBL S. 399) und 27. Dezember 1899 
(RG Bl. S. 725) erlaſſenen Ausnahmevorſchriften nicht im 
beſonderen erörtert. Aber es iſt nicht zu unterſtellen, daß der 
Berufungsrichter dieſe Vorſchriften nicht oder unvollſtändig 
gewürdigt habe. Und bei den feſtgeſtellten tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen würden die hier fraglichen Ausnahmebeſtimmungen 
auf die Klägerin nicht zutreffen. Die Klägerin war eine 
berufsmäßige Aufwärterin, die jedoch nicht bloß „häusliche 
Dienfte von kurzer Dauer an wechſelnden Arbeits ſtellen“ ver- 
richtet hat (Abſchnitt A Ziffer 4 des Bundesratsbeſchluſſes vom 
24. Dezember 1891). Es lag auch nicht der Fall vor, daß 
„eine Perſon, welche berufsmäßig Lohnarbeit überhaupt nicht 
verrichtet, nur gelegentlich oder zwar in regelmäßiger Wieder⸗ 
kehr, aber nur nebenher und gegen ein geringfügiges Entgelt, 
welches zum Lebensunterhalte nicht ausreicht und zu den Ver ⸗ 
ſicherungs beiträgen nicht in entſprechendem Verhältniſſe ſteht“, 
(Abſchnitt A Ziffer 1, a und b, des Bundesratsbeſchluſſes von 
1891, Ziffer 1, a—b des Bundesratsbeſchluſſes vom 27. De- 
zember 1899) vorübergehende Dienſtleiſtungen verrichtet. Zu 
vergl. Amtliche Nachrichten des RWA. betr. Invaliditäts. und 
Altersverſicherung 1892 S. 43 Nr. 180, von 1894 S. 138 
Nr. 365; Iſenbart und Spielhagen, InvVerſG. 2. Auflage 
zu 84 Anm. 2, p. S. 181. Wenn nach der ernſtlichen Abſicht 
der Parteien und der tatſächlichen Geſtaltung des Verhältniſſes 
das Entgelt für die Dienftleiftungen in dem feftgeſetzten Geld⸗ 
betrag zu gewähren war, und nur inſoweit und inſolange, als 
der Lohnforderung eine, aus einem anderen Rechtegeſchäfte 
(der Wohnungsmiete) herrührende Schuld gegenübertrat, eine 
Berichtigung im Wege der Aufrechnung ſtattfand, ſo konnte das 
Berufungsgericht unbedenklich die Beſtimmung in § 3 Abſ. 2 
des Geſetzes für unanwendbar erachten, obfchon dieſe durch die 
Anfrechnung des Mietzinſes gegen die in beſtimmter Höhe feft- 
geſetzte Vergütung nicht allgemein ausgeſchloſſen wird. (Vergl. 
Amtliche Nachrichten des RVA. 1903 S. 387 Nr. 968 b). 
Die Klägerin hat übrigens nicht während der ganzen Zeit ihrer 
41? 
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Beichäftigung bei der Beklagten in deren Haufe gewohnt. War 
hier die Wohnung nicht als ein Teil des „freien Unterhalts“ 
gewährt, ſo kam es weiter daranf nicht an, ob die Wohnung 
nur dem Bedarf der Klägerin entſprach oder darüber hinaus 
einen ſelbſtändigen Wert darſtellte. — 2. Angeſichts der Aus- 
legung des § 146 des InvVerſG. vom 13. Juli 1899, welche 
von ſeiten des RUE. in der bisherigen Praxis und jo auch 
im gegenwärtigen Falle angewendet worden iſt, wonach die vom 
Geſetz beſtimmten Ausſchlußfriſten auch dann Platz greifen, 
wenn nach dem 1. Januar 1900 Beiträge nachgeholt werden 
wollen, die vor jenem Zeitpunkte fällig geworden find —, ergibt 
ſich die Folgerung, daß die Klägerin durch die Unterlafjung 
der rechtzeitigen Marken verwendung der Invalidenrente, welche 
fie fonft erhalten hätte, verluſtig gegangen iſt. Die Anwendung 
der vierjährigen Friſt des 8 146 cit. war ausgeſchloſſen, 
wofern die Beitragsleiſtung nicht ohne Verſchulden der Beteiligten 
unterblieben war. — 3. In der Frage nach dem anzuwendenden 
bürgerlichen Recht iſt dem Berufungsgericht dahin beizuſtimmen, 
daß der Klageanſpruch der Beurteilung nach dem bis zum 
1. Januar 1900 in Geltung geweſenen Geſetze, alſo nach dem 
PrALR. unterliegt. — Der Klageanſpruch iſt nicht ausdrücklich 
auch auf das zwiſchen den Parteien beſtandene Vertrags ⸗ 
verhältnis, den Dienſtvertrag oder Arbeitsvertrag, geſtützt worden; 
doch wäre dieſer rechtliche Geſichtspunkt gleichfalls in Betracht 
zu ziehen, wenn der entſprechende Tatbeſtand zur Begründung 
der Klage vorgetragen war. Indes kommt es, wie ſich zeigen 
wird, im gegenwärtigen Falle auf jenen Geſichtspunkt für die 
Entſcheidung nicht an. Soweit es ſich um außerkontrakt⸗ 
liche Haftung handelt, liegt der für das zeitliche Geltungsgebiet 
der Geſetze maßgebende Tatbeſtand vor dem 1. Januar 1900 
zurück. Zwar fällt die Entſtehung desjenigen Schadens, deſſen 
Erſatz in der Klage begehrt wird, die Nichterlangung der 
Invalidenrente mit Eintritt der Erwerbsunfähigketit, in die 
Geltungszeit des neuen Rechtes. Aber das kann hier nicht 
maßgebend ſein. Die geſetzwidrige Handlung, auf welche der 
Schaden urſächlich zurückgeführt wird, tft ſchon vor dem 
1. Januar 1900 begangen; es tft das die Unterlaſſung der 
Verwendung von Marken in der Zeit vor dem genannten 
Tag, zunächft alſo in den Jahren 1896— 1898. An fi 
bildete die Unterlaſſung der Markenverwendung (Inv.⸗ und 
Alters VerſG. 88 109, 143) für jeden Fäͤlligkeitstermin eine 
beſondere unerlaubte Handlung, welche, wenn dadurch zwar noch 
nicht eine Vermögens ſchädigung der Klägerin verwirklicht war, 
doch eine Beeinträchtigung ihrer verficherungs rechtlichen Be⸗ 
ziehungen, eine Gefährdung derſelben in ihrer Rentenanwartſchaft 
(8 32, jetzt § 46 des Reichsgeſetzes) mit ſich brachte. Das 
Berufungsgericht führt unter Bekämpſung einer abweichenden 
Anfiht des OLG. in Cöln aus, daß die Verpflichtung zum 
Markenkleben auch nach dem Zeitpunkt, in welchem mit dem 
Markenkleben überhaupt begonnen worden ſei, unter dem Geſetz 
von 1889 unbeſchränkt fortbeftauden und jo auch die Unter- 
laſſung der — früher zeitlich unbeſchränkt zugelaſſenen — nach ⸗ 
täglichen Markenverwendung nicht ſowohl um eine Fortſetzung 
des bisherigen unerlaubten Verhaltens, als vielmehr um Nicht⸗ 
abwendung der aus dieſem Verhalten drohenden Nachteile; und 
keinesfalls ſteht ein ſogenanntes Dauerdelikt (RG. 52, 119 ff.) 
in Frage, welches ſich erſt mit dem unter der Herrſchaft des 
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neuen Geſetzes eingetretenen Erfolge vollendet hätte. Der Tat⸗ 
beſtand der unerlaubten Handlung war bier ſchon vorher ab- 
geſchloſſen, auch bezüglich der Kaufalität für den ſchädlichen 
Erfolg; ſie hätte überhaupt inſofern nicht über den 1. Januar 1900 
fortdauern können, als von da ab nach 8 146 des neuen 
Geſetzes die Nachbringung von Marken unzuläffig war. — 
Vergl. auch Urteil des RG. IV. 3S. vom 9. Februar 1905 in 
Sachen L. e. W. IV 441/04. — 4. Nach den Grundſätzen des 
PIAER. 59 8 ff. I. 6, 58 7 ff. I. 3 hat die Beklagte mit 
Unterlafjung der vom Geſetz vorgeſchriebenen rechtzeitigen Ver⸗ 
wendung von Beitragsmarken für die Klägerin eine unerlaubte 
Handlung begangen, welche fie der Klägerin gegenüber zivil⸗ 
rechtlich wegen des ihr zugefügten Schadens verantwortlich 
macht. Die Schadenserfagpflicht, welche nach Landrecht nicht in 
der Weiſe wie in § 823 Abſ. 1 BGB. auf die Verletzung 
beſtimmter Rechte und Rechtsgüter eingeſchränkt iſt, könnte nur 
ausgeſchloſſen ſein nach Maßgabe der Vorſchriften in 88 12 ff., 
85 18 ff. ALR. I. 6, alſo je nach dem Grade der Schuld, 
der Art des Schadens, dem Mitwirken eines eigenen Verſchuldens 
der Beſchädigten. Die Beſtimmung des 8 26 ANR. I. 6 trifft 
hier nicht zu. — Der in Frage ſtehende Schaden iſt, wie das 
Berufungsgericht mit Recht annimmt, nicht ein unmittelbarer 
(5 2 ALR. I. 6), ſondern nur ein mittelbarer (8 3 daf.). 
Denn der Verluſt des Rentenanſpruches iſt für die Klägerin 
nicht ſchon unmittelbar und zunächſt durch die ſchädigenden 
Unterlafſungen der Beklagten bewirkt worden, die Schadens ⸗ 
wirkung iſt nicht in zeitlicher Nähe des ſchadenbringenden 
Ereigniſſes eingetreten, vielmehr hing die Entſtehung des Schadens 
noch von künftigen ungewiſſen Ereigniſſen ab, — dem Eintritt 
der Erwerbe unfähigkeit der Klägerin und den anderweiten Vor⸗ 
ausſetzungen des Rentenanſpruches. Nur in Verbindung mit 
dieſen anderen, von ihr verſchiedenen Ereigniſſen hat die Nicht⸗ 
entrichtung der Verſicherungsbeiträge den Rentenausfall für die 
Klägerin herbeigeführt. (Vergl. das vorangeführte Urteil des 
RG. vom 9. Februar 1905.) Die Beklagte kann wegen der 
Nichterfüllung der vom Geſetze dem Arbeitgeber — unter Straf⸗ 
androhung — auferlegten Pflicht der rechtzeitigen Marken ⸗ 
verwendung nicht von jedem Verſchulden freigeſprochen werden; 
auch würde aus dem vom Berufungsgericht angeführten 8 4 
ALR. I. 6 nicht ihre Entlaſtung von jeder Schadenserſatzpflicht 
zu folgern ſein. Daß die Zuwiderhandlung gegen das geſetzliche 
Gebot ein Verſehen darſtellt, gibt auch der Berufungsrichter zu. 
Was aber die Vorausſehbarkeit des Schadens betrifft, ſo würde 
die Beklagte — wenngleich ſie freilich nicht ſchon in den 
Jahren 1896 — 1898 hat vorausſehen kaͤnnen, daß ein künftiges 
Gefetz die Nachbringung der Marken für jene Zeit ausſchließen 
würde, — doch die Folgen ihrer geſetzwidrigen Handlungsweiſe 
zu vertreten haben. Der durch die fragliche Unterlaffung herbei · 
geführte Schaden kann nicht um deswillen als ein bloß zufälliger 
gelten, weil ein früher nicht vorauszuſehendes Geſetz die 
Moͤglichkeit, eine Pflichtverſäumnis gut zu machen, abgeſchnitten 
hat, und gegenüber dem 8 4 cit. kaͤmen auch die Vorſchriften 
in § 13 J. 3 und § 16 L 6 ALR. in Betracht. Anlangend 
aber den Grad des der Beklagten zur Laſt fallenden Ver⸗ 
ſchuldens, jo kann, wenn der bis jetzt feſtgeſtellte Sachverhalt 
zu Grund gelegt und von beſonderen, nachher zu erwähnenden 
Umſtänden abgeſehen wird, davon keine Rede ſein, daß das 
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Verſehen als ein grobes zu beurteilen wäre. Zu folder 
Beurteilung nötigt auch keineswegs die Vorſchrift in $ 12 
Einl. z. Ach. Es handelt ſich hier nicht bloß um die Un⸗ 
kenntnis eines publizierten Geſetzes ſeinem wörtlichen Inhalte 
nach, ſondern auch um die, gerade für Arbeiterverhältniſſe von 
der Art der vorliegend in Frage ſtehenden, mehrfach ſtreitig 
oder zweifelhaft geweſene Auslegung und Anwendung der Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und Vorſchriften. Daß die Verſicherungspflicht der 
Klägerin nicht ohne weiteres klar und zweifellos geweſen iſt, er 
geben die im Berufungsurteil enthaltenen Erörterungen und die An- 
führungen unter Ziffer 1 oben. Das Schiedsgericht für Arbeiter⸗ 
verſicherung war der Anſicht, die Beteiligten ſeien zu eutſchuldigen, 
weil fie darüber hätten im Zweifel ſein können, ob das beſtehende 
Dienſtverhältnis ein verficherungspflichtiges war, und die 3K. 
des LG. iſt (allerdings von einer unzutreffenden Vorausſetzung 
binfihtlih der Lohnvergütung ausgehend) zu dem Ergebniſſe 
gelangt, daß eine Verſicherungspflicht nicht beſtanden habe. — 
Immerhin hatte die Beklagte die Möglichkeit und bei obwaltendem 
Zweifel die Pflicht, ſich über das Verſicherungsverhältnis der 
Klägerin an zuſtändiger Stelle zu erkundigen. Aber man würde 
ihr wegen einer Verſäumnis dieſerhalb und wegen der Nicht- 
entrichtung der Beiträge in den Jahren 1896 — 1898 hoch ſtens 
ein mäßiges Verſehen (§ 20 ALR. I. 3) zur Laſt legen dürfen. 
Demgegenüber kommt indes das eigene Verhalten der Klägerin 
in Rückficht. Aus den Urteilstatbeſtänden iſt zwar nicht zu 
erſehen, daß von der Beklagten ausdrücklich ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden der Klägerin geltend gemacht wäre; die Beklagte ſtand 
eben in dem Prozeſſe zunächſt auf dem Standpunkte, daß eine 
Verficherungs pflicht nicht beſtanden habe oder doch von beiden 
Teilen ohne Verſchulden als nicht beſtehend angenommen worden 
ſei. Aber ein Mitverſchulden der Klägerin muß doch wohl in 
der Berufungsinſtanz (eventuell) zur Sprache gekommen ſein, 
denn das Berufungsgericht führt als eine der „ſonſt noch 
ſtreitigen Fragen“, auf welche nicht eingegangen zu werden 
brauche, die auf, ob die Klägerin ein konkurrierendes Verſchulden 
treffe. Ein ſolches Verſchulden würde denn auch nach dem 
bisher vorliegenden Sachverhalt nicht zu verneinen ſein. Sie, 
die Klägerin, kannte die in Betracht kommenden tatſächlichen 
Verhältniſſe mindeſtens eben ſo gut wie die Beklagte; um ihr 
Suterefie allein handelte es ſich bei der fraglichen Angelegenheit; 
fie hätte ſich alſo darum kümmern ſollen, ob eine Verſicherungs⸗ 
pflicht beſtand, ob Marken zu kleben ſeien. Ihre Sache war 
es auch ſchon unter dem früheren Inv.- u. Alters VerſG., die 
Quittungskarte fich ausſtellen zu laſſen und dieſe behufs Ein⸗ 
klebens der Marken vorzulegen, — wie das jetzt durch § 131 
Abſ. 2 IuvVerſG. dem Arbeiter ausdrücklich zur Pflicht gemacht 
iſt. Auch ſie konnte ſich erkundigen und im Streitfalle hätten 
ihr die durch 88 122, 126, 137 Inv.- u. Alters VerſG. ge- 
wieſenen Wege, um die Erfüllung der Beitragspflicht herbei ⸗ 
zuführen, offen geſtanden. Sie konnte auch, nachdem eine Karte 
beſchafft war, auf Nachholung der unterbliebenen Beiträge, fo 
lange es geſetzlich zuläſſig war, hinwirken. Auf der anderen 
Seite ſind auch zugunſten der Klägerin die oben hervorgehobenen 
ſchuldmindernden Umſtände zu berückfichtigen; und fo wurde das 
Verſehen beider Teile als dem Grade nach gleichwertig ein- 
zuſchätzen fein. Nach § 21 ALR. I. 6 würde alsdann die 
Erſatzpflicht der Beklagten wegen des in Rede ſtehenden, nur 


mittelbaren Schadens (ein weiterer Schaden, der als unmittel⸗ 
barer gelten könnte, iſt nicht behauptet) bei dem beiderfeitigen 
Verſchulden der nämlichen Geſetzesſtufe in Wegfall kommen. 
II. Die Frage, ob dem Arbeiter gegen den Arbeitgeber wegen 
der dem letzteren obliegenden Entrichtung von Berfiherungs- 
beiträgen zur reich sgeſetzlichen Invaliditäts- und Altersverſicherung 
ein privatrechtlicher Anſpruch aus dem Arbeitsvertrag zuſtehe, 
welche von dem III. 35. des RG. für das frühere gemeine 
Recht, von dem II. 3S. für das franzoͤſiſche Recht verneint 
worden ift (RG. 58, 102 ff.; IW. 04 S. 577 Nr. 14), kann, 
wie ſchon angedeutet, für den gegenwärtigen Fall des Preuß. 
Allgemeinen Landrechts unentſchieden bleiben. Denn bei Unter- 
ſtellung einer vertraglichen Verpflichtung des Arbeitgebers würden 
auf die Schadenserſatzpflicht wegen unterbliebener bezw. un- 
möglich gewordener Vertragserfüllung die Vorſchriften in 88 18 
bis 21 ALR. I. 6 gleichfalls zur Anwendung kommen (vergl. 
RG. 5, 205 und das Urteil des IV. 3S. vom 9. Februar 1905 
in Sachen L. o. W.), und es würde das im gegebenen Falle 
zu den gleichen Ergebniſſen, wie die außerkontraktliche Haftung 
führen. N. c. U., U. v. 20. März 05, 336/04 VI. — Marien 
werder. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

14. 55 5, 9, 13. Begriff der Gleichartigkeit der 
Ware.] 

Das Berufungsgericht begründet die Annahme der Gleich⸗ 
artigkeit der eingetragenen Waren der beiden Parteien mit der 
Erwägung: es konne nicht zweifelhaft fein, daß Schnupftabak, 
Kautabak und Zigarren gleichartig ſeien mit Rauchtabak und 
Zigaretten; aber auch Zigarettenpapier müſſe im vorliegenden 
Fall als eine mit Tabaksfabrikaten gleichartige Ware erachtet 
werden, weil beide Parteien Tabaksfabrikanten ſeien und von 
ſolchen Zigarettenpapier regelmäßig in Verbindung mit für 
Zigaretten geeignetem Tabak verkauft zu werden pflege. Dieſe 
Begründung iſt nicht rechtsirrig. Die Gleichartigkeit von 
Waren kommt bei mehreren Beſtimmungen des Warenzeichen⸗ 
geſetzes, insbeſondere außer in § 9 Abſ. 1 Nr. 1 auch in 
8 5 Abſ. 1 und in § 12 Abſ. 1, in Betracht. Sie iſt überall 
in demſelben Sinne zu verſtehen, ob fie gegeben ſei, iſt aber 
in jedem Falle beſonders zu beurteilen, da dabei weſentlich die 
tatſächlichen Verhältniſſe zu berüdfichtigen find. Gleichmäßig 
tft bei der Beurteilung der Gleichartigkeit der Waren, wie in 
dem Kommiſſionsbericht über die Erklärungen der Regierungs- 
kommiſſarien bei der Beratung des Entwurfes des Warenzeichen ⸗ 
geſetzes erwähnt iſt, das Hauptgewicht nicht darauf zu legen, 
ob die Waren ſich durch Herſtellung oder Material unter⸗ 
ſcheiden, ſondern darauf, ob die Möglichkeit einer Verwechſelung 
oder Täuſchung im Verkehr gegeben iſt. Dies entſpricht 
dem Zwecke des Warenzeichenſchutzes, zu verhindern, daß das 
Publikum Waren, die aus anderen Geſchäftsbetrieben ſtammen, 
irrtümlich für Waren aus dem Geſchäftsbetriebe des Waren ⸗ 
zeicheninhabers hält. Als gleichartig find demnach ſolche 
Waren anzuſehen, welche mit Waren, die durch ein Waren ⸗ 
zeichen geſchützt find, nach der Auffaſſung bes Verkehrs 
als verwandt gelten. Dies wird in der Regel bei Waren 
zutreffen, welche in den gleichen Geſchäften an denſelben Kunden ⸗ 
kreis vertrieben zu werden pflegen. L. c. B., U. v. 24. März 05, 
313/04 II. — Hamburg. 
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Stempelftenergefeg vom 31. Juli 1895. 

15. Tarifnummer 32 Abſ. 2. Tauſch oder doppelter 
Kaufvertrag. Haftung des Notars für unrichtige Stempel ⸗ 
berechnung.] 

‚Der Beklagte hat in feiner Eigenſchaft als Notar einen 
von dem Kläger und W. verlautbarten Vertrag aufgenommen, 
der in dem notariellen Akte als Tauſchvertrag bezeichnet iſt. 
In dem Vertrage wird erklärt, daß W. als Bevollmächtigter 
ſeiner Ehefrau deren Grundſtück in Berlin gegen das Grundſtück 
des Klägers in Berlin vertauſche. Für jedes der beiden Grund⸗ 
ſtücke wird im § 2 und 3 ein beſonderer „Tauſchpreis “ be- 
ſtimmt. Zu dem Vertrage hat Beklagter einen Landesſtempel 
erfordert und verwendet, den er gemäß Tarifnummer 32 Abf. 2 
des Geſetzes vom 31. Juli 1895 als Tauſchſtempel nur nach 
dem höheren Werte des einen der beiden Grundſtücke, dem der 
Frau W., mit 3 075 Mark berechnete. Nachträglich wurden 
jedoch infolge einer Erinnerung des Stempelreviſors weitere 
2040 Mark mit der Begründung erfordert, daß die notarielle 
Verhandlung keinen Tanſchvertrag, ſondern zwei Kaufverträge 
enthalte. Eine von Frau W. gegen den Fiskus auf Feſtſtellung 
der Unrechtmäßigkeit dieſer Nachforderung erhobene Klage wurde 
in zwei Inſtanzen rechtskräftig abgewieſen. Kläger hat hierauf 
den nachgeforderten Stempel von 2 040 Mark bezahlt. Im 
gegenwärtigen Prozeſſe verlangt er vom Beklagten die Er⸗ 
ſtattung dieſes Betrages, indem er folgendes geltend macht. 
Beklagter ſei mit der Aufnahme eines Tauſchvertrages be⸗ 
auftragt geweſen. Er habe dagegen durch die fehlerhafte und 
ungeſchickte Faffung des verlautbarten Vertrages die Entſtehung 
doppelſeitiger Kaufverträge und dadurch die rechtmäßige Nach⸗ 
forderung der Stempelmehrkoſten verurſacht. Überdies habe er 
bei Gelegenheit der Aufnahme des Vertrages dem Kläger auf 
wiederholtes Befragen nicht etwa — wie Beklagter ſelbſt be- 
hauptet — allgemein erklärt, daß bei Tauſchverträgen lediglich 
ein Stempel in Höhe von 1 Prozent des wertvolleren Gegen ⸗ 
ſtandes zu verwenden fei, ſondern daß der beabſichtigte beſondere 
Vertrag nur einen ſolchen Stempel erfordere und daß das von 
ihm verfaßte und verleſene Notariatsprotokoll, ſo wie er es ab⸗ 
gefaßt habe, einen Tauſchvertrag enthielte. Dabei habe er — 
wie er ſelbſt einräume — die mit der geäußerten Rechtsanſicht 
in Widerſpruch ſtehende Reichsgerichtsentſcheidung vom 30. No- 
vember 1896, da fie in der JW. von 1897 (S. 69%) mit⸗ 
geteilt worden ſei, zur Zeit der Abfaſſung des Vertrages vom 
12. April 1898 gekannt. Er, der Kläger, habe lediglich mit 
Rückficht auf die Auskunft des Beklagten die Stempelkoſten 
allein übernommen; er würde das nicht getan haben, wenn der 
Beklagte bezüglich der Stempelpflicht auch nur Zweifel geäußert 
hatte, vielmehr würde in dieſem Falle die Mitkontrahentin W. 
den Stempel vom Werte ihres Grundſtücks mit 2040 Mark 
übernommen haben. Beklagter beſtreitet, bei Abfaſſung des 
Vertrages ſich eines Verſehens ſchuldig gemacht zu haben. Die 
Erhebung des zweimaligen Kaufſtempels beruhe auf dem, der 
Parteivereinbarung entſprechenden materiellen Inhalt des Ver⸗ 
trages. Die Aufgabe, derartigen Vereinbarungen eine Faſſung 
zu geben, die von den Gerichten als dem Weſen des Tauſch⸗ 
vertrages entſprechend angeſehen ſei, hatten die Notare bisher 
noch nicht zu löſen vermocht. Er habe nach befter Überzeugung 
die Erklärung abgegeben, daß nur ein Tauſchſtempel vom 
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hoͤheren Objekte zu berechnen jet, denn die ihm bekannte Reichs 
gerichtsentſcheidung vom Jahre 1896 habe er für unzutreffend 
gehalten und erachte ſie auch heute noch für unrichtig, zumal 
da die Rechtſprechung der übrigen Gerichte mit ihr nicht über 
einſtimme. Schlimmſtenfalls könne Kläger auf ihn als Notar 
erſt zurückgreifen, wenn er zuvor die Alleinũbernahme der 
Stempelkoſten wegen Irrtums widerrufen und ſich an feine 
Mitkontrahentin gehalten hätte. Das KG. hat die Klage ab- 
gewieſen, die Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Berufungs- 
richter, welcher unter zutreffender Verweiſung auf Art. 170 
EG. z. BGB. den erhobenen Anſpruch nach dem früheren 
bürgerlichen Recht beurteilt, hält es für unbedenklich, daß der 
vom Beklagten am 12. April 1898 aufgenommene notarielle 
Vertrag nicht nur mit dem in der Stempelberechnung des Be⸗ 
klagten angeſetzten Tauſchſtempel von 3 075 Mark, ſondern als 
zweifacher Kaufvertrag mit einem zweimaligen Kaufftempel, aljo 
auch mit den nachgeforderten 2 040 Mark zu verſteuern geweſen 
ſei. Wäre dieſe Anſicht unrichtig, jo würde fi) damit jede 
weitere Erörterung erübrigen, weil alsdann die erſte Vor⸗ 
ausſetzung des erhobenen Schadenserſatzanſpruches, nämlich das 
ſchuldhafte Verhalten des Beklagten ſowohl, mit bezug auf die 
Abfaſſung der Vertragsurkunde als auch mit bezug auf die über 
die Stempelpflicht erteilte Auskunft von vornherein wegfiele. 
Die Rechtſprechung iſt auf dieſem Gebiete der Stempel ⸗ 
berechnung für Verträge der vorliegenden Art ſich nicht immer 
gleich geblieben. Zutreffend weiſen Hummel und Specht 
in ihren Erläuterungen zur Tarifſtelle 33 des Geſetzes vom 
31. Juli 1895 (Abſch. 54 unter VI S. 795) darauf ſowie auf 
das Schwanken des Verwaltungsgebrauchs hin und erwähnen 
u. a. in Note 274 das in Sachen F. o. Sch. (IV 37/93) 
ergangene Urteil des Senats vom 29. Juni 1893, durch welches 
bei gleicher bürgerlich rechtlicher Geſetzesgrundlage (88 1 und 
363 ff. ALR. Tl. I Tit. 11) zur Geltungszeit des damaligen 
preußiſchen Stempelgeſetzes vom 7. März 1822 (8 5 e) ein 
Vertrag, der feiner Geſtaltung nach dem gegenwärtig um- 
ſtrittenen Vertrage im weſentlichen gleich kam, als Tauſch⸗ 
vertrag angeſehen und darum die Nachforderung des zweiten 
Kaufftempels zurückgewieſen worden if. Der gegenwärtige 
Stand der Rechtſprechung läßt ſich in folgender Weiſe zuſammen 
faſſen. Bei der Frage, ob ein Tauſchvertrag oder ob zwei mit 
einander verbundene und in ihrem Beſtande von einander ab ⸗ 
hängige Kaufverträge vorliegen, kommt es zunächſt auf die ge⸗ 
brauchten Ausdrücke, insbeſondere darauf, ob der Vertrag als 
„Tauſchvertrag“ bezeichnet, ob in ibm von einem „Verkaufen“ 
oder „Vertauſchen“ die Rede iſt und ob in woͤrtlicher An- 
lehnung an die reichs gerichtliche Rechtſprechung die Redewendung 
gebraucht wird, daß „die wechſelſeitige Ubereignung der Grund⸗ 
ſtücke in dem unmittelbaren Verhältnis von Leiſtung und Gegen ⸗ 
leiſtung zu einander ſtehen“, überhaupt nicht an (vergl. ins 
beſondere RG. 57, 266). Entſcheidend iſt vielmehr allein der 
objektive Inhalt des Vertrages, wie er ſich aus der Vertrags- 
urkunde ergibt. Weichen die Abſichten der Parteien von dem 
Urkundeninhalt ab, ſo kann dies für das bürgerliche Recht von 
Bedeutung ſein und ſogar dazu führen, daß zwei in geſonderten 


Urkunden enthaltene Kaufverträge als ein einheitlicher Tauſch⸗ 


vertrag beurteilt werden. (Urteil des V. 3S. V. 240/97, 
JW. 1898 S. 307°, ſowie vom 2. Februar 1898 in Sachen 
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M. c. B. V. 247/97.) In ſtempelrechtlicher Beziehung iſt 
das aber bedeutungslos. Werden nun in dem Vertrage 
„Tauſchpreiſe“ oder „Tauſchwerte“ angegeben, fo ift wiederum 
die Wahl des einen oder des anderen Ausdrucks für die recht⸗ 
liche Kennzeichnung des Vertrages ohne Bedeutung. Wohl 
aber kommt es darauf an, ob derartige Angaben bei vorhandenem 
Wertsunterſchiede nur zur rechneriſchen Begründung dafür 
dienen, daß zum Zweck der Wertsausgleichung dem Erwerber 
des wertvolleren Grundſtücks eine beſondere Leiſtung außer der 
Grundſtücksübereignung auferlegt wird oder ob fie einen Be⸗ 
ſtandteil der Vertragsbeſtimmungen bilden dergeſtalt, daß 
der Grundſtückserwerber den Tauſchwert oder Tauſchpreis nicht 
durch Hingabe feines Grundſtücks, ſondern ausſchließlich durch 
andere Leiſtungen: Barzahlung, Übernahme von Hypotheken, 
Hingabe an Zahlungsſtatt zu begleichen hat. Im erſteren Falle 
entſteht ein Tauſchvertrag, im letzteren Falle entſtehen zwei 
Kaufverträge. Es genügt indeſſen für die Annahme eines 
Tauſchvertrages, wenn bei mehrgeſtaltiger Leiſtung des einen 
Vertragsteils die unmittelbare Abgeltung der einen Grundſtücks⸗ 
übereignung durch die andere auch nur einen Teil der Geſamt⸗ 
leiſtung des Kontrahenten darſtellt, ohne daß die Rechtſprechung 
darauf Gewicht gelegt hat, in welchem Verhältnis dieſe un- 
mittelbare Abgeltung zu den ſonſtigen Leiſtungen beider Vertrags ⸗ 
parteien ſteht. (Vergl. die Urteile des VII. 3S. vom 26. No⸗ 
vember 1901, RG. 50, 285 flg.; vom 15. März 1904, RG. 57, 
264 flg. und vom 28. Juni 1904 in Sachen C. c. F. 
VII. 5204.) Als unabweisbare Folge dieſer Rechtſprechung 
ergibt ſich die Richtigkeit der von Hummel und Specht 
a. a. O. S. 795 in Note 270 (ſowie in den Beiſpielen S. 793 
unter IIIb und S. 794 bei und in Note 267) entwickelten, 
mit der Rechtsauffaſſung des Berufungsrichters übereinſtimmenden 
Anficht, daß das Zuſtandekommen eines ſich als Tauſchvertrag 
darſtellenden Vertrages rechtlich unmöglich ſei, wenn auch nur 
das eine der Grundſtücke — wie im Streitfalle — mit 
Hypotheken in Höhe des Tauſchpreiſes belaftet iſt und dieſe 
zum vollen Betrage des Tauſchpreiſes vom Erwerber über- 
nommen werden ſollen. Denn in ſolchem Fall iſt — wie es 
in dem Urteile vom 28. Juni 1904 heißt — jedes der beiden 
Grundſtücke bei der Deckung des Werts des anderen un⸗ 
beteiligt. Es kann nun im gegebenen Falle nicht darauf an- 
kommen, der Frage näher zu treten, ob in Rückficht namentlich 
auf die rechtsgeſchäftliche Einheitlichkeit des Vertrages der 
dem Urteil des erkennenden Senats vom 29. Juni 1893 zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsauffaſſung auch bei der Anwendung 
des jetzt geltenden Landes ſtempelgeſetzes der Vorzug zu geben ſei 
vor der Zerlegung des Geſchäfts in zwei Kaufverträge, auf 
welcher die neueren reichsgerichtlichen Entſcheidungen beruhen. 
Denn die vorſtehenden Ausführungen ergeben bereits, daß 
zunächſt der dem Beklagten gemachte Vorwurf, er habe durch 
eine verfehlte Faſſung des Vertrages unnstigerweiſe die Stempel- 
ſteuer verzweifacht, vom Berufungsrichter ſchlechtweg mit Recht 
zurückgewieſen iſt. Wird an der Entſcheidung des Senats 
vom 29. Juni 1893 feſtgehalten, ſo iſt ein zweifacher Stempel 
überhaupt nicht entſtanden; die Stempelnachforderung war als⸗ 
dann unbegründet und ſomit keine Folge der Vertragsfaſſung. 
Stellt man ſich dagegen auf den Standpunkt der ſpäteren 
Entſcheidungen, fo iſt dem Berufungsrichter darin beizutreten, 
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daß überhaupt keine Möglichkeit gegeben war, durch die Faſſung 
des Vertrages der Entſtehung der zweifachen Stempelſteuer vor⸗ 
zubeugen, gleichviel in welcher Ausdrucksweiſe und in welcher 
Gegenüberſtellung der beiderſeitigen Leiſtungen der Beklagte die 
Vereinbarungen der Vertragsparteien in der von ihm verfaßten 
Vertragsurkunde wiedergeben mochte. Der zweifache Kaufftempel 
ergab ſich alsdann lediglich aus dem materiellen Inhalt der 
Vereinbarungen. Daß dieſe unter getreuer Wiedergabe des 
wirklichen Vertragswillens und mit zweifels freier Klarheit in 
der Notariatsurkunde ihren Ausdruck gefunden haben, läßt ſich 
in keiner Weiſe bezweifeln und wird auch vom Berufungsrichter 
angenommen. Die Reviſion hält an der in den Vorinſtanzen 
vom Kläger entwickelten Anficht feſt, es ſei unter allen Um⸗ 
ftänden moglich und eine Amtspflicht des Beklagten geweſen, 
dem Vertrage eine die Stempelnachforderung ausſchließende 
Faſſung zu geben, auch wenn Beklagter den Inhalt der Ab⸗ 
machungen, ſo wie ſie ihm von den Kontrahenten angegeben 
wurden, unverändert ließ. Wenn der Berufungsrichter darauf 
hinweiſe, daß bei der vollen Belaſtung des einen mit 204 000 Mark 
bewerteten Grundſtücks durch Hypotheken von feinem Werte 
kein Überſchuß geblieben ſei, der als Gegenleiſtung gegen den 
bei dem anderen Grundſtüuͤckswerte vorhandenen Überſchuß über 
die Hypotheken verwendbar geweſen ſei, fo liege dem die rechts⸗ 
irrtümliche Annahme zugrunde, daß beim Grundſtückstauſch 
nicht die Grundſtücke gegen einander ausgetauſcht würden, 
ſondern die Überſchüſſe der Grundſtückswerte über die Be⸗ 
laſtungen. Die Auffaſſung des Berufungsrichters führe zu der 
Konſequenz, daß ein Tauſch unmöglich ſei, wenn z. B. die 
beiden Grundſtücke den gleichen Wert hätten und beide in der 
vollen Höhe dieſes Werts mit Hypotheken belaftet ſeien. In 
Wirklichkeit ſtehe der Abfafſung eines wahren Tauſchvertrages 
weder der Umſtand entgegen, daß die Grundſtücke wie immer 
mit Hypotheken belaſtet ſeien, noch der Umſtand, daß eine Aus⸗ 
gleichung der in Geld veranſchlagten Grundſtückswerte durch 
bare Zuzahlung oder durch Übernahme von Hypotheken erfolgen 
ſoll, wobei die Reviſion auf das bereits im Tatbeſtande er⸗ 
wähnte Urteil des Senats vom 30. November 1896 (JW. 1897 
S. 69 6) verweiſt. Beklagter hätte alſo — eutſprechend dem 
Vertragsſchema, welches (übrigens im weſentlichen überein 
ſtimmend mit der in Holdheims MSchr. Bd. XI S. 274 
empfohlenen Vertragsfaſſung) bereits in der Vorinſtanz von 
klägeriſcher Seite aufgeſtellt war, nur nötig gehabt, die Grund⸗ 
ſtückswerte unmittelbar gegeneinander auszugleichen und ebenſo 
eine Ausgleichung der beiderſeitigen Hypothekenübernahme, dieſe 
wiederum für ſich allein zu bewerkſtelligen, worauf das 
bei der einen und das bei der anderen Ausgleichung gefundene 
Ausgleichungsguthaben gegen einander auszutauſchen geweſen 
waren; in ſolchem Falle würde nach Meinung der Reviſion 
Beklagter gleichfalls auf eine vom Kläger zu leiſtende Aus- 
gleichs zahlung von 22500 Mark hinausgekommen, der zweifache 
Stempel aber vermieden worden fein. Dem kann nicht bei- 
getreten werden. Wird davon ausgegangen, daß die Werts⸗ 
ausgleichung oder vielmehr eine Vereinbarung, wonach in Rück⸗ 
ficht auf den etwa vorhandenen Wertsunterſchied der eine 
Vertragsteil neben der Grundſtücksübereignung ſich zu einer 
ausgleichenden Leiſtung verpflichtet, kein weſentliches Begriffs⸗ 
merkmal des Tauſchvertrages bildet, wird vielmehr der Tauſch⸗ 
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vertrag dadurch allein als rechtlich gekennzeichnet erachtet, daß 
die beiden Grundſtücke im vereinbarten Verhältnis von Leiſtung 
und Gegenleiſtung wechſelſeitig übereignet werden ſollen und 
käme man auf dieſem Wege mit der Reviſion dahin, die 
Möglichkeit eines Grundſtückstauſches unter Übernahme der dem 
vollen Grundſtückswerte entſprechenden Hypothekenbelaſtung an⸗ 
zuerkennen, ſo würde unter allen dieſen Vorausſetzungen immer 
nur die Rechtmäßigkeit der Stempelnachforderung und damit 
zugleich der erhobene Klageanſpruch an Halt verlieren. Ob 
nach dem jetzigen Stande der Rechtſprechung das Vertrags ſchema 
des Klägers den zweimaligen Kaufſtempel ausſchlöſſe, bedarf 
dabei keiner näheren Erörterung. Kläger will durch eine andere 
Art, in der er die beiderſeitigen Vertragsleiſtungen einander 
gegenüberſtellt, der ſtempelrechtlichen Zerlegung in zwei Kauf- 
verträge vorbeugen, eignet fich aber den ihr zugrunde liegenden 
Gedanken der Zergliederung des Vertrages ſelbſt an. Die 
Grundftüde ſollen wie wenn fie unbelaftet wären gegen ein- 
ander vertauſcht und daneben, wiederum gewiſſermaßen tauſch⸗ 
weiſe, die wechſelſeitige Übernahme der Hypotheken bewerkſtelligt 
werden. Ob vorkommendenfalls ein ſolcher Vertrag nicht gleich⸗ 
wohl mit dem zweifachen Kaufſtempel zu verſteuern ſein würde, 
wenn er in Rüdficht auf die unverkennbare Abficht der Geſetzes⸗ 
umgehun 5 von der ihm gegebenen künftlichen 
Doppelgeſtalt auf den wahren fachlichen Inhalt hin geprüft 
wird (vergl. RG. 57, 267), kann auf ſich beruhen bleiben. 
Denn in keinem Falle darf es als die Aufgabe eines mit der 
Aufnahme von Verträgen befaßten Richters oder Notars gelten, 
auf die Gefahr hin, daß die Rechtsfolgen der getroffenen Ver⸗ 
einbarungen ſachlich dadurch verſchoben werden, einfache und 
klare Vertragsformen zu vermeiden und nur aus Gründen einer 
verſuchten S an deren Stelle Vertrags- 
fafjungen auszufinnen, wie fie nach Meinung des Klägers im 
gegebenen Falle ihm ſelbſt und ſeinem Vertragsgenoſſen zu 
unterbreiten geweſen wären. Endlich durfte vom Beklagten auch 
nicht erwartet werden, daß er, die ſpätere Entwickelung der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung vorausſehend, die Vertrags- 
parteien in der Weiſe aufklärte, der zweimalige Kaufſtempel 
laſſe fich vermeiden, wenn fie die Hypothekenuͤbernahme mit 
bezug auf das Grundftück einſchränkten, die Verpflichtung des 
Klägers zur Entlaſtung dieſes Grundſtücks von Hypotheken 
entſprechend ausdehnten und dadurch den Anforderungen der 
Rechtſprechung nachkommend, Raum ſchafften für eine, wenn 
auch uur beſchränkte unmittelbare Abgeltung der einen Grund- 
ſtücksübereignung durch die andere. Der Berufungsrichter hebt 
dabei zutreffend hervor, daß Beklagter als Notar nicht mit der 
Beratung der Parteien über die ſachliche Ausgeſtaltung des 
beabſichtigten Vertrages befaßt war, ſeine Aufgabe vielmehr 
lediglich darin beſtand, das, was die Parteien vereinbarten, in 
eine klare, ihren wahren Willen entſprechende Rechtsform zu 
ae (8 48 der Allgemeinen Gerichtsordnung Tl. III Tit. 7 
in Verbindung mit § 34 und 8 43 Ziffer 6 der All- 
gemeinen Gerichtordnung Tl. II Tit. 2 und mit $ 45 
des Geſetzes vom 11. Juli 1845). Nachzuprufen bleibt daher 
nur noch die Entſcheidung des Berufungsrichters über die zweite 
klagebegründende Behauptung, welche die Revifion ſelbſt als 
bloßen Hilfsgrund bezeichnet, die Behauptung nämlich, Beklagter 
habe bei der Aufnahme des Vertrages dem Kläger die Höhe 
des dazu erforderlichen Stempelbetrages unrichtig angegeben und 
ſich dadurch erſatzpflichtig gemacht. Von vornherein iſt, wie 
ſchon erwähnt, auch dieſe Klagebegründung dann hinfällig, wenn 
die vom Beklagten erteilte Auskunft rechtlich zutreffend war. 
Wird aber ihre Unrichtigkeit in Übereinſtimmung mit der 
ſtempelrechtlichen Judikatur des RG. vorausgeſetzt, ſo beruht 
die klageabweiſende Entſcheidung des Berufungsrichters auch im 
dieſem Punkte nicht auf Geſetzes verletzung. Rechtlich unbedenklich 
iſt vor allem die Annahme des Berufungsrichters, der Beklagte 
habe die an ihn geſtellte Frage nach der Höhe des Stempels 
in dem Sinne verſtehen dürfen, wie hoch er ſeinerſeits den 
Stempel anuſetzen werde, ebenſo unbedenklich die weitere An- 
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nahme, daß die erteilte Auskunft nicht bloß zutreffend war in- 
ſofern, als Beklagter demnächſt tatſächlich nur den Zauid- 
ſtempel berechnete und erforderte, ſondern daß ſie überdies 
auf einer Prüfung der Rechtsfrage und einer Berückſichtigung 
der Rechtſprechung beruhte, deren Gewiſſenhaftigkeit nicht weiter 
angezweifelt wird. Ebenſowenig iſt es verfehlt, wenn der Be⸗ 
la die behauptete Verpflichtung des Beklagten verneint, 
den Vertragsparteien die möglichen Zweifel an der Richtigkeit 
feiner die Stempelfrage betreffenden Rechtsanficht darzulegen, 
zumal da ihm nicht zu erkennen gegeben war, daß, wie Kläger 
ſpäterhin behauptete, ungeachtet der Größe des Vertragsgegen⸗ 
ſtandes für ihn die Eingehung des Vertrages ſchließlich lediglich 
davon abhing, ob er nur den Tauſchſtempel zu entrichten haben 
würde. Hätte man den e in der Weiſe um die Auf- 
nahme des Vertrages erſucht, daß ſeine beurkundende Tätigkeit 
nur für den Fall der Nichtentſtehung eines zweifachen Kauf, 
ſtempels verlangt worden wäre, ſo würde er einem derartigen 
Erſuchen in Rückſicht auf feine Bedingtheit zu entſprechen 
überhaupt keine Veranlaſſung gehabt haben. Es ſteht indefſen 
keinesfalls feſt, daß Beklagter nur unter der nten 
Bedingung von den Vertragsparteien als Notar in Anſpruch 
genommen war und daß er etwa durch ein ie auf das 
bedingte Erſuchen perſönlich für die objektive Richtigkeit der 
von ihm angegebenen Stempelberechnung eingetreten iſt. Cs 
bedarf unter dieſen Umſtänden keiner Würdigung der letzten 
Rüge der Reviſion, wonach der Berufungsrichter zu Unrecht 
angenommen hätte, Kläger habe den Schaden ſeinem eigenen 
groben Verſehen zuzuſchreiben, da er den Beklagten über die 
für den Vertragsabſchluß ausſchlaggebende Bedeutung der 
Stempelberechnung nicht informiert habe. Denn da ſich aus 
den Darlegungen des Berufungsrichters die rechtlich bedenkenfreie 
Verneinung eines dem Beklagten zur Laſt fallenden Verſchuldent 
bei der Beantwortung der ihm vorgelegten Frage ergibt, kommt 
es für die Entſcheidung auf das Mitverſchulden des Klägers 
> nn an. H. c. S., U. v. 16. März 05, 465/04 IV. 
— Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Rechtsverhältniſſe der ſtudentiſchen Verbindungen. ins 
beſondere die Frage, ob ein bereits ausgeſchiedenes Mitglier 
nach erfolgtem Austritt noch cum infamia dimittiert werden 
kann, find Gegenſtand der Erörterung in Entſch. Nr. 1. 

Nach Eniſch. Nr. 2 iſt eine mittels mündlicher Beſtellung 
an einen Hausgenoſſen in Abweſenheit des Erklärungsgegnert 
ausgerichtete Erklärung, wenn fie dem Erklärungsgegner richt: 
mitgeteilt wird, in dem Zeitpunkte der Beſtellung an die Minels. 
perſon zugegangen. Von dieſem Zeitpunkt ab war der Erktärunas - 
empfänger zur Kenntniserlangung ebenſo in der Lage, wie wenn 
die Erklärung mittels eines in den Briefkaſten des Empfängers 
gelegten Briefes erfolgte. 

In Entſch. Nr. 3 erkennt das RG., unter ausdrücklichem 
Aufgeben ſeiner bisherigen Anfiht (RG. 50, 408), auch für 
Anſprüche aus dem Haftpfl®. den Gerichtsſtand des § 32 3D. 
an, indem es dieſe Anſprüche denen aus unerlaubten Handlungen 
gleichſtellt. 

In Anwendung der bereits mehrfach ausgeſprochenen. 
Grundſätze wird in Entſch. Nr. 4 dem Ausfteller des Darledus- 
ſchuldſcheins bei vereinbarter Umwandlung der bisberigen 
Forderung in eine Darlehnsforderung die Beweislaſt für dat 
Nichtbeſtehen der umgewandelten Forderung auferlegt. 

Über die Zuläſſigkeit beſonderer Belaſtung einer nicht ad 
eſchriebenen Grundſtücksparzelle und die Bebandlung die'es 
Falles bei der Zwangsvollſtreckung verhält ſich Entſch. 6. 

Die Entſch. Nr. 9 gibt eine Auslegung des Art. 30 &. 
BGB., der die Anwendung fremden Rechtes, die gegen den Zwef 
eines deutſchen Geſetzes verſtoßen würde, ausſchliegt. N. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Ansgburg hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
800 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
it für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ans- 
geſprochen worden. 


Der Strafrichter als Sittenrichter. 
Von Dr. iur. Feder, Berlin. 


Im Jahre 1901 ereignete ſich folgender Fall: Ein Arbeiter 
ließ ſich in der Werkſtatt bei einer Kritik der Chinaexpedition 
eine Majeſtätsbeleidigung zuſchulden kommen, wurde von einem 
Kameraden denunziert und von der Strafkammer zu der niedrig ⸗ 
ſten zuläſſigen Strafe von 2 Monaten Gefängnis verurteilt. 
Bei der Urteilsverkündung bezeichnete der Vorfitzende die 
Handlungsweiſe des Denunzianten als „niederträchtig und 
ſchmachvoll“, eine Außerung, die in der offentlichen Meinung, 
namentlich in der Preſſe, lebhafte Zuſtimmung fand. 

Im Anſchluß an dieſen Fall unterſuchte Landgerichtsrat 
Thomſen“) das Recht des Vorfitzenden, an dem Verhalten des 
Zeugen oder des Angekl. moraliſche Kritik zu üben und kam zu 
einem verueinenden Ergebnis, nahm ſogar in dem vorliegenden 
Fall eine ſtrafbare Handlung des Vorfitzenden an. 

Aus demſelben Grunde erregte Ende 1904 das Verfahren 
gegen einen Berliner Univerfitätslehrer wegen Sittlichkeits⸗ 
verbrechen großes Aufſehen. Der Angekl. wurde von der 
Anklage freigeſprochen, zugleich aber erfolgte, in der mündlichen 
Urteilsverkündung wie in den ſchriftlichen Urteilsgründen, eine 
vernichtende moraliſche Verurteilung des Freigeſprochenen, die 
die ſchärfſten Ausdrücke zur Kennzeichnung ſeiner fittlichen Ver⸗ 
dorbenheit nicht ſcheute, Das Urteil griff ausführlich auf das 
Vorleben des Angekl. zurück, nicht, um daraus eine Verſtärkung 
der Schuldmomente abzuleiten — er wurde ja freigeſprochen —, 
ſondern lediglich um das moraliſche Verdammungsurteil ſicherer 
zu ftügen. 


) „Was unſeres Amtes nicht iſt“. Gerichtsſaal Bd. 61 


8 258 ff. 


Dieſe Auffaſſung der richterlichen Stellung erſcheint nicht 
bedenkenfrei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, wie Thomfen*) 
meint, „der im allgemeinen dem Kampfe ums Daſein und den 
Verſuchungen des Lebens entrückte Sitz auf der sella curulis 
eine Poſition iſt, die die Fähigkeit zur Ausübung des Gitten- 
richteramts nicht vielleicht eher ab- als zuträglich beeinflußt.“ 
Doch ſei zunächſt die prinzipielle Gegnerſchaft angedeutet, der 
eine ſolche Auffaſſung des Richteramts auf ſeiten der Moral 
wie des Rechts begegnet. Der Richter iſt zur rechtlichen Beur⸗ 
teilung der ihm vorgelegten Tatbeſtände legitimiert auf Grund 
von Tatſachen der Vergangenheit, die einen Schluß auf ſeine 
Fähigkeit zu dieſer Beurteilung geſtatten. Seine Legitimation 
iſt alſo eine formale und kann nur eine formale ſein. Die 
Legitimation zur moraliſchen Beurteilung iſt eine materielle und 
kann nie eine formale ſein. Zu einer moraliſchen Beurteilung 
bin ich legitimiert nicht, weil ich Vater, Prieſter. Richter oder 
König bin, nicht wegen eines Verhältniſſes, das ſich auf Tat⸗ 
ſachen der Vergangenheit gründet, ſondern allein nach Maßgabe 
meiner gegenwärtigen fittlichen Kraft und Überlegenheit. Dem 
moraliſchen Spruch, den der Richter fällt — nicht weil er 
fittlich fo und fo qualifiziert iſt, ſondern weil ihn ein Befehl 
der Staatsgewalt zu dem Spruch berufen hat — mangelt 
daher die Anerkennung des fittlih Empfindenden. 

Sie mangelt ihm auch aus einem zweiten Grunde. Im 
Reich der fittlichen Normen tritt der einzelne dem einzelnen 
gegenüber, beugt der einzelne ſich der Gewalt des einzelnen. 
Moraliſch unerträglich iſt es, daß der Sittenrichter die Gewalt 
zu feinem Spruch einer fremden Geſamtperſönlichkeit entlehnt. 

Dieſe grundſätzliche Ablehnung des Strafrichters in Sachen 
der Moral deckt ſich prinzipiell mit dem Standpunkt des 
geltenden Strafrechts. Es ſei zuerſt die prozeſſuale Seite 
betrachtet. 

Wie weit unterliegen Zeugen dem moraliſchen Spruch des 
Richters? Zeugen find unbeeidigt zu vernehmen, wenn fie hin ⸗ 
ſichtlich der den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden Tat als 
Teilnehmer, Begünftiger oder Hehler verdächtig oder verurteilt 
ſind. Aus dieſen Gründen kann auch ihre Beeidigung bis nach 
Abſchluß der Vernehmung ausgeſetzt werden (88 56, 60 StPD.). 
Findet eine Verkündigung der Gründe ſtatt, aus denen die 
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Beeidigung unterbleibt oder ausgeſetzt wird, fo gehört eine 
moraliſche Beurteilung des Zeugen ſoweit zur Kompetenz des 
Gerichts, wie fie zur Feſtſtellung eines mutmaßlichen Delikts 
erforderlich iſt. Auch in den Urteilsgründen dürfte eine mora⸗ 
liſche Beurteilung der Zeugen nur ſoweit ſtatthaft ſein, als die 
Zuverläffigkeit ihrer Ausſage von ihrer moraliſchen Qualität 
abhängig tft ($ 266 StPO.). Iſt aber die Glaubwürdigkeit 
des Zeugen zweifellos oder für den Spruch unerheblich, ſo iſt 
ſein weiteres moraliſches Verhalten, etwa die Denunziation oder 
feine ſtraffreie Beteiligung an der Handlung, für das Straf⸗ 
verfahren ohne Intereſſe. Es erſcheint um ſo angemeſſener, den 
Zeugen mit dieſer Einſchränkung in Schutz zu nehmen, als, 
abweichend vom Zivilprozeß, der Eideszwang ſich auch auf 


Tatſachen erſtreckt, die dem Zeugen zur Unehre gereichen ($ 54 


SPD. und $ 384 3. 2 ZPD.). 

In Anſehung der Sachverſtändigen iſt derſelbe Grundſatz 
maßgebend ($ 72 StPD.), wobei er noch auf den Fall an- 
zuwenden iſt, daß der Richter eine neue Begutachtung anordnet, 
weil er das Gutachten des Sachverſtändigen für ungenügend er⸗ 
achtet (5 83 StPD.). Nur ſoweit die moraliſche Beurteilung 
zur Begründung ſolcher prozeſſualen Maßregeln gehört, hält fie 
ſich in den Grenzen des Geſetzes. 

Entſprechend ſind die Rechte des Beſchuldigten zu 
wahren. 

Die Vorunterſuchung iſt nicht weiter auszudehnen, als er- 
forderlich iſt, um eine Entſcheidung darüber zu begründen, ob 
das Hauptverfahren zu eröffnen oder der Angeſchuldigte außer 
Verfolgung zu ſetzen ſei (8 188 StPO.) Die moraliſche 
Qualität des Angeſchuldigten iſt der Kompetenz des Unter⸗ 
ſuchungsrichters entzogen, ſoweit nicht dieſe Entſcheidung von ihr 
abhangig iſt. 

Die Anklageſchrift bezeichnet die Straftat, das Strafgeſetz 
und die Beweismittel, ſowie das Ergebnis der darüber angeſtellten 
Ermittelungen ($ 198 StPD.). 

Die geſamte Hauptverhandlung dient nur (vom Fall der 
Einſtellung des Verfahrens abgeſehen) der Feſtſtellung, ob der 
Angekl. die in der Anklage bezeichnete Tat begangen oder nicht 
begangen hat. Denn nur auf Freiſprechung oder Verurteilung 
kann das Urteil lauten, mit dem ſie ſchließt ($ 259 Stp O.). 
Dieſem Zweck hat ſich deshalb die Beweisaufnahme unter⸗ 
zuordnen. Bei Beweisanträgen des Angeklagten prüft das 
Gericht lediglich, ob die unter Beweis geſtellten Tatſachen für 
ſeine Verurteilung oder Freiſprechung von Bedeutung find 
(§ 218 StPD.). Daß die Vernehmung einer von dem An- 
geklagten unmittelbar geladenen Perſon zur Aufklärung der 
Sache dienlich war und deshalb die geſetzliche Entſchädigung zu 
gewähren iſt (8 219 Abſ. 3 StPD.), iſt nur anzunehmen, 
wenn ſie in Anſehung der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
Tat belaſtende oder entlaſtende Momente zutage gefördert hat. 
Die Erweiterung oder Einſchränkung der Beweisaufnahme inner⸗ 
halb der Hauptverhandlung hat derſelben Richtſchnur zu folgen 
(58 243, 244 StPD.). Werden Zeugen oder Sachverſtändige 
über Dinge vernommen, von denen die Freiſprechung oder Ver⸗ 
urteilung des Angeklagten unabhängig iſt, ſo wird die Grenze 
der geſetzlichen Hauptverhandlung überſchritten. Ihre Ausſagen 
beweiſen nichts für Schuld oder Unſchuld des Angekl. und ge⸗ 
hören daher nicht in die Beweisaufnahme. 
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einer ehrloſen Gefinnung entſprungen iſt. 


Delikte. 


11. 1905. 


Gegenſtand der Urteilsfindung iſt lediglich die in der 
Anklage bezeichnete Tat, wie ſie ſich nach dem Ergebnis der 
Verhandlung darſtellt (§ 263 St O.). Das Gericht hat der Frage 
eine Antwort zu finden, ob der Angeklagte die Tat begangen 
hat. Eine fubfidiäre Frage etwa dahin, ob der Angeklagte zwar 
nichts Strafbares, aber etwas moraliſch hoͤchſt Verwerfliches 
begangen habe, iſt ausgeſchloſſen. Man ſtelle ſich vor, daß den 
Geſchworenen im Ernſt eine ſolche Frage vorgelegt würde! 
Und doch führt geradeswegs zu dieſer Konſequenz ein Urteil, 
das unter Freiſprechung des Angeklagten zu ſeiner moraliſchen 
Verurteilung kommt. Einer ſolchen Verurteilung kann der 
Angekl. auch nicht durch eine dagegen gerichtete Verteidigung 
zuvorkommen. Denn ſeine dahin zielenden Beweisanträge 
werden von Rechts wegen abgelehnt, da ſich das Verfahren von 
Rechts wegen nur auf die ihm zur Laſt gelegte Straftat, nicht 
auf ſein außerkriminelles moraliſches Verhalten bezieht. 

Die Urteilsgründe find nicht mehr Urteilsgründe, wenn die 
Freiſprechung von einem ſittlichen Schuldig begleitet iſt. Bei 
freiſprechendem Urteil müſſen die Urteilsgründe ergeben, ob der 
Angeklagte für nicht überführt, oder ob und aus welchen Gründen 
die Tat für nicht ſtrafbar erachtet worden iſt (8 266 Abſ. 4 
St.). Die ſittliche Qualifizierung eines nicht ftrafbaren 
Tatbeſtands führt über dieſen geſetzlichen Inhalt weit hinaus. 

Wird der Angekl. verurteilt, ſo ſollen die Urteilsgründe 
auch die Umſtände anführen, die für die Zumeſſung der Strafe 
beſtimmend geweſen find (8 266 Abſ. 3 St O.). Es fragt 
ſich, wie weit damit eine moraliſche Beurteilung zugelaſſen iſt. 
Nicht zu leugnen iſt, daß in dieſer Hinſicht dem Richter nach 
geltendem Recht freier Spielraum bleibt, da das materielle 
Recht beſondere Beſtimmungen über die Strafzumeſſung nicht hat, 
ſeinen allgemeinen Standpunkt aber nicht konſequent durchführt. 

Denn grundſätzlich wird der fittliche Wert oder Unwert ber 
ſtrafbaren Handlung im Strafrecht nicht berückſichtigt. Der 
Meineid wird mit Zuchthaus beſtraft, gleichgültig ob er einer 
ehrloſen Geſinnung entſprang, oder ob er vielleicht fittlich geboten 
war (Leuß). Dem Dieb droht das Gefängnis ohne Rückſicht 
darauf, ob er aus niedrigen Motiven handelt, oder ob ihn eine 
Attliche Pflicht zwingt (man denke etwa an Laſſ alles angeb- 
lichen Kaſſettendiebſtahl). 

Selbſt bei der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, 
die am eheſten eine ſittliche Wertung der Tat vermuten ließe, 
verleugnet ſich der grundſätzliche Standpunkt des Geſetzgebert 
nicht. Denn in einer Reihe von Fällen muß auf Verluſt der 


Ehrenrechte erkannt werden, ohne daß eine fittliche Nachprüfung 


ſtatthaft wäre; in anderen Fällen darf auf die Ehrenſtrafe 
nicht erkannt werden, auch wenn eine Nachprüfung ehrloſe Ge⸗ 
ſinnung ergäbe. 

Seine prinzipielle Auffaſſung hat der Geſetzgeber aber an 
mehreren Stellen verlaſſen. § 20 StGB. beſtimmt, daß da, 
wo das Geſetz zwiſchen Zuchthaus und Feſtungshaft die Wahl 
läßt, auf Zuchthaus nur erkannt werden darf, wenn das Delikt 
In Anſehung dieſer 
fingulären Vorſchrift ſtehen ſich zwei Meinungen ſchroff gegen ⸗ 
über. Van Calker“) verlangt ihre Ausdehnung auf alle 
Für jede ſtrafbare Handlung ſolle es eine entehrende 


*) Strafrecht und Ethit 1897. 
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und eine nicht entehrende Strafe geben. v. Liſzt“) ver- 
wirft auch dieſe Ausnahme, da, wer antiſozial, wenn auch nicht 
unehrenhaft handle, ein Feind der Geſellſchaft ſei. Gegenüber 
der Halbheit des heutigen Zuſtandes haben beide Meinungen recht. 

Immerhin handelt es fich auch bei dieſer Ausnahme nur 
um die moraliſche Beurteilung einer ſtrafbaren Handlung, 
während die Betrachtung von der moraliſchen Beurteilung einer 
Handlung ausging, die nicht den Tatbeſtand eines Delikts dar⸗ 
ſtellt. Im Fall des Entſchädigungsanſpruchs wegen unſchuldig 
erlittener Unterſuchungshaft hat das Geſetz die Zuſtändigkeit 
des Strafrichters auch dahin erweitert. „Der Anſpruch kann 
ausgeſchloſſen werden, wenn die zur Unterſuchung gezogene Tat 
des Verhafteten eine grobe .. . Unftttlichkeit in ſich geſchloſſen 
hat.“) Hier alſo iſt der Richter genötigt, ein moraliſches 
Urteil abzugeben, ohne daß ein Delikt vorliegt. Wir kommen 
damit zu dem beſonderen Ergebnis, daß von Staats wegen eine 
moraliſche Inſtanz über dem einzelnen errichtet wird. Die 
prozeſſuale Schwierigkeit, die bereits oben heroorgehoben wurde, 
daß dem Angeklatzten keine Gelegenheit zur Verteidigung gegeben 
iſt in einem Punkte, über den das Gericht zwar nicht erkennt, 
aber doch ſich ausſpricht, ſteigert ſich hier zum offenen Wider ⸗ 
ſpruch. Oder ſoll auf Antrag des Angeklagten die Beweisauf- 
nahme (z. B. durch Sachverſtändigengutachten) auch auf die 
bloße Feſtſtellung der „groben Unſittlichkeit“ ausgedehnt werden? 
Damit griffe die nebenſächliche Beſtimmung revolutionierend in 
das ganze Prozeß verfahren ein. . 

Von der kommenden Reform des Strafrechts iſt im Hin⸗ 
blick auf die bezeichneten Ausnahmen und weitergehende Be⸗ 
ſtrebungen grundſätzlich zu fordern, daß das ſtaatliche Schutzrecht 
von der Verquickung mit der Moral frei bleibe und frei werde. 


Zur Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte. 
Von Rechtsanwalt Dr. Georgii, Direktor des Allg. D. Ver⸗ 
ſicherungsvereins a. G. in Stuttgart. 


In ſeinem Berichte über die Hafppflichtverſicherung der Rechts. 
auwälte, Notare, Beamten uſw. (S. 95 dieſer Zeitſchrift) weift 
Herr Dr. Fürſt darauf hin, daß die betreffende Sektion (1) des 
Stuttgarter Vereins zur Zeit die einzige (unter 28) iſt, die mit 
Berluft abſchließt, erörtert die Urſachen dleſer bedauerlichen Er⸗ 
ſcheinung und ſchließt mit der Hoffnung, daß die Verhältniſſe 
ſich recht bald günftiger geſtalten möchten — vor allem „durch 
einen Rückgang der Schadenfälle, ſowohl der Zahl, wie 
der Art nach“. | | | Ä 

Dieſe Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. Die Schadenfälle 
haben nach Zahl und Schwere anſtatt eines Rückgangs eine 
abermalige Steigerung erfahren. 


) „Nach welchen Grundſätzen iſt die Reviſion des Straf⸗ 
geſetzbuchs in Ausſicht zu nehmen?“ Gutachten (Verhandlungen des 
26. deutſchen Juriſtentags I. S. 283). — Ebenſo z. B. Treitſchke 
in feiner „Politik“ Bd. I S. 157. 

**) 8 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 14. Juli 1904, das an biefem 
Punkte auch über fein Vorbild, das Geſetz vom 20. Mai 1898, 
hinausgeht. | 
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Die Gegenüberſtellung mit den entſprechenden Ziffern der 
Vorjahre) ergibt folgendes Bild: 


I. Zahl der Verſicherten . 4678 
II. Zahl der Schadenanmel⸗ 


dungennsss 497 582 
III. Schaden zahlungen für 
Fälle aus: A . | 
a) den Vorjahren.. | 50500| 96 750 115 100 | 131 650 


b) dem Berichtsjahre 

IV. Schaden reſerve ) für 
Fälle aus: N | 

a) den Vorjahren.. | 150 950 | 156 500 | 154 000 209 850 

b) dem Berichtäjahre.. | 187450 | 99 250 | 194 700 | 210 850 


V. Schadenzahlungen und 
Schadenreſerve zuſammen 360 150 


21 250 | 39 700 46 200 73 100 


892 200 | 510 000 625 450 


Bemerkenswert an dieſen Daten iſt u. a., daß 1904 für 
alte Fälle über 131000 Mark und für neue Fälle (aus dem 
Berichtsjahre) 73 100 Mark, denmach bei den neuen Fällen weit 
über die Hälfte und im ganzen über ein Viertel mehr als im 
Vorjahre und dreimal ſo viel wie im Jahre 1901, bezahlt 
wurden. Man hat alſo energiſch mit den Schäden aufzuräumen 
verſucht, und trotzdem mußten die Reſerven für alte Fälle um 
faft 56 000, diejenigen für neue um 16 000 Mark höher ein- 
geſtellt werden als im Vorjahre; die Geſamtſchadenziffer zeigt 
eine Steigerung von mehr als 115 000 Mark. | 

Der Ausblick, der durch ſolche Ziffern eröffnet wird, iſt 
nicht gerade erfreulich und beruhigend. Wenn die Schäden fich 
in folder Weiſe weiter ſteigern, ja ſelbſt wenn fie fich nur auf 
gleicher (relativer) Höhe halten ſollten, fo wird ſich der Stutt- 


) Die von den Herren Prof. Dr. Wolf und Rechtsanwalt 
Dr. Fürſt angeführten Zahlen beziehen ſich nur auf Rechts: 
anwälte (auch ſoweit ſie zugleich Notare ſind), während im folgenden 
auch die reinen Notarverſicherungen einbezogen ſind. 

1) Eine eingehendere Erläuterung hierzu wird kaum erforderlich 
fein. Die „Schaden reſerven“ ſtellen denjenigen Betrag dar, der 
aus den laufenden Mitteln zur Deckung ſchwebender Schäden auf⸗ 
zuſparen und dem nächſten Rechnungsjahre zu überweiſen iſt; zu 
dieſem Zwecke wird am Schluſſe des Geſchäftsjahres (31. Dezember) 
für jeden angemeldeten, aber noch nicht erledigten Schadenfall 
der mutmaßlich notwendig werdende Aufwand auf Grund möglichſt 
genauer Prüfung und Abſchätzung eingeſetzt. Kommt ein Fall im 
Laufe des nächſtfolgenden Geſchäftsjahres nicht zur Erledigung, ſo 
erſcheint er in der Schadenreſerve der nächſten Bilanz wieder — in 
gleichem, höherem oder niedrigerem Betrage — je nachdem inzwiſchen 
die Chancen durch eine Beweisaufnahme oder vorläufigen Richter⸗ 
ſpruch, durch Ermäßigung oder Erhöhung des Haftpflichtanſpruchs uſw. 
ſich verändert haben. Für Haftpflichtanſprüche, welche ſich von Haus 
aus als ganz unbegründet erkennen laſſen, wird entweder nichts oder 
nur ein angemeſſener Betrag für die Prozeßkoſten eingeſtellt, falls 
deren eventuelle Beitreibung vom Gegner zweifelhaft erſcheint. (Eine 
einfache Addition der Schadenreſerven mehrerer Jahresberichte würde 
hiernach kein richtiges Bild von dem tatſächlichen Aufwand für 
Schäden ergeben.) N 
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garter Verein vor ernfte Eutſcheidungen geftellt jehen.”) Daß 
die Bilanz der Sektion 1 für 1904 jedenfalls keine Überſchüſſe 
ergibt, läßt ſich ſchon einem flüchtigen Vergleich mit dem Er 
gebnis von 1903 entnehmen. Damals ſchrieb Herr Profeſſor 
Dr. Wolf in feinem Revifionsbericht: 
„Die Jahresrechnung ſchließt leider mit einem Ver⸗ 
luſte ab. 3 
Dies wird verſtändlich, wenn man erfährt, daß unter 
4589 Rechtsanwälten und Notaren 629 Schadenfälle 
eingetreten find.” 

Wenn das Ergebnis für 1904 noch recht glimpflich aus⸗ 
fällt, ſo rührt dies daher, daß an den Ende 1903 eingeſtellten 
Reſerven glücklicherweiſe eine Erſparnis erzielt wurde, und ferner 
daher, daß der ſogen. „Spezialſchadenreſerve“ Mittel entnommen 
werden konnten.) 

Nun hat die Vereinsleitung ſelbſtverſtändlich die Pflicht, 
auch dieſem Verſicherungszweige eine Grundlage zu geben, auf 
der ſich dauernd eine günſtige Entwicklung erwarten läßt. Die 
Löſung dieſer Aufgabe iſt nicht einfach; mindeſtens bedarf es 
dazu der Mitwirkung der Herren Verficherten ſelbſt. 

Das nächſtliegende Auskunftsmittel, abermalige Erhöhung 
der Prämie, iſt bereits zur Anwendung gebracht; auf Grund 
der ungünftigen Ergebniſſe des letzten halben Jahres find vom 
1. April d. Is. ab die Sätze für Verficherungs ſummen von 
5000 Mark ab erhöht worden. Daß eine etwaige weitere Er⸗ 
höhung den Zugang neuer Verſicherungen ernſtlich beeinträchtigen 
würde, iſt kaum zu bezweifeln. Vor allem aber füllt eine 
Prämienerhoͤhung die Kaffe leider viel langſamer, als beiſpiels⸗ 
weiſe eine Steuererhoͤhung! Quid nunc? 

An den allgemeinen Aus gabepoſten iſt, wie die Herren 
Reviſoren ſchon berichtet haben, eine nennenswerte Erſparnis 
nicht zu erzielen. Es verlohnt ſich alſo wohl, der ſchon von 
Dr. Fürſt angedeuteten Frage näher zu treten, ob nicht bei den 
Poſten: Scha den zahlungen und Schadenreſerven eine Minderung 
erzielt werden koͤnnte. Ein Rückgang dieſer, das wäre das ein- 
fachſte und wirkſamſte Mittel der Sanierung! „Unfallverhütung“ 
ift rationeller als Unfallentſchädigung. Daß die Wachſamkeit 
jedes einzelnen, ſorgfältige Auswahl und Überwachung des Bureau⸗ 
perſenals hierbei die wichtigſten Faktoren find, iſt natürlich billige 
Weisheit; und wenn ſolche Ermahnung die Haftpflichtverſehen ver⸗ 


ſchwinden ließe, dann brauchten wir keine Verſicherung. Vielleicht 


aber übt auch eine Aufklärung über die beſonders häufigen und 
beſonders leicht zu vermeidenden Verſehen eine günſtige Wirkung. 
Wer die Stellen kennt, wo der tückiſche Feind mit Vorliebe im 
Hinterhalt lauert, der wird die Gefahr leichter beſchwoͤren. Es 


5) Die Berfiherung der Berufshaftpflicht der Gerichts: 
vollzieher, deren Ergebniſſe noch erheblich ſchlechter ſind, mußte 
bereits ſiſtiert werden. Die Erwägungen darüber, ob und in welcher 
Form ſie ſich etwa fortführen läßt, ſind noch nicht abgeſchloſſen. 

**) Dieſe Spezialſchadenreſerve dient zur Deckung derjenigen 
Schäden, welche erſt nach Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes 
zutage treten, eine Möglichkeit, mit der man vor allem beim 
Notariat (letztwilligen Verfügungen, Grundbuchſachen uſw.) ſehr 
ernſtlich zu rechnen hat und die auch wiederholt ſchon für die Erben 
von Verſicherten praktiſch geworden iſt. Immerhin haben die bis⸗ 
herigen Erfahrungen und die angeſtellten Berechnungen ergeben, daß 
eine weitere Dotierung dieſes Fonds für dieſes Jahr unterbleiben kann. 
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ſollen deshalb fortab in der JW. von Zeit zu Zeit die intereſſanteren 
Schadenfälle — ſelbſtverſtändlich in knapper Faſſung — mit⸗ 
geteilt werden. Die Herren Kollegen — und das müßte ja 
auch den Nichtverſicherten ganz erwünſcht ſein — werden fo von 
Zeit zu Zeit eine Art Warnungstafel vorgezeigt bekommen. 
Vier ſchwere Schadenfälle im letzten Halbjahr weniger — 
und das Jahresergebnis wäre ganz befriedigend. Das ſollte er- 
reichbar ſein! Für heute möge nur eine kurze Überſicht ge⸗ 
ſtattet werden. 

Wie überhaupt bei der Haftpflichtverſicherung, fo liefert 
auch in unſerem Zweige der 8 278 BGB. (vor allem alſo die 
ſogenannten Bureauverſehen) einen ſehr großen Prozentſatz der 
Schadenfälle, insbeſondere unterlaſſene, verfpätete und 


unrichtige Einlegung der Rechtsmittel. Das wird 


wohl immer ſo bleiben. 

Sehr ergiebig find ſodann die Verſtöße im Immobiliar⸗ 
vollſtreckungs verfahren, insbeſondere die unrichtige oder 
unterlaſſene Anmeldung von Anſprüchen, deren Berückſichtigung 
im Verteilungsverfahren eben von der Anmeldung abhängig iſt; 
aber auch falſche Berechnung des abzugebenden Gebots u. a. 
Groß tft namentlich die Zahl der wegen unterlaſſener Anmeldung 
verwirkten Zin ſen anſprüche (58 37“ und 110 J. v.). (Für die 
Regel dürfte es ſich empfehlen, den Entwurf der Anmeldung 
dem Mandanten zur Durchſicht und Vervollſtändigung vor⸗ 
zulegen!) 

Auffallend häufig werden die Verjährungs beſtimmungen 
überſehen; namentlich die kurze Verjährungsfriſt der 88 477, 
638 BOB. in Verbindung mit § 211 Abſ. 2 1. c. koſtet den 
Stuttgarter Verein viel Geld. Biehmängelprozeſſe, bei 
denen doch nachgerade jedem Anwalt die Pflicht erhöhter Vorſicht 
präſent ſein ſollte, werden immer noch mit beſonderer Vorliebe 
v verkuhwedelt“. 

Weſentlich ſchlimmer als die Rechtsanwaltsſchäden im 
engeren Sinne haben ſich die Haftpflichtfälle aus der Notars 
tätigkeit entwickelt. Hier wo die Rechtsgültigkeit von letzt⸗ 
willigen Verfügungen, von Grundbuch- und ſpeziell Hypotheken ⸗ 
transaktionen, Schuldurkunden aller Art in Frage ſteht, handelt 
es ſich meiſt um ſehr namhafte Beträge. Viele Formfehler 
würden vermieden, wenn vor allem die Teſtamente an der 
Hand von zuverläſſigen Formularbüchern aufgenommen würden; 
über 100 000 Mark koſtet den Stuttgarter Verein die Sorg 
lofigkeit, mit der vielfach über die Feſtſtellung der Perfön- 
lichkeit des Schuldners, Bürgen uſw. hinweggegangen wird, 
auch wenn es ſich um Übernahme bedeutender Verpflichtungen 
handelt. Mancher Schaden, insbeſondere die Wiederholung 
raffinierter Betrügereien, wäre vermieden worden, wenn der in 
§ 55 GBO. zugelaſſene Verzicht auf Benachrichtigung der 
Beteiligten nicht ausgeſprochen worden wäre. 

(Daß dieſer Verzicht in vielen Formularen ausdrücklich auf- 
genommen iſt, erſcheint alſo aus praktiſchen Gründen nicht ganz 
unbedenklich.) Sehr verhängnisvoll iſt auch ſchon wiederholt 
die verſpätete Einreichung von Anträgen auf Eintragung 
von Hypothekenbewilligungen geworden, welche vom 
Notar beurkundet und dem Grundbuchamt zu übermitteln waren 
(vergl. § 15 GBO.) . — 

Neben der Verminderung der Schadenfälle könnten allerdings 
auch noch andere Faktoren für eine beſſere Geſtaltung der 
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nächſten Bilanzen in Betracht kommen. Ich will davon ab- 
ſehen, daß die vor 9 oder 10 Jahren zur ganz ungenügenden 
Anfangsprämie (10 Mark!) Verſicherten meiſt auf ihrem 
Scheine beſtehen und ſelbſt im Fall unſeres klaren Rechts auf 
Kündigung mit dem ſo beliebten Vorwurf der „Unkulanz“ nicht 
zurückhalten. Die Ausübung dieſes Rechts iſt aber für den 
„Verein“ eine unabweisliche Pflicht. 

Sehr häufig wird der „Verein“ dadurch in eine gewiſſe 
Zwangslage verſetzt und zu Aufwendungen gedrängt, daß dem 
Klienten, ſobald ein Verſehen vorkommt, Zahlung oder Zuſage 
geleiſtet wird, ohne Rückſicht darauf, ob ein Schaden erwachſen 
iſt. Das ſollte vermieden werden. Iſt der Schuldner einer 
infolge Fahrläſſigkeit des Anwalts verjährten Forderung dauernd 
inſolvent, wäre die verſäumte Berufung gegen ein klagabweiſendes 
Urteil erfolglos geweſen, ſo wurde durch das Verſehen kein 
Schaden geſtiftet. Der Klient, den der Anwalt aus „Kulanz“ 
oder übertriebener Angſtlichkeit entſchädigt, wird dann infolge 
des Verſehens geradezu bereichert. Hierbei mitzuwirken iſt 
nicht die Aufgabe der Haftpflichtverſicherung. Wenn der Anwalt 
in ſolchen Fällen liberal iſt — oftmals ausgeſprochenermaß in 
mit Rüdficht darauf, daß er ja verſichert ſei und doch nicht 
umſonſt ſeit fo und fo viel Jahren Prämien gezahlt haben 
wolle —, ſo mag daran erinneit werden, daß dieſe Praxis 
ſchon zu den Zeiten des ſeligen Crispinus nicht ganz unangefochten 
geblieben iſt. 


Armenanwalt und Partei. 
Von Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs in Berlin. 


Zu der von Strauß angeregten Frage liefert das Urteil 
des 15. 3S. des KG. vom 17. 6. 04 (15 U. 2282. 04) einen 
nicht unintereſſanten Beitrag. Bis zu jenem Urteil bin auch 
ich der von Ehrenwerth gebilligten Auffaſſung des RG. ge⸗ 
weſen, daß der beigeordnete Anwalt ſofort und ſpontan für die 
Partei in Tätigkeit treten muß. Das erwähnte Urteil hat mich 
eines andern belehrt. Der Fall, den ich zu Nutz und Frommen 
der Herren Kollegen vortrage, lag wie folgt: 

Am 12. April wurde ich dem in 1. Inſtanz abgewieſenen 
Kläger für die 2. Inſtanz als Armenanwalt beigeordnet; auf ſo⸗ 
fortige telephoniſche Anfrage wurde mir vom erſtinſtanzlichen 
Anwalt mitgeteilt, daß die Berufungs friſt am 1. April ab⸗ 
gelaufen ſei, Mandant habe das Urteil. Ich zitierte ſofort den 
Mandanten; an feiner Statt erſchien feine Zimmerwirtin mit 
der Mitteilung, Kläger läge ſchon lange ſchwer krank darnieder. 
Ich entwerfe ſofort Berufungsſchriſt und Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag und erſuche die Zimmerwirtin um Einſendung der zur 
Glaubhaftmachung erforderlichen Atteſte. Am 16. April rückt 
fie endlich mit der Sprache heraus, Kläger ſei bereiis am 
2. April verſtorben, ſie habe in dem Wunſche, den Prozeß fort⸗ 
geführt zu ſehen, dies verſchwiegen. Ich beantragte ſofort Aue ⸗ 
ſetzung des Verfahrens. Da das KG. aber vorerſt unter dem 
22. April den Nachweis der Urteilszuſtellung und des Todes ver⸗ 
langte, ich dies nicht ſofort beſchaffen konnte und doch den Erben die 
Friſt des § 234 ZPO. nicht verwirken wollte, reichte ich ſofort 
Berufungsſchrift und Wiedereinſetzungsgeſuch bei Gericht ein und 
ſtellte beides am 26. April dem Gegner zu. Am 10. Mai teilt 


Ouiſiſge Bogenfärift 


333 


mir das KG. mit, daß ſich die Beſchlußfaffung über den Aus- 
ſetzungsantrag nunmehr mit Rückficht auf die eingetretene 
Rechtskraft des 1. Urteils erübrige, bei jetziger Prozeßlage 
dürfte lediglich ein Wiedereinſetzungsantrag namens der Erben 
des Klägers in Frage kommen. Ich remonſtrierte unter Hin⸗ 
weis auf $ 86 3 O.; das KG. verblieb bei feinem Stand⸗ 
punkt. Nun blieb mir, da die Ausſetzung des Verfahrens ab- 
gelehnt war, nichts übrig als in dem zur Verhandlung über 
die Berufung anberaumten Termine die geſtellten Anträge zu 
wiederholen, ins beſondere auch den Ausſetzungsantrag, nachdem 
der Gegner die Vorlegung einer Vollmacht von mir verlangt 
hatte. Ä 

Das KG. hat hierauf die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen und dem Armenanwalt die Koſten auferlegt, 
die Gerichtskoſten jedoch niedergeſchlagen. 

Die Gründe des mangels Reviſionseinlegung rechtskräftig 
gewordenen Urteils lauten wie folgt: 

„Das 1. Urteil iſt am 1. März zugeſtellt; da der 1. April 
auf einen Feiertag fiel, jo lief die Rechtsmittelfriſt bis Mitter⸗ 
nacht zwiſchen dem 2. und 3. April. Am 2. April iſt Kläger 
verſtorben. Das Verfahren wurde deshalb gemäß § 239 Abſ. 1 
ZPO. unterbrochen. Der Kläger war ſeit dem 1. März durch 
einen Prozeß bevollmächtigten nicht mehr vertreten (8 246 ZPD.). 
Wie das RG. (44, 358) überzeugend ausführt, endigt die 
Tätigkeit eines Rechtsanwalts mit der Zuſtellung des Endurteils 
der betreffenden Inſtanz. Im vorliegenden Falle trifft dies 
um fo mehr zu, als dem Kläger bereits in 1. Inſtanz das Armen⸗ 
recht bewilligt und ihm nur für die 1. Inſtanz einſchließlich der 
Zwangs vollſtreckung ein Anwalt zugeordnet war. Es iſt auch 
nicht angängig, den Antrag des Klägers auf Bewilligung des 
Armenrechts als eine Vollmachtserteilung für denjenigen Rechts⸗ 
anwalt aufzufaſſen, welchen das Berufungsgericht zum Armen⸗ 
anwalt beſtellen würde. Nach 8 167 BGB. erfolgt die Er- 
teilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem zu Bevoll⸗ 
mächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung 
ſtattfinden ſoll. Als dem Anwalt die Berufung zum Armen⸗ 
anwalt zuging, war Kläger ſchon tot. Der Beklagten gegen ⸗ 
über iſt aber eine Vollmachtserklärung des Klägers nicht ab- 
gegeben. Auch 8 171 BGB. iſt nicht anwendbar; ebenſo 
wenig kann 5 672 BGB. herangezogen werden, da derſelbe 
vorausſetzt, daß der Auftraggeber noch am Leben iſt, wenn der 
Auftrag dem Beauftragten zugeht. Eine Aufnahme des Pro- 
zeſſes durch die Rechtsnachfolger des Klägers hat noch nicht 
ſtattgefunden; die Unterbrechung des Verfahrens dauert deshalb 
auch jetzt noch fort. Maßnahmen auf Grund des 9 239 Abſ. 2 
ZPD. hat die Beklagte bis jetzt noch nicht getroffen. Ob 
während der Unterbrechung des Verfahrens die Einlegung eines 
Rechtsmittels unſtatthaft iſt, kann unerörtert bleiben. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt das Rechtsmittel von einem Rechtsanwalt 
eingelegt, welcher, wie er ausdrücklich erklärt, irgend welche 
Vollmacht ſeitens der Rechtsnachfolger des Klägers nicht hat, 
auch namens derſelben weder aufgetreten iſt noch auftreten 
will. Die Beſtellung zum Armenanwalt ift gegenſtands los ge⸗ 
worden, weil zur Zeit des das Armenrecht bewilligenden Be⸗ 
ſchluſſes des Berufungsgerichts der Kläger bereits verſtorben 
war. Das Armenrecht iſt auch nur dem Kläger perfönlich be⸗ 
willigt, nicht auch deſſen Rechts nachfolgern. Ob der beſtellte 
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Anwalt verpflichtet iſt, den Rechtsnachfolgern von dem Prozeſſe 
Kenntnis zu geben und ſo die Wahrnehmung ihrer Rechte zu 
ermöglichen, braucht hier nicht unterſucht zu werden. Der 
Rechtsanwalt Dr. . . iſt hiernach unbedenklich unlegitimiert. 
Auch feine Bitte, ihn einſtweilen als Vertreter zuzulaſſen, iſt 
angeſichts der Vorſchrift des $ 89 ZPD. ungerechtfertigt. Für 
einen Toten kann er ſelbſtverſtändlich nicht auftreten, da dieſem 
die Parteifähigkeit fehlt; für die Rechtsnachfolger aber will er 
nicht auftreten. Bei dieſer Sachlage mußte er perſönlich mit den 
Koſten der Berufungsinſtanz belaſtet werden. (RG. JW. 99, 
595.) Der Offizialanwalt iſt nicht als ein durch den Gerichts- 
beſchluß beſtellter Beamter anzuſehen; der Beſchluß legt dem 
Rechtsanwalt vielmehr nur die öffentlich- rechtliche Verpflichtung 
auf, die Vollmacht der Partei, welcher er beigeordnet worden, 
falls dieſe ihn bevollmächtigen will, zu übernehmen (vergl. 
Struckmann und Koch, Komm. z. ZPO. Anm. 1 zu $ 80 Z3PD.). 
Trotz des gerichtlichen Armenrechtsbeſchluſſes iſt deshalb die 
Abſchließung eines Vollmachtsvertrages zwiſchen der armen 
Partei und dem Rechtsanwalte erforderlich. Hätte im vor⸗ 
liegenden Falle der Rechtsanwalt ... vor Einlegung der Berufung 
namens der klagenden Partei mit derſelben fich in Verbindung 
geſetzt, ſo würde er den inzwiſchen erfolgten Tod des Klägers 
erfahren haben und hätte dann Berufung in der Form, wie 
fie geſchehen, nicht eingelegt. Da er ohne weiteres (!) nach 
Empfang des Armenrechtsbeſchluſſes Berufung eingelegt, ſo muß 
er die durch ſein Verfahren erwachſenen Koſten tragen. Das 
Berufungsgericht hat indes erwogen, daß erfahrungsgemäß ſehr 
viele Parteien erſt kurz vor Ablauf der Berufungsfrift die Be⸗ 
willigung des Armenrechts nachſuchen, das Gericht moͤglichſt 
ſchnell über das Armenrechtsgeſuch befinden muß und der be- 
ſtellte Anwalt, zumal derjenige des Berufungsklägers, um die 
Friſt zu wahren und der Partei den Antrag auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand, deſſen Erfolg immerhin 
zweifelhaft bleibt, zu erſparen, ſofort nach Empfang des Ge⸗ 
richtsbeſchluſſes Berufung einzulegen ſich gezwungen ſieht. Wenn 
der Rechtsanwalt Dr.... dieſem Gebrauch im vorliegenden 
Falle gefolgt iſt, ſo erſcheint es, zumal es ſich um einen 
Offizialanwalt handelt, angezeigt, von der Befugnis des 8 6 
GKG. Gebrauch zu machen und die gerichtlichen Koſten nieder⸗ 
zuſchlagen.“ 

Ob die Gründe zutreffend find, aus denen das KG. meine 
einſtweilige Zulaſſung zur Prozeßführung namens der Erben 
abgelehnt — denn wenn ich auch erklärt hatte, nicht namens 
der Erben auftreten zu konnen, fo wollte ich doch im Inter⸗ 
eſſe der Erben des Klägers handeln —, ob ferner das Gericht 
mir nicht gemäß § 89 ZPO. eine Friſt hätte gewähren und 
deshalb in allererſter Reihe meinem Ausſetzungsantrage hätte 
ſtattgeben müſſen, ob wirklich eine Unterbrechung des Verfahrens 
ſtattgefunden hat, und ob der Inhalt des gerichtlichen Bei⸗ 
ordnungsbeſchluſſes für die Entſcheidung der Frage zu erwarten 
iſt, wann die Prozeßvollmacht des erſtinſtanzlichen Anwalts 
endete, ob ſchließlich die Erben oder ich das Urteil anzufechten 
Anlaß hatten, alles das laſſe ich hier dahingeſtellt, fo interefiant 
an ſich auch alle dieſe Fragen fein mögen. Hier intereſſiert 
nur, daß das KG. mit aller Entſchiedenheit den Stand- 
punkt reprobiert, daß in dem Beiordnungsbeſchluſſe ſelbſt 
unter Beihalt des Armenrechtsgeſuchs eine Bevollmächtigung 
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des Pflichtanwalts liege. Es hat ſich damit auf den Stand⸗ 
punkt von Strauß und Goldfeld geſtellt und danach iſt 
es in hohem Maße bedenklich, Ehrenwerths Rat zu be 
folgen, daß man als Armenanwalt alles ſpontan tun 
müſſe, ohne daß es dazu einer beſonderen Aufforderung der 
Partei bedarf. Mein Schickſal mag ihm und manchen anderen 
Kollegen eine Warnung ſein; der Satz: blinder Eifer ſchadet 
nur, gilt auch hier. Ein mehreres, wie ſich mit der Partei in 
Verbindung zu ſetzen und ſich ihr zur Verfügung zu ſtellen, kann 
man wohl überhaupt nicht von dem Rechtsanwalt verlangen. 
Und auch das kann man dann nicht von ihm verlangen, wenn 
der Beiordnungsbeſchluß nicht Bevollmächtigung iſt, ſondern dem 
Anwalt nur die öffentlich- rechtliche Verpflichtung auferlegt, die 
Vertretung der Partei, falls dieſe ihn bevollmächtigen will, zu 
übernehmen. Ob dieſe Auffaffung des Beiordnungsbeſchluſſes 
zutreffend ift, ob nicht Armenrechtsgeſuch und Beiordnungs⸗ 
beſchluß zuſammen ſich als Vollmacht darſtellen, kann in hohem 
Grade zweifelhaft ſein; eine ſolche Konſtruktion erſcheint mir 
ſehr wohl haltbar. Wird ſie aber von der herrſchenden 
Meinung verworfen und ſtatuiert der Beiordnungsbeſchluß nur 
die Zwangspflicht, die Bevollmächtigung zu übernehmen, daun 
iſt es Sache der Partei, ſich ihrerſeits mit dem ihr beigeord- 
neten Anwalt in Verbindung zu ſetzen und dieſem die Vollmacht 
zu erteilen. Das Gericht mag in dem Armenrechtsbeſchluß die 


unkundige Partei darauf hinweiſen, daß fie ſich mit dem ihr 


beigeordneten Anwalt in Verbindung zu ſetzen habe; für den 
Anwalt beſteht eine Pflicht zu ſpontanem Handeln fo lange 
nicht, ſo lange die Partei ihn nicht bevollmächtigt. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. April bis 
6. Mai 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 3, 77 EG. z. BGB., Art. 89 Pra. z. BG8., 
§ 840 BGB., Art. 1384 Code civil. Aufrechterhaltung des 
Art. 1884 c. c. auf oͤffentlich⸗rechtlichem Gebiete.] 

Nach Art. 77 EG. z. BGB. bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Haftung des Staates, der Gemeinden 
und anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten 
in Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu- 
gefügten Schaden unberührt. Gemäß Art. 3 EG. konnen, 
ſoweit nach den Vorſchriften des EG. die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften unberührt bleiben, an Stelle der beſtehenden landes · 
geſetzlichen Vorſchriften neue landesgeſetzliche Vorſchriften erlaſſen 
werden. Der Art. 89 PrAG. z. BGB. vom 20. September 1899 
beſtimmt, daß das Rheiniſche BGB., ſoweit es nicht ſchon 
infolge Reichsgeſetzes außer Kraft tritt, unbeſchadet der Über ⸗ 


gangsvorſchriften aufgehoben wird mit Ausnahme u. a. des 


Art. 1384, ſoweit er auf die Haftung des Staates, der Ge⸗ 
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meinden und anderer Kommunalverbaͤnde für den von ihren 
Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen 
Gewalt zugefügten Schaden Anwendung findet. Hierdurch 
ſollte, wie vom VI. 3S. des RG. in dem Urteil vom 
16. Februar 1903 (RG. 54, 19 ff.) und vom 14. Dezember 1903 
in Sachen des Königlich Preußiſchen Juſtizfiskus gegen die 
Handlung Remſcheider Stanz⸗ und Emaillierwerke Windgaſſen 
und Hindrichs in Remſcheid VI. 517/03 aus dem Inhalt des 
Art. 89 und der Entſtehungsgeſchichte dargelegt iſt, nach der 
Intention des Geſetzes die bisherige Anwendung des Art. 1384 
Code civil binfihtli der Schadens zufuͤgung auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes in der Rheinprovinz aufrecht erhalten 
und nur durch die Worte „ſoweit er Anwendung findet“ darauf 
hingewieſen werden, daß die Frage der oͤffentlich⸗ rechtlichen Natur 
des Artikels eine offene ſei und bleibe. In dem Urteil vom 
14. Dezember 1908 wird ausgeführt: Das Landesgeſetz könne 
auf Grund des Art. 3 EG. z. BGB. eine vorbehaltene Rechts. 
materie auch in der Weiſe regeln, daß es einen bisher in 
Geltung geweſenen allgemeinen Rechtsſatz in der Beſchränkung 
auf die vorbehaltene Materie weiter beſtehen laſſe, ſo daß er 
zwar als allgemeiner Rechts ſatz gemäß Art. 55 EG. feine 
Geltung verliere, in der Anwendung auf die beſondere Materie 
aber auf Grund der Vorbehalte der Art. 56 bis 152 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 3 CG. beſtehen bleibe. Solchergeſtalt jet 
die Regelung, die Art. 59 Ziffer 2 PrAG. hinſichtlich der in 
Art. 77 CG. vorbehaltenen Rechtsmaterien der Haftung des 
Staates, der Gemeinden uſw. für den von ihren Beamten 
in Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu⸗ 
gefügten Schaden getroffen hat, indem Art. 89 Ziffer 2 den 
im übrigen aufgehobenen Art. 1384 Code civil für das bis. 
herige Gebiet des Franzöſiſchen Rechts in Preußen inſoweit 
beſtehen laſſe, als er gerade auf dieſe Rechtsmaterie Anwendung 
zu finden habe. Dabei ſei aber mit dem Satze: „ſoweit er 
Anwendung findet“ ausdrücklich die Frage offen gelaſſen worden, 
ob die bisherige Anwendung des in ſolcher Beſchränkung auf⸗ 
recht erhaltenen Rechtsſatzes gerade auf die vorbehaltene Materie 
für begründet zu erachten ſei oder nicht. Dieſer Auffaffung 
der Vorſchrift des Art. 89 Ziffer 2 ift beizutreten. Indem 
das Geſetz den Art. 1384 Code civil, ſoweit er bisher auf 
dem vorbehaltenen öffentlich rechtlichen Gebiet Anwendung ge 
funden hat, und unter der Vorausſetzung, daß dieſe Anwendung 
begründet erſcheint, von der Aufhebung ausnimmt, iſt es dahin 
auszulegen, daß der Art. 1884 Code civil in dem angegebenen 
Umfang aufrecht erhalten wird. Unzutreffend iſt es, wenn 
die Revifion als Beweis für die Beſeitigung der in der Recht⸗ 
ſprechung angenommenen Haftung des Staates geltend macht, 
daß das innere Staatsrecht ſeiner Natur nach für die ganze 
Monarchie ein einheitliches ſein und demgemäß auf dieſem 
Gebiet das Allgemeine Landrecht allgemein maßgebend fein 
müſſe. Es genügt darauf hinzuweiſen, daß gerade in der 
vorliegenden Frage — wie anch auf anderen Gebieten des 
Staatsrechts — der Rechtszuſtand in der preußifchen Monarchie 
vor dem Inkrafttreten des BGB. kein einheitlicher war, und 
daß hierin bisher keine Anderung eingetreten iſt, da die 
Landesgeſetzgebung eine einheitliche Regelung der Frage für die 
ganze Monarchie nicht vorgenommen hat. (Vergl. auch Urteil 
des II. 3S. des RG. vom 18. März 1898, Rhein. Arch. 
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Bd. 93, 2 Abt. S. 110 und vom 10. Juli 1888 in Puchelts 
Zeitſchrift Bd. 19 S. 649). Vor dem Inkrafttreten des BGB. 
iſt in konſtanter Rechtſprechung des II. 35. des RG. dem 
Art. 1384 Code civil eine ſich auf Akte der öffentlichen 
Gewalt erſtreckende Tragweite zuerkannt worden (Vergl. Urteil 
des II. 3S. vom 18. März 1898 a. a. O. und die Überſicht 
der Rechtſprechung, RG. 54, 23). Daß dieſe Rechtſprechung 
an die allgemeine privatrechtliche Vorſchrift des Art. 1384 
Code civil angeknüpft hat, ändert nichts an der Tatſache, daß 
ſich der dem öffentlichen Recht angehoͤrende Rechtsſatz der 
Haftung des Staates in feſtſtehender Rechtſprechung gewohnheits⸗ 
rechtlich entwickelt hat. An dieſer Rechtſprechung hat der 
VI. 3S. in dem Urteil vom 16. Februar 1903 (RG. 54, 
19 ff.) und vom 14. Dezember 1903 VI. 517/03 feſtgehalten. 
Auch der erkennende Senat ſchließt ſich dem an. Daß der 
Gerichtsvollzieher bei Vornahme der Pfändungen und folgeweiſe 
bei Verurſachung des der Klägerin erwachſenen Schadens auch 
der Klägerin gegenüber nicht bloß als deren Beauftragter, 
ſondern in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
gehandelt hat, iſt in dem angefochtenen Urteil im Anſchluß an 
RG. 17, 332 und 56, 84 ff. zutreffend ausgeführt worden. 
D. u. F. c. M., U. v. 4. April 05, 583/04 III. — Coöln. 

2. Art. 169 EG. z. BGB., 58 197, 218 BGB. verb. 
mit 88 2, 10 Preuß. Verjährungsgeſetzes vom 31. März 1838. 
Kechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche find von der kurzen Verjährung 
ausgenommen; das bezieht ſich aber nur auf rückſtändige, nicht 
auf künftig fällig werdende Leiftungen.] 

In dem vorliegenden Rechtsſtreit verfolgt der Kläger den 
Anſpruch auf rückſtändige Leiſtungen aus einer Verpflichtung, 
die vor langen Jahren aus einem Erbrezeß in dem Grundbuch von 
B. zu ſeinen Gunſten eingetragen wurde und die dahin ging, daß 
der Befitzer den Kläger bis an deſſen Lebensende auf das beſte 
zu unterhalten, zu verpflegen und zu bekleiden habe. In einem 
Vorprozefſe war der frühere Beſfitzer verurteilt worden und jetzt fordert 
Kläger von den Beklagten als Rechtsnachfolgern Entſchädigung für 
die Zeit vom 1. Juni 1884 bis zum 1. Oktober 1902. Das Os. 
verurteilte unter Verwerfung der Einrede der Verjährung. 
Das RG. hob zum Teil auf: Rechts irrtümlich iſt die Abweiſung 
der Einrede der Verjährung. Das BG. hat dieſen Einwand 
für unbegründet erachtet, weil zwar der eingeklagte Anſpruch 
gemäß 8 2 Ziff. 5 des Preuß. Geſetzes vom 81. März 1838 
einer Verjährungsfriſt von 4 Jahren unterliege, dieſe Beſtimmung 
jedoch hier nicht Platz greife, weil zur Leiſtung der jetzt ein⸗ 
geklagten Geldbeträge bereits eine Verurteilung, nämlich durch 
das vorerwähnte Urteil vom 8. April 1881, ergangen ſei, und 
deshalb zufolge § 10 jenes Geſetzes für den ganzen Anſpruch 
des Klägers die ordentliche dreißigjährige Verjährungsfriſt gelte, 
dieſe aber noch nicht abgelaufen ſei. Dieſe Begründung iſt nicht 
erſchoͤpfend, weil ſeit dem 1. Januar 1900 der Anſpruch den 
Beſtimmungen in Art. 169 EG. z. BGB. unterlag und deshalb 
erörtert werden mußte, ob er nach den hier gegebenen Vor⸗ 
ſchriften verjährt ſein würde. Gleichwohl würde die angefochtene 
Entſcheidung im Ergebnis zutreffend fein, wenn die vom BG. 
befolgte Auslegung des § 10 Preuß. Geſetzes vom 31. März 1838 
richtig wäre. Zufolge Art. 169 Abſ. 1 EG. z. BGB. waren 
für Klägers Anſpruch ſeit dem 1. Januar 1900 die Vorſchriften 
des BGB. über die Verjährung maßgebend, jedoch mit den in 
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Abſ. 2 ebendaſelbſt getroffenen Beſtimmungen. Hieraus ergeben 
ſich nachſtehende Erwägungen. Kläger beanſprucht Zahlung von 
Geldbeträgen, die vom 1. Januar 1884 ab rückſtändig find und 
erſt durch eine im September — wie jetzt beide Parteien erklären, 
am 24. September — 1902 erhobene Klage gefordert wurden, 
bis dahin alſo dem Lauf der Verjährungsfriſt ausgeſetzt waren. 
Für alle bis zum 1. Januar 1900 entſtandenen Anſprüche war 
das die durch 8 2 Ziff. 5 und 8 10 Preuß. Geſetzes vom 
31. März 1838 beſtimmte Friſt; von da an trat ſowohl für 
die ſchon entſtandenen als für die weiter entſtehenden die Friſt 
der 88 197, 218 Abſ. 2 BGB. an deren Stelle, von jetzt d. h. 
vom 1. Januar 1900, ab alſo für jeden Teil des Anſpruchs 
eine Friſt von vier Jahren. Wenn aber, wie das BG. annimmt, 
bis zum 1. Januar 1900 die ordentliche Verjährungs friſt von 
dreißig Jahren gegolten hätte, jo würden, und zwar wegen der 
Beſtimmung im Art. 169 Abſ. 2 Satz 1 CG. z. BGB., die 
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eiſt vom 1. Januar 1900 ab zu berechnen ſein und dann wäre 
von der eingeklagten Forderung noch nichts verjährt. Die 
Anficht des BG. iſt jedoch nicht zutreffend. Das Preuß. Geſetz 
vom 31. März 1838 hat in 5 10 beſtimmt, daß auch diejenigen 
Anſprüche, für welche es eine kürzere Verjährungsfriſt einführte, 
gleichwohl doch der ordentlichen Verjährungsfriſt unterliegen 
ſollten, wenn wegen derſelben eine rechtskräftige Verurteilung 
erfolgt ſei. Geſchehen iſt dies, weil kurze Verjährungsfriſten 
für Rechts verhältniſſe, deren alsbaldige Abwickelung erwünſcht 
ſchien, eingeſührt wurden, um auf ſchleunige Erledigung hinzu⸗ 
wirken, der verfolgte Zweck aber nicht erforderte, auch rechts kräſtig 
ſchon feſtgeſtellte Anſprüche ebenfalls der kurzen Verjährungsfriſt 
zu unterwerfen. Ganz die nämlichen Erwägungen haben dazu 
geführt, in 8 218 Abſ. 1 BGB. die rechts kräftig feſtgeſtellten 
Anſprüche von der kurzen Verjährung auszunehmen (vgl. 
Motive I S. 337 zu 5 177 des erſten Entwurfs). Letztere 
Ausnahme iſt indes nur am Platz für bereits verfallene, alſo 
rüdſtändige Leiſtungen, nicht dagegen auch für noch nicht fällige 
Leiftungen, auf deren Bewirkung fetzt zufolge 8 258 390. 
geklagt werden kann und auch ſchon fruher geklagt werden 
konnte. Deshalb tft in $ 218 Abſ. 2 BED. hinzugefügt, daß 
die Feſtſtellung erft künftig fällig werdender Leiſtungen die kurze 
Verjährungsfriſt unverändert laſſe. Das aber iſt gegenüber dem 
Preuß. Recht keine Neuerung, vielmehr hat, wie die Motive 
zum 1. Entwurf Bd. I S. 338 hervorheben, die preußiſche 
Jurisprudenz keinen Auftand genommen, den & 10 des mehr⸗ 
erwähnten Geſetzes vom 31. März 1838 trotz ſeiner allgemeinen 
Faſſung ebenſo aus zulegen. Beſtätigt wird dies durch die 
Urteile des vormaligen Pr. OTr., die in deſſen Entſch. Bd 43 
S. 80, ſowie in Striethorfts Arch. Bd 37 S. 279, Bd. 59 
S. 299 mitgeteilt find. Der Anſpruch des Klägers, der fich 
aus täglich entſtehenden Forderungen zuſammengeſetzt, hat der 
vierjährigen Verjährung unterlegen. Zufolge $ 4 Ziff. 3 des 
Geſetzes vom 31. März 1838 und $ 201 BGB. find deshalb 
alle bis zum 31. Dezember 1897 entſtandenen Anſprüche ver ⸗ 
jährt. N. o. P., U. v. 8. April 05, 364/04 IV. — Poſen. 


3. 8 183 B68. Abweichung vom buchſtäblichen Sinne 


einer Willenserklärung iſt nicht ſchrankenlos zuläjfig.] 
Die rechtlichen Geſichtspunkte, unter denen der Berufungs⸗ 
richter an die Auslegung der hier fraglichen Bürgſchaftsurkunde 
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vom 3. Juni 1901 herantritt, ſind an ſich zutreffend. Auch für 
Willens erklärungen, deren Rechtswirkſamkeit das Geſetz von 
der Einhaltung einer beſtimmten Form abhängig macht, gilt 
8 133 BEB., wonach bei der Auslegung der wirkliche 
Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften iſt. Gleichwohl hat die Abweichung vom 
buchſtäblichen Sinne ihre Grenzen. Beſteht ein Widerſpruch 
zwiſchen dem wirklichen Willen und dem Inhalt der Erklarung, 
ſo darf inſoweit der unausgeſprochene Wille nicht als erklärt 
gelten. Die Vereinbarkeit des ermittelten Willens mit der Er⸗ 
klärung, das Erfordernis alſo, daß der wirkliche Wille in der 
Erklärung feinen, wenn auch noch jo unvollkommenen Aus druck 
gefunden hat, bildet hiernach die Schranke, welche durch die 
Auslegung nicht überſchritten werden darf. Dieſer Grundſatz, 
den das RG. wiederholt bei der Auslegung formbedürftiger 
letzwilliger Willens erklärungen zur Anwendung gebracht hat, 
gilt ebenſo für alle anderen, gleichviel ob formbebürftigen oder 
formfreien Willens erklärungen. (Vergl. RG. 17, 143 ff.; 
Bolze, Praxis des RG. 15, Ziffer 482; 20, Ziffer 651 ſowie 
auf Grund des neuen Rechts das Urteil des Senats in Sachen 
H. c. K. vom 14. November 1904 IV. 170 04.) Wenn es 
daher richtig iſt, daß in dem Schriftſtücke vom 3. Juni 1901 
die ſechs Bürgen erklärt haben, ihre Bürgſchaft gelte nur für 
einen Hoͤchſtbetrag von 28 000 Mark, fo iſt es grunbfäglid 
unzuläſſig in dieſe Erklärung durch Auslegung den Sinn 
hineinzulegen, fie gelte darüber hinaus für jeden höheren Be⸗ 
trag der Schuld. Vereinbarungen neben der ſchriftlichen Er⸗ 
klärung, die auf eine derartig unbeſchränkte Bürgſchaftsüber⸗ 
nahme hinauslaufen, haben im vorausgeſetzten Falle für die 
Auslegung der Urkunde vom 3. Juni 1901 keine Bedeutung, 
ſie bilden vielmehr ſelbſtändige Erklärungen, die in der Urkunde 
überhaupt keinen Ausdruck gefunden haben, und es iſt richtig, 
daß fie wegen Formmangels gemäß § 766 Satz 1 und 5 125 
Satz 1 BGB. nichtig ſein würden, ſofern 8 350 BEL. 
ſich als unanwendbar erweiſt. Ob ihnen daneben aus dem 
Grunde die Rechtswirkſamkeit abzuſprechen fein möchte, weil die 
zugunſten der Vollſtändigkeit der Schrift ſprechende Ver⸗ 
mutung es mit fih bringt, daß fie als aufgegeben zu gelten 
hätten, kann vorerſt außer Betracht bleiben. Jedenfalls betrifft 
das Urteil des RG. (RG. 52 ff.), auf welches die Revifton 
verweiſt, um, wie es ſcheint, den rechtlichen Ausgangspunkt det 
Berufungsrichters zu bemängeln, nicht die Grenzen der Aus. 
legungsmoͤglichkeit, ſondern die eben berührte Frage, inwieweit 
mündliche vor oder beim Abſchluß eines ſchriftlichen Vertrages 
getroffene Vereinbarungen neben der Schrift als nach dem 
Willen des Erklärenden aufrecht erhalten zu gelten haben. Es 
fragt ſich nun aber, ob die Voraus ſetzung des Berufungsrichters, 
daß die Bürgſchaftsurkunde vom 3. Juni 1901 eine jeden 
Zweifel aus ſchließende Ginſchränkung der Bürgſchaft auf den Hoͤchſt⸗ 
betrag von 28 000 Mark enthält, richtig iſt oder nicht. In 
dieſer Beziehung findet 8 561 ZPD. keine Anwendung, dem 
Reviſionsgericht ſteht vielmehr auf Grund des feſtſtehenden Tat ⸗ 
beſtandes, der ſich für die Beantwortung der Frage auf den 
unftreitigen Wortlaut der Urkunde beſchränkt, die freie Ent ⸗ 
ſcheidung zu. Dieſe kann aber nur zugunſten der Reviſton - 
klägerin ausfallen. (Wird weiter dargelegt.) Sch. B. o. B. 
u. Gen., U. v. 6. April 05, 494/04 IV. — Naumburg. 
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4. 88 196, 611, 631 BGB. Begriff der Forderung 
eines Kaufmanns oder eines Handwerkers, bez. der Dienſtleiſtung 
für die Frage der kurzen Verjährung.] 

Gegenüber der Klage, durch welche der Kläger, ein König- 
licher Regierungsbaumeiſter, Zivilingenieur und Bauunternehmer, 
Zahlung für die Ausführung der Arbeiten zum chauſſeemäßigen 
Ausbau eines Weges durch Vertrag vom Jahre 1899 über ⸗ 
nommen, hatte Beklagter die Verjährungseinrede aus 8 196 
Ziffer 1 BGB. entgegengeſetzt. Dieſe Einrede wurde auch vom 
RG. zurückgewieſen, da Kläger zur Zeit des Fälligwerdens feiner 
Forderung Kaufmann nicht geweſen, ſondern erſt nach dem 
1. Januar 1900 in das Handelsregiſter eingetragen ſei (Urteil des 
RG. III. 301/04 vom 31. Jan. O05, S. 169 Nr. 7). Ferner wurde aus ⸗ 
geführt: Unmsͤglich kann der Annahme des Revifionsklägers gefolgt 
werden, daß die Forderung als Handwerker forderung nach Z ffer 1 
8 196 BGB. mit Ablauf des Jahres 1902 verjährt geweſen 
ſei. Der Begriff des „Handwerks“ hat ſich im Wirtſchafts⸗ 
leben ſeit alten Zeiten zu einem ziemlich feſtſtehenden und eng 
umgrenzte 1 geſtaltet. Handwerker ift jener Gewerbetreibende, 
der nach allhergebrachter Arbeitstellung innerhalb gewifier 
Grenzen im kleineren Umfange durch Alleinarbeit oder doch 
unter eigener Mitarbeit gewiſſe Verbrauchs⸗ oder Gebrauchs⸗ 
gegenſtände herſtellt und in den Verkehr bringt oder fonft be⸗ 
ſtimmte Werke verrichtet. Wenn auch die frühere ſtrenge Ab⸗ 
grenzung der Handwerker in verſchiedene Zünfte bis auf einzelne 
immerhin nicht unerhebliche Überrefte (Innungen uſw.) weg ⸗ 
gefallen iſt, ſo iſt doch der geſchichtlich eingeſchränkte Begriff 
des Handwerks geblieben und hiernach hat man niemals große, 
wenn auch etwa gewerbsmäßig betriebenene Straßenbauunter⸗ 
nehmungen zum Handwerksbetrieb gerechnet. Wenn die Reviflon 
noch anregt, ob die beſtrittene Forderung nicht eiwa aus 
„Dienſtleiſtungen“ im Sinne der Ziffer 7 des 8 196 B. 
erwachſen und daher dennoch bis zur Klagezuſtellung verjährt 
geweſen ſei, ſo kann ſie auch damit keinen Erfolg haben. Nach 
Wortlaut und Sinn will dieſe Geſetzesſtelle neben den For⸗ 
derungen für Beſorgung fremder Geſchäfte die Forderungen der 
nicht zu den eigentlichen Handwerkern nach Herkommen ge ⸗ 
rechneten kleineren Gewerbetreibenden für rein perjönliche, ohne 
Verwendung von Rohſtoffen und Waren geleiſtete Tätigkeit 
treffen. Dies geht deutlich aus der Begründung zum BGB. 
(Motive I S. 303) hervor, woſelbſt als Beiſpiele ſolcher Ge⸗ 
werbtreibender: die Stellenvermittler, Gefindevermieter, Lohn ⸗ 
diener, Wäſcherinnen, Dienſtmänner, Fremdenführer aufgezählt 
find. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob das Geſetz bei dem 
Ausdruck „Leiſtung von Dienſten“ in Ziffer 7 des 6 196 BGB. 
nicht überhaupt reine Dienſtverträge nach 88 611 ff. im 
Gegenſatz zu den Werkverträgen, die in 58 63 1 ff. BGB. be⸗ 
handelt find, im Auge hat, in keinem Falle koͤnnen große 
Straßenbauunternehmungen, wobei, wie im gegebenen Falle, 
Leiſtungen im Werte von vielen taufend Mark bedungen find 
und wozu außer Rohſtoff⸗ und Warenlieferungen und höheren 
wiſſenſchaftlichen und techniſchen Vorarbeiten die Beſchäftigung 
einer größeren Zahl von Fuhrwerken, Handarbeitern uſw. not⸗ 
wendig iſt, zu Dienſtleiſtungen im Sinne der mehrerwähnten 
Ziffer 7 gerechnet werden. Dies verbietet auch ſchon der oben 
beſprochene Grundgedanke des Geſetzes, wonach im allgemeinen 
nur alltäglich vorkommende Forderungen des kaufmänniſchen 
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und Gewerbebetriebs der kurzen Verjährung unterliegen ſollen. 
Freilich hat das Urteil des III. 35. des RG. vom 31. Jannar 
1905 Bohrungen, die zu bergbaulichen Zwecken vorgenommen 
wurden, zu Dienſtleiſtungen, wie fe 8 196 Ziffer 7 des BGB. 
erwähnt, gerechnet. Indeſſen kann dieſes Urteil wegen des ihm 
zugrunde liegenden abweichenden Sachverhalts, der anderen 
Art und des viel kleineren Umfanges der darin berückſichtigten 
Leiſtungen, dem hier erkennenden Senat weder Anlaß geben, 
von ſeiner in vorſtehendem dargelegten Meinung abzugehen, noch 
etwa die Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate über dieſe Frage 
einzuholen. G. c. R., U. v. 31. März 05, 409/04 VII. — 
Breslau. 

5. 8 313 BGB. Nur Auflaſſung und Eintragung heilt 
Formmangel, falsa demonstratio bei der Auflaffung unerheb⸗ 
lich, nicht aber bei der Eintragung in das Grundbuch. 

Der Berufungsrichter geht, inſoweit in Übereinſtimmung 
mit dem erften Richter, davon aus, daß der beiderſeitige Wille 
der Kontrahenten des Vertrages vom 16. Januar 1902 dahin 
gegangen iſt, nicht das Grundftüd Ne 35, ſondern das aus 
Teilen dieſes Grundſtücks und des Grundſtücks Nr 37 zu⸗ 
ſammengeſetzte Planſtück I (der Handzeichnung) zu verkaufen 
bezw. zu kaufen, daß auch durch die falſche Bezeichnung des 
Kaufobjekts die Gültigkeit des notariellen Vertrages nicht be⸗ 
einträchtigt wird. Der Berufungsrichter erachtet ferner ebenfalls 
in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter für erwieſen, daß 
den Klägern bei der Vertragsſchließung eine Größe des ver⸗ 
kauften Grundſtücks von 26 Morgen zugefichert worden iſt. Da 
aber dieſe für die Vertragsſchließung weſentliche Zuficherung in 
dem notariellen Vertrage nicht aufgenommen ſei, ſo entbehre 
der Veräͤußerungsoertrag in einem weſentlichen Teile der nach 
& 313 BGB. erforderlichen Beurkundung, woraus nach 8 139 
a. a. O. die Nichtigkeit des ganzen Vertrages folge, ſofern nicht 
die mangelnde Form der Größenzufiherung durch die erfolgte 
Auflaſſung geheilt ſei. Das wird vom Berufungsgericht im 
Gegenſatz zum erſten Richter verneint aus dem Grunde, weil 
der Gegenſtand der Auflaſſung (als Grundſtück Nr 35) ſich 
nicht deckt mit dem Gegenſtande des Veräußerungsvertrages. 
Wenn der Berufungsrichter hier von der Heilung des Form⸗ 
mangels durch „die Auflaſſung“ ſpricht, fo liegt zweifellos nur 
eine ungenaue Ausdrucktweiſe vor. Gemeint iſt, wie ſich aus 
der Bezugnahme auf den zweiten Satz des & 313 BGB. er- 
gibt, die Auflaſſung in Verbindung mit der Eintragung in das 
Grundbuch. Nur das Zuſammentreffen beider macht den wegen 
Formmangels nichtigen Vertrag ſeinem ganzen Inhalte nach 
gültig. Während nach 8 10 des Pr. EigErwGeſ. vom 5. Mai 
1872 nur die Auflaſſung — an welche ſich nach 8 48 Abi. 2 
die Eintragung des Eigentumsüberganges unmittelbar anzu⸗ 
ſchließen hatte, — als das die mangelnde Form des zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts heilende Ereignis hingeſtellt war, ſtellt 
§ 313 Satz 2 BGB. die Auflaſſung und die Eintragung in 
das Grundbuch als zwei verſchiedene gleichwertige Elemente 
nebeneinander, ebenſo wie 8 873 a. a. O. die Einigung der 
Beteiligten und die Eintragung in das Grundbuch als zur 
Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke erforderlich 
erklärt. Grundſätzlich iſt dem Berufungsrichter darin bei- 
zutreten, daß die Auflaffung und, wie ergänzend hinzugefügt 
werden muß, die Eintragung in das Grundbuch dasſelbe Grund⸗ 
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ſtück wie das Kauſalgeſchäft betreffen muß, um ihre den Form⸗ 
mangel des letzteren heilende Wirkung auszuüben. Es ergibt 
ſich aber zwiſchen den beiden Elementen der Übertragung des 
Eigentums: Auflaſſung und Eintragung der Unterſchied, daß 
eine unrichtige Bezeichnung des Gegenſtandes der Eigentums 
übertragung (falsa demonstratio) ebenſo wenig den dinglichen 
Vertrag (die Anflaſſung) wie den perjönlichen (das Kauſal 
geſchäft) ungültig macht, wenn nur — die im vorliegenden Fall 
für das Kauſalgeſchäft feſtgeſtellte — Willenz übertragung bei 
der Auflaſſung noch fortgedauert hat. Es iſt alſo hier eine 
Deklaration der unrichtigen Bezeichnung durch Übereinkunft oder 
Richterſpruch möglich. Anders bei der Eintragung in das 
Grundbuch. Dieſe iſt ein äußerlicher Akt, durch den der Wille 
der Beteiligten verwirklicht werden ſoll. Er vermag dieſes nicht 
und iſt wirkungslos, wenn er dem wahren, nur unter un⸗ 
richtiger Bezeichnung kundgegebenen Willen der Beteiligten nicht 
entſpricht. (Vergl. Turnau - Förfter, Liegenſchaftsrecht, 
2. Aufl. Bd. I S. 3478.) Daher konnte die Eintragung des 
Eigentums auf dem Grundbuchblatt Nr. 35 den wegen Nicht⸗ 
aufnahme einer für die Willensbeſtimmung weſentlichen Zu⸗ 
fiherung nichtigen Vertrag vom 16. Januar 1902 nicht gültig 
machen, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn noch bei der Auf- 
lafſſung über den Gegenſtand der Veräußerung die gleiche 
Willens übereinſtimmung, wie in dem Vertrage, geherrſcht hätte. 
Entſcheidend iſt, daß die Eintragung in das Grundbuch ein 
anderes Objelt betroffen hat, als der Vertrag, deſſen Gegenſtand 
nach der Darſtellung des Berufungsrichters nicht das Grundſtück 
Nr. 35, ſondern das mit dieſem nicht identiſche Planſtück I 
war. Daß letzteres auch Teile des Grundſtücks Nr. 35 euthält, 
vermag den Mangel der Identität nicht zu beſeitigen. D. o. B., 
U. v. 1. April 05, 448/04 V. — Poſen. 

6. § 326 BGB. Art und Weiſe der Schädenberechnung 
des Verkäufers im Falle des Verzugs des Käufers.] 

Die beklagte Käuferin iſt im Oktober 1901 in Erfüllungs⸗ 
verzug mit dem Reflquantum von 5797 ¼ Tonne Schmelzkoks 
geraten und ſteht der Klägerin entſprechend ihrer getroffenen 
Wahl Schadenserſatz wegen Nichterfüllung auf Grund des 
§ 326 Abſ. 1 BGB. zu. Der Berufungsrichter bewilligte der 
Klägerin mit dem LG. als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem billigeren 
Einkaufspreis, um welchen ſich die Klägerin die 5797 ½ Tonne 
auf das Ende der Nachfriſt bei dem weſtfäliſchen Koksſyndikat 
gefichert hatte, weil die Klägerin dieſen Unterſchied verdient 
haben würde, wenn die Beklagte auf das Ende der Nachfriſt 
den Koks abgenommen hätte Gegen dieſe Art der Schadens⸗ 
berechnung läßt fich nichts erinnern; fie iſt dieſelbe, wie fie die 
frühere Rechtſprechung des ROHGS. 11, 182; RG. 6, 59 
für den Fall des Verzugs des Verkäufers in Anwendung ge⸗ 
bracht hatte. Unter der Herrſchaft des § 326 BGB. iſt die 
Beſchränkung der Art. 354, 343 des alten HGB. weggefallen, 
wonach der Verkäufer gegenüber dem ſäumigen Käufer den 
Schadenserſatzanſpruch nur in den Formen des Selbſthilfe⸗ 
verkaufs des Art. 343 geltend machen konnte. Abgeſehen von 
dem hier nicht zutreffenden Fall des Fixgeſchäfts § 376 
HGB. geſtattet das neue Recht dem vertragstreuen Teil jede 
Art der Schadensberechnung. Ins beſondere weiſt ſchon die 
Denkſchrift S. 218/19 darauf hin, daß der Verkäufer als 
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abſtrakten Schaden den Unterſchied zwiſchen dem Selbſtkoftenpreis 
und dem Vertragspreis von feinem ſäumigen Gegner als 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beauſpruchen kann. Als 
Zeitpunkt darf der Verkäufer den Marktpreis zur Zeit des 
Ablaufs der Nachfriſt des 5 326 Abſ. 1 BGB. zugrunde 
legen, weil er in dem hier zu entſcheidenden Fall in der in 
8 326 Abſ. 1 BGB. vorgeſchriebenen Form die Friſtbeſtimmung 
vorgenommen hat. B. o. J. u. G., U. v. 4. April 05, 
336/04 II. — Hamburg. 

7. 5 401. BGB. Vertragsmäßige Gewährleiſtung für 
die Sicherheit einer abgetretenen Forderung kein Zubehör der 
letzteren, kein Übergang auf den Zeſſionar bei dinglicher Ab⸗ 
tretung.] 

Durch Vertrag vom 11. Juli 1898 verkauften die Be⸗ 
klagten ihr Hausgrundſtück, Blatt 18/19 des Grundbuchs von 
Neuenburg, au den Reſtaurateur R. 9 000 Mark der hieraus 
verſchuldeten Kaufgelder nebft Zinſen gelangten für die Be⸗ 
klagten gleichzeitig mit der Auflaſſung am 8. Auguft 1898 zur 
hypothekariſchen Eintragung. Am 30. September 1901 
verkauften die Eheleute Baggermeiſter Auguft und Helene Th. 
ihr Grundſtück Danzig⸗Langfuhr Blatt 428 an die Beklagten. 
Zur teilweiſen Tilgung des vereinbarten Kaufpreiſes traten die 
Beklagten die erwähnte ihnen zuſtehende Kaufgelderhypothek 
von 9 000 Mark an die Verkäufer Th. ab. Die am 30. Sep- 
tember 1901 erfolgte Beurkundung dieſer Abtretung enthielt 
folgende Erklärung der Beklagten: „Wir leiſten für die Sicher ⸗ 
heit der abgetretenen Hypotheken forderung den Erwerbern hier⸗ 
mit ausdrücklich Gewähr“. Mit der Auflaſſung am 10. Ok- 
tober 1901 erfolgte die Umſchreibung der Hypothek auf die 
Eheleute Th. Mittels Vertrages vom 13. November 1901 
verkaufte ſodann die Klägerin ihr Hausgrundſtück Danzig, 
Dienergaſſe, Blatt 19 an die Eheleute Th., die einen Teil des 
Kaufgeldes dadurch beglichen, daß ſie die mehrerwähnte 
Hypothek der 9 000 Mark nebſt den Zinſen ſeit dem 
1. Dezember 1901 an die Klägerin abtraten und zwar, wie es 
in 8 2 des Kaufvertrages heißt, „ohne Gewährleiſtung für die 
Sicherheit derſelben“. Die Umſchreibung der Hypothek geſchah 
nach erfolgter Auflaſſung am 6. Dezember 1901. Am 
9. Auguſt 1903 wurde die Zwangsvollſtreckung des Grundſtücks 
Neuenburg Blatt 18/19 eingeleitet. Die von der Klägerin er 
worbene Hypothek fiel hierbei mit 8 166,41 Mark aus. Die 
Klägerin verlangte mit der vorliegenden Klage von dem Be⸗ 
klagten Erſatz des erlittenen Ausfalls. Sie machte geltend, daß 
durch die am 13. November 1901 ſeitens der Eheleute Th. an 
ſie geſchehene Abtretung der Hypothek kraft Geſetzes auch die 
Rechte aus dem Garantieverfprehen der Beklagten am 
30. September 1901 übergegangen ſeien. Die Eheleute Th. 
hätten aber auch außerdem ihr dieſe Rechte bei Gelegenheit des 
Kaufabſchluſſes vom 13. November 1901 ausdrücklich, mindeſtens 
aber ſtillſchweigend abgetreten. Klage, Berufung und Reviflon 
iſt abgewieſen. Mit Recht geht das Berufungsgericht davon 
aus, daß die Klägerin aus der von dem Beklagten im Scheine 
vom 30. September 1901 gegenüber den Th. ſchen Eheleuten 
übernommenen Verpflichtung, für die Sicherheit der abgetretenen 


Hypothekenforderung zu haften, kraft geſetzlicher Vor⸗ 


ſchrift Rechte nicht für ſich herleiten kann. Allerdings würde 
die Klägerin gemäß $ 401 BGB. durch die ſeitens der 
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Th. ſchen Chelente an fie geſchehene Abtretung der Hypotheken 
forderung die Rechte aus einer für die abgetretene Forderung 
beſtellten Bürgſchaft ohne weiteres mit übertragen erhalten 
haben. Eine Bürgſchaft iſt aber ſeitens der Beklagten im Ver⸗ 
tage vom 30. September 1901 nicht übernommen. Wie das 
Berufungsgericht bedenkenfrei annimmt, enthält das hierin ent- 
haltete Verſprechen nach Wortlaut und Sinn die vertrags⸗ 
mäßige Gewährleiſtung für die Sicherheit der abgetretenen 
Forderung (88 438, 365 BGB.). Derjenige aber, der die 
Gewährleiſtung zuſichert, übernimmt damit nicht, wie im Falle 
der Bürgſchaft nach 8 765 BGB. eine fremde Schuld, viel. 
mehr eine eigene ſich ans dem Veräußerungsgeſchäft ergebende 
Verbindlichkeit. Freilich beſchränkt ſich die Anwendbarkeit des 
5401 8B. nicht auf die daſelbſt ausdrücklich bezeichneten 
Nebenrechte des abgetretenen Rechts. Aber auch bei aus⸗ 
dehnender Auslegung des § 401 kann im vorliegenden Falle 
nicht von einem der abgetretenen Hypothekenforderung ſelbſt an⸗ 
haftenden und mit dieſer übergehenden Nebenrechte geſprochen 
werden. Die von dem Zedenten gegen den Zeſſionar über⸗ 
nommene Gewährleiſtungspflicht erzeugt obligatoriſche Rechte 
und Pflichten nur zwiſchen dieſen beiden Kontrahenten; ſie bildet 
lediglich einen Beſtandteil des zwiſchen ihnen zuſtande ge⸗ 
kommenen kauſalen Rechtsgeſchäfts. Nicht aber wird die Ge⸗ 
währspflicht ein Zubehör der Forderung, das als derſelben an- 
haftend zugleich mit der dinglichen Abtretung auf den neuen 
Erwerber übergeht. Rechtlich bedenkenfrei nimmt weiterhin das 
Berufungsgericht an, es ſei auch eine beſondere rechts ⸗ 
geſchäftliche Übertragung des Gewährleiſtungsanſpruchs ſeitens 
der Th. ſchen Eheleute an die Klägerin nicht nachgewieſen. 
B. c. Th., U. v. 13. April 05, 503/04 IV. — Marienwerder. 

8. 8 459 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Begriff der unerheb⸗ 
lichen Wertsminderung, ſpeziell bei Hausſchwamm.] 

Das Berufungsgericht nimmt zwar an, daß das wirkliche 
Auftreten von Hausſchwamm in einem Gebäude regelmäßig als 
Sachmangel erheblichſter Art anzuſehen ſei, meint aber, daß im 
vorliegenden Falle die Minderung des Wertes oder der Taug⸗ 
lichkeit des Hauſes durch das Vorhandenſein von Schwamm 
nur unerheblich ſei und deshalb nicht in Betracht komme. 
Denn die Beweisaufnahme habe ergeben, daß ſich der Schwamm 
nur auf einen kleinen Teil des Hauſes, nur auf ein Zimmer 
erſtrecke, daß die Bedingungen und Urſachen für die Entſtehung 
des Schwammes keine dauernden ſeien und daß die dauernde 
und vollſtändige Beſeitigung des Schwammes nur einen Koften- 
aufwand von 500 Mark erfordere, alſo einen Aufwand, der bei 
dem Kaufpreiſe von 41 500 Mark nicht erheblich ins Gewicht 
falle. Das Berufungsurteil kann nicht aufrecht erhalten werden; 
denn es beruht ausſchließlich auf unrichtiger Anwendung des 
8 459 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Allerdings iſt es weſentlich eine 
Tatfrage, ob eine Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit 
der Sache im Sinne jener Vorſchrift für unerheblich zu erachten 
iſt; aber rechtsbegrifflich beſteht doch die Schranke, daß es ſich 
um einen Mangel handeln muß, wegen deſſen mit Rückficht auf 
ſeine Geringfügigkeit ein Gewährleiſtungsanſpruch überhaupt 
ausgeſchloſſen iſt; denn die Anwendung des Grundſatzes minima 
non curat praetor iſt der Gefichtspunkt geweſen, durch den 
ſich der Geſetzgeber zum Erlaß der fraglichen Vorſchrift ver⸗ 
anlaßt geſehen hat (vergl. Motive zum Entw. I eines BGB. 
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Bd. 2 S. 225). Eine ſolche Bedeutungslofigkeit des Mangels 
hat das Berufungsgericht nicht als erwieſen angenommen. Cs 
fieht das Auftreten von Hausſchwamm in einem Gebäude regel⸗ 
mäßig als Sachmangel erheblichſter Art an, und würde alſo die 
Verpflichtung des Beklagten, wegen des Schwammes Gewähr 
zu leiſten, an ſich für begründet halten; es weiſt aber das 
daraufhin vom Kl.ger erhobene Wandelungs verfahren nur des⸗ 
halb als unberechtigt ab, weil der Mangel unter Aufwendung 
eines im Verhältniſſe zum Kaufpreiſe geringfügigen Betrages 
von 500 Mark ſich beſeitigen laſſe. Hiermit ſetzt es ſich zu 
ſeiner Annahme, daß der Mangel ein unerheblicher ſei, in un⸗ 
loͤslichen Widerſpruch. Es verwechſelt die Geringfügigkeit des 
Mangels, der jeden Gewährleiſtungsanſpruch, alſo auch den 
Preisminderungsanſpruch aus ſchließt, und Geringfügigkeit der 
Preisminderung, die der Käufer wegen des an ſich erheblichen 
und daher vom Verkäufer zu vertretenden Mangels verlangen 
kann. Nur der letztere Fall liegt hier vor, wo der Mangel des 
für 41 500 Mark gekauften Grundſtücks ſich mit einem Koſten⸗ 
aufwande von 500 Mark beſeitigen läßt, der Kläger alſo, falls 
er den Minderungsanſpruch geltend gemacht hätte, eine Herab⸗ 
ſetzung des Kaufpreiſes nur um dieſen Betrag verlangen konnte 
(Urt. des RG. vom 29. Juni 1904 in Sachen R. c. T. 
V 18/04). Das Berufungsgericht ſetzt ſich mit ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung auch in Widerſpruch mit der allgemeinen Verkehrs- 
auſchauung. Wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, tft 
danach nicht allein das Auftreten des Hausſchwammes in einem 
Gebäude ein Sachmangel erheblichſter Art, ſondern auch die 
ſog. Schwammverdächtigkeit eines Gebäudes, d. i. die dem Ge⸗ 
bäude anhaftende Befürchtung des jederzeit möglichen Wieder⸗ 
auftretens des in feinem Keime ſchwer zu beſeitigenden Haus⸗ 
ſchwammes iſt ein ſolcher Fehler, der den Wert des Gebäudes, 
namentlich im Verkehr, erheblich mindert. Es beſteht ſomit ge⸗ 
ſetzliche Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers für Nichtvorhanden⸗ 
fein von Hausſchwamm oder Schwammverdächtigkeit, und der 
Verkäufer eines mit Schwamm oder auch nur Schwamm⸗ 
verdächtigkeit behafteten Gebäudes iſt, falls er Kenntnis hiervon 
hat, verpflichtet, es dem Käufer mitzuteilen, wenn er nicht gegen 
Treu und Glauben verſtoßen will. (Vergl. Urt. des RG. vom 
20. April 1904 in Sachen S. o. M. V 427/03). H. c. J., 
U. v. 15. April 05, 475/04 V. — Naumburg. 

9. 8 652 BGB. Beim Moͤklervertrag iſt die Verein⸗ 
barung, wonach auf den Widerruf verzichtet wird oder der Auf⸗ 
traggeber auch im Falle des Verkaufs ohne den Mäkler dieſem 
den Lohn zu zahlen hat, zuläſſig. Sit hierfür keine Zeitgrenze 
beſtimmt, fo entſcheidet hierüber die Verkehrsſitte.] 

Es handelt ſich darum, ob der Beklagte dem Kläger auf 
Grund der Zuſicherung des Alleinverkaufs des Grundſtücks 
Provifion zahlen muß, weil er das Grundſtück ohne klägeriſche 
Vermittelung oder Nachweiſung des Käufers verkauft hat. Dieſe 
Frage iſt an fi) zu bejahen. Der Maklervertrag tft allerdings 
begrifflich widerruflich und der Verſprechende kann jederzeit von 
demſelben zurücktreten, ebenſo wie er nicht gezwungen iſt, den 
zu vermittelnden Vertrag abzuſchließen. Allein eine vertrags⸗ 
mäßige Beſchränkung jener freien Widerruflichkeit tft ſtatthaft 
und zwar insbeſondere dahin, daß der Auftraggeber, ſofern er 
ohne einen gerechten Grund vor einem gewiſſen Zeitpunkte den 
Auftrag widerruft, dem Beauftragten völlig für den zugeſagten 
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Mäklerlohn haftbar wird. Namentlich iſt die Zuſage des Allein⸗ 
verkaufs dahin aufzufaſſen, daß der Beklagte verſprach, von 
einem anderen Verkaufe als einem ſolchen, der ihm von Kläger 
vorgeſchlagen würde, Abſtand zu nehmen (vergl. Staub, Kom⸗ 
mentar zum HGB. 6./7. Aufl., Exkurs zu § 92 Aum. 17 S. 327, 
Planck, BGB. 1./2. Aufl. Bd. 2 8 652 Bem. 2d Abi. 2 S. 397, 
RG. 22, Nr. 73 S. 381, JW. 99, S. 289 Ziffer 36 und von 
05, S. 73 Ziffer 7, insbeſondere S. 75). Allerdings enthält 
das vorliegende Verſprechen eine Zeitgrenze nicht, allein es ſteht 
nichts entgegen, dasſelbe als für einen nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsfitte, nach billigem Grmeſſen unter 
Berückfichtigung der Umſtände des Falles feſtzuſetzenden Zeitraum 
gegeben zu erachten, und keinenfalls erſcheint die Zeit vom 
14. Oktober 1902 bis zu dem im Mär; 1903 erfolgten Ver⸗ 
kauf als eine fo lange, um ohne weiteres annehmen zu konnen, 
daß das Verſprechen bis dahin nicht mehr gegolten habe. Hat 
aber Beklagter durch ſein Verhalten die Vermittelung unmoglich 
gemacht, dann hat er angefichts der Vereinbarung des Allein⸗ 
verkaufs auch den Mäklerlohn zu zahlen. P. C. L., U. v. 7. April 05, 
412/04 III. — Dresden. 

10. 5 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 8 367 
Ziffer 12 StGB. Keine Verwahrungspflicht bei Anlagen, die 
ihrer Zweckbeſtimmung nach Sicherheitsvorkehrungen nicht 
geſtatten.] 

Der Ehemann der Klägerin Nikolaus W. iſt am 18. No- 
vember 1900 ungefähr um 10 Uhr Nachts, nachdem er auf 
dem Heimwege nach M. im dichten Nebel von der weſtlichen 
Hafenſtraße des Luitpoldhafens in deſſen Gelände geraten war und, 
obwohl mehrfach auf den rechten Weg gewieſen, ſich wiederholt 
verirrt hatte, in der Nähe der Kammerſchleuſe in das Waſſer 
geſtürzt und ertrunken. Die Klägerin macht das Königlich 
Bayeriſche Arar als Eigentümer des Hafens wegen Mangels der 
Beleuchtung und entſprechender Schutzgeländer für den Unfall 
verantwortlich. Das Berufungsgericht erachtet das beklagte 
Arar aus dem Geſichtspunkt des & 823 Abſ. 2 BGB. ver- 
antwortlich, da es aus dem privatrechtlichen Geſichtspunkte des 
Eigentums und des Innehabens der beiden Brückenköpfe und 
des Brückenſteges nach § 367 Ziffer 12 StGB. verpflichtet 
geweſen ſei, Vorfichtsmaßregeln gegen einen Abſturz an der als 
„Abhang“ und „Offnung“ zu erachtenden Unfallſtelle zu treffen, 
inſofern der Brückenkopf faktiſch, wenn auch nicht ſeiner Be⸗ 
ſtimmung gemäß den Zeugenbekundungen dem öffentlichen Ver⸗ 
kehre gedient habe. Da der ſteil abfallende Brückenkopf die 
Fortſetzung eines, wenn auch nur unbefugt, vielfach von M. her 
begangenen Weges gebildet habe, ſo hätte er zu beiden Seiten, 
wie an Verkehrsadern üblich, mit Sicherheitsgelaͤndern verſehen 
oder, wenn dies aus Rückſichten des Einlaſſens von Ab⸗ 
ſperrungsbalken in die Schleuſennuten nicht tunlich geweſen, in 
der nachträglich betätigten Art und Weiſe mit einer Umfriedigung 
mit Kettenabſperrung geſichert werden ſollen. Der Anſchauung 
des Berufungsgerichis konnte nicht beigeſtimmt werden. Der 
Schleuſentorſteg käme vom Gefichtspunkte des § 367 Ziffer 12 
StGB. überhaupt nicht in Betracht, da er mit einem Geländer 
verſehen war. 
kopfs, iſt keine Offnung, keine Lücke im Abſchluſſe eines 
Raumes. Der Begriff des Abhangs iſt allerdings nicht auf 
natürliche Bodenſenkungen beſchränkt geblieben. Von einer 
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Verwahrungspflicht im Sinne des 8367 Ziffer 12 St. 
kann aber nicht die Rede ſein bei Anlagen, die ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung nach Sicherheitsvorkehrungen nicht geſtatten, die die 
Vornahme der Arbeiten, um derenwillen die Anlage geſchaffen 
ift, wie die Verrichtungen beim Durchgang der Schiffe durch 
eine Schleuſe, das Ein⸗ und Abladen der Güter auf den Kai⸗ 
mauern eines Hafens, ftören oder ganz verhindern würden. 
Hier beſteht die Sicherung des Verkehrs in deſſen Beſchränkung 
auf die durch ihre Beſchäftigung hierzu berufenen und mit den 
Einrichtungen vertrauten Perſonen. Eine andere Frage iſt, ob 
das Arar nicht verpflichtet geweſen wäre, den Zugang zu dem 
Schleuſenkopfe in der nun vorgenommenen Weiſe zu umfrieden 
und abzujperren, die jeden, alſo auch dem Verunglückten, zum 
Bewußtſein gebracht hätte, daß er an ein dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr entzogenes Gebiet gekommen ſei. Dieſe Frage ließe ſich 
allenfalls aufwerfen, wenn ein allgemeiner, nicht weſentlich auf 
die im Hafengebiet beſchäftigten Perſonen beſchrͤnkter Verkehr 
insbeſondere über die Schleuſenköͤpſe mit Benutzung des Steges 
in der Weiſe eingetreten wäre, daß ſich die Annahme eines Ein ⸗ 
verftändniffes der Beklagten mit der Benutzung dieſer Weg ⸗ 
verbindung als einer öffentlichen rechtfertigen würde. Aus der 
Tatſache, daß das Verbot auch ungerügt überſchritten werden 
konnte und der Verkehr anderer als im Hafengebiet beſchäftigter 
Perſonen nicht mit aller Strenge abgehalten wurde, läßt fich 
jedoch eine ſo weitgehende Folgerung nicht ziehen. Jedenfalls 
lagen keine Umſtände vor, die dem Arar die Verpflichtung auf- 
erlegen konnten, zur Sicherung des Verkehrs zur Nachtzeit eine 
Vorkehrung zu treffen. Die gegen das Arar erhobene Klage 
war daher als unbegründet zu erachten. K. B. Arar c. W., 
U. v. 6. April 05, 321/04 VI. — Zweibrücken. 3 

II. 5 831 888. Unzuläffige Abſchneidung des Ent⸗ 
laſtungsbeweiſes.] 

Außervertraglich können im vorliegenden Falle die Be⸗ 
klagten nur nach $ 831 BGB. für ein Verſchulden ihrer zum 
Herausholen von Gerätſchaften aus dem Schachte beſtellten Ar- 
beiter haftbar gemacht werden, welches — und zwar als ein 
grobes — in Übereinftimmung mit dem Berufungsgericht und 
aus den Gründen desſelben anzunehmen iſt. In dieſer Hinficht 
iſt aber der Vorinſtanz nicht beizutreten, wenn ſie den Beklagten 
den ihnen nach $ 831 offenſtehenden Entlaſtungsbeweis, es ſei 
von ihnen bei der Auswahl jener Arbeiter die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt beobachtet worden, mit dem Bemerken ab- 
ſchneidet, daß gegen die Beobachtung dieſer Sorgfalt ſchon das 
von jenen Arbeitern bei dem fraglichen Vorgang betätigte, in 
hohem Grade unvorfichtige Verhalten ſpreche. Denn nach der 
angeführten Geſetzesvorſchrift hatten die Beklagten nur nach⸗ 
zuweiſen, daß fie bei der Auswahl und Anftellung der ge 
dachten Perſonen berechtigten Grund hatten, dieſelben für ordent⸗ 
liche und vorſichtige Arbeiter zu halten — RG. 53, 56 — ein 
Beweis, der ſelbſtverſtändlich nicht durch ein ſpäteres un- 
vorfichtiges Verhalten der Arbeiter bei einer dienſtlichen Ver ⸗ 
richtung abgeſchnitten oder widerlegt wird. Die Beklagten 
haben nach Bl. 51 ff. der Akten und nach S. 6 ff. des Be⸗ 
rufungsurteils dieſen Entlaſtungsbeweis in ausreichender Weiſe 
angetreten, während das Berufungsgericht von ſeinem ab⸗ 
weichenden Standpunkte aus auf denfelben nicht eingegangen ift. 
A. 6. S. u. G., U. v. 14. April 05, 419/04 III. — Berlin. 
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12. 55 842, 843, 855 BED] 
Eine Ehefrau klagte gegen einen Tierhalter auf Schadens⸗ 


erſatz wegen Beeinträchtigung ihrer Erwerbsfähigkeit. Das RG. 


hob die klagabweiſende Entſcheidung auf: Allerdings ſteht ein 
Erſatzanſpruch aus 8 845 BB. dem Ehemann, nicht der 


Ehefrau zu; daß etwa der Ehemann der Klägerin dieſer feinen. 


Anſpruch übertragen hätte, iſt nicht behauptet. Aber durch den 
fraglichen Anſpruch des Ehemannes tft noch nicht notwendig 
jeder Erſatzanſpruch der Ehefrau wegen Verluſtes oder Ver⸗ 
minderung ihrer Erwerbe fähigkeit ausgeſchloſſen. Daß der durch 
rechtswidrige Handlung eines Dritten am Körper oder der Ge ⸗ 
ſundheit verletzten Frau, auch wenn ſie Ehefrau iſt, ein 
Schadenzerſatzauſpruch wegen Aufhebung oder Minderung ihrer 
Erwerbsfähigkeit nach Maßgabe von 88 842 und 843 Abſ. 1 
bis 4 an ſich zukommt, iſt füglich nicht zu bezweifeln. Geht 
man davon aus, daß die Beeinträchtigung der Arbeits. und 
Erwerbsfähigkeit nicht ſchon für ſich und ohne weiteres einen 
Vermöoͤgensſchaden darſtellt, daß hierwegen Erſatz von dem 
geltenden Recht nicht abſtrakt, ſondern nur für den dem Ver⸗ 
letzten nach feinen Lebens und Erwerbsverhältniſſen wirklich 
entgehenden Erwerb gewährt wird (vergl. RG. 47, 88), fo 
ſpricht doch bei einer den arbeitenden Klaſſen angehörigen ver- 
heirateten Frau zu mindeſten die Vermutung nicht dagegen, 
daß ihr durch die Aufhebung oder Minderung ihrer Arbeits- 
fähigkeit ein Vermöͤgens nachteil erwachſe. Die Ehefrau, welche 
ihre Arbeitskraft im Haus weſen und in der ehelichen Wirtſchaft 
betätigt, wird allerdings ſoweit und ſolange das lediglich in Er⸗ 
füllung der ihr nach $ 1356 BGB. obliegenden Pflicht ge- 
ſchieht, bei beſtehendem geſetzlichen Güterrecht durch den Aus fall 
dieſer Dienſte einen unmittelbaren Vermögens ſchaden für ihre 
Perſon nicht erleiden. Immerhin iſt es moglich, daß der Ehe- 
frau auch in einem ſolchen Falle wenigſtens mittelbar ein Ver⸗ 
mögensnachteil erwächſt; und in dieſer Richtung könnten die 
Aus führungen in dem Urteil des erkennenden Senats vom 
26. November 1900 in Sachen gegen Fiskus (RG. 47, 84 ff.) 
teilweiſe auch noch auf den jetzt beſtehenden Rechtszuſtand an ⸗ 
gewendet werden. Aber freilich greift hier nunmehr die Vorſchrift 
des § 845 3B. ein; und wenn der Ehemann für die ent⸗ 
gehenden häuslichen Dienſte der Frau wirklich eine entſprechende 
Eutſchädigung erhält, ſo wird hiermit regelmäßig auch der etwa 
tückſichlich des Unterhalts der Ehefrau ſonſt eintretende Ab⸗ 
mangel gedeckt ſein. Doppelt kaun natürıtch nicht wegen des 
Aus falles der Arbeit der Ehefrau Erſatz begehrt werden. Anderer⸗ 
ſeits kommt in Betracht, daß nach 8 1367 BGB. die Ehefrau 
alles, was fie durch ihre Arbeit, abgeſehen von ihrer Tätigkeit 
im Hausweſen und im Gefchäfte des Ehemannes, durch ihre 
Arbeit verdient, als Vorbehaltsgut ſelbſt erwirbt. Dieſe Er⸗ 
werbömdglichleit und weiterhin auch die Eventualität, daß die 
Ehefrau zufolge einer in den ehelichen Verhältniſſen eintretenden 
Veränderung in die Lage käme, ihre alsdann frei werdende 
Arbeitskraft für eigenen Erwerb zu verwerten, können nach Um⸗ 
ſtänden auch da, wo die Vorausſetzungen zur Zeit noch nicht 
vorliegen, für den Schadenserſatzanſpruch der Frau in Rückſicht 
zu ziehen ſein. Daß der einzig zuläſſige Weg, einen Anſpruch 
dieſerhalb geltend zu machen, die Feſtſtellungsklage ſei, wird ſich 
nicht allgemein ſagen laſſen. — Aus alledem aber ergibt ſich, 
daß die Begründung, mit der im Berufungsurteil der Anſpruch 
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der Klägerin auf Entſchädigung für die Beeinträchtigung ihrer 
Erwerbsfähigkeit (gänzlich) zurückgewieſen wird, als ausreichend 
nicht gelten kann. Es müßte doch an der Hand der aus dem 
Parteivorbringen ſich ergebenden tatſächlichen Verhältniſſe näher 
erörtert ſein, ob und inwiefern der von der Klägerin in An⸗ 
rechnung gebrachte Erwerbsverluſt ſich in dem unter § 845 
BGB. fallenden Schaden des klägeriſchen Ehemanns erſchoͤpfe 
und auch für künftig vorausfichtlich darin aufgehen werde. Aus 
dem Klagvorbringen ergibt ſich das nicht ohne weiteres; und im 
übrigen wäre auf 8 139 ZPO. und 8 287 3) O. hinzuweiſen. 
B. 6. D., U. v. 23. März 05, 237/515/04 VI. — Berlin. 

13. 3 1197 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 55 63 ff. 
des preußiſchen Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872, 
des Reichsgeſetzes über Zwangsverſteigerung und die Zwangs- 
verwaltung vom 24. März 1897. Unzuläſſigkeit der Liquidierung 
von Zinſen einer Eigentümerhypothek gegen die Zwanggs ver⸗ 
ſteigerungsmaſſe.] 

Es handelt ſich im vorliegenden Falle um Zinſen einer 
Eigentümerhypothek von 200 000 Mark, die der Eigentümer 
Hypothekar der Klägerin am 14. Auguſt 1897 verpfändet hat. 
Klägerin behauptet, die Zinſen ſeien ihr mitverpfändet worden. 
Ob dies der Fall iſt, iſt ſtreitig. Es kann dies aber dahin ⸗ 
geſtellt bleiben, denn es ergibt ſich, daß weder der Eigen ⸗ 
tümer-Hypothelar noch die Klägerin Zinſen von der gedachten 
Hypothek aus dem Erloͤſe des zur Subhaſtation gekommenen 
Pfandgrundſtücks zu beanſpruchen hat. Was zunächſt den 
Eigentümer⸗Hypothekar anlangt, für den noch unter der Herr⸗ 
ſchaft des Preuß. Grundbuchrechts (58 63 ff. Eigentums- 
erwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872) die Hypothek zur Eigen ⸗ 
tümerhypothek geworden war, fo enthält allerdings das frühere 
Recht keine ausdrückliche Vorſchrift dahin, daß der Eigentümer 
Zinſen von der auf ihn übergegangenen Hypothek in der 
Zwangsverſteigerung aus dem Erloͤſe nicht fordern könne. G8 
folgt dies aber daraus, daß der Verſteigerungserlös, weil er an 
die Stelle des Grundſtücks tritt, dem Eigentümer gehört, und 
letzterer daher Zinſen von ſich ſelbſt verlangen würde, wenn er 
fie gegen den Verſteigerungserlös liquidieren dürfte. Dies er⸗ 
ſcheint ſo abwegig, daß es erſt nicht durch pofitive Geſetzesvor⸗ 
ſchrift ausgeſchloſſen zu werden brauchte, wie man denn auch 
unter der Herrſchaft des früheren Rechts hierüber nicht ge 
zweifelt hat. Als ſich nun mit dem Inkrafttreten des BGB. 
die fragliche Eigentümerhypothek in eine Eigentümerhypothek 
oder richtiger Eigentämergrundſchuld des neuen Rechts ver⸗ 
wandelte (Art. 184, 192, 194 EG. z. BGB.), trat für fie 
hinſichtlich der Zinſen auch die Vorſchrift in 8 1197 
Abſ. 2 BGB. in Kraft. Nach ihr gebühren Zinſen dem 
Eigentümer nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines andern 
zum Zwecke der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen iſt 
und nur für die Dauer der Zwangsverwaltung. Nach den 
Motiven (Bd. III S. 734) hat dieſe Beſtimmung ihren Grund 
darin, daß man die Einkünfte des Grundſtücks als mit den 
Zinſen belaſtet anſah und deshalb für die Zeit, für welche durch 
die Beſchlagnahme in der Zwangsverwaltung die Einkünfte dem 
Eigentümer entzogen wurden, ihm die Befugnis zugeſtehen 
wollte, Zinſen von der auf ihn übergegangenen Hypothek zu 
verlangen. Schon hieraus wird erſichtlich, daß die Einkünfte 
des Grundſtücks dieſe Verzinſung zu tragen haben, daß ſich alſo 
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der Anſpruch des Eigentümer⸗Hypothekars auf Zinfen gegen die 
Zwangs verwaltungs maſſe richtet und nur gegen dieſe richten 
kann. Die Zwangs ver ſteigerungs maſſe ſteht ihm hierfür 
nicht zu Gebote. Dies iſt nach dem Reichsgeſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. Marz 1897 
um ſo weniger zweifelhaft, als nach ihm die Verteilung beider 
Maſſen eine durchaus ſelbſtändige iſt, die Verteilung der einen 
und der anderen nach beſonderen, für beide keineswegs über⸗ 
einſtimmenden Grundſätzen durchgeführt wird und die im 
früheren Recht (8 150 Abſ. 2 des Preuß. Geſ. vom 13. Juli 1883) 
vorgeſchriebene Vereinigung beider Maſſen behufs Verteilung 
unter die Beteiligten nicht mehr ſtattfindet (Motive zum 
Zw.⸗Verſt. Geſ. S. 335; vergl. Jaeckel, Komm. z. Zw. ⸗ 
Verſt. Geſ.; 2. Aufl. S. 384, 522). Nun iſt allerdings das 
fragliche Pfandgrundſtück in der Zeit vom 24. Mai 1901 bis 
zum Zuſchlage auch unter Zwangsverwaltung geſtellt geweſen, 
und an ſich wäre daher die rechtliche Möglichkeit vorhanden, daß 
der Eigentümer von der ihm zugefallenen Hypothek für dieſe Zeit 
Zinſen aus der Zwangsverwaltungsmaſſe zu beanſpruchen hätte; 
aber es ſteht feſt, daß eine Zwangsverwaltungsmaſſe, weil das 
Srundftüd keine Einkünfte, aus denen fie hätte gebildet werden 
konnen, abwarf, niemals beſtanden hat. Davon aber, daß nun 
der Zinſenanſpruch auf die Verſteigerungsmaſſe übertragen, 
d. h. gegen den Verſteigerungserlös liquidiert werden könnte, 
kann nach dem vorſtehenden keine Rede ſein. Daraus ergibt 
ſich, daß der Eigentümer⸗Hypothekar ſelbſt zur Aufſtellung eines 
Zinsliquidats in der Zwangsverſteigerung nicht befugt geweſen 
wäre. Nicht anders ſteht es mit der Klägerin, der der Eigen⸗ 
tümer⸗Hypothekar die Hypothek am 14. Auguft 1897 ver ⸗ 
pfändet hatte. Sie kaun als Pfandnehmerin nur dieſelben 
Rechte ausüben, die ihren Verpfänder zuſtanden, und muß auch 
die Einwirkungen gelten laſſen, die ſich aus der Anderung des 
Geſetzes für dieſe Rechte ergeben. Sie kann ſich daher nicht 
darauf berufen, daß die Verpfändung zu einer Zeit erfolgt ſei, 
in der bei gleichzeitiger Zwangsverwaltung und Zwangsver⸗ 
ſteigerung eine getrennte Verteilung nicht ſtattfand. Freilich 
ſcheint die Klägerin auch weiter der Meinung zu ſein, daß eine 
Verpfändung der Hypothek den Zinſenanſpruch in gleicher Weiſe 
zur Entſtehung bringe, wie wenn der Eigentümer⸗Hypothekar 
die Hypothek abgetreten hätte. Dies iſt aber keineswegs der 
Fall. Wurde die Hypothek abgetreten, ſo war ſie eben keine 
Eigentümerhypothek mehr, und es verſtand ſich dann von ſelbſt, 
daß von der Abtretung ab der Zeſſionar auch Zinſen zu be⸗ 
anſpruchen hatte. Eine verpfändete Eigentümerhypothek 
bleibt aber eine Eigentümerhypothek; ſie bleibt es auch 
in der Hand des Pfandnehmers, und dieſer hat in 
der Zwangsverſteigerung nicht mehr Rechte und den übrigen 
Beteiligten gegenüber keine andere rechtliche Stellung als der 
Verpfänder. N. u. D. c. W. u. D., U. v. 5. April 05, 
454/04 V. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

14. 5 4 3 PO. Begriff der Zinſen als Nebenforderung.] 

Ein revifibles Objekt kommt nur heraus, wenn die Zinſen 
für die Revifionsinſtanz nicht als Nebenforderung im Sinne 
des 5 4 30. anzuſehen find. Das Weſen einer Nebenforderung 
beſteht darin, daß ſie von dem Beſtehen einer Hauptforderung 
abhängig iſt. Zinſen werden alſo im Rechtsſtreit als Neben ⸗ 
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forderung geltend gemacht, wenn und ſoweit der Rechtsſtreit 
zugleich über das Beſtehen der Hauptforderung, von der die 
Zinſen verlangt werden, geführt wird. Daraus iſt ſchon bisher 
in der Rechtſprechung des RG. der Schluß gezogen worden, 
daß eine Zins forderung, die noch in der Berufungsinſtanz als 
Nebenforderung geltend gemacht worden iſt, weil in der Be 
rufungsinſtanz auch noch über die Hauptforderung geſtritten 
wurde, für die Reviſionsinſtanz den Charakter als Nebenforderung 
verlieren kann, dies nämlich alsdann, wenn das Berufungsurteil 
die Hauptforderung zuſpricht, die Zinſenforderung aber ab- 
erkennt und die Revifion nur wegen dieſer Aberkennung der 
Zinſen eingelegt wird. Betragen in ſolchem Falle die vom 
Berufungsrichter aberkannten Zinſen mehr als 1 500 Mark, fo 
iſt die Reviſion zuläffig. (Urteil des VII. 3S. des NE. vom 
28. September 1900, RG. 47, 256 und die dort gedachten 
älteren Entſcheidungen.) Von biefer Auffaſſung abzuweichen, 
dazu liegt keine Veranlaſſung vor. Andererſeits freilich iſt 
daran feſtzuhalten, daß die Reviſion unzuläſſig ſein würde, 
wenn das Berufungsurteil ſowohl die Hauptforderung, die den 


Betrag von 1 500 Mark nicht erreicht, wie auch die Zinsforderung, 


die dieſen Betrag überfteigt, abgewieſen hat und die Revifion 
ſowohl wegen der Hauptforderung wie auch wegen der Zins- 
forderung eingelegt wird. B. c. B., U. v. 23. Febr. 05, 
53/05 V. — Naumburg. 

15. 5 32 in Verbindung mit 85 823, 824, 826 BGB. 
Zuſtändigkeit bei der durch Verbreitung eines Preßerzeugniſſes 
begangenen unerlaubten Handlung nur für den am Berbreitungsort 
entſtandenen Schaden.] | 

Geklagt ift auf Verurteilung des Beklagten zum Erſatze 
desjenigen Schadens, welcher der Klägerin durch den in den 
„Hamburger Nachrichten“ über das Werk „Jena oder Sedan?“ 
am 25. Oktober 1903 veröffentlichten Artikel entftanden ſel und 
noch entſtehen werde. Die Klägerin will ihren Anſpruch auf 
die 98 823, 824 und 826 BGB. ſtützen und hält die Zu ⸗ 
ſtändigkeit des LG. I zu Berlin, obgleich der Beklagte in deſſen 
Bezirk keinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, deswegen nach 
§ 32 390. für begründet, weil jener Zeitungsartikel infolge 
der vom Beklagten getroffenen Veranſtaltungen und mit ſeinem 
Willen auch in Berlin verbreitet und geleſen worden iſt. Richtig 
iſt, daß eine durch Verbreitung eines Preßerzeugniſſes begangene 
unerlaubte Handlung nicht bloß da begangen wird, wo dasſelbe 
hergeſtellt, und von wo aus es verbreitet wird, ſondern auch 
da, wo die Verbreitung ſelbſt ſtattgefunden hat. Dieſe Auf- 
faflung entſpricht auch der bisherigen Rechtſprechung des RG., 
ſowohl in Zivilſachen (RG3. 27, 419 ff.), als in Strafſachen 
(in RGSt. 13, 337 ff., und ſpeziell für Preßdelikte 33, 156 ff.). 
Danach iſt hier die Zuſtändigkeit nach § 32 3 OO. in Berlin 
begründet. Der § 7 Abſ. 2 StPO. in der Faſſung des Reichs 
geſetzes vom 13. Juni 1902 ändert daran nichts. Dort iſt 
nicht etwa eine neue Rechtsnorm über die Frage aufgeftellt, an 
welchem Orte ein durch den Inhalt einer Druckſchrift gegebenes 
Delikt begangen werde, ſondern nur eine finguläre Einſchränkung 
des Gerichtsſtandes der ſtrafbaren Handlung für Strafſachen 
eingeführt, die auf den § 32 ZPO. analog zu übertragen um 
ſo weniger Anlaß gegeben iſt, als nach Satz 2 des erwähnten 
Abf. 2 für Privatklagen wegen Beleidigung auch im Straf- 
prozeſſe auch das Gericht, in deſſen Bezirk die Druckſchrift ver ⸗ 
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breitet worden iſt, dann zuftändig fein fol, wenn in dieſem 
Bezirke die beleidigte Perſon ihren Wohnfitz oder gewoͤhnlichen 
Aufenthalt hat. Mit Unrecht hat auch der Beklagte eventuell 
hier eine Unterſcheidung zur Geltung bringen wollen, je nachdem 
der Anſpruch auf 8 824 BGB. (weil darin die „Verbreitung“ 
ſpeziell hervorgehoben werde), oder auf § 823 oder § 826 
begründet werde; darauf kommt natürlich nichts an. Dennoch 
kann das angefochtene Urteil zu einem großen Teile nicht auf⸗ 
recht erhalten werden. Denn die Klägerin verlangt ja nicht 
bloß den Erſatz desjenigen Schadens, der ihr dadurch entſtanden 
ſei oder noch entſtehen werde, daß der fragliche Artikel in 
Berlin verbreitet und geleſen worden iſt, ſondern gleicherweiſe 
den Erſatz des Schadens, der durch die Verbreitung des Artikels 
an allen ſonſtigen Orten der Erde verurſacht ſein ſoll. Weshalb 
hierfür das LG. J zu Berlin zuſtändig fein ſollte, iſt nicht 
abzuſehen. Nur die Verbreitung des fraglichen Artikels im 
Bezirke des genannten Gerichtes würde diejenige uner⸗ 
laubte Handlung ſein, aus welcher bei ihm geklagt werden kann. 
Mag auch in Rückficht auf die Beſtrafung die ganze auf die 
Verbreitung eines Preßerzeugniſſes gerichtete Tätigkeit einer 
Perſon wegen der Einheitlichkeit des Vorſatzes als eine einheit ⸗ 
liche Handlung aufgefaßt werden können (vergl. RGSt. 23, 157), 
ſo iſt doch vom Standpunkte des Zivilprozeſſes aus kein Grund 
zu folder Auffaſſung erſichtlich. Im Strafprozeß iſt in ſolchen 
Fällen viel weniger Anlaß gegeben, dieſe Frage mit Rüdficht 
auf den Gerichtsſtand überhaupt zu erörtern, weil nach 8 13 
StPO. hier der Gerichtsſtand des Zuſammenhanges der Straf⸗ 
ſachen eingreift. Für den Zivilprozeß trifft andrerſeits hier 
völlig die Analogie der von den vereinigten Zivilſenaten des 
RG. laut der in RG. 27, 386 ff. gefällten Entſcheidung zu, 
wonach das nach § 32 ZPD. zuſtändige Gericht durch die 
Klageerhebung nicht auch zuftändig wird, über einen als even⸗ 
tuellen beigefügten anderen Klagegrund zu entſcheiden. Ebenſo 
wenig wird es durch die Anrufung zuſtändig, über einen An⸗ 
ſpruch aus einer mit der den Gerichtsſtand begründenden, zu⸗ 
ſammenhängenden anderen unerlaubten Handlung zu entſcheiden. 
Demgemäß war dahin zu entſcheiden: „Die gegen das Urteil 
des IX. 3S. des Königlich Preußiſchen KG. zu Berlin 
vom 22. April 1904 eingelegte Reviſion wird inſoweit zurück⸗ 
gewieſen, als der Klaganſpruch auf Erſatz des der Klägerin 
durch die Verbreitung des fraglichen Zeitungsartikels im Bezirke 
des LG. I zu Berlin entſtandenen oder noch entſtehenden 
Schadens gerichtet iſt; im übrigen wird das genannte Urteil 
aufgehoben, und in der Sache ſelbſt auf die Berufung des 
Beklagten unter Abänderung des Urteils der Zivilkammer 8 a 
des Königlich Preußiſchen LG. 1 zu Berlin vom 16. Januar 
1904 inſoweit die erhobene Klage wegen Unzuſtändigkeit des 
Gerichts abgewieſen; die Koſten der Berufungs- und der 
Reviſionsinſtanz werden zu drei Vierteln der Klägerin, zu 
einem Viertel dem Beklagten auferlegt.“ H. c. V., U. v. 
10. April 05, 316/04 VI. — Berlin. 

16. 55 52, 253 Abſ. 2 Ziffer 1 ZPO. verb. mit $ 1400 
Abſ. 2 BGB. Bedeutung der Formel bei Klagen einer Ehefrau 
im Beiſtande des Ehemannes, insbeſondere wenn es ſich um 
Anſprüche beider Ehegatten handelt.] 

Die Formel „im Beiſtande des Ehemannes“, welche im 
gegenwärtigen Prozeſſe von der Klagſchrift an in den Partei⸗ 
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ſchriftſätzen, auch in der Reviſionsſchrift im Rubrum, und in 
den ſämtlichen Urteilen der Vorinſtanzen wiederkehrt, iſt in der 
früheren Gerichtspraxis regelmäßig, auch vom RG. mehrfach 
dahin gedeutet worden, daß der Ehemann als Prozeß partei 
in den Rechtsſtreit gezogen wird, als ſolche mit der Ehefrau 
klagt oder verklagt wird. (Vergl. RG. 34, 238; JW. 93, 1812; 
95, 39551; 96, 1723; 97, 23528; Gruchots Beitr. 39, 1112; 
40, 414.) Der Gebrauch jener Formel rührte daraus 
her, daß nach Preußiſchem Landrecht die Ehefrau nicht für 
legitimiert erachtet wurde, in Prozeſſen über ihr eingebrachtes 
Gut ohne Zuziehung des Ehemannes zu klagen oder verklagt 
zu werden. Unter der Herrſchaft des jetzigen bürgerlichen und 
Prozeßrechtes hat der fragliche Ausdruck, der ſchon bisher der 
juriſtiſchen Beſtimmtheit ermangelte, für ſich keine rechtliche Be⸗ 
deutung mehr. „Beiſtände“ kennt die Deutſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung nur in den Grenzen des § 90. Die Ehefrau iſt 
weder durch die Ehe an ſich, noch infolge des ehelichen Güter ⸗ 
rechts in ihrer Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fie iſt nach 5 52 
Abſ. 2 ZPO. unbeſchränkt prozeßfähig. Auf ihre Sachlegiti ⸗ 
mation allerdings kann der eheliche Güterſtand, insbeſondere 
das Verwaltungs und Nutznießungsrecht des Ehemannes ein- 
wirken, und es kann hierdurch bedingt werden, daß der Ehe- 
mann im eigenen Namen die zum eingebrachten Gut gehörenden 
Rechte klagend geltend macht oder aber nach Maßgabe des 
§ 1400 Abſ. 2 BGB. der Ehefrau feine Zuſtimmung zur 
klageweiſen Geltendmachung durch dieſe erteilt. Deshalb iſt 
man jetzt nicht mehr gezwungen, den Zuſatz „im Beiſtande 
des Ehemannes“ dahin auszulegen, daß der Ehemann als Mit⸗ 
kläger auftrete oder durch die Frau im Prozeſſe vertreten fein 
wolle; der Ausdruck kann an ſich ebenſowohl nur bedeuten, daß 
der Ehemann der Frau die Zuſtimmung zur Prozeßführung er⸗ 
teilt hat. (Vergl. Urteil des RG. IV. ZS. vom 22. Oktober 
1903, JW. 03, Beil. S. 14720. Urteil des V. 35. vom 
1. März 1905 V. 344/04 in Sachen S. c. F.) Andererſeits 
aber iſt der fraglichen Formel nicht immer und ohne weiteres 
nur jene beſchränkte Bedeutung beizulegen. Es iſt auch jetzt 

noch wohl möglih, daß ſich aus derſelben in Verbindung mit 
anderweiten Momenten eine Beteiligung des Ehemannes als 
Prozeßpartei, als Mitklägers ergibt. Und wofern der Ausdruck 
„im Beiſtande des Ehemannes“ als Rubrizierung der von einer 
Ehefrau erhobenen Klage nicht von vornherein ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 253 Abſ. 2 Ziffer 1 ZPO. zu beanſtanden war 
(vergl. Gaupp⸗Stein, Zioilprozeßordnung zu $ 52 3. IV bei 
Note 11 und 12), iſt es jedenfalls dann, wenn auch nur ein 
Zweifel wegen der Bedeutung des Zuſatzes beſteht, die Pflicht 
des Prozeßgerichts, hierüber Klarheit zu ſchaffen. Für den gegen ⸗ 
wärtigen Fall nun kam folgendes in Betracht: Die Klageforde⸗ 
rung betrifft Anſprüche beider Ehegatten und daher durfte eine 
endgültige Entſcheidung nicht getroffen werden, durch welche 
einerſeits der Ehefrau die fragliche Schadenserſatzforderung ab- 
geſprochen, andererſeits der Ehemann mit feinem Anſpruch von 
dieſem Rechtsſtreit ausgeſchloſſen worden iſt. Durch dieſes Er⸗ 
gebnis und jenes Verfahren find beide Eheleute beſchwert; und 
ſoweit der Ehemann für ſeine Perſon hiervon betroffen iſt, muß 
der Reviflon, die unter den gegebenen Umſtänden als von ihm 
mit eingelegt gelten darf, auch zu ſeinen Gunſten Erfolg verſtattet 
werden. B. c. D. U. v. 23. März 05, 337/615/04, VI. — Berlin. 
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17. 88 138, 298—300, 592 35d. Im Urkunden- 
prozeſſe find vom Beklagten zugeſtandene Tatſachen nicht erſt 
durch Urkunden zu beweiſen.] 

Es beſtimmt die 3p O. in 8 592, daß der Urkunden⸗ 
prozeß ſtatthaft ſei, wenn die ſämtlichen zur Begründung des 
Anſpruchs erforderlichen Tatſachen durch Urkunden bewieſen 
werden können. Gemeint find hiermit indes nur diejenigen zur 
Begründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen, die eines 
Beweiſes bedürfen; zufolge 8 288 ZPO. aber bedürfen keines 
Beweiſes die von einer Partei behaupteten Tatſachen inſoweit, 
als fie vom Gegner zugeſtanden find. Im vorliegenden Fall 
iſt die Tatſache, auf die es ankommt, die Abtretung der ein- 
geklagten Forderung von L. an Kläger. Dieſe hat das Be⸗ 
rufungsgericht in Anwendung des 8 138 ZPO. für zu⸗ 
geſtanden erachtet, weil Beklagte, ohne die Tatſache der Ab⸗ 
tretung beſtritten zu haben, dem Kläger einen Eid über feine 
Kenntnis von gewiſſen Tatſachen zur Zeit der Abtretung zu ⸗ 
geſchoben habe. Es hat ferner angenommen, daß Beklagte an 
das fo zum Ausdruck gelangte Geſtändnis zufolge 88 288 
bis 290 ZPD. gebunden ſei. Dieſe Erwägungen waren ſtatt⸗ 
haft; ihnen gegenüber aber bedurfte es eines Beweiſes durch 
Vorlegung der Abtretungsurkunde nicht mehr, und das nad. 
trägliche Beftreiten der Echtheit ihrer Unterſchrift konnte, als 
unerheblich, unbeachtet bleiben. H. c. M., U. v. 30. März 05, 
486/04 IV. — Hamburg. 

18. 8 304. Unzuläſſigkeit einer Vorabentſcheidung über 
einen Anſpruch auf Auflaſſung gegen Zahlung einer Geld⸗ 
fumme.] 

Der Kläger gründet feine Klage auf einen Grundſtücks⸗ 
vertrag und leitet aus dieſem Fundamente mehrere Anſprüche 
her, nämlich auf Auflafſung und auf Schadenserfag wegen ver⸗ 
jpäteter oder unmoͤglicher Erfüllung. Begründet iſt die Rüge 
der Reviſion, daß der Berufungsrichter über den Grund des er⸗ 
hobenen Anſpruchs nicht habe vorabentſcheiden dürfen. Der 
Berufungsrichter hat nämlich lediglich über den Anſpruch auf 
Auflaſſung entſchieden. Weshalb er die Entſcheidung über die 
Schadenserſatzanſprüche unterlaſſen hat, ift nicht erfichtlich. Er 
hat geglaubt, über den Grund des Anſpruchs auf Auf⸗ 
laffung im vorliegenden Falle vorabentſcheiden zu dürfen, aber 
zu Unrecht. Der 8 304 ZPO. ſetzt einen Anſpruch voraus, 
der ſeinem Betrage nach ſtreitig ſein kann, alſo einen An⸗ 
ſpruch, der auf Zahlung einer Geldſumme oder auf Lieferung 
vertretbarer Sachen gerichtet iſt (vergl. IW. 00, 470 Nr. 5). 
An dieſer Vorausſetzung fehlt es bei dem Anſpruch auf Auf- 
laffung eines Grundſtücks. Der Kläger verlangt nur Auf⸗ 
laſſung des Grundſtücks, und dieſer Anſpruch wird ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht dadurch zu einem Anſpruch auf Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme, daß er ſich erbietet, gegen Auflaſſung eine Zahlung 
zu leiſten, ebenſo wenig aber dadurch, daß der Beklagte unter 
Beſtreiten des Klägers eingewendet hat, er ſei nur gegen Zah⸗ 
lung eines höheren Betrages zur Auflafiung verpflichtet. Da⸗ 
durch wurde der Einwand, nicht der Anſpruch dem Betrage 
nach ſtreitig (vergl. SW. 04, 296, Nr. 22). Anders lag der 
in RG. 54, 801 ff. abgeurteilte Fall. Dort war auf Auf- 
hebung eines Vertrags, Rückauflaſſung, Wiederübernahme über ⸗ 
nommener Hypotheken und auf Rückzahlung des gezahlten 
Kaufpreiſes geklagt. Damals wurde angenommen, daß der Be⸗ 
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rufungsrichter über den Grund des erhobenen Anſpruchs (über 
das Beſtehen des Kaufvertrags) habe vorabentſcheiden dürfen, 
weil der Betrag der wieder zu übernehmenden Hypotheken und 
der eingeklagten Rückzahlung ſtreitig war, es ſich alſo nach der 
Annahme des RG. in jenem Falle um den Anſpruch auf 
Zahlung einer Geldſumme handelte. Demnach ſtellt ſich die 
vom Berufungsrichter getroffene Entſcheidung als ein nach der 
ZPD. unzuläffiges Urteil dar. L. c. D., U. v. 12. April 05, 
465/04 V. — Hamm. 

19. 5 384 Nr. 3. Wortlaut der Verträge zwiſchen 
Verleger und Verfafſer von Werken Geheimnis.] 

Wie das RG. bereits in dem Beſchluſſe vom 24. April 
1903 (RG. 54, 325) dargelegt hat, findet § 384 Ziffer 1 auch 
auf handelsgeſchäftliche Gewerbegeheimniſſe Anwendung; auch 
hier kann der Zeuge ein dringendes, erhebliches und unmittel⸗ 
bares gewerbliches Intereſſe an der Nichtoffenbarung einer Tat⸗ 
ſache haben, welche einen inneren Vorgang im Geſchäfte betrifft. 
Der Wortlaut der Verträge, welche im literariſchen oder Kunſt⸗ 
verlage von den Inhabern der Geſchäfte mit den Schöpfern der 
verlegten Werke geſchloſſen worden find, gilt allgemein als ein 
Geheimnis, an welchem das betreffende Geſchäft wegen der 
Konkurrenz ein erhebliches und unmittelbares Intereſſe hat. 
Ein ſolches iſt nach der bei der Zeugenvernehmung gegebenen 
Sachlage auch hier als glaubhaft gemacht zu erachten. 
U. . Sch. u. Gen., B. v. 8. April 05, B 47/05 I. — Berlin. 

20. 8 546 3 O. Berechnung des Streitwerts, wenn der 
Käufer auf Zahlung des Kaufpreiſes klagt und der Kaufgegen⸗ 
ſtand infolge Vereinbarung der Parteien verſteigert wird und an 
feine Stelle der Steigpreis eintreten ſoll.] 

Die Zuläffigkeit der Reviſion wurde mit Unrecht von dem 
Beklagten in Zweifel gezogen. Der Kläger beantragte zunächſt 
in der Hauptſache Verurteilung des Beklagten zur Abnahme der 
ſeitens desſelben gekauften 5 Tiere und zur Zahlung des 
Kaufpreiſes von 1570 Mark. Der erſte Antrag erledigte ſich 


inſofern im Laufe des Rechtsſtreits durch die auf Vereinbarung 


der Parteien erfolgte Verſteigerung der Tiere, als an die Stelle der 
Tiere der erzielte Steigpreis trat. Der andere Antrag bildet auch 
heute noch einen Gegenſtand des Streites der Parteien. Der 
Beklagte will durch die Revifion erreichen, daß er von der durch 
das Berufungsurteil für den Fall einer Eidesleiſtung des Klägers 
ausgeſprochenen Verurteilung zur Zahlung des Kaufpreiſes 
von 1570 Mark befreit werde. Letzterer Betrag bildet 
demnach den Wert des Beſchwerdegegenſtandes in der 
Reviflonsinſtanz. Dieſer Wert wird nicht durch den hinter⸗ 
legten Steigpreis von 1274 Mark gemindert, der im Falle der 
Eidesleiſtung des Klägers dem Beklagten ausgezahlt wird. 
Denn der Steigpreis hat mit dem Vertragskaufpreiſe nichts zu 
ſchaffen, ſondern er vertritt die Stelle der verkauften 5 Tiere, 
die gegen Zahlung des Kaufpreiſes als Gegenleiſtung dem 
Käufer zu übergeben geweſen ſein würden, wegen der ſtatt⸗ 
gehabten Verſteigerung dem Beklagten aber nicht mehr über⸗ 
geben werden können. Wie bei der Bemeſſung des Wertes der 
Revifionsbeſchwerde der Wert der gekauften Tiere im Falle der 
fortdauernden Möglichkeit ihrer Überlieferung von dem ein⸗ 


geklagten Kaufpreiſe nicht abzuziehen fein würde, fo verhält es 


ſich auch mit dem Steigpreiſe als dem Erſatz der fehlenden Tiere. 
M. c. St., U. v. 7. April 05, 45/05 II. — Karlsruhe. 


2 Jahrgang. 


21. 58 546, 547 3P9D. 5 70 Abſ. 83 GB., 8 39 
Abſ. 3 Pr a., Schiedmannsordnung vom 29. März 1871, 
BGB. 8 839. Die Beglaubigung von Unterſchriften ſeitens 
eines Schiedmannes ift keine Amts handlung im Sinne des 
preußiſchen Rechts.] | 

Der Beklagte iſt Schiedsmann und hat als folder die 
Unterſchrift des Rentenberechtigten W. auf einer in der Folge 
der Poſt zur Auszahlung vorgewieſenen Rentenquittung der 
Klägerin unter Beidrückung feines Dienſtſiegels beglaubigt. 
Die Poft hat den quittierten Betrag an die Ehefrau des 
Rentenberechtigten, die von dieſem getrennt lebt, ausgefolgt. 
Die Unterſchrift hat ſich als von der Ehefrau gefälſcht erwieſen, 
und war die Klägerin gezwungen, den Betrag nochmals an den 
Rentenberechtigten ſelbſt auszuzahlen. Sie verlangt vom Be⸗ 
klagten Eiſatz in Höhe des doppelt ausgezahlten Betrags von 
185 Mark 90 Pfennig, indem fie geltend macht, daß der Beklagte bei der 
Beglaubigung ſchuldhaft gehandelt habe, ſomit wegen Verletzung der 
Amtspflichten (8 839 BGB.), übrigens auch nach den allgemeinen 
Grundſätzen (5 823 BGB.) hafte. Das RG. verwarf die 
Reviſion wegen Nichtvorhandenſeins der Reviſionsſumme: Das 
LG. hat zwar in dem von ihm anhängigen Berufungs verfahren 
keine ausſchließliche Zuſtändigkeit gemäß § 70 Abſ. 3 GVG., 
§ 39 Nr. 3 PrA®. z. GVG. angenommen, weil es ſich um 
einen Anſpruch gegen einen Öffentlichen Beamten wegen Über 
ſchreilung ſeiner amtlichen Befugniſſe oder wegen pflicht⸗ 
widriger Unterlaſſung von Amtshandlungen handele, aber ein 
ſolcher Anſpruch iſt im vorliegenden Falle nicht begründet. 
Gegen das Zwiſchenuiteil des LG. war ein Rechtsmittel und 
eine Nachprüfung der fachlichen Zuſtändigkeit im nachfolgenden 
Verfahren vor dem LG. ausgeſchloſſen, die Ver weiſung an 
dieſes ſomit rechtskräftig. Allein eine ſolche Vorentſcheidung 
bindet die Reviſionsinſtanz, wie in den diesſeitigen Ent⸗ 
ſcheidungen, RG. 17, 331; 18, 166; ſ. auch JW. 91, 67 
Nr. 7, ausgeführt iſt und von denen abzugehen kein Grund 
vorliegt, rückſichtlich der Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion 
nicht. In den genannten Entſcheidungen iſt zwar nur der Fall 
erörtert, wenn das AG. wegen ſeiner ſachlichen Unzuſtändigkeit 
die Sache an das LG. verwieſen hat, während im vorliegenden 
Falle erſt im Rechts zuge der Berufung gegen das amtsgericht ⸗ 
liche Zwiſchenurteil die Verweiſung an das LG. erfolgte. Allein 
dies iſt uneiheblich, denn rückſichtlich der Wirkung der Ver⸗ 
weiſung ſtehen beide Entſcheidungen gleich. ($ 11 ZPO.) Auch 
der Umſtand, daß die Klägerin eine Verletzung der Amtspflicht 
behauptet, iſt nicht entſcheidend, da die rechtliche Beurteilung 
des Partelvorbringens ausſchließlich Sache des Gerichts iſt 
(vergl. auch RG. 20, 388). Eine Amtspflicht (5 839 BGB.) 
hat der Beklagte bei der Unterſchriftsbeglaubigung nicht verletzt. 
Allerdings find die Schiedsmänner gemäß $ 6 der Schieds⸗ 
manns ordnung vom 29. März 1879 Beamte; allein dies gilt 
nur inſoweit, als fie innerhalb des ihnen geſetzlich als Schieds⸗ 
mann zugewieſenen Pflichtenkreiſes in Tätigkeit treten. Dieſer 
iſt aber auf deren Mitwirkung bei der ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
und auch hier nur in genau und eng umſchrlebenem Umfang 
beſchränkt (5 1 Schiedsmanns ordnung). Wie ſich auch aus der 
Entſtehungsgeſchichte des 8 1 (vergl. Motive zum Entwurf, 
Verhandlungen des Preußiſchen Herrenhauſes von 1878/79 
Beilage Nr. 5 Seite 18) ergibt, iſt durch dieſe Faſſung aus⸗ 
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drücklich klargeſtellt, daß deren Tätigkeit in allen Zweigen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit — und dahin gehört die Unter⸗ 
ſchriftenbeglaubigung — ausgeſchloſſen ſein ſoll (vergl. Halle, 
Schiedsmannsordnung S. 11; Hasdorf, Schiedsmanns⸗ 
ordnung S. 9). Auch ſonſtige Vorſchriften des preußliſchen 
Rechts, wonach ihnen oder allen Beamten die Beglaubigung 
von Unterſchriften mit öffentlicher amtlicher Wirkung zugewieſen 
iſt, beſtehen nicht (vergl. die Zuſammenſtellungen zu 
Art. 32 Pra. zur freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei Rausnitz 
Geſetzſammlung betreffend freiwillige Gerichtsbarkeit S. 542; 
Fuchs, dasſelbe Geſetz S. 417). Es haben daher auch die 
Beglaubigungen von Unterſchriften ſeitens der Schiedsmänner, 
gleichwie ſolche ſeitens der Ortsvorſteher (ſiehe hierzu 
RGSt. 23, 182; 27, 232) nicht den Charakter öffentlicher, 
amtlicher Urkunden. Auch die Anweiſung des Reichsver⸗ 
fiherungsamtes vom 2. Dezember 1899 (Amtliche Nachrichten 
daſ. von 1900 S. 255) 3 3 ändert hieran nichts. Dieſelbe 
ſchreibt auch nur den Verſicherungs organen die Verwendung 
von beſtimmten Quittungsformularen vor, auf welchen ſich der 
Vordruck befindet, daß zur Beglaubigung von Unterſchriften 
und des Lebens der Rentenberechtigten die Beglaubigung 
Ortsvorſtehern ... Schiedsmännern uſw. unter Beidrückung 
ihres Dienſtſiegels „genügt“. Eine Anweiſung an die 
Schiedsmänner felbft enthält fie nicht einmal und wäre auch 


die Zuſtändigkeit des RBA. hierzu nicht gegeben. L. o. M., 
U. v. 24. März 05, 20/05 III. — Coöln. 
Handelsgeſetzbuch. N 
22. 88 262 ff. HGB. Rechtliche Natur des Reſerve⸗ 
fonds. 


Durch Beſchluß der Generalverſammlung einer Geſellſchaft 
m. b. H. war von dem bilanzmäßigen Reingewinn des Geſchäfts⸗ 
jahres 1902 im Betrage von 48 860 Mark 6 Pfennig, außer 
der nach § 14 des Geſellſchaftsvertrages erfolgten Dotierung 
des Reſervefonds noch folgende Rücklagen 1. 10 000 Mark für 
Reklamezwecke, 2. 6 000 Mark Abſchreibungen auf Geräte, 
3. 360 Mark Gratifikationen, 4. 7559 Mark 66 Pfennig Ge⸗ 
winnvortrag (zuſammen 23 919 Mark 66 Pfennig) mit ein- 
facher Stimmenmehrheit genehmigt worden. Die Anfechtung 
dieſes Beſchluſſes wurde vom Os G. und die dagegen eingelegte 
Reviſion zurückgewieſen. Die Reviſion greift die Annahme des 
Berufungsgerichts an, wonach die Poſten 1 und 3 (für Reklame 
und Gratifikationen) ſich als beſondere Reſervefonds, die Poſten 2 
und 4 (Abſchreibungen und Gewinnvortrag) als Zuwendungen 
zum allgemeinen Reſervefonds darſtellen ſollten. Es eiſcheine 
unzuläffig, in ſolcher Weiſe den zur Verteilung beſtimmten Ge⸗ 
winn dem allgemeinen Reſervefonds, der bereits ſtatutengemäß 
dotiert ſei, zuzuführen. Das ſei nicht der Wille der Geſell⸗ 
ſchafter geweſen und jedenfalls habe er in dem Protokoll über 
die Verſammlung der Geſellſchafter keinen Ausdruck gefunden. 
Es muß den Reviſionsklägern zugegeben werden, daß die er- 
wähnte Annahme des Berufungsrichters, ſoweit fie die Poſten 2 
und 4 betrifft, nicht gerechtfertigt iſt. Reſervefonds iſt jeder 
Betrag des feſtgeſtellten Reingewinns, welcher nicht verteilt oder 
anderweit verwendet, ſondern für die Zwecke der Geſellſchaft 
zurückbehalten wird. Je nach der Verſchiedenheit der Zwecke 
konnte die Verſammlung der Geſellſchafter nach § 15 des 
Geſellſchaftsvertrags beliebige beſondere Reſervefonds bilden. Die 
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Annahme, die Abſchreibungen auf Geräte (der Ausdruck Ab⸗ 
ſchreibungen iſt hier ungenau; tatſächlich find 6 000 Mark für 
Geräte aus dem Reingewinn zur Verfügung geſtellt) und der 
Gewinnvortrag auf neue Rechnung ſeien Zuwendungen zum 
allgemeinen Reſervefonds, widerſpricht offenbar der Abficht 
der Geſellſchafter. Die Verwendung des allgemeinen Reſerve⸗ 
fonds tft nach & 14 inſolange beſchränkt, bis derſelbe die Höhe 
von 20 Prozent des Stammkapitals erreicht hat. Wenn die 
Geſellſchafter neben der ſtatutengemäßen Dotierung des all ⸗ 
gemeinen Reſervefonds beſondere Rücklagen für Geräte und durch 
Beſtimmung eines großen Gewinnvortrags gebildet haben, ſo 
gaben ſie eben dadurch zu erkennen, daß dieſe Rücklagen nicht 
Beſtandteile des allgemeinen Reſervefonds werden ſollten. Was 
ſpeziell den Gewinnvortrag betrifft, ſo erſcheint er in dem 
Gewinn- und Verluſtkonto für das folgende Geſchäftsjahr als 
erſter Gewinnpoſten, und die nächſtjährige Verfammlung der 
Geſellſchafter wird über feine Verwendung zu beſchließen haben. 
(Vergl. Simon, die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften, II. Aufl. 
S. 248.) Die Reſervefondsnatur des Gewinnvortrages iſt neuer- 
dings beſtritten von Rehm, die Bilanzen der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften ufw. S. 552, 669. Derſelbe ſtellt als Erfordernis 
jedes Reſervefonds eine Zurückbehaltung des Reingewinnes „auf 
verhältnis mäßige Dauer“ auf. Allein abgeſehen von der Un⸗ 
beſtimmtheit dieſes Requifits läßt ſich die Unterſcheidung zwiſchen 
Rücklagen von längerer oder kürzerer Dauer (von den geſetz⸗ 
lichen Reſervefonds abgeſehen) aus dem Geſetze nicht begründen. 
Auch vom ſteuerrechtlichen Gefichtspunkt aus iſt die Reſerve⸗ 
fondsnatur des Gewinnvortrags, ſoweit derſelbe nicht lediglich 
unverteilte Gewinnreſte enthält, anerkannt. (Vergl. OVG. in 
Steuerſachen Bd. V Nr. 40 S. 209.) Die von den Revifions- 
klägern mit Recht beanſtandete Annahme des Bernfungsgerichts 
kann der Reviſion jedoch keinen Erfolg verſchaffen, weil die 
Entſcheidung auf ihr nicht beruht. Weſentlich iſt für letztere, 
daß das OLG. die Verſammlung der Geſellſchafter für befugt 
erachtet, über Teile des Reingewinns, wie geſchehen, zu ver⸗ 
fügen. Dieſe Befugnis ergibt fi unmittelbar aus $ 15 des 


Geſellſchaftsvertrags. B. u. R. c. R., U. v. 20. März 05, 
16/05 I. — Colmar. 
Konkursord nung. 


23. Iſt die Vereinbarung des Ausſchluſſes der Aufrechnung 
auch im Fall der Eröffnung des Konkurſes des Aufrechnungs⸗ 
gegners fortwirkſam ?] 

Die Revifion macht unter Berufung auf Dernburg, das 
bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches und Preußens, Bd 2 
Abteilung 1 $ 128 II, 1 und Jäger, Konkursordnung 2. Aufl. 
§ 53 Anm. 12, eine angebliche Rechts vermutung geltend, 
wonach die Vereinbarung des Ausſchluſſes der Aufrechnung der 
Regel nach im Konkurſe des Aufrechnungsgegners unwirkſam 
ſei, ſodaß beſonders geartete Umſtände nachgewieſen werden 
müßten, um ihr auch für dieſen Fall Wirkſamkeit zuzuſprechen. 
Daß die erwähnten Schriftſteller die geltend gemachte Rechts⸗ 
vermutung aufſtellen, kann bezüglich Dernburgs nicht zugegeben 
werden und iſt auch bezüglich Jägers, der ſich auf erſteren be⸗ 
ruft, nicht unzweifelhaft. Dernburg weiſt nur auf die ver⸗ 
meintliche Tatſache hin, daß die Entſagung auf Aufrechnung 
in der Regel für den Fall des Konkurſes des Gläubigers nicht 
gemeint ſein wird, wodurch der freien, richterlichen Würdigung 
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im Einzelfalle keinerlei Beſchränkung auferlegt wird. Ob die 
Annahme Dernburgs tatſächlich zutrifft, mag dahingeſtellt 
bleiben. Rechtlich iſt an ſich davon auszugehen, daß ein ohne 
Beſchränkung vereinbarter Verzicht auf Aufrechnung auch un⸗ 
beſchränkte Wirkung hat; andererſeits iſt aber, wenn auch die 
behauptete Rechsvermutung hiernach nicht anzuerkennen iſt, zu 
berückfichtigen, daß die Kontrahenten häufig den Fall des Kon- 
kurſes bei derartigen Vereinbarungen nicht in Betracht ziehen 
und daß dieſer Fall eine ſo weſentliche Veränderung der zur 
Zeit der Vereinbarung beſtehenden, für dieſe in der Regel maß ⸗ 
geblichen Verhältniſſe herbeizuführen pflegt, daß eine genaue 
Prüfung der Frage geboten erſcheint, ob die Kontrahenten nicht 
die Vereinbarung für dieſen Fall, wenn fie ihn bedacht hätten, 
ausgeſchloſſen haben würden und ob ſie daher nicht nach Treu 
und Glauben für dieſen Fall als ausgeſchloſſen zu gelten hat. 
Letzteres wird in der Regel dann zutreffen, wenn der Verzicht 
auf die Aufrechnung abſtrakt, ohne Rückſicht auf eine bereits 
beſtehende Gegenforderung z. B. um die prozeſſuale Geltend⸗ 
machung der Forderung, der gegenüber auf Aufrechnung ver- 
zichtet wird, zu erleichtern, ausgeſprochen iſt. Im vorliegenden 
Falle hat der Vorderrichter mit vollem Rechte dem vereinbarten 
Verzichte auf die Aufrechnung, der, wie auch die Reviſion nicht 
beſtreitet, in der trotz beſtehender Gegenforderung getroffenen 
Abrede ſofortiger Barzahlung gefunden werden muß, Geltung 
auch für den wenige Tage ſpäter eingetretenen Konkurs der 
Aufrechnungsgegnerin zuerkannt. Denn die Sachlage ſpricht 
durchaus dafür, daß er auch für dieſen Fall gewollt war. 
(Wird nachgewieſen.) K. & C. c. G., U. v. 5. April 05, 
535/04 I. — Berlin. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

24. 857 Abſ. 2. Wegfall des Vorkaufsrechts bei Ab⸗ 
tretung des enteigneten Grundſtücks durch den Enteigner an 
einen anderen Enteigner.] 

Nach der tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hat der Fiskus das zugunſten ſeiner Rechtsvorgängerin, der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft enteignete Grundſtück 
der Beklagten durch Vertrag erſt abgetreten, als dieſer bereits 
behufs Anlage eines neuen Rheinhafens das Enteignungerecht 
verliehen und das fragliche Grundſtück in dem Beſchluſſe des 
Bezirksausſchuſſes zu Düſſeldorf vom 8. Juli 1890, betreffend 
die endgültige Planfeſtſtellung, dem Enteignungsrechte der Be- 
klagten unterworfen erklärt war. Das Berufungsgericht hat 
das Vorkaufsrecht des Klägers, das allein in der Berufungs- 
inſtanz noch ſtreitig war, mit der Ausführung verneint, in 
dem § 57 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes, auf Grund deſſen 
der Kläger das Vorkaufsrecht in Anſpruch nehme, ſeien die 
Fälle, in denen Teile von Grundſtücken infolge des verliehenen 
Enteignungsrechts zwangsweiſe oder durch freien Vertrag 
an den Unternehmer abgetreten worden ſeien, einander gleich 
geſtellt. So wenig im Falle der Durchführung des Enteignungs⸗ 
verfahrens nach Wortlaut und Sinn der bezogenen Gefepet- 
beſtimmung von einer Abſicht der Veräußerung und von 
einem angebotenen Kaufpreiſe die Rede ſein konne, ebenſo 
wenig finde das Vorkaufsrecht in dem Falle ſtatt, wenn das 
dem Enteignungsrechte unterworfene Grundſtück unter dem 
Drucke des Enteignungsverfahrens und zur Vermeidung ſeiner 
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Durchführung dem Unternehmer durch Vertrag abgelreten werde. 
Dieſe Erwägungen erſcheinen rechtlich zutreffend. Nach dem 
Srunde des Geſetzes ſoll dem Enteigneten durch das Vorkaufs⸗ 
recht für den Fall, daß die enteigneten Grundſtücksteile für den 
Enteignungszweck ſpäter entbehrlich werden und veräußert werden 
follen, die Möglichkeit zum Wiedererwerb des ihm einſt zwangs⸗ 
weiſe entzogenen Eigentums und damit zur Wiederherſtellung 
(Arrondierung) ſeines urſprünglichen Beſitzes geboten werden. 
An der Möglichkeit einer ſolchen Wiedervereinigung fehlt es, 
wenn der urſprüngliche Enteigner das enteignete Grundſtück 
ſpäter im öffentlichen Intereſſe einem anderen Enteigner ab- 
treten muß. H. 6. D., U. v. 14. April 05, 652/04 II. — Coͤln. 

Geſetz vom 18. Inni 1887. 

25. Ein Eiſenbahnſchalterbeamter bei der Fahrkarten ⸗ 
ausgabe iſt in einem reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unter ⸗ 
liegenden Betriebe beſchäftigt; Betriebsunfall. 

Der Anſpruch des Klägers, ſoweit er vom Berufungsgericht 
anerkannt worden iſt, gründet ſich auf den § 1 des Geſetzes 
vom 18. Juni 1887, wonach unmittelbare Staatsbeamte, welche 
in reichsgeſetzlich der Unfallverficherung unterliegenden Betrieben 
beſchäftigt find, Penfion erhalten, wenn fie infolge eines im 
Dienſt erlittenen Betriebsunfalls in ihrer Erwerbsfähigkeit be⸗ 
eintrichtigt worden find. Daß der Kläger unmittelbarer Staats- 
beamter war, wird vom Beklagten nicht beſtritten. Es ſteht 
auch feſt, daß der Kläger den Unfall am 29. Dezember 1900, 
infolgedeſſen ſeine Erwerbsfähigkeit um 30 Prozent gemindert 
iſt, im Dienſt erlitten hat. Streit beſteht nur darüber, ob der 
Kiäger als Schalterbeamter bei der Fahrkartenaus gabe in einem 
reichsgeſetzlich der Unfallverficherung unterliegenden Betriebe be- 
ſchäftigt war, und der Unfall als ein Betriebsunfall anzuſehen 
tft. Nach 8 1 Nr. 3 Gew VerſG., in der durch das Geſetz 
vom 30. Juni 1900 (RGBIl. S. 335) gegebenen Faſſung 
(RG Bl. S. 347 und 585) unterliegt der Unfallverſicherung der 
geſamte Betrieb der Poft-, Telegraphen⸗ und Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen. Es fragt ſich alſo, ob der Schalterdienſt bei der Fahr⸗ 
kartenausgabe der Eiſenbahn zu dem „geſamten Betrieb der 
Eiſenbahnverwaltung“ gehort. Das Berufungsgericht bejaht 
dieſe Frage. In Theorie und Praxis ſei allgemein anerkannt, 
daß die geſamten Verficherungsgeſetze eher extenſiv auszulegen 
ſeien (vergl. RG. 54, 192). Unter dem „geſamten Betrieb“ 
ſei daher das „geſamte Geſchäft“ der Eiſenbahnverwaltungen 
zu verſtehen ohne weitere Unterſcheidung von Betrieb mit oder 
ohne beſondere Gefahren (vergl. RVA. vom 10. Juli 1897, 
DIZ. 98, 23; RG. 27, 31 ff.). Die Reviſton hält die 
Auslegung der Beſtimmung des § 1 Nr. 3 Gewn Verf. — 
„im geſamten Betriebe der Eiſenbahnverwaltungen“ für viel zu 
weit gehend. Die Reviſion kann nicht für begründet erachtet 
werden. Zwar geht das Berufungsgericht zu weit, wenn ed 
den „geſamten Betrieb“ mit dem „geſamten Geſchäft“ der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung identifiziert ohne weitere Unterſcheidung von 
Betrieb mit oder ohne beſondere Gefahren; denn es könnte 
immerhin, — was hier dahingeſtellt bleiben kann — die Auf⸗ 
faffung berechtigt erſcheinen, daß die gefahrloſe Beſchäftigung in 
den Bureaus zum Eiſenbahnbetrieb, auch wenn man ihn im 
weiteſten Sinne auffaßt, nicht zu rechnen ſei, wie in der Be⸗ 
gründung des Entwurfes zum Geſetz vom 28. Mai 1885 be⸗ 
treffend die Ausdehnung der Unfall⸗ und Krankenverſicherung 
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(RGBl. S. 159) hervorgehoben worden iſt (vergl. Nr. 77 der 
Druckſachen des Deutſchen Reichstags, Sten B. 6. Legislatur⸗ 
periode I. Seſſion 1884/85 Bd. V S. 249 ff.), und daß das 
Bureauperſonal der Poſt einſchließlich der Beamten am Schalter, 
ſoweit dieſe Perſonen nicht im techniſchen Betriebe beſchäftigt 
find, nicht unter das Geſetz falle (vergl. Bericht der XIII. Kom⸗ 
miſſion Nr. 238 der Druckſachen, Sten B. Bd. VI S. 1068 ff. 
und Sten B. Bd. 4 S. 2465 ff.). Indeſſen kann dieſen in der 
Begründung des Entwurfes enthaltenen und bei den Kommiſſions⸗ 
verhandlungen hervorgetretenen Meinungsäußerungen eine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung für die Auslegung des Geſetzes nicht bei- 
gemeſſen und der Revifion nicht zugegeben werden, daß das 
Geſetz der in den Kommiſfionsverhandlungen zur Geltung ge⸗ 
kommenen Auffaſſung entſprechend in einſchränkendem Sinne 
ausgelegt werden müſſe. Die Revifion erkennt an, daß unter 
Eiſenbahnbetrieb im Sinne des Geſetzes nicht nur das Bewegen 
von Fahrzeugen auf Eiſenſchienen zu verſtehen iſt, ſondern daß 
auch die ſogenannten Nebenbetriebe unter den Begriff des Eifen- 
bahnbetriebes fallen. Das Urteil des VI. 3 S. vom 10. November 
1890 (RG. 27, 31 ff.), auf welches die Reviſion Bezug nimmt, 
ſteht der Annahme des Berufungsgerichts, daß auch ber Schalter- 
beamte der Eiſenbahn zu den im Betriebe der Eiſenbahn 
beſchäftigten Perſonen zu zählen ſei, nicht entgegen. In dieſem 
Urteil wird ausgeſprochen, daß es ſich bei dem „geſamten 
Betrieb der Eiſenbahnverwaltungen“ nicht nur um den eigent⸗ 
lichen Bahnbetrieb im engeren Sinne, ſondern um alle Betriebe 
und techniſchen Vorrichtungen handele, welche mit dem Eiſen⸗ 
bahndienſte zuſammenhängen und zu dieſem Betriebe als ſolchem 
gehören, und daß im Sinne des § 1 Abſ. 1 UVerſG. der 
Betrieb nicht nur die Summe aller derjenigen Tätigkeiten 
umfaßt, welche den Zwecken des Betriebes unmittelbar 
dienen, ſondern auch jene, welche die Zwecke des Betriebes 
mittelbar fördern (vergl. auch RG. 24, 124). Hiernach 
find auch ſolche Tätigkeiten, welche die Beförderung von Per⸗ 
ſonen durch die Eiſenbahn vorbereiten und ſomit den Perfonen- 
transport der Eiſenbahn mittelbar fördern — wie die Ab⸗ 
fertigung und Überführung des Gepäckes zu den Zügen (vergl. 
Handbuch der Unfallverficherung 2. Aufl. (1897) S. 469 
Nr. 14, S. 470 Nr. 14 b), die Ausgabe der Fahrkarten am 
Eiſenbahnſchalter — zum geſamten Betriebe der Eiſenbahn zu 
rechnen. Zutreffend führt das Berufungsgericht aus, daß die 
Tätigkeit des Schalterbeamten der Eiſenbahn mit derjenigen 
der Schalterbeamten der Poſt hinfichtlich ihrer Gefährlichkeit 
nicht auf eine Stufe geſtellt werden dürfe. Der Dienſt des 
Schalterbeamten der Eiſenbahn unterliegt vermöge der Eile, 
mit der die Fahrkartenausgabe an das andrängende Publikum 
in einer meift kurz bemeſſenen Zeit geſchehen muß, und vermöge 
der Unruhe und Aufregung, von der das Publikum erfahrungs- 
mäßig häufig ergriffen wird, und die ſich auf den Schalter ⸗ 
beamten leicht überträgt, beſonderen Gefahren, die mit dem 
Betriebe der Eiſenbahn im Zuſammenhang ſtehen. Hat hier⸗ 
nach das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum angenommen, 
daß der Schalterdienſt der Eiſenbahn zu dem geſamten Betrieb 
der Eiſenbahn im Sinne des Gew VerſG. zu rechnen iſt, fo 
beſteht kein rechtliches Bedenken gegen die Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts, daß der Unfall, von dem der Kläger am 
29. Dezember 1900 betroffen wurde, als Betriebsunfall anzu⸗ 
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ſehen, und der urſachliche Zuſammenhang des Unfalles mit dem 
Betriebe ſelbſt und deſſen Gefahren gegeben ſei. E. F. o. W., 
U. v. 31. März 05, 398/04 III. — Celle. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

26. 5 16. Begriff des „Gebrauches“ einer Urkunde.] 

Bei Urkunden (Schuldſcheinen, Bürgſchafts⸗, Kautions- 
erklärungen), die im Auslande d. h. außerhalb des Geltungs⸗ 
bereichs des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 errichtet und 
bei denen Inländer nicht beteiligt find, die alſo Ausländer 
zugunſten der Klägerin ausgeſtellt haben, tft nach den in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 29. Mai 1900 entwickelten 
Grundſätzen (RG. 46, 273 ff.) die Stempelpflicht durch den 
Gebrauch der Urkunde (im Stempelinlande) bedingt; der 
Gebrauch iſt ein weſentliches Merkmal des ſtempelpflichtigen 
Tatbeſtandes; als ſolchen Gebrauch kann man es bezeichnen, 
wenn der Gläubiger von der Urkunde, die in ſeinem Intereſſe 
errichtet iſt und eine Forderung oder einen Anſpruch auf 
Sicherung dieſer Forderung dartun ſoll, Beſitz ergreift und ſie 
behält. V. c. Preuß. Fiskus, U. v. 4. April 05, 412/04 VII. 
— Berlin. 

27. 5 26 in Verbindung mit 8 78 Tl. II Tit. 14 ALR. 
§ 36 der Verordnung vom 26. Dezember 1808. Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges bei Anſprüchen auf Rückforderung von Stempel. 
beträgen.] 

Der Baumeiſter S. in Berlin, der zwei ihm gehörige in 
Berlin belegene Grundſtücke an den Kläger und den Kunſt⸗ 
maler D. durch Vertrag vom 12. Dezember 1897 verkauft und 
aufgelaſſen hatte, focht dieſen Vertrag dem Kunſtmaler D. 
gegenüber wegen Betruges an. Er erzielte auch ein obſiegliches, 
am 21. Auguſt 1901 rechtskräftig gewordenes Urteil, durch 
welches die Nichtigkeit des Kaufoertrages und der Auflaſſung 
ausgeſprochen wurde. Auf Grund deſſen wurde er nicht nur 
als Eigentümer der dem Kunſtmaler D. gehörigen ideellen 
Hälfte im Grundbuch wieder eingetragen, ſondern er erhielt 
wegen der durch den Betrug des D. und die erfolgreiche An- 
fechtung herbeigeführten Nichtigkeit des ganzen Vertrages auch 
von dem Kläger deſſen ideelle Grundſtückhälfte wieder auf⸗ 
gelaſſen. Kläger, der nach ſeiner Angabe den ganzen Kauf⸗ 
ſtempel im Belaufe von 40 082 Mark aus ſeinen Mitteln be⸗ 
zahlt hatte, forderte nun unter Berufung auf 8 525% des 
Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 mit der erhobenen Klage 
einen Teilbetrag von 1600 Mark von dem Fiskus zurück. 
Dieſer beantragte Abweiſung der Klage, indem er die Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhob. Beide Vorinſtanzen 
verwarfen dieſe Einrede durch Urteil. Das RG. hob auf und 
wies die Klage wegen Unzuläſfigkeit des Rechtsweges ab. Aus 
den Gründen: Der Rechtsweg für den erhobenen Anſpruch ift 
weder durch § 26 des Stempelſteuergeſetzes eröffnet, weil dieſer 
Fälle ſolcher Art nicht betrifft, noch auch durch § 25 
des ſelben Geſetzes, weil er über den Rechtsweg überhaupt nichts 
beſtimmt. (Eingehend begründet.) Es bleibt deshalb nur die 
Frage übrig, ob etwa der Rechtsweg nach allgemeinen Grund⸗ 
fügen zuläſſig iſt. Der Berufungsrichter und Heinitz bejahen 
dieſe Frage. Es kann ihnen indeſſen hierin nicht beigetreten 
werden. Es bedarf keiner Stellungnahme des erkennenden Se⸗ 
nats zu den Ausſprüchen allgemeinen Inhalts, welche in dem 
in RG. 22, 288 veröffentlichten Urteil enthalten find und auf 
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welche ſich Heinitz zur Begründung feiner Anſicht beruft; denn 
im gegenwärtigen Falle handelt es ſich um ein beſtimmtes, ab- 
gegrenztes Gebiet, nämlich um das Gebiet der ſtaatlichen all ⸗ 
gemeinen Abgaben, — und zu dieſen gehört die Stempelſtener · 
abgabe — in ſeiner Regelung durch das preußiſche Kecht 
im beſonderen alſo um die Frage, ob nach den auf dieſem Ge⸗ 
biet beſtehenden allgemeinen Grundſätzen des preußiſchen Rechts 
für einen Auſpruch der vorliegenden Art der Rechtsweg zu- 
gelaſſen iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Das bezeichnete 
Gebiet wird auch jetzt noch im weſentlichen von dem allgemeinen 
Grundſatz des 5 78 Tl. II Tit. 14 ALR. und des § 36 der 
Verordnung vom 26. Dezember 1808 (wegen verbefferter Ein- 
richtung der Provinzialbehoͤrden uſw.) beherrſcht, nach welchem 
„über die Verpflichtung zur Entrichtung allgemeiner Anlagen 
und Abgaben, denen ſämtliche Einwohner des Staates unter- 
worfen find, kein Prozeß ſtattfindet.“ Die Bedeutung diefes 
die Regel bildenden Geundſatzes iſt in erſter Reihe die, daß 
derjenige, der von den nach der Organiſation des Staates mit 
der Eihebung der allgemeinen Abgaben betrauten Verwaltungs 
behörden wegen Entrichtung einer ſolchen Abgabe in Anſpruch 
genommen wird, nicht vor der Zahlung gegen ſolche In⸗ 
anſpruchnahme den Schutz des Richters auf Grund der Be⸗ 
hauptung anrufen kann, daß er nach den für jene Abgaben be- 
ſtehenden Beſtimmungen zu der ihm angeſonnenen Zahlung 
nicht verpflichtet ſei. An zweiter Stelle ſchließt dieſer Grundſatz, 
wie dies auch bereits von dem IV. 3S. des RG. in dem im 
IMOL 1897 S. 276 veröffentlichten Urteil anerkannt iſt, die 
notwendige logiſche Folge in ſich, daß derjenige, der wegen einer 
ſolchen Abgabe in Anſpruch genommen wird, auch nicht in der 
Weiſe die Frage feiner Abgabenpflicht im Rechtswege zur Ent 
ſcheidung bringen kann, daß er zuvor zahlt und alsdann vor 
dem Richter Klage gegen den Fiskus auf Rückzahlung der ent ⸗ 
richteten Abgabe erhebt, indem er dieſem Begehren das privat- 
rechtliche Gewand der condictio indebiti oder der Kiage aut 
ungerechtfertigter Bereicherung umhängt. Denn in beiden Fällen 
handelt es fih um ein und dieſelbe Streitfrage; der Unterſchied 
beſteht lediglich in der für die Eutſcheidung völlig belanglosen 
Tatſache, daß in dem einen Falle die Abgabe ſchon entrichtet 
iſt, in dem anderen noch nicht, auch iſt Sinn und Zweck der 
gedachten Beſtimmungen nicht etwa der, daß nur die Einziehung 
der Abgaben durch die Beſchreitung des Rechtsweges nicht ge 
hindert werden, dieſer aber im übrigen, alſo nachher eröffnet 
ſein ſoll, ſondern der für den Ausſchluß des Rechtsweges maß⸗ 
gebliche Gedanke des Geſetzgebers geht, wie dies namentlich aus 
$ 35 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 deutlich hervor ⸗ 
leuchtet, dahin, daß der Streit über die Abgabenpflicht über- 
haupt nicht in den Rechtsweg gehört, weil er fi „zur richter ⸗ 
lichen Erörterung nicht eignet.“ Die Konſequenz führt nun 
noch einen Schritt weiter. Iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen 
über die Frage, ob der Fiskus die eingezogene Abgabe behalten 
darf, trotzdem nach der Behauptung des Klägers zur Zeit ihrer 
Entrichtung eine Verpflichtung hierzu nicht beſtand, ſo iſt nicht 
einzuſehen, wie es für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges einen 
Unterſchied ſoll begründen können, wenn der Kläger geltend 
macht, nach den zur Zeit der Erhebung der Abgabe beſtehenden 
Verhaͤltniſſen habe der Fiskus zwar einen rechtmäßigen Anſpruch 
hierauf gehabt, er habe aber das Recht fie zu behalten, verloren, 
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weil hinterher die Vorausſetzungen für die Abgabenpflicht wieder 
weggefallen ſeien. Der Zeitpunkt des Vorhandenſeins der 
Vorausetzungen für das Entſtehen oder das Fortbeſtehen der 
Abgabenpflicht kann auf das Weſen des über ſie geführten 
Streites keinen Einfluß üben. Iſt dieſer Streit nach der An⸗ 
ficht des Geſetzgebers wegen ſeiner Natur dem Rechtsweg über⸗ 
haupt entzogen, ſo muß dies folgerichtig auch für einen An⸗ 
ſpruch der vorliegenden Art Geltung haben. (Wird näher be- 
gründet.) F. c. S., U. v. 4. April 04, 66/05 VII. — Berlin. 

28. Tarifſtelle 33. Tauſchvertrag oder doppelter Kauf⸗ 
vertrag 7] 

Der erkennende Senat hat ſtändig im Anſchluß an das 
Urteil des IV. 3S. vom 30. November 1896 (mitgeteilt in der 
JW. 97, 69%) angenommen, daß Geſchäfte der vorliegenden 
Art, die als Tauſchverträge bezeichnet waren, als doppelte Kauf⸗ 
verträge zu verſtempeln ſeien (RG. 50, 285 und die dort an⸗ 
geführten Urteile). Der Sachverhalt war in allen dieſen Fällen 
der, daß beide Vertragsteile einander Grundſtücke überließen und 
der Wert der von der einen Partei hinzugebenden Grundſtücke 
vollſtändig durch Übernahme von Hypotheken, der Wert der von 
dem anderen Teile zu gewährenden Grundſtücke durch Über⸗ 
nahme von Hypotheken und andere Leiſtungen (Barzahlung, Ab⸗ 
tretung von Hypotheken) ausgeglichen wurde. Das RG. ver⸗ 
mißte bei ſolchem Sachverhalte das für den Begriff des Tauſches 
weſentliche Merkmal der Hingabe einer individuellen Leiſtung 
gegen eine andere, gleichfalls individuelle Leiſtung. Von dieſer 
Auffaffung iſt auch nicht in dem neueren im Berufungsurteile 
erwähnten Urteile vom 15. März 1904 (RG. 57, 264) ab» 
gewichen. Die Sachlage war dort (und in den Urteilen vom 
28. Juni 1904 VII 52/04 und vom 4. November 1904 VII 
168/04) nicht die gleiche; die Gegenleiſtung für die von den 
Beteiligten einander übereigneten Grundſtücke erſchöpfte ſich nicht 
in der Übernahme von Hypotheken und anderweiten Leiſtungen, 
es blieb Raum für die Annahme eines Austauſchs von Grund⸗ 
ſtück gegen Grundſtück. Der gegenwärtige Fall entſpricht völlig 
den früher entſchiedenen Fällen; er bietet keinen Anlaß, von der 
bisher geübten Rechtſprechung, der fi) auch nach dem Zeugniſſe 
von Hummel⸗Specht (Kommentar zum Stempelſteuergeſetz S. 795) 
die Verwaltungspraxis und ferner der I. 3ZS. des KG. an⸗ 
geſchloſſen haben (Jahrbuch Bd. 26 S. B 44), abzuweichen. 
Die Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß ein Tauſchgeſchäft 
vorliege, iſt der Nachprüfung des Revifionsgerichts nicht ent⸗ 
zogen und dieſe ergibt, daß es ſich bei dem Vertrage vom 
14. November 1902, deſſen Stempelpflicht in Frage ſteht, nicht 
um einen Tauſch, ſondern um zwei Kaufverträge handelt. Daß 
der Begriff des Tauſches im BGB. kein anderer iſt, wie nach 
dem gemeinen Recht und nach dem Allgemeinen Landrecht, iſt 
nicht zu bezweifeln. Der Kauf geht auf den Umſatz von Ware 
gegen Geld, der Tauſch dagegen auf den Umſatz von Ware 
gegen Ware, die Gegenleiſtung beſteht bei letzterem nicht in 
dem allgemeinen Tauſchmittel des Geldes. Weſentlich iſt allein, 
ob nach dem Inhalte der Urkunde der von den Parteien 
bezweckte Austauſch der Grundſtücke in das Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung gebracht ift, fo daß der eine Teil 
für das Grundſtück, das er fortzugeben ſich verpflichtet, ein 
anderes Grundſtück von der Gegenſeite zu fordern berechtigt 
wird. Daran fehlt es im vorliegenden Fall, in welchem die 
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Vergütung für die von den Parteien einander zu gewährenden 
Grundſtücke ſelbſtändig durch Geldbeträge beſtimmt iſt und in 
deren Höhe gewiſſe Leiſtungen ubernommen werden. F. c. St., 
U. v. 11. April 05, 393/04 VII. — Caſſel. 


Aus der Praxis der Straffenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 29. Dezember 1904 bis 18. Februar 1905.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 


Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 84 StG. 

Unter Handlung im Sinne des Geſetzes ift das jeweilige 
geſchichtliche Ereignis, das tatſächliche Vorkommnis zu verſtehen, 
nicht etwa nur der ſtrafrechtliche Charakter derſelben, und es iſt 
für die Verfolgbarkeit einer ſolchen Handlung im Inlande nur 
erforderlich, daß die Handlung ſowohl nach der einen wie nach 
der anderen Richtung die Vorausſetzungen des 8 4 StGB. er- 
füllt in der Weiſe, daß die nach inländiſchem und nach aus⸗ 
ländiſchem Rechte ſich ergebenden ſtrafrechtlichen Tatbeſtände in 
dem Verhältnis zueinander ſtehen, wie nach inländiſchem Rechte 
ſolche, die gemäß 8 73 StGB. zuſammentreffen (vergl. RG St. 
13, 232; 15, 224.) Daß die für die Strafbarkeit der Hand- 
lung maßgebenden Merkmale nach den beiden Rechten völlig 
übereinſtimmen müßten, wird nach 5 4 SGB. nicht erfordert. 
Eine in Oſterreich begangene Handlung, durch welche der Tat⸗ 
beſtand des § 83 des Oſterr. StGB. erfüllt wird, kann deshalb 
im Inlande aus 8 123 StGB. betraft werden, obſchon die 
beiden Tatbeſtände nur teilweiſe ſich decken. Aus dem Geſagten 
ergibt ſich auch, daß bei einer Verurteilung nach § 4 StGB. 
die Tatbeſtandsmerkmale nicht nur des inländiſchen, ſondern auch 
des ausländiſchen Rechtes im Urteile feſtgeſtellt werden müſſen. 
U. d. I. Sen. v. 9. Febr. 05 (3948/04). 

2. 8 46 StGB. 

Hat der Angeklagte die Wegnahme des Geldes nur deshalb 
unterlaſſen, weil die Umſtände ihm die Beſorgnis alsbaldiger 
Entdeckung und Überführung aufdrängten (er die „geftellte Falle 
bemerkte“), ſo waren die Umſtände, die den Angeklagten be⸗ 
wogen — im Hinblick darauf, daß er einen Diebſtahl vollführen, 
aber nicht entdeckt ſein wollte, — ein zwingender Grund zum 
Rücktritt für ihn und unabhängig von ſeinem Willen. U. d. 
II. Sen. v. 16. Febr. 05 (3256/04). 

3. 8 108 StGB. 

Hinfichtlich der Frage, ob die Strafvorſchrift des 8 108 
StGB. nur den Schutz der äußeren, formalen Legalität der 
Wahlhandlung beziele oder auch die auf andere Weiſe erfolgende 
Herbeiführung eines unrichtigen Wahlergebniſſes umfaſſe, tritt 
der Senat den Erwägungen bei, welche den III. Senat in dem 
Urteile vom 11. Juli 1904 (RGSt. 37, 234 ff.) zum Abgehen 
von der in dem Urteile vom 6. April 1891 (RGSt. 21, 414 ff.) 
vertretenen Rechtsauffaſſung veranlaßt und den IV. Senat in 
dem Urteile vom 8. November 1904 (RGSt. 37, 297 fl.) zur 
Beantwortung der Frage im Sinne der zweiten Alternative ge 
führt haben. Das Geſetz umfaßt auch diejenigen Fälle, in 
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welchen die Zahl der für einen Wahlkandidaten abgegebenen 
Stimmen in unrechtmäßiger Weiſe dadurch vermehrt worden iſt, 
daß ein nach den Grundſätzen des Wahlgeſetzes über die materielle 
Berechtigung zum Wählen nicht Wahlberechtigter gleichwohl an 
der Wahl teilgenommen hat. U. d. II. Sen. v. 7. Febr. 05 
(362/04). 

4. 5 121 StGB. 

Es braucht im vorliegenden Falle nicht erörtert zu werden, 
ob jeder Fürforgezögling, den die Polizeibehoͤrde gemäß § 9 
des Geſetzes vom 2. Juli 1900 betr. die Fürſorgeerziehung in 
die Erziehungsanſtalt zu verbringen hat, damit ohne weiteres 
als Gefangener in deren Gewalt nach 88 120, 121 StGB. 
betrachtet werden koͤnnte. Jedenfalls aber iſt er es in einem 
Fall der vorliegenden Art, in dem nach dem Sachverhalt — 
dem Auftrag der Polizeibehoͤrde an einen Ziviltransporteur, den 
Zoͤgling in die Anſtalt „zurückzutrausportieren“ unter Anempfehlung 
von Vorſicht wegen Fluchtgefahr und Einhändigung von Siche⸗ 
rungsmitteln gegen Entweichen — angenommen werden muß, 
daß die zwangsweiſe Zuführung zur Anſtalt angeordnet war. 
U. d. I. Sen. v. 10.ù 29. Dezbr. 04 (4872/04). 

5. § 172 StGB. 

Die dreimonatige Friſt zur Stellung des Strafantrages 
läuft nicht vom Tage der Rechtskraft des Scheidungsurteils ab, 
auch nicht von dem Tage ab, an dem der Antragsberechtigte 
von den die Rechtskraft begründenden Tatſachen Kenntnis erhielt, 
jondern erſt von dem Zeitpunkte ab, zu welchem dem Antrags» 
berechtigten der Eintritt der Rechtskraft zum Bewußtſein ge- 
kommen iſt. (RGSt. 26, 116; 62.) U. d. III. Sen. v. 
30. San. 05 (4596/04). 

6. 8 193 StGB. 

So wenig das allgemeine Intereſſe, das die Geſamtheit der 
Staatsbürger an allen öffentlichen Einrichtungen und den Vor⸗ 
gangen des Lebens nimmt, ausreicht, ein jedem Staatsbürger 
zuſtehendes Recht zu begründen, Vorkommniſſe des Lebens zum 
Gegenſtande einer offentlichen Beſprechung in einer die Ehre 
anderer verletzenden Weiſe zu machen (RGSt. 23, 422), ſo 
wenig kann dies durch die Zugehörigkeit zu einer politifchen 
Partei oder durch die Einnahme eines beſonderen politiſchen 
Standpunktes geſchehen. Ein die Intereſſen einer Partei ver⸗ 
letzendes Vorkommnis ſtellt nicht ſchon als ſolches eine jedes 
einzelne Parteimitglied nahe angehende Angelegenheit dar. 
Wenn auch der Angeklagte durch das Verhalten des Beleidigten 
in feiner deutſchnationalen Geſinnung fi verletzt fühlte, fo 
reichte dieſes ihm und der unbeſtimmten Zahl feiner Geſinnungs⸗ 
genoſſen gemeinſame Intereſſe, gegenüber dieſem Verhalten den 
deutſchnationalen Standpunkt zu wahren und zu verteidigen, 
nicht hin, um ehrenkränkende Erörterungen über das dieſet 
Intereſſe verletzende Vorkommnis auf Grund § 193 StGB. 
ſtraflos zu machen. U. d. IV. Sen. v. 7. Febr. 05 (5495/04). 

7. 5 259 StGB. 

Der Umſtand, daß der Angeklagte, mochte er auch völlig 
erwerbsfähtg ſein und nach § 1602 BGB. daher kein Recht 
auf Unterhalt gegenüber feinen Eltern haben, gegen feine Dienft- 
leiſtung im Geſchäft und Haushalt ſeine Lebensbedürfniſſe vor⸗ 
wiegend von jenen erhielt, berechtigte das Gericht zu der An⸗ 
nahme, daß die Verbeſſerung der Vermögenslage feiner Eltern 
mittelbar auch ‚feine Intereſſen zu fördern geeignet war und 
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vom Angeklagten als Vorteil im Sinn des $ 259 StGB. 
angeſehen werden konnte. Rechtsgrundſätzlich muß das Handeln 
um eines mittelbaren Vorteils willen ebenſo zur Erfüllung 
des in Rede ſtehenden Tatbeſtandsmerkmals hinreichen, wie das 
Handeln um eines erft in ferner Zukunft eintretenden 
Vorteils willen. Das Geſetz bedroht nur das Anfichbringen 
durch ſtrafbares Tun erlangter Sachen aus dem verwerflichen 
Motiv des Eigennutzes mit Strafe; daß der Vorteil dem 
Hehler erwachſen ſei, iſt kein Erfordernis — Goltd Arch. 44, 147. 
U. d. I. Sen. v. 16. Jan. 05 (2701/04). 

8. 8 263 StGB. 

Der Urteilsbegründung ift zu entnehmen, daß der angeblich 
Betrogene, um ſeinen Konkurrenten wegen Vergehens gegen das 
Geſetz betr. den Schutz der Namenbezeichnungen zur Anzeige 
bringen zu können, gerade darauf abzielte, Proben als „Maggi⸗ 
würze” geliefert zu erhalten, die nicht Maggiwürze waren und 
daher von vornherein damit einverſtanden geweſen iſt, nicht 
„Maggi“, ſondern irgend eine andere Würze anſtatt der ver⸗ 
langten zu erhalten. In Wirklichkeit ging ſein Wille mithin 
auf Erlangung eines Gegenſtandes, der nicht identiſch mit dem 
geforderten war. Wurde aber dieſer in Wirklichkeit zugrunde 
liegende Wille erfüllt, ſo kann nicht anerkannt werden, daß für 
eine durch den Angeklagten herbeigeführte Vermoͤgens beſchädigung 
deſſen Verhalten kauſal geweſen iſt. U. d. III. Sen. v. 
9. Jan. 05 (3635/04). 

9. 5 266 Ziffer 2 StGB. 

Darin, daß der Bevollmächtigte auftragswidrig das ihm 
zur Begleichung einer beſtimmten Rechnung übergebene Geld 
zur Tilgung einer andern, für den Auftraggeber minder 
läſtigen Schuld verwandte, kann eine Verfügung zu deſſen 
Nachteile erblickt werden. U. d. IV. Sen. v. 20. Jan. 05 
(3836/4). 

10. 5 267 St. 

Das Verhältnis eines Verurteilten zu der die Straf⸗ 
vollſtreckung betreibenden Behörde iſt ein Rechtsverhältnis des 
Öffentlichen Rechts, und der Beweis einer Tatſache, welche ge- 
eignet iſt, auf dieſes Verhältnis einzuwirken, iſt von rechtlicher 
Bedeutung. Wer alſo ein gefälſchtes ärztliches Zeugnis vor- 
legt, um dadurch Strafaufſchub zu erlangen, begeht Urkunden⸗ 
fälſchung. U. d. IV. Sen. v. 3. Febr. 05 (3410/04). 

11. 5 288 StGB. 

Nach der Feſtſtellung im angefochtenen Urteile war die 
Mitangeklagte zur Tragung der Koſten verſchiedener gegen fie 
anhängig gewordener Strafverfahren bereits rechtskräftig ver- 
urteilt, als fie die Beiſeiteſchaffung des ihr durch Erbſchaft an⸗ 
gefallenen Kapitalbetrags durch eine Scheinveräußerung an den 
Angeklagten vornahm. Es gibt daher zu rechtlichen Bedenken 
keinerlei Anlaß, wenn der Vorderrichter dieſen Sachverhalt dahin 
würdigt, daß eine Zwangsvollſtreckung wegen der urteils⸗ 
mäßig gegen die Schuldnerin bereits endgültig feftgeftellten 
Koſtenſchuld nahe bevorſtand d. h. drohte. Ob etwa dem 
Manne der Schuldnerin gegenüber noch beſondere Voraus⸗ 
ſetzungen zu erfüllen geweſen wären, damit die Zwangs voll⸗ 
ſtreckung trotz feines Verwaltungs⸗ und Nutznietzungs rechtes in 


das Eingebrachte feiner Frau vorgenommen werden konnte, er- 


ſcheint nicht von rechtlicher Bedeutung. U. d. IV. Sen. 
v. 28. Jan. 05 (3170/04). 


34. Jahrgang. 


B. Zur Strafprozeßordnung. 

1. 8 198 Stpd. 

Richtig iſt, daß ein ohne vorherige Anklageſchrift erlaſſener 
Eröffnungsbeſchluß als rechtsgültig nicht angeſehen werden kann. 
Das Fehlen der Unterſchrift bei der Anklage bildet aber nur 
einen Mangel, denn ebenſo, wie bei der Nichtunterſchrift des 
Sitzungsprotokolls durch eine der Urkundsperſonen oder des 
Urteils durch einen mitwirkenden Richter abgeholfen werden kann, 
ſei es durch nachträgliche Unterzeichnung der Anklageſchrift, ſei 
es dadurch, daß ſonſt nachgewieſen wird, daß das nicht unter⸗ 
ſchriebene Schriftſtück tatſächlich mit Wiſſen und Willen der 
zuſtändigen ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten als Anklage zu 
den Akten des Gerichts gekommen ift. U. d. IV. Sen. 
v. 18. Febr. 05 (5620/04). 

2. 8 264 StPD. (8 274 StGB.). 

Die in dem geſetzlichen Tatbeſtande des § 274 StGB. 
enthaltenen Merkmale des „Wegnehmens“ und des „Unkenntlich⸗ 
machens“ find voneinander begrifflich weſentlich verſchieden. 
Die Vertauſchung des einen mit dem anderen der hier in Rede 
ſtehenden Tatbeſtandsmerkmale ſtellt deshalb eine Veränderung 
des rechtlichen Geſichtspunktes im Sinne des § 264 StPD. 
dar. U. d. IV. Sen. v. 31. Jan. 04 (4728/04). 

3. 8 475 StPO. 

Die Vorſchrift des § 475 enthält (vergl. RGSt. 20, 200, 
36, 242; RGSpr. 628) eine geſetzliche Beweisregel in dem 
Sinne, daß der Inhalt der nach § 472 daſelbſt abgegebenen 
Erklärungen bis auf weiteres als bewieſen zu gelten hat. 
Hiervon wird die Wehrpflichtigkeit des betreffenden Angeklagten 
mitumfaßt, dergeſtalt, daß damit insbeſondere auch deſſen Reichs⸗ 
angehoͤrigkeit nachgewieſen erſcheint. Den Erklärungen ſtehen 
im Sinne des Geſetzes Umſtände nur dann entgegen, wenn der 
Inhalt der Erklärung, und zwar hinſichtlich eines der geſetzlichen 
Tatbeſtandsmerkmale der einſchlägigen Beſtimmungen des StGB., 
hier des § 140 Abſ. 1 Ziffer 1 widerlegt iſt. Darüber, ob 
ſolche Tatumſtände vorliegen, hat der Inſtanzrichter zwar 
gemäß 8 260 SIPD. nach feiner freien Überzeugung, ohne 
Gebundenſein an geſetzliche Beweisregeln, zu urteilen. Er⸗ 
forderlich im Sinne des $ 475 a. a. O. ift hierbei aber, daß 
er die entſcheidenden Umſtände als Beweisergebnis feſtſtellt. 
Bloße Vermutungen und die Annahme gewiſſer Moͤglichkeiten 
oder Wahrſcheinlichkeiten können ſolche Feſtſtellungen nicht er⸗ 
ſetzen. U. d. IV. Sen. v. 3. Febr. 05 (8264/04). 


C. Andere Reichsgeſetze. 


1. 88 1, 2, 27 PoſtG. vom 28. Oktober 1871. 

Wenn auch die 88 1 und 2 PoſtG. zunächſt das An⸗ 
wendungsgebiet für den ſog. Poſtzwang als Ausfluß des Poft- 
regals regeln, alſo Normen über ſtaatsrechtliche Verhältniſſe 
geben, ſo iſt doch, ſoweit eine ſtrafbare Handlung nach § 27 
Abſ. 1 Nr. 1 in Frage kommt, ein Irrtum über Auslegung der 
SS 1 und 2 als ſtrafrechtlicher Irrtum zu erachten. U. d. 
IV. Sen. v. 14. Jan. 05 (5098/04). 

2. § 153 Gewerbeordnung. 

Zur Anwendung des § 153 der GewO. iſt es nicht er- 
forderlich, daß die Verabredung auf Erlangung günftigerer 
Lohn- und Arbeitsbedingungen gerichtet ſei. Nur die Erlangung 
günftiger Lohn- und Arbeitsbedingungen wird in $ 152 a. a. O. 
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als das erſtrebte Ziel bezeichnet, und es ergibt fich daraus, daß 
dieſe Bedingungen nicht notwendig vorteilhafter zu ſein brauchen 
als die bisher in dem Arbeitsbetriebe beſtandenen, daß vielmehr 
auch das unveränderte Fortbeſtehen der bisherigen Bedingungen, 
ja ſogar die Gewährung von Bedingungen, die weniger Vor⸗ 
teile bieten als die bisher beſtandenen, als „günſtige“ Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen in Betracht kommen können, ſofern ſie 
nur der ſubjektiven Auffaſſung der zur Verabredung zuſammen⸗ 
getretenen Perſonen als günftige erſcheinen. (Vergl. RG St. 30, 
397; Archiv für Strafrecht 37, 241; Urteil des RG. I. 3 S. vom 
22. Februar 
II. Mürz 1899 in Reyer, Entſcheidungen der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden Bd. 20 S. 25. U. d. II. Sen. v. 
13. Jan. 05 (4858/04). 

3. 5 15 Abſ. 2 Wechſelſtempelſteuergeſetz vom 4. Juni 1879. 

Schon das vormalige PrOTr. hat in feſtſtehender Recht ⸗ 
ſprechung angenommen, daß wer ein nicht ausgefülltes Wechſel⸗ 
formular mit feinem Annahmevermerke verfieht und danach un- 
geſtempelt aus den Händen gibt, die Stempelſtrafe auch dann 
verwirke, wenn der Ausſteller den Stempel bei Vollziehung ſeiner 
Unterſchrift verwendet. Dieſer Rechtsauffaſſung haben ſich der 
I., II. und III. StS. des RG. in ihren Urteilen (RG St. 16, 
206, beziehungsweiſe 30, 19 und Goltd Arch. 38, 195) ange⸗ 
ſchloſſen. Auch der erkennende Senat macht ſie zu der ſeinigen. 
u. d. IV. Sen. v. 31. Jan. 05 (5061/04). 

4. 5 14 Abſ. 2. Geſetz vom 12. Mai 1894, betreffend 
den Schutz der Warenbezeichnungen. 

Indem der Angeklagte die Würze in die mit den Waren 
zeichen der Nebenklägerin verſehene, von dem Käufer leer 
mitgebrachte Flaſche goß, iſt die eingegoſſene Flüſſigkeit mit 
dem an der Flaſche befindlichen Warenzeichen bezeichnet, alfo 
„verſehen“ worden. Auch der Vorſatz iſt zur Feſtſtellung ge⸗ 
bracht, denn der Angeklagte hat gewußt, daß die mitgebrachte 
Flaſche mit dem geſetzlich geſchützten, ihm nicht zuſtehenden 
Warenzeichen verſehen geweſen, und ungeachtet dieſer Wahr⸗ 
nehmung Mätherwürze in die Flaſchen gegoſſen. Einen weiter- 
gehenden Vorſatz erfordert das Geſetz nicht, beſonders gehört die 
Abſicht, eine Täuſchung des Erwerbers herbeizuführen, nicht 
zum Tatbeſtande der hier fraglichen Norm (vergl. RGSt. 29 
313; 34, 229). Es vermag daher auch die Feſtſtellung, daß 
Angeklagter jedesmal dem Boten ausdrücklich erklärt, er habe 
keine „Maggi“ und liefere „Mäther“ würze, ihn nicht zu ent- 
ſchuldigen. Hat dies Angeklagter aber geglaubt, ſo befand er 
ſich in einem Rechtsirrtum über den Inhalt des § 14 Abſ. 2, 


der nicht geeignet iſt, zu ſeiner Entſchuldigung zu dienen. 


U. d. III. Sen. v. 9. Jan. 05 (4661/04). 

5. 818. Geſetz vom 12. Mai 1894 betr. den Schutz der 
Warenbezeichnung. 

Die neben der Strafe zu erkennende Buße kann, ſowelt 
ein und derſelbe ſchädigende Erfolg in Frage fteht, nur in einer 


‚einzigen Summe Geldes zum Ausdrucke kommen, für deren 


Zahlung die Verurteilten als Geſamtſchuldner haften. Un⸗ 
zuläſſig iſt es hiernach, den Betrag desſelben Schadens in 
mehrere Bußen zu zerlegen und den einen der mehreren zu 
Strafe Verurteilten für den einen Teil, den anderen für einen 
anderen Teil haftbar zu erklären. U. d. II. Sen. v. 31. Jan. O5 
(6598/04). 
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6 81. 
27. Mai 1896. 

Nach den allgemeinen Regeln der Sprachbildung liegt in 
dem zuſammengeſetzten Ausdruck Hamburger Importhaus nicht 
notwendig das ſchlüſſige Berufen auf eine unmittelbare Ge⸗ 
ſchäftsverbindung mit Hamburg, vielmehr nur die ſtillſchweigende 
Behauptung, daß das Geſchäft einer Hamburger Importfirma 
auf irgend eine Weiſe die eigentliche, letzte Bezugs quelle, bilde. 
Daher halten fi; die Urteilsgründe innerhalb der Grenzen zu- 
Täffiger Auslegung, wenn fie den Angeklagten mit Rückficht auf 
die Geſchäftsverbindung zwiſchen ihm und dem faft alle Waren 
aus Hamburg beziehenden Hamburger Importhaus C. K. zu 
Mülheim von dem Vorwurf einer unwahren Angabe über die 
Art ſeines Bezugs und ſeiner Bezugs quelle ledig ſprechen. 
U. d. I. Sen. v. 9. Febr. 05 (2618/04). 

7. § 9. Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896. 

Auch Submiffionsofferten fallen unter den Begriff des 
Geſchäftsgeheimniſſes. Daß die Offerte zur Zeit ihrer un- 
befugten Mitteilung noch nicht bei der zuſtändigen Stelle ein⸗ 
gereicht war, vermag an dieſer Auffaflung nichts zu ändern. 
Denn es begreift ſich von ſelbſt, daß den Geſchäftsinhabern 
mindeſtens von dem Augenblick an, in welchem er den feſten 
und beſtimmten Entſchluß gefaßt hatte, an der ansgeſchriebenen 
Submiſſion mit einer bereits fixierten Summe ſich zu beteiligen, 
ein vorwiegendes geſchäftliches Intereſſe an der Geheimhaltung 
dieſes Entſchluſſes hatte, um dadurch die von ihm befürchtete 
unbequeme und läftige Konkurrenz dritter Perſonen nach Tun⸗ 
lichkeit von ſich fern zu N U. d. III. Sen. v. 9. Jan. 05 
(3319/04). 

8. 88 11, 38. Geſetz vom 159. Juni 1901 betr. das 
Urheberrecht. 

Für die Strafbarkeit einer geſetzwidrigen Vervielfältigung 
iſt es gleichgültig, ob ein daraus zu erzielender Gewinn be ⸗ 
abfichtigt war oder nicht. U. d. II. Sen. v. 20. Jan. 05 
(5894/04). 


Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 


Literaturbeſprechungen. 


1. Das Eherecht der europäͤiſchen Staaten und ihrer 
Kolonien. (Unter Mitwirkung von 24 in- und ausländiſchen 
Juriſten) bearbeitet von J. Hahn, Amtsgerichtsrat in 
Berlin, herausgegeben von Dr. Franz Leske, Geh. Ober⸗ 
Juſtizrat und vortragender Rat im Kgl. Preuß. Juſtiz⸗ 

miniſterium und Dr. W. Loewenfeld, Juſtizrat, Rechts- 
anwalt bei dem Kgl. Landgericht I in Berlin und Notar. 
Berlin, Heymann. 1904. XXIV u. 1078 S. 


Das Werk bildet den vierten Band des großangelegten 
Werkes: Die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr. Es 
bietet aus der Hand berufener Bearbeiter in 21 Abſchnitten 
kurze Darſtellungen des Cherechts der einzelnen Rechtsgebiete. 
In einem 22. Abſchnitt wird der Text des Haager Abkommens 
über Cheſchließung, Eheſcheidung und Trennung von Tiſch und 
„Bett abgedruckt und mit kurzen Erläuterungen verſehen. 

Das Werk gewährt im großen und ganzen ein wertvolles 
Hilfsmittel für die Praxis, indem es in großen Zügen über das 
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ausländiſche Recht informiert. Vielfache Geſetzes⸗ und Literatur. 
angaben erleichtern auch die Nachprüfung von e und 
die Stellungnahme zu Streitfragen. 


2. Kommentar zum Geſetz über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 nebſt den dazu er- 
laſſenen Beſtimmungen des Ausführungsgeſetzes zum Reichs⸗ 
geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
unter Berückſichtigung der einſchlägigen Vorſchriften des Flucht ⸗ 
liniengeſetzes von Emil Koffka, Juſtizrat. Berlin 1903, 
Vahlen. XI, 272 S. Ladenpreis 6,80; geb. 7,80 Mark. 


Nach Abdruck der Texte des kommentierten Geſetzes und 
des Fluchtliniengeſetzes, ſowie der Auszüge aus dem Zuſtändigkeitt⸗ 
und dem Geſetze über die allgemeine Landesverwaltung bietet der 
Verfaſſer einen mit wiſſenſchaftlicher Gründlichkeit und praktiſchen 
Takte gearbeitete Kommentierung des Enteignungsgeſetzes. Die 
ſyſtematiſche Anordnung des Stoffes erleichtert die Überficht über 
den reichen Inhalt. Der Verfaſſer iſt haufig in der Lage, die 
in mühſamer Entwicklung aus dem oft unbeſtimmten Geſetzes⸗ 
texte herausgearbeitete Rechtſprechung mit neuen Gründen zu 
ſtützen; nicht ſelten aber verſteht er auch gute Gründe dem 
Standpunkt des Reichsgerichts entgegenzuſetzen. Wohltuend be ⸗ 
rührt die objektive Beurteilung, mit der auch dem Intereſſe des 
Enteigneten Rechnung getragen wird. Wenn ich auch nicht in 
allen Punkten mich der Meinung des Verfaſſers anzuſchließen 
vermag — auf Einzelheiten nicht eingehend, möchte ich nur 
einen Zweifel anregen, ob das geſetzliche Vorkaufsrecht des 
§ 57 inhaltlich dem vertrags mäßigen Vorkaufsrechte des 
BGB. gleichzuſtellen iſt —, fo bin ich dennoch überzeugt, daß 
die Lehre von der Enteignung dem Werke eine kräftige Forderung 
verdanke, die Praxis in ihm ein wertvolles Hilfsmittel er⸗ 
blicken wird. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Entſch. Nr. 3 läßt ſich über die Grenzen der freien Aus- 
legung von ſchriftlichen, insbeſondere dem Formzwange geſetzlich 
unterworfenen Willens erklärungen aus. 

Die Entſch. Nr. 4 gibt einen Beitrag zur Auslegung der 
Vorſchrift über die kurze Verjährung (Begriff des Handwerks 
für die Leiſtung von Dienſten, § 196 Ziffer 1, 7). | 

Falſche Bezeichnung des zu verkaufenden Grundſtücks in 
dem im übrigen formrichtig geſchloſſenen Grundſtücksveräußerungs 
vertrage begründet Formmangel bezüglich des eigentlich als 
Gegenſtand des Kaufs gewollten Grundſtücks. Heilung durch 
Auflaſſung und Eintragung kann nach Eutſch. Nr. 5 nur in 
Frage kommen, wenn fie ſich auf den wirklichen Vertrags ⸗ 
gegenſtand bezieht, nicht auf den irrtümlichen. 

Über den Schadengerſatzanſpruch einer Ehefrau wegen Ber- 
minderung ihrer Arbeitskraft gibt Entſch. Nr. 12 wichtige 
Fingerzeige. 

Wichtig tft auch das Urteil des III. Strafſenats (zu A 
Nr. 5), nach dem die dreimonatige Friſt zur Stellung des Straf- 
antrags aus & 172 StGB. erft an dem Zeitpunkte abläuft, 
wo dem Antragsberechtigten der Eintritt der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils zum Bewußtſein kommt. N. 


\ 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die einnndzwanzigfte ordentliche Generalverſammlung 
wird anf 

den 14. September 1905, Vormittags 9 Uhr 

nach Hannover im großen Saale des alten Rathanſes am 
Marktplatz berufen. 
Die Tagesordnung iſt: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1905 abgelaufene 
Geſchäftsjahr; 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; 

4. die Wahl von Rechnungsreviſoren; 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

Leipzig, den 5. Juni 1905. 


Bülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Exythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Herr Haus Barth, Rechtsanwalt beim Königlichen Land⸗ 
gericht zu Leipzig, iſt an Stelle des verſtorbenen Geheimen 
Juſtizrats Steinbach in Magdeburg als Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zugewählt. 

Leipzig, den 9. Juni 1905. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


— 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Poſen und Hamm haben der Kaſſe abermals Beihülfen und 
zwar Poſen 2 000 Mark und Hamm 3 000 Mark gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
hülfen der anfrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Das Rechtsmittel der Reviſion in Zivilſachen 
nach der neuen Zivilprozeßnovelle. 
Von Juſtizrat Scheele, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


Das die Entlaftung des Reichsgerichts bezweckende Geſetz, 
betreffend Anderungen der Zivilprozeßordnung, wird zweifellos in 
allernächſter Zeit in der vom Reichstag genehmigten Faffung 
verkündigt werden. — Art. III des Geſetzes ſagt: 

„Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündigung 

in Kraft. In Anſehung der Rechtsmittel gegen die vor 

dieſem Zeitpunkte bereits verkündeten oder von Amts 

wegen zugeſtellten Entſcheidungen der Oberlandesgerichte 

finden jedoch die bisherigen Vorſchriften Anwendung.“ 
Das Geſetz wird hiernach mit dem Tage der Verkündigung im 
Reichsgeſetzblatt in Kraft treten. Sein Geltungsgebiet iſt jedoch 
inſofern eingeſchränkt, als es nur Anwendung findet auf diejenigen 
Rechtsmittel, welche ſich gegen die am Tage des Inkrafttretens oder 
fpäter verkündeten oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte richten. Es iſt deshalb — was das hier 
zu beſprechende Rechtsmittel der Reviſton anlangt — zu beachten, 
daß nicht nur für die bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits an ⸗ 
hängigen Reviſionen, ſondern auch für diejenigen, welche gegen 
die vor dem Inkrafttreten verkündeten Urteile eingelegt werden 
ſollen, das neue Geſetz überhaupt nicht in Betracht kommt, daß 
für dieſe vielmehr das bisherige Recht, alſo ſpeziell Abſchnitt 2 
drittes Buch der ZPO. in der bisherigen Faſſung, in 
Kraft bleibt. 

Nur auf diejenigen Revifionen, welche gegen die am Tage 
des Inkrafttretens und ſpäter verkündeten Urteile eingelegt 
werden, finden die Beſtimmungen des neuen Geſetzes Anwendung. 
— Das neue Geſetz hat das bisherige Recht in den nachſtehend 
angeführten Paragraphen der ZPO. wie folgt geändert: 

I. Die Zuläſſigkeit der Reviſion iſt zur Erreichung 
des Geſetzeszweckes (Entlaſtung des Reichsgerichts) eingeſchrünkt 
und zwar in drei Punkten: 

1. In Rechtsſtreitigkeiten über vermögens rechtliche An⸗ 
ſprüche iſt die Revifion fernerhin bedingt durch einen 
den Betrag von 2 500 Mark überſteigenden Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes (5 546 Abſ. 1); 

2. in den vorſtehend erwähnten Rechtsſtreitigkelten kann 
die Reviſion nicht mehr darauf geſtützt werden, daß 
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das Gericht feine örtliche Unzuftändigkeit mit Unrecht 
angenommen habe ($ 549 Abſ. 2); 

3. die bisher ohne Rückficht auf den Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes hinfichtlich der Frage der Unzuſtändigkeit 
des Gerichts zuläffige Reviſion iſt fernerhin nicht mehr 
zuläſſig, ſoweit es ſich um die örtliche Unzuſtändig⸗ 
keit handelt (§ 547 Nr. 7). 

Abgeſehen von dieſen Anderungen — der für den Geſetzes⸗ 
zweck (Entlaſtung des Reichsgerichts) als durchſchlagend er- 
achteten lebhaft bekämpften und hartnäckig verteidigten Erhöhung 
der Reviſionsſumme von über 1500 Mark auf über 2500 Mark 
und der minder wichtigen Beſeitigung der unbeſchränkten Re⸗ 
vifibilität der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts — iſt es 
für die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit der Revifion überall 
bei den bisherigen Vorſchriften geblieben. 

Für die nach wie vor ohne Beſchränkung auf eine Revifions- 
ſumme, auch ſelbſt im Falle eines Verzichtes auf die Revifion 
zuläffige Anſchlußreviſion find die Vorausſetzungen nur inſofern 
geändert, als auch für dieſe die erwähnte Beſchränkung der 
Revifibilität in der örtlichen Unzuſtändigkeitsfrage gilt. 

II. Das Verfahren in der Reviſions inſtanz iſt in 
folgender Weiſe abweichend vom bisherigen Recht geregelt. 

Die Einlegung der mit Rechtswirkung nur nach erfolgter 
Zuſtellung des Berufungsurteils zu erhebenden Revifion erfolgt 
fernerhin nach dem Vorbilde des § 7 EG. z. ZPO. vom 30. Januar 
1877 auch beim Reichsgericht in der ſchon beim Oberſten Landes⸗ 
gericht zu München üblichen Form durch „Einreichung der Re⸗ 
viftonsſchrift beim Reviſionsgerichte“ *) innerhalb der bisherigen 
Notfriſt. 

Die vom zuſtändigen Anwalt zu unterſchreibende Reviſions⸗ 
ſchrift muß die Bezeichnung des anzufechtenden Urteils und die 
Erklärung, daß gegen dieſes Urteil die Reviſion eingelegt werde, 
kann aber auch ſchon die unten zu erwähnenden Revifions- 
anträge und Revifionsgründe mit Wirkung enthalten. 88 553, 
554, Abſ. 2 Nr. 1. Sie ſoll den Beſtimmungen über die 
vorbereitenden Schriftſätze genügen, fernerhin mit dem Nachweis 
der Zuſtellung des Berufungsurteils, einer Ausfertigung oder be- 
glaubigten Abſchrift dieſes Urteils und den für die Gegenpartei 
nötigen beglaubigten Abſchriften der Schrift eingereicht werden. 
8 553a. 

Das Reviſionsgericht ſtellt ohne Terminsbeſtimmung die 
Reviſionsſchrift der Gegenſeite von Amts wegen zu. 8 553 2 
Abſ. 2 Nr. 1. 

Innerhalb einer mit Ablauf der Revifionsfrift beginnenden, 
von einer Verlängerung durch die Parteien im Geſetz aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſenen Friſt von einem Monat (keine Not⸗ 
friſt: daher einerſeits gemäß § 223 in den Gerichtsferien im 
Lauf gehemmt, andererſeits gemäß § 233 bei Verſäumung der⸗ 
ſelben ohne den Rechtsbehelf der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, als geſetzliche Friſt aber nach § 224 Abſ. 2 letzter 
Satz mangels ausdrücklicher Beſtimmung auch richterlich nicht 
abfürzbar oder verlängerbar) muß, wenn dies nicht ſchon in 
der Revifionsſchrift geſchehen, die Reviſion durch Einreichung 
eines Schriftſatzes bei dem Revifionsgerichte begründet werden. 

) Die Wirkung des neuen Geſetzes auf das Verfahren in 
Bayern wird von anderer Seite beſprochen werden. 
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Die durch das neue Gefetz obligatoriſch gemachte Reviſions⸗ 
begründung muß enthalten: die Reviſionsanträge und die Re⸗ 
viſtonsgründe, für welche beide das neue Geſetz inhaltlich genau 
das vorſchreibt, was ſchon in dem bisherigen 8 554 Abſ. 2 und 3 
ZPO. für die unter altem Recht nur inſtruktionell vorgeſchriebenen 
Revifionsanträge und deren Begründung beſtimmt war. In der 
Schrift ſoll der Wert des nicht in einer Geldſumme beſtehenden 
Beſchwerdegegenſtandes, wenn die Zuläſſigkeit der Revifion von 
dem Werte abhängt, angegeben werden. Die Schrift ſoll den 
Beſtimmungen über die vorbereitenden Schriftſätze genügen. 
Auch ſollen ihr die nötigen beglaubigten Abſchriften für die 
Gegenpartei beigegeben werden. Dieſe Revifions begründung iit 
der Gegenpartei von Amts wegen zuzuſtellen. 58 554 und 554 a. 

Nur bis zum Ablauf der Reviſionsbegründungsfriſt kann 
ſich der Reviſionsbeklagte durch Einreichung einer Reviſions⸗ 
anſchlußſchrift beim Reviſionsgerichte der Reviſion anſchließen. 
Die Anſchlußſchrift muß, wie die Reoviſionsſchrift, die Be⸗ 
zeichnung des Urteils und die Erklärung, daß gegen dies 
Urteil die Anſchlußreviſion eingelegt werde und zudem die Be- 
gründung der Anſchlußreviſion mit den inhaltlich denſelben Bor- 
ſchriften wie die Reviſionsbegründungsſchrift unterſtehenden Re 


viſtonsanſchlußanträgen und Reoiſionsanſchlußgründen enthalten. 


Dieſe wegen der Qualität als vorbereitender Schriftſatz und 
wegen der Beifügung der beglaubigten Abſchriften den obigen 
Sollvorſchriften unterſtehende Reviſionsanſchlußfriſt wird der 
Gegenpartei — dem Reviſionskläger — ebenfalls von Amts wegen 
zugeſtellt. § 556. 

Das Reviſionsgericht prüft nach Ablauf der Reviſions⸗ 
begründungsfriſt von Amts wegen, ob die Revifion (Auſchluß⸗ 
reviſion) an ſich ſtatthaft, und ob die Einlegung und Be⸗ 
gründung in der geſetzlichen Form und Friſt erfolgt iſt, anderenfalls 
die Revifion (Anſchlußreviſion) als unzuläſſig zu verwerfen iſt, 
was ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß ge- 
ſchehen kann. § 554a. 

Wird die Reviſion nicht durch Beſchluß als unzuläſſig ver- 
worfen, ſo beſtimmt das Gericht den Termin zur mündlichen 
Verhandlung und macht ſelbigen unter Wahrung einer Friſt 
von mindeſtens 2 Wochen den Parteien bekannt. 8 555. Die 
Friſt kann auf Antrag abgekürzt werden. 88 262, 224, 226. 

Ergibt ſich in der Verhandlung noch die Unzuläſſigkeit 
der Revifion (Anſchlußreviſion), fo wird ſelbige durch Urteil als 
unzuläffig verworfen, anderenfalls erfolgt auf Grund der gegen 
früher nicht geänderten mündlichen Verhandlung fachliche Ent- 
ſcheidung. § 566. 

Ein in der Revifionsinftanz erlaſſenes Verſäumnisurteil iſt 
fernerhin auch ohne Antrag für vorläufig vollſtreckbar zu er- 
klären — 5 708 Nr. 3, der Einſpruch gegen ſelbiges iſt aber 
beſtehen geblieben. 

An dem Einſpruchsverfahren iſt nichts geändert, mithin 
erfolgt auch die Einlegung nicht durch Einreichung, ſondern wie 
bisher durch Zuſtellung der auch mit der Ladung des Gegners 
zu verſehenden Einſpruchsſchrift. Auch bezüglich der Rücknahme 
der Reviſion mit ihrer Wirkung auf die Anſchlußreviſion ver- 
bleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. § 566. 

III. Was nun die juriſtiſche Konſtruktion und Bedeutung 
des erſt vom Reichstag in das Geſetz gebrachten Begründung ⸗ 
zwanges anlangt, ſo iſt ein ſicheres Urteil hierüber nur unter 


34. Jahrgang. 


Heranziehung der für die Prüfung des Revifionsgerichts und die 
mündliche Verhandlung getroffenen Beſtimmungen zu gewinnen. 

Der letzte Abſatz des von der Reichstags kommiſſion vor- 
geſchlagenen 8 554 lautete: „Nach dem Ablauf der Begründungs⸗ 
friſt iſt eine Erweiterung der Anträge oder die Geltendmachung 
neuer Reviflonsgründe unzuläſſig.“ 

Bei der zweiten Leſung des Geſetzes im Reichstage wurde 
die Unzuläffigkeit der Erweiterung der Anträge geſtrichen, und 
erklärt der § 554 in der jetzigen Faſſung nur die Geltend⸗ 
machung neuer Revifionsgründe durch die Partei nach Ablauf 
der Begründungsfriſt für unzuläſſig. 

Bezüglich der Prüfung des Gerichts ſagt das Geſetz in 
dem neu gefaßten 8 559: „der Prüfung des Reviſionsgerichts 
unterliegen nur die von den Parteien geſtellten Anträge 
(bisheriger §8 559) und, ſoweit die Reviſion darauf geſtützt 
wird, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei, 
nur die nach Maßgabe der §8 554, 556 geltend gemachten 
Reviflonsgründe. Bei der Prüfung, ob ſonſt das Geſetz verletzt 
ſei, iſt das Reviſionsgericht an die von den Parteien geltend 
gemachten Reviſionsgründe nicht gebunden. 

Endlich iſt die Beſtimmung in § 566, „daß die für die 
Berufung geltenden Vorſchriften über den Vortrag der Parteien 
bei der mündlichen Verhandlung auf die Revifion entſprechende 
Anwendung finden“, beftehen geblieben. § 566. 

Was nun zunächſt die der richterlichen Prüfung unter⸗ 
liegenden Reviſionsanträge anlangt, ſo wird man trotz 
Einführung der imperativen Vorſchrift: ſpäteſtens innerhalb 
der Begründungsfriſt zu erklären, in wieweit das Urteil an⸗ 
gefochten und deſſen Aufhebung beantragt wird (Reviſionsanträge), 
doch gegenüber dem ſonſt nicht tangierten Prinzip der Münd⸗ 
lichkeit des Verfahrens in der Reviſionsinſtanz und mit Rückſicht 
auf die ausdrückliche, gerade zwecks Zulaſſung der Erweiterung 
vorgenommene Streichung der Unzuläſſigkeit der Erweiterung 
der Anträge annehmen dürfen, daß auch das jetzige Syſtem des 
Geſetzes nicht derartig geändert iſt, daß die Erweiterung der 
bis zum Ablaufe der Begründungsfriſt geſtellten Revlſions⸗ 
anträge in der mündlichen. Verhandlung nicht mehr zuläffig fein 
ſollte, zumal, wie unten zu zeigen, die Partei trotz der Be⸗ 
ſtimmung der Unzuläſſigkeit doch noch in der mündlichen Ver⸗ 
handlung wirkſam neue Reviſionsgründe vorbringen kann. 
Selbſt unter Berückfichtigung der für das bisherige Recht die 
Zuläſſigkeit der Erweiterung nur aus dem Geſichtspunkte der 
inſtruktionellen Natur der bisherigen Reviſionsſchrift bejahenden 
Entſcheidung des Reichsgerichts in Bd. 16 S. 345 wird man die 
Erweiterung der Anträge in der mündlichen Verhandlung auch 
nach dem neuen Recht für zuläffig halten dürfen. Zweifelsfrei iſt 
dieſe Frage indes trotz des erwähnten Reichstags beſchluſſes nicht. 

Was die Reviſionsgründe anlangt, ſo muß die Partei 
diejenigen, welche fih auf Verletzung des Verfahrens ſtützen, 
die ſog. „prozeſſualen Rügen“ ſpäteftens bis zum Ablauf der 
Begründungsfriſt vorbringen, und das Gericht darf nur die bis 
dahin vorgebrachten überhaupt berückfichtigen; für Partei und 
Gericht tritt alſo mit dieſen Beſchwerden völlige Präklufion ein. 
Hieraus ergibt ſich, wie ungemein wichtig nunmehr die Ab- 
grenzung der Rügen des Verfahrens von den ſog. materiell ⸗ 
rechtlichen wird, und daß im Intereſſe der freien Partei⸗ 
anführung und richterlicher Nachprüfung das Gebiet der 
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erſteren, ſoweit es zuläffig, moͤglichſt eng gezogen werden 
muß. Auch das Geſetz ſteht auf dieſem Standpunkte, indem 
es in dem neuen § 559 ausdrücklich betont, daß nur die 
Reviſionsgründe, welche darauf geſtützt werden, 

„daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren verletzt ſei“, 
von dieſer Präkluſton getroffen werden. Das find aber nur die 
in 8 554 Nr. 2b mit gleicher Wortfaſſung erwähnten, ſpeziell 
das Verfahren betreffenden, alſo jedenfalls nicht die in 8 554 
Nr. 20 erwähnten Rügen, 

„daß unter Verletzung des Geſetzes Tatſachen feſtgeſtellt, 

übergangen oder als vorgebracht angenommen ſeien“. 
Dieſe Rügen ſcheiden mithin von den durch die Präkluſion be⸗ 
troffenen Verfahrensrügen aus und gebören im Sinne des 
5 559 dem materiellen Rechtsgebiete an. Die genaue Ab- 
grenzung der jetzt wichtigen Scheidung der prozeſſualen und 
materiell⸗ rechtlichen Rügen wird Aufgabe der Praxis werden. 

Abgeſehen von dieſen „Verfahrensrügen“ iſt die bisherige 
von der Parteianführung unabhängige, völlig freie Offizialprüfung 
des angefochtenen Urteils durch das Reviſtonsgericht in keiner 
Weiſe geändert, vielmehr durch wörtliche Aufnahme des bis⸗ 
herigen 8 559 wiederum ausdrücklich anerkannt. Es iſt dem 
Reviſionsgericht, abgeſehen von der Rechtsverletzung bezüglich 
des Verfahrens, die Aufgabe zugewieſen, das Berufungsurteil 
innerhalb der Anträge auf ſeine rechtliche Begründung zu prüfen, 
es ift dieſe Aufgabe als Pflicht zu übernehmen, und dieſe 
Offizialprüfungspflicht wird nicht dadurch eingeengt, daß das 
Geſetz gegenüber dem Verbot der freien Prüfung der Verletzung 
des Verfahrens ausdrücklich betont, daß bezüglich der ſonſtigen 
Verſtoͤße das hinſichtlich des Verfahrens vorgeſchriebene Gebunden⸗ 
fein an die von der Partei erhobenen Reviſionsgründe nicht beſtehe. 

Die richterliche Prüfung hat allerdings zur Vorausſetzung, 
daß eine Reviſionsbegründung der Partei vorliegt; eine ſolche 
liegt aber vor, wenn auch nur ein Revifionsgrund der in 
8 554 Nr. 2 unter a (Bezeichnung der nicht oder nicht richtig 
angewendeten Rechtsnorm) oder b (Bezeichnung der Tatſachen 
für die Geſetzes verletzung in bezug auf das Verfahren oder c 
(Bezeichnung der unter Geſetzesverletzung feſtgeſtellten, über⸗ 
gangenen oder als vorgebracht angenommenen Tatſachen) friſt⸗ 
gerecht angeführt iſt. Es erhebt ſich die Frage, ob, wenn die 
Reviſtionsbegründung der Partei nur Geſetzesverletzung in bezug 
auf das Verfahren (§ 554 Nr 2b) rügt, das Gericht auch das 
Urteil bezüglich materieller Rechtsverletzung prüfen darf und 
muß. Im Strafrecht tft dies bekanntlich mit Rückſicht auf die 
Vorſchrift der 58 384 Abſ. 2 und 392 St O. nicht der Fall. 
Der Revifions richter in Strafſachen darf dann, wenn bloß 
Mängel des Verfahrens gerügt werden, die in der Entſcheidung 
ſelbſt enthaltene unrichtige Anwendung einer materiellen Rechts⸗ 
norm nicht berückfichtigen, er muß die lediglich auf prozeſſuale 
Verſtöße geſtützte Reviſion ſelbſt dann verwerfen, wenn aus 
dem Urteil klar erhellt, daß das Strafgeſetz unrichtig an⸗ 
gewendet iſt. Es gilt aber im Strafrecht zur Eröffnung der 
richterlichen Prüfung nach der materiell⸗rechtlichen Seite ſchon die 
generelle Bemerkung, daß das Urteil eine fehlerhafte Entſcheidung 
enthalte, oder daß Verletzung des materiellen Rechts gerügt werde. 

In der neuen Zivilprozeßnovelle iſt die Frage ausdrücklich 
nicht entſchieden. Erwägt man, daß bisher volle Prüfung des 
Gerichts auch ohne jede Reviflonsbegründung beſtand, daß dieſe 
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nur inſoweit für eingeſchränkt zu erachten iſt, als dies klar aus 
dem Geſetz hervorgeht, fo wird man annehmen dürfen, daß die 
58 554, 559 den im Strafrecht geltenden Grundſatz nicht ein- 
geführt haben, daß das Reviſionsgericht vielmehr, wenn auch 
mur Mängel des Verfahrens gerügt find, doch das ganze Urteil 
nach der materiell rechtlichen Seite nachprüfen muß. Zweifels 
frei iſt auch dieſe Frage nicht, jedenfalls wird die Partei gut tun, 
bei Erhebung progefiualer Rügen auch das Rechtsmittel durch 
Erhebung materieller Rügen, ſofern ſolche möglich, zu begründen 
und ſich auch nicht in Zweifelsfällen auf die eintretende Offizial⸗ 
prüfungspflicht des Gerichts zu verlaſſen. 

Bei der, abgeſehen von dieſer Spezialfrage, unzweifelhaft 
beſtehenden Offizialprüfungspflicht wird das Gericht auch die⸗ 
jenigen Revifionsgründe von ſeiner Prüfung nicht aus ſchließen 
konnen, welche entgegen der Vorſchrift des § 554 erſt nach Ab⸗ 
lauf der Begründungsfriſt, beiſpielsweiſe in der geſetzlich in 
keiner Weiſe eingeengten mündlichen Verhandlung vorgebracht 
werden, ſei es zur Motivierung der erweiterten Anträge, ſei es 
zur Bekämpfung des in der Kritifierung des Berufungsurteil 
völlig unbehinderten Reviſions beklagten, ſei es aus irgend einem 
anderen Grunde. 

Man fieht, daß dieſe Schöpfung des Reichtstags, wenn fie 
auf der einen Seite die freie mündliche Verhandlung mit der 
freien Prüfung des Gerichts anerkennt, auf der anderen Seite 
die Geltendmachung neuer nach Ablauf der Begründungsfriſt 
aufſtoßender Rechtsgründe für unzuläffig erklärt, zu den größten 
Inkonſequenzen führt. 

Man wird alſo das übrigens trotz dieſer kategoriſchen Be⸗ 
ſtimmung bei der Beratung des Geſetzes von allen Seiten an⸗ 
erkannte Recht der Partei, neue Reviſionsgründe nach Ablauf 
der Friſt „geltend zu machen“ oder, da dies unzuläſſig iſt, vor⸗ 
zubringen oder, wie auch geſagt wurde, „anzudeuten reſp. an⸗ 
zuregen“, bei Anwendung des Geſetzes feſthalten müſſen, was 
ſelbſtverſtändlich nicht ausſchließt, dafür zu ſorgen, daß in 
Zukunft die friſtgerechte Revifionsbegründung der Regel nach 
auch als eine vollſtändige erſcheint. 

IV. Das neue Geſetz erzeugt neue Pflichten, nicht nur für 
die zur Entlaſtung des Reichsgerichts mit der obligatoriſchen 
Begründung belaſteten Revifionsanwälte, ſondern auch für die 
Anwälte der Vorinſtanzen. Das Reviſionsgericht kann jetzt die 
Reviflon ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß als un- 
zuläffig beiſpielsweiſe auch dann verwerfen, wenn es nach Lage der 
Akten die notwendige Revifionsfumme als nicht glaubhaft gemacht 
aunimmt. Es erſcheint daher notwendig, daß der reviſionsfähige 
Streitgegenſtand, wenn er tatſächlich vorhanden, durch klar 
formulierte Anträge, durch Herbeiführung motivierter Feſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſe ſchon in den Vorinſtanzen außer Zweifel geſtellt wird. 
Der Begründungszwang innnerhalb einer nicht zu langen Friſt 
mit völliger Präkluſion der prozeſſualen Beſchwerde und dem 
wenn auch nicht konſequent durchgeführten Ausſchluß der Partei⸗ 
auführung bezüglich der materiell⸗ rechtlichen Rechtsverletzung läßt 
es dringend erwünſcht erſcheinen, daß der Auftrag zur Revifions- 
einlegung rechtzeitig unter Einſendung des vollſtändigen Akten⸗ 
materials erteilt wird, daß ſchon in der Berufungsinſtanz eine 
Kontrolle wegen Beobachtung der prozeſſualen Vorſchriften 
erfolgt, und daß, wenn prozeſſuale Rügen erhoben werden ſollen, 
die Grundlage hierfür möglichft beim Auftrag zur Einlegung 
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der Reviſion mitgeteilt wird. Verantwortlicher Redakteur der 
Begründungsſchrift muß allerdings der Reviſionsanwalt ſein 
und bleiben. 

Ob auf dem im Geſetz eingeſchlagenen Wege, der von einer 
Seite im Reichstag als der einzige bezeichnet wurde, welcher 
nach „Küßnacht“ führe, das Reichsgericht wirklich von der 
Tyrannei der Überlaſtung befreit wird, muß die Zukunft ergeben. 


Reichsgerichtliche Judikatur über das Zugehen 
von Willens erklärungen. 
Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Hellwig, Berlin. 


I. Außerordentliches Aufſehen hat eine in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1905 S. 317 Nr. 4 veröffentlichte Eutſcheidung 
des V. Zivilſenats des Reichsgerichts vom 29. März 1905 ge⸗ 
macht. Soweit aus der bedauerlicherweiſe ſehr unvollſtändig 
mitgeteilten Entſcheidung ermittelt werden kann, liegt ihr 
folgender Tatbeſtand zugrunde. 

A, dem ein Vertragsantrag gemacht war, begab ſich in 
die Wohnung des Antragſtellers (B) und erklärte einem Haus- 
genoſſen des Antragſtellers (ſeiner Frau) die Ablehnung dez 
Antrags zur Mitteilung an den B. Später — aber noch inner ⸗ 
halb der Akzeptationsfriſt, wie wir annehmen müſſen — änderte 
er ſeinen Entſchluß und ließ dem B die Annahmeerklärung zu ⸗ 
gehen. Ob dies auch wieder durch Erklärung an die Frau 
geſchah oder brieflich, iſt nicht feſtzuſtellen, jedenfalls auch für 
die Entſcheidung ohne Bedeutung. Nach Rückkehr des Mannes 
hat ihm ſeine Frau die mündliche Erklärung mündlich richtig 
mitgeteilt. Er beruft ſich im Prozeſſe darauf, daß durch die 
Erklärung an die Frau der Antrag endgültig abgelehnt ſei. 
Das Reichsgericht hat dieſe Rechtsanſchauung gebilligt. 

Ich halte die Entſcheidung in ihrem Reſultat für ganz 
richtig, die Begründung aber für höoͤchſt bedenklich. 

Bei brieflicher Erklärung genügt es, wie das Reichs 
gericht ausführt, daß der Brief in verkehrsüblicher Weiſe in die 
Wohnung des Adreſſaten gelangt iſt. Im Sinne des § 130 BGB. 
iſt ihm damit die Erklärung „zugegangen“, mag der Abſender 
den Brief an den Adreſſaten ſelbſt oder an einen Hausgenoſſen, 
den der Wohnungsinhaber zur Offnung der Tür verwendet, ab- 
gegeben haben oder mag der Brief in feinen Briefkaſten ge- 
worfen ſein. Denn damit hat der Wohnungsinhaber (der 
Adreſſat) den Beſitz erworben. Als Zugehen wird es, wie ich 
in meinen Verträgen auf Leiſtung an Dritte S. 326 aus · 
geführt habe, auch ſtets zu betrachten ſein, wenn die Beſtellung 
des Briefes durch den Poſtboten gemäß den Vorſchriften der 
Poſtordnung geſchehen iſt. 

Das Zugehen der ſchriftlichen Erklärung iſt der ent⸗ 
ſcheidende Zeitpunkt; unweſentlich iſt, wann der Adreſſat, von 
der ihm ſo in verkehrsüblicher Weiſe gebotenen Gelegenheit 
Gebrauch machend wirklich Keuntnis von dem Inhalte des 
Briefes nimmt. 

Unhaltbar iſt es, wenn das Reichsgericht zu beweiſen ſucht, 
daß es ebenſo ſei, wenn die Erklärung in Abweſenheit bes 
Adreſſaten mündlich einem Hausgenoſſen abgegeben werde, fallt 
dieſer nur „die erforderliche geiſtige Fähigkeit zur Wiedergabe 
der Erklärung an den Adreſſaten beſaß“. Dies werde bei er ⸗ 
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wachſenen Hausgenoſſen in der Regel anzunehmen ſein; jedenfalls 
ſtehe es, wenn die Erklärung richtig wiedergegeben ſei, feſt. 
Dann müſſe der Adreſſat fie als ihm im Zeitpunkte der 
Erklärung zugegangen gelten laſſen und danach ſei nicht zu 
bezweifeln, daß auch der Erklärende ſelbſt unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen denſelben Zeitpunkt als maßgebend gelten 
Iafjen müffe. 

In dem Vorderſatze liegt das außerordentlich Bedenkliche 
dieſer Entſcheidung. Nimmt man das Reichsgericht beim Wort, 
fo trage ich die Gefahr, wenn eine Erklärung an mein (er- 
wachſenes) Dienſtmädchen abgegeben wird und dieſes (trotz feiner 
ſonſtigen Zuverläffigkeit) mir die Erklärung gar nicht oder falſch 
übermittelt, jedenfalls aber dann, falls es dies, wenn auch erſt 
nach Wochen, tut! Das iſt nichts anderes, als völlige Auf⸗ 
hebung der Sicherheit des Rechtsverkehrs. Man wende nicht 
ein, daß auch der von dem Poſtboten dem Dienſtboten über- 
gebene Brief von dieſem verlegt oder gar vernichtet werden konne. 
Denn das find Ausnahmefälle, mit denen das Geſetz mit Recht 
nicht rechnet, weil der Brief mit der Übergabe an den Befſitz⸗ 
diener in den Beſitz des Adreſſaten gelangt iſt. Und jedenfalls 
iſt die Gefahr einer falſchen Mbermittelung ausgeſchloſſen. 

II. Will man den in Frage ſtehenden Tatbeſtand richtig 
beurteilen, ſo muß man folgende Möglichkeiten unterſcheiden. 

1. Finde ich den Antragſteller bei meinem Verſuch, ihm 
die Antwort auf einen Vertragsantrag oder eine ſonſtige einſeitige 
Willenserklärung abzugeben, nicht vor, ſo iſt, wenn ich ſie einem 
Dritten abgebe, das eine ficher, daß fie dem Offerenten jetzt 
noch nicht zugegangen iſt, ſondern erſt dann zugeht, wenn ſie 
an ihn gelangt. Iſt nun dieſer Dritte der Prokuriſt oder ein 
ſonſt zur Empfangnahme von Willens erklärungen befugter Ver⸗ 
treter des Adreſſaten, fo wirkt die Erklarung an den Vertreter 
gerade ſo, als hätte ich ſie an den Vollmachtgeber abgegeben, 
wenn nur die Umſtände keinen Zweifel darüber laſſen, daß die 
Erklärung an den Vertreter als den Bevollmächtigten des 
Antragſtellers abgegeben ſein ſoll. Und dies iſt ſtets anzunehmen, 
wenn fie nach ihrem Inhalt direkt Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Erklärenden und dem Abweſenden begründen oder 
ändern ſoll. 

2. Die zweite Moͤglichkeit iſt, daß ich die mündliche Er⸗ 
klärung dem Dritten zu dem Zweck mache, daß er fie als mein 
Bote dem Adreſſaten übermittelt. Dann iſt eben ſo ſicher, daß 
ich den Boten zurückrufen, die Botenermächtigung aufheben und 
eine andere Erklärung an die Stelle ſetzen kann. Langt alſo 
die Annahmeerklärung rechtzeitig bei dem Antragſteller an, ſo iſt 
der Vertrag zuftande gekommen und es iſt ganz bedeutungslos, daß 
ich zuerſt eine ablehnende Erklärung hatte zugehen laſſen wollen. 
Das iſt bei mündlicher Botentaͤtigkeit gerade fo, als wenn ich mir 
von der Poſt den Ablehnungsbrief habe zurückgeben laſſen. Es 
iſt ferner ganz gleichgültig, ob ich als Boten einen Dienſtmann 
benutze oder die Frau des Adreſſaten oder ſein Dienſtmädchen. 
In allen Fällen iſt der Dritte, wenn er Bote iſt, mein Bote; 
es gibt keinen Boten des Erklärungsempfängers, ſondern nur 
einen Boten des Erklärenden. Denn der Bote iſt Werkzeug 
zur Übermittlung einer Erklärung, niemals zum Empfang.“ 


1) Unrichtig Staudinger I Vorbem. 6 zu § 163 („Empfangs⸗ 
werkzeug“), Rehbein 1 S. 251 („ſteht einem Briefkaſten gleich“). 
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So iſt auch der Diener, der mir den Antragsbrief überbracht 
hat, mein Bote, wenn ich ihm die Antwort fchriftlic oder 
mündlich mitgebe. Hat aber der Antragſteller erklärt, daß ich 
dem Überbringer die Ablehnung oder Annahme erklären ſoll, ſo 
iſt er damit zum Bevollmächtigten des Antragſtellers gemacht 
und die mündliche oder ſchriftliche Erklärung an ihn bindet mich 
in dem Augenblicke, in dem ich ſie definitiv dem Mittelsmann 
habe „zugehen“ laſſen. 

3. Eine dritte Möglichkeit iſt, daß der Dritte, an den ich 


die Erklärung abgebe, zwar At Vertreter fungiert, aber keine 


Vertretungsmacht hat. Daß dies moglich iſt, iſt zweifellos. 
Das Geſetz (§ 180 Satz 3) regelt dieſen Fall. Während aber die 
Wirkſamkeit der an den Bevollmächtigten abgegebenen Erklärung 
nicht davon abhängig iſt, daß fie mit feinem Einverſtändnis 
an ihn erfolgt,“) iſt dies nötig, wenn ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
(alſo auch die Annahmeerklärung) gegenüber einem Vertreter 
ohne Vertretungsmacht vorgenommen wird.“) 

Sit dies geſchehen, fo hängt die Wirkſamkeit des Rechts 
geſchäfts von der Genehmigung des Vertretenen ab. Dieſe kann 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend gegeben werden; ſie liegt z. B. 
darin, daß der Adreſſat ſich auf die an den Vertreter abgegebene 
Erklärung beruft. Wird fie erteilt, fo wirkt fie auf die Zeit 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück (§ 184 II). Die 
gegenüber dem vollmachtsloſen Vertreter erfolgte Ablehnung des 
Vertragsantrags iſt alſo wegen der Rückwirkung in der Tat 
ebenſo maßgebend, als wenn ſie an den Bevollmächtigten erklärt 
wäre. Anders würde es nur dann ſein, wenn der Erklärende 
das dem Vertreter gegenüber vorgenommene Geſchäft in zu⸗ 
läffiger Weiſe widerrufen hätte. Dazu iſt er aber nicht in der 
Lage, wenn er gewußt hat, daß der Vertreter keine Vertretungs⸗ 
macht beſaß (§ 180° mit $ 178). Trotz Widerrufs hat es 
alſo der Vertretene in der Hand, die Abgabe der Ablehnungs⸗ 
erklärung zu genehmigen. 

III. Wenden wir dieſe Grundſätze auf unſeren Fall an, ſo 
ergibt ſich, daß die Entſcheidung des Reichsgerichts vollkommen 
richtig iſt, wenn die Frau als Vertreterin ihres Mannes die 
Erklärung empfangen hatte; ſie wäre unrichtig, wenn ſie Bote 
des Erklärenden war. 

Was aber war ſie? Das iſt einerſeits quaestio facti, 
andererſeits quaestio iuris, wenn bei dem Rechtsgeſchäft nicht 
deutlich zum Ausdruck gekommen iſt, welche Rolle die Frau 
ſpielen ſollte. 

Die Verſuche, welche man gemacht hat, um den Stell⸗ 
vertreter von dem Boten zu unterſcheiden, berüdjichtigen durch⸗ 
weg nur den Fall, daß es ſich um ſog. aktive Stellvertretung 
handelt. Es liegt auf der Hand, daß man bei der ſog. paſſiven 


*) Hat der Prokuriſt die Kündigung, Mahnung uſw. ver⸗ 
nommen, ſo kann er ſie nicht zurückweiſen. Ja, es iſt ſogar 
irrelevant, wenn er ſich etwa die Ohren zuhalten würde, um ſie nicht 
vernehmen zu können. 

*) Hupka, Haftung des Vertreters S. 120 Note 1, findet dieſe 
Beſchränkung „ganz unbegründet“. Mir erſcheint ſie ganz richtig. 
Der ganze Vorgang hat nur einen Sinn, wenn der Vertreter es für 
den Vertretenen übernimmt, die Erklärung ihm zwecks Genehmigung 
der Vertretung mitzuteilen. Das hängt von ſeinem Willen ab und 
kann ihm nicht aufgedrängt werden. 
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Stellvertretung kein brauchbares Kriterium haben kann, wenn 
man darauf abſtellt, ob der Mittelsmann ſeinen eigenen Willen 
äußert, ob er in einer irgendwie rechtlich erheblichen Beziehung 
den Entſchluß zu dem Geſchäft faßt, ob er das Rechtsgeſchäft 
ſelbſt vornimmt. Und doch iſt es nach unſerem Reichs recht 
zweifellos, daß man einen grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen 
Bote und Stellvertreter machen muß. 

Der Schlüſſel liegt m. E. darin, daß der Bote das Werk⸗ 
zeug des Erklärenden für die Ubermittelung von deſſen Willen 
iſt, der Vertreter aber die Erklärung ſtatt des Vertretenen 
empfängt. Iſt der Mittelsmann nicht als Bevollmächtigter 
aufgetreten, ſo muß in beiden Fällen noch ein weiteres Moment 
hinzukommen, um der rechtsgeſchäftlichen Erklärung Wirk⸗ 
ſamkeit zu verleihen. Iſt er Bote, ſo muß er handeln, er allein, 
und zwar ſo, daß er dem Adreſſaten die Erklärung zugehen 
läßt. Sft er vollmachtsloſer Stellvertreter, fo tft nicht mehr 
und nicht weniger erforderlich, als der Vertretene handelt, er 
allein, und zwar ſo, daß er genehmigt. Genehmigen kann er 
durch Erklärung an den Vertreter oder an den Erklärenden ($ 182). 
Er wird in der Regel erſt genehmigen, wenn er Kenntnis von 
der an den Vertretenen geſchehenen Erklärung erlangt hat. Aber 
es iſt völlig gleichgültig, auf welche Weiſe er dieſe Kenntnis 
erlangt hat, ob durch den Vertreter oder auf andere Weiſe. Und 
es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß er genehmigt, ohne über⸗ 
haupt von dem Inhalt der Erklärung Kenntnis erhalten zu 
haben. 

Hält man dies feſt, ſo wird die Auslegung ſchon eine 
Reihe von Anhaltspunkten für die Ermittelung der Partei⸗ 
abſicht haben. 

Ein weiterer Umſtand dieſer Art liegt in folgendem. Gebe 
ich einem Dritten eine Botſchaft, ſo handelt es ſich um die 
Übertragung einer Geſchäftsbeſorgung. Der Bote muß ſie auch 
übernehmen. Ob ſie entgeltlich oder unentgeltlich übernommen 
wird, iſt für unſere Frage ohne Bedeutung. Relevant iſt das, 
daß der Bote ſich allemal dem Erklärenden gegenüber zur 
Ausführung des Geſchäfts verpflichtet und ihm ex contractu 
haftbar wird, wenn die Ausführung unterbleibt. Das gehört 
zur Übernahme einer Botſchaft, und wenn dies nicht verabredet 
iſt oder ſich nach der Verkehrsfitte nicht von ſelbſt verſteht, fo 
liegt keine Botentätigkeit vor. 

Dieſes Kriterium betrifft allerdings nur das interne Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Bote und Geſchäftsherrn. Aber es tft ein auch 
nach außen wichtiger Anhaltspunkt dafür, ob eine Perſon, an 
die eine Erklärung gerichtet wird, als Bote oder als Vertreter 
gemeint iſt.“) Fehlt es, ſo iſt der Mittelsmann nicht Bote. 

Gebe ich an der Wohnungstür einen Brief an das Dienft- 
mädchen ab oder händige ich ihn der Ehefrau ein, ſo wider⸗ 
ſpricht es der Verkehrsſitte völlig, wenn man in Zweifelsfällen 
annehmen wollte, daß die Mittelsperſon eine Geſchäftsbeſorgung 
für mich übernehmen ſollte und wollte. Sie iſt Geſchäfts⸗ 
beſorger des Adreſſaten, ſei es auf Grund des beſtehenden Dienft- 
verhältniſſes, ſei es als auftragsloſer Geſchäftsführer des 
Adreſſaten. Nicht anders aber iſt es, wenn ich die Er⸗ 


) Eben deshalb kann gegen die Deduktion des Textes nicht 
eingewendet werden, daß es möglich iſt, einen Wahnſinnigen oder 
einen abgerichteten Pudel als Boten zu verwenden. 
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klärung mündlich abgebe, und zwar auch dann, wenn ich ein- 
ſchärfe, daß die Beſtellung ja pünktlich ausgerichtet werde. 

Liegt aber keine Botentätigkeit für den Erklärenden vor, 
ſo kann der Empfänger nur Stellvertreter des Adreſſaten ſein, 
und es hängt von deſſen Willen ab, ob er das in ſeinem Namen 
vorgenommene Rechtsgeſchäft genehmigen will und, wenn nach⸗ 
einander zwei vorgenommen find, ob er das erſte oder das zweite 
genehmigen will. 

Sonach hat das Reichsgericht den Rechtsfall richtig ent- 
ſchieden, aber unter einer mit aller Energie zurückzuweiſenden 
Begründung. Die Frau war Stellvertreterin des 
Adreſſaten. 


Die Zwangsvollſtreckung aus einem Urteile, welches 
die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung ausſpricht. 
Von Gerichtsreferendar Dr. Rech, Bonn. 


Nach dem heutigen Rechte, das in der Haftung für Ver⸗ 
ſchulden Dritter und Zufall ſehr weit geht, tritt recht häufig 
der Fall ein, daß jemand Erſatz zu leiſten hat für die durch 
Körper- oder Geſundheits verletzung beſchränkte oder völlig auf- 
gehobene Erwerbsfähigkeit einer Perſon. Der Schadenserſatz 
tft hierfür gemäß § 843 Abſ. 1 BGB. in Form einer Geld- 
rente zu leiſten. Nach den Umſtänden des einzelnen Falles be⸗ 
ſtimmt es ſich, ob, in welcher Art und in welcher Höhe der 
Erſatzpflichtige eine Sicherheit für die regelmäßige Zahlung 
der Rente in der Zukunft zu leiſten hat ($ 843 Abi. 2 
BGB.). Es iſt ſomit dem richterlichen Ermeſſen der er⸗ 
forderliche Spielraum gelaſſen zur billigen Berüdfichtigung 
aller in Betracht kommenden Umſtände. Selbſt wenn das Ge⸗ 
richt zur Zeit der Entſcheidung über die Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung einer Geldrente die Notwendigkeit einer Sicherheits⸗ 
leiſtung nicht für vorliegend befunden und demgemäß die Ver⸗ 
pflichtung des Erſatzſchuldners hierzu im Urteil nicht aus- 
geſprochen hat, ſo iſt der Rentenberechtigte durch die Rechtskraft 
dieſer Entſcheidung für die Zukunft nicht präjudiziert, er kann 
vielmehr nach § 324 30. bei erheblicher Verſchlechterung in 
den Vermoͤgensverhältniſſen des Schuldners auch ſpäter noch 
die Sicherheitsleiſtung verlangen. Das Gleiche gilt für die 
Höhe der Sicherheitsleiſtung. 

Auf Antrag des Erſatzberechtigten pflegt in dem Urteil 
dieſe Verpflichtung des Erſatzpflichtigen dahin tenoriert 
zu werden: 

„Der Beklagte wird verurteilt, eine Sicherheit in Höhe 
von Mark dem Kläger zu leiſten.“ 

Bei der Wichtigkeit dieſes nicht ſeltenen Falles der Urteils⸗ 
faſſung iſt es nicht ohne Intereſſe, zu unterſuchen, ob und wie 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erzwungen werden kann. 

Hierbei erhebt ſich zunächſt die Frage: Von welcher Art 
tft der Gegenſtand der vom Schuldner zu bewirkenden Leiftung ? 
Das römiſche Recht unterſchied als Gegenſtand einer Obligation 


das dare, d. h. das Verſchaffen eines (dinglichen) Rechtes an 


einer Sache, von dem facere, d. h. jedem anderen Handeln 
des Schuldners, an dem der Gläubiger ein rechtliches Intereſſe 


34. Jahrgang. 


hat. Dieſer Unterſchied, der vom heutigen bürgerlichen Rechte 
grundsätzlich fallen gelaſſen wurde, weil ſtets nur ein Tun oder 
Unterlaſſen des Verpflichteten als Gegenſtand einer Leiſtung in 
Betracht kommen kann, gewinnt eine beſondere Wichtigkeit für 
die Frage der zwangsweiſen Vollſtreckung eines Anſpruches. Die 
Vorſchriften des 8. Buches der ZPO. ſuchen es dem Gläubiger 
zu ermoglichen, auch ohne und ſelbſt gegen den Willen des 
Schuldners ſich den Gegenſtand ſeines Anſpruches zu ver⸗ 
ſchaffen. Hierbei muß das Geſetz ganz naturnotwendig die 
verſchiedenen Arten des Leiſtungsgegenſtandes verſchieden be⸗ 
handeln. Für die Leiſtung einer Sicherheit ergeben ſich ganz 
beſondere Schwierigkeiten: 

1. Unter „Sicherheit“ verſteht man die an Gewißheit 
grenzende Wahrſcheinlichkeit, daß der Gläubiger ſeine Befriedi⸗ 
gung, d. h. den Gegenſtand einer ihm gebührenden Leiſtung er⸗ 
halten wird und zwar regelmäßig eine beſtimmte Geldſumme. 
Die tatſächliche Wahrſcheinlichkeit hat zur Vorausſetzung gewiſſe 
Rechtseffekte, welche durch den Schuldner herbeizuführen find. 
Gegenſtand der Sicherheitsleiſtung iſt demnach die durch die 
Herbeiführung dieſer Rechtseffekte geſchaffene faktiſche Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der Verwirklichung eines Geldanſpruches durch Be⸗ 
friedigung aus gewiſſen Vermögensſtücken. Die Herſtellung 
dieſer Wahrſcheinlichkeit iſt auf verſchiedenem Wege möglich. 
9 232 BGB. zählt die Möglichkeiten auf: Hinterlegung von 
Geld oder Inhaberpapieren, Verpfändung von Forderungen, 
Verpfändung beweglicher Sachen, Beſtellung von Hypotheken 
an inländiſchen Grundſtücken, Stellung von tauglichen Bürgen. 

Der Schuldner iſt nun nicht verpflichtet, gerade durch eine 
beſtimmte der verſchiedenen Arten Sicherheit zu leiſten, ſeine 
Verpflichtung geht vielmehr ſchlechthin auf die Leiſtung der 
Sicherheit an ſich, gleichgültig in welcher Art. Zweifellos iſt, 
daß der Schuldner ſich durch jede einzelne der verſchiedenen ge⸗ 
nannten Arten der Sicherheitsleiſtung von ſeiner Verpflichtung 
befreien kann, ebenſo durch irgend eine andere, vorausgeſetzt, 
daß der Gläubiger dieſe an Stelle der im § 232 BGB. ge⸗ 
nannten geſetzlichen Leiſtungsarten als genügende Sicherheits⸗ 
leitung annimmt. Außer der datio in solutum könnte als 
weiteres Erfüllungsſurrogat nur die Aufrechnung unter Um⸗ 
ſtänden in Betracht kommen. 

2. Wie nun aber, wenn der Schuldner trotz der Urteils⸗ 
auflage ſich weigert, dem Gläubiger eine Sicherheit in ent⸗ 
ſprechender Höhe in einer der verſchiedenen Arten zu leiſten? 

Daß der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung keine Geld⸗ 
forderung ſein kann, iſt klar. Kann er als ein Anſpruch auf 
Herausgabe oder Leiſtung von Sachen in Betracht kommen? 
Für die eine Möglichkeit der Sicherheitsleiſtung durch Hinter⸗ 
legung von Geld oder Wertpapieren möchte dies vielleicht nicht 
unzutreffend erſcheinen. Es iſt dem entgegen jedoch ein 
Doppeltes nicht aus dem Auge zu laſſen: Zunächſt kann die 
Verpflichtung zur Hinterlegung von Sachen nicht als eine Ver⸗ 
pflichtung zur Heraus gabe an den Gläubiger angeſehen 
werden, und es iſt daher die einfache Art der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus 59 883, 884 ZPD. ausgeſchloſſen. Trotz mancher 
abweichenden Anſichten darf man dies wohl als die herrſchende 
Meinung anſehen. Vergl. Gaupp⸗Stein, Komm. ZPO. zu 


5 887 (778 a. F.) II 1 und die dort vollzählig angeführte 
Literatur. 
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Zudem kann aber, ſelbſt wenn man mit Wilmowsky⸗ Levy 
(Komm. 3p O. 8 773 a. F. Nr. I) die Verpflichtung zur Hinter⸗ 
legung einer beſtimmten Quantität Geld oder Wertpapiere als 
„Geldforderung“ anſehen wollte, hier von einer Vollſtreckung 
aus 58 883, 884 Z9D. keine Rede fein, denn der Urteils. 
anſpruch geht nicht auf Hinterlegung von Geld oder Inhaber⸗ 
papieren in beſtimmter Quantität, ſondern auf Sicherheits⸗ 
leiſtung ſchlechthin. Wilmowsky⸗Levy führen aus, daß hierbei 
dem Schuldner die Wahl zwiſchen den ihm offen ſtehenden 
Sicherungsmitteln überlaſſen ſei, die Verurteilung gehe demnach 
alternativ auf die eine oder die andere Leiſtung. Demgegen⸗ 
über iſt jedoch die im Kommentar von Planck zu § 232 BGB. 
wenn auch noch etwas unſicher vertretene Anficht für zutreffend 
zu erachten, daß die Verpflichtung zur Leiſtung einer Sicher⸗ 
heit keine Alternativobligation (oder Wahlſchuld) im Sinne des 
§ 262 BGB. darſtellt. Die Entſtehungsgeſchichte des § 232, 
wie fie bei Planck a. o. a. O. des ausführlicheren dargeſtellt 
iſt, ſpricht gegen die Auffaſſung, daß es ſich um eine Wahl⸗ 
ſchuld im Sinne des § 262 BGB. handelt. 

Die Verpflichtung zur Leiſtung einer Sicherheit iſt, meines 
Erachtens, weder eine Wahlobligation noch eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung, bei deren Erfüllung dem Schuldner die ſogenannte 
facultas alternativa, d. h. die Möglichkeit zuſteht, ſich von der 
allein geſchuldeten Leiſtung durch Bewirken einer anderen 
Leiſtung zu befreien. Denn tatſächlich wird nur eine einzige 
Leiſtung geſchuldet, und nur dieſe einzige Leiſtung iſt vom 
Schuldner mit befreiender Wirkung zu erfüllen, nämlich die 
Herbeiführung des oben geſchilderten tatſächlichen Zuſtandes der 
Sicherung für den Gläubiger. Mit welchen Mitteln der 
Schuldner dieſe Sicherung herbeiführt, iſt zunächſt ebenſo gleich 
gültig wie die Frage, mit welchen Münzſtücken eine Geldleiſtung 
zu bewirken iſt. Die Zwangsvollſtreckung wegen eines An⸗ 
ſpruches auf Sicherheitsleiſtung kann daher nicht von dem 
Gläubiger in der Art betrieben werden, daß ſie ſich auf eines 
der geſetzlichen Mittel beſchränkt, mit denen der Schuldner 
ſeiner Verpflichtung nachkommen kann. Die Zwangsvollſtreckung 
muß vielmehr auf die Leiſtung einer Sicherheit ſchlechthin gehen. 

3. Damit gelangen wir zu der Frage, ob die Verpflich- 
tung des Schuldners zur Sicherheits leiſtung eine „Verpflichtung 
zu einer Handlung“ iſt. Dies iſt wohl unbedenklich zu be⸗ 
jahen, denn das Beſtellen einer Sicherheit iſt zweifellos eine 
oder mehrere Handlungen. Es fragt ſich weiter, ob dieſe Hand⸗ 
lung eine ſolche iſt, daß ihre Vornahme durch einen Dritten 
erfolgen kann, wie dies die Vorſchrift des 8 887 ZPD. vor- 
fieht. Über die Merkmale und die Abgrenzung des Begriffes 
der „vertretbaren Handlung“ im Sinne des 8 887 3p. 
herrſcht in Theorie und Praxis keine völlige Übereinſtimmung. 
Gaupp (Komm. ZO. 8 887 II 2) vertritt die Anficht, daß 
unter § 887 3 O. zwar auch Rechtsgeſchäfte fallen können — 
nur durch ſolche iſt die Beſtellung einer Sicherheit möglich —, 
nicht aber ſolche, die nur auf Grund einer Vollmacht des 
Schuldners erklärt werden können. Die Ermächtigung könne 
die erforderliche Vollmacht des Schuldners nicht erſetzen, weil 
die Zuläſſigkeit der Vornahme durch Dritte Vorausſetzung, nicht 
Wirkung der Ermächtigung fein müfle Vergl. hierzu auch 
Kipp, die Verurteilung zu Willenserklärungen und Rechts⸗ 
handlungen. Kieler Feſtgabe f. Ihering S. 140. — Bei Be⸗ 
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ſtellung einer Sicherheitsleiſtung kommt die Vollmacht des 
Schuldners nur inſofern in Frage, als die Sicherheit mit Ver⸗ 
mögensſtücken des Schuldners beſtellt werden ſoll, was 
freilich praktiſch der Hauptfall fein dürfte. Es würde nach 
dieſer Anfiht demnach nicht möglich fein, durch einen dazu 
gerichtlich ermächtigten Dritten dem Gläubiger z. B. eine 
Hypothek in entſprechender Höhe an den Grundſtücken des 
Schuldners zu beſtellen. 

Wiewohl die von Kipp und Gaupp vertretene Anfiht aus 
dem oben angeführten Grunde namentlich angeſichts der Aus- 
führungen Kipps als durchſchlagend erſcheinen mochte, jo hat 
das Reichsgericht wohl aus praktiſchen Erwägungen auf Grund 
der neuen Beſtimmung des 8 848 Abſ. 2 ZPO. ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, es ſei keine Vorausſetzung des § 887, daß 
die vertretbare Handlung mit Wirkung für und gegen den 
Schuldner ohne deſſen Vollmacht vorgenommen werden konne, 
es genüge vielmehr, wenn die Handlung eine ſolche ſei, daß ſie, 
mit der Vollmacht des Schuldners vorgenommen, dieſelbe 
Wirkung habe wie die eigene Handlung des Schuldners. Die 
erforderliche Vollmacht werde durch die gerichtliche Ermächtigung 
erſetzt. Ausſchlaggebend für die Frage, ob die mit recht⸗ 
geſchäftlich oder gerichtlich erteilter Vertretungsvollmacht vor⸗ 
genommene Handlung die von ihr zu verlangende Wirkung 
habe, ſei ausſchließlich das Intereſſe des Gläubigers. Die 
Reichsgerichtsentſcheidung, welche ſich in der JW. 1903 S. 272 
abgedruckt findet, führt hierüber wortlich aus: „Maßgebend 
für die Beurteilung, ob eine Handlung als vertretbar im Sinne 
des § 887 ZPO. anzuſehen iſt, bleibt ſomit allein das In ⸗ 
tereſſe des Gläubigers. Er darf zur Erzwingung der Hand- 
lung den im 8 887 beſtimmten Weg einſchlagen, wenn die 
Handlung dadurch, daß der Dritte fie vornimmt, keine Ein- 
buße in ihrem Weſen erleidet, ſondern vollgültiger Erſatz einer 
vom Schuldner ſelbſt ausgehenden Urteilserfüllung darſtellt. Daß 
vom Standpunkt dieſer Begriffsbeſtimmung aus rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willens erklärungen, die eine Rechtsänderung zugunſten 
des Gläubigers herbeiführen ſollen, insbeſondere Auflafjungs- 
erklärungen, zu den vertretbaren Handlungen zu rechnen find, 
hat bereits der I. Senat zutreffend erkannt 

Da es ſich in unſerm Falle faſt ausſchließlich um die Ab⸗ 
gabe rechtsgeſchäftlicher Willenserklärungen handelt, die eine 
Rechtsänderung zugunſten des Gläubigers herbeiführen ſollen, 
fo treffen die Gründe des RG. in gleicher Weiſe auf die Be- 
ſtellung einer Sicherheit zu. 

Es würde demnach der Gläubiger in der Lage ſein, etwa 
folgenden Beſchluß gemäß § 887 ZPO. zu erwirken: „Der 
Gläubiger wird ermächtigt, auf Koften des Schuldners die 
Leiſtung einer Sicherheit zu feinen Gunſten in Höhe von 
10 000 Mark vorzunehmen bzw. vornehmen zu laſſen.“ Kann 
der Gläubiger nun beim Grundbuch die Eintragung einer 
Sicherungshypothek in Höhe von 10 000 Mark auf Grund- 
ſtücke des Schuldners beantragen, d. h. würde für dieſen Fall 
die Verurteilung zur Sicherheitsbeſtellung in Verbindung mit 
dem Ermächtigungsbeſchluß die Verurteilung des Schuldners 
zur Abgabe der Hypothekenbewilligung erſetzen? Nach der 
herrſchenden Meinung würde dies zu bejahen fein. Der Gläu- 
biger könnte die Verurteilung des Schuldners zur Voraus- 
zahlung der entſtehenden Koſten gemäß § 887 Abſ. 2 bean- 
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tragen. Wie nun aber, wenn die Sicherheit vom Schuldner 
nur durch Hinterlegung von Geld oder Verpfändung von Mo⸗ 
bilien oder Hypothekenforderungen geleiſtet werden kann? Wie 
hat der ermächtigte Gläubiger bzw. ſein Beauftragter die 
Sicherheitsleiſtung herbeizuführen? Doch wohl kaum anders 
als in der Weiſe, daß er ſich Geld, Mobilien oder Forderungen 
auf den Namen des Schuldners verſchafft und dieſe dann hinter⸗ 
legt oder ſelbſt als Pfand in Befig nimmt. Die Koſten der 
Anſchaffung kann er dann vom Schuldner voraus bezahlt ver⸗ 
langen; dagegen können dem Schuldner nicht vom Gläubiger 
oder dem ermächtigten Dritten etwa bewegliche Sachen, Hypo⸗ 
thekenurkunden uſw. weggenommen werden; es kann vielmehr 
hierin die Zwangsvollftreckung nur wegen der Verurteilung zur 
Vorauszahlung der Koſten, alſo wegen eines Geldanſpruches 
durch den Gerichtsvollzieher erfolgen. Ein ſeltſamer Umweg, 
der zudem ſelten praktiſch werden dürfte; denn der Schuldner, 
der keine Sicherheit leiſtet, trotzdem er hierzu verurteilt iſt, 
wird in den meiſten Fällen auch nicht imſtande ſein, „die 
Koſten“ d. h. hier den geſamten Wert der Sicherheit zu leiſten. 
Dabei kann es noch fraglich erſcheinen, ob auf dieſem Wege 
ſozuſagen das geſamte Intereſſe des Gläubigers als „Koſten“ 
vom Schuldner beigetrieben werden darf. 

Gegenüber dieſen Ausführungen will es mir nicht möglich 
erſcheinen, die Zwangs vollſtreckung aus einem Urteile, das zur 
Sicherheitsleiſtung ſchlechthin verurteilt, nach 8 887 39. 
ohne weiteres zu betreiben. Folgende Gründe ſcheinen mir da⸗ 
gegen zu ſprechen: 

Wie bereits oben dargetan iſt, gebt der Anſpruch des 
Gläubigers nur auf die Herſtellung des faktiſchen Zuftandes, 
wie er eine Folge der Rechtshandlungen zu ſein pflegt, welche 
das Geſetz als Arten der Sicherheitsleiſtung aufführt. Eine 
Ermächtigung des Gläubigers gemäß § 887 ZPD. zur Her- 
ſtellung dieſes Zuſtandes iſt für den Gläubiger deshalb unnütz, 
weil dieſe lediglich auf die Leiſtung einer „Sicherheit“ ſchlechthin, 
nicht aber auf irgend eine der Arten der Sicherheitsleiſtung 
geht. M. E. iſt der Gläubiger auf Grund dieſer Ermächtigung 
nicht in der Lage, z. B. eine Sicherungshypothek für ſich zu 
beſtellen; denn hierauf geht ſein Anſpruch nicht, das Urteil 
ſpricht keine Verpflichtung des Schuldners zur Abgabe einer 
Einwilligung aus. Die Verurteilung zur Leiſtung einer Sicher 
heit ſchlechthin, wenn auch in beſtimmter Höhe, iſt zu all- 
gemein, zu wenig beſtimmt, als daß ſie überhaupt zwangsweiſe 
vollſtreckt werden könnte. Eine ſolche Verurteilung iſt vielmehr 
nur ein Blankett, deſſen Inhalt im Falle der Leiſtungs⸗ 
verweigerung zunächſt durch eine actio indicati näher beftimmt 
werden muß. 

Lämmert (Buſchs Z. 17, 158) hält ein Urteil, das ganz 
allgemein auf Leiſtung einer Sicherheit in beſtimmter Höhe 
geht, für beſtimmt genug, um ſich zur Vollſtreckung zu eignen. 
Denn wenn auch nicht im Urteil die Art der Sicherheit vor⸗ 
geſchrieben, fo ſei dies im Geſetze erſchöͤpfend und zweifellos 
der Fall. Alle Handlungen im Sinne des § 887 380. 
($ 773 a. F.) ſeien notwendig mehr oder weniger un- 


beſtimmt. (Daß dieſe „Handlung“ der Sicherheitsleiſtung 


durch einen Dritten vorgenommen werden könne, hält er für 
ſelbſtverſtändlich.) — Dem iſt, abgeſehen von den bereits oben 
gemachten Ausführungen, entgegenzuhalten, daß die in Betracht 
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kommenden Handlungen je nach Art der Sicherheits beſtellung 
zu verſchieden find, als daß ſie durch die eine Bezeichnung 
„Sicherheitsleiſtung“ ſämtlich zuſammen als genügend beftimmt 
angeſehen werden konnen. 

Die hier dargelegte Meinung führt anſcheinend zu einem 
praktiſch wenig erfreulichen Reſultat. Der Gläubiger iſt ge⸗ 
zwungen, auf Grund des vollftredbaren Urteils, das den 
Schuldner bereits zur Leiſtung einer Sicherheit in beſtimmter 
Höhe verurteilt, gegen den Schuldner zum Zwecke ſeiner zwangs⸗ 
weiſen Befriedigung abermals zu klagen. Tatſächlich aber iſt 
der Gläubiger doch wohl genügend geſchützt. Denn wenn der 
Schuldner überhaupt in der Lage iſt, die Sicherheit zu leiſten, 
ſo wird er dies regelmäßig ohnehin ſchon tun. Verweigert er 
die Sicherheitsleiſtung trotz ſeines Vermögens dazu, ſo ſteht es 
dem Gläubiger frei, ſofort im Wege der Judikatsklage vor⸗ 
zugehen und zugleich mit der Klage in dringenden Fällen eine 
einſtweilige Verfügung zu erwirken. Die Klage wird ſich 
naturgemäß ſtets auf die Art von Sicherheitsleiſtung richten, 
welche bei der Vermögenslage des Schuldners dem Gläubiger 
Befriedigung verſpricht. Beſitzt der Schuldner z. B. Grund⸗ 
ſtücke, deren Wert durch Belaſtungen noch nicht erſchöpft iſt, fo 
wird die Klage die Verurteilung des Schuldners zur Ein⸗ 
willigung in die Eintragung einer Sicherungshypothek in ent⸗ 
ſprechender Höhe begehren; iſt Gefahr im Verzuge, ſo iſt die 
Eintragung einer Vormerkung im Wege einer einſtweiligen 
Verfügung am Platze. Eine derartige einſtweilige Verfügung 
kann der Kläger auf Grund ſeines vollſtreckbaren Urteils, das 
den Schuldner zur Sicherheitsleiſtung ſchlechthin verurteilt, 
nicht beantragen. Ein dahingehender Beſchluß des Land⸗ 
gerichts Bonn vom 25. Juli 1904 begründet dies, m. E. zu- 
treffend, mit folgenden Ausführungen: 

„Der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung kann nicht 
Gegenſtand einer Vormerkung fein. § 885 BGB. ver⸗ 
langt einen perſönlichen Anſpruch auf dingliche 
Rechts änderung; dem Gläubiger ſteht nur ein perſoͤn⸗ 
licher Anſpruch auf Sicherheits leiſtung, nicht aber ein 
weitergehender auf dingliche Eintragung zu. Zur 
Sicherung anderer obligatoriſcher Rechte iſt aber die 
Vormerkung unzuläſfig. (DIZ. 1902, 343.) Wäre 
aber auch der Gläubiger in der Lage geweſen, die 
Zwangsvollſtreckung aus § 866 ZPO. zu betreiben, 
fo wäre dennoch eine Vormerkung mangels eines 
ſpeziellen Anſpruches des Gläubigers auf Bewilligung 
der Sicherungshypothek auch in dieſem Falle unzuläſſig. 
Vgl. KGJ. 21 A, 326. Dem Antragſteller muß es 
daher überlafſen bleiben, auf die „Bewilligung“ der 
Sicherungshypothek zu klagen und eventl. gleichzeitig 
auf Grund dieſer, auf den dinglichen Anſpruch hin⸗ 
zielenden Klage die Vormerkung zu beantragen.“ 
[Die vorzitierte KGEntſch. behandelt einen rechtlich 
ähnlich liegenden Fall: Ein Gläubiger, der im Beſtitz 
eines vollſtreckbaren Titels wegen einer Geldforderung 
und daher nach § 866° ZPO. in der Lage iſt, die 
Eintragung einer Sicherungshypothek zu verlangen, 
beantragt, ſtatt letzteres zu tun, die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung ſeines angeblichen Rechtes 
auf Beſtellung einer Sicherungshypothek. Das KG. 
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hält dies für nicht möglich und zwar aus dem 
Grunde, weil keineswegs ein auf Geldzahlung 
lautender vollſtreckbarer Titel ſtets ein Anſpruch auf 
Einräumung eines dinglichen Rechtes am Grundſtücke 
(nämlich der Sicherungshypothek aus 8 866 390.) 
begründe, weil vielmehr ein ſolcher Anſpruch, der 
Vollſtreckbarkeit der Forderung ungeachtet, nur in den 
Fällen beſtehe, in welchen das materielle Recht (z. B. 
§ 648 BGB.) ihn ausdrücklich anerkennt, d. h. einen 
geſetzlichen Pfandrechtstitel begründet, oder eine be⸗ 
zügliche Verpflichtung des Schuldners durch Verein ⸗ 
barung oder auf ſonſtige Weiſe entſtanden iſe. 
Der Schuldner iſt demnach hier ebenſo wenig zur 
Einräumung einer Sicherungshypothek verpflichtet 
wie in dem von uns behandelten Falle der Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherheitsleiſtung.] 

Damit, daß der Gläubiger nunmehr im Wege der 
Judikatsklage durch ein neues Urteil einen beſtimmten und zur 
zwangsweiſen Vollſtreckung geeigneten Anſpruch erhält, tft er 
für die Folgezeit keineswegs bezüglich der ſonſtigen Arten der 
Sicherheitsleiſtung präjudiziert und etwa nur auf die in dem 
neuen Urteile ausgeſprochene Art beſchränkt. Wegen ſeines An⸗ 
ſpruches auf genügende Sicherheitsleiſtung iſt der Gläubiger 
erſt dann befriedigt, wenn dieſe ihm in irgend einer Form voll ⸗ 
ſtändig geleiſtet iſt; erſt hiermit erliſcht ſein Anſpruch aus dem 
erſten Urteil. Solange dies nicht geſchehen iſt, bleibt der 
Gläubiger in der Lage, jederzeit die Judikatsklage auf eine 
Form der Sicherheitsleiſtung anzuſtrengen, ſelbſt wenn er dieſe 
Klage bereits wegen einer anderen Form angeſtrengt, hiermit 
aber keine erichöpfende Befriedigung erlangt hat. Sit die 
Sicherheit ſeitens des Schuldners geleiſtet, und wird ſie ſpäter 
ohne Verſchulden des Gläubigers unzureichend, ſo kann dieſer 
gemäß 8 240 BGB. vom Schuldner deren Ergänzung oder 
anderweitige Sicherheit verlangen. 

Es dürfte ſich, je nach den Umſtänden des einzelnen Falles, 
für den Gläubiger empfehlen, bereits im Hauptprozeſſe den 
Antrag auf Verurteilung des Schuldners zu beſtimmten 
Willens erklärungen zum Zwecke einer Sicherheitsleiſtung in 
gewiſſer Höhe zu ſtellen, unter Vorbehalt des Rechtes des 
Klägers, eine andere Art der Sicherheitsleiſtung zu verlangen, 
wenn die im Urteil vorgeſehene nicht zur Befriedigung führen 
ſollte. Durch ein dementſprechendes Urteil würde der Schuldner 
unmittelbar zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen bzw. 
zur Abgabe gewiſſer Willenserklärungen verurteilt ſein: z. B. 
zur Einwilligung in die Beſtellung einer Sicherungshypothek 
in gewiffee Höhe an beſtimmten Grundſtücken. Mit der 
Rechtskraft des Urteils würde gemäß § 894 ZPO. dieſe 
Willenserklärung des Schuldners als abgegeben anzuſehen, und 
der Gläubiger imſtande ſein, durch Vorlage des (wie die neuere 
Meinung und Judikatur wohl mit Recht verlangt) mit der 
Vollſtreckungsklauſel verſehenen Urteils die Eintragung beim 
Grundbuchamte zu bewirken. Daß dem Gläubiger der An⸗ 
ſpruch auf eventuelle anderweitige Sicherſtellung ausdrücklich im 
Urteile vorbehalten wird, iſt zwar rechtlich nicht erforderlich, der 
Klarheit wegen aber praktiſch empfehlenswert. 
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Kaun ſich der Eigentümer eines hypothekariſch 

belaſteten Grundſtücks wegen der von ihm dem 

Gläubiger erſtatteten Koſten dinglicher Rechts⸗ 

verfolgung an den perſönlichen Schuldner halten? 
Von Referendar Tillich, Stettin. 


Turnau - Foerſter ſpricht ſich in feinem Liegenſchaftsrecht 
(2. Aufl. S. 701 Anm. II, 4 zu 5 1143 BGB.) über dieſe 
Frage dahin aus: „Soweit der Nichtſchuldner⸗Eigentümer den 
Gläubiger wegen des Kapitals, der Zinſen und der Koſten 
befriedigt, geht die Forderung kraft Geſetzes auf ihn über“. 
Weiterhin glaubt er in dieſem Falle einen Unterſchied zwiſchen 
dem Übergange der Koſtenforderung und dem der Koſten⸗ 
hypothek feſtſtellen zu können. Während die Hypothek nach 
$ 1178 Abſ. 1 BGB. erliſcht, ſoll die Forderung auf den 
Eigentümer übergehen (a. a. O. S. 702 Anm. II, 5). Dieſelbe 
Anſicht vertritt auch Fuchs (Materielles Grundbuchrecht, Berlin 
1902 S. 461 Anm. II, 3b zu 5 1143). 

Ich halte dieſe Anſicht für unzutreffend ſelbſt für den Fall, 
daß der perſönliche Schuldner dem Eigentümer gegenüber zur 
Befriedigung des Gläubigers verpflichtet war. Hätte der 
Schuldner ſeiner Zahlungspflicht genügt, ſo wäre es freilich auch 
nicht zum Prozeß und nicht zur Zwangsvollſtreckung gekommen, 
fo wären die dadurch verurſachten Koſten erſpart geblieben. 
Dennoch iſt nicht das Verſchulden des perſönlichen Schuldners 
die nächſtliegende Urſache für die Entſtehung der Koſten, ſondern 
das paſſive Verhalten des Eigentümers ſelbſt gegenüber dem 
dinglichen Anſpruche des Gläubigers. Darauf, ob das Ver⸗ 
halten des Eigentümers ſchuldhaft war oder nicht, mit andern 
Worten, ob der Eigentümer dem Gläubiger gegenüber zur 
Zahlung verpflichtet war, wie die Anhänger der Lehre von der 
Realobligation meinen, oder ob er, wie die herrſchende Meinung 
annimmt, nur die Zwangsvollſtreckung in fein Grundſtück 
dulden mußte, kommt es nicht im mindeſten an; denn durch 
die Tatſache, daß der Eigentümer berechtigt war, ein paſſives 
Verhalten zu beobachten, wird die andere Tatſache, daß 
er durch eben dieſes Verhalten die Veranlaſſung zur Ent⸗ 
ſtehung der Prozeß⸗ und Zwangsvollſtreckungskoſten gegeben hat, 
nicht berührt. 

Mit Recht haben ſich in neueſter Zeit verſchiedene hoͤchſte 
Gerichte dahin ausgeſprochen, im Verhältniſſe des im dinglichen 
Prozeſſe klagenden Hypothekengläubigers zum Eigentümer müſſe 
dieſer die Prozeßkoſten tragen, ſelbſt wenn er ſeine Ver⸗ 
pflichtung, die Zwangsvollſtreckung in ſein Grundſtück zu dulden, 
ſofort anerkennt; denn auch in dieſem Falle habe er durch ſein 
Verhalten dem Gläubiger Veranlaſſung zur Klagerhebung ge⸗ 
geben, da dieſer zur Betreibung der Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück eines vollſtreckbaren Titels bedürfe. Er hätte vor- 
her zahlen oder wenigſtens dem Gläubiger eine exekutoriſche 
Urkunde nach 8 794 Nr. 5 ZPD. ausſtellen können: dann wäre 
der Prozeß vermieden worden. Ob er hierzu verpflichtet geweſen 
war oder nicht, ſei gleichgültig; denn der 8 93 ZPD., der die 
Prozeßkoſten dem Kläger auferlegt, wenn der Beklagte, der den 


Anſpruch ſofort anerkennt, „nicht durch ſein Verhalten zur Er. 


hebung der Klage Veranlaſſung gegeben hat“, habe nicht die 
Bedeutung, daß das Verhalten des Beklagten ein ſchuldhaftes 
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fen müſſe (jo Os G. Celle vom 7. VI. 1901 [3, 318 f.]; vom 
21. VI. 1901 [ebenda S. 319 f.]; KG. vom 26. II. 1903 
[OL G. 6, 386 f.]; Os G. Poſen vom 19. V. 1904 [PoſMSchr. 
S. 102 f.). 

Was hier für die Prozeßkoſten ausgeſprochen iſt, muß in 
gleicher Weiſe auch für die Zwangsvollſtreckungskoſten 
gelten. Das Geſetz legt ohne Unterſchied dem Schuldner die 
Koſten der Zwangsvollſtreckung auf (8 788 3 O.). Es geht 
eben davon aus, daß der Schuldner ſtets zur Zwangsvollſtreckung 
Beranlafjung gegeben hat. Er hätte ein ſolches Verhalten be⸗ 
obachten ſollen, daß es der Zwangsvollſtreckung nicht mehr be⸗ 
durfte. Der im dinglichen Prozeſſe verurteilte Eigentümer hätte 
den Gläubiger befriedigen können; denn auch hier erſchoͤpft ſich 
der Anſpruch des Gläubigers nicht in der Zwangsvollſtreckung, 
ſondern er geht gleichfalls auf Befriedigung wegen der dem 
Glaͤubiger zuſtehenden Forderung. Die Zwangsvollſtreckung iſt 
niemals Selbſtzweck, ſondern ſtets nur Mittel zum Zweck. Ob 
der Eigentümer zur Zahlung verpflichtet war, iſt auch hier 
gleichgültig. Veranlaſſung hat er jedenfalls wie zur Entſtehung 
der Prozeß-, jo auch zur Entſtehung der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
koſten gegeben. Dieſe durch ſein eigenes Verhalten veranlaßten 
Koſten kann er von dem perſoͤnlichen Schuldner nicht erſetzt 
verlangen. 

Turnau Foerſter und Fuchs glauben einen ſolchen Anſpruch 
aus § 1143 Abſ. 1 BGB. herleiten zu können, wie ich glaube 
mit Unrecht. Das Geſetz ſpricht an dieſer Stelle nur von der 
Forderung des Gläubigers gegen den perſönlichen Schuldner. 
Dieſe Forderung geht auf den Eigentümer, der nicht der 
perſönliche Schuldner ift, mit der Zahlung über. Der Koſten⸗ 
anſpruch des Gläubigers fällt nicht unter dieſe Beſtimmung. 
Wegen der ihm erwachſenen, zur zweckentſprechenden dinglichen 
Rechtsverfolgung notwendigen Koſten haftet dem Gläubiger 
vielmehr nur der Eigentümer als folder. Seine Koſtenpflicht 
beruht auf den materiellrechtlichen Vorſchriften der 88 91, 
788 3 O. (vergl. Berg in Gruchots Beitr. 48, 774 ff. beſ. 
775; Niſſen in der JW. 02, 437). Die Verbindlichkeit des 
perſöͤnlichen Schuldners wird um dieſe Koften nicht erweitert. 
Während alſo hinſichtlich der Hauptforderung und ihrer Neben. 
forderungen ein obligatoriſches Verhältnis in erſter Linie oder, 
wie die herrſchende Meinung annimmt, auschließlich zwiſchen 
dem Glaͤubiger und dem perſönlichen Schuldner als ſolchem 
beſteht, iſt umgekehrt zur Zahlung der dinglichen Koſten nur 
der Eigentümer als ſolcher verpflichtet. 

Die Koſten find alſo keineswegs, wie Biermann (Das 
Sachenrecht, 2. Aufl. S. 349 Anm. 4 zu § 1147) entgegen 
dem OLG. Celle vom 21. VI. 1901 (3, 320] annimmt, 
ein bloßes Annex der Hauptſchuld. Biermann beruft ſich zur 
Begründung feiner Anficht auf $ 12 38G. Dieſer Paragraph 
bezeichnet die Koſten der die Befriedigung aus dem Grundſtücke 
bezweckenden Rechtsverfolgung als aus „einem und demſelben 
Rechte“ herrührend wie der Hauptanſpruch. Unter dieſem 
Hauptanſpruch — das Geſetz vermeidet hier offenbar den 
Ausdruck Hauptforderung oder Hauptſchuld — iſt natürlich 
nur der Anſpruch zu verſtehen, durch deſſen Rechtsverfolgung 
die Koſten entſtanden find. Im Verhältniſſe des Hypotheken ⸗ 
gläubigers zum Grundſtückseigentümer iſt dies aber der dingliche 
Anſpruch, die actio hypothecaria. 5 12 behandelt alſo die 
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dinglichen Koften als eine Nebenforderung des dinglichen An- 
ſpruches (vergl. Berg a. a. O. S. 782) und keineswegs, wie 
Biermann meint, als eine Nebenforderung der Hauptſchuld, 
des perſönlichen Anſpruches gegen den perſoͤnlichen Schuldner. 
Mit dieſem Anſpruche ftehen fie in gar keinem rechtlichen Zu- 
ſammenhange. Dieſer perſönliche Anſpruch gegen den perfönlichen 
Schuldner geht mit der Zahlung auf den Eigentümer, der 
nicht der perſönliche Schuldner iſt, über, die dingliche Koſten⸗ 
ſchuld dagegen erliſcht (§ 362 Abſ. 1 BGB.). 


Die praktiſche Vorbildung der Rechtsanwälte 
namentlich die geſetzliche Einführung einer der 
zweiten juriſtiſchen Prüfung nachfolgenden Vor⸗ 
bereitungszeit von zwei Jahren. 
Von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Fürſt in Mannheim. 


I. 


Die oben bezeichnete Frage ſoll auf dem im September d. Is. 
ſtattfindenden Anwaltstage laut der in Nummer 8 dieſer Ztſchr. 
veröffentlichten vorläufigen Tagesordnung einer der Verhandlungs- 
gegenſtände bilden. Sie iſt auf die Tages ordnung geſetzt auf 
Antrag der Badiſchen Anwaltskammer, die ſich bereits in ihren 
Kammerverſammlungen des Jahres 1903 und 1904 mit dieſer 
Frage beſchäftigt hatte. Wenn dies geſchah, obwohl der Stutt⸗ 
garter Anwaltstag im Jahre 1894 ſich gegen die Einführung 
einer ſolchen Vorbereitungszeit ausgeſprochen hatte, ſo war 
der Grund ein doppelter: einmal die Überzeugung, daß es 
lediglich eine Zufallsmajorität war, die auf dem Stuttgarter 
Anwaltstag den Vorſchlag der Einführung einer ſolchen Vor⸗ 
bereitungszeit verwarf, ſodann aber die wohl von keiner Seite 
zu leugnende Tatſache, daß die Übelſtände in den 10 Jahren 
ſeit jener Verſammlung immer größere geworden find. 


II. 


Konnte man 1894 noch der Anſicht ſein, daß in vielen 
Teilen des Reiches die Zunahme der Anwälte ſeit 1879 nur 
die Ausgleichung eines vorher infolge der Beſchränkungen der 
Advokatur vorhanden geweſenen Mangels bedeutet habe, fo 
trifft dieſer Geſichtspunkt für den ſeitdem verfloſſenen Zeitraum 
keinesfalls mehr zu. 

Nach dem Berichte von Pemſel für den Stuttgarter An- 
waltstag (Beilage z. SW. 94, 5) betrug die Zunahme an 
Rechtsanwälten im Deutſchen Reiche ſeit 1879 für die 
erſten 5 Jahre durchſchnittlich 2,2 Prozent, für die weiteren 
8 Jahre durchſchnittlich 2,8 Prozent. In den letzten Jahren 
beträgt fie dagegen nach der Überſicht über die Jahresberichte der 
Vorſtände der Anwaltskammern pro 1903 — 3,86 Prozent, 
im Jahre 1904 = 3,84 Prozent. Die Zunahme der Be⸗ 
völkerung des Deutſchen Reiches beträgt aber jährlich im Durch⸗ 
ſchnitte ein Prozent. 

Beſonders ftark iſt, wie dieſe Überficht hervorhebt, die 
Zunahme von Rechtsanwälten in den ſüddeutſchen Bezirken. 

Herr Rechtsanwalt Dr. Roſenthal hat in ſeinem Aufſatze 
(JW. 05, 100 ff.) die Verhältniſſe in Bayern geſchildert, wo 
fie fich beſonders ſchlimm geſtaltet haben. 
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Ahnlich liegen ſie auch in Baden. Hier betrug die Zahl 
der Rechtsanwälte am 1. Jannar 1880: 137, am 1. Januar 
1893: 158, am 1. Januar 1905: 276. Während alſo die 
Zunahme der Rechtsanwälte ſeit Einführung der ZPO. bis zum 
Stuttgarter Anwaltstage in 14 Jahren nur 31 betragen hatte, 
belief fie ſich in den ſeitdem verfloſſenen Jahren auf 118. 
Prozentual berechnet bedeutet dieſe Vermehrung eine ſolche um 
faſt 75 Prozent für den genannten Zeitraum, während der Reichs⸗ 
durchſchnitt 24 Prozent beträgt. Die Bevölkerung Badens be- 
trug 1881 rund 1 570 000 Einwohner, 1893 rund 1 758 000 
Einwohner und darf daher für 1904 auf rund 2 Millionen 
Einwohner angenommen werden. Es kam demgemäß in Baden 
ein Rechtsanwalt im Jahre 1880 auf 12 364 Einwohner, im 
Jahre 1893 auf je 10 492, im Jahre 1904 auf je 7246 Ein⸗ 
wohner. 

Dabei entfällt dieſe Vermehrung nicht etwa im weſent⸗ 
lichen auf die großen Städte, ſondern weil letztere bereits 
überſetzt find, beſonders ſtark auf die Amtsgerichtsfitze. 

Am 1. Auguſt 1880 hatten an 12 verſchiedenen Amts- 
gerichtsſitzen in Baden im ganzen 28 Rechtsanwälte ihren 
Wohnfitz (darunter 9 in Heidelberg), am 1. Auguſt 1893 an 
10 verſchiedenen Amtegerichtsfitzen im ganzen 34 Rechtsanwälte 
(darunter in Heidelberg 9); am 1. Auguſt 1904 hatten an 
27 verſchiedenen Amtsgerichtsſitzen im ganzen 65 Rechtsanwälte 
ihren Wohnſitz! Hierbei iſt aber Heidelberg, das inzwiſchen ein 
eigenes LG. erhalten hat, und wo am 1. Auguſt 1904 
17 Rechtsanwälte niedergelaſſen waren, nicht mehr mit⸗ 
gerechnet. 

Demgegenüber wurden bei badiſchen Gerichten neu an⸗ 
haͤngig: 

im Jahre 1881 43 921 Prozeſſe 
1893 52 670 
1903 62 555 
m. a. W.: die Zahl der Prozeſſe tft von 1881 bis 1903 
um nicht ganz 50 Prozent, diejenige der Rechtsanwälte um mehr 
als 100 Prozent geſtiegen. 

Bekanntlich werden aber immer mehr Rechtsſtreitigkeiten 
der anwaltſchaftlichen Tätigkeit entzogen, nicht nur durch die 
Geſetzgebung, ſondern namentlich auch private Vereinbarung 
über Schiedsgerichte, die in allen Zweigen des Handels, in Bau- 
verträgen uſw. immer mehr Eingang finden. 

Ahnlich liegen die Dinge auch anderwärts: beſonders 
ſchlimm natürlich in den Großſtädten; aber auch in den übrigen 
Bezirken iſt, beiſpielsweiſe in Sachſen, wie aus einem Berichte 
des Herrn Juſtizrats Mittaſch an die Mitglieder der ſächſiſchen 
Anwaltskammer ſich ergibt, für das Bedürfnis nach Rechts- 
anwälten zum mindeſten ausreichend geſorgt. Dabei iſt der 
Verfaſſer dieſes Berichtes in der Lage mitzuteilen, daß nach 
ſicheren Quellen ein nicht unerheblicher Teil der Anwälte in 
Leipzig und Dresden mit ſeinem Jahreseinkommen unter 
3000 Mark zurückbleibt, und er hat Grund zur Vermutung, 
daß auch in der Provinz eine größere Anzahl Anwälte vor⸗ 
handen find, die nicht beſſer geftellt find. 

Solche Einkommen können natürlich nicht genügen, um 
dieſen Anwälten eine ihrem Stande entſprechende Lebenshaltung 
oder gar für ſich und ihre etwaige Familie die nötigen Rüd- 
lagen für die Zukunft zu ermöglichen; wohl aber bringen ſie 
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— ganz abgeſehen von ſonſtigen Gefahren — die Ver⸗ 
ſuchung mit ſich, die Praxis durch Mittel zu vermehren, welche 
der Würde des Standes zuwiderlaufen. Solche Zuſtände be⸗ 
deuten alſo in der Tat eine Gefahr für das Anſehen des ganzen 
Standes. 
Vergl. hierzu auch die Mitteilungen über ſtrafgericht⸗ 
liche Unterſuchungen gegen Rechtsanwälte insbeſondere 
in Sachſen (S. 15 der oben zitierten Überfiht). 

Selbſt wenn man aber im Widerſpruch mit dieſen Tat⸗ 
ſachen die Überfüllung noch nicht als vorhanden, ſondern als 
erſt drohend anſehen wollte, ſo wäre es verfehlt, erſt dann 
therapeutiſch vorzugehen, wenn das Übel den Stand bereits an- 
geſteckt hat, anſtatt prophylaktiſche Maßregeln zu ergreifen, ehe 
es ſo weit kommt. 

III. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei einer ſo bedeutenden Zu⸗ 
nahme der Rechtsanwälte nicht alle in gleicher Weiſe für 
dieſen ſo beſonders ſchwierigen Beruf geeignet und vorbereitet 
find. Im Gegenteil: wie dies in dem Roſenthalſchen Aufſatze 
für Bayern geſchildert iſt, ſo werden auch in Baden zwar nicht 
durch ausdrückliche Vorſchriften, wohl aber durch die tatſächliche 
Übung gerade die Perſönlichkeiten in den Anwaltsſtand ge⸗ 
drängt, die im Staatsdienſt überhaupt oder wenigſtens für ab- 
ſehbare Zeit keine Ausſicht auf Anſtellung haben. Ob dieſe 
nach ihrer Vorbildung, ihren ſonſtigen Eigenſchaften für den 
Anwaltsberuf ſich eignen, darum kümmert ſich niemand. 

Hinfihtlih der Vorbildung iſt beſonders hervorzuheben, 
daß in Baden vor dem 2. Examen nur eine 4 monatliche Vor⸗ 
bereitungszeit beim Anwalte zu abſolvieren iſt. Dieſe, eben ſo wie die 
in anderen Staaten um etliche Wochen längere, Zeit genügt aber 
ſelbſtredend auch bei voller Ausnützung nicht, um die ſpeziell 
anwaltſchaftliche Tätigkeit genügend kennen zu lernen, und noch 
viel weniger, um an ſich ſelbſt zu erproben, ob man für die⸗ 
ſelbe entſprechend vereigenſchaftet iſt. Denn wer wollte leugnen, 
daß es zum Anwalte nicht genügt, einen Prozeß nach juriſtiſchen 
Geſichtspunkten bearbeiten zu können, ſondern daß ebenſo wichtig 
find: Kenntnis des Lebens und der Menſchen, raſcheſtes Er- 
faſſen. der tatſächlichen Verhältniſſe und Verſtehen fremder An⸗ 
ſchauungen, Vorausſicht in die Entwicklung der jeweiligen Sach⸗ 
lage je nach den zu erteilenden Ratſchlägen, Charakterfeſtigkeit, 
Energie und Ruhe gegenüber dem Publikum wie den Ge⸗ 
richten? Und wo werden dieſe Eigenſchaften und Fähigkeiten 
in der weſentlich theoretiſch geſtalteten Art der Vorbereitung 
heutzutage ausgebildet oder bewährt? Mag es auch immerhin 
manche Ausnahmeperſönlichkeiten geben, die infolge glücklicher 
Begabung oder günſtiger äußerer Umſtände ſolcher Vorbereitung 
nicht bedürfen — das Verlangen nach einer ſolchen zielt auf 
den Durchſchnitt, der dieſe Vereigenſchaftung nicht ohne weiteres 
beſitzt und auf das Gros derer, die ſich dem weit ſchwierigeren 
Anwaltsberufe überhaupt nur deshalb zuwenden, weil ſie im 
Staatsdienſte nicht ankommen können. 

Dieſem Zugange von Juriſten, die nicht aus innerem Be⸗ 
rufe ſich der Anwaltſchaft widmen, würde das Erfordernis einer 
2 jährigen Vorbereitungszeit ſteuern, und es würde, wenn min⸗ 
deſtens ein Jahr derſelben bei einem Rechtsanwalte zuzubringen 
wäre, der künftige Anwalt, ganz anders mit den Erforderniſſen 
und den Pflichten feines Berufes vertraut, ſelbſtaͤndig in den⸗ 


12. 1905. 
ſelben eintreten wie gegenwärtig. Zur Erhärtung deſſen darf 
wohl auf diejenigen jungen Anwälte verwieſen werden, die es 
ſchon jetzt vorziehen, ihre Ausbildung noch vor ihrer felbit- 
ſtändigen Niederlaſſung auf dem Bureau eines älteren Kollegen 
zu vervollkommnen. Insbeſondere muß beſtritten werden, daß 
die 2jährige Vorbereitungszeit, wie von manchen Seiten ein ⸗ 
gewendet wird, nur ein vorübergehendes Hilfsmittel ſei, einem 
augenblicklich ſtarken Zudrang gegenüber; ſondern fie würde 
mittels der hierdurch beigeführten faktiſchen Gleichſtellung des 
Eintritts in die Rechtsanwaltſchaft mit demjenigen in den 
Richterſtand als dauerndes Regulativ dienen. 

Nicht geleugnet ſoll werden, daß inſofern die Einführung 
der 2 jährigen Vorbereitungszeit eine Einſchränkung der Kon ⸗ 
kurrenz bezweckt — aber aus guten Gründen weſentlich der 
Konkurrenz derjenigen, die ſich nicht aus innerem Berufe, ſondern 
lediglich aus äußeren Gründen der Anwaltſchaft zuwenden, 
ohne für dieſelbe geeignet zu fein. 


IV. 


Dagegen bedeutet eine ſolche Vorbereitungszeit keineswegs 
eine Beſchränkung der freien Advokatur. Anderenfalls müßte 
man überhaupt jedes Erfordernis einer wiſſenſchaftlichen oder 
praktiſchen Vorbildung, die auch manchen vom Ergreifen dieſes 
Berufes abhalten mag, als eine ſolche Beſchränkung betrachten. 
Übrigens hat bekanntlich eine ſolche Vorbereitungszeit von 
1864— 1879 gerade in Baden, dem „liberalen Muſterland“, 
beitanden und ſich in jeder Beziehung beſtens bewährt, ohne 
daß die von mancher Seite befürchteten Nachteile ſich gezeigt 
hätten. | 

Ebenſo wenig aber braucht man zu fürchten, daß ber Vor⸗ 
ſchlag oder die Einführung einer ſolchen Vorbereitungszeit den 
numerus clausus herbeiführen werde. Dieſen perhorresziert 
wohl ſo ziemlich die ganze deutſche Anwaltſchaft: das iſt ſowohl 
in den Verhandlungen des Stuttgarter Anwaltstages wie in 
den beiden erwähnten Kammerverſammlungen der Badiſchen 
Anwaltskammer von allen Seiten klar und deutlich zum Aus⸗ 
druck gekommen, und es wird wohl auch in Zukunft kein 
Zweifel hierüber gelaſſen werden. Der Geſetzgeber aber wird 
ſolch einmütigem Willen gegenüber ebenſo wenig die freie Ad⸗ 
vokatur aufzuheben beabfichtigen, wie er trotz mancher dahin 
gehenden Wünſche die alte Zunftverfaſſung wieder eingeführt 
hat. Hätte die Geſetzgebung derartige Abfichten, dann wäre zu 
deren Verwirklichung auch ſeit dem Stuttgarter Anwaltstage 
und trotz deſſen ablehnendem Votum Zeit und Gelegenheit 
genug geweſen. Auch hätte eine derartige Maßregel keinesfalls 
auf eine Mehrheit im Deutſchen Reichstage zu hoffen; denn ſo 
wenig ſich die Anwälte im allgemeinen deren Gunſt zu erfreuen 
haben, ſo können und werden doch vom politiſchen Standpunkt 
aus die großen Parteien ſich keinesfalls entſchließen, die ſelbſt⸗ 
ſtändige Anwaltſchaft in einen vom Staate abhängigen Stand 
umzuwandeln. 

Weſentlich derartige politiſche Bedenken aber waren es, 
die im Jahre 1894 im demokratiſchen Württemberg zu dem 
damaligen Beſchluſſe des Stuttgarter Anwaltstages führten. 
Inzwiſchen haben aber zahlreiche Kollegen, denen nach ihrem 
politiſchen Standpunkte die Verkümmerung irgend welcher 
freiheitlichen Rechte durchaus fernliegt, die Überzeugung ge⸗ 
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wonnen, daß Beſorgniſſe dieſer Art unbegründet find, daß im 
Gegenteil die Einführung des numerus clausus viel eher zu 
befürchten ſteht, wenn man die gegenwärtigen Mißſtände immer 
weiter wuchern läßt, und daß die ganze Frage der Einführung 
einer weiteren Vorbereitungszeit überhaupt keine politiſche, fon- 
dern eine Standes frage iſt. 


Die vorſtehenden Ausführungen ſollten und konnten ſelbſt⸗ 
redend nicht alle Gründe erſchoͤpfen, die für und wider die 
2 jährige Vorbereitungszeit ins Feld zu führen wären: dieſe find, 
ſoweit ſie allgemeiner Natur find, in den oben bereits zitierten 
Gutachten für den Stuttgarter Anwaltstag und deſſen Ver⸗ 
handlungen (Beilagen z. JW. 94, 10 ff.) ausführlich dargelegt. 

Hier handelte es ſich darum, die Hauptgeſichtspunkte dar⸗ 
zulegen, die gerade unter den jetzigen Verhältniſſen in Betracht 
kommen und welche für die Majorität der badiſchen Anwaltskammer⸗ 
verſammlungen bei ihren Beſchlüſſen maßgebend waren. Damit ſoll 
ſelbſtredend am allerwenigſten den Gutachten vorgegriffen werden, 
deren Erſtattung für den diesjährigen Anwaltstag in Ausficht 
ſteht. Wohl aber ſollte der geſamten deutſchen Anwaltſchaft die 
Anregung gegeben werden, ſich mit der Frage ſowohl literariſch 
als ganz beſonders in Kammerverſammlungen zu beſchäftigen. 
Denn eine vorläufige Umfrage des Vorſtandes der Badiſchen 
Anwaltskammer hat ergeben, daß von den Kammervorſtänden 
nur eine Minderheit der Einführung der jährigen Vor⸗ 
bereitungszeit geneigt iſt; dieſe beſteht im weſentlichen aus den 
ſüddeutſchen Kammern (außer Stuttgart), während die nord- 
deutſchen, teilweiſe in merkwürdigem Gegenſatze zu ihren im 
Jahre 1894 abgegebenen Gutachten (vergl. JW. 94 Nr. 29 
bis 45) fi größtenteils gegen die geplante Maßregel aus- 
geſprochen haben. 

Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß auch in 
dieſen Kammern eine erhebliche Anzahl von Kollegen dem 
badiſchen Vorſchlage günſtig gefinnt iſt; und es wäre daher im 
hoͤchſten Grade wünſchenswert, daß eine möglichſt allgemeine 
oͤffentliche Ausſprache über dieſen Vorſchlag ſtattfindet, damit 
ſich ein moͤglichſt zuverläſſiges Geſamtbild der Anſchauungen des 
deutſchen Anwaltsſtandes über dieſe hochwichtige Frage ergibt. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 6. bis 20. Mai 
1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 119 BGB. Anfechtung des Dienſtvertrages, weil der 
Geſchäfts führer einer Geſellſchaft m. b. H. verſchuldet ift.] 

Daß der Geſchaͤfts führer einer Geſellſchaft m. b. H. ſich in 
geordneten Vermögensverhältniſſen befinde, jedenfalls nicht mit 
einer ſchweren Schuldenlaſt beladen ſei und nicht mit Zahlungs. 
ſchwierigkeiten zu kaͤmpfen habe, iſt eine Eigenſchaft feiner 
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Perſon, deren Vorhandenſein zur gedeihlichen Führung der Ge⸗ 
ſchäfte der Geſellſchaft m. b. H. im Verkehre als unerläßlich 
angeſehen wird. Denn das Beſtehen einer ſolchen Verſchuldung 
müßte bei den weitgehenden Vertretungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
befugniſſen eines Geſchäftsführers derartiger Geſellſchaften not- 
wendig das Vertrauen der Geſellſchafter darauf erjchüttern, daß 
ſich der Geſchäftsführer bei jeder Maßnahme der Verwaltung, 
bei jeder Handlung überhaupt, die im Betriebe des Geſchäfts 
vorzunehmen iſt, ausſchließlich von der Rückficht auf das Inter 
eſſe der Geſellſchaft, und in keiner Weiſe von dem Gedanken 
an ſeinen eigenen augenblicklichen Vorteil leiten laſſen werde. 
Die Unkenntnis der Geſellſchaft von dem Vorhandenſein einer 
ſolchen Verſchuldung des als Geſchäftsführer Anzuſtellenden bei 
dem Abſchluſſe des Dienſtvertrages mit dieſem bildet demnach 
in der Tat einen Irrtum über eine ſolche Eigenſchaft der 
Perſon, die im Verkehre als weſentlich angeſehen wird. Ein 
derartiger Irrtum begründet aber nach 8 119 BGB. die An⸗ 
fechtung des Vertrages. S. 6. G., U. v. 11. April 05, 
462/04 III. — Frankfurt. 

2. 58 123, 144 BGB. Anfechtung einer Verpflichtung 
wegen Drohung. Beſtätigung des angefochtenen Rechtsgeſchäftes.] 

Der Beklagte hat die Verpflichtungserklärung rechtzeitig 
wegen widerrechtlicher Drohung (8 123 BGB.) angefochten. 
Dieſe ſoll darin beſtanden haben, daß die Klägerin die Ver⸗ 
untreuungen des Bruders des Beklagten zur Strafanzeige und 
damit dieſen „ins Zuchthaus“ bringen würde, wenn der Be⸗ 
klagte nicht unterſchreibe und zahle. Dadurch will der Be⸗ 
klagte, um Schande von ſeiner Familie abzuwenden, zur Unter⸗ 
zeichnung beſtimmt worden ſein. Das Berufungsgericht hat 
nicht geprüft, ob eine widerrechtliche Drohung vorliege; es hat 
dieſe Feſtſtellung unterlaſſen, weil in dem Schreiben des Be⸗ 
klagten an die Klägerin vom 5. April 1903 eine Beſtäͤtigung 
des angefochtenen Rechtsgeſchäfts enthalten ſei (§ 144 BGB.). 
Dieſe Annahme ſcheint jedoch von einer Verkennung der Vor⸗ 
ausſetzungen des §8 144 BGB. auszugehen. Das Berufungs- 
gericht glaubt eine Beſtätigung eines wegen widerrechtlicher 
Drohung anfechtbaren Rechtsgeſchäfts annehmen zu können, ohne 
auf die Frage, ob das letztere unter der Einwirkung einer ſolchen 
Drohung zuſtande gekommen iſt, eingehen zu müſſen. Das iſt 
rechtsirrig. Der Grund, weshalb ein durch Drohung mit 
einem Übel erzwungenes Geſchäft der Anfechtung unterliegt, iſt, 
daß nur der freie Wille Verpflichtungskraft hat (Dernburg, 
Bürgerliches Recht Bd. I S. 442); ſoll alſo eine fpätere 
Willenserklärung als Beſtätigung des unter der Einwirkung 
einer Drohung zuſtande gekommenen Rechtsgeſchäftes gelten, fo 
iſt die erſte Vorausſetzung die, daß die ſpätere Willenserklärung 
frei iſt von dieſer Einwirkung. Wenn die Beſtätigung an 
demſelben Mangel leidet, den fie befeitigen ſoll, iſt fie unwirkſam. 
Das gilt nicht nur dann, wenn die neue Willenserklärung durch 
einen neuen Zwang beeinflußt würde, ſondern auch, wenn die 
Wirkung der früheren Drohung noch fortdauert. Eine Willens- 
erklärung kann nur dann als Beſtätigung eines wegen Drohung 
anfechtbaren Rechtsgeſchäftes angeſehen werden, wenn bei ihrer 
Abgabe die Zwangslage, in der der Erklärende bei dem erſten 
Geſchäfte handelte, aufgehört hat (vergl. Rehbein, Bürgerliches 
Geſetzbuch Bd. 1 S. 203 Nr 7° zu 8 144). B. c. R., U. v. 
13. April 05, 282/04 VI. — Breslau. 
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3. 8 138 Abſ. 2 BGB. Begriff des Wuchers.] 

Der damals 22 Jahre alte Kläger beſtellte im Dezember 1901 
im Laden der Beklagten die in einer Rechnung vom 1. März 1902 
näher aufgeführten Luxuspapiere und Lederwaren zum Geſamt⸗ 
preiſe von 9 547 Mark; er machte im Mär; 1902 eine Ab- 
ſchlagszahlung von 3 000 Mark und zahlte am 17. April 1902 
den Reit. Nachdem Kläger durch Beſchluß vom 18. September 
1902 wegen Verſchwendung entmündigt worden war, verlangte 
ſein Vormund mit der in deſſen Namen erhobenen und am 
16. Oktober 1902 zugeſtellten Klage die Rückzahlung von 
9 380 Mark; zugleich erklärte fi der Kläger zur Rückgabe der 
noch vorhandenen, im einzelnen verzeichneten Waren bereit. Die 
Klage war damit begründet, daß das Kaufgeſchäft, wenn über⸗ 
haupt eine feſte Beſtellung gemacht war, was nach Sachlage zu 
verneinen ſei, gegen das Wucherverbot verſtoße und deshalb 
nichtig ſei, denn die Beklagte habe ſich unter Ausbeutung des 
Leichtfinnd und der Unerfahrenheit des Klägers für ihre Waren 
Vermögens vorteile gewähren laſſen, die den Wert der Leiſtung 
dergeſtalt überſtiegen, daß den Umſtänden nach die Vermöͤgens⸗ 
vorteile in auffälligem Mißverhältniſſe zu der Leiſtung ftanden. 
Das KG. wies ab, das RG. hob auf: Der Anſpruch des 
Klägers iſt in erſter Reihe eine Kondiktion, geſtützt auf die 
Nichtigkeit des Kaufgeſchäftes aus 5 138 Abſ. 2 BGB. wegen 
Sachwuchers; nur fürſorglich macht er einen Anſpruch auf 
Minderung des Kaufpreiſes wegen Mangelhaftigkeit der ge⸗ 
lieferten Waren geltend; das gedachte Kaufgefhäft war ein 
Lieferungsgeſchäft über zum Teil wenigſtens erſt anzufertigende 
Waren. Darnach war für die Frage der wucheriſchen Aus- 
beutung zu unterſcheiden zwiſchen dem, worauf den Vertrags- 
teilen durch den Vertragsabſchluß ein Anſpruch erworben iſt, 
und zwiſchen dem, was in Erfüllung des Vertrags geliefert 
wurde. Denn an ſich iſt eine vertragswidrige Lieferung 
für die Frage, ob der Vertragsabſchluß eine wucheriſche Aus⸗ 
beutung enthielt, nicht zu berüdfichtigen; fie kann nur ihrerſeits 
eine ſelbſtändige wucheriſche Ausbeutung enthalten, indem unter 
Ausbeutung der Notlage, des Leichtfſinns uſw. der Berechtigte 
dazu gebracht wird, minderwertige Leiſtungen als Erfüllung des 
wirklich Geſchuldeten anzunehmen. Die gedachte Unterſcheidung 
auf die übrigens ſchon in einem Urteil des vierten Strafſenats 
— RGSt. 29, 84/85 — hingewieſen wurde, könnte auch bei 
Prüfung der Frage von Bedeutung ſein, ob in dem Vorbringen 
der Klage: „Eventuell werde geltend gemacht, daß die gelieferten 
Waren in der vorliegenden Ausführung gegenüber den Preiſen 
um mindeſtens die Hälfte minderwertig, alſo inſofern mangelhaft 
find, und daß die Beklagte daher zur Minderung des Kauf⸗ 
preiſes und Rückzahlung mindeſtens der Hälfte desſelben ver⸗ 
pflichtet iſt“, — die Erhebung eines zureichend ſubſtantiierten 
Minderungsanſpruchs wegen Mangelhaftigkeit der gelieferten 
Waren im Sinne der SS 459 fl. BGB. zu finden ſei —. Der 
Senat nimmt indeſſen mit dem Berufungsrichter an, daß das 
wörtlich wiedergegebene Vorbringen der Klage keine Geltend- 
machung eines Sach mangels oder eines dem Sachmangel gleich 
zuſtellenden Tatbeſtandes enthielt und daß für die Sachmängel, 
die erſt in der Berufungsinſtanz geltend gemacht wurden, zur 
Zeit dieſer Geltendmachung die Verjährung aus 8 477 BGB. 
beendet war. Das angefochtene Urteil konnte dagegen nicht auf⸗ 
recht erhalten werden, ſoweit es das Vorliegen eines Sach— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Mi 12. 1906. 


wuchers verneint hat. Der rechtliche Begriff des Sachwuchert 
iſt nach 5 188 Abſ. 2 verletzt, wenn der Berufungsrichter auf 
Ausführungen, wonach das Wucherverbot des 8 138 Abſ. 2 
nicht die Bedeutung habe, die freie Preisverelnbarung einzuengen, 
fortfährt: „Es muß vielmehr das konkrete Geſchäft durch ein 
ſolches Verhalten des einen Beteiligten herbeigeführt ſein, dat 
ſich als ein argliſtiges, gegen die guten Sitten ver- 
ſtoßendes Tun darſtellt und das im Falle gewohnheits mäßiger 
Ausübung den Tatbeſtand des Sachwuchers nach 8 302 e StGB. 
erfüllen würde.“ Denn 8 138 Abſ. 2 erfordert in ſubjektiver 
Beziehung kein argliſtiges Verhalten; er beſtimmt ferner, 
daß ſein Tatbeſtand für ſich allein als Verſtoß gegen die guten 
Sitten zu beurteilen ſei, und verlangt alſo nicht als weiteres 
Erfordernis ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Handeln. 
Unter dem „Wert der Leiſtung“ in § 138 Abſ. 2 BGB. if 
gleich wie in 8 302e StGB. der objektive Wert der Leiſtung 
zu verſtehen. Allerdings müſſen ſchon bei Feſtſtellung dieſes 
objektiven Wertes, noch mehr aber bei der Prüfung, ob nach 
den Umftänden die Vermoͤgensvorteile in auffälligem Miß⸗ 
verhältniſſe zu der Leiſtung ſtehen, die ſubjektiven Verhältniſſe 
bes Verkäufers in vollem Maße berückſichtigt werden. In dieſem 
Sinne hat ſich der dritte Zivilſenat des RG. in ſeinem Urteil 
vom 20. Dezember 1901 — Gruchots Beitr. 46, 899 — aus⸗ 
geſprochen, wenn er dort ausführt: „Als Maßſtab für den 
Wert der Leiſtungen des Beklagten (des angeblich Sach⸗ 
wuchernden) ſei die übliche Vergütung anzuſehen, die für eine 
ſolche Leiſtung im allgemeinen gewährt zu werden pflege, 
beſondere individuelle Momente, die gerade für den Bekagten 
einen höheren Betrag zu begründen geeignet wären, ſeien nicht 
hervorgetreten.“ Indeſſen wird bei Prüfung der Frage, ob in 
dem gegebenen Einzelfalle beſondere individuelle Momente letzterer 
Art hervorgetreten ſeien, die bloße Tatſache allein, daß die 
Beklagte ſich in ihrem Geſchäftsbetriebe ſolche Vorteile hat von 
anderen Kunden gewähren laſſen, dann nicht zureichen, um die 
Annahme ſchlechthin auszuſchließen, daß nach den Umſtänden 
ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiftung vorliege, 
wenn, wie hier, das Gutachten der wohl alle berechtigten An ⸗ 
forderungen eines loyalen Geſchäftsbetriebes berückfichtigenden 
Sachverſtändigen annimmt, die Preiſe der Beklagten ſeien nach 
den Umſtänden in auffälligem Mißverhältniſſe zu ihrer Leiſtung. 
Zum mindeſten hätte es beſonderer Prüfung und Erörterung 
des in den Gutachten der Sachverſtändigen niedergelegten 
Materials nach der hervorgehobenen Richtung bedurft. — Leichtfinn 
iſt Mangel an Überlegung und Sorgloſigkeit in bezug auf die 
Folgen ſeiner Handlungen, deren man ſich bewußt iſt. Für die 
Reviſionsinſtanz tft davon auszugehen, daß der Kläger zur Zeit 
des Vertragsabſchluſſes kein Vermögen hatte, daß ſeine Familie 
auch dem Inhaber der Beklagten kundgegeben hatte, für ſolche 
Anſchaffungen nicht aufzukommen, und daß dieſe Umſtände dem 
Inhaber der Beklagten bei dem Kaufabſchluſſe bekannt waren. 
Darüber, ob deſſenungeachtet die Beſtellung des Klägers nicht 
als Handlung des Leichtſinns zu beurteilen ſei, hat der Be⸗ 
rufungsrichter ſich ausdrücklich nicht ausgeſprochen. Er führt 


lediglich aus, „darin, daß der Kläger ſich gerade an eine Firma 


mit ſo teuren Preiſen wie die der Beklagten wendet und bei 
ihr Beſtellungen von einem allerdings ſelten vorkommenden Um⸗ 
fange macht, den Leichtfinn .. . zu finden, kann der Beklagten 
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nicht angeſonnen werden“. Damit iſt das Bewußtſein des 
Inhabers der Beklagten von dem Leichtfinn des Vertragsgegners 
zwar formell verneint; der Berufungsrichter hat indeſſen die 
entſcheidenden Gefichtspunkte — Warnung durch die Familie 
des Klägers, Kenntnis feiner Vermögenslage — ganz außer 
Betracht gelaſſen. Die Ausbeutung verlangt nicht ein 
aggreſſives Verhalten, für fie iſt der Gang der Verhandlungen 
überhaupt bedeutungslos. Für ihren Tatbeſtand reicht zu die 
Ausnutzung einer durch den Leichtfinn des Leiſtungsempfängers 
gegebenen zufälligen Gelegenheit zur Erlangung über⸗ 
mäßigen Gewinnes. Im übrigen ſcheinen dieſe Ausführungen 
gleich den Erörterungen des Berufungsrichters, daß „die der 
Beklagten von der Familie des Klägers gemachten Mitteilungen 
keine genügende Veranlaſſung für die Beklagte waren, um einen 
gewinnbringenden Auftrag abzulehnen, ſondern nur um ſich wegen 
ihrer Kaufpreisforderung zu ſichern“, von der eingangs erörterten 
unrichtigen Auffaſſung beeinflußt zu ſein, wonach zu § 138 
Abſ. 2 BGB. ein argliſtiges wider die guten Sitten 
derſtoßendes Tun und die Erforderniſſe des Sachwuchers in 
302e Abſ. 2 StGB. mit Ausnahme der Gewohnheits- oder 
Sewerbemäßigkeit nötig fein. R. o. N., U. v. 18. April 05, 
253/04 II. — Berlin. 

4. 5 254 BGB. Inwieweit liegt eine ſchuldhafte Unter- 
fung eines Baumſchulenbeſitzers vor, der feine Baumſchulen 
nicht gegen Wild einfriedigt 

Da der Grundſtückseigentümer geſetzlich nicht verpflichtet 
ft, Schutzvorrichtungen zu treffen, durch welche die Beſchädi⸗ 
jungen durch Wild verhütet werden, fo kann in der Unter⸗ 
afſung ſolcher Vorrichtungen nicht ohne weiteres ein mit⸗ 
virkendes Verſchulden des Eigentümers im Sinne des BGB. 
254 gefunden werden, vergl. Planck, Anm. 4 zu Art. 71 EG. 
„BGB. Der Berufungsrichter hat die Ausführungen des 
RO. in dem Urteile vom 24. Oktober 1902) dahin ausgelegt, 
aß es darauf ankommen ſolle, wie ſich nach der herrſchenden 
luffafſung ein ſorgſamer Menſch unter Abwägung des er- 
varteten Vorteils und der zu befürchtenden Gefahr entſchieden 
aben würde, wenn er ſelbſt den Schaden zu tragen gehabt 
tte. Hierbei hat er jedoch nicht genügend berüdfichtigt, daß 
a jenem Urteile betont iſt, daß ſich das Verhalten des Be⸗ 
hädigten als ein Verſtoß gegen Treu und Glauben kennzeichnen 
nüſſe, und daß im einzelnen Falle unter Abwägung aller Um⸗ 
lände zu entſcheiden ſei, welche Abwehrmaßregeln dem Be⸗ 
chädigten billigerweiſe zuzumuten ſeien. Aufwendungen, zu 
nen ſich ein ſorgſamer Menſch zur Abwendung eines Schadens, 
ven er ſelbſt zu tragen haben würde, zweckmäßigerweiſe ent- 
chließt, werden jedenfalls nicht im allgemeinen auch von den⸗ 
enigen erwartet werden können, dem ein zum Schadenserſatz 
Berpflichteter gegenüberſteht. In der Regel wird es vielmehr 
dem letzteren überlaſſen werden können, die erforderlichen Ab- 
vehrvorrichtungen zu treffen. Insbeſondere wird dies z. B. der 
Jall fein, wenn ein Wildſchaden, für den ein Jagdberechtigter bezw. 
Jagdpächter aufzukommen hat, nicht in beſtimmter Ausſicht ſteht 
der nicht fo nahe bevorſteht, daß nicht noch dem zum Schadenserſatze 
Berpflichteten die Vornahme von Abwehrmaßregeln anheimgegeben 
verden könnte, oder wenn Aufwendungen erforderlich werden, die 
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billigerweiſe dem Grundeigentümer nicht angeſonnen werden 
koͤnnen. N. c. S., U. v. 24. März 05, 14/05 VII. — Celle. 

5. Mietvertrag. Berechtigung zum Anbringen von 
Reklameſchildern ſeitens des Mieters. 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß, wenn in 
einer Großſtadt Geſchäftsräume vermietet würden, dem Mieter 
auch ohne beſondere Vertragsbeſtimmung zwar das Recht zu⸗ 
ſtehe, die Frontmauer des Hauſes zu Reklamezwecken für 
feinen Geſchäftsbetrieb zu benutzen, insbeſondere die Miets⸗ 
räume durch Schilder als ſeine Geſchäftsräume zu kennzeichnen. 
Was dagegen die Benutzung von Häuſern für hausfremde 
Reklamen anlange, ſo komme ſie wohl in neuerer Zeit mitunter 
vor, immerhin ſei eine ſolche Benutzungsart ſo ſelten, daß ſie 
als Ausnahme zu behandeln ſei und auch in Berlin keineswegs 
als allgemein üblich angeſehen worden könne. Dieſe Feſtſtellung 
des Berufungsrichters entſpricht der allgemeinen Erfahrung und 
enthält keinen Rechts irrtum. Da nun unſtreitig Klägerin in 
dem Hauſe des Beklagten keinerlei Geſchäft betreibt, ſondern 
das von ihr gemietete geſamte Grundſtück weiter gemietet hat, 
der Mietsvertrag aber über die Verwendung der Außenflächen 
keine Beſtimmung enthält, ſo geht, wie der Berufungsrichter 
weiter annimmt, Klägerin über das einem Mieter üblicherweiſe 
zuſtehende Recht hinaus, wenn ſie Reklameſchilder beliebigen 
Inhalts auch für hausfremde Geſchäftsbetriebe an der Front⸗ 
mauer anbringen laſſen wolle. Die beſondere Geſtaltung des 
Mietsverhältniſſes ergebe im vorliegenden Falle gleichfalls keinen 
Anhalt für die Zubilligung einer derartigen Befugnis. S. c. S., 
U. v. 19. April 05, 513/04 IV. — Berlin. 

6. 5 823 BGB. Kläger verlangt Schadenserſatz wegen nicht 
vertragsmäßig gelieferten Kalkes ſeitens ſeines Lieferanten M. & H. 
und zwar von der Beklagten, von der M. & H. den Kalk bezogen 
haben, da dadurch ein unbrauchbares Gebäude hergeſtellt ſei. Das 
OLG. wies die Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen.] 

Die Klage beruht von vornherein auf einer rechtlich un⸗ 
haltbaren Grundlage, — auf der Anſchauung, daß man all- 
gemein für vorſätzlich oder fahrläſſig verurſachten Bermögens- 
ſchaden hafte. Dieſer Satz iſt dem D. BGB. fremd; der 
§ 823 ſtatuiert, von der in Abſ. 2 enthaltenen Erweiterung 
abgeſehen, eine Schadenserſatzpflicht nur wegen ſchuldhafter 
widerrechtlicher Verletzung der dort aufgeführten beſtimmten 
Rechtsgüter und Rechte. In der jetzigen Klage wird, ſo wie 
der Anſpruch begründet und der Schaden liquidiert worden iſt, 
Erſatz dafür verlangt, daß infolge der Lieferung ſalzhaltigen 
Kalkes ſeitens der Beklagten der Kläger außer Standes geſetzt 
wurde, das von ihm übernommene Bauwerk für den Beſteller 
ordnungs- und vertragsmäßig herzuſtellen und daß er wegen 
Nichterfüllung des Vertrages der bedungenen Gegenleiſtung 
verluſtig geht, zudem von dem Bauherrn auf Schadenserſatz 
in Anſpruch genommen wird. Und ſoweit die Klage auf Ab- 
tretung der Rechte des Bauherrn M. geſtützt iſt, wird Erſatz 
des Schadens begehrt, welchen M. dadurch erleidet, daß ihm 
vom Kläger ein unbrauchbares Gebäude erſtellt iſt. Das ſind 
gewiß Vermögensnachteile, aber ſolche, die nur in einer Be⸗ 
einträchtigung obligatoriſcher Rechtsbeziehungen und Leiſtungen 
ihren Grund und Inhalt haben. Mit der beklagten Aktien- 
geſellſchaft ſtand weder der Kläger noch der Bauherr M. in 
einem Obligations verhältniſſe, die etwaigen Rechte der Käufer 
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des Kalkes M. & H. gegen die Verkäuferin find dem Kläger 
nicht abgetreten; ein vertraglicher Anſpruch ſteht alſo dem Kläger 
gegen die Beklagte nicht zu. Die Verletzung obligatoriſcher 
Rechte durch einen Dritten aber begründet, wie in dem Urteile 
des erkennenden Senats vom 24. März 1904 in Sachen 
R. c. R. VI. 311/03, RG. 57, 353 ff. dargelegt iſt, über⸗ 
haupt keine Schadenserſatzpflicht nach Maßgabe der Vorſchrift 
in 8 823 Abſ. 1 BGB. — Nun iſt allerdings im Laufe der 
Verhandlungen vom Kläger auch der Gefichtspunkt hervorgekehrt 
worden, daß durch die Lieferung ſalzhaltigen Kalkes ſeitens der 
Beklagten das Eigentum des Klägers oder ſeines Zedenten 
M. verletzt worden ſei. Allein dieſe Verſuche einer Begründung 
der Klage aus 8 823 BGB. find vom Berufungsgericht aus 
zutreffenden Gründen zurückgewieſen. Eine Beſchädigung des 
dem Kläger gehörigen Baumaterials iſt nicht durch den von 
der Beklagten in Verkehr gebrachten Kalk in der Weiſe herbei ⸗ 
geführt worden, daß ein Eigentums objekt des Klägers beſchädigt, 
ein bisher beſtehendes Eigentum desſelben verletzt wäre. Daß 
die einzelnen Mauerfteine ſchon vor der Vermauerung in das 
Bauwerk oder, wie die Reviſion meint, durch die in dieſem 
Moment erfolgende Verbindung mit dem ſchädlichen Kalk, be⸗ 
ſchädigt worden wären, iſt nicht denkbar. Die ſchädigende Ein⸗ 
wirkung traf die Steine nicht mehr als ſelbſtändige, dem Kläger 
gehörige Sachen. Und auch ſchon der Mörtel, zu welchem der 
Kalk zunächſt verarbeitet war, kann weder im ganzen, noch in 
ſeinen Beſtandteilen als Eigentumsobjekt des Klägers Gegen⸗ 
ſtand der Beſchädigung durch den ſalzhaltigen Kalk geweſen 
ſein; dieſes Baumaterial war eine neue Sache, welche mittels 
Verwendung des Kalkes — Verarbeitung bezw. Vermengung 
mit den anderen Stoffen —, und zwar durch die ſelbſtändige 
Tätigkeit der Bauleute hergeſtellt war. Der Bauherr M. 
andererſeits mag dadurch geſchädigt ſein, daß ſein Grundſtück 
mit einem unbenützbaren Gebäude beſetzt worden iſt, und der 
Schaden würde, wie der Reviſion zuzugeben iſt, dadurch nicht 
unbedingt ausgeſchloſſen, daß er nach Geſetz oder Vertrag das 
Gebäude nicht abzunehmen braucht, vielmehr deſſen Beſeitigung 
verlangen kann. Aber der Schaden iſt nicht verurſacht durch 
einen Eingriff der Beklagten in das Eigentum des M., ſondern 
die Sache liegt ſo, daß der Bauherr infolge der Verwendung 
des mangelhaften Kalkes ſeitens des Bauunternehmers ein un⸗ 
benützbares Gebäude (anſtatt eines brauchbaren) als Beſtandteil 
ſeines Grundſtückes erhalten, das Haus in dieſem mangelhaften 
Zuftand zu Eigentum erworben hat. — Es kann keine Rede 
davon fein, daß die Vorſchrift des § 823 Abſ. 1 BGB. überall 
da anwendbar wäre, wo jemand infolge des Erwerbs oder der 
Verwendung fehlerhafter Stoffe ein ſchlechtes Erzeugnis gewinnt, 
und daß derjenige, der mittelbar durch die von irgend einem 
Dritten in Verkehr gebrachten Gegenſtände geſchädigt worden 
iſt, den mit ihm in keiner Rechtsbeziehung ſtehenden Lieferanten 
auf Schadenserſatz in Anſpruch nehmen dürfte. Ob und in- 
wieweit ſich das anders verhält in Fällen, wo jemand wiſſentlich 
oder fahrläſſig ſolche Gegenſtände in Verkehr bringt, welche bei 
ihrer Verwendung gemeingefährlich wirken, Leben, Geſundheit, 
Eigentum anderer allgemein gefährden, iſt hier nicht zu er⸗ 
örtern, da dieſer Fall hier nicht zutrifft. Die im Verkehre 
erforderliche Sorgfalt, deren Außerachtlaſſung eine Fahrläſfigkeit 
darſtellen würde, ſchuldete die Beklagte, ſofern nicht ein von 
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nur dem Vertragsgegner; und daran ändert auch nichts der 


Umſtand, daß der von der Beklagten gelieferte Kalk direkt aus 
der Fabrik zur Bauſtelle befördert wurde. P. c. P., U. v. 
27. April 05, 598/04 VI. — Celle. 

7. 58 823, 545, 254 BGB. in Verbindung mit 8 365 
Tit. 21 Tl. I ALR. Übertretung der Anzeigepflicht des Mieters 
von einem Mangel der Mietsſache auf BGB. und ACH. 
Grundlage für ein konkurrierendes Verſchulden bei einem Unfall.] 

Der Kläger hat im Hauſe der Beklagten zu G. auf Grund 
eines im Jahre 1894 geſchloſſenen Mietvertrages eine Wohnung 
mitweiſe inne, mit der die Mitbenutzung des auf dem Hofe 
befindlichen Abortes verbunden iſt. Der Abort iſt über der 
Senkgrube angelegt; um ihn zu betreten, muß man über einen 
mit Bohlen belegten Teil der Grube gehen. Der Kläger iſt 
am 3. Auguſt 1900, als er den Abort benutzt hatte, beim 
Überſchreiten dieſes Belages, da ein Brett desſelben nachgab, 
mit einem Fuße in die Senkgrube geſtürzt und hat ſich dadurch 
verletzt. Für den ihm entſtandenen Schaden macht der Kläger 
die Beklagte, die im Laufe des Rechtsſtreits als einzige Erbin 
an die Stelle des urſprünglichen Beklagten, ihres Ehemannes, 
getreten iſt, verantwortlich. Das Berufungsgericht hat den 
eingeklagten Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. 
Auf Reviſion der Beklagten hob das RG. auf. Dem 
Berufungsgericht iſt darin beizutreten, daß es den Klageanſpruch 
aus dem Geſichtspunkte des zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Vertragsverhältniſſes beurteilt, ſowie auch darin, daß es auf 
dieſes Vertragsverhältnis, da der im Jahre 1894 geſchloſſene 
Mietvertrag nach ſeinem Inhalte früheſtens zum 1. Januar 1901 
loͤsbar war, nach Maßgabe des Art. 171 EG. z. BGB. das 
frühere Recht, hier das Preußiſche ALR. anwendet, nach deſſen 
Beſtimmungen der Vermieter die vermietete Sache mit allen 
ihren Teilen und allem ihrem Zubehör dem Mieter. während 
der ganzen Mietszeit zu gewähren und einen aus der Ver⸗ 
ſäumung dieſer Pflicht dem Mieter entſtandenen Schaden zu 
erſtatten hat, ſofern ihn ein Verſchulden trifft (58 272, 273, 
291 Tl. J Tit. 21, 58 277 ff. Tl. I Tit. 5 AL R.). Allein die 
Annahme eines ſolchen Verſchuldens des Vermieters im 
gegebenen Falle entbehrt der gehörigen Begründung in den vom 
Berufungsgericht feſtgeſtellten Tatſachen. Denn das DRG. 
nimmt an, daß der Zuſtand des Belages der Grube an fich 
nicht gefährlich geweſen ſei, ſondern daß er es nur dadurch 
geworden ſei, daß ordnungswidrig Bretter desſelben empor- 
gehoben und nicht wieder richtig und feſt aufgelegt wurden. 
Bei dieſer Annahme mußte für den Vermieter aber erſt ein 
Anzeichen gegeben ſein, daß ſolche Ordnungswidrigkeiten vor- 
kamen, ehe von einer Verſäumung der Pflichten des Vermieters 
geſprochen werden kann. Entweder muß einmal die ordnungs- 
widrige Hantierung unter ſeinen Augen vorgenommen, oder es 
muß ihm davon Mitteilung gemacht worden ſein, oder es muß 
ſchon jo häufig vorher ſich ereignet haben, daß die Bretter nicht 
wieder gehörig ſchließend aufgelegt wurden, daß dies ihm nicht 
entgehen konnte, oder zwar nur einmal, aber für längere Zeit, 
dieſe Wirkung der mißbräuchlichen Benutzung der Bretter in 
augenfälliger Weiſe fortgedauert haben. Nichts von alledem 
iſt aber feſtgeſtellt. Die bloße Möglichkeit, daß etwas Ordnungs- 
widriges geſchehen könne, genügt, wenn die Einrichtung an ſich 
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fehlerfrei war, nicht, um den Vermieter notwendig zu ver⸗ 
anlaſſen, dieſe abzuändern. Die Frage, ob den Kläger ein 
eigenes mitwirkendes Vertragsverſchulden in Beziehung auf den 
entſtandenen Schaden trifft, hängt mit der vorerdrterten eng 
zuſammen. An fi galt, was jetzt 8 545 BGB. beſtimmt, 


grundſätzlich auch nach ALR. Der Mieter, der einen während 


der Mietzeit auftretenden, den Gebrauch der Sache be⸗ 
einträchtigenden Mangel wahrnimmt, hat wegen der als Mieter 
ihm im Intereſſe des Vermieters obliegenden Obhut über die 
Mietſache eine vertragsmäßige Pflicht zur Anzeige des Mangels 
dem Vermieter gegenüber; in den Vorſchriften des ALR. iſt 
dieſe Anzeigepflicht nur berührt ($ 365 Tl. I Tit. 21 AL R.), 
von der Rechtſprechung aber in mehrfachen Entſcheidungen an⸗ 
erkannt worden (DTr. 14, 282, Striethorſt Arch. 71, 291; 
81, 10). Im gegebenen Falle konnte der Kläger die Anzeige 
allerdings unterlaſſen, indem er ſich ſagen durfte, der Vermieter 
werde ebenſo gut wie er die Gefährlichkeit erkennen, wenn es 
fich um einen dauernden ordnungswidrigen und gefährlichen 
Zuſtand handelte oder um eine zwar vorübergehende, aber ſo 
häufig wiederkehrende Ordnungswidrigkeit, daß ſie keinem 
Bewohner des Hauſes entgehen konnte. Er hatte dagegen die 
Pflicht, den Vermieter auf den von ihm erkannten Mißſtand 
und ſeine Gefahren aufmerkſam zu machen, wenn dieſe ſich 
nicht allen kenntlich nach außen offenbarten, wenn nicht die 
Bretter ſichtbarerweiſe längere Zeit oder zwar kürzere Zeit aber 
häufig unordentlich aufgelegt waren. Im Falle eines etwaigen 
beiderſeitigen Verſchuldens nach dieſen Geſichtspunkten würde 
ſich die Notwendigkeit einer Abwägung nach den auch in 
Vertragsverhältniſſen geltenden Regeln der 88 18 — 21 Tl. I 
Tit. 6 ALR. ergeben. Die unbedingte Verneinung eines Ver⸗ 
ſchuldens des Klägers durch das Berufungsgericht iſt nach der 
Sachlage für ebenſo wenig zutreffend zu erachten, wie die 
unbedingte Bejahung des Verſchuldens des Vermieters. Zur 
Vornahme der weiteren konkreten Feſtſtellungen, wenn nötig 
nach Ergänzung der bisherigen Beweisaufnahme, war die Sache 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils in die Berufungs- 
inſtanz zurückzuverweiſen. N. c. G., U. v. 19. April 05, 
344/04 VI. — Stettin. 

S. 88 823, 826 BGB. verb. mit HGB. § 73. Haftung 
des Prinzipals wegen wiſſentlich unrichtigen Zeugniſſes für den 
Angeftellten gegenüber dem ſpäteren Dienſtherrn.] 

„Der Mitbeklagte M. hat ein Zeugnis ausgeſtellt, in welchem 
er ausſpricht, daß E. der Geſellſchaft M. & P., deren Zweig⸗ 
geſchäft er geleitet hatte, „ein fleißiger, ſtrebſamer und treuer 
Mitarbeiter geweſen ſei, den ſie gern empfehle“. Im Anſchluß 
daran iſt bemerkt, daß die Firma auch gern bereit ſei, auf 
Wunſch „jede dahingehende mündliche Auskunft in dieſem Sinne 
zu erteilen“. Unter Vorlegung dieſes Zeugniſſes hat ſich E. 
bei dem Kläger um Stellung beworben und iſt als Vertreter 
für H. angeſtellt worden; er hat dann in dieſer Stellung 
Gelder des Klägers im Betrage von 2 447,34 Mark unter⸗ 
ſchlagen, und iſt deshalb zu einer längeren Freiheitsſtrafe ver- 
urteilt worden. Der Kläger fordert unter der Behauptung, daß 
der Beklagte M. das erwähnte Zeugnis wider beſſeres Wiſſen 
ausgeſtellt habe, von der beklagten Geſellſchaft und ihren beiden 
Teilhabern Erfah der 2 447,34 Mark, wegen deren er von E. 
vergeblich Befriedigung zu erlangen verſucht hat, indem er an- 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


369 


führt, E. habe ſich ſchon während ſeiner Dienſtzeit bei der 
beklagten Geſellſchaft vor Ausſtellung jenes Zeugniſſes mehrfach 
Unredlichkeiten zuſchulden kommen laſſen, und es ſei dies auch 
dem Mitbeklagten M. bekannt geweſen. Beklagte wurden ver⸗ 
urteilt; ihre Revifion iſt zurückgewieſen worden: Beide Inſtanzen 
haben die Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt. Das 
Berufungsgericht erachtet, hauptſächlich auf Grund der Ausſagen 
des Zeugen N., für voll erwieſen, daß E., als er im Dienfte der 
beklagten Handelsgeſellſchaft geſtanden, Unterſchlagungen zu deren 
Nachteil begangen, und daß der Beklagte M. dies gewußt hat, 
auch noch beſonders gewarnt worden iſt, dem E. ein ſolches 
Zeugnis, wie er es ausgeſtellt hat, zu erteilen. Ebenſo erachtet 
das Berufungsgericht für erwieſen, daß der Kläger dazu, den 
E. mit der ihm übertragenen Stellung zu betrauen, gerade 
durch das Zeugnis vom 1. März 1902 mitbeſtimmt worden 
iſt, ihm ohne dasſelbe die Stellung nicht übertragen hätte. 
Die Revifion will zunächſt verneint wiſſen, daß dem Kläger ein 
Schadenerſatzanſpruch dann zuſtehe, wenn man den wen ber 
Vorinſtanz feſtgeſtellten Sachverhalt unterſtellt. Das iſt jedoch 
unzutreffend. Das LG. findet darin, daß der Beklagte M. 
namens der von ihm vertretenen Handelsgeſellſchaft ein bewußt 
unrichtiges Zeugnis ausgeſtellt habe, ein grob fahrläffiges Ver⸗ 
halten, durch welches das Eigentum des Klägers an dem ihm 
durch E. unterſchlagenen Gelde verletzt worden ſei, und nimmt 
deshalb an, daß durch dieſes Verhalten eine Schadenerſatzpflicht 
des Beklagten M., ſowie eine ſolche der durch ihn vertretenen 
Geſellſchaft und des für deren Verbindlichkeiten verhafteten Be⸗ 
klagten P. gemäß $ 823 BGB. entſtanden ſei. Das Berufungs- 
gericht hat ſich nicht darüber ausgeſprochen, ob es dieſer Auf- 
faſſung beipflichte, und auch ſonſt nicht ausdrücklich ausgeſprochen, 
aus welchen der in Betracht kommenden geſetzlichen Vorſchriften 
es die Schadenerſatzpflicht der Beklagten ableite. Es kann 
dahin geſtellt bleiben, ob ſich in der Tat ſagen ließe, der Beklagte 
M. und mit ihm die Handelsgeſellſchaft, in deren Namen er 
das Zeugnis vom 1. März 1902 ausgeſtellt hat, hätten durch 
deſſen Erteilung mittelbar das Eigentum des Klägers verletzt, 
und ob überhaupt die Schadenerſatzpflicht der Beklagten auf bloße 
Fahrläſſigkeit des Beklagten M. und allein auf 8 823 BGB. 
geſtützt werden konnte. Denn jedenfalls erſcheint die Verurteilung 
der Beklagten nach 8 826 BGB. gerechtfertigt. Das Zeugnis, 
das ein Prinzipal dem Handlungsgehilfen über Art und Dauer 
der Beſchäftigung ſowie über feine Führung und Leiſtungen 
ausſtellt (5B. § 73), iſt dazu beſtimmt, dem Handlungs- 
gehilfen bei Bewerbung um anderweite Anſtellung als Ausweis 
zu dienen und denen, an die er ſich zu dieſem Behufe wendet, 
Auskunft über ſeine Qualifikation zu geben. Der Prinzipal, 
der in einem zu dieſem Zwecke beſtimmten Zeugnis Angaben 
macht, deren Unwahrheit ihm bewußt iſt, macht ſich ſomit einer 
abſichtlichen Täuſchung derjenigen, denen der Handlungsgehilfe 
das Zeugnis vorlegt, bezw. mindeſtens eines Verſuchs einer 
ſolchen Täuſchung ſchuldig. Eine ſolche Handlungsweiſe läuft 
durchaus wider Treu und Glauben und ſtellt unzweifelhaft einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten dar. Sie verpflichtet daher 
den Ausſteller des Zeugniſſes gegenüber dem Geſchädigten zum 
Schadenerſatz, ſofern fie als eine vorſätzliche Schadenszufügung 
anzuſehen iſt; hierzu aber genügt es, daß der Ausſteller ſich der 
ſchädlichen Folgen, welche anderen durch die unrichtigen Angaben 
47 
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des Zeugniſſes erwachſen könnten, bewußt iſt. J. c. H., U. v. 
17. April 05, 329/04 VI. — Berlin. 

9. § 826 BGB. Beurteilung einer Handlung wider 
Treu und Glauben ſowie gegen die guten Sitten iſt nachprüfbar 
in der Reviſionsinſtanz.] 

Der Kläger hat im Januar 1902 den Beklagten um Aus⸗ 
kunft über den B. in O. erſucht, der mit ihm in Geſchäfts⸗ 
verbindung treten wolle und den Beklagten als Auskunftsperſon 
angegeben habe. Der Beklagte hat dieſe Auskunft durch Brief 
vom 27. Januar 1902 erteilt. Daraufhin hat der Kläger dem 
B. Kredit gewährt, iſt aber, als dieſer im September 1902 in 
Konkurs verfallen war, wegen ſeiner Forderung nur teilweiſe 
befriedigt. Wegen des auf rund 25 000 Mark angegebenen 
Ausfalls hat er gegen den Beklagten auf Entſchädigung geklagt, 
indem er behauptet, er ſei durch die wiſſentlich und argliſtig 
unrichtige, jedenfalls fahrläſſige Auskunft des Beklagten über 
die Kreditwürdigkeit B.s getäuſcht und dadurch in Schaden 
gebracht, Das LG. hat die Klage abgewieſen, das Berufungs- 
gericht aber abändernd dem Beklagten einen Eid auferlegt und 
die Folge der Leiſtung und der Nichtleiſtung des Eids dahin 
feftgeftellt: leiſtet der Kläger den Eid, fo wird die Klage ab- 
gewieſen und der Kläger in die Koſten verurteilt werden; leiſtet 
er ihn nicht, ſo wird der Klageanſpruch dem Grunde nach zur 
Hälfte für gerechtfertigt, zur andern Hälfte für nicht gerecht ⸗ 
fertigt erklärt und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung 
über den Betrag des Anſpruchs und die Koſten des Rechtsſtreits 
mit Einſchluß derjenigen der Berufungsinſtanz an das LG. 
zurückberwieſen werden. — Die vom Kläger eingelegte Revifion 
hatte Erfolg. Aus den Gründen: Kläger hatte behauptet, 
Beklagter habe in der Auskunft die ihm bekannt geweſene 
Tatſache verſchwiegen, daß B. ſchon zweimal in anderen 
Branchen geſcheitert und im zweiten Falle der Konkurs nur 
wegen Mangels an Maſſe nicht eröffnet ſei, ſowie daß der Ver⸗ 
mögensverfall B.s den Anlaß zur Auflöfung ſeiner erſten Ehe 
gegeben habe und daß bei ſeiner zweiten Ehe das Vermögen 
der Frau zum Vorbehaltsgut gemacht ſei. Das Berufungs- 
gericht hat dieſes Vorbringen des Klägers als nicht erheblich 
angeſehen; der Beklagte ſei zur Erwähnung der ihm angeblich 
bekannten Tatſachen nicht verpflichtet geweſen, weil ſie mit den 
von ihm hervorgehobenen Tatſachen nicht in Widerſpruch ge⸗ 
ſtanden hätten. Darum ſei ihre Nichterwähnung auch nicht 
ſchlüſſig für den Beweis, daß der Beklagte argliftig gehandelt 
habe. Dieſe Beurteilung der Beweiskraft des Schweigens des 
Beklagten über die erwähnten Tatſachen gründet ſich auf den 
voraufgehenden Satz, der Beklagte ſei zu der Mitteilung der 
letzteren nicht verpflichtet geweſen, und biefer Satz beruht wieder 
auf der Auffaffung des Berufungsrichters von dem, was bei der 
Erteilung der Auskunft Treu und Glauben im Geſchäftsverkehr 
von dem Beklagten forderten. Dieſe Auffaſſung unterliegt der 
Nachprüfung in der Revifionsinſtanz (vergl. RG. 58, 214 [216 
unten]) und damit auch die weitere, auf ihr aufgebaute Aus- 
führung des Berufungsurteils. Dieſem kann nur darin bei- 
getreten werden, daß der Beklagte nicht verpflichtet geweſen iſt, 
ſich über die früheren und jetzigen güterrechtlichen Verhältniſſe 
B. s auszulaſſen, zumal der Kläger nach 8 1563 BGB. in der 
Lage war, über die letztere ſich ſelbſt Gewißheit aus dem Güter- 
rechtsregiſter zu verſchaffen. Dagegen iſt es irrig, anzunehmen, 


daß der Beklagte auch die ihm bekannten Zuſammenbrüͤche 
früherer Unternehmungen B.s nicht zu erwähnen brauchte, 
zumal wenn der Konkurs nur aus Mangel an Maſſe nicht 
eröffnet worden iſt. Denn daraus ergab ſich die für die Krebit- 
würdigkeit wichtige Folge, daß dieſer nicht nur vermögenslos 
war, wie der Beklagte verſichert hatte, ſondern daß er auch aus 
früherer Zeit mit Schulden belaſtet war. Die vom Beklagten 
erteilte Auskunft über die Vermögenslage B.s war daher tat- 
ſaͤchlich irreführend. Wegen der früheren mißlungenen Geſchäfts⸗ 
unternehmungen des letzteren war auch die Folgerung, die der 
Beklagte am Schluſſe ſeiner Auskunft aus der Tätigkeit und 
Rechtſchaffenheit B.s gezogen hat, daß man ihm nämlich ohne 
Rifiko Vertrauen ſchenken könne, für den Beklagten ſelbft 
erkennbar nicht haltbar. Dieſer hat daher, wie die Reviſion 
mit Recht geltend gemacht hat, indem er ſolche ihm bekannte 
Bedenken gegen die Richtigkeit ſeiner Auskunft beiſeite ſetzt, 
gegen Treu und Glauben verſtoßen, und ein bewußter Verſtoß 
gegen Treu und Glauben verftäßt zugleich gegen die guten 
Sitten. Das DBerufungsurteil, das auf einer Verkennung 
dieſer Rechtsgrundſätze beruht, mußte daher aufgehoben werden. 
L. c. B., U. v. 19. April 05, 343/04 VI. — Naumburg. 

10. $ 836 BGB. Haftung des Gebäude- oder Werk⸗ 
beſitzers auch bei Unterlaſſung; unmittelbare Einwirkung auf 
die beſchädigte Sache nicht erforderlich.] 

Was den § 836 BGB. anlangt, fo nimmt das Berufungs- 
gericht mit Recht an, daß die Haftpflicht nicht durch unmittel⸗ 
bare Einwirkung des eingeſtürzten Gebäudes oder Werkes 
auf die beſchädigte Sache bedingt iſt (RG. 52, Nr 63, S. 239). 
Dagegen iſt es unrichtig, daß eine Haftung des Fiskus nicht 
beſtehe, weil nur eine Unterlaſſung in Frage komme und ſolche 
in Ermangelung einer Rechtspflicht zu handeln rechtsunerheblich 
ſei. Zunächſt iſt es für die Anwendung des BGB. in bezug 
auf unerlaubte Handlungen ganz gleichgültig, ob eine Unter⸗ 
lafſung oder ein Tun in Frage kommt (RG. 52, Nr. 98 S. 375 /6). 
Sodann aber beſtand die Rechtspflicht zur ordnungsmäßigen 
Errichtung oder Unterhaltung des Deiches deshalb, weil der 


Fiskus die zu ihrer Sicherheit gegen die Wafferfluten mit 


beſonderen Deichanlagen verſehene Eiſenbahnhofanlage, die auf 
dem ſogenannten Außengroden gelegen war, für den öffentlichen 
Verkehr eröffnet hatte und infolgedeſſen im Vertrauen auf eine 
ordnungsmäßige Beſchaffenheit jener beſonderen Deichanlagen 
Perſonen dort verkehrten und Sachen niedergelegt wurden. Gerade 
dem § 836 BGB. liegt der Gedanke zugrunde, daß ein jeder auch 
für Beſchädigung durch ſeine Sachen inſoweit aufkommen ſoll, als 
er dieſelbe bei billiger Ruückfichtnahme auf die Intereſſen des anderen 
hätte verhüten müſſen (RG. 52, Nr. 98, S. 379). Die in 8836 
BGB. geforderte Fürſorge bezüglich der Gefährdungen aus⸗ 
ſchließenden Beſchaffenheit oder Behandlung von Eigentumsgegen⸗ 
ſtänden überhaupt iſt, ſofern der allgemeine Verkehr und die Sicher- 
heit desjelben hiervon berührt werden, ein Erfordernis des bürger- 
lichen Verkehrs und Rechtslebens (RG. 55, Nr. 42, S. 174/5). 
S. c. D. u. F., U. v. 2. Mai 05, 438/04 III. — Oldenburg. 

11. 5 843 BGB. Feſtſtellung zur Zahlung einer Geldrente 
unter beſtimmten Bedingungen enthält keine Verurteilung zur 
Entrichtung der Rente, Sicherheitsleiſtung iſt nicht zuläſfig.] 

Der Klageantrag tft u. a. darauf gerichtet: „feftzuftellen, 
daß der Beklagte verpflichtet iſt, dem Kläger eine jährliche Rente 
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von 1 500 Mark für den Fall zu zahlen, daß der Kläger wegen 
der Folgen des durch die Schuld des Beklagten erhaltenen 
Schrotſchuſſes feinen Beruf als Förſter im Staatsdienſt nicht 
ausüben kann.“ Das LG. hat dieſem Antrag mit der Maß⸗ 
gabe entſprochen, daß es eine Zahlungsverpflichtung nur „bis 
zum Höchſtbeirag von 1 500 Mark jährlich“ feſtſtellte und die 
weitere Bedingung hinzufügt, daß der Kläger „dadurch 
Schaden erleidet“. Die Berufung des Beklagten gegen dieſen 
Teil des landgerichtlichen Urteils iſt zurückgewieſen worden. Die 
Revifion, die den eben erwähnten Zuſatz als nicht verſtändlich 
bezeichnet, macht hiergegen folgendes geltend. Die Zuläffigkeit 
einer Feſtſtellungsklage würde nicht zu beanſtanden fein, wenn 
es ſich nur um die Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht des 
Beklagten im allgemeinen handelte; in Wirklichkeit ſei aber durch 
das Urteil nicht ſowohl ein Rechtsverhältnis feſtgeſtellt, ſondern 
der Beklagte zu künftig fällig werdenden Leiſtungen in bedingter 
Form verurteilt. Ein ſo bedingter Anſpruch könne aber als 
Leiſtungsanſpruch nicht geltend gemacht werden; ſeiner Geltend⸗ 
machung in der Form der Feſtſtellungsklage ſtehe entgegen, daß 
ein berechtigtes Intereſſe an einer derartigen hypothetiſchen Feſt⸗ 
ſtellung nicht anerkannt werden könne. Dem wirklich vor⸗ 
handenen Bedürfnis ſei einerſeits durch die Möglichkeit, Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht im allgemeinen zu erlangen, andererſeits 
durch die zugelaſſenen Klagen auf zukünftige Leiſtungen genügt. 
Dieſe Ausführungen gehen fehl. Eine Verurteilung des Be⸗ 
klagten zu einer Leiſtung iſt in dem beanſtandeten Urteilsſpruch 
nicht enthalten; vielmehr iſt nur eine Feſtſtellung getroffen 
worden; es iſt feſtgeſtellt ein Anſpruch des Klägers unter zwei 
Bedingungen, von denen die eine: daß der Kläger „dadurch 
Schaden erleidet,“ allerdings ſelbſtverſtändlich und daher über⸗ 
flüſſig iſt, ſowie unter Setzung einer Höchſtgrenze. Das Urteil 
würde daher auch dann nicht einen Vollſtreckungstitel abgeben 
können, wenn der Eintritt der Bedingungen dereinſt durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden bewieſen werden 
könnte; der Kläger würde auch dann genötigt fein, noch eine 
Leiſtungsklage zu erheben. Das Urteil würde ſelbſt dann nur 
ein Feſtſtellungsurteil fein, wenn es ſich nicht des Wortes „feit- 
ſtellen“ bediente, ſondern den Beklagten zur Zahlung einer 
Rente bis zum Höchſtbetrag von 1 500 Mark jährlich für die 


bezeichneten Fälle verurteilt hätte, weil es ſich ſolchenfalls um 


eine Verurteilung zur Zahlung unter Vorbehalt der Feſtſtellung 
des Betrags handeln würde. Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage unterliegt auch keinem Bedenken (wird näher begründet). 
Der Kläger hatte auch beantragt, den Beklagten zur Leiſtung 
einer Sicherheit für die Erfüllung ſeiner Verpflichtung zur 
Rentenzahlung zu verurteilen. Das LG. hat inſoweit die Klage 
abgewieſen, das OLG. aber auf die Anſchlußberufung des 
Klägers den Beklagten verurteilt, für die Erfüllung ſeiner im 
landgerichtlichen Urteil feſtgeſtellten Verpflichtung zur Renten⸗ 
zahlung dem Kläger Sicherheit in Höhe von 10 000 Mark nach 
Maßgabe der Vorſchriften der 88 232 ff. BGB. zu leiſten, 
dieſe Verurteilung hat es auf 8 843 BGB. geſtützt. Die 
Reviſion macht hiergegen geltend, es ſei nicht gerechtfertigt, den 
Beklagten auf Grund der Feſtſtellung einer zukünftigen und noch 
dazu bedingten Schadenserſatzpflicht zur Leiſtung einer Sicher⸗ 
heit zu verurteilen; $ 843 BGB. beziehe ih nur auf den Fall 
der Verurteilung zur Leiſt ung einer Rente. In dieſem Punkte 
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konnte der Revifion der Erfolg nicht verſagt werden. Das 
BGB. kennt eine Verpflichtung des Schuldners, für die Er⸗ 
füllung bedingter oder betagter Verbindlichkeiten dem Gläubiger 
Sicherheit zu leiſten, im allgemeinen nicht; der Gläubiger 
iſt vielmehr darauf angewieſen, gegen ſeinen Schuldner einen 
Arreſt auszubringen, falls deſſen Vorausſetzungen vorliegen 
(3PD. §§ 916 ff.). Nur in vereinzelten Fällen gibt das BGB. 
einen im ordentlichen Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf 
Sicherheitsleiſtung, fo insbeſondere auch in dem Falle des § 843. 
Lediglich auf Grund dieſer Vorſchrift iſt daher zu beurteilen, 
ob der vom Kläger geltend gemachte Anſpruch gerechtfertigt iſt. 
Der Abſ. 2 des § 843, der die Verpflichtung zur Sicherheits 
leiſtung behandelt, ſteht im engen Zuſammenhang mit Abſ. 1; 
nur für die Erfüllung des hier dem Verletzten gegebenen An⸗ 
ſpruchs kann Sicherheit verlangt und zugeſprochen werden; eine 
Ausdehnung dieſer Vorſchrift auf anders geartete Fälle iſt wegen 
ihrer fingulären Natur ausgeſchloſſen. Der Abſ. 1 behandelt 
aber ſeinem Wortlaut und ſeinem Sinne nach nur den Fall der 
Entrichtung einer Geldrente, den Fall, in dem eine ſolche 
gefordert und zuerkannt wird; er darf daher nicht auf Fälle an⸗ 
gewendet werden, in welchen lediglich die Feſtſtellung der 
Verpflichtung zur Zahlung einer Geldrente gefordert und 
ausgeſprochen wird. Hiernach erweiſt ſich der auf Sicherheits- 
leiſtung gerichtete Anſpruch als unbegründet, ſodaß unerörtert 
bleiben kann, ob wenn eine Verurteilung zur Leiſtung 
einer Geldrente nur unter der Vorausſetzung des Ein⸗ 
tritts eines noch ungewiſſen Ereigniſſes ausgeſprochen 
wird, damit eine Verurteilung zur Sicherheitsleiſtung verbunden 
werden darf. Das Berufungsurteil mußte daher, ſoweit es die 
Verurteilung zu einer ſolchen ausſpricht, aufgehoben und in der 
Sache ſelbſt durch Zurückweiſung der Anſchlußberufung des 
Klägers in dieſem Umfang das Urteil des LG. wiederhergeſtellt 
werden. V. 6. W., U. v. 4. Mai 05, 385/04 VL — Frankfurt 

12. 5 1570 BGB. Geheimer Vorbehalt bei der Ver⸗ 
zeihung wirkungslos.] 

Wenn Kläger beim Abſchiede ſeiner Ehefrau, der Be⸗ 
klagten gegenüber, ein Benehmen an den Tag legte, das die 
Kundgebung enthielt, feine ehelichen Gefinnungen ſeien ihr trotz 
der erlittenen Kränkungen erhalten geblieben, ſo war unter der 
Vorausſetzung, daß dieſem Vorgange eine vollſtändige Erfüllung 
aller Tatbeſtandserforderniſſe des $ 1568 vorherging, das Recht 
des Klägers auf Scheidung gemäß $ 1570 damit erloſchen. 
Wenn demgegenüber der Berufungsrichter erwägt, dem Kläger 
ſei es darum zu tun geweſen, einer anweſenden dritten Perſon 
den Einblick in ſein eheliches Verhältnis vorzuenthalten, ſo war 
dies vom Standpunkte ſowohl des bürgerlichen als auch des 
Prozeß rechts verfehlt. Der Berufungsrichter unterſtellt, Kläger 
ſei, obwohl er zu erkennen gab, daß er ſich nicht dauernd von 
der Beklagten abwenden wolle und ſich durch das Vorgefallene 
der Beklagten nicht ganzlich entfremdet fühle, ins geheim von 
der entgegengeſetzten Gefinnung erfüllt geweſen; er habe mit 
dem unausgeſprochenen Vorbehalt gehandelt, in Wirklichkeit 
dennoch mit der Scheidungsklage vorzugehen. Daß ein der⸗ 
artiger geheimer Vorbehalt der Wirkſamkeit der Verzeihung nicht 
Eintrag tut und daß die mit dem äußeren, eine Verzeihung 
darſtellenden Verhalten in Widerſpruch ſtehende innere Gefinnung, 
ſofern ſie nicht auch dem anderen Teile erkennbar war, rechtlich 
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ohne Bedeutung ift, hat das RG. ſchon wiederholt angenommen 
— vergl. die Urteile RG. 37, 346 und JW. 01, 386 —. 
Der Kläger hat überdies dem Einwande der Verzeihung gegen- 
über ſelbſt gar nicht vorgeſchützt, daß er ſich verſtellt habe. Er 
beſtritt lediglich die Richtigkeit der zur Begründung des Ein⸗ 
wandes von der Beklagten aufgeſtellten Behauptungen. Es war 
prozeßwidrig, im Intereſſe nicht der Aufrechterhaltung ſondern, 
der Scheidung der Ehe dem Verhalten des Klägers Beweggründe 
und Abfichten unterzulegen, die ſich aus ſeinen eigenen An⸗ 
führungen nicht ergaben. Die hiernach erforderliche Aufhebung 
des Berufungsurteils in Anſehung der Klage zieht die Ent- 
ſcheidung zur Widerklage ohne weiteres nach ſich — vergl. 
RG. 58, 307 und das Urteil des Senats in Sachen T. o. Ehe- 
frau vom 5. Dezember 1904 IV 530 04 —. O. o. O., U. v. 
1. Mai 05, 588/04 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

13. 8 4 3PO. Höhe der Koften, wenn eine nach 
richterlichem Ermeſſen feſtzuſetzende Klageforderung erhoben, nach⸗ 
mals aber ein Vergleich der Parteien über den Anſpruch zu- 
ſtande kommt.] 

Kläger hat als Eigentümer eines Grundſtücks komplexes 
auf Grund der Behauptung, daß die Grundſtücke durch den 
Bergbau der Beklagten ihre bisherige Bauſtelleneigenſchaft 
verloren hätten und der dadurch veranlaßte Minderwert 4 Mark 
für das Quadratmeter betrage, mit dem Antrage geklagt, die 
Beklagte zur Zahlung einer der Hoͤhe nach durch richterliches 
Ermeſſen auf Grund ſachverſtändiger Gutachten feſtzuſetzenden 
Summe nebſt Zinſen zu verurteilen. Nachdem im Laufe des 
Prozeſſes die Beklagte dem Kläger die angeblich beſchädigten 
Grundſtücke für 22 559,22 Mark, wovon 5 000 Mark als 
Vergütung für den Bergſchaden verrechnet find, abgekauſt hat, 
hat Kläger die Klage zurückgenommen. Der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes iſt durch landgerichtlichen Beſchluß auf 5 000 Mark 
feſtgeſetzt, demnächſt iſt zufolge der vom Prozeß bevollmächtigten 
des Klägers gemäß § 12 RAGED. in eigenem Namen 
erhobenen Beſchwerde durch das OLG. die Feſtſetzung auf 
75 000 Mark erhöht worden. Der hiegegen gerichteten weiteren 
Beſchwerde der Beklagten, mit der die Wiederherſtellung des 
erſtinſtanzlichen Feſtſetzungsbeſchluſſes verlangt wird, war ſtatt⸗ 
zugeben. Das OLG. hat ſeiner abändernden Entſcheidung die 
Angaben der Klagebegründung, nach denen allerdings der geltend 
gemachte Schaden die bezeichnete Höhe erreicht, zugrunde 
gelegt und eine Berückſichtigung der in dem Vertrage vom 
4. Februar 1905 enthaltenen Angaben über Wert und Schäden 
deshalb abgelehnt, weil nach dem gemäß 8 9 GKG. zur An- 
wendung zu bringenden 8 4 ZPO. für die Wertsberechnung 
der Zeitpunkt der Erhebung der Klage maßgebend ſei, der erſt 
ſpäter geſchloſſene Kaufvertrag daher außer Betracht bleiben 
müſſe. Dieſe Begründung iſt, wie die weitere Beſchwerde mit 
Recht rügt, irrig. Der zitierte § 4 bezieht ſich auf den Fall, 
daß der Wert des Streitgegenſtandes im Hauſe des Prozeſſes 
eine Veränderung erfährt, z. B. ein ſtreitiges Grundſtück im 
Preiſe ſteigt oder fällt. Eine ſolche Veränderung des objektiven 
Wertes iſt im vorliegenden Falle von keiner Seite behauptet 
worden. Hier handelt es ſich lediglich um einen Wechſel in den 
Parteiangaben über die — objektiv unverändert gebliebene — 
Werthöhe. Nun iſt freilich dem OLG. inſofern beizutreten, als 
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auch in dieſer Hinficht die Feſtſetzung des Streitwerts ſich 
darnach richtet, was Kläger in der Klage verlangt. Anderer- 
ſeits jedoch entſcheidet darüber, was als Klageverlangen anzu⸗ 
ſehen ift, der Inhalt der Klageanträge, wie dies vom RG. in 
wiederholten Beſchlüſſen ausgeſprochen worden iſt. In der 
gegenwärtigen Sache hat der Kläger denjenigen Schaden, den 
er ausweislich der Klagſchrift feiner Entſchädigungs berechnung 
zugrunde gelegt hat, nicht auch zugleich zum Gegenſtande 
ſeines formellen Klageantrages gemacht, ſondern er hat ſich hier 
damit begnügt, ſeinen Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens 
zu richten, der ſich auf Grund vorzunehmender Ermittelungen 
als objektiv vorhanden herausſtellen werde. Demnach kann auch 
nur der letztere als Streitobjekt angenommen werden. Das LG. 
hat kein Bedenken getragen, die Angabe in § 2 des Vertrages 
vom 4. Februar 1905, wonach der Schaden ſich auf 5 000 Mark 
beziffert, als der Sachlage entſprechend anzuſehen, und dieſer 
Auffaſſung war beizutreten. L. c. G., Beſchl. v. 3. Mai 05, 
B 124/05 V. — Breslau. 

14. 8 91 3PO. Erſtattung der Koſten von Gutachten 
und Verfahren bezüglich der Höhe dieſer Koften.] 

Die Erwägung des Os G., die Beklagten hätten der Gut⸗ 
achten zu ihrer Information nicht bedurft, da fie ſelbſt Sach- 
verſtändige ſeien, erſcheint gänzlich unſtichhaltig. Die ſach⸗ 
verſtändige Partei kann nicht Richter in eigener Sache ſein und 
muß vorher wiſſen, vorausgeſetzt, daß ſie ſich eine feſte Meinung 
bilden konnte, ob andere Sachverſtändige ihr Urteil beſtätigen 
würden. In ſolchen Fragen kann die Antwort nur durch ein 
Gutachten gegeben werden. Da aber die verrechneten Koſten 
ungewöhnlich hoch erſcheinen und die Anſätze in keiner Weiſe 
näher begründet find, und hinſichtlich der Anſätze des W. auch 
in Berückſichtigung zu ziehen fein wird, daß ihm für das Haupt- 
gutachten vom 3. März 1902 ſchon 166 Mark angewieſen 
wurden, erſchien es angemeſſen, die Sache zur Feſtſetzung der 
Einzelbeträge und des noch zu erſtattenden Geſamtbetrags an 
das Beſchwerdegericht zurückzuverweiſen. Behufs der Feftſetzung 
wird zu erwägen ſein, ob nicht die Vernehmung des Gegners 
und insbeſondere die eines Sachverſtändigen höherer Ordnung 
über das zu der Erſtattung der Gutachten erforderliche Zeitmaß 
angezeigt erſcheint. K. c. E., Beſchl. vom 6. April 05, 
Bs 88/05 VI. — Königsberg. 

15. § 109 3PO. Klage neben Antrag auf Rückgabe 
der prozeſſualen Sicherheit zuläſſig, aber bei einer einſtweiligen 
Verfügung nicht vor Beendigung des über ſelbige ſchwebenden 
Verfahrens.] 

Der Kläger erwirkte auf Grund des für glaubhaft 
erachteten Vorbringens, daß ihm der Beklagte am 31. Dezember 
1902 ein bei dem Makler W. zu D. eingeſtelltes Pferd in 
Kenntnis ſeines — des Klägers — Eigentum weggenommen 
und bei dem Fuhrunternehmer J. zu R. untergebracht habe, 
unter dem 15. Januar 1903 bei dem AG. zu Ratingen eine 
einſtweilige Verfügung, durch die er ermächtigt wurde, das 
Pferd mit Hilfe eines Gerichtsvollziehers in Beſitz zu nehmen. 
Die Vollziehung der Verfügung wurde von der Hinterlegung 
einer Sicherheit von 1000 Mark abhängig gemacht. Der 
Kläger leiſtete die Sicherheit und erlangte den Befi des Pferdes. 
In dem Verfahren wegen Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Ber- 
fügung vor dem Gerichte der Hauptſache erkannte das LG. auf 
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Beſtätigung. Die Sache ſchwebt gegenwärtig in der zweiten 
Inſtanz. Der Kläger erhob nach Erlaß des landgerichtlichen 
Urteils gegen den Schuldner unter anderem Klage auf Ein- 
willigung in die Rückgabe der hinterlegten Sicherheit. Das 
LG. verurteilte den Beklagten zur Einwilligung in die Rückgabe 
der Sicherheit. Das OLG. wies die Klage ab. Die Reviſion 
des Klägers wurde zurückgewieſen: Die Klage auf Rückzahlung 
der Sicherheit iſt jedenfalls verfrüht. Der 8 109 ZPD. ſteht 
ihr freilich nicht entgegen. Er iſt durch die Novelle zur ZPO. 
vom Jahre 1898 eingefügt und führt ein Verfahren ein, das 
auf kürzerem und einfacherem Wege, wie es in den Formen des 
ordentlichen Prozeſſes geſchehen kann, die Feſtſtellung unter den 
Parteien ermöglichen ſoll, ob die Rückgabe einer prozeſſualen 
Sicherheit zuläſſig iſt. Weder das Geſetz ſelbſt aber noch feine 
Entſtehungsgeſchichte (vergl. Begründung S. 127 der Heymann⸗ 
ſchen Ausgabe der Materialien zur Novelle der 30.) laſſen 
erkennen, daß durch die neue Verfahrens vorſchrift der im gewöhn⸗ 
lichen Prozeſſe zu verfolgende Anſpruch des Sicherheitsbeſtellers 
auf Einwilligung in die Rückgabe der Sicherheit hat aus⸗ 
geſchloſſen und daß jener auf den Rechtsbehelf des § 109 ZPD. 
hat beſchränkt werden ſollen. Daraus, daß ihm ein Mittel 
gegeben iſt, durch formloſen Antrag bei Gericht (wegen der 
einſtweiligen Verfügungen fiebe noch 8 943 Abſ. 2 ZPO.) 
eine den Gegner zur klageweiſen Geltendmachung ſeiner Anſprüche 
zwingende Anordnung zu erwirken, folgt nicht, daß er nicht auch 
ſeinerſeits den Rechtsweg beſchreiten und die Partei, zu deren 
Gunſten die Sicherheit beſtellt iſt, zur einredeweiſen Darlegung 
ihrer Anſprüche nötigen dürfe (vergl. Os G. Hamburg in der 
Oe GRſpr. 3, 326; Peterſen⸗Anger, 5. Aufl. Anm. 5 zu § 109 
ZPO.; abweichend Gaupp⸗Stein Bem. II). Allein zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs auf die Zuſtimmung des Beklagten 
zur Rückgabe der Sicherheit gehört, wie zur Begründung des 
Antrags nach § 109 3PO., die Behauptung, daß die Ver⸗ 
anlaſſung der Sicherheitsleiſtung weggefallen ſei, daß alſo 
Anſprüche, für welche die Sicherheit dem Gegner haften ſoll, 
nicht mehr entſtehen können (RG. 7, 374 ff.). Davon iſt 
aber im vorliegenden Falle keine Rede. Das Verfahren wegen 
der Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung, welche den 
Anlaß zur Sicherheitsleiſtung gegeben hat, iſt noch nicht 
beendet; es ſchwebt in der Berufungsinſtanz und es iſt ſomit 
die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß die einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufgehoben wird und nunmehr der Fall eintritt, für 
welchen die Beſtellung der Kaution bedeutſam wird. Eine die 
Rückgabe bezweckende Klage vor Erledigung jenes Ver⸗ 
fahrens iſt ausgeſchloſſen und deshalb die Entſcheidung des 
Berufungsrichters begründet. O. c. K., U. v. 28. April 05, 
452/04 VII. — Cöln. 

16. 5 207 Abſ. 2 3pO. Verfahren bei Verluſt der für 
den Reviſionskläger beſtimmten Zuſtellungsurkunde.!] 

Das Berufungsurteil iſt am 28. März 1904 zugeſtellt. Die 
Reviſtonsſchrift, deren Zuſtellung unter Vermittelung des Gerichts⸗ 
ſchreibers erfolgen ſollte, wurde bei dieſem am 22. April 1904 
eingereicht; fie iſt nach einer vom Prozeß bevollmächtigten der 
Reviſionsbeklagten vorgelegten Poſtzuſtellungsurkunde am 
25. April 1904, nach einer vom Prozeßbevollmächtigten des 
Reviſionsklägers vorgelegten Poſtzuſtellungsurkunde am 
6. Mai 1904 zugeſtellt. Die zweite Zuſtellung ſoll dadurch 
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veranlaßt ſein, daß die für den Reviſionskläger beſtimmte Ur⸗ 
kunde über die erfte Zuſtellung verloren ging. Die Recht⸗ 
zeitigkeit der Revifionseinlegung kann hiernach einem Bedenken 
nicht unterliegen. Durch die von der Reviſionsbeklagten vor- 
gelegte Poſtzuſtellungsurkunde iſt die Zuſtellung am 25. April 
dargetan; übrigens war auch die zweite Zuſtellung vom 6. Mai, 
die in der zweiwöchigen Friſt des $ 207 Abſ. 2 ZPO. erfolgt 
iſt, rechtswirkſam. Der Anwendbarkeit des §S 207 Abſ. 2 ZPO. 
ſtände nicht entgegen, daß der Reviſtonskläger nach dem 
22. April 1904 eine weitere für die Revifionsbellagte beſtimmte 
Abſchrift der am 22. April bei dem Gerichtsſchreiber eingereichten 
Reviſionsſchrift dem Gerichtsſchreiber zum Zwecke wiederholter 
Vornahme der Zuſtellung übergeben hat. R. c. N., U. v. 
18. April 05, 253/04 II. — Berlin. 

17. 8 246 3 O. Über Ausſetzung des Verfahrens nach 
Zuſtellung eines Urteils hat nicht das dies letztere erlaſſende 
Gericht zu entjcheiden.] 

Nach Zuſtellung eines die Berufung des Beklagten zurück⸗ 
weiſenden Berufungsurteils trug der Prozeßbevollmächtigte des 
Beklagten wegen Todes des letzteren auf Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens an. Das OLG. gab dieſem Antrage auch wegen 
des durch ein von ihm erlaſſenes und zugeſtelltes Teilurteil 
betroffenen Anſpruchs ſtatt. Das RG. hob in dieſer 
letzteren Beziehung auf: Es iſt feſtzuhalten an der ſchon 
mehrfach vom RG. betätigten Auffaſſung, wonach als das 
„Prozeßgericht“, bei welchem nach § 248 Abi. 1 300. 
das Geſuch um Ausſetzung des Verfahrens anzubringen 
iſt, von der Urteilszuſtellung an, falls überhaupt gegen dieſes 
Urteil ein Rechtszug an eine hohere Inſtanz geſetzlich zugelaſſen 
iſt, nicht mehr das Gericht der unteren, ſondern das der oberen 
Inſtanz zu gelten hat; vergl. das Urteil des V. 35. des RG. 
bei Gruchot, Beitr. 34, 1160 f., und Seuffert, Arch. 45 
Nr. 276, des IV. 3 S. bei Gruchot a. a. O. 39, 1136, des 
VI. 35. in RG. 40, 370. Daß in Rückſicht auf den 
Inſtanzenzug die Anhängigkeit der Sache bei der unteren 
Inſtanz überhaupt mit der Zuſtellung des Endurteils beendigt 
iſt, iſt auch außerdem öfters ausgeſprochen worden; vergl. z. B. 
Damit iſt freilich noch nicht 
geſagt, daß nicht in anderen Beziehungen das Gericht, bei dem 
der Prozeß bis zur Urteilszuſtellung anhängig war, auch nahher 
noch „Prozeßgericht“ bleibt; vergl. z. B. § 767 Abi. 1, 8 888 
Abſ. 1, § 889 Abſ. 1, 5 890 Abſ. 1, 2, 8893 Abſ. 2 30 D.; 
allein einen Antrag auf Aus ſetzung des Verfahrens zu ſtellen 
kann nur derjenige ein berechtigtes Intereſſe haben, der Friſt 
zur Überlegung wegen etwaniger Einlegung eines zuläffigen 
Rechtsmittels gewinnen will, und in Beziehung auf den In⸗ 
ſtanzenzug iſt eben dasjenige Gericht, deſſen Endurteil bereits 
zugeſtellt iſt, nicht mehr „Prozeßgericht“. H. c. S., Beſchl. v. 
9. Febr. 05, Bs 332/04 VI. — Dresden. 

18. 5 267 ZPO. Bedeutung des Antrages auf Ab⸗ 
weiſung einer negativen Feſtſtellungs⸗Widerklage für die Frage, 
ob die Geltendmachung der ganzen klägeriſchen Forderung rechts⸗ 
hängig geworden iſt.] 

Kläger fordert 229 Mark Lohn für ärztliche Verrichtungen 
in der Zeit vom 15. September bis Ende Dezember 
1896. Die Beklagte beantragte Abweiſung der Klage und 
erhob Widerklage dahin, den Kläger für nicht berechtigt zu 
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erklären, überhaupt Anſprüche zu erheben. Das LG. wies 
die Klage ab und erkannte auf die Widerklage, daß der Kläger 
für die ganze Zeit nicht berechtigt ſei, Anſprüche aus der ärzt⸗ 
lichen Behandlung zu erheben. In der Berufungsinſtanz er- 
weiterte der Kläger ſeinen Klageantrag, indem er nicht nur 
um Abweiſung der Widerklage bat, ſondern auch beantragte, in 
erſter Reihe: ſeinen Anſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt zu erklären, in zweiter Reihe: die Beklagte zur Zahlung 
angemeſſener Vergütung für ſeine ärztlichen Bemühungen in 
den Jahren 1896, 1897 und 1898 zu verurteilen. Dieſe Er⸗ 
weiterung des Klageantrages geſchah mittels des in den fol- 
genden Verhandlungsterminen vorgetragenen ſchriftlichen An⸗ 
trages vom 28. März 1903. Das OLG. wies die Berufung 
des Klägers zurück, und zwar mit folgender Begründung: Die 
ſämtlichen Anſprüche des Klägers, welche nach Ablauf des 
Jahres 1896 entſtanden ſeien, würden nach 82 Nr. 2 und 8 6 
des preußiſchen Geſetzes vom 31. März 1838, bezw. § 196 
Nr. 14 BGB. in Verbindung mit Art. 169 Abſ. 2 CG. z. 
BGB. mit Ablauf des Jahres 1901 verjährt fein; eine Unter- 
brechung der Verjährung ſei hinſichtlich dieſer Anſprüche durch 
die Erhebung der Klage, welche am 30. Dezember 1899 zu⸗ 
geſtellt ſei, nicht erfolgt, da die Klage ſich lediglich auf die 
Anſprüche aus 1896 beſchränke, die Erhebung der Widerklage 
eine Unterbrechung der Verjährung nicht zur Folge gehabt habe, 
eine Ausdehnung des Klageanſpruchs auf die ſeit Beginn des 
Jahres 1897 erwachſenen Anſprüche aber erſt durch den Antrag 
vom 28. März 1903 erfolgt ſei. (Vergl. 88 551 u. f. 
Tl. I Tit. 9 AL R.; 8 267 3PO.; 88 208 u. f. BGB.; 
RG. 39, 216 u. f.) Dieſe Rechtsausführungen werden von 
der Reviflon vergeblich bekämpft. (Wird unter Hinweis auf 
die Klagebegründung weiter ausgeführt.) Allerdings unterbricht 
nach Preußiſchem Rechte die Einklagung eines Teiles des An⸗ 
ſpruchs die Verjährung auch hinſichtlich des nichteingeklagten 
Reſtanſpruchs, falls, wie hier, die Klage im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits erweitert wird. Dies ſetzt aber voraus, daß die Klage, 
was hier nicht der Fall, eine Betätigung des ganzen 
Rechtes enthält. (8 570 ALR. Tl. 1 Tit. 9.) Die Reviſion 
meint ferner, die Verteidigung des Klägers gegen die Wider⸗ 
klage ergebe überall, daß er ſein ganzes Recht zur Geltung 
habe bringen wollen, was dann auch in zweiter Inſtanz durch 
Erweiterung des Antrags der Klage geſchehen ſei, aber dieſe 
Rüge findet ihre Widerlegung darin, daß das Berufungsgericht 
das Vorhandenſein jenes Betätigungswillens rechtlich bedenkenfrei 
verneint. Der Reviſionsangriff hat jedoch noch eine weitere 
Bedeutung. Die Widerklage war auf Feſtſtellung der Nicht⸗ 
berechtigung des Klägers, für die ärztliche Behandlung über⸗ 
haupt Vergütung zu verlangen, gerichtet. Mit Erhebung 
dieſer auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens einer Berechtigung ge⸗ 
richteten Widerklage wurde der ganze Anſpruch des Klägers 
rechtshängig, alſo auch der mit der Klage nicht eingeflagte 
Reſtanſpruch. Wäre die Widerklage nicht, wie hier, zu⸗ 
geſprochen, ſondern als fachlich unbegründet a b gewieſen worden, 
ſo würde mit der Rechtskraft des Urteils die Berechtigung des 
Klägers, für die ärztliche Behandlung während der ganzen 
Dauer der Krankheit Vergütung fordern zu dürfen, feſtgeſtellt 
worden ſein. Denn, wie das RG. wiederholt angenommen, 
ſchließt der Ausſpruch, die negative Feſtſtellungsklage ſei ſachlich 
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unbegründet, die Feſtſtellung des Beſtehens des Rechtsverhältniſſes 
in ſich. Allein der Antrag auf Abweiſung der negativen Feſt⸗ 
ſtellungswiderklage und überhaupt die Verteidigung gegen dieſe 
ſtellt trotzdem keine die Verjährung unterbrechende gerichtliche 
Handlung dar. Die Abwehr der negativen Feſtſtellungswider⸗ 
klage enthält nicht die für die Unterbrechung der Verjährung 
erforderliche (pofitive) Betätigung des Rechts, denn dazu gehört 
eine Rechtsverfolgung, alſo eine auf Zuſprechung eigenen Rechtes, 
nicht bloß auf Abwehr des gegneriſchen Begehrens gerichtete 
Tätigkeit. Wenn auch mit der rechtskräftigen Abweiſung einer 
negativen Feſtſtellungsklage in bezug auf das Beſtehen eines 
Rechtsverhältniſſes derſelbe Erfolg eintreten kann, der mit der 
rechtskräftigen Zuſprechung der pofitiven Feſtſtellungsklage 
erzielt wird, ſo darf dieſe Gleichheit des Erfolges doch nicht 
dahin führen, beide Fälle in bezug auf die Unterbrechung der 
Verjährung einander gleichzuſtellen, um ſo weniger, als die vom 
Geſetz anerkannten Unterbrechungshandlungen eine in ſich ge⸗ 
ſchloſſene Gruppe bilden, die durch Verallgemeinerung nicht er- 
weitert werden darf. R. o. S., U. v. 19. April 05, 511/04 IV. 
— Hamm. 

19. $ 313 Ziffer 4 verb. mit 88 549, 551, 562 3p O. 
Mangel des Tatbeſtandes — Unterlaffene Angabe des an- 
gewendeten Geſetzes — ob revifibel oder nichtrevifibel — Revi⸗ 
fibilität des in Sachſen vor dem Sächſ. BGB. in Geltung 
geweſenen gemeinen Rechtes 7] 

Eine Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden 
Schriftſätze ift nicht ausgeſchloſſen, aber eine ſolche Bezugnahme 
ſoll nur eine Ausnahmemaßregel und nur inſoweit ſtatthaft 
ſein, als es ſich um einzelne, im Tatbeſtand beſtimmt hervor⸗ 
zuhebende Stücke handelt, bei denen wegen der beſonderen Be⸗ 
ſchaffenheit des in bezug zu nehmenden Streitſtoffes, wie z. B. 
im Falle der Beibringung umfangreicher Vertragsurkunden, 
Inventarverzeichniſſe, Liſten, Zinsrechnungen u. dergl. das Snter- 
eſſe der Überſichtlichkeit der Darſtellung es erheiſcht, von der 
Aufnahme aller Einzelheiten in den Tatbeſtand abzuſehen und 
ſich mit einer Verweiſung auf die bei den Akten befindlichen 
Schriftſtücke zu begnügen. Dieſen Grundſatz hat aber der Be⸗ 
rufungsrichter nicht befolgt, er hat die Ausnahme zur Regel 
gemacht und — allerdings unter Beifügung einiger ſelbſtändiger, 
aber durchaus ungenügender Einleitungs⸗ und Verbindungs⸗ 
ſätze — einfach auf die zweitinſtanzlichen Schriftſätze und den 
Tatbeſtand des erſten Richters Bezug genommen. Es iſt aber 
ſchwer denkbar, daß die Anwälte in vorgeſchriebener freier Rede 
derartig umfangreiche, ſich zum Teil in Wiederholungen, Be- 
zugnahmen und kleinen Abweichungen von früheren eigenen 
Ausführungen ergehende Schriftſätze wörtlich oder doch genau 
ſiungemäß vorgetragen haben, und wenn dies doch geſchehen fein 
ſollte, ſo waren kleinere oder großere Ungenauigkeiten und 
Widerſprüche ohne hinzukommende — hier aber nicht erſichtlich 
gemachte — Richtigſtellungen kaum vermeidlich. Nach dem 
allen entſpricht der Tatbeſtand des Berufungsurteils den Vor⸗ 
ſchriften des $ 313 ZPD. nicht. Ein Verſtoß gegen Ziffer 4 
des § 313 mit Ziffer 7 des 8 551 380. liegt vor. Der 
Vorderrichter mußte bei ſeiner Entſcheidung, wie er zum Teil 
ſelbſt anerkennt, Bergrecht, Waſſerrecht, allgemein ſtaatsrechtliche 
und zivilrechtliche Vorſchriften, wie fie im Koͤnigreich Sachſen 
vor und nach Einführung feines BGB. von 1863 und der 
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neuen Reichsgeſetze galten, anwenden. Dabei kommt allent- 
halben im Hinblick auf 88 549, 562 ZPO. die Frage der 
Revifibilität der angewendeten Einzelbeſtimmungen in Betracht, 
und das Reviſionsgericht kann in dieſer Richtung nur dann eine 
fihere Entſcheidung treffen, wenn das Berufungsgericht die 
Rechtsquellen, die es im einzelnen anwendet, genau bezeichnet. 
Es iſt daher vom RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen worden, 
daß ein Berufungsurteil, das dieſer Anforderung nicht ent⸗ 
ſpricht, der Aufhebung unterliegt. Vergl. Urteil des RG. 
IV. 71/00 vom 14. Mai 1900 (JW. S. 52414) und die dort 
angezogenen Stellen. Das OLG. iſt aber dieſer Verpflichtung 
nur zum Teil nachgekommen. Zwar ſpricht es ausdrücklich 
aus, daß es ſich in der Hauptſache, das heißt betreffs des 
Rechtes der Bachanlieger überhaupt und in Gegenden, wo 
Bergbau betrieben wird, im beſondern ausſchließlich auf ſächſiſches 
Waſſer⸗ und Bergrecht ſtutze, und inſoweit muß feine Urteils. 
begründung genügen und gemäß Art. 67, 65 EG. z. BG. 
88 549, 562 ZPO. die Entſcheidung jedem Revifionsangriffe 
entziehen. Dagegen fehlt es in anderen Stücken, nämlich ſoweit 
die Beklagte Einwendungen a aus einem den Bergbau ver⸗ 
liehenen Waſſerbenutzungsprivileg, b aus einer Erfigung von 
Waſſerrechten, c aus der Klagenverjährung erhoben hat, an einer 
genügenden Erklärung des Vordergerichts darüber, daß es ſeine 
Entſcheidungen ausſchließlich auf ſächfiſches Landesrecht geſtüͤtzt 
hat. Es muß vielmehr bis zur ausdrücklichen Feſtſtellung des 
Gegenteils davon ausgegangen werden, daß der Berufungs- 
richter zum Teil auch die einſchlagenden, bis zur Einführung 
des Sächſ. BGB. gültig geweſenen gemeinrechtlichen und daher 
revifibeln Rechts ſätze in vorbezeichneten Richtungen anwenden 
wollte und angewendet hat. Insbeſondere enthält gewöhnlich 
das Berg- und Waſſerrecht des Einzelſtaates keine beſonderen 
Beſtimmungen über Erfitzung und Klagenverjährung. Nun 
könnte — oder vielleicht müßte — man über die vorſtehend 
gerügten allgemeinen Verletzungen der Vorſchriften über Tat⸗ 
beſtand und Urteilsbegründung dann hinwegſehen, wenn das 
Berufungsurteil auf ihnen nicht beruhen würde, wenn es 
namentlich auf aus den Schriftſätzen hervorgehenden zweifel ⸗ 
haften Parteierklärungen fußte und dabei nichts überſehen und 
wenn es weiter auch die moͤglicherweiſe anzuwendenden gemein- 
rechtlichen Rechtssätze einwandfrei wiedergegeben hätte. (Das 
dies aber nicht der Fall ift, wird weiter ausgeführt.) R. c. U.. 
U. v. 29. April 05, 497/04 V. — Dresden. 

20. 8 616 ZPD. Wann liegt das Wiſſen einer Tat⸗ 
ſache vor, welche bei Vermeidung des Ausſchluſſes vom klag⸗ 
berechtigten Ehegatten geltend gemacht werden muß 71 

Allerdings hat das RG. in mehrfachen Entſcheidungen 
(RG. 35, 353; 43, 424) ausgeſprochen, daß eine für die 
Begründung der Eheſcheidungsklage ausreichende Tatſache, von 
der die klagberechtigte Partei annehmen konne, daß die Gegen⸗ 
partei ſie beſtreiten werde, für die erſtere erſt dann Bedeutung 
gewinne, wenn ſie in der Lage ſei, dieſe Tatſache durch Angabe 
von Beweismitteln als richtig darzutun, daß ſomit die Partei 
auch erſt von da ab die Moͤglichkeit habe, fie „geltend zu 
machen“. Im vorliegenden Fall hat aber die Beklagte die 
Tatſache, d. i. den Ehebruch des Klägers, im Vorprozeß unter 
Angabe ihrer Beweismittel geltend gemacht, allerdings nicht 
zum Zweck der Begründung der ECheſcheidungsklage wegen 
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Ehebruchs, ſondern einredeweiſe; dies iſt aber gleichgültig, es 
genügt nach § 616 das „Geltendmachen der Tatſache“. Das 
Berufungsgericht hat aber auch die Tragweite der erwähnten 
Entſcheidungen mißverſtanden. Durch dieſelben iſt nicht zum 
Ausdruck gebracht, daß der klagberechtigte Ehegatte gemäß 
§ 616 3D. nur dann genötigt ſei, die ihm bekannte Tatſache 
bei Vermeidung des Ausſchluſſes geltend zu machen, wenn er 
des Beweiſes völlig ſicher ſei, ſondern nur, daß beweisloſe, in 
der Luft ſtehende Tatſachen nicht als klagbegründende angeſehen 
werden können, und daher auch nicht „geltend gemacht“ werden 
müſſen. Wollte man die Beſtimmung des 8 616 in dem 
weiteren Sinne, wie das Berufungsgericht, verſtehen, ſo würde 
§ 616 nahezu bedeutungslos und würde der Zweck der Be⸗ 
ſtimmung die Vermehrung der Prozeſſe, ſowie die Verlängerung 
des dem Weſen der Ehe ſchädlichen Schwebezuftandes zu ver- 
meiden, meiſt vereitelt, da nur allenfalls bei gerichtlichem 
Geſtändnis oder bei in flagranti entdeckten und feſtgeſtellten 
Verfehlungen die Beſtimmung Platz greifen könnte Im vor⸗ 
liegenden Falle ftanden nun im Vorprozeſſe aber der Beklagten 
genau dieſelben Beweismittel zu Gebot, wie im jetzigen Prozeſſe, 
ſie iſt alſo im gegenwärtigen Prozeß mit der Geltendmachung 
der Chebruchshandlungen des Klägers ausgeſchloſſen. W. c. W., 
U. v. 14. April 05, 45/05 IV. — Stuttgart. 

II. Preußiſche Laudesgeſetze. 

Preußiſches Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851. 

21. 5 270 in Verbindung mit § 134 BGB. Plenar⸗ 
entſcheidung der 35. über die Wirkung der Übertretung $ 270 
für den abgeſchloſſenen Vertrag.] 

Welchen Inhalt das zwiſchen den Parteien im Verſteigerungs⸗ 
termine geſchloſſene Abkommen habe, hat der Berufungsrichter 
nicht feſtgeſtellt. Er hat vielmehr die Klage abgewieſen, davon 
ausgehend, daß dieſes Abkommen, weil ſich jedenfalls nach ihm 
der Kläger verpflichtet habe, vom Bieten Abſtand zu nehmen 
und der Beklagte ihm hierfür eine Gegenleiſtung verſprochen 
habe, nach 8 134 BGB. nichtig ſei. Denn es verſtoße gegen das 


geſetzliche Verbot des noch in Kraft ſtehenden § 270 Preuß. 


StGB., weil der Beklagte den Kläger durch das Verſprechen 
einer Gegenleiſtung (eines Vorteils im Sinne des 8 270) vom 
Bieten abgehalten habe. Dieſe Rechtsauffafſung entſpricht zwar 
dem vom Berufungsrichter angezogenen Urteile des VI. 35. des 
RS. vom 2. Juni 1902, fie ift aber durch den in Sachen 
K. wider H., V 213/03“), ergangenen Beſchluß der Ver 3 S. des 
RG. vom 17. März 1905 reprobiert. Durch ihn iſt als 
Rechtsſatz aufgeſtellt worden, daß im Geltungsbereiche des 8 270 
des Preuß. StGB. vom 14. April 1851 ein Vertrag, durch 
den der eine Kontrahent ſich von dem anderen gegen Zuficherung 
eines Vorteils vom Bieten bei öffentlichen Verſteigerungen ab⸗ 
halten läßt, nicht darum allein nach dem $ 134 BGB. nichtig 
iſt, weil der § 270 des Preuß. StGB. den mit Strafe bedroht, 
der andere vom Bieten bei öffentlichen Verſteigerungen durch 
Zuficherung oder Gewährung eines Vorteils abhält. In An⸗ 
wendung dieſer Plenarentſcheidung war daher das angefochtene 
Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
Sch. c. Sch., U. v. 3. Mai 05, 217/04 V. — Naumburg. 


5) Vergl. oben S. 167 Nr. 4. 
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Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

22. Tarifſtelle 32 in Verbindung mit § 313 Satz 2 
BGB. Stempelpflichtigkeit eines durch Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung der Form nach geheilten Grundſtücksvertrages.] 

Durch mündliche Vereinbarung hat im Jahre 1901 die 
Klägerin ein Grundſtück nebſt Zubehör an den Brauereibeſitzer V. 
für 27000 Mark verkauft, wovon 20 000 Mark auf das 
Immobile und 7 000 Mark auf den beweglichen Beilaß entfielen. 
Die Auflaſſung und die Eintragung der Eigentums veränderung 
in das Grundbuch erfolgte am 24. Dezember 1901. Laut einer 
privatſchriftlichen Urkunde vom 12. Auguſt 1902, in 
welcher zunächſt der Inhalt jenes mündlichen Abkommens wieder⸗ 
gegeben ift, kamen die Beteiligten dahin überein: „die Kontra- 
henten heben dieſen Kaufvertrag hiermit auf und verpflichten 
ſich wechſelſeitig zur Rückauflaſſung“. Dieſe Auflaſſung mit 
anſchließender Eintragung in das Grundbuch fand am folgenden 
Tage ſtatt, wobei die fragliche Urkunde überreicht und auf die⸗ 
ſelbe in dem Auflaſſungsprotokoll Bezug genommen wurde. Zu 
dem Dokument wurde vom Grundbuchamt ein Stempel von 
1 Mark 50 Pf. erfordert, und zwar unter Anwendung der 
Tarifſtelle 71 Ziffer 1 Abſ. 1 des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895. Das mit der Beſchwerde angerufene LG. be⸗ 
ſtätigte den Anſatz. Auf weitere Beſchwerde ſind jedoch dieſe 
Entſcheidungen vom KG. in Berlin aufgehoben und gemäß 
Tarifſtelle 32 ein Stempel von 223 Mark 50 Pf. in Anſatz 
gebracht und bezahlt. Mit der gegenwärtigen Klage fordert die 
Klägerin, ſolchen bezüglich der Summe von 200 Mark (Stempel 
für das mit 20 000 Mark) bewertete Grundſtück 1 zurück. 
Die Klage iſt von den Vorinſtanzen zurückgewieſen, desgleichen 
die Reviſion: Auf die fragliche Urkunde, als ein läſtiges Ver⸗ 
aͤußerungsgeſchäft enthaltend, findet in der Tat die Tarifſtelle 32 
Anwendung. Zunächſt iſt davon auszugehen, daß hier eine 
beſondere, auf Vereinbarung begründete Vertragsverpflichtung 
zur Rückgewähr vorliegt, wonach eine in dem Stempeltarif be⸗ 
ſonders aufgeführte Verhandlung in Frage ſteht. Es kommt 
daher nach Tarifſtelle 71 Ziffer 1 Abſ. 2 derjenige Steuerſatz 
zur Anwendung, welchem dieſe Verabredung unterliegt. Wie 
auch von den Vorinſtanzen angenommen, muß hier eine andere 
Beurteilung eintreten, als ſolche ſeitens des erkennenden Senats 
in deſſen Urteile vom 26. Oktober 1900 (RG. 47 S. 303) 
dem damals fraglichen Rechtsſtreite zuteil geworden iſt. Bei 
dieſem handelte es ſich um die beurkundete Regelung der Folgen 
der Vertragsaufhebung, auf welche der eine Teil ein geſetz ⸗ 
liches Recht hatte. Es iſt dann ausgeſprochen, daß ſolchenfalls 
in der vertragsmäßig niedergelegten Abrede der Rückgabe ein 
läſtiges Veräußerungsgeſchäft nicht zu erblicken ſei. Für die 
gegenwärtige Beurteilung kommt ſodaun zunächſt der § 313 
Satz 1 BGB. in Betracht. Es ergibt ſich daraus, daß die 
in Frage ſtehende Urkunde, für ſich betrachtet, da ſie der vor⸗ 
geſchriebenen Form ermangelt, und ſich daher das dokumentierte 
Abkommen als nichtig darſtellt, einer Stempelabgabe nicht 
unterliegt. In dem Satz 2 des angezogenen Paragraphen wird 
nun aber weiter beſtimmt: „Ein ohne Beobachtung dieſer Form 
geſchloſſener Vertrag wird feinem ganzen Inhalte nach gültig, 


wenn die Auflaſſung und die Eintragung in das Grundbuch 


erfolgt.“ Daraus iſt zu ſchließen, daß, falls dieſe Vorausſetzung 
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vorliegt, der wegen Formmangels ungültige Vertrag, welcher 
der Auflaſſung und Eintragung zugrunde liegt, jedenfalls dann 
Gültigkeit erlangt und damit ſtempelpflichtig wird, wenn in 
dem über die Auflaſſung aufgenommenen Protokolle die über⸗ 
reichte Vertragsurkunde derart in Bezug genommen wird, daß 
daraus das Verhältnis des Urkundeninhalts zur Auflaſſung 
erhellt. Es liegt in ſolchem Falle urkundlich vor, daß dem in 
mangelhafter Form aufgenommenen Vertrage Rechtswirkſamkeit 
zuteil geworden iſt. Es iſt auch die Stempelpflichtigkeit von 
privatſchriftlichen Urkunden des fraglichen Inhalts für den Fall 
nachfolgender Auflaſſung und Eintragung ausgeſprochen von dem 


Finanzminiſter in dem mit Zuſtimmung des Juſtizminiſters 


erlaſſenen Reſkripte vom 12. Februar 1900 (IMB. 63), von 
Hummel und Specht (Kommentar S. 513) und von Heinitz 
(Kommentar, 2. Auflage, S. 291 und 292). Für die zu 
treffende Entſcheidung kann es bei der Sachlage dahingeſtellt 
bleiben, ob auch wie von dem Finanzminiſter ſowie von Hummel 
und Specht, wenngleich von den letzteren nicht ohne Bedenken 
angenommen wird, die Stempelpflicht der Privatſchrift auch für 
den Fall vorliegt, daß ſolche nicht dem Grundbuchrichter über- 
reicht und auf fie auch nicht in dem Auflaſſungsprotokoll Bezug 
genommen wird. Die Vorinſtanz findet ein Bedenken, ſich der 
dargelegten Anſicht anzuſchließen, darin, daß nach Tarifſtelle 8 
Abſ. 3 der Auflafſungsſtempel nicht zu erheben iſt, wenn mit 
der Verlautbarung der Auflaſſung oder während einer nach⸗ 
folgenden, näher beſtimmten Friſt die das Veräußerungsgeſchäft 
enthaltende, in an ſich ſtempelpflichtiger Form ausgeſtellte 
Urkunde vorgelegt. Es wird ausgeführt, daß es an ſolcher Form 
bei einer privatſchriftlichen Urkunde fehle, deren Formmangel erſt 
durch hinzutretende äußere Umftände, wie die Er⸗ 
wähnung im Auflaſſungsprotokoll, geheilt werde. Dem Be⸗ 
denken iſt keine Bedeutung beizumeſſen. Nachdem ſich die Rechts⸗ 
lage, unter der die in Rede ſtehende Beſtimmung erlaſſen wurde, 
durch den § 313 Satz 1 BGB. anders geſtaltet hat, kann jene 
Vorſchrift nur noch entſprechend Anwendung finden, dergeſtalt, 
daß es nunmehr genügt, wenn eine Beſeitigung des Formmangels 
erſt nach Vorlegung der Urkunde durch die Auflaſſung und 
die Eintragung in das Grundbuch erfolgt. G. c. F., U. v. 
28. April 05, 450/04 VII. — Naumburg. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 3 bringt einige erhebliche Geſichtspunkte über 
den Begriff des Sachwuchers. 

In dem Falle der Entſch. Nr. 6 hatte ein Bauherr durch 
einen Bauunternehmer ein Gebäude aufführen laſſen, das infolge 
ſchlechter Beſchaffenheit des verwendeten Kalkes unbrauchbar war. 
Der von dem Eigentümer außerkontraktlich aus § 823 Abſ. 1 
erhobene Schadenserſatzanſpruch gegen den Lieferanten des Kalkes 
wurde aus Rechtsgründen zurückgewieſen. 

In Nr. 8 war der Kläger durch einen Angeſtellten, dem 
der frühere Prinzipal wider beſſeres Wiſſen ein günſtiges Zeugnis 
erteilt hatte, geſchädigt worden. Der auf § 826 BGB. geftüßte 
Schadenserſatzanſpruch gegen den Ausſteller des Zeugniſſes griff 
durch. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg a. S. hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe 
von 1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vor⸗ 
ſtande iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


— 


Mitteilung von der Auwaltskammer bei dem 
Reichsgerichte. 


An die Herren Kollegen der Vorinſtanzen. 


Durch das Geſetz vom 5. Juni 1905, betreffend Ande⸗ 
rungen der Zivilprozeßordnung, welches auf alle am 9. Juni 1905 
oder fpäter verkündeten Urteile der Oberlandes gerichte zur An- 
wendung kommt, find abgeſehen von der Erhoͤhung der Re⸗ 
vifionsſumme von 1500 auf mehr als 2500 Mark folgende 
wichtige Neuerungen im Reviſionsver fahren eingeführt: 

1. Die Revifion muß binnen der Friſt von einem Monat, 
welche mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt beginnt — alſo 
ſpäteſtens binnen zweier Monate vom Tage der Zuſtellung des 
Urteils an — durch Einreichung eines Schriftſatzes bei dem 
Reviſionsgerichte begründet werden. 

Dieſe Begründungsfriſt kann weder durch das Gericht, 
noch durch Parteivereinbarung verlängert werden, ja es 
gibt nicht einmal eine Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen eine Verſäumung derſelben. 

2. Prozeſſuale Rügen, die nicht innerhalb der Be⸗ 
gründungsfriſt ſchriftlich unter Angabe der ſie begründenden 
Tatſachen erhoben werden, find unwiederbringlich aus⸗ 
geſchloſſen. Wenn ferner das Vorhandenſein der Revifions- 
ſumme nicht bis zum Ablauf der Begründungs friſt glaubhaft 
gemacht iſt, ſo kann die Reviſion ohne mündliche Verhandlung 
durch Beſchluß verworfen werden, gegen den es keine Be⸗ 
ſchwerde gibt. 

3. In beſonders übler Lage befindet ſich die Partei, welche 
Anſchlußreviſion erheben will. Die Friſt von einem Monat 
(vom Ablauf der Reviſionsfriſt an gerechnet), innerhalb welcher 
fie die Anſchlußreviſion einzulegen und zu begründen hat, wird 
meiſt zu einem erheblichen Teile ſchon verſtrichen ſein, 


bevor die Partei überhaupt (durch die Zuſtellung der Revifions- 
ſchrift) erfährt, daß der Gegner Reviſion eingelegt hat, und ſie 
wird vollſtändig abgelaufen ſein, bevor ſie erfährt, 
wie der Gegner feine Revifion begründet! Hier iſt alſo, 
wofern nicht vorgezogen wird, ſchon von vornherein die 
Hauptrevifion einzulegen, die allergrößte Eile bei Erteilung 
des Auftrags und Einſendung der Akten an den Prozeß 
beoollmächtigten des Reviſions beklagten und Anſchlußrevifions⸗ 
klägers geboten. 

Im Hinblick auf dieſe Beſtimmungen und die dadurch nicht 
bloß uns, ſondern auch den Kollegen der Vorinſtanzen auferlegte 
erhöhte Verantwortlichkeit, ſowie vor allem im Intereſſe der 
Parteien richten wir an unſere Herren Kollegen, welche die Auf- 
träge zur Einlegung der Reviſion zu erteilen oder zu vermitteln 
oder die Parteien darüber zu belehren haben, das dringende 
Erſuchen, 

1. dafür beſorgt zu ſein, daß der Auftrag zur Einlegung 
der Revifion moͤglichſt bald erteilt wird und daß gleich⸗ 
zeitig, ſpäteſtens aber bis zum Ablauf der Revifions⸗ 
friſt, die vollſtändigen Handakten mit Ab- 
ſchriften der Beweisverhandlungen und der 
Sitzungsprotokolle, ſowie die Urteile I. und 
II. Inſtanz an den Vertreter des Reviſionsklägers ein ⸗ 
geſandt werden; das Urteil II. Inſtanz muß mit der 
Zuſtellungsurkunde verſehen ſein; 

2. demſelben gleichzeitig diejenigen Tatſachen und Beweis- 
mittel (Gutachten u. dgl.) mitzuteilen, welche zur 
Glaubhaftmachung des Vorhandenſeins eines den 
Betrag von 2 500 Mark überſteigenden Beſchwerde⸗ 
gegenftandes geltend zu machen find. Dies iſt ins ⸗ 
beſondere bei dinglichen Anſprüchen aller Art, bei 
Klagen auf Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht, bei 
Prozeſſen über Gebrauchsmuſter, unlauteren Wett- 
bewerb u. dgl. unbedingt erforderlich, und es iſt 
beſonders darauf hinzuweiſen, daß die in den Vor⸗ 
inſtanzen nur zum Zweck der Koſtenberechnung 
erfolgte Feſtſetzung des Objekts zur Glaubhaftmachung 
der Revifiondfumme nicht genügt; 

3. etwaige Verſtöͤße gegen die das Prozeßverfahren 
betreffenden Vorſchriften nebft den Tatſachen, welche 
den Mangel ergeben, ſofort namhaft zu machen. 
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Wir werden nur dann imſtande fein, die beim Reichs⸗ 
gericht rechtſuchenden Parteien vor Schaden zu bewahren, wenn 
uns in den vorbezeichneten Punkten die unentbehrliche Unter⸗ 
ſtützung der Herren Kollegen zuteil wird.“) 


Leipzig, den 24. Juni 1905. 


Die Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte. 
J. V. Erythropel, Geh. Juſtizrat. 


Die Einwirkung der Zivilprozeßnovelle vom 
5. Juni 1905 auf die bayeriſchen Reviſionen. 
Von Dr. Kaiſer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


Die Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905 ift mit dem 
9. Juni in Kraft getreten, findet ſomit auf alle an dieſem Tage 
oder ſpäter verkündeten Urteile der Oberlandes gerichte Anwendung. 
Ihre allgemeinen Wirkungen find in dem Aufſatz des Herrn 
Kollegen Juſtizrats Scheele in Nr. 12 der JW. beſprochen, 
die vorliegende Abhandlung iſt ſpeziell den bayeriſchen Revifionen 
gewidmet. 

Bayern hat bei Erlafjung der Reichsjuſtizgeſetze gemäß 
5 8 EGGVZ. von der Befugnis der Errichtung eines oberſten 
Landesgerichtes Gebrauch gemacht. Abweichend von den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. iſt das Verfahren für die Einlegung des 
Rechtsmittels der Reviſion in den 88 7, 8 EG3p O. geregelt. 
Nach Erledigung des dort normierten Verfahrens ging die 
weitere Sachbehandlung bei dem oberſten Landesgericht oder 
dem Reichsgericht ohne Schwierigkeit in das durch die 3D. 
geordnete Revifionsverfahren über. Das Reviſtons verfahren iſt 
durch die Novelle vom 5. Juni 1905 in einſchneidender Weiſe, 
insbeſondere durch Schaffung des Begründungszwanges, ge⸗ 
aͤndert worden, die Beſtimmungen der 88 7, 8 EGZPD. aber 
haben eine Anderung nicht erfahren. Bei Prüfung der Frage, 
ob auch das neue Verfahren den Vorſchriften der gedachten 
§§ 7, 8 ſich leicht anſchmiegen wird, können erhebliche und 
praktiſch ſehr wichtige Zweifel entſtehen. 

Die Quelle dieſer Zweifel iſt in folgenden Momenten leicht 
zu finden: Zunächſt in der Vorſchrift, daß die Begründung der 
Revifion, ſofern fie nicht bereits in der Revifionsſchrift enthalten 
iſt, durch Einreichung eines Schriftſatzes bei dem Reviſions⸗ 
gerichte erfolgen muß. Bei Verfolgung dieſes Gedankens ge- 
winnt die Frage an praktiſchem Wert, welche Bedeutung und 
Wirkung dem Beſchluß des oberſten Landesgerichtes über die 
Zuſtändigkeit (§S 7 Abſ. II ESGZPD.) beizumeſſen iſt, und 
innerhalb der hier anzuſtellenden Erwägungen muß man ſich 
mit der Tatſache abfinden, daß der neu eingeführte Begründungs⸗ 
zwang ſtarr befriſtet iſt, während das oberſte Landesgericht 
hinfichtlich des Zeitpunktes, in dem es ſich über die Zuſtändigkeit 
zu äußern hat, von jedem Friſtzwang befreit iſt. Bisher hat 


*) Ob in denjenigen Reviſionsſachen, in welchen die Reviſion 
beim bayriſchen Oberſten Landesgerichte einzureichen, die ſachliche 
Entſcheidung aber vom Reichsgerichte zu fällen iſt (§ 7 des Geſetzes 
betr. die Einführung der ZPO.), die Revifionsbegründung beim 
Oberſten Landesgericht oder beim Reichsgericht eingereicht werden 
muß bezw. kann, iſt zweifelhaft, vergl. hierüber die Abhandlung von 
Dr. Kayſer, JW. 05, Nr. 13. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 13. 1905. 


ſich die Einreichung der Reviſion und der weitere Verlauf in 
einem zwangloſen Geſchäftsgang abgewickelt. War die Revifion 
rite eingereicht, dann war fie quoad formalia bis zum Ber- 
handlungstermin wohl geborgen. 

Daß dem unter der Herrſchaft der Novelle nicht mehr ſo 
ſein kann, ergibt ſich auch ohne tieferes Eindringen in die 
Materie von ſelbſt. Umfang und Tragweite der bewirkten 
Anderungen find aber heute, wo die legislatoriſchen Vorarbeiten 
und das Geſetz ſchweigen und wo die Praxis ſich einen Weg 
noch nicht gebahnt hat, nicht leicht zu überſchauen. Die Moͤg⸗ 
lichkeit, ſich nach allen Seiten zu decken, wird dadurch erſchwert, 
daß die bei dem Reichsgericht zugelaſſenen Anwälte auf die 
Tätigkeit bei dieſem Gerichtshof beſchränkt find, während um ⸗ 
gekehrt die Einlegung der Revifion in bayeriſchen Sachen zwar 
durch jeden bei einem Kollegialgericht zugelaſſenen Anwalt er- 
folgen kann, die fernere Tätigkeit aber — bekanntlich auch die 
Zurücknahme des Rechtsmittels — den bei dem oberſten Landes ⸗ 
gericht beziehungsweiſe dem Reichsgericht zugelaſſenen Anwälten 
vorbehalten iſt. 

Soweit es ſich um neutrale Akte handelt, z. B. die Ab⸗ 
gabe eines vorbereitenden Schriftſatzes einſchließlich der Re⸗ 
viſtonsbegründung nach bisherigem Recht, iſt die Scheidung der 
Kompetenz ohne beſondere praktiſche Bedeutung, weil Verſtöße 
dagegen einen Rechtsnachteil oder gar einen Rechtsverluſt nich 
bewirken. Anders liegt die Sache aber bei Handlungen, die, 
wie die Zurücknahme der Reviſion und nunmehr auch die 
Revifionsbegründung, dem Anwaltszwang unter Präkluſivwirkung 
unterſtellt find. 

Keine Schwierigkeit ergibt ſich für den Fall, daß der 
Reviſionskläger ſchon mit Einreichung der Revifionsfchrift das 
Rechtsmittel begründet. Die Einreichung geſchieht nach wie 
vor beim oberſten Landesgericht, und da die Begründung als 
Beſtandteil der Reviſionsſchrift eingereicht werden kann (8 554 
Abſ. II Satz 1), ſcheidet dieſer Fall aus der Erörterung als 


unzweifelhaft aus. 


In allen anderen Fällen aber find wir vor die Frage geſtellt: 
Was iſt in bayeriſchen Sachen unter Reviſionsgericht 
im Sinne der 55 554 Abſ. 2 und 556 Abſ. 2 390. 

zu verſtehen ? 

als ſolches wird man 

1. das oberſte Landes gericht in Betracht ziehen können. 
Die Anhänger dieſer Meinung werden davon ausgehen, daß die 
Funktionen des Reviſionsgerichts dieſem Gerichtshof gemäß 
55 7, 8 EG3 NO. zugewieſen find und daß alle Prozeßhand · 
lungen, die in dem die mündliche Verhandlung vorbereitenden 
Stadium geſetzlich vorgeſchrieben find, gegenüber dem "oberften 
Landesgericht als Reviſionsgericht vorzunehmen find. 

Dieſe Auffaſſung führt dazu, daß in Zukunft in allen 
bayeriſchen Sachen die Begründung der Revifion bei dem 
oberſten Landesgericht zu geſchehen hat, wobei ſich gemäß 8 8 
EG3 O. die Parteien durch jeden bei einem Kollegialgericht 
zugelaſſenen Anwalt mit Ausnahme der beim Reichsgericht zu ⸗ 
gelaſſenen Anwälte vertreten laſſen können. Erſt nach Ablauf 
ver Friſt zur Begründung der Reviflon (und Anſchlußreviflon) 
befindet das oberſte Landesgericht über die Zuſtändigkeit. Es 
taucht dann ſofort die Frage auf, ob das oberſte Landesgericht 
hierbei nur in den in feine Zuſtändigkeit fallenden Rechts⸗ 
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ſtreitigkeiten gleichzeitig auch über die Zuläſſigkeit der Revifion 
entſcheidet und ſodann Termin anſetzt oder ob es als Reviſions⸗ 
gericht (5 554 a) auch in denjenigen Sachen über die Zuläſſigkeit 
des Rechtsmittels Entſcheidung trifft, die zur Zufländigkeit des 
Reichsgerichts gehoren. 

Will man die damit gegebene, vom Geſetz kaum beabſichtigte 
Kompetenzerweiterung des oberſten Landesgerichts nicht an⸗ 
erkennen, jo muß man ſich wohl dazu bequemen, in bayeriſchen 
Sachen unter dem Reviſfionsgericht des § 554 etwas anderes 
zu verſtehen als unter dem des § 554 a. 

2. Eine andere Meinung kann anführen: Die 88 7, 8 
EG 3p. beziehen ſich lediglich auf das in bayeriſchen Sachen 
einzuſchlagende Verfahren, fie find rein prozeſſual und bei Be⸗ 
antwortung der organiſatoriſchen Frage, was im einzelnen Falle 
unter Reviſionsgericht zu verſtehen iſt, nicht heranzuziehen. Der 
Umſtand, daß die Einlegung des Rechtsmittels bei dem 
oberften Landesgericht erfolgen muß, gibt dieſem Gerichtshof nicht 
die Qualität als Reviflonsgericht. Unter Reviſionsgericht iſt 
vielmehr dasjenige Gericht zu verſtehen, das zur Verhandlung 
und Entſcheidung des Rechtsſtreites berufen iſt. 

Und die nähere Prüfung dieſer Frage iſt nicht auf Grund 
der hier überhaupt nicht maßgebenden 88 7, 8 EGZPD. vor- 
zunehmen, ſondern ihre Beantwortung ergibt ſich aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 8 Abſ. 1, 2 EGGVG. im allgemeinen, aus 
den ſpäter erlaffenen Reichsgeſetzen im beſonderen, ſpeziell auch 
aus Art. 6 EGBGB. Aueſchlaggebend für die Kompetenz ⸗ 
ausſcheidung iſt hiernach die Wurzel des ſtreitigen Anſpruchs. 

Durch den Beſchluß des oberſten Landesgerichtes wird nicht 
die bis zu feiner Erlaſſung vielleicht zweifelhaſte Zuſtändigkeit 
erſt mit Rechtswirkung geſchaffen, ſondern fie ift kraft Geſetzes 
ſchon von Anfang an begründet, der Beſchluß des oberſten 
Landesgerichtes wirkt nur deklaratoriſch, er beſeitigt etwa be⸗ 
ſtehende Zweifel mit rückwirkender Kraft. 

Für dieſe Anficht laſſen ſich auch die Materialien der Juſtiz⸗ 
geſetze anführen (Hahn S. 1149). Aus ihnen geht hervor, 
daß es ſich bei Überweiſung der Zuſtändigkeitsfrage an das 
oberſte Landesgericht — an Stelle der naheliegenden Voiſchrift, 
daß die Reviſion ſeitens der Partei dahin zu leiten iſt, wohin 
fie nach der Natur des Anſpruchs gehoͤrt — nicht ſowohl um 
eine Gewaltenteilung zwiſchen den boͤchſten Gerichtshoͤfen als 
um eine im Intereſſe der Parteien eingeführte Maßnahme ge⸗ 
handelt hat. Der Abgeordnete Dr. Bähr hat in der Beratung 
hinfichtlich der Tendenz des (ſpäteren) $ 7 EG3pO. ohne 
Widerfpruch ſich dahin geäußert, daß dabei diejenigen Fälle ins 
Auge gefaßt ſeien, in welchen die Zuſtändigkeit zweifelhaft ſei, 
ſohin die Partei nicht voraus zu beſtimmen vermöge, bei welchem 
der beiden Gerichte ſie eines Anwalts zur Durchführung der 
Sache bedürfe.“ . 

Bildet alfo z. B. ein Anſpruch aus dem Reichshaftfpflicht⸗ 
geſetz oder aus dem Wettbewerbgeſetz oder aus dem BGB. den 


*) Da damals nur wenige Streitigkeiten abgegeben wurden, iſt 
die Zuſtändigkeitsfrage dem oberſten Landesgerichte überwieſen worden. 
Die darauf bezügliche Bemerkung des Abgeordneten Dr. Grimm 
(Hahn S. 1148/49), daß in den weitaus überwiegenden Fällen keine 
Aberweiſung an das RG. erfolge, iſt ſeit Einführung des BGB. ver 
blaßt und iſt heute nur noch eine hiſtoriſche Reminiszenz. 


durißiſce Wocgenſgeift. 
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Streitgegenſtand, fo ergibt fich aus dieſen Reichsgeſetzen klipp 
und klar, daß fie in letzer Inſtanz zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung dem Reichsgericht zugewieſen find, daß für ſie das 
Reichsgericht ſich als Reviſionsgericht darſtellt. 

Billigt man dieſe Auffaffung, fo ergibt ſich, daß die 
Spaltung fofort nach Einreichung der Reviſionsſchrift beim 
oberften Landesgericht eintritt. Sft der Anſpruch in letzter 
Inſtanz dem Reichsgericht geſetzlich zugewieſen, ſo muß die 
Reviſion innerhalb der Friſt des § 554 bei dieſem Gericht und 
durch einen beim Reichsgericht zugelaſſenen Anwalt begründet 
werden. Iſt der Rechtsſtreit vor dem oberſten Landesgericht 
zu entſcheiden, dann muß die Revifion dort begründet werden 
und es kann das nur durch einen bei diefem Gericht zugelaſſenen 
Anwalt geſchehen. 

Für das oberſte Landesgericht ergibt fich hier, wenn auch 
nicht auf Grund des Geſetzes, ſo doch aus der Sachlage heraus 
die Veranlaſſung, die Zuſtändigkeit mit Beſchleunigung beſchluß⸗ 
mäßig klar zu legen, für den Inſtanzanwalt aber erwächſt die 
Aufgabe, den Anwalt III. Inſtanz eheſtens zu beauftragen 
und vollſtändig zu informieren, damit Friſtverſäͤumnis vermieden 
wird. Eine Verkürzung der Begründungsfriſt iſt, bedingt durch 
den Geſchäftsgang, ohnehin nicht zu umgehen. 

3. Eine theoretiſch wiederum verſchiedene, im praktiſchen 
Ergebnis aber vermittelnde dritte Meinung endlich kann den 
Standpunkt vertreten, daß die Frage, was als Reviſtonsgericht 
zu erachten ſei, bei bayeriſchen Sachen zunächſt überhaupt in 
Schwebe iſt und ihre Löſung erſt durch den Beſchluß des oberſten 
Landesgerichtes erfährt. Dieſe Auffaſſung, die dem Zuſtändig⸗ 
keitsbeſchluß keine deklaratoriſche, ſondern rechtserzeugende Wirkung 
beimißt, unterſcheidet ſich von der Anſicht unter 2 dadurch, daß, 
ſolange der Zuſtändigkeitsbeſchluß noch nicht ergangen iſt, der 
Inſtanzanwalt gem. 8 8 EGZPD. die Revifion auch noch 
begründen kann und daß er dieſe Befugnis erſt mit dem Zu⸗ 
ſtändigkeitsbeſchluß an den beim oberſten Landesgericht oder den 
beim Reichsgericht zugelaſſenen Anwalt verliert. Vorausſetzung 
iſt dabei aber freilich, daß man den Begründungszwang von 
heute als eine der Zuſtändigkeitsentſcheidung vorgängige Handlung 
im Sinne des 8 8 EGZPD. vom Jahre 1877 anfieht, was 
ich nicht als jeder Erörterung entzogen hinnehmen möchte. 

Zweifel können auch auftreten, ob als maßgebender Zeit⸗ 
punkt die — den Parteien gar nicht bekannte — Erlaſſung 
des Zuſtändigkeitsbeſchluſſes oder feine Zuſtellung zu betrachten 
iſt. Die im Falle 2 hervorgehobene Beſchleunigung des 
Beſchluſſes und die prompte Beauftragung des Anwaltes 
III. Inſtanz ergeben ſich auch hier als praktiſche Notwendigkeit, 
Friſtverkürzung iſt wiederum unvermeidlich. Die Verzögerung 
der Beſchlußfaſſung würde ſich im praktiſchen Ergebnis der 
erſten Meinung nähern, ihre Beſchleunigung die praktiſchen 
Konſequenzen der zweiten Anſicht zeitigen. Die Verzoͤgerung 
hat ſicher den Nachteil, daß die Partei nicht weiß, wie ſie ſich 
verhalten ſoll, da ſie einerſeits dem Friſtablauf ausgeſetzt iſt, 
andererſeits Tag für Tag mit der Beſchlußfaſſung und dem 
dadurch (nahezu immer) notwendigen Anwaltswechſel rechnen 
muß. 

Quid juris? 

Ich halte nach wiederholter Prüfung die für die zweite 
Meinung ſprechenden Gründe für durchſchlagend, verkenne aber 
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durchaus nicht das Gewicht der Gründe, die insbeſondere für 
die dritte Auffaſſung ſprechen. 

Zunächft wird das oberſte Landesgericht zu der Frage 
Stellung zu nehmen haben, indem es ſich über den Zeitpunkt 
ſchlüſſig macht, in dem es mit Rückficht auf den Begründungs⸗ 
zwang über die Zuſtändigkeit befinden will. 

Früher ift der Zeitpunkt der Beſchlußfaſſung frei gewählt 
worden. 

Nachdem der befriſtete Begründungs zwang eingeführt 
worden iſt, wäre es ſehr zweckmäßig geweſen, auch den mehr⸗ 
genannten Zeitpunkt der Beſchlußfaſſung durch eine dahin gehende 
Ergänzung des §8 7 EG3p 0. geſetzlich feſtzulegen. So aber 
obliegt dem oberſten Landesgericht die Beantwortung der Frage, 
ob die Beſchlußfaſſung erſt nach Ablauf der Begründungsfriſt 
(erſte Meinung) oder aber ſofort nach Einreichung der Reviſions⸗ 
ſchrift (zweite oder dritte Meinung) zu treffen iſt. Ich will 
mich nicht in Einzelheiten verlieren, obwohl in der Materie 
noch eine ganze Reihe praktiſcher oder mindeſtens theoretiſcher 
Möglichkeiten verſteckt liegen. Der Umfang des Aufſatzes ver- 
bietet das und meine Abſicht iſt nur dahin gegangen, die 
praktiſch hochwichtige und, wie man zugeben wird, nicht einfach 
gelagerte Frage in ihren Grundzügen aufzurollen. Doch ſei 
wenigſtens darauf hingewieſen, das ſich unter Umſtänden ein 
Konflikt zwiſchen dem hoͤchſten Gerichtshof Bayerns und dem 
Reichsgericht ergeben kann, nämlich dann, wenn das oberſte 
Landesgericht die erſte Meinung, das Reichsgericht aber die 
zweite Anficht adoptieren ſollte: Die durch den Inſtanzanwalt 
bei dem oberſten Landesgericht eingereichte Reviſionsbegründung 
(erſte Meinung) tft nicht zuläffig, denn die Reviſion iſt nicht 
innerhalb der Friſt bei dem Reichsgericht als Reviſionsgericht 
(zweite Meinung) eingereicht worden. 

Bevor eine Klärung der Situation durch Theorie und 
Praxis geſchaffen iſt, gibt es zunächſt nur einen Notſteg: Die 
Begründung der Reviſion gleichzeitig mit ihrer Einlegung durch 
den Inſtanzanwalt. 

Bis jetzt iſt das, ſoweit mir die Verhäliniſſe bekannt find, 
weder in Reichs- noch in Landesſachen die Regel geweſen. Die 
Reviſion iſt in der überwiegenden Mehrzahl aller Fälle von 
dem Anwalt III. Inſtanz begründet worden, der auch die 
Verantwortung für die Prozeßführung übernimmt. Auf die 
Dauer würde dieſes Hilfsmittel aber zu großen Unzuträglich⸗ 
keiten führen. Man denke nur daran, daß die Partei ſich 
vielfach erſt in elfter Stunde zur Anrufung der III. Inſtanz 
entſchließt, was durchaus nicht auf Nachläſſigkeit zu beruhen 
braucht (Scheitern von Vergleichsunterhandlungen). Mau 
erwäge dann weiter, daß der Anwalt in einem ſolchen Fall die 
Reviſionsangriffe aus der Piſtole ſchießen fol und man ftelle 
fh endlich vor, daß die Revifionsbegründung heute, wo 
prozeſſuale Rügen nicht mehr nachgeholt werden können, einen 
viel richtigeren Platz in der Prozeßführung beanſpruchen muß, 
als früher, wo zwar die Reviſion regelmäßig auch ſchriftlich 
begründet worden iſt, wo es aber nicht ſelten vorgekommen iſt, 
daß ein neuer prozefjualer Angriff erſt bei wiederholter Be⸗ 
arbeitung entdeckt und mit Erfolg geltend gemacht worden iſt. 


N 13. 1905. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. ö 


Die Stellung der nur bei einem Amtsgerichte zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte und deren Verbeſſerung.“) 


f J. 
Von Rechtsanwalt und Notar Balzer in Lorſch (Heſſen). 


Ich will von vornherein bemerken, daß meines Erachtens 
die vom letzten Anwaltstage dem nächſtfolgenden zur Erörterung 
überwieſene Frage lediglich als Standesfrage aufzufaſſen iſt, 
mit welcher Gefichtspunkte materieller Natur nicht verquidt 
werden ſollten. Denn kein Anwalt hat das Recht darauf, daß 
ihm ein möglichft gleiches Einkommen mit feinen Berufsgenoſſen, 
oder überhaupt nur die Einkommens möglichkeit gefichert wird; 
das iſt ſeine Sache. Wohl aber hat er ein Recht darauf, zu 
verlangen, daß er als gleichberechtigtes Mitglied ſeines Standes 
erſcheint und nicht aus Gründen, die außerhalb feiner 
Perſoͤnlichkeit und ſeiner Macht liegen, als minderwertig be- 
trachtet wird. Und der Anwaltſtand als Ganzes hat das 
Jutereſſe und die Pflicht, in dieſer Richtung jede Differenzierung 
und Klaſſifizierung unter feinen Mitgliedern auszugleichen. Ich 
habe das fefte Vertrauen zur Anwaltſchaft, daß ſie, wie ſtets, 
das allgemeine Intereſſe hoher ſtellen wird, als das Inte reſſe 
des einzelnen und Abhilfe ſchaffen wird, wenn fie zu der Auf- 
faflung kommt, daß die Amtsgerichtsanwälte eine ſozial ge⸗ 
minderte Stellung in der Anwaltſchaft einnehmen. 

Daß dies der Fall iſt, kann nicht geleugnet werden. Die 
Amtsgerichtsanwälte erſcheinen in der Tat — und nicht nur in 
den Augen des Publikums — als Anwälte zweiter Klaſſe. Ich 
verweiſe hier auf die zutreffenden Ausführungen des Herrn 
Kollegen Bamberger (JW. 03, Nr. 46/47). Der eigentliche 
Anwaltsprozeß, in welchen die Anwaltſchaft als notwendiges 
geſetzliches Requiſit aufgenommen iſt, das Rückgrat der ganzen 
Inſtitution der Advokatur, iſt der Prozeß am Kollegialgericht. 
Wer von dieſem eigentlichen Lebenselement der Anwaltſchaft 
ausgeſchloſſen iſt, muß in den Augen des Publikums ſowohl, 
wie in denen der Standesgenoſſen als Anwalt niederer Ordnung 
erſcheinen; denn ihm iſt ja die Tür gerade zu dem Suftitut 
verſchloſſen, für welches die Geſetzgebung die Advokatur eigens 
beſtimmt und geregelt hat. Dem großen Publikum erſcheint 
der Anwalt, der ſich wegen Bagatellſachen am Amtsgericht mit 
völlig gleichberechtigten Parteien und Rechtsagenten herumſchlagen 
muß, ohne daß ihm dieſen gegenüber als Anwalt eine Sonder⸗ 
ſtellung zukommt, lediglich als ein gewerbsmäßiger Rechts ⸗ 
vertreter mit beſſerer Vorbildung. Gilt es aber, wegen einer 
wichtigeren Sache eine Klage beim Landgericht einzureichen oder 
auch nur, eine Berufung gegen ein amtsgerichtliches Urteil ein- 
zulegen, dann muß er ſchon einen „wirklichen“ Anwalt zu Hilfe 
nehmen. Der Amtsgerichtsprozeß mit ſeinen Bagatellſachen, 
ſeinem mangelnden Anwaltszwang und ſeinem naturgemäß 
formloſeren Verfahren iſt an ſich wenig geeignet, das Anſehen 
des Anwaltsſtandes zu fördern, um fo nötiger erſcheint es, daß 
der Amtsgerichtsanwalt aus der Schar anderer Parteivertreter 
dadurch herausgehoben wird, daß er das Recht hat, auch dort 
zu fungieren, wo das Geſetz ſeine ausſchließliche Notwendigkeit 
anerkannt hat. Im Amtsgerichtsprozeß erſcheint der Anwalt 
gar vielen (und oft nicht nur den Parteien) als überflüffiges 
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Übel, lediglich dazu angetan, „Koſten zu machen“ — im Land⸗ 
gerichtsprozeß im ſchlimmſten Falle wenigſtens als not⸗ 
wendiges Übel. 

Am ſchlimmſten aber erſcheint mir die differenzierte Be⸗ 
handlung in den verſchiedenen Oberlandesgerichtsbezirken; während 
in dem einen Bezirk die Amtsgerichtsanwälte zum übergeordneten 
Landgericht zugelaſſen find, find ſie im benachbarten Bezirk aus⸗ 
geſchloſſen. Geradezu unhaltbar wird der Zuſtand, wenn inner⸗ 
halb desſelben Bezirks dieſe Frage verſchieden behandelt wird, 
ſodaß es ſogar ſchließlich innerhalb derſelben Gemeinde Anwälte 
verſchiedener Ordnung gibt. Im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Darmſtadt z. B., der mit dem Großherzogtum Heſſen zuſammen⸗ 
fällt, wurde die Sache ſeither fo gehandhabt, daß der Amts⸗ 
gerichtsanwalt, wenn er eine gewiſſe Reihe von Jahren tätig 
war, die höhere Weihe empfing; der tiefere Sinn dieſer Praxis 
iſt mir nie verſtändlich geworden. Die Folge davon iſt die, 
daß beiſpielsweiſe in einem kleinen Amtsgerichtsſtädtchen von 
etwa 4000 Einwohnern mit zwei Anwälten der eine zugelaſſen 
iſt, der andere nicht, daß in den großeren Amtsgerichtsſtädten, 
wie Friedberg (7 Anwälte) und Offenbach (11 Anwälte) ein 
Teil der Anwälte zugelaſſen iſt, die anderen ausgeſchloſſen find. 
Es erübrigt wohl, ein Wort darüber zu verlieren, welche Auf⸗ 
faſſung dieſer Zuſtand bei der Bevölkerung hinfichtlich der nicht 
zugelaſſenen Anwälte zeitigen muß. Die zur Ausgleichung be⸗ 
liebten Subſtitutionen erſcheinen mir kein wünſchenswerter und, 
wenn regelmäßig ausgeübt, auch kein den Intentionen des Ge⸗ 
ſetzes entſprechender Zuſtand. 

Im vorſtehenden habe ich meine Auffaſſung über die 
Haupt urſache des geringeren Anſehens der Amtsgerichts⸗ 
anwälte ausgeſprochen; damit iſt gleichzeitig auch das Haupt⸗ 
mittel zur Stärkung ihrer Stellung gegeben. Bei Anwendung 
dieſes Mittels befinden wir uns noch dazu in der angenehmen 
Lage, die Maſchine der Geſetzgebung nicht in Anſpruch nehmen 
zu müſſen. Nach 8 9 RAD. kann jeder Amtsgerichtsanwalt 
bei ſeinem übergeordneten Landgericht auf ſeinen Antrag zu⸗ 
gelaſſen werden. Über die Zulaſſung entſcheidet die Landes juſtiz⸗ 
verwaltung. Für dieſe kann bei Prüfung des Antrags lediglich 
das Intereſſe der Rechtspflege und in zweiter Linie auch das 
des Anwaltſtandes maßgebend ſein. Intereſſen der Rechtspflege 
ſtehen aber einer möglichſt ausgedehnten Zulaſſung der Anwälte 
zum Landgericht nicht nur nicht entgegen, ſondern ſie werden 
zweifellos gefördert durch Vergrößerung der Auswahl unter den 
Anwälten und die Moͤglichkeit für das Publikum, einen ihm 
nahewohnenden, mit ſeinen Intereſſen oft vertrauteren Anwalt 
zu beauftragen und durch feinen perſoͤnlichen Verkehr mit dem 
Anwalt eine intenfivere Durchdringung des Prozeßſtoffes herbei⸗ 
zuführen. Daß auch die Intereſſen des Anwaltſtandes eine all- 
gemeine Zulaſſung der Amtsgerichtsanwälte verlangen, dürfte in 
vorſtehendem erwieſen ſein. Wenn trotzdem bis jetzt die Landes⸗ 
juſtizverwaltungen ſich dieſer Frage gegenüber verſchieden ver- 
halten haben, ſo liegt es meines Erachtens lediglich an der 
ablehnenden Haltung der Vorſtände der betreffenden Anwalts ⸗ 
kammern, welche üblicherweiſe wohl überall vor der Ent- 
ſcheidung über einen derartigen Antrag gehört werden und welche 
infolge ihrer regelmäßigen Zuſammenſetzung aus Anwälten der 
Kollegialgerichte die Beſchwerden des Standes der Amtsgerichts⸗ 
anwälte naturgemäß weniger empfinden. Spricht fi nun die 
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Geſamtheit des Anwaltſtandes für die Zulaſſung aus, fo fällt 
für die Juſtizverwaltung meines Erachtens jeder Grund weg, 
einen darauf gerichteten Antrag abzulehnen. Das Geſetz hat 
feiner Faſſung nach auch die allgemeine Zulaſſung der Amts⸗ 
gerichtsanwälte beim übergeordneten Landgericht als Regel im 
Auge gehabt, indem es die Zulaſſung in $ 9 lediglich von dem 
Antrag des Anwalts abhängig macht, im Gegenſatz zu § 10, 
welcher für Landgerichtsanwälte außer dem Antrag noch einen 
Plenarbeſchluß des Oberlandesgerichts erfordert, daß die Zu⸗ 
laſſung dem Intereſſe der Rechtspflege förderlich iſt, und welcher 
die Zulaſſung von außerhalb des Sitzes des Oberlandesgerichts 
wohnenden Landgerichts anwälten zu dieſem überhaupt ausſchließt. 
Die Befürchtung, daß durch allgemeine Zulaſſung zu den Land⸗ 
gerichten das Einkommen der am Sitze des Landgerichts 
wohnenden Kollegen eine Schmälerung erfahren würde, kann 
nicht in Betracht kommen, wenn es ſich um eine Standesfrage 
handelt. Überdies iſt diefe Befürchtung übertrieben, wie ſich 
ſchon daraus ergibt, daß in einer Reihe von Bezirken der von 
den Amtsgerichtsanwälten geforderte Zuſtand herrſcht. So iſt 
meines Wiſſens in Baden jeder Amtsgerichtsanwalt bei ſeinem 
Landgericht zugelaſſen. Außerdem aber ſchließt die Anwalts⸗ 
ordnung in $ 13 die Konkurrenzfrage bei der Zulaſſung aus⸗ 
drücklich aus. Man bedenke auch, daß es ſich nicht darum 
handelt, daß die Amtsgerichtsanwälte beſſergeſtellt werden ſollen 
als die übrigen Kollegen; es iſt aber ſchließlich auch nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb ſie ſchlechter ſtehen ſollen, als die anderen An⸗ 
wälte, welche beim Landgericht und bei den Amtsgerichten 
auftreten. 

Es ſei mir noch geſtattet, hier auf einen Punkt hinzuweiſen: 
Es läßt ſich gar nicht vermeiden, daß der lediglich auf den 
Amtsgerichtsprozeß mit ſeinen kleinen Intereſſen und ſeinem 
ſalopperen Verfahren beſchränkte Anwalt im Laufe der Jahre 
in wiſſenſchaftlicher Beziehung in Rückſtand kommt. Auch eine 
intenſive Beſchäftigung mit der Literatur kann die lebendige An⸗ 
regung, die der Landgerichtsprozeß mit ſeiner ſtrengeren Form, 
ſeinem alle Gebiete des Rechts umfaſſenden Geſchäftskreis und 
ſeiner geſteigerten Anſpannung der Kräfte, welche außerdem der 
Verkehr und der Meinungsaustauſch mit anderen Kollegen gibt, 
nicht erſetzen. Der Amtsgerichtsanwalt, insbeſondere der ländliche 
Einzelanwalt, gerät leicht in die Gefahr, gegen die Intereſſen 
der Rechtsentwicklung und ſeines Berufs abgeſtumpft zu werden, 
er iſt auch hier, um mit dem alten Moengal im Ekkehard zu 
reden: rusticitate quadam imbutus — einer gewiſſen Ver⸗ 
bauerung ausgeſetzt. Das iſt gewiß weder für den einzelnen, 
noch für den Stand, noch für die Rechtspflege wünſchenswert. — 

Das weiter empfohlene Mittel, die Beſeitigung oder 
wenigſtens die Einſchränkung des Auftretens von Rechtsagenten, 
findet uns wohl alle einig. Die Tatſache ihrer Zulafjung zeigt 
aber andererſeits, wie gering Geſetzgebung und Juſtizverwaltung 
ſelbſt den amtsgerichtlichen Bagatellprozeß einſchätzen und 
dieſenigen, die dort auftreten, zu denen auch der Amtsgerichts ⸗ 
anwalt gehört. Es iſt unbegreiflich, daß man Leuten, die oft 
keine weitere Legitimation haben, als daß ſie in einem anderen 
Beruf geſtrandet find, und die in der Regel keine weitere Vor⸗ 
bildung für ihr Gewerbe befitzen, die Vertretung des Rechts, 
eines der hoͤchſten Güter der Nation, überläßt. Es ſoll nicht 
geleugnet werden, daß es darunter ſehr ehrenwerte Leute gibt, 
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ja daß das Auftreten eines einigermaßen die Form des Prozeſſes 
beherrſchenden Vertreters an einem anmaltslofen Amtsgericht 
zur Erſparung erheblicher Reiſekoſten der Partei in ganz ein⸗ 
fachen Fällen durchaus zweckm ißig fein kann. (Hier wäre 
übrigens de lege ferenda zu erwägen, ob es ſich nicht 
empfehlen dürfte, für derartige Fälle der Gerichts ſchreiberei, 
welche ja auch die Klage aufnimmt, die Veriretung zuzuweiſen, 
wobei Gebühren zur Staatskaſſe zu erheben wären.) Jedenfalls 
ſollte da, wo ein Anwalt zugelaſſen iſt, jede Vertretung durch 
Rechtsagenten ausgeſchloſſen ſein. Es ſoll übrigens nicht 
verhehlt werden, daß dieſe Forderung reichlich ſpät auftaucht. 
An dem hierfür gegebenen Zeitpunkt, bei Schaffung der letzten 
Zivilprozeßnovelle (§ 157), hat ſich die berufene Vertretung der 
Anwaltſchaft eine vornehme Zurückhaltung auferlegt. Dieſe 
Nobleſſe iſt auch auf Koſten der Amtsgerichtsanwälte geübt 
worden. 

Die von dem Herrn Kollegen Bamberger weiter empfohlene 
Erweiterung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte (JW. 03, 
Nr. 46/47), ſcheidet nach meiner eingangs dargelegten Auffaſſung 
der ganzen Frage aus. Mögen auch die für die Kompetenz ⸗ 
erhoͤhung angeführten Geſichtspunkte richtig ſein, fo gehören fie 
doch nicht hierher. Durch eine Erhöhung der Kompetenz der 
Amtsgerichte von 300 auf 500 Mark würde wohl das Ein⸗ 
kommen der Amtsgerichtsanwälte (und zwar auf Koſten der 
Kollegen am Landgericht) gebeſſert, ihre ſoziale Stellung unter 
den Standesgenoſſen aber um keinen Deut gehoben. Lediglich 
darum aber handelt es ſich. 

Wenn ich mich noch mit einigen Worten dem Aufſatz des 
Herrn Kollegen Dr. Stölzle (JW. 03, Nr. 52/53) zuwenden 
darf, fo ſcheint mir der Herr Verfaſſer bezüglich der Zulaſſungs⸗ 
frage keinen ausſchlaggebenden Einwand vorgebracht zu haben. 
Der Herr Verfaſſer ſtellt die finanzielle, die Konkurrenzfrage in 
den Vordergrund, welche nach meinem Dafürhalten vollſtändig 
ausſcheiden muß, wenn es ſich um eine Standes frage handelt 
(vergl. auch 8 13 RAD.) Das Verhältnis der Landgerichts⸗ 
anwälte zum Oberlandgericht kann hier nicht ins Feld geführt 
werden. Dieſe Frage, die wohl auch ihre Berechtigung hat, 
ſteht hier zunächſt nicht zur Diskuſfion. Außerdem iſt darauf 
hinzuweiſen, daß der Landgerichtsanwalt wohl an jedem Amts⸗ 
gericht auftreten darf, nicht aber der Oberlandgerichtsanwalt an 
jedem Landgericht. Auch iſt die Zulaſſung zu den Kollegial⸗ 
gerichten zweiter und dritter Inſtanz geſetzlich von beſonderen 
Vorausetzungen abhängig gemacht. Der Hinweis darauf, daß 
jeder Anwalt, der ſich an einem Amtsgericht niederläßt, ſein 
Los kenne, iſt mir als Widerlegung unverſtändlich. Die Exiſtenz 
von Amtsgerichtsanwälten iſt nun einmal vorhanden, auch für 
das Rechtsleben und mit Hinſicht auf die Regelung des 
Notariats in den meiſten Bundesſtaaten durchaus unentbehrlich; 
daß aber der Anwalt mit feiner Niederlafſung am Amtsgericht 
auch die Berechtigung verlieren ſoll, eine gleiche ſoziale Stellung 
mit feinen übrigen Kollegen zu verlangen, ift nicht erſichtlich. 

Alle weiter gegen die Zulaſſung geltend gemachten Geſichts⸗ 
punkte berühren die Grundfrage nicht: Insbeſondere wird ſich 
die Erſatzpflicht der Reiſekoſten ganz genau ſo regeln, wie bei 
Vertretungen von Landgerichtsanwälten an auswärtigen Amts⸗ 
gerichten, wo bei den geringeren Objekten die Reiſekoſten weit 
ſchwerer auf der Partei laſten, als im umgekehrten Falle. Die 
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gegen die Erweiterung der Zuſtändigkeit geltend gemachten 
Gefichtspunkte erübrigen ſich, da nach meinem Standpunkt dieſe 
Frage hier nicht zu erörtern iſt. Doch kann ich nicht um⸗ 
gehen, den von Herrn Kollegen Dr. Stölzle bei dieſer Gelegen ⸗ 
heit erhobenen ſchweren Vorwurf, daß die Amtsgerichtsanwälte 
Prorogationen und Zerteilung landgerichtlicher Sachen gegen 
das Intereſſe der Parteien vornehmen, zurückzuweiſen. Daß 
derartige Progorationen einen großen Umfang einnehmen, ſo daß 
man von einem Progorationsunweſen ſprechen kann, iſt mir 
unbekannt. Jedenfalls find ſolche geſetzlich zuläſſig und nur 
unter der Voraus ſetzung moglich, daß beide Parteien (nicht 
etwa beide Anwälte) mit der Prorogation einverſtanden ſind; 
volenti non fit iniuria. Daß aber hierbei von den Anwälten 
gegen den Willen und gegen das Intereſſe der Parteien ein 
Mißbrauch getrieben würde, iſt eine bedauerliche Unterſtellung, 
die der Herr Verfaſſer ohne jeden Grund und Beweis erhebt. 
Übrigens würde jede Möglichkeit eines Mißbrauchs durch die 
allgemeine Zulaſſung ausgeſchloſſen ſein. Der Hinweis endlich 
auf die angeblich ſteigenden Einkommen der Amtsgerichtsanwälte 
und die ſinkenden der Kollegen am Landgericht iſt doch nur 
imaginärer Natur; der Herr Verfaſſer bekennt ja ſelbſt, daß 
dieſe ſeine Vermutung ſich auf eine Statiſtik nicht ſtützen kann. 
Übrigens würde ſich dieſer Ungleichheit vice versa dadurch ab- 
helfen laſſen, daß die Anwälte vom Landgericht aufs Land 
überfiedelten, was ja jedem freiſteht. Dieſe ganze Erörterung 
beruht meines Erachtens auf einer vollſtändigen Verkennung der 
Beſtrebungen der Amtsgerichtsanwälte. Nicht um einen Kampf 
um eine beſſere Einkommensmoͤglichkeit handelt es ſich, ſondern 
um das Streben nach ſozialer Gleichſtellung. Ich würde es 
ſehr bedauern, wenn in die Anwaltſchaft durch dieſe Erörterungen 
der Kampf um die Brotfrage (die ſich überdies nach den 
Geſetzen des Kampfes ums Daſein von ſelbſt regelt) hinein⸗ 
getragen würde. Ein derartiger Zwieſpalt, der ſich von 
perſönlicher Gehäſſigkeit niemals freihalten kann, iſt in erfreu- 
lichem Gegenſatz zu anderen freien Berufsſtänden der Anwalt⸗ 
ſchaft bis jetzt fern geblieben, und es möge auch fernerhin wie 
ſeither in Standesfragen unſer vornehmer Grundſatz ſein — 
noblesse oblige. 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Schulze, Dellitzſch. 
A. f 
Als den Normalprozeß ſahen die Schöpfer der Juſtizreform 
von 1879 den Landgerichtsprozeß an. Der Amtsgerichts ⸗ 
prozeß erſchien ihnen von geringerer Bedeutung. Dementſprechend 
hat man damals auch die Stellung der Anwälte geregelt. 
Den Landgerichtsanwälten gab man das Monopol, vor ihrem 
Landgericht aufzutreten und dort Prozeſſe von jeder beliebigen 
Höhe und Art zu führen. Die Amtsgerichtsanwälte dagegen 
beſchränkte man auf Bagatellſachen und gab ihnen Konkurrenz 
in jedem Anwalt jedes anderen Gerichts, im Gerichtsſchreiber 
($ 457 ZPO. alt), in jeder ſonſt zum Verhandeln vor Gericht 
zugelaſſenen Perſon. Vielleicht hat man damals auch gar nicht 
daran gedacht, daß ſich an Amtsgerichten Anwälte in größerer 
Anzahl niederlaſſen würden. Ihren prägnanteſten Ausdruck 
findet das hierdurch geſchaffene Übergewicht der Landgerichts ⸗ 
anwälte in der Bildung der Kammervorſtände. Nur die 
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am Landgericht wohnenden Anwälte, in ortlichen Vereinigungen 
ſich zuſammenfindend, haben auf die Wahlen zum Vorſtand 
Einfluß; die von jeder engeren Organiſation ausgeſchloſſenen, 
abſeits ſtehenden Amtsgerichtsanwälte gar keinen. 

Dementſprechend gehört z. B. dem Vorſtand der Naumburger 
Kammer, trotzdem hier 1903 200 Anwälte am Landgericht und 
116 Anwälte nur am Amtsgericht zugelaffen waren, kein einziger 
Amtsgerichtsanwalt an. 

Bereits in einem „Amts gerichtsanwälte und Anwaltsorgane“ 
überſchriebenen Artikel in Nr. 3 der Naumburger Anwalts- 
zeitung von 1902 habe ich auf die Zurückſetzung der Amtsgerichts. 
anwälte hingewieſen. 

Durch den Vorſtand der Naumburger Kammer iſt die Frage 
der Amtsgerichtsanwälte ſodann vor das Forum des deutſchen 
Anwaltstages zu Straßburg im September 1903 gebracht 
worden. Dort iſt ſie aber nicht mehr zur Verhandlung gekommen. 
Wohl nicht zum Nachteil der Sache! Denn eine moͤglichſt 
erſchöͤpfende vorherige Erörterung des Themas in der Preſſe 
erſcheint durchaus nötig; nur wenn über die für die Frage 
maßgebenden Geſichtspunkte Klarheit in Kollegenkreiſen 
herrſcht, iſt auf ein befriedigendes Votum des Anwaltstages 
zu rechnen. 

Allerdings glaube ich kaum, daß mit dem zunächſt vom 
Herrn Juſtizrat Bamberger für die Beſſerſtellung des Amts⸗ 
gerichtsanwalts angeführten Argumente, derſelbe ſei jetzt nur 
Anwalt zweiter Klaſſe, eine Anderung der Geſetzgebung zu 
erreichen fein wird. Man wird es ja jedem Amtsgerichtsanwalt 
nachfühlen, daß er die 100 Taler Grenze als eine überaus 
läftige Schranke betrachtet, deren Beſeitigung ſehr wünſchenswert 
iſt; man wird auch ohne weiteres zugeben, daß, wenn die 
ominoͤſe Teilung der Objekte, das Prorogieren, das Verbot der 
Gebührenteilung uſw. in Wegfall kommen würden, dies eine 
Wohltat für den geſamten Anwaltſtand fein würde. Man 
wird ſchließlich auch nicht ernſthaft beſtreiten konnen, daß die 
Zulafſung am übergeordneten Landgericht eine große Annehmlich⸗ 
keit für die Klientel der Amtsgerichtsanwälte iſt und eine Ver⸗ 
billigung der Prozeßkoſten herbeiführen muß. Allein aus ſolchen 
Gründen dürfe ſchwerlich die Klinke der Geſetzgebung zugunſten 
der Amtsgerichtsanwälte in die Hand genommen werden. 
Darum halte ich es auch für zwecklos, wenn mit ſolchen 
Argumenten für und gegen die Amtsgerichtsanwälte gekämpft wird. 

Aber auch materielle Gründe für eine Beſſerſtellung 
der jetzigen Amtsgerichtsanwälte find wohl kaum vorhanden. 
Zwar hat ſelbſtverſtändlich der Anwalt am Landgericht die 
Möglichkeit, ein höheres Einkommen zu erzielen, als der am 
Amtsgericht. Daß aber im Durchſchnitt eine größere Zahl der 
jetzt an Amtsgerichten tätigen Anwälte ein unbefriedigendes 
Einkommen hat als der Landgerichtsanwälte, wird ſich kaum 
nachweiſen laſſen, wenigſtens nicht da, wo mit der Anwaltichaft 
am Amtsgericht das Notariat verbunden zu fein pflegt.“) 


B. 


Wenn man eine Revifion der etzt für den Anwaltſtand 
maßgebenden Geſetzgebung von 1879 herbeiführen will, ſo 

) Das iſt in Bayern nicht der Fall. Dort ſcheinen daher 
auch wenig befriedigende Zuſtände zu herrſchen. 
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wird man ihre Wirkung auf die Allgemeinheit ins Auge 
faſſen müſſen. Es find ſeit jeuer Zeit 25 Jahre verfloſſen, 
ſo daß man jetzt ein Urteil hierüber wohl fällen kann. 

Der Anwaltſtand hat diejenige Entwicklung genommen, 
welche ihm der Geſetzgeber vorgezeichnet hatte. Es hat ſich an 
den Landgerichten eine überaus große Zahl von Anwälten, 
offenbar an vielen Orten weit über das Bedürfnis hinaus, 
niedergelaſſen. ö 

An den größeren Amtsgerichten dagegen iſt eine übermäßige 
Vermehrung der Anwälte nicht eingetreten. Die Zahl der 
Anwälte hat ſich dort lange nicht in dem Maße vergrößert, 
wie die Bevoͤlkerung gewachſen iſt. 

An den kleinen Amtsgerichten haben ſich Anwälte nur in 
verſchwindender Anzahl niedergelaſſen, ja es find Amtsgerichte, 
die früher Anwälte beſaßen, jetzt ohne ſolche. 

Dafür find, da das offenbare Bedürfnis vorliegt, daß auch 
an kleineren Gerichten zur Parteivertretung geeignete Perſönlich⸗ 
keiten vorhanden find, an vielen kleineren Gerichten die Rechts⸗ 
agenten und dergleichen an die Stelle der Anwälte getreten. 
Alſo an großen Orten ein Überfluß, an kleineren ein Mangel 
an Anwälten! Eine Geſetzgebung mit dieſem Reſultat 
bedarf entſchieden einer Reform! Namentlich iſt der 
Erſatz der Anwaltſchaft durch die Rechtskonſulenten kein Gewinn 
für das Publikum und kein Vorteil für den Anwaltſtand. 
Selbſt ein Gegner der zur Hebung der amtsgerichtlichen 
Stellung vorgeſchlagenen Reformen, Herr Rechtsanwalt Stölzle, 
hält ihre Wiederbeſeitigung für dringend erforderlich. Wie will 
man aber Rechtsagenten verdrängen, wenn man nicht durch 
Stärkung der Stellung der Amtsgerichtsanwälte deren Nieder⸗ 
laſſung auch an kleineren Orten ermöglicht? 

Denn das iſt doch zweifellos, daß unter den jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen bei den aus den Bagatellſachen erzielten geringen 
Einnahmen nur an den größeren Amtsgerichten fi Anwälte 
niederlaſſen koͤnnen. Und wie viele von ihnen würden ſich auch 
da nicht auf die Dauer halten können, wenn ihnen der Staat 
nicht durch Verleihung des Notariats zu Hilfe käme? 

Wird nun nachgewieſen, daß es im allgemein en Intereſſe 
liegt, daß nicht nur an den Land⸗ und größeren Amtsgerichten, 
ſondern auch an moͤglichſt allen Gerichten Anwälte tätig find, 
dann iſt auch die Forderung einer Beſſerſtellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte unbedingt gerechtfertigt. 

Herr Kollege Roſe hat nun bereits in ſeinem Aufſatz in 
Nr 7—10 der Wochenſchrift mit vollem Recht darauf hingewieſen, 
daß es eine Forderung einer guten Rechtspflege ſei, daß das 
Publikum zum mindeſten an jedem Orte eines Gerichtsfitzes 
einen Anwalt, bei dem es Rechtsrat und Rechtsbelehrung bekommen 
kann, vorfindet. 

Ebenſo wie es im ſtaatlichen Intereſſe liegt, daß an jedem 
größeren Ort auch ein Arzt wohnt, fo iſt es im Intereſſe eines 
geficherten Rechtsſchutzes nötig, daß an jedem größeren Ort auch 
ein Anwalt iſt. 

Ebenſo wenig wie man dem Publikum zumuten kann, als 
Erſatz für den ſtaatlich geprüften Arzt ſich mit irgend einem 
Heilgehilfen zu begnügen, ebenſo wenig darf der Staat die 
Rechtsſchutzſuchenden an Stelle des Anwalts an den Rechts- 
konſulenten verweiſen, derſelbe Staat, welcher die Wichtigkeit 
des Anwaltſtandes für die Allgemeinheit durch die 
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dieſem vorgeſchriebene lange Vorbereitungszeit und die ihm 
auferlegten Prüfungen voll anerkennt. 

Wenn nun jetzt ſo viele Städte ohne jeden rechts kundigen 
Berater des Publikums find (ein vorzügliches Beiſpiel liefert 
ein Gegner der Amtsgerichtsreform, Herr Kollege Lütkemann, 
mit dem Hinweiſe darauf, daß in der Provinz Hannover in 
83 Orten mit Amtsgericht ſage und ſchreibe 10 Rechtsanwälte 
wohnen), jo erſcheint es im Intereſſe des Publikums unbedingt 
erſorderlich, daß die jetzt erſchwerte Niederlaſſung von 
Anwälten an Amtsgerichten erleichtert wird. Dies iſt 
der Natur der Sache nach nur durch eine Anderung der Geſetz⸗ 
gebung zu erreichen. Der Arzt findet ja, wenn ſo und ſo viel 
Einwohner vorhanden find, allemal ſein Auskommen, bei dem 
Anwalt treten weitere Vorausſetzungen hinzu. 

Von den Nachteilen des jetzigen Zuſtandes ſei nur darauf 
hingewieſen, wie durch die Zuziehung auswärtiger Anwälte 
die Prozeßführung an kleineren Amtsgerichten ganz enorm ver⸗ 
teuert wird; es ſei ferner hingewieſen auf die Nachteile, die das 
Publikum oft dadurch erleidet, daß es in ſchleunigen Sachen 
nicht ſchnell einen Anwalt erreichen kann, auf die Schäden, 
welche der Rat unverantwortlicher Ratgeber oft den Recht⸗ 
ſuchenden verurſacht. 

Zum Schutze der Beteiligten hat der Staat verordnet, daß 
Grundſtückskaufverträge nur noch vor Gericht oder Notar ab⸗ 
geſchloſſen werden dürfen. Um aber in allen rechtlichen An⸗ 
gelegenheiten das Publikum zu ſchützen, ſollte er auch dafür 
ſorgen, daß der Rechtsſchutz moͤglichſt erleichtert, verbilligt und 
allgemein zugänglich gemacht werde. 


C 


Über die zur Stärkung der Poſition der Amtögerichts- 
anwälte vorgeſchlagenen Mittel kann ich mich nach den vorher⸗ 
gehenden Artikeln kurz faſſen. 

1. Als Hauptmittel wird von dem Herrn Suftizrat 
Bamberger die Zulaſſung am Landgericht empfohlen. 
Die dagegen vom Herrn Rechtsanwalt Stölzle geltend gemachten 
Bedenken find von Herrn Rechtsanwalt Roſe bereits eingehend 
widerlegt. 

Ein durchſchlagender Grund, die Zulaffung zum Land⸗ 
gericht zu verſagen, exiſtiert nicht. Viele Staaten haben ſie 
eingeführt. 

Die Befürchtungen der Landgerichts anwälte in pekuniärer 
Hinſicht find weit übertrieben. Es werden einmal ſpäter viel 
mehr Sachen als jetzt (wo der Amtsgerichts anwalt für die 
Führung der ihm übergebenen nichtſtreitig werdenden Land⸗ 
gerichtsſachen außer der Gebühr für die Zwangsvollſtreckung 
ſo gut wie nichts erhält) an Landgerichten anhängig gemacht 
werden, und der Anwalt wird andererſeits nicht wegen aller 
Sachen ſelbſt zum Landgericht fahren, ſondern nur dann, wenn 
er es für nötig hält, die Sache ſelbſt zu vertreten. 

2. Die weiter vorgeſchlagene Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit iſt meines Erachtens nur eine 
Frage der Zeit. Würde man heute die Juſtizgeſetzgebung von 
1879 zu machen haben, fo würde wohl ſicher die Kompetenz 
der Amtsgerichte höher als auf 300 Mark normiert werden. 

Eine Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz, die von 
jo vielen Seiten „im Intereſſe des Publikums“ bekämpft 
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wird, dürfte vielmehr, da ſie einen Teil der Prozeſſe von dem 
Anwaltszwange befreit, vom Publikum nur mit Freuden begrüßt 
werden. Daß das Publikum die Amtsgerichte vor den Land⸗ 
gerichten bevorzugt, kann man alle Tage erleben. 

3. Die Verleihung des Notariats, ohne welches, 
wie oben ſchon erwähnt, ein großer Teil der Anwälte an Amts- 
gerichten kein ausreichendes Einkommen hätte, könnte nach 
anderen Grundſätzen erfolgen. Das Notariat wird jetzt nur 
verliehen, wenn das Bedürfnis für einen Notar als vorliegend 
erachtet wird. Koͤnnte nicht das Notariat ſchon dann verliehen 
werden, wenn das Bedürfnis für einen Anwalt vorliegt und 
nachweisbar dieſer von der Prozeßpraxis am Amtsgericht allein 
nicht leben kann? Sicherlich wird der Notſchrei vieler Kom⸗ 
munen um Niederlaſſung von Anwälten nicht ungehört ver⸗ 
hallen, wenn die Juſtizverwaltung babel das Notariat in fichere 
Ausſicht ſtellt. Die Verleihung des Notarlats iſt ein gutes 
Mittel für eine Dezentraliſierung der Anwaltſchaft. Man ſollte 
es häufiger anwenden. 

4. Bei der Menge der am Amtsgericht anhängigen Armen ⸗ 
ſachen dürfte auch eine Reform des Armenrechts zur Stärkung 
der Stellung des Amtsgerichtsanwalts wenigſtens in etwas bei⸗ 
tragen. 

Gewiß wird jeder deutſche Anwalt für eine wirklich 
arme Partei gern umſonſt tätig ſein. 

Wenn aber der in ſeinen Einkünften ſo ſchon beſchränkte 
Amtsgerichtsanwalt auch noch gezwungen wird, jahraus jahrein 
viele Prozeſſe umſonſt zu führen für Leute, welche ihn recht gut 
bezahlen können, die aber, da ſie nach der jetzigen Praxis das 
Armenrecht mit Leichtigkeit bekommen, oft faſt ausſichtsloſe 
Prozeſſe (z. B. die vielen Klagen kontraktbrüchigen Gefindes) 
anſtellen, jo iſt das ein unerträglicher und gerade den Amts- 
gerichtsanwalt ſchwer ſchädigender Zuſtand. 

Hier konnte und müßte einmal Wandel geſchafft werden. 

5. Schließlich ſei noch auf die Stellung des Amtsgerichts⸗ 
anwalts im kollegialen Verkehr hingewieſen. 

Die Landgerichtsanwälte find in lokalen Vereinigungen 
organiſtert, in denen alle für den Anwaltſtand wichtigen Fragen 
erörtert werden. Der Amtsgerichtsanwalt ſteht meiſt ganz 
für ſich allein. Der Kammerbezirk ift zur Entfaltung eines 
kollegialen Lebens viel zu groß. Der gegebene Mittelpunkt 
einer Organiſation iſt der Landgerichtsbezirk. Ich muß 
mich hier des Raummangels halber auf die Ausführungen in 
meinem Eingangs erwähnten Artikel beziehen. 

Würde den Amtsgerichtsanwälten öfter die Gelegenheit 
geboten, in ihrem Bezirke mit den Landgerichtsanwälten zu 
beraten, würde kollegiales Leben mehr als bisher gepflegt, ſo 
würde das Gefühl der Iſolierung und Vernachläffigung der 
Amtsgerichtsanwälte wohl eher verſchwinden. 

Ein engerer Zuſammenſchluß der Kollegen, eine ſtärkere 
Betonung unſeres Standesgefühls und eine energiſchere Ver⸗ 
tretung unſerer Standesintereſſen ſcheinen mir überhaupt not⸗ 
wendig zu ſein. 

Vielleicht klingt die Betonung der Solidarität der An⸗ 
waltſchaft ſonderbar in einer Frage, die nach Sonderintereſſen 
ſchmeckt. Es handelt ſich aber bei der Frage der Stärkung 
der Amtsgerichtsanwälte nicht um Sonderintereſſen. Es 
handelt ſich vielmehr darum, im Intereſſe der Rechtapflege und 
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des Rechtsſchutzes für eine angemeſſene Verbreitung der Anwälte 
und damit für eine geſunde Fortentwicklung des ganzen An⸗ 
waltſtandes zu ſorgen. 


III. 
Von Suftizrat Dr. jur. Arnold Zieſe, Rendsburg. 


Ende Juni 1883 zur Rechtsanwaltſchaft beim Amtsgericht 
zugelaſſen, bin ich im hiefigen Oberlandesgerichtsbezirk nach 
„Dienſtalter“ der älteſte Amtsgerichtsanwalt, und darf ſonach 
vielleicht etwas Erfahrung zu der qu. Frage in Anſpruch nehmen, 
um ſo mehr, als ich mich damit vielfach beſchäftigt habe (vergl. 
z. B. u. a. JW. 88, 194 zu B). 

Ich darf ſodann bemerken: 

In einer Eingabe an die Anwaltskammer habe ich bereits 
früher — vor vielen Jahren — als erſtrebenswert die Zulaſſung 
aller Anwälte des Bezirks beim Landgerichte bezeichnet und dieſe 
Frage halte ich für den einzigen Punkt, der für unſer Thema, 
noch mehr aber für die Rechtspflege im allgemeinen, 
von einſchneidendſter Bedeutung iſt, ſoweit behördliche oder 
geſetzliche Maßnahmen in Betracht kommen. 

Dabei will ich auch nicht verhehlen, daß ich perſoͤnlich die 
Zulaſſung auch bei dem Oberlandesgericht — wie ſie bis 1879 
bei dem Appellationsgericht hier beſtand — für das noch 
Kichtigere halte, wenn man überhaupt an dieſem „Prinzip“ der 
Lokalifterung feſthalten zu müſſen glaubt. 

Hinweiſen moͤchte ich auch darauf, daß zunächſt nach 1879 
hier ſtets Zulafſung bei dem Landgerichte für die Anwälte, die 
ſich beim Amtsgericht niederließen, erfolgte (Neumünſter, Meldorf). 

Dies vorausgeſchickt, bemerke ich: 

Ein Eingehen auf den Autrag — der von einer großen 
Reihe von Anwälten unterzeichnet war — iſt derzeit leider ab- 
gelehnt worden als „inopportun“ und die Sache damit begraben 
worden. 

Trotz allem, was dagegen geſchrieben iſt und geſagt wird, 
ſtehe ich aber nach wie vor im Intereſſe des ganzen 
Anwaltſtandes und der Rechtspflege auf dem Stand- 
punkte, daß die Zulaffung mindeſtens bei dem Landgerichte 
notwendig iſt und lebe auch der feſten Überzeugung, daß, wenn 
wir vielleicht nicht, ſo doch die jüngeren Kollegen auch die Tage 
wieder erleben werden, wo der jetzige Druck von ihnen und dem 
Publikum genommen iſt. 

Dazu will ich vorweg bemerken, daß meines Erachtens die 
finanzielle Seite der Sache, wie ſie vielfach hervorgehoben fit, 
ſowohl bei der Erörterung der Erweiterung der Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts — deren Gegner ich im allgemeinen bin — 
als auch bei der Zulaſſungsfrage mit der Sache ſelbſt eigent- 
lich nichts zu tun hat; denn es verſteht fich doch ganz von 
ſelbſt, daß, wenn die Zuſtändigkeit z. B. auf 500 M. erweitert 
oder die Zulaſſung gewährt würde, dann, wo jetzt 3, dann 
mindeſtens 4 Anwälte ihr Heil ſuchen und wohl auch ſo finden 
würden, wie jetzt die geringere Zahl. 

Aber es würde etwas anderes, ſehr weſentliches erreicht. 

Nach meiner Überzeugung würde dann an jedem Amts- 
gerichtsort mit vielleicht ganz wenigen Ausnahmen mindeſtens 
ein, an vielen zwei Anwälte exiſtieren können und dann das 


boöͤchft bedenkliche Auskunftsmittel der „Prozeßagenten“, wie 
Preußen fie geſchaffen hat, faſt ganz in Wegfall kommen können. 
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Die Exiſtenzfähigkeit würde noch mehr erleichtert werden, wenn 
dann mehr, wie bisher, auch in praxi darauf geachtet würde, 
daß die Anwälte auch in allen geeigneten Fällen zu Konkurs- 
verwaltern beſtellt würden; wie ſolche Anregung im hieſigen 
Bezirk den Amtsgerichten gegeben iſt, nachdem die Anwalts⸗ 
kammer auf meinen Antrag hin eine dahingehende Bitte bei 
dem Herrn Oberlandesgerichtspräfidenten ausgeſprochen hatte. 

Für die Landgerichtsorte würde mit dieſen Maßnahmen 
vorausfichtlich dann das ungeſunde Anwachſen der Zahl der 
Anwälte, wie man es doch wohl in ſehr vielen Fällen als vor⸗ 
handen annehmen muß, vermindert werden, vor allem aber 
— und das iſt der ſpringende Punkt — würde dem nicht am 
Sitz des Landgerichts wohnenden Publikum wieder die Ver⸗ 
trauensperſon in allen ihren juriſtiſchen Nöten zurückgegeben, 
welche ihnen durch die unſelige Zulaſſungsregelung einer Theorie 
zuliebe entzogen iſt. 

Bezeichnend iſt es denn auch, daß gerade auf dieſen Punkt 
die Eingabe der Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft bei Ein⸗ 
führung der 3 Landgerichte geht. (Vergl. JW. 04, 23 f.) 

Solch genereller Vertrauensmann iſt auch für den 
Einzelfall von großer Bedeutung, da die Beurteilung, ſpeziell 
der praktiſchen Handhabung des Falles, ſehr oft von Kenntnis 
des ganzen Menſchen und ſeiner ganzen Verhältniſſe abhängt, 
z. B. bei der Frage, ob man zum Prozeſſe raten oder etwa 
ſuchen ſoll, mit Rückficht auf familiäre oder ſonſtige Verhältniſſe 
die Sache anderweit, wenn auch mit Verluſten zu ordnen und 
dergleichen Fragen mehr. 

Der aufs Praktiſche gerichtete geſunde Sinn des Publikums 
kann es denn auch nun einmal nicht begreifen, daß der Mann 
ſeines Vertrauens zwar (meift nach einem Jahr als Notar) 
Schuldverſchreibungen über beliebige Tauſende inſtrumentieren 
und ſogar über fein ganzes Vermögen gültige Verfügungen 
(Teſtament ufw.) für ihn anfertigen kann, derſelbe Vertrauens ⸗ 
mann dann aber die Zinſen für die von ihm inſtrumentierte 
Schuldverſchreibung, ſofern ſie 300 Mark und 1 Pf. oder mehr 
find, nicht einklagen kann, dann aber wieder bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung — die ja doch viel wichtiger und meiſt mit viel 
mehr Fallſtricken umgeben iſt — feine Rechte wahrnehmen kann. 

Der Mann fieht ferner, daß er in allen Strafſachen und 
allen, ja ſehr häufig hoͤchſt bedeutungsvollen Verwaltungsſachen 
bis in die hoͤchſten Inſtanzen hinauf ſich feiner Vertrauens. 
perfon bedienen kann; ja, daß dieſelbe in der mündlichen Ver. 
handlung, welche nach der Zivilprozeßordnung die Grundlage 
des ganzen Verfahrens iſt, beim Landgericht vertreten kann. 

Da will es ihm dann nicht in den Sinn, was es bedeuten 
ſoll, daß die — häufig wörtlich von dem Amtsgerichtsanwalt 
verfaßten — Schriftſätze der Unterſchrift eines anderen Anwalts 
am Landgericht bedürfen! 

Zu verwundern iſt es denn auch wahrlich nicht, daß ſo 
leicht kein Laie durch ſolche babyloniſche Verwirrung hindurch⸗ 
findet und jeder vergeblich fragt: „Erkläre mir, Graf Orindur, 
doch dieſen Zwieſpalt der Natur“ und daß dadurch Mißtrauen in 
die Güte unſerer Geſetzgebung und Rechtspflege erzeugt wird. 

Mit der Zulaſſung müßte dann ſelbſtverſtändlich Hand in 
Hand gehen, daß bei den Landgerichten die Sachen der „An⸗ 
wälte vom Lande“ an beſtimmten Terminstagen im Monat — 
es würde ſich ja meiſt um eine Zivilkammer und die Berufungs⸗ 
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kammer handeln — zuſammengelegt würden, damit dieſelben in 
der Lage wären, die Sachen ſelbſt ohne zu erhebliche Koſten für 
die Partei zu verhandeln, wenn ſolches den Parteien wünſchens⸗ 
wert erſcheinen würde. 

Dafür, daß ſolches Anfinnen durchaus nichts Ungeheuer⸗ 
liches iſt, verweiſe ich darauf, daß kurz nach 1879 — wo ja 
noch ſehr vlele ältere Anwälte an Amtsgerichtsorten bei den 
Landgerichten zugelaſſen waren — dieſe Praxis zum Beiſpiel 
bei dem Landgericht Flensburg ſehr vielfach geübt wurde. 

Im übrigen iſt meines Erachtens die ganze Frage aber, 
wie ſich aus meinen Ausführungen ergeben dürfte, im Grunde 
viel weniger eine Standesfrage, als eine dringliche Frage 
für die Rechtsordnung und Rechtspflege im allgemeinen. 
Daher dürfen wir uns nicht verhehlen, — da wir nur eins der 
vielen Organe der Rechtspflege find, ſein wollen und ſein 
konnen, — daß fie nur ein kleiner, wenn auch nicht unbedeutender 
Teil der Fragen iſt, welche gelöft werden müſſen, um unſere 
Rechtsordnung — ganz abgeſehen von den mehr oder minder 
mißwollenden Angriffen, die ja meiſt auf ein Geſchrei nach noch 
weiterer Vermehrung der unſeligen Laiengerichte hinauslaufen, — 
den vielfachen nicht unberechtigten Kritiken gegenüber ſo 
funktionieren zu laſſen, daß im weſentlichen nichts auszuſetzen 
bleibt. 

Zu dieſen Fragen rechne ich vor allem Wiederherſtellung der 
kleinen Bezirke, wie wir ſie vor 1879 auch in Preußen in 
den Kreisgerichten anſtatt der jetzigen vielfach ungeheuerlich 
umfangreichen Landgerichtsbezirke hatten und Hannover ſie ſich 
zu bewahren verſtanden hat; jedoch gehört ja ein näheres Ein- 
gehen auf dieſe Frage nicht hierher, ich erwähne ſie nur kurz, 
um darauf hinzuweiſen, daß beide Maßnahmen neben vielen 
anderen Vorteilen das gemeinſam haben, in dem Sinne zu 
wirken, daß weniger Spezialiſtentum ſowohl bei uns Anwälten 
wie bei den Richtern ſich ausbildet und jeder Juriſt mehr den 
Überblick über das ganze Gebiet behalten wird, wie dieſer 
Überblick jetzt nicht zum Vorteil der Rechtspflege in immer 
größerem Maße in Abnahme begriffen ſein dürfte, und ferner 
das, daß der verderblichen fortſchreitenden Abſchließung des 
„Juriſtenſtandes“ dadurch ein Hemmnis bereitet wird. 

Wenn ich ſodann noch kurz wieder auf das Standesintereſſe 
zurückkomme, um damit zu ſchließen, ſo dürfte es endlich auch 
hoͤchſt erfreulich fein, wenn mit der generellen Zulaſſung die 
unerquicklichen ehrengerichtlichen Erörterungen über angebliches 
gewohnheitsmäßiges Vereinbaren der Zuſtändigkeit oder Herbei⸗ 
führung der Zuſtändigkeit des Amtsgerichts durch Teilen auf- 
hoͤren würden; dann würde ja wohl von vornherein niemand 
Zweifel hegen, daß die Gründe für ſolches Verfahren lediglich 
ſachlicher Natur und nicht aus dem perſönlichen Intereſſe des 
Anwalts erwachſen find. 

Vermieden wäre, wenn von vornherein die Zulaſſungen 
begünſtigt wären, auch die Entſcheidung des Ehrengerichtshofes 
vom 17. Januar 1888 (Bd. IV S. 151), wodurch ein Ver⸗ 
fahren unterſagt wurde, durch welches allgemein bis dahin, 


praktiſch weſentlich nur im Intereſſe des Publikums, die Folgen 


der Lokaliſierung gemildert waren. 

Selbſtverſtändlich iſt es ja ſchließlich, daß, wenn die 
generelle Zulaſſung erfolgen würde, dann die Juſtizverwaltung 
gleichzeitig auch darauf verzichten müßte, aus den Erklärungen, 
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die wir bei Ernennung zum Notar haben abgeben müſſen — 
„für den Fall etwaiger ſpäterer Zulaſſung beim Landgericht 
ſchon jetzt den Antrag auf Entlaſſung aus dem Amte als Notar 
zu ſtellen“ — die Konſequenzen zu ziehen; denn ſonſt bedeutete 
die Maßregel, den Teufel mit Beelzebub austreiben. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 20. Mai bis 
10. Juni 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 170 EG. z. BGB. in Verbindung mit 8 254 BGB. 
Altes Recht bei Schadens zufügung nach dem 1. Januar 1900 
durch Verletzung älterer Vertragspflichten.] 

Am 2. Auguſt 1902 fuhr der im Dienſte der Klägerin 
ſtehende Lokomotivführer R. mit einem Kohlenzuge auf der 
Zechenbahn der Klägerin nach dem Bahnhofe Bruch zu. Von 
dieſer Bahn zweigt nahe bei der Kraftſtation der Beklagten ein 
Anſchlußgleis derſelben ab, an das wieder ein der ſtädtiſchen 
Gasanſtalt zu Recklinghauſen gehöriges Gleis angeſchloſſen iſt. 
Der Übergang zu jedem Anſchlußgeleiſe wird durch Weichen ⸗ 
ſtellung geregelt. In der Nähe der Kraftſtation der Beklagten 
liegt ein Wärterhaus der Klägerin mit Blockſignal, das an 
jenem Tage auf freie Fahrt geſtellt war. Als der Lokomotiv⸗ 
führer R. dies wahrnahm, ſah er gleichzeitig, daß die zum 
Dienſt für das Anſchlußgleis der Beklagten beſtimmte Weiche 
anſtatt auf geraden Strang (nach dem Bahnhofe Bruch) auf 
den krummen Strang, d. h. auf Einfahrt in das Anſchluß⸗ 
gleis eingeſtellt war. Infolge dieſer falſchen Stellung der 
Weiche durchfuhr der Kohlenzug trotz angewandter Gegen ⸗ 
maßregeln die Weiche und weiterhin die ebenfalls auf Ablenkung 
ſtehende Weiche zum Anſchlußgleis der Gasanſtalt und ſtieß 
in dieſem auf zwei kurz zuvor von R. ſelbſt eingeſetzte beladene 
Kohlenwagen. Durch den Zuſammenſtoß wurden die Lokomotive 
des Kohlenzuges und 14 Güterwagen beſchädigt. Die Klägerin 
beanſprucht von der Beklagten Schadenserſatz, weil fie vertrags⸗ 
und vorſchriftswidrig ſich um die Bedienung der Weiche nicht 
gekümmert habe. Das die Beklagte zum Erſatz der Hälfte des 
Schadens verurteilende Erkenntnis II. Inſtanz wurde mit 
folgender Begründung aufgehoben: Der mit der Klage verfolgte 
Schadenserſatzanſpruch iſt geftügt a) auf die Verletzung der im 
Vertrage vom 24. September 1896 von der Beklagten über- 
nommenen Verpflichtungen, b) auf die Verletzung der Dienft- 
16 5 nn und vom IR ul 1898 und der 
fie aufnehmenden Polizeiverordnung der Stadtgemeinde Reckling 
hauſen vom 24. Oktober 1898. Das OLG. behandelt lediglich 
den erſten Klagegrund und gelangt, indem es ein vertrags⸗ 
widriges Verhalten beider Parteien feſtſtellt, zur Anwendung des 
8 254 BGB. Hierdurch verletzt es den Art. 170 EG. z. 


vorſchriften vom 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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BOB. Denn wenn auch die Handlung, durch die der Schaden 
für die Klägerin entſtanden iſt, in die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 fällt, ſo iſt doch das Schuldverhältnis, aus 
dem die Beklagte wegen dieſer Handlung in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, durch den Vertrag vom 24. September 1896 
vor dem Inkraftreten des BGB. entſtanden. Es bleiben daher 
für die aus der Verletzung des Vertrages durch Nichterfüllung 
oder mangelhafter Erfüllung entſtehenden Folgen die bisherigen 
Geſetze, nämlich das Preußiſche Allgemeine Landrecht maßgebend. 
Das angefochtene Urteil unterliegt ſomit der Aufhebung, und 
das OLG. wird bei der anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der Sache beide Klagegründe zu prüfen, bei der 
Prüfung des erſten aber die Vorſchriften des Preußiſchen All. 
gemeinen Landrechts zu berückfichtigen haben. St. H. B. c. K. L. 
U. v. 19. Mai 05, 494/04 VII. — Hamm. 

2. $8 93, 94 BGB. Wann find Maſchinen weſentliche 
Beſtandteile eines Gebäudes geworden? Erlöſchen des früheren 
Eigentums.] 

Die Klägerin, welche der inzwiſchen in Konkurs geratenen 
offenen Handelsgeſellſchaft S. & G. Maſchinen unter Eigentums⸗ 
vorbehalt verkauft hatte, verlangte von dem Konkursverwalter 
Herausgabe der Maſchinen, weil ein erheblicher Teil des Kauf⸗ 
preiſes trotz Fälligkeit nicht bezahlt worden ſei. Beide Vor⸗ 
inſtanzen wieſen die Eigentumsklage ab, weil die Maſchinen 
durch ihre Einbringung und Verbindung mit dem Gebäude, für 
welches fie beſtimmt geweſen ſeien, unter Erloͤſchen des Eigen⸗ 
tums der Klägerin Eigentum der Firma S. & G. geworden 
ſeien. Die Revifion wurde zurückgewieſen: Der Berufungs- 
richter hat zunächſt bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß eine „feſte“ Ver⸗ 
bindung der in Frage ſtehenden Maſchinen mit dem Gebäude, 
in welchem fie ſich befinden, im Sinne des § 94 BGB. nicht 
vorliegt. Dabei hat er, wie hervorzuheben ift, den beachtens⸗ 
werten und manche Schwierigkeiten bei der Anwendung des 
5 94 a. a. O. beſeitigenden Gedanken zur Geltung gebracht, 
daß als Gegenſatz gegen das „feft verbundene“ im Sinne dieſer 
Beſtimmung nicht der Begriff des „loſen“, ſondern der des 
„leicht ablösbaren“ anzuſehen ſei. Wenn der Berufungsrichter 
trotzdem annimmt, daß die in Streit befindlichen Maſchinen 
und deren den Gegenſtand der Klage bildende Teile Eigentum 
der Gemeinſchuldnerin geworden ſeien, ſo beruht dieſe Annahme 
auf folgenden Erwägungen: Eine Beſeitigung der Maſchinen 
aus dem Gebäude, in dem fie ſich befinden, würde eine Weſens⸗ 
veränderung des letzteren zur Folge haben, wie ſie der zweite 
Teil deg 8 93 BGB. als Kennzeichen weſentlicher Beſtandteile 
angebe. Bei Prüfung der Frage nach der Weſens veränderung 
eines Fabrikgebäudes ſei zu unterſuchen, ob das Gebäude nach 
der Trennung der Maſchinen dasſelbe bleibe, was es mit der 
Maſchine nach deren Einbringung geweſen ſei, nicht aber ob 
durch die Trennung der Maſchinen das Gebäude den Zuſtand 
wieder erlange, in dem es ſich vor Einbringung der Maſchinen 
befunden habe. Würden nämlich in ein Gebäude, das zu einem 
beſtimmten Fabrikbetriebe und zur Aufnahme von Maſchinen, 
die zu dieſem Betriebe dienten, beſonders hergerichtet ſei, der⸗ 
artige Maſchinen eingebracht, fo eniftehe ein neues einheitliches 
Ganzes, eine Fabrik. Nehme man nun aus einer ſolchen Fabrik 
die Maſchine wieder fort, ſo bleibe zwar ein Fabrikgebäude als 
ſolches beſtehen, die Fabrik als Ganzes ſei aber damit auf⸗ 


gehoben und dadurch das Gebäude in ſeinem Weſen als zu 
einem beſonderen Betriebe dienendes Fabrikgebäude gleichfalls 
verändert. Hier ſeien Holzbearbeitungsmaſchinen in ein ur⸗ 
ſprünglich als Scheune erbautes Gebäude eingebracht worden, 
das nach dem Gutachten der Sachverſtändigen durch eine Anzahl 
von Anderungen zur Aufnahme und zum Betriebe der Maſchinen 
geeignet gemacht und ſo zum Betriebe der Holzbearbeitung durch 
die Maſchinen beſonders hergerichtet worden ſei. Mit dieſen 
Maſchinen bilde das Gebäude jetzt ein neues einheitliches Ganze. 
Würden die Maſchinen von dem Gebäude getrennt, ſo werde 
nicht nur das durch ſie neu geſchaffene Ganze aufgehoben, 
ſondern auch das Gebäude erfahre in ſeinem Weſen eine Ver⸗ 
änderung, da es alsdann dem Zwecke, zu dem es eingerichtet 
worden ſei, nicht mehr dienſtbar ſein könne und dadurch in 
ſeinem wirtſchaftlichen Werte Einbuße erleide. Die Maſchinen 
und deren Teile ſeien danach gemäß dem zweiten Teile des 
§ 93 BGB. weſentliche Beſtandteile des Gebäudes in dem fie 
ſtänden und damit des betreffenden Grundſtücks geworden und 
das Eigentum der Klägerin daran ſei infolge deſſen trotz des 
Eigentumsvorbehalts untergegangen. Der Berufungs richter ſtellt 
ſich mit dieſer Auffaſſung auf den Standpunkt, den hinſichtlich 
der hier in Betracht kommenden Rechtsfrage der V. 3S. des 
RG. in dem Urteil vom 5. März 1902 (RG. 50 S. 242, 243) 
eingenommen hat. Der erkennende Senat iſt nicht geneigt, von 
dieſem Standpunkte abzuweichen. Die 58 93, 94 und 98 BGB. 
bieten allerdings, ſowohl einzeln wie in ihrem Zuſammenhange 
betrachtet, der Auslegung ſowie der Anwendung in der Praxis 
erhebliche Schwierigkeiten und der erkennende Senat verſchließt 
fi) dem nicht, daß ſich Erwägungen von nicht zu unterſchätzender 
Bedeutung der Anſicht des V. 3S. entgegenhalten laſſen. Jedoch 
glaubt der erkennende Senat aus überwiegenden Gründen ſich 
der Anfiht des V. 3S. anſchließen zu ſollen. K. c. Konkurs 
S. & G., U. v. 2. Mai 05, 458/04 VII. — Breslau. 

3. 58 94, 836 BGB. Die auf Entſchädigung wegen 
eines herunterfallenden Fenſterladens erhobene Forderung eines 
Paſſanten iſt begründet.] ö 

Die Klägerin iſt durch das Herunterfallen einer der am 
Haufe des Beklagten angebrachten hölzernen Fenſterläden verletzt 
worden. Der Beklagte wurde zur Entſchädigung verurteilt und 
feine Reviſion zurückgewieſen: Die Ausſtattung des Hauſes 
mit Fenſterläden hat, wie das auch in den Vorinſtanzen erſichtlich 
unterſtellt iſt, nach dem Willen des Herſtellers eine bleibende 
Einrichtung ſein ſollen und dafür ſind die Läden in der Form 
mit dem Gebäude verbunden worden, wie Zweck und Art der 
Einrichtung ſie forderten. Eine feſte Verbindung mit den um⸗ 
ſchließenden Stücken wird in § 94 Abſ. 2 nicht gefordert. Im 
Abſ. 1 daſelbſt iſt von feſter Verbindung die Rede, im Abſ. 2 
dagegen wird das geringere Erfordernis der Einfügung als 
ausreichend hingeſtellt. Dieſer Auffaſſung, die auch ſonſt über- 
wiegend geteilt wird, (vergl. Tobias Arch Civ Prax. 94, 390 flg. 
und die dortigen Zitate, Turnau -⸗Foͤrſter, Liegenſchaftsrecht, 
2. Aufl. Bd. I S. 24, Rehbein, BGB. Bd. I S. 85) ſteht 
anſcheinend ein Urteil des III. 3 S. vom 22. Dezember 1903 — 
RG. 56, 228 — entgegen, inſofern dort eine feſte Verbindung 
als erforderlich angeſehen wird. Die Einholung einer Ent- 
ſcheidung der Ver S. war jedoch nicht geboten, weil das gedachte 
Urteil auf jenem Satze nicht beruht. Damals war nur zu 
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entſcheiden, ob eine loſe im Gebäude aufgeftellte, nur mit dem 


Schaltbrett durch Dräte verbundene Akkumulatorenbatterie dem 
Gebäude im Sinne des 8 94 Abſ. 2 „eingefügt“ fe. Mit 
der Verneinung dieſer Frage bleibt der erkennende Senat in 
Einklang, wenn er die in jenem Urteile hinzugefügte pofitive 
Begriffsbeſtimmung im obigen Sinne einſchränkt. Hat hiernach 
das Berufungsgericht den 8 83 6 mit Recht als anwendbar an- 
geſehen, ſo kommt es weiter darauf an, ob der Beklagte den 
vom Geſetz ihm offen gelaſſenen Entlaſtungsbeweis geführt hat. 
Das Berufungsgericht hat dieſe Frage verneint. (Dieſe Aus- 
führung wird als nicht rechtsirrig erklärt.) M. c. M., U. v. 
8. Mai 05, 388/04 VL — Cöln. 

4. 8 226 BGB. Begriff der Chikane.] 

Der Kläger war vom 20. Juni bis 14. Dezember 1901 
bei der Beklagten in einem bergmänniſchen Abraumbetriebe zu- 
nächſt als gewöhnlicher Arbeiter, dann als ſtellvertretender 
Vorarbeiter beſchäftigt. Am 14. Dezember 1901 ſchied er aus, 
und die Beklagte erteilte ihm ein Zeugnis, in welchem er als 
ſtellvertretender Vorarbeiter bezeichnet wurde. Er behauptet, 
daß er am 13. Dezember 1901 von der Beklagten zum Auf- 
ſeher mit einem Stundenlohn von 50 Pf. bei täglich zehn- 


ſtündiger Arbeitszeit ernannt, dann am nächſten Tage zu Unrecht 


entlaſſen worden ſei. Er fordert: außer einer Schadenforderung 
Verurteilung der Beklagten zur Ausſtellung eines ſeiner Stellung 
als Aufſeher entſprechenden ordnungsmäßigen Zeugniſſes, das 
fich über feine geſamte Tätigkeit bei der Beklagten und auch 
über feine Führung dortſelbſt verhalte. Das RG. hob bezüglich 
der Erteilung des Zeugniſſes auf: Das Berufungsgericht erkennt 
zwar für den Fall, daß der Kläger von dem Vertreter der 
Beklagten zum Aufſeher beſtellt worden ſei, feine Berechtigung 
an, ein ſchriftliches Zeugnis über das Dienſtverhältnis und 
deſſen Dauer zu verlangen; es iſt aber der Anſicht, daß dem 
Anſpruch der 8 226 BGB. entgegenſtehe; denn derartige 
Rechte ſeien nicht dazu da, zur Schädigung des Dienſtherrn 
und zur Chikane gegen den Dienſtherrn und deſſen Angeſtellte 
mißbraucht zu werden; als ein ſolcher Mißbrauch ſei es zu 
bezeichnen, wenn der Kläger die Erteilung eines Zeugniſſes 
über einen Dienſt von eintägiger Dauer im Klagewege zu 
erzwingen verſuche, zumal mit Rückſicht auf einen in Verbindung 
damit erhobenen exorbitanten und von vornherein offenſichtlich 
unhaltbaren, durch Urteil abgewieſenen, Schadenserſatzanſpruch. 
Dieſe Erwägungen gehen von einer unrichtigen Auffaſſung des 
8 226 BGB. aus, welcher beſtimmt, daß die Ausübung eines 
Rechtes unzuläſſig iſt, wenn fie nur den Zweck haben kann, 
einem anderen Schaden zuzufügen. Daß dieſe Vorausſetzung 
hier zutreffe, hat das Berufungsgericht nicht feſtgeſtellt. Iſt 
der Kläger, wie das Berufungsgericht unterſtellt, das Zeugnis 
zu verlangen berechtigt, ſo enthält die Ausübung dieſes Rechtes 
keine Chikane, auch wenn ſie eine Schädigung des Dienſtherrn 
herbeiführen, und ſelbſt, wenn dieſe Schädigung vom Kläger 
beabfichtigt ſein ſollte. Nur wenn jeder andere Zweck als der 
einer Benachteiligung der Beklagten ausgeſchloſſen wäre, könnte 
die Anwendung des 8 226 BGB. in Frage kommen. — Die 
Entſcheidung über den Anſpruch auf Ausſtellung des Zeugniſſes 
hängt hiernach von dem Beweiſe der beſtrittenen Behauptung 
des Klägers ab, daß er von der Beklagten zum Aufſeher beſtellt 
worden ſei. M. c. D. u. L., U. v. 9. Mai 05, 4/05 III. — Berlin. 
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5. 8 254 BGB. anwendbar für alle Fälle des Schadens 
erſatzes.] 

Die Revifion macht dem Berufungsgericht Verletzung des 
§ 254 BGB. und namentlich des hier anwendbaren § 367 
Ziffer 12 StGB. zum Vorwurf, weil, wie auch das RG. in 
einer bei Gruchots Beitr. 35, 664 abgedruckten Entſcheidung 
ausgeführt habe, nach dieſem letzteren Paragraphen durch eine 
ſorgſame Bedeckung von Gruben und Offnungen an den dem 
Verkehr von Menſchen zugänglichen Orten auch den Gefahren 
für Unvorfichtige und Trunkene vorgebeugt werden ſolle, der 
geſteigerten Verpflichtung des Inhabers der Grube oder Offnung 
gegenüber mithin eine beſondere Vorſicht von ſeiten des den 
betreffenden Raum Betretenden nicht zu erfordern ſei. Allein 
die Anwendung des 8 367 Ziffer 12, welche auch das Be⸗ 
rufungsgericht dahingeſtellt ſein läßt, war im vorliegenden 
Falle um des willen ausgeſchloſſen, weil der Garten des Beklagten, 
in welchem ſich die unverwahrte Kelleröffnung befand, zum 
eigentlichen Aufenthalte von Gäſten nach der Feſtſtellung auf 
S. 6 des Berufungsurteils nicht eingerichtet und beſtimmt war, 
auch dadurch, daß einzelne Menſchen ihn betreten konnten, noch 
nicht zu „einem Ort, an welchem Menſchen in öfterer Wiederkehr 
verkehren“, im Sinne der angeführten Geſetzes vorſchrift wurde. 
Olshauſen, Kommentar zum Strafgeſetzbuche 8 367 Ziffer 12, 
JW. 98, S. 251 Nr. 20 (Urteil des III. 3 S. vom 4. März 1898). 
Hiervon abgeſehen, kommt übrigens auch der angeführten früheren 
Entſcheidung des RG. gegenüber in Betracht, daß ſolche im 
Jahre 1897 unter weſentlicher Mitberückſichtigung des damals 
noch gültigen § 26 des Allgemeinen Landrechts Tl. I Tit. 6 
ergangen war, während gegenwärtig mit Rückſicht auf den in⸗ 
zwiſchen in Kraft getretenen, für alle Fälle des Schadens⸗ 
erſatzes maßgebenden $ 254 BGB. (ſ. Planck, Kommentar zu 
§ 254 Bemerkung 5) auch bei der Anwendung des § 367 
Ziffer 12 StGB. bezw. 8 823 Abſ. 2 BGB. ein erhebliches Mit- 
verſchulden des Beſchädigten nicht unbeachtet bleiben kann. Vergl. 
das Urteil des erkennenden Senats vom 3. Mai 1905 in JW. 
S. 229 Nr. 5. H. c. W., U. v. 23. Mai 05, 516/04 VI. — Breslau. 

6. 5 323 BGB. ſetzt objektive und dieſe dauernde Un ⸗ 
moͤglichkeit voraus.] 

Die Parteien find einig, daß nach dem zwiſchen ihnen ge- 
ſchloſſenen Vertrage die Eintragung der 4 000 Mark Reſtkauf⸗ 
geld vom Kläger auf das angekaufte Grundſtück erfolgen muß. 
Streitig ift nur, ob der Kläger zu einer weiteren Sicherftellung 
dieſes Kaufgeldes um des willen verpflichtet iſt, weil die auf dem 
vom Beklagten angekauften Grundſtück befindlichen Gebäude ab- 
gebrannt ſind. Das Berufungsgericht bejaht dies mit folgender 
Begründung: Indem Kläger ſich verpflichtet habe, die 4000 Mark 
bei der Auflafſung auf das Grundſtück eintragen zu laſſen, habe 
er die Verpfändung des Grundſtücks in ſeiner Beſchaffenheit zur 
Zeit des Vertrags, d. h. mit den Gebäuden zugeſagt. Dieſe 
Leiſtung ſei dem Kläger durch den Brand unmoglich geworden. 
Er habe nach 8 446 BGB. die Gefahr des Unterganges zu 
tragen, da die Gebäude erſt nach der Übergabe abgebrannt ſeien. 
Hiernach ſei dem Kläger die ihm nach dem Kaufvertrage ob⸗ 
liegende Leiſtung infolge eines Umſtandes unmoglich geworden, 
den weder er noch die Beklagten zu vertreten hätten. Es trete 
demnach die Beſtimmung des § 323 Abſ. 1, 2 BGB. ein, 
wonach der, dem die Leiſtung unmoglich wird, den Anſpruch auf 
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die Gegenleiſtung behält, wenn der andere Teil nach § 281 
BGB. Herausgabe des für den geſchuldeten Gegenſtand erlangten 
Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangt. Hiernach 
ſeien die Beklagten berechtigt, die Verpfändung des Erſatz⸗ 
anſpruchs des Klägers d. i. feines Anſpruchs an die Verfiherungs- 
geſellſchaft auf die Brandentſchädigung zu verlangen. Die Ver⸗ 
pflichtung des Klägers, der Geſellſchaft von der Verpfändung 
Anzeige zu machen, folge aus $ 1280 BGB. Der 8 12 der 
Verſicherungspolice, auf Grund deren die abgebrannten Gebäude 
verfihert waren, ſtehe der Verpflichtung des Klägers zur Ver⸗ 
pfändung der Verſicherungsſumme nicht entgegen. Der § 12 
beftimmt nämlich: „Wenn auf verficherte Gebäude Hypotheken, 
Grundſchulden oder andere Realverpflichtungen vor dem Brande 
eingetragen ſind, ſo wird die Entſchädigung nur behufs der 
Wiederherſtellung und nachdem letztere gefichert worden, bezahlt, 
die ſämtlichen vor dem Brande eingetragenen Gläubiger müßten 
denn in die unbedingte Zahlung willigen oder ſelbſt zur 
Empfangnahme berechtigt ſein.“ Das Berufungsgericht meint, 
dieſe Beſtimmung fichere keineswegs den Wiederaufbau der Ge⸗ 
bäude, hindere auch nicht die Auszahlung der Verficherungsſumme 
ohne Rückſicht auf den Anſpruch der Beklagten, da die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft die Verſicherungsſumme ſchon auszahlen 
konne, ſobald die eingetragenen Gläubiger darin willigten oder 
ſofern die Wiederherſtellung der Gebäude auch nur gefichert er- 
ſcheine. Der Kläger iſt der Anſicht, die 88 281, 323 BGB. 
eien nicht anwendbar: Dem Angriffe, daß der § 323 BGB. 
nicht anwendbar ſei, kann der Erfolg nicht verſagt werden. Die 
Leiſtung, welche dem Kläger den Beklagten gegenüber bezüglich 
der Sicherſtellung des Reſtkaufgeldes von 4 000 Mark nach dem 
Kaufvertrage obliegt, beſteht darin, daß er das Kaufgeld auf 
das gekaufte Grundſtück mit den darauf ſtehenden Gebäuden als 
feinen weſentlichen Beſtandteilen (5 94 BGB.) in das Grund- 
buch eintragen läßt. Nachdem die Gebäude nach Abſchluß des 
Kaufvertrags, alſo nach Entſtehung des Schuldverhältniſſes des 
Klägers, abgebrannt find, kann er ſeine Verpflichtung in An⸗ 
ſehung des Grundſtücks mit den bei Eingehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes vorhanden geweſenen Gebäuden zur Zeit nicht er⸗ 
füllen. Aber eine objektive Unmoͤglichkeit der Leiſtung, ſo wenig 
wie ein Unvermögen des Klägers zur Leiſtung (§ 275), tft da- 
durch eingetreten, da Kläger die Gebäude, wie fie vorhanden 
waren, jederzeit wieder aufbauen kann. Objektive Unmoͤglichkeit 
ſetzt regelmäßig dauernde Unmöglichkeit voraus. Durch den 
Brand iſt aber die Verpfändung mit den Gebäuden nur zeit⸗ 
weilig bis dahin, daß Kläger die abgebrannten Gebäude wieder 
errichtet hat, unmoglich geworden (vergl. RG. 47, 306 ff., 
Rehbein, BGB. 2, 111). Die dem Kläger aus dem Kauf⸗ 
vertrage erwachſene Verpflichtung, das Grundſtück mit Gebäuden 
für den Kaufgelderreſt haftbar zu machen, hat zur Folge, daß 
der Kläger die Gebäude wieder aufbauen muß, um ſeiner Ver⸗ 
pflichtung nachkommen zu können. Die Verpfändung des 
Grundſtücks ohne Gebäude erſchöpft nicht die Leiſtung, die die 
Beklagten verlangen können. Andererſeits können aber die Be⸗ 
klagten nicht beanſpruchen, daß ihnen der Brandentſchädigungs⸗ 
anſpruch vom Kläger verpfändet wird, denn dadurch würde dem 
Kläger die Erfüllung ſeiner Verpflichtung, die Gebäude wieder 
aufzubauen, nahezu unmöglich gemacht (58 128 1 ff. BGB.). 
Da die Vorausſetzung der Anwendung des $ 323 BGB., die 
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Unmöglichkeit der Erfüllung, nicht vorliegt, hat das Berufungs- 
gericht dieſe Beſtimmung unrichtig angewendet. Die Beklagten 
brauchen dem Kläger das verkaufte Grundſtück nur Zug um 
Zug gegen die ihnen gebührende Leiſtung, alſo gegen Eintragung 
der Hypothek auf das verpfändete Grundſtück mit Gebäuden, 
aufzulaſſen ($5 273, 274). P. o. M., U. v. 17. Mai 05, 
578/04 V. — Stettin. 

7. 88 459 — 493 BGB. Beſchränkung der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht auf Sachen? Zuſicherung einer beſtimmten 
Ertragshöhe als Eigenſchaft 7] 

Die Vorſchrift des BGB. über Gewährleiſtung, 88 459 
bis 493, gelten ausſchließlich für Sachen d. h. nach der dieſem 
Aus druck in § 90 gegebenen Begriffsbeſtimmung für körperliche 
Gegenftände. Im vorliegenden Falle find ausweislich des Ver⸗ 
trages vom Februar 1903 Verkaufs objekt geweſen die Kundſchaft 
des Geſchäfts, das Inventar und die Warenvorräte. Außerdem 
hat, da die Kläger in den Miets vertrag des Beklagten ein ⸗ 
getreten find, eine Abtretung des Mietsrechts ſtattgefunden. 
Es liegt auf der Hand, daß weder zu dieſem Mietsrecht noch 
zu den vorerwähnten Verkaufsobjekten die nach der Feſtſtellung 
des Berufungsrichters zugeficherte Höhe der Tageseinnahme 
im Verhältnis einer Sacheigenſchaft ſteht. Danach ſcheint 
ſchon aus dieſem Grunde dem in erſter Linie erhobenen Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruche der Kläger der Boden entzogen zu ſein. 
Sndeflen kann dies dahingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt, wenn 
man die analoge Anwendung der Gewährleiſtungsvorſchriften 
auf einen Vermögensgegenſtand unkörperlicher Natur, wie ihn 
der feſte Kundenkreis eines Geſchäfts darſtellt, grundfäglich 
nicht verneint, iſt doch jedenfalls die weitere Annahme des 
Berufungsrichters, daß den Klägern durch die ihnen über die 
Höhe der Tageseinnahmen gemachten Angaben eine Eigenſchaft 
des verkauften Geſchafts zugeſichert worden ſei, rechts irrtümlich. 
Freilich braucht Gegenſtand der Zuficherung nicht eine gegen⸗ 
wartige Eigenſchaft des Verkaufsobjekts zu fein. Es genügt, 
wenn die Zuficherung ſich auf vergangene Tatſachen und Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere alſo bei Zufiherung einer beſtimuten 
Ertragshoͤhe auf die Erträgniſſe, die das Verkaufsobjekt 
während eines zurückliegenden Zeitraums abgeworfen hat, bezieht. 
Immerhin aber muß dieſer frühere Zuſtand derart beſchaffen 
ſein, daß ſich ſein Fortwirken in die Zukunft unter unverändert 
bleibenden Verhältniſſen nach menſchlicher Vorausſicht unbedenklich 
annehmen läßt. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im vor⸗ 
liegenden Falle. Denn wenn, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, 
der Beklagte ſeinen Mitteilungen über die Höhe der in früheren 
Jahren erzielten Tageseinnahmen die Einſchränkung hinzugefügt 
hat, in den letzten Monaten ſei das Geſchäft ſchlechter gegangen, 
fo hat er damit zum Ausdruck gebracht, daß die Verhältniſſe 
ſchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes nicht mehr unverändert 
waren, und damit entfällt die Möglichkeit, in jenen Mitteilungen 
Anhaltspunkte für die Annahme zu finden, daß die Kläger 
darauf rechnen durften, den von ihrem Beſitzvorgänger ver⸗ 
einnahmten Tagesverdienſt auch ihreiſeits zu erzielen, und daß 
fie deshalb berechtigt waren, die Mitteilungen als eine Zuſicherung 
über den Ertrag des Geſchäfts aufzufaſſen. C. o. S., U. v. 
10. Mai 05, 529/04 V. — Cöln. 

8. 58 781, 812 ff. BGB. verb. mit 58 17, 46, 59, 
69, 133, 135, 136 KO. Bedeutung eines Eintrages in die 
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Konkurstabelle. — Das Ausſonderungsrecht erfordert einen noch 
nicht erfüllten Vertrag. — Der Leiſtende braucht bei der 
Bereicherungsklage nicht Irrtum, ſondern nur Nichtbeſtehen der 
Schuld zu beweifen.] 

Der Beklagte hat für H. auf deſſen Erſuchen einen Wechſel 
im Betrage von 5 000 Mark eingelöft und mit ihm vereinbart, 
daß dieſer ihm dagegen 2 Waggons Malz zum Preiſe von je 
2 400 Mark liefern, die reſtlichen 200 Mark aber bar bezahlen 
ſolle. Nachdem kurz nachher über das Vermögen des H. der 
Konkurs eröffnet worden war, hat der Beklagte zu dieſem 
Verfahren ſeine Forderungen aus dem erwähnten Geſchäfte an⸗ 
gemeldet. Infolge der hierüber und weiter im Prüfungstermin 
zur Konkurstabelle gemachten Vermerke hat der Konkurs- 
verwalter dem Beklagten den Betrag von 4 800 Mark als 
vermeintliche Maſſeſchuld ausbezahlt, nachträglich aber dieſe 
Summe, weil fie ohne Rechtsgrund, bezw. irrtümlich als Maſſe⸗ 
ſchuld bezahlt ſei, ſoweit ſie die Konkursquote überſteigt, zurück⸗ 
gefordert. Das Oe G. verurteilte, die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Die erhobene Klage iſt eine ſolche 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung im Sinne von 88 812 ff. 
BGB. Zu ihrer Begründung hatte der Kläger darzutun, daß 
der Beklagte durch die von dem Konkursverwalter an ihn 
geleiſtete Zahlung den die Verteilungsquote überſteigenden 
Betrag auf Koften der Konkursmaſſe ohne rechtlichen Grund 
erlangt hat. Den Nachweis hierfür hat das Berufungsgericht 
mit Recht als geführt angeſehen. Der Konkursverwalter hat 
dem Beklagten eine vermeintliche Maſſeſchuld gezahlt. In 
Wahrheit war eine ſolche nicht begründet. Die Voraus ſſetzungen 
für eine Maſſeſchuld nach $ 59 Nr. 2 in Verbindung mit $ 17 
KO. waren nicht gegeben, denn es war, wofern ein zweiſeitiger 
Vertrag im Sinne des § 17 cit. überhaupt vorlag, der Ver⸗ 
trag von ſeiten des Beklagten zur Zeit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens bereits vollſtändig erfüllt; die Anſprüche des 
Beklagten aus dem Vertrag waren als gewohnliche Konkurs⸗ 
forderung nach Maßgabe von §8 26, 69 KO. geltend zu 
machen. Auch eine Maſſeſchuld auf Grund eines Ausſonderungs⸗ 
rechtes des Beklagten nach 8 46 bezw. § 59 Nr. 3 KO. 
beſtand nicht; denn ein Ausſonderungsrecht an dem gekauften 
Malz war für den Beklagten nicht gegeben. Es konnte ſich 
nur fragen, ob nicht durch dazwiſchen liegende anderweite Vor⸗ 
gänge ein beſonderer Rechtsgrund für die Leiſtung des Konkurs- 
verwalters und den Empfang des Beklagten geſchaffen war, 
welche Bedeutung hierfür insbeſondere einem Anerkenntnis oder 
der behaupteten „Feſtſtellung“ der Forderung zukam. Der 
Beklagte hat wenigſtens eventuell die 4800 Mark als 
Konkursforderung zur Anmeldung bringen wollen; und die von 
dem Gerichtsſchreiber des Konkursgerichts in der Spalte 7 der 
Tabelle eingetragene Bemerkung, „die 4800 Mark (und 
600 Mark) ſeien als Maſſeſchuld angemeldet“, konnte nicht 
bedeuten, daß jene Forderung lediglich als Maſſeſchuld geltend 
gemacht werde. — Auf jeden Fall aber iſt dem Berufungsgericht 
darin beizuſtimmen, daß der in dem Prüfungstermin vom 
18. Juni 1901 erfolgten Prüfung und der Eintragung des 
Ergebniſſes in die Konkurstabelle nicht die Bedeutung zukam 
und zukommen konnte, daß die Forderung von 4 800 Mark als 
Maſſeſchuld „feſtgeſtellt“ worden wäre. Gegenſtand des 
Prüfungs- und Feſtſtellungsverfahrens find nur die Konkurs ⸗ 
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forderungen; Ausſonderungs⸗ und Maſſeanſprüche find außer⸗ 
halb dieſes Verfahrens gegen den Konkursverwalter zu verfolgen 
und von dieſem zu befriedigen. Die Maſſeſchuld unterliegt 
nicht der Feſtſtellung im techniſchen Sinne (58 144 ff. KD.). 
War die Forderung ſelbſt ihrer Exiſtenz und Höhe nach mit 
Wirkung gegenüber allen Konkursgläubigern rechtskräftig feit- 
geſtellt (vergl. RG. 55, 159 f.), fo bezog ſich das nur auf die 
angemeldete und der Prüfung unterſtellte Konkursforderung, 
nicht auf den erhobenen oder vorbehaltenen Maſſeauſpruch. 
Hat gleichwohl der Konkursverwalter in der Folge fih auf den 
Standpunkt geſtellt, daß eine Maſſeſchuld von 4800 Mark im 
Prüfungstermin feſtgeſtellt und eingetragen worden ſei, ſo war 
das tatſächlich und rechtlich unzutreffend. Ein ſolches An- 
erkenntnis wäre auch in der Unterlaſſung eines Widerſpruchs 
im Prüfungstermin nicht zu finden und ebenſowenig in der 
Einſtellung des Poſtens in der Schlußrechnung unter die Maſſe⸗ 
ſchulden. Keinenfalls liegt ein vertragsmäßiges Schuld- 
anerkenntnis im Sinne von § 781 BGB. vor, das als 
abſtrakter Vertrag einen ſelbſtändigen Schuldgrund hätte ſchaffen 
koͤnnen. In dem die Auszahlung begleitenden Schreiben hat 
der Konkursverwalter mit dem Hinweiſe auf die (vermeintliche) 
Feftſtellung zur Tabelle lediglich den Rechtsgrund bezeichnet, ans 
welchem er die Zahlung leiſten wollte. In dem Zahlungs 
akte ſelbſt liegt ein Anerkenntnis des Konkursverwalters, wo⸗ 
durch eine Rechtsgrundlage für die Leiſtung neu geſchaffen 
wäre, nicht. Die Beſtimmungen in 88 781 und 812 Abſ. 2 
BGB. haben ein ſelbſtändiges, von dem Erfüllungsakte 
getienntes Anerkenntnis im Auge, wie auch die Formvorſchrift 
des § 781 BGB. zeigt. Zwar iſt es richtig, daß der 
Konkursverwalter in Ausübung feines geſetzlichen Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsrechtes Rechtsgeſchäfte vornehmen, namentlich 
auch innerhalb des Zweckes und Rahmens feiner konkurs 
rechtlichen Befugniſſe gegen die Konkursmaſſe erhobene Anſprüche 
anerkennen und erfüllen kann (ſ. übrigens RG. 23, 62; 29, 82; 
53, 192 f.; 57, 195 ff.); ebenſo, daß nach $ 136 KO. die 
Gültigkeit einer Rechtshandlung des Konkursverwalters, wodurch 
ein Ausfonderungs-, Abſonderungs⸗ oder Maſſeanſpruch an⸗ 
erkannt (bezw. erfüllt) wird, durch die Vorſchriften in 88 133 
(Ziffer 2), 135 KO. Dritten gegenüber nicht berührt wird; 
allein daraus folgt doch nicht, daß in einem Falle, wo der 
Konkursverwalter eine in Wahrheit nicht beſtehende Maſſeſchuld 
als ſolche bezahlt hat, die nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
begründete Rückforderung ausgeſchloſſen wäre. Mit Unrecht 
verlangt die Reviſion weiterhin, daß der Kläger einen Irrtum 
des früheren Konkurs verwalters habe darlegen und beweiſen 
müſſen. Das war dem Kläger auch dann nicht anzufinnen, 
wenn man die erhobene Bereicherungsklage als Rückforderung 
wegen Nichtbeſtehens einer Schuld, condictio indebiti, auf- 
zufaſſen hat und nicht, wie früher in ähnlichen Fällen an ; 
genommen wurde, ſelbſt ohne den Nachweis der beſonderen 
Voraus ſetzungen dieſer Kondiktion eine Bereicherungs klage 
(gemeinrechtlich condictio sine causa, vergl. RG. Bd. 23 
Nr. 12 S. 61 f.) zu gewähren iſt. Denn nach dem Rechte 
des BGB. iſt der Irrtum nicht eine pofitive Vorausſetzung 
der eiſterwähnten Kondiktion, vielmehr iſt es, wie aus der 
Faſſung des 8814 BGB. und aus deſſen Zuſammenhang mit 
85 812 und 813 erhellt, Sache des Bereicherten, zu beweiſen, 
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daß dem Leiſtenden das Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit bekannt 
geweſen iſt. Für die Begründung des Anſpruches genügt, daß 
der Kläger zum Zweck der Erfüllung einer Schuld geleiſtet und 
daß dieſe nicht beſtanden hat; daraus ergibt ſich der Mangel 
eines rechtlichen Grundes der erfolgten Vermoͤgensverſchiebung, 
ſofern jener Zweck des Rechtsgeſchäftes vereitelt iſt, die causa 
(solvendi) der Leiſtung ſich als hinfällig erweiſt. (Vergl. 
Planck, Komm. z. BGB. § 813 Anm. 2d; Staudinger, 
Komm. zu 8 814 Anm. 1 a; Goldmann und Lilienthal, BGB. 
2. Aufl. Bd. I § 225 S. 869; Oertmann, $ 814 Not. 1a; 
Jung, die Bereicherungsanſprüche 8 10 S. 59 u. A. gg. 
D. c. Konkursmaſſe H., U. v. 8. Juni 05, 493/04 VL — 
München. 

9. 85 812—817, 819, 826 BGB. Beweislaft bezüglich 
der Bereicherungsklage der Ehefrau, wenn der Ehemann aus 
ihrem Vermögen ſeine Schuld an ſeinen Gläubiger, den Beklagten, 
berichtigt. Verſtoß des Gläubigers gegen die guten Sitten 7] 

Der verſtorbene vermögenslofe K. hatte aus dem von ihm 
verwalteten Vermögen ſeiner Ehefrau ſeinem Bruder, dem Be⸗ 
klagten, 42 000 Mark ohne Rechtsgrund, insbeſondere nicht be⸗ 
hufs Tilgung von Verbindlichkeiten gegeben. Der Kläger 
nimmt auf Grund einer ihm von der Witwe erteilten Abtretungs⸗ 
erklärung den Beklagten nach Maßgabe der §88 812 und 826 
BGB. auf Rückerſtattung der erhaltenen Summe in Anſpruch 
und behauptet, der Beklagte habe gewußt, daß das Geld aus 
der Mitgift der Ehefrau herrühre. Das Berufungsgericht hat 
die Entſcheidung von drei dem Beklagten auferlegten Eiden über 
eine Mitteilung des verſtorbenen K., daß ſeine Ehefrau die 
Zahlung genehmigt, über die Höhe der erhaltenen Summe 
und über das von dem Beklagten behauptete Beſtehen von 
Darlehns forderungen gegen den Verſtorbenen in Höhe der 
empfangenen Gelder abhängig gemacht. Das Berufungsgericht 
teilt die Rechtsauffaſſung des LG. hinfichtlich der Anwendung 
des 8 826 BGB. Es nimmt ebenfalls die Kenntnis des Be⸗ 
klagten an, daß das ihm von dem Bruder gezahlte Geld aus 
dem Vermögen der Ehefrau herrührte, denn er habe ebenſowohl 
die Vermögenslofigkeit des Bruders, wie das Einbringen einer 
bedeutenden Mitgift ſeitens ſeiner Schwägerin gekannt. Der 
Verſtorbene ſei nach 88 1375 - 1377 BGB. nun zwar 
formell berechtigt geweſen, über die bare Mitgift ſeiner Ehefrau 
ohne deren Zuſtimmung zu verfügen, aber dieſe Verfügung, um 
damit eigene Schulden zu bezahlen oder ſeinen Verwandten Ge⸗ 
ſchenke zu machen, ſei ordnungswidrig ($ 1377 Abſ. 1 BGB.) 
und verſtoße gegen die guten Sitten. Nach der Beweis aufnahme 
habe der Verſtorbene die Leiſtungen an den Beklagten ohne 
Zuſtimmung ſeiner Ehefrau gemacht, das mache aber nun die 
Zahlungen, die der Verſtorbene an den Beklagten geleiſtet, noch 
nicht an ſich zu unſittlichen und deshalb nichtigen Rechtsgeſchäften 
nach 8 138 BGB., denn das Rechtsgeſchäft ſelbſt, die Rück 
zahlung von Darlehn, wie der Beklagte es darſtelle, verſtoße 
nicht gegen die guten Sitten. Wenn der Verſtorbene K. die 
Mittel zur Bezahlung ſeiner Schulden rechtswidrig aus dem 
Vermögen ſeiner Ehefrau entnommen habe, ſo ſei daraus zu⸗ 
nächft nur er zum Schadenerſatze verpflichtet. Nur wenn der 
Beklagte wußte, daß fein Bruder das Geld aus dem Vermögen 
ſeiner Ehefrau ohne deren Zuſtimmung zahlte, habe er an der 
Schädigung der letzteren ſelbſt vorſätzlich teilgenommen und ſich 
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nach 8 826 BGB. erſatzpflichtig gemacht. Dafür ſei der 
Kläger beweispflichtig, der dem Beklagten darüber den Eid zu⸗ 
geſchoben habe (1. Eid). Im Falle der Leiſtung des erſten 
Eides ſtehe feſt, daß der Beklagte ſich in gutem Glauben befand, 
vorausgeſetzt, daß er in Höhe der empfangenen Zahlungen 
Forderungen an ſeinen Bruder hatte. War dies nicht der Fall, 
ſo könne einmal von einem guten Glauben des Beklagten 
überhaupt nicht die Rede ſein, andererſeits liege dann auch eine 
rechtloſe Zuwendung vor. Hierüber verhalten ſich die weiteren 
Eides zuſchiebungen (2. und 3. Eid). Die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen: Nach 8 1376 BGB. darf über ein⸗ 
gebrachtes Geld der Ehemann ohne Zuftimmung der Ehefrau 
verfügen; wenn er aber eine Verfügung vornimmt, die nicht 
dem Zwecke einer ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten 
Gutes dient, handelt er pflichtwidrig und macht ſich der Ehefrau 
verantwortlich (58 1377, 1359 BGB.). Stand dem Ehe- 
manne aber nach außen hin die Verfügung über die Gelder 
ſeiner Ehefrau auch zu eigenen Zwecken zu, ſo begründet es 
noch keinen Bereicherungsanſpruch der Ehefrau gegen den Be⸗ 
klagten, daß fie nachweiſt, das Geld ſei aus ihrem Vermögen 
an den letzteren gelangt, ohne daß ſie ihm etwas ſchulde und 
ohne daß ſie der Verwendung zugeſtimmt habe. Der Beklagte 
hat die Zahlung nicht ohne rechtlichen Grund erhalten, wenn 
der zahlende Ehemann ihm den gegebenen Betrag ſchuldete. 
Zur Begründung und Durchführung der Bereicherungsklage ge⸗ 
hort alſo die Behauptung und der Nachweis, in welcher Abſicht 
das Geld gegeben ſei, und daß es dem Zwecke der Hingabe an 
einem rechtlichen Grunde fehle. Das bloße Hingeben eines nicht 
geſchuldeten Betrages begründet allein die Klage wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung nicht, RG. 49, 49 (50). Wenn der Be⸗ 
klagte ſelbſt nun geltend macht, er habe die Zahlung zur Tilgung 
von Schulden des zahlenden Ehemannes an ihn erhalten, ſo 
hat der Kläger, wenn er nicht ſeinerſeits einen anderen Zweck 
der Hingabe und deſſen Hinfälligkeit dartut, das Nichtbeſteben 
jener Schuld zur Begründung ſeines Anſpruches nachzuweiſen. 
Das Erfordernis der Bereicherungsklage, daß die Vermögens- 
verſchiebung unmittelbar zwiſchen den Parteien ftattgefunden 
hat, (JW. 05, S. 80 Nr. 19), iſt nach dem Güterrecht des BGB. 
gegeben. Das Geld war Eigentum der Frau und iſt aus ihrem 
Vermögen in das des Beklagten gelangt. Bei Durchführung 
der Bereicherungsklage trifft mithin die Beweislaſt, daß die 
behauptete Schuld des Ehemannes an den Beklagten nicht beſtand, 
den Kläger, ſofern dieſer nicht einen anderen Grund der Zahlung 
und deſſen rechtliches Verſagen ſelbſtändig nachzuweiſen vermag. 
Inſofern zu einem der Tatbeſtände der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung (58 812— 817 BGB.) hinzukommt, das der Em- 
pfänger durch die Annahme der Leiſtung gegen ein geſetzliches 
Verbot oder gegen die guten Sitten verſtieß, und die Rechts- 
anſprüche gegen den Empfänger nach Maßgabe des § 819 
Abſ. 2 BGB. erhoben werden, muß zu dem Nachweiſe des 
Empfanges ohne rechtlichen Grund auch der Nachweis eines 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handelns des Empfängers 
hinzutreten. Im gegebenen Falle kommt nur der allgemeine 
Tatbeſtand der Bereicherung in $ 812 BGB. in Verbindung 
mit $ 819 Abſ. 2 BGB. in Frage. — Die Klage iſt auch auf 
§ 826 BGB. geſtützt, deſſen Vorausſetzungen vorliegen können, 
auch wenn die Leiſtung und deren Empfangnahme nicht ohne 
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rechtlichen Grund erfolgte, und der fomit über die 58 812 und 
819 Abi. 2 BGB. noch hinausreicht. Das Berufungsgericht 
nimmt an, daß ein Gläubiger, der von feinem Schuldner die 
Bezahlung ſeiner Forderung erhält, mit deren Annahme gegen 
die guten Sitten verſtößt, wenn er weiß, daß das Geld von 
dem Schuldner pflichtwidriger Weiſe aus dem Vermögen ſeiner 
Ehefrau entnommen iſt, und daß darin eine vorſätzliche Schaͤdi⸗ 
gung der Ehefrau liege, die ihn ſchadenerſatzpflichtig nach 
§ 826 BGB. macht. Dagegen iſt rechtlich nichts zu erinnern. 
Hier bedarf es alſo des Beweiſes, daß die Schuld nicht beſtanden 
habe, für den Kläger nicht: denn auch wenn ſie beſtand, 
handelte er unfittlih im Sinne des 8 826, wenn er die Her⸗ 
kunft des Geldes und die pflichtwidrige Verfügung kannte. 
Der Angriff der Revifion, daß den Kläger nicht die Beweislaſt 
treffen könne, daß der Beklagte die behaupteten Forderungen an 
den Ehemann nicht hatie, ſcheint aus dieſem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte daher zunächſt begründet. Aber § 826 ſtützt die Klage 
nur, wenn der Beklagte bei dem Empfange des Geldes in 
böſem Glauben war, von der Pflichtwidrigkeit der Verfügung 
ſeines Bruders Kenntnis hatte, und damit — was dann ohne 
weiteres anzunehmen ſein wird — der Ehefrau ſeines Bruders 
vorſätzlich Schaden zufügte. Die Verfügung über das Geld 
war nicht pflichtwidrig, wenn die Ehefrau zugeſtimmt hatte. 
Das Berufungsgericht ſtellt bedenkenfrei feſt, daß dies nicht der 
Fall war. Aber der Beklagte handelte nur verwerflich und 
machte ſich der Ehefrau durch vorſätzliche Beſchädigung nur 
haftbar, wenn er an der pflichtwidrigen Handlung ſeines 
Bruders fi beteiligte, wenn er alſo wußte, daß die Zu- 
ſtimmung der Ehefrau fehlte. Das bloße Wiſſenmüſſen, wenn 
es nicht zu einem Willen geführt hat, ſondern nur eine Fahr⸗ 
läſfigkeit enthält, genügt nicht. Die Zuſtimmung der Ehefrau 
zu einer nach außen berechtigten Verfügung des Ehemannes iſt 
aber eine innere Angelegenheit des ehelichen Verhältniſſes, ſie 
bedarf keiner Kundgebung nach außen. Es iſt nicht richtig, 
wenn Kläger ausführt, daß die bloße Verſicherung des Bruders, 
die Ehefrau habe zugeſtimmt, den Beklagten nicht habe in guten 
Glauben verſetzen können. Es fragt ſich, ob etwas vorliegt, 
was den ſchlechten Glauben begründet. Das iſt für den einzelnen 
Fall zu prüfen. (Wird verneint). B. c. K., U. v. 4. Mai 05, 
378/04 VI. — Berlin. 

10. 5 833 BGB. Das tieriſche Tun iſt nur bei Ein⸗ 
wirkungen außergewöhnlicher Art ausgeſchaltet. Wirkung eines 
Dienſtverhältniſſes des Beſchädigten zum Tierhalter.] 

Der Kläger war ſeit dem 15. Februar 1902 als Kutſcher 
bei dem Beklagten in Stellung; am 27. März 1903 hatte er 
das Putzen des Handpferdes des Beklagten zu beſorgen; bei 
dieſer Arbeit behauptet er durch das Pferd, das plötzlich zurück⸗ 
geſprungen und dann auf ihn, der in gebückter Stellung an dem 
Pferde hantierte, gefallen ſei, verletzt worden zu ſein. Er ver⸗ 
langt für den ihm entſtandenen Schaden Erſatz von dem 
Beklagten. Das LG. hat den aus $ 833 BGB. erhobenen 
Anſpruch des Klägers dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; 
das OL G. hat auf die Berufung des Beklagten abändernd die 
Klage abgewieſen. Das RG. hob auf: Die Haftung des 
Tierhalters aus $ 833 BGB. fett allerdings voraus, daß ein 
ſelbſtändiges willkürliches Tun des ſich ſelbſt überlaſſenen Tieres 
aus den Trieben ſeiner tieriſchen Natur vorliegt, daß es nicht 
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entweder nur, wie das eingeſpannte Pferd, der leitenden Hand 
und dem ihm aufgezwungenen Willen eines Menſchen folgte 
oder unter einem unwiderſtehlichen phyfiologiſchen Zwange tätig 
war (RG. 50, S. 180 und 219; 54, S. 73 und 407). Der 
erſtere Fall ſcheidet nach dem der Klage zugrunde liegenden 
Sachverhalte für die Streitſache aus; der zweite iſt aber nicht 
ſchon, wie das Berufungsgericht anzunehmen ſcheint, dann gegeben, 
wenn das Tier durch einen äußeren Anreiz auf ſeine Sinne zu 
einer jähen gewaltſamen Bewegung veranlaßt worden iſt. Dieſes 
Verhalten des Tieres iſt zwar durch den äußeren Anreiz geweckt, 
aber es bleibt, von bloßen Reflexbewegungen abgeſehen, ein 
willkürliches; es iſt gerade in der tieriſchen Natur begründet, 
daß das Tier durch ſolche plötzliche Einwirkungen auf ſeine 
Sinne erſchreckt und zu einem ſelbſtändigen Ausbruche ſeiner 
Energie angeregt wird. Bei den aus dem Anwendungskreiſe 
des 5 833 BGB. ausſcheidenden Fällen, in denen das Tier 
unter einem unwiderſtehlichen phyſiologiſchen Zwange Bewegungen 
vollzieht und Schaden anrichtet (RG. 54, 73), iſt, wie ein 
neueres Urteil des erkennenden Senats ausgeführt hat (JW. 05 
S. 174 Nr. 16), an Einwirkungen außergemöhnlicher Art 
gedacht, durch welche das tieriſche Tun überhaupt ausgeſchaltet 
wird; ſo z. B., wenn das Tier unter der Wucht eines auf ihn 
fallenden Körpers zuſammenbricht. Wenn ein Pferd jedoch, ſei 
es von einer Fliege geſtochen, ſei es von einem Striegel unſanft 
berührt, ausſchlägt, liegt nicht dieſer Fall, ſondern der normale 
eines Ausfluſſes der tieriſchen Natur, eines durch Außeren Reiz 
veranlaßten willkürlichen Tuns vor. Dem Berufungsgerichte iſt 
daher auch darin nicht beizutreten, daß es von dem Kläger den 
genauen Nachweis des Hergangs bei dem Unfalle um des willen 
fordert, weil ihm die Beweislaſt für die Freiheit des Tuns des 
Pferdes obliege. Der Kläger hat feiner Beweispflicht genügt, 
wenn er dartut, daß er durch ein von dem Beklagten gehaltenes 
Tier beſchädigt worden iſt; den Beweis eines ausnahmsweiſen 
Vorganges, wie ihn ein Handeln des Tieres unter unwiber- 
ſtehlichem Zwange darſtellt, hat derjenige zu führen, der eine 
ſolche Ausnahme behauptet. In den Urteilen beider Vorinſtanzen 
iſt zutreffend angenommen, daß das Dienftverhältnis des Klägers 
zu dem Beklagten den Anſpruch aus 8 833 BGB. nicht aus · 
ſchließt; der Kläger iſt Kutſcher; als ſolcher hat er zwar 
Hantierungen mit dem Pferde vorzunehmen, es zu reinigen, ihm 
das Futter zu reichen, es ein⸗ und auszuſpannen und bei der 
Fahrt zu lenken; eine ſelbſtändige allgemeine Aufficht und Gewalt 
über das Pferd iſt aber in dieſem Dienſtverhältnis nicht 
begründet, und von der vertragsmäßigen Übernahme der Gefahr 
der tieriſchen Handlungen des Pferdes während ſeiner Tätigkeit 
an dieſem kann keine Rede ſein. Nach einer anderen Richtung 
jedoch kann das Vertragsverhältnis der Parteien von Bedeutung 
für die Entſcheidung werden. Wenn das Pferd des Beklagten, 
das beide Parteien als ein frommes und gutartiges Tier bezeichnet 
haben, einen Schaden anrichtete, während es unter der Obhut 
des Klägers fich befand, und dieſer die ihm vertragsmäßig 
obliegende Verrichtung der Reinigung an ihm vornahm, ſo kann 
es ſich fragen, ob nicht nach den in RG. 11, 134 entwickelten 
Grundſätzen hiermit ein Sachverhalt gegeben wäre, der auf ein 
Verſchulden des Klägers bei der Wartung des Tieres hinweiſen 
möchte, fo daß nunmehr den Kläger die Beweislaſt treffen würde, 
daß er in jeder Beziehung feinen Vertragspflichten genügt und 
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mit der gebotenen Sorgfalt das Pferd behandelt habe, ein 
Beweis, der allerdings nicht notwendig den einzelnen Vor⸗ 
gang betreffen muß, ſondern unter Umſtänden auch dadurch 
geführt werden kann, daß der Beweispflichtige bei ähnlichen 
Anläffen und bei der gleichen Tätigkeit bisher ſtets vorfichtig 
und ſorgfältig zu Werke gegangen iſt (vergl. Betzinger, Beweis 
laft S. 365 oben). Nach dieſen Richtungen iſt der Sach⸗ 
verhalt des gegenwärtigen Streitfalles überhaupt noch nicht 
geprüft worden. B. c. B., U. v. 8. Mai 05, 394/04 VI. — 
Naumburg. 

11. 8 834 in Verbindung mit $ 833 BGB. Beweis- 
laſt des Auffichte pflichtigen, wenn er ſelbſt der Verletzte iſt.] 

Wie vom erkennenden Senat wiederholt ausgeſprochen 
worden, regelt 8 834 BGB. lediglich das Verhältnis des Auf- 
ſichtspflichtigen zu dem verletzten Dritten und es ſteht jenem, 
wenn er felbft — wie hier — durch das Tier verletzt worden 
iſt, gegen den Tierhalter an ſich ein Anſpruch aus 8 833 BGB. 
zu. Allein trotzdem iſt nicht, wovon das Berufungsgericht aus⸗ 
geht, dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsverhältnis 
jede Bedeutung abzuſprechen. Infolge des zwiſchen dem Kläger 
und der Beklagten beſtehenden Vertragsverhältniſſes hatte jener 
zu der Zeit, als der Unfall ſich zutrug, als Aufjeher die Auf⸗ 
ſicht über die Pferde. Da ſich dieſe, wie er behauptet, feiner 
Aufficht entzogen und ihm in dieſem Zuftand den Schaden zu⸗ 
gefügt haben, ſo liegt nach dem objektiven Sachſtand eine Ver⸗ 
tragsverletzung auf ſeiten des Klägers vor, auf die der Schaden 
zurückzuführen iſt. Demgegenüber iſt es nach allgemeinen 
Grundſätzen des Vertragsrechts Sache des Klägers dar⸗ 
zulegen und nachzuweiſen, daß er, obgleich ſich die Pferde ſeiner 
Aufficht entzogen haben, bei Führung der Aufficht die ihm nach 
dem Vertrag obliegende Sorgfalt beobachtet, daß er alſo ſeine 
Vertragspflicht erfüllt habe oder daß der Mangel an Aufficht 
für den Eintritt des Schadens nicht kauſal geweſen ſei; er muß 
insbeſondere nachweiſen, daß ihn ſelbſt kein Verſchulden daran 
trifft, daß er vom Bocke gefallen ift, wobei aber zu ſeinen 
Gunſten mit die Behauptung zu prüfen ſein wird, daß er 
wider feinen Willen genötigt worden iſt, mit jungen, unein- 
gefahrenen Pferden, die noch dazu durch einen wider ſein Er⸗ 
warten langen Aufenthalt in M. unruhig und aufgeregt worden 
ſeien, fahren zu muſſen. Erbringt er jenen Nachweis nicht, fo 
muß angenommen werden, daß er ſeine Vertragspflicht ſchuld⸗ 
haft verletzt, daß ſomit bei der Entſtehung des Schadens ein 
Verſchulden auf ſeiner Seite mitgewirkt hat, und es könnte ihm 
Eiſatz des erlittenen Schadens, wenn überhaupt, nur unter 
Berückfichtigung der Vorſchrift im §8 254 BGB. zugeſprochen 
werden (vergl. das Urteil des erkennenden Senats RG. 58, 
413 ff.). Das Berufungsgericht hat die Frage des Verſchuldens 
des Klägers nicht von dieſem Vertragsgeſichtspunkt aus geprüft 
und deswegen einerſeits die Beweislast verkannt, andererſeits 
das Sachverhältnis nicht erſchöpfend gewürdigt. S. c. B., U. v. 
18. Mai 05, 419/04 VI. — Frankfurt. 

12. 88 1018, 1019 BGB. Dienſtbarkeit im Intereſſe 
eines auf dem herrſchenden Grundſtücke betriebene Großgewerbe 
zuläſſig.] 

Das BGB. ſtimmt mit dem Gemeinen Recht und dem 
Preußiſchen Allgemeinen Landrecht darin überein, daß eine 
Grunddienſtbarkeit nur in einer Belaſtung beſtehen könne, die 
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für das herrſchende Grundſtück Vorteil bietet. Unzulreffend iſt 
die Ausführung der Klägerin, das von den Beklagten in An⸗ 
ſpruch genommene Recht überſchreite den (nach Gemeinem Recht 
und Preußiſchen Allgemeinen Landrecht) zuläffigen Inhalt einer 
Grundgerechtigkeit. Dieſelbe findet in dem von der Klägerin 
in Bezug genommenen Urteile des RG. vom 28. Oktober 1882, 
RG. 8, 207, keine Stütze. In dem letzteren iſt ausgeführt, 
daß im § 12 des Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 
der Begriff der Grundgerechtigkeit in dem engen Sinne der 
römiſchen Prädialſervitut verſtanden ſei, daß dem Begriffe der 
roͤmiſchen Prädialſervitut, — mit welchem der landrechtliche 
Begriff der Grundgerechtigkeit identiſch ſei, — die Beziehung 
auf den Vorteil des herrſchenden Grundſtücks aber als etwas 
ſo Weſentliches beiwohne, daß die Berechtigung ohne ſolche Be⸗ 
ziehung gar nicht gedacht werden könne. Dieſe Beziehung waltet 
hier aber nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters vor. 
Der Berufungsrichter geht von dem angegebenen Erforderniſſe 
aus, hebt hervor, daß es auf die Eigenſchaft und Einrichtung 
des herr ſchenden Grundſtücks zur Zeit der Entſtehung der 
Dienſtbarkeit ankomme, und führt aus, daß auf dem Grundſtücke 
der Beklagten ſeit über 100 Jahren eine Ziegelei betrieben 
werde, daß das Grundſtück für den Betrieb dieſes Gewerbes 
eingerichtet ſei und daß die ungeftörte Fortexiſtenz des letzteren 
unmittelbar von dem Beſtehen der Grunddienſtbarkeit ab- oder 
doch mit ihr zuſammenhänge. Nach der modernen Rechts- 
entwicklung gilt das angegebene Erfordernis auch dann als 
erfüllt, wenn der Vorteil des herrſchenden Grundſtücks durch 
ein auf demſelben betriebenes Gewerbe vermittelt wird, vergl. 
Urteile des RG. vom 21. Oktober 1892, RG. 30, 205 (für 
Gemeines Recht), vom 23. März 1898, 30. Juni 1899, 
3. Juli 1900, JW. 98, S. 314 Nr. 109; 99, S. 547 Nr. 56; 
00, S. 676 Nr. 46 (für Preußiſches Recht). Ohne Grund 
behauptet die Klägerin, daß dies nicht zutreffe, wenn es fich 
um den Betrieb eines Großgewerbes handele. Es iſt nicht 
erfindlich, weshalb es dem herrſchenden Grundſtücke nicht zum 
Vorteil ſollte gereichen konnen, wenn die Dienſtbarkeit im 
Intereſſe eines Großgewerbes beſtellt wird; im vorliegenden 
Falle iſt dies vom Berufungsrichter zutreffend begründet. Das 
größere Maß der Belaſtung aber ſteht dem Begriffe der 
Grundgerechtigkeit nicht entgegen. Auch die vorerwähnten 
reichs gerichtlichen Entſcheidungen betrafen zum Teil Fälle, in 
denen es ſich erfichtlich um Großgewerbebetriebe und in deren 
Intereſſe beſtellte Grundgerechtigkeiten handelte. Endlich würde 
es mit dem Begriff der Grunddienſtbarkeit auch nicht un⸗ 
vereinbar ſein, wenn das Recht des herrſchenden Grundſtückes 
ein ſoweit reichendes iſt, daß ſeine Ausübung zur vollſtändigen 
Ausbeutung des belaſteten Grundſtücks in bezug auf die Boden⸗ 
beſtandteile, deren Entnahme dem herrſchenden Grundſtücke 
zuſteht, führen kann, vergl. Dernburg, Bürgerliches Recht, 
3. Aufl. Bd. III S. 497. A. c. P. u. E., U. v. 25. April 05, 
425/04 VII. — Celle. 

13. 88 1353, 1567, 1568, 1573 BGB. Zur Annahme 
einer Ehezerrüttung iſt beiderſeitiges Erlöſchen der ehelichen 
Gefinnung erforderlich. — Ob ein Ehegatte die Fortſetzung der 
Ehe als eine unerträgliche Laſt empfinden würde, iſt nicht allein 
nach einem ſubjektiven Empfinden zu beurteilen. — Hat eine 
Ehefrau dem Manne durch bewußt böswilliges Getrenntleben 
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einen Scheidungsgrund gegeben, fo iſt ſchon von ihrem Stand⸗ 
punkt aus ein Rückkehrverlangen kein Rechtsmißbrauch.] 
Nachdem in einem Vorprozeſſe der jetzige Beklagte die 
Verurteilung der Ehefrau zur Herſtellung der häuslichen Gemein · 
ſchaft erreicht hatte, erhob die Ehefrau wegen wiederholter 
Beleidigung Klage auf Eheſcheidung. Das LG. wies ab, das 
OLG. verurteilte, das RG. hob auf: Es beruht auf einer 
Verkennung der in früheren reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
entwickelten Grundsätze, wenn das Berufungsgericht ohne Rüd- 
ficht darauf, ob die bereits vorhandene Ehezerrüttung in einem 
ehewidrigen Verhalten des klagenden Ehegatten ihren aus⸗ 
ſchließlichen Grund hat, eine bloße Steigerung dieſer 
Zerrüttung durch hinzutretende Verfehlungen des bis dahin 
ſchuldloſen Ebegatten in einer Weiſe in Betracht zieht, wie 
wenn die gefteigerte Zerrüttung nunmehr dem bisher ſchuldloſen 
Ehegatten als in vollem Maße von ihm verſchuldet zur Laft 
gelegt werden konnte. Der Berufungsrichter hat nicht das 
Mindeſte in der Richtung feſtgeſtellt, daß die den Verfehlungen 
des Beklagten bereits vorausgehende Zerrüttung etwa auf einem 
beiderſeitigen Erlöſchen der ehelichen Gefinnung beruhte und 
daß die annehmbarerweiſe nur auf ſeiten der Klägerin beſtehende 
Entfremdung nicht etwa in der eigenen Leichtfertigkeit der 
Klägerin ihren Grund gehabt hätte, ſondern vom Manne ver- 
ſchuldet oder doch mitverſchuldet war. Finden in dieſer Be⸗ 
ziehung die Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht zum 
Nachteil der Klägerin eine Ergänzung, ſo würde eine dem Be⸗ 
klagten zur Laſt fallende bloße Steigerung der Ehezerrüttung 
den Tatbeſtandsanforderungen des 8 1568 nur in dem Falle 
entſprechen, wenn ſie ohne die bereits vorausgehende Störung 
des ehelichen Verbältnifſes ſich nach Art und Maß in der Weiſe 
beurteilen ließe, daß ſie auch für ſich allein einer gänzlichen 
Vernichtung der ehelichen Geſinnung auf feiten der klagenden 
Partei gleichkäme. Dazu kommt, daß der Berufungsrichter die 
rechtliche Bedeutung des letzten, durch §8 1568 vorgeſchriebenen 
Tatbeſtandserforderniſſes verkannt hat, indem er zu der Frage, 
ob es ausgeſchloſſen ſei, der Klägerin die Fortſetzung der Ehe 
zuzumuten, ſich auf folgende Bemerkung beſchränkt: „Der Be⸗ 
klagte hat durch die in ſeinem Verhalten zu findende Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten eine ſo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet, daß der Klägerin die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann, da ſie dieſe 
nur als eine unerträgliche Laſt empfinden würde.“ 
Daß der gekränkte Ehegatte die Fortſetzung der Ehe als eine 
ihm unerträgliche Laſt empfindet, bildet bereits eine ſubjektive 
Tatbeſtands voraus ſetzung jeder Ehezerrüttung und ſtellt das 
weſentliche Begriffsmerkmal der Zerrüttung ſelbſt dar. Knüpft 
das Geſetz außerdem die Scheidung an die Bedingung, daß 
die Zerrüttung eine beſondere Beſchaffenheit aufweiſen, nämlich 
vermöge ihrer Tiefe die Zumutung einer Fortſetzung der Ehe 
dem klagenden Ehegatten gegenüber ausſchließen müfle, jo wird 
damit dem ſubjektiven ein objektives Tatbeſtandserfordernis 
an die Seite geſtellt. Dem Weſen der Ehe als einer auf 
ſittlicher Grundlage beruhenden Lebensgemeinſchaft und einer 
über dem Willen der Eheleute ſtehenden Ordnung ſoll ein 
Maßſtab dafür entnommen werden, ob ungeachtet der grund- 
ſätzlichen Unverbrüchlichkeit des Ehegelübdes es dennoch in 
Rückſicht ſowohl auf die Schwere der Verfehlungen des anderen 
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Teils als auch auf das Maß der dadurch hervorgerufenen 
ſubjektiven Entfremdung mit dem fittlihen und rechtlichen 
Empfinden unvereinbar ſein würde, dem gefränkten Gatten an⸗ 
zufinnen, daß er unter Hinnahme der erlittenen Kränkung das 
eheliche Verhältnis aufrecht erhalte. Dieſer Zumutung kann 
daher die Klägerin nicht ſchon um deswillen überhoben bleiben, 
weil mit dem Berufungsrichter angenommen werden darf, daß 
fe vom Standpunkt ihrer Lebenzanſchauung aus und nach 
ihrem eigenen ſubjektiven Empfinden die Aufrechterhaltung 
nicht glaubt ertragen zu konnen. Entſprechend dieſen Grund⸗ 
ſätzen, die der Senat auch bereits durch Urteil vom 1. Mai 1905 
in Sachen O. wider O. (IV 588/04) ſowie in früheren Urteilen 
betont hat, wird der Berufungsrichter deshalb bei der An- 
wendung jenes objektiven Maßſtabes in Erwägung zu ziehen 
haben, ob nach Lage der Verhältniffe, bevor der Klägerin die 
Zumutung einer Fortſetzung der Ehe fernzuhalten ſei, es ihre 
fittliche Pflicht und damit zugleich eine unter allen Umſtänden 
ihr anzufinnende Rechtspflicht ſein würde, das von ihrer Seite 
dem Manne angetane Unrecht gut zu machen, ſeine Verfehlungen 
dagegen ihm nachzuſehen und auf dieſe Weiſe die fehlenden 
Vorausſetzungen für eine erträgliche Geſtaltung des ehelichen 
Verhältniſſes zunächſt einmal in ihrer eigenen Perſon herzu⸗ 
ſtellen. Vor allem verfehlt ift ſchließlich die vom Berufungs- 
richter getroffene Entſcheidung über den auf 8 1573 
Abſ. 3 BGB. geſtützten Antrag des Beklagten, im Scheidungs⸗ 
falle die Klägerin für mitſchuldig zu erklären. Mag auch in 
dieſer Beziehung ein Zurückgehen auf $ 1568 dem Beklagten 
dadurch verſchloſſen ſein, daß angenommen wird, ungeachtet aller 
nachgewieſenen und ungeachtet aller bisher außer Betracht 
gelaſſenen, aber als wahr zu unterſtellenden Verfehlungen der 
Klägerin ſei die eheliche Gefinnung des Beklagten ihr gegenüber 
nicht erloſchen, ſo beruht jedenfalls die weitere Annahme, daß 
auch $ 1567 Abſ. 2 Ziffer 1 BGB. gegen die Klägerin nicht 
anwendbar ſei, auf einer ungenügenden Würdigung der ſich aus 
dem Tatbeſtande ergebenden Sachlage. Der Berufungsrichter 
erwägt, daß nach der Verurteilung der Klägerin zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft die mit dem 6. Februar 1901 
beginnenden Beleidigungen zwar nicht ohne weiteres der Klägerin 
ein Recht gegeben hätten, die Scheidung zu verlangen, daß fie 
aber immerhin ſofort mit ihrem Beginn und jedenfalls noch vor 
Ablauf des nach $ 1567 a. a. O. entſcheidenden Jahres den 
Beklagten ſoweit ins Unrecht geſetzt hätten, daß nunmehr das 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gerichtete Verlangen 
des Beklagten einen Mißbrauch ſeines Rechts im Sinne des 
$ 1353 Abſ. 2 enthalten habe. Der Berufungsrichter hat 
hierbei den Inhalt des von ihm in anderem Zuſammenhange 
herangezogenen Briefes vom 24. Auguſt 1902 außer Betracht 
gelaſſen. Wenn in dieſem Briefe wie auch ſchon zu früherer 
Zeit Klägerin den Beklagten auffordert, gegen ſie auf Scheidung 
zu klagen, jo kann damit nur auf ihre eigene böswillige Ver⸗ 
laſſung als auf einen beſteh enden Scheidungsgrund hin⸗ 
gewieſen worden ſein. Daß Klägerin dem Beklagten damit 
angeſonnen hätte, dieſen Scheidungsgrund geltend zu machen, 
obwohl in Wirklichkeit deſſen Vorausſetzungen nicht vorlägen, 
ſie ſich alſo auf den Standpunkt ſtellte, ſie wolle auf ſeine 
Klage hin zu Unrecht geſchieden fein, wiewohl fie berechtigter ⸗ 
weile ſich vom Beklagten ferngehalten habe, hat der Berufungt- 
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richter nicht angenommen. Lag aber dem Auftreten der Klägerin 
das Bewußtſein zu grunde, daß fie durch die Bös willigkeit 
ihres Getrenntlebens dem Beklagten einen Scheidungsgrund 
gegeben habe, ſo hätte ſchon vom eigenen Standpunkt der 
Klägerin aus das Verlangen des Mannes, fie ſolle zurückkehren, 
nicht als ein Rechtsmißbrauch beurteilt werden dürfen. J. c. J., 
U. v. 4. Mai 05, 601/04 IV. — Dresden. 

14. 55 1565 ff. BGB. Untrennbarkeit der Entſcheidung 
über den Beſtand der Ehe und über die Schuldfrage. Verſtoß 
gegen $ 1574 Abſ. 3.] 

Der Beklagte hat ſich nach dem Tatbeſtand des Be⸗ 
tufungsurteils auch in II. Inſtanz gegen den Scheidungsgrund 
des Ehebruchs mit der Berufung auf Zuſtimmung der Klägerin 
und auf Verzeihung verteidigt. Damit hat er genügend zu 
erkennen gegeben, daß er auch den zur Klage ergangenen 
Scheidungsausſpruch anfechte. Der Berufungsrichter hätte 
deshalb Veranlaſſung nehmen müſſen, auf Klarſtellung des 
Berufungsantrags zu dringen. Es muß aber bei der Un⸗ 
trennbarkeit der Entſcheidung über den Beſtand der Ehe und 
über die Schuldfrage (RG. 58, S. 311, 319) daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß das gegen die Schuldigerklärung gerichtete 
Rechtsmittel, auch wenn es ſich formell auf dieſen Teil der Ent- 
ſcheidung beſchränkt, immer zugleich den Scheidungsausſpruch 
angreift. Hierzu kommt, daß der Berufungsrichter bei der 
Entſcheidung über die Widerklage gegen 8 1574 Abſ. 3 BGB. 
verſtoßen hat. Der Beklagte hat neben der Widerklage auf 
Scheidung noch ausdrücklich beantragt, auch die Klägerin für 
ſchuldig zu erklären. Dieſem Antrage wäre ſtattzugeben geweſen, 
wenn der Berufungsrichter das behauptete, aber Ende 
November 1903 vom Manne verziehene Verhalten der Frau 
geprüft und darin den Tatbeſtand des §8 1568 BGB. erblickt 
hätte. Denn in diefem Falle wäre der Mann trotz der Ver⸗ 
zeihung immerhin zur Zeit des Eintritts der von der Frau 
geltend gemachten Scheidungsgründe — Ehebrüche des Mannes 
aus dem Sommer 1903 — berechtigt geweſen, auf Scheidung 
zu klagen. W. c. W., U. v. 15. Mai 05, 4/05 IV. — 
Roſtock. 

15. 5 1568 BGB.] 

Im Juli 1903 erhob die Klägerin eine Klage und dem⸗ 
nächſt der Beklagte eine Widerklage auf Scheidung der Ehe. 
Durch Urteil des LG. wurde nach Beweiserhebung die Ehe ge- 
ſchieden, beide Teile wurden für ſchuldig an der Scheidung 
erklärt. Dieſes Urteil wurde nur von der Klägerin durch Be⸗ 
rufung angefochten; ſie beantragte die Widerklage abzuweiſen 
und den Beklagten für ſchuldig zu erklären, während der Beklagte 
Zurückweiſung der Berufung beantragte. Letztece und die 
Revifion der Klägerin wurden zurückgewieſen. Aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen zur Widerklage: Im Sommer 1903 hat die 
damals 32 Jahre alte Klägerin mehrere Wochen hindurch den 
42 jährigen H. auf der Reiſe durch das Rieſengebirge begleitet, 
beide ließen ſich wiederholt zwei nebeneinander liegende, durch 
eine Tür verbundene Zimmer anweiſen, H. gab dem Hotel⸗ 
perſonal gegenüber die Klägerin mit deren Wiſſen als ſeine 
Ehefrau oder ſeine Schweſter aus. Wenn das Berufungsgericht 
in dieſem Verhalten der Klägerin, insbeſondere in der Duldung, 
daß fie als Ehefrau des H. ausgegeben wurde, eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten erblickte, ſo 
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ift darin ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des 8 1568 BGB. 
nicht enthalten. H. c. H., U. v. 4. Mai 05, 627/04 IV. — 
Berlin. 

16. 5 1569. Begriff der Geiſteskrankheit! 

Kläger behauptet, die Beklagte ſei in Geiſteskrankheit ver- 
fallen, auch die fonftigen Vorausſetzungen des §8 1569 BGB. 
ſeien vorhanden und hiernach ſei die Scheidung gerechtfertigt. 
Die Klage wurde vom OLG. abgewieſen und die Reviſion 
zurückgewieſen. Die Annahme, es handle ſich bei der Beklagten 
nur um Geiſtesſchwäche, iſt mit der Erwägung, daß ſie auch 
nur wegen Geiſtesſchwäche entmündigt ſei, im übrigen durch 
Bezugnahme auf die Ausſagen der Zeugen und auf das Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen Dr. G. begründet. Es iſt richtig, 
daß dieſes Gutachten an einer Stelle zu der Schlußfolgerung 
kommt: Frau H. ſei zur Zeit geiſteskrank und habe an dieſer 
Geiſteskrankheit ſchon länger gelitten, während es ſich an anderer 
Stelle dahin ausſpricht: ſie leide an bedeutendem Schwachfinn, 
an dementia, die ſchon jahrelang in ähnlicher Form bei ihr 
beſtehe. Allein die Reviſion ſelbſt hebt mit Recht hervor, daß die 
Fachausdrücke der ärzilichen Kunſiſprache fi mit der Begriffs- 
beſtimmung der Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche in 8 6 
Ziffer 1 BGB. nicht zu decken brauchen. Im Sinne des Geſetzes 
find, wie das RG. bereits in früheren Eniſcheidungen ange⸗ 
nommen hat, (RG. 50, 207) zwiſchen beiden Formen der regel 
widrigen Geiſtes beſchaffenheit nur Gradunterſchiede anzuerkennen. 
Es bedeutet deshalb nicht notwendig, weder im mediziniſchen 
noch im Rechtsſinne einen Widerſpruch, wenn das geiſtige Leiden 
der Beklagten im allgemeinen als Geiſteskrankheit, im beſonderen 
aber als Schwachfinn, dementia bezeichnet worden iſt. Jeden⸗ 
falls war der Berufungsrichter nicht gehindert, aus dieſem Gut- 
achten in Verbindung mit den von ihm angezogenen anderen 
Erkenntnisquellen die tatſächliche Feſtſtellung zu gewinnen, daß 
die Beklagte im Sinne von § 6 Ziffer 1 BGB. nur an Gelftes- 
ſchwäche leide. H. c. H., U. v. 11. Mai 05, 6174 IV. — Celle. 

17. 5 1569 BGB. Begriff der Aufhebung der geiftigen 
Gemeinſchaft. Die Empfindung des geiſteskranken Ehegatten 
kommt hierfür nicht in Betracht.] 

Die bedenkenfreien Feſtſtellungen des Berufungsrichters, 
daß die Beklagte in Geiſteskrankheit verfallen iſt und daß die 
Krankheit während der Ehe mindeſtens drei Jahre gedauert 
hat, find auch von der Revifion nicht angefochten. Nicht be⸗ 
gründet iſt der Vorwurf, der Berufungsrichter habe mit ſeiner 
Annahme, daß die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten 
aufgehoben jet, das Gefetz verletzt. Mit Recht iſt im Berufungs- 
urteil ausgeführt, daß §8 1569 BGB. auf ſeiten des geiftes- 
kranken Ehegatten nicht, wie in den Fällen des ſogenannten 
geiſtigen Todes, der völligen Verbloͤdung, die Unmöglichkeit 
vorausſetzt, mit irgend welchen Perſonen irgend welche geiſtige 
Gemeinſchaft zu pflegen. Es genüge vielmehr, daß ſolche 
Unmoͤglichkeit „zwiſchen den Ehegatten“ beſteht. Die An⸗ 
wendung des § 1569 ſei mithin auch nicht bei nur partiellem 
Wahnfinn und nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil dem 
geiſteskranken Gatten — wie im Streitfalle — noch die Fähigkeit 
verblieben iſt, die meiſten bürgerlichen und die Vermoͤgens⸗ 
angelegenheiten zu beſorgen. Auch der Begriff der „geiſtigen 
Gemeinſchaft“ iſt nicht verkannt, wenn in Übereinſtimmung mit 
der Rechtſprechung des RG. darunter eine hohere Gemeinſchaft, 
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als das bloße Zuſammenleben der Eheleute, nämlich eine ſolche 
verſtanden wird, wobei fie zu gemeinſamem Fühlen und Denken 
befähigt find. Ohne Zweifel gibt es Ehen, bei denen das 
Bedürfnis folder Gemeinſchaft von vornherein nur wenig ent- 
wickelt iſt. Mit Recht hat deshalb der Berufungsrichter auf 
die konkreten Lebensverhältniſſe der Streitteile geſehen, ſich auch 
über die Anſchauungen und Empfindungen des die Scheidung 
begehrenden Gatten vergewiſſert und hieraus ohne Rechts irrtum 
die Überzeugung geſchöpft, daß die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen 
den Ehegatten aufgehoben iſt, und auch auf ſeiten des Mannes 
als nicht mehr vorhanden empfunden wird. Daß die gleiche 
Empfindung auch von dem geiſteskranken Ehegatten geteilt werde, 
iſt nicht, wie die Revifion glaubt, Erfordernis des Geſetzes. 
In zahlreichen Fallen der Geiſteskrankheit iſt auf ſeiner Seite 
jede Vorſtellung hiervon der Natur der Sache nach ausgeſchloſſen. 
Umgekehrt iſt aber auch das Fortbeſtehen der geiſtigen Gemein⸗ 
ſchaft nicht ſchon damit dargetan, daß die geiſteskranke Frau 
noch weiß, ſie ſtehe in der Ehe und aus dem Ehebande kommen 
ihr gewiſſe z. B. Unterhaltsrechte zu. Im Streitfalle hat der 
Berufungsrichter in Übereinftimmung mit dem Gutachten der 
gehoͤrten Sachverſtändigen das entſcheidende Gewicht darauf 
gelegt, daß infolge des krankhaften Zuſtandes der Frau gerade 
die Hauptgrundlagen der Ehe, Vertrauen und Neigung gänzlich 
und ohne Ausſicht auf Wiederherſtellung zerſtoͤrt find, daß fie 
ſich vielmehr unter dem Einfluß ihrer Wahnideen ohne allen 
Grund in beſtändiges tiefes Mißtrauen und offenbare Zeind- 
ſeligkeit gegen den Mann verwandelt haben. Unter dieſer 
Begründung konnte der Berufungsrichter die geiſtige Gemein⸗ 
ſchaft der Parteien ohne Rechtsirrtum als aufgehoben bezeichnen. 
H. c. H. U. v. 8. Mai 05, 608/04 IV. — Roſtock. 

18. 55 1938, 2303 BGB. Der teſtamentariſche Ausſchluß 
des Erbrechts beſeitigt nicht das Inteſtaterbrecht der Nachkommen⸗ 
ſchaft des Ausgeſchloſſenen.] 

Die Tochter der Witwe Sch. iſt durch letztwillige Ver⸗ 
fügung von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen. (58 1938, 
2303 BGB.) Es entſteht die Frage, ob der Ausſchluß von 
der Erbfolge auch die Nachkommenſchaft dieſer Tochter Ida K., 
ſpäter verehelichten G. umfaßt. Daß der Wille der Erblaſſerin 
dahin gegangen ſei, auch ihre Enkel von der geſetzlichen Erbfolge 
auszuſchließen, hat der Berufungsrichter nicht feſtgeſtellt. Es 
wäre auch bedenklich geweſen, ohne weiteres dieſen Willen aus 
der entſprechenden, für die Tochter getroffenen Beſtimmung zu 
entnehmen, weil es nicht ſicher iſt, ob die Erblaſſerin bereits im 
Jahre 1881, als fie ihr Teſtament errichtete, die Möglichkeit 
einer entfernteren Nachkommenſchaft in den Kreis ihrer Er⸗ 
wägungen gezogen hat. Das Geſetz ſelbſt bietet aber keine 
Handhabe, das Inteſtaterbrecht der Abkömmlinge des von der 
Erbfolge Aus geſchloſſenen zu verneinen. Zwar beſtimmt der 
§ 1924 Abſ. 2 BGB.: „Ein zur Zeit des Erbfalls lebender 
Abkömmling ſchließt die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten 
Abkömmlinge von der Erbfolge aus,“ und im Abſ. 3 iſt geſagt, 
daß an die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr 
lebenden Abkömmlings die durch ihn mit dem Erblaſſer ver- 
wandten Abkömmlinge treten. Eine ſtreng wörtliche Auslegung 
des Geſetzes würde hiernach zu einer den Klägern ungünſtigen 
Entſcheidung führen. Allein eine ſolche Auslegung verbietet ſich 
mit Rückſicht auf andere Vorſchriften, die den gegenteiligen 
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Willen des Geſetzgebers klar erkennen laſſen. In den Fällen 
der Ausſchlagung der Erbſchaft oder der Erbunwürdigkeit eines 
Erben gilt nach den 58 1953, 2344 BB. der Anfall an 
den Aus ſchlagenden oder Erbunwürdigen als nicht erfolgt; der⸗ 
jenige erhält die Erbſchaft, der berufen ſein würde, wenn jener 
zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. Der noch lebende 
Abkömmling ſchließt alſo in dieſen Fällen ſeine Nachkommen 
von der Erbſchaft nicht aus. Für den Fall des Erbverzichtt 
iſt freilich beſtimmt, daß er im Zweifel ſich auf den ganzen 
Stamm erſtrecke (85 2346, 2349 BGB.). Aber aus den 
Beratungen der 2. Kommiſſion ergibt fi, daß es ſich hierbei 
um eine aus Gründen der Billigkeit getroffene, eine Ausnahme 
von dem Grundgedanken des ſelbſtändigen Erbrechts der 
Abkömmlinge darſtellende Vorſchrift handelt (Protokolle Bd. 5 
S. 606, 607), daß mithin, wenn ſie nicht vorläge oder wenn 
die Beteiligten etwas anderes feſtgeſetzt haben, die Wirkungen 
des Verzichts ſich auf den Verzichtenden beſchränken würden. 
Für den Fall, daß ein Abkömmling durch letztwillige Verfugung 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, fehlt es an einer aus⸗ 
drücklichen Norm. Sie war im $ 1972 des 1. Entwurfs 
enthalten, der die vier Fälle der Ausſchlagung, des Aus ſchluſſes, 
des Erbverzichts und der Erbunwürdigkeit umfaßte. In der 
2. Kommiſſion war beantragt, die Vorſchrift dahin zu faſſen: 
„Sit ein geſetzlicher Erbe durch letztwillige Verfügung oder durch 
Erbverzicht ausgeſchloſſen, fo beſtimmt fi die geſetzliche Erb- 
folge in gleicher Weiſe, wie wenn er vor dem Erblaſſer geftorben 
wäre.“ Eine ſachliche Anderung war nicht bezweckt; der Antrag 
fteller ging davon aus, daß die Fälle der Ausſchlagung und der 
Erbunwürdigkeit bereits durch andere Beſtimmungen gedeckt ſeien. 
Der Antrag wurde der Redaktionskommiſſion überwieſen 
(Protokolle Bd. 5 S. 483 3. III). Daß hiernach die Kom- 
miffion nicht die Abficht gehabt hat, das Erbrecht der ent- 
fernteren Abkömmlinge im Falle des Ausſchluſſes ihrer Vorfahren 
zu beſeitigen, daß ſie vielmehr in Übereinſtimmung mit dem 
bereits angedeuteten Grundgedanken des Geſetzbuchs von der 
gegenteiligen Meinung ausgegangen iſt, erſcheint unzweifelhaft. 
Wenn dieſe Meinung trotzdem nicht den vorgeſchlagenen beſonderen 
Ausdruck im Geſetze gefunden hat, ſo iſt der Grund lediglich 
darin zu ſuchen, daß die Redaktionskommiſflon eine weitere 
Beſtimmung für überflüffig hielt, vielleicht, wie Frommhold in 
dem die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes entwickelnden Aufſatze 
Bd. 12 des Archivs für bürgerliches Recht (S. 305 ff.) an- 
nimmt, im Hinblick auf 8 1938 BGB. Da man für die 
weitergehende Wirkung des Erbverzichts eine ausdrückliche Vor- 
ſchrift für nötig hielt und dieſe für den Ausſchluß fehlt, fo 
kann in der Tat mit Sicherheit darauf geſchloſſen werden, daß 
die Entziehung des Erbrechts nicht über die Perſon des Be⸗ 
troffenen hinausgeht und daß ſomit deſſen Abkoͤmmlinge beim 
Mangel einer abweichenden letztwilligen Verfügung ihr geſetzliches 
Erbrecht nicht verlieren. In der Literatur wird dieſe Anſicht 
ganz überwiegend vertreten (vergl. die Überſicht bei Staudinger ⸗ 
Herzfelder 2. Aufl. Anm. 2 zu $ 1924 BGB.; hinzuzufügen 
iſt noch Dernburg, Erbrecht $ 15 Ziffer III) und der Senat 
hat keinen Anftand genommen, ſich ihr anzuſchließen und den 
ausgeſchloſſenen Parens ſo zu behandeln, wie wenn er zur Zeit 
des Erbfalls nicht mehr gelebt hätte. W. c. G., U. v. 19. Mai 05, 
489/04 VII. — Naumburg. 
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19. 5 2235 Nr. 2 BGB. Erfordernis der Unterſchrift 
unter dem Teſtament; nicht genügend die Namens ſchrift auf 
dem Umſchlage.] n 

Auf dem Blatte Papier, auf welchem die Verfügung zu⸗ 
gunften des Klägers von dem Rentner C. in franzöſiſcher 
Sprache niedergeſchrieben worden iſt, findet ſich zwar an der 
Spitze der Erklärung Ort und Tag angegeben — Metz, den 
11. April 1901 —, dagegen fehlt die Unterſchrift. Das Schrift⸗ 
ſtück tft, wie das Berufungsgericht feſtgeſtellt hat, von C. in 
einen Briefumſchlag gelegt und verſchloſſen worden. Auf den 
Umſchlag hat C. geſchrieben: Voila mon testament, on 
l’ouvrira, quand je serai mort. Unter dieſen Worten ſteht 
die Unterſchrift des C. Das Berufungsgericht hat ausgeführt: 
In § 2231 Nr. 2 BGB. werde eine von dem Erblaſſer unter- 
ſchriebene Erklärung verlangt. Schon das Wort „unterſchreiben“ 
weiſe darauf hin, daß der Name des Erblaſſers raumlich unter 
der Erklärung, d. h. am Schluſſe ſtehen müſſe, ſo daß die 
Unterſchrift das Teſtament abſchließe und deſſen Inhalt äußerlich 
decke. Man könne annehmen, daß ein auf mehreren loſen 
Blättern geſchriebenes Teſtament die erforderliche Unterſchrift 
trage, wenn die Unterſchrift auf dem letzten dieſer Blätter ſtehe. 
Unter Umſtänden könne auch eine auf einem Briefumſchlag be⸗ 
findliche Unterſchrift als diejenige des in dem Umſchlag liegenden 
Teſtaments anzuſehen ſein, ſofern der Inhalt der Schriftſtücke 
in einem derartigen Zuſammenhange ſtehe, daß dieſe eine ein⸗ 
heitliche Willenserklärung enthielten und deshalb eine einzige 
untrennbare Urkunde darſtellten. Allein in dem vorliegenden 
Falle fehle es an dem erforderlichen Zuſammenhang zwiſchen der 
Aufſchrift auf dem Briefumſchlag und dem Inhalt des ein⸗ 
geſchloſſenen Schriftſtücks. Die Aufſchrift enthalte nichts weiter 
als den Vermerk des Erblaſſers, daß ſich in dem Briefumſchlag 
ſein Teſtament befinde, und die Aufforderung an den Verwahrer, 
es nach ſeinem Tode zu eröffnen. Dieſe Erklärungen hätten 
dem Verwahrer auch mündlich oder in einem beſonderen Schrift. 
ſtück abgegeben werden können. Irgend eine Anknüpfung an 
den Inhalt der Einlage enthalte die Aufſchrift nicht, es fehle 
jeder innere und äußere Zuſammenhang zwiſchen der Auffſchrift 
und dem eingeſchloſſenen Schriftſtück. Die bloße Erwähnung 
des Teſtaments in der Aufſchrift könne nicht als ein ſolcher 
Zuſammenhang betrachtet werden, noch weniger ſei darin ein 
Beweis zu finden, daß der Erblaſſer durch die Aufſchrift und 
deren Unterzeichnung das Teſtament habe zum Abſchluß bringen 
wollen. Der Erblaſſer habe das Teſtament nur deshalb in den 
Umſchlag eingeſchloſſen, weil er feinen Inhalt der Einfichtnahme 
anderer Perſonen habe entziehen, nicht weil er Teſtament und 
Umſchlag inhaltlich zu einem Ganzen hätte verbinden wollen. 
Daß der Erblafſer feinen Namen in den Eingang des Teſtaments 
geſchrieben habe, konne die Unterſchrift nicht erſetzen. Die 
Revifion macht geltend, die in dem Umſchlag befindliche Urkunde 
bilde mit dem Umſchlag ein einheitliches Ganze, das Datum 

auf der Einlage und die Namenszeichnung auf dem Umſchlage 
ſeien als zuſammengehörig anzuſehen, die Namensunterſchrift auf 
dem Umſchlage bilde den Abſchluß des ganzen Teſtaments. Dem 
Angriff kann Erfolg nicht gewährt werden. Nach 8 2231 
Nr. 2 BGB. kann ein Teſtament durch eine von dem Erblaſſer 
unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchriebene 
und unterſchriebene Erklärung errichtet werden. Es bedarf alſo 
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die Erklärung der Unterſchrift. Die Unterſchrift, die dem Unter⸗ 
ſchreibenden eigentümliche Namensſchrift muß unter der Er⸗ 
klärung ſtehen, den Inhalt der Eiklärung der äußeren Er⸗ 
ſcheinung nach decken (vergl. RG. 57, 67; 36, 243; Motive 1, 
185). Die Entſcheidung der Frage, ob und inwieweit im 
einzelnen Falle eine Unterſchrift eine Erklarung deckt, liegt 
weſentlich auf tatſächlichem Gebiet. In dem angefochtenen 
Urteil iſt feſtgeſtellt, daß die Unterſchrift des Erblaſſers auf einem 
Briefumſchlag unter einem Vermerk ſteht, der ſelbſtändige Be⸗ 
deutung hat und der nicht etwa als Fortſetzung des in dem 
Umſchlag befindlichen Schriftſtücks ſich darſtellt. Das Berufungs- 
gericht hat angenommen, die Unterſchrift decke nur den Vermerk 
auf dem Umſchlag, nicht aber den Inhalt des Schriftſtückes, das 
die letztwilligen Verfügungen des Erblaſſers enthalte, nur jener 
Vermerk ſei unterſchrieben, nicht aber das in dem Umſchlage 
befindliche Teſtament des Erblaſſers, das Teſtament ſei dem ⸗ 
zufolge nichtig. Dieſe Erwägungen des Berufungsgerichts unter⸗ 
liegen keinen rechtlichen Bedenken; ſie rechtfertigen die getroffene 


Entſcheidung. W. c. C., U. v. 18. Mai 05, 7/05 IV. — 
Colmar. 
Zivilprozeßordnung. 


20. 59 252, 565 Abſ. 3, 615 ZPO. Anfechtungs⸗ und 
Scheidungsklage des einen Ehegatten müſſen mit der Widerklage 
des anderen auf Scheidung durch ein Urteil erledigt werden. 
Unzuläſſigkeit eines in I. Inſtanz erlaſſenen Teilurteils, nachdem 
das Verfahren zum Teil durch Beſchluß ausgeſetzt iſt.] 

Der Ehemann erhob Klage auf Anfechtung der Ehe event. 
Scheidungsklage, die Ehefrau Widerklage auf Scheidung. 
Das LG. ſetzte durch Beſchluß das Verfahren über die 
Scheidungs klage bis zur rechtskräftigen Entſcheidung über den 
Anfechtungsanſpruch aus und wies durch Urteil die Anfechtungs⸗ 
klage ſowie die Widerklage ab. Auf Klägers Berufung erließ 
das OL G. zunächſt ein Zwiſchenurteil dahin, daß das Teilurteil 
des LG., ſoweit es über die Anfechtungsklage entſcheidet, für 
prozeſſual zuläſſig erklärt werde; zugleich wurde eine Beweis ⸗ 
erhebung angeordnet, und darauf die Berufung zurückgewieſen. 
Das RG. hob auf und verwies die Sache an das OLG. zurück: 
Die Reviſion des Klägers führte zunächſt zur Prüfung der 
Frage der Zuläſſigkeit des vom LG. erlaſſenen Teilurteils, die 
von dem Kläger in der Berufungsinſtanz beſtritten wurde. Das 
LG. hat durch Teilurteil die vom Kläger erhobene Anfechtungs⸗ 
klage und die von der Beklagten erhobene Widerklage auf 
Scheidung der Ehe abgewieſen und den Erlaß einer Entſcheidung 
auf die mit der Anfechtungsklage gemäß 8 615 ZPO. verbundene 
Scheidungsklage des Klägers einem ſpäteren Urteile vorbehalten. 
Der Erlaß des bezeichneten Teilurteils verftößt gegen die Be⸗ 
ſtimmungen des Verfahrens in Eheſachen und die in dieſer 
Beziehung von dem erkennenden Senate neuerdings wiederholt 
anerkannten Grundſätze. (RG. 58, S. 307, 315, 316.) Wird 
eine Ehe angefochten oder Scheidung beantragt, ſo wird der 
Fortbeſtand der Ehe in Frage geſtellt und das eheliche Verhältnis 
im ganzen Gegenſtand des Streites, eine ſolche Eheſache kann 
nur dann ſachgemäß erledigt werden, wenn über den geſamten 
Streitſtoff gleichzeitig entſchieden wird. Daraus folgt zunächſt, 
wie in der Entſcheidung vom 17. November 1904, RG. 58, 307, 
näher dargelegt iſt, die Unzuläſſigkeit eines Teilurteils in einer 
Eheſache, in der von jeder Partei Scheidung der Ehe mittels 
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Klage und Widerklage begehrt wird, und zwar gleichviel ob 
durch das Teilurteil der Klage oder der Widerklage ſtattgegeben 
oder ob auf Abweiſung erkannt wird. Demnach war das vom 
LG. erlaſſene Teilurteil, ſoweit es die Widerklage der Beklagten 
auf Scheidung abweift, unzuläſſig. Aber auch die durch Teil⸗ 
urteil erfolgte Abweiſung der Anfechtungsklage kann nach den 
von dem erkennenden Senate anerkannten Grundſätzen entgegen 
der im Zwiſchenurteil vom 19. Januar 1904 zum Ausdruck 
gelangten Auffaſſung des Berufungsgerichts nicht als zuläſſig 
angeſehen werden. Ergeht im Falle einer Verbindung der An⸗ 
fechtungsklage mit der Scheidungsklage auf die erſte Klage ein 
abweiſendes Teilurteil in erſter Inſtanz, während die Entſcheidung 
auf die zweite Klage vorbehalten wird, jo wird die Möglichkeit 
geſchaffen, daß in derſelben Cheſache gleichzeitig in verſchiedenen 
Inſtanzen verhandelt wird und Entſcheidungen ergehen, die nicht 
miteinander vereinbar find. Das LG. hat eine ſolche Möglichkeit 
in dem vorliegenden Falle dadurch auszuſchließen verſucht, daß 
es das Verfahren über die Scheidungsklage bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung über die Anfechtungsklage durch Beſchluß 
ausſetzte. Damit iſt aber jene Möglichkeit keineswegs endgültig 
beſeitigt, denn die die Ausſetzung anordnende Entſcheidung kann 
auf eine begründete Beſchwerde aufgehoben werden (8 252 3 O.). 
Auch der vom Berufungsgericht bezeichnete Weg, daß ein im 
Widerſpruch mit der endgültigen Entſcheidung über die An⸗ 
fechtungsklage ſtehendes Schlußurteil über die Scheidung durch 
Berufung beſeitigt werden müſſe, bietet keine Gewähr, denn es 
ift nicht ausgeſchloſſen, daß die endgültige Entſcheidung über die 
Anfechtungsklage erſt nach Ablauf der Berufungsfriſt in der 
getrennt behandelten Scheidungsſache erlaſſen wird. Es zeigt 
ſich ſonach auch in dem hier vorliegenden Falle der Verbindung 
der Anfechtungsklage mit der Scheidungsklage, daß nur die 
gleichzeitige Entſcheidung des geſamten Streitſtoffes dazu führen 
kann, eine den Fortbeſtand der Ehe in Frage ſtellende Eheſache 
ſachgemäß zu erledigen. Der Erlaß des die Anfechtungsklage 
abweiſenden, eine ſpätere Entſcheidung auf die Scheidungsklage 
vorbehaltenden Teilurteils des LG. war daher unzuläffig; das 
die Zuläſſigkeit dieſes Teilurteils beſtätigende Urteil des Berufungs⸗ 
gerichts war daher auf die Revifion des Klägers aufzuheben. 
Im Sinne des § 565 Abſ. 3 39 O. war die Sache inſoweit 
zur Endentſcheidung reif, als auf die Berufung des Klägers das 
unzuläſſige Teilurteil des LG. in vollem Umfange aufzuheben 
und die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung 
über den geſamten Streitſtoff an das LG. zurückzuverweiſen 
war. P. c. P., U. v. 4. Mai 05, 599/04 IV. — Frankfurt. 

21. 55 256, 304, 538 3PO. Unterlaſſene Prüfung 
bei einer auf Feſtſtellung eines Schadenanſpruchs gerichteten 
Klage, ob ein rechtliches Intereſſe hierfür vorliegt.] 

Die Klage iſt nach ihrem, auch in den Verhandlungen 
beider Inſtanzen nicht abgeänderten Antrage unzweideutig auf 
Feſtſtellung der Verpflichtung des Beklagten, dem Kläger 
allgemein den Schaden zu erſetzen, der ihm aus dem Unfalle 
entſtanden iſt und noch entſtehen wird, gerichtet; eine ſolche 
Klage iſt (vergl. Entſcheidung der Ver ZS. vom 28. Juni 1888, 
RG. 21, 382) nach $ 256 ZPO. zu beurteilen und nur 
unter den dort normierten Vorausſetzungen zuläffig; es iſt aber 
in keiner der Vorinſtanzen geprüft worden, ob der Kläger ein 
rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung dieſer 
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Schadenserſatzpflicht hat. Mit dieſer Klage iſt eine Leiftungt- 
klage auf Zahlung von 301 Mark und Zinſen verbunden; 
dieſer Schadens betrag iſt nach den Tatbeſtänden beider Juftanz. 
urteile nicht beſtritten worden. Demgemäß hätte nach Prüfung 
der Zuläffigkeit der Feſtſtellungsklage überhaupt, wenn deren 
Vorausſetzungen als gegeben zu erachten waren, ein Endurteil 
auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht des Beklagten nach 
dem geſtellten Antrage, und ein Endurteil auf Zahlung von 
301 Mark und Zinſen erlaſſen werden müſſen. Das LG. bat 
dagegen ein dem geſtellten Feſtſtellungsantrage entſprechen det 
Urteil auf Verpflichtung des Beklagten zum Erſatze allen 
Schadens, der entſtanden iſt und noch entſtehen wird, gefällt, 
den Leiſtungsantrag in feiner Entſcheidung ganz unberückfichtigt 
gelaſſen und fein ganzes Urteil als Zwiſchenurteil nach § 304 
ZPO. bezeichnet; das Berufungsgericht hat, ftatt das Verfahren 
in die richtige Bahn zu lenken, die Berufung ſachlich zurück. 
gewieſen und die Sache zur weiteren Verhandlung über den 
Betrag gemäß 8 538 Ziffer 3 ZPO. an das LG. zurück. 
verwieſen. Ein Zwiſchenurteil nach § 304 ZPO. iſt für eine 
Feſtſtellungsklage, die einen Streit über einen Betrag gar 
nicht einleitet, aber begrifflich ausgeſchloſſen, und auf die 
Leiſtungsklage war ein ſolches wiederum nicht zu erlaſſen, weil 
es hier an der Vorausſetzung eines ſtreitigen Betrages fehlt. 
Ebenſowenig war aber Raum für die von dem Berufungsgericht 
ausgeſprochene Zurückverweiſung der Sache an das LG., da 
über einen ftreitigen Betrag gar nicht weiter zu verhandeln ift, 
weder im Rahmen der Feſtſtellungs⸗ noch in demjenigen der 
Leiſtungsklage. Sofern nicht der Kläger die erhobene Feſt⸗ 
ſtellungsklage noch in eine Leiſtungsklage umleitet, iſt die 
Prüfung der Zuläſfigkeit der Schadens feſtſtellungsklage nach 
Maßgabe des § 256 ZPO. nachzuholen und in der Sache 
alsdann den geſtellten Anträgen entſprechend eine doppeln 
Endentſcheidung im vorerörterten Sinne zu treffen. Zu dieſen 
Behufe war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache 
gemäß 8 565 Abſ. 1 ZPO. an das Berufungsgericht zurück. 
zuverweiſen. L. c. K., U. v. 27. April 05, 361/04 VI. — Eila. 

22. Nichtverletzung des Verhandlungsprinzips durch 
richterliche Ermittlungen über Beſtehen eines Lokalrechts in der 
Zeit nach der mündlichen Verhandlung bis zur Urteilsverkündung.] 

Entgegen der von der Revifion vertretenen Meinung iſt es 
nicht prozeßordnungswidrig, wenn der Berufungs richter ſeine 
Feſtſtellung über das Nichtbeſtehen eines Sorauer Lokalrechtt 
auf Ermittelungen gründet, die von ihm nach Schluß der 
letzten mündlichen Verhandlung in der Zeit bis zum Urteil! 
verkündungstermin angeſtellt waren und daber nicht zuret 
Gegenſtand der Verhandlung mit den Parteien geweſen find. 
Denn das Verhandlungsprinzip gilt nach der ZPD. nur fat 
die Beibringung des Tatſachenmaterials, nicht für die Reck: 
findung. Auch wenn es ſich bei der letzteren um Würdiguns 
tatſächlicher Verhältniſſe z. B. um die Feſtſtellung eine 
Gewohnheitsrechts handelt, fällt die etwa erforderlich werdende 
Beweisaufnahme, gleichviel ob fie von den Parteien beantragt 
oder von Amts wegen angeordnet iſt, nicht unter die Regeln. 
von denen die Beweisaufnahme über ſtreitige tatſächliche Le. 
hauptungen der Parteien beherrſcht wird; vielmehr kennt 
inſoweit den Parteianführungen und Parteianträgen nur di: 
Bedeutung zu, das Gericht bei feiner dem Dispofitions test 
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der Parteien entrückten rechtsfindenden Amtstätigkeit zu unter- 
ſtützen. Th. c. H., U. v. 24. Mai 05, 625/04 V. — Berlin. 

23. 8 546 ZPD. Der Nachweis der Revifionsſumme 
muß den Anträgen zu entnehmen ſein.] 

Der Kläger klagte wegen an ſeinem Grundſtück erlittenen 
Bergſchadens gegen die beklagte Bergbaugeſellſchaft mit den 
Anträgen, die Beklagte zu verurteilen, „1. die auf dem Grund⸗ 
ſtück befindlichen Gebäude ordnungs mäßig zu reparieren, 2. eine 
ihrer Höhe nach vom Gericht feſtzuſtellende Entſchädigung für 
den durch den Bergbau der Beklagten an ſeinem Grundſtück 
entſtandenen Schaden nebft Zinfen zu zahlen.“ Der erſte Richter 
verurteilte die Beklagte 1. zur Wiederherſtellung der Gebände, 
2. zur Zahlung einer Summe von 2174 Mark nebſt Zinfen, 
3. zum Erſatz der während der Reparatur entſtehenden Miets- 
ausfälle und Räumungskoſten. Die Summe von 2 174 Mark 
entſpricht dem nach der Reparatur der Gebäude verbleibenden 
Minderwert. Der Kläger legte Berufung ein mit dem Antrage, 
„die Beklagte über das im erſten Urteil Zugeſprochene hinaus 
zur Zahlung einer weiteren Entſchädigungsſumme für den 
Minderwert ſeines durch ihren Bergbau beſchädigten Grundſtücks 
zu verurteilen, deren Höhe richterlichem Ermeſſen über⸗ 
laſſen bleibt.“ Die Berufung des Klägers iſt zurückgewieſen 
worden. Die eingelegte Reviſion iſt als unzuläffig verworfen: 
Nach § 546 ZPO. iſt in Rechtsſtreitigkeiten über vermoͤgens⸗ 
rechtliche Anſprüche die Zuläſfigkeit der Reviſion durch einen den 
Betrag von 1 500 Mark überfteigenden Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes bedingt. Der Beſchwerdegegenſtand — wenn das 
Berufungsurteil im ganzen Umfange angefochten wird, — iſt 
dasjenige, was die Partei mit dem Berufungsantrage begehrt, 
aber durch die angefochtene Entſcheidung nicht erreicht hat. Im 
vorliegenden Falle ging das Begehren des Klägers auf Erhöhung 
der ihm in erfter Inſtanz als dauernder Minderwert des 
beſchädigten Gebäudes zugeſprochenen Summe. 
drücklich die Höhe der weiteren Entſchädigungsſumme dem richter- 
lichen Ermeſſen überlaſſen. Eine Erhohung der Entſchädigung 
in einer beſtimmten, insbeſondere einer den Betrag von 
1 500 Mark überſteigenden Summe war nicht gefordert. Der 
Beſchwerdegegenſtand iſt alſo hier der abgewieſene Antrag auf 
Erhöhung der Entſchädigung überhaupt. Hätte der Berufungs- 
richter dieſem Antrage in beliebiger Höhe, beiſpielsweiſe auch nur 
in Höhe von 100 Mark, ſtattgegeben, jo wäre damit dem 
Berufungsantrage formell und buchſtäblich Genüge geſchehen und 
es würde ſchon aus dieſem Grunde dem weiteren Rechtsmittel 
der Reviſion der Boden entzogen ſein. Andererſeits würde in 
dieſem Falle der Berufungsrichter nicht in der Lage geweſen ſein, 
die Berufung „im übrigen“ zurückzuweiſen und demgemäß den 
Kläger mit einem Teil der Koſten zu belaſten. Weiter, als 
daß dem in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrage Folge zu 
geben wäre, geht das mit der Reviſion verfolgte Intereſſe des 
Klägers nicht. Dieſer Antrag aber bietet keinen Anhalt für die 
Annahme eines den Betrag von 1 500 Mark überſteigenden 
Wertes des Beſchwerdegegenſtandes. Daß in der Berufungs- 
inftanz der Wert des Streitgegenftandes von dem Vertreter des 
Klägers auf Befragen auf 3 000 Mark angegeben und auch vom 
Gericht auf ſo hoch feſtgeſetzt worden iſt, kann zugunften der 
Reviſion nicht in Betracht kommen, da für den Umfang und 
Inhalt des Streit- und Beſchwerdegegenſtandes lediglich die 
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geſtellten Anträge maßgebend find. Sp. c. Sch. A., U. v. 
24. Mai 05, 582/04 V. — Breslau. 

24. 55 549, 550 3 O. Rechtsnormverletzung beim vom 
RG. beſtätigten bedingten Endurteil nicht mehr rügbar mit der 
Reviſion gegen das Läuterungsurteil.] 

Durch vom RG. beſtätigtes rechtskräftiges Endurteil hat 
das KG. auf die Scheidungsklage des Mannes und auf den 
Antrag der Frau, eventuell auch den Mann für ſchuldig an der 
Scheidung zu erklären, erkannt: „Die Ehe der Parteien wird 
geſchieden. Der Kläger ſoll folgenden Eid leiſten .. Schwört 
der Kläger den Eid, fo trägt die Beklagte die Schuld an der 
Scheidung und werden ihr die Koſten des Rechtsſtreites auf⸗ 
erlegt. Schwoͤrt der Kläger den Eid nicht, jo werden beide 
Teile für ſchuldig erklärt und die Koſten des Verfahrens gegen- 
einander aufgehoben.“ Nachdem der Kläger den Eid geleiſtet 
hat, iſt vom KG. ein weiteres Urteil dahin erlaſſen worden: 
„Die Beklagte trägt die Schuld an der Scheidung und es 
werden ihr die Koſten des Rechtsſtreites auferlegt.“ Die Revifion 
der Beklagten beantragt, dieſes Urteil inſoweit aufzubeben, als 
Beklagte für ſchuldig an der Eheſcheidung erklärt iſt und die 
Klage inſoweit für erledigt zu erklären, dem Kläger auch die 
Koſten der Revifionsinſtanz aufzuerlegen. Die Reviſion iſt 
zurückgewieſen: Der Reviſion kann zugegeben werden, daß das 
vom Berufungsrichter erlaſſene bedingte Urteil aufzuheben ge⸗ 
weſen wäre, wenn das RG. bereits bei Erlaß des erſten 
Revifiousurteild die Rechtsgrundſätze angewendet hätte, die es 
bezüglich der Zuläſfigkeit von Teilurtellen in Eheſachen inzwiſchen 
angenommen hat (RG. 58, 307). Allein nachdem einmal unter 
Billigung der Reviſionsinſtanz eine Prozeßlage geſchaffen war, 
die den Berufungsrichter zur Abnahme des erkannten Eides 
und zu dem bereits rechtskräftig vorgezeichneten Ausſpruch über 
die Folge der Eidesleiſtung nötigte, kann eine etwaige Ver⸗ 
letzung von Rechtsnormen, die bereits mit Erlaß des bedingten 
Endurteils begangen geweſen wäre, mit der Revifion nicht mehr 
gerügt werden. K. o. K., N. v. 22. Mai 05, 10/05 IV. — 
Berlin. 

25. 8 561 39D. Inwieweit iſt Vertragsauslegung in 
der Reviſionsinſtanz nachprüfbar 7! 

Wie der erkennende Senat mit anderen Senaten des RG. 
ſtets aus geſprochen hat, iſt die Vertragsauslegung der Os G. 
als dem Gebiete der Tatſachenwürdigung angehörig für das 
Reviſionsgericht nach 8 561 39 O. bindend und kann fie nur 
dann etwa mit Erfolg angegriffen werden, wenn der Berufungs- 
richter durch Annahme unmöglichen Vertragsinhalts oder durch 
Abergehen weſentlicher Tatſachen und Beweiſe den § 286 ZPO. 
oder durch Verſtoß gegen unzweifelhaft anzuwendende zivil⸗ 
rechtliche Auslegungsvorſchriften dieſe verletzt hat. Von dieſer 
Rechtſprechung abzugeben, tft auch jetzt kein Anlaß gegeben, und 
an ihr müſſen die Reviſionsangriffe ſcheitern, da fie Verftöße 
der obenbezeichneten Arten nicht darzutun vermögen. B. K. 
c. B. K., U. v. 17. Mai 05, 567/04 V. — Braunſchweig. 

26. 8 565 Abſ. 1 ZPO. in Verbindung mit 88 304 
und 538. Aufhebung eines Berufungsurteils ſeinem ganzen 
Inhalte nach wegen eines prozeſſualen Verſtoßes trotz anſcheinend 
eingeſchränkten Reviſionsantrages.] 

Das Berufungsgericht hat, nachdem ſein erſtes Urteil vom 
12. November 1902, das die Klage ganz abgewieſen und auf 
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die Widerklage den Beklagten von jeder Schadenserſatzpflicht 
freigeſprochen hatte, durch das reichsgerichtliche Urteil vom 
9. Juli 1903 aufgehoben worden war, über die Vorgänge bei 
dem Unfalle neuen Beweis erhoben und alsdann in dem an- 
gefochtenen Urteile „über den Grund des Anſpruchs dahin ent- 
ſchieden, daß die Beklagte ſchuldig iſt, dem Kläger denjenigen 
Schaden zur Hälfte zu erſetzen, welcher dieſem durch den Unfall 
vom 17. Februar 1901 im Gaſthof des Beklagten zu Nieder 
wiera entſtanden iſt“, die weitergehenden Anſprüche in Klage 
und Widerklage abgewieſen und die Sache zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das LG. zurückverwieſen. Gegen 
das Urteil des Berufungsgerichts hat der Kläger Reviſion ein ⸗ 
gelegt; er beantragt: das angefochtene Urteil aufzuheben und 
nach den Anträgen des Klägers in der Berufungsinſtanz zu 
erkennen, ſoweit es nicht geſchehen iſt. Der Beklagte beantragt 
die Zurückweiſung der Revifion. Das RG. hob das Berufungs- 
urteil aus prozeſſualen Gründen auf und zwar ſeinem ganzen 
Inhalte nach: Die Klage iſt nach der unzweideutigen Faſſung 
ihrer vor dem LG. geſtellten und in der Berufungeinſtanz 
aufrecht erhaltenen Anträge auf eine Leiſtung nur in Höhe von 
99,45 Mark, im übrigen aber dem negativen Feſtſtellungs⸗ 
antrage der Widerklage des Beklagten gegenüber auf die Fofitive 
Feſtſtellung, daß der letztere dem Kläger für den aus dem 
Unfalle entſtandenen Schaden erſatzpflichtig ſei, gerichtet. Eine 
ſolche Klage iſt (vergl. Entſcheidung der VergzS. vom 
28. Juni 1888, RG. 21, 382) nach § 256 ZPO. zu be 
urteilen und nur unter den dort normierten Vorausſetzungen 
zuläffig; es iſt aber in keiner der Vorinſtanzen geprüft worden, 
ob der Schaden des Klägers bereits abgeſchloſſen oder in ſeinem 
Umfange überſehbar, und ob, wenn dies nicht der Fall, dem 
Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht zur Seite ſteht. Der Kläger hat nichts 
weiter vorgetragen, als daß er ſich die Geltendmachung der über 
99,45 Mark herausgehenden Schadensanſprüche vorbehalte. Die 
Darlegung und Prüfung der Vorausſetzungen der Feſtſtellungs⸗ 
klage überhaupt muß hiernach in einer neuen Berufungs- 
verhandlung zunächſt nachgeholt werden (vergl. JW. Ol, 
S. 514, 536; 04, S. 94 Nr. 15, S. 119 Nr. 20, S. 493 
Nr. 21). Der mit der Leiſtungsklage eingeforderte Betrag von 
99,45 Mark kann nach dem ein allgemeines Beſtreiten ent- 
haltenden Schlußſatze des Tatbeſtandes im Urteile der I. Inſtanz 
als beſtritten erachtet werden. Dann war inſoweit eine 
Scheidung der Verhandlung und Entſcheidung nach Grund und 
Betrag nach §S 304 ZPO. zuläſſig, und in der Berufungs- 
inſtanz ein die Zurückoerweiſung der Sache an das LG. zur 
Verhandlung über den Betrag gemäß § 538 Ziffer 3 390. 
geboten. Für die allgemeine, die Pflicht zum Schadenserſatz 
betreffende Feſtſtellungsklage, die einen Streit über einen Betrag 
gar nicht einleitet, iſt aber eine Teilung der Verhandlung und 
Entſcheidung nach Grund und Betrag begrifflich ausgeſchloſſen 
(vergl. noch JW. 05, S. 27 Nr. 36, S. 178 Nr. 24). Nach 
der prozeſſualen Lage war ſomit über den Feſtſtellungsanſpruch 
des Klägers, wenn die Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage 
vorliegen, endgültig zu entſcheiden, ohne daß ſich an dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ein weiteres Verfahren vor dem Gericht der I. Inſtanz 
anzuſchließen hätte; hinſichtlich des Leiſtungsanſpruches von 
99,45 Mark war daneben getrennt über den Grund des 
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erhobenen Anſpruches, nach dem in I. Inſtanz darüber vorab 
entſchieden war, die Entſcheidung zu treffen, und gemäß § 538 
Ziffer 3 ZPO. die Zurückverweiſung an das LG. aus zuſprechen. 
Die Entſcheidungen im Urteile der I. Inſtanz und in dem 
neuen Berufungsurteile können, jo wie fie vorliegen, weder als 
dem Geſetz entſprechende Entſcheidungen auf eine Feftitellungs- 
klage, noch auf eine Leiſtungsklage, noch weniger aber auf eine 
Verbindung beider Klagen in einem Prozeſſe, wie fie hier vor ⸗ 
liegt, angeſehen werden. Die hiernach erforderliche Aufhebung 
des angefochtenen Urteils und Zurückverweiſung der Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufunzt. 
gericht ($ 565 Abſ. 1 ZPO.) hat ſich nach den in RG. 14, 
355 und 22, 391 entwickelten Grundſätzen trotz des auſcheinend 
eingeſchränkteren Reviſionsantrages auf das ganze Urteil dei 
Berufungsgerichts zu erſtrecken. Der Kläger hat durch die von 
ihm eingelegte Reviflon das RG. in die Lage gebracht, auch 
nach der formellen Seite das angefochtene Urteil, ſoweit Prozeß 
fragen, die nicht dem Belieben der Parteien unterliegen, vor⸗ 
liegen, einer Nachprüfung unterziehen zu müſſen. Der 
Revifionsantrag ſcheidet nicht einen beſtimmten Teil des Be. 
rufungsurteild aus dem Angriffe der Revifion überhaupt aus; 
er geht dahin, das angefochtene Urteil aufzuheben und nach den 
Anträgen des Klägers in der Berufungsinſtanz zu erkennen, 
ſoweit es nicht geſchehen iſt. Auch ſoweit die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts dem Kläger günftig iſt, inſofern fie ſachlick 
feine Anſprüche in Höhe der Hälfte anerkennt, entſpricht fie in 
Wahrheit nicht den Anträgen des Klägers in der Berufungs- 
inſtanz, die fie nicht in einer den Prozeßgeſetzen entſprechenden 
Weiſe erledigt. M. c. B., U. v. 11. Mai 05, 402/04 VI. — 
Jena. 

27. 8 706 3PD. in Verbindung mit 8 99. Umfanz 
der Prüfungspflicht des Gerichts ſchreibers über zuläffige Recht 
mittel bei Erteilung von Rechtskraftatteſten.] 

Um das erbetene in Frage ſtehende Zeugnis der Rechtskraſt 
des Urteils erteilen zu können, hätte der Gerichtsſchreiber frt- 
ſtellen müſſen, daß gegen das fragliche landgerichtliche Urteil 
vom 3. November 1904 kein Rechtsmittel mehr gegeben war. 
Für den Ausſchluß der Berufung hätte er allerdings aus der 
Zuſtellungsurkunde, welche mit der vom Antragſteller über- 
gebenen Urteilsaus fertigung vorgelegt war, eine völlig gefidere 
Unterlage gewinnen können. Dagegen konnte die rechtzeins 
eingelegte ſofortige Beſchwerde des Klägers noch zu einer 
Anderung des Urteils, wenn auch nur im Koſtenpunkte führen: 
denn dieſe Beſchwerde war zwar damals ſchon vom OL G. als 
unzuläſſig verworfen worden, die Notfriſt für die Einlegung 
der weiteren Beſchwerde aber war noch nicht abgelaufen. Mi: 
Recht hat das OLG. angenommen, daß es nicht zur Aufgade 
des Gerichtsſchreibers gehörte, die Frage, ob die Anfechtung 
des Urteils auf Grund des § 99 Abſ. 3 ZPD. durch fcfertige 
Beſchwerde und demnächſt durch weitere ſofortige Beſchwerke 
zuläffig oder unzuläffig ſei, von ſich aus zu prüfen und zu 
entſcheiden, daß vielmehr darüber nur die mit den Rechte mineln 
befaßten Gerichte erkennen könnten. Wenn man auch in te: 
Fällen, wo die Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels offenbar 11. 
das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht des Gerichtsſchteitert 
mit Seuffert, Kommentar VIII. Aufl. Note 3 zu § 708. 
Falkmann, Zwangsvollſtreckung II. Aufl. S. 38 unter b, (vers 


34. Jahrgang. 


Seuff A. 50, Nr. 293) anerkennen will, worüber hier nicht zu 
entſcheiden iſt, fo liegt doch ein folder Fall, wie das Os. 
zutreffend ausgeführt hat, hier nicht vor. Den von der Be⸗ 
ſchwerde aufgeſtellten Grundſatz, daß der nach § 706 Abſ. 1 
angerufene Gerichtsſchreiber die Frage nach der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels ſtets ſelbſtändig zu prüfen habe, kennt die ZPO. 
jedenfalls nicht, vergl. Gaupp⸗Stein VI. / VII. Aufl. Note III 
zu 8 706 (bei Anm. 23), Note II zu 8 705. S. c. S., 
B. v. 13. Mai 05, Bs 70/05 I. — Oldenburg. 

28. 8 1026 ZPD. Einrede der Unzuläſſigkeit des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens duich Erhebung der Differenzeinrede 
gegen den Hauptvertrag; ſchiedsgerichtliche Klauſel bei Börfen- 
geſchäften gewöhnlich kein ſelbſtändiger Vertrag, abhängig von 
der Gültigkeit des Hauptoertrages.] 

Mit Recht greift die Revifſion die Ausführung des KG. 
an, daß nach Verwerfung der Einrede der Unzuſtändigkeit ſeitens 
des Schiedsgerichts der Beklagte vor demſelben weiter zur Sache 
verhandelt habe, hierin aber ein fſtillſchweigender an ſich zu- 
läffiger Verzicht auf jene Einrede und die Erklärung des Willens 
des Beklagten liege, ſich nunmehr der ſachlichen Entſcheidung 
des Schiedsgerichts zu unterwerfen. Wie der Schiedsſpruch vom 
51. Wb 1904 ergibt, hat der Beklagte nach Zurückweiſung 
der Einrede der Unzuſtändigkeit in der weiteren Verhandlung 
den Einwand erhoben, daß die Geſchäfte, auf die der Schieds⸗ 
vertrag fich beziehe, verbotene Termin- und Differenzgeſchäfte 
wären. Hiermit hat er die Unzuläffigkeit des ſchieds gerichtlichen 
Verfahrens gerügt und fi das Recht gewahrt, dieſen Rechts⸗ 
behelf vor dem ordentlichen Gerichte zu wiederholen, ohne daß 
es erforderlich war, den Vorbehalt vor oder bei der weiteren 
Verhandlung ausdrücklich geltend zu machen (vergl. Gruchots Beitr. 
39, 1175—1177, RG. I. 3S., vom 20. Oktober 1894). 
Jene Begründung trägt daher die angefochtene Entſcheidung 
nicht, und es bleibt nur die Nachprüfung der von der Revifion 
gleichfalls angegriffenen Anfiht des KG. übrig, daß hier der 
Schieds vertrag ein Nebenvertrag zu dem Kontokorrentvertrage 
und ebenſo rechtsverbindlich, wie dieſer ſelbſt ſei, wobei es nicht 
darauf ankomme, ob von den im Laufe dieſes Verhältniſſes ab- 
geſchloſſenen Geſchäften einige oder die meiſten als Differenz ⸗ 
geſchäfte bezeichnet werden müßten. Ein ſolcher Schiedsvertrag 
würde freilich nicht gegen § 1026 ZPO. verſtoßen, denn er 
ſollte ſich nach den Geſchäftsbedingungen auf die zwiſchen der 
Klägerin und ihren Kommittenten im Kontokorrentverkehr ent⸗ 
ſtehenden Rechtsſtreitigkeiten beziehen und betraf daher ein be⸗ 
ſtimmtes Rechtsverhältnis im Sinne des § 1026. Jene An- 
ſicht aber, welche eine ſelbſtändige von den einzelnen zwiſchen 
den Parteien demnächſt zuſtande gekommenen Geſchäften unab- 
hängige Vereinbarung eines Schiedsvertrages unterſtellt, entbehrt 
der erforderlichen Begründung. Sie beruht auf dem Inhalt 
der Bedingungen für den Kontokorrentverkehr mit der Klägerin, 
denen fich der Beklagte durch die Unterzeichnung der Rechnungs- 
auszüge unterworfen hat. Die rechtliche Bedeutung ſolcher im 
Bankverkehr (und anderen Geſchäftszweigen) üblichen allgemeinen 
Bedingungen erſchöpft ſich, wie bereits der I. 35. des RG. 
(RG. 58, 155) ausgeſprochen hat, in dem Zwecke, im voraus 
und in typiſcher Weiſe die Bedingungen feſtzulegen, unter denen 
der Bankier gewiſſe Geſchäfte einzugehen gewillt iſt, ſo daß dieſe 
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Einzelbeſtimmungen erſt, wenn demnächſt ein Geſchäftsabſchluß 
erzielt wird, zu Vertragsbeſtimmungen erhoben werden. Die 
bloße Annahme ſolcher formularmäßigen Geſchäftsbedingungen 
ſeitens des Kunden eines Bankiers enthält noch nicht den Ab- 
ſchluß eines ſelbſtändigen, mit dem Inhalte dieſer Bedingungen 
ſich deckenden Vertrages, ſondern nur die Zuſtimmung zu dem 
Zwecke, dem das Formular zu dienen beſtimmt iſt. Werden die 
Geſchäftsbedingungen zum Beſtandteile der demnächſt ab- 
geſchloſſenen Verträge, ſo hängt die Gültigkeit der in den Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen enthaltenen Schiedsabrede von der Rechts- 
beſtändigkeit des einzelnen Vertrages ab (vergl. RG. 58, 155). 
Verſagt das Geſetz dem Hauptgeſchäft die rechtliche Wirkſamkeit 
oder doch die Erzwingbarkeit durch Klage, fo gilt dasſelbe von 
der mit ihm verbundenen Schiedsabrede. Bei Anwendung dieſer 
Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden Fall werden, vorausgeſetzt, 
daß ein ſelbſtändiger von den einzelnen Geſchäften unabhängiger 
Schiedsvertrag nicht abgeſchloſſen worden iſt, zunächſt die Ein- 
wendungen des Beklagten zu erörtern ſein, daß die von der 
Klägerin dem Schiedsgericht unterbreiteten Geſchäfte teils ver⸗ 
botene Boͤrſentermingeſchäfte in Bergwerkspapieren, teils Ultimo- 
geſchäfte, denen der Regiſtereinwand entgegenſtehe, überhaupt 
Differenz: und Spielgeſchäfte geweſen ſeien. Andererſeits be- 
ſtreitet der Beklagte nicht, daß auch Kaſſageſchäfte zwiſchen ihm 
und der Klägerin abgeſchloſſen worden find. Sollte dagegen 
die weitere Verhandlung ergeben, daß die Parteien in der Tat 
einen ſelbſtändigen Schiedsvertrag geſchloſſen haben, zugleich 
aber der Zweck ihres Geſchäftsverkehrs von vornherein ganz 
oder zum Teil auf den Abſchluß von Geſchäften gerichtet geweſen 
iſt, die gegen geſetzliche Verbote verſtoßen, ſo wird zu prüfen 
fein, ob und inwieweit mit Rückſicht hierauf dem Schiedsvertrag 
die Rechtswirkſamkeit abgeſprochen werden muß (vergl. RG. 
58, 154). T. c. P., U. v. 25. April 05, 100/05 VII. — Berlin. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

29. 8 4 Abſ. 2 SRG. in Verbindung mit $ 567 
Abſ. 2 ZPO. Beſchwerde der Preußiſchen Staatskaſſe gegen 
Feſtſetzung des Streitgegenſtandes in Sachen Berlin c. Große 
Berliner Straßenbahn. Schätzung nach freiem Ermeſſen.] 

Das LG. hat den Wert des Streitgegenſtandes in obiger 
Sache auf 30 Millionen Mark feſtgeſetzt. Dagegen hat das 
KG. unter Abänderung dieſes Beſchluſſes den Streitwert für 
beide Inſtanzen auf 10 Millionen Mark feſtgeſetzt. Hiergegen 
liegt die Beſchwerde der Staatskaſſe vor, mit der die Feſtſetzung 
auf 30 Millionen Mark begehrt wird. Das Rechts mittel iſt 
nach 8 4 Abſ. 2 GKG. in Verbindung mit 8 567 Abſ. 2 
30. zuläſſig; es iſt aber nicht begründet. Das KG. geht 
zutreffend davon aus, daß nach der Natur negativer Feſt⸗ 
ſtellungsklagen deren Streitwert ſich nicht anders als nach dem⸗ 
jenigen beftimmen läßt, was der Beklagte pofitiv als das Recht 
für fi beanſprucht. Daher iſt in der Rechtſprechung des RO. 
anerkannt, daß bei Klagen auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
einer Schuldverbindlichkeit des Klägers von beſtimmten 
ziffermäßigem Betrage der Streitwert ohne weiteres durch 
dieſen Betrag gegeben iſt, und zwar, wie auch die Vorinſtanz 
mit Recht hervorhebt, ohne daß vorher zu prüfen iſt, ob die 
Behauptungen, auf die der Beklagte jene Schuldverbindlichkeit 
des Klägers ſtützt, zutreffend find; denn dies betrifft ja gerade 
den Streitgegenſtand. Das KG. hat nun angenommen, daß 
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vorliegenden Falls die Beklagte eine Entſchädigungsfordernng 
von rund 2½ Millionen Mark für das Jahr an die Klägerin 
zu haben behaupte und daß dieſe eine ſolche Forderung verneint 
wiſſen wolle. Von dieſer Annahme aus würden ſich allerdings 
die Erwägungen, aus denen es zu einer Feſtſetzung des Streit⸗ 
werts auf 10 Millionen Mark gelangt, als rechtsirrig erweiſen; 
denn mit Recht weiſt die Beſchwerde darauf hin, daß dieſe 
Erwägungen in Widerſpruch ſtehen mit dem vom KG. ſelbſt 
zunächſt betonten Grundſatze, daß die Richtigkeit der von der 
Beklagten bezüglich der von ihr in Anſpruch genommenen 
Forderung aufgeſtellten Behauptungen bei der Feſtſetzung des 
Streitwerts nicht zu prüfen iſt. Vielmehr würde beim Zugrunde⸗ 
legen jener Annahme ſchlechthin der Betrag der Forderung 
maßgebend fein; mithin 2½ Millionen Mark für jedes in Betracht 
kommende Jahr, dagegen ein richterliches Ermeſſen inſoweit, 
mithin wegen der Höhe des jährlichen Einnahmeaus falls, nicht 
Platz greifen können, es würde nur die Zahl jener Jahre noch 
zu beſtimmen ſein und, da der Zeitpunkt, zu welchem der 
zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag ſein Ende erreicht, 
beſtimmt iſt, das freie richterliche Ermeſſen nur inſoweit betätigt 
werden können, als zu prüfen iſt, zu welchem Zeitpunkte der 
Betrieb auf der verlängerten Untergrundbahn annehmbarerweiſe 
eröffnet werden, mithin ein Einnahmeausfall für die Beklagte ein⸗ 
treten würde. Jene, auch von der Beſchwerdeführerin geteilte Auf⸗ 
faſſung des KG., daß die Beklagte eine Entſchädigungsforderung 
von rund 2 ½¼ Millionen Mark für das Jahr an die Klägerin 
zu haben behaupte und daß dieſe eine ſolche Forderung verneint 
wiſſen wolle, iſt jedoch nicht zutreffend. Die Beklagte behauptet, 
ein vertragsmäßiges Recht darauf zu haben, daß die Klägerin 
ihre Zuſtimmung zur Fortführung der Untergrundbahn unter⸗ 
halb gewiſſer Straßen und Plätze nicht erteile, und ſie behauptet 
ferner, einen Anſpruch auf Schadenserſatz gegen die Klägerin 
zu haben, wenn dieſe ihrer Vertragspflicht zuwider handeln 
ſollte. Dieſe Rechte will die Klägerin verneint wiſſen. 
Zweifellos konnen nicht beide Anſprüche geſondert bewertet und 
die ſo gefundenen Werte zuſammengerechnet werden; vielmehr 
ift davon auszugehen, daß die Schadenerſatzforderung den Wert 
des in Anſpruch genommenen Vertragsrechts darſtellt. Es iſt 
nun von ausſchlaggebender Bedeutung, daß die Beklagte — ent- 
gegen der Annahme des KG. — weder nach den Tatbeſtänden 
der Urteile der Vorinſtanzen, noch in dem an die Klägerin 
gerichteten Schreiben vom 13. Januar 1904, das den Anlaß 
zur Klageerhebung gegeben hat, eine ziffermäßig beſtimmte 
oder ziffermäßig zu berechnende Schadenserſatzforderung, 
insbeſondere eine ſolche von 2¼ Millionen Mark für jedes in 
Betracht kommende Jahr an die Klägerin zu haben behauptet 
hat, falls dieſe ihrer angeblichen Vertragspflicht nicht nachkommen 
ſollte, daß ſie vielmehr lediglich dargelegt hat, daß, wenn die 
Untergrundbahn in der geplanten Richtung fortgeſetzt werden 
ſollte, ſie einen Einnahmeausfall von rund 2½ Millionen Mark 
jährlich erleiden werde, und das hat fie auch weſentlich nur zu 
dem Zwecke getan, um darzutun, daß es nicht im Sinne der 
Vertragſchließenden gelegen haben könne, ihr in dieſer Weiſe 
Konkurrenz zu machen und ihr Unternehmen dadurch zu ver⸗ 
nichten, ferner um darzulegen, daß, wenn es im Belieben der 
Klägerin ſtehe, ihr einen ſolchen Einnahmeausfall zuzufügen, 
der Vertrag ein unfittlicher ſei, wie auch die Vorinſtanzen 
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gerade dieſe Frage ausführlich behandelt haben. Gegenſtand 
der Verhandlung und Entſcheidung hat daher eine ziffermäßig 
beſtimmte Entſchädigungs forderung der Beklagten nicht ſein 
ſollen und iſt es auch nicht geweſen. Das RG. hat aber in 
ſtändiger Rechtſprechung anerkannt, daß in Fällen, in denen 
nicht eine beſtimmte Summe als der Betrag des feitzuftellenden 
Anſpruchs angegeben iſt, der Wert des Anſpruchs nach freiem 
Ermeſſen (3D. $ 3) zu ſchätzen iſt (vergl. den Beſchluß des 
V. 3 S. vom 2. April 1903, B 74/02 V, abgedruckt in der 
JW. 02, S. 25317). Das iſt hier der Fall. (Wird näher dar- 
gelegt und ausgeführt, daß unter Berückfichtigung der vorliegenden 
Tatumſtände der angenommene Streitwert von 10 Millionen 
angemeſſen ſei.) B. c. G. B. St., B. v. 11. Mai 05, 
Bs 121/05 VI. — Berlin. 

Konkursorduung. 

30. Anfechtung eines durch Eigentumsübergabe erfolgten 
Kaufes über zu einem Fideikommißwalde gehörige Hölzer 
ſeitens des Verwalters nach dem Konkurſe über das Vermögen 
des Fideikommißinhabers 7] 

Der Gemeinſchuldner v. B. hat als Befiker des aus 
mehreren Gütern beſtehenden Fideikommißgutes H., bevor der 
Konkurs über fein Vermögen ausbrach, mittels ſchriftlichen 
Vertrages den ſchlagbaren Holzbeſtand in dem zum Fideikommiß⸗ 
walde gehörigen ſog. „Krähenholz“ an die Klägerinnen für 
45 000 Mark verkauft. Im gegenwärtigen Prozeſſe ftreiten die 
Parteien darüber, ob das verkaufte Holz durch das Schlagen 
der Bäume in das Eigentum der Klägerinnen übergegangen ift 
und demgemäß den letzteren bezügli der vor der Konkurs ⸗ 
eröffnung geſchlagenen Hölzer ein Ausſonderungsanſpruch gegen ⸗ 
über der beklagten Konkursmaſſe zuſteht. Die Konkursmaſſe wurde 
verurteilt und ihre Reviſion zurückgewieſen: Es kommt, da die Feft- 
ſtellung des Berufungsrichters in betreff der durch Befigübergabe voll ⸗ 
zogenen Eigentumsübertragung auch rechtlich bedenkenfrei ift, in 
erſter Linie darauf an, ob der Vertrag vom 8. März 1902, weil 
er gegen die Beſtimmungen der Fideikommiß Stiftungsurkunde 
verftößt, auch im Verhältnis der Vertragsſchließenden unter- 
einander nichtig ift, dergeſtalt, daß der Fideikommißbeſitzer die 
Erfüllung des von ihm geſchloſſenen Vertrages hätte verweigern 
und den übergebenen Kaufgegenſtand hätte vindizieren können, 
oder ob er unbeſchadet des den Agnaten zuſtehenden Widerſpruchs⸗ 
und Anfechtungsrechts ſeinerſeits an den Vertrag gebunden blieb. 
Der erkennende Senat bat kein Bedenken getragen, in Überein⸗ 
ſtimmung mit der auch in der Literatur, vergl. z. B. Stobbe⸗ 
Lehmann, Handbuch des deutſchen Privatrechts, Bd. 2 Abt. 2, 
3. Aufl. 1897, S. 538, überwiegend vertretenen Anſicht die 
Frage im Sinne der zweiten Alternative zu entſcheiden. War 
aber der Vertrag vom 8. März 1902 für den Veräußerer v. B. 
verbindlich, ſo behielt er dieſe Wirkſamkeit nach Eröffnung des 
Konkurſes über das v. B. ſche Vermögen auch dem Konkursverwalter 
gegenüber, es ſei denn, daß letzterer etwa imſtande geweſen wäre, 
ein ſelbſtändiges Anfechtunsrecht aus 88 29 ff. Kd. zu begründen. 
Letzteres iſt nicht der Fall geweſen. Von dieſem Standpunkt 
aus iſt die Frage, ob die Klägerinnen bei Abſchluß des Vertrages 
vom 8. März 1902 den ſtiftungswidrigen Charakter des Geſchäfts 
gekannt haben, gegenſtandslos. Endlich kommt noch in Betracht, 
daß der Konkursverwalter der beklagten Maſſe ſich die Rechte 
der Fideikommißagnaten auf Erhebung des Widerſpruchs gegen 
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die dem § 7 der Stiftungsurkunde zuwiderlaufende Walb- 
veräußerung hat abtreten laſſen und auch hierauf feine Ver⸗ 
teidigung geſtützt hat. Der Berufungsrichter weiſt den bezüglichen 
Einwand zurück, weil der Widerſpruch der Agnaten erſt nach 
dem Zeitpunkt erhoben ſei, in dem die Klägerinnen das Eigen⸗ 
tum an den vom Boden getrennten Baumſtämmen erworben 
haben; „ſchon deshalb“ (alſo wegen der Verſpätung) ſei er 
unberechtigt. Dieſe Begründung iſt freilich nicht ſtichhaltig, die 
zurückweiſende Entſcheidung ſelbſt aber rechtfertigt ſich durch die 
bereits vom erſten Richter zutreffend hervorgehobene Erwägung, 
daß die Agnaten unzuläſſige Verfügungen des Fideikommißbefitzers 
über die Subſtanz des Fideikommiſſes nicht eher anfechten dürfen, 
als bis letzteres ihnen ſelbſt angefallen iſt, und daß ſie daher 
das vorzeitig ausgeübte Widerſpruchsrecht auch nicht wirkſam 
auf den Konkursverwalter der beklagten Maſſe übertragen konnten. 
Konkursmaſſe v. B. 6. B. u. R., U. v. 6. Mai 05, 527/04 V. 
— Kiel. 

Verſicherungsrecht. 

31. Nichtinnehaltung der policenmäßigen Friſt zur 
Prämienzahlung iſt bei jahrelanger Annahme verſpäteter Prämien ⸗ 
zahlungen nicht ohne weiteres Erlöſchungsgrund. Verſtoß gegen 
Treu und Glauben.] 

Der Ehemann der Klägerin hatte durch Police vom 
15. März 1887 bei der beklagten Geſellſchaft ſein Leben mit 
10 000 Mark verfihert. Der Verfiherungsfumme wurden nach 
dem Geſchäftsplane der Beklagten Gewinnanteile zugeſchrieben, 
die bis 1902 insgeſamt 1 497 Mark betrugen. An Darlehnen 
hatte der Verſicherte auf die Police 2 400 Mark von der Be⸗ 
klagten erhalten. Die Verſicherungsprämie war in halbjährlichen 
Raten am 14. März und 14. September jedes Jahres zu zahlen. 
Der Verſicherungsnehmer iſt am 16. April 1903 geftorben. — 
Die am 14. März 1903 fällige Prämie hat er nicht entrichtet. 
Die Klägerin, ſeine Alleinerbin, fordert von der Beklagten die 
Berfiherungsfumme nebſt Gewinnanteil unter Abrechnung des 
Darlehns nebſt Zinſen und der noch nicht gezahlten Prämie. 
Die Klage iſt in I. und II. Inſtanz abgewieſen. Das RG. 
hob auf: Der Berufungsrichter hat ausgeführt, der Erblaſſer 
der Klägerin habe allerdings ſeit langen Jahren die Prämien 
zum Teil ſehr unpünktlich und erſt nach Mahnung, zuweilen 
auch erſt nach wiederholter Mahnung gezahlt und die Beklagte 
habe die verſpätete Prämienzahlung ohne irgendwelche Weiterungen 
angenommen. Hieraus könne aber nicht der Schluß gezogen 
werden, daß die Beklagte für die Zukunft auf Innehaltung der 
Vertragsbeſtimmungen und auf ihr Recht habe verzichten wollen, 
die Police für „außer Kraft getreten“ (§ 19 des Geſchäfts⸗ 
planes von 1886) oder für „erloſchen“ ($ 9 des Geſchäftsplanes 
von 1899) anzuſehen. Seit Oktober 1894 enthielten die 
Prämienquittungen ſtets an fihtbarer Stelle und in deutlichem 
Druck den Hinweis, daß die Bezahlung der Prämie innerhalb 
30 Tagen nach dem Fälligkeitstermine zu erfolgen habe, andern ⸗ 
falls die Police außer Kraft trete. Derſelbe Hinweis finde ſich 
in den Mahnſchreiben aus den Jahren 1895 und 1896 und 
in dem mit der Prämienquittung überſandten Schreiben vom 
Jahre 1897. Die Mahnſchreiben aus den Jahren 1900 und 
1902 enthielten außer dem Hinweiſe auf die Reſpektfriſt die 
ausdrückliche Bemerkung, daß die Geſellſchaft nicht verpflichtet 
ſei, an die Entrichtung der Prämie zu erinnern, und daß gegen 
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die Folgen verſäumter Prämienzahlung niemals der Einwand 
erhoben werden konne, daß die Geſellſchaft in früheren Fällen 
den Zahlungspflichtigen gemahnt habe. Hieraus ſei zu ent⸗ 
nehmen, daß die Beklagte ſich ein für allemal auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt habe, die Folgen der unpünktlichen Zahlung ſeien 
zwar eingetreten, ſie wolle aber trotzdem im einzelnen Falle 
zunächſt keinen Gebrauch davon machen, wenn die Zahlung 
demnächſt oder in der neugeftellten Friſt erfolge. Wenn die 
Beklagte in den Mahnſchreiben mit der Streichung der Police 
gedroht habe, ſo ſei ſie zwar in dem einzelnen Falle an der 
hierin enthaltenen Erklärung, von den ihr erwachſenen Rechten 
vorläufig keinen Gebrauch zu machen, gebunden geweſen. Der 
Verficherungsnehmer habe aber aus dieſem Entgegenkommen 
keineswegs die Verpflichtung der Beklagten herleiten können, in 
zukünftigen Fällen das gleiche Verfahren zu beobachten. Die 
Police ſei daher am 13. April 1903, da die fällige Prämie 
nicht gezahlt worden ſei, außer Kraft getreten. Die gegen dieſe 
Ausführungen gerichtete Reviſionsrüge iſt für begründet erachtet 
worden. Zutreffend macht die Klägerin geltend, daß das über 
einen Zeitraum von vielen Jahren ſich erſtreckende Verfahren 
der Beklagten geeignet geweſen ſei, in dem Verfſicherungsnehmer 
die Auffaſſung zu erwecken, daß die Nichtinnehaltung der 
policenmäßigen Friſt zur Prämienzahlung nicht ohne weiteres 
das Erlöſchen der Police zur Folge habe, daß es hierzu viel- 
mehr noch eines beſonderen Entſchluſſes der Beklagten und ent⸗ 
ſprechender Willensäußerung der letzteren gegenüber dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer bedürfe. Ins beſondere gilt dies von denjenigen 
Mahnſchreiben — aus den Jahren 1895, 1896, 1899, 1902 —, 
in welchen die Beklagte für den Fall, daß die Prämie nicht 
nachträglich umgehend oder innerhalb der gewährten Notfriſt 
gezahlt werde, mit Streichung der Police droht. Hiermit gab 
die Beklagte deutlich zu erkennen, daß fie den Verficherungs⸗ 
vertrag noch als fortbeſtehend betrachtete, während es dem von 
ihr im Prozeſſe vertretenen Standpunkt entſprochen haben 
würde, wenn ſie Erneuerung des erloſchenen Vertrages angeboten 
hätte. Hiernach durfte der Verſicherungs nehmer auch gegenüber 
den auf den Prämienquittungen befindlichen Druckvermerken und 
gegenüber den übrigen vom Berufungsrichter erwähnten, auf 
verſchiedenen Mahnſchreiben enthaltenen Hinweiſungen auf die 
Vertragsbeſtimmungen davon ausgehen, daß der Wille der Be⸗ 
klagten dahin ging, daß auch bei Verſäumung der dreißigtägigen 
Zahlungsfriſt der Vertrag ſo lange fortdauern ſolle, bis ſie die 
Aufhebung desſelben erklärt habe. Auch in dem am 18. April 1903 
bei der Klägerin eingetroffenen Mahnſchreiben nahm die Be⸗ 
klagte ſelbſt noch den Standpunkt ein, daß der Verſicherungs⸗ 
vertrag durch die Verſäumuug der Friſt nicht aufgehoben ſei. 
Ein Angebot, den Vertrag zu erneuern, iſt in demſelben nicht 
enthalten. Es verſtößt hiernach gegen Treu und Glauben, 
wenn die Beklagte jetzt, auf die Verficherungs bedingungen zu⸗ 
rückgreifend, das Erlöſchen des Vertrages wegen der Verſäumung 
der dreißigtägigen Zahlungsfriſt geltend macht. W. c. U. A., 
u. v. 18. April 05, 436/04 VII. — Berlin. 

Wechſel ordnung. 

32. Art. 82 WO. Wirkung der Zahlung bei Wechſel⸗ 
forderungen. 

Bei Wechſelforderungen wirkt die Zahlung nicht ſo, wie 
bei gewöhnlichen Forderungen. Ungeachtet der Zahlung beſteht 
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die Wechſelforderung weiter, wenn die Wechſelurkunde unzerftört 
und ohne Quittungsvermerk im Befitze deſſen verbleibt, der 
Wechſelgläubiger geworden war. Gegen dieſen erwächſt nur 
eine Einrede der Argliſt, wenn er ſein formales Recht dazu 
mißbraucht, das bereits Empfangene noch einmal zu fordern. 
(Vergl. RG. 11, 21.) Von einer ſolchen Einrede kann im 
vorliegenden Falle keine Rede ſein, wenn durch Parteiabrede 
für die in den Händen der Beklagten belaſſene Wechſelurkunde 
nach Beſeitigung des urſprünglichen ein neuer Schuldgrund 
geſchaffen worden iſt. U. c. L. & N., U. v. 17. Mai 05, 76/05 I. 
— Koͤnigs berg. 

33. Bleiſtiftzuſätze auf einem vollſtändigen mit dauer⸗ 
haften Schriftzeichen hergeſtellten Wechſel bezwecken einer Ver⸗ 
mutung nach keine Abänderung des Wechſelinhaltes, find in dubio 
unverbindliche Notizen.] 

Die im Wechſelprozeß erhobene Klage wurde als in der 
gewählten Prozeßart unſtatthaft vom Berufungsrichter ab- 
gewieſen. Die Entſcheidung beruht darauf, daß auf dem vor⸗ 
gelegten Wechſel neben der Adreſſe „Herrn Geh. Kanzleirat 
Adolf L. in Groß⸗Lichterfelde Louiſenſtraße 23“ ſich der Blei⸗ 
ſtiftvermerk „Lankwitz“ befindet, und zwar durch mit Bleiſtift 
ausgeführte Bindeſtriche mit dem Worte „Groß-Lichterfelde“ 
verbunden. Auch in der zum Wechſelproteſte gehörigen Wechſel⸗ 
abſchrift ſteht neben dem Worte „Groß⸗Lichterfelde“ in der 
Adreſſe der Bleiſtiftvermerk „Lankwitzb'. Im übrigen find 
Wechſel und Proteſt, ſoweit nicht formularmäßig vorgedruckt, 
mit Tintenſchrift vollzogen. Der Vorderrichter iſt der Anſicht, 
daß hiernach vorbehaltlich des vom Kläger zu erbringenden 
Gegenbeweiſes anzunehmen ſei, daß der Wechſel als Zahlungs⸗ 
ort das gar nicht exiſtierende Groß Lichterfelde Lankwitz be⸗ 
zeichne, da, wie gerichts kundig, Groß⸗Lichterfelde und Lankwitz 
veiſchiedene politiſche Gemeinden ſeien. Die Behauptung des 
Klägers, das Wort „Lankwitz“ ſei erft nach Proteſterhebung in 
den Wechſel und in die Proteſturkunde eingefügt worden, ſei 
zwar erheblich, weil danach bei der Proteſterhebung ein gültiger, 
den Kläger legitimierender Wechſel vorgelegen habe, indeſſen ſei 
dafür kein im Wechſelprozeſſe zuläffiger Beweis angetreten. 
Die mit der Reviſion angefochtene Entſcheidung iſt unhaltbar. 
Wäre ſelbſt im Wechſel und in der zum Proteſte gehoͤrigen 
Wechſelabſchrift als Zahlungsort mit Tinte „Groß Lichterfelde 
Lankwitz Louiſenſtraße 23“ angegeben, ſo könnte doch nach Lage 
der Sache nicht mit dem Vorderrichter angenommen werden, 
daß inhalts des Wechſels die Zahlung an einem gar nicht 
eriftierenden Orte ſtattfinden ſollte. Auch bei der Auslegung 
von Wechſeln iſt nicht die Buchſtabeninterpretation anzuwenden, 
ſondern es iſt der Wille der Beteiligten aus der Urkunde und 
denjenigen Umſtänden, welche den Wechſelnehmern mutmaßlich 
bekannt find oder von ihnen ohne Schwierigkeit in Erfahrung 
gebracht werden können, zu erforſchen. Da nun, wie ein Blick 
auf die Karte zeigt, Lankwitz eine ganz kleine, dem bei weitem 
größeren Groß⸗Lichterfelde unmittelbar benachbarte und daher 
mutmaßlich wirtſchaftlich von ihm abhängige Ortſchaft iſt, da 
ferner die Proteſturkunde ergibt, daß ein Grundſtück Louiſen⸗ 
ſtraße 23 in Groß⸗Lichterfelde nicht vorhanden iſt, dagegen feſt⸗ 


fteht, daß Beklagter in Lankwitz Louiſenſtraße 23 wohnte, fo 


ergäbe ſich unter der bezeichneten Vorausſetzung mit voller 
Sicherheit, daß die urſprünglichen Wechſelparteien Lankwitz als 
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Zahlungsort hätten bezeichnen wollen und nicht, was wider⸗ 
finnig geweſen wäre, einen gar nicht exiſtierenden Ort. Der 
Vorderrichter hätte daher bei der von ihm angenommenen 
Prämiſſe, daß das Wort „Lankwitz“ zum Wechſel gehoͤre, 
hoͤchſtens zu der Schlußfolgerung gelangen können, daß der 
Proteft in Groß Lichterfelde nicht am gehörigen Orte auf- 
genommen ſei, und hätte daraufhin zwar einen Teil der Zinſen 
und der Wechſelunkoſten, nicht aber die Wechſelſumme aberkennen 
konnen. Die Richtigkeit dieſer Prämiſſe kann aber auch gar 
nicht zugegeben werden. Gewiß trifft es theoretiſch zu, daß ein 
Wechſel auch mit Bleiſtift geſchrieben werden kann, wenngleich 
es ſchwer fein dürfte, einen ſolchen Wechſel, zumal über einen 
fo hohen Betrag, wie er hier in Frage iſt, in der Praxis nach- 
zuweiſen. Etwas ganz anderes iſt es aber, ob bei einem an 
ſich vollſtändigen, mit Vordruck und Tinte ausgefertigten Wechſel 
bei fpäterer Prüfung darauf ſich findende Bleiſtiftvermerke als 
zum Wechſelinhalte gehörig, oder ob fie als einſeitige, unverbind- 
liche Notizen irgend eines Wechſelinhabers, ſofern ſie ſich als 
ſolche erklaren laſſen, zu behandeln find. Hier gilt für die Aus- 
legung der Urkunde die allgemeine Regel, daß das Ungewoͤhn⸗ 
liche und Unvernünftige nicht zu vermuten iſt. Es muß aber 
als abſolut ungewoͤhnlich und unvernünftig bezeichnet werden, 
daß urſprüngliche Wechſelkontrahenten einen bereits fertigen, 
in üblicher Weiſe mit dauerhaften Schriftzeichen ausgeſtellten 
Wechſel durch Hinzufügung eines Bleiſtiftvermerkes, der nicht 
nur leicht zu beſeitigen oder undeutlich zu machen wäre, ſondern 
über deſſen Bedeutung auch ſpätere Zweifel und Streitigkeiten 
faſt mit Sicherheit erwartet werden müßten, in einem weſentlichen 
Punkte verändern wollten. Im vorliegenden Falle kommt noch 
hinzu, daß Beklagter gar nicht behauptet, der Vermerk „Lank;⸗ 
witz“ ſei ſchon bei der urſprünglichen Begebung auf dem Wechſel 
geweſen. Übrigens wird auch durch den Proteſt bewieſen, daß 
der Vermerk entweder erſt nachträglich auf den Wechſel ge⸗ 
kommen iſt, oder daß es ſich dabei, wie dem proteſtierenden 
Beamten bekannt war, nur um einen ſolchen, den Inhalt des 
Wechſels nichtaffizierenden Hinweis handelte. Denn die vorliegende 
Proteſturkunde kann keinenfalls dahin ausgelegt werden, daß der 
Beamte ſelbſt das Wort „Lankwitz“ mit Bleiſtift darin aufgenommen 
hat, um erfichtlich zu machen, daß ein ſolcher Vermerk auch auf 
dem Wechſel ſtände. Ein ſolches Verfahren würde gegen alle 
Ordnung verſtoßen, und es hätte alsdann der proteſtierende 
Beamte eine entſprechende deutliche Bekundung in den Text des 
Proteſtes aufnehmen müſſen. Der Bleiſtiftvermerk kann hier 
nach ebenſowenig als Beſtandteil des Wechſels, wie als Beftand⸗ 
teil des Proteſtes gelten. Wie derartige Zuſätze im Geiſte der 
Wechſelordnung zu behandeln find, dafür gibt Art. 5 Abſ. 1 
daſelbſt einen Fingerzeig, wo ſogar bei direkten, zweifellos in 
dem Wechſel ſelbſt enthaltenen Widerſprüchen in bezug auf 
einen weſentlichen Teil des Wechſelverſprechens, nämlich der 
Wechſelſumme, die Gültigkeit des Wechſels eventuell auch für 
die höhere Summe anerkannt wird, weil eine tatſächliche Ver⸗ 
mutung dafür ſtreitet, daß im Zweifel die Buchſtaben dem 
Willen der Kontrahenten beſſer entſprechen, wie die Ziffern. 
In noch höherem Maße ſtreitet eine tatſächliche Vermutung für 
die Annahme, daß Bleiſtiftzuſätze auf einem vollſtändigen, mit 
dauerhaften Schriftzeichen hergeſtellten Wechſel keine Abänderung 
des Wechſelinhalts bezwecken, ſondern als unverbindliche Notizen 
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gemeint find. Sft der Vermerk „Lankwitz“ als nicht zum 
Wechſel gehörig zu behandeln, ſo kann auch keine Rede davon 
ſein, daß, wie das LG., der Ausführung des Beklagten folgend, 
angenommen hat, der Wechſel zwei Zahlungsorte angebe, was 
ohnehin nach dem zu Eingang dieſer Entſcheidungsgründe Be⸗ 
merkten für ausgeſchloſſen erachtet werden müßte. Die unrichtige 
Angabe der Adreſſe des Bezogenen iſt ebenfalls ohne Bedeutung 
für die Gültigkeit des Wechſels, und zwar auch dann, wenn 
wie hier, ein an dem betreffenden Orte nicht exlſtierendes 
Grundſtück als Wohnung des Bezogenen bezeichnet iſt. Nach 
Art. 4 Nr. 8 WO. konnte der proteſtierende Beamte Groß- 
Lichterfelde als Zahlungsort behandeln und dort proteſtieren. 
Hätte er nähere Erkundigungen über die Wohnung des Be⸗ 
klagten angeſtellt und wäre er daraufhin in ſachgemäßer Aus- 
legung der Wechſelurkunde zu dem Schluſſe gelangt, daß in 
Wahrheit beabſichtigt geweſen ſei, den Wechſel in Lankwitz 
Louiſenſtraße 23 zahlbar zu machen, ſo hätte nach den in 
RG. 32, 110 ausgeſprochenen Grundſätzen der Proteſt auch 
dort rechtsgültig aufgenommen werden können. Der Beamte 
war aber zu ſolchen Nachforſchungen nicht verpflichtet, ſondern 
durfte die wörtliche Angabe des Zahlungsortes mit „Groß⸗ 
Lichterfelde“ ſeinem Verfahren zugrunde legen. Da hiernach 
Wechſel und Proteſt gültig find, iſt die Klage mit Unrecht ab⸗ 
gewieſen worden. W. c. L., U. v. 10. Mai 05, 208/05 I. — 
Berlin. 

Haftp lichtgeſetz. 

34. 5 1 HaftpflG. Betriebsunfall. 

Der Kläger wurde am 24. Auguſt 1903 bei Gelegenheit 
der Herſtellung eines Waſſergrabens längs der Eiſenbahnſtrecke 
Brelau— Brieg durch eine aus einem vorüberfahrenden Eiſen⸗ 
bahnzug geworfene Glasflaſche am Kopfe verletzt. Der Kläger 
erhob gegen den Eiſenbahnfiskus Klage mit dem Antrage, ihn 
zu verurteilen, den Kläger für die Folgen des am 24. Auguſt 1903 
erlittenen Unfalls inſoweit zu entſchädigen, als dies nicht von 
ſeiten der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu Brieg und der Tiefbau⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft geſchehen iſt oder geſchehen wird. Durch 
Urteil des Königl. LG. in Breslau vom 16. März 1900 wurde 
der Kläger auf Grund der Annahme, daß kein Betriebsunfall 
vorliege, und eventuell das Einwirken „höherer Gewalt“ anzu- 
nehmen wäre, mit dem erhobenen Anſpruche abgewieſen. Gegen 
dieſes Urteil legte der Kläger Berufung ein und ſtellte in der 
Berufungsverhandlung den Antrag, den Beklagten zu verurteilen, 
den Kläger für die Folgen des am 24. Auguſt 1903 erlittenen 
Unfalls inſoweit zu entſchädigen, als dies nicht von ſeiten der 
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu Brieg, der Tiefbau ⸗Berufs⸗ 
genofſenſchaft oder der Schleſiſch⸗Poſenſchen Baugewerks⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft geſchehen iſt und geſchehen wird. 
Durch Urteil des IV. 35. des OLG. in Breslau vom 24 Juni 
1904 wurde unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils der 
Beklagte in der Hauptſache dem in der Berufungsverhandlung ge⸗ 
ſtellten Antrag entſprechend verurteilt. Die Revifion wurde zurück⸗ 
. gewiefen: Das Berufungsgericht erachtet im Anſchluſſe an die 
: in Bd. I der Entſcheidungen des RG. S. 253 ff. abgedruckte 
Enſtſcheidung des II. 3 S. vom 21. April 1880 Rep. II 43/80 
„einen Betriebsunfall mit Rückficht auf die dem Eiſenbahnbetriebe 
eigentümliche Gefahr gegeben, die durch die Ablenkung der Flug⸗ 
bahn und die Wirkung des Auffallens eines aus einem im 
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Laufe befindlichen Eiſenbahnwagens geworfenen Gegenſtandes 
begründet werde, den Einwand der höheren Gewalt aber dadurch 
für ausgeſchloſſen, daß ein derartiger Unfall durch geeignetere 
Vorkehrungen als die beſtehenden, verhütet werden konnte, der 
Unfall aber überdies in der gefährdenden Natur des Eiſenbahn⸗ 
betriebs ſelbſt feinen Grund habe. Die Annahme der Revifion, 
die Ablenkung der Flugbahn und die Wucht des Auffallens des 
Gegenſtandes blieben ſich gleich, wenn er aus einem im Laufe 
befindlichen Eiſenbahnzuge oder aus einem ſchnell fahrenden 
Wagen geworfen werde, iſt unrichtig. Der aus dem Wagen 
geworfene Körper befitzt zuſammen mit dem Transportmittel 
in der Fahrtrichtung eine gewiſſe Geſchwindigkeit und hat nach 
dem Geſetze der Trägheit das Beſtreben, dieſe beizubehalten. 
Er ſteht ferner unter dem Einfluſſe der Schwerkraft und erhält 
durch dieſe eine Beſchleunigung ſenkrecht nach unten. Durch 
die Kraft des Werfenden wird ihm endlich eine Geſchwindigkeit 
in der Wurfrichtung erteilt. Von geringerer Bedeutung erſcheint 
bei einem mit Kraft geworfenen Gegenſtand von Gewicht die 
Luftſtroͤmung, beziehungsweiſe der Widerſtand der Luft. Aus 
der Geſchwindigkeit der Transportrichtung und der Geſchwindig · 
keit der Wurfrichtung ergibt ſich nach dem Satze vom Parallelo- 
gramm der Geſchwindigkeiten eine Reſultierende und aus dieſer 
und der Geſchwindigkeit der Schwerkraft eine zweite Reſultierende, 
die die Richtung und die Geſchwindigkeit des Körpers im Augen- 
blicke des Abfliegens angibt. Die Wucht des Auffallens be⸗ 
ſtimmt ſich — denſelben Gegenſtand vorausgeſetzt — durch 
die Geſamtgeſchwindigkeit, die der Körper beim Fluge durch das 
Zuſammenwirken der einzelnen Geſchwindigkeiten erlangt hat. 
Je weiter in der Fahrtrichtung nach vorn geworfen wird, um 
fo größer wird die reſultierende Geſchwindigkeit und damit auch 
die Wucht des Körpers. Das Zuſammenwirken der die Ab⸗ 
lenkung der Flugbahn und die Stoßwirkung des Gegenſtandes 
beim Auftreffen beſtimmenden Kräfte vollzieht ſich ſonach bei in 
Bewegung befindlichen Transportmitteln jeder Art nach den 
gleichen Geſetzen. Die Verſchiedenheit der Geſchwindigkeit der 
Transportmittel begründet aber notwendigerweiſe eine große 
Verſchiedenheit der Geſamtwirkung. Die dem Eiſenbahnbetrieb 
in dieſer Richtung eigentümliche Gefahr liegt nun darin, daß 
durch den Transport von Menſchen und die Art desſelben eine 
Gelegenheit und ein Spielraum für das Hinauswerfen von 
Körpern aus den Eiſenbahnwagen eröffnet iſt, und daß eine 
unter anderen Umſtänden ungefährliche Handlung, wie ein 
ſicherer Wurf nach ſicherem Ziel, eben wegen der Unmöglichkeit 
der Beherrſchung der Flugbahn für andere gefährlich werden 
kann. Würde bei anderen Fahrzeugen, wie etwa bei Automobilen 
die gleiche Wirkung, wie bei einem Eiſenbahnzug, feſtzuſtellen 
fein, fo würden fie nur mit dem Eiſenbahnbetrieb eine dieſem 
eigentümliche Gefahr teilen. Daß die Gefahr dem Eiſenbahn⸗ 
betrieb nicht ausſchließlich eigentümlich ſein müſſe, um die Haft⸗ 
barkeit der Eiſenbahn zu begründen, iſt aber längſt anerkannt. 
(RS. VI, 38; JW. 02, 367%.) In der erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung des II. 35. des RG. vom 13. April 1888 iſt aller- 
dings die Frage offen gelaſſen, ob, wenn in dem der Ent⸗ 
ſcheidung unterſtellten Falle nicht ein Bedienſteter der Bahn, 
ſondern ein gewohnlicher Reiſender den Wurf getan hätte, höhere 
Gewalt hätte angenommen werden können. Für das Vorhanden⸗ 
ſein einer die Haftpflicht begründenden Betriebsgefahr, die aber 
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darin gefunden wird, daß ein aus einem in voller Fahrt befind- 
lichen Wagen geſchleuderter Gegenſtand die Wurfrichtung nicht 
behält, erſcheint es gleichgültig, von wem der Wurf ausgegangen 
if. Der erkennende Senat hat auch bereits in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 8. Februar 1904 in Sachen E. wider D. 
Rep. VI 245/03 einen Betriebsunfall auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts angenommen, daß ein Mit⸗ 
paſſagier des Klägers in demſelben Abteil 4. Klaſſe aus dem 
Nebenfenſter einen Stock gehalten oder geworfen habe, der an 
irgend einen Gegenſtand auf dem Eiſenbahnterrain angeſtoßen 
ſei, und zurückgeſchleudert, das Fenſter, gegen das der Kläger 
mit dem Rücken Platz genommen gehabt habe, zertrümmert und 
die Wange des Klägers getroffen habe. Der Einwand der 
höheren Gewalt erſcheint aber dadurch ausgeſchloffen, daß, wie 
in der Rechtſprechung des RG. anerkannt iſt, nach § 1 Haftpfi®. 
ſolche Unfälle einer höheren Gewalt nicht zugeſchrieben werden, 
die in der gefährdenden Natur des Unternehmens ſelbſt ihren 
Grund haben, und daß alſo, wenn die Unmöglichkeit einer Ver⸗ 
hütung beſteht, ebenſo inſoweit der Eiſenbahnunternehmer die 
Gefahr zu tragen hat. (JW. 00, S. 49738, 77318) E. F. 
6. T., U. v. 15. Mai 05, 412/04 VI. — Breslau. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889. 

35. 55 15, 24, 26, 27, 51 Gen. Gültigkeit der Auf- 
nahme nicht phyfiſcher Perſonen als Genoſſen trotz entgegen⸗ 
ſtehender Beſtimmung in den Statuten; nichtſtatutenmäßiger 
Erhoͤhungsbeſchluß nur durch Klage anfechtbar.] 

Die Klägerin iſt eine eingetragene Genoſſenſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht. Nach § 7 des Statuts vom 5. Mai 1902 
können die Mitgliedſchaft erwerben „alle phyſiſchen Perſonen, 
welche ſich ſelbſt oder durch ihre geſetzlichen Vertreter durch Ver⸗ 
träge verpflichten können und ſich an der Genoſſenſchaft mit 
mindeſtens einem Geſchäftsanteil beteiligen“. Der Geſchäͤfts⸗ 
anteil betrug urſprünglich 100 Mark (8 20 Abſ. 2 des Statuts). 
In 5 32 weiſt das Statut der Entſcheidung der General- 
verſammlung zu unter anderem die „Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteils und der Haftſumme“ — Ziffer 6 — und beſtimmt 
dafür, daß der Beſchluß außer der — durch das Statut oder 
das Geſetz (§ 31) — vorgeſchriebenen Stimmenmehrheit auch 
noch der Mehrheit der in der Generalverſammlung vertretenen 
Geſchäftsanteile bedürfe. Am 29. März 1903 hat eine General- 
verſammlung der Genoſſen die Erhöhung des Geſchäftsanteils 
um 200 Mark beſchloſſen. Bei dieſem Beſchluſſe war zwar die 
Mehrheit der vertretenen Geſchäftsanteile erreicht, dagegen fehlte 
eine Stimme an der Dreiviertelsmajorität der erſchienenen 
Genoſſen. Der Erhöhungsbeſchluß iſt angemeldet, eingetragen 
und veröffentlicht. Eine Anfechtung hat nicht ſtattgefunden. 
Die Beklagte — eine Aktiengeſellſchaft — iſt der klagenden 
Genoſſenſchaft unter Übernahme von 12 Geſchäftsanteilen nach 
Anmeldung des Statuts, aber vor dem Erhoͤhungsbeſchluſſe, 
beigetreten und als Mitglied in die Liſte der Genoſſen ein⸗ 
getragen. Die Einzahlung auf die Geſchäftsanteile hat fie 
durch Aufrechnung mit einer Gegenforderung aus Werkvertrag 
bewirkt. Den Betrag der Erhöhung, der unſtreitig mit je / 
zum 15. und 25. Juli, 10. Auguſt und 1. September 1902 
eingerufen worden ift, weigert fie fi zu zahlen. Sie ſtützt 
ihre Weigerung darauf, daß ſie nicht Mitglied der klagenden 
Genoſſenſchaft geworden, weil die Einzahlung des Geſchäfts⸗ 
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anteils durch Aufrechnung geſetzlich unzuläſſig geweſen und weil 
nach § 7 des Statuts nur phyſiſche Perſonen Genoſſen werden 
koͤnnten. Weiter darauf, daß der Erhoͤhungsbeſchluß beim 
Mangel der erforderlichen Mehrheit ungültig ſei. Feſtgeſtellt 
iſt, daß als Genoſſen der Klägerin auch andere nicht phyſiſche 
Perſonen eingetragen find. Nach der Behauptung der Klägerin 
hat die Generalverſammlung nachträglich am 27. Auguſt 1904 
einſtimmig beſchloſſen, in § 7 des Statuts das Wort „phyfiſche“ 
mit rückwirkender Kraft zu ſtreichen. Der auf koſtenpflichtige 
Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 2 400 Mark ge- 
richteten Klage iſt in I. und II. Inſtanz ſtattgegeben, die 
Revifion iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die Beklagte 
iſt der Genoſſenſchaft beigetreten, nachdem das Statut zum 
Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet war, fie hat ihren Beitritt in 
der nach § 15 Abſ. 1 GenG. (und damit übereinſtimmend nach 
§ 8 des Statuts) vorgeſchriebenen Form erklärt, der Vorſtand 
hat die Beitrittserklärung behufs Eintragung der Beklagten in 
die Liſte der Genoſſen dem zuſtändigen AG. Stendal eingereicht 
und dieſes endlich hat die Eintragung vorgenommen. Auf 
Grund dieſer Vorgänge erachtet das Berufungsgericht gemäß 
§ 15 Abſ. 3 des Geſetzes die Mitgliedſchaft der Beklagten mit 
Recht als entſtanden. Anders läge die Sache, wenn es geſetzlich 
ausgeſchloſſen wäre, daß nichtphyſiſche Perſonen Mitglieder von 
Genoſſenſchaften fein können. Allein ein ſolches Verbot beſteht 
nicht. Auch dann würden Zweifel begründet ſein, wenn die 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über die für die Zulaſſung erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften der Mitglieder die Bedeutung hätten, daß 
die Genoſſenſchaft andere Mitglieder nicht aufnehmen konnte, 
ohne ſelbſt eine andere zu werden. Ob unter beſonderen 
Umſtänden ſolche Fälle denkbar wären, braucht hier nicht 
geprüft zu werden. Im allgemeinen darf jedenfalls dieſe Be⸗ 
deutung nicht unterſtellt werden und dafür, daß der § 7 des 
klaͤgeriſchen Statuts ausnahmsweiſe dieſen Sinn haben ſollte, 
fehlt es an jedem Anhalt. Trotz dem § 7 würde daher die 
Genoſſenſchaft ſelbſt nicht verhindert ſein, bei der Aufnahme von 
Mitgliedern von dieſer ſelbſtgeſetzten Beſchränkung abzuſehen, 
wobei es hier als unerheblich dahingeſtellt bleiben kann, auf 
welche Art und von welchen Organen dies korrekterweiſe ge- 
ſchehen müßte. Geht man aber hiervon aus, ſo find die Aus⸗ 
führungen des Berufungsgerichts als zutreffende Folgerungen 
aus den Beſtimmungen des Geſetzes anzuerkennen. Nach § 15 
Abſ. 3 des Geſetzes entſteht die Mitgliedſchaft des nach der An- 
meldung des Statuts zum Genoſſenſchaftsregiſter Beitretenden 
zwar nicht ſchon allein durch ſeine Eintragung in die Liſte der 
Genoſſen, ſondern erſt in Verbindung mit der Beitrittserklärung 
und deren Einreichung — „durch die Eintragung, welche auf 
Grund der Erklärung und deren Einreichung ſtattfindet“. Die 
Führung der Genoſſenliſte durch das Gericht und die Bedeutung, 
welche der Eintragung in dieſe Liſte beigelegt wird, iſt eine 
Neuerung gegenüber dem Geſetz vom 4. Juli 1868. Die aus⸗ 
geſprochene Abſicht des Geſetzgebers bei dieſer Anderung war 
die Unſicherheit zu beſeitigen, welche nach dem früheren, nur 
die materielle Seite berückſichtigenden Rechte — 5 2 Abf. 4, 
§ 38 des alten Geſetzes — über den wirklichen Beſtand der 
Genoſſenſchaftsmitglieder herrſchte. Für den (ſpäteren) Erwerb 
der Mitgliedſchaft beſteht jetzt eine doppelte Vorausſetzung: die 
formelle der Eintragung und die materielle der Aufnahme des 
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Beitretenden in die Genoſſenſchaft, durch den mit dieſem ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrag. Eine beſondere Nachweiſung für den 
Aufnahmevertrag verlangt das Geſetz aber nicht. Es geht 
davon aus, daß dieſe ſich ſchon aus der Einreichung der Bei⸗ 
trittserklärung durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft — § 15 
Abſ. 2 — genügend ergebe, und erklärt daher für entſcheidend 
die Eintragung auf Grund der eingereichten Beitrittserklärung. 
Man iſt dabei — wie die Begründung des Entwurfs, Nr. 28 
der Schriftſtücke des Reichstags 1888/89 S. 68, hervorhebt — 
von der Anfiht ausgegangen, daß dieſe „ziviliſtiſche Konſtruktion“ 
in vollem Einklang ſtehe mit den Beſtimmungen über die Ver⸗ 
tretungsbefugniſſe des Vorſtandes, wonach die Einreichung durch 
den Borftand rechtlich als eine Erklarung der Genoſſenſchaft 
ſelbſt behandelt werden könne. Es wird geltend gemacht, daß 
es nach dieſen Beſtimmungen unſchädlich ſei, wenn der Vor⸗ 
ſtand fi nicht an die internen Beſchränkungen feiner Vollmacht 
gehalten habe, und es wird unter anderem gerade auch auf den 
Fall hingewieſen, wo die Aufnahme des beitretenden Genoſſen 
entgegen den ſtatutariſchen Vorſchriften erfolgt ſei. „Hat der 
Vorſtand“ — heißt es daſelbſt — „die Grenzen feines Auf⸗ 
trages gegenüber der Genoſſenſchaft überſchritten, Beſtimmungen 
desſelben, insbeſondere Bedingungen, die von ihr für 
die Zulaſſung aufgeſtellt waren, unbeachtet gelaſſen, 
ſo kann er ſich der Genoſſenſchaft verantwortlich gemacht haben; 
aber er hat die Erklärung kraft ſeiner nicht einzuſchränkenden 
geſetzlichen Befugnis, die Genoſſenſchaft zu vertreten, für dieſe 
abgegeben.“ Die ſachliche Richtigkeit dieſer Ausführungen der 
Begründung muß anerkannt werden. Unbedenklich iſt zunächſt, 
daß durch die Einreichung der Beitrittserklärung an das Regiſter⸗ 
gericht zum Zwecke der Eintragung der Vorſtand namens der 
Genoſſenſchaft den Antrag des Beitretenden ſtillſchweigend 
annimmt und damit den Aufnahmevertrag zum Abſchluſſe 
bringt, 8 151 BGB. Darauf findet der §S 26 GenG. An- 
wendung. Es iſt nicht abzuſehen, warum die Aufnahme des 
Beitretenden, wie die Reviſion meint, nicht ein Rechtsgeſchäft 
im Sinne dieſes Paragraphen ſein ſollte. Der Beitretende, der 
durch die Annahme feiner Beitrittserklärung als Genofje auf- 
genommen wird, iſt aber auch, im Gegenſatze zu der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt, als eine dritte Perſon anzuſehen, gegen die nach 
§ 27 daſelbſt die durch Statut oder durch Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß feſtgeſetzte Beſchränkung des Vorſtandes in der Be⸗ 
fugnis, die Genoſſenſchaft zu vertreten, keine rechtliche Wirkung 
hat. Von einer Anderung des Statuts durch den Vorſtand, 
wie die Revifion glaubt, iſt keine Rede. Dieſes bleibt nach wie 
vor in Geltung, wohl aber kann im einzelnen Falle ſeine 
Wirkung durch rechtsgeſchäftliche Handlungen des Vorſtandes 
beſeitigt werden. Das iſt eine vom Geſetz ausdrücklich gewollte 
Folge der nach außen nicht beſchränkbaren Vertretungsmacht des 
Vorſtandes. Es kommt folgendes dazu: Bei der Beſtimmung 
in Abſ. 3 des § 15 beſchränkt ſich das Geſetz nicht darauf, nur 
eine Schlußfolgerung aus anderen Vorſchriften zu ziehen. Viel⸗ 
mehr ſtellt es dieſe Beſtimmung ſelbſtändig auf. Und zwar 
mit Abſicht. Die Begründung weiſt a. a. O. darauf hin, daß 
ſich die Bedeutung der vom Vorſtand eingereichten Beitritts- 
erklärung im allgemeinen ſchon aus dieſen anderen Vorſchriften 
ergeben würde, fie macht dann aber für den Abſ. 3 des §8 15 
noch unabhängig davon den Grund geltend, daß „jedenfalls 
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legislativ ein Zurückgehen auf jene internen Vorgänge, .. auf 
beſondere etwa in den Statuten außer der Zulaſſung durch den 
Vorſtand vorgeſehene Bedingungen für den Erwerb der Mitglied. 
ſchaft nicht zu geſtatten“ ſei. Indem das Geſetz es nicht auf 
den Nachweis der erfolgten Aufnahme, ſondern auf die Ein⸗ 
reichung der Beitrittserklärung abſtellt, bringt es zum Aus- 
drucke, daß es auf die internen Vorausſetzungen nicht ankommen 
ſolle, ſondern daß alle Mängel des Vertrages, welche durch die 
geſetzliche Vertretungsmacht des Vorſtandes gedeckt werden 
konnten, auch wirklich gedeckt ſeien. Man müßte daher die 
Mitgliedſchaft der Beklagten auf Grund des § 15 Abſ. 3 des 
Geſetzes bejahen, auch wenn für ſich allein genommen die Vor⸗ 
ſchriften der 58 26, 27 noch nicht zur Annahme eines für die 
Genoſſenſchaft verpflichtenden Aufnahmevertrages führen würden. 
Bei dieſem Ergebniſſe kommt es nicht darauf an, ob der von 
der Klägerin behaupteten nachträglichen Statutenänderung irgend 
welche Erheblichkeit würde beizulegen ſein. Der Beſchluß der 
Generalverſammlung vom 29. Mär; 1903, wodurch die Er⸗ 
hoͤhung des Geſchaftsanteils um 200 Mark feſtgeſetzt worden 
iſt, hat zwar dem vom Statut im § 32 aufgeſtellten Erfordernis 
entſprochen, aber, wie nicht ſtreitig tft, gegen die Beſtimmung 
des Geſetzes — § 16 Abſ. 2 — verſtoßen, daß es zu einem 
ſolchen Beſchluß einer Mehrheit von drei Vierteilen der in der 
Generalverſammlung erſchienenen Genoſſen bedürfe. Für die 
Erhöhung des Gejchäftsanteild find nur 69 Stimmen abgegeben 
worden, während die Dreiviertelmajorität 69 / Stimmen, alſo 
70 Stimmen betrug. Das Berufungsgericht will aber die 
Beklagte mit dem auf dieſen Mangel geſtützten Einwande nicht 
hören, weil ſie die Ungültigkeit des Beſchluſſes nur auf dem 
Wege der Anfechtung nach § 51 des Geſetzes hätte geltend 
machen können und da dies nicht geſchehen, ihn auch für fich 
als verbindlich anerkennen müſſe. Die Revifion bekämpft dieſe 
Auffaſſung. Sie meint, daß es fi bei der Erhöhung des 
Geſchaftsanteils um den Eingriff in ein Sonderrecht des Ge⸗ 
noſſen handele, den ſich dieſer nur gefallen laſſen brauche, wenn 
der Beſchluß in Übereinſtimmung mit den im Geſetz und im 
Statut aufgeſtellten Gültigkeitserforderniſſen gefaßt worden ſei. 
Beim Fehlen dieſer Erforderniſſe ſei der Beſchluß ipso jure 
nichtig und brauche nicht erſt nach § 51 des Geſetzes an⸗ 
gefochten zu werden. Der Auffaſſung der Reviſion kann nicht 
beigetreten werden. Es ſteht nicht ein Sonderrecht der Beklagten 
in Frage, über welches die Generalverſammlung der klagenden 
Genoſſenſchaft nicht beſchließen konnte. Vielmehr iſt in 8 32 
des Statuts ausdrücklich vorgeſehen, daß die Erhöhung des 
Geſchäftsanteils und der Haftſumme durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung erfolgen könne. Es handelt ſich alſo bei der 
Erhohung des Geſchäftsanteils um eine genoſſenſchaftliche 
Duldungspflicht, um ein Rechtsverhältnis, worüber entgegen 
dem Widerſpruche des einzelnen durch Stimmenmehrheit ent- 
ſchieden wird. Dem hat ſich die Beklagte durch Beitritt zu der 
Genoſſenſchaft unterworfen. Allerdings ſtellt das Geſetz und das 
Statut für die Gültigkeit des Erhöhungsbeſchluſſes beſondere 
Vorausetzungen auf. Aber gerade zum Schutze folder geſetz⸗ 
lichen oder ſtatutariſchen Beſtimmungen iſt die Anfechtungsklage 
des § 51 gegeben, die im Umfange ihres gebotenen Anwendungs⸗ 
gebiets das ausſchließliche Hilfsmittel iſt. Der Erhöhungs⸗ 
beſchluß greift nicht deshalb, weil er formell mangelhaft war, 
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in ein Sonderrecht der Beklagten ein, ſondern er bleibt ein, 
wenn auch formell mangelhafter Beſchluß über genoſſenſchaftliche 
Angelegenheiten. B. M. o. K. St., U. v. 3. Mai 05, 138/05 J. 


— Braunſchweig. 
27. April 1894 

Reichs ſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 

86. Tarifſtelle 5 verb. mit StGB. 8 286. Das „Gella“. 
ſyſtem iſt eine öffentlich veranſtaltete Ausſpielung von Ge⸗ 
winnen.] 

Die Kläger waren die Geſellſchafter einer „Gella “ ⸗Ver⸗ 
triebsgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung, deren Geſchäftsbetrieb 
in dem Ankaufe und der Veräußerung von Gold», Leder-, 
Zinn-, Nickelwaren, Gaskronen, photographiſchen Apparaten, 
Fahrrädern und anderen Gegenſtänden beſtand. Die Ver⸗ 
Außerung der Waren wurde nach dem ſogenannten „Gellaſyſtem“ 
auf folgende Art betrieben: Derjenige, der nach dieſem „Gella⸗ 
ſyſtem“ Waren von der Geſellſchaft erwerben wollte, hatte zu⸗ 
nächſt einen „Gellacoupon“ für den Preis von 2 Mark zu 
kaufen. War dies geſchehen, ſo waren folgende Bedingungen 
zu erfüllen: 1. Der Käufer hatte gegen weitere Zahlung von 
12 Mark eine „Gellaurkunde“ mit daran hängenden ſechs 
„Gellacoupons“ von der Geſellſchaft zu entnehmen. 2. Dieſe 
Coupons zum Preiſe von 2 Mark hatte er an dritte Perſonen 
wieder abzuſetzen. 3. Jeder dieſer ſechs Abnehmer mußte feiner- 
ſeits wieder eine „Gellaurkunde“ zum Preiſe von 12 Mark von 
der Geſellſchaft erwerben. Waren dieſe ſämtlichen Bedingungen 
erfüllt, jo hatte der Käufer das Recht, aus dem Geſchäft der 
Geſellſchaft oder einigen anderen mit dieſer in Verbindung 
ſtehenden Geſchäſten, Waren zum Werte von 72 Mark zu ent- 
nehmen. Setzte der erſte Käufer nur einen Coupon ab, und 
der Erwerber dieſes Coupons löſte eine „Gellaurkunde“ zum 
Preiſe von 12 Mark ein, fo konnte der erftere einen Gegenſtand 
zum Preiſe von 12 Mark verlangen; ſetzte er zwei Coupons 
ab, jo konnte er nach Einlöfung zweier Gellaurkunden durch 
die Couponerwerber Waren zum Werte von 24 Mark er⸗ 
halten uſw. Die nicht abgeſetzten Coupons wurden bei Käufen 
von 12 Mark und dem Vielfachen hiervon von der Geſellſchaft 
für 2 Mark das Stück in Zahlung genommen. Die Straf⸗ 
kammer des LG. I erblickte in dieſem Geſchäftsbetriebe die Ver⸗ 
anſtaltung einer offentlichen Ausſpielung und verurteilte die 
Kläger wegen Vergehens gegen $ 286 StGB. und wegen 
Übertretung des Reichsſtempelgeſetzes vom 14. Sant 1900 Jun u zu 
einer Geldſtrafe von 50 Mark. Die Stempelſteuerbehoͤrde ſah 
in den Gellacoupons bezw. den Gellaurkunden Ausweiſe über 
die Spieleinlagen bei öffentlich veranſtalteten Ausſpielungen 
von Gewinnen im Sinne der Tarifſtelle Nr. 5 RStempG. vom 
I.. Sant 19 Jiu 1900 an und erforderte von den Klägern einen dem 
entſprechenden Stempelbetrag. Die Kläger zahlten dieſen Be⸗ 
trag und forderten ihn zurück. Der I. Richter verurteilte, das 
KG. wies, abgeſehen von der Hoͤhe des Stempelbetrages, ab. 
Die Reviſion der Kläger wurde zurückgewieſen: Im Anſchluß 
an die Urteile des I., II. und IV. Strafſenats des RG. 
(RGSt. 34, S. 140, 321, 403 und 390), welche die im 
weſentlichen mit dem „Gellaſyſtem“ übereinſtimmenden Geſchäfts⸗ 
formen des „Hydraſyſtems“ und „Rabattſyſtems Multiplex“ 
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betrafen, ſowie in Einklang mit den Ausführungen des Be 
rufungsgerichts erachtet der erkennende Senat das Gellaverfahren 
für eine oͤffentlich veranſtaltete Ausſpielung von Gewinnen im 
Sinne des RStempG. und die Gellaurkunden für Ausweiſe 
über Spieleinlagen bei dieſer Ausſpielung, die nach der Tarif⸗ 
ſtelle 5 RStempG. ſtempelpflichtig find. Der erkennende Senat 
pflichtet dem IV. Strafſenat des RG. bei, wenn dieſer den 
Begriff der Veranſtaltung einer Ausſpielung dahin beſtimmt, 
daß danach eine oder mehrere nicht in Geld beſtehende Sachen 
dem Publikum gegenüber dergeſtalt zum Erwerbe gegen Ent- 
richtung eines Einſatzes ausgeſetzt fein müſſen, daß die Er- 
langung der Sachen abhängig gemacht wird von dem ungewiſſen 
Ergebniſſe eines irgendwie beſtimmten Verfahrens, deſſen Erfolg 
weſentlich d. h. überwiegend, der Hauptſache nach, durch Zufall 
bedingt iſt. Der zweite hier in Betracht kommende Begriff iſt 
der des Zufalls. In dieſer Beziehung genügt es für die gegen ⸗ 
wärtige Erörterung auf die Entſcheidung des I. Strafſenats 
(a. a. O. S. 405) zu verweiſen, in welcher das Weſen des 
Zufalles in dem Wirken unberechenbarer, der (entſcheidenden) 
Einwirkung der Beteiligten entzogenen Kauſalitäten gefunden 
wird. Um aber ein völlig richtiges Bild von der Sach- und 
Rechtslage zu gewinnen, muß, wie der Berufungsrichter treffend 
ausgeführt hat, noch ein Drittes hinzutreten: nämlich die Be⸗ 
trachtung des Verfahrens als Ganzes. Dem Erwerber eines 
Gellacoupons und einer Gellaurkunde wird die Ausſicht eröffnet, 
daß er für den Einſatz von 2 Mark Waren im Werte von 
72 Mark erlangen könne. Die erſte und nächſtliegende Frage 
iſt die, wie dies ohne Verluſt der Gellageſellſchaft möglich fein 
kann, da eine noch ſo ſtarke Preisüberſetzung der Waren gegen⸗ 
über ihrem wahren Werte den Unterſchied nicht ausgleichen 
kann. Die Antwort hierauf iſt die, daß die Gewährung von 
Waren im Werte von 72 Mark für den Einſatz von 2 Mark 
nur dadurch ermöglicht wird, daß zugunſten derjenigen Teil ⸗ 
nehmer an dieſem Verfahren, denen es glückt, dieſen „Gewinn“ 
von 70 Mark (oder weniger) zu machen, eine größere oder ge⸗ 
ringere Anzahl von anderen Teilnehmern ihre Einſätze ganz 
oder teilweiſe verlieren muß. Dieſer Verluſt kann aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen und in verſchiedenem Umfange eintreten. 
Gelingt es dem erſten Erwerber eines Gellacoupons und einer 
Gellaurkunde zwar die ſechs Coupons dieſer Urkunde abzuſetzen, 
die ſechs Erwerber der Coupons loöſen aber dafür Gellaurkunden 
nicht ein, fo haben ſowohl der erſte Erwerber wie feine ſechs 
Abnehmer einen baren Verluſt von je 2 Mark, zuſammen alſo 
14 Mark. Gelingt es dem erſten Erwerber nur zwei oder drei 
Coupons abzuſetzen, ohne daß jedoch die Erwerber dieſe 
einlöfen, jo kann er allerdings die ihm verbleibenden Coupons 
für je 2 Mark in Zahlung geben, indeſſen nur, wenn er Waren 
im Mindeſtwerte von 12 Mark oder ſolche im Werte des 
Mehrfachen von 12 Mark kauft. Er muß alſo dann den ent⸗ 
ſprechenden Barbetrag noch hinzulegen, um ſeine Coupons ver- 
werten zu konnen. Nun wird es aber oft geſchehen, daß der 
Befiter ſolcher Coupons entweder überhaupt nicht noch weiter 
bares Geld aufwenden kann oder will oder daß er für ihn 
brauchbare Gegenſtände zu den Preiſen, die ihm ſeine Mittel 
geftatten, nicht findet und für völlig unnütze Dinge, die zu 
niedrigeren für ihn eiſchwingbaren Preiſen zu haben find, kein 
Geld verſchwenden will. In allen dieſen Fällen verliert der 
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Befitzer der nicht abgeſetzten und nicht abſetzbaren Coupons 
nicht uur ſeinen Einſatz von 2 Mark für den Erwerb des 
Coupons, ſondern auch den Einſatz von je 2 Mark für die in 
ſeinen Händen unverwertet bleibenden Coupons. Dies genügt, 
um zu zeigen, daß das ganze Gellaverfahren darauf berechnet 
iſt und ſeine notwendige Grundlage darin findet, daß 
von den Teilnehmern am Gellaverfahren eine große Anzahl 
ihr Geld verlieren muß, damit eine Minderheit einen Gewinn, 
ſei es von 70 Mark, ſei es von weniger, machen kann. Damit 
iſt das wahre Weſen des Gellaverfahrens in die richtige Be⸗ 
leuchtung gerückt. So wenig wie das Gellaverfahren im ganzen 
als ein wirtſchaftliches Verfahren angeſehen werden kann, eben⸗ 
ſowenig kann anerkannt werden, daß die Tätigkeit des einzelnen 
Abnehmers eine wirtſchaftliche iſt, und ſich der Tätigkeit des 
Agenten oder ähnlicher Perſonen an die Seite ſtellen läßt; denn 
der einzelne Abnehmer, dem es gelingt, einen Gewinn von 
70 Mark uſw. zu machen, kann nicht für ſich allein und mit 
ſeinen nächſten Abnehmern als eine beſondere Gruppe betrachtet 
ſondern hinſichtlich feiner Stellung nur im Rahmen des ganzen 
Verfahrens und nur im Zuſammenhang mit allen übrigen 
Teilnehmern richtig beurteilt werden. Die Bedeutung ſeiner 
Tätigkeit beſteht hiernach in Wahrheit nicht in der wirtſchaft⸗ 
lichen Handlung der Zuführung von Kunden, ſondern ſein 
alleiniger Zweck und ſein alleiniges Streben geht dahin, auf 
Koſten anderer Teilnehmer, ſei es ſeiner nächſten Abnehmer ſei 
es ſpäterer in der Reihe folgender, für einen geringeren Preis 
einen viel wertvolleren Gegenſtand zu erlangen. Das iſt etwas 
Unwirtſchaftliches, ſowohl von dem Standpunkt der großen 
Mehrheit der Abnehmer aus betrachtet, wie auch auf der Seite 
der Gellageſellſchaft. Die Sache liegt hier genau ſo wie bei 
der gewöhnlichen Ausſpielung. Auch dieſe kann in ihrer Ge- 
ſamtheit, alſo bei Zuſammenfaſſung beider Seiten nicht als ein 
wirtſchaftliches Geſchäft angeſehen werden, obgleich der Ver⸗ 
anſtalter der Ausſpielung Waren gegen Geld umſetzt. Aus der 
Unwirtſchaftlichkeit dieſes Geſchäftes erklart und rechtfertigt es 
ſich, daß der Geſetzgeber es für geeignet befunden hat, den 
Gegenſtand einer ſo hohen Beſteuerung, wie 20 vom Hundert, 
zu bilden. L. u. Gen. o. Preuß. Fiskus, U. v. 18. April 05, 
444/04 VII. — Berlin. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

37. 5 13 Waren 3G. Begriff des Anbringens und 
Gebrauches einer Firma in abgekürzter Geſtalt.! 

Das Berufungsgericht hat ohne Rechts irrtum angenommen, 
daß — unbeſchadet des der Klägerin zuſtehenden Warenzeichen ⸗ 
rechts — der Beklagten, der Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft Union 
in Kriebitzſch, auf Grund des $ 13 Waren 3G. das Recht zuſtehe, 
auf den von ihr fabrizierten Briketts ſowie auf deren Verpackung 
oder Umhüllung das Wort „Union“ anzubringen und dieſe 
Angabe im Geſchäftsverkehr zu gebrauchen. Die Klägerin will 
dies nicht gelten laſſen; ſie beſtreitet zwar nicht, daß der 
Beklagten auf Grund des § 13 das Recht zuſtehe, ihre Firma, 
ſei es auch in abgekürzter Geſtalt, auf ihren Waren, deren 
Verpackung oder Umhüllung anzubringen; fie ſtellt aber in Ab⸗ 
rede, daß die Bezeichnung der Waren mit dem Worte „Union“, 
wie fie von der Beklagten tatſaͤchlich vorgenommen wird, einen 
Gebrauch der Firma in abgekürzter Geſtalt enthalte. Dieſer 
Auffaffung der Klägerin kann indeſſen nicht beigepflichtet werden. 
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Darüber, was im Sinne des § 13 unter dem Anbringen und 
dem Gebrauch einer Firma in abgekürzter Geſtalt zu verſtehen 
ſei, beſtehen zwar zwei verſchiedene Anſichten. Nach der einen 
wird eine ſprachlich richtige und daher für jedermann verſtändliche 
Abkürzung erfordert, aus welcher man die wirkliche Firma zu 
erkennen und wiederherzuſtellen vermag; nach der anderen Anficht 
fällt auch eine zum Teil willkürliche Abkürzung, wenn ſie dem 
weſentlichen Inhalt der Firma als Schlagwort entnommen und 
als Abkürzung der Firma in deren Abnehmerkreiſen bekannt iſt, 
noch unter den Schutz der Beſtimmung des § 13. Das Urteil 
des RG. vom 29. Dezember 1903, RG. 56, 417 iſt nun bei 
Abwägung der Gründe, welche für die beiden Auffaffungen 
geltend gemacht werden, zu der Entſcheidung gelangt, daß für 
die Abkürzung von Firmen nicht die Grundſätze anzuwenden 
find, welche im rechtsgeſchäftlichen Verkehr für den Gebrauch 
der Firma als Regel gelten, daß es vielmehr nach dem Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe und dem geſetzgeberiſchen Zweck, welchen die bezügliche 
Beſtimmung des $ 13 verfolgt, genügt, wenn aus dem weſent⸗ 
lichen Inhalt der Firma ein Schlagwort entnommen oder 
gebildet iſt, welches als Abkürzung der Firma in deren Abnehmer ⸗ 
kreiſen bekannt iſt. Dieſer Rechtsauffaſſung tritt der erkennende 
Senat durchaus bei. Es erſcheint deshalb als rechtlich zuläffig, 
daß die Beklagte, wie ſie das ſeit einer Reihe von Jahren getan 
hat, aus ihrer Firma das Wort „Union“ als Schlagwort ent⸗ 
nimmt und mit dieſem Worte als Abkürzung ihrer Firma die von 
ihr hergeſtellten Waren bezeichnet, die Abkürzung auf Verpackung 
und Umhüllung anbringt und im Geſchäftsverkehre gebraucht. 
B. V. c. B. U., U. v. 3. Mai 05, 545/04 I. — Jena. 

Wettbewerbgeſetz. 

38. § 1 UnlWG. Vorausſetzungen der Aktivlegitimation 
der Kläger. 

Die am 5. Februar 1903 in das Vereinsregiſter des 
Koͤnigl. AG. Suhl eingetragene Klägerin hat mit den beiden 
gegenwärtigen, durch Beſchluß des LG. verbundenen Klagen be⸗ 
antragt: den Beklagten zu verurteilen, a) in Zukunft in ſeiner 
Preisliſte bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 1000 Mark für 
jeden Übertretungsfall die Behauptung zu unterlaſſen, daß ſeine 
Waffen zum größten Teile ſein eigenes Fabrikat ſeien, 
b) Reklamen, wie er ſie in Nr. 287 des Jahrgangs 1902 der 
Berliner Morgenzeitung und Nr. 295 des gleichen Jahrgangs 
des Generalanzeigers für Halle und den Saalekreis veröffentlicht 
habe, und in denen er behaupte, daß er die dort angebotenen 
Waffen ſelbſt herſtelle, bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 
500 Mark für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu unterlaſſen, 
auch der Klägerin die Befugnis zur Veroffentlichung in näher 
bezeichneter Weiſe zuzuſprechen. Geſtützt find die Klagen auf 
§ 1 UnlWG. mit der Behauptung, daß die in den Anträgen 
bezeichneten Angaben des Beklagten unwahr und auf Täuſchung 
des Publikums berechnet ſeien. Die Preisliſten des Beklagten 
find nach den in I. Inſtanz gemachten Angaben der Klägerin 
im Dezember 1902 verſandt worden. In demſelben Monat 
find auch die in dem Antrage b) bezeichneten Reklameannoncen 
erfchienen. In I. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen, weil 
Klägerin zur Klage aus dem Wettbewerbgeſetze nur wegen ſolcher 
unrichtiger Angaben legitimiert ſei, die nach ihrer Eintragung 
gemacht ſeien. Berufung und Revifion find zurückgewieſen: In 
betreff der Frage der Aktivlegitimation der Klägerin muß der 
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Anſicht der Vorinſtanzen beigetreten werden. Die Klage aus 
8 1 Unl WG. iſt eine Deliktsklage zum Schutze des Gewerbe · 
betriebes der derſelben Geſchäftsbranche angehoͤrigen Mitbewerber. 
Die Motive (ſiehe Bachem u. Roeren, S. 30) ſagen: „Jeder 
Mitbewerber ſoll als durch die trügerifche Reklame verletzt an⸗ 
geſehen werden und demnach aktiv legitimiert ſein. Bedarf es 
ſomit des beſonderen Nachweiſes einer Verletzung nicht, ſo wird 
doch letztere vorausgeſetzt und in der Erſchwerung des Betriebes 
aller Mitbewerber durch die trügeriſche Reklame erblickt. Durch 
die Handlung des Täters können aber nur diejenigen verletzt 
werden, die zur Zeit der erſteren ſchon in dem betreffenden 
Gewerbe tätig find, ſpäter in dasſelbe Eintretende könnten 
hoͤchſtens unter den Nachwirkungen der Handlung leiden. Mit 
Recht wird daher allgemein angenommen, daß nur Inhaber von 
zur Zeit der Handlung beſtehenden Betrieben zur Klage 
legitimiert find. Daraus ergibt ſich aber die Folgerung, daß 
auch die gleichfalls zur Klage berechtigten „Verbände zur 
Förderung gewerblicher Intereſſen“ zur Zeit derjenigen Handlung, 
die ſie verfolgen wollen, beſtanden haben müſſen. Anderenfalls 
könnte das vorerwähnte Erfordernis durch Gründung eines 
ſolchen Vereins umgangen werden. Auch könnte auf dieſem 
Wege die in § 11 des Geſetzes vorgeſehene Verjährungsfriſt von 
ſechs Monaten willkürlich verlängert werden, da die Vertreter 
des Verbandes als ſolche immer erſt nach Entſtehung? desſelben 
von der Handlung oder der Perſon des Täters Kenntnis 
erlangen würden. Schv. S. o. B., U. v. 6. Mai 05, 547/04 I. — 
Braunſchweig. 

39. 8 8 Abſ. 2 Unl WG. verb. mit HB. 55 18 und 30. 
Das Wettbewerbsgeſetz berechtigt in der Regel nur zu einer 
Klage auf Unterlaſſung der mißbräuchlichen Benutzung einer 
Firma, nicht zur Klage auf Loſchung.] 

Ein Rabattſparverein erhob gegen einen Sparverein Klage 
auf Löſchung ſeiner Firma. Die Klage war auf die Be⸗ 
ſtimmungen des HGB. über die Firmen, § 8 UnlWG. und 
die Behauptung geſtützt, daß die Firma des beklagten Verein 
ſich von der des klagenden Vereins nicht genügend unterſcheide, 
und daß der beklagte Verein ſeine Firma nur zum Zweck des 
unlauteren Wettbewerbes gewählt habe. Der erſte Richter wies 
ab, das KG. verurteilte den Beklagten, die Löſchung feiner 
Firma zu bewirken. Das RG. hob auf: Der erſte Richter 
weift die Klage ab, weil die beiden Firmen ſich deutlich unter- 
ſcheiden, der §8 18 Abſ. 2 und der $ 30 HGB. deshalb nicht 
anwendbar, durch § 8 UnlWG. aber der Antrag auf Löſchung 
der Firma des beklagten Vereins jedenfalls nicht gerechtfertigt 
werde. Der Berufungsrichter läßt dahingeſtellt, ob die Klage 
aus den 88 30 Abſ. 1, 37 Abſ. 2 HGB. gerechtfertigt fein 
würde. Er verurteilt nach dem Klageantrage zur Löſchung der 
Firma, weil die Firma des Beklagten fo unweſentliche Zuſätze 
zu der des Klägers aufweiſe, daß trotz der auffälligen Unter⸗ 
ſchiede in den Schildern der beiden Parteien objektiv die Ver⸗ 
wechſelungsmoͤglichkeit der Firmen gegeben ſei, daß der Beklagte 
ſeine Firma aber auch ſubjektiv in der Abſicht gewählt und 
feine Niederlaſſung in dem Stadtkreiſe, in dem der Kläger fi 
vor ihm niedergelaſſen, etabliert habe, um Verwechſelungen 
feines Geſchäfts mit dem älteren des Klägers herbeizuführen 
und das Publikum irre zu führen. Der Anſpruch der Unter- 
laſſung des mißbräuchlichen Gebrauchs der Firma ſchließt hier 
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im Sinne des § 8 a. a. O. den Anſpruch auf Loͤſchung der 
Firma als des wirkſamſten Mittels der Unterlaffung des 
Gebrauchs in ſich. Was der Berufungsrichter über die objektive 
Verwechſelungsmoͤglichkeit der ſpäter als die des Klägers ein- 
getragenen Firma des Beklagten von der früher eingetragenen 
Firma des Klägers wegen der vorhandenen, aber geringen 
Unterſchiede der beiden Firmen und über die Verwechſelungs⸗ 
abficht des Beklagten feſtſtellt, iſt weſentlich tatſächlicher Natur 
und der Nachprüfung in dieſer Inſtanz entzogen. Der 
Berufungsrichter hätte daraus vielleicht zu der Feſtftellung 
gelangen können, daß die beiden Firmen ſich im Sinne des 
8 30 Abſ. 1 HGB. nicht deutlich unterſcheiden. Aber 
das ſtellt der Berufungsrichter nicht feſt, erklärt vielmehr aus ⸗ 
drücklich, daß es der Prüfung nicht bedürfe, ob der Anſpruch 
auf Löſchung aus dem 8 30 Abſ. 1 HGB. (8 4 Abf. 5 des 
Geſetzes vom 20. April 1892) begründet ſei, und rechtfertigt 
die Verurteilung auf Löſchung lediglich aus § 8 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896. Nun richtet ſich der § 8 dieſes Geſetzes 
gegen die mißbräuchliche Art der Benutzung einer 
Firma auch dann, wenn dieſe Firma ohne Verletzung des 
Geſetzes eingetragen iſt und an ſich befugt geführt wird. Und 
eine ſolche mißbräuchliche Art der Benutzung hätte hier wohl 
in der Art gefunden werden können, wie der beklagte Verein 
nach der Behauptung des Klägers ſeine Firma auf ſeinen 
Schildern wiedergibt. Aber nach Satz 2 des 8 8 kann in 
dieſem Falle immer nur die Unterlaſſung der mißbräuchli chen 
Art der Benutzung, grundſätzlich nicht die Löſchung der 
Firma beanſprucht werden. Dem Berufungsrichter kann darin 
gefolgt werden, daß auch die Loͤſchung verlangt werden kann, 
wenn ohne die Löſchung die mißbräuchliche Art der Be⸗ 
nutzung nicht verhindert werden kann, ohne die Loͤſchung der 
Anſpruch auf Unterlaſſung der mißbräuchlichen Art der Be⸗ 
nutzung keinen Inhalt hat. Das ſtellt der Berufungsrichter 
aber nicht feſt; er ſagt nur, die Löſchung ſei das wirkſamſte 
Mittel der Unterlaſſung des Gebrauchs der Firma. Das reicht 
zur Rechtfertigung der Verurteilung zur Löſchung der Firma 
nicht aus. Da ungeprüft und unentſchieden gelaſſen iſt, ob die 
beiden Firmen ſich deutlich unterſcheiden, und da unſtreitig in 
Berlin in allen Stadtteilen zahlreiche Spar- und Rabattvereine 
derſelben Art wie die beiden Parteien beſtehen und ihr Geſchäft 
betreiben, hatte der Berufungsrichter auch in beſtimmterer 
Weiſe, als es bisher geſchehen, feſtzuſtellen, in welcher Art der 
Benutzung der Firma er ihre mißbräuchliche Benutzung 
findet. Führt der beklagte Verein feine Firma berechtigt, fo 
begründete der Umſtand allein, daß er durch den Gebrauch 
feiner Firma und feine Konkurrenz den klagenden Verein ſchädigt, 
noch keinen Anſpruch auf Unterſagung des Gebrauchs, noch 
weniger auf Löſchung der Firma. Vergl. RG. 20, 71. 
R. c. S., U. v. 17. April 05, 624/04 I. — Berlin. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 30. Juni 1900. 

40. 8 151 LwuVerſc g. in Verbindung mit 8 304 30. 
Anſpruch gegen den Dritten aus dem Unfall und in Höhe des 
nicht durch die Berufsgenoſſenſchaft gedeckten Schadens.] 

Der Kläger erlitt am 27. November 1902 im Hofraum 
des Landwirts R. in Wollenburg dadurch einen Unfall, daß er 
von der infolge ungenügender Sicherung rückwärts rollenden 
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Lokomoblle des Beklagten erfaßt, zwiſchen die Maſchine und 
die Kirchenmauer eingeklemmt und durch den Druck erheblich 
verletzt wurde. Die Lokomobile war dadurch in das Rollen 
gekommen, daß, während ſie auf abſchüſſigem Terrain nur durch 
die Unterlage eines Stück Holzes unter ein Hinterrad feſtgehalten 
war, der Heizer des Beklagten namens P., auf die Speichen 
des nicht unterlegten Hinterrades ſtieg, um den Schornſtein 
aufzurichten. Der Kläger macht den Beklagten als den Befitzer 
der Dreſchmaſchine und den Unternehmer des Ausdreſchens für 
den Unfall verantwortlich und erhob Klage mit dem Antrage 
den Beklagten ſchuldig zu erkennen, 1. dem Kläger eine Rente 
für die Zeit vom 27. November bis 27. Januar 1903 mit 
täglich 6 Mark, zuſammen 360 Mark, und für die Zeit vom 
27. Januar 1903 ab mit 5 Mark 10 Pf. pro Tag, — die 
verfallenen Beträge ſofort, die künftigen in vierteljährigen Raten 
voraus zahlbar, — zu entrichten, 2. dem Kläger die Koſten des 
Heil- und Verpflegungsverfahrens — Feſtſtellung vorbehalten, — 
zu erſetzen, eventuell ſeine Verpflichtung, dieſen Aufwand zahlen 
zu müſſen, anzuerkennen. Durch Urteil der 1. 3K. des Groß⸗ 
herzogl. LG. zu Mosbach vom 21. Juli 1903 wurde im Sinne 
einer Vorabentſcheidung nach § 304 ZPD. der Beklagte für 
ſchuldig erkannt, dem Kläger den aus deſſen Unfall vom 
27. November 1902 erwachſenen Schaden zu erſetzen. Die 
Berufung wurde zurückgewieſen. Das RG. erkannte auf 
Reviſion des Beklagten dahin: Unter Zurückweiſung der 
Reoifion im übrigen wird das Urteil des I. 3 S. des Groß⸗ 
herzogl. Badiſchen OLG. zu Karlsruhe vom 15. Juni 1904 
und das Urteil der I. 3K. des Großherzogl. LG. zu Mosbach 
vom 21. Juni 1903, erſteres im Koſtenpunkte und beide inſoweit 
aufgehoben und in dieſem Umfange die Klage abgewieſen, als 
der Beklagte für ſchuldig erkannt iſt, dem Kläger den aus dem 
Unfall vom 27. November 1902 erwachſenen Schaden unbe- 
ſchränkt und alſo auch inſoweit zu erſetzen, als derſelbe durch 
die Badiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft erſetzt iſt 
oder erſetzt wird. Aus den Gründen: Die Faſſung der durch 
das Berufungsurteil aufrecht erhaltenen Entſcheidung der 
I. Jnſtanz entſpricht allerdings nicht einer Leiſtungsklage und 
nicht einem Zwiſchenurteile über den Grund des Anſpruchs 
im Sinne des § 304 3p O. Daß aber ein ſolches erlaſſen 
werden ſollte, ergibt ſich daraus, daß nach dem Tatbeſtande des 
Urteils I. Inſtanz das Gericht beſchloſſen hatte, über den Grund 
des Anſpruchs vorab zu entſcheiden, und daß in den Ent- 
ſcheidungsgründen die Entſcheidung über die Koften des Rechts⸗ 
ſtreits dem Schlußurteile vorbehalten iſt. Das Gericht hat 
ſonach, wenn auch nicht in einer dem 8 304 3900. ent- 
ſprechenden Faſſung, tatfächlic über den Grund des Anſpruchs 
vorab entſchieden und die Entſcheidung über den Betrag weiterer 
Verhandlung vorbehalten. Dieſe Trennung erſchien auch hinſichtlich 
des zweiten Klageantrags zuläffig. Denn mit dem primären Antrage 
„den Kläger die Koſten des Heil ⸗ und Verpflegungsverfahrens 
— Feſtſtellung vorbehalten — zu erſetzen“, war nicht die Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung zum Erſatz dieſer Koſten, ſondern 
die Verurteilung zur Bezahlung der Koſten, deren Einzelbeträge 
noch angegeben werden ſollten, beabſichtigt. Gemäß 8 151 
LwuVerſG. geht, inſowelt den nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
entſchädigungsberechtigten Perſonen ein geſetzlicher Anſpruch auf 
Erſatz des ihnen durch den Unfall entſtandenen Schadens gegen 
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Dritte erwachſen iſt, dieſer Anſpruch auf die Berufsgenoſſenſchaft 
im Umfang ihrer durch dieſes Geſetz begründeten Entſchädigungs⸗ 
pflicht über. Da, wie der erkennende Senat in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. Januar l. J. in Sachen des Ackerers 
K. J. Zoper wider die Rheiniſche Landwirtſchaftliche Berufs⸗ 
genoſſenſchaft Rep. VI. 99/04 angenommen, der Übergang der 
Forderung alsbald nach deren Entſtehung erfolgt, ſo hat der 
Kläger gegen den Beklagten inſoweit keinen Anſpruch auf 
Schadenserſatz zu erheben, als er denſelben von der Berufs- 
genoſſenſchaft erſetzt erhält. Es kommt alſo nicht darauf an, 
ob Einwendungen erhoben find oder nicht, und ob aus der 
Klage zu entnehmen iſt, ob der Kläger auch inſoweit Anſprüche 
erhebt; es darf ihm nur der nicht gedeckte Erſatz zugeſprochen 
werden. Auch, ſoweit nur der Grund des Anſpruchs für 
gerechtfertigt erklärt wird, muß dieſe Ausſcheidung erfolgen. 
Inſofern das LG. den Beklagten für ſchuldig erkennt, dem 
Kläger den aus deſſen Unfall vom 27. November 1902 er- 
wachſenen Schaden zu erſetzen, erſtreckt es die Verpflichtung 
zum Erſatz des Schadens auch auf den durch die Leiſtung der 
Badiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft gedeckten 
Betrag des Schadens. Inſoweit iſt der Beklagte für alle Fälle 
beſchwert, weil ihm hierdurch eine Doppelleiſtung aufgebürdet 
würde, und in dieſer Begrenzung erſcheint daher die Berufung 
und die Revifion gerechtfertigt. H. c. St., U. v. 11. Mai 05, 
404/04 VI. — Karlsruhe. 

II. Das Gemeine Recht. | 

41. Ein Familienfideikommiß nur an Bildern ungültig; 
Erwerb zu freiem Eigentum durch Erfitzung, wenn der Erſitzende 
nur glaubt, als Fideikommißbeſitzer zu befiten, zuläffig.] 

Das Berufungsgericht erachtet ein Familienfideikommiß an 
Bildern allein nicht für rechtsgültig, indem nach Gemeinem 
Deutſchen Privatrecht die Beſtellung eines Familienfideikommiſſes 
nur an dauernden, fruchttragenden Sachen möglich ſei, wozu 
außer den Grundſtücken im allgemeinen bloß Kapitalien, nach 
der Anfiht mancher noch gewiſſe mit Einkünften verbundene 
Gerechtſame, Regalien und dergleichen gerechnet werden, andere 
bewegliche Sachen als Geld, namentlich Bilder und Kleinodien, 
für ſich allein nicht geeignet ſeien, den Gegenſtand eines 
Familienfideikommiſſes zu bilden, weil ſie den Zweck des Inſtituts, 
das Anſehen der Familie dauernd zu erhalten, ohne die Ge⸗ 
währung entſprechender Einkünfte nicht erfüllen könnten. Dieſe 
Ausführungen ſind im allgemeinen für nicht rechtsirrtümlich zu 
erachten. Insbeſondere muß der Satz, daß nur dauernde frucht⸗ 
tragende Sachen geeignet find, den Gegenſtand eines Familien ⸗ 
fideikommiſſes zu bilden, andere Sachen aber nur als Pertinenzen 
eines Familienfideikommiſſes in Betracht kommen konnen, als 
richtig angeſehen werden. Denn bei dem deutſchrechtlichen 
Familienfideikommiß ſoll eben das Anſehen der Familie durch 
die aus deſſen Gegenſtänden gewährten Einkünfte erhalten 
werden, und Gegenftände, aus welchen ſolche Einkünfte nicht 
gezogen werden konnen, find deshalb nicht geeignet, für fich 
allein ein Familienfideikommiß zu bilden, da ſie das Anſehen 
der Familie allein zu erhalten nicht vermögen. Zwar iſt es 
nicht richtig, daß über dieſe Grundſätze alle einig ſeien, wie das 
Berufungsgericht annimmt. Vielmehr find nicht wenige Schrift⸗ 
ſteller der Anſicht, daß auch nicht fruchttragende wertvolle beweg ⸗ 
liche Sachen, insbeſondere Pretioſen, geeignet find, für ſich allein 
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den Gegenſtand eines deutſchrechtlichen Familienfideikommiſſes 
nach Gemeinem Recht zu bilden; vergl. Knipſchild, tractatus 
de fideicommissis cap. V Ziffer XXXIII Marginalnummer 81 
(constitui quoque possunt hujus modi familise fidei- 
commissa in rebus mobilibus pretiosis), 82, Ziffer XXXVII 
Marginalnummer 95, 100 (die von dem Berufungsgericht für 
ſeine entgegengeſetzte Anſicht angeführte Stelle aus Knipſchild 
handelt vom feudum); J. J. Moſer, Familienſtaatsrecht, 2. Teil, 
Kap. 19 8 2; Manrenbrecher, Gemeines Deutſches Recht, 1. Ab⸗ 
teilung, 8 193 (mit älteren Literaturzitaten in Anm. b); 
v. Dalwigk, Erbrecht, 3. Teil, 8 7; Stobbe, Deutſches Privat- 
recht, 2. Bd., 2. Aufl., § 139 Ziffer III, 3. Aufl., 2. Bd., 
2 Halbband (von Lehmann) 8 198 Ziffer III; Bluntſchli⸗Dahn, 
Deutſches Privatrecht, 3. Aufl., $ 68 Nr. 2b. — Dagegen find 
der Anficht, daß nur dauernde fruchttragende Sachen (teilweiſe 
unter Beſchränkung auf Immobilien) ſelbſtändiger Gegenſtand 
eines deutſchrechtlichen Familienfideikommiſſes fein konnen, außer 
den vom Berufungsgericht zitierten v. Gerber, v. Salza und 
Lewis z. B. weiter: Mittermaier, Deutſches Privatrecht, 6. Aufl. 
Bd. 1 8 158 Text und Anm. 10; Kohler, Privatfürſtenrecht 
8 78; Phillips, Deutſches Privatrecht, 3. Aufl., Bd. 2 9 187; 
v. Roth, Deutſches Privatrecht, 3. Bd., § 331; Eichhorn, 
Deutſches Privatrecht, 5. Ausgabe, § 368; Beſeler, Deutſches 
Privatrecht, 3. Bd. § 176 Ziffer II. Dieſer letzteren Anſicht 
iſt aus den oben erörterten Gründen beizutreten. Es iſt daher 
ein Familienfideikommiß an den hier fraglichen Bildern als 
nicht beſtehend anzunehmen. — Was die Erſitzung des freien 
Eigentums an den ſtreitigen Bildern anlangt, jo geht das 
Berufungsgericht davon aus, daß ſolchen Perſonen, die nur als 
Fideikommißbefitzer zu beſitzen glauben, der Wille, das freie 
Eigentum zu erwerben bezw. auszuüben, gar nicht innegewohnt 
haben koͤune. Dieſe Annahme tft rechts irrtümlich und wider⸗ 
ſpricht vollſtändig den Rechtsgrundſätzen, welche in RG. 47, 
Nr. 55 des näheren dargelegt find. Danach ſteht nach Gemeinem 
Recht der Glaube des Erſitzenden, die beſeſſene Sache ſei ein 
ihm gehöriges Familienfideikommißgut, der Erſitzung der Sache 
zu freiem Eigentum nicht entgegen. Gbenſo unrichtig iſt die 
Anficht des Berufungsgerichts, daß, da der Erwerbstitel, das 
Fideikommiß nicht zu Recht beſtehe, ein mindeſtens dreißig⸗ 
jähriger Befitz nachgewieſen werden müſſe. Dieſe Anficht enthält 
eine Verkennung der im Gemeinen Recht über den Putativ⸗ 
titel bei der Erfitzung geltenden Grundsätze. M. c. N., U. v. 
12. Mai 05, 495/04 III. — Frankfurt. 

III. Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

42. Tarifſtelle 77 der Befreiungsvorſchrift unter litt. e 
bezieht fi) nur auf Eintragungen in preußiſche Grundbücher.] 

Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen, weil ſie 
die Befreiungsvorſchrift unter litt. e des Tarifſatzes 77 des 
Stempelgeſetzes, auf welche ſich der Kläger beruft und welche 
beſtimmt, daß Beglaubigungen von Unterſchriften unter Anträgen 
und Verhandlungen, die nach ihrem Inhalt ausſchließlich zu 
einer Eintragung oder Löſchung in offentlichen, das Eigentum 
oder die Belaſtung von Gründſtücken feſtſtellenden Büchern 
erforderlich find, Stempelfreiheit genießen, in Übereinſtimmung 
mit der in den Entſcheidungen des KG. 16, 270 veröffentlichten 
Eutſcheidung des KG. dahin auslegen, daß fie ſich nur auf Ein- 
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tragungen in preußiſchen Grundbüchern bezieht, alfo auf bie 
vorliegenden Fälle unanwendbar iſt. Dieſe Auslegung ft 
zutreffend und wird mit Unrecht von dem Kläger bekämpft. 
Schon eine einfache allgemeine Erwägung führt zu dieſem 
Ergebnis. Das preußiſche Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895 
iſt ein Finanzgeſetz, welches dem preußiſchen Staat Ein- 
nahmen zuführen ſoll. Wenn nun der preußiſche Staat auf 
Einnahmen, die ihm an ſich nach dieſem Geſetz zufließen müßten, 
auf Grund einer Befreiungsvorſchrift verzichtet, ſo liegt auf der 
Hand, daß er, — wenn nicht das Reichs intereſſe oder 
etwaige Reziprozitätsverträge mit anderen Staaten etwas anderes 
bedingen, Fälle, die hier nicht vorliegen — zu einem ſolchen 
Verzicht doch nur aus eigenen ſtaatlichen Intereffen bewogen 
fein kann. Dafür daß er, abgeſehen von den vor- 
bezeichneten Fällen, lediglich aus Intereſſe für andere 
deutſche Staaten von einer ihm ſonſt zukommenden Einnahme 
abſehen ſollte, fehlt für den preußiſchen Staat jeder Anlaß. 
Bereits hieraus erhellt, daß die Befreiungevorſchrift nur in 
Hinblick auf Eintragungen in preußiſchen Grundbüchern gegeben 
fein kann. Dies wird denn auch pofitiv durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Vorſchrift beſtätigt. (Wird näher dargelegt.) 
M. c. F., U. v. 12. Mai 05, 479/04 VII. — Berlin. 

43. Tarifſtelle 32 in Verbindung mit den 88 1019 ff. BGB. 
Weſen des Erbbaurechts; der obligatoriſche Vertrag über Be⸗ 
ſtellung eines Erbbaurechts iſt Veräußerungsgeſchäft eines einer 
unbeweglichen Sache gleichgeachteten Rechtes. 

Der Inhalt des in Frage ſtehenden Rechtes entſpricht den 
geſetzlichen Merkmalen des Erbbaurechts als derjenigen Grundſtücks⸗ 
belaſtung, welche dem Berechtigten das vererbliche und ver⸗ 
aͤußerliche Recht gewährt, auf oder unter der Oberfläche des 
Grundſtücks ein Bauwerk zu haben ($ 1012 BGB.) Die 


Klägerin ſoll befugt ſein, die dem Fabrikbetrieb, insbeſondere 


der Fabrikation von Karbid dienenden Baulichkeiten ſamt 
Nebenanlagen, die bereits vorhandenen wie die von ihr zu 
errichtenden, in Anſpruch zu nehmen. Das Grundftück ſoll ihr 
alſo als Baugrund dienen und in dieſer Benutzungsart liegt 
das Weſentliche des Erbbaurechts (Motive zum erſten Entwurf 
Bd. 3 S. 469, 479), wobei es nicht darauf ankommt, ob die 
baulichen Anlagen bereits beſtanden haben oder erſt hergeſtellt 
werden ſollten. Mit dem Weſen des Erbbaurechts iſt die 
Setzung einer zeitlichen Grenze jedenfalls in der Art, wie es im 
gegenwärtigen Falle geſchehen iſt, nicht unverträglich. Der 
Abſ. 2 des §8 925 BGB. fehlt in dem die Beſtellung des 
Erbbaurechts regelnden $ 1015 BGB. und die Motive ſprechen 
es ausdrücklich aus, daß weder eine zeitliche Maximalgrenze noch 
eine ſolche Minimalgrenze habe beſtimmt werden ſollen (S. 467). 
Ob im Einzelfalle die Feſtſetzung einer geringen Dauer des 
Rechtes Bedenken gegen die Abficht, ein Erbbaurecht zu beſtellen, 
hervorzurufen vermag, kann auf ſich beruhen. Vorliegend iſt 
zunächſt eine Zeit von 30 Jahren feſtgeſetzt, die ſich aber, wenn 
keine Kündigung erfolgt, immer um fünf Jahre verlängert. 
Es handelt ſich alſo um ein Recht von verhältnismäßig langer 
Dauer. Nun iſt es zwar richtig, daß — worauf die Revifion 
beſonders hinweiſt — beim Eintritte gewiffer Umſtände, 
namentlich in den im 8 10 des Vertrages bezeichneten Fällen, 
aber auch bei nicht pünktlicher Zahlung der Vergütung, das 
Erbbaurecht erlöſchen kann. Indeſſen ſchließt das Geſetz auch 
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nicht die Beifügung von Bedingungen, insbeſondere von 
kaſſatoriſchen Klauſeln, aus, und es ſtehen daher die angegebenen 
Abmachungen mit dem Begriffe des Erbbaurechts nicht in 
Widerfpruch. Die Veräußerlichkeit des Rechtes iſt im Vertrage 
nicht beſonders erwähnt, mithin nicht aufgehoben und die Ver⸗ 
erblichkeit iſt nur tatſächlich ſolange nicht gegeben, als das 
Recht nicht in den Händen einer phyfiſchen Perſon ſich befindet. 
Unweſentlich für das Erbbaurecht iſt die Regelung eines Ent⸗ 
gelts; dieſer Punkt iſt lediglich dem Parteibelieben überlaſſen. 
Wenn in dem Vertrage von der Zahlung eines jährlichen 
Pachtzinſes geſprochen wird, jo kann hieraus angefichts der 
ſonſtigen Vereinbarungen, welche die Beſtellung eines Erbbau⸗ 
rechts außer Zweifel ſetzen, nichts gefolgert werden. Von einer 
Pacht iſt übrigens, wie der erſte Richter zutreffend bemerkt, 
ſchon deshalb nicht die Rede, weil es an der Gewährung des 
Fruchigenuſſes fehlt (S 581 BGB.) Handelt es ſich ſonach 
um einen obligatoriſchen, auf die Begründung eines Erbbaurechts 
gerichteten entgeltlichen Vertrag, fo fragt es ſich weiter, ob er 
ſtempelrechtlich einen Vertrag barftellt, der ein läſtiges Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft in Anſehung einer im Inlande befindlichen, 
unbeweglichen Sache oder eines einer ſolchen gleichgeachteten 
Rechtes enthält, ob alſo der Berufungsrichter die Tarifftelle 32 
zum Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 mit Recht an⸗ 
gewendet hat. Das Erbbaurecht iſt keine unbewegliche Sache, 
aber nach $ 1017 Abſ. 1 BGB. gelten für dasſelbe die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften: es wird alſo einer 
unbeweglichen Sache gleichgeachtet. Deshalb fällt ein läſtiger 
Vertrag, der auf die Übertragung eines bereits beſtehenden 
Erbbaurechts gerichtet iſt und einen Wechſel in der Perſon des 
Erbbauberechtigten bezweckt, unbedenklich unter die Tarifſtelle 32, 
wie auch die dingliche Übereignung ſich in den Formen der 
Auflaſſung vollzieht und ſtempelrechtlich nach Tarifſtelle 8 zu 
behandeln iſt ($ 1017 Abſ. 2 BGB.) Zweifelhaft kann nur 
ſein, ob der obligatoriſche, auf die Begründung eines Erb⸗ 
baurechts abzielende Vertrag der gleichen Betrachtung unterliegt. 
Dies iſt zu bejahen. (Wird begründet.) Es unterliegt deshalb 
keinem Bedenken, den obligatoriſchen Vertrag über die Beſtellung 
eines Erbbaurechts als ein Veräußerungsgeſchäft, das ein einer 
unbeweglichen Sache gleichgeachtetes Recht betrifft, anzuſehen. 
Der Wortlaut der Tarifſtelle 32 ſteht dieſer Auffaſſung nicht 
zwingend entgegen und im Sinne des Geſetzgebers kann es 
gewiß nicht gelegen haben, Veräußerungen beſtehender Erbbau⸗ 
rechte dem einprozentigen Stempel des Tarifs zu unterwerfen, 
dagegen den Vertrag, durch den ein Erbbaurecht erſt entſtehen 
ſoll, von dieſem Stempel freizulaſſen. C. c. J. F., U. v. 
16. Mai 05, 578/04 VII. — Berlin. 


Zur Bekämpfung der Terminsvereitelung. 

Der 26. Deutſche Juriſtentag hat bekanntlich in ſeiner 
Sitzung vom 11. September 1902 zu Berlin die an der 
Zivilprozeßpflege beteiligten Juriſten aufgefordert, nach Mitteln 
zu ſuchen, durch welche der Vereitelung von Verhandlungs- 
terminen vorgebeugt werden könne. 

Dieſes Streben hat an verſchiedenen Gerichten zu Er⸗ 
örterungen und Maßnahmen geführt, die ein allgemeines 
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Jutereſſe beanſpruchen. Von Kollegen verſchiedener Gerichte find 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift Berichte über dieſen Gegenſtand 
zugegangen, die wir nunmehr zum Abdruck bringen werden. 
Wir beginnen mit dem für die Rechtsanwaltſchaft beim 
Kammergericht erſtatteten Berichte des Herrn Juſtizrats 
M. Salinger zu Berlin. | 


Der geehrten Redaktion erftatte ich im folgenden den gewünſchten 
Bericht über die Maßregeln, welche ſeiſens der Anwälte beim Kammer: 
gericht getroffen worden find, um in Gemäßheit der Refolution des 
Deutſchen Juriſtentages vom 11. September 1902 nach Möglichkeit 
der Vereitelung von Verhandlungsterminen in Zivilprozeßſachen vor: 
zubeugen. 

Nachdem die Anwälte beim Kammergericht in einer Verſammlung 
vom 20. November 1902 ihren ſtändigen Ausſchuß beauftragt hatten, 
den Gründen der Terminsvertagungen nachzugehen und Mittel zur 
Abhilfe vorzuſchlagen, hat ſich der Ausſchuß dieſer Aufgabe unter⸗ 
zogen. Er gelangte bald zu der Überzeugung, daß eine wirkſame 
Bekämpfung des Übels nur durch Herſtellung eines engeren Zu⸗ 
ſammenhanges zwiſchen den Richtern und Rechtsanwälten, insbeſondere 
zwiſchen den Vorſitzenden der Senate und den Referenten in den 
einzelnen Berufungsſachen einerſeits und den beteiligten Anwälten 
andererſeits erfolgen könne. Dieſe Überzeugung wurde von dem 
damaligen Präſidenten des Kammergerichts Dr. v. Drenkmann 
durchaus geteilt, welcher die Anregung einer gemeinſchaftlichen Be⸗ 
ratung des Anwalt⸗Ausſchuſſes mit den Vorſitzenden der damaligen 
14 Spruchſenate mit lebhafteſtem Intereſſe aufnahm. Dieſe gemein⸗ 
ſchaftliche Verhandlung hat im Oktober 1903 unter dem Vorſitze des 
älteſten Senatspräſidenten, Geheimen Oberjuſtizrats Dr. Rathmann 
unter Zugrundelegung eines von dem Anwalt ⸗Ausſchuß ausgearbeiteten 
Programms von Vorſchlägen ſtattgefunden. 

Da es ſich für uns nicht um Erörterungen de lege ferenda 
handelte, die Struktur unſeres Verfahrens aber ſchon an ſich mit 
Notwendigkeit mancherlei Vertagungen mit ſich bringt, ſo beſchränkte 
ſich unſere Beſprechung naturgemäß auf die vermeidlichen Ver⸗ 
tagungen. Dabei wurde allſeitig anerkannt, daß Vertagungen, welche 
notwendig werden, weil ſich in der Verhandlung das Bedürfnis nach 
weiterer Aufklärung und Ergänzung des Prozeßmaterials heraus⸗ 
geſtellt hat, keine Verzögerung, ſondern eher eine Förderung des 
Prozeſſes bedeuten. 

1. Es herrſchte volle Ubereinſtimmung darüber, daß zahlreiche 
Vertagungen bei einem gewiſſen Maß von Vorſorge und Auf⸗ 
merkſamkeit ſeitens des Gerichts und der Anwälte vermieden 
werden könnten, 

z. B. durch pünktliches Zurſtelleſchaffen der Prozeßakten, 

durch zeitige Herbeiziehung von Beiakten, durch zeitige Anzeige 
des Eingangs ſolcher Akten an die Anwälte und durch das 
Studium der Akten ſeitens der letzteren vor dem Termin, 

durch zeitige Beſeitigung von rechtlichen Hinderniſſen und 
Anſtänden für die Verhandlung (z. B. Hinweis auf die noch 
fehlende Prozeßvollmacht des Klägers in Eheſcheidungsſachen, 
zeitige Feſtſtellung, ob ein Mitglied des Kollegiums etwa 
bei der Entſcheidung I. Inſtanz mitgewirkt hat). 

Vereinzelten Bedenken begegnete der Vorſchlag, durch private 
Mitteilungen ſeitens des Referenten oder Vorſitzenden an die be⸗ 
teiligten Rechtsanwälte vor dem Termin auf ſachliche Aufklärungen 
hinzuwirken. Die große Mehrzahl der Anweſenden war für dieſen 
Vorſchlag, dementſprechend bisher ſchon vielfach verfahren worden 
war, und fand auch die regelmäßige Mitteilung der Namen der 
Referenten in den einzelnen Sachen an die beteiligten Anwälte zweck⸗ 
mäßig und unbedenklich. 

2. Eingehend wurden die häufigen Fälle von Bertagungen 
erörtert, welche durch die zu ſpäte ſchriftliche Vorbereitung der Ter⸗ 
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mine und durch die Überhäufung der Sitzungen mit Verhandlungs⸗ 
terminen verurſacht werden. 

Was die Verſpätung der Schrift ſätze anlangt, fo wird fie 
in der Mehrzahl der Fälle durch die Saumſeligkeit, vielfach auch durch 
die Verſchleppungsabſicht der Parteien bei der Informationserteilung 
verurſacht. Nur in ſeltenen Fällen iſt es bei dem reichlichen Zwiſchen⸗ 
raum zwiſchen der Terminsanſetzung und dem Verhandlungstermin 
im Kammergericht infolge der Schwierigkeit der Informations⸗ 
beſchaffung (Notwendigkeit techniſcher Gutachten, Verkehr mit dem 
Auslande u. dergl.) objektiv unmöglich geweſen, die Sache zeitig vor 
dem Termin ſchriftlich vorzubereiten. Es wurde ſeitens des Aus⸗ 
ſchuſſes anerkannt, daß es in erſter Linie Sache der Anwälte ſei, 
hier Wandel zu ſchaffen, insbeſondere auf rechtzeitige Informations⸗ 
erteilung zu halten und dieſe, wenn einfache Mahnungen erfolglos 
ſeien, durch Androhung der Kündigung des Mandats zu erzwingen. 
Es wurde mit Zuſtimmung der Anwälte auch hervorgehoben, daß die 
Korreſpondenz mit den Anwälten I. Inſtanz vielfach überflüffig ſei 
und nicht ſelten zu einer Verzögerung der Vorbereitung der Sache 
führe. Dagegen konnte der Anwalt⸗Ausſchuß auf Grund feiner lang⸗ 
jährigen Erfahrungen erklären, daß der den Anwälten mitunter 
gemachte Vorwurf der Verzögerung der Vorbereitung der Sachen aus 
Bequemlichkeit jedenfalls für die Anwälte beim Kammergericht nicht 
zutreffe, daß das eigene Intereſſe des Anwaltes die eifrige Förderung 
der von ihm übernommenen Sachen mit ſich bringe, wobei freilich 
nicht ausgeſchloſſen fei, daß mitunter Überhäufung mit Geſchäften, 
Langſamkeit im Entſchluß und im Arbeiten in vereinzelten Fällen die 
Verzögerung der Schriftſätze verſchuldet haben. 

Andererſeits wurde von den Anwälten bemerkt, daß auch ſeitens 
des Gerichts zur Verhinderung dieſer Vertagungen manches geſchehen 
könne: Nicht ſelten habe der Anwalt der nicht ſäumigen Partei trotz 
der ſpäten Zuſtellung des Schriftſatzes verhandeln wollen, der Senat 
habe indeſſen die Verhandlung abgelehnt. Da es für die Verhandlung 
hauptſächlich aber nur darauf ankomme, ob der Vorſitzende auf Grund 
ſeiner Kenntnis des Aktenmaterials zu einer Leitung der Verhandlung 
imſtande ſei und er hierzu auch in Fällen der Verſpätung der Vor⸗ 
bereitung regelmäßig imſtande ſein werde, ſo ſei es zweckmäßig, in 
ſolchen Fällen verhandeln zu laſſen, ſobald der nichtſäumige Teil 
verhandlungsbereit ſei. Oft genug ſtehe überdies die Länge der 
Schriftſätze im umgekehrten Verhältnis zu ihrem wirklichen 
Inhalt. 

Es wurde auch darauf hingewieſen, daß in geeigneten Fällen 
das Gericht von dem 8 272 Abſ. 2 ZPO. — Friſtſetzung für die 
Schriftſätze — Gebrauch machen könne. 

Was die Aberhäufung der Sitzungen mit Verhandlungs⸗ 
terminen anlange, (bei jedem Zivilſenate des Kammergerichts 
ſtehen auch jetzt nach der Vermehrung der Senate an jedem Sitzungs⸗ 
tage 10 bis 20 und oft auch mehr Verhandlungstermine an), ſo iſt 
es trotz der regelmäßigen Dauer der Sitzungen von 9% (oft 9) Uhr 
vormitags bis nach 8 (oft 4 und 5 ja 6 Uhr) nachmittags völlig 
unvermeidlich, daß faſt täglich Sachen wegen vorgerückter Termins⸗ 
ſtunde vertagt werden. Dieſer empfindliche Übelſtand, welcher noch 
dadurch verſchlimmert wurde, daß die ſo vertagten Sachen keinen 
Vorzug in bezug auf Anſetzung des neuen Termins genoſſen, gab 
Anlaß zu einer eingehenden Beſprechung der Termins beſtimmung, 
deren große Bedeutung für die gehörige Zeitausnutzung ſeitens der 
Richter und Anwälte allſeitig gewürdigt wurde. Zu dieſem Punkte 
hatte der Anwalts⸗Ausſchuß folgende Anregungen gegeben: 

a) den Termin auf die Berufung regelmäßig mit der Friſt 
des 8 261 Abſ. 2 ZPO., d. i. innerhalb 8—4 Wochen nach 
der Einreichung der Berufungsſchrift anzuſetzen (88 519, 
520 ZPO.). Zur Begründung dieſes Vorſchlags wurde 
angeführt, daß ſich ſchon jetzt die Anſetzung naher Ver⸗ 
handlungstermine bei einzelnen Senaten; nach unſerer 
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Erfahrung ſehr zweckmäßig erwieſen habe. In einem Termin 
nach 3 Wochen könnten zunächſt alle Verſäummnisſachen, 
Anträge aus 8 515 Abſ. 3 ZPO. und einfach liegende 
kontradiktoriſche Sachen erledigt werden. Für alle anderen 
Sachen würde dieſer Termin — und das war auch die 
Abſicht des Geſetzgebers — als Vortermin dienen, an 
welchem nach Anhörung der Anwälte ein der Sachlage ent⸗ 
ſprechender Verhandlungstermin anzuſetzen ſei, 

b) den Termin auf einen Einſpruch regelmäßig innerhalb 
2 Wochen nach Einreichung der Einſpruchsſchrift anzuſetzen, 
da in der Mehrzahl dieſer Fälle eine Verſchleppungsabſicht 
oder Nachläſſigkeit der ſäumigen Partei vorliege, 

c) den Termin zur Fortſetzung einer mündlichen Verhandlung, 
welche wegen der Notwendigkeit, über einzelne Punkte noch 
eine Parteierklärung oder Aufklärung zu beſchaffen, vertagt 
werden mußte, auf einen der nächſten Sitzungstage des 
Senats anzuſetzen, damit eine neue Vorbereitung und ein 
neuer Vortrag der Sache erſpart werden, 

d) die lediglich wegen vorgerückter Terminsſtunde abgeſetzten 
Sachen entweder auf die erſte Termins ſtunde einer der 
beiden nächſten Sitzungen oder auf eine innerhalb einer 
Woche anzuberaumende Extraſitzung zu verlegen. 

e) Es wurde endlich angeregt, auf die erſte Terminsſtunde nur 
ſchleunige und einfache Sachen anzuſetzen. Dieſer Vorſchlag 
bezweckte vor allem, eine Vertagung dieſer Sachen, welche 
eine Verzögerung am wenigſten vertragen, zu verhindern. 
Wir haben es oft erlebt, daß auf eine ſpätere Stunde an⸗ 
geſetzte ſchleunige Sachen wegen vorgerückter Terminszeit 
abgeſetzt werden mußten und erſt nach Monaten verhandelt 
werden konnten, wenn ſie alsdann nicht das gleiche Schickſal 
erfuhren. Wir beabſichtigten ferner mit unſerem Vorſchlage, 
den Senaten eine beſſere Ausnutzung der erſten Termins⸗ 
ſtunde zu ermöglichen. Bei der Notwendigkeit für die 
Kollegen, welche zum Teil Notare ſind, zum Teil eine nicht 
unbedeutende außergerichtliche Praxis betreiben, des Morgens 
nach Eingang der Poſtſachen mancherlei Geſchäfte vor den 
Terminen in ihrem Bureau zu beſorgen, iſt es, zumal bei 
den großen Entfernungen Berlins, häufig ſchwierig, für den 
Beginn der erſten Terminsſtunde die beteiligten Anwälte 
zuſammenzubringen. Es muß ſogar als erſtaunlich bezeichnet 
werden, daß ſich in Berlin ein regelmäßiger Beginn der 
Sitzungen um 9'/, Uhr vormittags insbeſondere im Winter 
überhaupt hat erreichen laſſen. 

Die Folge dieſer Schwierigkeit iſt, daß nicht ſelten die 
Senate während eines Teils der erſten Stunde unbeſchäftigt 
ſind; werden nun für dieſe Stunde nur ſchleunige und 
einfache Sachen angeſetzt, ſo würden die Kollegen einander 
leichter ſubſtituieren können. Die Freihaltung möglichſt der 
ganzen erſten Terminsſtunde für einfache und ſchleunige 
Sachen würde es auch ermöglichen, Anträgen auf Zurück⸗ 
verlegung von Terminen, denen ſelbſt in ſchleunigen Sachen 
in den ſeltenſten Fällen ſtattgegeben wird, zu entſprechen. 
Es würde damit auch die Möglichkeit geſchaffen, der An⸗ 
regung zu d. zu willfahren. 

Die Herren Präſidenten hielten ausnahmslos unſere Vorſchläge 
zu b, c und d für zweckmäßig, zu e mit der Maßgabe, daß der 
Termin zur Fortſetzung der Verhandlung auf den erſten Sitzungstag 
anzuſetzen ſei, an welchem der Senat wiederum in der gleichen 
Zuſammenſetzung ſich befinde. Die große Mehrzahl ſtimmte auch dem 
Vorſchlage zu e bei. 

Bezüglich der Anregung zu a wurden indeſſen fo vielfache 
Bedenken laut, daß die Herren nicht zu einer Übereinſtimmung 
gelangen konnten. 
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Die Zurückverlegung von Terminen betreffend, ſo wurde von den 
Herren Vorſitzenden allſeitig bereitwilliges Entgegenkommen zugeſagt, 
ſofern die Geſchäftslage der Senate es irgendwie geſtatte. Man kam über⸗ 
ein, daß es ſich zur Vereinfachung des durch § 227 Abſ. 2, § 225 Abſ. 2 
ZPO. gebotenen Verfahrens empfehle, den Zurückverlegungsantrag zus 
nächſt dem gegneriſchen Anwalt vorzulegen und demnächſt mit deſſen Zu⸗ 
ſtimmungs⸗ oder Widerſpruchserklärung dem Vorſitzenden zu unterbreiten. 

Zu d war man allfeitig über die Bevorzugung derartig vertagter 
Sachen einig. Es wurde als zweckmäßig erachtet, daß die Anwälte 
in Fällen derartiger Vertagungen noch an demſelben oder am folgenden 
Tage die neue Ladung mit dem Antrage auf Anſetzung eines nahen 
Termins unter Angabe des Vertagungsgrundes einreichen. 

3. Bei dieſem Punkt wurde der ſeit der Einführung der 
Zivilprozeßordnung im Kammergericht vielbeklagte Übelſtand hervor⸗ 
gehoben, daß die Sitzungen der Senate eine Zeitdauer in Anſpruch 
nehmen, welche ſowohl für die Richter als auch für die Rechtsanwälte 
mit den größten Unzuträglichkeiten verknüpft iſt. Eine angemeſſene 
Beſchränkung der Sitzungsdauer liegt auch im Intereſſe des Recht 
ſuchenden Publikums inſofern, als es wünſchen muß, daß die häufig 
verwickelten Berufungsſachen nicht von ermüdeten Sachwaltern vor 
ermüdeten Richtern verhandelt werden, und daß dem Sachwalter 
eine beſtimmte Tageszeit für den birelten Verkehr mit feinen Klienten 
frei bleibe. In Anknüpfung an die Übung eines Senats, welcher 
nur die bis 3 Uhr Nachmittags zum Aufruf gelangten Sachen 
verhandeln läßt, wurde diesſeits angeregt, allgemein ſo zu verfahren 
und 2½ Uhr Nachmittags als den Zeitpunkt feſtzuſetzen, bis zu 
welchem die Sache aufgerufen ſein müſſe, wenn ſie noch verhandelt 
werden ſolle. Leider konnte über dieſen Vorſchlag wegen der von 
den meiſten Herren Vorſitzenden hervorgehobenen Überlaſtung des 
Kammergerichts eine Einigung nicht erzielt werden. Nachdem in⸗ 
zwiſchen drei weitere Zivilſenate eingerichtet worden ſind, wird unſere 
vorgedachte Anregung vielleicht bereitwilligere Beachtung finden. 

4. Die Klage über die lange Sitzungsdauer führte auch zur 
Erörterung der Frage, ob es beim Kammergericht nicht bereits 
ähnlich wie in der Rheinprovinz zu einer Überfpannung des Der: 
handlungsprinzips gekommen ſei. Das Kammergericht hat es von 
Anbeginn an zum Glück mit der Verhandlungsmaxime ernſt genommen; 
es wurden indeſſen ſeitens des Anwalt⸗Ausſchuſſes einzelne Bedenken 
laut. In zahlreichen Fällen ſeien die Prozeßbevollmächtigten beider 
Parteien darüber einverſtanden, daß beſtimmte Beweiſe zu erheben 
ſeien. In den meiſten Senaten wird in ſolchen Fällen keine 
mündliche Verhandlung verlangt. Einige Senate halten jedoch auch 
dann die Verhandlung für geboten. Dieſe Auffaſſung dürfte 
angeſichts der SS 489, 490 ZBD. nicht zutreffend fein, da in ſolchen 
Fällen ſogar auf einen bloßen ſchriftlichen Antrag die Beweis⸗ 
aufnahme angeordnet werden kann. — Die Anwälte ſind häufig 
gegen ihren eigenen Wunſch und zum großen Nachteil für die Ver⸗ 
ſtändlichkeit und Überſichtlichkeit ihres Vortrages genötigt, Detailpunkte 
eingehend zu erörtern, weil ſie anderenfalls die Unvollſtändigkeit des 
Urteilstatbeſtandes beſorgen müſſen. Sobald ſich die Senate grund⸗ 
ſätzlich auf den Standpunkt ſtellen, die allgemeine Bezugnahme auf 
die Schriftſätze als ausreichend anzuſehen und, falls nicht eine 
Abweichung von den Schriftſätzen ausdrücklich zu Protokoll feſtgeſtellt 
wird, den tatſächlichen Inhalt der Schriftſätze dem Tatbeſtand ein⸗ 
zuverleiben, wird die mündliche Verhandlung ſehr weſentlich abgekürzt 
werden können. Man braucht andererſeits nicht zu befürchten, daß 
wir auf dieſem Wege in den glücklicherweiſe überwundenen 
ſchriftlichen Prozeß zurückfallen könnten. Die Parteivertreter haben 
ein zu großes Intereſſe daran, das unklare und verſchwommene 
Bild des Prozeſſes, wie es häufig die Akten ergeben, in der Ver⸗ 
handlung anſchaulich zu geſtalten und diejenigen Beiſitzer, welche die 
Akten nicht kennen, direkt zu informieren, als daß ſie die mündliche 
Verhandlung zu einer bloßen Formalität werden laſſen könnten. 
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5. Als im höchſten Grade wünſchenswert wurde es bezeichnet, 
daß behufs Erſparung unnötiger Vorbereitung wechſelſeitig die Hinder⸗ 
niſſe für die Verhandlung möglichſt zeitig angezeigt werden. Dies 
iſt nicht bloß von den Anwälten vielfach verſäumt worden, auch 
ſeitens der Senate iſt den Anwälten oft erſt am Terminstage, und 
vielfach, nachdem ſie bereits viele Stunden lang auf die Verhandlung 
gewartet haben, die Mitteilung geworden, daß aus irgend einem 
Grunde die Sache aufgehoben werden müſſe. 

In einer Verſammlung der Anwälte im November 1903 wurde 
u. a. auch dieſer Punkt erörtert. Es wurde damals beſchloſſen, daß die 
Kollegen ſofort dem Gericht und dem Gegner Anzeige zu erſtatten haben, 
ſobald für fie die Unmöglichkeit der Verhandlung hervortritt, daß zur 
Sicherung dieſer Anzeigen jeder Kollege am Freitag die Terminſachen 
für die Zeit vom nächſten Dienstag bis zweitnächſten Montag darauf 
durchſehen ſolle, ob und welche Sachen nicht werden verhandelt 
werden können, und daß die bezüglichen Benachrichtigungen noch am 
Freitag zu machen ſeien. 

6. Zum Schluß möchte es vielleicht noch von allgemeinem 
Intereſſe ſein, daß bei der gemeinſchaftlichen Beſprechung mit den 
Herren Senatspräſidenten des Kammergerichts ſich für uns Gelegen⸗ 
heit fand, noch einige andere Wünſche und Beſchwerden vorzubringen. 

Wie überall, ſo läßt ſich auch beim Kammergericht die Ver⸗ 
zögerung des Terminsbeginnes ſehr oft nicht verhüten, weil ſich für 
die Anwälte die Kolliſion der gleichzeitig anſtehenden Verhandlungs⸗ 
und Beweistermine nicht vermeiden läßt. Bei Beurteilung dieſer 
Kolliſtonen ſeitens der Herren Richter haben wir nicht felten die 
Auffaſſung wahrgenommen, daß wir bei den Beweisterminen 
abkömmlich ſeien. Wir haben demgegenüber betonen müſſen, daß 
die Wahrnehmung der für das Schickſal der Prozeſſe zumeiſt ent⸗ 
ſcheidenden Beweistermine für uns in der Mehrzahl der Fälle ebenſo 
wichtig ſei, wie die Wahrnehmung der Verhandlungstermine. 

Wir haben ferner bezüglich der Beweistermine einen Punkt zur 
Sprache gebracht, der zu unſerem großen Bedauern mehrfach zu 
Friktionen zwiſchen Richtern und Anwälten geführt hat. Manche von 
den beauftragten Herren Richtern üben bei der Zeugenvernehmung 
die Praxis, daß ſie die Stellung von Fragen ſeitens der Prozeß⸗ 
bevollmächtigten erſt am Schluß des Verhörs zulaſſen. Abgeſehen 
davon, daß dieſes Verfahren nach unſerer Meinung ſchon an und für 
ſich nicht zweckmäßig iſt, werden wir dadurch des Fragerechts dann 
überhaupt beraubt, wenn wir, dem Ruf nach einer Verhandlung 
folgend, den Beweistermin verlaſſen und nach unſerer Rückkehr den 
Zeugen nicht mehr antreffen. Dieſe Behinderung in der Ausübung 
des Fragerechts beſchwert uns und die von uns vertretenen Parteien 
um ſo mehr, als die Art, wie vielfach die Zeugenvernehmungen 
erfolgen, zu einer einſeitigen Abgabe der Ausſagen führen muß, indem 
weder die Beſtimmung des § 396 Abſ. 1 380. noch die mit dieſer 
Vorſchrift im Zuſammenhang ſtehende Ziffer 2 des 2. Abſatzes des 
§ 377 3PO. immer beachtet werden. Dieſe letztere außerordentlich 
zweckmäßige Beſtimmung der Novelle iſt leider infolge ihrer Faſſung, 
die den Sinn der Beſtimmung nicht zum klaren Ausdruck gebracht 
hat, bis heute noch nicht in die Praxis übergegangen, worauf ſchon 
Brettner im „Recht“ 1902, 146 hingewieſen hat. 

Was die Anſetzung der Beweistermine anlangt, ſo ſprachen wir 
den Wunſch aus, da die Innehaltung der Vorſchrift des §8 355 ZPO. 
bei der Überlaſtung der Senate leider in abſehbarer Zeit nicht zu 
erwarten ſei, daß die Beweisaufnahme dem Beweisbeſchluſſe fo ſchnell 
wie möglich folgen, und daß die Zeugen, wenn ſie nicht zu weit 
von Berlin wohnen, hierher geladen werden, wodurch das Beweis⸗ 
verfahren beſchleunigt und trotz der Reiſekoſten oft noch Koſten erſpart 
werden, weil damit die Vertretung durch auswärtige Anwälte ver⸗ 
mieden wird. 

Berlin, den 25. April 1905. 


.—_ 


Juſtizrat M. Salinger. 
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Deutſcher Juriſtentag. 


Die ſtandige Deputation des Deutſchen Juriſtentages hat 
in der Sitzung vom 12. d. M. ihre Abfiht erklärt, den 
nächſten (28.) Deutſchen Juriſtentag in Kiel ſtattfinden zu 
laſſen und bis auf Weiteres die Verhandlung folgender Themata 
in Ausfiht genommen: 

| 1. Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rückfall, gewohn- 

heitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum. 

2. Die richterliche Strafzumeſſung verbunden mit der 
ſtrafrechtlichen Behandlung des Verſuchs. 3 

3. Empfiehlt es ſich, Ehrenerklärung. Abbitte und Wider⸗ 
ruf ſtrafrechtlich zu verwerten? Unter welchen Voraus 
ſetzungen und in welchen Formen? 

4. Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über den gewerb- 
lichen Arbeitsvertrag „auf Geding“ (Akkordvertrag)? 

5. Empfiehlt es ſich, das Reichsgeſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs in Anſehung des Aus- 
verkaufsweſens zu ergänzen? | 

6. Empfiehlt es ſich, die Verantwortlichkeit der Mitglieder 
des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft genauer zu 
beſtimmen? N 

7. Empfiehlt es fih, die Haftung des Rheders für fee 
männiſches Verſchulden der Schiffsbeſatzung geſetzlich aus⸗ 
zuſchließen oder durch zwingende Rechtsſätze feſtzuſetzen? 

8. Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung der Haftung 
des Staats und anderer juriſtiſcher Perſonen des 
öffentlichen Rechts für den von ihren Beamten bei 
Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
zugefügten Schaden? 

9. Empfiehlt ſich eine Anderung der Voiſchrift des 8 313 
BGB., wonach ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil 
verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtück zu über- 
tragen, der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf? 

10. Wie weit ift bei Verſicherungsverträgen die Vertrags. 
freiheit hinſichtlich der Verwirkungsklauſel durch zwingende 
Rechtsſätze zugunſten des Verficherten einzuſchränken? 

11. Welche zivilrechtlichen Folgen knüpfen ſich an die im 
modernen Lohnkampfe üblichen Verrufs erklärungen, 
insbeſondere an das Verbot des Einkaufs und Ver⸗ 
kaufs, des Arbeitgebens und Arbeitnehmens? Bedarf 
das geltende Recht in dieſer Hinſicht einer Anderung 
oder Ergänzung? 

12. Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des 
§ 833 BGB. über die Haftung des Tierhalters? 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Wird nach dem 1. Januar 1900 durch Verletzung einer 
vor dieſem Zeitpunkte begründeten Vertragspflicht Schaden 
zugefügt, jo tft das alte Recht maßgebend und insbeſondere auch 
§ 254 BGB. nicht anwendbar (Entſch. Nr. 1). 

Die Begriffe der „feſten Verbindung“ und der „Ein- 
fügung“ ($$ 93, 94 BGB.) find Gegenſtand der Erörterung 
in Entſch. Nr. 2 und 3. 
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In Entſch. Nr. 6 wird der Begriff der Unmöglichkeit 
der Leiſtung im Sinne des § 323 an dem Falle geprüft, daß 
der Grundſtückskäufer durch das zwiſchen Übergabe und Auf, 
lafſung erfolgende Abbrennen der auf dem Kaufgrundſtücke 
ſtehenden Gebäude zunächſt außerſtand geſetzt wird, eine Reſt⸗ 
kaufgeldhypothek zu beſtellen, die fi auf die — nunmehr ab- 
gebrannten — Baulichkeiten erſtreckt. 8 

Die Frage, ob das Fehlen der bei dem Verkauf eines 
Handelsgeſchäfts zugeſicherten Ertragshöhe die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über die Gewährleiſtung für Mängel der 
Kauf ſache begründet, wird in Entſch. Nr. 7 verneint. 

Der Konkursverwalter hatte in rechtsirttümlicher Annahme 
einer Maſſeforderung einen Konkursgläubiger voll befriedigt. Die 
Bereicherungsklage der Konkursmaſſe gegen den Empfänger wegen 
des die Konkursquote überſteigenden Betrags greift durch, wie in den 
belehrenden Ausführungen der Entſch. Nr. 8 dargelegt wird. 

Ein vermögenslojer Ehemann hatte aus der Mitgift feiner 
Frau ſeinem Bruder einen größeren Betrag gezahlt, der 
nach dem Tode des Ehemanns aus dem Rechte der Frau 
zurückgefordert wurde. Beſtritten ift, ob der Mann zur Tilgung 
eigener Schulden, ob mit oder ohne Wiſſen und Willen der 
Frau, ob mit oder ohne Kenntnis des Empfängers von der 
Herkunft des Geldes gezahlt hat. Die hieran ſich knüpfenden 
Erörterungen der Entſch. Nr. 9 geben wichtige Fingerzeige für 
dieſen praktiſch nicht unwichtigen Tatbeſtand. 

Die Klage des von einem Pferde geſchlagenen Kutſchers 
mit den typiſchen Fragen dieſes Falles (willkürliches tieriſches 
Handeln des Tieres oder phyſiologiſcher Zwang ?; Vertrags 
verhältnis; Beweislaſt des Kutſchers über die Erfüllung ſeiner 
Vertragspflicht bei Behandlung des Tieres) wird in Entſch. 
Nr. 10 beurteilt; ähnlich iſt die Entſch. Nr. 11, wo der nach 
§ 834 Auffichtspflichtige der Verletzte tft. 

Die Zuläſſigkeit einer Grunddienſtbarkeit wird in Entſch. 
Nr. 12 auch für den Fall ausgeſprochen, daß der Vorteil für 
das herrſchende Grundſtück durch ein auf dieſem betriebenes 
Großgewerbe vermittelt wird. 

Von den das Eheſcheidungerecht betreffenden Entſch. Nr. 13 
bis 17 ſei namentlich auf die letzte den Scheidungs grund der 
Geiſteskrankheit behandelnde Entſcheidung hingewieſen, die ſelbſt 
wenn der kranke Ehegatte noch die Fähigkeit zur Beſorgung ſeiner 
Vermögensangelegenheiten uſw. behalten hat, den Scheidungs⸗ 
grund ſchon dann annimmt, wenn die geiſtige Gemeinſchaft, im 
Sinne einer höheren Gemeinſchaft des Denkens und Fühlens, 
nach den konkreten Umſtänden durch die Krankheit aufgehoben iſt. 

In Entſch. Nr. 18 ſchließt ſich das RG. der auch in der 
Literatur allgemein vertretenen Meinung an, daß die 
teſtamentariſche Ausſchließung eines geſetzlichen Erben von der 
Erbfolge im Zweifel nicht über die Perſon des Ausgeſchloſſenen 
hinauswirkt, daß alſo feine Abkömmlinge fo zur Erbſchaft 
berufen werden, wie wenn der Ausgeſchloſſene zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht vorhanden wäre. 

Beim privatſchriftlichen Teſtamente wird dem Erforderniſſe 
der Unterſchrift durch die Namensſchrift auf dem lediglich zur 
Verwahrung verwendeten Briefumſchlage nicht genügt (Entſch. 
Nr. 19). N. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 3 


Vereins nachrichten. 


Die 5 des Dentſchen Anwaltvereins 
(Anwaltstag) wird auf 


den 13. und 14. September 1905, 9 Uhr Vormittags 


nach Hannover im Saale des alten Nathauſes, Eingang 
Köbelingerſtraße Nr 60, berufen. 


| Tagesordnung: 

1. Anderung der Vorſchriften der Satzungen über die 
Wahl des Vorſtandes und den Vorſitz auf dem An ⸗ 
waltstage. 

88 5 und 8 der Satzungen. 

2. Ergänzung der Satzungen durch se: einer 
Beſtimmung über die endgültige Feſtſetzung der 
Tagesordnung des Auwaltstages und Anderung der 
Vorausſetzungen einer Abänderung der Satzungen. 

Abänderung der 88 6 und 9 der Satzungen. 
3. Rechnungslegung und Entlaftung des Borſtandes. 
4. Neuwahl des Vorſtandes. 
5. . über die Abänderung des Vertrages mit 
| 8856 ih Buchhandlung in Berlin, über die Inriſtiſche 
ochenſch 
N Juſtizrat Dr. Deiß in Leipzig. 
ehalts⸗, Witwen und Waiſenlaſſe. 
erichterſtatter: Juſtizrat Elze in Halle a. S. und 
Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Roſenthal in München. 
7. Die Stellung der nur bei einem Amtsgerichte zuge⸗ 
laſſenen Rechtsanwälte und deren Verbeſſerung. 
erichterſtatter: Rechtsanwalt E. Roſe in Har⸗ 
burg a. Elbe. 
8. Die praktiſche eng der Rechtsanwilte namentlich 
die geſetzliche Einführung einer der zweiten juriſtiſchen 
ar 16 nachfolgenden Vorbereitungszeit von zwei 


Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Friedrich Weill 
in Karlsruhe und Juſtizrat Dr. Mittaſch in Dresden. 


9. Die A. Regelung des außerzerichtlichen e 


N 


Leipzig, den b. Jul 1905. 


Deutſcher Anwaltverein. 
Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Hülfshaffe für deutſche Rechts auwälte. 


attende Geſchaftsbericht 


Die einundzwanzigſte ordentliche Generalverſammlung 
den 14. September 1905, Vormittags 9 Uhr 
nach Hannover im großen Saale des alten Rathauſes am 
Marktplatz berufen. 
1. der vom Vorſtande 
für das mit dem 30. N 1905 abgelaufene 
Geſchäftsjahr 
3. die a. von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; 
4. die A = Rechunngsreviſoren; 
Leipzig, den 5. Inni 1905. 
Hülfskaßſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Erythropel, 


wird anf 
Die Tagesordnung iſt: 
2 Fee 4 Jahresrechunng und Eutlaſtung des 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Geheimer Zuftigrat, Borſtzender 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Caſſel hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dauk aus- 
geſprochen worden. 


Die Einwirkung der Novelle zur Zivilprozeß⸗ 


ordnung vom 5. Juni 1905 auf Bayern. 
Von Rechtsanwalt Dr. Mayer in Frankenthal. 


Der Aufſatz, den Herr Rechtsanwalt Dr. Kaiſer in der 
Nr. 13 vom 1. Juli 1905 veröffentlicht hat, gibt zu erheblichen 


Bedenken Veranlaſſung, die eine Erwiderung rechtfertigen. 


Das Verhältnis der Novelle zu den SS 7 und 8 EG ZO. 
beſtimmt Kaiſer mit dem Satze, daß die letzteren durch 15 
erſtere eine Anderung nicht erfahren haben. N 

Dieſen Satz erachte ich für unrichtig. 

58 


418 


Die ZPO. und die Novelle hiezu enthalten das regel» 
mäßige Verfahren über die Einlegung der Neviſion, die 88 7 
und 8 ſtellen eine Ausnahme von dieſen allgemeinen Normen 
dar, die nur inſoweit aufrechterhalten iſt, als ihr Fortbeſtand 
als Ausnahme noch eine ſinngemäße Bedeutung hat. 

Abſ. 1 Satz 2 des § 7: „Eine Abſchrift derſelben (Re⸗ 
viſionsſchrift) iſt der Gegenpartei von Amts wegen zuzuſtellen“ 
— iſt durch 8 553 a Abſ. 2 erſetzt. Inhaltlich ſagen die beiden 
Vorſchriften dasſelbe, diejenige der Novelle iſt nur eine Nach⸗ 
ahmung derjenigen des § 7. 

Abſ. 2 Satz 2 des § 7: „Erklärt es ſich für zuſtändig, 
fo iſt der Termin zur mimdlichen Verhandlung von Amts wegen 
zu beſtimmen und den Parteien bekannt zu machen“ — und 
Abſ. 3 Satz 2: „Der Termin zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Reichsgericht iſt von Amts wegen zu beſtimmen und 
den Parteien bekannt zu machen“, ſowie Abf. 4: „Die Friſt⸗ 
beſtimmungen in den 88 517 (jetzt 555), 519 (jet teilweiſe 556 
Satz 3) bemeſſen ſich nach dem Zeitpunkt der Bekanntmachung 
des Termins zur mündlichen Verhandlung an den Reviſions⸗ 
beklagten“ — find durch den § 555 der Novelleerſetzt worden. 

An Stelle des 8 8 Abſ. 2 find die 88 553 a Abi. 2 
Satz 1, 555 und 556 Abſ. 2 Satz 3 der Novelle getreten. 

Wie erwähnt, iſt nach S 7 eine Abſchrift der Reviſions⸗ 
ſchrift der Gegenpartei zuzustellen. Dieſe Abſchrift war bisher 
von der Gerichtsſchreiberei des Oberſten Landesgerichts zu be⸗ 
glaubigen. Vergl. Urteil des BayObs G., Seuff Bl. 62, 46. 

Von mm ab genügt die durch den Parteianwalt 
beglaubigte Abſchrift. 8 553 a Abſ. 2 der Novelle. 

Die gegenteilige Meinung, welche die 88 7 und 8 
unverändert fortbeſtehen läßt, überſieht, daß es die Abſicht des 
Geſetzgebers der Novelle iſt, das bisher für Bayern allein wirkſame 
Verfahren bezüglich der Einlegung der Reviſion im allgemeinen 
für das ganze Reichsgebiet einzuführen, und daß ſinngemäß neben 
dieſen nunmehr allgemein gültigen Grundſätzen nur diejenigen 
Ausnahmen in 8 7 und 8 weiter beſtehen können und ſollen, 
die ſich lediglich aus der Vorſchrift ergeben, daß Reviſionen 
gegen Urteile, die in einem Bundesſtaate mit einem oberſten 
Landesgerichte erlaſſen worden ſind, bei dieſem eingereicht werden. 

Völlig unhaltbar iſt Kaiſers Meinung, daß die nach Ein⸗ 
reichung der Reviſionsſchrift beim oberſten Landesgericht 
erforderlichen weiteren Schriftſätze (Reviſionsbegründungsſchrift⸗ 
ſätze und Reviſionsanſchließungsſchriftſätze) bis zur Entſcheidung 
der Frage, ob ſich das oberſte Landesgericht für zuſtändig oder 
unzuſtändig erklärt hat, bei dem zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits berufenen Reviſionsgericht einzureichen 
ſeien. Er begründet dies damit, daß der Beſchluß des oberſten 
Landesgerichtes nur deklaratoriſche, keine rechtserzeugende 
Wirkung habe, und unter Reviſionsgericht im Sinne des 
8 554 ZPO. nur das zur Verhandlung und Entſcheidung des 
Rechtsſtreits berufene zu verſtehen ſei. 

Dieſe Meinung iſt in der Praxis gar nicht durchführbar 
und birgt die ſchwerſten Gefahren für das rechtfuchende 
Publikum. Denn ſie mutet dem Reviſionskläger zu, der Ent⸗ 
ſcheidung des oberſten Landesgerichtes, ob es oder das Reichs⸗ 
gericht zuſtändig ſei, vorzugreifen, und eröffnet eine gewiß nicht 
angenehme Ausſicht auf Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem 
oberſten Landesgerichte und dem Reichsgerichte. 
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en in für bie ntffeibung der gegenwärtigen Fa: gm 
gleichgültig, ob der Beſchluß des oberſten Landesgerichtes über 
die Zuſtändigkeit deklaratoriſche oder rechtserzeugende Wirkung 
hat. In Wirklichkeit hat er deklaratoriſche Bedeutung, er beruht 
lediglich auf einer Offizial prüfung der Zuſtändigkeits frage. 

Ebenſo gleichgültig iſt auch die richtige Meinung Kaiſerz, 
daß die Novelle unter Neviſionsgericht das zur Verhandlung 
und Entſcheidung des Rechtsſtreits berufene Gericht verſtehe. 
Denn das Reviſionsgericht des 8 554 — Einreichung der 
Reviſions begründung beim Reviſionsgerichte — iſt das gleiche 
wie dasjenige des 8 553. Dieſer beſtimmt, daß die Einlegung 
der Reviſion durch Eimreichung der Reviſtonsſchrift beim 
Reviſionsgerichte erfolgt. Hiervon begründet 8 7 830. 
eine Ausnahme, indem er vorſchreibt, daß dieſe Einreichung 
beim oberſten Landesgerichte erfolgen müſſe. Der geiehgebe 
riſche Gedanke dieſer Ausnahmevorſchrift iſt gerade der, der 
Partei, die Reviſion einlegen will, die Prüfung der Frage, 
welches Gericht zuſtändig ſei, zu erſparen und ſie vor den 
Gefahren einer falſchen Beantwortung dieſer Frage zu ſichern. 


IE 14. 1906. 


Das Reichsgericht wird zufolge dieſer Einrichtung mit der 


Reviſion erſt dann befaßt, wenn ſich das oberſte Landesgericht 
für unzuſtändig erklärt und ihm die Prozeßakten überſendet hat. 

Vernünftigerweiſe müſſen ſich daher alle Prozeßhand⸗ 
lungen bis zu dem Zeitpunkt der Entſcheidung über die Zu⸗ 
ſtändigkeitsfrage vor demjenigen Gerichte abſpielen, bei welchem 
die Reviſionsſchrift eingereicht worden iſt. Da während der 
Dauer dieſes Schwebezuſtandes die Friſten für die Einreichung 
der Reviſionsbegründung und der Reviſionsanſchließung laufen 
und der Gedanke des 8 7 des EG ZPO., daß während dieſer 
Zeit die Zuſtändigkeits frage einzig und allein der Entſchei⸗ 
dung des oberſten Landesgerichts unterliege, durch die Novelle 
nicht im geringſten geändert worden iſt, ſo iſt auch das oberſte 
Landesgericht einzig und allein für die Entgegennahme der er⸗ 
wähnten Schriſtſatze zuſtändig. Dieſe find auch infolange Be⸗ 
ſtandteile der Prozeßakten, die vom oberſten Landesgerichte dem 
Reichsgerichte überſchickt werden. 

Wenn der formaliſtiſche Standpunkt Kaifers richtig wäre, 
ſo müßten auch der Nachweis der Urteilszuſtellung und die für 
die Gegenpartei erforderlichen beglaubigten Abſchriften (5 553 2) 
dem Reviſionsgerichte, d. h. demjenigen Gerichte, das zur Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits berufen iſt, eingeſendet werden. Der 
Gedanke des § 7, daß als Stelle für die Einreichung des 
Reviſionsſchriftſatzes das oberſte Landesgericht zu gelten habe 
und das Reichsgericht erſt nach Ueberſendung der Prozeßaften 
an es in Wirkſamkeit trete, hat durch die Einführung des 
ſchriftförmlichen und befrifteten Begründungszwanges und durch 
ähnliche Beſtimmungen für die Reviſionsanſchließung auch nicht 
die geringſte Anderung erfahren. 

Danach ergibt ſich folgendes Bild von der Wirkung der 
Novelle auf Bayern: 

Die Revifionseinlegung gegen Urteile Baperifcher Ober 
landesgerichte geſchieht beim oberſten Landesgerichte in München 
und zwar durch eine den neuen Vorſchriften entſprechende 
Reviſionsſchrift, welcher Urteilsabſchrift oder ⸗Aus fertigung 
und Zuſtellungsnachweis ſowie die für die Gegenpartei 
erforderlichen beglaubigten Abſchriften der Reviſionsſchrift an⸗ 
gefügt werden ſollen. 
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So lange das oberſte Landesgericht ſich nicht für uns 
zuſtändig erklärt hat, find Neviſionsbegründungs⸗ und Reviſions⸗ 
anſchließungsſchriftſätze bei dieſem Gerichte einzureichen. Erſt 
wenn es ſich für unzuſtändig erklärt hat, ſteht feſt, daß gemäß 
8 554 das Reichsgericht das Reviſionsgericht iſt, bei welchem 
dann die Parteien von Bekanntgabe des Unzuſtändigkeits⸗ 
beſchluſſes an, auch wenn ihm die Akten noch nicht überſchickt 
ſind, obige Schriftſätze einzureichen haben. 

Nur dieſe Bekanntgabe, nicht das Datum des Zuſtändigkeits⸗ 
beſchluſſes kann maßgebend ſein, da der letztere in nicht öffentlicher 
Sitzung gefaßt wird und demnach die allgemeinen Grundſätze 
der ZPO. Plat greifen. 

Bis zur Bekanntgabe der Entſcheidung des oberſten Landes⸗ 
gerichtes über die Zuſtändigkeit können alle dieſe Schriftſätze 
von jedem bei einem deutſchen Amts⸗, Land⸗, Oberlandes⸗ oder 
oberſten Landesgerichte zugelaſſenen Rechtsanwalte gezeichnet 
werden. Das Gleiche trifft für die übrige Vertretung während 
der Schwebezeit zu. 

Iſt die Zuſtändigkeit entſchieden, ſo erliſcht die Vertretungs⸗ 
fähigkeit eines beim Reviſionsgerichte nicht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwaltes. Erklärt ſich das oberſte Landesgericht für zuſtändig, 
ſo kann jede fernere Vertretungsverhandlung, beſonders auch 
die Unterzeichnung der Reviſionsbegründungs⸗ und Anſchluß⸗ 
reviſionsſchriftſätze nur ein bei ihm zugelaſſener Rechtsanwalt 
vornehmen 


Erklärt das oberſte Landesgericht ſich für unzuſtändig, ſo 
ſteht dieſe Fähigkeit nur einem beim Reichsgerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalte zu. 

Die von Amts wegen zu betätigenden Zuſtellungen der 
Reviſionsſchrift, Reviſionsbegründung und Anſchlußreviſion 
haben bis zur Entſcheidung der Zuſtändigkeit durch das oberſte 
Landesgericht zu erfolgen. 

Die erſte Aufgabe des oberſten Landesgerichtes iſt demnach 
die Prüfung ſeiner Zuſtändigkeit. 

Hält es ſich für zuſtändig, ſo kann es damit das Vor⸗ 
verfahren über die Statthaftigkeit ſowie Form⸗ und Friſt⸗ 
gerechtigkeit der Reviſion und Anſchlußreviſion verbinden. 

Erklärt es ſich für unzuſtändig, ſo ſteht dieſes Vorverfahren 
einzig und allein dem Reichsgerichte zu. Die von Kaiſer unter 
Ziffer 1 hervorgehobene mögliche Meinung, daß dieſes Prüfungs⸗ 
vorverfahren auf alle Fälle dem oberſten Landesgerichte zu⸗ 
gewieſen ſei, läßt ſich mit irgend einem ernſthaften Grunde 
nicht verteidigen. Denn die Tätigkeit des oberſten Landes⸗ 
gerichtes geht nicht weiter, als fie im 5 7 und 8 beſtimmt iſt. 

Erklärt es ſich, wie es im 8 7 EG ZPO. heißt, für 
unzuſtändig, weil das Reichsgericht zuſtändig iſt, ſo ſind dem 
letzteren die Prozeßakten zu überſenden. Das Prüfungsvor⸗ 
verfahren hat mit der Zuſtändigkeitsfrage nichts mehr zu tun, 
ſondern iſt Beſtandteil derjenigen Tätigkeit, die einzig und 
allein der Macht des Reviſionsgerichts, d. h. dem zur Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung des Rechtsſtreits ſelber berufenen 
Gerichte unterſteht. 

Auch der Antrag auf Wiedereinſetzung gegen den Ab⸗ 
lauf der Reviſionsfriſt ift gleichfalls beim oberſten 5 
einreichen, da der Antrag nach 8 236 Ziffer 3 ZPO. die 
Nachholung der versäumten Prozeßhandlung, alſo der Reviſions⸗ 
einlegung enthalten muB. 
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Auch in dieſem Falle läuft die Reviſionsbegründungsfriſt 
während der Schwebezeit. Das oberſte Landesgericht hat ſich 
zunächſt auf die Zuſtändigkeitsfrage zu beſchränken. Bis zur 
Entſcheidung und Bekanntgabe der Zuſtändigkeit gelten für alle 
bis dahin in Betracht kommenden Prozeßhandlungen die bis⸗ 
herigen Ausführungen. 

Darin ſtimme ich Kaiſer bei, daß es ſich aus praktiſchen 
Gründen empfiehlt, mit dem Reviſionsſchriftſatze, der bei dem 
Bay Obs. eingereicht wird, ſofort die Reviſionsbegründung zu 
verbinden. Es gibt aber auch noch einen anderen Notbehelf, 
nämlich die Einreichung des Reviſionsbegründungs⸗ oder 
Reviſionsanſchließungsſchriftſatzes gleichzeitig beim oberſten 
Landesgerichte und beim Reichsgerichte. 

Dieſer Weg iſt aber nur gangbar, wenn die beim Reichs⸗ 
gericht eingereichten Schriftſätze von einem bei demſelben zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalte gezeichnet werden. Denn der 8 8 
EG ZPO., ſoweit er in der Beſtellung eines Rechtsanwalts 
einen größeren Spielraum läßt, bezieht ſich nur auf die Tätigkeit 
des Rechtsanwalts vor dem oberſten Landesgerichte. 


über die Einwirkung der Zivilprozeßnovelle vom 
5. Juni 1905 auf den Anſatz der Gerichtskoſten 
und Anwaltsgebühren. 
Von Geh. Kanzleirat im Reichsjuſtizamt Pfafferoth. 


Durch die bereits in Kraft getretene Zivilprozeßnovelle vom 
5. Juni 1905 (RGI. S. 536) hat außer dem Revifions⸗ 
verfahren auch das Beſchwerdeverfahren mehrere Anderungen 
erfahren, darunter eine, welche bezüglich ihrer Tragweite auf 
den Anſatz der Gerichtskoſten und Anwaltsgebühren einige 
Zweifel zu erwecken geeignet iſt. 

Während nämlich bisher die Prüfung der Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde allgemein dem Beſchwerdegerichte vorbehalten war, iſt 
nunmehr — zur Entlaſtung des Reichsgerichts — dieſe Prüfung 
bei Beſchwerden gegen die Entſcheidungen des Oberlandesgerichts 


dem letzteren Gericht durch S 574 Abſ. 2 ZPO. übertragen. Ver⸗ 


wirft dasſelbe die Beſchwerde als unzuläſſig, ſo iſt damit die Sache 
an ſich abgetan und, ſofern der Beſchwerdeführer ſich dabei beruhigt, 
wird das Reichsgericht) mit der Sache überhaupt nicht befaßt. 
Um den Oberlandesgerichten eine ſolche Vorentſcheidung in allen 
Fällen zu ermöglichen, iſt durch die Prozeßnovelle (5 569 Abſ. 1, 
5 577 Abſ. 2 Satz 2) angeordnet, daß die Beſchwerde auch in 
dringenden Fallen nicht unmittelbar beim Reichsgericht eingelegt 
werden darf. An das Reichsgericht kann die Sache alſo immer 
erſt dann gelangen, wenn der Beſchwerdeführer den durch die 
Prozeßnovelle weiter vorgezeichneten neuen, eigenartigen Weg 
beſchreitet. Im Falle der Abweiſung durch das Oberlandesgericht 
ſteht dem Beſchwerdeführer nämlich frei, binnen einer Notfriſt 
von einer Woche nach Zuſtellung des Beſchluſſes des Oberlandes⸗ 
gerichts „auf die Entſcheiduug des Beſchwerdegerichts anzutragen“. 
In dieſem Falle find denn auch die Akten dem Reichsgericht 


) Was hier vom Reichsgericht geſagt iſt, gilt gleicherweiſe 
auch vom Bayeriſchen Oberſten Landesgericht in München, nur daß bei 
dieſem die Staatslaſſe und nicht die Reichskaſſe in Frage kommt. 
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zu überſenden. Das Reichsgericht kann alsdann die Vorent- 
ſcheidung des Oberlandesgerichts beſtätigen oder dieſelbe aufheben 
und die Beſchwerde für begründet erklären oder als unbegründet 
abweiſen. 

Die Prozeßnovelle vom 5. Juni 1905 hat nun mit der 
Abänderung der Zivilprozeß ordnung nicht auch zugleich eine 
Anderung der auf das Beſchwerdeverfahren bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen des Gerichts koſtengeſetzes und der Anwaltsgebühren ⸗ 
ordnung vorgenommen; in der Begründung des Entwurfs der 
Novelle iſt hierüber ebenſowenig eine Bemerkung enthalten. 

Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz beſteuert durch 8 45 das 
Beſchwerdeverfahren in der Weiſe, daß / der Gebühr des 8 8 
erhoben werden für die Entſcheidung, einſchließlich des vorange⸗ 
gangenen Verfahrens, in der Beſchwerdeinſtanz, ſoweit die Be⸗ 
ſchwerde als unzuläffig verworfen oder zurückgewieſen wird oder 
die Koſten des Verfahrens einem Gegner zur Laſt fallen. 
Inſoweit dies nicht der Fall iſt, werden Gebühren nicht erhoben. 

Bisher konnte im Beſchwerdeverfahren gegen Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte nur ſeitens des Reichsgerichts eine 
gebührenpflichtige Entſcheidung ergehen. Das Gericht oder der 
Vorfitzende, deſſen Entſcheidung angefochten wird, konnten zwar 
nach § 571 ZPO. der für begründet erachteten Beſchwerde 
abhelfen, wodurch ſich die Abgabe der Beſchwerde an das 
Beſchwerdegericht erübrigte; dieſe Abhilfe veranlaßte aber keine 
gebührenpflichtige Entſcheidung im Beſchwerdeverfahren, ſo daß bei 
folder Erledigung der Sache 8 45 GͤKG. überhaupt nicht 
anwendbar wurde. Anders nach dem neuen Verfahren. 
Nunmehr kann die Angelegenheit ſchon durch eine die Beſchwerde 
abweiſende Entſcheidung des Oberlandesgerichts endgültig erledigt 
werden. Dieſe Entſcheidung iſt damit unzweifelhaft als ſolche 
zu erachten, welche die Erhebung der Gebühr des 8 45 GKG. 
bedingt. Der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift kann auch der 
Umſtand nicht im Wege ftehen, daß hier nicht eine Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts vorliegt, die § 45 freilich wohl in erfter Linie 
im Auge hat; denn die Vorſchrift ſpricht nach ihrer Faſſung 
ganz allgemein von der Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz, 
wozu doch offenbar diejenige Entſcheidung, welche auf Grund 
des Geſetzes die Beſchwerde, wenn auch nur als unzuläffig, 
abweiſt, zu rechnen iſt. 

In dem vorgedachten Falle, der das Reichsgericht unberührt 
läßt, wird allerdings die Gebühr nicht zur Reichs kaſſe fließen 
koͤnnen, vielmehr zur Staatskaſſe zu vereinnahmen ſein. 

Ergeht nun auf Antrag des abgewieſenen Beſchwerdeführers, 
der neuen Verfahrensvorſchrift entſprechend, nachträglich noch 
eine Entſcheidung des Reichsgerichts, ſo wird mit dieſer, ſofern 
ſie die vorausgegangene oberlandesgerichtliche Entſcheidung be⸗ 
ſtätigt oder die Beſchwerde anderweit zurückweiſt oder ſofern 
die Koſten des Verfahrens einem Gegner zur Laſt fallen, eben⸗ 
falls die Vorausſetzung des § 45 GKG. erfüllt, alſo die Gebühr 
des 8 45 erwachſen können. Denn daß der infolge des Antrags 
auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts erlaſſene Beſchluß des 
Reichsgerichts auch im Sinne des § 45 GKG. nur als Ent⸗ 
ſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz gelten kann, dürfte außer 
Zweifel ſtehen. Würde ſich das neueingeführte, weitere Verfahren 
nicht mehr als Teil des Beſchwerdeverfahrens, ſondern als ein 
davon verſchiedenes, eigenartiges Verfahren kennzeichnen, dann 
koͤnnte allerdings eine Gebühr überhaupt nicht dafür zum 
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Anſatze kommen, da Abſ. 2 des 8 45 hierauf nicht auwendbar 
wäre und es im übrigen an einer das beſondere Verfahren 
treffenden Vorſchrift des GKG. fehlen würde. Daß dem aber 
nicht ſo iſt, vielmehr das neueingeführte Verfahren, welches ſich 
dem Antrag auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts anſchließt, 
als Fortſetzung der Beſchwerdeinſtanz 9 8 iſt, ergibt ſich 
klar aus der Begründung des Entwurfs der n 
welche folgendes ausführt: 

„Da der Beſchwerdeführer durch den Antrag (auf Ent- 
ſcheidung des Beſchwerdegerichts) lediglich zu erkennen 
gibt, daß er die Beſchwerde aufrecht erhalte, folgt der 
Antrag, ſoweit nicht der Satz 2 des 8 574 Abf. 2 ein 
anderes beſtimmt, den Regeln über die Beſchwerde; 
er iſt mithin bei demſelben Gericht und in denſelben 
Formen wie die Beſchwerde anzubringen.“ 

Es wirft ſich nun die Frage auf, ob durch die für die 
Entſcheidung des Reichsgerichts anzufegende Gebühr aus 5 45 
GKG. die mit der Vorentſcheidung des Oberlandesgerichts 
erwachſene Gebühr abſorbiert wird, oder ob beide Gebühren 
nebeneinander, die eine für die Reichskaſſe, die andere für die 
Staatskaſſe zu erheben find. 

Für letzteres könnte ſprechen, daß im Falle der Nicht · 
anfechtung der Entſcheidung des Oberlandesgerichts mit dieſer 
das Beſchwerdeverfahren völlig abgeſchloſſen iſt und daß mit 
dem Antrag auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts ein neuer 
Rechtsgang beſchritten wird, welcher gewiflermaßen mit der 
Wirkung einer weiteren Beſchwerde in höherer Inſtanz die 
Nachprüfung einer ſonſt endgültigen Entſcheidung der Vorinſtanz 
bezweckt, fo daß alſo zwei Inftanzen zur entſcheidenden Tätigkeit 
gelangen. 

Überwiegende Gründe dürften jedoch eine Beantwortung 
obiger Frage in erſterem Sinne rechtfertigen. 

Wenn § 45 die Beſchwerdegebühr „für die Entſcheidung, 
einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, in der Beſchwerde 
inſtanz“ vorfieht, fo konnten allerdings bisher mit dem voran- 
gegangenen Verfahren hauptſächlich wohl nur die im § 572 
ZPO. angeführten gerichtlichen Anordnungen gemeint fein. 
Mit dem Wortlaute des 845 GKG. wird es gleichwohl völlig 
vereinbar ſein, ſofern man als Entſcheidung in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz, d. h. Eniſcheidung auf die Beſchwerde, hier gemäß obiger 
Ausführung den Beſchluß des Reichsgerichts anſieht, die damit 
ausgeſchaltete und erledigte Vorentſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts dem der Entſcheidung des Reichsgerichts in der 
Beſchwerdeinſtanz vorangegangenen Verfahren hinzuzuzählen. 
Entweder wird die Vorentſcheidung durch den endgültigen Be⸗ 
ſchluß beſtätigt und ſomit in die neue Entſcheidung aufgenommen 
oder fie wird aufgehoben, wobei eine Zurückderweiſung an das 
Oberlandesgericht ausgefchloffen iſt. In beiden Fällen verliert 
alſo die Vorentſcheidung ihre Wirkung und ihre Selbſtändigkeit 
für den Koſtenanſatz und kann nur noch als Teil des voran⸗ 
gegangenen Verfahrens gelten. 

Ahnlich liegt die Sache für die Gerichtsgebühren, wenn bei 
Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil die Inſtanz fortgeſetzt wird 
und ein ferneres Endurteil ergeht, durch welches das Verſäumnis⸗ 
urteil erledigt wird. Hier iſt von dem Grundſatze des § 28 
GKGG., wonach in der Inſtanz nur eine einzige Entſcheidungs⸗ 
gebühr angeſetzt werden darf, aus Zweckmäßigkeitsgründen im 
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Hinblick auf die umfangreichere Inanſpruchnahme des Gerichts 
eine Ausnahme durch 8 32 Abſ. 2 getroffen. Daß die Prozeß⸗ 
novelle nicht einen ähnlichen Vorbehalt aufgenommen hat, dürfte 
im vorliegenden Falle dafür ſprechen, daß in der Beſchwerdeinſtanz, 
auch wenn zwei Entſcheidungen auf die Beſchwerde ergehen, doch 
ſtets nur einmal die Gebühr des § 45 zu erheben iſt. 

Bei dem ähnlich liegenden Falle des 8 66 Nr. 2 GKG. 
kommen andere Gefichtspunkte zur Geltung. 

Damit ein doppelter Gebührenanſatz vermieden wird, 
empfiehlt es ſich danach, beim Oberlandesgerichte zunächſt den 
Ablauf der vorgeſchriebenen Notfriſt abzuwarten und erſt, wenn 
feſtſteht, daß während dieſer Friſt ein Antrag auf Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts nicht eingegangen iſt, die Gebühr anzufegen- 

Eine gleichmäßige Anwendung des GKG. herbeizuführen, 
hat das Reichsgericht auch fortan in ſeiner Hand. Erſcheint 
vorſtehende Auffaffung zutreffend, fo kann denjenigen Ober⸗ 
landesgerichten gegenüber, die eine abweichende Aus legung be⸗ 
tätigen, damit Abhilfe geſchaffen werden, daß das Reichsgericht 
in ſeinen Beſchluß eine Beſtimmung über die Koſten aufnimmt, 
welche den Anſatz einer Beſchwerdegebühr für die oberlandes⸗ 
gerichtliche Vorentſcheidung ausſchließt. 

Ahnliche Zweifel, wie wegen der Gerichts gebühren, ruft die 
vorgenommene Anderung des Beſchwerdeverfahrens auch in ihrer 
Wirkſamkeit auf die Anwaltsgebühren hervor. 

Es kommt hier zunächſt in Frage, ob nicht neben der durch 
die Beſchwerdeſchrift erworbenen Prozeßgebühr noch eine weitere 


Gebühr für den Antrag auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 


zu beanſpruchen iſt. 

Die Frage wird zu verneinen fein. 

Der Anwalt erhält in der Beſchwerdeinſtanz gemäß 8 41 
RAG. ½0 der in den 88 13— 18 beſtimmten Gebühren, alſo, 
ſoweit die Vorausſetzungen zutreffen, der Prozeßgebühr wie auch 
der Verhandlungs- und Beweisgebühr, mit der Maßgabe jedoch, 
daß ihm in der Inſtanz der an eine Notfriſt nicht gebundenen 
Beſchwerde die Prozeßgebühr — auf die es ja meift wohl an⸗ 
kommen wird — nicht zuſteht, wenn er dieſelbe oder eine der 
in den 88 37—40 RAG. bezeichneten Gebühren in der Inſtanz, 
in welcher die angefochtene Entſcheidung ergangen iſt, ſchon zu 
beanſpruchen hat. Der Anſpruch auf die halbe Prozeßgebühr 
(d. h. Ya von ½ der Gebühr § 8) ſteht dem Anwalt hiernach 
jedenfalls ſchon zu, ſobald er den Auftrag nebft Information 
zur Einlegung der Beſchwerde erhalten und angenommen hat, 
der auf die volle Prozeßgebühr (d. h. /o des Satzes § 8), wenn 
er die Beſchwerdeſchrift dem Gericht eingereicht hat, wobei es 
ohne Belang iſt, ob demnächſt auf Grund des § 571 ZPD. der 
Beſchwerde durch das Gericht oder den Vorfitzenden, deren Ent⸗ 
ſcheidung angefochten iſt, abgeholfen wird, ſodaß ſich jedes 
weitere Verfahren erübrigt. Mit dieſer Prozeßgebühr iſt nun 
aber die ganze entſprechende Tätigkeit des Anwalts von dem 
Auftrage bis zur Beendigung der Beſchwerdeinſtanz, alſo ein⸗ 
ſchließlich aller ſonſtigen gefertigten Schriftſätze, vergütet. Denn 
wenn auch 8 41 RAG. nur von den in den 88 13 bis 18 
beſtimmten Gebühren ſpricht und dabei auf 8 29 RAGD. nicht 
ausdrücklich Bezug nimmt, ſo dürfte wohl in jener Ausdrucks⸗ 
weiſe des § 41 die Anordnung der Anwendbarkeit des 8 29 mit 
zu erblicken ſein. Daß das die ganze Anwaltsgebührenordnung 
grundſätzlich beherrſchende Bauſchgebührenſyſtem, wie es ins⸗ 
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beſondere durch die 88 29, 48, 49 zum beſtimmten Ausdrucke 
kommt, ausnahmsweiſe in der Anwendbarkeit auf § 41 ſollte 
ausgeſchloſſen fein, iſt kaum anzunehmen. Das Gegenteil ergibt 
ſich vielmehr ſchon aus dem Inhalte des Abſ. 2 des § 41, 
welcher vorſchreibt, wann in der Beſchwerdeinſtanz „die Prozeß ⸗ 
gebühr“ und nicht etwa „eine“ Prozeßgebühr dem Anwalte zuſteht. 

Mit Rückſicht darauf, daß der mehrerwähnte Antrag auf 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts nach obigen Ausführungen 
den Zweck verfolgt, die Beſchwerdeinſtanz fortzuſetzen, kann dieſer 
Antrag, wenn er auch als ein Rechtsbehelf erſcheint, durch den 
ein höheres Gericht zur Prüfung einer Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz in einer beſonderen Verfahrensart angerufen wird, für 
die Anwaltsgebühren doch immer nur als ein in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz geſtellter Antrag gelten, der ſonach eine beſondere Ver⸗ 
gütung neben der für die Beſchwerdeſchrift bereits verdienten 
Prozeßgebühr nicht im Gefolge haben kann. 

Selbſtredend wird dagegen, wenn der Anwalt, welcher die 
Beſchwerdeſchrift gefertigt hat, ausſcheidet, der neue Anwalt, 
welcher den Antrag auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
ſtellt, auch für ſich damit den Anſpruch auf die Prozeßgebühr 
aus 8 41 erwerben. 

Ferner konnte noch darüber Zweifel entftehen, ob nicht etwa 
in dem Falle, daß gemäß der Vorſchrift des 8 41 Abſ. 2 die 
Prozeßgebühr für die Beſchwerde deshalb nicht beanſprucht werden 
kann, weil nur eine nicht an eine Notfriſt gebundene Beſchwerde 
vorliegt, wenigſtens für den Antrag auf Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts laut 5 574 im Hinblick darauf, daß für ihn 
eine Notfriſt vorgeſchrieben iſt, die Prozeßgebühr zu liquidieren 
bleibe. Aber auch in dieſer Hinſicht wird man nur zur Ver⸗ 
neinung der Frage kommen können. Denn dadurch, daß der die 
Fortſetzung des Beſchwerdeverfahrens ermöglichende Antrag binnen 
einer Notfriſt von einer Woche geſtellt werden muß, wird der 
Umſtand nicht beſeitigt, daß das Verfahren ſelbſt durch eine an 
eine Notfriſt nicht gebundene Beſchwerde veranlaßt war, womit 
nach § 41 Abſ. 2 jeder Anſpruch auf die Prozeßgebühr während 
der ganzen Beſchwerdeinſtanz ausgeſchloſſen iſt. 


Nochmals die Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht.“ 
Von Rechtsanwalt Hallensleben, Berlin. 


In Nr. 10 S. 309 ff. dieſer Zeitſchrift hat, man kann es 
dem Verfaſſer zugeſtehen, endlich ein Vertreter der Rechts⸗ 
anwaltſchaft am Reichsgericht, Dr. Schall, das Wort genommen, 
um die in letzter Zeit in der Offentlichkeit über die Mißſtände 
innerhalb dieſer Körperſchaft erſchienenen Erörterungen einer 
kritiſchen Abwehr zu unterziehen. Der Herr Verfaſſer hat 
ſeiner Entgegnung lediglich einen vom Juſtizrat Stranz ver⸗ 
öffentlichen Vortrag zugrunde gelegt und ſo ſeinen Ausführungen 
eine weſentlich perſönliche Spitze gegeben. Der Vortrag des 
Juſtizrats Stranz iſt in der Novemberverſammlung des Berliner 
Anwaltvereins gehalten, derſelbe hat die lebhafteſte Zuſtimmung 
der Verſammlung gefunden, und der Vorſtand des genannten 


) Die Erörterung der oben behandelten Frage, losgelöſt von 
der Geſamtgeſtaltung des Rechtsmittels der Reviſion, kann zu einem 
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422 


Vereins hat, ohne jede einzelne Ausführung des Vortrags ſich 
zu eigen zu machen, die Darlegungen desſelben für ſo weſentliche 
und beachtenswerte gehalten, daß er den Vortrag mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vortragenden einer dem Reichsjuſtizamt ein⸗ 
geſandten Reſolution als Material beigefügt hat. 

Die Auslaſſungen des Stranzſchen Vortrages haben damit, 
von Einzelheiten abgeſehen, in ihrer Tendenz eine über die 
Anſicht eines einzelnen hinausgehende Bedeutung erlangt, und 
dies rechtfertigt es wohl, wenn in nachfolgenden Zeilen eine 
Nachprüfung verſucht wird, inwieweit es Schall gelungen iſt, 
die Behauptung Stranz' zu widerlegen, daß die Inſtitution der 
Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht umzuſchaffen ſei, weil fie 
Mißſtände gezeitigt, an deren Beſeitigung nicht etwa nur die 
Berliner Anwaltſchaft, wie Schall anzunehmen ſcheint, ſondern 
das geſamte rechtsſuchende Publikum ein berechtigtes Intereſſe hat. 

Ich möchte vorausſchicken, daß es nachſtehend tunlichſt 
vermieden werden ſoll, auf die perſönliche Seite einzugehen, 
obwohl der Schallſche Artikel in ſeiner Schärfe dazu reichliche 
Veranlaſſung böte. Ich glaube der Sache, deren Wichtigkeit 
weit über ein Berliner Lokalintereſſe hinausgeht, damit am 
beſten zu dieſen. 

Wer als praktiſcher Juriſt dem rechtsſuchenden Publikum 
dient, und wem eine Reihe von Jahren an Erfahrungen zur 
Seite ſteht, der weiß, daß die Beſchwerden über die Ver⸗ 
hältniſſe in der Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht nicht etwas 
Neues ſind, das erſt in den letzten Monaten in Erſcheinung 
getreten iſt. Seit Jahren konnte der, der das Vertrauen einer 
größeren Klientel beſaß, aus den Kreiſen des Publikums, und 
wer ein offenes Ohr für die Außerungen der Kollegenſchaft 
hatte, aus dieſer, wenigſtens in Berlin, — und ſchließlich wird 
man doch nicht behaupten können, daß die Reichshauptſtadt ein 
für derartige Beobachtungen ungeeigneter Platz ſei — häufig 
den Ausdruck der lebhaften Mißſtimmung hören. Die Er⸗ 
örterungen in der Berliner Preſſe, die Entſchließung des Vor: 
ſtandes des Berliner Anwaltvereins, dieſen Gegenſtand auf die 
Tagesordnung einer Vereinsſitzung zu ſetzen und ſchließlich das 
im Stranzſchen Vortrag zuſammengetragene Material, dies 
alles iſt nur eine Folgeerſcheinung des jahrelangen Mißbehagens, 
all dies iſt nur hervorgegangen aus dem Gedanken, daß es die 
Wichtigkeit der Angelegenheit rechtfertigt, öffentlich zu unter⸗ 
ſuchen, ob die immer zahlreicher erhobenen Beſchwerden begründet 
und eventuell, wo die Gründe der vorhandenen Mißſtände 
liegen, um durch deren Behebung dem Übelſtand abzuhelfen. 

Stranz hatte in ſeinem Vortrage die prinzipielle Frage 
behandelt, ob die heutige Organiſation den Erforderniſſen ge⸗ 
recht werde; Schall hat die prinzipielle Seite völlig ausgeſchaltet 
und lediglich den zweiten Teil des Vortrags behandelt. Es 
iſt dadurch das Niveau der Behandlung heruntergeſetzt. Da 
wir aber lediglich die Erörterung Schalls zum Gegenſtand 
der Nachprüfung machen wollen, ſo bleibt auch für uns im 
weſentlichen nur die Frage der hervorgetretenen Mißſtände zu 
beſprechen. 

Stranz hatte im zweiten Teil ſeines Vortrages als die 
weſentlichſten zutage getretenen Nbelftände in der Reichsgerichts⸗ 
anwaltſchaft die mangelnde ſchriftliche Vorbereitung 
der Sachen ſeitens der Rechtsanwaltſchaft des Reichsgerichts, 
die Nichtbeantwortung der Reviſionsbegründung und die Ver⸗ 
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ſpätung dieſer ſelbſt; und ſodann die rigoroſe Ablehnung 
übertragener Mandate angeführt. Was antwortet nun 
Schall? Die erſte Tatſache, die mangelnde ſchriftliche Vor⸗ 
bereitung geſteht er ohne weiteres zu! Die Nichtbeantwortung 
der Reviſionsbegründung iſt ihm durch „uralte Überlieferung“ 
aus den Zeiten des Obertribunals geheiligt und die Verſpätung 
der Reviſionsbegründung, die er ſelbſt lebhaft beklagt, wälzt er 
auf die Schultern der Inſtanzanwälte, die zu ſpät die Hand⸗ 
akten überſendeten. An die Spitze ſeiner Entgegnung auf die 
Stranzſche Bemängelung ſtellt er aber die Behauptung, Stranz 
verkenne die Tätigkeit des Reichsgerichtsanwalts, das Reichs⸗ 
gericht erwarte vom Anwalt kein richterliches Votum, ſondern 
eine Reviſionsbegründung und einen Vortrag, deren Würze 
Kürze ſei. 

Ja, iſt auch nur einer dieſer Sätze geeignet den gerügten 
Abelſtänden ihren ſchädlichen Charakter zu nehmen? Durch 
Ehrwürdigkeit und Alter wird ein Mißſtand nicht beſſer; hat 
beim Obertribunal ſchon die Übung beſtanden, daß der Beklagte 
nicht ſchriftlich erwiderte, jo hat ſich eben der Ubelſtand wie 
eine ererbte Krankheit fortgepflanzt, und mit um ſo größerer 
Energie ſollte deſſen Beſeitigung gefordert werden. Denn daß 
es fehlerhaft iſt, wenn der Reviſionsbeklagte die Verfechtung 
ſeiner Intereſſen lediglich der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
behält, ſeine ſchriftliche Verteidigung aber allein dem an⸗ 
gegriffenen Urteil zweiter Inſtanz überläßt, das erſcheint, ſelbſt 
wenn man den mündlichen Vortrag noch ſo hoch einſchätzt, für 
jeden unbefangenen Beurteiler klar. So einfach liegen doch 
die der Judikatur des Reichsgerichts unterbreiteten Fälle nur 
ſelten, daß es genügen könnte, die Gründe des Vorderrichters 
vorzutragen. Ausſichtsloſe Sachen pflegt ja der Anwalt am 
Reichsgericht abzulehnen; es wird darnach die Möglichkeit, daß 
dieſer oder jener Angriff des Reviſionsklägers durchdringe, 
ausnahmslos gegeben ſein, und da erſcheint es gerade mit 
Rückſicht darauf, daß das Reichsgericht die letzte Inſtanz und 
ein nicht zur Erörterung geſtellter Geſichtspunkt für immer 
verloren ſein könnte, als das pflichtgemäße Erfordernis ſorg⸗ 
fältiger Vorbereitung, daß auch der Reviſionsbeklagte ſeinen 
Standpunkt ſchriftlich darlege, mag dies nun durch weiteren 
Ausbau und Unterſtützung der Gründe des Vorderrichters oder 
Hervorhebung neuer und unterſtützender Momente geſchehen. 
Es iſt ein berechtigtes Erfordernis, daß dies, von den wenigen 
abſolut klarliegenden Tatbeſtänden abgeſehen, auch da geſchehe, 
wo der Anwalt die Gründe des Vorderrichters für zweifelsfrei 
hält. Denn der Anwalt iſt eben nicht das Reichsgericht, er 
entſcheidet nicht und kann daher, auch bei größter Tüchtigkeit, 
nicht vorherſehen, ob das Reichsgericht nicht andere Geſichts⸗ 
punkte, als er, für erheblich erachtet. 

Daß aber der Anwalt des Revifionsbeklagten ſeine Auf⸗ 
gabe allein in der mündlichen Verhandlung erfüllen könne, 
muß füglich bezweifelt werden. Schon der Umftand allein, 
daß die hervorzuhebenden Geſichtspunkte dem Reichsgericht, 
wenn dies allein mündlich geſchieht, erſt unmittelbar vor der 
zu fällenden Entſcheidung unterbreitet werden, beraubt ſie der 
Möglichkeit der Berückſichtigung bei der Vorbereitung des Re 
ferenten und Vorſitzenden und damit ihres größten Werts. 

Ich finde aber den Hauptgrund für die Schallſche Auf⸗ 
faſſung, daß der Reviſions beklagte ſich ſchriftlich nicht zu äußern 
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habe, außer wenn ihm das Berufungsurteil unhaltbar erſcheine, 
in feiner Anſicht über die Stellung des Anwalts am Reichs⸗ 
gericht, die er, wie oben hervorgehoben, an die Spitze ſeiner 
Erörterungen ſtellt. Es muß im Gegenſatz zu Schall mit 
Stranz nachdrücklich betont werden, daß der Anwalt am Reichs⸗ 
gericht, genau wie der richterliche Referent, bei einer gründ⸗ 
lichen Erörterung der Sache dem Gericht das geſamte rechtliche 
Material, das für ſeine Auffaſſung ſpricht, zu unterbreiten hat, 
natürlich ſubjektiv vom Parteiſtandpunkt ausgehend. Es iſt 
nicht einzuſehen und findet in dem Geſetz keine Stütze, daß der 
Anwalt lediglich eine kurze Reviſionsbegründung und einen 
kurzen mündlichen Vortrag zu halten habe. Es muß be⸗ 
zweifelt werden, daß das Reichsgericht lediglich dies von den 
bei ihm tätigen Anwälten erwartet, und wenn es geſchähe, ſo 
dürfte es ſich auch hier wieder um einen durch die Übung ge⸗ 
heiligten Mißſtand handeln. Warum ſoll denn der Anwalt 
eine derartige beſchränkte Stellung einnehmen 7 Warum ſoll er 
nicht gleich dem Referenten eindringen in den geſamten Streitſtoff 
und das Ergebnis der Durcharbeitung dann dem erkennenden 
Gericht ſchriftlich unterbreiten, um ſo von ſeinem Standpunkt 
mitzuwirken als ein weſentlicher Faktor der Rechtſprechung? 
In dieſer grundſätzlich verſchiedenen Auffaſſung über die Stel⸗ 
lung des Anwalts ruht meines Erachtens die Verſchiedenheit 
der Stranzſchen und Schallſchen Anſicht über die mangelnde 
ſchriftliche Vorbereitung; daß der, dem das Wohl und Wehe 
des Anwaltsſtandes und des rechtſuchenden Publikums ans 
Herz gewachſen iſt, hier Stranz den Vorzug geben dürfte, 
erſcheint mir nicht zweifelhaft. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus wird man es auch nur 
billigen können, wenn ſtatt „der Reviſionsbegründung in Kürze“ 
eine ſolche tritt, die gleichwertig dem Votum des Referenten 
daſteht, die unter vollſtändiger Beherrſchung des Streit⸗ 
materials dem Gericht die Angriffspunkte darlegt. | 

Die Behauptung Schale, daß die von ihm zugegebene 
Verſpätung in der Begründung der Reviſion ihren weſentlichen 
Grund in dem Verſchulden des Inſtanzanwalts und ſeiner 
Partei hat, muß beſtritten werden. Gewiß kommen ſolche Fälle 
vor: peccatur extra et intra. Aber die Regel iſt es ficher 
nicht. Der Inſtanzanwalt iſt mit der Partei und ihren Intereſſen 
zu ſehr verwachſen, als daß er ſich nicht ſcheuen würde, dieſe 
durch Vorenthaltung der Akten um den letzten Rechtsbehelf oder 
doch um deſſen nötige Vorbereitung zu bringen. Daß die 
Partei ſelbſt dies nicht tun wird, iſt ohne weiteres klar. Es 
müſſen alſo andere Gründe ſein, die den Reichsgerichtsanwalt 
trotz ſeiner Tüchtigkeit und ſeines Fleißes, die ja auch von 
Stranz nicht mit einem Worte in Zweifel gezogen ſind, hindern, 
die Sache ſo gründlich und ſo frühzeitig vorzubereiten, wie es 
zweckdienlich wäre. Es mag hier übrigens noch darauf hin⸗ 
gewieſen fein, daß gerade dieſer Abelſtand gelegentlich der 
Verhandlungen im Reichstag über die Novelle zur ZPO. all» 
ſeitig anerkannt worden iſt und weſentlich zur Einführung des 
von Schall ſo lebhaft bedauerten Begründungszwangs geführt hat. 

Es bleibt noch zu erörtern, ob Schall den Vorwurf der 
rigoroſen Mandatsablehnung erfolgreich bekämpft; gerade dieſer 
Abelſtand wird von allen Seiten am ſchwerſten empfunden. 
Wer die Tragweite einer ſolchen Abfertigung des letzten Rechts⸗ 
behelfs in der Praxis kennt, wird mit mir einig ſein, daß 
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wenn hier ein Übelſtand wirklich beſteht, eine Abhilfe dringend 
erforderlich iſt. Was Stranz über dieſen Übelftand ausführt 
(S. 23, 24) iſt ſo aus der Praxis heraus geſchrieben, daß man 
mit Recht begierig ſein durfte zu hören, wie Schall ſich zu 
dieſem Punkte ſtellte, und was er, von dem man ja annehmen 
konnte, daß ihm reichliches Material zur Verfügung ſtand, zur 
Widerlegung der Stranzſchen Beſchwerde auszuführen hatte. 
Dem Leſer des Schallſchen Artikels, der erwartete, daß Schall 
zahlenmäßiges Material bringen oder ſachlich dieſen Vorwurf 

bekämpfen würde, wird eine Enttäuſchung nicht erſpart. Nichts 
von dem gibt uns Schall; er beſtreitet einfach, daß die Anwalt⸗ 
ſchaft ohne zwingende Gründe das Mandat wegen Erfolgloſigkeit 
ablehne, wirft Stranz vor, daß er im redneriſchen Eifer über 
das Ziel hinausgeſchoſſen, daß auch ſolche Fälle an den zehn 
Fingern abzuzählen ſeien, gibt aber zu, daß eine Statiſtik 
überhaupt nicht exiſtiere. Ich glaube nicht zuviel zu 
ſagen, daß Schall mit dieſer Deduktion wenig glücklich iſt. 
Daß es der Reichsgerichtsanwaltſchaft an gutem Willen nicht 
fehlt, und daß der Mißſtand der rigoroſen Ablehnung eine 
Folgeerſcheinung der jetzigen Organiſation iſt, wird allseitig 
anerkannt werden. Gegenüber den allſeitig empfundenen Miß⸗ 
ſtänden hätte aber eine andere Methode als ein bloßes Beſtreiten 
angewendet werden müſſen, wenn anders man dieſem Belang 
beimeſſen ſoll. Schall beruft ſich in erſter Linie auf das 
Abzählen an den zehn Fingern, anſcheinend bezieht ſich dieſe 
Beobachtung auf die kurze Zeitdauer, in der Schall beim 
Reichsgericht, wie er ſebſt im Eingang ſeiner Ausführung be⸗ 
tont, tätig iſt. Denn nach ſeinem eigenen Zeugnis exiſtiert 


irgend eine Statiſtik nicht. Dann wäre die Zahl 10 recht 


erheblich! Doch noch ein Argument führt Schall gegen die 
Stranzſche Behauptung der rigoroſen Ablehnung der Mandate 
ins Feld: es würden ja nachweisbar 77—81. Prozent der 
eingelegten Reviſionen zurückgewieſen, ein deutlicher Beweis, 
daß die Anwaltſchaft nicht zu ſtreng mit der Prüfung vorgehe. 
Könnte man nicht ebenſo gut ſagen: daß die Anwaltſchaft mit 
ihrer Vorprüfung keine glückliche Hand hat, ſieht man gerade 
daran, daß 77—81 Prozent der Sachen, die ſie als erfolgreich 
angenommen, verloren gehen? Wer ſagt uns denn, daß nicht 


gerade unter den abgelehnten Sachen viele waren, bei denen 
umgekehrt das Reichsgericht der für erfolglos gehaltenen 


Reviſionen ſtattgegeben hätte. Soviel ſteht jedenfalls feſt, daß 
mit derartigen Argumenten nicht die Behauptung widerlegt 
werden kann, es erfolge eine überhäufige Ablehnung von Man⸗ 
daten wegen Erfolgloſigkeit. Hätte die Anwaltſchaft beim Reichs⸗ 
gericht nicht den engeren Zuſammenhang mit der Anwaltſchaft 
im allgemeinen verloren, lebte ſie nicht abgeſchloſſen für ſich, 
ſie hätte längſt ſelbſt fühlen und hören müſſen, wie jeder 


Inſtanzanwalt unter dieſen formloſen Ablehnungen leidet, wie 


es das Publikum nicht verſtehen kann, warum der eine Mann, 
der eben doch auch Menſch, und deshalb nicht unfehlbar iſt, 


ihm die begehrte Entſcheidung des höchſten Gerichts vorenthalten 


darf, ohne daß es dagegen einen Rechtsbehelf gibt. Was 
Schall über die Möglichkeit ausführt, einen hoffnungsfreudigeren 
Vertreter zu finden, iſt für die weitaus meiſten Fälle 
graue Theorie. Hat eine Sache das unglückliche Schickſal er⸗ 
fahren, als ausſichtslos abgelehnt zu werden, ſo gehört ſchon 
ein beſonderer Aufwand von Beziehungen, Zeit und Mühen 
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dazu, bis es gelingt, einen zweiten Vertreter zu finden. Das 
wenigſtens iſt das Bild, das ſich uns Inſtanzanwälten zeigt. 
Und nun noch die Form, in welcher dieſe unerquickliche Ab⸗ 
lehnung eröffnet wird! Schall beſtreitet die Stranzſche Be⸗ 
ſchwerde, daß die Ablehnung häufig ohne nähere Begründung 
erfolge und gibt die Schuld daran, wenn es geſchähe, wieder 
dem Inſtanzanwalt, der entweder eine „offenbar nichtsnutzige“ 
Sache oder eine „verſpätete Sache“ ſchicke, ſtatt frühzeitig 
zunächſt um eine Begutachtung der Reviſionsausſichten zu er⸗ 
ſuchen. Wieder das bloße Beſtreiten. Die Berliner Praxis 
kennt Fälle, wo auch die frühzeitig überſandte Sache kategoriſch 
abgelehnt iſt, weil fie „ausſichtslos erſcheint“. Gewiß gibt es 
eine Reihe von Kollegen am Reichsgericht, die dieſen Brauch 
nicht teilen, der Verfaſſer kennt beiſpielsweiſe einen heut nicht 
mehr amtierenden Anwalt beim Reichsgericht, der trotz der 
Größe ſeiner Praxis regelmäßig ſeiner Entſcheidung eine ein⸗ 
gehende Begründung beizufügen pflegte. Das ſchließt aber nicht 
aus, das von anderen anders gehandelt wird. Wo gibt es 
ferner in wirklich nennenswerter Zahl Sachen, die man als 
„offenbar nichtsnutzig“ bezeichnen darf. Es ſind doch wohl 
höchſt ſeltene Ausnahmen, in denen ſich Parteien finden, die die 
großen Koſten der Reviſionsinſtanz blos aus Nichtsnutzigkeit 
aufwenden und dann noch einen Inſtanzanwalt finden, der ſie 
in dieſem Vorhaben unterſtützt. Derartige Sachen können kaum 
in Betracht kommen und es wäre beſſer, wenn einmal ſolch 
Fall vorliegt, dies in der Ablehnung klar zum Ausdruck zu 
bringen, als ſich der allgemeinen Floskel der Ausſichtsloſigkeit 
zu bedienen. Man wird jedenfalls dem Inſtanzanwalt, der die 
Sache von vornherein bearbeitet hat und ſich von der Reviſion 
Erfolg verſpricht, es nicht verargen dürfen, wenn er auch ohne 
die Anſicht des Reichsgerichtsanwalts zu hören, Auftrag zur 
Reviſion gibt. Daß aber der Rat Schalls frühzeitig eine Be⸗ 
gutachtung zu erbitten nicht hilft, das hat ſchon mancher Inſtanz⸗ 
anwalt erfahren. Um nur ein Beiſpiel zu nehmen, damit nicht 
der Vorwurf der Beweisloſigkeit erhoben wird, ſo liegt mir ein 
Fall vor, in dem der Auftrag zur Einlegung der Reviſion erteilt 
wurde mit der gleichzeitigen Bitte um Rückäußerung über die 
Ausſichten der Reviſion. Es erging darauf die Nachricht, daß 
die Reviſion eingelegt, und der Termin dann und dann anſtehe. 
Von da ab ſchwieg trotz Erinnerung des Sängers Höflichkeit. 
Die Anfrage, ob die Partei — es handelte ſich um einen ſchwer⸗ 
wiegenden Eheſcheidungsprozeß — zur Rückſprache erſcheinen 
dürfe, blieb gleichfalls unbeantwortet, bis die kurze Meldung 
erfolgte, die Reviſion ſei zurückgewieſen. Solche Erfahrungen 
ſind nicht geeignet, die Schallſchen Vorſchläge als gangbare 
Wege einer verbeſſerten Rechtspflege zu akzeptieren. 

Damit ſind im weſentlichen die Ausführungen Schalls über 
den objektiven Tatbeſtand der Ubelſtände erſchöpft. Niemand, 
der objektiv miſſt, wird, wenn er die Schallſchen Ausführungen 
lieſt, ſagen können, daß ſie geeignet erſcheinen, die behaupteten 
Ubelſtände zu widerlegen, oder ſoweit dieſe zugegeben werden, 
ihre Veranlaſſung auf andere Schultern zu wälzen. 

Es läßt ſich eben nicht aus der Welt ſchaffen, es ſind 
ſchwere Übelſtände vorhanden, durch Ableugnen oder Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe wird daran nichts geändert. Damit wäre 
die Prüfung, ob es Schall gelungen, die Stranzſche Anklage zu 
widerlegen, erſchöpft. 
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Die weitere Frage nach den Gründen der Mißſtände gehört 
bereits einem anderen Gebiete an, gerade mit Rückſicht auf die 
Wichtigkeit der Sache mag noch mit wenigen Worten auf das 
Gebiet übergegangen ſein. 

Sind Mängel vorhanden, ſo ſollte man jedem dankbar 
fein, der das Übel mit der Wurzel ausrotten will und daher den 
Sitz der Krankheit ſucht. Nichts erſcheint hier ſelbſtverſtändlicher, 
als den Ubelſtand in der Überlaſtung zu finden. Man braucht 
nur die Stranzſchen Zahlen (cfr. S. 7 ff. des Vortrags) zu 
leſen, ſich gegenwärtig zu halten, daß in jüngſter Zeit die 
Aberlaſtung der Richter trotz deren Vermehrung allſeitig aner⸗ 
kannt iſt, um zu dem Ergebnis zu gelangen, daß in der 
Beſchränkung der Zahl weſentlich das Übel liegt; aus ihr folgt 
die Mberlaftung, und fie wieder bildet die Urſache, warum die 
Anwaltſchaft beim Reichsgericht nicht das ſein kann, was ſie 
ſein ſollte, ein an der Rechtsſprechung bei jeder einzelnen Sache 
intenſiv mitwirkender Faktor des Rechtslebens. Daraus erklärt 
es ſich, daß der Anwalt beim Reichsgericht der einzelnen Sache 
nicht die Zeit widmen kann, welche eine gründliche Durch⸗ 
arbeitung und eine eingehende ſchriftliche Bearbeitung erfordert, 
daß er nicht zwiſchen den einzelnen Senaten vermittelnd die 
Rechtsſprechung fördert, ſondern lediglich der Mann iſt, von 
dem, wie Schall ſagt, das Reichsgericht eine kurze Reviſions⸗ 
begründung, einen kurzen Vortrag, vor allem aber keine 
Reviſionsbeantwortung erwartet. So, wie es heut liegt, kann 
der Anwalt dieſe Tätigkeit nicht leiſten, mag er ein „Herkules“ 
ſein; es wäre eine „Siſyphusarbeit,“ ein vergebliches Bemühen, 
denn 200 kontradiktoriſche Sachen ſo zu bearbeiten, iſt eben 
ein Unding. 

Was Stranz treffen wollte, war das Syſtem; dies 
muß geändert werden, wenn die Schäden behoben werden 
ſollen. 

Gänzlich fehl geht Schall, wenn er in der Stranzſchen 
Kritik perſönliche Angriffe gegen die derzeit am Reichsgericht 
tätigen Kollegen ſieht, ich glaube er unterſchätzt damit die ganze 
Bewegung erheblich. Die Perſon ſteht hier hors de concours. 
Es erſcheint daher auch nicht beſonders glücklich, wenn Schall 
zum Schluß ſeines Artikels eine Verteidigungsrede für die 
Reichsgerichtsanwaltſchaft gegenüber der Stranzſchen Bemerkung, 
daß ſich dieſelbe literariſch nicht überragend betätigt habe, hält. 
Bei Stranz war dieſe Beobachtung ein Kriterium dafür, daß 
die Beſchränkung der Zahl und die damit verbundene Überlaſtung 
ſchädlich auf die Intenſivität der Mitarbeit wirke: wie dies 
auf der praktiſchen Seite in den feſtgeſtellten Mißſtänden 
hervortrat, ſo äußerte es ſich in der Theorie in dem Mangel 
an überragenden Schriftwerken. Die von Schall gewählte 
Verteidigung dürfte aber fehlgehen, er bezieht ſich allein auf 
die gelegentlich einer beſonderen Feierlichkeit erfolgte Verleihung 
des Ehrendoktors, und auf die Tatſache, daß das Reichsgericht 
in ſeinem Urteile vielfach die Reviſionsſchriften und deren 
Geſichtspunkte erörtere. Als ob nicht jedes Urteil, ſelbſt das, 
was die Klage a limine als unbegründet abweiſt, die Klag⸗ 
ſchrift in bezug nimmt und deren Darlegung erörtert! Kein 
Inſtanzanwalt ſieht in dieſer Erwähnung die Anerkennung einer 
wiſſenſchaftlichen Leiſtung. 

Ich bin am Schluß meiner Erörterung. Ich faſſe dieſelbe 
dahin zuſammen: 


34. Jahrgang. 


Die Schwere der Mißſtände, deren Vorhandenſein Schall 
in keinem Punkte widerlegt hat, erfordert dringend eine Abhilfe, 
die allein durch Aufgabe des bisher beobachteten Syſtems zu 
erreichen ſein dürfte. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 24. Juni 
1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 119 Abſ. 2 BGB. Das Recht, die Bebauung des 
vor einem Hauſe liegenden Grundſtückes verbieten zu dürfen, 
tft eine Eigenſchaft des Hauſes.] 

Der Berufungsrichter nimmt an, daß der Kläger ſich beim 
Ankauf des Hauſes im Sinne des 8 119 Abi. 2 BGB. in 
einem Irrtum über ſolche Eigenſchaften der Kaufſache befunden 
habe, die im Verkehr als weſentlich angeſehen werden, und daß 
er die Anfechtung des Kaufes wegen dieſes Irrtums unverzüglich 
(8 121) erklärt habe. Letzteres iſt nicht angefochten worden und 
iſt auch bedenkenfrei; dagegen hat die Reviſion einen Angriff 
erhoben gegen die Annahme des Berufungsrichters, daß der 
Irrtum des Klägers „Eigenſchaften der Sache“ im Sinne von 
& 119 Abſ. 2 betroffen habe. Der Berufungsrichter hat dies 
ſo begründet: „Das Haus habe im Hinterlande gelegen, aber 
der Kläger habe geglaubt, daß infolge der Wegegerechtigkeit dem 
Haufe die Ausſicht nicht verbaut werden könne, daß es die 
Eigenſchaft befitze, durch den Weg mit dem Straßennetz in 
Verbindung zu ſtehen und von der Straße aus ebenſo geſehen 
werden zu koͤnnen, wie man vom Hauſe nach der Straße ſehen 
konnte. In dieſer Eigenſchaft des Hauſes habe der Kläger den 
weiteren Vorzug gefunden, daß fle ohne feine Einwilligung nicht 
beſeitigt werden konne und ſomit ihm die Möglichkeit eröffne, 
dieſe Einwilligung zu Gelde zu machen. In dieſem Sinne 
laſſe ſich ſagen, daß Kläger (und ebenſo der Beklagte) ſich nicht 
bloß über Rechtsfolgen der Wegegerechtigkeit und des Kauf⸗ 
geſchäfts — wie der erſte Richter angenommen hatte —, ſondern 
über eine Eigenſchaft der Sache ($ 119 Abſ. 2) geirrt hätten. 
Dieſe Eigenſchaft ſei aber auch eine ſolche, die im Verkehr als 
weſentlich angeſehen werden dürfe und müſſe. Durch die Be⸗ 
bauung des Vorderlandes ſei die Wegegerechtigkeit des Hauſes 
ganz erheblich beeinträchtigt worden, jedenfalls durch die ver⸗ 
änderte Achſenrichtung des Weges, und dieſe habe wieder die 
Verſperrung der Ausficht von und nach dem Hauſe zur Folge, 
wodurch das Haus im Wert und in der Brauchbarkeit, auch 
im Mietertrage, dauernd ſo erheblich herabgeſetzt werde, daß 
der Kläger bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung 
des Falles den Kaufvertrag nicht abgeſchloſſen haben würde.“ 
Dieſe Entſcheidung ſteht im Einklange mit der ftändigen, auch 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts feſtgehaltenen Rechtſprechung 
des RG. (vergl. z. B. RG. 21 Nr. 57 S. 310, 311; 52 Nr 1 

S. 2), wonach unter Eigenſchaften einer Perſon oder Sache im 


1) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Sinne des § 119 Abſ. 2 BOB. und einer Sache im Sinne 
des & 459 Abſ. 2 nicht nur die natürlichen, der Perſon oder 
Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern auch ſolche 
tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe derſelben zu verſtehen find, 
welche in ihren Beziehungen zu anderen Perſonen oder Sachen 
wurzeln und zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Einfluß auf 
die Wertſchätzung der Sache in allen oder doch in gewiſſen 
Rechtsverhältniſſen zu üben pflegen. So find für Eigenſchaften 
einer Perſon in dieſem Sinne: der Vermögens befitz eines 
Bräutigams IV 83/85, die Zahlungsfähigkett eines Käufers 
I 355/87 in Bolze Pr. Bd. 5 Nr. 390, einer Sache: die 
Bebaubarkeit eines Grundſtücks V. 340/94, deſſen gewerbliche 
Verwendbarkeit V. 265/00, die Steuerverhältniſſe eines Hauſes 
in Seuffert. Bd. 40 Nr. 102, und unzählige Male die Miet- 
oder ſonſtigen Erträge eines Grundſtücks erklärt worden. Mag 
auch der Wert einer Kaufſache als ſolcher keine Eigenſchaft im 
ädilitiſchen Sinn darſtellen (ROG. 22, 392), ſo find doch 
jedenfalls die den Wert bildenden Faktoren in dieſem Sinne 
Eigenſchaften. Daher iſt das Recht, die Bebauung der davor⸗ 
liegenden Grundſtücke zu verbieten, das die Parteien irrtümlich 
mit dem Hauſe verbunden glaubten, ſchon weil es einen beſonderen 
Geldwert beſaß, dann aber auch, weil es, ſolange es beſtände, 
die Brauchbarkeit des Hauſes für den Eigentümer erhöht haben 
würde, für eine Eigenſchaft des Hauſes zu erachten. Aber auch 
die aus dem Verbietungsrecht entſpringenden einzelnen Folgen 
der befferen Zugängigkeit des Hauſes und der Ausſicht von und 
nach dem Haufe find Gigenſchaften desſelben, deren Fehlen fi 
durch eine Verringerung des Miet- und Kaufwerts bemerkbar 
macht. Der Irrtum des Klägers hat demnach nicht bloße 
Rechtsfolgen des Kaufgeſchäfts, ſondern deſſen Inhalt, und nicht 
etwa bloß Eigenfchaften der vermeintlich dienenden Grundſtücke, 
ſondern auch Eigenſchaften des herrſchenden Grundſtücks, der 
Kaufſache, betroffen, und daß dieſe Eigenſchaften weſentliche 
waren nach den Anſchauungen des Verkehrs, hat der Beruſungs⸗ 
richter überzeugend und jedenfalls unangreifbar feſtgeſtellt. Y. c. H., 
U. v. 31. Mai 05, 596/04 V. — Dresden. 

2. 8157 BGB. Einfluß der Verkehrsfitte auf den Inhalt 
eines Vertrages.] 

Das KG. legt die Beſtimmung des Vertrags vom 
2./5. Juli 1900, durch welchen Beklagte dem Kläger Zimmer⸗ 
arbeiten für einen Bau übertragen hatten: „Sollten Sie Ihrer 
Verpflichtung nicht nachkommen, die Arbeiten liegen laſſen oder 
nicht ſchnell genug fördern, fo kann ich dieſe Abmachung auf⸗ 
heben und die Unkoſten bezw. Mehrkoſten von Ihrem Gut⸗ 
haben in Abzug bringen und die Arbeiten einem anderen Zimmer- 
meiſter übertragen,“ dahin aus, es ſei das vertragsmäßige 
Rücktrittsrecht für drei Fälle gegeben: a) für die Nichterfüllung 
der zuvor ſeſtgelegten Verpflichtungen, b) für das Liegenlaffen 
der Arbeiten, c) für nicht genügend ſchnelle Foͤrderung derſelben. 
Gegen die Behauptung des Klägers, daß nur die Verpflichtung 
zu ununterbrochener Tätigkeit die Voraus ſetzung für das 
Rücktrittsrecht bilden ſolle, ſpreche der Umſtand, daß in dem 
Vertrage vor jener Beſtimmung von einer Verpflichtung zur 
ſchnellen Förderung der Arbeiten nicht die Rede ſei, ſondern erft 
in dem nachfolgenden Satze: „die Arbeiten müſſen derart aus⸗ 
geführt werden, daß keine Stockung im Bau entſteht.“ Bei 
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diefer Auslegung des Vertrages iſt, die unter Beweis geſtellte 
Behauptung unberückfichtigt gelaſſen, daß im Baugewerbe nur 
wegen Verzögerung der Arbeiten Vertragsſtrafen ausbedungen 
würden. Nach §8 157 BGB. find Verträge fo auszulegen, 
wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsfitte es 
erfordern. Bringt es die Verkehrsfitte im Baugewerbe mit ſich, 
daß Vertragsſtrafen für andere Vertrags verletzungen, als für 
Verzögerung der Arbeiten nicht ausbedungen zu werden pflegen, 
fo bildet die Verkehrsſitte eine um fo wichtigere Handhabe für 
die Auslegung jener Vertragsbeſtimmung, als dieſe mit Rüd- 
ficht auf ihren Wortlaut und die ſelbſtändige Stellung im Ver⸗ 
trage auch dahin verftanden werden kann, daß ihre Eingangs 
worte: „Sollten Sie Ihrer Verpflichtung nicht nachkommen“, 
nicht auf die vorher behandelten Verbindlichkeiten der ver⸗ 
ſchiedenſten Art zurückverweiſen, ſondern die nachfolgende Ver⸗ 
pflichtung hervorheben ſollen, an deren Verletzung (wenn nämlich 
die Arbeiten liegen gelaſſen oder nicht genug gefordert werden) 
die Befugnis des Beklagten, die Arbeiten einem anderen Zimmer⸗ 
meifter zu übertragen, und der Verfall einer Konventionalſtrafe 
von 1000 Mark, geknüpft if. S. c. S., U. v. 9. Juni 05, 
536/05 VII. — Berlin. 

3. 88 242, 313 BGB. Bedeutung der Rüge eines un⸗ 
bedeutenden Mangels und über die Abſicht des Käufers den 
Kaufgegenſtand in einer beſtimmten Weiſe zu nutzen. Form des 
Ausſchluſſes der Gewährleiſtung bei Grundſtückskäufen.] 

Gegenüber der Kaufpreisforderung für ein Grundſtück 
machte der beklagte Käufer ein Rücktrittsrecht wegen Haus⸗ 
ſchwamms geltend. Das OLG. verurteilte den Käufer, das 
RG. hob auf und wies die Klage ab: Da eine Übergabe des 
Grundſtücks nicht ſtattgefunden hat, haben die Vorſchriften über 
Gewährleiſtung, insbeſondere über Wandelung außer An- 
wendung zu bleiben und die Frage, ob Beklagter die Vertrags⸗ 
erfüllung wegen nicht gehöriger Gewährung der Gegenleiſtung 
mit Recht verweigert, iſt nach allgemeinen Grundſätzen zu 
entſcheiden; zufolge des inſoweit anwendbaren $ 242 BGB. 
gibt die nicht vertragsmäßige Beſchaffenheit der gekauften Sache 
dem Käufer ein Recht, die Zahlung des Kaufpreiſes zu ver⸗ 
weigern und vom Vertrage zurückzutreten dann nicht, wenn die 
Rüge des Mangels mit Rüdfiht auf deſſen Geringfügigkeit 
gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. Rechts irrtümlich 
iſt nun die Annahme des Berufungsrichters, daß der letztere 
Fall gegenwärtig vorliege; er überfieht, daß, worauf bereits der 
erſte Richter zutreffend hingewieſen hat, es dem Beklagten, ſelbſt 
wenn er ſich beim Abſchluß des Kaufes über eine beſtimmte 
Verwendungsabſicht — Anlegung einer Meierei bei der der Holz⸗ 
fußboden ſo wie ſo zu entfernen war — ausgeſprochen hatte, 
gleichwohl unbenommen blieb, demnächſt das Grundſtück ſo zu 
verwenden, wie es ihm beliebte; darin daß er ſeine in dieſer 
Beziehung urfprünglich gehegte Abficht ſpäter änderte und nun⸗ 
mehr den mangelhaften Zuſtand der Kaufſache rügte, kann auch 
kein Verſtoß wider Treu und Glauben gefunden werden. Ebenſo⸗ 
wenig haltbar iſt der weitere Entſcheidungsgrund des Berufungs⸗ 
richters, wonach dem Beklagten wegen der Geringfügigkeit des 
in Rede ſtehenden Mangels ein Recht, die Vertragserfüllung 
zu verweigern, nicht zuſtehen ſoll. Wie der erkennende Senat 
bereits wiederholt nnd zwar insbeſondere in bezug auf den 
Hausſchwamm, ausgeſprochen hat, wird ein Sachmangel, der an 
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fich erheblich iſt, nicht dadurch zu einem, jeden Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch ausſchließenden geringfügigen Mangel im Sinne des 
§ 459 Abſ. 1 Satz 2 BGB., daß zu feiner Beſettigung nur 
ein verhältnismäßig geringer Koſtenaufwand erforderlich iſt, 
(vergl. die Urteile vom 29. Juni 1904 V 18/04 und vom 
15. April 1905 V 475/04). Hätte aber darnach der Beklagte, 
wenn ihm das Grundſtück bereits übergeben geweſen wäre, 
wegen des vorhandenen Hausſchwammes den Kaufvertrag im 
Wege der Wandelung rückgängig machen können, fo kann er 
folgerichtig auch, ohne gegen Treu und Glauben zu verſtoßen, 
die Übernahme des ihm noch nicht übertragenen Beſitzes ſowie 
die Erfüllung der weiteren ihm aus dem Kaufvertrage obliegenden 
Verpflichtungen verweigern, nachdem ſich das Vorhandenſein des 
Mangels herausgeſtellt hat, bevor es zur Übergabe des Grund- 
ſtücks gekommen iſt. Was endlich die Replik des Klägers 
anbelangt, daß die Gewährleiſtung im vorliegenden Falle durch 
§ 1 des Kaufvertrages ausgeſchloſſen worden fet, jo erſchien 
dieſe Behauptung deshalb rechtlich unbeachtlich, weil ein ſolcher 
vertragsmäßiger Ausſchluß der Gewährleiſtung gemäß § 313 
BGB. der gerichtlichen oder notariellen Form bedurft hätte. 
Die allgemeine Bemerkung in dem zitierten 8 1, das Grund- 
ſtück werde in dem Zuſtande, in dem es ſich zur Zeit befindet, 
verkauft, kann als ein Ausdruck des Willens, auf das geſetzliche 
Gewährleiſtungs recht zu verzichten, nicht angeſehen werden. 3.0. F., 
U. v. 3. Juni 05, 599/04 V. — Königsberg. 

4. 58 278, 867 BGB. verb. mit der Verkehrsordnung 
vom 26. Oktober 1899 und HGB. § 472. Rechtsverhältnis 
des Ehemannes, deſſen Ehefrau beim Eiſenbahnbetriebe ver⸗ 
unglückt iſt zur Eiſenbahn.] 

Der Anſpruch des Klägers, deſſen Ehefrau bei einer 
Eiſenbahnfahrt verunglückte, gegen den Eiſenbahnfiskus wurde 
nach dem Haftpfl®. für gerechtfertigt erklärt, im übrigen zurück⸗ 
gewieſen, ebenſo die Revifion des Klägers: Der Revifions- 
angriff kann keinen Erfolg haben, der ſich dagegen richtet, daß 
das Berufungsgericht ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Kläger und Beklagten hinſichtlich der Beförderung der Frau 
trotz der Fahrnisgemeinſchaft, die zwiſchen den Eheleuten beſtand, 
verneint hat. Die Eiſenbahn haftet allerdings für ihre Leute 
und für andere Perſonen, deren ſie ſich zur Ausführung der 
Beförderung bedient, gemäß & 9 der Verkehrsordnung vom 
26. Oktober 1899 in Verbindung mit § 472 GB., 8 278 
BGB. und zur Beförderungstätigkeit gehört auch die Gewährung 
eines gefahrloſen Zugangs; ſie haftet aber auf Grund jener 
Beſtimmungen nur dem Verletzten ſelbſt für den dieſem ent- 
ſtandenen Schaden. Der Kläger meint nun, den ihm durch 
den Tod ſeiner Frau entſtandenen Schaden, auch ſoweit das 
Reichs haftpflG. nicht einſchlägt, deswegen erſetzt verlangen zu 
konnen, weil er, auch was die Beförderung feiner Frau anlangt, 
in ein Vertragsverhältnis zum Beklagten getreten ſei. Dieſe 
Annahme wird zunächſt darauf geſtützt, daß zwiſchen den Ehe ⸗ 
leuten Fahrnisgemeinſchaft geherrſcht, der Auſpruch aus dem 
Beförderungsvertrag mithin zum Geſamtgut gehört habe. Das 
Berufungsgericht führt hiergegen aus, letzteres ſei ſchon des⸗ 
wegen unrichtig, weil die Frau eine Rückfahrkarte benutzt und 
fich auf der Rückreiſe befunden habe, der Anſpruch auf Rück⸗ 
beförderung aber nicht übertragbar ſei, daher nicht zum Geſamt⸗ 
gut, ſondern zum eingebrachten Gut gehort habe; es komme 
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aber hierauf überhaupt nicht an, da, auch wenn die Forderung 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung in das Geſamtgut 
fallen würde, dadurch am Vertragsabſchluß nichts geändert 
werde; Vertragspartei ſei nur die Frau geworden und geblieben. 
Die Reviſton bezeichnet dieſe Ausführungen als rechtsirrig und 
macht ins beſondere geltend, das Berufungsgericht überſehe, daß 
auch eine Rückfahrkarte wenigſtens vor Antritt der Reiſe 
übertragbar ſei, daß daher der Kläger ſchon dadurch, daß ſeine 
Frau eine Fahrkarte gelöft habe, in ein Vertragsverhältnis zum 
Beklagten getreten ſei. Auf die Ausführungen des Berufungs- 
gerichts, die ſich auf die Unübertragbarkeit der Rückfahrkarte 
beziehen, braucht nicht eingegangen zu werden, da den übrigen 
Ausführungen, die für ſich allein ſchon die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung tragen, beizutreten if. Das eheliche Güterrechts⸗ 
verhältnis, das zwiſchen dem Kläger und ſeiner Frau beſtanden 
hat, iſt für die zur Entſcheidung ſtehende Frage ohne jede 
Bedeutung. Nach dem Rechte des BGB. iſt die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit der Frau weder durch die Ehe als ſolche, noch durch 
den in der Ehe geltenden Güterſtand beſchränkt; die Ehefrau iſt 
vollgeſchäftsfähig; ſie kann jedes Rechtsgeſchäft ſelbſtändig vor⸗ 
nehmen. Durch die Verträge, die ſie abſchließt, wird — es ſei 
denn, daß fie in Ausübung der Schlüſſelgewalt handelt —, nur 
ſie ſelbſt berechtigt und verpflichtet, nicht aber der Mann; nur 
inſoweit dieſem nach dem Güterſtande beſtimmte Eigentums-, 
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durch willkürliche Verfügungen nicht beeinträchtigen. Das hat 
aber mit dem Vertragsverhältniſſe zu dem Dritten nichts zu 
tun. Auch wenn daher eine von der Ehefrau auf Grund eines 
von ihr geſchloſſenen Vertrages erworbene Forderung zum Ge⸗ 
ſamtgut gehört und der Mann ſomit über fie zu verfügen und 
Rechtsſtreitigkeiten darüber zu führen berechtigt iſt, fo macht er 
doch nur das von der Frau erworbene Vertragsrecht gegen den 
Dritten geltend; er ſelbſt ſteht zu dieſem in keinem Vertrags⸗ 
verhältnis, hat daher gegen ihn auch keine Vertragsrechte. Ihre 
Auffaſſung, daß der Kläger, auch ſoweit es ſich um die 
Beförderung ſeiner Frau handelt, in ein Vertragsverhältnis zu 
dem Beklagten getreten jet, findet die Revifion weiter dadurch 
begründet, daß jener beide Fahrkarten — für ſich und ſeine 
Frau — gelöft und bezahlt habe; dadurch habe ſich der Be⸗ 
klagte ihm gegenüber vertragsmäßig verpflichtet, auch feine 
Frau auf der betreffenden Strecke zu befördern. Ob von dieſem 
Standpunkt aus ſich ein Anſpruch des Klägers gegen den Be⸗ 
klagten auf Grund von § 9 der Verkehrsordnung und von 
5 278 BGB. wegen des ihm durch den Tod der Frau ent⸗ 
ſtandenen Schadens konſtruieren ließe, kann dahingeſtellt 
bleiben; denn der aus der Löſung und Bezahlung beider 
Fahrkarten durch den Kläger gezogene Schluß iſt nicht zutreffend. 
Die Eiſenbahnfahrkarte iſt ein Inhaberpapier im Sinne des 
8 807 BGB., ob man in ihrer Löſung den Kauf eines 
ſolchen finden kann, kommt hier nicht in Betracht. Die Eiſen⸗ 
bahn verpflichtet ſich zur Beförderung einer Perſon von Ort zu 
Ort, die Erreichung dieſes Erfolgs geſchieht durch Hergabe von 
Beförderungsmaterial und durch Leiſtung von Dienſten; es 
handelt ſich ſomit um den Gegenſtand eines Werkvertrags. 
Anſpruch hierauf hat nach der Verkehrsordnung der Inhaber 
der Karte, da aber der Inhalt des Vertrags nur auf die 
Beförderung einer Perſon gerichtet iſt, lediglich der Inhaber, 
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der auf Grund der Karte die Reiſe angetreten hat. Wer eine 
Fahrkarte löſt, erwirbt allerdings mit dieſer den Anſpruch auf 
Beförderung, er verliert ihn aber, wenn er die Karte einem 
anderen überläßt oder wenn ein anderer mit ihr die Reiſe 
antritt. Dann iſt nur der letztere derjenige, welcher auf Grund 
des Beförderungsvertrags gegen die Eiſenbahn Anſprüche er- 
heben kann; nur er ſteht zu ihr in einem Vertragsverhältnis. 
Hiernach iſt ſelbſt dann, wenn der Kläger beide Fahrkarten 
gelöſt, bezahlt und ſtets bei fich behalten haben ſollte, auch feine 
Frau in ein ſelbſtändiges, von dem des Klägers rechtlich ver⸗ 
ſchiedenes Vertragsverhältnis zum Beklagten dadurch getreten, 
daß fie eine jener beiden Fahrkarten benutzte. Aus der Ver⸗ 
letzung dieſes Vertragsverhältniſſes könnte nur ſie Rechte gegen 
den Beklagten ableiten, der Kläger könnte, wenn überhaupt, 
nur dieſe Rechte auf Grund des ehelichen Güterrechts geltend 
machen. Einen Schaden hat aber die Frau, da fie getötet 
worden, nicht erlitten; nur das Fahrgeld könnten ihre Erben 
oder der Kläger auf Grund des ehelichen Güterrechts zurück⸗ 
fordern; einen ſolchen Anſpruch haben aber die Kläger nicht 
erhoben. Z. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 24. Mai O5, 
431/04 VI. — Eöln. 

5. 5 341 Abſ. 3 BGB. Erforderniſſe des Vorbehalts 
der Vertragsſtrafe.] 

In der für die Prüfung der Reviſion allein in Betracht 
kommenden Begründung des Zwiſchenurteils des Berufungs- 
gerichts vom 2. März 1904 iſt im weſentlichen ausgeführt: 
Die Beklagte konne die von ihr geforderte, im Briefe der 
Klägerin vom 17. Juli 1900 ihr für den Fall verſpäteter 
Lieferung der Waren zugeſagte Vertragsſtrafe trotz des Verzugs 
der Klägerin um deswillen nicht beanſpruchen, weil fie einen 
der Beſtimmung des § 341 Abſ. 3 BGB. entſprechen den 
Vorbehalt nicht gemacht habe, namentlich nicht durch ihre Briefe 
vom 2., 16. und 28. Auguſt 1900, (was näher dargelegt wird). 
Erft in ihrem Briefe vom 15. September 1900 Habe fie fi 
der Klägerin gegenüber dahin ausgelaſſen, daß fie dieſer die für 
die Überſchreitung der Lieferzeit feſtgeſetzte Vertragsſtrafe an 
ihrer Rechnung kürzen werde. Sie ſei aber bereits vor dieſem 
letzten Briefe ihres Rechts auf die Vertragsſtrafe verluſtig 
gegangen, da ſie ſchon vorher die ganze von der Klägerin ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung — und zwar den letzten Teil der Lieferung, 
die Laſchen, am 1. September 1900 — ohne den vorgeſchriebenen 
Vorbehalt angenommen habe. Die Reviſionsklägerin hat gerügt, 
das Berufungsgericht ſei bei ſeiner Annahme, daß ſie keinen der 
Beſtimmung des § 341 Abſ. 3 BGB. entsprechenden Bor: 
behalt der Klägerin gegenüber gemacht habe, daß namentlich ihr 
Brief vom 28. Auguſt 1900 einen ſolchen nicht enthalte, von 
einer zu engen Auffaſſung des nach § 341 Abſ. 3 erforderlichen 
Vorbehalts ausgegangen; denn es ſei nicht notwendig, daß ein 
ſolcher Vorbehalt mit ausdrücklichen Worten erfolge, ſondern es 
genüge, daß aus den Umſtänden hervorgehe, daß der Empfänger 
einer Leiſtung dieſe nicht vorbehaltlos annehme, und der 
Leiſtende erſehen könne, daß der Empfänger nicht auf die Strafe 
verzichten wolle. Auch dieſe Beſchwerde konnte nicht für be⸗ 
gründet erachtet werden. Allerdings tft für den nach § 341 
Abſ. 3 zur Erhaltung des Anſpruchs auf die Vertragsſtrafe 
erforderlichen Vorbehalt, der als eine empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung des Gläubigers im Sinne des § 130 BGB. auf⸗ 
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zufafien ift, der Gebrauch beſtimmter Worte geſetzlich nicht 
vorgeſchrieben. Derſelbe kann daher nicht nur durch Worte, 
ſondern auch durch andere äußere Mittel erfolgen, durch welche 
ein ſolcher Vorbehatlswille des Gläubigers in einer dem 
Schuldner erkennbaren Weiſe ausgedrückt wird. Aber es 
bedarf immerhin einer ſolchen äußeren Kundgebung des 
auf die Erhaltung des Anſpruchs auf die Vertragsſtrafe ge⸗ 
richteten Willens des Gläubigers. Das bloße Vorhanden⸗ 
fein eines ſolchen Willens ohne eine dem Schuldner verſtändliche 
Erklärung desſelben oder der bloße Mangel des Willens des 
Glaͤubigers, auf die Vertragsſtrafe zu verzichten, genügen da⸗ 
gegen nicht, um das Recht des die Vertragsleiſtung des 
Schuldners ohne weitere Erklärung annehmenden Gläubigers 
auf die Vertragsſtrafe zu erhalten, und zwar auch dann nicht, 
wenn das Vorhandenſein eines ſolchen Vorbehaltswillens oder 
das Nichtvorhandenſein des Verzichtwillens des Gläubigers aus 
den ſonſtigen Umſtänden des Falls zu entnehmen ſein 
ſollte; denn wenn man das eine oder andere als nach § 341 
Abſ. 3 eit. zur Erhaltung des Anſpruchs auf die Vertragsſtrafe 
genügend und demgemäß eine Erklärung des Willens des 
Gläubigers, ſich dieſen Anſpruch vorzubehalten, als nicht er- 
forderlich anſehen wollte, ſo würde der Inhalt und die Bedeutung 
dieſer Vorſchrift in einer weder dem Wortlaute noch der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte derſelben enſprechenden Weiſe abgeſchwächt und 
in den meiſten Fällen, in welchen der Gläubiger die Erfüllung 
ohne Erklärung des fraglichen Vorbehalts annimmt, eine bedenk⸗ 
liche Rechtsunſicherheit über das Fortbeſtehen des Anſpruchs auf 
die Vertragsſtrafe vorhanden ſein. Einer ſolchen Rechts⸗ 
unſicherheit ſollte aber gerade durch die von der Kommiſſion für 
die zweite Leſung des BGB. angenommene endgültige Faſſung 
des 8 341 Abſ. 3 vorgebeugt werden. Im Entwurfe I des 
BGB. war nämlich dem der Faſſung des § 341 Abſ. 3 des 
Geſetzes im weſentlichen entſprechenden Satze 2 des 8 421 
der Zuſatz beigefügt, daß die betreffende Regel keine Anwendung 
findet, wenn der Gläubiger bei Annahme der Hauptleiſtung 
von ſeinem Rechte auf die Strafleiſtung oder von dem Eintritte 
der Vorausſetzungen desſelben nicht unterrichtet war. Dieſer 
Zuſatz wurde von der zweiten Kommiſſion geſtrichen, um den 
Schuldner wirkſamer zu ſchützen und um Streitigkeiten abzu⸗ 
ſchneiden. Aus den Verhandlungen dieſer Kommiſſion erhellt, 
daß von ihr die Vorſchrift des § 341 Abſ. 3 als eine aus 
weſentlich praktiſchen Rückfichten gebotene, durchgreifende 
Norm angeſehen wurde, die ſich dadurch rechtfertige, daß es ſich 
nicht als eine zu hohe Anforderung an den Gläubiger darſtelle, 
wenn man verlange, daß er ſich beim Empfang der Haupt⸗ 
leiſtung zu äußern habe, ob er die Vertrags ſtrafe noch ferner 
in Anſpruch nehmen wolle, und daß man demgemäß zur 
Wahrung des Rechts auf die Vertragsſtrafe eine „Erklärung 
des Vorbehalts“ ſeitens des Gläubigers für angemeſſen er⸗ 
achtete (vergl. Protokolle II Bd. 1 S. 778, 779, RG. 57, 341). 
Der (hiernach ſchon bei den geſetzgeberiſchen Verhandlungen 
betonten) erwähnten Bedeutung des § 341 Abſ. 3 BGB. ent- 
ſpricht aber auch deſſen Wortlaut, indem namentlich der Ausdruck 
„fich vorbehält“ auf eine eutſprechende Willens äußerung 
des Gläubigers als eine beſondere, auf die Erhaltung dieſes 
Anſpruchs bei der Annahme der Erfüllung gerichtete Hand ⸗ 
lung desſelben hinweiſt. Dieſe Auffaſſung der Bedeutung des 
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§ 341 Abſ. 3 liegt im weſentlichen auch dem Urteile des 
VII. 3S. des RG. vom 22. April 1904, RS. 57, 341 zu⸗ 
grunde. Rh. P.-3. 0. F., U. v. 30. Mai 05, 572/04 II. 
— Coͤln. 

6. 88 401, 1250, 1273 BGB. Beſtehen Forderungen 
gegen einen Geſamtſchuldner fort, wenn nur der Anſpruch gegen 
einen anderen Geſamtſchuldner abgetreten worden 7] 

Das BGB. enthält keine ausdrückliche Vorſchrift dahin, 
daß, wenn der Gläubiger, für deſſen Forderung mehrere als 
Geſamtſchuldner haften, bloß den Anſpruch an einen derſelben 
einem Dritten abtritt, die auf den Zeffionar nicht mit über- 
gegangenen Anſprüche von ſelbſt erloͤſchen, es wird auch nicht 
anzuerkennen ſein, daß ſich dieſe Folge aus allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen mit Notwendigkeit ergebe. Immerhin wird aber in 
zahlreichen Fällen die Fortexiſtenz der nicht mit abgetretenen 
Anſprüche dem Willen des Zedenten und des Zeſſionars zu⸗ 
widerlaufen, namentlich wird es, wenn dem letzteren der An⸗ 
ſpruch an einen der Geſamtſchuldner gegen Entgelt abgetreten 
worden iſt, regelmäßig als ausgeſchloſſen gelten müſſen, daß 
der Zedent berechtigt bleiben folle, die Forderung von einem 
der übrigen, von der Abtretung nicht betroffenen Gejamt- 
ſchuldner einzuziehen, da hierdurch auch derjenige, welcher in- 
folge der Abtretung Schuldner des Zeſſionars geworden iſt, 
von ſeiner Schuld befreit, und für den Zeiflonar ſomit die 
Geltendmachung des ihm abgetretenen Anſpruchs unmoglich 
gemacht würde. Nach 58 1250, 1273 BGB. erliſcht, wenn 
bei Abtretung einer Forderung der Übergang eines dafür 
beſtellten Pfandrechts ausgeſchloſſen wird, dieſes Pfandrecht, 
ohne daß es eines Vertrags zwiſchen dem Pfandſchuldner und 
dem abtretenden Gläubiger bedarf, und das gleiche wird für 
andere nicht mit abgetretene Nebenrechte, die ſelbſtändig nicht 
beſtehen können, zu gelten haben (vergl. Dertmann, das Recht 
der Schuldverhältniſſe, zu § 401 Aum. 1 Abi. 3). Es 
wird in Frage zu ziehen ſein, ob nicht in Fällen der oben ⸗ 
bezeichneten Art, alſo wenn nach dem Willen des Zedenten und 
des Zeſſionars der erſtere nicht berechtigt ſein ſoll, die nicht mit 
abgetretenen Anſprüche an einzelne Geſamtſchuldner ferner 
geltend zu machen, ein Erlöfchen dieſer Anſprüche anzunehmen 
iſt. Von der Revifion iſt die Meinung vertreten worden, die 
Forderung der Zedenten an den Beklagten ſei ſchon deshalb als 
erloſchen anzuſehen, weil fie durch die ihr von S. für Ab- 
tretung der Forderung gezahlte Summe für ihren Anſpruch 
an den Beklagten Befriedigung erlangt habe, dieſer alſo durch 
Zahlung getilgt ſei. Zum mindeſten müſſe dies von dem 
Betrage gelten, den S. an ſie tatſächlich bezahlt habe. Hier⸗ 
gegen kommt indes in Betracht, daß S. die von ihm gewährte 
Summe nicht in Vertretung oder für Rechnung derjenigen 
Perſonen, welche Schuldner der Zedenten waren, ſondern zur 
Erfüllung der Schuld gezahlt hat, die ihm ſelbſt durch den 
Abtretungsvertrag gegenüber der Zedentin erwachſen war. Seine 
Zahlung war alſo keine Erfüllung der Schuld des Beklagten 
und der von der Revifion hervorgehobene Umſtand, daß die 
Zedenten durch die ihnen von S. gezahlte Summe tatſächlich, 
wenigſtens zum größten Teil, dasjenige empfingen, was ſie von 
dem Beklagten und der Klägerin als Geſamtſchuldnern zu 
fordern gehabt hatten, kann daher nur nach der vorftehend 
dargelegten Richtung verwertet werden, alſo als ein Argument 
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für die Annahme, daß nach dem übereinſtimmenden Willen der 
Zedenten und des S. die erſteren nicht mehr berechtigt ſein 
ſollten, ihrerſeits Anſprüche gegen den Beklagten zu erheben. 
S. c. A., U. v. 22. Mai 05, 424/04 VI. — Poſen. 

7. 8 426 in Verbindung mit 58 421, 840 BGB. und 
§ 1 HaftpflG. Ausgleichspflicht mehrerer Haftpflichtigen bei 
einem Unfall des Fahrgaſtes einer Partei.] 

Am 14. September 1902 ſtießen ein Motorwagen der 
Klägerin (Große Berliner Straßenbahn) und ein Straßenbahn- 
zug der Beklagten (Elektr. Berliner Straßenbahn) zuſammen, 
wobei der Schuhmacher M., der als Fahrgaſt auf dem Wagen 
der Klägerin ſich befand, herabgeſchleudert und erheblich verletzt 
wurde. M. hat allein die Klägerin auf Schadenerſatz belangt 
und dieſe hat ſich in einem Vergleiche vom 28. September 1903 
verpflichtet, dem Genannten außer ſchon bezahlten 300 Mark 
weitere 700 Mark, außerdem vom 1. Oktober 1903 ab bis 
zum 70. Lebensjahre des M. eine Jahresrente zu zahlen, welche 
für die beiden erſten Jahre auf je 960 Mark feſtgeſetzt iſt, 
ſpäterhin alle 2 Jahre feſtgeſetzt werden ſoll. Die Klägerin 
beanſprucht nun von der Beklagten, weil dieſe neben ihr für 
die Folgen des Unfalles als Geſamtſchuldnerin hafte, Erſatz der 
Hälfte der von ihr (Klägerin) geleiſteten und noch zu leiſtenden 
Entſchädigung. Die 29. 3K. des Königl. Preuß. LG. I in 
Berlin hat mit Urteil vom 22. Februar 1904 dahin erkannt, 
daß der Anſpruch der Klägerin in Höhe der Hälfte des dem 
M. wegen des Unfalls vom 14. September 1902 zu leiſtenden 
Schadenterſatzes dem Grunde nach gerechtfertigt ſei, jedoch nicht 
über die Hälfte des nach dem Vergleiche vom 28. September 1903 
zu leiſtenden hinaus, und auch nur nach Abzug von 100 Mark 
(Kaution). — Der 9. 3S. des Königl. Preuß. KG. in Berlin 
hat durch Urteil vom 21. Juni 1904 die Berufung der Be⸗ 
klagten mit der Maßgabe zurückgewieſen: „1. Die Anſprüche der 
Klägerin für die Zeit bis zum 30. September 1905 werden 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, im übrigen wird 
2. feſtgeſtellt, daß diejenigen Beträge, welche die Klägerin vom 
1. Oktober 1905 ab wegen des Unfalles vom 14. September 1902 
auf Grund des HaftpflG. an den Schuhmacher M. zahlen 
muß und tatſächlich zahlen wird, zur Hälfte von der Beklagten 
zu erſtatten find, jedoch nicht über die Hälfte des nach dem 
gerichtlichen Vergleiche vom 28. September 1903 zu leiſtenden 
hinaus und unbeſchadet der etwaigen Anſprüche gegen den 
Wagenführer L“. Die Anſchlußberufung der Klägerin wurde hier⸗ 
duch im übrigen für erledigt erklärt. Die Koften des Rechts⸗ 
mittels find der Beklagten auferlegt. Endlich iſt die Sache zur 
weiteren Verhandlung und Entſcheidung über den Betrag der 
Anſprüche zu 1) und über die Koſten erſter Inſtanz an das LG. 
zurückverwieſen. Die Reviſion der Beklagten ift zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Gegenüber der auf 8 426 BGB. und 8 1 
Haftpfl G. geſtützten Klage hat die Beklagte zunächſt eingewendet, 
der Unfall des M. ſei gar nicht in dem Eiſenbahnbetriebe der 
Beklagten erfolgt und dieſe alſo auch nicht haftpflichtig; von 
dem Unfall hätte in gleicher Weiſe jedes andere Beförderungs- 
mittel betroffen werden können. Mit zutreffenden Gründen hat 
aber das Berufungsgericht angenommen, daß der Unfall fich 
bei dem Betriebe auch der beklagten Straßenbahn, und zwar 
als unmittelbare Folge des Betriebes, ereignet hat. Es iſt hier 
bei dem gleichzeitigen Betrieb zweier Eiſenbahnen auf derſelben 
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Bahnſtrecke ein Menſch körperlich verletzt worden und dieſe Ver ⸗ 
letzung iſt herbeigeführt durch das tatſächliche Zuſammentreffen 
der beiderſeitigen Betriebstätigkeit, nämlich den Zuſammenſtoß 
der Betriebsmittel der beiden Bahnen. In einem ſolchen Falle 
haftet jeder der beteiligten Betriebsunternehmer für den geſamten 
nach dem HaftpflG. zu erſetzenden Schaden. Das Berufungs- 
gericht iſt nun, unter Bezugnahme auf die Rechtſprechung des 
RG., namentlich das Urteil vom 24. November 1902, RG. 53, 
114 ff., davon ausgegangen, daß der Betriebs unternehmer für 
Unfälle aus dem Haftpfl®. wie aus einer unerlaubten Handlung 
hafte und daß deshalb gegenüber den mehreren Schuldnern die 
Vorſchriften der 85 840, 421 BGB. Anwendung fänden. Ein 
jeder ſei die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet, aber der 
Gläubiger ſei nur einmal die Leiſtung zu fordern berechtigt. 
Darin liege das Weſen der Geſamtſchuld. Ob dieſe außerdem 
noch Gleichheit des Schuldgrundes erfordere, könne unerörtert 
bleiben: hier beruhe die Erſatzpflicht auf demſelben Ereigniſſe, 
auf dem gleichen Entſtehungsgrund und damit ſei dem Er⸗ 
forderniſſe der eadem causa, — una eademque obligatio — 
jedenfalls nach BGB. genügt. Der Einwand der Beklagten, 
daß der Schuhmacher M. als Fahrgaſt der Klägerin verletzt 
worden ſei und die Klägerin ihm aus dem Vertrage hafte, 
iſt vom Berufungsrichter als unbeachtlich angeſehen: daß der 
Verletzte eine Fahrkarte gelöſt habe, ſei ein zufälliger Begleit⸗ 
umſtand, der für die juriſtiſche Konſtruktion des Anſpruches 
von Bedeutung jet, aber nicht deſſen causa bilde. — Geſamt⸗ 
ſchuldner aber ſeien nach $ 426 BGB. im Verhältniſſe zu 
einander zur Ausgleichung verpflichtet, „ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt iſt“. Eine ſolche Ausnahme liege im gegenwärtigen 
Falle nicht vor. Es beſtehe auch nicht ein Regreßanſpruch der 
Beklagten gegenüber der Klägerin, wonach jene nicht im Wege 
der Ausgleichung das beanſpruchen dürfte, was ſie der Klägerin 
wieder erſtatten müßte. Der Klägerin falle weder ein ver⸗ 
tretbares außervertragliches, noch auch ein vertretbares ver⸗ 
tragliches Verſchulden zur Laſt. Die Beklagte ſelbſt führe den 
Unfall lediglich auf ein angeblich vorſchriftswidriges Verhalten 
des klägeriſchen Wagenführers L. zurück. Allein nach der 
einwandsfreien Feſtſtellung des Landgerichts habe Klägerin bei 
Auswahl des L. die erforderliche Sorgfalt nicht außer acht 
gelaffen; damit fei fie nach 8 831 BGB. entlaſtet. — Auch 
der weitere Einwand der Beklagten, daß zwiſchen den Parteien 
ein Vertrags verhältnis hinſichtlich der fraglichen Bahnſtrecke, 
vermöge des Mitbenutzungsrechtes der Beklagten, beſtehe, welches 
die Klägerin verpflichte, den Betrieb auf dieſer Strecke gefahrlos 
zu geſtalten, wird von dem Berufungsgericht verworfen. Das 
etwaige Vertragsverhältnis würde der Beklagten nur das Recht 
des Konkurrenzbetriebs gewähren, nicht das Recht auf irgend 
welche Beſchränkung des eigenen Betriebes der Klägerin; in 
dieſem Eigenbetrieb aber habe ſich der Unfall ereignet; lediglich 
dieſem Betriebe hätten die Dienſte des Wagenführers L. gegolten; 
damit ſcheide die Vorſchrift des 8 278 BGB. aus; L. habe 
nicht Leiſtungen zu erfüllen gehabt, welche die Klägerin der 
Beklagten ſchuldete. Auf die Vorſchrift des § 276 BGB. 
könne nicht die Anſicht der Beklagten geſtützt werden, daß die 
Klägerin, wenn ſie ihre Schuld zum Teil mit Mitteln der 
Beklagten decken wollte, ſich ungerechtfertigt bereichern oder doch 
argliſtig handeln würde; die Schuld, deren teilweiſe Tilgung 
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mit der Klage begehrt werde, ſei die eigene der Beklagten und 
eine ſolche, deren Zahlung mangels eines beſonderen Rechts⸗ 
titels keinen ſpäteren Regreßanſpruch gegen die Klägerin be⸗ 
gründen könne. Die Beklagte könne ſich daher der Ausgleichungs⸗ 
pflicht nach 8 426 BGB. nicht entziehen. Die Reviſion ver- 
neint für den vorliegenden Fall die Ausgleichungspflicht nach 
§ 426 und macht geltend: Inſofern, als ſowohl gegen die 
Klägerin, wie gegen die Beklagte die Haftung aus § 1 Haftpfl®. 
begründet ſei, beſtehe allerdings ein Geſamtſchuldverhältnis. 
Aber für die Klägerin ergebe ſich neben dieſer Haftung die 
Verpflichtung zur gleichen Leiſtung aus dem ſelbſtändigen Grunde 
des mit dem Verletzten geſchloſſenen Vertrages. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung treffe ſie allein. Würde alſo die Klägerin auf Grund 
des beſtehenden Geſamtſchuldverhältniſſes mittels des Ausgleiches 
nach $ 426 BGB. die Hälfte des Betrages von der Beklagten 
erlangen, ſo würde die Klägerin damit zugleich von der einen 
Hälfte ihrer Verbindlichkeit befreit ſein, welche die Beklagte 
nichts angehe. Dieſes Ergebnis widerſtreite dem Sinne des 
8426. Bei dem Geſamtſchuldnerverhältniſſe ſei die Verpflichtung 
aller Schuldner gleich, jeder hafte für fich und zugleich neben 
allen anderen; gerade darum habe § 426 als Regel den Grund⸗ 
ſatz der Teilung aufſtellen konnen. Das treffe aber nicht zu, 
wenn einer der mehreren außer der Geſamtſchuld aus einem 
beſonderen Verhältniſſe noch für ſich allein ohne die anderen 
hafte. Dann falle für ihn jener Grund zum Ausgleiche fort. 
Der $ 426 BGB. müſſe alſo wohl vorausſetzen, daß für alle 
Beteiligten nur die Verpflichtung aus der Geſamtſchuld in 
Frage komme, ſo daß alſo dieſe Vorſchrift auf einen Fall der 
vorliegenden Art keine Anwendung fände. Es ſei ſomit rechts⸗ 
irrtuͤmlich, wenn das Berufungsgericht ausſpreche, die Tatſache, 
daß der Verletzte eine Fahrkarte gelöſt habe, ſei nur ein zufälliger 
Begleitumſtand. Vielmehr ſei das nähere Schuldverhältnis, 
dasjenige der Klägerin dem Fahrgaſte gegenüber, aus dem Ver⸗ 
trage, kraft deſſen fie auch nach Maßgabe des 8 278 BGB. 
ein Verſchulden ihrer Angeſtellten zu vertreten hätte. Man 
konnte es umgekehrt als „zufällig“ bezeichnen, daß die Klägerin 
daneben aus dem Haftpfl G. ſchadenserſatzpflichtig ſei. — Wollte 
man die Ausgleichungspflicht in ſolchem Falle nach 8 426 
Abſ. 1 BGB. bejahen, ſo würde die Vorſchrift in Abſ. 2 
daſelbſt zu dem Ergebniſſe führen, daß der geſetzliche Übergang 
einer Forderung ftattfände, hinfichtlich deren keine Geſamtſchuld 
beſtand. Die Auffaſſung der Reviſion konnte nicht als zutreffend 
anerkannt werden, vielmehr war — im Ergebnis jedenfalls — dem 
Berufungsrichter beizuſtimmen. (Wird ausführlich begründet.) 
E. B. St. c. G. B. St., U. v. 29. Mai 05, 441/04 VI. — Berlin. 

8. § 719 BGB. Klagerecht der Geſellſchafter nach Auf- 
löſung der Geſellſchaft.] 

Das OLG. hält die Klage zunächſt um des willen für un⸗ 
begründet, weil die Kläger das von dem Beklagten als ge⸗ 
ſchäftsführenden Geſellſchafter bei der Geſchäftsbeſorgung Er⸗ 
langte von ihm nicht für die Geſellſchaft, ſondern für ſich ſelbſt 
herausverlangen und zwar in Höhe desjenigen Betrages der 
ihren Anteilen am Geſellſchaftsvermögen und den ihnen ab- 
getretenen Anteilen der drei übrigen Geſellſchafter entſpricht. 
Das OLG. erblickt hierin eine nach 8 719 BGB. unzuläffige 
Verfügung über Anteile am Geſellſchaftsvermögen und erachtet 
auch die ſchon vor Klageerhebung erfolgte Auflöſung der Geſell⸗ 
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ſchaft in dieſer Hinfiht für unerheblich, da die Gebundenheit 
des Geſellſchaftsvermoͤgens nach dem Grundſatze zur geſamten 
Hand bis zur völligen Durchführung der Auseinanderſetzung 
beſtehen bleibe. Mit Recht machen die Reviſionskläger hier⸗ 
gegen geltend, daß die Geſellſchaft nach ihrer Auflöſung aller⸗ 
dings „für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die 
dazu erforderliche Eingehung neuer Geſchäfte, ſowie für bie 
Erhaltung und Verwaltung des Geſellſchaftsvermögens“ als 
fortbeſtehend gilt, aber nur inſoweit „als der Zweck der Aus- 
einanderſetzung dies erfordert.“ Im vorliegenden Falle hat, 
irgend welche weitere Auseinanderſetzung zwiſchen den Geſell⸗ 
ſchaftern nicht mehr ſtattzufinden. Es ſteht nur noch in Frage, 
ob der Beklagte aus ſeinem Verhalten bei dem Ankauf eines 
Grundſtücks für die Geſellſchaft die eingeklagte Summe ſchuldig 
geworden iſt oder nicht. Kläger klagen die Anteile ſämtlicher 
Geſellſchafter, mit Ausnahme des Anteils des Beklagten ſelbſt, 
ein. Hieraus ergibt ſich, daß eine Auseinanderſetzung unter 
dieſen Geſellſchaftern bereits ſtattgefunden hat. Es iſt in keiner 
Weiſe erſichtlich, inwieferne es für den Zweck der Auseinander⸗ 
ſetzung noch erforderlich fein ſollte, die längſt aufgelöfte Geſell⸗ 
ſchaft als fortbeſtehend anzuſehen. Die Kläger beanſpruchen 
vielmehr in zuläſſiger Weiſe von dem Beklagten dasjenige, was 
ihnen teils kraft eigenen Rechts, teils infolge der Rechtsabtretung 
der Mitgeſellſchafter bei der Auseinanderſetzung zukommt. 
M. u. L. c. D., U. v. 3. Mai 05, 634/04 I. — Poſen. 

9. 8 823 BGB. verb. mit 5 717 Abſ. 2 390. 
Schadenserſatzpflicht iſt dann nicht begründet, wenn Jemand auf 
Grund eines nicht für vollſtreckbar erklärten Urteils fi) der Ber- 
urteilung fügt, ohne dazu verpflichtet zu ſein.] ö 

In einem Vorprozeſſe der Klägerin gegen den Beklagten 
als Inhaber eines Patentes erging am 21. Februar 1902 ein nicht 
für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil des LG. Bautzen, durch 
das der Feſtſtellungsklage zum Teil ſtattgegeben, andererſeits aber 
auf die Widerklage die Klägerin unter Strafandrohung verur⸗ 
teilt wurde, es zu unterlaſſen, Kugellagerachſen für Fahrräder 
gewerbsmäßig herzustellen, in den Verkehr zu bringen, feilzuhalten 
oder zu gebrauchen, bei denen die als Lauffläche für die Kugeln 
dienenden Kegel metalliſch feſt mit der Achſe verbunden 
ſind oder mit ihr aus einem Stück beſtehen, und bei 
denen die Nachſtellbarkeit dadurch erreicht wird, daß die in der 
Nabe befindlichen Lager für die Kugeln in der Nabe verſtellt werden 
koͤnnen. Auf die Berufung beider Teile erließ dagegen das 
OLG. Dresden am 19. Mai 1903 ein Urteil, durch welches 
der Feſtſtellungsklage in weiterem Umfange ſtattgegeben und in 
betreff der Widerklage unter Abweiſung ihrer im übrigen die 
Verurteilung der Kläger darauf beſchränkt wurde, es zu unter⸗ 
laſſen, Kugellagerachſen für Fahrräder gewerbsmäßig herzuſtellen 
uſw., bei denen die als Laufflächen für die Kugeln dienenden 
Kegel an beiden Seiten der Achſen durch Schweißen oder 
Löten oder eine dem gleichartige Befeſtigungsart in 
Metall feſt mit dieſen verbunden ſind, und bei denen 
die Nachſtellbarkeit dadurch erreicht wird, daß die in den Naben 
befindlichen Lager in den Naben verſtellt werden können. Un ⸗ 
ſtreitig hat die Klägerin während der Zeit vom 5. März 1902 
bis zur Verkündung des vorerwähnten Urteils des OLG. Dresden 
in ihrem geſamten Betriebe die aus einem Stück gefertigten 
Achſen beſeitigt und durch ſolche erſetzt, bei denen die feſte 
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Verbindung zwiſchen Achſenkern und Laufkegeln durch Auf⸗ 
ſchrauben der Laufkegeln bewirkt wurde. Sie behauptet, da⸗ 
durch einen Schaden von 11 803,35 Mark erlitten zu haben, 
und auf den Erſatz dieſes Schadens ift die im gegenwärtigen 
Prozeß erhobene Klage gerichtet. Klage, Berufung und Reviſion 
wurden abgewieſen: Ein bereits eingerichteter und ausgeübter 
Gewerbebetrieb iſt, wie der erkennende Senat in Übereinſtimmung 
mit früheren Entſcheidungen des RG. bereits in einem Urteil 
vom 27. Februar 1904, Rep. I 418/03, ausgeſprochen hat, ein 
unter dem Schutze des 8 823 Abſ. 1 BGB. ſtehendes Recht. 
In ein ſolches Recht der Klägerin griff der Beklagte dadurch 
ein, daß er ein Urteil erwirkte, durch das der Klägerin die ge⸗ 
werbsmäßige Herſtellung uſw. auch von ſolchen Kugellagerachſen, 
bei denen die als Laufflächen für die Kugeln dienenden Kegel 
mit der Achſe aus einem Stücke beſtehen, unterſagt wurde, ob⸗ 
wohl ihm in Wirklichkeit, wie ſpäter entſchieden wurde, ein 
dementſprechendes Verbotsrecht nicht zuſtand; der Beklagte iſt 
daher zum Erſatz des hierdurch der Klägerin erwachſenen 
Schadens nach 8 823 Abſ. 1 BGB. gewiß dann verpflichtet, 
wenn ihm die Einwirkung des landgerichtlichen Urteils zum 
Verſchulden angerechnet werden muß. Dieſes Verſchulden hat 
indeß das Berufungsgericht aus Gründen verneint, die mit der 
Revifion nicht angreifbar find. Das BGB. hat grundſätzlich 
daran feſtgehalten, daß eine Schadenserſatzpflicht nur dann be⸗ 
gründet iſt, wenn denjenigen, der den Schaden herbeigeführt 
hat, ein Verſchulden trifft. Nur in beſonderen Fällen läßt es 
aus Gründen verſchiedener Art eine Haftung für verurſachten 
Schaden auch aus ſchuldloſen Rechtsverletzungen entſtehen. Die 
zugleich mit dem BGB. in Kraft getretenen Beſtimmungen in 
den 88 89, 302, 600, 717 und 945 390. ergeben Durch⸗ 
brechungen des Verſchuldungsprinzips. Von ihnen intereſſiert 
hier vornehmlich diejenige des $ 717 Abſ. 2, wonach, wenn ein 
für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil aufgehoben oder ab⸗ 
geändert wird, der Kläger zum Erſatze des Schadens verpflichtet 
iſt, der dem Beklagten durch die Vollſtreckung des Urteils oder 
durch eine zur Abwendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung 
entftanden iſt. Durch fie wie durch die verwandten Beſtim⸗ 
mungen in § 302 Abſ. 4, § 600 Abſ. 2 und 8 945 iſt nur 
eine Schadenshaftung angeordnet worden, deren Vorausſetzung 
ein ausgeübter Zwang iſt, der ſich hinterher als ungerechtfertigt 
erweiſt, und über die damit vom Geſetze gezogene Schranke 
würde man ſich hinwegſetzen, wenn man es für den Schadens- 
erſatzanſpruch eines Beklagten ſchon genügen laffen wollte, daß 
er ſich einſtweilen, ohne durch ein für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtes Urteil dazu genötigt zu fein, dem Klagebegehren fügt. 
Das landgerichtliche Urteil, welches im Vorprozeß der Beklagte 
gegen die Klägerin erſtritten hatte, war aber nicht vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar. C. c. H., U. v. 27. Mai 05, 665/04 I. — Dresden. 

10. 88 823, 826, 1353, 1356 BGB. Über Schäden⸗ 
anſprüche des Ehemannes wegen ehewidrigen Verhaltens der 
Ehefrau] 

Gegenüber der Klage der geſchiedenen Ehefrau auf Rück⸗ 
zahlung ihrer Mitgift brachte der beklagte Ehemann eine 
Schadens forderung zur Aufrechnung, die er daraus herleitet, daß 
die Klägerin ihn unter Zurücklafſung des erſt 9 Monate alten 
Kindes der Parteien böswillig verlaſſen, Klage auf Herausgabe, 
beziehungsweiſe Sicherſtellung ihres Vermögens erhoben, Arreſt⸗ 
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befehle gegen ihn erwirkt und ſchließlich die Eheſcheidungs klage 
(mit der ſie jedoch abgewieſen) erhoben habe. Klage, Berufung 
und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das Berufungsgericht 
geht von dem an ſich richtigen Gedanken aus, daß eine Frau, 
die ſich den im 8 1353 Abſ. 1 und & 1356 BGB. erteilten 
Vorſchriften zuwider der ehelichen Lebensgemeinſchaft, der Leitung 
des Hausweſens ſowie der Mitarbeit im Hausweſen und im 
Geſchäfte des Mannes entzieht, dadurch allein nicht ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ihrem Manne gegenüber wird. Sie verletzt 
Pflichten, die durch die Ehe begründet find, aber die Grund⸗ 
lofigkeit ſolcher Pflichtverletzung iſt für ſich allein nicht aus⸗ 
reichend, die Schadenserſatzpflicht nach ſich zu ziehen. Die aus 
dem ehelichen Verhältnis entſpringenden Verpflichtungen, ins⸗ 
beſondere die Verpflichtung zum Zuſammenleben und zur 
Beiſtandsleiſtung find weſentlich fittlicher Natur. Werden fie 
nicht erfüllt, ſo kann der verletzte Teil von dem ihm für dieſen 
Fall durch das Geſetz eingeräumten Rechtsbehelfen, z. B. der 
Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, gegebenenfalls 
der Scheidungsklage Gebrauch machen. Mit Recht nimmt 
daher das Berufungsgericht an, ein vermögensrechtlicher 
Schadenserſatzanſpruch könne nicht damit begründet werden, daß 
die Klägerin ihren Ehemann, nach deſſen Angabe grundlos, 
verlaſſen habe und daß dieſes ehewidrige Verhalten der Klägerin 
Nachteile für den Haushalt und das Geſchäft des Mannes im 
Gefolge gehabt habe. Allerdings kann es nicht als grundſätzlich 
ausgeſchloſſen erachtet werden, daß ehewidriges Verhalten eines 
Teils dem anderen Teile gegenüber ſchadenserſatzpflichtig macht. 
Wenn auch die in Rede ſtehenden Pflichten einer weſentlich 
fittlichen Grundlage entſpringen, fo hindert dieſer Umſtand doch 
nicht, die Verantwortlichkeit des verletzenden Teils für ſein Tun 
oder Unterlaſſen aus anderen Geſetzesvorſchriften z. B. aus der 
Vorſchrift des 8 826 BGB., wenn deſſen Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, herzuleiten. Danach iſt, wer in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe einem anderen vorſätzlich Schaden 
zufügt, dem anderen zum Erſatze des Schadens verpflichtet. 
Es ſteht nichts im Wege, dieſe Vorſchrift auch auf das Ver⸗ 
hältnis der Eheleute anzuwenden, denn gegenüber Handlungen, 
die fich nicht nur als Verletzungen der durch die Ehe begründeten 
Pflichten, ſondern auch als Verletzungen im Sinne des 826 BGB. 
darſtellen, darf auch der Ehegatte desjenigen Schutzes nicht entbehren, 
der jedem anderen auf Grund des Geſetzes zuteil wird. Die 
Reviſion wäre begründet, wenn das Berufungsgericht dieſen 
rechtlichen Gefichtspunkt außer acht gelaſſen hätte. Das tft aber 
nicht der Fall. Nach den Grundſätzen des BGB. führt das 
Berufungsgericht aus, genüge es keineswegs, wenn dem Be⸗ 
klagten ein Schade entſtanden ſei und dieſer auf Handlungen 
der Klägerin zurückgeführt werden koͤnne. Vielmehr bedürfe es 
auch einer rechtlichen Grundlage der Schadenserſatzpflicht. Eine 
ſolche Verpflichtung koͤnne zunächſt aus einem obligatoriſchen 
Verhältniſſe entſtehen, aber eine ſolche Grundlage der Erſatzpflicht 
ſei im vorliegenden Falle weder vom Beklagten behauptet noch 
erfichtlich. Als weiteren Grund für einen Schadenserſatzanſpruch 
betrachte das BGB. die unerlaubten Handlungen. Das Be⸗ 
rufungsgericht prüft demnächft das Verhalten der Klägerin und 
die von ihr gegen den Beklagten ergriffenen prozeſſualen Maß⸗ 
nahmen nach allen den Richtungen, die für die Frage der 
Schadenserſatzpflicht aus 58 823 und 826 BGB. in Betracht 
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kommen und gelangt auf Grund rechtlich einwandfreier Er⸗ 
wägungen zur Verneinung der Frage. Namentlich verneint es, 
daß die Klägerin fi wie $ 8236 BGB. vorausſetze, eine vor⸗ 
ſätzliche Schädigung des Geſchäftsbetriebes des Beklagten habe 
zu ſchulden kommen laſſen. Es liege ferner kein Grund zu der 
Annahme vor, daß ſie ihre Scheidungsklage nur zur Schädigung 
des Beklagten erhoben habe. Mit der Klage auf Aufhebung 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft und mit ihren Arreſtanträgen 
habe ſie ſogar rechtlichen Erfolg gehabt. Die Tatſache der 
boͤtzlichen Verlaſſung ſei für ſich allein nach den gegebenen 
Umſtänden nicht ausreichend, die Schadenserſatzpflicht zu begründen. 
Es mangele daher den Gegenforderungen des Beklagten die 
erforderliche Grundlage: Faßt man die Ausführungen des 
Berufungsgerichts in ihrem Zuſammenhange ins Auge, ſo läßt 
ſich darin ein Rechtsirrtum nicht erkennen. M. o. M., U. v. 
5. Juni 05, 65/05 IV. — Eöln. 

11. 8 833 BGB. Haftung des Tierhalters. 

Beim Beſchlagen eines Pferdes des beklagten N. wurde 
der Kläger, Hufſchmied S. verletzt. Auf Reviſion des Beklagten 
hob das RG. deſſen Verurteilung auf: Zwar ging die Rüge 
des Beklagten fehl, daß der $ 833 BGB. hier überhaupt mit 
Unrecht gegen ihn zur Anwendung gebracht ſei, weil das Aus- 
ſchlagen mit dem Hufe keine willkürliche Handlung des Pferdes 
geweſen, ſondern mit phyſiologiſcher Notwendigkeit durch die 
dem Tiere zum Zwecke der Bewirkung des Hufbeſchlages zuteil 
gewordene Behandlung hervorgerufen worden ſei. Hierfür liegt 
nicht das mindeſte vor, und daran wäre natürlich gar nicht zu 
denken, daß es etwa die regelmäßige Folge des Anfaſſens eines 
Pferdes von ſeiten des dasſelbe beſchlagenden Hufſchmiedes 
ſein ſollte, daß das Pferd mit dem Hufe ausſchlagen müßte. 
Aber das OL G. hat darin rechtlich geirrt, daß es dem zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Vertrags verhältniſſe keinen Einfluß 
auf die Beurteilung der Sache geſtattet hat. In dieſer Hinficht 
iſt zunächſt auf die Entſcheidung in RG. 58, 410 ff. zu ver- 
weiſen, wo ſchon ausgeſprochen iſt, daß in erſter Linie nach 
dem Inhalte des abgeſchleſſenen Vertrages zu beurteilen ſei, ob 
und inwieweit die Haftung aus 8 833 BGB. ausgeſchloſſen 
ſei, wenn ſich der nunmehr Beſchädigte dem Tierhalter vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet habe, gewiſſe Verrichtungen an oder mit dem 
Tiere vorzunehmen. Dort handelte es ſich um einen Trainer; 
ähnlich, wenn auch natürlich in Einzelheiten abweichend, liegt 
die Sache bei einem Hufſchmiede, wie er hier in Frage ſteht. 
Der Kläger hatte hier durch Werkvertrag dem Beklagten gegen⸗ 
über die Beſchlagung des Pferdes übernommen. Daraus war 
er verpflichtet, dieſes Werk ſo auszuführen, daß dadurch keine 
Unfälle hervorgerufen würden; geſchah letzteres doch, ſo hatte 
zunächft er dem Beklagten dafür aufzukommen; freilich konnte 
er ſich exkulpieren; aber hierbei traf ihn die Behauptungs⸗ und 
Beweislaſt, vergl. das Urteil in Sachen C. w. Kl., Rep. VII 354/04. 
Das Berufungsgericht hat nun aber an dieſe Einrede aus dem 
Vertrage gar nicht gedacht, ſondern nur die Einrede des eigenen 
Verſchuldens aus $ 254 BGB. zugelaſſen, bei welcher die 
Beweislaſt umgekehrt lag. Es läßt ſich nicht überſehen, wie 
weit durch dieſe falſche Verteilung der Beweislaſt die Ent⸗ 
ſcheidung beeinflußt iſt, und auch deshalb muß die Aufhebung 
erfolgen. Endlich wäre aber auch zu erwägen geweſen, wie weit nach 
der Natur des Vertrages der Kläger etwa die mit der auszuführenden 


Verrichtung unzertrennlich verbundene Gefahr übernommen habe. 


H. c. S., U. v. 29. Mai 05, 507/04 VI. — Zweibrücken. 


12. 5 883 BGB. in Verbindung mit 58 866 3 OD. und 
87 AnfG. Keine Vormerkung auf Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek zum Schutz der Anſprüche aus dem AnfG. 

Die Vormerkung im Sinne des $ 883 BGB. dient nur 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung oder Aufhebung 
eines Rechts an einem Grundſtücke oder an einem das Grundftück 
belaſtenden Rechte oder auf Anderung des Inhalts oder des 
Ranges eines ſolchen Rechtes. Die Geſetzes vorſchrift betrifft 
lediglich privatrechtliche Anſprüche, denen die Verpflichtung gegen⸗ 
überſteht, die Eintragung des Rechtes auf Verlangen des Be⸗ 
rechtigten zu bewilligen und dadurch das Recht einzuräumen. 
Nur da, wo nach bürgerlichem Recht eine ſolche Verpflichtung 
und damit der Anſpruch auf deren Erfüllung beſteht, kann die 
Erfüllung durch Vormerkung gemäß $ 883 BGB. geſfichert 
werden. (Vergl. RG. 56 S. 14, 15.) Um einen derartigen 
materiellrechtlichen Anſpruch handelt es ſich hier nicht. Die An- 
fechtung auf Grund des AnfG. iſt nicht auf die Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechtes an dem durch die anfechtbare 
Handlung veräußerten Vermögensſtücke, insbeſondere nicht auf 
die Rückübertragung des Eigentums an veräußerten Gegenftänden 
auf den Schuldner gerichtet, ſie bezweckt nur die Gewährung 
der Möglichkeit zur Zwangsvollſtreckung in dieſelben und dem ⸗ 
gemäß die Verurteilung des Anfechtungsbeklagten zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung. Eine Verpflichtung des Anfechtungs⸗ 
beklagten zur Einräumung, alſo zur Bewilligung der Eintragung 
einer Zwangshypothek auf den etwa mittels der anfechtbaren 
Handlung erworbenen Grundſtücken zugunſten des Anfechtungs- 
berechtigten iſt hierin nicht enthalten. Ein dahin gehender 
Anſpruch des Anfechtungs berechtigten würde, auch wenn ſich etwa 
die Verpflichtung des Anfechtungsgegners zur Zahlung einer 
Geldſumme begründen ließe, auch aus 8 866 ZPD. nicht her⸗ 
geleitet werden können. Dieſe Beſtimmung gewährt dem 
Gläubiger einer vollſtreckbaren Forderung keinen Anſpruch gegen 
den Schuldner auf Beſtellung einer Sicherungshypothek, ſondern 
das Recht auf deren Eintragung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, wobei es der Mitwirkung des Schuldners, ins beſondere 
alſo ſeiner Bewilligung der Eintragung nicht bedarf. Der 
Gläubiger kann daher auch nicht auf Grund dieſer Vorſchrift 
die Eintragung einer Vormerkung fordern, vergl. die oben an- 
geführte Reichsgerichtsentſcheidung, Beſchluß des KG. in Berlin 
vom 25. März 1901, mitgeteilt in RIA. 2, 93; Planck, 
Kommentar zum BGB., 3. Aufl., Anm. la Abſ. 2, Anm. 6 
Abſ. 2 zu § 883. Die einſtweilige Verfügung des AG. in T., 
nach welcher eine Vormerkung zur Sicherung ihrer Anſprüche 
auf Einräumung einer Sicherungshypothek wegen ihrer voll- 
ſtreckbaren Forderung auf das Grundſtück eingetragen war, 
konnte nicht aufrecht erhalten werden. L. c. W. u. N., U. v. 
9. Mai 05, 168/05 VII. — Dresden. 

13. 8 883 BGB. verb. mit 88 18, 32, 46 G80. 
Verpflichtung des Grundbuchrichters zur Eintragung von 
Hypotheken der Reihenfolge nach. Verfahren bei nicht gehöriger 
Legitimation des Gläubigers. Eintragung einer Hypothek für 
einen Einzelkaufmann unter feiner Firma ] 

Der Müller H. hat vor Notar B. am 1. Februar 1900 
bekannt, von der Firma C. H. H. in B. ein Darlehn von 


34. Jahrgang. 


3 000 Mark erhalten zu haben und die Eintragung inz Grund⸗ 
buch von L. beantragt. Der Notar reichte dieſe Urkunde mit 
dem Antrage, die bewilligte Eintragung für die Firma C. H. H. 
in B. zu bewirken, ein. Das AG. wies den Antrag zurück. 
Nunmehr beantragte der Notar für den Kaufmann C. H. H. 
die Hypothek einzutragen. Der Grundbuchrichter veranlaßte 
ihn, durch Vorlegung des neueſten Auszugs aus dem Handels. 
regiſter nachzuweiſen, daß die Firma C. H. H. eine Handels⸗ 
geſellſchaft ſei, andernfalls dem Antrage nicht ſtattgegeben 
werden könne. Eine Friſt wurde nicht geſtellt. Dem Notar 
wurde am 24. März auf ſein Verlangen die Urkunde vom 
1. Februar 1900 zurückgeſchickt. Auch jetzt wurde eine Friſt 
nicht geſtellt. Erſt am 2. April wurde der Notar vom Grund- 
buchrichter an die Erledigung der Verfügung vom 15. März 
mit Friſt von einer Woche erinnert. Am 11. April 1900 
ging ein Antrag des Notars L. ein, auf den Grundſtücken des 
Müllers H. für K. ein Darlehn von 2 500 Mark einzutragen. 
Nach fruchtloſem Ablaufe der dem Notar B. geſetzten Friſt 


wurde dieſer aufgefordert, die Schuldurkunde binnen einer Woche“ 


bei Vermeidung koſtenpflichtiger Abweiſung des Antrags wieder 
einzureichen. Hierauf hat der Notar B. am 17. April die 
Schuldurkunde, in der er mit Genehmigung des Klägers und 
nach Benachrichtigung des Schuldners H. das Wort „Firma“ 
in „Kaufmann“ geändert hatte, dem AG. mit der Erklärung 
eingereicht, daß es in B. eine offene Handelsgeſellſchaft C. H. H. 
nicht gebe, daß in der Urkunde vom 1. Februar 1900 vielmehr 
der Kaufmann C. H. H. gemeint ſei und die Bezeichnung 
„Firma“ auf einem Schreibfehler beruhe. Nunmehr hat der 
Grundbuchrichter am 17. April 1900 in das Grundbuch von 
L. Nr 6 die Hypothek des K. und unter Nr 7 die Hypothek 
des Klägers H. eingetragen. Bei der Zwangsverſteigerung iſt 
die Hypothek des K. voll zur Hebung gekommen und H. fiel 
zum Teil aus. Kläger iſt der Anficht, er habe den Ausfall 
dadurch erlitten, daß der Grundbuchrichter bei Erledigung der 
beiden Eintragungsanträge feine Amtspflichten fahrläffig verletzt 
habe, deshalb ſei der Grundvuchrichter ſchadenserſatzpflichtig, da 
H. und K. unpfändbar ſeien. Er hat auf Grund des § 12 


GBO. und § 839 BGB. den Juftizfiskus in Anſpruch ge⸗ 


nommen, ihn zur Zahlung von 2492,92 Mark nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 17. September 1901 (eventuell feit Klage. 
zuſtellung) zu verurteilen. Das LG. verurteilte. Berufung 
und Revifion wurden zurückgewieſen: „Sind in einer Ab⸗ 
teilung des Grundbuchs mehrere Eintragungen zu bewirken, 
ſo erhalten ſie die Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Anträge 
entſpricht“ (GBO. § 46 Abſ. 1). Dieſe Vorſchriften hat der 
Richter unter fahrläffiger Verletzung feiner Amtspflichten nicht 
beachtet. Seinen Schadenserſatzanſpruch macht Kläger gemäß 
§ 12 GBD. gegen den Preußiſchen Staat, den Preußiſchen 
Juſtizfiskus, geltend. Der Notar gilt nach 8 15 GB. nicht 
als ermächtigt, Eintragungsanträge, die mit dem weſentlichen 
Inhalte der von ihm beglaubigten Urkunde im Widerſpruche 
ſtehen, im Namen eines Antragsberechtigten zu ftellen. Dem⸗ 
nach war nur der in der Urkunde enthaltene Antrag des Schuld- 
ners H. für den Richter maßgebend; er gab durch die Ver⸗ 
fügung vom 15. März dem Notar auf, durch Beibringung 
eines neueſten Auszugs aus dem Handelsregiſter nachzuweiſen, 
daß die Firma C. H. H. eine Handelsgeſellſchaft ſei, und gab 
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damit zu erkennen, daß er die Eintragung einer Hypothek für 
die Firma eines Einzelkaufmanns nicht für zuläffig erachte. Er 
ſtellte ſich alſo bei der von jeher ſtreitigen Frage, ob eine 
Hypothek für die Firma eines Einzelkaufmanns eingetragen 
werden darf (vergl. Turnau, GBO. Bd. 2 S. 202; Turnau⸗ 
Foͤrſter, Lieg. R. Bd 1 S. 599), auf die Seite des KG. 
(Jahrb. 4, 183; 9, 3. Samml. des RIA. 3 S. 156, 196) 
und derjenigen Autoren (Staub, Planck, Biermann, Turnau⸗ 
Foͤrſter, Kober, Oberneck), welche die Anficht vertreten, daß ein 
Einzelkaufmann nur unter feinem bürgerlichen Namen, nicht 
unter feiner Firma als Gläubiger in das Grundbuch ein⸗ 
getragen werden darf. Hieraus kann ihm ein Vorwurf nicht 
gemacht werden, weil jene Frage bisher vom RG., als der für 
die Praxis maßgebenden hoͤchſten Inſtanz, noch nicht entſchieden 
ft. Die Verfügungen vom 15. und 24. März waren für 
das Verfahren aber bedeutungslos, weil darin keine Friſt für 
die Hebung des Hinderniſſes beſtimmt war. Weder hat der 
Notar den Antrag zurückgenommen, noch durfte der Richter die 
Erklärung des Notars als Zurücknahme gelten laſſen, da fle 
der Beglaubigung bedurfte, dieſer aber ermangelte (GBO. 
8 32; Entſch. des Kammerger. Jahrb. Bd. 28, S. A 89), 
noch hat ſie der Richter, wie ſich aus ſeinem weiteren Verfahren 
ergibt, als Zurücknahme angeſehen. Erſt als der Richter am 
2. April den Notar B. an die Erledigung der Verfügung vom 
15. März erinnerte, hat er ihm eine Friſt von einer Woche 
beftimmt. Auch als dieſe Friſt ergebnislos verſtrichen war, hat 
der Richter nicht den Eintragungsantrag für den Kläger zurück⸗ 
gewieſen, ſondern er ließ, obwohl dazu erfichtlich keine Veran⸗ 
laſſung vorlag, die Sache in der Schwebe und ſtellte dem 
Notar B. eine zweite Friſt von einer Woche, ohne zu bedenken, 
daß der §8 18 GBD. eine Nachfriſtbeſtimmung nicht vorfieht 
(vergl. Turnau Forster Lieg. R. Bd. 2 S. 111 Nr 1). Als 
nun am 11. April der Antrag des Notars L. auf Eintragung 
der Hypothek für K. auf die auch dem Kläger verpfändeten 
Grundſtücke, deſſen Erledigung ein Hindernis nicht mehr ent⸗ 
gegenſtand, beim Grundbuchamt einging, war der Eintragungs⸗ 
antrag des Notars B. zugunſten des Klägers noch nicht 
erledigt; es war weder ſeine Zurückweiſung, noch eine Ein⸗ 
tragung auf Grund desſelben erfolgt. Daß nicht ſchon durch 
den ergebnisloſen Ablauf der Friſt, ſondern erſt durch die 
ausdrückliche Zurückweiſung des Antrags deſſen Erledigung 
herbeigeführt wird, ergibt ſich unmittelbar aus dem Wortlaute 
des §8 18 GBO. Als der Notar B. am 17. April die 
Schuldurkunde vom 1. Februar dem Amtsgerichte mit der 
Bemerkung einreichte, daß er darin mit Genehmigung des 
Klägers und nach Benachrichtigung des Müllers H. das Wort 
„Firma“ in „Kaufmann“ geändert habe, da es in B. eine 
offene Handelsgeſellſchaft C. H. H. nicht gebe und in der 
Urkunde vom 1. Februar die Bezeichnung „Firma“ auf einem 
Schreibfehler beruhe, wurde der erſte Richter vor die Frage 
geſtellt, ob er den Eintragungsantrag zurückweiſen ſolle, weil 
die in der Urkunde vom 1. Februar 1900 bei der Bezeichnung 
des Gläubigers vorgenommene Anderung nicht beglaubigt ſei 
(vergl. BGB. 8 129, FGG. 8 183, Beſchl. des KG. im 
PrIJMBl. 1903 S. 65 und in Jahrb. Bd. 22 A 125), oder 
ob es angezeigt ſei, dem Notar zur Hebung dieſes Hinderniſſes 
unter gleichzeitiger Eintragung einer Vermerkung gemäß § 18 
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Abſ. 2 GBO. eine Friſt zu beſtimmen, oder ob er die Urkunde 
trotz der unbeglaubigten Anderung als ausreichende Unterlage 
für die beantragte Eintragung anſehen und behandeln ſolle. Er 
hat der letzten Alternative den Vorzug gegeben, offenbar, weil 
er, was der Sachlage hier auch wohl entſprach, die Anderung 
von „Firma“ in „Kaufmann“ für unweſentlich und einer 
Beglaubigung nicht bedürftig hielt. Hiernach lagen ihm zwei 
Eintragungsanträge vor, deren ſofortiger Erledigung kein 
Hindernis mehr entgegenſtand, der Richter mußte fie in der 
Reihenfolge vornehmen, welche der Zeitfolge des Eingangs der 
Anträge beim AG. entſprach (GBO. $ 46 Abi. 1, § 13, 
Abſ. 1 Satz 2). Pr. Juſtizfiskus o. H., U. v. 31. Mai 05, 
484/04 V. — Hamm. 

14. 88 1163, 1184, 1190 BGB. Sicherungshypotheken 
konnen während Beſtehen des Verhältniſſes, dem fie zur Siche⸗ 
rung dienen, nicht zu Eigentümerhypotheken werden.] 

Der Kläger hat im Jahre 1901 an den Bauunternehmer N. 
zwei Bauſtellen in Ch. verkauft und aufgelaſſen. Aus dieſem 
Kaufvertrage find für ihn rückſtändige Kaufgelder, und zwar 
auf der einen Stelle Blatt 5243 in Höhe von 8000 Mark, und 
auf der anderen Stelle Blatt 5245 in Höhe von 10 000 Mark, 
je mit 4% Prozent verzinslich, hypothekariſch eingetragen. 
Beim Abſchluß des Kaufvertrages hat ſich der Kläger dem N. 
gegenüber verpflichtet, falls dieſer die Grundſtücke bebauen und 
zu dieſem Zwecke eine Baugelderhypothek aufnehmen ſollte, der 
letzteren in beſtimmter Höhe den Vorrang vor ſeinen Hypotheken 
einzuräumen. N. verkaufte ſodann beide Grundſtücke im Mai 
beziehungsweiſe Juni 1902 an die verehelichte E., die auch die 
für den Kläger eingetragenen Hypotheken in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernahm. Sie ſchritt zur Bebauung der 
Grundſtücke, nachdem ihr der Spar- und Kreditverein in Ch. 
gegen Beſtellung einer erſtſtelligen Kautionshypothek die Hergabe 
von Baugeldern zugefichert hatte. Sie ließ nun für den 
genannten Verein auf dem Grundſtück Blatt 5245 eine Höͤchſt⸗ 
betragshypothek von 42 000 Mark und auf dem Grundſtück 
Blatt 5243 eine ſolche von 32 000 Mark eintragen und dieſen 
beiden Höchſthypotheken hat Kläger infolge feines Abkommens 
mit N. den Vorrang vor ſeinen Hypotheken eingeräumt. Ein 
entſprechender Vermerk iſt in das Grundbuch eingetragen. Noch 
vor Beendigung der Bauten geriet die verehelichte E. in 
Konkurs. Der Konkursverwalter ſtellte die Bauten ein und 
rechnete mit dem Spar- und Kreditverein ab. Die Grundſtücke 
kamen zur Zwangsverſteigerung und bei ihr fanden die Höchſt⸗ 
betragshypotheken des Vereins volle Deckung aus dem Erlöſe, 
während Kläger mit feinen Hypotheken ausfiel. Der Spar⸗ 
und Kreditverein liquidierte aber zur Verteilung des Erlöſes bei 
Blatt 5243 nur 17 387 Mark 92 Pf. und bei Blatt 5245 
nur 26 968 Mark 89 Pf., fo daß bei erſterem 14 612 Mark 
08 Pf. und bei letzterem 15 031 Mark 11 Pf. von ihm nicht 
in Anſpruch genommen und zur anderweiten Zuteilung frei 
wurden. Auf dieſe Beträge erhob nun einerſeits der Konkurs- 
verwalter für die Konkursmaſſe, andererſeits der Kläger zur 
Deckung ſeines Ausfalls, der bei Blatt 5243 auf 8431 Mark 
20 Pf. und bei Blatt 5245 auf 10 543 Mark 30 Pf. feft- 
geſtellt worden iſt, Anſpruch. Die Teilungspläne des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts ſprachen die ſtreitigen Beträge in erſter Linie 
dem Konkursverwalter zu; Kläger ſoll ſie nur erhalten, wenn 
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ſein Widerſpruch für begründet erachtet wird. Die Beträge 
ſelbſt wurden als ſtreitig hinterlegt, und auf ſie machen im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit die Parteien — Kläger und die 
beklagte Konkursmaſſe — ihre Anſprüche geltend. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen, den vom Kläger vor dem Voll. 
ſtreckungsgericht erhobenen Widerſpruch für unbegründet erklärt 
und die Auszahlung der beiden Streitmaſſen an den Konkurs 
verwalter angeordnet. Die hiergegen vom Kläger eingelegte 
Berufung iſt zurückgewieſen. Das RG. hat unter Abänderung 
der Urteile der Vorinſtanzen dem Kläger die hinterlegten Beträge 
zugeſprochen. Aus den Gründen: Zutreffend und in Über⸗ 
einſtimmung mit den vom RG. zu den §§ 1163, 1184, 
1190 BGB. in dem Urteil vom 15. Juni 1903 [RG. 55 
S. 217 )] ausgeſprochenen Rechtsſätzen, die inzwiſchen auch in 
der Literatur faſt allſeitige Anerkennung gefunden haben, geht 
das Berufungsgericht davon aus, daß die von der verehelichten 
E. dem Spar- und Kreditverein bis zu einem Hoͤchſtbetrage 
von 42 000 Mark beziehungsweiſe 32 000 Mark beſtellten 


»Sicherungshypotheken in Höhe desjenigen Betrages, in welchem 


auf ſie eine Forderung nicht zur Entſtehung gelangt iſt, der 
verehelichten E., die ſie beſtellt hat, als Eigentümerhypotheken 
(richtiger Eigentümergrundſchulden, 8 1177 BGB.), zuſtehen. 
Ware damit der Rechtsſtreit entſchieden, käme es alſo — wie 
in dem dem Urteil vom 15. Juni 1903 zugrunde liegenden 
Falle — nur darauf an, ob die verehelichte E. (jetzt deren 
Konkursverwalter) befugt iſt, die ihr in Höhe des nicht valutierten 
Betrages zugefallenen Sicherungshypotheken für fi) (beziehungs⸗ 
weiſe für die Konkursmaſſe) aus dem Verſteigerungserloͤſe zu 
liquidieren oder ob (wie in jenem Falle behauptet und damals 
vom OLG. als richtig anerkannt worden war) in Hohe des 
nicht valutierten Betrages eine wirkſame Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks überhaupt nicht entſtanden iſt, ſo daß die nachſtehenden 
(ausfallenden) Hypothekengläubiger in den leer gewordenen Platz 
hätten aufrücken müſſen, ſo würde der vom Kläger im Ver⸗ 
teilungstermin erhobene Widerſpruch von vornherein unbegründet 
geweſen ſein. Denn darüber beſteht kein Zweifel: die ver⸗ 
ehelichte E. iſt in Höhe des nicht valutierten Betrages der 
Sicherungshypotheken Grundſchuldgläubigerin geworden, weil 
die Grundſtücke bis zur vollen Höhe der Höͤchſtbetragshypotheken 
durch deren Beſtellung belaſtet waren. Dies iſt die aus dem 
Urteil vom 15. Juni 1903 für den vorliegenden Fall un⸗ 
abweisbar zu ziehende Konſequenz. Hier aber handelt es ſich 
um mehr. Nicht die Frage ſteht zur Entſcheidung, ob und für 
wen die Hypotheken entſtanden find, (fie darf nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. als erledigt gelten), ſondern in Frage ſteht 
die Rangordnung, der an ſich beſtehenden Rechte. Der 
Kläger hat den Sicherungshypotheken des Spar. und Kredit⸗ 
vereins den Vorrang vor ſeinen eigenen Hypothekenforderungen 
eingeräumt, und zwar hat er dies getan, wie im Tatbeſtande 
des Urteils erſter und zweiter Inſtanz ausdrücklich feſtgeſtellt 
iſt, in Erfüllung des zwiſchen ihm und N. getroffenen Ab- 
kommens. Dieſes Abkommen ging dahin, daß Kläger, um die 
Bebauung der Grundſtücke zu ermöglichen, bis zu einer gewiſſen 
Hoͤhe mit ſeinen Hypotheken hinter die aufzunehmenden Bau⸗ 
gelder zurücktreten ſollte. Kläger hat nur Baugeldern das 
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Vorrecht einräumen wollen und dies war der verehelichten E., 
die den Kredit bei dem Spar- und Kreditverein auch nur zur 
Bebauung der Grundſtücke nachgeſucht und bewilligt erhalten 
hatte, bekannt. Der Berufungsrichter verkennt nicht, daß, wenn 
der Vorrangseinräumung Wirkſamkeit auch für die Eigentümer⸗ 
hypothek beizulegen ift, damit zuungunſten des Klägers eine 
des rechtfertigenden Grundes entbehrende Vermögens verſchiebung 
eintreten würde, aus der für den Kläger ein Anſpruch auf 
Herausgabe der Bereicherung nach 8 812 Abſ. 1 BGB. ent⸗ 
ftehen müßte. Aber bereichert, ſo führt der Berufungsrichter 
aus, würde nicht die Konkursmaſſe ſein, ſondern die verehelichte 
E.; in die Konkursmaſſe ſei deren Eigentümerhypothek ſchon 
mit dem ihr vermöge der Vorrangseinräumung anhaftenden 
Vorrange gefallen ($ 1 KO.), und Kläger konne daher nur den 
ihm gegen die Gemeinſchuldnerin zuſtehenden Bereicherungs⸗ 
anſpruch als gewöhnliche Konkursforderung gegen die Mafle 
geltend machen. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten 
werden. Sie beruht, wenn man ihrem Gedanken nachgeht, auf 
der Annahme, daß die Sicherungshypotheken ſchon vor der 
Konkurseröffnung, alſo zu einer Zeit, zu der das durch die 
Kautionshypotheken geficherte Rechtsverhältnis zwiſchen der ver ⸗ 
ehelichten E. und dem Spar- und Kreditverein noch fort⸗ 
dauerte, ſich inſoweit, als fie jeweilig nicht valutiert waren, 
in Eigentümerhypotheken für die verehelichte E. verwandelt 
hätten. Daß dies in der Tat die Meinung des Berufungs- 
richters iſt, ſpricht er auch unumwunden aus; denn er bezeichnet 
feine Auffaſſung als unabweisbare Konſequenz der von ihm 
dargelegten Grundſätze über die Verwandlung einer Höͤchſt⸗ 
betragshypothek in eine Eigentümergrundſchuld. Aber dabei iſt 
überſehen, daß die Sicherungshypotheken, ſolange das Rechts⸗ 
verhältnis, dem ſié zur Sicherung dienen follten, noch fort⸗ 
dauerte, ſo daß mit ihm noch neue Anſprüche, die der Sicherung 
unterfielen, entſtehen konnten, überhaupt nicht zur Eigentümer. 
hypothek werden konnten. Die Vorſtellung, daß der Eigen⸗ 
tümer ſchon während der Zeit, in der das durch Kautiond- 
hypotheken geſicherte Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem 
Kreditgeber noch im Gange iſt, als Hypothekengläubiger neben 
den Kreditgeber inſoweit trete, als der jeweilig gewährte Kredit 
die Höhe der Kautionshypothek nicht erſchoͤpft, iſt unrichtig. 
Sie liegt auch keineswegs dem oben erwähnten Urteile vom 
15., Juni 1903 zugrunde und ſteht direkt im Widerſpruch 
mit dem vom RG. bereits in dem Urteil vom 19. März 1902 
(RG. 51, 115) ausgeſprochenen Grundſatze, daß die bis zu 
einem Höchſtbetrage eingetragene Kautionshypothek, ſolange das 
ihr zugrunde liegende Rechtsverhältnis nicht derartig beendet 
iſt, daß neue Forderungen aus ihm nicht entſtehen können, das 
bleibt, als was ſie im Grundbuch eingetragen iſt, nämlich eine 
zu einem Höͤchſtbetrage eingetragene Sicherungshypothek für 
einen beſtimmten Gläubiger, bei der die Feſtſtellung der Forde⸗ 
rung, für die ſie haftet, vorbehalten bleibt (daſ. S. 117). 
Für den vorliegenden Fall fteht feſt, daß erſt der Konkurs⸗ 
verwalter, der die Bebauung der Grundſtücke nicht weiterführen 
wollte, das Kreditverhältnis zum Spar- und Kreditverein gelöft 
und aus ihm mit der Gläubigerin Abrechnung gehalten hat. 
Bis dahin konnte alſo von einer der verehelichten E. zugefallenen 
Eigentümergrundſchuld und folglich auch davon nicht die Rede 
ſein, daß eine ſolche, die ſchon der Kridarin zugeſtanden hätte 
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und der die Vorrechtseinräumung ſchon vor der Konkurseröffnung 


zugute gekommen wäre, auf die Konkursmaſſe übergegangen ſei. 
Damit erweiſt ſich die Grundlage, auf der das Berufungsurteil 
beruht, als hinfällig. Zu prüfen bleibt aber noch, ob der 
Konkursmaſſe, wenn fie die für die Kridarin entſtandene Eigen⸗ 
tümergrundſchuld mit dem Vorrecht vor dem Kläger geltend 
machen dürſte, ein Vorteil zugewendet würde, den ſie auf 
Koften des Klägers und ohne rechtlichen Grund erlangt. Iſt 
dies der Fall, jo würde fie nach 8 812 BGB. zur Heraus- 
gabe desſelben an den Kläger verpflichtet ſein, und daraus würde 
folgen, daß die hinterlegte Maſſe dem Kläger zugeſprochen iſt, 
daß alſo im gegenwärtigen Prozeß die beklagte Konkurs maſſe 
unterliegen muß. Und ſo iſt es in der Tat. (Wird näher 
begründet.) Der vom Kläger im Verteilungstermin erhobene 
Widerſpruch war daher begründet, und demzufolge mußten 
gemäß § 880 ZPD. unter Aufhebung des Berufungsurteils 
und Abänderung der erſtinſtanzlichen Entſcheidung die hinter⸗ 
legten Beträge mit den etwa aufgelaufenen Hinterlegungszinſen 
dem Kläger zugeſprochen werden. F. 0. Konk.⸗M. E., U. v. 
27. Mai Ob, 590/04 V. — Dresden. 

15. 88 1353, 1360, 1614 BGB. Nichtigkeit der gegen 
den Inhalt dieſer geſetzlichen Beſtimmungen verſtoßender Ver. 
träge.] 

Das Berufungsgericht hat angenommen, der hier ſtreitige 
Vertrag vom 4. April 1901 habe die Klägerin berechtigen ſollen, 
nach ihrem freien Belieben und ohne Rüdfiht darauf, ob ihr 
dazu ein geſetzlicher Grund zur Seite ſtehe, dauernd von dem 
Beklagten getrennt zu leben. Dieſe Annahme iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden, ſie beruht auf der Auslegung des Vertrags. Der 
Inhalt des Vertrags in Verbindung mit den Umſtänden, unter 
denen die Vereinbarung getroffen wurde, konnte dem Berufungs⸗ 
gericht die Überzeugung von der Richtigkeit feiner Auffaſſung 
verſchaffen. Ebenſowenig unterliegt die Schlußfolgerung, dieſe 
Abmachung ſei nichtig, einem Bedenken, denn die Verpflichtung 
zur ehelichen Lebensgemeinſchaft (§ 1353) kann nicht durch 
Vereinbarungen der Eheleute aufgehoben oder eingeſchränkt 
werden. Das Berufungsgericht hat ferner angenommen, der 
Vertrag regele auch den Fall, daß die Parteien in ehelicher 
Gemeinſchaft lebten, alſo den Fall des $ 1360, während der 
ehelichen Gemeinſchaft dürfe aber der Unterhalt der Frau nicht 
in einer Geldrente gewährt werden, ſondern ſei in der durch 
die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe, d. h. unmittel⸗ 
bare Beſchaffung des Unterhalts zu gewähren. Ob es bei der 
Verſchiedenheit der Verhältniſſe nicht auch Fälle gibt, in denen 
der Ehegatte den ihm nach § 1360 obliegenden Verpflichtungen 
durch Hingabe eines Geldbetrages gerecht wird, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, richtig erſcheint die Annahme des Berufungs- 
gerichts, daß eine vertragsmäßige Verpflichtung des Ehe⸗ 
mannes, für den ehelichen Aufwand eine beſtimmte Summe an 
die Frau zu zahlen, dem Weſen der Ehe widerſpricht. Maß⸗ 
gebend für das eheliche Zuſammenleben find die Beſtimmungen 
der 88 1354, 1356, 1357. Darnach ſteht dem Manne 
die Entſcheidung in allen das gemeinſchaftliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten zu; die Frau iſt berechtigt und 
verpflichtet, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten, ſie iſt 
auch berechtigt, innerhalb des häuslichen Wirkungskreiſes die 
Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu ver⸗ 
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treten, doch kann der Mann dieſes Recht der Frau beſchränken 


oder ausſchließen. Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter 
den Eheleuten in dieſen Beziehungen iſt kein Raum. Dagegen 
läßt ſich dem Berufungsgericht nicht beitreten in der Annahme, 
der Vertrag vom 4. April 1901 ſei wegen Verſtoßes gegen die 
Vorſchrift des 8 1614 nichtig. Der Berufungsrichter hat den 
der Klägerin auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen zu⸗ 
kommenden Unterhalt auf 6000 Mark jährlich bemeſſen. Da 
in dem Vertrage eine Unterhaltsrente von 12 000 Mark feſt⸗ 
geſetzt worden iſt, ſo iſt nicht abzuſehen, wie durch den Vertrag 
der geſetzliche Unterhaltsanſpruch vermindert worden ſein ſollte. 
Ob die Verhältniſſe der Eheleute ſich je ſo geſtalten werden, 
daß die Klägerin auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen eine 
den Betrag von 12 000 Mark überſteigende Jahresrente zu 
fordern haben wird, läßt ſich nicht abſehen. Sollte dieſer Fall 
eintreten, ſo wäre allerdings eine die Erhöhung ausſchließende 
Vereinbarung unwirkſam, aber doch nur hinſichtlich des Teiles, 
um welchen der geſetzliche Betrag des Unterhalts den vertrags⸗ 
mäßig feſtgeſetzten Betrag überſteigt (vergl. RG. 50, 96, Urteil 
vom 20. März 1902, JW. 1902 Beil. S. 22070. Was 
weiterhin die Anwendung des 8 1361 angeht, fo iſt der Be⸗ 
rufungsrichter davon ausgegangen, es koͤnne zur Regelung eines 
aus dieſer Geſetzesbeſtimmung ſich ergebenden Anſpruchs der 
Frau ein Vertrag unter Eheleuten gültig geſchloſſen werden, 
ſoweit er nicht zugleich die dauernde Trennung der Ehegatten 
zum Gegenſtande habe. Aus Gründen aber, die auf tat⸗ 
fachlichem Gebiete liegen, iſt angenommen worden; daß das 
Abkommen der Parteien ohne die nichtigen Teile nicht getroffen 
worden wäre, gemäß § 139 ſonach das Rechtsgeſchaͤft nicht für 
den Fall rechtswirkſam ſei, daß die Voraus ſetzungen des § 1361 
vorlägen. Rechtliche Bedenken gegen dieſe Auffaſſung beſtehen 
nicht. Sch. o. Sch., U. v. 29. Mai 05, 26/05 IV. — Berlin. 
16. 88 1357, 1435 BGB. Verpflichtung des Ehemanns, 
für Schulden der Ehefrau aufzukommen, die durch Anſchaffung 
von Kleidungsſtücken entſtehen. Höhe der Preisforderung.] 
Die Klägerin hatte in den Jahren 1897 bis 1902 der 
Ehefrau des Beklagten auf deren Beſtellung Kleidungsſtücke, 
Kleiderſtoffe und Putzwaren geliefert. Das KG. verurteilte den 
Ehemann, feine Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter hält den Nachweis, daß Beklagter die Beſtellungen ſeiner 
Ehefrau gutgeheißen habe, für entbehrlich, weil die der Frau 
nach § 321 Tl. II Tit. 1 ALR. und nach § 1357 BGB. zu⸗ 
ſtehende Vertretungsbefugnis nicht überſchritten ſei. Die Er⸗ 
wägungen, auf denen dieſe Annahme beruht, find rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Es handelt ſich um Anſchaffungen für den 
eigenen Bekleidungsbedarf der Frau, die zu einem Teil unter der 
Herrſchaft des PrALR., zum anderen Teil unter der Herrſchaft 
des jetzigen bürgerlichen Rechts ſtattgefunden haben. Derartige 
Beſorgungen gehören zwar nicht unter allen Verhältniſſen zu den 
eigentlichen Haus haltungsgeſchäften. Allein nach beiden Rechten 
umfaßt die in der ſogenannten Schlüſſelgewalt enthaltene Be⸗ 
fugnis der Frau, als Vertreterin des Mannes dieſen durch 
Verträge zu verpflichten, ein weiteres Gebiet: ſie erſtreckt ſich 
auf alle den ehelichen Aufwand betreffenden Beſorgungen, deren 
beſondere Beſchaffenheit nach einer beftehenden Sitte auf eine 
Erledigung durch die Frau hinweiſt. Darunter fällt der Regel 
nach, wie auch in den Motiven zu $ 1278 I. Entwurfs zum 
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BGB. Bd. 4 S. 118 hervorgehoben iſt, die Beſchaffung ihrer 
eigenen Kleidung. Hierbei wie bei allen anderen, jenem Geſchäfts. 
gebiete der Frau angehörigen Geſchäften handelt es ſich jedoch um 
einen ehelichen Aufwand, der den Mann angeht, nur inſoweit, 
als die für Rechnung und im Namen des Mannes erworbenen 
Bekleidungsgegenſtände nach Art und Zahl der äußeren Geſtaltung 
des Ehelebens entſprechen. Nur unter dieſer Vorausſetzung find 
es „gewöhnliche Notdurfte“, die in der landrechtlichen Geſetzes⸗ 
vorſchrift des § 321 a. a. O. den gewöhnlichen Haushaltungs- 
geſchäften mit der Beſtimmung an die Seite geſtellt werden, 
daß die Frau zu ihrer Beſtreitung Waren und Sachen auf 
Borg nehmen darf und daß der Mann dergleichen Schuld als 
die ſeinige anzuerkennen hat. Und nur unter der gleichen Ein⸗ 
ſchränkung handelt es ſich nach der neurechtlichen Geſetzesvorſchrift 
des 8 1357 BGB. um „Geſchäfte des Mannes“, die als dem 
häuslichen Wirkungskreiſe der Frau angehörig von ihrer 
geſetzlichen Vertretungsbefugnis umfaßt werden. Es war 
rechtlich zutreffend, daß der Berufungsrichter ihre Verbindlichkeit 
für den Mann danach beurteilt hat, ob die beſtellten und ge⸗ 
lieferten Kleidungsſtücke, Kleiderſtoffe und Putzſachen, „der 
äußeren Lebensführung, dem Auftreten der Ehegatten und den 
hieraus entſtehenden Bedürfniſſen“ entſprochen haben. Die 
Schlüſſelgewalt richtet ſich nach den Beſonderheiten des Haus⸗ 
weſens, deſſen Ausgeſtaltung vom Manne abhängt (8 184 
Tl. II Tit. 1 AL R., 8 1354 Abſ. 1 BGB.), während feine 
Leitung der Frau zuſteht (§ 194 d. T., § 1356 a. a. O.). 
Sollten nun auch die von dem Manne getroffenen häuslichen 
Einrichtungen zu ſeinen jeweiligen Einkünften in keinem richtigen 
Verhältnis ſtehen, jo hat das auf die geſetzliche Vertretungs⸗ 
befugnis der Frau keinen Einfluß. Nur der tatſächliche 
Zuſchnitt des Hausweſens und die damit zuſammenhängende 
äußere Lebensführung der Ehegatten, nicht aber eine Lebens. 
haltung, wie fie in Rückficht auf das Einkommen des Mannes 
beſchaffen ſein müßte, in Wirklichkeit aber nicht beſchaffen iſt, 
kennzeichnen nach Inhalt und Umfang den häuslichen Wirkungs⸗ 
kreis der Frau und damit gleichzeitig die Grenze ihrer geſetzlichen 
Vertretungsmacht. Dies würde, zumal nach außen hin, ſelbſt 
für den Fall angenommen werden müſſen, wenn Beklagter bei 
ſeiner in I. Inſtanz gemachten Angabe verblieben wäre, daß er 
in der entſcheidenden Zeit ein Einkommen überhaupt nicht 
gehabt hätte. Auch dann würde die Schlüſſelgewalt der Frau 
weder aufgehört noch auch je nach dem Schwanken der Einkünfte, 
bevor eine Anderung in den fländigen häuslichen Einrichtungen 
und in der äußeren Lebensführung der Cheleute eintrat, fich 
bald vermindert, bald vermehrt haben. Es fragt fich weiter, ob 
im Verhältnis zur Klägerin die Verbindlichkeit der Verträge für 
den Beklagten dadurch ausgeſchloſſen oder eingeſchränkt wurde, 
daß ſeine Ehefrau zur nämlichen Zeit auch bei anderen Ge⸗ 
ſchäften gleichartige Beſtellungen gemacht, Beklagter aber, wie 
er behauptet, an die anderen Geſchaͤfte dafür große Summen 
bezahlt hat. Das Geſetz gibt jedem Dritten eine Gewähr, daß 
er fich auf Geſchäfte, die in ihrer Art dem häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Frau angehören, im Vertrauen auf deren Verbindlichkeit 
für den Mann mit der Frau einlaſſen darf. Dem Dritten 
gegenüber können aber zum Ausweise über die Tragweite dieſer 
Ermächtigung nur ſolche Tatſachen dienen, die ihm entweder 
beim Vertragsabſchluſſe bekannt waren oder die bei verkehrs⸗ 
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üblicher Aufmerkſamkeit ſeiner Wahrnehmung nicht entgehen 
durften. Verteidigt ſich deshalb der Mann wie vorliegend mit 
der Behauptung eines Mißbrauchs der geſetzlichen Vertretungs⸗ 
macht, indem er eine übermäßige Vervielfältigung an ſich zu⸗ 
läſſiger Anſchaffungen behauptet, jo tft es feine Sache, nicht 
allein die Tatſache dieſes Mißbrauchs, ſondern zum mindeſten 
auch deſſen Erkennbarkeit für den anderen Vertragsteil nach⸗ 
zuweiſen. An einem derartigen Beweisanerbieten hat es der 
Beklagte fehlen laſſen. Die Angemeſſenheit der von der 
Klägerin geforderten Preiſe war anzunehmen. Der Berufungs- 
richter hat für die Zuerkennung der geforderten Preiſe drei 
Gründe angegeben: die ſtillſchweigende Preisgenehmigung, die 
Übereinftimmung der Preiſe mit den im Gefchäfte der Klägerin 
üblichen Preisſätzen und eine Umkehrung der Beweislaſt infolge 
davon, daß dem Beklagten die Unangängigkeit des Sach⸗ 
verftändigenbeweifes zur Laſt falle. Der zweite und nach ihm 
der erſte Grund find allein ſchon ausreichend, ſo daß der dritte 
Grund und mit ihm die auch an dieſer Stelle erhobene 
Reviſionsrüge, der Berufungsrichter habe die Beweislaſt ver- 
ſchoben, außer Betracht bleiben dürfen. Es unterliegt keinem 
Bedenken, mit Eccius in Gruchots Beitr. 45, 271 anzu⸗ 
nehmen, ein Kauf ohne Vereinbarung eines beftimmten 
Preiſes könne rechtswirkſam auch mit der Willensrichtung ab⸗ 
geſchloſſen werden, daß der Käufer ſich ſchlechthin dem Preiſe 
unterwerfe, zu dem die Ware in gerade dieſem Geſchäfte an 
andere Kunden abgegeben werde. Auf den Grund, weshalb die 
Preiſe dieſes Geſchäfts, mögen fie höher oder niedriger fein, von 
den allgemeinen Durchſchnittspreiſen abweichen, kommt es dabei 
nicht entſcheidend an. Wenn nun der Berufungsrichter nach 
Lage der Sache an zweiter Stelle für dargetan anfſieht, daß ein 
derartiger Kauf hier zuſtande gekommen ſei und weiter, daß die 
dem Beklagten in Rechnung geſtellten Preiſe mit den im 
Geſchäfte der Klägerin allgemein gezahlten Preiſen überein ⸗ 
ftimmen, fo iſt darin eine Geſetzes verletzung nicht erkennbar. 
Hat er zur Begründung ſeiner Meinung auf die beſondere 
Vertrauenswürdigkeit der Klägerin hingewieſen, überdies zu er⸗ 
kennen gegeben, daß die Preiſe von Gegenſtänden der in 
Betracht kommenden Art, wie ſie in den beſonders bevorzugten 
Geſchäften des Ortes gezahlt werden, im allgemeinen bekannt 
find, und hat er ſchließlich der durch den Verbrauch der Sachen 
eingetretenen Erſchwerung der Beweisführung nicht nur eine 
rechtliche, ſondern annehmbarerweiſe zugleich eine tatjächliche 
Berückfichtigung zuteil werden laſſen, fo war alles das nicht 
prozeßwidrig, die Ergebniſſe aber, zu denen er auf dieſem Wege 
gelangt iſt, unterliegen, da ſie dem Bereich der Tatfrage an⸗ 
gehören, nicht der Nachprüfung. Dazu kommt die von dem 
Berufungs richter an erfter Stelle verwertete Genehmigung der 
Preiſe durch die Ehefrau des Beklagten. Wenn die Revifion 
dabei den Nachweis vermißt, daß Rechnungen, aus denen die 
Ehefrau die von der Klägerin beanſpruchten Preiſe habe erſehen 
können, den Sendungen beigefügt worden ſeien, ſo iſt das 
verfehlt. Die Mitſendung der Rechnungen entſprach dem 
ordnungsmäßigen Geſchäftsgebrauch. Selbſt wenn deſſen Be⸗ 
folgung im gegebenen Falle nicht beſonders nachgewieſen wurde, 
konnte der Berufungsrichter ohne Rechtsverſtoß zu der Über⸗ 
zeugung kommen, daß entweder auf dieſem Wege oder in anderer 
Art die Ehefrau des Beklagten von der Preisberechnung der 
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Klägerin Kenntnis erlangt, die gelieferten Gegenſtände, ohne 
der Preisberechnung zu widerſprechen, in Gebrauch genommen 
und die Preiſe damit ſtillſchweigend genehmigt hat. v. P. c. G., 
U. v. 31. Mai 05, 34/05 IV. — Berlin. 

17. 5 1635 8 GB. verb. mit $ 627 39 O. Sorge für die 
Perfon des minderjährigen Kindes während des Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes.] 

Während der Dauer eines Scheidungsprozeſſes beantragte 
die Ehefrau ihr die Sorge für die Perſon der Knaben, ſoweit 
es ſich nicht um deren geſetzliche Vertretung handle, zu über⸗ 
laſſen. Das KG. wies ab, das RG. hob auf: Beide Parteien 
haben eine große Anzahl eidesſtattlicher Verſicherungen über⸗ 
reicht, in denen auch auf die Vorwürfe, die ſie gegen einander 
erheben, eingegangen wird. Das LG. hat für glaubhaft er- 
achtet, daß der Antragſtellerin eine Fortſetzung der Ehe nicht 
zugemutet werden könne, und das Berufungsgericht hat aus⸗ 
geſprochen, es könnne keinem Zweifel unterliegen, daß ein 
weiteres Zuſammmenleben der Parteien mit weſentlichen Nach⸗ 
teilen für die Geſundheit der Klägerin verbunden wäre. Ob 
das Scheidungsbegehren der Antragſtellerin begründet iſt und 
ob der Antragsgegner die alleinige Schuld trägt, iſt freilich 
von dem Berufungsgericht nicht erörtert und war nicht Gegen⸗ 
ſtand der Entſcheidung. Sollte indes eine hohe Wahrſchein⸗ 
lichkeit dafür ſprechen, daß die Ehe geſchieden und der Antrags- 
gegner für den allein ſchuldigen Teil erklärt werde, ſo würde 
das Berufungsgericht auch bei der jetzt zu treffenden Entſcheidung 
hierauf Rückſicht nehmen dürfen, denn in ſolchem Falle würde 
in Frage kommen, ob nicht die Knaben bei der Antragſtellerin 
belaſſen werden müßten, weil die Sorge für deren Perſon zu⸗ 
folge 8 1635 BGB. nach der Scheidung der Antragſtellerin 
zuſtehen würde und das Intereſſe der Kuaben erforderte, daß 
ein Wechſel ihres Aufenthalts vermieden werde. Ob eine ſolche 
Erwägung geboten ſei, tft diesſeits nicht zu beantworten. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt es indes nach Lage der Sache nicht und deshalb war 
dem Berufungsgericht die Moͤglichkeit einer ſolchen Prüfung noch 
zu gewähren. H. o. H., U. v. 8. Juni 05, 54/05 IV. — Berlin. 

18. 88 1922, 2022, 2033 BGB. Nur Verkauf eines 
Erbanſpruchs in ſeiner Geſamtheit, nicht von einzelnen Teilen 
iſt ſtatthaft.] 

H., deſſen Nachlaß auch aus Grundſtücken beſtand, wurde 
von drei Töchtern beerbt; eine von ihnen, die L., trat vor der 
Nachlaßteilung ihren an dem Grundbeſitz des Vaters zu⸗ 
ſtehenden Anſpruch an den Kläger ab und dieſer wiederum an die 
beklagte Miterbin M. Letztere gab ihm einen Wechſel zahlungs⸗ 
halber. Die Klage aus dieſem Wechſel wurde unter Bezugnahme 
auf Art. 82 WO. und $ 2033 Abſ. 2 BGB. abgewieſen, weil die 
Verträge nicht über den Nachlaß, ſondern über einzelne Nachlaß⸗ 
gegenftände abgeſchloſſen ſeien. Die Reviſion des Klägers wurde 
abgewieſen: Erbanſprüche an dem geſamten Grundbeſitz 
ihres Erblaſſers ſtanden der L. nach 88 1922, 2022, 3023 
BGB. nicht zu, ſondern nur ein Erbanſpruch auf das Ver⸗ 
mögen ihres Erblaſſers als Ganzes, das Aktiva und Paſſiva 
umfaßt, und, da ſie nicht einzige Erbin, ſondern Miterbin, ein 
Anſpruch auf ihren Erbteil, der nach $ 1922 Abſ. 2 den Vor · 
ſchriften über die Erbſchaft unterliegt. Über dieſen Erbteil 
konnte fie nach S 2371 BGB. durch Erbſchaftskauf verfügen, 
ſich auch zu einer ſolchen Verfügung verpflichten. § 1922 
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Abſ. 2, § 2033 Abſ. 1 Satz 1. Einen Erbanſpruch oder ein 
Erbrecht an einem Beſtandteil des Nachlaſſes, der Erbſchaft, 
gibt es begrifflich und nach dem Recht des BGB. nicht; ſolcher 
Anſpruch oder ſolches Erbrecht kann deshalb weder Gegenſtand 
der Verfügung noch der Verpflichtung des Erben oder Miterben 
ſein. Die betreffenden Verträge find daher nichtig. R. o. M., 
u. v. 31. Mai 05, 69/05 I. — Pofen. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

19. 5 13 6836] 

Daß der Anſpruch auf Anerkennung der Mitgliedſchaft zu 
einer öffentlich- rechtlichen Korporation (im vorliegenden Fall der 
altheſfiſchen Ritterſchaft) nicht im Wege des Zivilprozeſſes ver- 
folgt werden kann, kann nach $ 13 GG. nicht zweifelhaft 
ſein. Mit Recht iſt daher von den Vorinſtanzen der Rechtsweg 
für unzuläſſig erklärt, wenn die Beklagte, deren Mitglied ſchaft 
der Kläger beanſprucht, als eine öffentlich ⸗ rechtliche Korporation 
anzuſehen iſt. Das aber hat das Berufungsgericht aus unan- 
fechtbaren Gründen feftgeftelt. K. o. Altheſfiſche Ritterſchaft, 
u. v. 2. Juni 05, 537/04 III. — Kaſſel. 

Zivilprozeßordnung. 

20. 88 142, 299, 943 ZPD. Zurückbehaltungsrecht des 
Gerichts bezüglich vorgelegter Originalurkunden.] 

Kläger hatte im Wechſelprozeſſe in erſter Inſtanz ein ob⸗ 
ſiegendes Urteil erlangt, übergab in dem weiteren ordentlichen 
Verfahren vor dem LG. in der mündlichen Verhandlung die 
Urſchriften der eingeklagten Wechſel und nachdem Beklagter 
gegen das im Wechſelprozeß ergangene Urteil Berufung eingelegt 
hatte, wurden in der mündlichen Verhandlung vor dem KG. 
die Wechſel vorgelegt. Kläger beantragte dieſelben an ihn 
herauszugeben, Beklagter widerſprach und das KG. lehnte den 


Antrag auf Herausgabe der Originalwechſel wieder ab. Das 


RG. gab der Beſchwerde des Klägers ſtatt, überließ aber dem 
KG. die weiter erforderliche Anordnung: Eine Befugnis des 
Gerichts, Originalurkunden, welche von den Parteien in der 
mündlichen Verhandlung vorgelegt und auch zu den Gerichts- 
akten übergeben wurden, ohne irgend welchen rechtfertigenden 
Grund auf unbeſtimmte Zeit zurückzubehalten, beſteht nach der 
Prozeßordnung nicht. Vielmehr ergeben die Vorſchriften der⸗ 
ſelben, daß die Zurückbehaltung nur innerhalb gewiſſer 
Schranken zuläffig iſt. Nach $ 443 der ZPO. werden Ur⸗ 
kunden, deren Echtheit beſtritten iſt oder deren Inhalt verändert 
fein ſoll, bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auf der Gerichts 
ſchreiberei verwahrt, ſofern nicht ihre Auslieferung an eine 
andere Behörde im Intereſſe der öffentlichen Ordnung erforderlich 
iſt. Dafür, daß die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift 
vorliegen, fehlt es an jedem Anhalt. Nach 8 142 Abſ. 2 a. a. O. 
kann das Gericht anordnen, daß die vorgelegten Schriftſtücke 
binnen einer vom Gericht zu beſtimmenden Zeit auf der 
Gerichtsſchreiberei verbleiben. Von dieſer Befugnis hätte das 
KG. Gebrauch machen konnen, hat es jedoch nicht getan, 
ſondern hat ohne jede zeitliche Beſchränkung den Antrag auf 
Herausgabe der Urkunden abgelehnt. Der Antragſteller hatte 
aber, falls das Gericht die zeitweiſe Zurückbehaltung der Urkunden 
für erforderlich hielt, ein Recht darauf, zu erfahren, für welchen 
Zeitraum dieſe Anordnung getroffen werde. Auch auf die 
Vorſchrift des 8 299 ZPD. kann ſich das KG. nicht berufen. 
Die von den Parteien vorgelegten Urkunden werden nicht 
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Beſtandteil der Gerichtsakten, auch dann nicht, wenn ſie zum 
Zwecke der Verwahrung zu den Akten genommen werden. 
Vergl. Gaupp⸗ Stein, Kommentar zur ZPD. 5 291 An- 
merkung I, Foertſch, DIZ. Jahrgang II S. 241. Das 
RG. mußte ſich darauf beſchränken, den angefochtenen Beſchluß 
aufzuheben. Dem Antrag auf Herausgabe der Originalwechſel 
konnte ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſprochen 
werden. Hält das Kammergericht jedoch das Verbleiben der⸗ 
ſelben auf der Gerichtsſchreiberei binnen einer zu beſtimmenden 
Frift für notwendig, wofür ſowohl ſachliche als prozeſſuale 
Gründe maßgebend ſein können, ſo wird die Entſcheidung hier⸗ 
über auf Grund der weiteren mündlichen Verhandlung zu treffen 
fein. K. o. G., Beſchl. v. 3. Juni 05, Bs 81/05 I. — Berlin. 

21. 88 303, 322, 545 3 O. Unzuläſſigkeit der Revifion 
gegen das Zwiſchenurteil über eine Aufrechnungseinrede.] 

Inſoweit die Revifion gegen die durch Zwiſchenurteil ge 
troffene Entſcheidung über die vom Beklagten zur Aufrechnung 
geſtellten Gegenforderungen gerichtet iſt, erweift fie ſich als nicht 
zuläſſig. Die Aufrechnungseinrede hat in prozeſſualer Hinficht 
die rechtliche Natur eines ſelbſtändigen Verteidigungsmittels. 
(Vergl. Peterſen - Remelé Anger, Kommentar 8 303 Bem. 4, 
8 145 Bem. 13; Schollmeyer, Kompenſationseinrede S. 111; 
derſelbe Zwiſchenurteil S. 20.) Die Entſcheidung, durch welche 
das Os. die vom Beklagten geltend gemachten Aufrechnungs 
einreden, ſoweit ſie überhaupt zur Entſcheidung reif waren, für 
unbegründet erklärt, iſt daher ein Zwiſchenurteil im Sinne bes 
§ 303 Z9D., wie es auch vom OLG. zutreffend aufgefaßt 
und bezeichnet worden iſt. Gegen Zbwiſchenurteile findet keine 
Revifion ſtatt (vergl. 5545 30.) . Einer der Fälle, in welchen 
in Anſehung der Rechtsmittel das Zwiſchenurteil als Endurteil 
anzuſehen iſt, liegt nicht vor. Mit Unrecht beruft ſich der 
Vertreter der Revifion auf 8 322 ZPO. Wenn bier in Abſ. 2 
beſtimmt iſt, daß die Entſcheidung, die zur Aufrechnung geſtellte 
Gegenforderung beſtehe nicht, bis zur Höhe des Betrags, für 
welchen die Aufrechnung geltend gemacht wurde, der Rechtskraft 
fähig ſei, ſo iſt damit irgend welche Beſtimmung über die 
Vorausſetzungen des Eintritts der Rechtskraft nicht getroffen. 
Dieſelbe richtet ſich nach den allgemeinen Regeln. Die für die 
Entſcheidung über das Nichtbeſtehen der Gegenforderung beſtimmte 
materielle Rechtskraft ſetzt das Vorhandenſein der formellen 
Rechtskraft voraus. Das Zwiſchenurteil kann aber nur mit 
dem Endurteil zuſammen angefochten werden und nur mit dieſem 
zuſammen in Rechtskraft erwachſen. (Vergl. Gaupp⸗Stein, 
Kommentar § 322 V, Seuffert, Kommentar § 322 Nr. 7. 
M. c. D., U. v. 3. Juni 05, 1/05 I. — Karlörube, 

22. 8 373 ZO. Unzuläſſige Ablehnung einer Zeugen- 
vernehmung. ] | 

Dem M. ſtand ein Brandentſchädigungsanſpruch gegen bie 
klagende Verſicherungsgeſellſchaft zu, er trat ihn an den Be⸗ 
klagten ab und in dem über die Schädenforderung anhängig ge- 
wordenen Prozeſſe ruͤgte die Klägerin, daß die von ihr beantragte Ver⸗ 
nehmung des M. darüber, daß die Zeſſion vom 17. Oktober 1901 
in der dem Beklagten bekannten Abſicht, die übrigen Gläubiger 
des M. zu benachteiligen, vorgenommen ſei, ſei ohne zutreffenden 
Grund abgelehnt worden. Das RG. hob auf: Die Begründung, 
welche der Berufungsrichter für die Ablehnung des Beweil⸗ 
antrages gegeben hat, könne als eine aus reichende nicht erachtet 
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werden. Die Klägerin hat die unter Beweis geſtellte Behauptung 
angeknüpft an ihr Vorbringen, der Beklagte habe die ihm ver⸗ 
kauften Sachen nicht verfichert, nach dem Brande habe die 
Verficherungsgeſellſchaft die Zahlung einer Entſchädigung ab» 
gelehnt, der Schaden treffe den Beklagten, dieſer aber habe um 
ſich ſchadlos zu halten, den M. zur Ausſtellung der Zeſſion 
veranlaßt. Dieſes Vorbringen deutet darauf hin, daß M. und 
Beklagter zur Zeit der Ausſtellung der Zeſſion bereits Kenntnis 
gehabt, daß die Verſicherungsgeſellſchaft eine Entſchädigung 
bezüglich der an den Beklagten verkauften Sachen ablehnte, 
oder doch mit der Möglichkeit der Ablehnung gerechnet hätten. 
Es liegt auf der Hand, daß es für die Frage, ob M. die 
Zeſſion in frauduloſer, dem Beklagten als ſolche bekannter 
Abficht erklärt hat, von erheblicher Bedeutung iſt, ob Beklagter 
und M. zur Zeit der Ausſtellung ſchon gewußt haben, daß 
die Verſicherungsgeſellſchaft die Zahlung einer Entſchädigung 
bezüglich der von M. dem Beklagten verkauften Sachen, ab⸗ 
lehnte, oder doch mit der demnächſtigen Ablehnung rechneten 
oder ob dies nicht der Fall war, und es wird ſich ſomit die 
Vernehmung des Zeugen auf dieſen Punkt zu erſtrecken haben. 
A. o. O., U. v. 10. Mai 05, 483/04 VII. — Hamm. 

23. 88 881, 888, 888, 889, 901 3 O. Verfahren bezüglich 
der Verpflichtung, eine Urkunde beim Grundbuchamt einzureichen.] 

S. hatte beim AG. eine einftweilige Verfügung nach 
& 942 300. erwirkt, durch die feinem Gegner R. aufgegeben 
wurde, ihm einen näher bezeichneten Hypothekenbrief zu dem 
Zweck herauszugeben, um näher angegebene Vormerkungen im 
Grundbuche zur Eihaltung gewifjer Anſprüche auf eine Hypothek 
eintragen zu laſſen. Dieſe einſtweilige Verfügung war durch 
das Urteil des LG. dahin abgeändert worden, daß der Hypotheken⸗ 
brief nicht an S. herauszugeben, ſondern dem Grundbuchamt 
zu dem erwähnten Zwecke vorzulegen ſei. Das Os G. hat auf 
Beſchwerde des R. die Straffeſtſetzung unter Belaſtung des S. 
mit den Koſten aufgehoben und ausgeführt: Ein Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren auf Grund des § 888 3p O. hätte 
nicht eingeleitet werden dürfen, weil die rein mechaniſche 
Verrichtung der Vorlegung eines im Befitze des Schuldners 
befindlichen Hypothekenbriefs weder eine Handlung ſei, die durch 
einen Dritten nicht vorgenommen werden konnte, noch auch eine 
Handlung, die ausſchließlich vom Willen des Schuldners abhänge, 
denn der Widerwille des Schuldners konnte dadurch überwunden 
werden, daß der Gerichtsvollzieher ihm die Urkunde abnehme. 
Es ſei vielmehr die Vollſtreckung der einſtweiligen Verfügung 
auf dem in 8 883 38. vorgeſchriebenen Wege durch Be⸗ 
auftragung eines Gerichtsvollziehers mit der Wegnahme des 
Hypothekenbriefs und deſſen Vorlegung beim Grundbuchamte zu 
bewirken geweſen, wie dies auch in der Geſchäftsanweiſung für die 
Koͤniglich Sächfiſchen Juftizbehörden in den 88 1692 und 1693 
für Fälle dieſer Art vorgeſchrieben jet. Überdies habe eine Beſtrafung 
des R. am 12. April ſchon darum nicht mehr erfolgen konnen, weil 
er damals die Urkunde ſchon dem Grundbuchamte vorgelegt hatte. 
Die Beſchwerde des S. hatte keinen Erfolg: Es iſt dem Os. 
darin beizutreten, daß auf die Erzwingung der Leiſtung, Vorlegung 
einer im Gewahrſam des Schuldners befindlichen Urkunde beim 
Grundbuchamt betreffend, nicht der 8 888 39 O. in Anwendung 
zu bringen iſt, der von der Erzwingung einer Handlung handelt, 
die durch einen Dritten nicht vorgenommen werden kann und 
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ausſchließlich vom Willen des Schuldners abhängt. Hier ſteht 
überhaupt keine Handlung in dem Sinne in Frage, den die 
Zivilprozeßordnung in den 88 887 ff. mit dieſem Ausdruck ver- 
bindet, ſondern es handelt ſich hier um die Leiſtung einer Sach e, 
derer. Zwangsvollſtreckung in den vorhergehenden 88 883 bis 886 
geregelt iſt. Die dem R. in der einſtweiligen Verfügung auf⸗ 
erlegte Leiſtung beſteht in der Herausgabe des Hypothekenbriefs, 
alſo der Herausgabe einer beweglichen Sache; die Anordnung 
der Vorlegung beim Grundbuchamt enthält nur eine nähere 
Beſtimmung darüber, wie die Herausgabe zu geſchehen habe, 
daß fie nämlich erſt erſchöpft werde mit dieſer Vorlegung; von 
irgend welchen daneben noch vorzunehmenden Handlungen aber, 
die den für die Zwangsvollſtreckung von Handlungen gegebenen 
Vorſchriften unterliegen könnten, iſt keine Rede. Mit Recht hat 
daher das Os G. angenommen, daß der Beſchwerdefuͤhrer die 
Vollſtreckung der einſtweiligen Verfügung auf dem in § 883 
ZPD. vorgeſchriebenen Wege hätte betreiben müſſen: daß ein 
Gerichtsvollzieher mit der Wegnahme des Hypothekenbriefs aus 
dem Gewahrſam des R. beauftragt und, wenn dies nicht zum 
Ziele führte, er zum Offenbarungseide geladen wurde. Der 8 889 
3PO., der im 2. Abſ. für den Fall der Verweigerung des 
Offenbarungseides das Verfahren nach 8 888 vorſchreibt, bezieht 
ſich nach feinem klaren Wortlaut nur auf die Fälle, in denen 
der Schuldner auf Grund von Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zur Leiſtung des Offenbarungseides verurteilt iſt; hier 
ſteht dagegen ein Offenbarungseid auf Grund des § 883 Abi. 2 
3 YO. in Frage, bei deſſen Verweigerung nach den Vorſchriften 
in § 901 ZPO. zu verfahren iſt (vergl. § 899), alſo zur 
Erzwingung der Eidesleiſtung nur ein Antrag des Beſchwerde⸗ 
führers auf Anordnung der Haft gegen R. zuläffig geweſen 
wäre, wenn er ſich nicht mit der Geltendmachung ſeines 
Intereſſenanſpruchs (§S 893) begnügen wollte. S. c. R., Beſchl. 
v. 7. Juni 05, B 191/05 V. — Dresden. 

Wechſelord nung. 

24. Art. 88 WO. Preuß. Einf Ordn. § 4. 
gebende Zeit für die Rechtzeitigkeit eines Proteſtes.] 

Kläger nimmt einen Notar in B. um deswillen wegen 
Fahrläffigkeit in Anſpruch, weil er ſeine ihm nach der Be⸗ 
hauptung des Klägers vor 5 Uhr nachmittags übergebene 
Wechſel erſt nach 6 Uhr nachmittags in dem Geſchäftslokale des 
Klägers, des Domizialen, zur Zahlung vorgelegt habe. Sei es 
dem Beklagten möglich geweſen, fo hätte er den Proteſt innerhalb 
der vorgeſchriebenen Proteſtſtunden vornehmen müſſen; denn die 
Erhebung eines Proteftes nach deren Ablauf ſei immer nur ein 
Aushilfs mittel, deſſen Erfolg ſich von vornherein nicht überſehen 
laſſe. Das Os G. wies ab; die Reviſion hatte keinen Erfolg. 
Wenn dem Beklagten der Wechſel nachmittags „vor 5 Uhr“ 
— was nach der Sachlage nur bedeuten kann: „gerade noch 
vor 5 Uhr“ oder „kurz vor 5 Uhr“, zum Proteſte übergeben 
worden iſt — der Beklagte ſelbſt behauptet, daß es erſt na ch 
5 Uhr geſchehen ſei, — ſo war nur, wenn beſonders günſtige 
Umſtände es noch ermöglichten, den Wechſel noch vor 6 Uhr in 
dem Geſchäftslokale zur Zahlung vorzulegen und mangels 
Zahlung zu proteſtieren, überhaupt darauf zu rechnen, daß die 
vorgeſchriebene Proteſtzeit innegehalten wurde. Es braucht kein 
beſonderes Gewicht darauf gelegt zu werden, daß es ſich um die 
Erhebung eines Wechſelproteſts in einer der größten Städt 
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Deutſchlands handelte, wo die Entfernungen meiſt ſehr bedeutend 
zu ſein pflegen: ſchon der Umſtand, daß der Notar regelmäßig 
noch andere Geſchäfte zu erledigen hat und deshalb nicht in der 
Lage iſt, ſchon im nächſten Augenblicke, nachdem er den Auf- 
trag zur Präſentierung und zur Proteſtierung erhalten, ſich auf 
den Weg zur Erledigung dieſes Geſchäfts zu machen, daß viel- 
mehr noch eine gewiſſe, wenn auch kurze Zeit verfließen muß, 
ehe er an die Ausführung des Auftrages gehen kann, führt 
dazu, einen Zeitraum von wenig mehr als einer Stunde vom 
Eingange des Anftrages bis zum Ablaufe der geſetzlichen 
Proteſtzeit für zu kurz zu erachten, als daß der Auftraggeber 
mit Sicherheit auf die rechtzeitige Erhebung des Proteſtes 
rechnen könnte. Bei dieſer Sachlage wäre es Sache des 
Klägers geweſen, darzulegen, daß beſonders güuftige Umſtände 
die rechtzeitige Proteſtierung des Wechſels noch ermöglicht 
hatten. Er hat aber in dieſer Beziehung nicht nur nichts vor⸗ 
gebracht, ſondern ſeinerſeits überhaupt nicht einmal etwas 
über die Zeit angegeben, zu der dem Bektagten der Wechſel mit 
dem Auftrage zur Proteſterhebung übergeben worden ſei. Viel ⸗ 
mehr iſt nach dem Tatbeſtande des Urteils des Landgerichts die 
betreffende Zeitangabe lediglich aus der Verteidigung des Be⸗ 
klagten zu entnehmen. Das Berufungsgericht hatte bei dieſer 
Sachlage keine Veranlaſſung, den jetzt geltend gemachten 
Geſichtspunkt zu erörtern. W. o. S., U. v. 30. Mai 05, 
523/04 III. — Breslau. 

Gewerbeordnung. 

25. 59 51, 52 GewO. Das Verbot einer Unterlafjung 
aus geſundheitspolizeilichen Gründen rechtfertigt einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch auf Grund der GewO. nicht.] 

Der Klageantrag iſt gerichtet auf Erſatz des Schadens, der 
dem Kläger durch die „Entfernung“ ſeines Gewerbebetriebes, der 
Schweinemäͤſterei, d. h. durch die Verhinderung der weitern Aus⸗ 
übung des ſelben auf feinem in Hamburg ⸗Barmbeck belegenen 
Grundſtücke, erwachſe, mindeſtens in Höhe von 2 000 Mark. Er 
hat jenes Grundſtück zu einer Zeit, als der Vorort Barmbeck, in dem 
es lag, noch nicht zur Stadt Hamburg gezogen war, zum Betriebe 
der Schweinemäſterei eingerichtet und ſeitdem eine ſolche in 
immer ſteigendem Umfange dort betrieben. Durch ein ham⸗ 
burgiſches Geſetz vom 22. Juni 1894 iſt Barmbeck zur Stadt 
Hamburg gezogen, und damit zugleich, wie alle anderen inner- 
halb der letzteren geltenden Rechtsnormen, auch das Mandat 
vom 27. September 1709, durch welches nach der für dieſe 
Inſtanz maßgebenden Feſtſtellung des Berufungsgerichtes das 
Halten von Schweinen innerhalb der Stadt verboten wird, 
dort eingeführt worden. Dem Senate war aber in dem er⸗ 
wähnten Geſetze von 1894 die Befugnis beigelegt, bis auf 
weiteres die Anwendung der in dem neuangeſchloſſenen Stadt⸗ 
teil jetzt erft eingeführten älteren geſetzlichen Beſtimmungen für 
einzelne Fälle auszuſchließen, und dieſe Befugnis hatte er, fo 
weit es hier in Betracht kommt, der Polizeibehörde delegiert. 
Dieſe hat den Weiterbetrieb der Schweinemäſterei auf dem 
fraglichen Grundſtücke jahrelang ſtillſchweigend geduldet, dann 
aber im Jahre 1903 dem Kläger unterfagt, mehr als fünf 
Schweine dafelbft zu halten. Klage, Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Was die Beſtimmungen des gemeinen 
Rechtes betrifft, jo hat allerdings das RG. in früheren Ent- 
ſcheidungen es für einen gemeinrechtlichen Satz erklärt, daß im 
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Falle der Aufhebung eines wohlerworbenen Rechtes durch die 
Geſetzgebung ohne weiteres ein privatrechtlicher Anſpruch gegen 
den Staat auf volle Entſchädigung ſtattfinde, ſo weit nicht 
dieſer Anſpruch durch die Geſetzgebung beſonders ausgeſchloſſen 
worden ſei; vergl. beſonders RG. 12, 3. Aber wenn man 
auch die Richtigkeit dieſer Auficht unterſtellt, jo fehlt es doch 
hier, wie das Os G. mit Recht ausgeführt hat, an der Vor⸗ 
aus ſetzung des wohlerworbenen Rechtes. Der hier fragliche Ge⸗ 
werbebetrieb, den der Kläger lediglich auf Grund der allgemeinen 
Gewerbefreiheit unternommen hat, bildet ebenſowenig den Gegen⸗ 
ſtand eines beſonderen Privatrechtes, wie das frühere Halten 
einer großen Anzahl von Schweinen auf dem betreffenden Grund⸗ 
ſtücke. In jener früheren Reichsgerichts⸗Entſcheidung (a. a. O. 
©. 4) iſt ſogar für ſehr zweifelhaft erklart worden, ob auch nur die 
gewerblichen Ausſchließungsrechte, die auf der ehemaligen Zunft- 
verfaſſung der Gewerbe beruhten, als wohlerworbene Rechte 
in dem hier fraglichen Sinne gelten konnten. Was aber die 
88 51, 52 GewO. anlangt, fo wird dort der höheren Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde das Recht beigelegt, wegen überwiegender Nach⸗ 
teile und Gefahren für das Gemeinwohl die fernere Benutzung 
einer jeden gewerblichen Anlage zu jeder Zeit zu unterſagen, 
und daran dann die weitere Folge geknüpft, daß dem Befitzer 
Schadenerſatz zu leiſten ſei; wer im einzelnen Falle der Erſatz⸗ 
pflichtige ſei, darüber beſtehen freilich verſchiedene Anſichten; in ⸗ 
deſſen würde hier nach Maßgabe der beſonderen hamburgiſchen 
Verhältniſſe kein Zweifel obwalten konnen, daß es der Staat 
ſein würde. Allerdings iſt, trotz der entgegengeſetzten Meinung 
von Biermann (Privatrecht und Polizei in Preußen, § 7, 
S. 44 ff.), davon auszugehen, daß eine gewerbliche Anlage, die 
von vornherein gegen geltende Rechtsnormen verſtieß, die 
58 51 und 52 nicht anwendbar find; vergl. RG. 50, 6 f.; 
aber ein ſolcher Fall iſt hier, wenigſtens was die Zeit bis 1894 
anlangt, auch nicht gegeben. Andererſeits iſt aber dem Be⸗ 
rufungsgericht auch darin beizuſtimmen, daß die ganze Boraus- 
ſetzung eines Eingreifens der höheren Verwaltungs behörde (d. i. 
in Hamburg des Senates) aus befonderen Gründen des öffent⸗ 
lichen Wohls hier gar nicht vorliegt. Es hat vielmehr die 
untere Verwaltungsbehoͤrde in gewollter Anwendung einer all- 
gemeinen Rechtsnorm das fragliche Verbot erlaſſen; inſoweit iſt 
dieſer Fall dem laut der Entſch. in Zioilſ. Bd. 50 a. a. O. ab- 
geurteilten ganz ähnlich, und trifft das dort gegen eine analoge 
Anwendung des 5 51 GewO. Bemerkte auch hier zu; vergl. 
auch daſelbſt Bd. 26 S. 342 f. Das fragliche hamburgiſche 
Geſetz verbietet gar nicht eine Art von gewerblichen Anlagen 
oder von Gewerbebetrieb als ſolche, ſondern unterfagt aus 
geſundheitspolizeichen Gründen überhaupt das Halten von 
Schweinen in der Stadt, daß hiervon u. a. auch Gewerbe⸗ 
betriebe betroffen werden, würde keinesfalls der GewO. wiber- 
ſtreiten; denn es beſteht von jeher allgemeines Einverſtändnit 
darüber, daß dieſes Geſetz polizeilichen Eingriffen aus anderen 
als gewerbepolizeilichen Rückfichten nicht im Wege ſteht; vergl. 
auch RG. 48, 71 ff. Bei dieſer Sachlage hat auch die Vor⸗ 
frage, ob die Schweinemäſterei überhaupt unter die Beſtimmungen 
der GewO. fällt, oder ob fie nach § 6, Abſ. 1, als ein Zweig 
der „Viehzucht“, im allgemeinen davon ausgenommen iſt, un 
entſchieden bleiben können. S. o. Hamb. Polizeibehörde, U. 
v. 18. Mai 05, 847/04 VI. — Hamburg. 


34. Jahrgang. 


Geſetz betreffend das Urheberrecht an Muſtern 
und Modellen vom 11. Jann ar 1876. 

26. § 1. Bedeutung der Farbenzuſammenſtellung für den 
Schutz als Flächenmuſter. Ein beſtimmtes Verfahren genießt 
keinen Muſterſchutz.] 

Das KG. bezeichnet es als Erfordernis für die Mufter im 
Sinne des Geſetzes vom 11. Sanuar 1876, außer der Be⸗ 
ziehung auf das Afthetifche Gefühl, daß es Erzeugniſſe von feft- 
ſtehender Individualform ſein müßten und daß namentlich als 
Flächenmuſter nur ſolche Gebilde in Betracht kommen konnten, 
die eine beſtimmte Umgrenzung und eine beſtimmte Linien⸗ 
führung aufwieſen. Der Revifion tft darin Recht zu geben, 
daß es bei Geſchmacksflächenmuſtern zu weit gegangen iſt, wenn 
man fie auf Darftellungen von beſtimmter Form und beſtimmten 
Linien beſchränkt, inſofern dieſe Worte in ihrem wirklichen, nicht 
bloß in einem ganz allgemeinen Sinne verſtanden werden ſollen. 
Der Senat würde eine grundſätzliche Beſchränkung der Flächen⸗ 
muſter auf zeichneriſche Geſtaltungen und den abſoluten Ansſchluß 
von Farbenabtönungen und Sprenkelungen nicht mehr für richtig 
anerkennen können (wie in RG. 45, 59ff.). Das Geſetz vom 
11. Januar 1876 gibt keine Begriffsbeſtimmung deſſen, was es 
unter dem gewerblichen Muſter oder Modell verſteht, wofür es 
den Schutz gegen Nachbildung gewährt. Es enthält ſich auch 
der näheren Angabe über die Anforderungen, welche an die 
formale Beſchaffenheit zu ſtellen find. Daß es ſich dabei nur 
um Formgebilde handeln kann, um Darſtellungen, die für den 
Gefichtsfinn in äußere, wahrnehmbare Erſcheinung treten, folgt 
aus der Bezeichnung und daraus, daß das Geſetz, wie jetzt nicht 
mehr bezweifelt wird, ſich uur auf die ſogenannten Geſchmacks⸗ 
muſter bezieht, welche die durch den Geſichtsfinn vermittelte 
äſthetiſche Empfindung anregen ſollen. Ein ganz formloſes 
Mufter oder Modell wäre undenkbar. In Frage kommt nur, 
in welchem Sinn und Umfang man eine beſtimmte Form⸗ 
geſtaltung verlangen darf. Für das Flächenmuſter, worum es 
fh hier allein handelt, bietet das Geſetz keinen Anhalt, den 
Schutz auf Darſtellungen zu beſchränken, die in völlig geſchloſſenen 
und genau umgrenzten Figuren beſtehen. Nicht nur aus 
zeichneriſchen Formelementen laſſen ſich in der Zuſammenfügung 
neue eigentümliche Geſtaltungen hervorbringen, die als geſchmack⸗ 
volle Vorbilder für Induſtrieerzeugniſſe dienen können. Grund⸗ 
ſaͤtzlich muß anerkannt werden, daß dies auch durch das Mittel 
der Farbe moglich iſt. Als begriffliche Vorausſetzung für den 
Schutz von ſogenannten Geſchmacksmuſtern iſt eine beſtimmte 
Umgrenzung und beſtimmte Linienführung der Flächendarſtellung 
nicht zu verlangen. Auf dieſen Grund kann daher die Ab⸗ 
lehnung der klägeriſchen Muſter nicht geſtützt werden. Dies 
führt aber nicht zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, da 
die Entſcheidung des KG. aus einem anderen Grunde zu Recht 
ergangen iſt. Über Weſen und Bedeutung des klägeriſchen 
Mufters ſtellt das KG. als unſtreitig feſt, daß fie nicht durch 
Nachbildung nach einer beſtimmten Vorlage geſchaffen werden, 
ſondern dadurch entſtehen, daß der Arbeiter auf den in der 
Fabrikation befindlichen Filzſtoff in annähernd gleichen Mengen 
und Entfernungen Pflanzenfaſern wirft, die darauf feſtgepreßt 
werden und ſich nun zu glänzenden Büſcheln ausgeſtalten. Es 
ſtellt weiter feſt, daß bei dieſem Verfahren wohl ein gewiſſer 
einheitlicher Charakter und eine gleichartige Wirkung der ver⸗ 
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arbeiteten Maſſe erzielt werde, daß ſich aber die genaueren Einzel- 
heiten ihrer Formen und Linien nicht vorausbeſtimmen ließen, 
ſondern mehr oder weniger vom Zufall abhingen. Mit dieſen 
Feſtſtellungen, gegen welche Bedenken nicht obwalten, iſt es 
unvereinbar, den Muſtern der Klägerin die Cigenſchaft von 
Geſchmacksmuſtern im Sinne des Geſetzes vom 11. Januar 1876 
beizulegen. Nach 5 1 dieſes Geſetzes ſteht das Recht, ein 
gewerbliches Muſter (oder Modell) ganz oder teilweiſe nach⸗ 
zubilden, dem Urheber desſelben ausſchließlich zu. Die form⸗ 
ſchoͤpferiſche Tätigkeit, die geſchützt wird, beruht demnach im 
Mufter, nicht in dem nachgebildeten Erzeugnis, fie liegt in der 
Aufftellung des Vorbildes, nicht in deſſen Reproduktion. Von 
einem Muſter kann alſo, mag man im übrigen an die Form⸗ 
geſtaltung größere oder geringere Anforderungen ſtellen, nur die 
Rede ſein, inſofern die Nachbildung des Muſters überhaupt 
möglich iſt, dieſes als Vorbild dienen ſoll und kann. In dieſem 
Sinne konnten die von der Klägerin hinterlegten Filzſtoffproben 
Mufter fein, wenn es darauf ankäme, die anfgepreßten Pflanzen ⸗ 
faſern in Lage und Verzweigung genau nachzuahmen. Aber 
daran iſt nicht zu denken. Die Klägerin ſelbſt will ihre Muſter 
nicht ſo verſtanden wiſſen. Was die Klägerin unter den Schutz 
des Geſetzes ſtellen will, iſt vielmehr in Wirkichkeit ein mehr 
oder minder beſtimmtes Verfahren, das auch in ſeinen Produkten 
nicht zur Nachbildung eines Muſters, als einer maßgebenden 
Vorlage für die danach herzuſtellenden gewerblichen Erzeugniſſe, 
führt. Dieſe Auffaffung liegt offenbar auch der Entſcheidung 
des Berufungsgerichts zu Grunde. Denn nachdem hervor⸗ 
gehoben iſt, daß es den ſtreitigen Muſtern an einer beſtimmten 
Umgrenzung und einer beſtimmten Linienführung fehle, wird 
weiter geltend gemacht, daß fie überhaupt keine feeſt ſteh ende 
Form hätten, ſondern nur nach einem beſtimmten Verfahren 
hergeſtellt würden, das die Hervorbringung annähernd ähnlicher 
Gebilde mit gleichartiger allgemeiner Wirkung auf das Auge 
des Beſchauers fichere. Aus dieſen Gründen kann der Revifion 
nicht zugegeben werden, daß die angefochtene Entſcheidung auf 
Verkennung des für das Geſchmacksmuſter erforderlichen Form⸗ 
begriffe beruhe. Unbegründet iſt aber auch der weitere Revifions⸗ 
angriff. Im Anſchluß an die oben erwähnten Ausführungen 
heißt es in der Begründung des Berufungsurteils, daß danach 
die Klägerin durch den Schutz der hergeſtellten Erzeugniſſe 
indirekt den Schutz eines Verfahrens, einer Fabrikationsmethode 
erreichen würde, was nicht der Zweck des Muſterſchutzes ſei, 
wozu vielmehr das Patentrecht diene. Die Revifion erklärt dies 
für verfehlt. Sie meint, daß die Frage, welche indirekten 
Wirkungen der Geſchmacksmuſterſchutz im einzelnen Falle haben 
könne, für die Zuläſfigkeit des Muſterſchutzes ohne entſcheidende 
Bedeutung ſei. Dies iſt an ſich ganz richtig, allein der an⸗ 
gegriffene Satz verdient den Vorwurf nicht. Wie der Zufammen- 
hang ergibt, iſt die Meinung des Berufungsrichters nicht, daß 
die klägeriſchen Muſter, obgleich fonft dazu geeignet, doch aus 
dem Grunde von dem Muſterſchutz ausgeſchloſſen ſeien, weil 
dadurch indirekt ein Verfahren geſchützt würde. Sondern, nachdem 
bereits verneint iſt, daß die Muſter nicht ſchutzfähig ſeien, 
kann das weitere Argument nur den Sinn haben, daß ein 
Verfahren für ſich nicht Gegenſtand des Geſchmacksmuſter⸗ 
ſchutzes fein könne. F. o. B., U. v. 27. Mai 05, 627/04 J. 
— Berlin. 
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Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

27. § 3 Ziffer 1 und 4 AnfG. Die Anfechtung eines Ver⸗ 
trages des Schuldners über künftige Anſprüche findet nicht ſtatt. 
Dahin find auch erſt noch zu verdienende Vergütungen zu berechnen.] 

In einem Vertrag zwiſchen der Klägerin und K. hat fich 
letzterer verpflichtet, die Hälfte von der Summe des Erloͤſes 
aus den auf ſeinen Namen lautenden Verträgen, die mit den 
Gemeinden Hänigſen und Obershagen abgeſchloſſen worden, an 
die Klägerin zu zahlen. Der Beklagte R. hat nun behufs 
Beitreibung eines ihm gegen den Ehemann der Klägerin zu⸗ 
ſtehenden, vollſtreckbaren Anſpruchs, einen Anſpruch des ſelben gegen 
die Klägerin auf Rückübertragung der ihr aus dem erwähnten 
Vertrage gegen K. zuſtehenden Forderung, ſodann einen An ⸗ 
ſpruch gegen K. aus demſelben Vertrage. Von der Klägerin 
tft hiernächſt mit der Klage unter Aufftellen der Behauptung, 
daß aus dem mehrgedachten Vertrage lediglich ihr, nicht ihrem 
Ehemann, Rechte zuftänden, die Feſtſtellung dieſer alleinigen 
Berechtigung und die Aufhebung der Pfändung verlangt. Dem⸗ 
gegenüber hat der Beklagte vorgebracht, daß nur der Ehemann 
der Klägerin Berechtigter aus dem Vertrage ſei. Dieſer habe 
im Auftrage des K. in den Gemeinden Hänigſen und Obers⸗ 
hagen Bohrgerechtſame für jene erworben, wogegen er, K., ſich 
verpflichtet habe, als Vergütung für dieſe Leiſtung 5000 Mark an 
den Ehemann der Klägerin zu zahlen. Letzterer habe darauf eine 
ſchriftliche Fixierung der Zahlungs verpflichtung und zugleich ver- 
langt, daß in dem Vertrage ſeine Ehefrau als die Berechtigte 
hingeſtellt werde, da ſonſt ſeine Gläubiger, denen gegenüber er 
andere Befriedigungsmittel nicht befitze, das, was er erarbeitet, 
anfaſſen würden. Hierauf ſei K. eingegangen, und ſo ſei der 
Vertrag mit K. zuſtande gekommen. Vorher habe der Ehemann 
der Klägerin mit dieſer ein Abkommen bezüglich Benennung 
derſelben als Berechtigte getroffen, wobei beide Teile darüber 
einverſtanden geweſen, daß auf dieſe Weiſe den Gläubigern des 
Ehemannes der Zugriff auf die in dem Vertrage ftipulierte 
Forderung gegen K. entzogen werden ſolle. Das geſamte 
Vorgehen unterliege danach der Anfechtung nach § 3 Ziffer 1 
und 4 des Geſetzes vom 21. Juli 1879. Von der Klägerin 
ift hierauf erwidert, daß allerdings die angegebene Tendenz bei 
Abſchluß des Vertrages obgewaltet habe, daß aber eine Benach⸗ 
teiligung der Gläubiger ihres Ehemanns nicht eingetreten ſei, 
da dieſer zu der Zeit, als der Vertrag mit K. abgeſchloſſen, 
noch keinerlei Forderung aus Dienſtleiſtungen für dieſen er- 
worben gehabt habe. Der Klägerin ſei danach nur das Entgelt 
für in Zukunft zu leiſtende Dienſte zugewandt, und damit bloß 
die Arbeit ihres Ehemanns überlaſſen, welche fich als ein Ver⸗ 
moͤgensobjekt nicht darſtelle. Vom Berufungsgerichte iſt der 
Klage ſtattgegeben. Es wird geſagt, daß durch den Vertrag 
vom 1. April 1902 kein dem Zugriff der Gläubiger unter⸗ 
liegender Gegenſtand, der zu dem DBermögen des Ehemanns 
der Klägerin gehörig, daraus entfernt ſei. Der Beklagte habe 
nirgends behauptet, auch nach dem eidlichen Zeugnis Ks. in 
einer anderen Prozeßſache, wohl nicht behaupten konnen, daß 
zur Zeit des Abſchluſſes des fraglichen Vertrages K. dem Ehe⸗ 
mann der Klägerin für bereits damals erfolgte Tätigkeit des 
letzteren in Abſchluß von Bohrverträgen ſchon irgend etwas 
geſchuldet habe. Die in dem Übereinkommen zugefiherte Ver⸗ 
gütung ftelle ſich danach lediglich dar als eine ſolche für zu ⸗ 
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künftige Arbeit und Tätigkeit des Ehemanns der Klägerin. 
Daher ſchwinde die Anfechtungsmoͤglichkeit gegenüber dem Ver⸗ 
trage, durch welchen kein Vermögens beſtandteil des Schuldners 
dem Gläubiger desſelben entzogen worden. Die Revifion des 
Beklagten erſcheint begründet, weil unzutreffenderweiſe im Gegen · 
ſatz zu dem oben wiedergegebenen Vorbringen des Beklagten 
angenommen iſt, daß danach das Abkommen vom 1. April 1902 
lediglich künftige Leiſtungen und künftige Forderungen zum 
Gegenſtande habe. Eine Begründung dieſer Annahme kam 
auch in der durchaus nur nebenher erfolgten Verweiſung auf 
das Zeugnis K., welches auch nicht zum Gegenſtande der Ver⸗ 
handlung gemacht worden, nicht gefunden werden. Inſoweit 
künftige Anſprüche bei dem Abſchluß des Vertrages etwa in 
Frage ſtanden, iſt allerdings von der Vorinſtanz mit Recht 
dafür gehalten, daß diesbezüglich eine Anfechtung nicht Platz 
greife. Unter ſolche fällt die Ablehnung eines möglichen Erwerbes 
nicht. Danach find Vorausverfügungen über Vergütungen, die 
erſt noch verdient werden ſollen, der Anfechtung entzogen. 
(Jager, Kommentar zur Konkursordnung, 2. Aufl., Nr. 32 zu 
§ 29. R. o. S., U. v. 30. Mat 05, 514/04 VII. — Celle. 

28. 53 Nr. 3, 51 AnfG. Begriff der Unentgeltigkeit, Bewußt⸗ 
fein der Gläubigerbenachteiligung tft nicht Benachteiligungsabſicht.] 

Der vom Berufungsrichter ausgeſprochene Satz, in der 
Übernahme der Sicherung einer fremden Verbindlichkeit, ohne 
daß eine Verpflichtung hierzu vorliegt und ohne daß ein Entgelt 
hierfür in das Vermoͤgen der die Sicherheit beſtellenden Perſon 
gelangt, ſei eine unentgeltliche Verfügung im Sinne des 8 3 
Nr 3 AnfG. zu finden, iſt allerdings richtig. Allein dieſer Satz 
darf nicht in einem zu ſtreng formalen Sinne aufgeſaßt werden, 
namentlich was die Frage anlangt, ob ein Entgelt für die 
Sicherung der fremden Verbindlichkeit in das Vermögen der die 
Sicherheit beſtellenden Perſon übergegangen iſt oder übergehen 
wird. Es muß in dieſer Hinficht beachtet werden, daß auch 
ſchon ein wirtſchaftlicher Vorteil und ein eigenes wirtſchaftliches 
Intereſſe ausreichen kann, um der Sicherheitsbeſtellung den 
Charakter der Unentgeltlichkeit zu nehmen. Der Berufungs- 
richter verkennt den Begriff der Unentgeltlichkeit im Sinne des 
§ 3 Nr. 3 Anf®., wenn er außer Betracht läßt, daß die Über 
nahme der Sicherung rechtlich fremder Verbindlichkeiten im 
eigenen wirtſchaftlichen Intereſſe nicht als eine unentgeltliche 
Verfügung in jenem Sinne angeſehen werden kaun (vergl. Jaeger, 
Konkursordnung 2. Aufl. S. 297 Note 8). Sollte der Be⸗ 
rufungs richter auf Grund erneuter Verhandlung und Beweis- 
aufnahme zu der Annahme gelangen, daß eine unentgeltliche 
Verfügung in dem mehrfach gedachten Sinne nicht getroffen iſt, 
fo bleibt noch vom Berufungsrichter zu prüfen, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung der Beſtimmungen in 8 1 Nr. 1 
AnfG. gegeben find. In dieſer Beziehung gibt die ganze Art 
und Weiſe, wie der Berufungsrichter die Sachlage beurteilt, dem 
Revifionsgericht Anlaß, darauf hinzuweiſen, daß eine „Abſicht“, 
die Gläubiger zu benachteiligen, nicht ſchon dann vorliegt, wenn 
der Schuldner bei ſeiner auf einen ganz anderen Zweck gerichteten 
Handlung das Bewußtſein hat, daß dieſe notwendig dadurch 
benachteiligt werden, d. h., daß ihnen dadurch zur Befriedigung 
dienende Vermögenswerte des Schuldners entzogen werden. Er⸗ 
wirbt der Schuldner aus den vorhandenen Geldmitteln den not- 
wendigen laufenden Unterhalt für ſich und ſeine Familie, ſo kaun 
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in der Regel nicht davon die Rede ſein, daß er in der „Abſicht“ 
gehandelt habe, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, auch wenn er 
weiß, daß dieſe um die zum notwendigen Unterhalt von ihm 
verwendeten Geldmittel in Anſehung ihrer Befriedigung verkürzt 
werden. Th. o. A., U. v. 19. Mai 05, 498/04 VII. — Breslau. 

Unfallfürſorgegeſetz vom 13. März 1886. 

29. § 1, Abſ. 4. Begriff der Koſten des Heilverfahrens.] 

Das Berufungsgericht hat die tatſächlichen Feſtſtellungen 
getroffen, daß der Kläger infolge des erlittenen Betriebs unfalls 
an traumatiſcher Neuroſe leide, daß, wenn auch eine Beſſerung 
ſeines jetzigen Zuſtandes nicht zu erwarten ſei, doch zur Ver⸗ 
meidung der Verſchlechterung desſelben Zwecks Pflege und 
Hilfeleiſtung eine hierzu geeignete Perſon, wenn auch nicht 
fündig, fo doch täglich für einige Stunden um ihn fein müſſe 
und für den Kläger auch ein eigenes vom Schlafraum der 
Familie getrenntes Schlafzimmer notwendig erſcheine. Es hat 
ſodann den durch dieſes vermehrte Pflege- und Wohnungs⸗ 
bedürfnis verurſachten Aufwand auf 25 Mark monatlich feſt⸗ 
geſtellt und den Beklagten auf Grund des § 1, Abſ. 4 des 
unbeſtrittenermaßen zur Anwendung gelangenden Unfallfürſorge⸗ 
geſetzes vom 13. März 1886 zur Bezahlung dieſes Betrages 
verurteilt. Die Revifion beſtreitet, daß der Mehraufwand für 
Pflege und insbeſondere für Wohnung zu den „Koſten des Heil⸗ 
verfahrens“ im Sinne der genannten Geſetzesbeſtimmung gehöre, 
allein zu Unrecht. Wie ſchon in der diesſeitigen Eutſcheidung 
vom 11. Februar 1890 (RG. 25, 50) ausgeſprochen iſt, 
gehören zu den genannten Koften der Aufwand für vermehrte 
Pflege und Aufwartung, wie hierzu auch nach der Entſcheidung 
vom 18. Januar l. J. in Sachen R. w. V. (III. 276/04) der 
Aufwand für Extradiät gehort. Die erſtere Entſcheidung iſt 
allerdings zum Haftpfi®. vom 7. Juni 1871, 5 3, Nr. 2 
ergangen, allein nicht nur iſt die Terminologie des HaftpflG. 
und des zitierten Unfallfürſorgegeſetzes dieſelbe, ſondern gerade 
Abſ. 4 des 5 1 letzteren Geſetzes, der von der Kommiffion 
des Reichstags eingefügt wurde, ſchließt ſich, wie deſſen Ent- 
ſtehungsgeſchichte (vergl. insbeſondere Kommiſſionsbericht und 
die Verhandlungen II. Leſung — Verh. des Reichstags von 
1885/6 Prot. S. 874) ergibt, an die Beſtimmungen und den 
Wortlaut des Haftpfl®. an, gewährt auch, wie dieſes, die 
Koften des Heilverfahrens neben der Rente. Der Verſuch der 
Reviflon aus der Faſſung des jetzigen Unfallfürſorgegeſetzes vom 
18. Juni 1901, $ 1, Abſ. 6 in Verbindung mit 5 9, Abſ. 1, 
Nr. 1 des GewnverſGG. abzuleiten, daß der Begriff der Heilungs⸗ 
koſten im Sinne des genannten Abſ. 4 des früheren Geſetzes 
ein beſchränkterer ſei, ſcheitert ſchon daran, daß die Beſtimmungen 
des nenen Geſetzes nach Inhalt und Wortlaut (vergl. ins⸗ 
beſondere auch 8 1, Abſ. 3 des neuen Geſetzes und damit § 9, 
Abſ. 1, Nr. 1) von denen des alten weſentlich abweichen. 
Übrigens ergibt ſich auch, wie die oben angezogene Entſcheidung 
vom 13. Januar l. J. ergibt, daß der Begriff der „Heilmittel“ 
im Sinne des neuen Geſetzes eine Einſchränkung des Begriffs 
der „Koſten des Heilverfahrens“ nicht enthält. Der 8 9 cit. 
enthält nur die Erweiterung, daß auch die nicht zur Verbeſſerung 
des Zuftandes des Verletzten und zur Vermeidung der Ver⸗ 
ſchlechterung des ſelben, d. h. eben zur Heilung notwendigen Heil ⸗ 
mittel zu gewähren find, ſondern auch Hilfsmittel, die lediglich 
die Erleichterung des ſtationären Zuſtandes bezwecken (vergl. 
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auch 8 1, Abſ. 3 des Unfallfürſorgegeſetzes). Die Reviſion 
beſtreitet nun ſpeziell, daß zu den Heilkoften der Aufwand für 
das notwendige vermehrte Wohnungsbedürfnis (im Gegenſatz 
zum Aufwand für Pflege und Ernährungsbedürfnis) gehöre. 
Allein es liegt kein Grund vor, nicht auch den erſteren Aufwand 
zu den Heilungskoſten zu rechnen, da ſich dieſe Bedürfniſſe völlig 
gleichſtehen. Selbftverftändlich gilt dies nur für den Fall, daß es 
ſich um ein vermehrtes, das bisherige und übliche bezw. gewohnliche 
Bedürfnis überſchreitendes und ein zum Heilverfahren notwendiges 
Wohnungsbedürfnis handelt, was ja aber im vorliegenden Falle 
nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts (ſ. o.) zutrifft. 
Reichsfiskus o. G., U. v. 23. Mai 05, 517/04 III. — Berlin. 

Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892. 

80. 55 21, 51 GmbHG. Die Aufgabe zur Poſt, nicht 
der Tag des Empfangs der Aufforderung zur Leiſtung einer 
Einlage beſtimmt den Verzug.] 

Der Beklagte hatte in einer Geſellſchaft m. b. H. 15000 Mark 
einzulegen. Nach einer Teilzahlung wurde ihm nach vorgängiger 
Friſtung durch eingeſchriebenen Brief vom 11. Januar 1902, 
der am Abend dieſes Tages zwiſchen 7 und 8 Uhr in Düren 
an feine Adreſſe zur Poſt gegeben worden, erklärt, er ſei aus 
geſchloſſen und ſeines Geſchäftsanteils verluſtig. An demſelben 
Tage hat er das Geld bei der Poſt in Jülich an die Geſellſchaft 
eingezahlt, die es am 13. Januar 1902 erhalten hat. Auf feine 
Klage hat das Os G. feſtgeſtellt, daß die mit Schreiben der 
Beklagten vom 11. Januar 1902 erfolgte Erklärung des Aus⸗ 
ſchluſſes des Klägers aus der Geſellſchaft ungültig ſei. Das RG. 
hob auf: Der Tag iſt maßgebend, an welchem der die Auf⸗ 
forderung und der die Ausſchlußerklärung enthaltende ein ⸗ 
geſchriebene Brief zur Poſt gegeben iſt, nicht der Tag, an welchem 
dieſer Brief an den Beklagten gelangt iſt. In dem Urteil vom 
11. Februar 1905 zur Sache K. o. P. I. 444/1904, JW. 05, 206 
hat das RG. bereits ansgeſprochen, daß 8 51 GmbHG. dahin 
auszulegen ſei, daß für die Einladung zur Verſammlung der 
Geſellſchafter nicht der Empfang des eingeſchriebenen Briefs 
durch den einzelnen Geſellſchafter, ſondern deſſen Aufgabe zur 
Poſt entſcheidend ſei. Es kann zugegeben werden, daß nicht 
alle die Gründe, mit welchen jenes Urteil gerechtfertigt iſt, auf 
die Zahlungsaufforderung des § 21 Abſ. 1 noch auf die 
Verluſtigkeitserklärung des Abſ. 2 paſſen. Es iſt aber nicht an⸗ 
zunehmen, daß das Geſetz in dem einen Falle der Aufgabe zur 
Poſt eine andere Bedeutung beigelegt hat als in dem anderen 
Falle. Gewiß iſt der Geſetzgeber von der Vorausſetzung aus⸗ 
gegangen, die Poſtverwaltung werde die ihr obliegende Pflicht 
erfüllen, den eingeſchriebenen Brief auch an ſeine Adreſſe gelangen 
laſſen. Aber die Erfahrung über die Zuverläffigkeit der deutſchen 
Poſtverwaltung konnte den Geſetzgeber dazu beſtimmen, unter 
der Beſtimmung, daß die Aufforderung und die Erklärung 
mittels eingeſchriebenen Briefes erfolgt, zu verſtehen, daß Auf- 
forderung und Erklärung datieren von der Aufgabe zur Poſt. 
Wie es ſich verhält, wenn trotz der Zuverläffigkeit der Poſt⸗ 
verwaltung der eingeſchriebene Brief an den Adreſſaten nicht 
gelangt, braucht hier nicht entſchieden zu werden. Denn ſowohl 
die Aufforderung vom 9. Dezember 1901 als die Verluſtigkeits- 
erklärung vom 11. Januar 1902 find an den Beklagten gelangt. 
Daß fie nicht am Tage der Aufgabe an den Beklagten gelangt 
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find, tft aber nicht von entſcheidender Bedeutung, ebenſowenig, 
ob er ſie am zweiten oder am dritten Tage nach der Aufgabe 
erhalten hat. Immer blieb ihm eine ſehr geräumige Friſt zur 
Einzahlung, eine fo geräumige, daß er ſich leicht darauf ein ⸗ 
richten konnte, daß vor dem Ablauf der Friſt das Geld am 
Sitze der Geſellſchaft eintraf. Für dieſen Erfolg ſeiner Ein- 
zahlung auf der Poſtanſtalt ſeines Wohnortes haftete aber der Be⸗ 
klagte. Es iſt nicht richtig, wenn die beiden Vorinſtanzen annehmen, 
für die Geldzahlung, welche dem Beklagten oblag, ſei deſſen Wohnort 
der Erfüllungsort geweſen. Nach dem Geſellſchaftsvertrage iſt der 
Sitz der Geſellſchaft Berlin. Dort haben alſo auch die Geſell⸗ 
ſchafter ihre Bareinlagen ein zuzahlen. — Vergl. 58 19, 20 
des Geſetzes. S. c. K., U. v. 6. Mai 05, 640/04 I. — Coöln. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

81. 5 21 T. II Tit. 14, 5 38 Tl. II Tit. 15 ALR. verb. mit 


dem Binnenſchiffahrtsgeſe vom Id. Juli 1895 Begriff des 


20. Mai 1898 
von Natur ſchiffbaren Stroms. 

Die Klage des Fiskus mit der dieſer eine von den be⸗ 
klagten Gemeinden behauptete Fiſchereigerechtigkeit beftritten hatte, 
ift abgewieſen und die Reviſion zurückgewieſen worden: Es 
handelt ſich für die Reviſionsinſtanz nur um die Frage, ob der 
Tawellfluß (die Tawe) ein von Natur ſchiffbarer Strom 
im Sinne des § 21 Tl. II Tit. 14 und des $ 38 Tl. II 
Tit. 15 ALR. iſt und als ſolcher dem Nutzungsrechte des Fiskus 
unterliegt. Iſt er es nicht, ſo ſcheidet auch der ſogenannte 
Taweteich als ſchiffbarer Strom aus, weil es ihm an der 
Verbindung mit einem verkehrserheblichen Ziele fehlt (vergl. 
RG. 53, 120), und umgekehrt iſt mit der Schiffbarkeit der 
Tawe auch die Eigenſchaft des Taweteichs als eines öffentlichen 
Gewäſſers gegeben, denn dieſer kann nach den Feſtſtellungen des 
Berufungsrichters an ſich mit größeren Laſtkähnen befahren 
werden. Der Begriff der Schiffbarkeit wird vom Berufungs- 
richter im Eingange ſeiner Gründe zutreffend beſtimmt. 
Von Natur ſchiffbar ift ein Waſſerlauf, der nach ſeiner 
gewohnlichen Beſchaffenheit tauglich iſt, dem Betriebe der 
Schiffahrt zu dienen. Wie die Land- und Heerſtraßen, die neben 
den von Natur ſchiffbaren Strömen in 8 21 Tl. II Tit. 14 ALR. 
genannt find, den Großverkehr zu Lande vermitteln, ſo ſollen 
die offentlichen Ströme als natürliche Waſſerſtraßen den Verkehr 
zwiſchen zwei oder mehreren Binnenhäfen durch die Ver⸗ 
wendungvon Schiffsgefäßen zum Zwecke der Beſoͤrderung von 
Gütern und Perſonen aufrecht erhalten. Es muß ein 
Schiffsverkehr, ein Betrieb der Binnenſchiffahrt im Sinne des 
Geſebes vom Don 1808 &. G l. von 1898 S. 868) möglig 
ſein. Deshalb ſcheidet, wie der Berufungsrichter mit Recht 
annimmt, ein Gewäſſer, auf dem lediglich kleinere Fahrzeuge, 
Gemüſe⸗ und Obſtkähne, Gondeln und dergl. verkehren, aus 
dem Kreiſe der ſchiffbaren Stroͤme aus; ſolche Fahrzeuge be⸗ 
zeichnet der Sprachgebrauch nicht als Schiffe (vergl. Begründung 
zum Binnen SchG. S. 36, OVG. 28, 288). Als ſolche 
kommen nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters für den 
Tawellfluß nur die ſogen. Boydaks⸗Kähne von 24 m Länge, 
5,4 m Breite und einer Tragfähigkeit von 800 bis 900 Zentner — 
in Betracht. Was nun die Befahrung der Tawe mit Boydaks 
betrifft, ſo erachtet der Berufungsrichter für dargetan, daß nur 
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während der Hälfte der Schiffahrtsperiode, d. i. der eisfreien 
Zeit, die auf durchſchnittlich 240 Tage zu berechnen ſei, der 
für den Verkehr mit derartigen Kähnen erforderliche Waſſerſtand 
vorhanden ſei. Die Tauglichkeit der Tawe für den Schiffahrts⸗ 
betrieb ſei danach nur der Ausnahmezuſtand, eigentlich 
könne nur bei hohem Waſſerſtande gefahren werden, der 
normale Waſſerſtand genüge nicht für einen regelmäßigen 
Schiffsverkehr. Mit Rückficht auf dieſe Umſtände verneint der 
Berufungsrichter die Schiffbarkeit der Tawe. Für rechts 
irrtümlich können die Ausführungen des Berufungsrichters nicht 
gehalten werden. Es liegt keine Aberſpannung des Begriffs 
der Schiffbarkeit in der Erwägung des Berufungsrichters, daß 
als ſchiffbar ein Fluß nicht gelten könne, bei dem die Be 
dingungen des Verkehrs mit Schiffen nur für eine Reihe nicht 
auf einander folgender Tage gegeben find, bei dem alſo 
der Schiffer nicht ſicher iſt, das geeignete Fahrwaſſer zu 
finden, und tatſächlich iſt die Annahme, daß der gewohnliche 
(normale) Waſſerſtand überhaupt den Betrieb der Schiffahrt 
nicht vertrage. Daß eine nutzbringende Schiffahrt durch zeit⸗ 
weilige Behinderung infolge niedrigen Waſſerſtandes nicht aus- 
geſchloſſen wird, leugnet auch der Berufungsrichter nicht, er 
verneint aber, daß eine nutzbringende, d. h. in ihrem Ertrage 
durch den normalen Waſſerſtand gewährleiſtete, Schiffahrt möglich 
ſei, weil das Fahrwaſſer nur unter beſonderen Ber- 
hältniſſen ſich dafür eigne. Preuß. Fiskus o. K., U. v. 
6. Juni 05, 524/04 VII. — Königsberg. 

III. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

32. 5 150. Begriff der Anlage bei einer Gasanſtalt, 
bei Röhrenleitung in einer Straße.] 

Die klagenden Gemeinden verlangen auf Grund des & 148 
des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
Erſatz des Schadens, welcher ihnen an Koſten der Wieberher- 
ſtellung beſchädigter Teile der Gasröhrenleitung und durch Ent⸗ 
weichen von Gas infolge Undichtwerdens von Roͤhren verbindungen 
(Muffen) an dem Roͤhrennetz ihrer im Jahr 1897 errichteten 
Gasanſtalt in den Jahren 1898 und 1899 erwachſen iſt und 
den ſie auf den Bergbaubetrieb der Beklagten als Urſache 
zurückführen. Das Berufungsgericht geht bei ſeiner Entſcheidung 
davon aus, daß den Klägerinnen ein Schaden der behaupteten 
Art entſtanden und daß derſelbe durch den Bergbaubetrieb der 
Beklagten verurſacht worden iſt; es hält daher die Beklagte für 
verpflichtet, für den Schaden, insbeſondere auch für den durch 
Lockerung von Rohrverbindungen veranlaßten Gasverluft auf- 
zukommen, wenn nicht die Beſtimmung des § 150 I des an- 
gezogenen Berggeſetzes Platz greife, durch welche unter Umſtänden 
die Haftpflicht des Bergwerksbefitzers ausgeſchloffen wird. Den 
§ 150 I wendet das Berufungsgericht aber an, weil die als 
neue Anlage im Sinne des § 150 anzuſehende Gasanſtalt 
von den Klägerinnen zu einer Zeit errichtet worden ſei, in 
welcher die derſelben durch den Bergbau der Beklagten drohende 
Gefahr ihnen bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht 
habe unbekannt bleiben können. Die Klägerinnen rügen mit 
ihrer Reviſion unrichtige Anwendung des 5 150 des Berg 
geſetzes mit der Ausführung, das Berufungsgericht habe mit 
Unrecht die Gasleitung als eine Anlage im Sinne des § 150 
erachtet, auch habe die Gasleitung, da fie einen Beſtandteil der 
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Straßen bilde, als eine öffentliche Verkehrsanſtalt zu gelten und 
auf ſolche finde im Falle ihrer Beſchädigung durch Bergbaubetrieb 
aus den in dem Urteil des 5. 3 S. des RG. vom 11. November 1891 
(RS. 28, 341 ff.) entwickelten, aus dem & 153 I des Berg⸗ 
geſetzes abgeleiteten Gründen wegen des in dieſer Beſtimmung 
den öffentlichen Verkehrsmitteln gewährten Schutzes der $ 150 
des Berggeſetzes keine Anwendung. Ob der in dem angezogenen 
Reichsgerichtsurteil aufgeſtellte, auf die Beſtimmungen des 8 153 
geſtützte, von dem Berufungsgericht aber nicht erörterte Grund⸗ 
ſatz hier anwendbar iſt, kann dahin geſtellt bleiben, da die für 
die ſtattgehabte Anwendung des & 150 von dem Beufungsgericht 
gegebene Begründung nicht haltbar erſcheint und aus dieſem 
Grunde die Revifion Erfolg haben mußte. Die Anwendung 
des 8 150 J a. a. O. ſetzt einen Schaden voraus, welcher 
durch Bergwerksbetrieb an Gebäuden oder anderen „Anlagen“ 
entſtanden iſt, welche zu einer Zeit errichtet worden find, wo die 
denſelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem Grund⸗ 
befiger bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht un⸗ 
bekannt bleiben konnte. Das Berufungsgericht findet in der 
Gasanlage deshalb eine neue Anlage, weil die Herſtellung der 
Gasbeleuchtung eine neue, nicht allein auf die Zwecke der 
Straßenbeleuchtung beſchränkte, ſondern auch zum Gebrauche 
der anliegenden Grundſtücke beſtimmte Einrichtung ſei und der 
Begriff „Anlage“ nicht ausſchließlich neue Anlagen, ſondern 
auch Erweiterungen beſtehender Anlagen umfaſſe. Dieſer Aus- 
führung liegt eine Verkennung des Begriffes „Straße“ und 
„Straßenanlage“ zugrunde. Nach der Klagebegründung wird 
Schadenserſatz für die Folgen von Beſchädigungen verlangt, 
welche hauptſachlich, wenn nicht ausſchließlich, an Gasroͤhren 
entſtanden find, die in den Ortsſtraßen, insbeſondere in der 
Hochfelderſtraße befindlich und als Beſtandteil oder mindeſtens 
als Zubehör der Straßen anzuſehen find. Für die Beant⸗ 
wortung der Frage, ob dieſer an fi nach 8 148 des Berg⸗ 
geſetzes begründete Schadenserſatzanſpruch wegen der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 150 I von den Klägerinnen nicht geltend 
gemacht werden kann, kommt es lediglich darauf an, ob die im 
Jahre 1897 getroffene Einrichtung der Gasbeleuchtung inſoweit, 
als fie in den Ortsſtraßen von Homberg und Eſſenberg, 
insbeſondere in der Hochfelderſtraße, angebracht worden, als 
Errichtung einer Anlage im Sinne des § 150 anzuſehen 
iſt. Dies war unabhängig von der anderen Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Herftellung der Gasanſtalt als ſolcher die 
Errichtung einer Anlage im Sinne des § 150 darſtellt. Mag 
die Gasanſtalt, weil oder ſoweit ſie auch Zwecken des Gas⸗ 
gebrauches in Häuſern dient, als eine neue Anlage zu erachten 
ſein, fo braucht doch nicht von den Nöhrenleitungen in den 
Ortsſtraßen dasſelbe zu gelten. Dieſe Gasröhrenleitungen 
find nach richtiger Auffaſſung des Begriffs „Straße“ und 
„Straßenanlage* nicht neu errichtete Anlagen im Sinne des 
§ 150. Zu einer Straße find neben dem Grund und Boden, 
welcher ihr als Unterlage dient, und dem Material, aus welchem 
Nie hergeſtellt wird, auch die fonftigen Einrichtungen zu rechnen, 
durch welche fie nach den heutigen Anſchauungen und Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehrs erſt vollſtändig gebrauchsfähig wird. Dazu 
gehört bei Orts ſtraßen die Einrichtung einer Beleuchtung. 
Wird eine Straße beleuchtet, welche bisher dieſer Einrichtung 
entbehrte, ſo wird ſie in einem für ihre Verkehrsfähigkeit 
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weſentlichen und ſogar notwendigen Punkte vervollſtändigt. 
Wird an Stelle einer bereits vorhandenen Beleuchtung eine andere, 
beſſere Art der Beleuchtung eingerichtet, jo wird die Straßen⸗ 
anlage in dieſem Punkte geändert, vervollkommnet. In keinem 
der beiden Fälle wird eine Anlage neu errichtet oder eine 
beſtehende Anlage, die Straße, erweitert; vielmehr wird in 
beiden Fällen die vorhandene Straßenanlage durch die Einrichtung 
oder Anderung der Beleuchtung nur aus geb aut oder verbeſſert. 
Hierin aber kann die Errichtung einer Anlage im Sinne des 
angezogenen 8 150 des Berggeſetzes nicht gefunden werden. 
Mit dieſer richtigen Rechtsauffaſſung ſetzt ſich das Berufungs⸗ 
gericht jedenfalls inſofern in Widerſpruch, als basjelbe den 
geſamten Klageanſpruch deshalb für unbegründet erachtet, weil 
die Gasanſtalt eine neu errichtete Anſtalt im Sinne des 
5 150 des Berggeſetzes ſei. Dieſe Annahme rechtfertigt, ihre 
Richtigkeit vorausgeſetzt, jedenfalls nicht die Folgerung des 
Berufungsgerichts, daß die Klägerinnen für die Folgen der 
Beſchädigung der in den Ortsſtraßen, insbeſondere in der 
Hochfelderſtraße befindlichen Gasröhrenleitungen einen Schadens⸗ 
erſatz nicht beanſpruchen koͤnnen. H. u. C. 6. Rh., U. v. 
26. Mai 05, 559/04 II. — Cöln. 

Preußiſches Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

88. Tarifſtelle 25 zu d Abſ. 1 und 2. Berechnung 
des Stempels bei Aufloͤſung von offenen Handelsgeſellſchaften.] 

Bei Auflöſung einer unter zwei Perſonen beſtehenden 
Handelsgeſellſchaft wurde dem einen der Geſellſchafter vertrags⸗ 
mäßig das geſamte Geſellſchaftsvermögen überlaſſen, dem anderen 
eine bare Abfindung gewährt. Die Geſellſchafter verwendeten zu 
dieſem Vertrage einen Stempel von 5 v. H. von 10 000 Mark 
mit 2 Mark gemäß Abf. 1 der Tarifſtelle 25 zu d des preußi⸗ 
ſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895, der beklagte 
Fiskus erfordert jedoch auf Grund des Abſ. 2 daſelbſt eine 
Stempelabgabe von / v. H. der Abfindungsſumme von 
10 000 Mark und der Hälfte der bilanzmäßigen Schulden mit 
15 341 Mark 70 Pf., zuſammen von 25 841 Mark 70 Pf. mit 
84 Mark 50 Pf. Dieſe Mehrforderung will der Kläger nicht 
anerkennen und hat klagend beantragt, den Stempel auf 2 Mark 
feſtzuſtellen. Das LG. verurteilte, das OLG. verwarf die Be- 
rufung, das RG. hob auf und wies die Klage ab: Der er⸗ 
kennende Senat hat feine Auffaſſung über das Verhältnis der 
Abſ. 1 und 2 Buchſt. d der Tarifſtelle 25 zum Stempelfteuer- 
geſetz vom 31. Juli 1895 wiederholt und eingehend dargelegt 
(vergl. RG. 45, 218 ff., ferner Urteil vom 28. Dezember 1900, 
abgedruckt im IJMBl. 1901, 272) und ſich insbeſondere dahin 
ausgeſprochen, daß, wenn bei Auflöſung einer aus zwei Perſonen 
beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft der eine Geſellſchafter die 
geſamten Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft gegen Barabfindung 
des anderen übernehme und ſich unter den Aktiven unbewegliche 
oder bewegliche Vermoͤgensgegenſtände oder Forderungsrechte 
befänden, nicht der Abſ. 1, ſondern der Abſ. 2 a. a. O. zur 
Anwendung zu bringen ſei. Die Ausführungen des Berufungs⸗ 
richters bieten keinen Anlaß, von dieſem Standpunkte wieder 
abzugehen. Es genügt vielmehr, im allgemeinen auf die aus⸗ 
führlichen Gründe der angeführten Urteile zu verweiſen. Der 
Abſ. 1 der Tarifſtelle 25 d ſoll ſich nach feinem Wortlaut auf 
die Überlafjung „der“ Rechte (der geſamten Rechte) an dem 
Geſellſchaftsvermoͤgen beziehen, der Abſ. 2 auf die Teilung in 


446 


Natur, auf die Überlaſſung einzelner Sachen oder Rechte. Der 
Abſ. 1 hat zwei Fälle im Auge, nämlich zunächſt den Fall, 
daß die Geſellſchaft fortbeſteht, aber ein Perſonenwechſel (durch 
Tod oder Ausſcheiden eines Geſellſchafters) eintritt, ferner den 
Fall der Auflöſung der Geſellſchaft. Nur für den erſten Fall 
ift von der Überlaſſung „der“ Rechte die Rede. Hier aber 
handelt es ſich nicht um dieſen, ſondern um den zweiten Fall. 
Die Geſellſchaft iſt aufgelöft und die Frage iſt, ob, wenn die 
Abfindung des einen Sozius in Geld beſteht, während der 
andere die geſamten Aktiva übernimmt, der Stempel nur mit 
Rückſicht auf jene Abfindung und ohne Rückſicht auf den Um⸗ 
ſtand zu berechnen iſt, daß der andere Sozius Sondereigentümer 
von Gründſtücken, beweglichen Sachen oder Forderungen wird, 
die bisher im Eigentum der Geſellſchaft ſtanden. Dieſe Frage 
iſt aber vom erkennenden Senat auf Grund der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes und nach feinem auch in der Faſſung 
ausreichend zutage getretenen Zwecke dahin beantwortet, daß 
in ſolchem Falle der Erwerb auf Seite des übernehmenden 
Geſellſchafters nach Maßgabe des Abſ. 2 das weſentliche ſei, 
die Barabfindung aber nur als Gegenleiſtung in Betracht 
komme. Die offene Handelsgeſellſchaft tft zwar keine juriſtiſche 
Perſon, nähert fi ihr aber fo, daß das Geſellſchaftsvermoͤgen 
den Geſellſchaftern zur geſamten Hand gehört, es iſt daher 
ein ſelbſtändiges und der Geſellſchafter, wenn er Gegenftände 
dieſes Vermögens erwirbt, ſteht der Geſellſchaft gleich einem 
Dritten gegenüber. Hiernach vollzieht ſich bei der Überweiſung 
von geſellſchaftlichen Sachen und Rechten zum freien Sonber- 
eigentum an einen der Geſellſchafter bei Auflöſung der Geſellſchaft 
ein Eigentumswechſel, indem an die Stelle der Geſellſchaft, 
d. i. der durch den Geſellſchaftszweck zur geſamten Hand ver⸗ 
bundenen Geſellſchafter der Einzelgeſellſchafter als Einzelperſon 
tritt, dem bisher ein Eigentum an den Gegenſtänden des 
Geſellſchaftsvermögens nicht zuſtand. Preuß. Fiskus o. K., 
U. v. 30. Mai 05, 74/05 VII. — Köln. 

84. Tarifſtelle 36. Vergleich zwiſchen Ehegatten als 
Leibrentenvertrag aufgefaßt.] 

Der Annahme des Berufungsrichters, daß in dem als 
Vergleich bezeichneten Schriftſtück ein Leibrentenvertrag im Sinne 
der Tarifſtelle 36 zum Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 
beurkundet worden ſei, muß beigetreten werden. In dem Ver⸗ 
gleiche find die Beziehungen der Ehegatten für den Fall ihrer 
Scheidung geregelt. Der Ehefrau iſt — worauf es gegen- 
wärtig allein ankommt — eine Jahresrente von 4000 Mark 
auf Lebenszeit zugefichert. Sie kommt nur während der Dauer 
der Che mit einer beſtimmten Perſon in Wegfall und iſt im 
übrigen zu entrichten, gleichviel ob die Ehefrau für den ſchuldigen 
Teil erklärt wird oder nicht. Es iſt alſo nicht ein der Frau 
geſetzlich zuſtehendes Recht durch Vereinbarung näher aus⸗ 
geſtaltet und feſt begrenzt worden, da ihr ein Recht auf Unter⸗ 
halt nach Maßgabe der 88 1578, 1580 BGB. nur zuſteht, 
ſofern der Mann allein für ſchuldig erklärt wird. Vielmehr 
gewährt ihr der Vergleich ein ſelbſtändiges, von der Ent⸗ 
ſcheidung der Schuldfrage unabhängiges Recht auf den Bezug 
einer Jahresleiſtung. Dieſes Recht iſt ihr nicht ohne Entgelt 
eingeräumt worden. Sie hat gegen Gewährung der Rente und 
gegen Übernahme weiterer, hier nicht intereſſierender Verpflichtungen 
ſeitens ihres Ehemannes auf alle ſonſtigen vermögensrechtlichen 
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Anſprüche verzichtet und dieſer Verzicht iſt nicht lediglich die 
notwendige Folge der Annahme der Rente. Will man die 
Segenleiftung für das Rentenverſprechen nicht ſchon darin finden, 
daß die Ehefrau ihr Recht, ſtandesmäßigen Unterhalt zu 
fordern, aufgegeben hat, ſo konnte ſie doch ohne das Abkommen 
mit ihrem Ehegatten beim Vorliegen wichtiger Gründe ſtatt der 
Rente eine Abfindung in Kapital verlangen ($ 1580 Abſ. 2 
BGB.). Dieſes Rechtes, das ihr neben und außer dem 
Rentenanſpruche, wenn auch ihn ausſchließend, zuſtand, hat fie 
ſich zufolge des erklärten allgemeinen Verzichts begeben und 
darin liegt jedenfalls ein Entgelt, wie es die Tarifſtelle 36 
fordert, nämlich die Aufgabe eines Rechtes, die ſich ohne den 
Verzicht nicht von ſelbſt verſtand. Den entwickelten Standpunkt 
hat der erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 12. Mai 1903 
(VII 59/03) vertreten, das freilich einen dem Allgemeinen Land⸗ 
rechte angehörenden Fall betraf, ohne daß dies jedoch einen 
grundfäglichen Unterſchied begründet (vergl. auch Hummel⸗Specht, 
Kommentar Ziffer 12 zu Tarifftelle 36 und Anm. 29). Soweit 
in dem früheren Urteile vom 19. Mai 1899 (JW. S. 428, 
Gruchot, Bd. 43 S. 1134) eine abweichende Auffaſſung zum 
Ausdrucke gelangt tft, iſt fie nicht mehr aufrecht erhalten. Bei 
dem dort angeführten Urteile des IV. Senats vom 10. Februar 1898 
handelte es fich um einen nach rechtskräftiger Scheidung 
geſchloſſenen Auseinanderſetzungsvectrag, der jedenfalls unter der 
Herrſchaft des früheren Rechtes einer abweichenden Beurteilung 
unterlag (Hummel ⸗Specht a. a. O.). Sch. c. F., U. v. 26. Mai 05, 
607/04 VII. — Berlin. 

Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 

35. 5 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abf. 2. Vertretung einer Land- 
gemeindeordnung bei Abſchluß von Verträgen. Vollziehung von 
Urkunden.] | | 

Das DES. hatte das Beſtehen eines Schuldvertrages 
zwiſchen dem Kreiſe K. und der Landgemeinde L. verneint und 
die Klage der erſteren abgewieſen. Die Revifiou des Klägers 
hatte keinen Erfolg: Nach 8 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2 der Land⸗ 
gemeindeordnung „müſſen“ „Urkunden über Rechtsgeſchäfte, 
welche die Gemeinde gegen Dritte verbinden ſollen, 
ingleichen Vollmachten“ — — „unter Anführung des betreffenden 
Gemeindebeſchluſſes und der dazu etwa erforderlichen Genehmigung 
oder Entſchließung der Auffichtsbehoͤrde im Namen der Gemeinde 
von dem Gemeindevorſteher und einem der Schoͤffen unterſchrieben 
und mit dem Gemeindeſiegel verſehen fein.” Dieſe Beſtimmung 
beſagt freilich nicht ausdrücklich, daß Rechtsgeſchäfte, durch welche 
die Gemeinde einem Dritten verpflichtet werden ſoll, nur in 
dieſer urkundlichen Form überhaupt abgeſchloſſen werden 
dürfen. Vielmehr läßt ihre Faſſung auch die Deutung zu, 
daß, wenn über ein ſolches Rechtsgeſchäft eine Urkunde 
errichtet werde, dieſe jenen Formvorſchriften entſprechen müſſe. 
Daß eine ſolche Auslegung jedoch nicht dem Willen des Geſetzes 
entſpricht, iſt aus dem Zwecke der Beſtimmung zu entnehmen. 
Nach § 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 1 der Landgemeindeordnung ver- 
tritt grundsätzlich der Gemeindevorſteher allein die Gemeinde 
nach außen dergeſtalt, daß Rechtsgeſchäfte, die er im Namen der 
Gemeinde abſchließt, für dieſe ohne Rüdficht darauf, ob er dabei 
gemäß den Beſchlüſſen der Gemeindeverſammlung oder der 
Gemeindevertretung handelt, Rechtswirkſamkeit beſitzen. Um aber 
den Gefahren tunlichſt vorzubeugen, die aus dieſer ſelbſtändigen 
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Vertretungsbefugnis des Gemeindevorſtehers für die Gemeinde 
erwachſen, und andererſeits dem Dritten, der fi mit ihm als 
Vertreter der Gemeinde in rechtsgefchäftlihe Verhandlungen 
einläßt, einen ſichern Anhalt dafür zu gewähren, nach Erfüllung 
welcher Foͤrmlichkeiten er ein für die Gemeinde abgeſchloſſenes 
Rechtsgeſchäft als für dieſe verbindlich anfehen koͤnne, hat das 
Geſetz für Rechtsgeſchäfte, durch welche die Gemeinde einem 
Dritten verpflichtet werden fol, ſchützende Formen ein- 
geführt, die verhindern ſollen, daß der Gemeindevorſteher bei 
Ausübung der ihm verliehenen Befugnis zur Vertretung der 
Gemeinde nach außen ſich nicht innerhalb derjenigen Grenzen 
halte, die ihm durch die nach innen maßgebenden Beſchlüſſe der 
Gemeindeverſammlung oder Gemeindevertretung (Landgemeinde ⸗ 
ordnung 58 102, 49) gezogen find, Formen, deren Erfüllung 
zugleich von jenem Dritten ohne Schwierigkeit geprüft werden 
kann. Vergl. auch Keil, die Landgemeindeordnung, Anm. 27, 
29 und 31 zu 5 88 und Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht, Bd. 4 5 282 unter VII. Das Geſetz ſteht ſomit 
auf demſelben Boden, auf dem unter anderen ſchon die Vor⸗ 
ſchrift des 5 56 Nr. 8 der Städteordnung für die öftlichen 
Provinzen des preußiſchen Staates vom 30. Mai 1853 er- 
wachſen iſt, wonach, wenn in Urkunden „Verpflichtungen der 
Stadtgemeinde übernommen“ werden, zu der der Regel nach 
ausreichenden Unterſchrift des Bürgermeiſters oder ſeines 
Stellvertreters noch die Unterſchrift eines Magiſtratsmitglieds 
hinzukommen und in Fällen, in denen die Genehmigung der 
Auffichtsbehörde erforderlich ift, dieſe in beglaubigter Form der 
Ausfertigung beigefügt werden muß, die Beobachtung dieſer 
Foͤrmlichkeiten aber auch zur rechtswirkſamen Verpflichtung der 
Stadtgemeinde ohne Rückficht darauf genügt, ob die nach 
innen notwendige Beſchlußfafſung oder Zuſtimmung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung vorliegt oder nicht. Vergl. RG. 31, 
322 ff. und die dort S. 326 angezogene frühere Rechtſprechung. 
Demgemäß kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß der § 88 
Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2 der Landgemeindeordnung die dort be⸗ 
ſtimmte Form für alle Rechtsgeſchäfte vorſchreiben will, durch 
welche die Landgemeinde einem Dritten verpflichtet werden ſoll, 
nicht bloß für diejenigen dieſer Rechtsgeſchäfte über die tat⸗ 
ſächlich eine Urkunde errichtet wird, und daß von der 
Beobachtung der Form die Gültigkeit des Geſchäfts abhängen 
ſoll. Eine jener Vorſchrift entſprechende Urkunde iſt aber im 
vorliegenden Falle nicht errichtet worden. Kreis K. c. Land- 
gemeinde L., U. v. 2. Juni 05, 5380/03 III. — Marienwerder. 

Preußiſches Geſetz vom 16. September 1899, be- 
treffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Geſundheitskommiſſionen in Verbin⸗ 
dung mit dem Geſetz vom 9. März 1872. 

86. Gebühren der Kreisärzte für Verrichtungen im orts⸗ 
polizeilichen Intereſſe.] 

Das Berufungsgericht begründet ſeine klagabweiſende Ent⸗ 
ſcheidung mit der Ausführung, daß der § 17 der für die Polizei⸗ 
phyfiker zu Berlin unterm 20. Auguft 1859 vom Polizeipräfidium 
erlaſſenen, durch Minifterlalverfügung genehmigten Inſtruktion, 
welcher in Abweichung von dem für den Umfang der preußiſchen 
Monarchie durch das Geſetz vom 9. März 1872 geſchaffenen 
allgemeinen Rechts ſtand den Phyſikern in Berlin Gebühren für 
die im ortspolizeilichen Intereſſe vorgenommenen Verrichtungen 
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verſagt, auf die infolge des Geſetzes vom 16. September 1899, 
betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes, für die Stadt 
Berlin ernannten Kreisärzte Anwendung finden müſſe. Dieſer 
Ausführung um nicht beigetreten werden. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dem Geſetz vom 16. September 1899 die 
Nichtanwendung der im 8 17 der Inſtruktion getroffenen Be⸗ 
ſtimmung auf die Kreisärzte ohne weiteres zu entnehmen iſt; 
jedenfalls wird ſolche Anwendung durch dies Geſetz in ſeiner 
Verbindung mit der vom Miniſter der Medizinalangelegenheiten 
auf Grund des § 17 Abſ. 2 desſelben erlaſſenen Dienſtanweiſung 
vom 28. März 1901 ausgeſchloſſen. Dieſelbe, welche die amt⸗ 
liche Stellung des Kreisarztes, feine Obliegenheiten und ver⸗ 
trauensärztliche Tätigkeit eingehend und für den ganzen Umfang 
der Monarchie gleichmäßig ordnet, regelt insbeſondere auch die 
Dienſteinkommensverhältniſſe der nicht vollbeſoldeten Kreisärzte 
ohne Rückſicht auf deren Amtsſitz in durchaus einheitlicher Weiſe. 
Das führt zu der Annahme, daß mit den Gebühren, welche 
unter Nr. 2 des § 25 der Anweiſung als Teil des Dienſtein⸗ 


kommens aufgeführt find, die Gebühren befaßt find, welche auf 


Grund des Geſetzes vom 9. März 1872 in Ermangelung be⸗ 
ſonderer, zu unentgeltlicher Dienſtleiſtung verpflichtender Beſtim⸗ 


mungen liquidiert werden, daß folgeweiſe bis dahin geltende 
Normen, durch welche die Erhebung der nach dieſem Geſetz zu 


liquidierenden Gebühren für einzelne Bezirke der Monarchie aus ⸗ 
nahmsweiſe ausgeſchloſſen ward, außer Anwendung geſetzt find, 
einer Annahme, welche nur abzulehnen iſt, wenn der ſonſtige 
Inhalt des Geſetzes vom 16. September 1899 oder der Dienft- 
anweiſung ihr widerſprechende Beſtimmungen enthält. Dies iſt 
nicht der Fall. Inſonderheit ſpricht nicht gegen dieſelbe die im 
§ 24 der Dienſtanweiſung wie im § 3 des Geſetzes vom 
16. September 1899 bezüglich der Gebühren getroffene Anorb- 
nung. Es iſt nicht richtig, daß mit der Bezugnahme auf die 
beſtehenden Vorſchriften, die ſich hier findet, das Weiterbeſtehen 
der zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes und der Dienſt⸗ 
anweiſung beſtehenden Vorſchriften anerkannt iſt, wie ſolches im 
angefochtenen Urteil angenommen wird; der beſtehenden Vor 
ſchriften iſt augenſcheinlich nur in dem Sinne gedacht, daß die 
zur Zeit der ärztlichen Verrichtung beftehen den Vorſchriften deren 
Vergütung beftimmen. Ebenſowenig laſſen ſich die Motive zu 
dem Geſetzentwurf zur Widerlegung der Annahme verwerten. 
Mag immerhin die Unzulänglichkeit der Beſoldung und der 
Mangel der Penſions fähigkeit zum Erlaß des Geſetzes beſtimmt 
haben, auch nicht die Abſicht beſtanden haben, der Dienſtſtellung 
des Kreisarztes im übrigen einen von der des Phyfikers ab- 
weichenden Rechtscharakter zu geben; der Wille, die Gebühren ⸗ 
erhebung für den ganzen Umfang der Monarchie einheitlich zu 
regeln, wird dadurch nicht in Frage geſtellt. Der Wegfall des $ 17 
der Inſtruktion bewirkt die Rechtmäßigkeit des erhobenen An⸗ 
ſpruchs in dem vom LG. zuerkannten Umfang. Nach dem in 
der Berufungsinſtanz feſtgeſtellten Sachverhältnis beſteht unter 


Parteien kein Streit mehr darüber, daß die Verrichtungen für 


die durch das erſtinſtanzliche Urteil die Gebühr zugeſprochen iſt, 
insgeſamt im ortspolizeilichen Intereſſe auf Erſuchen der Polizei ⸗ 
behoͤrde vorgenommen find, und daß für dieſelben nach zutreffen ⸗ 
den Sätzen liquidiert worden iſt. K. o. F., U. v. 23. Mai 05, 
518/04 III. — Berlin. 
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Deutſche Geſetzgebung und Rechtswißenſchaft“). 
II. Vierteljahr. 1905. 


Unter Mitwirkung von Fachgenoſſen geſammelt und geordnet 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht. 


A. Allgemeine Werke der Rechtswiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 

Bk. des K. Miniſteriums des Innern, betreffend die Einführung 
einer einheitlichen Zitiermethode. Vom 10. III. 1905. Württ MJ ABl. 
S. 165— 166. 

Mühlbrecht, Otto: Überſicht der geſamten ſtaats⸗ und rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Literatur des Jahres 1904. 37. Ig. (Buch⸗Ausgabe 
der Allgem. Bibliographie für Staats⸗ und Rechtswiſſenſchaften.) 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1905. (XXXII, 304 S.) 7 M. 


II. Geſchichte des Rechtes. 


Knapp, H.: Literaturbericht über Rechtsgeſchichte. 8StW. 25. Bd. 
609—651. 


Hellmann, Friedrich: Das Konkursrecht der Reichsſtadt Augsburg. 
(Unterſuchungen zur deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte. 
76. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (V, 174 S.) 5 M. 

Kretzſchmar, Joh. R.: Die Entſtehung von Stadt und Stadtrecht 
in den Gebieten zwiſchen der mittleren Saale und der Lauſitzer 
Neiße. (Unterſuchungen zur Deutſchen Staats- und Rechts⸗ 
geſchichte. Heft 75.) Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (X, 
166 S.) 5 M. 

Künſtle, Franz Xaver: Die deutſche Pfarrei und ihr Recht zu Aus: 
gang des Mittelalters. Auf Grund der Weistümer dargeſtellt. 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen. 20. Heft.) Stuttgart, F. Enke, 
1905. (XVI, 106 S.) 4,40 M. 

Lobe, Adolf: Urſprung und Entwicklung der höchſten ſächſiſchen 
Gerichte. Ein Beitrag zur Geſchichte der ſächſiſchen Rechtspflege. 
Leipzig, Dieterich, 1905. (139 S.) 4 M. 

Mangold, Wilhelm: Voltaires Rechtsſtreit mit dem königl. Schuß: 
juden Hirſchel 1751. Prozeßakten des Königl. Preuß. Hausarchivs. 
Mitgeteilt. Mit einem Anhang ungedruckter Voltaire⸗Briefe aus 
der Bibliothek des Verlegers und mit 3 Fakſimiles. Berlin, 
E. Frensdorff, 1905. (IV, XXXVI, 138 S.) 5 M. 

Oſtergren, Pär Adolf: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters 
und Verpächters nach römiſchem Recht. Leipzig, A. Deichert, 1905. 
(VII, 128 S.) 2,60 M. Mit dem gleichen Titel unvollendet 
als Erlanger Diff. 1904 erſchienen. (IV, 50 S.) 

Schloßmann, [Siegmund]: Die Geſtellungsbürgſchaft im römiſchen 
Formularprozeß. Grünhuts Z. 32. Bd. 193— 244. 

Partſch, Joſ.: Die Schriftformel im römiſchen Provinzialprozeſſe. 
Breslau, 1905. (Leipzig, Buchhandlung G. Fock.) (VIII, 122 S.) 
1,50 M. 

Zum älteſten Strafrecht der Kulturvölker. Fragen zur Rechts⸗ 

vergleichung, geſtellt von Theodor Mommſen, beantwortet von 

H. Brunner, B. Freudenthal, J. Goldziher, H. F. Hitzig, 

Th. Noeldeke, H. Oldenberg, G. Roethe, J. Wellhauſen, 


— 


) Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem * be 
zeichnet und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für 
die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die 
vom 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „Vorſchläge für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


U. v. Wilamowitz⸗Moellendorf. Mit einem Vorworte von 
Karl Binding. Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. (XI, 
112 S.) 8,860 M. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 
Eccius, [M. E.]: Zum Andenken an Friedrich RNaſſow. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 177—180. 
Heinrich Kaiſenberg T. Dot. 5. Ig. 329—330. 8 
Schwartz: Über Rechtsenzyklopädien. JBl. 17. Bd. 101 —105. 
Zum Tode des RNeichsgerichtspräſidenten. DIZ. 10. Ig. 442—443. 


IV. Quellen. 


Heſſe, Albert: Die wirtſchaftliche Geſetzgebung des Deutſchen 
Reiches im Jahre 1904. (Nationalökonomiſche Geſetzgebung III.) 
Conrads J. 29. Bd. 865—379, 642 —659. 

Kohlhammer, W.: Geſetzes⸗Kalender. Enthaltend alle ſeit 1. I. 1901 
erlaſſenen Reichs⸗ und Landesgeſetze, königliche Verordnungen, 
Verfügungen, Erlaſſe und Bekanntmachungen der königlichen 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz ſoweit dadurch Be⸗ 
ſtimmungen von dauerndem Werte getroffen werden. Bearbeitet 
von Guſt. Ströhmfeld und Louis Waas. Stuttgart, W. Kohl⸗ 
hammer, 1905. 3. Ig. (112 S.) 0,80 M. 

Müller, H.: Zur Literatur über den Codex Hammurabi. Eine 
Entgegnung. — Erwiderung von Geller. Oſt3Bl. 23. Ig. 
470—473, 474. 

Reh, Heyer und Gros: Geſetz⸗Sammlung für das Großherzogtum 
Heſſen 1819— 1905, enthaltend ſämtliche heſſiſchen Geſetze und 
Verordnungen in der zeitlichen Reihenfolge und dem geltenden 
Wortlaut. Mainz, J. Diemer, 1905. 2. Bd. 1875— 1898. 
(XVI, 960 S.) Geb. in Leinw. 14,40 M. 

Haynſche Sammlung der Polizeiverordnungen und polizeilichen 
Vorſchriften für den Regierungsbezirk Stettin. II. Bd. Nachträge 
bis zum April 1905. Provinzielle und Bezirksverordnungen, 
Anweiſungen, Reglements und Bekanntmachungen. Hrsg. v. Otto 
Kotze. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (X, 157 S.) 2 M. 

Schellhas, Pflaul]: Die Rechtsentwicklung im Jahre 1904. DIE. 
10. Jg. 48148. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. 

* Bk. des Herzoglichen Miniſteriums, Abteilung für Juſtizangelegen⸗ 
heiten, die Zulaſſung zum juriſtiſchen Vorbereitungsdienſte betr. 
Vom 25. III. 1905. AltenbG S. Stück 2 Nr. 9 S. 18. 

* V. vom 24. II. 1905, betr. die juriſtiſchen Prüfungen und die Bor: 
bereitung zum höheren Juſtizdienſt. Mein Ber S. Bd. 24 Nr. 50 
S. 293— 299. 

Berolzheimer, Fritz: Syſtem der Nechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie. 
2. Bd. Die Kulturſtudien der Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie. 
München, C. H. Beck, 1905. (XV, 500 S.) 13 M.; geb. in 
Leinw. 15 M. 

Dnieſtrzanski, Stanislaus: Das Gewohnheitsrecht und die ſozialen 
Verbände. OſtRZ. 2. Ig. 5— 17, 67—76, 135— 145, 201 — 208. 

Jagwitz, F. v.: Soziale Geſetzgebung und Sozialdemokratie. 2. TI. 
Gewerbliche Intereſſen vertretung und Rechtſprechung. Berlin, 
A. W. Hayns Erben, 1905. (VIII, 244 S.) 4 M. 


34. Jahrgang. 


Klein, Peter: Rechtsfindung durch Konſtruktion. OſtR Z. 2. Ig. 


884—887. 

Kohler, Joſef: Recht und Wirtſchaft. DWirtſchZ. 1. Ig. 49—55. 

Lobe, Wolf: Neue deutſche Rechtsſprichwörter für jedermann aus 
dem Volke. Neue billige Voltsausg. [ Titelausg.] Leipzig, Dietrich, 
[1902] 1905. (141 S.) 0,75 M.; geb. 1,25 M. 

Radbruch, Guſtav: Literaturbericht über Nechtsphiloſophie. 8StW. 
25. Bd. 251—262, 651 — 655. 

Riedinger: Neues vom Juriſtendeutſch. DIZ. 10. Ig. 549550. 

Stampe, [Ernfl]: Rechtsfindung durch Konſtruktion. DIZ. 10. Ig. 
417—422. 

Wilutzky, [Paul]: Schiller und wir Juriſten. JBl. 17. Bd. 
77—80. 


Fiedler: Die Gehaltsfrage bei den Richtern und Staatsanwälten. 
DIE. 10. Jg. 400-402. 

Fiſchböck, Hans: Die Ausbildung des richterlichen Nachwuchſes. 
Vortrag, gehalten in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Wien am 
1. III. 1905. OſtRZ. 2. Ig. 191 —200. 

Fuchs: Der deutſche Richter im Anklagezuſtande. DIZ. 10. Ig. 
574—578. 

Fürſt, Friedrich: Die praktiſche Vorbildung der Rechtsanwälte 
namentlich die geſetzliche Einführung einer der zweiten juriſtiſchen 
Prüfung nachfolgenden Vorbereitungszeit von zwei Jahren. 
JW. 34. Ig. 868865. 

Pitreich, A.: Beiträge zu einer Reform der juriſtiſchen Studien. 
ORANGE. 56. Ig. 171—172. 

Schmerſahl: Eine Rang: DIZ. 
10. Ig. 546. 

Schmidt, Richard: Zur Frage der Vorbildung rheiniſcher Land⸗ 
bürgermeiſter. PrVerwBl. 26. Ig. 613—614. | 
Vorſchriften, die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Juſtizdienſt betreffend, im Bezirke des gemeinſchaftlichen 
thüring. Oberlandesgerichts zu Jena, in der vom 1. III. 1905 
ab geltenden Faſſung. Anhang: Die Bedingungen zur Erlangung 
der Doktorwürde bei der Juriſtenfakultät Jena. Jena, D. Raß⸗ 

mann, 1905. (32 S.) 0,80 M. 

Pilatus, Irenaeus (Vikar Schulz): Was verlangen wir vom 
Richterſtande? Eine juriſtiſche Studie in ſozialpädagogiſcher Bes 
leuchtung. Zugleich eine Anleitung für Geſchworene, Schöffen, Lehrer, 
Geiſtliche. 2. Aufl. Dresden, E. Pierſon, 1905. (IV, 92 S.) IM. 


und eine Ordensfrage. 


VI. Enzyklopädien. Praktika. 
vacat. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 


Feſtgabe für Dr. Bernhard Hübler zum 70. Geburtstage am 
25. V. 1905, überreicht von ehemaligen Schülern. Berlin, 
F. Vahlen, 1905. (284 S.) 7 M. 

1 0 deutſchrechtliche Inhalt der Sammlung iſt ſpftematiſch 
vert 


VIII. Nene periodiſche Unternehmungen. 


Blätter für vergleichende Nechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchafts⸗ 
lehre... Organ der Internationalen Vereinigung für vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchaftslehre in Berlin. Hrsg. von 
Felix Meyer. 1. Ig. (12 Nrn.) Berlin, R. v. Deckers Ver⸗ 
lag, 1905. 20 M. 

Der Rechts⸗Student, Lehrblatt für junge Juriſten. Hrsg. von 
W. Schaufuß und Ferd. Vogel. 1. Ig. April bis Dezember 
1905. (20 Nrn.) Cöln (Bonn, Nöhrſcheid & Ebbecke), 1906. 
Gierteljährlich 2 M., einzelne Nrn. 0,40 M. 
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IX. Eutſcheidungsſammlungen. — Beſprechung veröffent⸗ 

„ er llichter Entſcheidungen. 

Dennler, [Wilhelm]: Aus dem 56. Bande der Entſcheidungen des 
RG. in 88. Bay Not. 6. Ig. 56—62. 


Hertel, F.: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. 


Bd. 58 Heft 1 und 2. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 147—149, 164 bis 
166, 179—181. 

Laband, [Paul]: Der 58. Band der Entſcheidungen des Reich? 
gerichts in Zivilſachen. DIZ. 10. Ig. 566574. 


B. Privatrecht. 


I. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten. — Ausführungs⸗ 

geſetze zum BGB. 

* Berggeſetz vom 1. III. 1905. WeimR Bl. Nr. 10 S. 63—150. 

G. vom 1. III. 1905 über die Gebühren in Bergbauſachen. WeimRBl. 
Nr. 10 S. 151 —1538. 

Arndt, A.: Die drei preußiſchen Berggeſetznovellen. Hirths Ann. 
88. Ig. 365—371. 

Arndt, [A.]: Zur Abänderung der preußiſchen Berggeſetzgebung. 
DIE. 10. Ig. 883—839. 

Beeſten, W. v.: Anderung des Berggeſetzes zum Schutze der Land⸗ 
wirtſchaft. Zwei Petitionen an das Herrenhaus und das Ab⸗ 
geordnetenhaus zu Berlin mit ausführlicher Begründung. Lingen, 
N. van Acken, 1905. (44 S.) 0,75 M. 

Bennhold, Fritz: Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 
vom 24. VI. 1865 unter Berückſichtigung feiner durch die Geſetz⸗ 
gebung bis zum 1. I. 1905 herbeigeführten Abänderungen und 
Ergänzungen, nebſt Anhang. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. 2. verbeſſerte Aufl. Eſſen, G. D. Baedeker, 1905. 
(VIII, 295 S.) 2 M. 

Bitta: Begründung zu dem Geſetzentwurf betreffend Abänderung 
der 88 65, 156— 162 und 207 Allgemeinen Berggeſetzes. DIZ. 
10. Ig. 394—395. | 

Enteignung von ftillgelegten Zechen. ZAHW. 15. Ig. 73—74. 

Fleſch: Die preußiſchen Geſetzentwürfe zur Abänderung des Berg⸗ 
geſetzes. GewG. 10. Ig. 129 — 134. 

Hilbck, Alexander: Der Geſetzentwurf, betreffend Abänderung der 
88 65, 156— 162, 207 a des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. VI. 1865. DWirtſchg. 1. Ig. 263— 270. 

Hilde, Alexander: Die zweite Berggeſetz⸗Rovelle. DWirtſchg. 
1. Jg. 869—877. 

Jäntſch, Hlugo]: Das anhaltiſche Recht Über Jagdpolizei und Wild⸗ 
ſchaden. 3. Aufl. Deſſau, C. Dünnhaupt, 1905. (IV. 48 S.) 1 N. 

Joſef, Eugen: Der Prozeß des Müllers Arnold unter der Geltung 
des BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 219—227. 

Kuſenberg, Otto: Entſtehung und Beendigung des Bergwerks⸗ 
eigentums nach dem in Elſaß⸗Lothringen geltenden Rechte. Straß⸗ 

burg, K. J. Trübner, 1905. (V. 115 S.) 2 M. 

Landauer: Das württembergiſche Geſetz vom 2. XII. 1904 betreffend 
den Leibgedingvertrag. Zl G. 5. Jg. 769— 778. 

Lutz: Das neue württembergiſche Geſetz vom 2. XII. 1904 über den 

Leibgedingvertrag (Ausding) gemeinverſtändlich erläutert. Ell⸗ 
wangen, J. Heß, 1905. (40 S.) 0,40 M. 

Paetz old: Das gerichtliche Erbauseinanderſetzungsverfahren nach 
dem preußiſchen Geſetze vom 8. VI. 1896, betreffend das Anerben⸗ 
recht bei Renten: und Anſiedlungsgütern. ZUEFG. 5. Ig. 689698. 

Raspe, Hans: Kurze Darſtellung des in Mecklenburg geltenden 
Waſſerrechts. Meckl. 23. Bd. 258— 299. 

Das Recht des Bertzbautreibenden. Bon H. A. 8. Braunkohle. 
4. Ig. 49—54. 

Die Reformen im preußiſchen Bergweſen. Soz pr. 14. 5 689—699. 
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Reif, Heinrich: Die preußiſche Derggeſetznovelle, betreffend das Ver⸗ 
fahren auf Entziehung des Bergwerkseigentums. Il. 34. Jg. 
277—279, 289— 291. 

Simson, Plierre]: Ausführungsgeſetz zum BGB. vom 20. LX. 1899. 
Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. 2. Aufl. 
(Guttentags Sammlung preußiſcher Geſetze. Text⸗Ausgaben mit 
Anmerkungen. Nr. 23.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (222 S.) 
1,80 M. 

Woeber, Jakob: Der Abſchluß eines Jagdpachtvertrags nach 
Bayriſchem Recht. Bay. 1. Ig. 211—214. 

Yblagger, Ludwig: Geſetz, die Fortſetzung der Grundentlaſtung 
betr., vom 2. II. 1898, nebſt den Novellen vom 12. XII. 1899 
und 10. VIII. 1904, den wichtigſten Miniſterial⸗ Bekanntmachungen 
und Entſchließungen, ſowie Formularen. Erläutert. München, 
J. Schweitzer Verlag, 1905. (VIII, 77 S.) 1,80 M. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 


a) Allgemeines. 

Bekker: Ernſt Immanuel: Sprachliches und Sachliches zum 888. 
IheringsJ. 49. Bd. 1—58. 

Maas, Georg: Bibliographie des bürgerlichen Rechts. Verzeichnis 
von Einzelſchriften und Aufſätzen über das im BGB. für das 
Deutſche Reich vereinigte Recht, fachlich geordnet. 1904. S.⸗Abdr. 
aus ArchBürgR. 26. Bd. 222—314. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(94 S.) 1,50 M. 

Mitteis, Ludwig: Zwei Fragen aus dem bürgerlichen Recht. 
Leipzig, A. Edelmann, 1905. (III, 88 S.) 1,50 M. 

Warneyer: Zuſammenſtellung der im Dezember 1904 [Februar 1905] 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivilrecht. 
Puchelts Z. 36. Bd. 90— 110, 229 — 258. 


b) Kommentare. 
Warneyer, Otto: Das BGB. für das Deutſche Reich nebſt dem Ein 
führungsgeſetz, erläutert durch die Rechtſprechung. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek. 174. Bd.) Leipzig, Roßberg, 1905. (XVI, 871 S.) 7 M. 


c) Tehrbücher. 

Endemann, Flriedrich]: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. Einführung 
in das Studium des BGB. 8. und 9. neubearb. Aufl. 2. Bd. 1. Abtlg.: 
Sachenrecht. Berlin, C. Heymann, 1905. (XV, 1027 S.) 16 M.; 
geb. 17,50 M. 

Enneccerus, Ludwig, und Jaeger, Ernſt: Lehrbuch des bürger: 
lichen Nechts. 1. Bd.: Einleitung, Allgemeiner Teil, Schuld⸗ 
verhältniſſe. Von L. Enneccerus. (2 Lief.) 3. völlig umgearbeitete 
Aufl. Marburg, N. G. Elwerts Verlag, 1905. (XII, 564 S.) 
10,50 M. 

Ramdohr, Hermann: Grundriß des bürgerlichen Rechts, ſyſtematiſch 
dargeſtellt. (Neue [Titel] Ausgabe.) 2 Bde. Breslau, M. & H. 
Marcus, 1905. 1. (VII, 464 S.) [1901] 4 M. 2. (VIII, 635 S.) 
[1902] 5 N. 

Saleilles, Raymond: Einführung in das Studium des deutſchen 
bürgerlichen Nechts, überſetzt und herausg. von Rudolf Leonhard. 
(Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts. 14. Heft.) 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (VIII, 125 S.) 3,60 M. 


d) Schriſten über einzelne Teile des 868. 
1. Allgemeiner Teil. 
A. gemeine Schriften. 
Poſener, Paul: Bürgerliches Necht. (Allgemeiner Teil.) 2. Aufl. 
(Poſener, Grundriß des geſamten deutſchen Nechts in Einzel⸗ 
ausgaben. 1.) Berlin, J. Juttentag, 1906. (IV, 58 S.) 0,90 N. 
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B. Im beſonderen. 
a) Ferſonen. 
Camerer, [Rudolf], und Landauer, [Eugen]: Geiſtesſchwäche als 


Entmündigungsgrund. 2 Vorträge (Juriftiſch⸗pſychiatriſche Grenz 
fragen. II. Bd. 7. und 8. Heft.) Halle, ©. Marhold, 1905. 
(46 S.) 1,20 M. 

Meikel, [Georg]: Namensrecht — Vorname oder Familienname. 
Recht. 9. Ig. 246. 

Nietſch: Das Bild der Perſon. Eine kritiſche Studie zum ſo⸗ 
genannten „Rechte am eigenen Bilde“. Bay. 1. Ig. 190—193. 

Schott, A.: Wieberaufbebung der Entmündigung oder Umwandlung 
der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit in ſolche wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche? Nebſt Bemerkungen über die Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche. Friedreichssl. 55. Ig. 414 —421, 56. Ig. 
13—22, 122— 127, 196— 205. 

Sombart, Werner: Die Rechtsfähigkeit der Arbeiterberufsvereint. 
DWirtſch Z. 1. Ig. 305 — 310. 


b) Sachen. 

Klein, Peter: Welche Bedeutung kommt den nach katholiſchem 
Kirchenrecht beſtehenden Beſchränkungen der Veräußerung von 
res ecclesiasticae nach deutſchem bürgerlichen Nechte zu? 
Arch KathKR. 85. Bd. 242— 245. 

Schefold, [Karl]: Verkehrsweſentliche und gebrauchserhebliche Eigen⸗ 
ſchaften einer Sache und der Irrtum des § 119 und der 88 459 ff. 
BB. Württ J. 17. Bd. 126—131. 


c) Nets geſchäſte. 

Breit, James: Zur Lehre vom Rechtsgeſchäft. III. Adreſſterungs⸗ 
bedürftige Rechtsgeſchäfte. 13. Bd. Sächſ Arch. 15. Bd. 165—192. 

Dennler, [Wilhelm]: Die Schriftform. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 
129— 132. N 

Hellwig, [Konrad]: Reichsgerichtliche Judikatur über das Zugehen 
von Willenserklärungen. JW. 34. Ig. 356— 358. 

Hellwig, [Konrad]: Narra mihi facta, narro tibi jus. Recht. 
9. Ig. 190. 

Joſef, Eugen: „Modellſtehen“ ein unſittlicher Vertrag? 
9. Ig. 220—221. 

Linckelmann, [Carl]: Über die Rechtslage bei argliſtiger Täuſchung. 
JW. 34. Ig. 226—227. 

Schneider, [Konrad]: Das Verhältnis zwiſchen Anfechtung eines 
Kaufes wegen Irrtums über Sachmängel und zwiſchen Wandelung. 
ArchCivPrax. 97. Bd. 142— 160. 

Strauß, Max: Armenanwalt und Partei. JW. 34. Ig. 195—196. 

Goldfeld, Niſſen und Ehrenwerth: Armenanwalt und Partei. 
JW. 34. Ig. 278275. 

Fuchs, Eugen: Armenanwalt und Partei. JW. 34. Ig. 333—334. 

Werner, G.: Die Schadensberechnung bei argliſtiger Verleitung 
zum Vertragsſchluſſe. Recht. 9. Ig. 803 —305. 


d) Arien. Yermine. 
vacat. 


e) Perjäßrung. 
Sahm: Die außergerichtliche Geltendmachung der Verjährungseinrede. 
IheringsJ. 49. Bd. 59—92. 


f) Ausübung der Rechte. SHeläiuerteibigung. Seläkfilfe, 
Baumann, Hand: Die Notſtandsbeſtimmungen des BGB. in ihren 
Beziehungen zum StGB. Bamberg, Handelsdruckerei und Verlags⸗ 
handlung, 1905. (III, 80 S.) 2 M. . 
Eltzbacher: Privatrechtlicher Schutz gegen drohendes AUnrccht. 
Vortrag. Berlin. JurGeſ. 46. Jahresber. 7880 


8) Sicher bettsteiſtung. 
vacat, 


Recht. 


34. Jahrgang. 


Anhang: Grenzgebiet zwiſchen materiellem und 
prozeſſualem Rechte. 


Böning, Paul: Zum alternativen Klagantrage. SächſArch. 15. Bd. 

49 —52. 

Goldſchmidt, James: Materielles Juſtizrecht (Rechtsſchutzanſpruch 
und Strafrecht). S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Bernhard Hübler. 
S. 85— 152. Berlin, F. Vahlen, 1905. (70 S.) 2 M. 

Hellwig, [Konrad]: Recht und Rechtsſchutz. Vortrag. Berlin. JurGeſ. 
46. Jahresber. 183 — 26. 

Stölzel, [Adolf]: Zum alternativen Klagantrage. Sächſ Arch. 15. Bd. 
129—133. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
A. Im allgemeinen. 

Poſener, Paul: Bürgerliches Recht. (Shulverbäftniffe.) 2. Aufl. 
(Poſener, Paul: Grundriß des geſamten deutſchen Rechts in 
Einzelausgaben. 2. Bd.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (IV, 52 S.) 
O, 90 M. : 

B. Im befouderen. 

a) Jubalt der Sonldverbältniſe. 

Görres, K. H.: Über das Verſchulden im Prozeſſe. (Oulpa in 
processu.) Buſchs Z. 84. Bd. 1—106. 

Heß, Anton: Kauſalzuſammenhang als projizierter Wunſchzuſammen⸗ 
hang. ArchCivPrax. 97. Bd. 45—86. 

Iſay, [Hermann]: Schuldverhältnis und Haftungsverhältnis im 
heutigen Recht. Vortrag. Berlin. JurGGeſ. 46. Jahresber. 33—41. 
Vollſtändig abgedruckt in Iherings J. 48. Bd. 187— 208. 

Roſenmeyer: Zu 8 196 Ziffer 3 BGB. DIZ. 10. Ig. 598. 

Stampe, [Ernft]: Iſt die Ausgeſtaltung, welche die herrſchende Doktrin 
der Lehre von der ſogenannten causa des Rechtsgeſchäftes gegeben 
hat, für unſer bürgerliches Recht praktiſch brauchbar? Berlin. 
JurGeſ. 46. Jahresber. 65— 77. 

Stintzing, Wolfgang: Findet Vorteilsanrechnung beim Schaden⸗ 
erſatzanſpruch ſtatt? (Zur ſogenannten compensatio lueri eum 
damno.) Leipzig, A. Deichert Nachfolger, 1905. (85 S.) 1,80 M. 

Weyl, Richard: Syſtem der Verſchuldensbegriffe im BGB. für 
das Deutſche Reich. München, J. Schweitzer Verlag, 1905. 
(XII, 665 S.) 21 M. 

Wolff, Theodor]: Darf das Zurückbehaltungsrecht in den Fällen 
geltend gemacht werden, in denen die Aufrechnung verboten iſt? 
Arch BürgR. 26. Bd. 315 —320. 


d) SAuldverhältuife aus Verträgen. 
Danz, [Erik]: Zum vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftung. DIS. 
10. Ig. 383—889. 
Fraenkel, Walter: Minderung und Stundung. DIZ. 10. Ig. 405. 
Wehrs: Rücktritt vom Vergleich. Recht. 9. Ig. 160—161. 


ö e) Grlöfgen der Squld vertrage. 
Ma rtinius, Emil: Der Leiſtungsrückſtand nach Vorbehaltszahlung 
und Eventualaufrechnung. ArchCivPrax. 97. Bd. 87—107. 
Müller, Neander: Aufrechnung im Börſenverkehr. DWirtſchz. 
1. Ig. 467 —471. 

Stölzel, [Adolf: Die neueſte Reichsgerichtsentſcheidung über 
Eventualaufrechnung. DIZ. 10. Ig. 513—516. 

Reindl, Max: Zur Frage der Aufrechnung verjährter Gegen⸗ 
forderungen der Eiſenbahnen. EiſenbE. 21. Bd. 318— 322. 


4) Asertragung der Aorderung. 

Aron, Erich: Kann bei der Übertragung der Forderung der neue 
Gläubiger das Verlangen des Schuldners auf Aushändigung einer 
Abtretungsurkunde durch Stcherheitsleiſtung abwenden? Bay. 
1. Ig. 276—278. 

Fiſcher: Sind zukünftige Forderungen abtretbar? Bayg. 1. Sg. 
152—153. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Kuhlenbeck, Lludwig]: Fiduziariſche Zeſſion, insbeſondere zur Um: 
gehung des § 110 ZPO. ein Beitrag zur Lehre vom Schein⸗ 
geſchäfte, der ſogenannten Umgehung des Geſetzes und Treuhänder. 
Seuff Bl. 70. Ig. 387—343. 


e Schuſd übernahme. 
Martinius, [Emil]: Die Form der kumulativen Schuldübernahme. 
Gruchots Beitr. 44. Ig. 181—218. 


Mehrheit von Hläußigern und Squfdnern. 
vacat. 


5) Einzelne Shuldnerhäftnifle, 

1. anf und Canſch. 

Bechmann, Auguſt: Der Kauf nach gemeinem Recht. III. Teil: 
Syſtem des Kaufs nach gemeinem Recht. 2. Abtlg. I. Hälfte. 
Leipzig, A. Deichert Nachf., 1905. (VIII, 217 S.) 5 M. 

Düringer, [Adalbert]: Gewährleiſtung beim Verkauf von Wert: 
papieren. DIE. 10. Ig. 374—377. 

Landsberg: Erſatzanſprüche des Käufers bei der Wandelung. 
PoſMSchr. 8. Ig. 17— 22. 

Dertmann, [Paul]: Wandlung nach Zwangsverſteigerung der Kauf: 
ſache. DIZ. 10. Ig. 516—528. 

Schneider, Klonrad]: Das Verhältnis zwiſchen Anfechtung eines 
Kaufes wegen Irrtums über Sachmängel und zwiſchen Wandelung. 
ArchCivPrax. 97. Bd. 142—160. 

Schefold, [Karl]: Verkehrsweſentliche und gebrauchserhebliche Eigen⸗ 
ſchaften einer Sache und der Irrtum des § 119 und der 88 459 ff. 
BGB. Württ. 17. Bd. 126—131. 

Schollmeyer, Friedrich: Erfüllungspflicht und Gewährleiſtung für 
Fehler beim Kauf. Iherings J. 49. Bd. 93 — 120. 


2. Schenkung. 
Heymann, Franz: Die Schenkung unter einer Auflage nach 
römiſchem und deutſchem bürgerlichen Recht. Berlin, Franz Vahlen, 
1905. (VII, 184 S.) 4,20 M. 


B. Miete. pacht. 

Brückner, [Hermann]: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters 
im Streit mit den (nachſtehenden) Anſprüchen eines Pfändungs⸗ 
pfandgläubigers, insbeſondere Art und Zeit ſeiner Geltendmachung. 
Recht. 9. Ig. 180—183. 

Buck, Ludwig: Der Mangel vereinbarter Schriftform bei 8 566 BGB. 
Recht. 9. Ig. 278— 279. 

Fuld, Ludwig]: Das Mietrecht. (Populäre Rechtskatechismen. 
Hrsg. von Marie Raſchke.) Berlin, Verlag der Frauen⸗Rundſchau, 
1905. (44 S.) 0,75 M. 

Joſef, Eugen: Der Prozeß des Müllers Arnold unter der Geltung 
des BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 219—227. 

Koban, Anton: Die geſetzliche Bürgſchaft der SS 571 und 1251 des 
BGB. für das Deutſche Reich. Eine dogmat iſche Studie. Inns⸗ 
bruck, Wagner, 1905. (VII, 40 S.) 1 M. 

Kraus: Verhältnis des geſetzlichen Pfandrechts des Vermieters zu 
dem Pfändungspfandrecht eines dritten Gläubigers. Bay. 1. Ig. 
172—173., 

Mitteis, Ludwig: Grundſtücksverpachtung durch den Scheineigen⸗ 
tümer. (Mitteis: Zwei Fragen aus dem Bürgerlichen Recht. 
S. 20—88.) Leipzig, 1905. 

Mittelſtein, [Max]: Iſt 8 566 S. 2 BGB. zwingend oder Aus⸗ 
legungsvorſchrift? DIZ. 10. Ig. 444—445. 


Tauber, Ernſt: Wirkſamkeit mündlicher Abänderungen eines ſchrift⸗ 


lichen Mietvertrags über ein Grundſtück. Gruchots Beitr. 49. Ig. 
228—261. 

Weirauch: Geht das Pfändungspfandrecht aus § 810 ZPO. dem 
geſetzlichen Pfandrechte des Verpächters vor? (38 581, 585 868.) 
DIE. 10. Ig. 357858. 
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4. Selbe. 
Franke, Johannes: Der Leihbetrieb der öffentlichen Bibliotheken und 
das geltende Recht. Berlin, F. Vahlen, 1905. (62 S.) 1,50 M. 


5. Darlehn. 
vacat. 


6. Menſtertrag. 

Baum: Die rechtliche Natur des kollektiven Arbeitsvertrags. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 261— 275. 

Gorden, F.: Dienſtbotenordnung und BGB. HanſGGZ. Beibl. 
26. Ig. 101-103. 

Leo, M.: Die Dienſtbotenordnung und das BGB. HanſGZ. Beibl. 
26. Ig. 113. 

Stein: Kann ein auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſener Dienſtvertrag 


als von einem ſpäteren Zeitpunkte ab nichtig angefochten werden? 


Bay Z. 1. Ig. 259 — 260. 

Wieſe, L. v.: Das Problem der Gewinnbeteiligung. SozPr. 14. Ig. 
772-775. 

7. Werkvertrag. 

Lange, Walth.: Die rechtliche Stellung des Empfängers im Fracht⸗ 
geſchäft (unter Ausſchluß des Eiſenbahnfrachtrechts) nach geltendem 
Handelsrecht. Diſſ. Leipzig, Serig, 1905. (X, 84 S.) 2 M. 

Leutke, P.: Das Verfügungsrecht beim Frachtgeſchäft, mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des Poſtfrachtgeſchäfts. Berlin, J. Gutten⸗ 
tag, 1905. (270 S.) 5 M. 

Meyer, Theodor: Das ärztliche Vertragsverhältnis. Berlin, C. Hey⸗ 
mann, 1905. (52 S.) 1 M. 

Senckpiehl: Die Lagergeld⸗Forderungen der Eiſenbahn. Eifenb®. 
21. Bd. 323 — 327. 

Wittich, M.: Zum $ 651 BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 276 — 288. 


8. Miklervertrag. 
Kohlhammer, Walter: Der Kommiſſionär im Buchhandel. Stutt⸗ 
gart, W. Kohlhammer, 1904. (VII, 71 S.) 1,20 M. 


9. Auslobung. 
vacat. 


10. Auftrag. 
Böckel, Fritz: Die Schadenserſatzpflicht des Auftraggebers gegenüber 
dem Beauftragten. ArchCivpPrax. 96. Bd. 376 —439. 


11. Seſchäfts führung shne Auftrag. 

Baring: Aufwendungen, Verwendungen, Einrichtungen und ihr 
Erſatz. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. SächſArch. 14. Bd. 459 —478, 529 — 549, 661 bis 
677, 15. Bd. 30 —48, 133— 156. 

Ernſt: Das Intereſſe und der Wille des Geſchäftsherrn im 8 683 
BGB. ArchCivpPrax. 96. Bd. 440 — 505. 


12. Verwahrung. 
vacat. 


13. Einbringung ven Lachen bei Gaßtwirten. 
Schloßmann, [Siegmund]: Zum Wirtshausrecht und zur Lehre von 
den herrenloſen Sachen. Iherings J. 49. Bd. 139 — 158. 


14. Seſellſchaft. 15. Semeinſchaft. 16. Leibrente. 
vacat. 


17. Splel. wette. 
Jeß: Zum 5763 868. DIZ. 10. Ig. 491 —493. 


18. Sürgſchaft. 19. Vergleich. 20. Schulderſprechen. Schuldauerkenniuis. 
21. Anmwelfung. 
vacat. 


22. Jaubverſcrewung auf ben Inhaber. 


Behrend, [Jakob Friedrich]: Lagerſcheine als Inhaberurkunden. DIZ. 
10. Ig. 540 — 541. ö 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NE 14. 1905. 


38. Verlegung von Baden. 
vacat. 


24. Ungerechtſertigte Gereiherung. 
Hellwig, [Konrad]: Narra mihi facta, narro tibi jus. Recht. 9. Jg. 190. 
Neubecker: Ungerechtfertigte Bereicherung des Vertretenen. Bay}. 
1. Jg. 164 — 166. 
Wröblewski, St.: Separatio bonorum und Sicherſtellung der Erden, 
gläubiger. Zur Erläuterung der 88 812 und 822 BG. Oft 38l. 
23. Ig. 257— 278, 360-376, 463 —470. 


25. Unerlaubte ganblungen. 

Baltz: Haftpflicht der Voll⸗ und Kleineiſenbahnen für Funken: 
auswurf. NForſtlöl. 5. Ig. 121—123, 129— 131. 

Dronke, Ernſt: Einfluß des Verſchuldens von Angeſtellten des 
Beſchädigten auf die Haftung des Eiſenbahnunternehmers. Eiſenbe. 
21. Bd. 295 — 303. 

Dürck, Karl: Haftung für Vertreter, Gehilfen und andere nach den 
BGB. Vortrag. Bay Ind Bl. 1905. 1—4, 9— 11. 

Fiſcher, Otto Chriſtian: Die Verletzung des Gläubigerrechts ci 
unerlaubte Handlung nach dem BGB. für das Deutſche Reich. (Ab. 
handlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reis. 
12. Bd. 3. Heft.) Jena, G. Fiſcher, 1905. (VI, 172 S.) 4.50 K 

Fromme: Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Arztes für ſid 
und feine Hilfsperſonen. Vortrag. (Berliner Klinik. Sammlung 
kliniſcher Vorträge. Ig. 1905. 201. Heft.) Berlin, Fiſchert 
mediziniſche Buchhandlung, 1905. (51 S.) 1.20 M. 

Gſchmeidler, Arth. Edler v.: Die Haftpflicht der Arzte. Vortreß 
Wien, Manz, 1905. (32 S.) 0,60 M. 

Görres, K. H.: Über das Verſchulden im Prozeſſe. 
processu.) Buſchs Z. 34. Bd. 1-106. 

Die Haftpflicht der Tierhalter. Bon K. ZVerſWeſ. 1905. 180 — 181. 

Joſef, [Eugen]: Der Prozeß des Müllers Arnold unter der Geltung 
des BGB. Gruchots Beitr. 49. Ig. 219 — 227. 

Litten, Fritz: Zur Abänderung des 8 833 88689. DIZ. 10. Js. 
339 — 343. 

Meyer, Rob.: Zur Erſatzpflicht für Bergwerksſchäden. PrBer we“ 
26. Ig. 506—507. 

Neumann, [Hugo]: Zur geſetzgeberiſchen Regelung der Haftung des 
Tierhalters. JW. 34. Ig. 193 —194. 

Werner, G.: Die Schadensberechnung bei argliſtiger Berleitung 
zum Vertragsſchluſſe. Recht. 9. Ig. 303 — 305. 

Weſtrum, A.: Die Haftung des Tierhalters. ZW. 34. Ig. 275— 278. 


(Culpa in 


8. Sachenrecht. 
L Blgemeines. 

Oberneck, [Heinrich]: Schrifttum des Liegenſchafts⸗ und Grundbrch⸗ 
rechts. 1904 und 1. Vierteljahr 1905. DNotB. 5. Ig. 403—118. 

Steyert, G.: Der dingliche Vertrag im BGB. Straßkurs. 
(J. Singer), 1905. (56 S.) 1,50 M. 

Wandelt, Hans: Das geſamte Recht des Deutſchen Reiches in 
Frage und Antwort, zur Vorbereitung für das Referendare: unen 
und die juriſtiſche Doktorprüfung bearbeitet. 3. Bd. Sachenrecd: 
2. verbeſſerte und erweiterte Aufl. Berlin, E. Weder, 19% 
(VI, 155 S.) 8 M., geb. 3,50 M. 


II. @ingelfragen. 
a) Seſtt. 
Florey, Georg: Die Verwendungsanſprüche des Beſitzers nah der 
deutſchen BGB. Diff. Leipzig (B. Franke), 1904. (116 S.) ER 
Pudor: Iſt der Veräußerer einer beweglichen Sache, die er dr. 
Erwerber unter Eigentums vorbehalt übergeben hat, mitteldercz 
Beſitzer? IW. 34. Ig. 314—315. 
Rotering, [F.]: Inkongruenz des zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Beines 
Hirths Ann. 38. Ig. 295— 3808. 


34. Jahrgang. 


b) Allgemeine Vorſchriſten Aber Rechte an Gruudküden. 

Bendix, [Ludwig]: Die Vormerkung des neuen Rechts. Gruchots Beitr. 
49. Ig. 288305. 

Dennler, [Wilhelm]: Zum Begriff der Grundſtücksbeſtandteile. 
Bay Z. 1. Ig. 166— 167. 

Dennler, [Wilhelm]: Zum Begriffe des „einheitlichen Grundſtücks“. 
Seuff Bl. 70. Ig. 225—227. 

Kober, Karl: Zur Einführung des Grundbuchrechts. Ein Rückblick und 
Ausblick. Erlangen, Palm & Enke, 1905. (40 S.) 0,80 M. 
S.⸗Abdr. aus SeuffBl. 70. Ig. 249— 268, 273— 290. 

Laux: Die Einſicht des Grundbuchs. Recht. 9. Ig. 154 — 157. 


e) Eigentum. 

Baring: Aufwendungen, Verwendungen, Einrichtungen und ihr 
Erſatz. Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. Sächſ Arch. 14. Bd. 459—478, 529—549, 661 bis 
677; 15. Bd. 30—48, 138— 156. 

Dochnahl, P.: Zur Auslegung des BGB. § 1348 Abſ. 2 Satz 1. 
Arch BürgR. 26. Bd. 321 — 326. 

du Chesne, [Kurt Paul Franz]: 
15. Bd. 157 — 162. 

Eger, Georg: Fund in den Räumen oder Wagen der Eiſenbahn. 
Bay. Z. 1. Ig. 139 — 141. 

Gareis, Karl: Über Rechtsverhältniſſe an Begräbnisſtätten. SeuffBl. 
70. Ig. 308—324. 

Gareis, [Karl]: Das Recht an der in einer Auſter gefundenen Perle. 
DIZ. 10. Ig. 347348. 

Gierke, Julius: Das Recht an der in einer Auſter gefundenen 
Perle. DIZ. 10. Ig. 396 — 397. 

Haaſe, Lor.: Beſitz und Eigentumserwerb im Falle der Verſendung. 
(Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (VIII, 63 S.) 1,50 N. 

Hedemann: Die Perle in der Auſter. Bay Z. 1. Ig. 238 — 240. 

Joachim, Hans: Der Storch und fein heutiges Recht. NForſtlBl. 
5. Ig. 11—12. 

Joſef, [Eugen]: Das Recht an der in einer Auſter gefundenen 
Perle. Recht. 9. Ig. 307. 

Küchler, B.: Zum Recht des Miteigentums. (SS 1010, 2044 BGB., 
Art. 165 Heſſ AG. zum BGB.) HeſſRſpr. 6. Ig. 30—31, 39—40. 

Matthiaß, Bernhard: Luftrechtliche Fragen. DIZ. 10. Ig. 431 —435. 

Ortloff, [Hermann]: Aus dem Nachbarrecht. Arch Bürgi. 26. Bd. 
327-349. 

Schloßmann, [Siegmund]: Zum Wirtshausrecht und zur Lehre 
von den herrenloſen Sachen. Iherings J. 49. Bd. 139 — 158. 
Schröder: Die Grenz⸗ und Scheidemauern des code civil unter 

dem neuen Recht. Puchelts Z. 36. Bd. 226 — 229. 


Das Grundrecht. SächſArch. 


d) Erbbaurecht. 

Kohn, Max: Das Erbbaurecht nach dem BGB. Ein rechtsgeſchicht⸗ 
licher Beitrag. (Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler, 1905. 
(VIIT, 114 S.) 3 M. 

e) Menſtbarkeiten. 
Fiſcher: Iſt das Recht, aus fremdem Grund Kies zu graben, not: 
wendig ein dingliches? Bay Z. 1. Ig. 200 — 201. 


f) Vsrhaufsrcht. g) Keallaſten. 
vacat. 


h) Sapstheh. Grunbſchuld. Kentruſcnlb. 
Biermann, Johannes: Die „Einheitlichkeit“ der Geſamthypothek. 
Recht. 9. Ig. 265— 268. | 
Brachvogel: Nachweis des Gläubigerrechts einer Hypothek bei 
mehrfacher einen Erbfall in ſich ſchließender Übertragung. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 305 —323. 
Vubb: Zu 8 1710 BGB. Bay. 1. Ig. 201202. 
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Dade, Heinrich: Die Entſchuldung des ländlichen Grundbeſttzes. 
Referat. Berlin, 1905. (Charlottenburg, Allgemeine Verlags⸗ 
Anſtalt.) (30 S.) 0,50 M. 

Dennler, [Wilhelm]: Die Grundkreditformen des BGB. Juſtizd Rdſch. 
4. Ig. 97100, 113—114, 161—164. 

du Chesne, (Kurt Paul Franz]: Die bedingte Hypothek. DNotV. 
5. Ig. 397403. 

Fuchs, Eugen: Enthalten die SS 1164, 1176, 1182 BGB. eine 
dingliche Anderung des Rangverhältniſſes? Recht. 9. Ig. 
268 — 271. 

Fuld, [Ludwig]: Die Kolliſton des Eigentumsvorbehaltes mit dem 
Hypothekenrecht. Puchelts Z. 36. Bd. 86— 90. 

Harnier: Eigentümer⸗Grundſchuld und Amortiſations⸗Hypothek. 
Dig. 10. Ig. 591598. 

Landsberg: Rechtliches Schickſal einer nicht valutierten Grund⸗ 
ſchuld. PoſMSchr. 8. Ig. 78— 79. 

Oberneck, [Heinrich]: Zur Auslegung des 8 1180 BGB. Dot. 
5. Ig. 358—359. 

Oberneck, [Heinrich]: Iſt die geſetzliche Rangfolge der SS 1176, 
1182, 1164 BGB. eine abfolute oder eine nur zugunſten des 
urſprünglichen Gläubigers relative? Iſt in einem ſolchen Falle 
die Eintragung des Rangverhältniſſes zuläſſig? DNotV. 5. Ig. 
270— 281. 

Richter, Hellmut: Zur Frage der Rangftellung der Eigentümer: und 
Gläubigerhypothek (BGB. 8 1176). 3 Bl FGG. 5. Ig. 815816. 

Schmitt: Zu § 1433 BGB. Bay. 1. Ig. 220— 221. 

Tillich: Kann ſich der Eigentümer eines hypothekariſch belaſteten 
Grundſtücks wegen der von ihm dem Gläubiger erſtatteten Koſten 
dinglicher Rechtsverfolgung an den perſönlichen Schuldner halten? 
JW. 34. Ig. 362—363. 

Zſchoche: Erwerb der Eigentümergrundſchuld durch den noch nicht 
eingetragenen Käufer? Zl. 5. Ig. 814 —815. 


i) Pfandrecht an beweglichen Lachen und an Rechten. 

Geißmar, Joſef: Das Niederlageregulativ nach dem Bundesrats⸗ 
beſchluß vom 5. VII. 1888 und die SS 1205, 1206 des BGB. 
unter Bezugnahme auf das franzöſiſche Recht. Puchelts Z. 36. Bd. 
177 —184. 

Katzenſtein:. Die Sicherung von Forderungen durch Übereignung 
von Mobilien. Gruchots Beitr. 49. Ig. 323 — 340. 

Koban, Anton: Die geſetzliche Bürgſchaft der SS 571 und 1251 des 
BGB. für das Deutſche Reich. Eine dogmatiſche Studie. 
Innsbruck, Wagner, 1905. (VII, 40 S.) 1 M. 

Lammfromm, Hermann: Die durch Verpfändung beweglicher 
Sachen mit einem Grundſtück nach Art. 3 Abſ. 2 des Württ. 
Pfandgeſetzes begründete Pfandhaftung derſelben unter dem BGB. 
Württ Z. 47. Ig. 65— 76, 97— 104, 129— 138. 

Rothbauer: Die Wertsgegenſtandsſumme bei der Forderungs⸗ 
Pfändung. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 122. 

Werr: Pfändbarkeit von Pfandſcheinen oder des Anſpruchs auf 
deren Herausgabe. Bay Z. 1. Ig. 278 — 279. 


4. Familienrecht. 
1. Allgemeines. 
Engelmann, Theodor: Familienrecht. Erläutert. (J. v. Staudingers 
Kommentar zum BGB. 2. Aufl. Bd. 4.) 2., vollſtändig neube⸗ 
arbeitete Aufl. München, J. Schweitzer, 1905. (1284 S.) 28,60 M. 


U. Einzelfragen. 
a) Bürgerliche Ehe. 
Krug, Paul: Der Anſpruch des § 1374 Satz 2 BGB. Recht. 9. Ig. 
191— 192. 
Krug, Paul: Nachlaßinventar und ehelicher Güterſtand. IheringsJ. 
49. Bd. 121 — 138. 
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Löwenbach: Die heutige Bedeutung des § 7 Abf. 1 des Geſetzes 
vom 16. IV. 1860 über die allgemeine Gütergemeinſchaft in der 
Provinz Weſtfalen. Bl G. 5. Ig. 699 — 710. 

Meyer, Arnulf: Das Relativgeſchäft, ein Rechtsgeſchäft, das ſich 

ö auf ein Sondervermögen bezieht. Würzburg, Gnad & Co., 1905. 
(VII, 61 S.) 1,20 M. 

Meyer, Karl: Zu 88 1360, 1361 BGB., 8627 ZPO. JW. 34. Ig. 194. 

Mitteis, Ludwig: Nichtigkeitserklärung der Ehe nach Scheidung. 
(Mitteis: Zwei Fragen aus dem Bürgerlichen Recht. S. 1—19.) 
Leipzig, 1905. 

Planck, Glottlieb]: Anfechtung von Eheverträgen durch die Gläubiger 
eines der Ehegatten. DIZ. 10. Ig. 561 — 566. 

Schefold, [Karl]: Über die Rechtsſtellung des Mannes bei der Ver⸗ 
waltung des eingebrachten Guts. BGB. §8 1373-1380. 
ArchCivPrax. 97. Bd. 134 — 141. 

Sulzer: Aber den Erſatzanſpruch des Ehemanns an das Vermögen 
der Ehefrau nach Auflöſung des geſetzlichen Güterſtandes. Württ. 
47. Ig. 104 — 106. 

Vogel: Zu § 1433 BGB Bay. 1. Ig. 281 — 282. 


b) derwandtſchaft. 

Feder, Ernſt: Das Verwandſchaftsrecht einſchließlich des Rechtes 
der unehelichen Kinder. (Populäre Rechtskatechismen. Hrsg. von 
Marie Raſchke.) Berlin, Verlag der Frauen⸗Rundſchau, 1905. 
(93 S.) 0,75 M. 

Friedländer, Paul: Die Vertretungsmacht des Inhabers der 
elterlichen Gewalt. DIE. 10 Ig. 495—497. 

Hilfe, Blenno]!: Anſpruch der außerehelichen Mutter. 
70. Ig. 347349. 

Joſef, Eugen: Bemerkungen zum Vermögensübergabevertrag. 
Bad Not Z. 3. Ig. 71—81. N 

Kwadyüski, Stanisl.: Legitimatio per subsequens matrimonium 
et per reseriptum prineipis unter Berückſichtigung des römiſchen, 
gemeinen Rechts, der Landesgeſetze und des BGB. (88 1719 — 1740). 
Diſſ. NRoftod 1904. Leipzig, G. Fock. (X, 110 S.) 1,20 M. 

Meyer, Arnulf: Das Relativgeſchäft, ein Rechtsgeſchäft, das ſich 
auf ein Sondervermögen bezieht. Würzburg, Gnad & Co., 1905. 
(VII, 61 S.) 1,20 M. 

Meyer, Karl: Hat nach § 1654 BGB., § 92 GKG. der Vater 
die Prozeßkoſten des Kindes auch dann zu tragen, wenn das Kind 
unfreies Vermögen überhaupt nicht beſitzt? BayZ. 1. Ig. 262. 

Neuhierl: Die Auslegung der erbrechtlichen Beſtimmungen in den 
Vater⸗ und Muttergutsverträgen. Bay Z. 1. Ig. 175— 176. 

Ritter: Rechtliche Stellung des von einer Frau nach der Todeserklärung 
ihres Mannes geborenen Kindes. Rhein AV. 22. Ig. 136 — 140. 

Saage: Der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes gegenüber 
feinem Vater. DIZ. 10. Ig. 356—357. 

Türcke, [Robert]: Vertrag über Alimentierung des unehelichen Kindes. 
DIZ. 10. Ig. 451452. 


e) Lormundſchaft. 
Berndorff: Vormundſchaft über Ausländer. DJ Z. 10. Ig. 405 — 406. 
Caspers: Zur Entmündigung Minderjähriger. DIZ. 10. Ig. 550. 
Dennler, [Wilhelm]: Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung bei 
Löſchung von Mündelhypotheken. BayNotZ. 6. Ig. 34 — 38. 
Götte: Nochmals die Poſtgebühren und ſonſtigen Aufwendungen des 
Vormundes eines vermögensloſen Mündels. Z Bl G. 5. Ig. 859 — 860. 
Joſef, Eugen: Die Anordnung einer Pflegſchaft für das Kind bei 
Erziehungsſtreitigkeiten und die Anfechtung der Pflegſchaft durch 
Beſchwerde. Arch BürgR. 26. Bd. 350 —360. 
Joſef, Eugen: Die Selbſtändigkeit des Vormundes und das Aufſichts⸗ 
recht des Vormundſchaftsgerichts. ArchCivPrax. 97. Bd 108 — 133. 
Koch, W.: Die Vormundſchaft. Leitfaden für die Amtsführung des 
Vormundes, Gegenvormundes, Familienratmitgliedes, Waiſenrates 


Seuff Bl. 
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und Pflegers, nach dem BGB. Nebſt ausführl. alphabet. Sach⸗ 
regiſter. 2. verb. Aufl. Berlin, S. Mode, 1905. (68 S.) 1 M. 

Schleſinger, Robert: Genehmigung zur Löſchung einer Mündel⸗ 
hypothek. Bad Not. Z. 3. Ig. 6166. 

Schultheis: Erſtreckt fi der Sperrvermerk des 8 1809 BGB. 
auch auf die Zinſen? DIZ. 10. Ig. 448 —450. 

Bierhaus, [Felix]: Zur Auslegung des 8 1809 BGB. DI. 
10. Ig. 539 —540. 


5. Erbrecht. 
a) Erdfofge. 
Tilſch, Emanuel: Über die Bedingungen der Wechſelſeitigkeit des 
geſetzlichen Erbrechtes. Oſt AG Z. 56. Ig. 192. 


d) Kechtriche Stellung des Frsen. 

Feilitſch, [Heinrich! v.: Kann der Erblaſſer die Beſtimmung der 
Perſon des Teſtamentsvollſtreckers dem Erben überlaſſen? DZ. 
10. Ig. 348350. 

Krug, Paul: Nachlaßinventar und ehelicher Güterſtand. Iherings J. 
49. Bd. 121 — 138. 

Küchler, B.: Zum Recht des Miteigentums. (88 1010, 2044 BGB., 
Art. 165 Heſſ aG. zum BGB.) HeſſRſpr. 6. Ig. 30—31, 39—40. 

Meyer, Arnulf: Das Relativgeſchäft, ein Rechtsgeſchäft, das ſich 
auf ein Sondervermögen bezieht. Würzburg, Gnad & Co., 1905. 
(VII, 61 S.) 1,20 M. 

Schroeder: Kann ein Miterbe vor der Auseinanderſetzung des Nach⸗ 
laſſes auf Zahlung einer ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden 
Forderung klagen? Seuff Bl. 70. Ig. 343— 8486. 

Stelzer: Das Miterbenverhältniß, die eheliche Gütergemeinſchaft 
und das bayeriſche Gebührengeſetz. Bay. 1. Ig. 193— 198. 

Teutſch: Umwandlung der Erbengemeinſchaft in Sondereigentum 


der Erben. Bay Z. 1. Ig. 152. 
e) Teſtament. 
Barthelmeß: Teſtamentsvollſtrecker für einen Erbteil. Ban}. 
1. Ig. 177. 


Buka: In welcher Form erfolgt der Widerruf wechſelſeitiger Teſta⸗ 
mente aus landrechtlicher Zeit nach dem 1. I. 1900? DI. 
10. Ig. 403 —404. 

Francke, Wlilhelm] Chlriſtian]: Gemeinſchaftliche Urkunden über 
Verfügungen von Todes wegen, gemeinſchaftliche Verfügungen von 
Todes wegen, nichtige oder unwirkſame Verfügungen von Todes 
wegen in gemeinſchaftlichen Urkunden. Bay. Z. 1. Ig. 214 — 218, 
237 — 238. 

Hilfe, Benno]: Teſtamentariſche Anordnung der Feuerbeſtattung. 
Arch BürgR. 26. Bd. 361—364. 


d) Grövertrag. 
vacat. 


e) Ffrichtteit. 

Schwerin, Frhr. v.: Das Pflichtteilsrecht des BGB. Juſtizd Kiſch. 
4. Ig. 4—6, 17-18, 35—37, 49—51, 84—85, 100-103, 
114 — 118. 

Zoll, Friedrich: Sind Schenkungen bei Berechnung des Pflichtteiles 
in Anrechnung zu bringen oder nicht? — Nachtrag I. II. DRAG. 
56. Ig. 27—31, 37—38, 48—49, 54—57, 60-63, 71—73, 
78 —82, 83—86, 166 — 167, 199 —201. 


) Ersanwürd igkeit. G Ersverziqt. 


vacat. 


ö | d) Ersſchein. 
Kreß, Hugo: Zur Lehre vom Erbſcheine. Bay Z. 1. Ig. 137139. 


D Ersſchaftsſtanf. 
vacat. 


34. Jahrgang. 


e) Einführungsgefeh zum 868. 
Bauer, A.: Erbrechte unehelicher Kinder bei vor 1900 ſtattgehabtem 
Erbfall. Bad Not. Z. 3. Ig. 67— 71. 
Herbſt, Fr.: Zur Berechnung der Verjährungsfriſt in der Über⸗ 
gangszeit. Bay Z. 1. Ig. 199 — 200. 
Zitelmann, Eimfl]l: Das Erziehungsrecht an Kindern aus einer 
vor 1900 geſchiedenen Ehe. Recht. 9. Ig. 149—154. 


III. Handels- und Verkehrsrecht. 


A. Allgemeines. 

Sut achten der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin über 
Gebräuche im Handelsverkehr. 2. Folge. Im Auftrage des 
Alteſten⸗Kollegiums brög. von Max Apt. Berlin, C. Heymann, 
1905. (VII, 195 S.) 2 M. 

Gutmann: Zuſammenſtellung der im Dezember 1904 veröffentlichten 
Entſcheidungen des Reichsgerichts. B. Handelsrecht. Puchelts Z. 
86.9. 110—116. 

Hahn, W.: Das deutſche Handels⸗ und Seerecht mit Einſchluß der 
Geſetze zum Schutze des gewerblichen Eigentums und des Ver⸗ 
ſicherungsrechts. Eine Darſtellung nach dem HGB. mit beſonderer 
Berückſichtigung des BGB. 2. verm. Aufl. (Das Reichsrecht 
in Einzeldarſtellungen. Eine Sammlung kurzgefaßter Lehrbücher 
zur Vorbereitung für die erſte juriſtiſche Prüfung. II.) Berlin, 
P. Nitſchmann, 1905. (VIII, 476 S.) 6 M. 

Langen: Handelsrechtliche Rundſchau. Arch BürgR. 26. Bd. 203—221. 

Litthauer, F.: Handelsgeſetzbuch. Mit den ergänzten Vorſchriften 
des BGB. und Erläuterungen. 18. Aufl. In Verbindung mit 
M. Thiele und A. Cohn hrsg. von A. Moſſe. (Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Textausgabe mit Anmerkungen. 
Nr. 4.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (XII, 653 S.) 3 M. 


B. Eimelfragen. 
1. Handelsperſonenrecht. 
Schönfeld: Zu § 125 HGB. Recht. 9. Ig. 808 —309. 
Strauß II, Sigfrid: Gehaltsabzug im Krankheitsfalle; HGB. $ 63. 
DIZ. 10. Ig. 352—354. 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 

Die Ausdehnung des Gebietes der Aktiengeſellſchaften. ZAktW. 
15. Ig. 50—54. 

Bondi, Felix: Sind Geſellſchafter (Aktionäre) ſtimmberechtigt, wenn 
es ſich um ihre Wahl in die Verwaltung der betreffenden Geſell⸗ 
ſchaft handelt? DIZ. 10. Ig. 493—494. 

Diehl, K.: Nationalökonomiſche Betrachtungen zur Frage der 
rechtlichen Regelung der Kartelle. Goldſchmidts Z. 56. Bd. 
359—434. 

Hachenburg, Max: Anderung des Geſellſchaftsvertrags einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung in Liquidation. SeuffBl. 70. Ig. 
805—807. 

Marcus: Vorausſetzungen für die regiſterliche Eintragung der 
Löſchung der Firma einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
nach Beendigung der Liquidation. Seuff Bl. 70. Ig. 189— 190. 

Neumann, Friedrich Julius v.: Die Aktien⸗ und ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften als Rechts⸗ und als Steuerſubjekte. Hirths Ann. 38. Ig. 
321 —838. 

Die Pflicht des Vorſtandes zur Einberufung einer Generalverſamm⸗ 
lung. ZAktW. 15. Ig. 75—82. 

Die Publikation der Monatsergebniſſe bei Aktiengeſellſchaften. 
ZAlt W. 15. Ig. 49 —50. 

Sachau, Gerhard: Der nicht rechtsfähige Verein als Unternehmer 
eines Handelsgewerbes. Goldſchmidts Z. 56. Bd. 444481. 
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Scheuing, Paul: Die Führung einer zweiten Firma durch Handel, 
geſellſchaften und deren Teilnahme an einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (54 S.) 1 M. 

Tecklenburg, A.: Die Proportionalwahl in Aktiengeſellſchaften. 
Holdheims MSchr. 14. Ig. 117—125. 

Weber: Zum Neichögefeh betr. die Erwerb: und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. Bay. 1. Ig. 281. 


8. Handelsobligationenrecht. 


Bericht der XI. Kommiſſion zur Vorberatung des Entwurfs eines 
Geſetzes betr. Anderung des Abſchnitts IV des Börſengeſetzes. 
Dem Reichstage erſtattet am 23. V. 1905. Berlin, C. Heymann, 
1905. (50 S.) 1,40 M. i 

Biberfeld: Uſancen im Buchhandel. Buch BörſBl. 72. Ig. 4630—4632. 

Die Börſengeſetznovelle in der Reichstagskommiſſion. Bank Arch. 
4. Ig. 97—101. 

Fuld, Ludwig]: Artikel 10 des Internationalen Übereinkommens 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr und die Lage der Grenzſpediteure. 
Eifenb®. 21. Bd. 304—308. 

Hemptenmacher, Theodor: Zur Börſengeſetz⸗Novelle. DWirtſch . 
1. Ig. 257— 268. 

Holz, Leonhard: Die Prämiengeſchäfte. (Berliner juriſtiſche Beiträge 
zum Zivilrecht, Handelsrecht, Strafrecht und Strafprozeß und zur 
vergleichenden Rechtswiſſenſchaft. 6. Heft.) Berlin, R. v. Decker, 
1905. (VIII, 48 S.) 2 M. 

Kaufmann, E.: Erheblicher Anlaß! Ein Beitrag zur Auslegung 
des 8 75 HG. Recht. 9. Ig. 157—159. 

Müller⸗Gumperda, Max: Der Kontokorrentvertrag, ein Blanko⸗ 
vertrag. (Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (30 S.) 0,80 M. 

Pavlikek, Anton: Die Geſetze des Deutſchen Reiches vom 13. VII. 1899 
und 4. XII. 1899, betreffend die Hypothekenbanken und die ge⸗ 
meinſamen Rechte der Beſitzer von Teilſchuldverſchreibungen. 
Vergleichung einzelner Beſtimmungen mit denen der öſterreichiſchen 
Geſetze vom 24. IV. 1874, RGB. Nr. 48 und 49, und vom 
5. XII. 1877, RG. Nr. 111. Oſt a3. 56. Ig. 172—176, 
179— 181. 

Schmidt⸗Ernſthauſen: Der Entwurf der Börſengeſetznovelle. 
Holdheims MSchr. 14. Ig. 125— 134. 

Weißbart: Abſchlüſſe des Kommiſſionärs an auswärtigen Börſen 

im Falle des Selbſteintritts. Holdheims MSchr. 14. Ig. 137 — 138. 

Weißbart: Die verhältnismäßige Verrechnung der Schulden aus 
ungültigen Börſentermingeſchäften im Kontokurrent. JW. 34. Ig. 
311-314. 

Wittner, Max: Termingeſchäftseinwand oder Termingeſchäftseinrede? 

283. 10. Jg. 497498. 


4. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 


Matthaei: Gehorſamspflicht und Arbeitszeit der Schiffsmannſchaft. 
Goldſchmidts Z. 56. Bd. 435—443. 

Olshauſen: Die Stellenvermittlung für Seeleute in Hamburg 
und $ 12 Abſ. 2 der Seemannsordnung — eine Warnung für 
den Geſetzgeber. Soz Pr. 14. Ig. 813—815, 839—841. 

8 29 der Allgemeinen Seeverſicherungs⸗Bedingungen. ZVerſWeſ. 1905. 
275— 277. 

Philippi, Hans: Der Schleppvertrag der Binnenſchiffahrt. Dresden, 
C. Weiske, 1905. (48 S.) 1 M. 

Schaps, Georg: Das deutſche Seerecht. Kommentar zum 4. Buche 
des Handelsgeſetzbuchs vom 10. V. 1897 und den ſeerechtlichen 
Nebengeſetzen (unter Ausſchluß des Seeverſicherungsrechts). Zu⸗ 
gleich als Ergänzung von Staubs Kommentar zum Handels⸗ 
geſetzbuch auf Grund des neueſten Standes der Geſetzgebung bearb. 
8. Lfg. Berlin, J. Guttentag, 1905. (S. 561 — 648.) 1,80 M. 
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Wüſtendörfer, Hans: Studien zur modernen Entwicklung des 
Seefrachtvertrags. 1. Tl. Die ſeewirtſchaftlichen Grundlagen der 
Rechtsentwicklung. (Mitteilungen der Geſellſchaft für wirtſchaft⸗ 
liche Ausbildung. .. 5. Heft 1. Tl.) Dresden, O. B. Böhmert, 1905. 
(VII, 89 und VI S.) 2 M. 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 


Canſtein, [Raban] v.: Scheckrechtliche Betrachtung. BankArch. 4. Ig. 
101-102. 
Scheckgeſetzgebung. ZAktW. 15. Ig. 86—87. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 
a) Ktterariſches Urheberrecht. 

* Mitteilung, betr. die Verteilung der Geſchäfte in Sachen des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes bei den preußiſchen Gerichtsbehörden. 
PRMZUL 11. Ig. 42. 

Zum Entwurf eines Geſetzes über das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künſte und der Photographie [Abdruck aus den 
Mitteilungen der Leipziger Handelskammer]. Buch BörſBl. 72. Ig. 
5136 —51389. 

Zur Frage der Haftung bei der Verlagsabtretung. Von Juſtus. 
Buch BörſBl. 72. Ig. 5312. 

Prager, Robert: Die Organiſation des Deutſchen Buchhandels. 
Die Verleger⸗Erklärung und die Rechtſprechung. Wiſſenſchaft und 
Buchhandel. (S.⸗Abdr. aus Buch BörſBl.) Berlin, R. L. Prager, 
1905. (III, 163 S.) 2 M. 

Reinhard: Zu 5 26 des Verlagsgeſetzes. Bay Z. 1. Ig. 149 — 150. 
Schutz von Katalogen und Preisverzeichniſſen. Von Juſtus. 
Buch Börſol. 72. Ig. 4363—4364. 
Schwartz, Fritz: Zum Entwurf eines Geſetzes über das Urheber⸗ 
recht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. 

Buch BörſBl. 72. Ig. 1905. S. 5340— 5341. 


b) Aunſturheberrecht. 


vacat. 


e) Patentrecht. 

* Bk., betr. den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen 
auf den 1905 in Lüttich, Görlitz und Oldenburg ſtattfindenden 
Ausſtellungen. Vom 20. II. 1905. PMZBL. 11. Ig. 41. 

Damme: Die Reform des Patentrecht? im Reichstage. DIZ. 
10. Ig. 377383. 

Katz, Edwin: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Patentſachen. 
Vortrag. Berlin. JurGeſ. 46. Jahresber. 56—64. 

Katz, Edwin: Das Sachverſtändigenweſen auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsſchutzes. GewRſchutz. 10. Ig. 71— 77. 

Mintz, [Maximilian], und Tolksdorf, B.: Das Sachverſtändigen⸗ 
weſen auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes. Geweſchutz. 
10. Ig. 65— 71, 8788. 

Kloeppel, E.: Die Zwangslizenz mit beſonderer Beziehung auf 
den Ausführungszwang im internationalen Patentweſen. Geweſchutz. 
10. Ig. 97104. 

Neumann, Georg: Soll die Staatsgebühr für Patente nach dem 
daraus erzielten Gewinn berechnet werden, und iſt die Patent⸗ 
dauer über 15 Jahre hinaus zu verlängern? Vorſchläge zur 
Anderung des Patentgeſetzes. Berlin, G. Siemens, 1905. 
(VIII, 47 S.) 1,20 M. 

Schanze, Oscar: Die Regifter: und Rollen⸗Einſchreibungen auf dem 
Gebiete des Induſtrierechts. (Schanze, Sammlung induſtrie⸗ 
rechtlicher Abhandlungen I. Bd. 2. Heft.) Leipzig, H. Buſchmann, 
1905. (86 S.) 4 M. 
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Schmid, Paul: Iſt eine geſchäftliche Verbindung zwiſchen einem Patent: 
anwalt und einem in die Lifte der ſtändigen Vertreter von Patent 
anwälten eingetragenen Vertreter zuläſſig? VDPat. 5. Ig. 23— 25. 

Vergleichende Statiſtik des Kaiſerlichen Patentamts für das 
Jahr 1904. PMzgBl. 11. Jg. 43—96. 

Taſchenbuch des Patentweſens. Sammlung der den Geſchäftskreis 
des kaiſerlichen Patentamts berührenden Geſetze und ergänzenden 
Anordnungen, nebſt Liſte der Patentanwälte. Amtliche Ausg. 
Berlin, C. Heymann, Mai 1905. (VIII, 185 S.) Geb. 1 N. 


d) Mufter- und Karkenſchutrecht. 

* Mitteilung, betr. die Vereinbarung gegenfeitigen Markenſchutzes in 
Maroklo zwiſchen Oſterreich⸗ Ungarn einerſeits und dem Deutſchen 
Keiche, Frankreich, Großbritannien und den Niederlanden ander⸗ 
ſeits. PMZBl. 11. Ig. 113—114. 


e) Waremgeichenrecht. 
Waſſermann, Martin: Zu 8 14 des Warenzeichengeſetzes. 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 185. 


f) Unlauterer Wettbewerb. 


Finger: Über Defenſiwbezeichnungen. Unl W. 4. Ig. 61 —63. 

Fuld, [Ludwig]: Kurpfuſcherei und unlauterer Wettbewerb. 
Arch oz Med. 1. Ig. 801 —810. 

Fuld, [Ludwig]: „Diplomierter Ingenieur“. Unl W. 4. Ig. 53—54. 

Fuld, [Ludwig]: Der Deutſch⸗Oſterreichiſche Jandelsvertrag und der 
„Tokayer“. UnlW. 4. Ig. 64-685. 

Lubszynski, Julius: Die bisherigen Wirkungen und die Reform: 
bedürftigkeit des deutſchen Wettbewerbsgeſetzes. Gutachten für 
die Niederländiſche Regierung erſtattet. Unl W. 4. Ig. 69— 72. 

Marcus: Iſt der mit der Klage wegen unlautern Wettbewerbs 
unterliegende Teil dem Angegriffenen ſchadenserſatzpflichtig nur 
bei Kenntnis der Unbegründetheit ſeiner Klagebehauptungen oder 
auch im Falle der fahrläſſigen Unkenntnis? UnlW. 4. Ig. 72. 

Waſſermann, Martin: Der Schutz der Ausländer gegen unlauteren 
Wettbewerb. Unl W. 4. Ig. 63 —64. 


VI. Berſicherungsrecht. 

* G. die ſtaatliche Schlachtviehverſicherung betr. Bom 12. IV. 1905. 
— [Ausführungs⸗] V. HeſſRBl. Nr. 15 S. 141— 148. 

Deutſche Verſicherten⸗ Zeitung. Hrsg. von Gerhard Wörner. 
Geſchäftsſtelle: Leipzig, Gottſchedſtr. 9. Erſcheint monatlich. Preis 
vierteljährl. 2,50 Mm, 

Beſtimmung des Verſicherungswertes in dem Entwurfe eines 
Geſetzes über den Berficherungsvertrag. (Feuerverſicherung.) 

ZverſWeſ. 1905. 163164. 

Georgii: Zur Haftpflichtverfiherung der Rechtsanwälte. JW. 
34. Ig. 831—888. 

Gerhard, Stephan: Der Geſetzentwurf über den Berficherungs: 
vertrag als Bundesratsvorlage. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 171 — 201. 

Gierke, Julius: Der revidierte „Entwurf eines Geſetzes über den 
Verſicherungsvertrag“. Holdheims MSchr. 14. Ig. 92— 99. 

Die Haftpflichtverſicherung in dem Entwurf eines Geſetzes über 
den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 143— 144. 

Die Hagel verſicherung in dem neuen Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 211 — 213. 
Hagen, [Otto]: Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 

vertrag. Berlin. JurGeſ. 46. Jahresber. 27—32. 

Hagen, Otto: Prozeßfragen aus dem Gebiete des Berficherungs⸗ 
rechts mit beſonderer Rüdficht auf die Feuerverſicherung und den 
Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 
205 — 230. 


34. Jahrgang. 


Kriegskonterbande. 
213— 214. 

Maaß, A.: Entwurf einer Handwerkerverſicherung. Kolberg (Münder⸗ 
ſtraße 19), Selbſtverlag, 1905. (8 S.) 0,10 M. 

Rau, Heinrich: Die Schiedsgerichtsklauſel in Verſicherungsverträgen 
nach der bisherigen Rechtſprechung und dem Geſetzentwurf über den 
Verſicherungsvertrag ſowie dem BGB. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 275 — 292. 

Rückkauf einer Lebensverſicherungspolice nach dem neuen Geſetz⸗ 
entwurf über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 289 — 291. 

Schneider, Konrad: Die Verſicherung für fremde Rechnung nach 
dem Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag unter Vergleichung 
mit dem Handelsgeſetzbuch. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 230— 274. 

Schneider, [Konrad]: Der Geſetzentwurf betreffend den Ber: 
ſicherungsvertrag in feiner neuen Faſſung. DIZ. 10. Ig. 523 530. 

Umwandlung und Rückkauf einer Lebensverſicherungspolice im 
neuen Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. 
($$ 167-173.) ZVerſWeſ. 1905. 177 — 178. 

Umwandlung einer Lebensverſicherungspolicſe nach dem neuen 
Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag. Von 2—8. ZVerſWeſ. 
1905. 253 — 254. 

Die Unfallverſicherung in dem Entwurf eines Geſetzes über den 
Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 161 — 162. 

Veräußerung der verſicherten Sache nach dem Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 1905. 181 — 182. 

Zimmermann, Waldemar: Die Streikverſicherung der Arbeitgeber. 
SozPr. 14. Ig. 849— 854, 873874. 


(Transportverſicherung.) ZBerf®ef. 1905 


C. Zivilprozeß. 
I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
A. Allgemeines. 
G., betr. Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Vom 5. VI. 
1905. RGBl. Nr. 24 S. 533 — 535. 


B. Ordentliche Gerichte. 
»Landesherrliche V., betr. die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte in ge⸗ 
wiſſen rechtspolizeilichen Angelegenheiten. Vom 17. V. 1905. 
BadGBl. Nr. 12. S. 305. 


C. Sondergerichte. 
1. Gewerbegerichte. 
Bewer: Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte auf dem Gebiete der 
Elbzollgerichtsbarkeit. Recht. 9. Ig. 214 — 2186. 
Glücksmann: Die vorbeugende Wirkſamkeit der Gewerbegerichte. 
Gew. 10. Ig. 153— 156. 
Lützow: Zuſtändigkeitsgrenzen zwiſchen Gewerbegericht und ordent⸗ 
lichem Gericht. GewG. 10. Ig. 189— 191. 
Luppe: Beiſitzer als Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände. Gew. 
10. Ig. 177179. 
Neumann: Die gütliche Erledigung der Streitigkeiten aus dem ge⸗ 
werblichen Arbeitsvertrage. SozPr. 14. Ig. 896 — 901. 


2. Handelsgerichte. 
* Bf. des Juſtizminiſters vom 8. IV. 1905, betr. das bei den Bor: 
ſchlägen für die Ernennung der Handelsrichter zu beobachtende 
Wahlverfahren. PrIMB. Nr. 15. S. 121. 


3. Kaufmannsgerichte. 
Arend, Mar]: Geſetz, betr. Kaufmannsgerichte. Vom 6. VII. 1904. 
Kommentiert. Leipzig, O. Wigand, 1905. (VII, 54 S.) 0,75 M. 
Das Kaufmannsgericht. Hrsg.: Wilh. Schreck. Schriftleitung: 
Rich. Döring. 1. Ig. Februar 1905 bis Januar 1906. 12 Nrn. 
Hamburg, Deutſch⸗nationaler Handlungsgehilfen⸗Verband. 2 M. 
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Dertel: Zur Auslegung des Naufmaunsgerichtsgeſetzes. Fiſchers Z. 
29. Bd. 1— 24. 

Seidel: Das Reichsgeſetz, betr. die Kaufmannsgerichte vom 
6. VII. 1904. Holdheims MSchr. 14. Ig. 101—111. 

Wolff, Emil: Die Kaufmannsgerichte und das Verfahren vor den⸗ 
ſelben nach dem Neichsgeſetz vom 6. VII. 1904 ſowie die Nechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Prinzipal, den Handlungsgehilfen und 
Lehrlingen, nebſt ausführlichem Kommentar und Muſterſtatut ſo⸗ 
wie vielen praktiſchen Formularen. (Ludw. Hubertis moderne 
kaufmänniſche Bibliothek.) Leipzig, Verlag der modernen kauf⸗ 
männiſchen Bibliothek, 1905. (VIII, 112 S.) Geb. in Leinw. 2, 75 M. 


4. Rheinſchiffahrts gerichte. 
Baudoin: Sind bei den Verhandlungen der Rheinſchiffahrtsgerichte 
der Pfalz Schöffen beizuziehen? JuſtizdRdſch. 4. Ig. 120 — 121. 


D. Rechtsaumütte. 
Schall: Die RNechtsanwaltſchaft am Reichsgericht. 
309—311. 
Stranz, J.: Die Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgerichte. Vortrag. 
(Veröffentlichungen des Berliner Anwalt⸗Vereins. 18. Heft.) 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (28 S.) 0.80 M. 


IW. 34. Ig. 


E. Mlifsperſonen. 

* Pf. des Juſtizminiſters vom 18. IV. 1905, betr. Anderungen der 
Gerichtsvollzieherordnung vom 81. III. 1900 (IJMBl. 345) und 
der Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 1. XII 1899 
(JIMBl. 629). PrIJMBl. Nr. 16. S. 127— 129. 

Kotz e, Otto: Die Gemeinde: und Gutsvorſteher im Geltungsbereiche 
des Allgemeinen Landrechts als Hilfsbeamte der Gerichte. Ent⸗ 
haltend die bezüglichen durch die einſchlägigen Beſtimmungen 
erläuterten miniſteriellen Anordnungen. Zuſammengeſtellt. Berlin, 
A. W. Hayns Erben, 1905. (VII, 51 S.) 0,75 M. 


II. Zivilprozeß. 
a) Mswmentare zur 0. 

* G., betr. Anderungen der Zivilprozeßordnung. Vom 5. VI. 1905. 
RGBl. Nr. 24. S. 536— 540. 

Allen, N.: Zivilprozeßordnung mit Anmerkungen in Angaben der 
Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren. In der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 20. V. 1898. Leipzig, A. Haſert 
& Co, 1905. (XVI, 842 S.) 3 M. 

Seuffert, Lothar: Kommentar zur Zivilprozeßordnung in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 20. V. 1898, nebſt den Ein⸗ 
führungsgeſetzen. 2 Bde. 9., neu bearb. Aufl. München, C. H. Beck, 
1904 — 1905. (XXX, 688 S; XI, 815 S.) 88,50 M. 


b) Allgemeine Schriften, Tehrbücher. 

Heinitz, Ernſt: Bericht der XII. Kommiſſion des Reichstags über 
den Entwurf eines Geſetzes, betr. Anderungen der ZPO. Er⸗ 
ftattet vom Abgeordneten Trimborn. DIZ. 10. Ig. 541 — 543. 

Jebens, A. W.: ZBOD. und Verwaltungsſtreitverfahren. PrVerwBl. 
26. Ig. 513—521, 533539. 

Kohler, Joſef: Über die Grundlagen des Zivilprozeſſes. ArchCivPrax. 
97. Bd. 1—16. 

Pohl: Die Verſchlechterung der Rechtspflege durch Beſchränkung der 
Reviſion. Ein Wort in zwölfter Stunde. JW. 34. Ig. 305 —308. 

Salinger, Max: Aber die dem Reichstag vorliegende Novelle zur 
ZPO. Vortrag. (Veröffentlichungen des Berliner Anwalt⸗Vereins. 
19. Heft.) Berlin, F. Vahlen, 1905. (29 S.) 0,80 M. 

Weinberg: Die Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts. gl. 
16. Ig. 49—50. 

58 


458 


e) Etuzelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 


a) Gerigte. 
Fuchs: Ein Verſtoß gegen den Sprachgebrauch bei der Faſſung von 
Urteilen in der Berufungsinſtanz. Recht. 9. Ig. 159—160. 


b) Farteien. | 
Nußbaum, Arthur: Die nicht rechtsfähigen Vereine im Prozeß 
und Konkurſe. Buſchs Z. 34. Bd. 107—164. ö 
Pagenſtecher, Max: Zur Lehre vom Rechtsſchutzanſpruch des Be⸗ 
klagten. ArchCivPrax. 97. Bd. 17—44. 
Strauß, Max: Armenanwalt und Partei. JW. 34. Ig. 195 — 196. 
Goldfeld, Niſſen und Ehrenwerth: Armenanwalt und Partei. 
JW. 34. Ig. 273— 275. 
Fuchs, Eugen: Armenanwalt und Partei. JW. 84. Ig. 883—334. 
Wieſner, Jürg.: Zur Auslegung des § 92 GKG. und der 88 100 
Abs. 4 und 788 8D. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 121—122. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 


Börger und Reger: Darf in Zivilſachen die Vornahme eines 
Augenſcheins von der Erlegung eines Koſtenvorſchuſſes abhängig 
gemacht werden? Bay Z. 1. Ig. 153 — 154; 199. 

Braſack: Ein Wort zur Vereinfachung des Verſäumnisverfahrens. 
DIE. 10. 30 452458. 

Doſenheimer, E.: Zu 8 141 ZPO. (Anordnung des perſönlichen 
Erſcheinens einer Partei.) Recht. 9. Ig. 247. 

Freudenthal: Ferienſachen; Rechtshilfe. Recht. 9. Ig. 308. 

Görres, K. H.: Aber das Verſchulden im Prozeſſe (Culpa in 
processu.) Buſchs Z. 34. Od. 1— 106. 

Hellwig, [Konrad]: Bedeutung des Mangels von Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen. Heilung und Nachholung. Recht. 9. Ig. 300 — 303. 

Knab, Armin: Zeitweiſe Unzuläſſigkeit des Rechtswegs bei Ver⸗ 
folgung von Anſprüchen gegen den Fiskus nach Art. 2 Bayer. 
AG. zur ZPO. und KD. Hirths Ann. 38. Ig. 372—390. 

Kuhlenbeck, Ludwig]: Fiduziariſche Zeſſion, insbeſondere zur Um⸗ 
gehung des § 110 3PDD.; ein Beitrag zur Lehre vom Schein: 
geichäfte, der ſog. Umgehung des Geſetzes und Treuhänder. 
Seuffol. 70. Ig. 337-848. 

Levis, Otto: Rückgabe einer prozeſſualiſchen Sicherheit. Zur Aus⸗ 
legung des § 109 ZPO. Buſchs Z. 34. Bd. 165 — 192. 

Metzges: Zur Ablehnung des Prozeßrichters. DIZ. 10. Ig. 355856. 

Mosler: Verhinderung des Einzelrichters an der vollſtändigen Ab⸗ 
faſſung des bereits verkündeten Urteils. DJ. 10. Ig. 351—352. 

Pignol: Zu 8 840 Nr. 3 ZPO. Recht. 9. Ig. 220. 

Stölzel, [Adolf]: Die neueſte Reichsgerichtsentſcheidung über 
Eventualaufrechnung. DIZ. 10. Ig. 518—516. 

Schellhas, Plaul], und Schilling: een Recht. 
9. Ig. 161, 220. | 

Schon: Zu 8 461 Abſ. 1 der BO. D 8. 10. Ig. 453 —454. 

Sperl: Tod des Einzelrichters vor Abfaſſung des von ihm ver⸗ 
kündeten Urteils. DJ Z. 10. Ig. 543545. 

Walsmann, Hans: Die ſtreitgenöſſiſche Nebenintervention. Leipzig, 
A. Deichert Nachf., 1905. (IV, 252 S.) 4,80 M. 


3. Rechtsmittel. 

Reger: Zur Frage der formellen Rechtskraft der Urteile. Juſtizdzwöſch 
4. Ig- 186. 

Scheele, [Karl]: Das Rechtsmittel der Neviſion in Zivilſachen nach 
der neuen Zivilprozeßnovelle. JW. 384. Ig. 353 —356. 

Schultze⸗Görlitz: Das Recht der Beſchwerde gegen Verfügungen 
des Landgerichts, die den Charakter erſtinſtanzlicher haben, und 
das zur Entſcheidung über ſie zuſtändige Obergericht. Unzuläſſig⸗ 
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keit der weiteren Beſchwerde. — Über die Gründe des Rechts zur 
Ablehnung eines Sachverſtändigen. Bl G. 5. Ig. 737— 741. 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
vacat. 


5. Urkunden» und Wechſelprozeß. 


Cohn, Georg: Der Kampf um den Wechſelproteſt. Bank Arch. 4. Jg. 
113— 116. 

Horn, Wilhelm: Die Reformbedürftigkeit des Wechſelproteſtwerfahrens 
Conrads J. 29. Bd. 529—533. 


Martinius, [Emil]: Zur Wechſelproteſtreform. Recht. 9. Ig. 309810 


6. Verfahren in Familienſachen uſw. 


Meyer, Karl: Zu 88 1360, 1361 3868., 8 627 ZPO. JW. 
84. Ig. 19. 


7. Mahnverfahren. 

Noſenſtock und Schlier, A.: Wirkung der Zurücknahme eines 
Zahlungsbefehls nach erfolgtem . Recht. 9. Ig. 
161—162, 221 — 222. 

Schönfeld: Die Koſtenfrage bei gurücdnahme des Zahlungsbefehls 
nach erhobenem Widerſpruche. Recht. 9. Ig. 221. 


8. Zwangs vollſtreckung. 


Bechmann, Wolf: Was bildet bei Vereinbarungen über den Unter 
halt unehelicher Kinder den Vollſtreckungstitel im Sinne des 
8 794 Ziff. 5 ZPO.? Bay. 1. Jg. 234—287. 

Burghart, Heinrich: Rechte des Dritten in der Zwangs vollſtweckung. 
Juſtizddſch. 4. Ig. 182—136. 

Burghart, [Heinrich]: Sind gegen eine Pfändungsbenachrichtigung 
gemäß 8 845 ZPO. Einwendungen nach 8 766 ZPO. zuläffig? 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 183—184. 

Conrades: Maſchinenbeſitzer im Lichte des 8 811 Abſ. 5 ZPO. 
Recht. 9. Ig. 162. 

Immerwahr: Die Pfändung der eigenen Sache im Falle des 
Möbelleihkontrakts. DIZ. 10. Jg. 597598. 

Kempf: Zu 88 817 Abſ. IV und 827 Abſ. II der ZPO. Bay. 
1. Ig. 260. 

Köſtlin, R.: Ortliche Zuſtändigkeit der Oberämter zur Pfändung 
von Forderungen. (Zu Art. 6 und 13 des Geſetzes über die 
Zwangsvollſtreckung wegen öffentlich⸗ rechtlicher Anſprüche vom 
18. VIII. 1879.) Württ Z. 47. Ig. 148 —152. 

Ohmeyer, Kamillo Edler v.: Die juriſtiſche Natur des Befriedigungs⸗ 
rechtes. [Vorwiegend öſterr. Recht.] Grünhuts Z. 32. Bd. 361—424. 

Der Vollzug der Pfändung von Papierforderungen. 
OſtR. Z. 2. Ig. 383—884. 

Rech: Die Zwangsvollſtreckung aus einem Urteile, welches die Verpflich⸗ 
tung zur Sicherheitsleiſtung ausſpricht. JW. 34. Ig. 358—361. 

Steiner, Anton: Verhältnis der Miet⸗ und Pachtzinspfändung zur 
Immobiliarvollſtreckung. Bay Z. 1. Ig. 161 —164. 

Walter, Hugo: Vollſtreckung für Hypotheken, Grundſchulden und 
Nentenſchulden nach der Anlegung des Grundbuchs. Bay Notz. 
6. Jg. 40—56. 

Wehrs: Rücktritt vom Vergleich. Recht. 9. Ig. 160—161. 

Weirauch: Geht das Pfändungspfandrecht aus 8 810 3D. dem 
geſetzlichen Pfandrechte des Verpächters vor? (SS 581, 585 BER.) 
DIE. 10. Ig. 357858. 

Wiesner, Jürg.: Zur Auslegung des § 92 GKG. und der 88 100 
Abſ. 4 und 788 ZPO. Juſtizo Kdſch. 4. Ig. 121—122. 

Wolff, Martin: Die Zwangsvollſtreckung in eine dem Schuldner nicht 
gehörige bewegliche Sache. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Bernhard 
Hübler. S. 63—84. Berlin, F. Vahlen, 1905. (24 S.) 0,60 N. 


34. Jahrgang. 


9. Aufgebotsverfahren. 


Bendix: Zur Auslegung des § 945 ZPO. Recht. 9. Ig. 247—248. 
Ausſchließung eines Grundſtückseigentümers im Auf⸗ 


Schwiete: 
gebotsverfahren. Recht. 9. Ig. 278. 


10. Schiedsrichterliches Verfahren. 


Leander: Iſt im ſchiedsrichterlichen Verfahren der Antrag an das 
ordentliche Gericht auf eidliche Vernehmung von Zeugen erſt dann 
zuläſſig, wenn ſich das Schiedsgericht zuvor der Abhörung unter⸗ 
zogen hat? DAB. 10. Ig. 501 —502. 


III. Konkursordnung. Aufechtungsgeſetz. 


Aal: Fällt der Lehrvertrag unter § 22 KO. 7 Bay Z. 1. Ig. 260 — 261. 

Fund: Vollſtreckbarkeitserklärung des Honorarfeſtſetzungsbeſchluſſes 
in Konkursſachen. Recht. 9. Ig. 310. 

Heilfron, Edſuard], und Pick, Georg: Lehrbuch des Konkursrechts. 
(Heilfron: Das Bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs. 4. Tl.) 
Berlin, Speyer & Peters, 1905. (XII, 243 S.) 3 M. 

Rintelen, [Victor]: Zum Anfechtungsrecht. Recht. 9. Ig. 240— 242. 

Saucke, A.: Die Forderungen der Berufsgenoſſenſchaften im Kon⸗ 
kurſe. JW. 34. Ig. 278— 279. 

Steiner, [Anton]: Iſt die Eintragung in die Konkurstabelle ohne 
weiteres vollſtreckbar, wenn die Forderung eines Abſonderungs⸗ 
berechtigten „nur für den Ausfall“ feſtgeſtellt wurde? Bayz. 
1. Ig. 178—174. 

Voß: Die Beſttzergreifung des Konkursverwalters. (8 117 KO.) 
Buſchs Z. 34. Bd. 193— 232. 

Voß: Gibt § 117 KD. dem Verwalter das Recht zu eigenmächtiger 
Beſitznahme? Dig. 10. Jg. 354 —355. 


IV. Zwangs verſteigerung und Zwangsverwaltung. 

Brogſitter: Entſcheidungen zu dem Geſetze über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung. Rhein AV. 22. Ig. 
140— 147. 

du Chesne, [Kurt Paul Franz]: Die nicht valutierte Grundſchuld 
im Zwangsverſteigerungsverfahren. Bayg. 1. Ig. 257— 258. 

Pfordten, Theodor von der: Notar und Vollſtreckungsgericht bei 
der Zwangsverſteigerung. Bay Z. 1. Ig. 209 — 211. 

Pfordten, Theodor von der: Zu $ 91 Abſ. 2 und 3 Zw. 
Bayg. 1. Ig. 255—257. 

Steiner, Anton: Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. III. 1897 unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes und der ein⸗ 
ſchlägigen Vollzugsvorſchriften erläutert. (In 3 Lfgn.) 1. Lfg. 
München, J. Schweitzer Verl., 1905. 1,50 M. 

Werner, G.: Nochmals die Berechnung des Mindeſtgebotes bei der 
Zwangsverſteigerung auf Grund des der Hypothek zugrunde 
liegenden Rechtes. Recht. 9. Ig. 190— 191. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


B. des Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts vom 
5. IV. 1905, die Dienſtaufſicht und das Verfahren in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit betr. BadGBl. Nr. 8. 
S. 194 — 195. f 

B. für das Fürſtentum Lübeck vom 14. III. 1905, betr. die Be⸗ 
fugnis der bei dem Stadtmagiſtrat Eutin angeſtellten Aktuare 
zur Beglaubigung von Abſchriften und Auszügen ſowie Unter⸗ 
ſchriften. Fſtoübch Bl. S. 28—24. 

Avril, K.: Welcher Gerichtsſchreiber iſt für die Erteilung der voll 
ſtreckbaren Ausfertigung zuſtändig, wenn die mehreren ein 
zuſammengehörendes Ganzes bildenden, die Vereinbarungen 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner enthaltenden Ur⸗ 
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kunden von verſchiedenen Gerichten aufgenommen find? Juſtizdgtdſch. 
4. Ig. 119— 120. 

Bachelin: Zur Organiſationsfrage. BadNotZ. 3. Ig. 59-61. 

Becker, L. G.: Friſtberechnung des eee DIL. 
10. Ig. 445—446. 

Dennler, [Wilhelm]: Zur Erholung von rentamtlichen Bodenzins⸗ 
belaſtungszeugniſſen bei Erbanteilsabtretungen. Bay Not Z. 6. Ig. 
38—40. 

Dennler, [Wilhelm] und Joſef, Eugen: Darf der Notar einen 
Kaufvertrag über ein Grundſtück beurkunden, auf dem für ihn (oder 
ſeine Angehörigen) eine Hypothek haftet, die der Käufer über⸗ 
nimmt? Recht. 9. Ig. 191, 247. 

Dobler und Kettnacker: Der Notariatskandidat. Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Vorſchriften über Vorbildung, Ausbildung, Prüfung 
und Verwendung der Notariatskandidaten. Stuttgart, W. Kohl⸗ 
hammer, 1905. (VI, 290 S.) 3,60 M. 

Elſäßer: Über die Wirkſamkeit eines Gebots, das von der Zu⸗ 
ſtimmung einer Behörde abhängig iſt, im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. Bad Not. Z. 3. Ig. 88—90. 

Franz: Die elſaß⸗lothringiſche Juſtiznovelle und das Notariat. 
Dot. 5. Ig. 281— 285. 

Freſe: Die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften der ZPO. in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Kritiſche Be⸗ 
merkung zu einer Entſcheidung des Kammergerichts. Berlin, vom 
15. VI. 1903. 38156. 5. Ig. 741—754. 

Haftung für die Gebühren und Auslagen des Notars. Verjährung 
der Auslagen. DNotV. 5. Ig. 422—426. 

Harrer: Berichterſtattung über die in der Zeitſchrift des Deutſchen 
Notarvereins behandelten Rechtsfragen. Bad Not. 3. Ig. 91—94. 

Hattemer und Vogel, J.: Iſt die Erhebung von Schreib⸗ 
gebühren für Ladungen der Beteiligten zur Erbenermittlung, 
Feſtſtellung der Teilungsmaſſe uſw. zuläſſig? JuſtizdRdſch. 4. Ig. 
104 — 105; 120. 

Joſef, Eugen: Inwiefern bedürfen ſchriftliche Anträge und Er⸗ 
klärungen in der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Unterſchrift des 
Beteiligten? 3 Bl. 5. Ig. 817—831. 

Joſef, Eugen: Kleinere Streitfragen aus dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. DNotB. 5. Ig. 330—358. 

Landauer: Von den Behörden der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
Württemberg. DIZ. 10. Ig. 588—591. 

Marcus: Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand im Falle des 
5 137 Reichsfreiw.⸗Geſetzes. Holdheims Schr. 14. Ig. 111—112. 

Oſenſtätter: Inwieweit darf und muß der Notar auf den Inhalt 
der Rechtsgeſchäfte Einfluß ausüben? Bay Not Z. 6. Ig. 27—88. 

Rau: Findet § 181 Sat 2 FGG. auf Grundſtücksverſteigerungen 
Anwendung? Recht. 9. Ig. 277— 278. 

Reger: Über das „Protokoll des Gerichtsſchreibers“ in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Juſtizddſch. 4. Ig. 103 — 104. 

Rothbauer: Vollſtreckbare Ausfertigungen von Protokollen, die eine 
Vereinbarung wegen Zahlung des Unterhalts an ein uneheliches 
Kind enthalten, unterliegen der e nicht. 

JiuſtizdRdſch. 4. Ig. 166 — 167. 

Schmlitt]: Korrekturen in beglaubigten Pribaturkunden als Voll⸗ 
zugshindernis. BayNot Z. 6. Ig. 62—65. 

Unfere Schreibſtuben. Von W. DNotV. 5. Ig. 249— 258. 

Unger, A: Die Rechtsmittel im Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 

barkeit nach Reichsrecht. Buſchs Z. 34. Bd. 233— 344. 


VI. Grundbuchordnung uebft Aus führungsgeſetzen. 

* Grundbucheinträge über die im Eigentum des Reichsmilitärfiskus 
ſtehenden Grundſtücke. B. des Württ. Kriegsminiſteriums vom 
28. II. 1905 und ba IV. 1905. WürttMVBBl. 73—74. 
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Zur Abänderung des 955 Satz 1GBD. Juſtizd Koſch. 4. Ig. 149— 150. 

Ackermann: Der Staatsvertrag zwiſchen Mecklenburg⸗Schwerin und 
Schweden vom 20. VI. 1903 in ſeiner Bedeutung für das Grund⸗ 
buchweſen der durch denſelben betroffenen Gebiete des Domaniums. 
Meckl. 28. Bd. 250— 258. 

Baudoin: Iſt für den vom Grundbuchbeamten gemäß 8 34 ber 
Juſtiz⸗Min.⸗Bek. vom 17. VII. 1900 (JMBl. S. 1056) auf der 
Urkunde niederzulegenden Vollzugsvermerk eine Schreibgebühr ge⸗ 
ſchuldet? JuſtizdRdſch. 4. Ig. 186 — 137. 

Dennler, [Wilhelm]: Benachrichtigung der Hypothekgläubiger vom 
Eigentumswechſel. Bay Z. 1. Ig. 233 — 284. 

Gutachten des erſten Zivilſenats des Kammergerichts vom 16. II. 1905, 
betr. die Eintragung von Fideikommißanwärtern in das Grund⸗ 
buch. Pr Mol. Nr. 19 S. 143 — 146. 

Heinitz, Elrnſt!, und Dennler, [Wilhelm]: Zur Abänderung des 
8 55 Satz 1 GBO. DIZ. 10. Ig. 400, 500. 

Kober, Karl: Zur Einführung des Grundbuchrechts. Ein Nückblick 
und Ausblick. Erlangen, Palm & Enke, 1905. (40 S.) 0,80 M. 
S.⸗Abdr. aus Seuff Bl. 70. Ig. 249— 268, 273— 290. 

Mainhard: Die badiſche Ausführungsgeſetzgebung zur G8. 
38150. 5. Ig. 773 — 790. 

Meikel, Georg: Über Rechtshilfe in Grundbuchſachen. Bay Z. 1. Ig. 
185— 187. 

Meikel, Gleorg!: Verfügungen des Vorerben und § 41 G80. 
Recht. 9. Ig. 183—188. 

Meyer, Karl: Zur Einführung des Grundbuchrechts in Bayern. 
DRIB. 5. Ig. 393—397. 

Meyer, Karl: Sind auf Grund des bayeriſchen Hypothekenrechts 
eingetragene Zinſen⸗ und Koſtenkautionen nach der Einführung 
des Grundbuchrechts eigentümerhypothekfähig? Recht. 9. Ig. 309. 

Oberneck, [Heinrich]: Schrifttum des Liegenſchafts⸗ und Grundbuch⸗ 
rechts. 1904 und 1. Vierteljahr 1905. DNot B. 5. Ig. 403 —418. 

Reitinger, Theodor: Aus der Praxis des Grundbuchamts Mann: 
heim zur Frage über die Genehmigungsbedürftigkeit einer Löſchung 
des Vormunds. Bad Not. Z. 3. Ig. 67. 

Schmillen: Der Antrag Büſing betr. Abänderung des 8 55 GBD. 
Dig. 10. Ig. 548—549. 

Schmitt: Bemerkungen zur Dienſtanweiſung für die rechtsrheiniſchen 
Grundbuchämter. Bay Not. Z. 6. Ig. 7— 27. 

Wolff, Max: Über Kataſterraub nach dem neuen Recht. Recht. 
9. Ig. 271—274. 

Wunderer, Chriſtian: Zur Einführung der Gebührenvorſchriften 
in Grundbuchſachen. Bay Z. 1. Ig. 249 — 255. 

Zeitler, Joſef: Die Hinterlegung eines bayeriſche Grundſtücke be⸗ 
treffenden Auszugs aus einer außerbayeriſchen Notariatsurkunde 
bei einem bayeriſchen Notar nach Pfälziſchem Rechte. SeuffBl. 
70. Ig. 349—351. 


VII. Roften, 


* V., betr. Abänderung der Gerichtskoſtenordnung vom 18. XII. 1899 
und der V. vom 18. XII. 1899, betr. die Gebührenordnung für 
Notare. Vom 19. V. 1905. MecklSchwRBl. Nr. 18 S. 107— 119. 

* Bk. des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Staats⸗Miniſteriums vom 
19. V. 1905, betr. den Text der Gerichtskoſtenordnung. 
MecklSchwRBl. Nr. 19 S. 120— 1686. 

» Gerichtskoſtengeſetz (in einheitlicher Faſſung). 
24. Bd. Nr. 51, S. 301 —363. 

G. vom 30. III. 1905, einen Nachtrag zu dem Gerichtskoſtengeſetze 
vom 10. VIII. 1899 betr. Nis Geſe. Nr. 666 S. 195— 197. 

* Pf. des Juſtizminiſters vom 26. IV. 1905, betr. die Gewährung 
von Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren. PrIMBL Nr. 17 
S. 132 — 133. 


Mein Vers. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


S 14. 1905. 


Bolte: Die Koſten des Feſtſetzungsbeſchluſſes. PoſMSchr. 8. Ig. 78. 

Brugſch, H.: Beſchwerde gegen Feſtſetzung von Zeugen⸗ bezw. 
Sachverſtändigengebühren. Necht 9. Ig. 277. 

Burghart, Hrch.: Die Bewertung vollſtreckbarer Ausfertigungen 
aus Alimentenvergleichsprotokollen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 167. 
Eißer: Weitere Beſchwerde bei Koſtenfeſtſetzungen in Privatklage⸗ 

ſachen? DIZ. 10. Ig. 448. 

Görres, K. H.: Über das Verſchulden im Prozeſſe. (Culpa in 
processu.) Buſchs Z. 34. Bd. 1— 106. 

Hauſer, S. A.: Haftet der Vater (ev. die Mutter) als geſetzlicher 
Vertreter ſeiner Kinder für die Gerichtskoſten? JuſtizdKöſch. 
4. Ig. 184 —185. 

Heſſelbarth, F.: Zur Frage der Bewertung vollſtreckbarer Aus⸗ 
fertigungen von Alimentenvergleichungsprotokollen. JuſtizdReſch. 
4. Ig. 149, 181—183. 

Kling, Auguſt: Die Koſtenfeſtſetzung im Urteile. Bay Z. 1. Ig. 229— 233. 

Die Koſtengeſetzgebung im Großherzogtum Heſſen und zwar: 
1. Gebührenordnung für die großherzoglichen Notare, 2. Geſetz, 
die Gerichtskoſten betr., beide vom 30. XII. 1904, nebſt zugehörigen 
Bekanntmachungen. Amtliche Handausgabe. (Rechtspflege. 1. Heft.) 
Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. (60 S.) 0,80 M. 

Lehmer: Gebührenweſen in Vormundſchaftsſachen. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 153—158. 

Menzel: Die Koſtenverteilung bei der Verurteilung von Ehegatten 
nach §8 739 ZPO. SächſArch. 15. Bd. 162 — 165. 

Meyer, H.: Gehören die Koſten einer Streitverkündung zu den 
Koſten des Rechtsſtreits? Bay Z. 1. Ig. 202. 

Meyer, Karl: Hat nach § 1654 BGB., § 92 GG. der Vater die 
Prozeßkoſten des Kindes auch dann zu tragen, wenn das Kind 
unfreies Vermögen überhaupt nicht beſitzt? Bay Z. 1. Ig. 282. 

Schanz, Heinrich: Beſtimmt ſich die Vergütung des Rechtsanwalts 
für die Erwirkung einer Zwangshypothek nach Keichsrecht oder 
nach Landesrecht? IW. 34. Ig. 196 — 199. 

Schmidt, Herm.: Gerichtskoſtengeſetz nebſt den Gebührenordnungen 
für Gerichtsvollzieher ſowie für Zeugen und Sachverſtändige. Mit 
Erläuterungen, Gebührentarif, Anhang und Sachregiſter als 3. Aufl. 
der Handausgabe des Gerichtskoſtengeſetzes von A. v. Reiſenegger 
bearb. München, C. H. Beck, 1905. (IV. 286 S.) Geb. in Leinw. 2,10 M. 

Schönfeld: Die Koſtenfrage bei Zurücknahme des Zahlungsbefehls 
nach erhobenem Widerſpruche. Recht. 9. Ig. 221. 

Vogel, J.: Die Bewertung vollſtreckbarer Ausfertigungen von Ali⸗ 
mentenvergleichs⸗Protokollen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 167. 

Wider, v.: Iſt für einen vor einem Notar gefchloffenen, mit einem 
Ehevertrag in derſelben Urkunde verbundenen Erbvertrag die 
Verwahrungsgebühr des 5 56 Abſ. 1 der GO. anzuſetzen? 
Württ. 47. Ig. 106— 108. 

Wieſner, Jürg.: Zur Auslegung des § 92 GKG. und der 88 100 
Abſ. 4 und 788 ZPO. JuſtizdRdſch. 4 Ig. 121— 122. 

Wunderer: Die Gebührenbewertung beim Vermächtnis von Grund 
ſtücken. Seuff Bl. 70. Ig. 217 —224. 


D. Strafercht und Strafyrogeſ. 
I. Allgemeine Werke. 


Bauer, Paul: Die Strafrechtspflege über die Eingeborenen der 
deutſchen Schutzgebiete. ArchOffR. 19. Bd. 433—475. 

Entſcheidungen des hanſeatiſchen Oberlandesgerichts in Sttaf⸗ 
ſachen. Fortſetzung der Vogtſchen Sammlung, bearbeitet von 
Koch. Hrsg. von dem Amtsgericht Hamburg. III. Bd. 1. Heft. 
(Jahrg. 1904.) Hamburg, A. Frederking, 1905. (71 S.) 1, 20 M. 

Finger, [Auguſt]: Zeitſchriftenüberſicht für das Jahr 1904. Ger. 
66. Bd. 217-320. 


34. Jahrgang. 


Fuld, Ludwig: Schiller und die Strafrechtspflege. Juſtizd Rdſch. 

4. Jg. 145—146. 

Goldſchmidt, James: Materielles Juſtizrecht (Rechtsſchutzanſpruch 
und Strafrecht). S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Bernhard Hübler. 
S. 85—152. Berlin, F. Vahlen, 1905. (70 S.) 2 M. 

Ruhſtrat. Die Geſchichte eines Senſationsprozeſſes. Von Spectator. 
Berlin, Herm. Walther, 1905. (62 S.) 1 M. 

Tönnies, Ferdinand: Strafrechtsreform. (Moderne Zeitfragen. 1.) 
Berlin, Pan⸗Verlag, 1905. (48 S.) 1 M. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben, Kommentare. d) Tehrbicher. Praktika. 


Vvacat. 


e) Einzeifgriften. 
1. Allgemeiner Teil. 


Literaturbericht. Allgemeiner Teil. Strafrecht: I. Rechts⸗ 
widrigkeit. Von Kohlrauſch. II. Verwaltungsſtrafrecht. Von 
Fleiſchmann. 3StW. 25. Bd. 656— 671. 


Baumann, Hans: Die Notſtandsbeſtimmungen des BGB. in ihren 
Beziehungen zum StGB. Bamberg, Handelsdruckerei und Verlags⸗ 
handlung, 1905. (III, 80 S.) 2 M. 

Becker: Über den Beginn der Strafverfolgungsverjährung. Recht. 
9. Ig. 222— 223. 

Bleyer: Kann durch einen Strafbefehl die Strafe des Verweiſes 
feſtgeſetzt werden? Bay Z. 1. Ig. 218— 219. 

Cathrein, Viktor: Die Grundbegriffe des Strafrechts. Eine rechts⸗ 
philoſophiſche Studie. Herder, Freiburg i. B., 1905. (VIII, 172 S.) 
2 M. 

Crönert: Zur Abkürzung und Anrechnung der Unterſuchungshaft. 
Recht. 9. Ig. 242—244. 

Delaquis, Ernſt, und Polec, Janko: Materialien zur Lehre von 
der Rehabilitation. Im Auftrage der IRB. geſammelt und hrsg. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (XI, VIII, 498 S.) 6 M. Iſt 
eine Beilage zu Heft 3 des 12. Bd. der Mitteilungen der JKV., 
erſchien ohne Angabe dieſes Zuſammenhangs vor Ausgabe des 
Heftes im Buchhandel. 

Doerr, Fr.: Die Anwendung des Grundſatzes „Ne bis in idem“ 
auf das ſogen. fortgeſetzte Verbrechen. PfälzRpr. 2. Ig. 23 — 25. 

Eulau, Arthur: Geteilter, bedingter, unter Vorbehalt geſtellter 
Strafantrag (Strafrechtliche Abhandlungen, hrsg. von Ernſt Beling. 
60. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. (35 S.) 1 M. 

Friedel, C.: Die polizeiliche Strafverfügung. Hilfsbuch bei Aus⸗ 
übung des polizeilichen Strafrechts für Polizei⸗Behörden und 
„Beamte. Berlin, C. Heymann, 1905. (VIII, 163 S.) Kart. 3 M. 

Gennat: Das Strafenſyſtem und feine Reform. SächſGefängGeſ. 
20. Ig. 63—144. 

Goldſchmidt, James: Die Deliktsobligationen des Verwaltungs⸗ 
rechts. Bericht. S.⸗Abdr. aus den Mitteilungen der JKV. 12. Bd. 
217—251. Berlin, J. Guttentag, 1905 (41 S.) 1 M. 

Hoegel: Eine neue Anſicht über den dolus indirectus. Oſtztg. 
2. Ig. 233—237. 

Hölſcher: Die Bedeutung der Buße für das heutige Recht. Leipzig, 
B. Franke, 1904. (88 S.) 2 M. 

Kohlrauſch: Die Ergebniſſe der bedingten Begnadigung. ZSM. 
25. Bd. 792— 795. 

Levinger: Fragen aus dem Begnadigungsrecht. Recht. 9. Ig. 163. 

Nagel: Bedingte Begnadigung und bedingte Verurteilung. DIZ. 
10. Jg. 477-481. 

Peterſen, Julius: Willensfreiheit, Moral und Strafrecht. München, 
J. F. Lehmanns Verlag, 1905. (VIII, 235 S.) 5 M.; geb. 6 M. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Sichart, v.: 
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Die Freiheitsſtrafe im Anklageſtande und ihre Ber 
teidigung. BlGefängnK. 39. Bd. 3—60. 

Spira, Emil: Die Zuchthaus⸗ und Gefängnisſtrafe, ihre Differen⸗ 
zierung und Stellung im Strafgeſetze. Ein Beitrag zur Straf 
rechtsreform. Mit Berückſichtigung des Vorentwurfes zu einem 
ſchweizeriſchen Strafgeſetze. N C. H. Beck, 1905. v, 
167 S.) 4,50 M. 


2. Beſonderer Teil. 


Literatur über Strafrecht. Beſonderer Teil (1.) Rechtsgüter des 
Einzelnen. Von Alexander] Graf zu Dohna. — (2.) Rechts: 
güter der Allgemeinheit. Von Freudenthal und Roſenmeyer. 
ZW. 25. Bd. 672— 689. 


Alsberg, Max: Zur juriftifchen Natur der Eidesdelikte. Zugleich 
ein Beitrag zur Lehre von den Fälſchungsverbrechen. Ger. 
66. Bd. 54— 78. 

Bielefeld, Otto: Der unſtttliche Vertrieb im Buchhandel. Buch BörſBl. 
72. Ig. 4812—4313. 

Boehme: Iſt die Beſtimmung des § 8705 StGB. in ihrer jetzigen 
Fafſung gerechtfertigt? DIZ. 10. Ig. 593—595. 

Bosler: Die Legalſtrafe bei Verfehlungen gegen die Steuergeſetze. 
Württ Z. 47. Ig. 154 —158. 

Büdinger, Konrad: Die Einwilligung zu ärztlichen Eingriffen. 
Leipzig und Wien, F. Deuticke, 1905. (81 S.) 2 M. 

Dittenb erge er, Heinrich: Zum 8 300 des R StB. MSchrKrim Pſych. 

Ehrenfr eund, B.: Betrachtungen zur ſtrafrechtlichen Behandlung 
des Ehebruches. NSchrKrimpPſych. 1. Ig. 771 — 775. 

Fenner, Aug.: Der Tatbeſtand der Ausſetzung nach § 221 des deutſchen 
R StGB. Diff. Hanau, Clauß & Fedderſen, 1905. (55 S.) 1 M. 

Gareis, Karl: Über Rechtsverhältniſſe an Begräbnisſtätten. Seuff Bl. 
70. Ig. 308—324. 

Gerland, Otto: Der Verkehr mit unzüchtigen Schriften. Pr Verwödl. 
26. Ig. 481488, 

Hellwig, Albert: Myſtiſche Zeremonien beim Meineid. Ger. 
66. Bd. 79 — 105. 

Heymann, E.: Zur ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit des Arztes 
für operative Eingriffe. Arch SozMed. 1. Ig. 297300. 

Jolowicz. Jacques: Der unſittliche Vertrieb im Buchhandel. 
Buch BörſBl. 72. Ig. S. 4427—4428. 

Kitzinger, Leo: Das Vergehen des Nachwuchers gemäß § 302 0 
RStGB. (Strafrechtliche Abhandlungen hrsg. von Ernſt Beling. 
61. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. (VII, 46 S.) 1,30 M. 

Köſtlin, R.: Unzuläſſigkeit der Ausweiſung aus einer Gemeinde 
wegen erfolgter Beſtrafung auf Grund des $ 181 a (Zuhälterei) 
und des § 181 StGB. (ſchwere Kuppelei). Zu Art. 57 des 
Gemeindeangehörigkeitsgeſetzes. Württ Z. 47. Ig. 84 —92. 

Kraus, Joſef: Das Rechtsgut der Ehre. Vom kulturgeſchichtlichen 
und legislativ⸗politiſchen Standpunkte dargeſtellt. Oſt AG. 56. Ig. 
107—112, 117— 121, 129 — 130, 134 — 136, 140 — 142. 

Liebig, J.: Der Bauſchwindel und ſeine ſtrafrechtliche Beurteilung. 
Bay Z. 1. Ig. 145— 149, 167170. 

Liepmann, Mloritz!: Die Anträge der deutſchen Antiduell⸗Liga. 
MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 119 — 133. 

Martinius, [Ernſt]: Beſtrafung des leichtſinnigen Gebrauchs von 
Schußwaffen. DIZ. 10. Ig. 545. 

May: Die Verjährung der Vaukontraventionen. Ein Nachwort. 
Fiſchers Z. 29. Bd. 24 — 30. 

Mothes: Hypothekenſchwindel. Arch Krim Anthr. 18. Bd. 212— 215. 

Picker: Die Vernichtung des keimenden Lebens. OſtRZ. 2. Ig. 342 — 844. 

Rotering, [F.]: Inkongruenz des zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Beſitzes. 
Hirths Ann. 38. Ig. 295—808. 
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lagernder Offertbriefe ſtrafbar? Bay. 1. Ig. 187—189. 
Schneickert, dans: Das Verbrechen der Abtreibung und die Neform 
des Strafrechts. ArchͤKrimAnthr. 18. Bd. 105 — 140. 
Seſter: Der Schutz der öſſentlichen Sittlichkeit durch das Deutſche 
RNSt. ArchKathKR. 85. Bd. 305—318. 
Würzburger. — Bezold: Zwei Meineide beſſer als einer. Bayg. 
1. Ig. 175, 279— 280. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Nilitärſtrafrecht. 

B., bett. das Spielen in auswärtigen Lotterien. Vom 12. IV. 1905. 
MecklStrOff Anz. Nr. 14 S. =: MecklStOff Anz. Ratzeb. 
Nr. 14 S. 51—54. l 

Hilſe, Blenno]: Zur Anwendbarkeit des 8 270 PrStrGB. auf das 
Unterbietungsverfahren bei Vergebung von Bauten. PrVerwBl. 
26. Ig. 659660. 

Leitzmann und Wieſemann: Handbuch des Verwaltungsſtraf⸗ 
geſetzes vom 26. VII. 1897 (Geſetzſamml. S. 237). Begründung, 
Ausführungsbeſtimmungen, Entſcheidungen und Muſter. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1905. (VIII, 178 S.) 3 M.; geb. 3,50 M. 

Müller: Unterliegen bei der Hinterziehung der Übergangs ſteuer von 
Bier die „Fäſſer“ der Konfiskation? Württ. 47. Ig. 121 — 123. 

Sturm, Karl: Die Konterbande auf Grund des Sußſtoffgeſebes. 
Bayg. 1. Ig. 170—172. 

Weber: Zu Art. 56 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs. Bay Z. 1. Ig. 176— 177. 


Endres, [Karl]: Militäriſcher Diebſtahl ı und Futtermittelentwendung. 
Bay g. 1. Ig. 258— 259. 

Herz, Paul, und Ernſt, Georg: Strafrecht der Militärperſonen. 
Handbuch der weſentl. auf Militärperſonen anwendbaren materiellen 
und formellen Strafgeſetze mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (XIV, 1206 S.) Geb. in Leinw. 18 M. 

Steidle, Elrnſt!: Materielles Militärſtrafrecht. ZStW. 25. 
Bd. 739 — 748. 


IV. Strafprozeß. 
a) Allgemeine Werke. 

Beling, [Emft]: Literaturbericht über Strafprozeß. ZStW. 25. Bd 
690-699. 

Beling, E.: Zur Strafprozeßreform. ZStW. 25. Bd. 786 — 792. 

Böcker, Guſtav: Wahre und falſche Reform des bürgerlichen Straf⸗ 
prozeſſes. Preuß Jahrb. 120. Bd. 424 —446, 121. Bd. 117— 142. 

Feder: Der Strafrichter als Sittenrichter. JW. 34. Ig. 329—331. 

Hamm: Zum Prozeß Hoensbroech contra Dasbach. DIZ. 10. Ig. 
392—394. 

Köhne, [Paul]: Jugendgerichte. DIZ. 10. Ig. 579 — 584. 

Kronecker, [Ernſt]: Die Beſchlüſſe der Kommiſſion zur Reform des 
Strafprozeſſes. DIZ. 10. Ig. 423—431. 

Protokolle der Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes. 
Hrsg. vom Reichsjuſtizamt. Berlin, J. Guttentag, 1905. 2 Bde. 
(IX, 518; V, 631 S.) 7,30 M. 

Zur Strafprozeßreform. DGemzg. 44. Ig. 109 — 113. 

Vonſchott, Robert: Zur Reform des deutſchen Strafprozeſſes. 
(Frankfurter zeitgemäße Broſchüren. Neue Folge, hrsg. von 
Joh. Mich. Raich. 24. Bd. 8. Heft.) Hamm, Breer & Thiemann, 1905. 
(36 S.) 0,50 M. 


b) Eimelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
Amſchl, Alfred: Das Problem der Staatsanwaltſchaft. Oſt AG. 
56. Ig. 187-192, 197-198. 
Appel: Die Haftung der Staatskaſſe für die Gebühren des un 
Verteidigers. IW. 34. Ig. 276 — 277. 
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Schneickert, Hans: Iſt das unbefugte Abholen (fremder) poſt⸗ 
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Berger, [Ewald]: Feſtnahme eines ſteckbrieflich verfolgten Verbrecher 
durch einen königlichen Förſter. DForſtZZ. 20. Ig. 842—345. 
Bomhard, [Ernft] v.: Iſt der Vorſitzende berechtigt, an dem Verhalten 
des Angeklagten oder Zeugen moraliſche Kritik zu üben? Reit 
9. Ig. 237 — 240. Abgedruckt auch in der OſtRZ. 2. Ig. 329—332. 
Doerr: Zur Auslegung des § 126 RStpᷣO. PfälzRpr. 2. Ig. 27. 
Lammaſch, (Heinrich]: Schwurgericht oder Schöffengericht? Oſtzg. 
2. Ig. 297-808. 
Mittermaier, Wolfgang: Zur Frage der Schwurgerichte. Eint 
Meinungsäußerung. MSchrͤrimPſych. 2. Ig. 1— 24. 
Picker: Schöffen oder Geſchworene? OſtRZ. 2. Ig. 263— 261. 
Zur Praxis der Geſchworenen. Von [Georg] Meikel, Cr! 
Oeſtreich, [A.] Bezold. Recht. 9. Ig. 160, 220, 2415, 274. 
Wach, [Adolf]: Die Schöffenverfaſſung. DIZ. 10. Ig. 321—331. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Bezold, A.: Arztliche Gebühren im Ermittelungsverfahren. Bay}. 
1. Ig. 141—144. 

Doſenheimer: Zu 8 168 StPD. (Einſtellung des Strafverfahren 
durch die Staatsanwaltſchaft.) Bay. 1. Ig. 219. 

Elvers: Die Tätigkeit des Staatsanwalts in der Hauptverhandlung. 
Dig. 10. Ig. 530—533. 

Gageur: Die Tätigkeit des Staatsanwalts im Ermittelungsverfahren 
DIE. 10. Ig. 397400. 

Görres, K. H.: Über das Verſchulden im Prozeſſe. 
in processu.) Buſchs Z. 84. Bd. 1—106. 

Lohſing, Ernſt: Das Geſtändnis in Strafſachen. (Jurifuiſe⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. 
von A. Finger u. a. III. Bd. 1—3. Heft.) Halle, C. Martecd, 
1905. (142 S.) 2,50 M. 


(Culpa 


Wach, Adolf: Das Recht der Zeugnisverweigerung. Gers. 
66. Bd. 1— 27. 
8. Rechtsmittel. 
Gaſtauer, J.: In dem Verfahren auf erhobene Privatklage können 


für ein und dieſelbe Partei verſchiedene zeitlich nicht zuſammien⸗ 
liegende Friſten zur Einlegung der Berufung gegen das f&cten: 
gerichtliche Urteil laufen. Wie find dieſelben zu bereckren! 
JuſtizdRoͤſch. 4. Ig. 183. 

Voß: Mängel eines Strafurteils in bezug auf die Anrechnung der 
Unterſuchungshaft. Recht. 9. Ig. 162 — 163. 


4. Wiederaufnahme. Entſchädigung. 


Brandis, Ernſt: Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter; 
ſuchungshaft. Eine ſyſtematiſch⸗kritiſche Darſtellung des Ne. 
geſetzes vom 14. VII. 1904. Leipzig, Veit & Co., 19. 
(VI, 140 S.) 3,60 M. 

Burlage, [Eduard]: Zur Entſchädigung der unſchuldig Deſtrafzen. 
DIZ. 10. Ig. 396. 

Keidel, F.: Zum § 409 Abſ. 4 StPO. SeuſſBl. 70. Ig. 191— 18. 

Romen: Die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchuns! d: 
im Deutſchen Reiche. Oſt AZ. 56. Ig. 156 — 160, 165— 188. 

Tobler, Hans: Die Entſchädigungspflicht des Staates gegenr dc 
ſchuldlos Verfolgten, Angeklagten und Verurteilten. Wit de 
rückſichtigung des ſchweizeriſchen Rechts. (Züricher Beitrage zu- 
Rechtswiſſenſchaft I.) Zürich, Schultheß & Co., 1905. (91 S 
2,20 M. 

Wilhelmi: Zur Entſchädigung unſchuldig Verurteilter. Tos 
10. Ig. 350 — 351. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren 
Fahle: Wie erlangt der Privatkläger die öſſentliche Bekannt macher 
der Beleidigungsſtrafe? PoſMSchr. 8. Ig. 41-43. 


34. Jahrgang. 


Hoeniger: Amtsrichterlicher Sühnetermin in Privatklageſachen. 
BabRpr. 71. Jg. 115—116, 181—182. 

Kade, [Carl]: Über die Privatklage. Vortrag. Berlin JurGeſ. 
486. Jahresber. 81—91. 

Lindner: Zu 8 418 StPO. Rechtdngenten im Privatklageverfahren. 
Bay. 1. Ig. 240— 2414. 

Wirth: Eine Frage aus dem Privatklageverfahren. DIZ. 10. Ig. 
695—596. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. 
| Narcus: Bemerkungen zum regiſterrichterlichen Ordnung ſtraf⸗ 
verfahren. Dig. 10. Jg. 402—408. 


7. Koſten. 


Heſſelbarth: Können einem freigeſprochenen Angeklagten die Koſten 
des Verfahrens auferlegt werden, wenn er im Vorverfahren ein 
glaubhaftes Geſtändnis abgelegt hat? DIZ. 10. Ig. 501. 


e) Militärkrafprogeh. 
Becker: Betrachtungen zur Militärſtrafgerichtsordnung. Die Zwei⸗ 
teilung in der Verhandlungsleitung. Recht. 9. Ig. 217—219. 
Guderian: Die Stellung des Kaiſers und der Kontingentsherren 
nach Militärſtrafprozeßrecht. Arch Off R. 19. Bd. 476—535. 
Herz, Paul, und Ernſt, Georg: Strafrecht der Militärperſonen, 
Handbuch der weſentlich auf Militärperſonen anwendbaren materiellen 
und formellen Strafgeſetze mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (XIV, 1206 S.) Geb. in Leinw. 18 M. 
Stritter: Die Diſziplinarſtrafordnung für das Heer vom 31. X. 1872, 
- unter Berückſichtigung der hierüber ergangenen Allerhöchſten 
Kabinetts⸗Orders, kriegsminiſteriellen Erlaſſe und Entſcheidungen 
des Reichs⸗Militärgerichts erläutert. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1905. (VIII, 91 = 1,50 M. 


V. Strafvollzug. 8 
f. des Juſtizminiſters vom 9. V. 1905, betr. die Gefangenen⸗ 
Sammeltransporte auf Eiſenbahnen. PrJMBl. Nr. 20 S. 150—151. 


Appel, Julius: Der Vollzug der Freiheitsſtrafen in Baden. (Frei⸗ 


burger Abhandlungen aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts. 
3. Heft.) Karlsruhe, G. Braun, 1905. (XII, 144 S.) 3 M. 
Clement, Gottlieb: Über Gefängnis⸗ und Fürſorgeweſen. (Literatur⸗ 
bericht.) ZStW. 25. Bd. 700 — 712. 
Fliegenſchmidt: Zur Geſchichte des Strafvollzuges in Kurheſſen. 
BlöefängnK. 39. Bd. 78 — 109. 
Gerland, Heinrich: Einige Bemerkungen zu Heimbergers Abhandlung 
| „Zur Reform des Strafvollzuges“. Ger. 66. Bd. 28—53. 
Gutachten und Leitſätze zur Vereinsverſammlung in Dresden 1904. 
Läßt ſich für den Fall, daß Gefangene, deren Tat ehrloſer 
Geſinnung entſprang, in einem künftigen Strafgeſetz anders bes 
handelt werden ſollen, als Gefangene, bei denen keine ehrloſe 
Geſinnung feſtgeſtellt iſt, eine größere Differenzierung in der 
Behandlung, als bisher, innerhalb derſelben Anſtalt durchführen? 
Bejahendenfalls, in welcher Weiſe? BlGefängnK. 39. Bd. 
110-118. 147—153. 153— 158. Von v. Sichart, Fliegen: 
ſchmidt und Reich. 
Dorn: Der gottesdienſtliche Raum im Gefängnis. SähfGefängnGef. 
20. Ig. 20—28. 
Kirſch, G.: Zur Deportationsfrage. BlGefängnK. 89. Bd. 60 — 78. 
Köhler: Die Fürforge für die gebildeten Strafentlaſſenen. 
Sioechſchefängncgeſ. 20. Jg. 4162. 
König, J.: Ausnutzung einer protein⸗ und fettreichen bezw.⸗armen 
Koft beim Menſchen. Als Unterlage zur Beratung über die 
Frage der Koſtregelung auf der nächſten Vereinsverſammlung. 
BlGefängnK. 39. Bd. 118— 147. 
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Litten: Zum 8 493 der SPD. MSchrKrimpPſych. 1. Ig. 768—771. 

Roſenfeld, (Eruſt]: Anſtellung von Strafentlaſſenen in ſtaatlichen 
Betrieben. MSchrͤrimPſych. 1. Ig. 775— 777. 

Schrepping: Was kann und ſoll der Seelſorger aus dem 
genauen Studium der Perſonalakten der Gefangenen lernen? 
SächſGefängnGGeſ. 20. Ig. 24—40. 

Seyfarth: Ein Wort zur freundlichen Beachtung für die Straf⸗ 
anſtalts⸗Berwaltungen und die mit dem „Deutſchen Hilfsverein 
für entlaſſene Gefangene verbundenen Lokalfürſorgevereine. 
BlGefängnK. 39. Bd. 158 — 162. 

Treu, Mar: Penſum und Zwangsarbeit in den Strafanſtalten. 
MSchrKrimPſych. 1. Ig. 759 — 768. 

Wichern, Joh. Hinr.: Zur Gefängnis⸗Reform. Reden, Denkſchriften 

Hund Gutachten über das Gefängnisweſen, ſpeziell die Durchführung 
der Einzelhaft in Preußen. (Wicherns geſammelte Schriften. IV.) 
Hamburg, Agentur des Rauhen Hauſes, 1905. (VIII, 491 S.) 7 N. 


VI. Hilfswiſſenſchaften ves Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Arimtnologie. 
1. Kriminalpſychologie. 

Aſchaffenburg, Guſtav: Kriminalpſychologie und gerichtliche Nedizin. 
(Literaturbericht.) ZStW. 25. Bd. 718 — 789. 

Bercio: Ein Fall eigenartiger geiſtiger Veranlagung einer Selbſt⸗ 
mord⸗ Kandidatin. ArchKrimAnthr. 18. Bd. 348-8560. 

Bresler, Joh.: Wie beginnen Geiſteskrankheiten? Halle, C. Mar⸗ 
hold, 1905. (56 S.) 1 M. 

Burgl, Georg: Die ſtrafrechtliche Berantwortlichkeit der Epileptiker. 
Ein praktiſcher Leitfaden für Juriſten und Mediziner auf Grund 
der in der gerichtsärztl. Praxis gewonnenen R Nürn⸗ 
berg, F. Korn, 1905. (VI, 91 S.) 1 M. N 

Gaupp, R.: Über den Selbſtmord. München, Wag der ärztl. 
Rundſchau, 1905. (29 S.) 0,60 M. 

Haſchke: Ein Vatermörder. YSchrͤKrimPſych. 2. Ig. 63—67. 

Heilbronner, Karl: Die ſtrafrechtliche Begutachtung der Trinker. 

(Sammlung zwangloſer Abhandlungen aus dem Gebiete der Nerven⸗ 
und Geiſteskrankheiten. V. Bd. 6.—8. Heft.) Hale, C. Marhold, 
1905. (141 S.) 3 M. 

Jaeger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Autobiographien und 
Selbſtbekenntniſſe, Aufſätze und Gedichte von Verbrechern. 
Arch Krim Anthr. 19. Bd. 1—48. 

Knauer: Vatermord aus religiöſer Schwärmerei. Ein pſychologiſch. 
bemerkenswerter Fall aus der Praxis. Arch Krim Anthr. 18. Bd. 
342—3847. 

Kötſcher, Louis] Max]: Über das Bewußtſein, feine Anomalien 
und ihre forenſiſche Bedeutung. (Grenzfragen des Nerven⸗ und 
Seelenlebens. 35. Heft.) Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1905. 
(V, 109 S.) 2,40 N. 

Laurent, E.: Sexuelle Verirrungen. Sadismus und Maſochismus. 
Deutſche Ausgabe von Doloroſa. 6. Aufl. Berlin, H. Barsdorf, 
1905. (IV, 272 S.) 5 M.; geb. in Leinw. 6 M. 

Mohr, Fr.: Willensfreiheit und Pſychopathologie. e 
1. Ig. 733 759. 

Muralt, L. v.: Aber Familienmord. MSchrKrimſych. 2. Ig. 88 — 109. 

Rohden, G. v.: Schiller und die Kriminalpſychologie. MSchrKrim Pſych. 
2. Ig. 81—88. 

Rothamel: Soziale Leiſtungsfähigkeit gemeingefährlicher Geiſtes⸗ 
kranker. Bericht von L. W. Weber. YSchrͤKrimpPſych. 2 Ig. 
6770. 

Schneickert, Hans: Leichtſinn und Leichtgläubigkeit des Publikums 
und Kriminalität. (Kriminalcharakterologiſche Studien. II.), 
Arch Krim Anthr. 18. Bd. 193—211. 

Stern, Jacques: Über die Reue. Goldt Arch. 51. Ig. 385 — 394. 
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Voß, H.: Beiträge zur Kaſuiſtik der Simulation und Diſſimulation 
von Geiſteskrantheit nebſt einigen prinzipiellen Erörterungen. 
Arch Krim Anthr. 18. Bd. 313332. 

Wollenberg, R.: Die forenſiſch⸗pſychiatriſche Bedeutung des Men⸗ 
ſtruationsvorganges. MSchräKrimpPſych. 2. Ig. 36—54. 


2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 


Frieſen, Heinrich Frhr. v.: Über die weibliche Kriminalität in 
Deutſchland in den Jahren 1898 bis 1902. Hirths Ann. 38. Ig. 
891—396. | 

Herz, Hugo: Die Kriminalität des Weibes nach den Ergebniſſen 
der neueren öſterreichiſchen Statiſtik. ArchKrimAnthr. 18. Bd. 
285—808. 

Hoegel, [Hugo]: Die deutſche Rückfallsſtatiſtik. Arch Krim Anthr. 
19. Bd. 170— 195. 

Jaeger, J.: Deutſchlands Stromertum. Aus den Papieren eines 
Sträflings mitgeteilt. Arch KrimAnthr. 18. Bd. 169—174. 
Matthaei: Erweiterung des Strafregiſters. Arch Krim Anthr. 18. Bd. 

804 —312. 


3. Kriminalpolitik. 


Dochow, Franz: Die Arbeiterſtatiſtik und ihr Wert für die 
Kriminalpolitik. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 109—119. 

Greffrath: Die Unſchädlichmachung gemeingefährlicher Verbrecher 
durch Sicherungshaft. SächſGefängGGeſ. 20. Ig. 1—19. 

Heddaeus: Die Selektionswirkung der Strafgeſetzgebungen. DIE. 
10. Ig. 498500. | 

Krauß, F. A. Karl: Der Kampf gegen die Verbrechensurſachen. 
Aberſichtlich dargeſtellt für alle Volks⸗ und Vaterlandsfreunde. 
Paderborn, F. Schöningh, 1905. (XVI, 471 S.) 4 M. 

Kürz, E.: Zur Prophylaxe der Roheitsdelikte. MSchrKrimpſych. 
2. Ig. 24—86. | 

Stooß, Carl: Strafe und ſichernde Maßnahme. Schwei,zSt. 
18. Ig. 1—12. 


B. Ariminaliſtik. 
1. Allgemeines. 

Groß, Alfred: Zur pſychologiſchen Tatbeſtandsdiagnoſtik als 
kriminaliſtiſches Hilfsmittel. Oſt AZ. 56. Ig. 133 — 134. 
Groß, Hans: Zur pſychologiſchen Tatbeſtandsdiagnoſtik. 

Arch Krim Anthr. 19. Bd. 49—59. 


Kraus, O.: Pſychologiſche Tatbeſtandsdiagnoſtik. MSchrKrimpſych. 
2. Ig. 58—61. 


2. Hilfe des Unterſuchungsrichters. 


a) Gerichtliche Nedizin. 

Aſchaffenburg, Guſtav: Kriminalpſychologie und gerichtliche 
Medizin. (Literaturbericht.) ZStW. 25. Bd. 713— 7839. 

Ferrai, Carlo: Einfluß der Fäulnis auf die Typhoagglutinine mit 
Rückſicht auf die gerichtliche Medizin. Experimentelle Unter⸗ 
ſuchungen. Friedreichs BBl. 55. Ig. 325— 381, 56. Ig. 23— 29, 
128— 134, 206 — 220. 

Finckh, J.: Über einen forenſiſch intereſſanten Fall hochgradigen 
Schwachſinns, nebſt Bemerkungen zur Prüfung der Intelligenz. 
FriedreichsBl. 56. Ig. 81—96, 161—178. 

Fröhner, Eugen: Lehrbuch der gerichtlichen Tierheilkunde. Berlin, 
N. Schoetz, 1905. (X, 254 S.) Geb. in Leinw. 7 M. 

Hoppe, Fritz: Über Schädelbrüche in gerichtsärztlicher Beziehung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 241— 250, 274—281, 353—360, 457—462, 
56. Ig. 80—86, 135— 140, 221—231. 

Klein: Gefühlsprüfung am weiblichen Genitale in krimineller Be⸗ 
ziehung. (Aus: „Deut. medizin. Preſſe“.) Berlin, J. Goldſchmidt, 
1905. (10 S.) 1 M. 
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Kompe, Karl: Gerichtlich⸗mediziniſcher Fall mit Obduktionsprotokol 
‚und ausführlichem Obduktionsbericht, in welchem die Frage zu 
entſcheiden war, ob ein Mann, welcher Morgens auf dem Fuß⸗ 
boden eines nach Rauch riechenden Schlafzimmers liegend tot auf⸗ 
gefunden wurde, an Kohlendunſtvergiftung geſtorben tft ober 
erdroſſelt wurde. Friedreichs sl. 56. Ig. 97—107, 174 —181. 

Oberndorfer, S., und Steinharter, S.: Die poſthypnotiſchen 
Aufträge in ihrer pfychiatriſchen und juriſtiſchen Bedeutung. 
Friedreichs Bl. 55. Ig. 170—178, 251258, 389—395, 441—448, 
56. Ig. 87—48, 141— 146, 232 — 288. 

Peßler, Paul: Zur Feſtſtellung des Geiſteszuſtandes der Be⸗ 
ſchuldigten im Strafverfahren (8 51 R StGB.; § 81 StPO.) 
Kriminalpſychiatriſche Plauderei, nebſt einer Sammlung von Straf⸗ 
rechtsfällen. Braunſchweig, J. H. Meyer, 1905. (157 S.) 2,40 N. 

Richter, Max: Gerichtsärztliche Diagnoſtik und Technik. Leipzig, 
S. Hirzel, 1905. (V, 304 S. mit 7 Abbildg.) 7 M.; geb. 8 N. 

Wagemann: Iſt Frau Kracht, wenn ſie die Verfaſſerin der Lemgoer 
anonymen Briefe geweſen iſt, für geiſteskrank zu erachten? 
PſychReur W. 7. Ig. 53—57. 

Weimann, Hans: Über die akute Arſenikvergiftung von gerichts⸗ 
ärztlichem Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 1—9, 114—121, 
189—195. Wird fortgeſetzt. 


b) FVſychelogie der Ausſage. 

Bogdanoff, T.: Experimentelle Unterſuchungen der Merkfähigkeit 
bei Gefunden und Geiſteskranken. Beitr Pſych Ausſ. 2. F. 2. H. 
1—16. 

Lipmann, Otto: Ein zweites pſychologiſches Experiment im 
kriminaliſtiſchen Seminar der Univerſität Berlin. Im Auftrage 
der kriminal⸗pſychologiſchen Sektion desſelben bearbeitet. Beitr 
Pſych Ausſ. 2. F. 2. H. 68 — 72. 

Lobſien, Marx: Über das Gedächtnis für bildlich dargeſtellte Dinge 
in feiner Abhängigkeit von der Zwiſchenzeit. Beitr Pſych Ausſ. 2. F. 
2. H. 17-80. 

Pick, A.: Zur Pſychologie des Vergeſſens bei Geiſtes⸗ und Nerven 
kranken. Arch Krim Anthr. 18. Bd. 251 — 261. 

Rodenwaldt, Ernſt: Zur Methode der Intelligenzprüfung. Vortrag. 
ArchKrimAnthr. 18. Bd. 235 — 250. 

Schneickert, Hans: Der Neugierige und ſein Wert als Zeuge. 
(Kriminalcharakterologiſche Studien. I.) Arch Krim Anthr. 18. Bd. 
175— 192. 

Stern, W.: Leitſätze über die Bedeutung der Ausſagepſychologie 
für das gerichtliche Verfahren. Beitr Pſych Ausſ. 2. F. 2. H. 
73—80. 

Stern, Clara und William: Erinnerung und Ausſage in der erſten 
Kindheit. Ein Kapital aus der Pſychogeneſis eines Kindes. 
BeitrPſych Ausſ. 2. F. 2. H. 31—67. 


0) Beitere Hilfen des Nuterſuchungsrichters. 

Anuſchat, Erich: Über die kriminaliſtiſche Bedeutung von Fahrrad⸗ 
ſpuren. ArchKrimAnthr. 19. Bd. 144 —169. 

Eller, Fritz: Ein Vorlagebuch für Tätowierungen. Arch Krim Anthr. 
19. Bd. 60— 67. 

Günther, Ludwig: Das Rotwelſch des deutſchen Gauners. Leipzig, 
F. W. Grunow, 1905. (XXI, 101 S.) 8M. 

Hellwig, Albert: Entdeckung eines Mörders durch einen Hund. 
ArchKrimAnthr. 18. Bd. 216— 222. 

Jaeger, J.: Tätowierungen von 150 Verbrechern mit Perſonal⸗ 
angaben. Arch Krim Anthr. 18. Bd. 141 —168. 

Pinkerton, William A.: Amerikaniſche Bankräuber. Mit Einführung 
von Roſcher in Hamburg. ArchKrimAnthr. 18. Bd. 223— 234. 

Ro ſcher, G.: Handbuch der Daktyloſkopie. Für den Selbſtunterricht 
bearbeitet. Mit 4 Abbildungen und 1 Muſtertafel. Leipzig, 
C. L. Hirſchfeld, 1905. (20 S.) 1,20 M. 


3. Jahrgang. 


 Rogtocil, Lad.: Strafſache gegen Wenzel Brſek und Kompl. wegen 
Verbrechens der Münzverfälſchung, Diebſtahles uſw. Gutachten 
über die bei dem Einbruche in die Kirche zu St. Klemens in 
Prag⸗Bubna auf dem Tabernakeldeckel daſelbſt von dem Täter 
hinterlaſſenen Finger⸗ und Handſpuren. ArchKrimAnthr. 18. Bd. 
338—341. 

Werthauer, J.: Berliner Schwindel. (Großſtadt⸗Dokumente. Hrsg. 
von Hans Oſtwald. 21.) Berlin, H. Seemann Nachf., 1905. 
(120 S.) 1 M. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. Politik. 


I. Staatsrecht und Politik. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Meyer, Georg: Lehrbuch des deutſählk Staatsrechtes. Nach dem Tode 
des Verfaſſers in 6. Aufl. bearb. von Gerhard Anſchütz. Leipzig, 
Duncker & Humblot, 1905. (XII, 893 S.) 16,60 M.; geb. 19 M. 

Pohl, Heinrich: Die Entſtehung des belgiſchen Staates und des 
Norddeutſchen Bundes. Eine ſtaatsrechtliche Studie. (Abhand⸗ 
lungen aus dem Staats⸗, Verwaltungs- und Völkerrecht. I. Bd. 
1. Heft.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (X, 54 S.) 1,60 M. 

Roſenberg, Werner: Staat, Souveränität und Bundesſtaat. 
Hirths Ann. 38. Ig. 276— 294, 339—364. 

Schwarz, Georg: Staatsrecht. Verwaltungsrecht. 
für junge Juriſten. 3. Aufl. Berlin, C. Heymann, 
(VIII, 238 S.) 5 M.; geb. 6 M. : 

Tietze, Sigfr.: Das Gleichgewichtsgeſetz in Natur und Staat. Wien, 
W. Braumüller, 1905. (XXXVIII, 466 S.) 8 M. 

Tiling, Wilh. v.: Ruſſiſches Zarentum und deutſches Kaiſertum. Eine 
vergleichende Betrachtung. Caſſel, G. Dufayel,[1905.] (36 S.) O, 50 M. 


d) Eimelſchriſten. 
1. Verfaſſung. 

G., betr. die Schadloshaltung des Herzoglichen Hauſes Schleswig⸗ 
Holſtein⸗Sonderburg⸗Glücksburg. Vom 27. IV. 1905. PrGSamml. 
Nr. 17 S. 219 — 221. 

* Königliche V., betr. die Veröffentlichung des Staatsvertrags zwiſchen 
Württemberg und Bayern vom 17. XII. 1904 zur Vereinigung der 
Landesgrenze. Vom 2. V. 1905. Württ RBl. Nr. 13 S. 69 — 76. 

Mayer, Otto: Die Elſaß⸗Lothringiſche Verfaſſungsfrage. DIZ. 
10. Ig. 369—374. 

Müller, Ludw. Aug. v.: Das bayeriſche Geſetz über die Wahl der 
Landtagsabgeordneten vom 4. VI. 1848 bis 21. III. 1881. Mit 
den zum Vollzuge ergangenen Anordnungen unter Anfügung 
kurzer Erläuterungen hrsg. In 4. Aufl. neu bearb von Karl 
Krazeiſen. München, C. H. Beck, 1905. (VIII, 179 S.) Geb. 
in Leinw. 2,50 M. 

Schmid, Franz: Zur Auslegung des Artikels 5 der Reichsverfaſſung. 
ZStaatsw. 61. Ig. 254 — 301. 

Schmitt: Zur Auslegung des § 9 des erſten Konſtitutionsedikts. 

Badpr. 71. Ig. 162—163. 

Eine Wahlrechts verkürzung der Arbeiterſchaft in den Hanſa⸗ 
ſtädten Lübeck und Hamburg. SozpPr. 14. Ig. 880 —882. 


Ein Hilfsbuch 
1905. 


2. Regierung. 


* Erl. des Reichskanzlers über die von Dienſtwohnungsinhabern bei 
gemeinſamer Benutzung von Gebäuden zu Dienſtwohnungen und 
Geſchäftsräumen zu entrichtenden Koſtenbeiträge für Waſſer, Gas⸗ 
und elektriſche Beleuchtung ſowie für Zentralheizung. Vom 
30. IV. 1905. RZ. Nr. 19 S. 116-117. 

G., betr. die Anderung der Beſoldungsordnung Gothaiſcher Staats⸗ 
beamten. Vom 8. IV. 1905. GothaGS. Nr. 11 S. 45—47. 
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G., betr. die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. III. 1872 
(Geſetzſamml. S. 268 ff.). Vom 31. III. 1905. PrGSamml. 
Nr. 12 S. 177. | 

* ©., betr. Aufhebung des 5 42 Nr. 6 des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. III. 1873. Vom 22. IV. 1905. RGBl. Nr. 19 S. 316. 

Burg, Alb.: Das ſchwarze Buch. Korruption und Proſtitution der 
preußiſchen höheren Verwaltungsbeamten. Wahre Begebenheiten. 
Ein Mahnruf an den Landtag und das Volk. Zürich, C. Schmidt, 
1905. (127 S.) 1,60 M. 

Feſtſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus zur Jahr⸗ 
hundertfeier ſeines Beſtehens. Berlin, Verlag des königl. ſtatiſt. 
Landesamts, 1905. 3 Teile in 2 Bänden. (XII, 271; VIII, 151 
und XIX S. mit 116 farb. Taf.) Geb. in Halbfrz. 50 M. 

1. Teil m. d. Titel: Blend, Emil]: Das Königliche Statiftifche 
Burau im erſten Jahrhundert ſeines Beſtehens 1805 bis 
1905. Herausgegeben. 

2. Teil. Tabellen und Überſichten zum Statiſtiſchen Atlas für 
den Preußiſchen Staat 

8. Teil m. d. Titel: Statiſtiſcher Atlas für den Preußiſchen 
Staat 

Gerichtsſekretäre und Verwaltungs⸗Subalternbeamte. DGemg. 
44. Ig. 61—65. 


Herrfurth, Gſuſtav]: Das geſamte preußiſche Etats⸗, Kaſſen⸗ und 


Rechnungsweſen einſchließlich der Rechtsverhältniſſe der Staats⸗ 
beamten zuſammengeſtellt und erläutert. 4. weſentlich verm. u. 
verb. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
3. Bd. Das Beamtenrecht. 1905. (XXVIII, 902 S.) 15 M. 
4. Bd. Tagegelder, Reife: und Umzugskoſten. 1905. (XII, 206 S.) 
4 M. 

Hövermann, Otto: Zur Reform des Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
weſens einſchließlich der Verhältniſſe der Rechnungs⸗ und Kaſſen⸗ 
beamten. Verſuch einer kritiſchen Beſprechung und einer Ent⸗ 
wicklung von Abänderungs⸗Vorſchlägen. Bonn, 5 Cohen, 1905. 
(VII, 160 S.) 2,40 M. 

Oertel: Die Penſionierung beſoldeter Magiſtratsmitglieber mit ihrem, 
aber gegen den Willen der Stadtgemeinde. PrVerwBl. 26. Ig. 
605 —607. 

Pfafferoth, Carl: Preußiſche Beamten⸗Geſetzgebung, enth. die 
wichtigſten Beamtengeſetze in Preußen. Text⸗ Ausgabe mit aus⸗ 
führlichem Sachregiſter. 4. neubearb. Auflage. (Guttentags Samm⸗ 
lung preußiſcher Geſetze. Text⸗Ausgaben mit Anmerkungen. Nr. 2.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (VI, 259 S.) 2 M. 


Rangliſte der preußiſchen und Reichs⸗Baubeamten. Begründet von 


Frz. Woas. Auf Grund amtlichen Materials verfaßt. XI. Ausg. 
Marburg, K. Cauer, 1905. (V, 243 S.) 2,50 M. 

Saage: Die Verordnungen über den Rang der höheren Beamten 
des Preußiſchen Staates. Geſammelt und erläutert. Berlin, 
R. v. Decker, 1905. (III, 100 S.) 2 M.; geb. in Leinw. 2,80 M. 


Stieda, Wilhelm: Hundert Jahre preußiſcher a 1805—1905. 


PrVerwBl. 26. Ig. 497500. 


3. Regierte. 

G., betr. Anderung des Geſetzes über die Beurkundung des Per⸗ 
ſonenſtandes und die Eheſchließung. Vom 14. IV. 1905. NGBl. 
Nr. 17 S. 251. | 

* Bk. des Miniſteriums des Kriegsweſens, betr. Beſtimmungen zur 
Ausführung der 55 20 und 58 des Reichsgeſetzes vom 6. II. 1875 
über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung 
in der vom 1. I. 1900 ab geltenden Faſſung. Vom 22. V. 1905. 
WürttRBl. Nr. 15 S. 89—90. 

* Pf. der Königlichen Miniſterien der Juſtiz und des Innern vom 
16. III. 1905, betr. die Einführung ſtandesamtlicher Geburts⸗ 
urkunden in abgekürzter Form für Schul⸗ und Unterrichtszwecke 
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einſchließlich des aanßenatimzunkrreihes. WENZEL Nr. 3 Weſſel, Mar: Die Organtfation der Polizei in der Stadt Danzig 


S. 199— 201. 

Hirſchfeld: Notwendigkeit 158 en des Wee 
wohnſitzgeſetzes. DGemZ. 44. Ig. 45—46. 

Koppe: Die neueſte Rechtſprechung des Bundesamts für das Heimat⸗ 


weſen. Zuſammengeſtellt. PrVerwBl. 26. Ig. 483—484, 500 | 


bis 501, 521—522, 539—541. 

Tecklenburg, A.: Das füngſte e ee Recht. 
9. Ig. 219—220. 

Ritter, C.: Verhältniswahlen. Recht 9. Ig. 297800. 


4. Geſetzgebung. — Zuſtändigkeit. 

Arndt, A.: Der Geſetzesbegriff in der Beleuchtung des Herrn Pro⸗ 
feſſors Dr. Hubrich. Hirths Ann. 38. Ig. 448—454. 

Arndt, [A.]: Nachtrag zu der Abhandlung: Das Reichsgericht und 
die Begriffe „Geſetz“ und „Verwaltungsvorſchriften“. Vern Arch. 
13. Bd. 421 —422. 

Augspurg, Anita: Die Berückſichtigung des weiblichen Geſchlechtes 
im Text der Geſetze. DIZ. 10. Ig. 446—448. 

Brogſitter und Kremers: Die Rechtſprechung des Kammer⸗ 
gerichts auf dem Gebiete des Polizeiverordnungsrechts. Nach den 
in Johows Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts 
mitgeteilten Urteilen ſyſtematiſch zuſammengeſtellt. Nhein AV. 
22. Ig. 185—251. 

Kohler, Joſef: Technik der Geſetzgebung. Arch CivPrax. 96. Bd. 
345 —3 75. 

Laband: Findet ein Geſetz, das mit dem Tage feiner Verkündung 
in Kraft tritt, auf alle von ihm betroffenen Tatbeſtände, die 
während des ganzen Tages der Verkündigung eingetreten ſind, 
Anwendung, oder ſind diejenigen ausgenommen, welche an dieſem 
Tage vor erfolgter Ausgabe des Geſetzblattes ſich verwirklicht 

haben? Rechtsgutachten. Holdheims MSchr. 14. Ig. 89—92. 

Rau: Zuſtändigkeit zur Entſcheidung von Wegeſtreitigkeiten in der 
Pfalz. Bayg. 1. Ig. 240. 


d ö 5. Etatsweſen. 
ö Siehe auch die Literatur unter Nr. 2 
vacat. 


Anhang: privatfürſtenrecht. 
Seine er, [Karl]: Zur Abgrenzung zwiſchen Privatfürſtenrecht und 
gemeinem Recht. DIg. 10. Ig. 494—495. 
Rehm, Hlermann]: Die Thronfolgefähigkeit des Grafen von Wels: 
burg in Oldenburg. Eine Abwehr. Hirths Ann. 88: Ig. 441—447. 
„Schücking, Walter: Die Nichtigkeit der Thronanſprüche des Grafen 
Alexander von Welsburg in Oldenburg. (Arbeiten aus dem 
Wfuuriſtiſch⸗ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminar der Königlichen Unis 
nverſität Marburg. Hrsg. von Walter Schücking. 2. Heft.) Mars 
burg, O. Ehrhardt, 1905. (VII, 112 S.) 2,80 M. 
„Saxl, Maximilian: Zur Duplik des Herrn Profeſſor Schücking. 
Streiflichter. Berlin, R. L. Prager, 1905. (65 S.) 1,50 M. 


II. Verwaltungsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. zZ 
Kuckuck: Das Fürstentum Lippe in verwalkungsrechtlicher Beziehung 
PrVerwBl. 26. Ig. 598 —600. 
Kunze, Frſitz], und Kautz, Gleorg]: Die Rechtsgrundſätze des Kgl. 
preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Begründet von K. Parey. 
4., gänzlich neu bearbeitete und bis zur Gegenwart ergänzte Aufl. 
1. Bd. 1. Hälfte. Berlin, J. Guttentag, 1905. (536 S.) 11, 20 M. 
Wachler, Paul, und Naundorff, Eſwald!]: Rechtsgrundſätze des Kgl. 
Sächſiſchen Oberverwaltungsgerichts. 1. Bd. Leipzig, Noßbergſche 
Verlagsbuchh., 1905. (IV, 139 S.) 3,20, geb. 4 M. N 
Iſt Beilageheft zu Fiſchers Z. 28. Bd. 


Zuſammenſtellung der Fälle, 


Jacobi: 


und ihrem Hafen nach Einverleibung derſelben in die preußiſche 


Monarchie. Danzig, [L. Saunier in Komm.], 1905. (68 S.) 2 N. 
b) Eingelſchriſten. 


1. Kommunalverbände. 

* G. über die Bildung deutſcher Kommunalverbände in den 
Konſulargerichtsbezirken. Vom 3. VI. 1905. NREBL Nr. 25 
S. 541—542. 

Fröhlich: Verwandtſchaftsverhältniſſe unter r 
und Gemeinderatsergänzung. Württ Z. 47. Ig. 113—119. 
Habermann, Georg: Das Zuſammenwirken lokaler Faktoren mit 
Staat und Land bei Löfung von Verwaltungsaufgaben. Volksw. 

14. Bd. 148159. 


Köſtlin, R.: Unzuläſſigkeit r Ausweiſung aus der Gemeinde 


wegen erfolgter Beſtrafung auf Grund des § 18142 (Zuhälterei) 
und des § 181 StGB. (ſchwere Kuppelei). Zu Art. 57 des 
Gemeindeangehörigkeitsgeſetzes. Württ Z. 47. Ig. 84—92. 


Kotze, Otto: Städteordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen der 


Preußiſchen Monarchie vom 30. V. 1853 in ihrer durch die neueſte 
Geſetzgebung bedingten Faſſung. Mit 3 Anlagen... 4. weſentlich 
vermehrte Aufl. Neuſalz, J. Pröbſter, 1905. (VIII, 190 ©.) 
2 M., geb. in Leinw. 2,50 M. 

Markull: Zur Lehre vom unmittelbaren Zwange. ($ 182 Landes: 
verwaltungsgeſetz.) PrVerwBl. 26. Ig. 558—561. 


M eiling, M.: Die Reform des kommunalen Finanzweſens auf 


Grund des Geſetzes vom 14. VII. 1893 und der Berliner 
Gemeindehaushalt 1890/1900. Conrads J. 29. Bd. 289—364. 


Preußiſches Derwaltungsblatt. Wochenſchrift für Verwaltung 


und Verwaltungsrechtspflege in Preußen. Hauptregiſter zu den 

Jahrgängen I— XXV. 2 Tle. in 1 Bde. Berlin, C. Heymann, 

1905. (40 und 320 S.) Geb. in Leinw. 16 M. 
Witte: Die Einſpruchsfriſt bei Wahlen von Magiſtratsmitgliedern 
Jin Schleswig⸗Holſtein. PrVerwBl. 26. Ig. 526— 527. | 
in welchen den Gemeinderats: 
mitgliedern und den Gemeindebeamten das Recht zum Bezug von 
Taggeldern und Gebühren zuſteht, ſowie der Fälle, in welchen den 
Gemeinden oder ihren Beamten vom Staat Vergütung für amt⸗ 
liche Inanſpruchnahme gewährt wird. Württ Z. 47. Ig. 92—96, 
124 — 128. 


2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 


* Staatsvertrag zur Regelung der Lotterieverhältniſſe | 


zwiſchen Preußen und Medienburg- Schwerin. Vom 28. XI. 1904. 
PrGœSamml. Nr. 16. S. 199 — 206; 

zwiſchen Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz. Bom 3. XII. 1904. 
VröSamml. Nr. 16. S. 207—211; 

zwiſchen Preußen und Lübeck. Bom 7. Dezember 1904. 
PrGœSamml. Nr. 16. S. 212— 216. 

Das ſtaatliche Rechnungsweſen und die Finanzkontrolle in 
Brandenburg⸗Preußen vor Begründung der Oberrechnungskammer. 
VerwArch. 18. Bd. 401—420. 

Schumm, Wilh.: Das Steuerrecht im Koͤniggreich Württemberg. 
Für den Unterricht und den praktiſchen Gebrauch dargeſtellt. 
Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (XX, 779 S.) 12 N.; 
geb. 13,50 M. 

Uhland: Die Behandlung der verfallenen Coupons und verloſten 
Obligationen ſtädtiſcher Anleihen. DGem Z. 44. Ig. 57—58. 
Zorn, Konrad: Über die Tilgung von Staatsſchulden. (Ab⸗ 
handlungen aus dem Staats-, Verwaltungs⸗ und Völkerrecht. 
I. Bd. 8, Heft.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (VEN, 121 S.) 

8,20 M. 


34. Jahrgang. 


d) Pirchte Steuern. 
* Artitel 15 Abſatz 4 des Einkommenſteuergeſetzes vom 8 VIII. 1903. 
B. des Württembergiſchen Kriegsminiſteriums vom 6. V. 1905. 
Württ MVBBl. 69—70. 


1 


Einkommenſteuer. Vom 20. IV. 1905. BremGBl. Nr. 12. 
S. 35—41. 


Bk. des Textes des Geſetzes, die Einkommenſteuer betr., in der 


vom 1. IV. 1905 an geltenden Faſſung. Vom 20. IV. 1905. 


BremGBl. Nr. 12. S. 41—55. 

G., die Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuer betr., vom 25. III. 1905. 

Ries S. Nr. 663. S. 165— 185. 

G., betr. die Abänderung des Geſetzes über die Erbſchaftsſteuer. 

Vom 26. III. 1905. AnhGS. Nr. 1215. S. 313—820. 

Bk. des Herzoglich Anhaltiſchen Staatsminiſteriums, betr. die 

Redaktion des Erbſchaftsſteuer⸗ und Schenkungsurkundenſteuer⸗ 

geſetzes. Vom 1. IV. 1905. AnhGS. Nr. 1216. S. 321—844. 

G., betr. Abänderung des Kapitalrentenſteuergeſetzes. Vom 

31. III. 1905. Anh GS. Nr. 1217. S. 345—847. 

* G., betr. die Abänderung des Gewerbeſteuergeſetzes. Vom 

31. III. 1905. Anh GS. Nr. 1218. S. 349—352. 

Vf. des Finanzminiſters vom 15. III. 1905, betr. die Ver⸗ 

pflichtung der Regierungspräſidenten zu Mitteilungen an die 

Provinzialſteuerdirektoren über die Auszahlung von Nachlaßgeldern 

aus einem außerhalb Preußens befindlichen Vermögen. 

Pr BlAbgVerw. Nr. 7 S. 172. 

* V., betr. die Erhebung einer Erbſchaftsſteuer. Vom. 11. v. 1905. 
MecklStrOff Anz. Nr. 22. S. 129— 152. 

Zu Art. 9 I Ziff. 1 des Württ. Einkommenſteuergeſetzes. 
Württ Z. 47. Ig. 119— 121. 

Bail: Bewirkt die Löſung des Bandes, welches eine Perſon mit 

einer Gemeinde verbunden hat, daß eine Heranziehung zu Gemeinde⸗ 
ſteuern für die Vergangenheit nicht mehr ſtattfinden darf? 
PrVerwBl. 26. Ig. 651 —656. 

Biermer, Magnus: Die kommunale Vermögensbeſteuerung in 
Heſſen. Kritiſche Bemerkungen zum Entwurfe des heſſiſchen 
Kommunalſteuergeſetzes. Gießen, E. Roth, 1905. (37 S.) 
0,60 M. f | 


+ 


1 


* 


3 


Von H. 


Biermer, Magnus: Nochmals die heſſiſche Kommunalſteuerreform. 


Eine Auseinanderſetzung mit der „Darmſtädter Zeitung“ vom 
20. V. 1905. Gießen, E. Roth, 1905. (18 S.) 0,50 M. 

Böttger: Die Beſteuerung der Gewinnanteile der perſönlich 
haftenden Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nach 
dem Kommunalabgabengeſetze vom 14. VII. 1893. PrVerwol 
26. Ig. 614—616. | 

Fürſtenau, Hermann: Über die Befreiung der Dienſtgrundſtücke 
der Geiſtlichen von der Gemeinde⸗Grundſteuer im Geltungsgebiet 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts. (Feſtgabe für Bernhard 
Hübler. S. 153— 167.) Berlin, F. Vahlen, 1905. 

Über das Gemeinde ſteuervorrecht der Beamten. DGemZ. 44. Ig. 
73— 77. 

Klemm, F.: Die Geſetze über die direkten Steuern im Königreich 
Bayern (Einkommen⸗, Kapitalrenten⸗ und Gewerbeſteuer) vom 
9. VI. 1899. 2. Bd., enth. das Gewerbeſteuergeſetz. 2. neubearb. 

. Aufl. München, C. H. Beck, 1905. (XIV, 600 S.) 7 M. 

Meyer, H.? Erbſchaftsſteuer bei in gemeinſchaftlichem Teſtament 
Subſtituierten. Recht. 9. Ig. 276— 277. 

Meyer, Robert: Soll und kann die Hauszinsſteuer in eine Miets⸗ 
ſteuer und eine Hausgrundſteuer zerlegt ea ZVolksw. 
14. Bd. 29— 71. 

Meyer, Robert: gommunalverbände als Teilhaber einer G. m. b. H. 
zum Betriebe einer Kleinbahn und ihre Gemeindeeinkommen⸗ 

beſteuerung. PrBexw l. 26. Jg 641—643. 
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Moſel, Curt v. d.: Gemeindebeſteuerung im Königreich Sachſen. 
(Juriſtiſche Handbibliothek. 175. Bd.) Leipzig, Noßberg, 1905. 
(III, 63 S.) 1,40 M. : 

Schlenther: Zum 5 81 des Einkommenſteuergeſetzes. VBermArch. 
13. Bd. 355 —400. 


Wachler, Paul: Zur Frage der Doppelbeſteuerung bei den Gemeinde⸗ 


anlagen. Welche Gemeinde iſt zur Beſteuerung der Lohnarbeiter 
berechtigt, die in regelmäßigen kürzeren Zwiſchenräumen vom Arbeits⸗ 
orte zu ihren Angehörigen zurückkehren? Fiſchers Z. 29. Bd. 80—88. 

Walther, v.: Haushalt, Haushaltung und Angehörige im Einkommen⸗ 

Wund Ergänzungsſteuergeſetz. Pr Berwul. 26. Ig. e 
593—598. 

o) Iudirehte Steuern. - N 

* Nachtragsgeſet vom 22. III. 1905 zum G., betr. die Befteuerung 
ber Hunde vom 3. IV. 1895. WeimRBl. Nr. 12 S. 159—160. 

Ausführungsbeſtimmungen zum Verkehrsſteuergeſetz, vom 
18. III. 1905, ſowie Ausführungsbeſtimmungen zum Verkehrs⸗ 
ſteuergeſetz, betr. Kaufe und Tauſchverträge über Grundſtücke, 
vom 10. III. 1905, und Anweiſung für den Vollzug des Verkehrs⸗ 
ſteuergeſetzes. Vom 20. III. 1905. Straßburg, Straßburger 
Druckerei und Verlagsanſtalt, 1905. (16 S.) 0,30 M. 

Branntweinſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen. Abdruck der 
vom königlichen preußiſchen Finanzminiſterium unter Berückſicht. 
des Bundesrats⸗Beſchluſſes vom 18. IX. 1902 veranſtalteten Ausg. 
8 Teile. Berlin, N. Eiſenſchmidt, 1905. 

Duelong, v.: Eine Warenhausſteuer⸗Novelle? DWirtſchg. 1. Ig. 
425—426. 

Grünewald: Das Verkehrsſteuergeſetz für Elſaß⸗ Lothringen. DIZ. 
10. Ig. 435—439. 

Kleinwächter, Friedrich: Gebühren und Lerkehrsſteuern. Conrads J. 
29. Bd. 438—466. 

Michaelis: Aus der neueren Praxis des preußiſchen Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes vom 24. VI. 1891. PrVerwBl. 26. Ig. 553 —558. 
Möhring: Ein Beitrag zu den Erwägungen über die geplante 

Steuer⸗Novelle. HoldheimsMSchr. 14. Ig. 99—101. 


d) Stempel. Koſten. 

* Vf. des Juſtizminiſters vom 4. V. 1905, betr. die Verpflichtung 
der Notare zur Stempelverwendung in Anſehung bedingter oder 
nicht zur Ausführung gelangter Rechtsgeſchäfte. PrIMBL Nr. 19 
S. 142. 

Bartels, Georg: Bemerkungen über Vollmachtſtempel. PrVerwBl. 
26. Ig. 584. 

Beſchluß des Kammergerichts vom 14. XI. 1904. Stenmpelfreiheit 
der Subſtitution in eine Vollmacht, ſoweit es ſich nicht um 
Prozeßvollmachten handelt. PrJMBl. 67. Ig. 116—118. 

Geiß mar, Joſef: I. Die nach den Steuergeſetzen an die freiwillige 
entgeltliche Veräußerung von Grundſtücken geknüpfte Steuerpflicht 
greift nicht Platz, wenn die Grundſtücke (wie bei der Fuſion 
zweier Aktiengeſellſchaften) Teile einer Vermögenseinheit bilden. 
II. Die Erhebung einer ſolchen landesgeſetzlichen Abgabe, ſelbſt 
wenn ſie auf Fuſions⸗Verträge Anwendung finden ſollte, iſt durch 
§ 18 des Reichs ſtempelgeſetzes ausgeſchloſſen. e 
14. Ig. 134— 136. 

Loeck, Plaul]: Zur Reichsſtempel⸗Novelle. DWirtſchg. 1. Ig. 422—424. 

Koerner, H.: Stempelpflichtigkeit der Prozeßvollmachten vor den 
Amtsgerichten. JW. 34. Ig. 279. 

Meyn: Die geſamte ſtempelrechtliche Nechtſprechung des Reichsgerichts 

vom Jahre 1904. Holdheims MSchr. 14. Jg. 145—158. 


e) Böfr. 
auf ensky, F.: Empfiehlt ſich die Errichtung eines edge due 
für das Deutſche Reich? DIZ. 10. Ig. 472—477. 
Schiffahrts abgaben. DWirtſch Z. 1. Ig. 97— 105. 
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Trautvetter, Erich: Die Entſcheidung über Beſchwerden in Zoll⸗ 

ktarifſachen. DWirtſch Z. 1. Ig. 363—869. 

Trautvetter, [Erich]: Zollverwaltung und Zollverfahren, mit beſonderer 
Berückſichtigung der neuen Handels verträge. DWirtſchZ. 1. Ig. 
204—211, 276— 280. 


3. Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsweſen. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Ausgabe von Keichsbanknoten 
zu 50 und 20 M. Dem Reichstage vorgelegt am 11. V. 1905. 
Berlin, C. Heymann, 1905. (3 S.) 0,20 M. 

Die neue Maß⸗ und Gewichtsordnung. DGemg. 44. Ig. 
97-100, 105107. N 

Warnack, Max: Die Entwicklung des deutſchen Banknotenweſens. 
(Nechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Studien. 27. Heft.) Berlin, 
E. Ebering, 1905. (236 S.) 6 M. 


4. Handel und Gewerbe. 

* Ausführungsbeſtimmungen zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. Vom 31. XII. 1904. Mein AusſchrS. 13. Bd. Nr. 28 
S. 165—286. | 

«Bk. des Staatsminiſteriums vom 18. II. 1905, betr. Vorſchriften 
über den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen, ſowie über 
den Geſchäftsbetrieb der Geſindevermieter und Stellenvermittler 
mit Ausſchluß der Stellenvermittler für Bühnenangehörige 
(Theateragenten) und der Stellenvermittler für Schiffsleute. 
Old Gl. Stück 38 S. 325 —338. FſtLüb Bl. S. 1— 15. Birk Bl. 
S. 379—390. 

* Bk., betr. die Einrichtung und den Betrieb der Bleihütten. Bom 
16. VI. 1905. RGBl. Nr. 26 S. 545 —552. 

* B., die Ausführung des Geſetzes über die Ausübung des Huf⸗ 
beſchlags vom 13. VI. 1885 (RegBl. S. 121) betr. HeſſRBl. 
Nr. 18 S. 127—131. | 

* B. über die Errichtung eines Landesgewerbeamts und eines 
ſtändigen Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die 
Gewerbeförderung. Vom 20. III. 1905. PrGSamml. Nr. 11 
S. 173—175. — Ausführungsanweiſung dazu vom 8. IV. 1905. 
NAnz. Nr. 82, 1. Beil. 

«B., betr. den Verkehr mit Benzin und anderen Mineralölen. Vom 
13. IV. 1905. MecklStrOff Anz. Nr. 20 S. 115—123. Ratzeb. 
Nr. 18 S. 67— 77. 

Agahd, Konrad, und Schulz, M. v.: Geſetz, betr. Kinderarbeit in 
gewerblichen Betrieben. Vom 30. III. 1903. Nebſt den dazu ge⸗ 
hörigen Bekanntmachungen des Bundesrats, den Ausführungs⸗ 
anweiſungen der deutſchen Bundesſtaaten und Elſaß⸗Lothringens, 
und 4 Anh. 3. Aufl. (Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Res 
form. 10.) Jena, G. Fiſcher, 1905. (XVI, 408 S.) 3 M. 

Börngen: Zu 5 147 Ziffer 3 GO. Recht. 9. Ig. 274 — 276. 

Decken, L. v. d.: Das Recht der Wanderlager und ſeine geſchichtliche 
Entwicklung. Sächſo VG. 6. Bd. 1—32. N 

Hartmann, Carl: Die geſetzlichen Beſtimmungen, betr. die Ge⸗ 
nehmigung und Unterſuchung der Schiffsdampfkeſſel mit erläuternden 
Bemerkungen. 4. veränderte Aufl. (Neue Ausgabe.) Nebſt An⸗ 
hang, betr. Berechnung der Wandſtärke von Schiffskeſſeln. Vom 
Mai 1905. Im Auftrage der Baupolizeibehörde hrsg. Hamburg, 
Eckardt & Meßtorff, 1905. (IV, 88 S. mit Abbildgn.) 1,50 M. 

Kleefeld, Kurt: Die Theaterzenfur in Preußen. Berlin, 
Struppe & Winckler, 1905. (VIII, 72 S.) 2 M. 

Meyer, Karl: Arzte und Zahnärzte. Bay Z. 1. Ig. 189 — 190. 

Dertmann, Paul: Die rechtliche Natur der Arbeitsordnung. S.⸗Abdr. 
aus der Feſtgabe für Bernhard Hübler S. 9— 28. Berlin, 

F. Vahlen, 1905. (21 S.) 0,60 M. 

Olshauſen: Die Bekämpfung der Animierkneipen im Polizei⸗ 

verordnungswege. PrBerwBl. 26. Ig. 631—635. 


Schulz, M. v.: Lohnzahlungsbücher, Lohnbücher und § 150 Abſ. 1 
Nr. 2 der GD. Gew. 10. Ig. 185—187. 

Unger: Zu 8 127 der GO. Bay. 1. Ig. 198— 199. 

Weyr, Franz: Der unbefugte Gewerbebetrieb. Gewerberechtliche 
Studie. JBl. 34. Ig. 217—220, 229—231, 241—243. 


5. Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 

G., betr. die Beſoldungsverhältniſſe der Gothaiſchen Forſtverwaltungs⸗ 
und Forſtſchutzbeamten. Vom 1. IV. 1905. Gotha S. Nr. 10 
S. 41—43. 

* G., die Forſtverwaltung im Großherzogtum Heſſen betr. Vom 
15. IV. 1905. HeſſRBl. Nr. 16 S. 149—163. 

Miniſterialblatt der Königlich Preußiſchen Verwaltung für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Hg. im Miniſterium für 
Landwirtſchaft.. .. Berlin, P. Parey, 1905. Erſcheint ſeit dem 
1. IV. 1905 monatlich. Für den Jahrgang 6 M. im Buchhandel. 

Amtliche Mitteilungen aus der Abteilung für Forſten des königlich 
preußiſchen Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
1900 — 1903. Berlin, J. Springer, 1905. (IV, 67 S.) 2 M. 


Brockhuſen, v.: Das Anſiedelungsgeſetz vom 10. VIII. 1904. 
PrVerwöl. 26. Ig. 669—672. 

Dienſtanweiſung für die Feldſchützen vom 17. XII. 1904, nebſt 
Anleitung für die Ortspolizeibehörden zur Ausführung der den 
Feld⸗ und Forſtſchutz betr. Geſetzgebung. Amtliche Handausgabe. 
(Lands und Forſtwirtſchaft. 2. Heft.) Darmſtadt, G. Jonghaus, 
1905. (46 S.) 0,40 M. 

Henrici, F.: Zur Rechtfertigung des neuen preußiſchen Wildſchon⸗ 
geſetzes. OrnithMSchr. 30. Ig. 113—118. 

Jung: Der 5 13b des Anſiedelungsgeſetzes vom 10. VIII. 1904 in 
feiner praktiſchen Handhabung. PrVerwöl. 26. Ig. 672—676. 

Klunzinger, C. B.: Zur Krammetsvogelfangfrage. Ornith Schr. 
30. Ig. 161—164. 

Retzlaff, F.: Das Feld⸗ und Forſt⸗Polizei⸗Geſetz vom 1. IV. 1880 
und das Geſetz, betr. den Forſtdiebſtahl vom 15. IV. 1878. Mit Er⸗ 
läuterungen. Recklinghauſen, F. Retzlaff, 1905. (63 S.) Kart. 0,85 M. 

Das neue preußiſche Wildſchongeſetz. Von S. ForſtwoCentralbl. 
27. Ig. 58-60. ö 


6. Baus und Wegeweſen. 

Baltz: Preußiſches Baupolizeirecht. Unter beſonderer Berückſichtigung 
der Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Berlin für den praktiſchen 
Gebrauch dargeſtellt. 3. verm. u. verb. Aufl. Berlin, C. Heymann, 
1905. (XX, 558 S.) 12 M.; geb. 13 M. 

Baupolizeiverordnung für das platte Land des Regierungs⸗ 
bezirks Breslau. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (28 S.) 0,50 M. 

Ecker, Fritz: Rheiniſches Wegerecht. PrVerwBl. 26. Ig. 691 —697. 

Geſetz, den Bau und die Unterhaltung der Kunſtſtraßen im Groß⸗ 
herzogtum betr., vom 12. VIII. 1896, in der Faſſung der Ab⸗ 
änderungsgeſetze vom 22. VI. 1901 und 12. VII. 1902. Amtliche 
Handausgabe. (Bauweſen. 2. Heft.) Darmſtadt, G. Jonghaus, 
1905. (18 S.) 0,40 M. 

Hinze: Neue Bemerkungen über die Hergabe von Land zu Straßen⸗ 
verbreiterungen. PrVerwBl. 26. Ig. 489—490. 

Jahrbuch baurechtlicher Entſcheidungen der Gerichts⸗ und Ber 
waltungsbehörden Deutſchlands, welche im Jahre 1904 bekannt 
geworden ſind. Hrsg. v. Alb. Radloff. Berlin, A. Bodenburg, 
1905. (108 S.) 1,70 M.; geb. 2 M. 

Mangoldt, K. v.: Eine neue ſtädtiſche Siedlungsbewegung und die 
Reform der ländlichen Bauordnungen. SozPr. 14. Ig. 825—829. 

Ortsbauordnung für die Stadt Leipzig. Gültig vom 1. VII. 1903. 
Leipzig, S. Schnurpfeil, 1905. (46 u. IV S.) 0,50 M. 

Peters: Bau⸗Polizei⸗Verordnungen und ortöftatutarifche Beſtimmungen 
in Bauangelegenheiten für den Gemeindebezirk der Stadt Magde⸗ 


34. Jahrgang. 


burg, tabellarifch geordnet. Magdeburg, ra 1905. N S. 
m. 1 farb. Plan.) Geb. in Leinw. 2,80 M. 


Fi. Enteignung. 

Koffka, Emil: Kommentar zum Geſetz über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. VI. 1874 nebſt den dazu erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen des Ausführungsgeſetzes zum RNeichsgeſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung unter Berück⸗ 
ſichtigung der einſchlägigen Vorſchriften des Fluchtliniengeſetzes. 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (XI, 272 S.) 5,80 M. 

Über die Reform des Enteignungdrechts. DGemZ. 44. Ig. 129— 131. 

Weſthoff: Grundlegende Fragen des bergbaulichen Enteignungsrechts. 
ZBergr. 46. Jg. 43—89, 223—269. 


8. Geſundheitsweſen. 

* BL, Vollzug des 8 14 der Königlichen V. vom 27. I. 1884 über 
die Unterſuchungsanſtalten für Nahrungs⸗ und Genußmittel betr. 
Vom 20. V. 1905. BayGeſ Bl. Nr. 29 S. 481—482. 

* Bk. des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern, die Abänderung 
und Erläuterung der Inſtruktion für die Großherzoglichen Kreis⸗ 
geſundheitsämter, für die Impfärzte und praktiſchen Arzte, ſowie 
für die Großherzoglichen Bürgermeiſtereien und Vorſteher von 
Schulanſtalten zur Ausführung des Reichsimpfgeſetzes vom 
8. IV. 1874 betr. Vom 18. V. 1905. HeſſRöl. Nr. 17 S. 171 — 172. 

* Bek., betr. die Abänderung der Vorſchriften zur Ausführung des 
Impfgeſetzes. Vom 19. V. 1905. Wald R Bl. Nr. 11 S. 51. 

G. vom 8. III. 1905, die Abänderung des 8 107 Abſ. 1 der 
Medizinalordnung vom 1. VII. 1858 betr. (Konzeſſion für das 
Apothekergewerbe.) WeimRBl. Nr. 11 S. 155— 156. 5 

* Miniſterial⸗Verordnung, betr. Abänderung der am 9. III. 1901 er⸗ 
laſſenen Vorſchriften zur Ausführung des Reichs⸗Impfgeſetzes. 
Vom 17. V. 1905. SchwSceſS. Stück 6 Nr. 6 S. 21—24. 

* Miniſterial⸗Verordnung vom 6. IV. 1905 zur Ausführung des Reich?» 
geſetzes, betr. die Beſeitigung von Anſteckungsſtoffen bei Vieh⸗ 
beförderungen auf Eiſenbahnen vom 25. II. 1876. RiL&efS. 
Nr. 667 S. 199 — 205. 

Staatsvertrag zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippeſchen Regierung über den Anſchluß der im 
Fürſtentum Schaumburg⸗Lippe wohnhaften Arzte an die Arzte⸗ 
kammer der Königlich preußiſchen Provinz Heſſen⸗Nafſau. Vom 
3. II. 1905. PrGSamml. Nr. 17 S. 222 — 224. 

V., betr. die Anzeige gemeingefährlicher Krankheiten durch die 
Arzte. Vom 27. IV. 1905. MecklStroOff Anz. Nr. 19 S. 111—112. 

* V. den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken und 
deſſen Beaufſichtigung betr. Vom 20. III. 1905. HeſſRBl. Nr. 13 
S. 125 —127. N 

* Königliche V., den Vollzug des Geſetzes über die Bekämpfung der 
Reblaus vom 6. VII. 1904 betr. Bom 7. V. 1905. n 
Nr. 26 S. 465466. 

* Landesherrliche 8. vom 11. V. 1905, betr. Abänderung der Landes⸗ 
herrlichen V. vom 9.1.1900 zur Ausführung des Reichs⸗Impf⸗ 
geſetzes vom 8. IV. 1874. (Geſ. S. Bd. 24 S. 35 ff.) Ri? GeſS. 
Nr. 668 S. 207 — 208. 

Flinzer, Rud.: Die Medizinalgeſetze und Verordnungen des König⸗ 
reichs Sachſen. Unter Berückſichtigung der Reichsgeſetzgebung 
ſyſtematiſch geordnet und mit Erläuterungen verſehen. Mit 
chronologiſchem und ausführlichem Sachregiſter. 2. Aufl. 1. Bd. 
(Juriſtiſche Handbibliothek. 172. Bd.) Leipzig, Roßberg, 1905. 
(XXI, 597 S.) 11 M. 

Schaeffer: Aus der Praxis des Weingeſetzes. PfälzRpr. 2. Ig. 25— 26. 

Scheven, Katharina: Denkſchrift über die in Deutſchland beſtehenden 
Verhältniſſe in Bezug auf das Bordellweſen und über ſeine 
ſittlichen, ſozialen und hygieniſchen Gefahren. (Schriften des 
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Bundes deutſcher Frauenvereine. 6. Heft.) Dresden, O. B. Böhmert, 
1904. (III, 31 S. m. 5 Tab.) 1 M. 


9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 

* Miniſterialbekanntmachung, betr. die Überwachung der Pflegekinder. 
Vom 17. IV. 1905. WeimR Bl. Nr. 15. S. 172. 

Agahd, Konrad: Zur Durchführung und zum Ausbau der deutſchen 
Kinderſchutzgeſetzgebung. PrVolksſch Arch. 4. Ig. 97— 109. 

Appelius: Unterliegen Fürſorgezöglinge den Unfall» und Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzen und welche Bedeutung hat dies für die 

Provinzialverbände? PrVerwBl. 26. Ig. 681—688. 

Clement, Gottlieb: Über Gefängnis und Fürſorgeweſen. (Literatur: 
bericht.) 8StwW. 25. Bd. 700— 712. 

Ermel: Fürſorge für die Wanderarmen und Bettelei. DIE. 
10. Ig. 450—451. 

Hippel, R. v.: Fürſorge für notleidende Wanderer in Preußen. 
ZStW. 25. Bd. 767 — 772. 
Geſetzliche Regelung der Fürſorge für mittelloſe geiſteskranke und 
ſchwachſmnige Perſonen. DGem Z. 44. Ig. 85—89, 93—95. 
Sardemann, Frz.: Das ſteuerfreie Exiſtenzminimum als Beneficium 
Competentiae und Armutsprophylaxe. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 
1905. (IV, 58 S.) 1,80 M. 

Schmitz, Ludw.: Die Ausſetzung der Entſcheidung im Fürſorge⸗ 
erziehungsverfahren. Recht. 9. Ig. 245— 246. 

Wyler, Marcus: Die rechtliche Baſis der ſtaatlichen Irrenfürſorge. 
Pſych Neur W. 7. Ig. 25—29, 83—86, 47—49, 60—63, 70—72, 
82—83, 94—96, 103 — 104, 112— 114. 


10. Arbeiter ſchutzgeſetzgebung. 

* Bk., betr. die Außerkraftſetzung von Beſtimmungen der Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetze zugunſten des Großherzogtums Lupemburg. 
Vom 9. V. 1905. NZZ Bl. Nr. 19. S. 117—118. 

* Miniſterialverordnung, betr. Unterkunftsräume für Wanderarbeiter. 
Vom 19. IV. 1905. SchwSGeſS. Stück 4. Nr. 4. S. 9—13. 

* Pf. des Königlichen Miniſteriums des Innern, betr. die Dienſt⸗ 
anweiſung für die Gewerbeinſpektion. Vom 14. III. 1905. 
Württ MJ ABl. Nr. 8. S. 181— 198. | 

„Königliche B., betr. die Gewerbeinſpektion. Vom 6. III. 1905. 
Württ MJ ABl. Nr. 8. S. 177—180. 

Reformblatt für Arbeiterverſicherung. Red.: Alfr. Laſſon. Mai 
1905 bis April 1906. 24 Nrn. Frankfurt a. M., Dr E. Schnapper, 
1905. (Nr. 1, 12 S.) Halbjährlich 8,50 M. 

Deutſche Verſicherten⸗ Zeitung. Hrög. von Gerhard Wörner. 
Geſchäftsſtelle: Leipzig, Gottſchedſtr. 9. Erſcheint monatl. Preis 
viertelj. 2,50 M. 

Abelsdorff, Walter: Zur Dezentraliſation der badiſchen Fabrik⸗ 
inſpektion. SozpPr. 14. Ig. 706 — 707. 

Appelius: Unterliegen Fürſorgezöglinge den Unfall⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzen und welche Bedeutung hat dies für die 
Provinzialverbände? PrVBerwol. 26. Ig. 6818683. 

Die Arbeitsverhältniſſe in den Betrieben der Marine: und 

Heeresverwaltung. Sozpr. 14. Ig. 729 — 782. 

Eſſelborn: Die Krankenverſicherungspflicht der Angeſtellten bei 
Notariaten. Bad Not. 3. Ig. 87—88. 

Fuld, [Ludwig]: Pſychiſche Einwirkungen als Unfallfolgen. 
DVerſichertg. 1. Ig. 79—88. 

Funke, Ernſt, und Hering, Walt.: Bud der Arbeiterverficherung 
(Kranken⸗, Unfall⸗ und Invalidenverſicherung). Nach dem neueften 
Stande der Geſetzgebung und Nechtſprechung zum praktiſchen Ges 
brauche bearbeitet. Berlin, F. Vahlen. 1905. (XVI, 350 S.) 
Geb. in Leinw. 6 M. 

Gebhard, Herm.: Die Gemein⸗ und Sonberiaft, das Gemein und 
Sondervermögen der Landesverſicherungsanſtalten nach dem 
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Invalidenverſicherungszeſetz vom 13. VII. 1899. Diff. Lübeck, 
Lübcke & Nöhring, 1905. (VII, 74 S.) 2 M. 

Haff, Karl: Die Unzulänglichkeit der Unfallrenten land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeiter infolge ungenügender Berückſichtigung 
ihrer Naturallöhne. Hirths Ann. 38. Ig. 804 —312. 

Hahn: Fürſorge bei Mutterſchaftsleiden nach den Reichsverſicherungs⸗ 
geſetzen. BerwArch. 18. Bd. 389—854. 

Hahn, Jul.: Das Krankenverſicherungsgeſetz mit den Abänderungs⸗ 
gefegen und den die Krankenverſicherung betreffenden Beſtimmungen 
der übrigen Reichsverſicherungsgeſetze ſowie die wichtigeren Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Mit Einleitung und Kommentar. 4., 
verbeſſerte und vermehrte Aufl. Berlin⸗Grunewald, Verlag der 
Arbeiterverſorgung A. Troſchel, 1905. (VIII, 488 S.) 6,50 M. 

Halle, Ernſt v.: Soziabpolitiſche Aufgaben gegenüber dem Krauken⸗ 
pflegerinnenſtande. Soz Pr. 14. Ig. 937—941, 961—966. 

Hilfe, Blenno]: Entſchädigungsanſprüche durch Unfall verletzter 
Telephoniſtinnen. Seuffl. 70. Ig. 196— 199. 

Hilfe, Bſenno]! — Spittel: Unfall bei der Ausmuſterung. Recht. 
9. Ig. 192, 248249. 

Recht ſprechung des Reichs⸗Verſicherungsamtes in Unfallfachen. 
DGemg. 44. Ig. 121— 126. | 
Rofin, [Heinrich]: Polizeiverordnungen und Berufsgenoſſenſchaften. 

ZBergr. 46. Ig. 39—42. 

Saucke, A.: Die Forderungen der Berufsgenoſſenſchaften im Konkurſe. 
JW. 34. Ig. 278279 | 

Sauter: Erſatzanſprüche der Arzte und Apotheker an die Kranken⸗ 
kaſſen. Bad Rpr. 71. Ig. 114—115. 

Schliebs, Paul: Nochmals Koalitionsfreiheit und Organiſations⸗ 
zwang. — Entgegnung von Chr. Tiſchendörfer. Sozpr. 
14. Jg. 920—924. 

Schwartz, E.: Leitfaden zur Handhabung des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes für die Vertrauensmänner und Mitglieder der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Berufsgenofienichaft für das Königreich Sachſen. 
Zuſammenſtellung der reichs⸗ und landesgeſetzlichen, ſowie ſtatuta⸗ 
riſchen Beſtimmungen mit ausführlichem Regiſter. 4. Aufl. Leipzig, 
P. Beyer, 1905. (124 S.) 2 M. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Die Arbeiterverſicherung und die Induſtrie. 
DWirtſchg. 1. Ig. 310—316, 377-382. 

Überſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiter⸗ 
5 im Kalenderjahre 1904. PrMöolodlVBerw. 5. Ig. 
116— 119. 

Wörner, Gerhard: Selbſtgewählte Versicherung in der höchſten 
Lohnklaſſe der Invalidenverſicherung. DVerſichert Z. 1. Ig. 74— 79. 


11. Heer und Kriegsflotte. 

* G., betr. die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen Heeres. Bom 
15. IV. 1905. RGBl. Nr. 16 S. 247— 248. Veröffentlicht auch 
im Bay ABl. 1905, 98—99; Württ BBl. 1905, 85—86. 

* G., betr. Anderung der Wehrpflicht. Vom 15. IV. 1905. NGBl. 
Nr. 16 S. 249. Veröffentlicht auch im Pr ABl. 39. Ig. 153—154; 
Bay BBl. 1905, 99— 101; Württ MBBl. 1905, 87—88. 

* Anderungen der deutſchen Wehrordnung. Vom 6. V. 1905. RZBL 
Nr 19 S. 118—121. 

Bk., betr. Ausführungsbeſtimmungen über die Gewährung von Bei⸗ 
hilfen an Kriegsteilnehmer. (Art. I 3 und Art. III des Geſetzes 
vom 22. V. 1895 — Reichsgeſetzbl. S. 237.) Vom 24. IV. 1905. 
RZBL. Nr. 17 S. 101—104. 

* Bf. des Königl. Miniſteriums des Innern, betr. den Vollzug des 
Reichsgeſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden. Vom 6. III. 1905. Württ IJ ABl. Nr. 7 S. 161— 162. 

Ferber: Organiſation und Dienſtbetrieb der kaiſerlichen deutſchen 
Marine. Auf Beranlaffung der Inſpektion des Bildungsweſens 
der Marine als Leitfaden für den Unterricht in Dienſtkenntnis 
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bearbeitet. 5. neu bearb. Aufl. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1905. (XII, 828 S. m. 2 Tab.) 4,40 M.; geb. 4,80 N. 


12. Unterrichtsweſen. 

Bk. des Miniſters der geiftlichen uſw. Angelegenheiten, betr. Ab⸗ 
änderung der Beſtimmungen über die Vorbereitung für den König: 
lichen Forſtverwaltungsdienſt vom 25. I. 1903. Vom 5. V. 1905. 
PrgBllintBerw. Nr. 6 S. 406. 

„Erl. des Königl. Miniſteriums des Innern, betr. die Aufſtellung 
eines Muſterſtatuts für die gewerblichen Fortbildungs ſchulen mit 
Zwangsbeſuch. Vom 18. III. 1905. Württ IJ ABl. 7 S. 162. 

„Erl. des Miniſters der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten, betr. die 
Verhältniſſe der anſtellungsfähigen Kandidaten für das Lehramt 
an höheren Schulen. Bom 15. V. 1905. Pr Blunt Verw. Nr 6 
S. 409—4138. 

„G., betr. die Bezahlung und Wiederbeiz iehung der Gnadenabgaben 
auf die Gehalte der Volksſchullehrer. Bom 12. IV. 1905. Gotha S. 
Nr. 15 S. 54. 

G., betr. Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 
24. VII. 1897 über die Fortbildungsſchulen. Bom 3. IV. 1906 
Gotha S. Nr. 12 S. 49—50. 

G., betr. Anderung der Beſoldung der Vollsſchullehrer. Bom 
4. IV. 1905. Gothase. Nr. 13 S. 51. 

„G., betr. die Penſionen der Witwen und der Waiſen der Profeſſoren 
an der Kaiſer⸗Wilhelms⸗Univerſität Straßburg. Vom 26. V. 1905. 
ElſLoth Bl. Nr. 5 S. 41—48. 

G. vom 30. III. 1905, eine weitere Abänderung des Geſetzes vom 
23. III. 1893 über die Beſoldungen der Voltsſchullehrer betr. 
RL GS. Nr. 665 S. 189—191. 

* Miniſterialverordnung über den Kirchendienſt der Volks ſchullehrer des 
Großherzogtums. Bom 9. V. 1905. WeimR Bl. Nr. 17 S. 177—180. 

Prüfungsordnung für die Abhaltung einer Prüfung für Tierzucht⸗ 
inſpektoren an der Großherzoglichen Landezuniverſität. Dom 
26. IV. 1905. HROL Nr. 17 S. 168—171. 

„ Allerhöchſte B. vom 24. IV. 1905, die Befähigung zur Auftellung 
im höheren Bibliotheldienſt betr. BayGGeſel. Nr. 23 S. 318 —324. 

* Allerhöchſte B. über die Errichtung eines Landesgewerbeamts und 
eines ſtändigen Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen und 
die Gewerbeförderung. Vom 20. III. 1905. — Aus führungs⸗ 
anweiſung zu derſelben. Vom 3. IV. 1905. PrMSOlddl Verw. 
Beilage zu Nr. 8 S. 81—87. 

* Königliche B., die Gründung, Leitung und Beauffichtigung von 
Erziehungsanſtalten und Unterrichtsanſtalten betr. Bom 10. V. 
1905. Bay sl. Nr. 27 S. 471—477. 

* Landesherrliche B., die Förderung des Gewerbes und das gewerb⸗ 
liche Unterrichtsweſen betr. Vom 28. V. 1905. Bad Bl. 
Nr. 11 S. 299—304. 

Bremen, E. v.: Die preußiſche Volksſchule. Geſetze und Berord⸗ 
nungen, zuſammengeſtellt und erläutert. Stuttgart, J. G. Cotta 
Nachf., 1905. (XV, 774 S.) 11,50 N.; geb. in Leinw. 13 N. 

Dremming, v.: Die religiöſe Erziehung der Kinder und die 
Mitwirkung der Schulverwaltung bei ihrer Durchführung. 
PrVolksſch Arch. 4. Ig. 1—11. 

Laacke, Karl: Schulrechts⸗Lexikon. Enthaltend: Geſetzliche Be 
ftimmungen, behördliche Verordnungen und gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen auf dem Gebiete des Schulweſens in Preußen. Ein 
Hand⸗ und Nachſchlagebuch für Schulbehörden, Schulaufſeher, 
Lehrer und Lehrerinnen. Hrsg. in von A bis Z abgeſchloſſenen 
Heften. I. Bd. Langenſalza, Schulbuchh., 1905. Jedes Heft 1.20 N 

1. Heft. 8. verb. Aufl. (IV, 80 S.) 1904. — 5. Heft. 2. Aufl 
(IV, 84 6.) 1908. 

— dasſelbe. II. Bd. 1. Heft. Orsg. von Karl Laacke und Nar 

Ueberſchaer. Ebenda, 1905. (III, 84 S.) 1,20 M. 


34. Jahrgang. 


Schaidler, Ant.: Die Blindenfrage im Königreich Bayern. Mit 
zwei vergleichenden Anhangtabellen über die Blinden im Deutſchen 
Reiche. Bearbeitet im Auftrage des königlichen Staatsminiſteriums 
des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten. München, 
N. Oldenbourg, 1905. (IV, 144 S.) 4 N. 

Das Schickſal der Schulnovelle und die Proteſtbewegung in Württem⸗ 
berg. Stuttgart, Deutſches Bollsblatt, 1905. (III, 177 S.) 1 N. 

Trautmann, Oskar: Die ſtädtiſche Schuldeputation in Preußen 
und die Miniſterialinſtruktion vom 26. VI. 1811. Arch Off. 
19. Bd. 586589. 


18. Verkehr weſen. 

* Abänderungen und Ergänzungen der Rheinſchiffahrts⸗Polizeiordnung 
ſowie Abdruck derſelben in der neuen Faſſung. Bay Bl. Nr. 19 
S. 207—212, bezw. 212—245. 

* Bk. des Großherzoglichen Staatsminiſteriums, die Erteilung der 
Rheinfchifferpatente betr. Bom 23. III. 1905. Heff Kl. Nr. 11 
S. 107—111. 

* Bek., betr. Auswechſelung der Funkentelegramme zwiſchen dem 
Reichstelegraphennetz und den mit Funkentelegraphenſtationen aus⸗ 
gerüfteten Seeſchiffen. Vom 30. III. 1905. RZ Bl. Nr. 14 S. 84—85. 

* Bk. vom 18. IV. 1905, die Eiſenbahn⸗, Baus und Betriebsordnung 
für die Haupt: und Nebeneiſenbahnen Baperns betr. BayGBl. 
Nr. 21 S. 251—810. 

* Allerhöchſter Erl. vom 20. III. 1905, betr. eine Abänderung der 
Berwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen. PrSamml. 
Nr. 18 S. 190. 

G., betr. die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen. Vom 
1. IV. 1905. PrGSamml. Nr. 13 S. 179— 190. 

* Bf. des Reichs⸗Poſtamts vom 30. III. 1905, betr. die Borſchrift 
für den Gebrauch der Funkentelegraphie im öffentlichen Verkehr. 
RPoſtA Bl. Nr. 16 S. 57—63. 

“ Bf. des Reichs⸗Poſtamts vom 4. IV. 1905, bett. die Behandlung 
der Druckſachen außerdeutſcher Lotterien als unbeſtellbar. 
NPoſt ABl. Nr. 18 S. 69. 

Bf. des Reichs⸗Poſtamts vom 25. III. 1905, betr. die Befreiung 
der portopflichtigen Dienſtbriefe im Verkehr mit den deutſchen 
Schutzgebieten ſowie innerhalb derſelben vom Zuſchlagporto. 
NBORABL Nr. 14 S. 51—52. 

Bf. des Neichs⸗Poſtamts vom 20. III. 1905, betr. Poſtanweiſungs⸗ und 
Nachnahmeverkehr mit Deutſch⸗Oſtafrika. NPoſt A Bl. Nr. 14 S. 51. 

B. wegen Abänderung der B. vom 25. X. 1896, betr. die Be 
förderung gefährlicher Güter in Kauffahrteiſchiffen. Vom 
11. IV. 1905. BremGBl. Nr. 11 S. 838. 

„ B. des Reichskanzlers vom 14. III. 1905, betr. Abänderung der 
Telegraphenordnung vom 16. VI. 1904. (Feſtſetzung des Zuſchlags 
für Beſcheinigungen über entrichtete Telegrammgebühren auf 
0,10 N.) RAnz. Nr. 79. 

Königliche Allerhöchſte B. vom 26. III. 1905, über die Unterſuchung 
der Rheinſchiffe. Bay Bl. Nr. 17 S. 175—199. 

«Bſchr. für die Auswechſelung von Telegrammen zwiſchen den mit 
Funkentelegraphenſtationen ausgerüſteten Seeſchiffen und dem 
Neichstelegraphennetz. Vom 30. III. 1905. RAnz. Nr. 78. 

Brandt: Abgabenerhebung auf natürlichen Waſſerſtraßen. DWirtſch. 
1. Jg. 13—18. 

Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des Preußiſchen Kleinbahn⸗ 
geſetzes vom 28. VII. 1892. Eiſenbck. 21. Bd. 331—334. 

Fervers, [Adolf]: Das neue Waſſerſtraßengeſetz. Entſtehung, Zweck 
und Nutzen des Geſetzes. Mit (farb.) Uberſichtskarte und 
Geſetestert. Berlin, Germania, 1905. (67 S.) 1 M. 

Fleiſchmann, Max: Die Entſchädigung der öffentlichen Betriebs⸗ 
unternehmungen bei polizeilich verfügter Straßenſperrung. 
Eifend®. 21. Bd. 309—317. 
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Kleine: Das ſtaatliche Schleppmonopol. DWirtſch ZZ. 1. Ig. 109— 115. 

Peterſilie, Erich: Die rechtliche und wirtſchaftliche Bedeutung eines 
Schleppmonopols auf dem Kanal Rhein- Hannover. DWirtſchg. 
1. Ig. 105 — 109. 

* Die Portopflicht amtlicher Sendungen. Bay. 1. Ig. 
174—175. 


14. Kolonien. 


Deutſche Kolonial⸗Reform. Verfaßt von einem Ausland⸗Deutſchen. 
(Staatsſtreich oder Reformen! Teil 2. Buch 2.) 2. Aufl. Zurich, 
Zürcher & Furrer, 1905. (S. 624 — 1568.) 

Teich, Johannes: Die Laufbahn der deutſchen Kolonialbeamten, 
ihre Pflichten und Nechte. Mit Genehmigung des Auswärt. 
Amtes unter Benutzung amtl. Quellen bearb. 2. verm. Aufl. 
Berlin, O. Salle, 1905. (XII, 815 S.) 4,50 M.; geb. 5 M. 


F. Kirchenrecht. 

* B., die Amtsbezeichnung der Geiſtlichen betr. Bom 16. III. 1905. 
AltenbGS. Stück 2 Nr. 8 S. 17. 

* G., betr. die Beſoldungen der Pfarrer der evangeliſchen Landes⸗ 
kirche. Vom 7. IV. 1905. Gotha. Nr. 14 S. 52—53. 

* G. vom 28. II. 1905, betr. Abänderung der Wahlordnung für 
die Wahlen zum Kirchenrat und zum Kirchenausſchuß. Anlage 2 
zum Kirchenorganiſationsgeſetze vom 9. IX. 1864. FſteübGG Bl. 
Bd. 24, S. 15— 16. 

G. vom 30. III. 1905, eine weitere Abänderung des Geſetzes vom 
9. II. 1893 über die Beſoldungen der Geiſtlichen betr. Nis GS. 
Nr. 664, S. 187— 188. 

B., die Kirchenviſttationen betr. Bom 14. IV. 1905. Wald Bl. 
Nr. 9 S. 47. 

Aktenſtücke zur Angelegenheit des Pfarrers D. M. Fiſcher an der 
Markusgemeinde in Berlin. Hrsg. vom Vorſtande des deutſchen 
Proteſtantenvereins. Berlin, C. A. Schwetſchke & Sohn, 1905. 

(V. 51 S.) 1 N. 

Doemming, v.: Die Verabſchiedung der Kirchenſteuergeſetzentwürfe. 
PrBerwöl. 26. Ig. 584. 

Drews, Paul: Die Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtung der 
Ordinanden in Wittenberg 1585. 8KirchR. 15. Bd. 66—90. 
Frantz: Das Rechtsverhältnis von Staat und Kirche, insbeſondere: 
Trennung von Staat und Kirche. Frankfurt a. M., Neuer Fraul⸗ 

furter Verlag, 1905. (46 S.) 0,80 M. 

Gareis, Karl: Über Rechtsverhältniſſe an Begräbnisſtätten. Seuff Bl. 
70. Ig. 808324. 

Geigel: Kirchenſteuer. ElſLothr Z. 30. Ig. 218— 219. 

Heiner: Der Zölibat des katholiſchen Klerus nach Hoensbroechs 
„ultramontaner Moral“. ArchKathKR. 85. Bd. 287—304. 
Hoensbroech, Graf v.: Staat und Kirche in ultramontaner Auf: 

faffung. Vortrag. Frankfurt a. M., E. Grieſer, 1905. (28 S.) 0,30 M. 

Kraut, D. H.: Das Verfahren bei Beſetzung geiſtlicher Stellen in 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche des Königreichs Sachſen. 
Dresden, C. Heinrich, 1905. (VIII, 121 S.) Kart. 1,20 M. 

Muth: Das Kollegial⸗Stift St. Arnual, die General⸗Kirchen⸗ 
Schaffnei der Grafſchaft Saarbrücken und die Bruderſchaftsgülter 
der Ortskirche St. Johann. Ein Beitrag zur Entwicklung des 
evangeliſchen Kirchenrechts in der vormaligen Grafſchaft Saar⸗ 
brücken. ZKirchR. 15. Bd. 91—134. 

Rein, Wilhelm: Kirche, Staat und Schule. (Moberne Zeitfragen. Hrsg. 
Hans Landsberg. 2.) Berlin, Pan⸗Verlag, 1905. (29 S.) 1 M. 

Sakmann: Voltaire als Kirchenpolitiker. 3KirchR. 15. Bd. 1—65. 

Schwarz, Otto Georg: Kirchenrecht. Völkerrecht. Ein Hilfsbuch 
für junge Juriſten. 3. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(VIII, 124 S.) 8 N. 
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Sehling, Emil: Zum Montignoſo⸗Fall. Eine kanoniſtiſche Be⸗ 
trachtung. Necht. 9. Ig. 177—180. 

Stutz, Ulrich: Das preußiſche allgemeine Landrecht und der Eigen⸗ 
tümer des Kirchenguts. S.⸗Abdr. aus der „Feſtgabe für Bernhard 
Hübler“. S. 169— 184. Berlin, F. Vahlen, 1905. (18 S.) 0,60 N. 


G. Internationales Recht. 

* Beſtimmungen Über die gegenſeitige Anerkennung der Schiffsmeß⸗ 
briefe in Deutſchland und Frankreich. Bom 10. VI. 1905. RZBL. 
Nr. 24 S. 152. 

* Bufagvertrag zum Handels⸗, Zoll⸗ und Schiffahrtsvertrage zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Italien vom 6. XII. 1891. Vom 
8. XII. 1904. XGSBl. Nr. 22 S. 413 — 530. 

* Zuſatzvertrag zum Handels⸗, Zoll und . zwiſchen 
Deutſchland und Rumänien vom 21. X. 1893. Vom 1904. 
RGBl. Nr. 18 S. 253—313. 

Ackermann: Der Staatsvertrag zwiſchen Mecklenburg⸗Schwerin und 
Schweden vom 20. VI. 1903 in ſeiner Bedeutung für das Grund⸗ 
buchweſen der durch denſelben betroffenen Gebiete des Domaniums. 
Meckl. Z. 23. Bd. 250 — 258. 

Boghitché vitch, Miloſch: Die Enquéte⸗Kommiſſion des Völkerrechtes. 
(Haager Friedenskonferenz von 1899: Abkommen zur friedlichen 
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Erledigung internationaler Streitfälle, Art. 9— 14.) (Feſtgabe für 
Bernhard Hübler, S. 227—248.) Berlin, F. Vahlen, 1905. 

Fleiſchmann, Max: Völkerrechtsquellen, in Auswahl herausgegeben. 
Halle, Buch, des Waiſenhauſes, 1905. (XII, 880 S.) 6,80 M. 

Kuhn, Edgar: Der Mißbrauch des. roten Kreuzes. Eine kritiſch⸗ 
dogmatiſche Studie. München, C. H. Beck, 1905. (VII. 69 S.) 2 M. 

Loewenthal, Max J.: Das Unterſuchungsrecht des internationalen 
Seerechts in Krieg und Frieden. (Rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Studien. 28. Heft.) Berlin, E. Ebering, 1905. (186 S.) 4,80 M. 

Niemeyer, Th.: Vorſchläge zur Neform der Priſengerichts barkeit. 
DIZ. 10. Ig. 331—333. 

Nöldeke: Zuziehung fremder Konſularbeamten zu Vernehmungen vor 
inländiſchen Gerichten. DIZ. 10. Ig. 546— 548. 

Perels, Kurt: Eine Frage des Seeſtraßenrechts. MargRdſch. 16. Ig. 
710— 713. 

Scholz, Franz: Drahtloſe Telegraphie und Neutralität. S.⸗Abdr. 
aus der Feſtgabe für Bernhard Hübler. S. 185 — 226. Berlin, 
F. Vahlen, 1905. (46 S.) 1,40 M. a 

Schwarz, Otto Georg: Kirchenrecht, Bölterrecht Ein Hilfsbuch 
für junge Juriſten. 3. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 

(VIII, 124 S.) 3 M. Bu 

Seekriegs recht und Handel. JVerſWeſ. 1905. 273 — 275, 303 — 305. 

Wittmaack, H.: Die Dardanellenfrage. Necht. 9. Ig. 209 — 214. 


Grundlegende baiſcehangen. 


Entſch. Nr. 1 gibt Has weiteren Anwendungsfall der 
Lehre, daß für das Recht der Anfechtung wegen Irrtums und 
der Gewährleiſtung zu den Eigenſchaften einer Perſon oder Sache 
auch ſolche tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe derſelben 
gehoren, die in ihren Beziehungen zu anderen Perſonen oder 
Sachen wurzeln und zufolge ihrer Beſchaffenheit und voraus- 
geſetzten Dauer nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Einfluß 
auf die Wertſchätzuug der Sache zu üben pflegen. | 

Der Ehemann, der für ſich und feine — auf der Eiſen 
bahn verunglückte — Ehefrau eine Rückfahrkarte gekauft hatte, 
machte aus eigenem Recht auf Grund ehelichen Güterrechts und 
als Vertragspartei den vertragsmäßigen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Eiſenbahnfiskus geltend. In Entſch. Nr 4 wird 
dargelegt, daß der Vertragsanſpruch nicht dem Käufer, ſondern 
dem Juhaber der auf Grund der Fahrkarte die Reife angetreten 
hat, zuſteht, ſowie daß der Ehemann zwar ein Verwaltungsrecht 
in Anſehung des Frauenguts hat, daß er aber ihre Anſprüche 
nicht im eigenen Namen geltend machen konne. 

Der Vorbehalt der Vertragsſtrafe (BGB. 8 341 Abſ. 3) 
muß in einer dem Schuldner erkennbaren Weiſe zum Ausdruck 
gebracht werden. Es genügt nicht, wie in Entſch. Nr. 5 dar⸗ 
gelegt wird, daß der Vorbehaltswille aus den Umſtänden des 
Falles entnommen werden kann. 

Wird der Anſpruch gegen einzelne von mehreren Geſamt⸗ 
ſchuldnern abgetreten, ſo fragt es ſich, was aus den Anſprüchen 
gegen die von der Abtretung nicht betroffenen Geſamtſchuldner 
wird. Dieſe Frage behandelt Entſch. Nr. 6. 

Nach ZPD. 5 302, 600, 717, 945 vollſtreckt der Gläubiger 


eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung ohne Rückſicht auf 
Verſchulden auf ſeine eigene Gefahr. 
pflichtig, wenn die Entſcheidung nachträglich aufgehoben wird. 
Entſch. Nr. 9 verſagt mit Recht den Schadenserſatzanſpruch, 
wenn der fo Verurteilte der Enutſcheidung nachkommt, ohne daß 
ſie vorläufig vollſtreckbar iſt. Nach der Faſſung der Entſcheidung 
ſcheint angenommen zu werden, daß der Kläger ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig iſt, wenn der Beklagte das für vorläufig voll- 
ſtreckbar erklärte Urteil erfüllt, auch wenn der Kläger von dem 
Titel keinen Gebrauch macht! Dann mag man ſich hüten, ein 
vorläufig vollſtreckbares Urteil zu erwirken. 

Aber Schadenerſatzanſprüche eines Ehegatten gegen den 
anderen wegen Zuwiderhandlung gegen die aus der Ehe folgenden 
Verpflichtungen verhält ſich Entſch. Nr. 10. | 

Ebenſo wie das Kammergericht (K GJ. 29, A 167) ver⸗ 
neint Entſch. Nr. 12 die Vormerkungsfähigkeit des Anſpruchs 
aus dem Anfechtungsgeſetze auf Rückgewähr eines Immobiliar⸗ 
rechts an den Schuldner. 

Einen Erſatzanſpruch gegen den Pr. Juſtizſiskus wegen 
Schädigung des Klägers durch den Grundbuchrichter ſpricht 
Entſch Nr. 13 zu. 

Eine Anwendung und Fortbildung früherer Grundſätze 
über die teilweiſe nicht valutierte Hochfthypothek in der Zwangs ⸗ 
verſteigerung, insbeſondere ihre Rangſtellung bei Prioritätszeſſion 
enthält Entſch. Nr. 14. 

Inwieweit der Ehemann durch Anſchaffungen der Ehefrau 
für ihre Perſon (Kleidungsſtücke uſw.) verpflichtet wird, iſt die 
in Entſch. Nr. 16 behandelte Frage. 5 N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr Geheimer Juſtizrat Dr. Richard Wilke in Potsdam 
hat der Hülfskaſſe 500 Mark geſchenkt; es iſt ihm der 
verbindlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Der gerichtliche Zwangsvergleich außerhalb des 
Konkurſes. 


Von J. Philippſohn, Mitglied der Handelskammer zu Berlin 


und ſtellvertretender Handelsrichter. 


Unter den Beratungsgegenſtänden des diesjährigen deutſchen 
Anwaltstags befindet ſich auch die Frage, ob es ſich empfehle, 
in Deutſchland nach dem Vorbilde von England, Frankreich, 
Belgien, Italien, der Schweiz, Dänemark, Norwegen, den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nord⸗Amerika, Brafilien und Egypten ein 
Verfahren einzuführen, welches dem Schuldner bei unzureichendem 
Vermögen die Möglichkeit gewährt, ohne Anmeldung des 
Konkurſes eine Einigung mit feinen Gläubigern herbeizuführen. 

Dieſe Frage beſchäftigt die Juriſtenwelt nicht zum erſten 
Male. Schon im Jahre 1872 wurde in den Entwurf einer 
Gemeinſchuldnerordnung für das Deutſche Reich ein Abſchnitt 
aufgenommen, welcher „ein Vergleichsverſahren zur Abwendung 
des Gemeinſchuldverfahrens“ enthielt. In die Konkursordnung 
für das Deutſche Reich iſt dieſer Abſchnitt jedoch nicht über⸗ 
gegangen, weil man, wie die Motive hervorheben, hoffte, das 
neue Konkursrecht würde die Einführung eines ſolchen Verfahrens 
überflüffig machen. 

Allein in dieſer Hoffnung hat man ig getäuſcht. Denn 
weit entfernt davon, daß unter dem neuen Geſetz die alten 
Klagen des Handels ſtandes verſtummt wären, find dieſelben 
vielmehr von zahlreichen kaufmänniſchen Korporationen immer 
wieder erhoben worden, ſodaß ſich die Handelskammer von Berlin 
im vorigen Jahre veranlaßt fühlte, die Frage, ob denn der ſo 
vielfach geäußerte Wunſch nach Einführung eines gerichtlichen 
Zwangsvergleichs außerhalb des Konkurſes wirklich einem all- 
gemeinen Bedürfnis entſpräche, einer eingehenden Prüfung zu 
unterziehen. 

Die von ihr zu dieſem Zwecke angeſtellten Erhebungen 
haben ein geradezu überraſchendes Reſultat gezeitigt. Denn es 
haben nicht nur ſämtliche, aus den verſchiedenen Branchen ge⸗ 


bildeten Fachausſchüſſe der Berliner Handelskammer, ſondern 
auch faſt ſämtliche Handelskammern Deutſchlands mit Aus- 
nahme von wenigen, wo beſondere Verhältniſſe herrſchen, die Ein⸗ 
führung des bezeichneten Verfahrens für notwendig erklärt, und 
ſchließlich hat auch der deutſche Handelstag in ſeiner Voll⸗ 
verſammlung am 15. Februar 1905 zu Berlin mit einer an 
Einſtimmigkeit grenzenden Mehrheit ſich dafür ausgeſprochen. 

Die Gründe, die den geſamten deutſchen Handelsſtand zu 
dieſer Forderung veranlaſſen, find in der Hauptſache die folgenden: 

Das heutige Konkursverfahren iſt langwierig und koſt⸗ 
ſpielig. Die Konkursſtatiſtik lehrt, daß die Abwicklung der 
meiſten Konkurſe über ein Jahr dauert. Dazu kommt, daß die 
ja ohnehin ſchon unzulängliche Maſſe durch unzweckmäßige Ver⸗ 
wertung und Verwaltung und die großen Koſten des Gerichts 
und des Konkursverwalters oft zum größten Teile aufgezehrt 
wird. Der Hauptbeſtandteil der Aktivmaſſe in einem Waren⸗ 
konkurſe bildet das Warenlager, die beſſere oder ſchlechtere Ver⸗ 
wertung desſelben iſt ausſchlaggebend für die Dividende. Der 
Konkursverwalter hat aber ein Intereſſe daran, die Maſſe ſo 
ſchnell als möglich zu realiſieren. Um dies zu ermöglichen, 
muß das Warenlager niedrig taxieit und im ganzen verkauft 
werden. Die Taxe, die zu dieſem Zwecke aufgemacht wird, 
beträgt in den meiſten Fällen nur 25 bis 30 Prozent des Er⸗ 
ſtehungspreiſes. Das iſt ſo bekannt, daß ſich in Berlin eine 
Gruppe von Händlern gebildet hat, die jedes Warenlager aus 
einer Konkursmaſſe mit einem Aufſchlag von 10 Prozent — 
man könnte ſagen — unbeſehen kauft. Und aus dieſem Ver⸗ 
fahren kann man dem Konkursverwalter nicht einmal einen 
Vorwurf machen. Er iſt vielmehr in der Notlage, für den 
ſchnellen Verkauf des Lagers im ganzen ſorgen zu müſſen, da 
ſowohl die Saiſon dies verlangt, als auch teure Mieten, Ge⸗ 
hälter und andere Speſen ſonſt möglicherweiſe die Quote noch 
weiter herabmindern können, als wenn er auf eine andere als 
die gekennzeichnete Art verfährt. 

Gerade der Warenhandel iſt aber am Konkurſe am meiſten 
beteiligt. Denn von zirka 8200 Konkurſen im Jahre 1903 
entfallen auf ihn allein etwa 3 200, die übrigen erſtrecken ſich 
auf die Schneiderei, Tiſchlerei, Schuhmacherei uſw., alſo auf 
die Gewerbe. Was gar die in den Konkurſen des Handels 
beteiligten Summen angeht, ſo find dieſelben zweifellos viel 
größer als in den Gewerben, ſodaß alſo die geſchilderten 
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Schäden für den weitaus größten Teil des bei Konkurſen be- 
teiligten Kapitals zutreffen. 

Noch größer als die nachweisbaren direkten Schäden der 
Konkursgläubiger find die indirekten Nachteile, die dem reellen 
Detailgeſchäft durch die bei dem heutigen Konkursverfahren, wie 
nachgewieſen, notwendige Verſchleuderung der Maſſe erwachſen. 
Denn hierdurch wird allen benachbarten gleichartigen Geſchäften 
eine unheilvolle Konkurrenz bereitet, die ſich auch noch lange 
Zeit nach Beendigung des Konkursausverkaufes fühlbar macht. 

Zu dieſen Nachteilen, die die Anwendung des heutigen 
Konkursverfahrens, beſonders beim Warenkonkurs zeitigt, treten 
noch andere allgemeiner Natur. 

Derjenige Schuldner, über den einmal Konkurs eröffnet iſt, 
iſt wirtſchaftlich ruiniert. Er iſt und bleibt Schuldner ſeiner 
Gläubiger und dies Bewußtſein ertötet in ihm oft den Trieb, 
fich wieder emporzuarbeiten, da er ſich ſagt, daß er auf lange 
Zeit hindurch ja doch nur für ſeine Gläubiger arbeiten müſſe. 
Um ſich dem zu entziehen, greift er oft zu Manipulationen, die 
ihn leicht mit dem Strafgeſetzbuch in Konflikt bringen. 

Wird dem Schuldner aber durch einen außergerichtlichen 
Vergleich die Moͤglichkeit gegeben, einen Teil ſeiner Schulden 
abzuſtoßen, fo kann er fein Geſchäft weiterführen. 

In richtiger Erkenntnis der durch die konkursmäßige Li⸗ 
quidation entſtehenden Nachteile aller Beteiligter, Schuldner, 
Gläubiger wie Allgemeinheit eröffnet nun die Konkursordnung 
ſelbſt allerdings noch einen anderen Weg. Das Verfahren kann 
nämlich bekanntlich auch ohne Ausſchüttung der Maſſe durch 
einen gerichtlichen Zwang svergleich beendigt werden. Allein 
dieſer führt doch in den meiſten Fällen nicht zu einem be⸗ 
friedigenden Ergebnis. Denn nach der Reichsſtatiſtik haben die 
durch ſolchen Zwangs vergleich beendigten Konkurſe in den Jahren 
1895 bis 1900 nur eine Durchſchnittsquote von 26,41 Prozent 
ergeben. Dies erklärt ſich einmal daraus, daß von dem Augen⸗ 
blick der Konkurseröffnung bis zum Gelingen des Zwangs⸗ 
vergleichs die Maſſe in die Hände des Verwalters übergeht, der 
damit nach ganz anderen Geſichtspunkten verfährt als derjenige, der 
das Geſchäft aufgebaut hat. Dazu kommt, daß fich Freunde und 
Verwandte, wenn einmal der Konkurs eröffnet iſt, nicht mehr ſo 
leicht dazu bereit finden laſſen werden, durch Zurückſtellung ihrer 
Forderungen oder direkte Geldopfer dem Schuldner beizuſpringen. 

Da nach heutiger Lage der Geſetzgebung dem Schuldner 
kein anderer Ausweg bleibt, wird er auch aus Furcht vor den 
ihm aus der Eröffnung des Konkurſes begriffsmäßig erwachſenden 
perſönlichen und materiellen Nachteilen jo lange weiter wirt⸗ 
ſchaften, bis es nicht weiter geht und dann die Maſſe fo tief 
heruntergewirtſchaftet iſt, daß nur noch eine äußerſt geringe 
Quote herauskommen kann. 

Allerdings gibt es ja auch heute ſchon ein Mittel, den 
Konkurs zu vermeiden, und das iſt der private Vergleich. Allein 
hier ſteht dem Erfolge das Erfordernis hemmend entgegen, daß 
einem ſolchen Vergleich ſämtliche Gläubiger ihre Zuſtimmung 
geben müſſen. Die Folge hiervon iſt, daß entweder den ab⸗ 
lehnenden Gläubigern befondere Vorteile geboten werden müſſen 
oder aber der Vergleich, wegen des Widerſtandes einzelner, viel⸗ 
leicht gar nicht hoch am Konkurſe Beteiligter, ſcheitert. So hat 
die Berliner Handelskammer bei ihren Erhebungen Kenntnis 
von 193 Fällen erlangt, in denen der vom Schuldner den 
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Gläubigern vor der Konkurseröffnung angebotene außergericht⸗ 
liche Vergleich faſt ausſchließlich infolge des Widerſtandes einiger 
weniger Perſonen, die nur mit verhältnismäßig geringen 
Summen am Konkurſe beteiligt waren, geſcheitert iſt. Von 
dieſen 193 Konkurſen find dann fpäter 138 durch Ausſchüttung 
der Maſſe, 55 durch Zwangsvergleich beendigt worden. 

Bei erſteren find durchſchnittlich 21,33, bei letzteren 
35,36 Prozent der Forderungen zur Verteilung gelangt, während 
bei den außergerichtlichen Vergleichen durchſchnittlich 49,95 Pro; 
zent angeboten worden waren. 

Es iſt demnach feſtgeſtellt, daß der Zwangsvergleich wegen 
ſeiner Verbindung mit dem Konkurſe, der gegenwärtige Privat⸗ 
vergleich aber mangels notwendiger geſetzlicher Garantien keine 
Loͤſung unferes Problems bietet. Es muß daher ein geſetzliches 
Verfahren eingeführt werden, welches das Zuſtandekommen eines 
Vergleichs außerhalb des Konkurſes begünſtigt und vom Wider⸗ 
ſtande einzelner unabhängig macht. 

Iſt von den maßgebenden Vertretungen des Handels ſtandes 
dargetan, daß ein dringendes Bedürfnis nach Einführung eines 
ſolchen Verfahrens vorliegt, ſo iſt es Aufgabe der Geſetzgebung, 
dieſem Bedürfnis zu entſprechen oder aber darzutun, daß ein 
ſolches Verfahren aus juriſtiſchen Gründen undurchführbar iſt. 
Letzteres dürfte aber wohl angeſichts der bereits hervorgehobenen 
Tatſache, daß in vielen Ländern das gewünſchte Verfahren bereits 
beſteht und gute Reſultate gezeitigt hat, als ausgeſchloſſen 
betrachtet werden konnen. Insbeſondere in Großbritannien iſt 
die Einführung des gerichtlichen Zwangsvergleichs außerhalb des 
Konkurſes von den größten Erfolgen begleitet geweſen. Denn 
unter dem Einfluſſe des dort im Jahre 1887 eingeführten 
Geſetzes gehen einerſeits die Konkurſe immer mehr zurück, 
während andererſeits die Quote, welche die Gläubiger unter 
Anwendung des neuen Verfahrens erhalten, weſentlich größer ift 
als bei den [konkursmäßig abgewickelten Fällen. So find im 
Jahre 1903 von 8 711 Zahlungseinſtellungen zirka 4 000 auf 
außerkonkurs rechtlichem Wege geregelt worden. 

Was die Ausgeſtaltung dieſes Verfahrens anbetrifft, ſo 
ſcheint es mir am zweckmäßigſten, dem Anwaltstage die Annahme 
derjenigen Leitſätze zu empfehlen, welche der deutſche Handelstag 
feiner bereits eingangs erwähnten Reſolution zugrunde gelegt 
hat. Die diesbezügliche Erklarung lautet: 

„In bezug auf die Einführung eines gerichtlichen Zwangs ⸗ 
vergleichs außerhalb des Konkurſes ſtellt der Deutſche Handelstag 
unter Vorbehalt der Stellungnahme zu Einzelbeſtimmungen 
folgende Leitſätze auf: 

1. Ein Verfahren, welches im Falle der Überſchuldung 
einen gerichtlichen Zwangs vergleich außerhalb des Konkurſes und 
zur Abwendung des Konkurſes ermöglicht, iſt trotz der Vorzüge 
der deutſchen Konkursordnung ein dringendes Bedürfnis, 

a) um durch ein billiges, beſchleunigtes Verfahren und 
durch Vermeidung der erzwungenen Realiſierung der 
Maſſe die durch den Konkurs regelmäßig eintretenden 
erheblichen Verluſte der Gläubiger zu verringern, 

b) um den Schuldner ohne Benachteiligung der Gläubiger 
in ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz zu erhalten, 

co) um einer Schädigung des reellen Handels durch das 

Angebot der Maſſe zu Schleuderpreiſen — Konkurs ⸗ 
verkäufe u. dergl. mehr — vorzubeugen. 
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2. Das Verfahren zur Herbeiführung eines gerichtlichen 
Zwangsvergleichs außerhalb des Konkurſes iſt vom Gericht zu 
eröffnen und in kürzeſter Friſt durchzuführen. 

Dem darauf bezüglichen Antrage des Gemeinſchuldners iſt 
beizufügen: 

a) ein Verzeichnis der Gläubiger, 

b) ein Vermoͤgens verzeichnis, 

c) ein beſtimmter Vergleichsvorſchlag mit der Angabe, in 
welcher Weiſe die Erfüllung des Angebots gefichert 
werden fol. 

Der Vergleichsvorſchlag muß, falls die zurückgeſetzten 
Gläubiger nicht ausdrücklich einwilligen, allen nicht bevor⸗ 
rechtigten Gläubigern gleiche Rechte gewähren. 

Der Zwangsvergleich bedarf der gerichtlichen Beſtätigung. 

3. Um einer unredlichen Inanſpruchnahme des Zwangs⸗ 
vergleichs und einer Schädigung der Gläubiger durch Hinaus⸗ 
ſchiebung eines darauf bezüglichen Antrags vorzubeugen, iſt das 
Verfahren nicht zuzulaſſen und ein geſchloſſener Zwangsvergleich 
nicht zu beſtätigen, 

a) wenn einer der Fälle der 88 239, 240, 241 KO. 
vorliegt, 

b) wenn das Gericht die Aberzeugung gewinnt, daß die 
Überſchuldung oder der Vergleichsvorſchlag auf ein 
unredliches Verhalten des Gemeinſchulders zurück⸗ 
zuführen iſt oder einzelne Gläubiger in unlauterer 
Weiſe begünftigt werden ſollen, 

c) wenn der Gemeinſchuldner durch unredliches oder leicht⸗ 
finniges Verhalten den Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens über Gebühr verzögert hat, 

d) wenn der Gemeinſchuldner den Gläubigern nicht eine 
Mindeſtquote ihrer Forderungen (50 Prozent) gewährt. 

4. Der Gemeinſchuldner behält bei Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens die Verwaltung und Verfügung über die Maſſe unter 
der Aufficht des Gerichts und den von dieſem im einzelnen Falle 
anzuordnenden Sicherungsmaßregeln. Neue Verpflichtungen 
dürfen von ihm nur mit Zuſtimmung des Gerichts, eines von 
ihm beſtellten Verwalters oder Gläubigerausſchuſſes eingegangen 
werden. 

5. Falls der Vergleichsvorſchlag abgelehnt oder die Be⸗ 
ſtätigung rechtskräftig verſagt wird, iſt ſofort der Konkurs zu 
eröffnen. Der Tag der Eröffnung des Zwangsvergleichs⸗ 
verfahrens gilt als Tag der Konkurseröffnung. 

In bezug auf ſchwebende Prozeſſe, Arreſte und Zwangs⸗ 
vollſtreckungen hat die Eröffnung des Zwangsvergleichsverfahrens 
die Wirkung der Konkurseröffnung. 

6. Die weitere Ausgeſtaltung des Verfahrens wird ſich 


zweckmäßig an die Vorſchriften der Konkurs ordnung unter 


Berückſichtigung des Zwecks und der gebotenen Beſchleunigung 
des Verfahrens ſowie der im Auslande gemachten Erfahrungen 
anlehnen.“ 

Die Annahme dieſer Reſolution durch eine Vertretung des 
Juriſtenſtandes erſcheint um ſo wünſchenswerter und wichtiger, 
als dadurch auch durch die Juriſten die Anfichten derer widerlegt 
werden, welche zwar die Bedürfnisfrage bejahen, aber die 
Moglichkeit der Schaffung eines Geſetzes zur Abhilfe dieſes 
Bedürfniſſes verneinen. 
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Zur Frage der Ruhegehaltskaſſe. 
1. 
Von Juſtizrat Harnier in Caſſel. 


Die mit Nr. 13 dieſer Zeitſchrift mitgeteilten Entwürfe 
eines Geſetzes über Errichtung einer Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte — Zwangskaſſe — 
und von Satzungen einer ſolchen Kaffe — ohne Beitritts⸗ 
zwang — werden den Kollegen eine große Überraſchung gebracht 
haben, die bei mir wenigſtens eine ſehr freudige war. 

Wenn der zur Vorbereitung der Angelegenheit niedergeſetzte 
Arbeitsausſchuß zwar in erſter Reihe ein Geſetz über Errichtung 
einer Zwang skaſſe empfiehlt, fo iſt doch bei näherer Betrachtung 
der von dieſem Ausſchuß früher vertretene Standpunkt, daß ein 
jeder Anwalt durch geſetzlichen Zwang verpflichtet werden ſolle, 
für den Fall ſeiner Invalidität und ſeines Todes eine wenigſtens 
einigermaßen ausreichende Fürſorge zu treffen, im weſentlichen 
in dieſen Entwürfen verlaffen. 

Während bei dem früheren Entwurf ein jeder Anwalt ver⸗ 
pflichtet werden ſollte, für dieſen Zweck jährlich mindeſtens 
300 Mark aufzuwenden, iſt in dem neuen Entwurf der Zwang 
auf einen Betrag von nur 50 Mark zuſammengeſchrumpft. 
Diejenigen, welche den Standpunkt vertreten, daß der deutſche 
Rechtsanwalt im Durchſchnitt ſo wenig für ſeine und der 
Seinigen Zukunft ſorge, daß er hierzu durch geſetzlichen Zwang 
angehalten werden müfle, werden ohne weiteres anerkennen 
müſſen, daß dieſer Zweck durch einen Zwang zur Zahlung von 
nur 50 Mark jährlich nicht erreicht wird. Die dem Entwurf 
beigegebene Begründung und die Zahlen über die Höhe der für 
einen Beitrag von 50 Mark zu gewährenden — ſelbſtverſtändlich 
ſehr geringen — Rente beweiſen, daß unter keinen Umſtänden 
mehr von Erreichung des vorbezeichneten Zieles die Rede ſein 
kann. — Haben aber die Anhänger der Zwangstheorie ſelbſt 
ihre früheren weitergehenden Anträge als undurchführbar auf⸗ 
gegeben, dann ſollte ich meinen, daß ſie konſequenterweiſe auch 
dieſen letzten Reſt des Zwanges nunmehr über Bord werfen 
ſollten. War es doch ſchon früher eine Haupteinwendung gegen 
die Vorſchläge viel weitergehenden Zwanges, daß durch denſelben 
für die Fälle wirklicher Not, in denen er ſegensreich wirken ſoll, 
doch nur in unzureichender Weiſe geſorgt würde. Das gilt von 
dem Zwang des neuen Entwurfs in dem Maße, daß von irgend 
welchem wirklichen Nutzen dieſes Zwangs überhaupt keine Rede 
mehr ſein kann. Alles aber, was in dem Entwurf des Zwangs⸗ 
geſetzes über den Mindeſtſatz von 50 Mark hinausgeht, beruht 
eben nicht mehr auf Zwang, ſondern auf freiwilliger Entſchließung. 
Die Verſicherung in den Klaſſen 2—5 mit Jahresbeiträgen von 
100 —400 Mark iſt auch nach dem Entwurf des „Geſetzes“ 
lediglich eine freiwillige und nichts anderes als die gleiche in 
dem Entwurf der Satzungen der freiwilligen Kaſſe vorgeſehene. 

Ich glaube hiernach, daß die Freunde einer Zwangskaſſe, 
zu denen ich nie gehört habe, denen ich vielmehr als Mitglied 
des großen Aus ſchuſſes der Anwaltskammern entſchieden entgegen- 
getreten bin, nunmehr die Erreichung ihres Zieles für ausgeſchloſſen 
anſehen müſſen, worauf vielleicht auch das Ausſcheiden des 
Kollegen Kolſen⸗Berlin aus dem Arbeitsausſchuß hindeutet. 

Dagegen halte ich die Gründung einer freiwilligen Kaſſe 
nach Maßgabe der von dem Arbeitsausſchuß vorgeſchlagenen 
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Satzungen einer ſolchen für ungemein wünſchenswert und würde 
die Schaffung einer ſolchen für einen großen Gewinn für die 
deutſche Rechtsanwaltſchaft betrachten. Allerdings würde ich 
auch dieſen Satzungen gegenüber keine Bedenken tragen, ſofern 
das verficherungstechniſch moglich iſt, wenigſtens die Klaſſe I 
ganz zu ſtreichen; denn ich kann mir nicht denken, daß ein ver⸗ 
ſtändiger Kollege, der freiwillig für ſeine und der Seinen Zukunft 
ſorgen will, dies in ſo vollkommen unzureichender Weiſe tun 
ſollte, wie es mit einer Jahresprämie von nur 50 Mark zu 
erreichen iſt. Weiter würde ich es auch für richtig halten, die 
Beteiligung der Anwaltskammern als ſolcher bei der vor⸗ 
geſchlagenen freiwilligen Kaſſe überhaupt zu ſtreichen. Einen 
Beſchluß der Kammer, die Mitglieder mit der Mindeſtprämie 
von 50 Mark zu verfihern, würde ich, wenn er überhaupt 
rechtlich zuläffig iſt, für wertlos halten. Einen weitergehenden 
Beſchluß wird aber eine Kammer gewiß nicht faſſen, da ja 
gerade die Vielgeſtaltigkeit der Prämienſätze den weſentlichſten 
Vorteil des Entwurfs bildet und ſie es jedem einzelnen er⸗ 
möglicht, das nach feinen Verhältniſſen mögliche und richtige 
auszuwählen. 

Abgeſehen von dieſen beiden Punkten aber halte ich den 
Entwurf für vortrefflich. Ich ſetze ſelbſtverſtändlich voraus, daß 
die verſicherungstechniſchen Grundlagen des Entwurfs unanfechtbar 
find. Dann ergibt ſich aus der Begründung, daß die vor- 
geſchlagene Kaſſe weſentlich mehr leiſten kann und wird, als die 
bisher beſtehenden Verficherungsanſtalten. Wir ſchaffen alſo 
unſerem Stande dadurch, daß wir eine mit ſehr geringen Ver⸗ 
waltungskoſten arbeitende und nur die ſehr guten Riſiken deutſcher 
Rechtsanwälte aufnehmende Standeskaſſe gründen, einen großen 
Vorteil. Ich halte es für zweifellos, daß eine ſolche Kaſſe zahl- 
reichen Rechtsanwälten, welche ſich bisher zum Abſchluß einer 
ausreichenden Verſicherung nicht entſchließen konnten, Veranlaſſung 
zum Beitritt geben wird, und das iſt doch ſchließlich die Haupt⸗ 
ſache. Wird in den Kreiſen der Kollegen, bei Kammerverſamm⸗ 
lungen und bei Verſammlungen lokaler Anwaltvereine in an⸗ 
gemeſſener Weiſe für die Kaſſe gewirkt, ſo wird dadurch zweifellos 
den Kollegen die moraliſche Verpflichtung zur Sorge für die 
Zukunft in wirkungsvollerer Weiſe nahegelegt werden, als durch 
einen geſetzlichen Zwang. 

Wenn aber die Gründung dieſer freiwilligen Kaſſe die 
allgemeine Zuſtimmung findet, die ich erhoffe, dann könnte meines 
Erachtens der Vorſtand des Anwaltvereins auf ſeine Vorſchläge 
betreffend den Ausbau der Hülfskaſſe wohl überhaupt Verzicht 
leiſten. Zweifellos wird ein Bedürfnis für die Hülfskaſſe auch 
in Zukunft beſtehen, nicht nur für die jetzt vorhandenen 
Unterſtützungsfälle, ſondern auch für ſpäter eintretende Fälle, für 
alle bei der Kalle Verſicherten nämlich im Falle einer Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigkeit, die während der Wartezeit eintritt, ſowie 
in Fällen beſonderer Not neben der Verſicherung oder auch für 
Nichtverſicherte. Zweifellos aber werden die Anſprüche an die 
Hülfskaſſe in Zukunft ſich ganz weſentlich verringern, und es dürfte 
deshalb meines Erachtens wohl zu erwägen ſein, ob nicht bis auf 
weiteres mit der jetzigen Organiſation der Hülfskaſſe auch in 
Zukunft auszukommen wäre. Nach den feither (in Nr. 5 dieſer 
Zeitſchrift und in der Begründung des Arbeitsausſchuſſes) ge⸗ 
machten Mitteilungen ſcheint es doch zweifellos zu ſein, daß 
die Vorſchläge über Ausbau der Hülfskaſſe mit Zwangs⸗ 
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beitritt der Anwaltskammern jedenfalls eine allgemeine Zu⸗ 
ſtimmung unter den Kollegen nicht gefunden haben. Ich meiner ⸗ 
ſeits würde, falls nichts anderes zuſtande kommen könnte, 
dieſen Vorſchlägen gern zugeſtimmt haben; ich halte ſie aber, 
wie geſagt, jetzt nicht für nötig, zum mindeſten nicht mehr 
für dringend. Es wäre, glaube ich, von größtem Wert für 
ein fruchtbares Ergebnis der in Hannover ſtattfindenden Be ⸗ 
ratung, wenn vor derſelben der Vorſtand des Anwaltvereins, 
der Arbeitsausſchuß und der Vorſtand der Hülfskaſſe ſich über 
ein gemeinſames Vorgehen verſtändigen würden, und eine ſolche 
Verſtändigung ſcheint mir jetzt nicht mehr ſchwierig zu ſein. 
Würde dann der Anwaltstag in Hannover vielleicht einmütige 
Beſchlüſſe in dieſem Sinne faſſen, dann würde er im Intereſſe 
der deutſchen Rechtsanwaltſchaft meiner Überzeugung nach 
großes erreichen. 


2. 
Von Rechtsanwalt Wyczynski, Strasburg, Weſtpr. 


Anfangs September d. J. ſoll auf dem Anwaltstage in 
Hannover wiederum über die Ruhegehaltskaſſe beraten und be- 
ſchloſſen werden. Die ſeinerzeit (1901) in Danzig gewählte 
Kommiſſion hat erſt kürzlich die von ihr ausgearbeiteten Ent- 
würfe bekannt gemacht; ſchade, daß dies fo ſpät geſchehen; es 
iſt kaum Zeit zum Meinungsaustauſch. 

I. Ich bin vor allem der Anficht, daß es ſich empfehlen 
dürfte, die ganze Angelegenheit in anderer Weiſe zur Erledigung 
zu bringen. 

Die Ruhegehaltsfrage geht alle Rechtsanwälte an; auf den 
Anwaltstagen erſcheinen dagegen nur diejenigen, die dem An- 
waltsvereine angehören. Naturgemäß nehmen an den Anwalts- 
tagen zum größten Teile Anwälte aus der nächſten Umgegend 
teil und dieſe haben gewöhnlich die Majorität. Daraus erklärt 
ſich die Verſchiedenheit der Anfichten der jedesmaligen 
Majorität. 

Es müßte deshalb meines Erachtens folgendes beſchlofſen 
werden: 

A. Die Bearbeitung der Angelegenheit und die Entſcheidung 
über dieſelbe wird einer Verſammlung der Abgeordneten des 
Anwaltsſtandes übertragen. 

B. Jede Kammer wählt auf je 100 ihrer Mitglieder einen 
Abgeordneten; die Zahl der Mitglieder von 50 und mehr gilt 
für volles Hundert. 

C. Die Wahl der Abgeordneten kann auch brieflich er- 
folgen und ferner auch in der Weiſe, daß der Vorſtand der 
betreffenden Kammer ihren Mitgliedern brieflich beſtimmte Vor⸗ 
ſchläge macht und daß bezüglich derjenigen, die innerhalb 14 Tagen 
keine Antwort zugehen laſſen, angenommen wird, daß ſie fuͤr 
den in Vorſchlag Gebrachten ſtimmen. 

D. Die Beſcheinigung des Kammervorſtandes über die 
Wahl gilt als Legitimation des Gewählten. 

Die Wahl von Erſatz⸗ oder Vertretungsabgeordneten wird 
durch den Vorſtand der betreffenden Kammer vorgenommen. 

E. Lehnt ein Kammervorſtand oder eine Kammer au 
drücklich oder ſtillſchweigend die Wahl der Abgeordneten ab, ſo 
werden dieſelben von der in Danzig gewählten Kommiſſion aus 
der Zahl der der betreffenden Kammer angehörigen Mitglieder 
gewählt. 


NE 15. 1905. 


34. Jahrgang. 

F. Die Verſammlung der Abgeordneten wird von dem 
Vorſitzenden der im Jahre 1901 in Danzig gewählten Kom⸗ 
miffion bezw. des Ausſchuſſes derſelben berufen. 

G. An den Verſammlungen kann jeder Rechtsanwalt, auch 
wenn er nicht zu den Abgeordneten gehört, mit beratender 
Stimme teilnehmen. 

H. Die Vergütung der Abgeordneten übernehmen die 
einzelnen Kammern. 

Wird die Angelegenheit in dieſer Weiſe bearbeitet, ſo 
werden hoͤchſtens 70 Perſonen über fie zu entſcheiden haben; 
dies dürfte von großem Vorteile ſein, denn Fragen von ſo 
großer Tragweite können unmöglich in einer nach Hunderten 
zählenden Verſammlung gründlich erörtert werden. 

II. Die Kommiffion hat jetzt ausgearbeitet: 

a) einen Entwurf zum Geſetze über die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe uſw mit Zwangsbeitritt, 

b) Satzungen für einen Verficherungs verein ohne Beitritts. 
zwang. 

1. Beide Entwürfe ($ 29 — 88 24 und 31 Abſ. 3) be- 
ſtimmen folgendes: 

„Alle 5 Jahre iſt eine verficherungstechniſche Bilanz 
aufzuſtellen. Ergibt dieſelbe einen Fehlbetrag, ſo hat 
unverzüglich der Vorſtand dem Verwaltungs rate An- 
zeige zu erſtatten und Vorſchläge zu machen. Die 
alsdann zu berufende Mitgliederverſammlung beſchließt, 
in wie weit die in Zukunft zu zahlenden Renten zu 
ermäßigen find. Die Erhebung von Nachſchüſſen 
iſt unzuläſſig.“ 

Darnach wäre es möglich: 

a) daß diejenigen, welche in Erwartung einer Rente von 
beſtimmter Höhe die Prämien zahlen, ſpäter eine 
niedrigere Rente erhalten; 

b) daß denjenigen, die die Rente bereits beziehen, dieſelbe 
gekürzt wird. 

Dieſe Beſtimmung iſt meines Erachtens unannehmbar. 

Wenn man nicht ficher fein kann, daß das Inausſicht⸗ 
geſtellte unter allen Umſtänden gezahlt werden muß und gezahlt 
werden wird, jo hat die ganze Verſicherung gar keinen Zweck. 
Ich bin überzeugt, daß, wenn alle auf dieſe Beſtimmung auf⸗ 
merkſam gemacht werden, daß dann nur ſehr wenige für die 
Entwürfe zu haben ſein werden. 

2. In beiden Entwürfen geht man davon aus, daß ein 
Ruhegehalt auch diejenigen beziehen ſollen, die zwar noch im 
Amte find, deren Erwerbsfähigkeit aber infolge von Arbeits- 
unfaͤhigkeit unter /. der normalen geſunken iſt. 

Auch dieſe Beſtimmung dürfte unannehmbar ſein. Das 
Löſchen in der Rechtsanwaltsliſte dürfte Vorbedingung ſein 
müffen. 

3. Im 8 6 Abf. 3 und Abſ. 4 iſt beſtimmt, daß, wenn 
ein zur Zeit feines Beitritts Unverheirateter ſpäter heiratet, er 
die nach Tarif C zu berechnenden Beiträge zu zahlen hat; nach 
der Begründung (S. 13) ſollen aus dem Tarif C dieſe Beiträge 
erſichtlich ſein; in dem veröffentlichten Auszuge des Tarifs C 
find aber die Beiträge nicht angegeben. 

4. Es ſcheint mir überhaupt ein Mißverhältnis vorzuliegen 
zwiſchen den Leiſtungen der Kaſſe an Verheiratete und an Un⸗ 
verheiratete. 
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Z. B. (Tarif A und B): 

Ein Verheirateter tritt im Alter von 30 Jahren der fünften 
Klaſſe bei und wird nach 35 Jahren arbeitsunfähig; an Bei⸗ 
trägen wird er gezahlt haben 35 400 = 14 000 Mark und 
erhält von der Kaſſe eine Invalidenpenſion von jährlich 
2219 Mark, außerdem ſeine Witwe jährlich 1479 Mark; der 
Unverheiratete — der doch nur für fi zu ſorgen hat — erhält 
aber, obwohl er nur dasſelbe an Beiträgen gezahlt hat, beinahe 
dreimal ſo hohe Invalidenpenſion, nämlich 6061 Mark. 

Meines Erachtens dürfte die Invalidenpenſion der Unver⸗ 
heirateten in keiner Weiſe höher ſein als die der Verheirateten. 

5. In beiden Entwürfen geht man davon aus, daß die 
Höhe der Leiſtungen der Kaſſe ſich nach dem Eintrittsalter 
richten; infolgedeſſen werden unzählige Tarife ausgeſtellt werden 
müſſen. Wäre es da nicht einfacher, nur die Zahl der Mit⸗ 
gliedsjahre gelten zu laſſen? Dann würde die Sache ſo liegen 
wie bei den Staatsbeamten. 

6. Meines Erachtens find die Beiträge und die Eintritts⸗ 
gelder zu niedrig und die Leiſtungen der Kaſſe im Verhältnis 
zu den Beiträgen viel zu hoch. 

Wenn recht viele der Kaſſe beitreten ſollen, ſo muß dieſe 
eine finanziell fihere Grundlage haben. Lieber höhere Beiträge 
und, wenn Überſchüſſe da find, Dividenden. 

7. Nunmehr komme ich zur Zwangsfrage. 

Es läßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß ſehr viele gegen 
den Zwang find und daß viele der von den Gegnern angeführten 
Gründe zutreffend ſind. Es iſt wohl mit Recht zu befürchten, 
daß das ganze Projekt an dem Zwangabeitritt ſcheitern wird. 
Es wird ſtets viele geben, die dem Zwangsbeitritt widerſprechen 
und dieſe werden ſich feinerzeit an die geſetzgebenden Koͤrper⸗ 
ſchaften wenden mit dem Antrage, dem Geſetzentwurfe nicht 
zuzuſtimmen. In richtiger Würdigung dieſer Umſtände hat die 
Kommiſſion Gründung eines Verſicherungsvereins auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit mit freiwilligem Beitritt ins Auge gefaßt. 

Der Zwang ließe ſich dann auf indirektem Wege erreichen 
und zwar inſofern, als daß, wenn eine Kammer alle ihre Mit⸗ 
glieder verſichert, niedrigere Prämienſätze genommen werden 
(8 18 des nachfolgenden Entwurfs). | 

Jede Kammer könnte den Zwang dadurch einführen, als 
ſie ihre Kammerbeiträge z. B. auf 200 Mark jährlich erhöht 
und den Betrag von 175 Mark pro Mitglied zur Deckung der 
Verſicherungsprämien verwendet; die Mitglieder der betreffenden 
Kammer brauchen dann nur das Eintrittsgeld zu bezahlen, um 
verfichert zu ſein. N 

8. Die jetzt beſtehende Hülfskaſſe wird meines Erachtens 
weiter beſtehen müſſen. 

Denn wenn jemand vor Ablauf der Wartezeit arbeitd- 
unfähig und unterſtützungsbedürftig wird, oder wenn die Witwe 
oder Waiſen eines während der Wartezeit Geſtorbenen unter- 
ſtützungsbedürftig werden, fo müßte dann die Hülfskaſſe helfend 
eintreten. 

III. Nachſtehend erlaube ich mir den von mir ausgearbeiteten 
Entwurf des Statuts für eine eventuell neu zu gründende Ver⸗ 
ficherungsgeſellſchaft zu veröffentlichen. 

Dieſer Entwurf iſt, wie ich es ſehr wohl weiß, keineswegs 
vollſtändig und einwandsfrei; ich habe auch nur die Grundſaͤtze 
eines derartigen Statuts angeben wellen. 
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1. Was die Höhe der Jahresbeiträge betrifft, 
von folgender Berechnung ausgegangen: 

Verfichert ſich jemand im Alter von 30 Jahren bei dem 
Beamtenverein in Hannover auf eine von ſeinem 65. Lebensjahre 
ab zahlbare Rente von 1500 Mark, fo hat er von feinem 
30. bis 65. Lebensjahre, alſo 35 Jahre hindurch, vierteljährlich 
48 Mark zu zahlen. 

Nach meinem Entwurfe ſoll er bei einer gleich hohen 
Jahresrente 35 Jahre hindurch vierteljährlich nur 50 Mark, 
alſo 2 Mark mehr, zahlen. Für dieſe Beiträge fol außer der 
Rente noch für den Fall früherer Invalidität eine ermäßigte 
Rente und eventuell auch Witwen⸗ und Waiſengeld gezahlt 
werden. Dies enthält zwar eine erhebliche Mehrbelaſtung der 
Verficherungsgeſellſchaft; aber man muß berückſichtigen, daß beim 
Beamten ⸗Verein in Hannover die eingezahlten Prämien ohne 
Zinſen und unter Abzug von nur 5 Prozent des Kapitals zu⸗ 
rückgezahlt werden, falls der Verficherte vor Eintritt in den 
Bezug der Renten ſtirbt. Hier dagegen ſoll jede Erſtattung 
der Beiträge ausgeſchloſſen ſein (§ 24); deshalb glaube ich 
annehmen zu können, daß die vorgeſehene Jahresprämie von 
200 Mark bezw. 175 Mark ausreichen dürfte. 

2. Die einzelnen Anwaltskammern könnten vielleicht, wie 
oben zu II 7 angegeben, ihre Jahresbeiträge um 200 Mark 
erhöhen und dann alle ihre Mitglieder verfichern. 

Dadurch würde der Zwang indirekt eingeführt werden. 

Vielleicht ließen ſich ſogar für die Mitglieder derartiger 
Kammern, nämlich ſolcher, in denen die Kammerbeiträge erhöht 
und die Verſicherungsbeiträge für alle zuſammen abgeführt 
werden, ermäßigte Prämienſätze erreichen. 

Dies habe ich im § 18 vorgeſehen. 

3. Sollte die Befürchtung beſtehen, daß die Kaſſe wegen 
Mangels an Mitgliedern nicht lebensfähig ſein wird, ſo konnte 
man die Beſtimmung aufnehmen, daß ſie erſt dann in Kraft 
tritt, wenn mindeſtens 1 000 Mitglieder ihr beitreten. 

4. Ein materielles Rifiko wäre meines Erachtens nicht 
vorhanden. Wenn 1 000 Mitglieder beitreten und zwar (nehmen 
wir an) durchſchnittlich der 2. Ruhegehaltsklaſſe, ſo würde die 
Kaſſe nach Ablauf der erſten 5 Jahre (Wartejahre) folgendes 
Vermoͤgen befiten 

a) Eintrittsgeld 1000 X 500 500 000 Mark 
b) 6 jährige Beiträge 1 000 x 400 & 6 2 400 000 
2 900 000 Mark 


ſo bin ich 


= 2,9 Millionen. 

Wenn wir annehmen, daß die ſämtlichen Zinſen in den 
erften 5 Jahren und in der nachfolgenden Zeit zur Deckung 
der Verwaltungskoſten verwendet werden, ſo bleibt das Kapital 
unberührt. Alljährlich gehen dann 400 000 (vier mal Hundert 
Tauſend) Mark an Jahresbeiträgen ein. 

IV. Das Statut. 

8 1. Die Firma des Vereins lautet: 

Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſengeldverſicherung 
für Rechtsanwälte und Notare, Verficherungsverein 
auf Gegenſeitigkeit. 

§ 2. Der Verein hat ſeinen Sitz in 

§ 3. Aufnahmeberechtigt find: 

die im Deutſchen Reiche amtierenden Rechtsanwälte 
und Notare. 
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Die Mitgliedſchaft beginnt mit der Begründung des 
Verſicherungsverhältniſſes. 

5 Mitgliedſchaft erliſcht: 

1. mit dem Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welchem 
der freiwillige Austritt oder Ausſchluß ſtattfindet; 
2. durch Ausſcheiden aus dem Amte als R 
oder Notar; 
3. durch den Tod; 
4. durch den Bezug des Ruhegehalts. 

§ 4. Die Wartezeit beträgt fünf Kalenderjahre; jedes 
angefangene Jahr wird für voll berechnet. 

Für den Fall des ſpäteren Eintritts in eine höhere Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe (§ 5 Abſ. 3) beginnt hinſichtlich der Erhöhung die 
fünffährige Wartezeit von neuem. 

§ 5. Es gibt vier Ruhegehaltsklaſſen: 

1. in der erſten Klaſſe beträgt das Ruhegehalt 1 500 Mark 


2. in der zweiten Klaſſdſ 20.. 3000 
3. in der dritten Klaſſuu 4 500 
4. in der vierten Klaſſu 6 000 


Jedes Mitglied hat in dem Antrage auf Aufnahme 
ſchriftlich dem Vorſtande gegenüber zu erklären, welcher Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe es beitrete. Wird keine Erklärung abgegeben, ſo 
wird angenommen, daß der Betreffende der erſten Klafſe beitritt. 

Spätere Anderung der Ruhegehaltsklaſſe iſt zuläſſig 
(efr. 8 6 Abſ. 2 und 8 19). 

§ 6. Das Ruhegehalt beträgt für jedes nach Ablauf 
der Wartezeit begonnene Mitgliedsjahr (§ 17 Nr. 2) ½ (ein 
Dreißigſtel) des für die betreffende Klaſſe beſtimmten Ruhegehalts. 

Für den Fall des Eintritts in eine höhere Ruhegehalts⸗ 
klaſſe kann das betreffende Mitglied beſtimmen, wie viel Mit- 
gliedjahre ihm auf die höhere Ruhegehaltsklaſſe angerechnet 
werden ſollen. Die diesbezügliche Erklärung iſt ſpäteſtens 
innerhalb dreier Monate nach Eintritt in die höhere Ruhegehalts⸗ 
klaſſe dem Vorſtand gegenüber abzugeben (cfr. $ 19). 

Jedes Mitglied kann innerhalb dreier Monate nach ſeinem 
Beitritt dem Vorſtand gegenüber erklären, daß ſein jährliches 
Ruhegehalt mindeſtens 600 Mark betragen ſoll (efr. § 20). 

§ 7. Der Anſpruch auf das nach § 6 zu berechnende 
Ruhegehalt ſteht denjenigen zu: 

1. welche ihr 65. Lebensjahr vollendet haben; 

2. welche vor Erreichung dieſes Alters arbeitsunfähig 
werden. 

§ 8. Das Recht auf Bezug des Ruhegehalts: 

1. beginnt mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem der Verficherte das 65. Lebensjahr vollendet 
hat bezw. für arbeitsunfähig erklärt worden iſt; 

2. erliſcht mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem der Verficherte ſtirbt. 

§ 9. Hat ein das Ruhegehalt beziehendes geweſenes 
Mitglied durch ſeine Tätigkeit ein Nebeneinkommen, ſo ruht der 
Anſpruch auf das Ruhegehalt inſoweit und ſo lange, als dieſes 
Nebeneinkommen die Hälfte des Ruhegehalts überſteigt. 

$ 10. Das Witwengeld beträgt den dritten Teil des⸗ 
jenigen Ruhegehalts, das der Verſtorbene bezog bezw. bezogen 
haben würde. 

§ 11. War die Witwe jünger als der Verſtorbene und 
betrug der Altersunterſchied mehr als 15 Jahre, fo wird das 
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Witwengeld für jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes 
über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um ½0 gekürzt. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene 
Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage 0 des nach 
Maßgabe des § 10 zu berechnenden Witwengeldes ſo lange 
hinzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht iſt. 

§ 12. Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe: 

1. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen innerhalb dreier 
Monate vor feinem Tode geſchloſſen worden ift und 
nachgewieſen wird, daß die Eheſchließung zu dem 
Zwecke erfolgt war, um der Witwe den Bezug des 
Witwengeldes zu ſichern; 

2. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen geſchloſſen worden iſt 
während derjenigen Krankheit, die ſeinen Tod zur Folge 
hatte und dieſe Krankheit dem Verſtorbenen bekannt war; 

3. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen geſchloſſen 
worden iſt, nachdem er in den Bezug des Ruhegehalts 
getreten war. 

§ 13. Das Recht auf Witwengeld 

1. beginnt mit dem Ablauf des Kalendermonats, in 
welchem der Ehemann geſtorben iſt; 

2. erliſcht mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem die Witwe ſich verheiratet oder ſtirbt. 

§ 14. Das Waiſengeld beträgt für jede Waiſe / 
desjenigen Ruhegehalts, das der Verſtorbene bezog bezw. bezogen 
haben würde. 

Das mehreren Waiſen zuſtehende Waiſengeld darf das 
Witwengeld nicht überſteigen. 

§ 15. Keinen Anſpruch auf Waiſengeld haben Kinder aus 
den tu dem § 12 angegebenen Ehen. 

§ 16. Das Recht auf Waiſengeld 

1. beginnt mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem der Vater geſtorben iſt; 

2. erliſcht mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem die betreffende Waiſe das 18. Lebens jahr 
erreicht oder ſtirbt. 

§ 17. Jedes Kaſſenmitglied hat zu zahlen: 

1. ein Eintrittsgeld; dasſelbe beträgt: 


a) in der erſten Ruhegehaltsklaſſe. 250 Mark, 
b) in der zweiten Ruhegehaltsklaſſe. 500 
c) in der dritten Ruhegehaltsklaſſe. 750 
d) in der vierten Ruhegehaltsklaſſe. 1000 - 


2. an Beiträgen für jedes angefangene Kalenderjahr 
feiner Mitgliedſchaft (Mitglieds jahr): 


a) in der erſten Ruhegehaltsklaſſe. 200 Mark, 
b) in der zweiten Ruhegehaltsklaſſe. 400 
e) in der dritten Ruhegehaltsklaſſe. 600 
d) in der vierten Ruhegehaltsklaſſe. 800 


Die Beiträge ſind vierteljährlich im voraus zu zahlen. 

§ 18. Übernimmt eine Rechtsanwaltskammer die Zahlung 
der Jahresbeiträge für alle ihre Mitglieder, ſo ermäßigen fich 
die Jahresbeiträge, ſo lange dieſe Geſamtoerſicherung dauert, 
um Ys; fie betragen ſonach dann nur 175 Mark bezw. 350 Mark 
bezw. 525 Mark bezw. 700 Mark. 

Dieſe Beſtimmung findet auf die Notare eines und des⸗ 
ſelben Oberlandesgerichts Anwendung, wenn ſie ſich gemeinſchaft⸗ 
lich verfichern. 
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§ 19. Wird ein Mitglied nachträglich in eine höhere 
Ruhegehaltsklaſſe aufgenommen (§ 5 Abſ. 3), ſo hat es die 
Differenz des Eintrittsgeldes und, falls ihm die früheren Mit⸗ 
gliedsjahre angerechnet werden ſollen (§ 6 Abſ. 2), für ſämt⸗ 
liche anzurechnende Mitgliedsjahre die der höheren Ruhegehalts- 
klaſſe entſprechenden Mehrbeiträge nebſt 5 Prozent Zinſen und 
Zinſeszinſen nachzuzahlen. 

Dieſe Zinſen und Zinſeszinſen find alsdann auch von 
der nachzuzahlenden Differenz des Eintrittsgeldes zu ent⸗ 
richten. 

Die Differenz des Eintrittsgeldes nebſt 5 Prozent Zinſen 
und Zinfeszinfen iſt fofort zu bezahlen. 

Die Nachzahlung der Beiträge nebft Zinſen hat ſpäteſtens 
innerhalb 6 Monaten nach Ablauf der auf die höhere Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe ſich beziehenden Wartezeit (§ 4 Abſ. 2) zu erfolgen. 

Bis zur Bezahlung dieſer Gelder iſt die Erklärung über die 
Anrechnung der früheren Mitgliedsjahre ohne rechtliche Wirkung. 

§ 20. Im Falle des § 6 Abſ. 3 ift außer den im § 18 
angegebenen Jahresbeiträgen noch vierteljährlich im voraus ein 
jährlicher Zu ſatzbeitrag von 100 Mark zu zahlen. 

Die Zahlung dieſes Zuſatzbeitrages hört auf, ſobald die 
Höhe des nach 8 6 Abſ. 1 zu berechnenden Ruhegehalts den 
Betrag von 600 Mark erreicht. 

§ 21. Die Verpflichtung zur Zahlung der Jahresbeiträge 
bört auf: 

1. mit dem Erloͤſchen der Mitgliedſchaft (§ 3 Abſ. 3); 

3. mit dem Ablaufe des (35) fünfunddreißigſten Mit⸗ 
gliedsjahres. 

§ 22. Bezüglich derjenigen, die zur Zeit ihres Beitritts 
bereits länger als ein Jahr Rechtsanwalt oder Notar geweſen 
find, Ei folgendes beittmmt: 

1. fie konnen ſich die früheren Jahre ihrer Tätigkeit (ganz 
oder zum Teil) auf die Mitgliedzeit anrechnen laſſen; 

2. die Zeit, welche einmal als die anzurechnende be⸗ 
zeichnet worden iſt, kann jederzeit herabgeſetzt, dagegen 
nicht erhöht werden; 

3. nach Ablauf der Wartezeit find für die anzurechnenden 
Jahre die Beiträge (ohne Zinſen) nachzuzahlen; die 
Nachzahlung hat ſpäteſtens in 20 vierteljährlichen 
Pränumerandoraten zu erfolgen; 

4. erliſcht die Mitgliedſchaft vor Nachzahlung der Bei⸗ 
träge, ſo wird das von der Kaſſe zu zahlende Ruhe⸗ 
gehalt, Witwen- und Waiſengeld nur nach denjenigen 
Jahren berechnet, für welche die Nachzahlung erfolgt iſt; 

5. wenn der Betreffende vor Ablauf der fünfjährigen 
Wartezeit ſtirbt oder arbeitsunfähig wird, ſo wird die 
in Gemäßheit der Ziffer 1 anzurechnende Zeit auch 
auf die Wartezeit angerechnet, vorausgeſetzt, daß die 
Nachzahlung der Beiträge aus Ziffer 3 innerhalb 
dreier Monate nach dem Tode bezw. nach dem Ein⸗ 
tritt der Arbeits unfähigkeit erfolgt; 

6. von der Beſtimmung des § 6 Abſ. 3 dieſes Statuts 
konnen diejenigen, die zur Zeit ihres Beitritts bereits 
länger als ein Jahr Rechtsanwalt oder Notar geweſen 
ſind, nur dann und nur inſoweit Gebrauch machen, als das 
Mindeſtruhegehalt von 600 Mark ſich durch Anrechnung 
der früheren Jahre ihrer Tätigkeit nicht erreichen läßt; 
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7. wird Aufnahme in eine hohere Ruhegehaltsklaſſe 
beantragt, ſo haben die diesbezüglichen Nachzahlungen 
nach Vorſchrift des § 19 zu erfolgen. 

§ 23. Der Verluſt des Anſpruchs auf Ruhegehalt, 
Witwen- und Waiſengeld kann von dem Vorſtande unter Zu⸗ 
ſtimmung des Aufſichtsrats ausgeſprochen werden, wenn der 
Beitrag für zwei aufeinanderfolgende Vierteljahre nicht bezahlt iſt. 

§ 24. Rückzahlung des gezahlten Eintrittsgeldes bezw. 
der gezahlten Beiträge, Rückkauf der Police oder Auszahlung 
des Anteils an dem Prämienreſervefonds findet in keinem Falle 
ſtatt, auch nicht beim Berufswechſel oder beim Eintritt in eine 
niedrigere Ruhegehalts klaſſe. 

Irgend welche Vorauszahlungen oder Darlehne auf Ver⸗ 
ſicherungsſcheine werden nicht gewährt. 

§ 25. Organe des Vereins find: 

1. der Vorſtand; derſelbe beſteht aus 3 von dem Auf- 
ſichtsrate zu wählenden Mitgliedern; 

2. der Auffichtsrat; derſelbe beſteht aus 9 von der Mit⸗ 
gliederverſammlung zu wählenden Mitgliedern; 

3. die Mitgliederverſammlung; in dieſer konnen ſich die 
abweſenden Mitglieder durch andere Mitglieder ver⸗ 
treten laſſen; jedes erſchienene und jedes vertretene 
Mitglied hat eine Stimme. 

§ 26. Die jährliche Berechnung des Überſchuſſes 
bezw. des Fehlbetrages. 

A. Gewinnpoſten. 

Zu denſelben gehören: 

1. die von den Verfiherten nach Ablauf ihrer Wartezeit 
aus $ 17 gezahlten Beiträge; 

2. Zinſen von dieſen Jahresbeiträgen; 

3. die durch Wegfall der Anſprüche auf Ruhegehalt, 
Witwen- und Waiſengeld frei werdenden Anteile an 
den Prämienreſervefonds. 

B. Verluſtpoſten. 

Zu denſelben gehoren: 

1. die Verwaltungskoſten; 

2. die Koſten für Rückverficherungen; 

3. die in dem qu. Jahre fällig gewordenen Rubegehalts-, 
Witwen- und Waiſengelder; 

4. ſonſtige Verluſtpoſten. 

Die Differenz zwiſchen Gewinn und Verluſt bildet den 
Überſchuß bezw. den Fehlbetrag. 

§ 27. Verteilung des Überſchuſſes. 

Von dem Überſchuſſe find zu überweiſen: 

1. mindeſtens 10 Prozent dem Reſervefonds; 

2. mindeſtens 10 Prozent dem Spezialreſervefonds; 

3. mindeſtens 10 Prozent dem Nachſchußreſervefonds; 

4. nicht mehr als 10 Prozent dem Tantiemenfonds; 

5. von dem Reſtbeſtande 

a) mindeſtens ) dem Prämienreſervefonds, 
b) nicht mehr als / dem Dividendenfonds. 

§ 28. Deckung des Fehlbetrages. 

Die Koſten der Verwaltung und die ſonſtigen Verluſtpoſten 
in den erſten 5 Jahren find aus den Zinſen von den in dieſer 
Zeit eingegangenen Geldern zu decken. 

Der etwaige Fehlbetrag der ſpäteren Jahre wird für das 
betreffende Jahr gedeckt: 
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. in erſter Linie mit dem Dividendenfonds; 
. dann mit dem Tantiemenfonds; 
dann mit dem Prämienreſervefonds; 
dann mit dem Nachſchußreſervefonds; 
dann mit dem Spezialreſervefonds; 
. dann mit den Nachſchußbeiträgen bis 100 Prozent; 
dann mit dem Reſervefonds; 
ſchließlich durch weitere Nachſchußbeiträge. 

über die Erhebung der Nachſchußbeiträge beſchließt der 
Auffichtsrat. Die Nachſchußbeiträge werden mittels ein ⸗ 
geſchriebener Briefe erfordert und find binnen 3 Monaten zu 
zahlen. 

Die Nachſchußbeiträge werden nach den im letzten Jahre 
fällig geweſenen Jahresbeiträgen aus 88 17 und 18 beftimmt. 

8 29. Dem Refervefonds werden jährlich ũberwieſen: 

1. die Eintrittsgelder; 

2. ſonſtige außerordentliche Einnahmen; 

3. mindeſtens 10 Prozent des Überſchuſſes (8 27 Nr. 1); 
4. Zinſen von dem vorjährigen Beſtande des Reſervefonds. 

Beträgt der Reſervefonds den fünffachen Betrag desjenigen, 
was alle Mitglieder zuſammen nach Ablauf ihrer 35 Mitglieds⸗ 
jahre als Ruhegehälter zu beanſpruchen hätten, fo können die 
nach dieſem Paragraphen dem Reſervefonds zu überweiſenden 
Gelder dem Spezialreſervefonds überwieſen werden. 

§ 30. Dem Spezialreſervefonds werden jährlich 
überwiefen: 

1. mindeſtens 10 Prozent des Überſchuſſes (8 27 Nr. 2); 
2. Zinſen von dem vorjährigen Beſtande dieſes Fonds; 
3. eventuell die im § 29 Abſ. 2 angegebenen Beträge. 

Beträgt der Spezialreſervefonds fo viel, als im 8 29 Abſ. 2 
bezüglich des Reſervefonds beſtimmt iſt, fo konnen die nach dieſem 
Paragraphen dem Spezialreſervefonds zu überweiſenden Gelder 
dem Prämienreſervefonds überwieſen werden. 

8 31. Dem Prämienreſervefonds werden jährlich 
überwieſen: 

1. die für die Wartezeit gezahlten Jahres beiträge nebſt 
Zinſen; 

2. die für die anzurechnende Zeit nachgezahlten Beiträge 
(8 19 und 8 22 Nr. 3); 

3. der im $ 27 Nr. 5a beſtimmte Teil des Überſchuſſes; 

4. die auf Grund der Vorſchrift aus 8 34 Nr. 4 und 5 
frei werdenden Teile des Dividendenfonds; 

5. eventuell die im § 30 Abſ. 2 beſtimmten Beträge. 

Beträgt der Prämienreſervefonds fo viel, als im 8 29 Abſ. 2 
bezüglich der Reſervefonds beſtimmt iſt, fo können die nach dieſem 
Paragraphen dem Prämienreſervefonds zu überweiſenden Gelder 
dem Nachſchußreſervefonds überwieſen werden. 

An dem Prämienreſervefonds nehmen die einzelnen Verfiche⸗ 
rungen nach Verhältnis der auf dieſelben geleifteten, nach §8 34 Nr. 2 
der Dividenberechnung zugrunde zu legenden Jahres beiträge teil. 

§ 82. Dem Nachſchußreſervefonds werden jährlich 
überwieſen: 

1. der im 8 27 Nr. 3 beſtimmte Teil des Überſchuſſes; 
2. Zinſen von dem vorjährigen Beſtande dieſes Fonds; 

3. eventuell die im § 31 Abſ. 2 angegebenen Beträge. 

Beträgt der Nachſchußreſervefonds das Fünffache der von 
den Mitgliedern jährlich zu zahlenden, der Dividendenberechnung 
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nach 8 34 Nr 2 zugrunde zu legenden Beiträge, fo konnen die 
nach dieſem Paragraphen dem Nachſchußreſervefonds zu über⸗ 
weiſenden Gelder dem Dividendenfonds überwieſen werden. 

8 33. Dem Dividendenfonds find jährlich zu überweiſen: 

1. der im 8 27 Nr. 5b beftimmie Teil des ÜUberſchuſſes; 

2. Zinſen von dem vorjährigen Beſtande dieſes Fonds; 

3. eventuell die im § 32 Abſ. 2 angegebenen Beträge. 

§ 34. Bezüglich der Dividende wird folgendes beſtimmt: 

1. Dividende wird nicht berechnet: 

a) von den für die Wartezeit gezahlten oder von den 
Hinterbliebenen in Gemäßheit des § 22 Nr. 5 
für die Wartezeit nachgezahlten Beiträgen, 

b) von den Zuſatzbeiträgen aus § 20, 

c) von den Nachſchußbeiträgen aus 8 28; 

2. die Dividende wird berechnet nur von den Beiträgen, 
welche für die Mitgliedsjahre nach Ablauf der Warte⸗ 
zeit oder für die nach 8 19 und § 22 Nr. 3 an- 
zurechnende Zeit bar oder durch Verrechnung mit der 
Dividende gezahlt worden find; 

3. die Dividende kommt erſt nach 5 Jahren zur Ver⸗ 
rechnung bezw. Auszahlung und zwar nach Durch- 
ſchnitt der in den letzten 5 Jahren dem Dividenden- 
fonds zugeſchriebenen Beträge; 

4. die geweſenen Mitglieder bezw. deren Hinterbliebene 
haben keinen Anſpruch auf die Dividende für die 

letzten 5 Jahre der Mitgliedſchaft. Dieſe Dividenden⸗ 
anteile find auf den Prämienreſervefonds zu über⸗ 
tragen (§ 31 Nr. 4); 
5. die Dividende darf hoͤchſtens betragen (cfr. jedoch 
Ziffer 6 dieſes Paragraphen) 
a) für das erſte Mitgliedsjahr 3 Prozent aller von 
dem betreffenden Mitgliede geleiſteten, unter Ziffer 2 
dieſes Paragraphen angegebenen Beiträge, 
b) für das zweite Mitgliedsjahr 6 Prozent dieſer 
Beiträge, 
c) für das dritte Mitgliedsjahr 9 Prozent dieſer 
Beiträge uſw. uſw. 
ſodaß die Dividende für jedes Mitglieds jahr um 
höchſtens 3 Prozent der Beiträge ſteigen darf. 

Die durch dieſe Beſchränkung disponibel werdenden 
Beträge find auf den Prämienreſervefonds zu über- 
tragen (§ 31 Nr. 4). 

6. Betragen: der Reſervefonds, der Spezialreſervefonds, 

der Prämienrefervefonds und der Nachſchußreſerve⸗ 
fonds fo viel, als in dem § 29 Abſ. 2, 8 30 Abſ. 2, 
§ 31 Abſ. 2, § 32 Abſ. 2 angegeben ift, fo kann eine 
höhere Dividende, als unter Ziffer 5 dieſes Paragraphen 
angegeben, bewilligt werden. 

§ 35. Zur Auflöfung des Vereins ſowie zur Abänderung 
dieſes Paragraphen iſt erforderlich: 

1. die Anweſenheit von ?/, aller Mitglieder; 

2. eine Mehrheit der ?/ der erſchienenen Mitglieder. 

Iſt die nach Ziffer 1 erforderliche Anzahl der Mitglieder 
nicht erſchienen, fo kann binnen 8 Wochen eine neue Mitglieder- 
verſammlung ſtattfinden; zu derſelben müſſen alle Mitglieder 
mittelſt eingeſchriebener Briefe unter Auseinanderſetzung der 
Sachlage vorgeladen werden; zwiſchen der Abſendung der Ein⸗ 
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ſchreibebriefe und dem Verſammlungstage muß eine Friſt von 
mindeſtens 20 Tagen liegen. 

Die in der neuen Verſammlung erſchienenen Mitglieder find 
ohne Rückficht auf die Anzahl der Erſchienenen beſchlußfahig. 

§ 36. Die Bekanntmachungen ſind in dem Reichsanzeiger 
einzurücken. 

Der Aufſichtsrat kann auch andere Blätter dazu beſtimmen. 

§ 37. Über alle Streitigkeiten zwiſchen der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft und den Mitgliedern bezw. deren Witwen oder Waiſen 
entſcheidet der Auffichtsrat unter Vorbehalt des Rechtsweges. 

Die Entſcheidung des Auffichtsrats iſt nicht mehr an⸗ 
fechtbar, wenn binnen 6 Monaten nach Zuſtellung derſelben die 
Klage bei dem zuſtändigen Gerichte nicht erhoben wird. 

§ 38. In jedem zweiten Jahre muß eine verſicherungs⸗ 
techniſche Bilanz aufgeſtellt werden; im Anſchluß daran müſſen 
die Vereinsorgane Beſchluß darüber faſſen, ob und inwieweit 
die Jahresbeiträge zu erhöhen find. 


Die bayeriſche Rechtsanwaltſchaft und deren Reform. 
Von Dr. Cohén, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Nürnberg. 


In Nr. 4 der JW. von 1905 hat Herr Kollege Dr. Rojen- 
thal⸗München die beſonders ungünſtige Lage der bayeriſchen 
Rechtsanwälte charakterifiert. Im nachfolgenden ſollen dieſe 
Ausführungen ergänzt und die Vorſchläge zur Anderung der 
Zulaſſungs bedingungen erörtert werden. 


I. 


Ein weſentlicher Nachteil der bayeriſchen Rechtsanwaltſchaft 
iſt der Umſtand, daß junge Rechtspraktikanten, und zwar nicht 
nur mit der Note III, ſondern nach Abſolvierung der praktiſchen 
Nachbeſchäftigung im Juſtizdienſt nahezu alle bis zu der ſpäteren 
Anſtellung im Juſtizdienſt ſich der Rechtsanwaltſchaft zuwenden, 
um fpäter, da die Zahl der mit Note III geprüften über / der 
Geſamtzahl auszumachen pflegt, die Stellung eines Gerichts⸗ 
ſchreibers anzunehmen, alſo eines Subalternbeamten. 

Ein erheblicher Teil läßt ſich ſelbſtändig nieder und ver⸗ 
ſchlechtert dadurch die Praxis der Kollegen, die bei der Anwalt⸗ 
ſchaft ihren Lebensberuf finden. Gleichzeitig wird dadurch der 
Grund zu Unzuträglichkeiten für die Standesehre zufolge der 
Annahme ungeeigneter Bureaukräfte wie zu vermeidender Klientel 
gelegt. 

Hierzu tritt die beſondere Erſcheinung, daß die Anwälte in 
Bayern in unendlich geringer Anzahl ſich an Amtsgerichten 
niederlaſſen. Im geſamten Landgerichtsſprengel Nürnberg z. B. 
beträgt auf 74 am Landgericht zugelaſſene Rechtsanwälte die 
Zahl der Anwälte an den 8 Amtsgerichten des Bezirks nur 7, 
wobei dieſer Satz von nicht 10 Prozent gegenüber den Durch- 
ſchnittsverhältniſſen bereits günſtig iſt. 

Ein nicht geringer Teil der Rechtspraktikanten tritt als 
Hilfsarbeiter bei Rechtsanwälten ein und wird wegen der Be⸗ 
quemlichkeit der Vertretung beſtimmt, die Zulaffung an den 
ſämtlichen Gerichten, an denen der Chef bejchäftigt iſt, zu er- 
wirken, mit Einſchluß der Oberlandesgerichte. Es mag übrigens 
erwähnt werden, daß die meiſten Hilfsanwälte einen feſten Gehalt 
beziehen, der faſt nie den Satz von 3 000 Mark im Jahre erreicht. 
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Ferner kommt in Betracht, daß der Durchſchnitt der Streit- 
werte in Bayern bei der Armut der Bevölkerung ein ſehr ge⸗ 
ringer iſt, ſodaß nach der Erhöhung der Revifiondfumme am 
Reichsgericht kaum 50 Prozent der Sachen revifionsfähig ver- 
bleiben. Entſprechend betragen die Armenſachen je nach den 
einzelnen Oberlandesgerichtsbezirken zwiſchen 20 und 30 Prozent 
der geſamten Tätigkeit. 

Bei dieſer Sachlage betrachten nicht nur die Gerichts- 
ſchreiber als ſogenannte pragmatiſche Beamte und größtenteils 
frühere Rechtsanwälte, bezw. Rechtspraktikanten, ſich als den 
Rechtsanwälten ſozial überlegen, als befördert, ſondern auch die 
allgemeine Volksanſchauung. 

Hierzu geben auch die Beſtimmungen anderer Reſſorts Ver⸗ 
anlaſſung. Drei in Krais, Handbuch der inneren Verwaltung, 
4. Aufl. Bd. J S. 27 angeführte Miniſterialentſchließungen vom 
11. Juli 1862, 11. Dezember 1863 und 2. Juli 1868 geſtatten 
den Bezirksämtern (entſprechend den preußiſchen Landratsämtern) 
die Aufnahme geprüfter Rechtspraktikanten als Bezirksamts⸗ 
ſchreiber (entſprechend den Kreisſekretären) unter der Voraus- 
ſetzung, daß dieſe die Note II im Staatskonkurs (Gut) er- 
worben haben und ſich überhaupt für die Aſpiranz zum Dienſte 
in der inneren Verwaltung eignen. 

Im höheren Finanzdienſt werden ebenfalls nur Rechts- 
praktikanten mit der Konkursnote I oder II nach mindeſtens 
ſechsmonatlicher Beſchäftigung an einem Rentamte aufgenommen. 
Dieſelben haben alsdann 1 Jahr bei einer Finanzkammer der 
acht bayeriſchen Regierungen im Vorbereitungsdienſte zu arbeiten 
und werden danach auf Grund eines beſonderen Examens, des 
ſogenannten Akzeſſes, als Akzeſſiſten, d. h. Hilfsarbeiter, über⸗ 
nommen. Ihre erſte widerrufliche Anſtellung erhalten ſie ſodann 
als Rechnungskommifſäre. In dieſer Eigenſchaft ſtehen fie noch 
unter dem Range und Gehalte der Gerichtsſchreiber. Später 
werden fie in der überwiegenden Majorität Rentbeamte. Zu 
dieſer Stufe gelangen ſonſt Subalternbeamte, ſogenannte Finanz⸗ 
praktikanten, die den Beſitz des Maturitätszeugniſſes einer 
höheren Schule und eine dreijährige Praxis an einem Rentamte 
nachzuweiſen haben. 

Eine weitere Belaſtung der bayeriſchen Rechtsanwaltſchaft 
wird durch die große Zahl der Simultanzulaſſungen an ver⸗ 
ſchiedenen Kollegialgerichten herbeigeführt. Nach dem Stand der 
Rechtsanwaltſchaft, wie er ſich auf Grund des Verzeichniſſes der 
Rechtsanwälte Anfang Januar 1905 ſowie auf Grund des 
bayeriſchen Juſtizminiſterialblattes von 1904 Nr. 12 bis Nr. 2 
1905 darſtellt, waren z. B. am Oberlandesgericht Nürnberg am 
1. Januar 1905 49 Rechtsanwälte zugelaſſen, von welchen 
ein einziger lediglich am Oberlandesgericht zugelaſſen war. Die 
übrigen gehörten der Zahl der 73 Landgerichtsanwälte an. Von 
dieſen 48 Anwälten wurden ſeit dem 1. Oktober 1904 nicht 
weniger als 14 früher nur am Landgericht tätige neu zugelaſſen. 
Die Zulaſſung auf Grund des § 10 RAD. ſetzt aber nach 
Abſatz II die Anzahl der Rechtsanwälte, welche zur Erledigung 
der anhängigen Sachen erforderlich iſt, zum Maßſtab für den 
Begriff der Förderlichkeit. 

Nach der durch die Güte des Herrn Präfidenten des Eönigl. 
Oberlandesgerichts Nürnberg mir zur Verfügung geſtellten Ge⸗ 
ſchäftsüberficht dieſes Gerichtes ergeben ſich folgende Zahlen für 
das Geſchäfts⸗ und Kalenderjahr 1904. 
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A. Berufungen und Beſchwerden in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. 

1. Gewöhnliche Prozeſſe (einſchließlich Berufungen gegen 
Entſcheidungen in Sachen betr. Arreſte und . 
Verfügungen 298 

„ Urkundenprozeſſe mit Ausſchluß der Besfapraefe — 

Wechſelprozeſſe — 

Ehe- und Entmündigungeſachen, ſowie Prozeſſe Se 
Feſtſtellung des me ai Eltern und 
Kindern 6 27 


Sb ber Berufungen . 83 
5. Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ein- 
ſchließlich des Konkursverfahrens, und zwar in An⸗ 
gelegenheiten, in welchen das 
Amts gerichhtttt : 29 
Landgericht. e A 
in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


99 do 


B. Beſchwerden in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit 9 


C. Anträge auf Erhebung der öffentlichen Klage 
im Falle des 8 170 StPO. 


wurden erledigt im Jahre 1904 . . . . Br 7 


Es ergibt fich daraus unter A. eine Summe der Be- 
rufungen von 325, von Beſchwerden in bürgerlichen Rechts-. 
ſtreitigkeiten von 202, unter B. von Beſchwerden in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 9, unter C. von An- 
trägen auf Erhebung der öffentlichen Klage nach 8 170 
StPO. 7. 

Die Zahl der Berufungen iſt für die Tätigkeit der An- 
waltſchaft zu verdoppeln, die der übrigen Sachen, namlich Be- 
ſchwerde⸗ und Antragsſachen, iſt einfach zu zählen. Es ergeben 
ſich mithin 868 Sachen, von denen 94 Armenrechte ſachen ab- 
zuziehen ſind. Es verbleiben daher für die honorierte Tätigkeit 
774 Sachen, alſo auf den einzelnen Rechtsanwalt noch nicht 
ganz 15,8 Geſchäftsſachen im Laufe eines Jahres. Im Jahre 
1903 kamen 317 Berufungsſachen, 188 Beſchwerdeſachen in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 8 Beſchwerden in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 8 Anträge auf Er⸗ 
hebung der öffentlichen Klage, bei doppelter Zählung der Be⸗ 
rufungen mithin 838 Sachen an das Oberlandesgericht, von 
denen 72 Armenſachen waren. 

Eine Ausdehnung der Tätigkeit der Oberlandesgerichte auf 
weitere als hier angeführte Sachen ift durch Art. 42 des 
bayeriſchen ASGBS. in der geltenden Faſſung ausgeſchloſſen. 
Nach demſelben iſt die Verhandlung der zur Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts gehörenden Revifionen und Beſchwerden nach 
Maßgabe des Art. 8 zum ESGVG., ferner die Verhandlung 
der zur Zuſtändigkeit der O berlandesgerichte gehören den Re⸗ 
oifionen und Beſchwerden in Strafſachen, endlich die Ent⸗ 
ſcheidung über das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde in 
Grundbuchſachen und anderen Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit dem Oberſten Landesgericht in München zu⸗ 
gewieſen. Das Oberſte Landesgericht iſt ferner allgemein zu⸗ 
ſtändig für die Angelegenheiten, welche zur Zuſtändigkeit des 
früheren Oberſten Gerichtshofes gehoͤit haben. 


34. Jahrgang. 


Außerſt ſelten kommt Art. 36 des bayeriſchen AGGVG. 
in Betracht, wonach der Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte 
die Fideikommißſachen und die Verhandlung über Rechtsmittel, 


welche in erſter Inſtanz früher zur Zuſtändigkeit der Bezirks. 


gerichte (abgeſehen von den Sachen, für welche Beſtimmungen 
in Reichsgeſetzen enthalten find) gehörten, zugewieſen find. 

Mit dieſer Praxis in betreff der Simultanzulaſſung, die 
auch der der übrigen bayeriſchen Oberlandesgerichte entſpricht, 
ſteht die Auffaſſung der Oberlandesgerichte in anderen Staaten 
in diametralem Gegenſatz. Am Oberlandesgericht Karlsruhe 
find am 1. Januar 1905 16 Rechtsanwälte zugelaſſen, am 
Landgericht dort 74, unter denen fi) keine Simultanzulaſſung 
findet. Am Oberlandesgericht Stuttgart find 31 Rechtsanwälte, 
am dortigen Landgericht 78 Anwälte, ſämtlich ohne Simultan- 
zulaffung, tätig. Am Oberlandesgericht Dresden find 33 Rechts⸗ 
anwälte, am Landgericht dort 243, ſämtlich ohne Simultan- 
zulaffung, am Oberlandesgericht Frankfurt find 43, am Land- 
gericht daſelbſt 129 Rechtsanwälte, ohne Simultanzulaſſung, 
am Oberlandesgericht Jena find 12 Anwälte beſchäftigt. Ein 
einziger iſt zugleich am Landgericht Weimar zugelaſſen. Am 
Oberlandesgericht Darmſtadt find (nach beſonderer Zählung der 
Tabellen der Beilage zum Terminskalender) ein Rechtsanwalt 
ausſchließlich, ferner 19 Rechtsanwälte des Landgerichts Darm⸗ 
ſtadt — gegenüber 23 nicht zugelaſſenen —, ſodann 43 Rechts- 
anwälte des Landgerichts Mainz zugelaſſen. Für dieſes Gericht 
beſteht aber die beſondere Aus nahme des § 114 der RAD. Am 
Kammergericht Berlin find 92 Rechtsanwälte zugelaſſen. Am 
Landgericht I amtieren 649, am Landgericht II 252, am Amts- 
gericht II Berlin 30, an den umliegenden unmittelbar an Berlin 
anſchließenden Amtsgerichten Charlottenburg 30, Göpentd 6, 
Kalkberge 2, Rixdorf 7, Spandau 6, im ganzen 1 074 Rechts- 
anwälte, von denen einer vom Amtsgericht Rixdorf, der auch 
zugleich am Landgericht zugelaſſen iſt, doppelt gezählt wird. 
Von dieſen 1 073 einzelnen Rechtsanwälten gehört nicht einer 
der Zahl der 92 Kammergerichtsanwälte an. Lediglich das 
Hanſeatiſche Oberlandesgericht weiſt eine Beſonderheit auf, indem 
an demſelben ſämtliche Rechtsanwälte der Landgerichte 
Hamburg. Bremen und Lübeck in der Zahl von 312 Kollegen 
zugelaſſen find. Doch beſteht auch gerade für dieſes Oberlandes⸗ 
gericht eine Eigenheit inſofern, als Hamburg, Bremen und 
Lübeck vollkommen getrennte Rechtsgebiete haben und die Tätig⸗ 
keit an dieſem Gericht eine weit größere und umfaſſendere iſt, 
insbeſondere auch viel höhere Streitwerte aufzuweiſen hat, als 
an irgend einem Oberlandesgericht ſonſt. Trotzdem aber wird 
gerade für den Bezirk des Oberlandesgerichtes Hamburg über 
einen Überfluß an Rechtsanwälten geklagt. Aus den dortigen 
Verhältniſſen kann alſo eine Berechtigung für die Auffaſſung 
der bayeriſchen Oberlandesgerichte nicht hergeleitet werden. 


II 


Ganz ausgeſchloſſen aber erſcheint der Erfolg des Antrags 
der badiſchen Anwaltskammer, wie ihn Kollege Dr. Fürſt in 
Nr. 12 JW. für den diesjährigen Anwalistag befürwortet, durch 
geſetzliche Einführung einer Vorbereitungsfriſt von 2 Jahren 
nach Abſchluß der II. juriſtiſchen Prüfung die Vorbildung der 
Rechtsanwälte zu. fördern, bezw. der unerwünſchten Konkurrenz 
zu ſteuern. Zunächſt vermag nicht eingeſehen zu werden, wie 
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dieſe Vorbereitungszeit zu einem ſtändigen Hilfsmittel gegen den 
Andrang zur Rechtsanwaltſchaft nach Ablauf von 2 Jahren, 
nämlich der erſten geſetzlichen Vorbereitungsperiode, werden kann, 
wenn man nicht am Schluſſe dieſer Zeit ein neues drittes 
Examen einlegen will und damit die geſetzliche Gleichſtellung 
zwiſchen der Ausbildung zum Richter und Rechtsanwalt 
verſchiebt. 

Ebenſo iſt darauf hinzuweiſen, daß ſ. Zt. unter allgemeiner 
Zuſtimmung der preußiſchen Rechtsanwälte für den größten 
Teil des Deutſchen Reiches, nämlich für das Königreich Preußen, 
die Gefahr des ſogenannten Aſſeſſorenparagraphen beſeitigt 
wurde, wonach der Juſtizverwaltung das Recht zuſtehen ſollte, 
preußiſche Gerichtsaſſeſſoren nach beſtandenem Staatsexamen 
zum Juſtizdienſt nicht zuzulaſſen, bezw. von der Beſchäftigung 
als Hilfsrichter auszuſchließſen. Wir hätten alſo das eigen- 
tumliche Schauſpiel, daß ein Juriſt, der im größten Teil des 
Reiches als Hilfsrichter praktizieren kann und nach der Tätig⸗ 
keit der Amtsgerichte ſpez. im Gebiete der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, d. h. mit Objekten, die den Durchſchnitt der ganzen 
prozeſſualen Tätigkeit, die der Majorität der Kollegen je er⸗ 
blüht, weit überſteigen, daß dieſer Aſſeſſor die hierfür not- 
wendigen, vom Kollegen Fürſt unter 3 richtig charakteriſierten 
ſaͤmtlichen Eigenſchaften befigen und die vermöͤgensrechtliche 
Verantwortung tragen muß, aber nicht würdig genug erſcheint, 
um an einem Land- oder Amtsgericht die üblichen Prozeß ſachen 
zu vertreten. 

Noch eine Frage: Iſt es in Baden oder anderen Staaten 
fo häufig, daß ein Anwalt bereits innerhalb der erſten 1 ¼ oder 
2 Jahre feiner Tätigkeit eine größere und verantwortungsreiche 
Praxis erwirbt? Ich habe an recht verſchiedenen Gerichttſitzen 
im Süden und Norden, im Weſten und Oſten des Reiches mich 
nach den Verhältniſſen der Kollegen während meiner dortigen 
Tatigkeit zu erkundigen Gelegenheit gehabt. Aber noch überall 
iſt mir die Zeit der erſten 2 Jahre als die der ſogenannten 
Kinderkrankheiten bezeichnet worden. 

Praktiſch würde alſo durch die vorgeſchlagene Einführung 
nichts gewonnen werden, theoretiſch iſt ihr Schaden ungeheuer. 
Einmal würde die mühſam erreichte und einſt mit Begeiſterung 
begrüßte Gleichſtellung zwiſchen Richter und Rechtsanwalt im 
Deutſchen Reiche beſeitigt werden, andererſeits aber wird ſich 
dann zweifellos eine neue Frage ergeben, nämlich diejenige, 
nicht nach der Freizügigkeit der Rechtsanwaltſchaft, die mir an 
ſich ein Erfordernis der heutzutage weſentlich einheitlichen Rechts⸗ 
bildung zu ſein ſcheint, ſondern nach der in Oſterreich bereits 
durchgeführten Zulaſſung der Tätigkeit der Anwälte an ſämtlichen 
Gerichten des Reiches ohne Einſchränkung auf den Sitz der 
Zulaſſung. Ob dieſes den Wünſchen aller Kollegen entſprechen 
würde? Wer weiß es. Die Landgerichtsanwälte dürften kaum 
dabei ihre Rechnung finden. 

Auch der moraliſche Eindruck auf das Publikum, das be⸗ 
reits heute im Rechtsanwalt mehr ſeinen Diener als den des 
Rechtes ſieht, würde durch die Geringſchätzung des II. Examens 
bezw. durch die Differenzierung zwiſchen Richter und Rechts- 
anwalt in ungünſtigſter Weiſe geſtaltet werden. Man möge 
die Zeit der Ausbildung im praktiſchen Vorbereitungs- 
dienſte vor dem II. Examen ruhig um 2 oder 3 Jahre 


verlängern und das Examen durch Einführung einer 
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Reiche prüfungsordnung überall gleichheitlich auf das ſchwerſte 
geſtalten (Landesprivat⸗ und Landesſtaats⸗ bezw. Verwaltungs⸗ 
recht können auch in einer Reichs ordnung enthalten ſein und 
dasſelbe von den einzelnen Landesjuſtizverwaltungen entſprechend 
feſtgeſetzt werden). Aber jeder andere Vorſchlag iſt zwecklos. 
Die Überfüllung der hoheren Berufe und fo auch der Rechts⸗ 
anwaltſchaft wird niemand beſeitigen. Tatſächlich ſtehen ja aber 
gerade den Rechtsanwälten noch mancherlei andere Karrieren 
offen. Einen Unterſchied in bezug auf ſoziale und materielle 
Stellung in ſchroffſten Gegenſätzen hat es ſtets gegeben und 
wird es geben. Lediglich die Klaufierung kann durch Be⸗ 
ſeitigung der Konkurrenz eine Anderung ſchaffen, ſo wie der 
Beamtenetat die Stellung dieſer Perſonen fichert. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 25. Juni bis 
15. Juli 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 169 EG. z. BGB. 8$ 195, 631, 638, 852 
BGB. Rechtliche Natur des Perſonenbeförderungsvertrages 
einer Eiſenbahn. Verjährung von Schädenanſprüchen außerhalb 
des Haftpflichtgeſetzes.] 

Der Kläger iſt am 23. Dezember 1898 bei der Einfahrt 
in den früheren Leipziger Bahnhof in Dresden in einem Zug 
der Sächſiſchen Staatseiſenbahnen dadurch verletzt worden, daß 
er, weil der Zug über die Drehſcheibe hinweg in den Bahnſteig 
hineinfuhr, durch den heftigen Anprall vom Sitze weg mit dem 
Kopfe gegen den Rahmen des Wagenfenſters geſchleudert wurde. 
Mit der am 19. Februar 1903 erhobenen Klage hat er des⸗ 
wegen Schadenserſatz gefordert und den Anſpruch auf die Vor⸗ 
ſchriften des ſächfiſchen Rechts über widerrechtliche Schadens 
zufügung und über den Beförderungsvertrag geſtützt, nicht aber 
auch auf das Reichshaftpflichtgeſetz, da inſoweit ſeine Anſprüche 
verjährt ſeien. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OG. 
erklärte den erhobenen Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt. Das RG. hob auf: Das Berufungsgericht 
hat bei der Beurteilung der Einrede der Verjährung mit Recht 
zunächſt die Vorſchrift im § 9 Abſ. 2 in Verbindung mit § 8 
RHafıpfl®. in der vor dem 1. Januar 1900 geltenden Faſſung 
und da hiernach einerſeits die Verjährung an dieſem Tage noch 
lief, andererſeits jene Beſtimmung mit dieſem Tage weggefallen 
war, gemäß Art. 169 EG. z. BGB. die Vorſchriften des 
BGB. angewendet. Es hat daher den Klaganſpruch, ſoweit 
er auf widerrechtliche Schadenszufügung geſtützt iſt, nach § 852 
BGB. mit dem 23. Dezember 1901 für verjährt erachtet, da- 
gegen die Verjährung des Anſpruchs, ſoweit er auf Schadens⸗ 
erſatz wegen mangelhafter Erfüllung des Beförderungsvertrags 
gerichtet iſt, verneint, indem es auf dieſen Anſpruch die regel⸗ 
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mäßige 30 jährige Verjährung des 8 195 BGB. anwendet. 
Dabei geht es auf Grund des ſächſiſchen Rechtes davon aus, 
daß der Beförderungsvertrag ein Werkvertrag ſei, inhaltsdeſſen 


der Beklagte ſich verpflichtet gehabt habe, den Kläger ordnungs- 


mäßig ohne Verletzung ſeiner Perſon nach Dresden zu beförbern, 
daß er dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen ſei und daß er 
zu beweiſen habe, daß die Unmöglichkeit der Erfüllung der 
Forderung vom Kläger verſchuldet worden ſei oder in einem 
Zufall ihren Grund habe. Aus den Gründen des RG.: Der 
zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag iſt nach den vor 
dem 1. Januar 1900 in Geltung geweſenen Vorſchriften zu 
beurteilen. Das HGB. a. F. enthält keine Vorſchriften über den 
Perſoneabeförderungsvertrag, die Eiſenbahnverkehrs ordnung vom 
15. November 1892 — ebenſo wie die vom 26. Oktober 1899 — 
nur vereinzelte Beſtimmungen; ſoweit dieſe nicht eingreifen, was 
hier der Fall iſt, iſt der Vertrag als Handelsgeſchäft (88. 
a. F. Art. 272 Abſ. 2 Ziffer 3) nach Handelsgebräuchen (Art. 1) 
und in deren Ermangelung nach bürgerlichem Rechte, mithin 
hier nach dem ſächſiſchen Rechte zu beurteilen. Wenn daher das 
Berufungsgericht auf Grund dieſes Rechtes als Inhalt des 
zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Verdingungs vertrages 
(Werkoertrages) die Verpflichtung des Beklagten angenommen 
hat, den Kläger ordnungsmäßig, ohne Verletzung feiner Perfon, 
nach Dresden zu befördern — übrigens nicht im Sinne einer 
Garantie, wie die Revifion annimmt, ſondern in dem Sinne, 
daß durch die Art und Weiſe der Beförderung der Kläger 
nicht verletzt werde —, und wenn es weiter darin, daß der 
Kläger infolge der Betriebstätigkeit verletzt worden iſt, eine 
Verletzung der Vertragspflicht, einen Mangel des Werks, des 
herbeizuführenden Erfolgs, findet, jo entzieht ſich dies bei der 
Irreviſibilität des ſächſiſchen Rechts der Nachprüfung durch das 
Revifionsgericht. Bei Zugrundelegung dieſer Ausführungen iſt 
aber die Anwendbarkeit des $ 638 BGB. ohne weiteres ge⸗ 
geben. Das BGB. verſteht im § 631 unter einem „Wert“ 
nicht bloß die Herſtellung oder die Veränderung einer Sache, 
nicht bloß eine materielle Produktion, ſondern überhaupt jeden 
durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführenden Erfolg, alſo 
auch einen immateriellen Erfolg. Wird nur ein mangelhafter 
Erfolg herbeigeführt, fo leidet das Werk, nämlich der herbei ⸗ 
geführte Erfolg, an einem Mangel. Auch auf ſolche Mängel 
iſt 5 638 anwendbar, wenn auch mit der Maßgabe, daß, 
weil „nach Beſchaffenheit des Werks“ die Abnahme ausgeſchloſſen 
iſt, die Verjährung gemäß § 646 mit der Vollendung des 
Werks zu laufen beginnt. Das ergibt ſich auch aus det Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der geſetzlichen Beſtimmungen über den Wert. 
vertrag. Der $ 567 des erſten Entwurfs und die nach⸗ 
folgenden 588 568 bis 578 regelten nur denjenigen Werk⸗ 
vertrag, der die Herſtellung oder die Anderung einer Sache 
zum Gegenſtande hat; im Anſchluß hieran wurden im 8 579 
„auf den Vertrag, der nicht die Herſtellung oder die Anderung 
einer Sache, ſondern einen anderweiten, durch Arbeitsleiſtung 
oder Dienſtleiſtung zu bewirkenden Erfolg zum Gegenftand hat“, 
jene Vorſchriften entſprechend für anwendbar erklärt, darunter 
auch der die ſechsmonatige Verjährungsfriſt behandelnde 8 571 
und zwar mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Abnahme, 
ſofern dieſe nach den Umſtänden ausgeſchloſſen iſt, die Vollendung 
der dem Unternehmer obliegenden Leiſtung treten ſoll. In den 
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Motiven zum 5 579 (Bd. II S. 508) wird namentlich die 
Anwendbarkeit des § 571 auf den Werkvertrag im weiteren 
Sinne, wie er in 8 579 beſtimmt iſt, dargelegt. Die 88 567, 
571, 579 find Geſetz geworden; die zweite Kommiſflon hat 
nur die 88 567, 579 zuſammengezogen (Prot. Bd II S. 309); 
der dadurch gegebenen Faſſung (§ 569 des zweiten Entwurfs) 
entſpricht § 631 des Geſetzes und dem § 571 des erſten Ent⸗ 
wurfs ($ 576 des zweiten Entwurfs) der 8 638 des Geſetzes. 
Daraus ergibt fich, daß dieſe letztere Beſtimmung auch auf 
Fälle Anwendung leidet, wo der verſprochene immaterielle Erfolg 
nur mangelhaft herbeigeführt worden iſt. Hiergegen kann nicht 
verwertet werden, daß in vielen dergleichen Fällen von einer 
„Beſeitigung des Mangels“ und von einer Wandelung nicht 
geſprochen werden kann; dann verbietet ſich die Anwendbarkeit 
des 8 638 wegen Gegenſtandslofigkeit von ſelbſt. Jedenfalls 
tft ein Schaden wegen nur mangelhafter Herbeiführung des 
verſprochenen Erfolges tatſächlich moglich. Hiernach unterlag 
der dem Kläger auf Grund des Befoͤrderungsvertrags nach 
ſächſiſchem Rechte entſtandene Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
eines Mangels des Werks der nach Art. 169 Abſ. 2 Satz 1 
EG. z. BGB. vom 1. Januar 1900 ab laufenden ſechs⸗ 
monatigen Verjährung des 8 638. Das Berufungsurteil mußte 
daher aufgehoben werden. Sächſ. Staatsfiskus c. E., U. v. 
19. Juni 05, 350/04 VI. — Dresden. 

2. Art. 170 EG. z. BGB., $ 341 BGB. Bedeutung 
der nach dem 1. Januar 1900 erfolgten Erfüllung eines nach 
altem Recht abgeſchloſſenen Vertrages, namentlich bez. einer 
vereinbarten Vertragsſtrafe.] 

Der Kläger hat von der Beklagten ein Darlehn erhalten 
und dafür Hypothek beſtellt. Das Kapital ſollte bis zum 
15. Januar 1907 beiderſeits unkündbar ſein, jedoch ohne Kündi⸗ 
gung ſofort verfallen, wenn des verpfändete Grundſtück ganz 
oder zum Teil ohne vorherige Vereinbarung mit der Gläubigerin 
veräußert würde. Wenn aus irgend einem Grunde das Dar⸗ 
lehn vor der Verfallzeit zurückgezahlt werde, ſo ſollte die 
Gläubigerin als Entſchädigung eine Vertragsſtrafe erhalten, 
endlich war eine Verzinſung von 4½¼ bez. 6 Prozent feſtgeſetzt. 
Ende des Jahres 1898 verkaufte Kläger das verpfändete Haus 
ohne Genehmigung, ja ſogar ohne Vorwiſſen der Beklagten und 


gaben dieſer erſt nach dem Verkaufe von deſſen Abschluß Nach⸗ 


richt. Darauf forderte am 9. Januar 1899 die Beklagte den 
Kläger auf, ihr das Kapital, das durch den ohne ihre Ge⸗ 
nehmigung erfolgten Verkauf fällig geworden ſei, bis zum 
81. Januar 1899 nebſt der Vertragsſtrafe von 2 Prozent und 
den anderen Akzefſorien zu zahlen, widrigenfalls fie von da ab 


die Zinſen zu 6 Prozent berechne. Auf Grund der vollftreck⸗ 
baren Notariatsurkunde vom 25. Januar 1898 ließ nun die 


Beklagte nach Zahlung des Kapitals und der Zinſen zu 4½ Pro⸗ 


dent am 27. März 1902 gegen den Kläger für Schuldbeträge 
von 7181,25 Mark und 403,90 Mark pfänden. Kläger be⸗ 
antragte daraufhin mittels Klage die am 27. März 1902 gegen 
ihn vorgenommene Zwangsvollſtreckung aufzuheben. Die Klage, 


a — 


Berufung und Revifion wurden zurückgewieſen. Es handelt ſich 


hier um die Frage, ob die Beklagte ihren auf dem Darlehns⸗ 
vertrag vom 25. Januar 1898 beruhenden Anſpruch auf die 


ſtreitige Vertragsſtrafe durch die am 17. Januar 1902 erfolgte 
vorbehaltloſe Annahme der Darlehnsſumme verwirkt hat. Die 
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Beantwortung dieſer Frage hängt, da das zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes geltende, unbeſtrittenermaßen auf das fragliche 
Vertragsverhältuis urſprünglich anwendbare Recht des code civil 
eine einſchlägige Vorſchrift nicht enthält, davon ab, ob die Regel 
des Art. 170 EG. z. BGB., wonach für ein Schuldverhältnis, 
das vor dem Inkrafttreten des BGB. entſtanden iſt, die bis- 
herigen Geſetze maßgebend bleiben, hier durchſchlagend iſt, oder 
ob auf die erwähnte Rechtshandlung die Beſtimmung des zur 
Zeit ihrer Vornahme geltenden 8 341 Abſ. 3 BGB. An- 
wendung zu finden hat. Obgleich in Art. 170 cit. ſelbſt keine 
Ausnahme von der darin aufgeſtellten Regel vorgeſehen iſt, ſo 
tft doch in den Motiven hierzu (Art. 103 des Entwurfs 
S. 256), — welche im weſentlichen die Billigung der zweiten 
Kommiſfion für das BGB. (vergl. Prot. Bd. 6 S. 498 ff.) 
gefunden haben, und daher für die Auslegung des im weſent⸗ 
lichen dem Art. 103 des Entwurfs entſprechenden Art. 170 
EG. von Wichtigkeit ſind, — anerkannt, daß Tatſachen, welche 
für ein nach früherem Rechte ſich beſtimmendes Schuldverhältnis 
bedeutſam werden, mit Rückficht darauf, daß fie erſt unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts eintreten, unter Umſtänden in ihren 
Wirkungen nach dem neuen Rechte zu bemeſſen fein knnen. 
Als ſolche Tatſache kommt aber im gegebenen Falle nur die 
ſeitens der Beklagten geſchehene vorbehaltloſe Annahme der von 
dem Kläger geſchuldeten Darlehnsſumme als Erfüllung inſofern 
in Betracht, als in 8 841 Abſ. 3 BGB. an eine ſolche vor⸗ 
behaltloſe Annahme der Erfüllung ſeitens des Gläubigers der 
Verluſt des Rechts desſelben auf die zu ſeinen Gunſten be⸗ 
dungene Vertragsſtrafe geknüpft iſt. Es handelt ſich alſo im 
weſentlichen hier um das Recht auf die Vertragsſtrafe, 
wie ja auch die erwähnte Beſtimmung des § 341 Abſ. 3 in 
dem die Überſchrift „Vertragsſtrafe“ tragenden 4. Titel des 
2. Abſchnitts des 2. Buchs des BGB., nicht in dem die Über⸗ 
ſchrift „Erfüllung“ tragenden 1. Titel des 3. Abſchnitts des 
nämlichen Buchs (88 362 ff.) enthalten iſt. Da dieſer An⸗ 
ſpruch auf die Vertragsſtrafe aber urſprünglich auf dem unter 
der Herrſchaft des code civil geſchloſſenen und daher der 
Regel nach gemäß den Beſtimmungen des letzteren Geſetzbuchs 
zu beurteilenden Darlehns vertrag beruht und die betreffende 
Vereinbarung einen Teil dieſes Vertrags bildet, ſo erſcheint es 
von vornherein als dem Grundſatze des Art. 170 CG. ent⸗ 
ſprechend, auf dieſen Anſpruch in ſeiner Geſamtheit die 
Vorſchriften des zur Zeit ſeiner Begründung geltenden Rechts 
und nur dieſe Vorſchriften, namentlich auch inſoweit anzu⸗ 
wenden, als es ſich um die Frage handelt, ob eine unter der 
Herrſchaft des BGB. vorgenommene Rechtshandlung das Er⸗ 
loͤſchen dieſes Anſpruchs zur Folge gehabt; denn bezüglich der 
Anwendung des Art. 170 iſt von dem entſcheidenden Geſichts⸗ 
punkte auszugehen, daß die Vertragſchließenden das zur Zeit 
der Vornahme ihres Rechtsgeſchäfts in Geltung 
ſtehende Recht vor Augen gehabt haben (vergl. die Motive 
zu Art. 170 cit. S. 256) und zwar ſeinem ganzen Umfange 
nach, ſoweit dieſer für das Rechtsgeſchäft in Betracht kommt, 
fo daß in der Regel nur dieſes Recht für ihr Vertrags- 
verhältnis maßgebend ſein kann und für das letztere eine in der 
ſpäteren Geſetzgebung enthaltene anderweite Rechtsnorm ohne 
Bedeutung iſt. Von dieſer Regel iſt auch im gegebenen Falle 
nicht abzuweichen. Die unter der Herrſchaft des BGB. erfolgte 
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Erfüllung eines zur Zeit der Geltung des früheren Rechts ent- 
ſtandenen Schuldverbältnifjes iſt keineswegs in allen rechtlichen 
Beziehungen nach dem neuen Rechte zu beurteilen. Wenn aber 
die unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes erfolgende Erfüllung 
eines Schuldverhältniſſes in ſehr erheblichen rechtlichen Be⸗ 
ziehungen nach dem zur Zeit der Entſtehung desſelben geltenden 
alten Rechte zu beurteilen tft, fo hat dies jedenfalls auch inſo⸗ 
weit zu gelten, als es ſich um die Wirkung der vorbehaltloſen 
Annahme der Erfüllung in bezug auf eine etwa bedungene 
Vertragsſtrafe handelt; denn es kommt hierbei der Inhalt des 
Schuldverhältniſſes in Frage, indem durch das letztere das Recht 
auf die Vertragsſtrafe nach allen feinen Vorausſetzungen und 
nach ſeinem ganzen Umfange, namentlich auch inſoweit beſtimmt 
iſt, als andere Verwirkungsgründe für dasſelbe als diejenigen, 
welche durch das zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältnifies 
geltende Recht feſtgeſetzt waren, nicht Platz greifen können. 
Aberdies iſt ein innerer Grund nicht erfindlich, welcher in 
Abweichung von der Regel des Art. 170 EG. die Anwendung 
des neuen Rechts auf den vorliegenden Tatbeſtand rechtfertigen 
koͤnnte. Mit dieſem Ergebniſſe ſteht auch die ſeitherige Recht⸗ 
ſprechung des RG. über die Anwendung des Art. 170 EG. z. 
BGB. inſofern im Einklang, als hiernach auch die Frage, welche 
Folgen bei einem zur Zeit des früheren Rechts entſtandenen 
Schuldverhältniſſe ein erſt unter der Herrſchaft des neuen Rechts 
eingetretener Verzug des Schuldners in Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeiten hat, — in welcher Hinſicht es ſich ebenſo wie bei 
dem Anſpruch auf die Vertragsſtrafe um die Folgen der Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehörigen Erfüllung einer Verbindlichkeit 
handelt, — nach dem alten Rechte zu beurteilen iſt (vergl. RG. 
52, 264 und die Urteile des II. 35. vom 4. Juli 1902 
II 125/02, des III. 3 S. vom 10. Oktober 1902, Seufferts Arch. 
58, 305, des VI. 35. vom 9. März 1903 VI 365/02, des 
V. 35. vom 23. Mai 1903, Seufferts Arch. 58, 307, und des 
VII. 35. vom 17. Juni 1904 VII 33/04, „Recht“ 8, 554). 
Hiernach iſt die Nichtanwendung des § 341 Abſ. 3 BGB. auf 
den gegebenen Fall rechtlich nicht zu beanſtanden. H. c. B., 
U. v. 23. Juni 05, 612/04 II. — Coͤln. 

3. Art. 170 EG. z. BGB., 88 426, 774, 776 BGB. 
verb. mit 88 331, 332, 338 Tl. I Tit. 14 ALR. Verhältnis 
von Mitbürgen zueinander.] 

Ein Mitbürge zahlte an den Gläubiger, erhielt von dieſem 
die gegen eine Mitbürgin erlangten Rechte abgetreten und macht 
ſie gegen die letztere mittels Fortſetzung des eingeleiteten Voll⸗ 
ſtreckungsverfahrens geltend. Die belangte Mitbürgin erhob 
Klage mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, an⸗ 
zuerkennen, daß er nicht berechtigt ſei, aus dem Wechſelurteil 
gegen fie Rechte geltend zu machen. Die erſte Inſtanz wies 
die Klage ab; die zweite Inſtanz verurteilte. Das RG. hob 
auf: Die das Mitbürgenverhältnis unter den Parteien be⸗ 
gründenden Tatſachen ſind vor dem Inkrafttreten des BGB. 
entſtanden. Mit Recht nimmt daher das Berufungsgericht auf 
Grund des Art. 170 EG. z. BGB. die Anwendbarkeit des 
ALR. an. Die Anwendbarkeit dieſes Rechts wird nicht dadurch 
in Frage geſtellt, daß die Zahlung der verbürgten Schuld 
ſeitens des Beklagten an den Gläubiger nach dem 31. Dezember 
1899 erfolgt iſt. Insbeſondere regelt ſich die Frage, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen der Beklagte gegen die Klägerin 
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Regreß auf anteiligen Erſatz des von ihm Gezahlten nehmen 
kann, trotzdem grundſätzlich nach altem Recht. Die auf Grun 
der Verbürgung durch den Mitbürgen geſchehene Zahlung if 
nicht geeignet, ſelbſtändig das nach altem Recht begründe 
Schuldverhältnis nach Maßgabe des neuen Rechts andert m 
geſtalten, fie bringt dasſelbe vielmehr nur zur weiteren Ent 
wicklung. Im übrigen müßte die Entſcheidung der zur Er⸗ 
oͤrterung ſtehenden Rechtsfrage die gleiche ſein, moͤchte alte 
oder neues Recht zur Anwendung kommen. Wenn dal 
Berufungsurteil einen allgemeinen Rechtsſatz dahin ausfpridt: 
ein Mitbürge dürfe eine ihm ſelbſt vom Schuldner beitelt 
beſondere Sicherheit nicht einſeitig aufheben, er müfle ki 
Verluſt ſeines Regreßrechts dafür ſorgen, daß wenn er die 
Schuld dem Gläubiger zahle, und der andere Mitbürge ihn 
der gemeinſchaftlichen Haftung entſprechend Erſatz leifte, er 
dieſem auch alle Rechte gegen den Hauptſchuldner jedieren 
koͤnne, fo erſcheint dies nach beiden Rechten unzutreffend. a 
den bezüglichen Vorſchriften des 5. und 14. Titels Tl. 1 
ALR. iſt ein ſolcher Rechtsſatz nicht enthalten. Die 88 331, 
332 Tl. I Tit. 14 ACH. find für ſolchen Fall nicht anwendbn. 
Danach wird der Gläubiger feines Rechts an den Bürgen 
verluftig, wenn er ihm beſtellte Sicherheiten aufgibt. Dies 
entſpricht der Beſtimmung des 8 338 Tl. 1 Tit. 14 A 
Nach Maßgabe derſelben würde der Bürge, der den Glaͤutige 
befriedigt, an ſich in alle Rechte desſelben, insbeſondere auc 
die demſelben beſtellten Sicherheits rechte kraft Geſetzes eintriten. 
Hat bei folder Sachlage der Gläubiger beſtehende Sicherheit 
rechte aufgegeben, fo iſt hierdurch der Bürge verkürzt ind 
rechtfertigt ſich hieraus das Freiwerden des Bürgen. Zub: 
dagegen der Mitbürge auf Grund des Regreſſes dem anderen 
Mitbürgen feine eigene Anteilsſchuld, fo findet ein Eintritt is 
Sicherheitsrechte, die dieſem Mitbürgen ſeitens bes Haurt- 
ſchuldners eingeräumt worden, überhaupt nicht ftatt, und d 
fehlt daher jeder innere Grund für eine analoge Ausdehnung 
des in den 58 331, 332 Tl. I Tit. 14 ALR. ausgeſprochenen 
Prinzips auch auf einen ſolchen Fall. Auf eben denſelden 
Grundſätzen beruhen die Beſtimmungen der 88 774, 776, 
426 BGB. Auch hier darf der Mitbürge an und für 1% 
nach allgemeinen Rechtsvorſchriften unbeſchadet feines Rezrr- 
rechtes gegen den anderen Bürgen ihm perſoͤnlich beſteln 
Borzugd- und Sicherheitsrechte aufgeben. Ein Bürge wirt 
auch hier kraft Geſetzes nur dann und inſoweit frei, als de 
Gläubiger durch Aufgabe eines ſolchen Rechts den geſetzlicen 
Eintritt des Bürgen in das ſelbe verhindert. Allerdings könne 
alle dieſe Sätze nicht abſtrakte Geltung beanſpruchen. Vin 
konkret feſtzuſtellen, daß die Beteiligten gewollt haben, de 
beſtellte Sicherungshypothek ſolle gleichmäßig zur Sicherurz 
beider Parteien dienen, fo würde dieſer Wille maßgebend fer 
In eine Erörterung deſſen iſt das Berufungsgericht nicht e. 
getreten. K. o. H., U. v. 17. Juni 05, 63/05 IV. — Bern 

4. 88 30, 31, 89, 254, 823, 831 BGB. Haftung are 
Stadtgemeinde für Unfälle, die infolge der Einengunz Ast 
Straße wegen Aufreißens des Pflaſters entſtehen. Konkurriee des 
Verſchulden. Auswahl von Aufſichtsperſonen.] 

Der Kläger, der einen Möbeltransport übernommen dat 
verunglückte, als er eine Straßenecke paffierte, wo zur Verleger 
von Gasrohren das Straßenpflaſter aufgeriſſen und dadurc F* 
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Straße für den Fahrverkehr eingeengt war, indem er unter das 
Hinterrad ſeines Wagens geriet. Seine Schadenklage wurde in 
II. Inſtanz abgewieſen, das RG. hob auf: Wenn das Be⸗ 
rufungsgericht ein eigenes Verſchulden des Klägers an der 
Herbeiführung des Unfalles und des daraus für ihn entſtandenen 
Schadens angenommen hat, weil er, obwohl eine Zwangslage 
für ihn nicht gegeben war, feine Ausfahrt aus der Wilhelms⸗ 
ſtraße trotz des fie gefährdenden Hinderniſſes durchzuführen ver⸗ 
ſuchte, anſtatt die Wiederherſtellung der Fahrbahn abzuwarten, 
ſo iſt ihm hierin grundſätzlich nicht entgegenzutreten. Es iſt 
indeſſen auf der anderen Seite natürlich, daß der Kläger, der 
ſeinen Geſchäften nachging, mit ſeinem Fuhrwerke nicht eine 
längere Zeit unbenutzt verſtreichen laſſen wollte, und für eine 
Abwägung ſeines Verſchuldens wird die Feſtſtellung von Er⸗ 
heblichkeit ſein, ob die Arbeiten zur Verlegung von Gasrohren 
an der fraglichen Straßenecke zur Zeit, als der Kläger die Aus- 
fahrt verſuchte, ſoweit beendet waren, daß eine baldige Beſeitigung 
des Straßenhinderniſſes zu erwarten ſtand, und wie lange Zeit 
er darauf noch hätte warten müſſen. Nicht gerechtfertigt iſt aber 
die Begründung, mit der das Berufungsgericht die beklagte 
Stadtgemeinde von jedem Verſchulden an der Verurſachung des 
Unfalles freigeſprochen hat. Darin zwar, daß die Stadtgemeinde 
Arbeiten hat vornehmen laſſen, die vorübergehend den freien 
Verkehr in der öffentlichen Straße hinderten, kann ein Ver⸗ 
ſchulden noch nicht gefunden werden. Wohl aber erſcheint es 
als eine Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, 
wenn die Stadtgemeinde es unterlaſſen hat, rechtzeitig vor dem 
Beginne der fraglichen Arbeiten die Sackgaſſe abzuſperren und 
die Leiter der etwa darin ſichtbaren Fuhrwerke darauf aufmerkſam 
zu machen, daß fie die Straße verlaſſen müßten. Das Berufungs⸗ 
gericht hat die Erörterung, ob darin ein Verſchulden der Ver⸗ 
treter der Stadtgemeinde zu erblicken ſei, unterlaſſen, weil dieſes 
Verſchulden nicht in urſächlichem Zuſammenhange zu dem Unfalle 
ſtehen würde; es ſei nur kauſal dafür, daß der Kläger in die 
Wilhelmstraße hineingefahren ſei, und für die Nachteile, die ihm 
durch die Unmöglichkeit der Wiederausfahrt entſtanden ſeien, 
nicht aber für den Unglücksfall ſelbſt. Das iſt indeſſen für 
rechtsirrig zu erachten; urſächlich für einen entſtandenen Schaden 
ift eine jede Handlung oder Unterlaſſung, ohne die der Schaden 
nicht entſtanden fein, der Unfall fi nicht ereignet haben würde. 
War es vorausſehbar, daß der Führer eines etwa in der Sack⸗ 
gaſſe durch den Aufbruch des Straßenpflaſters eingeſperrten 
Fuhrwerkes den Verſuch machen könnte, ungeachtet der Gefährlich- 
keit des Unternehmens die Ausfahrt zu verſuchen, und wäre 
dieſer gefährliche Verſuch unterblieben, wenn rechtzeitig Ab⸗ 
ſperrungsmaßregeln getroffen waren, dann find alle Momente 
gegeben, die den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Unter⸗ 
laſſung der Sperrmaßregeln und dem Unfalle herzuſtellen 
geeignet find. Die Verantwortung für eine ſolche Unterlaſſung 
kann auch die Stadtgemeinde nicht auf den Unternehmer, dem 
ſie die Arbeiten übertragen hatte, abwälzen. Mag auch der 
Unternehmer für die auszuführenden Arbeiten mit der gehörigen 
Sorgfalt ausgewählt ſein ($ 831 BGB.); die Regelung des 
Verkehrs auf der öffentlichen Straße und die Anordnung der 
für die Sicherheit des Publikums und des Verkehrs erforder- 
lichen Maßregeln gehörte nicht zu ſeinen Obliegenheiten, dieſe 
war vielmehr in jedem Einzelfalle durch die Stadtgemeinde in 
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ihren verfafſungsmäßig berufenen Vertretern (58 30, 31, 89 
BGB.) zu veranlaſſen (vergl. die Entſcheidung des erkennenden 
Senats vom 16. März 1905 JW. 05 S. 284 Nr. 8), die 
erforderlichen Falles dem Unternehmer Perſonen zur Verfügung 
zu ſtellen hatte, die das Publikum warnten und zurückhielten. 
D. c. Stadtgemeinde H., U. v. 8. Juni 05, 530/04 VI. — 
Hamm. 

5. 55 97, 98, 323, 571, 572, 581, 589, 1120, 1121 
BGB. verb. mit SS 20, 55, 90, 91 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung. Unmöglichkeit der Erfüllung, Inventar 
eines Landguts zu liefern, auf ſeiten des Pächters, nachdem 
dieſes Inventar mit dem Gute einem anderen zugeſchlagen ift.] 

Nach einem Nebenvertrage zum Pachtvertrage über ein 
Landgut erwarb Kläger — der Pächter — das Eigentum an 
dem Inventar; dieſes wurde bei der Zwangsverſteigerung dem 
Beklagten, einem bisherigen Hypothekarier, mit zugeſchlagen. Die 
Klage des Pächters gegen den Erſteher und ſpäteren Verpächter 
auf Zahlung des Kaufpreiſes für das Inventar nach Beendigung 
des Pachtvertrages wurde abgewieſen. Die Reviſion hatte keinen 
Erfolg: Das Berufungsgericht nimmt an, daß mit Rückſicht 
auf den Untergang des Eigentums des Klägers an dem In⸗ 
ventar es demſelben unmöglich ſei, dieſes Eigentum gemäß dem 
einen untrennbaren Beſtandteil des Pachtvertrages über das 
Landgut bildenden Nebenvertrag dem Beklagten zurückzugewähren 
und daß infolge dieſes Eigentumsunterganges die Rechte und 
Verpflichtungen aus dem Nebenvertrage, auch wenn nach dieſem 
bei Beendigung des Pachtvertrags der Verpächter das Inventar 
eigentümlich zu übernehmen und den von dem Kläger gezahlten 
Kaufpreis zurückzuerſtatten verpflichtet ſein ſollte, erloſchen ſeien. 
Diefe Ausführungen enthalten keinen Rechtsirrtum. Denn 
wenn auch der Beklagte als Erſteher des Landgutes nehſt In⸗ 
ventar nach $ 57 ZUG. in Verbindung mit 85 571, 581 
BGB. an Stelle des Verpächters in die ſich während der 
Dauer feines Eigentums aus dem Pachtverhältnis ergebenden 
Rechte und Verpflichtungen eintritt und hierzu nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts auch der einen untrennbaren 
Beſtandteil des Hauptvertrags bildende Nebenvertrag über das 
Inventar gehört (vergl. auch RG. 38, Nr. 20), fo folgt doch 
aus der ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellten Unmöglichkeit der Über- 
tragung des Eigentums an dem Inventar auf den Beklagten, 
der dieſes Eigentum bereits durch den Zuſchlag erworben hat, 
daß Beklagter keine Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes 
hat. Dies ergibt ſich aus $ 323 BGB., wonach, wenn die 
aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes unmöglich wird, den weder er 
noch der andere Teil zu vertreten hat, er den Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung verliert. Der durch die Zwangsverſteigerung ein- 
getretene Verluſt des klägeriſchen Eigentums aber hat die Un⸗ 
möglichkeit der Übertragung dieſes Eigentums an den Beklagten 
bewirkt und iſt ein Umſtand, den keiner der ſtreitenden Teile 
gegen den anderen zu vertreten hat. Die geſetzlichen Verſteige⸗ 
rungsbedingungen haben die Entſtehung des beklagtiſchen Eigen⸗ 
tums nicht gehindert. Die Zahlung der 3 500 Mark aber iſt 
nicht ein Entgelt für die Beſitzübertragung, ſondern für die 
Eigentumsüberlaſſung. Infolgedeſſen iſt auch die Verpflichtung 
zur Zahlung der 3 500 Mark auf ſeiten des Beklagten nicht 
entſtanden. Ob und inwieweit der frühere Verpächter für die 


488 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Folgen der Zwangsverſteigerung dem Kläger gegenüber ein⸗ 
zuftehen hat, iſt dermalen nicht zu entſcheiden. Jedenfalls 
haftet Beklagter hierfür nicht, denn zum Schadenserſatz iſt der 
Erwerber nur verpflichtet, wenn nach dem Eigentums wechſel in 
ſeiner Perſon die Vorausſetzungen einer ſolchen Verpflichtung 
vorliegen; in eine früher entſtandene Verpflichtung des Ver⸗ 
pächters tritt er nicht ein (Planck, Kommentar zum BGB. 
2. Bd. 8 571 Bemerkung 3 c). — Wollte man aber auch 
annehmen, daß nicht eine Übertragung des Eigentums an dem 
Inventar durch den Pachtvertrag auf den Kläger ſtattgefunden 
hätte, dieſer Vertrag hinſichtlich des Inventars vielmehr als ein 
ſolcher gemäß 88 587 ff. BGB. zu erachten und die Zahlung 
des Klägers als eine Art Sicherheitsleiſtung mit Rüdficht auf 
& 589 Abſ. 3 BGB. erfolgt wäre, jo würde wegen § 572 
Satz 2 8 581 BGB., 8 57 3G. die Rechtslage keine 
andere ſein, da nicht behauptet iſt, daß dem Beklagten die 
Sicherheit ausgehändigt worden tft oder Beklagter die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgewähr übernommen habe. L. 8. L., U. v. 
6/04 

27. Juni 05, 3505 III. — Braunſchweig. 

6. 8 130 BGB. Zugehen empfangsbedürftiger Willens- 
erklärungen unter Anwefenden?] 

Der 8 130 BGB. handelt nur vom Zugehen empfangs⸗ 
bedürſtiger Willens erklärungen unter Abweſenden. Will man 
aber ſeine Grundſätze auch auf Willenserklärungen unter An⸗ 
weſenden anwenden, ſo iſt. es doch unzweifelhaft, daß ſie nicht 
uur mündlich durch geſprochenes Wort, ſondern auch auf andere 
Weiſe, z. B. durch Überreichung eines Briefes, einer zu unter⸗ 
ſchreibenden Urkunde uſw., dem anderen zugehen können. G. o. O., 
U. v. 24. Juni 05, 640/04 V. — Koͤnigsberg. 

7. 88 147, 168, 169, 674 BGB. Widerruf durch den 
Fernſprecher. Berückſichtigung von Verkehrsfitte bei der Prüfung 
der Rechtzeitigkeit.] 

Die Klägerin verlangt vom Beklagten Lieferung von Aktien, 
indem fie behauptet, daß ein entſprechender Kaufvertrag zwiſchen 
ihr und dem durch den Aſſekuranzmakler W. vertretenen Beklagten 
zuſtande gekommen ſei. Beklagter will dem W. telephoniſch einen 
Widerruf erklärt haben. Beklagter wurde verurteilt, das RG. 
hob auf: Der Kaufvertrag tft Nachmittags gegen 1 / Uhr an 
der Börſe zuſtande gekommen, und bereits gegen 11 oder zwiſchen 
11 und 11%, Uhr Vormittags hatte Beklagter an das Kontor 
von W. telephoniert, daß der Verkauf der Aktien nicht ftattfinden 
ſolle. Wenn ein Auftrag und deshalb zugleich eine auf ihm 
beruhende Vollmacht in anderer Weiſe als durch Widerruf 
erliſcht, dann gelten Auftrag und Vollmacht als fortbeſtehend, 
bis der Beauftragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt 
(88 168, 169, 674 BGB.). Handelt es fi dagegen um 
Erlöſchen von Auftrag und Vollmacht durch Widerruf des Auf⸗ 
trags, und wird die Erklärung des Widerrufs in Abweſenheit 
des Beauftragten abgegeben, ſo wird der Widerruf in dem 
Zeitpunkte wirkſam, in welchem die Erklärung dem Beauftragten 
zugeht ($ 130 BGB.). Im vorliegenden Fall iſt die Widerrufs- 
erklärung durch den Fernſprecher erfolgt. Über Willens erklärungen 
mittels eines ſolchen enthält das BGB. nur die Beſtimmung 
des § 147 Abſ. 1 Satz 2, die ihrem Wortlaute nach ſich nur 
auf den Vertragsantrag bezieht, von der herrſchenden Meinung 
auf Willenserklärungen überhaupt für anwendbar erachtet wird, 


aber zur Vorausſetzung hat, daß die Erklärung von Perſon zu 
Perſon geſchieht, daß alſo der Hörer am Empfangsapparat die 
Perſon ſelber iſt, für welche die Erklärung beſtimmt iſt. Nur 
die von Perſon zu Perſon erfolgende Erklärung iſt einer einem 
Anweſenden gemachten Erklärung gleichzuachten. Eine ſolche 
war die Telephonierung an das Kontor von W. nicht, da dieſer 
ſich nicht in feinem Kontor befand, und deshalb die telephonierte 
Erklärung von einem ſeiner Angeſtellten entgegengenommen 
wurde. Die telephonierte Widerrufserklärung war vielmehr eine 
in Ab weſenheit von W. abgegebene. Ein Kaufmann, der in 
feinem Kontor eine Fernſprecheinrichtung unterhält, geſtattet 
damit, fie zu geſchäftlichen Kundgebungen an ihn zu benutzen. 
Die Entſcheidung hängt hiernach davon ab, wann die telephonierte 
Erklärung dem W. „zuging“. Die einem anderen gegenüber 
abzugebende, aber in deſſen Abweſenheit abgegebene Willens⸗ 
erklärung geht dieſem in dem Zeitpunkte zu, in welchem er in 
eine Lage verſetzt iſt, die unter regelmäßigen Verhältniſſen 
ihm die Möglichkeit gewährt, von der Erklärung Kenntnis zu 
nehmen. Im allgemeinen iſt daher anzunehmen, daß, wie eine 
briefliche Erklärung in der Regel mit der Abgabe des Briefes 
an eine empfangsbefugte Perſon in der Wohnung oder im 
Geſchäftslokal des Adreſſaten als dieſem zugegangen gilt (NE. 
50, 194; 56, 263; 58, 407), ſo eine an das Kontor eines 
Kaufmanns in feiner Abweſenheit ergebende telephoniſche Er⸗ 
klärung ihm in dem Zeitpunkt zugeht, in dem ſie von einem 
dazu Befugten, als welcher in der Regel jeder kaufmänniſche 
Angeſtellte des Kontors anzuſehen iſt, entgegengenommen wird. 
Aber nicht immer trifft dies zu. Iſt es, was den vorliegenden 
Fall ungeht, in Hamburg eine feſtſtehende Geſchäftsgewohnheit 
aller größeren Kaufleute, insbeſondere der Makler, werktäglich 
zur Boͤrſenzeit die Börfe zu beſuchen, fo ift das ein Umſtand, 
mit dem hier zu rechnen iſt. Ganz andert ſcheint aber doch 
die Sache zu liegen, wenn es ſich, wie hier, um eine über 
½ Stunde vor Beginn der Mittagsbörfe und über zwei 
Stunden vor Beginn der offiziellen Börjenzeit eingegangene 
telephoniſche Widerrufserklärung handelt. Einſtweilen erſcheint 
es als unerfindlich, warum nicht ein am Vormittage ſeine 
Kunden beſuchender Makler es ſo einrichten kann, daß er, bevor 
er zur Börſe geht, noch einmal ſein Kontor aufſucht, um von 
etwa inzwiſchen eingegangenen geſchäftlichen Erklärungen Kenntnis 
zu nehmen, oder weshalb er nicht, wenn das für ihn untunlich 
iſt, es ſollte möglich machen koͤnnen, daß ihm von geraume Zeit 
vor Beginn der Börfe eingehenden derartigen Erklärungen, je 
es an der Börfe ſelbſt, wenn er zunächſt ſeinen Platz auffucht, 
ſei es früher an einem anderen von ihm zu beſtimmenden Orte 
rechtzeitig Nachricht gegeben wird. G. c. S., U. v. 17. Juni 05, 
134/05 I. — Hamburg. | 

8. 88 157, 226, 242, 480 BGB. verb. mit 8 346 HGB. 
Einwendungen des Verkäufers gegen den Wandelungsanſpruch 
des Käufers.] 

Die Beklagte verlangte Wandelung bezüglich der von ihr bei 
der Klägerin gekauften Waren, wogegen der klagende Verkäufer 
ein ihm zuſtehendes Nachbeſſerungsrecht in Anſpruch nahm. 
Das OLG. verurteilte zur Zahlung, das RG. hob auf: Das 
Geſetz hat an keiner Stelle dem Verkäufer ausdrücklich das Recht 
zugeſprochen, unter Umſtänden das Wandelungsbegehren des 
Käufers durch Nachbeſſerung der mangelhaften Ware und Erſatz⸗ 
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lieferung einer vertragsmäßigen Ware abzuwenden, es hat die 


Rechte und Pflichten des Verkäufers und des Käufers, namentlich 


auch binfichtlich der Gewährleiſtung der Kaufſache, genau beſtimmt 
und ſpeziell bei dem Kauf einer Gattungsſache in 8 480 dem 
Käufer das Recht eingeräumt, ſtatt der Wandelung oder der 
Minderung die Lieferung einer mangelfreien Sache an Stelle 
der mangelhaften zu verlangen, ohne dabei eines entſprechenden 
Nachbeſſerungsrechts des Verkäufers zu erwähnen. (Wird auf 
Grund der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes weiter ausgeführt.) 
Wenn ſonach auch an ſich das BGB. ein Recht des Verkäufers, 
durch Nachbeſſerung das Wandelungsbegehren des Käufers zu 
beſeitigen, nicht ausgeſprochen hat, ſo muß doch in beſonders 
gearteten Fällen unter Berückſichtigung der allgemeinen Be⸗ 
ftimmungen der 88 226, 157 und 242 BGB. und 8 346 
GB. ein ſolches Recht anerkannt werden, wenn nämlich die 
Ausübung des Wandelungsrechts ſeitens des Käufers nur den 
Zweck haben kann, dem Verkäufer Schaden zuzufügen, oder 
wenn aus dem nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte auszulegenden Inhalt des Vertrags die 
Verpflichtung des Käufers zu folgern iſt, die ausgebeſſerte Leiſtung 
gelten zu laſſen (vergl. die Literatur bei Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch 3. Aufl. 8 462 Anm. 4, 8 480 Anm. 4, ferner 
Crome 2 8 220 A. 24 und Entſcheidung des erkennenden Senats 
II 445/03). D. o. M., U. v. 6. Juni 05, 593/04 VI. — Cöln. 
9. 88 181, 2042 —56, 2203—5, 2208 BGB. Befug⸗ 
niſſe des zum Teſtamentsvollſtrecker ernannten Miterben ins beſondere 
fein Recht, ſich ſelbſt einen Grundſtücksanteil aufzulaffen.] 
Zwei Teſtamentsvollſtrecker, von denen der eine Miterbe, 
der andere Ehemann einer Miterbin war, ſowie alle Miterben 
erteilten dem Rechtsanwalt W. die Vollmacht zu ihrer Vertretung 
bei der Auflaſſung eines Nachlaßgrundſtücks, auch dahin, in 
ihrem Namen mit ſich ſelbſt Rechtsgeſchäfte abzuſchließen. 
Unter Zuſtimmung ſämtlicher Beteiligten hat die Auseinander- 
ſetzung über den Nachlaß ſtattgefunden. W. hat demnächſt zu 
notariellem Protokolle in Ausführung der Auseinanderſetzung 
namens der Teſtamentsvollſtrecker das Nachlaßgrundſtück einer 
Vermächtnisnehmerin und jedem der Erben aufgelaſſen und die 
Auflaſſung namens der Beteiligten angenommen. Das Grund- 
buchamt lehnte die auf Grund der Anflaſſung beantragte 
Eintragung der Eigentumsänderung ab, weil der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker B. als Miterbe nicht befugt ſei, ſich ſelbſt einen 
Bruchteil des Grundſtücks aufzulaſſen, und weil auch dem 
andern Vollſtrecker die Befugnis fehle, feiner Frau (einer 
Miterbin) einen Bruchteil aufzulaſſen. Die gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß erhobene Beſchwerde wurde vom LG. in Leipzig als 
unbegründet zurückgewieſen. Das OLG. in Dresden möchte 
der erhobenen weiteren Beſchwerde ſtattgeben, findet fich aber 
daran durch den Beſchluß des KG. in Berlin vom 10. März 1902 
(RIA. 3, 101 ff.) behindert. Es hat daher die weitere 
Beſchwerde unter Begründung feiner Rechtsauffafiung dem RG. 
nach § 79 Abſ. 2 GBO. vorgelegt, und dieſes erklärte die 
weitere Beſchwerde für begründet: 1. Das KG. hält in ver- 
ſchiedenen Entſcheidungen an dem Grundſatze feſt, daß der zum 
Teſtamentsvollſtrecker berufene Miterbe nicht zu Verfügungen im 
eigenen Intereſſe befugt ſei; er konne nicht einen Anteil am 
Nachlaßgrundſtück ſich ſelbſt, die übrigen den anderen Erben 
auflaſſen (RIA. 3 S. 101, 167). Ebenſowenig konne er 
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auf Grund feiner Quittung und Loſchungsbewilligung die 
Loͤſchung einer auf feinem eigenen Grundſtücke laſtenden 
Nachlaßhypothek herbeiführen (RJ A. 3, 44). Das Os G. in 
Colmar (Rſp. 4, 437) hat dagegen angenommen, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker als Miterbe ſich ſelbſt Nachlaßgrundſtücke 
auflaſſen könne. Beide Gerichte und auch das OLG. in Dresden 
gehen davon aus, daß der Teſtamentsvollſtrecker eine amtliche 
Stellung habe. Daraus folgt aber nicht, daß ihm jede Ver⸗ 
fügung über Nachlaßgegenſtände zu ſeinen eigenen Gunſten 
verwehrt iſt; auch ſolche Verfügungen kann er treffen, ſofern 
ſie ihm nicht nach dem erkennbaren Willen des Geſetzgebers oder 
des Teſtators verboten find. Die Frage, ob in einem konkreten 
Falle der Teſtator es geſtattet habe, iſt, wenn dieſer keine 
beſondere Beſtimmung getroffen hat, Sache der Auslegung des 
Teſtaments und kann in der weiteren Beſchwerdeinſtanz nicht 
entſchieden werden. Dagegen iſt die Nachforſchung nach dem 
Willen des Geſetzgebers und dem ſich aus dieſem für alle Fälle 
ergebenden Willen des Erblaſſers (abſtrakte Auslegung) der Nach⸗ 
prüfung des Gerichts der weiteren Beſchwerde nicht entzogen. 
Das KG. weiſt nun felbſt in ſeinem Beſchluſſe vom 28. März 1904 
(NIA. 4, 185 ff.) zutreffend darauf hin, daß das BGB. die 
Übertragung des Teſtamentsvollſtreckeramts an einen Miterben 
nicht verboten habe und daß, wenn der Erblafſer einen ſolchen 
zum Vollſtrecker beſtellt habe, dieſem grundſätzlich alle Befugniſſe 
zuſtehen, die das Geſetz dem Teſtamentsvollſtrecker überhaupt 
beilegt. Nach 88 2203 bis 2205 iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
verpflichtet, die letztwilligen Verfügungen des Erblaſſers zur 
Ausführung zu bringen, insbeſondere die Auseinanderſetzung 
unter Miterben zu bewirken, und berechtigt, über die Nachlaß⸗ 
gegenſtände entgeltlich zu verfügen. Dieſe Rechte hat der Voll⸗ 
ſtrecker nicht, ſoweit anzunehmen iſt, daß ſie ihm nach dem 
Willen des Erblaſſers nicht zuſtehen ſollen (BB. 8 2208 
Abſ. 1 Satz 1). Die Regel geben die 88 2203 bis 2205; 
der § 2208 ſtellt eine Ausnahme dar, deren Vorausſetzung 
beſonders nachzuweiſen iſt. Etwas Abweichendes iſt vom BGB. 
für den Fall, daß ein Miterbe zum Vollſtrecker beſtellt iſt, nicht 
beſtimmt. Auch in ſolchem Falle muß ein abweichender Wille 
des Erblaſſers erhellen, um die Regel auszuſchließen. 2. Im 
vorliegenden Falle find zwei Teſtamentsvollſtrecker beſtellt. Beide 
haben den Rechtsanwalt W. zur Auflaſſung bevollmächtigt. 
Iſt dies der Fall, dann ſteht der Annahme nichts entgegen, daß 
jeder der beiden Teſtamentsvollſtrecker durch den Mund des 
gemeinſamen Bevollmächtigten die Erklärungen abgegeben hat, 
an deren Abgabe der andere rechtlich behindert war. 3. Soweit 
die Teſtamentsvollſtrecker Auflaſſungserklärungen für die bevor- 
mundete Frau B. abgegeben haben, bedarf es nicht der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts (Planck Bd. 5 S. 383 
oben und 396 oben). Nur dann iſt eine ſolche gegenſeitige 
Vertretung der Teſtamentsvollſtrecker unzuläſſig, wenn der Erb⸗ 
laſſer abweichende Beſtimmungen getroffen hat (§S 2224 Abſ. 1 
Satz 3). 4. Auch die vom Grundbuchamte hinſichtlich der 
Auflaſſung an die Vermächtnisnehmerin erhobenen Bedenken 
erſcheinen nicht begründet. Die Teſtamentsvollſtrecker haben den 
Rechtsanwalt W. bevollmächtigt, Rechtsgeſchäfte im Namen 
der von ihm Vertretenen mit ſich ſelbſt oder als Vertreter von 
dritten abzuſchließen (BGB. 8 181). Das Grundbuchamt 
meint, die Teſtamentsvollſtrecker hätten mangels beſonderer 
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Ermächtigung im Teſtamente ſelbſt nicht die Befugnis des 
ſogenannten Selbſtkontrahierens, konnten alſo auch eine ſolche 
Befugnis nicht übertragen. Der § 181 BGB., der vorausſetzt, 
daß ein Vertreter mit ſich ſelbſt oder mit einem anderen, den er 
ebenfalls vertritt, ein Rechtsgeſchäft vornimmt, findet auf den 
Teſtamentsvollſtrecker keine Anwendung. Dieſer iſt, wie im 
urteile des KG. vom 10. März 1902 (RSA. 3, 101) und vom 
VII. Zivilſenat des RG. (Entſch. 56, 330) überzeugend dar⸗ 
gelegt iſt, nicht Vertreter der Erben, ſondern übt feine Befug⸗ 
niſſe zu eigenem Rechte aus. Wenn er die Auseinanderſetzung 
der Erben nach 88 2204, 2042 bis 2056 BGB. bewirkt, 
ſchließt er überhaupt kein Rechtsgeſchäft mit anderen ab, ſondern 
er vollſtreckt den Willen des Erblaſſers; er übt fein Amt aus 
und iſt dabei an den Willen der Erben nicht gebunden (Planck 
Bd. 5 S. 396 Anm. 1 und 2e). Soll in Ausführung der 
Aus einanderſetzung eine Auflaſſung vorgenommen werden, fo 
bedarf es freilich der Mitwirkung der Erben; niemand kann 
ohne ſeine Zuſtimmung als Eigentümer eingetragen werden. 
Aber auch bei der Auflaffung handelt der Teſtamentsvollſtrecker 
nicht als Vertreter, ſondern kraft eigenen Rechtes und er ver⸗ 
handelt mit den Erben, kann alſo auch ſchon deshalb nicht 
deren Vertreter ſein. Somit fehlt es an den Vorausſetzungen 
des 8181 BGB. und daher ſteht nichts im Wege, daß er 
einen anderen als Vertreter beſtellt mit der Befugnis, in ſeinem 
— det Teſtamentsvollſtreckers — Namen mit ſich als Bevoll⸗ 
mächtigten der Erben den Auflaſſungsvertrag zu ſchließen. 
Grundbuchsſache der Stadt Leipzig, Beſchl. v. 28. Juni 05, 
B 143/05 V. — Dresden. 

10. 8 254 BGB. Selbſtändige Schätzung des Schadens 
durch das RG. im Falle beiderſeitigen Verſchuldens.] 

Der Erblaſſer der Kläger iſt von einem Wagen der von 
der Beklagten betriebenen Straßenbahn überfahren und getötet 
worden. Der von der Witwe und den beiden Kindern erhobene 
Erſatzanſpruch iſt in der Berufungsinſtanz dem Grunde nach 
zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt worden. Das RG. billigte 
den Klägern nur / des Schadens zu: B. hat die Straße an 
einer Stelle kreuzen wollen, wo zwei Straßenbahngleiſe liegen, 
auf denen die Wagen in entgegengeſetzter Richtung fahren. 
Indem er dabei auf einen vom Bahnhofe herankommenden 
Wagen achtete uud hinter dieſem das erſte Gleis überſchritt, 
hat er das zweite Gleis betreten, ohne ſich vorher danach um⸗ 
zuſehen, ob nicht auf ihm ein Wagen aus der entgegengeſetzten 
Richtung komme. Dadurch iſt er vor einen, auf dem zweiten 
Gleiſe fahrenden Wagen geraten und überfahren. Der Betrieb 
der Straßenbahn auf zwei, dicht nebeneinander liegenden Gleiſen 
bringt es mit ſich, daß die Gefahr, der der Verletzte erlegen iſt, 
in jedem Falle ſo ſchwere Folgen nach ſich zieht, wie ſie bei 
der Nichtbeachtung eines anderen Fuhrwerks Ausnahme ſein 
würde. Darum iſt dem Berufungsgericht grundſätzlich beigetreten, 
aber das Verhältnis, in dem einerſeits das grobe Verſchulden 
des Verletzten, andererſeits die Betriebsgefahr als Urſache des 
entſtandenen Schadens anzuſehen find, anders abgeſchätzt worden. 
A.⸗G. A. c. B., U. v. 3. Juli 05, 536/04 VI. — Breslau. 

11. 8 254 BGB. Grundſaäͤtze über Anwendung des 
Geſetzes wegen beiderſeitigen Verſchuldens.] 

Der Beklagte drohte auf Grund eines ihm zuſtehenden 
Muſterſchutzes für Juteplüſch dem Kläger eine zivilrechtliche 
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Klage und ſtrafgerichtliches Einſchreiten an; die Schädenklage 
des Klägers wurde wegen mitwirkenden Verſchuldens vom 
Os G. abgewieſen, das RG. hob auf: Das Os G. meint, es 
bedürfe die Frage, ob den Beklagten darin eine Fahrläſſigkeit 
zur Laſt falle, daß fie vom Kläger unberechtigterweiſe die Ein- 
ſtellung feines gegen ihr Gebrauchsmuſter verſtoßenden Gewerbe ⸗ 
betriebs gefordert haben, ſchon aus dem Gtunde keiner Ent. 
ſcheidung, weil den Kläger ein mitwirkendes Verſchulden treffe, 
das feinen Schadenserſatzanſpruch ausſchließe ($ 254 BGB.). 
Dieſes Verſchulden wird in der unnötigen Nachgiebigkeit det 
Klägers gegenüber dem Verlangen der Beklagten erblickt, welche 
in einer übergroßen Vorſicht, ja Angſtlichkeit gegenüber dem 
drohenden Prozeſſe gelegen ſei. Das O2 G. iſt der Anſicht, 
daß es auch nicht zu entſcheiden brauche, ob den Beklagten die 
behauptete Argliſt zur Laſt falle. Selbſt wenn die Beklagten 
die Unwirkſamkeit ihrer Gebrauchsmuſter gekannt und daher 
vorſätzlich widerrechtlich den Gewerbebetrieb des Klägers geſchädigt 
hätten, würde der geltend gemachte Entſchädigungsanſpruch 
doch immer aus dem Grunde als unberechtigt erſcheinen, weil 
der Kläger durch ſeine Nachgiebigkeit den Schaden ſelbſt ver⸗ 
urſacht habe. Dieſe Erwägungen find in mehrfacher Hinfidt 
rechtsirrtümlich. Zunächſt konnte das OLG. im vorliegenden 
Falle zu einer Anwendung des 8254 BGB. überhaupt nur 
gelangen, wenn es feſtſtellte, daß die Beklagten dem Kläger 
gegenüber ein Verſchulden trifft, daß fie an und für ſich, 
abgeſehen von dem eigenen Verhalten des Klägers, zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichten würde. Sodann hat das DES. den 8 254 
BGB. dadurch verletzt, daß es an Stelle einer ſorgfältigen 
Abwägung aller Umſtände, welche zu der Verurſachung des 
Schadens zuſammengewirkt haben konnen, einſeitig nur das 
Verhalten des Klägers würdigte, dasjenige der Beklagten aber 
überhaupt nicht als Schadensurſache in Betracht gezogen hat. 
Es hat es daher auch für ganz überflüffig gehalten, das ſelbe 
näher zu qualifizieren. Das entſpricht nicht der Vorſchrift des 
§ 254, welcher dem Richter einen ſachgemäßen Ausgleich des 
Schadens auf Grund eines freien, aber billigen und alle Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles berückfichtigenden Ermeſſens zur Pflicht 
macht. Die Aufſtellung des OG. könnte unter dem Geſichts⸗ 
punkt: volenti non fit injura dann als berechtigt erſcheinen, 
wenn Kläger ſofort damit einverſtanden geweſen wäre, daß 
Beklagte die Fabrikation des Juteplüſches ſich als alleiniges 
Recht anmaßten, oder wenn Kläger das Vorgehen der Beklagten 
nur als einen Vorwand benutzt hätte, eine von ihm als un ⸗ 
rentabel erachtete Fabrikation aufzugeben. Allein mit einer 
ſolchen Annahme ſtehen die übrigen Feſtſtellungen des Os. 
im Widerſpruch. Der Kläger hat das Verhalten der Beklagten 
als ein Unrecht empfunden und er hat nur deshalb ihrer Auf- 
forderung, den Betrieb des Juteplüſch einzuſtellen, entſprochen, 
weil er die ihm durch ihr Vorgehen drohenden Widerwärtigkeiten 
fürchtete, wohl auch von einem ihm günftigen Ausgang des 
Prozeſſes nicht unbedingt überzeugt war. In dieſem Zuſammen⸗ 
hang mußte aber berüdfichtigt werden, daß die Beklagten dem 
Klaͤger nicht nur zivilrechtliche Klage, ſondern auch ſtrafgerichtliches 
Einſchreiten angedroht hatten, und daß fie ſich nicht damit 
begnügten, ihm ſelbſt die Fabrikation unter Berufung auf 
ihren Muſterſchutz zu verbieten, ſondern daß ſie auch den von 
ihm beſchäftigten Werkmeiſtern das gleiche Verbot unter An. 
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drohung der Anrufung der Staatsauwaltſchaft zuſtellen ließen. 
Der Kläger hatte daher zu erwägen, ob er nicht nur für ſich 
ſelbſt, ſondern auch für dritte das Rifiko des von den Beklagten 
in Ausſicht geſtellten zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Vorgehens über- 
nehmen könne. Die Begründung des angefochtenen Urteils 
läßt nicht erkennen, daß das OLG. dieſe Geſichtspunkte pflicht⸗ 
gemäß erwogen hat. Es erachtet den Schadenserſatzanſpruch 
des Klägers aus dem einzigen Grunde für hinfällig, weil 
Kläger gegenüber dem objektiv ungerechtfertigten Verlangen 
der Beklagten eine zu große Nachgiebigkeit bewieſen habe. 
Das Verhaltnis des Verſchuldens der Beklagten zu dem 
eingetretenen Schaden läßt es vollſtändig ungeprüft; denn es 
läßt dahingeſtellt, ob den Beklagten überhaupt ein Verſchulden 
zur Laſt fällt. F. o. S., U. v. 27. Juni 05, 660/04 J. 
— Breslau. 

12. 88 254, 823 BGB. verb. mit 5 367 Ziffer 12 des 
StB. Mitverfhulden des auf einer Straße zu Schaden 
Gekommenen.] 

Der Kläger ſtürzte am 13. November 1900 Nachts um 
11% Uhr in Bayreuth, als er das Reſtaurationszimmer des 
Gaſthofs zum ſchwarzen Roß verlaſſen hatte, vom Trottoir der 
Ludwigsſtraße in die zwiſchen dem Hotel zum ſchwarzen Roß 
und dem Haufe Nr. 1 an der Maximiliansſtraße tiefer als das 
Trottoir gelegene, unverwahrte und ungenügend beleuchtete 
Einfahrt und brach ſich infolge des Sturzes einen Fuß. Das 
OLG. verurteilte die Stadtgemeinde zur Hälfte des Schadens. 
Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: Kann der auf 
dem Trottoir einer Stadt von der Größe Bayreuths Gehende 
wohl nicht erwarten, daß das Trottoir plotzlich in eine Vertiefung 
abfalle, jo muß ſich doch jedem einigermaßen Vorfichtigen der 
Gedanke aufdrängen, daß er im Dunkeln auf ein Hindernis 
ſtoßen könne und deshalb nur mit beſonderer Vorſicht ſich gegen 
eine dunkle Stelle zu bewegen dürfe. Zudem lag es für den 
Kläger doch ſehr nahe, auf dem beleuchteten Teil des Trottoirs 
zu bleiben, zumal da er auf dem nicht beleuchteten Teile, auch 
wenn die Vertiefung nicht vorhanden geweſen wäre, ſeinen Weg 
wegen des vorſpringenden Nachbarhauſes nicht hätte fortſetzen 
können. Daß er auch nicht einmal die Vorſicht gebraucht hat, 
beim Vorwärtsgehen mit Stock oder Fuß zu unterſuchen, ob er 
ungefährdet fortgehen könne, iſt feſtgeſtellt. S. o. Stadt- 
gemeinde B., U. v. 22. Juni 05, 499/04 VI. — Bamberg. 

13. 88 273, 320 BGB. Beſchränkung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts auf die zur Zeit der Inverzugſetzung des 
Käufers fälligen Raten des Kaufgegenſtandes.] 

Die Klägerin war mit der Lieferung von Steinen, die 
Beklagter gekauft hatte, in Verzug geraten; ſie konnte angeblich 
nicht liefern, weil die Brände in der Ziegelei verunglückt ſeien 
und bat deshalb wiederholt um einen Aufſchub von zirka 
3 Wochen. Nach den maßgebenden Ortsgebräuchen hätte Klägerin 
Erſatzware liefern ſollen. Der Beklagte ließ ſich auf einen 
Aufſchub nicht ein, ſondern ſetzte eine kurze Nachfriſt unter der 
Androhung, daß er nach Ablauf dieſer Friſt ſich auf Rechnung 
der Klägerin decken werde. Der Beklagte hat ſich nun wegen 
der vor und nach dem Friſtablauf fälligen Sukzeſſtolieferungen 
gedeckt, Zahlung einer fälligen Lieferung abgelehnt, und die 
Klägerin iſt, nachdem ſie eine Friſt zur Zahlung des verfallenen 
Betrags geſetzt hatte, vom Vertrage zurückgetreten. Zur Be⸗ 
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zahlung eines Teilbetrags der klägeriſchen Forderung wurde 
Beklagter verurteilt und feine Revifion zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: In der Literatur beſteht Meinungsverſchiedenheit 
darüber, ob das Zurückbehaltungsrecht ebenſo wie das Pfand- 
recht den ganzen Gegenſtand ergreift, obgleich der zu ſichernde 
Anſpruch unverhältnis geringfügiger Natur iſt; vergl. Planck 
3. Aufl. 8273 Anm. 1 Abſ. 3. Allein der Sicherunggzweck, 
welchem das Zurückbehaltungsrecht dient, läßt es nicht zu, daß 
dieſes Sicherungsrecht übermäßig ausgedehnt werde; zu derſelben 
Auffaſſung führen die Billigkeit wie die Grundſätze von Treu 
und Glauben. Derſelbe Gedanke tft in 8320 Abſ. 2 BGB., 
einem nahe verwandten Rechtsgebiet, zu geſetzlichem Ausdruck 
gelangt und lag ſchon der älteren Rechtſprechung zugrund; 
ROHG. 9, 124; JW. 84, 2748. Daher iſt dem Berufungs- 
gericht darin beizutreten, daß der Beklagte am 20. Juni 1903 
von dem Kaufpreis nur einen Teilbetrag von 477,50 Mark 
zurückhalten und deſſen Zahlung verweigern durfte. S. 6. S., 
U. v. 20. Juni 05, 605/04 II. — Berlin. 

14. 55 313, 925 BGB. Art und Weiſe der Teilnahme 
des Grundbuchbeamten bei Aufnahme einer Verhandlung.] 

Das Berufungsgericht hat die Anfprüche an die Mitwirkung 
des Urkundsbeamten bei Beurkandung des Veräußerungsvertrags 
(BGB. § 313) und der Erklärung der Auflaſſung (BGB. 
§ 925) überſpannt. Es ſoll nicht verkannt werden, daß es 
einem idealen Zuſtande entſprechen würde, wenn der Urkunds⸗ 
beamte perſöͤnlich mit den Parteien über ihre Erklärungen 
verhandelte und bei dem Beurkundungsgeſchäft unausgeſetzt mit⸗ 
wirkte. So weit geht aber die Praxis tatſächlich nicht und es 
läßt ſich jener Zuſtand auch nicht verwirklichen. Es muß 
genügen, daß in Anweſenheit des Urkundsbeamten die Parteien, 
welche ihre Erklärungen vor einem Gehilfen des Urkundsbeamten 
abgegeben haben, die von dieſem protokollierten Erklaͤrungen, 
nachdem ſie ihnen vorgeleſen find, genehmigen und das Protokoll 
unterſchreiben. Wenn dann der Urkundsbeamte das Protokoll 
zum Zeichen der Beurkundung unterſchreibt und damit die volle 
Verantwortlichkeit für den Inhalt des Protokolls übernimmt, ſo 
iſt damit die Beurkundung einwandsfrei feſtgeſtellt. Der Grund⸗ 
buchbeamte iſt zwar während der ganzen Verhandlung ſeines 
Gehilfen mit den Parteien nicht in der Grundbuchamtskanzlei, 
ſondern in einem unmittelbar anſtoßenden Zimmer geweſen; 
aber durch die offenſtehende Tür hat er die Parteien und haben 
ihn die Parteien ſehen und hat er bei der geringen Entfernung 
ſeines Sitzes im Nebenzimmer von der Stätte, wo der Gehilfe 
mit den Parteien verhandelte, ſeine Wahrnehmungen machen 
und die Verhandlung überwachen konnen. Wenn der Grund- 
buchbeamte bei ſolcher Sachlage der Vorleſung und Genehmigung 
des Protokolls, ohne in die Grundbuchamtskanzlei ſelbſt ein⸗ 
zutreten, von ſeinem Sitze im Nebenzimmer, auf welchem er 
ſich zum Zeichen feiner Teilnahme und Mitwirkung um- und 
den Parteien zudrehte, beigewohnt hat, ſo iſt nicht einzuſehen, 
was er noch hätte tun ſollen, um als die einzig verantwortliche 
Amtsperſon hervorzutreten und dies den Parteien, die ihn ja 
als Grundbuchbeamten kannten, zum Bewußtſein zu bringen. 
Es bedurfte doch gewiß keiner beſonderen Erklärung des Grund⸗ 
buchbeamten, daß er es ſei, der die Beurkundung vornehme und 
daß nicht der Gehilfe, welcher die Parteien vernommen, ihre 
Erklärungen niedergeſchrieben, ſie vorgeleſen und ſie hat genehmigen 
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laſſen, das Amt des beurkundenden Grundbuchbeamten, ſondern 
daß er ſelbſt dieſes Amt ausübe. Es mag ſein, daß das 
Verfahren des Grundbuchbeamten, wie es hier beobachtet iſt, 
von ſeiner vorgeſetzten Behörde mißbilligt und im Auffichtswege 
geahndet werden kann; aber eine Ordnungswidrigkeit, wegen 
deren das Protokoll vom 5. Mai 1903 als öffentliche Urkunde 
infolge unrichtiger Beurkundung nichtig erſcheinen könnte, iſt 
darin nicht enthalten. B. o. S., U. v. 7. Juni 05, 618/04 V. 
— Stuttgart. 

15. 5 326 BGB. Strenge Auslegung bezüglich der 
Friſtſetzung für die Geltendmachung einer Schädenforderung 
im Falle Speziftkationsverzuges.] 

Die Klägerin verlangt auf Grund des 8 375 HGB. und 
8 326 BGB. Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Klage, 
Berufung und Reviſion wurde zurückgewieſen: In dem von 
der Reviflonsklägerin bezogenen Urteile vom 10. Januar 1905 
(JW. 05, 13614) handelte es ſich um einen Verzug mit der 
Lieferung von Saiſonartikeln und war weiter geltend 
gemacht worden, daß infolge dieſes Verzuges die Ware in der 
Saiſon, für die ſie gekauft war, nicht mehr verkäuflich war. 
Der erkennende Senat hat in jenem Urteile ausgeſprochen, daß 
bei einer ſolchen Sachlage die Vorausſetzungen des zweiten 
Abſatzes von 8 326 BGB. gegeben fein koͤnnen. Nun iſt 
allerdings nicht ausgeſchloſſen, für einzelne Fabrikationsarten 
ſogar naheliegend, daß auch für die Fabrikation „Saiſonen“ 
und „Saiſonartikel“ beſtehen und daß folgeweiſe bei entſprechender 
Sachlage ein Fabrikant an der Lieferung eines Artikels, der für 
die Sommerſaiſon in der Fabrikation „Saiſonartikel“ iſt, in 
der Winterſaiſon kein Intereſſe im Sinne des § 326 Abſ. 2 
a. a. O. mehr hat. Auf dieſem Wege wäre es nicht undenkbar, 
auch für einen Fall des Spezifikations verzuges zur Anwendung 
des § 326 Abſ. 2 zu gelangen. Behauptungen dieſes Inhaltes 
waren indeſſen in den Inſtanzen nicht aufgeſtellt worden; 
ebenſowenig kann in der Rechtfertigung des Schadenerſatzanſpruchs 
dahin, daß Reviſionsklägerin zur Anfertigung der beſtellten 
Shawle Anſchaffungen in Rohware gemacht und ihre Webſtühle 
freigehalten habe, ein Vorbringen des Inhaltes gefunden werden, 
daß die Erfüllung des Vertrags, das tft Leiſtung gegen Gegen⸗ 
leiſtung, infolge des Spezifikationsverzuges der Beklagten für 
fie kein Intereſſe mehr habe. Das gilt um fo mehr, als nach 
den Beſtimmungen des BGB. von der in dem erſten Abſatze 
des § 326 vorgeſchriebenen Androhung mit Friſtſetzung nur 
unter den beſonderen Vorausſetzungen ſeines zweiten Abſatzes 
abgeſehen werden darf, die letzteren ſonach beſonderer Darlegung 
und Begründung bedürfen. Überdies verlangen Rechts⸗ und 
Verkehrsſicherheit in gleichem Maße, daß auf genaue Beachtung 
der Vorſchriften des § 326 Abſ. 1 ſtrenge geachtet und jedem 
Verſuche entgegengetreten werde, der darauf abzielt, das ver- 
ſehentliche Unterlaſſen der Androhung mit Friſtſetzung nach ⸗ 
träglich durch das Vorbringen des nichtſäumigen Teils zu 
rechtfertigen, die Erfüllung des Vertrags habe für ihn infolge 
des Verzugs kein Intereſſe mehr gehabt. H. c. B., U. v. 
9. Juni 05, 598/04 II. — Hamburg. 

16. 8 480 BGB. Recht der Variierung trotz vorheriger 
Forderung der Erfüllung.] 

Klägerin hat von der Beklagten Karbid gekauft, das fie 
nach der Lieferung bemängelte. Sie forderte Schadenserfag 
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wegen Nichtlieferung. Beklagter wurde verurteilt und feine 
Reviſion zurückgewieſen: Da dem Karbid zur Zeit der Abergabe 
an die Klägerin die hinſichtlich der Gasausbeute zugeſicherte 
Eigenſchaft fehlte, konnte die Klägerin nach 8 480 Abſ. 2 BGB. 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Sie hatte nun 
allerdings, was ihr freiſtand, bei der Mängelanzeige die Lieferung 
mangelfreier Erſatzware verlangt. An dieſe Erklärung war ſie 
aber, da die Beklagte widerſprach, nicht gebunden und konnte 
mit dem Rechtsbehelf aus $ 480 Abſ. 2 variieren. Der Brief 
vom 18. Oktober 1901 enthält die Forderung von Schadens ⸗ 
erſatz, falls die Erſatzlieferung nicht binnen der geſetzten Friſt 
geſchehen ſollte. Wenn darin Klage auf Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes und Schadens erſatz angedroht worden iſt, jo iſt dieſes 
nur ein ungenauer Ausdruck für Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, bei deſſen Liquidierung der bereits gezahlte Kaufpreis 
einen weſentlichen Faktor bildet. H. c. A., U. v. 9. Juni 05, 
388/04 
17505 II. — Karlsruhe. 

17. 5 823 88. Pflicht des Wagenlenkers, auf Verkehrs⸗ 
hinderniſſe acht zu geben. Keine Mitverſchuldung des Fahrgaſtes.] 

Der Beklagte iſt mit dem von ihm gelenkten Wagen am 
hellen Tage auf einen an der Landſtraße liegenden Steinhaufen 
aufgefahren, dadurch iſt der Wagen umgeworfen und der mit 
dem Beklagten auf dem Wagen ſitzende F., der Ehemann und 
Vater der Kläger, tödlich verletzt worden. Der Anſpruch der 
F. ſchen Erben wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
und die Reviſion des Beklagten zurückgewieſen: Das Os. 
ſagt: daß der Beklagte in der Lage geweſen ſei, zwiſchen dem 
Steinhaufen und dem auf der anderen Seite des Weges ihm 
vorbeifahrenden Wagen ungehindert durchzufahren. Aus dieſer 
Sachlage wird dann der Schluß gezogen, daß der Beklagte bei 
der Lenkung des Wagens fahrläſſig gehandelt habe, und hinzu⸗ 
gefügt, es ſei Sache des Beklagten, ſich wegen ſeines Verhaltens 
zu entſchuldigen. Die von ihm vorgebrachte Entſchuldigung, er 
habe ſich nach Fuhrmannsgebrauch umſehen müſſen, ob er auch 
an dem begegnenden Wagen gut vorbeikomme, wird als unzu⸗ 
reichend zurückgewieſen, weil er dieſem Brauch habe folgen und 
doch zugleich das Hindernis des Steinhaufens habe beachten 
und vermeiden konnen. Dieſe Ausführung iſt überall rechtlich 
bedenkenfrei. Der Beklagte habe die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt bei der Lenkung des Wagens nicht beobachtet und 
dadurch den Unfall verurſacht. Der Einwand der Reviflon, 
der Beklagte habe doch, wenn er berechtigt geweſen ſei, ſich nach 
dem vorbeifahrenden Wagen umzuſehen, nicht zugleich nach vorn 
ſehen konnen, ſetzt ſich in Widerſpruch mit der Feſtſtellung, daß 
nach der Entfernung der Stelle, wo der begegnende Wagen dem 
Beklagten Anlaß gegeben habe, ſich umzuſehen, von dem Stein⸗ 
haufen, den er hätte vermeiden ſollen, der Beklagte durchaus 
in der Lage geweſen iſt, ſich zur gehörigen Zeit umzuſehen und 
dennoch vor dem Steinhaufen auszubiegen. Der Berufungs- 
richter hat weiter nicht für bewieſen erachtet, daß der Verletzte 
durch eigenes Verſchulden den Unfall mit verurſacht habe, und 
darüber erhebt die Revifion Beſchwerde. Allein mit Unrecht. Jenes 
Verſchulden ſoll nach der Annahme des Beklagten darin liegen, 
daß der Verletzte es unterlaſſen habe, auf den Weg zu achten 
und den Beklagten auf den Steinhaufen aufmerkſam zu machen 
oder in die Leitung des Wagens einzugreifen. Die Reviſion meint 
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auch, der Verletzte habe, weil er ſelbſt Landmann geweſen ſei 
und neben dem Beklagten geſeſſen habe, präſumtiv bemerken 
müflen, daß der Beklagte zurückgeſehen habe und darum ſeine 
Aufmerkſamkeit abgelenkt geweſen ſei. Das Berufungsgericht 
hat jedoch mit Recht dieſe Präſumtion oder dieſe Schlußfolgerung 
aus dem gegebenen Sachverhalt nicht gelten laſſen und für die 
Feſtſtellung, daß der Verletzte die Mitſchuld an dem Unfall trage, 
den Beweis gefordert, daß er den das Hindernis bildenden 
Steinhaufen rechtzeitig wahrgenommen habe. Denn weil er 
nicht der Lenker des Wagens geweſen ift, hat er nicht die 
Verpflichtung gehabt, auf die Fahrbahn zu achten. Er hat 
ohne Fahrläſſigkeit ſeine Aufmerkſamkeit auf andere Dinge 
richten dürfen. Darum iſt die Tatſache, daß er den Steinhaufen 
nicht bemerkt und zur Abwendung der Gefahr nichts getan hat, 
nicht ſchlüſſig für den Beweis, daß feine Unterlaſſung eine 
Verletzung der im Verkehr zu beobachtenden Sorgfalt ausgemacht 
hat. H. c. F., U. v. 19. Juni 05, 522/04 VI. — Stuttgart. 

18. 5 823 BGB. Ablehnung von Schäaͤdenanſprüchen, 
wenn der Kläger die Anlage einer Eifenbahn mit betreibt, 
zu dieſem Zwecke den erforderlichen Grund und Boden hergibt 
und gegen die Art und Weiſe der Anlage keinen Widerſpruch 
erhebt.] 

Der Kläger, der den Grund und Boden zum Bau der 
von der beklagten Geſellſchaft angelegten und jetzt von ihr 
betriebenen Nebenbahn unentgeltlich ſowie frei von privatrechtlichen 


Schulden und Laſten hergegeben hatte, ſoweit die Eiſenbahn 


den Grundbefitz ſeines Gutes durchſchneidet, erhob mit der 
gegenwärtigen Klage Schadenserſatzanſprüche gegen die Beklagte 
aus dem Bau und der Anlage der Bahn. Die Klage wurde 
abgewieſen. Die Revifion hatte keinen Erfolg: Der Kläger 
glaubt Erſatz des Schadens verlangen zu konnen, der ihm in 
Geſtalt von Wirtſchaftserſchwerniſſen auf zwei Parzellen durch 
die Bahnanlage entſtanden iſt. Dieſen Erſatz hat der Be⸗ 
rufungsrichter ihm mit Recht verſagt. Dieſe Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe find jo unmittelbare, notwendige und handgreifliche 
Folgen der Bahnanlage, ſoweit dieſe das Gut des Klägers 
durchſchneidet, daß letzterer ihren Eintritt unbedingt hat voraus⸗ 
ſehen müſſen. Wenn er nun nicht nur im allgemeinen in 
ſeinem Privatintereſſe den Bahnbau betrieben, ſondern ihn ſo 
wie er zuſtande gekommen tft, durch ſchriftliche Übernahme der 
Verpflichtung, den zum Bau der Bahn erforderlichen Grund 
und Boden, ſoweit dieſe ſein Beſitztum durchſchneidet, unentgeltlich 
herzugeben, ſowie durch Erfüllung dieſer Verpflichtung erſt er⸗ 
moͤglicht inſoweit, alſo ſelbſt durch feine eigenen Handlungen 
die Anlage der Bahn auf ſeinem Grund und Boden herbeigeführt 
hat, ſo liegt auf der Hand, daß er für die unausweichlichen, 
voraus ſehbaren Folgen ſeines eigenen Tuns nicht die Beklagte 
verantwortlich machen kann. Der Berufungsrichter hat daher 
vollkommen recht, wenn er darlegt, die Opfer, die der Kläger 
in Geſtalt der durch die Bahnanlage ihm erwachſenen Nachteile 
erleide, habe er freiwillig gebracht und ſelbſt ſich auferlegt, 
nicht aber ſei er gendtigt worden, im Intereſſe des Gemeinwohls 
oder anderer, insbeſondere der Beklagten, aus ſeinem Vermögen 
etwas aufzuopfern. Der Berufungsrichter hat auch recht, wenn er 
ausführt, daraus, daß der Kläger der Verwendung des Intereſſenten⸗ 
weges, wenn er ihr auch zunächſt widerraten habe, doch nicht 
widerſprochen habe, ergebe ſich, daß er, als fein Rat nicht 
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durchgegriffen habe, der Ausführung der Bahn nach dem 
gebilligten Plane ſich nicht widerſetzt habe; er habe danach die 
vorausſehbaren Nachteile der Benutzung des Dammes für die 
Bahn freiwillig auf ſich genommen, um dem Zuſtandekommen 
der Bahn keine weiteren Schwierigkeiten zu bereiten; er ſei 
alſo auch hier nicht gezwungen geweſen, etwas für die All⸗ 
gemeinheit aufzuopfern, ſondern habe im eigenen Intereſſe in 
Geſtalt des Wirtſchaftserſchwerniſſes, das mit der Bahnanlage 
in deren geplanter Führung unverkennbar und vorausſehbar 
verbunden geweſen ſei, ein freiwilliges Opfer übernommen. 
Auch dieſer Auffaſſung kann nur zugeſtimmt werden. J. c. K., 
U. v. 2. Juni 05, 515/04 VII. — Berlin. 

19. 5 843 BGB. verb. mit § 323 3p O. Über die 
Verurteilung zur Bezahlung einer Rente bei fortſchreiten dem 
Alter des Beſchaͤdigten.] 

Am 22. Juni 1902 iſt der, damals über 70 Jahre alte 
Kläger von dem Beklagten, ſeinem Neffen, körperlich mißhandelt 
worden, wobei er einen Beinbruch erlitt. Er hat den Beklagten 
auf Schadenserſatz belangt. Der Beklagte beantragte koſten⸗ 
fällige Abweiſung der Klage, ſoweit mehr als die Arzt- und 
Apothekerrechnung verlangt würde. Das LG. hat den Beklagten 
außer zu anderen Beiträgen verurteilt, vom 1. September 1902 
an eine vierteljährlich im voraus zu zahlende, hypothekariſch 
ſicherzuſtellende Rente von monatlich 15 Mark zu entrichten. 
Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Das RG. 
hob auf: Der Beklagte hat in der Berufungsinſtanz vorge⸗ 
bracht, daß wenn mit dem zunehmenden Alter des Klägers eine 
nachträgliche Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit eingetreten 
fein ſollte, dieſe dem Beklagten nicht zur Laſt gelegt werden 
dürfe. Das Berufungsgericht meint, dieſer Einwand liege 
„neben der Sache“, da der erſte Richter nicht für eine aus der 
erwähnten Urſache eintretende Verminderung der Erwerbs- 
fähigkeit des Klägers den Beklagten erſatzpflichtig erkläre, im 
übrigen aber die mit dem fortſchreitenden Alter des Klägers 
eintretende Minderung feiner Rüſtigkeit berückfichtigt habe. — 
Das letztere mag zutreffen ſoweit es die bisher ſchon ein ; 
getretene Minderung der Arbeitsfähigkeit infolge des fort⸗ 
geſchrittenen Lebensalters betrifft; aber darum handelt es ſich 
nicht allein. Der Kläger (der ausweislich des vorliegenden 
Armutszeugniſſes am 31. Oktober 1830 geboren iſt) wird mit 
fortſchreitendem Alter nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
mehr und mehr derjenigen Einwirkung unterliegen, welche natur⸗ 
gemäß eben das hohe Alter auf die Arbeitskraft des Menſchen 
ausübt, und inſoweit, als die hierdurch bedingte Verminderung 
der Erwerbsfähigkeit bei dem Kläger auch ohne die vom Be⸗ 
klagten ihm zugefügte Verletzung künftig eintreten würde, hat 
der Beklagte dafür nicht aufzukommen. Bei Feſtſetzung der als 
Schadenserſatz nach 8 843 BGB. zu gewährenden Rente hat 
das Gericht ſchon jetzt vorſchauend auch eine vorausſichtlich 
künftige Geſtaltung der Dinge in Betracht zu ziehen, wobei 
unter Berückſichtigung der konkreten Verhältniſſe auf die normale 
Sachgeſtaltung, den mutmaßlichen und der Erfahrung ent⸗ 
ſprechenden Verlauf zu ſehen iſt. Dieſe Pflicht iſt dem Richter 
auch durch die Vorſchrift des 8 323 ZPO. nicht abgenommen, 
welche vielmehr nur die nachträglich eintretende Veränderung 
derjenigen Verhältniſſe im Auge hat, die für die frühere Ver⸗ 
urteilung berückfichtigt werden durften und mußten. (Zu vergl. 
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Gaupp - Stein, ZPO. zu § 323 II. 3.) Hiernach iſt regel ⸗ 
mäßig und, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen durch 
eine beſtimmte zeitliche Abgrenzung der Rentenzahlung, der 
vorausgeſehenen Entwicklung tunlichſt Rechnung zu tragen, wie 
das von dem erkennenden Senat neuerlich wiederholt ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. Urteil vom 5. Januar 1905 in Sachen 
Stadt Meißen g. Bretſchneider VI. 96/04, vom 19. Januar 
1905 in Sachen Laufer g. Bernhardt VI. 130/04, vom 
23. März 1905 in Sachen Hausmann g. Fieſaler VI. 524/04. 
S. übrigens ſchon RG. 7, 50 f.; 16, 80 ff. Jäger, die 
Umwandelungsklage S. 10 Note 20. Im gegenwärtigen Falle 
iſt die Sache nach dieſer Richtung noch nicht gewürdigt. Es 
iſt nicht ohne weiteres vorauszuſetzen, daß der Kläger, wenn⸗ 
gleich er jetzt noch verhältnismäßig rüſtig ſein mag, die ihm 
von den Vorinſtanzen zugeſchriebene Arbeitsfähigkeit bis an ſein 
Lebensende bewahren werde, daß er ohne Dazwiſchentreten des 
vom Beklagten verurſachten Beinbruches auch noch im hoͤchſten 
Greiſenalter befähigt bleiben würde, ſeine Arbeitskraft zum Er⸗ 
werb zu verwerten. Der Umſtand, daß der Kläger ſchon jetzt 
hochbetagt und trotzdem noch bis zu einem gewiſſen Grade er⸗ 
werbsfähig iſt, ſteht einer Begrenzung des Rentenbezuges in 
dem Urteile nicht im Wege. In welcher Weiſe ſolche vor⸗ 
zunehmen ift, hängt von weiteren Erörterungen tatſächlicher 
Art ab. S. o. S., U. v. 15. Juni 05, 478/04 VI. — Göln. 

20. 88 858, 990, 992 BGB. verb. mit 8 865 390. 
Über Schädenanſprüche wegen unzuläffiger Pfändung von Zu⸗ 
behoͤrſtuͤcken.] 

Ein Gerichtsvollzieher pfändete für den Beklagten wegen 
einer Forderung gegen J. Schleifereiutenfilien auf einem Grund⸗ 
ſtücke des J., welches als Schleifkotten bezeichnet wird und das 
am 6. Mai 1902 dem Kläger in der Zwangsverſteigerung zu⸗ 
geſchlagen wurde. Die gepfändeten Gegenſtände wurden auf 
dem Grundſtück belaſſen, mit Pfandzeichen verſehen und Kläger, 
wie es im Pfändungsprotokoll heißt, zum Hüter über ſie beſtellt, 
wozu er ohne beſondere Vergütung einwilligte. Er macht nun 
aber auf Grund des Zuſchlagsbeſchluſſes mit der Behauptung, 
daß die gepfändeten Gegenſtände Zubehoͤrſtücke des ihm zu⸗ 
geſchlagenen Schleifkottens ſeien, Eigentumsanſprüche an ihnen 
geltend und verlangt mit der Klage Erſatz des ganzen Schadens, 
der ihm dadurch entſtanden iſt, daß er infolge der Pfändung 
den angeſteigerten Schleifkotten nicht benutzen konnte. Die 
Klage wurde abgewieſen, die Reviſion hatte keinen Erfolg: 
Richtig iſt, daß die Pfändung in die Schleifereiutenſilien nicht 
hätte vollzogen werden dürfen, da fie Zubehör des damals 
bereits unter Beſchlagnahme ſtehenden Grundſtücks waren 


($ 865 3p O.); ihre Freigabe hatte Beklagter nach erhobener | 


Klage bewilligt. Aber daraus folgt keineswegs ohne weiteres, 
daß der Gläubiger, in deſſen Auftrag und zu deſſen Gunſten 
die Pfändung erfolgt iſt, auch für den Schaden einzuſtehen 
habe, der durch ſolche Pfändung dem Grundſtückseigentümer 
entſtehen kann. Jede Schadenserſatzpflicht ſetzt nach dem das 
BGB. beherrſchenden Prinzip — von den im Geſetz vor⸗ 
geſchriebenen Ausnahmen abgeſehen — ein Verſchulden des 
Erſatzpflichtigen voraus, und es iſt bekannt, daß der 8 752 Abſ. 1 
des zweiten Entwurfs, der hiervon abweichend nicht die Ver⸗ 
ſchuldung, ſondern die Veranlaſſung als Grund des Schadens⸗ 
erſatzes zulaffen wollte, geſtrichen worden iſt, um den prinzipiellen 


Standpunkt des Geſetzes nicht zu verdunkeln (Deruburg., 
Bürgerl. Recht Bd. II 8 25 unter IV). Die Reviſion irtt, 
wenn fie meint, daß hieran — wenigſtens hinſichtlich der 
Beweislaft — dadurch etwas geändert werde, daß das Geſetz 
Zubehoͤrſtücke für nicht pfändbar erklärt hat; auch der Pfändung 
von Zubebör gegenüber, mag fie immerhin geſetzlich unzuläſfig 
geweſen ſein, muß derjenige, der auf ſie Schadenserſatzanſprüche 
gegen den Gläubiger gründen will, behaupten und beweiſen, 
daß ſie auf ein Verſchulden des Gläubigers zurückzuführen ſei. 
Der gegenteilige Standpunkt der Revifion, die dem pfändenden 
Gläubiger den Exkulpationsbeweis zuweiſen will und ihn für 
ſchadenserſatzpflichtig hält, wenn er dieſen nicht führen kann, iſt 
unrichtig. Ebenſo unzutreffend iſt es, wenn die Revifion eine 
Schadenserſatzpflicht des Pfaändungsgläubigers, bei der es auf 
fein Verſchulden nicht ankommt, aus 5 992 BGB. herzuleiten 
ſucht. Ob die verbotene Eigenmacht überhaupt ($ 858 BGB.) 
oder wenigſtens ſoweit $ 992 daſelbſt in Betracht kommt, ein 
Verſchulden (eine dem Gläubiger als Vorſatz oder Fahrläſſigkeit 
anzurechnende Widerrechtlichkeit) vorausſetzt, braucht hier nicht 
entſchieden zu werden; der erkennende Senat hat es bereits in 
Übereinſtimmung mit Dernburg (a. a. O. Bd. 3 8 22 unter 7 
und mit Zumau-Förfter (Liegenſchaftsrecht, 2. Aufl. Bd. 1 
S. 57) in dem Urteil vom 27. Mai 1903 (RG. 55, 55) in 
Anſehung des § 858 cit. verneint; aber auch wenn man gegen- 
teiliger Meinung ſein wollte, ſo bleibt doch gewiß und wird 
durch die Denkſchrift zum BGB. (S. 107) ausdrücklich beftätigt, 
daß Schadenzerſatzanſprüche auch hier nur auf ein „ſchuldhaftes 
Zuwiderhandeln gegen das Verbot der Befitzverletzung“ gegründet 
werden können. Darüber beſteht denn auch, ſoviel zu erſehen, 
in der Theorie Einhelligkeit (Planck, Note 2a zu 5 992; 
Staudinger [Kober! und Biermann [Sachenrecht]! zu 5 992; 
Bendix im Recht 00, 47). Von dieſem rechtlich zutreffenden 
Standpunkte aus hat das Berufungsgericht die Sachlage 
beurteilt, und wenn es hierbei befindet, daß den Beklagten ein 
Verſchulden nicht treffe, fo kann ihm hierin nicht entgegen ⸗ 
getreten werden. Die Reviſion meint freilich, der Beklagte habe 
ſchon durch die Klageerhebung erfahren, daß er zur Pfändung 
nicht berechtigt war, er ſei dadurch in Verzug geraten und daher 
nach § 990 Abſ. 2 BGB. auch ſchadenserſatzpflichtig. Auch 
hierin kann ihr nicht beigetreten werden. Läge die Sache ſo, 
daß es fi um Gegenſtände handelte, bezüglich deren Zubehoͤr⸗ 
eigenſchaft vernünftigerweiſe ein Zweifel nicht beſtehen kann, ſo 
würde die Ausführung der Reviflon vielleicht beachtlich ſein. 
Aber jo liegt die Sache nicht. Nicht bloß, daß der Gerichts. 
vollzieher, von dem doch der Gläubiger annehmen durfte, daß 
ihm die geſetzliche Unabpfändbarkeit des Zubehörs bekannt war, 
die Gegenſtände für abpfändbar hielt und daß das Prozeßgericht 
die Vernehmung von Sachverſtändigen darüber, ob die ge⸗ 
pfändeten Gegenſtände Zubehör ſeien, für notwendig erachtete, 
auch die Sachverſtändigen ſelbſt find — wenigſtens teilweiſe — 
darüber, ob die Pfandſtücke als Zubehör anzuſprechen ſeien, 
verſchiedener Meinung geweſen. Unter ſolchen Umftänden kann 
man nicht ſagen, daß der Beklagte ſchon durch die Klage⸗ 
zuſtellung erfahren hat ($ 990 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), daß er 
zum Beſitze nicht berechtigt ſei. Er durfte es bei folder Sach⸗ 
lage, ohne in ein ihn zum Schadenserſatz verpflichtendes Ver⸗ 
ſchulden zu geraten, darauf ankommen laſſen, wie ſich das 
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Gericht entſcheiden würde, und er hat, nachdem die Entſcheidung 
zu ſeinen Ungunſten ergangen war, ohne ſchuldhaftes Zögern 
die Pfandſtücke freigegeben. M. c. B., U. v. 7. Juni 05, 
616/04 V. — Göln. 

5 21. § 906 BGB. Der Begriff des Ortsüblichen iſt 
tatſächlicher Natur. Prävention gilt im Nachbarrecht nicht.] 

Die Parteien grenzen mit ihren in K. liegenden Grund⸗ 
ſtücken aneinander. Kläger betreibt eine Schlächterei, Beklagter 
eine Dampfwäſcherei. Kläger hat auf feinem Grundſtücke 
unmittelbar an der Grenze nach dem Beklagten hin ſeit 1882 
einen Eiskeller. Beklagter hat im November 1902 einen 
Dampfkeſſel gebaut. Zum Teil ſtoßen Eiskeller und Dampf⸗ 
keſſelraum aneinander. Kläger behauptet, ſeinem Grundſtücke 
werde durch den Dampfkeſſel des Beklagten Wärme zugeführt, 
was zur Folge habe, daß das im Keller verwahrte Eis ſchneller 
als vordem zum Schmelzen komme. Er hat Klage erhoben 
mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, auf ſeinem 
Grundſtücke ſolche Einrichtungen herzuſtellen, welche die benach⸗ 
teiligende Einwirkung des Dampfkeſſels auf den Eiskeller aus- 
ſchließen. Das KG. wies ab, die Reviſion hatte keinen Erfolg: 
Das Berufungsgericht gründet feine Entſcheidung in erſter 
Linie darauf, daß die Zuführung von Wärme von dem Grund⸗ 
ſtücke des Beklagten auf das Grundſtück des Klägers nach den 
örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken, die in der Altſtadt K., 
nämlich in einer Stadtgegend liegen, deren Charakter auf 
induſtrielle Benutzung hinweiſt und zum Bebauen mit feineren 
Wohnhaͤuſern tatſächlich ungeeignet erſcheint, gewohnlich iſt, und 
zwar in einer Stadt, die vorwiegend Fabrikort iſt, in dem 
gerade viele Wäſchereien betrieben werden und zahlreiche Dampf ⸗ 
keſſelanlagen vorhanden find. Der Begriff des Ortsüblichen iſt 
weſentlich tatſächlicher Natur. Daß das Berufungsgericht bei 
der Annahme des Ortsüblichen ſich rechtlich geirrt hat, dafür 
iſt kein Anhalt gegeben. (Vergl. RG. in Gruchots Beitr. 48, 604.) 
Der Grundſatz der Prävention gilt bei der Kolliſion der Rechte 
benachbarter Eigentümer nicht. K. c. St., U. v. 28. Juni * 
644/04 V. — Berlin. 

22. 55 1353, 1571 BGB. Verſchiedene Beurkeifung 
der Aufforderung zur Wiederherſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft, je nachdem dieſe Aufforderung unter der Verwarnung, 
daß ſonſt die Zahlung des Unterhalts unterbleiben werde, erfolgt 
iſt oder ohne Rückficht darauf Klage erhoben wird.] 

In einem Vorprozeſſe war der Ehemann zur Wieder⸗ 
herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilt, 
die eheliche Gemeinſchaft jedoch nicht wiederhergeſtellt 
worden. Darauf erſtritt die Ehefrau ein ebenfalls rechtskräftig 
gewordenes Urteil, durch das der Ehemann verurteilt wurde, ihr 
an Unterhalt feit dem 24. November 1900 jährlich 1 500 Mark 
zu zahlen. Ju den Jahren 1903 und 1904 forderte der Ehe⸗ 
mann die Ehefrau zur Wiederherſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft, bez. zur Anſtellung der Eheſcheidungsklage mit dem Be⸗ 
merken auf, daß er ſonſt annehme, ſie verzichte auf die Alimente. 
Die häusliche Gemeinſchaft iſt zwiſchen den Parteien nicht her⸗ 
geſtellt worden und die Ehefrau hat auch nicht Klage auf Ehe⸗ 
ſcheidung erhoben. Nunmehr erhob der Ehemann Klage auf 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft. Das OLG. ver- 
urteilte die Beklagte, die häusliche Gemeinſchaft mit dem Kläger 
wiederherzuſtellen. Das RG. hob auf: Dem Berufungsgericht 
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iſt darin beizupflichten, daß, wenn die Aufforderung inhaltlich 
der geſetzlichen Vorſchrift entſpreche, es nicht noch darauf an⸗ 
kommen konne, ob der Wille des Klägers wirklich auf Wieder ⸗ 
herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gerichtet geweſen ſei. 
Die fragliche Beſtimmung in § 1571 Abſ. 2 BGB. iſt erſt 
bei der zweiten Leſung des Entwurfs eingeſchaltet worden. Durch 
die Beſtimmung, daß die ſechsmonatige Klagefriſt nicht laufe, 
ſolange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben ſei, ſollte den 
Ehegatten die Möglichkeit gewährt werden, fi zunächſt tat- 
fächlih voneinander zu trennen, ohne daß der unſchuldige Teil 
ſein Recht auf Scheidung mit dem Ablaufe der Friſt einbüßt. 
Jeder der beiden Ehegatten ſollte es aber auch in der Hand 
haben, den durch die tatſächliche Trennung geſchaffenen Zwiſchen⸗ 
zuſtand durch Herbeiführung einer Entſcheidung zu beſeitigen, 
wenn ihm dieſer Zwiſchenzuſtand mit Rüdfiht auf den Unter⸗ 
halt der Familie, die Erziehung der Kinder oder andere Umſtände 
unerträglich erſcheint. Eine Entſcheidung ſollte der ſchuldige 
Ehegatte dadurch herbeiführen können, daß er den unſchuldigen 
Ehegatten auffordert, zu ihm zurückzukehren oder die Scheidungs⸗ 
klage zu erheben. Mit dem Empfange der Aufforderung ſollte 
die ſechsmonatige Klagefriſt wieder in Lauf geſetzt fein. Man 
bezweckte, auf dieſe Weiſe eine vorübergehende Trennung als 
Mittel zur Vorbereitung der Ausſöhnung zuzulaſſen, ohne den 
einen Ehegatten in feinen Rechten zugunften des anderen Ehe⸗ 
gatten zu beeinträchtigen. Prot. der 2. Leſung von Achilles, 
Gebhard, Spahn Bd. IV S. 430 bis 435. Hiernach hat es 
dem Geſetzgeber fern gelegen, die Wirkſamkeit der von dem 
ſchuldigen Ehegatten an den unſchuldigen Ehegatten zu erlaſſenden 
Aufforderung an das weitere Erfordernis zu knüpfen, daß der 
Auffordernde ernſtlich gewillt ſein müſſe, die Gemeinſchaft 
wiederherzuſtellen. Ein ſolcher ernſter Wille iſt erforderlich, 
wenn die Aufforderung zur Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft allein in Frage kommt und das Rückkehrverlangen im 
Klagewege geltend gemacht wird; hier aber hat der Wille des 
Auffordernden nur dahin zu gehen, den Aufgeforderten zu einer 
Wahl zwiſchen Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
und der Erhebung der Scheidungsklage zu veranlaffen. Iſt 
aber, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, das Verlangen 
des Klägers nach Wiederherſtellung der Gemeinſchaft nicht 
ernſtlich gemeint, ſo liegt darin ein Mißbrauch des ihm an ſich 
zuſtehenden Rechtes, die Herſtellung der Gemeinſchaft zu ver⸗ 
langen. Ob ein derartiger Rechtsmißbrauch ſtattfindet, iſt von 
Amts wegen zu unterſuchen. RG. III. 4. 12. O00 JW. 00, 
891; RG. IV 6. 10. 02 JW. 02, Beil. S. 272; RG. IV 
22. 12. 04 JW. 05, 110. Über dieſe Frage hat ſich das 
Berufungsgericht nicht ausgeſprochen, obwohl hierzu gegründete 
Veranlaſſung vorlag. Es läßt fih auch nicht aus dem Zu⸗ 
ſammenhange der Entſcheidungsgründe entnehmen, ob das Be⸗ 
rufungsgericht dieſe Frage geprüft hat und zu welcher Anſicht 
es gelangt iſt. Während es hinfichtlich der Aufforderungen vom 
19. November 1903 und 24. Juni 1904 zutreffend annimmt, 
daß es unerheblich ſei, ob der Auffordernde den ernſten Willen, 
die eheliche Gemeinſchaft herzuſtellen, habe, läßt es unaus⸗ 
geſprochen, ob es das jetzt im Klagewege geltend gemachte 
Rückkehrverlangen als ernſtlich gemeint betrachte. Wegen dieſes 
Mangels der Begründung unterlag das Urteil der Aufhebung. 
B. c. B., U. v. 29. Juni 05, 95/05 IV. — Kiel. 
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23. 8 1568 BGB. Anträge auf ſtrafgerichtliches Ein- 
ſchreiten begründen an ſich keinen Scheidungsgrund.] N 

Eine Ehefrau hatte in einer Privatklageſache als Zeugin 
beeidet, daß ſie mit einem Kaufmann C., der auch jetzt noch bei 
ihr zur Miete wohnt, keinen Geſchlechtsverkehr gepflogen habe. 
Beklagter hat darauf bei der Staatsanwaltſchaft Anzeige wegen 
Meineids erſtattet, im Beſchwerdewege die Einleitung der 
Vorunterſuchung erreicht, die Klägerin iſt jedoch demnächſt außer 
Verfolgung geſetzt worden. Sie erblickt in dem Verhalten des 
Beklagten eine Verfehlung aus $ 1568 BGB. und hat auf 
Scheidung der Ehe geklagt. Die Klage iſt abgewieſen, die 
Revifion zurückgewieſen worden: Der Berufungsrichter ſtellt 
feſt, daß der Beklagte die Meineidsanzeige gegen die Klägerin 
in gutem Glauben an die Wahrheit der Anzeige, ohne daß ihn 
bei Prüfung der erhaltenen Mitteilungen ein Verſchulden treffe 
und nicht in beleidigender Form erſtattet und daß er auch an 
der amtlichen Ermittelung des Sachverhalts ein berechtigtes 
Intereſſe gehabt hat, um demnächſt mit Erfolg die Scheidungs⸗ 
klage wegen Ehebruchs erheben zu konnen. Es iſt nicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn unter ſolchen Umſtänden ein Ehevergehen des 
Beklagten im Sinne von § 1568 BGB. verneint iſt. Nament⸗ 
lich kann der Revifion nicht zugegeben werden, daß einem 
Ehegatten ein für allemal verſagt ſein müſſe, gegen den andern 
Gatten ſtrafgerichtliches Einſchreiten wegen eines Verbrechens 
zu veranlaſſen. T. c. T., U. v. 3. Juli 05, 101/04 IV — Berlin. 

24. 55 1568, 1574 BGB. Maßſtab für die Ehe 
zerrüttung.] 

Die Klägerin verlangt Scheidung wegen Mißhandlungen 
durch den Beklagten, der Ehemann verlangte, fie als mit- 
ſchuldig zu erklären. LG. und KG. gaben beiden Anträgen 
ſtatt. Das RG. hob auf die Reviſion der Klägerin auf: Die 
unter Heranziehung des § 1574 Abſ. 3 BGB. geſchehene An- 
wendung des 8 1568 iſt rechtsirrig. Unterſtellt man wie 
in der Vorinſtanz die Richtigkeit der Behauptungen des Be⸗ 
klagten ihrem ganzen Umfange nach, ſo iſt es zwar richtig, daß 
Klägerin durch die eigenmächtige Wegnahme des Geldes rechts. 
widrig gehandelt, ſowie gleichzeitig die durch die Ehe begründeten 
Pflichten verletzt hat. Allein ebenſo unbedenklich iſt die weitere 
Annahme des Berufungsrichters, daß die beſondere Lage, in die 
der Beklagte ſie durch ſein Verſchulden gebracht hatte, ihre 
Handlungsweiſe in gewiſſem Maße entſchuldigte. Für die Frage, 
ob Klägerin auch ihrerſeits dem Beklagten einen Scheidungs⸗ 
grund gegeben hat, konnte im weſentlichen nur in Betracht 


kommen, daß ſie in der Aneignung des Geldes über den erſten 


Notbedarf hinausging. Inſoweit aber iſt ſchließlich dem Be⸗ 
klagten nicht einmal ein Schaden entſtanden, da er ſelbſt nicht 
in Zweifel zieht, daß die der Klägerin zukommenden Unter⸗ 
haltsbeiträge den mitgenommenen Geldbetrag alsbald erreichten. 
Dafür, daß Beklagter durch den Geldverluſt nicht nur in 
vorübergehende Verlegenheit, ſondern ernſtlich in Not geraten 
ſei, hat er ſelbſt nichts vorgebracht, da er nur behauptet, er habe 
am Tage nach dem Fortgange der Klägerin ſeine Bekannten 
um Eſſen bitten müſſen. Bei dieſer Sachlage hat der Be⸗ 
rufungsrichter ſich jeden Ausſpruchs darüber enthalten, ob er in 
der Handlungsweiſe der Klägerin ein unſittliches oder ein ehrloſes 
Verhalten erblickt oder ob er ihre Verfehlung etwa für eine 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
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hält. Seine Darlegungen erihöpfen ſich darin, daß nach dem 
ſubjektiven Empfinden des Beklagten die Mitnahme des 
Geldes und der ſich daran anſchließende weitere Geldverluſt dem 
Beklagten die Ehe unerträglich gemacht hätten. Die als einziges 
der Tatbeſtandserforderniſſe des 8 1563 damit feſtgeſtellte Ehe⸗ 
zerrüttung hat überdies auch nicht vom objektiven Stand- 
punkte aus eine Würdigung nach der Richtung erfahren, ob ſie 
ſo beſchaffen war, daß dem Beklagten für ſeinen Teil die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe nicht mehr hätte zugemutet werden können. 
Den Mapftab hierfür bildet, wie der Senat wiederholt aus 
geſprochen hat, nicht die individuelle Lebensanſchauung und das 
eigene Empfinden des durch die Verfehlung des anderen Teiles 
gekränkten Ehegatten und darum im gegebenen Falle auch nicht 
das nach den eigenen Feſtſtellungen des Berufungsrichters keines ⸗ 
wegs einwandfreie und von einer wahren ehelichen Gefinnung 
ausgehende Pflichtbewußtſein des Beklagten. Vielmehr iſt die 
Entſcheidung darüber, ob es dem Weſen der Che als einer auf 
fittliher Grundlage beruhenden Lebensgemeinſchaft und einer 
über dem Willen der Ehegatten ſtehenden Ordnung entſpricht, 
daß der gekränkte Ehegatte die Verfehlung hinzunehmen und 
ihrer ungeachtet die Ehe fortzuſetzen hat oder ob er dieſer Zu- 
mutung für überhoben gelten darf, in abſtrakter Abwägung vom 
Standpunkte des fittlichen Empfindens eines Ehegatten aus 
zutreffen, der ſich ſeiner durch die Ehe begründeten Pflichten im 
vollen Maße bewußt iſt. Legt man dieſen Maßſtab an, ſo kann 
ſchon jetzt, ohne daß es eines weiteren Eingehens auf die Tat ; 
frage und einer Ergänzung der Verhandlungen bedarf, auf Grund 
der eigenen Sachdarſtellung des Beklagten als ſchlechthin aus ⸗ 
geſchloſſen gelten, daß, wenn Klägerin in einem vereinzelten 
Falle, noch dazu in einer vom Beklagten jelbft verſchuldeten 
Notlage, den Beklagten um einen Geldbetrag gebracht hat, der 
das ihr an ſich Zukommende überſchritt, dieſe Verfehlung, mochte 
auch die Aneignung in ihrer Art rechtswidrig ſein, dem Beklagten 
einen Anlaß geben durfte, ſich auf die Dauer von ihr abzuwenden 
und ihr feine eheliche Gefinnung gänzlich zu entziehen. T. c. T., 
u. v. 22. Juni 05, 73/04 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

25. § 91 3pO. Tragung der Prozeßkoſten im Falle 
eines Vergleichs, der die Koſtenfrage nicht regelt.] 

Durch das angefochtene Urteil find die Koſten des infolge 
der Einlegung der Berufung ſeitens des Beklagten gegen das 
ihn klagantraggemäß verurteilende erſtinſtanzliche Erkenntnis bei 
dem KG. anhängig gewordenen Rechtsſtreit dem Kläger auf- 
erlegt, nachdem der Prozeß in der Hauptſache durch Vergleich 
der Parteien erledigt und von ihnen Entſcheidung über den von 
dem zum Vortrag gebrachten Vergleich ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſenen Koſtenpunkt beantragt war. Das Berufungsgericht 
begründet die Belaſtung des Klägers mit der Ausführung, daß 
die Koſten gemäß der in § 91 ZPO. getroffenen Beſtimmung 
die unterliegende Partei zu tragen habe und daß als unter⸗ 
liegende Partei im Sinn dieſer Vorſchrift der Kläger anzuſehen 
ſei, weil er nach Inhalt des Vergleichs mit ſeinem Klaganſpruch 
unterlegen ſei: Rechtsirrig iſt das Urteil, weil dasſelbe aus 
dem Inhalt des von Parteien geſchloſſenen Vergleichs 
die unterliegende Partei beſtimmt, welche nach § 91 30. die 
Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat. Die die Koſten⸗ 
entſcheidung regelnden Vorſchriften der ZPO. ergeben in ihrer 
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Geſamtheit den Grundſatz, daß die Koſten zu tragen hat, wer 
mit Unrecht ſtreitet bezw. die Notwendigkeit des gerichtlichen 
Einſchreitens durch ſein Verhalten herbeigeführt hat. Dieſer 
Grundſatz hinwiederum bedingt die Folgerung, daß im Fall der 
Prozeß in der Hauptſache ohne Entſcheidung ſich erledigt, zu 
prüfen iſt, welche Partei ohne dieſe Erledigung, d. h. wenn es 
zur Entſcheidung gekommen wäre, unterlegen wäre, um ſolche 
mit den Koſten des Rechtsſtreits zu belaſten, ſowie weiter, daß 
unter der unterliegenden Partei, die nach § 91 a. a. O. die 
Koſten zu tragen hat, auch die Partei zu verſtehen iſt, die ohne 
die Erledigung im Prozeß durch Urteil unterlegen ſein würde, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Vorſchrift den Fall, wo kein Urteil in 
der Hauptſache ergeht, überall mitumfaßt. Der Inhalt des 
Vergleichs kann, ganz abgeſehen von dieſer Folgerung, nicht 
maßgebend ſein, weil die Parteien, welche die Erledigung der 
Hauptſache durch Vergleich dem Gericht kund geben, denſelben 
ſeinem Inhalt nach anzugeben nicht gehalten find. Das mit 
friſt⸗ und formgerechter ſofortiger Beſchwerde angefochtene Urteil 
iſt daher aufzuheben. Dabei erſcheint die Zurückverweiſung zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung um ſo mehr als 
geboten, weil, wie in dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils 
vermerkt, die Verhandlung darauf beſchränkt iſt, welche Partei 
als die „unterliegende“ im Sinne des § 91 ZPO. anzuſehen 
ſei, inſonderheit die Verhandlung in Anſehung „des Prozeß⸗ 
materials aus der Berufungsinſtanz“ beſchränkt worden iſt. 
B. o. K., Beſchl. v. 30. Juli O5, B 122/05 III. — Berlin. 

26. 8 256 ZPO. verb. mit $ 32 Haftpfl®.; 5 98 
Gewu VG. vom 6. Juli 1884 (§ 140 des Geſetzes vom 
80. Juni / 5. Juli 1900); 5 45 Baun VG. Zuläſſigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungsklage für künftig zu erhebende Anſprüche. Zeitpunkt 
des Übergangs auf die Berufsgenoſſenſchaft.] 

Eine Anzahl Arbeiter, die bei der klagenden Tiefbau⸗Berufs⸗ 
genofienfchaft verfichert waren, verunglückten bei der Entgleiſung 
eines Arbeitszuges. Die Genoſſenſchaft erhob gegen den Eiſenbahn⸗ 
fiskus Klage auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht bezüglich der Auf⸗ 
wendungen, welche von 21 bei dem Unfall beteiligten Perſonen 
etwa zu machen ſein werden. Daß von Seite dieſer 21 Per⸗ 
ſonen bisher irgend welche Entſchädigungsanſpruche aus dem 
Unfall erhoben worden ſeien, hat die Klägerin nicht geltend zu 
machen vermocht. Das Berufungsgericht wies ab, das RG. 
hob auf: Die beantragte Feſtſtellung bildet ein Rechtsverhältnis 
im Sinne des $ 256 39 O. Nach der Behauptung der 
Klägerin find die 21 Perſonen bei dem Eiſenbahnunfalle vom 
16. Oktober 1899 am Körper verletzt worden. Trifft das zu, 
ſo iſt jenen Perſonen ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Be⸗ 
klagten nach Maßgabe von 8 3 Ziffer 2, jetzt 8 3a HaftpflG. 
vom 7. Juni 1871 erwachſen, der Anſpruch auf Erſatz der 
Heilungskoſten und der den Verletzten durch eine Aufhebung 
oder Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit zugehenden Vermoͤgens⸗ 
nachteile. Und nach 8 98 Gew VG. vom 6. Juli 1884 (8 140 
Gewu VG. vom 30. Juni/5. Juli 1900) und 8 49 Baun VG. 
vom 11. Juli 1887 (jetzt § 45 Abſ. 2) iſt die Forderung der 
Verletzten auf die Genoſſenſchaft inſoweit übergegangen, als die 
Verpflichtung der letzteren zur Entſchädigung durch das Unfall⸗ 
verficherungsgeſetz begründet iſt, alſo ſoweit insbeſondere durch 
55 (iet 8 9) Gew., 88 6, 7 hetzt 88 9, 10) Baun VG. 
jene Entſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft beſtimmt und be⸗ 
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grenzt wird. Kann die Klägerin wegen Schäden dieſer Art 
von den Verletzten künftighin noch in Anſpruch genommen 
werden, fo beſteht für fie inſoweit ein Regreßanſpruch nach 
§ 98 (140) Gew VG. nämlich der auf fie von Geſetzes wegen 
übergegangene Schadenserſatzanſpruch aus dem Haftfpflichtgeſetze. 
Hat man, wie der erkennende Senat kürzlich für den 8 151 
LwuVG. vom 5. Juli 1900, 8 140 des neuen Gew VG. 
ausgeſprochen hat — Urteil vom 26. Januar 1905 in Sachen 
Zoppes wider Rheiniſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
in Düſſeldorf, VI 99/04 —, den Rechtsübergang der zunächſt 
in der Perſon des Verletzten zur Entſtehung gelangten Forderung 
auf den Zeitpunkt ihrer Entſtehung zurückzuverlegen, fo wäre 
in einem Falle der vorliegenden Art ein Erſatzanſpruch der 
Berufs genoſſenſchaft, wenigſtens als eln bedingter, noch von 
dem Beſtand der Entſchädigungspflicht nach dem Unfallverſiche⸗ 
tungsgeſetz abhängiger Anſpruch zur Exiſtenz gelangt mit dem 
Eintritt des die Haftpflicht begründenden Ereigniſſes. — Im 
Unterſchied von künftig moͤglicherweiſe entſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſen oder bloßen Rechtsfragen, welche für ſolche Ver⸗ 
hältniſſe Bedeutung haben, können Gegenſtand der Feſtſtellung 
nach 8 256 30. auch nur bedingt oder betagt beſtehende 
Rechtsverhältniſſe ſein, ſo die Verpflichtung zum Erſatze eines 
erſt zu erwartenden Schadens. (Vergl. Gaupp- Stein, ZPO. 
8 256 II, 1, d und Note 31—33; Peterſen⸗Remelé, ZPD. 
§ 256 Anm. 11 S. 498; Seuffert, ZPO. 9. Aufl. zu § 256 
Anm. 2; RG. 13, 374 f.; 49, 371 ff.) Es fehlt weiterhin 
auch nicht ein rechtliches Intereſſe der Klägerin daran, daß die 
Erſatzpflicht der Beklagten durch richterliche Entſcheidung alsbald 
feſtgeſtellt werde. Ein ſolches Intereſſe liegt (abgeſehen von dem 
etwaigen wirtſchaftlichen Intereſſe der Klägerin an der — gleich⸗ 
baldigen und einheitlichen — Feſtſtellung) namentlich in der 
dem fraglichen Anſpruch drohenden Verjährung. Der auf die 
Klägerin übergegangene Anſpruch aus dem Reichs- Haftpflichtgeſetz 
verjährt nach § 8 dieſes Geſetzes in zwei Jahren vom Tage 
des Unfalles an. Dieſer Anfangspunkt iſt abſolut beſtimmt, 
alſo der Beginn der Verjährung unabhängig davon, ob der 
Verletzte Kenntnis von dem Schaden erlangt hat, und gilt daher 
auch für ſolche Nachteile, welche ſich erſt ſpäter herausſtellen oder 
fühlbar machen. (Eger, RHaftpfl®. 5. Aufl. zu § 8 Nr. 107 
S. 551 ff. und dort angef. Entſcheldungen; Endemann HaftpflG. 
S. 86; v. Weinrich, die Haftpflicht wegen Koͤrperverletzung uſw., 
S. 162.) Auf der anderen Seite iſt es rechtlich nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Klägerin von einem der bei dem Unfall 
Verletzten noch jetzt aus dem Unfall in Anſpruch genommen 
werden kann. Nach 8 59 Abſ. 2 Gew VG. von 1884, nach 
8 72 Abſ. 2 Gewu VG. von 1900 und 8 37 Baull VG. iſt 
auch nach Ablauf der zweijährigen Ausſchlußfriſt einer An⸗ 
meldung ſeitens Entſchädigungsberechtigter, für welche die Ent⸗ 
ſchäͤdigung nicht von Amts wegen feſtgeſtellt iſt, dann noch Folge 
zu geben, wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß eine, 
einen Entſchädigungsanſpruch begründende Folge des Unfalles 
erſt ſpäͤter bemerkbar geworden oder daß der Entſchädigungs⸗ 
berechtigte von der Verfolgung ſeines Anſpruches durch außer⸗ 
halb ſeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten worden iſt, 
und wenn die Anzeige innerhalb dreier Monate, nachdem eine 
Unfallsfolge bemerkbar geworden oder das Hindernis für die 
Anmeldung weggefallen, erfolgt iſt. (Vergl. hierzu Woedtke⸗ 
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Caspar, Gewu VG. 5. Aufl. zu § 72 Note 1, 2. 7, und wegen 
Anwendung der neuen Vorſchrift auf ältere Unfälle aus der Zeit 
vor dem 1. Oktober 1900: Amtliche Nachrichten des RVA. 
1901 Nr. 1833 S. 172 ff.) Dieſe Geſetzesvorſchrift trifft 
namentlich auf den Fall zu, wo ein Betriebsunfall zwar an⸗ 
gemeldet wurde, bie Feſtſtellung der Entſchädigung aber deshalb 
unterblieben iſt, weil eine mehr als dreizehnwoͤchige Erwerbs⸗ 
unfähigkeit nicht hat vorausgeſehen werden können. Der Berufs- 
genoſſenſchaft muß angefichts dieſer Rechtslage die rechtliche 
Möglichkeit gewährt fein, bezüglich des auf fie über⸗ 
gegangenen Haftpflichtanſpruches den drohenden Ablauf der 
Verjährung nach § 8 Haftpfl G. von ſich abzuwenden. Sie 
kann die Verjährung nach Maßgabe des 8 209 BGB., ver 
glichen mit Art. 169 CG. hierzu, alſo namentlich durch Klag⸗ 
erhebung unterbrechen, wenn und ſoweit das dem durch den 
Unfall Verletzten ſelbſt zuſtände. Dieſem Zwecke dient auch die 
Feſtſtellungsklage. Daß eine Klage auf präjudizielle Feſtſtellung 
der Haftpflicht geeignet jet, die kurze Verjährung des Haftpflicht. 
geſetzes zu unterbrechen, iſt in früheren Urteilen des RG. wieder⸗ 
holt anerkannt worden. Vergl. Eger, Giſenbahnrechtliche Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. II S. 80, III S. 133, VI S. 329, XVI 
S. 335. Und das gleiche wird von einer Mehrzahl der 
Schriftſteller angenommen. Vergl. v. Weinrich, die Haftpflicht 
für Körperverletzung uſw., 2. Aufl. $ 55 S. 162, Weſterkamp 
in Endemanns Handb. III S. 705, Genzmer, HaftpflG. S. 143 f., 
Reindl, RHaftpfl®. zu $ 8 Anm. 8 S. 209 f. — gegen Eger, 
RöaftpflG. 5. Aufl. S. 562 ff., Endemann S. 195. Es konnte 
nur im Hinblick auf die Faſſung des 8 209 Abſ. 1 BGB., 
wo die Klage auf Feſtſtellung „des Anſpruches“ der Leiſtungs⸗ 
klage ausdrücklich gleichgeſtellt iſt, und auf die Vorausſetzungen 
der Rechtshängigkeit des Anſpruches (RG. 57, 372 ff.) fraglich 
werden, welche Bedeutung und Tragweite für die Unterbrechung 
der Einzel forderungen einer Klage auf Feſtſtellung des zugrund 
liegenden abſtrakten Schadenserſatzrechtes beizumeſſen ſeien. 
(Vergl. Gaupp⸗ Stein, ZPO. zu § 256, IV, 3; Seuffert, 
ZPD. zu § 267 Note 1, a, 9. Aufl. S. 387; Staudinger, 
Komm. zum BGB. § 209 Anm. 3 S. 562.) Das Berufungs- 
gericht erachtet es für unwahrſcheinlich, daß die Klägerin noch 
jetzt von einer jener 21 Perſonen in Anſpruch genommen werden 
könnte, läßt aber doch die gegenteilige Möglichkeit offen. Bei 
einer Klage wie der vorliegenden kann, wenn ſie überhaupt 
prozeßrechtlich zuläffig iſt, nicht ein beſtimmtes Maß von 
Wahrſcheinlichkeit gefordert werden, ſondern muß auch ſchon 
der Nachweis einer nicht eben entfernt liegenden Möglichkeit 
künftiger Verwirklichung der Schadenserſatzpflicht genügen. 
Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft e. Eiſenbahnfiskus, U. v. 29. Juni O5, 
532/04 VI. — Königsberg. 

27. 8 286 3PO. verb. mit § 1 Haftpfl®. und § 254 
BGB. Unzuläffige Ablehnung von Beweisanträgen bei einem 
nicht aufgeklärten Unfall.] 

Die Erben des getöteten Klägers verlangten von dem be⸗ 
klagten Eiſenbahnfiskus Schadenserſatz: LG. und OLG. wieſen 
ab, das RG. hob auf. Das LG. nahm für erwieſen an, daß 
der Getötete von der Plattform eines Wagens abgeſtürzt ſei, 
auf der er ſich gegen das wiederholte Verbot und die Er⸗ 
mahnungen des Zugführers aufgehalten habe. Dieſes außer⸗ 
ordentlich unvorfichtige Verhalten des zudem angetrunkenen L. 
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habe allein den Unfall verurſacht; einen vernünftigen Grund 
zum Vetlaſſen des Waggons habe L. nicht gehabt, da dieſer 
keineswegs überfüllt geweſen je. In der Berufungsinſtanz 
haben die Kläger unter Benennung neuer Zeugen geltend ge⸗ 
macht, daß der Wagen, in den L. eingeftiegen, in der Tat ber- 
art überfüllt geweſen ſei — der Unfallstag ſei ein Sonntag 
geweſen —, daß die Menſchen nicht nur in den Gängen, ſondern 
auch auf der Plattform und der Verbindungsplatte zwiſchen den 
Wagen dicht gedrängt geſtanden hätten, und daß auch der 
Getötete auf der Plattform geſtanden habe. Das Berufungs⸗ 
gericht hat das neue Beweiserbieten für unerheblich erachtet, 
und die Ablehnung des letzteren damit begründet, daß ſich aus 
dem Beweisthema nicht ergebe, daß der Verunglückte ſich noch 
zur Zeit des Unfalles auf der Plattform dieſes überfüllten 
Wagens befunden und nicht einen anderen Wagen beſtiegen 
habe, auf welchem ihn die Zeugen J. und M. bemerkten. Die 
neu erbotenen Beweiſe könnten daher zu einer Abänderung des 
erſten Urteils nicht führen. Die Revifion war für begründet 
zu erachten: Die Urteile beider Vorinſtanzen nehmen ein 
eigenes Verſchulden des Getöteten an dem Unfalle an, ohne 
eine Abwägung dieſes Verſchuldens gegenüber der mitwirkenden 
Betriebsgefahr gemäß 8 254 BGB., die die Anwendung der 
letzteren Beſtimmung auf den Rechtskreis des 8 1 Haftpfl®. 
bedingt, vorzunehmen. War indeſſen der Sachverhalt derjenige, 
den das Urteil der erſten Inſtanz feſtgeſtellt hatte, daß der 
Getoͤtete ohne jeden vernünftigen Grund und gegen die Verbote 
und Warnungen der den Zug begleitenden Eiſenbahnbeamten 
auf der Plattform eines Wagens ſich aufhielt, dann ergab ſich 
in der Tat ein ſo weit überwiegendes eigenes Verſchulden des 
Getöteten, daß die Verurſachung des ganzen Schadens ihm 
allein zur Laſt gelegt werden konnte. In der Berufungsinftanz 
haben die Kläger jedoch neue Beweisanträge geſtellt, die das 
Bild des Vorfalles zu verändern geeignet find. Während nach 
der Beweisaufnahme der erſten Juſtanz das LG. für erwieſen 
erachtet hatte, daß L. zuletzt auf der Plattform eines Wagens 
der I. und II. Klaſſe geſtanden habe, und daß zwar die Abteile 
der Wagen der III. und IV. Klaſſe überfüllt geweſen ſeien 
nicht aber dieſer Wagen, haben die Kläger ſich auf bisher nicht 
vernommene Zeugen darüber berufen, daß L. in Weilers nicht 
in einen Wagen III. und IV. Klaſſe bei dem Antritte der 
Fahrt eingeſtiegen ſei, daß dieſer Wagen derartig überfüllt war, 
daß die Menſchen nicht nur in den Gängen des Wagens, 
ſondern auch auf der Plattform dicht gedrängt ſtanden, und 
daß L. ebenfalls auf der Plattform ſeinen Stand eingenommen 
und während der Fahrt behalten hat. Die Zurückweiſung dieſes 
für die Beurteilung des Verhaltens des Verunglückten offenbar 
erheblichen Beweisantrages durch das Berufungsgericht mit der 
Begründung, daß ſich aus dem Beweisſatze nicht ergebe, daß 
der Verunglückte auch noch zur Zeit des Unfalles auf der Platt⸗ 
form des Wagens III. und IV. Klaſſe geſtanden habe, erſcheint 
als ein Verſtoß gegen 8 286 ZPD. Das Berufungsgericht 
ſagt nicht — und die Sachlage des ſehr wenig aufgeklärten 
Vorfalles war dazu auch nicht angetan —, daß es nach der 
bisherigen Beweisaufnahme bereits die volle Überzeugung von 
dem Gegenteile der behaupteten Tatſache erlangt habe, die die 
Erhebung des neuen Beweiſes unter keinen Umſtänden zu be⸗ 
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ſatzes nicht hinreichend in der Richtung präzifiert, daß nicht die 
Bekundungen der vernommenen Eiſenbahnbeamten J. und M., 
wonach vor dem Unfall L. auf der Plattform eines Wagens I. 
und II. Klaſſe bemerkt worden ſei, ſich damit in Einklang 
bringen ließen. Allein abgeſehen davon, daß bei einem in ſeinen 
Einzelheiten ſo wenig aufgeklärten Vorfalle, wie in dem dem 
Rechtsſtreite zugrunde liegenden, jede nicht von vornherein als 
unweſentlich erſcheinende Ergänzung des Beweiſes willkommen 
zu heißen iſt, trifft auch die Begründung der Ablehnung durch 
das Berufungsgericht nicht zu: Die Behauptung, daß L. einen 
Wagen III. und IV. Klaſſe beſtiegen, wegen deſſen Überfüllung 
mit anderen auf der Plattform ſich aufgeſtellt habe und dort 
auch ſtehen geblieben ſei, iſt offenbar in dem Sinne aufgeſtellt, 
daß er während der ganzen Fahrt und bis unmittelbar vor dem 
direkt von niemandem wahrgenommenen Unfalle dort geſehen 
worden iſt und dieſen Standort nicht verlaſſen hat. Ob und 
inwieweit eine dahin gehende Bekundung mit den Ausſagen der 
vernommenen Eiſenbahnbeamten vereinbar und welcher von ihnen 
bei einem Widerſpruche beider der Vorzug zu geben iſt, kann 
erſt nach Erhebung des neu angetretenen Beweiſes ermeſſen 
werden. Die Entſcheidung, welche Darſtellung als wahr zu er⸗ 
achten iſt, ob die Identität der von den verſchiedenen Zeugen 
beobachteten Perſon außer Zweifel iſt, und auf welcher Seite 
ein Sırtum etwa untergelaufen ſein möchte, ſetzt die Abwägung 
der aufgenommenen Beweiſe gegeneinander nach 8 286 390. 
voraus. L. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 5. Juli 05, 
459/04 VI. — Coöln. 

28. 88 322, 536 ZPO. Unterſchied bezüglich der Frage 
der Rechtskraft, ob über den geſamten Anſpruch, oder nur über 
eine einzelne, dafür maßgebende Tatſache erkannt ift.] 

M. veräußerte an die Beklagte 6 Fuder Heu, 5 Kühe, 
2 Pferde mit Geſchirr und Decken, einen Pflug, ein Güllenfaß, 
Heugabeln und Rechen im Geſamtwerte von 1950 Mark. Bald 
darauf wurde fein Anweſen beſchlagnahmt und zur Zwangs- 
verſteigerung gebracht, wobei die 1. und 2. Hypothek voll, die 
3. nur zum Teil befriedigt wurde. Die Kläger, die vom 
Schuldner keine Befriedigung erlangen können, erhoben An⸗ 
fechtungsklage auf Grund des 8 3 Nr. 1 des AnfG. und ver- 
langen Rückgewährung der bezeichneten Gegenſtände und Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in dieſelben, und falls die Zurück⸗ 
gewährung ganz oder teilweiſe nicht mehr moͤglich ſein ſollte, 
Zahlung der den einzelnen Gegenſtänden beigefügten Werte. 
Das LG. wies die Klage auf Rückgewährung von zwei Kühen 
ab, machte aber im übrigen die Entſcheidung von dem der Be⸗ 
klagten auferlegten Eid darüber, daß fie bei der Überlaſſung der 
Gegenſtände die Abſicht des M., hierdurch feine Gläubiger zu 
benachteiligen, nicht gekannt habe, abhängig. Das OLG. ver- 
urteilte, das RG. hob auf: Die Beklagte hat ſowohl in erſter 
wie in zweiter Inſtanz auch beſtritten, daß die Kläger durch 
die angefochtene Rechtshandlung benachteiligt ſeien, und dies 
damit begründet, daß die überlaſſenen Gegenſtände Pertinenzien 
des Anweſens geweſen ſeien und die Kläger auch bei deren Mit⸗ 
verſteigerung wegen der ſtarken Hypothekenbelaſtung weder ganz 
noch teilweiſe Befriedigung gefunden hätten. Daß dieſer Ein⸗ 
wand erheblich iſt, und an ſich, wenn tatſächlich begründet, zur 
Abweiſung der Klage führt, wird vom Berufungsgerichte an⸗ 
ſcheinend nicht in Zweifel gezogen; es findet ſich aber mit dem 
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Einwand in erſter Linie durch folgende Erwägung ab: das LG. 
habe feftgeftellt, daß durch die Handlung des M. deſſen Gläubiger 
wirklich benachteiligt wurden. Da die Beklagte weder ſelbſtändig 
Berufung ergriffen, noch ſich der Berufung der Kläger an⸗ 
geſchloſſen habe, fo ſei für fie die getroffene Feſtſtellung rechts⸗ 
kräftig geworden. Daraus folge, daß ſie mit dem erhobenen 
Einwand nicht mehr gehört werden konne. Dieſe Entſcheidung 
iſt rechtlich verfehlt. Nach § 322 390. find Urteile der Rechts⸗ 
kraft nur inſoweit fähig, als über den ... erhobenen Anſpruch 
entſchieden iſt. Durch die hier fragliche Feſtſtellung iſt aber 
weder über den Klaganſpruch noch über einen Teil desſelben 
entſchieden, ſondern lediglich eine einzelne, zur Begründung der 
Klage nötige Tatſache als erwieſen angenommen. Eine der⸗ 
artige Feſtſtellung kann immer nur ein Element der Entſcheidung, 
einen Entſcheidungsgrund bilden, der Rechtskraft iſt ſie nicht 
fähig. Die Partei, der die Feſtſtellung zum Nachteil gereicht, 
iſt gar nicht in der Lage, hierwegen ein Rechtsmittel zu ergreifen, 
falls nicht über den Anſpruch ſelbſt zu ihrem Nachteil entſchieden 
iſt. Ganz klar ergibt ſich dies, wenn man unterſtellt, das LG. 
hätte die Benachteiligung zwar bejaht, die Kenntnis der Be⸗ 
klagten von der Benachteiligungsabficht aber unbedingt verneint 
und deshalb die Klage unbedingt abgewieſen. In dieſem Falle 
konnte die Beklagte weder ſelbſtändig noch anſchlußweiſe Be⸗ 
rufung einlegen, da ſie eine Abänderung des Urteilsſatzes nicht 
verlangen könnte. Wenn nun das Berufungsgericht auf die 
Berufung der Kläger die Kenntnis der Beklagten von der Be⸗ 
nachteiligungsabficht unbedingt bejahen würde, jo müßte die 
Berufung trotzdem erfolglos bleiben, wenn die Beklagte den 
Einwand der mangelnden Benachteiligung wiederholt und damit 
durchdringt. Denn nach § 525 ZPD. wird der Rechtsſtreit 
in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von neuem ver⸗ 
handelt, das Berufungsgericht hat den ganzen tatſächlichen 
Streitſtoff, ſoweit er vorgebracht wird, ſeiner Entſcheidung zu⸗ 
grunde zu legen, kann alſo den Beklagten nicht verurteilen, 
wenn es am Beweiſe einer zur Begründung der Klage nötigen 
Tatſache fehlt. Die erforderliche Feſtſtellung aber muß das 
Berufungsgericht ſelbſtändig treffen, denn Rechtskraft der Anficht 
des erſten Richters darüber, ob eine Tatſache erwieſen iſt oder 
nicht, iſt rechtlich unmoglich. Hieran wird nun auch dadurch 
nichts geändert, daß das LG. die Klage nicht unbedingt, ſondern 
nur bedingt abgewieſen hat, nur für den Fall, daß die Beklagte 
einen Eid leiſtet, den das Berufungsgericht für unzuläſſig an⸗ 
flieht, weil es das Gegenteil der zu beſchworenden Tatſache als 
erwieſen erachtet. Die Beklagte konnte hier allerdings das Urteil 
des LG. auch ihrerſeits angreifen; ſie hatte aber keine Ver⸗ 
anlaffung dazu, wenn fie bereit iſt, den Eid zu leiſten. Nicht 
zu verkennen iſt, daß die Unterlaſſung der Berufung oder An⸗ 
ſchließung ſie in eine ſchwierige Lage bringt. Denn da nach 
8 536 3800. das Urteil nur inſoweit abgeändert werden darf, 
als eine Abänderung beantragt iſt, und da die Beklagte nur die 
Zurückweiſung der Berufung beantragt hat, ſo iſt das Be⸗ 
rufungsgericht rechtlich außerſtande, den Eid zu beſeitigen, auch 
wenn es den Einwand der mangelnden Benachteiligung für feſt⸗ 
ſtehend, und demgemäß die Klage für abweiſungsreif erachten 
ſollte. Die Beklagte muß alſo den Eid ſchwoͤren, der an ſich 
rechtlich überflüffig wäre, und den fie nach der Überzeugung des 
Berufungsgerichts nicht leiſten kann. Dieſes 1 muß 
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die Beklagte als Folge der unterlaſſenen Anfechtung bes land⸗ 
gerichtlichen Urteils auf ſich nehmen, nicht aber die unbedingte 
Verurteilung. G. s. S., U. v. 16. Juni 05, 534/04 VII. — 
Augsburg. 

29. 5 546 3P O. Berechnung der Reviſionsſumme im 
Fall einer einſtweiligen Verfügung.] 

Neben einem von dem Kläger gegen den Beklagten ein- 
geleiteten Hauptprozeß über denſelben Gegenſtand beantragte 
erſterer den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung, durch welche 
dem Beklagten unter Androhen von Geldſtrafe unterſagt werde, 
Inſerate folgenden Inhaltes zu veröffentlichen: „Seltener 
Gelegenheitskauf. Einen großen Poſten echten Kognak der 
Firma A. habe ich billig erſtanden. Ich verſende dieſen an⸗ 
erkannt vorzüglichen Kognak mit Originalfüllung 17,50 Mark 
pro Kiſte Inhalt 12 Flaſchen.“ Das KG. gab dem Antrage 
ftatt, das RG. verwarf die Reviſlon als unzuläſſig: Die 
beantragte einſtweilige Verfügung, welche vom Berufungsgericht 
erlaſſen iſt und vom Revifionskläger bekämpft wird, hat einen 
vermoͤgens rechtlichen Anſpruch zum Gegenſtande. Nach § 546 
3 O. hängt daher die Zuläſſigkeit der Reviſion davon ab, daß 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 
1500 Mark überſteigt. Das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
ſetzung hatte der Reviſtonskläger glaubhaft zu machen. Dies 
iſt nicht geſchehen. Ob der Reviſionskläger, ſolche Inſerate, 
wie das durch das angefochtene Berufungsurteil ihm verbotene, 
veröffentlichen darf, wird durch den zwiſchen den Parteien 
ſchwebenden Hauptprozeß, über welchen die Akten, aus- 
weis lich des Tatbeſtandes des Berufungsurteils, dem Berufungs- 
gericht bei der mündlichen Verhandlung vorgelegen haben, end ⸗ 
gültig entſchieden werden. Die einſtweilige Verfügung hat 
nur den Zweck und die Bedeutung, dieſelbe Frage vorüber⸗ 
gehend, nämlich bis zur Erledigung des Hauptprozeſſes, zu 
regeln. An der Beſeitigung dieſer durch das Berufungsurteil 
erfolgten vorübergehenden Regelung hat der Reviſfionskläger 
ſelbftverſtändlich ein viel geringeres Intereſſe als an der Ab⸗ 
weiſung der Hauptklage. Überdies hat der Revifionskläger aus⸗ 
weislich des Tatbeſtandes des Urteils erſter Inſtanz ſelbſt an⸗ 
gegeben, er habe dem Kläger mitgeteilt, daß er von einer 
weiteren Veröffentlichung des Inſerates, welches den Anlaß zu 
dem Prozeßverfahren gegeben hat, Abſtand nehmen wolle. 
Unter dieſen Umſtänden kann nicht für glaubhaft erachtet 
werden, daß der Wert des Beſchwerdegegenſtandes, nämlich das 
Jntereſſe des Reviſionsklägers an der Beſeitigung des vorüber⸗ 
gehenden Verbotes der beſtimmten ihm unterſagten öffentlichen 
Anpreifung des Kognak, mehr als 1 500 Mark betrage. Für 
die Schätzung koͤnnen die von dem Reviſionskläger beigebrachten 
zwei Beſcheinigungen nicht in Betracht kommen. In der einen 
derſelben wird der Wert der Aufrechterhaltung und fortdauernden 
Benutzung des Warenzeichens der Firma A. durch den 
Beklagten auf einen Betrag geſchätzt, der 1 500 Mark bedeutend 
überſteige. Dabei iſt aber nicht berückſichtigt, daß es ſich in 
dem gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht um das Recht des Be⸗ 
klagten zur Führung des Warenzeichens, ſondern um ſeine 
Befugnis zum Erlaß einer Anpreiſung handelt, in welcher auch 
das Warenzeichen mit verwertet iſt, und daß, wie oben aus⸗ 
geführt iſt, die ſtreitige Befugnis dem Revifionskläger durch 
die einſtweilige Verfügung nicht dauernd, ſondern nur vorüber⸗ 
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gehend abgeſprochen worden iſt. In der anderen Beſcheinigung, 
einer eidesſtattlichen Verſicherung, iſt nur erklärt, daß der 
Reviſionskläger von der Firma A. große Poſten Kognak beziehe, 
ohne daß angegeben wäre, ob und welche vermögens rechtliche 
Nachteile für den Reviſionskläger daraus folgen, daß er bei 
dem Fortbeſtehen der in dem Berufungsurteil erlaſſenen einſt⸗ 
weiligen Verfügung während eines kurzen Zeitraumes ſich der 
ihm verbotenen Art der Anpreifung des Kognak enthalten muß. 
A. o. V., U. v. 6. Juni 05, 10/05 IV. — Berlin. 

30. 5 546 390. Berechnung des Streitwertes bez. 
einftweiliger Verfügung ein Gebrauchsmuſter betreffend.! 

Das KG. hat das Urteil I. Inſtanz aufgehoben, welches 
die auf Antrag des Klägers erlaſſene einſtweilige Verfügung, 
wonach dem Beklagten bei Strafe von 50 Mark unterſagt 
wurde, ein Gebrauchsmuſter gewerbsmäßig herzuſtellen, feil⸗ 
zuhalten, in Verkehr zu bringen oder zu gebrauchen, beftätigt 
hatte. Die Revifion wurde als unzuläffig verworfen: Das 
RG. hat bei der Unterſtellung, daß die in den vom Kläger 
beigebrachten Beſcheinigungen angegebenen Tatſachen genügend 
glaubhaft gemacht find, ſich nicht davon überzeugen können, 
daß ſich daraus ein vermögens rechtliches Intereſſe des Klägers 
an der Aufrechterhaltung der einſtweiligen Verfügung in Höbe 
von über 1 000 Mark ergibt. Wenn Beklagter auch in der 
Vergangenheit einmal ein großes Geſchäft mit feinem Gebraucht ⸗ 
muſter gemacht hat, ſo liegt doch nichts dafür vor, daß ſich 
ähnliches in naher Zeit wiederholen wird. Sft Kläger daher 
überhaupt im Rechte, ſo wird es ihm mutmaßlich gelingen, 
mittels einer im Hauptprozeſſe zu erwirkenden Entſcheidung die 
Einſtellung der Benutzung des Gebrauchsmuſters ſeitens det 
Beklagten zu einer Zeit herbeizuführen, zu welcher ſeit Einlegung 
der Revifſion ein den Betrag von 1 000 Mark überſteigender 
Schaden durch dieſe zwiſchenzeitige Benutzung noch nicht ent⸗ 
ftanden iſt. F. 6. L., U. v. 17. Juni 05, 92/05 J. — Berlin. 

31. 88 549, 550 ZPO. verb. mit 5 10 Einl. zum ALK. 
88 1 und 2 der Verordnung vom 27. Oktober 1810. Re 
vifibilität Königlicher Verordnungen in Preußen.] 

Durch feierliche Schenkungsurkunde vom 24. November 1810 
überließ der König Friedrich Wilhelm III. von Preußen bat 
Palais des Prinzen Heinrich von Preußen, das nach defſen und 
feiner Gemahlin Ableben der Krone zugefallen war, der neu⸗ 
gegründeten Untverfität Berlin „von nun an zu ewigen Zeiten 
als ein wahres, wohlerworbenes Eigentum“, und verſprach für 
Sich und Seine Nachfolger, die Univerfität bei der ihr erteilten 
Schenkung Koͤniglich beſchützen zu wollen. Die Schenkung 
umfaßte das Palais mit allen dazu gehörigen Gebäuden, Höfen 
und Gärten, unter dem Namen des Univerſitätsgebäudes. Als 
ein Teil des Geländes zum Zwecke der Überführung der Straßen⸗ 
bahn zugunſten der Stadigemeinde Berlin enteignet wurde, kamen 
zwei Kabineitsorders des Königs vom 21. Mai 1819 und 
7. Mai 1820, beide an den damaligen Kultusminiſter v. Alten 
ſtein gerichtet, zur Erörterung. In dem erften Erlaſſe erklärt 
der König: „Ich will den hinter der Univerfität belegenen Platz 
zur Verſchönerung der Stadt in einen Spaziergang umſchaffen 
laſſen .. Damit aber die Hörfäle gegen alle Störungen 
durch etwaiges Andrängen der Vorübergehenden geſchützt werden, 
will ich ſehr gern genehmigen, daß das Univerfitätsgebäude in 
einer angemeſſenen Entfernung von demſelben an der Seite der 
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Promenade mit einem eiſernen Gitter umgeben wird. Ich will 
Ihnen hiernach die weitere Verfügung und die Bekanntmachung 
an die Univerfität überlaſſen.“ Ju dem Erlaß vom 7. Mat 1820 
erwähnt der König, es ſei ihm der Vorſchlag gemacht worden, 
die den Platz hinter der Univerfität von der Dorotheenſtraße 
abſchließende Mauer abbrechen und dadurch die Kommunikation 
von dieſer Straße nach dem Opernplatze eröffnen zu laſſen. 
Die Kabinettsorder fährt fort: „Dieſen Vorſchlag finde ich ſehr 
angemeſſen und will, daß er ausgeführt ... werde. Ich be⸗ 
auftrage Sie daher, das Erforderliche durch den Univerfitäts- 
baumeiſter beſorgen zu laſſen.“ Das Berufungsgericht erachtet 
dieſe Allerhöchſten Erlaſſe als Geſetze im weiteren Sinne und 
legt ihren Inhalt dahin aus, daß hiedurch die ſtreitige Fläche 
rechtlich in einen, von offentlichen Wegen durchzogenen 
offentlichen Platz verwandelt worden ſei. Wären die Erlaſſe 
wirklich als Geſetze, als Rechtsnormen im Sinne der 88 549, 
550 3PO. anzuſehen, jo müßte die Reviſion erfolglos bleiben, 
denn bei dem ihrer Natur nach auf Berlin beſchränkten Geltungs⸗ 
bereich dieſer Geſetze würde auf ihre Verletzung die Reviſion 
nicht geſtützt werden koͤnnen. Der Charakter von „Geſetzen“ 
in dieſem Sinne darf indeſſen den Erlaſſen nicht beigelegt 
werden. Dagegen ſpricht ſchon der Mangel der zu jener Zeit 
für den Erlaß von Geſetzen vorgeſchriebenen Form. Nach 
§ 10 Einl. zum T LR. erhält das Geſetz feine rechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit erſt von der Zeit an, da es gebörig bekannt gemacht 
worden. Nach $S 1 und 2 der Verordnung vom 27. Oktober 
1810 wäre die Bekanntmachung zwar nicht in der Geſetz⸗ 
ſammlung, wegen des eng begrenzten Geltungsbereiches der Er⸗ 
laſſe, immerhin aber in dem betreffenden Departementsblatt er⸗ 
forderlich geweſen. Eine öffentliche Bekanntmachung der Erlaſſe 
iſt aber überhaupt nicht erfolgt. Beide Erlaſſe find lediglich 
an den Kultusminiſter, als den in Angelegenheiten der Univerfität 
zuſtändigen Reſſortminiſter, ergangen, mit dem Auftrage der 
Bekanntmachung an die Univerſität. Von dem erſten Er⸗ 
laſſe gab der König zwar auch dem Handelsminiſter Grafen 
v. Bülow Kenntnis, da ein in deſſen Geſchäftsbereich fallendes 
Geſuch des Malers Tielker um Überlaſſung eines Platzes zu 
einem Panoramabau den äußeren Anlaß dazu gegeben hatte. 
Dem Miniſter des Innern dagegen, zu deſſen Geſchäftskreis die 
Öffentlichen Wege und Plätze gehörten, wurde keinerlei Mit- 
teilung gemacht. Zwar iſt dem Berufungsgerichte zuzugeben, 
daß trotz des § 10 Einl. zum ALR. und trotz der Verordnung 
vom 27. Oktober 1810 eine unbedingt weſentliche Form für 
den Erlaß und die Verkündung von Geſetzen nicht beſtand, weil 
der unumſchränkte Wille des Könige die betreffenden Formen 
beliebig geſtalten konnte. Aber die Nichtbeachtung der vor⸗ 
geſchriebenen Form geſtattet doch einen überzeugenden Schluß 
auf den Willen des Königs und mehr noch auf die Auffaſſung 
der betreffenden Miniſter von dem Willen des Könige. Daß 
die Miniſter in den Anordnungen des Koͤnigs geſetzliche Ver⸗ 
fügungen nicht erblickt haben, darf aus dem Unterbleiben der 
Bekanntmachung mit Sicherheit gefolgert werden. Dies um 
jo mehr, als der Gegenftand der Königlichen Erlaſſe keineswegs 
des Eingreifens der geſetzgebenden Gewalt bedurfte. Da der 
Untverfität kein Mittel zu Gebote ſtand, fi der Erfüllung des 
ausgeſprochenen Königlichen Willens zu entziehen, fo genügte 
zur Erreichung des Zweckes ein durch den Miniſter an die 
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Univerfität gerichteter Befehl. Daß der Konig die Erlaſſe nicht 
als private Willensäußerung, ſondern als Inhaber der in 
ſeiner Perſon verkörperten Staatsgewalt ergehen ließ, iſt zu⸗ 
zugeben, allein zu Rechtsnormen im Sinne der ZPD. wurden 
fie hiedurch nicht; es handelt ſich vielmehr um ſtaatliche Ver⸗ 
waltungs maßnahmen, deren Tragweite nach Maßgabe der weiter 
unten entwickelten Gefichtspunkte nochmaliger Prüfung bedarf. 
Die verfehlte Auffaſſung des Berufungsgerichts von dem recht⸗ 
lichen Charakter der Königlichen Willensäußerungen muß deshalb 
zur Aufhebung des Berufungsurteils führen. Univerfität o. Stadt⸗ 
gemeinde Berlin, U. v. 30. Mai 05, 500/04 VII. — Berlin. 

32. 5 551 3PO. verb. mit 88 62, 64, 121 GG. 
Zuläſſigkeit der Gerichtsbeſetzung durch Mitglieder in der bis⸗ 
herigen Beſetzung eines Senats zufolge Anordnung des Ober⸗ 
landesgerichtspräfidenten.] 

Geſtützt auf 8 551 Nr. 1 3908. hat der Kläger zunächſt 
den Angriff erhoben, daß der erſte Zivilſenat des Hanſ. OLG. 
bei Abgabe der angefochtenen Entſcheidung nicht vorſchriftsmäßig 
beſetzt geweſen ſei. Nach dem Sitzungsprotokolle und nach der 
beglaubigten Abſchrift des Bernfungsurteild haben bei der Ent- 
ſcheidung mitgewirkt der Präfident des OLG. Dr. S., der 
Senatspräfident Dr. H. und die Oberlandesgerichtsräte Dr. T., 
R. und F. Der Senatspräfident Dr. H. und der Oberlandes⸗ 
gerichtsrat R. gehörten dem erſten Zivilſenate zur Zeit der Ab⸗ 
gabe der Entſcheidung nicht an. Der Kläger hat durch Vorlage 
einer beglaubigten Abſchrift der Geſchäftsverteilung dargetan, 
daß der Senatspräfident H. zur Vertretung eines etwa ver⸗ 
hinderten Mitgliedes des erſten Zivilſenates nicht berufen geweſen 
ſei. Die Reviſion vertritt daher die Anſicht, daß in der Zu⸗ 
ziehung dieſes Gerichtsmitgliedes eine Verletzung des $ 62 GVG. 
liege: Der Angriff iſt nicht begründet, weil die Zuſammenfetzung 
des Gerichts einſchließlich der Zuziehung des Senatspräfidenten 
Dr. H. durch die Ausnahmevorſchrift des 8 64 GVG. gerecht⸗ 
fertigt wird. Durch dieſe Vorſchrift in Verbindung mit § 121 
GVG. iſt zugelaſſen, daß in einzelnen Sachen, in welchen 
während des Geſchäfts jahres eine Verhandlung bereits ſtatt⸗ 
gefunden hat, der Senat in ſeiner früheren Zuſammenſetzung 
auch nach Ablauf des Geſchäftsjahres verhandle und entſcheide. 
Die Beſtimmung darüber, ob dies zu geſchehen habe, iſt dem 
Gerichtspräfidenten übertragen. Die Akten ergeben, daß der 
erſte Zivilſenat des OLG. mit der vorliegenden Sache bereits 
im Jahre 1902 befaßt worden iſt, und daß ſowohl in dieſem 
wie im Beginn des folgenden Jahres wiederholt mündliche Ver⸗ 
handlungen ſtattgefunden haben. Damals aber gehörten dem 
erſten Zivilſenate die vorhin genannten fünf Herren als ordent- 
liche Mitglieder an, der jetzige Senatspräfident Dr. H. als älteſter 
Rat. Die Veränderung, die jetzt in der ordentlichen Beſetzung 
Platz gegriffen hat, trat ein, als im Laufe des Jahres 1903 
ein neuer fünfter Zivilſenat beim O2 G. errichtet wurde. 
Hamburgiſches Staatshandbuch von 1902 S. 69, von 1903 
S. 71, von 1904 S. 72. Geſetzſammlung von Hamburg 1903 I 
S. 113. Wenn nun auch die Akten eine ſchriftliche Verfügung 
des Oberlandesgerichtspräfidenten, daß die vorliegende Sache in 
der bisherigen Beſetzung des Senats zu Ende zu führen ſei, 
nicht enthalten, ſo ergibt ſich doch ſchon aus dem Umſtande, daß 
dies unter Mitwirkung des Oberlandesgerichtspräfidenten ſelbſt 


tatſächlich geſchehen iſt, daß eine ſolche Verfügung ergangen ſein 


502 

muß. Und die jetzt von Amts wegen eingezogene Auskunft hat 
beſtätigt, daß der Oberlandesgerichtspräfident mündlich eine ſolche 
Anordnung getroffen hat. B. c. B., U. v. 7. Juni 05, 3/05 J. 
— Hamburg. 

33. § 718 Abſ. 1 und 3 ZPD. Gegen die vorläufige 
Vollſtreckbarkeitserklärung eines Berufungsurteils iſt die Revifion 
unzuläffig.] 

Das OLG. hatte auf die Anſchlußberufung durch Teilurteil 
das Urteil des LG. in Höhe von 17 000 Mark für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt, wenn die Klägerin 18 000 Mark in bar 
hinteriegen oder in gleicher Höhe durch Hinterlegung von Wert- 
papieren Sicherhtit leiſten würde, die nach S 234 BGB. zur 
Sicherheitsleiſtung geeignet wären. Die Revifion des Beklagten 
wurde als unzuläſſig verworfen: Das angefochtene Urteil iſt 
auf Grund des § 718 Abſ. 1 ZPD. ergangen. Nach der 
Vorſchrift des Abſ. 3 dieſes Paragraphen findet eine Anfechtung 
der in der Berufungsinſtanz über die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
erlaſſenen Entſcheidung nicht ſtatt. Hiedurch iſt jede Anfechtung 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, wie bereits der VI. 3S. des RG. 
(RG. 59, 64) ausgeſprochen hat. Der erkennende Senat ſchließt 
ſich der hier vertretenen Auslegung des § 718 Abſ. 3 390. 
an. W. c. L., U. v. 16. Juni 05, 129/05 VII. — Naumburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

34. 88 66, 67 HGB. Berechnung der Kündigungsfriſt.] 

Kläger war Geſchäfteführer im Handelsgewerbe des Be⸗ 
klagten gegen einjährige Kündigungsfriſt. Beklagter kündigte 
am 8. Auguſt 1901 und Kläger verlangt Gehalt bis zum 
1. Oktober 1902. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 
Mit Recht macht die Revifion geltend, daß durch die Kündigung 
vom 8. Auguſt 1901 das Vertragsverhältnis nicht erſt zum 
1. Oktober 1902, wie der Berufungsrichter angenommen hat, 
ſondern bereits mit dem Ablauf des 31. Auguſt 1902 ſein Ende 
errreicht habe. Nach dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Vertrag ſollte jedem Teile eine einjährige Kündigungsfriſt frei⸗ 
ſtehen. Es greift daher der $ 67 HGB. Platz, welcher für 
die Kündigung die Einſchränkung enthält, daß ſie nur für den 
Schluß des Kalendermonats zuläffig iſt. Das Berufungsgericht 
ſtützt ſeine abweichende Anſicht, daß die Kündigung vom 8. Auguſt 
1901 erſt zum 1. Oktober 1902 ihre Wirkung äußere, auf die 
Erwägung, daß die monatlichen Termine — 5 67 Abſ. 2 
HGB. — gegenüber den vier Quartalsterminen — § 66 
HGB. — nach dem Zweck dieſer Kündigungs termine augen⸗ 
ſcheinlich zurücktreten müßten, und deshalb nicht ohne beſtimmte 
Vereinbarung anzunehmen ſei, daß einer der Vertragsſchließenden 
auf die Wohltat des Quartalstermins habe verzichten wollen. 
Eine gegenteilige Abficht beider Teile ſei nicht zu vermuten, 
Es müſſe daher angenommen werden, daß die Streitteile nur 
die Kündigungs friſt verlängern, bezüglich der Kündigungs⸗ 
termine aber es bei der üblichen und geſetzlichen Normierung 
belaſſen wollten. Dieſe Ausführung iſt rechtsirrtümlich. Da im 
vorliegenden Fall durch Vertrag eine längere Kündigungsfriſt 
als die im § 66 HGB. vorgeſehene von ſechs Wochen bedungen 
war, fo findet nicht der §8 66, ſondern der §S 67 HGB. An- 
wendung; danach äußerte die Kündigung vom 8. Auguſt 1901 
ihre Wirkung für den Schluß des Kalendermonats, und das 
Vertragsverhältnis endigte daher mit dem 31. Auguſt 1902. 
F. c. E., U. v. 9. Juni 05, 545/04 III. — Colmar. 
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35. Haftung des Bankiers für die Güte von Papieren 
ſeinem Käufer gegenüber ohne eine entſprechende Forderung des 
Käufers. Rechtliche Natur der Ratserteilung.] 

1. Das Oe G. verneint, daß die Beklagten dem Kläger noch 
eine beſondere Aufklärung hätten geben müſſen. Es erwägt, 
daß es an dem Kläger geweſen wäre, wenn er auf die Aus ⸗ 
kunft Gewicht legte, den Beklagten kund zu geben, daß er von 
ihnen Aufklärung über die Verhältniſſe der Geſellſchaft erwarte. 
Dies iſt nicht zu beanſtanden. Eine Verpflichtung des ver⸗ 
kaufenden Bankiers, auch dann feinen fachverftändigen Rat auf. 
zudrängen oder die tatſächlichen Unterlagen ſeiner günſtigen 
Beurteilung eines Wertpapiers mitzuteilen, wenn dies von dem 
Käufer gar nicht verlangt wird, beſteht nicht und iſt auch in 
der Rechtſprechung des RG. bisher nicht angenommen worden. 
Dagegen anerkennt das Berufungsgericht, daß die Beklagten 
für Argliſt haften würden und es nimmt Argliſt dann an, 
„wenn die Beklagten nach ihrer Kenntnis der Verhältniſſe gar 
nicht der Anſicht geweſen wären, daß ſich aus dem Unternehmen 
die ſtatutenmäßige Dividende werde erzielen laſſen.“ Mit der 
ſtatutenmäßigen“ Dividende iſt die 5prozentige Dividende 
gemeint, für welche den Vorzugsaktien die Priorität eingeräumt 
war. Gegen dieſen Ausgangspunkt iſt nichts einzuwenden. 
Keinenfalls könnte es ein argliſtiges Verhalten der Beklagten 
fein, wenn fie bei gutem Glauben an einen 5 prozentigen Ertrag 
es unterlaſſen haben, von dem Ankaufe der Vorzugtaktien ab- 
zuraten. Daß die Käufer von Vorzugsaktien, auch noch auf 
weitere als die Vorzugsdividende hoffen, iſt ohne Belang. Von 
dieſem Ausgangspunkte aus prüft das Berufungsgericht das 
Vorbringen des Klägers und gelangt dabei zu dem Ergebniſſe, 
daß es nicht geeignet ſei, eine Argliſt der Beklagten zu be⸗ 
gründen. Dieſes Ergebnis trägt die Entſcheidung; denn 
zweifellos iſt es Sache des Klägers, den Nachweis der Argliſt, 
nicht der Beklagten, den Nachweis des guten Glaubens zu 
erbringen. 2. Auf Rechtsirrtum beruht es, wenn der Anſpruch 
des Klägers nach Art. 169 EG. z. BGB. und § 638 BGB. 
für verjährt erklärt wird, weil es ſich bei der Ratserteilung um 
einen Werkoertrag (loc. cond. operis) handele. Ob auf Rat, 
Empfehlung, Auskunfteiteilung dann, wenn ſie den ſelb⸗ 
ſtändigen Inhalt eines verpflichtenden Vertrags- 
verhältniſſes bilden, die Kategorie des Werkvertrages oder 
des Dienſtvertrages anzuwenden ſei, iſt beſtritten. Vom Stand- 
punkte des neuen Rechts hat ſich mehr oder weniger beſtimmt 
und z. T. mit, Beſchränkung auf die Auskunftbureaus die große 
Mehrzahl der Schriftſteller für den Werkvertrag ausgeſprochen, 
vergl. Staub, Exkurs zu $ 349 Anm. 9 (Auskunftsbureaus), 
Anm. 13 (Rat und Empfehlung des Bankiers); Riezler: der 
Werkoertrag (bei Fiſcher Abhandlung Bd. IV Hft. 4) S. 88; 
Planck: Vorbemerkung zu $ 641 unter II 2; Demburg: das 
Bürgerliche Recht Bd. 2 II 5 317 sub II) und die weiteren 
Zitate bei Brunsvig: die vertragsmäßige Haftung des Rat⸗ 
gebers (Goldſchmidts3. 56, 77 ff.) Note 25 der Seite 87. 
Brunsvig ſelbſt will danach unterſcheiden, ob die Vergütung 
nur für den richtigen Rat geſchuldet ſei (Werkvertrag) oder 
nicht (Dienftvertrag) und kommt zu dem Ergebniſſe, daß in den 
meiſten Fällen ein Dienſtvertrag gemeint ſei, S. 89/90. Aus- 
ſchließlich die Kategorie des Dienſtvertrags halten für anwendbar 
Düringer und Hachenburg: HGB. § 347 Anm. VII unter 


er 


— ",% 
x W 
Sr 4: 


. * 


N 


we 2 > 
* 2. .. — St 
en na — 2 3 De 


34. Jahrgang. 

3b) aa (II. Bd. S. 230), 5384 Anm. II (III. Bd. S. 353) 
Für den Dienſtvertrag hat ſich auch ausgeſprochen das in der 
Beilage zur DIZ. 1905 S. 169 unter 11 auszugsweiſe wieder⸗ 
gegebene Urteil des VII. 35. 139/04 vom 18. Oktober 1904. 
Dieſe Zweifelsfrage bedarf indes hier keiner Entſcheidung. Von 
Rat und Empfehlung als Gegenſtand eines ſelbſtändigen Ver⸗ 
trages iſt hier keine Rede. Eine Haftung der Beklagten für 
die Empfehlung der Vorzugsaktien ergibt ſich erſt aus dem 
Zuſammenhange mit dem ſpäteren Verkaufe. Nur auf dieſer 
Verbindung mit dem Hauptgeſchäft, als einer von dieſem mit 
umfaßten und beſtimmten Nebenleiſtung, beruht der Rechts- 
grund dafür, daß die, für ſich allein betrachtet, unverbindliche 
Empfehlung zu einer rechts verpflichtenden Handlung wurde. 
Dieſe Beziehung der Unterordnung von Rat und Empfehlung 
unter ein prinzipales Rechtsverhältnis, wie es namentlich 
bei den Geſchäften des Bankiers häufig vorkommt, hat die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts ſchon mehrfach beſchaͤftigt. 
Man iſt ſtets davon ausgegangen, daß es ſich dabei um einen 
integrierenden Teil des als ein zuſammenhängendes 
Ganzes zu betrachtenden Geſchäftes handele. Man hat 
daraus auch den Schluß gezogen, daß die rechtliche Beurteilung 
des in dieſem Zuſammenhang erteilten Rats oder der Emp⸗ 
fehlung im Anſchluß an das Hauptgeſchäft und nach deſſen 
Regeln erfolgen müſſe — Urt. 1 120/87 vom 15. Juni 1887 
(RG. 19, 100); Urt. I 315/89 vom 22. Januar 1890 (Bolze, 
Bd. IX Nr. 216) — und hat dies insbeſondere auch an- 
genommen für die Frage der Verjährung — Urt. I 47/86 vom 
26. März 1886 (Bolze, Bd. IV Nr. 646). Von dieſer Auf⸗ 
faſſung, die für das neue Recht auch von Düringer und 
Hachenburg $ 384 Anm. II vertreten wird, findet der Senat 
keinen Anlaß abzugehen. Vorliegend muß alſo die nechtliche 
Bedeutung der Empfehlung im Zufaminenhange mit dem 
ſpäteren Kaufgeſchäfte beurteilt werden. Daß in dieſem 
Zuſammenhang etwa an einen akzeſſoriſchen Werkvertrag zu 
denken wäre, die Empfehlung des Verkäufers als ein von 
dieſem herzuſtellendes Werk gemeint geweſen, muß ganz ab⸗ 
gelehnt werden. Es iſt eine unſelbſtändige Nebenleiſtung des 
Verkäufers, die nur von deſſen Verpflichtung aus dem Haupt⸗ 
geſchäft getragen und charakterifiert wird. Für die Anwendung 
der Verjährungsvorſchrift des 8 638 BGB. ift kein Raum. 
Es kann aber auch nicht von der kurzen Verjährungsfriſt des 
$ 477 daſ. oder des Art. 349 HGB. die Rede ſein; denn 
die Zuficherung einer Eigenſchaft der verkauften Aktien ſteht, 
wie bereits bemerkt, nicht in Frage und ebenſowenig handelt 
es ſich ſonſt um die Lieferung einer mangelhaften Sache 
(RG. 53, 200). B. c. S., U. v. 31. Mai 05, 671/04 J. 
— Celle. 

Gewerbeordnung. 

36. 8 26 Gewd. Verſchulden bei Schädenklagen aus 
5 26 GewO. ] 

Die Klägerin verlangt von der verklagten Papierfabrik 
Erſatz des Schadens, den ſie in den Jahren 1898, 1899 und 
1900 dadurch erlitten haben will, daß das durch die Abwäſſer 
der Beklagten ſtark verunreinigte Waſſer eines Privatfluſſes teils 
durch Hochwaſſer, teils durch die Wieſenanlagen der Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft, der die Klägerin angehört, auf die Wieſen der 
Klägerin gelangt ſei und den Graswuchs geſchädigt habe. Die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


503 
Fabrik der Beklagten liegt etwa 10 Kilometer oberhalb der in 
Frage ſtehenden Wieſen; ſie gehört zu den mit obrigkeitlicher 
Genehmigung im Sinne des § 26 Gemd. errichteten gewerb- 
lichen Anlagen. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. 
dagegen den Anſpruch der Klägerin dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Das RG. hob auf: Die Schadenserſatzklage, 
die der 8 26 GewO. für den Fall, daß der Fabrikbetrieb nicht 
ohne ihn zu gefährden unſchädlich eingerichtet werden kann, an 
Stelle der ſonſt gegebenen Klage auf Einſtellung des Betriebes 
verleiht, iſt allerdings nicht an die Vorausſetzung eines Ver⸗ 
ſchuldens des Beklagten gebunden (RG. 47, 99). Das gilt 
aber nur, ſoweit die Schadenserſatzklage die Klage auf Ein- 
ſtellung des Betriebes vertritt, und darum nicht, ſoweit ein 
Erſatz für Schäden verlangt wird, die ſchon in der Vergangen⸗ 
heit liegen, die alſo mit der Klage auf Einſtellung des Betriebes 
auch nicht verhindert worden wären, deren Erſatz vielmehr auch 
neben der Klage auf Betriebseinſtellung nur unter den all- 
gemeinen Vorausſetzungen des Schadenserſatzes, regelmäßig alſo 
nur beim Nachweis eines Verſchuldens, hätte gefordert werden 
können. Hier handelt es ſich um Schäden, die bei Erhebung 
der Klage ſchon entſtanden waren. Es ſcheint auch, daß der 
Berufungsrichter das Erfordernis eines Verſchuldens der Be⸗ 
klagten für den bier erhobenen Anſpruch nicht ganz verkannt 
hat, denn er drückt ſich unter Berufung auf Dernburg (Preuß. 
Privatrecht Bd. 1 8 220 bei Anm. 20) dahin aus, daß es 
nicht des Nachweiſes eines beſonderen Verſchuldens bedürfe, und 
er ſcheint in der Entlaſſung ſchädlicher Fabrikwäſſer in die 
Nachbarſchaft allemal ein Verſchulden zu erblicken. Hiervon iſt 
ſo viel richtig, daß bei Handlungen, die rechtswidrig im Be⸗ 
wußtſein ihrer ſchädlichen Wirkung auf den Rechtskreis anderer 
Perſonen vorgenommen werden, nicht noch ein beſonderes 
Verſchulden des Handelnden nachgewieſen zu werden braucht, 
deun die bewußte rechtswidrige Überſchreitung des eigenen und 
Verletzung eines fremden Rechtskreiſes enthält ſchon an ſich ein 
Verſchulden; Striethorſt Arch. 5, 282; 95, 5; RG. 32, 339. 
So liegt aber die Sache hier nicht. Die Beklagte entläßt ihre 
Abwäſſer nicht unmittelbar auf die Grundſtücke der Klägerin 
ſondern leitet ſie in einen Privatfluß, und Privatflüſſe find von 
der Natur zur Aufnahme auch der Abfallwäſſer von menſchlichen 
Anſiedlungen gegeben, deren Benutzung zu dieſem Zweck von 
allen Anliegern ſo lange ertragen und geduldet werden muß, 
als nicht dadurch für ſie eine das Maß des Gewöhnlichen und 
Gemeinüblichen überſteigende Beläſtigung entſteht; RG. 16, 178; 
38, 268. Daß dies hier der Fall ſein werde, mußte die Be⸗ 
klagte nicht unter allen Umſtänden wiſſen. Auch läßt ſich nicht 
etwa der Satz aufſtellen, daß, wo der 8 26 GewO. in An- 
wendung komme, immer ein Verſchulden der verklagten Partei, 
nämlich angenommen werden müſſe, daß der Unternehmer, weil 
ihm bekannt ſei, daß er für die unvermeidlichen Folgen ſeines 
Betriebes unter allen Umſtänden haften müſſe, ſchon ſchuldhaft 
handle, wenn er den Bettieb nicht unſchädlich einrichtet, und 
wenn dies nicht moͤglich iſt, ſchuldhaft die entſtehenden Schäden 
zufüge. Denn daß der obrigkeitlich genehmigte Fabrikbetrieb 
ſchädlich auf die Nachbarſchaft einwirken werde, braucht der 
Befiger nicht unter allen Umſtänden zu willen. Übrigens iſt 
noch hinzuzufügen, daß wenn auch in den vorſtehenden Er⸗ 
Örterungen mit dem Berufungsrichter davon ausgegangen iſt, 


504 


daß es ſich hier um eine Schadenserſatzklage aus 8 26 Gew. 
handle, doch auch darüber keine Feſtſtellung getroffen worden 
iſt, daß die Schäden nicht durch andere Einrichtungen des Be⸗ 
triebes verhindert werden können. Es bedarf aber keiner weiteren 
Ausführung, daß auch in dem Fall, wenn ſolche Einrichtungen 
moglich wären, nicht ohne den Nachweis eines Verſchuldens der 
Beklagten von ihr Erſatz des ſchon entſtandenen Schadens ver⸗ 
langt werden könnte. S. c. A., U. v. 17. Juni 05, 619/04 V. 
— Breslau. 

baftpflichtgeſetz 

37. § 1 Haftpfl®. Streit über die Höhe der Rente, 
wenn der Klaganſpruch dem Grunde nach feſtgeſtellt iſt.] 

In dem angefochtenen Urteile iſt der nach § 1 Haftpfl®. 
erhobene Klaganſpruch zum Teilbetrage von / dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt und inſoweit die Sache an die 
erſte Inſtanz zurückverwieſen; im übrigen iſt die Klage ab- 
gewieſen. Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen worden: 
Es iſt gerügt, daß der Klaganſpruch, der auf Zahlung einer 
Rente vom vollendeten 15. Lebensjahre des Klägers ab gerichtet 
ſei, in dieſem Umfange dem Grunde nach für berechtigt erklärt 
ſei, obwohl zu dieſem Zeitpunkt von einer Erwerbsfähigkeit des 
Klägers und deren Minderung noch nicht die Rede fein konne. 
Allein das Berufungsurteil beſchwert in dieſem Teile die Be⸗ 
klagte nicht. Denn weil ſeither über den Anfangs- und End⸗ 
punkt der Rente noch gar nicht verhandelt und darum auch noch 
nicht entſchieden iſt, iſt die Beklagte nicht gehindert, bei der 
Erörterung des Betrags ihrer Schuld die jetzigen, nur den 
Umfang ihrer Leiſtungspflicht betreffenden Bedenken gegen den 
Beginn der Rentenzahlung geltend zu machen. G.⸗M. Eiſenbahn⸗ 
Direktion . B., U. v. 22. Juni 05, 520/04 VI. — 
Roſtock. 

Reichsgeſetz vom 13. Mai 1870 über die Beſeitigung 
der Doppelbeſteuerung. 

38. Beſteuerung von Grundbeſitz.] 

Die in Mecklenburg wohnenden Klägerinnen bezogen aus 
dem Grunbbeſitz einer großväterlichen Stiftung, die nach 
hamburgiſchem Herkommen als „Teſtament“ eine ſelbſtändige 
Verwaltung hatte, ein Einkommen, das von der Steuerdeputation 
zu Hamburg als dort ſteuerpflichtig erachtet wurde. Ihre Klage 
wurde abgewieſen, die Reviſion zurückgewieſen: Wie man auch 
im einzelnen das beſondere Verhältnis der Familienglieder 
zum Stiftungsvermögen rechtlich auffaſſen mag, die Tatſache, 
daß es beſteht, läßt ſich nicht leugnen. Sie hat ſogar zu der 
Anficht geführt, daß das Stiftungsvermoͤgen materiell den 
Familienmitgliedern gehöre, indem ausgeführt iſt (Gerber, Jahr⸗ 
buch für Dogmatik II S. 364 und 365), nicht bloß diejenigen 
Güter ſtänden im Vermögen einer Perſon, die ihr kraft eines 
direkten Rechtstitels zuſtänden, ſondern nicht minder diejenigen 
Werte, die unter der Schein herrſchaft eines fingierten 
Subjektes ihr durch Vermittelung von Obligationen gebührten, 
den Familiengliedern gehörten die Güter der Stiftung daher 
zwar nicht als unmittelbare Objekte ihres Rechtes ſondern nur 
durch Vermittlung juriſtiſcher Zwiſchenverhältniſſe, aber ſie 
gehörten ihnen praktiſch darum nicht minder vollſtändig. Ob 
nun dieſe Erwägungen ausreichen, um in allen Fällen einer 
Familienſtiftung anzunehmen, daß das aus deren Grund⸗ 
vermögen ſtammende, den nutzungsberechtigten Familiengliedern 
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zufließende Einkommen auch für dieſe ein Einkommen aus 
Grundbefitz iſt, mag zweifelhaft fein. Es kann indeſſen davon 
abgeſehen werden, in eine Erörterung derjenigen Fälle, die in 
dieſer Beziehung Zweifel erwecken, ſowie dieſer Zweifel ein ⸗ 
zutreten, da der erkennende Senat ſich jedenfalls davon überzeugt 
hält, daß in einem Falle der vorliegenden Art die zur Ent 
ſcheidung ſtehende Frage zu bejahen iſt. Der Stifter hat ſelbſt 
zum Hauptteil der Stiftung Grundſtücke beſtimmt und deren 
Nutzung den zum Genuß der Stiftung berufenen Familien- 
mitgliedern zugewieſen. Wenn die Verwalter der Stiftung das 
außerdem ausgeſetzte Kapital zur Verbeſſerung dieſer Grund⸗ 
ſtücke verwandt haben, ſo haben ſie damit ohne Zweifel nicht 
nur innerhalb des Rahmens ihrer Befugniffe, ſondern auch in 
der von dem Stifter gewollten Richtung gehandelt, wonach die 
Anlage des Stiftungs vermögens in Grundbeſitz die weſentliche 
Einkommensquelle für die nutzungsberechtigten Familienglieder 
bilden ſollte. Berufen zur Nutzung iſt nur die engſte Familie, 
nämlich neben der Witwe des Stifters die Nachkommenſchaft 
ſeines Sohnes. Unter dieſen Umſtänden muß angenommen 
werden, daß es ſich in den Grenzen des Begriffs des Ein- 
kommens aus Grundbefitz im Sinne des Reichsgeſetzes über 
die Doppelbeſteuerung hält, wenn das Einkommen der Klägerinnen 
aus dem Grundbefitz der großväterlichen Stiftung in Hamburg 
zur Steuer von dem Einkommen aus Grundbefitz herangezogen 
iſt. Der erkennende Senat wird in dieſer Auffaffung um fo 
mehr beſtärkt, wenn erwogen wird, einerſeits, daß der Begriff 
des Einkommens ſeinem Weſen nach wirtſchaftlicher Art iſt, 
dem gegenüber formale, juriſtiſche Gefichtspunkte in den Hinter⸗ 
grund treten müſſen, und als andererſeits der in dem Reichs⸗ 
geſetz gebrauchte Ausdruck des „Herrührens“ von Einkommen 
aus Grundbefitz kein feſt geprägter iſt (vergl. RG. 50, 103), 
ſondern einer gewiſſen Dehnbarkeit fähig iſt. C. c. Steuer⸗ 
deputation, U. v. 26. Mai 05, 508/04 VII. — Hamburg. 

Markenſchutzgeſetz vom 30. November 1874. 

39. § 9 (§ 3). 8 24 des Warenzeichengeſetzes vom 
12. Mai 1894. 

Auf Anmeldung vom 13. Juli 1875 war für den Be 
klagten eine landesgeſetzlich geſchützte, zur Kennzeichnung ſeiner 
Stahl. und Eiſenwaren beſtimmte, eine Tabakpfeife dar⸗ 
ſtellende Waren marke in das vom Gericht für Solingen ge⸗ 
führte Zeichenregiſter eingetragen und gemäß § 24 des Waren 3G. 
vom 12. Mai 1894 am 22. September 1895 in die Zeichen ⸗ 
rolle des Patentamtes übertragen. Für die klägeriſche Firma 
in Sheffield wurde auf Anmeldung vom 30. September 1875 
zur Kennzeichnung ihrer Meſſer uſw dieſelbe Tabakpfeife als 
Marke am 10. November 1875 in das Zeichenregiſter des da ⸗ 
maligen Handelsgerichts und des ſpäteren AG. in Leipzig ein- 
getragen. Die von der Klägerin beantragte Übertragung ihrer 
Marke in die Zeichenrolle verſagte auf Widerſpruch des Be⸗ 
klagten durch Beſchluß vom 9. Mai 1896 das Pat A. wegen 
Übereinſtimmung mit dem Zeichen des Beklagten. Die Klägerin 
erhob hierauf Klage und beantragte, den Beklagten zu ver- 
urteilen, in die Eintragung ihres Zeichens mit dem Anmelde⸗ 
datum des 30. September 1875 in die Zeichenrolle des Pata. 
einzuwilligen. Das OLG. verurteilte, die Reviflon wurde 
zurückgewieſen: Wenn auch zuzugeben iſt, daß infolge des älteren 
landesgeſetzlichen Schutzes, welchen der Beklagte für fein pfeifen ⸗ 
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zeichen innerhalb der preußiſchen Provinzen Rheinland und 
Weſtfalen zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes vom 
30. November 1874 beſeſſen hat, bis dahin in dieſem Verkehrs⸗ 
kreiſe die Klagende nicht wohl einen Beſitzſtand durch allgemeine 
Anerkennung für ihr Zeichen erwerben konnte, ſo ſchloß dieſes 
doch das Beſtehen eines ſolchen Befibitandes in anderen Teilen 
Deutſchlands ebenſowenig aus, wie in den betreffenden Verkehrs 
gebieten des Auslandes. Und wenn nun, wie in dem Geſetze 
von 1874 geſchehen, das Schutzrecht der rechtzeitig in die 
Zeichenregiſter eingetragenen, bis dahin landesgeſetzlich geſchützt 
geweſenen und ſogenannten verkehrsbekannten Zeichen auf den 
Geltungsbereich dieſes Geſetzes ausgedehnt worden iſt, und da⸗ 
durch Kollifionen zwiſchen dieſen Zeichen entſtehen können, fo 
folgt daraus nicht, daß das im Verkehr allgemein als Kenn⸗ 
zeichen der Waren eines beſtimmten Gewerbetreibenden anerkannt 
geweſene Zeichen den früher landesgeſetzlich geſchützten Zeichen 
weichen muß, ſondern daß, wie in dem vom Berufungsrichter 
bezogenen Urteile des ROHG. (ROG. 20, 367 ff.) zu⸗ 
treffend ausgeführt iſt, die beiden Zeichen nebeneinander be- 
ſtehen. — Die Entſcheidung des Berufungsgerichts hinſichtlich 
des § 24 Abſ. 1 Waren 3G. von 1894 unterliegt auch keinem 
rechtlichen Bedenken. Es iſt nicht zu verkennen, daß an fich 
betrachtet, der 2. Sag dieſer Geſetzesvorſchrift wonach die in 
die Zeichenregiſter eingetragenen Zeichen bis zum 1. Oktober 
1898 zur Eintragung in die Zeichenrolle nach Maßgabe des 
Geſetzes von 1894 angemeldet werden können und alsdann 
deſſen Beſtim mungen unterliegen, in Verbindung mit dem 
ſich anſchließenden Satze: „Die Eintragung darf nicht verſagt 
werden hinſichtlich derjenigen Zeichen, welche auf Grund eines 
älteren landesgeſetzlichen Schutzes in die Zeichenregiſter 
eingetragen worden find,“ der Anficht Raum geben kann, die 
vor dem 1. Oktober 1875 zu den Zeichenregiſtern angemeldeten 
und in letztere eingetragenen Zeichen, welche bis zum Beginn 
des Jahres 1875 im Verkehr allgemein als Kennzeichen der 
Waren eines beſtimmten Gewerbetreibenden gegolten haben, 
unterliegen, wenn vor dem 1. Oktober 1898 zur Eintragung 
in die Zeichenrolle angemeldet, auch den Beſtimmungen des 
Geſetzes von 1894 in Hinfiht des Widerſpruchverfahrens 
(Entſch. des Kaiſerl. Pat. im Bl. f. Patent-, Mufter- und 
Zeichenweſen, Bd. II S. 18, Bd. IV S. 36, Rheiniſches 
Archiv 98, 1, 181, Gewerbl. Rechtsſchutz 9 S. 275 und 276, 
efr. Seligſohn Warenzeichenrecht 2. Aufl. S. 272 und 99). 
Allein mit Recht hat das OLG. zur Wiederlegung dieſer An⸗ 
ſicht auf die weitere Beſtimmung des $ 24 hingewieſen, wonach 
die Eintragung der in den Zeichenregiſtern gemäß der Geſetze 
von 1874 eingetragenen Zeichen in die Zeichenrolle unter dem 
Datum der erſten Anmeldung zum Zeichenregiſter zu 
geſchehen hat, alſo die beſtehende Priorität dieſer Zeichen 
aufrecht erhalten wird. Nun haben aber die ſogenannten ver- 
kehrsbekannten Zeichen und die älteren landesgeſetzlich geſchützt 
geweſenen Zeichen, wenn ſie, wie das im vorliegenden Falle 
geſchehen iſt, vor dem 1. Oktober 1875 zur Eintragung in das 
Zeichenregiſter angemeldet worden find, untereinander keinen 
Vorrang, ſtehen unter ſich in der Priorität der Anmeldung ein⸗ 
ander gleich. Dieſes Rangverhältnis iſt in § 24 aufrecht er- 
halten. (Wird weiter ausgeführt.) C. c. W., U. v. 9. Juni 05, 
658/04 II. — Cöln. 
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Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte vom 9. Januar 1876. 

40. Schädenanſpruch des Malers, deſſen Wandgemälde 
durch einen Nichtberechtigten durch Poſtkarten nachgeahmt werden.] 

Der Kunſtmaler F. hatte dem Kläger das alleinige Recht 
der Vervielfältigung feiner im Remter des Hamburger Rats⸗ 
kellers befindlichen Wandgemälde in Photographie, Lichtdruck 
und als Poſtkarten gegen die Zuficherung einer Tantieme von 
20 Prozent des erzielten Umſatzes erteilt. Der Beklagte hat 
farbige Nachbildungen der erwähnten Wandgemälde enthaltende 
Poſtkarten herſtellen laſſen, im Hamburger Ratsweinkeller ver⸗ 
kaufen laſſen, und es iſt deshalb von der Klägerin gegen ihn 
ein Schadenserſatzanſpruch erhoben worden. Die Klage ſtützt 
ſich auf den Vertrag vom 24. Auguſt 1902 ſowie auf Zeſfionen 
von F., und es wird in ihr den Beklagten der Vorwurf vor⸗ 
ſaͤtzlicher oder doch fahrläſſiger Rechtsverletzung gemacht. Der 
Klaganſpruch wurde dem Grunde nach für berechtigt erklärt 
und die Revifion wurde zurückgewieſen: Ohne Rechtsirrtum iſt 
das OLG. davon ausgegangen, daß F. der Urheber der frag⸗ 
lichen Wandgemälde, d. h. alſo derjenige iſt, aus deſſen 
künſtleriſch ſchaffender Tätigkeit dieſe Gemälde hervorgegangen 
find. Gewiß zwar liegt die Urheberſchaft nicht nur in der 
Konzeption, ſondern es muß noch die techniſche Ausführung 
hinzukommen. Daß aber auch dieſe bei den Gemälden im 
weſentlichen das Werk des F. war, folgt aus der unſtreitigen 
Tatſache, daß die Gemälde nach von ihm gemachten, felbftänbige 
Kunſtwerke darſtellenden Skizzen teils von ihm ſelbſt, teils von 
anderen unter ſeiner Aufficht und nach ſeiner Anweiſung 
arbeitenden Malern hergeſtellt worden find. Mit Recht ferner 
iſt im Hinblick auf 8 8 Kunſturh ZS. vom 9. Januar 1876 
angenommen, daß das Nachbildungsrecht bezüglich der Gemälde 
nicht auf den Hamburgiſchen Staat übergegangen ſei. War 
es demnach bei F. verblieben, ſo erwarb durch den Vertrag 
vom 24. Auguſt 1902 der Kläger das dinglich wirkende aus⸗ 
ſchließliche Recht der Vervielfältigung der Gemälde in Photo⸗ 
graphie, Lichtdruck und als Poſtkarten. Daß die Poſtkarten 
Nachbildungen der Gemälde find, ſteht außer Frage. Verletzt 
worden ift mithin jedenfalls das Urheberrecht des F.; ob auch 
das vom Kläger erworbene Vervielfältigungsrecht, iſt ſtreitig 
und noch nicht feſtgeſtellt, weil beſtritten und bisher unaufgeklärt 
geblieben tft, ob auch noch nach dem 24. Auguſt 1902 ſolche 
Poſtkarten hergeſtellt oder verkauft worden find, wie fie vorher 
hergeſtellt und verkauft worden waren. Von einer Feſtſtellung 
in dieſer Richtung durfte indes abgeſehen werden mit Rückſicht 
auf die Anſpruchsabtretungen, auf die ſich der Kläger berufen 
kann, und die nicht gegenſtandslos find, weil ſich aus den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des OLG. ergibt, daß F. durch den 
Eingriff in fein Recht geſchädigt worden iſt. Die Reviſion hat 
noch auszuführen verſucht, daß Beklagter jedenfalls in einem 
entſchuldbaren Irrtum geweſen ſei. Damit kann ſie aber nicht 
gehört werden. Nach der Annahme des Os G. iſt der Beklagte 
als Inhaber eines ſehr großen Reſtaurants nicht ſo unerfahren 
geblieben, daß ihm „das in der Tagespreſſe häufig erörterte, 
ſehr populäre Rechtsinſtitut“ des Urheberrechts an Werken der 
bildenden Künſte unbekannt geblieben fein könnte, und er allen ⸗ 
falls nur darüber im unklaren geweſen, ob das Urheberrecht 
bei dem Künſtler verblieben oder auf den Hamburgiſchen Staat 
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übergegangen ſei. Daß es auf letzteres für die Frage der Fahr⸗ 
läſfigkeit nicht ankommt, iſt ſelbſtverſtändlich. H. c. B., U. v. 
3. Juni 05, 85/05 I. — Hamburg. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

41. 8 20 Waren 3G. Grundſätze über Feſtſtellung der 
Verwechſelungsmoͤglichkeit.] 

Die Reviſton mußte inſoweit Erfolg haben, als die Ent⸗ 
ſcheidung die Führung des ein Mädchen im Bette darſtellenden 
Warenzeichens, Erſatz des durch die Führung dieſes Zeichens 
dem Kläger entſtandenen Schadens betrifft. In dieſer Hinſicht 
iſt das Berufungsgericht von der Erwägung aus gegangen, das 
für die Kläger eingetragene Warenzeichen ſei als ein ſog. 
„ſchwaches Zeichen“, als ein Warenzeichen mit „ſchwachen 
Motiven“ anzuſehen. Die Ausdrucksweiſe des Berufungs gerichts 
iſt dem Geſetze zum Schutze der Warenbezeichnungen fremd und 
auch im Rechtsverkehre nicht gebräuchlich. Tatſächlich liegt 
allerdings in der Natur der Sache der Unterſchied begründet, 
daß ein Warenzeichen ſeinen Zweck, als Unterſcheidunges merkmal 
und zur Bezeichnung der Waren eines beſtimmten Gewerbe⸗ 
treibenden zu dienen, um fo ficherer erfüllt, je eigenartiger es iſt. 
Anderſeits iſt ein Warenzeichen der Gefahr einer Verwechſelung 
um fo mehr ausgeſetzt, je ähnlicher es den im Verkehre für 
Waren der betreffenden Art allgemein üblichen Bezeichnungen 
iſt, insbeſondere je mehr die Ahnlichkeit mit bildlichen Dar⸗ 
ftellungen hervortritt, welche bloß in verkehrsüblicher Art die zu 
vertreibenden Waren, ihre äußere Geſtalt oder ihre praktiſche 
Verwendbarkeit veranſchaulichen ſollen. In Fällen der letzteren 
Art kann die unterſcheidende Kraft eines Zeichens naturgemäß 
nur in- den Eigentümlichkeiten und Beſonderheiten beſtehen, 
welche es von dem Rahmen des Üblichen abheben, ihm individuelle 
Geſtaltung und damit Unterſcheidungskraft geben. Je geringer 
die Abweichungen von dem Üblichen find und je geringer folge⸗ 
weiſe die Unterſcheidungskraft eines Zeichens iſt, um ſo ſchwächer 
iſt der Natur der Sache nach die tatſächliche Wirkſamkeit 
eines Warenzeichens, weil das Publikum, an den Anblick des 
Gewöhnlichen gewöhnt, den Beſonderheiten des Zeichens bei der 
im Verkehre gebotenen Eile nur geringere Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken pflegt. Dieſer Gefichtspunkt iſt von erheblicher Be⸗ 
deutung für die dem Gerichte ſelbſtändig und unabhängig von 
der Eintragung des Pat A. zuſtehenden Entſcheidung über die 
Verwechſelungsgefahr im Sinne des 5 20 des bezogenen Geſetzes, 
indem hierbei für den im Verkehre maßgebenden Geſamteindruck 
vorzugsweiſe auf diejenigen Umſtände Rückficht zu nehmen iſt, 
welche dem Zeichen feine Eigenartigkeit und damit feine Unter⸗ 
ſcheidungskraft verleihen. Abgeſehen von dem bloß für die 
tatſächliche Würdigung der Verwechſelungsgefahr in Betracht 
kommenden Unterſchiede genießt jedoch jedes eingetragene 
Zeichen für die Dauer ſeiner Eintragung gleichen 
Rechtsſchutz. Dieſer Rechtsgrundſatz iſt von dem Berufungs- 
gerichte nicht unmittelbar verletzt. Es berückſichtigt den hervor⸗ 
gehobenen Unterſchied bloß bei der Prüfung der Verwechſelungs⸗ 
gefahr der beiden Zeichen. Hierbei erwähnt es zwar, daß für 
die Entſcheidung über die Verwechſelungsgefahr der durch die 
charakteriſtiſchen Merkmale des Zeichens beſtimmte Geſamt⸗ 
eindruck maßgebend fe. Wenn es aber zu dem Ergebniſſe 
kommt, jede Ahnlichkeit zwiſchen dem für die Kläger ein- 
getragenen und dem von dem Beklagten gebrauchten Zeichen zu 
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verneinen, fo beweiſt dies offenbar, daß das Berufungegerickt 
theoretiſch den richtigen Grundſatz aufgeſtellt, bei der praktiſchen 
Anwendung aber rechtsirrig in den Fehler verfallen iſt, daß es 
die beiden Zeichen nebeneinander gehalten und durch Vergleichung 
eine Reihe für den Geſamteindruck mehr oder minder neben. 
ſächlicher Unterſchiede herausgefunden hat, die es für den 
Geſamteindruck beſtimmend ſein läßt. Es hat nämlich die Ver⸗ 
wechſelungsgefahr mit folgenden Erwägungen verneint: „Bei 
dem vom Beklagten angewendeten Bilde iſt dieſe Frau in der 
Weiſe abgebildet, daß fie auf dem Rücken liegt und die ent. 
blößten beiden Arme unter dem Kopfe kreuzt. Bei dem Zeichen 
der Kläger liegt das abgebildete Mädchen auf der rechten 
Seite und läßt von den Armen nur den linken, entblößten 
ſehen. Dieſe individuelle Ausgeſtaltung des bekannten 
Motivs iſt alſo bei dem vom Beklagten angewendeten Zeichen 
nicht vorhanden, auch nicht im Sinne einer bloßen Ahnlich⸗ 
keit, die bei der im Handelsverkehr zumeiſt nur möglichen 
flüchtigen oberflächlichen Prüfung der angewendeten 
Warenzeichen das kaufende Durchſchnittspublikum in betreff 
jener ausſchlaggebenden Ausgeſtaltung auch in ihrem Geſamt⸗ 
eindruck zu Verwechſelungen der beiderſeits von den Parteien 
benutzten Zeichen veranlaſſen könnte.“ Das Berufunge gericht 
hat auf geringfügige Einzelheiten entſcheidendes Gewicht gelegt, 
obwohl fie wegen ihrer Geringfügigkeit dem Gedächtniſſe des 
kaufenden Publikums, das die beiden Zeichen nebeneinander zu 
halten nicht in der Lage iſt, ſich nicht einprägen und darum 
auch für den Geſamteindruck im Verkehr nicht maßgebend ſein 
können. Hauptſächlich aber trifft das Berufungsurteil der Vor⸗ 
wurf, daß gerade diejenigen Umſtände, in denen nach Behauptung 
der Kläger und nach Auffaſſung des Pat A. das Charakteriſtiſche 
des Zeichens liegen ſoll, nämlich die Eigenartigkeit der Dar- 
ſtellung, daß eine weibliche Figur im Bette liegt, ſowie Art 
und Anordnung der Ruheſtätte, nicht, jedenfalls nicht in 
ausreichendem Maße berückſichtigt worden find. Das Zeichen 
ſtellt nur einen Teil eines Bettes, einen Teil der Kopfkifien 
und der Steppdecke und auch nur einen Teil der wirklichen 
Figur dar. Dieſe ganze Art der Darſtellung konnte und 
ſollte nach Behauptung der Kläger ihrem Warenzeichen ein 
eigenartiges Gepräge geben und mußte deshalb auch in ihrer 
Geſamtheit bei der Vergleichung beider Zeichen in Betracht 
gezogen werden. Dies iſt unterblieben. Inſofern leidet das 
Berufungsurteil an ungenügender Begründung. Auch die von 
dem Berufungsgericht weiter angeführten Gründe vermögen der 
Entſcheidung nicht als Stütze zu dienen. Denn dem Umſtande, 
daß der Beklagte ſeinen Abbildungen einer Frauensperſon die 
großgedruckten Worte „Schlafe patent“ hinzugeſetzt hat, legt das 
Berufungsgericht ſelbſt und mit Recht keine erhebliche Bedeutung 
bei. Wenn es aber der Beifügung der Firma des Beklagten 
in den weiter hinzugeſetzten Worten „J.s Reformbett“ Gewicht 
beimißt, ſo überſieht es, daß auf die Beifügung einer Firma 
ſchon deshalb kein entſcheidendes Gewicht beizulegen iſt, weil 
die Firma ſich ändern kann, obwohl das Geſchäft mit dem 
Warenzeichen fortbeſteht. (§ 7 Abſ. 2 Waren 3G.; RG. 6 
S. 77, 78.) Die Hinzuſetzung von Name oder Firma zu einer 
fremden Warenbezeichnung dient in der Regel nicht zur Unter ⸗ 
ſcheidung, ſondern ſtiftet vielmehr Verwirrung. (Blatt für 
Patent-, Muſter⸗ und Zeichenweſen Bd. 9 S. 213.) Die Tat- 


a. 


34. Jahrgang. 


ſache endlich, daß die Kläger neben dem geſchützten Zeichen und 
ohne deſſen Schutz irgendwie äußerlich erkennbar gemacht zu 
haben. noch eine Reihe anderer bildlicher Darſtellungen ihrer 
Waren verwandt haben, konnte allerdings die Folge haben, daß 
die ta tſächliche Bedeutung des geſchützten Zeichens geſchmälert 
wurde; ſie kann aber nicht zu einem Verluſte des Zeichenſchutzes 
führen, auf den die Kläger kraft der Eintragung ein Recht 
haben. Die Entſcheidung des Berufungsgerichts führt nun aber 
zu dem Ergebniſſe, daß das Warenzeichen der Kläger zwar 
formell kraft der Eintragung fortbeſteht, in der Tat aber zu 
der Bedeutung eines Freizeichens herabfinkt. S. c. J., U. v. 
23. Juni 05, 613/04 II. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

42. 5 1 UnlWG. Unlauterer Wettbewerb bei Auslegung 
von Waren mit niedrigeren Preiſen, als ſie im Geſchäftsbetriebe 
verlangt werden.] 

Das Berufungsgericht nimmt an: Wenn die Beklagte in 
ihren Schaufenſtern Waren mit Preisnotierungen ausſtelle, die 
weit geringere Preiſe angäben, als in ihrem Geſchäfte für 
Waren der entſprechenden Art und Güte tatſächlich üblich ſeien, 
ſo könne nur angenommen werden, daß ſie damit die Abſicht 
verfolge, das kaufluſtige Publikum durch Erregung der irrigen 
Meinung, die im Schaufenſter angegebenen niedrigen Preiſe 
entſprächen den im Geſchäfte ſonſt üblichen Preiſen, in ihr 
Geſchäft zu locken, um dem Eingetretenen alsdann Waren 
gleicher oder ähnlicher Art zu bedeutend höheren Preiſen zu 
verkaufen. Als erheblicher Umſtand für dieſe Auffaſſung komme 
namentlich in Betracht, daß die Kleidungsſtücke, die in den 

Schaufenſtern mit den auffallend niedrigen Preisnotierungen 
ausgeſtellt geweſen ſeien, nach der eigenen Angabe der Beklagten 
entweder Stücke von nicht gangbarer Größe oder ſchadhafte 
Ware geweſen ſeien, daß ſomit die auffallend niedrige Preis- 
notierung Kleidungsſtücke betroffen habe, von der die Beklagte 
habe annehmen können, daß von dem durch die außergewoͤhnlich 
billige Preisnotierung angelockten Publikum nur ſelten jemand 
gerade dieſe Stücke werde gebrauchen können. Hierbei müſſe es 
gleichgültig erſcheinen, daß die Beklagte, die mit den billigen 
Preisnotierungen ausgeſtellten Kleidungsſtücke, wenn ſie ſich 
einmal als paſſend erwieſen, oder ſonſt auf Verlangen eines 
Kaufliebhabers zu den angegebenen billigen Preiſen abgegeben 
habe. Da das Publikum, wie die Beklagte ſelber nicht in 
Abrede ſtelle, den mit den niedrigen Preisnotierungen verſehenen 
Kleidungsſtücken nicht habe anſehen können, daß es ſich um 
ſchadhafte oder um Waren in nicht gangbarer Größe handelte, 
das Publikum vielmehr aus den billigen Preisnotierungen den 
Schluß habe ziehen dürfen, daß im Geſchäfte der Beklagten 
reguläre Ware der Art, wie fie im Schaufenſter ausgeſtellt war, 
zu entſprechend billigen Preiſen zu haben ſei, ſo bleibe nur die 
Annahme übrig, daß die Beklagte durch jene auffallend niedrigen 
Preisnotierungen über die in ihrem Geſchäfte tatſächlich üblichen 
Preiſe habe täuſchen wollen. Im Anſchluſſe hieran iſt dann 
näher ausgeführt, daß ein derartiges, dem Anſtandsgefühle aller 
billig und gerecht Denkenden, insbeſondere auch den An⸗ 
ſchauungen eines anſtändigen Kaufmanns widerſprechendes 
Geſchäftsgebaren ſowohl die Vorausſetzungen des § 826 BGB. 
als auch des § 1 Unl WG. erfülle und den Anſpruch auf Unter- 
laſſung ſowie auf Erſatz des der Klägerin hierdurch entſtandenen 
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Schadens rechtfertige: Die Erwägungen des Berufungsgerichts 
laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Der Auffafſung der 
Revifiensklägerin, daß ein Geſchäftsmann das Recht habe, feine 
Waren zu den ihm vorteilhaften oder angemeſſenen Preiſen zu 
verkaufen, kann nur mit der Einſchränkung zugeſtimmt werden, 
daß der Geſchäftsbetrieb nicht in unlauteren Wettbewerb aus- 
arten und daß insbeſondere die Anpreiſung der Waren nicht 
unter Anwendung unlauterer Mittel ftattfinden darf. Nun kann 
es aber keinem Zweifel unterliegen, daß die Auslegung von Waren 
in den Schaufenſtern unter Ankündigung billigerer Preiſe, als ſie 
beim Verkaufe tatſächlich in Rechnung geftellt werden, gegen den 
§ 826 BGB. und § 1 Unl WG. verſtoͤßt. In der Begründung 
zu § 1 des letzteren Gefeges iſt ein ſolches Geſchäftsgebaren 
als ein Fall unlauteren Wettbewerbs aus drücklich hervorgehoben. 
Die Auslagen in den Schaufenſtern dienen weniger dazu, die 
einzelnen ausgeſtellten Waren zum Verkaufe zu bringen, als 
vielmehr und hauptſächlich dem Zwecke, dem Publikum die im 
Geſchäfte verkäuflichen Waren, ihre Art, Güte ſowie Preislage 
zur Kenntnis zu bringen. Jede Veranſtaltung ſolcher Aus⸗ 
lagen, welche geeignet iſt, das Publikum über die wahre Natur 
des inneren Geſchäftsbetriebes irrezuführen und den falſchen 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, iſt 
mit Rückſicht auf die berechtigten Intereſſen der redlichen Mit⸗ 
bewerber zu unterlaſſen. Dieſer Grundſatz gilt gleichmäßig für 
alle Gewerbetreibenden, und der Händler, der mit Partie- oder 
Ramſchwaren handelt, macht hiervon keine Ausnahme. In der 
Natur eines Geſchäfts mit Partiewaren liegt es allerdings, daß 
die einzelnen Stücke der angekauften Waren in bezug auf Be⸗ 
ſchaffenheit, Größe, Güte und Gangbarkeit vielfach ungleich find 
und deshalb auch nicht gleichmäßig zu denſelben oder ent- 
ſprechenden Preiſen verkauft werden können, ſondern vielfach zu 
un verhältnismäßig billigeren Preiſen verkauft werden 
müſſen. Ein ſolcher Partiehandel hat auch an und für fid 
nichts Unlauteres; er bietet vielmehr wirtſchaftlich den Vorteil, 
daß unbemittelten Leuten Gelegenheit zum Erwerb verhältnis- 
mäßig guter Waren zu billigen Preiſen geboten wird. Es ſteht 
auch nichts entgegen, daß der Händler mit Partiewaren die 
wenig gangbaren bezw. mangelhaften Stücke im Schaufenſter 
zu außergewöhnlich billigen Preiſen zum Verkaufe auslegt. 
Dagegen verbietet es ſich im Intereſſe des redlichen Geſchäfts⸗ 
verkehrs, daß ein Händler ſolche Partiewaren zu außergewöhnlich 
billigen Preiſen unterſchiedslos neben anderen Waren aus⸗ 
legt, für welche die üblichen Preiſe gefordert werden. In Fällen 
dieſer Art liegt die Abſicht, jedenfalls aber die Gefahr einer 
Täuſchung des Publikums nahe, das in den irrigen Glauben 
verſetzt wird, die in dem Geſchäfte verkäuflichen Waren würden 
durchweg zu den Preiſen verkauft, welche den im Schaufenſter 
angekündigten entſprechen. Denn das Publikum rechnet mit der 
Tatſache und darf damit rechnen, daß dergleichen Waren, die 
fabrikmäßig hergeſtellt werden, zu entſprechenden Preiſen 
in allen Größen hergeſtellt und verkauft werden. Deshalb 
iſt es in den Fällen, in denen ein Händler nicht offenkundig 
ausſchließlich mit Partiewaren handelt, durch die Rückſicht auf 
die Mitbewerber und nach den Grundſätzen redlichen Geſchäfts⸗ 
verkehrs geboten, bei den Auslagen im Schaufenſter in irgend 
einer Form beſtimmt erkennbar zu machen, daß die bei den 
Partiewaren angekündigten Preiſe als Ausnahmepreiſe zu 
64. 
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verſtehen find. Dies ift nach der tatſächlichen Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts nicht geſchehen. K. o. N., U. v. 27. Juni 05, 
156/05 II. — Göln. 

Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898. 

43. 88 176 Abſ. 2, 177 FGG. Vorleſungszwang bez. 
Protokollanlagen.] 

Die Notwendigkeit der Verleſung von Protokollanlagen bei 
notariellen Verträgen hat das RG. wie in dem in RG. 54, 
195 und JW. 93, S. 190 Nr. 59 abgedruckten Falle wiederholt 
anerkannt. B. 6. B., U. v. 28. Juni 05, 647/04 V. — Dresden. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 30. Juni / 6. Juli 1900. 

44. Beſchäftigung im landwirtſchaftlichen Betriebe 7] 

Der volljährige, bei ihm als Ackergehilfe bedienftele Sohn 
des Beklagten war in ſeinem Auftrage mit einem zweiſpännigen 
Fuhrwerk in die Stadt gefahren, um an verſchiedene Käufer 
Kartoffeln abzuliefern. Da der Sohn des Beklagten dort nicht 
Beſcheid wußte, ſo nahm er den Kläger, einen elfjährigen 
Knaben, mit auf den Wagen, um ſich von ihm die Wohnungen 
der einzelnen Käufer zeigen zu laſſen. Kläger will nun vom 
Sohne des Beklagten den Auftrag erhalten haben, während 
dieſer die Kartoffeln in die Häufer trug, die Pferde mit Decken 
zu bedecken. Zu dieſem Zwecke ſei er während eines Halts 
aus der Schloßkelle auf die Wagendeichſel getreten, als die 
Pferde erſchreckt durch einen vorüberfahrenden Wagen der 
elektriſchen Straßenbahn plotzlich durchgegangen ſeien. Infolge; 
deſſen ſei er von der Deichſel gefallen und durch den Hufſchlag eines 
der Pferde ſchwer am Kopfe verletzt worden. Das OL G. wies die 
Schädenklage ab, das RG. hob auf: Es iſt zwar richtig, daß es 
zum Betriebe der Landwirtſchaft gehört, wenn der Landwirt ſelbſt⸗ 
gewonnene Bodenerzeugniſſe einzelnen Abnehmern zufahren läßt. 
Nicht aber haben deshalb auch die regelmäßig ſehr unter⸗ 
geordneten Bemühungen als Betriebstätigkeit zu gelten, die der 
Landwirt gelegentlich aufzuwenden hat, um die Wohnungen 
oder Geſchäftsſtellen jener Abnehmer zu ermitteln. Jedermann 
kann täglich in die Lage kommen, derartige Erkundigungen ein⸗ 
zuziehen, eine Frage an einen beliebigen Straßenpaſſanten, die 
bereitwillig beantwortet zu werden pflegt, genügt in der Regel, 
das Gewünſchte zu erfahren. In einfachen Verkehrsverhältniſſen, 
wie ſie im Streitfall vorliegen, fällt alſo weder das Fragen 
nach einer Wohnungsadreſſe in den Rahmen des eigentlichen 
Betriebs, noch weniger läßt ſich von dem dritten, der die ver⸗ 
langte Auskunft erteilt, ſagen, daß er ſich damit ſchon am 
Betriebe beteilige. Dabei kann es keinen Unterſchied machen, 
daß im Streitfalle der Kläger zur bequemeren Auskunfts- 
erteilung auf dem Geſchirre des Beklagten mit Platz genommen 
hat. Ebenſowenig rechtfertigt die bloße Tatſache des Decken⸗ 
auflegens, mag fie auch äußerlich den landwirtſchaftlichen 
Betriebsarbeiten zuzurechnen ſein, die Annahme, daß der Kläger 
damit im Betriebe des Beklagten „beſchäftigt“ worden jet. 
Hierzu iſt vielmehr, wie auch die beſtändige Rechtſprechung des 
RWA. annimmt, erforderlich, daß die Verrichtung gemäß dem 
ausgeſprochenen oder doch wenigſtens gemäß dem mutmaßlichen 
Willen des Betriebsunternehmers geleiſtet iſt und daß der 
Leiſtende damit nicht in einen ſeiner regelmäßigen Tätigkeit 
völlig fremden Gefahrenkreis übertritt. Unter dieſen Gefichtö- 
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punkten hat der Berufungsrichter die Tätigkeit des Klägers, 
ſoweit ſie in der Beſorgung der Pferde beſtanden hat, überhaupt 
nicht geprüft. Wäre dies geſchehen, fo hätte er ohne weiteres 
verneinen müſſen, daß fie den mutmaßlichen Abfichten des Be⸗ 
klagten entſprochen haben würde. Denn ein verftändiger Land ⸗ 
wirt und ſorgſamer Hausvater kann es, ohne ſich dem Vorwurf 
der Pflichtvergeſſenheit auszuſetzen, nicht gutheißen, daß ein in 
der Stadt aufgewachſener 11 jähriger Schulknabe die Wartung 
eines zweiſpännigen Pferdegeſchirrs auch nur vorübergehend 
übernimmt, insbeſondere aber dem gefährlichen Geſchäft des 
Überwerfens der Schutzdecken ſich unterzieht, dem er ſchon 
körperlich nicht gewachſen ſein kann. Dies um ſo weniger als 
ihm die damit verbundenen Gefahren als Stadtkind gar nicht 
bekannt ſein konnten. Endlich hätte der Berufungsrichter auch 
darüber nicht hinweggehen dürfen, daß der Kläger nach der 
ausdrücklichen Behauptung des Beklagten nur aus „Fürwitz“ 
gehandelt hat. Denn träfe dies zu, fo wäre begrifflich aus ⸗ 
geſchloſſen, daß er damit den Betriebszwecken förderlich zu 
werden beabſichtigt hätte. Es kann fi hiernach nur noch 
darum handeln, ob Kläger das Auflegen der Decken mit Willen 
des Beklagten, der hierbei durch den Geſchirrführer, ſeinen 
Sohn, vertreten war, vorgenommen hat, ſei es, daß ihn der 
Sohn des Beklagten, wie die Klage behauptet, ausdrücklich 
hiermit beauftragte oder daß er das Zugreifen des Klägers 
wiſſentlich geſchehen ließ. Nur in dieſem Falle kann nach Lage 
der Umſtände angenommen werden, daß Kläger bei ſeiner Ver⸗ 
unglückung die Eigenſchaft eines im landwirtſchaftlichen Betriebe 
beſchäftigten Arbeiters gehabt hat. Denn darin iſt dem 
Berufungsrichter beizuſtimmen, daß dieſer Annahme weder das 
jugendliche Alter des Klägers, noch der Umſtand entgegenſteht, 
daß er nur vorübergehend, nur aus Gefälligkeit und unentgeltlich 
tätig geworden iſt. N. c. K., U. v. 22. Juni 05, 72/05 IV. 
— Naumburg. 

II. Preußiſche Laudesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

45. Sft die Berückſichtigung einer perſönlichen Schank⸗ 
konzeſſlon bei der Entſchädigungsfrage zuläſſig 71 

Den Klägern wurde ein Grundſtück enteignet, auf welchem 
fie ein Haus errichten wollten und ein Mitkläger hatte die poli- 
zeiliche Erlaubnis zum Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsbetrieb er- 
halten. Dieſer Umſtand wurde bei Bemeſſung der Entſchädigung 
vom OLG. unter Billigung des RG. berückfichtigt: Der Be 
rufungsrichter hat ausgeführt, das Grundſtück habe ſich nutzen 
laſſen als Lagerplatz, als Bauſtelle für ein Wohnhaus und als 
Bauftelle für ein Haus mit Schankwirtſchaftsbetrieb. Nach der 
Tendenz des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 müſſe bei 
der Schätzung des Grundſtücks die für den Eigentümer günſtigſte 
der hier von den Sachverſtändigen als gegeben anerkannten 
Nutzungsarten zugrunde gelegt werden. Die günftigfte Nutzungs⸗ 
art des hier in Betracht kommenden Areals ſei zweifellos die 
als Bauſtelle für ein Haus mit Schankwirtſchaftsbetrieb. Ber- 
fehlt ſei der Einwand des Eiſenbahnfiskus, die dem B. erteilte 
Schankwirtſchaftskonzeſſion könne bei der Feſtſtellung des vollen 
Wertes des Grundſtücks keine Berückſichtigung finden, weil eine 
ſolche Konzeſſionserteilung nur eine Qualifikation der Perſon und 
nicht der Sache ſei. Regelmäßig werde der Extrag eines Grund- 
ſtücks durch Einrichtung eines Reſtaurationsbetriebes, wenn feine 
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Lage und andere Umſtände hierfür günftig ſeien, erheblich ge- 
ſteigert und dadurch auch der Wert des Hauſes für jeden 
Beſitzer dementſprechend vermehrt. Dasſelbe gelte auch für eine 
Bauſtelle, die ſich zur Einrichtung eines ſolchen Betriebes eigne, 
wenn ihrer Aus nutzungsfähigkeit infolge der Erteilung der Kon⸗ 
zeſſion an den Eigentümer kein Hindernis im Wege ſtehe. Die 
Konzeſfionserteilung bilde daher, wenn fie auch kein Realprivileg 
darſtelle, ſondern immer nur an eine Perſon geknüpft ſei, für 
ein Grundſtück in der Regel einen werts erhöhenden Faktor, da, 
wenn einmal von der Verwaltungsbehörde die Bedürfnisfrage 
bejaht ſei, die Konzeſſion zum Schankwiriſchafts betriebe auf dem 
Grundſtück einer hierzu geeigneten Perſon nicht wohl verſagt 
werden könne. Das müſſe aber für das hier in Rede ſtehende 
Grundſtück um ſo mehr gelten, als dieſes gerade wegen ſeiner Lage 
in der Nähe des Perſonenbahnhofes in J. und der Endſtation 
der Straßenbahn in Ermangelung ſonſtigen hierzu geeigneten 
Bauterrains zur Einrichtung eines Schankwirtſchaftsbetriebes 
ſich beſonders geeignet habe. Die Auffaſſung des Berufungs- 
trichters gibt zu Bedenken keinen Anlaß. Die Berückſichtigung 
der Ausnutzungsfähigkeit des projektierten Hauſes als eines zum 
Schankwirtſchaftsbetriebe geeigneten findet die erforderliche 
dingliche Grundlage in den örtlichen Verhältniſſen, unter denen 
das Grundſtück ſeiner Lage wegen ſich zu jenem Betriebe nach 
der Feſtſtellung des Berufungsrichters ganz beſonders eignete. 
Der Umſtand, daß die Konzeſſion zum Schankwirtſchaftsbetriebe 
dem Mitkläger B. nur für ſeine Perſon erteilt war, ſteht der 
Berüͤckfichtigung der bezeichneten Ausnutzungsfähigkeit nicht ent- 
gegen. Abgeſehen davon, daß jedenfalls zunächſt B. in der Lage 
geweſen wäre, die Schankwirtſchaft auf dem Grundſtücke zu 
betreiben, fo läßt ſich auch die Ausführung des Berufungs- 
richters, es werde, nachdem einmal von der Verwaltungs behörde 
die Bedürfnisfrage bejaht worden ſei, die Konzeſſion zum Schank⸗ 
wirtſchaftsbetriebe auf dem hierzu ſo beſonders qualifizierten 
Grundſtücke auch anderen geeigneten Perſonen nicht wohl ver⸗ 
jagt werden, nicht beanſtanden. Eiſenbahnfiskus c. B., U. v. 
30. Mai 05, 512/04 VII. — Naumburg. 

46. Rechtliche Natur der Enteignung. Sie iſt kein 
Zwangsverkauf, ſondern beruht auf einem Akt der Staats- 
gewalt. 

In früherer Zeit hatte die Anſicht allgemeine Geltung, daß 
die Enteignung den Charakter eines Zwangskaufs oder richtiger 
eines Zwangsverkaufs trage. Allein nachdem unter dem Vor⸗ 
tritt von Burckhard (Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß n. F. 
Bd. 6 S. 221 ff.) und von Zachariae (Göttinger gelehrte An⸗ 
zeigen 1861 Bd. 1 S. 119 ff.) in eingehenden bis zur Gegen⸗ 
wart fortgeſetzten Unterſuchungen das wahre Weſen der Ent⸗ 
eignung, wie dieſe ſich im Laufe des 19. Jahrhunderts in 
Deutſchland ausgeſtaltet hatte, erforſcht worden iſt, iſt jetzt die 
Erkenntnis Gemeingut der in der Gegenwart herrſchenden Rechts⸗ 
lehre geworden, daß im Mittelpunkt des Enteignungsverfahrens 
ein öffentlich⸗rechtlicher Akt der Staatsgewalt ſteht, nämlich die 
Verleihung des Eigentums der Grundſtücke, die für ein dem 
öffentlichen Wohl und Nutzen dienendes Unternehmen erforderlich 
ſind, an den Unternehmer. Damit iſt der Zwangskauftheorie 
jeder Boden entzogen (ſ. namentlich Laband im ArchCivPrax. 52, 
169 ff.), die daher in der Gegenwart auch nur vereinzelt noch 
Verteidigung findet. In bezug auf alles übrige beſtehen unter 
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den Anhängern der herrſchenden Lehre mannigfach verſchiedene 
Anfichten. Der jetzt entſcheidende Senat des RG. bekennt ſich 
in Anſehung des Weſens der Enteignung und des Enteignungs⸗ 
verfahrens zu folgender Auffaffung: Aus zugehen iſt von der das 
ganze Enteignungs verfahren beherrſchenden Tatſache, daß in 
dieſem Verfahren der Staat kraft ſeiner Allgewalt dem Unter⸗ 
nehmer durch einen öffentlich rechtlichen Akt das Eigentum an 
den Grundſtücken verleiht, deren dieſer für ſein dem öffentlichen 
Wohl und Nutzen gewidmetes Unternehmen bedarf. Es braucht 
hier nicht die Frage nach der Natur der ſubjektiven Rechte und 
nach dem Weſen des Staates ſowie nach deſſen Berechtigung, 
eine ſolche Maßnahme vorzunehmen, unterſucht zu werden; für 
die gegenwärtige Erörterung genügt die Tatſache, daß der Staat 
die hoheitliche Machtbefugnis hierzu beſitzt und ausübt. Jener 
Eigentumsverleihungsakt begründet für den Unternehmer voll- 
ſtändig neues, ſelbſtändiges, urſprüngliches Eigentum; denn es 
iſt für die Zwecke des Unternehmens ſchlechthin gleichgültig, wer 
vorher Eigentümer der Grundſtücke war; es handelt fi ohne 
jede Rüdfiht auf die Perſon des früheren Eigentümers lediglich 
darum, daß dieſe Grundſtücke für das Unternehmen ver⸗ 
wendet werden. Es findet daher keine Übertragung des 
Eigentums von dem bisherigen Eigentümer auf den Unter- 
nehmer ſtatt, ſondern dieſem wird vom Staat „das“ Allein⸗ 
eigentum an den betreffenden Grundſtücken verliehen, woraus 
ſich als notwendige logiſche Folge ergibt, daß das Eigentum 
des bisherigen Eigentümers daran erliſcht und untergeht. Dem⸗ 
gemäß erlöſchen mit der Verleihung des Eigentums an den 
Unternehmer auch alle bisher an dieſen Grundſtücken begründeten 
ſonſtigen privaten Rechte; denn dieſe ziehen ihre Kraft aus dem 
Recht der bisherigen Eigentümer und müſſen daher natur- 
notwendig untergehen, wenn ein völlig neues, urſprüngliches 
Eigentum an den Grundſtücken entſteht. Durch das Geſetz iſt 
die Entſchädigungspflicht dem Unternehmer, zu deſſen Gunſten 
die Enteignung erfolgt, auferlegt. Iſt dieſer Unternehmer der 
Staat ſelbſt, gibt er alſo mit anderen Worten das Eigentum 
an den erforderten Grundſtücken fi ſelbſt oder nimmt er es 
fih, wie man auch fagen kann, fo folgt unmittelbar aus dem 
Geſetz, daß er ebenſogut wie jeder andere Unternehmer den⸗ 
jenigen, die durch die Enteignung eine Vermöͤgenseinbuße er- 
litten haben, insbeſondere alſo dem bisherigen Eigentümer, 
Entſchädigung für ihren Verluſt zu leiſten hat. Wie das Ent⸗ 
eignungsrecht im PrALR. (Tl. J Tit. 11 58 3—11) gedacht iſt, 
kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls ift, — darin tritt 
der erkennende Senat dem früheren zweiten Hilfsſenat des RG. 
(Gruchot Bd. 25 S. 971) trotz der gegen ihn von Rocholl ge⸗ 
richteten Angriffe (Rechtsfälle Heft 1 S. 15 ff.) ſowie den Aus- 
führungen von Dernburg (Preußiſches Privatrecht — 5. Aufl. — 
Bd. I S. 72), von Gleim (Eiſenbahnarchiv 1885 S. 43 ff.), 
von Seydel (Kommentar zum Enteignungsgeſetz S. 4 ff.) und 
insbeſondere von Koffka (Kommentar zum Enteignungsgeſetz 
1905] S. 28 ff.) bei — das Verfahren in dem Enteignungs⸗ 
geſetz vom 11. Juni 1874 ſo geſtaltet worden, daß die Annahme 
eines Zwangsverkaufs damit nicht wohl vereinbar iſt. Das 
Verfahren weiſt vielmehr in allen weſentlichen Punkten die⸗ 
jenige Struktur auf, die nach der obigen Darſtellung für den 
Charakter der Enteignung als eines öffentlich rechtlichen Aktes 
der Staatsgewalt und für das hiermit in Zuſammenhang 
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ſtehende Verfahren kennzeichnend iſt. Daß in der Begründung 
zu dem Entwurfe des Geſetzes aus den Jahren 1868 und 1871 
ſich gelegentlich die Außerung findet, die Enteignung ſei ein 
erzwungenes Veräußerungsgeſchäft, iſt ohne Belang. Dagegen 
ſoll nicht verkannt werden, daß im Geſetze ſelbſt hier und da 
Spuren einer Konſtruktion der Enteignung als eines erzwungenen 
Verkaufs vorhanden find. Dahin gehören der Ausdruck „Ab- 
tretung“ im § 8 ſowie die Beſtimmung im 5 42, auch der 
Inhalt des § 9 läßt ſich in gewiſſem Grade in dieſer Richtung 
verwerten. Allein entſcheidendes Gewicht iſt hierauf nicht zu 
legen. Der erwähnte Ausdruck iſt als ein bloßes Wort, aus 
dem weitere praktiſche Folgerungen nicht gezogen find, einflußlos, 
und was die in Bezug genommenen ſachlichen Beftimmungen 
betrifft, fo laſſen fie ſich ohne Schwierigkeiten auch mit dem 
öffentlich ⸗rechtlichen Weſen der Enteignung in Einklang bringen 
(ſ. auch Koffka a. a. O. S. 226), mag die Anſchauung, aus der 
ſie erwachſen find, auch eine andere Richtung verfolgt haben. 
Die Stellung, welche das RG. zu den im vorſtehenden be⸗ 
handelten Fragen bisher eingenommen hat, iſt eine verſchiedene. 
Der zweite Hilfsſenat hat (a. a. O.) auf den § 75 Einl. zum 
ALR. zurückgegriffen, der III. ZS. hat dagegen — allerdings 
in einer nicht für das Gebiet des Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 erlaſſenen Entſcheidung (RG. 12, 406) — ſich der 
Auffaffung angeſchloſſen, daß die Enteignung als ein öffentlich- 
rechtlicher Akt der Staatsgewalt zu betrachten ſei. Auf der 
anderen Seite hat der III. 3S. in mehreren Urteilen (RG. 
18, 341; 35, 308) angenommen, daß dem Enteignungsgeſetze 
vom 11. Juni 1874 die Konſtruktion der Enteignung als eines 
Zwangsverkaufs zugrunde liege, und der V. ZS. hat wenigſtens 
den § 109 Tl. 1 Tit. 11 ALR. für anwendbar erachtet und von 
einer „Analogie des Kaufvertrages“ geſprochen (RG. 24, 324; 
31, 280; JW. 91, 2172). Dieſe Entſcheidungen geben in⸗ 
deſſen dem erkennenden Senat zur Zeit noch keinen Anlaß, einen 
Beſchluß der Ver S. herbeizuführen; denn wenn auch die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsrichters von dem Gedanken des Zwangs⸗ 
verkaufscharakters der Enteignung beherrſcht wird und ſchon 
deshalb nach Anſicht des erkennenden Senats unhaltbar iſt, ſo 
beruht die getroffene Reviſionsentſcheidung doch nicht auf dieſer 
Erwägung, ſondern muß dieſelbe bleiben, auch wenn man 
den grundſätzlichen Standpunkt des Berufungsrichters teilt. 
(Wird ausgeführt.) Pf. c. G., U. v. 9. Juni 05, 237/05 VII. 
— Coͤln. 

Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883. 

47. 5 132. Form der Zuſtellung einer Verfügung der 
Verwaltungsbehörde.] 

Der Kläger hat gegen den Beklagten als ſtellvertretenden 
Amtsvorſteher eine Schädenklage erhoben, weil er unter Ber- 
letzung der Amtspflicht eine ihm gehörige Scheune im Wege 
polizeilicher Zwangsvollſtreckung teilweiſe habe abbrechen laſſen. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion zurückgewieſen: 
§ 132 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 verlangt die „vorherige ſchriftliche Androhung“. 
Daß eine ſchriftliche Androhung vorgelegen hat, iſt erwieſen. 
Natürlich muß aber auch dieſe ſchriftliche Androhung dem 
Adreſſaten zugegangen ſein; aber eine beſtimmte Form für die 
Zuſtellung von Verfügungen der Verwaltungsbehörden iſt, wie 
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N15. 1905. 
das Berufungsgericht zutreffend bemerkt, im Geſetz nirgends 
vorgeſchrieben. Es genügt daher, daß die ſchriftliche Androhung 
dem Kläger überhaupt zugegangen, ihm von ihr amtlich Kenntnis 
gegeben iſt. In der Entſch. Bd. IV S. 394 hat auch das 
PrOVG. nur ausgeſprochen, daß durch eine mündliche Er. 
oͤffnung zu Protokoll das geſetzliche Erfordernis der ſchriftlichen 
Androhung nicht erfüllt werde, weil eine ſolche nur die öffent⸗ 
liche Beurkundung einer mündlich erfolgten Androhung ſei. 
Das iſt durchaus zutreffend, trifft aber nicht den vorliegenden 
Fall. Zur Begründung dieſer feiner Anficht hat nun das 
OVG. zwar noch ausgeführt, daß es wohl auch in der Arsch: 
des Geſetzgebers gelegen habe, durch die vorgeſchriebene Schritt. 
lichkeit der Verfügung dem Verpflichteten die Moglichkeit zu 
gewähren, ſich jederzeit Gewißheit darüber zu verſchaffen, was 
er zu tun und zu laſſen habe, welcher Zweck durch eine Birke 
protokollariſche Androhung nicht erreicht werde; aber wenn da- 
nach auch ein Belaſſen der betreffenden Verfügung als zweck. 
entſprechend angeſehen werden mag, ſo iſt doch ein ſolches Be. 
laſſen für die Gultigkeit und Rechtsbeſtändigkeit derſelben im 
Geſetze nirgends vorgeſchrieben. Und wenn in der weiter von 
der Reviſion angezogenen Miniſterialverfuͤgung vom 13. Fe- 
bruar 1896 mit bezug auf dieſes Urteil des OVG. ein Nickt⸗ 
belaſſen der Androhungsverfügung als dem Geſetze nicht ent- 
ſprechend erklärt wird, fo kann doch dadurch bei dem Manze! 
einer bezüglichen geſetzlichen Vorſchrift die Gultigkeit der den 
pofitiven geſetzlichen Vorſchriften entſprechenden Zwangsandrob nnz 
nicht in Frage geſtellt werden. B. c. L., U. v. 9. Juni 05. 
546/04 III. — Königsberg. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

48. Tarifſtelle 77 verb. mit der Brüſſeler Zuckerkonrentien 
vom 5. März 1902. Urſprungszeugniſſe für den Expert ren 
Zucker unterliegen dem geſetzlichen Stempel.] 

Die Klägerin ließ fich am 10. Februar 1904 in dem Haurt- 
ſteueramte I in Stettin ein Urſprungsatteſt über eine grö sert 
Menge von Zucker ausſtellen, welche fie nach England aus- 
zuführen beabſichtigte. Zu dieſem Urſprungsatteſt verwendete Nes 
Hauptſteueramt einen Stempel von 1 Mark 50 Pf. Die Alizera 
bezahlte dieſen Stempel und forderte ihn alsdann mit der er ⸗ 
hobenen Klage zurück, indem fie folgendes geltend machte: Cs 
liege hier nicht, wie die Steuerbehörde angenommen habe. ein 
nach Tarifſtelle 77 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 185 
zu verſtempelndes amtliches Atteft in Privatſachen vor, ſonderr 
der Zweck dieſes Atteſtes ſei ein völkerrechtlicher und öfen! t- 
rechtlicher. Die Klage wurde abgewieſen, die Revion Kart: 
keinen Erfolg: Die ſogenannte Brüſſeler Zuckerkonvention 222 
5. März 1902 iſt von Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Italien 
Spanien, Frankreich, Belgien, den Niederlanden, England urt 
Schweden ⸗Norwegen abgeſchloſſen worden, um, wie es in te 
Einleitung heißt, einerſeits die Bedingungen für den Wetrberer! 
zwiſchen dem Rüben- und Rohrzucker der einzelnen Lander ant- 
zugleichen und andererſeits die Ausdehnung des Zuckerverbr aas! 
zu fördern. Zu dieſem Zweck haben die vertragſchließenden Staz'r: 
für die Dauer des Vertrages u. a. beſtimmte Verpflichtungen ute:- 
nommen und die ſtändige Kommiſſion in Brüſſel, die durch den Tr 
trag zur Überwachung der Ausführung der Vertragsbeſtimmurgen 
eingeſetzt worden iſt, hat beſchloſſen: 1. daß ausländischer Zo? 
der in einem Vertragsſtaat eingeht, um dort verkauft, rat’ 
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oder umgearbeitet zu werden, von einem Urſprungszeugniſſe be⸗ 
gleitet ſein muß und daß der von einem ſolchen Zeugniſſe nicht 
begleitete Zucker entweder überhaupt nicht oder nur gegen Zahlung 
des höͤͤchſten von der ſtändigen Kommiſſion feſtgeſetzten beſonderen 
Zolles zugelaſſen werden darf; 2. daß das Zeugnis in dem Er⸗ 
zeugungs-, Herkunfts- oder Umarbeitungslande durch die von 
der Regierung dieſes Landes zu bezeichnende fiskaliſche Behörde 
auszuſtellen tft. Es iſt nicht einzuſehen, wie es für die Be⸗ 
urteilung der Frage, ob das Urſprungsatteſt von dem Exporteur 
in ſeinem Privatintereſſe verlangt wird, einen Unterſchied ſoll 
begründen können, ob der Staat, in welchen er ſeine Ware 
einführen will, das Erfordernis des Urſprungsatteſtes aus eigener, 
rechtlich freier Entſchließung aufgeſtellt hat oder ob er ſolches 
getan hat, weil er hierzu durch Verträge mit anderen Staaten, 
alſo völkerrechtlich, verbunden war. In jedem Falle iſt die An- 
ordnung der Beibringung von Urſprungszeugniſſen von dem 
Einfuhrſtaate in ſeinem ſtaatlichen Intereſſe getroffen; denn 
auch den vöͤlkerrechtlichen Vertrag hat er nur in feinem Intereſſe 
abgeſchloſſen, und was er zur Ausführung dieſes Vertrages tut, 
liegt daher innerhalb ſeines Intereſſenkreiſes. Es handelt ſich 
alſo in beiden Fällen gleichheitlich um eine ſtaatliche Einrichtung, 
welcher der Importeur in beiden Fällen gleich gegenüberſteht. 
Will er importieren, ſo muß er ſich ihr unterwerfen. Entſpricht 
er ihr nicht, ſo verſchließt er ſich entweder ganz die Möglichkeit 
der Einfuhr, wie dies nach den engliſchen Beſtimmungen der 
Fall iſt, oder er ladet einen anderen Nachteil in Geſtalt eines 
höheren Zolls auf ſich. Nach Art. 1 der Beſchlüſſe der Brüſſeler 
Kommiſſion iſt beim Fehlen eines Urſprungszeugniſſes, wenn 
die Einfuhr nicht unterſagt wird, der Zucker nur gegen Zahlung 
des höͤchſten von ihr feſtgeſetzten (Zuſchlag⸗) Zolles zuzulaſſen. 
In den nicht zur Brüſſeler Konvention gehörenden Vereinigten 
Staaten von Nordamerika iſt unter dem 17. September 1903 
ein neues Reglement über die Einfuhr von Zucker erlaſſen, 
welches im weſentlichen den Beſchlüſſen der Brüffeler Kommiſſion 
folgt, alſo auch ein Urſprungsatteſt des dort vorgeſehenen Inhalts 
verlangt und im Fall der Nichtbeibringung die Zollabfertigung 
zu ſuspendieren und die Ausgleichszölle mit dem höchſten Be⸗ 
trage zu bemeſſen gebietet, welchen irgend ein Land als Aus- 
fuhrprämie gewährt. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß, wenn 
das Erfordernis eines Urſprungszeugniſſes einſeitig, d. h. in 
rechtlich freier Entſchließung von dem Einfuhrſtaate — England 
— aufgeſtellt iſt, die Erwirkung des Zeugniſſes ſeitens des 
Importeurs lediglich in ſeinem Privatintereſſe erfolgt. Es iſt 
ſeine Privatſache, ob er importieren will oder nicht, und er ver⸗ 
folgt nur ſeinen Privatvorteil, weiter nichts, wenn er die Be⸗ 
ſtimmungen des Einfuhrſtaates über die Einfuhr erfüllt. Ganz 
genau dasſelbe trifft aber auch zu, wenn es ſich um die Ein⸗ 
fuhr in einen der zur Brüſſeler Konvention gehörenden Staaten 
handelt. Der Unterſchied beſteht nur darin, daß der Importeur, 
wenn er durch das vorgeſchriebene Urſprungsatteſt nachweiſt, 
daß der Zucker aus einem Vertragsſtaat ſtammt, die im Brüſſeler 


Vertrage beſtimmten Vorteile genießt. Dieſe wirtſchaftliche Ver⸗ 


ſchiedenheit ändert aber nicht das geringſte an der Tatſache, daß 


der Importeur in beiden Fällen gleichmäßig mit dem Erwirken 
des Urſprungszeugniſſes keine anderen als nur feine Privat- 
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intereſſen betreibt. Schon dieſe Betrachtung des Verhältniſſes 


des Importeurs zum Einfuhrſtaat zeigt entſcheidend, daß die 
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Anwendung der Tarifſtelle 77 auf die Urſprungszeugniſſe völlig 
gerechtfertigt iſt. Nicht minder aber gilt dies, wenn man das 
Verhältnis des Exporteurs zum Ausfuhrſtaat, hier alſo das der 
Klägerin zum Deutſchen Reich bezw. zu Preußen, ins Auge 
faßt. Gewiß erfüllt das Deutſche Reich den anderen Staaten 
gegenüber eine völkerrechtliche Verbindlichkeit, wenn es die durch 
die Beſchlüſſe der Brüſſeler Kommiſſion erforderten Urſprungs⸗ 
zeugniſſe den inländiſchen Exporteuren auf deren Begehren aus⸗ 
ſtellt. Allein ſein Verhältnis den Exporteuren gegenüber iſt in 
Anſehung der Urſprungszeugniſſe kein anderes in dieſem Falle 
als in demjenigen, in welchem er ſolche Zeugniſſe ausſtellt für 
den Export in Nichtverbandsſtaaten, die ebenfalls ſolche Urkunden 
erfordern. Ohne Zweifel beſteht im allgemeinen eine Ver⸗ 
pflichtung des Deutſchen Reichs dafür zu ſorgen, daß ſeinen 
Angehörigen in den anderen Verbandsſtaaten die völkerrechtlich 
ausbedungenen Vorteile auch wirklich gewährt werden. Indeſſen 
liegt es auf der Hand, daß dies im einzelnen Falle doch nur 
dann geſchehen kann, wenn die einzelnen Reichsangehörigen die 
vereinbarten Voraus ſetzungen für die Gewährung dieſer 
Vorteile erfüllt haben. Nach Inhalt des Brüſſeler Vertrages 
und der dazu gehörigen Beſchlüſſe der Kommiſſion iſt nun 
keineswegs abgemacht, daß der Zucker, den ein Deutſcher aus 
Deutſchland nach einem Vertragsſtaat ausführt, dort ohne 
weiteres die bedungenen Vorzüge genießen ſoll, ſondern es ſoll 
— aus welchen Gründen iſt belanglos — hierzu noch der 
Nachweis durch ein Urſprungszeugnis geführt werden, daß er 
wirklich aus Deutſchland ſtammt. P. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
16. Juni 05, 178/05 VII. — Stettin. 


Ans der Praxis. 


Gebühren der Rechtsanwälte für den Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung zur Rückzahlung von Prozeßſicherheiten 
($$ 109, 705 BP), 


Beſchluß des 8. Zivilſenats des Königlich Sächſiſchen 
Oberlandesgerichts zu Dresden. 8.3. Reg. 2/05 vom 
20. März 1905. 


Der Senat hat nach nochmaliger Prufung aller Gründe 
und Gegengründe beſchloſſen, von ſeiner bisher feſtgehaltenen 
Anſicht abzugehen, und fich der vom OLG. Celle — JW. 03, 
119 — vertretenen, bisher ſchon vom dritten, vierten und fünften 
Senat geteilten, allerdings noch von der Mehrzahl der OLG. 
(zu vergl. Warneyers Jahrbuch 04, 594 zu § 24 RAGED.) 
verworfenen Meinung anzuſchließen, daß der Rechtsanwalt die 
in § 24 RAGebd. verbd. mit § 47 Ziffer 16 GKG. beſtimmte 
Gebühr für den Antrag auf Anordnung der Rückgabe einer 
Sicherheit nach $ 715 3PO. auch neben der Prozeßgebühr 
zu beanſpruchen hat. 

Nach § 29 Abſ. 1 RAGeb. O. umfaſſen die Gebühren des 
§ 13 die geſamte Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag 
bis zur Beendigung der Inſtanz. Zur Inſtanz gehören nach 
Abſ. 2 des § 29 insbeſondere (Ziffer 6) das Verfahren über 
die im GKG. 8 47 Nr. 1 bis 12 bezeichneten Streitpunkte 
und Anträge: Darunter befindet fich, da erſt in Nr. 16 auf- 
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geführt, der Antrag auf Anordnung der Rückgabe einer Sicher⸗ 
heit im Falle des $ 715 ZPO. nicht. Daß die Nr. 13 bis 16 
nicht mit angezogen worden find, hat ſeinen Grund darin, daß 
es ſich bei ihnen um Akte, die auf die Zwangsvollſtreckung 
Bezug haben, handelt. § 29 Abſ. 2 RAGebO. hat alſo den 
Antrag nach § 715 3PO. als nicht zur Inſtanz im Sinne 
des Abſ. 1 gehörig bezeichnen wollen, und es iſt das wohl ver- 
ſtändlich, da derſelbe die Rechtskraft des Urteils, alſo den Ab⸗ 
ſchluß des Verfahrens in der Inſtanz, zur Vorausſetzung hat. 
Es bedurfte daher, um klarzuſtellen, daß der Anwalt die ihm 
in $ 24 RAGEOD. beitimmte Gebühr neben der Prozeß⸗ 
gebühr erhalten ſollte, nicht der Anziehung des Antrags des 
§ 715 ZPD. in § 30 RAGebO. Wohl aber war das (§ 30 
Nr. 3 verbd. § 38 Nr. 2 GKG.) bezw. des Antrags auf An- 
ordnung der Rückgabe einer Sicherheit nach § 109 ZPD. er- 
forderlich, um dem Anwalte die Gebühr nach § 23 Nr. 1 
RAGebd. () neben der Prozeßgebühr zu ſichern, da dieſer 
Antrag im Sinne von § 29 Abſ. 1 RAGEbD. oft als in die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts, vom Auftrag bis zur Beendigung 
der Inſtanz fallend, würde angeſehen werden müſſen. 

Da vorliegends der Fall des § 715, nicht der des § 109 
3PO. gegeben iſt, kommen dem Anwalte der Klägerin aber nur 
10, nicht / der Gebühr zu und iſt daher das Rechtsmittel 
nur zum Teil begründet. 


Literaturbeſprechung. 


Dr. G. Sekler: Die Lehre von der Vormerkung nach 
dem neuen Reichsrecht. München 1904. C. H. Beck. 


Von den zahlreichen Einzelſchriften, die in neuerer Zeit der 
Vormerkung gewidmet worden find, iſt die vorliegende die 
umfangreichſte und gründlichſte. Nach einer geſchichtlichen Ein⸗ 
leitung, die insbeſondere die vorläufigen Eintragungen der 
früheren preußiſchen Geſetzgebung eingehend behandelt, werden in 
beſonderen Kapiteln die Entſtehung, das Weſen, die Wirkungen 
und die Beſeitigung der Vormerkung dargeſtellt. Ein Schluß⸗ 
kapitel vergleicht die Vormerkung mit verwandten Rechtsinſtituten: 
dem Vorkaufsrecht und dem Widerſpruch. Der Verfaſſer kommt 
(S. 124) zu dem Ergebnis, daß die Vormerkung ein eigen⸗ 
artiges akzeſſoriſches Recht an Grundſtücken oder Grund⸗ 
ſtücksrechten iſt, welches die Befriedigung des geſicherten 
Anſpruchs aus dem belaſteten Gegenſtande gewährleiſtet und 
deſſen Dinglichkeit ſich in ſeinen Wirkungen gegenüber 
kollidierenden Verfügungen (§ 883 Abſ. 2), ſowie im Konkurs 
und Erbgange zeigt (BGB. § 884 und KO. 8 24). Wenn 
auch dieſe Grundauffaſſung des Verfaſſers nicht allgemeine 
Zuſtimmung finden wird, ſo haben doch ſeine Ausführungen 
Anſpruch auf allgemeine Beachtung, insbeſondere auch wegen 
der eingehenden Behandlung zahlreicher Einzelfragen auf allen 
in Betracht kommenden Rechtsgebieten, z. B. die Vormerkung 
im Erbrecht (S. 216), im Konkurſe (S. 226) und im Zwangs- 
vollſtreckungs verfahren (S. 239). Die klar und lebendig ge⸗ 
ſchriebene Schrift kann für ein gründliches Studium beſtens 
empfohlen werden. B. 


Für die Redaktion verantiv.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die beiden Entſch. Nr. 6 und 7 fördern die Lehre von 
dem Zugehen der unter Anweſenden und durch Fernſprecher 
erfolgenden Willenserklärung. 

Die Frage, ob und inwiefern der Verkäufer beim Gattungs⸗ 
kaufe dem Wandelungsbegehren des Käufers gegenüber Nach- 
beſſerung durch Lieferung anderer mangelfreier Ware in Anſpruch 
nehmen kann, behandelt Entſch. Nr. 8. 

Von beſonderer Bedeutung iſt Entſch. Nr. 9 über die Rechtz⸗ 
ſtellung des Teſtamentsvollſtreckers, der zugleich Miterbe iſt, in 
Anſehung der mit ſich ſelbſt vorzunehmenden Rechtsgeſchäfte. 

Auf Grund eines gewerblichen Schutzrechts war einem 
Konkurrenten unter Androhung zivilrechtlichen wie ſtrafrechtlichen 
Einſchreitens die Herſtellung gewiſſer Waren verboten. Er ver⸗ 
langt Erſatz des ihm durch Befolgung des Verbotes erwachſenen 
Schadens. Die Entſch. Nr. 11 beurteilt die Anwendung des 
§ 254 auf dieſen Fall. 

Daß das Zurückbehaltungsrecht nicht, wie das Pfandrecht, 
den ganzen Gegenſtand ergreift, ſondern nur verhältnismäßig 
ausgeübt werden darf, beſagt Entſch. Nr. 13. 

Über die Teilnahme des Urkundsbeamten an der Verhandlung 
der Parteien eines abzuſchließenden Vertrags läßt ſich Entſch. 
Nr. 14 aus. Danach genügt es für die Rechtsbeſtändigkeit, 
wenn eine Hülfsperſon, nicht der Urkundsbeamte ſelbſt, mit den 
Parteien verhandelt, vorausgeſetzt nur, daß dieſer ſeine Wahr⸗ 
nehmungen machen und die Verhandlung überwachen kann. 
Das RG. läßt es dahingeſtellt, ob ein ſolches Verfahren einen 
Verſtoß gegen die Diſziplin bedeutet. 

Verſchulden als erforderliche Vorausfegung für Schadens ⸗ 
erſatzanſprüche, insbeſondere auch bei unzuläffiger Pfändung von 
Zubehörftücen eines Grundſtückes, ſowie bei verbotener Eigenmacht 
behandelt Entſch. Nr. 20. 

Die rechtliche Bedeutung der auf Grund des § 1571 ge⸗ 
ſtellten Aufforderung eines Ehegatten an den anderen, entweder 
die Eheſcheidungsklage zu erheben oder zurückzukehren, wird in 
Entſch. Nr. 32 erörtert. 

Iſt die vereinbarte einjährige Kündigungsfriſt gemäß § 67 
HGB. zu jedem Monatsende oder gemäß $ 66 HGB. nur zu 
dem Quartalstermin zuläſſig? Dieſe Frage wird in Entſch. 
Nr. 34 im Sinne der erſten Alternative entſchieden. 

Von praktiſcher Bedeutung iſt die Entſch. Nr. 35, in der 
die Haftung des Bankiers für Ratserteilung bei der ö 
von Wertpapieren eingehend erörtert wird. 


Vermiſchtes. 


Die Berliner Anwaltſchaft hat wieder den Verluſt eines 
ihrer angeſehenſten Mitglieder zu beklagen. Hermann Stern], 
ſeit langen Jahren Mitglied des Vorſtandes der Anwaltskammer 
im Bezirke des Kammergerichts, ift am 22. Juli d. J. in 
Weſterland auf Sylt, wo er die Ferien zu verleben hoffte, einem 
Gehirnſchlag erlegen. Dem dahingegangenen Kollegen, der durch 
Tiefe des Wiſſens, Treue im Beruf, Schärfe des Verſtandes 
und Milde des Urteils gleich ausgezeichnet war, wird die 
Berliner Rechtsanwaltſchaft ein ehrendes Andenken ſtets bewahren. 


Druck: W. Moeſer Vuchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. 
LXI. 
Der Werkvertrag. 

Der Werkvertrag iſt nach der ſich an die frühere gemein⸗ 
rechtliche Wiſſenſchaft und Praxis anlehnenden Begriffsbeſtimmung 
des BGB. ein Arbeitsvertrag, deſſen Gegenſtand nicht die 
Arbeit als ſolche, ſondern der Arbeitserfolg, das Arbeits⸗ 
produkt bildet. Dieſer Arbeitserfolg kann ein materieller oder 
mmaterieller ſein, d. h. er kann ſich entweder als Herſtellung 


„oder Bearbeitung einer Sache (eines körperlichen Gegenſtandes) 
materiell in der Außenwelt darſtellen oder auch bloß in der 
Herbeiführung eines äußerlich nicht ſichtbaren, alſo ideellen 
(immateriellen) Erfolges beſtehen, der nicht einmal ein wirt⸗ 
„ſchaftlicher zu fein braucht, z. B. wenn ein Lehrvertrag den 
Erwerb gewiſſer wiſſenſchaftlicher Kenntniſſe beim Lernenden, 
eein auf eine künſtleriſche Leiſtung gerichteter Vertrag eine 


gewiſſe künſtleriſche (äſthetiſche) Befriedigung erzielen ſoll. 
Sowohl der materielle wie der immaterielle Erfolg muß 


nach der Begriffsbeſtimmung des BGB. als „Werk“ bezeichnet 
werden, und das weſentliche Kriterium des Werkvertrages, der 


ihn von anderen Arbeitsverträgen, vor allem vom Dienſtvertrag 
unterſcheidet, liegt eben darin, daß der Beſteller zur Entrichtung 
der vereinbarten Vergütung nur gegen Herbeiführung des 
Erfolges, nicht aber für die etwaige erfolgloſe Arbeit verpflichtet 
iſt. Dieſer Unterſchied des Werkvertrages vom Dienſtvertrage 
iſt in beſonders ſcharfer Weiſe vom RG. bereits in einer älteren 
nach PrAL R. ergangenen Entſcheidung, (RG. 10, 205) dahin 
hervorgehoben worden, daß die Vergütung „in Bauſch und 
Bogen“ für ein ganzes Werk, nicht für eine gewiſſe Arbeit 
verſprochen ſein müſſe, und mit Recht wird hier bemerkt, daß: 

„häufig genug in den Verhältniſſen des Lebens die 

tatſächlichen Elemente bei den Vertragsarten zuſammen⸗ 

fallen, und nur die in eine Regel ſich nicht fügenden 

Abſichten der Kontrahenten in den einzelnen 


Fällen einen tatſächlichen Anhalt dafür bieten, 
ob die Übertragung einer Arbeit oder eines 
ganzen Werkes ſtattgefunden hat. Dieſe Frage kann 
daher nur unter Berückſichtigung der konkreten Umſtände 
des einzelnen Falles beantwortet werden, und ihre 
Beantwortung enthält mehr oder minder eine tatſächliche 
Feſtſtellung.“ 

In dem dieſer Entſcheidung zur Beurteilung unterliegenden 
Falle handelt es ſich um eine Klage auf Vergütung für eine 
Keſſelreparatur durch Anbringung zweier neuer Keſſelplatten. 
Der Beklagte weigerte die Zahlung wegen Unbrauchbarkeit des 
Keſſels inſolge der Mangelhaftigkeit der Reparatur. Die Klage 
hätte abgewieſen werden müſſen, wenn ein Werkvertrag vorlag 
des Inhalts, daß durch die Reparatur der Erfolg neuer Brauch⸗ 
barkeit des Keſſels, Hebung ſeiner Undichtigkeit durch den Kläger 
erzielt werden ſollte. Das verurteilende Erkenntnis, welches 
vom RG. beſtätigt wurde, hatte aber tatſächlich feſtgeſtellt, daß 
nicht die Vollführung eines Werkes im ganzen verſprochen ſei, 
daß es ſich bezüglich der zu bewirkenden Reparatur um eine 
angedungene Arbeit gehandelt habe, daß Kläger nur zu einer 
gewiſſen Arbeit gedungen, ihm nicht ein ganzes Werk in Bauſch 
und Bogen übertragen ſei. 

Charakteriſtiſch für die Regelung des Werkvertrages im 
BGB. iſt zunächſt die analoge Anwendung derädilitiſchen 
Klagen auf den Fall, daß das Werk entweder nicht die zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaften hat oder mit Fehlern behaftet iſt, die „den 
Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder nach dem 
Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche aufheben oder mindern“. 
Die Wortfaſſung des § 633, dem dieſe Definition der geſetzlichen 
Mängel eines Werkes entnommen iſt, entſpricht genau derjenigen 
des 8 459. 

Die ädilitiſchen Klagen konkurrieren aber elektiv und 
überdies nur ſubſidiär mit dem Anſpruch auf Beſeiti⸗ 
gung des Mangels. Zunächſt iſt nur der Anſpruch 
auf Beſeitigung des Mangels gegeben, der Beſteller 
kann, wenn der Unternehmer mit der Beſeitigung im Verzuge 
iſt, auch den Mangel ſelbſt beſeitigen und alsdann Erſatz der 
erforderlichen Aufwendungen verlangen (8 633 Abſ. 3). 

Will der Beſteller von dem ihm durch § 633 Abſ. 3 ge⸗ 
währten Rechte keinen Gebrauch machen, ſo bedarf es, um für 
ihn entweder das Recht auf Wandelung oder auf Minderung 
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zu begründen, regelmäßig noch der Setzung einer Nachfriſt, 
d. h. der Beſteller kann dem Unternehmer nach 8 634 eine an⸗ 
gemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Be⸗ 
ſeitigung des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Er kann dieſe Friſt, wenn ſich der Mangel ſchon vor Ablieferung 
des Werkes zeigt, ſofort beſtimmen, muß ſie aber letzterenfalls 
ſo bemeſſen, daß ſie nicht vor der für die Ablieferung . 
Friſt abläuft. Nur in dem Falle, daß entweder 
a) die Beſeitigung des Mangels unmöglich iſt, 
oder b) von dem Unternehmer verweigert wird, 
oder c) ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers die ſoſortige 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder 
Minderung rechtfertigt, 
iſt die Nachfriſt nicht nötig. 

Dieſe beſondere Regelung der Folgen einer mangelhaften 
Werkleiſtung iſt ein novum des BGB. gegenüber dem früheren 
gemeinen Pandektenrecht. Die nach letzterem bei mangelhafter 
Werkleiſtung begründete actio locati auf das Intereſſe kann 
nach 8 635 BGB. nur noch angeſtellt werden, wenn der Mangel 
des Werkes „auf einem Umſtande beruht, den der 
Unternehmer zu vertreten hat“. 

Über das Verhältnis dieſes 8 635 zu 8 634 iſt zunächſt 
ein Zweifel in der Richtung möglich, ob das BGB. auch dieſen 
Schadenserſatzanſpruch von der für die ädilitiſchen Anſprüche 
regelmäßig geforderten Nachfriſt hat abhängig machen wollen. 
Zu dieſer Streitfrage hat das RG. in Bd. 56, N. F. 6, Nr. 20, 
S. 81 mit, wie mir ſcheint, zutreffender und klarer Begründung 
Stellung genommen (VII. Zivilſenat, Urt. vom 2. Oktober 1903, 
LG. Berlin, OLG. daſelbſt): 

„Der Kläger hatte auf Beſtellung des Beklagten die 

Anfertigung von Fahrradrahmen aus Teilen, die, ab⸗ 
geſehen von den Rohren, der Beklagte ihm zu liefern 
hatte, übernommen. Von dem vom Kläger angefertigten 
und an den Beklagten gelieferten Rahmen litt eine Anzahl 
an dem Mangel ſchlechter, unzureichender Lötung. Den 
deswegen von den Beklagten erhobenen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Nichterfüllung wies der Berufungsrichter 
zurück. Das RG. billigt dieſen Standpunkt aus folgenden 
Gründen: 

Der vom Berufungsrichter aufgeſtellte Grundſatz geht 
dahin, da es ſich hier um einen Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung handele, der nach 8 635 BGB. an 
die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung oder Lohn⸗ 
minderung trete, ſo habe er auch dieſelbe Vorausſetzung 
wie dieſe Anſprüche, nämlich das Setzen einer angemeſſenen 
Friſt mit der Erklärung, daß der Beſteller die Beſeitigung 
des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ablehne 
(S 624 Abſ. 1 BGB.). Dieſes Erfordernis für den 
erhobenen Schadenserſatzanſpruch habe — ſo führt der 
Berufungsrichter weiter aus — der Beklagte nicht 
erfüllt; auch liege keiner der in 5 634 Abſ. 2 BGB. 
gedachten Ausnahmefälle (vergl. oben a — c) hier vor. 
Die Reviſion bekämpft den vorbezeichneten, vom Be⸗ 
rufungsrichter angenommenen Grundſatz als rechts⸗ 
irrtümlich, jedoch mit Unrecht. Die 88 633— 635 be⸗ 
treffen die Rechte, welche dem Beſteller zuſtehen, wenn 
das Werk einen Mangel hat. Der 8 633 beſtimmt, 
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daß der Beſteller Beſeitigung des Mangels verlangen 
kann. Der 8 634 gibt ihm wahlweiſe das Recht der 
Wandelung oder Lohnminderung, § 635 ferner wahlweiſe 
das Recht, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu be⸗ 
gehren. Der Unterſchied zwiſchen dem Inhalt der 
85 634 und 635 beſteht darin, daß dem Beſteller das 
Recht auf Wandelung oder Lohnminderung auch dam 
zuſteht, wenn der Unternehmer den Umſtand, auf welchem 
der Mangel beruht, nicht zu vertreten hat, während er 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nur dann verlangen 
kann, wenn der Unternehmer jenen Umſtand zu vertreten 
hat. Dagegen iſt allen drei Anſprüchen auf 
Lohnminderung, Wandelung oder Schadens: 
erſatz wegen Nichterfüllung die Vorausſetzung 
gemeinſam, daß fie, abgeſehen von den in 8 634 
Abſ. 2 vorgeſehenen Aufnahmen (a—c oben) erſt dann 
geltend gemacht werden können, wenn vorher 
der Beſteller den Unternehmer mit der Er⸗ 
klärung, daß er nach Ablauf der Friſt die Be: 
ſeitigung des Mangels ablehnen werde, auf: 
gefordert hat, binnen beſtimmter Friſt den 
Mangel zu beſeitigen, und dieſe Aufforderung 
fruchtlos geblieben iſt. Das Geſetz will, daß der 
Regel nach in erſter Linie dem Beſteller nur das 
Recht auf Beſeitigung des Mangels zuſtehen ſoll, 
und daß erſt, wenn er dieſes Recht in der im 8 634 
vorgeſehenen Weiſe vergeblich auszuüben verſucht hat, 
er zur Geltendmachung der anderen, in zweiter Reihe 
ſtehenden Rechte ſoll greifen dürfen. Daß dies im be⸗ 
ſonderen auch für den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung gilt, ergibt ohne weiteres ſowohl der 
Wortlaut des 8 635 als fein enger, unmittelbarer Zu: 
ſammenhang mit § 634 BGB., der im erſten Entwurf 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs dadurch noch ſchärfer hervor⸗ 
trat, daß beide Beſtimmungen in einem Paragraphen 
(8 569) vereinigt waren. Überdies ſchließen die 
Motive zu SS 633 ff. 

Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. 2 S. 478 ff., 

insbeſondere S. 481, 


jeden Zweifel hieran aus. Daß die Beſtimmung des 


erſten Entwurfes, wonach dem Beſteller Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung neben dem Anſpruch 
auf Rücktritt oder Lohnminderung gegeben war, im 
zweiten Entwurf in die zum Geſetz gewordene Be⸗ 
ſtimmung umgeändert worden iſt, daß der Beſteller 
jenes Recht wahlweiſe ſtatt der Rechte auf Wandelung 
oder Lohnminderung hat, beruht, wie der Inhalt der 
Protokolle über die Beratungen der zweiten Kommiſſion 
mit Sicherheit erkennen läßt, 

vergl. Protokolle (amtl. Ausgabe) Bd. 2 S. 311 
nicht auf einer geänderten Stellungnahme der zweiten 
Kommiſſion hinſichtlich der oben dargeſtellten Geſtaltung 
der Rechte des Beſtellers. Es herrſcht denn auch über 
dieſe Auffaſſung in der Literatur faſt allgemeine Über⸗ 
einſtimmung. 

Vergl. u. a. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. 2 

S. 371 Bem. 3 zu $ 633. Staudinger, Bürger 


——— — — 
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liches Geſetzbuch Bem. 3 a. E. zu 8 635. Gold⸗ 
mann und Lilienthal, Bürgerliches Geſetzbuch 
Bd. 1 S. 645; Coſack, Lehrbuch des deutſchen 
bürgerlichen Rechts, 2. Aufl. Bd. 1 S. 537. Endes 
mann, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts (9. Aufl.) 
Bd. 1. S. 1110 Nr. 4. 
vertrag S. 121. Anderer Anſicht anſcheinend Neu⸗ 
mann, Bürgerliches Geſetzbuch 3. Aufl. Not. 1 zu 
8 634.” 

Ein Umſtand, den der Unternehmer zu vertreten 
hat, kann zunächſt a) in einem eigenen Verſchulden des 
Unternehmers nach Maßgabe des § 276, ſodann aber 
b) auch in einem Verſchulden ſeiner Gehilfen nach Maß⸗ 
gabe des 5 278 liegen, endlich noch c) in einer Garantie: 
übernahme in dem Sinne, daß er im Falle der Nicht⸗ 
herſtellung des Werkes mit der zugeſicherten Eigenſchaft 
oder einer mangelhaften Herſtellung entſchädigungspflichtig 
ſein ſoll. 

Was den Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs 
wegen Nichterfüllung betrifft, ſo hat das RG. in einer 
Entſcheidung, die auch das Verhältnis des § 635 zu $ 320 
BGB. berührt, dieſer entſprechend ſeiner bekannten Auffaſſung 
des „Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung“ in 8 326 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. (vergl. RG. 50 S. 255, 362 ff.) folgender⸗ 
maßen erläutert. RG. 58, 177: 

„Nicht darin beſteht der Inhalt des genannten Anſpruchs, 
daß der durch die Nichterfüllung der geſchilderten Leiſtung 
entſtandene Schade für ſich zu ermitteln, und daß der 
Betrag, ſowie der des Werklohns bis zur gleichen Höhe 
gegeneinander aufzurechnen oder auszugleichen wären, 
mit der Konſequenz, daß, wenn der Betrag des Schadens 
den des Werklohns nicht erreicht, der Mehrbetrag des 
Werklohns dem ſchadenserſatzpflichtigen Unternehmer 
herauszuzahlen wäre; ſondern durch die Geltendmachung 
des Erſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung werden im 
Falle der Begründetheit desſelben die beiderſeitigen 
Leiſtungen unmittelbar berührt; der Berechtigte hat 
Erſatz dafür zu verlangen, daß er die geſchuldete 
Leiſtung nicht in ihrer vollen vertragsmäßigen Beſchaffenheit 
gegen die ihm obliegende Gegenleiſtung erhalten hat. 
Der Vertrag wird nicht rechtlich aufgehoben; aber der 
erſatzpflichtige Kontrahent kann aus demſelben nichts 
ſordern; vielmehr bleibt dem bedungenen Betrage des 
Werklohns nur die Bedeutung, daß dieſer einen Faktor 
für die Höhe der dem Gegner zuſtehenden Erſatzforderung 
bildet; der für den Erſatzverpflichteten denkbar günſtigſte 
Fall beſteht alſo darin, daß er nicht ſeinerſeits zu einer 
Zahlung zu verurteilen iſt.“ 

Bei Mangelhaftigkeit des Werks ergeben ſich hiernach für 
den Beſteller ſolgende Anſprüche: 

I. principaliter: der Anſpruch auf Beſeitigung des ö 

II. eventuell: elektiv der Anſpruch 

a) auf Wandelung 
b) auf Minderung des Werklohns. 

Die ſubſidiären beiden Alternativen IIa und b ſetzen aber 
regelmäßig den Ablauf einer angemeſſenen Nachfriſt voraus; 
ſie können ſtatt des Anſpruchs auf Beſeitigung ſofort nur 
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geltend gemacht werden, wenn entweder die Beſeitigung des 
Mangels 
a) unmöglich iſt, 
oder 8) von dem Unternehmer verweigert wird 
oder ) ihre ſofortige Geltendmachung durch ein beſonderes 
Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird. 

Der Anſpruch ad IIa (auf Wandelung) entfällt ferner 
(in Anwendung des Grundſatzes von Treu und Glauben), wenn 
der Mangel den Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nur 
unerheblich mindert (§S 634 Abi. 3). 

III. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung. Auch dieſer Anſpruch iſt nur eventuell für den Fall 
gegeben, daß die Beſeitigung des Mangels nicht innerhalb an⸗ 
gemeſſener Friſt erfolgt oder einer der Fälle zu Ia—y vor: 
liegt. Er iſt aber ferner dadurch bedingt, daß der Mangel 
auf einem Umſtande beruht, den der Unternehmer zu ver⸗ 
treten hat. 

Weitere Anſprüche ſtehen dem Befteller bei Mangel⸗ 
haftigkeit des Werkes nicht zu, auch dann nicht, wenn es ſich 
um einen Werkvertrag handelt, der nach §S 651 als Kauf zu 
behandeln wäre, nämlich um einen ſolchen, bei dem der Unter⸗ 
nehmer ſich verpflichtet hat, ſei es eine unvertretbare oder eine 
vertretbare Sache mit einem von ihm zu beſchaffenden 
Stoffe herzuſtellen. 

Insbeſondere findet nur in letzterem Falle der 8 480 
Anwendung, d. h. mit Ausnahme des Werklieferungsvertrags 
über vertretbare Sachen hat der Beſteller nicht etwa noch 
einen vierten Anſpruch auf Herſtellung eines neuen, 
mangelfreien Werkes in elektiver Konkurrenz mit den zu 
I-III genannten. Dies wird in der Entſcheidung des RG. 
Bd. 57 Nr. 68 S. 276 mit folgenden Gründen richtig 
dargelegt: 

„Der entſcheidende Grund des Berufungsrichters geht 
dahin, daß nach dem BGB. beim Werkvertrage der 
Beſteller, wenn der Unternehmer ſeine Vertragsleiſtung 
nur mangelhaft erfüllt, zwar (an erſter Stelle) einen 
Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels hat und (an 
zweiter Stelle) auch wandeln oder mindern oder, wenn 
der Mangel auf einem vom Unternehmer zu vertretenden 
Umſtande beruht, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen könne, daß ihm aber nicht das Recht gegeben 
ſei, an Stelle des mangelhaften Werkes Herſtellung 
eines neuen, mangelfreien Werkes zu verlangen. Dieſer 
vom Berufungsrichter aufgeſtellte Grundſatz muß als 
richtig anerkannt werden. Es ergibt ſich unmittelbar 
daraus, daß das BGB. in den 88 633—635, in denen 
es die beſonderen Rechte des Beſtellers im Falle der 
Mangelhaftigkeit des hergeſtellten Werkes vollſtändig 
und ausſchließlich regeln will, ein Recht des Be⸗ 
ſtellers, im Falle der mangelhaften Erfüllung des 
Unternehmers Herſtellung eines neuen mangelfreien 
Werkes zu fordern, nicht aufführt, und daß aus all⸗ 
gemeinen Erwägungen ſich ein ſolches Recht ebenfalls 
nicht herleiten läßt. Ob der vom Berufungsrichter zur 
Bekräftigung dieſer letzteren Erwägung geltend gemachte 
Hinweis auf das Allgemeine Landrecht, welches nach 
der Rechtslehre und Rechtſprechung des Reichsgerichts 
f 65 
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ein derartiges Recht des Beſtellers gleichfalls nicht 
kannte, | | 
vergl. Dernburg, Preuß. Privatrecht (5. Aufl.) Bd. 2 
8 200 Anm. 11; Gruchot, Beiträge Bd. 36 S. 98; 
IW. 1902 S. 320 Nr. 47, 
beweiskräftig iſt, mag dahingeſtellt bleiben. Zutreffend 
iſt jedenfalls der vom Berufungsrichter aufgeſtellte Ver⸗ 
gleich der Vorſchriften des BGB. über den Werkvertrag 
mit denjenigen über den Kauf, nach welchen dem Käufer 
nur beim Ga ttungskauf, und zwar durch eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift (8 480) das Recht, Lieferung 
einer mangelfreien Sache an Stelle der gelieferten 
mangelhaften zu verlangen, beigelegt worden iſt. Der 
Berufungsrichter zieht hieraus mit Grund die Folgerung, 
daß beim Werkvertrag ohne ſolche ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift allgemeine Erwägungen die Annahme eines ſolchen 
Rechts des Beſtellers nicht rechtfertigen können. Die 
wenigen Bearbeiter des BGB., welche ſich mit dieſer 
Frage beſchäftigt haben, vertreten dieſelbe Anſicht. So 
ſagt Coſack, Bd. 1 S. 524, dem Beſteller fehle das 
Recht auf Umtauſch, und bei Goldmann und 
Lilienthal (Bd. 1 S. 648 Anm. 19) heißt es, nach 
Fertigſtellung des Werkes ſtehe dem Beſteller ein An⸗ 
ſpruch auf Herſtellung eines anderen mangelfreien 
Werkes nicht zu.“ — — 

Allerdings muß es auf den erſten Blick zweifelhaft erſcheinen, 
ob dieſe Entſcheidung auch für denjenigen Werkvertrag, bei 
dem der Unternehmer ſich verpflichtet, das Werk aus einem 
von ihm herzuſtellenden Stoffe herzuſtellen, nämlich den ſog. 
Werklieferungsvertrag zutrifft. 

Das BGB. unterſcheidet zwei Arten dieſer Werklieferungs⸗ 
verträge: a) es iſt eine nicht vertretbare, b) eine vertretbare 
Sache herzuſtellen. Auf beide Arten erklärt es die Grundſätze 
des Kaufgeſchäfts für anwendbar, auf die erſtere Art (a) aber 
nur mit einer Modifikation, indem es gewiſſe Vorſchriften des 
Kaufgeſchäfts durch ſolche des Werkvertrags erſetzt; auf die 
letztere Art (b) follen unbedingt alle Vorſchriften über den Kauf 
Anwendung finden (vergl. 8 651). Da nun unter den Vorſchriften 
über den Kauf ſich auch der § 480 findet, der die mitgeteilte 
Entſcheidung erwähnt, und der ausdrücklich dem Käufer das 


Recht zuſpricht, ſtatt der Wandelung oder der Minderung zu 


verlangen, daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine 
mangelfreie geliefert werde, ſo ſcheint doch auf den erſten Blick 
für den Werklieferungsvertrag die mitgeteilte Entſcheidung nicht 
zuzutreffen, und zwar ſowohl für die Kategorie a wie für die 
Kategorie d; denn unter den für die Kategorie a ausdrücklich 
ausgeſchloſſenen Vorſchriften des Kaufvertrags findet ſich der 
§ 480 nicht, die Aufzählung der ausgeſchloſſenen Paragraphen 
endet mit 8 479. Eine grammatiſche Auslegung und das 
berühmte argumentum a contrario ſcheint hiernach die An⸗ 
wendung des § 480 auf den Werklieferungsvertrag beider 
Kategorien zu fordern. 

Gleichwohl glaube ich — eine Anſicht, die ich allerdings 
ohne eingehende Begründung bereits in meinem Handkommentar II 
Aufl. I S. 531, Nr 3 Abſ. 3 vertreten habe — die Anwend⸗ 
barkeit des 5 480 auf den Werklieferungsvertrag über ver⸗ 
tretbare Sachen beſchränken zu müſſen. Bei dem Werklieferungs⸗ 
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vertrag über eine unvertretbare Sache halte ich ihn aus 
Gründen, die in der ſog. Natur der Sache, d. h. in dem 
beſonderen rechtlichen Charakter dieſes Vertragstypus liegen, 
für ausgeſchloſſen. Der Lieferungsvertrag über vertretbare 
Sachen unterſcheidet ſich vom Kauf lediglich durch das Moment 
der eigenen Herſtellung. In der Regel iſt es dem Beſteller 
ſogar gleichgültig, ob der Lieferungsunternehmer Sachen eigener 
Fabrikation oder fremdes Fabrikat liefert, vorausgeſetzt nur, daß 
letzteres die bedungene oder geſetzliche Eigenſchaft hat. 
Richtig iſt zwar, daß bei einem Werklieferungsvertrag die 
eigene Herſtellung als naturale negotii zu gelten hat, ſodaß, 
wenn der Unternehmer Sachen liefert, die er nicht ſelbſt her⸗ 
geſtellt hat, Mangel einer zugeſicherten Eigenſchaft vorliegt, 
alſo 88 459 Abſ. 3, 633 Anwendung finden. Dieſe perſönliche 
Lieferungspflicht aber kann, ſolange es ſich um vertretbare 
Sachen handelt, den Unternehmer ſelbſt dann nicht von ſeiner 
Verpflichtung zur Leiſtung mangelfreier Sachen befreien, wenn 
er ſein individuelles Unvermögen dazu vorſchützt. Denn 
allemal handelt es ſich bei Übernahme einer Lieferung vertretbarer 
Sachen um eine Gattungsſchuld. Der Unternehmer hat aber 
nach 8 279, ſolange die Lieferung aus der Gattung überhaupt 
möglich iſt, ſein Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, 
wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Dieſer Grund, 
der bei vertretbaren Sachen die Anwendung des 8 480 auf 
den Werklieferungsvertrag rechtfertigt, fällt jedoch fort, ſobald 
es ſich um einen Werklieferungsvertrag über eine unvertretbare 
Sache handelt. Hier würde es unbillig ſein, den Unternehmer 
zur nochmaligen Werkleiſtung zu zwingen. Behauptet er ſein 
Unvermögen zur Herſtellung eines Werkes mit der zugeſicherten 
oder geſetzlichen Eigenſchaft, ſo behauptet er damit zugleich die 
objektive Unmöglichkeit. Es würden alsdann die für dieſen Fall 
gegebenen allgemeinen Beſtimmungen Anwendung finden 


müſſen, d. h. es würde zu unterſcheiden fein: 


a) ob anfängliche, 
b) ob nachträgliche Unmöglichkeit vorliegt. 

Im Falle zu a iſt der Werkvertrag nichtig (S 306), 
Unternehmer hat aber nach § 307, wenn er die Unmöglichkeit 
(ſein Unvermögen) kannte oder kennen mußte, das negative 
Vertragsintereſſe zu erſetzen. 

Im Falle b iſt zu unterſcheiden, ob die Leiſtung infolge 
eines Umſtandes unmöglich geworden iſt, den der Unternehmer 
zu vertreten hat, oder nicht (88 275, 278). Hat der Unter: 
nehmer Idie Unmöglichkeit (fein Unvermögen) zu vertreten, fo 
muß er nach 8 280 den durch feine Nichterfüllung entſtehenden 
Schaden erſetzen. Es bleibt alſo bei dem Werklieferungsvertrage 
über unvertretbare Sachen bei der mitgeteilten Entſcheidung 
(RG. 57 Nr. 68). Dagegen trifft dieſe Entſcheidung für den 
Werklieferungsvertrag über vertretbare Sachen nicht zu, auf 
dieſen iſt vielmehr, in Befolgung der ausdrücklichen Vorſchrift 
des § 651 der 8 480 anwendbar, d. h. bei einem Werk⸗ 
lieferungsvertrag über vertretbare Sachen hat der Beſteller 
keinen Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels, vielmehr nur 
die Wahl zwiſchen Wandelung oder Minderung oder dem 
Anſpruch auf Lieferung einer mangelfreien Sache an Stelle der 
mangelhaften. 


34. Jahrgang. 


Über die Rechtsverfolgung gegen die unbekannten 
Erben eines vor dem 1. Jauuar 1900 ver⸗ 


ſtorbenen Erblaſſers. 
Von Landrichter Dr. Salinger in Konitz. 


Es würde eine erhebliche Beſchränkung der Rechtsverfolgung 
bedeuten, wenn ein Nachlaßgläubiger an der Einklagung ſeiner 
gegen den Nachlaß beſtehenden Anſprüche aus dem Grunde 
behindert ſein würde, weil die Erben ſeines Schuldners nicht 
bekannt find. Deshalb ſchreibt 8 1961 BGB. vor, daß das 
Nachlaßgericht im Falle des Unbekanntſeins der Erben einen 
Nachlaßpfleger zu beſtellen hat, wenn die Beſtellung zum Zwecke 
der gerichtlichen Geltendmachung eines ſich gegen den Nachlaß 
richtenden Anſpruchs von dem Berechtigten beantragt wird. 
Mag eine ſolche Pflegſchaft, weil fie im Prinzip nicht blos eine 
Pflegſchaft für eine einzelne Angelegenheit, ſondern eine voll⸗ 
ſtändige Nachlaßpflegſchaft iſt, ſich auf die Durchführung des 
ſie veranlaſſenden Prozeſſes auch nicht beſchränken, es vielmehr 
dem beſtellten Nachlaßpfleger obliegen, den Nachlaß in vollem 
Umfange und unter Berückſichtigung aller beteiligten Intereſſen 
zu verwalten (Motive Bd. 5 S. 554. Protokolle Bd. 5 S. 670, 
795. Planck Anm. 1 zu $ 1961), fo tft für ihre Anordnung 
doch jedenfalls nicht das Fürſorgebedürfnis für die Intereſſen 
der unbekannten Erben, ſondern lediglich das Intereſſe des fie 
beantragenden Gläubigers maßgebend. Gerade dieſen Umſtand 
erleichtert ihre Einleitung und räumt für das geltende Recht 
alle Schwierigkeiten hinweg, welche der Rechtsverfolgung gegen 
unbekannte Erben entgegenſtehen. 

Nun kann aber, wie das Kammergericht bisher in ſtändiger 
Rechtſprechung zutreffend angenommen hat, die Vorſchrift des 
§ 1961 BGB. für Erbfälle, welche vor dem 1. Januar 1900 
eingetreten find, nicht zur Anwendung gelangen, weil nach 
Art. 213 EG. z. BGB., wenn der Erblaſſer vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. geſtorben iſt, für die erbrechtlichen Ver⸗ 
hällniſſe die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben. Zu dieſen 
erbrechtlichen Verhältniſſen gehoͤrt nach der ihm im BGB. 
gegebenen Ausgeſtaltung auch das Inſtitut der Nachlaß⸗ 
pflegſchaft. Das geht ſchon äußerlich aus der Stellung hervor, 
die das 88. den Beſtimmungen über die Nachlaßpflegſchaft 
in ſeinem Syſtem zugewieſen hat, folgt nicht minder aber auch 
aus dem Umſtande, daß nicht das Vormundſchaftsgericht, 
ſondern das Nachlaßgericht mit der Ernennung der Aufficht 
über den Nachlaßpfleger betraut iſt. Es beſagen auch die 
Motive zum erſten Entwurfe des EG. z. BGB. (Art. 129 
des erſten Entwurfs), daß das neue Recht die Fürſorge des 
Nachlaßgerichts — und damit auch die Nachlaßpflegſchaft — 
als einen Teil des Erbrechts geregelt wiſſen will. Denn 
wo ſie die Nichtanwendbarkeit des neuen Rechts auf die vor 
dem 1. Januar 1900 eröffneten Erbſchaften beſprechen, heben 
fie ausdrücklich hervor, daß die auf die Fürſorge des 1 
gerichts bezüglichen Vorſchriften mit den erbrechtlichen 
ſtimmungen des BGB. in untrennbarem Zuſammenhange 
ſtehen und darum auf ältere Erbſchaften nicht Anwendung 
finden konnen. 

Unter dieſen Umſtänden bleibt nur übrig, im Falle des 
Unbekanntſeins der Erben bei einem vor dem 1. Januar 1900 
eingetretenen Erbfalle auf das alte Recht zurückzugehen. Das 
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aber ſtoͤßt nach der Judikatur des Kammergerichts auf 
Schwierigkeiten. Das Kammergericht hat in wiederholten 
Entſcheidungen zum Ausdrucke gebracht, daß, ſoweit zum Zwecke 
der Rechtsverfolgung gegen die unbekannten Erben eines vor 
dem 1. Januar 1900 verſtorbenen oder für tot erklärten Erb⸗ 
lafſers die Anordnung einer Pflegſchaft überhaupt in Frage 
kommen kann, die Einleitung nur auf Grund des 8 1913 
BGB. geſchehen könnte. Dabei kommt es aber zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die Voraus ſetzungen des § 1913 BGB. wegen 
mangelnden Fürſorgebedürfniſſes für die Erben im beregten 
Falle nicht vorliegen, und verneint deshalb die Möglichkeit 
einer Pflegſchaftsanordnung. 

Vergl. Johow⸗Ring Bd. 23 A S. 203 flg., Bd. 24 A 

S. 23 flg.; Mugdan⸗Falkmann Bd. 1 S. 386 flg., Bd. 2 

S. 346 flg., Bd. 5 S. 366. 

Aus den angezogenen Entſcheidungen geht zwar nicht aus⸗ 
drücklich hervor, ob damit nur die Einleitung einer ſpeziellen 
Pflegſchaft zum Zwecke der Rechtsverfolgung gegen die un⸗ 
bekannten Erben als ausgeſchloſſen hat bezeichnet werden ſollen 
oder auch hat ausgeſprochen ſein ſollen, daß die Anordnung 
einer Nachlaßpflegſchaft — auch einer allgemeinen — bei den 
vor dem 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfällen ohne Vor⸗ 
liegen eines Fürſorgebedürfniſſes für die Erben überhaupt 
unmoglich ſei. Es darf aber wohl das letztere angenommen 
werden, da ſonſt das Kammergericht ficherlich auf den Weg 
einer allgemeinen Nachlaßpflegſchaft verwieſen hätte, mit der 
die gerichtliche Geltendmachung eines gegen den Nachlaß 
beſtehenden Anſpruchs gegen die unbekannten Erben auch zu 
erreichen wäre. 

Der Standpunkt des Kammergerichts bringt für die 
Nachlaßgläubiger, welche unter der Herrſchaft des alten Rechts 
auf Grund des & 90 der preuß. Vormundſchaftsordnung vom 
5. Juli 1875 in der Lage geweſen find, im Falle des Un⸗ 
bekanntſeins der Erben zum Zwecke der gerichtlichen Durch⸗ 
führung ihrer gegen den Nachlaß erhobenen Anſprüche die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers zu beantragen, die ſchwerſten Nachteile. 
Er entreißt ihnen während der Übergangszeit einen weſentlichen 
Behelf für die Verfolgung ihrer Rechte, welcher Berluft um fo 
ſchwerwiegender iſt, als die Beſtellung eines ſolchen Pflegers 
vor dem 1. Januar 1900 nicht gerade infolge Säumnis des 
Gläubigers unterlaſſen zu fein braucht, ſondern auch unter⸗ 
blieben ſein kann, weil die Beſtellung vor dem Inkrafttreten 
des BGB. z. B. weil der Erblaſſer erſt kurz vor dem 
1. Januar 1900 geſtorben iſt, nicht mehr moͤglich geweſen iſt. 

Die ſkammergerichtlichen Entſcheidungen haben denn auch 
lebhafte Anfechtung erfahren. Sie werden hierbei nach meinem 
Dafürhalten aber mit unzutreffenden Gründen bekämpft. 

Zu Unrecht wird abweichend vom Kammergericht an⸗ 
genommen, daß die Frage, ob in dem in Rede ſtehenden Falle 
eine Pflegſchaft einzuleiten ſei, für die vor dem 1. Januar 1900 
eröffneten Erbſchaften auch jetzt noch nach 5 90 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 zu entſcheiden ſei (vergl. 
Zitzlaff im „Recht“ 1903 S. 124). Das wäre richtig, wenn 
es ſich bei der Pflegerbeſtellung auf Grund des § 90 a. a. O. 
um eine erbrechtliche Maßnahme handeln würde. Das aber 
iſt nicht der Fall. Die Beſtimmung des 5 90 iſt eine rein 
vormundſchaftsrechtliche. Sie umfaßt außer dem Falle der 
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Pflegerbeſtellung für unbekannte Erben noch eine ungezählte 
Reihe anderer Fälle, bei denen erbrechtliche Verhältniſſe über⸗ 
haupt nicht in Frage ſtehen. Soweit daher auf Grund ihrer 
zum Zwecke der Prozeßführung gegen unbekannte Erben unter 
der Herrſchaft des alten Rechts eine Pflegſchaft eingeleitet iſt, 
hat es ſich niemals um eine erbrechtliche, ſondern ſtets nur um 
eine vormundſchaftsrechtliche Maßnahme gehandelt. Daher kann 
fie auch jetzt nur als ſolche in Betracht kommen. Daran ändert 
auch nichts der Umſtand, daß die Frage, ob eine Nachlaß⸗ 
pflegſchaft einzuleiten iſt, im Sinne des EG. z. BGB. als 
eine erbrechtliche aufzufafien iſt. Denn in Wahrheit handelt 
es ſich bei der auf Grund des § 90 der preuß. Vormund⸗ 
ſchafts ordnung eingeleiteten Pflegſchaft gar nicht um eine Nach⸗ 
laßpflegſchaft im eigentlichen Sinne, ſondern um eine Pfleg⸗ 
ſchaft aus allgemeinen, dem Vormundſchaftsrechte entnommenen 
Gründen. Es trifft daher auch nicht der Vorwurf zu, daß 
man dieſelbe Frage nicht einmal als eine erbrechtliche und ein 
anderes Mal als eine Frage des Pflegſchafts rechts behandeln 
könne, denn in Wahrheit handelt es ſich um zwei verſchiedene 
Fragen. 

Daß vormundſchaftsgerichtliche Maßnahmen jetzt nicht mehr 
auf Grund der alten Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
entſchieden werden können, iſt ohne jedes Bedenken. Es ergibt 
ſich ſchon aus der Beſtimmung des Art. 210 EG. z. BGB., 
wonach auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. be⸗ 
ſtehende Vormundſchaft oder Pflegſchaft von dieſer Zeit an die 
Vorſchriften des BGB. Anwendung finden ſollen. Denn damit 
tft grundsätzlich ausgeſprochen, daß in Fragen des Vormund⸗ 
ſchaftsrechts vom 1. Januar 1900 ab nur das neue Recht in 
Betracht kommt. Die Anwendung des alten würde auch ver⸗ 
ſagen, da die preuß. Vormundſchaftsordnung entſprechend der 
Beſtimmung des Art. 55 EG. z. BGB. durch Art. 89 Ziffer 30 
PrAG. z. BGB. aufgehoben iſt. Allerdings nur unbeſchadet 
der Übergangs vorſchriften. Aber gerade dieſe verpönen durch 
die Vorſchrift des Art. 210 EG. z. BGB. die Anwendung des 
alten Vormundſchaftsrechts für die Abergangszeit. Im übrigen 
handelt es ſich bei der Frage, unter welchen Vorausſetzungen 
nach dem 1. Januar 1900 eine nicht erbrechtliche Pflegſchaft 
eingeleitet werden kann, auch gar nicht um eine Übergangs⸗ 
maßnahme, ſondern um einen Tatbeſtand, der ausſchließlich 
vom neuen Recht beherrſcht wird. Denn da der Zuſammenhang 
der vormundſchaftsgerichtlichen Fürſorge mit dem Erbfalle hier 
nur ein äußerlicher iſt, ſo kann es auch nicht von Belang 
ſein, daß der Erbfall bereits vor dem 1. Januar 1900 ein- 
getreten iſt. Die Hauptſache bleibt vielmehr, daß die Tatigkeit 
des Vormundſchaftsgerichts erft nach dieſem Zeitpunkte aus 
Anlaß eines jetzt erſt akut gewordenen Bedürfniſſes — nämlich 
der Vertretung der unbekannten Erben in dem jetzt erſt an⸗ 
zuſtrengenden Prozeſſe — in Anſpruch genommen wird. Das 
allein drängt das Sachverhältnis unter die Herrſchaft des neuen 
Rechts. Eine Übergangsmaßregel würde nur dann in Frage 
ſtehen, wenn die Pflegſchaft bereits unter der Herrſchaft des 
alten Rechts auf Grund des 8 90 der preuß. Vormundſchafts⸗ 
ordnung eingeleitet geweſen iſt und der Rechtsſtreit, aus deſſen 
Anlaß der Pfleger beſtellt iſt, am 1. Januar 1900 noch fort⸗ 
dauert. Denn hier beſteht eine Kollifion zwiſchen altem und 
neuem Recht inſofern, als es fraglich wird, ob eine Pflegſchaft, 
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die nach neuem Recht nicht mehr zuläſſig iſt, beſtehen bleibt, 
weil fie es nach bisherigem Recht geweſen iſt. Selbſt in dieſem 
Falle aber wird man fagen müſſen, daß angeſichts der Vorſchrift 
des Art. 210 EG. z. BGB. die Pflegſchaft in Wegfall kommen 
muß, weil ſie jetzt nicht mehr ſtatthaft erſcheint, gleichwie 
z. B. auch eine Pflegſchaft, welche unter der Herrſchaft des alten 
Rechts zum Zwecke der Verwaltung eines einem Volljährigen 
zugewendeten Vermögens beſtimmungsgemäß eingeleitet worden 
iſt, mit dem 1. Januar 1900 ihr Ende finden mußte, weil fie 
jetzt nicht mehr zuläffig war (Habicht S. 761; Johow-RNing 
Bd. 20 A S. 21). 

Auf Grund des $ 1913 BGB. kann eine Pflegſchaft zum 
Zwecke der Rechtsverfolgung jetzt nicht eingeleitet und darum 
auch nicht mehr aufrecht erhalten werden. Denn auch darin muß 
dem Kammergerichte beigetreten werden, daß die Vorausetzungen 
des § 1913 im gegebenen Falle nicht vorliegen. Der 8 1913 ſchreibt 
vor, daß, wenn unbekannt oder ungewiß iſt, wer bei einer An⸗ 
gelegenheit der Beteiligte iſt, dem letzteren für die in Frage ſtehende 
Angelegenheit ein Pfleger beſtellt werden kann, ſoweit eine Fürſorge 
erforderlich iſt. Schon aus dem Wortlaute ergibt ſich, daß 
Vorausſetzung für die Einleitung der Pflegſchaft das Bedürfnis 
einer Fürſorge iſt. Dieſe Fürſorge kann ſich finngemäß aber 
nur auf die Intereſſen des unbekannten oder ungewiſſen Be⸗ 
teiligten beziehen, ſo daß alſo nur, wenn für ihn bei der An⸗ 
gelegenheit Sorge zu tragen iſt, die Pflegſchaft eingeleitet 
werden kann. Das Intereſſe des bei der Angelegenheit be⸗ 
teiligten Dritten kommt nicht in Betracht. Gerade hierin 
unterſcheidet ſich der § 1913 von der Vorſchrift des § 90 der 
preuß. Vormundſchaftsordnung, wie auch ſchon aus den Motiven 
(Bd. 4 S. 1253) hervorgeht. Denn nach dieſen hat das 
BGB. gerade, um die Einleitung von vornehmlich im Suter 
eſſe Dritter liegenden Pflegſchaften zu verhindern, ſich die im 8 90 
der preuß. Vormundſchaftsordnung vorgeſehene Generalklauſel 
für Pflegſchaften abfichtlich nicht zu eigen gemacht. Die 
Anwendung des § 1913 BGB. verſagt daher, wenn die An⸗ 
wendung der Pflegſchaft von einem Dritten uur in feinem 
eigenen Intereſſe beantragt wird. Ein ſolches Gigeninterefie 
aber liegt vor, wenn ein Nachlaßgläubiger die Beſtellung eines 
Pflegers beantragt blos, um einen gegen den Nachlaß beſtehenden 
Anſpruch gerichtlich geltend machen zu konnen. 

Nun will es mir aber — und inſofern ſehe ich eine Lücke 
in den kammergerichtlichen Beſchlüſſen — nicht richtig ſcheinen, 
wenn die Frage, ob die Rechtsverfolgung gegen unbekannte 
Erben den Nachlaßgläubigern auch bei älteren Erbſchaften noch 
durch Pflegſchaftseinleitung ermöglicht werden kann, lediglich aus 
§ 90 der preuß. Vormundſchaftsordnung und 8 1913 B88. 
entſchieden wird. Ich meine vielmehr, daß man weiter auch 
noch auf die Vorſchriften der SS 471 flg. Tl. 1 Tit. 9 Ad. 
in Verbindung mit $ 89 der preuß. Vormundſchaftsordnung 
wird zurückgreifen müſſen. Auf Grund dieſer Vorſchriften, gegen 
deren Anwendung nach Art. 213 EG. z. BGB. Bedenken nicht 
beſtehen können, kann, falls die Erben eines Nachlaſſes unbekannt 
find, dem Nachlaſſe ein Pfleger beſtellt werden, welcher die Auf. 
gabe hat, ſich die Erhaltung des Nachlaſſes und die Ausmittlung 
der Erben angelegen fein zu laſſen. Mit der Beſtellung eines 
ſolchen Kurators kann nach meinem Dafürhalten den Nachlaß 
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laß beſtehenden Anſprüche gerichtlich zu verfolgen. Auch fie 
würde freilich auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenn anzunehmen 
wäre, daß auch hier die Anordnung der Pflegſchaft nur erfolgen 
kann, wenn ſie ausſchließlich der Fürſorge für die unbekannten 
Erben dient. Das aber iſt zu verneinen. Das Gegenteil iſt 
nicht etwa aus den Worten „wenn es die Umſtände des Nach⸗ 
laſſes erfordern“ im 8 471 Tl. 1 Tit. 9 ALR. zu entnehmen. 
Denn dieſe Worte beziehen ſich lediglich darauf, daß der Kurator 
eventuell auch ſchon früher, als Z Monate nach dem Erbfalle, 
beſtellt werden kann, ſofern es die Umſtände des Nachlaſſes nötig 
machen. E folgt auch nicht aus dem Wortlaute des § 89 der 
preuß. Vormundſchaftsordnung, welcher neben den Beſtimmungen 
der 88 471 fig. Tl. 1 Tit. 7 ALR. noch in Betracht kommt. 
Dort heißt es allerdings, daß, wenn der Erbe eines Nachlaſſes 
unbekannt iſt, zur Erhaltung des Nachlaſſes und Aus- 
mittelung des Erben ein Pfleger zu beſtellen iſt. Aber damit 
iſt nicht geſagt, daß durch ihn für die Erhaltung des Nachlaſſes 
gerade im Intereſſe der Erben geſorgt ſein ſoll und demgemäß 
auch dieſes Intereſſe ſeine Beſtellung bedingt. Denn die Er⸗ 
haltung des Nachlaſſes kaun auch im Intereſſe der Nachlaß ⸗ 
gläubiger liegen. Bei ihr lediglich an die Intereſſen der Erben 
zu denken, iſt um ſo weniger zwingend, als ſchon der Umſtand, 
daß der Pfleger auch zur Ausmittelung der Erben beſtellt 
iſt, darauf hinweiſt, daß die Pflegſchaft hier nicht gerade durch 
ein Fürſorgebedürfnis in Anſehung der Erben ins Leben gerufen 
wird, ſie können ja ſogar trotz der Pflegſchaft durch Aufgebot 
präkludiert werden, ſondern angeordnet wird, um für den Verbleib 
des Nachlaſſes eine Grundlage zu ſchaffen. Daran find aber 
auch diejenigen intereſſiert, die Anſprüche gegen den Nachlaß 
haben, nicht allein, weil es für ſie weſentlich iſt, daß das, was 
ihrer Befriedigung dient, erhalten bleibt, ſondern auch, damit ſie 
wiſſen, an wen ſie ſich ſchließlich halten können. 
Nun könnte vielleicht entgegengehalten werden, daß infolge 
der Aufhebung der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
die Anwendung des 8 89 jetzt eben fo wenig möglich iſt, wie 
die des 8 90. Aber das iſt nicht richtig. § 89 iſt für das 
Gebiet des Allgemeinen Landrechts im weſentlichen nur eine 
Ausführung des § 471 Tl. 1 Tit. 9 ALR. geweſen, inſofern 
nämlich, als er beſtimmt, daß der Kurator, von welchem § 471 
Tl. J Tit. 9 ALR. ſpricht, nach dem Syſtem der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung ein Pfleger ſein ſoll. Soweit daher kraft der 
Abergangsvorſchrift des Art. 213 EG. z. BGB. die erbrechtliche 
Vorſchrift des 8 471 Tl. I Tit. 9 ALR. in Anwendung zu 
bringen iſt, muß auch die ihn ergänzende Beſtimmung des 
§ 89 Vormundſchaftsordnung anwendbar ſein. Ihre Anwendung 
Aft aber ſelbſt dann unbedenklich, wenn man annimmt, daß fie 
mit dem Inkrafttreten der preuß. Vormundſchaftsordnung an Stelle 
des 8 471 Tl. I Tit. 9 ALR. getreten iſt. Denn die dort 
geregelte Pflegſchaft iſt eine poſitive Erweiterung des Vormund⸗ 
ſchaftzrechts mit ausſchließlich erbrechtlichem Charakter und muß 
daher für die Übergangszeit ebenſo anwendbar fein, wie jede 
andere erbrechtliche Vorſchrift des alten Rechts. Mit Recht hat 
darum auch das Kammergericht in einem Falle, wo eine ſolche 
Pflegſchaft bereits vor dem 1. Januar 1900 eingeleitet geweſen 
iſt, den Weiterbeſtand dieſer Pflegſchaft angenommen, indem es 
ſich auf den Standpunkt ſtellte, daß es ſich hier um eine wirkliche 
Nachlaßpflegſchaft handle, bei welcher nicht nur für die Ein- 
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leitung, ſondern auch für die Dauer erbrechtliche Grundſaͤtze 
maßgebend find (Johow⸗Ring Bd. 24 A S. 25). Daß auf fie 
vom Inkrafttreten des BGB. an daneben auch die Grundſaͤtze 
des neuen Vormundſchaftsrechts zur Anwendung gelangen, z. B. 
hinfichtlich des Verhältniſſes zwiſchen Vormundſchaftsgericht und 
Pfleger, der Art ihrer Führung und der Form ihrer Beendigung, 
ändert ihre erbrechtliche Natur nicht. 

Erſcheint es ſonach nicht unzuläffig, eine Nachlaßpflegſchaft 
aus 88 471 flg. Tl. I Tit. 9 ALR. und 8 89 der Bormund- 
ſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 auch jetzt noch einzuleiten, 
und muß davon ausgegangen werden, daß eine ſolche Pflegſchaft 
das Bedürfnis einer Fürſorge für die unbekannten Erben nicht 
auschließlich zur Vorausſetzung hat, fo ſteht meines Erachtens 
nichts im Wege, eine ſolche Pflegſchaft auch auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers in deſſen Intereſſe anzuordnen. Natürlich 
handelt es ſich dann aber niemals um eine Pflegſchaft zur Be⸗ 
ſorgung einer einzelnen Angelegenheit, ſondern um eine allgemeine 
Pflegſchaft. Sie iſt nur das Mittel, um die Erledigung einer 
einzelnen Angelegenheit die (Rechtsverfolgung gegen die unbekannten 
Erben) zu ermöglichen. Daher wird der Gläubiger, der fie be 
antragt, feinen Antrag auch nicht gerade darauf ſtützen dürfen, 
daß er der Pflegſchaft zum Zwecke eines auzuftrengenden Pro- 
zeſſes benötigt. Er wird vielmehr darauf hinweiſen müflen, daß 
er gegen den Nachlaß einen Anſpruch beſitzt, zufolge deſſen er 
ein Intereſſe an der Erhaltung des Nachlaſſes und der Aus- 
mittelung der Erben hat. Ausnahmslos wird ſich die Einleitung 
einer Pflegſchaft freilich auch ſo nicht erreichen laſſen. Vor⸗ 
ausſetzung für die Einleitung wird immer fein, daß eine Aktiv⸗ 
maſſe vorhanden iſt, denn, wo ſolche fehlt, kann auch von einer 
Erhaltung des Nachlaſſes nicht die Rede ſein (Johow „Jahrbuch“ 
Bd. 8 S. 121; Dernburg⸗Schultzenſtein „Vormundſchaftsrecht“ 
S. 418). Aber wenn ſich ein Gläubiger entſchließt, einen An⸗ 
ſpruch gegen die unbekannten Erben zu verfolgen, ſo wird mit 
einem ſolchen Aktivbeſtand immer gerechnet werden durfen, da 
es finnlos wäre, einen Prozeß anzuſtrengen, wenn nicht Ausſicht 
auf Befriedigung wegen des eingeklagten Anſpruchs beſteht. 
Und ſelbſt wenn die Sache ſo liegt, daß der Anſpruch auf 
Leiſtung eines beſtimmten zum Nachlaſſe gehörigen Gegenſtandes 
abzielt und dieſer Gegenſtand den einzigen Beſtand des Nachlaſſes 
bildet, wird das Vorhandenſein einer Aktivmaſſe nicht beſtritten 
werden koͤnnen. Es kann auch in dieſem Falle ſehr wohl von 
einer Erhaltung des Nachlaſſes geſprochen werden und vielleicht 
um ſo eher, als es dem vordringenden Nachlaßgläubiger ja 
gerade darauf ankommt, den beanſpruchten Gegenſtand, wenn 
möglich, dem Nachlaſſe zu erhalten. Jedenfalls iſt es um jo 
wünſchenswerter, daß die Vormundſchaftsgerichte ſich den Anträgen 
der Nachlaßgläubiger auf Einleitung einer ſolchen Pflegſchaft 
möglichſt entgegenkommend zeigen, als durch den Wechſel der 
Geſetzgebung jeder andere Behelf, die gerichtliche Geltendmachung 
eines Anſpruchs gegen die unbekannten Erben zu ermöglichen, 
für die Übergangszeit außer Anwendung geſetzt iſt, eine Tatſache, 
die angefichts des Umſtandes, daß ſowohl das alte als auch das 
neue Recht eine beſondere Pflegſchaft für dieſen Fall kennt, hoͤchſt 
befremdlich ſein mag und, wie Zitzlaff im „Recht“ 1903 S. 124 
unter bezug auf Gruchot Bd. 44 S. 1123 zutreffend hervorhebt, 
vom Geſetzgeber auch wohl ſchwerlich gewollt iſt, die aber doch beſteht. 
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Landgerichtsrat Karl Meyer ſtellt in JW. 1905 Nr. 7 
S. 194 die Frage zur Diskuſſion, ob ein Arzt aus der Be⸗ 
handlung einer Ehefrau gegenüber dem Manne einen Anſpruch 
auf Zahlung des Honorars hat, wenn die Frau auf Grund des 
8 1361 BGB. vom Manne Unterhalt in Geſtalt einer Geld⸗ 
rente erhält. Er verneint die Frage, meines Erachtens aus 
zutreffenden Gründen. Von gleicher praktiſcher Bedeutung ſind 
andere Fragen, welche das Honorar für die einer Ehefrau ge⸗ 
leiſteten Dienſte des Arztes betreffen, die aber, ſoweit ich ſehen 
kann, bisher noch nicht erörtert ſind. 

Warnatſch legt in der DIZ. 1903 S. 245 f. dar, daß die 
Frau, welche einen Arzt annehme, in der Regel nicht den 
Willen haben werde, ſich ſelbſt zu verpflichten, daß ihr vielmehr 
im Hinblick auf die Unterhaltspflicht des Mannes (5 1360 
Abſ. 1 BGB.) die Praeſumtion zur Seite ſtehe, daß fie nur 
den Ehemann habe verpflichten wollen, und daß ſie kraft ihrer 
Schlüſſelgewalt auch den Ehemann verpflichte. 

An dieſer Anſicht erſcheint mir unbedingt zutreffend, daß 
die Frau, welche einen Arzt annimmt, hierdurch der Regel nach 
den Mann verpflichtet, weil es ſich bei der in Rede ſtehenden 
Rechtshandlung um ein Geſchäft des Mannes handelt, zu deſſen 
Vornahme mit Wirkung gegen den Mann, und nur gegen dieſen, 
die Frau befugt iſt, weil nach der Regel des Lebens die An⸗ 
nahme eines Arztes zu den innerhalb des häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſes der Frau fallenden Geſchäften gehört. Freilich, eine 
Abmachung mit dem Arzt, wonach derſelbe gegen ein Pauſch⸗ 
quantum die ärztliche Hilfeleiſtung für einen beſtimmten Zeit⸗ 
raum übernimmt — man bezeichnet dies wohl als Annahme 
eines Hausarztes — gehört nicht hierzu. 

An der Anſicht von Warnatſch erſcheint mir ferner zutreffend, 
daß von einer Verpflichtung der Frau auf Grund des $ 1399 
Abſ. 1 BGB. der Regel nach nicht geſprochen werden kann. 

An wen aber hält ſich der Arzt, wenn der Mann, der 
mit ſeiner Frau im Güterſtande der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung oder der Gütertrennung lebt, vermögenslos iſt, mag in 
einem ſolchen Falle die Frau oder der Mann den Arzt an⸗ 
genommen haben? Der Arzt, welcher zur Behandlung einer 
Ehefrau gerufen wird, wird vielfach nicht in der Lage ſein, vor 
Leiſtung ſeiner Dienſte ſich Gewißheit darüber zu verſchaffen, 
ob der Mann in der Lage iſt, das Honorar zu zahlen, und 
ſelbſt wenn der Arzt dieſe Möglichkeit hat, und wenn er erfährt 
oder ſchon weiß, daß der Mann mittellos iſt, wird er vielleicht 
doch nicht ſeine Hilfeleiſtung davon abhängig machen können 
oder wollen, daß die zahlungsfähige Frau eine perſönliche Ver⸗ 
pflichtung übernimmt. So kommt es vielfach, daß der Arzt, 
welcher genötigt iſt, ſein Honorar gegen den Mann einzuklagen, 
bei der Zwangsvollſtreckung entweder pfändbare Vermögens⸗ 
gegenſtände überhaupt nicht vorfindet, oder daß die Frau etwa 
gepfändete Gegenſtände als ihr Eigentum in Anſpruch nimmt. 

Es iſt zu unterſuchen, ob in ſolchen Fällen auf Grund der 
Vorſchriften des BGB. nicht die vermögende Frau von dem 
Arzte in Anſpruch genommen werden kann. 

Zunächſt der Fall, daß die vermögende Frau eines ver⸗ 
mögensloſen Mannes den Arzt annimmt. Man wird mir ohne 
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weiteres zugeben, daß es überaus unbillig wäre, wenn in einem 
ſolchen Falle der Arzt leer ausgehen müßte, weil der ihm gegen 
den Mann zuſtehende Anſpruch unrealiſierbar und wertlos iſt. 
Würde man annehmen müſſen, daß die Frau in einem ſolchen 
Falle nur den Mann kraft ihrer Schlüſſelgewalt verpflichtet hat, 
dann hätte der Arzt das Nachſehen. Mir find Fälle bekannt, 
daß dem Arzt hohe Honorarforderungen für die Behandlung 
von Ehefrauen zuſtanden, die ein lukratives Gewerbe auf ihren 
Namen und für ihre Rechnung betrieben, während die Ebe 
männer als Gehilfen, natürlich ohne beſonderes Einkommen, im 
Geſchäft ihrer Ehefrauen tätig waren. Mann und Frau, die 
wohl hätten zahlen können, waren böswillig. 

Nicht immer brauchen Geſchäfte, welche unter normalen 
Verhältniſſen Geſchäfte des Mannes wären, und durch deren 
Beſorgung ſeitens der Frau nach 8 1357 BGB. nur der Mann 
verpflichtet würde, — nicht immer brauchen ſolche Geſchäfte 
auch Geſchäfte des Mannes zu ſein. Freilich, der Mann iſt 
nach 8 1360 Abſ. 1 BGB. unterhaltspflichtig, und an dieſer 
Pflicht wird dadurch nichts geändert, daß der Mann kein Ver⸗ 
mögen beſitzt. Beſitz von Vermögen ſeitens des Mannes hat 
nur Bedeutung für den Umfang ſeiner Unterhaltspflicht. Und 
unter die Unterhaltspflicht fällt unbedenklich auch die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der Kurkoſten. Ich meine aber, daß 
eine Frau, welche weiß, daß ihr Mann tatſächlich nicht ſeine 
Unterhaltspflicht erfüllen kann, und welche trotz dieſer Kenntnis 
einen Arzt annimmt, nicht Geſchäfte ihres Mannes beſorgt und 
ihn vertritt, daß ſie vielmehr ſich ſelbſt verpflichtet. Würde ſie 
einen anderen Willen haben, ſo würde dieſer andere Wille un⸗ 
beachtlich bleiben müſſen, weil er betrügeriſch wäre. Daß die 
Frau, auch wenn ein von ihr abgeſchloſſenes Geſchäft unter 
normalen Verhältniſſen ein Geſchäft des Mannes wäre, und 
auch wenn dieſes Geſchäft innerhalb ihres häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſes fällt, dasſelbe auch im eigenen Namen mit Wirkung 
nur gegen ſie ſelbſt abſchließen kann, ergibt ſich aus Satz 2 
des § 1357 Abſ. 1; denn dort iſt nur eine praesumtio juris 
aufgeſtellt, welche durch die Umſtände widerlegt werden kann. 
Ein ſolcher Umſtand wäre im vorausgeſetzten Falle die Ver⸗ 
mögensloſigkeit des Mannes. 

Anders liegt die Sache, wenn der vermögensloſe Mann 
es iſt, welcher den Arzt zur Behandlung der Frau annimmt. 
Die Dienſtleiſtung des Arztes erfolgt auf Grund eines vom 
Ehemann für ſich ſelbſt mit dem Arzt geſchloſſenen Vertrages. 
Der Inhalt des Vertrages geht dahin, daß der Arzt ſich dem 
Manne gegenüber verpflichtet, einem Dritten ſeine Dienſte zu 
zu leiſten. Eine Haftung der Frau ex contractu dſitrfte 
ſchwerlich zu konſtruieren ſein. Man könnte hier daran denken, 
daß die Frau bereichert iſt. Denn auch darin liegt ein Er⸗ 
langen im Sinne des $ 812 BGB., daß jemandem Auf 
wendungen erſpart find, die er ſich ſonſt gegen Vergütung 
hätte beſchaffen müſſen. Aber die Frau erlangt die Leiſtung 
nicht ohne rechtlichen Grund. Vielmehr erlangt ſie die ärzt⸗ 
liche Hilfe auf Grund des ihren Mann verpflichtenden Vertrages 
mit dem Arzt und der Mann hat ihr gegenüber ja die Ver⸗ 
pflichtung, den Arzt zu beſchaffen, für ärztliche Hilfe zu ſorgen. 
Trotzdem wird man in dem hier vorausgeſetzten Falle — die 
Frau kennt die Vermögensloſigkeit ihres Mannes und ift felbft 
vermögend — eine Verpflichtung der Frau konſtruieren können. 
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Eine vermögende Frau, welche die Unfähigkeit ihres Mannes 
zur Erfüllung ſeiner Unterhaltungspflicht kennt und duldet, daß 
ihr Mann den Arzt annimmt, obwohl ihr bekannt iſt, daß der 
dem Arzt gegen ihren Mann erwachſende Anſpruch wertlos, 
weil unrealiſierbar iſt, handelt gegen die guten Sitten, fügt 
dem Arzt Schaden zu, und hat das Bewußtſein der Schädigung 
des Arztes. Ein Anſpruch aus 8 826 BGB. iſt hiermit gegeben. 

Der Umſtand, daß der Mann der Frau gegenüber ver⸗ 
pflichtet war, die ärztliche Hilfe zu beſchaffen, ändert hieran 
nichts, weil der Frau bekannt war, daß dieſer ihr Anſpruch 
gegen den Mann unrealiſierbar iſt. Der ſich hieraus gegen 
die Frau ergebende Anſpruch iſt ein Schadenserſatzanſpruch, der 
auf Bezahlung der Dienſte des Arztes geht. 

Kennt die Frau die Vermögensloſigkeit des Mannes nicht, 
ſo wird weder im erſten noch im zweiten Fall ein Anſpruch 
des Arztes gegen ſie gegeben ſein. 


Zur Frage des mittelbaren Beſitzes des Veräußerers 
einer unter Eigentumsvorbehalt übergebenen be⸗ 
weglichen Sache. 

Von Dr. jur. et rer. pol. Hugo Geißler, Karlsruhe. 

In Nr. 10 S. 314 dieſer Zeitſchrift wird der Verſuch 
gemacht, die von Thiefing im Arch BürgR. 20, 240 ff. vertretene 
Anficht, nach der der Veräußerer einer beweglichen Sache, die 
er unter Eigentumsvorbehalt übergeben hat, nicht mittelbarer 
Befitzer werden ſoll, zu widerlegen. 

Wiewohl man dem Verfafſer im Ergebnis beiſtimmen, 
auch feinen zur Widerlegung der Thieſingſchen Anſicht geltend 
gemachten Hinweis auf das Pfandrecht billigen wird, ſo liegt 
doch meines Erachtens bei ihm, wie bei Thiefing eine nicht 
richtige Würdigung des 8 455 BGB. und eine zu enge Be⸗ 
grenzung des im § 868 BGB. vom Geſetzgeber für den 
mittelbaren Beſitz geforderten „ähnlichen Verhältniſſes“ vor. 

Was zunächſt 5 455 BGB. anlangt, fo muß hier beachtet 
werden, daß das pactum reservati dominii ſich auch unter 
der Herrſchaft des BGB., wie ſchon im gemeinen Recht, als 
ein Nebenvertrag darſtellt, der nicht dem obligatoriſchen Vertrage, 
auf dem der Kauf beruht, ſondern dem der Tradition zugrunde 
liegenden, alſo dinglichen Vertrage hinzugefügt wird. Der 
Kaufvertrag iſt unbedingt geſchloſſen und nur die Wirkung 
der Tradition wird bedingt. Das pactum hat nur inſofern 
einen Einfluß auf das Kaufgeſchäft, als es die Wirkung eines 
vorbehaltenen Rücktrittsrechts vom Vertrage für den Fall, daß 
der Käufer mit der Zahlung des Kaufpreiſes in Verzug kommt, 
hat. Die Wichtigkeit dieſer Trennung und ihre rechtliche 
Bedeutung ergibt ſich vor allem beim Verzug des Käufers. 
Denn während die Bedingung des Eigentumsübergangs vereitelt 
iſt, wenn die Preiszahlung nicht zur richtigen Zeit erfolgt, 
erfordert der Rücktritt vom Kaufgeſchäft außer dem Verzug des 
käufers noch die ausdrückliche Rücktrittserklärung des Verkäufers. 
Die dingliche und obligatoriſche Wirkung des pactum ſtimmt 
demnach nicht überein, vielmehr iſt die dingliche Wirkung eine 
viel weitergehende und dies mit gutem Grund. 

Liegt doch der Zweck des pactum in der größtmöglichen 
Sicherung des Verkäufers wegen ſeines kreditierten Kaufpreiſes, 
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der am beſten dadurch erreicht wird, daß die Wirkung der 
Tradition, der Übergang des Eigentums an der verkauften 
Sache auf den Käufer bedingt wird, während der Abſchluß des 
Kaufvertrags ſelbſt unbedingt erfolgt, die aus ihm fich gegenſeitig 
ergebenden Rechte und Verbindlichkeiten unbeſchränkt entſtehen 
und die Exiſtenz des Kaufvertrags ſelbſt durch den Eintritt der 
Bedingung für die Geltendmachung des aus dem Nebenvertrag 
des vorbehaltenen Eigentums entſpringenden Rechtes auf Rück⸗ 
gabe der Sache nicht berührt wird.) 

Es fragt ſich nunmehr, ob dieſe bedingte Eigentums⸗ 
tradition ein Verhältnis ſchafft, das den Erforderniſſen entſpricht, 
die der Geſetzgeber an die Verhältniſſe ähnlicher Art in 8 868 
GB. ſtellt; denn darüber kann wohl kein Zweifel beſtehen, 
daß der obligatoriſche Vertrag, d. h. das Kaufgeſchäft als ſolches, 
nach dem bereits Ausgeführten hierzu nicht geeignet iſt. 

Schon daraus, daß die Tradition bedingt iſt, ergibt ſich 
ohne weiteres das eine Erfordernis, daß der Käufer nur auf 
Zeit zum Beſitze berechtigt iſt. Denn mit dem Momente, wo 
der Käufer mit feiner Zahlungs verbindlichkeit in Verzug kommt, 
iſt er nicht mehr zum Befitze berechtigt. Kommt er aber feinen 
Zahlungsverbindlichkeiten nach, ſo löſt ſich das Band zwiſchen 
ihm und dem Verkäufer und ſein bis jetzt zweifelhafter Beſitz 
verwandelt ſich in Eigentum. 

Aber auch das weitere Erfordernis des „ähnlichen Ver⸗ 
hältniſſes“ iſt gegeben. 

Mit Endemann nimmt Pudor als Charakteriſtikum der im 
§ 868 BGB. geforderten Ahnlichkeit an, daß der mittelbare 
Befitzer dem vermittelnden gewiſſermaßen die Sache anvertraut 
haben müſſe. Mit Biermann halte ich dies für zu eng. Denn 
die Unrichtigkeit der Anficht Endemanns ergibt ſich ſofort, wenn 
man erwägt, daß dann mittelbarer Befitz niemals originär er⸗ 
worben werden konnte, was, wie ein Blick auf das Pacht⸗ 
verhältnis beweiſt, unzutreffend iſt. Denn hier wäre der Ver⸗ 
pächter eines Gutes nur mittelbarer Befitzer der Sachen, die bei 
der Aushändigung des Gutes vorhanden waren. Die neu⸗ 
angeſchafften konnte er nicht einfordern, wenn fie verloren gingen 
und insbeſondere auch nicht erfiten. Der Pächter könnte fi) 
auch nicht auf die Einrede aus dem Rechte des Verpäͤchters 
berufen, wenn er vom Eigentümer verklagt würde.) 

Das Reichsgericht hat ſchon zu der aufgeworfenen Frage 
Stellung genommen. Es verlangt in RG. 49, 173, daß durch 
ein konkret beſtimmtes obligatoriſches oder infolge von Beſtellung 
eines dinglichen Rechtes an der Sache entſtandenes dingliches 
Rechtsverhältnis, ein Nutzungsrecht oder eine Verwaltungspflicht 
des fein Recht zum Beſitze von dem anderen ableitenden un⸗ 
mittelbaren Beſitzers begründet ſei. Es verlangt mit anderen 
Worten hier das Reichsgericht, daß der unmittelbare Beſitzer 
auf Grund eines konkreten Rechtsverhältniſſes ſein Recht zum 
Befitze vom mittelbaren Beſitzer ableite und verneint deshalb 
die Möglichkeit des Entſtehens des mittelbaren Beſitzes auf Grund 


) Vergl. hierzu: Motive z. Entwurf eines BGB. Bd. II § 459, 
S. 319; Crome, Syſtem des deutſchen bürgerl. Rechts Bd. II 8 212 
Ziffer 3, 6; Oertmann, BGB. § 455 Anm. 1; RG. Bd. 7 Nr. 47 
S. 150/1. 
**) Endemann, Einführung in das Studium des BGB. § 32 
S. 126; Biermann, Kommentar zum BGB., das Sachenrecht 8 868 
S. 35; Leonhard, Vertretung beim Fahrniserwerb S. 61. 
66 


522 Juriſtiſche Wochenſchrift. SN 16. 1905. 


eines abſtrakten constitutum possessorium. Und in RG. 54, 
397 führt es aus: Anzuerkennen iſt, daß der Eigentums⸗ 
vorbehalt, wie er hinſichtlich des Kaufvertrags im 8 455 BGB. 
Erwähnung gefunden hat, bei der Übergabe der verkauften 
Sache an den Käufer rechtlich möglich iſt, und daß in ſolchem 
Falle, auch wenn dem Käufer nicht die Verpflichtung eines Ver⸗ 
wahrers oder Verwalters beſonders auferlegt iſt, der Käufer 
unmittelbarer, der Verkäufer mittelbarer Befitzer der Kaufſache 
wird, alſo ein Verhältnis, von der im § 868 BGB. erforderten 
Art geſchaffen wird.“ Was für ein Verhaltnis das Reichsgericht 
in dieſem Falle annimmt, iſt in der Entſcheidung nicht geſagt. 

Wiewohl man nun der Entſcheidung des Reichsgerichts in 
Bd. 49 im allgemeinen die Zuftimmung nicht wird verfagen 
konnen, fo iſt doch dabei folgendes zu beachten. 

Das Ableiten vom unmittelbaren Befitzer kann und darf 
nicht dahin verſtanden werden, als ob der mittelbare Befitzer 
notwendigerweiſe vorher den Alleinbeſitz der Sache gehabt haben 
müfle. Denn daß dies nicht als Vorausſetzung des mittelbaren 
Befitzes angeſehen werden kann, ergibt ſich vor allem aus der 
Beſtimmung des 8 870 BGB., wonach der mittelbare Befitz 
auf einen andern durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
übertragen werden kann, würde auch, wie oben beim Pacht- 
verhältnis nachgewieſen, zu kaum haltbaren Konſequenzen führen. 
Dieſer Herausgabeanſpruch aber, der dem mittelbaren Beſitzer 
zuſteht, muß zur Loͤſung der Frage nach der vom Geſetz im 
5 868 geforderten Ahnlichkeit führen; es iſt das vermoͤgens⸗ 
rechtliche Intereſſe, das dem mittelbaren Befitzer bezüglich der 
Sache zur Seite ſteht. Die Beiſpiele des Geſetzbuches für den 
mittelbaren Beſitz beziehen ſich ſämtlich auf Fälle, in denen die 
Sache dem unmittelbaren Befiger nicht gehört. Daß der Belt 
ein Stück des Vermögens darſtellt, braucht wohl nicht nach⸗ 
gewieſen zu werden. Der unmittelbare Befitzer hat nun ein 
ſolches Stück des Vermögens des mittelbaren Befites inne; er⸗ 
wirbt er, fo erwirbt er auf Koſten des Vermögens des mittel- 
baren Befitzers, ſei es eben den Beſitz ſelbſt, oder daß eine 
andere Vermoͤgensverminderung für den mittelbaren Beſitzer ein⸗ 
tritt. Erſt durch dieſes Erfordernis, daß der Befitzmittler aus 
dem Vermögen des mittelbaren Befitzers erworben hat, wird der 
Begriff klargeſtellt und erklärt ſich auch der Herausgabeanſpruch. 
Immer erwirbt der Mittler den Befitz auf Koften des fremden 
Vermögens und immer bringt daher der mittelbare Beſitzer ein 
Vermoͤgens opfer.) 

Auch beim pactum reservati dominii — darüber kann 
wohl kein Zweifel beſtehen — erwirbt der Käufer aus dem Ver⸗ 
mögen des Verkäufers den Beſitz, obwohl er die Sache noch 
nicht ſein eigen nennen kann und darf, er erwirbt ſomit auf 
Koften des fremden Vermoͤgens. 

Sieht man nun mit Kuhlenbeck die im 8 868 namentlich 
genannten Rechtsverhältniſſe lediglich als Beiſpiele an und ver⸗ 
langt man nicht mit Greiff⸗Planck, daß dieſes Verhältnis einem 
der im Geſetz namentlich genannten Rechtsverhältniſſe weſens⸗ 
gleich ſei, jo wäre hiermit der Nachweis als erbracht anzuſehen.) 


*) Leonhard a. a. D. S. 61, Kober⸗Staudinger, Kommentar zum 
BGB., Sachenrecht S. 34, Greiff⸗Planck, Sachenrecht S. 55. 

*) Kuhlenbeck, Das BGB. § 868 Anm. 1, Planck a. a. O. 
9 868 Anm. 2b y. 


Aber wollte man ſich felbft der von Planck vertretenen 
Anficht anſchließen — auf ihr ſteht offenbar auch das Reichs 
gericht in ſeiner Entſcheidung Bd. 54, 397, wie aus dem Satz 
hervorgehen dürfte, „auch wenn dem Käufer nicht die Ver. 
pflichtung eines Verwahrers oder Verwalters beſonders auferlegt 
iſt“ — fo muß auch dieſes Erfordernis als gegeben angeſehen 
werden. Abgeſehen davon, daß vielleicht die konkreten Vertrags. 
abmachungen eine Verpflichtung zur Verwaltung oder Ver⸗ 
wahrung ergeben konnen, erſcheint mir hier die Heranziehung 
des Pfandrechts als geeignete Loͤſung. 

Denn wenn auch der Standpunkt der älteren Theorie, 
welche in dem pactum wegen des regelmäßigen Zweckes des⸗ 
ſelben immer oder wenigſtens dann, wenn dieſer Zweck hervor⸗ 
trete, den Vorbehalt eines Pfandrechts erblickte, heute als auf- 
gegeben betrachtet werden kann, fo ergibt ſich doch ſchon daraut 
zur Genüge, eine wie große Ahnlichkeit das pactum mit dem 
an zweiter Stelle in 8 868 BGB. genannten Pfandrechts⸗ 
verhältnis hat. 


Die Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armenſachen. 
Von Rechtsanwalt Gutfeld, Berlin. 


Die meiſten Vergleiche ſcheitern am Koſtenpunkt. In 
Armenſachen iſt man geneigt, dieſen Stein des Anſtoßes dadurch 
zu umgehen, daß die arme Partei ſämtliche Gerichtskoſten über⸗ 
nimmt. Der hinkende Bote kommt aber nach, indem die 
Gerichtskaſſe von dem Gegner der armen Partei die Hälfte der 
Gerichtskoſten erfordert. Sie ſtützt ſich dabei auf 8 88 GKG. 

In dem Beſchluſſe des Reichsgerichts vom 23. Dezember 1904 
(JW. 05, 1170 wurde die Anwendbarkeit des 8 88 GKG. 
in folgendem Falle verneint: Ein aus ländiſcher Kläger hatte 
vergleichsweiſe ſämtliche Gerichtskoſten übernommen; die Gerichts 
kaſſe hatte, ohne eine Zwangsvollſtreckung gegen ihn zu ver 
ſuchen, die Hälfte der Gerichtskoſten von dem inländiſchen Be ⸗ 
klagten erfordert. Das Reichsgericht erklärt das für unzuläffig, 
weil das Erfordernis der erfolgloſen Zwangsvollſtreckung fehle. 
In dem Beſchluſſe ſagt das Reichsgericht ferner: 

„Bei der hier vertretenen Auffaſſung von der Anwend⸗ 
barkeit des 5 88 Abi. 2 GKG. beſteht zwar die Gefahr, 
daß die Prozeßparteien, lediglich um den Anſpruch des 
Staates auf die entſtandenen Gerichtskoſten zu vereiteln, 
durch Übereinkunft dieſe Koſten nicht der zahlungsfähigen 
inländiſchen Partei auferlegen, ſondern der ausländiſchen, 
die nicht zahlen kann oder will und gegen die eine 
Zwangsvollſtreckung nicht tunlich iſt. Dieſe Gefahr 
kann aber nicht durch eine finnwidrige Auslegung det 
beſtehenden Geſetzes, ſondern nur durch die Erlaſſung 
einer neuen Vorſchrift ſeltens des Geſetzgebers abgewendet 
werden, falls dies im Intereſſe des Fiskus erforderlich 
erſcheint. “ 

Unter Hinweis auf dieſen Beſchluß und unter ausdrücklicher 
Hervorhebung der oben abgedruckten Stelle beantragte ich in 
einer Armenſache, deren Gerichtskoſten die klagende arme Partei 
vergleichsweiſe übernommen hatte, die Freiſtellung des Beklagten 
von der ſeitens der Gerichtskaſſe von ihm erforderten Hälfte der 
Gerichtskoſten und machte noch geltend, daß auch 8 123 ZPO. 
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nicht gegen den Beklagten verwertet werden konne, weil dieſer 
nur von dem Falle handele, daß dem Gegner der armen Partei 
die Koſten durch Urteil auferlegt ſeien. Das Amtsgericht I 
zu Berlin hat die Erinnerung für zutreffend erachtet und den 
Beklagten von den Gerichtskoſten freigeſtellt. (Beſchluß vom 
13. April 1905 in Sachen 62 C. 221/05.) 

Danach kann der Beklagte ruhig die arme Partei durch 
Vergleich ſamtliche Gerichtskoſten übernehmen laſſen. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. Juli bis 
5. Auguſt 1905 ausgefertigten Ztvilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. ESBGB. Art. 52, 53, 67; Pra BGB. Art. 37 
Nr. XI; Allg. Berggeſetz $ 148. Anſpruch der Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldgläubiger auf Entſchädigung gegen den 
ſchädigenden Bergwerksbefitzer; Art der Verurteilung des letzteren 
bei Klage des Eigentümers.] 

Begründet erſcheint der Angriff, daß das Berufungsgericht 
die Anwendung des Art. 53 CEGBGB. mit Unrecht ablehntt 
weil die betreffenden durch den Bergbau der Beklagten an 
dem Grundvermögen des Klägers bemerkten Beſchädigungen 
vor dem Jahre 1900 fich ereignet haben. Da es ſich im Art. 5 3 
um die Haftung des Entſchädigungsanſpruchs des Eigentümers 
für Schäden handelt, die das mit Hypotheken belaſtete Grund⸗ 
ſtück betroffen haben, ſo iſt die Frage der Anwendung des 
Art. 53 vom Standpunkte des Gläubigers zu beantworten, 
deſſen Rechte durch die Art. 52, 53 inſoweit erweitert werden, 
als ihm, wenn ihm nicht eine beſondere Entſchädigung wegen 
der Beſchädigung des ihm verhafteten Grundſtücks gewährt wird, 
ſeine Befriedigung aus der an den Eigentümer zu zahlenden 
Entſchädigungsſumme geſichert wird. Da die Überleitung der 
Hypotheken und Grundſchulden, welche am 1. Januar 1900 
bereits beſtanden, in die Belaſtungsformen des BGB. gemäß 
Art. 192 ff. EGBGB. zur Folge hat, daß dem Gläubiger 
einer übergeleiteten Hypothek oder Grundſchuld alle Rechte zu⸗ 
ſtehen, die einer nach dem 1. Januar 1900 begründeten Hypothek 
oder Grundſchuld gebühren, mag fi) dadurch die nach dem 
bisherigen Rechte entſtandene Rechtslage des Gläubigers ver⸗ 
beſſern oder verſchlechtern (RG. 47, 158 ff.; JW. 02, 122): 
ſo kann dem Gläubiger auch nicht verſagt werden, daß er die 
ihm durch Art. 52, 53 gewährten Rechte ſeit dem 1. Januar 
1900 ausübt, falls die Vorausſetzung vorliegt, daß ihm eine 
beſondere Entſchädigung nicht gewährt wird. Die Vorausſetzung 
iſt hier gegeben. Kläger fordern Entſchädigung für die ihrem 
Grundſtücke durch den Bergbau der Beklagten zugefügten Be⸗ 
ſchädigungen. Für dieſen Fall beſtimmt Art. 67 Abſ. 2 
EGBGB., daß die Vorſchriften der Art. 52, 53 Anwendung 
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finden, ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beſtimmen, 
ſoweit alſo nach den Landesgeſetzen dem Dritten, dem ein Recht 
an der beſchädigten Sache zuſteht, nicht eine beſondere Ent⸗ 
ſchädigung gewährt wird (Art. 5 2). Bisher war es ſtreitig, ob 
im Falle der Entſchädigung nach 8 148 Allg. Berggeſetz den 
Hypotheken⸗ und Grundſchuldgläubigern ein beſonderer direkter 
Anſpruch auf Entſchädigung gegen den ſchädigenden Bergwerks⸗ 
befiger zuſtehe. Die Praxis verneinte dies und ſchmälerte dem 
Hypothekengläubiger ſeine Realſicherheit, inſofern die Ent⸗ 
ſchädigung an den Eigentümer ausgezahlt wurde, ohne daß dem 
Hypothekengläubiger Schutzmaßregeln zur Seite ſtanden. Dieſe 
Kontroverſe iſt durch die Vorſchrift des Art. 37 Nr. XI 
Pra BGB. für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 beſeitigt, 
indem dadurch dem 8 148 Berggeſetz folgender neue Abſatz zu⸗ 
gefügt wurde: „Den Hypotheken-, Grundſchuld⸗ und Renten⸗ 
ſchuldgläubigern wird eine beſondere Entſchädigung nicht ge⸗ 
währt.“ Mit dieſer Beſtimmung iſt für Preußen und das 
dort geltende Bergrecht die Vorausſetzung der Anwendung der 
Art. 52, 53 EGBGB. gegeben; der dritte Berechtigte hat 
an dem Entſchädigungsanſpruche des geſchädigten Eigentümers 
dieſelben Rechte, die ihm im Falle des Erlöfchens feines Rechts 
durch Zwangsverſteigerung an dem Erloͤſe zuſtehen, der ent⸗ 
ſchädigungs pflichtige Bergwerksbefitzer hat bei der Zahlung der 
Entſchädigungsſumme die Beſtimmungen des Art. 53 EGBGB. 
und die darin bezogenen Vorſchriften des BGB. zu beachten, 
um ſich von ſeiner Zahlungspflicht zu befreien. (Vergl. 
Turnau ⸗Förster, Lieg.⸗R. Bd. 1 S. 643 Nr. VI und Stranz⸗ 
Gerhard, Pra BGB. S. 239 ff.) Der erſte Richter hat 
der Anregung der Beklagten dadurch Rechnung getragen, daß er 
die Beklagte zur Zahlung an die Kläger und die Hppotheken⸗ 
gläubiger verurteilt hat. Obwohl Beklagte unter ausführlicher 
Begründung ausdrücklich beantragt hatte, ſie nur zu verurteilen, 
den Klägern unter Wahrung der Rechte der dinglich am Grund⸗ 
ſtück Berechtigten nach Art. 52, 53, 67 EGBGB. Zahlung 
zu leiſten, hat das Berufungsgericht dies abgelehnt. Dies iſt 
rechtsirrig. Es mußte deshalb dahin erkannt werden: „daß die 
beklagte Gewerkſchaft die Schadensſumme nur unter Wahrung 
der den am Grundſtücke der Kläger berechtigten Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldgläubigern nach Art. 52, 53, 67 EGBGB. 
zuſtehenden Rechte zu leiſten hat.“ M. K. G. o. R., u. v. 
12. Juli 05, 23/05 V. — Naumburg. 

2. 88 94, 95 BGB. in Verbindung mit Art. 38 
Pra 8G. Geſetz vom 22. Februar 1869. Waſſerhaltungs⸗ 
anlagen Beſtandteile der Kohlenabbaugerechtigkeiten, nicht des 
Grundſtücks.] 

Der frühere Bergwerks befitzer, jetzige Bergwerks direktor 
Adolf R. hatte im Jahre 1898 in der Niederlaufitz auf Grund 
des dort geltenden Stein⸗ und Braunkohlen⸗Bergbaugeſetzes 
vom 22. Februar 1869 (GS. 401), vier verſchiedene, dem 
Betriebe einer Bergwerksanlage und einer Brikettfabrik ge- 
widmete ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeiten nebſt zwei 
Grundſtücken erworben, und das Erworbene unter dem Namen 
„Grube Volldampf bei Drebkau“ zu einem wirtſchaftlichen 
Ganzen (nicht auch zu einer rechtlichen Einheit) zuſammengefaßt. 
Zum Zwecke des Betriebes des Bergwerks errichtete er demnächſt 
auf einem anfänglich von ihm gepachteten, fpäter in fein Eigentum 
übergegangenen Grundſtücke Görigk Bd. 1 Bl. 9 eine Waſſer⸗ 
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haltungsanlage, beftehend aus Maſchinenhaus, Förderturm und 
„Schacht, Schmiede, Waſſerhaltungsſchacht nebſt den erforderlichen 
Maſchinen, Pumpen und ſonſtigem Zubehör. Die vier Kohlenabbau⸗ 
gerechtigkeiten und die beiden zugehörigen Grundſtücke wurden 
von R. mit einer für die Klägerin eingetragenen Geſamthypothek 
von 900 000 Mark, das Grundſtück Görigk Bd. 1 Bl. 9 einige 
Zeit ſpäter mit einer für den Beklagten eingetragenen Hypothek 
von 100 000 Mark belaſtet. Im gegenwärtigen Prozeſſe ſtreiten 
dieſe beiden Hypothekengläubiger darüber, ob die auf dem 
Grundſtück Görigk Bd. 1 Bl. 9 befindliche Waſſerhaltungs⸗ 
anlage Beſtandteil dieſes Grundſtücks oder Beſtandteil der unter 
der Bezeichnung „Grube Volldampf” zuſammengefaßten Kohlen⸗ 
abbaugerechtigkeiten iſt. Klägerin, die letzteres behauptet, hat 
zur Austragung des Streits Feſtſtellungsklage mit dem Antrage 
erhoben, den Beklagten zur Anerkennung zu verurteilen, daß die 
auf der Oberfläche des bezeichneten Grundſtücks in die Erſcheinung 
tretenden geſamten bergbaulichen Anlagen Beſtandteile der Kohlen⸗ 
abbaugerechtigkeiten ſind und demgemäß für die Hypothek des 
Beklagten von 100 000 Mark nicht haften. Alle drei Inſtanzen 
find der Anficht der Klägerin beigetreten. Das Berufungsgericht 
geht davon aus, daß die ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten 
in den ehemals ſächfiſchen Landesteilen ſowohl nach altem wie 
nach neuem Recht in allen Beziehungen den Grundſtücken gleich⸗ 
geſtellt find, 88 3, 4 des Geſetzes betreffend die Rechts verhältniſſe 
des Stein- und Braunkohlen⸗Bergbaues in denjenigen Landes⸗ 
teilen, in welchen das kurfürſtlich ſächſiſche Mandat vom 
19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat, vom 22. Februar 1869 
(GS. 401); Art. 38 PruGBGB., und daher trotz 
ihrer Unkörperlichkeit und trotz der in 8 90 BGB. aus⸗ 
geſprochenen Beſchränkung des Sachbegriffs auf körperliche 
Gegenſtände, den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über 
Beftandteil- und Zubehöreigenſchaft unterliegen müſſen. Dies 
habe auch im Geſetze ſelbſt inſofern Ausdruck gefunden, als 
& 8 des zitierten Geſetzes vom 22. Februar 1869 in der ihm 
durch Art. 38 PraG BGB. gegebenen neuen Faſſung bei Er⸗ 
wähnung der Gebäude des Kohlenfeldes zugleich von „ſonſtigen 
zur Grube gehörenden unbeweglichen Beſtandteilen“ rede 
Die Vorausſetzungen, von denen die 88 94, 95 BGB. pofitiv 
und negativ die Beſtandteileigenſchaft abhängig machten, ſeien 
im vorliegenden Falle, ſoweit das Verhältnis der auf dem 
Grundſtücke Görigk Bd. 1 Bl. 9 befindlichen Waſſerhaltungs⸗ 
anlage zu den R. ſchen Kohlenabbaugerechtigkeiten in Betracht 
komme, durchweg erfüllt. Denn die erwähnte Anlage ſei mit 
dem körperlichen Subſtrat der Abbaugerechtigkeit, dem unter der 
Erdoberflache liegenden Kohlenfelde der letzteren, in feſte 
mechaniſche Verbindung gebracht, und zwar nicht bloß zu einem 
dauernden Zweck (dem des Bergbaubetriebes), ſondern auch mit 
der Wirkung, daß dadurch zwiſchen der Anlage und der Abbau- 
gerechtigkeit eine wirtſchaftliche Einheit hergeſtellt ſei; bei Weg⸗ 
nahme der einzelnen Gegenſtände, aus denen fich die Waſſer⸗ 
haltungsanlage zuſammenſetze, würde die Abbaugerechtigkeit eine 
nach den Anſchauungen des Verkehrs weſentliche Veränderung 
ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung, insbeſondere eine (erhebliche 
Entwertung erleiden. Daß zugleich eine feſte Verbindung der 
Waſſerhaltungsanlage mit dem Grundſtücke Görigk Bd. 1 Bl. 9 
beſtehe, mache die Anlage noch nicht zu einem Beſtandteile des 
letzteren. Einmal ſei die Anlage nicht für dieſes, als Teil des 
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Rittergutes Goͤrigk im landwirtſchaftlichen Betriebe befindliches 
Grundſtück, ſondern für die Kohlenabbaugerechtigkeit beſtimmt 
geweſen, und ſodann ſtelle fich die Abtrennung dieſer Gerechtigkeit 
von dem Rittergute als eine Belaſtung des letzteren dar; et 
greife alſo der Geſichtspunkt des 8 95 Abſ. 1 BGB. durch, 
daß die Anlage in Ausübung eines dinglichen Rechts an den 
fremden Grundſtück errichtet worden ſei. Der ſo geſchaffene 
Zuſtand habe auch dadurch, daß R. nachträglich das Eigentun 
an der Grundfläche der Anlage erwarb, keine Veränderung 
erlitten, da die Anlage, nachdem ſie bei ihrer Entſtehung 
Beſtandteil der Abbaugerechtigkeit geworden, fortan deren Rechts- 
ſchickſale geteilt habe und durch Rechtsänderungen, die das 
Grundſtück Goͤrigk Bd. 1 Bl. 9 betrafen, in ihrer rechtlichen 
Natur nicht mehr habe beeinflußt werden können. Das RG. 
erklärt zwar die Auffaſſung des Berufungsrichters, die Wafler- 
haltungsanlage auf Goͤrigk Bd. 1 Bl. 9 ſei in Ausübung eines 
dinglichen Rechts an fremder Sache errichtet, für unhaltbar, da 
die Errichtung außerhalb des Bereiches dieſes Rechts, ſoweit es 
dem R. kraft der Begründung der Kohlenabbaugerechtigkeiten 
zuſtand, lag, und lediglich ein Ausfluß des neben der Schaffung 
dieſer Gerechtigkeiten ſelbſtändig begründeten Pachtverhältniſſes 
war; trotzdem erklärt es im Endergebnis die Entſcheidung des 
Berufungsrichters für zutreffend. Aus den Gründen: Zunöächſt 
geht die Reviſion mit ihren weiteren Angriffen darin fehl, daß 
ſie dem Zweck, welchem die in Rede ſtehende Anlage zu dienen 
beſtimmt iſt, den Charakter der Dauer beilegt und aus dieſem 
Grunde die Anwendung des $ 95 Abſ. 1 BGB. auf den vor- 
liegenden Fall ausgeſchloſſen wiffen will. Vorübergehend im 
Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift iſt ein Zweck nicht bloß dann, 
wenn er ſich in kurzer Zeit erreichen läßt, ſondern in allen Fällen, 
in denen ihm nach feiner Natur eine zeitliche Begrenzung inne ⸗ 
wohnt, mag auch das Ende erſt nach Jahren oder Jahrzehnten 
eintreten. Im Gegenſatz dazu gilt als dauernd derjenige Zweck, 
für deſſen Fortwirken, wenn nicht durch das Dazwiſchentreten 
unberechenbarer zufälliger Ereigniſſe Anderungen herbeigeführt 
werden, ein Endpunkt begrifflich nicht beſteht. Daß der 
Zweck des Bergbaubetriebes, an dieſer Begriffsbeſtimmung 
gemeſſen, nicht in die letztere, ſondern in die erſtere Kategorie 
fällt, kann nach der Natur des Bergbaues, der aufhört, ſobald 
die Ausbeute der zu gewinnenden Mineralien erfchöpft iſt, einem 
Bedenken nicht unterliegen und iſt von dem erkennenden Senate 
bereits in einer mit der vorliegenden Sache völlig gleichartigen 
Sache Wernigeroder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien wider 
Maſchinenfabrik Buckau V 608/04 (Urteil vom 27. Mai 1905) 
unter Billigung des damals die gleiche Auffaſſung vertretenden 
Standpunktes des Berufungsrichters angenommen worden. 
Hiervon abgeſehen, wird das Berufungsurteil aber auch durch 
den von ihm ſelbſt an erſter Stelle gegebenen, auf $ 94 Abi. 1 
BGB. geſtützten Entſcheidungsgrund getragen. Der Meinung 
der Reviſion, daß es bei Beurteilung der Beſtandteilseigenſchaft 
auf den Willen desjenigen, der die feſte Verbindung der Sache 
mit dem Grund und Boden vorgenommen hat, nicht ankomme, 
kann nicht beigetreten werden. Wie nach § 97 Abſ. 1 BGB. 
beim Zubehör das äußerlich hergeſtellte räumliche Verhältnis 
zwiſchen Zubehoͤrſache und Hauptſache zugleich als ſolches gewollt 
ſein muß, wenn dadurch die erſtere Sache den Charakter des 
Zubehörs erhalten ſoll, jo wird auch im Falle des §8 94 BGB. 
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die darnach an ſich mit dem Einfügen der Sache in das Grund⸗ 
ſtück verbundene Rechtswirkung dadurch ausgeſchloſſen, daß nach 
der der Sache bei ihrer Einfügung gegebenen Beſtimmung fie 
nicht den Zwecken des Grundſtücks, auf dem ſie mechaniſch be⸗ 
feſtigt iſt, dienen, ſondern zum Beſtandteil einer anderen 
unbeweglichen Sache, zu der fie ebenfalls im Verhältnis einer 
feſten mechaniſchen Verbindung ſteht, gemacht werden ſoll. Dieſe 
Auffaffung liegt bereits früheren Entſcheidungen des RG. zu⸗ 
grunde, durch die einer Gasroͤhrenleitung und dem Leitungsnetz 
eines Elektrizitätswerkes die Beſtandteilseigenſchaft gegenüber der 
Gasanſtalt und dem Elektrizitätswerk auch inſoweit zuerkannt 
iſt, als die Leitungen über fremde Grundſtücke gelegt find, 
vergl. die Urteile vom 21. Dezember 1896 und vom 7. November 
1900, RG. 39, 205; 48, 267. Das gleiche für eine auf 
fremdem Grund und Boden errichtete und mit einem unter⸗ 
irdiſchen Bergwerk zum Zwecke des Betriebes des letzteren in 
feſte Verbindung gebrachte bergbauliche Anlage in ihrem Ver⸗ 
hältnis zum Bergwerk anzunehmen, erſcheint um ſo unbedenk⸗ 
licher, als die Anerkennung der Beſtandteilseigenſchaft in ſolchem 
Falle, wie der oben erwähnte 8 8 des Kohlenbergbaugeſetzes 
vom 22. Februar 1869 ergibt, zweifellos vom Geſetzgeber gewollt 
iſt, eine ſolche Rechtsnorm aber ſelbſt dann, wenn fie mit 8 94 
BGB. im Widerſpruch ſtände, gemäß Art. 67 EGBGB. 
dem Reichsrecht vorgehen würde. Die Frage, ob der Beklagte, 
weil die Zugehörigkeit der in Rede ſtehenden Waſſerhaltungs⸗ 
anlage zu den R. ſchen Kohlenabbaugerechtigkeiten nicht im 
Grundbuch von Görigk Bd. 1 Bl. 9 vermerkt ſei, gemäß § 892 
BGB. ſich auf feinen guten Glauben berufen dürfe, verneint 
der Berufungsrichter unter Bezugnahme darauf, daß nach dem 
BGB. das Grundbuch dem Erwerber von Rechten an einem 
Grundſtücke wohl für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit ſeiner 
Angaben über die Rechtzverhältniſſe am Grundſtücke, nicht aber 
für eine beſtimmte tatſächliche Beſchaffenheit oder für einen be⸗ 
ſtimmten Beſtand des Grundſtücks Gewähr leiſte. Deshalb 
müſſe der Erwerber den Mangel der Beſtandteilseigenſchaft bei 
einer mit dem Grundſtücke feſtverbundenen Sache ſelbſt dann 
gegen ſich gelten laſſen, wenn etwa die Sache (unrichtigerweiſe) 
im Grundbuch als Beſtandteil des Grundſtücks ausdrücklich be⸗ 
zeichnet ſein ſollte. Auch dies hält die Reviſion für irrig, aber 
zu Unrecht. (Wird unter Bezugnahme auf die Erörterung bei 
Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht 2. Aufl. 1902 Bd. 1 Nr. 207 
bis 209, näher ausgeführt.) H. c. G. A., U. v. 5. Juli 05, 
12/05 V. — Berlin. 

3. 55 119, 147 BGB. 5 475 39D. 1. Beweislaſt 
hinſichtlich des Zuſtandekommens eines durch den Fernſprecher 
abgeſchloſſenen Geſchäftes. Irrtum des Erklärenden. 2. Berück⸗ 
ſichtigung von Indizienbeweis im Fall der Anforderung eines 
richterlichen Eides. | 

Der Berufungsrichter hat die Beweislaſt verkannt. Aus 
der tatſächlichen Feſtſtellung ergibt ſich, daß dem Beklagten 
mittels Fernſprechers ($ 147 BGB.) eine Offerte gemacht 
worden iſt, und daß dieſe Offerte von dem Beklagten ſofort 
mit ja beantwortet, alſo angenommen worden iſt. Damit wäre 
der Vertrag auf Grund der Offerte zuſtande gekommen, ſofern 
nicht anzunehmen, daß der Beklagte eine Erklärung dieſes 
Inhalts, d. h. Annahme der Offerte, überhaupt nicht abgeben 
wollte, und über den Inhalt der Offerte und alſo ſeiner An⸗ 
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nahmeerklärung im Irrtum war (8 119 BGB.). Den Beweis 
dieſes Willensmangels hat der Erklärende zu führen, der ſich 
darauf beruft. Dieſe Beweisführung ſetzt aber im vorliegenden 
Fall doch voraus, daß der Beklagte zunächſt angibt, wie er die 
ihm geſtellten Fragen verſtanden hat; denn etwas muß er doch 
verſtanden oder zu verſtehen geglaubt haben, ſonſt hätte er die 
geſtellten Fragen nicht mit ja oder jawohl beantworten können. 
Erſt auf dieſer Grundlage kann dann beurteilt werden, ob der 
Beklagte das behauptete Mißverſtändnis ſo wahrſcheinlich gemacht 
hat, daß er darüber zu einem Erfüllungseide zu verftatten ſei. 
Die zu beſchwörende Negative, daß er die von den Zeugen 
bekundeten Worte oder ähnliches nicht vernommen, genügt nicht, 
um einen Irrtum im Sinne des 8 119 BGB. darzutun. 
Der Berufungsrichter ſcheint von dem an ſich richtigen Satze 
auszugehen, daß der Kläger ſeinen Klagegrund, alſo auch das 
Zuſtandekommen des der Klage zugrunde liegenden Vertrages 
zu beweiſen hat. Hier hat aber der Kläger dieſer Beweispflicht 
dadurch genügt, daß er die Offerte und die Annahmeerklärung 
bewieſen hat. Wird die letztere wegen Irrtums angefochten, ſo 
iſt das prozeſſual nicht als eine Leugnung des Klagegrundes, 
ſondern als Einwand aufzufaſſen, den der Beklagte zu beweiſen 
hat. Die bloße mehr oder minder nahe liegende Möglichkeit 
eines Mißverſtändniſſes oder Nichtverſtehens iſt in Ermangelung 
anderer Beweiſe nicht geeignet, einen auch nur unvollſtändigen 
Beweis für die Tatſache ſelbſt zu erbringen und kann nur bei 
der Würdigung eines anderweit geführten Beweiſes in Betracht 
kommen. Der Berufungsrichter hat ein weiteres Beweis- 
verfahren abgelehnt, da er nur Indizien herbeiſchaffen konne, 
die die erwähnten Bedenken bezüglich des telephoniſchen Geſprächs 
nicht zu beſeitigen vermöchten. Da der Berufungsrichter nicht 
zu der Überzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu 
erweiſenden Tatſachen gelangt und deshalb auf einen richterlichen 
Eid erkannt hat, ſo durfte er Behauptungen und Beweisanträge 
nicht ſchon um deshalb unbeachtet laſſen, weil dadurch nur 
Indizien herbeigeſchafft werden könnten. Ein Indizienbeweis 
iſt prozeſſualiſch ebenſo zuläſſig wie ein direkter Beweis. Es 
hätte daher der Berufungsrichter die Erheblichkeit der einzelnen 
Behauptungen vom Standpunkte des Indizienbeweiſes prüfen 
müſſen. F. o. S., U. v. 5. Juli 05, 15/05 V. — Braunſchweig. 

4. 55 119, 452, 459 ff., 477 BGB. Verhältnis der 
Wandlungsklage beim Grundſtückskauf zur Anfechtung wegen 
Irrtums. 

Die Kläger haben von der Beklagten ein Hausgrundſtück 
gekauft, fechten nun das Kaufgeſchäft mit der Behauptung, daß 
in dem Hauſe, wie ſie am 9. Oktober 1902 feſtgeſtellt hätten, 
der Haus ſchwamm ſei, daß die Beklagten dies vor der Übergabe 
gewußt, es ihnen aber nicht mitgeteilt hätten, wegen argliſtiger 
Täuſchung und wegen Irrtums als nichtig an, machen gleich⸗ 
zeitig Wandlung geltend, verlangen eventuell Minderung des 
Kaufpreiſes und hoͤchſteventuell Schadenserſatz. Die Beklagten 
beſtreiten das Vorhandenſein des Schwammes, ſowie ihre 
Kenntnis von demſelben, und halten die Klage, ſoweit ſie auf 
Wandlung und Minderung gerichtet iſt, für verjährt, im übrigen 
für unbegründet und auch die Anfechtung wegen Irrtums für 
verſpätet. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: Das 
Berufungsurteil beruht rechtlich auf der Annahme, daß wegen 
eines Fehlers der Kaufſache, für den der Verkäufer nach § 459 
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BGB. dem Käufer haftet, auch die Anfechtung wegen Irrtums 
nach 8 119 Abf. 2 BGB. zuläffig ſei, wofern ſich der Fehler 
zugleich als Mangel einer Eigenſchaft darſtellt, die im Verkehr 
als weſentlich angeſehen wird. Ob dies richtig iſt, darüber 
beſteht gegenwärtig in der Literatur ein lebhaft geführter 
Meinungsſtreit (vergl. Leonhard, der allgem. Teil des BGB. 
S. 496 und die Abhandlungen in Iherings J. Bd. 44 
S. 7 ff.; Bd. 46 S. 463 ff.; im Archiv für Zivilpraxis 
Bd. 97 S. 151 ff.; in Fiſchers Abhandl. zum Privatrecht 
und Zivilprozeß, Bd. 9 Heft 3 S. 52 ff.; im „Recht“ 1903 
S. 276), zu dem das RG. bisher noch keine grundſätzliche 
Stellung genommen hat. Dieſen Meinungsſtreit in vollem 
Umfange zu entſcheiden, dazu bietet auch der vorliegende Fall 
keine Veranlaffſung. In ihm handelt es ſich um einen Fehler 
der Kaufſache — das Vorhandenſein von Hausſchwamm — 
der unbedenklich und, wie in feſtſtehender Judikatur des RG. 
angenommen worden iſt, zu denjenigen Fehlern der Kaufſache 
gehört, für die der Verkäufer nach $ 459 BGB. dem Käufer 
haftet; es genügt daher, nur für dieſe Fälle die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob eine Anfechtung des Kaufvertrages auf Grund des 
§ 119 Abf. 2 BGB. auch wegen Irrtums zuläſſig iſt, wo⸗ 
fern die Schwammfreiheit zugleich eine Eigenſchaft des ver⸗ 
kauften Grundftücks iſt, die im Verkehr als weſentlich angeſehen 
wird, und der Käufer, der von dem Vorhandenſein des 
Schwammes nichts wußte, ſich über dieſe Eigenſchaft der Kauf⸗ 
ſache im Irrtum befunden hat. Beide Vorinſtanzen haben dieſe 
Frage bejaht, der erſte Richter allerdings mit der Maßgabe, 
daß die Klage auf Rückgewähr des aus dem nichtigen Vertrage 
Geleiſteten derſelben Verjährungsfriſt unterworfen fein müſſe, 
welche 8 477 BGB. für die Wandlungsklage feſtſetzt. Es iſt 
jedoch weder dieſe Maßgabe, noch überhaupt die Annahme richtig, 
daß in ſolchen Fällen auch eine Anfechtung des Kaufvertrags 
wegen Irrtums in einer Eigenſchaft ſtattfinde, vielmehr iſt die 
vorangeſtellte Frage zu verneinen. Ob überhaupt, „Schwamm⸗ 
freiheit“ oder — um allgemeiner zu ſprechen — Freiheit von 
denjenigen Fehlern, für die der Verkäufer nach 8 459 BGB. 
einzuſtehen hat und die man bisher im gemeinen Recht als 
aͤdiliziſche Fehler zu bezeichnen pflegte, eine „Eigenſchaft“ der 
Sache im Sinne des § 119 Abſ. 2 iſt, mag hier uneroͤrtert 
bleiben. Die Anſichten gehen auch hierüber auseinander. Es 
bedarf aber hierüber einer Entſcheidung nicht, weil, auch wenn 
man dies mit den Vorinſtanzen annehmen wollte, andere Gründe 
zwingend dafür ſprechen, daß das Geſetz wegen eines Irrtums 
in folder Eigenſchaft, d. h. wegen eines Fehlers, den der Ver⸗ 
käufer nach 5 459 BGB. zu vertreten, und den der Käufer 
beim Abſchluſſe des Kaufes nicht gekannt hat ($ 460 BGB.), 
nicht neben der Wandlungsklage des 8 462 BGB. auch noch 
die Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums aus § 119 
Abſ. 2 BGB. hat zulaſſen wollen und zugelaſſen hat. Ent⸗ 
ſcheidend hierfür iſt, daß damit in das Geſetz ein unerklärlicher 
Zwieſpalt getragen würde. Denn das Geſetz hat die für die 
Wandlungsklage gegebenen beſonderen Vorſchriften ſo wie ge⸗ 
ſchehen ausgeſtaltet, um dem Verkehr die notwendige Sicher⸗ 
heit zu geben und um gerade Kaufgeſchäfte, die im rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr eine Hauptrolle ſpielen, einer glatten Ab- 
wicklung in verhältnismäßig kurzen Friſten entgegen zu führen. 
Dies war bekanntlich bereits im gemeinen Recht der Grund, 
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aus welchem ſich die beſondere Behandlung der an die ſogen. 
ädiliziſchen Fehler ſich anknüpfenden Anſprüche erklärte, und er 
iſt auch in der preußiſchen Geſetzgebung, für deren Vorſchriften 
über die Gewährleiſtung für „natürliche, die Sache ſelbſt be⸗ 
treffende Fehler“ (§ 343 Tit. 5 Tl. I ALR.) maßgebend ge- 
weſen. Wollte man nun aber wegen der Nichtkenntnis des 
ädiliziſchen Fehlers neben der Wandlungsklage auch noch die 
Anfechtung des Vertrages aus § 119 Abſ. 2 wegen Irrtums 
zulaffen, jo würden damit alle Beſtimmungen illuſoriſch gemacht, 
die das Bürgerliche Geſetzbuch mit gutem Bedacht getroffen 
hat, um die Verkehrsficherheit zu ſchützen. Es käme weder in 
Betracht, daß dem Käufer der Fehler nicht infolge eigener 
grober Fahrläffigkeit unbekannt geblieben fein darf (§ 460 
BGB.), noch kame in Betracht, ob etwa die Sache nach Maß⸗ 
gabe des 8 461 BGB. in öffentlicher Verſteigerung erſtanden 
worden iſt; vor allem aber fällt ins Gewicht, daß das Geſetz 
die Wandlungsklage einer kurzen Verjährung unterworfen hat 
($ 477 BGB.), neben welcher beim Viehhandel noch die Ge⸗ 
währfriften in Betracht kommen, während die Klage auf Rück⸗ 
gabe des Geleiſteten aus § 119 Abſ. 2 BGB., wenn nur 
die Anfechtung wegen Irrtums unverzüglich erfolgt iſt, noch 
nach 29 Jahren zuläffig wäre. Daß ein fo unſicherer Zuſtand, 
der allenfalls nur durch eine von ſeiten des Verkäufers anzu⸗ 
ſtellende Feſtſtellungsklage vor dem Ablauf der regelmäßigen 
Verjährungsfriſt ($ 195 BGB.) beendet werden könnte, mit 
den Anforderungen des Verkehrs unvereinbar iſt, hat der erſte 
Richter zutreffend erkannt; aber der von ihm gewählte Ausweg, 
die für die Wandlungsklage in $ 477 BGB. vorgeſchriebene 
Verjährungsfriſt auf die Klage, der die Irrtums anfechtung zu⸗ 
grunde liegt, zu übertragen, ſcheitert an dem Wortlaut des 
Geſetzes. Darüber kann, wenn man fi den Text des § 477 
vor Augen hält, kein Zweifel fein. Der erfte Entwurf des 
BGB. und mit ihm die Motive haben nicht an das Neben- 
einanderbeſtehen beider Rechtsbehelfe für denſelben Zweck gedacht; 
das ergibt ſich gerade daraus, daß auf die Vorſchriften über 
die Gewährleiſtung mit dem Bemerken hingewieſen wird, es ſei 
durch fie, ſoweit ein Bedürfnis, den hinſichtlich der Eigenſchaften 
einer Sache Irrenden zu ſchützen, vorliegt, genügend vorgeſorgt 
(Mot. Bd. I S. 199). Das Vorhandenſein des Schwammes 
— und zwar ſchon am 26. März 1900 — hat der Berufungs- 
richter bedenkenfrei feſtgeſtellt. Nun haben allerdings die Kläger, 
wie der Berufungsrichter als erwieſen anſieht, nicht vor dem 
9. Oktober 1902 von dem Vorhandenſein des Hausſchwammes 
Kenntnis erlangt, und zu dieſer Zeit war die Wandlungsklage 
nach 8 477 BGB. bereits verjährt. Aber dadurch wird an 
der vom Geſetz gewollten Rechtslage nichts geändert; für 
Fehler, die unter 8 452 BGB. fallen, ſoll eben eine Rüd. 
gängigmachung des abgeſchloſſenen und vollzogenen Kaufgeſchäfts 
nur binnen der vom Geſetz geſetzten kurzen Friſt möglich fein, 
und zwiſchen heimlichen und offenen Fehlern oder ſolchen, die 
erſt nach einer gewiſſen Zeit zutage treten können, wie dies 
allerdings beim Hausſchwamm, wenn er zur Zeit der Übergabe 
nur im Keim vorhanden iſt, der Fall ſein kann, wird dabei 
nicht unterſchieden. Darin kann ein Riſiko für den Käufer 
liegen; aber wenn er es nicht übernehmen will, jo muß er fid 
— worauf 8 477 im Schlußſatze des Abſ. 1 ausdrücklich hin⸗ 
weift — die Verjährungsfriſt im Vertrage verlängern laſſen. 


34. Jahrgang. 


Keineswegs aber iſt es zuläffig, etwa in den Fällen, in denen 
die Wandlungsklage rechtzeitig nicht erhoben werden konnte, weil 
der Käufer den Fehler erſt nach Ablauf der Verjährungsfriſt 
entdeckt hat, nun auf die Anfechtung wegen Irrtums zurück⸗ 
zugreifen. Hierfür fehlt der geſetzliche Anhalt. Iſt die An⸗ 
fechtung eines Kaufoertrages wegen Irrtums über Eigenſchaften 
der Kaufſache, die zugleich einen nach $ 459 BGB. vom Ver⸗ 
käufer zu vertretenden Fehler darſtellen, nicht zuläffig, jo kann 
fie nicht dadurch zuläſfig werden, daß inzwiſchen für die 
Wandlungsklage die Verjährungsfriſt abgelaufen iſt, einerlei, 
ob hierbei den Käufer eine Verſäumnis trifft oder nicht. B. c. U., 
U. v. 1. Juli 05, 16/05 V. — Frankfurt. 

5. 8 164 ff. BGB. Keine allgemeine rechtegeſchäftliche 
Haftung des Vertretenen für die nur bei Gelegenheit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes gemachten argliſtigen Angaben des Stellvertreters, 
ſpeziell des Vormundes.] 

Durch notariellen Vertrag vom 1. Februar 1902 verkaufte 
der Kaufmann W. St. als Vertreter ſeines nun beklagten und 
in Rechtsſtreit durch ſeinen Pfleger H. vertretenen minder⸗ 
jährigen Sohnes Rudolf (Rolf) St. das Grundſtück Kantſtraße 5/6 
zu Stettin für 303 000 Mark an den Kläger. Vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung, Übergabe und Auflaſſung an den 
Käufer find längſt erfolgt. Beim Vertragsabſchluß wurde dem 
Kläger eine von W. St. unterzeichnete Ertragsaufſtellung über- 
geben, die mit 2 500 Mark Überſchuß abſchloß. Wegen wiſſent⸗ 
lich unrichtiger Angaben darin erhob der Käufer W. Minderungs⸗ 
und Schadenserſatzklage zuerſt auf 19 170 Mark, dann auf 
23 000 Mark, die teils durch Barzahlung teils durch Löſchung 
an den eingetragenen Reſtkaufgeldern berichtigt werden ſollten. 
Die hier allein noch in Betracht kommende Schadenserſatzklage 
iſt im Gegenſatz zu den Vorinſtanzen vom RG. abgewieſen. 
Aus den Gründen: Mit ſeinem allein noch im Streit befindlichen 
Anſpruch verlangt der Kläger nicht etwa das erſetzt, um was er 
durch den Vertragsabſchluß, durch Erwerb eines minderwertigen 
Grundſtücks und dergleichen in feinem Vermögen geſchädigt 
worden iſt, alſo nicht das ſogenannte negative Vertragsintereſſe, 
ſondern er begehrt, daß das ihm bezahlt werde, was er ent⸗ 
ſprechend ſeiner Ertrags⸗ und Kaufpreis berechnung erlangt haben 
würde, wenn der Vertrag richtig erfüllt, ihm alſo nicht eine 
falſche Ertragsaufſtellung vom Vater und geſetzlichen Stellvertreter 
des Beklagten übergeben worden wäre. Er fordert ſomit das 
Erfüllungsintereſſe und dieſes iſt ihm auch vom Vorderrichter, 
ſogar unter Anwendung der in § 472 Abſ. 1 BGB. für 
Minderung des vertragsmäßigen Kaufpreiſes vorgeſchriebenen 
Gleichung, zugeſprochen worden. Für dieſen Fall hat jedoch der 
erkennende Senat ſchon in ſeinem nach ALR. erlaſſenen Urteil 
vom 9. November 1901 — 50, 281 — die Rechtsſätze auf⸗ 
geſtellt, daß die Vertretung macht des Vormunds bei Geſchäften, 
zu deren Gültigkeit für den Mündel es der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf, geſetzlich beſchränkt iſt, daß der 
Vormund ohne die vom Geſetz angeordnete Ergänzung ſeiner 
Vertretungsmacht den Mündel nicht verpflichten kann, daß der 
Richter den Vertrag nur mit dem Inhalte genehmigt, der ſich 
aus der Vertragsurkunde in Verbindung mit den für das Geſchäft 
geſetzlich aufgeſtellten Rechtsnormen ergibt und daß daher der 
Käufer Erfüllung der vom Vormund nebenbei gemachten, dem 
Vormundſchaftsrichter nicht bekannten Angaben und ſomit auch 
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Erfüllungsintereſſe in dieſer Richtung nicht verlangen kann. 
Zwar fußt dies Urteil hauptſächlich auf $ 42 der nun auf- 
gehobenen Preußiſchen Vormundſchaftsordnung, es iſt aber kein 
Grund dafür abzuſehen, ſeine Rechtsſätze nicht auch nach neuem 
Rechte gemäß 88 1627, 1643, 1821 Abſ. 1 Zifffer 1, 
1829 BGB. auf den bier vorliegenden Fall anzuwenden, in 
dem der Vater als geſetzlicher Stellvertreter ein Grundſtück des 
minderjährigen Sohnes mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts verkauft hat und in dem — wie feſtſteht — die Kauf⸗ 
vertragsurkunde von Zuficherung eines beſtimmten Grundſtücks⸗ 
ertrags oder auch nur von Übergabe einer Ertragsaufſtellung 
nichts enthielt, auch ſonſt der Vormundſchaftsrichter keine Kenntnis 
von derartigen Beſprechungen des Käufers mit dem geſetzlichen 
Vertreter des Verkäufers erlangt hatte. Auch in der nun ab⸗ 
zuurteilenden Sache war die Vertretungsmacht des geſetzlichen 
Stellvertreters nicht vollſtändig, ſondern von Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts abhängig und konnte daher eine ohne 
Wiſſen und Willen dieſes Gerichts vom Stellvertreter geübte 
argliſtige Verficherung eines beſtimmten Grundſtücksertrags den 
Vertretenen vertragsmäßig nicht verpflichten. Es muß aber 
weiter gegangen und nach neuem Rechte jede rechtsgeſchäftliche 
Haftung, ja jede Haftung des vertretenen Verkäufers für arg⸗ 
liſtige, bei Gelegenheit des Kaufabſchluſſes geübte Handlungen 
ſeines Stellvertreters überhaupt verneint werden, ſoweit nicht 
Ausnahmefälle für juriſtiſche Perſonen und nach 88 123, 166, 
463 Satz 2, 476, 831 BGB. vorliegen. Es kann ſich hier 
nur fragen, ob etwa aus 8 164 ff. BGB. eine allgemeine 
rechtsgeſchäftliche Haftung des Vertretenen für nicht vertrags⸗ 
mäßig, ſondern nur bei Gelegenheit des Vertrags- insbeſondere 
Kaufsabſchluſſes gemachte argliſtige Angaben des Stellvertreters 
abgeleitet werden kann und dieſe Frage muß verneint werden. 
(Wird eingehend begründet.) St. c. W., U. v. 8. Juli 05, 
609/04 V. — Stettin. 

6. 88 177, 181 BGB. Nachträgliche Zuſtimmung eines 
Mitbevollmächtigten bis zur Erklärung an den Vertragsgegner 


-als Internum bedeutungslos.] 


Bei Rehbein (BGB. Bd. I S. 286) findet ſich die Anficht 
vertreten, es ſtehe nichts entgegen, die Genehmigung eines 
Mitbevollmächtigten als Genehmigung des Vertreters und ſo 
unter Anwendung des 8 182 BGB. gelten zu laſſen, wie die 
des Vertretenen. Dieſer Anſicht iſt jedoch nicht beizutreten. 
Die entgegenſetzte Entſcheidung des Berufungsgerichts in der 
jetzigen Sache ſteht im Einklang mit den Urteilen des erkennenden 
Senats (RG. 40, 17) und des VI. ZS. (JW. 98 S. 164, 165), 
welche zwar unter der Herrſchaft des alten Rechts erlafien, aber 
auch noch für das BGB. zutreffend find. Die nachträgliche 
Zuſtimmung eines Vorſtandsmitgliedes einer Genoſſenſchaft 
m. u. H. iſt als ein Internum des Vorſtandes dem Dritten 
gegenüber von keiner Bedeutung, wenn ſie nur den andern 
Vorſtandsmitgliedern, nicht auch dem Dritten erklärt worden 
iſt. Nur bei dieſer Auffaſſung wird auch der Beſtimmung des 
Statuts der beklagten Genoſſenſchaft m. u. H., daß die drei 
Vorſtandsmitglieder bloß in Gemeinſchaft die Beklagte einem 
Dritten gegenüber verpflichten können, Rechnung getragen. 
(Vergl. Staub, HGB. § 232 Anm. 4; Lehmann u. Ring, 
HGB. § 48 Anm. 10). J. & Co. o. L., U. v. 11. Juli 05, 
189/05 II. — Kiel. 
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7. 88 254, 833, 834 BGB. verb. mit § 287 390. 
Über den Beweis des Verſchuldens des beſchädigten Kutſchers 
beim Anſchirren der Pferde.] 

Kläger ſtand bei dem Beklagten als Kutſcher im Dienſt. 
Als er damit beſchäftigt war, die Pferde feines Dienſtherrn an⸗ 
zuſpannen, erlitt er dadurch, daß das Sattelpferd ihn gegen 
das Handpferd drückte, wie er behauptet, eine Quetſchung der 
Bruſt, von der er weiter angibt, daß fie ſeine Erwerbs unfähig ⸗ 
keit zur Folge gehabt habe. Das Oe G. machte die Entſcheidung 
von Leiſtung eines Eides des Klägers abhängig, das RG. hob 
auf: An ſich hat der Beklagte den Einwand des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens des Beſchädigten zu erbringen. War jedoch die Dienft- 
leiſtung des Anſpannens der Pferde dem Kläger in der Weiſe 
übertragen, daß er die Art der Ausführung nach eigenem ſach⸗ 
kundigen Ermeſſen ſelbſtändig zu beſtimmen hatte, ſo genügte 
Beklagter ſeiner Beweispflicht auch dann ſchon, wenn er ſich 
darauf zu berufen vermochte, daß unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden für einen Kutſcher von Beruf, zumal wenn er mit den 
Eigenſchaften der Pferde vertraut war, die Gefahr, bei dieſer 
Dienſtverrichtung zwiſchen ihnen eingepreßt zu werden, entweder 
überhaupt nicht beſtand, oder doch, daß ein ſolcher Kutſcher bei 
gehoͤriger Aufmerkſamkeit und Sorgfalt dieſe Gefahr hätte er- 
kennen und abwenden können. Neben dem allgemeinen Beweiſe, 
daß weder die beſonderen Eigenſchaften der Pferde, noch auch 
die äußeren Verhältniſſe, unter denen das Anſpannen ſtatt⸗ 
zufinden hatte, dieſe nach der täglichen Lebenserfahrung gemein⸗ 
hin ungefährliche Verrichtung zu einer gefährlichen machten, durfte 
vom Beklagten nicht noch der weitere Beweis erfordert werden, 
wie ſich bei dem Vorfalle die anzuſpannenden Pferde verhalten 
haben, wie weit ſie voneinander entfernt ſtanden, als Kläger 
zwiſchen ſie trat, und welche Handgriffe dem Verhalten der 
Tiere im einzelnen entſprachen, wenn Kläger ſeiner Aufgabe, 
Schaden zu verhüten, gerecht werden wollte. In allen dieſen 
Beziehungen hatte vielmehr unter der Vorausſetzung, daß die 
Gefahrlofigkeit des Anſpannens dieſer Pferde für Verhältniſſe 
der vorliegenden Art ſich als das regelmäßige nachweiſen 
ließ, Kläger, wenn er trotzdem zu Schaden kam, dem Beklagten 
gegenüber fich ſelbſt beweispflichtig auszuweiſen und ſeinerſeits 
darzulegen, daß er trotz gehöriger Erfüllung ſeiner Dienſt⸗ 
pflichten regelwidrig in Gefahr geraten und ihr erlegen ſei. 
Sucht nun der Beklagte dem Kläger beſtimmte Fehler bei der 
Ausführung des Anſpannens nachzuweiſen, ſo behauptet er da⸗ 
mit jedenfalls auch allgemein, daß, gleichviel wie ſich die Pferde 
beim Anſpannen verhielten, Kläger, wenn er nur mit der ge⸗ 
hörigen Sorgfalt ſeine Hantierungen ihren Bewegungen an⸗ 
paßte, mit dieſer Verrichtung, ohne verletzt zu werden, zuſtande 
kommen mußte. Ob das zutraf, ob alſo insbeſondere ein mit 
pflichtentſprechender Sorgfalt handelnder, erfahrener Kutſcher 
das unruhige Sattelpferd, ohne einer Verletzung ausgeſetzt zu 
ſein, auf den richtigen Platz zurückbringen konnte, mochte der 
Abſtand beider Tiere voneinander klein oder mochte er groß ſein, 
hätte in erſter Linie der beſtimmten Feſtſtellung bedurft. Gelingt 
dem Beklagten auch nur dieſer Beweis und wird er nicht durch 
den auf das Eintreten außergewöhnlicher Umſtände hinweiſenden 
Gegenbeweis des Klägers, daß er ſeinen Verpflichtungen bei 
dem Unfalle in vollem Umfange nachgekommen ſei, entkräftet, 
jo genügt das, den Beklagten von der Schadenserſatzpflicht des 
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§ 833 zu befreien. Denn in ſolchem Falle iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß Kläger feinen Dienft in ungeeigneter und damit 
vertragswidriger Weiſe verſehen hat, indem er ſich entweder un⸗ 
nötig einer Gefahr ausſetzte oder durch fein pflichtwidriges Ver⸗ 
halten eine an ſich gefahrloſe Verrichtung zu einer gefährlichen 
machte. In dem einen wie in dem anderen Falle hätte der 
Schaden nicht entſtehen können, wenn Kläger vertragsmäßig 
handelte. Beklagter aber, der darauf Anſpruch hatte, daß 
Kläger ſeinen Verpflichtungen nachkam, darf im Verhältnis zum 
Kläger die Folgen der Verwirklichung einer vertragswidrig nicht 
vermiedenen oder vertragswidrig herbeigeführten Gefahr von ſich 
ablehnen. Die Rechtslage iſt zwar eine andere, wenn jener 
Beweis dem Beklagten nicht gelingt. Allein auch dann iſt mit 
Rückſicht auf den Einwand des Beklagten, daß Kläger den 
Unfall ſelbſt verſchuldet habe, die Frage von erheblicher Be⸗ 
deutung, ob Kläger an feine Dienſtverrichtung mit der vertrag ⸗ 
entſprechenden Vorſicht herangetreten iſt oder nicht. Dabei 
kommt wiederum das unter Parteien beſtehende Vertrags verhältnis 
dem Beklagten bei der Beweisführung zuſtatten. Denn ſelbſt 
wenn davon auszugehen iſt, daß nach der Beſchaffenheit der 
Verhaͤltniſſe auch ein erfahrener Kutſcher bei voller Wahrung 
der nötigen Vorficht von den anzuſpannenden Pferden verletzt 
werden konnte, ſo iſt es immerhin Sache des Klägers, ſeinem 
Dienſtherrn gegenüber fi darüber auszuweiſen, in welcher 
Weiſe er bei der Ausführung der von ihm verlangten Dienft- 
leiſtung der beſtehenden Gefahr Rechnung getragen hat. Dabei 
wird er nicht nur die von ihm frei gewählten Mittel der Aus- 
führung anzugeben, ſondern, wenn er aus der Verwirklichung 
der Gefahr den Dienſtberechtigten in Anſpruch nehmen will, 
auch darzulegen haben, daß die Vorausſetzungen ihrer zweck⸗ 
dienlichen Anwendung gegeben waren. Ließ ſich alſo auf Grund 
freier Beweiswürdigung hierüber nicht eine beſtimmte Feſt⸗ 
ſtellung treffen und war die Auferlegung eines richterlichen 
Eides ebenſowenig geboten, ſo durfte doch auch in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange dem Beklagten nicht der Nachweis angeſonnen 
werden, daß für den mißglückten Verſuch des Klägers, dem 
Sattelpferde von innen beizukommen, nach dem Verhalten und 
nach der Stellung der beiden Tiere die der Erfahrung ent⸗ 
ſprechenden Voraus ſetzungen gefehlt haben. Kommt auf der 
anderen Seite der Kläger mit dem Beweiſe, daß er mit der 
nötigen Sorgfalt vorgegangen ſei, nicht zuſtande, jo geht er da ⸗ 
durch allein des Anſprucht auf Entſchädigung aus § 833 
BGB. kraft Geſetzes noch nicht verluſtig, etwa ſo, wie unter 
den Vorausſetzungen des § 834 das Ausbleiben des vollen 
Beweiſes der anzuwendenden Sorgfalt die unmittelbare geſetzliche 
Folge haben würde, daß Kläger einem verletzten Dritten gegenüber 
ſelbſt unbeſchränkt verhaftet bliebe. Wohl aber ſtellt gegebenenfalls 
die Beweisfälligkeit des Klägers einen Beſtandteil des Tatbeſtandes 
her, von deſſen Grundlage aus gemäß § 287 ZPD. unter 
Würdigung aller Umſtände Entſcheidung darüber zu treffen iſt, 
ob das Verhalten des Klägers die alleinige Urſache des Schadens 
war oder ob wenigſtens Kläger in einer die Anwendung des 8 254 
BGB. rechtfertigenden Weiſe zu deſſen Entſtehung beigetragen 
hat. C. c. L., U. v. 6. Juli 05, 115/05 IV. — Naumburg. 

8. 58 276, 823 BGB.] 

Der Beklagte zu 2 veranlaßte den des Fahrens unkundigen 
Erblaſſer der Kläger, mit ihm ein Tandem zu beſteigen. Auf 
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der Fahrt wurde der Erblaſſer der Kläger durch einen Omnibus 
überfahren, deſſen Führer, der Beklagte zu 1, auf der unrichtigen 
Seite der Straße entgegengefahren kam. Die Klage gegen 
beide Beklagte hatte keinen Erfolg. Die Revifion wurde zurück⸗ 
gewieſen. 1. Die Scheidung zwiſchen den verſchiedenartigen Ge⸗ 
fahren, wie ſie das Berufungsgericht zugrunde legt, iſt in einem 
Falle der vorliegenden Art rechtlich nicht unzuläffig; fie ergibt 
ſich vielmehr als folgerichtig bei der Prüfung der beiden Fragen, 
welche von der Vorinſtanz zu entſcheiden waren: ob dem Be⸗ 
klagten ein ſchuldhaftes Handeln zur Laſt falle, und ob auf 
dieſes Verhalten der Unfall urſächlich zurückzuführen ſei. Darin, 
daß jemand einen anderen überredet, ſich mit ihm an einem 
Unternehmen zu beteiligen, welches gewiſſe Gefahren mit ſich 
bringt, liegt an ſich noch kein Verſchulden. Sind die fraglichen 
Gefahren allgemein bekannt, jedem vernünftigen erwachſenen 
Menſchen bewußt oder erkennbar, ſo darf derjenige, der dem 
anderen zur Teilnahme zuredet, vorausſetzen, daß dieſer auch 
ſeinerſeits die Gefährlichkeit der Handlung vor Augen habe und 
ſich darnach die Sache überlege. Läßt fi alsdann der letztere 
durch die Überredung zu dem Wagniſſe beſtimmen und ftößt 
ihm bei deſſen Ausführung ein Unglück zu, ſo wird dafür der 
erſtere in der Regel nicht (rechtlich) zur Verantwortung gezogen 
werden können. Freilich find hier nicht die im Berufungsurteil 
angedeuteten, übrigens unentſchieden gelaffenen Rechtsfragen be⸗ 
treffend die „Einwilligung des Verletzten“ oder eine Verfügung 
desſelben, wodurch dem Schuldner im voraus die Haftung er- 
Infien worden wäre, als maßgebend hereinzuziehen. Aber es 
fehlt überhaupt an einem widerrechtlichen und ſchuldhaften 
Handeln, oder auch an der urſächlichen Bedeutung des aus⸗ 
geübten Einfluſſes, ſofern der andere doch immerhin freiwillig 
und bewußt die Gefahr auf ſich genommen hatte. Verſchieden 
liegt die Sache, wenn jemand den anderen in der Weiſe zum 
Mithandeln überredet, daß demſelben Gefahren, welche er nicht 
ſelbſt kennt oder ermeſſen kann, verſchwiegen, oder ſonſt hierüber 
unrichtige Vorſtellungen in ihm erweckt werden, wenn namentlich 
die Ungeübtheit oder Unkunde des einen Teilnehmers beſondere 
Gefahren in ſich birgt und dieſer hierwegen im unklaren ge⸗ 
laſſen beziehungsweiſe beſchwichtigt wird. Eine Überredung des 
Unerfahrenen ſeitens des Sachkundigen enthält ſolchenfalls die 
Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, alſo 
eine Fahrläſſigkeit, die den letzteren nach § 276, § 823 


: Abſ. 1 BGB. für die Schadensfolgen haftbar macht. Indes iſt 
doch auch dieſe Haftung zu begrenzen nach dem Bereich der 


Urſächlichkeit des ſchuldhaften Handelns. Wenn bei 
Ausführung des Unternehmens ein Unfall nicht durch Ver⸗ 
wirklichung jener Gefahren, welchen der zur Teilnahme Über⸗ 


redete zufolge des Verſchuldens des andern ausgeſetzt wurde, 


ſondern durch ein davon verſchiedenes und unabhängiges, zu⸗ 


e fäliges Ereignis herbeigeführt worden iſt, fo wird durch dieſen 
„ Umſtand der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der ſchuldhaften 


Handlung und der eingetretenen Verletzung, wie es das Be⸗ 


rufungsgericht ausdrückt, unterbrochen, oder richtiger geſagt, 
Hausgeſchloſſen. Der allerdings äußerlich und objektiv vorliegend 


gegebene Zuſammenhang des Unfalles mit der behaupteten 
Überredung des K., — ſofern dieſer, wenn ihn der Beklagte 


nicht überredet hätte, nicht mitgefahren und alſo am Leben ge⸗ 


blieben wäre, — reicht für ſich nicht aus, um den Kauſal⸗ 
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zuſammenhang im Rechtöfinne zwiſchen dem unterſtellten Ver⸗ 
ſchulden des beklagten und dem Tode des K. herzuſtellen. Das, 
was dem Beklagten von ſeiner Handlungsweiſe zum Verſchulden 
gereichen kann, iſt nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der 
Vorinſtanz ohne Erfolg geblieben. Der wirklich eingetretene 
Verlauf mochte im Bereiche der allgemeinen Vorherſehbarkeit 
für das Unternehmen einer Radfahrt überhaupt liegen, aber 
der Beklagte S. hat nicht dieſen Verlauf als von ihm ver⸗ 
ſchuldet zu vertreten; man kann ihm bei dem im Berufungs- 
urteil zugrunde gelegten Sachverhalt nicht zur Laſt legen, er 
habe den Unfall dadurch ſchuldhaft verurſacht, daß er einen 
ungeübten Neuling zur Mitfahrt überredet und als Hintermann 
auf dem Zweifitzrade mitgenommen habe. Es wird erwogen, 
er ſei ſchon beim erſten Anblick des Omnibus in einem un⸗ 
verſchuldeten, auf andere Weiſe nicht zu beſeitigenden Not- 
ſtande geweſen, in welchem er nicht mehr nach der Vorſchrift 
habe anhalten konnen, ſondern zu feiner und K.s Rettung aus 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib und Leben habe weiter⸗ 
fahren und die linke Seite der Straße zu gewinnen ſuchen 
müfſen. Andererſeits jet es bei der Schnelligkeit der Ereigniſſe 
weder erwieſen noch wahrſcheinlich, daß der Zuſammenſtoß noch 
vermieden worden wäre, wenn S. nicht erft mit dem Verſuche, 
anzuhalten, Zeit verloren, ſondern das Tandem ſofort nach der 
linken Seite gelenkt hätte; und keinenfalls habe S. die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt, wenn er den Notſtand 
nicht im allererſten Augenblick voll erkannte und roch vorſchrifts⸗ 
mäßig anzuhalten verſuchte. Endlich ſei es weder erwieſen noch 
wahrſcheinlich, daß K.s Mangel der Radfahrkunſt irgendwie den 
Unfall mit verurſacht habe. Im allgemeinen iſt zu ſagen, daß 
die Frage eines Verſchuldens des Beklagten nicht etwa nur 
danach zu beurteilen war, ob ſich fein Verhalten hinterher bei 
ruhiger Überlegung und Berechnung als das richtige, den Regeln 
der Radfahrkunſt durchweg entſprechende erwies, daß vielmehr 
die Situation ins Auge zu faſſen war, in welche die Radfahrer 
unvermutet geſetzt waren und wobei, angeſichts der ihm wie 
dem Freunde drohenden Lebensgefahr, für den Beklagten S. ein 
raſcher Entſchluß geboten, aber nur kurze Zeit zum Nachdenken 
übrig war. Daß er verſucht habe, anzuhalten und abzuſteigen, 
hat allerdings der Beklagte — zur Entkräftung des Vorwurfes 
einer Verletzung des Polizeigeſetzes — behauptet, während es 
von den Klägern beſtritten wurde. Keinenfalls kann aber jene 
Behauptung gegen den Beklagten dahin verwertet werden, daß 
er mit dem angeblichen Verſuche ſchuldhaft unndtig Zeit ver- 
loren habe. Zudem hat das Berufungsgericht den etwa an⸗ 
geſtellten Verſuch zum Abſteigen (der wohl nur wenige Sekunden 
in Anſpruch genommen haben könnte) auch kauſal nicht für 
erheblich angeſehen; es erachtet, gleichviel ob der Beklagte jenen 
Verſuch gemacht hat oder unverzüglich nach links gefahren iſt, 
für unerwieſen und unwahrſcheinlich, daß der Unfall noch ver⸗ 
mieden werden konnte. 2. Bezüglich des Beklagten J. iſt von 
den Vorinſtanzen der Beweis dafür als erbracht angenommen, 
daß er bei Auswahl des Kutſchers C. als Geſchirrführers die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Hat der 
Geſchäftsherr, wie im vorliegenden Fall, einen Bedienſteten, der 
ſich in den bisherigen Stellungen durchaus gut geführt und 
als zuverläffig erwieſen hatte, angenommen, fo wäre es nicht 
gerechtfertigt, von ihm zu verlangen, daß er den Angeſtellten 
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wegen einzelner oder auch mehrerer, ſpäterhin begangener Ver⸗ 
fehlungen ohne weiteres entlaſſen oder zu der betreffenden Ver⸗ 
richtung nicht mehr verwenden ſolle. Es wird auf die konkreten 
Verhältniſſe und auf die Bedeutung der Verfehlungen ankommen, 
ob dieſe geeignet find, das Vertrauen in die Zuverläſſigkeit des 
Angeſtellten zu erſchüttern. Wenn das von den Vorinſtanzen 
als auf den Kutſcher C. nicht zutreffend angenommen iſt, ſo 
liegt darin kein Rechtsirrtum. Der erſte Richter hat nicht mit 
Unrecht darauf hingewieſen, daß bei dem regen Verkehr der 
Großſtadt für den Geſchirrführer die Gefahr der Übertretung 
polizeilicher Vorſchriften und auch — gegenüber dem Straßen⸗ 
bahnbetrieb — eine Zuwiderhandlung gegen § 316 Abſ. 1 
StGB. beſonders groß ſei. Auch iſt die Ausſage eines Zeugen 
berückfichtigt, wonach C. ſich das Jahr zuvor als Omnibus⸗ 
führer bewährt hatte. K. o. S. u. J., U. v. 6. Juli Ob, 
540/04 VI. — Dresden. 

9. 88 462, 468 BGB. Begriff der Zuficherung.] 

Erhoben iſt die Kaufpreis⸗Minderungsklage (§ 462 BGB.). 
Der Kläger behauptet, es ſei ihm die Größe der ihm verkauften 
Grundſtücke auf 3 027 qm reines Bauterrain zugefichert worden, 
und er verlangt — geſtützt auf 8 468 BGB. — eine ent⸗ 
ſprechende Herabminderung des Kaufpreiſes, weil ſowohl auf der 
Nordſeite wie auf der Weſtſeite je 217 qm zu der ihm zugeficherten 
Größe fehlen ſollen. Das OLG. verurteilte dem Grunde nach. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Voraus⸗ 
ſetzung des klägeriſchen Anſpruches iſt, daß eine den Verkäufer 
(den Beklagten) bindende Zuficherung über die Größe der 
Grundſtücke dem Kläger erteilt worden iſt. Der Berufungs⸗ 
richter nimmt an, daß dies geſchehen ſei, und zwar ſowohl in 
dem notariellen Kaufvertrage vom 3. Juli 1901, wie bei den 
ſeinem Abſchluß vorausgegangenen Verhandlungen, die zwiſchen 
Honig und dem Kläger geführt worden find. Dieſe Annahme 
iſt in erſterer Beziehung unhaltbar. Denn es ſteht feſt, daß in 
dem notariellen Vertrage die Größe der verkauften Grundſtücke 
überhaupt nicht angegeben iſt. Als Kaufobjekte find in ihm, 
wie der Berufungsrichter feſtſtellt, bezeichnet: die dem Beklagten 
gehörigen im Grundbuche von Poſen Wilda Bl. 361, 362, 
363 und 364 verzeichneten Grundſtücke. Der Berufungsrichter 
legt aber in dieſe Bezeichnung eine Zuficherung der Größe 
deshalb hinein, weil der grundbuchmäßige Beſtand dieſer Blätter 
ſchon damals (wie noch jetzt) 3 027 qm betrug. Er meint: 
„wenn man auch nicht allgemein ſagen dürfe, daß wenn in 
einem Vertrage über ein Grundſtück das Kaufobjekt nach dem 
Grundbuch bezeichnet werde, darin eine ausdrückliche Zuſiche⸗ 
rung enthalten ſei, daß es die im Grundbuch verzeichnete Groͤße 
habe, ſo müſſe dies im vorliegenden Falle doch angenommen 
werden, da beide Parteien die Abſicht gehabt hätten, eine 
Fläche von 3 027 qm, wie fie im Grundbuche verzeichnet ſei, 
zu veräußern beziehungsweiſe zu erwerben. Es könne bei ſolcher 
Sachlage nicht darauf ankommen, daß die Größe auch im 
Vertrage nochmals ausdrücklich genannt werde, es müſſe vielmehr 
der Hinweis auf das Grundbuch genügen“. Dies iſt in Wahr- 
heit keine Vertragsauslegung, ſondern eine Annahme, mit der 
der Begriff der Zuficherung verkannt wird. Daraus, daß beide 
am Kaufgeſchäft Beteiligten wiſſen, wie groß das Grundſtück 
nach dem Grundbuche fein ſoll, und daß fie es in dieſer Größe 
veräußern und erwerben wollen, folgt noch keineswegs, daß 
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dieſe Groͤße als vom Verkäufer zugeſichert gelten darf. 
Die Zuficherung iſt eben mehr als das bloße Wiſſen, wie groß 
ein Grundſtück nach dem Grundbuch ſein ſoll, und mehr als 
die bloße Abficht, ein Grundſtück von dieſer Größe veräußern 
beziehungsweiſe erwerben zu wollen. Sie ſetzt eine Erklärung 
voraus, aus der ſich ergibt, daß der Verkäufer für die von ihm 
angegebene Größe einſtehen will, und die auch als eine für den 
Verkäufer verbindliche Erklärung vom Käufer aufgefaßt worden 
tft. Hieran fehlt es, wenn nichts weiter vorliegt, als daß beide 
Teile wiſſen, wie groß das Grundſtück nach dem Grundbuch 
ſein fol, auch wenn fie die Abficht haben, es in dieſer Große 
zu veräußern und zu erwerben. Selbft die Angabe, daß das 
Grundſtück eine beſtimmte Größe habe, iſt nicht unter allen 
Umftänden als Zuficherung im Sinne des § 468 BGB. 
anzuſehen (vergl. RG. 54, 223; JW. Jahrgang 32 S. 124; 
Gruchots Beitr. 48, 593); um ſo weniger iſt es angängig, die 
Zuficherung ſchon in einem bloßen Wiſſen der Parteien und in 
ihrer Abficht zu finden, einen dieſem Wiſſen entſprechenden Ver⸗ 
trag abzuſchließen. (Die Zurückweiſung der Revifion erfolgt aus 
einem anderen Grunde.) R. c. S., U. v. 28. Juni Ob, 197/05 V. 
— Poſen. 

10. 5 762 BGB. Rechtlicher Begriff der Wette.] 

Das BGB., das die Wette dem Spiele gleichftellt, unter- 
läßt es nach dem Vorgange anderer Geſetz gebungen eine Be 
griffsbeſtimmung des Wettvertrages zu geben. Es legt damit 
an den Tag, daß es im allgemeinen den bislang in der 
Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung angenommenen Begriff 
der Wette feſthalten will. Danach iſt als Wette ein Vertrag 
anzuſehen, bei dem die Parteien zur Bekräftigung beſtimmter 
widerſtreitender Behauptungen ſich gegenſeitig verpflichten, daß 
dem, deſſen Behauptung ſich als richtig erweiſt, vom andern 
eine beſtimmte Leiſtung gebracht werden ſoll. Wer im Streite 
unrecht gehabt, ſoll durch einen Nachteil beſtraft, wer recht 
gehabt, durch einen Vorteil belohnt werden. Worin der Nachteil 
und der ihm entſprechende Vorteil beſteht, iſt für den Begriff 
der Wette unerheblich. Er kann auch darin beſtehen, daß ſich 
der Verlierende verpflichtet, ein für ihn nachteiliges und für 
den andern vorteilhaftes Geſchäft einzugehen. Auch liegt es 
keineswegs im Begriffe des Wettvertrages, daß der Nachteil, 
den der Verlierende auf ſich nimmt, für beide Teile gleich fein 
müſſe. Dieſe Meinung iſt zwar in der Literatur des gemeinen 
Rechts nicht unvertreten geblieben, verdient aber keine Billigung, 
zumal nicht auf dem Boden des BGB. Nach dem gemeinen 
Rechte, das die Wette dem Spiele nicht gleichſtellte und als 
klagbar behandelte, iſt zwar in höchſtrichterlichen Entſcheidungen 
wiederholt ſolchen Wetten, bei denen nur einer einen Einſatz 
gemacht oder bei denen ſich ein großer Einſatz des einen einem 
ganz geringfügigen Einſatze des andern gegenüberſtand, die 
Klagbarkeit verſagt worden. Es geſchah dies aber zumeiſt mit 
der Begründung, daß die Ernſtlichkeit des Willens zur Ein- 
gehung eines klagbaren Vertrages in Zweifel gezogen würde. 
Das BGB., das der Wette die Klagbarkeit verſagt, bietet zu 
dieſer Unterſuchung keinen Anlaß. Auch das iſt Wette, wenn 
nach widerſtreitenden Behauptungen der eine Hundert und der 
andere Zehn einſetzt. Und auch dadurch wird der Begriff des 
Wettvertrages nicht ausgeſchloſſen, daß nur der eine für den 
Verluſtfall einen pofitiven Nachteil auf ſich nimmt und der 
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andere, wenn er verlieren ſollte, nur damit beſtraft wird, daß 
ihm der erhoffte Gewinn entgeht. F. o. C., U. v. 28. Juni 05, 
559/04 I. — Hamburg. 

11. 5 828 Abſ. 2 BGB. Im Zweifel ift jedes Kind 
über 7 Jahre deliktsfaͤhig; Delikts unfähigkeit nur bei Einrede zu 
prüfen.] 

Der Beklagte zu 1, ein 13 jähriger Schüler, iſt für 
ſchadenserſatzpflichtig erklärt, weil er fahrläſſigerweiſe durch 
ungeböriges Spiel mit einer brennenden Zigarette die Kleidung 
der dreijährigen Klägerin zu 2 in Brand geſetzt und dadurch 
eine Körperbeſchädigung der letzteren bewirkt habe. Mit der 
Reviſion wird gerügt, daß es an der nach $ 828 Abſ. 2 BGB. 
erforderlichen Feſtſtellung fehle, daß Beklagter bei Begehung der 
ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderliche Einficht gehabt habe. Zu einer ſolchen Feſtſtellung 
lag jedoch kein Anlaß vor, da der Beklagte zu 1 nicht behauptet 
hatte, daß es ihm zu der fraglichen Zeit an jener Einficht ge⸗ 
fehlt habe. Abgeſehen von pofitiver geſetzlicher Regelung könnte 
allerdings die Behauptungs- und Beweislaſt in Anfehung der 
Deliktsfähigkeit der in einem Alter von mehr als fieben Jahren 
ſtehenden Kinder als recht zweifelhaft erſcheinen. Auch iſt z. B. 
vom Standpunkte des gemeinen Rechtes aus früher keineswegs 
angenommen worden, daß bei impuberes infantia majores die 
die Delikts fahigkeit begründende Einficht ohne weiteres voraus⸗ 
zuſetzen ſei, ſo lange nicht im Wege der Einrede das Gegenteil 
behauptet werde; vergl. RG. 37, 156 ff. Aber das BGB. 
hat, während andrerſeits die hier erhebliche Altersgrenze durch 
basjelbe bis zum vollendeten 18. Jahre hinaufgerückt iſt, durch 
die Art, wie die Worte des § 828 Abſ. 2 gefaßt find, deutlich 
zu erkennen gegeben, daß im Zweifel jedes über ſieben Jahre 
alte Kind als deliktsfähig gelten ſoll, ſo daß der Mangel der 
erforderlichen Einſicht erſt beſonders geltend gemacht fein muß, 
wenn er in Betracht gezogen werden ſoll. Ahnlich hat der 
Senat auch ſchon erkannt in Sachen Meißner c. Kuttenkeuler, 
VI 198/04 (etwas weniger durchgreifend früher laut der Ent⸗ 
ſcheidungen in RG. 51, 30 ff.). Der Beklagte zu 1 hat nun 
freilich noch gemeint, mindeſtens hätte er nach 8 139 Abſ. 1 390. 
auf dieſen Punkt aufmerkſam gemacht und gefragt werden müſſen, 
ob er nicht etwas in dieſer Beziehung vorzubringen habe. 
Hierzu lag indeſſen in der Berufungsinſtanz um ſo weniger 
Veranlaſſung vor, als ſchon das LG. in ſeinen Gründen hervor⸗ 
gehoben hatte, es ſei nicht beſtritten worden, daß der Beklagte 
zu 1 die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einficht 
beſeſſen habe; wobei es nicht von Bedeutung iſt, daß hier ſtatt 
des zutreffenderen Wortes „Verantwortlichkeit“ der Ausdruck 
„Strafbarkeit“ gebraucht war. P. c. V., U. v. 13. Juli 05, 
957/04 VI. — Stettin. 

12. 8 833 BGB. Haftung des Tierhalters wegen Vor⸗ 
kommniſſe des gewöhnlichen Verkehrs.] " 

Der im Dienfte von F. ſtehende Arbeiter und Kutſcher J. 
kam auf dem Güterbahnhof in W, als er dort mit dem Auf⸗ 
laden eines Faſſes auf einen Wagen ſeines Dienſtherrn beſchäftigt 
war, dadurch zu Schaden, daß zwei vor einen beladenem Roll- 
wagen der Beklagten geſpannte Pferde führerlos dahergerannt 
kamen und mit dem Pferde des J. zuſammenſtießen, infolgedeſſen 
aber J. zu Boden fiel und ſowohl durch einen Tritt ſeines 
Pferdes, als durch die Räder der beiden Wagen verletzt wurde. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


531 


Auf Grund des GewuVerſG. vom 30. Juni/5. Juli 1900 hatte 
die klagende Berufsgenoſſenſchaft die Koſten ſeiner Heilung zu 
tragen und ihm eine Rente zu gewähren. Gemäß § 140 
beanſpruchte Klägerin von der Beklagten Erſatz. Geſtützt wurde 
der Anſpruch auf § 833 BGB., wonach Beklagte ohne weiteres 
hafte. Das O2 G. erklärte den Anſpruch der Klägerin dem Grunde 
nach für gerechtfertigt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Es iſt zwar auch vom RG. anerkannt worden, daß die Voraus- 
ſetzungen des § 833 nicht gegeben find, wenn ein äußeres 
Ereignis auf den Körper oder die Sinne des Tieres mit einer 
Gewalt einwirkten, der das Tier nach phyſiologiſchen Geſetzen 
nicht widerſtehen konnte und wenn es im Zuſtand ſolchen Zwangs 
Schaden anrichtete. Ob und wann dies zutrifft, iſt jedoch 
gegenwärtig nicht zu erörtern, denn Vorkommniſſe des gewöhnlichen 
Verkehrs find keinesfalls für derartige Einwirkungen zu halten 
und zwar auch dann nicht, wenn ſie ein willkürliches Tun des 
Tiers deshalb zur Folge hatten, weil das Tier, ſei es wegen 
der Art ſeiner Gattung, ſei es wegen eines Fehlers, beſonders 
empfänglich für äußere Anregungen war. Auch im vor⸗ 
liegenden Falle ſteht nur ein äußeres Ereignis des gewöhnlichen 
Verkehrs in Frage. Daß auf einem Güterbahnhofe die 
Pfeife der Lokomotive ertönt und plötzlich Dampf abgelaſſen 
wird, kommt alltäglich vor und iſt eine Begebenheit, mit der 
jeder Geſchirrführer zu rechnen hat. Scheut ein Pferd vor 
ſolchen Geräuſchen, ſo folgt es dem tieriſchen Trieb, und richtet 
es dann Schaden an, ſo liegt ein Fall vor, für den der § 833 
BGB. recht eigentlich beſtimmt iſt. V. c. B., U. v. 6. Juli 05, 
107/05 IV. — Naumburg. 

13. 5 892 BGB. nur anwendbar für denjenigen, welcher 
dem Glauben des Grundbuchs bei feinem Erwerbe gefolgt iſt.] 

Nach §8 892 BGB. gilt zugunſten desjenigen, der ein 
Recht an einem Grundſtücke oder ein Recht an einem ſolchen 
Rechte erwirbt, der Inhalt des Grundbuchs als richtig, 
es ſei denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit ein⸗ 
getragen oder die Unrichtigkeit dem Erwerber bekannt 
iſt. Nach dem vom Berufungsgericht feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhältniffe war aber das Stockwerkseigentum des Klägers, das 
an dem vom Beklagten gekauften Hauſe zur Zeit des Erwerbes 
des Beklagten rechtsgültig begründet war, auch bis zu dieſem 
Erwerbe noch nicht in dem ſeit dem 1. Januar 1900 als 
Grundbuch anzuſehenden Güterbuche eingetragen. Es iſt 
daher dem Beklagten einzuräumen, daß, indem er im 
November 1900 das Mittelhaus kaufte, aufgelaſſen erhielt und 
als deſſen Eigentümer eingetragen wurde, ohne daß in dem 
Vertrage, oder bei der Auflaſſung des beſtehenden Stockwerks⸗ 
eigentums des Klägers, Erwähnung getan wurde, dafür, daß 
dieſer Erwerb das geſamte Haus umfaßte, an ſich die Vor⸗ 
ſchrift des § 892 BGB. in Betracht kommen kann. Es 
fragt ſich nur, ob die inneren Vorausſetzungen erfüllt ſind, 
von denen es abhängt, ob die Beſtimmung des § 892 wirklich 
Platz greift. Objektiv wird zur Anwendung dieſer Vorſchrift 
erfordeit, daß eine Abweichung des Inhalts des Grundbuchs 
von der wirklichen Rechtslage beſtehe, ſubjektiv aber, daß der 
Erwerber des Rechts an dem Grundſtücke ſeinen Erwerb im 
Vertrauen auf den öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs gemacht habe. Freilich braucht der Erwerber nicht 
nachzuweiſen, daß er gerade im Vertrauen auf die Richtigkeit 
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des Inhalts des Grundbuchs den Erwerb vollzogen habe. 
Vielmehr wird dies zunächſt ſtillſchweigend vorausgeſetzt — 
Vergl. Planck, 2. Aufl. Anm. 2 zu § 892 —, wie denn 
auch die Begründung zu § 837 des I. Entwurfs unter A Ic 
Abſ. 3 bemerkt: „Wenn daher jemand bei einem dinglichen 
Erwerbögefchäfte das Grundbuch für ſich hat, fo muß von ihm 
angenommen werden, daß er im Glauben an die Richtigkeit 
der Nachrichten des Buches auf das Geſchäft fich eingelaſſen 
hat.“ Motive Bd. 3 S. 213. Deshalb kommt der $ 892 
an ſich auch demjenigen zuſtatten, der vor dem Erwerbe das 
Grundbuch gar nicht eingeſehen hat. Vergl. Motive a. a. O. 
S. 212. Aber daß jene geſetzliche Vorausſetzung zutreffe, kann 
im einzelnen Falle widerlegt werden, indem der Gegner 
dartut, daß der Erwerber ſeinen Erwerb nicht im Vertrauen 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs vollzogen hat. 
Das Geſetz läßt dieſen Einwand zwar ausdrücklich nur in der 
Richtung zu, daß „ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
eingetragen oder die Unrichtigkeit dem Erwerber bekannt“ 
geweſen ſei. Daß es aber auch in einem Falle zur Anwendung 
kommt, in welchem dieſem die Unrichtigkeit des Grundbuchs zwar 
nicht bekannt geweſen iſt, er ſich aber andererſeits bei dem Erwerbe 
auch nicht auf deſſen Angaben verlaſſen hat, ſondern lediglich den⸗ 
jenigen des Veräußerers gefolgt iſt, nach denen der Erwerb das 
nicht eingetragene, aber an ſich rechtsgültig begründete 
Recht eines Dritten unberührt gelaſſen hat, iſt zunächſt daraus 
zu entnehmen, daß das Geſetz, wie ſchon ſein Wortlaut erkennen 
läßt, einer Annahme zu Hilfe kommen will, von der es 
vorausſetzt, daß der Erwerber bei ſeinem Erwerbe aus⸗ 
gegangen iſt. Wo feſtſteht, daß dieſe Vorausſetzung — daß 
er ſich im Glauben an die Richtigkeit des Inhalts des Grund⸗ 
buchs auf das Geſchäft eingelaſſen hat — nicht zutrifft, muß 
auch die vom Geſetze vorgeſehene Wirkung verſagen. Von 
dieſer Auffaſſung gehen aber auch die Motive zu dem Entwurfe 
des BGB. aus, wenn ſie zu § 837 des Entwurfs Bd. 3 
S. 212 unter e ausſprechen: „Der Rechtsſchutz, welchen 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs gewährt, kann nur 
demjenigen zuſtatten kommen, welcher dieſem Glauben 
gefolgt iſt,“ und wenn fie weiterhin S. 213 unter f hervor⸗ 
heben: „Die Täuſchung, welche der Grundſatz des öffentlichen 
Glaubens verhindern ſoll, muß in dem Buche ſelbſt 
ihren Grund haben.“ Wer ſich aber trotz Kenntnis der 
Angaben des Grundbuchs wegen des Inhalts und der 
Grenzen des von ihm erworbenen Rechts nicht auf die Aus- 
kunft des Grundbuchs verläßt, ſondern die Erklärungen 
ſeines Veräußerers für maßgebend erachtet, von dem ſteht 
feſt, daß er, auch wenn er nicht poſitiv das ſeinige 
materiell begrenzende Recht eines Dritten kennt, eben nicht 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs bei ſeinem Erwerbe 
gefolgt iſt, und bei dem kann deshalb auch nicht dieſer 
öffentliche Glaube eine Zäufhung, die in dem Buche ſelbſt 
ihren Grund hätte, verhindern. Denn weil er auf die Angaben 
des Grundbuchs ſich nicht verläßt, iſt er durch ſie auch nicht 
getäuſcht, und die Erklärungen des Veräußerers, denen er 
folgt, geben dem von ihm erworbenen Rechte einen der wirklichen 
Rechtslage entſprechenden Inhalt und Umfang. Ein ſolcher 
Fall liegt aber hier vor. (Wird näher dargelegt.) G. c. K., 
U. v. 7. Juli 05, 21/05 III. — Stuttgart. 
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14. 5 1333 BGB., 5 57 ZPO. Hang zu Begehung 
von Betrügereien berechtigt zur Eheanfechtung. Prozeßfähigkeit 
der Partei, der in I. Snftanz ein Vertreter beſtellt war, die 
aber das OLG. als nicht geiſteskrank anſieht.] 

Auf Antrag der klagenden Ehefrau hat das LG. die am 
21. April 1903 geſchloſſene Ehe der Parteien für nichtig erklärt 
unter der Annahme, daß der Beklagte an unheilbarer Geiſtes⸗ 
krankheit leide und daß Klägerin hiervon bei Eingehung der Ehe 
nichts gewußt habe. Dem Beklagten war in I. Inſtanz ein 
beſonderer Vertreter beſtellt geweſen. Auf Berufung des Beklagten 
hat Klägerin ſelbſt die Behauptung, der Beklagte ſei geiſtes krank, 
in zweiter Inſtanz nicht aufrecht erhalten. Sie hat vielmehr 
das Klagverlangen auf die Tatſache geſtützt, daß der Beklagte 
ſtrafbare Handlungen begangen hat, die am 13. November 1904 
ſeine rechtskräftig gewordene Verurteilung zu 6 Jahren 6 Monaten 
Gefängnis wegen Urkundenfälſchung und Betrugs in 2 Fällen, 
wegen Betrugs in 26 und wegen verſuchten Betrugs in 3 Fällen 
zur Folge gehabt haben. Das Os G. hat die Berufung des 
Beklagten zurückgewieſen. Es erachtet für erwieſen, daß ſich bei 
ihm infolge Charakterfehlers ein Hang zu fortgeſetzter Begehung 
von Betrügereien herausgebildet habe, und daß dieſer geiſtige 
Defekt der Klägerin vor der Eheſchließung unbekannt geblieben 
ſei. Die Revifion des Ehemannes wurde zurückgewieſen: Der 
Berufungsrichter erachtet, abweichend vom erſten Richter, den 
Beklagten nicht für geiſteskrank, behandelt ihn vielmehr als 
prozeßfähig. Damit war die gemäß ZPO. 8 57 vorgenommene 
Beſtellung eines beſonderen Vertreters für den Beklagten von 
ſelbſt hinfällig geworden. Auch iſt nicht zu bezweifeln, daß der 
Beklagte ſowohl in der Berufungs- als in der Reviſionsinſtanz 
tatſächlich ſelbſt den Prozeß durch die ihm beigeordneten Anwälte 
geführt hat. In der Sache ſelbſt konnte die Reviſion keinen 
Erfolg haben. Der vom Berufungsrichter feſtgeſtellte Hang des 
Beklagten zur fortgeſetzten Begehung von Betrügereien, der als 
Charakterfehler oder geiſtiger Defekt gekennzeichnet wird, durfte 
als eine perſönliche Eigenſchaft des einen Ehegatten aufgefaßt 
werden, deren Unkenntnis den andern Gatten gemäß 8 1333 
BGB. zur Anfechtung der Ehe berechtigte. N. 6. N., U. v. 
3. Juli 05, 96/05 IV. — Göln. 

15. 5 1973 BGB. Nachweis der Erſchöͤpfung des Nach⸗ 
laſſes im Prozeß oder bei der Zwangsvollſtreckung ſeitens der 
Erben und ſeitens des Nachlaßverwalters.] 

Den § 1973 BGB. legt das Berufungsgericht dahin 
aus, daß [der Erbe nicht genötigt ſei, ſchon im Prozeſſe den 
durch den Paragraphen ihm auferlegten Nachweis der Er⸗ 
ſchoͤpfung des Nachlaſſes zu führen und dem ausgeſchloſſenen 
Gläubiger den Überſchuß des Nachlaſſes zur Verfügung zu 
ſtellen; er habe vielmehr dieſe Verteidigung erſt in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu führen; es ſei im Urteil nur eine allgemeine 
Beſchränkung der Haftung auszuſprechen. Dies ſei der geeignete 
Weg, dem § 1973 gerecht zu werden, wenn die Verhältniſſe 
des Nachlaſſes zur Zeit der Prozeßführung noch nicht zu über- 
ſehen ſeien. Der Streit wegen des 8 1973 BGB. hat die 
Art und Weiſe der Anwendung dieſes Paragraphen im Prozefſe 
eines im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubigers 
gegen den Erben oder den Nachlaßverwalter zum Gegenſtande. 
Der Kläger meint, daß eine unbeſchränkte Verurteilung des 
Beklagten erfolgen müſſe, ſofern nicht der letztere im Prozeſſe 
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den Nachweis führe, daß der Nachlaß durch die Befriedigung 
der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger erſchöpft werde. Der Be⸗ 
klagte dagegen verlangt die vollſtändige Abweiſung der Klage, 
indem er den ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger, ſolange nicht 
die bevorrechteten Gläubiger befriedigt ſeien, auf den Weg der 
Feſtſtellungsklage verweiſen will. Die Unrichtigkeit des letzteren 
Standpunktes ergibt ſich unmittelbar aus 8 1973 BGB. 
Der Auſpruch des ausgeſchloſſenen Gläubigers wird ſelbſt durch 
das Ausſchlußurteil nicht berührt und verliert ſeinen Charakter 
als Anſpruch auf Befriedigung nicht (Strohal, Erbrecht 3. Aufl. 
Bd. 2 S. 243); der Gläubiger klagt, wie wenn er nicht aus⸗ 
geſchloſſen wäre, gegen den Erben auf deſſen Verurteilung; Sache 
des Erben iſt es, durch feine Einrede ihn zu nötigen, daß er 
ſich mit der Vollſtreckung in den Nachlaßreſt, der nach Be⸗ 
friedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger verbleibt, zu⸗ 
frieden gebe (Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. 5 S. 466); 
den Erben trifft die Beweislaſt, daß der Nachlaß durch die 
Befriedigung dieſer Gläubiger erſchöpft wird, und nur dieſer 
Nachweis kann die Abweiſung der Klage des ausgeſchloſſenen 
Gläubigers zur Folge haben. Ob, wenn hiernach die Anfiht 
des Beklagten abzuweiſen iſt, der Erbe im Prozeſſe ſich darauf 
beſchränken kann, die Aufnahme des Vorbehalts des § 780 
ZPD. in das Urteil zu erwirken, und dieſe ihm ermöglicht, in 
der Zwangsvollſtreckungsinſtanz dem Gläubiger das Ausſchluß⸗ 
urteil entgegen zu halten (Seuffert, ZPD. 8. Aufl. Anm. 2 c, 
Gaupp⸗Stein, 3PO. 4. Aufl. Nr. I zu 8 780, Strohal, Erb- 
recht 2. Aufl. S. 447), — in dieſem Falle würde es dem 
Nachlaßverwalter gegenüber eines Vorbehalts überhaupt nicht 
bedürfen (§ 780 Abſ. 2 3PO.) —, oder ob hierzu ein Vor⸗ 
behalt im Urteile erforderlich iſt, der den Gläubiger bereits auf 
den nach Befriedigung der im Aulsſchlußurteil berückfichtigten 
Gläubiger verweiſt (Strohal, Erbrecht 3. Aufl. Bd. 2 S. 245, 
Dernburg a. a. O. S. 467, Seuff A. 57, 85), kann im gegebenen 
Falle unerörtert bleiben; denn der auf Antrag des Beklagten in 
das Urteil des LG. aufgenommene Vorbehalt entſpricht der 
letzteren, weiter gehenden Anforderung. Es kann aber auch 
ferner dahingeſtellt bleiben, ob der von einem ausgeſchloſſenen 
Gläubiger in Anſpruch genommene Erbe für verpflichtet zu 
erachten wäre, den durch 8 1973 GBB. ihm auferlegten 
Beweis, daß durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen 
Gläubiger der Nachlaß erſchöpft werde, im Prozeſſe ſelbſt zu 
führen, widrigenfalls die unbeſchränkte Verurteilung ausgeſprochen 
werden müßte. Denn in dem vorliegenden Rechtsſtreite iſt nicht 
der Erbe, ſondern der Nachlaß verwalter beklagt; dieſer hat 
als amtlich beſtellte Perſon in einer rechtlichen Stellung, die 
der des Konkursverwalters ähnlich iſt (Strohal a. a. O. S. 280), 
unter der Aufficht des Nachlaßgerichts (§§8 1837 ff., 1962 
BGB.) den Nachlaß flüffig zu machen und deſſen planmäßige 
Verteilung zur Befriedigung der Gläubiger zu bewirken 
($$ 1985, 1986 BGB., vergl. Prot. z. 2. Leſ. Bd. 5 S. 761, 
Planck, BGB. 2. Aufl. Nr. 3 zu 8 1975); dieſe ihm obliegende 
Aufgabe ſchließt es aus, daß er zu jeder Zeit, auch wenn die 
vielleicht verwickelten Verhältniſſe des Nachlaſſes noch nicht klar⸗ 
geftellt find und ein Plan für feine Verteilung und die Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger noch nicht aufgeſtellt werden 
konnte, gezwungen fein könnte, dem klagenden aus geſchloſſenen 
Glaͤubiger mit einem Beweiſe zu begegnen, der die Mberficht 
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über die Verhältniſſe des Nachlaſſes vorausſetzt; der Gläubiger 
muß vielmehr auf die ordnungsmäßige Verteilung des Nachlaſſes 
nach dem von dem Nachlaßverwalter aufzuſtellenden Verteilungs⸗ 
plane warten, und ſeine Befriedigung nach Maßgabe des 
8 1973 BGB. darf von dem Nachlaßverwalter jo lange ver⸗ 
weigert werden. Auch der Revifionsangriff des Klägers muß 
daher verſagen. H. 6. Sch., U. v. 10. Juli 05, 533/04 VI. — 
Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 5 54 390. Ein gerichtlicher Vergleich gilt nicht 
als Prozeßhandlung.] | 

Die Parteien ſchloſſen zur Beilegung eines anhängigen 
Rechtsſtreits einen prozeßgerichtlichen Vergleich, den der Kläger 
wegen Irttums anfocht. Das KG. erkannte bezüglich des 
urſprünglichen Klaggrundes auf einen richterlichen Eid des 
Klägers. Die Revifion des Beklagten wurde zurückgewieſen! 
Die Reviſion rügt, das Berufungsgericht habe die Frage der 
Nichtigkeit des gerichtlichen Vergleichs einer Prüfung in dem 
vorliegenden Rechtsſtreit nicht unterziehen dürfen, fie meint der 
Vergleich erledige, da er nicht nur ein Rechtsgeſchäft, ſondern 
zugleich eine Prozeßhandlung ſei, den Rechtsſtreit unmittelbar, 
ſeine materielle Gültigkeit könne nur in einem neuen beſonderen 
Rechts ſtreit von einer Partei angefochten werden. Dieſer Angriff 
geht fehl. Die Auffaffung, daß ein gerichtlicher Vergleich den 
im § 54 39D. erwähnten Prozeßhandlungen beizuzählen jet, 
iſt vom RG. (RG. 19, 362) abgelehnt worden. Jedenfalls 
kommt — auch wenn man in dem Vergleich eine Prozeßhandlung 
erblicken würde — die Wirkung einer endgültigen Beendigung 
eines ſchwebenden Rechtsſtreits nur einem in formeller und 
materieller Beziehung gültigen Vergleiche zu. Der den Vergleich 
anfechtende Kläger war daher berechtigt, in dem Verfahren des 
vorliegenden Rechtsſtreits eine Entſcheidung des Gerichts darüber 
herbeizuführen, ob der Vergleich den Rechtsſtreit beendet hat 
oder nicht. Ebenſo war das Berufungsgericht berechtigt, über 
den Klaganſpruch eine ſachliche Entſcheidung zu treffen, nachdem 
es angenommen hatte, der geſamte Vergleich ſei wegen eines 
im Schlußſatz desſelben enthaltenen unzuläſſigen, die Teſtier⸗ 
freiheit des Beklagten einſchränkenden, Verſprechens nach den 
Vorſchriften der 98 2302, 139 BGB. nichtig. (Gaupp⸗Stein, 
3PD. 8 54 II 8 794 I c. d.; RG. 39, 393). K. o. H., U. v. 
3. Juli 05, 105/05 IV. — Berlin. — efr. dagegen Nr. 21. 

17. 58 62, 241, 246 ZPO. Wegen Geiſteskrankheit 
des einen Beklagten wurde das Verfahren gegen beide Beklagte 
ausgeſetzt.] 

Der Kläger beſchwerte ſich und beantragte den Ausſetzungs⸗ 
beſchluß, ſoweit er die Beklagte zu 1 mitbetrifft, aufzuheben. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen: Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt beiden Beklagten gegenüber davon ab, ob 
das im Klageantrage erwähnte Mobiliar ein Zubehör des vom 
Kläger erſtandenen Grundſtücks bildet und demgemäß durch 
den Zuſchlag ebenfalls in das Eigentum des Erſtehers über⸗ 
gegangen iſt. Dieſe Frage kann nur einheitlich entſchleden 
werden, und daher iſt die Annahme, daß die Streitgenoſſenſchaft 
der Beklagten eine notwendige ſei, begründet. Auf den von 
dem Beſchwerdeführer betonten Umſtand, daß der Klagegrund 
im Verhältnis zu jedem der beiden Beklagten ein anderer iſt, 
kommt es nicht an. Denn wenn auch darnach allerdings jeder 
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Beklagte mit dem Antrage, der gegen ihn im gegenwärtigen 
Prozeſſe geſtellt iſt, in einem beſonderen Prozeſſe hätte belangt 
werden konnen, fo liegt doch, nachdem tatſächlich beide Beklagte 
zuſammen verklagt worden find, die erſte Alternative des 
8 62 ZPD. inſofern vor, als ein im Sinne der Logik identiſches 
Streitverhältnis nicht in einem und demſelben Prozeß gleichzeitig 
als beſtehend und als nicht beſtehend behandelt werden kann, 
vergl. den Kommentar von Skonietzki⸗Gelpcke, Anm. 1 d. A. 
zum zitierten 8 62 (S. 148). P. 6. M., Beſchl. v. 12. Juli 05, 
B 233/05 V. — Berlin. 

18. 8 64 3PO. Vorausſetzung der Zuläſfigkeit einer 
Hauptintervention.] 

Der Beklagte J. befigt als Erbe des G. J. zwei Grund⸗ 
ſtücke, in der Gemarkung Volgelsheim gelegen. Der Beklagte 
R. hat gegen J. beim LG. Colmar im Jahr 1901 eine Klage 
auf Herausgabe dieſer Grundſtücke, feines vermeintlichen Eigen ⸗ 
tums, erhoben. Dieſer Rechtsstreit iſt durch Beſchluß des LG. 
Colmar vom 27. Februar 1904 bis zur rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung über die Hauptintervention der jetzigen Klägerin aus⸗ 
geſetzt. Dieſe, die Gemeinde Volgelsheim, hat nämlich unter 
der Behauptung, daß fie am 8. Dezember 1891 als Eigen⸗ 
tümerin der ſtreitigen Grundſtücke in das vorläufige Grundbuch 
eingetragen ſei, gegen J. und R. Hauptinterventionsklage dahin 
erhoben, daß J. ihr die Grundſtücke herauszugeben und R. ihr 
Eigentum an den Grundſtücken anzuerkennen habe. Gegen R. 
führt Klägerin noch weiter an, daß derſelbe ihren Eigentums 
anſpruch durch einen Abtretungsvertrag vom 11. Dezember 1902 
anerkannt habe. J. bemängelte die Klagezuſtellung und beſtritt 
das Eigentum der Klägerin. R. ließ ſich nicht vertreten. Das 
LG. Colmar hat die Klage mit Urteil vom 4. Dezember 1903 
koſtenfällig „abgewieſen“, weil durch die Abtretung R.s vom 
11. Dezember 1902 die Intereſſenkolliſion aufgehoben und daher 
einer Hauptintervention nach § 64 ZPO. der Boden entzogen 
ſei. Gegen dieſes Urteil hat die Klägerin Berufung eingelegt 
mit dem Antrag, unter Anfhebung des erſten Urteils nach dem 
Klagantrag zu erkennen und zunächſt die Hauptintervention für 
zuläſſig zu erklären. Durch Gerichtsbeſchluß vom 16. Dezember 
1904 wurde die mündliche Verhandlung auf die Zuläſfigkeit der 
Hauptintervention beſchränkt. Auch in der Berufungsinſtanz 
blieb R. unvertreten. Die Berufung iſt zurückgewieſen. Das 
RG. hob auf: Nachdem das OLG. das die Klage gegen R. 
abweiſende Urteil des LG. beſtätigt hat, iſt auch die gegen R. 
gerichtete Reviflon zuläſſig, obgleich derſelbe ſich in den Inſtanzen 
nicht hat vertreten laſſen. Beide Vorinſtanzen halten die Haupt- 
intervention aus denſelben Gründen für unzuläſſig. Beide 
Vorinſtanzen nehmen an, es fehle an der von § 64 3). er- 
forderten Intereſſenkolliſion, weil der Erſtkläger R. bereits vor 
Anhängigkeit der Hauptintervention durch den Abtretungsvertrag 
vom 11. Dezember 1902 vorbehaltlos anerkannt habe. Dieſer 
Entſcheidungsgrund iſt rechtsirrig. Vorausſetzung der Zuläſſig⸗ 
keit einer Hauptintervention find nach 8 64 30. lediglich die 
drei prozeſſualen Tatſachen, daß ein Streit zwiſchen anderen 
Perſonen rechtshängig geworden, daß dieſer Rechtsſtreit noch 
nicht rechtskräftig entſchieden iſt, und daß der Hauptintervenient 
die Sache oder das Recht, worüber der Rechtsſtreit ſchwebt, 
ganz oder zum Teil für ſich in Anſpruch nimmt. Dieſe Tat⸗ 
ſachen find hier gegeben. Der Erſtkläger hat gegen den Erſt⸗ 
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beklagten die Eigentumsklage auf Herausgabe der zwei ihn 
gehörigen Grundſtücke erhoben. Dieſer Rechtsſtreit iſt noch beim 
LG. anhängig; denn es hat das Prozeßgericht nur einen Aus- 
ſetzungsbeſchluß gemäß § 65 ZPO. erlaſſen. Die Klägerin be 
anſprucht mit der Hauptintervention die zwei Grundſtücke, 
worüber Erftlläger und Erſtbeklagter ſtreiten, als ihr Eigentum 
zufolge Grundbuchseintragung vom 8. Dezember 1891. Dieſer 
Erwerbstitel iſt als ein durchaus ſelbſtändiger geltend gemacht 
und ſchließt nach der Klagebegründung die Anſprüche ſowohl 
des Erftklägers als des Erſtbeklagten aus. Nur nebenher ſtützt 
die Hauptintervenientin ihr Eigentum gegenüber dem Erſftkläger 
R. darauf, daß R. ihr im Lauf des Erſtprozeſſes das Eigen⸗ 
tum an den zwei Grundſtücken abgetreten und damit ihren 
Anſpruch anerkannt habe. Die Klage gibt ſchon dieſe Dar⸗ 
ſtellung. Darauf, ob der Erſtkläger R. infolge ſeiner Abtretung 
dem Anſpruch der Hauptintervenientin materiell nachgeben muß, 
kommt es bei der Frage der Zuläſſigkeit der Hauptintervention 
gar nicht an; denn die Zuläſſigkeit beurteilt ſich nicht nach 
materiellen ſondern allein nach den drei bereits angegebenen 
prozeſſualen Geſichtspunkten, welche eine einheitliche Prozeß · 
führung gegen beide Parteien des Erſtprozeſſes bei dem Gerichts⸗ 
ſtand des Erſtprozeſſes ermöglichen wollen. Dazu genügt es, 
daß der Erftkläger ſich mit dem Erſtbeklagten über das Eigen⸗ 
tum an den von der Hauptintervenientin beanſpruchten Grund⸗ 
ſtücken noch im Rechtsſtreit befinder. Dieſe Erwägungen führen 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, weil das Berufungs- 
gericht die Zulaſſung der Hauptintervention zu Unrecht verneint 
hat. Die Zurückverweiſung in die zweite Inſtanz rechtfertigt 
ſich aus den in RG. 27, 349, JW. 00, 3127 entwickelten 
Grundſätzen, weil es ſich um ein Urteil über die Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen handelt, und das Berufungsgericht die Verhandlung 
und Entſcheidung durch Gerichtsbeſchluß ausdrücklich auf die 
Frage der Zuläffigkeit der Hauptintervention beſchränkt hat. 
Auch bezüglich des ausgebliebenen Erſtklägers R. war dieſe 
Zurückverweiſung und zwar im Verſäumnißverfahren aus⸗ 
zuſprechen; denn gegen ihn hat die Hauptintervenientin in den 
Inſtanzen Sachanträge geſtellt, welche die Zuläſſigkeit der Haupt⸗ 
intervention zur Vorausſetzung haben. An eine Prüfung dieſer 
Anträge iſt das Berufungsgericht noch nicht herangetreten, weil 
es glaubte, einer ſolchen Prüfung wegen der Unzuläffigkeit der 
Hauptintervention enthoben zu ſein. V. c. J. u. R., U. v. 
14. Juli 05, 97/05 II. — Colmar. 

19. 5 99 Abſ. 2 3. Zuläſſigkeit der Berufung gegen 
die Koſtenentſcheidung, ſoweit ſolche auf dem Anerkenntnisurteil 
beruht.] 

In dem Kommentar zur 3 O. von Peterſen⸗Anger⸗Nemelé 
8 99 Bem. 6. b. S. 257 wird die Anſicht vertreten, daß 
§ 99 Abſ. 2 ZPO. nur dann anwendbar ſei, wenn über die geſamte 
Hauptſache durch Anerkenntnisurteil entſchieden werde. Dagegen 
vertreten die OL G., die zu der Frage Stellung genommen haben, 
überwiegend den Standpunkt, daß die Berufung gegen die 
Koſtenentſcheidung inſoweit zuläſſig ſei, als dieſe auf dem 
Anerkenntnisurteil beruhe. (OLG. 3, 133 — Hamburg —, 
S. 437 — KG. —, Bd. 5 H. 159 — Old. —, S. 161 — 
Stettin —, ebenſo der Einſender M. in der Note S. 163 
gegenüber einer abweichenden Entſcheidung des OLG. Stettin 
auf S. 162.) Auch der VII. 3S. des RG. erklärt in dem 
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Urteil vom 30. Dezember 1904 JW. 05 S. 15 Nr 14 die 
Anforderung, daß die Hauptſache gänzlich durch Anerkenntnis 
erledigt ſein müſſe, für zu weitgehend, zieht jedoch die Grenze, 
daß die Anfechtung unter keinen Umftänden über den Rahmen, 
der durch das Anerkenntnisurteil bedingten Koſtenentſcheidung 
hinausgehen dürfe. Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich der erkennende 
Senat an. Die Berufung gegen eine auf Grund eines die 
Hauptſache nur teilweiſe erledigenden Anerkenntniſſes ergangenen 
Koſtenentſcheidung iſt daher in dem Falle für zuläſſig zu 
erachten, wenn eine Sonderung von der im übrigen ergangenen 
Koſtenentſcheidung moͤglich iſt. K. c. B.⸗A. M., U. v. 12. Juli 05, 
70/05 I. — Berlin. 

20. 5 99 Abſ. 2 ZPO. Reviſion gegen die Koften- 
entſcheidung abhängig von einem revifibeln Koftenbetrag.] 

Wenn auch der Koſtenpunkt in einer durch Anerkenntnis⸗ 
urteil erledigten Hauptſache nach § 99 Abſ. 2 39. mit der 
Reviſion ſelbſtändig angefochten werden kann, ſo iſt doch die 
Zuläffigkeit der Reviſion in der Regel durch die allgemeine 
Vorausſetzung bedingt, daß ein 1 500 Mark überſteigender 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes vorliegt (ZPO. 88 546, 547). 
Da die Revifion in den Fällen des § 99 Abſ. 2 ausſchließlich 
den Koſtenpunkt betrifft, ſo iſt dieſer Wert nicht nach dem Werte 
der Hauptſache, ſondern nach dem Betrage der Koſten des 
Rechtsſtreits zu bemeſſen (vgl. Kommentar von Peterſen⸗Remelé⸗ 
Anger Bd. 1 S. 257 Nr 7a). Wenn zur Unterſtützung der 
Gegenmeinung (ogl. Kommentar von Gaupp⸗Stein Bd. 1 S. 278 
Nr IV) geltend gemacht wird, es würde dann der Abſ. 2 des 8 99 
nur ſelten zur Anwendung gelangen, ſo kann darauf kein 
Gewicht gelegt werden. Denn die Vorſchrift des $ 99 Abſ. 2 
ſtellt ſich gegenüber der im Abſ. 1 enthaltenen Regel als eine 
Ausnahme dar, die in jeder Richtung einſchränkend auszulegen 
iſt. Die Materialien zu der Zivilprozeßnovelle von 1898 
(Ausgabe von Hahn⸗Mugdan Bd. 8 S. 87, 292) ergeben 
über die hier vorliegende Frage nichts. Da der Betrag der 
Koſten des gegenwärtigen Rechtsſtreits 1 500 Mark nicht über⸗ 
ſteigt, muß die Reviſion als unzuläffig verworfen werden. 
R. o. C. A., U. v. 5. Juli 05, 13/05 V. — Berlin. 

21. 88 214, 216 3PO. Ablehnung eines Ladungs⸗ 
antrags. Wirkung eines prozeßgerichtlichen Vergleiches auf 
den Prozeß. ] 

Der Prozeß bevollmächtigte der Beklagten reichte zum Zwecke 
der Terminsbeſtimmung einen Schriftſatz ein, worin, mit der 
Begründung, daß ein unter den Parteien abgeſchloſſener Vergleich 
wegen argliſtiger Tauſchung der Beklagten durch die Klägerin 
eventuell wegen Irrtums nichtig ſei, und dieſe zur Fortſetzung 
der mündlichen Verhandlung in dem anzuberaumenden Termine 
geladen war. Die Anberaumung dieſes Termins iſt von dem 
Borfigenden abgelehnt worden. Die Beſchwerde wurde zurück⸗ 
gewieſen: Durch den Prozeßvergleich, der den Rechts ſtreit feinem 
ganzen Umfange nach umfaßt hat, iſt dieſer, ohne daß es 
einer gerichtlichen Entſcheidung bedurfte, erledigt und die beim 
Berufungsgerichte begründete Rechtshängigkeit erloſchen. In 
Übereinſtimmung mit der in der Literatur überwiegend ver⸗ 
tretenen Anficht, die auch in der Rechtſprechung des RG. An- 
erkennung gefunden hat, iſt davon auszugehen, daß der Prozeß⸗ 
vergleich nicht Urteilsnatur hat, ſondern neben dem, daß er 
Prozeßhandlung iſt, ſeinem Weſen nach, wie jeder Vergleich, 


auf einem Vertrage beruht. Es kann daher geltend gemacht 
werden, daß der Prozeßvergleich aus Gründen des materiellen 
Rechtes nichtig oder anfechtbar ſei. Dies wird von der an⸗ 
gefochtenen Verfügung nicht verkannt, ſie meint aber, daß dies 
nicht in dem durch den Vergleich endgültig erledigten Prozeſſe, 
ſondern nur in einem neuen Rechtsſtreite geſchehen könne. Im 
Gegenſatz zu dieſer Anficht wird von mehreren namhaften 
Schriftſtellern gelehrt, daß der Streit über die Gültigkeit des 
Prozeßvergleichs in dem bisherigen Prozeſſe zum Austrage 
gebracht werden könne und zu dieſem Zwecke die Ladung des 
Gegners zur weiteren mündlichen Verhandlung gemäß § 214 
ZPO. zuläffig fe. Der wichtigſte Grund dafür iſt, daß der 
Vergleich feine prozeßerledigende Wirkung nur haben konne, 
wenn er formell und materiell gültig ſei. Der Senat kann 
ſich dieſer Anficht in ſolcher Allgemeinheit nicht anſchließen. 
Bereits in dem Beſchluſſe II B 96/95 vom 14. Juni 1895 — 
veroffentlicht in der SW. 95, 359“ — hat ſich der II. 35. 
des RG. dahin ausgeſprochen, daß nach Abſchluß eines gericht⸗ 
lichen Vergleichs eine Fortſetzung des dadurch erledigten Rechte⸗ 
ſtreites nicht möglich ſei. Ob dem in allen Fällen beizutreten 
wäre, braucht nicht geprüft zu werden. Zur Entſcheidung ſteht 
jetzt nur der Fall, wo eine Partei behauptet, daß der Prozeß⸗ 
vergleich wegen Betrugs und Irrtums anfechtbar und angefochten 
worden, daher nichtig ſei, und den Gegner im bisherigen 
Prozeſſe zur Verhandlung über dieſes Vorbringen laden will. 
Der durch gerichtliches Protokoll feſtgeſtellten Tatſache des 
Vergleichs ſtehen alſo zunächſt nur illiquide Parteibehauptungen 
gegenüber. Selbſt wenn der Anfechtende ſchließlich durchdringt, 
ſo bedarf es doch eines vorgängigen Verfahrens, bis die Nichtig⸗ 
keit des Vergleichs und damit der Wegfall feiner prozeß⸗ 
beendigenden Wirkung feſtgeſtellt werden könnte. Es iſt nicht 
anzunehmen, daß durch die Abficht des Geſetzes die völlig klare 
Prozeßpoſition, welche durch den Vergleichsabſchluß gewonnen 
worden iſt, zugunſten eines ſolchen, noch unentſchiedenen Ver⸗ 
fahrens ſollte aufgegeben werden müſſen. Dazu kommt, daß 
ſich das Vorbringen des Beklagten auch als unſchlüſſig oder 
unwahr erweifen kann. Dann würde das nachträgliche Ver⸗ 
fahren zugelaſſen worden ſein in einem Falle, wo auch die 
entgegengeſetzte Anficht nicht beftreiten konnte, daß der Rechts-. 
ſtreit bereits durch den Prozeßvergleich vollſtändig erledigt und 
die Rechtsgültigkeit endgültig beſeitigt war. Für die Möglich ⸗ 
keit eines ſolchen Verfahrens bietet die ZPO. keinen 
Anhalt. Der Senat läßt es daher dahingeſtellt, ob nach 
Abſchluß eines den geſamten Rechtsſtreit beendigenden Prozeß⸗ 
vergleichs die Zuläſſigkeit einer Fortſetzung des Verfahrens dann 
gegeben wäre, wenn die Nichtigkeit des Vergleichs von Anfang 
an feſtſtände. Für einen Fall aber, wie er hier vorliegt, wo 
die Nichtigkeit noch unentſchieden iſt und erſt durch die weitere 
Verhandlung feſtgeſtellt werden ſoll, muß ein foldes nach⸗ 
trägliches Verfahren als ausgeſchloſſen angeſehen werden. Bei 
dieſem Ergebnis iſt es auch nicht zu beanſtanden, daß der 
Vorfitzende ſchon die Terminsbeſtimmung verweigert hat. Es 
wurde eine Übertreibung des aus $ 216 ZPD. zu entnehmenden 
Grundſatzes ſein, daß die Terminsbeſtimmung ohne ſachliche 
Prüfung des Antrags zu erfolgen hat, wenn man den Vor⸗ 
ſitzenden zu dieſer Beſtimmung in einem Falle verpflichten 
wollte, wovon von vornherein die Unzuläſſigkeit des ganzen Ver ⸗ 
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fahrens feſtſteht, für welches die Terminsbeſtimmung verlangt 
wird. T. 6 R., Beſchl. v. 12. Juli O05, B 93/05 I. — Dresden. 
— efr. dagegen die vorſtehend sub 16 abgedruckte Entſcheidung. 

22. 55 246, 250 39 O. Zuftändigkeit des Gerichts bei 
Aufnahme eines wegen Todes der Partei ausgeſetzten Verfahrens.] 

Dem Antrag auf Erlaß des Verſäumniszwiſchenurteils 
war ſtattzugeben. Der Senat ſchließt ſich der Praxis des I., 
IV., V. und VI. 3S. des RG. an, welche dahin geht, daß 
die Ausſetzung des Verfahrens und ſeine Aufnahme im Falle 
des Todes der durch einen Prozeß bevollmächtigten vertretenen 
Partei (88 246, 250 ZPO.) nach der die Inſtanz beendenden 
Zuſtellung des Urteils bei dem Gerichte der höheren Inſtanz 
zu betreiben ſei, wofern nur überhaupt ein Rechtsmittel gegen 
jenes Urteil zugelaſſen iſt (RG. 40, 369 [VI]; Gruchot 34, 
1160 [VJ]; 39, 1136 [IV]; 45, 91 [I]; ferner JW. 05, 
37317 VII). Danach war die Klägerin befugt, nachdem das 
Verfahren wegen des Todes des Beklagten von dem Revifions- 
gericht ausgeſetzt war, die Rechts nachfolger des Beklagten zur 
Aufnahme des Verfahrens vor dieſes Gericht zu laden. Daß 
die Aufnahme verzögert worden tft, kann nicht zweifelhaft ſein, 
— ſeit dem Erlaß des Ausſetzungsbeſchluſſes find mehr als 
6 Monate verfloſſen. Ein Verſäumnisurteil zur Hauptſache, 
wie es der jetzige 8 239 Abſ. 4 ZPO. vorfieht, konnte nicht 
ergehen, weil es ſich lediglich darum handelt, die Revifionsfriſt 
in Lauf zu ſetzen. Es war deshalb, entſprechend dem früheren 
8217 3PD., ein Verſäumniszwiſchenurteil, wie geſchehen, zu 
erlaſſen, wobei die behauptete Rechtsnachfolge als zugeſtanden 
anzuſehen iſt (RG. 58, 202; 88 239, 246, 250 3P0.). 
Über den Koſtenpunkt brauchte nichts beſtimmt zu werden 
(RG. 40, 371). W. B. c. G., U. v. 13. Juli 05, 307/05 VII. 
— Reichsgericht. 

23. 85 256 3 O. Notwendigkeit des beſonderen recht⸗ 
lichen Intereſſes bei einer auf Nichtigkeit eines Vertrages ge⸗ 
richteten Feſtſtellungsklage.] 

Der Berufungsrichter erwägt, mit ihrer Klage verlange die 
Klägerin die Feſtſtellung der infolge ihrer Anfechtung wegen 
Betrugs und Irrtums eingetretenen Nichtigkeit des Kaufes vom 
2. September 1902. Dieſe Klage ſei eine Feſtſtellungsklage im 
Sinne von 8 256 ZPD.; ihre Zuläſſigkeit hänge deshalb 
davon ab, daß die Klägerin an der alsbaldigen Feſtſtellung 
dieſer Nichtigkeit ein rechtliches Intereſſe habe. Der Anſicht des 
erſten Richters, daß ein ſolches Intereſſe nicht zu erfordern ſei, 
weil die Anfechtung des Vertrags auch im Klagewege erfolgen 
konne, ſei nicht beizupflichten. Ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung beſtehe im gegebenen Falle nicht. Die 
Reviſionsklägerin macht geltend: der erſte Richter habe zutreffend 
erwogen, daß es im Falle einer Anfechtungsklage des Nach⸗ 
weiſes eines beſonderen Intereſſes nicht bedürfe, weil der bei 
§ 256 ZPD. erforderte Nachweis des rechtlichen Intereſſes bei 
derartigen Klagen infolge ihrer Eigenart von felbft zutage trete. 
Selbſt wenn der Anfechtende nach der Anfechtungserklärung in 
der Lage wäre, eine Leiſtungsklage zu erheben, fo laſſe ſich doch 
nicht ſofort überſehen, ob alle Folgen der Nichtigkeit erſchöpft 
ſeien. Bei jeder neuen Klage müßte aber über die Frage der 
Nichtigkeit von neuem entſchieden werden. Deshalb erſcheine 
es durchaus angemeſſen, das Vorhandenſein des rechtlichen 
Intereſſes bei einer ſolchen Klage ſolange zu bejahen, bis nicht 
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dargetan iſt, daß eine beſtimmte Leiſtungsklage das ganze 
Intereſſe des Anfechtenden erſchöpft haben würde. Dieſen Anz. 
führungen kann in der Allgemeinheit, welche die Revifions 
klägerin geltend gemacht hat, nicht beigetreten werden; bei 
Berückſichtigung der gegebenen Sachlage liegt in der Ver⸗ 
neinung des Feſtſtellungsintereſſes durch den Berufungsrichter 
keine Verletzung des 8 256 ZPD. Nach dem BGB. hat die 
Anfechtungs erklärung die Wirkung, daß das Rechtsgeſchäft 
als von Anfang an nichtig angeſehen wird, fofern der An 
fechtungsgrund vorlag und die Erklärung rechtzeitig ſowie in 
übrigen gehörig erfolgt if. Darnach iſt mit und nach der An⸗ 
fechtungserklärung an fi die Leiſtungsklage gegeben. Von 
dieſem rechtlichen Standpunkt aus kann deshalb ein all ⸗ 
gemeiner Grundſatz des Inhaltes nicht aufgeſtellt werden, 
daß eine Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit ohne Jntereſſe⸗ 
nachweis dann zuläffig wird, wenn der Kläger die Anfechtung, 
deren Begründetheit er feſtgeſtellt wiſſen will, erſt in der Klage ⸗ 
ſchrift erklärt. Dem ſtände 8 143 BB. entgegen; es fehlte 
an jedem Anhalt, warum die Anfechtungserklärung in der 
Klageſchriſt das Feſtſtellungsintereſſe zu erſetzen vermochte. Im 
übrigen iſt an dem in der Rechtſprechung des RG. — vergl. 
RG. 21, 388 — mehrfach ausgeſprochenen Grundſatze feſt⸗ 
zuhalten, daß eine Feſtſtellungsklage nur unter beſonderen Um⸗ 
ftänden zuläſſig iſt, wenn eine Leiſtungsklage nicht erhoben 
werden kann. Ob ſolche beſonderen Umſtände vorliegen, ent ⸗ 
ſcheidet die Lage des einzelnen Falles. Für die Zuläffigkeit 
einer Feſtſtellungsklage, daß das Rechtsgeſchäft infolge bereits 
erklärter Anfechtung nichtig ſei, kann zum Beiſpiel die Er⸗ 
wägung verwertet werden, ſolange unter den Parteien nicht 
rechtskräftig feſtſtehe, daß der Anfechtungsgrund vorlag, beſtehe ein 
Zuſtand der Unficherheit und Ungewißheit, und dieſer Erwägung 
kann insbeſondere dann größere Bedeutung zukommen, wenn die 
Leiſtungsklage nach der gegebenen Sachlage noch nicht das ganze 
Rechtsverhältnis unter den Parteien umfaſſen konnte. Anderer 
ſeits iſt indeſſen zu berüdfichtigen, daß der Anfechtende, wenn 
er die Anfechtung erklärt, wiſſen muß, ob fie nach feiner Auf 
faſſung gerechtfertigt ſei. Darum liegt die Erwägung nahe, 
daß er die Folgen der Anfechtung in erſter Reihe durch 
Leiſtungsklage geltend machen ſolle, und daß zu ſeinem Gunſten 
ein vielfach nur verzögerliches Vorverfahren durch eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage obigen Inhaltes nicht ſchlechthin zugelaſſen ſei. 
Darnach erſcheint auch die Annahme der Reviſtonsklägerin nicht 
gerechtfertigt, das Vorhandenſein des rechtlichen Intereſſes ſei 
bei einer ſolchen Klage ſolange zu bejahen, bis nicht dargetan 
tft, daß eine beſtimmte Leiſtungsklage das ganze Intereſſe det 
Anfechtenden erſchöpft haben würde; das gilt umſomehr, als 
der Anfechtende auch in dem Verfahren einer nicht ſein ganzes 
Intereſſe erſchöpfenden Leiſtungsklage durch Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
klage eine rechtskräftige Entſcheidung über die Frage der Nichtig⸗ 
keit erreichen kann. Der Berufungsrichter geht in feiner Ent 
ſcheidung von den dargelegten rechtlichen Gefſichtspunkten aus 
und gelangt in deren Anwendung auf den vorliegenden Sach ⸗ 
verhalt zu dem Ergebniſſe, daß nach Lage der Sache beſondere 
Umſtände für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage an Stelle 
der Leiſtungsklage nicht vorliegen. Eine Geſetzesverletzung 
liegt nicht vor. N. o. A. u. B., U. v. 14. Juli 05, 654/04 II. — 
Dres den. 
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24. 5 271 3 O. Zurücknahme der Klage in der höheren 
Inſtanz iſt auch in einer Chenichtigkeitsſache zuläffig.] 

Der Vormund des wegen Geiſtes krankheit entmündigten M. 
hatte die von dem letzteren nach der Entmündigung abgeſchloſſene 
Ehe als nichtig angefochten. Das LG. erkannte nach dem 
Klagantrage und die Berufung der beklagten Ehefrau wurde 


zurückgewieſen. Nach Einlegung der Reviſion ſeitens der Ehe⸗ 


frau wurde die Entmündigung aufgehoben, und in der Ver⸗ 


handlung vor dem RG. erklärte der Kläger, daß er die Klage 
zurücknehme und auf den geltend gemachten Anſpruch verzichte. 
Die Beklagte nahm dieſe Erklärung an und beantragte ohne 


abgewieſen werde. 
mit ſeinem Anſpruch ab: 


Widerſpruch des Klägers zu erkennen, daß die Klage als zurück⸗ 
genommen gelte, oder daß der Kläger mit dem Klageanſpruche 
Das RG. hob auf und wies den Kläger 
Der Kläger hat dem überreichten 


Beſchluſſe zufolge die Prozeßfähigkeit wieder erlangt. Die 
Zurücknahme der Klage mit Einwilligung der beklagten Partei 
ſowie der Verzicht auf den geltend gemachten Anſpruch in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht ſteht, und zwar 
auch in den hoͤheren Inſtanzen, dem prozeßfähigen Kläger zu. 
Dies gilt auch von der Ehenichtigkeitsklage; dem hierbei in 
Betracht kommenden öffentlichen Intereſſe wird durch die der 
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Staatsanwaltſchaft geſetzlich eingeräumte Stellung genügt 
($ 607 Abſ. 1 390). M. c. M., U. v. 6. Juli 05, 307/04 IV. 
Berlin. 

25. 8 301 ZPO. Unzuläſſigkeit eines Teilurteils, wenn 


die Klagforderung ſich nicht auf bekannte Einzelanſprüche, 


* 
* 


ſondern auf das Ergebnis eines Kontokorrentverhältniſſes bezieht.] 

Kläger forderte von dem Beklagten Zahlung von 
7 283 Mark 27 Pf. und durch Teilurteil wurde der Klaganſpruch 
wegen 2 136 Mark 14 Pf. abgewieſen. Das RG. hob auf: 


Der Kläger hat eine einheitliche Forderung geltend gemacht, in⸗ 


dem er die aus der Geſchäftsverbindung der Parteien erwachſenen 


Forderungen und Gegenforderungen, ſowie die von dem einen 


vr. T1 u — wa = 
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und dem anderen Teile bewirkten Leiſtungen einander gegenüber⸗ 
ſtellt und dabei einen Überſchuß zu feinen Gunſten berechnet, 
auf deſſen Zahlung die Klage gerichtet iſt. Daß zwiſchen den 
Parteien ein Kontokorrentoerhältnis beſtanden hat, iſt zwar 
nicht mit ausdrücklichen Worten behauptet, ergibt ſich aber aus 
der Sachlage ohne weiteres. Denn nach den Angaben beider 
Teile hat es ſich um eine länger dauernde Geſchäftsverbindung 
gehandelt, bei der die Leiſtungen beider Teile nicht in einer 
beſonderen Beziehung zu einem beſtimmten Einzelanſpruche des 
andern ſtanden oder einen Einzelanſpruch des Leiſtenden begründen 
ſollten, ſondern nur in Rechnung geſtellt wurden, um die Unter- 
lagen für eine Geſamtausgleichung und Überſchußberechnung zu 
bilden. Dem entſprechen denn auch die von beiden Parteien 
vorgelegten Rechnungen über das Jahr 1899, die ſich äußerlich 
als kaufmänniſche Kontokorrente (8 355 HGB.) darſtellen. Nach 
den Grundſätzen, die das RG. zu 8 273 der früheren ZPD. 
ausgeſprochen hat — RG. 16, 423; 22, 400 — und an denen 
auch für § 301 des jetzt geltenden Geſetzes feſtzuhalten iſt, 
durfte bei dieſer Sachlage ein Teilurteil nach Art des erlaſſenen 
nicht ergehen, weil es ſich nicht auf einen individualiſierten 


Teil der Klagforderung erſtrecken konnte. Dies wird beſonders 


. ee 


deutlich, wenn man ſich den Fall vergegenwärtigt, das Berufungs⸗ 
gericht wäre in der Beurteilung der von der erſten Inſtanz 
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herausgegriffenen Poſten zu einem andern, dem Kläger günſtigen 
Ergebniſſe gelangt. Es hätte in dieſem Falle eine Verurteilung 
des Beklagten zur Zahlung des jetzt abgewieſenen Betrages nicht 
ausſprechen dürfen, ohne zuvor das ſonſtige Rechnungsverhältnis 
der Parteien — von denen ſich jede einen Kreditſaldo zuſchreibt — 
zu erörtern, während dieſes Verhältnis doch in der erſten Inſtanz 
anhängig geblieben und an die zweite gar nicht erwachſen war. 
E. c. B., U. v. 21. Juni 05, 38/05 I. — Hamm. 

26. 5 404 ZPD. Würdigung von Privatgutachten eines 
Sachverſtändigen.] 

Der Kläger, ein Maſſeur, erlitt durch Ausgleiten einen 
Unfall, indem er ſich eine Muskelzerreißung am linken Fuße 
zuzog. Die beklagte Unfallverſicherungsgeſellſchaft beſtritt den 
Anſpruch der Höhe nach. Das DES. wies den Anſpruch zum 
Teil ab, das RG. hob auf: Inſoweit der Berufungsrichter 
den von dem Kläger beigebrachten Privatgutachten gegenüber 
dem des gerichtlichen Sachverſtändigen eine geringere Bedeutung 
deshalb beigelegt hat, weil fie auf Erfordern einer Partei er- 
ſtattet worden find, kann fein Standpunkt nicht gebilligt werden. 
Sofern keine Bedenken gegen die Glaubwürdigkeit eines Sach⸗ 
verftänbigen vorliegen, iſt der Wert ſeines Gutachtens nach 
deſſen Begründung unter Berückfichtigung der beſonderen Sach⸗ 
kunde des Gutachters zu beurteilen. Im vorliegenden Falle 
ergibt ſich gegen die auf das Gutachten des gerichtlichen Sach ⸗ 
verſtändigen geſtützte Entſcheidung des Berufungsrichters ein 
beſonderes Bedenken daraus, daß der vom Berufungsrichter 
zutreffend hervorgehobene Geſichtspunkt, daß der Begriff der 
Minderung der Erwerbstätigkeit im Sinne des Vertrages der 
Parteien ein relativer ſei, in dem Gutachten des gerichtlichen 
Sachverſtändigen keine ausreichende Berückfichtigung gefunden 
hat. Zutreffend geht der Berufungsrichter davon aus, ent⸗ 
ſcheidend ſei die unter Berüdfihtigung des Berufes und der 
früheren Leiſtungs fähigkeit des Klägers für dieſen ins⸗ 
beſondere eingetretene Minderung der Erwerbsfähigkeit, er 
hat aber nicht beachtet, daß das Gutachten des gerichtlichen 
Sachverſtändigen nicht erkennen läßt, daß dieſer die beſondere 
Bedeutung, die der unbehinderte Gebrauch der Beine für den 
Kläger in feiner ſpeziellen Berufstätigkeit hatte, genügend ge⸗ 
würdigt hat. Ein näheres Eingehen auf dieſen Geſichtspunkt 
tritt in dem Gutachten des gerichtlichen Sachverſtändigen nicht 
hervor, während der Sachverſtändige M. denſelben mit Recht 
in den Vordergrund gerückt hat. Abgeſehen von dieſem Vorzug 
verdient das Gutachten des letzteren beſondere Bedeutung auch 
deshalb, weil er Spezialarzt für Orthopädie iſt, ſomit von ihm 
eine beſondere Qualifikation für die hier erforderliche Beurteilung 
vorausgeſetzt werden kann. S. 6. S., U. v. 16. Juni 05, 
263/05 VII. — Hamburg. 

27. 8 574 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung der Zivilprozeß ⸗ 
novelle vom 5. Juni 1905. Form einer zum Protokoll des 
Gerichtsſchreibers erklärten Beſchwerde.] 

In Erwägung, daß die Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
der OLG. nach 8574 Abſ. 2 3D. in der Faſſung des Geſetzes 
vom 5. Juni 1905, RGBl. 536, falls ihre Einlegung nicht 
durch eine von einem Rechtsanwalt unterzeichnete Beſchwerdeſchrift 
erfolgt, zum Protokoll des Gerichts ſchreibers des OLG. oder 
eines AG. zu erklären iſt; in Erwägung, daß im vorliegenden 
Falle die letztere Form zwar äußerlich gewahrt iſt, der Gerichts⸗ 
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ſchreibereibeamte jedech nicht den Inhalt der vor ihm erklärten 
Beſchwerdebegründung in ſelbſtändiger Darſtellung niedergeſchrieben, 
ſondern ſich darauf beſchränkt hat, eine privatſchriftliche Be⸗ 
ſchwerde entgegenzunehmen und auf deren Inhalt im Protokoll 
zu verweiſen; in Erwägung, daß die neue Vorſchrift des 8574 
Abſ. 2 ZPD. nach der Abfiht des Geſetzgebers dazu dienen 
ſoll, weitläufige, unverſtändliche und mutwillige Beſchwerden zu 
vermeiden und dadurch zur Entlaſtung des RG. beizutragen, 
dieſer Zweck des Geſetzes aber durch ein Verfahren der vorhin 
bezeichneten Art vereitelt wird; in Erwägung, daß hiernach die 
angebrachte Beſchwerde der Sache nach die Formvorſchrift des 
8 574 Abſ. 2 3PO. neuer Faſſung nicht erfüllt, beſchloſſen: 
Die eingangs bezeichnete Beſchwerde wird als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Die Koſten werden dem Beſchwerdeführer auferlegt. 
M. c. F., Beſchl. v. 29. Juli 05, B 279/05 III, Fer. Sen. 
— Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

28. 8 373 HGB. verb. mit § 383 BGB. Art des 
Selbhilfeverkaufs.] 

Klägerin in Weitmar ließ wegen Verzugs der in Dortmund 
domizilierenden Beklagten die von dieſem nicht abgenommenen 
Waren in Hagen verkaufen und klagte die Differenz ein. Die 
Klage wurde abgewieſen, das RG. hob auf: Zu beanſtanden 
ift die Erwägung, der Selbſthilfeverkauf ſei um des willen 
unwirkſam gegenüber der Beklagten, weil er nicht an dem vor⸗ 
geſchriebenen Orte, ſondern in Hagen ausgeführt worden ſei. 
Bei dieſer Entſcheidung iſt das Berufungsgericht zutreffend 
davon ausgegangen, regelmäßig ſei dort zu verkaufen, wo 
ſich die Ware zur Zeit der Annahmeverweigerung befinde, mit⸗ 
hin am Verſendungsort, wenn der Käufer vor der Abſendung 
erklärt habe, er werde die Ware nicht annehmen. Es iſt dann 
erwogen, im vorliegenden Falle ſei laut Abſchlußſchreiben vom 
7. Januar und 8. Juni 1901 Erfüllungsort für die Lieferung 
die Kokerei der Koks⸗ Kohlenwerke in Weitmar. Von hier aus 
ſei die Verſendung auszuführen und hier ſei auch der Selbſthilfe⸗ 
verkauf vorzunehmen geweſen. Inſoweit geben die Erwägungen 
des Berufungsgerichts zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Zu beanſtanden iſt aber die entſcheidende Erwägung, nur 
ausnahmsweiſe dürfe der Verkauf dann an einem anderen Platze 
erfolgen, wenn dieſer geeigneter erſcheine. Nun behaupte 
aber Kläger ſelbſt nicht, daß Hagen beſonders günſtig, alſo 
dem Verkaufe bei der Kokerei vorzuziehen ſei. Ob Hagen ebenſo 
günſtig ſei, was das LG. aus eigener Kenntnis verneine, ſei 
gleichgültig. Das Berufungsgericht begrenzt die Ausnahme 
von der für den Ort des Selbſthilfeverkaufs geltenden Regel zu 
eng, wenn es eine Ausnahme nur für den Fall zulaſſen will, 
daß der Selbſthilfeverkauf an einem hierfür geeigneteren 
Orte als dem regelmäßigen ftattgefunden hat. Der § 3 73 HGB. 
enthält über den Ort, wo der Selbſthilfeverkauf ſtattzufinden 
hat, keine Beſtimmung, insbeſondere iſt darin nicht, wie in 
§ 383 BGB. beſtimmt, daß der Verkauf gerade am Leiſtungs⸗ 
orte d. h. Erfüllungsorte ſtattfinden muß und daß nur dann, 
wenn ein angemeſſener Erfolg nicht zu erwarten iſt, an einem 
anderen Orte zu verkaufen iſt. Den Bedürfniſſen des Handels. 
verkehrs entſprechend muß eine freie Auffaſſung Platz greifen. 
Demgemäß wird eine Ausnahme von der Regel ſchon dann 
gerechtfertigt erſcheinen, wenn der Verkäufer einen anderen 
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Verkaufsort nicht rein willkürlich, ſondern in gutem Glauben 
gewählt hat, weil er als ordentlicher Kaufmann den Intereſſen 
des ſäumigen Käufers Rechnung tragend nach Würdigung der 
Umftände des Falles den gewählten Verkaufsort mit Rückiicht 
auf die Gleichhelt der Marktverhältniſſe und ſeine nicht große 
Entfernung von dem regelmäßigen Verkaufsorte als gleich 
geeignet, wenn auch nicht als geeigneter als den letzteren 
angeſehen hat und anſehen durfte. Die Auffaſſung des Berufungs- 
gerichts, daß ein Verkauf an einem anderen Orte nur ſtattfinden 
dürfe, wenn dieſer geeigneter ſei, als der regelmäßige Verkaufz⸗ 
ort, iſt zwar auch in der Rechtslehre und Rechtſprechung vertreten; 
ihr kann jedoch nicht beigetreten werden, weil ſie zu einer mit 
den Bedürfniſſen des Handelsverkehrs im Widerſpruch ſtehenden 
Erſchwerung des Selbſthilfeverkaufs führt. Von dem hiernach 
maßgebenden Geſichtspunkte aus iſt nun aber die Sache von dem 
Berufungsgerichte bisher noch nicht geprüft. Es muß daher noch 
auf eine tatſächliche Erörterung namentlich mit Rückficht auf den 
von der Klägerin durch das Gutachten der Handelskammer zu 
Hagen erbotenen Beweis ankommen, daß Hagen — der Wohnſitz 
der Klägerin — als Ort des Selbſthilfeverkaufs gleich geeignet 
war, als die ſür Weitmar maßgebenden Marktorte Eſſen und 
Bochum. B. c. Z., U. v. 27. Juni 05, 619/04 II. — Hamm. 

Wechſelordnung. 

29. Art. 12, 36 WO. Legitimation des Wechſelinhabers.] 

Der Kläger hat die Beklagte als Akzeptantin des am 
1. Januar 1905 fälligen, am 4. Januar proteſtierten Klagwechſels 
im Wechſelprozeß auf Zahlung der Wechſelſumme von 1550 Mark 
nebſt 6 Prozent Zinſen vom Proteſttage ab und 15,11 Mark 
Wechſelunkoſten in Anſpruch genommen. Der Wechſel iſt von 
Leo Jacobinski an eigene Order auf die Beklagte gezogen und 
trägt auf der Rückſeite die Vermerke: „Leo Jacobine ki, 
M. Jacobinski, Valuta fuͤr uns an die Order von Herrn Max 
Sachs erhalten. Gneſen den 3. 1. 05. Kaſa Ul e. G. m. b. H. 
Gnieszno Gneſen (mit zwei Unterſchriften)“. Der Proteft iſt im 
Auftrage des Klägers erfolgt, der auch im Beſitze des Wechſels 
und der Proteſturkunde iſt. Nach dem bei der mündlichen 
Verhandlung vorgelegten Klagwechſel ſtehen in dem Vermerke 
der Kaſa Ul die Worte: „für uns an die Ordre“ über der 
Linie und werden durch Klammerſtriche in den Kontext zwiſchen 
den Worten: „Valuta“ und „von Herrn Max Sachs“ ein- 
bezogen. Die Vorderrichter haben die wechſelmäßige Legitimation 
des Klägers verneint und auf Abweiſung erkannt. Das RG. hob 
auf. Aus den Gründen: Richtig iſt, daß für die Legitimation des 
Klägers dasjenige entſcheiden muß, was auf dem Wechſel ge⸗ 
ſchrieben ſteht, nicht die aus dem Wechſel nicht erkennbare Ge⸗ 
ſchichte des aufgeſchriebenen Vermerks. Das Berufungsgericht 
entnimmt den Worten „Valuta erhalten“ des Vermerks in 
Verbindung mit der Tatſache, daß dieſer erſt nach Fälligkeit 
des Wechſels geſchrieben worden iſt, die Auslegung, daß es ſich 
dabei nur um die Einlöſung des fälligen Wechſels gehandelt, 
der Übertragungswille an den Kläger gefehlt, und der Kläger 
nur als diejenige Perſon habe bezeichnet werden ſollen, die im 
Auftrage irgend einer im Wechſelzuge befindlichen Perſon Zahlung 
geleiſtet habe. Die Anſicht des Berufungsgerichts ſcheint alſo 
zu ſein, daß der Vermerk ein Indoſſament überhaupt nicht ſei, 
weder ein Blankoindoſſament noch ein Vollindoſſament, weder 
an den Kläger noch an eine andere Perſon. Unterſtellt man 
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dieſe Auslegung, jo würde der Wechſel nur die beiden Blanko⸗ 
indoſſamente 1. Leo Jacobinski, als des Ausſtellers des an 
eigene Order gezogenen Wechſels, und 2. M. Jacobinski in der 
angegebenen Reihenfolge tragen. Es wäre alsdann nicht er⸗ 
ſichtlich, warum der Kläger, der nach Ausweis des rechtzeitig 
aufgenommenen Proteſtes damals im Beſitze des Wechſels war, 
ſich zu feiner Legitimation gemäß Art. 36 WO. nicht auf das 
vorproteſtliche letzte Blankogtro ſollte ſtützen können. Allerdings 
ergibt der Vermerk, auch wenn er kein Indoſſament iſt, daß der 
Wechſel vorher in die Hände der Kaſa Ul gelangt war, und ihr 
Erwerb konnte ſich nur auf das vorhergehende Blankoindoſſament 
ſtützen. Damit wurde aber die Wirkung dieſes Blanko⸗ 
indoſſaments nicht aufgehoben. Es iſt unſtreitigen Rechts, daß 
derjenige, welcher einen Wechſel auf Grund eines Blanko⸗ 
indoſſaments erworben hat, ihn kraft dieſes Blankoindoſſaments 
und ohne daß er ſelbſt einen Girovermerk auf den Wechſel zu 
ſetzen braucht, weiter begeben kann. Der Umſtand, daß, wie das 
Berufungsgericht annimmt, ſich aus dem Vermerke der 
Kaſa Ul ein Übertragungswille nicht ergibt, würde nicht aus⸗ 
ſchließen, daß außerhalb des Vermerks und unabhängig davon 
dieſer Wille beſtand. Der Senat hat bereits in einem früheren 
Falle, wo der Wechſel zwiſchen einem voraufgehenden Blanko⸗ 
indoſſamente und dem nachfolgenden Blankoindoſſamente des 
klagenden Wechſelinhabers den von einem Dritten unter- 
ſchriebenen Vermerk: „Inhalt empfangen“ trug, ausgeſprochen, 
daß, wenn dieſer Vermerk nicht ſelbſt als Blanko⸗ 
indoſſament zu gelten habe, die Legitimation des Klägers durch 
das vorhergehende Blankoindoſſament begründet ſei, I. 453/03 
Urteil vom 11. Januar 1904. In dieſem Falle waren die 
Worte des Vermerks: „Inhalt empfangen“ durchſtrichen. Dies 
war von Bedeutung für die Frage, ob die nach Durchſtreichung 
verbliebene Namensunterſchrift als Blankoindoſſament anzuſehen 
ſei oder nicht. Für die jetzt zu prüfende Frage dagegen würde 
eine ſolche Durchſtreichung ohne Erheblichkeit ſein. Denn wenn 
der Vermerk der Kaſa Ul überhaupt kein Giro iſt und deshalb 
für den Legitimationspunkt weder pofitive noch negative Wirkung 
hat, ſo iſt es gleichgültig, ob er auf dem Wechſel ſteht oder nicht. 
Aber auch dann, wenn man Bedenken trägt, die Legitimation 
des Klägers aus dem Blankoindoſſamente M. Jacobinski an- 
zuerkennen, unterliegt das angefochtene Urteil der Aufhebung, 
weil entgegen der Auffaſſung der beiden Vorinſtanzen in dem 
Vermerke der Kaſa Ul ein auf den Kläger lautendes Giro ge⸗ 
funden werden muß. Für das Giro wird, wie das Berufungs- 
gericht ſelbſt zutreffend bemerkt, abgeſehen von der Schriftlichkeit 
keine beſondere Form verlangt. Es genügt, wenn ſich daraus 
der Wille des Giranten klar ergibt, den Wechſel zu übertragen 
und, wenn es ſich um ein Vollindoſſament handelt, ihn auf 
eine benannte Perſon zu übertragen. Nun iſt es allerdings 
richtig, daß die Worte des Vermerks: „Valuta für uns an die 
Order von Herrn Max Sachs erhalten“ in dieſer einheitlichen 
Folge nicht nur undeutlich find, ſondern überhaupt keinen Sinn 
geben. Aber, wenn ſchon dieſe vollkommene Sinnlofigkeit dahin 
deutet, daß eine Unterſcheidung vorgenommen werden muß, ſo 
werden dieſe Unterſcheidung und die Satzteile, worauf fie fich 
zu beziehen hat, durch den Umſtand außer Zweifel geſetzt, daß 
die Worte des Vermerks nicht in dieſer ununterbrochenen Reihen ⸗ 
folge geſchrieben find, ſondern daß die Worte „für uns an die 
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Order“ über der Linie ſtehen und mit Klammerſtrichen zwiſchen 
die Worte: „Valuta“ und „von Herrn“ einbezogen werden. 
Die Echtheit dieſes Zuſatzes ſteht außer Frage. Dann aber 
wird man mit Notwendigkeit dahin geführt, in dem Vermerke 
zwei Beſtandteile anzuerkennen, deren einer mit für das In⸗ 
doſſament hergebrachten Worten beginnt. Von dieſem Stand- 
punkt aus wäre es ein auch für das Wechſelrecht übertriebener 
formaler Rigorismus, wenn man in dem Vermerk einen ge⸗ 
nügenden Ausdruck für den Willen der Girantin, den Wechſel 
auf den Kläger zu übertragen, vermiſſen wollte. Freilich macht 
das Berufungsgericht noch ein beſonderes Bedenken geltend, das 
die Richtung des Übertragungswillens auf den Kläger betrifft. 
Es meint, daß nach der Entſtehung des Vermerks, wie ſie der 
Kläger felbft angebe, die Worte „von Herrn Max Sachs“ ur- 
fprüngli nur die Perſon, die die Einlöſung bewirkte, bezeichnet 
hätten. Allein, wenn man den Vermerk ſo nimmt, wie er jetzt 
auf dem Wechſel ſteht, ſo fehlt jeder Grund, dieſe Worte von 
den vorangehenden, nach Stellung und Sinn dazu gehoͤrigen 
Worten: „an die Order“ zu trennen. Die Darftellung des 
Klägers ſteht aber auch im übrigen der Annahme eines gültigen 
Indoſſaments nicht entgegen. Denn wenn hiernach auch die 
Kaſa Ul zunächſt die Quittung auf den Wechſel geſetzt und erſt 
dann auf Verlangen des Klägers vorgenommen haben ſoll, ſo 
handelt es ſich dabei doch immer nur um einen einheitlichen 
Vorgang, nicht um die nachträgliche Ausſtellung des Indoſſaments 
zu einer Zeit, wo die Kaſa Ul nach Aufgabe ihrer Rechte aus 
dem Wechſel zur Girierung nicht mehr befugt geweſen wäre. 
S. c. P., U. v. 5. Juli 05, 248/05 I. — Poſen. 

30. § 81 WO. Bedeutung von Vereinbarungen zwiſchen 
dem Wechſelinhaber und einem Verpflichteten gegenüber anderen 
aus dem Wechſel Verhafteten.] 

Kläger klagt im Wechſelprozeſſe aus einem vom Beklagten 
auf B. gezogenen Wechſel. Das KG. wies die Klage als in 
der gewählten Prozeßart unſtatthaft koſtenpflichtig ab. Der 
Beklagte hatte eine Einwendung vorgebracht, die als erheblich 
angeſehen und zum Gegenſtande folgenden dem Kläger auf⸗ 
erlegten Eides gemacht wurde: „Ich ſchwöͤre uſw., ich habe vor 
der Proteſterhebung mit dem Akzeptanten B. die Prolongation 
des Klagewechſels nicht vereinbart, auch habe ich vom Akzeptanten 
B. an Stelle des Klagewechſels ein anderes Akzept nicht übergeben 
erhalten und angenommen.“ Das RG. hob auf: Allerdings 
ſtehen dem Vorderrichter bei ſeiner Annahme, daß die dem 
Akzeptanten vor Proteſt bewilligte Prolongation die Gültigkeit 
des bei Verfall erhobenen Proteſtes und damit den Regreß gegen 
die Vormänner des Wechſelinhabers ausſchließt, die von ihm 
zitierten Schriftſteller, nämlich: Dernburg, Preußiſches Privat- 
recht Bd. 2 8 260, Staub, Wechſelordnung Art. 82 8 31 b, 
und Bernſtein, Wechſelordnung Art. 4 III. 1 c, d S. 40, zur 
Seite, wogegen Grünhut, Wechſelrecht, Bd. 2 8 104 S. 247, 
Bd. 1 8 17 S. 184 die entgegengeſetzte Anficht vertritt. Reh⸗ 
bein, Wechſelordnung, ſpricht ſich über die Frage nicht aus⸗ 
drücklich aus, doch führen ſeine Bemerkungen zu Art. 77 bis 80 
Note 3 zu Grünhuts Meinung, da er der Prolongation als 
Stundung vor Verfall nur die Wirkung einer perſönlichen Ein⸗ 
rede unter den Kontrahenten zuſchreibt und ihr jeden Einfluß 
auf die Notwendigkeit der Proteſterhebung abſpricht. Der 
Grünhutſchen Meinung war beizutreten. Durch die dem 
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Akzeptanten bewilligte Stundung erklärt der Wechſelgläubiger 
nichts weiter, als daß er ihn vorläufig mit Klage verſchonen werde. 
Insbeſondere verzichtet er damit nicht allgemein auf Zahlung 
zur Verfallzeit. Die zur Wahrung der Regreßrechte gegen die 
Vormänner vorgeſchriebene Proteſterhebung, welche die Feſt⸗ 
ſtellung bezweckt, daß dieſe Zahlung nicht erfolgt iſt, wird 
dadurch kein finnwidriger Akt, daß Zahlung ſeitens des Ak⸗ 
zeptanten wegen der erbetenen und bewilligten Prolongation in 
der Regel nicht erwartet werden kann, und zwar um ſo weniger, 
als derſelbe nicht gehindert iſt, um die Proteſterhebung, die 
Inanſpruchnahme der Regreßpflichtigen und deren Klage gegen 
ihn ſelbſt zu vermeiden, trotz der ihm perſönlich bewilligten 
Stundung bei Verfall Zahlung zu leiſten. Nach Art. 81 WO. 
ſtehen dem Wechſelgläubiger alle Wechſelſchuldner als gleichmäßig 
Verpflichtete gegenüber; er hat daher freie Hand, was ſeine 
Rechte aulangt, einzelnen Schuldnern gegenüber zu verzichten. 
Nur dann würden ihm die Regreßpflichtigen die Einrede der 
Argliſt entgegenſetzen konnen, wenn er abfihtlih, um ihnen 
Ungelegenheiten zu bereiten, die Zahlung ſeitens des Akzeptanten 
hintertrieben hätte. F. c. S., U. v. 1. Juli 05, 55/05 I. — 
Berlin. 

Grundbuchordnung. 

31. 55 40, 41, 19, 13 GBO. in Verbindung mit 
55 2113, 2114 BGB. Eintragung der Rechte des Nacherben 
bei befreiter Vorerbſchaft.] 

Das Preuß. KG. hat in einem Beſchluſſe vom 16. Februar 
1903 — abgedruckt in der Zuſammenſtellung des RJ A. Bd. 3 
Nr. 50 — ausgeſprochen, daß der Nacherbe auch bei einer 
befreiten Vorerbſchaft als ein Paſſivbeteiligter gemäß 88 40, 
41, 19, 13 GBO. zu gelten habe, deſſen Zuſtimmung zu 
einer von dem Vorerben bewilligten Eintragung erforderlich ſei, 
wenn ſein Recht nicht mit verlautbart werden — oder nicht 
eingetragen bleiben — ſolle. Das RG. tritt dieſem Beſchluſſe 
des KG. bei, dem ſich inzwiſchen auch das Bayer. Oberſte 
Landesgericht in dem Beſchluſſe vom 18. März 1905 (Das Recht 
S. 256 Nr. 1214) angeſchloſſen hat. Es hält die vom Os. 
Dresden dagegen erhobenen Bedenken nicht für durchgreifend. 
Nach der Auffaſſung des RG. ergibt ſich aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen in ihrem Zuſammenhalt folgender Rechtszuſtand. 
Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes 
Grundſtück oder über ein zur Erbſchaft gehoͤrendes Recht an 
einem Grundſtück iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln 
oder beeinträchtigen würde (BGB. 58 2113, 2114). Da 
jedoch die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung finden 
(§ 2113 Abſ. 3), find jene Verfügungen dem gegenüber nicht 
unwirkſam, dem beim Erwerbe eines Rechtes an einem der 
Nacherbfolge unterliegenden Erbſchaftsgegenſtand unbekannt war, 
daß dieſer der Nacherbfolge unterliege (BGB. § 892). Damit 
der Nacherbe gegen dieſe ſich aus dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ergebende Gefahr geſchützt iſt, beſtimmt § 52 GBO., 
daß bei der Eintragung des Vorerben zugleich das Recht des 
Nacherben von Amts wegen in das Grundbuch eingetragen 
werden muß. Da dieſe Beſtimmung nicht im öffentlichen 
Intereſſe gegeben iſt, ſondern nur zum Schutze des Nacherben 
dienen ſoll, erübrigt ſich die Eintragung des Rechtes des Nach⸗ 
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erben, wenn dieſer darauf verzichtet (vergl. Beſchluß des Ke. 


in Jahrb. Bd. 29 S. A 163) oder durch Erklärung feiner Ein 


willigung die Verfügung des Vorerben als eines Nichtberechtigten 
ohne Rückficht auf feine etwaige Beeinträchtigung wirkſam macht 
(BGB. § 185). Abgeſehen von dieſen Fällen würde du 
Grundbuch unrichtig werden, wenn bei der Eintragung des Der. 
erben die Vormerkung des Rechtes des Nacherben unterblick, 
da dann das Grundbuch den Vorerben als unbeſchränkt Br 
rechtigten auswieſe, während dieſer in Wirklichkeit durch die 
Nacherbfolge in feiner Verfügung beſchränkt iſt. Um die Be⸗ 
ſchränkung des Vorerben im Grundbuch zum Ausdruck zu bringen 
ift daher der Nacherbe berechtigt, zur Berichtigung des Grund- 
buchs die Eintragung des Vorerben zu verlangen und damit 
zugleich der ſich aus feinem Rechte ergebenden Verfügunge 
beſchränkung des Vorerben zur Eintragung und zur Wirkung 
auch gegen Gutgläubige zu verhelfen (BGB. S 895). Ein 
durch die Eintragung der Rechte beider, der des Vorerben und 
der des Nacherben, wird das Grundbuch mit der wirklichen 
Rechtslage in Einklang gebracht. Die Eintragung des Rechte 
des Nacherben muß ausnahmslos bei jeder Eintragung eine 
Vorerben erfolgen, insbeſondere auch dann, wenn nach der Br 
ſtimmung des Erblaſſers der Vorerbe zur freien Verfügung übe 
die Erbſchaft berechtigt fein fol (BGB. 58 2136, 2137) 
Es folgt dies daraus, daß nicht allein die Eintragung dez 
Rechtes des Nacherben, ſondern auch die Eintragung der Be⸗ 
freiung des Vorerben von den ſein Verfügungsrecht beſchränkenden 
Wirkungen der Nacherbfolge von Amts wegen zwingend vor⸗ 
geſchrieben iſt (GBO. § 52). Es würde keinen Sinn haben, 
ſollte die Eintragung der Befreiung des Vorerben auch dann 
erfolgen, wenn von der Eintragung des Rechtes des Nacherben 
abgeſehen werden dürfte, jo oft der Vorerbe von den Be 
ſchränkungen feines Verfügungsrechts befreit iſt. Die Not⸗ 
wendigkeit der Eintragung des Rechtes des Nacherben auch in 
den Fällen der Befreiung des Porerben beruht auf dem materiell 
rechtlichen Grunde, daß der Erblaſſer den Vorerben nicht von 
allen durch die Anordnung der Nacherbfolge eintretenden Ber- 
fügungsbeſchränkungen befreien kann, namentlich, was hier allein 
in Betracht kommt, nicht von der Beſchränkung im § 2113 
Abſ. 2 BGB., daß die Verfügung des Vorerben über einen 
Erbſchaftsgegenſtand, die unentgeltlich oder zum Zwecke der 
Erfüllung eines vom Vorerben erteilten Schenkungsverſprechens 
erfolgt, beim Eintritte der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam iſt, 
als dadurch das Recht des Nacherben vereitelt oder beeinträchtigt 
wird. Ob eine Verfügung des Vorerben eine entgeltliche oder 
unentgeltliche iſt, läßt ſich mit den im Grundbuchverfahren 
zuläffigen Beweismitteln, abgeſehen von einer beglaubigten 
Erklärung des Nacherben nicht mit Sicherheit feſtſtellen. Denn 
wenn auch eine Verfügung ſich äußerlich als eine entgeltliche 
darſtellt — Verkauf, Abtretung gegen Gegenleiſtung —, iſt 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß dadurch eine in Wirklichkeit 
unentgeltliche Verfügung verdeckt wird. Mit einer fo ver 
antwortlichen Prüfung und Feſtſtellung ſoll und kann der 
Grundbuchrichter nicht befaßt werden, ſondern es ſoll die Ent ⸗ 
ſcheidung dem Nacherben ſelbſt überlaſſen und dadurch vor- 
behalten bleiben, daß in allen Fällen das Recht des Nacherben 
eingetragen wird. Das Grundbuchamt kann freilich von den 
Vorausetzungen einer Eintragung, die nicht in einer Eintragungg 
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bewilligung oder einer ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen 
Erklärung beſtehen, abſehen, ſoweit bei ihm die Vorausſetzungen 
offenkundig find (GBO. § 29 Satz 2). Offenkundigkeit der 
Entgeltlichkeit einer Verfügung des Vorerben wird aber für den 
Grundbuchrichter kaum in Betracht kommen können, da er fie 
aus dem allgemeinen Erfahrungsſatze, daß Grundſtücke oder 
Rechte daran nicht verſchenkt zu werden pflegen, nicht entnehmen 
darf. Für ihn muß vielmehr offenkundig ſein, daß in dem ihm 
gerade vorliegenden Falle eine unentgeltliche Verfügung nicht in 
Frage ſteht. Hiernach iſt es nicht zuläſſig, daß auf Grund 
einer Verfügung des befreiten Vorerben ohne Rückſicht auf das 
Recht des Nacherben eine Rechtsänderung in das Grundbuch 
eingetragen wird; vielmehr bedarf es, ſo oft der Nacherbe in die 
Verfügung nicht eingewilligt hat, dazu der vorherigen Ein⸗ 
tragung des Vorerben und des Rechtes des Nacherben ſowie der 
Befreiung des Vorerben von den Beſchränkungen ſeines Ver⸗ 
fügungsrechts. Grudbuchſ. Löbtau, Beſchl. v. 12. Juli 05, 
B 220/05 V. — Dresden. 
Konkursordnung. 
32. 88 51, 53, 58 KO. Bedeutung der Unzulänglid- 
keit der Maſſe gegenüber einer feſtgeſtellten Maſſeforderung. 
Das Honorar des Beklagten als ehemaligen Verwalters 
im T. chen Konkurſe war durch Beſchluß des Konkursgerichts 
auf 2 300 Mark feſtgeſetzt worden. Der Gerichtsſchreiber verſah 
dieſen Beſchluß mit der Vollſtreckungsklauſel und der Beklagte 
belegte das Bankguthaben des Konkurſes im Wege der Ver⸗ 
Pfändung nach 8 845 3PO. in Höhe von 2314 Mark mit 
Beſchlag. Der jetzige Verwalter erhob deshalb Klage gegen den 
Beklagten auf Zurückweiſung der Arreſtpfändung. Inzwiſchen 
erwirkte Beklagter die Auszahlung des Betrags von 2 312,50 
Mark aus dem Bankguthaben. Beklagter wurde verurteilt und 
ſeine Revifion wurde zurückgewieſen: Ob der in der Literatur 
vertretenen Anficht, die gemäß § 77 a. F. § 85 Abſ. In. F. 
KO. vom Konkursgericht getroffene Feſtſetzung des Honorars 
des Verwalters liefere einen ſofort unmittelbaren Vollſtreckungs⸗ 
titel im Sinne des § 794 Ziffer 3 ZPO. (vergl. Jaeger, 
KD. S. 563 Anm. 4; Wolff, KO. S. 280 Nr. 5) beizutreten 
wäre, mag ebenſo dahin geſtellt bleiben, wie die Frage, ob die 
Vollſtreckbarkeit des Feſtſetzungsbeſchluſſes durch eine nach 8 732 
ZPO. ergangene Entſcheidung rechtskräftig feſtgeſtellt ſei, da die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts auch abgeſehen von der 
Frage der Zuläffigkeit der Vollſtreckung fachlich gerechtfertigt er- 
ſcheint. Die durch das Konkursgericht erfolgte Feſtſetzung des 
Honorars des Verwalters begründet eine Schuld der Maſſe an 
den Verwalter ($ 51 Ziffer 2 a. F., § 58 Ziffer 2 n. F. KO.), 
Maſſegläubiger find keine Konkursgläubiger. Sie find demnach 
auch nicht den Beſtimmungen der 88 10, 11, 12 a. F. (12, 
14, 15 n. F.) KO. unterworfen. Solange nicht feſtſteht, daß 
die Maſſe nicht einmal zur Vollbefriedigung der Maſſegläubiger 
ausreicht, kann jeder einzelne Maſſegläubiger ſelbſt feinen An- 
ſpruch gerichtlich oder außergerichtlich gegen den Verwalter geltend 
machen und ſich im Vollſtreckungswege Sicherung oder Be⸗ 
friedigung aus Maſſegegenſtänden verſchaffen. (Jaeger, KO. 
2. Aufl. zu 8 60 n. F. S. 456; Wolff, KO. S. 210, 
Wilmowski V. Aufl. zu § 58 a. F. S. 244, VI. Aufl. zu 
5 60 n. F. S. 262.) Sobald fi aber herausſtellt, daß die 
Konkursmaſſe zur vollſtändigen Befriedigung aller Maſſegläubiger 
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nicht ausreicht, jo tritt die verhältnismäßige Befriedigung nach 
der in 8 53 a. F. (8 60 n. F.) KO. angeordneten Rang⸗ 
ordnung ein. Von da an kann kein Maſſegläubiger ein dem 
§ 53 (§ 60) widerſprechendes Vorrecht durch Zahlung Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder Arreſt wirkſam erlangen. (Wilmowski V. Aufl. 
zu 853 ©. 245, VI. Aufl. zu dem gleichlautenden 8 60 
u. F. KO. S. 263). Was aber ein Maſſegläubiger, nachdem 
ſich die Unzulänglichkeit der Konkursmaſſe herausgeſtellt hat, 
aus der Maſſe der Beſtimmung des 8 53 a. F. (8 60 n. F.) 
zuwider, ſei es im Wege der Sicherſtellung oder der Befriedi⸗ 
gung, erhalten hat, kann der Konkursverwalter wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung zur Maſſe zurückfordern. (Wilmowski 
KO. V. Aufl. zu $ 53 S. 245, VL Aufl. zu $ 60 S. 263 
Nr. 6; Stieglitz, KO. S. 363; Peterſen, Kleinfeller IV. Aufl. 
S. 313.) Darüber, unter welchen Vorausetzungen anzunehmen 
ſei, daß ſich die Unzulänglichkeit der Maſſe „herausgeſtellt habe“, 
beſteht keine Einigkeit. Mehrfach wird die Anſicht aufgeſtellt, 
das Konkursgericht habe den Eintritt der Unzulänglichkeit feſt⸗ 
zuſtellen. (Voͤlderndorff, die KO. II. Aufl. V. Bd. S. 602; 
Willenbücher, die RO. S. 129; Endemann, das deutſche 
Konkursverfahren S. 368.) Jaeger a. O. S. 487 iſt der 
Anficht, zunächſt habe der Konkusververwalter über die Frage 
zu befinden, ob ſich Unzulänglichkeit herausgeſtellt habe oder 
nicht. Daß das Konkursgericht durch befchwerdefähigen Beſchluß 
den Zeitpunkt des Eintritts der Unzulänglichkeit feſtzuſtellen 
habe, ſei nirgends gejagt und auch aus den 88 187, 204 
nicht abzuleiten. Das „Sich⸗Herausſtellen“ der Unzulänglichkeit 
der Konkursmaſſe beſteht darin, daß dieſer Zuſtand tatſächlich 
erkennbar wird. Wann und durch welche Tatſachen dieſe 
Erkennbarkeit hervortritt, iſt, ſoweit es ſich um die Erkenntnis 
desjenigen handelt, für deſſen Vorgehen die Erkennbarkeit maß⸗ 
gebend ſein muß. nach der konkreten Sachlage „der Beziehung 
der objektiven Tatſache zu den in Betracht kommenden Perſonen“ 
(Wolff a. a. O. S. 231), zu beurteilen. (Die Unzulänglichkeit 
der Maſſe wird feſtgeſtellt.) U. v. 26. Juni 05, 526/04 VI. — 
Oldenburg. 

Reichs geſetz über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

33. 8 177 Abſ. 1 in Verbindung mit $ 2242 BGB. 
Umfang der Formvorſchrift.] 

Den in der erſten Inſtanz von der Klägerin vorgelegten 
notariellen Vertrag vom 14. Juli 1903 halten die Vorinſtanzen 
als gegen die zwingende Vorſchrift des $ 177 Abſ. 1 Satz 1 
und 2 FGG. verſtoßend, für nichtig. Die Vorinſtanzen ver- 
treten die Auffaſſung, daß die in dem angezogenen Paragraphen 
vorgeſchriebene Feſtſtellung, daß das Protokoll vorgeleſen, von 
den Beteiligten genehmigt und von ihnen eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben iſt, einen notwendigen Beſtandteil des ganzen von den 
Beteiligten zu unterſchreibenden Protokolls bilde, daß dagegen 
das ſich unterhalb der Unterſchrift der Beteiligten erteilte Atteſt 
des Notars den Vorſchriften des ſeit dem 1. Januar 1900 
geltenden Rechts nicht entſpreche. Die hier aufgeworfene Streit⸗ 
frage iſt zwar in früheren Entſcheidungen des RG., Beſchluß 
bes IV. Senats, vom 27. Juni 1901, 183/1901 (abgedruckt 
in der Juriſtiſchen Monatsſchrift für Poſen Bd. 4 S. 144), 
RG. 50, 215; 53, 150; JW. 04, 14415, berührt, aber nicht 
entſchieden worden. Die hier in Rede ſtehende, auch für die 


643 


Auslegung des mit dem 8 177 FGG. ſich faft wörtlich 
deckenden 8 2242 BGB. bedeutungsvolle Streitfrage war nach 
dem Inhalt des § 177 und der damit im Zuſammenhang 
ſtehenden weiteren Beſtimmungen des gedachten, die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 1. Januar 1900 ab 
regelnden Reichsgeſetzes im Sinne des von den Vorinſtanzen 
eingenommenen Standpunktes zu entſcheiden. Die notarielle 
Verhandlung vom 14. Juli 1903 iſt, wie ihr Inhalt zeigt, 
entſprechend den Vorſchriften des Preußiſchen Geſetzes vom 
11. Juli 1845 über das Verfahren bei Aufnahme von Notariats⸗ 
inſtrumenten aufgenommen worden. Das die Erklärung der 
Vertrags ſchließenden enthaltende, an die Spitze geſtellte, Protokoll 
iſt — ohne einen Vermerk über Vorleſung, Genehmigung und 
Unterzeichnung zu enthalten — von den Vertragſchließenden 
unterſchrieben worden ($ 13). Darunter befindet ſich das in 
5 14 vorgeſchriebene Atteſt des Notars, daß die vorſtehende 
Verhandlung ſo, wie ſie niedergeſchrieben iſt, ſtattgefunden hat, 
daß ſie den Erſchienenen in Gegenwart des Notars laut vor⸗ 
geleſen, von ihnen genehmigt und, wie vorſteht, eigenhändig 
unterzeichnet worden iſt. Die ſolchergeſtalt geſchloſſene Ver⸗ 
handlung iſt ſodann von dem Notar mit Vor- und Zunamen 
unterſchrieben worden (§ 14). Dem erwähnten preußiſchen 
Geſetze lag ſonach eine Unterſcheidung zwiſchen dem die Er⸗ 
klärungen der Beteiligten enthaltenden Protokolle und dem auf 
die Kenntnis und Wahrnehmung des Notars ſich ſtüͤtzenden 
Schlußatteſt zugrunde. Lediglich durch dieſes Atteſt ſollte die 
Feſtſtellung erfolgen, daß die aufgenommene Verhandlung den 
Beteiligten vorgeleſen, von ihnen genehmigt und unterzeichnet 
iſt. Eine ſolche Unterſcheidung liegt dem Reichsgeſetz fern. 
Dasſelbe verweiſt nicht nur die Erklärungen der Beteiligten 
ſondern auch die auf der Kenntnis und Wahrnehmung der 
Urkundsperſonen beruhenden Feſtſtellungen in das Protokoll. 
So beſtimmt der dritte Abſatz des 8 176, das Protokoll ſolle 
die Angabe enthalten, ob die Urkundsperſon die Beteiligten kennt 
und, ſofern dies nicht der Fall iſt, in welcher Weiſe ſie ſich 
Gewißheit verſchafft hat; iſt dieſe Gewißheit nicht erlangt, ſo 
ſollen der Sachverhalt und dasjenige, was zur Feſtſtellung der 
Perſoͤnlichkeit beigebracht iſt, in das Protokoll aufgenommen 
werden. Hierauf folgen unmittelbar als zwingende Vorſchriften 
die beiden erſten Sätze des erſten Abſatzes des §8 177: „Das 
Protokoll muß vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt und 
von ihnen eigenhändig unterſchrieben werden. Im Protokoll 
muß feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt.“ Der Zuſammen⸗ 
hang dieſer Vorſchriften nötigt zu der Annahme, daß die im 
zweiten Satze vorgeſchriebene weſentliche Feſtſtellung einen not⸗ 
wendigen Beſtandteil des im erſten Satze bezeichneten Protokolls 
bilden muß. Eine Beſtärkung dieſer Annahme gewährt die 
Faſſung, in welcher § 179 Abſ. 2 mit denſelben Worten, 
„daß dies geſchehen iſt“, in einem Satze eine anderweite Feſt⸗ 
ſtellung in dem Protokolle vorſchreibt. Hiernach muß das 
Protokoll dem der deutſchen Sprache nicht mächtigen Be⸗ 
teiligten ... in der fremden Sprache vorgetragen werden und 
die Feſtſtellung enthalten, daß dies geſchehen iſt. In dem Reichs- 
geſetz iſt überall nur von dem Protokoll die Rede, eine etwaige 
Scheidung zwiſchen einem Protokollteile, der den Anforderungen 
des § 177 Abſ. 1 Satz 1 entſpricht und einem anderen von 
dieſen Anforderungen befreiten Teile des Protokolls wird nirgends 
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gemacht. Die den 8 177 FGG. und den 8 2242 DSL. 
betreffende Auslegung der Vorinſtanzen wird auch von der 
Mehrzahl der Kommentatoren geteilt. Planck, BGB. § 2224 
Anm. 2 d; Birkenbihl, freiwillige Gerichtsbarkeit 8 177 
Anm. 2; Fuchs, Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit 8 177 Anm. 2a; Jaſtrow, deutſch⸗ 
preußiſches Notariatsrecht 8 177 Anm. 8; Raußnitz, 
Kommentar z. Fr. Ger. Geſ. 8 177 Anm. 1. Dieſen 
gegenüber wird eine abweichende Anficht vertreten von 
Dorner, Kommentar zum Geſetz, betr. Angelegenheiten der 
freiw. Gerichtsbarkeit 8 177 Anm. 2b, 3 b. Die notarielle 
Urkunde vom 14. Juli 1903 entſpricht ſonach nicht den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes. H. 6. W., U. v. 29. Juni 05, 100/05 V. 
— Naumburg. 

Wettbewerbsgeſetz. 

34. SS 1 und 6 Unl WG. verb. mit $ 139 35 O. Nähere 
Begründung des Einredevorbringens, nach welchem auch die 
Aktlvlegitimation des Klägers zu beanſtanden wäre.] 

Die Milchzentrale und die vereinigten Milchhändler be⸗ 
kämpften ſich gegenſeitig durch oͤffentliche Verſammlungen und 
Verlautbarungen in der Preſſe. Während dieſes im Berliner 
Volksmunde „Milchkrieg“ benannten wirtſchaftlichen Kampfes 
verſandte die Milchzentrale ein Zirkular an die Hausfrauen in 
Berlin, in dem es auch heißt: Halbmilch, die in Berlin zu 
Vollmilchpreiſen verkauft wird, führen wir nicht; ½ Liter Voll⸗ 
milch und / Liter Magermilch = 1 Liter Halbmilch a 14 Pfennig 
Der Kläger, ein Mitglied der 
Milchhändler, fieht ſich durch die in dem gedachten Zirkular 
aufgeſtellte allgemeine Behauptung: „vom Milchhandel in Berlin 
wird Halbmilch zu Vollmilchpreiſen verkauft“ nach 8 6, für- 
ſorglich auch nach § 1 UnlWGG., verletzt und hat mit der 
Klage unter Vorbehalt des Schadensanſpruchs beantragt, der 
Milchzentrale das Aufſtellen der allgemeinen Behauptung, daß 
„vom Milchhandel in Berlin Halbmilch zu Vollmilchpreiſen 
verkauft wird“, zu unterſagen. Die Beklagte wurde verurteilt, 
das RG. hob auf: Der Berufungsrichter hat angenommen, 
daß die Beklagte durch die beanſtandete Stelle ihres Zirkulars, 
„Halbmilch, die in Berlin zu Vollmilchpreiſen verkauft wird, 
führen wir nicht“, in Wirklichkeit im Sinne von 8 6 UnlWG. 
behauptet habe: im Berliner Milchhandel ſei als Vollmilch zu 
Vollmilchpreiſen verkaufte Milch der Regel nach in Wirklichkeit 
nicht Vollmilch, oder, wie ſich der Berufungsrichter an anderer 
Stelle ſeiner Urteilsgründe ausſpricht: das Berliner Publikum 
erhalte von den Berliner Milchhändlern trotz Zahlung von 
Vollmilchpreiſen in der großen Mehrzahl der Fälle ſtatt 
Vollmilch nur Halbmilch, und daß die Beklagte gegen 8 6 
Unl WG. verſtoßen habe, wenn ihr nicht der Beweis gelinge, 
daß im Berliner Milchhandel der Verkauf von Halbmilch zu 
Vollmilchpreiſen, wenn ſchon nicht in allen Fällen, ſo doch in 
einem ſo überwiegenden Maße ſtattfinde, daß dies allgemein 
von dem Berliner Milchhandel behauptet werden könne. Die 
Beklagte hatte eine Anzahl Milchkühler als Zeugen zum 
Beweiſe dafür erboten, „daß nach einer im Milchhandel außer⸗ 
ordentlich verbreiteten Übung von den mit der Abnahme der 
Milch betrauten Milchkühlern, die im Dienſte der Milchhändler 
ſtänden, die Milch ſchon an den Produktionsſtellen in außer ⸗ 
ordentlichem Umfange verfälſcht worden ſei, indem man durch 
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Zentrifugen von einem Teile der Milch das Fett entnommen 
und zu dem übrigen Teile der Milch von der entrahmten Milch 
ſoviel zugegoſſen habe, daß noch gerade die polizeilich für den 
Fettgehalt feſtgeſetzte Grenze eingehalten wurde. Der Berufungs- 
richter hat dieſes Beweiserbieten als unfubftanttiert zurück⸗ 
gewieſen mit den Erwägungen: Es fehle an jeder näheren An⸗ 
gabe darüber, wieviele Milchhändler überhaupt in Betracht 
kämen, die einen Milchkühler an der Produktionsſtelle halten, 
wieviele Milch auf dieſe Milchhändler von der geſamten in 
Berlin zum Verkauf kommenden Milch entfalle und welcher 
Teil dieſer Milch in der von der Beklagten behaupteten Weiſe 
verfälſcht ſein ſoll; die von der Beklagten benannten Kühler 
könnten nur Bekundungen machen über die von ihnen ſelbſt 
geſammelte Milch. Dieſe Bekundungen konnten daher nicht aus⸗ 
reichen, um dem Gericht eine Beurteilung zu ermöglichen, ob 
der Vorwurf der Milchverfälſchung dem Milchhandel in der 
allgemeinen Weiſe, wie es von der Beklagten geſchehen, gemacht 
werden konnte. Dem Gerichte koͤnne nicht zugemutet werden, 
durch eine unabſehbare Beweisaufnahme der Beklagten erſt das 
nötige Informations material zu beſchaffen. In dem Zurück⸗ 
weiſen dieſes Beweiserbietens liegt ein prozeſſualer Verſtoß, der 
zur Aufhebung des Berufungsurteils führen muß. Der 
Berufungsrichter hatte zum mindeſten durch Ausübung des 
richterlichen Fragerechts Bedenken in bezug auf die mangelnde 
Subftantiierung jenes Beweiserbietens den Parteien bekannt zu 
geben und dadurch der Beklagten die Möglichkeit zu eröffnen, 
die angeblich noch nicht zureichende Subſtantiierung des Beweis⸗ 
erbietens zu ergänzen. Nach Lage der Sache war überdles für 
das Beweiserbieten nicht die weitgehende Konkretiſierung nötig, 
die der Berufungsrichter verlangt hat. Letztere hätte vielleicht 
in jenem Umfange entſprechend verlangt werden können, wenn 
die Beklagte in ihrem Zirkulare über den Kläger — und über 
ihn allein — die vom Berufungsrichter darin gefundene Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt hätte. Im gegebenen Falle kann nur 
deshalb, weil nach Annahme des Berufungsrichters die von ihm 
im Zirkular gefundene Behauptung ſich auf die Allgemeinheit 
der Milchhändler in Berlin und dadurch auch auf den Kläger 
bezieht, überhaupt eine Aktivlegitimation des Klägers an⸗ 
genommen werden. Liegt aber die Sache derart, ſo muß 
auch der Beklagten für die Anforderungen an die Kon- 
kretiſierung ihres Wahrheitsbeweiſes weiterer Spielraum 
gewährt werden. Z. f. M. 6. B., U. v. 7. Juli 05, 176/05 II. 
— Berlin. 

Patentrecht. 

35. Lizenzvertrag rechtswirkſam auch bei ſpäterer Ver⸗ 
nichtung des Patentes. 

Zwiſchen den Parteien war ein Lizenzvertrag abgeſchloſſen, 
durch den ſich Beklagter verpflichtete, jährlich 500 Stück Be⸗ 
ſchläge einer dem Kläger patentierten Art zu beziehen. Die 
Entſcheidung wurde von Leiſtung eines dem Kläger auferlegten 
Eides abhängig gemacht und die Revifion des Beklagten zurück⸗ 
gewieſen: Dem Berufungsurteil liegt die Rechtsauffaſſung zu⸗ 
grunde, daß Kläger ſeinerſeits durch die Erteilung der Erlaubnis 
zur Benutzung der Erfindung, Lieferung der Beſchläge ſowie 
mangels einer Störung in der Benutzung des Patents in dem 
fraglichen Jahre feine Verpflichtung aus dem Lizenzvertrage 
vollſtändig erfüllt habe, während andererſeits die Beklagte 
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ihre Vertragspflicht nicht erfüllt habe, obwohl fie dazu imſtande 
geweſen ſei. Dieſe Auffaſſung entſpricht einer zutreffenden 
Würdigung des rechtlichen Charakters des ſog. Lizenzvertrages, 
für welchen weſentlich andere Grundſätze gelten müſſen, als für 
den Fall, daß das Patentrecht ſelbſt verkauft iſt. Gegen⸗ 
ſtand des Vertrages iſt bei der Lizenzerteilung nicht das Recht, 
ſondern ſeine Nutzung. Durch den Lizenzvertrag geſtattet der 
Patentinhaber dem Lizenzträger die Ausbeutung der Erfindung, 
die gewerbliche Benutzung. Er macht ihm gegenüber von ſeinem 
Verbietungsrechte keinen Gebrauch. Aber er überträgt ihm ſein 
Patentrecht nicht, auch nicht teilweiſe. Wird in einem ſolchen 
Falle das Patent nachträglich für nichtig erklart, fo hat der 
Patentinhaber, wie in dem Urteile des erkennenden Senats 
(RG. 17, 53) näher ausgeführt iſt, wenigftens für die Zeit, 
in welcher er tatſächlich dem Lizenzträger den Genuß des 
Patentſchutzes gewähren konnte und den Vertrag erfüllt hat, auf 
das entſprechende Entgelt Anſpruch. Die Nichtigkeitserklärung 
des Patents hat zwar rückwirkende Kraft; allein ſoweit kann 
die Fiktion der Rückwirkung nicht ausgedehnt werden, daß fie 
ſelbſt die Tatſache zerftört, daß der Schutz (wenn auch kein 
geſetzlich begründeter) beſtänden habe. Die von Staub im 
PBl. 1888 S. 55 und Kohler JL Bl. Bd. IX S. 131 ver- 
tretene Anficht, daß es, weil die Nichtigkeitserklärung zurück⸗ 
wirkt, an einem Vertragsgegenſtande gefehlt habe, iſt nicht zu⸗ 
treffend, weil das verliehene Patent den unmittelbaren 
Gegenſtand des Vertrages bildet. Vergl. auch RG. 20, 128; 
Düringer und Hachenburg, HGB. Bd. III S. 43. L. o. C., 
U. v. 4. Juli 05, 123/05 II. — Zweibrücken. 

Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

36. 55 5, 6, 12 WZ. Zuſtändigkeit des Patentamts 
oder der Gerichte 7] 

Klägerin hat beim LG. Mainz gegen die Beklagte Feſt⸗ 
ſtellungsklage mit dem Antrage erhoben, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, anzuerkennen, daß ſie nicht berechtigt iſt, der Führung 
des aus einem W mit darüber befindlichem Globus beſtehenden 
Warenzeichens für Weine und Liköre ſeitens der Klägerin zu 
widerſprechen. Die Beklagte, für welche unter Nr. 3301 der 
Zeichenrolle für ihre Waren: Weine, Spirituofen und Liköre 
ein ſog. Globuszeichen bereits ſeit einer Reihe von Jahren ein- 
getragen iſt, hat Abweiſung der Klage beantragt. Sie hat 
zunächſt die Zuläſfigkeit der Feſtſtellungsklage beanſtandet; fie 
hat ſodann weiter geltend gemacht, daß die durch die Klage zur 
richterlichen Entſcheidung geſtellte Frage im Verhältnis zwiſchen 
ihr und der Klägerin endgültig durch das Kaiſerl. Pat A. zu 
ihren Gunſten entſchieden und deshalb der richterlichen Nach⸗ 
prüfung entzogen ſei. Die Klägerin hat ihr Globuszeichen 
ſchon im Jahre 1897 für alle ihre Waren angemeldet; auf 
Widerſpruch der Beklagten und anderer Inhaber von Globus⸗ 
zeichen wurde die Eintragung für eine Reihe beſtimmter, von 
der Klägerin geführter Waren, und insbeſondere für Weine und 
Liköre durch Beſchluß des Kaiſerl. Pat A. vom 4. April 1898 
verſagt. Die von der Klägerin erhobene Beſchwerde wurde 
durch Entſcheidung der Beſchwerdeabteilung des Kaiſerl. Pat A. 
vom 28. September 1898 verworfen. Das gleiche Schickſal 
erfuhr eine ſpätere Anmeldung der Klägerin; durch Beſchluß 
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tragung eines Globuszeichens für Weine, Liköre und Spirituoſen 
mit Rückſicht auf das Warenzeichen der Beklagten abgelehnt. 
Der erſte Richter wies die Klage ab. Der zweite Richter wies 
die Berufung der Klägerin zurück. Beide Vorinſtanzen hielten 
fi durch die Entſcheidung des Kaiſerl. Pat A. gebunden. Das 
RG. hob auf. Aus den Gründen: Das OLG. erwägt, daß 
das Kaiſerl. Pat A. als die zuſtändige Behörde in dem dafür 
vorgeſchriebenen Verfahren in kontradiktoriſcher Verhandlung 
zwiſchen den Parteien rechtskräftig und endgültig die zeichen ⸗ 
rechtliche ÜUbereinſtimmung des von der Klägerin geführten 
Zeichens mit der Beklagten für Weine, Liköre und Spirituoſen 
geſchützten feftgeftellt habe: einer Nachprüfung auf Grund einer 
Klage des vom Pat A. abgewieſenen Anmelders durch die Ge⸗ 
richte unterliege dieſe Feſtſtellung nicht. Wolle der Anmelder 
geltend machen, daß ihm ungeachtet der durch das Pat A. feſt⸗ 
geſtellten Übereinſtimmung ein Anſpruch auf die Eintragung 
trotz der Übereinſtimmung auf Grund eines beſonderen Rechts⸗ 
titels zuſtehe, ſo ſei er auf den Weg der Klage nach § 6 Abſ. 2 
verwieſen. Daraus ergebe ſich, daß die Feſtſtellung der Über⸗ 
einſtimmung nach dem durch die Novelle vom 12. Mai 1894 
neugeregelten Vorprüfungsverfahren ausſchließlich Sache des 
Pat A. je. Man habe auch das Geſetz vom 12. Mai 1894 
die Vorprüfung den Regiſterbehoͤrden, welchen fie urſprünglich 
(Geſetz vom 30. November 1874) zugewieſen war, entzogen, 
und auch die Entſcheidung über den Widerſpruch eines Ein⸗ 
getragenen gegen eine Neuanmeldung dem Pat A. überlaſſen, um 
der unerfreulichen Verſchiedenheit in der Auffaſſung der Gerichte 
vorzubeugen. Man habe ſowohl für die Frage der Verwechſel⸗ 
barkeit der Zeichen als für die Beurteilung der Frage, ob gleich⸗ 
artige Waren vorliegen, das Pat A. für die geeignetere Inſtanz 
gehalten. Die Erwägungen des OLG. wären zutreffend, wenn 
es fich im vorliegenden Prozeſſe um die Frage der Eintrags - 
fähigkeit des klägeriſchen Warenzeichens für Wein, Liköre und 
Spirituoſen handeln würde. (Vergl. RG. 38, 65.) Das OLG. 
verkennt aber die Tragweite der in den 88 5 und 6 des Ge⸗ 
ſetzes gegebenen Beſtimmungen, wenn es dieſelben auf den im 
vorliegenden Prozeß zum Austrag zu bringenden Streit an⸗ 
wendet. Die Klägerin begehrt nicht die Eintragung ihres 
Zeichens für die mehrfach erwähnten Waren; ſie beanſprucht 
nicht die Rechte aus § 12 des Geſetzes. Sie verlangt lediglich 
die Feſtſtellung, daß der Beklagten kein Unterſagungsrecht aus 
8 12 des Geſetzes gegenüber dem von ihr tatſächlich geführten 
Zeichen zuſtehe. Sie will ſonach feſtgeſtellt haben, daß ſie 
durch den Gebrauch ihres Zeichens nicht in das Zeichen recht 
der Beklagten eingreife. Zu der Entſcheidung hierüber 
iſt nicht das Pat A., ſondern find ausſchließlich die Gerichte be- 
rufen. Der Fall iſt rechtlich nicht anders zu beurteilen, als 
wenn Beklagte wegen Verletzung ihres Zeichenrechtes negatoriſch 
gegen Klägerin geklagt und dieſe zu ihrer Verteidigung geltend 
gemacht hätte, daß das von ihr tatſächlich geführte Zeichen mit 
dem der Beklagten durch die Eintragung geſchützten nicht über⸗ 
einſtimme und auch keine Gefahr der Verwechſelung im Verkehr 
vorliege. Daß die offene Handelsgeſellſchaft A. Wertheim, 
welche durch die Drohung der Beklagten zur Feſtſtellungsklage 
veranlaßt war, ſich in der Parteirolle der Klägerin befindet, iſt 
für die im Prozeſſe auszutragende Frage unerheblich. Die Ent⸗ 
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Eintragung des Zeichens der Klägerin für Weine, Liköre und 
Spirituoſen abgelehnt wurde, find für das Gericht in keiner 
Weiſe bindend; fie entheben es nicht der Verpflichtung, ſelbſtändig 
zu prüfen, ob das Verhalten der Klägerin eine Verletzung des 
Zeichenrechts der Beklagten enthalte. Allerdings wird das Ge⸗ 
richt die Auffaſſung des Pat A., welchem eine beſondere Sach⸗ 
kunde auf dieſem Gebiete innewohnt, jedenfalls in Berückfichtigung 
ziehen; aber die Bedeutung, welche der Entſcheidung des Pata. 
für die Frage der Verletzung des Zeichenrechts zukommt, iſt 
hiernach immer nur eine tatſächliche, konſultative, keine rechtlich 
bindende. (Vergl. auch Urteil des Senats vom 12. Mai 1898, 
mitgeteilt in der JW. 99, 480 Nr. 4.) In ähnlicher Weiſe 
iſt das Verhältnis lauf dem Gebiete des Patentrechts geregelt. 
Die Entſcheidung darüber, ob ein Patent zu erteilen, ob ein 
erteiltes Patent für nichtig oder zurückgenommen zu erklären ſei, 
{ft ausſchließlich dem Pat. vorbehalten. Handelt es ſich aber 
darum, ob in ein zu Recht beſtehendes Patent durch die Maß⸗ 
nahmen eines anderen eingegriffen werde, ſo find die Gerichte 
zur Entſcheidung hierüber auch dann berufen, wenn hierbei, wie 
in der Regel, die Auslegung und der Umfang des Patentes in 
Frage kommt. (Vergl. RG. 33, 161; 45, 76.) Indem das 
OLG. es abgelehnt hat, in eine Prüfung darüber einzutreten, 
ob das von der Klägerin für Wein, Spirituoſen uſw. tatſächlich 
geführte Zeichen mit dem für die Beklagte geſchützten über- 
einſtimme oder eine die Verwechſelungsgefahr begründende 
Ahnlichkeit zwiſchen beiden Zeichen beſtehe, hat es das 
Geſetz verletzt. W. c. Sch., U. v. 8. Juli 05, 543/04 I. — 
Darmſtadt. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

37. Vertrag, betreffend Überlaſſung einer Linie zum 
Straßenbahnbetrieb begründet nicht ohne weiteres ein Recht 
auf ausſchließliche Ausnutzung des Betriebes.] 

Die Klägerin — Stadtgemeinde Berlin — ſteht mit der 
Aktiengeſellſchaft für elektriſche Hoch⸗ und Untergrundbahnen in 
Verhandlungen wegen Fortführung der jetzt am Pots damer Platz in 
Berlin endigenden Untergrundbahn durch die Voß⸗ und Mohren · 
ſtraße nach dem Hausvogteiplatz und von da zum Spittelmarkt. 
Gegen die Erteilung der Zuſtimmung zu dieſem Unternehmen ſeitens 
der Klägerin erhob die Beklagte — Große Berliner Straßen⸗ 
bahn — Widerſpruch unter Bezugnahme darauf, daß durch die 
mit ihren Rechtsvorgängern abgeſchloſſenen Verträge die Klägerin 
ſich des Rechts begeben habe, innerhalb des Weichbilds der 
Stadt Berlin ſolche Straßenbahnlinien zu bauen und zu be⸗ 
treiben oder den Unternehmern die kleinbahngeſetzliche Zuſtimmung 
zum Bau zu erteilen, die geeignet ſeien, mit den ihr ein⸗ 
geräumten Linien in Wettbewerb zu treten; das ſeien ſolche 
Linien, die den gleichen Verkehrsbedürfniſſen dienten und daher 
die bisherigen Grundlagen des Gedeihens des Betriebs der Be⸗ 
klagten erheblich beeinträchtigen, gleichviel ob es ſich um Flach⸗ 
bahnen oder um Hoch- oder Untergrundbahnen handle; durch 
die geplante Fortführung der Untergrundbahn werde ihr in der 
ihr durch den Vertrag vom 18. Auguſt 1880 eingeräumten Linie 
Potsdamer Tor — Leipzigerſtraße — Spittelmarkt vertragswidrig 
Konkurrenz gemacht. Infolgedeſſen erhob die Stadt Berlin 
Klage mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß ſie im Verhältnis zu 
der Beklagten berechtigt ſei, Straßen und Plätze zur Fort⸗ 
führung der Untergrundbahn in der geplanten Weiſe herzugeben 
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und ihre Zuſtimmung zum Bau dieſer Untergrundbahn zu 
erteilen, und daß die Beklagte nicht berechtigt ſei, aus der Er⸗ 
teilung dieſer Zuſtimmung Entſchädigungsanſprüche gegen fie 
herzuleiten. Die Vorinſtanzen haben dieſem Klagbegehren ent⸗ 
ſprochen. Die von der Beklagten eingelegte Revifion iſt zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Mit der Reviſion iſt allerdings 
anzunehmen, daß es für die Entſcheidung der zwiſchen den 
Parteien ſtreitigen Frage nicht darauf ankommt, welcher rechtliche 
Charakter den in Rede ſtehenden Verträgen im allgemeinen bei⸗ 
zulegen iſt, daß der Inhalt der Verträge insbeſondere, wenn 
man ſie als Mietverträge bezeichnen will, weit über das Maß 
deſſen hinausgeht, was der Mieter an Verpflichtungen regel⸗ 
mäßig zu übernehmen pflegt. Dieſe Beſtimmungen jedoch, wie 
insbeſondere auch der Umſtand, daß der Unternehmer bei dem 
Bau und dem Betrieb der Bahn bedeutende Koſten hat auf- 
wenden müſſen und fortgeſetzt aufwenden muß, rechtfertigen für 
fih allein noch nicht die Auffaflung, es liege in dem Weſen des 
Vertrags, daß dem Unternehmer ein gewiſſes Verkehrsgebiet zur 
Ausnutzung des Verkehrs unter Ausſchluß jeder Konkurrenz über⸗ 
wieſen worden ſei, dies um ſo gewiſſer, als die Feſtlegung eines 
beſtimmten Verkehrsgebiets bei den ſich in dieſer Beziehung fort⸗ 
während verändernden Verhältniſſen einer Großſtadt ſich tat⸗ 
ſächlich gar nicht bewerkſtelligen läßt. Andererſeits kann ebenſo⸗ 
wenig die Auffaſſung gebilligt werden, daß es in der Natur 
dieſer Verträge liege, daß die Stadtgemeinden berechtigt ſeien, 
nach freiem Belieben den Unternehmern Konkurrenz in dem von 
der Beklagten angeführten Sinne zu machen, auch wenn der 
Vorwurf der Schikane ausgeſchloſſen iſt. Vielmehr ergibt der 
Grundſatz von Treu und Glauben, der für die Auslegung dieſer 
Verträge ebenſo nach dem hier maßgebenden AL R., wie nach 
dem BGB. gilt, daß bei Beurteilung der Rechte und Pflichten 
beider Vertragſchließenden ihre Intereſſen in tunlichſt gleichem 
Maße zu berücfichtigen find, und dies muß zur Zurückweiſung 
ber Auffaſſung der Beklagten von der grundſätzlichen Natur der 
in Rede ſtehenden Verträge führen, wie auch der der Klägerin, 
falls ſie das Recht für ſich in Anſpruch nehmen wollte, nach 
völlig freiem Belieben Konkurrenzbahnen zu betreiben oder die 
Zuſtimmung zum Bau ſolcher zu geben. Tragen auch dieſe 
Verträge einen privatrechtlichen Charakter, ſo werden ſie doch 
regelmäßig von den Stadtgemeinden im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt, um ein öffentliches Bedürfnis zu befriedigen, ab- 
geſchloſſen und dies iſt auch im Vertrage vom 13. Mai 1871, 
den die Revifion als den „Grundvertrag“ bezeichnet, ausdrücklich 
hervorgehoben. Bei der Auslegung des Vertrags iſt daher das 
Öffentliche Intereſſe im Auge zu behalten, von dem die Stadt⸗ 
gemeinde, wie ihrem Vertragsgenoſſen ohne weiteres erkennbar, 
bei Abſchluß des Vertrags geleitet worden iſt, und von dieſem 
Standpunkt aus müßte es als unzutreffend und mit der Natur 
des Vertrags im Widerſpruch ſtehend bezeichnet werden, wenn 
man der Stadtgemeinde auch für den Fall den Bau und den 
Betrieb von Konkurrenzbahnen oder das Recht der Zuſtimmung 
hierzu verſagen wollte, daß ein dringendes öffentliches Intereſſe 


den Betrieb ſolcher Bahnen erfordern würde. Denn dann würde 


gerade das, was ſie, wie der Unternehmer wußte, mit dem Ver⸗ 
tragsabſchluß erſtrebte, nach Belieben des Unternehmers vereitelt 
werden können. Andererſeits iſt zu berüdfichtigen, daß, weſſen 
ſich die Stadtgemeinde ebenſo bewußt ſein muß, der Unternehmer 
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den Vertrag abſchließt, um durch den Betrieb der Bahn einen 
finanziellen Gewinn zu erzielen, und daraus folgt, daß es der 
Stadtgemeinde nicht geſtattet ſein kann, nach freiem Belieben 
dem Unternehmer Konkurrenz zu machen oder die Hand zu einer 
ſolchen zu bieten und ihn dadurch erheblich zu ſchädigen. Beide 
Teile müſſen ſich vielmehr, ſoweit nicht etwas Gegenteiliges 
vereinbart worden — was der beweiſen muß, der ſich darauf 
beruft —, die Beſchränkungen gefallen laſſen, die aus dem beider⸗ 
ſeitigen, je dem andern Teil bekannten Intereſſe an dem Ver⸗ 
tragsabſchluſſe ſich ergeben, und daher kann, wenn man nur die 
Natur des Vertrags an ſich in Berückſichtigung zieht, der Unter- 
nehmer auch Maßnahmen der Stadtgemeinde nicht widerſprechen, 
die, von einem dringenden öffentlichen Intereſſe erfordert, die 
Bedingungen ſeines Gewerbebetriebs abzuändern geeignet find. 
Was in dieſer Beziehung die Stadtgemeinde zu fordern berechtigt 
iſt, welche Beſchränkungen der Unternehmer ſich gefallen laſſen 
muß, iſt nach den Verhältniſſen des Einzelfalls zu beurteilen. 
Mit dieſer Auffaſſung von dem Weſen des Zuſtimmungsvertrags 
ſteht auch das Urteil des II. 3S. des RG. vom 29. März 1898 
in Sachen der Stadtgemeinde Coöln wider die Coͤlniſche Straßen ⸗ 
bahngeſellſchaft im Einklang; die Anſicht der Beklagten, in 
dieſem Urteil werde das Weſen eines ſolchen Vertrags 
dahin beurteilt, daß durch ihn an und für ſich ſchon dem 
Unternehmer ein gewiſſes Verkehrsgebiet zur ausſchließlichen 
Ausnutzung des Verkehrs unter Ausſchluß jeder Konkurrenz über⸗ 
tragen werde, iſt unzutreffend. Vielmehr war die Vorinſtanz 
zu dem Ergebnis, daß die Stadtgemeinde Cöln nicht berechtigt 
ſei, Dritten das Recht zu verleihen, in den dem verklagten 
Unternehmer konzeſſionierten Linien und ſolchen Linien, die mit 
ihr unmittelbar konkurrierten, Straßenbahnen zu betreiben, durch 
die Auslegung der zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Verträge gelangt und das RG. hat die Revifion der Stadt⸗ 
gemeinde, deren Rüge dahin ging, daß das Os G. die Verträge 
nur nach dem Intereſſe der Beklagten beurteilt habe, mit der 
Erwägung zurückgewieſen, daß die Verträge nach dem aus ihrem 
Wortlaut und ihrem Inhalt, aus ihrer Natur und ihrem Zwecke 
fih ergebenden gemeinſchaftlichen Willen der Parteien unter Be⸗ 
rückſichtigung von Recht und Billigkeit ausgelegt worden ſeien. 
Einen Rechtsſatz über das Weſen des Zuſtimmungsvertrags hat 
daher das RG. nicht ausgeſprochen, es iſt nur der vom Os. 
gefundenen Auslegung der konkreten Verträge beigetreten. 
In der jetzigen Sache hat das Berufungsgericht unter eingehender 
Würdigung der Verhandlungen, die zum Abſchluß der Verträge 
geführt haben, dargelegt, daß das Streben der Rechts vorgängerin 
der Beklagten zwar dahin gegangen iſt, daß ihr der Ausſchluß 
von Konkurrenzbahnen zugefichert werde, daß aber die Klägerin 
dieſem Verlangen entſchieden entgegengetreten iſt. Hieraus hat 
es den Schluß gezogen, daß die Klägerin hinfichtlich der Erteilung 
der Zuſtimmung zum Bau von Konkurrenzbahnen ſich völlige 
Freiheit ihrem Vertragsgenoſſen gegenüber hat vorbehalten wollen 
und daß die Rechtsvorgängerin der Beklagten dieſem für fie 
erkennbaren Willen durch Abſchluß der Verträge ſich unterworfen 
hat, und es hat weiter feſtgeſtellt, daß auch das Verhalten der 
Beklagten nach Abſchluß des letzten Vertrags keine andere 
Deutung zulaffe, als daß fie davon ausgegangen iſt, daß ihr 
das jetzt in Anſpruch genommene Recht nicht zusteht. Diele 
Vertragsauslegung iſt als dem Gebiet der Tatſachenwürdigung 
69 
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angehoͤrig für das Reviſionsgericht bindend und fie könnte nur 
dann mit Erfolg angegriffen werden, wenn das Berufungsgericht 
weſentliche Tatſachen übergangen oder unzweifelhaft anzuwendende 
zivilrechtliche Auslegungsvorſchriften verletzt haben ſollte. Die 
in dieſer Richtung von der Revifion erhobenen Angriffe find 
ebenfalls unbegründet. (Wird dargelegt.) Gr. B. Str. B. c. B., 
u. v. 10. Juli 05, 181/05 VI. — Berlin. 

38. 88 492, 493 Tl. I Tit. 1 in Verbindung mit § 374 
Tl. I Tit. 12 ALR. und §8 2269 BGB. Beerbung aus einem 
wechſelſeitigen korreſpektiven Teſtament bei einem Erbvertrag. 

Was die Stellung des RG. bezüglich der Beerbung aus 
einem wechſelſeitigen korreſpektiven Teſtament anlangt, ſo hat 
der IV. 35. den Gedanken, daß bei dem wechſelſeitigen 
korreſpektiven Teſtament kraft der teſtamentariſchen auch das 
Vermoͤgens des Überlebenden ergreifenden Verfügung des zuerſt 
Verſterbenden der überlebende Fiduziarerbe ſeines eigenen Ver⸗ 
mögen werde und ſchon bei feinen Lebzeiten die eingeſetzten 
Dritten als fideikommiſſariſche Erben ſeines Vermögens zu be⸗ 
trachten ſeien, in einer Reihe von Entſcheidungen (Gruchot 24, 
993; 29, 914; 35, 1049) zurückgewieſen und in Übereinſtimmung 
mit dem V. Senat (JW. 91, 3644) das Verhältnis dahin 
beftimmt, daß der Überlebende nur in bezug auf das Ver ⸗ 
mögen des zuerſt Verſtorbenen Fiduziarerbe werde und daß in 
bezug auf ſein eigenes Vermögen die eingeſetzten Dritten nur 
als von ihm ſelbſt berufene unmittelbare Erben anzuſehen 
ſeien (JW. 93, 167, 2773; Gruchot a. a. O.). Der 
IV. 3S. hat hieraus aber auch bereits wiederholt die — für 
den gegenwärtigen Rechtsſtreit befonders in Betracht kommende — 
notwendige logiſche Folgerung gezogen, daß die eingeſetzten 
Dritten nicht ſchon mit dem Tode des zuerſt Verſterbenden 
und daher nicht ſchon vor dem Tode des überlebenden Teſtators 
ein (trans miſfibeles) des Übergangs auf ihre Erben fähiges Recht 
auf den Nachlaß des letzteren erlangen (Gruchot 24, 994; 
29, 915). Der erkennende Senat ſchließt ſich dieſer letzteren 
Anfiht unbedingt an. Dahingeſtellt kann bleiben, ob im übrigen 
die rechtliche Konſtruktion des Verhältniſſes, wie ſie von dem 
IV. und V. 3 S. angenommen und zuletzt in der Literatur des 
preußiſchen Rechts herrſchend geweſen iſt, ſchlechthin notwendig 
iſt oder ob nicht auch ſchon für das preußiſche Recht die Auf⸗ 


fafjung möglich iſt, die anſcheinend zuerſt (ſ. Loewenwald, die 


gemeinſchaftlichen Teſtamente im BGB. S. 71) von dem 
III. 3 S. für das Gebiet des gemeinen Rechts aufgeſtellt iſt 
(RG. 27, 151) und jetzt im § 2269 BGB. Aufnahme gefunden 
hat. Denn mag man der einen oder anderen Auffaſſung folgen, 
in keinem von beiden Fällen iſt ein vererbbares Recht der ein⸗ 
geſetzten Dritten auf den Nachlaß des überlebenden Teſtators 
vor deſſen Tode denkbar. Zur Klarſtellung der Rechtslage iſt 
noch auf folgendes hinzuweiſen. 1. Für Vermächtniſſe, die 
aus dem Geſamtvermögen der beiben Teſtatoren entrichtet werden 
ſollten, kann eine andere Beurteilung Platz greifen. Es liegt 
bei der einheitlichen Natur dieſer Vermächtniſſe die Annahme 
nahe, daß ſie durch den Tod des zuerſt Verſterbenden nicht in 
zwei getrennte teils an deſſen Nachlaß teils erſt an dem künftigen 
Nachlaß des Überlebenden beſtehende Teile zerriſſen werden 
ſollen. Es läßt ſich daher die Auffaſſung rechtfertigen, daß in 
ſolchem Falle das ganze Vermächtnis, alſo auch ſoweit das 
Vermögen des Überlebenden dabei in Betracht kommt, ſchon 
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mit dem Tode des zuerſt Verſterbenden und dem Erbſchafts⸗ 
antritt des Überlebenden für den Bedachten erworben tft (Striet- 
horſt Arch. 62, 236; Dernburg a. a. O. S. 531; Gruchot 29, 
916; JW. 97, 32511). Die Beſtimmung im § 374 TI. I 
Tit. 12 ALG. bietet in dieſer Hinficht auch eine pofitive Hand⸗ 
habe (efr. auch RG. 11, 258). 2. Von einer Transmiſſion 
(Vererbung des Rechts des eingeſetzten Dritten kann keine Rede 
ſein, wenn ihm ſein Nachkomme kraft geſetzlicher Regel für 
den Fall, daß er vor dem Erblaſſer verſtirbt, ſubſtituiert iſt, 
wie das nach dem ALR. der Fall war bei einem in einem 
Teſtament eingeſetzten Kinde ($ 443 Tl. II Tit. 2). Alsdann 
erbt der den Tod des zuletzt verſterbenden Erblaſſers erlebende 
Nachkomme des vor jenem verſtorbenen eingeſetzten Erben kraft 
eigenen Rechts, nicht kraft Transmiſfion. Die Außerung von 
Förſter⸗Eccius Bd. IV S. 487 Note 42, daß, wenn der von 
beiden Ehegatten berufene Verwandte den Tod des zuletzt ver⸗ 
ſterbenden Teſtators nicht erlebe, zwar Transmiſſion zugunſten 
der Deſzendenz, nicht aber zugunſten anderer Erben eintrete, darf 
hiernach nicht wörtlich genommen werden (ſ. auch Dernburg a. a. O. 
S. 531 zu Note 6 und 7). Es fragt ſich, ob das vorſtehende 
Ergebnis dadurch beeinflußt werden kann, daß es fich im gegen- 
wärtigen Falle nicht um ein wechſelſeitiges korreſpektives Teſtament, 
ſondern um einen Erbvertrag handelt. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. (Wird näher begründet.) R. c. H., U. v. 4. Juli 05, 
573/04 VII. — Naumburg. 

III. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Preuß. Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

39. Tarifſtelle 221. Begriff der Koſten einer Anlage.] 

Der Klägerin iſt im Jahre 1901 vom Regierungs- 
präfidenten zu Potsdam gemäß 5 43 des Geſetzes über Klein ⸗ 
bahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 225) die polizeiliche Genehmigung zur baulichen 
Herſtellung und zum Betrieb einer Anſchlußbahn von der ihr 
gehörigen Gasanſtalt in Martendorf-Lantwig nach der Strecke 
der Preußiſchen Staatsbahn Berlin — Dresden erteilt worden. 
Der beklagte Fiskus erachtete die Genehmigungsurkunde gemäß 
der Tarifſtelle 221 zum Preuß. Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 
1895 zu einem Betrage von 450 Mark für ſtempelpflichtig, 
indem er als Koften der Anlagen folgende Poſten anſah: 
1. Erd- und Oberbauarbeiten 214 400 Mark, 2. Fernſprech kabel 
auf dem Gaswerk 10 554 Mark, 3. Landerwerb 44 000 Mark, 
4. Entſchädigungen 60 Mark, 5. Eiſenbahnkabel 13 432 Mark, 
6. Reichspoſtkabel 14090 Mark, 7. Umbau der Lankwitzer Straße 
17 454 Mark, 8. Koſtenbeitrag für den Umbau der Station 
Marienfelde 109 515 Mark 5 Pf., zuſammen 423 505 Mark 
5 Pf. Klägerin ging davon aus, daß nur die Poſten 1 und 2 
zu den Koſten der Anlage im Sinne der bezeichneten Tarifſtelle 
zu rechnen ſeien und daß danach der Stempel 250 Mark betrage. 
Den gezahlten Mehrbetrag von 200 Mark forderte ſie im 
Rechtswege nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit der Zuſtellung der Klage 
zurück. Der Berufungsrichter wies die Klage ab. Die Reviſion 
iſt zurückgewieſen. Streitig tft lediglich die Frage, ob die vor 
ſtehend unter 3 bis 8 aufgeführten Beträge als Koſten der 
Anlage im Sinne der Tarifſtelle 221 anzuſehen und daher bei 
der Stempelberechnung zu berückſichtigen find. Der Berufungt- 
richter bejaht die Frage und dies erſcheint nicht rechts irrtümlich. 
Die Tariſſtelle 221 verdankt ihre Entſtehung einem bei der 
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dritten Beratung des Stempelſteuergeſetzes gefaßten Beſchluſſe 
des Abgeordnetenhauſes, für welchen eine Begründung fehlt 
(Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes S. 2493). Nach dem 
Entwurfe des Geſetzes war in der Tarifſtelle 22 d die Ver⸗ 
ſteuerung der Genehmigung zur Errichtung der in § 16 Gew. 
und den dazu ergangenen und ferner ergehenden Beſchlüſſen des 
Bundesrats bezeichneten Anlagen nach dem Werte dieſer An⸗ 
lagen vorgeſehen. Um die Schwierigkeiten einer Schätzung 
des Wertes in jedem einzelnen Falle zu vermeiden, wurde in der 
Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes beſchloſſen, nicht den Wert, 
ſondern die zur Errichtung der Anlage wirklich aufgewendeten 
Koſten als Maßſtab der Beſteuerung feſtzufetzen (Kommiſſions⸗ 
bericht S. 29, 30). Was der Geſetzgeber unter den Koſten 
der Anlage verſtanden wiſſen will, iſt aus dem Geſetze ſelbſt 
nicht zu entnehmen. Man erachtete in der Kommiſſion nur die 
Koſten der konzeſſionspflichtigen Anlage für ſtempelpflichtig, 
ſo daß z. B. bei der Errichtung einer chemiſchen Fabrik nur die 
Fabrikanlage ſelbſt, nicht die zu erbauenden Beamten⸗ und 
Arbeiterwohnhäufer in Rechnung zu ſtellen ſeien. Auf eine 
Anfrage, ob auch der Wert des Grund und Bodens, auf dem 
die Anlage hergeſtellt werden ſolle, zu den Anlagekoſten zu 
rechnen ſei, iſt von den Vertretern der Staatsregierung eine 
Erklärung nicht abgegeben. Als Willen des Geſetzgebers wird 
man daher anſehen dürfen, daß jedenfalls nicht die gelegentlich 
der Errichtung einer genehmigungsbedürftigen Anlage, wenn 
ſchon im Zuſammenhange mit ihr vorgenommenen baulichen 
Maßnahmen für die Höhe des Stempels in Betracht zu ziehen 
find, daß es ſich vielmehr um die durch jene Anlage be- 
dingten Koſten handeln muß. Es iſt aber weder aus der 
Faſſung des Geſetzes noch aus den parlamentariſchen Erörterungen 
zu entnehmen, daß der Begriff der Anlagekoſten nur in dem 
engſten, unmittelbar auf den Bau der Anlage, alſo auf das 
Werk ſelbſt beſchränkten Sinne verſtanden werden ſolle und daß 
alle Nebenkoſten, die der Sprachgebrauch gleichfalls als Anlage 
koſten im weiteren Sinne zu bezeichnen pflegt, unberückfichtigt 
zu bleiben hätten. Es entſcheidet eben nicht der Wert der An⸗ 
lage, ſondern der tatſächlich für ihre Schaffung erforderlich 
geweſene Betrag. Auch der Grund der Steuervorſchrift ſpricht 
gegen die enge Auslegung des Begriffs der Anlagekoſten. Es 
ſollte dem Staate durch die für die beſondere Inanſpruchnahme 
amtlicher Tätigkeit für private, der Erzielung von Gewinn 
dienende Zwecke zu erhebende Abgabe, die ſich in mäßigen 
Grenzen hält, eine Mehreinnahme zugeführt werden (vergl. 
Hummel⸗Specht Aum. 1 zu Tarifſtelle 22). Für die Auslegung 
nicht verwertbar iſt der Umſtand, daß in der Tarifſtelle 221 
als Gegenſtand der Beſteuerung die Genehmigung zum Be⸗ 
triebe von Privatanſchlußbahnen bezeichnet iſt. Der 
Steuerſatz bemißt ſich lediglich nach den Koſten der Anlage. 
Zu erörtern iſt, was der Unternehmer hat aufwenden müſſen, 
um die Bahn betriebsfertig herzuſtellen. Prüft man von dieſem 
Gefichtspunkt aus die ſtreitigen Anſätze, jo kommt man zu dem 
Ergebnis, daß der Berufungsrichter fie ſämtlich ohne Rechts⸗ 
irrtum zu den Anlagekoſten rechnen konnte. (Wird bezüglich 
der einzelnen Poſten näher begründet.) J. C. G. A. 6. St. F., 
U. v. 13. Juli 05, 591/04 VII. — Berlin. 
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Aus der Praxis der Strafjenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 27. Februar bis 28. April 1905.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dres den⸗ 
Blaſewitz. 

n A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 5 49 StB. 

§ 49 StGB. ſetzt als begrifflich für die Beihilfe voraus, 
daß dem Täter zur Begehung des Verbrechens oder Vergehens 
durch Rat oder Tat wiſſentlich Hilfe geleiſtet, daß alſo ein 
Verbrechen oder Vergehen vom Haupttäter begangen oder 
mindeſtens verſucht worden iſt. Der hieraus folgende akzeſſo⸗ 
riſche Charakter der Beihilfe erfordert nun allerdings für die 
Beſtrafung des Gehilfen nicht die Verurteilung des Haupt- 
täters, es ſteht vielmehr das Vorhandenſein von Gründen, welche 
die perſönliche Strafloſigkeit des letzteren zur Folge haben, 
der Verurteilung des Gehilfen nicht entgegen. In keinem Falle 
kann aber eine Verurteilung des Gehilfen eintreten, wenn gegen 
den Haupttäter entweder der objektive oder ſubjektive Tatbeſtand 
der in Betracht kommenden ſtrafbaren Handlung nicht dargetan, 
oder bezüglich desſelben Schuld ausſchließungsgründe, wie die 
in 88 51—54 StGB. erwähnten, als vorliegend erachtet find. 
RGSt. 18, 419; 31, 395. u. d. IV. Sen. v. 3./10. März 05 
(80/05). 

2. 8 164 StG. 

Wie das RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, iſt, wenn 
die Anzeige die Tatbeſtände mehrerer im Sinne des § 74 StGB. 
zuſammentreffender ſtrafbarer Handlungen zum Gegenſtand 
hat, die Frage, ob eine falſche Anſchuldigung vorliegt, hinfichtlich 
jedes dieſer Tatbeſtände ſelbſtändig zu entſcheiden dergeſtalt, daß, 
wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen des § 164 StGB. auch 
nur hinſichtlich eines dieſer Tatbeſtände gegeben erſcheinen, die 
Verurteilung wegen falſcher Anſchuldigung zu erfolgen hat, 
mögen auch die Vorausſetzungen dieſes Vorgehens hinſichtlich 
der übrigen entfallen. Umgekehrt wird, wenn nur eine Handlung 
als ſtrafbar in Frage kommt, der Tatbeſtand des § 164 a. a. O. 
in der Regel entfallen, ſobald die Anzeige hinfichtlich der ſchuld⸗ 
gegebenen Handlung auch nur in einer Beziehung in dem vor⸗ 
bezeichneten Sinn auf Wahrheit beruht, ſei ſie auch in allen 
übrigen Beziehungen eine wiſſentlich falſche. Vgl. RGSt. 13, 
12; 27, 229; 28, 390. Eine entſprechende Beurteilung hat 
auch einzutreten, wenn den Gegenſtand der Anſchuldigung Dienſt⸗ 
vergehen bilden. Zwar weiſen die Dienſtvergehen nicht, wie 
nach dem beſonderen Teile des StGB. und den ſonſtigen Straf⸗ 
geſetzen die ſtrafbaren Handlungen ein für allemal geſetzlich feſt⸗ 
gelegte und gegeneinander rechtlich ſcharf abgegrenzte Tatbeſtände 
auf; auch gelten auf dem Gebiete des Preußiſchen Diſziplinar⸗ 
rechts an ſich nicht die Grundſätze der 58 73, 74 StGB.; 
insbeſondere findet keine nach den Einzeltatbeſtänden geſchiedene 
Beſtimmung der Strafe ſtatt. Vielmehr wird die Strafe inner⸗ 
halb der geſetzlich zuläſſigen Grenzen ſtets einheitlich in Berück⸗ 
ſichtigung der Geſamtheit der Einzelverfehlungen feſtgeſetzt. Allein 
daraus folgt keine grundſätzliche Verſchiedenheit in der Behand⸗ 
lung, je nachdem die Anzeige ſtrafbare Handlungen oder 
Dienſtvergehen betrifft. U. d. IV. Sen. v. 24. März 05 
(4145/04). 
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8. 8 184 Ziffer 3 StGB. 

Durch allwoͤchentliches Zeitungsinſerat hatte der Angeklagte 
mehrere Jahre hindurch „Gummiwaren, hygieniſche jeder Art“ 
angekündigt mit dem Zuſatz: „Bitte Angabe, worüber Katalog 
gewünſcht wird.“ Wenn auf Grund diefer Annonce ein Katalog 
über „Schutz mittel“ verlangt wurde, überſandte er die Preis- 
liſte nebſt Verzeichnis der bei ihm verkäuflichen, zu unzüchtigem 
Gebrauche beſtimmten Gegenſtände, und zwar an Jederman nl, 
der darum erſuchte. Unter dieſen Umſtänden hat der Vorder⸗ 
richter mit Recht in der ſo vorgenommenen Verbreitung der 
Preisliſten eine „Ankündigung dem Publikum gegenüber“ er⸗ 
kannt. Eine ſolche liegt vor, wenn ſie gegenüber einer Mehr⸗ 
zahl von — unbeſtimmt, welchen und wievielen — Perſonen 
erfolgt, nicht gegenüber einem individuell beſtimmten, abge⸗ 
ſchloſſenen Perſonenkreiſe. RGSt. 34, 51. U. d. II. Sen. v. 
11. April 05 (401/05). 

4. 8 196 StGB. 

Da die Ortskrankenkaſſen keine Behörden, ihre Vorſtands⸗ 
mitglieder auch keine Beamte find, kann ein Magiſtrat „als 
Aufſichtsbehörde der Kaſſe“ für fie auch keinen Strafantrag 
ſtellen. U. d. II. Sen. v. 14. April 05 (4658/04). 

5. § 242 StB. 8 9 Geſetz über den unlauteren 
Wettbewerb. 

Das Vergehen des Diebſtahls und das Vergehen gegen 
das Geſetz vom 27. Mai 1896 können in realer Konkurrenz zu 
einander ſtehen. Die beiden Delikte unterſcheiden ſich, abgeſehen 
von der Verſchiedenheit der Begehungsform, vor allem durch 
die Verſchiedenheit des Gegenſtandes der Rechtsverletzung, fie 
richten ſich gegen durchaus verſchiedene Rechtsgüter. Der ſtraf⸗ 
bare Inhalt des Vergehens im Sinne des § 242 StGB. iſt 
der Eingriff in das Eigentumsrecht eines andern durch Weg⸗ 
nahme einer ihm gehörigen Sache in der Abſicht, fie ſich rechts⸗ 
widrig zuzueignen; der des Vergehens gegen 8 9 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 27. Mai 1896 der verwerfliche Eigennutz durch 
Verwertung fremder Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe. Die 
unbefugte Verwertung eines ſolchen Geheimniſſes, deſſen Kenntnis 
durch den vom Täter verübten Diebſtahl einer Sache erlangt 
wurde, zu Zwecken des Wettbewerbs kann nicht als eine der 
Wegnahme der Sache nachfolgende Betätigung des Herrſchafts⸗ 
willens über dieſe ſelbſt aufgefaßt werden. Der Umſtand, 
daß der Diebſtahl gerade zu dem Zwecke unternommen wurde, 
das durch die Wegnahme der Sache zu erlangende Geſchäfts⸗ 
geheimnis zum Zwecke des unlauteren Weltbewerbs zu verwerten, 
kann daran nichts ändern. Im übrigen find die Wegnahme 
der Sache zum Zwecke der Erlangung der Kenntnis des Ge⸗ 
ſchäftsgeheimniſſes und die Verwertung des letzteren notwendig 
getrennte Handlungen. U. d. IV. Sen. v. 3. März 05 
(3900/04). 

6. 8 243 Ziffer 2 und 3 StGB. 

Aus dem Wortlaute des Geſetzes (§ 243 Nr. 2 und Nr. 3 
StGB.) iſt keineswegs zu entnehmen, daß die Behältniſſe ſich 
bereits im Innern des Gebäudes befinden müſſen, wenn der 
Dieb an fie herantritt, um fie zu erbrechen oder fonftwie zu 
öffnen. Entſcheidend iſt allein die Tatſache, daß der Dieb das 
Erbrechen oder Offnen in dem Gebäude oder umſchloſſenen 
Raum ausführt, welche äußerlich den Befitz des Beſtohlenen 
ſchützen. Ob die Behältniſſe ſich bereits in dem Gebäude be⸗ 
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funden haben, bevor der Dieb hineingelangte, oder ob fie gleich- 
zeitig mit ihm oder ſelbſt durch ihn hineingebracht worden find, 
iſt nicht erheblich. Die Strafkammer hat erfichtlich angenommen, 
daß Angeklagter in Ausführung der ihm erteilten Weiſung die 
Kaſſetten aus dem Wagen in das Bureau geſchafft hat, um fie 
in das Schränkchen zu ſtellen. Wenn er alsdann in den 
Bureau, dem gewöhnlichen Aufbewahrungsorte der Kaſſetten, 
eine derſelben in diebiſcher Abſicht öffnete und Geld herauslangte, 
ſo iſt hierin mit Recht ein ſchwerer Diebſtahl gefunden. Der 
in der Reviſionsſchrift angedeutete Fall, daß jemand auf der 
Straße eine geſchloſſene Kaſſette findet, dieſe in ein Gebäude 
trägt und fie dort öffnet, iſt von dem vorliegenden weſentlich 
verſchieden. Abgeſehen davon, daß der Diebſtahl in dem unter⸗ 
ſtellten Falle bereits durch das Wegnehmen der Kaſſette voll- 
endet fein konnte, würde es an dem weſentlichen Tatbeſtands⸗ 
momente fehlen, daß das fragliche Behältnis zur Zeit des 
Offnens oder Erbrechens noch in Gewahrſam des Beſtohlenen 
ſich befand. U. d. III. Sen. v. 10. April 05 (5577/04). 

7. § 253 StG. 

Zur Annahme eines Vermoͤgensvorteils im Sinne des 
§ 253 StGB. genügte die Feſtſtellung, daß der Verbands kaſſe 
Barmittel zugeführt werden ſollten, die ihr zur als baldigen 
Benutzung zur Verfügung ſtanden, während die künftigen 
Gegenleiſtungen der Kaffe völlig ungewiß und unbeſtimmt 
waren (RG St. 32, 335 —336). Bei den Verſicherungen auf 
Gegenſeitigkeit (vgl. RGSt. 12, 394) handelt es ſich um ein 
anders geartetes Rechtsverhältnis. Dort ſtehen die der Geſamt⸗ 
heit der Verſicherten gegebenenfalls obliegenden Leiſtungen den 
Beiträgen der einzelnen als ein gleichwertiges Aquivalent 
gegenüber, welches ihnen vertragsmäßig gewährt werden muß; 
die Leiſtungen der fraglichen Verbandskaſſen aber find nach den 
Feſtſtellungen des Urteils derart, daß das Verhältnis ihres 
Wertes zu den Beiträgen der Mitglieder ſich der Feſtſtellung 
entzieht und die Realiſierbarkeit eines Gegenanſpruchs an die 
Kaſſe für das einzelne Mitglied „völlig ungewiß“ iſt. U. d. 
II. Sen. v. 11. April 05 (4087/04). 

8. 8 267 StGB. 

Das Kilometerheft iſt nichts weiter, als eine beſondere Art 
der Fahrkarte. Die Eigenſchaft der letzteren, ſoweit fie ftantlich 
ift, als öffentliche Urkunde hat das RG. wiederholt anerkannt; 
für die im Bereiche der Badiſchen Staatsbahnen ordnungsmäßig 
ausgeſtellten Kilometerhefte gilt alſo dasſelbe. U. d. I. Sen. 
v. 27. März 05 (830/05). 

9. 8 270 StGB. 

Eine Ehefrau, die Wechſel mit dem Akzepte ihres Mannes 
ohne deſſen Wiſſen und Einverſtändnis verfieht und in Verkehr 
bringt, kann fi nicht auf die der Frau in 8 1357 BGB. ver⸗ 
liehene Schlüſſelgewalt berufen. Nach dieſer geſetzlichen Beftim- 
mung iſt allerdings die Frau berechtigt, innerhalb ihres 
häuslichen Wirkungskreiſes die Geſchäfte des Mannes für ihn 
zu beſorgen und ihn zu vertreten. Geſchäfte, die ſie im 
Rahmen dieſer Befugnis ſchließt, verpflichten den Mann. 
Dagegen iſt ihr nicht die Macht eingeräumt, den Mann in 
der Verfügung darüber zu beſchränken, auf welche Weiſe er 
die ihm fo auferlegten Verbindlichkeiten erfüllen will, dadurch, 
daß fie ihn wechſelmäßig verpflichtet. U. d. I. Sen. v. 
8. April 05 (4586/04). 


! 
7 


b 


34. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


10. 5 274 Ziffer 1 StB. 

Der erkennende Senat geht mit dem Urteil des IV. StS. 
vom 18. Mai 1900 (RGSt. 33, 291) davon aus, daß mit 
dem Ausdruck „gehoren“ im allgemeinen das Verhältnis einer 
Perſon zu einer Sache bezeichnet wird, vermöge deſſen die Perſon 
rechtlich befugt iſt, die Sache wie ein Eigentümer zu behandeln, 
und daß ſeine Bedeutung nicht über das Gebiet der die Sache 
unmittelbar erfaſſenden Berechtigungen auszudehnen iſt. Daß 
eine Urkunde dem Täter nicht ausſchließlich gehört, trifft danach 
auch dann zu, wenn er zwar deren Eigentümer im techniſch⸗ 
jutiftiſchen Sinne iſt, aber einem anderen aus ſeinem Eigentums⸗ 
rechte ſolche dingliche Rechte an der Sache, wie Pfandrecht oder 
Nießbrauch, eingeräumt hat, die eine unmittelbare Einſchränkung 
des vollen Eigentums und der darin liegenden Befugniſſe enthalten. 
Ebenſo iſt es aber auch zu beurteilen, wenn der Eigentümer 
den Befit der Urkunde und das Recht, fie zu befitzen, übertragen 
hat mit der Vereinbarung, daß unter gewiſſen Bedingungen auch 
das Eigentum an der Urkunde auf den anderen übergehen foll. 
U. d. II. Sen. v. 28. April 05 (4914/04). 

11. 8 275 StGB. 

Im Sinne der Strafvorſchrift des 8 275 Ziffer 1 StGB. 
muß bei dem Gebrauchmachen die Stempelmarke in dieſer ihrer 
Eigenſchaft in Frage kommen und war demgemäß nach Lage 
des konkreten Falles mindeſtens zu erfordern, daß der Täter 
davon ausging, der Dritte, welchem gegenüber das Gebrauch⸗ 
machen ſtattfand, nehme an, die Marke ſei als echte zur Zoll⸗ 
entrichtung verwandt worden. Daß der Angeklagte in dieſer 
Meinung gehandelt habe, geht aus dem Urteil nicht hervor, 
welches vorwiegend nur die äußere Erſcheinung der Verpackung 
und ihres Verſchluſſes geltend macht, ohne das Vorhandenſein 
der nachgeahmten Stempelmarke als auch nur in der Vor⸗ 
ſtellung des Angeklagten für die Veräußerung der Zigarretten 
weſentlich hinzuſtellen. U. d. III. Sen. v. 10. April 05 
(5047/04). 

12. 5 286 StGB. Preußiſches Gefetz vom 19. April 1894 
betr. den Handel mit Anteilſcheinen uſw. 

Eine und dieſelbe Handlung kann nicht ſowohl gegen 
§ 286 StGB. als auch gegen das preußiſche Geſetz vom 
19. April 1894 verſtoßen, denn das letztere Geſetz bezieht ſich 
nicht auf das Veranſtalten einer Lotterie ſondern nur auf die 
Zwiſchenhändler. U. d. II. Ser. v. 7. März 05 (3347/04). 

13. 5 303 StGB. 

Bildeten Glasſcheibe und Firmeninſchrift, wie angenommen, 
ein einheitliches Ganze, ſo liegt die Annahme nahe, daß durch 
die Beſeitigung der Inſchrift, ganz abgeſehen zunächſt von der 
Zweckbeſtimmung der Scheibe, die Unverſehrtheit der Scheibe, 
auch wenn das Glas unverletzt blieb, aufgehoben und gleichzeitig 
der Wert der urſprünglich bemalten Scheibe beeinträchtigt wurde. 
Abgeſehen hiervon war auch die Scheibe nach Aufmalung der 
Firmenſchrift nicht mehr nur ein Stück Glas, dazu beſtimmt, 
die Fenſteröffnung zu ſchließen und den Durchblick auf die 
hinter dem Fenfter befindlichen Gegenftände zu ermöglichen, 
ſondern fie ſollte gleichzeitig als Firmenſchild dienen. Dieſe 
Zweckbeſtimmung der Scheibe wurde durch Beſeitigung der 
Inſchrift beeinträchtigt. Hierin lag nach den Verhältniſſen des 
vorliegenden Falles gleichzeitig eine Alterierung der Subſtanz 
der Scheibe. U. d. III. Sen. v. 9. März 05 (5118/04). 
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1. 5 22 StPO. 

Von der Ausübung des Geſchworenenamts iſt kraft Ge⸗ 
ſetzes ausgeſchloſſen der Geſellſchafter einer offenen Handels ⸗ 
geſellſchaft, wenn das abzuurteilende Rent gegen die offene 
Handelsgeſellſchaft begangen iſt, nicht aber der perſönlich 
haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
weil bei dieſer als einer juriſtiſchen Perſon das Geſellſchafts⸗ 
vermögen nicht den Geſellſchaftern, ſondern der juriſtiſchen Perſon 
gehört, die erſteren alſo nur mittelbar geſchädigt find. U. d. 
II. Sen. v. 3. März 05 (8/05). 

2. 8243 StPD. 

Die Unterlaffung rechtzeitiger Beſchlußfaſſung auf den 
Beweisantrag des Angeklagten bildete eine unzuläffige Beſchränkung 
der Verteidigung und es iſt das Urteil auf derſelben als beruhend 
zu erachten, trotzdem daß derjenige Teil der dem Angeklagten 
zur Laſt gelegten Handlung, auf welchen ſich der Antrag allein 
bezog, nach den Erwägungen des Erſtrichters für die Verurteilung 
des Angeklagten in Wegfall gekommen iſt; denn die Anklage 
ging auf eine einheitliche Tat und es hat deshalb die Ein⸗ 
ſchränkung, in welcher der Erſtrichter ſachlich den Beweisantrag 
behandeln zu können glaubte, trotz der hienach erſcheinenden 
Belangloſigkeit des beantragten Beweiſes den Erſtrichter wegen 
der zu berückſichtigenden Möglichkeit weiterer Verteidigung noch 
nicht berechtigt, die durch §8 243 StPO. gebotene Beſcheidung 
des Antrags vor der Urteilsverkündung zu unterlaſſen. U. d. 
I. Sen. v. 13. März 05 (3466/04), 

3. 8 243 StPO. 

Es iſt ein durch die ſtändige Judikatur des RG. anerkannter 
Rechtsgrundſatz, daß Beweisanträge nicht abgelehnt werden 
dürfen, weil das Gegenteil von dem, was durch ſie bewieſen 
werden ſoll, nach den ſeitherigen Beweisergebniſſen bereits nach 
der Überzeugung des erkennenden Gerichts feſtſteht, und mit 
dieſem Rechtsgrundſatz hat ſich der Vorderrichter erſichtlich in 
Widerſpruch geſetzt, wenn er im vorliegenden Falle den von 
dem Verteidiger geſtellten Beweisantrag ablehnte, weil er mit 
dem Vorbringen des Angeklagten in Widerſpruch ſtehe; denn 
daß der Verteidiger vermöge der ihm im Strafprozeß zugewiefenen 
ſelbftändigen Stellung, welche ihn verpflichtet, auch ſeinerſeits 
zur Ermittelung der materiellen Wahrheit mitzuwirken, auch 
im Widerſpruche mit den Erklärungen des Angeklagten ſtehende 
Beweisanträge zu ſtellen berechtigt ift und dieſe in gleicher Weiſe 
wie jeder andere Beweisantrag von dem erkennenden Gericht be⸗ 
ſchieden werden müſſen, läßt ſich nicht bezweifeln (RGRſpr. 10, 
S. 368, 484). U. d. III. Sen. v. 13. März 05 (5616/04). 

4. 5 246 StPD. 

Wenn der $ 246 StPO. die Entfernung des Angeklagten 
aus dem Sitzungsſaale während der Vernehmung eines 
Zeugen geſtattet, ſo darf die Entfernung auch ſchon für die 
Zeit der Befragung des Zeugen über ſeine Perſonalien 
u. dergl. erfolgen. Ein Recht des Angeklagten, durch ſeine 
Anweſenheit den Zeugen zur Ausübung der Zeugnisverweigerung 
zu beeinfluſſen, beſteht nicht. U. d. I. Sen. v. 27. März 05 
(312/05). | 

5. 88 294, 296 StPO. 

Da zweifellos die Stellung einer Hilfsfrage im Verfahren 
vor dem Geſchworenengericht einen Akt der Strafverfolgung 
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darftellt, fo muß davon ausgegangen werden, daß bei Antrags- 
vergehen die Stellung derſelben vom Vorhandenſein des erforder⸗ 
lichen Strafantrags abhängig iſt und es nicht zuläffig erſcheint, 
den Geſchworenen eine Schuldfrage, Hilfsfrage, bezüglich einer 
Handlung vorzulegen, wegen deren das Gericht auch im Falle 
der Bejahung der Frage eine Strafe auszuſprechen nicht in der 
Lage iſt. U. d. IV. Sen. v. 28. Febr. 05 (4431/04). 

6. 5 309 StPO. 

An ſich und dem natürlichen Wortfinne nach liegt darin 
kein Widerſpruch, wenn die Geſchworenen infolge der unzweck⸗ 
mäßigen Reihenfolge der an ſie geſtellten Fragen annehmen, 
der Angeklagte ſei überführt, ſich eines Notzuchtsverſuchs 
ſchuldig gemacht zu haben, dabei ausſprechen, daß dieſe 
Schuld die Annahme mildernder Umſtände zulaſſe, weiter 
aber für erwieſen erachten, er habe die Ausführung der Tat 
freiwillig aufgegeben.) U. d. IV. Sen. v. 14. März 05 
(4729/4). 

7. 5 479 StPO. 

Die durch die Vorſchrift des § 385 Abſ. 2 StPO. dem 
Angeklagten nachgelaſſene Befugnis feine Revifionsanträge zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers anzubringen, findet auch auf 
den Einziehungsintereſſenten Anwendung. 8 479 StPO. macht 
keinerlei Einſchränkung, wie dies § 430 Abf. 2 daſelbſt hinfichtlich 
des Privatklägers tut. Die aus diefer letzteren Beſtimmung 
in dem Urteil des erkennenden Senats vom 2. Januar 1903 
— RGSt. 36, 75 — für den Nebenkläger gezogene Konſequenz 
trifft mithin auf den Einziehungsintereſſenten nicht zu. U. d. 
IV. Sen. v. 7. April 05 (6560/04). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


1. 5 175 GVG. 

Das Geſetz hat für die Verhandlung über Ausſchluß der 
Offentlichkeit keine beſonderen Beſtimmungen getroffen. So 
wenig es hinſichtlich der Reihenfolge der Außerungen der Be⸗ 
teiligten Beſtimmungen trifft, gibt es Vorſchriften über die 
Art und Weiſe, in der den Beteiligten das Wort zu erteilen 
iſt, und insbeſondere auch keine Vorſchrift des Inhalts, daß 
jeder einzelne der Beteiligten ausdrücklich zu einer Erklärung 
aufzufordern je. Der Begriff der Verhandlung erfordert dies 
letztere nicht; es genügt vielmehr, wenn jedem Prozeß beteiligten 
Gelegenheit gegeben iſt, ſich zu äußern. Soweit dem Urteile 
des erkennenden Senats vom 5. Juli 1895 in Sachen gegen D. 
Rep. 2177/95 (abgedruckt in Goltd Arch. 43, 242) die Auf- 
faffung zu Grunde liegen ſollte, daß eine Verhandlung nur 
dann ſtattgefunden hat, wenn jeder einzelne der Beteiligten 
ausdrücklich zu einer Erklärung aufgefordert iſt, tritt der 
Senat von derſelben als einer des genügenden Anhalts 
im Geſetze entbehrenden zurück. U. d. II. Sen. v. 1. März 05 
(75/05). 

2. 5 105 b GewO. 

Die Außerkraftſetzung der Vorſchriften über die Sonntags- 
ruhe, ſoweit Badeanſtalten zu Heilzwecken dienen, bezielt, den 
Kranken die ihnen zur Heilung ihrer Krankheit zuträglichen 
Mittel auch in Badeanſtalten jederzeit, auch an Sonn⸗ und 
Feſttagen, zu gewähren. Aber in der Erfüllung dieſer Aufgabe 
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findet auch die Ausnahmebeſtimmung ihre Begrenzung. Soweit 
daher in dem Betriebe des Angeklagten außer den zu Heil. 
zwecken dienenden Bädern und Maſſagen noch andere Bäder, 
insbeſondere gewohnliche Bäder im Schwimmbaſſin und im 
Warmbad verabfolgt werden, bleibt die Badeanftalt des An⸗ 
geklagten eine ſolche, die zu Heilzwecken nicht beſtimmt iſt. 
U. d. II. Sen. v. 8. April 05 (6619/04). 

3. $ 1 Gewerbeſteuergeſetz vom 3. Juli 1876. 

Ein Umherziehen von Haus zu Haus, ein ambulanter 
Betrieb gehört nicht zu den begrifflichen Merkmalen des 
Gewerbebetriebes im Umherziehen; ebenſowenig iſt erforderlich, 
daß das Gewerbe nach einander an mehreren Orten außer⸗ 
halb des Wohnſitzes betrieben wird, es genügt der Betrieb an 
irgend einem Orte, welcher nicht der Wohnfitz oder ſtändiger 
Geſchäftsfitz des Gewerbetreibenden iſt (Goltd Arch. 40, 197; 
23, 8355. Oppenhoff, Rechtſprechung 16, 211. KJ. 13, 318). 
U. d. III. Sen. v. 3. April 05 (5554/04). 

4. 5 12 Nahr Mittel G., 58 26, 21 Fleiſchbeſchaugeſetz. 

Die Annahme von Idealkonkurrenz zwiſchen dem Vergehen 
nach § 12 Nahr Mittel G. und dem Vergehen nach §8 261, 21 
Fleiſchbeſchaugeſetzes unterliegt keinem Bedenken. Denn bei 
§ 12 NahrMittelG. iſt die Geſundheitsgefährlichkeit eine 
objektive Eigenſchaft, welche dem Gegenſtande anhaften muß; 
für die Wiſſentlichkeit aber genügt es nicht, daß der Verkäufer uſw. 
die Eigenſchaften des verkauften Gegenſtandes gekannt hat, 
welche deſſen Geſundheitsgefährlichkeit begründen, vielmehr muß 
ihm nachgewieſen werden, daß ihm dieſe Geſundheitsgefährlichkeit 
ſelbſt bekannt war. (RG St. 6, 256; 18, 135.) Dem entgegen 
kommt es bei $ 26 verb. mit 5 21 Abſ. 1, 2 Fleiſchbeſchaugeſetzes 
darauf, ob das verkaufte uſw. Fleiſch objektiv die Eigenſchaft 
der Geſundheitsgefährlichkeit im einzelnen Falle hatte und ob 
der Verkäufer dieſe Eigenſchaft des Fleiſches kannte, nicht an; 
es genügt zur Beſtrafung, daß bei der gewerbsmäßigen Zu · 
bereitung des Fleiſches Stoffe oder Arten des Verfahrens, wie 
fie in 8 21 Abſ. 1 näher bezeichnet find und nach Abſ. 2 a. a. O. 
vom Bundesrate beſtimmt worden find, zur Anwendung kamen und 
der Angeklagte dies beim Verkaufe uſw. wußte. (Vergl. auch 
§ 20 der Begründung bed Entwurfs.) U. d. III. Sen. v. 
80. März 05 (5414/04). 

5. 8 17 Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wittſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889, § 261 HGB. 

Die für Aktiengeſellſchaften nach § 261 Ziffer 1 HGB. 
geltenden Rechtsgrundſätze finden auch auf Erwerbsgenoſſen⸗ 
ſchaften analoge Anwendung. U. d. III. Sen. v. 2. März 05 
(4331/04). 

6. 8 147 Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. 

Darin, daß die Verpflichteten die zur Beurteilung des 
Standes des Unternehmens erforderlichen tatſächlichen oder 
rechtlichen Angaben in den Bilanzen uſw. wiſſentlich unterlaſſen, 
alſo in dem bloßen Schweigen in dieſer Richtung kann das 
Begriffsmerkmal der unwahren Darſtellung gefunden werden. 
In gleicher Weiſe wird dieſes Tatbeſtandsmerkmal dadurch 
erfüllt, daß der Auffichtsrat eine unwahre Darſtellung des 
Vorſtandes in der Bilanz ſtillſchweigend anerkennt. Der 
Auffichtsrat, welcher die falſche Darſtellung des Vorſtandes in 
feinem Geſchäftsberichte bewußterweiſe paſſieren läßt, ohne in 
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jeinen Bemerkungen auf die Unrichtigkeiten hinzuweiſen, macht 
ſich in gleicher Weiſe wie der Vorſtand der „unwahren Dar- 
ſtellung“ ſchuldig. (RGSt. 14, 80; OTr. O. R. 19, 64; 
Urteil des IV. Senats D 4272/03 vom 18. März 1904. 
u. d. III. Sen. v. 27. Febr. 05 (5339/04). 

7. 8 84 Abſ. 1 Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 
vom 20. April 1892. 

Falſch iſt die Anſicht, daß die Geſchäftsführer oder Liqui⸗ 
datoren einer Geſellſchaft m. b. H. nicht wegen Verſäumung des 
Konkurseröffnungsantrags beftraft werden können, wofern ein 
ſolcher von anderer Seite geſtellt und nicht durch rechtskräftige 
Abweiſung erledigt iſt. Jedes Verſchulden der Geſchäftsführer 
oder Liquidatoren auch bloß Fahrläſſigkeit genügt. U. d. I. Sen. 
v. 27. März 05 (3590/04). 

8. 8 14 Geſetz vom 12. Mai 1894, den Schutz der 
Warenbezeichnungen betr. 

Wenn der Angeklagte geglaubt hat, die in die Flaſchen 
eingepreßten Firmen gendfien nicht mehr den Schutz des 
Geſetzes, weil die Namen der derzeitigen Firmeninhaber fich 
nicht mehr mit den Firmennamen deckten, ſo hat er überſehen, 
daß der § 14 Waren. nicht nur diejenigen beſtraft, die ihre 
Waren wiſſentlich mit den Namen, ſondern auch diejenigen, 
die ihre Waren wiſſentlich mit der Firma eines Anderen ver- 
ſehen. Daß es aber um derzeitige „Firmeninhaber“ ſich handelte, 
war ihm bekannt. Der Angeklagte hat alſo nicht zivil⸗ 
rechtliche Vorſchrift, ſondern das Strafgeſetz, in dieſer 
Richtung verkannt. U. d. II. Sen. v. 17. März 05 
(5529/04). 

9. 8 108 Geſetz vom 12. Mai 1901, die privaten Ver⸗ 
ficherungsunternehmungen betr. 

1. $ 108 Abſ. 1 des Geſetzes vom 12. Mai 1901 trifft 
durch die Bezeichnung des Subjekts der Straftat mit „wer“ 
jeden Unternehmer eines Verſicherungsgeſchäfts und damit auch 
Verſicherungsvereine, die das Geſchäft durch ihren Vorſtand 
betreiben. Von der gleichen Auffaffung iſt auch die Kommiſſion 
des Reichstags bei der Beratung des Geſetzentwurfs ausgegangen, 
indem fie dem Einverſtändnis darüber Ausdruck gab, daß Abſ. 1 
des § 1 a. a. O. ſich nur auf die Geſchäftsinhaber und die 
geſetzlichen Vertreter, Abſ. 2 aber auf die ſonſtigen Vertreter 
und die Bevollmächtigten beziehe (Komm. S. 134). 2. In der 
Kommiſſion des Reichstags war allerdings zu § 108 des Geſetzes 
ein Antrag angenommen worden, nach welchem die Kenntnis 
von der Notwendigkeit der Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe zu 
den Vorausſetzungen der Strafbarkeit gehören ſollte (Komm. 
S. 131 ff.)) im Reichstag wurde jedoch die von der 
Kommiſſion beantragte Anderung abgelehnt und damit auch 
für das Vergehen gegen § 108 des Geſetzes der Grundſatz 
anerkannt, daß Irrtum über das Strafgeſetz nicht entſchuldigt 
(Sten B. S. 2389 bis 2397). U. d. II. Sen. v. 28. Febr. 05 

(3723/04). | 

10. 5 8 Weingeſetz vom 24. Mai 1901. 

Welche Getränke als weinähnlich anzuſehen find, dafür 
ſind beſtimmte Normen nicht aufgeſtellt. Der Entſcheidung 
wird daher hauptſächlich die Verkehrsanſchauung zu Grunde zu 
legen ſein. Ahnlichkeit iſt begrifflich nicht erſt da gegeben, wo 
Verwechſlungsmoͤglichkeit beſteht, und indem das Geſetz zwiſchen 
verbotener Nachahmung von „Wein“ und zwiſchen erlaubter 
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Herſtellung weinähnlicher Getränke unterſchied und bei letzterer 
nur die Verwendung gewiſſer Stoffe für unzuläſſig erklärte, 
gab es ſelbſt zu erkennen, daß auch in ſeinem Sinne der 
„Ahnlichkeit“ ein weiteres Feld zukomme, als der im Begriffe 
der Nachahmung liegenden „Verwechſlungsfähigkeit“. u. d. 
IV. Sen. v. 28. Febr. 05 (6139/04). 

11. 88 3, 13 Weingeſetz. 

Das Verbot der Verwendung von Säuren, fäurehaltigen 
Stoffen, insbeſondere von Weinſtein und Weinſäure im § 3 
des Geſetzes wäre illuſoriſch, wollte man deren Zuſatz gelegent⸗ 
lich der Klärung des Weines geſtatten und damit insbeſondere 
den Kunſtweinfabrikanten die Moͤglichkeit bieten, ſäurearmen, 
weil ſtark verdünnten Wein, den zur Verdeckung der Verdünnung 
erforderlichen Säuregeſchmack zu geben. (Vergl. Windiſch, 
Weingeſetz S. 77, 78.) Falſch iſt auch die Anſicht, das Verbot 
des § 3 Ziffer 5 des Weingeſetzes gelte nur für „die Herſtellung“ 
von Wein, nicht aber für die Behandlung von Wein, der, weil 
er ausgegoren iſt, bereits fertig, alſo hergeſtellt ſei. U. d. I. Sen. 
v. 3. April 05 (3601/04). 

12. 88 18, 45 Geſetz vom 19. Juni 1901 betr. das 
Urheberrecht. 

Den allgemeinen Grundfätzen des Strafrechts (88 61, 65 
StGB.) entſprechend iſt auch bei der Übertretung des 8 44 
des jetzigen Geſetzes als ſtrafantragsberechtigt der Verletzte, 
d. h. derjenige anzuſehen, der fi) nach der rechtlichen Natur 
des Delikts als Träger des durch dasſelbe verletzten Rechtsguts 
darſtellt (vergl. RGRſpr. 8, 703; RGSt. 19, 251 unten). Das 
verletzte Rechtsgut beſteht aber auch im Falle der Nichtbefolgung 
der Vorſchrift des Schlußſatzes des Abſ. 1 des 8 18 des 
Geſetzes in nichts anderem als in dem Urheberrecht. Dieſes 
Recht ſteht nach 8 2 des Geſetzes zunächſt dem Verfaſſer als 
ſolchem zu. Er kann dasſelbe ganz oder teilweiſe auf Andere 
übertragen ($$ 9, 14 des Geſetzes); ſoweit dies aber nicht 
geſchieht, verbleibt es dem Verfaſſer, und zwar auch im Falle 
der Einverleibung des Werkes in ein Sammelwerk, da in 
ſolchem Falle Herausgeber und Verleger nach 8 4 des Geſetzes 
nur für das Werk als Ganzes die Rechte des Urhebers 
erlangen. Wird das Werk einem Anderen zur Vervielfältigung 
und Verbreitung für eigene Rechnung durch Vertrag überlaſſen 
(Verlagsvertrag), ſo geht zwar, wenn das Werk als Beitrag zu 
einem Sammelwerke dienen ſoll, für welchen der Verfaſſer vom 
Verleger Vergütung erhält, das Recht zur Vervielfältigung und 
Verbreitung gemäß § 3 des Geſetzes über das Verlagsrecht 
grundſätzlich auf den Verleger über; für Zeitungen, Zeitſchriften 
und ſonſtige periodiſche Sammelwerke aber enthalten die 
59 42 bis 46 dieſes Geſetzes beſondere Vorſchriften, nach welchen 
dem Verfaſſer die anderweitige Verfügung über den Beitrag 
verbleibt, ſofern nicht aus den Umſtänden zu entnehmen iſt, 
daß der Verleger das ausſchließliche Recht zur Vervielfältigung 
und Verbreitung erhalten ſoll. Die Annahme des Vorder⸗ 
richters, daß im Falle der Übertretung des § 18 Abſ. 1 des 
Geſetzes durch Nichtangabe der benutzten Quelle nur dieſe 
Quelle, d. h. die Zeitung, aus welcher der Artikel entnommen 
worden iſt, und nicht der Verfaſſer desſelben verletzt fet, erweiſt 
ſich hiernach als rechtlich unhaltbar: verletzt und deshalb 
ſtrafantrags berechtigt iſt vielmehr auch der Verfaſſer, ſoweit 
ihm im konkreten Falle das Recht zur anderweiten 
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Verfügung über feinen Artikel auch noch nach dem Er⸗ 
ſcheinen in der Zeitung zuſteht. U. d. II. Sen. v. 21. März 05 
(6199/04). 

13. 8 151 StPD., 58 13, 16 Schaumweinſteuergeſetz 
vom 9. Mai 1902. 

1. Die Anſicht für die beſonderen Strafvorſchriften der 
Steuergeſetze, welche die Hinterziehungsſtrafe nach einem 
Vielfachen der hinterzogenen Abgabe feſtſetzen, alſo die Höhe der 
auszuwerfenden Strafe ausdrücklich von der Quantität des 
Objekts, in Beziehung auf welche die Hinterziehung begangen iſt, 
abhängig machen, bilde dieſe Quantität ein ſo weſentliches 
Tatbeſtandsmerkmal, daß die in dem Satze ne bis in idem 
zuſammengefaßten Rechtsgrundſätze inſoweit keine Anwendung 
finden könnten, als es ſich um eine noch nicht zum Gegenſtande 
der Aburteilung gemachte Quantität handele, iſt rechtsirrig. 
2. Unter „Händlern und Wirten“ im Sinne der hier fraglichen 
Beſtimmungen des Schaumweinſteuergeſetzes wie der Nachſteuer⸗ 
ordnung find ohne Unterſchied alle Perſonen zu verſtehen, welche 
tatſächlich gewerbsmäßig Handel mit oder Ausſchank von 
Getränken betreiben, gleichviel ob fie eine Konzeſſlon beſitzen 
oder nicht. 3. Bei Beſitzwechſel nach dem 1. Juli 1902 
haftet auch der Beſitznachfolger für die noch nicht entrichtete 
Steuer der Steuerbehörde und es greift in ſolchem Falle die 
Anzeigepflicht des § 13 Platz. U. d. IV. Sen. v. 10. März 05 
(4383/04). 

14. 5 21 preußiſches Geſetz über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger vom 2. Juli 1900. 

Der Begriff „Entziehen“ umfaßt auch ſolche Handlungen, 
die darauf gerichtet und dafür urſächlich find, daß die Entrückung 
des Zöglings aus der Anſtalt oder Familie fortbeſtehen 
bleibt. In der Aufnahme des Zöglings in die Wohnung und 
Gewährung von Unterkunft an denſelben mit dem Bewußtſein, 
daß dadurch die tatſächliche Ausübung der Fürſorgeerziehung 
unmoglich gemacht wurde, konnte daher der Vorderrichter 
unbedenklich das Tatbeſtandsmoment des Entziehens finden. 
U. d. IV. Sen. v. 7. März 05 (4180/04). 


Literaturbeſprechung. 


Dr. iur. Paul Altmann, Landrichter am Kgl. Landgericht 
zu Berlin, Handbuch des deutſchen Vereinsrechts. 
Zugleich ein Beitrag zur Lehre von den juriſtiſchen Perſonen. 
Zum praktiſchen Gebrauch für Zuftiz- und Verwaltungs- 
beamte, ſowie für Vorſtände und Mitglieder von Vereinen 
unter beſonderer Berückſichtigung der Gerichts- und Ver⸗ 
waltungspraxis. Berlin 1905. H. W. Müller. Kl. 8°. 
211 S. Ladenpreis 2,40 Mark. 

In klarer und überfihtliher Darſtellung wird der Leſer 
über den Stand der Geſetzgebung, der Gerichts- und Ver⸗ 
waltungspraxis auf dem Gebiete des Vereinsrechts unterrichtet. 
Wie die zahlreichen Anführungen in der Anwendungsweiſe, hat 


der Verfaſſer auch die Literatur eingehend gewürdigt und, wenn 


auch in Kürze, zu vielen Streitfragen ſelbſtändig Stellung ge⸗ 
nommen. Das Büchlein wird Juriſten und im Vereinsleben 
ſtehenden Laien ein brauchbarer Führer ſein. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die beiden erſten Entſcheidungen behandeln bergrechtliche 
Beziehungen. In Nr. 1 wird die hypothekariſche Haftung bei 
bergbaulichen Entſchädigungsanſpruchs unter Berückfichtigung 
des Übergangsrechts erörtert. Entſch. Nr. 2 werden 
Folgerungen aus der Gleichſtellung der Kohlenabbaugerechtig · 
keiten mit den Grundſtücken in 6 der Vorſchriften über 
die weſentlichen Beſtandteile 808. und die wichtigen Vor⸗ 
1 8 der 88 94, 95 . in mehrfacher Beziehung 
erörtert. 


Von größter praktiſcher Wichtigkeit iſt Entſch. Nr. 4, wo 
zunächſt in einer gewiſſen Beſchränkung das Verhältnis des 
Gewährleiſtungsanſpruchs zu dem Rechte der Irrtumsanfechtung 
erörtert und der Satz . wird, daß die Anfechtung 
wegen Irrtums über das Vorhandenſein eines verkehrsweſent⸗ 
lichen e weder vor noch nach Ablauf der 


für den Gewährleiſtungsanſpruch laufenden Verjährungsfriſt 


zuläſſig iſt. 

In Entſch. Nr. 5 wird unter Anlehnung an die Ergebniſſe 
früherer Rechtſprechung — unbeſchadet gewiſſer vom Geſetze 
beſtimmter Ausnahmen — die Haftung des Geſchäftsherrn für 
die bei Gelegenheit des Vertragsſchluſſes von dem Vertreter 
angewendete Argliſt verneint. 

Die Entſch. Nr. 7 und 12 behandeln den Tierſchaden 
($ 833), die erſte Entſcheidung unter beſonderer Berückfichtigung 
der Beweislaſt, wenn der Verletzte (Kutſcher) in einem Vertrags 
verhältniſſe zum Tierhalter ſteht. 

Entſch. Nr. 8 gibt wichtige Singerzeige für die Beurteilung 
des urſächlichen Zuſammenhanges, und behandelt — in weit⸗ 
herzigſter Weiſe — die Frage, ob das Vertrauen des Herrn in 
die Zuverläffigkett eines mit der erforderlichen Sorgfalt aus- 
gewählten Kutſchers durch kleinere Verftöße gegen verkehrs⸗ 
polizeiliche Vorſchriften erſchüttert ſein müßte. 

Der Begriff der Zuſicherung von Eigenſchaften der Kauf ⸗ 
ſache, inſonderheit der Groͤße des Kaufgrundſtücks wird in 
Entſch. Nr. 9 einer Prüfung unterzogen, und hier nicht ſchon es 
als Zuficherung erachtet, wenn die Parteien in beiderſeitiger 
Kenntnis des grundbuchlich eingetragenen Flächeninhalts den 
Kaufvertrag ſchließen. 

Die Entſch. Nr. 13 läßt gegenüber dem Erwerber eines 
Immobiliarrechts, der ſich auf den Inhalt des Grundbuchs 
beruft, die Einwendung zu, daß er ſich von dem 7 des 
Grundbuchs gar keine Kenntnis verſchafft, ſondern die Angaben 
ſeines Rechtsurhebers für maßgebend erachtet habe. Daß die 
noch zu erwartende nähere Begründung die ſchweren Bedenken 
beſeitigen wird, die gegen die Richtigkeit dieſer die Sicherheit 
des Immobiliarverkehrs gefährdenden und zum Prozeſſieren an 
regenden Entſcheidung bestehen, iſt kaum anzunehmen. 

Die Entſch. Nr. 15 berührt wichtige Fragen der Erben ⸗ 
haftung und ihrer Durchführung im Prozeſſe. 

In Entſch. Nr. 31 tritt das RG. der Rechtsauffaſſung 
bei, die das KG. und ihm folgend auch das BayObe G. in 
Anſehung der grundbuchlichen Behandlung des befreiten Vor ⸗ 
erben wiederholt ausgeſprochen hat. 

In Entſch. Nr. 33 ſchließt ſich nunmehr auch das RG. 
der Meinung an, daß den Vorſchriften FGG. § 177 Abſ. 1 
und BGB. § 2242 nur eine ſolche Inſtrumentierung entſpricht, 
die die Feſtſtellung der Vorleſung, Genehmigung und eigen ⸗ 
. Unterſchrift des Protokolls als Beſtandteil des von 
den Beteiligten zu unterſchreibenden Protokolls behandelt, und 
fie nicht in ein dem Protokolle beizufügendes Atteſt der Urkunds⸗ 
perſon verweiſt. 

Von Intereſſe ſind noch die Entſch. Nr. 34 den Berliner 
Milchkrieg, und die Entſch. Nr. 37 das Rechtsverhältnis zwiſchen 
der Stadtgemeinde Berlin und der Großen Berliner Nr 
bahn betreffend. ; 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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immt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


Vereins nachrichten. 


Die Herren Bereinsmitglieder, welche mit der Zahlung 
des Jahresbeitrages im Rückſtande find, werden um Ein- 
fendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 1905 
ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme er- 
hoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1905. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der Terminkalender Ad 1906 kommt am 30. Oktober d. Js. 
ur Berfendung. Beſtellungen anf durchſchoſſene Exemplare 
nd umgehend unter Einſendung von 60 Pfennigen in Brief⸗ 

marken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 


Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1905. 
Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


In der Vorſtaudsſitzung vom 13. September 1905 iſt 
Herr Geheimer Inſtizrat Erythropel zu 125 ig zum 
Vorſitzenden des Vorſtandes, Herr Iunſtizrat Ge 15 in 
Zweibrücken zum Stellvertreter des Vorſitzenden an Stelle 
des ausgeſchiedenen Herrn Geheimen Hofrats Dr. v. Pemſel 
in München, Herr Juſtizrat Dr. Deiß in ein zum 
Schriftführer und Herr Inſtizrat Dr. Laugbein in Leipzig 
zum Stellvertreter des Schriftführers erwählt. 

8 den Vorſtand nen gewählt iſt Herr Inſtizrat 
Dr. Engen Fuchs in Berlin. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

In der am 14. September 1905 zu Hannover ſtattgehabten 
einundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes über 
das Verwaltungsjahr 1904/1905 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe eine Geſamtzahl von 4 980 Mitgliedern 
gegen 4 890 im Vorjahre. Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 
1003 642 Mark 11 Pf. auf 1 072 700 Mark 85 Pf. erhöht. 
Der für das zweiundzwanzigſte Verwaltungsjahr vorhandene 
Unterſtützungsfonds beläuft ſich auf 113 118 Mark 5 Pf., wovon 
bis 30. Juni 1905 bereits über 94 394 Mark verfügt war. Der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung wurden genehmigt und 
wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Von den ſatzungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Vorſtandsmitgliedern, Geheimer Juſtizrat 
Erythropel, Rechtsanwalt Dr. Schall, Geheimer Hofrat 


Dr. v. Pemſel und Juſtizrat Herr wurden die Herren 
Erythropel, Dr. Schall und Herr wiedergewählt und an 
Stelle des aus dem Vorſtand ausgeſchiedenen Herrn Geheimen 
Hofrat Dr. v. Pemſel Herr Juſtizrat Carl Eckert in München 
zugewählt. Als Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr 
wurden der Rechtsanwalt, Juſtizrat Dr. Drucker und der 
Rechtsanwalt Dr Anſchütz in Leipzig beſtellt. Für die nächſte 
ordentliche Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der 
Vorſtand jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem 
anderen deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. 


Auf Grund der Beſchlüſſe der einundzwanzigſten ordentlichen 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
zu Hannover vom 14. September 1905 beſteht der ſatzungsgemaͤß 
gebildete Vorſtand aus folgenden Perſonen: 

1. Julius Erythropel, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 

beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, i 

2. Dr. Max Deiß, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Paul Herr, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Carl Scheele, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers, 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs. 
gericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Dr. Oscar Oehme, Oberjuſtizrat, Rechtsanwalt beim 

Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht zu 

Karlsruhe, 

8. Max Jacobſohn, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht I zu Berlin, 

9. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, 

10. Curt Elze, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 

Halle a. S., 

11. Hans Barth, Rechtsanwalt beim Landgericht zu Leipzig, 
12. Carl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten Landes⸗ 
gericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten I und II 
zu München. | 
Leipzig, den 25. September 1905. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrat, Juftizrat, Juftizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. 


Schatzmeiſter. 
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Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 

dem 30. Juni 1905 abgeſchloſſene einundzwanzigſte 

Verwaltungs jahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
auwälte. 


I. 
Geſchäftsbericht. 

Die Mitgliederliſte des einundzwanzigſten Verwaltungsjahrs 
ergibt für den 30. Juni 1905 eine Geſamtzahl von 4 980 
gegen 4890 im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden 
Ti Tıng des Schatzmeiſters hat fi der Kapitalgrundſtock 
ven 3 642 Mark 11 Pf. auf 1 072 700 Mark 85 Pf. 
. 

Der am 30. Juni 1905 zu Unterſtützungszwecken aus⸗ 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf 113 118 Mark 05 Pf. 

Bis zum 30. Juni 1905 iſt bereits 
verfügt über . . . 94394 

Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 9. Oktober 
1904 zu Leipzig ſtattgefunden. In dieſer wurden der Geſchäfts⸗ 
bericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde dem Vor⸗ 
ſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden 
Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und als Rech⸗ 
nungsprüfer der Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Drucker und der 
Rechtsanwalt Hans Barth zu Leipzig beſtellt. Als nächſter 
Verſammlungsort wurde Leipzig beſtimmt, der Vorftand jedoch 
ermächtigt, falls im Jahre 1905 ein Anwaltstag im September 
ſtattfinden ſollte, die Generalverſammlung an den für die Ab⸗ 
haltung dieſes Tages zu beſtimmenden Ort zu berufen. Dem⸗ 
gemäß iſt die Generalverſammlung im Anſchluſſe an den bevor⸗ 
ſtehenden Anwaltstag auf den 14. September 1905 nach 
Hannover berufen. 

Es hat nur die konſtituierende Sitzung des Vorſtandes 
am 9. Oktober 1904 in Leipzig ſtattgefunden. 

Die ſonſtigen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben 
erledigt. 

Der Vorſtand hat am 3. Januar 1905 und am 18. April 
1905 ſeine Senioren, den Oberjuſtizrat Anſchuetz zu Leipzig 
und den Geheimen Juſtizrat Steinbach zu Magdeburg durch den 
Tod verloren. An ihrer Stelle find der Juſtizrat Elze zu Halle 
und der Rechtsanwalt Hans Barth zu Leipzig durch Zuwahl 
eingetreten. 

Die Anwaltskammern haben reiche Beihülfen gewährt. 
Eingezahlt find von: 


Augsburg 1 500 Mark, non 20 000 Mark, 
Bamberg 1500 Kiel. 1500 
Breslau 2000 Marienwerder. 2000 
Caſſel 500 München 2000 
Celle 2000 Naumburg 1000 
Colmar 1000 Nürnberg 2000 
Darmitadt . 500 Oldenburg. 200 
Dres den 4 000 Poſen 4000 
Frankfurt a. M. 1500 Roſtock. 500 
Hamm 3000 — Stettin 1000 
Jena . 1000 Zweibrücken 200 
Karlsruhe 1500 Geſamtſumme 34 400 Mark. 


zuſammen 20 000 Mark, 
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Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 34 400 Mark 
haben die Anwaltskammer im Bezirk des Kammergerichtt 
und die Hanſeatiſche Anwaltskammer zu Hamburg je 5000 Mark, 
die Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk zu Coöln 
2000 Mark, die Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirt 
Königsberg i. Pr. 1500 Mark, die Anwaltskammer im Ober⸗ 
landesgerichtsbezirk zu Zweibrücken 100 Mark und der Vorſtand 
des deutſchen Anwaltvereins 3 000 Mark dem Unterſtützungsfonds 
zugewendet. 

An Geſchenken find eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
14 115 Mark 07 Pf. 

Dem Unterſtützungsfonds find an Geſchenken und Beihülfen 
zugefloſſen 18 453 Mark. 

Das Geſchäftsjahr 1904/1905 hat 4 neue im Ermittelungs- 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 51. — Von dieſen 
55 Geſuchen find durch Tod vor Bewilligung einer Unterſtützung 
erledigt 1, abgelehnt 7, im Prüfungsverfahren befindlich 9, 
bewilligt 38. Im übrigen iſt aus der Verwaltungstätigkeit des 
Vorſtandes hervorzuheben, daß er einzelne Darlehnsgeſuche ab- 
gelehnt hat und in einem Falle, wie ſeit Jahren, die Zahlung einer 
von Verwandten für eine betagte Rechtsanwaltswitwe zuſammen⸗ 
gebrachten Rente vermittelt, um die Empfindlichkeit der Bedachten 
zu ſchonen. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
14 630 Mark. 


Es find im Geſchäftsjahr 1904/1905 bewilligt: 
IJ. II. 
an in der Liſte noch nicht ge- an ansgeſchiedene Rechtsanwälte und 
löͤſchte Rechtsanwälte an Hinterlaffene von Rechtsanwälten 


1. zum erſten Male 3 700 M. 1. zum erſten Male 10 930 M. 
2. » zweiten » 1000 » 2. zweiten 6 980 
3. fünften 600 3. dritten . 8525 
4. ſechſten⸗ 500 4. + vierten . 6400 
5. ſiebenten⸗ 1 300 5. fünften — 4350 
6. - achten 800 6. „ ſechſten 5 600 
7. dreizehnten-⸗ 400 7. » fibenten - 6 350 
zuſammen .. 8 300 M. 8. - achten 5750 

9. neunten 7 570 

10. - zehnten 7994 

11. » elften — 3450 

12. zwoͤlften 4070 

13. . dreizehnten 2 580 

14. vierzehnten 4290 

15. . fünfzehnten 2 020 

16. » ſechzehnten 1810 

17. - ſiebenzehnten⸗ 1 700 

18. achtzehnten 1 350 

19. neunzehnten 2 600 

20. Wzwanzigſten⸗ 2430 

21. einund⸗ 
zwanzigſten- 1 750 
zuſammen .. 98 499 M. 
Summa zu I 8300 Mark, 
. II 98 499 


Geſamtfumme 106 799 Mark. 
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Hiervon entfallen noch auf das einundzwanzigſte Geſchäftsjahr dieſelben der Hülfskaſſe zu gewinnen und den Beweis ber 
12 405 Mark, während für das zweiundzwanzigſte Geſchäftsjahr Einigkeit der deutſchen Anwälte in der Fürſorge für bedürftige 


94 394 Mark beſtimmt ſind. Standesgenoſſen, Witwen und Waiſen zu führen. 
= Es verteilen ſich am 1. Juli 1904 die feit Gründung der Leipzig, den 8. Juli 1905. 
aſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 5 5 
nn wie folgt: j De ee ö 
Augsburg.. 16 Jena. 20 ee 
Bamberg. 11 Karlsruhe 14 
Berlin 54 Kiel. 13 II. 
Braunſchweig 4 Königsberg. 50 XXI. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deutſche 
Breslau . . . . 65 Marienwerder 33 AKechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1904 bis 
Caſſel. 21 München . 83 30. Juni 1905. 
Celle. 60 Naumburg 44 
Cõölrn. 20 Nürnberg.. . 19 A. Kaſſa- Konto. 
Colmar . 1 Poſ en. 59 Einnahme: 
Darmſtadt . . 1 Roſtock . . . 23 1. Barbeſtand am 1. Juli 1904. . . . 494 . 65 4 
Dresden 69 Stettin. . 24 2. Von der Allgemeinen . Kredit⸗ 
Frankfurt a. M. 6 Stuttgart . 26 anftalt erhoben . . M 
985 3. Von der epiiger lu der Deutföen 
eg a u ee 2 2 2 Bank erhoben 77 299. 80 
amm N 18 Reichsgericht. 1 
Für die im Geſchäftslahre 1904/1905 hinzugekommenen . en 2 hen Ropitalgeunfiod ne 
„Schenkungen an den Unterſtützungsfonds 18453 - — -» 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 6. Beihülfen der Anwalts kammerrn 34400 — 
Augsburg ze. Kiel ee 8 7. Mitglieder beiträge . 100 890 — . 
en er a 2 8. Zinfen . . .. 36371. 10 
nn. i nn. l 9. Zurückgekommene Unterstützungen. 682 50 + 
5 5 7 5 Summa 363 4064 12 7 
Eiln . 2 Pofen 2 u 
Dresden 1 Stettin 2 1: Unterſtützungen . . 103051 4 45 & 
Hamm 2 Stuttgart 2. An die e Deuce cala 
Karlsruhe 4 1 gezahlt 57 700 — +» 
Der Summe Bi entfallen an Unterſtützungen im ab- 5 X ie Lehe 8 Silit de Datigen 54 799 — 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 4. Ausgaben für drachahen, bons, 
Augsburg. . 2650 Mark Jena 1 800 Mark Steuern uw. 5 644. 40 
Bamberg. . 3290 Karlsruhe. . 3 000 5. Rückzahlung mehrmals gezahlter Beiträge 120 — 
Berlin. . 8114 Kiel. . 4100 6. Ankauf von Wertpapieren . 142062 - 45 
Braunſchweig. 800 — Königsberg . 9280 - 7. Beſtand am 30. Juni 1905. 28. 02 
Breslau . . 8570 — Marienwerder 5 650 Summa 2368 406 4 12 7 
Caſſel 2580 München . 4300 
Celle. 6570 Naumburg 4840 B. Unterſtützungs ⸗ Konto. 
Cöln . 2525 Nürnberg. . 5 300 Einnahme: 
Colmar 400 Poſen . 9270 1. Beſtand am 1. Juli 1994 . 104317 4 12 & 
Darmſtadt. 600 Roſtock. . 2030 2. Schenkungen .. . . 18453 — 
Dresden 8 650 Stettin . 4360 - 3. Zinſen nach A II. der Verwaltungsgrund⸗ 
Frankfurt a. M. 500 Stuttgart . . 2800 - ſätze zu 4% von 104317 Mark 12 Pf. 4172 68 
Hamburg 900 Zweibrücken 300 4. Satzungsgemäße ÜUberweiſung: 
Hamm 3 620 u liederbeiträge 100 890 % — &. 
Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts- b Rückzahlungen 120 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 100 770 ＋ — & 
gehabt. ab Ausgaben. . 5 644 - 40 - 
Die mitgeteilten Zahlen ergeben, daß die Anteilnahme des 95 125 4 60 & 
deutſchen Anwaltſtandes an der Entwicklung und dem Wirken Hiervon erhält der eee 
der Hülfskaſſe nicht nachgelaſſen hat und daß es gelungen /, find gleich. 71344 . 20 
iſt, ihr durch die angeſtrengte Tätigkeit der Vertrauensmänner und ferner ½ von den Beiträgen ber 
eine Anzahl neuer Mitglieder zuzuführen. Leider halten noch Anwaltskammerrn e 
weit über 2000 Angehörige des Anwaltitandes mit ihrem Bei⸗ 5. Jurückgekommene Unterstützungen a 682 50 
tritte zurück, und bleibt es die Aufgabe der Vertrauensmänner, Summa . . 216 169 4 50 & 
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Ausgabe: 
1. Für gezahlte Unterftügung . 
2. Beſtand am 30. Juni 1905 
Summa 
(Anmerkung. Durch vor dem 1. Juli 1905 erfolgte Be⸗ 
willigung iſt bereits über 94 394 Mark von dieſem Beſtande 
von 113 118 Mark 05 Pf. verfügt worden.) 


103 051 4 45 & 
. 113 118 05 


C. Kapitalgrundſtock⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1904 . . 1003 642 4 11 4 


2. Schenkungen. 14115 - 07 
3. Satzungsgemäße Uberweiſungen: 
/. von 95 125 4 
60 & .= 23 781 4 40 & 
5 von 34 400 4 
= 17200 — 
40 981 - 40 
4. Zinien . . 36 371 4 10 & 
ab (vergl. B. 3). 4172 68 
32 198 42 
1090 937.4 — 9 
Hiervon ab Kursverluſt 18236 - 15 


Summa einſchl. des Martinyfonds 1 072 700 4 85 & 


D. Wertpapiere⸗Kouto. 
Beſtand am 1. Juli 1994 
Dazu Ankauf von Wertpapieren 
Die am 30. Juni 1905 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von . 1130 527 4 03 & 
Der Kursverluſt von 5 18236 - 15 
1112 290 4 88 M 
iſt auf Gewinn- und Berluft- Konto übertragen worden. 


An Wertpapieren ſind vorhanden (Kurs vom 30. Juni 1905): 
644 000 Mark königl. ſächſ. 3% Rente 


988 464 4 58 
142 06245 


zu 88,30 568 652 4 — N. 
Stückzinſen von 453 500 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1905 . 3401 - 25 
77 000 Mark königl. preuß. 3½ J konſ. 

Anleihe zu 101,20, bis 1905 unkündbar 77924 » — » 
Stückzinſen von 11 500 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1905 . 100 63 
174 000 Mark königl. preuß. 3¼ % . 

Anleihe zu 101,20 176 088 — 
Stückzinſen von 174 000 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1905 1 522. 50 
150 000 Mark königl. preuß. 3% . 

Anleihe zu 90. . 135 000 — » 
Stückzinſen von 150 000 Mork e vom 

1. April bis 30. Juni 1905 1125 — » 
100000 Mark 3% les Reichsanleihe 

zu geo a 90 000 — 
Stückzinſen v von 96 000 Mark vom 

1. April bis 30. Juni 1905 720 — 


Seite . . 1 054 533 % 38 9 
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. 216 169 A4 50 4 
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Übertrag. . 1054533 .& 38% 


40 000 Mark 3¼ 1 Schuldverſchreibungen 
des Bremiſchen Staates 


25 000 4 zu 99,75 24937 50 
15000 - 99,410 14910 — 
Stückzinſen von 30 000 Mark vom 
1. Mai bis 30. Juni 195 175 — 


desgleichen von 10 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1905 85 


20 000 Mark 3% Schuldverſchreibungen 


des Bremiſchen Staates zu 87,50 17 500 . 
Stückzinſen von 20000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1905 150 — 


Summa . 112 290 4 88% 


(Anmerkung. Sämtliche Wertpapiere find in das königlich 
ſächſiſche, in das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das 
Reichsſchuldbuch bezw. in das Staatsſchuldbuch des Bremiſchen 
Staates eingetragen und der außer dem Barbeſtande von 
28 Mark 02 Pf. vorhandene Betrag von 73 500 Mark iſt 
auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 
anſtalt zu Leipzig mit 37 000 Mark und mit 36 500 Mark auf 
ein ſolches bei der Leipziger Filiale der Deutſchen Bank eingezahlt. 
Das erſtere Buch lautete nach der XX. Jahresrechnung über 


60 000 4 — &, 
eingezahlt wurden 57 700 — 
117 700.4 — &, 
abgehoben wurden 80 700 — 
bleiben an Beſtand 5 37000. — &, 
das letztere lautet über 59 000.4 — 0 
eingezahlt wurden 54 799 80 
113 799 4 80 &, 
abgehoben wurden 77299 80 
bleiben an Beſtand 36 500 — ) 


E. Gewinn- und Verluſt⸗Konto. 
Verluſt auf Wertpapiere 18 236 Mark 15 Pf. übertragen 
auf Kapitalgrundſtock⸗Konto, dasſelbe beträgt hiernach 
1090 937 4 — 4 
18 236 15 


Summa 1 072 700 4 85 & 


Leipzig, den 30. Juni 1905. Dr. Seelig. 


Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 


Leipzig, den 15. Juli 1905. 


Dr. Drucker. Hans Barth. 
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Vergleichung mit dem Vorjahr. 
Schenkungen u 85 
5 res⸗ 
Mit⸗ Anwalts ginſen⸗ Ver⸗ unter⸗ Kapital- | fchluffe zu 
Vom bis glieber« | kammer-⸗ zum | un. waltungs⸗ . 
Kapitals | Unter: einnahme ftügungen | am Ende ſtützungen 
beiträge | beiträge d. ftützungs⸗ koſten des im nächſten 
grund⸗ Geſchäfts⸗ Jahr 
| Tode fonds jahres verfügbar 
A ZI A A AA) AHV A A aA AH EL 
f *) 
1. Juli 1903 30. Juni 1904| 98 880'— 83 7 4 122080 12 64439 88 N 6103197 | 96 523/95 | 1 003 642/11 | 104 317112 
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) Hierin find 5 000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts enthalten. 
) Hierin find folgende Beihülfen von Anwaltskammern enthalten: Berlin 5000 Mark, Hamburg 5000 Mark, Cöln a. Rh. 2000 Mark, 
Königsberg i. Pr. 1500 Mark, Zweibrücken 100 Mark und vom Deutſchen Anwaltverein 3000 Mark. 


Der XVII. dentſche Anwaltstag, 
abgehalten zu Hannover, 12. bis 15. September 1905. 


„Wie anders wirkt dies Zeichen auf mich ein!“ Vor 
2 Jahren im altertümlichen gemütlichen Straßburg, und nun 
in der vornehmen, hochmodernen Haupt- und Reſfidenzſtadt 
Hannover! Sehr zahlreich waren in dieſem Jahre die 
deutſchen Anwälte der Einladung des Vorſtandes und des Orts- 
ausſchuſſes zum XVII. deutſchen Anwaltstage gefolgt, 
mehr noch wie in früheren Jahren hatten die Kollegen ihre 
Damen mitgebracht, und tapfer wurden alle Programmpunkte 
der, offen geſtanden, etwas anſtrengenden Tagung von allen 
Teilnehmern aufgearbeitet. Die Verhandlungen waren, wie die 
Abſtimmungsziffern ergeben haben, beſtändig ſehr gut beſucht 
und bei dem Vergnügungsteil herrſchte durchweg Überfüllung. 
Den hannöoerſchen Kollegen jet auch an dieſer Stelle nochmals 
der Dank der Feſtteilnehmer im beſonderen, wie des Deutſchen 
Anwaltvereins überhaupt für die ſchönen, wohlvorbereiteten und 
trefflich gelungenen Veranſtaltungen bei dieſem Anwaltstage 
ausgedrückt, die übrigens vom prächtigſten Wetter begünſtigt 
waren. 

Zum Begrüßungsabend waren die Teilnehmer Gäſte 
der bannöverfchen Kollegen. Auf eine Begrüßung durch den 
Vorfigenden des Ortsausſchuſſes, Geh. Juſtizrat Cleeves, 
dankte der Vereins vorfitzende, Geh. Juſtizrat Erythropel⸗ 
Leipzig, und es war von dem Präfidenten des Hannoverſchen 
Landgerichts, Geh. Oberjuſtizrat Friedberg, ſehr praktiſch, den 
Anwaltstag gleich an dieſem Abend zu begrüßen und ſeinen 
Verhandlungen beſten Erfolg zu wünſchen; er tat dies im Auf⸗ 
trage der Zuftizverwaltung in einem ſehr warm aufgenommenen 
Trinkſpruch auf die deutſche Anwaltſchaft. Später wurde gar 
ein echtes und rechtes Theaterſtück aufgeführt und zwar in recht 
köſtlicher Weiſe von hanndverfchen Kollegen und ihren Damen. 
Das vom Rechtsanwalt Dr. Paul Meyer IV aus Hannover 
verfaßte Stück hieß: „Nach fünfzig Jahren, eine Anwalts- 
komödie in einem Aufzuge mit zahlreichen Akten“ und behandelte 
die ſehr aktuelle Frage des Frauenſtudiums mit ſeinen Folgen 
in recht launiger und humorvoller Weiſe. | 


Am Morgen des 13. September ging es dann um 9 Uhr 
pünktlich und mit Eifer an die Arbeit. Der erſte Tag der 
Verhandlungen, die im alten Rathauſe abgebalten wurden, 
und bei denen ſich mehrfach auch einige für das Wobl und Wehe 
ihrer Männer oder Väter, vielleicht ſogar für die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft überhaupt ſich intereſſierende Damen einfanden, brachte 
zunächſt die Eröffnung und Begrüßung der Kollegen durch Geh. 
Juſtizrat Erythropel⸗Leipzig und ſodann die Wahl des 
Bureaus, welches gebildet wurde aus den Herren Geh. Suftizrat 
Cleeves - Hannover als Vorfitzendem, Juſtizrat Gebhart⸗ 
Zweibrücken, Geh. Juſtizrat Humfer- Frankfurt und Juſtizrat 
Elze ⸗Halle als Stelloertretern des Vorfitzenden, ſowie den 
Rechtsanwälten Benfey III, Meyer III, Söhlmann und 
Heiliger, alle aus Hannover, als Schrififübrern. Von den 
Gegenständen der Tagesordnung wurde zunächſt Nr. 2 erledigt 
durch einen eingehenden Bericht des Kollegen Juſtizrat 
Dr. Reichert Hannover über die Rechnungs führung des 
Vorſtandes, aus welchem beſonders die betrübende, vom Be⸗ 
richterſtatter feſtgeſtellte Tatſache bervorgehoben werden ſoll, daß 
nur zwei Drittel der deutſchen Rechtsanwälte Mitglied des großen 
Deutſchen Anwaltvereins find, ein volles Drittel aber leider noch 
immer dem Verein und ſeinen Beſtrebungen fernſteht; dem Vor⸗ 
ſtand und insbeſondere dem langjährigen Schatzmeiſter Juſtizrat 
Dr. Deiß⸗Leipzig wurde einmütig Entlaſtung erteilt. Die 
Neuwahl des Vorſtandes — Nr. 3 der Tagesordnung — 
ergab auf Vorſchlag von Juſtizrat Bojunga I- Hannover 
die Wiederwahl des geſamten Vorſtandes mit der Maßgabe, 
daß an Stelle von Geheimrat Dr. v. Pemſel⸗ München, der 
leider feines ſchlechten Geſundheitszuſtandes wegen eine Wieder⸗ 
wahl entſchieden abgelehnt hatte, Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs 
Berlin gewählt wurde. Zu Nr. 4 der Tagesordnung wurde 
dann nochmals die etwas heikle Frage des Vertrags mit 
der Moeſerſchen Buchhandlung wegen des Verlages der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift verhandelt. Juſtizrat Dr. Deiß⸗ 
Leipzig berichtete namens des Vorſtandes, daß in Verfolg der An- 
regungen des letzten Anwaltstages mit dem Verleger ein neuer Ver⸗ 
trag für die Jahre 1907 bis 1912 abgeſchloſſen worden ſei, durch 
welchen der Anwaltverein in etwa günftiger geſtellt werde als in dem 
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jetzt geltenden Vertrag. Die Verſammlung war, wie die Debatte 
ergab, mit dem procedere des Vorſtandes in ihrer ſehr großen 
Mehrheit nicht einverſtanden; die Herren Dr. van Aken⸗ 
Karlsruhe und Juſtizrat Dr. Stranz⸗Berlin wieſen darauf 
hin, daß der Vorſtand bei der ihm bekannten Stimmung des 
Anwaltstages, bei der Schwierigkeit der Materie und der 
finanziellen Bedeutung dieſes Verlages für die Vereins kaſſe gut 
getan hätte, den neuen Vertrag vor ſeinem Abſchluſſe dieſem 
Anwaltstage zu unterbreiten oder mindeſtens den Entwurf in 
der Wochenſchrift zu bringen, zumal auch der Redakteur der 
Wochenſchrift, wie er ſelbſt mitteilte, zwar gehört worden, aber 
entgegengeſetzter Anfiht war wie der Vorſtand. Es blieb aber 
ſchließlich gegenüber dem fait accompli des vom Vorſtande 
auf dem Tiſch des Hauſes aufgelegten Vertrages nichts wohl 
übrig, als gute Miene zum — sit venia verbo — böſen 
Spiel zu machen, und es konnte nur noch ein Antrag von 
Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar angenommen werden, durch 
welchen dem Vorſtande aufgegeben wurde, einen weiteren vom 
Jahre 1912 ab (!) geltenden Verlagsvertrag nur abzuſchließen, 
ſei es mit wem immer, unter dem Vorbehalt der Genehmigung 
des Anwaltstages. 

Sodann wurde der 1. Punkt der Tagesordnung, Anderung 
der Satzungen, erledigt. An Stelle der früheren bekannt⸗ 
gemachten Vorſchläge und in Erweiterung derſelben wurde jetzt 
vom Vorſtand folgendes beantragt: 

1. Den § 5 Abſ. 1 dahin zu faſſen: 

„Der Anwaltstag findet alle zwei Jahre ſtatt 
(ordentlicher Anwaltstag). Außerordentliche Anwalts⸗ 
tage finden auf Beſchluß des Vorſtandes, ſowie auf 
ſchriftliches Verlangen des zehnten Teils der Mitglieder 
des Vereins ſtatt.“ 

2. Dem 8 5 als zweiten Abſatz hinzuzufügen: 

„Den Vorſitz auf den Anwaltstagen führt der Vor⸗ 
ſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stellvertreter, oder 
in deren Behinderung ein anderes vom Vorſtande zu 
wählendes Mitglied desſelben. Der Anwaltstag kann 
Stellvertreter des Vorſitzenden aus den anweſenden 
Mitgliedern des Anwaltstages erwählen.“ 

3. Den § 8 wie folgt zu faſſen: 

„Der Vorſtand wird von dem ordentlichen Anwaltstage, 
unbeſchadet der Beſtimmung im § 6 Ziffer 5, gewählt. 

Die Wahl gilt bis zum drittfolgenden ordentlichen 
Anwaltstage. Jedoch ſcheidet an jedem folgenden 
ordentlichen Anwaltstage der dritte Teil der Mitglieder 
aus, und zwar nach der Dauer ihrer Geſchäftszeit, bei 
gleicher Dauer nach dem Los. 

Bei der Ergänzung nach § 6 Ziffer 5 gilt die Wahl 
des zugewählten Mitgliedes für die noch übrige Ge⸗ 
ſchäftszeit des Ausgeſchiedenen. 

Der Vorſtand hat ſeinen Sitz am Sitze des Vereins.“ 

4. In § 6 Ziffer 2 das Wort „vorläufig“ zu ſtreichen und 
hinter „Tagesordnung“ folgenden Satz hinzuzufügen: 

„Anträge der Mitglieder ſind auf die Tagesordnung 
zu ſetzen, wenn ſie von dem zwanzigſten Teil der 
Mitglieder ſchriftlich geſtellt werden und wenn der 
Antrag dem Vorſtande mindeſtens drei Monate vor 
Zuſammentritt des Anwaltstages zugegangen iſt.“ 

5. In 8 9 Abſ. 1 die Worte „durch einfache Stimmenmehrheit“ 
zu erſetzen durch die Worte: „mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen“. 
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Es wurde über jeden einzelnen der 5 Punkte getrennt 
referiert, debattiert und abgeſtimmt; Berichterſtatter war dat 
Vorſtandsmitglied Juſtizrat Dr. Paul Krauſe⸗ Berlin. Die 
Debatten waren vernünftigerweiſe kurz und bündig; der Bericht⸗ 
erſtatter darf fi) daher wohl auf die Mitteilung der Ergebniſſe 
beſchränken, deren Ermittelung übrigens im Gegenſatz zu den 
Debatten ziemlich zeitraubend war, weil zweimal Auszählung 
vorgenommen werden mußte. Punkt 1 wurde einſtimmig an⸗ 
genommen. Bei Punkt 2 wurde ein Gegenantrag van Aken⸗ 
Karlsruhe, welcher die bisherige Gepflogenheit zum Geſetz machen 
wollte und lautete: „Der Anwaltstag wählt feinen Vorfitzenden 
und deſſen Stellvertreter“ im erſten Hammelſprung mit 125 
gegen 88 Stimmen abgelehnt und ſodann der Antrag des Bor- 
ſtandes angenommen; auch wurde hierzu noch auf Antrag 
van Aken beſchloſſen, im § 5 Abſ. 3 die Worte „des Vor⸗ 
ſtandes“ zu ſtreichen. Punkt 3 wurde gegen eine geringe 
Minderheit angenommen. Eine Anregung von Dr. Scherer⸗ 
Leipzig, zu beſtimmen, daß aus ſcheidende Vorſtandsmitglieder für 
einen beſtimmten Zeitraum nicht wieder wählbar ſein ſollen, 
fand keinen Boden. Bei Punkt 4 war der Verſammlung der 
„swanzigite Teil der Mitglieder“ entſchieden zu viel; nach einem 
Vorſchlag von Juſtizrat Jacobſohn Berlin und Dr. Scherer 
Leipzig, dafür „30“ zu ſetzen, kam ein Kompromiß mit dem 
Vorftande zuſtande, daß „50“ Mitglieder nötig ſeien; dies 
wurde einſtimmig angenommen. Bei Punkt 5 wurde der Antrag 
des Vorſtandes nach energiſchem Widerſpruch durch den Mund 
der Kollegen Dr. Sofephfon- Hamburg, Dr. Scherer - Leipzig 
und Juſtizrat Jacobſohn⸗Berlin im zweiten Hammelſprung 
mit 145 gegen 76 Stimmen abgelehnt. 

Den Schluß der Verhandlungen des erſten Tages bildete 
die endgültige Beſchlußfaſſung über die Errichtung einer 
Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe, Nr. 5 der 
Tagesordnung. Es iſt über dieſen Gegenſtand, insbeſondere 
über die Frage, ob Zwangskaſſe oder freie Kaffe, ſchon ein ſolches 
Meer von Tinte gefloſſen, daß etwas Neues unmöglich zutage 
kommen und es ſich lediglich um die Schlußabſtimmung für und 
wider handeln konnte. Mit dieſen Gedanken leitete auch der 
Referent, Juſtizrat Elze ⸗ Halle feinen vortrefflichen dreiviertel · 
ſtündigen Vortrag ein; als der bewährte Vertreter der vom 
Anwaltstag eingeſetzten Kommiſſion und im Anſchluß an ſeine 
früheren Referate trug Juſtizrat Elze noch einmal kurz und 
knapp das Geſchichtliche der Ruhegehaltskaſſen⸗Frage vor und 
berichtete insbeſondere über die Tätigkeit der Kommiſſion ſeit 
dem Straßburger Anwaltstage; er legte die beiden, den Leſern 
dieſes Blattes bekannt gegebenen Entwürfe vor, von denen der 
erſte als Geſetzentwurf die Errichtung einer Zwangskaſſe vorfleht, 
der zweite die Satzungen einer freien Kaſſe darſtellt; dazu wurde 
vom Referenten namens der Kommiſſion bezw. des Arbeits. 
ausſchuſſes derſelben beantragt: 

1. Der XVII. Deutſche Anwaltstag beſchließt die Errichtung 
einer Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe auf der 
Grundlage des vom Arbeitsausſchuſſe vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurfes vom 28. Mai 1905 und beauftragt den Vorſtand 
des Deutſchen Anwaltvereins, das weitere zu veranlaſſen. 

2. Für den Fall der Ablehnung dieſes Antrages: 

Der XVII. Deutſche Anwaltstag in Hannover erſucht 
den Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 
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in einer einzuberufenden Generalverſammlung derſelben 
die Gründung einer auf freiwilligem Beitritt beruhenden 
allgemeinen Ruhegehalts⸗, Witwen: und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte nach dem von dem Arbeits⸗ 
ausſchuß vorgelegten Satzungsentwurf und ferner in 
Antrag zu bringen, daß der von der Hülfskaſſe an⸗ 
geſammelte Kapitalgrundſtock dieſer Verſicherungskaſſe 
ganz oder zum Teil überwieſen wird. 

Im zweiten Teile ſeines Vortrages legte der Berichterſtatter 
dann noch einmal kurz die Gründe dar, welche für und beſonders 
diejenigen, welche gegen eine Zwangskaſſe ſprächen, von letzteren 
insbeſondere die Tatſachen, daß das Auffichtsamt abgeraten, 
daß die Reichsregierung für das erforderliche Geſetz nicht zu 
haben fein werde und daß ſich die große Mehrzahl der Anwalts⸗ 
kammern in ablehnendem Sinne geäußert hätten. Der Kor⸗ 
referent, Dr. Roſenthal⸗ München, bekämpfte lebhaft die 
Zwangskaſſe und brachte folgenden Antrag ein: 

Der XVII. Deutſche Anwaltstag wolle mit Rückſicht auf 
die vielfachen gegen die Errichtung einer Zwangsverſicherungs⸗ 
kaſſe auf geſetzlicher Grundlage vorgebrachten Bedenken unter 
Aufhebung des Beſchluſſes des XV. Deutſchen Anwaltstages 
in Danzig Beſchluß faſſen: 

1. Der XVII. Deutſche Anwaltstag beſchließt die Errichtung 
einer Verſicherungskaſſe mit freiwilligem Beitritt auf der 
Grundlage des von der Danziger Kommiſſion vorgelegten 
Entwurfes. 

2. In Ausführung dieſes Beſchluſſes wird an die Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte der Antrag geſtellt: 

aus dem gemäß § Za der Satzungen der Hülfskaſſe 
angeſammelten Kapitalgrundſtocke einen Betrag von 
500 000 Mark dieſer neu zu errichtenden Verſicherungs⸗ 
kaſſe mit freiwilligem Beitritt zur Verfügung zu ſtellen, 
ſo zwar, daß lediglich die Zinſen aus dieſem Kapital 
zu Zwecken der Verſicherungskaſſe Verwendung finden 
dürfen, das Kapital ſelbſt ſichergeſtellt, in ſeiner 
Subſtanz nicht angegriffen und bei Auflöſung der 
Verſicherungskaſſe wieder an die Hülfskaſſe oder im 
Falle deren Auflöſung an die an deren Stelle tretende 
Rechtsperſon zur freien Verwendung zurückfließen ſoll. 

3. Da nach vorſtehenden Beſchlüſſen ſodann eine weitere 
Anſammlung von Beiträgen gemäß § 2a der Satzungen 
der Hülfskaſſe nicht notwendig erſcheint, regt der 
XVII. Deutſche Anwaltstag gleichzeitig eine dieſen Be⸗ 
ſchlüſſen Rechnung tragende Anderung der hierauf bezüglichen 
Beſtimmungen der Satzungen der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte an. 

Die Debatte war recht kurz. Wenn man geglaubt hatte, 
den eifrigen Verfechter der Zwangskaſſe und Begründer der 
„Rechtsanwalts zeitung“ zu ſehen und zu hören, jo wurde man 
getäuſcht; er war, wie das Teilnehmerverzeichnis ergibt, gar 
nicht anweſend; immerhin waren die beiden Redner, welche für 
die Zwangskaſſe eintraten, ſehr glücklich in ihren Ausführungen 
und insbeſondere die recht wirkſamen und von ſtarkem Beifall 
begleiteten Ausführungen von Juſtizrat Weſtrum⸗Celle ließen 
eine Zeitlang den Gedanken aufkommen, daß die Verſammlung 
fi der Abwechſelung halber einmal wieder für die Zwangskaſſe 
ausſprechen werde. Allein es kam anders. Nachdem man 
3 Redner gehört hatte, außer dem Genannten noch die Juſtiz ⸗ 
räte Graß⸗Allenſtein für und Salinger⸗Berlin gegen die 
Zwangekaſſe, wurde Schluß der Debatte gemacht in der offenbar 
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richtigen Annahme, daß ſich nun jeder ſeine Meinung gebildet 
habe und auch durch das trefflichſte Plaidoyer eines Advokaten 
nicht mehr umzuſtimmen ſei. Nach einem kurzen Schlußwort 
des Referenten, in welchem er noch beſonders den Kollegen 
Kolfen- Berlin und Behrendt - Danzig für ihre eifrige 
Tätigkeit in der Kommiſſion, dem letzteren auch für die Aus⸗ 
arbeitung der beiden Entwürfe dankte, kam man zur Abſtimmung, 
bei welcher die Zwangskaſſe durch Auszählung — der dritte 
Hammelſprung des Tages! — mit 155 gegen 105 Stimmen 
abgelehnt, der Eventualantrag der Kommiſſion aber (Nr. 2 oben) 
gegen wenige Stimmen angenommen wurde. Der Korreferent 
erklärte feinen Antrag zu 1 hiermit in zufriedenſtellender Weiſe 
erledigt; die weiteren Anträge wurden von ihm zurückgezogen. 

Damit endeten die Verhandlungen des erſten Tages gegen 
½ 2 Uhr, und um 3 Uhr mußte man ſchon draußen im Park⸗ 
haus ſein, wo um dieſe Zeit das Feſtmahl begann, welches in 
glänzender Weiſe verlief. Der große, prächtig geſchmückte Saal 
dieſes Etabliſſements war gefüllt von Feſtteilnehmern, unter 
ihnen die Damen meiſt in großer Toilette. Am Ehrentiſch 
bemerkte man den Oberlandesgerichtspräſidenten aus Celle, 
Geh. Oberjuſtizrat Heinroth, den Regierungspräfidenten 
v. Philipsborn, den Landgerichtspräfidenten Geh. Ober- 
juſtizrat Friedberg, den Erſten Staatsanwalt Neſſel, als 
Vertreter der Stadt an Stelle des beurlaubten Stadtdirektors den 
Syndikus Eyl mit mehreren Senatoren, den Bürgervorſteher⸗ 
Worthalter (lies: Stadtverordnetenvorſteher) Kollegen Wegener 
und andere. Geheimrat Sleeves- Hannover begrüßte die Feſt⸗ 
teilnehmer und beſonders die Ehrengäſte, denen er ein Hoch 
ausbrachte. Namens dieſer dankte der Oberlandesgerichts⸗ 
präfident in längerer Rede, in welcher er zunächſt ſeinerſeits 
den Anwaltstag begrüßte, dann auf die nahen Beziehungen 
zwiſchen Richtern und Anwälten hinwies und daraus das 
Intereſſe herleitete, mit welchem die Beſtrebungen des 
Deutſchen Anwaltvereins auch von der Juſtizverwaltung ver⸗ 
folgt würden; er ſprach weiter von den Aufgaben und 
Pflichten des Rechtsanwalts, der wohl Vertreter ſeiner 
Partei, aber auch Diener des Rechts ſei und der keine Be⸗ 
rechtigung zur Ausübung ſeines ſchoͤnen und hohen Berufes 
habe, wenn er nicht an das Recht glaube und nur dieſem zum 
Siege zu verhelfen beſtrebt ſei, denn Recht ſein und Rechts⸗ 
anwalt ſein, ſeien ſtammverwandte Begriffe. Der Redner 
brachte ein Hoch auf die deutſchen Rechtsanwälte. Juſtizrat 
Gebhart⸗Zweibrücken dankte namens des Anwaltstages der 
Stadt Hannover für den überaus gaſtlichen und glänzenden 
Empfang, den fie den Feſtteilnehmern bereitet habe, worauf 
Syndikus Eyl für die Stadt dankte und der Freude derſelben 
über die Abhaltung der Tagung in Hannover Ausdruck gab. 
Es ſprachen noch Juſtizrat Dr. Berend ⸗ Hannover auf den 
Deutſchen Anwaltverein und ſeinen Vorſtand, Regierungsrat 
Schmal⸗ Stuttgart für die auswärtigen, beſonders die füb- 
deutſchen Kollegen und Juſtizrat Dr. Pfeiffer Hannover in 
poeſtevollen Ausführungen auf die Damen, als deren „Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag“ Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar in über- 
aus launiger Weiſe dankte. Noch gab es eine Feſtzeitung in 
der Ausſtattung der bekannten Halbmonatsſchrift „Das Recht“, 
diesmal aber genannt „Das Unrecht“ und in humorvollſter Weiſe 
als Nr. 3 der gleichnamigen „Monatsſchrift des vergnügten 
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Anwaltsabends zu Hannover“ verbrochen vom Kollegen 
Dr. Meyer IV- Hannover. 

Am Abend fand eine Feſtvorſtellung im Hoftheater 
ftatt, zu welcher man wohl wegen des vortrefflichen Muſter⸗ 
advokuten Dr. Blind die unverwüſtliche „Fledermaus“ von 
Joh. Strauß gewählt hatte. 

Am zweiten Tage fand zunächſt, wie herkoͤmmlich, um 
9 Uhr die 21. ordentliche Generalverſammlung der 
Hülfskaſſe ſtatt. Der von Juſtizrat Herr⸗Leipzig erſtattete 
Geſchäftsbericht des Vorſtandes, ſowie die von Juſtizrat 
Dr. Seelig -Leipzig vorgetragene Jahresrechnung find in der 
gegenwärtigen Nummer abgedruckt. Dem Vorſtand wurde Ent- 
laſtung erteilt; die ausſcheidenden Mitglieder, Geh. Juſtizrat 
Erythropel, Juſtizrat Herr und Dr. Schall, alle aus 
Leipzig, wurden wiedergewählt, und an Stelle des auch hier eine 
Wiederwahl ablehnenden Geh. Hofrats Dr. v. Pemjel- München 
wurde Juſtizrat Karl Eckert ⸗München gewählt; als Rechnungs⸗ 
prüfer wurden Juſtizrat Dr. Drucker und Dr. Anſchütz, beide 
in Leipzig, beſtellt. Beſonders zu erwähnen wäre noch eine 
längere Debatte, welche ſich an eine Anregung anknüpfte, das 
Vereinsvermoͤgen nicht nur in Staatspapieren anzulegen, ſondern 
auch in guten Hypotheken, weil dadurch Kursverluſte vermieden 
und hohere Zinſen erzielt werden könnten. Von verſchiedenen 
Rednern wurde aber auch auf die Schwierigkeiten in der Hypo⸗ 
thekenbeſchaffung und auf die Schattenſeiten hingewieſen, welche 
die Feſtlegung in Hypotheken mit ſich bringe. 

Um 10 Uhr wurde dann mit den Verhandlungen des An⸗ 
waltstages ſelbſt fortgefahren und zwar heute unter der vor- 
trefflichen Leitung des ſtellvertretenden Vorfitzenden Juſtizrat 
Gebhart- Zweibrücken. Er trug zunächſt ein Begrüßungs⸗ 
telegramm der belgiſchen Advokatenföderation vor, durch welches 
dieſe dem Deutſchen Anwaltstage herzlichſte Grüße und zugleich 
eine Einladung zu dem vom 30. September bis 5. Oktober d. J. 
in Lüttich ſtattfindenden internationalen Advokatenkongreß über⸗ 
ſandte. Auf Antrag von Juſtizrat Beckh⸗Nürnberg wurde 
beſchloſſen, von Vereins wegen ein Mitglied des Vorſtandes als 
offiziellen Vertreter der deutſchen Anwaltſchaft zu dieſem Kongreß 
zu entſenden, und es kann mitgeteilt werden, daß in Ausführung 
dieſes Beſchluſſes das Vorſtandsmitglied Juſtizrat Heiliger⸗ 
Cöln für die deutſchen Anwälte an dem genannten internationalen 
Kongreß teilnimmt. 

Zu Punkt 6 der Tagesordnung — die Stellung der 
Amtsgerichtsanwälte — hielt ſodann Kollege Roſe⸗ Harburg 
einen faſt einſtündigen, ſehr klaren und überfichtlichen Vortrag. 
Einleitend wehrte er vor allem die Behauptung ab, daß es ſich hier 
um eine Geldfrage handele, die Beſtrebungen ſeien nur diktiert 
von dem Intereſſe für den Stand; auch wolle er nur von den 
Amtsgerichtsanwälten und nicht vom Einfluß dieſer Frage auf 
die Landgerichts anwälte reden. Im Hauptteil gab der Redner 
dann zunächſt einen hiſtoriſchen Überblick über die ganze Frage 
und ſchilderte darauf die Zuſtände, die bei den Amtgerichtsanwälten 
faſt durchweg herrſchten, als unhaltbar und unwürdig. Bei 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ſeien ſie von der Vertretung in 
allen höheren Inſtanzen ausgeſchloſſen, was, wie er zugeben 
müßte, bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei Straf- und Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen nicht der Fall ſei; dieſe Beſchränkung ſel 
unbillig und demütigend, weil die Amtsgerichtsanwälte doch 
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genau dieſelbe Ausbildung genoſſen hätten, wie die anderen 
Kollegen; fie gälten als Anwälte niederer Ordnung; für fie ſei 
die Konkurrenz der Prozeßagenten in beſonders ſtarkem Maße 
fühlbar, ebenſo wie die Nichtzulaſſung zu den Gewerbe ⸗ und 
Kaufmannsgerichten; und wenn ſie ſich einmal durch erlaubte 
Objektteilungen und Kompetenzvereinbarung hülfen, ſo falle man 
gleich über fie her uſw. uſw. Als einzig wirkſames Abhilfe ⸗ 
mittel bezeichnete der Redner die gleichzeitige Zulaſſung der Amts⸗ 
gerichtsanwälte beim Landgericht ihres Bezirks, die außer Preußen 
und Bayern die Regel im Deutſchen Reiche bilde, bei der man 
allenthalben gut gefahren ſei, die auch der Cölner Anwaltstag vor 
Erlaß der Reichsjuſtizgeſetze für nötig und erforderlich erklärt habe, 
die neuerdings auch von einer Reihe von Handelskammern ge⸗ 
wünſcht wurde und die vom ſozialpolitiſchen Standpunkte durch⸗ 
aus zu empfehlen ſei. Keine Beſſerungsmittel find nach Anficht 
des Referenten die in der Literatur von anderer Seite gemachten 
Vorſchläge auf Erhöhung der ſachlichen Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte, auf Wahl von Amtsgerichtsanwälten in die Kammer- 
vorſtände u. a. m. Demgemäß ſtellte der Berichterſtatter den 
Antrag, 
der Anwaltstag wolle beſchließen: 

Im Intereſſe der Rechtspflege und der deutſchen An⸗ 
waltſchaft iſt es dringend erforderlich, daß der bei einem 
Amtsgericht zugelaſſene Rechtsanwalt auf ſeinen Antrag 
zugleich bei dem Landgerichte, in deſſen Bezirk das Amts⸗ 
gericht ſeinen Sitz hat, ſowie bei den im Bezirk des Land⸗ 
gericht befindlichen Kammern für Handelsſachen zugelaſſen 
werden muß, 

und daß der 5 9 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 in dieſem Sinne abgeändert wird. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins wird be⸗ 
auftragt, geeignete Schritte zu tun, insbeſondere bei den 
geſetzgebenden Körperſchaften die erforderlichen Anträge zu 
ſtellen, um dies Ziel zu erreichen. 

Inzwiſchen war ein Antrag von Dr. Mayer- Frankenthal 
eingegangen, inhalts deſſen der Vorſtand beauftragt werden ſolle, 
bei der deutſchen Juſtizverwaltung dahin zu wirken, daß 

a) Prozeßagenten nur da zugelaſſen werden ſollen, wo kein 
Rechtsanwalt anſäſſig iſt, und 

b) nicht zugelaſſene Laienvertreter, welche gewerbsmäßig ver⸗ 
handeln, ſtets zurückzuweiſen ſind. 

Der Antragſteller begründete dieſe Sätze in kuizen, aber 
energiſchen Ausführungen, in welchen er die bekannten, beſonders 
in Süddeutſchland und auch im Weſten fühlbaren Mißſtände 
auf dem Gebiete des Rechtskonſulenten⸗ und Winkeladvokatentums 
in gebührender Weiſe kennzeichnete. In der Debatte wurde der 
Mayerſche Antrag von allen Rednern zur Annahme empfohlen; 
gegenüber den Ausführungen des Berichterſtatters jedoch wurde 
deſſen Schilderung von verſchiedenen Seiten als mindeſtens über- 
trieben bezeichnet. Indes die meiſten Redner hielten mit dem 
Berichterſtatter die Stellung der Amtsgerichtsanwälte für ver- 
beſſerungsbedürftig und ſahen in der Simultanzulafſung das 
beſte und kräftigſte Hilfsmittel, jo die Kollegen Gump ⸗ Ulm 
Zuftizrat Bamberger⸗Aſchersleben, der auch noch die vom 
Berichterſtatter verſchmähten „kleinen Mittel“ angewandt zu ſehen 
wünſchte, Rickes⸗Seeſen u. a., während Juſtizrat Dr. Krimke⸗ 
Verden ſich als Gegner der Simultanzulaſſung und des Antrages 
Roſe bekannte. Einen Sonderſtandpunkt nahm Dr. Cohen⸗ 
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Nürnberg ein, welcher Gegner der Simultanzulaſſung iſt, weil 
er den Anwaltszwang für die landgerichtliche Inſtanz abgeſchafft 
haben möchte, womit allen Beſchwerden abgeholfen fein würde. 
Und Kollege Nürnberg -Liſſa meinte: „die vorgeſchlagenen 
Mittel ſind alle unzulänglich, erhöhen wir die Gebühren!“ Ja, 
wenn der Anwaltstag da allein mitzureden hätte, aber, aber — !? 
Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterſtatters wurde deſſen 
Antrag mit erheblicher Mehrheit, der Antrag Mayer Franken⸗ 
thal gegen 3 Stimmen angenommen. Bei der Debatte, ſowie 
während und nach der Abſtimmung herrſchte große Spannung, 
während nun eine erhebliche Anzahl von Kollegen das Freie 
ſuchte; vermutlich waren es die fiegreichen Amtsgerichtsanwälte, 
die zu einem Feſtfrühſchoppen auszogen. Aber bald fanden ſich 
die meiſten wieder ein und der Saal blieb bis zum Schluß der 
Tagung gut gefüllt, kam doch auch jetzt das „biennium“ an 
die Reihe. 

„Die praktiſche Vorbildung der Rechtsanwälte, 
namentlich die geſetzliche Einführung einer der zweiten 
juriſtiſchen Prüfung nachfolgenden Vorbereitungs- 
zeit von zwei Jahren“ wurde nämlich nunmehr unter Nr. 7 
der Tagesordnung behandelt; Berichterſtatter war Dr. Wetll- 
Karlsruhe, der mit einem ſpeziellen Mandat der Badiſchen 
Anwaltskammer auftrat, die auch die Angelegenheit auf die 
Tagesordnung gebracht hatte. Der Berichterſtatter trug vor, 
daß nach zahlenmäßigem Material aus der Juſtizſtatiſtik eine 
unerträgliche Aberfüllung des Auwaltsſtandes, wenn nicht ſchon 
eingetreten ſei, fo doch unmittelbar bevoiſtehe, daß fie kein 
„Geſpenſt“, ſondern wirklich vorhanden und eminent drohend ſel; 
es müfle daher etwas geſchehen, um die Zulaffung zu erſchweren, 
und dieſes „etwas“ könne nur die Einführung einer Vorbereitungs⸗ 
und Wartezeit ſein, für welche ein materielles Moment ſpreche, 
nämlich eben die Verhütung der Überfüllung mit ihrer unab- 
wendbaren Verringerung der Einkommen und die Entſtehung 
eines Proletariates, auch aber ein ideelles, nämlich eine Ver⸗ 
befjerung der wiſſenſchaftlichen Vorbildung, die bei einer vier- 
oder ſechsmonatigen Station auf dem Anwaltsbureau nicht ge⸗ 
nügend erworben werden könne. Der Referent wies auf Baden 
hin, wo man von 1864 bis 1879 mit dem biennium fehr 
gute Erfahrungen gemacht habe, und fuchte ſchließlich die Ein. 
wendungen der Gegner zu widerlegen, die in dieſer „praktiſchen 
Vorbereitungszeit“ ein Attentat auf die freie Advokatur und den 
Anfang zu Schlimmerem ſehen, die von ihr befürchten, daß ſie 
eine unerwünſchte Ausbildung von Spezialitäten mit ſich und 
uns die oͤſterreichiſche Konzipientenwirtſchaft bringen werde. 
Mit loͤblichem Eifer focht der Berichterſtatter für ſeine Sache, 
obwohl man bald merkte, daß die Verſammlung faſt durchweg 
aus Gegnern des biennium beſtand. Der Referent beantragte 
aber zu beſchließen: | 

Im Intereſſe der materiellen Wohlfahrt des deutſchen 
Anwaltsſtandes und zum Zwecke beſſerer praktiſcher Aus⸗ 
bildung der die Zulaſſung zur Anwaltſchaft Nachſuchenden 
hält der Deutſche Anwaltsverein eine Anderung der deutſchen 
Rechtsanwaltsordnung in dem Sinne für wünſchenswert, daß 
der § 1 derſelben folgende Faſſung erhält: 

1. 

Zur Rechtsanwaltſchaft 155 nur zugelaſſen werden, wer 

die Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat und ſich alsdann 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


561 


mindeſtens zwei Jahre bei einem Rechtsanwalt oder bei 
Gerichten beſchäftigt hat. 

Eine Tätigkeit als Richter oder Staatsanwalt oder als 
Lehrer des Rechts an einer deutſchen Univerſität wird der 
in Abf. 1 vorgeſchriebenen Beſchäftigung gleich erachtet. 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, daß eine der 
Richteramtsprüfung nachfolgende Beſchäftigung bei anderen 
öffentlichen Behörden, ſowie bei kaufmänniſchen oder indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen auf die in Abſ. 1 vorgeſchriebene 
Beſchäftigung, jedoch höchſtens bis zur Dauer eines Jahres 
anzurechnen iſt. 

Der Korreferent, Juſtizrat Dr. Mittafch- Dresden, brachte 
in längeren Ausführungen die Stimmung der Gegner zum 
Ausdruck und teilte insbeſondere mit, daß die Sächfiſche 
Anwaltskammer, deren Vorſtandsvorſitzender er iſt, entſchieden 
gegen die Einführung des biennium ſei. Er bezeichnete es 
als bedenklich, fie bei der Geſetzgebung anzuregen; ihre Trag ⸗ 
weite ſei ſchwer zu überſehen und ſie werde doch gegen den 
nicht abzuleugnenden Andrang und die Überfüllung verſagen, 
vielleicht aber einen Schutz nur einmal für 2 Jahre bringen. 
Der Redner glaubt, da ſei ſchließlich noch der numerus clausus 
vorzuziehen, und meint, man ſolle es verſuchen mit der Ein⸗ 
führung von einem vollen Jahr Vorbereitungszeit des Referendars 
beim Anwalt und einer beſſeren allgemeinen Erziehung. — In⸗ 
zwiſchen war von Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar hierzu folgender 
Antrag eingebracht worden: 

Der Anwaltstag hält für erſorderlich: 
1. der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt iſt für das Deutſche 

Reich einheitlich zu regeln; 

2. es iſt mehr Gewicht auf die den Referendaren erteilten 

Zeugniſſe zu legen; 

3. der Vorbereitungsdienſt beim Rechtsanwalt 
mindeſtens ein Jahr feſtzuſetzen; 
4. ein Rechtsanwalt ſoll Mitglied der Prüfungskommiſſion 

im. 2. Staatsexamen ſein. 

Die Debatte war kurz aber energiſch; es ſprachen nur 
2 Kollegen, und zwar gegen den Antrag Weill. Dann beſchloß 
die Verſammlung Schluß der Debatte. Regierungsrat Schmal ⸗ 
Stuttgart war von der Württembergiſchen Anwaltskammer be⸗ 
ſonders beauftragt, dem Antrag Weill zu widerſprechen; er 
faßte noch einmal die Hauptgründe der Gegner des Antrages 
zuſammen und betonte beſonders, daß die Regierungen gegen- 
über dieſem Verlangen ſagen würden: „Eure Gründe find 
zutreffend, das Mittel falſch, deshalb geben wir euch den 
beſſeren numerus clausus“, daß die ſelbſtändige Beſchäftigung 
des „Stagiſten“ bedenklich ſei wegen der Regreßpflicht, die 
naturgemäß den Anwalt treffe, und auch oft undurchführbar in 
vertraulichen und geheimen Sachen, daß endlich wohl keiner auf 
dieſe Einrichtung verfallen wäre, wenn Anwalts mangel herrſchte. 
Juſtizrat Dr. Stranz- Berlin wies darauf hin, daß der Vor⸗ 
wurf der mangelhaften Vorbereitung doch alle Juriſten und 
nicht nur die Anwälte allein treffe, und daß es ein testimonium 
paupertatis ſei, wenn die Anwälte von ſich ſelbſt ſagen müßten, 
daß ſie nach beſtandenem Aſſeſſorexamen noch nicht reif zum 
Praktizieren ſeien, während doch der Richter gleich die sella 
curulis beſteige und ſofort „Recht“ ſpreche; er hob auch noch 
beſonders das ſozialpolitiſche Moment hervor, daß man es dem 
Vater und beſonders dem wenig begüterten nicht zumuten konne, 

71 


iſt auf 


562 


nun nach langen Studien und Vorbereitungsjahren noch wieder 
2 Jahre zu warten, bis ſein Sohn einmal ſelbſt etwas verdiene. 
Nach einer längeren Geſchäfts ordnungs debatte wegen des Schluſſes 
der Diskuſſion und der Wortmeldungen, insbeſondere ſolcher von 
mehreren Antragſtellern, wurde zur Abſtimmung geſchritten. 
Nachdem Juſtizrat Burgheim⸗Minden einen Antrag, über den 
Antrag Weill zur Tagesordnung überzugehen, und Dr. Roſen⸗ 
thal⸗München einen ſolchen auf Einſetzung einer Kommiſſion 
zurückgezogen hatten, wurde der Antrag Weill mit über- 
wältigender Mehrheit abgelehnt, ebenſo die Ziffern 1, 3 und 4 
des Vohſenſchen Antrages angenommen, während Ziffer 2 
zurückgezogen wurde. 

Unter Nr. 8 der Tagesordnung kam dann auch die reine 
Wiſſenſchaft noch zu Worte, denn es wurde über die ſehr akute 
Frage der geſetzlichen Regelung des außergerichtlichen 
Zwangsvergleichs verhandelt. Dr. Hinrichſen⸗Güſtrow 
gab als Berichterſtatter einen vortrefflichen Mberblid über den 
Stand der Dinge. Er wies einleitend darauf hin, daß Be⸗ 
ſtimmungen über einen außergerichtlichen Zwangsvergleich, wie fie 
jetzt von den verſchiedenſten Seiten dringend gefordert würden, 
im erſten Entwurf zur heutigen Konkursordnung geſtanden 
hätten, jpäter aber weggefallen ſeien, daß noch 1898 man im 
Reichstage verlangt habe, daß ſolche Beſtimmungen Geſetz 
würden, daß dieſelben jedoch von der Regierung für überflüſſig 
erklart worden ſeien, daß aber viele andere Länder die Regelung 
der Materie nicht für überflüſſig hielten, ſondern entſprechende 
geſetzliche Beſtimmungen hätten, ſo Frankreich und die meiſten 
anderen Länder des code, Oſterreich, amerikaniſche Staaten uſw. 
Im Hauptteil ſeiner Rede legte der Referent dann die 
Gründe dar für die geſetzliche Regelung des außergerichtlichen 
Zwangsvergleichs und zwar vom juriſtiſchen, wie vom wirt⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt aus. Beim außergerichtlichen Zwangs⸗ 
vergleich iſt die Dividende meiſt höher als im Konkurs, die 
Koſten find geringer, das Verfahren iſt ſchneller; es werden 
Mipftände bei der Verwertung der Maſſe, insbeſondere die beim 
Konkurs fo ſehr zu beklagende Verſchleuderung von Waren⸗ 
lägern eher vermieden; durch ihn wird nicht die wirtſchaftliche 
Stellung des Schuldners vernichtet ufw. Der Redner konnte 
darauf hinweiſen, daß die von der Regierung verneinte Be⸗ 
dürfnisfrage von den wirtſchaftlichen Verbänden faſt durchweg 
bejaht werde und zwar ſowohl in Anſehung der Gläubiger wie 
des Schuldners und auch der Allgemeinheit. Er gab weiter einen 
Überblick über das Verfahren, wie es ſich nach feiner Anficht zu 
geſtalten habe; Überſchuldung müſſe als Vorausſetzung aus⸗ 
reichen, weil eine Sanierung dann nicht mehr wohl möglich 
ſei, wenn ſchon Zahlungseinſtellung vorliege; nur einem an⸗ 
ſtändigen Schuldner, der das Verfahren auch ſelbſt zu beantragen 
habe, koͤnnten die Wohltaten desſelben zukommen; der Schuldner 
habe fein Vermögen glaubhaft nachzuweiſen, und es fei ſtets ein 
öffentlicher Aufruf aller Gläubiger notwendig. Der Bericht. 
erſtatter erklärte zum Schluß die geſetzliche Regelung der Frage 
als die nächſte Aufgabe der Geſetzgebung und beantragte: 

„der Deutſche Anwaltstag hält eine alsbaldige geſetzliche 
Regelung des gerichtlichen Zwangsvergleichs außerhalb des 
Konkursverfahrens für wünſchenswert“, 
er änderte auf Anregung aus der Verſammlung das letzte Wort 
um in „dringend geboten“, und in dieſer Faſſung wurde der 
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Antrag einſtimmig angenommen. Vorher war noch der als 
Saft anweſende Handelsrichter Philipſon, Kaufmann ans 
Berlin, warm für den Antrag des Referenten eingetreten, be- 
ſonders mit Rüdfiht auf die ganz unhaltbaren Zuſtände bei 
der direkten und indirekten Verſchleuderung der Konkurslager, 
die dem ſoliden Geſchäft den allergrößten Schaden brächten. 
Der Redner teilte noch an intereſſanten Ziffern mit, daß in 
England im Jahre 1903 von 8 700 Fällen der Verſchuldung 
faft die Hälfte auf dem hier angeſtrebten Wege zu allſeltiger 
Zufriedenheit geregelt worden ſei, und daß von etwa 
160 Handelskammern ſich nur ſechs, und auch dieſe nur teil · 
weiſe „gegen“ ausgeſprochen hätten. — 

So hatte der Anwaltstag feine Arbeit ohne „RNeſte“ er- 
ledigt; die Tagesordnung war, ohne daß es einer Pauſe bedurft 
hätte, erfchöpft; es war aber auch faſt 2/ Uhr, als Geh. Suftiz- 
rat Erythropel Leipzig nach einigen Worten des Gedächtniſſes 
an Staub, der zum erſten Male fehlte, und mit einem Dankes ⸗ 
worte für die Vorfitzenden, die Schriftführer und die Bericht ⸗ 
erſtatter den XVII. Deutſchen Anwaltstag ſchließen konnte. 

Auf den Abend hatte die Stadt Hannover zu einem Garten 
feſt im Liſterturm eingeladen, welches von den Anwälten mit 
ihren Damen ſtark beſucht war und prächtig verlief. Bei einem 
Imbiß wurde der Anwaltstag von Syndikus Eyl und Wort⸗ 
halter Wegener namens der Stadt Hannover wiederholt auf 
das wärmſte begrüßt; Geheimrat Erythropel Leipzig dankte 
mit herzlichen Worten für die gewährte Gaſtfreundſchaft und 
brachte der Stadt Hannover ein Hoch; Juſtizrat Elze ⸗ Halle 
ließ in launigen und zündenden Worten die Damen leben. Dann 
fang noch der berühmte Hann overſche Männergeſang - 
verein mehrere feiner ſchönſten Chöre zu Ehren des Anwalts- 
tages, der ihm durch den Mund der Herren Juſtizrat Dr. Wild ⸗ 
hagen Leipzig und Juſtizrat Beckh⸗Nürnberg für dieſen Kunſt⸗ 
genuß herzlichſt dankte; weiter gab es draußen ein fchönes 
Feuerwerk und dann drinnen ein Tänzchen. Das Feſt nahm 
einen vortrefflichen Verlauf und fand allgemeine hohe An⸗ 
erkennung. 

Am 15. September gab es dann noch einen Ausflug 
nach Hildesheim bei ſehr ſtarker Beteiligung. Mit Extrazug 
ging es nach diefem „Nürnberg des Nordens“; die Stadt 
wurde den, ganz praktiſch in drei Gruppen eingeteilten Feſt⸗ 
teilnehmern von den Hildesheimer Kollegen und einigen anderen 
ſachkundigen Herren „im Umherziehen“ gezeigt; wir ſahen 
das herrliche alte Rathaus, die Föftlihen Amtshäuſer und 
ſonſtigen Gebäude aus alter Zeit, den prächtigen Dom mit 
dem maleriſchen Kreuzgang und dem 1000 jährigen Roſenſtock 
uſw. uſw. Am Nachmittag fand im Knaupſchen Etabliſſement 
ein Feſteſſen ſtatt mit etwa 330 (ſtatt der angemeldeten 270!) 
Teilnehmern; zu demſelben hatten die Hildesheimer Anwälte die 
ſchwere Menge köſtlichen Tiſchtrunkes geſtiftet. Die Stimmung 
war ausgezeichnet und bald gingen die Wogen der Begeiſterung 
ſo hoch, daß es den Rednern ſchwer wurde, zu Worte zu kommen. 
Von Juſtizrat Beitzen I- Hildesheim wurden die Kollegen 
herzlich willkommen geheißen und die Spitzen der Hildesheimer 
Richter und Juſtizbeamten begrüßt; namens der erſteren dankte 
in köſtlichen humorvollen Ausführungen Juſtizrat Gebhart⸗ 
Zweibrücken mit einem Hoch auf die Damen, namens der 
letzteren Landgerichtspräſident v. Detten⸗ Hildesheim mit einem 
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ſolchen auf die deutſchen Anwälte, wobei er das gute Ein⸗ 
vernehmen zwiſchen Richtertum und Anwaltſchaft in Hildesheim 
betonte. Später ſprachen noch Stadtſyndikus Goetting⸗Hildes⸗ 
heim, der, ſelbſt früher Anwalt geweſen, ausführte, die Anwälte 
gehoͤrten mehr wie bisher in die führenden und leitenden Stellen 
bei der Verwaltung, auf den deutſchen Juriſtenſtand, ſowie 
Rechtsanwalt Arnemann⸗ Hildesheim auf die Damen. Mit 
einer Vorführung der Harfen⸗Jule und der in Nordweſt⸗ 
deutſchland gern gehörten mufikaliſchen „Heiligen drei Könige“ 
war die Überleitung zu einer gemütlichen Fidelitas gegeben, bis 
zu fpäter Abendſtunde der Extrazug die Feſtteilnehmer wieder 
nach Hannover brachte. | 

Nicht unerwähnt foll bleiben, daß den Beſuchern des 
Anwaltstages außer einem Fremdenführer durch Hannover uſw. 
auch eine ſchoͤne Feſtſchrift verehrt wurde mit zwei leſenswerten 
Aufſätzen von den hanndͤverſchen Kollegen Juſtizrat Dr. Roſcher 
über „Gerichtsverfaſſung und Anwaltſchaft im einſt⸗ 
maligen Kurſtaat und Königreich Hannover“ und 
Juſtizrat Dr. Linckelmann über „Das alte Hannover, 
Mitteilungen aus der Berfaffungs- und Rechts⸗ 
geſchichte“. 

Alle Teilnehmer am diesjährigen Anwaltstage ſchieden von 
demſelben mit hoher Befriedigung und dem Gefühl aufrichtigſten 
Dankes für den unermüdlichen Ortsausſchuß ſowie mit dem 
Rufe: „Auf Wiederſehen in zwei Jahren!“ 

Coͤln, 25. 9. 05. | Fiſcher I. 


Zur Anderung der Gebührenordnung. 


1; 
Von Geh. Juſtizrat Dr. Richard Wilke, (Berlin) Potsdam. 


Der Anwaltstag in Danzig hatte beſchloſſen, die Frage 
einer Reviſion der deutſchen Gebührenordnung vorzubereiten und 
dem nächſten Anwaltstage darüber zu berichten. In Aus⸗ 
führung des Beſchluſſes iſt von dem Vorſtande des Deutſchen 
Anwaltvereins eine Kommiſſion eingeſetzt. Die Kommiſſion 
war mit ihren Arbeiten bis zum Straßburger Anwaltstage 
noch nicht ganz fertig, und als auf dieſem die Sache zur 
Sprache gebracht wurde, erging ein Beſchluß, wonach von 
Verfolgung der Sache vorläufig abzuſehen ſei. Jetzt hat Herr 
Rechtsanwalt Irmler in Berlin einen Vortrag über die Arbeiten 
der Kommiſſion gehalten und als Heft 20 der Veroffentlichungen 
des Berliner Anwaltvereins veröffentlicht. Damit iſt die 
Aufmerkſamkeit wieder auf die Frage gelenkt, die von vielen für 
ſo überaus wichtig gehalten wird. Wenn in Straßburg die 
Öffentliche Diskuſſion der Sache nicht beliebt wurde und ſeitens 
der Mehrheit der Wunſch zum Ausdrucke kam, es müſſe ver⸗ 
mieden werden, eine Erhöhung der Gebühren zu erſtreben oder 
gar dafür zu agitieren, ſo iſt das in der Tat der richtige 
Standpunkt für den Rechtsanwalt. Unabhängigkeit und 
Uneigennützigkeit find Hauptpflichten des Rechtsanwalts. Die 
Uneigennützigkeit iſt diejenige Eigenſchaft, die den Anwaltsberuf 
vornehmlich von anderen Berufsarten unterſcheidet. Sie verlangt, 
daß bei Ausübung des Berufs nicht nach der Belohnung gefragt 
wird. Es iſt peinlich für den Anwalt, daß er ſich überhaupt 
für feine Tatigkeit eine Gegenleiſtung gefallen laſſen muß, wie 
das leider nicht anders angeht; aber geradezu unleidlich iſt es, 
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ſich über die Angemeſſenheit der Gegenleiſtung mit dem Publikum, 
mit dem Prozeßrichter oder auch nur mit den geſetzgebenden Faktoren 
ſtreiten zu müſſen. Man ſollte dankbar dafür ſein, daß die 
Sache geſetzlich in erträglicher Weiſe geordnet iſt, und ſich dabei 
beruhigen. Quieta non movere! 

Nur dann wäre ein Vorgehen geboten, wenn ein Notftand 
vorläge. Das ſcheint der Kommiffionsberiht anzunehmen, 
bringt aber keinen Beweis dafür. Der bloßen Behauptung, 
daß die Gebühren zu niedrig ſeien, ſteht die im Publikum 
herrſchende Anſchauung entgegen, daß die Gebühren viel zu hoch 
ſeien, was der Herr Rechtsanwalt Dr. Schall in ſeinem Aufſatze 
Seite 436 der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1886 beftätigt 
mit den Worten, es ſei Tatſache, daß das Feldgeſchrei 
„Ermäßigung der Anwaltsgebühren“ ein in der öffentlichen 
Meinung weit verbreitetes iſt. Aber die nackten Behaup⸗ 
tungen für und wider find für die vorliegende Frage unbraud- 
bar. Als Maßſtab für die Angemeſſenheit der Gebühren⸗ 
ordnung hat verſtändigerweiſe zu gelten die Forderung, 
daß der Anwalt aus ſeiner Tatigkeit ein Einkommen müſſe 
erwarten dürfen, ausreichend zu feinem eigenen Unterhalt und 
zur Fürſorge für Witwe und unverſorgte Kinder. Darüber, ob 
die beſtehende Gebührenordnung dieſer Forderung Rechnung 
trägt, wird eine zuverläſſige Auskunft ſchwer zu beſchaffen ſein. 
Es müßte ſtatiſtiſch, vielleicht mit Hilfe der Einkommen ⸗Ein⸗ 
ſchätzungs⸗Kommiſſionen, zu ermitteln verſucht werden, wie viele 
Anwälte zur ſachgemäßen Ausübung der Rechtsanwaltſchaft 
überhaupt erwünſcht find, und auf welche Einnahmen dieſe 
Zahl bei der jetzt geltenden Gebührenordnung rechnen darf. 
Nur beim Bauen auf ſolcher oder einer ähnlichen Grundlage 
konnte eine einigermaßen zutreffende Antwort erteilt werden. 
Die Auskunft würde gewiß ergeben, daß noch jetzt der viel⸗ 
beſchäftigte ein reichliches Einkommen hat, der mäßig beichäftigte 
Anwalt ein ausreichendes und nur der zu gering beſchäftigte 
ein kärgliches Einkommen. Davon aber kann doch keine Rede 
ſein, auch den überzähligen Anwälten oder denjenigen, die bei 
den gewählten Gerichten keine ausreichende Tätigkeit finden, 
genügendes Einkommen aus der Praxis zu beſchaffen. Bei 
den preußiſchen Anwälten kommt noch in Betracht, daß ſie 
meiſtens imſtande ſein werden, mit der Zeit auch das 
Notariat zu erlangen. 

Demgegenüber wird hervorgehoben, daß der Geldwert in 
der letzten Zeit geſunken und ein Umſchwung in allen Letens⸗ 
verhältniſſen eingetreten ſei. Das iſt zuzugeben, und es iſt 
auch richtig, daß die Lebensbedürfniſſe gewachſen find und der 
Lebensunterhalt die Aufwendung größerer Korn ve langt. 
Andererſeits aber haben dieſelben Umſtände auch eine Vermehrung 
der lohnenden Anwaltstätigkeit herbeigeführt und eine namhafte 
Steigerung der für die Koſtenberechnungen maßgebenden Werte 
der Verhandlungs- und Streitgegenſtände. Die Nachteile und 
die Vorteile werden ſich wohl die Wage halten. Wie viele 
neue Gelegenheiten zur Ausübung lohnender und befriedigender 
Tätigkeit find z. B. durch die ſoziale Geſetzgebung, durch die 
Geſetze über das Geſellſchaftsweſen und durch die Ausbildung 
der Teſtamentsexekutorien gegeben, welche früher nur ſpärlich vor⸗ 
handen waren! 

Bei dem Eingehen auf die einzelnen Vorſchläge der 
Kommiſſion iſt zunächſt zu beklagen, daß es ſich bei ihnen faſt 
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überall! um Erhohung der Gebühren handelt, alſo um pekuniäre 
Vorteile für den Anwalt, faft nirgends um Forderung des 
Intereſſes des Recht ſuchenden Publikums; und der deutſche Rechts⸗ 
anwalt hat doch immer ſeine Ehre darin geſetzt, zum mindeſten 
als ſeine Pflicht anerkannt, an ſich ſelber erſt zuletzt zu denken, 
an erſter Stelle aber an ſeine Klienten. Dabei ſollte es bleiben. 

Die Kommiffion hält für nötig die Ziehung einer neuen 
Grenze oder die Aufhebung jeder Grenze zwiſchen Reichs ⸗ und 
Landesgebühren ordnung. Ob die jetzige Grenze richtig gezogen 
iſt, darüber läßt ſich ſtreiten, und wenn eine Reviſion der 
Gebührenordnungen ſtattfindet, wird man hier vielleicht mancher 
Anregung folgen, aber auch bei dieſem Punkte liegt kein 
dringendes Intereſſe vor. Insbeſondere hat die ausführlich 
erörterte Frage, ob für einen Subhaſtationsantrag dieſer oder 
jener Gebührenſatz wünſchenswert ſei, nur untergeordnete 
Bedeutung, und die Entſcheidung der ferner behandelten Frage, 
wie die Gebühr zu beſtimmen ſei für die Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts außerhalb ſeines eigenen Berufs, gehört nicht in eine 
Gebührenordnung hinein, fie verlangt kein Sondergeſetz, ſondern 
es genügen dafür die materiellen Beſtimmungen des ordentlichen 
bürgerlichen Rechts. Sodann wünſcht die Kommiſſion die 
authentiſche Interpretation verſchiedener in der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung ſtreitig gewordener Beſtimmungen der Gebühren- 
ordnung, aber, was nicht angenehm berührt, ausnahmslos zum 
Vorteile des Anwalts. Ebenſo die Vorſchläge der Erhöhung 
des Gebühren⸗Mindeſtbetrages von 1 Mark auf 2 Mark (und 
zwar auch für jede Gelderhebung, alſo ſelbſt wenn der erhobene 
Betrag weniger als 1 Mark oder 2 Mark beträgt), die Erhöhung 
der Tagegelder und Reiſekoſten, ferner der Gebühren für Ver⸗ 
tretung in der Berufungsinſtanz, die Erhöhung der Grund⸗ 
gebühr bei Prozeſſen, die vorgeſchlagene Abſchaffung aller im 
Geſetz und in wohlwollender Gerichtspraxis zur Niederhaltung 
übermäßiger Gerichtskoſten und Anwaltsgebühren gewährten 
Mittel, die Neueinführung von Gebühren in Fällen, die bisher 
als zur Inſtanz gehörig betrachtet ſind, alle dieſe Vorſchläge 
zielen ab auf ſtarke Vermehrung der Anwaltskoſten, unter denen 
das Recht ſuchende Publikum ſchwer zu leiden haben würde, 
und zwar gerade der ärmere Teil am meiſten. In dem Berichte 
wird darüber geklagt, daß in den Fällen. wo beſondere 
Schwierigkeiten der Sache den Anwalt in außergewöhnlichem 
Umfange in Anſpruch genommen haben, die geſetzlichen Gebühren 
offenbar zu niedrig ſeien. Dagegen wird ganz hinweggegangen 
über die umgekehrten Fälle, in denen die geſetzlichen Gebühren 
übertrieben hoch bemeſſen find und ganz außer Verhältnis ſtehen 
zu einer geringfügigen Tätigkeit des Anwalts. Man denke 
z. B. an die vielen Wechſelſachen, Schuldklagen aus Urkunden, 
einfachen Anträge, Vertretungen der Berufungs- und Reviſions⸗ 
beklagten nach Rücknahme der Rechtsmittel und dergleichen. 
Warum wird in derartigen Fällen nicht einer angemeſſenen 
Minderung der Gebührenſätze das Wort geredet? 

Wenn in gegenwärtiger Beſprechung nicht eingegangen 
wird auf die vorgeſchlagene, nicht unbedenkliche Erhöhung der 
Gebühren für den Verteidiger in Strafſachen, ſo liegt das 
daran, daß das ganze Verteidigungsweſen ſo im Argen liegt, 
daß mit bloßer Anderung der Gebührenordnung hier nicht zu 
helfen iſt. Die Handhabung der Verteidigung und ihrer 
Honorierung muß geändert werden. Aber das liegt auf einem 
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anderen Felde. Die Erörterung der hier notwendigen Maß ⸗ 
nahmen gehört in eine eingehende Beurteilung der Rechtsanwalts- 
ordnung. 

Ganz abgewieſen werden müſſen die von dem Bericht in 
Vorſchlag gebrachten Privilegien der Rechtsanwälte. Danach 
ſollen in Gebührenfragen die Auftraggeber dem Gutachten der 
Vorſtände der Anwaltskammern unterworfen ſein ohne rechtliches 
Gehör der Anwalt ſoll ein geſetzliches Pfandrecht haben an der 
Koſtenerſtattungsforderung ſeines Auftraggebers gegenüber dem 
Prozeßgegner, und endlich ſoll er ſowohl in Auſehung des 
Gerichtsſtandes als auch in betreff des Verfahrens einen privi⸗ 
legierten Weg haben zur leichteren Beitreibung feiner Gebühren ⸗ 
forderung. Das alles geht nicht an. Die Anwälte müßten 
die Letzten fein, die Privilegien für fich ſuchen. 


2. 


Zur Erwiderung. 
Von Rechtsanwalt Richard Irmler, Berlin. 


Durch die Freundlichkeit der Redaktion iſt der vorſtehende 
Aufſatz bereits vor feiner Veröffentlichung zu meiner Kenntnis 
gelangt. Eine ſofortige Erwiderung halte ich um ſo mehr für 
geboten, als der Aufſatz auf einer Anſchauung beruht, welcher, 
ſo ehrenwert ſie iſt, im Intereſſe der Anwaltſchaft mit aller 
Entſchiedenheit widerſprochen werden muß. Dieſe Anſchaunng 
iſt niedergelegt in dem Satze: 

„Es iſt peinlich für den Anwalt, daß er ſich über⸗ 
haupt für ſeine Tätigkeit eine Gegenleiſtung gefallen 
laſſen muß.“ 

Daß für eine treu und redlich geleiſtete Arbeit Vergütung 
beanſprucht und gewährt wird, iſt ebenſo wenig peinlich wie die 
Ausübung irgend eines ſonſtigen Rechts. Kein Menſch wird auf 
die Idee kommen, daß es für den Arzt peinlich ſei, „daß er fich 
überhaupt für ſeine Tätigkeit eine Gegenleiſtung gefallen laſſen 
muß“. Niemand verdenkt es den Beamten, z. B. den Richtern 
und den Gymnaſiallehrern, daß fie für eine Erhöhung der von 
ihnen als unzureichend empfundenen Gehälter eintreten, und es 
iſt mir nicht bekannt geworden, daß den penftonierten Offizieren, 
die eine Erhöhung der Militärpenſionen unter Gewährung einer 
allen bisherigen Gepflogenheiten widerſprechenden rückwirkenden 
Kraft erſtreben, der Vorwurf der mangelnden Delikateſſe gemacht 
worden wäre. Weshalb ſoll nun allein der Anwalt es als 
peinlich empfinden, daß er ſich „eine Gegenleiſtung gefallen 
laſſen muß“, und weshalb ſoll er allein nicht dafür wirken 
dürfen, daß dieſe Gegenleiſtung in angemeſſener Höhe normiert 
wird? Gewiß iſt Uneigennützigkeit eine Haupipflicht des An- 
walts; ſie bedingt aber nicht, daß der Anwalt auf angemeſſene 
Vergütung verzichtet. Die pflichtmäßige Uneigennützigkeit des 
Anwalts hat ſich vielmehr darin zu betätigen, daß er bei Aus⸗ 
führung der ihm erteilten Aufträge ſich nur durch die Rückficht 
auf das Intereſſe der Partei leiten läßt und einer Erwägung 
darüber, welche Maßnahme ihm einen höheren Gebührenbetrag 
ſichert, nicht Raum gibt, daß er insbeſondere dann, wenn die 
Partei auf zwei verſchiedenen Wegen zum Ziele gelangen kann, 
den billigeren Weg empfiehlt, obgleich hierdurch ſein eigenes 
Intereſſe zugunſten der Partei beeinträchtigt wird. Daß aber 
auch dann dem mäßig beſchäftigten Anwalte ein ausreichendes 


34. Jahrgang. 


Einkommen zu verbleiben hat, iſt eine Forderung, die nicht nur 
vom Standpunkte des Anwalts, ſondern auch vom Standpunkte 
der Allgemeinheit aus vertreten werden muß. Ich habe bereits 
in meinem Vortrage auf einen Ausſpruch des Juſtizminiſters 
Leonhardt verwieſen, „daß für das Einkommen der Anwalt⸗ 
ſchaft hinreichend geſorgt werden müſſe, und daß man zu viel 
verlange, wenn man fordere, daß der um das tägliche Brot 
ringende Advokat ſeine Geſchäfte in wahrhaft ehrender Weiſe 
führe“, und ich verweiſe hier darauf, daß bei Einbringung des 
Entwurfs der Gebührenordnung im Reichstage der damalige 
Staatsſekretär Dr. Friedberg davor gewarnt hat, „die Ge⸗ 
bühren zu niedrig zu halten und damit die Gefahr herbei⸗ 
zuführen, daß der Stand der Rechtsanwälte in ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Lage gefährdet und damit ſelbſt zu einer Gefahr für 
unſere Rechtspflege, ja vielleicht für unſer Staatsleben überhaupt 
werde“. Gerade weil dieſe Gefahr beſteht, muß jeder, dem nicht 
nur das materielle Wohl, ſondern auch das Anſehen und die 
Ehrenhaftigkeit der Anwaltſchaft am Herzen liegt, darauf bedacht 
ſein, daß die Gebührenordnung dem Anwalte eine ausreichende 
Vergütung ſichert. Sobald dies nicht der Fall iſt, wird der 
Anwalt mehr und mehr genötigt fein, eine den geſetzlichen Ge⸗ 
bührenbetrag überſchreitende Vergütung zu vereinbaren, was Herr 
Geheimrat Wilke mit Recht als „geradezu unleidlich“ bezeichnet. 
Die auf Grund des Danziger Anwaltstagsbeſchluſſes eingeſetzte 
Kommiſſion war der Meinung, daß die geltende Gebührenordnung 
eine ausreichende Vergütung nicht mehr gewährt. Sie hätte dies 
gern durch Zahlen belegt und wendete ſich an den Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins mit der Bitte um Gewährung der 
Mittel zur Anſtellung ſtatiſtiſcher Erhebungen. Der Vorſtand 
war anderer Anficht über die Zweckdienlichkeit der in Aus⸗ 
ficht genommenen Statiſtik, und fo mußte die Kommiſfion von 
einem zahlenmäßigen Beweiſe abſehen. Sie befindet ſich hierbei 
in derſelben Lage wie Herr Wilke, der ſeine Vermutung über 
die Höhe des anwaltlichen Einkommens zahlenmäßig nicht ſtützen 
kann. Nicht ohne Grund glaube ich aber ſagen zu können, 
daß dieſe Vermutung durch eine ſtatiſtiſche Erhebung direkt 
widerlegt werden würde. Bereits vor Jahren hat ein der Ein⸗ 
kommenſteuer⸗ Berufungskommiſſion angehörender Kollege im 
Berliner Anwaltverein erklärt, die Hälfte der Berliner Anwälte 
habe ein ſteuerpflichtiges berufliches Einkommen von weniger 
als 3 000 Mark, und auch Herr Wilke wird nicht behaupten 
wollen, daß alle dieſe Anwälte und die weitere große Zahl der⸗ 
jenigen, welche zwar mehr als 3000 Mark, aber doch kein aus- 
reichendes berufliches Einkommen haben, „zu gering beſchäftigt“ 
ſeien. Jedenfalls kann die Anficht der Kommifſflon, welche fich 
doch immerhin bemüht hat, im einzelnen darzutun, daß Muͤhe⸗ 
waltung und Vergütung in zahlreichen Fällen nicht im richtigen 
Verhältnis ſtehen, nicht durch den Hinweis auf einen im Jahre 
1886 veröffentlichten Aufſatz und auf die angeblich im Publikum 
herr ſchende Anſicht, „daß die Gebühren viel zu hoch ſeien“, ent- 
kräftet werden. Die Anwaltſchaft wird wohl ein zutreffenderes 
Urteil abzugeben in der Lage ſein als das nicht ſachverſtändige 
Publikum, das z. B. noch immer der Anſicht iſt, die Anwalts- 
koſten wüchſen mit der Zahl der Termine, und ſeit dem Jahre 1886 
haben fi die Verhältniſſe vielfach geändert. 
Herr Wilke glaubt zwar, daß die Steigerung der Lebens⸗ 
bedürfniſſe durch eine Steigerung der Objekte ausgeglichen 
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werde. Ich bezweifle zunächſt, daß eine nennenswerte Steigerung 
der Objekte, abgeſehen vielleicht von einigen Induſtriezentren, 
eingetreten iſt; die im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt ver⸗ 
offentlichen Geſchäftsüberſichten ergeben im Gegenteil, daß im 
Jahre 1880: 88,9 Prozent und im Jahre 1903: 86,1 Prozent, 
im Durchſchnitt der Jahre 1880 bis 1903: 87,0 Prozent und 
niemals weniger als 84,1 Prozent ſämtlicher Prozeſſe vor den 
Amtsgerichten oder in der landgerichtlichen Berufungsinftanz 
anhängig waren. Aber ſelbſt wenn eine allgemeine Steigerung 
der Objekte eingetreten wäre, kann dieſem Umſtande doch eine 
ausſchlaggebende Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Nicht 
jede Erhöhung der Objekte führt zu einer Erhöhung der Ge⸗ 
bührenſätze, und keinesfalls wachſen die Gebührenſätze in dem 
gleichen Verhältnis wie die Objekte. Endlich aber wird jetzt 
ein erheblich größerer Teil des Bruttoeinkommens durch die 
Bureaukoſten abſorbiert, da die Steigerung dieſer Koſten keines. 
wegs nur durch das Sinken des Geldwerts veranlaßt iſt. 

Herr Wilke verweiſt ferner auf die für die preußiſchen 
Anwälte beſtehende Möglichkeit der Erlangung des Notariats 
ſowie auf „viele neue Gelegenheiten zur Ausübung lohnender 
und befriedigender Tätigkeit“. Wenn die anwaltliche Tätigkeit 
nicht ausreichend vergütet wird, ſo darf der Anwalt gewiß nicht 
darauf verwieſen werden, daß er durch Entfaltung einer anderen 
Tätigkeit ſich ein ausreichendes Einkommen ſichern könne, mag 
dieſe Tätigkeit auch, wie diejenige des Notars, der anwaltlichen 
Tätigkeit verwandt ſein. Zur Frage ſteht ferner die Reviſion 
der deutſchen Gebührenordnung, und in erheblichen Teilen 
des deutſchen Reichsgebiets iſt die Inſtitution des Notariate 
ganz unbekannt oder doch nicht mit der Anwaltſchaft verbunden. 
Endlich aber iſt der Prozentſatz der preußiſchen Anwälte, welche 
zugleich Notare find, geringer, als Herr Wilke anzunehmen 
ſcheint. So find nur etwa 20 Prozent der Berliner Anwälte 
(und dieſe ſtellen doch einen ſehr erheblichen Bruchteil der 
preußiſchen Anwaltſchaft dar) Notar. Mit welchem Rechte will 
man nun diejenigen Anwälte, die ohne eigenes Verſchulden ent⸗ 
weder gar nicht oder eiſt in ſpäten Jahren das Notariat erlangen 
koͤnnen, auf die günſtigere Lage ihrer glücklicheren Kollegen ver⸗ 
weiſen? Wenn ferner jetzt neue Gelegenheiten zur anwaltlichen 
Tätigkeit gegeben find, ſo bedeutet dies doch nur, daß jetzt mehr 
anwaltliche Tätigkeit entwickelt werden kann als früher, nicht 
aber, daß die anwaltliche Tätigkeit jetzt beſſer vergütet wird. 
Daß aber durch die ſoziale Geſetzgebung eine „lohnende“ an- 
waltliche Tätigkeit ermöglicht worden ſei, iſt zum mindeſten ſeit 
dem Erlaß der bundesrätlichen Gebührenordnung unrichtig und 
die Ausbildung der Teſtaments⸗Exekutorie hat mindeſtens für 
die Anwälte der altpreußiſchen Landesteile wenig Bedeutung. 
In meiner Notariatspraxis habe ich zwar häufig mit Teſtaments⸗ 
vollſtreckern zu tun; aber nur ausnahmsweiſe find Anwälte 
hierbei beteiligt. Schließlich überſteht Herr Wilke auch, daß 
durch die Errichtung der Gewerbe⸗ und der Kaufmannsgerichte 
ſehr erhebliche Rechtsgebiete der anwaltlichen Tätigkeit entzogen 
worden find. 

Am meiſten iſt Herr Wilke einer anderweitigen Abgrenzung 
des Reichs und des Landesgebührenweſens geneigt; es liege 
jedoch kein dringendes Intereſſe vor. Darüber, was dringend 
iſt, wird man gewiß in zahlreichen Fällen verſchiedener Meinung 
ſein können. Ich glaube aber, daß die Anwälte, die tagtäglich 
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die Landesgebührenordnung anzuwenden gezwungen find, anderer 
Meinung ſein werden als Herr Wilke. 

Ein Eingehen auf die einzelnen Einwendungen des Herrn 
Wilke iſt ohne Überſchreitung des mir zur Verfügung geſtellten 
Raumes nicht möglich. Ich beſchränke mich daher auf die all⸗ 
gemeine Bemerkung, daß zahlreiche, von Herrn Wilke als 
„Erhöhung der Gebühren“ bezeichnete Vorſchläge der Kommiſſion 
nur der bisherigen Rechtſprechung oder dem Regierungsentwurf 
von 1879 entſprechen, und füge zum Schluß einige tatſächliche 
Berichtigungen an. 

Auf dem Straßburger Anwaltstage ſtand „eine öffentliche 
Diskuſſion der Sache“ überhaupt nicht in Frage; dieſe war 
durch die Tagesordnung von vornherein ausgeſchloſſen. Es 
wurde auch keineswegs ein Beſchluß gefaßt, „wonach von Ver⸗ 
folgung der Sache vorläufig abzuſehen ſei“; der Anwaltstag 
hat nur den Antrag, die Arbeit der Kommiſfion als Druckbeilage 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift den Mitgliedern des Deutſchen 
Anwaltvereins zugänglich zu machen, abgelehnt, und zwar nicht 
deshalb, weil eine Bewegung für eine Erhöhung der Anwalts- 
gebühren des Anwaltsſtandes unwürdig ſei, ſondern weil man 
befürchtete, der „an gewiſſen entſcheidenden Stellen beſtehende 
Überfluß an Mangel an Wohlwollen“ werde, ſobald die Frage 
einer Revifion der Gebührenordnung angeregt ſei, nicht zu einer 
Erhohung, ſondern zu einer Herabſetzung der Gebühren führen. 
Tatſächlich hat auch der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
die Angelegenheit inſofern weiter verfolgt, als er die Arbeit der 
Kommiffion den Vorſtänden der deutſchen Anwaltskammern 
unterbreitet hat. Das Ergebnis ſteht noch nicht feſt. 

Nicht ich habe den Vortrag veröffentlicht, ſondern der 
Berliner Anwaltverein hat die Veroffentlichung des Vortrages 
beſchloſſen und damit die Erheblichkeit der zur Erörterung ge- 
ſtellten Frage anerkannt. 

In meinem Vortrage habe ich weder „ausführlich“ noch 
überhaupt die Frage erörtert, „ob für einen Subhaſtationsantrag 
dieſer oder jener Gebührenſatz wünſchenswert jei. Ich habe 
nur auf den eigentümlichen Umſtand verwieſen, daß die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob und in welcher Hoͤhe ein ſolcher Antrag 
zu vergüten ſei, ſeit dem 1. Januar 1900 nicht mehr der 
Reichs-, ſondern der Landesgeſetzgebung zuſteht. Daß dieſer 
Umſtand nur von geringer praktiſcher Bedeutung iſt, habe ich 
ſelbſt betont. 


Der Übergang der Gefahr beim Verkaufe mit 
Eigentums vorbehalt. 
Von Dr. jur. Pudor, Leipzig. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält keine Beſtimmungen 
über die vorliegende Frage. 

Die Motive zum Entwurfe desſelben (Bd. 2 S. 324) 
heben ausdrücklich hervor, daß die Frage, wie es ſich mit der 
Gefahrtragung halte, falls während ſchwebender Bedingung die 
Sache dem Käufer übergeben worden iſt, befier an der Hand 
der einſchlagenden Vorſchriften der Wiſſenſchaft und Praxis zur 
Löſung überlaſſen bleiben ſolle. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſtellt für den Kauf bezüglich 
der Gefahrtragung den allgemeinen Grundſatz auf, daß den 
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Käufer die Gefahr von der Übergabe ab trifft. Infolgedeſſen 
entfällt wenigſtens vom Moment der Übergabe ab die ſonſt bei 
gegenſeitigen Verträgen dem einen oder anderen Teile zuſtehende 
exceptio non adimpleti contractus. Der Satz casum sentit 
domnius hat alſo im heutigen Recht keine durchgreifende 
Geltung, inſofern ſich nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche Ge. 
fahrübergang und Eigentumsübertragung keineswegs bedingen: 
So hat z. B. der Käufer eines Grundſtücks, dem das verkaufte 
Grundſtück zum Zwecke der Erfüllung der dem Verkäufer nach 
§ 433 BGB. obliegenden Verpflichtungen vor der Auflaffung 
übergeben wird, obſchon er noch nicht Eigentümer geworden iſt, 
die Gefahr zu tragen. 

Was nun den Gefahrübergang bei einem unter einer 
Suspenfiobedingung geſchloſſenen Kaufvertrage anlangt, ſo 
würden an ſich d. h. abgeſehen von 88 446, 455, gemäß 58 158 
die von der Bedingung abhängig gemachten Wirkungen erft mit 
deren Erfüllung eintreten, d. h. der Gefahrübergang vollzöge 
ſich demnach, ſofern die Parteien im Sinne des & 159 nichts 
anderes vereinbart haben, erſt mit dem Eintritte der Bedingung, 
auch wenn die Sache ſchon übergeben iſt: Der Verkäufer würde 
alſo die Gefahr zu tragen haben. 

Auf den nach § 455 unter Eigentums vorbehalt geſchloſſenen 
Kaufvertrag kann dies nun jedoch um deswillen keine Anwendung 
finden, da hier lediglich der Eigentumsübergang, nicht aber der 
ganze Vertrag bedingt if. Denn es handelt es fich beim Kauf 
geſchäfte und der Tradition um zwei Beſtandteile des Geſchäftes, 
von denen jeder für ſich die Beifügung einer Bedingung zuläßt. 
Der Kaufvertrag felbft bleibt zunächſt von der Bedingtheit des 
Eigentumsübertragungsaktes unberührt. 

Für die Anficht, daß der Käufer durch den Untergang der 
Sache im Falle des 8 455 nicht frei werden darf, ſpricht auch 
der Umſtand, daß dieſer Paragraph, „in welchem lediglich die 
beiden Wirkungen, einmal die dingliche, d. h. daß die Über ⸗ 
tragung des Eigentums im Zweifel als aufſchiebend bedingt 
gilt, und ſodann die obligatoriſche, daß der Verkäufer bei Ber- 
zug des Käufers zum Rücktritte vom Vertrage berechtigt ſein 
ſoll, hervorgehoben werden, unter den Vorſchriften über den 
Kauf ſteht. Denn hieraus kann wohl geſchloſſen werden, daß 
es im übrigen bei den allgemeinen Vorſchriften über den Kauf, 
alſo auch bei der des 8 446 bewenden ſoll und nicht auf die 
allgemeinen Beſtimmungen über die Bedingungen zurückgegriffen 
werden ſoll, ebenſo Neumann, Jahrbuch 1. Jahrg. 1903 S. 344. 

Derſelben Anſicht find Coſack I S. 400, Martinius, Arch. 
für bürgerl. Recht Bd. 17 S. 50, Neumann Hanbansgabe 
des BGB. zu 5 455. 

Auch in der Rechtſprechung findet ſich bereits die vom 
Verfaſſer vertretene Anfiht; fo z. B. in einem Berufungsurteile 
des Landgerichts Dresden (JW. 82, 496), wo ebenfalls an ⸗ 
drücklich betont wird, daß der Gefetzgeber mit der Vorſchrift des 
& 446 den Übergang der Gefahr nicht vom Übergange des 
Eigentums hat abhängig machen wollen. 

Anderer Anficht iſt Dernburg, welcher in Bd. II 2 S. 17. 
folgendes ausgeführt: „Geht im Falle des aufſchiebend be · 
dingten Eigentums vorbehaltes die Gefahr mit der Übergabe der 
Kaufſache auf den Käufer über?“ Der Wortlaut des 3 446 
ſcheint dafür zu ſprechen. Aber die Übergabe iſt noch keine 
endgültige, wie fie h 446 vorausfept; „fie gibt dem Käufer nog 
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Gefahr noch nicht auf den Käufer über“. 


Daß der Käufer noch keine volle rechtliche Verfügungsmacht 
hat, kann meiner Anficht nach für die vorliegende Frage nicht 
ausſchlaggebend fein; denn, wie oben ausgeführt, bedingen fich 
Eigentums übertragung und Gefahrübergang nach BGB. keines⸗ 
wegs, und würde die Sachlage, daß der Käufer noch keine volle 
rechtliche Verfügung hat, in dem Falle, wo ihm vor der Ein⸗ 
tragung das Grundſtück übergeben iſt, er alſo noch nicht Eigen⸗ 
tümer geworden iſt, ganz die gleiche ſein, ohne daß es hier 
irgendwie zweifelhaft ſein könnte, daß dennoch gemäß § 446 
die Gefahr mit der Übergabe auf ihn übergegangen iſt; der 
Zweifel alſo, ob nicht etwa eine Eigentum verſchaffende Üiber- 
gabe im $ 446 gemeint ſei, würde ſchon durch den Umſtand, 
daß auch bei Grundſtücken die Gefahr mit der Übergabe auf 


den Käufer übergehen ſoll, beſeitigt und der Anfiht Dernburgs 
und Endem anns kaum beizutreten fein. 


sit die Bezeichnung einer Sache als Ferienſache 
für die höhere Inſtanz wirkſam? 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Friedenthal, Leipzig. 


Die Frage iſt von erheblicher praktiſcher Bedeutung geworden 
durch § 554 39D. in der neuen Faffung. Hiernach muß die 


Revifion binnen einem Monat, vom Ablauf der Reviſionsfriſt 


an, begründet werden. Da die Begründungsfriſt keine Notfriſt 
tft, fo läuft fie nach 8 223 39 O. während der Ferien nur in 
Ferienſachen. Behält daher die in einer Vorinſtanz erfolgte 
Bezeichnung einer Sache als Ferienſache GVG. 8 202 Abſ. 3 
für die Reviſionsinſtanz Wirkſamkeit, fo endigt die Begründungs⸗ 
friſt für dieſe Sache einen Monat nach Ablauf der Revifions- 
friſt, andernfalls einen Monat nach Ablauf der Ferien. 

Über die Frage felbft find die Anſichten geteilt. Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. 5. Aufl. Anm. 2b zu 8 223, vertreten die 
Wirkſamkeit auch für die höhere Inſtanz mit der Begründung, 
daß das Gegenteil, wie in § 119 3 O. (Bewilligung des 
Armenrechts) beſonders angeordnet ſein müßte. Dagegen ver⸗ 
treten Struckmann⸗Koch, 3PO. 7. Aufl., Anm. 4 zu § 202 
VG. und Friedländer (Arch CivPrax. Ob, 453) im Anſchluß 
an die Entſcheidung des OLG. Jena, SeuffA. 48, 454, die 
gegenteilige Anſicht. Eine Entſcheidung des RG. ift, ſoweit 
bekannt, bisher nicht ergangen. Aus dem von Friedländer 
zitierten Beſchluß des II. Senats vom 19. Oktober 1894 
(Elſèoth Z. 20, 127) tft meines Erachtens hierfür nichts zu 
entnehmen. Er beantwortet nur die Frage, ob, wenn ein in 
den Ferien erlaſſener Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß angefochten wird, 
weil er aus dieſem Grunde zur Zeit unſtatthaft ſei, das 
Beſchwerdegericht nur die Frage der Unſtatthaftigkeit, oder auch 
die weitere zu prüfen habe, ob die Koſtenfeſtſetzung zu ſonſtigen 
Beanſtandungen Anlaß gebe. Er beantwortet fie in erſterem 
Sinne. Unter welchen Vorausſetzungen aber eine Sache Ferien ⸗ 
ſache iſt, darüber ſagt der Beſchluß nichts. Die Frage iſt 
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keine volle rechtliche Verfügungsmacht über die Sache: der 
Übergang der Gefahr iſt daher noch nicht anzunehmen.“ Ebenſo 
ſagt Endemann (5 160 Anm. 21): „Da die Übergabe nicht 
zum Zwecke der Eigentumsübertragung erfolgt tft, geht auch die 
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meines Erachtens wohl im Sinne der Verneinung der er⸗ 
weiterten Wirkſamkeit zu entſcheiden. Der Hinweis auf 8 119 
ZPD. für die gegenteilige Anficht ſcheint mir nicht ſtichhaltig 
zu ſein. Dort handelt es ſich um ein einer Partei gewährtes 
Recht, welches ohne dieſe beſondere Beſtimmung nicht einfach 
als in der Höheren Inſtanz hinfällig gelten könnte. Hier dagegen 
liegt eine — wenn auch im Intereſſe einer oder beider Parteien 
erlaffene — Anordnung über die Geſchäftserledigung durch das 
Gericht vor. Dieſes kann jedoch nicht für befugt erachtet werden, 
Anordnungen zu treffen, die für die höhere Inſtanz bezüglich der 
Art ihrer Geſchäftserledigung auch dann noch bindend find, 
nachdem die Inſtanz, in welcher die Anordnung erlaſſen iſt, 
beendigt iſt. Wenn dagegen das OLG. Jena in der zitierten 
Entſcheidung annimmt, daß, ſolange der Prozeß noch in der 
unteren Inſtanz ſchwebt und dort zur Ferienſache erklärt iſt, 
einem Inzidentſtreit auch die höhere Inſtanz fie als ſolche 
behandeln hat, fo ſcheint mir dies durchaus folgerichtig und ulch! 
„eine ganz willkürliche Ausnahme“, wie Gaupp⸗ Stein, a. a. O. 
Note 9 zu 5 223, annehmen. (Auch Friedländer, a. a. O., 
bezeichnet dieſe Ausführungen des Oe G. Jena als recht be- 
denklich.) 

Es empfiehlt ſich jedoch, ſolange die Stellung des RG. zu 
der Frage nicht bekannt iſt, Vorficht walten zu laffen. Da nun 
dem Rechtsanwalt der Revifionsinftanz ein in einer Vorinſtanz 
ergangener, in dickleibigen Handakten enthaltener Beſchluß auf 
Erklärung zur Ferlenſache leicht entgehen kann, jo empfiehlt es 
ſich, in allen Sachen, in denen die Begründungsfrift ganz oder 
zum Teil in die Ferien fallen würde, den Beſchluß bei Über- 
ſendung der Akten beſonders zu erwähnen. 


Bedeutung der Zuordnung als Armenauwalt. 
Von Juſtizrat A. Weſtrum in Celle. 


Eine Reihe von Artikeln in dieſer Zeitſchrift (ofr. JW. 05 
S. 195, 273 flg.) behandelt die Frage, ob der Anwalt tätig 
zu werden verpflichtet ſei ſofort nach Zuordnung oder erſt, 
nachdem die Partei ſich an ihn gewandt. 

Gegenüber den Argumenten für die letztere Auffaſſung be⸗ 
ruft man ſich auf das nobile officium des Anwalts (JW. 05, 
275); man meint, zwar verlange das Gericht von dem auf⸗ 
tretenden Armenanwalt noch eine beſondere Vollmacht, indeſſen, 
daß die Partei durch den betreffenden Anwalt vertreten zu ſein 
wünſche, ſei doch klar, da ſie um ſeine Zuordnung gebeten habe, 
auch ſeien die armen Parteien oft ſo ungewandt, daß man 
ihnen zu Hilfe kommen müſſe. 

Kurz zuſammengefaßt beſagen dieſe Deduktionen: Der 
zugeordnete Armenanwalt iſt bereis legitimierter Parteivertreter, 
und er iſt es auch wiederum nicht, je nachdem ihm dieſes oder 
jenes nachteiliger iſt. Wenn es ihm Mühe macht, von ſeiner 
Partei Vollmacht zu erhalten, welche vielleicht vagabondierend 
in der Welt umherzieht, heißt es, man könne ihm all dieſe 
Scherereien nicht erſparen, denn in der Zuordnung liege noch 
keine Bevollmächtigung; wenn er die Vollmacht überhaupt nicht 
beſchafft, mag er ſeinen Geldbeutel ziehen, Koſten bezahlen und 
die Gegner ſchadlos halten. Wenn er aber nicht ſofort tä eig 
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wird, dann wiederum mag er diſziplinares Vorgehen und 
Schadensklage feiner Partei gewärtigen. 

Eines von beiden kann doch nur richtig ſein! Er iſt 
ſchon bevollmächtigt oder er iſt es nicht! 

Wenn der Anwalt noch eine Vollmacht beibringen muß 
(wie man regelmäßig annimmt), jo wird er nach ZPO. § 89 
erbarmungslos in die Koſten und Schäden verurteilt, wenn er 
ſie nicht beibringt. 

Der Hinweis auf das Geſuch der Partei, auf deren zweifel ⸗ 
loſen oder doch mutmaßlichen Willen uſw. find dann nur ſchoͤne 
Redensarten, mit denen der Anwalt in die Falle gelockt wird. 

Nachher nützt ihm dies alles nicht! Wäre der Wunſch 
der Partei ſo klar, ſo brauchte man ja auch eben den Anwalt 
nicht mehr mit dem Verlangen nach Vollmacht uſw. zu be⸗ 
helligen. Das Gericht aber läßt ſich an dieſen Wahrſcheinlichkeits⸗ 
ſchlüſſen nicht genügen, — obwohl es dabei keine Gefahr läuft —, 
der Gegner auch nicht, nur der zugeordnete Anwalt muß zum 
Lohne dafür, daß er nichts für ſeine Arbeit erhält und da 
ſeine Auslagen meiſt nur unerheblich find, ein übriges tun und 
auf Vermutungen hin operieren, trotz des warnenden, geſetz⸗ 
lichen Hinweiſes in ZPO. 5 89, daß er verantwortlich ſei, 
alſo ſchuldhaft handele, wenn er auf ſolche Vermutungen 
hin tätig werde. 

Daß die armen Parteien oft ungewandt fein mögen, kann 
hieran nichts ändern. Sie erhalten doch die Nachricht von der 
Zuordnung und moͤgen ſich nun, ſelbſt oder mit Hilfe deſſen, 
der ſie bis dahin beraten, an den zugeordneten Anwalt wenden. 
Eines beſonderen Privilegs für ſie, bis zum letzten Augenblicke 
zu warten und andere für ſich arbeiten zu laſſen, während ſie 
ſtillfitzen, bedarf es nicht. 

Und — das nobile officium. Damit läßt ſich alles 
machen. Es will doch niemand von ſich ſagen laſſen, daß er 
eine ſchwächere Empfindung für das nobile officium habe denn 
andere. Das nobile officium wurde mir auch entgegengehalten, 
als ich auf einem der Anwaltstage (ich glaube, es war der 
Hamburger) für Bezahlung der Armenſachen, wenn auch nur 
zugunſten einer Anwaltspenfions⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe 
plädierte. Da ſoll es das nobile officium verlangen, daß ich 
zunächſt zu den Armenlaſten beitrage, wie jeder andere Staats⸗ 
bürger, daneben aber und überher unentgeltlich alles für die Armen 
tun, was gerade in mein Fach ſchlägt, tun, ohne Dank der be ⸗ 
treffenden Parteien, ohne Dank des Staates und der Kommunen 
und nur geſcholten, wenn man eine ſchlechte Sache verliert, die 
nach dem ſachverſtändigen Urteile der dann auf einmal ſehr 
klugen Partei gewonnen werden mußte. 

Und nun zum Schluß noch eine Bemerkung! Selbſt⸗ 
verſtändlich werden wir Anwälte gern bei einer Sache, die uns 
danach angetan ſcheint, tätig werden, ohne erſt abzuwarten, daß 
die Partei ſich uns nähert. Aber es iſt zweierlei, ob wir dies 
tun müfjen, oder ob wir ſolches aus freien Stücken tun, frei⸗ 
willig dadurch die Gefahr einer ſpäteren Verſagung der Vollmacht 
auf uns nehmend. 

Gerade dann und erſt recht dann können wir von einem 
nobile officium, wobei ich das erſte Wort ſtärker akzentuieren 
möchte als das zweite, ſprechen, wenn wir eben nicht einfach eine 
geſetzliche Pflicht erfüllen, und einem nobile officium in dieſem 
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Sinne wird jeder Anwalt gern genügen. Ein vorfichtiger Anwalt 
wird das um ſo lieber tun, als, wenn er anders handeln wollte, 
doch wohl — entgegen der hier vertretenen Rechtsauffaſſung — 
entſchieden werden moͤchte: 
„Der Armenanwalt iſt vom Augenblicke ſeiner Zuordnung 
ab verpflichtet, für die arme Partei tätig zu werden, 
nur nicht dazu berechtigt.“ 


Aus der Praxis. 
„Nachgeben“ beim Prozeßvergleiche: Aufgabe prozeſſualer 
Befugniſſe genügt. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wm. Altſchul, Dresden. 


Gelegentlich eines Beweisaufnahmetermins vor dem ke. 
auftragten Richter des Berufungsgerichts, in welchem die 
Parteien ohne ihre Anwälte erſchienen waren, wurde — wie es 
in dem betreffenden Protokolle vom 9. Januar 1905 heißt — 
„zwiſchen den Parteien — — — folgende Vereinbarung 
getroffen: der Bekl. erkennt die Klagforderung unter Übernahme 
der Koſten an und willigt deshalb ein, daß der von ihm zur 
Abwendung der Zwangsvollſtreckung hinterlegte Betrag an den 
Kl. ausgehändigt werde. Der Kl. erklärt ſich damit ein ⸗ 
verſtanden.“ Die vom Kl. beantragte Erteilung der Boll 
ſtreckungsklauſel zur Ausfertigung dieſes Vergleichs wurde vom 
Gerichtsſchreiber abgelehnt, „da nur eine Vereinbarung, nicht 
aber ein Vergleich im Sinne des § 749 Z. 1 390. 
vorliege. Die nachgeſuchte Entſcheidung des Prozeßgerichts 
lehnte es ab, den Gerichtsſchreiber zur Erteilung der Boll. 
ſtreckungsklauſel zu veranlaſſen und erklärte: rzwiſchen den 
Parteien iſt kein Vergleich zuſtande gekommen, weil ſich der 
Bekl. vollſtändig unterworfen hat, alſo der Streit nicht im 
Wege gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt worden iſt.“ 
Auf erhobene Beſchwerde reformierte indeſſen das Kgl. OLG. 
Dres den mit Beſchluß vom 8. März 1905 (6a Reg. 64/05), 
in welchem es heißt: „Nach Lage der Sache iſt anzunehmen, 
daß die Parteien das im Protokolle vom 9. Januar 1905 als 
„Vereinbarung“ bezeichnete Übereinkommen in der Abſicht 
getroffen haben, den zwiſchen ihnen anhängigen Rechtsſtreit 
damit endgültig zu erledigen. — — — Wenn das LG. in 
ſeinem Beſchluſſe vom 18. Februar 1905 ausführt, die Verein ⸗ 
barung ſei um des willen kein Vergleich, weil ſich der Bekl. 
vollſtändig unterworfen hätte, alſo der Streit nicht im Wege 
gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt worden fet, fo iſt das im 
vorliegenden Falle unzutreffend. Wie der Beichwerbeführer mit 
Recht ausführt, liegt das Nachgeben auf feiner Seite in dem 
von ihm ſtillſchweigend ausgeſprochenen Verzicht auf die 
Erledigung des Rechtsſtreits durch Urteil, auf die er 
an fich ja Anſpruch hat. Das genügt aber, um der Verein⸗ 
barung den Charakter des Vergleichs zu wahren — vergl. 
Kommentar von Gaupp-⸗ Stein zur ZPO. Anm. zu 8 794 
Ziffer 1: „es genügt, daß prozeſſuale Befugniſſe (3. B. zur 
Berufung u. dergl.) aufgegeben werden.“ Daß die Bezeichnung 
bes. Vergleichs als Vereinbarung ſowie — — — daran nichts 
ändern, bedarf keiner weiteren Ausführung.“ 
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Teilnehmer am XVII. Deutſchen Anwaltstag zu Hannover. 


Adam, Rechtsanwalt, Danzig. 

van Aken, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Albrecht, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
. Alexander, Rechtsanwalt, Neidenburg. 


Anders, Dr., Rechtsanwalt, Tilſit. 


Andree, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 

. Arndt, Juſtizrat, Berlin. 

. Arnemann, Rechtsanwalt, Hildesheim. 
Aronheim I, Dr., Juſtizrat, Braunſchweig. 
Aſcher, Juſtizrat, Oſterburg. 

Aßmann, Dr., Rechtsanwalt, Berlin W. 
Averdunk, Juſtizrat, Potsdam. 

Bähr, Rechtsanwalt, Reinbeck. 

. Baerwald, Rechtsanwalt, Bromberg. 

. Bamberger, Juſtizrat, Aſchersleben. 

. Baud, Juſtizrat, Paſewalk. 

. Baum, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Baumert, Juſtizrat, Spandau. 

Beche, Rechtsanwalt, Berlin. 

Beckh, Juſtizrat, Nürnberg. 

Beer, Rechtsanwalt, München. 

Beer, Dr., Rechtsanwalt, Steglitz. 
Behn, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Behrendt, Rechtsanwalt, Berlin. 
Behrendt, Rechtsanwalt, Danzig. 
Behrmann, Rechtsanwalt, Hannover. 
Beitzen I, Juſtizrat, Hildesheim. 

. Bendiren, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
. Benfey I, Juſtizrat, Hannover. 

. Benfey III, Rechtsanwalt, Hannover. 
Berend, Dr., Juſtizrat, Hannover. 

. Berg, Dr., Gerichtsaſſeſſor, Uelzen. 

. Bernftein, Juſtizrat, Berlin. 

. Bielefeld, Dr., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Bielſchowsky, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
„van Biema, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
. Bienhold, Rechtsanwalt, Hannover. 
Billeb, Dr., Rechtsanwalt, Otterndorf. 
Bletzacher, Rechtsanwalt, Hannover. 
Bloch I, Dr., Rechtsanwalt, München. 


Blomeyer, Rechtsanwalt, Hofgeismar. 

. Bojunga I, Juſtizrat, Hannover. 

. Bojunga II, Rechtsanwalt, Hannover. 
Borchers II, Dr., Rechtsanwalt, Celle. 

. Brandt, Rechtsanwalt, Berlin. 
Brandus, Dr., Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Brauns, Rechtsanwalt, Hannover. 
Brecht, Dr., Rechtsanwalt, Quedlinburg. 
. Brenning, Rechtsanwalt, Rinteln. 
Broda, Juſtizrat, Leipzig. 

Brodnitz, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 

. Buddenberg, Rechtsanwalt, Hameln. 

. Burgbeim, Juſtizrat, Minden. 

Buſch, Juſtizrat, Tilſit. 

Buſſe, Rechtsanwalt, Hannover. 
Cahen, Rechtsanwalt, Cöln. 

Cleeves, Geheimer Juſtizrat, Hannover. 
Cohen, Rechtsanwalt, Bochum. 

Cohen, Dr., Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Cohn I, Juſtizrat, Berlin. 

Cohn, Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Cohn, Rechtsanwalt, Ruhrort. 
Colshorn, Dr., Juſtizrat, Hannover. 
Cramer, Dr., Rechtsanwalt, Ofterode. 
Crespel, Rechtsanwalt, Flensburg. 
Cuers, Dr., Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
Dalberg, Rechtsanwalt, Northeim. 

. Daltrop, Rechtsanwalt, Kiel. 

von Damm, Rechtsanwalt, Wolfenbüttel. 
Davidſohn, Rechtsanwalt, Hildesheim. 
Deiß, Dr., Juſtizrat, Leipzig. 

Deneke, Dr., Rechtsanwalt, Göttingen. 
Dieckmann, Rechtsanwalt, Borbeck. 
Domitzlaff, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Dorn I, Juſtizrat, Berlin. 

Dreyer, Rechtsanwalt, Bremen. 

. Dührenheimer, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Eckert, Juſtizrat, München. 

Eckert, Rechtsanwalt, Witzenhauſen. 

. Edelftein, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
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81. Eiſenſtaedt, Rechtsanwalt, Berlin. 

82. Elze, Juſtizrat, Halle a. d. S. 

83. Enders, Dr., Rechtsanwalt, Warendorf. 
84. Engel II, Dr., Juſtizrat, Berlin W. 

85. Entz, Rechtsanwalt, Neuenburg. 

86. Epſtein, Dr., Rechtsanwalt, Augsburg. 
87. Erythropel, Geheimer Juſtizrat, Leipzig. 
88. Fabian, Rechtsanwalt, Danzig. 

89. Falk, Rechtsanwalt, Cöln. 

90. Feſte, A., Dr., Juſtizrat, Frankfurt a. M. 
91. Fiehn, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 

92. Fiſcher I, Rechtsanwalt, Cöln. 

93. Flaminius, Juſtizrat, Brandenburg. 

94. Fließ, Rechtsanwalt, Frauſtadt. 

95. Folkerts, Dr., Rechtsanwalt, Eſens. 

96. Francken, Dr., Rechtsanwalt, Aachen. 

97. Freudenſtein, Dr., Juſtizrat, Hannover. 
98. Friedrichs, Rechtsanwalt, Verden. 

99. Fritzſche, Dr., Rechtsanwalt, Dresden⸗A. 


100. Frucht, Rechtsanwalt, Nienburg a. W. 

101. Fuchs, Eugen, Dr., Juſtizrat, Berlin. 

102. Fuchs, Dr., Juſtizrat, Berlin. 

103. Fuchs, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 

104. Fürſt, Dr., Rechtsanwalt, Heidelberg. 

105. Fürſt, Rechtsanwalt, Mannheim. 

106. Gallus, Juſtizrat, Darmſtadt. 

107. Garbe, Rechtsanwalt, Einbeck. 

108. Gebhart, Juſtizrat, Zweibrücken. 

109. Gehrke, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 


110. Geißler, Juſtizrat, Freiburg i. S. 

111. Gieſecke, Juſtizrat, Braunſchweig. 

112. Gieſecke, Juſtizrat, Magdeburg. 

113. Goldfeld, Rechtsanwalt, Hamburg. 

114. Goldſtein, Rechtsanwalt, Kattowitz. 

115. Graß, Juſtizrat, Allenſtein, O./ Pr. 

116. Gravenhorſt, Juſtizrat, Lüneburg. 

117. Gravenhorſt II, Rechtsanwalt, Lüneburg. 
118. Grebe, Rechtsanwalt, Saargemünd. 


119. Gron emann, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 


120. Großkopf, Rechtsanwalt, Osnabrück. 
121. Grote II, Rechtsanwalt, Hannover. 
122. Grün feld, Rechtsanwalt, Berlin. 

123. Günther, Rechtsanwalt, Schöppenſtedt. 
124. Gumbel I, Rechtsanwalt, Heilbronn. 
125. Gumbert, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
126. Gump, Rechtsanwalt, Ulm. 

127. Gutſche, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
128. Guttmann, Rechtsanwalt, Magdeburg. 
129. Haas, Dr., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
130. dabe r, Juſtizrat, Leipzig. 

131. Hahn, Juftizrat, Nogaſen. 

132. Hahn, Rechtsanwalt, Caſſel. 

133. Harm ſen, Rechtsanwalt, Hildesheim. 


134. 
135. 
Haſe, Geheimer Juſtizrat, Altenburg i. S. 
. Heermann, Rechtsanwalt, Rinteln. 

. Heilborn, Juſtizrat, Hirſchberg (Schl.). 
Heiliger, Juſtizrat, Cöln. 

. Heiliger, Rechtsanwalt, Hannover. 

Hein, Rechtsanwalt, Bielefeld. 

. Heine, Juſtizrat, Breslau. 

Heinemann II, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Heinemann, Rechtsanwalt, Lüneburg. 

. Heinemann, Dr., Rechtsanwalt, Remſcheid. 
. Heiniß, Dr., Juſtizrat, Berlin. 

Helmke, Dr., Rechtsanwalt, Hagen i. W. 
Henckel, Rechtsanwalt, Nienburg. 

Herr, Juſtizrat, Leipzig. 

. Herr, Dr., Rechtsanwalt, Köslin. 
Herrendörfer, Juſtizrat, Swinemünde. 
Heß, Rechtsanwalt, Stuttgart. 

. Heymann, Ad., Rechtsanwalt, Berlin. 
Heymann, Rechtsanwalt, Berlin. 
Hibben, Rechtsanwalt, Leer. 
Hinrichſen, Dr., Rechtsanwalt, Güſtrow. 
Hippe, Dr., Rechtsanwalt, Dresden. 
Hirſch, Rechtsanwalt, Schwetz a. W. 
Hoenmanns, Juſtizrat, Hannover. 

. Hoffmann, Rechtsanwalt, Heydekrug. 
Holländer, Rechtsanwalt, Hamburg. 
Hollander, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Honig, Juſtizrat, Gneſen. 

Hoppe, Juſtizrat, Hannover. 

Horwitz, Rechtsanwalt, Berlin. 

Horwitz, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 

. Humfer, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Jacobi, Herb., Dr., Rechtsanwalt, n 
Jacobſohn, Justizrat, Berlin. 
Jacobſohn, Rechtsanwalt, Leipzig. 
Jaffé, Rechtsanwalt, Breslau. 

Jahn, Rechtsanwalt, Prenzlau. 

Jarecke, Rechtsanwalt, Poſen. 

Jarnki, Rechtsanwalt, Kiſſingen. 
Jasper, Rechtsanwalt, Buxtehude. 
Jeſelſohn, M., Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Johannſen, Rechtsanwalt, Kiel. 

Joſeph I, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Joſephſohn, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Irmler, Rechtsanwalt, Berlin. 

. Iſaakſohn, Rechtsanwalt, Berlin. 
Israel, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Israel, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 

. von Ißendorff, Rechtsanwalt, Hannover. 
Jüdell, Juſtizrat, Hannover. 

Jürgens, Dr., Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
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Hartung, Juſtizrat, Goslar. 
Hartung, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
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Juſt, Rechtsanwalt, Holzminden. 

Kaiſer, Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Karweil, Dr., Rechtsanwalt, Oſchersleben. 
Kaſſel, Juſtizrat, Schweidnitz. 
Kaufmann, Dr., Rechtsanwalt, Caſſel. 
Kaufmann, Dr., Rechtsanwalt, Crefeld. 
Kempner, Juſtizrat, Berlin. 

Kleine, Rechtsanwalt, Wennigſen. 
Kleinrath, Rechtsanwalt, Hannover. 
Knebuſch, Rechtsanwalt, Güſtrow. 

Koch, Juſtizrat, Hildesheim. 

Köllner, Dr., Rechtsanwalt, Verden. 
Königsberg, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Kohn, Rechtsanwalt, Dortmund. 
Kolberg, Juſtizrat, Fürſtenwalde. 
Krauſe, Paul, Juſtizrat, Berlin. 
Kretzſchmar, Juſtizrat, Großenhain. 
Krimke, Dr., Juſtizrat, Verden. 

Kunau, Rechtsanwalt, Oebisfelde. 
Kuntzen, Rechtsanwalt, Blankenburg a. H. 
Labowsky, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Lamp, Rechtsanwalt, Elmshorn. 
Landsberg, Juſtizrat, Poſen. 
Langbein, Juſtizrat, Leipzig. 

Lasker, Juſtizrat, Hannover. 

Lehmann, Dr., Rechtsanwalt, Potsdam. 
Lehwald, Juſtizrat, Leipzig. 

Lenzberg, Juſtizrat, Hannover. 

Leon, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Levy, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 

Levy, Rechtsanwalt, Stettin. 

Lewy, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Leyſer, Rechtsanwalt, Leipzig. 

Licht, Juſtizrat, Cöln. 

Lieſchnig, Rechtsanwalt, Tübingen. 
Lietzmann, Rechtsanwalt, Fritzlar. 
Linckelmann, Dr., Juſtizrat, Hannover. 
Löhmann, Dr., Rechtsanwalt, Flensburg. 


Loewenſtein, Dr., Rechtsanwalt, Stuttgart. 


Löwenſtein, Rechtsanwalt, Leipzig. 
Lütkemann, Rechtsanwalt, Hannover. 
Luft, Juſtizrat, Leobſchütz (Schl.). 
Mann, Dr., Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Mann, Juſtizrat, Stettin. 
Marxheimer, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
Matthaei, Juſtizrat, Hildesheim. 
Matthießen, Rechtsanwalt, Eckernförde. 
Mauſen, Juſtizrat, Dortmund. 

Mayer, Dr., Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Meiners, Dr., Rechtsanwalt, Bremen. 
Mengel, Dr., Rechtsanwalt, Gera-Reuß. 
Meyer, Guſtav, Dr., Juſtizrat, Celle. 
Meyer, Paul, Rechtsanwalt, Berlin. 
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. Müller II, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 

. Muszkiet, Rechtsanwalt, Sebnitz. 

. Mylord, Rechtsanwalt, Neumünſter. 

Neiß, Juſtizrat, Tilſit. 

Neufeld, Rechtsanwalt, Berlin. 
Neumann I, Juſtizrat, Berlin. 
Neumann, Georg, Rechtsanwalt, Berlin. 

. Neumann, Hugo, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Niehus, Rechtsanwalt, Eſſen⸗Ruhr. 
Nitzſche, Rechtsanwalt, Gera⸗Reuß. 
Nölke, Rechtsanwalt, Linden⸗Hannover. 
Noltenius, Dr., Rechtsanwalt, Bremen. 

. Nürnberg, Rechtsanwalt, Liſſa i. P. 

. Dettig, Juſtizrat, Breslau. 
Oppenheimer, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Oppenheimer, Rechtsanwalt, Hildesheim. 

. Oppler, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Palm, Rechtsanwalt, Celle. 

Palm, Rechtsanwalt, Harburg. 

. Pelang, Dr., Rechtsanwalt, Cüſtrin. 
Pfeiffer, Juſtizrat, Hannover. 

. Pinn, G., Rechtsanwalt, Berlin. 
Poppelbaum, Rechtsanwalt, Hannover. 
Purſche, Rechtsanwalt, Halle a. S. 
Rathgen, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Reeſe, Dr., Rechtsanwalt, Kiel. 

Regula, Rechtsanwalt, Harburg. 

Reh, Rechtsanwalt, Alsfeld (Heſſen). 
Reichert, Dr., Juſtizrat, Hannover. 
Reinhardt, Dr., Rechtsanwalt, Oebisfelde. 
Riekes, Rechtsanwalt, Seeſen. 
Rodewald, Rechtsanwalt, Celle. 
Roſcher, Dr., Juſtizrat, Hannover. 

Roſe, Juſtizrat, Harburg. 

Roſenbaum, Juſtizrat, Berlin. 
Roſenberg, Rechtsanwalt, Göttingen. 

. Rojenthal, Dr., Rechtsanwalt, München. 
Roth, Rechtsanwalt, Berlin. 


Meyer I, Siegm., Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Meyer III, Ludw., Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Meyer IV, Paul, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Meyer, Rechtsanwalt, Tilſit. 

Michalowsky, Juſtizrat, Heydekrug. 
Mittaſch, Dr., Juſtizrat, Dresden. 
Möring, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Moll, Rechtsanwalt, Breslau. 

Moſer, Rechtsanwalt, Stettin. 

Moſſon, Rechtsanwalt, Angermünde. 
Mothes, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 

Müh ſam, Rechtsanwalt, Berlin. 

Müller, Juſtizrat, Verden. 

Müller, Rechtsanwalt, Stuhm (Weſtpr.). 
Müller I, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
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Rudolph, Dr., Juſtizrat, Hannover. 

. Rumann, Rechtsanwalt, Hannover. 
Ruſſel, Juſtizrat, Goslar. 

. Salinger, Juſtizrat, Berlin. 

Salomon, Rechtsanwalt, Berlin. 

. Salz, Juſtizrat, Poſen. 

. Sander, Rechtsanwalt, Hildesheim. 

. Sandmann, Rechtsanwalt, Hungen. 
Schachian, Rechtsanwalt, Berlin. 

„Schall, Richard, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Schalte, L., Juſtizrat, Hamm. 

Schenk, Rechtsanwalt, Fürſtenwalde. 5 
Schenk, Rechtsanwalt, Hagen i. W. 
Scherer, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 


— — — 
7 


Schloe, Rechtsanwalt, Kiel. 


Schmal, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
Schmidt, Rechtsanwalt, Duderſtadt. 
Schmidt, Rechtsanwalt, Toftlund. 

. Shmidtmüller, Juſtizrat, Colmar. 
Schneider, Rechtsanwalt, Celle. 
Schnittger, Juſtizrat, Detmold. 
Schröder, Rechtsanwalt, Hohenſalza. 

. Shüd, Rechtsanwalt, Breslau. 
Schultz, Juſtizrat, Hamm. 

Schulz, Juſtizrat, Detmold. 

„Schulz, Dr., Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Schulze, Rechtsanwalt, Alfeld (Leine). 
Schulze, Dr., Rechtsanwalt, Hildesheim. 
Schulze⸗ Schmidt, Dr., Rechtsanwalt, Bremen. 
Schwabe, Juſtizrat, Hannover. 
Seeler, Juſtizrat, Berlin. 


Seelig, Dr., Juſtizrat, Leipzig. 


Semmler, Geheimer Juſtizrat, Braunſchweig. 
. Seyferth, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Simon, Dr., Juſtizrat, Crefeld. | 
Simon, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Sinn, Dr., Rechtsanwalt, Rendsburg. 
Skrodzki, Juſtizrat, Lyck. 

. Söhlmann, Rechtsanwalt, Hannover. 
Sommer, Rechtsanwalt, Höchſt a. M. 

. Spangenberg, Juſtizrat, Hannover. 
Spanjer⸗ Herford, Juſtizrat, Braunſchweig. 
Spohr, Rechtsanwalt, Melſungen. 
Springe, Rechtsanwalt, Neumünſter. 

. Stadtländer, Rechtsanwalt, Hannover. 
Stegmann, Rechtsanwalt, Melle. | 
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Stehmann, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Steinberg, Rechtsanwalt, Göttingen. 
Steinberg, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
. Steiner, Rechtsanwalt, Göppingen. 

. Steinfeld, Dr., Juſtizrat, Hannover. 
Stockfiſch, Rechtsanwalt, Hannover. 

. Strang, Dr., Juſtizrat, Berlin. 
Strauß, Dr., Rechtsanwalt, Nürnberg. 

. Suntheim, Rechtsanwalt, Hersfeld. 

. Suſemihl, Rechtsanwalt, Kiel. 

. Syring, Juſtizrat, Leipzig. 

Tempel, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Tenbig, Dr., Rechtsanwalt, Weſel. 
Tendler, Rechtsanwalt, Hamburg. 
Thomann, Rechtsanwalt, Göttingen. 
Tittel, Rechtsanwalt, Worbis. 

Ulrich, Rechtsanwalt, Goslar. 

Unger, Rechtsanwalt, Prenzlau. 
Urbanczyk, Rechtsanwalt, Einbeck. 
Vohſen, Dr., Juſtizrat, Colmar. 
Wachtel, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Wahrburg, Rechtsanwalt, Lemgo. 

v. d. Wall, Rechtsanwalt, Celle. 
Wedekind, Rechtsanwalt, Greußen i. Thür. 
Weigl, Juſtizrat, Augsburg. 

Weill, Dr., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Weinberg, Rechtsanwalt, Hannover. 
Weißler, Juſtizrat, Halle. 

. Wendte II, Rechtsanwalt, n 
Wenzel, Justizrat, Hannover. i 
Weſtphal, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Weſtrum, Juſtizrat, Celle. 

Wiebold, Rechtsanwalt, Celle. 

; Wildhagen „Dr., Juſtizrat, Leipzig. 

373. 


Wilke, Juſtizrat, Berlin. 


374. Windhorſt, Juſtizrat, Hamm. 


375. 
376. 
377. 
378. 
379. 
380. 
381. 
382. 
383. 


384. 


Winkelmann, Rechtsanwalt, Dortmund. 
Winkler, Rechtsanwalt, Langenſalza. 
Witthoff, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Wolfen, Juſtizrat, Bromberg. 

Wolfes, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Woltereck, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 
Wulf, Albert, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Wunnenberg, Rechtsanwalt, Hannover. 
Zander, Rechtsanwalt, Danzig. 
Zborowski, 8 Berlin. 


Von den Teilnehmern waren: 
39 Rechtsanwälte aus Süddentſchland, 


43 Rechtsanwälte aus Berlin, 
60 ee aus der Stadt Hannover. 


574 Juriſtiſche Wochenſchrift. 9 18. 1905. 


Verhandlungen 
des | 
XVII. Deutſchen Anmaltstnges 
zu Hannover | Er | 
am 13. und 14. September 1905. 


Stensgrayhiſcher Bericht. 


Erſte Sitzung. 
Mittwoch den 13. September 1905. 


— 


Der Vorſitzende des Vorſtandes des Deutſchen 
Anwaltvereins, Geheime Juſtizrat Erythropel 
(Leipzig), eröffnet die Sitzung um 9½ Uhr. 


Vorſitzender Geheimer Juſtizrat Erythropel 
(Leipzig): Im Auftrage des Vorſtandes des Deutſchen 
Anwaltvereins erkläre ich den XVII. Deutſchen An⸗ 
waltstag für eröffnet. 

Meine Herren, ehe wir in die Verhandlungen ſelbſt 
eintreten, möchte ich einige Formalien erledigen. 

8 6 der Satzungen, wie fie in Danzig feſtgeſtellt 
ſind, lautet in ſeiner Ziffer 2: 

Der Borftand — — erläßt die Einladungen 
durch öffentliches Ausſchreiben in dem Vereins⸗ 
organ, der Juriſtiſchen Wochenſchrift, und dem 
Reichsanzeiger unter Bekanntgabe der von ihm 
vorläufig feſtgeſtellten Tagesordnung. 

Es ſind dieſe Bekanntmachungen mit der Tages⸗ 
ordnung, wie ſie vom Vorſtande unterm 5. Juli 1905 
— zum zweiten Male vorläufig — feſtgeſtellt war, er⸗ 
folgt in der Juriſtiſchen Wochenſchtift vom 15. Juli, 
Nr. 14, und im Reichsanzeiger vom 15. Juli, Nr. 165. 

Über die Gepflogenheiten des Anwaltstages habe 
ich noch mitzuteilen, daß eine beſondere Geſchäfts⸗ 
ordnung bekanntlich nicht beſteht, daß es aber eine 
durch lange Zeit geheiligte Übung iſt, daß keinem 


Redner mit Ausnahme der Herren Referenten eine 


längere Zeit als 10 Minuten zum Sprechen bewilligt 
iſt; ſobald die 10 Minuten abgelaufen ſind, iſt der 
— berechtigt, dem Redner das Wort zu ent⸗ 
ziehen. 

Ich möchte dann ferner darauf aufmerkſam machen, 
daß die ſämtlichen Herren Redner ſich zunächſt bei 


dem Herrn Schriftführer zu melden haben, und da 
Anträge aus der Mitte der Berfammlung nur b 

Ic che werden können, wenn ſie von mindeſtens 
15 Mitgliedern unterſtützt ſind. Alſo ſoweit es ſich 
nicht um Anträge des Vorſtandes handelt, würde jeder 
Antrag, der hier überreicht werden ſoll, von 15 Mit⸗ 
gliedern unterſchrieben ſein müſſen. 

Wir können nunmehr zur ung des Bureans 
ſchreiten. Es werden in der Beziehung vorgeſchlagen: 
als Vorſitzender Herr Geheimer Juſtizrat Cleeves in 
. als erſter Stellvertreter Herr Juſtizrat 

ebhart aus Zweibrücken, als zweiter Stellvertreter 
Herr Geheimer Juſtizrat Humſer aus rt a. M. 
und als dritter Stellvertreter Herr Juſtizrat El ze 
aus Halle; ferner als Schriftführer die Herren Rechts- 
anwalt Benfey III, Rechtsanwalt Meyer III, Rechts⸗ 
anwalt Söhlmann und Rechtsanwalt Heiliger, 
ſämtlich aus Hannover. Ich möchte die Herren bitten, 
wenn irgend jemand andere Vorſchläge zu machen hat, 
damit hervorzutreten, — oder, was ich für das richtige 
halte, die Herren durch Zuruf zu wählen. 

(Allſeitige Zuſtimmung.). 

Alſo wenn kein Widerſpruch erfolgt, — erkläre ich 
dieſe Vorſchläge für genehmigt und bitte den Herrn 
Geheimen Justizrat leeves, den Vorſitz zu über⸗ 


nehmen. we 
Geſchieht.) 


Vorſitzender Geheimer Juſtizrat Cleeves (Han- 
nover): Ich danke ben Herren für das Vertrauen, bas 
ſie mir erwieſen haben, und nehme die Wahl gern an. 
Das Bureau iſt hiernach gebildet; ich bitte die 
gewählten Herren, ihre Plätze hier am Vo Stiſche 
en. 


„ „Geſchieht.) 


Meine Herren, wir treten ohne Aufenthalt, weil 
die Zeit hier koſtbar iſt, in die Verhandlungen ein. 


34. Jahrgang. 


Was die Reihenfolge anne jo wird es für zweck⸗ 
znäßig erachtet, in der vorläufig aufgeſtellten Tages 
ordnung eine Anderung eintreten zu laſſen und zwar 
in der Weiſe, daß als erſter Gegenſtand die Rechnungs⸗ 
legung und Entlaſtung behandelt wird, daß wir dann 
ur Neuwahl des Vorſtandes übergehen, ſodann die 
Frage der Abänderung des Vertrages mit der Moeſer⸗ 
ſchen Buhhandlung und ſchließlich die Frage der 
Statutenänderung beraten, von da ab die Reihenfolge 
der . 8 unverändert laſſen. Ich 
nehme an, daß die Herren damit einverſtanden find, 

wenn kein Widerſp erfolgt. - 
Wir gehen alſo über zu dem nunmehrigen Punkt 1: 


Rechnungslegung und Eutlaſtung. 


ch bitte zunächſt Herrn Juſtizrat Dr. Reichert 
aus Hannover, hierüber zu referieren. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Reichert (Hannover): 
Meine verehrten Herren Kollegen! Auf Erſuchen unſerer 
Vorſtandsleitung habe ich die Berichterſtattung über 
die Rechnungslegung des Deutſchen Anwaltvereins über⸗ 
nommen. 8 


Es haben mir folgende von unſerem Rechnungs- 
führer vn Juſtizrat Dr. Deiß in Leipzig unter dem 
12. Juli 1905 abgeſchloſſene Bücher vorgelegen: 

1. a) ein Kaſſenbuch, beginnend mit dem 

22. September 1902 und laufend bis 
zum 20. Oktober 1903, 

b) ein Kaſſenbuch, beginnend mit dem 20. Ok⸗ 
1185 1903 und laufend bis zum 12. Juli 
1905. 

2. zwei Couponhefte, enthaltend ſämtliche Poſt⸗ 
anweiſungsabſchnitte über die Einnahmen, 
insbeſondere die Mitgliederbeiträge für die 

Jahre 1903 und 1904. Die Poſtanweiſungs⸗ 
abſchnitte aus dem Jahre 1905 ſind dem Be⸗ 
laghefte für 1905 angeheftet. | 

3. drei a enthaltend die Quittungen 
über die Ausgaben, reichend | 

a) vom 17. Juli bis 31. Dezember 1903, 
b) vom 1. Januar bis 31. Dezember 1904, 
e) vom 1. Januar bis 12. Juli 1905. 


Die Einnahmen des Vereins fließen aus drei 
verſchiedenen Quellen und ſind demgemäß in drei 
Rubriken gebucht: | 

1. Mitgliederbeiträge, die wichtigſte Einnahme⸗ 

quelle, 

2. Einnahmen aus dem Verkaufe von Büchern, 

insbeſondere der Entſcheidungen des Ehren⸗ 


erichts, 

3. Anderes. 

Die Mitgliederbeiträge betrugen im Jahre 1903 
laut Folium 18 des Kaſſenbuches 101 526 A, 
im Jahre 1944. 0 106 575 =. 
Im Jahre 1905 find bis zum 12. Juli d. Js. 
erſt an Mitgliederbeiträgen eingegangen. 4 680 


Ich geſtatte mir von dieſer Stelle aus darauf 
. daß noch immer ein Mißverhältnis zwiſchen 
er Zahl der bei deutſchen Gerichten zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte und der Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
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vereins pn Am 1. Oktober 1904 betrug die Zahl 
der bei deutſchen Gerichten zugelaffenen Anwälte ein- 


ſchließlich der 24 Reichsgerichtsanwälte 700 

Am 31. Dezember 1904 belief ſich die Geſamt⸗ 

ahl der ordentlichen Mitglieder des Deutſchen 
nwaltvereins ausweislich des mir vorliegenden 

Mitgliederverzeichniſſes auuß . 5125 


Rechtsanwälte. Es ergibt ſich hiernach, daß 2 575 
deutſche Rechtsanwälte, alſo mehr als ein Drittel am 
31. Dezember 1904 nicht Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins waren. Es entgeht hierdurch dem 
Deutſchen Anwaltverein eine Einnahme von jährlich 
etwa 50 000 Mark. 
ch betrachte es als ein nobile officium des 
deutſchen Anwalts, nicht nur, falls er nicht einer ört⸗ 
lichen Penſionskaſſe 0 Mitglied der Hülfskaſſe 
8 Deutſche Rechtsanwälte, ſondern auch des Deutſchen 
nwaltvereins zu ſein und gebe mich der Hoffnung 
hin, daß die ſegensreiche Einrichtung unſerer Anwalts⸗ 
tage dem Deutſchen Anwaltverein baldigſt einen großen 
Bruchteil des letzten abſeits ſtehenden Drittels der 
deutſchen Rechtsanwälte zuführen wird. Für unſere 
Vaterſtadt Hannover hat der hier tagende . 
bereits einen Erfolg in dieſer Richtung gezeitigt un 
viele Kollegen, welchen zum größten Teil nicht einmal 
1 10 Bewußtſein gekommen war, daß ſie nicht zu den 
itgliedern des Anwaltvereins zählten, unſerem Ver⸗ 
eine zugeführt. 

Rechneriſch ſind die Bücher bis zum 31. Dezember 
1904 durch den Bankbuchhalter Hausburg in Leipzig 
geprüft. Für die ſpätere Zeit habe ich Stichproben 
und Nachrechnungen vornehmen laſſen, welche die 
Richtigkeit des Buchabſchluſſes für den 12. Juli 1905 
ergeben haben. | 

Meine Herren Kollegen! Die Buchführung unferes 
Vereins zeichnet fich durch grobe Einfachheit und Über» 
ſichtlichkeit aus. Über die Einnahmen habe ich oben 
bereits das Nötige mitgeteilt. Über die Ausgaben iſt 
folgendes als wiſſenswert hervorzuheben: 


Die weſentlichſten Ausgaben beſtehen aus den 
ahlungen des Vereins an die Moeſerſche Buch⸗ 
andlung in Berlin (Verlag der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
chrift), über welche Sie noch näheres zu Punkt 4 
— jest 3 — unferer heutigen Tagesordnung hören 
werden und den Zahlungen an die Heymannſche 
Verlagsbuchhandlung für Herſtellung der Termin⸗ 
kalender für die Mitglieder und Verwaltungskoſten. 

Vie Herdes 1903 ſind auf Grund des Vertrages 
über die Herausgabe der Juriſtiſchen Wochenſchrift an 
die Moeſerſche Buch andlung in Berlin — Abzug 
von 9 525,44 Mark für Honorar⸗ und verſchiedene 
ſonſtige Beiträge, namentlich den Anteil des Deutſchen 
Anwaltvereins an den Erträgen der privaten Abonne⸗ 
ments, der Inſerate und Beilagen, gezahlt: 

a) netto 30 409,09 4 

b) ferner an dieſelbe reſtlich 20 000,00 = 

aus dem vorhergehenden Rechnungsjahre 1902, 

c) ferner an die Heymannſche Verlagsbuch⸗ 


handlung in Berlin für rſtellung des 
Terminkalenders für die itglieder des 
Deutſchen Anwaltvereins 9 788,00 M. 
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Im Jahre 1904 find an die Moeſerſche Buch⸗ 

handlung gezahlt: 

a) für Lieferung von Druckſachen, Herausgabe 

der Juriſtiſchen Wochenſchrift nach Abzug der 

nach dem neuen Vertrage dem Anwaltvereine 

uſtehenden Gegenforderungen, insbeſondere 

bes Anteiles des Anwaltvereins an den Erträgen 

der Abonnements uſw., der in dieſem Jahre 

10 792,71 Mark betrug, netto .. 38 279,93 4 

b) ferner an dieſelbe für die 5 des 

Generalregiſters zu den Bänden 8—29 der 

Juriſtiſchen Wochenſchrift, enthaltend Ent⸗ 

ſcheidungen des Reichsgerichts in Zivil⸗ 

ſachen 21 786,40 4 

c) an Honorar für Bearbeitung der Reichsgerichts⸗ 

entſcheidungenrn 5 500,00 M. 

d) für Anfertigung des Geſamtregiſters der Ent⸗ 

ſcheidungen des Reichsgerichts. 4 000,0 4 

e) und für Herſtellung des n der 

Gerichtsbehörden an die Heymannſche Ver⸗ 

e ang EIER . . 1 138,87 4 

f) endlich ſind an Karl Heymanns Verlag in 

Berlin gezahlt für Herſtellung von 5 450 

Terminkalender für die Vereinsmitglieder 

im Jahre 190k 10 252,86 4 

Die letzte Verwaltungsrechnung wurde auf dem 

Anwaltstage in Straßburg gelegt und umfaßte den 

on vom 1. Auguft 1901 bis zum 16. Juli 1903. 

ie ſchloß mit einem als richtig befundenen Kaſſen⸗ 

beſtande vofr˖nnn:n ae 115,88 A 
Es wurden vereinnahmt vom 


17. Juli bis 31. Dezember 1903 .... 99 206,20 


Summa 


Davon ſind in demſelben Zeitraume 


, ee 67 435,28 


* 


ſodaß am 1. Januar 1904 ein Beſtand b 
von 31 886,80 A 
kalkulatoriſch vorhanden war. | 
Infolge Berichtigung eines 1000 AM. betragenden 
Additionsfehlers (ſ. Fol. 258) iſt der Beſtand durch 
den Buchhalter Hausburg um 1000 reduziert, 
alſo auf 30 886,80 
richtiggeſtellt und von dem Rechnungs⸗ | 
führer Dr. Deiß demgemäß rektifiziert. 
Im Jahre 1904 gingen an Mit⸗ 
gliederbeiträgen und aus anderen Ein⸗ 
nahmequellen einn 107 864,90 


Summa. . . . 138 751,70 M. 
Davon ſind in demſelben Zeitraume 


.o».eo oe. „„ eee 8 8 e 


,, een 
ſodaß am 1. Januar 1905 ein Kaſſen⸗ 


beſtand vd᷑on 
vorhanden war. Hierzu treten noch die 
am Schluſſe der Jahresrechnung für 
1904 in Einnahme geſtellten Zinſen auf 
das Bankguthaben mit 


45 556,794 


e 352,40 = 


Summa... 45 909,19 4 


In der Zeit vom 1. Januar bis 


12. Juli 1905 wurden vereinnahmt.. 4 682,50 =, 
50 591,69 & 


ergibt Summa 
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99 322,08 M 


N 18. 1905. 


"  Übertrag.... 

Verausgabt find in demſelben Zeit⸗ 
raune J 13 632,24 » 
ſodaß bei dem am 12. Juli 1905 er- 
folgten Abſchluß des Kaſſenbuches ein 
Barbeſtand vjoee n 
vorhanden war. 

Dieſer Beſtand war von unſerm 
Rechnungsführer auf der Allgemeinen 
Deutſchen Kreditanſtalt in Leipzig auf 
. Nr. 44 811 belegt. Es 
betrug das Guthaben des Deutſchen 
Anwaltvereins ausweislich dieſes Rech⸗ 
nungsbuches nach der mir vorliegenden " 
Originalbeſcheinigung der Direktion der 
Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt vom 
14. Juli 1905 — die hier zur Einſicht 


ausliegt — am 12. Juli 1905555 37 136,25 


Der hiernach ſich ergebende Üiber- 
us !!!! 176,80 A 
erklärt ſich daraus, daß Ausgaben für den Verein, die 
im Kaſſenbuche des Vereins gebucht ſind, aus der 
Geſchäftskaſſe des Juſtizrats Deiß beſtritten ſind und 
ur Feet des Rechnungsabſchluſſes von dem Guthaben 
es Anwaltvereins bei der genannten Bank noch nicht 
abgehoben waren. — 

Meine Herren, Sie erſehen aus dieſen angeführten 
ſpeziellen Daten, die Sie ermüdet haben werden, die 
aber der Ordnung halber hier vorgetragen werden 
mußten, daß unſere Rechnungs⸗ und Kaſſenführung 
eine ausgezeichnete iſt. | 


(Lebhafter Beifall.) 


beantrage hiernach, dem Herrn Kaſſenführer 
Entlastung zu erteilen und ihm zugleich den Dank des 
Vereins far die große Mühe und Sorgfalt aus⸗ 
N die er unſerer Kaſſenführung hat angedeihen 
aſſen. 39 bitte, daß die Herren ſich zum Zeichen 
des Dankes an unſeren Kaſſenführer von den Plätzen 


erheben. 
Geschieht. 


Vorſitzender: Ich nehme an, daß der Antrag 
des Herrn Referenten angenommen iſt, und beantrage 
ferner, daß auch dem a Borftande Entlaftung 
erteilt wird. 


50 591,09 4 


36 959 45 A 


(Zuſtimmung.) 
Ich ſtelle feſt, daß Sie auch dieſen Antrag genehmigen. 
Wir gehen dann über zum näͤchſten Gegenſtand: 
Neuwahl des Vorſtandes. 
Ich bitte zunächſt Herrn Geheimen Juſtizrat 
Erythropel, ſich darüber zu äußern. 


Geheimer Juſtizrat Erythropel (Leipzig): Als 
die Satzungen des Vereins in Danzig neu be⸗ 
ſchloſſen wurden, wurde ein Paſſus hineingenommen, 
der dahin lautet, daß der Vorſtand auf 3 Jahre ge⸗ 
wählt werde. Nun finden die Anwaltstage bekanntlich 
nur alle 2 Jahre ſtatt. Es ergab ſich alſo, daß der 
Vorſtand bereits vor einem Jahre hätte abtreten 
müſſen, oder es hätte ein neuer Anwaltstag derzeit 


34. Jahrgang. 


berufen werden müſſen, um einen neuen Vorſtand zu 
wählen. Wir haben es nicht für richtig gehalten, 
dieſen a zu gehen, ſondern haben nach der Be⸗ 
ſtimmung der Satzungen, daß der Vorſtand ſeine Ge⸗ 
ſchäfte fo lange fortführt, bis ein neuer Vorſtand ge⸗ 
wählt iſt, es vorgezogen, es bei der Sitte zu laſſen, 
daß nur alle 2 Jahre ein Anwaltstag ſtattfindet, und 
haben alſo bis heute die Geſchäfte des Vorſtandes 
eführt. Es würden mim heute alſo für ſämtliche 
Vorftandsmitglieder neue gewählt werden müſſen. 
Ich will dabei bemerken, daß mir Herr Geheimer 
Hofrat Juſtizrat Dr. v. Pemſel in München zu 
meinem großen Bedauern geſchrieben hat, er ſei ſeines 
körperlichen Befindens wegen nicht in der Lage, eine 
Wiederwahl anzunehmen. Meine Herren, ich möchte 
Gelegenheit nehmen, hier an dieſer Stelle unſeren 
Dank auszuſprechen für die wirklich aufopferungsvolle 
Tätigkeit, die Herr v. Pemſel bis jetzt den Intereſſen 
unſeres Vereins gewidmet hat, und ich glaube in Ihrer 
aller Sinne zu handeln, wenn ich dieſes ausdrücklich 
hiermit zum Ausdruck bringe. 


(Lebhafter Beifall.) 


Im übrigen würden nun alſo die Herren den 
neuen Vorſtand zu wählen haben. 

Juſtizrat Bojunga I (Hannover): Meine ge⸗ 
ehrten Herren, im Intereſſe der Abkürzung unſerer 
Geſchäfte möchte ich Sie bitten, den bisherigen Vor⸗ 
ſtand — mit Ausnahme natürlich des leider aus⸗ 
geſchiedenen Herrn Geheimen Hofrats Dr. v. Pemſel — 
durch Zuruf wiederzuwählen und an Stelle des Herrn 
Geheimen Hofrats Dr. v. Pemſel neu zu wählen, 
und zwar ebenfalls durch Zuruf, den Herrn Juſtizrat 
Dr. Eugen Fuchs in Berlin. | 


| . (Buftimmung.) 


Vorſfitzender: Wünſcht noch jemand, ſich über 

dieſe Frage zu äußern? 1 
| (Pauſe.) | 

Da das nicht der Fall ift, fo kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ein Widerſpruch gegen den Antrag des 
Herrn Kollegen Bojunga iſt nicht erfolgt; ich nehme 
daher an, daß er einſtimmig angenommen worden iſt. 

Ich darf wohl weiter annehmen, daß die gewählten 
Herren, wenigſtens ſoweit ſie hier anweſend ſind, die 
Wahl annehmen? | 
Z (Buftimmung.) 

Wir kommen nunmehr zum dritten Punkt der 
Tagesordnung: | 

| Bericht über die Abänderung des Ver⸗ 
in Ber mit W. Moeſer, Buchhandlung 
in f lim, über die ſche Wochen ⸗ 


Berichterſtatter iſt Ser Juſtizrat Dr. Deiß. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Deiß (Leipzig): 
Meine Herren, auf dem Anwaltstage zu Straßburg im 
Jahre 1903 wurde eine Reviſion des vom Vorſtande 
im Jahre 1899 mit der Buchhandlung W. Moeſer 
in Berlin abgeſchloſſenen und noch bis zum Jahre 1907 
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Wochenſchrn laufenden Vertrages über die Juriſtiſche 
Wochenſchrift angeregt. In dieſer Veranlaſſung ſind 
verſchiedene Vorſchläge für Anderungen in dem Ver⸗ 
triebe der Juriſtiſchen Wochenſchrift gemacht, wenn 
auch ohne fertige Spezialiſierung, mit der Tendenz 
einer Löſung des beſtehenden Vertragsverhältniſſes mit 
Moeſer. Daß dieſe Löſung nicht ohne erhebliche 
Opfer für den Verein möglich geweſen wäre, liegt auf 
der Hand. Die Vorſchläge erſchienen aber auch an ſich 
nicht annehmbar. Nach einem derſelben chi der 
Verein den Verlag der Juriſtiſchen Wochenſchrift in 
eigene Regie übernehmen müſſen. Es fehlte aber bei 
der beſtehenden Organiſation an geeigneten Organen, 
denen die damit verbundenen vielfältigen Arbeiten 
hätten übertragen werden können. Ferner wurde die 
Übertragung des Verlages an eine andere Verlags- 
handlung angeregt. Dieſe ſetzte die Freigabe der Aus⸗ 
ro: des Annoncenweſens an den Verleger voraus, 
ſowie daß das Hauptmaterial der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift, die reichsgerichtlichen Entſcheidungen, zur Ver⸗ 
fügung geſtellt würden. Der Vorſtand muß aber bei 
der großen Anzahl völlig ungeeigneter Annoncengeſuche 
die Kontrolle darüber unbedingt behalten, die einem 
Verleger gegenüber, der aus dem Annoncenweſen 
weſentlich ſein Geſchäft machen will, mit Erfolg nicht 
durchzuführen iſt. | 

Und was nun die Entſcheidungen des Reichsgerichts 
anlangt, ſo erhalten wir ſelbſt ſie aus der reichsgericht⸗ 
lichen Kanzlei un auf Grund widerruflicher Er⸗ 
laubnis des Herrn Reichsgerichtspräſidenten. Dabei muß 
berückſichtigt werden, daß ſie uns nicht zur Verfügung 
geſtellt werden, damit der Verein durch ihre Bere 
öffentlichung Erwerbsgeſchäfte mache, ſondern um ihre 
ſchleunige Publikation in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
u ermöglichen und dadurch den Intereſſen der Anwalt⸗ 
ſchaft u dienen. ' 

Wie dem nun auch ſei, der Vorſtand hatte mit 
dem beſtehenden Vertragsverhältniſſe mit Moeſer zu 
rechnen. Wir haben uns bemüht, günſtigere Vertrags⸗ 
bedingungen zu erlangen, und haben dies auch erreicht. 
Die Firma Moeſer hat auf weſentliche Beſtimmungen 
des alten Vertrages für die Jahre 1903 bis ein⸗ 
ſchließlich 1907, alſo für 5 Jahre, verzichtet, dagegen 
aber die Forderung geſtellt, daß der neue Vertrag 
unter den für den Verein günſtigeren Bedingungen bis 
zum Jahre 1912 einſchließlich geſchloſſen würde. 

Aus dem neuen a. hebe ich unter Vergleich 
mit dem früheren folgende Einzelheiten hervor, wobei 
ich bemerke, daß beide Verträge auf dem Tiſch des 
Hauſes ausgelegt ſind. 

Nach dem § 4 des neuen Vertrages iſt der Bedarf 
der Som Wochenſchrift einſchließlich der am 
Jahresſchluſſe zu liefernden Regiſter auf 60 Bogen 
jährlich veranſchlagt; nach dem alten Vertrage waren 
nur 50 Bogen vorgeſehen. Nach 8 5 beträgt der 
Beſtellpreis 5 Mark jährlich für den Jahrgang; er 
betrug nach dem alten Vertrage 7 Mark. Werden 
vom Verein weniger als 60 Bogen beanſprucht, ſo 
zahlt Moeſer an den Verein eine Vergütung von 
156 Mark für jeden fehlenden Bogen; ein Mehrbedarf 
über 60 Bogen wird vom Verein mit 156 Mark pro 
Bogen vergütet; nach dem alten Vertrage betrug die 
Vergütung pro Bogen 215 Mark. 
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Eine weſentlich neue Beſtimmung iſt in dem $ 8 
getroffen. Sie lautet dahin: 

Das Geſamterträgnis aus den (durch den 
Buchhandla das Poſtzeitungsamt und bei der 
Buchhandlung W. Moeſer direkt beſtellten) 

Privatabonnements, aus den Inſeraten und 
aus den bezahlten Beilagen wird zwiſchen 
dem Deutſchen Anwaltverein und W. Moeſer 
Buchhandlung dergeſtalt geteilt, daß nach Ab⸗ 
ang von 20 Prozent als Pauſchalbetrag für 

gitation zur Gewinnung neuer Abonnenten, 
Papier und Druck der e der 
Exemplare für die Abonnenten, ferner für 
Inſerate, Rundſchreiben und ſonſtige Druck⸗ 
ſachen zur e von 1 und 
Beilagen jedem Teile die halbe Nettoeinnahme 
zufallen ſoll. 

(Bravo!) 


Kontrahenten behalten ſich vor, für die Zeit vom 
1. Januar 1906 an an Stelle der Hälfte des 
Nettoerträgniſſes eine feſte, von W. Moeſer 
Buchhandlung an den Deutſchen Anwaltverein 
zu zahlende Summe zu vereinbaren. 
Der Anteil des Deutſchen Anwaltvereins an dem 
Ertrage der Privatabonnements, der Inſerate und 
Beilagen betrug im Jahre 1903 9525,44 Mark, im 
Jahre 1904 10 792 Mark 71 Pf. Die nach dem 
alten Vertrage von Moeſer jährlich an die Hülfskaſſe 
zu zahlenden 3 000 Mark kommen dagegen in Wegfall. 
Das ift das, was ich Ihnen aus den Vertrags- 
verhandlungen mit Moeſer über den Abſchluß des 
neuen Vertrages zu berichten habe. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Meine 
Herren, auf dem Anwaltstage in Straßburg hat uns 
der Vorſitzende des Vorſtandes, Geheime Juſtizrat 
Erythropel, erklärt, daß der Vorſtand ganz genau 
weiß, daß das Wohl und Wehe des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins von der Juriſtiſchen Wochenſchrift abhängt, 
und daß ſein ganzes Intereſſe der Entwicklung 
dieſer Wochenſchrift gewidmet iſt. Ich bitte Sie aus 
dieſem Grunde, meine Herren, meinen ſonſt nicht be» 
ſonders amüſanten Ausführungen über den neuen 
Vertrag für einige Augenblicke Gehör zu ſchenken. 

Meine Herren, der neue Vertrag, den der Vor⸗ 
ſtand mit der Verlagsbuchhandlung Moeſer abgeſchloſſen 
hat, iſt fraglos günſtiger als der alte Vertrag. Was 
der alte Vertrag für den Verein bedeutet Di das 
habe ich verſucht Ihnen auf dem Anwaltstage zu 
Straßburg auseinanderzuſetzen. Ich habe dort dar— 
gelegt, daß der Verlagsvertrag für den Verein bedeutet 
die Aufzehrung ſeiner ſämtlichen Mitgliederbeiträge 
und die Notwendigkeit, den Mitgliederbeitrag von 
15 Mark ſogar auf 20 Mark zu erhöhen, eine Er- 
höhung, welche nach den bekannten Debatten in 
Straßburg ſchließlich vom Anwaltstage genehmigt 
worden iſt. Ich habe in Straßburg des weiteren 
auseinandergeſetzt, daß der alte Vertrag für den 
Verlag einen Nettoreingewinn von jährlich etwa 
50 000 Mark bedeutet — meine Herren, das iſt die— 
jenige Summe, deren Entgang der verehrte Herr 
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Revident der Rechnungen hier beklagte wegen des 
1 von über 2 000 Kollegen von unſerer 
Geſamtzahl im Deutſchen Reiche. Sie ſehen, daß die 
Möglichkeit beſteht, dieſen Verluſt, der ja natürlich 
an m bedauerlich ift, ohne Zugang neuer Mitglieder 
zu reparieren, wenn Sie geneigt find auf die Geſchafre 
des Vereins ein beſonderes Augenmerk zu verwenden. 

Der alte Vertrag, der bis zum Jahre 1907 ge. 
dauert hätte, hätte allerdings bis zum Jahre 1907 
dem Verein die weiteren Opfer auferlegt, die er eben 
vertragsmäßig auf ſich genommen hatte. Es wird aber 
die Frage ſein, ob es richtig war, nunmehr einen 
neuen Vertrag abzuſchließen, und ich muß erklaren, 
daß ich nach einer genauen Prüfung der Beſtimmungen 
des alten Vertrages mit dem neuen den neuen unter 
keinen Umſtänden abgeſchloſſen hätte. Ich wil 
Ihnen das im einzelnen begründen. 

Meine Herren, nach dem alten Vertrage war der 
Bedarf der Juriſtiſchen Wochenſchrift auf 50 Bogen 
Bedarf veranſchlagt. Der neue Vertrag beſtimmt den 
Bedarf einſchließlich der Regiſter auf 60 Bogen. Bier 
Beſtimmung iſt von Ten Bedeutung deshalb, wen 
der Verein gehalten iſt, diejenigen Bogen, die den Be⸗ 
darf überſchreiten, beſonders zu bezahlen. Wenn dieiſer 
Umfang der N Wochenſchrift überſchritten wird, 
ſo hat der Verein an den Verleger für jeden Bogen 
156 Mark zu vergüten. Nun, meine Herren, hätte doch 
wohl die Feſtſetzung des Bedarfs auf 60 Bogen nur dann 
Sinn, wenn der Bedarf wirklich 60 Bogen wäre. Meine 

erren, dieſe Feſtlegung auf 60 Bogen gegenüber der 

tſache, daß ſowohl im Jahre 1903 wie im Jabre 
1904 der effektive Bedarf trotz ſorgfältiger Einſchränkune 
ca. 85 Bogen betrug, und gegenüber einer Vergütung 
von 156 Mark pro 850 ii einfach eine Umſchreibung 
einer weiteren ſehr erheblichen Zuwendung an den 
Verleger, die pro 1903 und 1904 nach meinen Cr- 
mittelungen etwa 3 900 Mark betragen hat. Die 
Prüfung der Rechnungen, die mir natürlich in dieſen 
Augenblick nicht möglich iſt, muß die Richtigkeit dieſer 
meiner Kalkulation ergeben — Sie können fie aus 
ſelbſt anſtellen: es ſind 25 Bogen zu je 156 Mark. 

Es ſteht dann weiter im Vertrage die Beitimmunz 
daß der Verein für jeden Bogen unter 60 von dem 
Verleger 156 Mark zurückvergütet erhält. Meine 
Herren, dieſe Beſtimmung möchte ich ähnlich charak- 
teriſieren wie jene Art der Umſchreibung der Ver- 
gütung, und zwar dahin, daß fie lediglich ein Schein 
iſt; denn es wird nie eintreten, daß die Zen 
ſchrift einen Bedarf von weniger als 60 Bosen 
hat. Ich habe Ihnen dargelegt, daß 1903 und 1804 
etwa 85 Bogen mit Regiſter notwendig waren, — ur! 
daß die Schreibluſt ſich etwa vermindern, daß das Be⸗ 
dürfnis der Einſendungen geringer werden würde, ır. 
vollſtändig ausgeſchloſſen. 

Meine Herren, wenn Sie nun an Pa der Fe 
ſtimmungen des Vertrages vergleichen die Einnc‘r 
der Verlagsbuchhandlung und die ökonomiſche Situanor 
des Vereins, jo werden Sie finden, daß es ein Arr:r 
iſt, wenn Sie annehmen, daß der Verein vom Verleger 
irgend etwas ausgezahlt erhält. Die Beſtimmur : 
klingen fo, als wenn uns endlich ein Emolument i. 
fallen würde; das iſt aber eine Täuſchung. Der Verleter 
vergütet allerdings an den Verein einen gew: s.: 


34. Jahrgang. 


Prozentſatz der Einnahme aus den Privatabonnements; 
aber demgegenüber ſtehen diejenigen re die der 
Verein an den Verleger zu 90 at. Der Verleger 
erhält neben 5 Mark pro Jahrgang und Mitglied 
— eine Vergütung, die, wie ich nachweiſen werde, 
vollſtändig ausreichend wäre — zunächſt 20 Prozent 
der Einnahmen als Präzipuum; er erhält dann weiter 
die Dune der Nettoeinnahme. Danach ſtellen ſich alſo 
die Einnahmen des Verlegers im ganzen wie folgt: 
Es find nach Mitteilung des Verlegers etwa 1000 
Privatabonnenten; ich habe von anderer Seite die Zahl 
1500 gehört, es ſcheinen aber nur 1000 zu fein. Bei 
dem Abonnementspreiſe von 20 Mark netto für den 
Verlag (brutto 25 Mark) ergibt das für den Verleger 
eine Einnahme von jährlich.... .. 20 000 Mark. 
Die Inſerateneinnahme vom Jahre 
1904 beträgt nach den Berechnungen, 
die ich durch einen Sachverſtändigen habe 
anſtellen laſſen, netto ohne die Beilagen 


)).. 6 000 
Der Verein zahlte an den Ver⸗ 

leger für 5 100 Mitglieder am Ende des 

/// ne ern ee 25 500 
Für die Bogen über 60 hat der 

Verein zu bezahlen etw. 3900 
Es betrug alſo die Geſamteinnahme 

des Verlegers etauůuw 55 400 Mark. 


Nach dem neuen Vertrage bekommt nun der Der: 
leger im Verhältnis zum Verein die Vergütung erſtens 
für die Abonnenten; das ſind, wie ich ausgeführt 
habe, 20 000 Mark; er bekommt weiter die Einnahme 
aus den Inſeraten, etwa 6000 Mark, zuſammen 
26 000 Mark. Von dieſen Einnahmen, die in Rech— 
nung zu ziehen ſind, um feſtzuſtellen, was der Ver— 
leger an den Verein abzuführen hat, bekommt er zu— 
nächſt ein Präzipuum von 20 Prozent, alſo 5 200 
Mark; es bleiben ihm alſo zur Abrechnung mit dem 
Verein 20 800 Mark, und er hätte ſomit für 1904 
nach meiner Berechnung etwa 10 400 Mark abzuführen 
gehabt — in der Tat haben wir aus der Rechnungs- 
legung gehört, daß Moeſer für das Jahr 1904 tat⸗ 
ſächlich 10 700 Mark abgeführt hat. Ich verweiſe Sie 
auf dieſe vorhin von unſerem Reviſor mitgeteilte Zahl, 
= Ihnen die Zuverläſſigkeit meiner Berechnung dar⸗ 
zulegen. 

Nun, meine Herren, glauben Sie vielleicht, daß 
das derjenige Betrag wäre, der dem Verein aus der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift verbleibt? Sie haben ſchon 
aus der Rechnungslegung gehört, daß dies ein Irrtum 
wäre! Wir wiſſen, daß an Moeſer im Jahre 1903 
für die Juriſtiſche Wochenſchrift über 30 000 Mark 
und im Jahre 1904 über 38 000 Mark gezahlt worden 
ſind. Das hat der Verein an den Verleger abführen 
müſſen trog — — 


Vorſitzender: Ich muß den Herrn Redner bitten, 

ſeinen Vortrag zu kürzen; die 10 Minuten ſind abgelaufen. 
(Lehhafte Zurufe: Weiter reden!) 

Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Ich appel⸗ 


liere an die Verſammlung, ob ſie mich weiter hören 
will. Dieſe Tatſachen ſind für die Wirtſchaftsführung 
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des Vereins ſo wichtig, daß ich Sie bitten muß, mir 
noch weiter Gehör zu ſchenken. 


(Zuſtimmung.) 


Vorſitzender: Die Verſammlung ſcheint dafür 
zu ſein, daß der Herr Redner weiter ſpricht; ich bitte 
ihn, fortzufahren. 


Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Ich habe 
hnen alſo ausgeführt, daß der Verleger an den 
erein etwa 10 400 Mark in Rechnung abzuführen 

hat — in Rechnung zu ſtellen hat, nicht zu zahlen 
hat. Meine Herren, was zahlt aber der Verein? 
Der Verein zahlt nach den in der Rechnungslegung 
gegebenen Ziffern die dort genannten und eben von 
mir wieder bezifferten Beträge. Nach meiner Be⸗ 
rechnung wäre in jedem Falle das, was der Verein 
auf Grund des neuen Vertrages zu zahlen 
hat, mehr als 20 000 Mark. Denn er hat an den 
Verleger abzuführen die von mir genannten Mit⸗ 
gliederbeiträge von 5 Mark pro Mitglied; dann 
für die Überbogen 3 900 Mark, alſo rund etwa 
30 000 Mark. Wenn Sie abziehen, was der Verein 
vergütet bekommt, dann bleiben in jedem Falle etwa 
20 000 Mark. Das iſt ein Reſultat nach dem neuen 
Vertrage, wie es meiner Meinung nach durchaus 


unangemeſſen iſt. 
(Sehr richtig!) 


Wir haben die Verhältniſſe der Juriſtiſchen Wochen— 
ſchrift bereits in Straßburg erörtert und haben vom 
Vorſtande dort erklärt bekommen — ich muß hier aus⸗ 
ſprechen: mit einer gewiſſen Betonung, als ob darin 
etwas, ich möchte ſagen, nicht ganz Feines oder Nobles 
läge, ſich mit ſolchen Fragen zu beſchäftigen —, daß der 
Vorſtand geſtehen müſſe, daß, obwohl die Herren recht 
lange Anwälte ſind, ſie auf dieſem Gebiete jeder Er⸗ 
fahrung entbehren. Nun hätte ich erwartet, wenn dem 
Vorſtande in dieſer Hinſicht jede Erfahrung fehlte, und 
wenn andererſeits von demſelben Vorſtande anerkannt 
iſt, daß das Wohl und Wehe der Juriſtiſchen Wochen— 
ſchrift auch das Wohl und Wehe des Vereins iſt — 
da hätte ich erwartet, daß der Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins über die Frage, ob mit dem Verleger 
ein neuer Vertrag zu ſchließen iſt oder nicht, wenigſtens 
Kollegen oder außerhalb des Anwaltſtandes ſtehende 
Sachverſtändige hörte. Ich hätte das um fo mehr er- 
wartet, als ich ſelbſt nach dem Straßburger Anwalts» 
tage mich dem Vorſtand gegenüber bereit erklärt habe, 
dem Vorſtande einen erſtklaſſigen deutſchen Verlag zu 
präſentieren, der die Juriſtiſche Wochenſchrift umſonſt, 
ohne jeden Beitrag der Mitglieder, den Mitgliedern 
zuſtellt und ſogar bereit iſt, aus den Juergen 
einnahmen einen gewiſſen Teil an den Verein ab— 
uführen. Das wäre kein Rechnungspoſten geweſen, 
1 55 wäre eine Einnahme des Vereins aus der 
Zeitſchrift geweſen. Unſer verehrter Kollege * 
rat Weißler hat in Straßburg erklärt, daß der 
Notarverein den Verlag ſeiner Zeitſchrift ſelbſt in die 
Hand genommen und damit ſehr günſtige Erfahrungen 
gemacht hat. 

un hat heute der verehrte Kollege Juſtizrat 
Deiß gegen die Möglichkeit eigener Regie der Zeit— 
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Schrift oder gegen die Übertragung an einen anderen 
Verleger, alſo gegen die Möglichkeit, dieſe mindeſtens 
20 000 Mark zu erſparen, angeführt: erſtens, es fehlen 
die Organe. Meine Herren, ſo gut der Deutſche 
Notarverein und andere die Organe ſchaffen können, 
ebenſo gut werden das auch die deutſchen Rechts⸗ 
anwälte fertig bekommen. — Ich will mir weitere 
Ausführungen erſparen; Sie ſtimmen zu. — Es wird 
weiter eingewendet gegen die Übertragung an einen 
anderen Verlag, daß der Verein die Annoncen kon⸗ 
trollieren muß. Ja, meine Herren, wie iſt denn das 
eute? Der jetzige Verleger hat ja auch Anzeigen und 
— aus dieſen Anzeigen eine erhebliche Einnahme. 
Alſo die Möglichkeit, daß der Vorſtand auch einem 
anderen Verleger gegenüber ſich die Kontrolle vor⸗ 
behält, wird doch als gegeben angeſehen werden müſſen. 

Dann, meine Herren, die Einwendung bezüglich 
der Entſcheidungen des Reichsgerichts: die ſeien auf 
Widerruf gegeben. Aber es hätte doch hinaugeleßt 
werden müſſen: der Herr Reichsgerichtspräſident gibt 
dem Anwaltverein die Entſcheidungen nur dann, wenn 
der Herr Moeſer in Berlin dieſe Zeitſchrift verlegt. 
Meine Herren, das iſt doch entſchieden nicht der Fall. 
Ich glaube es nicht, daß die Entſcheidungen des Reichs⸗ 
. dann dem Anwaltverein verſagt würden, wenn 
er Anwaltstag eine Maßregel dahin ergreifen würde, 
daß ein ſeinen berechtigten ökonomiſchen Intereſſen ent⸗ 
ſprechender Verlagsvertrag abgeſchloſſen wird. Meine 
Herren, ich wundere mich aber insbeſondere darüber, 
daß der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins nicht 
wenigſtens bei der Redaktion angefragt hat. Ich kann 
mir nicht denken, daß der Redakteur unſerer Zeitſchrift, 
der doch auch nach der techniſchen und ökonomiſchen Seite 
Einſicht haben muß, wenn er gefragt worden wäre, einem 
ſolchen Vertrage ſeine Zuſtimmung gegeben haben würde. 

ch muß alſo mein lebhaftes Bedauern ausſprechen, 
daß der Vorſtand auf das Wohl und Wehe und die 
ökonomiſche Grundlage unſeres Vereins, die mit der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift zuſammenfällt, nicht genügend 
geachtet hat. Und nachdem nun der Vertrag, wie es 
ſcheint, abgeſchloſſen iſt, möchte ich erneut den Vorſtand 
bitten, wenn wir im Jahre 1912 noch einmal zuſammen⸗ 
kommen — oder wenn andere Kollegen dann zuſammen⸗ 
kommen —, doch wenigſtens dann endlich dieſer Frage 
diejenige Aufmerkſamkeit zu ſchenken, die ſie nach der 
eigenen Anſicht des Vorſtandes verdient. 

Geſtatten Sie mir ſchließlich noch auf einen 
Punkt hinzuweiſen, der nur indirekt damit zuſammen⸗ 
hängt, aber doch auch nicht ganz unwichtig iſt. Meine 
Herren, ich habe aus dem Rechenſchaftsbericht gehört, 
daß wir für den Terminkalender für deutſche Anwälte 
an den Drucker und Verleger einen Betrag von etwa 
10 000 Mark jährlich abführen. Ich habe mir ge⸗ 
ſtattet, nachdem ich einmal bei den Erhebungen war, 
auch über die Bedeutung dieſer Ausgabe einige Er- 
hebungen zu machen, und es iſt mir gleichfalls von 
einem erſten deutichen Verlage das Angebot gemacht 
worden, 5 500 Exemplare, fix und fertig wie Sahr- 
gang 1905, für 3 600 Mark zu liefern. 


(Hört, hört!) 


Meine Herren, ich möchte bitten, auch dieſem Punkte 
Aufmerkſamkeit zu ſchenken; ich glaube, daß wir dann 
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in die Lage kommen, den Verein auf eine ganz andere 
ökonomiſche Grundlage zu ſtellen, als er ſie bis jetzt 
hatte. Meine Herren, das iſt eine wichtige Sache; 
wir haben jetzt über 100 000 Mark Mitgliederbeiträge 
pro Jahr — das wäre eine Summe, die, wenn wir 
ſie nicht an einen Verleger abführen müſſen, ſehr viel 
Segen im Intereſſe des Standes auch anderweit 


ſtiften könnte. 
( ebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Krauſe (Berlin): Meine verehrten 
Herren Kollegen! Ich glaube, es iſt ſehr dankenswert, 
daß Herr Kollege van Aken ſich mit dieſer Materie 
ſo eingehend beſchäftigt hat und beſchäftigen will. Ich 
ſtehe keineswegs auf dem Standpunkte, daß es — wie 
er den Ausdruck brauchte — nicht nobel oder fein 
wäre, ſondern es iſt eine ſehr wichtige Sache für den 
Verein. Ich kann aber ſeinen Ausführungen nur die 
Bedeutung beimeſſen, daß ſie ſchätzbares Material für 
den neuen Vertrag, der im Jahre 1912 abzuſchließen 
iſt, geweſen ſind. 

(Rufe: Leider!) 


Welche praktiſche Folge wollen Sie denn den 
Ausführungen geben? Der Vertrag iſt abgeſchloſſen 
— wollen Sie ihn etwa für nichtig erklären? Oder 
wollen Sie den Vorſtand für dieſen Vertrag regreß⸗ 
pflichtig machen — wobei ja vielleicht eine culpa in 
eligendo Ihrerſeits auch in Betracht käme? 


(Heiterkeit.) 


Meine Herren, hier liegt aber die Sache ſo: wir 
können hier in der Verſammlung nicht nachprüfen, 
ob wir mit einer anderen Verlagshandlung einen 
. Vertrag hätten abſchließen können. Herr 

ollege van Aken behauptet es — wir wiſſen es nicht. 
er Vorſtand hat bei der Erneuerung des Ver⸗ 
trages ſehr wohl ſich mit Sachverſtändigen in Ver⸗ 
bindung geſetzt. Der Redakteur iſt zugezogen worden — 
er iſt teilweiſe anderer Meinung geweſen. Aber wir 
haben der Vorlage ſchließlich zuſtimmen müſſen in der 
Erwägung, daß, wenn es ſich darum handelt, ob wir 
den alten Vertrag bis 1907 behalten ſollen auf die 
unbeſtimmte Hoffnung hin, von da ab einen weit 
günſtigeren Vertrag abzuſchließen, es doch richtiger iſt, 
daß wir wiſſen, wie wir ſtehen. Wir haben alſo in 
die Abänderungen, wie ſie von Moeſer verlangt bezw. 
zugeſtanden waren, willigen müſſen, natürlich unter 
dem Opfer, daß als Gegenleiſtung für die Aufgabe 
wichtiger Beſtimmungen für Moeſer die Verlängerung 
bis 1912 unſererſeits zugeſtanden wird. Meine Herren, 
Sie werden nicht in der Lage ſein, zu dem Schluß zu 
kommen, daß dieſe Argumentation eine unrichtige ge⸗ 
weſen iſt; denn wenn wir bis 1907 ausgehalten hätten, 
wären die Opfer ſehr viel größer geweſen als jetzt; 
zuerſt allerdings nur bis 1907. Auf der anderen 
Seite ſtand die unbeſtimmte Hoffnung, dann einen 
günſtigeren Vertrag zu erhalten. 50 glaube, wir 
müſſen dieſen Status anerkennen, daß wir mit einem 
Vertrage, der noch bis 1907 galt, zu rechnen hatten, 
und ein günſtigerer Vertrag nicht zu erzielen war. 
Alſo ich bitte Sie, vorſichtig zu ſein mit Vor⸗ 
würfen, die vielleicht nicht ganz die tatſächliche Grund⸗ 
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lage haben, von der 0 Kollege van Aken aus⸗ 
geht. Ich glaube, auch ihm wäre es nicht möglich 
geweſen, einen anderen, günſtigeren Vertrag mit 

oeſer einzugehen; und ob er die Verantwortung 
übernommen en den alten Vertrag bis 1907 be⸗ 
ſtehen zu laſſen in der Hoffnung, nachher einen 
günſtigeren Vertrag zu bekommen, das laſſe ich dahin⸗ 
geſtellt. Der Vorſtand hat dieſe Verantwortung nicht 
übernehmen zu können geglaubt. 


Redakteur der 5 Wochenſchrift, Rechts⸗ 
anwalt Dr. Hugo Neumann (Berlin): Es iſt von 
dem Herrn Kollegen van Aken geſagt worden, daß 
ich als Redakteur der Juriſtiſchen Wochenſchrift nicht 
u den Vertragsverhandlungen zugezogen bin. Wie 
nen Herr Juſtizrat Krauſe eben erwähnt Ha bin ich 
zugezogen worden und habe auch Gelegenheit gehabt, 
mich ausführlich zu äußern. Ich muß allerdings ſagen, 
daß ich zu einem anderen Ergebnis gekommen bin in 
meiner Beurteilung als der Vorstand Ich habe mir 
den alten Vertrag angeſehen und auch den neuen 
Entwurf und bin zu dem Reſultat gekommen, daß uns 


Herr Moeſer, indem er den neuen Vertrag macht, 
nicht einen Groſchen ſchenkt — wozu er auch nicht 
verpflichtet war, er wäre ja auch, geſchäftsmäßig ge⸗ 
nommen, ein Tor, wenn er etwas ſchenken und ſeine 


Vorteile ohne Gegenleiſtung aufgeben wollte. 


Er hat 
den Betrag, um den er den Verein beſſer ſtellt, dadurch 
voll und ganz wieder eingebracht, daß er das Verhältnis 
um 5 Jahre verlängert hat und während dieſer neuen 
5 15 um ſo viel teurer, als angemeſſen, uns bedient 


daß die Differenz fi) wahrſcheinlich auf + 0 Schließlich 
- Stellt. Ich perſönlich war auch der Meinung, daß von 
Moeſer, nachdem er einmal den Vertrag hatte, keine 
weiteren beſonderen Vorteile zu erzielen ſein würden. 


Ich habe deswegen gegen die Verlängerung des Ver⸗ 


trages geſprochen, weil wir dann im Jahre 1907 freie 
Hand gehabt hätten, 


(ſehr richtig!) 


uns ſo einzurichten, wie es uns behagt und im Inter⸗ 
eſſe der Juriſtiſchen Wochenſchrift nach meinem Dafür⸗ 


halten notwendi 
meiner Eigenſchaf 


iſt. Denn ich muß geſtehen, in 
t als Redakteur habe ich bei Moeſer 
kaum das Minimum von Entgegenkommen gefunden. 
Ich möchte ein Beiſpiel anführen. Ich wollte verſchiedene 


kleine Artikel in das Blatt N „ und dazu 


war erforderlich, daß gewiſſe Teile in k 


einerer Schrift 
1 wurden, damit die wichtigeren Teile beſſer 
ervorträten — ich möchte das hier nicht weiter aus⸗ 


führen. Als ich damit an Moeſer herantrat, ſagte 
er mir, der Preis ſei auf einer ganz anderen Grund⸗ 


75 
* 


lage kalkuliert, das wäre nicht der gewöhnliche Druck, 


da müſſe er ſich mit dem Vorſtande in Verbindung 


ſetzen uſw. uſw. Man kann ja darüber verſchieden 
denken. Ich war der Meinung, daß, wenn jemand 
ein nicht ungünſtiges Geſchäft gemacht hat, er auch 
Kulanz zu präſtieren hat. Und dieſe Kulanz habe 
ich vermißt, und deshalb habe ich gewünſcht, daß wir 
auf den Standpunkt geſtellt würden, baldmöglichſt Herr 
im eignen Hauſe zu ſein. 


(Sehr richtig!) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


581 


Aber der Vorſtand war anderer Meinung. Er hat 
geglaubt, daß die ſofortige Beſſerſtellung doch von 
Wert iſt mit Rückſicht 1 die ſonſtigen Verhältniſſe. 
Aber jedenfalls kann ich mich nicht darüber beklagen, 
daß ich keine Gelegenheit gehabt hätte, meine Meinung 
zu äußern. 


Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Meine 
Herren, nur wenige Bemerkungen zu dem, was der 
Herr Kollege Kraufe geſagt hat. 

muß durchaus widerſprechen, daß ich „un⸗ 
beſtimmte Behauptungen“ aufgeſtellt habe. Ich habe 
meine Behauptungen nicht nur zahlenmäßig belegt, 
ſondern ich habe auch mitgeteilt, daß ich mich nach dem 
Anwaltstage von Straßburg erboten habe, dem Vor⸗ 
ſtande einen erſtklaſſigen Verleger vorzuſtellen, der uns 
die Juriſtiſche Wochenſchrift mindeſtens umſonſt her⸗ 
ſtellen würde, ſodaß wir alſo 30 000 Mark erſparen 
würden. Das ſind keine „unbeſtimmten Behauptungen“, 
und Sie werden wohl annehmen dürfen, daß ich ein 
ſolches Angebot nicht aus der hohlen Hand mache. 

Meine Herren, ich möchte ferner darauf hinweiſen, 
nachdem der Redakteur der Zeitſchrift ſich gegen den 
Vertrag ausgeſprochen hatte, daß es vielleicht Sache 
des Vorſtandes geweſen wäre, die Frage, ob dieſer 
Vertrag mit dem Verleger abzuſchließen ſei, dem 
nächſten Anwaltstage vorzulegen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, der Vorſtand wird es mir nicht ver- 
übeln, wenn ich mir geftatte, einige Wünſche aus⸗ 
zuſprechen — und das war ein ſolcher Wunſch wenigſtens 
für die Zukunft. 

ch habe aber, da wir leider nunmehr bis zum 
Jahre 1912 gebunden ſind, dem Vorſtande noch ein 
kleines Angebinde praktiſcher Art gemacht bezüglich des 
Terminkalenders. Ich möchte bitten, die Erklärung, 
die ich in dieſer Beziehung abgegeben habe, nicht etwa 
gleichfalls als eine „unbeſtimmte Behauptung“ zu be⸗ 
trachten, ſondern ihr Beachtung zu ſchenken; Sie 
werden dadurch dem Vereine einen immerhin erheblichen 
Jahresbetrag von mehreren tauſend Mark erſparen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Dr. Stranz (Berlin): Meine Herren, 
nur wenige Worte. Auch ich bin der Meinung, daß 
bei der Bedeutung des Vertrages es wenigſtens an⸗ 
gebracht geweſen wäre, dieſen Vertrag, bevor er ge⸗ 
ſchloſſen wurde, in unſerer Zeitſchrift, in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, zu publizieren, um uns Kenntnis von 
ihm zu geben und der Anwaltſchaft Gelegenheit, ihn 
nachzuprüfen. Der Hinweis auf zwei Verträge, die 
hier auf dem Tiſch des Hauſes liegen, iſt ja ein voll⸗ 
ſtändig bedeutungsloſer; wer ſoll ſich jetzt über dieſe Ver⸗ 
träge irgendwie unterrichten? Herr Kollege van Aken 
15 ganz recht, wenn er beantragt, daß ein ſo wichtiger 

ertrag vom Vorſtande ſelbſt nicht abgeſchloſſen würde, 
ohne daß er vorher auch die Verſammlung gehört hätte. 
ch möchte noch nach einer anderen Richtung Herrn 
Kollegen van Aken beipflichten. Aus Anlaß der dankens⸗ 
werten Erörterungen über dieſe Frage, die er in Straß⸗ 
burg angeregt hat, ſind in Berlin ebenfalls Beſprechungen 
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mit verſchiedenen Verlagsbuchhandlungen erfolgt. Dort 
haben erſte Verlagsbuchhandlungen ſch gleichfalls auf 
den Standpunkt geſtellt, daß ſie weit, weit günſtigere 
Angebote machen würden. Es iſt alſo in keiner Weiſe 
irgend etwas Unbeſtimmtes, was nicht greifbaren Boden 
gehabt hätte, ſondern Verlagsbuchhandlungen aus den 
verſchiedenſten Orten waren überall derſelben Meinung, 
daß dieſer Vertrag, wie er mit Moeſer vorliegt, etwas 
ſei, was ſonſt abſolut nicht vorkomme. Und da dies 
dem Vorſtande auf dem Straßburger Anwaltstage ge⸗ 
nügend klar unterbreitet worden war, ſo, meine ich, 
hätte er Veranlaſſung gehabt, entweder den Vertrag 
vorher zu publizieren oder aber die Beſchlußfaſſung 
dem Anwaltstage zu unterbreiten. 


Juſtizrat Erythropel (Leipzig): Meine Herren, 
ich bedaure von Herzen, daß das, was wir getan 
haben, ſo wenig Ihren Beifall gefunden hat. Aber 
ich möchte Sie auf folgendes aufmerkſam machen, 
und das iſt die 5 . Als der Anwaltstag in 
Straßburg dieſe Frage verhandelte, ſtand ich perſönlich 
auf dem Standpunkte wir ſind an den Vertrag mit 
Moeſer gebunden, und wir können überhaupt nicht 
davonkommen. Das habe ich damals vertreten, fand 
aber nicht den Beifall der Verſammlung; im Gegenteil 
wurde geſagt: wenn Moeſer ſieht, daß wir 1907 
nicht mit ihm wieder verhandeln wollen, dann wird er 
ſchon geneigt ſein, Konzeſſionen zu machen. Das war 
die Marſchroute, die uns gegeben war. Jetzt findet 
das, was wir erreicht haben, Ihren Beifall nicht. 
Meine Herren, es iſt ein eigen Ding, hinterher, wenn 
eine Sache fertig iſt, Kritik daran zu üben. 


(Heiterkeit und lebhafte Unruhe.) 
Aber, meine Herren, wenn — — — 
(Fortgeſetzte Unruhe.) 


— Meine Herren, dem Vorſtande iſt ein Vorwurf 
gemacht worden, und da werden Sie mir doch geſtatten, 
mich darüber zu äußern, wie die Sache gekommen iſt. — 
Alſo an ſich ſtanden wir gegenüber auf der einen Seite 
der Frage: laſſen wir den Vertrag weiter laufen, 
laſſen ihn ablaufen und ſchließen dann einen anderen 
Vertrag mit Moeſer oder ſuchen einen neuen Ver⸗ 
leger, — oder ſuchen wir uns mit Moeſer zu ver⸗ 
ſtändigend Und nun, meine Herren, wir ſind doch 
alle Anwälte, wir wiſſen ganz genau, daß, wenn zwei 
Kontrahenten ſich gegenüberſtehen, ſie am beſten tun, 
nach denjenigen Punkten zu ſuchen, wo ſich die beider- 
ſeitigen Intereſſen treffen. Was wir heute gehört 
haben, iſt weiter nichts als ein Mißtrauen, das dem 
Vorſtande ausgeſprochen wird. Aber das hilft Ihnen 
für jetzt nichts; bis 1912 ſind wir gebunden — wenn 
Sie damit nicht zufrieden ſind, das hilft Ihnen nichts, 
Sie ſind gebunden —; die Ausführungen über das, 
was dann geſchehen wird, ſind geſchätztes, beachtens⸗ 
wertes Material. Aber der Kernpunkt der Sache liegt 
darin, daß Sie dem Vorſtande Ihre Mißbilligung zu 
erkennen gegeben haben, und dagegen muß ich ent— 
ſchieden proteſtieren. Wir haben gehandelt nach unſerer 
beſten Überzeugung, und wir haben derzeit nichts anderes 
gefunden als dieſen Weg. Wenn der Herr Redakteur 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift anderer Meinung geweſen 
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iſt als wir, der Vorſtand, — wir haben dieſe Meinung 
eingezogen, wir haben ſie geprüft, und wir ſind 
anderer Meinung geweſen und müſſen nun alſo die 
Konſequenz tragen. Aber ändern läßt ſich an der 
Sache nichts. 

Was die Anregung wegen des Terminkalenders 
betrifft, ſo liegen da auch Verträge vor, die ſchon ſeit 
langen Jahren laufen; natürlich wird ſich unſere 
Aufmerkſamkeit auch darauf richten. 


Juſtizrat Dr. Vohſen (Colmar i. Elſ.): Meine 
Herren, die Frage iſt einfach die, was wir von Moeſer 
erreichen können. Der Vertrag iſt geſchloſſen und iſt 
perfekt; was hätte geſchehen ſollen und geſchehen können, 
iſt gleichgültig es fragt ſich: was können wir erreichen? 
Jedenfalls hat der Vorſtand geſagt, daß 1912 die Sache 
in einer anderen Weiſe geregelt werden ſoll. 

Ich möchte im Augenblick nur noch eine Frage 
an Herrn Kollegen Deiß richten. Er war ſo freundlich, 
uns mitzuteilen, daß im Jahre 1907 in einer gewiſſen 
Beziehung eine Anderung des Vertrages, eine Konzeſſion 
gemacht werden könne. Ich habe nicht recht verſtanden, 
wie ſich das verhält: iſt das ein Fixum, was dort 
beantragt werden kann auf unſeren Wunſch oder auf 
Wunſch des anderen? Wenn Herr Kollege Deiß die 
Liebenswürdigkeit hätte, uns darüber aufzuklären, ſo 
ließen ſich daran vielleicht weitere Schlußfolgerungen 
knüpfen. 

Was die Anregung betrifft, die ſeitens des Herrn 
Kollegen van Aken gegeben iſt bezüglich des Druckes 
des Terminkalenders, 8 iſt das jedenfalls auch ein 
Punkt, an welchem wir noch wenigſtens etwas gewinnen 
können, und ich nehme an, daß das vom Vorſtande 
ins Auge gefaßt werden wird. 


Juſtizrat Dr. Deiß (Leipzig): Die ſoeben an mich 
gerichtete Frage betrifft folgenden Punkt: es iſt im 8 8 
des neuen Vertrages ſtipuliert, daß die Hälfte der 
Nettoeinnahme aus den Privatabonnements dem Ber: 
leger und die andere Hälfte dem Anwaltsverein zu⸗ 
fallen ſoll, und da iſt geſagt: 
Kontrahenten behalten ſich vor, für die Zeit 
vom 1. Januar 1906 an an Stelle der 
Hälfte des Nettoerträgniſſes eine feſte, von 
W. Moeſer Buchhandlung an den Deutſchen 
Anwaltsverein zu zahlende Summe zu ver⸗ 
einbaren. 


Juſtizrat Dr. Vohſen (Colmar i. Elſ.): Dann 
iſt in dieſem Punkte abſolut nichts zu wollen, und ich 
habe nur noch den Wunſch des Herrn Kollegen van Aken 
zu wiederholen, daß im Jahre 1912 die Frage gründlich 
geregelt wird, und daß 1912 der Vertrag mit irgend 
einer Verlagsbuchhandlung nur unter dem Vorbehalt 
geſchloſſen werden ſoll, daß die Anwaltsverſammlung 
dieſem Vorſchlage die ſpätere Genehmigung erteilt. 


(Sehr richtig!) 


Vorſitzender: Ich bemerke, daß Anträge ſchriftlich 
einzureichen ſind und der Unterſtützung bedürfen. 


Juſtizrat Dr. Vohſen (Colmar i. Elſ.): Ich werde 
ihn ſofort einreichen. Die Unterſtützungsfrage wird 
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fih ja wohl dadurch erledigen, daß die Herren nachher 
erklären, ob ſie den Antrag unterſtützen oder nicht. 


Juſtizrat Krauſe (Berlin) — (perſönlich): Ich 
glaube mich nicht zu täuſchen, daß ich das Wort 
„unbeſtimmte Behauptung“ gegenüber Ausführungen 
des Herrn Kollegen van Aken nicht gebraucht habe. 
Seine Behauptung als unbeſtimmte zu kennzeichnen 
würde mir ſchon meine Höflichkeit gegenüber jedem 
Kollegen verboten haben. Was ich geſagt habe, iſt, 
daß das unbeſtimmte Angebot einer Verlagshandlung, 
eine Sache beſſer zu machen, nicht genügen kann, um 
einen ungünſtigen Vertrag bis zum Jahre 1907 laufen 
zu laſſen. 


Vorſitzender: Meine Herren, die Diskuſſion iſt 
eſchloſſen, und wir würden zur Abſtimmung kommen. 
Der Antrag des Herrn Kollegen Vohſen liegt mir 
aber noch nicht vor, und ich erlaube mir deshalb den 
Vorſchlag, die Abſtimmung noch auf einige Minuten 
auszuſetzen. 
(Zuſtimmung.) 


Wir gehen einſtweilen über zum Punkt 4 der 
Tagesordnung: 
Anderung der 88 5, 8, 6 und 9 der Sta⸗ 
tuten des Deutſchen Anwaltvereins. 
Referent iſt Herr Juſtizrat Krauſe (Berlin). 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Meine 
Herren Kollegen! Die Anträge, welche der Vorſtand 
geſtellt hat auf Abänderung der Satzungen, liegen 
Ihnen gedruckt vor. Die frühere Zuſammenſtellung, 
die verſandt worden iſt, iſt nachträglich ergänzt worden; 
Sie haben wohl heute beim Eintritt in den Saal einen 
abgeänderten Antrag, der alles zuſammenfaßt, erhalten. 


(Widerſpruch.) 


— Am Eingange des Saales liegen dieſe Anträge aus; 
ſie ſind auf gelbem Papier gedruckt. 

Die Anträge erſtrecken ſich auf die 88 5, 8, 6 
und 9. ch möchte nun den Herrn Vorſitzenden 
bitten, zu entſcheiden, ob er es für zweckmäßig er⸗ 
achtet, daß über die Anträge einzeln diskutiert wird, 
ſodaß ich alſo nicht Bericht erſtatte über alles zu⸗ 
ſammen, ſondern zunächſt über den erſten der Anträge. 


Vorſitzender: Ich halte es für zweckmäßig, die 
Anträge einzeln zu erörtern. 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Der 
Vorſtand ſchlägt vor, den 8 5 Abſatz 1 dahin zu faſſen: 
Der Anwaltstag findet alle zwei Jahre ſtatt 
(ordentlicher Anwaltstag). Außerordentliche 
Anwaltstage finden auf Beſchluß des Vor⸗ 
ſtandes, ſowie auf ſchriftliches Verlangen des 
ehnten Teils der Mitglieder des Vereins ſtatt. 
Dieſer Antrag iſt dadurch zu motivieren, daß 
bereits die Übung beſteht, wie das ja auch heut von 
Herrn Geheimrat Erythropel hervorgehoben iſt, den 
Anwaltstag alle zwei Jahre einzuberufen. Es dürfte 
ſich empfehlen, daß das geſchäftsordnungsmäßig feſt⸗ 
geſtellt wird. | 
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Dann wird dieſer Antrag auch damit motiviert 
— das hängt ja mit einem ſpäteren Antrage zu⸗ 
ſammen —, daß eine gewiſſe nung zwiſchen An⸗ 
waltstag und Dauer der Amtsführung des Vorſtandes 
hergeſtellt wird. Auch darauf hat Herr Kollege 
Erythropel hingewieſen, daß der Anwaltstag alle 
zwei Jahre zuſammentritt, während der Vorſtand auf 
drei Jahre gewählt wird, alſo, da eine Verkürzung 
nicht in Frage kommt, der Vorſtand ſich ſelbſt ſein 
Amt über die drei Jahre hinaus verlängern muß, 
wozu er ja zur Zeit das Recht hat nach $ 8 der 
San en; aber ein wünſchenswerter Zuſtand ift 
as nicht. 

Ich empfehle Ihnen daher dieſen $ 5 Abſatz 1 
und bemerke, daß dazu bis jetzt Abänderungsanträge 
nicht geſtellt ſind. 


Abſtimmung. Der Antrag des Vorſtandes zu 
§ 5 Abſatz 1 wird ohne Widerſpruch einſtimmig an⸗ 
genommen. 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Weiter 
beantragt der Vorſtand, dem § 5 als zweiten Abſatz 
hinzuzufügen: 

Den Vorſitz auf den 5 führt der 
Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stell⸗ 
vertreter, oder in deren Behinderung ein 
anderes vom Vorſtande zu wählendes Mitglied 
desſelben. Der Anwaltstag kann Stellvertreter 
des Vorſitzenden aus den anweſenden Mit⸗ 
gliedern des Anwaltstages erwählen. 


Meine Herren Kollegen, wenn Sie die bisherigen 
Satzungen anſehen, werden Sie, glaube ich, dieſelbe 
Empfindung haben, die ich habe, daß, trotzdem über 
den Vorſitz in den Satzungen eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung nicht enthalten iſt, es kaum einem Zweifel 
unterliegen kann, vielmehr ſelbſtverſtändlich iſt, daß 
nach dem ganzen Zuſammenhang der Satzungen der 
Vorſitzende des Vorſtandes auch Vorſitzender des An⸗ 
waltstages iſt. 

(Widerſpruch.) 


— Ja, meine Herren, dann irre ich mich eben darin, 
daß Sie alle derſelben Meinung ſind. Ich glaube, 
wenn da ſteht, der Vorſitzende des Vorſtandes hat die 
Beſchlüſſe zu unterſchreiben, ſorgt für ihre Aus⸗ 
führung uſw., daß dann wirklich die Folgerung als 
ſelbſtverſtändlich anzunehmen iſt, daß der Vorſitzende 
des Vorſtandes dann auch dem Anwaltstage präſidiert. 
Die Gepflogenheit iſt eine andere; ſie iſt bisher ſtets 
dahin gegangen, daß an dem Orte, wo die Verſammlung 
tagte, der Anwaltstag ſich ſeine Vorſitzenden ſelbſt 
wählt. Meine Herren, ich verkenne gar nicht, daß 
eine ſolche Tradition ſchon durch ſich und an ſich eine 
Bedeutung hat, und daß man vorſichtig ſein ſoll, einer 
ſolchen Gepflogenheit gegenüber Abänderungsvorſchläge 
u machen; aber ich meine, bei einem organiſierten 
Verein mit einem Vorſtande, mit regelmäßigen Zu⸗ 
ſammenkünften von zwei zu zwei Jahren, dürfte es 
doch dem Anſehen des Vorſtandes entſprechen, daß ſein 
Vorſitzender auch der Vorſitzende des Anwaltstages iſt. 


(Sehr richtig!) 
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Meine Herren, ein Lokalkolorit den einzelnen Anwalts⸗ 
tagen zu geben, iſt durchaus wünſchenswert, ſoweit es 
die Seite der Feſtlichkeit, des Vergnügens anbetrifft. 


(Heiterkeit.) 


Ich bin der Meinung, daß dieſes Lokalkolorit natürlich 
ein anderes ſein Koh in der alten Hanſa⸗ und Ordens⸗ 
ſtadt Danzig, ein anderes im fröhlichen Straßburg 
und wieder ein anderes in der biederen und ehr⸗ 
würdigen Stadt der Niederſachſen, in der wir uns 
befinden. Aber ich meine, der Charakter des Anwalts⸗ 
tages ſelbſt ſoll von lokalen Einflüſſen und von 
lokalen Empfindungen unabhängig ſein, und deshalb 
bin ich der Meinung, daß der ſtändige Vorſitzende des 
Vorſtandes auch der geborene Vorſitzende des Anwalts⸗ 
tages ſein muß. Um auch den lokalen Empfindungen 
ae und die Männer, die man gern aus 
dem Verſammlungsort im Vorſtand haben will, eben⸗ 
falls zu berückſichtigen, deshalb iſt eben in dem An⸗ 
trage auch formuliert, daß der Anwaltstag Stellvertreter 
des Vorſitzenden jeweilig an dem Orte des Zuſammen⸗ 
ſeins erwählen kann. 

Ich bitte Sie deshalb, den Antrag anzunehmen 
und den vom Herrn Kollegen van Aken vorliegenden 
Antrag, von dem ich annehme, daß er Unterſtützung 
finden wird, der Sache nach abzulehnen. 


Vorſitzender: Ich unterbreche die Verhandlungen 
über dieſen Punkt und komme zurück auf den Antrag, 
der vom Herrn Kollegen Dr. Vohſen zu dem vorigen 
Punkte der Tagesordnung geſtellt iſt. Der Antrag 
liegt nunmehr in folgender Faſſung vor: 

Der Anwaltstag wolle beſchließen: 

Der Vertrag mit Moeſer oder einer anderen 
Verlagsfirma iſt im Jahre 1912 nur mit der 
Maßgabe vom Vorſtande abzuſchließen, daß 
die Genehmigung der Hauptverſammlung des 
Anwaltstages ausdrücklich vorbehalten wird. 


Abſtimmung. Der Antrag Vohſen wird an⸗ 
genommen. 


Vorſitzender: Wir fahren nunmehr in der Er⸗ 
ledigung der Statutenanträge fort, und ich eröffne die 
Diskuſſion über den Antrag zu 8 5 Abſatz 2. 


Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Meine 
Herren, der Vorſtand hat Ihnen ausgeführt, daß bis 
jetzt eine Beſtimmung darüber, wie es mit dem Vor— 
ſitz im Anwaltstage gehalten werden ſoll, nicht beſtand. 
Er hat aber weiter ausgeführt, daß es eigentlich Wars 
verſtändlich ſei, daß der a des Vorſtandes 
ugleich der Vorſitzende des Anwaltstages ſein ſoll. 

eine Herren, wenn das ſelbſtverſtändlich wäre, dann 
müßten wir uns wundern, daß man 30 Jahre lang 
von dieſem Selbſtverſtändlichen nichts entdeckt hat; 
denn die ganze Zeit über hat der Anwaltstag ſeinen 
Vorſitzenden N ſelbſt gewählt. 

Meine Herren, Gründe dafür, weshalb von dieſer 
Gepflogenheit Abſtand genommen werden ſoll, ſind 
meines Erachtens in durchſchlagender Weile nicht an- 
gegeben worden. Zunächſt möchte ich darauf hinweiſen, 
daß als Geſichtspunkt, der für die Aufrechterhaltung 
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der übung einer Redezeit von zehn Minuten ſpreche, 
ſeitens des geehrten Herrn Geheimrats Erythropel 
der Umſtand angeführt wurde, daß es eine durch lange 
Zeit geheiligte un ſei. Eine ſolche Übung ſpricht 
doch wohl auch dann mit, wenn es ſich um das 
ſouveräne Recht der Mitglieder der Verſammlung 
gur Wahl ihres Vorſitzenden handelt. Meine Herren, 
ie bisherige Gepflogenheit war ein Ausfluß des 
ſonſt — im Gegenſatz zu dem, was der Herr Vor⸗ 
redner ausgeſprochen hat — auch von andern der⸗ 
artigen Verſammlungen allgemein geübten Rechtes, 
ihren Vorſitzenden ſich ſelbſt zu ſetzen; ich möchte er⸗ 
innern an den Juriſtentag, der uns ja ſo nahe liegt; 
aber dieſelben Verhältniſſe finden auch bei allen 
politiſchen und nichtpolitiſchen Tagungen ſtatt — ich 
will keine Namen nennen, nomina sunt odiosa —, 
aber Sie wiſſen aus der Tagespreſſe, alle die großen 
Generalverſammlungen von Vereinigungen mit be⸗ 
ſtimmten Intereſſen wählen ſich ihren alen en ſelbſt. 
Meine Herren, meines Erachtens wäre es nichts anderes 
als eine durch nichts begründete Verkümmerung der 
Souveränität der Mitglieder, eine eigene capitis 
deminutio, wenn ſie das Recht abtreten wollten, ihren 
Vorſitzenden ſelbſt zu wählen. 

Es haben ſich auch keinerlei Mißſtände heraus⸗ 
geſtellt. Der Herr Vorredner hat ausgeführt, es wäre 
nicht notwendig, daß in der Leitung des Anwaltstages 
ein Lokalkolorit obwalte. Meine Herren, haben denn 
die Vorſitzenden aus den Verſammlungsorten, denen 
zur Ehrung des Feſtortes nach einer ſchönen Übung 
regelmäßig der Vorſitz übertragen worden iſt — und zwar 
bis heute auch ohne jede Beanſtandung — haben denn 
dieſe Herren bis jetzt auf den Anwaltstagen irgend 
ein nicht akzeptables Lokalkolorit in die Führung der 
Geſchäfte hineingebracht? Meine Herren, ich habe das 
bisher nirgends bemerkt, das iſt in der Tat nicht 
hervorgetreten. Auch dieſer Geſichtspunkt ſpricht dafür, 
dieſe ſchöne Übung, daß die Anwaltſchaft des feſt⸗ 
gebenden Ortes die Ehre erhält, auf dem Anwaltstage 
auch den Vorſitzenden zu ſtellen, beibehalten wird. 

Meine Herren, das ſind bis jetzt nur allgemeine 
Erwägungen, bei denen man dieſer und jener Anſicht 
ſein kann. Aber ein materieller Grund ſchließt eine 
Veränderung der bisherigen Übung abſolut aus. Meine 
Herren, auf den Anwaltstagen tritt der Vorſtand des 
Vereins in die Reihe der Mitglieder zurück. Es iſt unter 
Umſtänden notwendig, daß das geſchieht. Es iſt nicht nur 
bei Fragen, die beſonders auftauchen, notwendig, ſondern 
es iſt auch ſtatutariſch deshalb notwendig, weil der 
Vorſtand ja dem Anwaltstage Rechnung zu legen und 
Decharge zu bekommen hat. Meine Herren, ich halte 
es für durchaus nicht angemeſſen, nicht angebracht, daß 
der Vorſtand, vertreten durch ſeinen Vorſt enden, die⸗ 
jenigen Debatten leitet, welche die Entlaſtung des 
Vorſtandes zum Gegenſtande haben. Ich glaube nicht, 
daß Sie irgendwo ein Analogon nach dieſer Richtung 
finden. Ich halte es daher für ausgeſchloſſen, dieſe 
Beſtimmung, die nicht notwendig, nicht nützlich, nicht 
herkömmlich iſt, in die Satzungen aufzunehmen, und 
bitte, ſie abzulehnen. 

Ich habe zur Feſtlegung des Rechtes des Anwalts⸗ 
tages, das heute beſtritten worden iſt, und zwar erſt⸗ 
mals beſtritten worden iſt, Ihnen vorgeſchlagen: 


34. Jahrgang. 


an Stelle der vom Vorſtande beantragten 
Anderung folgenden Abſatz einzufügen: 
Der Anwaltstag wählt ſeinen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter. 


Ich habe dann weiter, um eine Anomalie zu be⸗ 
ſeitigen, Ihnen vorgeſchlagen: 

im bisherigen Abſatz 3 die Worte „des Vor⸗ 
ſtandes“ zu ſtreichen. 

Meine Herren, das iſt in der Tat eine Stelle, 
aus der möglicherweiſe das abzuleiten wäre, daß eigent⸗ 
lich der Vorſitzende des Vorſtandes auch der Vorſitzende 
des Anwaltstages ſei. Der Vorſitzende des Anwalts- 
tages hat auch ſelbſtverſtändlich die Beſchlüſſe des 
Anwaltstages zu unterzeichnen. 


— Die Diskuſſion wird geſchloſſen. — 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Ich 
möchte in meinen Schlußausführungen nur drei kurze 
Punkte berühren. Die Parallele, die Herr Kollege 
van Aken gezogen hat mit dem Juriſtentage, paßt 
abſolut nicht. Grade da iſt es ſehr wohl angebracht, 
die Übung, wie wir fie gehabt haben, einzuführen; 
denn der Juriſtentag iſt ein durch die gleichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beſtrebungen zuſammengeführter Verein, 
nicht durch die Berufstätigkeit, ſondern durch die 

leichen Zwecke und Ziele, die uns dazu gebracht 
haben, einen feſt organiſierten Verein zu ſchließen. 
Ich möchte wirklich ein Beiſpiel mir erbitten, 
wo in einem ſolchen feſt geſchloſſenen Verein dem Vor⸗ 
ſitzenden des Vorſtandes, den doch die Verſammlung 
wählt, dem ſie Vertrauen ſchenkt, mag ſie auch in 
einzelnen Teilen anderer Meinung ſein, nicht auch die 
Ehre zuerkannt wird, auf den 1 Verſamm⸗ 
lungen den Vorſitz zu führen. Die Verletzung der 
Souveränität der Mitglieder kann doch nur in Frage 
kommen, wenn der Anwaltstag heut nicht gefragt würde, 
nicht zu Worte käme. Wenn heut der Anwaltstag ſagt: 
wir wünſchen, daß der Vorſitzende verbleibt, dann 
hat er einen Punkt in die Satzungen hineingenommen 
womit er ſagt: da wollen wir nicht jedesmal für ſich 
entſcheiden, federn entſcheiden ein für allemal. 

Und endlich der Punkt der Rechnungslegung; über 
den glaube ich hinweggehen zu dürfen. arum der 
Vorſitzende des Vorſtandes, der ſelbſt mit der Rechnungs⸗ 
legung ſo gut wie nichts zu tun hat, nicht die Ver⸗ 
handlungen leiten ſoll, wenn über die Rechnungslegung 
geſprochen wird, das kann ich wirklich nicht einſehen. 
Meine Herren, ich glaube, es gibt nicht einen unter 
uns, der ſich dadurch behindert fühlt, am Vorſtand 
Kritik zu üben. Meine Herren, auch das iſt nicht über⸗ 
zeugend. Ich bitte Sie, dem Antrag des Vorſtandes 
zuzuſtimmen. 


Abſtimmung. Punkt 1 des Antrags van Aken 
wird mit 87 gegen 128 Stimmen abgelehnt und in 
Konſequenz dieſes Beſchluſſes der Antrag des Vor⸗ 
ſtandes für angenommen erklärt. 


Vorſitzender: Der Antrag 2 des Kollegen 
van Aken, der im bisherigen Abſatz 3 die Worte „des 
Vorſtandes“ ſtreichen will, iſt meiner Meinung nach 
begründet. Wenn es bloß heißt „von dem Vor⸗ 
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ſitzenden“, ſo kann auch der Stellvertreter des Vor⸗ 
ſitzenden darunter verſtanden ſein, der nicht der Vor⸗ 
ſitzende des Anwaltvereins iſt. Ich halte das alſo 
für eine redaktionell richtige Anderung und möchte an⸗ 
heimgeben, dieſen Antrag zu genehmigen. 


Abſtimmung. Punkt 2 des Antrags van Aken 
wird ohne Widerſpruch für genehmigt erklärt. 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Zu 
8 8 ſchlägt der Vorſtand vor: 

Der Vorſtand wird von dem ordentlichen 
Anwaltstage, unbeſchadet der Beſtimmung im 
§ 6 Ziffer 5, gewählt. 

Die Wahl gilt bis zum drittfolgenden 
ordentlichen Anwaltstage. Jedoch ſcheidet an 
jedem folgenden ordentlichen Anwaltstage der 
dritte Teil der Mitglieder aus, und zwar nach 
der Dauer ihrer Geſchäftszeit, bei gleicher 
Dauer nach dem Los. 

Bei der Ergänzung nach § 6 Ziffer 5 gilt 
die Wahl des zugewählten Mitgliedes für die 
noch übrige Geſchäftszeit des Ausgeſchiedenen. 

Der Vorſtand hat ſeinen Sitz am Sitze 
des Vereins. 

Die Abänderung gegen den bisherigen § 8 geht 
dahin, daß der Vorſtand nicht mehr auf drei 1 
ewählt wird, ſondern daß ſeine Wahl ſich nach den 
Perioden der Anwaltstage richtet. Es wird hier vor⸗ 
geſchlagen, daß die Wahl bis zum drittfolgenden An⸗ 
waltstage gilt, alſo für ſechs Jahre, mit der Maßgabe, 
daß alle zwei Jahre ein Drittel erneuert wird. Die 
Herren haben dann alle zwei Jahre die Kontrolle 
wenigſtens über ein Drittel des Vorſtandes. Alſo 
Sie werden in der Lage ſein, im Jahre 1907, 1909 
und 1911 den jetzigen ganzen Vorſtand zu eliminieren 
und dadurch die Bahn für einen neuen, ſehr vorteil⸗ 
haften Verlagsvertrag 


(Heiterkeit) 
zu gewinnen. Ich empfehle Ihnen alſo dieſen Antrag. 


Rechtsanwalt Dr. Scherer (Leipzig): Ich möchte 
den Herren zur Erwägung geben, ob ſich nicht die 
Annahme einer Beſtimmung empfiehlt, wie ſie in 
anderen Vereinen beſteht, daß die ausſcheidenden Mit⸗ 
lieder für die nächſte Periode nicht wieder wählbar 
bad Ein ſolcher Modus bewirkt, daß neues Blut in 
en Vorſtand eingeführt wird. 


Vorſitzender: Wenn ein Antrag geſtellt werden 
ſoll, ſo muß es ſchriftlich geſchehen. 


Rechtsanwalt van Aken (Karlsruhe): Ich habe 
zu dieſem Paragraphen einen Antrag geſtellt, der 
Ihnen vervielfältigt vorliegt. Nach dem Reſultat der 
vorigen Abſtimmung wäre es indeſſen zwecklos, noch 
über dieſen Antrag abſtimmen zu laſſen; ich ziehe ihn 
deshalb zurück. 


Abſtimmung. Der Antrag des Vorſtandes zu 
§ 8 wird angenommen. 


74 
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Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Meine 
Herren Kollegen! Der 8 6 in der bisherigen Faſſung 
enthält eine Unklarheit; wir ſind im Vorſtande wieder⸗ 
holt ſchon verſchiedener Meinung über die Bedeutung 
geweſen. Es heißt dort in Nr. 2: 

Der Vorſtand beſtimmt Zeit und Ort der ab⸗ 
uhaltenden Anwaltstage, trifft die für die⸗ 
felben nötigen Vorbereitungen und erläßt die 
Einladungen durch öffentliches Ausſchreiben in 
dem Vereinsorgan, der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift, und dem Reichsanzeiger unter Bekannt⸗ 
gabe der von ihm vorläufig feſtgeſtellten Tages⸗ 
ordnung. 
Der Gegenſatz hierzu würde ſein, daß die endgültige 
Tagesordnung vom Anwaltstage ſelbſt feſtgeſtellt 
wird. Man kann aber nicht über etwas beſchließen, 
was nicht vorliegt; wenn der Anwaltstag ſeine Tages⸗ 
ordnung ſelbſt beſchließen wollte, ſo würde das den 
eſetzlichen Beſtimmungen widerſprechen, weil die vor⸗ 
115 Ankündigung fehlte, und es wäre auch ein 
Unrecht gegen die Mitglieder, die nicht erſchienen ſind, 
die vielleicht erſchienen wären, wenn ſie die Tages⸗ 
ordnung ſo gekannt hätten, wie der Anwaltstag ſie 
endgültig feſtſetzt. Dieſer Gegenſatz kann alſo nicht 
gemeint ſein. Was bleibt alſo als Gegenſatz der 
„vorläufig“ feſtgeſtellten Tagesordnung der Nr. 2? 
Bis jetzt iſt angenommen worden, an ſich habe der 
Vorſtand darüber zu entſcheiden, was auf die Tages⸗ 
ordnung kommt. Es iſt aber von anderen Kollegen 
auch mit Recht hervorgehoben worden, daß der Vorſtand 
unter Umſtänden verpflichtet ſein müſſe, einen Punkt 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Bis jetzt ſind alle 
Anträge, die an ihn gekommen ſind, als Anregungen 
betrachtet worden, die er nach ſeinem pflichtmäßigen 
Ermeſſen beurteilt hat; es dürfte aber im Intereſſe 
des ganzen Anwaltstages und aller Kollegen ſein, 
unter gewiſſen Bedingungen ein Anrecht zu geben, 
einen Gegenſtand auf die Tagesordnung zu ſetzen. — 
In dieſer Beziehung bewegte ſich 4100 ein Antrag, 
der von Kollegen in Berlin geſtellt worden iſt und 
der ja noch weiter vertreten werden wird. — Der 
Vorſtand ſchlägt Ihnen folgende Faſſung vor: 
in 8 6 Ziffer 2 das Wort „vorläufig“ zu 
ſtreichen und hinter „Tagesordnung“ folgenden 
Satz hinzufügen: 
Anträge der Mitglieder ſind auf die 
Tagesordnung zu ſetzen, wenn ſie von dem 
zwanzigſten Teil der Mitglieder ſchriftlich 
gelte werden, und wenn der Antrag dem 
orſtande mindeſtens drei Monate vor 
Zuſammentritt des Anwaltstages 
gegangen iſt. 

In ſeiner Struktur ſchließt ſich der Antrag an an 
den 8 5, der einmal ſagt: auf ſchriftliches Verlangen 
des zehnten Teils der Mitglieder iſt ein Anwaltstag 
einzuberufen — ich ſubintelligiere dabei: auf Antrag 
des zehnten Teils der Mitglieder iſt ein Anwaltstag 
mit der von dieſen Mitgliedern beantragten 
Tagesordnung einzuberufen —, und der Antrag 
ſchließt ſich ferner an an den § 9, wo geſagt worden 
iſt — die einzige Beſtimmung, die ausdrücklich den 
Mitgliedern ein Recht gibt —: 


zu⸗ 
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Abänderungen dieſer Satzungen auch in betreff 
des Zweckes des Vereins können vom Anwalts⸗ 
tage durch einfache Stimmenmehrheit beſchloſſen 
werden, jedoch nur auf ſchriftlichen Antrag, 
der vier Wochen vor dem Zuſammentritt des 
Anwaltstages dem Vorſtande zu überreichen iſt. 

Eine Friſt von drei Monaten dürfte doch zu 
wählen ſein, da oft größere Vorbereitungen zu treffen, 
Berichterſtatter uſw. zu beſchaffen ſind. 

Die Frage nun, wie viel Mitglieder es beantragen 
müſſen, iſt naturgemäß mehr oder weniger eine Zahlen⸗ 
frage. Der Vorſtand legt auf die Beſtimmung „der 
zwanzigſte Teil“ kein Gewicht; aber wir möchten 
meinen, daß, wenn der zehnte Teil überhaupt die 
Berufung des Anwaltstages beantragen kann, dann 
für dieſen Punkt eine 5 Zahl genommen werden 
muß, und es iſt daher der zwanzigſte Teil vorgeſchlagen; 
das wäre nach dem heutigen Stande der Mitglieder⸗ 
zahl etwa eine Ziffer von 255. Noch mehr herunter⸗ 
zugehen, wenigſtens erheblich weiter herunterzugehen, 

laubt der Vorſtand widerraten zu ſollen. Der Vor⸗ 
ſtand iſt ſelbſtverſtändlich der Meinung, daß alle 
deutſchen Anwälte ohne Ausnahme verſtändig ſind 


(Heiterkeit); 


allein es kann doch eine kleine Anzahl von Eigen⸗ 
brödlern, 30 uſw., ſich zuſammenfinden, die wirklich 
Anträge ſtellt, die der Anwaltstag ſelbſt kaum in Er⸗ 
wägung nehmen würde. Nehmen Sie an, daß 10 oder 
12 oder 30 ſolcher Anträge kämen, 1 belaſten wir 
unſere Tagesordnung in einer Weiſe, daß eine ordentliche 
Geſchäftsführung damit nicht vereinbar iſt. Man wird 
alſo immerhin einen größeren Teil der Mitglieder zur 
Bedingung ſtellen müſſen dafür, daß der Vorſtand 
einen fachen Antrag auf die Tagesordnung ſetzen muß. 


Juſtizrat Dr. Max Jacobſohn (Berlin): Meine 
Herren, den jetzt zur Debatte ſtehenden Antrag, mo 
nach der Vorſtand verpflichtet ſein ſoll, einen Gegen⸗ 
0 auf die Tagesordnung zu ſetzen, habe ich aus 

nlaß einer anderen Sache“ die heute nicht weiter 
intereſſiert, angeregt. Ich habe bei dem Vorſtand 
des Deutſchen Anwaltvereins im Mai dieſes Jahres 
einen Antrag geſtellt. § 9 unſerer jetzt beſtehenden 
Satzungen ſagt: 
| Abänderungen dieſer Satzungen, auch in 
betreff des Zweckes des Vereins, können vom 
Anwaltstage durch einfache Stimmenmehrheit 
beſchloſſen werden, jedoch nur auf ſchriftlichen 
Antrag, der vier Wochen vorher dem Vor⸗ 
ſtande zu überreichen iſt. 


Einen ſolchen ſchriftlichen Antrag habe ich über⸗ 
reicht; ich will ihn wörtlich vorleſen, weil er ſich gegen 
mein Erwarten auf der Tagesordnung nicht findet. 

habe am 26. Mai an den Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins geſchrieben: 

Gemäß 8 9 der Satzungen des Deutſchen 
Anwaltvereins er ich den Antrag 
auf Abänderung dieſer Satzungen durch 
Aufnahme folgender Beſtimmung: 
Der Vorſtand iſt verpflichtet, auf 
Antrag von mindeſtens 30 Mitgliedern 
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den von dieſen benannten Gegenſtand 
auf die Tagesordnung des nächſten 
Deutſchen Anwaltstages zu ſetzen, 
falls der Antrag dem Vorſtande 
mindeſtens 3 Monate vor Zuſammen⸗ 
tritt des Anwaltstages zugeht. 

Ich nehme nach den Satzungen an, daß 
dieſer mein Antrag auch von einem einzelnen 
Mitgliede geſtellt werden kann. Sollte ich 
mich darin irren und die Unterſchrift mehrerer 
Mitglieder erforderlich ſein, was ich aus den 
gedruckten Satzungen nicht entnehmen kann, 
ſo bitte ich um Nachricht; ich werde dann die 
Mitunterſchriften beſorgen. 

Darauf habe ich von dem Herrn Vorſitzenden des 
Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins — auf meine 
Erinnerung vom 3. Juli — folgenden Brief vom 
4. Juli bekommen: 

Leipzig, den 4. Juli 1905. 


Herrn Juſtizrat Max Jacobſohn, 
Berlin. 


Sehr geehrter Herr Kollege! 

Infolge des Antrages in Ihrem Briefe 
vom 26. Mai 1905 hat der Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins beſchloſſen, auf die 
Tagesordnung des XVII. Anwaltstages die 
Frage zu ſetzen: 

Ergänzung der Satzungen durch Auf⸗ 
nahme einer Beſtimmung über die end⸗ 
gültige Feſtſetzung der Tagesordnung 
des Anwaltstages. Anderung der Vor⸗ 
ausſetzungen einer Abänderung der 
Statuten. Abänderung der 88 6 und 9 
der Satzungen. 

Es wird Ihnen dadurch Gelegenheit ge⸗ 
geben, Ihren Antrag in der Mitglieder⸗ 
verſammlung des Anwaltvereins zu ſtellen 
und zu begründen. 

Mit kollegialer Hochachtung 


Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, 
Vorſitzender. 


Ich will mit dem Vorſtande darüber nicht rechten, 
daß er mir etwas gewährt, was ich von ihm gar 
nicht begehrt habe. Ich habe nicht Gelegenheit geſucht, 
meinen Antrag zu begründen, ſondern ich habe auf 
Grund der Satzungen einen Antrag geſtellt; dieſer 
Antrag mußte natürlich auf die Tagesordnung kommen. 
Nun hat der Vorſtand auf die Tagesordnung geſetzt: 
„Anderung der 88 5, 8, 6 und 9 der Satzungen“. 
Darunter kann ja auch mein Antrag liegen; aber man 
muß doch ſchon ein ziemlich guter Prophet ſein, wenn 
man das herauslieſt, es habe ein Kollege einen Antrag 
geſtellt, nach welchem 30 Mitglieder einen Gegenſtand 
auf die Tagesordnung bringen können. Ich kann mich 
ja darin irren, es mögen ja alle anderen Herren 
Kollegen einen ſolchen Scharfſinn haben, — ich habe 
es nicht darunter gefunden. 


| (Heiterkeit.) 
Aber ich will auch darüber nicht rechten. 
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Nun hat der Vorſtand auf Grund dieſer An⸗ 
regung einen Antrag auch ſeinerſeits geſtellt: es ſoll 
der zwanzigſte Teil der Mitglieder dazu nötig ſein. 
Meine Herren, ſo etwas zu beſtimmen iſt ganz über⸗ 
flüſſig. Wo können denn die Kollegen, wenn ſie irgend 
einen Gegenſtand auf die Tagesordnung haben wollen, 
herumlaufen und 255 Unterſchriften ſammeln? Das 
würde allenfalls bei uns in Berlin gehen, wir brauchen 
uns davor nicht zu fürchten; aber das iſt ja doch für 
das übrige Deutſchland ganz ausgeſchloſſen; wie ſoll 
denn das gemacht werden? 

Nun ſagt Herr Kollege Krauſe: ja, es können 
ja ſo viel Querköpfe ſein, wir könnten ja dann von 
10 mal 30 Querköpfen Anträge bekommen. Das iſt 
ja eine ſehr liebenswürdige Meinung von der deutſchen 


Anwaltſchaft, 
(Heiterkeit) 


aber ſie iſt falſch. Solche Angſt brauchen wir davor 
nicht zu haben. Wie ſoll ein Querkopf einen ſolchen 
Antrag ſtellen? Er kriegt ja nicht mal 15 Unter⸗ 
ſchriften. Von den Herren, die als Eigenbrödler 
gelten, von denen Herr Kollege Krauſe ſpricht, 
kriegen Sie keinerlei Unterſchriften, da bekommen ſie 
überhaupt keinen Antrag zuſtande; die reden mal hin 
und wieder für ſich ſelber, aber die haben keinen Ge⸗ 
meinſinn. Eigenbrödelei iſt ja der Gegenſatz zum 
Gemeinſinn. Dreißig Eigenbrödler ſtellen dreißig 
Anträge, aber nicht einen Antrag; ſonſt würden ſie 
ja biete Charakteriſierung nicht verdienen. 

Wir brauchen uns aber auch davor nicht ſo ſehr 
zu fürchten, einmal einen Antrag zu bekommen, den 
wir — ich möchte ſagen — für töricht halten. Meine 
Herren, warum ſollen wir uns denn beſſer ſtellen, 
als wir ſind? Wenn ſich dreißig Kollegen zuſammen⸗ 
finden, die einen törichten Antrag ftellen, dann werden 
wir den Antrag auslachen und ablehnen, und dann 
wird die Welt auch ſehen, daß die deutſche Anwaltſchaft 
auf ſo etwas nicht eingeht. Alſo ſolche Furcht iſt ganz 
unbegründet. | 

m unbegründetſten aber ift der „zwanzigſte Teil“; 
das fieht jo aus, als wenn damit ein Recht gewährt 
würde, und das iſt kein Recht — das wäre vielleicht 
ein Spezialrecht für Berlin, das könnte mir als 
Berliner ſchon recht fein; aber ich will für die All⸗ 
gemeinheit den Antrag ſtellen und nicht für Berlin. 

Meine Herren, ich halte unſer Statut überhaupt 
nicht für ein Meiſterwerk; aber daran hat nicht der 
Vorſtand ſchuld, ſondern wir alle. Wer hat ſich denn 
auf den Anwaltstagen bis jetzt um Statuten und 
Vorſtandsſachen gekümmert? Als in Danzig das 
Statut verleſen wurde, liefen alle hinaus — ich bin 
vielleicht auch mit hinausgelaufen. 


(Heiterkeit.) 


Sollte ich aber drin geblieben ſein, ſo habe ich nicht 
zugehört, und darum haben wir alle ſchuld, wie wir 
hier ſitzen, daß das Statut in dieſer Weiſe zuſtande 
gekommen iſt. In allen Statuten und in allen 
Satzungen ſteht ein Paragraph von den Rechten der 
Mitglieder, — nach unſerm Statut ſtellt der Vorſtand 
die Tagesordnung feſt; es kommen Mitglieder, die 
einen Antrag ſtellen, — der Vorſtand ſagt, es paßt 
74 * 
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mir nicht; es ift keine Möglichkeit, gegen den Willen 
des Vorſtandes einen Gegenſtand auf die Tages⸗ 
ordnung zu bringen. Da meine ich, das iſt doch eines 
Vereins nicht würdig, und darum meine ich, wir müſſen 
die Rechte der Mitglieder ſo weit ſtärken, daß dreißig 
Mitglieder einen Antrag auf die Tagesordnung bringen 
können. Die Zahl iſt mir nicht gerade heilig; ich bin 
auf die Zahl gekommen, weil ich mir geſagt habe, der 
Vorſtand hat zwölf Mitglieder, ich will jedem Vorſtands⸗ 
mitgliede das doppelte Maß von Einſicht geben und 
noch ein halbes dazu, wie den anderen Mitgliedern 


(Heiterkeit) 


— ſo bin ich auf die Zahl 30 gekommen. Aber man 
kann ebenſo gut 40 oder 50 ſagen. 

Die drei Monate ſind ja akzeptiert. Ich bitte 
alſo, den „zwanzigſten Teil“ des Vorſtandes abzulehnen 
und meine Zahl 30 — oder 40 oder 50 — an⸗ 
zunehmen. 


Rechtsanwalt Dr. Scherer (Leipzig): Meine 
Herren, ich bin ebenfalls der Anſicht, daß der „zwanzigſte 
Teil“ zu verwerfen ſein dürfte, es muß eine beſtimmte 
Debt angenommen werden. Die pſeudo⸗iſidoriſchen 

ekretalien verlangten zur Verurteilung eines Biſchofs 
70 Zeugen. So viel konnten in der Regel nicht zu⸗ 
ſammengebracht werden, folglich wird der Biſchof ſtets 
freigeſprochen. Ahnlich verhält es ſich hier. 
( Heiterkeit.) 


Ich halte aber 30 für vollſtändig genügend und be⸗ 
antrage, an Stelle des 1 Teils“ zu ſagen 
„30 Mitglieder“. Ä 


— Die Diskuſſion wird geſchloſſen. — 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Ich 
bin der Anſicht, daß das Verfahren des Vorſtandes in 
dieſem vom Herrn . Jacobſohn angeregten 
Punkte dem beſtehenden Recht entſpricht. Es iſt nach 
meiner Kenntnis der Verhältniſſe daß niemals ein Recht 
des einzelnen anerkannt worden, daß ein einzelner oder 
eine Seimmte Anzahl von Mitgliedern das Recht hat, 
einen Gegenſtand auf die Tagesordnung zu ſetzen. Nun 
kommt der Vorſtand ſeinerſeits und ſagt: dieſe Macht⸗ 
vollkommenheit möchten wir nicht, wir wollen da andere 
Vorſchläge machen. Trotzdem wird er vom Herrn 
Kollegen Jacobſohn bekämpft. Ich hoffe aber, wir 
kommen in der Sache zuſammen; denn ich habe gerade 
erklärt, der zwanzigſte Teil iſt etwas, was ganz dis⸗ 
kutabel iſt fuͤr den Vorſtand. Setzen Sie, was Sie 
wollen; ein Recht ſoll gegeben werden. Allerdings bitte 
ich Sie, nicht eine zu kleine Dab zu ſetzen; denn die 
Gefahr iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß zu viel 
Sachen auf die Tagesordnung kommen, die den An⸗ 
waltstag gar nicht intereſſieren. Alſo vielleicht einigen 
wir uns auf 100 oder 150. 


(Pauſe. Unterhaltung.) 
Meine Herren, ich halte mich ermächtigt, Ihnen 


namens des Vorſtandes vorzuſchagen, ſtatt des 
„zwanzigften Teiles“ zu jagen „50 Mitglieder“. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


18. 1905. 


Juſtizrat Max Jacobſohn (Berlin): Der Vor⸗ 
ſtand will alſo jetzt auf 50 Mitglieder eingehen. Gut, 
meine Herren, mir gilt die Zahl gleich; alſo wenn die 
Verſammlung mit 50 einverſtanden iſt, dann ziehe ich 
meinen Antrag auf 30 hiermit zurück. 


Abſtimmung. Der Antrag des Vorſtandes wird 
in folgender Faſſung angenommen: 
in 8 6 Ziffer 2 das Wort „vorläufig“ zu 
ſtreichen und hinter „Tagesordnung“ folgenden 
Satz hinzuzufügen: 
Anträge der Mitglieder ſind auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen, wenn ſie von 50 Mit⸗ 
. ſchriftlich 5 werden, und wenn 
er Antrag dem Vorſtande mindeſtens drei 
Monate vor Zuſammentritt des Anwalts⸗ 
tages zugegangen iſt. 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Schließ⸗ 
lich liegt noch zu 8 9 ein Antrag des Vorſtandes vor. 
Der Vorſtand iſt der Meinung, daß, da die Satzungen 
doch nun einmal die Grundlage des Vereins ſind, im 
Anſchluß an andere Beſtimmungen nicht die einfache 
Mehrheit, ſondern Dreiviertelmehrheit für Statuten⸗ 
änderungen vorzuſchreiben ſei. Es iſt dies keine wichtige 
Frage; aber der Geſichtspunkt, von dem der Vorſtand 
geleitet wird, ſteht doch in Übereinſtimmung mit all⸗ 
gemein gültigen Geſichtspunkten. 


. Dr. Stranz (Berlin): Ich muß auf ein 
ormelles Bedenken aufmerkſam machen, da es ſich um 

bänderungen des Statuts handelt; wir müſſen da 
vorſichtig ſein. Auf der Tagesordnung, die mir vor⸗ 
liegt, ſteht: „Anderung der $$ 5 und 8 der Statuten“. 
Da iſt von 8 9 nicht die Rede. 


Berichterſtatter Juſtizrat Krauſe (Berlin): Das 
iſt bereits ergänzt. Es 0 durch ſpezielle Publikation 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift mitgeteilt worden, daß 
es ſich auch um die 88 6 und 9 handelt. 


Juſtizrat Dr. Stranz (Berlin): Dann kann ich 
nur für die Zukunft den Wunſch ausſprechen, daß der⸗ 
artige Ergänzungen uns hier auf dem Anwaltstage 
auch mitgeteilt werden. 


Rechtsanwalt Dr. Scherer (Leipzig): Meine 
Herren, es iſt vorgeſchlagen Dreiviertelmehrheit ſtatt 
der einfachen Mehrheit. Das iſt wieder ganz dasſelbe 
Syſtem, wie mit den Iſidoriſchen Dekretalen 


(ſtürmiſche Heiterkeit); 


es müßte doch wenigſtens eine Beſtimmung ſein, die 
auch gehandhabt werden kann. enn wir hier von 
Dreiviertelmehrheit ſprechen, ſo heißt das mit anderen 
Worten: jede Statutenänderung ad calendas graecas 
zu verſchieben. ne we 

Rechtsanwalt Meyer (Tilſit): Meine Herren, 
ich habe nur wenige Worte zu ſagen. Ich bitte, den 
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Vorſchlag des Vorſtandes anzunehmen. Ich möchte nur 
die Gelegenheit „ um eine Bitte auszuſprechen, 
— ich habe davon Abſtand genommen, einen Antrag 
u ſtellen. Ich bitte den Vorſtand, bei Mitteilung der 

agesordnung, da wir jetzt auf jedem Anwaltstag 
einen Teil der Vorſtandsmitglieder zu wählen haben, 
uns die Namen der jeweilig vorhandenen und aus⸗ 
„ Mitglieder ſchon bei der Einladung mit⸗ 
zuteilen. 


Juſtizrat Dr. ee (Berlin): Meine 
Herren, ich bitte, die Dreiviertelmehrheit abzulehnen. 
An ſich hat ja Herr Kollege Krauſe und der Vorſtand 
— recht, daß es üblich iſt, Satzungsänderungen mit 

reiviertelmehrheit zu beſchließen; aber unſere Anwalts⸗ 
tage ſind ja keine gewöhnliche Mitgliederverſammlung, 
ſondern ſie ſind eine feſtliche Veranſtaltung der deutſchen 
Anwaltſchaft. Wir kommen nicht in der Art zuſammen, 
daß man die einzelnen geſchäftlichen Dinge beraten 
will — wir haben andere Dinge im Kopfe. 


(Heiterkeit.) 


Darum wollen wir aber auch uns nicht grade die 
Sache unnötig erſchweren. Ich habe ja ſchon vorhin 
eſagt: zu Debatten über die Satzungen liegt über⸗ 
Haupt keine große Neigung vor; wenn wir da die 
Anderung auf Dreiviertelmehrheit ſtellen, dann hat der 


Kollege Scherer ganz recht, dann erſchweren wir jede 
Anderung. Und meiſterhaft ſind unſere Statuten 
nicht, daß man nicht manchmal eine Anderung mit 


einfacher Mehrheit beſchließen könnte, ohne Schaden 
zu ſtiften. 


Sufkigrat Graſs (Allenftein): Ich möchte bei 
dieſer Gelegenheit nur der Bitte Ausdruck geben, daß 
der Anwaltstag nicht grade wieder auf den 13., 14. 
und 15. September berufen wird; denn es iſt nicht 
möglich, am 15. September nach Hildesheim hinaus⸗ 
zufahren und am 16. Ei Haufe in Oſtpreußen zu 
plädieren. Ich möchte bitten, den Anwaltstag etwa 
3 Tage früher anzuſetzen; dann kann jeder nachher in 
Ruhe nach Hauſe fahren. 


— Die Diskuſſion wird geſchloſſen. — 


Abſtimmung. Der Antrag des Vorſtandes zu 
8 9 wird mit 76 gegen 145 Stimmen abgelehnt. 


Berichterſtatter Juſtizrat Kranſe (Berlin): Meine 
Herren, ich bitte nur noch eine Minute um onen 
Um fpäteren Mißdeutungen und Mißverftändnijjen 
vorzubeugen, möchte ich den Herrn Vorſitzenden bitten, 
die Meinung der Verſammlung über einen Punkt 
noch einzuholen. Ich bin bei meinen Ausführungen 
davon ausgegangen, daß der heute gewählte Vorſtand 
nunmehr Mon. auf Grund der Nee veränderten 
Satzungen bezüglich ſeiner Amtsdauer amtiert. Ich 
bin mir bewußt, daß das juriſtiſch nicht haltbar iſt; 
ich bin aber der Anſicht, daß die Verſammlung gemeint 
iſt, die neuen N gungen ſchon für den neuen Vorſtand 

elten zu laſſen. ollte die Verſammlung dieſer 
teinung fein, fo würde der Vorſtand auf Grund der 
neuen Satzungen amtieren. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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er: Iſt die Mehrheit der Verſammlung 
uslegung einverſtanden d 
(Jawohl!) 
Dann gilt ſie als genehmigt. 
Es fragt fich nun, meine Herren, ob die Ver⸗ 
ſammlung jetzt eine kurze Pauſe wünſcht. 


Vo 
mit dieſer 


Juſtizrat Elze (Halle): Meine geehrten Herren 
Kollegen, ich muß Sie dringend bitten, keine Pauſe 
zu machen. Es iſt eine Erfahrungsſache, daß nach ſo 
einer Pauſe eine gewiſſe Unruhe in die Verſammlung 
kommt, zumal, meine Herren Kollegen, die ganze Ver⸗ 
ſammlung gar nicht Mr lange ftattfinden kann. Mir 
iſt von unſerm Herrn Vorſitzenden geſagt worden, um 
1, ſpäteſtens ½ 2 müſſen wir hier ſchließen, um um 
3 Uhr zu unſerm Eſſen zu ſein. Alſo, meine Herren, 
was hat das für einen Zweck — jetzt iſt es ½ 12 —, 
jetzt eine halbe Stunde Pauſe zu machen und dann 
eine Stunde weiter zu verhandeln? Bitte, meine 

erren, im Intereſſe der Sache, knöpfen Sie ſich mal 
hren Magen zu, machen Sie einen Knoten, es wird 
ſchon gehen! Wir haben ja geſtern ſo viel gegeſſen, 
daß wir heute auch mal eine halbe Stunde 1 


können. 
(Heiterkeit.) 


Vorſitzender: Wir gehen alſo über zum Punkt 5 
der Tagesordnung: 


Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. 


Berichterſtatter ſind die Herren Juſtizrat Elze 
(Halle a. S.) und Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Roſen⸗ 
thal (München). 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr Elze (Halle a. S.): 
Meine Damen und Herren! Es iſt zum dritten Male, 
daß wir auf einem Anwaltstage diefes Thema zu be⸗ 
ſprechen haben, und wenn das Sprichwort richtig iſt: 
aller guten Dinge ſind drei, — dann iſt der Penſtons⸗ 
kaſſe heute ein günſtiges Prognoſtikum geſtellt. Möge 
das, was die Fluten der Oſtſee in Danzig aufgerührt, 
die Wäſſer des Vater Rheins in Straßburg ſchon etwas 
geglättet, hier in Hannover an der Leine ſo feſtgenagelt 
werden, daß es nun endlich zu Ende komme! 

Nach allem, was Sie heute gehört, meine Herren 
und Damen, verſpreche ich Ihnen ſo kurz wie möglich 
u ſein, zumal da ja eigentlich alles, was ich Ihnen 
112 kann, gedruckt ſchon in Ihren Händen ſich be⸗ 

ndet. 

Der engere Arbeitsausſchuß war in Straßburg 
gewählt mit dem Auftrage, unter Berückſichtigung der 
nach Veröffentlichung des Entwurfs beantragten Ab⸗ 
änderungen ſeine Arbeit fortzuſetzen und dem nächſten 
Anwaltstag Bericht zu erſtatten. Meine Herren, der 
Halleſche Entwurf wurde deshalb ſo angegriffen, weil 
unſer techniſcher Sachverſtändiger Herr Profeſſor Wolff 
eine Statiſtik der Eiſenbahnbeamten zugrunde gelegt 
hatte. Sie alle wiſſen, wir haben eine neue Statiſtik 
der Anwälte aufnehmen laſſen; es ſind die Frage⸗ 
mappen herumgegangen, und es ſind ja von den 
7 700 Anwälten 6000 Antworten eingekommen. Ich 
danke hier namens des Ausſchuſſes ſowohl den Vor⸗ 
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Ständen der Anwaltskammern als allen Herren Kollegen, 
die ſich der Mühe der Ausfüllung und Einſammlung 
dieſer Karte unterzogen haben, beſtens. Meine Herren 
Kollegen, es iſt 190 hinzugekommen eine Statiſtik der 
Richter und Staatsanwälte, und dieſe beiden Statiſtiken 
zuſammen bilden nun die Grundlage deſſen, was wir 
weiter ausgearbeitet haben. Bemerken will ich, daß ſo 
groß der Unterſchied gegen früher nicht geweſen iſt. 

Es war dann vor allem BD gemacht gegen 
den Halleſchen Entwurf, daß er bei zu hohen Beiträgen 
zu wenig leiſtete. Ja, meine Herren Kollegen, mit 
wenig läßt ſich nicht viel leiſten; das hat die neue 
Statiſtik auch wieder ergeben. Wer viel in ſeinem 
Alter für ſich und für ſeine Witwe und Waiſen haben 
will, der muß ein großes Opfer bringen. Aber ich 
meine, die Entwürfe, die Ihnen jetzt vorgelegt worden 
ſind, haben ergeben, daß ſich mit Kleinem auch ſchon 
etwas Erkleckliches leiſten läßt, und in einem Fall, 
meine Herren, werden Sie mir zugeben, iſt der 
Beweis erbracht, daß ſich mit einer verhältnismäßig 
kleinen Summe etwas ſehr Großes erreichen läßt. Die 
Herren Kollegen, die nicht in das Joch der Ehe wollen, 
können nach den Vorſchlägen eine Verſicherung für 
eine Altersrente bekommen. Nun, meine Herren, 
wenn Sie leſen, daß ein Kollege mit 400 Mark 
Jahresbeitrag ſich eine Jahresrente von über 6000 Mark 
erwerben kann, dann kann man nicht mehr ſagen: die 
Kaſſe leiſtet nichts. Ein Junggeſelle, der in die 
Sechzig gekommen iſt, kann dann mit 6 000 Mark ein 
ſehr angenehmes Leben führen. Daß natürlich die 
Herren Kollegen, die Frau und Kinder haben, nicht 
auch eine derartige hohe Rente für ſich beanſpruchen 
können, iſt ſelbſtverſtändlich. Denn das geht klar und 
deutlich aus dieſen Zuſammenſtellungen hervor, daß 
das Allerteuerſte bei dieſer ganzen Verſicherung die 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung iſt. Wenn wir es 
bloß mit Penſionen für das Alter zu tun hätten, 
meine Herren Kollegen, dann könnten wir natürlich 
ganz andere Summen bieten, und es ib ganz be⸗ 
greiflich, daß die Breslauer Penſionskaſſe mit den 
verhältnismäßig geringen Beiträgen eine Penſion von 
2 bis 3000 Mark ihren Mitgliedern gewähren kann. 
Sie hat damals die Witwen⸗ und Waiſenpenſionskaſſe 
abgeſchüttelt, weil die ihr zu teuer war und die ganze 
Kaſſe zu ſprengen drohte. 

Dann, meine Herren Kollegen, iſt geſagt worden: 
ein großer Fehler iſt, daß die Beiträge im Hallenſer 
Entwurf gleichmäßig waren. Nun, meine Herren, auch 
in dieſer Beziehung haben wir Vorſorge getroffen: es 
kann einer anfangen mit dieſem minimalen Beitrag 
von 50 Mark und kann enden mit 400 Mark, und 
wenn die Sache erſt in Gang kommt, und er will 
mehr dran wenden, dann wird der Verſicherungsgeber 
auch Mittel und Wege finden, um 5» und 600 Mark 
ſchern einzunehmen und eine höhere Penſion zu 
ichern. N 8 | 
Ferner war dem Hallenſer Entwurf der Vorwurf 
gemacht, daß der Erwerb der Penſion abhängig ge⸗ 
macht war von dem Nachweis der eingetretenen Arbeits⸗ 
unfähigkeit und der auf Grund ſolcher erfolgten Löſchung 
in der Liſte der Rechtsanwälte, wenn die Arbeits⸗ 
unfähigkeit vor Vollendung des 70. Lebensjahres ein⸗ 
trat. Meine Herren, auch hier iſt Vorſorge getroffen, 
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es iſt als das Jahr nicht das 70. ins Auge gefaßt, 
ſondern das 65., und außerdem kann ein Anwalt, der 
unter ein Viertel der Arbeitsunfähigkeit herunter⸗ 
geſunken iſt, auch dann ſchon die Rente beanſpruchen. 

Ferner war geſagt, in dem Hallenſer Entwurf 


ſollen nur die Vollwaiſen berückſichtigt werden. Auch 


das hat von uns als berechtigt anerkannt werden 
müſſen, und wir haben deshalb Vorſorge getroffen, 
daß allen Waiſen Unterſtützung gewährt werden kann, 
wir haben nur bei Vollwaiſen die Unterſtützung ver⸗ 


doppelt. a = 
Dann, meine Herren Kollegen, war vor allem ein 


Vorſchlag gemacht worden von dem Herrn Kollegen 


Weißler und von der württembergiſchen Anwalts⸗ 
kammer auf Gründung einer Zuſchußrentenkaſſe: es 
ſollte denjenigen Kollegen, die ein beſtimmtes Ein⸗ 
kommen nicht mehr haben, ein Zuſchuß gewährt 
werden, damit ihnen mindeſtens das Minimaleinkommen, 
das der eine auf 1 500 Mark berechnete, gewährt 
werden könne. Wir ſind von der Anſicht ausgegangen, 
da eine ſolche Zuſchußrentenkaſſe nur auf Grund eines 
Geſetzes eingeführt werden kann, weil ſie eine Zwangs⸗ 
kaſſe iſt, daß aber, wenn wir einmal einen Zwang 
durch Geſetz einführen wollen, wir uns nicht begnügen 
mit einer Zuſchußrentenkaſſe, ſondern daß wir da etwas 
Ordentliches ſchaffen, was für alle Verhältniſſe paßt. 
| (Sehr richtig!) 
Und darum, meine Herren Kollegen, ſind wir von der 
Zuſchußrentenkaſſe auf Grund des geſetzlichen Zwanges 
abgegangen. 

nd nun haben wir den neuen Entwurf eines 
Geſetzes ausgearbeitet, der, wie Sie, glaube ich, zu⸗ 
geben werden, allen berechtigten Wünſchen entſpricht. 
Man kann mit 50 Mark Jahresbeitrag anfangen, 
kann's erhöhen, ſich dadurch eine kleine und eine große 
Rente ſchaffen, die Junggeſellen können ſich bloß eine 
Bere ſichern, — wenn fie heiraten, können fie die 
Verſicherung ihrer Witwen und Waiſen nachholen. 
Man kann von einer Stufe in die andere übertreten; 
wer mehr verdient, kann ſich eine höhere Verſicherung 
nehmen, wer weniger Einnahmen hat, kann in eine 
niedere Stufe heruntergehen. Für alles dieſes, meine 
Herren Kollegen, iſt in dem Entwurf, der Ihnen vor⸗ 
gelegt worden iſt, Vorſorge getroffen, und ſo meinen 
wir, daß wir den Beweis erbracht a... dieſen 
Geſetzentwurf, daß, wenn die Kollegenſchaft das 
Zwangsgeſetz und die Zwangs⸗Penſions⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe will, dann in der Tat auch eine ſolche 
ſehr wohl begründet werden kann. 


(Bravo!) 


Und wir meinen ferner den Beweis erbracht zu 
haben, daß über die Bezüge nicht, wie das früher 
geſchehen iſt, ſo ohne weiteres hinweggegangen werden 
kann: es iſt zum Leben zu wenig und zum Sterben 
zu viel. Nein, meine Herren Kollegen, ich meine, wir 
haben den Beweis erbracht, Auw der Tat der Kollege, 
der nur eine mittelmäßige Aufwendung macht, ſo viel 
bekommt, daß er, ſeine Witwe und ſeine Waiſen vor 
Not und Sorge geſchützt ſind. Und das, meine Herren 
Kollegen, iſt der eigentliche Zweck. | | 


(Bravo!) 


34. Jahrgang. 


Denn diejenigen, die ſich hohe Vorteile, hohe Genüſſe 
in ihrem Alter für ſich und die Ihrigen verſchaffen 
können, die brauchen wir nicht zu berückſichtigen, die 
müſſen in der Tat für ſich allein ſorgen, denn da gibt 
es allerdings noch andere Mittel. 

Aber, meine Herren Kollegen, wir haben durch 
dieſen Entwurf und ſeine Begründung noch einen 
zweiten und vielleicht ausſchlaggebenden Beweis er⸗ 
bracht, daß keine einzige Geſellſchaft, die ſich in Dentſch⸗ 
land befindet, Ihnen ſolche Vergünſtigungen verſchaffen 
kann, wie dieſe auf Geſetzeszwang beruhende Zwangs⸗ 
Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. Zahlen ſprechen. 
Es iſt Ihnen dieſe e eee, daß alle dieſe 
Verſicherungsgeſellſchaften in Deutſchland, die ſich mit 
derartigen Sachen befaſſen, beinahe über die halle 
mehr Beiträge erfordern müſſen, als dieſe Kaſſe fte 

u fordern braucht, wenn ſie ins Leben tritt. Es iſt 
as auch ganz natürlich, denn einmal haben dieſe Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften zum Teil wenigſtens den Zweck, 
für ihre Mitglieder einen Gewinn 7 erzielen; ſie 
haben ferner mit größeren Verwaltungskoſten zu 
rechnen, und endlich, ſie haben mit verſchiedenen Ge⸗ 
fahrenklaſſen zu rechnen. Das, meine Herren Kollegen, 
hat die Statiſtik, die wir aufgenommen haben, glücklicher⸗ 
weiſe erwieſen, daß unſer Stand kein ſo ſehr un⸗ 


geſunder iſt. 
(Heiterkeit.) 

Wir können bei mäßiger Lebensweiſe recht alt werden. 
(Heiterkeit.) 


Natürlich, meine Herren, wenn wir alle Tage ein 
ſolches Schlemmermahl einnehmen, wie wir das in 
Hannover geſtern Abend eingenommen haben und 
wahrſcheinlich auch heute einnehmen werden, dann iſt 
die Statiſtik falſch, dann kriegen wir alle das Podagra 
und andere derartige Leiden. 


(Heiterkeit.) 


Aber da doch ein Anwalt im allgemeinen ein ſolider, 
ruhig lebender und viel arbeitender Mann iſt, ſo iſt 
erwieſen, daß er ziemlich alt werden kann, und deshalb 
iſt die Verſicherung von Anwälten eine der aller⸗ 
günſtigſten, die Sie ſich überhaupt denken können. 
Und darum können wir mit unſerer Anwaltskaſſe 
unſeren Mitgliedern ſolche Vorteile gewähren, wie ſie 
keine andere Geſellſchaft in Deutſchland gewähren kann. 

So, meine Herren, liegt die Sache, und heute 
drängt ſich für Sie nun noch einmal die Entſcheidung 
auf: wollen Sie eine Zwangs⸗Penſions⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe, oder wollen Sie den Zwang nicht? Wir, 
meine Herren, die wir uns mit der Sache eingehend 
befaßt, die wir Ihnen dieſen Entwurf vorgelegt haben, 
müſſen frei und offen bekennen: wenn das Ideal, was 
uns vorſchwebt, was auch dem Kollegen Kolſen, der 
leider aus unſerm Ausſchuß ausgeſchieden iſt, noch in 
ſeinem letzten Artikel ſeiner Zeitſchrift vorſchwebte, 
erreicht werden ſoll, dann geht es ohne geſetzlichen 
Zwang nicht. 

(Bravo!) 


Sie alſo haben heute zu entſcheiden: wollen Sie das 
Ideal erſtreben und erreichen oder nicht. Wir be⸗ 
antragen in erſter Linie, dieſem Ideal nachzujagen 
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und an dem Zwang feſtzuhalten und eine Zwangs⸗ 
Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für die deutſchen 
Anwälte zu begründen. 

(Bravo!) 


Wir meinen, daß wir mit dieſem Beſchluß das Schönſte 
und Höchſte erreichen würden, was ſich für unſere 
Anwaltſchaft, die uns allen ſo ſehr am Herzen liegt, 
erreichen läßt. 

Aber, meine Herren Kollegen, ſelbſt wenn wir 
jetzt einmütig ſagten, wir wollen den Zwang, ſo können 
wir uns nicht verhehlen, daß wir allein dieſen Zwang 
nicht durchſetzen können. Wir bedürfen dazu des Ge⸗ 
ſetzes; und weil Sie uns in Straßburg beauftragt 
haben, alles zu berückſichtigen, was in dieſer Sache 
ſeit Veröffentlichung des Hallenſer Entwurfes ver⸗ 
öffentlicht iſt, ſo haben wir uns auch mit dieſer wichtigen 
Frage beſchäftigen müſſen: iſt wohl gegenwärtig es zu 
erreichen, daß die Reichsgeſetzgebung ein ſolches Zwangs⸗ 
Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſengeſetz für die deutſchen 
Anwälte erläßt? Meine Herren, vor dem Straßburger 
Anwaltstage iſt mir von dem Aufſichtsamt für Privat⸗ 
verſicherung ein Schreiben zugegangen; in dieſem 
Schreiben wird 3 ing ee daß bis jetzt der 
Verſicherungszwang ſich nur auf die wirtſchaftlich 
Schwachen erſtreckte, daß man aber bei der Anwalt⸗ 
ſchaft von wirtſchaftlicher Schwäche nicht 5 
könne, namentlich deshalb nicht, weil die Anwälte 
vermöge ihrer Bildung und ihrer praktiſchen Betätigung 
ſehr wohl imſtande wären, die 1 die ſonſt 
den wirtſchaftlich Schwachen ſich entgegenſtellen, zu 


beſeitigen. 
(Sehr richtig!) 


Der Herr Präſident des Aufſichtsamts hält es daher 
für höchſt bedenklich, daß ein ſolcher Stand wie der 
Anwaltſtand durch Geſetz zur Verſicherung gezwungen 
werden ſollte; er ſagt: werden die Anwälte zur Ver⸗ 
ſicherung gezwungen, dann müſſen natürlich andere 
Stände noch viel eher gezwungen werden. Er kommt 
deshalb in dem Schreiben, wie Ihnen das auch mit⸗ 
le ift, zu dem a daß feiner Anſicht nach es 
as beſte wäre für die Anwälte, wenn ſie aus eigener 
Kraft genoſſenſchaftlich ſich zuſammentäten und für ſich, 
für ihre Witwen und Waiſen ſorgten. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, aber noch eine viel gewichtigere 
Stimme hat ſich erhoben im Laufe der Zeit. Nämlich 
der Mann, der jetzt die im Reiche für dieſe Sache 
faſt ausſchließlich maßgebende Perſönlichkeit iſt, der 
vn Staatsſekretär Graf v. Poſadowsky, hat ſich 
ei Gelegenheit des Antrags Becker im Reichstage, 
betreffend die Ausdehnung der 5 er hat dal auf das 
Handwerk, auch 9 1 1 und er hat dabei geſagt: 

Wenn wir die Handwerker einer obliga- 
toriſchen Invalidenverſicherung unterwerfen, 
ſo können dasſelbe die Kaufleute für ſich ver⸗ 
langen und mit ganz dem gleichen Rechte auch 
die Bauern. Mit demſelben Rechte würden 
weiter ie Künſtler und Gelehrte, ſowie Arzte 
und Apotheker die obligatoriſche Verſicherung 
verlangen. Wenn der Reichstag alſo einmal 
dieſen ungeheuer wichtigen Schritt tun will, 
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— wirtſchaftlich ſelbſtändige Exiſtenzen zu 
ve 3 o wird man dann auch alle Leute 
verſichern müſſen, die ein beſtimmtes Einkommen 
nicht haben. Wir können die Verſicherung 
dann nicht auf die Handwerker beſchränken, 
wir müſſen ſie auf ſämtliche Staatsbürger bis 
zu einem gewiſſen Einkommen ausdehnen. 
Dann wären wir wirklich bei dem Zuſtande 
angelangt, der in Neu⸗Südwales, Neuſeeland 
und Viktoria teilweiſe beſteht. N bezweifle, 
daß die Handwerker eine ſolche Regelung der 
Verſicherung mit Freuden begrüßen würden. 
Und in einer anderen Reichstagsverhandlung hat er 
mit nackten und dürren Worten ausgeſprochen: die 
Reichsregierung könne jetzt nicht daran denken, den 
Verſicherungszwang auch noch auf andere Stände aus⸗ 
zudehnen, denn ſonſt würde ſich das ganze Deutſche Reich 
in eine große Zwangsverſicherungsanſtalt verwandeln. 
Meine Herren Kollegen, dieſe ſchwerwiegende 
Tatſache, daß wir mit unſerem Beſchluß ohne weiteres 
nicht weit kommen würden, ſondern daß wir einen 
langen, ſchweren und vielleicht ausſichtsloſen Kampf 
führen müßten gegen die Reichsregierung und die a 
gebenden Faktoren, — dies und noch etwas anderes hat 
uns beſtimmt, Ihnen noch einen anderen Vorſchlag zu 
machen. Meine . Kollegen, Sie alle wiſſen, daß 
unſer verehrter Vorſtand verſucht hat, einen indirekten 
Zwang einzuführen dadurch, daß die Anwaltskammern 
alle der Hülfskaſſe beitreten und für ihre Kammer⸗ 
mitglieder die Beiträge an die Hülfskaſſe abführen, 
ſodaß ſomit indirekt alle Mitglieder der Kammer auch 
Mitglieder der Hülfskaſſe wären. Sie alle wiſſen, daß 
dieſer Verſuch des Vorſtandes vollſtändig geſcheitert iſt; 
nur ein kleiner Teil der Anwaltskammern hat überhaupt 
geantwortet, und der größte Teil hat ſich Pr 
verhalten. Sie ſehen alſo, meine Herren Kollegen, 
daß in der Kollegenſchaft, auch nicht in ihrer Mehrheit, 
ein Verlangen nach Verſicherungszwang, ſei es direkt, 
ſei es indirekt, nicht vorhanden iſt. 


(Sehr richtig!) 


Der freie Anwalt will ſich eben nicht zwingen laſſen. 

Und mit dieſer Tatſache, meine Herren Kollegen, 
haben wir gerechnet. Wir haben Ihnen deshalb einen 
zweiten Entwurf, der auf Freiwilligkeit beruht, vor⸗ 
gelegt. Wir müſſen uns den Vorwurf, den uns unſer 
einſtiges Mitglied, Herr Kollege Kolſen, macht, ge 
fallen laſſen, wenn er ſchreibt: hier dieſer Entwurf 
zeigt einen Januskopf, der gefällt mir nicht. Wir in 
unſerm kleinen Ausſchuſſe haben gemeint, daß es nun 
endlich Zeit ſei, etwas Praktiſches zu ſchaffen. 


(Bravo!) 


Wir wollen nicht immer bloß auf Anwaltstagen große 
Verhandlungen machen und ſchließlich immer wieder 
beſchließen, neue Kommiſſionen, wie das der Kollege 
Wyczynski in Strasburg in Weſtpreußen vorge⸗ 
ſchlagen hat, wiederum neue Kommiſſionen 1 0 5 
und wiederum Berechnungen und wiederum Er⸗ 
örterungen machen. Nein, meine Ev heute ift 
die Sache ſpruchreif, heute muß es zum Ende 
kommen, es iſt alles erwogen, was ſich nach menſchlicher 
Berechnung mit Hilfe von Sachverſtändigen erwägen 
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läßt! Und darum haben wir uns entſchloſſen, fo ſehr 
es auch unſeren perſönlichen Wünſchen nicht entſpricht, 
aber gehorchend dem Auftrage, den wir von Ihnen 
bekommen haben, etwas vorzulegen, was vielleicht doch 
den Wünſchen der Mehrheit unſerer Kollegen ent⸗ 
ſerdag und was, wenn auch in beſchränkterem Maße, 
o doch immerhin noch vorteilhaft für unſeren geliebten 
Anwaltſtand iſt, — Ihnen den zweiten Entwurf vor⸗ 
zulegen, der auf Freiwilligkeit beruht. Erlaſſen Sie 
mir, auf die Einzelheiten einzugehen; Sie haben ſie 
offentlich zum Teil geleſen, zum Teil können Sie 


fe leſen. 
(Heiterkeit.) 


Auf derſelben verſicherungstechniſchen Grundlage, die 
wir unſerem ſehr verehrten Herrn Profeſſor Wolff 
verdanken, der heute hier anweſend iſt, und dem wir 
zum allergrößten Danke verpflichtet ſind —, meine 
Herren, auf dieſen Berechnungen und auf unſeren 
ſchwachen Vorſchlägen iſt dieſer Entwurf aufgebaut. 
Er entſpricht a0 allen Verhältniſſen, die Sie ſich 
denken können. Sie können mit einem geringen 
ee anfangen, Sie können, wenn Ihre 

ittel en höhere Verſicherungen nehmen, Sie 
können, wenn ſie weniger werden, hinunterſteigen und 
alles das. Sie können Verſicherung nehmen für alles, 
die Junggeſellen können Verſicherung nehmen bloß 
für Altersrente, und endlich ſind den Kollegen in 
Bayern, die befondere Verhältniſſe haben, auch Ver⸗ 
günſtigungen geſtattet worden. 

Alſo, meine Herren Kollegen, ich meine, wir haben 
allen Verhältniſſen, die man ſich denken kann, Rechnung 
etragen. Und ſo kann ich denn auch zu meiner großen 
Freude feſtſtellen, daß dieſer zweite Entwurf günſtig 
aufgenommen worden iſt. Der Kollege Harnier hat 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift ſich über ihn aus⸗ 
geſprochen und ihn warm empfohlen. Der Herr Kollege 
Wyczynski, den ich vorhin nannte, hat einen ganz 
anderen Vorſchlag gemacht; aber, meine Herren, dieſer 
Vorſchlag kam für uns deswegen nicht mehr in Berüd- 
ſichtigung, weil er ſeine ganze Berechnung nicht etwa 
aufbaut auf feſten zahlenmäßigen Berechnungen, ſondern 
lediglich auf Vermutungen, und, meine Herren Kollegen, 
auf Vermutungen können wir uns jetzt nicht mehr ein⸗ 
laſſen. Wir müſſen feſte Zahlen haben, und dieſe 
feſten Zahlen find unſerem Entwurf zugrunde gelegt, 
und deshalb empfehlen wir, daß wir von allen 
Weiterungen, die da vorgeſchlagen ſind, nun abſehen 
und uns lediglich auf bieten Entwurf beſchränken. 
Wie ich zu meiner großen Freude gehört habe, 

hat auch der Vorſtand eres Vereins ſich in ſeiner 
. Sitzung ſchlüſſig gemacht, für dieſen zweiten 
ntwurf einzutreten, und da ich meine, daß es jetzt 
erübrigt, in dieſem Augenblick auf Einzelheiten ein⸗ 
zugehen, ſo kann ich mich beſchränken mit dem Antrage, 
en wir Ihnen für den Fall, daß Sie den erſten 
Antrag auf Errichtun 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe nicht annehmen ſollten, zur 
Annahme empfehlen: 

ö Der XVII. Deutſche Anwaltstag in Hannover 
erſucht den Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte, in einer einzuberufenden 
Generalverſammlung derſelben die Gründung 


einer Zwangs⸗Penſions⸗, 
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einer auf freiwilligem Beitritt beruhenden all⸗ 
emeinen Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
aſſe für deutſche Rechtsanwälte nach dem von 
dem Arbeitsausſchuß vorgelegten Satzungs⸗ 
entwurf und ferner in Antrag zu bringen, 
daß der von der 68 Berſiche angeſammelte 
Kapitalgrundſtock dieſer Verſicherungskaſſe ganz 

oder zum Teil überwieſen wird. 
Meine Herren, nun noch das Eine. An die Hülfs⸗ 
kaſſe müſſen wir uns wenden, weil ſie dazu mit 
egründet iſt, um den Verſicherungsfonds anzuſammeln. 
Die Hülfskaſſe hat dieſen Fonds bis auf eine Million 
rund angeſammelt. Nun iſt es aber Sache der 
Hülfskaſſe, zu erklären: dieſe Kaſſe, die da gegründet 
werden ſoll, entſpricht den Anforderungen, die wir 
an eine ſolche Rule ſtellen müſſen, und der alsdann 
wir entweder den Fonds ganz oder zum Teil über⸗ 
weiſen. Es wird ſich dann, wenn ein derartiger Be⸗ 
ſchluß gefaßt wird, die Sache ſo e aße nicht 
etwa, wie das in der Satzung der Hülfskaſſe auch 
ſteht, die Hülfskaſſe aufhört, nde im Gegenteil 
weiter beſteht und den großen Vorteil dann hat, daß 
ſie nichts mehr an dieſen Gründungsfonds abzuliefern 
hat, ſondern nun ihre ganzen Mittel verwenden kann, 
um all den armen, bedürftigen Kollegen, Witwen und 
Waiſen weiter zu helfen und vor allem dann vielleicht 
auch den Kollegen, denen es ſchwer wird, die Penſions⸗ 
beiträge aufzubringen, Hilfe zu leiſten, damit ſie nicht 
etwa, wenn das Unglück über ſie kommt, deswegen, 
weil ſie mit ihren Beiträgen im Rückſtande ſind, aus 
der Kaſſe ausgeſtoßen werden müßten und ihre Anrechte 
an die Kaſſe verlieren könnten. Gerade in dieſer 
Richtung wird dann hoffentlich die 127 1 ſegens⸗ 
reich wirken. Neben der Hülfskaſſe beſteht dann aber 
die freiwillige Kaſſe, in der 15 nach ſeinen Ver⸗ 
hältniſſen ſich und den Seinen die Zukunft ſichern kann. 


(Bravo!) 


So, meine Herren Kollegen, ift die Möglichkeit 
geſchaffen, daß wir unfern geliebten Stand, in welchen, 
wie geſtern ſchon mit Recht hervorgehoben iſt, durch 
die Freiheit, durch das Licht auch viel Schatten G ach 
geworfen iſt, von dieſem Schatten, wenn auch nicht 
ganz, ſo doch wenigſtens einigermaßen befreien. 

Und wohlan denn, zum dritten Male bitte ich 
Sie heute: entſcheiden Sie ſich! Es bedarf keiner ſo 
langen Verhandlungen und Debatten meiner Anſicht 
nach mehr! Alle Kollegen ſind jetzt durch die Länge 
der Zeit unterrichtet, um was es ſich handelt. Ab⸗ 
geſchloſſen wird ja die Sache heute auch noch nicht; 
wir müſſen ſelbſtverſtändlich an das Aufſichtsamt gehen 
und man wird Anderungen vielleicht und alles mögliche 
vorſchlagen; wir müſſen mit der Hülfskaſſe verhandeln. 
Alſo nur im Prinzip, meine ee Kollegen, Stellen 
wir feft: wir wollen eine Verſicherun ale für Witwen 
und Waiſen, für das ganze deutſche Vaterland, für 
alle unſere in Deutſchland lebenden Kollegen. 


(Stürmiſcher, anhaltender Beifall.) 


Mitberichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Noſenthal (München): Meine ſehr verehrten An⸗ 
weſenden! Ehe ich daran gehe, der mir nach dem 
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Vortrage des Herrn Referenten überaus erleichterten 
Aufgabe zu genügen und von meinem Standpunkte 
aus die für unſeren Stand ſo wichtige Frage zu 
beleuchten, halte ich es für meine erſte Pflicht, der 
Kommiſſion, vor allem aber ihrem verehrten verdienten 
Borfigenden, Herrn Juſtizrat Elze, unſeren wärmſten 
Dank namens des deutſchen Anwaltſtandes auszu⸗ 


ſprechen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Ich halte mich zu dieſer Dankeserſtattung verpflichtet 
und legitimiert; denn ich habe die ganzen Materialien 
ſtudieren müſſen, und ich kann Ihnen ſagen: es ſteckt 
eine reiche Aufgabe hinter dem, was die Herren, 
was insbeſondere der Herr Vorſitzende unſeres Arbeits⸗ 
ausſchuſſes geleiſtet hat. 

Wenn ich aber auch dieſen Dank beſonders 
freudigen Herzens heute Sie darzubringen bitte, ſo hat 
dies auch 9 einen perſönlichen Grund. Meine 
verehrten Herren und Damen, mein Referat wird na 
dem Referat des Herrn Juſtizrats Elze weſentli 
kürzer werden, als ich es nach dem Straßburger 
Anwaltstag befürchtet und vermutet hätte. Denn ic 
. daß die damalige Stimmung, die innerha 

es Ausſchuſſes herrſchte, die freiwillige Kaſſe nur als 

äußerſtes Remedium zu betrachten, jetzt nicht mehr 
exiſtiert, und daß in das Herz ſo manches Mitgliedes 
des Ausſchuſſes ſchon Einkehr eingezogen iſt nach der 
Richtung: lieber doch eine freiwillige Kaſſe 1 der 
Grundlage der Übereinſtimmung der Mehrzahl der 
deutſchen Anwälte als eine Zwangskaſſe, welche von 
ſo vielen Seiten bekämpft wird. 


Ich will nicht von den einzelnen Unterſchieden 
ſprechen — die finden Sie in dem Entwurfe —, in⸗ 
wieweit ſich der jetzige Entwurf, insbeſondere alſo 
der Zwangskaſſenentwurf, von dem früheren unter⸗ 
ſcheidet. Ich würde überhaupt die Gründe heute nicht 
ſo betonen, die gegen den Zwang ſprechen, weil ich 
Big ſicher der Annahme fein zu dürfen glaube, 
aß der Antrag auf Zwan sverſicherungskaſſe heute 
Aber, meine verehrten An⸗ 
weſenden, vor Überraſchungen ſind wir nicht ſicher — 
das haben uns die Verhandlungen in Danzig gezeigt: 
kein Teilnehmer am Danziger Anwaltstage hat in dem 
Augenblick, als er nach Danzig reiſte, geglaubt, daß 
eine Zwangskaſſe le werden würde, und ich 
laube, wenn Sie die Verhandlungen des Danziger 
Anwaltstages mit Aufmerkſamkeit leſen, ſo werden 
Sie finden, daß ſogar der damalige Vorſitzende von 
dem Votum außerordentlich überraſcht war. Und 
darum halte ich es für meine an po die Gründe, die 
gegen die Zwangsverſicherungskaſſe ſprechen, Ihnen im 
allgemeinen nod darzulegen. 

Ich perſönlich finde vor allem ſchon eine Durch⸗ 
löcherung des Prinzips der Zwangsverſicherungskaſſe 
in dem vom Arbeitsausſchuß ſelbſt vorgelegten Zwangs⸗ 
verſicherungsentwurf. Denn wenn verſchiedene Beitrags⸗ 
ſtufen geſchaffen werden, wenn demgemäß ſich auch 
die e Renten abſtufen müſſen, ſo iſt das 
keine Zwangsverſicherungskaſſe mehr. Wenn ich die 
Wahl gebe, daß jemand ſich mit 50 Mark Beitrag 
verſichern kann und ein anderer, der mehr Geld hat, 
mit 400 Mark, ſo iſt das das gerade Gegenteil von 
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dem, was die Freunde der ſozialpolitiſchen Anſtalten 
erreichen wollen. | 

Meine verehrten Anweſenden, Sie werden in der 
Begründung des neuen Entwurfs finden, daß jemand, 
der ſich in Klaſſe I mit 50 Mark nach Tarif A ver⸗ 
ſichert, im Falle ſeiner Invalidität nach 10 Beitrags⸗ 
jahren eine Invalidenpenſion von 202 Mark, ſeine 
Witwe eine Penſion von 135 Mark erhält, und der 
gleiche Kollege würde, wenn er als Junggeſelle ſich 
nach Tarif B lediglich auf Ruhegehalt derſichert hätte, 
nach gleichfalls zehnjä Eiger a eine Invaliden⸗ 
penſion von 445 Mark haben. eine Herren, da 
kann man nicht mehr ſagen, daß das auch nur an⸗ 
nähernd etwas iſt, wodurch Abhilfe auch nur der 
allerherbſten Not geſchaffen würde — das iſt nichts 
mehr und nichts weniger als ein Almoſen, und infolge⸗ 
deſſen iſt dieſe Zwangsverſicherungskaſſe ſchon nicht 
mehr auf der Grundlage aufgebaut, auf der der Ent⸗ 
wurf von Straßburg aufgebaut geweſen iſt. Daß bei 
einer F von 400 Mark ſehr ſchöne 
Erträge erzielt werden, iſt ganz richtig; das kann aber 
auch bei der freiwilligen Kaſſe 9 

Ich muß nun aber die prinzipiellen Bedenken gegen 
die Zwangsverſicherungskaſſe heute wie früher betonen. 
Es iſt das von den allerverſchiedenſten Seiten ſchon 
geſchehen, und ich bin nur ein ſchwaches Glied in der 
ſtarken Kette derer, die dieſe Zwangsverſicherungskaſſe 
bekämpft haben, ich ſehe das weſentliche Bedenken nach 
wie vor darin, daß es uns widerſtreben muß, den 
freien Anwalt von Geſetzes wegen zu beſtimmten 
Handlungen und Leiſtungen zu zwingen, und ich befürchte 
vor allem eine Beeinträchtigung der Unabhängigkeit 
unſeres Standes davon, wenn wir die geſetzgebenden 
Körperſchaften mit dem Erſuchen beläſtigen wollten, 
uns zur Ordnung einer Angelegenheit zu verhelfen, 
die — und das müſſen wir betonen — nur uns 


allein angeht. 
(Bravo!) 


Und ich freue mich darüber — wir Anwälte haben 
ſelten Grund, uns über eine Außerung eines Regierungs⸗ 
beamten zu freuen —, daß der Herr Staatsſekretär 
v. Poſadowsky dieſe Meinung der Kommiſſion gegen— 
über geäußert hat, und ich glaube, wenn die Regie— 
rung in allen unſeren Angelegenheiten ſo mit der 
Mehrzahl der Anwälte übereinſtimmen würde wie in 
dieſer, ſo könnte uns dies nur lieb ſein. 

Aber eine Folge hat vielleicht das Herangehen 
an die Regierungen ſchon jetzt gezeitigt. Es iſt immer⸗ 
hin ſchon jetzt die Möglichkeit gegeben, daß die Regie— 
rungen ſich 1 wenn die Anwaltſchaft nicht in der 
Lage iſt, ihre eigenen Angelegenheiten zu beſorgen, ſo 
werden wir uns einmal ihrer annehmen, ſo wollen 
wir nachſehen, ob nicht etwas nach unſerem Sinne ge— 
ändert werden muß, — und ich glaube nicht, daß eine 
ſolche Anderung dann im Sinne der Anwaltſchaft — 
ich glaube auch nicht, daß ſie im Intereſſe unſerer 
Rechtspflege wäre. 


(Sehr richtig!) 


Wir würden dann auch die Entwicklung des Ent— 
wurfes gar nicht mehr beeinfluſſen können. Schon 
manches Kind iſt in die Kommiſſion hineingegangen, 
und ſeine Erzeuger haben es nicht gekannt, wenn es 
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wieder 1 iſt. Vielleicht würden mir. 
ohne daß wir es eigentlich ſo recht bemerken, mit dieſem 
Entwurf auf dem Umwege einer Beaufſichtigung der 
Kaſſenführung ein ganz kleines Aufſichtsämtchen de⸗ 
kommen, das uns auch in anderer Weiſe beaufſichtigen 
würde als bloß in den Fragen der Verſicherung. Und 
ich glaube, dieſes Riſiko iſt fo gefährlich, daß wir es 
nicht auf einen Verſuch ſollten ankommen laſſen, ſelb' 
wenn wir an ſich die Zwan . als 
unſerem Stande förderlich erachten ſollten. Aber der: 
über find die Meinungen geteilt, und ich darf außer 
dem Dresdener Gutachten von 1897 die Außerung des 
heute hier anweſenden Juſtizrats Weißler aus Hall 
erwähnen. Daß das Aufſichtsamt für Privatverſicke. 
rung ſich gegen Zwangsverſicherung ausgeſprochen bat, 
0 auch ſehr erfreulich; es war das vielleicht mit der 
rund, weshalb auch die Kommiſſion den Wünſcken 
derjenigen, die nicht auf ſeiten der Zwangsverſicherungs⸗ 
kaſſe ſtehen, Rechnung getragen hat. 
ch muß übrigens noch auf eins aufmerkſam 
machen — es iſt das eine ganz offene Bemerkung. 
Wenn wir heute eine Zwangsverſicherungskaſſe gründen 
würden, ſo würde zweifellos der Schein erweckt, daß 
man in der Anwaltſe aft gegen Not geborgen iſt, und 
es würde dann auf Grund dieſer ſcheinbar richtigen 
Darſtellung über die Verhältniſſe der Anmaltib:’: 
ein Zufluß zur Anwaltſchaft erfolgen, den wir ka 
leibe nicht gebrauchen können; denn wir find unſer 
ſchon zu viel, und mancher weiß nicht, wie er im 
Kampfe des Lebens ſich einrichten ſoll. 


(Sehr richtig!) 


Es iſt das vielleicht nicht ſchön, es klingt vielleic: 
etwas zu ſelbſterhaltend, wenn man es ſagt; aber 2 
glaube, es muß gejagt werden, denn wir haben td.r 
zu oft verſäumt, da das Wort zu nehmen, wo es 82 
um unſere wirtſchaftlichen Intereſſen handelt. 

Nun haben Anhänger der Zwangsverſiche rung. 
kaſſe darauf hingewieſen, daß die Schaffung einer 
ſolchen Kaſſe für die Anwälte notwendig und eine ſozialt 
Pflicht ſei, und fie haben zum Beweis auf die ſozial⸗ 
politiſche Geſetzgebung des Deutſchen Reiches dingt⸗ 
wieſen; der heute hier anweſende Kollege Mader 
(Frankenthal) hat glühende Worte der Begeiſte run 
auf dem letzten Anwaltstage für dieſe Idee gefunder. 
Und trotzdem iſt dieſe Anſchauung ein Blender; der: 
die Anwaltſchaft hat jo wenig Gemeinſchaftliches wirt 
denjenigen Bevölkerungsklaſſen, die durch die Verses 
rungsgeſetzgebung des Deutschen Reiches geſchützt Fd. 
daß ein Analogon überhaupt nicht möglich iſt. Der 


haben ganz andere und verſchieden geſtaltete Verdient“. 


möglichkeiten, wir haben ganz andere Lebensfüdrur n 
und unſere Arbeit iſt überhaupt fo, daß wir n 
billigerweiſe nicht mit dieſen Klaſſen vergleichen I:"e: 
können; und ganz abgeſehen davon, meine vercdrte⸗ 
Anweſenden — wo iſt denn der Arbeitgeber der Ar 
waltſchaft, der zu den e Leiſtungen ger 
angezogen werden könnte 

Dann hat man geſagt — und dieſen Standpr 
hat der Kollege Kolſen in feiner Rechtsanwaltszeiteg: 
mit Emphaſe vertreten —, man könne den Dur: vr 
Beſchluß nicht ſo mir nichts dir nichts aus der er 
ſchaffen; man hat uns deshalb Mißachtung vor de 
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Geſchichte, Mißachtung vor dem Anwaltstag vor⸗ 
geworfen. Meine verehrten Anweſenden, wäre es 
denn beſſer, wenn wir die Überzeugung haben: dieſer 
Beſchluß des Danziger Anwaltstages it für uns ein 
ſchlechter Beſchluß, — dieſe Überzeugung zu verleugnen? 
Iſt es nicht vielmehr beſſer, alles daran zu ſetzen, um 
die Wirkungen dieſes Beſchluſſes zu vereiteln, ſolange 
es noch an der Zeit iſt? Ich glaube, die Verleugnung 
einer Überzeugung iſt für einen Anwalt ein ganz be⸗ 
ſonders häßlich Ding, und daraus kann man uns 
ſicher keinen Vorwurf machen, daß wir einen früheren 
Beſchluß deshalb aufheben, weil wir der Meinung ſind, 
daß es ein Fehlbeſchluß geweſen iſt. 

Außerdem, wenn man mit Aufmerkſamkeit das 
Protokoll des Danziger Anwaltstages lieſt, muß man 
zu der Meinung kommen, daß dies lediglich ein prinzi⸗ 
pieller Beſchluß geweſen iſt, daß man aber durchaus 
nicht beſchließen wollte, die Zwangsverſicherungskaſſe 
u gründen; es ſollte ledigli 1 werden, eine 
ae zu gründen, wenn es ginge. Ich bin überzeugt, 
daß, wenn ſeinerzeit die Fülle von Bedenken a dem 
Danziger Anwaltstage gegen die Kaſſe geltend gemacht 
worden wäre, die lente eltend gemacht ſind, dann 
wahrſcheinlich der Beſchluß überhaupt nicht gefaßt, 
wenigſtens nicht in dieſer Weiſe zuſtande gekommen wäre. 

uch die Rückſicht — ich will dieſes ganz kurz 
noch ſagen — auf unſere Hülfskaſſe und deren Exiſtenz 
und günſtige Weiterentwicklung muß dazu führen, dieſen 
Antrag abzulehnen und lediglich eine freiwillige Kaſſe 
zu gründen. Wir wollen die Hülfskaſſe kräftigen, und 
ich glaube, daß das ſehr gut geſchehen kann, wenn der 
Vorſchlag, wie ihn unſer verehrter Vorſtand aus⸗ 
gearbeitet hat, in eingehende Inſtruktion genommen 
wird, um vielleicht doch u einem günſtigen Reſultat 
zu kommen. Aber alle dieſe Erwägungen ſprechen, 
wie mir ſcheint, mit zwingender Kraft dagegen, eine 
Zwangsverſicherun akute zu gründen, und ic glaube, 
daß ſelbſt die elfrigſten Befürworter der Zwangs⸗ 
verſicherungskaſſe angeſichts der großen Minorität, die 
ſich dagegen ausgeſprochen hat, Sie nicht weiter befür- 
worten würden, wenn fie auch das Ideal Einzelner 
ſein möchte. 

Ich bin aber mit Entſchiedenheit dafür, daß Sie 
den anderen Entwurf, den Entwurf der freiwilligen 
Kaſſe, akzeptieren und zwar möglichſt, meine Herren, 
ohne Veränderung akzeptieren. 


(Sehr richtig!) 


Es ſoll einmal Schluß gemacht werden mit dieſer 
Frage! Wir wollen 1 etwas zuſtande zu 
bringen! Und bei einer freiwilligen Kaſſe, wo kein 
Geſetz uns hindert, werden wir ſchon etwas zuſtande 
bringen! Ich zweifle nicht, daß ſich genügend Mit⸗ 
glieder finden werden, die ſich daran beteiligen, wenn 
nicht mehr von Prinzipien und Kommiſſtonen und 
Paragraphen die Rede iſt. Wollen wir Schluß machen 
und die Frage heute erledigen! 

Deshalb habe ich mir erlaubt, meine Anträge zu 
formulieren, und gehe da noch einen Schritt weiter, 
als es die Kommiſſion getan hat. Ich habe der 
Ordnung halber, weil der Danziger Beſchluß nun 
einmal vorliegt und aufgehoben werden muß, angeregt, 
Sie möchten folgenden Antrag annehmen, — wobei 
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ich von vornherein bemerke, daß ich mich auf die An⸗ 

träge nicht verſteife, ſondern nur die Grundtendenz 

feſtlegen will: N 
Der XVII. Deutſche Anwaltstag wolle mit 
Rückſicht auf die vielfachen gegen die Errichtung 
einer Zwangsverſcherungskafſ auf geſetzlicher 
Grundlage vorgebrachten Bedenken unter Auf⸗ 
hebung des Beſchluſſes des XV. Deutſchen 
Anwaltstages in Danzig Beſchluß faſſen: 

1. Der XVII. Deutſche Anwaltstag beſchließt 
die Errichtung einer Verſicherungskaſſe mit 
freiwilligem Beitritt auf der Grundlage 
des von der Danziger Kommiſſion vor⸗ 
gelegten Entwurfes. 

„Er beſchließt“; damit iſt die Sache im Prinzip 
ein für allemal erledigt. Es muß dann ein Ausſchuß 
oder eine Kommiſſion gebildet werden, die den Ent- 
wurf fertigſtellt und mit dem Reichsverſicherungsamt 
darüber verhandelt — natürlich, wenn das Reichs⸗ 
verſicherungsamt ſagt, es könne dieſe Kaſſe nicht ge⸗ 
nehmigen, dann können wir ſie auch nicht gründen. — 
Ich beantrage dann weiter: | 

2. In Ausführung dieſes Beſchluſſes wird 
an die Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 

anwälte der Antrag geſtellt: 

aus dem gemäß 8 2a der Satzungen 

der Hülfskaſſe n Kapital⸗ 

une einen Betrag von 500 000 
ar | 


— das iſt der Betrag, den die Kaffe benötigen wird — 
dieſer neu zu errichtenden Verſicherungs⸗ 
kaſſe mit freiwilligem Beitritt zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, ſo zwar, daß lediglich 
die denen aus dieſem Kapital zu 
Zwecken der a Ver⸗ 
wendung finden dürfen, das Kapital 
ſelbſt ſchergeſtellt in ſeiner Subſtanz 
nicht angegriffen und bei Auflöſung der 
Verſicherungskaſſe wieder an die Hülfs⸗ 
kaſſe oder im Falle deren Auflöſung 
an die an deren Stelle tretende Rechts⸗ 
lieben zur freien Verwendung zurück⸗ 
fließen ſoll. 

Und dann habe ich in Ziffer 3 beantragt: 


3. Da nach vorſtehenden Beſchlüſſen ſodann 
eine weitere Anſammlung von Beiträgen 
gemäß $ 2a der Satzungen der Hülfs⸗ 
kaſſe nicht notwendig erſcheint, regt der 
XVII. deutſche Anwaltstag gleichzeitig 
eine dieſen Beſchlüſſen Rechnung tragende 
Anderung der hierauf bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen der Satzungen der Hülfskaſſe 
für deutsche Rechtsanwälte an. 

Wenn dies geſchieht, kann ſich auch die Hülfskaſſe 
en entwickeln und kann etwa von vornherein Be⸗ 
timmungen treffen, wie ſie Unterſtützungsfälle aus 
dieſem Kapital ſpeziell erledigen kann. — Ich weiß 
nicht, ob Sie mit dieſen Anträgen einverſtanden ſein 
werden; aber, meine verehrten Anweſenden, ich wieder⸗ 
hole es 1 einmal, und ich möchte Sie um eins bitten: 
möge Ihr heutiger Beſchluß ein ſolcher ſein, daß er die 
75 * 


696 


Frage der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, 
die uns ſchon Jahrzehnte beſchäftigt, zur endgültigen 
Löſung bringt, und möge die Löſung eine ſolche ſein, 
die nicht für Tauſende unſerer Kollegen eine Laſt und 
einen Zwang bedeutet. Und ſeien Sie überzeugt, die 
Gegner der Zwangsverſicherungskaſſe bekämpfen dieſe 
nicht etwa aus bloßem Vergnügen an der Negation, 
ſondern auch wir wollen eine 9 Stande förder⸗ 
liche Einrichtung ſchaffen, wie dies die vielfachen An⸗ 
regungen und Vorſchläge, welche gerade auch von 
Gegnern der Zwangsverſicherungskaſſe 1 
ſind, im Laufe der letzten Jahre zur Genüge bewieſen 
haben dürften. Und ich glaube, es war nicht richtig, 
daß ſpeziell immer von einer Seite uns gewiſſermaßen 
der Gemeinſinn und das Standesgefühl abgeſprochen 
worden iſt. Es iſt das wiederholt, offen und in 
einzelnen Anſpielungen, in der vom Kollegen Kolſen 
herausgegebenen Rechtsanwaltszeitung zu leſen ge⸗ 
weſen. Es iſt nicht klug gage den Umſtand, ob 
jemand Freund oder Gegner der Zwangsverſicherungs⸗ 
kaſſe iſt, als Gradmeſſer, als Kriterium für ſein 
Standesgefühl und ſeinen Gemeinſinn zu nehmen. 
Und Herr Kollege Tolkiemitt hat das einmal aus⸗ 
geſprochen; er hat geſagt: deswegen, weil wir Gegner 
der Zwangsverſicherungskaſſe ſind, ſind wir keine 
ſchlechteren Anwälte. Es iſt ja dadurch die Sache in 
ein etwas ſchiefes Fahrwaſſer gekommen, und es wäre 
beſſer geweſen, die Objektivität wäre nicht in dieſer 
Weiſe einſeitig verletzt worden. Denn was die 
Zwangsverſicherungsmänner für ſich in Anſpruch 
nehmen, nämlich die Ehrlichkeit ihrer Überzeugung, 
das verlangen wir auch für uns. 

Meine Herren, auch außer der Frage, ob Zwangs⸗ 
verſicherung oder nicht, gibt es für uns Anwälte eine 
Reihe von Fragen, deren Löſung für unſeren Stand, 
ſeinen Wert und ſein Anſehen von wichtiger, ja 
vielleicht von ausſchlaggebender Bedeutung iſt; ich 
brauche hier dieſe Punkte nicht im 9 anzuführen, 
zumal Sie ja ſpäterhin im Laufe der Tagesordnung 
noch Gelegenheit haben werden, über einen ſehr 
wichtigen Punkt Ihre Meinung zu äußern. Und ich 

laube, um dieſe Fragen alle in förderlicher Weiſe 
öſen zu können bedürfen wir aller Kräfte und gerade 
jener vorzü lichen Männer, deren Tätigkeit bisher 
durch die Beſtrebungen auf Errichtung einer Ver⸗ 
ſicherungskaſſe gebunden war, und die, wenn ſſch 
Kräfte nach Löſung dieſer Fragt wieder frei ſind, ſich 
ſicherlich mit der gleichen Selbſtloſigkeit, dem gleichen 
Eifer zum Wohle unſeres Standes der Förderung 
jener anderen, nicht minder wichtigen Fragen widmen 
werden, ſo wie es Herr Juſtizrat Elze und viele 
Kollegen in der Kommiſſion in dieſer wichtigen Frage 
etan haben. Darum laſſen Sie uns die Frage heute 
öſen, laſſen Sie uns dafür ſorgen, daß der deutſche 
Anwalt für ſeine ſchlimmen ae im Alter und für 
feine Witwe und Waiſen ſorgen kann, laſſen Sie uns 
die Löſung finden, keinem zulieb und keinem zuleid, 
auf einer Grundlage, die von keinem von uns ein 
sacrificium intellectus verlangt und doch für jeden 
einzelnen die Möglichkeit einer beſſeren Fürſorge ge⸗ 
währleistet, als er ſie bei anderen Anſtalten haben kann. 
Und wenn Sie dieſen Weg gehen wollen, den ich mir 
vorzuſchlagen erlaubt habe, dann wollen Sie ihn gehen 
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um der Freiheit und Unabhängigkeit des Anwaltſtandes 
willen, dieſer beiden grundlegenden Vorausſetzungen 
unſeres Rechtsanwaltſtandes! Dann aber werden Sie 
auch wahr machen das Wort, mit dem einſt der Vor⸗ 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins nach dem Dresdener 
Anwaltstage im Jahre 1884 ſein erſtes, zum Beitritt zur 
Hülfskaſſe aufforderndes Rundſchreiben an die deutſche 
Anwaltſchaft beſchloſſen hatte — ein Rundſchreiben, 
welches noch Namen wie Kreitmair, Henle und 
v. Wilmowski unterzeichnet haben: „Vertrauen wir 
der eignen Kraft, dann werden trübe Zeiten uns ge⸗ 
rüſtet finden!“ 


(Lebhafter Beifall) 


Juſtizrat Weſtrum (Celle): Meine Herren 
Kollegen! Auf dem Anwaltstage in Straßburg, auf 
welchem die Meinungen über unſere Frage ja ſehr 
i „ war ich Zeuge einer Unterhaltung 
zwiſchen zwei Gegnern der projektierten Kaſſe. Der 
eine war ein Hanfeat, der ſagte: Bei uns in Ham⸗ 
burg wird es ſo gehalten, daß, wenn ein Anwalt in 
Vermögensverfall gerät, mag es auch durch eigene 
Schuld ſein, die Kollegen ihm helfen; wir brauchen 
keine Ne der fe dazu. Und der andere, ein An⸗ 
gehöriger der Provinz Hannover, fagte: Wozu eine 

le — das kann ich ja ſelbſt machen, durch Lebens⸗ 
verſicherung, Rentenverſicherung uſw. und bekomme 
dann mehr als bei der Kaſſe. Meine Herren, was 
der Hanſeat ſagte, klang ja ſehr ſchön und entſpricht 
dem ſtolzen Selbſtändigkeitsgefühl der Hanſeaten. Aber 
ind denn die Verhältniſſe in Deutſchland überall die⸗ 
elben wie in Hamburg? Werden die Hamburger 
afür garantieren können, daß es bei ihnen immer ſo 
bleibt, wie es jetzt iſt und vor zwei Jahren war? Als 
ich die Liſte der aus dem Hilfsfonds unterſtützten An⸗ 
wälte durchlas, da fand ich zu meinem Erſtaunen 
darunter auch zwei Hamburger Anwälte, die der Unter⸗ 
ſtützung alſo doch nicht ſo ganz entbehren zu können 


glaubten. 
(Heiterkeit.) 


Und was die andere Frage anlangt, ob man nicht aus 
eigenen Mitteln genügend Fürſorge treffen kann, — 
meine Herren, aus eigenen teln, aus eigener Kraft, 
durch on irg bei Lebensverſicherungsgeſellſchaften 
oder wie ſonſt immer, kann ich vor allen Dingen keinen 
Anſpruch erwerben, kein Recht, das mich ſchützen würde 
gegen mich ſelbſt, gegen einen Rückkauf im Falle der 
ot, kein Recht, das ſchützt gegen einen Zugriff von 
dritter Seite. Und wenn weiter gemeint wird: was 
habe ich denn für meine Einzahlung, wenn ich zu dieſer 
oder jener Geſellſchaft gehe, ſtehe ich mich viel beſſer, — 
meine Herren, ich weiß nicht, wie die Gegner ſich die 
Entwicklung der Sache gedacht haben. Wenn andere 
Geſellſchaften mit hohen Verwaltungskoſten wirklich 
mehr leiſten können, wo bleibt dann der Überſchuß der 
beabſichtigten Kaſſe? Glaubt man, daß die Herrſchaften, 
welche die Verwaltung übernehmen, die Überſchüſſe in 
ihre Taſche ſtecken? Wenn ſie aber voll verwandt 
werden zu unſeren Gunſten, ſo kann eben niemand mehr 
leiſten, als die mit geringen Koſten arbeitende Kaſſe. 
Und dann ein dritter Einwand von anderer Seite, 
ein Einwand, der ſich berührt mit dem Bedenken, ob auch 


34. Jahrgang. 


die Genehmigung zur Zwangskaſſe werde erteilt werden. 
Es ift gejagt, eine ſolche Zwangskaſſe ſei des Anwalt⸗ 
ſtandes unwürdig. Meine Herren, das iſt ein Ein⸗ 
wand, den ich nicht verſtanden habe! Es wurde gemeint, 
wir ſtellen uns gleich mit den Arbeitern; was wir tun, 
müſſen wir aus eigener Kraft tun. Meine Herren, 
ſtellen wir uns denn gleich mit den Arbeitern? Stellen 
wir uns gleich mit denen, denen der Staat zuſchießt 
und die Arbeitgeber zuzahlen, wenn wir ſagen, wir 
wollen unſer Geld nehmen, unſer ſauer erworbenes 
Geld, und damit wollen wir uns einen Anſpruch er⸗ 
werben, ſei es für uns ſelbſt im Alter, ſei es für die 
die Witwen und Kinder? — Die Frage aber, ob wir 
die Genehmigung erhalten, halte ich für eine cura 
posterior. Wenn das, was wir wünſchen, nicht ge⸗ 
nehmigt wird, fällt es eben von ſelbſt ins Waſſer, und 
wir brauchen nicht deshalb unſeren Wunſch zu unter⸗ 
drücken, weil wir glauben, wir können ihn nicht durch⸗ 
ſetzen. Wer von vornherein zu ſehr beſorgt iſt, etwas 
ua durchſetzen zu können, der wird nie zum Ziele 
ommen. 


Wenn dann geſagt wird: der Graf Poſadowsky 
hat bereits erklärt, das geht nicht, das wäre das erſte 
Mal, daß andere als die wirtſchaftlich ſchwachen Stände 
einem ſolchen Firang unterworfen würden, — ja, 
meine Herren, die wirtſchaftlich Schwachen, das ſind 
ja die beneidenswerteſten Menſchen heutzutage! 


(Sehr richtig!) 


Aber, wenn es wirklich zum erſten Male wäre, — wir 
haben ja ſo vieles zum erſten Male erlebt, namentlich 
auf ſozialem Gebiete, da könnte man es ja auch für 
uns gelten laſſen. 


Nun iſt geſagt: das können wir alles ſehr gut 
allein machen; tut euch zuſammen und mag jeder für ſich 
ſorgen und ſo weit gehen, wie er nach ſeinen Mitteln 
gehen kann; wir wollen alles ſeinem Ermeſſen unter⸗ 
werfen, wir wollen nur keinen wang. Meine Herren, 
ich fürchte, daß das Wort „Zwang“ ein bißchen ab⸗ 
ſchreckend auf die Zuhörer wirkt und umgekehrt hypno⸗ 
tiſierend das Wort „frei“. Als — ich glaube, es war 
in der Mitte der ſiebziger Jahre — auf dem Anwaltstage 
in Frankfurt beraten wurde über die demnächſtige Ge⸗ 
richtsverfaſſung, Rechtsanwaltsordnung uſw., da fielen 
mein geſchätzter Kollege Erythropel und ich, die dort 
erſchienen waren, mit jedem Antrage durch, gegen 
welchen das Schlagwort „Freiheit der Advokatur“ vor⸗ 
gebracht werden konnte. Es wurden 1 Sachen 
verworfen, die nachher noch eingeführt ſind und als 
ſegensreich ſich herausgeſtellt haben. Ich bin ein An⸗ 
hänger der Freiheit, wo es möglich ift; ich will es hier 
verraten, ich bin Freihändler, ich bin ſogar einer der 
vielgeſchmähten Mancheſterleute; aber ich glaube, man 
darf nicht durch ein ſolches Schlagwort wirken wollen. 
Wenn man für die Freiheit iſt, fo iſt man es, weil 
man fie für wohltätig hält. Überzeugen wir uns, daß 
an anderen Stellen der Zwang wohltätig iſt, ſo bin 
ich für den Zwang. Wir werden gezwungen, unſere 
Kinder in die Schule zu ſchicken, wir werden gezwungen, 
Steuern zu zahlen, wir werden gezwungen, zu zahlen 
für dieſes oder jenes Unternehmen, da werden wir 
auch nicht gefragt, und es wird auch nicht geſagt: der 
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Mann wird aus eigenem Ermeſſen ſchon ſo viel geben. 
Ich verſtehe auch nicht, wie man ſagen kann, es ſei 
die Freiheit des Anwaltſtandes dadurch tangiert, daß 
man den einzelnen den Wünſchen der Majorität 
unterwirft. Wenn wir uns hier für den Zwang aus⸗ 
ſprechen, jo iſt das eben der Wunſch des Anwalt» 
ſtandes. Und wenn der Graf Poſadowsky geſagt 
hat, wir möchten uns zuſammentun aus eigener Kraft — 
womit wir eben niemals dieſe Sicherheit gegen uns 
ſelbſt und gegen Dritte erreichen können —, meine 
Herren, wir haben das im Jahre 1879 getan; da be⸗ 
ſchloß die Potsdamer Ruhegehalts⸗ und Witwenkaſſe, 
jedem deutſchen Anwalt den Beitritt zu geſtatten, damit 
eben auf dieſe Weiſe eine allgemeine deutſche Kaſſe 
begründet würde. Meine Herren, weil ich das damals 
ſchon für wünſchenswert hielt, bin ich dieſer aus 
eigener Kraft gegründeten Kaſſe beigetreten, — und 
wir ſind aus eigener Kraft vor wenig Jahren 


verkracht. 
(Heiterkeit.) 


Jetzt bekomme ich tropfenweiſe zurückgezahlt, was ich 
eingezahlt habe, und mit der Versicherung iſt es vorbei! 

un noch ein einziges Wort, um einem Bedenken 
zu begegnen, das auch auf dem Straßburger Anwalts⸗ 
tage aufgetaucht iſt. Da wurde geagt: „Wir ſind doch 
nur ein geringer Bruchteil der Anwaltſchaft, wie können 
wir hier beſchließen über etwas, was die Intereſſen 
jedes einzelnen betrifft? Wiſſen wir denn, ob nicht 
ie Leute, die draußen geblieben ſind, die Majorität 
haben und gegen jede Kaſſe find?” — Meine Herren, 
wenn wir ſo deduzieren wollen, dann kommen wir nie 
zum Ziel! Die Erſchienenen müſſen entſcheiden. Wenn 
wir aber einmal Mutmaßungen anſtellen wollen darüber, 
was diejenigen denken, die draußen geblieben ſind, ſo 
möchte ich nur ſagen, . Herren, die einige 
hundert, vielleicht tauſend Mark verreiſt haben und dann 
noch ein paar hundert Mark übrig haben, um hier nach 
dem Anwaltstage zu kommen, das ſind ſicher nicht die 
ärmſten, und wenn ſich für die Kaſſe hier im Saale 
die Majorität findet, ſo iſt ſie der Zuſtimmung der 
draußen gebliebenen Anwälte ſicher. 

Und ſo hoffe ich, daß wir hier eine Majorität 
finden und zwar, wenn es nach meinem Wunſche geht, 
für den erſten Antrag. Ich gebe mich der Hoffnung 
hin, daß auf dieſem Wege gelegentlich das erreicht werden 
wird, wenn auch vielleicht erſt in ſpäteren Jahren, 
wofür ich ſeit Jahrzehnten mündlich und ſchriftlich plädiert 
habe, daß das, was wir in Armenſachen ohne direkte 
perſönliche Vergütung leiſten, dermaleinſt wenigſtens 
honoriert werden möge zugunſten unſerer Witwen und 
unſerer Waiſen! 


(Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Graſs (Allenſtein): Meine verehrten 
Kollegen! Die Oſtpreußiſche Anwaltskammer, der ich 
angehöre, iſt eine der erſten geweſen, die ſich ſeiner⸗ 
eit, und zwar vor mehr als zwei Jahren, für die 

. ausgeſprochen hat. Meine Herren, 
wir in Oſtpreußen wiſſen auch die Freiheit zu ſchätzen, 
und uns ſind damals die ſchweren Bedenken nicht ver⸗ 
borgen geblieben, die in dem Zwange liegen. Aber 
wir haben uns geſagt: willſt du etwas Großes erreichen, 
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dann mußt du auch etwas Großes dafür tun. Dazu 
ehören einmal die materiellen Opfer, die wir zunächſt 
ang müſſen — ich ſage: zunächſt —, um ver⸗ 
hältnismäßig Großes zu erreichen; und dazu gehört 
weitens der Zwang. Und dieſer Zwang iſt eines freien 
Mannes durchaus nicht unwert und nicht unwürdig; 
denn es iſt kein Zwang, der von außen hereingetragen 
wird, ſondern es iſt ein Zwang, den wir uns ſelbſt 
auferlegen; wir ſind der Mann, der ſich bezwungen 
hat. Und wenn wir nun kommen und ſagen, wir 
wollen dieſen Zwang legaliſiert haben, dann liegt nichts 
darin, was unſerem Freiheitsgefühl widerſprechen 
könnte. Der Herr Kollege Weſtrum hat ſchon hervor⸗ 
gehoben: in wie vielen Dingen werden wir nicht ge⸗ 
wungen und bleiben im übrigen doch freie Leute. 

ir wollen doch nur nach dieſer einen Richtung hin, und 
eigentlich nicht uns zwingen, ſondern nur die Halben, 
die Lauen, die nicht mittun wollen. Meine Herren 
Kollegen, wir haben heute noch eine Unmenge, hunderte 
von Anwälten, die nicht Mitglieder der Hülfskaſſe ſind, 
obwohl doch heute der Segen der Hülfskaſſe erwieſen 
iſt — wie wollen Sie an dieſe herankommen? Gegen 
dieſe Lauen und Halben richtet ſich der Zwang, und 
für dieſe Lauen und Halben iſt es eine Wohltat, ge⸗ 
zwungen zu werden! Das ſind die Erwägungen, die 
uns in Ostpreußen eleitet haben, ſchon vor über zwei 
Jahren, trotz aller Bedenken, und obwohl wir uns in 
unſerer Freiheit wohl fühlen, für dieſen Zwang zu 
ſtimmen. Ich glaube, ich kann es Ihnen nur ans 
Herz legen: wenn Sie etwas Großes und Gutes er⸗ 
reichen wollen — ob es das werden wird, iſt ja die 
Frage, an Ideale glaube ich nicht mehr — aber wenn 
wir etwas möglichſt Vollkommenes erreichen wollen, 
dann brauchen wir dieſen Zwang, und Sie können es 
anfangen wie Sie wollen, Sie werden doch ſchließlich 
zu dieſem Zwange kommen. 

Ich werde alſo in erſter Reihe für den Antrag 
auf Zwangsverſicherung ſtimmen; ſollten Sie das nicht 
wollen, ſo werde ich für die freiwillige Kaſſe ſtimmen 
in der Erwägung, daß Sie ſchließlich doch zu dem 
Zwange kommen werden. Jedenfalls aber möchte ich 
mich dem Wunſche anſchließen, daß endlich einmal etwas 
geſchieht. Ich glaube, wir haben viel zu lange ge⸗ 
zaudert nach guter, alter deutſcher Unſitte, wir haben 
Kommiſſionen über Kommiſſionen gewählt; wir können 
hier nicht in alles eindringen, das iſt nicht möglich, 
ſolche Dinge müſſen in der Kommiſſion beſchloſſen 
werden und können dann bloß en bloc angenommen 
oder abgelehnt werden. Ich würde ablehnen nur dann, 
wenn ich die Überzeugung hätte, daß die Kommiſſion 
etwas Schlechtes produziert hätte. Das iſt nicht der 
Fall; Herr Kollege Roſenthal aus München hat 
mir ganz aus der Seele geſprochen, wenn er der 
Kommiſſion den Dank ausgeſprochen hat; ſie hat außer⸗ 
ordentlich tüchtig gearbeitet und hat etwas geliefert, 
worauf wir weiterbauen können, und das iſt die Haupt⸗ 
ſache. Fangen wir damit an — es wird auch weiter 
gehen, und wir werden auch zum Ziele kommen. Wenn 
wir heute wieder beſchließen, eine Kommiſſion zu wählen, 
und uns in Details verlieren, ſo wird im Leben nichts 
daraus werden. Wenn wir nur irgendwo angefangen 
haben, dann wird der Stein von ſelbſt ins Rollen 
kommen. Wir wollen heute nicht nach Hauſe gehen, 
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ohne einen Anfang gemacht zu haben; wir wollen uns 
nicht ſagen laſſen: 
Mann mit zugeknöpften Taſchen, 
Dir tut niemand was zulieb. 
ya wird nur von pen gewaſchen; 
enn du nehmen willſt, ſo gib! 


(Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Salinger (Berlin): Meine Herren 
Kollegen! Herr Kollege Elze hat mit Recht die Frage 
dahin formuliert: wollen wir den Zwang, oder wollen 
ihn c nicht? Es iſt das die Hauptfrage. Ich will 
ihn nicht! | 

Ich danke dem Herrn Kollegen Roſenthal dafür, 
daß er die Gegner der Zwangstheorie in Schutz ge⸗ 
nommen hat gegen den Verdacht, als ob ſie nicht ebenſo 
jr wie die Anhänger diefer Theorie ein Herz für 

ie Not der Anwaltſchaft hätten, als ob ſie nicht ein 

volles Verſtändnis dafür hätten. Ich glaube, die eine 
Tatſache, daß ein um die Anwaltſchaft ſo hoch verdienter 
Mann, wie unſer leider zu früh verſtorbener Kollege 
Mecke, der Begründer der Hülfskaſſe, ſtets ein ent⸗ 
ſchiedener Feind dieſer Beſtrebungen geweſen iſt, muß 
genügen, um auch ihrem temperamentvollſten Vertreter 
ie Überzeugung beizubringen, daß die diſſentierenden 
Kollegen nur aus reinem Intereſſe für unſere Sache 
zu ihrem Votum gelangt ſind. Meine Herren, ich 
will die Frage nicht erörtern, ob es überhaupt an⸗ 
gängig iſt, durch einen Majoritätsbeſchluß eines An⸗ 
waltstages eine ſo tief in das private Wirtſchaftsleben 
der einzelnen eindringende Angelegenheit zu entſcheiden. 
Ich ſtimme dem Herrn Kollegen Dr. Roſenthal 
jedenfalls darin vollſtändig bei, daß der Danziger Be⸗ 
ſchluß für uns nicht res judicata bildet und nicht bilden 
kann. Von dieſem Standpunkt geht ja auch unſere 
eigene Kommiſſion aus; es ergibt das die Vorlegung 
der beiden Entwürfe. 

Was den erſten Entwurf, den Entwurf eines 
Zwangsverſicherungsgeſetzes anlangt, ſo iſt mit Recht 
ſchon darauf hingewieſen worden, daß ein Zwangs⸗ 
beitrag von 50 Mark eine Halbheit iſt; er bedeutet in 
Wirklichkeit das Aufgeben der ra Meine 
Herren, ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß jeder Zwang, 
jede Zwangsbeſtimmung abzulehnen fei, daß namentlich 
auch die Idee, welche vielfach in letzter 5 aufgetaucht 
iſt, daß die Anwaltskammern ihre Mitglieder ver⸗ 
ſichern und zur Deckung der ihnen daraus erwachſenden 
Verpflichtungen entſprechende Beiträge einziehen ſollen, 
abſolut unzuläſſig und verwerflich it. 

Meine Herren, man wolle ſich doch darüber klar 
werden: was bedeutet die e 2 Erſtens 
ſollen diejenigen Kollegen, welche nicht ſelbſt daran 
denken, für ihr Alter, far den Fall ihrer Invalidität, 
für ihre Hinterbliebenen zu ſorgen, dazu gezwungen 
werden. Zweitens ſollen diejenigen, die dieſe Vorſicht 
üben oder nicht nötig haben, gezwungen werden, zu 
dem Unterhalt invalider Kollegen und ihrer Familien 
beizutragen. Das iſt der Sinn des Zwanges. Meine 
nn laſſen Sie mich zunächſt ein wenig die letztere 

eite des Zwanges betrachten. Die Anhänger der 
Zwangstheorie wollen hilfsbedürftige Kollegen und ihre 
Hinterbliebenen nicht verweiſen laſſen auf die Hülfskaſſe; 


Y 


— 
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ſie meinen, das ſei ein genanter, des Anwaltsſtandes 


unwürdiger Zuſtand, es müſſe ihnen, den Hilfs⸗ 
bedürftigen und ihren Hinterbliebenen, ein Rechts- 
anſpruch auf ein Mindeſtmaß anſtändigen Einkommens 
gewährleiſtet werden. Nun, meine Herren, diejenigen 
unter uns, welche ſich noch nicht mit der ſozialiſtiſchen 
Auflöſung unſeres bürgerlichen Lebens völlig vertraut 
gemacht haben, müſſen ſagen, daß mit dieſer Forderung 


— das Recht vollſtändig auf den Kopf geſtellt wird. Meine 
„Herren, das Bürgerliche Geſetzbuch betrachtet noch nicht 
‚ einmal das enge verwandtſchaftliche Band zwiſchen Ge⸗ 


ſchwiſtern als ausreichend zur Begründung der Unter⸗ 
haltspflicht, und wir ſollen eine ſolche Pflicht 
etablieren gegenüber den Kollegen und ihren Hinter⸗ 
bliebenen?! Diejenigen Kollegen, welche ſolchergeſtalt 


Moral und Recht konfundieren, bedenken gar nicht, 
daß ſie den Charakter unſerer Hülfskaſſe als eines 


eminent ethiſchen Inſtituts entwerten, einer Inſtitution, 


auf die die deutſche Anwaltſchaft durchaus ſtolz ſein 


kann. 


Meine Herren, ich anerkenne eine weitgehende 


Verpflichtung der Kollegen, einander und ihren Hinter⸗ 


bliebenen beizuſtehen; aber dieſe Verpflichtung iſt 


eine rein moraliſche, die allerdings durch einen Macht⸗ 


4 zu gewährleiſten. 


ſpruch des Staats zu einer rechtlichen geſtaltet werden 


kann, aber ihrer inneren Natur nach bleibt ſie eine 
moraliſche. 


Geſtatten Sie mir, ferner einzugehen auf den 
Zwang in ſeiner Richtung gegen den Leichtſinn und 
die Sorgloſigkeit der Kollegen. Ich halte einen ſolchen 
Zwang für unangemeſſen in unſerem Stande. Meine 
Herren, die Freunde des Zwanges werden nirgends 
eine Grenze finden. Es iſt vielleicht nicht unintereſſant, 
auf ein Beiſpiel hinzuweiſen. Kürzlich war in Berlin 


eine e Bewegung im Gange zu dem Zwecke, 


unſeren Bureaubeamten ein angemeſſenes Einkommen 


Da iſt von demjenigen Kreiſe von 


Kollegen in Berlin, welcher ſo ſehr für den Zwang 


ſchwärmt, allen Ernſtes im dortigen Anwaltverein der 
Antrag geſtellt worden, einen Normaltarif feſtzuſtellen, 


deſſen Sätze die Berliner Anwälte nicht unterſchreiten 


dürften. Meine Herren, was ich damals im Berliner 


8 Anwaltverein ag habe, gilt mit noch viel 


größerem Rechte 


ier. Je nach der Auffaſſung, die 
wir von unſerem Beruf und Stande haben, wird man 


f ſich in der einen wie in der anderen Frage für Freiheit 
oder Zwang entſcheiden. Es gibt eine vornehme Auf⸗ 
; faffung unſeres Standes und Berufs, die ſich ſeiner 


* 


Diſtanz von anderen Ständen und anderen, illiberalen 


„Berufen bewußt iſt, und die ſich durch ſozialpolitiſche 
Schlagworte des Tages nicht anfechten läßt; und es 
„gibt eine Auffaſſung des Standes, die ich die ſubalterne 


2 * Be * 


— * 
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oder auch die ſentimentale, ſchwächliche nennen möchte. 
Bei der erſten Auffaſſung ſteht man auf dem Stand» 
punkt, daß man an die Mitglieder unſeres Standes 


die allerhöchſten Anforderungen ſtellt in bezug auf ihre 
Charakterfeſtigkeit, ihre intellektuelle und moraliſche 
Bildung und nicht zuletzt bezüglich der Sicherung ihrer 
ökonomiſchen Exiſtenz. Von dem von mir als ſentimental 
bezeichneten Standpunkt hat man ein unendliches Mitleid 
mit der Schwäche des Menſchen, die ihn verhindere, 
an die Zeit ſeiner Arbeitsunfähigkeit, an die Ver⸗ 
ſorgung ſeiner Familie über ſeinen Tod hinaus zu 
denken. Man ſtellt an die Mitglieder unſeres Standes 
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die denkbar geringſten Anforderungen in bezug auf 
ihre freie Selbstbestimmung, an ihre Mündigkeit, an 
ihre Anſtändigkeit, ja ſelbſt an ihren guten Willen, 
ihre Angeſtellten angemeſſen zu löhnen. 


Meine Herren, ich für meine Perſon bin niemals 
im Zweifel geweſen, welcher Auffaſſung der Vorzug 
zu geben ſei. N 


Vorſitzender: Ich muß den Herrn Kollegen darauf 
aufmerkſam machen, daß die 10 Minuten abgelaufen ſind. 


Juſtizrat Salinger (Berlin): Meine Herren, 
ich komme zum Schluß. Ich ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Einführung der Zwangsverſicherung 
ein Unheil für die Anwaltſchaft bedeuten würde; wir 
würden durch die Garantierung eines notdürftigen Ein⸗ 
kommens lediglich den leichtſinnigen Zugang zu unſerem 
Stande vergrößern; wir würden hineinbringen gerade 
die minderwertigen und ſchwächeren Elemente; und wir 
würden bei den Kollegen das Gefühl der eigenen 
Verantwortlichkeit für ihr und der ihrigen Schickſal 
auf das erheblichſte abſchwächen! 


(Widerſpruch.) 


— Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird 
angenommen. — 


Berichterſtatter Juſtizrat Elze (Halle): Meine 
Herren Kollegen, geſtatten Sie mir noch zum Schluß 
eine rein perſönliche Bemerkung. Der Herr Mit⸗ 
berichterſtatter hat in ſo außerordentlich liebenswürdiger 
und freundlicher Weiſe meiner und meiner Herren 
Kollegen Arbeit gedacht, daß ich nicht umhin kann, ihm 
für dieſe Anerkennung meinen herzlichſten Dank aus— 
zuſprechen. Aber, meine Herren Kollegen, ich muß 
den Dank von mir abweiſen. Ich habe bloß ſo ein 
wenig geſchoben; die Hauptſache hat zuerſt — das 
wollen wir nicht vergeſſen — der Herr Kollege Kolſen 
getan. Er iſt derjenige geweſen, der die ganze Sache 
ins Rollen gebracht hat; ihm verdanken wir, daß die 
Sache damals in Danzig nicht ins Waſſer gefallen, 
ſondern von neuem aufgegriffen iſt, und er hat dann 
mit unermüdlichem Eifer und mit großer Begeiſterung 
an der Sache gearbeitet. Hat er ſich von uns auch 
getrennt, das wollen wir ihm nie vergeſſen, was er 
an der Sache gutes getan hat. Als aber Herr Kollege 
Kolſen ausgeſchieden iſt, da iſt es vor allen Dingen 
der Herr Kollege Behrendt (Danzig) geweſen, der in 
ſo geſchickter und 5 Weiſe die Arbeit auf⸗ 
genommen und das Werk geſchaffen hat, was Sie ge⸗ 
druckt vor ſich ſehen. Ihm gebührt der allermeiſte 

k 


ank. 

Und nochmals hebe ich es hervor, der Dank ge⸗ 
bührt auch unſerem techniſchen Berater, und Nee 
Dank möchte ich hiermit nochmals zum Ausdruck ge⸗ 


bracht haben. 
* (Bravo!) 


Nun, meine Herren Kollegen, jetzt ſtehen Sie vor 
der Entſcheidung. Wie ganz richtig geſagt iſt: wir 
alle wiſſen, was wir wollen, — wohlan, ſo geben wir 
unſere Stimme nach unſerem beſten Wiſſen ab! 

ch möchte bloß den Herrn Kollegen Roſenthal 
im Intereſſe der Vereinfachung der Sache bitten, ſeinen 
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Antrag, den er geftellt hat, doch 1 unſeres 
Eventualantrages zurückzuziehen. eine Herren, ob 
wir ausſprechen, der Danziger Beſchluß ſoll aufgehoben 
werden oder nicht, iſt ganz gleichgültig. Wenn der 
heutige Anwaltstag beſchließt, es ſoll eine freiwillige 
Kaſſe errichtet werden, dann iſt der frühere Beſchluß 
damit aufgehoben. Alſo das iſt nicht notwendig. 

Aber dann, meine Herren, vor dem einen möchte 
ich Sie ganz entſchieden warnen, daß wir nämlich be⸗ 
ſchließen, es ſollen 500 000 Mark bloß als Grundſtock, 
der unangreifbar iſt, hingeſtellt werden und nicht der 
neu zu gründenden Kaſſe zum Eigentum überwieſen 
werden. An diefem Punkt kann die ganze Sache 
ſcheitern. Eine Kaſſe, die neu gegründet wird, muß 
ihren Grundſtock für ſich haben, er muß aus dem 
Vermögen der Hülfskaſſe ausſcheiden — das hilft 
alles nichts? Und wozu iſt denn der Grundſtock 
vorhanden?: damit er im Notfalle Was f und 
die Schulden gedeckt werden können. Was hilft mir 
ein Grundſtock, den ich nicht angreifen kann; das iſt 
nichts, damit können wir nicht rechnen. Alſo ſchon 
aus dieſem Grunde möchte ich den Den Kollegen 
Roſenthal bitten, feine Anträge fallen zu laſfen. 
Der Geſchäftsgang, wie ich ihn mir vorſtelle, iſt doch 
nach dem Antrage, wenn Sie die Zwangsverſicherungs⸗ 
kaſſe ablehnen ſollten, einfach der, daß dann der Vor⸗ 
ſtand der Hülfskaſſe auch die Behörde oder das Organ 
iſt, welches die Sache weiter in die Hand nehmen 
muß. Und, meine Herren Kollegen, da Sie nun 
einmal, wie ich zu meiner großen Freude hier feſt⸗ 
ſtellen kann, zu meiner Perſönlichkeit einiges Vertrauen 
haben, ſo werden Sie vielleicht auch das Vertrauen 
weiter zu mir haben, daß ich als Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes der Hülfskaſſe dieſes von uns heute aus der 
Taufe zu hebende Kind nicht von mir ſtoßen, ſondern 
ihm weiter helfen und es auf die Beine bringen werde, 
damit es blühe, wachſe und gedeihe. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Juſtizrat Dr. Stranz (Berlin): Meine Herren 


Kollegen, ich beantrage, daß über die vorliegenden 


Anträge namentlich abgeſtimmt wird. Bei der 
Wichtigkeit der Angelegenheit rechtfertigt ſich mein 
Antrag wohl von ſelbſt. 


(Lebhafter Widerſpruch.) 


Vorſitzender: Ich darf annehmen, daß die allge⸗ 
meine Stimmung gegen die — Abſtimmung ift. 


Mitberichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Roſenthal (München): Meine verehrten Kollgen, ich 
möchte nur zwei Bemerkungen machen. Erſtens möchte 
ich einen Trugſchluß zurückweiſen, den Herr Kollega 
Weſtrum hinſichtlich des Zwanges Ihnen vorgetragen 
hat. Es iſt ein großer Unterſchied, ob wir Steliem 
zahlen und ob wir unſere Kinder in die Schule ſchicken 
müſſen; denn das iſt eine Pflicht, die der Staat allen 
ſeinen Untertanen auferlegt. Aber der Zwang, den 
Sie heute anregen wollen, iſt ein ſolcher, der außerhalb 
des notwendigen Staatszweckes ſteht. 

Dann hat mich der Herr Kollega Mayer (Franken⸗ 
thal) erſucht, da die Debatte geſchloſſen iſt, Ihnen 
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noch mitzuteilen, daß in Bayern bis zum 1. Oktober 1879 
eine Zwangskaſſe beſtanden hat. Das iſt richtig, 
meine Herren,; richtig iſt auch, wie Herr Kollega 
Mayer mitgeteilt hat, daß ungefähr 1 Prozent der 
Anwälte dieſer freiwilligen Kaſſe beigetreten iſt. Aber, 
meine verehrten Herren, ich ſchließe daraus etwas 
ganz anderes als Herr Kollega Mayer; ich ſchließe 
nicht, daß man deshalb eine Zwangskaſſe errichten muß, 
ſondern ich 585 daß man ſie nicht errichten darf; 
denn wenn das Bedürfnis ſo gering iſt, daß nur 1 Prozent 
beitritt, dann iſt eben kein Bedürfnis vorhanden. 


(Widerſpruch.) 


Und nun möchte ich noch folgendes tun. Ich 
werde meinen Antrag im Intereſſe einer einheitlichen 
Erledigung dann zurückziehen, wenn die Zwangskaſſe 
gefallen iſt; eher kann ich es natürlich nicht. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt Meyer (Tilſit): Einer der Herren 
Vorredner, Herr Dr. Roſenthal⸗München, hat, als 
er die Worte des Herrn Staatsſekretärs Grafen 
v. Poſadowsky anzog, bemerkt: wir Rechtsanwälte 
hätten ja ſelten Anlaß, uns über die Ausführungen 
eines Regierungsvertreters zu freuen. 

Gegen dieße Anſchauung erhebe ich Widerſpruch. 
Meines Erachtens iſt die Geltendmachung eines ſolchen 
Standpunkts dem Andaltſtande auch nicht förderlich. 
Ich bin übrigens auch nicht darüber beſorgt, daß etwa 
die Unabhängigkeit des Anwaltſtandes von der Re⸗ 
gierung angetaſtet werden möchte; meines Erachtens 
wird und muß gerade der Juſtizverwaltung und den 
deutſchen Regierungen daran gelegen ſein, daß die Un⸗ 
abhängigkeit des Anwaltſtandes aufrecht erhalten wird. 


Abſtimmung. Punkt 1 des Antrags Elze wird 
mit 155 gegen 105 Stimmen abgelehnt. Die Anträge 
Roſenthal werden hierauf zurückgezogen, und es 
folgt die Abſtimmung über Punkt 2 des Antrags Elze: 

Der XVII. Deutſche Anwaltstag in Hannover 
erſucht den Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte, in einer einzuberufenden 
Generalverſammlung derſelben die Gründung 
einer auf freiwilligem Beitritt beruhenden all⸗ 
emeinen Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
ſſe für deutſche Rechtsanwälte nach dem von 
dem Arbeitsausſchuß vorgelegten Satzungs⸗ 
entwurf und ferner in Antrag zu bringen, 
daß der von der Hülfskaſſe angeſammelte 
Kapitalgrundſtock dieſer Verſicherungskaſſe ganz 
oder zum Teil überwieſen wird. 
Dieſer Antrag wird einſtimmig angenommen. 


Juſtizrat Elze (Halle): Meine Herren aus 
Hannover, ich möchte Sie zu dem heutigen Beſchluß 


beglückwünſchen. 
(Lebhafter Beifall.) 
(Schluß der Sitzung gegen 1½ Uhr.) 
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Zweite Sitzung. 
Donnerstag den 14. September 1905. 


Der ſtellvertretende Vorſitzende, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken), eröffnet die Sitzung um 10 Uhr. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Meine Herren, ich eröffne die Sitzung. 
Ehe wir in den Verhandlungen fortfahren, habe 
ich Ihnen zwei Telegramme bekannt zu geben, die die 
Federation des Avocats Belges an uns geſandt hat; 
Sie werden mir erlauben, daß ich Ihnen dieſelben 
gleich deutſch mitteile: 
Der Bund der belgiſchen Advokaten ſendet den 
deutſchen Anwälten, die in Hannover zur Ver⸗ 
ſammlung vereinigt ſind, die herzlichſten Grüße 
und innigſten Glückwünſche und hofft, daß die 
Mitglieder des Deutſchen Anwaltstages den 
internationalen Kongreß, der in Lüttich ſtatt⸗ 
findet, mit ihrer Gegenwart beehren werden. 
Für diejenigen Herren, welche dem Lütticher Kongreß 
beiwohnen wollen, wird mitgeteilt, daß derſelbe vom 
30. September bis 5. Oktober ſtattfindet. 

Dann ein weiteres Telegramm, worin gebeten 
wird, eine Liſte unter den anweſenden deutſchen An⸗ 
wälten herumgehen zu laſſen zur Einzeichnung für die⸗ 
jenigen, welche etwa an dem Kongreß in Lüttich teil⸗ 
nehmen wollen. 

Meine Herren, wir werden die herzliche Begrüßung 
der belgiſchen Kollegen telegraphiſch erwidern, und dem 


Wunſche des dortigen Bureaus entſprechend, wird unſer 


Bureau eine Liſte zur Einzeichnung auslegen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich, da wir noch drei wichtige Gegenſtände zu erledigen 
haben, dringend bitten, daß ſowohl 5 erren 
welche dem Zehnminutenbetrieb unterliegen, als au 
die Herren Referenten uns ihre Gedanken in eine 
möglichſt kondenſierte Form kleiden möchten. 


(Heiterkeit und Beifall.) 


Juſtizrat Beckh (Nürnberg) — (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Ich möchte doch bemerken, daß es angeſichts 
der an uns ergangenen Einladung einen guten Eindruck 
machen würde, wenn der Anwaltstag offiziell auf dem 
Lütticher Kongreß vertreten wäre, und ich möchte dem 
Vorſtande 11 eben, zu veranlaſſen, daß vielleicht 
einige ſeiner Mitglieder den Lütticher Kongreß beſuchen. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Wir fahren nunmehr in unſeren Ver⸗ 
eee fort und kommen zum Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung: 

. Die Stellung der uur bei einem Amts⸗ 
. zugelaſſenen Rechtsanwälte und 
eren Verbeſſerung. 
Berichterſtatter iſt Herr Rechtsanwalt Roſe (Harburg 
a. d. Elbe). 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Roſe (Harburg): 
Meine geehrten Herren! Das Thema, über das ich 
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zu 5 habe, iſt inſofern eigenartig, als es, glaube 
ich, das erſtemal iſt, daß ein Teil der deutſchen Anwalt⸗ 
ſchaft an den Anwaltstag herantritt, um von ihm für 
ſich etwas zu erreichen. 

Schon dieſe Eigenart des Themas muß zu ernſtem 
Nachdenken anregen. Die deutſche Auwaltſchaft, ſollte 
man meinen, müßte eine 5 feſt organiſierte und ge⸗ 
ſchloſſene Einheit bilden, daß es unmöglich ſein müßte, 
daß in ihrer Mitte Wünſche auftauchen könnten, deren 
1 nicht von der geſamten Anwaltſchaft in 
gleicher Lebhaftigkeit miterhofft und miterſtrebt wird, 
und zwar Wünſche von einer ſolchen Kraft, daß der 
Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins es für richtig 
gehalten hat, fie auf die Tagesordnung des Anwalts⸗ 
tages zu ſetzen. 

Ich glaube, meine Herren, daß ſchon aus dieſer 
Erwägung die ganze Anwaltſchaft auch über die Amts⸗ 
gerichtsanwälte hinaus dieſen Wünſchen mit Wohlwollen 
gegenüberſtehen und zu ihrer eee beitragen 
müßte, um einen 15 nur entfernt möglichen Zwie⸗ 
ſpalt innerhalb der Anwaltſchaft im Keime zu erſticken. 

Ausſchalten möchte ich bei der ferneren Erörterung 
von vornherein zweierlei. Zunächſt möchte ich den 
Gedanken zurückweiſen, als ob es ſich bei dem Wunſch 
nach der Verbeſſerung der Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte um eine Verbeſſerung oder Vermehrung ihres 
Einkommens, alſo weſentlich um eine Geldfrage oder 
ein Geldintereſſe handle oder handeln ſollte. 

Das iſt nicht der Fall; ja ich bin im Gegenteil 
der Anſicht, daß die erſtrebte Verbeſſerung ihrer Stellung 
weit eher a net ift, den Amtsgerichtsanwälten 
pefuniären ackteil zu bringen, da ein vermehrter 
Zugang von Anwälten an die Amtsgerichte dieſer Ver⸗ 
19895 folgen und damit eine etwaige Erhöhung 
der Einnahmen der jetzigen Amtsgerichtsanwälte aus⸗ 
geſchloſſen ſein würde. 

Wir würden auch gar nicht wagen, mit einer 
Geldfrage an Sie heranzutreten. Denn wir wiſſen 
ſehr wohl, daß es an den Kollegialgerichten wie an 
den Amtsgerichten immer Anwälte mit einträglicher 
und Anwälte mit weniger einträglicher Praxis geben 
wird, daß dort wie hier die materiellen Güter des 
Lebens unter die Mitglieder verſchieden verteilt ſind. 

Es handelt ſich für uns lediglich um eine reine 
Standesfrage. 

Die Amtsgerichtsanwälte wollen nur in der Gleich⸗ 
heit der Standesſtellung einen Schritt weiter kommen. 

In zweiter Linie möchte ich vorab jeden Einwand 
egen meine Darlegungen abſchneiden, der dahin geht, 
daß auch die Anwälte an den Kollegialgerichten etwa 
mancherlei Wünſche haben, z. B. daß die Anwälte vom 
Landgericht nicht am Oberlandesgericht und die An⸗ 
wälte vom Oberlandesgericht nicht am Landgericht zu⸗ 
gelaſſen ſind. Über dieſe Fragen 900 ſich ſicher ſehr 
ernſthaft reden, und manche der nachfolgenden Gründe 
möchten ſich auch für ſie verwenden laſſen; aber heute 
ſtehen ſie nicht zur Debatte. Ich möchte Sie daher 
bitten, auch von der Erörterung dieſer Punkte in der 
Diskuſſion abzuſehen und ſich eng an unſer Thema 
zu halten. Dieſes lautet: „Die Stellung der nur bei 
einem Amtsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte und 
deren Verbeſſerung⸗ 5 
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Wie ift nun dieſe Stellung? Ich muß da, meine 
Herren, Bekanntes wiederholen. 

Unſere Rechtsanwaltsordnung, die die Befugniſſe 
des Anwaltes in den Sachen regelt, auf welche die 
Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung und die 
Konkursordnung Anwendung finden, wird beherrſcht 
von den Prinzipien der Lokaliſierung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft und der Reſidenzpflicht des Anwalts. — Das 
Prinzip der Lokaliſierung iſt dahin ſtatuiert, daß der 
Auwalt nur bei einem Gericht zugelaſſen wird, das 
Prinzip der Reſidenzpflicht dahin, daß der Anwalt an 
dem Orte, wo das Zulaſſungsgericht ſeinen Sitz hat, 
ſeinen Wohnſitz zu nehmen verpflichtet iſt. 

u dieſen Beſtimmungen, deren Ausnahmen ich 
zunächſt übergehe, tritt ee hinzu der 8 74, jetzt 78 
der Zivilprozeßordnung, der lautet: 

Vor den Landgerichten und vor allen Ge⸗ 
richten höherer Inſtanz müſſen die Parteien 
ſich durch einen bei dem Prozeßgericht zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten 
vertreten laſſen. (Anwaltsprozeß.) 

Aus dieſen Beſtimmungen folgt, daß für die Tätigkeit 
der Rechtsanwälte, die die Rechtsanwaltsordnung um⸗ 
Keane jeder Rechtsanwalt innerhalb des Reiches be- 
ugt iſt, 

1. Verteidigungen zu führen und als Beiſtand 
aufzutreten, 

2. die Prozeßvertretung zu übernehmen, inſoweit 
eine Vertretung durch Anwälte nicht ge 
boten iſt. 

Inſoweit aber eine Vertretung durch An⸗ 
wälte geboten iſt, darf nur ein beim Prozeß⸗ 
gericht zugelaſſener Anwalt die Prozeßvertretung 
übernehmen. | 

Da nun die Amtsgerichtsanwälte infolge der Be⸗ 
ſtimmungen über die Lokaliſierung und die Reſidenz⸗ 
pflicht beim übergeordneten Landgericht nicht zugelaſſen 
ſind, ſo iſt ihnen tatſächlich die geſamte Prozeßvertretung 
in den landgerichtlichen Sachen, alſo in den größeren 
Sachen im weſentlichen im W 

entzogen. 

Dieſe auffallende, in der Natur der Sache nicht 
ohne weiteres begründete Tatſache, daß nach den ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen eine große Anzahl von An⸗ 
wälten — es ſind jetzt etwa 2 200 — von dem großen 
Gebiet der anwaltlichen Tätigkeit vor dem Kollegial⸗ 
gerichte einfach ausgeſchloſſen iſt, findet ihre Erklärung 
rn, die Entſtehungsgeſchichte der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung. 

Als zunächſt im Jahre 1874 bei Vorlegung der 
Reichsjuſtizgeſetze die vom Reichstage zu ihrer Be⸗ 
ratung eingeſetzte Kommiſſion beſchloß, einen Titel 
„Rechtsanwaltſchaft“ in das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
einzufügen, ſtieß ſie bei dieſem Beginnen auf ganz 
bedeutende geſetzgeberiſche Schwierigkeiten. Der geſetz⸗ 
liche Zuſtand der Anwaltſchaft in Deutſchland war 
damals ein ſehr unüberſichtlicher und verſchiedenartiger, 
eng zuſammenhängend mit den verſchiedenen Formen 
des Prozeſſes. In manchen Gebietsteilen galt münd⸗ 
liches Verfahren teils mit, teils ohne Anwaltszwang, 
in anderen Gebietsteilen galt der ſchriftliche Prozeß 
des gemeinen oder des preußiſchen Rechts. Dieſer 


Zuſtand mußte in Einklang gebracht werden mit der 
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ebenfalls für einen großen Teil Deutſchlands völlig 
neuen Prozeßform des mündlichen Verfahrens. Da 
war es nur natürlich, daß bei der verſuchten Neu⸗ 
ordnung in beſtehende Rechte empfindlich eingegriffen 
wurde, daß die Geiſter heftig aufeinanderplatzten und 
lebhafte Debatten ſich entwickeln mußten. 

Eine der beſtrittenſten Fragen war dabei die der 
Lokaliſierung der Anwaltſchaft, und, falls man bereit 
war, dieſe zu bejahen, die der Stellung der Amts⸗ 
gerichtsanwälte. Beinahe von allen Seiten wurde im 
Gegenſatz zu dem früheren Rechtszuſtande ſelbſt in den 
Staaten mit mündlichem Verfahren die große Be⸗ 
deutung der Zulaſſung und Niederlaſſung von Anwälten 
an den Amtsgerichten insbeſondere im Intereſſe des 
rechtſuchenden Publikums und der Rechtspflege über⸗ 
haupt betont. Im merkwürdigen Gegenſatz dazu 
wurden aber die Amtsgerichtsanwälte tatſächlich, wie 
Weißler in ſeinem ſehr leſenswerten Buche der Ge⸗ 
ſchichte der Rechtsanwaltſchaft ſagt, „als unnütze Möbel“ 
behandelt, und ihnen die Rechte vorenthalten, die zur 
Ausübung ihres Berufes mit innerer Befriedigung 
erforderlich ſind. Die Juſtizkommiſſion erhob vielmehr 
die Lokaliſierung der Anwaltſchaft im ſtrengſten Sinne 
zum Beſchluß; den Amtsgerichtsanwälten wurde die 
Ausübung der Praxis an den Landgerichten ausdrück⸗ 
lich verſagt. 

Dieſe Beſchlüſſe riefen eine äußerſt lebhafte litera⸗ 
riſche Oppoſition wach, die ſich durchweg prinzipiell 
gegen die Lokaliſierung, eventuell aber gegen die 

en Amtsgerichtsanwälten zugewieſene unzulängliche 
Stellung ausſprach. 

Auf dem V. Anwaltstage in Cöln am 2. und 3. Juni 

1876 fand dieſe Bewegung ſowohl in dem ausgezeichneten 
Referate des Rechtsanwalts Fürſt aus Mannheim 
wie in der anſchließenden Debatte lebhaften Widerhall, 
und der Anwaltstag beſchloß, wenn er auch im Prinzip 
für die Lokaliſierung ſich ausſprach: daß in erſter Linie 
die Zulaſſung bei allen Gerichten eines Oberlandes⸗ 
erichtsbezirks zu bewilligen ſei, eventuell aber jeden⸗ 
alls den Amtsgerichtsanwälten die Ausübung der 
anwaltſchaftlichen Tätigkeit beim übergeordneten Land⸗ 
gerichte in vollem Umfange geſtattet ſein müſſe. 

Derſelbe Streit um die Lokaliſierung wiederholte 
ſich, als nach Streichung des von der Juſtizkommiſſion 
geſchaffenen Titels „Rechtsanwaltſchaft“ Anfang 1878 
die Regierung ſelbſt den Entwurf der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung vorlegte und darin wieder die Lokaliſierung 
in ihrer ſtrengen Form und ihrer großen Härte gegen 
die Amtsgerichtsanwälte brachte. Es gab lebhafte lite⸗ 
rariſche Erörterungen, die fich jetzt nahezu einftimmig 
gegen dieſe ſtrenge Lokaliſierung ausſprachen; eine 
entſchiedene Außerung gegen diese Regelung erfolgte 
neben verſchiedenen lokalen Anwaltsvereinen auch durch 
das Oberſte Landesgericht in Württemberg. 

Diesmal aber erkannte man ſowohl in der 
Kommiſſion wie im Plenum des Reichstags, daß die 
ſtrenge Lokaliſierung mit ihren harten Beſtimmungen 
für die Amtsgerichtsanwälte nicht beſtehen bleiben 
könne. Man einigte ſich ſchließlich dahin, daß die 
Lokaliſierung für ein beſtimmtes Kollegialgericht aus⸗ 
geſprochen werden ſollte, daß aber dem Anwalt das 
Wohnen im Bezirk dieſes Gerichts beliebig freigeſtellt 
wurde. Damit war tatſächlich die Simultanzulaſſung 


— 
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für Amtsgericht und Landgericht ausgeſprochen. Dieſer 
Beſchluß wurde auch in der zweiten Leſung im Plenum 
mit 106 gegen 105 Stimmen aufrecht erhalten, er 
wurde aber in der dritten Leſung unter dem Drucke 
der Regierungserklärung, daß er unannehmbar ſei, 
unter lebhaftem und energiſchem Widerſpruch von 
verſchiedenen Seiten auf Antrag Laskers in den $ 9 
der jetzigen Rechtsanwaltsordnung verändert, nach dem 
die . prinzipiell verſagt iſt, aber 
nach dem Ermeſſen der Juſtizverwaltung erteilt 
werden kann. 

Sie ſehen alſo, meine Herren, daß die jetzige 
geſetzliche Regelung der Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte gegen die Beſchlußfaſſung des Anwaltstages 
in Cöln, dem der Anwaltstag in Frankfurt 1878 zu⸗ 
ſtimmte, gegen die beinahe einſtimmigen Außerungen 
in der Literatur, gegen die wiederholten Beſchlüſſe 
des Reichstags und Kaner Kommiſſionen lediglich unter 
dem Druck der Regierungserklärung in der Furcht, 
ſonſt die geſamte Rechtsanwaltsordnung ſcheitern zu 
ſehen, erfolgt iſt. Schon das läßt den jetzigen geſetz⸗ 
lichen Zuſtand als äußerſt problematiſch erſcheinen. 

Infolge der 1 der Zulaſſung beim über⸗ 
5 Landgericht iſt denn auch die Stellung der 

mtsgerichtsanwälte tatſächlich fo ſchlecht, daß un⸗ 
bedingt und vorbehaltslos eine Verbeſſerung gefordert 
werden muß. 

Das zeigt ſich ſchon bei oberflächlichſter Betrachtung. 
Die deutſche Anwaltſchaft iſt im allgemeinen ſo 
organiſiert, daß abgeſehen von den amtsgerichtlichen 
Sachen, die mit Ausnahme der Reichsgerichtsanwälte 
von allen Anwälten betrieben werden können, den 
Anwälten je nach ihrer Zulaſſung eine der drei 
Inſtanzen in Zivilſachen zur Vertretung offen ſteht. 
Nur die Amtsgerichtsanwälte ſind von dieſer Verteilung 
ausgeſchloſſen; fie können, wie gezeigt, außer den amts⸗ 
gerichtlichen Sachen Prozeßvertretungen überhaupt 
nicht führen. | 

Das erſcheint ſchon an ſich auf den erſten Blick 
als offenbar unbillig. Die Anwälte am Amtsgericht, 
die genau dieſelbe Vorbildung haben, dieſelbe Sorgfalt 
und dieſelben Koſten auf ihre Ausbildung verwenden 
müſſen, wie die Anwälte an den Kollegialgerichten, 
werden dennoch einfach von der Prozeßvertretung vor 
dieſen Gerichten ausgeſchloſſen, alſo in ihrer Tätigkeit 


und in ihrem Wirkungskreiſe erheblich beſchränkt, bloß 


weil ſie ſich am Amtsgericht niedergelaſſen haben. 
Wo gleiche Pflichten ſind, ſollten auch gleiche 
Rechte ſein. | 
Noch ungünftiger wird das Bild, wenn man 
näher die Stellung der Amtsgerichtsanwälte prüft. 
Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte umfaßt be⸗ 
kanntlich im allgemeinen die Bagatellprozeſſe bis zur 
Wertgrenze von 300 Mark. Alle übrigen Sachen ge⸗ 
hören vor die Landgerichte. Danach iſt es offenbar, 
und ſo ſahen die Schöpfer der Juſtizreform die Sache 
auch an, daß der Landgerichtsprozeß der Normal⸗ 
prozeß iſt, daß hier im Anwaltsprozeß, in dem die 
Anwaltſchaft als notwendiges gerichtliches Requiſit 
aufgenommen iſt, der eigentliche Kern der anwalt⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit ruht. Wer davon ausgeſchloſſen 
iſt, wie der Amtsgerichtsanwalt, iſt der Anwalt der 
Bagatellprozeſſe, ein Anwalt minderen Rechts und 
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N Klaſſe. Ihm iſt durch die Geſetzgebung, ſoweit 
ie Prozeßvertretung, der Kern der anwaltlichen Tätig⸗ 
keit, reicht, tatſächlich die Vertrauenswürdigkeit bei den 
Sachen über 300 Mark abgeſprochen. 

(Sehr richtig!) 

Dieſer Zuſtand muß bei den Amtsgerichtsanwälten, 
die ſich mit vollem Recht für ebenſo vertrauenswürdig 
halten, wie ihre landgerichtlichen Kollegen, ein dauerndes 
Gefühl der unverdienten Zurückſetzung und ungerecht⸗ 
fertigten Demütigung hervorrufen. So findet ſich denn 
auch in allen in den letzten Jahren über dieſe Frage 
von Amtsgerichtsanwälten veröffentlichten Aufſätzen in 
allen Variationen dieſe Klage wiederholt, die den Kern 
der ganzen Reformbewegung bildet. 

Daß dieſe Empfindung aber nicht etwas neu Er⸗ 
fundenes, rein Subjektives oder künſtlich in die Sache 
Hineingetragenes iſt, ſondern auf richtiger Würdigung 
der objektiven Sachlage beruht, das wird ſchlagend 
bewieſen durch die oben nur geſtreiften Verhandlungen, 
die ſchon in den 70er Jahren vor Erlaß der Rechts⸗ 
anwaltsordnung über die Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte ac find. Gerade mit Rückſicht auf die 
ſonſt völlig unzulängliche Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte, die von den verſchiedenſten Rednern — Fürſt, 
v. Wilmowski, Mecke — ſcharf betont wurde, hat 
der Cölner Anwaltstag den eventuellen Antrag an⸗ 
e den Amtsgerichtsanwälten die volle anwalt⸗ 
Eon Tätigkeit beim übergeordneten Landgericht zu ge⸗ 
tatten. 

Sowohl bei dieſen Verhandlungen wie in den 
verſchiedenen Reichstagskommiſſionen und im Plenum 
des Reichstags iſt immer wieder von den verſchiedenſten 
Rednern darauf hingewieſen, daß die Stellung der 
Amtsgerichtsanwälte bei der ſtrengen Lokaliſierung 
und der Reſidenzpflicht, verbunden mit dem Anwalts⸗ 
zwang, eine völlig unzulängliche ſei, daß ſie geradezu 
zu Anwälten zweiter Klaſſe würden, denen es an der 
richtigen Schulung der anwaltlichen Tätigkeit, dem 
Plädieren fehlen würde. Einzelne Redner ſind dabei 
ſogar ſo weit gegangen, daß ſie dieſe zugeſtandener⸗ 
maßen ſchlechte und ungenügende Stellung der Amts⸗ 
5 deshalb befürwortet haben, um die 

nwälte dadurch von den Amtsgerichten fern zu halten. 

Mit vollem Recht iſt auch ſowohl früher wie in 
den letzten Jahren betont, daß bei der Beſchränkung 
der Amtsgerichtsanwälte auf die amtsgerichtliche Prozeß. 
vertretung den Anwälten beſonders an den kleinen 
Amtsgerichten mit ihrem weniger ſtraff gehandhabten 
Verfahren die Übung im Plädieren, die Anregung 
durch den Verkehr mit den im Zentrum, dem Land⸗ 

erichtsort ſitzenden Kollegen fehlen, und dadurch die 
Anwälte am Amtsgericht ſchließlich auch in ihrer 
wiſſenſchaftlichen Fortbildung zurückbleiben würden. 

Wie ſehr aber auch nach außen hin die An⸗ 
ſchauung, daß durch die hervorgehobenen Momente die 
Amtsgerichtsanwälte nur Anwälte minderen Rechts 
ſeien, Platz gegriffen hat, möchte ich an einem charakte⸗ 
riſtiſchen Beispiel zeigen. Im Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Kiel hatte Anfang dieſes Jahres ein Referendar 
beantragt, während der vorgeſchriebenen Vorbereitungs⸗ 
zeit beim Anwalt, bei einem nur beim Amtsgericht 
zugelaſſenen Anwalt beſchäftigt zu werden. Der Ober⸗ 
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landesgerichtspräfident hat dies 1 mit der Be⸗ 
ründung zurückgewieſen, daß die erforderliche Aus⸗ 
bildung in den rechtsanwaltlichen Geſchäften bei einem 
nur beim Amtsgericht zugelaſſenen Anwalt nicht er⸗ 
reicht werden könne. 

Meine Herren, demütigender kann die Stellung der 
Amtsgerichtsanwälte, wie fe jetzt iſt, gar nicht charakte⸗ 
riſiert werden. Erſt verpflichtet man ſie, ſich genau 
derſelben Vorbildung zu unterziehen, wie die anderen 
Anwälte, gibt ihnen dann, im Hinblick auf ihre außer⸗ 
ordentliche Wichtigkeit, die Möglichkeit, ſich am Amts⸗ 
gericht dae und als Reſultat dieſer Nieder⸗ 
laſſung kommt ſchließlich heraus, daß ihnen die Fähig⸗ 
keit mangelt, junge Juriſten in dem Beruf, den ſie 
ſelbſt betreiben, auszubilden. 

Noch dazu iſt aber die Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte ſelbſt in ihrer auf die Bagatellſachen be⸗ 
ſchränkten Prozeßtätigkeit durch neuere Geſetze nicht 
unerheblich beſchränkt und verſchlechtert. 

Dahin gehören zunächſt — ich erwähne das der 
Vollſtändigkeit wegen, ohne ſelbſt ihnen eine erhebliche 
Bedeutung beizumeſſen — die durch das Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetz von 1891 und ſeine Neuredigierung von 
1901 und das Kaufmannsgerichtsgeſetz von 1904 ge⸗ 
ſchaffenen Sondergerichte, durch die den Rechtsanwälten 
und insbeſondere den Amtsgerichtsanwälten nicht nur 
eine Reihe ſonſt zu ihrer Berufstätigkeit zugehörig 

eweſene Sachen entzogen ſind, ſondern auch dieſe 

tziehung noch den Beigeſchmack erhalten hat, als 
ob ihre Mitwirkung bei der Prozeßführung für die 
Sache eher ſchädlich als nützlich ſei. 

Dahin gehört in viel ſtärkerem Maße die Be⸗ 
ſtimmung des § 157 Abſ. 3 ZPO., nach der Laien⸗ 
vertreter — in Preußen unter der Bezeichnung 
Prozeßagenten — zum gewerbsmäßigen mündlichen 
Verhandeln vor den Amtsgerichten zugelaſſen werden 
können. Es iſt tatſächlich außerordentlich bedauerlich, 
daß die Anwaltſchaft ſich gegen dieſe Beſtimmung 
nicht ſtärker, als es geſchehen iſt, gewehrt hat. Sicher 
ſind die Prozeßagenten zum Teil ſehr ehrenwerte 
Leute, die anzugreifen mir fern liegt. Trotzdem iſt 
es für den Anwalt, der ein halbes Leben lang auf die 
wiſſenſchaftliche Vorbildung zu ſeinem Berufe ver⸗ 
wendet hat, ſicher nicht erfreulich und erhebend, zu⸗ 
letzt mit dieſen Laienvertretern mit lediglich praktiſcher, 
ich möchte ſagen „handwerksmäßiger“ Ausbildung als 
gleichberechtigt vor Gericht und Publikum auftreten 
und ſich mit dieſen Herren, deren geſellſchaftliche 
Stellung irgend eine ſichere Gewähr für die Wahrung 
der erwünſchten Form nicht bietet, in kontradiktoriſche 
Verhandlungen vor dem Gericht einlaſſen zu müſſen. 
Da aber die Amtsgerichtsanwälte ſelbſt keine andere 
Prozeßvertretung führen dürfen als die Prozeßagenten 
auch, muß dieſe ganze Sachlage notwendig in den 
Augen des Publikums den Anſchein erwecken, als ob 
beide ſich nicht weſentlich unterſchieden. Eine ſolche 
Irreführung der Anſchauungen des Publikums muß 
aber die berufsmäßige wie geſellſchaftliche Stellung 
der Amtsgerichtsanwälte direkt untergraben. 

Auch innerhalb der Anwaltſchaft ſelbſt iſt neben 
den hervorgehobenen, mehr nach außen gerichteten 
Momenten, die Stellung der Amtsgerichtsanwälte eine 
beſonders ungünſtige. 
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Es iſt ſchon oben hervorgehoben, daß es um 
eine Vermehrung des Einkommens hier nicht handeln 
ſoll und nicht handeln kann. 

Auf einem ganz anderen Blatt ſteht aber die 
Tatſache, daß dem Amtsgerichtsanwalt die Möglichkeit 
des Erwerbes aus dem wohl wichtigſten Gebiet der 
anwaltlichen Tätigkeit, der normalen Prozeßvertretung, 
zur Zeit ohne ausreichenden inneren Grund ſo gut wie 
verſchloſſen iſt. Wenn der Amtsgerichtsanwalt auch 
nicht mehr erwirbt und erwerben will als der Anwalt 
am Kollegialgericht, er will genau wie der erſtinſtanz⸗ 
liche Anwalt am Landgericht die Freiheit haben, ſich 
auf dem Gebiete der anwaltlichen Tätigkeit zu be⸗ 
tätigen, das ihm am meiſten zuſagt, und will nicht 
gerade von einem der wichtigſten nahezu ausgeſchloſſen 
ſein. Daß aber der gleiche Erwerb aus der land⸗ 
gerichtlichen Praxis leichter, angenehmer und mit 
weniger Bureaukoſten zu erreichen iſt, als der aus 
der amtsgerichtlichen Praxis, um das zu beweiſen, 
braucht man nur die 5 Gebührenſtufen aus den amts⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen mit den 5 unterſten Gebühren⸗ 
ſtufen der land 2 4 5 Sachen zu vergleichen. 
Daraus ergibt ſich ohne jede Heranziehung der höheren 
Objekte, daß bei gleichem Einkommen aus der land⸗ 
. und amtsgerichtlichen Prozeßpraxis der 

nwalt am Landgericht nur / der Sachen zu führen 
braucht, wie der nur am Amtsgericht zugelaſſene 
Anwalt. Daß bei der 4 fachen Anzahl der Prozeſſe am 
Amtsgericht die Bureaukoſten (Schreiber, Miete uſw.) 
— ganz abgeſehen von der aufgewendeten Zeit und 
Mühe — auf die 4 fach größere Anzahl Sachen unver⸗ 
hältnismäßig viel größer ſein muß als bei der land⸗ 
gerichtlichen Praxis, iſt bekannt; das erwähne ich hier 
nur vorübergehend. Es iſt denn auch eine tägliche 
Erfahrung, daß die Herren am Landgericht, je länger 
ſie in der Praxis ſtehen, je mehr die amtsgerichtliche 
Praxis auf Koſten der landgerichtlichen zu verringern 
uchen. Nur der Anwalt am Amtsgericht iſt ver⸗ 
urteilt, zeit feines Lebens der Anwalt der Bagatell⸗ 
progelie u bleiben. 
erſucht er etwa durch die Mittel, die ihm ſeine 
Kenntnis der les an die Hand gibt, die regelmäßige 
gejegliche fachliche Kompetenz zu verſchieben und lan 
gerichtliche Sachen vor das Amtsgericht zu ziehen, ſo 
verfällt er unter Umſtänden gar einer diſziplinaren 
Unterſuchung und ſetzt ſich diſziplinarer Bestrafung 
aus. Es gibt nämlich eine Anzahl von diſziplinaren 
Verfehlungen, die eigentlich nur von Amtsgerichts⸗ 
anwälten begangen werden können und ſich unmittelbar 
als Folge ihrer re die Amtsgerichte beſchränkten 
Kompetenz ergeben. Es ſind dies die ſattſam bekannten 
Fälle der Kompetenzvereinbarung, der Teilung der 
Objekte und ähnlicher dahin . andlungen. 

Wenn die diſziplinare Ahn ai dieſer Handlungen, 
insbeſondere gewohnheitsmäßig und aus unberechtigtem 
Eigennutz vorgenommen — was 7 dahingeſtellt laſſe — 
zutreffend iſt, bildet ſie neben der ſchon im übrigen 
ungünſtigen geſetzlichen Ordnung für die Amtsgerichts⸗ 
anwälte noch eine beſondere Gefahr. 

Man kann auch über dieſen Punkt, wie es ge⸗ 
ſchehen iſt, nicht mit der kühlen Wendung hinwegkommen, 
daß man mit Leuten, die ſich diſziplinar ſtrafbar machen, 
ſich nicht weiter zu beſchäftigen brauche. Meine Herren, 
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es beſtehen die ſtärkſten Zweifel an der Richtigkeit 
der fraglichen Entſcheidungen. Selbſt wenn es aber 
richtig iſt, daß die vorerwähnten Handlungen diſzi⸗ 
plinariſch Ahndung verdienen, ſicher ſind ſie ſehr ent⸗ 
ſchuldbar und ſehr erklärlich. Die ganze übrige 
Anwaltſchaft ſteht gerade auf dieſem Gebiete der Prozeß⸗ 
vertretung in ihrer vollen Berufstätigkeit, entfaltet 
gerade darin in I., II. oder III. Inſtanz ihre volle 
Kraft, zeigt gerade darin als Hauptkampfplatz ihre 
geiſtige Energie. Nur der Anwalt am Amtsgericht iſt 
von dieſem Wettkampf ſo gut wie aus eſchloſſen. 

Nun denken Sie ſich bitte in die Lage eines 
einigermaßen beſchäftigten Anwalts am Amtsgericht 
hinein. Da kommen ihm im gewöhnlichen Betriebe 
ſeines Berufs, aus ſeiner Klientel geſchickt und perſönlich 
gebracht, häufig und mit dem Wachſen der Praxis immer 
häufiger die Sachen, deren Wertſtufe über 300 Mark 
beträgt, zu deren Bearbeitung er an ſich ſich nicht 
weniger befähigt hält als ſein Kollege am Landgericht. 
Da ſtets und ſtändig zu wiederholen: „ich kann, ich darf 
das nicht vertreten“, iſt einmal ſehr peinlich und ſehr 
demütigend und andererſeits in praxi einfach für den 
Amtsgerichtsanwalt unmöglich, wenn er überhaupt ſeinen 
Beruf mit einigem Erfolg ausüben will. Auch iſt das 
Streben, dieſe Sachen in der Hand zu behalten, die 
doch dem Amtsgerichtsanwalte aus Vertrauen zu ſeiner 
Perſon, um von ihm vertreten zu ſein, übertragen 
werden, an ſich kaum verwerflich zu nennen, zumal 
dem Publikum regelmäßig mehr an der Vertretung der 
Sache durch den Mann ihres Vertrauens liegt als an 
der Einhaltung des geſetzlichen Inſtanzenweges. 

Da gehört denn ein ſtarker Vorſatz und ein ſtarker 
Wille dazu, um immer und immer wieder dieſe Sachen, 
bei denen in einer ganzen Anzahl von Fällen ein 
erkennbares Intereſſe auch der Gegenſeite gar nicht 
vorliegt, daß die Sache gerade am Landgericht geführt 
wird, nur aus Furcht vor diſziplinarer Beſtrafung dem 
Kollegen am Landgericht, dem der Klient ſein Vertrauen 
gar nicht ſchenken will, zu überſenden, und damit nicht 
allein die Führung der Sache, ſondern auch — auch 
darauf hat der Anwalt, der das Vertrauen der Partei 
genieht „ einen berechtigten Anſpruch — den Erwerb 
araus zu verlieren. 

Jedenfalls meine ich, daß . dieſen 
Erwägungen es bei der Häufigkeit der erwähnten 
diſziplinaren Verfehlungen angezeigt iſt, nicht nur mit 
kühler Würde daran . ſondern nach 
ihrem Grunde zu forſchen. Dabei wird man aber mit 
wingender Notwendigkeit darauf geführt, daß ſie nicht 
fo ſehr in einen ſtrafbaren Willen als in der un⸗ 
zulänglichen Stellung der Amtsgerichtsanwälte ihre 
letzte Urſache haben. Iſt das aber richtig, dann hat 
meines Erachtens der Anwaltstag allen Grund, dazu 
beizutragen, daß die Kollegen am Amtsgericht aus 
leer ilemma in ihrer Stellung befreit werden. 

Das naheliegende und einfache, aus allem Ge⸗ 
ſagtem ſich ohne weiteres ergebende Mittel zur Ver⸗ 
0 der Stellung der Amtsgerichtsanwälte iſt 
nun die Gewährung der e en a beim über⸗ 
geordneten Landgerichte, d. h. man ſoll den Amts⸗ 
gerichtsanwälten geſtatten, die Anwaltspraxis beim 
. Landgerichte im vollen Umfange aus⸗ 
zuüben. | . | 
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Ernſthafte Bedenken können meines Erachtens 
gegen dieſen Vorſchlag, der ja auch nach der oben 
argelegten geſchichtlichen Entwicklung nicht neu iſt, 
kaum erhoben werden, zumal er nicht nur für die 
Amtsgerichtsanwälte eine Verbeſſerung ihrer Stellung 
bedeutet, ſondern auch für das rechtſuchende Publikum 
von erheblicher Wichtigkeit und bedeutendem Nutzen iſt. 

Es iſt ſchon bei den Beratungen der Rechts⸗ 
anwaltsordnung von den verſchledenſten Seiten faſt 
ohne Widerſpruch feſtgeſtellt, und auch von der 
Regierung anerkannt, daß für das rechtſuchende 
Publikum die Niederlaſſung von Anwälten an den 
Amtsgerichtsorten eine Notwendigkeit und ein dringendes 
Bedürfnis ſei. Man kann mit Recht ſagen, daß im 
Intereſſe einer guten Rechtspflege durchaus angeſtrebt 
werden muß, daß mindeſtens an jedem Orte, wo ein 
Gericht ſich befindet, auch ein Anwalt ſein muß, bei 
dem der Rechtſuchende Rat und Belehrung finden 
kann. Das hat auch die jetzige Geſetzgebung dadurch 
in gewiſſem Sinne zugegeben, daß die Zuleſſeug von 
Anwälten an den Amtsgerichten offen gelaſſen iſt. 
Auch über dieſe Erwägung hinaus hat die Partei 
direkt einen geſetzgeberiſchen Anſpruch darauf, daß der 
Anwalt, den ſie an ihrem Amtsgerichte vorfindet, der 
der Mann ihres Vertrauens geworden iſt, ſie nicht 
nur in den kleinen Bagatellſachen, ſondern auch in den 

rößeren Prozeſſen mindeſtens vor dem erſtinſtanzlichen 
num ihres Wohnſitzes vertreten kann. Es ift offenbar 
ein Widerſinn, daß die Geſetzgebung dem Publikum 
einen Anwalt mit der ſtillſchweigenden Anheimgabe, 
ſich an ihn zu wenden, an die Amtsgerichtsorte hin⸗ 
ſetzt, augleid aber implicite ausſpricht: An dieſen 
Anwalt darfſt du dich beileibe nur in Sachen bis zu 
300 Mark wenden; ſo wie die Prozeſſe nur 1 Mark 
größer ſind, mußt du dich an einen anderen, entfernt 
wohnenden Anwalt wenden, da dich jener nicht ver⸗ 
treten darf. Dieſer innere Widerſpruch iſt auch wohl 
der Grund, weshalb im Publikum es niemals ver⸗ 
ſtanden, und dem einzelnen auch gar nicht klar zu 
machen iſt, daß der Anwalt am Amtsgericht, der 
enau wie die Anwälte am Landgericht ihn in Straf⸗ 
Poker ‚ Derwaltungsjadhen, in freiwilliger Gerichts⸗ 
barkeit, überhaupt auf allen e gegenüber 
allen Behörden und Inſtanzen, in den wichti fen, die 
Exiſtenz des einzelnen berührenden Rechtsfragen 
unbeſchränkt vertreten kann, ihm ſeine Hilfe plötzlich 
dann verſagen muß, wenn es ſich um einen Zivilprozeß 
handelt, der eine willkürliche Wertgrenze überſchreitet. 

Dabei kommt für das rechtſuchende Publikum 
erheblich in Betracht, daß die Prozeßführung durch die 
Simultanzulaſſung in nicht wenigen Fällen nennens⸗ 
wert verbilligt wird. 

Jetzt iſt es in einer großen Anzahl von Prozeſſen 
ſo, daß der Amtsgerichtsanwalt den Auftrag zur Klag⸗ 
erhebung annimmt und ihn ſeinem Korreſpondenzanwalt 
am Lan sein! übermittelt. Dieſer erhält für Durch⸗ 
rung es Prozeſſes in der I. Inſtanz, wie bekannt, 
dreimal die volle Gebühr. Für die Abwartung des 
regelmäßig am Amtsgericht ſtattfindenden Beweis⸗ 
termins erhält der Amtsgerichtsanwalt die halbe Prozeß⸗ 
und die Beweisgebühr. Die andere Hälfte der Prozeß⸗ 
Sa erhält der Amtsgerichtsanwalt ſehr häufig als 

orreſpondenzgebühr (8 44 RAGebO .). Es entſtehen 
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alſo für die Inſtanz und Partei im ganzen vier und eine 
halbe volle Gebühren. Wird der Amtsgerichtsanwalt am 
Landgericht zugelaſſen, wird es in der Regel bei den 
drei vollen Gebühren ſein Bewenden behalten. Reiſe⸗ 
koſten, ſoweit ſie entſtehen, können von der Gegenſeite 
gemäß 8 18 Abſ. 5 nicht erſtattet verlangt werden; ob 
der Amtsgerichtsanwalt ſie der eigenen Partei in Rech⸗ 
nung ſtellen will oder nicht, wird man ihm überlaſſen 
können. 

Im Einklang mit vorſtehenden Ausführungen ſteht 
die Tatſache, daß ſeit dem Auftreten der hier behandelten 
Frage einzelne gewichtige Stimmen aus dem Publikum 
ſich für die Simultanzulaſſung ausgeſprochen haben. 
Es iſt dies geſchehen in dem amtlichen Jahresbericht 
der Handelskammer Deu vom Jahre 1903 und 
der Handelskammer Geeſtemünde von 1904. Es iſt 
ferner geſchehen in einem Leitartikel der „Deutſchen 
Tageszeitung“ vom 29. September 1904. Kann man 
die Handelskammern als Vertreterinnen von Handel 
und Induſtrie anſehen, ſo wird man bei der bekannten 
politiſchen Stellung der „Deutſchen Tageszeitung“ nicht 
umhin können, in ihrem Leitartikel eine Zuſtimmung 
aus der Landwirtſchaft zu erblicken. 

Dieſen Erwägungen gegenüber ſind die gegen die 
Simultanzulaſſung geltend gemachten Gründe meines 
Erachtens leicht zu widerlegen. 

Die Hauptgründe nämlich, „daß ſich ohne das 
Wohnen des Anwalts am Sitz des Gerichts bei dem 
Prinzip der Mündlichkeit eine ordnungsmäßige Prozeß⸗ 
führung kaum denken laſſe“, „daß ſie unmöglich ſei“, 
ferner „das Bedürfnis einer ſteten Leichtigkeit und 
Unmittelbarkeit des Verkehrs zwiſchen Gericht und 
Anwalt“ und „daß Gericht und Anwaltſchaft gewiſſer⸗ 
maßen eine Einheit bilden“, ſind kaum eine Begründung 
der jetzigen Ordnung zu nennen. Ebenſo wenig ent⸗ 
ſpricht die Befürchtung, daß infolge des Wohnens der 
Anwälte fern vom Gerichtsſitz zahlreiche Vertugungen 
notwendig ſeien und dadurch die Prozeſſe verſchleppt 
würden, der wirklichen Sachlage. 

Zunächſt würde der Geſetzgeber ſelbſt unlogiſch 
verfahren ſein. Wenn es richtig iſt, daß ſich ohne das 
gleichzeitige Wohnen des Anwalts am Sitze des Zu⸗ 
laſſungsgerichts eine ordnungsmäßige Prozeßführung 
nicht denken läßt, daß ſie kaum möglich iſt, dann iſt 
es widerſinnig, das entfernte Wohnen dennoch zu 
geſtatten, wie es die Rechtsanwaltsordnung tut, indem 
fie im § 9 dem Ermeſſen der Juſtizverwaltung über⸗ 


läßt, die verpönte Zulaſſung beim Amtsgericht und 


Landgericht gleichzeitig zu gewähren und zwar un⸗ 
beſchränkt zu gewähren. Von dieſer Befugnis iſt nun 
in den einzelnen Bundesſtaaten in äußerſt umfangreicher 
Weiſe Gebrauch gemacht, ſodaß man ſagen kann, daß 
abgeſehen von Preußen und Bayern ſchon jetzt in 
Deutſchland die Simultanzulaſſung die Regel bildet. 
Von den zirka 2000 — 2200 Amtsgerichtsanwälten 
haben ſchon jetzt zirka 6 — 700 die Simultanzulaſſung 
erreicht. Von den Amtsgerichtsanwälten der beiden 
größten Bundesſtaaten wird dadurch die Lage um ſo 
ſchmerzlicher und drückender empfunden. 

Nun ſind die Erfahrungen, die die übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten mit der Simultanzulaſſung gemacht haben, 
durchaus günſtig. Nirgends ſind die befürchteten zahl⸗ 
reichen Vertagungen und Prozeßverſchleppungen hervor⸗ 
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etreten. Ganz im Gegenteil hat ein ungenannter 
erfaſſer im Jahre 1903 in dem „Grenzboten“ unter 
Beibringung von reichem ſtatiſtiſchen Material nach⸗ 
ewieſen, daß in den Bundesſtaaten, in denen die 
Eimultanzulaſſung gewährt iſt, die Prozeſſe am 
ſchnellſten gefördert werden. Er empfiehlt geradezu 
aus dem Geſichtspunkt der Prozeßbeſchleunigung die 
Simultanzulaſſung. 

Für den, der die Verhältniſſe kennt, meine Herren, 
iſt es ja auch nur natürlich, daß die Prozeſſe durch 
die Simultanzulaſſung in zeitlicher Beziehung gefördert 
werden; die Behauptung, daß ſich 15 das Wohnen 
des Anwalts am Sitze des Gerichts eine ordnungs⸗ 
mäßige Prozeßführung nicht denken laſſe, widerſpricht 
einfach den Tatſachen. 

Denn wer führt auch jetzt in den Staaten, in 
denen die Simultanzulaſſung nicht gewährt wird, den 
landgerichtlichen Prozeß in den Sachen, in denen die 
Partei ſich an den Amtsgerichtsanwalt wendet? Nach 
dem äußeren Anſchein, nach Unterſchrift der Schrift⸗ 
ſätze, nach dem Plädieren in der mündlichen Ver⸗ 
handlung und nach dem Geſichtspunkte des pekuniären 
Erfolges allerdings der Anwalt am Landgericht, nach 
dem Geſichtspunkt aber der größeren und mühſameren 
Arbeitslaſt der amtsgerichtliche Anwalt. Sie kennen 
ja alle die Sachlage! Die Partei kommt zum amts⸗ 
gerichtlichen Anwalt, dieſer inſtruiert die Sache, fertigt 
die Klage und ſchickt ſie gewöhnlich ſchon in drei Exem⸗ 
plaren ſeinem Korreſpondenzanwalt am Landgericht, 
der nichts weiter tut, als die Klage zu unterſchreiben, 
einzureichen und zuzuſtellen. Nun geht das ſo weiter. 
Alle Schriftſätze der Gegenſeite müſſen dem Anwalt 
am Amtsgericht zur Inſtruktionserteilung zugeſandt 
werden, er verhandelt wieder mit der Partei, macht 
regelmäßig auch die weiteren Schriftſätze und ſendet 
dieſe oder jedenfalls die ſchriftlich ausgearbeitete In⸗ 
ſtruktion an den Anwalt am Landgericht. Dieſer hat 
im weſentlichen die Arbeit der Einreichung der Schrift⸗ 
ſätze und ihres Vortragens im Termin. Sowie 
Zweifel auftauchen oder Fragen des Gerichts kommen, 
muß ſich der Landgerichtsanwalt erſt wieder an den 
eigentlichen Träger des Prozeſſes, den Anwalt am 
Amtsgericht, wenden; wieder verhandelt dieſer, falls 
nötig, mit der Partei. Der Kollege am Landgericht 
kann tatſächlich ohne Mitwirkung des Amtsgerichts⸗ 
anwalts nichts tun oder vornehmen; ja, ich glaube, daß 
es ſich wohl kein Amtsgerichtsanwalt gefallen laſſen 
würde, wenn der Korreſpondenzanwalt am Landgericht 


irgendwie Weſentliches vornehmen würde, bevor er es 


gutgeheißen. Es werden alſo, da das Publikum er⸗ 
fahrungsgemäß ſich häufig an den nächſtwohnenden 
Anwalt ſeines Amtsgerichts wendet, ganz unnötiger⸗ 
weiſe zwei Anwälte ſtatt eines mit derſelben Sache 
befaßt. Schon durch dieſe Tatſache allein müſſen die 
Prozeſſe verzögert werden, ganz abgeſehen davon, daß 
der Richter auf dieſe Weiſe den Prozeßſtoff erſt aus 
dritter Hand vorgetragen bekommt. 

Die ferneren Gründe, „daß Anwaltſchaft und 
Gericht gewiſſermaßen eine Einheit bilden“, „daß der 
Anwalt zu jeder Zeit leicht erreichbar ſein müſſe“, 
ſind doch nicht viel mehr als Worte. Weshalb die 
Einheit zwiſchen Gericht und Anwalt — falls ſie wirk⸗ 
lich vorhanden iſt — deshalb geſtört ſein ſoll, wenn 
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ſtatt einer Stadt ein bilder, i ber die räumliche 
Grenze der Zulaſſung bildet, iſt überhaupt nicht ein⸗ 
zuſehen. Ganz ebenſo iſt es mit der leichten Erreich⸗ 
barkeit. Schon in unſeren Mittelſtädten gibt es an 
den Landgerichten ſelbſt ſo viel Kammern, ſind am 
Sitze des Landgerichts ſo viel Behörden, bei denen 
der Anwalt zu praktizieren in der Lage iſt, wird der 
Anwalt durch ſeine vielſeitige Tätigkeit ſo häufig von 
ſeinem Wohnort abgerufen, daß von einer leichten Er⸗ 
reichbarkeit überhaupt kaum geſprochen werden kann. 
Jedenfalls iſt der Anwalt am nähgelegenen Amts⸗ 
gericht ſicher nicht ſchwerer zu erreichen, beſonders bei 
den durch Dampf und Elektrizität in den letzten Jahr⸗ 
zehnten enorm vermehrten Verkehrsmitteln. 


Außerdem würde aber auch, wie das Beiſpiel der 
Hanſaſtädte und des Königreichs Sachſen zeigt, ver⸗ 
mehrte Aſſoziation von Anwälten ſich einſtellen und 
das ſehr eee Hilfsmittel gegen alle dieſe Be⸗ 
denken ſein. 

Daß jedenfalls die preußiſche Regierung ihren 
früher eingenommenen, der Simultanzulaſſung un⸗ 
günſtigen Standpunkt nicht mehr ſtarr feſthält, zeigt 
die Tatſache, daß, ſoviel ich weiß, im Anfang dieſes 
Jahres ſämtliche Amtsgerichte der Monarchie zur Be⸗ 
richterſtattung über die Frage der Simultanzulaſſung 
aufgefordert ſind. 

Ebenſo wenig werden die übrigen Anwälte, ins⸗ 
beſondere die Kollegen am Landgericht, gegen die 
Simultanzulaſſung der Amtsgerichtskollegen ernſthafte 
ſachliche Bedenken erheben können. Die Anwaltſchaft 
hat ja ſtets auf dem Standpunkt geſtanden, daß die 
Simultanzulaſſung den Amtsgerichtsanwälten gewährt 
werden müſſe. So ſagte der Cölner Anwaltstag 1876, 
und 1878 der Frankfurter Anwaltstag. Damit ſtimmt 
auch die ſpätere Stellung der Anwaltſchaft zur Simultan⸗ 
zulaſſung in den Staaten, wo ſie erreicht iſt, meiſtens 
überein. Die Anwaltskammer im Bezirk des Ober⸗ 
landesgerichts Stuttgart hat die Simultanzulaſſung für 
ihre Mitglieder für ſo notwendig gehalten, daß ſie 
meines Wiſſens * mit der Juſtizverwaltung 
deswegen gekämpft und ſie ſchließlich durchgeſetzt hat. 
Der Vorſtand der Anwaltskammer im Königreich 
Sachſen hat mir auf meine Anfrage vor an zwei 
Jahren mitgeteilt, daß er den Zuſtand der Simultan⸗ 
ulaſſung für den der Natur der Dinge entſprechenden 
halte. Meines Erachtens iſt das durchaus zutreffend. 

Nun iſt geſagt worden, durch die Simultan⸗ 
zulaſſung würden die Kollegen am Landgericht erheblich 
in ihren Einkommensverhältniſſen beſchränkt. 

Meine Herren, der Einwand iſt oft aufgeſtellt, 
aber nicht bewieſen. 

Schon nicht in Betracht kommt er für die großen 
Landgerichte, bei denen 80, 100 oder mehr Anwälte 
zugelaſſen ſind. Ob dort wirklich noch einige Anwälte 
von den umliegenden Amtsgerichten beim Landgericht 
auftreten dürfen, iſt ſicher für die Einkommensverhält⸗ 
niſſe des einzelnen unerheblich. Aber auch im übrigen 
würde, glaube ich, wenn überhaupt, ſich eine 187 
Schmälerung dieſes Einkommens jedenfalls nur in ſehr 
mäßigen Grenzen halten und nur ſehr allmählich voll⸗ 
ziehen. Die Anwälte am Landgerichtsſitze ſind und 
bleiben doch immer diejenigen, die die Koſten und 
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Unbequemlichkeiten einer Reiſe zum Sitze des Gerichts 
nicht zu übernehmen brauchen; auch ſpäter wird der 
Amtsgerichtsanwalt ſo wenig reiſen wie möglich und 
ſich ſeinen Subſtituten am Landgericht wählen. Daß 
dieſe Erwägungen nicht nur theoretiſcher Natur ſind, 
zeigt die ſchon mehrfach hervorgehobene Tatſache, daß 
in der größten Anzahl der Bundesſtaaten die Simultan⸗ 
zulaſſung zur allgemeinen Zufriedenheit eingeführt iſt. 

Auch iſt nicht außer acht 5 laſſen, daß bei Ver⸗ 
beſſerung der Stellung der Amtsgerichtsanwälte den 
Herren vom Landgericht durch die zu erwartende Ver⸗ 
mehrung der Amtsgerichtsanwälte der Zuzug vom Orte 
des Landgerichts ferngehalten oder jedenfalls vermindert 
und daher die Konkurrenz am Orte ſelbſt verringert 
werden wird. 

Aber ſelbſt wenn der Einwand, der ja auch 
nur für die Übergangszeit Bedeutung haben würde, 
nicht ganz unbegründet wäre, dur 3 gegen 
die Gewährung kann er nicht ſein gegenüber der be⸗ 
wieſenen Tatſache, daß die Amtsgerichtsanwälte in ihrer 
jetzigen Stellung unzuläſſig herabgedrückt ſind, auch 
innerhalb der Anwaltſchaft eine unzulängliche Stellung 
einnehmen, ſowie gegenüber den Intereſſen des recht⸗ 
ſuchenden Publikums. Einen ſolchen Zuſtand ihrer 
1 darf die Anwaltſchaft nicht dulden. Schließ⸗ 
lich haben die Anwälte am Landgericht auf ihre 
jetzige Monopolſtellung kein ausſchließliches Recht. Sie 
können ſie ſchon jetzt durch nen der Juſtiz⸗ 
verwaltung, die die Simultanzulaſſung jederzeit be⸗ 
willigen kann, verlieren. Es iſt auch ganz richtig, 
wenn aus dem Wortlaut des 8 9 im Vergleich zu 
8 10 RAD. gefolgert wird, daß die Rechtsanwalts⸗ 
ordnung die Simultanzulaſſung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte beim Landgericht als Regel im Auge gehabt 
hat. Sie fordert für die Simultanzulaſſung der Amts⸗ 
gerichtsanwälte beim Landgericht nur einen Antrag, 
während ſie bei der Simultanzulaſſung bei verſchiedenen 
Kollegialgerichten einen Plenarbeſchluß des Oberlandes⸗ 
8 verlangt, daß die Zulaſſung im Intereſſe der 

echtspflege liege. 

Es handelt ſich bei der ganzen Frage nicht darum, 
daß die Amtsgerichtsanwälte beſſer geſtellt werden als 
ihre Kollegen am Landgericht; ſie wollen aber auch, 
wie es jetzt tatſächlich iſt, nicht ſchlechter geſtellt ſein. 
Wahre Gleichheit innerhalb der erſtinſtanzlichen An⸗ 
waltſchaft wird und kann aber nur durch die Simultan⸗ 
zulaſſung Seien werden. 

Endlich iſt ſehr wohl in Betracht zu ziehen, daß 
auch ſozialpolitiſch die Förderung der Niederlaſſung 
von Anwälten an den Amtsgerichtsorten und die De⸗ 
zentraliſation der Anwaltſchaft von großem Wert ſein 
muß. Der Andrang zur Anwaltſchaft in den großen 
Städten iſt ſchon jetzt beängſtigend, und die Anwälte 
ſtehen meines Erachtens vor der Gefahr, in ihren 
Reihen ein gelehrtes Proletariat zu bekommen, das 
aus ſeinem Beruf nicht mehr die Unterhaltungskoſten 
für den 1 Lebensbedarf gewinnen kann. 
Auch dieſer Gefahr gegenüber bildet die den Amts⸗ 
gerichtsanwälten zu gewährende Simultanzulaſſung, 
laube ich, ein willkommenes Mittel, der Überfüllung 
er großen Städte entgegenzuarbeiten und einer nicht 
geringen Anzahl von tüchtigen Kräften ein auskömni⸗ 
liches Brot zu gewähren. 
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Der Weg, auf dem dies Ziel zu erreichen ift, 
darf meines Erachtens nur der der Geſetzgebung ſein. 
Die jetzt ſchon mögliche Erteilung der Simultan⸗ 
zulaſſung durch die Juſttzverwaltung erfolgt nicht auf 
Grund eines Rechts, ſondern iſt ein Benefizium, das 
auch gelegentlich einigen oder allen wenigſtens neuen 
Anwälten verſagt oder auch nur unter Bedingungen 
erteilt werden kann. 

Daß ein ſolcher Wechſel in den Anſchauungen 
möglich iſt, zeigt das Beiſpiel des Großherzogtums 
Baden. Während dort bis 1901 faſt ausnahmslos 
die Simultanzulaſſung gewährt worden iſt, hat 
in den letzten Jahren eine andere Praxis, die die 
Zulaſſung verſagt, infolge Wechſels im Juſtiz⸗ 
miniſterium Platz gegriffen. 

Ein ſolcher Zuſtand, der einen Teil der Anwalt⸗ 
ſchaft von den jeweiligen Anſchauungen der Verwaltun 
abhängig macht, iſt weder der Anwaltſchaft im all⸗ 
gemeinen noch der Amtsgerichtsanwälte im beſonderen 
würdig. Sie müſſen auf Gewährung der Simultan⸗ 
zulaſſung als Recht dringen. Das kann aber nur 
durch die Geſetzgebung geſchehen. 

Es iſt 5 nur eine ſehr einfache Anderung 
des 8 echtsanwaltsordnung nötig. Dieſer 
lautet jetzt: 


Der bei einem Amtsgericht ee Rechts⸗ 
anwalt kaun auf ſeinen Antrag zugleich bei 
dem Landgerichte, in deſſen Bezirk das Amts⸗ 
gericht ſeinen Sitz hat, ſowie bei der im Be⸗ 
irke des Landgerichts befindlichen Kammer 
r 1 zugelaſſen werden. Die 
Zulaſſung muß erfolgen, wenn ſie nach dem 
übereinſtimmenden Gutachten des Oberlandes⸗ 
erichts und des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
lch it. dem Intereſſe der Rechtspflege förder⸗ 

ich iſt. 
Es braucht in dieſem Paragraph im Satz 1 
lediglich das Wort „kann“ in „muß“ verändert und 
der zweite Satz des Paragraphen geſtrichen zu werden. 
Bei genauer Prüfung der ſonſtigen Beſtimmungen der 
Rechtsanwaltsordnung habe ich keinen Widerſtreit im 
Geſetze gegen dieſe Anderung, die übrigens ſeinerzeit 
auch ſchon im Reichstage beantragt iſt, finden können. 

Außer der Simultanzulaſſung ſind noch andere 
Mittel zur Hebung der Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte vorgeſchlagen, von denen ich nur — neben 
anderen mir unweſentlich erſcheinenden — drei erwähne. 

Das erſte geht dahin, die Kompetenz der Amts⸗ 
gerichte zu erhöhen. 

Meine Herren, die Erhöhung der Kompetenz 
der Amtsgerichte mag aus ſonſtigen Gründen wünſchens⸗ 
wert ſein; ein Mittel, die Stellung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte, wie ich ſie auffaſſe, zu verbeſſern, bietet ſie 
nicht. b meine Vertrauenswürdigkeit im Prozeß 
nach dem Geſetz mit 500 oder mit 300 Mark ab⸗ 
ſchneidet, iſt lediglich eine Quantitätsfrage. Sie läßt 
die Amtsgerichtsanwälte im übrigen genau in der 
beſchämenden und zurückgeſetzten Stellung wie bisher. 

Ebenſo wenig iſt das zweite Mittel — die Wahl 
von Amtsgerichtsanwälten in den Vorſtand der An⸗ 
waltskammern — an ſich geeignet, die Stellung der 
Amtsgerichtsanwälte zu verbeſſern. Es bietet die 
Möglichkeit, berechtigte Wünſche der Amtsgerichts⸗ 
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anwälte an der Zentralſtelle zur Sprache zu bringen 
und ſo allmählich die Gleichberechtigung mit den übrigen 
Kollegen zu erreichen. Es kann alſo, ich möchte ſagen, 
als Etappe auf dem Wege zum Ziel von Wert fein; 
aber das Ziel ſelbſt iſt es nicht. Dieſes, die gleiche 
Stellung mit der übrigen Anwaltſchaft, kann nur durch 
die Zulaſſung beim Kollegialgericht erreicht werden. 
Endlich iſt in letzter Stunde von Weißler in der 
Deutſchen Juriſtenzeitung in Übereinſtimmung mit 
früheren Ausführungen Michels der Vorſchlag gemacht, 
die Stellung der Amtsgerichtsanwälte dadurch zu ver⸗ 
beſſern, daß man ihnen — wie Weißler ſagt — ihren 
amtsgerichtlichen Wirkungskreis ſichert, d. b. daß man 
eine beſondere nur am Amtsgericht zugelaſſene An⸗ 
waltſchaft ſchafft und den Landgerichtsanwälten die 
Prozeßvertretung vor den Amtsgerichten verbietet. 
eine Herren, wer, wie ich — und ich hoffe, 
das dargetan zu haben —, die Schwäche der Stellung 
der Amtsgerichtsanwälte gerade darin erblickt, daß ſie 
von der 2 vor den Kollegialgerichten 
ausgeſchloſſen ſind, kann dieſen Vorſchlag nicht ſcharf 
enug bekämpfen. Alle Gründe, die in den früheren 
usführungen gegen dieſe Ausſchließung geltend ge⸗ 
macht ſind, treffen in verſtärktem Maße auf den 
Weißlerſchen Vorſchlag zu. Ich kann mich darauf 
beſchränken, auf dieſe Ausführungen zu verweiſen. 
Weißler ſelbſt fühlt auch IE wohl, daß infolge 
ee Vorſchlages die Amtsgerichtsanwälte in ihrer 
ozialen Stellung nicht gehoben werden. Er ſagt: 
„Das Ziel ihres — der Amtsgerichtsanwälte — 
Strebens wird die ruhigere, angeſehenere und ein⸗ 
bringlichere Stellung des Landgerichtsanwalts bilden, 
die nur zu gewinnen iſt durch Tüchtigkeit, Ehren⸗ 
Wee und gute W zu den Kollegen.“ 
eine Herren, klarer kann doch gar nicht ge 
ſagt werden, daß die Amtsgerichtsanwälte durch Bee 
Vorſchlag in ihrer Stellung nicht verbeſſert, ſondern 
umgekehrt herabgedrückt werden. Die Konkurrenz der 
Landgerichtskollegen am Amtsgerichte haben die Amts⸗ 
„ nicht zu fürchten; an der Sicherung 
es amtsgerichtlichen Wirkungskreiſes liegt ihnen 
nichts. Sie wollen heraus aus der jetzigen Stellung, 
die ſie zu Anwälten zweiter Klaſſe macht, und dazu 
bietet der Weißlerſche Vorſchlag kein Mittel. 
Meine ae ich bin am Schluß meiner Aus⸗ 
führungen. Der Antrag, den ich zu ſtellen habe, lautet: 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Ich geſtatte mir, den Antrag des 
Herrn Referenten zu verleſen: 

Der Anwaltstag wolle beſchließen: 

Im Intereſſe der Rechtspflege und der 
deutſchen Anwaltſchaft iſt es dringend er⸗ 
forderlich, daß der bei einem Amtsgericht 
zugelaſſene Rechtsanwalt auf ſeinen Antrag 
Balor bei dem Landgerichte, in deſſen 

ezirk das Amtsgericht ſeinen Sitz hat, 
ſowie bei den im Bezirk des Landgerichts 
befindlichen Kammern für Handelsſachen 
zugelaſſen werden muß, 

und daß der § 9 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung vom 1. Juli 1878 in dieſem Sinne 
abgeändert wird. 


1 


34. Jahrgang. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins wird . geeignete Schritte 
zu tun, insbeſondere bei den geſetzgebenden 
Körperſchaften die erforderlichen Anträge 
zu ſtellen, um dies Ziel zu erreichen. 

Ferner iſt zu dieſem Punkt ein genügend unter⸗ 
ſtützter Antrag des Herrn Kollegen Dr. Mayer 
(Frankenthal) eingegangen: 

Der Deutſche Anwaltstag beauftragt den Vor⸗ 
ſtand, bei den Juſtizverwaltungen der deutſchen 
Bundesſtaaten Vorstellungen zu erheben, ihren 
u eltend zu machen, 

1. da e Eogeneen nur an ſolchen Amts⸗ 
gerichten neu zugelaſſen werden, an welchen 
das Vertretungsbedürfnis nicht durch An⸗ 
wälte gedeckt it, 

2. daß Laienvertretern, welche die miniſterielle 
Zulaſſung nicht erhalten haben, das ge⸗ 
werbämäbig Verhandeln nicht geftattet 
wird. 


Meine Herren, dieſer Antrag ſchließt natürlich 
den erſten nicht aus, er iſt e eine Er⸗ 
änzung, und wir werden über denſelben abzuſtimmen 
haben, mag die Abſtimmung über den erſten Antrag 
ausfallen, wie ſie will. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Roſe (Harburg): 
Meine Herren, ich möchte Sie nur zum Schluß noch 
bitten, möglichſt einmütig meinen Antrag anzunehmen. 
Meines Erachtens werden Sie dadurch nicht nur ihren 
Kollegen an den Amtsgerichten, ſondern der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft und dem rechtſuchenden Publikum 
und damit der Rechtspflege überhaupt einen nicht zu 
unterſchätzenden Dienſt erweiſen. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Rechtsanwalt Dr. Mayer (Frankenthal): Meine 
Herren, ich nehme an, daß aus der Mitte der Ver⸗ 
ſammlung verſchiedene Redner gegen den Vorſchlag 
des Herrn Referenten Stellung nehmen werden, und 
verſage es mir deshalb, auf dieſen Antrag einzugehen. 
Dagegen glaube ich im Intereſſe der Stellun nich 
allein der Amtsgerichtsanwälte, zu denen ich nicht 
ehöre, ſondern auch der Anwaltſchaft überhaupt mit 
Recht den Antrag, der vorhin verleſen worden iſt, 
eſtellt zu haben, der vielleicht den Herren aus Nord⸗ 
deutſ land merkwürdig erſcheint, der aber aus ſüd⸗ 
deutſchen Verhältniſſen hervorgegangen iſt. Meine 

erren, ich mache Sie N aufmerkſam, daß in 

üddeutſchland, hauptſächlich in Baden, Heſſen, der 
Rheinpfalz, ferner den Rheinlanden uſw. neben den 
Anwälten eine Reihe von Prozeßagenten zugelaſſen 
ſind und fortgeſetzt zugelaſſen werden. In der Stadt 
z. B., in der ich lebe, in der 20 Rechtsanwälte tätig find, 
in einem Landgerichtsbezirke, in dem nahezu 50 Anwälte 
ugelaſſen find, werden gleichzeitig eine Reihe von 
Peg een miniſteriell auf Grund der neuen Be⸗ 
ſtimmung der Prozeßordnung zugelaſſen. Und, meine 
Herren, nicht allein dies: obwohl, wie ich mich beſtimmt 
erinnere, bei der Beratung der Beſtimmungen über 
die miniſterielle Zulaſſung — oder richtiger Konzeſſio⸗ 
nierung — der Prozeßagenten damals der Herr 
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Staatsſekretär Nieberding erklärt hatte, er werde da⸗ 
für ſorgen, daß auch künftighin neben ben beſtehenden 
Prozeßagenten andere nicht mehr zugelaſſen werden, 
iſt dieſe Zuſage nicht erfüllt worden. Im Gegenteil 
werden neben den konzeſſionierten Prozeßagenten eine 
Menge von Laienvertretern tagtäglich zugelaſſen, ob⸗ 
wohl ſie die miniſterielle Genehmigung nicht erhalten 
haben oder nicht erhalten hätten, wenn ſie ſie nach⸗ 
geſucht hätten. Ich will nicht auf Einzelheiten eingehen; 
wenn ich Ihnen aber ſage, daß an einem ſüddeutſchen 
Amtsgericht tagtäglich neben Anwälten und alten 
angeſehenen Prozeßagenten, deren Verdrängung kein 
vernünftiger Menſch haben will, z. B. ein Present 
ugelaſſen wird, der nicht weniger als 5 Jahre Zucht⸗ 
baus verbüßt hat, darunter eine Zuchthausſtrafe von 
drei Jahren wegen ſchweren Einbruchdiebſtahls, — 
meine Herren, der ſeine Prozeßpraxis daraus ableitet, 
daß er als urſprünglicher Kaufmann tagtäglich ver⸗ 


klagt worden iſt 
(Heiterkeit), 


der noch vor einigen Jahren in der Sitzung einen 
Offenbarungseid 196 obwohl er einen Brillantring 
an der rechten Hand trug, und im Anſchluß daran 
ſofort weiter als Vertreter tätig war 


(Heiterkeit), 


egen den die Anwaltskammer des betreffenden Bundes⸗ 

ſaates vorſtellig geworden iſt nicht aus Gründen des 
Erwerbs, ſondern mit Rückſicht auf die Standes⸗ 
verhältniſſe und einen Kampf 0 hat, der zu 
einem negativen Erfolg geführt hat, da auch das Miniſte⸗ 
rium verſagte, — meine Herren, wenn ich das ſage, 
dann werden Sie meinen Antrag begreifen. Er iſt 
hervorgegangen aus ſüddeutſchen Verhältniſſen; ob 
das in Norddeutſchland auch möglich iſt, das weiß 
ich nicht. 

Und nun glaube ich, daß wir, wenn der Deutſche 
Anwaltstag einmal vorſtellig wird bei ſämtlichen 
deutſchen Juſtizverwaltungen und feine Stimme dagegen 
erhebt, daß fortgeſetzt neue Konzeſſionierungen von 
Prozeßagenten ſtattfinden an Orten, wo eine genügende 
Anzahl von Anwälten vorhanden iſt, und daß ins⸗ 
beſondere auch die Prozeßagenten, die die miniſterielle 
Zulaſſung nicht erlangt haben, trotz alledem tagtäglich 
zugelaſſen werden, daß dann die Sache von Erfolg 
begleitet ſein wird, insbeſondere, wenn der Vorſtand 
den Herrn Staatsſekretär Nieberding an die yula e 
erinnert, die er bei Beratung der Prozeß none e ab⸗ 
gegeben hat. 
| 3% betone nochmals, meine Herren, es iſt nicht 
unſere Aufgabe und nicht unſer Wunſch, etwa dagegen 
Stellung zu nehmen, daß an Orten, wo das Bedürfnis 
vorhanden iſt, als Prozeßagenten ordentliche, tüchtige 
Leute zugelaſſen werden; das fällt keinem vernünftigen 
Menſchen ein, zu tadeln. Aber darum handelt es ſich, 
daß da, wo das Bedürfnis durch Anwälte genügend ge⸗ 
deckt iſt, andere Elemente nicht weiter zugelaſſen werden 
ſollen. Dagegen muß ſich auf alle Fälle unſer Standes⸗ 
gefühl aufbäumen, daß in den Gerichtsſälen Leute auf⸗ 
treten, deren Vergangenheit, und zwar hinſichtlich ihrer 
geſchäftlichen Stellung, ihres Rufes, ihrer Erfahrungen, 
ihrer Kenntniſſe, ſie abſolut nicht dazu befähigt, im Ge⸗ 
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richtsſaal als Prozeßvertreter betrachtet zu werden; und 
dagegen muß mit aller Macht ſich unſer Rechtsgefühl auf⸗ 
lehnen, daß wir gezwungen ſind, mit derartigen Leuten 
im Gerichtsſaal öffentlich kontradiktoriſch zu verhandeln. 
Wenn Sie, meine Herren, wie ich hoffe, den Antra 
des Herrn Referenten ablehnen werden, ſo bitte ich 
Sie, jedenfalls einſtimmig den von mir geſtellten An⸗ 
trag anzunehmen. 


Juſtizrat Dr. Krimke (Verden): Meine Herren 
Kollegen, ſo ſehr ich Sie bitte, den Antrag des Kollegen 
Mayer (Frankenthal) einſtimmig anzunehmen, ebenſo 
bitte ich Sie aber auch, den Antrag des Kollegen Roſe 
abzulehnen. Meine Herren, der Herr Kollege Roſe 
hat uns aus den Verhandlungen der Reichstags⸗ 
kommiſſion und aus den Verhandlungen der Anwalts⸗ 
tage im Anfang der ſiebziger Jahre eine Reihe von 
Tatſachen und Beſchlüſſen vorgetragen und hat dieſe 
alten Beſchlüſſe und Verhandlungen in ſeinem Intereſſe 
verwertet. Meine Herren, die Verhandlungen der 
Reichstagskommiſſion und die Verhandlungen der da⸗ 
maligen Anwaltstage ſpitzten ſich ja nicht darauf zu, 
ob die Amtsgerichtsanwälte am Landgericht geln en 
werden ſollten, ſondern ſie ſpitzten ſich darauf zu, ob 
die freie Advokatur in Deutſchland eingeführt werden 
ſollte, ob der numerus clausus, wo er galt, ab⸗ 
gelbaftt werden ſollte, und auf welche Weiſe ein 

ompromiß geſchloſſen werden könnte. Alle dieſe 
Beſchlüſſe, die er uns angeführt hat, die ganze 
Literatur der ſiebziger Jahre handelt allein von der 
freien Advokatur. Die iſt damals abgelehnt worden; 
man hat ſich geeinigt auf Lokaliſierung und Reſidenz⸗ 
pflicht. Man kann alſo, wenn einmal dieſe Bei lüſſ 
angeführt werden, ſie nur verſtehen für die Zulaſſung 
der freien Advokatur, und deshalb iſt es unrecht von 
dem Herrn Kollegen, wenn er einfach ſagt, wir ſollten 
dieſe Fragen ganz außer acht laſſen. Die Fragen laſſen 
ſich gar nicht voneinander trennen; entweder wir 
haben die freie Advokatur, wonach jeder Anwalt bei 
jedem Gericht auftreten kann, oder es bleibt bei dem 
Zuſtand, wie er mit vieler Mühe und Arbeit geſchaffen 
worden iſt. Eine Anderung, jedenfalls eine geſetzliche 
Anderung dieſes Zuſtandes kann nur dann herbeigeführt 
werden, wenn die Beſchwerden der Amtsgerichtsanwälte 
tatſächlich begründet ſind, wenn alſo feſtſteht, daß in 
der Tat diejenigen Zuſtände vorhanden ſind, welche 
Falle Kollege Roſe uns hier in einzelnen kleinen 

ällen ſchildert. Meine Herren, nach den Erfahrungen, 
die ich gemacht habe, und nach dem Material, das mir 
zu Gebote ſteht, muß ich ſagen, daß dieſe Zuſtände 
mindeſtens in hohem Grade übertrieben geſchildert find; 
I liegen auch nicht entfernt fo, wie Herr Kollege 

oſe ſie ſchildert. 

Er ſagt zunächſt: die ganze geſellſchaftliche Stellung 
der Amtsgerichtsanwälte iſt eine ſo gedrückte, eine ſo 
wenig angeſehene beim Publikum, daß das Publikum 
gar nicht begreifen kann, ſie nicht beim Landgericht zu⸗ 
gelaſſen zu ſehen. Meine Herren, nach den Erfahrungen, 
die ich gemacht habe im Nordweſten Deutſchlands, iſt 
dieſe Behauptung mindeſtens ſtark übertrieben. Jeder 
Anwalt und jeder Menſch das die geſellſchaftliche 
Stellung, die er ſich ſelbſt ſchafft; die eigene Tätig⸗ 
keit ſchafft das Anſehen; und wenn der Amtsgerichts⸗ 
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anwalt voll und ganz feine Schuldigkeit tut, ſo 
hat er auch das größte Anſehen beim Publikum. 
Meine Herren, ich kann Sie verſichern, daß in dem 
Landgerichtsbezirk, in dem ich tätig bin, unſere Amts⸗ 
gerichtsanwälte ein derartiges Vertrauen und Anſehen 
weit und breit genießen. Dieſe Herren Kollegen 
denken gar nicht daran, zu wünſchen, beim Landgericht 
ugelaſſen zu werden; ſe haben voll und ganz das 
Beten des Publikums, ſie genießen oft ein größeres 
Anſehen als die Richter ihres Bezirks und als faſt 
alle anderen Beamten. Alſo dieſer alte Grund, daß 
an und für ſich das Anſehen leidet, iſt in der All⸗ 
gemeinheit jedenfalls völlig unzutreffend. 

Meine Den der Herr Kollege Referent hat 
dann ausdrücklich geſagt, es ſei auch dadurch das An⸗ 
ſehen herabgeſetzt, daß Prozeßagenten zugelaſſen werden; 
und in der Beziehung bitte ich Sie, den Antrag des 
Herrn Kollegen Mayer (Frankenthal) einſtimmig an⸗ 
zunehmen. Es wird dadurch ein Druck auf die Juſtiz⸗ 
verwaltung herbeigeführt werden. Das muß ich Herrn 
Kollegen Roſe zugeben, daß es höchſt unangenehm iſt, 

erade mit den Prozeßagenten verkehren zu müſſen. 
ber das iſt ja Sache der Verwaltung. Die Prozeß⸗ 
agenten ſind einmal zugelaſſen mehr aus politiſchen 
Gründen als aus ſozialen Gründen; es kann aber von 
der Verwaltung, etwa in Verbindung mit dem Vor⸗ 
ſtand der Anwaltskammer, ganz energiſch mit ſolchen 
Elementen aufgeräumt werden. Es macht ja auch die 
Staatsregierung gar keinen Unterſchied ichen Land⸗ 
gerichtsanwälten und Amtgerichtsanwälten. Man mag 
über den Titel „Juſtizrat“ denken, was man will, 
aber jedenfalls, die Staatsregierung gibt ihn genau in 
derſelben Reihenfolge den Amtsgerichtsanwälten wie 
den Landgerichtsanwälten. Man kann ſich alſo nicht 
darüber beklagen, daß irgend eine äußere Ehrung oder 
dergleichen fehle. 

Meine Herren, wie die ganze ſoziale Frage im 
weſentlichen keine rein ideale Frage iſt, ſo handelt es 
ſich auch hier um eine reine Geldfrage. 


(Lebhafter Widerſpruch.) 


— Meine Herren, es iſt eine Geldfrage für die Amts⸗ 
„ aber es iſt auch eine ſolche für die 
ndgerichtsanwälte und zwar ganz erheblich. Bei 
unſerem Landgericht ſind Anwälte zugelaſſen, welche 
auf auswärtigen Amtsgerichten wohnen. Herr Kollege 
Roſe ſagt: wenn die Amtsgerichtsanwälte beim Lan 
gericht zugelaſſen werden, jo hört damit der Zuſtand 
auf, daß vor dem Amtsgericht ſolche Sachen verhandelt 
werden, die eigentlich vor das Landgericht gehören. 
Ja, meine Herren, wir haben bei unſerem Landgericht 
Amtsgerichtsanwälte, und dieſe haben in einer ganzen 
Reihe von Sachen über 400 Mark — 123 Gachen 
in etwa drei Jahren — beim Anitsgericht verhandelt, 
obwohl ſie beim Landgericht zugelaſſen waren. Daß 
alſo durch die Zulaſſung beim Landgericht ſelbſt ſeitens 
der Amtsgerichtsanwälte eine andere Ausübung der 
Rechtspflege eintreten würde, das iſt nicht zu erſehen, 
und es fragt ſich nun, ob das Intereſſe der Amts⸗ 
gerichtsanwälte ein ſo großes iſt, daß das Intereſſe 
der Landgerichtsanwälte geſchädigt werden muß. Nach 
den Erfahrungen, die ich gemacht habe, liegt das 
Intereſſe der Landgerichtsanwälte an den kleinen Land⸗ 
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nn „mit denen wir ja zunächſt rechnen müſſen, 
arin, daß eine Erhöhung der Kompetenz von 300 Mark 
auf 500 Mark nicht eintritt, da ſonſt ein Viertel bis 


eein Fünftel der e keit den Landgerichten und 


damit auch den Landgerichtsanwälten entzogen wird; 
werden die Amtsgerichtsanwälte bei den Landgerichten 


zugelaſſen, fo wird einem großen Teil der bei den 
kleinen Landgerichten wohnenden Anwälte ein erheblicher 


Teil des Einkommens genommen. 


Ein Teil der Land⸗ 


gerichtsanwälte findet feine Tätigkeit in der Verbindung 


mit den . dieſe wird alſo auf ein 


Minimum beſchränkt. Es wird das Einkommen der 
Landgerichtsanwälte bei der Durchführung des Antrags 
Roſe erheblich heruntergehen. 

Es kommt auch dazu, daß das Publikum gar nicht 


das erhebliche Intereſſe daran hat, daß in der Tat die 
Amtsgerichtsanwälte ohne weiteres beim Landgericht 


zugelaſſen werden. Bei 


den heutigen Eiſenbahn⸗ 
verbindungen kann jeder ohne weiteres in einer Viertel⸗ 


„ ſtunde, höchſtens in einer Stunde zum Landgericht 


kommen. Es iſt vielfach perſönliche Gefälligkeit des 


Publikums gegenüber dem Amtsgerichtsanwalt, wenn 


es ihm die Sache überträgt zur Korreſpondenz mit 


. dem Landgericht, und Bequemlichkeit in einzelnen 
Fällen; in den meiſten Fällen kommt das Publikum 


recht gern zum Landgericht. 


pflege ein Intereſſe hat, hat die 


: haben, fon 


Es liegt alſo keineswegs 
im Intereſſe der Rechtspflege. Wo wirklich die Rechts⸗ 
uſtizverwaltung ohne 
weiteres die Amtsgerichtsanwälte beim Landgericht 
zugelaſſen; derartige Fälle kommen vor, namentlich 
beste wenn beſondere Rechte und Eigentümlichkeiten 
eſtehen. 
Nun, meine 1 wie liegt es denn mit der 
Laſt, die den Landgerichtsanwälten obliegt, wenn die 
Amtsgerichtsanwälte zugelaſſen werden? 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): den muß den Herrn Redner darauf 
aufmerkſam machen, daß ſeine Zeit abgelaufen iſt. 


Juſtizrat Dr Krimke (Verden): Ich komme ſofort 
zum Schluß. — Wir haben es bis jetzt ſo gehabt, 
daß die ganze Laſt der Armenſachen, nicht allein in 
a a wo beide Teile das Armenrecht 

ern auch in Unfallſachen uſw., allein den 
Landgerichtsanwälten zufällt. Unſere beiden zugelaſſenen 
Kollegen vom Amtsgericht haben es jahrelang durch⸗ 
gelebt, daß fie keine einzige Armenſache übernommen 
aben; die Vorteile der Zulaſſung nahmen ſie mit 


Freuden an, aber die Nachteile konnten die Kollegen 


am Landgericht tragen. So wird es auch bleiben. Es 


wird den Amtsgerichtsanwälten nicht einfallen, in 


Armenſachen zum Landgericht zu fahren, ſondern ſie 


werden das den Landgerichtsanwälten überlaffen. 


Alſo, meine Herren, ich bitte Sie, den Antrag 
abzulehnen. Weder aus idealen Gründen iſt es not⸗ 
wendig, daß die Amtsgerichtsanwälte beim Landgericht 


| Ha en werden — ihre Stellung ift eine gute und 


ellſchaftlich angenehme —, noch iſt es im Intereſſe 
ihres Einkommens nötig; aber ein großer Schaden 
erwächſt den Landgerichtsanwälten. Auf Koſten des 
einen die Stellung des anderen zu heben, das geht 
meines Erachtens nicht, und ich bitte Sie deshalb, den 
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Antrag des Herrn Kollegen Roſe abzulehnen, dagegen 
dem Antrag des Kollegen Mayer (Frankenthal) volle 
Zuſtimmung zu geben. 


Rechtsanwalt Dr Cohen (Nürnberg): Meine 
Herren Kollegen, ich darf annehmen, daß die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen den Herren hinreichend jetzt be⸗ 


kannt ſind 
(Heiterkeit), 


ebenſo auch die Geſchichte der Entwicklung; ſie iſt ja 
mehrfach wiederholt worden, und wenn einer der Herren 
Zeit gehabt hat, während der Ferien die „Juriſtiſche 
Wochenſchrift“ zu leſen, dann wird er auch wiſſen, 
daß ich ein Gegner jeglicher Simultanzulaſſung bin. 
Aber mir ſcheint, man kann hier den Herren vom 
Amtsgericht entgegenkommen und gleichzeitig die 
Stellung der Landgerichtsanwälte, wie ſie zur Zeit 
vorhanden iſt, in einer Richtung wahren und auch die 
letzterwähnten praktiſchen Beziehungen wegen der 
Armenrechtsſachen betonen. Wenn nämlich einfach der 
Anwaltszwang in erſter Inſtanz fortgelaſſen wird — 
ich ſelbſt bin objektiv, ich bin nur am Oberlandes⸗ 
gericht zugelaſſen — 
(große Heiterkeit), 


und dagegen vielleicht das jetzige amtsgerichtliche Ver⸗ 
fahren einheitlich durchgeführt wird auch für die Land⸗ 
gerichte, dann bleiben den Kollegen vom Landgericht 
als Ehrenrechte die Vertretung der Beſchwerden und 
Berufungen in den amtsgerichtlichen Sachen, und es 
fällt die allerdings ſehr hohe Belaſtung mit amts⸗ 
gerichtlichen Sachen auf Grund der jetzigen Prozeß⸗ 
novelle fort, die zur Zeit z. B. bei den bayeriſchen 
Gerichten mindeſtens zwiſchen 25 und 40 Prozent der 
geſamten Sachen beträgt. 


(Widerſpruch.) 


Außerdem wäre zu erwähnen, es wird — die Zeit 
drängt dahin, daß die amtsgerichtliche Kompetenz er⸗ 
weitert wird — ſo wie ſo ein höherer Prozentſatz der 
jetzigen landgerichtlichen Sachen an die Amtsgerichts⸗ 
anwälte fallen. Ich halte es im Intereſſe der ein⸗ 
heitlichen Geſetzgebung für wünſchenswert, daß dieſer 
Prozentſatz bis zur Grenze der reichsgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit geht, um dann den . Inſtanzen⸗ 
zug: Amtsgericht, Landgericht, Oberlandesgericht, und 
auf der andern Seite: Landgericht, Oberlandesgericht, 
Reichsgericht, in Zivilſachen zu haben. 

Außerdem iſt ſo viel von der ſozialen Stellung 
der Anwälte die Rede, und außerhalb der Diners muß 
man tatſächlich einräumen, daß ſie nicht mit dem ge⸗ 
hörigen Reſpekt behandelt werden, beſonders von ſeiten 
der Richter, und ich habe noch nie gehört, daß bei 
irgend einer Gelegenheit ein Rechtsanwalt dem Richter 
über die Auffaſſung ſeines Berufes die nötige Be⸗ 
lehrung hätte angedeihen laſſen 


(Heiterkeit), 


während das Umgekehrte täglich vorkommt. Aus dieſem 

Grunde ſcheint es wünſchenswert, daß in Zukunft nur 

der zugelaſſene Anwalt in der Lage iſt, ein Rechts⸗ 

mittel zu vertreten, während in erſter Inſtanz nur 
77 * 
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alles, was die Inſtanz angeht, vorzutragen, Sache der 
Partei ſein möge. 

Andererſeits gehöre ich im Gegenſatz zu dem Herrn 
Kollegen Mayer (Frankenthal) zu den ganz Un⸗ 
vernünftigen; ich bin nämlich . jedes Prozeß⸗ 
agenten und bin der Meinung, daß dieſes Inſtitut 
wieder beſeitigt werden muß, daß am Amtsgericht 
ebenfalls nur Anwälte auftreten dürfen und alle 
Gebühren erſatzpflichtig ſind wie bisher, und daß die 
Amtsgerichtsanwälte in Sachen erſter Inſtanz auch 
zugelaſſen werden am Landgericht, mit Ausnahme der 
Rechtsmittel. Denn die Erfahrung lehrt es, und hier 
möchte ich die Herren, die eine mehr als aweijäbrige 
Praxis haben, zu Zeugen anrufen — um das folgende 
Beratungsthema anzuſchneiden —: meiſtens ſind es 
Juſtizräte, die die größten Schnitzer gemacht haben 


(Heiterkeit) 
und deren Sachen ich nachher mit größter Mühe zurecht⸗ 


zuflicken habe. 
(Große Heiterkeit) 


Ich kann nur die Meinung äußern, es iſt vorzuziehen, 
wenn für die Rechtsmittelinſtanz ein zweiter Anwalt 
eintreten muß, der die Sache auch mit einer gewiſſen 
Objektivität anſchaut. Es kommt ja nicht nur vor, 
daß Gerichte an einer verfehlten Praxis feſthalten; es 
kommt auch vor, daß ein Kollege einmal eine An⸗ 
ſchauung liebgewonnen hat und zum Schaden der Partei 
in verſchiedenen Inſtanzen, vor allen Dingen der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz, vertritt und nun die erheblichſten Un⸗ 
koſten für die Partei hervorruft, Ipegiell auch im Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, und, wie ich erwähnen 
möchte, nicht nur Herren innerhalb der erſten zwei 
Jahre, ſondern alte Notare, wie ſolches in den Ent⸗ 
ſcheidungen für freiwillige Gerichtsbarkeit, herausgegeben 
vom Reichsjuſtizamt, ſich zeigt. Deshalb möchte ich Sie 
bitten, den Antrag des Herrn Kollegen Roſe abzulehnen 
und den Antrag des Herrn Kollegen Mayer, inſoweit 
er ſich gegen die Prozeßagenten richtet, anzunehmen 
und ſogar dahin zu verſchärfen, daß überhaupt jedes 
gewerbsmäßige Verhandeln, ausgenommen durch An⸗ 
wälte, beim Gericht inhibiert werden muß; dagegen 
ſich der Meinung anzuſchließen, es ſei im Intereſſe der 
Rechtspflege und der deutſchen Anwaltſchaft wünſchens⸗ 
wert, daß der Anwaltszwang in erſter Inſtanz fort⸗ 
falle, und das Zivilverfahren einheitlich nach der Art 
des jetzigen amtsgerichtlichen Verfahrens umgeſtaltet 
werde, und den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
mit der Vertretung dieſes Wunſches bei den zuſtändigen 
Behörden zu beauftragen. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Ich bitte den Herrn Kollegen, wenn 
er einen Antrag ſtellen will, ihn mir ſchriftlich zu 
übergeben. Ich meine allerdings, es wird genügen, 
wenn das als Wunſch hier zum Ausdruck gekommen 
iſt, — nicht wahr? 

(Große Heiterkeit.) 


— Ein Schlußantrag wird geſtellt, findet jedoch 
nicht die er Unterſtützung. Dagegen wird der 
Antrag, die Redezeit von 10 auf 5 Minuten zu be⸗ 
ſchränken, mit großer Mehrheit angenommen. — 
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Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Meine Herren, ich bitte Sie alſo, Ihre 
edanken jetzt noch mehr zu konzentrieren. 


(Heiterkeit.) 


Rechtsanwalt Gump (Ulm): Meine Herren, ich 
danke Ihnen, daß Sie mir 5 Minuten bewilligt haben; 
ich werde kaum 4 Minuten in Anſpruch nehmen. 


Heiterkeit.) 


Aber ich glaube, daß es bei der Wichtigkeit der Frage 
doch angezeigt erſcheinen dürfte, einen Kollegen aus 
dem Lande zu hören, bei dem die Simultanzulaſſung 
ſeit dem Jahre 1895 Regel geworden ift. Bis zu 
dieſem Jahre hat ſich die Just verwaltung, vertreten 
durch den damaligen Herrn Juſtizminiſter v. Faber, 
geſtützt auf das Gutachten des damaligen Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten v. Kohlhaas, grundſätzlich im 
großen und ganzen gegen die Simultanzulaſſung aus⸗ 
geſprochen und die Simultanzulafſung nur in ganz 
wenigen und Ausnahmefällen bewilligt, trotzdem die 
Anwaltskammer als die geſetzliche Vertretung der An⸗ 
wälte, geſtützt auf das einmütige Vorgehen Dres Vor⸗ 
ſtandes, fortwährend dieſelbe beantragt und hat durch⸗ 
ſetzen wollen. Es gelang in Württemberg erſt, dieſe 
Simultanzulaſſung durchzuſetzen, als im Jahre 1895 
die Mehrheit der württembergiſchen Kammer, die Volks⸗ 
partei und das Zentrum vereint, einen Druck auf den 

errn Juſtizminiſter ausübten, und von da ab hat die 

uſtizverwaltung eingeſehen, daß es doch nicht fo ger 
ährlich iſt, Anwälte des Amtsgerichts gleichzeitig am 
Landgericht zuzulaſſen. Wir haben nun ſeit dieſem Jahre 
— ich ſelber bin 16 Jahre Anwalt — 10 Jahre lang 
dieſe Praxis, und es haben ſich in gar keiner Weiſe 
Mißſtände herausgeſtellt außer einem, und das iſt der, 
daß es hie und da bei einzelnen Amtsgerichtsanwälten 
vorkommt, daß ſie überhaupt nicht ans Landgericht 
kommen, ſondern einfach ein Pack Akten an den Land⸗ 
gerichtsanwalt ſchicken, der muß dann die Sache ver⸗ 
treten und muß ſich vom Vorſitzenden vielleicht rüffeln 
laſſen, weil er angeblich nicht genügend vorbereitet iſt. 


(Heiterkeit.) 


Dazu darf es nicht führen, und derartige Vorkommniſſe 
ſind ſehr wenig im Intereſſe der Anwälte, weil die 
Regierung leicht daraus eine Regel machen würde. 
Ich ſelber bin von Anfang an für die Simultan⸗ 
gufaffung eingetreten; erſtens iſt es im J far e 
er Freiheit der Advokatur, jede Beſchränkung für ſie 
aufzuheben 
(bravo!) 


und zweitens iſt es im Intereſſe des Standes⸗ 
anſehens. Wenn aber der Der Vorredner die fozialen 
Verhältniſſe angezogen hat, die mir leider nicht bekannt 
ſind, ſo glaube ich nicht, daß das, was er behauptete, 
in allen Fällen die Regel iſt. Ich kann Sie alſo 
vom Lande Württemberg aus verſichern, daß es in 
gar keiner Weiſe dort Anſtände infolge der Simultan⸗ 
zulaſſung gegeben hat, und ich möchte den Amtsgerichts 
anwälten warm ans Herz legen, daß ſie es als 
nobile officium betrachten, auch ſelbſt zum Landgericht 
zu kommen, dann wird es ein Segen für den ganzen 
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Stand wie für das rechtſuchende Publikum fein. Ich 
bitte Sie alſo ganz entſchieden, den Antrag Roſe 


anzunehmen. (Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Bamberger (Aſchersleben): Meine 
Herren, wir müſſen den Herren Kollegen vom Land⸗ 
gericht dankbar ſein — ich meine, wir Amtsgerichts⸗ 
anwälte —, daß fie uns unſer eigenes Anſehen, das 
wir beim Publikum, beim Gericht und bei der An⸗ 
waltſchaft genießen, ſo ſchön vor Augen zu führen 
verſtanden haben. hätte nur gewünſcht, daß ſie 
dieſen theoretiſchen Anſichten in höherem Maße prak⸗ 
tiſchen Ausdruck gegeben hätten. Bei der geſtrigen 
Wahl zum Vorſtand dieſes Anwaltvereins war meines 
Wiſſens nicht davon die Rede, daß auch die Amts⸗ 
gerichtsanwälte, die mehr als den vierten Teil der 

anzen Anwaltſchaft bilden, endlich einmal im Vor⸗ 
ſtande vertreten würden. Solange der Anwaltverein 
beſteht, war noch niemals in ſeinem Vorſtande ein 
Amtsgerichtsanwalt vorhanden. Und das begreift ſich 
ja bei der ſehr geringen Rolle, die wir ſpielen. Man 
hätte aber vermuten ſollen, daß de t, nachdem feit 
mehreren Jahren eine Reihe von Kollegen und meine 
Wenigkeit bemüht geweſen ſind, einiges zur Beſſerung 
dieſer Verhältniſſe zu tun, daß jetzt wenigſtens, wenn 
nicht der vierte Teil, wie es vielleicht richtig geweſen 
wäre, ſo doch zum mindeſten ein einziger Amtsgerichts⸗ 
anwalt hineingewählt worden wäre, damit die Herren 
erfahren, ob nicht doch Mißſtände vorhanden ſind, wie 
ſie von mehr als zweitauſend Kollegen behauptet werden. 


(Bravol) 


Es iſt mir auch bei gelegentlichen Unterhaltungen 
innerhalb der einzelnen Kammern geſagt worden: es 
iſt nicht nötig, daß ihr in den Vorſtand der Anwalts⸗ 
kammer kommt, denn dafür ſind wir da, wir von den 
Landgerichten beſorgen ſchon eure Geſchäfte. 


(Heiterkeit.) 


Das iſt ja ungemein liebenswürdig; aber abgeſehen 
davon, daß wir Amtsgerichtsanwälte das niemals ver⸗ 
langt haben, ſo haben wir auch niemals etwas davon 


bemerkt. 
(Wiederholte Heiterkeit.) 


Wir haben es daher für richtig befunden, unſere 
eigenen Angelegenheiten ſelbſt zu vertreten, und wir 
hoffen, daß wir bei dieſer allgemeinen Standes⸗ 
vertretung Gerechtigkeit genug finden werden, um eine 
Forderung, die jo einfach und fo klar iſt, auch durch⸗ 
gelebt zu ſehen. Ich will mich nicht in lange Aus⸗ 
ührungen — ſchon mit Rückſicht auf die geringe 
Minutenzahl, die mir zur Verfügung ſteht — ein⸗ 
laſſen; aber in einem Punkte wird mir, glaube ich, 
niemand widerſprechen, ohne daß ich damit etwas 
Neues ſage. Die Herren vom Landgericht haben be⸗ 
kanntlich das Monopol der Vertretung für wichtige 
Angelegenheiten, die vom Oberlandesgericht desgleichen, 
ebenſo die Kollegen vom Reichsgericht; dagegen die 
Anwälte vom Amtsgericht, die der Natur der Sache 
0 auf Bagatellen angewieſen ſind, haben nicht ein⸗ 
mal für deren Vertretung das Monopol. 


Zuruf: Das Notariat!) 
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— Bitte um Verzeihung, ich ſpreche von der Anwalt⸗ 
ſchaft. — Sie teilen dieſe Befugnis mit allen An⸗ 
wälten vom Landgericht und von den anderen ae lee 
gerichten, ja ſogar mit jedem Menſchen in Deutſchland 
einſchließlich der Prozeßagenten. Alſo das iſt kein 
Recht, welches dem Recht der anderen Kollegen an 
die Seite zu ſtellen wäre. Das Notariat kommt nicht 
in Betracht, das gibt ein kleines Pflaſter für die Un⸗ 
annehmlichkeiten und die capitis deminutio, der der 
Anwalt am Amtsgericht von vornherein ausgeſetzt iſt. 

Wenn endlich ſo häufig darauf hingewiesen wird, 
daß das Lokalitätsprinzip verlange, daß die Amts⸗ 
erichtsanwälte in ihrer deprimierten Stellung bleiben, 
0 laſſe ich mir durch lateiniſche Worte abſolut nicht 
imponieren. Das Lokalitätsprinzip hat nichts weiter 
für ſich als den tönenden Namen. Das Lokalitäts⸗ 
prinzip iſt, wie wir alle wiſſen, in den wichtigſten 
Beziehungen überhaupt u. — ſo mag man 
es endlich auch durchbrechen zugunſten der Amtsgericht» 
anwälte. 

Wenn in letzter Linie darauf verwieſen wurde, 
es ſei eine Geldfrage, ſo iſt das von uns allen mit 
Recht beſtritten worden. Wäre es aber eine, ſo wäre 
es eine Geldfrage höchſtens für die Herren von den 
Landgerichten. Denn wenn das Geſetz werden ſollte, 
was Herr Kollege Roſe vorſchlägt, ſo iſt die logiſche 
Folge, daß der Zuzug zu den Amtsgerichten ſich ſtark 
vermehren wird, und daß ſehr viel weniger zu den 
Landgerichten gehen als bisher. Folglich wird die 
1 der Amtsgerichtsanwälte ganz gewiß nicht 
fehr mw dadurch verbeſſert, abgeſehen davon, daß 
ehr wenige Amtsgerichtsanwälte in Zukunft ſich ent⸗ 
ſchließen werden, immer auf der Eiſenbahn zu liegen 
und lediglich die Sachen am Landgericht zu vertreten; 
ſie können das nicht verantworten vor ihrem eigenen 
Subſtituten, können ihm unmöglich zumuten, die 
kleineren Sachen ſelber zu erledigen und die umfang⸗ 
reicheren dem Amtsgerichtsanwalt zu überlaſſen. 

ch meine, alle Anführungen, die Herr Kollege 
Roſe in meines Erachtens vorzüglicher Weiſe vor⸗ 
etragen hat, ſind objektiv begründet, und ich darf 
hoffen, daß ſehr viele Kollegen von den Land- und 
Oberlandesgerichten ſich unſerer Überzeugung an⸗ 


ſchließen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Riekes (Seeſen): Meine verehrten 
Herren Kollegen, geſtatten Sie mir einige kurze Be⸗ 
merkungen. 15 erzogtum Braunſchweig, in dem ich 
anſäſſig bin, hat ſich gerade das umgekehrte Verfahren 
ur Geltung gebracht wie in Württemberg. In 

raunſchweig waren bis vor etwa 4 Jahren die 
ſämtlichen Anwälte, die im Landgerichtsbezirk ihren 
Sitz hatten, bei unſerem einzigen Landgericht zugelafjen; 
ſeitdem iſt dies aufgehoben. Die Gründe, die damals 
vom Vorſtand der Anwaltskammer der Juſtizverwaltung 
vorgelegt wurden, waren für uns äußerſt beſchämend. 
Es wurde uns, die wir uns doch wohl ebenſo redliche 
Mühe gegeben haben, unſere Pflicht zu tun, wie die 
Braunſchweiger Kollegen, unter anderm zum Vorwurf 
gemacht, daß der Prozeßbetrieb dadurch leide, daß aus⸗ 
wärtige Kollegen zugelaſſen wären; im einzelnen häuften 
ſich die Schriftſachen zu ſehr, es kämen zu häufige Ver⸗ 
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legungen vor uſw. Daraufhin haben wir uns zu einem 
Verein eee e Wir ſind 31 Anwälte, 
die nicht am Sitz des Landgerichts wohnen; davon ſind 
die vier e in letzter Zeit nicht zugelaſſen. In 
der letzten Sitzung unſeres Vereins haben wir nun 
einſtimmi befchloffen, wir wollten Sie, meine Herren, 
bitten, ſich hier dafür auszuſprechen, daß ſämtliche 
Anwälte beim Landgericht zugelaſſen werden. Uns, die 
wir bereits zugelaſſen ſind, können Sie nicht den Vorwurf 
machen, daß wir unſer materielles Intereſſe vertreten; 
wir haben keinerlei materielles Intereſſe daran, daß 
neue Kollegen zugelaſſen werden, wir haben im Gegen⸗ 
teil dasſelbe pekuniäre Intereſſe, wie die Anwälte am 
Sitz des Landgerichts. Wenn wir uns gleichwohl 
dafür ausgeſprochen haben, ſo zeigt das, daß lediglich 
das Standesintereſſe für unſere Bitte eben ge⸗ 
weſen iſt: wir wollen nicht, daß wir Anwälte zweiter 
Klaſſe werden und in die Stellung kommen, die Herr 
Kollege Roſe vorhin gerügt hat. 

ch bitte Sie deshalb namens des Vereins der 
Braunſchweiger nicht am Sitze des Landgerichts 
wohnenden Rechtsanwälte, dem Antrag zuzuſtimmen. 


Rechtsanwalt Nürnberg (Liſſa i. P.): Meine 
verehrten Herren Kollegen! Es iſt ein Vorzug des 
deutſchen Stammes, daß auf ihn nicht der Vorwurf 
Platz 1 novarum rerum cupidi. 

eine Herren Kollegen! Ich will ja zugeben — es 
iſt mir ſoeben von dieſem und jenem aus Ihrer Mitte 
mitgeteilt worden —, daß in ihrem Bezirk es Uſus iſt, 
daß eine Simultanzulaſſung ſtattfindet. Nun, meine 
Herren, ich gehöre dem Oberlandesgerichtsbezirk Poſen 
an; ich kann Ihnen erklären, daß bei uns es nur in 
höchſt ſeltenen Fällen und dann, meine Herren, zur 
Verwunderung aller Kollegen geſchieht. Meine ver⸗ 
ehrten Herren Kollegen! Das Geſetz gibt ja die Mög⸗ 
lichkeit, einem Bedürfnis, wenn es vorhanden it, 
abzuhelfen. Aber, meine rg wir wollen doch 
nicht einen rg der ſich als trefflich und zweck⸗ 
mäßig erwieſen hat 

| (Widerſpruch), 


ohne weiteres ändern. Eins iſt meines Dafürhaltens 
bei allen den Ausführungen überſehen worden, daß 
es ein ausgezeichneter geſetzgeberiſcher Gedanke geweſen 
iſt, die Reſidenzpflicht der Anwälte einzuführen. Man 
muß ſo wie ich — ich gehöre der Anwaltſchaft des 
Landgerichts Liſſa an — die Sachen kennen, wie ſie 
ſich an derartigen Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsorten 
abſpielen. Meine Herren, bei uns wird ein ſolcher 
Amtsgerichtsanwalt ein Reiſeanwalt genannt. Und 
mit Recht, meine Herren! Es iſt ein wohltuendes 
Gefühl für die Bevölkerung, in dringenden Fällen 
ihren Anwalt in unmittelbarer Nähe zu haben. Nun 
vergegenwärtigen Sie ſich einmal die Praxis eines 
Amtsgerichtsanwalts beim Landgericht! Der Kollege 
muß am frühen Morgen zum Landgerichtsorte, nimmt 
dort ſeine Termine wahr, kommt am ſpäten Nach⸗ 
mittag zurück, — wo bleibt da feine Pflicht als Notar? 
Meine Herren, vergeſſen Sie nicht, daß bei uns in 
Amtsgerichtsorten meiſtens Advokatur und Notariat 
miteinander verbunden ſind, und, meine Herren, es 
iſt meines Dafürhaltens nicht bloß nobile officium, 
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ſondern es ift Amtspflicht, daß Anwalt und Notar 
dem Publikum zugänglich ſind, und da wird wegen ſeiner 
wenigen Landgerichtsſachen der Amtsgerichtsanwalt 
ſeiner Klientel und ſeinem Bezirk entzogen. Meine 
verehrten Herren Kollegen, im Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege liegt das nicht; denn die Praxis der Amts⸗ 
gerichtsanwälte an den Landgerichten wird immer 
eine geringe ſein, und bei der Bequemlichkeit der 
Verkehrsmittel , meine Herren, wird es ſtets das 
einfachſte ſein, daß der Mandant direkt von Mund zu 
Mund ſeinen Landgerichtsanwalt informiert. 

Und nun hätte ich, meine Herren, noch folgendes 
hervorzuheben, was meines Dafürhaltens die Sache 
trifft. Unſer Beruf, meine Herren, iſt unſer Nähr⸗ 
vater, und ein guter Vater nimmt nicht einem Kinde 
etwas weg, um es dem anderen Kinde zu geben. 
Setzen wir doch, meine Herren, da an, wo wir an⸗ 
ſetzen müſſen, fangen wir doch damit an, zu ſagen: 
ſeit dem Jahre 1879 haben wir eine Gebühren⸗ 
ordnung, die unſeren jetzigen Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſpricht. Meine Herren, wir haben eine Mindeſtgebühr 
von einer Mark, es iſt eine Schande, man ſchämt ſich, 
dem Klienten das zu ſagen, nachdem er uns eine 
Stunde konſultiert hat; der Klient lächelt, wenn er 
dieſen Satz hört. Von 1875 bis 1879 hatten die 
Anwälte in Altpreußen eine Erhöhung auf 1,30 Mark, 
die Notare haben 1,50 Mark bei uns in Preußen. 
Meine Herren, erhöhen wir die Gebühren! 


(Große Heiterkeit.) 


Ich habe nur noch eins zu ſagen, was die Stellung 
anlangt. Es macht nicht der Platz den Mann, ſondern 
der Mann macht den Platz. 


— Es liegt ein Antrag auf Schluß der Debatte 
vor, geſtellt vom Rechtsanwalt Dr. Gehrke (Frank⸗ 
furt a. M.). Auf der Rednerliſte ſtehen noch: Rechts⸗ 
anwalt Dr. Pelang (Küſtrin), Juſtizrat Burgheim 
(Minden), Rechtsanwalt Goldfeld (Hamburg), Juſtiz⸗ 
rat Dr. Fuchs (Berlin), Rechtsanwalt Gumbel I 
(Heilbronn). Der Schlußantrag wird angenommen. — 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Roſe (Harburg): 
Ich möchte zunächſt den Herrn Präſidenten bitten, 
über den Antrag, wie er von mir vorliegt, in ſeinen 
einzelnen Abſätzen getrennt abſtimmen zu laſſen, zu⸗ 
nächſt über Abſatz 1, dann über Abſatz 2, dann über 
Abſatz 3; ſollte der zweite Abſatz abgelehnt werden, 
dann würde die Abſtimmung über den dritten Abſatz 
ohne die Worte „insbeſondere durch Stellung der er- 
forderlichen Anträge bei den parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften“ erfolgen müſſen. 

Im übrigen, meine Herren, ſind ja in der Debatte 
weſentlich neue Geſichtspunkte nicht hervorgetreten. 

ch möchte nur gegenüber den Außerungen des Herrn 
ollegen Krimke doch ſagen, daß es ſich um die 
eſellſchaftliche Stellung, wie er gemeint hat, gar nicht 
handelt. Ich habe nur eprocel von der berufs⸗ 
mäßigen Stellung des Amtsgerichtsanwalts, die jetzt 
objektiv ungenügend iſt. Daß der einzelne N) feine 
geſellſchaftliche Stellung ſelbſt ſchaffen wird, das braucht 
nicht geſagt zu werden, das wiſſen wir ſelbſt. Im 
übrigen hat die Verbindung der Anwaltſchaft mit dem 
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Notariat gar nichts mit der Sache zu tun. Es ift 
vollſtändig unrichtig, daß das, was der Herr Kollege 
aus Liſſa geſagt hat, daß nämlich der Anwalt am 
Amtsgericht in der Regel auch Notar ſei, regelmäßig ſo 
wäre. Ich perſönlich halte den Zuſtand des Notariats, 
wie er in Preußen beſteht, nicht für wünſchenswert; 
meines Erachtens muß entweder allen Anwälten oder 
keinem das Notariat gegeben werden. Die Landgerichts⸗ 
anwälte bekommen es übrigens auch, wenn auch viel⸗ 
leicht etwas ſpäter. | 
Daß die Landgerichtsanwälte, wie fie behaupten, 
in ihren Geldintereſſen geſchädigt würden, kann niemals 
ausſchlaggebend ſein gegenüber den mehr ideellen Ge⸗ 
ſichtspunkten, die ich in den Vordergrund geſtellt habe. 


Abſtimmung. Der Antrag Roſe wird in ge⸗ 
trennter Abſtimmung in ſeinen drei Abſätzen an⸗ 
genommen; ebenſo wird der Antrag Mayer (Franken⸗ 
thal) mit allen gegen wenige Stimmen angenommen. 
Der Beſchluß geht ſomit dahin: 

Im Intereſſe der Rechtspflege und der 
deutſchen Anwaltſchaft iſt es dringend er⸗ 
forderlich, daß der bei einem Amtsgericht zu⸗ 
gelaſſene Rechtsanwalt auf ſeinen Antrag zu⸗ 
gleich bei dem Landgerichte, in deſſen Bezirk 
das Amtsgericht ſeinen Sitz hat, ſowie bei 
den im Bezirk des Landgerichts befindlichen 
1 für Handelsſachen zugelaſſen werden 
muß, 

und daß der 8 9 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 in dieſem Sinne ab⸗ 
geändert wird. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
wird beauftragt, geeignete Schritte zu tun, 
insbeſondere bei den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften die erforderlichen Anträge zu ſtellen, 
um dies Ziel zu erreichen. 

Der Deutſche Anwaltstag beauftragt den 
Vorſtand, bei den Juſtizverwaltungen der 
deutſchen Bundesſtaaten Vorſtellungen zu er⸗ 
heben, ihren Einfluß geltend zu machen, 

1. daß Prozeßagenten nur an ſolchen Amts⸗ 
1 0 neu zugelaſſen werden, an welchen 
as Vertretungsbedürfnis nicht durch An⸗ 
wälte gedeckt iſt, 

2. daß Laienvertretern, welche die miniſterielle 
Zulaſſung nicht erhalten haben, das ge⸗ 
wech wüßte Verhandeln nicht geſtattet 
wird. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Wir gehen nunmehr über zu Punkt 7 
unſerer Tagesordnung: 

Die praktiſche Vorbildung der Rechts⸗ 
anwälte, nameutlich die ad fr Ein⸗ 
führung einer der zweiten juriſtiſchen 
Prüfung nachfolgenden Vorbereitungs⸗ 
zeit von zwei Jahren. 

Berichterſtatter ſind die Herren Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich Weill (Karlsruhe) und Juſtizrat 
Dr. Mittaſch (Dresden). 
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Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Friedrich Weill 
(Karlsruhe): Meine verehrten Herren Kollegen! Mit 
einem Gefühl der Bangigkeit und Zaghaftigkeit er⸗ 
greife ich das Wort zu meinem Referat, teils im 
Hinblick auf die örtlichen und zeitlichen Verhältniſſe, 
wie ſie hier vorliegen, teils auch im Hinblick auf ver⸗ 
ſchiedene Außerungen, die vorgeſtern und geſtern ge⸗ 
fallen ſind und die meinem Antrage kein gutes 
Prognoſtikon geſtellt haben. Unſer verehrter Herr 
Vorſtzender, Geheimrat Erythropel, hat an dem 
ſchönen Begrüßungsabend, zu dem wir uns vorgeſtern 
uſammengefunden haben, gemeint, daß der Weg, der 
hier vorgeſchlagen iſt, vielleicht nicht ganz gangbar ſei, 
und geſtern hat mein verehrter Freund und Kollege, 
Rechtsanwalt Dr. Schmal in Stuttgart, uns ange- 
kündigt, daß er eigens zu dem Zwecke, unſeren Antrag 
zu bekämpfen, von ſeinem Vorſtande hierher entſendet 
worden ſei. 
Meine verehrten Herren Kollegen! Unter dieſen 
Umſtänden würde ich als gewiſſenhafter Sachwalter 
vielleicht Bedenken tragen, die Sache in dieſem Stadium 
der Vorgerücktheit noch zu vertreten, wenn ich für 
mich perſönlich zu ſprechen hätte. Ich habe aber einen 
Auftrag nicht bloß von dem Vorſtande der Badiſchen 
Anwaltskammer, ſondern es haben ſich mit demjenigen, 
was hier beabſichtigt wird, eine ganze Reihe von An⸗ 
waltskammern einverſtanden erklärt und insbeſondere 
ſämtliche Kammervorſtände des deutſchen Südens mit 
Ausnahme von Württemberg. Sie werden mir zu⸗ 
eben, meine Herren, wo Rauch iſt, da pflegt auch 
Feuer zu ſein. Und wir können, wenn in der Tat 
aus ſo vielen Gauen unſeres Vaterlandes die Auf⸗ 
faſſung ausgeſprochen wird, daß der bisherige Zuſtand 
auf die Dauer nicht konſerviert werden könne, wenn 
die Exiſtenzfähigkeit der deutſchen Anwaltſchaft gewahrt 
werden ſolle, — wir können uns doch die Augen nicht 
verſchließen, daß hier in der Tat vielleicht ein Ein⸗ 
greifen der Geſetzgebung nottut; und wenn wir uns 
zu dieſer Überzeugung durchringen, dann, meine Herren, 
glaube ich, wird es beſſer ſein, wenn wir beizeiten 
daran gehen, etwas zu ändern, zu einer Zeit, wo es 
noch mit Erfolg und wo es noch durch uns geändert 
werden kann, und wenn wir die Sache nicht ſo weit 
hinausſchieben, bis andere es ändern, vielleicht ohne 
und gegen unſeren Willen. | 
asjenige, meine Herren, was heute uns be- 
ſchäftigt, iſt ja nichts Neues. Es hat eine ziemlich 
lange Geſchichte, es hängt ſogar mit der Geſchichte der 
Einführung der freien Advokatur in Deutſchland eng 
zuſammen. Alle Beſtrebungen, die darauf ausgingen, 
in Deutſchland die freie Advokatur einzuführen, waren 
doch mehr oder minder von dem Gedanken begleitet, 
daß eine Vorbereitung der Ablegung der richter⸗ 
lichen Prüfung nachfolgen ſolle, und es war ins⸗ 
beſondere auf dem Juriſtentage in Hamburg im Jahre 
1868, der ſich unbedingt für die Einführung der freien 
Advokatur ausſprach, ein Antrag des verſtorbenen 
Geheimen Juſtizrats Dorn, des Neſtors der deutſchen 
Anwaltſchaft, der einer Anregung des unter uns hier 
anweſenden Juſtizrats Beckh in Nürnberg entſprungen 
iſt, daß zur Advokatur nur derjenige zugelaſſen werden 
ſolle, der nach Ablegung des richterlichen Examens, 
der zweiten Staatsprüfung, noch eine gewiſſe Zeit im 
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Vorbereitungsdienſt zugebracht habe. Die darauf 
folgenden Anwaltstage, insbeſondere die Anwaltstage 
in Würzburg und Cöln, ſind darauf nicht weiter zurück⸗ 
gekommen. Aber es iſt doch bezeichnend, daß grade 
im Königreich Bayern, dem zweitgrößten deutſchen 
Bundesſtaate, im Jahre 1870 mit dem Antrage auf 
Einführung der freien Advokatur auch der Antrag auf 
Einführung eines Vorbereitungsdienſtes von 3 Jahren 
geſtellt und auch angenommen worden iſt. 

Alle dieſe Dinge haben ſich dann erledigt — und 

vielleicht deshalb, weil überhaupt in den ſiebziger 
Jahren man mit dem Niederreißen der Schranken, 
und zwar vielfach überflüſſiger Schranken, beſchäftigt 
war — im Jahre 1879 durch Einführung der Rechts⸗ 
anwaltsordnung, und ich kann es wohl im Namen 
aller, die hier anweſend ſind, ausſprechen, daß die 
Einführung der Rechtsanwaltsordnung ein außer⸗ 
ordentlicher Fortſchritt geweſen iſt, nicht bloß zum 
Segen der Anwaltſchaft, ſondern auch zum Segen des 
rechtſuchenden Publikums, und daß im großen und 
anzen die Erfahrungen, die wir mit der Deutſchen 
Rechtsanwaltsorbnung gemacht haben, durchaus zu⸗ 
friedenſtellend ſind. Aber, meine Herren, ein ähnliches gilt 
ja von den großen Juſtizgeſetzen, die damals ea en 
worden ſind, — und wir haben es im Laufe der letzten 
dee Jahre erlebt, daß auch bezüglich dieſer Juſtiz⸗ 
geſetze Veränderungen und Reformen angeſtrebt und 
daß heute worden ſind, und es läßt ſich nicht leugnen, 
daß heute nach Umfluß von 26 Jahren ſich die Er⸗ 
fahrungen ſo verdichtet haben, daß man in der Tat 
zu einem abſchließenden Urteil gelangen kann. 

In dieſer Beziehung hat vor 11 Jahren — bis 
dahin war das nicht der Fall — die Frage damals 
den Anwaltstag in Stuttgart beſchäftigt, und es waren 
wei hochverdiente Männer, der heute leider abweſende 

eheime Hofrat Pemſel und der von an 
Schickſal bald darauf ereilte Kollege Levy aus Berlin, 
die in warmen und beredten Worten, obwohl ſie 
prinzipiell ſich als Anhänger der freien Advokatur 
bekannt haben und das auch von jeher geweſen ſind, 
die Notwendigkeit betonten, der Überfüllung, der vor⸗ 
eiligen, verfrühten Zulaſſung und der daraus hervor⸗ 
gehenden mangelhaften Vorbildung dadurch zu begegnen, 
daß ein ſogenanntes Biennium eingeführt, daß nach 
der zweiten juriſtiſchen Staatsprüfung noch ein spatium 
deliberandi geſchaffen, ein Zeitraum von 2 Jahren für 
den Vorbereitungsdienſt verwendet werden ſolle. 

Meine Herren, der Anwaltstag in Stuttgart hat 
damals dieſen Antrag 5 und zwar mit einer 
Majorität — wenn ich mich recht erinnere — von 
90 gegen 60 Stimmen. Er ging von der Anſicht aus, 
daß es allerdings erhebliche Übelſtände gebe, Übel⸗ 
ſtände, denen unter Umſtänden auch geſetzgeberiſch be⸗ 
gegnet werden müſſe, daß aber die Bedürfnisfrage 
noch nicht hinreichend geklärt ſei, daß man noch Er⸗ 
fahrungen ſammeln müfſe, daß man in einem Zeitraum 
von nur 15 Jahren, der gewiſſermaßen ein Übergangs⸗ 
ſtadium a ift, nicht zu einem endgültigen, ab⸗ 
ſchließenden Urteil gelangen könne. Es klang auch das 
Mißtrauen durch, daß unter Umſtänden dieſer erſte 
Schritt — der von den Regierungen veranlaßt worden 
war — wi ſühren könnte, ganz andere Dinge im 
Wege der Geſetzgebung einzuführen, wie den numerus 
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clausus zum Beiſpiel, die nicht auf den Beifall der 
deutſchen Anwälte zu rechnen hätten. Weiter klang 
auch ein Mißtrauen gegen die Reichsregierung über⸗ 
felbſt durch; man hat geſagt: wenn die Reichsregierung 
elbſt kommen und etwas ändern will, dann iſt unter 
Umſtänden Gefahr im Verzuge. 

Nun, meine Herren, ſeitdem iſt dieſe Sache ruhen 
geblieben, und man kann wohl ſagen, daß in den 
5 5 5 Jahren die babe, daf ich in einer Weiſe 
geſtaltet und zugeſpitzt haben, daß, wenn dieſes Material, 
wie wir es 1998 haben, dem Anwaltstage in Stutt⸗ 
babe vorgelegen hätte, ſein Votum anders gelautet 


aben würde. 
(Ruf: Oho!l) 


Meine Herren, wenn damals die Bedürfnisfrage 
verneint worden iſt, ſo, glaube ich, ſind die Zahlen, 
die uns heute vorliegen, ſo, daß man nicht mehr ſtill⸗ 
een daran vorübergehen darf. Damals war es 
zweifelhaft, ob eine Überfüllung vorliege außerhalb 
der großen Städte; man hat die Sifern von Berlin, 
von Breslau, von Hamburg, Dresden gefehen und 
hat geſagt: das ſind einzelne 1 in den 
übrigen Oberlandesgerichtsbezirken ſieht es anders aus. 

Geſtatten Sie mir, daß ich zunächit mein engeres 
Vaterland, das Großherzogtum Baden, heranziehe. 
Am 31. Dezember 1880, alſo ein Jahr nach Ein⸗ 
feprung der Deutſchen Anwaltsordnung, war die Zahl 

er in Baden eln Jahr Rechtsanwälte 127, im 
Jahre 1893, alſo ein Jahr vor dem Stuttgarter An⸗ 
waltstage, waren es 161; das war eine Steigerung 
von 34 auf einen Zeitraum von 13 bis 14 Jahren. 
Man wird alſo ſagen können: dieſe Steigerung war 
eine natürliche, ſie entſprach, wenn auch nicht ganz, 
ſo doch einigermaßen, dem Wachstum der Bevölkerung 
in Deutſchland. Es war alſo etwas Bedenkliches nicht 
darin zu erblicken. 


Sehen wir nun einmal die Ziffern des neuen 
Jahrhunderts an. Da finden wir in Baden am 
31. Dezember 1901 bereits 234 Anwälte gegenüber 
163 8 Jahre zuvor; 1902 250; 1903 264; 1904 282. 
Wir ſind alſo in den 11 Jahren ſeit 1893 um 121 
geſtiegen gegenüber 34 in den erſten 13 Jahren des 
Beſtehens der Anwaltsordnung. Und dieſe Vermehrung, 
meine Herren, verteilt ſich eigentümlicherweiſe vor allem 
auf die letzten Jahre; insbeſondere ſeit 1901 begegnen 
wir einer Vermehrung von faſt 50. Dabei — das 
werden Sie mir zugeben — waren gerade am Ende 
der neunziger Jahre und im Anfang des neuen Jahr⸗ 
hunderts die Ausſichten auf Verwendung im Juſtiz⸗ 
dienſt noch verhältnismäßig günſtige. Die Einführung 
der neuen Öeletgebung t ſehr viele junge Leute 
erfordert, und die einigermaßen gut qualifizierten 
jungen Juriſten, die in den Staatsdienſt gingen, ſind 
derhältnssmäßig raſch zur Anſtellung gelangt. Jetzt 
haben 1 wenigſtens bei uns in Ba en, die Aus- 
ſichten für die richterliche und die Verwaltungskarriere 
vollſtändig geändert: der ganze Stand hat ſich ver⸗ 
jüngt; die früher noch mit verhältnismäßig älteren 

erren 1 Stellen ſind mittlerweile mit jungen 
lementen beſetzt worden, und in gleicher Weiſe iſt 
es bei uns in der Anwaltſchaft. Bei unſeren von 
der Rechtsanwaltſchaft getrennten Notariaten find 
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die Ausſichten womöglich noch ſchlechter. Was wird 
die Folge ſein? Die Folge wird ſein, daß im nächſten 
Jahre der zur Anwaltſchaft in Baden noch 


un 


ein weit größerer ſein wird als in den letzten Jahren. 


Wir haben jetzt in Baden 345 Rechtspraktikanten und 


das find zuſammen 525 
oder zweite Examen gemacht haben. Nehmen wir an, 


180 Referendäre (ſo heißen bei uns die Aſſeſſoren), 
uriſten, die bereits das erſte 


daß davon ein größerer Teil das zweite Examen nicht 


erreicht, ſo werden wir doch damit rechnen müſſen, 


daß ungefähr 480 in dem nächſten Jahre zugehen. 


„Wenn wir davon nur 25 Prozent für die Anwalt⸗ 


ſchaft rechnen, ſo bekommen wir in den nächſten vier 
An einen Yugang von 120 neuen Anwälten in 
aden, und wir fteigen damit auf über 400. Nun, 


meine Herren, ſind aber auch bei der Anwaltſchaft in 


5 


ne 


ſoll, kann kein Menſch jagen 


Baden, und zwar in einem begüterten Lande, tat⸗ 
ſächlich kaum mehr freie Stellen; auch an den kleinen 
Amtsgerichten und an den kleinen Landgerichten iſt es 
überfüllt. Was aus den 120 neu zugehenden werden 


Nun glaube ich aber, daß die Zahlen, die ich 


Ihnen aus Baden mitgeteilt habe, um zu beweiſen, 
daß das Bedürfnis gedeckt iſt, auch für unſer weiteres 
deutſches Vaterland gelten. Denn, meine Herren, wenn 


ich mir die Juſtizſtatiſtik anſehe, jo 


nde ich im 


11. Jahrgang des ſtatiſtiſchen Jahrbuchs für das 
ul R 


am 1. J 


eich, daß die Geſamtzahl der Rechtsanwälte 
anuar 1880 4091 betragen hat, und daß fie 


geſtiegen iſt bis zum Schluſſe des Jahres 1903 auf 
17235. Davon kommt die Hauptſteigerung auch wieder 


auf die letzten 5 bis 6 Jahre. Dies iſt eine Ver⸗ 
mehrung um etwa 80 Prozent, während die Vermehrung 


der Bevölkerung etwa 13 Prozent betrug. Meine Herren, 
ähnlich ſcheint es übrigens auch in Preußen hen. Nac 
der künftigen Anwälte, der Referendare, auszuſehen. Na 


Juſtizminiſterialblatt abgedruckt iſt, betrug die 


am 1. 


einer Statiſtik, die mir vorliegt und die im Preußi 101 
a 

der preußiſchen Referendare am 1. Juli 1891 2 960, 
uli 1894 3 230 — damals war der Stutt⸗ 
garter Anwaltstag —, am 1. Juli 1900 5 602, am 
1. Juli 1903 5 718, fie wird alſo jetzt auf 6 000 ge⸗ 


ſtiegen ſein. Das iſt eine Vermehrung um 100 Prozent, 


und ich muß annehmen, insbeſondere wenn ich höre, 
daß die Aſſeſſoren in Preußen 6 Jahre auf ihre An⸗ 
ſtellung als Richter warten müſſen, daß eine ſehr 
erkleckliche Anzahl noch die Reihen der preußiſchen An⸗ 
waltſchaft füllen wird. Wenn alſo ſelbſt angenommen 
würde, daß die Überfüllung heute noch nicht vorhanden 
iſt, ſo droht ſie bereits, und ſie droht unmittelbar für 
die allernächſten 5 ; wir werden in 5 Jahren mit 
ganz anderen Ziffern rechnen müſſen. 

Nun ſagt man: ja, aber die Prozeſſe haben ſich ja 
auch entsprechend vermehrt. Ob ſie ſich „entſprechend“ 
vermehrt haben, das will ich dahingeſtellt fein laſſen; 
ſie haben ſich vermehrt, das iſt zweifellos. Aber, meine 
Herren, es fragt ſich ja nicht darum, ob ſie ſich objektiv 
vermehrt haben, ſondern, wie die Verteilung ausgefallen 
iſt. Wenn der Eierkuchen auch entſprechend größer 
geworden iſt, ſo fragt ſich doch, wie die Portionen für 
den einzelnen ausfallen, ob die nicht etwa kleiner ge⸗ 
worden ſind. Ich kann hier nur von den ſüddeutſchen 
Verhältniſſen reden, wo die Lebenserfahrung uns zeigt, 
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daß etwa die Hälfte der Praxis in den Händen einer 
verhältnismäßig geringen Zahl von Anwälten, die ſehr 
ſtark beſchäftigt ſind, ſich befindet. Dabei dürfen wir 
aber nicht vergeſſen, daß, wenn auch die Prozeſſe ſich 
etwa vermehrt haben, das relative Einkommen des 
Anwalts ſich nicht vermehrt hat. Denn, meine Herren 
wie vorhin ganz richtig geſagt worden iſt, es haben ſich 
die Geldwerte ſeit Einführung der Reichsgebühren⸗ 
ordnung vom 1. Oktober 1879 gewaltig verſchoben. 
Die Ziffern, die ſeinerzeit in die Gebührenordnung 
aufgenommen worden ſind und als reichlich gegolten 
haben, repräſentieren heute nicht mehr das, was ſie 
damals waren, e vielleicht nur 60 Prozent. Aber, 
meine Herren, daran können wir nicht denken bei dem 
bekannten Wohlwollen, das bei allen maßgebenden 
Inſtanzen im lieben deutſchen Vaterlande der Rechts⸗ 
anwaltſchaft gegenüber beſteht, daß eine Veränderung 
der Gebührenordnung in unſerem Sinne ſtattfindet. 
Eine reformatio in pejus wäre viel eher zu erwarten, 
wenn wir auf dieſes Kräutchen Rühr-mich nicht an die 
Aufmerkſamkeit hinlenken, als eine reformatio in melius. 

Dazu kommt weiter, meine Herren, daß ſich der 
Prozeßſtoff zum Teil gewaltig vermehrt, nach anderen 
Richtungen aber auch vermindert hat. Wir haben ſeitdem 
die große ſoziale Geſetzgebung bekommen, die uns die 
Haftpflichtprozeſſe entzogen hat. Wir bekamen ſpäter 
die Gewerbegerichtsgeſetzgebung, und wir haben erſt 
kürzlich Faufmonnsgerichte befommen. Nun, meine 
Herren, was die V' betrifft, ſo glaube 
ich ſagen zu dürfen, daß dadurch eine Einbuße im 
Einkommen der meiſten Rechtsanwälte geſchaffen ift; 
wir mußten demgegenüber mit verſchränkten Armen 
zuſehen. Und dieſe Bewegung, meine Herren, ſteht 
nicht ſtill, ſondern der Erfolg wird noch zu weiteren 
Eingriffen nach dieſer Richtung hin führen. Wir ſehen, 
wie ſich fortgeſetzt Stände korporativ organiſieren, wie 
fie ſich Syndici erwählen, wie fie infolgedeſſen den 
Prozeßſtoff den einzelnen Anwälten 1 und ihn 
beſonders privilegierten zuwenden. 

Wir müſſen deshalb ſagen, daß auch nach der 
Richtung hin die Zukunft für uns keine günſtigen Aus⸗ 
ſichten eröffnet, und ich begreife ſchwer, meine Herren, 
wie in einem ſo angeſehenen Blatte, wie es die Deutſche 
Juriſtenzeitung iſt, von dem Kollegen Stranz in 
Berlin geſagt wurde: das Geſpenſt der Überfüllun 
wird da an die Wand gemalt. Ja, meine Herren, i 
ſage: Zahlen beweiſen; und wenn das Geſpenſt der 
Überfüllung noch nicht hier anweſend iſt, — glauben 
Sie mir, meine Herren Kollegen: das Geſpenſt droht. 

Ich bin überhaupt der Auffaſſung, daß diejenigen 
Kollegen, die die Deutſchen Anwaltstage beſuchen, am 
allerwenigſten tangiert werden von all demjenigen, was 
viele Anwälte, die nicht auf die Anwaltstage kommen 
und kommen können, erleiden. 


(Sehr richtig!) 


Die Kollegen, die hier heute anweſend ſind, ſind im 
groben und ganzen ja wohl in einer glücklicheren 

ebensſtellung; diejenigen aber, meine Herren, die 3 
Zwanzigmarkſtück dreimal umdrehen müſſen, ehe ſie es 
ausgeben, kommen auf die Anwaltstage nicht, die 
bleiben zu Hauſe. Aber, meine Herren, ich glaube, es 
iſt auch unſere Pflicht, für dieſe zu ſorgen und vor allem 
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für dieſe als die wirtſchaftlich Schwachen. Wir haben 
geſorgt für die Kranken, für die Arbeitsunfähigen, für 
die Witwen und Waiſen, — laſſen Sie uns doch auch 
für die ſorgen, die arbeitsfähig ſind, die gern arbeiten 
würden, wenn ſie Arbeit fänden, für diejenigen, die 
hauptſächlich in gedrückter Lebenslage ſich befinden, in 
einer viel gedrückteren, als die meiſten von uns wiſſen. 
Wer, wie ich, ſeit langen Jahren dem Vorſtande einer 
Anwaltskammer angehört, der ſtimmt mir in dieſen 
Dingen bei. Ich bin nicht in der Lage, meine Herren, 

hnen Einkommenſteuerliſten zu veröffentlichen — das 
iſt unmöglich, denn dieſe Liſten ſind geheim; Sie können 
die Berufseinkommen nicht nach dieſer Richtung hin 
kontrollieren. Ich habe aber in meiner Eigenſchaft als 
Mitglied einer Einſchätzungskommiſſion auch nach dieſer 
Richtung hin überraſchende Erfahrungen gemacht, und ich 
glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich ſage: die große 
Mehrzahl der deutſchen Anwälte hat kein größeres 
Einkommen als 6000 Mark. Und Sie werden mir 
zugeben, daß ein derartiges Einkommen im Hinblick 
0 die Arbeit, die geleiſtet werden muß, und im Hin⸗ 
blick darauf, daß auch für die Altenteile geſorgt werden 
muß, ein geringes iſt, und jedenfalls ſo gering, daß 
es eine weitere Reduzierung nicht mehr ertragen kann. — 
Ich glaube alſo, daß die Bedürfnisfrage bezüglich der 
Überfüllung heute nicht verneint, ſondern bejaht werden 
mu 


Aber, meine Herren, es ſind nicht bloß die Zwecke 
der materiellen Wohlfahrt, die unſeren Antrag hervor⸗ 
gerufen haben, ſondern es iſt auch ein anderes, ein 
mehr ideales Moment, das damit Hand in Hand geht. 
Wir verkennen nicht, daß unter der Herrſchaft der 
freien Advokatur ausgezeichnete Kräfte in die deutſche 
Anwaltſchaft hereingekommen ſind, und daß insbeſondere, 
was wiſſenſchaftliche Leiſtungen anbelangt, der junge 
Nachwuchs in keiner Weiſe einen Vergleich mit der 
älteren Generation zu ſcheuen braucht. Aber, meine 
Herren, wir können hier nicht nach einzelnen bevor- 
ugten Individuen urteilen, ſondern wir müſſen den 
Durchſchnitt nehmen, und wir müſſen uns deshalb die 
Frage vorlegen, ob in der Tat der Durchſchnitt, ſelbſt 
wenn er nach der Richtung hin durchaus nichts zu 
wünſchen übrig laſſen ſoll, auch nur ſo vorgebildet iſt 
und ſein kann, wie das früher der Fall geweſen iſt. Da 
ſehen wir nun ſeit etwa zehn yohren unſere Geſetz⸗ 
gebungsmaſchine in fortgeſetzter Bewegung und Tätig⸗ 
keit; das Material, das Jahr für Jahr dem Rechts⸗ 
anwalt auf den Schreibtiſch hingeſchleudert wird, das 
er beherrſchen ſoll, das er verarbeiten muß in ſeinen 
freien Stunden, iſt ungemein gewachſen. Das Wirtſchafts⸗ 
leben unſerer Zeit ſtellt heute ebenfalls, genau wie die 
neue Geſetzgebung, ganz andere Anforderungen an die 
Neben geerſeh an die Kenntniſſe und vor allem an die 

ebenserfahrungen eines Anwalts, als das früher der 
Fall war, da unſere Verhältniſſe noch einfachere und 
weniger komplizierte geweſen ſind. 

Nun wird man mir einwenden: „wir geben das 
zu, das Beſtehen der zweiten Staatsprüfung, ſo wie 
es jetzt iſt, qualifiziert den Anwalt nur in ſeltenen 
Fällen dazu, nun ſofort mit Erfolg unter eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit tätig zu ſein; aber das iſt doch nicht 
unſere Sache; es muß eben die Vorbereitung, die vor 
dem zweiten Examen liegt, entſprechend reformiert 
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werden.“ Das gebe ich ohne weiteres zu; wenn dies 
zu machen wäre, dann würde ich nicht mit meinem 
Antrage hier ſtehen. Man iſt gleich dabei, wenn es 
ſich darum handelt, in einer Weiſe zu reformieren, 
die an der Oberfläche bleibt; aber unſere deutſchen 
Regierungen hinſichtlich der Einheitlichkeit einer 
Prüfungsordnung unter einen Hut zu bringen, meine 
Herren, das würde ein ſchweres Werk ſein; und wenn 
wir ſo lange warten wollten, bis das kommt, dann 
wird dasjenige eingetreten ſein, was diejenigen, die es 
mit der Anwaltſchaft gut meinen, befürchten. 

Zunächſt, meine Herren, wenn wir daran denken, 
daß die Studienordnung auf der Univerfität geändert 
werden ſoll, begegnen wir dem Vorurteil, daß wir die 
akademiſche Lernfreiheit antaſten wollen. Meine Herren, 
dieſe Lernfreiheit wird durch kein Votum des Anwalts⸗ 
tages aus der Welt geſchafft werden! Wenn wir uns 
damit beſcheiden, den Vorbereitungsdienſt zwiſchen dem 
erſten und zweiten Examen zu reformieren, dann kommt 
die Landesjuſtizverwaltung und verlangt gebieteriſch, 
daß ihren Bedürfniſſen reſpondiert werde. Bei uns 
in Baden hat man, ohne ein Wort zu ſagen, den 
Vorbereitungsdienſt auf 3½ Jahre erhöht; für uns 
Anwälte iſt dabei nichts herausgekommen, denn der 
Staat hat ohne weiteres verlangt, daß das halbe Jahr 
im Notariat zugebracht werde. Jetzt iſt die Vorbereitung 
in Baden ſo, daß nach dem erſten Examen der be⸗ 
treffende Rechtspraktikant ein Jahr lang bei der Ver⸗ 
waltung praktiſch arbeiten muß, was ihm eigentlich für 
ſeinen ſpäteren Beruf als Rechtsanwalt oder Richter 
nur wenig von Nutzen iſt 


(oho!) 


— was für den Anwaltsberuf jedenfalls nicht ſo wichtig 
iſt, daß man ein ganzes Jahr darauf verwenden muß. 
Dann bleiben 2 %è½ Jahre für die Juſtizbehörden, für 
Staatsanwaltſchaft und Notariat, übrig, — und was 
bleibt für die Anwaltſchaft? Unſere Prüfungsordnung 
ſieht vor, daß der betreffende Rechtspraktikant 4 Monate 
bei einem Anwalt gearbeitet haben muß — in Preußen 
ind es 6 —. Alſo, meine Herren, in diefen 4 Mo⸗ 
naten ſoll der Rechtspraktikant, der vorher vom internen 
Anwaltsbetrieb und auch von der Führung einer 
— nur wenig geſehen hat, fur den 
Rechtsanwalt vollſtändig ausgebildet werden! Nun, 
meine Herren, wie werden denn die 4 Monate ver⸗ 
wendet? Ich habe auf meinem Bureau ſehr häufig 
Rechtspraktikanten, die ihre 4 Monate bei mir ab⸗ 
dienen — wenn ich den Ausdruck gebrauchen darf —; 
ſie kommen gewöhnlich mit der Bitte, man ſolle ſie 
möglichſt wenig heranziehen, ſie ſtünden vor dem Examen 
und müßten ſcch vorbereiten. Wie iſt es denn? Man 
beſchäftigt die Herren mit ein paar kleinen amts⸗ 
gerichtlichen Sachen oder gibt ihnen einen Schriftſatz 
zu entwerfen — das iſt dann oft die Vorbildung! 


(Zuruf: Sehr unrecht!) 
— Ich habe keinen moraliſchen Zwang! 
(Zuruf: Atteſt verweigern!) 


— Gewiß, ich kann das Atteſt verweigern; aber man 
wird das nicht tun. — Alſo die Folge iſt bie, daß, bei 


uns wenigſtens, in weitaus der Mehrzahl der Fälle 


34. Jahrgang. 


die jungen Referendare zwar vielleicht für die Richter⸗ 
karriere ausgebildet ſind, aber für die Anwaltſchaft ſo 
N wie möglich mitbringen. 

ber wen bekommen wir denn nun in die Anwalt⸗ 
ſchaft? Wenn wir die beſten bekämen, dann ließe ſich 
das überwinden. Wir bekommen ja auch von denen 
welche; aber die große Mehrzahl kommt aus den Reihen 
derjenigen, welche wenig Ausſicht auf Verwendung im 
Staatsdienſte haben, und welche dort noch lange warten 
müſſen, — und wir werden noch viel mehr von jenen 
bekommen, wenn die Ausſichten im Staat noch fort⸗ 
geſetzt ſchlechter werden. Wie macht ſich denn die Sache 
in der Praxis? Schon jetzt ſehen wir, daß ſo und ſo 
viel Freiwillige, die noch nicht genügend vorgebildet 
ſind, zu einem Anwalt gehen und entweder in Form 
einer Aſſoziation auf dem Papier oder de facto ſich in 
die Anwaltſchaft einzuarbeiten ſuchen. Ich kann aus 
meiner eigenen Praxis ſagen: ich habe auch das Examen 
erſt nach dem Jahre 1879 gemacht und nicht ganz 
ſchlecht beſtanden; ich habe mich aber nicht den Aufgaben 
der Rechtsanwaltſchaft ohne weiteres 5 gefühlt 
Ich bin ein Jahr noch zu einem Anwalt gegangen, 
und das hat mir ſehr gute Dienſte getan, und wenn 
ich etwas zu bereuen habe, ſo iſt es, daß ich nur ein 
Jahr dort geblieben bin und nicht zwei; ich hätte 
manche bittere Erfahrungen nicht gemacht, manche Ent⸗ 
täuſchungen nicht erfahren. 


(Sehr richtig!) 


Alſo, meine Herren, wir müſſen ſuchen, daß wir 
auch die Vorbildung unſerer Anwaltſchaft im Intereſſe 
des Anwaltſtandes den Gerichten und dem Volke gegen⸗ 
über entſprechend ae und daß wir es nicht dahin 
kommen 1 8 daß die Anwaltſchaft tatſächlich ein 
Abzugskanal für diejenigen Leute wird, die keine 
Ausſichten haben, im Staatsdienſte je angeſtellt zu 
werden. Wir ſehen ja auch, meine Herren, daß bezüglich 
der Richterausbildung heute ganz anderes geſchieht als 
vor zwanzig Jahren. Wir ſehen die Kurſe für Re⸗ 
ferendare und dergl., an die wir früher nicht gedacht 
haben; alſo auch der Staat verlangt ganz andere 
Leiſtungen. Und dem Anwaltſtande mutet man zu, 
daß ohne praktiſche Vorbereitung zu ihm übergegangen 
wird!! — bin auch der Meinung, daß die Be⸗ 
dürfnisfrage hinſichtlich der Vorbildung heute mehr zu 
bejahen iſt, als ſie es etwa auf dem Stuttgarter 
Anwaltstage war. 

Meine Herren, wenn wir nun nach den Mitteln 
fragen, die dazu dienen ſollen, dieſen Schäden, die nach 
meinem Dafürhalten unleugbar vorhanden ſind, einiger⸗ 
maßen zu begegnen, dann werden wir uns fragen: 
war denn ein derartiger Zuſtand ſchon mal da, und 
wie iſt man ihm da begegnet? Nun, meine Herren, 
ich komme aus dem Großherzogtum Baden, wo wir 
dieſes verſchrieene Biennium 15 Jahre lang gehabt 
haben und zwar unter der freien Advokatur, ohne daß 
wir dadurch irgend welche unangenehme Erfahrungen 
gemacht haben, — im Gegenteil, in einer Weiſe, daß 
wir es bedauert haben, als nach der Richtung hin die 
Deutſche Rechtsanwaltsordnung vom Jahre 1879 eine 
Reform brachte. Wir haben im Jahre 1864 die freie 
Advokatur bekommen, die vollſtändig freie Zulaſſung 
und Niederlaſſung, zu einer Zeit, meine Herren, wo 
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in den beiden großen Bundesſtaaten Preußen und 
Bayern nicht daran zu denken war, ſie zu erlangen. 
Wir haben ſie bekommen mit dem Biennium, und ich 
kann nur ſagen, die Erfahrung hat denjenigen recht 
egeben, die dieſes damals befürwortet haben, — wir 
Haben nur gute Erfahrungen damit gemacht. Ich 
glaube deshalb, daß das Mittel auch heute ſich empfiehlt 
als ein Mittel gegen die Überfüllung, als ein Mittel 
gegen die ſchlechte Vorbereitung. Dieſes spatium deli- 
berandi hat in Baden manchen dahin gebracht, nicht in 
die Anwaltſchaft endgültig einzutreten: er hat gefühlt, 
daß er vom anwaltſchaftlichen Beruf nicht den leiſeſten 
Schimmer habe, und iſt beizeiten zurückgetreten, ohne 
daß er ſeinen Beruf nochmals zu ändern brauchte. 

Nun verkenne ich nicht, meine Herren, daß eine 
Reihe von Einwendungen gegen den Vorſchlag gemacht 
werden, Einwendungen, die ebenſo wenig neu ſind wie 
der en ſelbſt, und die ich in kurzem noch ftreifen 
möchte. 


Man ſagt vor allem: der Antrag enthält ein 
Attentat gegen die freie Advokatur. 


(Sehr richtig!) 


— Sehr unrichtig, meine Herren! Laſſen Sie ſich die 
Begründung ſagen, und Sie werden mir zugeben, daß 
dies kein Eingriff in die freie Advokatur iſt. Was iſt 
denn die freie Advokatur? Iſt denn die Advokatur 
ein freier Gewerbebetrieb, den jeder beginnen kann, 
wo er will? Ja, meine Herren, es gibt auch ſo eine 
freie Advokatur, ſo haben wir ſie in Nordamerika und 
einigen ſchweizeriſchen Kantonen; da kann jeder die 
Rechtsanwaltſchaft beginnen. Das iſt eine freie 
Advokatur im Sinne des freien Gewerbebetriebs. 
Aber in Deutſchland iſt ſie etwas ganz anderes, da 
iſt die Rechtsanwaltſchaft ein Organ der Rechtspflege, 
und da hat ſelbſtverſtändlich der Staat nach ſeiner 
ſittlichen Pflicht das größte Intereſſe daran, daß dieſes 
Organ der Rechtspflege geſund und entſprechend vor⸗ 
dd fei, und deshalb hat der Staat gene Vor⸗ 
edingungen vorgeſchrieben, die bisher in der deutſchen 
Rechtsanwaltsordnung niedergelegt waren. Wir wünſchen 
nun, daß dieſe Vorbedingungen verſchärft werden; 
das ſind Vorbedingungen, die jeder erfüllen kann, er 
mag reich oder arm ſein, — dadurch wird das Prinzip 
der freien Advokatur nicht angetaſtet. Denn, meine 
Herren, die freie Advokatur ſchließt aus den ſogenannten 
numerus clausus. Was iſt denn der numerus clausus? 
Das iſt die Ernennung der Anwälte von Obrigkeits 
wegen, und zwar nach irgend welchen Zufälligkeiten, 
ſei es nach Alter, ſei es nach Beziehungen, ſei es 
nach Tüchtigkeit. Man kann alſo den numerus clausus 
in ſchroffen Gegenſatz ſtellen zu dem Prinzip der freien 
Advokatur in dem Sinne, wie ich ſie auffaſſe, und 
das freie Zulaſſungs⸗ und Niederlaſſungsrecht, das die 
Vorbedingung zur freien Advokatur wäre, wird dadurch 
in keiner Weiſe berührt. 

Nun ſagt man weiter: wenn ihr den einen 
Schritt tut, dann begebt ihr euch auf die bekannte 
ſchiefe Ebene, — ce n'est que le premier pas qui coüte. 
Ja, meine Herren, damit kann man jede Reform 
aufhalten. Ich bin der Meinung, daß es viel beſſer 
und auch des deutſchen Anwaltsſtandes nicht unwürdig 
iſt, daß, wenn er eine Reform fülr nötig erachtet, er 
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fie von ſich ſelbſt aus beſchließt und nicht wartet, bis 
andere ihm damit kommen. 

Dann, meine Herren, iſt auch die politiſche Frage 
damit immer wieder verknüpft worden und hat auch 
auf dem Stuttgarter Anwaltstage eine gewiſſe Rolle 
eſpielt. Man ſagt: die freie Advokatur war die 
Fondern des Liberalismus, man hat die freie 
Advokatur eingeführt vor allem aus politiſchen Gründen, 
egenüber der Miſere und Ungerechtigkeit, wie ſie vor⸗ 
er im numerus clausus beſtanden hatte; ſie war 
die geſunde Reaktion gegenüber der Beſchränktheit 
und Enge der Anſchauungen. Gewiß, zugegeben, das 
iſt die Entſtehungsgeſchichte der freien Advokatur, und 
man kann ſie durchaus würdigen und verſtehen und 
kann ſchließlich auch auf den Punkt kommen, daß man, 
ohne das Prinzip anzutaſten, ſagt: in dem und dem 
Punkte bei der Ausführung iſt es notwendig, etwas 
zu ändern. 

Dann, meine Herren, iſt ein Haupteinwand ja 
der, den auch die Deutſche Juriſtenzeitung in einem 
Artikel des verehrten Kollegen Jacobſohn geltend macht, 
daß, wer Richter ſein dürfe, doch auch müſſe Anwalt 
ſein können; wenn man von dem Richter nichts anderes 
verlange, als daß er die beiden erſten Prüfungen be⸗ 
ſtanden habe, dann könne man doch nicht verlangen, 
daß der Anwalt etwas mehr leiſte. Meine u. 
man ſagt: „der Richter entſcheidet ja über die wichtigſten 
Ju desen über Ehre und Exiſtenz, ſei es, daß er als 
Aſſeſſor in der Strafkammer ſitzt, ſei es, daß er als 
Vormundſchaftsrichter über das Wohl und Wehe ſeiner 
Schutzbefohlenen Beſchluß faßt“. Wie iſt es denn in 
der Praxis? Der Referendär — oder der Aſſeſſor, 
wie Sie in Preußen ſagen —, der aus dem zweiten 
Examen herauskommt, kann zwar ſofort Anwalt werden 
— darauf hat er einen Rechtsanſpruch —, aber einen 
Rechtsanſpruch, ſofort als Richter angeſtellt zu werden, 
hat er nicht; er hat die Befähigung zum Richteramt, 
aber keinen Rechtsanſpruch. Alſo, meine Herren, der 
Aſſeſſor, der aus dem zweiten Examen herauskommt, 
muß noch viele Jahre warten, bis er Richter wird, 
viel länger als die zwei Jahre, von denen ich hier 
geſprochen habe. 

Zuruf: Er judiziert doch!) 


— Ja, aber wie urteilt er, meine Herren? Ich habe 
nicht gehört, daß ein Referendär nun bei einem großen 
Amtsgericht ſofort mit wichtigen Sachen betraut würde! 
Das ſcheint mir doch eine ſehr ſchlechte übung in 
Preußen zu ſein. 

Aber, meine Herren, es kommt noch etwas ganz 
anderes hinzu. Das Urteil des Richters unterliegt 
der Berufung; ich brauche mich bei dem Beſcheide nicht 
zu begnügen, den mir der Richter gibt, ſondern ich 
kann an eine höhere und in dieſem Falle auch beſſere 
Inſtanz Rechtsmittel einlegen; dagegen, gegenüber dem 
Anwalt, der aus dem Examen gekommen iſt und auf 
das rechtſuchende Publikum als Anwalt losgelaſſen 
wurde, habe ich kein Rechtsmittel; ich habe zwar die 
Möglichkeit der Klage, aber das iſt bekanntlich eine 
ziemlich ſchwierige Sache. Nun kann man ja ſagen: 
den Richter muß ich nehmen, aber bei dem Anwalt 
ſteht es doch in meinem freien Belieben, und wenn 
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der Menſch ſo dumm ift, daß er zu einem Anwalt 
geht, der die Sache nicht verſteht, dann geſchieht ihm 
eben ganz recht. Ja, dieſen Standpunkt teile ich nicht. 
Es ſind gerade die weniger wohlhabenden Schichten, die 
u dieſem Anwalt gehen, und gerade ihnen gegenüber 
hat man die Verpflichtung, für eine beſſere Vorbildung 
der Anwälte zu ſorgen. 

Dann, meine Herren, verweiſt man uns auf 
Oſterreich; man ſagt: dort ſeht hin und ſchaut, was 
die Konzipientenwirtſchaft für Früchte zeitigt! Nun, 
meine Herren, in Oſterreich iſt der Vorbereitungsdienſt 
nicht 2 Jahre, wie wir vorſchlagen, ſondern 7 Jahre, 
und daß da auch ein arbeitsluſtiger und tüchtiger 
Menſch verkümmert und eventuell zugrunde geht, be⸗ 
greife ich ganz gut. Dazu kommt aber, daß in Oſter⸗ 
reich die Berhältniſſe der Anwaltſchaft überhaupt ſehr 
viel ſchlechter ſind als bei uns; dort iſt die Gebühren⸗ 
ordnung ganz miſerabel, und dort fehlt es auch an 
großen Städten. Wo ſollen denn die Anwälte dort 
ihr Brot finden? Alſo mit den öſterreichiſchen Dingen 
brauchen wir uns nicht weiter zu befaſſen; die schen 
in unſere deutſchen Verhältniſſe — gottlob, ſage ich — 
nicht hinein. 

Dann weiſt man darauf hin, daß auch in anderer 
Weiſe dieſem Übel geſteuert werden könne. Man ſagt: 
man muß Spezialitäten ausbilden; wenn ein paar 
Anwälte — ſagt Kollege Jacobſohn — mehr in die 
Karriere für Patentſachen hineingegangen wären, 
dann hätten wir überhaupt keine Patentanwälte in 
dieſem charakteriſtiſchen Sinne bekommen. Ja, meine 
Herren, gewiß, man kann Spezialitäten betreiben, aber 
doch nur in den größeren Städten; in den mittleren 
Städten können Sie mit einer Spezialität unter den 

leichen Verhältniſſen Ihr Brot nicht verdienen. In 

Berlin, in Hamburg iſt es möglich; aber in den 
kleineren Orten, in der Provinz draußen muß jemand 
alles mitnehmen, was anſtändig und gut iſt. 

Dann, meine Herren — und damit möchte ich 
die Einwendungen abſchließen —, kommt man noch 
mit einem Argument, das, wenn es zutreffend wäre, 
ſehr ſtutzig machen müßte: das iſt das ſozialpolitiſche 
Moment. Man ſagt, das erſchwert es den kleineren 
und minder Bemittelten noch mehr, in die Anwalt⸗ 
ſchaft hineinzukommen, und man kann es einem Vater, 
der ſeinen Sohn 12 Jahre auf der Schule gehabt hat 
und ihn 3 Jahre ſtudieren und 3½ Jahre Vorbereitungs⸗ 
dienſt tun ließ, ihn vielleicht noch 1 Jahr beim Militär 
unterhielt, nicht zumuten, ihn noch einmal 2 Jahre 
aus ſeiner Taſche zu erhalten. Ja, meine Herren, 
der Sohn hat eben tatſächlich für die Advokatur bisher 
nur ſehr wenig tun können; in all der Zeit, die ich 
da zuſammen aufgezählt habe, hat er für den Beruf 
der Anwaltſchaft noch nicht ein halbes Jahr übri 
gehabt. Und das genügt für keinen einzigen Beruf 
im Deutſchen Reiche. Ferner muß ich ſagen: ich glaube 
kaum, daß die 1 derjenigen, die aus ganz un⸗ 
bemittelter Lage heut zur Anwaltſchaft gelangen, groß 
iſt. Wenn das ſehr befähigte Leute ſind, ſo können 
wir uns darüber nur freuen, — die werden ſich aber 
auch weiter durchringen, die werden in den 2 Jahren, 
wenn ſie befähigt und tüchtig ſind, bei den älteren 
Kollegen Anſtellung bekommen und werden beſſer be⸗ 
zahlt werden und mehr verdienen, als wenn ſie 2 Jahre 
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lang ein eigenes Bureau mit allen möglichen unab⸗ 
weisbaren Speſen uſw. führen. 

Aber noch eins! Nach meinem Dafürhalten iſt es 
zwar ſchön, wenn der Sohn des Arbeiters Rechts⸗ 
anwalt werden kann; aber es iſt viel ſchlimmer, wenn 
der Sohn des Rechtsanwalts Arbeiter werden muß, 
weil der Vater nicht in der Lage iſt, die Koſten für 
das Studium uſw. aufzubringen. Das iſt aber kein 
drohendes Geſpenſt, ſondern das habe ich kürzlich 


erlebt. | 
ch halte deshalb den Antrag, den ich Ihnen zu 
unterbreiten die Ehre habe, für begründet. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Der Antrag lautet: 


Im Intereſſe der materiellen Wohlfahrt 
des deutſchen Anwaltsſtandes und zum Zwecke 
beſſerer praktiſcher Ausbildung der die Zu⸗ 
laſſung zur Anwaltſchaft Nachſuchenden hält 
der Deutſche Anwaltverein eine Anderung 
der deutſchen Rechtsanwaltsordnung in dem 
Sinne für wünſchenswert, daß der $ 1 derſelben 
folgende Faſſung erhalte: 


8 1. 

Dar Rechtsanwaltſchaft kann nur zugelaſſen 
werden, wer die Fähigkeit zum Richteramt 
erlangt hat und ſich alsdann mindeſtens zwei 

ahre bei einem Rechtsanwalt oder bei 
erichten beſchäftigt hat. 

Eine Tätigkeit als Richter oder Staats⸗ 
anwalt oder als Lehrer des Rechts an einer 
deutſchen Univerſität wird der in Abſ. 1 vor⸗ 
geſchriebenen Beſchäftigung gleich erachtet. 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, 
daß eine der Richteramtsprfung nachfolgende 
Beſchäftigung bei anderen öffentlichen Behörden 
ſowie bei kaufmänniſchen oder induſtriellen 
Unternehmungen auf die in Abſ. 1 vor 
geſchriebene Beſchäftigung, jedoch höchſtens bis 
zur Dauer eines Jahres anzurechnen iſt. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Friedrich Weill 
(Karlsruhe): Meine Herren, geſtatten Sie mir zur 
Begründung noch zwei Worte. Ich habe, um die 
Schwierigkeit nicht zu vermehren, davon abgeſehen, 
etwa zu verlangen, daß die 2 Jahre bei einem Rechts⸗ 
anwalt zugebracht werden müſſen. Ich würde das für 
erwünſcht halten, fürchte aber, daß es ſich nicht durch⸗ 
führen läßt, vor allem deshalb, weil ein gewiſſer 
Nong, wenigſtens ein moraliſcher Zwang für die 
Anwälte damit verbunden wäre. Ich bin auch der 
Auffaſſung, daß, wenn jemand 2 Jahre bei Gerichten 
gearbeitet hat, er andere Erfahrungen geſammelt hat, 
als es bisher der Fall war. 

Zur Aufklärung möchte ich noch bemerken, daß 
meinem Antrage auch jedes Mißtrauen gegenüber 
an Kollegen, die ich hochſchätze, fern liegt. Ich 
age das, weil ich derartigen Mißdeutungen begegnet 
bin. 90 gebe vollſtändig zu — und das hat auch 
Herr ollege Jacobſohn hervorgehoben —, daß 
die Verfehlungen in reiferem und jüngerem Alter 


vorkommen, und daß da durchaus kein Unterſchied 
emacht werden kann zwiſchen den älteren und jüngeren 
nwälten; aber, meine Herren, ich muß ſagen: Rage 
gerichtliche Sachen find doch die Ausnahme. Es gibt 
eine Menge Dinge, Unſchicklichkeiten und Ungeſchickiich⸗ 
keiten, die durchaus nicht zum ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren ſich eignen, die aber doch unter Umſtänden eine 
Mißbilligung nicht bloß der Kollegen, ſondern auch 
der Richter oder des Publikums heraufbeſchwören. 
Und ich glaube, daß auch nach der Richtung durch 
Lebenserfahrungen und durch das Beiſpiel anderer 
eine gewiſſe Erziehung im praktiſchen Sinne, nicht 
bloß im Sinne wiſſenſchaftlicher Arbeit erzielt werden 
kann. Ich gebe zu, daß viele das nicht nötig haben; 
aber auch Sie werden mir zugeben, daß es viele gibt, 
die es nötig haben. 

Wie aber auch nun, meine Herren, Ihr Beſchluß 
ausfallen möge, — den Weg, den wir gehen wollen, 
nämlich die deutſche Rechtsanwaltsſchaft auf ihrer bis⸗ 
herigen Höhe und ihrem bisherigen Anſehen nicht 
bloß zu erhalten, ſondern ſie empor ſteigen zu ſehen, 
der iſt für uns alle der gleiche. Wir können nur über 
die Mittel verſchiedener Meinung ſein, die zu dieſem 
einheitlichen Ziel hinführen. Wie deshalb Ihr Votum 
ausfallen möge, — hoffen wir, daß es zum Wohl 
und Segen der deutſchen Anwaltſchaft gereiche! 


(Lebhafter Beifall.) 


Mitberichterſtatter Juſtizrat Dr. Mittaſch 
(Dresden): Hochgeehrte Herren Kollegen! Die Frage, 
welche von der badiſchen Anwaltskammer zur Diskuſſion 
geſtellt iſt, iſt, wie nicht verkannt wird, hochwichtig. 
Sie iſt nicht neu, vielmehr iſt ſie ſchon ſeit langen 
Jahren in den Kreiſen der Anwaltſchaft, insbeſondere 
auf dem Anwaltstage 1894 in Stuttgart, in den 
Kammervorſtänden und in der Fachpreſſe eingehend er⸗ 
wogen worden. 

Bisher iſt die Tatſache gezeitigt, daß anſcheinend 
eine erheblich überwiegende ehrheit der deutſchen 
Anwaltſchaft dem Antrag der badiſchen Anwaltskammer 
nicht ſympathiſch gegenüberſteht. Bei der Abſtimmung 
auf dem Stuttgarter Anwaltstage, welcher von 155 An⸗ 
wälten beſucht war, haben ſich nur 60 Stimmen für 
ihn, 94 gegen ihn erklärt. 

ch geſtehe von vornherein, daß ich auf der Seite 
der Gegner ſtehe. 

Die badiſche Anwaltskammer hat im vorigen Jahre 
durch ihren Vorſtand mittels eines Rundſchreibens 
an die Vorſtände ſämtlicher deutſchen Anwaltskammern 
die Frage erneut zur Diskuſſion geſtellt und für ihre 
Anſicht Anhänger zu werben geſucht. Die Frage 0 
ſodann innerhalb der Kammervorſtände, welche do 
eine recht namhafte Zahl der erfahrenſten und er⸗ 
probteſten Mitglieder unſeres Standes in ſich ver⸗ 
einigen, zur Prüfung gekommen und es kann deshalb 
wohl geſagt werden, daß das Reſultat dieſer Prüfun 
eine beſondere Beachtung verdient. Es ſind Naber 
Stimmen aus dem ganzen Reiche geſammelt und in 
den Vorſtänden von Kollegen abgegeben worden, von 
denen anzunehmen iſt, daß ſie mit den Kollegen ihres 
Bezirkes, den ſie vertreten, in engſter Fühlung ſtehen 
und ſich auch über die Abſtimmung über dieſe Frage 
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mit ihnen vorher verſtändigt haben. Das Ergebnis 
dieſer Umfrage iſt an den meiſten Stellen ein negatives 
geweſen. 

Von den 29 Kammervorſtänden haben nur zehn, 
welche in ihren Bezirken zirka 14 Millionen Gerichts- 
eingeſeſſene und zirka 1940 Anwälte zu ihren Kammer⸗ 
mitgliedern zählen, für die Vorlage ausgeſprochen, 
während ſich 16 Kammervorſtände, welche in ihren 
Bezirken zirka 34 Millionen Gerichtseingeſeſſene und 
zirka 4 305 Anwälte zu ihren Kammermitgliedern 
zählen, gegen ſie ausgeſprochen haben. 

Wir in Sachſen, die wir die zweitgrößte Kammer 
im Reiche haben und die zwelfelhafte Freude genießen, 
806 Mitglieder zu den unſeren zu zählen, haben in 
einer am 8. Oktober 1904 abgehaltenen Kammer⸗ 
verſammlung, welche von 165 ſächſiſchen Anwälten 
beſucht war, über die vorliegende Frage Beſchluß ge⸗ 
faßt, und ſie iſt von ihr einſtimmig verneint worden. 

Der Vorſtand unſerer Kammer ſteht auf dem 
Standpunkte, daß der Vorſchlag der badiſchen An⸗ 
waltskammer abzulehnen iſt, weil wir es für un⸗ 
zweckmäßig halten, ihn überhaupt, insbeſondere aber 
in dieſer Allgemeinheit, ohne näheren Ausbau ſeiner 
praktiſchen Durchführung bei der Geſetzgebung in 
Anregung zu bringen. Wir meinen, er dürfte ver⸗ 
ſagen, ſoweit er den Zweck verfolgt, den vorhandenen 
übermäßigen Zudrang zur Anwaltſchaft zu verhindern. 
Soweit er den Zweck verfolgt, den Zugang qualitativ 

u heben, iſt unſerer Meinung nach ein ſo erheblicher 
belſtand, daß deshalb die Geſetzgebung mit einer 
Anderung der Rechtsanwaltsordnung befaßt werden 
müßte, nicht vorhanden. 


(Sehr richtig!) 


Mindeſtens liegt er unſeres Erachtens nicht in dem 
Maße vor, daß die Anwaltſchaft nicht imſtande wäre, 
aus eigner Kraft, durch die erzieheriſche Bedeutung 
ihrer geſetzlichen Organe und durch die Hebung der 
Bedeutung ihrer freien Vereinigungen, der Anwalt— 
vereine, den jüngeren Kollegen gegenüber ihn zu über- 
winden, mindeſtens zu beſſern. 


(Sehr gut!) 


Meine Herren, aus allen Teilen des Reiches 
klagt man in unſeren Kreiſen über die ganz unver⸗ 
hältnismäßige Zunahme der Anwaltſchaft, über eine 
bedenkliche Überfüllung des Anwaltſtandes. Dieſe 
Klagen ſind meines Erachtens für einzelne Teile des 
Reiches berechtigt. Die Zunahme iſt insbeſondere in 
den letzten 6 Sehen fo empfindlich zutage 5 
daß eine Überfüllung des Standes in verſchiedenen 
Bezirken, insbeſondere in den großen Städten des 
Reiches, zweifellos vorliegt. 

Das vorliegende ſtatiſtiſche Material zu dieſer 
Frage iſt in reichem Maße vorhanden und Ihnen ja 
allen genügend bekannt; ich will deshalb meine Aus⸗ 
führungen nicht damit belaſten. Nur will ich kurz 
folgendes bemerken: während am 1. Januar 1880 
die Zahl der Anwälte im Deutſchen Reiche ſich auf 
4 091 belief, ſtieg fie bis zum 1. Januar 1897 auf 
6 166, bis zum 1. Januar 1903 auf 7 235, gegenwärtig 
wird fie auf mehr als zirka 7 500 zu beziffern fein; 
ſie iſt alſo in den erſten 18 Jahren nach 1879 um 
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2 075, ſeitdem aber in etwa 8½ Jahren um über 
1 300 geſtiegen. 

Dieſer Umſtand iſt auffallend und gibt zu Be⸗ 
ſorgniſſen ernſter Art Anlaß. 

Die Zunahme der Bevölkerung des Deutſchen 
Reiches in der gleichen Zeit und die damit Hand in 
Hand gehende Vermehrung der Geſchäfte, der Auf- 
ſchwung von Induſtrie und 15 und die immer 
mehr ſich entwickelnde Weltſtellung des Deutſchen 
Reiches, die zweifellos vorliegende erhebliche Ver⸗ 
mehrung der Zivilprozeſſe, Strafſachen, Konkurſe und 
Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Deutſchen 
Reiche iſt ſelbſtverſtändlich dabei mit in Rechnung zu 
ziehen; auch iſt das Anwachſen der Bevölkerung in den 
1 Städten zu berückſichtigen, in denen hauptſächlich 

ie rapide Vermehrung des Anwaltsbeſtandes zutage 
getreten iſt. f 

Allein, alle dieſe Umſtände vermögen nicht die 
bedenkliche Tatſache abzuſchwächen, daß in vielen und 
bedeutenden Bezirken des Reiches, insbeſondere in den 
großen Städten, die Zahl der Gerichtseingeſeſſenen, 
welche auf einen Anwalt fallen, ſtändig ſinkt und 
bedenklich ſinkt, da dieſes Sinken in einem Maße 
erfolgt, mit welchem die ſich vollziehende Vermehrung 
der Geſchäfte nicht gleichen Schritt hält. Um ſo mehr 
iſt dies bedenklich, als der hervorgehobenen Vermehrung 
der Geſchäfte der üble Faktor gegenüberſteht, daß die 
Geſetzgebung in verſchiedenen Beziehungen unſere Mit⸗ 
wirkung in Sachen der ſtreitigen Rechtspflege aus⸗ 
geſchleen das Laienelement ſich vieler Geſchäfte ber 
mächtigt hat, die früher faſt ausſchließlich in den 
Händen der Anwälte lagen, und ein großer Teil des 
Publikums darnach trachtet, den Kreis dieſer Geſchäfte 
immer mehr zu erweitern, um nach ſeiner Meinung 
billiger — ob beſſer, iſt eine offene Frage — ſeine Rechts⸗ 
angelegenheiten zu verfolgen. 

Wil man als das Durchſchnittsmaß des Be⸗ 
dürfniſſes auf einen Anwalt etwa 10 000 Gerichts⸗ 
eingeſeſſene rechnen, wie ſolches Maß auch in der 
Hälfte der 28 Oberlandesgerichtsbezirke des Deutſchen 
Reiches eingehalten iſt, ſo ergibt ſich für die andere 
Hälfte, insbeſondere für die Bezirke Berlin, Frank⸗ 
furt a. M., Roſtock, Karlsruhe, München, Kiel, Ham⸗ 
burg, Dresden eine ganz weſentliche Verſchiebung 
dieſer Ziffer nach unten. In erſter Linie marſchieren 
in dieſer Beziehung Berlin, München und Dresden. 
Die Durchſchnittsziffer von 10 000 ſinkt hier in einzelnen 
Bezirken der 7992 Städte bis auf zirka 2300 herab. 
Hat man auch zuzugeben, daß in den großen Städten 
das Leben und Treiben eine größere Zahl von Rechts⸗ 
eſchäften als in den kleinen Städten und auf dem 
ande zeitigt, alſo ein gewiſſer erhöhter Bedarf an 
Rechtsanwälten naturgemäß iſt, ſo iſt doch dieſem 
Umſtande nicht ſo viel Bedeutung beizulegen, daß ein 
ſo unverhältnismäßiger Zudrang junger Anwälte gerade 
in den großen Städten, wo das Fortkommen des 
einzelnen doch beſondere Schwierigkeiten bietet, wie 
es ſeit 2 geſchieht, ſtattfindet. Trotzdem in der 
2. ſächſiſchen Kammer vor längerer Zeit von dem 
ſächſiſchen Herrn Juſtizminiſter vor dem Zudrange zur 
Anwaltſchaft ernſtlich gewarnt, 1 auf die Gefahr, daß 
ſich ein Anwaltsproletariat zu bilden drohe, hingewieſen 
wurde, haben wir leider einen Erfolg nicht zu ver⸗ 
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zeichnen; ſeit November vorigen Jahres bis jetzt haben 
wir in Sachſen bereits wieder 63 neue * 
vorliegen, denen nur ein Abgang gegenüberſteht zu⸗ 
meiſt von Herren, welche in der Praxis nur daß 
wenig zu bemerken waren. Es iſt zu fürchten, da 
wir auch in den nächſten Jahren keine Beſſerung, eher 
eine Verſchlimmerung dieſer Verhältniſſe bemerken 
werden, und es iſt weiter zu fürchten, daß auch in ver⸗ 
ſchiedenen anderen Bezirken des Reiches dieſelbe Er⸗ 
ſcheinung zutage tritt. 

Eine unausbleibliche Folge deſſen iſt natürlich die, 
daß nicht nur das Einkommen der Anwälte immer 
mehr geſchmälert wird, ſondern daß auch in dem 
großen Wettbewerb um Praxis und Einkommen es 
immer ſchwerer werden muß, die idealen Prinzipien 
feſtzuhalten, die den einzelnen bei der Ausübung des 
Berufes leiten ſollen, und daß eine leichtere Auffaſſung 
in dieſer Beziehung ſich um ſo eher Bahn brechen 
kann, je mehr Kollegen am gleichen Orte in gleich 
bedrängte Lage, oft gegen ihren Willen, hineingetrieben 
werden. Dieſen Gefahren müſſen wir zu begegnen 
ſuchen; wir müſſen uns dagegen wehren, daß das 
große Publikum ſich der Einſicht verſchließt, daß ein 
ehrenfeſter und wohlangeſehener Anwaltſtand eine 
ſoziale und politiſche Notwendigkeit für jeden zivili⸗ 
ſierten Staat iſt. Wir müſſen verlangen, daß das 
Publikum einſieht, daß durch eine Überfüllung unſeres 
Standes dieſe Ehrenfeſtigkeit Gefahr läuft, abzubröckeln 
und ſich zu verlieren, wenn das zur Erhaltung der 
Arbeitskraft und Arbeitsfreudigkeit und Uneigennützig⸗ 
keit, die den Anwalt in Ausübung ſeines Berufes be⸗ 
herrſchen ſoll, erforderliche Einkommen trotz allen 
ehrlichen Strebens nicht mehr zu erzielen iſt. An 
einzelnen Stellen iſt das Einkommen der Anwälte 
ſchon ſtark geſunken, und bei Fortdauer des hs 
Andrangs dürfte ſich das bald in weiteren Kollegen⸗ 
kreiſen bemerkbar machen. Das juriſtiſche Studium 
ſoll kein Verlegenheitsſtudium und kein Brotſtudium 
ſein, für welche es viele leider noch halten. 

Wir haben uns allerdings heute nicht über die 
Mittel und Wege zu beraten, wie dieſer Notlage be⸗ 
gegnet werden ſoll; aber wir müſſen ſie immerhin mit 
berühren, da ſie den Antrag mit ſtützt. Wenn wir 
Anwälte nur unſer eigenes Intereſſe verſolgen wollten, 
ſo würden wir bei den verbündeten Regierungen dahin 
vorſtellig werden müſſen, den numerus clausus mindeſtens 
zunächſt für die großen Städte, oder auf Zeit, ſchleunigſt 
wieder einzuführen; wir würden dort möglicherweiſe 
offene Türen für ſolche Wünſche finden. Ehe der 
normale Stand an den überfüllten Punkten erreicht 
wäre, würden 8 bis 10 Jahre vergehen; der Andrang 
würde ſich deshalb auf die Provinz werfen und dort 
die gleichen Zuſtände alsbald herbeiführen; man 
würde alſo wohl auch dort alsbald ſperren müſſen. 
Wir bezweifeln aber, daß es im Intereſſe einer ge- 
ſunden Rechtspflege liegt, junge Kollegen, vielfach beſte 
Arbeitskräfte, unterſchiedslos 8 bis 10 Jahre nach dem 
zweiten Examen dem Stande fernzuhalten und in⸗ 
zwiſchen auf freudloſe Abhängigkeit zu verweiſen. 
Daß die weit überwiegende Anzahl der deutſchen 
Rechtsanwälte den numerus clausus auch heute noch 
ablehnt, daß ſie es von ſich weiſt, ſich auch nur dem 
Verdachte der Eigennützigkeit auszuſetzen, daß ſie bei 
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Stellungnahme zu dieſer Frage in erſter Linie die 
Intereſſen der öffentlichen Rechtspflege, das Wohl 
ihrer jüngeren Kollegen und das Gemeinwohl berück⸗ 
ſichtigt, gereicht ihr wohl nur zur Ehre. Wir können, 
wenn wir dieſen Standpunkt feſthalten, allerdings in 
der Hauptſache nur warnen und wieder davor warnen, 
daß man uns durch einen übermäßigen Andrang zu 
unſerem Stande erdrückt; wir müſſen verlangen, daß 
man der Anwaltſchaft die Möglichkeit läßt, ihren 
idealen Standpunkt in dieſer Frage auch in Zukunft 
feſthalten zu können. Ich meine, auch der Anwalts⸗ 
tag ſollte hier öffentlich und einhellig ausſprechen, daß 
die geſchilderten Gefahren tatſächlich vorliegen, daß es 
im Intereſſe einer geſunden Rechtspflege und der 
Intaktheit unſeres Standes unbedingt nötig iſt, daß 
der übermäßige Zudrang verſchwinde und normale 
Verhältniſſe in unſerem Stande wiederhergeſtellt werden. 

Kann man nun in dem Antrage der badiſchen 
Anwaltskammer ein Mittel erblicken, welches geeignet 
wäre, den übermäßigen Andrang zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft zu hemmen oder zu mindern? 

ch meine, es iſt zu bezweifeln, daß der badiſche 
Antrag eine Abhilfe in dieſer Richtung auf die Dauer 
ſchaffen wird. Wir würden allerdings, wenn der Vor⸗ 
ſchlag Geſetz würde und dieſes Geſetz ſofort in Kraft 
träte, eine kurze Zeit vor dem Zugange der ganz 
jungen Elemente geſchützt ſein; aber eser Schutz würde 
eben nur ein teilweiſer und ein nur vorübergehender 
ſein, denn der Vorrat an jungen Rechtsgelehrten iſt 
ſehr erheblich, da immer mehr, überhaupt zu viele 
jura ſtudieren. Auch wird, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, der Umſtand, daß ein junger Rechtsbefliſſener 
zwei Jahre länger als wie jetzt mit geringen Ein⸗ 
künften ſich durchſchlagen muß, ehe er Anwalt werden 
kann, die wenigſten abhalten, ſich dem Studium fern 
zu halten. Die Bemittelten ſicher nicht; und für Un⸗ 
bemittelte werden ſich in der Zwiſchenzeit auch Mittel 
und Wege finden, ihnen über die dürre Zeit hinweg⸗ 
zuhelfen, insbeſondere dort, wo der Staat und die 
Anwälte die jungen Hilfskräfte beſolden, wie es z. B. 
in Sachſen der Fall iſt. Zum mindeſten dürſte nach 
unſerer Meinung die Wirkung des Antrages nach dieſer 
Seite hin keine ſo erhebliche ſein, daß es angezeigt 
wäre, von dieſem Geſichtspunkte aus die Geſetzgebung 
für ihn in Bewegung zu ſetzen. Die Tragweite eines 
ſolchen Schrittes läßt ſich ſchwer überſehen; ich halte 
ihn deshalb mit einer großen Anzahl Kollegen für 
bedenklich. 

Nun ſoll der badiſche Antrag in der Hauptſache 
nicht von dieſem Geſichtspunkte aufgefaßt werden; er 
bewegt ſich hauptſächlich, wie wir gehört haben, in der 
Richtung, den Zugang zu unſerem Stande qualitativ 
zu heben; man wünſcht eine Einrichtung zurück, wie ſie 
vor 1879 in Baden beſtanden hat, und deren Ein⸗ 
führung in Bayern von der Regierung dieſes Landes 
ſeinerzeit beabſichtigt geweſen iſt. 

Nun ſind wohl alle, die ſich bisher für den Antrag 
der badiſchen Kammer nicht erwärmt haben, zweifellos 
von dem Gefühle durchdrungen, daß der Anwaltſtand 
es nur freudig begrüßen kann, wenn der Zugang, der 
ihm zuteil wird, auf einer möglichſt hohen Stufe der 
Bildung des Geiſtes und des Charakters, praktiſcher 
Schulung und Lebenserfahrung ſich befindet. In dieſer 
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Richtung iſt wohl eine Diskuſſion nicht nötig. Es iſt 
auch nicht zu verkennen, daß unter dem Zugange, wie 
wir ihn jetzt zu nehmen verpflichtet ſind, ſich öfter 
Elemente befinden, denen eine Ergänzung der vor⸗ 
genannten Eigenſchaften recht dienlich wäre. Es iſt 
auch zuzugeben, daß auf der Univerſität eine recht 
erhebliche Anzahl junger Herren es bei dem erſten 
juriſtiſchen Examen jetzt nur noch bis zur letzten Zenſur 
bringt, und daß der Staat bei der überreichen Auswahl 
der Bewerber um Staatsſtellen nur diejenigen für 
ſeine Beamtenſtellen ſich ausſucht, welche die beſſere 
Vorbildung nachweiſen, ſodaß es von ſelbſt ſich ergibt, 
daß ein großer Teil derjenigen, welche zur Anwalt⸗ 
ſchaft übergehen, zu denen zählen, die, nach ihrer licher 
wenigſtens, einen geringeren Grad wiſſenſchaftlicher 
Reife zeigen als die anderen. Indeſſen iſt damit nicht 
geſagt, daß derjenige, den dieſes Los trifft, nicht ein 
W brauchbarer und praktiſcher Juriſt ſein oder 
werden kann, wenn er nur ſonſt genügende Eigen⸗ 
ſchaften in ſich trägt, um ſchließlich ein geſchickter und 
tüchtiger Rechtsanwalt zu werden. Bezweifeln möchte 
ich aber, daß man junge Kollegen in größerer Zahl 
finden wird, die, nachdem ſie das Richterexamen glücklich 
beſtanden haben, und denen keine neue Prüfung etwas 
anhaben kann, es für angezeigt halten werden, ſich 
zwei Jahre hinzuſetzen, um die Lücken ihres Wiſſens, 
die ſich bei der Prüfung gezeich, haben, nunmehr erſt 
auszubeſſern. Solche ideale Menſchen dürften wohl 
einigermaßen ſelten ſein! Oft wird auch Gott Hymen 
wohl ein Veto dagegen einlegen. Die geplante Ein⸗ 
richtung würde meines Erachtens eine höchſt unpopuläre 
ſein, um ſo mehr, als unſere heutigen jungen Herren 
Kollegen über dieſelbe ganz andere Anſi ten haben 
dürften, als ſie vor 30 Jahren vielleicht in ihren 
Kreiſen über ſie noch im Gange waren. 

Wenn die Vorbereitungszeit vor dem zweiten 
Examen allgemein verlängert würde, ſo würden vielleicht 
bei manchen beſſere Reſultate erzielt werden; allein 
bis jetzt hat ſich für einen ſolchen Vorſchlag noch keine 
Neigung gezeigt. 

Man kann wohl auch dem unbedingt zuſtimmen, 
daß, wenn ein vierjähriges Studium auf der Uni⸗ 
verſität und ein vierjähriger Vorbereitungsdienſt richtig 
ausgenützt wird, eine durchaus genügende Vorbereitung 
zum Richter⸗ bezw. Anwaltsberuf erlangt wird, wie 
dies auch bei einer erheblich großen Zahl derer, die 
ſich unſerem Stande zuwenden, der Fall iſt. 

Lebenserfahrung und Charakterfeſtigkeit ſind Dinge, 
die ſich nicht nach der Schablone lernen laſſen; Hi 
müſſen auf dem Markte des Lebens und im Kampfe 
für Ehre und Pflicht gegen den Andrang widriger 
Gewalten und widriger Schickſale gewonnen werden. 
Die Selbſterziehung muß die Hauptſache dabei tun. 
Auch die Temperamente ſpielen dabei mit. Wer mit 
offenen Augen durch das Leben ſchreitet, eine gute 
Erziehung aus dem Vaterhauſe mitbringt und eine 
geſunde Auffaſſungsgabe, auch die jetzige Lernzeit 
ordentlich benutzt hat, der wird mit 28 Jahren Lebens- 
erfahrung und Charakter, Wiſſen und praktiſche Schulung 
genug haben, um den Anforderungen unſeres Berufes 
durchaus entſprechen zu können. Wer ſchwerfällig oder 
leichtſinnig veranlagt, im Wiſſen und Können ſchwach 
oder träge iſt, den werden, wenn er mit 28 bis 30 Jahren 
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das zweite Examen hinter ſich hat, zwei weitere Jahre 
Vorbereitungsdienſt wohl auch nicht erheblich ändern 
können. Die zwei Jahre werden als läſtige Feſſel 
empfunden werden, mit Recht von den völlig Reifen, 
mit Unmut von den minder Reifen, und auch wir 
Anwälte, wenn wir als die Erzieher gedacht ſind, 
werden uns meines Erachtens mit dieſer Rolle nicht 
recht befreunden können, da wir uns doch immer ſagen 
müſſen, daß es unbillig iſt, die Guten wegen einer 
Anzahl Minderwertiger unterſchiedslos zurückzuhalten. 
Das würde aber nach der Faſſung der Vorlage un⸗ 
zweifelhaft eintreten, da zwiſchen Reifen und Unreifen 
nicht unterſchieden wird, vielleicht auch nicht unter⸗ 
ſchieden werden kann. 

Bei uns in Sachſen, wo die Vorſchrift beſteht, daß 
die Referendare ein halbes Jahr vor dem zweiten Examen 
bei Anwälten gearbeitet haben müſſen, iſt es jetzt bei 
der größeren Zahl der Referendare üblich, daß ſie nach 
zweijährigem Vorbereitungsdienſt, den ſie bei Behörden 
verbringen, bei dem Anwalte eintreten und dort ein 
Jahr energiſch arbeiten. Dieſe Tätigkeit iſt für ſie 
ganz außerordentlich bildend nach allen Richtungen, und 
es wird das auch von den jungen Herren on und 
freudig anerkannt. Es ift meines Erachtens ein Jahr 
ſolcher Schulung auf einem Anwaltsbureau eine ganz 
beſondere Förderung der jungen Herren in wiſſenſchaft⸗ 
licher und praktischer Beziehung und auch für die 
Bildung des Charakters. Auch für die künftigen 
Richter iſt es außerordentlich dienlich, wenn ſie in die 
Anwaltspraxis einmal etwas tiefer hineingeblickt haben, 
ehe ſie den kuruliſchen Seſſel beſteigen. Dieſe ein⸗ 
jährige Vorbildung auf einem Anwaltsbureau ſollte die 
Regel werden; ſie würde nur überall und für alle 
eingeführt zu werden brauchen, dann würde ſich viel⸗ 
leicht manche Beſſerung einſtellen. Eine nur vier⸗ 
monatliche Tätigkeit auf einem Anwaltsbureau, wie ſie 
z. B. in Baden und wohl auch an anderen Stellen 
vorgeſchrieben oder üblich iſt, iſt zu kurz, um dort mit 
wirklichem dauernd wirkenden Vorteil zu arbeiten. Es 
muß alſo nach unſerer Meinung darauf hingeſtrebt 
werden, die Vorbereitungszeit anders einzuteilen und 
die jungen Herren, ſoweit ſie bei Anwälten arbeiten, 
diſziplinell zu überwachen, woran es jetzt fehlt. Wir 
müßten meines Erachtens an die Regierungen mit 
dieſen Wünſchen herantreten; wir wollen uns auch ver⸗ 
gegenwärtigen, daß wir ja gar nicht verpflichtet ſind, 
Kollegen im Vorbereitungsdienſte zu beſchäftigen, und 
daß die Anwälte ja unſchwer in der Lage ſein würden, 

erbeizuführen, daß die mars Herren bei ihnen ein 
ahr des Vorbereitungsdienſtes zuzubringen haben, 
indem dieſe Bedingung zur Regel gemacht wird. Wir 
bezweifeln deshalb, daß es nötig iſt, die Geſetzgebung 
anzurufen und die „ ändern, um 
den Übelſtänden, die ſich bei einer Minderheit zeigen, 
zu begegnen. 

Die eigentliche Schulung bringt den jungen Kollegen 
doch immer nur die eigene Praxis. Die ſcharfe Ver⸗ 
antwortung, in die ſie eintreten, die über ihnen 
ſchwebende pekuniäre Haftung für ihre Kunſtfehler 
oder ſonſtige Entgleiſungen, die eherne diſziplinelle 
Überwachung durch die Standesgenoſſen, das aufmerk— 
ram Intereſſe, das die Kollegen ihrem Werdegang zu 
chenken pflegen, um ein Urteil über ihr Tun und Laſſen 
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zu erlangen, alles das find Faktoren, die erſt dann zur 
Geltung kommen, wenn der indifferente Aſſeſſor ab⸗ 
gelegt und die Anwaltsrobe angezogen iſt. 

Ich kann mir auch nicht recht denken, daß die 

erren, wenn ſie nach der zweiten Prüfung bei den Be⸗ 
rden weiterarbeiten, obwohl ſie entweder nicht im 
öffentlichen Dienſt zu bleiben gedenken, oder, was weit 
ſchlimmer, aber nach dem jetzigen Stand der Sache 
mehr als häufig der Fall iſt, von vornherein durch 
ihre . dazu deſigniert ſind, im Staats⸗ 
dienſt 1 fe angeſtellt zu werden, wenn ſie es auch gern 
möchten, ſich dort wohl fühlen und für ihre Durchgangs⸗ 
tätigkeit dort ſelbſtändige Stellungen finden werden. 
Rechnet man aber hauptſächlich auf uns, ſo iſt mit zu 
bedenken, daß einesteils ſchon die Referendare jetzt 
Not haben, ein Unterkommen bei einem Anwalte zu 
finden, da ihrer zu viele ſind und der große Zugang 
zur Anwaltſchaft die Praxis einer erheblichen Anzahl 
erfahrener, älterer Kollegen, dadurch aber auch ihr Be⸗ 
dürfnis nach jungen Hilfskräften naturgemäß verringert. 
Der Zweck, den der Antrag in dieser erzieheriſchen 
Richtung verfolgt, kann doch wohl aber dadurch nicht 
erreicht werden, daß ganz junge Rechtsanwälte die 
Erziehung faſt gleichaltriger Aſſeſſoren in die Hand 
nehmen. Die vorgeſchlagene Einrichtung dürfte alſo 
auch vielleicht ſchwer durchführbar ſein. Insbeſondere 
leidet der Vorſchlag aber an einer ſo großen All⸗ 
gemeinheit, daß es kaum möglich ſein würde, ihn in 
dieſer Form anzunehmen, ſelbſt wenn man ihm ſym⸗ 
pathiſch gegenüberſteht. Es wäre doch ſehr wichtig, zu 
wiſſen, wie ſich die Antragſteller die Durchführung 
gedacht haben; er ſagt nichts davon, ob die Rechts⸗ 
anwälte verpflichtet ſein ſollen, die jungen Aſſeſſoren 
bei ſich aufzunehmen, ob ſie ihnen zugewieſen werden 
dürfen, ob ſie honoriert werden ſollen oder nicht, nichts 
davon, ob ſie einer diſziplinellen Aufſicht unterſtellt 
ſein ſollen oder nicht, ſolange ſie bei den Anwälten 
arbeiten. 

Wir können uns doch ſo wichtigen Fragen gegen⸗ 
über nicht paſſiv verhalten. Das Votum der Anwalt⸗ 
ſchaft könnte, ſelbſt wenn es dahin ginge, für den 
Antrag einzutreten, doch niemals ohne eine gründliche 
Klärung dieſer prinzipiell wichtigen Fragen erfolgen. 
An diefer Klärung fehlt es aber noch gänzlich. Der 
Vorſtand der badiſchen Anwaltskammer hat ſie an⸗ 
1 abſichtlich bei ſeinem Rundſchreiben nicht 
erührt 


Auch fehlt eine Feſtſtellung aus den einzelnen 
Kammerbezirken darüber, ob und in welchem Grade 
die jungen Anwälte das Material zu einlaufenden 
Beſchwerden und diſziplinellen Ahndungen gegeben 
haben. Um ſich ein Urteil darüber zu bilden, ob 
wirklich gerade in dieſem Teile der Kollegenſchaft eine 
bedenkliche Unſicherheit in der Auffaſſung der Berufs⸗ 
ſih ene ein Mangel an Gefühl für die Standesehre 
fab gezeigt hat, müßte man hierzu erſt eine Überſicht 


aben. 

Ich habe aus den Vorſtandsakten der ſächſiſchen 
Anwaltskammer feſtſtellen können, daß wir in den 
letzten 5 Jahren einen zugang von 293 jungen An⸗ 
wälten zu verzeichnen haben. In derſelben Zeit ſind 
bei uns im ganzen etwas über 1 700 Beſchwerden 
eingegangen. Von dieſen haben 188 Beſchwerden ſich 
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gegen 99 von den 293 neu zugelaſſenen Anwälten ge- 
richtet, während 189 der Herren ohne Beſchwerde 
blieben. Von den 188 Beſchwerden gegen 99 junge 
Kollegen ſind 160 als unbegründet zurückgewieſen 
worden, bleiben für 5 Jahre 28 begründete Be⸗ 
ſchwerden, die 24 von 29 Anwälten betrafen. Außer⸗ 
dem wurden in derſelben Zeit 4 Ehrengerichtsſachen 
egen 4 junge Kollegen anhängig. Dieſe Zahlen 
een meines Erachtens zugunften der jungen Herren. 

Nach alledem iſt unſerer Anſicht nach eine Not⸗ 
wendigkeit, die Geſetzgebung anzurufen, nicht anzu⸗ 
erkennen; es ſcheint uns bedenklich, mit ſolchen Wünſchen, 
die Anwaltsordnung zu ändern, hervorzutreten, da 
wir zu befürchten haben, daß andere Kreiſe, deren 
Wohlwollen wir nicht genießen, dadurch animiert 
werden könnten, eine Reviſton unſerer Anwaltsordnun 
in einer uns unerwünſchten Weiſe zu erſtreben und 
bei den geſetzgebenden Faktoren zu betreiben. Die 
parlamentariſchen Verhältniſſe haben ſich gegen die, 
unter denen die Rechtsanwaltsordnung geſchaffen wurde, 
völlig verändert. Es könnten uns Aberraſ ungen er⸗ 
Wachen „die wir nicht abwenden können; denn wir 
können die Kugel in ihrem Laufe nicht aufhalten, 
wenn wir ſie ins Rollen bringen. 

So ſehr wir anerkennen, daß der Antrag der 
badiſchen Anwaltskammer aus dem lauterſten Beſtreben, 
unſerem Stande zu nützen, hervorgegangen iſt, ſo ſind 
wir doch der Meinung, daß wir uns, insbeſondere 
durch die Mithilfe der in neuerer Zeit doch immer 
mehr Bedeutung und Einfluß gewinnenden Anwalt⸗ 
vereine, deren Unterſtützung und Pflege wir dringlichſt 
empfehlen müſſen, durch kollegiale Stützung und 
Leitung der jüngeren Elemente, ſelbſt zu helfen ſuchen, 
dem Antrag aber, die Anwaltsordnung zu ändern, mit 
der Warnung „principiis obsta!“ begegnen und bitten, 
ihn abzulehnen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Meine Herren, es find außer dem 
ntrag des Herrn Referenten noch drei andere Anträge 
eingegangen. Zunächſt ein Antrag des Herrn Juſtizrats 
Burgheim (Minden), genügend unterſtützt und dahin⸗ 


Der XVII. Deutſche Anwaltstag wolle: 
in Erwägung, daß ſchon der XII. Deutſche 
Anwaltstag zu Stuttgart die im Antrage 
Weill zur Beſeitigung etwaiger Mißſtände 
vorgeſchlagenen Mittel abgelehnt hat, 

über den Antrag Weill zur Tagesordnung 


übergehen. 
(Bravo!) 


Ferner hat der Herr Kollege Vohſen (Colmar) 
beantragt: 
zu beſchließen: 
1. Der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt iſt für 
das Deutſche Reich einheitlich zu regeln. 
2. Bei dieſer Regelung iſt vorzuſchreiben 
daß auch ein beſonderes Gewicht auf die 
Nen niſſe gelegt wird, welche dem 
andidaten während ſeines Vorbereitungs⸗ 
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dienftes von den einzelnen Behörden und 
Rechtsanwälten über ſeine Tätigkeit und 
Befähigung zu geben ſind. 

3. Der Vorbereitungsdienſt bei einem Rechts⸗ 
anwalt iſt auf mindeſtens 1 Jahr feſt⸗ 
zuſetzen. 

4. Ein Rechtsanwalt ſoll Mitglied der 
Prüfungskommiſſion im II. Examen ſein. 

Schließlich hat der Herr Rechtsanwalt Dr. Wil⸗ 
helm Roſenthal (München) einen gleichfalls ge⸗ 
nügend unterſtützten Antrag eingebracht, dahingehend: 

Der Vorſtand wird beauftragt, eine Kom⸗ 

miſſion zu beſtellen, welche die geeigneten 

Schritte zur Abhilfe der Überfüllung des 

Anwaltsſtandes in Erwägung ziehen und dem 

nächſten Anwaltstage Vorſchläge zur Abhilfe 

unterbreiten ſoll. 

Bei der Abſtimmung würde zunächſt der Antrag 
Burgheim in Frage kommen, dann, falls dieſer 
abgelehnt wird, der Antrag Weill, dann der Antrag 
Vohſen und ſchließlich der Antrag Roſenthal. 


Rechtsanwalt Regierungsrat Dr. Schmal (Stutt⸗ 
art): Meine Herren, ich werde mich der vorgeſchrittenen 
Zeit emäß um ſo kürzer faſſen dürfen, als mir gegen⸗ 
über den Ausführungen der Herren Berichterſtatter ja 
eigentlich nur die Nachleſe übrig bleibt, und ich möchte 
nur einige Geſichtspunkte pointieren, die uns Stutt⸗ 
garter ſowohl im Vorſtand als in der Kammer⸗ 
verſammlung beſchäftigt haben. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Ich bitte den Herrn Kollegen, einen 
Augenblick zu entſchuldigen. Ich möchte an die Ver⸗ 
ſammlung die Frage richten, ob auch für dieſen Gegen⸗ 
ſtand der Fünfminutenbetrieb in Geltung bleiben ſoll. 


(Allgemeine lebhafte Zuſtimmung.) 


Rechtsanwalt Regierungsrat Dr. Schmal (Stutt⸗ 
gart): Meine Herren, ich danke Ihnen für das Über⸗ 
maß von Zeit; ich hätte nur 4 Minuten beanſprucht. 

Alſo ich werde nur diejenigen Geſichtspunkte ganz 
kurz ſtreifen, welche uns weſentlich geleitet haben. 

Wir gehen davon aus — und das gilt auch für 
unſer Württemberg —, daß wir einen ſehr großen 
Zugang zur Anwaltſchaft haben, der im umgekehrten 
Verhältnis zu dem Bedürfnis des Publikums und 
vielleicht zu den Wünſchen der beati possidentes in 
unſerem Stande ſteht. Aber wir ſind der Meinung, 
daß wir mit der Kur nicht vorgehen dürfen, welche die 
badiſche Anwaltskammer uns vorſchlägt, und zwar aus 
folgendem Grunde. Meine Herren, wir ſind der Über⸗ 
zeugung, daß wir nicht etwa nur die Aſpiranten für 
die Anwaltſchaft auf zwei weitere Jahre in Quarantäne 
legen würden, ſondern wir ſind der Meinung, daß, 
ſobald Sie den Regierungen die rationes mitgeteilt 
haben, die Gründe, aus welchen wir nach einer Abhilfe 
rufen, die Regierung ſagen wird: eure Gründe ſind 
zutreffend, eure Mittel ſind falſch, hier kann nur der 
numerus clausus helfen. Ja, meine Herren, dann 
haben wir heraus aus richtigen Entſcheidungsgründen 
ein unrichtiges Urteil. 
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Dann aber weiterhin, was wird denn die Folge 
einer ſolchen Beſtimmung ſein? Glauben Sie, daß 
die Referendäre oder Praktikanten, die gute Examina 
u haben, ſich noch auf 2 Jahre in Quarantäne 
egen werden? O nein, die gehen in den Staatsdienſt, 
und ſo werden für die Advokatur nur die Mediokritäten 
bleiben, die in Gottes Namen auch noch 2 Jahre anti⸗ 
chambrieren müſſen, ehe ſie Anwälte werden. Dies 
wird zur Herabſetzung unſeres Standes führen. Und 
was tun wir mit den Aſpiranten — wie ich ſie ein⸗ 
mal nennen will — während dieſer 2 Jahre? Wenn 
das, was heute angeſtrebt wird, einen praktiſchen Effekt 
haben ſoll, fo müſſen wir die Leute in unſeren land⸗ 

erichtlichen und oberlandesgerichtlichen Sachen ſelb⸗ 
ſtändig plaidieren laſſen, denn ſonſt lernen ſie es nicht. 
Meine Herren, glauben Sie, ich würde mich dazu 
hergeben, wenn mich nicht die Geſetzgebung dazu zwingt, 
einem Referendär meine landgerichtlichen oder ober⸗ 
landesgerichtlichen Sachen zu übertragen mit dem 
Effekt, daß ich doch die Haun habe, beſpielsweiſe, 
um einen praktiſchen Geſichtspunkt hineinzubringen, 
daß, wenn der Prozeß dann verhunzt wird, mir die 
Regreßklage kommt? 

Alſo, meine Herren, die zweijährigen Referendäre 
wären ſehr unliebe Gäſte, die man in der Anwaltſchaft 
bekommen würde, Leute, die uns läſtig wären, die wir 
nicht beſchäftigen können. Deshalb muß man die Leute 
Anwälte werden laſſen und zwar um deswillen, weil 
jeder nur im Kampf ein Anwalt wird. Meine Herren, 
ich bin vielleicht einer der älteſten Kollegen, die hier 
anweſend ſind. Ich habe meine Vorbildung errungen in 
einer Zeit, wo man in Württemberg nur ein einziges Jahr 
Referendär war, dann kam man ſofort in die Anwalt⸗ 
ſchaft, und ich ſage Ihnen, aus der Zeit, wo wir Referen⸗ 
däre waren, ſind — natürlich neben einzelnen ungeſchickten 
Leuten — auch ſehr viele hervorragende Anwälte hervor⸗ 
gegangen, die in der Praxis gezeigt haben, daß 45 
etwas können. Meine Herren, ich bin der Anſicht, 
zum Anwalt wird man nicht erzogen und in den 
2 ſes Ge überhaupt nicht, — da muß man ein ge 
wiſſes Geſchick mit auf die Welt bringen, und ferner 
muß man denjenigen Takt angeboren haben, den unſer 
Stand erfordert. Das Publikum würde ſich auch ſehr 
bedanken bei einer diskreten Frage, wenn ich ſagen 
wollte: warten Sie mal, ich will den zweijährigen 
Referendär holen, damit er zuhört und was lernt; 
da ſagt das Publikum: quod non, da verhandeln wir 
exclusis omnibus. 

Nun wird geſagt, der Stuttgarter Beſchluß ſei 
aus dem Boden der Demokratie herausgewachſen. 
Das iſt ganz unrichtig. Wir haben in unſerm Vor⸗ 
ſtand alle Schattierungen, mit Ausnahme der Sozial: 
demokratie, vertreten, genau wie die Badenſer; aber 
darüber war bei uns consensus omnium, daß das keine 
politiſche Frage iſt, um die es ſich im vorliegenden 
Falle handelt. Meine Herren, wir wollen ehrlich ſein: 
man kam auf die Idee deshalb, weil man ſich ſagte: 
hungern wir die Leute weitere 2 Jahre aus, dann 
vergehts ihnen, Anwalt zu ſein! Und unter dieſen 
Umſtänden ſage ich mit W Vorſtande, mit unſerer 
Kammerverſammlung und ſämtlichen württembergiſchen 
Anwälten: nein und aber nein! 

(Stürmiſcher Beifall.) 
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34. Jahrgang. 


Juſtizrat Dr. (Berlin): Meine Herren 
Kollegen, bei dem Fünfminutenverkehr nur einige 
Schlagworte; ich hoffe, daß ſie auch ſchlagend ſein 
werden. 

Die erſte Frage iſt die: haben ſich in Wirklichkeit 
Mängel in der Vorbildung bei den Juriſten gezeigt? 
Wäre das der Fall, ſo dürfte der Antrag, wie er 
heute begründet iſt, nicht zugeſpitzt werden auf die 
Vorbereitung der Anwaltſ af „er müßte augelpibt 
werden auf da3 tin: tudium überhaupt. Alle 
Gründe, die Koll eill angeführt hat, waren 
Gründe nicht für die mangelnde Vorbereitung zum 
Anwaltsberuf, ſondern zum Juriſtenberuf überhaupt. 
Es war daher unrichtig, aus dieſer Vorausſetzung 
Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Weiter: haben ſich bei den jungen Kollegen, die 
innerhalb der erſten 2 Jahre zugelaſſen wurden, größere 
Mängel in der Charakterbildung gezeigt als bei den 
älteren? Nein! Für den Bezirk der Anwaltskammer 
zu Berlin hat Kollege Jacobſohn in ſeinem Aufſatz 
nachgewieſen, daß bei den ehrengerichtlichen e 
verfehlungen im Nahr 1903 die jungen Anwälte 
überhaupt nicht beteiligt waren. Dieſes Material iſt 
vom Herrn Kollegen Mittaſch hier in dankenswerter 
Weiſe unterſtützt worden; er hat 5 Jahre hinzu⸗ 
genommen und hat aus dieſen 5 Jahren einen 

länzenden Beweis für die Richtigkeit unſerer Er⸗ 
1150 erbracht. 

Nun hat Herr Kollege Dr. Weill geſagt: die 
jungen Herren haben zu wenig Praxis, um viel fündigen 
zu können. Über dieſen Scherz darf man wohl 
hinweggehen. Der wahre Grund dieſes Antrages iſt 
das Geſpenſt der A e Jedenfalls it dem 
Herrn Kollegen Weill, der leider zu geſchickt eine 
nach meinem a nicht gute Sache vertreten 
hat, zu danken, daß er offen und ehrlich erklärt und 
in den Vordergrund geſtellt hat, das Intereſſe der 
materiellen Wohlfahrt unſeres Standes ſel es, das die 
Badiſche Anwaltskammer beſtimmt habe, dieſen Stand⸗ 
unkt au vertreten. Aber er hat den Nachweis der 
berfüllung nicht geliefert. Er hat Zahlen genannt; 
aber dieſen Zahlen gegenüber iſt ſtatiſtiſch, aus Anla 
des 25⸗jährigen Jubiläums der freien Advokatur, nach⸗ 
gewieſen worden, daß gegenwärtig eine Überfüllung 
nicht vorhanden ift. Und ließlich hat er die ſchlimmen 
Einkommenszahlen genannt, um zu ſchrecken. Aber 
dieſe Zahlen haben eigentlich doch nicht geſchreckt. Wenn 
es wirklich wahr iſt, daß in Baden das Durchſchnitts⸗ 
einkommen auf 6 000 Mark ſinkt, jo wird kein Re⸗ 
ierungsbeamter und kein Richter, aber auch eine große 
Zahl von Anwälten nicht, ein Durchſchnittseinkommen 
von 6 000 Mark in der Weiſe ſtempeln können, daß ſie 
wegen dieſes Einkommens den Stand für einen prole⸗ 
tariſchen erklären. 

Und nun weiter, meine Herren, was wird uns 
ee Ich habe ſchon an anderer Stelle aus⸗ 
geführt: die Medizin, die uns angeprieſen wird, iſt 
unwirkſam und wird ſelbſtverſtändlich nicht die Folge 
. — daß Unfähige und Untüchtige von unſerem Stand 
erngehalten werden. Dieſe werden die 2 Jahre länger 
warten; dieſe werden ſelbſtverſtändlich von der Regierung 
nicht gerade beſonders geſchätzt und uns nicht weg⸗ 
gefangen. Aber den Tüchtigen, die nicht genügend Geld 
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haben, die aber trotz alledem eine Zierde unſeres 
Anwaltſtandes werden und geworden ſind, denen werden 
— 2 Jahre aufgehalſt! Mit mehr Erbitterung, mit 
mehr Elend wird alsdann der Eintritt in die Advokatur 
ſich vollziehen. Alſo es iſt ein ganz gefährliches Mittel, 
das hier vorgeſchlagen worden iſt. Diejenigen, die nach 
der Wartezeit von 2 Jahren in unſeren Stand kommen, 
werden, wenn ſie tüchtig ſind, von dieſen 2 Jahren 
ſagen können, daß ſie diem et oleum perdiderunt. 
Ich muß im Anſchluß daran weiter betonen, daß 
das der erſte Schritt wäre, die Ebenbürtigkeit zwiſchen 
Anwaltſchaft und Richtertum zu untergraben. 
(Sehr richtig!) 
Sie können mir entgegenhalten, das ſei eine innere 
Stärkung des Anwaltſtandes. Meine Herren, aber 
es wird dann von Regierungs wegen häufig erklärt 
werden, daß überhaupt die Wege der Anwaltſchaft und 
des Richtertums 1 dende daß es daher nicht 
nötig ſei, die Ebenbürtigkeitsgrundſätze aufrecht zu er⸗ 
halten. Sie legen damit meines Erachtens die Axt 
an die Wurzel der Advokatur. | 
Und endlich: in dem Antrage Test ein Vorſtoß 
gen die freie Advokatur, — nicht, a ies beabſichtigt 
iſt, aber er wird dieſe Folge haben. Die 2 Jahre find 
etwas, was abſolut nicht helfen wird; aus den 2 Jahren 
werden 5 werden, die ſchon 1895 zur Debatte ſtanden, 


und aus den 5 Jahren werden ſchließlich die heilloſen 


7 Jahre des öſterreichiſchen Konzipiententums werden. 
Ich weiſe auf Oſterreich hin, um zu zeigen, daß ſelbſt 
das Mittel der 7 Jahre abſolut ungeeignet iſt, um 
irgend etwas zu beſſern; es ſchädigt nur. Den ſieben 
mageren Jahren des Konzipiententums folgen keine 
ſieben fetten. 

Meine Herren, aus allen dieſen Gründen bitte 
ich Sie, lehnen Sie den a anders noch als in 
Stuttgart, mit überwältigender Mehrheit ab! Damals 
— ich habe die Ziffern nachgeſchlagen — waren es 94, 
die für die Ablehnung des Antrags waren, der aus⸗ 
gezeichnet vorbereitet war, der durch Pemſel vorzüglich 
vertreten wurde; nur 60 Stimmen wurden für den 
Antrag abgegeben. Unter denen, die damals mit Nein 
ſtimmten, waren Geheimrat Mecke, der damalige ver⸗ 
ehrte Vorſitzende unſeres Vorſtandes, dann der jetzige 

orſitzende, der Geheimrat Erythropel. Das Gute 
haben eben derartige namentliche Abſtimmungen, die 
Sie geſtern leider abgelehnt haben, daß man nach 
Jahren noch ſehen kann, welche Männer ihr Wort in 
die Wagſchale nach dieſer oder jener Seite geworfen 
haben. Ich meine, dieſe Eideshelfer, denen Sie nicht 
vorwerfen können, daß ſie die Intereſſen des Standes 
nicht genügend wahren, haben ein gewiſſes Gewicht. 
Ich bitte, begraben Sie den Antrag ſo tief, daß er 
nicht mehr auferſteht, ſondern für immer bei den 
Toten ruht! 


— Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird 
angenommen. —. 


Rechtsanwalt Dr. Jeſelſohn (Mannheim) — (zur 
Geſchäftsordnung): Ich möchte als Badenſer nur noch 
die Mitteilung machen, daß in der badiſchen Anwalts⸗ 
kammer der Antrag lediglich mit einer Majorität von 
2 Stimmen angenommen iſt. 
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Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Noſenthal (München) 
— (zur Geſchäſtsordnung): Ich will nur erklären, daß 
es mir infolge des Schluſſes der Diskuſſion nicht 
möglich geweſen iſt, meinen Antrag zu begründen, und 
daß ich das ſehr bedaure; denn die bayeriſchen Ver⸗ 
hältniſſe ſind ſo, daß, wenn Sie ſie kennen würden, 
Sie unter gar keinen Umſtänden über die Sache ſo 
in Bauſch und Bogen urteilen würden. Wir meinen, 
daß, wenn das kleinere Übel nicht kommt, dann das 
größere Übel, der numerus clausus, kommen wird. 


0 Beckh (Nürnberg): Ich bitte, mir 
bezüglich der Verhandlungen des Juriſtentages, von 
denen hier die Rede war, ein Wort zu geſtatten. Es 
hat einer der Herren Redner, unſer Kollege aus 
Stuttgart, davon geſprochen, daß er wohl einer der 
Alteſten hier ſei. Ich darf aber wohl annehmen, daß 
ich der Alteſte bin. Meine Herren, ich habe ja an 
faſt allen Juriſtentagen teilgenommen und habe mich 
auch an der Debatte über den heute zur Verhandlung 
ſtehenden Gegenſtand damals beteiligt. Ich muß nun 
auch heute zurückkommen zu meiner perſönlichen Auf⸗ 
faſſung, da ich den Antrag bezüglich der freien 
Advokatur damals in der Weiſe geſtellt hatte, daß 
zur Ausübung der Advokatur jeder berechtigt ſei, 
ſobald er den notwendigen Vorbereitungsdienſt erledigt 
habe. Das war mein Antrag, und er iſt faſt ein⸗ 
ſtimmig vom Juriſtentag im Jahre 1868 beichloffen- 
worden. Meine Herren, Sie werden begreifen, daß 
ich unter ſolchen Umſtänden meine Stellung über⸗ 
haupt nicht zu verändern Anlaß hatte und auch jetzt 
auf dieſer Stellung beharre. Auf dem Anwaltstag 
in Stuttgart habe ich ebenfalls in derſelben Weiſe 
geſprochen und war in der Minorität. Ich kann nur 
das eine noch ſagen, daß ich im allgemeinen auf dem 
Standpunkt der Antragſteller ſtehe, wenn ich auch 
vielleicht nicht in allen Punkten mit denſelben über⸗ 
einſtimme. N 


Rechtsanwalt Fürſt (Mannheim) — (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Meine Herren, ich glaube, daß durch einen 
Schlußantrag einem Antragſteller, der noch nicht zum 
Worte gekommen iſt, das Wort nicht entzogen werden 
kann, um ſo weniger, wenn der Antragſteller aus 
Courtoiſie einem anderen das Vorrecht zum Sprechen 
eingeräumt hatte, ehe er ſeinen Antrag begründet hat, 
wie es vorhin geſchehen iſt. Ich glaube, es wider⸗ 
ſpricht nicht nur der Gerechtigkeit, ſondern auch allen 
parlamentariſchen Bräuchen, daß der Antragſteller, 
te Roſenthal, nicht zur Begründung zum Worte 
ommt. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Es handelt ſich hier um Anträge, die 
erſt in der Debatte geſtellt worden ſind. Wenn wir 
da jedem Antragſteller auch nach dem Schluß das 
Wort gewähren müßten, dann wäre ein Schluß über⸗ 
haupt nicht möglich. Indeſſen ich will an die Ver⸗ 
ſammlung appellieren und frage, ob die Antragſteller, 
die nur Unteranträge geſtellt haben, trotz des an⸗ 
genommenen Schluſſes noch zum Worte kommen ſollen. 


(Wird lebhaft verneint.) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Ich bitte die Herren, die dieſer Meinung find, die 
nd zu erheben. 
1 (Geſchieht.) 
Ich bitte nun um die Gegenprobe. 
(Dieſelbe erfolgt.) 


Es war vorhin die Minorität; es iſt alſo befchloffen, 
daß nur noch die Berichterſtatter zu hören ſind. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Friedrich Weill 
(Karlsruhe): Ich lite gern auf das Schlußwort ver- 
zichtet; aber nachdem es nicht gelungen iſt, daß einer der 
Herren, die für den Antrag ſprechen wollten, zum Worte 
gekommen iſt, ſo muß es mir vergönnt ſein, mit einigen 
Worten auf die Ausführungen der Vorredner einzugehen. 
Meine Herren, ich meine, die Frage iſt denn doch zu 
wichtig, als daß man fie deshalb, weil es jetzt ¼2 
und Eſſenszeit vorüber iſt, noch unter allen Um⸗ 
ſtänden ſo raſch wie möglich übers Knie brechen darf. 
Dann würde man mit Recht ſagen: volenti non fit 
injuria. 

Der Herr Kollege Stranz, der zuletzt geſprochen 
hat, hat gemeint, er könne die Zahlen, die ich auf⸗ 
Be habe, nicht kontrollieren, und hat bezweifelt, 
aß die Überfüllung vorliegt. Nun, ich darf wohl für 
mich das Recht in Anſpruch nehmen, daß, wenn ich 
itiere, ich richtig zitiert habe. Ich ſtelle die Zahlen 
em Herrn Kollegen Stranz gern zur Verfügung; 
ſie ſind auch von dem Herrn Mitberichterſtatter im 
großen und ganzen beſtätigt worden. 

Es iſt von zweien der Herren Vorredner geſagt 
worden, das Mittel ſei unwirkſam. Ja, meine Herren, 
da ſteht Behauptung gegen Behauptung. So wenig 
ich beweiſen kann, daß es unter allen Umſtänden nützt, 
ſo wenig können Sie beweiſen, daß es nichts nützt. 
Ich habe Ihnen aber geſagt, wir haben es in Baden 
ehabt, und dort hat es wohltätig gewirkt. Alſo die 
rfahrung habe ich für mich. 

Dann hat man eingewendet: wenn einer als 
ſchlechter Charakter auf die Welt kommt, dann wird 
er auch in den zwei Jahren nicht beſſer. Das iſt doch 
eine doktrinäre Auffaſſung, die man früher in der 
romantiſchen Literatur gekannt hat, wo die Menſchen 
entweder Engel oder Teufel waren, wo ſie entweder 
ſehr gut und brav oder ſehr ſchlecht und unanſtändig 
geweſen ſind. Meine Herren, wir können doch immer 
nur mit den Verhältniſſen und den Menſchen rechnen, 
wie ſie ſind, und da wiſſen wir, daß der Durchſchnitts⸗ 
menſch allerdings weder gut noch ſchlecht im gewöhn⸗ 
lichen Sinne iſt, daß Erziehung und Umgebung einen 
außerordentlichen Einfluß auf die Entwicklung des 
en üben, und der Dichter ſagt deshalb mit 

echt: 

Es bildet ein Talent ſich in der Stille 

Doch ein Charakter im Geräuſch der Welt. 


Zuruf: In dem Strom der Welt! — Heiterkeit.) 


— Ganz recht, meine Herren: in dem Strom der 
Welt; und ich glaube, daß, wenn man jemandem die 
Gelegenheit nicht gibt, in dem Strom zu ſchwimmen, 
in der Advokatur ſelbſt in einer Weiſe tätig zu ſein, 
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daß er den Anforderungen gewachſen iſt, — daß man 
dann unbarmherzig gegen ihn verführe. 

err Kollege Schmal hat geſagt: es muß jemand 
als Anwalt gewiſſermaßen geboren ſein. Ja, das iſt 
richtig; aber man muß doch im weſentlichen mit denen 
rechnen, die Anwälte werden wollen, ohne als ſolche 
geboren zu ſein. 


ine Herren, es iſt wieder a daß 
man geſagt hat: hütet euch, auf dieſen Weg zu gehen, 
denn er führt zu ſchlimmerem, die Regierungen werden 


zwar die Gründe akzeptieren, aber das Urteil nicht 
akzeptieren. Nun, meine Herren, ich bin der Meinung, 
daß man den Regierungen an ſich kein unbedingtes 
Vertrauen ſchenken darf; aber eins möchte ich Ihnen 
ſagen: wenn Sie die Regierungen als die Gegner des 
deutſchen Anwaltſtandes, als die, die nicht ſein Beſtes 
wollen, hinſtellen — und ich glaube, ein derartiges 
Urteil darf man doch nicht fällen —, dann, meine Herren, 
glauben Sie mir, könnten die n gar nichts 
Beſſeres tun, als mit verſchränkten Armen zuſehen, 
wie ſich die Dinge hier weiter entwickeln. Denn 
wenn ich dieſen Standpunkt wider Jen alt voraus- 
ſetzen wollte, was könnte ihnen lieber ſein als ein von 
Nahrungsſorgen gedrückter, geduckter Anwaltſtand, 
ohne Anſehen bei der Bevölkerung, ohne Einfluß auf 
die Wähler? Meine Herren, für eine Regierung, 
wenn ſie ſo wäre, könnte es gar nichts Angenehmeres 
geben, als daß wir in der Weiſe weiter machen, wie 
nach meinem Dafürhalten es die Zukunft bringen 
wird; dann, meine Herren, würde der deutſche Anwalt⸗ 
ftand auf die Stufe kommen, auf die leider der deutſche 
Arzteſtand in den letzten Jahren gekommen iſt, nach 
meinem Dafürhalten zum großen Schaden des An⸗ 
ſehens des deutſchen Arzteſtandes, der dadurch an Ein⸗ 
fluß, an ſozialer Stellung, an Einkommen ſehr viel 
verloren hat. 

Dann noch eine kurze Bemerkung. Ein Kollege 
hat geſagt: der Antrag iſt ja ſogar in Baden nur mit 
einer Mehrheit von 2 Stimmen durchgegangen. Er 
hätte etwas mehr ſagen ſollen; der Antrag iſt, wie 
bereits Herr Kollege Schmal ſagte, in dem Vorſtande, 
in dem mit Ausnahme der Sozialdemokratie alle 
politiſchen Parteien vertreten ſind, einſtimmig ange⸗ 
nommen worden, und er wurde auch in der Ver⸗ 
ſammlung, die zur Beratung des Antrags einberufen 
war, mit ſehr großer Mehrheit, mit überwältigender 
Mehrheit angenommen. de Jahre drauf, als es ſich 
darum handelte, die Sache vor den Anwaltstag zu 
bringen, und als ich als Berichterſtatter pflichtgemäß 
ſagte, wie viele Kammern der Oberlandesgerichtsbezirke 
ſch dagegen ausgeſprochen hätten, als es ſich darum 
handelte, die Frage zu bejahen oder zu verneinen, ob 
unter ſo ungünſtigen Ausſichten die Sache vor den 
Anwaltstag kommen ſollte, da wurde aus Opportunitäts⸗ 
gründen geſagt: es hat doch keinen Wert, alſo wir 
wollen die Sache ſein laſſen. Nein, meine Herren, 
der Anſicht bin ich nicht beigetreten. Ich bin der 
Meinung, daß der Rechtsanwalt ſich durch die Ausſicht 
auf Erfolg oder Nichterfolg von der Vertretung einer 
Sache, die er nach ſeiner Überzeugung für eine gute 
hält, nicht abſchrecken laſſen darf. In magnis voluisse 


sat est! 
(Lebhafter Beifall.) 
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Stellvertretender nn Dane Gebhart 
(Zweibrücken): Der Herr Mitberichterſtatter wünſcht 
das Wort nicht. | 

Meine Herren, bevor wir zur Abſtimmung über- 
geo habe ich zu dem Antrag des Herrn Kollegen 

oſenthal eine kurze Erklärung abzugeben. Der 
Antrag geht von den hier 3 auch bekannten bayeriſchen 
Verhältniſſen aus. In Bayern beſteht die Übung, 
daß die Rechtspraktikanten in der zweiten Prüfung 
Noten bekommen; wer die Note III bekommt, iſt zum 
Richteramt befähigt, aber er wird nicht Richter, und 
deshalb müſſen dieſe Herren entweder ins Notariat 
gehen oder ſie werden Rechtsanwälte. Nun iſt aber 
meines Erachtens für alle Bundesſtaaten der An⸗ 
trag, wie ihn Herr Kollege Roſenthal ſtellt, nicht 
geeignet, Abhilfe zu ſchaffen. Der Anwaltverein kann 
em bayeriſchen Juſtizminiſterium inſolange nicht Vor⸗ 
ſtellungen machen, als nicht die geſetzmäßig berufene 
Vertretung der Anwälte, die bayeriſche Anwaltskammer, 
daran geht, ein kräftiges Wort zu reden. — Herr 
Kollege Roſenthal iſt nach dieſer meiner Erklärung 
bereit, den Antrag zurückzuziehen. | 


Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rofenthal (München): 
800 wollte durch den Deutſchen Anwaltstag, weil wir 
einen bayeriſchen oder ſüddeutſchen Anwaltstag haben, 
dem Miniſterium in Bayern zur Kenntnis bringen, daß 
die Art und Weiſe, wie es ſeit Jahrzehnten die Ge⸗ 
ſetze handhabt, als unrichtig betrachtet werden muß. Ich 
habe das im Februar in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
ausgeſprochen; aber das Miniſterium hat in kühler 
und geſchickter Reſerve darauf nicht geantwortet. Viel⸗ 
leicht hätte es auf einen Beſchluß des Deutſchen 
Anwaltstages geantwortet, und wenn das geſchehen 
wäre, dann wäre es nicht zum Nachteil, es wäre zum 
Segen nicht bloß der bayeriſchen, ſondern auch der 
deutſchen Anwälte geſchehen. Ich kann deshalb nur be⸗ 
dauern, daß ich Ihnen das nicht näher begründen durfte. 


Juſtizrat Burgheim (Minden): Ich ziehe meinen 
Antrag auf Übergang zur Tagesordnung hiermit zurück, 
jedoch nur, weil ich durch den Schluß der Debatte ver⸗ 
hindert bin, ihn zu begründen. 


Abſtimmung. Der Antrag Weill wird mit 
großer Mehrheit abgelehnt. Vom Antrag Vohſen 
wird die Ziffer 1 angenommen, Ser 2 ſeitens des 
Antragſtellers zurückgezogen, die Ziffern 3 und 4 an⸗ 
genommen. Der Beſchluß gebt demnach dahin: 
1I.᷑ Der juriftifche Vorbereitungsdienſt iſt für das 
Deutſche Reich einheitlich zu regeln. | 
2. Der Vorbereitungsdienſt bei einem Rechtsanwalt 
iſt auf mindeſtens ein Jahr feſtzuſetzen. 
3. Ein Rechtsanwalt ſoll Mitglied der Prüfungs⸗ 
kommiſſion im II. Examen ſein. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Wir kommen jetzt zum letzten Punkt 
der Tagesordnung: | | 

Die geſetzliche Regelung des außzer⸗ 
gerichtlichen Zwangsvergleichs. 
Beerichterſtatter tft Herr Rechtsanwalt Dr. Robert 

Hinrichſen (Güſtrow). 8 
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Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Nobert Hin⸗ 

en (Güſtrow): Meine Herren Kollegen! Nachdem 
alle diejenigen Fragen, welche unſeren Stand und ſpeziell 
unſeren Verein berühren, ſo eingehend erörtert ſind, 
will ich Ihre Geduld nur noch für wenige Minuten 
in Anſpruch nehmen. Es handelt ſich hier um eine 
namentlich in der letzten Zeit vielfach erörterte Frage, 
um ein geleggeberit 3 Problem ſchwierigſter Art von 
ziemlich erheblicher praktiſcher Bedeutung, und ich würde 
es bedauern, wenn der Deutſche Anwaltstag nicht, 
bevor die Sache geſetzgeberiſch in Angriff genommen 
wird, dazu Stellung genommen hätte. 


(Sehr richtig!) 


Aus dieſem Grunde iſt die Anregung vom Vor⸗ 
ſtande der Anwaltskammer zu Roſtock ausgegangen, 
dieſe Sache auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich 
werde mich mit Rückſicht auf die vorgeſchrittene Zeit 
ſehr kurz faſſen. 
Schon im Jahre 1868 hat der Deutſche Handels 
tag, die berufene Vertretung des Handelsſtandes, durch 
eine Reſolution in Anregung gebracht, daß in das 
Konkursgeſetz eine Beſtimmung über den Zwangs⸗ 
vergleich außerhalb des Konkursverfahrens aufgenommen 
werde. Dementſprechend findet ſich im I. Entwurfe 
einer Gemeinſchuldordnung für das Deutſche Reich vom 
Jahre 1872 ein Abſchnitt über das Vergleichsverfahren 

ur ea des Konkurſes. Im II. Entwurfe, 
er demnächſt Geſetz gewordenen Konkursordnung vom 
Jahre 1877, iſt dieſer Abſchnitt ohne weitere Begründung 
fortgefallen. Im Gegenſatze hierzu iſt dieſe Materie 
in Eigenben ausländiſchen Staaten geſetzlich geregelt: 
Frankreich, England, Belgien, der Schweiz, den Nieder⸗ 
landen, Italien, Dänemark, Norwegen, Rumänien, den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, Braſilien und 
Agypten, und in Oſterreich liegt den geſetzgebenden 
Körperſchaften gegenwärtig der Entwurf eines „Geſetzes 
über die Einberufung der Gläubiger“ vor. 

Auch eine ziemlich erhebliche Literatur hat dieſe Frage 
ſchon. Unſer Kollege Rausnitz in Berlin hat ſich in 
den „Blättern für Rechtspflege im Bezirke des Kammer⸗ 
gerichts“ 1898 Nr. 2 für die geſetzliche Regelung dieſer 
Frage n und bezügliche Vorſchläge gemacht. 
Juſtizrat Wagner hat unter dem Titel „Der Schuld⸗ 
nachlaß“ einen Geſetzentwurf mit Begrünbung (Verſuch 
zur Regelung eines Zwangsvergleichs außerhalb des 
Konkursverfahrens) herausgegeben. Oberlandesgerichts⸗ 
präſident Dr. Gertſcher dat in der „Allgemeinen 
Oſterreichiſchen Gerichtszeitung“ 1904 und 1905 eine 
Reihe von Aufſätzen veröffentlicht, in welchen die 
gerichtliche Liquidation des franzöſiſchen, der Vor⸗ 
vergleich des belgiſchen, der Nachlaßvertrag des 
ſchweizeriſchen und der Vorvergleich des italieniſchen 
Rechtes beſprochen werden. Wertvolles Material liefern 
auch die gedruckten Verhandlungen des Deutſchen 
Handelstages, namentlich biejenigen der Bollverfammlung 
vom 15. und 16. Februar 1905, in welcher eine Er⸗ 
klärung in bezug auf die Notwendigkeit der Einführung 
eines gerichtlichen Zwangsvergleiches außerhalb des 
Konkursverfahrens und beſtimmte Leitſätze für die 
Vorausſetzungen und die Ausgeſtaltung dieſes Verfahrens 
zur Annahme gekommen ſind. Aus Anlaß der Bekannt⸗ 
gabe unſerer Tagesordnung ſind dann weitere Ver⸗ 
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öffentlichungen erſchienen in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift 1 Nr. 15 von J. 1 ee Mitglied 
der Handelskammer in Berlin und ſtellvertretendem 
Handelsrichter, in der Juriſtenzeitung 1905 Nr. 16/17 
von Profeſſor Dr. Jäger-Leipzig, einem der erſten 
Kenner des Konkursrechtes, und in der hier verteilten 
Feſtnummer der Zeitſchrift „Das Recht“ von Reichs⸗ 
erichtsrat Könige in Leipzig. Sie ſehen alſo, daß das 
ntereſſe an dieser Frage ein ziemlich allgemeines iſt. 

Bei Gelegenheit der Beratung der Novelle zur 
Konkursordnung im Jahre 1898 hat der Vertreter 
des Reichsjuſtizamtes aber mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
a lichkeit unſeres Konkursrechtes die geſetzliche Regelung 
iefer Materie für überflüſſig erklärt. Bei einer Be 
ſprechung dieſer Materie wird deshalb in erſter Linie 
die Bedürfnisfrage zu erörtern ſein. 

Der Handelstag und die von ihm befragten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbände haben ſich faſt einſtimmig dahin 
ausgeſprochen, daß das Bedürfnis 1 und zwar 
ſowohl für die . als a die Schuldner als 

llgemeinheit. 


auch endlich für die Rückſichtlich der 
Gläubiger iſt unter Beru auf die Statiſtik der 
Kontur! kkorden 


e geltend gemacht, daß bei freiwilligen 
durchweg höhere Dividenden, eine ſchnellere Erledigun 
und ein geringerer Koſtenaufwand erzielt worden i 
als bei Konkurſen. Ich kann aus meiner eigenen 
Erfahrung hinzufügen, daß ſelbſt Fälle vorgekommen 
find, wo im Konkurſe demnächſt Zwangs vergleiche mit 
einer geringeren Vergleichsquote abgeſchloſſen worden 
ſind, als vorweg für den freiwilligen Akkord angeboten 
war. Rückſichtlich des Schuldners kommt in Betracht, 
und auch das iſt für die Gläubiger nicht ganz ohne 
Bedeutung, daß der Konkurs die wirtſchaftliche Exi 
des Schuldners vernichtet, während ein Verglei 
außerhalb des Konkurſes es ihm in der Regel e s 
licht, feine wirtſchaftliche Exiſtenz zu erhalten un 
dann noch ferner eine auch für ſeine Gläubiger, deren 
Kunde er bis dahin geweſen iſt, erſprießliche Tätigkeit 
durch Fortſetzung der Geſchäftsverbindung zu entf 
Für die Allgemeinheit iſt mit Recht darauf hingewieſen 
worden, daß bei Warenkonkurſen die Verſchleuderun 
an ſich reeller Warenvorräte ſtattfindet und hierdu 
der geſamte reelle Handelsſtand geſchädigt wird. Es 
iſt dies alles an einzelnen Beiſpielen und ſtatiſtiſchen 
Nachweiſungen auf dem Handelstage 1905 näher er⸗ 
örtert; ich muß aber bei der Kürze der Zeit davon 
abſehen, auf dies Material im einzelnen hier einzugehen. 
Dieſen Erwägungen gegenüber erſcheint der Ein⸗ 
wand der Regierung, daß bei der Vorzüglichkeit unſeres 
Konkursrechtes eine Regelung des außergerichtlichen 
ee uͤberflüſſig ſei, nicht ſtichhaltig. 
enn zunächſt erbringt das vom Handelstage bei⸗ 
gebrachte Material den Beweis, daß unſer Konkurs 
recht trotz ſeiner großen Vorzüge, namentlich bei 
Warenkonkurſen Mängel 1 55 .Die durch⸗ 
ſchnittlich noch recht lange Dauer der Konkurſe, die 
namentlich in großen Städten nicht zu vermeidende 
Verſilberung der Warenläger weit unter ihrem Werte 
und die dadurch herbeigeführten Schädigungen der 
Gläubiger, des Schuldners und der Algemeindei find 
im Rahmen des Konkurſes wenigſtens nach dem bei 
uns geltenden Rechte nicht abzuwenden. Der Einwand 
trifft aber auch inſofern die Sache überhaupt nicht, 
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als der Zweck des Konkurſes und des Zwangsvergleiches 
außerhalb des Konkurſes ganz verſchiedene find. Der 
Konkurs bezweckt eine Abwicklung des Geſchäftes des 
Gemeinſchuldners und zwar, wie ſelbſt bei dem beſten 
Konkursrechte keinem Zweifel unterliegen kann, allemal 
die teuerſte Abwicklung. Der außergerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich hat die Aufgabe, die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
— e des Schuldners zu ordnen, zu ſanieren, ohne 
eine Exiſtenz zu vernichten, und ohne das Geſchäft, 
aus dem er bisher ſeinen Unterhalt bezogen hat, ab⸗ 
zuwickeln und damit zu vernichten. In welchem Maße 
ein Bedürfnis für ein derartiges Verfahren beſteht, 
trotzdem unſer Konkurdrecht mit Recht als ein gutes 
gerühmt wird, beweiſen die vielen Privatakkorde, die 
lich angeſtrebt und trotz vieler gerade dieſen entgegen⸗ 
ender Schwierigkeiten und Hinderniſſe auch durch⸗ 
ge werden. Bei Privatakkorden beſtehen nun 
einerſeits Gefahren für die Gläubiger, die durch eine 
belege Regelung des außerkonkurslichen Zwangs⸗ 
vergleiches beſeitigt oder doch ganz erheblich vermindert 
en können, und andererſeits haben gerade die 
Privatakkorde derartig bedenkliche Begleiterſcheinungen 
ezeitigt, daß ſchon zu ihrer Abſchneidung eine geſetzliche 
egelung erwünſcht ſein würde. Dem Intereſſe der 
Gläubiger kann beim Privatakkorde nur dann wirkli 
gedient werden, wenn ihnen ein zuverläſſiger Einblic 
in den Vermögensſtand des Schuldners, ſowohl nach 
der aktiven wie nach der paſſiven Seite hin, 1 
wird. Gerade in dieſer Beziehung macht ſich aber 
jest die Lücke im Geſetze ganz beſonders fühlbar, 
mit Privatakkorden werden vielfach Unter⸗ 
e betraut, die derartige Geſchäfte gewerbs⸗ 
ig betreiben, dabei aber der nötigen Vertrauens⸗ 
würdigkeit entbehren, und deshalb erſcheinen die Unter⸗ 
lagen für ihre Vergleichsangebote den Gläubigern 
vielfach zu unſicher, und zum Schaden unſeres wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens ſcheitern manche an ſich annehmbare 
Vergleiche. Selbſt wenn aber die Durchführung eines 
Privatakkordes an fich vertrauenswürdigen Perſonen 
übertragen wird, die auch die nötige Sachkunde beſitzen, 
5 mangels einer geſetzlichen Regelung dabei Ver⸗ 
rzungen der Gläubiger und Verſchleierungen aller 
Art Tür und Tor geöffnet, weil namentlich das 
Mittel fehlt, den akkordierenden Schuldner zum Offen⸗ 
barungseide zu zwingen und die geltend gemachten 
orderungen mit hinreichender Zuverläſſigkeit rückſichtlich 
res Rechtsbeſtandes und ihrer Höhe zu zur 
Wenn die Gegner der geſetzlichen Regelung des außer⸗ 
konkurslichen Zwangsvergleiches geltend machen, durch 
dieſelbe würde gewiſſenloſen Schuldnern ein bequemes 
Mittel geboten, einen Teil ihrer Schulden los zu 
werden, 10 bagegen zu ſagen, daß dies Mittel ns 
im Privatakkorde noch viel bequemer darbietet, du 
ein geſetzlich geregelter Smangäpergleich außerhalb des 
Konkursverfahrens die Unredlichkeiten, die bei Privat⸗ 
akkorden vorkommen, nur eindämmen kann, und daß 
ſießlich ein gewiſſenloſer Schuldner ſich auch nicht 
yeut, Konkurs zu machen und dann durch einen 
Suat svergleich im Konkurſe denſelben Erfolg zu 
rreichen. Mißbräuchen in dieſer Beziehung vor⸗ 
beugen, wird allerdings eine Aufgabe ſowohl der 
5 Gear als uuch der gewiffenhaften Handhabung 
des Geſetzes durch die damit betrauten Gerichte fein. 
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Ohne auf alle Einzelheiten eingehen zu können, 
möchte ich von den bedenklichen Begleiterſcheinungen 
der Privatakkorde nur be hervorheben. 

Jeder Schuldner, der in wirtſchaftliche Schwierig⸗ 
keiten gerät und ſeinen Zuſammenbruch nicht vor⸗ 
bereitet hat, pflegt eine größere oder geringere Anzahl 
von Gläubigern mit kleinen Forderungen zu haben. 
Die Erfahrung lehrt, daß ſolche Gläubiger ein zu 
geringes Intereſſe an der Ordnung der erhältniſſ 
haben und entweder zu gar keiner ärung zu ver⸗ 
anlaſſen find oder ſich dem Vergleichsangebot gegen⸗ 
über ablehnend verhalten. Es muß deshalb je nach 
der Wichtigkeit der Sache, der Anzahl der beteiligten 
Gläubiger, der Art und Höhe ihrer Forderungen von 
vornherein bei jedem Privatakkorde eine Grenze feſtchſaz: 
werden, bis zu welcher die ſogenannten kleinen Gläu⸗ 
biger voll befriedigt oder mit einem höheren Prozent⸗ 
ſatz bedacht werden als die Allgemeinheit der Gläubiger, 
und um Unzuträglichkeiten zu vermeiden, muß für die⸗ 
jenigen Gläubiger, welche bei prozentualer Befriedigung 
ihrer tatſächlichen Forderungen weniger erhalten würden, 
als wenn ſie eine kleine Forderung hätten, der ſabe 
eſtellte Mindeſtbetrag bewilligt werden. Ich habe 

kkorde vermittelt, wo die Grenze der kleinen Forde⸗ 
rungen bis zu 1000 Mark gezogen werden mußte, 
und es leuchtet ohne weiteres ein, welche Ungerechtig⸗ 
keit gegenüber den größeren Gläubigern in dieſem 
Verfahren liegt, und welche Schwierigkeiten ſich dadurch 
dem Abſchluſſe von Privatakkorden entgegenſtellen. Es 
wird dadurch andererſeits für den Schuldner der An⸗ 
reiz heimlicher Begünſtigung einzelner Gläubiger 
erheblich geſteigert. Solche beim Zwangsvergleich im 
Konkurſe mi 8 181 KO. nichtigen Begünſtigungs⸗ 
verträge ſind von der Rechtſprechung bisher im all⸗ 
genen außerhalb des Konkurſes als gültig und im 

erhältniſſe i dem Schuldner und den be⸗ 
günſtigten Gläubigern rechtsverbindlich anerkannt 
worden; vgl. Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg 
in Seufferts Archiv Bd. 60 Nr. 31 und die dort an⸗ 
geführten Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts 
und des Reichsgerichts. Es gibt faſt bei jedem außer⸗ 
gerichtlichen Akkorde Gläubiger, die es grundſätzlich 
darauf anlegen, für ſich beſſere Bedingungen zu er⸗ 
zielen, als ſie der Allgemeinheit e ene werden, 
die ſogenannten Akkordſtörer. Teilweiſe find es Leute, 
die ſich grundſätzlich einem Privatakkorde nicht an⸗ 
lo erf weil ihnen dabei die nötigen Garantien 155 
die Reellität der Abwicklung fehlen; andere wieder 
verhalten ſich ablehnend, weil ihre Forderungen aus 
dem erſten Geſchäfte mit dem Schuldner ſtammen, und 
es liegt auf der Hand, daß es vielfach ſolche Gläubiger 
ibt, weil der in Bedrängnis geratene Schuldner fr 
fin wirtſchaftlichen Bedürfnife neue Bezugsquellen 
ucht, wo er den bei ſeinen alten Geſchäftsfreunden 
aufhörenden Kredit wiederfindet. Endlich ift es aber 
auch eine ſehr häufige Erſcheinung, daß Gläubiger, bei 
denen derartige moraliſch und wirtſchaftlich ſtichhaltige 
Gründe nicht nitſprechen, und die ſelbſt ein großes 
Intereſſe am Zuſtandekommen des Akkordes haben, es 
geradezu darauf anlegen, ſich auf Koſten ihrer Mit⸗ 
gläubiger zu bereichern und aus der gemeinſamen 
Notlage Vorteile zu ziehen, und das Bedauerlichſte an 
dieſer Erſcheinung it es, daß in der Regel gerude 
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diefe Gläubiger mit ihren unlauteren Abſichten durd)- 
dringen, weil andere Gläubiger ihnen zugunſten ihrer 
eigenen Intereſſen Opfer bringen müſſen. Um ſolchen 
Schwierigkeiten zu begegnen, hat man ſchon auf Um⸗ 
wegen eine Art zwangsweiſer Abwicklung außerhalb 
des Konkursverfahrens geſucht, und es hat auch ſchon 
die Rechtſprechung ſich mit Fällen befaſſen müſſen, wo 
ein Schuldner ſein Vermögen einem Treuhänder zur 
Verſilberung und konkursmäßigen Verteilung an ſeine 
Gläubiger übertragen hat. Das Reichsgericht hat in 
ſeinem Urteile vom 24. Februar 1905, abgedruckt in 
der Beilage zur Deutſchen Juriſtenzeitung Nr. 9 vom 
1. Mai 1905 unter Nr. 35, die Anfechtbarkeit eines ſolchen 
Verfahrens auf Grund des Anfechtungsgeſetzes verneint. 
ch glaube, derartige Erſcheinungen ſind ein ſicheres 
Zeichen, daß eine fühlbare Lücke in unſerer Geſetzgebung 
vorhanden iſt. | 
Eine große Gefahr für die Gläubiger liegt, wenn 
der Schuldner lediglich auf den Konkurs angewieſen 
iſt, darin, daß die Eröffnung des Konkursverfahrens 
allemal für den Schuldner eine capitis deminutio 
in ſich ſchließt. Der Gemeinſchuldner wird in ſeinen 
bürgerlichen Rechten geſchmälert, und infolgedeſſen 
wird ein empfindlicher, nervöſer Schuldner die an 
jo weit hinausſchieben wie nur irgend möglich. Er 
wird ee ſeiner Gläubiger ſo lange fort⸗ 
wirtſchaften und abwirtſchaften, bis der Zuſammenbruch 
nicht mehr aufzuhalten iſt und die Verhältniſſe ſo zer⸗ 
rüttet ſind, daß eine Heilung nicht mehr ar iſt. 
Sehr beachtenswert ſind in dieſer Beziehung die Aus⸗ 
führungen von Gertſcher, der zwei Ausſprüche anführt, 
die entſcheidend auch rückſichtlich unſeres Rechtes für 
die Notwendigkeit eines Zwangsvergleiches e ſich auf 
des Konkursverfahrens ſprechen. Er beruft ſich auf 
Thaler, der in feinem preisgekrönten Traité des 
faillites en droit coinparé als Ersordernis eines guten 
Konkursgeſetzes hinſtellt, daß der Schuldner der erſte 
ein muß, der den Konkurs anſtrebt, ſobald ſeine Ge⸗ 
chäfte ins Wanken geraten und ſolange noch eine 
ernſtliche Hoffnung auf Erholung vorhanden iſt, und 
auf Frankl (Prager Vierteljahrsſchrift 1896 S. 46) 
der es als Aufgabe des Konkursgeſetzes bezeichnet, da 
es dem Schuldner die Stellung des Konkursantrages 
nicht verleiden er Das iſt der Kernpunkt der Sache 
und da auch unſer Konkurs recht für den 1 
eine Schmälerung ſeiner bürgerlichen Rechte vorſieht und, 
wie ich nicht verkenne, für den offiziellen Konkurs vorſehen 
muß, 8 iſt zur Erreichung jenes Zieles die Schaffung 
eines Verfahrens notwendig, das für einen ehrlichen, ohne 
ſeine Schuld in wirtſ N Verfall geratenen Schuld⸗ 
ner einen anderen Ausweg für die ehrliche und haft. 9e 
Auseinanderſetzung mit einen Gläubigern ſchafft. 
Die Ausgeſtaltung des Verfahrens iſt allerdings 
eine geſetzgeberiſche Aufgabe, die mit den allergrößten 
Schwierigkeiten verknüpft iſt. Dies beſtätigt ſchon ein 
Blick in die Literatur und das in der ausländiſchen 
Geſetzgebung verwertete Material. Auf Einzelheiten 
in dieſer Beziehung, namentlich auf die oft weit aus⸗ 
einandergehenden Beſtimmungen der ausländiſchen 
Geſetzgebung einzugehen, fehlt es natürlich heute an 
eit, und ich muß mich darauf beſchränken, in großen 
ügen diejenigen Punkte anzudeuten, die beim Erlaſſe 
eines derartigen Geſetzes Berückſichtigung finden müſſen. 
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unächſt muß als Leitſatz aufgeſtellt werden, daß 
es ſch um eine etc handelt (benefice), die 


nur dem redlichen, gewiſſenhaften Schuldner zugeftanden 


werden ſoll, der ſich ihrer würdig gezeigt hat (commer- 
gant malheureux, de bonne foi), und nicht nur aus 
geſprochene Unredlichkeit, ſondern auch Leichtfertigkeit 
müſſen für den Schuldner dieſe Rechtswohltat aus⸗ 
ſchließen. Darin liegt, daß ſelbſtverſtändlich jedes 
nachweisbare Konkursvergehen des Schuldners dies 
Verfahren ausſchließen muß. 

Antragsberechtigt kann nur der Schuldner ſelbſt 
ſein. Nur er wird der Regel nach in der Lage ſein, 
(cute Verhältniſſe fo genau zu überjehen, daß er die 

orausſetzungen des Verfahrens erkennen kann; und 
da es ſich um eine Rechtswohltat handelt, ſo alter 
es ſchon begrifflich ausgeſchloſſen, daß ein Gläubiger 
das Verfahren beantragt. Mir ift denn auch in keiner 
der ausländiſchen e eine abweichende 
Regelung entgegengetreten. Schon bei Stellung des 
Antrages muß der Schuldner ſeine Vermögens⸗ 
verhältniſſe nach jeder Richtung de vollſtändig klar⸗ 
legen; er muß alſo eine überſichtliche Zuſammenſtellung 
und Bewertung feines Aktivvermögens und eine genaue 
Zuſammenſtellung ſeiner Verpflichtungen und, ſoweit er 
zur Führung von Geſchäftsbüchern verpflichtet iſt oder 
ohne Verpflichtung Geſchäftsbücher geführt hat, auch 
dieſe vorlegen. 

Vorausſetzung der Einleitung des Verfahrens 

muß weiter außer der Zahlungsunfähigkeit, dem all⸗ 
emeinen Konkurseröffnungsgrunde, ausnahmslos auch 
ie Überſchuldung fein. Sie darf aber nicht, wie dies 
anſcheinend in dem Leitſatze des Handelstages von 
1905 unter Nr. 1 zum Ausdruck gebracht iſt, die not⸗ 
wendige Vorausſetzung ſein; es muß vielmehr ge⸗ 
nügen, wenn ohne Überſchuldung Zahlungsunfähigkeit 
vorliegt. Gerade in ſolchen Fällen wird durch 
Stundung, vielleicht in Verbindung mit Zinserlaß, dem 
Intereſſe der Gläubiger durch ein ſolches Verfahren 
am beſten gedient werden können. 

Trotzdem Schonung des Schuldners geübt werden 
ſoll, ſoweit ſie mit dem Intereſſe der Gläubiger ver⸗ 
einbar iſt, erſcheint ein öffentlicher Aufruf der 
Gläubiger unerläßlich. Wenn auch ein redlicher, un⸗ 
beſcholtener Schuldner regelmäßig dieſe Offentlich⸗ 
keit ſchmerzlich empfinden wird, ſo iſt doch andererſeits 
au erwägen, daß in der Sulafjung des Verfahrens das 

nerkenntnis liegt, daß der Schuldner weder unredlich 
noch leichtfertig feinen Vermögensverfall ſelbſt herbei⸗ 
geführt at, und daß inſofern geradezu ein ehrendes 
nerkenntnis für > darin gefunden werden muß, 
und daß eine ſichere Feſtſtellung des Vermögensſtandes 
und eine ausreichende Vertretung der Gläubigerintereſſen 
nur durch den öffentlichen Aufruf verbürgt wird. 
- Für das ganze, ſummariſch zu geſtaltende Verfahren 
muß eine tunlichſt enge Anlehnung an das bei uns geltende 
Konkurs recht, daneben aber die denkbar größte Be 
1 ung gefordert werden. Deshalb muß dem Leiter 
es Verfahrens von vornherein die Möglichkeit der Zu⸗ 
ziehung von Vertrauensmännern und Sachverſtändigen 


gegeben ſein, um ſchon vom erſten Augenblicke an eine 


zuverläſſige Prüfung der Grundlagen des Verfahrens 
u ermöglichen. Vielleicht wird es dieſem Zwecke auch 
ienlich ſein, ſchon für den Antrag des Schuldners 


X. 


34. Jahrgang. 
und ſeine Unterlagen eine Glaubhaftmachung im ge⸗ 


on größter Wichtigkeit iſt die Frage, inwieweit 
der Schuldner in der Verwaltung und Verfügung 


ne Sinne zu on 


über fein Vermögen während der Dauer der Ver⸗ 


gleichshandlungen zu beſchränken iſt, und wie die 
Wirkung dieſes Verfahrens auf ſchwebende Prozeſſe 
und Zwangsvollſtreckungen einerſeits und auf die Be⸗ 
handlung während des Verfahrens eingehender Konkurs⸗ 
anträge andererſeits zu geſtalten it. Soweit dies 
mit der engen Anlehnung an unſer geltendes Konkurs⸗ 
recht zu vereinigen iſt, wird man für dieſe Fragen 
ee Material aus den übrigens in diefer Frage 


ſehr divergierenden fremden Geſetzgebungen entnehmen 


können. Grundſätzlich wird meines Erachtens dem 
Schuldner die freie Verwaltung und Verfügung zu 
belaſſen ſein, und es wird lediglich zur Überwachung 
die Beſtellung von Vertrauensmännern dem Gerichte 
freigeſtellt werden müſſen. Zu gewiſſen 1 
Verfügungen könnte unter Umſtänden die Zuſtimmung 
der Her dien ner oder des Gerichtes vorge⸗ 
ſchrieben werden. Gegen den Mißbrauch ſeiner 
Freiheit durch den Schuldner können Rechtsnachteile 
angedroht werden, die entweder in der alsbaldigen 
Konkurseröffnung oder in der Nichtigkeit oder An⸗ 
fechtbarkeit ſeiner die Gläubiger benachteiligenden 
Zwiſchenverfügungen beſtehen können. Der Gang der 
anhängigen Prozeſſe iſt grundſätzlich nicht zu hemmen; 
aber Zuluſfung bes d dagegen müßten von der Stellung 
oder Zulaſſung des Antrages an gehemmt und bezw. un⸗ 
zuläſſig ſein, damit die gleiche Lage der Gläubiger 
nicht zuungunſten einzelner verſchoben wird. Über 
einen Konkurseröffnungsantrag darf erſt entſchieden 
werden, nachdem das Schickſal des 3 
entſchieden iſt. Das Scheitern des Vergleiches muß von 
Rechts wegen die Konkurseröffnung zur Folge haben. 
Im ale der nachträglichen Konkurseröffnung 
muß für die Anfechtung von Rechtshandlungen und 
Rechtsgeſchäften der Zeitpunkt der Stellung des An⸗ 
trages auf Einleitung des Zwangsvergleichsverfahrens 
und bezw. der Beſchluß wegen. Zulaſfung dieſes An⸗ 
trages dem Konkurseröffnungsantrage und bezw. dem 
Konkurseröffnungsbeſchluſſe gleichgeſtellt werden, damit 
nicht zuungunſten der Gläubiger durch das Vergleichs⸗ 
u ein Friſtenablauf herbeigeführt wird. 
ntſprechend den beſtehenden Vorſchriften über 
den Zwangsvergleich im Konkurſe, 88 173 ff. KO., wird 
vor der Beſchlußfaſſung über den Vergleichsvorſchlag 
eine Prüfung der Forderungen der Gläubiger ſtatt⸗ 
nden müſſen. Es wird nach Art der Konkurstabelle 
eine Be der Forderungen der beteiligten 
Gläubiger gemacht werden müſſen, und dieſe Forderungen 
werden in einem Termin, entſprechend dem Prüfungs- 
termine im Konkurſe, nach Grund, Betrag, etwaigen 
Vorrechten und Sicherungen erörtert werden müſſen. 
Soweit dieſe geltend gemachten Forderungen beſtritten 
werden, ſei es vom Schuldner, ſei es von ſeiten eines 
Gläubigers, wird eine für das Verfahren maßgebende 
Aa über das Stimmrecht des betreffenden 
Gläubigers getroffen werden müſſen. In die Tabelle 
wird das Ergebnis der Erörterung bei jeder einzelnen 
forderung einzutragen fein, und dieſer Eintrag muß 
ür und gegen alle Beteiligten ſo lange maßgebend 
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bleiben, bis die Berichtigung der Tabelle im Rechts⸗ 
wege durchgeführt ſein wird. Zum Zwecke der Bei⸗ 


treibung der easchene Tabe werden mit entſprechenden 


Vermerken verſehene Tabellenauszüge den einzelnen 
Gläubigern auf Antrag erteilt werden müſſen. Das 
von Wagner vorgeſchlagene Verfahren, daß ſich der 
Schuldner wegen jeder einzelnen Forderung der 
Zwangsvollſtreckung unterwerfen und von ſolcher Unter⸗ 


werfung die Beſtätigung des Zwangsvergleiches ab⸗ 


hängig ſein ſolle, erſcheint entbehrlich, wenn man dem 
von mir vorgeſchlagenen einfacheren Verfahren der 
Konkursordnung den Vorzug gibt. 

Der Vergleichsvorſchlag wird anzugeben haben, 
in welcher Weiſe die Befriedigung der Gläubiger er⸗ 
folgen ſoll, ſowie ob und in welcher Art eine Sicher⸗ 
ſtellung derſelben bewirkt werden ſoll. Der Inhalt 
des Vergleiches kann in einem Schuldnachlaſſe beſtehen, 
in Stundung in Verbindung mit Schuldnachlaß oder 
ohne einen ſolchen, unter Umſtänden auch in einer 
Fortführung des ſchuldneriſchen Geſchäftes unter Auf⸗ 
ſicht der Gläubiger oder eines Gläubigerausſchuſſes 
oder Abwicklung des Geſchäftes zur allmählichen Be⸗ 
friedigung der Gläubiger und Aushändigung eines 
etwaigen Überſchuſſes an den Schuldner. Für den 
Fall des er, 5 zu erwägen, ob eine 
Beſtimmung des belgiſchen Rechtes aufzunehmen iſt, 
wonach der Schuldnachlaß allemal unter der geſetzlichen 
Bedingung erfolgt, daß der Schuldner den erlaſſenen 
Reſt nachzahlen muß, wenn er wieder zu Vermögen 
gelangt (retour à meilleure fortune), und jedes dieſe 
Wirkung ausſchließende Abkommen nichtig iſt. Die 
Vorausſetzung feiner Nachforderung, daß der Schuldner 
wieder ad meliora gekommen ſei, hat dann jeder 
Gläubiger nachzuweiſen, wenn er den en 
Forderungsreſt geltend macht, und der Richter hat 
zu prüfen, ob die Vermögensverhältniſſe des Schuldners 
tatſächlich wieder derartige geworden ſind, daß er ohne 
Gefährdung ſeiner wirtſchaftlichen Lage die Nachzahlung 
leiſten kann. Eine ſolche Beſtimmung hat ſicher etwas 
ſehr Verlockendes, ſie hat aber auch ihre ſehr bedenklichen 
Seiten, und ich möchte glauben, daß dieſe überwiegen. 
Wenn man davon ausgeht, daß nur dem ehrlichen 
Schuldner, der ſeine Geſchäfte vorwurfsfrei geführt 
hat, die Rechtswohltat des Vergleiches zugeſtanden 
werden ſoll, ſo wird man auch unterſtellen dürfen, 
daß für einen ſolchen Schuldner die allemal beſtehen 
bleibende moraliſche Verpflichtung zur Nachzahlung 
ausreichen wird, um ihn zu veranlaſſen, ſeine Gläubiger 
nachträglich voll zu befriedigeu, wenn er tatſächlich 
wieder in eine beſſere Vermögenslage kommt. Er wird 
dies ſchon ſeiner Reputation als Geſchäftsmann ſchuldig 
fein. Dagegen muß die fortwährend drohende Nach⸗ 
forderung ſeitens der rechtlich nicht rein abgeſundenen 
Gläubiger ihn moraliſch bedrücken und ſeine Unter⸗ 
nehmungsluſt hemmen zu einer Zeit, wo er frei ſein 
muß von ſolchem Druck, um ſich wirtſchaftlich wieder 
emporarbeiten zu können. — Eine ganz eigenartige 
Beſtimmung enthält dann noch das franzöſiſche Recht. 
Wenn die Gläubiger die Fortführung des Geſchäftes 
des Schuldners beſchließen, um aus den Erträgen des⸗ 
ſelben allmähliche Befriedigung ihrer Forderungen zu 


erlangen, jo haften fie nach Verhältnis ihrer For⸗ 


derungen für etwaige Geſchäftsverluſte. Ich halte eine 
80 
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derartige Vorſchrift nicht für glücklich, weil ein innerer 
Grund für eine ſolche Haftung fehlt, und weil dieſe 
Vorſchrift nur geeignet ſein kann, die Gläubiger unter 
ſonſt geeigneten Umſtänden abzuſchrecken, dieſen Weg 
u en Aus meiner Praxis ift mir tatſächlich ein 
Fall bekannt, wo in einem Konkursverfahren durch 
ortführung des Geſchäftes, teils mit, teils ohne 
Schuld des Konkursverwalters, nicht nur die ganze 
Maſſe verwirtſchaftet, ſondern auch noch über den 
Beſtand derſelben hinaus Schulden kontrahiert ſind, 
die nicht befriedigt werden konnten. Mögen ſolche 
Fälle immerhin ſelten ſein, wer einmal eine ſolche Er⸗ 
fahrung gemacht hat, wird ſich im Falle eigener Haftung 
als Gläubiger niemals wieder darauf einlaſſen. 

Der Vergleich muß unzuläſſig ſein und die 
Konkurserö Se ausgeſprochen werden, falls der 
Schuldner die Leiſtung des Offenbarungseides ver⸗ 
weigert. Den Offenbarungseid zu fordern, muß ſo⸗ 
wohl jeder Gläubiger als auch der Richter befugt ſein, 
der das Verfahren leitet. 

Den Gläubigern muß es freiſtehen, außer den 
vom Gerichte berufenen Sachverſtändigen oder Ver⸗ 
trauensmännern einen Gläubigerausſchuß zur Prüfung 
der Verhältniſſe zu wählen. Dies würde in dem zur 
Prüfung der Forderungen abzuhaltenden Termine zu 
erfolgen haben, und diesfalls würde der regelmäßig 
mit dem Prüfungstermin zu verbindende Termin fuß 
Beſchlußfaſſung über den Vergleich bis nach Abſchluß 
der Arbeiten des Gläubigerausſchuſſes zu vertagen ſein. 

Die Mitteilung des Vergleichsvorſchlages würde 
entſprechend den Vorſchriften der . an 
jeden Gläubiger zu erfolgen haben. Jedem Gläubiger 
würde das Recht einzuräumen ſein, die Unterlagen 
auf der Gerichtsſchreiberei einzuſehen, ebenſo auch eine 
eventuelle Erklärung des . 

Entſprechend der Vorſchrift des 8 181 KO. wäre 
die gleichmäßige Berückſichtigung aller nicht bevor⸗ 
rechtigten Gläubiger, abgeſehen von ausdrücklicher Ein⸗ 
willigung in eine Zurückſetzung, vorzuſchreiben. 

Die zur Annahme erforderlichen Mehrheiten 
wären entſprechend der Vorſchrift des 8 182 KO. 
und der Ausſchluß der Forderung des 5 und 
derjenigen Gläubiger, die während des Verfahrens 
oder im letzten Jahre vor Eröffnung desſelben eine 
Forderung von dem Ehegatten erworben haben, wäre 
entſprechend der Vorſchrift des 8 183 KO. zu ordnen, 
ſolange dieſe vielumſtrittene Vorſchrift für unſer 
Konkursrecht aufrecht erhalten wird. 

Der angenommene Zwangsvergleich würde der 
Beſtätigung durch das das Verfahren leitende Gericht 
bedürfen und das Beſtätigungsverfahren würde ent⸗ 
ſprechend den Vorſchriften der 88 184 ff. KO. zu 
ordnen fein. Die Vorſchrift des 8 187 KO., welche 
mit gewiffen Vorbehalten eine Mindeſtquote von 
20 Prozent für den Zwangs vergleich im Konkurſe vor⸗ 
ſchreibt, würde für das Vergleichsverfahren außerhalb 
des Konkurſes nicht hier Der diesjährige 5 
tag hat ſich dafür entſchieden, daß eine Mindeſtquote 
von 50 Prozent teftgefeßt werden müßte. In England 
hat man durch eine Novelle zum Zwangsvergleichs⸗ 
geſetze nachträglich eine Mindeſtquote von 37½ Prozent 
eingeführt. Der öſterreichiſche Entwurf ſieht für die 
Regel eine Mindeſtquote von 40 Prozent vor, läßt 
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aber beim Vorliegen einer beſonders qualifizierten 
Gläubigermehrheit eine ſolche von 30 Prozent zu. 
Die Erfahrungen in England, wo von dieſem Geſetze 
ganz beſonders ausgiebiger 
auch gemacht worden ift, müſſen ja dafür ſprechen, 
daß eine Mindeſtquote ſich als ein praktiſches Be⸗ 
dürfnis erwieſen hat. Auch dort weiſt die vorſichtige 
Bemeſſung dieſer Mindeſtquote darauf hin, daß es 
5 dabei immerhin um eine zweifchneidige ] Vor⸗ 
chrift handelt. Jäger hat ſich wie ich glaube, 
mit Recht da Eger ausgeſprochen. Er macht geltend, 
daß eine abſolute Quotenfeſtlegung dem eigenen 
See der Gläubiger widerſpricht, weil ſie für den 

chuldner die gg begründet, auch wenn er mehr 


zu leiſten in der Lage iſt, nur dieſe Mindeſtquote an⸗ 


zubieten; er glaubt, daß bei vernünftiger 


nd 
einer dem 8 188 KO. entſprechenden Seren tar 
jede zahlenmäßige Begrenzung entbehrlich iſt. feen 

ne daß dieſe Begründung der Ablehnung einer 
indeſtquote keine durchweg ſehr glückliche ih. Aud id 
bin der Meinung, daß in dem Zwangsvergleichs⸗ 
verfahren dem Richter die Befugnis eingeräumt werden 
muß, die Beſtätigung des Vergleiches zu verſagen 
und zwar nicht nur u Antrag eines ſtimmberechtigten 
oder feine Forderung glaubhaft machenden Gläubigers 
ſondern auch von Amts wegen, wenn der Verglei 
durch Begünſtigung eines Gläubigers oder in ſonſt 
unlauterer Weiſe zuſtande gebracht iſt, oder wenn 
der Vergleich dem gemeinſamen Intereſſe der be⸗ 
troffenen Gläubiger widerſpricht. Dieſer letztere 
Fall wird aber in der Regel dann vorliegen, wenn 
der Schuldner weniger anbietet, als er aufzu⸗ 
bringen imſtande iſt, und man wird deshalb der 


Ausführun Auf die entgegenhalten können, daß gerade 


mit Rückſicht auf dieſe Schutzvorſchrift jeder Schuldner, 
auch wenn eine Mindeſtquote vorgeſchrieben ſei, be⸗ 
ſtrebt ſein müſſe, ſo viel anzubieten, als er aufbringen 
könne. Freilich wird, ſoweit es ſich dabei um Leiſtungen 
nicht aus dem Vermögen des Schuldners, ſondern 
dritter hilfsbereiter Personen handelt, 8 dem ſorg⸗ 
fältig prüfenden Richter 3 die Nachprüfung 
unmöglich ſein und inſofern ſind die Ausführungen 
Jägers zutreffend. Die tägliche Erfahrung I 
aber auch, daß jede abſolute Rechtsvorſchrift bei der 
Mannigfaltigkeit des Geſchäftslebens zu Härten und 
Unbilligkeiten führt, und es wird gewiß eine Reihe 
von Fällen geben, in denen die egung einer 
Mindeſtquote von 50 Prozent allen igten höchſt 
unerwünſcht ſein würde. Bei dem weiten Spielraum, 
der in einem ſolchen 5 b. erf dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen gelaſſen werden muß, erſcheint es ſicher 
nz unbedenklich, auch in dieſer Beziehung im Be⸗ 
bean n dem Richter die zu 
überlaſſen und ſich mit der ii He, der beſprochenen 
Schutzvorſchrift zu begnügen. Wird aber die Mindeſt⸗ 
quote feſtgelegt, fo wird man in diefer hung dem 
Beiſpiele der ausländiſchen Geſetzgebungen den Vorzug 
vor dem Beſchluſſe des Handelstages geben und die⸗ 
je len 30 und 40 Prozent feftfegen müffen. 

Die Rechtsmittel gegen den Beftätigung t 
werden entſprechend der Vorſchrift des 8 g 
zu regeln ſein und ebenſo die W 06 geen des 
rechtskräftig beftätigten Zwangsvergleichs gegenüber 
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den nichtbevorrechtigten Gläubigern, Mitſchuldnern, 
Bürgen und 179 entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des 8193 KO. 

Endlich wird den Gläubigern in den in 88 196, 
197 KO. vorgefehenen Fällen die Anfechtung des 
Zwangsvergleiches zugeſtanden werden müſſen, vielleicht 
mit der Modifikation, daß in Fällen dieſer Art das 
Konkursverfahren zu eröffnen iſt. Entſprechend der 
Vorſchrift des 8 195 KO. wird entgegen der teilweiſe 
abweichenden ee in der ausländiſchen Geſetz⸗ 
gebung die Aufhebung des Zwangsvergleiches aus dem 
Grunde der Nichterfüllung abzulehnen ſein; denn die 
Gläubiger und das Gericht haben es in der Hand, 
für eine hinreichende Sicherung der Erfüllung im Ver⸗ 
gleichs⸗ und Beſtätigungsverfahren zu ſorgen. 

Wenn das Thema meines Referates, die geſetz⸗ 
liche Regelung des außergerichtlichen Zwangs⸗ 
vergleiches lautet, ſo ergibt ſich aus dem Geſagten 
ſchon, daß ein außergerichtliches Verfahren dieſer Art 
unmöglich iſt. Die Mitwirkung eines Gerichtes, und 
da dies Verfahren in den wichtigſten Beziehungen nach 
den Vorſchriften des Konkursrechtes zu ordnen iſt und 
ſich in vielen Fällen als ein Vorläufer des Konkurſes 
darſtellen wird, des an ſich für den Konkurs zuſtändigen 
Gerichtes, iſt unumgänglich notwendig, damit die Vor⸗ 
ausſetzungen der Zuläſſigkeit des Verfahrens dem 
Intereſſe der Gläubiger entſprechend ſtrenge geprüft 
werden und eine ſcharfe Aufſicht den Ausſchluß un⸗ 
würdiger Schuldner von dieſer Rechtswohltat Gewähr 
leiſtet, damit die im Prüfungsverfahren erforderlichen 
Entſcheidungen über das Stimmrecht der Gläubiger 
getroffen werden können, damit der Offenbarungseid 
alsbald von einem in das Verfahren eingeweihten 
Richter abgenommen werden kann, damit im Falle 
eines Bedürfniſſes die im § 106 KO. vorgeſehenen 
und auch für dies Verfahren dem Richter frei zu 
ſtellenden einſtweiligen Anordnungen zur Sicherung 
der Maſſe, insbeſondere ein allgemeines Veräußerungs⸗ 
verbot erlaſſen werden können, und endlich, wie Raus⸗ 
nitz zutreffend hervorhebt, weil eine ſo einſchneidende 
Schmälerung der Gläubigerrechte, wie ſie hier vor⸗ 
geſehen iſt, durch ſtaatliche Autorität, die Beſtätigung 
eines Gerichtes gedeckt ſein muß. 

Die Schwierigkeiten der Ordnung des Verfahrens 
können ſelbſtverſtändlich kein Hindernis ſein, die geſetz⸗ 
geberiſche Regelung dieſer Materie alsbald in die Wege 
zu leiten, und ich glaube deshalb mit Jäger, daß es 
eine der nächſten Aufgaben der Reichsgeſetzgebung ſein 
wird, ein Verfahren zum Abſchluſſe des Zwangs⸗ 
vergleiches außerhalb des Konkursverfahrens auch für 
das Deutſche Reich 5 Auch Kohler ſieht 
in dem 1 len eines ſolchen Verfahrens eine empfind⸗ 
liche Lücke unſerer Konkursgeſetzgebung. Eine abſolute 
Anomalie würde übrigens ein derartiges Geſetz bei 
uns auch nicht ſein, denn wir haben ſchon zwei Ge⸗ 
ſetze, in denen ſich ähnliche Beſtimmungen finden. 
Nach dem ſogenannten Schuldverſchreibungsgeſetz vom 
4. Dezember 1899 kann eine qualifizierte ehrheit von 
Schuldverſchreibungsgläubigern wirkfam eine un) 
oder einen Zinsnachlaß beſchließen. vs allen fin 
die ſegensreichen Wirkungen dieſes Geſetzes aus Anlaß 
der Schwierigkeiten der großen Pfandbriefinſtitute in 
Berlin bekannt geworden. Ferner iſt im 8 69 des 
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Geſetzes betreffend die Privatverſicherungen vom 
12. Mai 1901, vorgeſehen, daß das Reichsaufſichtsamt 
Sanierungsmaßregeln bei in Verfall geratenen Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen einleiten und bei Lebens⸗ 
verſicherungen unter Umſtänden eine Ermäßigung bis 
zu 33½ Pro ent ihrer laufenden Verpflichtungen ein⸗ 
treten laſſen kann, um den Konkurs abzuwenden. Was 
ſich bei wirtſchaftlichen Unternehmungen großen Stiles 
als unumgänglich notwendig herausgeſtellt hat, iſt auch 
für kleine wirtſchaftliche Betriebe, wie die Erfahrun 
gezeigt hat, und zwar den Verhältniſſen re 
umgeſtaltet, dringend zu empfehlen. Ich habe deshalb 
den Antrag geſtellt, daß Sie heute beſchließen mögen: 
der Deutſche Anwaltstag hält eine alsbaldige 
geſetzliche Regelung des gerichtlichen Zwangs⸗ 
vergleiches außerhalb des Konkursverfahrens 
für wünſchenswert. 
Ich empfehle Ihnen dieſen meinen Antrag zur Annahme. 


(Lebhafter Beifall.) 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Zu dem Antrage des Herrn Kollegen 
Hinrichſen iſt ein Abänderungsantrag geſtellt: ſtatt des 
Wortes „wünſchenswert“ zu ſetzen „dringend geboten“. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Robert Hin⸗ 
richſen (Güſtrow): Dieſer Abänderung ſtimme ich gern 
zu und akzeptiere ſie. 


Juſtizrat Dr. Reichert (Hannover): Nachdem der 
Herr Referent unſeren Antrag in den een aufs 
genommen hat, ziehen wir den unſrigen zurück. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
ch der Versa Indem ich die Diskuſſion eröffne, habe 
ich der Verſammlung mitzuteilen, daß das Mitglied 
der Berliner Handelskammer, Herr andelsrichter 
n einige Worte an den Anwaltstag zu 
richten wünſcht. Ich denke, der Anwaltstag wird nichts 
dagegen haben, daß in dieſer Frage auch ein Herr 
gehört wird, der außerhalb unſeres Berufes ſteht. 


(Zuſtimmung.) 


Ich bitte Herrn Philippſohn, das Wort zu 
nehmen. 5 = 9% 


J. Philippſohn, Mitglied der Handelskammer 
u Berlin und ſtellvertretender Handelsrichter: Meine 
8 „ich will nur Ende inuten beanſpruchen, 
möchte aber doch den erſten Moment benutzen, um dem 
Herrn Präfidenten und Ihnen meinen Dank dafür zu 
. daß Sie mir als Nichtjuriſten geſtatten, hier 
prechen zu dürfen. Die vorliegende Frage hat die 
Handelswelt intenſiv beſchäftigt, und die Schäden, die 
in umfangreichem Maße 5 8 haben uns veranlaßt, 
die Frage ſo in Fluß zu bringen, daß ſie jetzt nicht 
mehr von der Bildfläche verſchwinden kann. 

Der Herr Referent hat ja eingehend nachgewieſen, 
teils vom praktiſchen, teils vom juriſtiſchen Standpunkt, 
aus welcher Veranlaſſung heraus ein Geſetz geſchaffen 
werden muß; ich möchte mir nur erlauben, einige 
Punkte hervorzuheben. 
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Die hauptſächlichſten Gründe, die den Warenhandel 
beſtimmt hatten, an dieſe Frage heranzutreten, waren 
die großen Schädigungen, die er in den Konkurſen zu 
erleiden hatte, und biete Schädigungen entftehen haupt» 
ſächlich dadurch, daß die Warenläger, die das Haupt⸗ 
aktivum des Warenkonkurſes bilden, entwertet werden 
müſſen, um überhaupt in einer relativ kurzen Zeit zu 
Gelde gemacht werden Ei können. Ich will nicht etwa 
unterſtellen, daß der Konkursverwalter daran ſchuld 
hat; nein, es liegt in den Verhältniſſen, daß der Ver⸗ 
walter gezwungen iſt, das Aktivum ſo ſchnell wie 
möglich zu realiſieren, und das kann er nur, wenn das 
Warenlager ſehr niedrig taxiert und im ganzen los⸗ 
geſchlagen wird. Aber durch dieſe Manipulation iſt 
die niedrige Quote bedingt; denn wenn das Warenlager, 
das beiſpielsweiſe einen Wert von 100 000 Mark hatte, 
auf 25 bis 30 Prozent herabgeſetzt wird, ſo iſt es 
natürlich, daß dementſprechend die Quote ausfallen 
muß. Das iſt der direkte Schaden, den die Waren⸗ 
händler zu erleiden haben; der indirekte aber, der viel 

rößer iſt, den wir aber nicht nachweiſen können, 
beſteht in der weiteren Fortführung und Verſchleuderung 
dieſer ſo entwerteten Aktivmaſſe in dem Konkurs⸗ 
ausverkauf. Ich habe in meiner beinahe 50 jährigen 
Praxis erlebt, daß beſonders in kleineren Städten, wo 
derartige Konkursausverkäufe ſtattfanden, Geſchäfte, die 
ähnliche Artikel führten, wie das in Konkurs geratene, 
vollſtändig auf Monate hinaus lahmgelegt waren; denn 
das Publikum kauft eben zu einem ſehr niedrigen Preiſe 
mehr, als es gebrauchen kann, und ſchädigt dadurch das 
ſolide, reelle Geſchäft. Das ſind Faktoren, die vom 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus den Warenhandel in 
umfangreichem Maße ſchädigen. 

89 habe fernerhin anzuführen, daß von den 
8 200 Konkurſen, die in Deutſchland im Jahre 1903 
ſtattfanden, zirka 3 200 allein auf den Warenhandel 
entfallen; die übrigen 5000 kommen auf die Schneiderei, 
Schufterei, auf das Gewerbe. laube aber an⸗ 
nehmen zu können, daß dieſe 3200 Fälle ſummariſch 
viel ſtärker als das Gewerbe an den Berluften be⸗ 
teiligt geweſen ſind. Die Verluſte im Jahre 1903 
5 155 318 Millionen Mark, von denen zirka 
253 Millionen Mark ausgefallen ſind, ſodaß eine 
Quote von ungefähr 20 bis 21 Prozent zur Verteilung 
übrig geblieben ift. N 

Es iſt aber auch von Bedeutung, daß das Geſetz, 
welches wir erſtreben, in vielen Staaten mit großem 
Erfolge durchgeführt iſt; ſo ſind z. B. in England im 
Jahre 1903 von zirka 8 700 Fällen nahezu 4 000 Fälle 
auf außerkonkurslichem Wege geregelt worden, und ich 
as ganz ficher, daß, wenn wir ein derartiges Geſetz 

ei uns hätten, wir ein ähnliches Reſultat aufweiſen 
könnten. | 

Meine Herren, ich war erfreut darüber, als ich 
hörte, daß auch der Deutſche Anwaltstag ſich mit 
dieſem Antrag beſchäftigen würde. Nachdem ſich nun 
hundert und einige ſechzig deutſche Handelskammern 
und Korporationen mit dieſer Frage beſchäftigt und 
nur ſechs Handelskammern dagegen ausgeſprochen 
haben, wird das Reichsjuſtizamt einen entſprechenden 
Geſetzentwurf machen müſſen, beſonders aber, wenn auch 
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der Deutſche Anwaltstag ein zuſtimmendes Votum abgibt, 
— und um dieſes möchte ich Sie, meine Herren, bitten. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
3 Meine Herren, Sie geſtatten wohl, daß 
ich dem Herrn Vorredner für die Ausführungen, die 
er uns — auf Grund ſeiner reichen Erfahrung gemacht 
hat, unſeren verbindlichen Dank ausſpreche. 


(Bravo!) 


Abftimmung. Der Antrag Hinrichſen wird in der 
modifizierten Faſſung einſtimmig angenommen wie folgt: 
Der Deutsche Anwaltstag hält eine alsbaldige 
geſetzliche Regelung des gerichtlichen Zwangs⸗ 
vergleiches außerhalb des Konkursverfahrens 

für dringend geboten. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhart 
(Zweibrücken): Meine Den damit iſt unſere Tages⸗ 
ordnung erledigt, und ich habe Ihnen nur noch 
mitzuteilen, daß an die Lütticher Kollegen folgendes 
Telegramm geſchickt worden iſt: 

Der ſiebzehnte Deutſche Anwaltstag erwidert 
herzlichſt die freundlichen Grüße der belgiſchen 
Advokatenvereinigung und wünſcht dem Lütticher 
Kongreß für ſeine Beratungen beſten Erfolg. 


Borfigender des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins, Geheimer Juſtizrat Erythro (Leipzig): 
Zum Schluſſe unſerer Verhandlungen möchte ich noch 
eines Mannes gedenken, der aus unſerem Stande 
hervorgegangen, dur ſeine Arbeiten und ſein Wirken 
auf er ebiete der Rechtswiſſenſchaft das Höchſte 

leiſtet hat. Meine Herren, es iſt heute der 

chtsanwaltstag, der ſtattfindet, nachdem Hermann 
Staub uns durch den Tod entriſſen wurde. Ich will 
nicht die hohen Verdienſte einzeln hervorheben, die 
der Verſtorbene ſich um Recht und a ek 
erworben hat; aber es iſt wohl an der Zeit, daß wir 
ſein Andenken auch heute beſonders ehren. 


(Die Verſammlung erhebt ſich.) 


Meine Herren, ich habe dann noch denjenigen 
Herren, die uns heute die Verhandlung ermöglicht 
ben, zu danken, insbeſondere den Herren, die den 
orſitz und ftellvertretenden Vorfitz übernommen haben, 
ebenſo den Herren Schriftführern, beſonders aber den 
Herren Referenten, die mit ſo unendlichem Fleiß und 
ſo vieler Mühe die Beſchlüſſe, die wir gefaßt haben, 
vorbereitet haben. 

Und dann möchte ich mit dem Wunſche ſchließen, 
daß auch in Zukunft die Beſchlüſſe des Anwaltstages 
nicht durch perſönliche Antipathien und perſönliche 
Differenzen geſchädigt werden, ſondern daß — wie es 
auch diesmal zu meiner Freude gelungen iſt — nur 
aus materiellen Geſichtspunkten Beſchlüſſe gefaßt 
werden, von denen ich hoffe, daß ſie für den Anwalt⸗ 
ſtand ſegensreich ſein werden. 

Damit ſchließe ich den XVII. Deutſchen Anwaltstag. 


(Schluß der Sitzung gegen 2%, Uhr.) 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Jena und Celle 1 7 der Kaſſe abermals Beihülfen und 
zwar Jena 1000 Mark und Celle 2000 Mark gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
hülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die bei den hannoverſchen Gerichten zugelaſſenen Herren 
Kollegen haben der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
aus den Überſchüſſen des von ihnen zur Beſtreitung der 
Koſten des XVII. Dentſchen Auwaltstages angeſammelten 
Garantiefonds eine 3 von 1000 Mark gemacht. 
Für die hochherzige Gabe iſt den Kollegen in Hannover der 
verbindlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Ein Kollege in Kaufe der die Neunnn ſeines Namens 


verbittet, hat aus ei aß der glücklichen ber einer 
neh Angelegenheit der Hülfskaſſe lc 
ge a. etrag von 3000 Nerf zu 1 


ſtützungen überwieſen. Namens der Hülfskaſſe wird 105 
Geber der herzlichſte Dauk für die reiche Gabe ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 6. Auguſt bis 
zum 10. Oktober 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Neichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 199 EGBGB., 55 138, 139 und 1353 BGB. 
in Verb. mit den 88 5, 6 Tit. 4 Tl. I und § 175 Tit. 1 
Tl. II ALR. Nichtigkeit eines den Unterhalt getrennt lebender 
Eheleute regelnden Vertrages, der die Verpflichtung zur Lebens⸗ 
gemeinſchaft aufhebt oder einſchränkt, as altem und neuem 

Recht.] 

Daß an ſich ein Vertrag zwiſchen getrennt lebenden Che 

leuten, durch den lediglich die Höhe des zu gewährenden Unterhalts 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


für die Zeit des Getrenntlebens feſtgeſetzt wird, als rechts. 
verbindlich anzuſehen iſt, nimmt das Berufungsgericht mit Recht 
an. Aber der vorliegende Fall liegt weſentlich anders. Hier iſt 
ein Vertrag geſchloſſen worden, der auf Ermöglichung und Be⸗ 
förderung des Getrenntlebens der Eheleute durch unerlaubte 
Mittel abzielt, indem ſich die Frau das Recht auf Unterhalt 
nur durch den Verzicht auf alle ihr ſonſt gegen den Mann zu⸗ 
ſtehenden Rechte und durch die Zuficherung, fern von ihrem 
Manne zu wohnen und gerichtliche Schritte zur Wiedervereinigung 
zu unterlaſſen, ſoll wahren können. Ein ſolcher Vertragsabſchluß 
enthielt einen Verſtoß gegen die Beſtimmung des 8 175 ALR. 
Tl. II Tit. 1, wonach Eheleute vereint miteinander leben müſſen 
und ihre Verbindung nicht eigenmächtig aufheben dürfen. Als 
dem Geſetze zuwiderlaufend war der Vertrag ſelbſt nach 88 5 
und 6 ALR. Tl. I Tit. 4 nichtig. (Entſch. des PrOdTr. 
27. 6. 59 und 25. 9. 76 in Striethorſt Arch. 33, 321; 96, 286. 
Urteil des RG. [IV. 3S.] 27. 2. 99 in Gruchots Beitr. 43, 
1019 [1023]. Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 7. Aufl. 
§ 206 Anmerkung 13.) Wäre aber auch die Gültigkeit des 
Vertrages nach altem Rechte anzunehmen, fo konnte er doch 
gegenüber den Beſtimmungen des neuen Rechtes nicht Rechts⸗ 
wirkſamkeit behalten. Denn nach Art. 199 EGBGB. beſtimmen 
ſich die perſoͤnlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander, 
insbeſondere die gegenſeitige Unterhaltspflicht auch für die zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden Ehen nach deſſen 
Vorſchriften. Zu dieſen Vorſchriften gehort auch der 8 1353 
BGB., wonach die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft verpflichtet find. Gegen dieſe dem fittlichen Weſen 
der Ehe entſprechende Vorſchrift verſtoͤßt aber ein Vertrag, durch 
den jene Verpflichtung aufgehoben oder eingeſchränkt werden ſoll, 
und iſt deshalb nach 58 138, 139 BGB. nichtig. (Vgl. 
Urteil des RG., IV. 3S. vom 29. 5. 05 i. S. Schl. wider 
Schl. IV. 26/1905 und RG. IV. 15. 10. 00 in JW. 00, 
778.) Die Natur des Vertrages als eines unſittlichen 
wird auch dadurch nicht geändert, daß darin eine etwaige 
friedliche Ausſoͤhnung der Eheleute als Endpunkt der Vertrags- 
dauer ins Auge gefaßt worden iſt. Damit iſt nur etwas 
Selbſtverſtändliches zum Ausdruck gebracht worden, denn, 
wenn die Parteien ſich ausſöhnen, entfallen von ſelbſt Ver⸗ 
anlaſſung und Zweck des Vertrages. Aus jenem Umſtande läßt 
ſich nicht ableiten, daß der Vertrag etwa nur vorübergehend 
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Die hauptſächlichſten Gründe, die den Warenhandel 
beſtimmt hatten, an dieſe Frage heranzutreten, waren 
die großen Schädigungen, die er in den Konkurſen zu 
erleiden hatte, und biete Schädigungen entſtehen haupt» 
ſächlich dadurch, daß die Warenläger, die das Haupt⸗ 
aktivum des Warenkonkurſes bilden, entwertet werden 
müſſen, um überhaupt in einer relativ kurzen Zeit zu 
Gelde gemacht werden zu können. Ich will nicht etwa 
unterſtellen, daß der Konkursverwalter daran ſchuld 
hat; nein, es liegt in den Verhältniſſen, daß der Ver⸗ 
walter gezwungen iſt, das Aktivum ſo ſchnell wie 
möglich zu realiſieren, und das kann er nur, wenn das 
Warenlager ſehr niedrig taxiert und im ganzen los⸗ 
geſchlagen wird. Aber durch dieſe Manipulation iſt 
die niedrige Quote bedingt; denn wenn das Warenlager, 
das beiſpielsweiſe einen Wert von 100 000 Mark hatte, 
auf 25 bis 30 Prozent herabgeſetzt wird, ſo iſt es 
natürlich, daß dementſprechend die Quote ausfallen 
muß. Das iſt der direkte Schaden, den die Waren⸗ 
händler zu erleiden haben; der indirekte aber, der viel 

rößer iſt, den wir aber nicht nachweiſen können, 
beſteht in der weiteren Fortführung und Verſchleuderung 
dieſer fo entwerteten Aktivmaſſe in dem Konkurs⸗ 
ausverkauf. Ich habe in meiner beinahe 50-jährigen 
Praxis erlebt, daß beſonders in kleineren Städten, wo 
derartige Konkursausverkäufe ſtattfanden, Geſchäfte, die 
ähnliche Artikel führten, wie das in Konkurs geratene, 
vollſtändig auf Monate hinaus lahmgelegt waren; denn 
das Publikum kauft eben zu einem ſehr niedrigen Preiſe 
mehr, als es gebrauchen kann, und ſchädigt dadurch das 
ſolide, reelle Geſchäft. Das find Faktoren, die vom 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus den Warenhandel in 
umfangreichem Maße ſchädigen. 

habe fernerhin anzuführen, daß von den 
8 200 Konkurſen, die in Deutſchland im Jahre 1903 
ftattfanden, zirka 3 200 allein auf den Warenhandel 
entfallen; die übrigen 5000 kommen auf die Schneiderei, 
Schuſterei, auf das Gewerbe. Ich glaube aber an⸗ 
nehmen zu können, daß dieſe 3200 Fälle ſummariſch 
viel ſtärker als das Gewerbe an den Verluſten be⸗ 
teiligt geweſen ſind. Die Verluſte im Jahre 1903 
betrugen zirka 318 Millionen Mark, von denen zirka 
253 Millionen Mark ausgefallen ſind, ſodaß eine 
Quote von ungefähr 20 bis 21 Prozent zur Verteilung 
übrig geblieben iſt. 

Es iſt aber auch von Bedeutung, daß das Geſetz, 
welches wir erſtreben, in vielen Staaten mit großem 
Erfolge durchgeführt iſt; ſo ſind z. B. in England im 
Jahre 1903 von zirka 8 700 Fällen nahezu 4 000 Fälle 
auf außerkonkurslichem Wege geregelt worden, und ich 
glaube ganz ſicher, daß, wenn wir ein derartiges Geſetz 
bei uns hätten, wir ein ähnliches Reſultat aufweiſen 
könnten. 

Meine Herren, ich war erfreut darüber, als ich 
hörte, daß auch der Deutſche Anwaltstag ſich mit 
dieſem Antrag beſchäftigen würde. Nachdem ſich nun 
hundert und einige ſechzig deutſche Handelskammern 
und Korporationen mit dieſer Frage beſchäftigt und 
nur ſechs Handelskammern dagegen ausgeſprochen 
haben, wird das Reichsjuſtizamt einen entſprechenden 
Geſetzentwurf machen müſſen, beſonders aber, wenn auch 


— — 


— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 18. 18 


der Deutſche Anwaltstag ein zuſtimmendes Votum ot: 
— und um dieſes möchte ich Sie, meine Herren, bine 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Sebhen 
(Zweibrücken): Meine Herren, Sie geſtatten wohl, kt 
ich dem Herrn Vorredner für die Ausführungen, de 
er uns hier auf Grund feiner reichen Erfahrung gem? 
hat, unſeren verbindlichen Dank ausſpreche. 


(Bravo!) 


Abſtimmung. Der Antrag Hinrichſen wird in er 
modifizierten Faſſung einſtimmig angenommen wie ien 
Der Deurſche Anwaltstag hält eine alabeit: 
geſetzliche Regelung des gerichtlichen Zware“ 
vergleiches außerhalb des Konkursverfadrer: 

für dringend geboten. 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Gebhen 
(Zweibrücken): Meine Herren, damit iſt unjere Ze: 
ordnung erledigt, und ich habe Ihnen nur re: 
mitzuteilen, daß an die Lütticher Kollegen folge re! 
Telegramm geſchickt worden iſt: | 

Der fiebzehnte Deutſche Anwaltstag em. 
herzlichſt die freundlichen Grüße der be lg 
Advokatenvereinigung und wünſcht dem Lür-& 
Kongreß für feine Beratungen beiten Er“ 


Vorſitzender des Vorſtandes des Deutſchen Anmar |- 


vereins, Geheimer Juſtizrat Ert (Leiv: 
Zum Schluſſe unſerer Verhandlungen möchte ich * 
eines Mannes gedenken, der aus unſerem Stand 
hervorgegangen feine Arbeiten und ſein Ei 
auf jedem ebiete der Rechtswiſſenſchaft das Her 
eleiſtet hat. Meine Herren, es iſt heute der ern 
echtsanwaltstag, der ſtattfindet, nachdem Hermart 
Staub uns durch den Tod entriſſen wurde. Je mt 
nicht die hohen Verdienſte einzeln hervorheben, M 
der Verſtorbene ſich um Recht und Rechtswiſſen ten 
erworben hat; aber es iſt wohl an der Zeit, daß w. 
ſein Andenken auch heute beſonders ehren. 


(Die Verſammlung erhebt ſich.) 


Meine Herren, ich habe dann noch di” 
erren, die uns heute die Verhandlung en. = 


4 


| “ 


1 


— — — 
* 


ben, zu danken, insbeſondere den Herren, de 8 


orſitz und ſtellvertretenden Vorſitz übernommen d. 
ebenſo den Herren Schriftführern, beſonders abet v 
Herren Referenten, die mit fo unendlichem Fleiß 
fo vieler Mühe die Beſchlüſſe, die wir gefast ber“ 
vorbereitet haben. > 

Und dann möchte ich mit dem Wunſche hir? 
daß auch in Zukunft die Beſchlüſſe des Anwalt. 
nicht durch perſönliche Antipathien und pere 
Differenzen geſchädigt werden, ſondern daß — 7" 
auch diesmal zu meiner Freude gelungen iſt . 
aus materiellen Geſichtspunkten Beſchlüſſe d“ 
werden, von denen ich hoffe, daß fie für den Ar 
ſtand ſegensreich ſein werden. 1 

Damit ſchließe ich den XVII. Deutſchen Ama 


(Schluß der Sitzung gegen 2¼ Uhr.) 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
u Jena und Celle haben der Kaſſe abermals Beihülfen und 
war Jena 1000 Mark und Celle 2000 Mark gewährt. 
den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
ſülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die bei den hannoverſchen Gerichten zugelaſſenen Herren 
kollegen haben der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte 
mus den Überſchüſſen des von ihnen zur Beſtreitung der 
Roften des XVII. Deutſchen Anwaltstages angefammelten 
Garantiefonds eine Zuwendung von 1000 Mark gemacht. 
Für die hochherzige Gabe iſt den Kollegen in Hannover der 
verbindlichſte Dauk ausgeſprochen worden. 


Ein Kollege in Caſſel, der die Nennung ſeines Namens 
verbittet, hat aus Aulaß der glücklichen Erledigung einer 
ee 1 der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte den Betrag von 3000 Mark zu Unter- 
ſtützungen überwieſen. Namens der Hülfskaſſe wird dem 
Geber der herzlichſte Dank für die reiche Gabe ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 6. Auguſt bis 


zum 10. Oktober 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


Neichsrecht. 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


und Bürgerliches Geſetzbuch. 


1. Art. 199 EGBGB., 85 138, 139 und 1353 BGB. 


in Verb. mit den 88 5, 6 Tit. 4 Tl. I und $ 175 Tit. 1 


Tl. II ALR. Nichtigkeit eines den Unterhalt getrennt lebender 


N Chelente regelnden Vertrages, der die Verpflichtung zur Lebens⸗ 
3 aufhebt oder einſchränkt, nach altem und neuem 
Recht.] b 


Daß an ſich ein Vertrag zwiſchen getrennt lebenden Ehe⸗ 


leuten, durch den lediglich die Höhe des zu gewährenden Unterhalts 
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A . 
) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


für die Zeit des Getrenntlebens feſtgeſetzt wird, als rechts. 
verbindlich anzuſehen iſt, nimmt das Berufungsgericht mit Recht 
an. Aber der vorliegende Fall liegt weſentlich anders. Hier iſt 
ein Vertrag geſchloſſen worden, der auf Ermöglichung und Be⸗ 
förderung des Getrenntlebens der Eheleute durch unerlaubte 
Mittel abzielt, indem ſich die Frau das Recht auf Unterhalt 
nur durch den Verzicht auf alle ihr ſonſt gegen den Mann zu⸗ 
ſtehenden Rechte und durch die Zuficherung, fern von ihrem 
Manne zu wohnen und gerichtliche Schritte zur Wiedervereinigung 
zu unterlaſſen, ſoll wahren können. Ein ſolcher Vertrags abſchluß 
enthielt einen Verſtoß gegen die Beſtimmung des §175 ALR. 
Tl. II Tit. 1, wonach Eheleute vereint miteinander leben müſſen 
und ihre Verbindung nicht eigenmächtig aufheben dürfen. Als 
dem Geſetze zuwiderlaufend war der Vertrag ſelbſt nach 85 5 
und 6 ALR. Tl. I Tit. 4 nichtig. (Entſch. des PrOTr. 
27. 6. 59 und 25. 9. 76 in Striethorſt Arch. 33, 321; 96, 286. 
Urteil des RG. [IV. 3S.] 27. 2. 99 in Gruchots Beitr. 43, 
1019 [1023]. Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 7. Aufl. 
§ 206 Anmerkung 13.) Wäre aber auch die Gültigkeit des 
Vertrages nach altem Rechte anzunehmen, fo konnte er doch 
gegenüber den Beſtimmungen des neuen Rechtes nicht Rechts⸗ 
wirkſamkeit behalten. Denn nach Art. 199 EGBGB. beſtimmen 
ſich die perſaͤnlichen Rechts beziehungen der Ehegatten zueinander, 
insbeſondere die gegenſeitige Unterhaltepflicht auch für die zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden Ehen nach deſſen 
Porſchriften. Zu dieſen Vorſchriften gehört auch der 8 1353 
BGB., wonach die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft verpflichtet find. Gegen dieſe dem fittlichen Weſen 
der Ehe entſprechende Vorſchrift verſtoͤßt aber ein Vertrag, durch 
den jene Verpflichtung aufgehoben oder eingeſchränkt werden ſoll, 
und iſt deshalb nach 88 138, 139 BGB. nichtig. (Vgl. 
Urteil des RG., IV. 36. vom 29. 5. 05 i. S. Schl. wider 
Schl. IV. 26/1905 und RG. IV. 15. 10. 00 in JW. 00, 
778.) Die Natur des Vertrages als eines unſittlichen 
wird auch dadurch nicht geändert, daß darin eine etwaige 
friedliche Ausſöhnung der Eheleute als Endpunkt der Vertrags- 
dauer ins Auge gefaßt worden iſt. Damit iſt nur etwas 
Selbſtverſtändliches zum Ausdruck gebracht worden, denn, 
wenn die Parteien ſich ausſöhnen, entfallen von ſelbſt Ver⸗ 
anlaſſung und Zweck des Vertrages. Aus jenem Umſtande läßt 
ſich nicht ableiten, daß der Vertrag etwa nur vorübergehend 
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habe gelten ſollen. Ebenſo wenig iſt die Meinung der Revifion 
zutreffend, der Vertrag ſei nur anfechtbar. Der Verſtoß gegen 
Vorſchriften ſittlicher Natur begründet Nichtigkeit, nicht An⸗ 
fechtbarkeit. Es kommt daher nicht darauf an, daß der Beklagte 
die Anfechtung unterlaſſen und die Klägerin ſich zur Herſtellung 
der Gemeinſchaft bereit erklärt, der Mann jedoch ihre Aufnahme 
abgelehnt hat. D. o. D., U. v. 25. Sept. 05, 156/05 IV. — 
Koͤnigsberg. 

2. 88 104 ff., 107, 12981301, 1308, 1336, 1337, 
2275 Abſ. 2 und 3, 2276, 2277, 2279, 2290, 2347, 
2351 BGB. Begriff des Verloͤbniſſes. Entſchädigungsanſpruch 
der Braut nach Aufhebung des Verloͤbniſſes. Einfluß der 
Minderjährigkeit auf den Beſtand des Verloöͤbniſſes.] 

Die Klägerin behauptete, ehe fie dem Beklagten die Bei- 
wohnung geſtattete, habe er ihr verſprochen, ſie zu heiraten und 
verlangte wegen Rücktritts des Beklagten vom Verlöbnis eine 
Entſchädignng. In II. Inſtanz wurde die Entſcheidung von 
Leiſtung eines richterlichen Eides über jene Behauptung ab⸗ 
hängig gemacht. Die Revifion des Beklagten ift zurückgewieſen: 
Was unter einem Verlöͤbnis nach dem Recht des BGB. zu ver⸗ 
ſtehen und was zu feiner Eingehung erforderlich ſei, ift vom 
Geſetz nicht näher beſtimmt. Als Handlung — die Verlobung — 
iſt das Verlöbnis das gegenſeitige Eheverſprechen. Das iſt 
kaum ſtreitig; aber über ſeine rechtliche Natur gehen die 
Meinungen auseinander. Für den Bereich des Strafrechts 
(vgl. § 52 Abſ. 2 StB. und die Beſtimmungen, in denen 
für „Angehoͤrige“ beſonderes angeordnet wird, u. a. $ 247 
Abſ. 1, § 263 Abſ. 4) und des Strafprozeſſes (vgl. 8 51 
Ziff. 1 StPO.) iſt von den Strafſenaten des RG. in früherer 
Zeit, als ein einheitliches bürgerliches Recht in Deutſchland noch 
nicht beſtand und partikularrechtlich die Gültigkeit eines Ver⸗ 
löbniſſes oft von der Beobachtung vorgeſchriebener Formen ab» 
hängig war, wiederholt ausgeſprochen, daß der Begriff der Ver⸗ 
lobten im Sinne des Strafrechts weſentlich nur aus der Straf⸗ 
geſetzgebung ſelbſt heraus zu erklären ſei (vgl. RG St. 10 S. 117, 
119; 14 S. 7, 8; 24 S. 155, 156) und auch nach Inkrafttreten 
des BGB. iſt hieran feſtgehalten (vgl. ebendaſelbſt 35, 49) 
unter Hinweis darauf, daß für das Strafrecht, abweichend vom 
Zivilrecht, das fittliche Element, das dem Verloͤbnis innewohnt, 
entſcheidend fein müſſe. Für das Recht des BGB. aber kommt 
folgendes in Betracht): Die Verlobung tft ein wechſelſeitig ge⸗ 
gebenes und angenommenes Verſprechen und daher muß ſie als 
Vertrag, das dadurch herbeigeführte Verhältnis als Vertrags 
verhältnis aufgefaßt werden. Beides iſt zwar nicht vermoͤgens⸗ 
rechtlicher Natur und man kann daher die Verlobung ſehr wohl 
einen familienrechtlichen Vertrag nennen, aber es darf hieraus 
nicht die Folgerung gezogen werden, daß die Vorſchriften des 
BGB. über Rechtsgeſchäfte außer Betracht zu bleiben hätten. 
Das Verlöbnis gehört allerdings dem Familienrecht an, hat 
aber für das Vermögensrecht auch Bedeutung, da es zu An⸗ 
ſprüchen auf Schadenserſatz führen kann (88 1298 bis 1300 
BGB.), ſeine Auflöſung der Regel nach die Rückforderung der 
gegebenen Geſchenke begründet ($ 1301) und für die „Ver. 
lobten“ im Bereich des Erbrechts Sonderbeſtimmungen gelten 


5) Auf die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzbuchs und die ſich 
anknüpfende Literatur wird hierbei näher eingegangen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


SM 19. 1905. 


(88 2275 Abſ. 2, 3, 2276 Abſ. 2, 2290 Abſ. 3, 2351. 
2847 Abſ. 2 Satz 2, 2077 Abſ. 2, 8, 2279 Abſ. 1, 2). Im 
Intereſſe der Rechtsficherheit liegt es daher, für den Begriff des 
Verlöbniſſes nicht Sondervorſchriften aufzuſtellen, die das B08. 
nicht kennt, ſondern für die Beantwortung der Frage, wann ein 
Verlöbnis wirklich zuſtande kommt, die allgemeinen Vorſchriften 
gelten zu laſſen. Nur dann gewinnt man eine ſichere Grund⸗ 
lage für die Beantwortung jener Frage, und das iſt um ſo mehr 
nötig, als das BGB. die Wirkſamkeit eines Verlöͤbniſſes nicht 
von der Beobachtung beſtimmter Formen abhängig gemacht hat. 
Werden aber die allgemeinen Vorſchriften des BGB. über 
Rechtsgeſchäfte, alſo auch diejenigen über Geſchäftsfähigkeit 
(88 104 ff.) als maßgebend betrachtet, fo bedarf ein Minder ⸗ 
jähriger zum Verlöbnis der Einwilligung feines geſetzlichen Ver. 
treters und zwar wegen $ 107 BGB. Die dort gemachte 
Unterſcheidung von Willenserklärungen, durch die er lediglich 
einen rechtlichen Vorteil erlangt, trifft freilich auf Verlobungen 
nicht zu, aber daraus folgt nur, daß es der Einwilligung ftets 
bedarf. Der Umſtand, daß es in Anſehung der ECheſchließung 
für nötig erachtet iſt, in § 1304 Abſ. 1 das Erfordernis einer ſolchen 
Einwilligung beſonders zu erwähnen, iſt ohne Bedentung. Denn 
aus dieſer Erwähnung folgt nicht, daß § 107 für familien · 
rechtliche Verträge an und für fich nicht gelte, ſondern fie iſt 
offenbar nur deshalb gemacht, weil es zweckmäßig ſchien, für 
das Eherecht das Erfordernis der Genehmigung für alle einzelnen 
Fälle Harzuftellen (ogl. 95 1304 —1 308, 1336, 1337). Anderer 
ſeits iſt es nicht zutreffend, daß die verlaſſene minderjährige 
Braut beſſer geftellt iſt, wenn ihr Verloͤbnis als ein tatſächlicher 
Vorgang betrachtet wird, denn diejenigen Gründe, die bei Auf- 
faſſung des Verloöbniſſes als Vertragsverhältnis das Verlöbnits 
als unwirkſam erſcheinen ließen, würden bei ſeiner Auffaſſung 
als tatſächlich beſtehendes Verhältnis den anderen zum Rücktritt 
berechtigen (vgl. Planck BGB., 3. Aufl., Bd. IV S. 9); & 
würde mithin letztere Auffaſſung der verlaſſenen Braut nichts 
nũtzen. Namentlich aber iſt zu beachten, daß ein von einer 
minderjährigen Perſon eingegangenes Verlöbnis auch dann, wenn 
es als Vertrag angeſehen wird, nicht etwa ein Vorgang iſt, dem 
keine rechtliche Bedeutung zukommt. Es iſt vielmehr ein Ber- 
trag, deſſen Wirkſamkeit zufolge 8 108 BGB. in der Schwebe, 
nämlich von der Genehmigung ihres geſetzlichen Vertreters oder, 
wenn der Minderjährige unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt, 
des letzteren ſelbſt abhängig iſt. Und es wirkt die Genehmigung, 
wenn fie erteilt wird, zufolge 8 184 Abſ. 1 88. auf den 
Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück, d. h. es gilt 
rechtlich das Verloͤbnis als wirkſam von Anfang an. Im Hin- 
blick hierauf iſt das angefochtene Urteil für einwandsfrei zu er- 
achten, denn für den Fall der Eidesleiſtung iſt folgender Sach⸗ 
verhalt zu unterſtellen. Klägerin und Beklagter hatten ſich ver- 
lobt, und nach Eingehung des Verloͤbniſſes hat Klägerin dem 

Beklagten die Beiwohnung geſtattet. Vielleicht war einer von 

dieſen beiden damals minderjährig und die Einwilligung des 

Vaters zu der Verlobung iſt nicht erteilt worden. Gleichwohl 

hatte das Verlöbnis die in $ 108 BGB. bezeichnete Wirkung. 

Ein Widerruf ſeitens des Beklagten iſt nicht erfolgt, und es iſt 

deshalb nicht zu erörtern, ob er angefichts der Beſtimmung in 

§ 9 Abſ. 2 BGB. überhaupt zum Widerruf berechtigt geweſen 

wäre. Dagegen iſt von beiden, als fie zweifellos großjährig 
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Eingehung des Verloͤbniſſes erfolgt. 


waren, das Verlöbnis genehmigt worden. Zufolge § 108 Abſ. 3, 
§ 184 Abſ. 1 BGB. hat deshalb die Verlobung als von An- 
fang an rechtswirkſam zu gelten und die Beiwohnung iſt nach 
St. c. G., U. v. 


21. Sept. 05, 140/05 IV. — Dresden. 


3. 5 123 verb. mit 8 459 BGB. Liegt Arglift eines 


| Verkäufers bei Zuficherung der beſtimmten Eigenſchaft einer 
Ware vor, der fi) dabei auf die Verſicherung eines Dritten 
ſtützt 7] 


Die Vorficht und Treu und Glauben im Verkehr gebieten 
dem Verkäufer, der bei dem Verkaufe einer Ware eine beſtimmte 
Eigenſchaft zufichert, vorher fich Gewißheit darüber zu verſchaffen, 
ob die Eigenſchaft wirklich vorhanden iſt. Auch kann der Ver⸗ 
käufer gegen feine Haftung aus den 88 459 Abſ. 2 und 463 BGB. 
wegen des Mangels der zugeficherten Eigenſchaft nicht durch den 
Einwand ſich ſchützen, daß er die Zuficherung der Eigenſchaft 
im Vertrauen auf die Verficherung eines Dritten gemacht habe, 
an deſſen Sachkunde und Zuverläſſigkeit er nicht gezweifelt und 
zu zweifeln keinen Grund gehabt habe. Indeſſen läßt ſich gegen 
einen Verkäufer nicht ſchon deswegen der Vorwurf argliſtiger 
Täuſchung rechtfertigen, weil er bei der Zuficherung einer Eigen⸗ 
ſchaft der Kaufſache auf die Verſicherung eines anderen, ins⸗ 
beſondere auf das Gutachten eines Sachverſtändigen ſich ver⸗ 
laſſen und eine eigene Prüfung nicht vorgenommen hat, zumal 
letztere nicht immer tunlich iſt. Ein ſolches Handeln kann fahr⸗ 
läjfig fein, wenn der Verkäufer bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorfalt den Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft 
hätte erkennen können oder gar erkennen müſſen. Allein eine 
bloße Fahrläſſigkeit genügt nicht zum Begriffe der argliſtigen 
Täuſchung, die ein vorſätzliches und wiſſentliches, auf Täuſchung 
berechnetes Verhalten, mithin in einem Falle, in dem es ſich 
um Zuſficherung einer Eigenſchaft handelt, die Kenntnis des 
Mangels der Eigenſchaft vorausſetzt. W. c. G., U. v. 29. Sept. 05, 
22/05 II. — Coöln. 

4. 88 125, 141, 313 BGB. verb. mit 8 460 ZPD. 
Bei irrtümlich erfolgter Auflaſſung eines auf zwei Grundbuch- 
blättern eingetragenen Grundſtücks auf nur einem tritt heilende 
Kraft nicht ein. Einverſtändnis der vertragsſchließenden Teile 
darüber, daß die mangelnde geſetzliche Form keine Bedeutung 
haben ſolle, iſt nicht zu beachten. Woher der Richter von der 
Nichtigkeit eines Vertrages Kenntnis erlangt, iſt gleich.] 

Bei Abfaſſung eines privatſchriftlichen Kaufvertrages iſt ein 
Irrtum vorgefallen, inſofern die Fläche von 11 120 qm, an 
welcher der Kläger das ihm zuſtehende Miteigentum der Be⸗ 
klagten überließ, grundbuchmäßig aus zwei Grundſtücken Bl. 70 
und Bl. 93 Kl.⸗W. beſteht. Die Parteien ſtreiten darüber, ob zwei 
auf Bl. 93 ebenſo wie auf Bl. 70 für die für G. eingetragenen 
Hypotheken, nämlich eine Kautionshypothek von 800 Mark und 
eine Kaufgeldhypothek von 3 513 Mark, von der Käuferin eben⸗ 
falls zur Hälfte übernommen werden ſollte, wie Kläger be⸗ 
hauptet, und zwar die beiden Kautionshypotheken ohne die beiden 
Kaufgeldhypotheken in Anrechnung auf den Kaufpreis. Die 
Beklagte, die die Übernahme der auf Bl. 93 haftenden Hypo⸗ 
theken beſtreitet, verweigert die Entgegennahme der Auflafjung 
des Grundſtücks Bl. 93, bevor nicht Kläger dieſe Hypotheken 
zur Löſchung gebracht habe. Die vom Kläger auf Verurteilung 
der Beklagten, daß ſie die Auflaſſung des Grundſtücks Bl. 93 
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des Grundbuchs von Kl.⸗W. an ſie geſchehen laſſe, erhobene 
Klage wurde in I. Inſtanz abgewieſen. In der Berufungs- 
inſtanz hatten die Parteien ausdrücklich ihr Einverſtändnis er⸗ 
klärt, daß fie beide zur Auflaſſung der Beklagten auf Bl. 93 
auf Grund des Vertrags vom 4. Januar 1900 gelangen wollen, 
insbeſondere hatte die Beklagte erklärt, daß ſie ſich nicht mit 
dem Mangel der im § 313 BGB. vorgeſchriebenen Form ver⸗ 
teidigen wolle. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf und 
wies die Berufung des Klägers gegen das landgerichtliche Urteil 
zurück: Es liegt nur eine unrichtige Bezeichnung (falsa demon- 
stratio) vor, die nicht hindern würde, die Wirkſamkeit des 
Vertrages und der ſich daran ſchließenden Einigung (Auflafſung) 
auch auf das Grundſtück Bl. 93 zu erſtrecken. Der Vertrag 
iſt aber nicht in der im § 313 BGB. vorgeſchriebenen Form 
geſchloſſen und deshalb nach 8 125 a. a. O. nichtig, ſoweit er 
nicht durch die nachfolgende Auflaſſung und Eintragung in 
das Grundbuch gültig geworden iſt. Die Eintragung im 
Grundbuch iſt nicht auf Bl. 93 Kl.⸗W. erfolgt, bezüglich dieſes 
Grundſtückes alſo die den Mangel der Form heilende Kraft der 
Auflaſſung und Eintragung nicht eingetreten. Hiernach muß die 
auf den nichtigen Vertrag geſtützte Klage abgewieſen werden, 
ſofern nicht in den von den Parteien in der Berufungsinſtanz 
abgegebenen Erklärungen eine Beftätigung des nichtigen Rechts⸗ 
geſchäfts im Sinne des § 141 Abſ. 1 BGB. gefunden werden 
kann. Das ift zu verneinen. §8 141 BGB. beſtimmt: „Wird 
ein nichtiges Geſchäft von demjenigen, welcher es vorgenommen 
hat, beſtätigt, ſo iſt die Beſtätigung als eine erneute Vornahme 
zu beurteilen.“ Es muß alſo, wenn es, wie hier, um einen 
zweiſeitigen Vertrag ſich handelt, aus den beiderſeitigen Er⸗ 
klärungen eine vollkommene Willensübereinſtimmung über die 
beiderſeitigen Rechte und Verpflichtungen erhellen, es müflen in 
der nachträglichen Beſtätigung eines nichtigen Vertrages alle 
Erforderniſſe des Vertrages ſelbſt erfüllt, alſo insbeſondere die 
Willensübereinſtimmung der Kontrahenten zum Ausdruck gelangt 
ſein. Daran fehlt es hier, da ja über eine im Sinne der 
Kontrahenten weſentliche Vertragsbedingung, nämlich die Übers 
nahme der auf einem der verkauften Grundſtücke eingetragenen 
Hypotheken keine Übereinſtimmung unter den Kontrahenten 
herrſcht. Die Erklärung der Parteien, daß ſie beide zur Auf⸗ 
laſſung der Beklagten auf Bl. 93 gelangen wollen, konſtatiert 
nur ein Einverſtändnis der Kontrahenten über den Gegenſtand 
des Verkaufs, keineswegs über die Kaufbedingungen, hinfichtlich 
deren eben der zur richterlichen Entſcheidung gebrachte Streit 
beſteht. Einer Beſtätigung des wegen Formmangels nichtigen 
Vertrages, die als eine erneute Vornahme angeſehen werden 
könnte, liegt ſonach materiell nicht vor, ſo daß abgeſehen werden 
kann von der Frage, ob (formell) vor dem Prozeßrichter ab⸗ 
gegebene Erklärungen, die nicht zu einer Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis geführt 
haben ($ 460 3 0.), im Falle des 8 313 BGB. die dort 
vorgeſchriebene gerichtliche oder notarielle Beurkundung zu er⸗ 
ſetzen oder zu erfüllen geeignet find. — Muß hiernach den Er⸗ 
klärungen der Parteien im gegenwärtigen Prozeß die Bedeutung 
einer Beſtätigung des wegen Formmangels nichtigen Vertrages 
im Sinne des $ 141 BGB. verſagt bleiben, fo fällt damit 
der auf den nichtigen Vertrag gegründete Anſpruch. Denn die 
Nichtigkeit des Vertrages war von Amts wegen zu berück⸗ 
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ſichtigen. Es iſt auch gleichgültig, auf welchem Wege der 
Richter zur Kenntnis des die Nichtigkeit begründenden Form⸗ 
mangels gelangt iſt, ob durch die Vorträge der Parteien, oder 
in Anlaß der Beweisaufnahme, oder, wie es hier geſchehen ſein 
ſoll, durch informatoriſche Einficht der Grundakten. Verhandelt 
iſt darüber worden; denn es hat in Beziehung hierauf der 
Beklagte ausdrücklich erklärt, daß er ſich nicht mit einem Mangel 
der im § 313 BGB. vorgeſchriebenen Form verteidigen wolle. 
Ein ſolcher Verzicht aber auf Beachtung der im $ 313 BGB. 
im öffentlichen Intereſſe gegebenen Vorſchrift iſt wirkungslos 
und konnte den Berufungsrichter nicht berechtigen, von An⸗ 
wendung des $ 313, die zur Abweiſung der aus einem nich⸗ 
tigen Vertrage erhobenen Klage führen mußte, abzuſehen. 
F. u. J. c. W., U. v. 27. Sept. 05, 58/05 V. — Dresden. 

5. § 138 BGB. Anwendung auf Vermächtniſſe.] 

Daß die Vorſchrift des § 138 auf Vermächtniſſe anwendbar 
iſt, unterliegt keinem Zweifel (vgl. 8 1853 Entw. I. Komm. ⸗ 
Prot. 5, 173; 1 S. 448, 124). G. c. R., U. v. 18. Sept. 05, 
136/05 IV. — Berlin. 

6. 8 276 BGB. Haftung des Hauseigentümers, nicht 
des Inhabers eines Ladens, vor dem ſich eine ausgelaufene 
Stufe befindet. Verſchulden des Fußgängers bei nicht gehöriger 
Rückſichtnahme auf Mängel des Fußbodens. 

Die Klägerin iſt gefallen, als ſie den im Hauſe des Be⸗ 
klagten befindlichen, an den Kaufmann M. vermieteten Laden 
verließ. Das Berufungsgericht verurteilte zum Teil. Es ſieht 
für bewieſen an, daß die Urſache des Falles die Unficherheit 
geweſen iſt, mit der die Klägerin auf der vor der Ladentür 
liegenden ausgetretenen Steinſtufe aufgetreten iſt. In der 
Duldung eines dieſe Unficherheit bewirkenden Zuſtandes der 
Steinſtufe findet es eine Vernachläſſigung der im Verkehr er- 
forderlichen Sorgfalt abſeiten des Beklagten, der als der Haus- 
eigentümer für die Sicherheit des Verkehrs an dieſer Stelle 
habe ſorgen müſſen. Das RG. hob auf: Die Revifion hat 
auszuführen geſucht, nicht der Hauseigentümer, ſondern der 
Mieter des Ladens, der darin ein Geſchäft betreibe, habe den 
Verkehr an der Unfallsſtelle eröffnet und darum auch die zur 
Sicherung dieſes Verkehrs erforderlichen Anſtalten treffen müſſen. 
Darin hat ihr indeſſen nicht beigetreten werden können. Denn 
auch wenn der Laden vermietet war, blieb für den baulichen 
Zuſtand der Stufe der Hauseigentümer als derjenige, der den 
dem öffentlichen Verkehr geöffneten Laden mit feinem Zugange 
dem Mieter zur Benutzung als Laden überlaſſen hatte, Dritten 
gegenüber verantwortlich, wenn auch möglicherweife, was hier 
nicht in Frage ſteht, neben dem Mieter. Dagegen iſt die Be⸗ 
ſchwerde des Beklagten begründet, daß das Berufungsurteil auf 
einer Verkennung des Begriffs der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt beruhe. Der vom Berufungsgericht für geführt er⸗ 
achtete Beweis, daß die in der Steinſtufe ausgetretene flache 
Mulde die Sicherheit des Auftretens gemindert habe, reicht 
nicht aus, um die Annahme zu begründen, daß der Beklagte 
im Sinne des 8 276 BGB. fahrläffig gehandelt habe, indem 
er dieſen Zuſtand fortbeſtehen ließ. Das Berufungsgericht hat 
den § 276 verletzt, indem es unterließ zu prüfen, ob ſolche 
Minderung der Sicherheit des Auftritts, zumal unter den hier 
vorliegenden Umſtänden, wo die Klägerin die Beſchaffenheit der 
Steinſtufe klar hat erkennen können, nach der berechtigten Auf- 
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faffung des Verkehrs bereits als eine Gefahr für die im Laden 


aus- und eingehenden Perſonen anzuſehen war. Das Berufungs- 


urteil mußte deswegen aufgehoben werden. Da der Sachverhalt 
vollſtändig aufgeklärt und feſtgeſtellt iſt, ſomit lediglich die An- 
wendung des Geſetzes auf ihn in Frage ſteht, ſo konnte zugleich 
eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt erlafſen werden. Diele 
konnte nur dahin gehen, daß die Klage ganz abzuweiſen ift. 
Ein Fußgänger iſt nicht ſtets in unzuläffigem Maße gefährdet, 
wenn er in die Lage kommt, den Fuß auf eine ſchräg oder flach 
muldenförmige Fläche zu ſetzen. Es kommt vielmehr auf die 
Umſtände des einzelnen Falles an, ob dieſe etwa zu der Er- 
wartung berechtigten, daß die Stufe ganz eben ſei oder ob fie 
an der Wahrnehmung der Beſchaffenheit der Stufe hinderten. 
Solche oder ähnliche Umſtände haben hier nicht vorgelegen und 
darum hat der Beklagte nicht fahrläſſig gehandelt, wenn er in 
der flachen Mulde der Steinſtufe nicht eine Gefahr für den Fuß⸗ 
gänger erblickte, ſondern höchſtens eine Unbequemlichkeit, wie fie 
auch das holperige Pflaſter einer Kleinſtadt haben kann. M. c. B., 
u. v. 25. Sept. 05, 571/04 VI. — Jena. 

7. §§ 304, 326 BGB. verb. mit 55 373, 374 HGB. 
§ 256 ZPD. 1. Annahmeverzug des Käufers berechtigt noch 
nicht den Verkäufer zum Anſpruch auf Schadenerſatz. 2. Schäden ⸗ 
anſpruch des Verkäufers gegen den ſäumigen Käufer erfordeit 
nicht unbedingt die Formen des Selbſthilfeverkaufs. 3. Nicht 
ausdrückliche Feſtſtellung des Feſtſtellungsintereſſes des Klägers 
im Urteil.] 

1. Aus den 88 373 und 374 HGB. kann nicht her⸗ 
geleitet werden, daß ſchon im Falle des Verzuges des Käufers 
mit der Annahme der Ware der Verkäufer gemäß 8 326 
BGB. Schadenserſatz zu fordern berechtigt ſei, weil aus § 374 
cit. ſachlich nur eine Verweiſung auf § 304 und nicht auf 
§ 326 BGB. herzuleiten iſt, der 8 304 cit. aber einen 
Schadens erſatzanſpruch wegen Nichterfüllung im Falle des 
Gläubigerverzugs nicht gewährt. 

2. Der Schadenserſatzanſpruch des Verkäufers gegen den 
in Verzug befindlichen Käufer iſt auch bei Handelskäufen nicht 
mehr, wie fruher nach Art. 354 HGB., durch den in den 
Formen der öffentlichen Verſteigerung vorzunehmenden, für Rech ⸗ 
nung des Verkäufers gehenden Selbſthilfeoerkauf bedingt. 
Der Verkäufer iſt zur Feſtſtellung der Höhe feines An ⸗ 
ſpruchs durch öffentlichen Selbſthilfeverkauf zwar immer noch 
berechtigt, aber nicht mehr verpflichtet; er kann insbeſondere 
den ihm durch den Verzug des Gläubigers entſtandenen Schaden 
in jeder anderen Weiſe berechnen und nachweiſen, insbeſondere 
kann er ſich auch des Mittels bedienen, der von dem Käufer 
nicht abgenommenen Ware anderweitig durch freihändigen 
Verkauf ſich zu entledigen. Ein ſolcher freihändiger Verkauf 
geht dann zwar als ſolcher nicht für Rechnung des Käufers 
(ogl. Denkſchrift zum neuen HGB. S. 219); derſelbe kann 
aber der Schadens berechnung zugrunde gelegt werden, ſofern 
der Verkäufer dabei mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns verfahren iſt ($ 347 Abſ. 1 HGB.), 
insbeſondere nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen 
und das Intereſſe auch des ſäumigen Käufers nicht 
außer Augen gelaſſen hat. Die Beklagte hat zwar noch 
zu dieſem Punkt die Widerlegung ihrer Einwendung, daß ſie 
den Ton nach Bedarf gekauft und wegen des Bezuges aus 
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ihren eigenen Gruben zu der kritiſchen Zeit keinen Bedarf ge- 
a habt habe, bemängelt. Indeſſen war dieſer Einwand fo, wie er 
ar jetzt in der Reviſionsinſtanz formuliert wird, in den Vorinſtanzen 


insbeſondere auch vor dem OLG. nicht geltend gemacht; dort 
war lediglich behauptet, daß der tägliche Verbrauch in der Fabrik 
der Beklagten nicht den aus der klägeriſchen Grube geförderten 
Quantitäten entſprochen habe, und dieſen Einwand hat das 
Os G. mit Recht auf Grund der eigenen Erklärung des Direk⸗ 
tors der Beklagten bei der Beweisaufnahme vom 30. März 
1903 als tatſächlich unrichtig bezeichnet. Anlangend den zweiten 
Klageantrag auf Feſtſtellung des Inhalts des Vertrages 


2 dahin, daß derſelbe ſich auf den ſämtlichen Ton der klägeriſchen 
: Grube ſowohl in der erſten als in der zweiten Schicht er- 


ſtrecke, und Erklärung der Verpflichtung der Beklagten, dieſen 
ſämtlichen Ton nach Maßgabe ihres Bedarfs vom Kläger 
zu beziehen, ſo beruht die Entſcheidung des OLG. auf der tat⸗ 
ſaͤchlichen Feſtſtellung des Vertragsinhalts dahin, daß der Kauf⸗ 
vertrag der Parteien, wie der Kläger behauptet und feſtzuſtellen 
beantragt hatte, die erſte und zweite Tonſchicht in der kläge⸗ 
riſchen Grube, und nicht, wie die Beklagte behauptet, nur die 
erſte Schicht zum Gegenſtand hatte. In tatſächlicher Hinſicht 
iſt dieſe Beurteilung hier nicht nachzuprüfen. Daß aber das 
OLG. dabei, wie zur Begründung der Revifion in dieſem 
Punkte geltend gemacht wird, in rechtlich verfehlter Weiſe Ge⸗ 
wicht auf den Wortlaut der Briefe, durch welche der Vertrag 
zuſtande kam, gelegt, und in Verfolg dieſer, als unrichtig be⸗ 
zeichneten Auffaſſung, die Beweislaſt verkannt habe, iſt nicht 
anzuerkennen. Mit Recht konnte darauf verwieſen werden, daß 
nach jenem Wortlaut der Vertrag ſich auf das ganze Vorkommen 
des Tones erſter und zweiter Sorte in der Grube des Klägers 
bezog, und daß daher ſolche Umſtände, welche einen gegenüber 
dem Wortlaut beſchränkteren Vertragsinhalt begründen 
würden, von der Beklagten nachzuweiſen wären. Übrigens hat 
das Os G., abgeſehen von der Frage der Beweislaſt, den Ver⸗ 
trags inhalt ſo, wie ihn der Kläger behauptet, auch pofitiv feſtgeſtellt. 

3. Es kann bezüglich des Klageanſpruchs zweifelhaft er- 
ſcheinen, ob derſelbe nicht als Feſtſtellungs anſpruch nach 
9 256 3). zu erachten iſt, das OLG. aber ein alsbaldiges 
Intereſſe des Klägers in dieſer Hinſicht nicht ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt hat. Daß indeſſen ein ſolches alsbaldiges Intereſſe des 
Klägers beſteht, liegt bei der Stellung, welche die Beklagte zu 
ihren Verpflichtungen aus dem ſtreitigen Vertrage dem Kläger 
gegenüber eingenommen hat — fie hat das Zuſtandekommen 
des Kaufvertrages in Abrede geſtellt —, ſo auf der Hand, daß 
anzunehmen iſt, daß das OLG. ein ſolches als unbeitreitbar 
erachtet hat. Bei dieſer Sachlage und, da auch eine diesbezüg⸗ 
liche Beſtreitung ſeitens der Beklagten in den Vorinſtanzen er⸗ 
fichtlich nicht erfolgt ift, fo kann in der Nichterwähnung dieſes 
Punktes bei der Urteilsbegründung ein entſcheidender Mangel 
nicht gefunden werden. Pf. 6. B., U. v. 22. Sept. 05, 
8/05 II. — Zweibrücken. 

8. 88 407, 409 BGB. Über die Haftung des 
Schuldners, wenn ihm ein Dritter von der an ihn erfolgten 
Forderung Mitteilung macht.] | 

Kläger gewährte dem S. ein Darlehn, mit deſſen Betrag 
dieſer ſeinem Dienſtherrn, der Beklagten, eine Sicherheit be⸗ 
ſtellte. Nach Kündigung des S. ſeitens der Beklagten teilte 
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ihr Kläger mit, daß er die Sicherheit mittelbar geleiſtet habe 
und ihm der Rückzahlungsanſpruch abgetreten ſei. Beklagte 
zahlte an S. nach Abzug von Gegenforderungen. Die auf 
Zahlung der Sicherheit gerichtete Klage wurde abgewieſen und die 
Revifion zurückgewieſen: Die Reviſion findet eine Verletzung 
des 5 407 BGB. darin, daß das Berufungsgericht von dem 
Kläger den Nachweis verlange, daß die Beklagte bei der Rück⸗ 
zahlung der Sicherheit von der Abtretung der Forderung an 
den Kläger „ſichere“, „überzeugende“, „wirkliche“ Kenntnis ge⸗ 
habt habe. Sie führt aus: das Geſetz laſſe zugunſten des 
neuen Glaͤubigers ſchon diejenige Zahlung des Schuldners an 
den früheren Gläubiger nicht gelten, bei der jener auf irgend 
eine Weiſe Kenntnis von der Abtretung erlangt gehabt habe. 
Zweifle der Schuldner an der Richtigkeit der ihm von dem 
neuen Gläubiger gemachten Mitteilung, ſo möge er die Zahlung 
an dieſen verweigern; er dürfe ſich aber nicht, was das Be⸗ 
rufungsgericht ihm mit Unrecht geſtatte, über die von ihm ſelbſt 
angenommene Möglichkeit, daß die Abtretung wirklich erfolgt 
ſei, hinwegſetzen und jede Wahrung der Rechte des neuen 
Gläubigers ablehnen: Dieſen Ausführungen läßt ſich nicht bei⸗ 
treten. Zuvörderſt läßt ſchon der Wortlaut des 8 407 Abſ. 1 
BGB.: „es ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei der 
Leiſtung oder der Vornahme des Rechtsgeſchäfts kennt“ keinen 
Zweifel darüber, daß nur die Tatſache der wirklichen 
Kenntnis der erfolgten Abtretung auf ſeiten des die Leiſtung 
bewirkenden Schuldners die Ausnahme von der Regel begründet, 
die der Eingang der Vorſchrift aufftellt, daß der neue Gläubiger 
eine Leiſtung, die der Schuldner nach der Abtretung an den 
bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes Rechtsgeſchäft, das 
nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen 
Gläubiger in Anſehung der Forderung vorgenommen wird, gegen 
fih gelten laſſen muß. Es kann daher zur Anwendung der 
Schlußbeſtimmung des § 407 Abf. 1 nicht genügen, daß der 
Schuldner nur mit der Möglichkeit, daß die Forderung an 
einen neuen Gläubiger abgetreten jet, rechnen muß, daß er 
Zweifel darüber hegt, ob die Forderung noch dem bisherigen 
oder einem neuen Gläubiger zuſtehe. Dies wird auch durch 
die Begründung zu dem § 293 des erſten Entwurfs des BGB., 
dem der § 407 des letzteren ſelbſt entſpricht, beſtätigt. Denn 
es heißt dort: „dagegen dienen zum notwendigen Schutze des 
gutgläubigen Schuldners die Vorſchriften der 88 303 — 305, 
woſelbſt aber zum Ausſchluſſe des guten Glaubens nicht gerade 
Denunziation erforderlich iſt; jede irgendwie erlangte ſichere 
Kenntnis des Schuldners von der Übertragung genügt“. 
Motive Bd. II S. 119. Die in dieſer Weiſe begründete Vor⸗ 
ſchrift des § 304 Abſ. 1 des erſten Entwurfs iſt dann auch 
von der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs 
ſachlich unbeanſtandet gelaſſen und nur in der Faſſung ge⸗ 
ändert worden (vgl. Protokolle dieſer Kommiſfion Bd. I 
S. 392), ſo daß jene Bemerkung der Begründung des erſten 
Entwurfs auch für das verkündete Geſetz ſelbſt von Bedeutung 
iſt. Soviel iſt allerdings der Reviſion zuzugeben, daß es auf 
die Quelle, aus der der Schuldner ſeine Kenntnis der erfolgten 
Abtretung ſchoͤpft, nicht ankommt. Der Unterſchied, den der 
§ 409 BGB. zwiſchen einer Anzeige, die der bisherige 
Gläubiger, und zwiſchen einer ſolchen, die der neue Gläubiger 
dem Schuldner von der Abtretung macht, entſpricht im weſent⸗ 
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lichen gerade auch dem Unterſchiede, den die 88 414—416 
ALR. Tl. I Tit. 11 machten, inſofern beide Geſetze der Anzeige 
des bisherigen Gläubigers unbedingte, der des neuen Gläubigers 
aber nur dann Wirkſamkeit gegenüber dem Schuldner beilegen, 
wenn fie unter Vorlegung der Abtretungsurkunde oder durch 
deren Vorlegung erfolgt. Eine ſolche Vorlegung hat aber hier 
nicht ſtattgefunden, und die bloße Behauptung des Klägers 
in ſeinem Briefe vom 26. November 1901, daß ihm die 
Forderung notariell abgetreten ſei, begründete, ſelbſt in Ver⸗ 
bindung mit der Angabe, daß die Schuldurkunde ſich in ſeinen 
Händen befinde, auch abgeſehen von der Verpflichtung zur 
Zahlung, nicht einmal eine Pflicht der Beklagten, zur Wahrung 
der etwa beſtehenden Rechte des Klägers ſonſt irgend etwas zu 
tun oder zu unterlaſſen, wozu fie nicht ſchon durch das Schuld⸗ 
verhältnis ſelbſt verbunden war, fo lange fie eben keine ſichere 
Kenntnis von der geſchehenen Abtretung erlangt hatte. Eine 
Verſchlechterung der Rechtslage des Schuldners aber wäre es, 
wenn er durch unbeſcheinigte Behauptungen einer Perſon, welche 
die Forderung durch Abtretung von dem bisherigen Gläubiger 
erworben zu haben angibt, verpflichtet werden könnte, eine 
Aufklärung des Sachverhalts vorzunehmen oder den angeb- 
lichen neuen Gläubiger zur Führung ſeines Ausweiſes über 
den wirklichen Erwerb der Forderung aufzufordern oder an⸗ 
zuhalten. Vielmehr iſt es lediglich Sache des neuen Gläubigers, 
ſeinerſeits dem Schuldner den Nachweis des Erwerbs der 
Forderung zu liefern, und bis dahin iſt dieſer, wenn ihm nicht 
etwa auf anderem Wege ſichere Kenntnis von der Tatſache 
der Abtretung der Forderung geworden iſt, grundſätzlich nach 
wie vor befugt, an den bisherigen Gläubiger zu leiſten. O. c. C., 
U. v. 19. Sept. 05, 42/05 III. — Berlin. 

9. § 415 BGB. Stillſchweigen des Gläubigers enthält 
noch keine Genehmigung der ihm mitgeteilten geſchehenen Schuld⸗ 
übernahme. 

Daß das bloße Stillſchweigen als ſolches noch keine Ge⸗ 
nehmigung der Schuldübernahme darſtellt, folgt aus § 415 
Abſ. 3 BGB., übrigens im Grunde auch ſchon aus Abſ. 1 
daſelbſt, der kaum fo gefaßt fein könnte, wenn das bloße Still- 
ſchweigen des Gläubigers auf die Mitteilung ſchon die Ge⸗ 
nehmigung in ſich ſchlöſſe. K. 6. B., U. v. 21. Sept. 05, 
567/04 VI. — Cöln. 

10. 58 2361, 2362, 2365 ff. BGB., verb. mit $ 20 des 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Beſchwerde wegen 
unzuläſfiger Erteilung eines Erbſcheins durch das Nachlaßgericht.] 

Die Ehegatten hatten ein gemeinſchaftliches Teſtament 
errichtet, in welchem ſie gegenſeitig ſich ſelbſt und ſodann ihre 
Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder zu Erben eingeſetzt hatten. 
Nach dem Tode des Ehemannes errichtete die Witwe ein ferneres 
Teſtament, erklärte in dieſem ihre früheren Verfügungen für un⸗ 
gültig und ernannte zur alleinigen Erbin ihrer „ſämtlichen 
Hinterlafſenſchaft“ eine Nichte, E. B. Letztere nahm die Erb⸗ 
ſchaft an und beantragte bei dem Nachlaßgericht, dem AG. in 
W., die Ausſtellung eines Erbſcheines, wobei ſie indes erklärte, 
daß ſie denjenigen Teil des Nachlaſſes, der ſich als von dem 
Ehemann B. ererbtes Vermögen darſtelle, an deſſen Nacherben 
herauszugeben habe und zwar auf Grund des erſten Teſtaments, 
während ſie zufolge des zweiten Teſtaments alleinige Erbin hin⸗ 
fihtlih des geſamten übrigen Nachlaſſes der Witwe B. ſei. 
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Das AG. war jedoch des Erachtens, daß die Witwe B. durch 
das erſte Teſtament nicht bloß verpflichtet worden ſei, das Ver⸗ 
mögen ihres vor ihr verſtorbenen Mannes deſſen Seitenver- 
wandten zu hinterlaſſen, ſondern daß dieſes Teſtament fie auch 
in Anſehung der von ihr ſelbſt damals verfügten Erbeseinſetzung 
gebunden habe, deshalb aber ihr ſpäteres Teſtament ungültig 
ſei. Auf Beſchwerde gab das LG. in W. der Beſchwerde itatt 
und wies das AG. an, die Erteilung des beantragten Erb ⸗ 
ſcheines aus den in dem angefochtenen Beſchluß angegebenen 
Gründen nicht länger zu verweigern. Darauf erteilte das AG. 
einen Erbſchein, wonach die B. ſich als alleinige Erbin der 
Witwe B. auf Grund des am 19. Juni 1903 errichteten 
Teſtaments ausgewieſen habe, jedoch nicht hinſichtlich desjenigen 
Vermögens, welches der Erblaſſerin von ihrem verſtorbenen Ehe ⸗ 
mann durch das gemeinſchaftliche Teſtament als Vorerbin zu- 
gewendet worden iſt und hinſichtlich deſſen die in dem eben ; 
genannten Teſtamente zugunſten von Seiten verwandten des 
Ehemanns angeordnete Nacherbſchaft beſteht. E., Sohn einer 
vorverſtorbenen Schweſter der Witwe B., welcher ſelbſt Erbrechte 
an deren Nachlaß in Anſpruch nimmt, legte gegen den Beſchluß 
des LG. Beſchwerde ein und erklärte zugleich, er wolle auch 
gegen den Erbſchein, falls ſolche überhaupt zuläſſig jet, Beſchwerde 
erheben. Sollte die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels gegen den 
Erbſchein nicht auerkannt werden, ſo beantrage er, denſelben 
von Amts wegen einzuziehen und anderweite Ermittelungen an- 
zuſtellen. Das OLG. in Jena erachtete die Beſchwerde für 
zuläſſig, ſah ſich aber gehindert, in ihre ſachliche Prüfung ein 
zutreten, da in einem gleichartigen Falle das OLG. in Darm ⸗ 
ſtadt durch Beſchluß vom 13. Juli 1904 (3BlF G., 5. Jahrg. 
S. 317) die Beſchwerde für unzuläffig erklärt habe. Im Hin- 
blick hierauf legte das OLG. Jena mittels Beſchluß vom 
22. Juli 1905 die weitere Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 8G. 
dem RG. vor. Dieſes trat der Rechtsauffaſſung des Os. 
Jena bei: Eine Beſchwerde iſt in Fällen der vorliegenden Art 
für möglich erachtet von dem Os G. in Jena durch Beſchluß 
vom 14. Mai 1902 (OLG. 5, 353) und dem KG. in 
Berlin durch Beſchluß vom 14. November 1904 (OLG. 9, 
436), während das BayDbLG. in feinem Beſchluß vom 
5. Auguſt 1901 (BayObe G3. 2, 543) zwar eine Entſcheidung 
hierüber nicht getroffen, ſich aber in einer Weiſe ausgeſprochen 
hat, welche die Annahme rechtfertigt, daß auch dieſer oberſte 
Gerichtshof geneigt ſei, die Möglichkeit einer Beſchwerde an- 
zuerkennen. Schlechthin dagegen — wie es ſcheint — iſt eine 
ſolche Beſchwerde für unzuläſſig erklärt worden von dem Os. 
in Darmſtadt durch den obenerwähnten Beſchluß. Die für 
letztere Anſicht angegebenen Gründe find indes nicht zutreffend. 
Um einen tatſächlich erteilten unrichtigen Erbſchein wieder zu 
beſeitigen, find im BGB. zwei Wege vorgeſehen: Dem Nach⸗ 
laßgericht iſt, in $ 2361, zur Pflicht gemacht, den erteilten 
Erbſchein, falls ſich ergibt, daß derſelbe unrichtig iſt, einzuziehen, 
oder wenn derſelbe nicht ſofort erlangt werden kann, durch 
Beſchluß für kraftlos zu erklären. Dieſe Maßnahme hat das 
Nachlaßgericht von Amts wegen zu treffen. Daneben iſt, in 
9 2362 Abſ. 1, dem wirklichen Erben die Befugnis erteilt, von 
dem Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins deſſen Herausgabe an 
das Nachlaßgericht zu verlangen und dieſen Anſpruch im Klage⸗ 
wege zu verfolgen. Hieraus ergibt ſich, daß die Anordnung der 
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Erteilung eines Erbſcheins jedenfalls dann, wenn der Erbſchein 
tatſächlich erteilt worden iſt, nicht zum Gegenſtand einer Be⸗ 
ſchwerde gemacht werden kann. Die Wirkungen, die das BGB. 
in den 88 2365 ff. mit der Erteilung eines Erbſcheins ver⸗ 
bindet, treten, wie in dem erwähnten Beſchluß des BaydbeG. 
(S. 545) hervorgehoben wird, ſofort ins Leben und es iſt daher 
nicht angängig, die Folgen, welche mit der Erteilung beziehungs⸗ 
weiſe dem Beſitz eines unrichtigen Erbſcheins verknüpft find, 
einfach dadurch zu beſeitigen, daß die Anordnung der Erteilung 
aufgehoben und der Antrag auf Erteilung abgelehnt wird. Es 
ergibt ſich ferner, daß mit der Beſchwerde nicht eine Abänderung 
des Erbſcheins ſeinem Inhalte nach erzielt werden kann, das 
Beſchwerdegericht mithin nicht Anderungen an dem Inhalt des 
Erbſcheins vornehmen oder an die Stelle des erteilten einen 
anderen ſetzen kann. Dem zufolge SS 2361, 2362 BGB. kann 
ein unrichtiger Erbſchein nur dadurch beſeitigt werden, daß er 
von dem Nachlaßgericht eingezogen oder an dieſes abgeliefert 
oder durch Beſchluß des Nachlaßgerichts für kraftlos erklärt 
wird. Dagegen fehlt jeder Grund für die Annahme, daß die 
Einziehung oder die Kraftloserklärung eines Erbſcheins nicht 
auch auf dem Beſchwerdewege erreicht werden kann. Gegen die 
Verfügung des Gerichts erfter Inſtanz in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſteht zufolge 8 20 Abſ. 1 FGG. 
die Beſchwerde jedem zu, deſſen Recht durch die Berfügung 
beeinträchtigt ift und zufolge § 27 dieſes Geſetzes iſt gegen die 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts die weitere Beſchwerde zu⸗ 
läſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruht. Dieſe Beſchwerden find unter den bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen grundſätzlich ſtets zuläffig und nur dann ausgeſchloſſen, 
wenn beſondere geſetzliche Beſtimmungen ihrer Zuläſſigkeit im 
Wege ſtehen. Das iſt, wie bemerkt, zufolge 58 2361, 2362 
BGB. hinſichtlich des Erbſcheins, ſoweit dieſe Frage hier in 
Betracht kommt, inſofern der Fall, als die Wiederaufhebung der 
Anordnung eines tatſächlich erteilten Erbſcheins und die Anderung 
ſeines Inhalts nicht mittels der Beſchwerde erzielt werden kann. 
Anders dagegen verhält es ſich mit der Einziehung. Die in 
82361 BGB. dem Nachlaßgericht zur Pflicht gemachten Maß⸗ 
nahmen können von jedem, deſſen Recht durch die erfolgte Er⸗ 
teilung des Erbſcheins beeinträchtigt wird, beantragt und gegen 
die Ablehnung eines ſolchen Antrags kann zufolge § 20 Abſ. 1 
56G. Beſchwerde erhoben werden (vgl. Beſchluß des BayObeG. 
vom 22. November 1901, BayObe GZ. 2, 725). In einem 
Fall, wie dem vorliegenden, würden daher, wenn das LG., wie 
hier geſchehen iſt, die Erteilung eines Erbſcheins angeordnet hat, 
diejenigen Perſonen, die ſich für die wirklichen Erben halten, die 
Einziehung des Erbſcheins bei dem Nachlaßgericht beantragen 
und die Ablehnung eines ſolchen Antrags zum Gegenſtand der 
Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde machen können. Im 
Hinblick hierauf iſt es zweifellos, daß es weit einfacher iſt, die 
weitere Beſchwerde bereits gegen einen die Anordnung der Er⸗ 
teilung ausſprechenden Beſchluß des LG. zu geſtatten. Es iſt 
aber auch kein geſetzlicher Grund erſichtlich, weshalb dies nicht 
angängig fein, alſo weshalb nicht ohne völlig zwecklos das Ver⸗ 
fahren vor dem Nachlaßgericht und dem LGG. zu erneuern, ſofort 
die Entſcheidung der dritten Inſtanz herbeigeführt werden könnte. 
Es iſt vielmehr ein ſolches Verfahren für zuläſſig zu erachten, 
nur muß der Antrag der weiteren Beſchwerde nicht auf Auf⸗ 
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hebung der vom LG. verfügten Erteilung des Erbſcheins, auch 
nicht auf eine Abänderung ſeines Inhalts, ſondern darauf 
gerichtet werden, daß derſelbe eingezogen oder für kraftlos erklärt 
werde. Daß nach Erteilung eines Erbſcheins eine ſolche Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig ſei, iſt übrigens auch während der Beratung 
des Entwurfs des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
zur Sprache gekommen und anerkannt worden (vgl. KommB. 
zu § 80 des Entwurfs, Druckſ. des RT. 1897/98 Nr. 109 
S. 49). Im vorliegenden Fall Iaffen ſich die vom Beſchwerde⸗ 
führer E. geſtellten Anträge dahin verſtehen, daß er eine An⸗ 
weiſung an das Nachlaßgericht, den in Rede ſtehenden Erbſchein 
einzuziehen, herbeiführen wolle, und das Verlangen der anderen 
Beſchwerdeführer, die meiſt keinen beſonderen Antrag geſtellt 
haben, iſt in gleicher Weiſe aufzufaſſen. Die Zuläſfigkeit der 
weiteren Beſchwerde iſt deshalb nicht zu beanſtanden. In der 
Sache ſelbſt aber war dem LG. lediglich beizutreten. (Wird 
weiter aus geführt.) B. ſchen Nachlaß betr., Beſchl. v. 21. Sept. 05, 
B 325/05 IV. — Jena. 

Zivilprozeßordnung. 

11. 55 66, 67, 69, 71, 72 ff., 271 3p O. Erklärung 
eines Nebeninteroenienten, nicht mehr dem Kläger, ſondern der 
Beklagten beizutreten. Form der Erklärung.] 

In einem Prozeſſe T. c. C. hatte T. dem B. und dieſer 
wiederum dem F. und F. den Streit verkündet. Alle drei traten 
dem Kläger als Nebenintervenienten bei. Das LG. wies die 
Klage ab. Der Nebenintervenient B. legte Berufung ein und 
nunmehr erklärten F. und F. durch einen zugeſtellten Schriftſatz, 
daß ſie als Nebenintervenienten zugunſten der Beklagten in den 
Rechte treit einträten und ſich deren Anträgen anſchlöſſen. Der 
Kläger und deſſen Nebenintervenient B. beantragten dagegen, 
die jetzige Nebenintervention von F. und F. zugunſten der 
Berufunge beklagen für unzuläſſig zu erklären. Sie halten 
dieſen Wechſel, nachdem die genannten Perſonen in erſter Inſtanz 
dem Kläger als Nebenintervenienten zur Seite geſtanden hätten, 
prozeſſual für unzuläſſig; nur aus dieſem prozeffualen Grunde, 
ſo erklärten ſie, werde der jetzigen Nebenintervention widerſprochen. 
Das OLG. erkannte, daß die Berufung des B. ſowohl wie die 
Nebenintervention von F. und F. zuläſſig ſeien. Die hiergegen 
eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen: Selbſtverftändliche 
Vorausſetzung für einen von dem Nebenintervenienten beab- 
ſichtigten Wechſel der zu unterſtützenden Partei iſt die vorherige 
Löſung des durch den Beitritt des Nebenintervenienten ent- 
ſtandenen prozeſſualen Verhältniſſes zwiſchen ihm und der bisher 
unterſtützten Partei, mit deren Erklärungen und Handlungen er 
ſich fortan, dem Verbot in § 67 ZPO. entgegen, in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen will. Daß eine ſolche Löſung nicht grundſaͤtzlich 
ausgeſchloſſen iſt, beweiſt die von der ZPO. ($ 71) zugelaſſene 
Möglichkeit ihrer Erzwingung durch die eine oder andere Partei, 
und wenn ein ſolcher Fall eintritt, wird kaum ein Bedenken da⸗ 
gegen aufgeworfen werden können, daß der heraus gewieſene 
Nebenintervenient ſich nun der bisberigen gegneriſchen Partei als 
Nebenintervenient anſchließen dürfte, falls er ein dazu erforderliches 
rechtliches Intereſſe glaubhaft macht (8 66 Abſ. 1). Vor- 
liegendenfalls handelt es ſich aber nicht um ein erzwungenes 
Aufgeben der erſten Nebenintervention, ſondern die Neben⸗ 
intervenienten F. und F. haben freiwillig ihren in I. Inſtanz 
erklärten Beitritt an der Seite des Klägers aufgegeben und fid 
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der Beklagten angeſchloſſen; es fragt ſich alfo, ob dies zuläjfig 
war. Bei Erörterung dieſer Frage kann der Fall der ftreit- 
genoſſiſchen Nebenintervention (5 69) ausgeſchloſſen bleiben, weil 
er hier nicht gegeben iſt; der Berufungsrichter hat dies zwar 
nur bezüglich des Verhältniſſes der Nebenintervenienten F. und 
F. zur Beklagten geprüft und verneint, während ſich Bedenken 
gerade dann ergeben könnten, wenn die Nebenintervenienten 
Streitgenoſſen des Klägers geweſen wären, deſſen Snterefien fie 
fortan entgegen wirken wollen. Allein die Vorausſetzungen des 
§ 69 treffen erſichtlich auch auf das Rechtsverhältnis der Neben⸗ 
intervenienten zum Kläger nicht zu. Das Recht des Neben⸗ 
intervenienten, eine begonnene Nebenintervention freiwillig auf- 
zugeben und aus dem Rechtsſtreit wieder auszutreten, iſt un⸗ 
bedenklich anzuerkennen. Der Nebenintervenient ſetzt ſich auch 
nicht etwa in Widerſpruch mit ſeinen eigenen früheren Anträgen, 
denn dieſe hat er durch Zurücknahme der damaligen Neben⸗ 
intervention für ſeine Perſon fallen gelaſſen; wenn und ſoweit 
ſie trotzdem noch für den weiteren Prozeß wirkſam bleiben, 
geſchieht es nur, weil fie als Anträge der Partei gelten, für die 
ſie geſtellt wurden. Schließlich hat der Berufungsrichter noch 
geprüft, ob die Zurücknahme der früheren, von F. und F. zu- 
gunſten des Klägers betriebenen Nebenintervention in der vor⸗ 
geſchriebenen Form erfolgt ſei, nämlich, wie er in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem VI. 35. des RG. (RG. Bd. 56 Nr. 7 
S. 29) unter entſprechender Anwendung der Vorſchrift in 8 271 
Abſ. 2 für die Zurückaahme einer Klage als erforderlich anſieht: 
entweder durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung oder 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes. Er bejaht die Frage, in⸗ 
dem er in dem den Parteien und dem Nebenintervenienten B. 
zugeſtellten Schriftſatze der Nebenintervenienten F. und F. vom 
22. April 1905, worin fie erklären, daß fie der Beklagten als 
Nebenintervenienten beitreten und ſich deren Anträgen anſchließen, 
die deutliche und von dem Kläger und deſſen Nebenintervenienten 
B. auch ſo verſtandene Erklärung findet, daß die Nebeninter⸗ 
vention zugunſten des Klägers aufgegeben werde. Das läpt ſich 
nicht beanſtanden. — Veranlaßt durch die — übrigens für die 
damalige Entſcheidung unerhebliche — Bemerkung in dem er⸗ 
wähnten Urteil des VI. 35. des RG., daß auch der Abſ. 1 
des § 271 auf die Zurücknahme einer Nebenintervention ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden müſſe, wirft der Berufungsrichter 
noch die Frage auf, ob etwa in dieſer Beziehung ein Bedenken 
gegen die Gültigkeit der Zurücknahme der erſten Nebenintervention 
erhoben werden könne, da ſie nicht vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung, ſondern erſt in II. Inſtanz erklärt worden ſei, nach 
dieſer Beſtimmung alfo der Einwilligung des Beklagten bedurft 
haben würde. Wenn nun der Berufungsrichter dieſes Bedenken 
für den vorliegenden Fall ſchon dadurch als erledigt anſehen 
möchte, daß hier die Beklagte mit dem Wechſel einverſtanden ſei, 
ſo ſchlägt dieſer Grund allerdings nicht durch. Denn wenn 
wirklich der Abſ. 1 des 8 271 hier entſprechende Anwendung 
fände, ſo würde doch unter dem dort erwähnten „Beklagten“ im 
Fall der Zurücknahme einer Nebenintervention unmöglich die 
verklagte Partei als ſolche, ſondern nur diejenige Partei ver- 
ftanden werden können, die, gleich wie der Beklagte an der 
Fortſetzung des Prozeſſes, an der Fortſetzung der Nebenintervention 
ein Intereſſe haben möchte und das könnte nur die bisher unter- 
ſtützte Partei ſein, mithin vorliegendenfalls der Kläger, der in 
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die Zurückaahme der Nebenintervention nicht eingewilligt bat. 
Der Berufungsrichter erklärt ſich aber weiter gegen die An⸗ 
wendbarkeit des Abſ. 1 auf den Fall der Zurücknahme einer 
Nebenintervention überhaupt, und darin muß ihm recht gegeben 
werden. Allerdings nicht aus den von ihm angeführten Gründen, 
die dahin gehen, daß das Geſetz zwar dem Beklagten in gewiſſem 
Umfange ein Recht auf Entſcheidung des ſtreitigen Anſpruchs in 
dem einmal anhängig gemachten Verfahren gewähre, daß ftreitig 
aber nur der vom Kläger geltend gemachte Anſpruch ſei, während 
der Nebenintervenient für ſich ſelbſt überhaupt keinen Anſpruch 
erhebe und durch Zurückaahme der Nebenintervention auch nickt 
die Entſcheidung über den zwiſchen den Parteien fireitigen An- 
ſpruch beeinträchtigt werde. Dabei ſetzt alſo der Berufungs 
richter wieder voraus, daß bei entſprechender Anwendung dez 
Abſ. 1 von 8 271 auf die Nebenintervention unter dem dort 
genannten „Beklagten“ die verklagte Hauptpartei oder — was 
wohl gemeint iſt — der Gegner der bisher unterſtützten Partei 
zu verſtehen ſei, während nach dem vorher Erörterten nur die 
verlaffene, bisher unterſtützte Hauptpartei darunter verftanden 
werden koͤnnte. Dieſe hat aber, wie vorflehend in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem angefochtenen Urteil dargelegt worden iſt, 
überhaupt keinen Anſpruch auf Fortſetzung der Nebenintervention. 
Dem Abſ. 1 des 8 271 muß demnach die entſprechende An- 
wendbarkeit auf die Zurücknahme einer Nebenintervention über ⸗ 
haupt abgeſprochen werden. T. c. C., Beſchl. v. 23. Sept. 05, 
B 261/05 V. — Coöln. 

12. 58 109, Abſ. 1, 775 Ziff. 1, 128 3p O. Voraus- 
ſetzung für die Friſt zur Einwilligung der Rückgabe einer be ⸗ 
ſtellten Sicherheit.] 

Nachdem über die Rechtmäßigkeit eines Anſpruchs bereit 
rechtskräftig entſchieden, er rechtskräftig für ungerechtfertigt erklärt 
und er durch für vorläufig vollſtreckbares Urteil vom 30. No- 
vember 1901 wieder aufgehoben worden war, beantragte die 
Klägerin, dem Beklagten eine Friſt gemäß 8 109 Abſ. 1 ZPD. 
zu ſetzen. Das OLG. lehnte unter Verweiſung auf den reichs ⸗ 
gerichtlichen Beſchluß vom 10. Januar 1902 (RG. 50, 376 ff.)“) 
den Antrag ab, weil noch Gefahr beſtehe, daß durch den von 
der Klägerin erwirkten Arreſtbefehl dem Beklagten ein wider⸗ 
rechtlicher Nachteil entſtehe, der in 8 109 Abſ. 1 cit. voraus⸗ 
geſetzte Wegfall der Veranlaſſung für eine Sicherheitsleiſtung 
aber erft dann vorliege, wenn für den Betroffenen die Möglichkeit 
eines Schadens nicht beſtehe. Das RG. hob auf und ſetzt dem 
Beklagten eine Monatsfriſt: Die Verhältniſſe liegen vorliegend 
weſentlich anders als in dem damals zur dies ſeitigen Entſcheidung 
gekommenen Falle. Damals beſtand noch die Möglichkeit weiter 
eintretender Schäden, die Verhaͤltniſſe waren noch gar nicht 
geklärt, um eine Schadenserſatzklage erheben zu können, und 
insbeſondere war über die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit 
des Arreſtes noch keine Entſcheidung ergangen. Gegenwärtig iſt 
aber über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes entſchieden. Ein 
weiterer Schaden kann ſeitdem in Anbetracht der 85 775 Nr. 1, 
928 ZPO. ſchwerlich noch daraus entſtanden fein oder noch 
entſtehen, und es iſt auch nach Lage der Sache wenig wahr⸗ 
ſcheinlich, daß während des Beſt⸗hens des Arreſtes ein Schaden 
aus ihm entſtanden iſt, da die Folgen des Arreſtbefehls, ſoweit 
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die Akten ergeben, lediglich die geweſen find, daß in der kurzen 
Zeit vom 27. September bis zum 30. November 1901 der Be- 
klagte über ſeinen gepfändeten Geſchäftsanteil an einer Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. nicht hat verfügen, in dieſer Zeit einen 
gepfändeten Auflaſſungsanſpruch nicht hat geltend machen konnen, 
und daß ſein Mobiliar in dieſer Zeit gepfändet war, aber in 
ſeiner Wohnung belaſſen geweſen iſt. Die Möglichkeit, daß ein 
Schaden entſtanden iſt, iſt allerdings nicht zu beſtreiten; beiſpiels⸗ 
weiſe, wenn dem Beklagten durch den Arreſt eine in die fragliche 
Zeit fallende günſtige Gelegenheit zum Verkauf ſeines Geſchäfts⸗ 
anteils entzogen wäre. Aber, daß die Friſtſetzung des 8 109 
Abſ. 2, wie der angefochtene Beſchluß annimmt, vorausſetze, daß 
die Möglichkeit eines Schadens überhaupt nicht beſtehe, daß alfo 
dies dem Gerichte nachgewieſen oder wenigſtens glaubhaft gemacht 
werden müſſe, kann nach dem Zwecke des durch die Novelle vom 
17. Mai 1898 neu eingeführten § 109, welcher darauf abzielt, 
auf einfachere Weiſe dem Sicherheitleiſtenden die Wiedererlangung 
der Sicherheit zu ermöglichen, nicht angenommen werden. Als 
„Wegfall der Veranlaſſung der Sicherheitsleiſtung“ kann aller⸗ 
dings, wie in dem angezogenen Beſchluſſe vom 10. Januar 1902 
ausgeführt iſt, nicht die Beſeitigung der prozeſſualen Maßregel 
(bier des Arreſtes) angeſehen werden, ſondern nur eine derartige 
Geſtaltung der Verhältniſſe, daß eine Fortdauer der Sicherheit 
zur Verhütung einer Gefährdung des durch den Arreſt. Betroffenen 
nicht mehr erforderlich erſcheint, daß alſo, was auch in unſerem 
angeführten Beſchluſſe als entſcheidend hingeſtellt iſt, ein weiterer 
Schaden nicht mehr entſtehen kann und der ſofortigen Liquidierung 
eines etwa bereits entſtandenen Schadens Hinderniſſe nicht mehr 
entgegenſtehen. Die Sicherheitsleiſtung hat ihrer Natur nach 
einen proviſoriſchen Charakter, und ſobald der Schaden ſelbſt 
liquidiert werden kann, liegt zu einer weiteren Fortdauer dieſes 
Schwebezuſtandes eine Veranlaſſung nicht mehr vor. Im vor⸗ 
liegenden Falle, in welchem der Arreſt bereits im November 1901 
aufgehoben iſt, iſt unter Berückſichtigung aller Umſtände nicht 
abzuſehen, weshalb ein etwaiger Schaden jetzt nach bald 4 Jahren 
nicht ſollte liquidiert werden können. W. o. C., Beſchl. vom 
26. Sept. 05, B 283/05 III. — Hamm. 

13. 5 304 3 O. in Verb. mit 8 254 BGB. Die Ent- 
ſcheidung über ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten 
iſt im Verfahren über den Grund des Anſpruchs, nicht in dem 
Nachverfahren über den Betrag zu treffen.] 

Das Berufungsgericht hat in dem über den Grund des 
Anſpruchs erlaſſenen Urteile die Frage unentſchieden gelaſſen, 
ob bei der Entſtehung des Schadens inſofern ein ſchuldhaftes 
Verhalten des Klägers mitgewirkt hat, als dieſer es unterlaſſen 
habe, die Beklagte auf die mit der Verſteigerung verbundene 
Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu 
machen; das Berufungsgericht verweift die Erörterung und 
Entſcheidung dieſer Frage in das demnäaͤchſtige Verfahren über 
den Betrag des Anſpruchs. Dieſe Verweiſung war, wie die 
Revifion mit Recht rügt, unzuläſfig. Die Entſcheidung über 
ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten ($ 254 BGB.) 
iſt, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, bereits in dem 
Verfahren über den Grund des Anſpruchs zu treffen, da erft 
mit der Feſtſtellung über ein mitwirkendes Verſchulden des Klägers 
die Haftung der Beklagten endgültig feftgeftellt werden kann. 
RG. 53, 117 (urteil des VI. Senats vom 24. November 1902); 
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Gruchots Beitr. 48, 593 (Urteil des VII. Senats vom 
26. Februar 1904); JW. 04, 448 (Urteil des III. Senats 
vom 14. Juni 1904). Das Urteil des Berufungsgerichts ver⸗ 
ſtößt ſonach gegen die Vorſchrift des 8 304 ZPD. und war 
deshalb aufzuheben. S. D. V. o. L., U. v. 18. Sept. 05, 
138/05 IV. — Coͤln. 

14. 55 627, 936-944 3p O. Regelung der Unterhalts- 
verhältniſſe der Kinder in Rechtsſtreitigkeiten der Eltern.] 

In einem Rechtsſtreite, in welchem der Ehemann die 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft von der Ehefrau 
forderte, ſtellte dieſe in der Berufungsinſtanz den Antrag, daß 
im Verhältnis der Parteien zueinander deren Unterhaltspflicht 
gegenüber den gemeinſamen Kindern durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung geregelt werde. Das OL G. hat zutreffend darauf hin⸗ 
gewieſen, daß fie dieſen Antrag nicht, wie geſchehen, auf 8 627 
ZPD. ſtützen konnte, weil es ſich im Hauptprozeſſe nicht um 
die Scheidung, die Nichtigkeit oder die Anfechtung der Ehe, 
ſondern um die vom Kläger verlangte Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft handelt. Die Beſchwerde der beklagten Ehefrau 
wurde zurückgewieſen: Letztere macht geltend, daß auch in einem 
ſolchen Prozeſſe die 88 936 — 944 ZPD. zur Anwendung kämen 
und verweift auf das in der JW. S. 179 mitgeteilte Urteil 
des RG. vom 30. Januar 1905. Nun iſt es zwar richtig, 
daß wie in allen Rechtsſtreitigkeiten, ſo auch außerhalb der 
Fälle des § 627 in anderen Cheſachen der Erlaß einſtweiliger 
Verfügungen an ſich zuläffig iſt. Während aber nach § 627 
in Prozeſſen wegen Scheidung, Nichtigkeit oder Anfechtung der 
Ehe Anordnungen darüber, wie es die Eltern während der 
Dauer des Rechtsſtreits untereinander mit dem Unterhalt der 
Kinder zu halten haben, ſchon kraft Geſetzes zu den Maßnahmen 
gehören, auf die ſich die Regelung des Zwiſchenzuſtandes ſachlich 
erſtrecken darf, ſtellt die allgemeine Vorſchrift des 8 940 ZPO. 
für Rechtsſtreitigkeiten anderer Art an erſter Stelle das Er⸗ 
fordernis auf, daß nach der beſonderen Beſchaffenheit des 
einzelnen Falles die zu erlaſſende Anordnung ſich geradehin auf 
das in der Hauptſache ſtreitige Rechtsverhältnis beziehen muß, 
ſo daß weiter abliegende Maßnahmen nur dann in Betracht 
kommen können, wenn ohne fie der Zweck, unter den Parteien 
hinfichtlich des Hauptſtreites ein geordnetes und ruhiges äußeres 
Verhältnis vorläufig herzuſtellen, ſich nicht erreichen läßt. Dieſes 
Erfordernis des tatſächlichen ſachlichen Zuſammenhanges mit 
dem Hauptſtreite war in dem Falle der erwähnten Entſcheidung 
vom 30. Januar 1905 ohne weiteres gewahrt, da der Haupt⸗ 
prozeß die Unterhaltungspflicht des Ehemannes gegenüber der 
Frau bei beſtehender Trennung, die einſtweilige Verfügung aber 
eine vorläufige Hergabe von Unterhaltsbeiträgen zum Gegen⸗ 
ſtande hatte. Für die gegenwärtige Entſcheidung iſt dagegen 
die Sachlage eine andere. Es iſt nicht erfichtlich, daß, wenn 
die äußeren Verhältniſſe der Parteien zueinander eine vor- 
läufige Regelung mit bezug darauf finden ſollen, daß die Be⸗ 
klagte im Hauptprozeſſe ihr Recht verteidigt, vom Manne ge⸗ 
trennt zu leben, hierzu nach den Umſtänden des Falles auch 
eine gerichtliche Anordnung über den Unterhalt der Kinder ge⸗ 
hoͤrt. Dazu kommt, daß die Beklagte es jedenfalls daran hat 
fehlen laſſen, das Vorhandenſein der zweiten Vorausſetzung des 
§ 940 3PO. darzutun. Ihr Vorbringen läßt nämlich nicht 
erkennen, daß zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder zur 
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Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen die 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes ſich überhaupt als 
nötig erweiſt. Die Beſchwerde konnte daher keinen Erfolg 
haben. K. o. K., Beſchl. v. 18. Sept. 05, B 848/05 IV. — 
Berlin. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

15. 8 13 GVG. Zuläſfigkeit des Rechtsweges, auch 
wenn das Urteil durch Zwangs vollſtreckung nicht erzwingbar iſt.] 

Die Erben des Pfarrers H. ſchenkten der Pfarrkirche zu P. 
80 Taler zur Stiftung eines Anniverſariums zum Seelen⸗ 
heil des Pfarrers H. „unter der ausdrücklichen Bedingung, daß 
an dem Sterbetage des genannten Erblaſſers zum Seelenheile 
des verlebten H. in der Pfarrkirche zu P. ein Anniverſarium 
gehalten werde.“ Die von der Beſchenkten angenommene 
Schenkung erlangte die biſchöfliche Genehmigung. Das 
Anniverſarium wurde in der betreffenden Pfarrkirche geleſen, 
bis vor einigen Jahren eine neue Kirche in B. errichtet und 
ſeitdem die Meſſe in dieſer Kirche geleſen wurde. Der Kläger, 
als Sohn eines der Stifter, iſt hiermit nicht einverſtanden. 
Er erhob Klage gegen die Kirchengemeinde P. und beantragte, 
die Beklagte zu verurteilen, an Kläger die ausdrückliche Be⸗ 
dingung des Stiftungsaktes dahin zu erfüllen, daß die geſtiftete 
Meſſe in der Pfarrkirche zu P. gehalten werde. Die Beklagte 
machte den Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges geltend, 
denn es handele ſich um eine interne Angelegenheit der Kirche, 
die durch die biſchöfliche Behörde geregelt ſei, die bürgerlichen 
Geſetze hätten hierauf keinen Einfluß. Die Einrede der Un⸗ 
zuläſfigkeit des Rechtsweges wurde verworfen und die Reviſion 
zurückgewieſen: Das OLG. iſt in Übereinſtimmung mit der 
neueren Rechtſprechung der ordentlichen Gerichte (Oppenhoff: 
Reſſortgeſetze 2 A. S. 39 und die dort angeführte Literatur) 
und zutreffend davon ausgegangen, daß für die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges lediglich entſcheidend iſt, ob nach der Klage⸗ 
begründung der geltend gemachte Anſpruch ſich als ein 
privatrechtlicher darſtellt; denn iſt dieſes der Fall, ſo liegt 
ein bürgerlicher Rechtsſtreit vor, der, weil für ſeine Entſcheidung 
nicht beſondere Gerichte oder Behörden beſtellt find, zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte gehört. Die Klage iſt nun 
auf den Schenkungsvertrag geſtützt. Den Klagegrund bildet 
alſo ein privatrechtlicher Vertrag, und das Klagebegehren iſt 
auf die Erfüllung der Leiſtung gerichtet, zu welcher ſich die 
Beklagte in dem Vertrage verbindlich gemacht hat. Dieſe 
Leiſtung iſt nach Maßgabe des Vertrages für die Parteien rein 
privatrechtlicher Natur, ſie bildet eine Gegenleiſtung für die 
gemachte und angenommene Schenkung. Sie ändert auch ihren 
privatrechtlichen Charakter dadurch nicht, daß die Seelenmeſſen 
in der katholiſchen Kirche dem religiöfen Gebiete, dem Kultus 
angehören und eine rein innerkirchliche Angelegenheit find, 
worüber ausſchließlich die kirchlichen Organe zu befinden haben. 
Dieſer, von der Beklagten zur Begründung der Reviſion beſonders 
hervorgehobene Geſichtspunkt betrifft die materiellrechtliche Seite 
der Klage und hat nur Bedeutung für die Frage, ob die 
Klage, worin behauptet iſt, die ftreitige Meſſe werde mit 
Unrecht in der Pfarrkirche zu B. und nicht mehr in der 
Pfarrkirche zu P. geleſen, begründet iſt. Daher hat das 
OLG. auch mit Recht ausgeſprochen, daß für die Frage der 
Zuläffigkeit des Rechtsweges unerheblich ſei, ob das Klagpetitum, 
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wenn rechtskräftig zugeſprochen, im Wege der Zwangsvollſtreckung 
erzwingbar iſt. Endlich kann die Beklagte mit ihrer Behauptung, 
auf Anordnung der zuſtändigen kirchlichen Behörde ſei die 
Meſſe in die Kirche zu B. verlegt worden, ſich für den Anz⸗ 
ſchluß des Rechtsweges nicht auf das Geſetz über die Zuläſfigkeit 
des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 
11. Mai 1842 berufen, da die Handhabung der Polizei 
geſetzlich der Staatsgewalt zufteht und nicht an die Kirchen ⸗ 
behörden übertragen iſt (Entſch. des Preußiſchen Kompetenz · 
gerichtshofes vom 10. März 1900 in der DIZ. 5, 399.) 
Kirchengemeinde P. o. P., U. v. 29. Sept. 05, 19/05 II. — Cöln. 

Handelsgeſetzbuch. 

16. 5 377 HGB. verlangt im Intereſſe der Verkehrs. 
ſicherheit Präziſierung der Mängelrüge.] 

Beklagte hat von der Klägerin am 13. März 1903 zwei 
Sendungen ſächſiſchen Timotee (eine Art Grasſamen) zu je 
50 Ballen Nr. 65 und 66 nach Probe zum Preis von 
7250 Mark käuflich erhalten. Am 16. März ſchrieb Beklagte 
der Klägerin, fie konne beide Partien nicht als kontraktlich be⸗ 
zeichnen, indem dieſelben gegen die Kaufmuſter weſentlich ab- 
fallen. Das OLG. Hamburg nahm dieſe Mängelanzeige als 
inhaltlich genügend an. Dieſe Annahme bekämpft die Reviflon als 
rechtsirrig. Sie meint, das Os G. ftelle auf Grund der Beweis · 
erhebung feſt, daß die Kaufproben „geziert“ waren, indem die⸗ 
ſelben in Reinheit (Beſatz) und Farbe von der gelieferten Ware 
abwichen und daher weſentlich beſſer waren als der gelieferte 
Samen. Dieſe Abweichung in Reinheit und Farbe hätte Be 
klagte in ihrer Mängelrüge angeben müffen, weil Beklagte dieſe 
Abweichung ohne weiteres erkannt hatte und Klägerin ohne dieſe 
genaue Bezeichnung des Mangels Art und Umfang des ſelben 
nicht habe beurteilen können. Die Mängelrüge beſage weiter 
nichts, als daß die Ware gegenüber der Probe weſentlich ab- 
falle, alſo probewidrig ſei. Das Geſetz erheiſche aber noch 
weiter die Angabe des Grundes der Probewidrigkeit. Der 
Berufungsrichter verkenne daher die Bedeutung der Mängelrüge, 
indem er davon ausgehe, Beklagte habe eine ſolche Auseinander 
ſetzung, worin die Abweichung liege, nicht nötig gehabt, weil 
fie durch eine Präzifierung Gefahr gelaufen habe, die dabei 
nicht erwähnten Eigenſchaften, die ſich bei ſpäterer Feſtſtellung 
ebenfalls als probewidrig erweiſen würden, nicht mehr zur Be⸗ 
gründung ihrer Mängelrüge heranziehen zu können. — In der 
Tat enthalten die Gründe des angefochtenen Urteils dieſen von 
der Klägerin beanſtandeten Satz. Derſelbe iſt rechtsirrig; denn 
die Mängelanzeige muß, wenn ſie auch nicht in alle Einzel⸗ 
heiten einzugehen braucht, doch die Ausſtellungen des Käufers 
ſo genau enthalten, daß der Verkäufer zu erkennen vermag, 
welche Mängel gemeint find; denn die Vorſchrift des § 377 
HGB. dient der Sicherheit des Handelsverkehrs und will den 
Verkäufer vor Nachſchiebungen nicht prägifierter Mängel anderer 
Art als der gerügten ſchützen. Dies gilt auch bei Bemängelung 
der Probewidrigkeit. Dem Verkäufer muß der Grund der Ab⸗ 
weichung der Ware von der Probe erkennbar gemacht werden. 
Die vom Berufungsrichter für feine Meinung angezogenen 
Entſcheidungen des ROHG. 5, 261; 10, 269 ff. gehören 


überhaupt nicht hierher und die weiter angerufene Entſcheidung 


des RO HG. 18, 204 hat die vertragliche Abänderung der 
Rügepflicht durch Vereinbarung des Arbitrageverfahrens zum 


von dem Muſter ſehr ſtreng nehme. 


34. Jahrgang. 


Gegenſtand. Würde die angefochtene Entſcheidung in der Tat 


1 auf dem foeben erörterten Rechtsirttum beruhen, jo müßte dem 
. Angriff der Klägerin Folge gegeben werden. Das Os G. ſtellt 
. jedoch weiterhin feſt, es handle ſich um einen böͤchſt diffizilen 


Artikel, bei welchem man es im Handel in der Abweichung 
Die Abweichung an Rein⸗ 
heit und Farbe ſei hier eine augenfällige geweſen. Im Samen- 
handel — beide Teile find Samenhändler — ſei gerade die 
Redewendung, daß die Ware gegen die Probe abfalle, eine 
genügende; es habe außerdem die Klägerin ausweislich der 


Rn Korreſpondenz erkannt, daß die Beklagte Reinheit und Farbe 


bemängeln wolle, und entſpreche eine ſolche Rüge, wie ſie Be⸗ 
klagte erhoben, dem Hamburger Brauche im Samenhandel. 
Dieſe Feſtſtellungen find tatſächlicher Natur. Daß dieſelben von 
einem Rechtsirrtum beeinflußt wären, iſt nicht zu erkennen; ſie 
ſtehen im Einklang mit tem, was eingangs dieſer Entſcheidungs⸗ 
gründe über das Weſen einer Mängelrüge bemerkt worden iſt 
und tragen das Urteil. M. c. E. & v. Sp., U. v. 22. Sept. 05, 
9/05 II. — Hamburg. 

Haftpflichtgeſetz. 

17. 5 3a Haftpfl®. Die Angehörigen des Verletzten (nicht 
Getöteten) haben an fi keinen Anſpruch auf Entſchädigung.] 

Der Kläger will während einer Fahrt auf der von der 
Beklagten betriebenen Eiſenbahn am 23. April 1901 durch 
eine Zugentgleiſung verletzt ſein. Er fordert klagend den Erſatz 
von 70,70 Mark Heilungskoſten und die Zahlung einer Rente 
vom 24. April 1900 ab auf ſeine Lebenszeit in Höhe von 
750 Mark jährlich und, falls ſeine Ehefrau ihn überlebe, die 
Zahlung einer Rente an dieſe auf deren Lebenszeit in Höhe des 
halben genannten Betrages. Das LG. hat durch Urteil vom 
9. Oktober 1903 den Anſpruch des Klägers dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt und die dagegen von der Beklagten 
eingelegte Berufung iſt in dem angefochtenen Urteile zurück⸗ 
gewiefen worden. Die Berufung hatte u. a. gerügt, daß der 
Anſpruch des Klägers, daß nach ſeinem Tode ſeiner etwa ihn 
überlebenden Witwe eine Rente gezahlt werde, zu Unrecht für 
begründet erklärt jet. Auf dieſe Beſchwerde iſt der Berufungs⸗ 
richter nicht eingegangen, weil der erſte Richter nur über einen 
Teil des Anſpruchs, nämlich den des Ehemannes, habe ent- 
ſcheiden wollen, nicht auch über die eventuelle Verpflichtung zur 
Entſchädigung der Ehefrau des Klägers. Die Reviſion will 
dieſe Auslegung des landgerichtlichen Urteils nicht gelten laſſen 
und ihre Beſchwerde iſt auch begründet: Das LG. hat in der 
Tat auch darüber entſchieden (wird dargelegt) und das Be⸗ 
rufungsgericht hätte auf die ſachliche Beſchwerde des Beklagten 
eingehen ſollen. Das angefochtene Urteil mußte deswegen, 
ſoweit als es die Berufung auch bezüglich des hier in Rede 
ſtehenden Anſpruchs zurückgewieſen hat, aufgehoben werden. 
Da die Sache inſoweit bereits zur Entſcheidung reif iſt, ſo 
konnte über dieſen Anſpruch ſofort entschieden werden. Die 
Ehefrau des Klägers, für die, falls fie dieſen überleben follte, 
eine Rente gefordert wird, ift nicht Prozeßpartei. Der Kläger 
fordert aus ſeinem Rechte als Entſchädigung für die von ih m 
erlittene Verletzung die Rente für die Frau. Dieſe hat daher 
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auch unbedenklich in I. Inſtanz als Zeugin vernommen werden 
dürfen. Die Entſchädigung, die der Kläger fordern kann, 
beſtimmt fi) nach $ 3a HaftpflG., das den Angehörigen des 
Verletzten — abweichend von dem im § 3 geregelten Falle der 
Tötung — einen Anſpruch auf Entſchädigung nicht gibt. Qb 
die Angehörigen nach § 3 einen Erſatzanſpruch haben, wenn 
infolge der Nachwirkungen der Verletzung ihr zunächſt nur 
körperlich verletzter Ernährer verfrüht ſtirbt, braucht hier nicht 
erörtert zu werden. Denn der Kläger iſt ja noch am Leben, 
und es iſt nichts darüber behauptet, daß infolge ſeines Unfalls 
ſeine Angehörigen früher den von ihm gewährten Unterhalt 
verlieren werden, als anderenfalls geſchehen ſein würde. Auch 
hat die Frau einen ihr zuſtehenden Anſpruch in dieſem Prozeſſe 
gar nicht geltend gemacht. Der Anſpruch des Klägers, ihm eine 
Entſchädigung durch Zahlung einer Rente an ſeine etwaige 
Witwe zu gewähren, war daher ganz abzuweiſen. W. L. E. 
c. H., U. v. 21. Sept. 05, 568/04 VI. — Hamm. 

Grundſätze des Bundesrats für die Beſetzung 
der Subaltern- und Unterbeamtenftellen mit 
Militäranwärtern von 1882. 

18. 5 22 Abſ. 4 der Grundſätze. Unterſchied zwiſchen 
Militäranwärtern und anderen Angeſtellten hinfichtlich der An⸗ 
rechnung des Probejahres beim Aufrücken in höhere Dienit- 
einnahmen.] 

Ein Obertelegrapbenaffiitent verlangte die Anrechnung des 
Probejahrs bei der Geſamt dienſtzeit für das Aufrücken in 
hohere Dienſteinnahmen. Das OL G. wies ab und das RG. 
verwarf die Reviſton: Die Reviflon ſcheitert an dem klaren 
Wortlaut des Abſ. 4 des §S 22 der Grundſätze des Bundesrats 
für die Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen mit 
Militäranwärtern von 1882, daß die in ihm vorgeſchriebene Anrech ⸗ 
nung der Probezeit von der Bedingung abhängig gemacht 
iſt, daß in dem betreffenden Dienſtzweige nach den für ihn be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen die Geſamt dienſtzeit für das Auf⸗ 
rücken in höhere Dienſteinnahmen entſcheidend iſt. Das iſt in 
dem Dienſtzweige der Poft- und Telegraphenverwaltung min- 
deſtens ſeit Einführung des Syſtems der Dienſtaltersſtufen nicht 
der Fall, da hiernach für den Eintritt in die höhere Stufe 
nicht die Geſamtdienſtzeit, ſondern, wie in den Denkſchriften 
zum Etat 1893/94 S. 55, 1894/95 S. 56 ff. ausdrücklich 
hervorgehoben iſt, und auf welche als auch für die Poft- und 
Telegraphenbeamten maßgebend in der Denkſchrift zu dem dies 
Syſtem auch für die Poft- und Telegraphenverwaltung ein⸗ 
führenden Etat für 1895/96 (S. 54) verwirjen wird, die Zeit 
feit der etatsmäßigen Anſtellung entſcheidend iſt. Daß 
auch tatſächlich in der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung in 
dieſer Weiſe verfahren wird, alſo für die Alterszulagen der Tag 
der etatsmäßigen Anſtellung als entſcheidend erachtet wird, hat 
auch die Revifion in der mündlichen Verhandlung ausdrücklich 
zugegeben. Der Abſ. 4 hat offenbar den Zweifel beſeitigen 
wollen, ob eine Probezeit als ſchon in der Dienſtzeit mitinbe- 
griffen erachtet werden könne, und hat dies zugunſten der Militär⸗ 
anwärter ausdrücklich feſtgeſetzt. T. c. Reichspoſtfie kus, U. v. 
22. Sept. 05, 49/05 III. — Hamburg. ö 
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Deutſche Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft.“ 
Ill. Vierteljahr. 1905. 


Unter Mitwirkung von Fachgenoſſen geſammelt und geordnet 
von Amtsrichter Vormbaum. 


A. Allgemeine Werke der Rechtswiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 


vacat. 


II. Geſchichte des Rechtes. 


Byloff, Fritz: Zwei Strafprozeſſe aus der Inguiſitionszeit. 
Arch Krim Anthr. 19. Bd. 360 — 382. 

Ehrlich: Recht und Prätor. Eine Erledigung. Grünhuts Z. 32. Bd. 
599 —612. 

Geffcken, H., u. Tykocinski, H.: Stiftungsbuch der Stadt Leipzig, 
im Auftrage des Rates auf Grund der Urkunden und Akten des 
Ratsarchivs verfaßt. Leipzig, (H. Matthes), 1905. (LVI, 735 ©.) 
Geb. in Leinw. 20 M. 

Günther, Ludwig: Ein Hexenprozeß. Ein Kapitel aus der Geſchichte 
des dunkelſten Aberglaubens. ArchKrimAnthr. 19. Bd. 298 — 356. 

Hellwig, Albert: Ein moderner Hexenprozeß. ArchKrimAnthr. 
19. Bd. 279 — 285. 

Hofmokl, Franciszek: Erſitzungstitel des römiſchen Rechts. Hiſtoriſch⸗ 
dogmatiſcher Verſuch. Wien, Manz, 1905. (VIII, 189 S.) 5 M. 

Kohler, Joſef: Strafrecht zu Cervantes Zeiten. Goltd Arch. 52. Ig. 
78—81. 

Linckelmann, Karl: Das alte Hannover. Mitteilungen aus der 
Verfaſſungs⸗ und Rechtsgeſchichte. (Feſtſchrift zum 17. Deutſchen 
Anwaltstage. S. 117 — 126.) Hannover, Göhmannſche Buchdr., 1905. 

Lipſius, Juſtus Herm.: Das attiſche Recht und Rechtsverfahren, 
mit Benutzung des attiſchen Prozeſſes von M. H. E. Meier und 
G. F. Schömann dargeſtellt. 1. Bd. Leipzig, O. N. Reisland, 
1905. (IV, 233 S.) 6 M. 

Quellen zur Geſchichte des römiſch⸗kanoniſchen Prozeſſes im Mittel⸗ 
alter. Herausgegeben von Ludwig Wahrmund. 1. Bd. Inns⸗ 
bruck, Wagner. 

1. Heft. Die Summa libellorum des Bernardus Dorna. 
(XXIV, 104 S.) 1905. 7 M. 

2. u. 3. Heft. Die dumma minorum des Magiſter Arnulphus. — 
Der Curialis (XIX, 58; XI, 63 S.) 1905. 5 M. 

Rockinger, Ludwig] v.: Über die Familienangehörigkeit der fo: 
genannten Krafftſchen Handſchrift des kaiſerl. Land⸗ und Lehen⸗ 
rechts. [Aus: „Sitzungsber. der bayeriſchen Akademie d. Wiſſ.“] 
München (G. Franz’ Verl.), 1905. (S. 281 —313.) 0,60 M. 

Roſcher, Theodor: Gerichtsverfaſſung und Anwaltſchaft im einſt⸗ 
maligen Kurſtaat und Königreich Hannover. (Feſtſchrift zum 
17. Deutſchen Anwaltstage. S. 5— 116.) Hannover, Göhmannſche 
Buchdr., 1905. 


— - 


*) Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem * bes 
zeichnet und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für 
die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die 
vom 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „Vorſchläge für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 


Karl v. Brüger 7 29. März 1905. Von Bl. ThürBl. 52. Bd. 
I- XXIV. 

Göller, Emil: Die Kommentatoren der päpſtlichen Kanzleiregeln 
von Ende des 15. bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts. Ein 
Beitrag zur Geſchichte der Quellen des kanoniſchen Rechts. 
ArchKathKR. 85. Bd. 441 —460. 

Keyßner, Geh. Juſtizrat, Dr. T. Recht. 9. Ig. 497. 

Poſchinger, Heinrich v.: Aus der politiſchen Korreſpondenz des 
Präſidenten des badiſchen Miniſteriums des Auswärtigen Rudolf 
v. Freydorf. Hirths Ann. 38. Ig. 544 —550. 

Rießer: Dr. Hugo Keyßner T. DIZ. 10. Ig. 845. 

Scheel, Willy: Johann Freiherr zu Schwarzenberg. Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (XVI, 381 S. mit Titelbild.) 8 M. 

Reichsgerichtsrat Schumann +. Recht. 9. Ig. 465. 

Hermann Stern I. Nachruf von W. KGBl. 16. Ig. 77. 


IV. Quellen. 


Hauptſachregiſter zum Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothringen von 1871 
bis 1904. Straßburg, Kaiſerliches Poſtamt 1. (244 S.) 1,50 M. 

Helmrich: Zuſammenſtellung der in den zum Oberlandesgericht 
Jena vereinigten Thüringiſchen Staaten im Jahre 1904 ergangenen 
Landesgeſetze, Verordnungen, Miniſterialerlaſſe uſw., ſoweit ſie 
für die Praxis der Gerichte von beſonderem Intereſſe ſind. 
Thür Bl. 52. Bd. 268 — 274. 

Maraun, W.: Verwaltungsvorſchriften für preußiſche Gemeinde, 
Polizei: und Kreisbehörden. Sammlung zentralbehördlicher Erlaſſe 
zur Ausführung und Erläuterung der Staats- und Reichsgeſetze. 
Jahrgang 1904. Berlin, Bruer & Co., 1905. (III, 724 u. 102 S. 
nebſt Berichtigungs⸗ und Ergänzungsblättchen II. Jahrgang 1904. 
40 Bl.) Geb. in Halbfrz. 15 M. 

Prütz, Guſt.: Sammlung der wichtigſten landespolizeilichen Ber: 
ordnungen für Schleswig⸗Holſtein und ſämtlicher ortspolizeilichen 
Verordnungen für den Polizeibezirk Kiel. Kiel, W. G. Mühlau, 
1905. (XII, 394 S.) Kart. 8 M. 

Quentel, E.: Sammlung der die Verfaſſung und Verwaltung des 
Bezirksverbandes des Regierungsbezirks Wiesbaden betreffenden 
Geſetze, Verordnungen, Statuten, Reglements und ſonſtigen Be⸗ 
ſtimmungen. 2. neubearbeitete Aufl. Wiesbaden, H. Staadt, 
1905. (XII, 608 S.) Geb. in Leinw. 8,50 M. 

Der Sachſenſpiegel (Landrecht), nach der älteſten Leipziger 
Handſchrift herausgegeben von Julius Weiske. Neubearbeitet von 
R. Hildebrand. 8., unveränderte Aufl. Leipzig, O. N. Reisland, 
1905. (XIV, 202 S.) 3 M., geb. 3,80 M. 

Haynſche Sammlung der Polizei: Verordnungen und polizeilichen 
Vorſchriften für den Regierungsbezirk Poſen. II. Bd. Nach⸗ 
träge bis zum Mai 1905. Provinzielle und Bezirks⸗Verordnungen, 
Anweiſungen, Reglements und Bekanntmachungen. Herausgegeben 
von Otto Kotze. Berlin, A. W. Hayn's Erben, 1905. 
(X, 195 S.) 2,50 M. 

Schneider, Klonrad]: Die deutſche und die preußiſche Geſetzgebung 
bis gegen Ende des Jahres 1904. Oſt as Z. 56. Ig. 251 — 252. 
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Oberrheiniſche Stadtrechte. Herausgegeben von der badiſchen 
hiſtoriſchen Kommiſſion. Heidelberg, C. Winter, Verlag. 
II. Abteilung: Schwäbiſche Rechte. 1. Heft. Roder, Chriſtian: 
Villingen. 1905. (XVIII, 228 S.) 8 M. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. 

Fuld, Ludwig: Mitteleuropäiſche Rechtsausgleichung. 
8. Ig. 335 — 346. 

Gewalt geht vor Recht! Epiſoden aus der Nordmark. Herausgegeben 
von Arminius. Flensburg, Jul. B. Ehlers, 1905. (87 S.) 1 M. 

Glos, Anton: Zur Frage der Ausbildung der Unterſuchungsrichter. 
OſtR Z. 2. Ig. 414—417. 

Kraus, Oskar: Die leitenden Grundſätze der Geſetzes interpretation. 
Grünhuts Z. 32. Bd. 613— 636. 

Krückmann: Rechtsunterricht, Repetitorien und Zwiſchenprüfung. 
Bay. 1. Ig. 379—382. 

Laband, [Paul]: Zur Frage der Juſtizaufſicht. DIZ. 10. Ig. 
623—626. 

Radbruch, Guſtav: Über die Methode der Rechtsvergleichung. 
MSchrͤKrimPſych. 2. Ig. 422—425. 

Stampe: Rechtsfindung durch Intereſſenwägung. OſtR.Z. 2. Ig. 
433—439 u. DIZ. 10. Ig. 713— 719. 


ZSoz W. 


VI. Enzyklopädien. Praktika. 


Ebert, Eugen: Das amtsgerichtliche Dezernat. Beiſpiele und Ver⸗ 
fügungs⸗Entwürfe für die geſamte amtsrichterliche Tätigkeit 
unter Anführung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 7. Aufl. (XVIII, 581 S.) 
Geb. in Leinw. 10 M. 

Das geſamte deutſche Recht für das deutſche Volk in leicht faßlicher 
Darſtellung, verbunden mit umfangreicher Anleitung und Muſtern 
zur Erledigung des ſchriftlichen Verkehrs. Natgeber für alle im 
bürgerlichen und praktiſchen Leben vorkommenden Rechtsfragen. 
Bearbeitet von A. Leander, Heinr. Neumann, Konr. Naumann u. a. 
Potsdam, Bonneß & Hachfeld, 1905. 1.—32. Lfg. (1491 S.) 
Subſkr.⸗Pr. je 0,70 M.; Einzelpr. je 1 M. 

Wandelt, Hans: Das geſamte Recht des Deutſchen Reiches in 
Frage und Antwort, zur Vorbereitung für das Referendarexamen 
und die juriſtiſche Doktorprüfung bearbeitet. 2. verbeſſerte und 
erweiterte Aufl. Berlin, E. Weber, 1905. Jeder Bd. 3 M.; 
geb. 3,50 M. 

4. Familienrecht. (VI, 155 S.) — 5. Erbrecht. (VI, 157 S.) 
— 6. Römische Rechtsgeſchichte. Deutſche Rechtsgeſchichte. (VI, 
171 S.) — 7. Zivilprozeß, Konkurs. (VI, 201 S.) — 8. Straf⸗ 
recht, Strafprozeß. (VI, 175 S.) — 9. Kirchenrecht. Völker⸗ 
recht. Nationalökonomie. (VI, 179 S.) 

Weigand, F. A.: Auskunftei. Ein Ratgeber über alle im täglichen 
Leben vorkommenden Fragen. Bearbeitet von G. A. Zimmer und 
Kurt Weigand jun. Chemnitz, F. A. Weigand, 1905. (XIII, 
257 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 


vacat. 


VIII. Neue periodiſche Unternehmungen. 


vacat. 


IX. Entſcheidungsſammlungen. — Beſprechung veröffent⸗ 
lichter Entſcheidungen. 

Camphauſen und Mieck: Entſcheidungen des Reichsgerichts (und 

Oberverwaltungsgerichts) über Baus, Bahn-, Waſſer⸗ und Wege⸗ 

Polizei, Enteignung von Grundeigentum, Grundbuchangelegenheiten, 


Anlegung von Straßen⸗Kleinbahnen uſw. Saarbrücken, H. Hecker, 
1905. (In 5 Lfgn.) 1. Lfg. (S. 1—48.) 1 M. 

Dennler: Aus dem 57. und 58. Bande der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilſachen. BayNot Z. 6. Ig. 98— 110. 

Gutmann: Zuſammenſtellung der im März und April 1905 ver⸗ 
öffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. B. Handelsrecht. 
Puchelts Z. 36. Bd. 421—427. 

Hertel, F.: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Bd. 58 Heft 1 u. 2. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 196— 197. 

Kuhlenbeck, L.: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Zivilrechts in 
ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen. LXI. 
JW. 34. Ig. 513—516. 

Lindenberg, G.: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Strafſachen. Bd. 37 Heft 3. DIZ. 10. Ig. 774 — 780. 

Warneyer: Zuſammenſtellung der im März und April 1905 ver⸗ 
öffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivilrecht. 
Puchelts Z. 36 Bd. 393—420. 


B. Privatrecht. 


I. Privatrecht der dentſchen Bundesſtaaten. — Ausführungs⸗ 
geſetze zum BGB. 


* G., betr. die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. VI. 


1865/1892. Vom 5. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 25 S. 265 — 266. 

* G., betr. die Abänderung einzelner Beſtimmungen des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. VI. 1865/1892. Vom 14. VII. 1905. 
PrGSamml. Nr. 30 S. 307 —314. 

* Allgemeine Bf. des Juſtizminiſters vom 18. VIII. 1905, betr. die 
Mitteilung des Verkaufspreiſes von Grundſtücken an die Hypotheken⸗ 
banken und an die landſchaftlichen und ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
anſtalten. PrJMBl. Nr. 31 S. 232. 

Arndt, Ad.: Kurzgefaßter Kommentar des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. VI. 1865/1892 (3. Aufl.), Nachtrag, enthaltend I. Das 
Geſetz, betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. VI. 1865/1892, vom 5. VII. 1905 (GS. S. 265). 
(Sperre der Mutungen auf Steinkohlen und Steinſalz) und 
II. Das Geſetz, betreffend die Abänderung einzelner Beſtimmungen 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. VI. 1865/1892, vom 
14. VII. 1905 (GS. S. 307) (Arbeiterverhältniſſe). Leipzig, 
C. E. M. Pfeffer, 1905. (24 S.) 0,60 M. 

Bennhold, Fritz: Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 
vom 24. VI. 1865. Textausgabe mit Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. 2. verb. Aufl. Nachtrag. Die zwei neuen Novellen zum 
Allgemeinen Berggeſetz. I. Arbeiterſchutznovelle vom 14. VII. 
1905. II. Mutungsgeſetz vom 5. VII. 1905. Eſſen, G. D. Bae⸗ 
deker, 1905. (16 S.) 0,80 M. 

Berthold, Franz: Verzeichnis der über das deutſche Familien⸗ 
fideikommiß vorhandenen Literatur. JBl. 17. Bd. 173 — 188. 

Buchka, Gerh. v.: Landesprivatrecht der Großherzogtümer Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz. (Dernburg, Heinrich: 
Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs und Preußens. V. Er⸗ 
gänzungsband.) Halle, Buchhandlung des Waiſenhauſes, 1905. 
(X, 223 S.) 6 M. 

Gierke, Otto Hans: Der Verzicht des Fideikommißbeſitzers. 
IheringsJ. 49. Bd. 187 — 280. 

Gierke, Otto: Deutſches Privatrecht. 2. Bd. Sachenrecht. (Syſte⸗ 
matiſches Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft. Hrg. von 
Karl Binding. II. Abt., 3. Teil, II. Bd.) Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1905. (XLVI, 1021 S.) 23 M., geb. 26 M. 

Gothein, Georg: Die preußiſchen Berggeſetznovellen. Arch Soz W. 
21. Bd. 162 — 209. | 
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Jagdrecht und Ausübung der Jagd im Großherzogtum Heſſen. 
Von S. HeſſRſpr. 6. Ig. 54 — 55, 62—64. 

Klumpp, A.: Das deutſche Grundbuchrecht und die württembergiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen. 2., völlig neu bearbeitete Aufl. 
5. Lieferung. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (XVI u. 
S. 1035— 1186.) 3 M. (Vollſtändig: 20 M.; geb. 22,50 M.) 

Landé und Hermes: Das Allgemeine Landrecht für die preußiſchen 
Staaten in dem ſeit dem 1. I. 1900 gültigen Umfang. Ausgabe 
mit Anmerkungen. 4. vermehrte und verbeſſerte Aufl. II. Teil. 
2. Hälfte. II. Heft. (Schluß.). Berlin, C. Heymann, 1905. 
(VIII u. S. 537— 708.) 4 M. 

Lotze, M.: Die königlich ſächſiſchen Geſetze und Verordnungen über 
Jagd und Fiſcherei mit den damit in Verbindung ſtehenden reichs⸗ 
und landesgeſetzlichen Vorſchriften. 3. vermehrte Aufl., bearbeitet 
von G. Böhme. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. von 
M. Hallbauer und W. Schelcher. 372. Bd.) Leipzig, Roßbergſche 
Verlagsbuchhdlg., 1905. (VIII, 274 S.) 4 M. 

Meyer, Adf.: Was muß man in Baden vom Dienſtboten⸗Geſetz 
wiſſen? Die wichtigſten Beſtimmungen über das in Baden 
geltende Geſinderecht. Für badiſche Dienſtherrſchaften und Dienſt⸗ 
boten bearbeitet. Karlsruhe, F. Gutſch, 1905. (44 S.) 0,60 M. 

Stelling: Die hannoverſchen Jagdgeſetze in ihrer heutigen Geſtalt, 
mit dem hannoverſchen Wildſchaden⸗Geſetz vom 21. VII. 1848, 


dem Jagdſchein⸗Geſetz vom 31. VII. 1895, dem Wildſchon⸗Geſetz 


vom 14. VII. 1904, den ſämtlichen Ausführungs⸗Verfügungen, 
ſowie mit dem Jagdverwaltungsrecht und dem Jagdſtrafrecht. 
Hannover, Hahn, 1905. (XV, 560 S.) 4,50 M.; geb. in Leinw. 
5,25 M. 

Strauß und Torney, Hugo v.: Das Geſetz, betreffend die An⸗ 
legung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ortſchaften. Vom 2. VII. 1875. Des Kommentars 
von R. Friedrichs 5., völlig neubearbeitete Aufl. Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (X XXI, 333 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 

Breit, James: Überſicht über die Abhandlungen ziviliſtiſchen Inhalts 
aus den Fachzeitſchriften des Jahres 1903. SächſArch. 15. Bd. 
257396. 

Schroeder, J. U.: Über Wechſelwirkungen des Bürgerlichen Rechts 
und des Strafrechts. Nach einem Vortrag. ArchCivPrax. 97. Bd. 
361-395. 


b) Aommentare. 


Heinsheimer, Karl: Das deutſche BGB. mit feinen Neben⸗ 
geſetzen und das badiſche Recht. II. Bd. Familienrecht. Erb: 
recht. 4. (Schluß⸗)Lieferung. Erbrecht. 1. und 2. Aufl. Karls⸗ 
ruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 1905. (XIX u. S. 369 bis 
713.) 4 M. (II. Bd. geb. in Leinw. 10 M.) 

Neumann, Hugo: Handausgabe des BGB. für das Deutſche Reich, 
unter Berückſichtigung der ſonſtigen Reichsgeſetze und der Geſetz⸗ 
gebungen aller Bundesſtaaten insbeſondere Preußens für Studium 
und Praxis bearbeitet. 3 Bde. 4. vermehrte und verbeſſerte Aufl. 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (XX VIII, 891; XXII, 668 u. 
X, 721 S.) 30 M.; geb. in Halbfrz. 36 M. 

Planck, G.: BGB. nebſt Einführungsgeſetz, erläutert in Verbindung 
mit A. Achilles, F. André, M. Greiff, F. Ritgen, O. Strecker, 
E. Strohal, K. Unzner. VI. Bd. Einführungsgeſetz. 3., ver⸗ 


mehrte und verbeſſerte Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1905. 


(VIII, 466 S.) 11,50 M.; geb. in Halbfrz. 13,50 M. 
Rieſebieter, O.: Das BGB. nebſt Einführungsgeſetz mit den 

vom Reichsgericht in den amtlichen Entſcheidungen in Zivil⸗ und 

Strafſachen ausgeſprochenen Rechtsſätzen in Kommentarform. 
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Oldenburg, G. Stallings Verl., 1905. (XII, 772 S.) Geb. in 
Leinw. 7 M. 

Rieſebieter, O.: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts zum BG. 
nebſt Einführungsgeſetz nach den amtlichen Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Zivil⸗ und Strafſachen. Kommentarweiſe zuſammen⸗ 
geſtellt. Ausgabe 1905. Oldenburg, G. Stallings Verl., 1905. 
(XII, 212 S.) Geb. in Leinw. 3,60 M. 


c) Lehrbücher. 


Schwarz, Otto Georg: Grundriß des bürgerlichen Rechts und ſeiner 
Geſchichte. Ein Hilfsbuch für junge Juriſten. 3. Aufl. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (XVI, 736 S.) 12 M. 


d) Schriften über einzelne Teile des 868. 
1. Allgemeiner Teil. 
A. Allgemeine Schriften. 
Pabſt: Grundriß zu Vorträgen über die allgemeinen Lehren des 
bürgerlichen Rechts in vergleichender Darſtellung mit dem römiſchen 


und gemeinen Recht. Halle, J. M. Reichardt, 1905. (IX, 181 S.) 
4 M., geb. in Leinw. u. durchſch. 5 M. 


B. Im beſonde ren. 
a) Ferſonen. 

Ehrenberg, Vict.: Freiheit und Zwang auf dem Gebiete des Ver⸗ 
kehrsrechts. Feſtrede. Göttingen, Vandenhoek & Ruprecht, 1905. 
(27 S.) 0,40 M. 

Müller: Die rechtliche Natur einzutragender Vereine, Geſellſchaften 
oder Genoſſenſchaften in der Zeit vor der Eintragung. Di. 
10. Ig. 809 —810. 

Olshauſen, [Theodor]: Zum Schutze des Namensrechts. D. 
10. Ig. 740— 741. 

Ortloff, Hermann: 
179 205. 

Scherer, [Martin]: Beitrag zum Namensrecht des niederen Adels. 
Puchelts Z. 36. Bd. 292—299, 385—392. 

Weißler, Adolf: Etwas über Familienſtiftungen. DNotV. 5. Ig. 
497—501. 


Die Stiftung. ThürBl. 52. Bd. 24—48, 


b) Sachen. 
Hilſe, B.: Unzuläſſigkeit des polizeilichen Verbots der Einäſcherung 
des Leichnams. VerwArch. 13. Bd. 548 — 551. 
Holldack, Felir: Die Anwendung und Bedeutung des Grundſatzes: 
„Pretium succedit in locum rei“ im BGB. des Deutſchen 
Reichs. Grünhuts Z. 32. Bd. 557598. 


e) Rechts geſchaſte. 

Förſter: Veräußerung von Grundſtücken mit Bordellbetrieb. Recht. 
9. Ig. 356 —358. 

Klein, Peter: Bedeutung der 88 1444, 1446, 2113 BGB. für die 
Causa-Lehre. HeſſRſpr. 6. Ig. 82— 88. 

Klein, Peter: Cauſa und Zweckſatzung. (Rechtsgeſchäftliche — nicht⸗ 
rechtsgeſchäftliche causae.) OſtRZZ. 2. Ig. 450 — 452. 

Meikel, [Georg]: Anfechtbarkeit von Eheverträgen wegen Gläubiger⸗ 
benachteiligung. SeuffBl. 70. Ig. 369 386. 

Philipp: Der Bordellverkauf. (88 138, 817 BGB.) Bay. 1. Ig. 
382 — 386. 

Riedel: Zu § 133 BGB. Recht. 9. Ig. 497. 

Rumpf, M.: Zum jetzigen Stande der Lehre von der adäquaten 
Verurſachung im Zivilrecht. IheringsJ. 49. Bd. 333-406. 
Schroeder, Richard: Der altdeutſche Formalismus der Nechtsgeſchäfte 
und feine Nachklänge im Rechte der Gegenwart. Vortrag. Oſt G3. 

56. Ig. 214 — 216. 


d) Ariſten. Termine. 
vacat. 


——ñůñů— gen Po 


4. Jahrgang. 


) Yerläßrung. 


tupeck 5, J.: Über Verjährung periodiſcher Lohnanſprüche. Oſt AG. 


56. Ig. 227-230, 239—241, 247250. 


1) Ausübung der Reste. Selbſtserteidigung. Sels ttt itte. 


ippmann: Die Bedeutung des § 228 BGB. für das Strafrecht 
Thür Bl. 52. Bd. 205 — 209. 


go) Sicherheitsleiſtung. 
vacat. 


Anhang: Grenzgebiet zwiſchen materiellem und 
prozeſſualem Rechte. 


salinger: Über die Rechtsverfolgung gegen die unbekannten Erben 
eines vor dem 1. Januar 1900 verſtorbenen Erblaſſers. JW. 
34. Ig. 517—521. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
A. Im allgemeinen. 
eilfron, Ed.: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs. 
II. Teil: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts auf der Grundlage des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. II. Abteilung: Recht der Schuldverhältniſſe. 
3., neu bearbeitete Aufl. Berlin, Speyer & Peters, 1905. (XVI, 
988 S.). Geb. in Leinw. 9 M. 


B. Im beſonderen. 
a) Inhalt der 5 uldserhäſluiſſe. 
Jauer, A.: Der die Verpflichtung zum Erwerb eines Grundſtücks 
begründende Vertrag iſt formlos. BadRpr. 71. Ig. 220 — 221. 
das kommende Geſetz über den Verſicherungsvertrag des BGB. 
und die Rechtſprechung des Reichsgerichts. Recht. 9. Ig. 411 —419. 
tod, E. Hilfe gegen ſäumige Schuldner. Farbenztg. 10. Jg. 
541— 542, 566 —567. 
Neémethy, Friedrich v.: Der Grund des Schadenerſatzanſpruches 
Oſt aG Z. 56. Ig. 283— 287, 291—294. 

. Bescatore, Guſtav: Die Wahlſchuldverhältniſſe. (Abhandlungen 
zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches. Hrsg. 
von Otto Fiſcher. XIII. Bd. 1. Heft.) München, C. H. Beck, 
1905. (VIII, 233 S.) 10 M. 

Simonſon, A.: Der Offenbarungseid bei der Rechenſchaftspflicht. 
Buſchs Z. 34. Bd. 481—492. 

Weyl, Rich.: Syſtem der Verſchuldensbegriffe im Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buche für das Deutſche Reich. München, J. Schweitzer Verl., 1905. 
(XII, 665 S.) 21 M. 

d) Shufdverdältuifle aus Perträgen. 

Grünebaum: Zur Frage betreffend Verfügungen über künftige 
Forderungen. DIZ. 10. Ig. 801803. 

Vogel: Zu 8 339 ff. BGB. und Art. 13 AG. z. BGB. Bayz. 
1. Ig. 3873888. 

e) Erlöfden der Schuld verträge. 

en, Plaul]: Zweimalige Tilgung derſelben Schuld nach BGB. 
Recht. 9. Ig. 396—397. 

| Tanz, Elrih]: Der Aufrechnungsvertrag über Börfentermingefchäfte 

und die Auslegung. BankArch. 4. Ig. 145—148. 

Eccius, [M. E.]: Zur Lehre von der Zurückweiſung von Teil 

zahlungen. (Kurze Erörterungen. 2.) Gruchots Beitr. 49. Ig. 

469 —472. 

Joſef, Eugen: Zweimalige Tilgung derſelben Schuld nach BGB. 
Recht. 9. Ig. 497498. 

Rocker: Eventualaufrechnung. Scufföl. 70. Ig. 537542. 


Müller, Guſtav: Die Hingabe erfüllungshalber. Seuff Bl. 70. Ig. 
553 572. 


N d) Übertragung der Nerderung. 
„ Wienſtein: Der Begriff der Inkaſſozeſſion. DIZ. 10. Ig. 833886. 
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e) Schuldübernahme. ) Meörtzeit von Gläusigern und Schuldnern. 


vacat. 


8) Ginzefne Schuldserbältniſſe. 
1. anf und Cauſch. 

Beer, L.: Vertragsmäßige Ausſchließung der Gewährleiſtung bei 
Grundſtücksverkäufen. DIZ. 10. Ig. 668 672. 

Eccius, [M. E.]: Die Pflicht des Verkäufers beim Verkaufe von 
beweglichem Grundſtückszubehör. (Kurze Erörterungen. 1.) 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 465—469. 

Hagens: Gewährleiſtung beim Verkauf von Wertpapieren. DIZ. 
10. Ig. 664668. 

Muskat: Die Bedingung des reinen Wollens des Verpflichteten bei 
dem Kaufe auf Probe und bei anderen Verträgen. Gruchots Beitr. 
49. Ig. 472—494. 

Reger, Ludwig: Rechtsbeiſtand beim Viehkauf. Für jedermann ver⸗ 
ſtändliche Abhandlung der ſeit 1. J. 1900 geltenden Vorſchriften 
des BGB. über Viehgewährſchaft, abgefaßt in 14 Fragen und mit 
Beiſpielen verſehen. (Miniatur⸗Bibliothek. Nr. 670.) Leipzig, 
A. O. Paul, 1905. (48 S.) Jede Nr. 0,10 M. 

Stein: Schadenserſatz wegen zwangsweiſer Verſteigerung eines im 
Abzahlungsgeſchäfte unter Eigentums vorbehalt gekauften Gegen: 
ſtandes. Bay. Z. 1. Ig. 388389. 

Wichmann, Karl: Die Beweislaſt beim Kauf nach Probe. Berlin, 
Struppe & Winckler, 1905. (251 S.) 5 M. 


2. Schenkung. 
vacat. 


3. Miete. pacht. 

Hedemann: Kann ein beſoldetes Magiſtratsmitglied, das zum 
Bürgermeiſter einer andern Stadt gewählt iſt, die Wohnung nach 
8 570 BGB. kündigen? PrVerwBl. 26. Ig. 945 — 946. 

Fleiſchauer: Bemerkung zu der Abhandlung „Der Prozeß des 
Müllers Arnold unter der Geltung des BGB.“ S. 219 dieſer 
Zeitſchrift. Gruchots Beitr. 49. Ig. 494 — 495. 

Fuld, [Ludwig]: Preisaufſchlag bei Zimmern in einem Hotel, wenn 
die Mahlzeiten anderwärts eingenommen werden. Recht. 9. Ig. 
425 —426. 

Helmer: Der Mangel vereinbarter Schriftform bei $ 566 BGB. 
Recht. 9. Ig. 466. 

Hilſe, Benno: Anſpruch auf Lohnfortbezug während der Dauer einer 
militäriſchen Dienſtleiſtung. AnnGew. 56. Bd. 18 — 19. 

Joſef, Eugen: In der Penſion. Recht. 9. Ig. 426 —428. 

Koch, L.: Anderung der Pacht und Pachtberechnung bei Waſſer⸗ 
kräften. FühlingsLandw tg. 54. Ig. 249 — 252. 

Metzges: Das Vermieterpfandrecht gegenüber der Zwangsvollſtreckung. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 495 — 509. 

Michels: Die Kündigung von Mietverträgen, die ohne die geſetzliche 
erforderliche Schriftform geſchloſſen find. Rhein AV. 23. Ig. 82 — 86. 

Rohmer, G.: Über die Pachtbetriebe (Zigarrenbüffetts uſw.) in 
Wirtſchaften. Recht. 9. Ig. 468 — 469. 

Roth, Emil: Was muß der Pächter und Verpächter wiſſen? An⸗ 
leitung zum Abſchluß von Pachtverträgen, insbeſondere über land⸗ 
wirtſchaftliche Grundſtücke und Betriebe, nebſt Darſtellung der aus 
dem Pachtverhältnis erwachſenen Rechte und Pflichten des Pächters 
und Verpächters. Berlin, H. Steinitz, 1905. (128 S.) 2 M. 


4. ſeihe 
Bernhardt: Die Benutzungsordnung der Königlichen Bibliothek zu 
Berlin. DIZ. 10. Ig. 646. 
5. Darlehn. 
vacat. 
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6. Renſtwertrag. 

Baum: Die Literatur zum Rechte des Arbeitsvertrags vom 1. I. 1903 
bis 1. VI. 1905. GewG. 10. Ig. Verbandstags⸗Beil. 247— 258. 

Boethke, Wilhelm: Der Dienſtvertrag der Beamten der Privat⸗ 
eiſenbahnen (Haupt⸗, Neben⸗ und Kleinbahnen) in Preußen. 
EiſenbE. 21. Bd. 406—412. 

Zur Frage der Anſtellungsverträge. ZVerſWeſ. 1905. 484 —485. 

Hilfe, B.: Das Dienſtzeugnis. Holdheims MSchr. 14. Ig. 209 — 210. 

Hilſe, Benno: Befriſtung des Anſpruches auf ein Zeugnis. AnnGew. 
56. Bd. 218— 219. 

Höchſtädter, Emil: Der auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichtete 
Dienſt⸗ und Werkvertrag (BGB. § 675). Diff. Kitzingen, A. Wirth, 
1905. (VIII, 75 S.) 1,50 M. 

Joſef, Eugen: Kellnerin und Gaſt. Recht. 9. Ig. 366—368. 

Polenske: Rechtsverhältniſſe von Gaſt und Gaſtgeber an Speiſe 
und Trank. DIZ. 10. Ig. 741— 742. 

Prenner: Die Geſetzgebung über den Arbeitsvertrag ſeit dem letzten 
Verbandstage. GewG. 10. Ig. Verbandstags⸗Beil. 235 — 248. 

Rümelin, Guſt.: Dienſtvertrag und Werkvertrag. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1905. (VII, 322 S.) 6 M. 

Schulz, v., und Sinzheimer: Tarifverträge. GewG. 10. Ig. Ver⸗ 
bandstags⸗Beil. 307 —345. 

Wittich, M.: Die Heuernota. Gruchots Beitr. 49. Ig. 592— 605. 


7. Werkvertrag. 
Rundnagel: Die nachträgliche Annahmebereitſchaft des Empfängers 
beim Frachtvertrage. EiſenbE. 21. Bd. 398 — 400. 


8. AMäklerrertrag. 9. Anslsbung. 
vacat. 


10. Auftrag. 

Meinhard, K.: Auftrag und Verwahrungsvertrag. (Populäre 
Rechtskatechismen, herausgegeben von Marie Raſchke.) Berlin, 
Verlag der Frauen⸗Rundſchau, 1905. (29 S.) 0,25 M. 

Spielhagen, W.: Die Zinſen von Vorſchüſſen auf bare Auslagen 
gemäß § 64 Abſ. 3 JVG. PrVerwBl. 26. Ig. 774 — 775. 


11. Sefhäftsführung ahne Auftrag. 
vacat. 


12. Verwahrung. 
Adler, Paul: Die Bankdepotgeſchäfte nach ihrer zivilrechtlichen Seite. 
Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (X, 133 S.) 3,60 M. 


18. Einbringung ven Sachen bei Gatwirten. 
Schmölder: Die Haftung der Wirte für Unfälle ihrer Gäſte. DIZ. 
10. Ig. 829—832. 
14. Seſellſchaft. 
Voelcker, Henry: Der gegenwärtige Stand der Kartellfrage. 
DWirtſch Z. 1. Ig. 851856. 


15. Semeinſchaft. 16. Feibrente. 17. Jyiel. Wette. 
vacat. 


18. Sürgſchaft. 
Pagenſtecher, M.: Wie wirkt das zwiſchen Gläubiger und Haupt⸗ 
ſchuldner ergangene Urteil auf den Bürgen? Bay. 1. Ig. 329— 331. 


19. vergleich. 
vacat. 
20. Schuldverſprechen. Schuldanerkenninis. 

Rümelin, Mlax]: Zur Lehre von den Schuldverſprechen und Schuld⸗ 
anerkenntniſſen des BGB. Arch ZivPrax. 97. Bd. 211—360. 
Silberſchmidt: Schuldanerkenntniſſe bei Differenzgeſchäften an 
Börſen. HoldheimsMSchr. 14. Ig. 173— 175. 

21. Anweiſung. 
vacat. 


22. Schuld werſchrelbung auf den Inhaber. 
Heilbrunn: Inhaberlagerſcheine. Holdheims MSchr. 14. Ig. 175—177 


Philipp: Der Bordellverkauf. (55 138, 817 BGB.) Bay. 1. Ir 
382 — 886. 


23. Verlegung von Lachen. 
vacat. 
24. Angerechtfertigte Bereicherung. 

Förſter: Veräußerung von Grundſtücken mit Bordellbetrieb. echt 
9. Ig. 356 —358. 

25. Unerlaubte gandlungen. 

Berger: Die Jagd auf Zweckgrundſtücken. VerwArch. 13. Bd. 526 —537. 

Blume, W. v.: Vertragshaftung und Deliktshaftung. Tiergefahr 
und Vertragsgefahr. Recht. 9. Ig. 481—484. 

Brückner: Die Haftpflicht derjenigen, welche die ihrer Verfügung 
unterſtehenden Räume dem öffentlichen Verkehr gewidmet haben, 
für die ordnungsmäßige und verkehrsſichere Beſchaffenheit dieſer 
Räume. Recht. 9. Ig. 330—331, 353 — 356. 

Dronke, Ernſt: Einfluß des Verſchuldens von Angeſtellten des Be⸗ 
ſchädigten auf die Haftung des Eiſenbahnunternehmers. Eiſenbé. 
21. Bd. 413 —422. 

Ebers, Georg: Haftpflicht und Automobil. Jahrb Automob Ind. 
2. Ig. 261—312. 

Fiſcher, Robert: Tierhalter, Tierſchaden. Hirths Ann. 38. Ig. 
688 — 695. 

Florſchütz, G.: Das Verhältnis des Arztes zu den Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaften nach Recht und Sitte. ZVerſWeſ. 1905, 429—431, 
441—4438. 

Fuld [Ludwig]: Schadenserſatzpflicht des Arbeitgebers wegen ver: 
abſäumter Markenverwendung. Juſtizddſch. 4. Ig. 225 — 2286. 

Haftpflicht der Automobilbeſitzer. Recht. 9. Ig. 465—466. 

Haftpflicht der Badeanſtalten. ZVerſWeſ. 1905. 431. 

Haftung des Frachtführers (Transportverſicherung). ZVerſ.Weſ. 
1905. 485. 

Hinze, O.: Einwand des Verſchuldens des Vaters gegen den Anſpruch 
auf Erſatz der für ſein geſchäftsunfähiges Kind verwendeten 
Heilungskoſten. § 1 Haftpfl., 88 823 Abſ. 1, 832 Gg. 
EifenbE. 21. Bd. 401403. 

Kluge, Hans: Die volkswirtſchaftlichen Grundlagen für die Haftung 
des Tierhalters im BGB. (Sammlung nationalökonomiſcher und 
ſtatiſtiſcher Abhandlungen des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu 
Halle a. S., herausgegeben von Joh. Conrad. 50. Bd.) Jena, 
G. Fiſcher, 1905. (V, 50 S.) 1 M. 

Moll, Albert: Die Verantwortlichkeit ſeitens des Arztes (mit be 


ſonderer Berückſichtigung der Ratserteilung). ZArztlFortbildg. 
2. Ig. 380— 386, 443 —445, 475—480. 
8. Sachenrecht. 
I. Allgemeines. 
Gierke, Otto: Deutſches Privatrecht. 2. Bd. Sachenrecht. 


(Syſtematiſches Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft. Heraus 
gegeben von Karl Binding. II. Abt. 3. Teil, II. Bd.) Leipiig, 
Duncker & Humblot, 1905. (XLVI, 1021 S.) 23 M., geb. 26 M. 

Baumann, Hans, und Kahn, Otto: Das neue Liegenſchaftsrecht 
in der Rechtſprechung. Fürth, G. Rofenberg, 1905. (VII, 207 S.) 
Geb. in Leinw. 3,60 M. 

Fuchs, Eug.: Grundbuchrecht. Kommentar zu den grundbuchrecht⸗ 
lichen Normen des BGB. und zur Grundbuchordnung. II. Br. 
Formelles Grundbuchrecht von Eug. Fuchs und Hugo Arnheim 
5. Heft. (Des ganzen Werkes 13. Heft.) (S. 321 bis 400.) Berlin, 
J. Guttentag, 1905. 1,75 M. 

Kloß, R.: Sachenrecht des BGB. (Juriſtiſche Repetitorien. 1. Bd.) 
Halle, Buchh. des Waiſenhauſes, 1905. (160 S.) Geb. in 
Leinw. 2 M. 


———— 


———— 


34. Jahrgang. 


Kober, K.: Zur Einführung des Grundbuchrechts. Ein Nüdblid 
und Ausblick. (Aus: „Seufferts Blätter für Rechtsanwendung“ .) 
Erlangen, Palm & Enke, 1905. (40 S.) 0,80 M. 

Schultze, Alfred: Publizität und Gewährſchaft im deutſchen Fahrnis— 
recht. Eine akademiſche Antrittsrede. Iherings J. 49. Bd. 159 — 186. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze des erſten Halb— 


jahrs 1905. Recht. 9. Ig. 386 —390. 
II. Einzelfragen. 
a) Seſitz. 
Berger: Die Jagd auf Zweckgrundſtücken. VerwArch. 13. Bd. 


526 — 537. 
Geißler, Hugo: Zur Frage des mittelbaren Beſitzes des Veräußerers 


einer unter Eigentumsvorbehalt übergebenen beweglichen Sache. 
IW. 34. Ig. 521 —522. 


d) Allgemeine Berfcriften über Rechte an Grundſtücken. 
Bendix, [Ludwig]: Die Vormerkung des neuen Rechts. Gruchots Beitr. 
49. Ig. 288—305, 510 —532. 
e) Eigentum. 
Berger: Die Jagd auf Zweckgrundſtücken. 
526 — 537. 
Beyer, Reinhard: Die Surrogation bei Vermögen im BGB. Marburg, 
N. G. Elwerts Verlag, 1905. (V, 353 S.) 7,50 M. 
Ebner, A.: Die geſetzlichen Aneignungsverbote des § 958 Abſ. 2 
BGB. im preußiſchen Jagdrechte. VerwArch. 13. Bd. 538 —547. 
Geiershöfer: Die Grenzmauer, insbeſondere der Grenzmauervertrag. 
Recht. 9. Ig. 401406. 
Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. ZBlF G. 6. Ig. 1—14. 
Lemke: Beſchädigung von Adern, Gärten und öffentlichen Anlagen 
durch umherſchweifende Hunde. PrVerwBl. 26. Ig. 739 — 740. 
Ruge, Ludw.: Das Wegnahmerecht (Jus tollendi). Abhandlung. 
Berlin, Mitſcher & Röftell, 1905. (X, 99 S.) 1,40 M. 
Schmid, F.: Die Beſtätigung des Eigentumsübergangs nach 
Weimariſchem Recht. Thür Bl. 52. Bd. 1—15, 161 — 179. 
Warnatſch: Nochmals das Recht an der in einer as gefundenen 
Perle! Recht. 9. Ig. 340— 341. 


d) Erbbaurecht. e) Dienſtbarkeiten. ) Vorkaufsrecht. 
vacat. 


VerwArch. 13. Bd. 


8) Keallagen. 


d) Hypothek. Grundſchuld. Mentenfchuld. 

Abraham, Hans Fritz: Die nichtvalutierte Baugelderhypothek. 
HoldheimsMSchr. 14. Ig. 180-182. 

Becker: Bedarf der Vormund zur Löſchung einer Hypothek des 
Mündels nach getilgter Forderung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung? BadNotZ. 3. Ig. 137 138. 

Boehm: Abtretung einer Hypothek an den Eigentümer. 
9. Ig. 341. 

Dennler: Abtretung einer Hypothek an den Eigentümer. 
9. Ig. 426. 

Dennler: Die Grundkreditformen des BGB. Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 
193 - 196, 236 — 238. 

du Chesne: Das Recht des eine Höchſthypothek beſtellenden Eigen— 
tümers. DIZ. 10. Ig. 803 — 805. 

Henle, Eduard: Gibt es auch nach dem neuen Liegenſchaftsrecht 
einen vertragsmäßigen Vorbehalt eines Hypothektitels? BayRotZ. 
6. Ig. 73—79. 

Huth: Die Erweiterung der Maximalhypothek nach der Gläubiger⸗ 
und nach der Schuldnerſeite (88 1180, 1190 BGB.). ZUBFG. 
6. Ig. 175—179. 

Jaeckel: Kann der Eigentümer auf das Recht, der Geltendmachung 
der Hypothek zu widerſprechen, wenn der Gläubiger den Hypotheken⸗ 


Recht. 


Recht. 
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brief und die ſein Gläubigerrecht nachweiſenden Übertragungs⸗ 
urkunden nicht vorlegt, wirkſam verzichten? Gruchots Beitr. 49. Ig. 
548 553. 

Merckens: Grundſicherheit für Bankkredit. DNotV. 5. Ig. 541 — 566. 

Ohmeyer, Kamillo Edler v.: Hypothek und Zwangsverwaltung. 
Nach einem Vortrag. [Behandelt vorwiegend öſterreichiſches Recht.] 
Oſt AG Z. 56. Ig. 259 - 262, 268 — 273. 

Planck: Die Behandlung von Hypotheken, bei denen im Grundbuch 
eine nacherbſchaftliche Belaſtung eingetragen iſt. Württ Z. 47. Ig. 
172 —175. 

Roeder: Die Hypothekenhaftung der Grundſtückserzeugniſſe, welche 
mit der Trennung einem Nutzungsberechtigten zufallen. (Ein 
Beitrag zur Auslegung des § 1120 BGB.) Gruchots Beitr. 
49. Ig. 541—547. 

Wilutzky: Das Erbbaurecht als moderne Form der Erbleihe. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 532 —541. 


Y) pfandrecht an beweglichen Sachen und an Medien. 

Thal, Alfr.: Die Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit beim 
Pfandrecht an Forderungen. (Studien zur Erläuterung des 
bürgerlichen Rechts, herausgegeben von Rudolf Leonhard. 15. Heft.) 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (VIII, 186 S.) 5 M. 


4. Familienrecht. 
I. Allgemeines. 
Eichhorn, [Gerhard]: Der „Mißbrauch“ im Familienrecht des BGB. 
Recht. 9. Ig. 331-3834. 


Schefold: Erwerbsgeſchäft der Ehefrau Vorbehaltsgut? 
10. Ig. 739 - 740. 


DIZ. 


II. Cinzeffragen. 
a) Sürgerliche Ehe. 
Dorn, Hanns: Das Eheſchließungsrecht des BGB. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 211—215, 229 — 232. 
Dorn, Hanns: Die Wirkungen der Ehe. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 265 — 267. 
Geib, Oftto]: Die Pfändung eingebrachter, im Beſitz des Manns 
befindlicher Mobilien. ArchCivPrax. 97. Bd. 161 —210. 
Krug, P.: Schenkungen des Ehemanns während der Gütergemein⸗ 
ſchaft. Gruchots Beitr. 49. Ig. 553 —558. 
Neuhierl: Die Auslegung der Vater- und Muttergutsverträge. 
Bay Z. 1. Ig. 342. 
Ritter: Schlüſſelgewalt einer ausländiſchen (öſterreichiſchen) Ehefrau 
in Deutſchland. Böhms Z. 15. Bd. 499 —504. 
Schwartz, J.: Eheſcheidung nach ausländiſchem Strafurteil. Böhms z. 
15. Bd. 505 506. 


Strübe: Die Beſchränkung der Schlüſſelgewalt. 
168 — 175. 


3BlFG. 6. Ig. 


d) derwandtſchaft. 


Barduſch: Iſt zur Anerkennung der Vaterſchaft ſeitens eines Minder⸗ 
jährigen die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters erforderlich? 
BadRpr. 71. Ig. 234 — 235. 

Levinger: Zu § 1710 BGB. Bay. 1. Ig. 300 —301. 

Oertel: Die Namenserteilung nach §S 1706 des BGB. Fiſchers . 
29. Bd. 223 — 244. 

Rothe, Geo.: Die elterliche Gewalt der Mutter nach dem BGB. 
Diſſ. Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (V, 58 S.) 1,50 M. 
Starke, Alex.: Die Behandlung der Ausſteuer und des Ausſteuer⸗ 

anſpruchs im BGB. Leipzig, Veit & Co., 1905. (III, 100 S.) 2,60 M. 

Voſſen: Elternrechte und Polizei. Recht. 9. Ig. 463 —464. 


c) Lermundſchaft. 


* G., betr. die Anſtaltsvormundſchaft. Vom 19. VIII. 1905. 
Heſſͤl. Nr. 24. 233— 235. 
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Becker: Bedarf der Vormund zur Löſchung einer Hypothek des 
Mündels nach getilgter Forderung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung? Bad Not Z. 3. Ig. 137 — 138. 

Blume, W. v.: Das ſogenannte „Prinzip der Selbſtändigkeit des 
Vormundes“. IheringsJ. 49. Bd. 281296. 

Carlebach: Selbſtfürſorge auf den Fall des Eintritts geiſtiger 
Umnachtung. DNotV. 5. Ig. 445 —462. 

Glatzer, [Felix]: Fällt die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Erſatzgenehmigung nach § 1812 Abſ. 2 BGB. unter $ 53 FGG.? 
Recht. 9. Ig. 428— 429. 

Glatzer, Felix: Zur Frage der Mitwirkung des Gegenvormundes 
und des Vormundſchaftsgerichts bei Quittierung einer Mündel⸗ 
forderung. Gruchots Beitr. 49. Ig. 558 — 573. 

Graßl: Die „Trunkſucht“ als Entmündigungsgrund. Friedreichs Bl. 
56. Ig. 259 — 268. 

Heſſelbarth, F.: Die Gebühren in Vormundſchaften. Juſtizd Rdſch. 
4. Ig. 258—265. 

Lutz: Geſetzliche Vertretung einer vaterloſen Minderjährigen in der 
Nachlaßverhandlung auf Ableben eines väterlichen Verwandten. 
BadRpr. 71. Ig. 233 — 234. 

Marcus: Bemerkungen über die Handhabung der Anzeigepflicht der 
preußiſchen Gerichte und Staatsanwaltſchaften an die Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte. DIZ. 10. Ig. 805 — 806. 

Schwartz, J.: Vormundſchaft über Ausländer. Böhms Z. 15. Bd. 
506 —508. 


5. Erbrecht. 


a) Erbfolge. 
vacat. 


d) RNechiliche Hiellung des Erben. 

Bleß ing: Zur Frage des Teilungsaufſchubs. Württ Z. 47. Ig. 
193 — 202. 

Fuchs: Hindern die aufſchiebenden Einreden aus SS 2014, 2015 
BGB. den Verzug des Erben? Recht. 9. Ig. 339 — 340. 

Fuchs: Nochmals die Bedeutung der aufſchiebenden Einreden aus 
88 2014, 2015 BGB. Recht. 9. Ig. 425. 

Meikel, [Georg]: Vorerbſchaft und SS 1471 ff., 1492 ff. BGB. 
Recht. 9. Ig. 364365. 

Müller, Guſtav: Hindern die aufſchiebenden Einreden aus 88 2014, 
2015 BGB. den Verzug des Erben? DIZ. 10. Ig. 685-687. 

Reichold, Karl: Zur Frage der Auseinanderſetzung eines Nachlaſſes 
nach Anlegung des Grundbuchs und der Verfügungsgewalt der 
Ehegatten über Nachlaßanteile. Bay. Z. 1. Ig. 317318. 


o) Teſtament. 
David, Hugo: Aufhebung eines Teſtaments durch ein neues. Beweis⸗ 


laſt. § 2258 BGB. PfälzRpr. 2. Ig. 42—44. 
Dennler: Das Seeteſtament. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 209 — 211, 
227-229. 


d) Ersvertrag. 

Bollenbeck, F. J.: Zur Theorie und Praxis der Erbverträge zwiſchen 
Ehegatten. Bonn, Röhrſcheid & Ebbecke, 1905. (22 S.) 0,75 M. 

Bollenbeck, F. J.: Zur Theorie und Praxis der Erbverträge 
zwiſchen Ehegatten. DNotV. 5. Ig. 462 —479. 

Proske, Alfons: Die Unterſchiede zwiſchen einem gemeinſchaftlichen 
Teſtament und einem Erbvertrage. Diſſ. Berlin, Struppe 
& Winckler, 1905. (VI, 66 S.) 1,60 M. 


e) Fllichtteil. 
Zoll jun., Frdr.: Sind Schenkungen bei Berechnung des Pflicht: 
teiles in Anſchlag zu bringen oder nicht? [Aus: „Allg. öſt. 
Gerichts⸗Ztg.“] Wien, Manz, 1905. (III, 78 S.) 1,70 M. 
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1) Eröunwärdigkeit. G Ersverzict. bh) Eröfgein. ) Ersſchafts lau. 
vacat. 


e) Einführungsgeſetz zum 868. 

Zur Auslegung der Art. 83, 84 UeG. Von N. Bay. 1. Ig. 
340—341. 

Krug, P.: Entmündigung und Todeserklärung im internationalen 
Privatrechte. DIZ. 10. Ig. 836—841. 

Meyer, Arnulf: Die Ausgleichung des Ehegewinns nach bayeriſchem 
Landrecht. Bay Z. 1. Ig. 331—334. 

Seherr:Thoß, G. Frhr. v.: Zur Auslegung des Art. 21 Nr. 4 
des EG. zum BGB. PrVerwBl. 26. Ig. 865 866. 

Weegmann: Die Einwirkung des BGB. und des Württembergiſchen 
Ausführungsgeſetzes auf die ſtatutariſche Nutznießung. (Art. 200, 
203 und 213 des EG., Art. 262 ff. des AG. z. BGB.) Württ. 
47. Ig. 161—172, 226—237. 


III. Handels⸗ und Verkehrsrecht. 
A. Allgemeines. 

Goldmann, Sam.: Das Handelsgeſetzbuch vom 10. V. 1897 (mit 
Ausſchluß des Seerechts), erläutert v. G. Berlin, F. Vahlen, 
1905. 12. Lfg. (2. Bd. XII und S. 1167 — 1354.) 4 M. 
(2. Bd. vollſtändig: 18 M.; geb. 20,50 M.) 

Gutmann: Zuſammenſtellung der im Januar und Februar 1905 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. B. Handels⸗ 


recht. Puchelts Z. 36. Bd. 300 — 316. 
Hahn, Rudolf: Ein Tummelplatz für findige Kaufleute. Recht. 
9. Ig. 498. 
Zander: Klauſeln im Handelsverkehr. Gruchots Beitr. 49. Jg. 
573592. 
B. Eimelfragen. 


1. Handelsperſonenrecht. 

Betzinger, B.: Wie der Kaufmann Bücher führen muß nach deutſchem 
Buchführungsrecht. Die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs und 
feiner Nebengeſetze über die Buchhaltung und Rechnungsführung 
der Einzelkaufleute und der handelsrechtlichen Vereinigungen.. .., 
ſyſtematiſch dargeſtellt .... nebſt einem Anhang: Überblick über das 
Buchführungsrecht des Auslandes. (Dr. Ludw. Huberti's moderne 
kaufmänniſche Bibliothek.) Leipzig, Verlag der modernen kauf: 
männiſchen Bibliothek, 1905. (VIII, 128 S.) Geb. in Leinw. 2, 75 M. 

Boyſen: § 63 HGB. und die Kaufmannsgerichte. DJ Z. 10. Ig. 855. 

Korn, Alfred: Der kaufmänniſche Dienſtvertrag und die Verkehrs⸗ 
ſitte. GewG. 10. Ig. 359 — 361. 

Marcus: Die Tragweite des § 25 Abſ. 1 HGB. hinſichtlich des 
Schuldenüberganges bei Geſchäftsveräußerung im Konkurſe. 
DIZ. 10. Ig. 850— 851. 

Mayer: Zur Auslegung von § 88 Abſ. 1 HGB. Recht. 9. Ig. 
429 — 430. 

Weinberg, Kurt: § 63 HGB. und die Kaufmannsgerichte. DIZ. 
10. Ig. 807809. 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 

Meyer, Hlermann]: Zu § 125 HGB. Recht. 9. Ig. 341 — 342. 

Mumm: Wann ſind die Reviſoren zur Prüfung des Hergangs der 
Gründung einer Aktiengeſellſchaft zu ernennen? DIS. 10. Ig. 
642643. 

Neumann, Friedrich Julius: Die Aktien⸗ und ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften als Rechts⸗ und als Steuerſubjekte. Hirths Ann. 38. Ig. 
602 — 632. 

Parriſius, Ludf., und Crüger, Hans: Das Neichsgeſetz, betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Text⸗Ausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. 8. Aufl. bearbeitet von Hans 


34. Jahrgang. 


Crüger. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 32.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (149 S.) 1,40 M. 

Stier⸗Somlo: Der Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 
fragen und Bedenken. Leipzig, A. Deichert Nachf., 
(V, 86 S.) 2 M. 

Worel, Joſef: Iſt eine deutſche offene Handelsgeſellſchaft verpflichtet, 
für ihre Zweigniederlaſſung im Inlande einen Prokuriſten zu 
beſtellen? JBl. 34. Ig. 459 — 460. 


Reform: 
1908. 


8. Handelsobligationenrecht. 

Adler, Paul: Die Bankdepotgeſchäfte nach ihrer zivilrechtlichen 
Seite. Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (X, 133 S.) 3,60 M. 

Bernſtein, Otto: Die Geſchäftsbedingungen der Bankiers und ihre 
rechtliche Behandlung. Bank Arch. 4. Ig. 166 — 171. 

Budde, J.: Beiträge zum Reichs ⸗Hypothekenbankgeſetze. 
F. Vahlen, 1905. (58 S.) 1,40 M. 

Gierke, Otto: Die Wertpapiere. Oſt.3Bl. 23. Bd. 689 — 706. 

Meyer, Karl: Die Immobiliarklauſel des 8 49 Abſ. 2 HGB. im 
Grundbuchverkehr. Seuff Bl. 70. Ig. 386 —389. 

Schmidt, Paul: Das Recht des Empfängers einer Poſtſendung gegen 
die Poſt auf Auslieferung. Diſſ. Tübingen, F. Fues, 1904. 
(70 S.) 2,20 M. 

Schönfeld: Die Tragweite des 8 378 HGB. Recht. 9. Ig. 365 — 366. 

Wachtel, Jakob: Kommentar zum Eiſenbahnhaftgeſetz. OſtR.Z. 2. Ig. 
1—5, 76—80, 145— 154, 207— 224, 265—277, 366— 379, 
439—450. [Zieht auch Deutſches Recht vergleichsweiſe mit heran.] 


Berlin, 


4. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 
Haftung des Frachtführers. (Transportverſicherung.) ZVerſWeſ. 
1905. 485. 
Haftung der Reeder. ZVerſWeſ. 1905. 421. 
Perels, Kurt: Eine Frage des Seeſtraßenrechts. 
16. Ig. 710713. 


Marinegdſch. 
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Oſterrieth, Albert: Artikel 6 der Pariſer Konvention. Gewgſchutz. 
10. Ig. 216—231. 


Oſterrieth, Albert: Zur Reviſion der Berner Konvention. Geweſchutz. 


10. Ig. 260 — 268. 

Pannier, Karl: Das Preßgeſetz, nebſt den Geſetzen über das Urheber⸗ 
recht und den Muſterſchutz, ſowie der Berner Literaturkonvention 
(in der Faſſung der Zuſatzpakte vom 4. V. 1896). Textausgabe 
mit kurzen Anmerkungen und Sachregiſter. 10. Aufl. (Univerſal⸗ 
Bibliothek. 1704.) Leipzig, Ph. Reclam jun., 1905. (110 S.) 
0,60 M. 

Rauter, Guſtav: Die Geſetze, Verordnungen und Verträge des 
Deutſchen Reiches, betr. den Schutz der gewerblichen, künſtleriſchen 
und literariſchen Urheberrechte. Vollſtändige Textausgabe mit 
ausführlichem Sachregiſter und verweiſenden Anmerkungen. 
Hannover, Gebr. Jänecke, 1905. (XXIII, 455 S.) Geb. in 
Leinw. 8 M. 

Internationaler Rechts ſchutz. Berner Konvention vom 9. Sep: 
tember 1886. Gewnſchutz 10. Ig. 268— 276. 

Schaefer, Karl: Das Manuffript und ſein urheberrechtlicher Ber: 
mögenswert. Gewꝗſchutz 10. Ig. 196 — 202. 

Schulz, Klarl]: § 26 des Verlagsgeſetzes. Bay Z. 1. Ig. 334 — 335. 

Voigtländer, Robert: Zum Streite über den § 26 des Geſetzes 
über Verlagsrecht. Bay Z. 1. Ig. 363 —364. 


b) Aunſturheberrecht. 
Meikel, G[eorg]: Verbotene Nachbildung von Werken der bildenden 
Kunſt ſowie von Muſtern und Modellen trotz Genehmigung des 
Berechtigten. Recht. 9. Ig. 430. 


c) Patentrecht. 


* Bk. des Patentamts, betr. die Gewährung von Friſten im Patent⸗ 
erteilungsverfahren. Vom 20. VI. 1905. PMzZBl. Nr. 6 


S. 158. 

Böttger, Hugo: Zur Reform des Patentrechtes im Reichstage. 
DAB. 10. Ig. 734 — 735. 

Jeß: Gibt es einen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen einer Patent⸗ 
verletzung, die weder wiſſentlich, noch grob fahrläſſig begangen 
ft? DIZ. 10. Ig. 725 — 727. 


it 
U 
1 * 


1 1 


Wittich, M.: Die Heuernota. Gruchots Beitr. 49. Ig. 592—605. 
Wüſtendörfer, Hans: Studien zur modernen Entwicklung des See⸗ 
frachtvertrags. 2. Tl. Die Rechtsentwicklung in ihren Grund: 
zügen, Abſchnitt 1 und II. (Mitteilungen der Geſellſchaft für 
wirtſchaftliche Ausbildung e. V., Frankfurt a. M. 5. Heft 2. Tl.) 


Dresden, O. V. Böhmert, 1905. (VIII u. S. 91— 216 u. II S. 

mit 4 Anlagen.) 3 M. Jürgenſohn, Arved: Patentgeſetzgebung und Erfinderſchickſale. 
e Gewſchutz. 10. Ig. 133 — 180. 

er IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. Kaiſer, Joſef: Das deutſche Patentgeſetz vom 7. IV. 1891. Unter 
n chſelrech 0 0 Berückſichtigung der wichtigſten Beſtimmungen des Auslandes, 


ar. 175 
*. 2 


2 2 2 

4 „ 

* 1 De 
ee 


1 a7 
SON 


K Ex 


De „„ 


1 
* 
8 


en 1 * 
I; 7 
ni 
* 


f * 
* 
M 


Crüger, Hans: Maßregeln der Schulze-Delitzſchſchen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften gegen unlautere Wechſeloperationen. BankArch. 4. Ig. 
149— 151. ‚ 

Hoffmann, Georg: Der Scheck und das BGB. BankArch. 4. Ig. 
130 — 135. 

Meyer, Hlermann]: Vertragswidrige Ausfüllung eines Blankakzepts. 
Bay Z. 1. Ig. 303. 

Pavlidek, Anton: Zur geſetzlichen Regelung des Scheckverkehrs, be: 
ſonders in Oſterreich⸗ Ungarn. Oſt AG Z. 56. Ig. 307 —311. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


a) Kiterariſches Urheberrecht. 


Birner, R.: Wie ſchützt man ſich gegen den unerlaubten Nachdruck 
von Geſchäftsanzeigen (Geſchäftskatalogen, Preisverzeichniſſen, 
Proſpekten u. a.)? Gummiztg. 19. Ig. 311—313. 

Fuld: Reviſion der Berner Literarkonvention. Recht. 9. Ig. 397. 


Jahrbuch der internationalen Vereinigung für gewerblichen Rechts⸗ 
24.— 29. V. 1904. 2. Tl. 


ſchutz. 8. Ig. 
Berlin, C. Heymann, 1905. 


Berliner Kongreß. 
(XXX, 347 S.) 10 M. 


| Schütz e, Mar: Feſtſtellungsabteilungen im Patentamt. 


der Pariſer Übereinkunft und der von Deutſchland geſchloſſenen 
Staatsverträge erläutert. 1. Lfg. Leipzig, A. Deichert Nachf., 
1905. (Vu. S. 1— 160.) 2,50 M. 

Karſten, Walter: Das Geſetz, betr. die Patentanwälte. Seine 
Wirkungen in Abſicht und Erfolg und die Möglichkeit ſeiner Ver⸗ 
beſſerung. Vd Pat. 5. Ig. 27—31. 

Magnus: Zu 8 40 des Patentgeſetzes. 
233 — 284. 

Mintz, [Max]: Gebühr oder Vergütung. — Bemerkung dazu von 
E. H. VdpPat. 5. Ig. 35 —36, 42. 

Mintz, [Max]: Wann iſt über die Zuläſſigkeit des Einſpruchs zu ent: 
ſcheiden? VdPat. 5. Ig. 43 — 45. 

Der gewerbliche Rechts ſchutz im Reichstage. 
202 — 210. 


Gewꝗſchutz. 10. Ig. 


Gewgſchutz. 10. Ig. 


Gewgſchutz. 
10. Ig. 190— 192. 


Stort, Th.: Zur Frage der Teilnahme des Vorprüfers an der 


Beratung. VdpPat. 5. Ig. 31—32. 
Stort, Th.: Inwieweit kommt der Wille des Patentſuchers gegen: 
über § 20 des PatG. in Betracht? Vdpat. 5. Ig. 36 —37. 
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Zur Verhandlung über die Denkſchrift des Verbandes Deutſcher 
Patentanwälte im Reichstag. VdpPat. 5. Ig. 41—42. 

Wirth, R.: Techniſche Wahrheit und Dichtung im Patentweſen. 
GewgRſchutz. 10. Ig. 181 — 190. 


d) Kuſter- und Karkenſchutzrecht. 

Dalchow, E.: Reform des Gebrauchsmuſtergeſetzes. Geweſchutz. 
10. Ig. 245 — 253. 

JI ſay, Hermann: Der Anſchluß Deutſchlands an das Madrider 
Abkommen vom 14. IV. 1891, betr. die internationale Eintragung 
der Fabrik: und Handelsmarken. Gewgſchutz. 10. Ig. 231— 233. 

Lamberts, E.: Das Gebrauchsmuſter als Vorveröffentlichung im 
Sinne des § 2, Abſ. 1 des Patentgeſetzes. Vd Pat. 5. Ig. 45— 47. 

Magnus, J.: Streitwert in Gebrauchsmuſterſachen. DIZ. 10. Ig. 
687 — 688. 

Der Markenſchutz. Redigiert von Martin Waſſermann. Beilage 
zu „Unlauterer Wettbewerb“. 4. Ig. 99 ff. 


e) Warengeichenrecht. 

Zur Aktenherausgabe von Warenzeichen. VdPat. 5. Ig. 49—51. 

Ephraim, Julius: Benutzungszwang für Warenzeichen? UnlW. 
4. Ig. 100 — 101. 

Ephraim, Julius: Täuſchungsgefahr bei Benutzung von Waren⸗ 
zeichen. Unl W. 4. Ig. 78 — 79. 

Heinemann, Felix: Defenſivzeichen und Überlaſtung der Waren⸗ 
zeichenrolle. GewRſchutz. 10. Ig. 258 — 260. 

Rauter, Guſtav: Beſteht ein Benutzungszwang für Warenzeichen? 
Gewnſchutz. 10. Ig. 192 — 196. 

Waſſermann, Martin: Die Beſchlagnahme und Einziehung aus⸗ 
ländiſcher Waren gemäß § 17 des Warenzeichengeſetzes. DIZ. 
10. Ig. 641642. 

Widerſpruchs verfahren. — Der Anmelder hat kein Recht auf 
eine Mitteilung, welche Waren als gleichartig angeſehen werden. 
Von W. K. Vdpat. 5. Ig. 47—49. 


f) Unlanterer Wettbewerb. 
Boenigk, Otto Frhr. v.: Das Gründungsjahr einer Firma und der 
unlautere Wettbewerb. UnlW. 4. Ig. 85—87. 
Finger: Unlauterer Wettbewerb durch Warenzeichen. Zl G. 
6. Ig. 8789. 
Fuld: Theater und unlauterer Wettbewerb. Unl W. 4. Ig. 89—90. 
Fuld: Unterlaſſungsklagen gegen Zeitungen. Unl W. 4. Ig. 94—95. 
Lubszynski, Jul.: Verſtößt die unwahre Bezeichnung „Havanna⸗ 
Ausſchuß“ gegen das Wettbewerbsgeſetz? UnlW. 4. Ig. 93— 94. 
Marcus: Inwieweit genießen Etiketten den Schutz des § 1 des 
Wettbewerbgeſetzes? UnlW. 4. Ig. 78. 


VI. Verſicherungsrecht. 

* V. zur Abänderung der Ausführungs⸗Verordnung vom 17. VII. 1901 
zu dem Reichsgeſetz über die privaten Verſicherungs⸗Unternehmungen 
vom 12. Mai 1901. MecklStrOffAnz. Nr. 28 S. 194 — 195. — 
Ratzeb. Nr. 24 S. 108. 

Verneinter Anſpruch der Frau auf die Verſicherungsſumme beim 
Konkurſe des Verſicherten. ZVerſWeſ. 1905. 459. 

Florſchütz, G.: Der Arzt bei Privatverſicherungen. ZArztlFortbildg. 
2. Ig. 68— 78. 

Zur Frage der Abgangsvergütung 
ZVerſWeſ. 1905. 397399. 
Höckner: Die Abfindung der vorzeitig aus der Lebensverſicherung 
ausſcheidenden Mitglieder mittels des „Rückkaufswertes“. 

ZVerſWeſ. 1905. 457 —458. 

Molt, C. G.: Die Kreditverſicherung. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 443—474. 

Auch als S.⸗Abdr. in Berlin bei E. S. Mittler erſchienen. 


in der Lebensverſicherung, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


V 19. 1905. 


Müller, Paul: Das Gegenſeitigkeitsprinzip im Verſicherungsweſen, 
beſonders in der Lebensverſicherung. Berlin, Puttkammer & 
Mühlbrecht, 1905. (126 S. m. 6 Tab. u. 2 Taf.) Kart. 3 M. 

Schellwien, Johs.: Die Erlebensfallverſicherung. Halle, C. A. Kaem⸗ 
merer & Co., 1905. (IV, 87 S.) 1,50 M. 

Die Steuergeſetzgebung der Deutſchen Bundesſtaaten über das 
Verſicherungsweſen. Dem Fünften Internationalen Kongreß für 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft zu Berlin im September 1906 gewidmet. 
(Herausgegeben von A. Emminghaus.) DWVVerſWiſſ. Heft VI. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1905. (119 S.) 4 M. 

Das kommende Geſetz über den Verſicherungsvertrag des BGB. 
und die Nechtſprechung des Reichsgerichts. Recht. 9. Ig. 411—419. 

Wagner, Moritz: Die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit. SozPr. 
14. Ig. 1121— 1126. 


C. Zivilprozeß. 


* Allgemeine Pf. des Juſtizminiſters vom 19. VIII. 1905, betr. die 
Geſchäftsergebniſſe der Juſtizbehörden aus dem Jahre 1904 ſowie 
eine Zuſammenſtellung der wichtigſten Geſchäfte bei dieſen Behörden 
für die Jahre 1902, 1903 u. 1904. PrJMBl. Nr. 31 S. 232—274. 

Meyer, Hlermann]: Die neuen Geſetze vom 5. Juni 1905, betr. 
Anderungen des GBG. und der ZPO. Recht. 9 Ig. 358 —362. 

Molitor, Hugo: Das Geſetz für Elſaß⸗Lothringen, betr. die Anderung 
verſchiedener Juſtizgeſetze, vom 13. II. 1905 (Juſtiznovelle), nebſt 
Ausführungs⸗ Verordnung und Materialien. Auf amtliche 
Veranlaſſung mit Erläuterungen herausgegeben. Straßburg, 
K. J. Trübner, 1905. (VIII, 166 S.) Kart. 3 M. 

Schweitzers Zettelausgabe der Geſetze, betr. Anderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung vom 5. VI. 
1905. München, J. Schweitzer Verlag, 1905. (10 S. u. 12 Bl.) 
Gratisbeilage zur BayZ. 1. Ig. Nr. 15/16. 


I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
A. Allgemeines. 

* Bk. des Großherzoglichen Miniſteriums der Juſtiz, den Vor⸗ 
bereitungsdienſt und die Prüfung der Gerichtsſchreiber und 
Gerichtsvollzieher betr. Vom 18. VIII. 1905. HeſſRol. Nr. 24 
S. 238 — 240. 

Bartolomäus: Amtsgerichtsdirektoren. ArchOffR. 20. Bd. 87—95. 

Ergebniſſe der Zivil⸗ und Strafrechtspflege und Bevölkerungsſtand 
der Gerichtsgefängniſſe und Strafanſtalten des Königreichs Bavern 
im Jahre 1904. München, Ch. Kaiſer, 1905. (XXXVII, 
101 S.) 3 M. 

Die im Auslande zu erledigenden Erſuchungsſchreiben der Juſtiz⸗ 
behörden (Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 29. V. 
1905 Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. S. 159 ff.) und das von den Juſtizbehörden 
behufs Erwirkung von Auslieferungen zu beobachtende Verfahren. 
(Abdr. aus dem Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. für 1889 S. 8 ff. unter Be: 
rückſichtigung der Anderungen und Ergänzungen.) Berlin, 
R. v. Decker, 1905. (V, 76 S.) 1,20 M. 

Friedländer, A.: Die Gerichtsferien. Arch CivPrax. 97. Bd. 441— 477. 

Hagemann: Das Geſetz, betr. Anderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes vom 5. VI. 1905. DIZ. 10. Ig. 788— 792. 

Kuckuck: Die Errichtung von Rechtsberatungs⸗ und Nechtsauskunfts⸗ 
ſtellen für minderbemittelte Volkskreiſe. PrVerwBl. 26. Ig. 
909 — 910. 

Schweitzers Zettelausgabe der Geſetze, betr. Anderung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung vom 5. VI. 1905. 
München, J. Schweitzer Verlag, 1905. (10 S. u. 12 Bl.) 0,50 M. 
Gratisbeilage zur Bay Z. 1. Ig. Nr. 16/16. 

Sydow, R.: Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit Einführungsgeſetz. Unter 
beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 


34. Jahrgang. 


Weiterbearbeitet von L. Buſch. 9. Aufl. (Guttentags Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 14.) Berlin, J. Guttentag, 1905. 
(231 S.) 1,50 M. 


B. Ordentliche Gerichte. 
Jeß: Bemerkungen zu dem Geſetz, betr. Anderungen der ZPO., 
vom 5. VI. 1905. Recht. 9. Ig. 453—457. 
Raith, Hans: Kollegialität in Theorie und Praxis. Ein kurzes 
Referat. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 286 — 288. 


C. Sondergerichte. 
1. Gewerbegerichte. 


* ©. zur Abänderung des Geſetzes, betr. das hamburgiſche Gewerbe: 
gericht, vom 12. II. 1892 und des Geſetzes, betr. die durch 
juriſtiſche Beamte des höheren Verwaltungsdienſtes zu beſetzenden 
Stellen, vom 21. III. 1898. Vom 30. VI. 1905. Hamb ABl. 
Nr. 91 S. 285 — 291. 

* BE, betr. den Text des Geſetzes, betr. das hamburgiſche Gewerbe: 
gericht. Vom 30. VI. 1905. Hamb ABl. Nr. 91 S. 291—304. 

Bahr, Rich.: Gewerbegericht, Kaufmannsgericht, Einigungsamt. 
Ein Beitrag zur Rechts- und Sozialgeſchichte Deutſchlands im 
XIX. Jahrhundert. (Staats⸗ und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, 
herausgegeben von Guſtav Schmoller und Max Sering. XXIII. Bd. 
5. Heft [der ganzen Reihe 110. Heft.]) Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1905. (XI, 180 S.) 4 M. 

Cuno und Hagenbach-Biſchoff: Erfahrungen mit der Verhältnis⸗ 
wahl. GewG. 10. Ig. Verbandstags Beil. 277308. 


2. Kaufmannsgerichte. 
G., betr. die Dienſtaufſicht über die Kaufmannsgerichte. Vom 
22. IV. 1905. Württ RBl. Nr. 20 S. 121—122. 
Boyſen und Glücksmann: Die erſten Erfahrungen bei den 
Kaufmannsgerichten. GewG. 10. Ig. Verbandstags Beil. 257278. 


D. Rechtsanwälte. 


Balzer, Schulze und Zieſe, Arnold: Die Stellung der nur bei 
einem Amtsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte und deren Ver⸗ 
beſſerung. JW. 34. Ig. 380—386. 

Cohen: Die bayeriſche Rechtsanwaltſchaft und deren Reform. 
JW. 34. Ig. 481-484. 

Hallensleben: Nochmals die Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht 
JW. 34. Ig. 421425. 

Harnier und Wyczynski: 
JW. 34. Ig. 475—481. 

Jacobſohn, Max: Die praktiſche Vorbildung der Rechtsanwälte, 
namentlich die geſetzliche Einführung einer der zweiten juriſtiſchen 
Prüfung nachfolgenden Vorbereitungszeit von zwei Jahren. 
DIZ. 10. Ig. 769—774. 

Meiſl, J.: Ein Monopol. JBl. 34. Ig. 349—350. 

Nußbaum, Arthur: Kann ein bei den drei Landgerichten zu⸗ 
gelaſſener Berliner Rechtsanwalt ſeine Geſchäftsräume nach 
Charlottenburg verlegen? KGBl. 16. Ig. 77 79. 

Rodig: Der Anwaltszwang in ſeiner Wirkung für größere Gemeinden. 
SelbſtVerw. 32. Ig. 529. 

Weißler: Die Amtsgerichtsanwaltſchaft der Kern der Anwaltfrage. 
DIZ. 10. Ig. 762— 768. 


Zur Frage der Ruhegehaltskaſſe. 


E. Hilfsperſonen. 

* Allerhöchſte V., die Anderung der Gerichtsvollzieherordnung vom 
16. XII. 1899 betr. Vom 19. VII. 1905. BadGBl. Nr. 39 
S. 527 — 528. 

Geerling, Karl F. A.: Der Juſtiz⸗ und Vollſtreckungsdienſt. Ein 
Hand⸗ und Hilfsbuch für Militäranwärter, Gerichtsdiener, Gerichts⸗ 
ſchreibergehilfen, Gerichtsvollzieher, Gerichtsſchreiber, Aſſiſtenten, 
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Sekretäre bei der Staatsanwaltſchaft, für Kanzliſten und Lohn⸗ 
ſchreiber. Nach amtlichen Quellen bearbeitet. 9. vollſtändig um⸗ 
gearbeitete Aufl. Leipzig, F. A. Berger, 1905. (253 S.) Geb. 
in Leinw. 3 M. 

Zum 1. Juli 1905 (35jähriges Beſtehen des Gerichtsvollzieher⸗ 
Inſtituts). Juſtizddſch. 4. Ig. 207 — 208. 


II. Zivilprozeß. 
a) Aemmentare zur 350. 

Sydow, N., und Buſch, L.: Zivilprozeßordnung und Gerichts: 
verfaſſungsgeſetz in den neueſten Faſſungen. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichsgerichts heraus⸗ 
gegeben mit Anmerkungen zunächſt von Sydow, weiter bearbeitet 
von Buſch. 10. Aufl. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichs⸗ 
geſetze. Nr. 11.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (XVI, 947 S.) 6 M. 


b) Allgemeine Schriften, Tehrbiücher. 

Heinitz, Ernſt: Mit welchem Zeitpunkt ift das Geſetz, betr. 
Anderungen der ZPO. vom 5. VI. 1905, in Kraft getreten? 
DIZ. 10. Ig. 636— 68. 

Eickhoff: Mit welchem Zeitpunkte iſt das Geſetz betr. Anderungen 
der ZPO. vom 5. VI. 1905 in Kraft getreten? DIZ. 10. Ig. 
688 —689. 

Kulow, Arthur: Repetitorium des Zivilprozeßrechts. (Juriſtiſche 
Repetitorien. 11. Bd.) Leipzig, Noßbergſche Verlagsbuchholg., 
1905. (VIII, 184 S.) 3 M. 

Oppler: Der Beginn der Geltung eines Geſetzes, welches mit dem 
Tage der Verkündigung in Kraft tritt. Recht. 9. Ig. 428. 
Salinger, M.: Zur Bekämpfung der Terminsvereitelung. JW. 

34. Ig. 4183 —415. 

Stephan, Otto: Zivilprozeßordnung in Frage und Antwort, ein 
Repetitorium für den Prüfungsanwärter, ein kleiner Berater in 
der allgemeinen Prozeßkunde. (In 5 Lieferungen.) 1. Lieferung. 
Gera⸗Untermhaus, Fr. Stephan, 1905. (VII u. S. 1—93.) 1,50 M. 


e) Etmgelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
a) Geriste. 

Collard: Wie ift nach Zurücknahme der Klage zu entfcheiden, wenn der 
Beklagte Urteil im Koſtenpunkt begehrt? Bay Z. 1. Ig. 299 — 300. 

Gaſtauer, J.: Kann im Konkursverfahren ein Gläubiger vom 
andern verlangen, daß dieſer die ſeinem Bevollmächtigten unter 
Privatunterſchrift ausgeſtellte Vollmachtserklärung (Privaturkunde) 
gerichtlich oder notariell beglaubigen läßt? (§ 80 Abſ. 2 R3 PDO.) 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 216— 217. 

Höpfner, W.: Zur Lehre von der Zuſtändigkeit. Buſchs Z. 34. Bd. 
465 — 474. 

Joſef, Eugen: Ein Tummelplatz für 
(8 29 ZPO.) Recht. 9. Ig. 464 — 465. 

Rudorff: Zum Gerichtsſtande des Vermögens, ZPO. 5 23. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 605 610. 

Wanſch, A.: Kann der Gerichtsſchreiber zur Tragung der Koſten 
der nachträglichen Feſtſetzung zu ſpät erhobener Gerichtskoſten auf 
Grund des § 1021 ZPO. verurteilt werden? Juſtizddſch. 
4. Ig. 201 — 202. 


findige Rechtsanwälte 


d) Farteien. 

Gutfeld: Die Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armenſachen. JW. 
84. Ig. 522—523. 

Pogge: Kann eine Frau verlangen, daß ihrem Mann, dem das 
Armenrecht bewilligt iſt, durch eine einſtweilige Verfügung auf⸗ 
gegeben wird, an ihren Rechtsanwalt einen Koſtenvorſchuß zu 
zahlen? Recht. 9. Ig. 468. 
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2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Altmann, P.: Abtretung rechtshängiger Anſprüche nach der Deutſchen 
ZRO. (8 265 Abſ. 2). SeuffBl. 70. Ig. 519—520. 

Blanckmeiſter: Kann in landgerichtlichen Prozeſſen ein Sühne⸗ 
verſuch angeordnet werden, bevor die Parteien ihre Anträge ver⸗ 
leſen haben? PoſMSchr. 8. Ig. 105 — 107. 

Bucerius: Vorläufige Vollſtreckbarkeit gegen Sicherheitsleiſtung in 
Höhe des beizutreibenden Betrages. DIZ. 10. Ig. 644 — 646. 

Neumiller: Bemerkungen zu $ 103 ZPO. Seuff Bl. 70. Ig. 
461 — 471. 

Reger, L.: Das Sitzungs⸗Protokoll im Anwaltsprozeſſe. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 267— 270. 

Schwalb: Noch ein Wort zur Anwendung des § 399 ZPO. ZB. 
34. Ig. 304305. 

Stein, Joſef: Zu 88 488 und 496 Ziff. 2 ZPO. JBl. 34. Ig. 
338 —339. 

Das Zeugnisverweigerungsrecht der unehelichen Kindsmutter 
im Vaterſchafts⸗ und Unterhaltsprozeſſe. Von N. Bay. 1. Ig. 
320—321. 

Zurücknahme der Klage und Prozeßvergleich. Von J. G. Bay. 
1. Ig. 343 — 344. 


3. Rechtsmittel. 


Zur Anwendung des Geſetzes vom 5. VI. 1905, betr. Anderungen 
der ZPO. DIZ. 10. Ig. 683 685. 

Fuld: Die Erhöhung der Reviſionsſumme. UnlW. 4. Ig. 77— 78. 

Hellmann: Die Umgeſtaltung der Revifion im Zivilprozeß. Recht. 
9. Ig. 457—458. 

Kaiſer: Die Einwirkung der Zivilprozeßnovelle vom 5. VI. 1905 
auf die bayeriſchen Reviſionen. JW. 34. Ig. 378—380. 

Landsberg: Die neugeſtaltete Reviſion im Zivilprozeß. PoſMSchr. 
8. Ig. 81—83. 

Mayer: Die Einwirkung der Novelle zur ZPO. vom 5. VI. 1905 
auf Bayern. IW. 34. Ig. 417—419. 

Mayer: Die Novelle zur ZPO. vom 5. VI. 1905 in ihrer Wirkung 
auf Bayern. PfälzRpr. 2. Ig. 39—41. 

Meyer, H.: Zu $ 536 ZPO. Bay. 1. Ig. 387. 

Müller, E.: Der Begründungszwang in dem Rechtsmittel der 
Reviſion nach der neuen Zivilprozeßnovelle. DIZ. 10. Ig. 719— 725. 

Neumiller: Bemerkungen zur Zivilprozeßnovelle vom 5. VI. 1905. 
Bay Z. 1. Ig. 309—314. 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
vacat. 


5. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 
Cohn, Georg: Der Kampf um den Wechſelproteſt. 
4. Ig. 135—138, 151—156. 
Cohn, Georg: Der Kampf um den Wechſelproteſt. Vortrag. Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (44 S.) 1 M. 


BankArch. 


6. Verfahren in Familienſachen uſw. 
Krug, P.: Entmündigung und Todeserklärung im internationalen 
Privatrechte. DIZ. 10. Ig. 836—841. 
Senckpiehl: Vernehmung der Partei im Eheſcheidungsprozeß. 
DIZ. 10. Ig. 854—855. 


7. Mahnverfahren. 
vacat. 


8. Zwangsvollſtreckung. 
Armſtroff: Zweifelsfragen aus § 942 ZPO. Recht. 


498 — 499. 


9. Ig. 
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Blackert: Zu § 940 ZPO. Recht. 9. Ig. 467. 

Geib, Otto: Die Pfändung eingebrachter im Beſitz des Manns 
befindlicher Mobilien. ArchCivPrax. 97. Bd. 161 — 210. 

Koppers: Pfändung von Eigentümergrundſchulden. DIZ. 10. Ig. 
731 — 732. 

Levis, Otto: Zeitpunkt der Wirkſamkeit eines nicht verkündeten und 
nicht zugeſtellten Beſchluſſes. Buſchs Z. 34. Bd. 475 — 480. 
Mantey: Iſt der zur Duldung der Vollſtreckung in das eingebrachte 
Gut verurteilte Mann zur Leiſtung des Offenbarungseides nach 
§ 807 ZPO. hinſichtlich des eingebrachten Gutes verpflichtet? 

Recht. 9. Ig. 365. 

Metzges: Das Vermieterpfandrecht gegenüber der Zwangsvollſtreckung. 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 495 —509. 

Meyer, Hermann]: Vollſtreckung eines Urteils auf Abgabe einer 
Willenserklärung. Recht. 9. Ig. 426. 

Neumiller: Glaubhaftmachung neuerlichen Vermögenserwerbs 
(5 903 ZPO.). Verhaftung des Schuldners in einer fremden 
Wohnung. Bay. 1. Ig. 301 — 302. 

Olshauſen, Thleodor]!: Zuſammenrechenbarkeit mehrerer Titel bei 
der Zwangshypothek des 8 866 Abſ. 3 ZPO. Z Bl G. 6. Ig. 
180 — 194. 

Salinger: Über die Pfändung der dem Betriebe der Landwirtſchaft 
dienenden Gegenſtände. DIZ. 10. Ig. 737 — 739. 

Ungewitter: Strafantrag nach 8 890 ZPO. Recht. 9. Ig. 341. 

Vonſchott: Verteilung des Verſteigerungserlöſes bei gleichzeitiger 
Pfändung für mehrere Gläubiger. DIZ. 10. Ig. 853 —854. 


9. Aufgebots verfahren. 
Marcus: Zweifelsfragen aus § 942 ZPO. Recht. 9. Ig. 397. 


10. Schiedrichterliches Verfahren. 
Brückmann, Alrthur]: Preisrichterirrtum. DIZ. 10. Ig. 856—858. 
Reinhard: Vom ſchiedsrichterlichen Verfahren und ſeinen Mängeln. 

Recht. 9. Ig. 406 — 411. 

Schild macher, Bruno: Rechtshilfe. Verfahren und Koſten. Nach 
den für Preußen beſtehenden Beſtimmungen dargeſtellt. 2 Bde. 
Magdeburg, (Heinrichshofen). 6 M. 

1. (VII, 104 S.), 1904. 2 M. — 2. (VII, 280 S.), 1905. 4 M. 

Ungewitter: Zur Lehre vom Schiedsvertrag. (§ 1025 30.) 
SeuffBl. 70. Ig. 500 — 502. 


III. Konkursordunng. Aufechtungsgeſetz. 


Burghart: Kann von dem Gemeinſchuldner die Einreichung eines 
Gläubiger⸗ und Schuldnerverzeichniſſes durch Vorführung oder 
Anordnung der Haft erzwungen werden? JuſtizdRdſch. 4. Ig. 270. 

Hellmann, F.: Die rechtliche Natur der Gläubigeranfechtung. 
Seuff Bl. 70. Ig. 401 - 426. 

Jaeger, [E.]: Der Vergleich zur Abwendung des Konkurſes. DI. 
10. Ig. 753 762. f 

Könige: Der öſterreichiſche Geſetzentwurf über die Einberufung der 
Gläubiger wegen eingetretener oder drohender Zahlungseinſtellung. 
Recht. 9. Ig. 449-458. 

Kretzſchmar: Die Art der Rückgewähr eines Grundſtücks bei der 
Anfechtung im Konkurs. Recht. 9. Ig. 484 — 488. 

Kühlewein, Heinr.: Zur Frage des gerichtlichen Zwangsvergleichs 
ohne Konkurs. Bay. 1. Ig. 295 — 298. 

Philippſohn, J.: Der gerichtliche Zwangsvergleich außerhalb des 
Konkurſes. JW. 34. Ig. 473 — 475. 

Voß: Die Gläubigerverſammlung als Organiſation der Konkurs⸗ 
gläubiger im Sinne des § 3 KO. ArchCivPrax. 97. Bd. 396 — 440. 

Walsmann, H.: Der Einfluß der Konkurseröffnung über das Ver⸗ 
mögen des Schuldners auf die Einrede des Gläubigeranfechtungs⸗ 
rechts. IheringsJ. 49. Bd. 297 332. 


34. Jahrgang. 


Wolff, Th.: Über die auf Grund eines Deſektenbeſchluſſes ein⸗ 
getragene Sicherungshypothek im Nachlaßkonkurſe. PrVerwBl. 
26. Ig. 887 888. 


IV. Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung. 


Bachelin: Die Zwangsverſteigerungen in der Stadt Konſtanz. 
Bad Not Z. 3. Ig. 180 —132. 

Dispeker, Siegfried: Die Praxis der Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung. Ein Handbuch des Verfahrens in der Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung nach dem Reichsgeſetze vom 
24. 1II. 1897. München, J. Schweitzer Verlag, 1905. (VI, 110 S.) 
Geb. in Leinw. 3,60 M. 

du Chesne: Die Pfändung des Zwangsverſteigerungserlöſes. 
Seuff Bl. 70. Ig. 513—519. 

Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Recht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung im Grundſtücke. Bearbeitet auf Grund der Zeit⸗ 
ſchriftenaufſätze des erſten Halbjahres 1905. Recht. 9. Jg. 
383-386. 

Fuchs: Fortdauer der Haftung des beweglichen Zubehörs eines 
Grundſtücks für die hypothekariſche Forderung, nachdem die im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ausgefallene Hypothek gemäß 
SS 52, Abſ. 1, 91 Abſ. 1 Zw G. erloſchen iſt. ZBlF G. 6. Ig. 
161 —167. 

Lindemann, Otto: Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung nebſt dem Einführungs- und preußiſchen 
Ausführungsgeſetze mit Erläuterungen und Beiſpielen. Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. (VII, 264 S.) Geb. in Leinw. 8 M. 

Peuckert: Zur Frage der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen durch Hypothekeneintragung im Großherzogtum Sachſen. 
Thürdl. 52. Bd. 209 — 215. 

Schwerin, Frhr. v.: Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 197— 201, 232 — 236. 

Steiner, Ant.: Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. III. 1897 unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der bayriſchen Ausführungsbeſtimmungen und unter 
Anfügung von Beiſpielen erläutert. (3 Lieferungen.) München, 
J. Schweitzer Verlag, 1905. (VIII, 441 S.) 8,40 M. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


* Bk., betr. öffentliche Beglaubigung von Unterſchriften der Vorſtände 
der Verwaltungsbehörden durch den Vorſtand der Senatskanzlei. 
Vom 26. VI. 1905. HambABI. Nr. 89 S. 281. 

* Notariatsordnung. Vom 10. VI. 1905. MecklStrOffAnz. Nr. 80 
S. 277 — 289 — MecklStroOff AnzRatzeb. Nr. 27 S. 123 — 137. 

* Bk. der Mecklenburgiſchen Landesregierung zur Ausführung der 
Notariatsordnung. Vom 27. VII. 1905. MecklStrOff Anz. Nr. 38 
S. 299 — 304. — MecklStroOffAnzRatzeb. Nr. 31 S. 245 — 248. 

* V. zur Abänderung und Ergänzung der Verordnung vom 
9. IV. 1899 zur Ausführung des Geſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 10. VI. 1905. 

tecklStrOff Anz. Nr. 30 S. 269 — 277 — Ratzeb. Nr. 25 S. 111-119. 

Beßler, Nikolaus: Die Stellvertretung bei Abgabe der eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherung im Erbſcheinsverfahren. Bad Not. Z. 3. Ig. 
113—118. 

Dennler: Zur Sprache in den Notariatsurkunden. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 257258. 

Dennler: Die Unterſchrift. BayNot Z. 6. Ig. 79— 87. 

Freſe: Aus der Praxis der Nachlaß⸗ und Vormundſchaftsgerichte. 
Recht. 9. Ig. 334 —337. 

Glatzer, [Felix]: Fällt die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Erſatzgenehmigung nach 8 1812 Abſ. 2 BGB. unter 8 53 FGG.? 
Recht. 9. Ig. 428— 429. 
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Harrer: Berichterſtattung über die in der Zeitſchrift des Deutſchen 
Notarvereins behandelten Rechtsfragen. Jg. 1905. 2. Vierteljahr. 
Bad Not Z. 3. Ig. 138 — 141. 

Hausladen, Georg: Zur Frage der Feſtſtellung des Güterſtandes 
in Notariatsurkunden. Bay Not Z. 6. Ig. 87-98. 

Jaſtrow [Hermann]: Die neue Gerichtsorganiſation für Berlin 
und die Rechtsverhältniſſe des Berliner Notariats. DNot“V. 
5. Ig. 429—445. 

Joſef, Eugen: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit während des erſten Halbjahrs 1905. 
Recht. 9. Ig. 377383. 

Joſef, Eugen: Die falsa demonstratio bei der Beurkundung von 
Grundſtücksveräußerungen. Seuff Bl. 70. Ig. 493500. 

Marcus, [Georg]: Die Stellung des Regiſtergerichts gegenüber den 
Erben bei Firmenerlöſchen im Falle des Todes des Inhabers. 
HoldheimsMSchr. 14. Ig. 182 — 184. 

Meikel: Zuſtändigkeit für Volljährigkeitserklärungen. 
bayer. AG. z. BGB.) Bay. 1. Ig. 366. 

Neumiller: Streitfragen aus dem bayeriſchen Hinterlegungsrechte. 
Bay Z. 1. Ig. 14—15, 91—95, 116-120, 357363. 

Paris: Kann im Verſteigerungsprotokoll oder in einem Kaufvertrag 
über Grundſtücke der Notar für ſeine Perſon zur Abgabe der 
Auflaſſungserklärungen bevollmächtigt werden? DIZ. 10. Ig. 
640 — 641. 

Reichel, Hans: Unterſchriftsbeglaubigung durch nichtrichterliche 
Beamte. Recht. 9. Ig. 364. 

Rheinſtein: Bedarf der Vertrag, durch den ein „Dritter“ Geſchäfts⸗ 
anteile einer G. m. b. H. verkauft, gerichtlicher oder notarieller 
Beurkundung? Recht. 9. Ig. 366. . 

Weber: Das „Erſuchen“ des Nachlaßgerichts um Umſchreibung der 
Nachlaßgrundſtücke im Hypotheken⸗ oder Grundbuche gemäß §§ 67/9 
und 73 der Nachlaßordnung vom 20. III. 1903. Bay. 1. Ig. 
321 —322. 


(Art. 2 


VI. Grundbuchordnung nebſt Aus führungsgeſetzen. 


* G., betr. Anderung der Grundbuchordnung. Vom 14. VII. 1905. 
RGBl. Nr. 84 S. 707. 

* V., betr. die Eintragung von dinglichen Rechten in die Grundakten. 
Vom 23. VI. 1905. Brem Bl. Nr. 17, S. 101 — 102. 

Fuchs, Eug.: Grundbuchrecht. Kommentar zu den grundbuchrecht⸗ 
lichen Normen des BGB. und zur Grundbuchordnung. II. Bd. 
Formelles Grundbuchrecht von Eug. Fuchs und Hugo Arnheim. 
5. Heft. (Des ganzen Werkes 13. Heft.) (S. 321 bis 400.) Berlin, 
J. Guttentag, 1905. 1,75 M. 

Lubowski: Die Bedeutung des Artikels 10 AG. z. GBO. DIE. 
10. Ig. 690 — 691. 

Meikel, Geo.: Grundbuchordnung für das Deutſche Reich vom 
24. III. 1897, unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Vollzugsvorſchriften 
erläutert. 1. Lief. München, J. Schweitzer Verl., 1905. 1,50 M. 

Schönfeld: Das Verhältnis von §S 40 zu 8 41 der Grundbuch⸗ 
ordnung. Seuff l. 70. Ig. 533 — 537. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze des erſten Halbjahrs 
1905. Recht. 9. Ig. 386 — 390. 


VII. Koſten. 


* Bk. des Herzoglichen Staatsminiſteriums, betr. das Gerichts: 
koſtengeſetz. Vom 7. VI. 1905. Mein Ver S. Bd. 24 Nr. 54 
S. 369. 
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„ Bk. der Großherzoglich⸗Mecklenburgiſchen Landes⸗Regierung, betr. 
den Text der Gerichtskoſten⸗Ordnung. Vom 19. V. 1905. 
MecklStrOffz AnzRatzeb. Nr. 29 S. 159 — 233. 

* Bk. der Mecklenburgiſchen Landesregierung vom 19. V. 1905, betr. 
den Text der Gerichtskoſtenordnung. MecklStrOff Anz. Nr. 28 
S. 195— 262. 

* G., betr. Abänderung des § 76 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 
10. VIII. 1899 (GS. Bd. 33 S. 142 ff.). Vom 10. VII. 1905. 
Nis GeſS. Nr. 674 S. 247. 

* V., betr. Abänderung der Gerichtskoſtenordnung vom 18. XII. 1899 
und der Verordnung vom 18. XII. 1899, betr. die Gebühren⸗ 
ordnung für Notare. Vom 19. V. 1905. MecklStrOff Anz. Nr. 28 
S. 181—194. — MecklStrOffAnzRatzeb. Nr. 29. S. 143— 158. 

Dispeker: Die Koſtenfeſtſetzung im Urteile. Bay Z. 1. Ig. 314—317. 

Heſſelbarth, F.: Zu Art. 96 Abſ. 3 Satz 1. BayGeſ. über das 
Gebührenweſen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 239 — 241. 

Irmler, Rich.: Notwendigkeit und Ziele einer Reviſion der deutſchen 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Ein Vortrag. (Veröffent⸗ 
lichungen des Berliner Anwalt⸗Vereins. 20. Heft.) Berlin, 
F. Vahlen, 1905. (45 S.) 1 M. 

Kraus: Höhe des Streitwerts bei Klagen auf Anerkennung der 
außerehelichen Vaterſchaft. Bay Z. 1. Ig. 302. 

Oegg, Friedrich: Das Urteil im Koſtenpunkte bei Zurücknahme der 
Klage. Bay Z. 1. Ig. 289— 298. 

Pfafferoth: Über die Einwirkung der Zivilprozeßnovelle vom 
5. VI. 1905 auf den Anſatz der Gerichtskoſten und Anwalts⸗ 
gebühren. IW. 34. Ig. 419—421. 

Reger: § 574 Abſ. 2 der Zivilprozeßnovelle vom 5. VI. 1905 
und § 45 des Gerichtskoſtengeſetzes. Bay. 1. Ig. 366 — 367. 
Sommer: Wie lange muß der Kläger, der im amtsgerichtlichen 
Verfahren ein Verſäumnisurteil über Hauptſache und Koſten gegen 
den Beklagten erwirkt hat, warten, bis er ſeine Koſten feſtſetzen 

laſſen kann? DIZ. 10. Ig. 689 — 690. 

Weegmann: Zum Entwurf der Gerichtskoſtenordnung. 

47. Ig. 239243. 


Württg. 


D. Strafrecht und Strafprofeſ. 
I. Allgemeine Werke. 


Alexander, S.: Beitrag zur Reviſion des deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buches in Beziehung auf die Ausübung der Heilkunde. Nach 
den Verhandlungen der Arztekammer für die Provinz Branden⸗ 
burg und den Stadtkreis Berlin im Auftrage des Vorſtandes 
herausgegeben. Mit einem Anhang: Zuſammenſtellung der für 
die Ausübung des ärztlichen Berufes in Betracht kommenden 
Paragraphen des RStGB. von O. Fritze. Berlin, Puttkammer 
& Mühlbrecht, 1905. (IX, 46 S.) 4. 1,60 M. 

Lehmann, Walter: Zur Reform des RStGGB. (allgemeiner Teil). 
Berichte über die Literatur der Jahre 1902 — 1904. Im 
Auftrage der kriminalpolitiſchen Sektion des kriminaliſtiſchen 
Seminars der Univerſität zu Berlin herausgegeben. (Ab: 
handlungen des kriminaliſtiſcen Seminars an der Uni- 
verfität Berlin. Herausgegeben von Frz. v. Liszt. Neue 
Folge. IV. Bd. 3. Heft.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (143 S.) 
3,50 M. 

Linden au: v. Liszts Vorarbeiten für die Strafgeſetzreform. 
JL Bl. 17. Bd. 128 — 130. 

Der Prozeß Hilger⸗Krämer vor der Strafkammer Trier. Ver⸗ 
handlungstage: 15., 16., 17., 18., 19., 20., 22., 28., 25. V., 
Urteilsverkündigung: 27. V. 1905. Trier (Paulinus⸗ Druckerei), 
1905. (242 u. V S.) 0,50 M. 


A 19. 


Schroeder, J. U.: Über Wechſelwirkungen des Bürgerlichen Rechts 
und des Strafrechts. Nach einem Vortrag. ArchCivPrax. 
97. Bd. 361 — 395. 

Das Urteil des II. Strafſenates des Reichsgerichts in dem Königs⸗ 
berger Hochverratsprozeß. DIZ. 10. Ig. 679 — 681. 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben, Aommentare. 


vacat. 


b) Lehrbücher. Praktika. 
Liszt, Franz v.: Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. 
völlig durchgearbeitete Aufl. Berlin, 
(XXIV, 694 S.) 10 M. 


o) Eingelſchriſten. 
1. Allgemeiner Teil. 

Beckmann: Die Straftat eines Deutſchen im Konſulargerichtsbezirke 
und den Schutzgebieten, insbeſondere die Vielehe in der Türkei. 
(Berliner juriſtiſche Beiträge zum Zivilrecht, Handelsrecht, Straf: 
recht und Strafprozeß und zur vergleichenden Nechtswiſſenſchaft, 
herausgegeben von J. Kohler. 7. Heft.) Berlin, N. v. Decker, 
1905. (VIII, 49 S.) 3 M. 

Dohna, Graf zu: Beitrag zur Lehre von der adäquaten Verurſachung. 
MSchrͤKrimpPſych. 2. Ig. 425—432. 

Dohna, Graf zu: Zur Statiſtik der bedingten Begnadigung. 
MSchrͤrimPſych. 2. Ig. 252— 253. 

Eulau, Arthur: Geteilter, bedingter, unter Vorbehalt geſtellter 
Strafantrag. (Strafrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
E. Beling. 60. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. (VII, 35 S.) 1 M. 

Fabian, Theodor: Abgrenzung von untauglichem Verſuch und 
Putativdelikt und Erörterung ihrer Strafbarkeit. (Straf⸗ 
rechtliche Abhandlungen, begründet von Hans Bennecke, heraus⸗ 
gegeben von Ernſt Beling. 63. Heft.) Breslau, Schletter, 
1905. (XI, 49 u. 6 S.) 1,50 M. 

Fuld: Die fortgeſetzte Handlung in ihrer Bedeutung für das Gebiet 
der Individualrechte. Gewgſchutz. 10. Ig. 213— 216. 

Groß, Hans: Hausarreſt als Strafmittel. YSchrͤrimpſoch. 
2. Ig. 209—219. 

Günther, Carl: Die Zurechnung im Strafrecht und die geſetzliche 
Berückſichtigung der geiſtig Minderwertigen. 2., vermehrte und 
verbeſſerte Aufl. Berlin, G. Wattenbach, 1905. (55 S.) 2 M. 

Helber: Verfolgbarkeit ſtrafbarer Handlungen gegen Landesgeſetze 
im Deutſchen Reiche jenſeits der Landesgrenze. DIZ. 10. Ig. 
732— 7384. 

Heppt: Kann durch einen Strafbefehl die Strafe des Verweiſes 
feſtgeſetzt werden? Bay. 1. Ig. 322. 

Hoegel: Zur Reform der Freiheitsſtrafen. MSchrͤKrimpſych. 
2. Ig. 356— 388. 

Hold v. Ferneck, Frhr. Alex.: Die Rechtswidrigkeit. Eine Unter⸗ 
ſuchung zu den allgemeinen Lehren des Strafrechtes. II. Bd. 
1. Abtlg. Notſtand und Notwehr. Jena, G. Fiſcher, 1905. 
(V, 159 S.) 3,50 M. 

Kreuſer und Schanz: Die Stellung der Geiſteskranken in Strafgeſetz⸗ 
gebung und Strafprozeß. Diskuſſion von Beling. MSchrKrimpſych. 
2. Ig. 261— 262. 

Lippmann: Die Bedeutung des § 228 BGB. für das Strafrecht. 
ThürBl. 52. Bd. 205— 209. 

Müller: Strafzumeſſungsgründe. 

Prügelſtrafe. Recht. 9. Ig. 466. 

Przytinski, Stanislaus: Noch eine Bemerkung über die Frage: 
ſtellung bei Notwehr. OſtAGZ. 56. Ig. 287 — 289. 


14. und 15., 
J. Guttentag, 1905. 


Bay. 1. Ig. 342—343. 


1905. 


34. Jahrgang. 


Reuß, Heinrich: Können die ſtaatlichen Freiheitsſtrafen erziehen? 
PrJ. 121. Bd. 49— 71. 

Schaub, Karl: Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit im deutſchen 
Reichsrechte, insbeſondere im geltenden Reichsſtrafrechte. Diff. 
Hanau, F. König, 1905. (VIII, 956 S.) 1,50 M. 

Straßmann, F.: Die verminderte Zurechnungsfähigkeit. 
VSchrGer Med. 30. Bd. 1—10. 

Treu, Max: Die Deportation, die Geſellſchaft und das Verbrechen. 
8Soz W. 8. Ig. 407420. 


2. Beſonderer Teil. 

Bendix, L.: Mittäterſchaft oder Beihilfe bei der Notzucht? 
MSchrKrimPſych. 2. Ig. 318 — 321. 

Bendix, Ludwig: Die Rechtspflicht des Schweigens (insbeſondere mit 
Rückſicht auf § 300 des StGB.). Goltd Arch. 52. Ig. 1— 14. 
Blüthgen, Fritz: Die ſtudentiſchen Schlägermenſuren in zivil und 

ſtrafrechtlicher Beleuchtung. Berlin, E. Weber, 1905. (V, 45 S.) IM. 

Gerhard, Eugen: Der ſtrafrechtliche Schutz des Briefes. Dogmatiſch 
und rechts vergleichend dargeſtellt. (Freiburger Abhandlungen aus 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts, hrsg. von W. v. Rohland u. a. 
4. Heft.) Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 1905. (62 S.) 1,80 M. 

Haldy: Zur ftrafrechtlichen Behandlung des Ehebruchs. 
MSchrKrimPſych. 2. Ig. 321—324. 

Hammerer: Bemerkungen zu § 296 StPO. und zu 8 157 StGB. 
Bay Z. 1. Ig. 337339. 

Haſchke: Die Nebenfrage hinſichtlich des geſetzlichen Strafminderungs⸗ 
grundes des § 157 Ziff. 1 StGB. DIZ. 10. Jg. 851858. 
Kitzinger, Leo: Das Vergehen des Nachwuchers gemäß § 302 0 
RStGB. (Strafrechtliche Abhandlungen; hrsg. von E. Beling. 
61. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. (VII, 46 S.) 1,30 M. 

Koehne: Beſondere Beſtimmungen über den Schutz, welchen (Polizei⸗) 
Beamte genießen. SelbſtVerw. 32. Ig. 496—479. 

Koßmann, R.: Die Strafbarkeit der künſtlichen Unterbrechung der 
Schwangerſchaft. Berlinerklin Wochenſchr. 42. Ig. 1030 — 1081. 

Kraus und Teichmann: Die Berechtigung der Vernichtung des 
kindlichen Lebens mit Rückſicht auf Geiſteskrankheit der Mutter. 
Diskuſſion von Beling und Gmelin. MSchrͤrimPſych. 2. Ig. 
264 — 265. 

Ledenig: Zwei Mordverſuche. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 125 — 183. 

Luppe: Die zuſtändige Behörde im § 361 Nr. 10 des StGB. 
DIZ. 10. Ig. 691693. 

Mendelsſohn⸗Bartholdy, A.: Über Tierquälerei. Eine metho⸗ 
diſche Unterſuchung. Ger S. 66. Bd. 428—448. 

Mirkoff, Wladislav: Strafbare Handlungen wider die Ehre nach 
deutſchem und bulgariſchem Rechte. Halle, C. A. Kaemmerer & Co., 
1905. (103 S.) 1,50 M. 

Rech, M.: Eine Lücke im Strafgeſetz. 88 239—241, 244 RD. 
88 121 Abſ. 2, 126 Abſ. 2 PrallgBerggeſ. Recht. 9. Ig. 342. 

Schmidt⸗Ernſthauſen, R.: Der Regiftereinwand vor dem Straf⸗ 
richter. BankArch. 4. Ig. 161— 166. 

Scholta, A.: Betrug und ſtrafbarer Eigennutz. Naturärztl8. 14. Ig. 
14—15, 21—23. 

Scholta, A.: Die fahrläſſige Körperverletzung und Tötung bei der 
1 der Krankenbehandlung. Naturärztl. Z. 14. Ig. 4— 7, 
8—14. 

Scholta, A.: Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. (Ver: 
letzung der Seuchenbekämpfung.) NaturärztlZ. 14. Ig. 27—28. 

Sperl: Die Wiedererwerbung der durch Strafurteil verwirkten 
Doktorwürde. DIZ. 10. Ig. 688—639. 

Spohr, C.: Strafrechtliche Verantwortlichkeit für ärztliche Maß⸗ 
nahmen. SchwgSt. 18. Ig. 182— 189. 

Thiel, Kaſimir: Injuria und Beleidigung. Eine Vorarbeit zur Be⸗ 
ſtimmung des Begriffes der Beleidigung. (Strafrechtliche Ab⸗ 
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handlungen; hrsg. von E. Beling. 62. Heft.) Breslau, Schletter, 
1905. (XX, 260 S.) 6 M. 

Touaillon, Heinrich: Die Zuchtgewalt und ihre Überfchreitung. 
Eine dogmatiſche und kritiſche Unterſuchung. OſtZBl. 23. Bd. 
534 — 542, 609 — 625, 706 — 716. 

Voß: Über den Begriff der „Ausbeutung“ in der deutſchen Reiche: 
geſetzgebung. Goltd Arch. 52. Ig. 54—57. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärſtrafrecht. 


Dietz, Heinrich: Der preußiſche Landgendarm „in Ausübung des 
Dienſtes“ und „während der Ausübung des Dienſtes“. (§ 188 
PrMStGB., § 55 Nr. 2 RStGB.) ZSW. 25. Bd. 809—827. 

Eichhorn, G.: Das neue Totaliſatorgeſetz. DIZ. 10. Ig. 799—801. 

Gaze, O.: Der Begriff des „verantwortlichen Redakteurs“. Goltd Arch. 
52. Ig. 36—54. 

Liebich, Kurt: Der verantwortliche Redakteur und ſeine Haftung 
aus § 20 Abſ. 2 Reichspreßgeſetzes. Kritiſche Studien zur Lehre 
von der preßrechtl. Verantwortlichkeit. Breslau, Koebner, 1905. 
(X, 127 S.) 2 M. 

Schmidt, Geo.: Militärgeſetze für Bayern. Nach dem neueſten 
Stande der Geſetzgebung herausgegeben. 1. und 2. Lieferung. 
München, J. Schweitzer Verlag, 1905. Je 0,80 M. 

Steidle: Beziehungen zwiſchen militäriſcher Selbſtbefreiung und 
Fahnenflucht. Bay Z. 1. Ig. 335 —337. 

Stelling: Die hannoverſchen Jagdgeſetze in ihrer heutigen Geſtalt, 
mit dem hannoverſchen Wildſchadengeſetz vom 21. VII. 1848, dem 
Jagdſcheingeſetz vom 31. VII. 1895, dem Wildſchongeſetz vom 
14. VII. 1904, den ſämtlichen Ausführungsverfügungen, ſowie mit 
dem Jagdverwaltungsrecht und dem Jagdſtrafrecht. Hannover, 
Hahn, 1905. (XV, 560 S.) 4,50 M. 

Wickede, F. v., und Bahl, W.: Polizeiſtrafgeſetze und Verordnungen 
für den Regierungs⸗ und Stadtbezirk Wiesbaden. Wiesbaden, 
P. Plaum, 1905. (XV, 878 S.) Geb. in Leinw. 10 M. 


IV. Strafprozeß. 


a) Allgemeine Werke. 

Böcker, Guſtav: Wahre und falſche Reform des bürgerlichen Straf⸗ 
prozeſſes. Pr J. 120. Bd. 424 — 446; 121. Bd. 117— 142, 404 —433. 

Bomhard, [Ernſt] v.: Reform des Strafprozeſſes. Recht. 9. Ig. 
I. Schöffen oder Geſchworene. 390—395. II. Einſchränkung des 
Legalitätsprinzips und Erweiterung der Privatklage. 419—423. 
III. Gerichtsſtand, Ausſchließung und Ablehnung von Gerichts⸗ 
perſonen. 458 —463. IV. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
Zeugen und Sachverſtändige, zunächſt Recht der Zeugnisverweige⸗ 
rung. 488 — 494. 

Delius: Zur Strafprozeßreform. JEBl. 17. Bd. 149 — 158. 

Galli: Zur Reform der Strafprozeßordnung. DIZ. 10. Ig. 849 —850. 

Hamm: Zur Reform des Strafprozeſſes. DJ Z. 10. Ig. 657664, 
705— 713. 

Lindenberg, G.: Zur Reform des Strafprozeſſes. Beſprechungen 
der Kommiſſionsbeſchlüſſe. DJZ. 10. Ig. 615623. 

Pannier, Karl: Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich, nebſt 
den Geſetzen, betr. die Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren freigeſprochenen Perſonen, und für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen und 
Sachregiſter. 9. Aufl. (Univerſalbibliothek 1615. 1616.) Leipzig, 
Ph. Reclam jun., 1905. (192 S.) 0,80 M. 

Pfannſchmidt, Walther: Bemerkungen zu den Beſchlüſſen der Kom⸗ 
miſſion für die Reform des Strafprozeſſes. Bay Z. 1. Ig. 377—379. 

Romen, [Auguſt]: Die Beſchlüſſe der Kommiſſion für die Reform 
des deutſchen Strafprozeſſes. ZStW. 25. Bd. 915 — 936. 
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Sommer: Der Prozeß Cherpion in Lüttich und die Strafprozeß⸗ 
reform. DIZ. 10. Ig. 806 — 807. 
Stranz: Schwurgericht oder nicht. DIZ. 10. Ig. 678679. 


b) Einzelſchriften. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
Becker: Beeidigung der Zeugenperſonalien. Recht. 9. Ig. 430. 
Fraeb, Walter: Beitrag zur Lehre von dem Parteibegriff und der 
Parteivertretung im modernen Strafverfahren. Diff. Hanau a. M. 
(Steinheimerlandſtr. 22), Selbſtverlag, 1905. (III, 64 S.) 1 M. 
Groß, Hans: Über den Wert der Schriftvergleichung. DIZ. 10. Jg. 
784 — 788. 
Haberſtrumpf: Zur Auslegung des § 132 StPO. BayzZ. 1. Ig. 
341— 342. 
Hamm: Zur Organiſation der Schöffengerichte. 
797 799. 
Hartmann, A.: Die Anklagebehörden im künftigen Strafprozeß. 
3StW. 25. Bd. 801808. 
Haußner: Die Unterſuchungshaft. 
Hoegel: Das Problem der Staatsanwaltſchaft. 
219 — 220. 

Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 364. 

Stooß, Clarl]: Staatsanwalt und Legalitätsprinzip. OſtRZ. 2. Ig. 
393-397. 


DIZ. 10. Ig. 


Recht. 9. Ig. 362— 863. 
OſtaG . 56. Ig. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Brugſch: Hat über den Eintritt eines Ergänzungsgeſchworenen 
an Stelle eines ausſcheidenden Hauptgeſchworenen der Vorſitzende 
oder das Gericht (die Geſamtheit der richterlichen Mitglieder des 
Schwurgerichts) zu entſcheiden? (§8 94, 194 GG.; 8 279 
StPO.) Recht. 9. Ig. 467468. 

Fuchs: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 497. 

Gmeyner, Friedrich: Zur Frage der Anwendbarkeit des § 265 
StPO. auf ausländiſche Strafurteile. JBl. 34. Ig. 436 —437. 

Kerſten: Die Tätigkeit des Staatsanwalts in der Hauptverhandlung. 
Dig. 10. Ig. 735— 737. 

Lutz: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 339. 

Müller: Zu § 250 und § 270 StPO. Ban. 1. Ig. 318 — 320. 


3. Rechtsmittel. 
Fiſcher: Zur Auslegung des §8 389 StPO. BayzZ. 1. Ig. 367. 
Wanſch, A.: Zur Auslegung der §§ 505 Abſ. I Satz 2, 345 und 219 
Abſ. III der RStpo. Juſtizdadſch. 4. Ig. 215 — 216. 


4. Wiederaufnahme. Entſchädigung. 
vacat. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren. 
Oetker, Friedrich: Der Bußprozeß. GerS. 66. Bd. 321—427. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. 

Godron: Einſtellung des Verfahrens bei Zurücknahme von Privat⸗ 
klage und Strafantrag. Bay Z. 1. Ig. 386 — 387. 

Hoeniger, Heinrich: Eine Frage aus dem Privatklageverfahren. 
DIZ. 10. Ig. 858. 

Koehne: Kann die Polizei einen verſpätet geſtellten Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung gegen eine polizeiliche Straffeſtſetzung 
zurückweiſen? (8 454 StPO.) SelbſtVerw. 32. Ig. 438 — 439. 

Kujawa, v.: Beiträge zur Beantwortung einiger Streitfragen bezüglich 
des Sühneverſuchs bei Privatklageſachen. Goltd Arch. 52. Ig. 57— 78. 

Suchanek, Viktor: Über den Rücktritt von der Privatanklage. 
Oſt u Z. 56. Ig. 301-305, 311—314. 


e) Militärkrafprozeh. 


vacat. 


Groß, 


V. Strafvollzug. 

* Erl. der Königlichen Miniſterien des Innern und des Kriegsweſens, 
betr. die Vollſtreckung der gegen Perſonen des Beurlaubtenſtandes 
erkannten Geld⸗, Haft⸗ und Arreſtſtrafen. Vom 21. VII. 1905. 
WürttMIJ ABl. Nr. 17. S. 337338. 

Engelberg, v.: Wichtige Fragen für die Reform des Strafvollzugs. 
DIZ. 10. Ig. 681683. 

Enthüllungen über die Zuſtände im Strafgefängnis (Zellen: 
gefängnis) zu Tegel bei Berlin, mit 3 Abbildungen und einem 
Anhang: die Hausordnung. Berlin, F. Grandmann & Co., 1905. 
(45 S.) 0,20 MW. 

Finger, A.: Die 14. Verſammlung des Vereins der deutſchen 
Strafanſtaltsbeamten in Dresden vom 13. bis 16. Juni 1905. 
GerS. 66. Bd. 449 —457. 

Freudenthal: Haftwirkungs⸗Enqueten. 
145 — 156. 

Gerſtlauer, L.: Zur Frage des Strafvollzugs bei einer Geſamt⸗ 
ſtrafe. SeuffBl. 70. Ig. 471 —474. 

Heymann, Robert: Der deutſche Preßverbrecher. Pſpychologiſche 
Notizen zur Strafvollſtreckung. München, E. Koch, 1905. (16 S.) 
0,50 M. 

Hoegel: Die Gefängnisbauten in Preußen. JBl. 34. Ig. 301 —304. 

Klein, Alexander: Die Vorſchriften über Verwaltung und Straf: 
vollzug in den preußiſchen Juſtizgefängniſſen. Geſammelt und 
erläutert. Berlin, F. Vahlen, 1903. (X, 535 S.) 11,40 M.; 
geb. 13,40 M. 

Lindenau: Das geltende Strafvollzugsrecht. DIZ. 10. Ig. 626 — 632. 

Rohden, [G.] v.: Einige wichtigere Probleme der Entlaſſenen⸗ 
fürſorge. MSchrKrimPſych. 2. Ig. 184 — 196. 

Rohden, G. v.: Noch ein Wort zur Frage des Erziehungszwecks 
im Strafvollzug. Preuß Jahrb. 121. Bd. 359 — 367. 


MSchrͤKrimpPſych. 2. Ig. 


Rohden, [G.] v.: J. H. Wichern und der Beſſerungszweck der Strafe. 


MSchräͤrimpſych. 2. Ig. 389 — 398. 

Siefert, Ernſt: Über die unverbeſſerlichen Gewohnheits⸗Verbrecher 
und die Mittel der Fürſorge zu ihrer Bekämpfung. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von 
A. Finger u. a. 5. Heft.) Halle, C. Marhold, 1905. (26 S.) 
0,80 M. 

Wulffen: Ein Nachwort zur diesjährigen Hauptverſammlung des 
Vereins deutſcher Strafanſtaltsbeamten. MSchrKrimPſych. 2. Ig. 
432 —435. 

Wulffen, Erich: Reformbeſtrebungen auf dem Gebiete des Straf— 
vollzugs. Bearbeitet für das Jahrbuch der Gehe⸗Stiftung zu 
Dresden. (Neue Zeit: und Streitfragen. Hrsg. von der Gehe⸗ 
Stiftung zu Dresden. 2. Ig. Oktober 1904 bis Juni 1905. 6. Heft.) 
Dresden, v. Zahn & Jaenſch, 1905. (43 S.) 1 M. 


de Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Kriminologie. 
1. Kriminalpſychologie. 


Aſchaffenburg, Guſtav: Zur Piychologie der Sittlichkeitsverbrecher. 
MSchrKrimPſych. 2. Ig. 399—416. 

Bauer, Richard: Betrachtungen über das Verbrechen der Brand⸗ 
legung. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 134 — 141. 

Ehmer, Rud.: Ein Motiv für Brandbriefe. (Zwei Kriminalfälle.) 
Arch Krim Anthr. 20. Bd. 86—87. 

Glos, A.: Eine rückfällige Kindesmörderin. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 
49 —50. 

Alfred: Zur pſpchologiſchen 
YMSchräKrimpPſych. 2. Ig. 182 — 184. 
Hellwig, Albert: Diebſtahl aus Aberglauben. ArchKrimAnthr. 

19. Bd. 286 — 289. 


Tatbeſtandsdiagnoſtik. 


— — 


ö 


34. Jahrgang. 


Jaeger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Autobiographien und 
Selbſtbekenntniſſe, Aufſätze und Gedichte von Verbrechern. Ein 
Beitrag zur Kriminalpſychologie. ArchKrimAnthr. 19. Bd. 1—48, 
209 — 256; 20. Bd. 1—48. 

Jagemann, E. v.: Mediziner und Juriſten gegenüber den Fragen 
aus der forenſiſchen Pſychologie. MSchrͤKrimpPſych. 2. Ig 
837 —356. 

Jahresbericht über die Leiſtungen und Fortſchritte auf dem Ges 
biete der Neurologie und Psychiatrie. Reden von E. Mendel und 
L. Jacobſohn. VIII. Ig. Bericht über das Jahr 1904. 1. Hälfte. 
Berlin, S. Karger, 1905. (592 S.) 16 M. 

Ledenig, Adolf: Wirkung von „Gerichts ſaalberichten“. Arch Krim Anthr. 
20. Bd. 55 — 58. 

Lezanski, R.: Ein Fall ſeltener Grauſamkeit. ArchKrimAnthr. 
20. Bd. 169 — 171. 

Marguliés, Alexander: Über Selbſtanklagen bei Paranoia. 
Arch KrimAnthr. 20. Bd. 91 — 102. 

Meyer: Ein Gutachten über den Geiſteszuſtand des angeblichen 
Jeſuitenmiſſionars Richard. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 148— 168. 

Morel, Jules: Die pſychologiſche Beſchaffenheit der rückfälligen 
Verbrecher. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 219— 231. 

Näcke, G.: Die Gatten⸗, Eltern-, Kindes⸗ und Geſchwiſterliebe. Ein 
Beitrag zur Umwertung, reſp. Revifion gewiſſer moraliſcher Werte. 
Arch Krim Anthr. 20. Bd. 103 — 124. 

Neubauer, Anton: Fall eines beſonders weit Effeminierten. 
Arch Krim Anthr. 20. Bd. 53— 54. 

Sinn, Richard: Das Pariſer Gutachten über die Prinzeſſin Luiſe 
von Koburg. MSchrͤKrimpPſych. 2. Ig. 324 — 329. 

Weygandt, Wilhelm: Zur pſpychologiſchen Tatbeſtandsdiagnoſtik. 
MSchrKrim Pſych. 2. Ig. 435 — 438. 

Wulffen: Zur Kriminalpſychologie des Kindes. NSchrͤrimpſych. 
2. Ig. 172— 178. 


2. Krim inalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 

Angiolella, Gaetano: Über die biologiſche Entſtehung des Ver⸗ 
brechens. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 241— 252. 

Frauenſtaedt, Paul: Zwanzig Jahre Kriminalſtatiſtik. Z SozW. 
8. Ig. 346359. 

Glos, A.: Alkohol und Verbrechen. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 51— 52. 

Glos, A.: Ein Fall zum Kapitel: Zigeunerweſen. ArchKrimAnthr. 
20. Bd. 59 — 67. 

Kriminalſtatiſtik für das Jahr 1903. (Statiſtik des Deutſchen 
Reichs. Hrsg. vom Kaif. ſtatiſt. Amt. Neue Folge. 162. Bd.) 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1905. (Tabellenwerk. I 13 u. 
413 S.) 10 M. 


3. Kriminalpolitik. 

Reißner, Arthur: Die Zwangsunterbringung in Irrenanſtalten und 
der Schutz der perſönlichen Freiheit. Beſprochen von Wilhelm 
Weygandt. YSchräKrimPſych. 2. Ig. 444 — 448. 

Travers, J.: Kriminalpolizeiliche Reformvorſchläge. ArchKrimAnthr. 


20. Bd. 82 —85. 
Weber: Zur Reform des Irrenrechts. MSchrͤKrimPſych. 2. Jg. 
438 — 444. 


B. Ariminaliſtik. 
1. Allgemeines. 
Groß, Hans: Entſtehung, Entwicklung und Zukunft der Kriminaliſtik. 
Beſprochen von Weber. YeSchrKrimpPſych. 2. Ig. 329—331. 
Hellwig, Albert: Moderne Zauberbücher und ihre Bedeutung für 
den Kriminaliſten. Arch KrimAnthr. 19. Bd. 290— 297. 


Protiwenski: Der Naubmord in Krtſch bei Prag. Arch Krim Anthr. 
19. Bd. 266— 272. 
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2. Hilfe des Unterſuchungsrichters. 
) Gerigtfige Medizin. 

* Ausſchreiben des Herzoglichen Staatsminiſteriums, Abteilung des 
Innern und der Juſtiz, betr. das Verfahren bei den gericht⸗ 
lichen Unterſuchungen menſchlicher Leichen. Bom 25. V. 1905. 
Mein AusſchrS. Nr. 87. S. 317—355. 

Ascarelli, A.: Die hyſtologiſchen Verletzungen in den Kohlenoxyd⸗ 
vergiftungen. Friedreichs BBl. 56. Ig. 251 — 259. 

Der Begriff Trunkſucht. ZVerſWeſ. 1905. 360. 

Cramer, A.: Über Gemeingefährlichleit vom ärztlichen Standpunkte 
aus. Vortrag. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. III. Bd. 
4. Heft.) Halle, C. Marhold, 1905. (16 S.) 0,50 M. 

Ferrai, Carlo: Einfluß der Fäulnis auf die Typhoagglutinine mit 
Rückſicht auf die gerichtliche Medizin. Experimentelle Unterſuchungen. 
FriedreichsBl. 55. Ig. 325—331; 56. Ig. 23—29, 128—134, 
206 — 220, 295—312. 

Die Feſtſtellung von Geiſtesſtörungen bei Heeresangehörigen. 
PſychNeur W. 7. Ig. 138187. | 

Freſe: Die Prinzeſſin Luiſe von Sachſen⸗Coburg und Gotha, geb. 
Prinzeffin von Belgien. Eine forenſiſch⸗pſychiatriſche Studie. 
Halle, C. Marhold, 1905. (188 S.) 2 M. 

Herford, Max: Über intermeningeale Blutergüſſe vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 269— 276. 
Hoche, Alfred: Bemerkungen zur Frage des künſtlichen Aborts bei 

Neuroſen und Pſychoſen. MSchrͤKrimpſych. 2. Ig. 417—422. 

Hoppe, Fritz: Gutachten über die Zeugnisfähigkeit eines Schwach⸗ 
ſinnigen. PſychNeurW. 7. Ig. 145— 147. 

Kornfeld, Hermann: Über die partielle Geiſtesſtörung. GerS. 
66. Bd. 459—461. 

Kornfeld, Hermann: Motiviertes Gutachten über die Todesurſache des 
Kindes der unverehelichten M. H. Friedreichs Bl. 56. Ig. 241 — 250. 

Schorer, Jonkheer J. A.: Wiſſenſchaft und Rechtsſprache. 
Friedreichs Bl. 56. Ig. 108 — 114, 182 — 188, 277287 (wird 
fortgeſetzt). 

Wachholz, L.: Über Veränderung der Haarfarbe. ArchKrimAnthr. 
19. Bd. 257 — 265. 

Weimann, Hans: Über die akute Arſenikvergiftung vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 288 — 294. 


b) YinGologie der Ausfage. 

Groß, Alfred: Die Wahrheit bei Angabe der Generalien im Straf: 
prozeß. Oſt AG Z. 56. Ig. 267— 268. 

Lipmann, Otto: Keformvorſchläge zur Zeugenvernehmung vom 
Standpunkte des Pſychologen. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 68 — 81. 

Schott und Gmelin: Zur Pſychologie der Ausſage. Diskuſſion von 
Specht. MSchräͤrimPſych. 2. Ig. 262 — 264. 

Stooß, C.: Die Pſychologie der Ausſage und der Zeugeneid. 
Arch Krim Anthr. 19. Bd. 357359. 


c) Weltere Siſſen des Yiunterfugungsrigters. 
Ehmer, Rud.: In loco rei sitae. (Zwei Kriminalfälle.) 
ArchKrim Anthr. 20. Bd. 87—90. 
Hellwig, Albert: Einiges über den grumus merdae der Ein⸗ 
brecher. MSchrͤKrimpſych. 2. Ig. 256— 257. 


E. Staats- und Yerwaltungsrecht. Politik. 
I. Staatsrecht und Politik. 


a) Werne allgemeinen Inhalts. 
Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen. 
Syſtematiſch dargeſtellt. Thür Bl. 52. Bd. 60—80, 215 — 284. 
Jellinek, Georg: Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte. 
2. durchgeſehene und vermehrte Aufl. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. 
(XII, 866 S.) 7,60 M.; geb. 9 M. 
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Zütgenau, F.: Darwin und ber Staat. Leipzig, Th. Thomas, 1905. 
(VI, 155 S.) 3,20 M. 

Mandel, Karl: Die Verfaſſung und Verwaltung von Elſaß⸗ 
Lothringen. Neubearbeitet von Oskar Grünewald. Straßburg, 
J., H. E. Heitz, 1905. (VII, 188 S.) 2,50 M. 

Schilling, au: Die Reichsexekution. N 20. ‚Dh. 51-86. 


b) einelſchriſten. 
1. Verfaſſung. 

* G. über die Anderung der Landesgrenze gegen die freie Hanſeſtadt 
Bremen bei Bremerhaven und bei Fiſcherhude, Kreis Achim. 
Vom 27. VII. 1905. PrœSamml. Nr. 29 S. 291 —292. 

Affolter, A.: Zur N von der e e 38. Ig. 
551559. 0 

Baſſewitz, Hans Bartold v.: Das Staatsgrundgeſet für die 
Herzogtümer Coburg und Gotha vom 3. V. 1852. Mit Er⸗ 
läuterungen und Hinweiſen auf die Reichd- und Landesgeſetzgebung 
verſehen. Coburg, E. Riemann; 1905. (128 u. VI S.). Geb. 

Fribrichowicz, Eugen: Deutſches Keichsſtaatsrecht. Grübrichowich 
Eugen: Kurzgefaßtes Kompendium der Staatswiſſenſchaften in 
Frage und Antwort. 12. u. 13. Bd.) Berlin, N. Trenkel, 
1905. (XI, 314 S.) 3,20 M. 

Glockner, Karl: Badiſches Verfaſſungsrecht. Mit Erläuterungen 
herausgegeben. Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 1905. (VIII, 
448 S. m. 4 Stammtaf.) Geb. in Leinw. 10 M. 

Gmelin, Julius: Materialien zur württembergiſchen Verfaſſungs⸗ 
reviſion. Stuttgart, Chr. Scheufele, 1905. (88 S.) 1,20 M. 


2. Regierung. 

* Bk. der Miniſterien des Innern, des Kirchen: und Schulweſens 
und der Finanzen, betr. den Text des Geſetzes über die Penſions⸗ 
rechte der Körperſchaftsbeamten und ihrer Hinterbliebenen. Vom 
5. IX. 1905. WürttRBl. Nr. 26 S. 198— 218. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. Ergänzung und Abänderung des 
Verzeichniſſes zur Verordnung über die Tagegelder, Fuhr⸗ und 
Umzugskoſten der Reichsbeamten vom 25. XI. 1901. Vom 
18. VIII. 1905. R3ZU. Nr. 35 S. 213— 217. 

* Bk. des Senats, betr. das Verzeichnis der ruhegehaltsberechtigten 
Beamten — Anlage I zum Beamtengeſetze — und das Verzeichnis 
der jahrgeldsberechtigten Angeſtellten — Anlage II zum Beamten: 
geſetze. Vom 16. VII. 1905. BremGBl. Nr. 20 S. 119 — 128. 

* Allerhöchſter Erl., betr. den Rang der etatsmäßigen Lehrer der tier: 
ärztlichen Hochſchulen ſowie der Departements⸗ und Kreistierärzte. 
Vom 25. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 23 S. 253 — 254. 

* Allerhöchſter Erl., betr. die Rangſtellung des Präſidenten der 
Juſtizprüfungskommiſſion. Vom 14. VI. 1905. PrGSamml. 
Nr. 23 S. 251. 

* G., betr. Abänderung des Geſetzes vom 19. XII. 1900 über 
den Staatsdienſt e Vom 14. VII. 1905. 
SchwSoGeſS. Stück 11 Nr. 11. 

* G., betr. weitere Abänderung der Höchſten Ben über Beamten: 
befoldung vom 2. V. 1900. Vom 10. VII. 1905. SchwSoGeſS. 
Stück 9 Nr. 9 S. 31—33. 

G., betr. weitere Abänderung der Höchſten Verordnung über 
Beamtenbeſoldung — Wiſſenſchaftliche Lehrer — vom 2. V. 1900. 
Vom 20. VII. 1905. SchwSoGeſS. Stück 12 Nr. 15 S. 43— 44. 

* G., betr. Anderungen des Beamtengeſetzes vom 28. VI. 1876 
und des Volksſchullehrergeſetzes vom 30. XII. 1877. Vom 
29. VII. 1905. Württ R Bl. Nr. 22 S. 146 — 148. 

G., betr. Anderungen des Geſetzes vom 25. VI. 1894 über die 
Penſtonsrechte der Körperſchaftsbeamten und ihrer Hinterbliebenen. 
Dom 28. VII. 1905. WürttRB(. Nr. 22 S. 141— 146. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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* G., einen Nachtrag zu dem Geſetzr über den Zivilſtaatsdienſt vom 
9. X. 1891 betr. Vom 7. VII. 1905. Nis GeſS. Nr. 671 
S. 241—242. 

* V. des Badiſchen Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus 12 Unterrichts, 
betr. die Berufung zur Führung des Standesamtes. Vom 
18. VI. 1905. BadGpBl. Nr. 14 S. 320—321. 

* V., betr. die Anderung und Ergänzung der Beſtimmungen über die 
Umzugskoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter 
der Verwaltung des Staates ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 
5. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 26 S. 267268. 

* Königliche V., betr. die Befähigung für den höheren Archivdienſt 
im Departement der auswärtigen Angelegenheiten. Vom 7. VII. 1905. 
Württ RBl. Nr. 18 S. 112. 

* Witwen⸗ und Waiſenkaſſengeſetz. Vom 24. VII. 1905. SchwSoGeſs. 
Stück 15 Nr. 19 S. 55—61. 

Jellinek, Georg: Das Pluralwahlrecht und ſeine Wirkungen. 
Vortrag. (Neue Zeit⸗ und Streitfragen. Hrsg. von der Gehe⸗ 
ſtiftung zu Dresden. II. Ig. Oktober 1904 bis Juni 1905. 5. Heft.) 
Dresden, v. Zahn & Jaenſch, 1905. (48 S.) 1 M. 

Radnitzky, Ernſt: Zur Lehre von der Treupflicht im Dienft⸗ 
verhältniſſe. ArchOffR. 20. Bd. 120— 129. 

Siegfried, N.: Proportionalwahl für die Landtagswahlen deutſcher 
Mittelſtaaten. Hirths Ann. 88. Ig. 677—687. 


8. Regierte. 


betr. Abänderung des Geſetzes vom 19. XII. 1900 über 
Vom 14. VII. 1905. 


* G., 
den Staatsdienſt (Staatsbeamtengeſetz). 
SchwSodGeſS. Stück 11 Nr. 11 S. 37—38. 

* G. über das öffentliche Vereins⸗ und Verſammlungsrecht für Elſaß⸗ 
Lothringen. Vom 21. VI. 1905. ElſLothGBl. Nr. 6 S. 47—52. 

* V. des Badiſchen Miniſteriums des Innern, betr. den Vollzug des 
Landtagswahlgeſetzes. Vom 22. VII. 1905. BadGBl. Nr. 17 
S. 340 — 356. 

* V. des Badiſchen Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts, 
betr. den Perſonenſtand. Vom 16. VI. 1905. Bad GGBl. Nr. 14 
S. 317—320. 

* Landesherrliche V., betr. die Landtagswahlen. Vom 22. VII. 1905. 
BadGBl. Nr. 17 S. 336 — 339. 

Anleitung zur Benutzung des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes in 
Deutſchland. Herausgegeben von der Generalkommiſſion der Ge⸗ 
werkſchaften Deutſchlands. 5. Aufl. Berlin, Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften Deutſchlands, 1905. (112 S.) 0,35 M. 

Geſfcken, Heinrich: Die deutſche Staatsſprache und das Grundrecht 
der Verſammlungsfreiheit in Preußen. ArchOffR. 20. Bd. 1—50. 

Harſter: Zu 85 58, 60, 65 ff. des Perſonenſtandsgeſetzes. Bay. 
1. Ig. 339— 340. 

Jebens, A. W.: Armenunterſtützung als politiſche capitis deminutio. 
PrVerwBl. 26. Ig. 747 750. 

Keller: Zur Friſtberechnung des Perſonenſtandsgeſetzes. DZ. 
10. Ig. 639. 


4. Geſetzgebung. — Zuſtändigkeit. 
* V., betr. die Einberufung der Bezirkstage und der Kreistage. Vom 
7. IX. 1905. ElſLothGBl. Nr. 9 S. 61. 

Hubrich, Eduard: Das Reichsgericht und die Begriffe „Geſetz⸗ und 
„Verwaltungsvorſchriften“. VerwArch. 13. Bd. 441—473. 
Oppler: Der Beginn der Geltung eines Geſetzes, welches mit dem 

„Tage der Verkündigung in Kraft tritt. Recht. 9. Ig. 428. 


* Erkenntnis des Gerichtshofs zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte 
vom 14. I. 1882. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs bei Anſprüchen 
gegen fremde Regierungen. PrJMBl. Nr. 28 S. 202 — 210. 

* G., betr. die Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei öffentlichen Abgaben. 
Vom 9. V. 1905. AnhGS. Nr. 1222 S. 893— 394. 


Pr) 
** 


34. Jahrgang. 


5. Etatsweſen. 
Siehe auch die Literatur unter Nr. 2. 


Anhang: Privatfürſtenrecht. 

* G., betr. Abänderung des Geſetzes vom 14. VI. 1881 über das 
Kammergut des Fürſtlichen Hauſes Schwarzburg⸗Sondershauſen. 
Vom 22. VII. 1905. SchwSoceſS. Stück 13 Nr. 17 S. 47—49. 

Kekule v. Stradonitz, Steph.: Ausgewählte Aufſätze aus dem 
Gebiete des Staatsrechts und der Genealogie. Feſtſchrift zur 
Thronbeſteigung Sr. Königl. Hoh. des Herzogs Carl Eduard zu 
Sachſen⸗Coburg und Gotha. Berlin, C. Heymann, 1905. (VII, 
268 S.) 5 M. 

Rehm, Herm.: Prädikat⸗ und Titelrecht der deutſchen Standesherren. 
Eine rechtlich⸗kulturgeſchichtliche Unterſuchung, im Auftrag des 
Vereins der deutſchen Standesherren unternommen. München, 
J. Schweitzer Verlag, 1905. (VIII, 359 S.) 11,50 M. 


II. Verwaltungsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Blenck, E.: Das königlich ſtatiſtiſche Bureau im erſten Jahrhundert 
ſeines Beſtehens 1805 bis 1905. [Aus: „Zeitſchrift des königlich 
preußiſchen ſtatiſtiſchen Landesamts“.] Berlin, Verlag des königl. 
ſtatiſt. Landesamts, 1905. (140 S. mit 1 lith. Taf.) 4 M. 

Brogſitter und Kremers: Die Rechtſprechung des Kammergerichts 
auf dem Gebiete des Polizeiverordnungsrechts. Nach den in 
Johows Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts mit⸗ 
geteilten Urteilen ſyſtematiſch zuſammengeſtellt. Aus: „Zeitſchrift 
d. rheinpreuß. Amtsrichterver. „] Cöln, J. & W. e 1905. 
(69 S.) 1,80 M. 

Friedrichs, Karl: Die Koſtenerſtattung im Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten. PrVerwBl. 26. Ig. 935—937. 

Hippel, v.: Handbuch der Polizeiverwaltung. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der örtlichen Verwaltung bearbeitet. Berlin, 
F. Vahlen, 1905. (X, 741 S.) Geb. in Leinw. 10 M. 

Illing: Handbuch für preußiſche Verwaltungsbeamte, im Dienſte 
des Staates, der Kommunalverbände, der Korporationen und für 
Geſchäftsleute, fortgeführt von Geo. Kautz. 9. Aufl. 1. Bd. 
Berlin, A. Haack, 1905. (XXVIII, 1588 S.) Geb. in Halbfrz. 
29,50 M. 

Koehne: Über die örtliche Zuſtändigkeit der Polizei. 
32. Ig. 513515. 

Kunze, Fr., und Kautz, G.: Die Rechtsgrundſätze des Königlich 
Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Begründet von K. Parey. 
4., gänzlich neu brarbeitete und bis zur Gegenwart ergänzte 
Aufl. 2. Bd. Berlin, J. Guttentag, 1905. (VI, 1192 S.) 27 M.; 
geb. in Leinw. 28,50 M. 

Wach, Felix: Königlich ſächſiſches Geſetz, die Organiſation der Behörden 
für die innere Verwaltung betr., vom 21. IV. 1873, nebſt den 
damit in Verbindung ſtehenden Geſetzen und Verordnungen. Hand⸗ 
ausgabe. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. von M. Hallbauer 
und W. Schelcher. 337. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchholg., 
1905. (VIII, 326 S.) 5 M. 

Wolzendorff, Kurt: Die Grenzen der Polizeigewalt. 1. Teil. 
Aber den Umfang der Polizeigewalt im Polizeiſtaat. (Arbeiten 
aus dem juriſtiſch⸗ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminar der Königlichen 
Univerſität Marburg. Herausgegeben von Walt. Schücking. 3. Heft.) 
Marburg, O. Ehrhardt, 1905. (VII, 81 S.) 1,60 M. 


b) Emzelſchriſten. 
1. Kommunalverbände. 
Gerlach, Otto: Gemeindeſteuerrecht. Vortrag. (Neue Zeit⸗ und 
Streitfragen. Herausgegeben von der Geheſtiftung zu Dresden. 


Selbſt Verw. 
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2. Ig. Oktober 1904 bis Juni 1905. 7. und 8. Heft.) Dresden, 
v. Zahn & Jaenſch, 1905. (52 S. mit 1 Tab.) 1,50 M. 
Hottenrott: Über einige praktiſche Fälle betr. die Zuläſſigkeit 
oder die Unzuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges im Gebiete 
des kommunalen Rechts. SelbſtVerw. 32. Ig. 497—501. 

Hottenrott: Liegt in dem Kontrollrecht der Stadtverordneten das 
Recht zur Rüge gegenüber dem Magiſtrat? me 26. Jg. 
720— 721. 

Quehl: Magiſtrat und Sirenen ee Seiser 
32. Ig. 577 —580, 593—596. 

Schachner, Robert: Kritik des Sparkaſſenweſens deutſcher Selbſt⸗ 
verwaltungskörper. Arch SozW. 21. Bd. 111—150. 

Schulenburg, v. der: Die Brandgefahr. [Aus: „Zeitſchrift far 
Polizei⸗ und Verwaltungsbeamte“.] Herford, (1906). e 
J. Guttentag.) (14 S.) 0,30 M. 

Weinreich: Die Zwangsetatiſierung. VerwArch. 18. Bd. 497—525. 

Zuſtimmung der Stadtverordneten zur Prozeßführung. N 
44. 0. 189 — 190. 


2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 

* Bk. des Miniſteriums der Finanzen, betr. das Geſey uber die 
Einrichtung des Staats ſchuldbuchs vom 27. III. 1898. Vom 
16. VI. 1905. HeffRBL. Nr. 19 S. 187— 188. 

* Bk. des Mecklenburgiſchen Staats⸗Miniſteriums, betr. den mit 
Preußen abgeſchloſſenen Staatsvertrag zur Regelung der Lotterie⸗ 
verhältniſſe. Vom 19. VII. 1905. MecklStrOffunz. Nr. 34 
S. 305— 310. — MecklStroOffAnzRatzeb. Nr. 31. 240 — 245. 

Königliche V., betr. die Veröffentlichung des Staatsvertrags 
zwiſchen Württemberg und Oſterreich vom 4. II. 1905 zur Be⸗ 
ſeitigung von Doppelbefteuerungen. Vom 1. VII. 1908. Pu 
Nr. 17 S. 104—108. 

Ehlers, Otto: Die Konkurrenz der Breußtigen Seehandlung. 
BankArch. 4. Ig. 138 — 141. 

Heinle: Zur Reform des Gemeindefinanzweſens. an 
26. Ig. 783—793, 803806. 

Schmidt, Frdr.: Die neuen Beſtimmungen über Anlegung von 
Gemeinde⸗ und Stiftungsgeldern. Eine Sammlung aller auf 
dieſes Gebiet einſchlägigen dermalen gültigen Geſetze, Verordnungen, 
Miniſterialvorſchriften uſw. Mit Anmerkungen herausgegeben. 
Ansbach, C. Brügel & Sohn, 1905. (VII, 130 S.) Kart. 1,20 M. 

Die Steuergeſetzgebung der deutſchen Bundesſtaaten über das 

Verſicherungsweſen. (Herausgegeben von A. Emminghaus.) 
(Veröffentlichungen des deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗ 
Wiſſenſchaft. Herausgegeben von Alfr. Manes. 6. Heft.) Berlin, 

E. S. Mittler & Sohn, 1905. (119 S.) AM. 

Wachler, Paul: Erfahrungen und Wünſche aus der Rechtſprechung 
des Oberverwaltungsgerichts in Abgabenſachen. Fiſchers Z. 29. Bd. 
209 — 222. 

Die Königlich ſächſiſche Zoll⸗ und Steuerverwaltung in ihrer 
Einrichtung und geſchäftlichen Wirkſamkeit, ihrem Verhältniſſe 
zum Reiche und ihrem Beamtenweſen. Eine Sammlung der 
hierauf bezüglichen Vorſchriften nebſt Erläuterungen. 6., neu⸗ 
bearbeitete und erweiterte Aufl. der Schrift „Die Ausbildung, 
Prüfung und Anſtellung der Beamten bei der Königlich ſächſiſchen 
Zoll⸗ und Steuerverwaltung.“ Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1905. 
(IV, 151 S.) Kart. 2 M. 


b) Pirekte Steuern. 

* Bk. des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums, betr. Redaktion des Kapital: 
rentenſteuergeſetzes. Vom 1. V. 1905. AnhGS. Nr. 1219. 
S. 353 —361. 

* Gemeindeabgaben⸗Geſetz. Vom 18. V. 1905. Anh. Nr. 1228. 
S. 395—423. 
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G., betr. die Warenhausſteuer. Bom 8. VII. 1905. NiLGeſS. 
Nr. 673. S. 245. 

Bail, H.: Bemerkungen über die Heranziehung zu Gemeindeſteuern 
und Löſung des Bandes, welches eine Perſon einer Gemeinde 
verbindet. PrVerwBl. 26. Ig. 811—812. 

Delius: Über die Abführung von Geldſtrafen, welche auf Grund 
des § 82 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. VII. 1893 feſt⸗ 
geſetzt find, an die Staatskaſſe. PrVerwBl. 26. Ig. 887. 

Hoffmann, Ulrich: Die preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetze vom 
30. V. 1873, 19. V. 1891 u. 31. VII. 1895. Erläutert. (Gutten⸗ 
tags Sammlung preußiſcher Geſetze. Nr. 20.) Berlin, J. Gutten⸗ 
tag, 1905. (561 S.) 4 M. 

Lövinſon: Gibt es im ordentlichen Rechtswege oder im Ber: 
waltungsſtreitverfahren eine Feſtſtellungsklage auf Freiheit von 
Gemeindegebühren? DIZ. 10. Ig. 643—644. 

Maatz: Die Berechnung der ſteuerbaren Überſchüſſe, § 16 des 
preuß. Einkommenſteuergeſetzes, bei Ausdehnung des Unternehmens 
über Preußen hinaus. HoldheimsMSchr. 14. Ig. 177—179. 

Mundt: Zuläſſigkeit der Belaſtung von Anliegern neuer Straßen 
mit Beiträgen zu der Straßenunterhaltung auf Grund des 8 9 
des Kommunalabgabengeſetzes. PrVerwBl. 26. Ig. 839— 841 

Neugebauer: Vorſchläge zur Kommunal⸗Beſteuerung der Filialen, 
Warenhäuſer und Konſumvereine. DGemZ. 44. Ig. 193— 196, 
201 — 203. 

Rehm, H.: Die Einkommenbeſteuerung der Aktiengeſellſchaften nach 
der neueſten Rechtſprechung des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichtes. BankArch. 4. Ig. 179—181. 

Rohde: Kurzer Auszug aus den Entſcheidungen des Königl. Preuß. 
Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen. Nach der amt⸗ 
lichen Ausgabe auszugsweiſe bearbeitet. PrVerwBl. 26. Ig. 
198—201, 233 — 234, 250 — 252, 270, 305—306, 324 — 326, 
364— 365, 408 — 404, 422—424, 443 —446, 464 — 465, 823 — 825, 
841843, 879—8823 

Sames, Hugo: Unterliegt in Preußen der Gewinnvortrag der 
Attiengeſellſchaften der Einkommenbeſteuerung? Holdheims Schr. 
14. Ig. 201 — 208. 

Wedel: Die Heranziehnng der Apothekenprivilegien zur Ergänzungs⸗ 
ſteuer, Gemeindegrundſteuer und Umſatzſteuer. PrVerwBl. 26. Ig. 
933-935. 


e Indirekte Steuern. 

* Ausführungsverordnung des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums zum 
Gewerbeſteuergeſetze vom 1. V. 1905 (Nr. 1220 der Geſetz⸗ 
Sammlung). Vom 3. VI. 1905. AnhGS. Nr. 1225 S. 437 — 444. 

» Bk. des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums, betr. Redaktion des 
Gewerbeſteuergeſetzes. Vom 1. V. 1905. AnhGS. Nr. 1220. 
S. 363—880. 

Gerlach, Wilhelm: Die Wirkungen der deutſchen Börfenfteuer: 
geſetzgebung. ZStaatsw. 61. Ig. 461 — 520. 

Graf, Frz.: Das Problem der Luxusſteuern. Berlin, C. Heymann, 
1905. (VII, 291 S.) 6 M. 

Neumann, Friedrich, Julius: Die Aktien⸗ und ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften als Rechts⸗ und als Steuerſubjekte. Hirths Ann. 38. Ig. 
602 — 632. 

Oktroi⸗Reglement der Stadt Straßburg vom 1. IV. 1905 ab. 
Straßburg, Straßburger Druckerei und Verlagsanſtalt, 1905. 
(38 S.) 0,50 M. 


d) Stempel. Koſten. 

Bk. des Reichskanzlers zur Ausführung des Geſetzes, betr. den 
Spielkartenſtempel, vom 8. VII. 1878 (RGBL. S. 183). Vom 
21. VII. 1905. R3BBl. Nr. 31 S. 198. 

G., betr. die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen. 
Vom 8. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 31 S. 317—818. 
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* Tarif für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen An: 
gelegenheiten. Vom 15. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 3 
S. 254 — 257. 

* Pf. des Juſtizminiſters und des Finanzminiſters vom 3. VII. 1906, 
betr. die Kontrolle der Erhebung des Auflaſſungsſtempels. PrIMBl. 
Nr. 29 S. 213. 

* V. des Königlich Sächſiſchen Finanzminiſteriums, die Koſten der 
Kreisſteuerräte und Bezirksſteuereinnahmen in Grundſteuerſachen 
betr. Vom 17. III. 1905. Sachſc Bl. Stück 5 Nr. 15 S. 29 — 33. 

* V., betr. die Vergütung der Baukaſſenrendanten bei den Bauten 
der Zivilverwaltung. Vom 21. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 31 
S. 319 —322. 

Braun: Zur Frage der Staatsgebühren für die Urkunden über 
Nachlaßauseinanderſetzungen. Bay Not Z. 6. Ig. 70 — 72. 

Heinitz, Ernſt: Kommentar zum preußiſchen Stempelſteuergeſetz nebſt 
Tarif vom 31. VII. 1895. Mit Tabellen, den geſamten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, dem Reichsſtempelgeſetz, dem Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz und einem Anhang: Die den Notaren als Amtsſtellen 
der Steuerverwaltung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen. 3. veränd. u. verm. Aufl. 2. Lfg. Berlin, D. Lieb: 
mann, 1905. (S. 225—4 16.) 5 M. 

Meyn: Die geſamte ſtempelrechtliche Nechtſprechung des Reichsgerichts 
im Jahre 1904. Dot. 5. Ig. 502—535. Abdruck aus 
Holdheims MSchr. in teilweiſe neuer Bearbeitung. 

Mommſen, Karl: Zur Börſengeſetzreform. Bank Arch. 4. Ig. 129 — 130. 

Warſchauer, Otto: Die deutſche Börſenſteuer und die Verſuche 
ihrer Umgeſtaltung. Conrads J. 30. Bd. 57 —65. 

e) Bölle. 

* Zuſatzvertrag zum Handels⸗ und Zollvertrage zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Belgien vom 6. XII. 1891. Vom 22. VI. 1904. 
RGBl. Nr. 32 S. 599— 689. 

Peters, Rud.: Anleitung zur qualitativen chemiſchen Analyſe, für 
Zollbeamte unter Berückſichtigung des Zolltarifgeſetzes vom 25. XII. 
1902 nebſt zugehörigem Zolltarife und des Entwurfs zu einer 
Anleitung für die Zollabfertigung bearbeitet. Dresden, 1904. 
(Annaberg, Graſer.) (VIII, 75 S.) Geb. 2,50 M. 

Der Deutſche Zolltarif vom 25. XII. 1902 mit den auf den 
Handelsverträgen des Deutſchen Reichs mit Belgien, Italien, 
Oſterreich⸗ Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und Serbien 
beruhenden Beſtimmungen. Herausgegeben im Reichsamt des 
Innern. 2. Aufl. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1905. (160 S.) 
2,50 M. 


8. Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsweſen. 

Koch, R.: Die Reichsgeſetzgebung über Münz⸗ und Notenbankweſen, 
Papiergeld, Prämienpapiere und Reichs ſchulden. Textausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. 5. Aufl. (Guttentags Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 26.) Berlin, J. Guttentag, 1905. 
(XVI, 489 S.) 3 M. 


4. Handel und Gewerbe. 


* Bk. der Medizinalkommiſſion des Senats, betr. die Arbeitsruhe in 
den Apotheken. (Nr. 171 der Bremer Nachrichten vom 23. VI. 1905.) 
Vom 20. VI. 1905. BremGBl. Nr. 18 (Beil. 19). S. 103 — 104. 

* Bk. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. Betriebe, in denen 
Maler⸗, Anſtreicher⸗, Tüncher⸗, Weißbinder⸗ oder Lackiererarbeiten 
ausgeführt werden. Vom 27. VI. 1905. NGBl. Nr. 28 
S. 555 —560. 

* G., betr. die Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen. 
Vom 4. VII. 1905. RGBl. Nr. 30 S. 595— 596. 

* V., betr. Abänderung der Verordnung vom 31. III. 1895 wegen 
Ausnahmen von der Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe. Vom 
22. VII. 1905. Brem Bl. Nr. 22 S. 135. 


— — —— — — — — —— —— 


34. Jahrgang. 


V., betr. die Sonntagsruhe in den photographiſchen Anſtalten in der 
Stadt Bremen. Vom 22. VII. 1905. BremGBl. Nr. 22 S. 125. 

Agahd, Conrad: Die geſetzliche Regelung der Kinderarbeit in Land⸗ 
wirtſchaft und Haushalt. Soz Pr. 14. Ig. 985—990, 1009 — 1012. 

Die Börſe und die Börſengeſchäfte. 10. neubearbeitete Aufl. In 
vollſtändig neuer Bearbeitung von Alfred Schütze. (Salings 
Börſen⸗Papiere. Ein Handbuch für Bankiers, Juriſten und 
Kapitaliſten. 1. [allgemeiner] Tl.) Leipzig, Verlag für Börſen⸗ 
und Finanzliteratur, 1905. (XII, 605 S.) 8 M. 

Coermann, Wlilhelm]!: Die Gewerbe⸗Geſetzgebung in Elſaß⸗ 
Lothringen. Eine Zuſammenſtellung aller im Reichslande geltenden 
gewerberechtlichen Beſtimmungen einſchließlich der Ausführungs⸗ 
und Vollzugsvorſchriften. Metz, R. Lupus, 1905. (X, 291 S.) 
Geb. 4,50 M. 


Dove, Heinrich: Die Funktionen der Zulaſſungsſtelle. BankArch. 
4. Ig. 177179. 

Fuld: Die gewerbliche Behandlung des Kabarets. SelbſtVerw. 
82. Ig. 473—476. 

Gerland, Otto: Über den Begriff der Kollekte. Selbſt Verw. 


82. Ig. 457—460. 

Immerwahr: Wird die Kündigungsfriſt des § 122 Gewd. durch 
abweichende Uſancen ausgeſchloſſen? Recht. 9. Ig. 368. 

Koehne: Über Unterſagung und Beſchränkung gewerblicher Anlagen. 
PrVerwBl. 26. Ig. 857860. | 

Löſſer, F.: Zur Auslegung der 88 120a—c der Gewerbeordnung. 
SozPr. 14. Ig. 1112. 

Olshauſen, [Alfred]: Die Frühpolizeiſtunde im Deutſchen Reich. 
Schmollers J. 29. Ig. 845 —882. 

Potthoff, Heinz: Die Vertretung der Angeſtellten in Arbeits⸗ 
kammern. SozPr. 14. Ig. 1177—1180. 

Die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 
1097—1101. 

Der Tarifvertrags bruch im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Baugewerbe. 
Soz Pr. 14. Ig. 1078— 1080, 1110—1111. 

Verhandlungen über den Weißblechverband am 19. VI. 1905 im 
Reichstagsgebäude zu Berlin. (Kontradiktoriſche Verhandlungen 
über deutſche Kartelle. Die vom Reichsamt des Innern an⸗ 
geſtellten Erhebungen über das inländiſche Kartellweſen in 
Protokollen und ſtenographiſchen Berichten. 9. Heft.) Berlin, 
F. Siemenroth, 1905. (228 S.) 2,50 M. Subſkr.⸗Preis für je 
1200 Seiten 10 M. 

Voelcker, Henry: Der gegenwärtige Stand der Kartellfrage. 
DWirtſch Z. 1. Ig. 851856. 

Weber: Die Polizeiſtunde und die Bahnwirtſchaften. PrVerwBl. 
26. Ig. 855—857. 


5. Land: und Forſtwirtſchaft. 

* G., betr. die Domänenteilung. Vom 19. VII. 1905. Gotha. 
Nr. 23 S. 81— 163. 

G., betr. Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich: und 
Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder. Vom 
12. VIII. 1905. PrGSamml. Nr. 34 S. 335 —341. 

G., betr. die Vergünſtigungen und Berechtigungen an den Waldungen 
des Herzoglich Sachſen⸗Gothaiſchen Geſamthauſes und des Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Spezialhauſes. Vom 19. VII. 1905. 
Gotha S. Nr. 22 S. 77-80. 

G. zur Verhütung von Hochwaſſergefahren. Vom 16. VIII. 1905. 
PrGSamml. Nr. 34 S. 342— 346. 

G., betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. 
4. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 27 S. 271—274. 

* Bf. des Miniſteriums des Innern, betr. die Neuordnung des kultur⸗ 
techniſchen Dienſtes. Vom 31. VII. 1905. WürttRBl. Nr. 22. 

. S. 163 — 1644. 


Sozpr. 14. Ig. 


Vom 
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* B. des Königlich Sächſiſchen Finanzminiſteriums, den Staatäforft- 
dienſt betr. Vom 20. III. 1905. Sachſ Bl. Stück 7 Nr. 26 
S. 55—81. 

Allgemeine Bergpolizeiverordnung für Elſaß⸗Lothringen. 
Straßburg, Straßburger Druckerei und Verlagsanſtalt, 1905. 
(76 S.) Kart. 1 M. 

Carlebach: Welche Bedeutung hat das badiſche Geſetz, „die Sicherung 
der Anſprüche der Gemeinden auf Grund des Ortsſtraßengeſetzes 
betreffend“, vom 20. VIII. 1904 für das Verhältnis zwiſchen Ber: 
äußerer und Erwerber eines mit Straßenbeitragskoſten belaſteten 
Grundſtücks? Bad Not Z. 3. Ig. 118130. 

Czarnowsky, Otto: Das ſchleſiſche Auenrecht mit Rückſicht auf 
das Hochwaſſerſchutzgeſetz vom 3. VII. 1900. (Mit Anhang: Geſetz 
vom 3. VII. 1900, betr. Maßnahmen zur Verhütung von Hoch⸗ 
waſſergefahren in der Provinz Schleſien.) Greifswald, J. Abel, 
1905. (66 S.) 1 M. 

Eberts: Das Sammeln von Beeren und Pilzen in den preußischen 
Forſten. ZForſtw. 37. Ig. 429 —436. 

Gebhardt: Die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. 
SelbſtVerw. 32. Ig. 596— 599. 

Guſe: Beeren und Pilze. DForſt Z. 20. Ig. 488 —489. 

Das neue preußiſche Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher 
Jagdbezirke. ForſtwiſſCentralsl. 27. Ig. 428—431. 

Jaſtrow: Die Bergarbeiternovelle. GewG. 10. Ig. 199 — 202. 

Koch, L.: Anderung der Pacht und Pachtberechnung bei Waſſer⸗ 
kräften. FühlingslandwZZ. 54. Ig. 249— 252. 

Laymann, Wilhelm: Der Bochumer Verein für Bergbau und 
Gußſtahlfabrikation, ein Beitrag zur Entwicklung der deutſchen 
Montaninduſtrie. Hirths Ann. 38. Ig. 696 — 716. 

Raspe, Hans: Kurze Darſtellung des in Mecklenburg geltenden 
Waſſerrechts. Meckl.Z. 23. Bd. 258 — 299, 330 — 370. 

Samſon⸗Himmelſtjerna, Karl v.: Die neuere Agrargeſetzgebung 
in Livland, mit Ausblicken auf Agrargeſetzgebung und Agrar⸗ 
verhältniſſe in Deutſchland. ZSozW. 8. Ig. 269 — 279, 359 — 379, 
442 —456. 

Stelling: Die hannoverſchen Jagdgeſetze in ihrer heutigen Geftalt, 
mit dem hannoverſchen Wildſchadengeſetz vom 21. VII. 1848, dem 
Jagdſcheingeſetz vom 31. VII. 1895, dem Wildſchongeſetz vom 
14. VII. 1904, den ſämtlichen Ausführungsverfügungen, ſowie mit 
dem Jagdverwaltungsrecht und dem Jagdſtrafrecht. Hannover, 
Hahn, 1905. (XV, 560 S.) 4,50 M. 


Touſſaint, F. W.: Waſſerrecht und Volkswirtſchaft. Waſſerbau 


3. Ig. 416—417. 


6. Bau⸗ und Wegeweſen. 

* Bauordnung für das Herzogtum Anhalt. 
AnhGS. Nr. 1226 S. 445 — 495. 

* Bk. des Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Staatsminiſteriums, 
betr. neue Vorſchriften über die bisherige zweite Hauptprüfung 
für den Staatsdienſt im Baufache, jetzige Baumeiſterprüfung, und 
eine neue Anweiſung für die praktiſche Ausbildung der Diplom⸗ 
ingenieure des Hoch⸗ und Ingenieurbaufaches. Vom 25. VII. 1905. 
BraunſchwGS. Nr. 35 S. 169 — 187. 

* Bk. der Großherzoglich Mecklenburgiſchen Landesregierung, betr. Ab⸗ 
änderung der neuen Geſetze der Brandverſicherungsgeſellſchaft der 
mecklenburgiſchen Städte. Vom 4. IX. 1905. MecklStroOff Anz. 
Nr. 40 S. 339 —344. ö 

* Bk. des Landesdirektors und des Fürſtlich Waldeckſchen Konſiſtoriums, 
betr. die Friedhofsordnung vom 23. XI. 1903. Vom 7. VIII. 1905. 
Wald RBl. Nr. 18 S. 55. 

Baupolizei für das platte Land des Regierungsbezirks Breslau. 
Baupolizeiordnung für das platte Land vom 1. V. 1905 nebſt 
den ſie ergänzenden geſetzlichen Beſtimmungen. Mit ausführlichem 

844 


Vom 19. VI. 1905. 
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Sachregiſter. Groß⸗ N A. Wilpert, 1905. 88 S.) Geb. 
in Leinw. 2 M. 

Baupolizeiverordnung fur das platte Land des Regierungs- 
bezirks Breslau. Breslau, Schletter, 1905. (48 S.) 0,60 M. 

Baupolizeiverordnung für das platte Land des NRegierung?: 
bezirks Breslau vom 1. V. 1905. SE, L. Heege, 1905. 
(85 S.) 0,40 M. 

Baupolizeiverordnung für bie Landkreiſe des Regierungsbezirks 
Arnsberg vom 10. V. 1905 nebſt den zugehörigen Regierungs⸗ 
polizeiverordnungen. Arnsberg, 8. W. Becker, 1905. (IV, 68 S.) 
0,30 M. 

Bredt, F. W.: Denkmalſchutz im Wege der Enteignung. Ein Bei⸗ 
trag zur Denkmalpflege unter beſonderer Berückſichtigung des 
Reichslandes. Straßburg, J. H. E. Heitz, 1905. (16 S.) 0,80 M. 

Ecker, Fritz: Rheiniſches Wegerecht. PrVerwBl. 26. Ig. 707 — 715. 

Fleiſchmann, Max: Die Entſchädigung der öffentlichen Betriebs⸗ 
unternehmungen bei polizeilich werfe Straßenſperrung. EiſenbE. 
21. Bd. 423 — 429. 

Friedenthal: Einiges vom öffentlichen Wegerecht. 
18. Jg. 26— 35. 

Hedemann: Rechtsbeſtändigkeit der Verträge über den Baukonſens. 
PrVerw öl. 26. Ig. 944 — 945. 

Jebens, A. W.: Der Vorgarten. PrVerwBl. 26. Ig. 819 — 823. 

Lammfromm: Über Kanalbeitragslaſten. Württ Z. 47. Ig. 246 — 254. 

Mundt: Zuläſſigkeit der Belaſtung von Anliegern neuer Straßen 
mit Beiträgen zu der Straßenunterhaltung auf Grund des 8 9 
des Kommunalabgabengeſetzes. PrVerwBl. 26. Ig. 839 — 841. 

Peterſilie, Erich: Die neue Wegeordnung für die Provinz Weſt⸗ 
preußen. PrVerwBl. 26. Ig. 763 — 764. 

Polizeiverordnung betr. das Bauweſen in den Städten des 
Regierungsbezirks Merſeburg mit Ausnahme der Stadt Halle a. S. 
vom 31. III. 1884. 3. Aufl. Merſeburg, F. Stollberg, 1905. 
(70 S.) 0,80 M. 

Reddemann: Feuerwehr und Polizei. Vortrag. 
26. Ig. 727-733. 

Strauch, F.: Baupolizeiverordnung für das platte Land und die 
Städte des Regierungsbezirks Breslau (mit Ausnahme der Stadt 
Breslau). Breslau, Schletter, 1905. (IV, 232 S.) 2,50 M. 

Königlich ſächſiſche Verordnung, leicht entzündliche Stoffe betr.; 
vom 8. III. 1905. Flöha, A. Peitz & Sohn, 1905. (13 S.) 
0,15 M. 


BreslAK. 


PrVerwBl. 


7. Enteignung. 


Eckert: Übereignung von Grundſtücken im Zwangsenteignungs⸗ 
verfahren. Bay. 1. Jg. 365366. 

Meyer, Otto: Geſetz über die Enteignung von Grundeigentum. 
Vom 1. VI. 1874. Mit einem Anhang, enthaltend das Bau⸗ 
fluchtliniengeſetz, Miniſterialverordnungen und die enteignungs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften des Geſetzes, betr. Herſtellung und Ausbau 
der Waſſerſtraßen. Textausgabe mit Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. (Guttentags Sammlung preußiſcher Geſetze Nr. 37.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (178 S.) 2 M. 


8. Geſundheitsweſen. 

* Bk. des Miniſteriums des Innern, betr. den Erlaß einer 
neuen Dienſtanweiſung für die Hebammen. Vom 19. VII. 1905. 
HeſſRBl. Nr. 21 S. 205 — 219. 

* Bk. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. die Logis⸗, Waſch⸗ 
und Baderäume ſowie die Aborte für die Schiffsmannſchaft auf 
Kauffahrteiſchiffen. Vom 2. VII. 1905. ROLL. 
S. 563 — 568. | 

„Bk. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. die Unterſuchung 
von Schiffsleuten auf Tauglichkeit zum Schiffsdienſte. Vom 
1. VII. 1905. RGBl. Nr. 29 S. 561 — 563. 
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* Bk. des Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Staatsminiſteriums 
betr. die Trichinenſchau. Vom 10. V. 1905. BraunſchwGS. 
Nr. 27 S. 127 — 145. 

* Bk. der Mecklenburgiſchen Landes⸗Regierung zur Ausführung des 
§ 10 des Reichsgeſetzes vom 24. V. 1901, betr. den Verkehr mit 
Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränken. Vom 20. VI. 1905. 
MecklStrOff Anz Ratzeb. Nr. 24 S. 109. 

* Bk. der Oldenburgiſchen Regierung vom 17. VII. 1905, betr. die 
dem öffentlichen Gebrauch dienenden Waſſerleitungen und Brunnen. 
Birk Bl. Bd. 17 Stück 69 S. 395 — 406. 

* Bk. der Oldenburgiſchen Regierung vom 18. VII. 1905, betr. die 
Anlegung von Dungſtätten, Jauchegruben, Aborten und Sammel⸗ 
gruben für Abfallſtoffe und Abwäſſer. BirkG Bl. Bd. 17 Stück 70 
S. 407 — 410. 

* G. zur Abänderung des Geſetzes, betr. die Ausführung des Reichs⸗ 
Viehſeuchengeſetzes, vom 12. III. 1881. Vom 22. VII. 1905. 
PrGœSamml. Nr. 31 S. 318 —319. 

* G., das Beerdigungsweſen betr. Vom 22. VII. 1905. HeſſRBl. 
Nr. 22 S. 221 — 223. 

* G., betr. die Trichinenſchau. 
Nr. 26 S. 119 —126. 
V. über das Inkrafttreten des Geſetzes, betr. die Dienſtbezüge der 
Kreistierärzte, vom 24. VII. 1904 (Geſetzſamml. S. 169). Vom 

25. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 23 S. 249. 

* V., betr. die Tagegelder und RNeiſekoſten der Veterinärbeamten. 
Vom 25. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 23 S. 250 — 251. 

* V. des Herzoglich Sächſiſchen Staatsminiſteriums, die Ausführung 
des Impfgeſetzes vom 8. IV. 1874 betr. Vom 22. VI. 1905. 
Gotha S. Nr. 21 S. 75 —76. 

* V. des Herzoglich Sächſiſchen Staatsminiſteriums wegen Be⸗ 

kämpfung der Geflügelcholera und Hühnerpeſt. Vom 16. VI. 1905. 
GothaGS. Nr. 20 S. 69 — 74. 

* Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Luxemburg über die 
gegenſeitige Zulaſſung des zum menſchlichen Genuſſe beſtimmten 
Fleiſches zum freien Verkehre. Vom 14. V. 1904. NGzgl. 
Nr. 35 S. 709 — 710. 

Die Bezeichnung „Kurpfuſcher“ vom juriſtiſchen Standpunkte. 
Naturärztliche Zeitſchrift. 14. Ig. 105 — 106. 

Bogdan: Pſpychiatriſche Reformgedanken. PſychNeur W. 
209 — 214. 


Vom 1. V. 1905. BraunſchwGS. 


7. Ig. 


Die Medizinalgeſetze und Verordnungen des 
Königreichs Sachſen. Unter Berückſichtigung der Reichsgeſetzgebung 
ſyſtematiſch geordnet und mit Erläuterungen verſehen. Mit 
chronologiſchem und ausführlichem Sachregiſter. 2. Aufl. 2. Bd. 
(Abgeſchloſſen am 15. IV. 1905.) (Juriſtiſche Handbibliothek. 
Herausg. von M. Hallbauer und W. Schelcher. 173. Bd.) Leipzig, 
Roßbergſche Verlagsbuchhdlg., 1905. (XXIV, 1060 S.) 14 M. 

Preuße, M.: Verordnungen und Bekanntmachungen betr. die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau für den Regierungsbezirk Danzig. 
Danzig, L. G. Homann, 1905. (55 S.) Kart. 1 M. 

Schott: Über die territoriale Abgrenzung der Irrenanſtalten. 
PſychNeur W. 7. Ig. 219— 221. 

Starlinger: Zur Stellung der Irrenpflegeanſtalten. PſychNeur W. 
7. Ig. 217—219. 


9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 

* Abk. zwiſchen dem Deutſchen Reiche und anderen Staaten über 
Verwaltungsmaßregeln zur Gewährung wirkſamen Schutzes 
gegen den Mädchenhandel vom 18. V. 1904. NGBl. Nr. 33 
S. 695 — 705. 

* Bk. des Reichskanzlers über die Beſtellung einer deutſchen Zentral⸗ 
ſtelle zur Bekämpfung des internationalen Mädchenhandels. Sm 
15. VII. 1905. R3 Bl. Nr. 29 S. 185. 


v 
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* Bk., betr. das in Paris am 18. V. 1904 unterzeichnete Abkommen 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und anderen Staaten über Ver⸗ 
waltungsmaßregeln zur Gewährung wirkſamen Schutzes gegen 
den Mädchenhandel. Vom 12. VII. 1905. RSBL. Nr. 33 
S. 705 - 706. 

Delius: Obdachloſenaſyle in Wwenfätijgen Städten. 
44. Ig- 177-179. 

Sorbo Zur Statiſtik über die Fester teen Minderjähriger 
im Rechnungsjahre 1903. SelbſtVerw. 32. Ig. 433— 437. 
Kluge, O.: Über die Behandlung und Unterbringung pſychiſch 

abnormer Fürſorgezöglinge. MSchrͤrimPſych. 2. Ig. 232 — 241. 

Koppe: Die neueſte Rechtſprechung des Bundesamts für das Heimat⸗ 
weſen. Zuſammengeſtellt. PrVerwBl. 26. Ig. 483—484, 
500—501, 521 — 522, 539-541, 920—921, 937—938, 
957—960. . 

Krech, J.: Entſcheidungen des Bundesamts für das Heimatweſen. 
Im amtlichen Auftrage bearbeitet und herausgegeben. 37. Heft, 
enthaltend die in der Zeit vom 1. VII. 1904 bis zum 1. VII. 1905 
ergangenen wichtigeren Entſcheidungen. (Mit einem, die 37 Hefte 
umfaſſenden abphabetiſchen e Berlin, F. Vahlen, 1905. 
(XII, 220 S.) Kart. 2 M. 

Riedel: Aufſichts⸗ und Erziehungspflicht. DIZ. 10. Ig. 693—694. 

Schultzky: Die ſogenannte Ausſetzung der Entſcheidung im Für⸗ 
ſorgeerziehungsverfahren. Recht. 9. Ig. 388—339. 


Dem. 


10. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 
* Anweiſung des Herzoglich Braunſchweigiſch⸗Lüneburgiſchen Staats: 
miniſteriums, betr. die Aufſichtsbefugniſſe der Landesverſicherungs⸗ 


anftalt gegenüber den Einzugsſtellen und die Nechnungsführung⸗ 


der letzteren. Vom 28. IV. . 
S. 105—117. 

Ok. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. Rrantenfürforge 
auf Kauffahrteifchiffen.. Vom 3. VII. 1905. REBL. Nr, 29 
S. 568 — 589. 

Bk. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. die 8 
der Marken und die Einrichtung der Quittungskarten für die 
Invalidenverſicherung. Vom 3. VII. 1905. RGBl. Nr. 29 
S. 590 — 594. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. Unfalvverſicherung 5 in den 
Laboratorien der Verſuchsfelder der biologiſchen Anſtalt für Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft in Dahlem beſchäftigten Perſonen. Vom 
26. VII. 1905. RZBL. Nr. 31 S. 194. 

., betr. die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Be⸗ 
trieben beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. 
Vom 8. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 31 S. 315-316. 

»Allerhöchſte V., den Vollzug des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 

13. VII. 1899 betr. Vom 17. VII. 1905. Baych Bl. Nr. 38 
S. 523— 524. 

Appelius: Zum Begriff des weiteren Bostäinalveibendee: im In⸗ 

balidenverſicherungsgeſetz. SelbftVerw. 32. Ig. 545. 

App elius: Kann einem Trinker die Rente nach dem Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetz in Naturalien ſeitens des Kommunalverbandes 
geleiftet werden? SelbſtVerw. 32. Ig. 546547. | 

Die deutſche Arbeiterverſicherung als ſoziale Einrichtung. 
2. Aufl., im Auftrage des Reichs ⸗Verſicherungsamts für 
den VII. internationalen Arbeiterverſicherungs⸗Kongreß in 
Wien 1905 bearbeitet von A. Bielefeldt, K. Hartmann, 
G. A. Klein, L. Laß, F. Zahn. Berlin, A. Aſher & Co., 1905. 
(451 S.) 175 M. 

Das neue Aus nahmegeſetz gegen die Bergarbeiter. Atttenmüßige 
Schilderung des vom preußiſchen Klaffenparlament und vom 


ö Nr. 25 
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Zentrum gegen die Bergarbeiter verübten Verrats. (Sozial⸗ 
demokratiſche Agitationsbibliothek. Zeitbilder aus dem Klaſſen⸗ 
ſtaat. IV.) Berlin, Buchhdlg. Vorwärts, 1905. (63 S.) 0,20 M. 

Brunn, Paul: Die neueſte Rechtſprechung des Reichs⸗Verficherungs⸗ 
amts auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung. e 
26. Sg: 764 — 769. 5 

Zwei Denkſchrift en zur Vorbereitung einer internationalen 
Arbeiterſchutzkonferenz. Herausgegeben vom Bureau der inter: 
nationalen Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz. (Schriften 
der internationalen Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz. 
Nr. 4.) Jena, G. Fiſcher, 1905. (II, II, 34 und 49 E.) 2 M. 

Eſche, Arthur: Der geſetzliche Arbeiterſchutz der gewerblich be⸗ 
ſchäftigten Jugend. Vortrag. (Neue Zeit⸗ und Streitfragen. 

Herausgegeben von der Geheſtiftung zu Dresden. 2. Ig. DE 
tober 1904 bis Juni 1905. 9. Heft.) Dresden, v. Zahn & 
Jaenſch, 1905. (52 S.) 1 M. 

Frankenberg, H. v.: Ganze oder halbe Reform? Ein Beitrag zur 

Vereinheitlichung der deutſchen a Soz Pr. 
14. Ig. 1249— 1253. 5 

Fuld: Verfehlte Maßregeln in der Anvalibenverficherung. Soz Pr. 
14. Ig. 1201 — 1203. 

Hennig, E.: Die Arbeiterverſicherung im Deutſchen Reiche, 
befondere im Königreiche Sachſen. Textausgabe der Reichs⸗ und 
Königlich ſächſiſchen Landesgeſetze über Kranken⸗, Unfall⸗ und 
Invalidenverſicherung mit Nebengeſetzen und Ausführungs⸗ 

beſtimmungen. Mit kurzen Anmerkungen und einem ausführ⸗ 

lichen Sachregiſter verſehen. (Juriſtiſche Handbibliothek. Heraus⸗ 
gegeben von M. Hallbauer und W. Schelcher. 176. Bd.) Leipzig, 
Roßbergſche Verlagsbuchhdlg., 1905. (XVIII, 842 S.) 8 M. 

Hilfe, Benno: Rechtswirkſamkeit einer durch die Arbeitsordnung 

| vorgeſchriebenen Mitgliedſchaft bei der Betriebskrankenkaſſe. 
AHORN. 20. Bd. 130 — 133. 

Hilſe, Benno: Über die Befugnis, durch Arbeitsordnung die Mit⸗ 
gliedſchaft bei einer Betriebskrankenkaſſe zu ſichern. Ann Gew. 
56. Bd. 57. 

Hilſe, Benno: Befriſtung des Anſpruchs auf ein Zeugnis. Ann Gew. 
56. Bd. 218219. 

Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. SelbſtVerw. 82. 33. 

561562. 

Leicht, C.: Beſchäftigungskuren. ArbVerſorg. 22. Ig · 405—409. 

Mareuſe, Julian: Invalidenverſicherungsgeſetz und Lungenheilſtätten. 
SozpPr. 14. Ig. 1032 — 1034. 

Olshauſen, Alfred: Zu 88 49, 50 des Invalidenberſicherungs⸗ 
geſetzes und SS 25, 26 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes. 
VerwArch. 13. Bd. 474— 496. 


ind⸗ 


Sauter: Das Erlöſchen der Anwartſchaft ($ 46 des Invaliden⸗ 


verſicherungsgeſetzes) bei Nichtausſtellung von Quittungskarten. 
BadRpr. 71. Ig. 207-208. 

Schmidt, C.: Die Aufgaben und die Tätigkeit der deutſchen 
Invalidenverſicherungsanſtalten in der Arbeiterwohnungsfrage. 
Cöln, P. Neubner, 1905. (VIII, 217 S.) 8,50 Mm. 

Spiel hagen, W.: Die Zinſen von Vorſchüſſen auf bare Auslagen 
gemäß § 64 Abſ. 3 JBG. PrVerwl. 26. Ig. 774— 775. 

Stieber, P.: Die zugelaſſenen beſonderen Kaſſeneinrichtungen im 
Rahmen der reichsgeſetzlichen ee Veen 
88. Ig. 513—548, 587-601. 

Wagner, Moritz: Die Arbeiterſchutznovelle zum naßůken Berg: 
geſetze. Conrads J. 30. Bd. 66.— 81. f 

Wagner, Moritz: Die Verſicherung gegen Aehisstofigti. Soz Pr. 
14. Ig. 1121—1126, 11451149. 


Zwiediner⸗Südenhorſt, v.: 25 Jahre R genaus, 
61. Ig. 543 —550. 
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11. Heer und Kriegsflotte. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. das berichtigte Verzeichnis der in den 
einzelnen Bundesſtaaten mit der Leitung des Marſchweſens 
beauftragten Verwaltungsbehörden. Vom 19. VIII. 1905. R38l. 
Nr. 35 S. 218 —220. 

* Geſamtverzeichnis derjenigen Lehranſtalten, welche gemäß 8 90 der 
Wehrordnung zur Ausſtellung von Zeugniſſen über die Befähigung 
für den einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt berechtigt find. R3Bl. 
Nr. 88 S. 237— 259. a 

* Anderung der Allerhöchſten Verordnungen über die Ehrengerichte 
der Offiziere und Sanitätsoffiziere im Bayeriſchen Heere. Bay Bl. 
1905. 129—131. 

* Ergänzung der Verordnungen über die Ehrengerichte der Offiziere in 
der Marine vom 26. VII. 1895. Vol Kiautſchougebiet 1905, 3—5. 

Goldſchmidt, Otto: Veteranenbeihilfe und Invalidenrente. PrVerwBl. 
26. Ig. 875—879. 

Schmidt, Geo.: Militärgeſetze für Bayern. Nach dem neueſten 
Stande der Geſetzgebung herausgegeben. 1. und 2. Lieferung. 
München, J. Schweitzer Verlag, 1905. Je 0,80 M. 


12. Unterrichtsweſen. 

* G., betr. die Abänderung einiger Beſtimmungen der Geſetze über 
das Volksſchulweſen. Vom 17. VII. 1905. WürttRBl. Nr. 19 
S. 113—119. 

G., betr. die Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes über 
die Rechtsverhältniſſe der Lehrerinnen an höheren Mädchenſchulen 
und an Frauenarbeitsſchulen vom 3. VIII. 1899. Vom 3. VII. 1905. 
WürttRBl. Nr. 18 S. 109—111. 

G., betr. die Errichtung von privaten Lehr⸗ und Unterrichtsanſtalten. 
Vom 15. VII. 1905. SchwSoGeſS. Stück 11 Nr. 12 S. 39—40. 

* B., die Prüfung für die mittleren Stellen im Finanzfach betr. 
Vom 24. VI. 1905. HeſſRBl. Nr. 19 S. 181 —187. 

» Königliche Allerhöchſte B. vom 13. VIII. 1905, die Schulkommiſſion 
betr. Bay Bl. Nr. 43 S. 559 — 568. 

* Landesherrliche V., betr. die Berechtigung der Mittelſchulen. Vom 
22. VII. 1907. BadGBl. Nr. 17 S. 335. 

* Landesherrliche V., das Schulgeld an Mittelſchulen betr. Vom 
17. VIII. 1905. BadGBl. Nr. 20 S. 416 — 418. 

Adam, Franz: Gehören die Gnadenbezüge der Hinterbliebenen eines 
Volksſchullehrers zu deſſen Nachlaß? Prvolksſch Arch. 4. Ig. 
201 — 203. 

Bernhardt: Die Benutzungsordnung der Königlichen Bibliothek zu 
Berlin. DIZ. 10. Ig. 646. 

Bezold, A.: Das Züchtigungsrecht in der bayeriſchen Volksſchule. 
München, C. H. Beck, 1905. (VI, 109 S.) Geb. in Leinw. 2 M. 

Brockhuſen, v.: Staatswiſſenſchaftliche Fortbildungskurſe. Pr VerwBl. 

286. Ig. 783—736. 

Glock: Staats⸗ und Rechtskunde in unferen Schulen. DIZ. 10. Ig. 
825 —829. 

Horn, Ewald: „Akademiſche Freiheit“. Hiſtoriſch⸗kritiſche Unter⸗ 
ſuchung und freimütige Betrachtung nebſt einem Anhang über 
ſtudentiſche Ausſchüſſe. Berlin, Trowitzſch & Sohn, 1905. 
(VII, 119 S.) 1,50 M. 

Menzel: Oberſchleſiſche Schulverhältniſſe. DGem . 44. Ig. 181—184. 


18. Berkehrsweſen. 
Bk. des Königlich Sächſiſchen Finanzminiſteriums, die Eiſenbahn⸗ 
Betriebs⸗ und Polizeibeamten betr. Vom 18. IV. 1905. 
SachſGBl. Stück 8 Nr. 28 S. 142—144. 


Bk. des Reichskanzlers, betr. die Vereinbarung erleichternder Vor⸗ 


ſchriften für den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen den Eiſenbahnen 
Deutſchlands und Luxemburgs. Vom 15. IX. 1905. NGBBl. 
Nr. 39 S. 751. 
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* Bk. der Königlich Bayeriſchen Staatsminiſterien des Königlichen 
Hauſes und des Außern und für Verkehrs angelegenheiten, betr. 
den Staatsvertrag über neue Eiſenbahnverbindungen zwiſchen 
Bayern und Württemberg. Vom 11. VIII. 1905. BayGäl 
Nr. 41 S. 547—558. 

* G., betr. Anderung des § 3 des Geſetzes vom 29. III. 1895 über 
die Aufbringung der Mittel für die Korrektion der Unterweſer. 
Vom 4. VII. 1905. BremGBl. Nr. 18 S. 103. 

Pf. des Reichs⸗Poſtamts, die Einführung des Poſtanweiſungsdienſtes 
mit Bolivien betr. Vom 15. IX. 1905. NPoſt ABl. Nr. 49 
S. 195. 

* 8. der Königlich Sächſiſchen Miniſterien des Innern, der Finanzen 
und der Juſtiz, das Eiſenbahnweſen Deutſchlands betr. Vom 
1. IV. 1905. Sachſ Bl. Stück 8 Nr. 27 S. 83— 141. 

V., betr. die Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen über 
die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatseiſenbahnbeamten. Vom 
22. VII. 1905. PrGSamml. Nr. 32 S. 323 —325. 

* Erleichternde Bſchr., betr. die Quittungsleiſtung über Poſtſendungen 
an offene Handelsgeſellſchaften. Vom 12. VII. 1905. NPoſt Axl. 
Nr. 38 S. 157. 

Allgemeine Dienſtanweiſung für Poſt und Telegraphie. Abſchn. V, 
Telegraphenordnung vom 16. VI. 1904 nebſt Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Berlin, R. v. Decker, 1905. (II, IV, 93 8.) 
Geb. in Leinw. 1,10 M. 

Ermel: Die Polizeiverordnung über den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen. DIZ. 10. Ig. 856. 

Gerland, Otto: Die Eiſenbahnpolizei, insbeſondere bezüglich der 
Bahnhofswirtſchaften. PrVerwöl. 26. Ig. 953— 956. 

Gemeindliche Hafen: und Speicheranlagen. DGemzg. 44. I;. 
133 — 187. 

Hilſe, Benno: Auch die Koſten der Feuerbeſtattung hat der aus 
der Haftpflicht erſatzpflichtige Straßenbahnunternehmer den Erben 


zu erſtatten (8 3 Reichshaftpflichtgeſetzesv. EiſenbE. 21. Bd. 
404 —405. 
Hinze, O.: Einwand des Verſchuldens des Vaters gegen den 


Anſpruch auf Erſatz der für ſein geſchäftsunfähiges Kind ver⸗ 
wendeten Heilungskoſten. 8 1 Haftpflichtgeſetz, SS 823 Abſ. 1, 
832 BGB. EiſenbE. 21. Bd. 401 —403. 

Hubrich, Eduard: Zur Tarifhoheit Preußens und des Deutſchen 
Reichs. ArchOffR. 20. Bd. 96—119. 

Iſaac, Mart.: Das Recht des Automobils nach den Polizei⸗ 
beſtimmungen des In: und Auslandes. Nechts vergleichende Dar: 
fteflung für Automobilfahrer, Juriſten und Polizeibeamte in Form 
von Erläuterungen zu den preußiſchen Automobil⸗Verordnungen. 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (VIII, 240 S. mit 5 Tab.) Geb. in 
Leinw. 4 M. 

Deutſche Reichs verordnungen vom 2. VI. 1902. 1. Die See⸗ 
mannsordnung. 2. Geſetz, betr. die Verpflichtung der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender Seeleute. 3. Geſetz, betr. 
die Stellenvermittelung für Schiffsleute. 4. Geſetz, betr. Ab⸗ 
änderung ſeerechtlicher Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs. 5. 
Zuſammenſtellung der Beſtimmungen über die Militärverhältniſſe 
der ſeemänniſchen und halbſeemänniſchen Bevölkerung und die 
Anmuſterung als Schiffsmann. In der Faſſung vom Juli 1896. 
6. Abänderung der Seemannsordnung und des Handelsgeſetz⸗ 
buchs vom 12. V. 1904. 7. Die Speiſerolle. Text⸗Ausg. nebſt 
Sachregiſter. Hamburg, Eckardt & Meſstorff, 1905. (56 S.) 
0,50 M. 

Schmidt, Guſtav H.: Die Oberrheinſchiffahrt. Hirths Ann. 38. Ig. 
481—512, 561-586. 

Deutſche Seemannsordnung vom 2. VI. 1902 unter Berüd: 
ſichtigung der geſetzlichen Abänderungen vom 23. III. 1903 und 


j 
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12. V. 1904, nebſt Nebengeſetzen, Verordnungen und Ausführung: 
Beſtimmungen, ſowie den Beſtimmungen über die Militärverhältniſſe 
der ſeemänniſchen und halbſeemänniſchen Bevölkerung und die 
Anmuſterung als Schiffsmann. Text⸗Ausg. mit ausführlichem 
Sachregiſter zur Seemannsordnung. 2. verm. Aufl. Hamburg, 
L. Friederichſen & Co., 1905. (83 S.) 0,60 M. 

Troebs: Zuſtändigkeit für Verkehrsabgabentarife. 
26. Ig. 965 — 966. 

Wiltz, Herm.: Das Geſetz über das Telegraphenweſen des Deutſchen 
Reichs (Telegraphengeſetz) vom 6. IV. 1892. Gemeinverſtändlich 


PrVerwBl. 


erläutert. Straßburg, Wolſtein & Teilhaber, 1905. (VII, 
14 S.) 0,60 M. 
14. Kolonien. 
* Kaiſerliche Bergverordnung für Deutſch⸗Südweſtafrila. Vom 


8. VIII. 1905. RGBl. Nr. 38 S. 727 — 750. 

* Kaiſerliche V., betr. Zwangs⸗ und Strafbefugniſſe der Verwaltungs⸗ 
behörden in den Schutzgebieten Afrikas und der Südſee. Vom 
14. VII. 1905. RGBl. Nr. 38 S. 717 — 226. 

* Ergänzung der Verordnung, betr. die Rechtsverhältniſſe in den 
deutſchen Schutzgebieten vom 9. XI. 1900. VBlKiautſchougebiet 
1905, 2. 

Die deutſche Kolonial⸗Geſetzgebung. Sammlung der auf die 
deutſchen Schutzgebiete bezügl. Geſetze, Verordnungen, Erlaſſe und 
internationalen Vereinbarungen mit Anmerkungen, Sachregiſter. 
8. Bd. Ig. 1904. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1905. 
(XV, 334 S.) 8,50 M.; geb. 10 M. 

Verordnungsblatt für das Kiautfchougebiet. Beilage zum Marine: 
verordnungsblatt. Berlin, Juli 1905. 


F. Aircheurecht. 


* G., betr. die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Parochialverbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren 
Provinzen der Monarchie. Vom 14. VII. 1905. PrGSamml. 
Nr. 28 S. 277 — 281. 

* G., betr. die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen 
Kirchengemeinden und Geſamtverbänden. Vom 14. VII. 1905. 
PrGSamml. Nr. 28 S. 281— 290. 

* G., betr. die Erhebung der römiſch⸗katholiſchen Pfarrgemeinden in 
Sondershauſen und Arnſtadt zu Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts. Vom 21. VII. 1905. SchwSodGeſS. Stück 12 Nr. 16 
S. 45. 

G., betr. die Synodalordnung für die reformierte Kirche in Elſaß⸗ 
Lothringen und die Aufhebung von Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 18. Germinal X. Vom 21. VI. 1905. ElſLothGBl. Nr. 6 
S. 52 —54. 

Brünneck, Wilhelm v.: Zur Geſchichte und Dogmatik der Gnaden⸗ 
zeit. (Kirchenrechtliche Abhandlungen. Herausgegeben von Ulr. Stutz. 
21. Heft.) Stuttgart, F. Enke, 1905. (V, 116 S.) 4,40 M. 

Drews, Paul: Die Ordination, Prüfung und Lehrverpflichtung der 
Ordinanden in Wittenberg 1835. ZKirchR. 15. Bd. 273 — 321. 

Dyroff, Anton: Die Entwicklung des bayeriſchen Staatskirchen⸗ 
rechts bezüglich des Ortskirchenvermögens bis zum Konkordat 
von 1817. Geſchichtliche Materialien zum Entwurfe einer bayeriſchen 
Kirchengemeindeordnung. Hirths Ann. 38. Ig. 641—676. 

Foerſter, Erich: Die Entſtehung der preußiſchen Landeskirche unter 
der Regierung König Friedrich Wilhelms III., nach den Quellen 
erzählt. Ein Beitrag zur Geſchichte der Kirchenbildung im 
deutſchen Proteſtantismus. 1. Bd. Tübingen, J. C. B. Mohr, 

1905. (XV, 428 S.) 7,60 M.; geb. 9 M. 

Der miniſterielle Geſetz⸗Entwurf einer Kirchengemeindeordnung. 
Beleuchtet und beurteilt unter dem Geſichtspunkte des Vermögens⸗ 
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und VBerfaſſungsrechtes der katholiſchen Kirche. Von Ludwigs. 
Regensburg, J. Habbel, 1905. (47 S.) 0,80 M. 

Heiner, Franz: Grundriß des katholiſchen Eherechts. 5. verb. und 
verm. Aufl. München, H. Schöningh, 1905. (VIII, 319 S.) 
4,20 M. 

Hilling, Nikolaus: Die Bedeutung der justa causa für die 
Gültigkeit der Exkommunikationsſentenz. ArchKathKR. 85. Bd. 
246—274, 516 — 535. 

Hörmann zu Hörbach, Walth. v.: Die tridentiniſche Trauungsform 
in rechtshiſtoriſcher Beurteilung. Inaugurationsrede. Czernowitz, 
H. Pardini, 1904. (50 S.) 1 M. 

Holtze: Kirchenbaupflicht nach brandenburgiſchem Provinzialrecht. Ein 
Beitrag zur Lehre vom Gewohnheitsrecht. Seuff Bl. 70. Ig. 
572—574. 

Die Kanonesſammlung des Kardinals Deusdedit. 1. Bd. Die 
Kanonesſammlung ſelbſt. Mit Unterſtützung der Savigny⸗ 
Kommiſſion der kaiſerlichen Akademie der Wiſſenſchaften, neu 
herausgegeben von Victor Wolf v. Glanwell. Mit 3 Licht: 
drucktafeln. Paderborn, F. Schöningh, 1905. (LIV, 656 S.) 
28 M. 

Lüttgert, G.: Evangeliſches Kirchenrecht in Rheinland und Weſt⸗ 
falen. Gütersloh, C. Bertelsmann, 1905. (XIV, 868 S.) 
14 M., geb. in Halbfrz. 16 M. 

Muth: Das Kollegialſtift St. Arnual, die General⸗Kirchenſchaffnei 
der Grafſchaft Saarbrücken und die Bruderſchaftsgüter der Orts: 
kirche St. Johann. Ein Beitrag zur Entwicklung des evangeliſchen 
Kirchenrechts in der vormaligen Grafſchaft Saarbrücken. ZKirchR. 
15. Bd. 183 —272. 

Niedner, Joh.: Die Mitwirkung der erſten Geiſtlichen bei der Be⸗ 
ſetzung der Diakonalſtellen in den Städten der Provinz Branden⸗ 
burg. ZKirchR. 15. Bd. 387 —447. 

Putz, F., und Hochſtetter, F.: Die Formen des ÜUbertritts. I. Im 
Deutſchen Reich. Von P. II. In Oſterreich. Von H. (Aus: 
„Wartburg“.] München, J. F. Lehmanns Verl., 1905. (16 S.) 
0,40 M. f 

Riſſom: Die Beſchimpfung im Kampf der Konfeſſionen. ZKirchR. 
15. Bd. 448 —465. 

Röſch, Ad.: Die Beziehungen der Staatsgewalt zur katholiſchen 
Kirche in den beiden hohenzollernſchen Fürſtentümern von 
1800 — 1850. ArchKathKR. 85. Bd. 461488. 

Schindler, Hans: Zur geſchichtlichen Entwicklung des Laienpatronats 
und des geiſtlichen Patronats nach germaniſchem und kanoniſchem 
Rechte. ArchKathKR. 85. Bd. 489—515. 

Schmedding und Tourneau: Kommentar zu dem Geſetze, betr. 
die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden und Geſamtverbänden. Paderborn, F. Schöningh, 1905. 
(IV, 99 S.) Geb. in Leinw. 1,80 M. 


G. Internationales Recht. 


* Bk. des Großherzoglichen Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und 
Unterrichts, die Erſuchen nach dem Auslande, ſoweit ſie nicht 
auf Auslieferung oder Feſtnahme gerichtet ſind, betr. Vom 
1. VIII. 1905. Bad Bl. Nr. 19 S. 392 —413. | 

* Bk. des Juſtizminiſters vom 29. VI. 1905, betr. die ſchweize⸗ 
riſchen Behörden, die befugt ſind, die Feſtnahme flüchtiger 
Verbrecher im Auslande zu beantragen. PrIJMBl. Nr. 27 
S. 197—198. 

Delius, Hans: Handbuch des Rechtshilfeverfahrens im Deutſchen 
Reiche ſowie im und gegenüber dem Auslande in bürgerlichen 
Nechtsſtreitigkeiten, in Konkurs ſachen, in Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und in Verwaltungsſachen. Auf der 
Grundlage des von Ferd. Böhm verfertigten „Handbuch des 
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Rechtshilfeverfahrens in bürgerlichen RNechtsſtreitigkeiten und 
Konkursſachen“ als 2. weſentlich verm. und vollſtändig um⸗ 
gearbeitete Aufl. desſelben herausgegeben. Erlangen, Palm 
& Enke, 1905. (XI, 453 S.) 8.60 M. 

Inhulſen, C. H. P.: Die Haftung des annektierenden Staates für 
die Schulden des annektierten Staates. Ein Beitrag eines eng⸗ 
liſchen Gerichts zum Völkerrecht. ArchOffR. 20. 8d. 134 —148. 

Kahn, Franz: Die Haager Scheidungs⸗Konvention. Böhmsz. 
15. Bd. 125—264. 


1 


Literaturbeſprechungen. 

1. Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts von Georg 
Meyer, ordentlicher Profeſſor der Rechte in Heidelberg. 
Nach dem Tode des Verfaſſers in ſechſter Auflage bearbeitet 
von Gerhard Anſchütz, ordentlicher Profeſſor der Rechte 
in Heidelberg. Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. Groß 8°. 
XII. 893. M. 16,60. 

Die Bearbeitung dieſes Standard⸗Lehrbuchs iſt nach dem 
Tode des im Februar 1900 verſtorbenen Verfaſſers von feinem 
Nachfolger im Amte, dem Träger eines auch in der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft wohlbekannten und hochgeſchätzten Namens, 
übernommen worden. Im weſentlichen hat der nunmehrige 
Bearbeiter das alte erprobte Werk erhalten und ſich zunächſt 
darauf beſchränkt, die ſeit der Vorauflage erwachſene Geſetz⸗ 
gebung, Literatur und Rechtſprechung zu berückfichtigen und der 
neuen Rechtsentwicklung in Theorie und Praxis Rechnung zu 
tragen. Mit Wärme bekämpft er die Verſuche, die Anſprüche 
der Agnaten über das Staatsrecht zu ſtellen, wie ſolche aus 
Anlaß des Lippiſchen Thronfolgeſtreits in die Erſcheinung ge⸗ 
treten find (S. 255). Möge das Werk in feiner neuen Be⸗ 
arbeitung auch unter unſeren Berufsgenoſſen eifrige Leſer und 
Verehrer finden. N. 


2. J. v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und dem Einführungsgeſetze. Bd. IV. Familienrecht, von 
Dr. Theodor Engelmann, Landgerichtsrat in München. 
2. vollſtändig neubearbeitete Auflage. 1284 S. Broſch. 
28,60 M., geb. 31,60 M. 

Die große Bedeutung, welche dem obigen Kommentar, 
insbeſondere auch dem Familienrecht, ſchon in ſeiner erſten Auf⸗ 
lage für eine förderliche Auslegung des neuen Rechts beigelegt 
worden iſt, iſt ſowohl in der Rechtſprechung wie in der Literatur 
überall zutage getreten. Es ergeht kaum noch eine Entſcheidung 
des Reichsgerichts in einer wichtigen familienrechtlichen Frage, 
welche nicht auf die Ausführungen Engelmanns beſondere Rück⸗ 
ficht nähme und, was mehr ſagen will, ſie in den meiſten 
Fallen auch billigte. Hierfür jet des Beiſpiels halber auf die in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1905 S. 22 Nr. 23, S. 49 
Nr. 21 und S. 176 Nr. 19 zu den 8$ 1376, 1400 und 1443 
BGB. erlaſſenen Urteile hingewieſen. 

Die Anerkennung iſt wohl verdient. Denn es handelt ſich 
um die von hohem wiſſenſchaftlichen Geiſte getragene Arbeit 
eines hervorragenden Praktikers, der es verſteht, die Geſetzesworte 
mit lichtvoller Klarheit zu erfüllen, ſich loszulöſen von den 
Materialien und ſo das Geſetz ſelbſt für die Bedürfniſſe der 
Praxis fruchtbar zu geſtalten. Durch die Berückfichtigung der 


Perels, Kurt: Eine Frage des Seeſtraßenrechts. Marinegdſch. 

16. Ig. 710— 7138. 

Stengel, Karl v.: Die Entwicklung des Kriegsrechts im allgemeinen 
und des Seekriegsrechts im beſonderen. Marinegdſch. 16. Ig. 
275 — 294, 416 —440. 

Wegmann, Fritz: Der oſtaſiatiſche Krieg und das Völkerrecht. 
Beleuchtung einiger Fragen des Völkerrechts im Hinblick auf die 
Ereigniſſe in Oſtaſien. Frauenfeld, Huber & Co., 1905. 
(VII, 58 S.) 1.20 M. 


ſeit der 1. Auflage in Fülle erſchienenen Judikatur und Literatur 
iſt die — an vielen Stellen umgearbeitete — 2. Auflage zwar 
erheblich vermehrt (von 706 auf 1284 Seiten); fie hat aber da · 
durch in mannigfacher Beziehung an Tiefe gewonnen und 
jedenfalls die Vorzüge ihrer Vorgängerin: Selbſtändigkeit des 
Urteils, Einfachheit und Aberſichtlichkeit der Darſtellung, Schärfe 
der Schlußfolgerungen und praktiſche Brauchbarkeit der ge⸗ 
wonnenen Reſultate vermehrt. 

Ein ausführliches Sachregiſter erleichtert die Benutzung des 
Werks, dem vorausfichtlich noch viele Auflagen beſchieden find. 

Schück. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Rechtsnatur des Verlöbniſſes als eines den allgemeinen 
Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte unterſtehenden Vertrags- 
verhältniſſes wird in Entſch. Nr. 2 erörtert. 

Der Grundſtückseigentümer, der fein Grundſtück dem Ber- 
kehr eröffnet, haftet nicht ſchon für den Unfall eines Paſſanten, 
wenn er in dem beſtehenden mangelhaften Zuſtand eine bloße 
Unbequemlichkeit und nicht eine Gefahr für den Fußgänger 
erblicken durfte. Dies wird in Entſch. Nr. 6 aus Anlaß 
des Falles betont, daß ein Paſſant auf einer etwas aus ⸗ 
gelaufenen Stufe verunglückte. 

Entſch. Nr. 7 trägt bei zum richtigen Verſtändnis der den 
Schadenserſatzanſpruch gegen den im Verzuge befindlichen Käufer 
beim Handelskaufe regelnden Vorfchriften. 

Die Kenntnis des Schuldners von der Abtretung der 
Forderung, die die Legitimation des bisherigen Gläubigers zu 
Leiſtungen und Rechtsgeſchäften in Anſehung der abgetretenen 
Forderung gemäß BGB. 8 407 aufbebt, iſt nur eine wirkliche 
fichere Kenntnis. Eine Mitteilung des Zeſfionars von der er- 
folgten Abtretung iſt nicht geeignet, eine ſolche Kenntnis hervor 
zurufen und verpflichtet nach Entſch. Nr. 8 den Schuldner auch 
nicht einmal zur Vornahme von Aufklärungen oder zu der Auf. 
forderung an den Zeffionar, die Abtretung nachzuweiſen. 

Entſch. Nr. 10, ein Beſchluß auf Grund des § 28 Abſ. 2 

FGG., läßt die Beſchwerde gegen die Erteilung eines Erbſcheins 
mit der Maßgabe zu, daß nicht die Abänderung des erteilten 
Erbſcheins, wohl aber ſeine Einziehung oder Kraftloserklärung 
verlangt werden kann. 
. Sn Entſch. Nr. 16 wird für die Mängelrüge aus HGB. 
§ 877 regelmäßig eine beſtimmte Angabe der gerügten Mängel 
erfordert, die den Verkäufer vor der Nachſchiebung neuer nicht 
gerügter Mängel zu ſchützen geeignet iſt. N. 
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Beſtellungen 


bernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


Vereins nachrichten. 


Die Verſendung des Terminkalenders für das Jahr 1906 
iſt erfolgt. Erinnerungen wegen r können 
uur berückſichtigt werden, wenn fie bis 25. November 1905 
bei dem Unterzeichneten geltend gemacht werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 5. November 1905. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechts anwälte. 


Die Anwälte des eg ge Colmar 
haben durch Herrn Rechtsanwalt Lehnebach Straßbur 
der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte den überſchuß 
eines gelegentlichen Sammeltages von 250 Mark über⸗ 
wieſen. Namens der Hülfskaſſe wird den Gebern der ver⸗ 
bindlichſte Dank ausgeſprochen. N 


Die Anwaltskammer im Königreiche Sachſen hat der 
Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte für jedes der Ge⸗ 
ſchäftsjahre 1905/1906 und 1906/1907 wieder einen Bei- 
trag von 4000 Mark bewilligt. Der Kammer und ihrem 
Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigfte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Die Faſſung der Klageanträge unter Berückſichtigung 
der Reviſionsſumme. 
Von Juſtizrat Putzler, Rechtsanwalt beim Reichsgericht Leipzig. 

Ich glaube, keinem Widerſpruche zu begegnen, wenn ich 
die Tätigkeit für Richter und Anwälte, welche bei Zweifeln 
über das Vorhandenſein der Revifionsſumme erforderlich wird, 
für die unerquicklichſte und unbefriedigendſte Arbeit erkläre, die 
beim Reichsgericht vorkommt. 

Die Schwierigkeiten, welche hierbei entſtehen, find mannig⸗ 
facher Art. 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Wert- 
feftftellung bei Regelung der ſachlichen Zuſtändigkeit der Gerichte 
find an ſich nicht erſchoͤpfend und verſagen außerdem bei Er⸗ 
mittelung der Reviſtonsſumme ſehr oft, weil eine entſprechende 
Anwendung ausgeichlofien iſt. 

Die beim Mangel feſter geſetzlicher Regeln entſtehende 
Unſicherheit über die Bewertung des Beſchwerdegegenſtandes 
wird dadurch erheblich geſteigert, daß als prozeſſuales Mittel 


zum Nachweiſe für das Vorhandenſein der Reviſionsſumme nur 
die Glaubhaftmachung in Frage kommt, die dem ſubjektiven 
Ermeſſen des Richters ſehr weiten Spielraum läßt. 

Vergegenwärtigt man ſich endlich, daß bei einer ganzen 
Reihe von Anſprüchen überhaupt nur eine Schätzung moͤglich iſt, 
ſo wird es erklärlich, daß die Entſcheidung über das Vorhandenſein 
der Reviſionsſumme mehr oder weniger willkürlich werden muß. 

Die hierdurch entſtehenden Mißſtände find in den letzten 
Jahren weit fühlbarer geworden als früher. Der Satz, den 
der erſte Zivilſenat des Reichsgerichts einſtens ausgeſprochen 
und angewandt hat, daß für das Vorhandenſein der Reviſtons⸗ 
ſumme die Vermutung ſpreche, hat ſich, unter dem Drucke der 
Geſchäftslaſt, in das Gegenteil verwandelt. 

Es wäre ſehr verfehlt, der ganzen Frage die Bedeutung 
für unſer Rechtsleben deshalb abzuſprechen, weil es die All⸗ 
gemeinheit nicht intereſſieren könne, ob die Anrufung des Reichs⸗ 
gerichts in einigen Fällen mehr verſagt. Die Frage iſt deshalb 
von größter Wichtigkeit, weil die rigoroſe Prüfung nach dem 
Vorhandenſein der Reviflonsſumme dazu führen kann, daß 
ganze Rechtsgebiete von der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ausgeſchloſſen werden. | 

Es iſt meine fefte Überzeugung, daß, wenn man bei 
Anſprüchen wegen Schutzes von Gebrauchsmuſtern von vorn⸗ 
herein diejenigen Anforderungen an die Glaubhaftmachung der 
Reviſionsſumme geſtellt hätte, die jetzt geſtellt werden, das ganze 
Geſetz nicht lebensfähig geworden wäre, weil dann die überaus 
fruchtbare Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dieſem Gebiete 
fehlen wurde. 

Daß von den Anſprüchen aus dem Geſetze gegen den un- 
lauteren Wettbewerb, wenn man das Vorhandenſein der 
Reviflonsſumme ſtreng geprüft hätte, nur einige Prozent zur 
Entſcheidung durch das Reichsgericht gekommen ſein würden, 
tft mir ebenfalls ficher, und ich möchte wiſſen, was dann aus 
dieſem Geſetze geworden wäre. 

Die Gefahr, welche dem Rechtsleben ſchon bei den bisher 
geltenden Vorſchriften über die Revifionsſumme drohte, wird 
durch das Geſetz vom 5. Juni 1905 erheblich geſteigert. 

Außer der Erhoͤhung der Revifionsfumme auf 2 500 Mark 
kommt die Beſtimmung in 8 554 ZPD. in Betracht, wonach 
das Reichsgericht in der Lage iſt, das Vorhandenſein der 
Revifionsfumme ohne mündliche Verhandlung zu verneinen. Ich 
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halte es für die Pflicht jedes Anwaltes, an ſeinem Teile dabei 
mitzuwirken, daß die drohenden Nachteile ſoweit vermieden werden, 
als dies der geſetzliche Zuſtand und die gewiſſenhafte Ausübung 
der Berufungspflichten geſtattet. | | 

Die Möglichkeit hierzu zu zeigen, iſt der Zweck dieſer Zeilen. 

Ich beabfihtige nicht, alle in Betracht kommenden Fragen 
erſchöpfend zu behandeln, ſondern ich will nur einige Beiſpiele 
anführen, wo bisher Fehler gemacht worden find, die vermieden 
werden konnen. 

Ebenſo wie ich die künſtliche Hinaufſchraubung des Streit⸗ 
gegenſtandes durch den Anwalt für pflichtwidrig halte, muß ich 
dieſen für verpflichtet erklären, ſchon bei Erhebung der Klage 
fein Augenmerk darauf zu richten, durch Stellung ſachgemäßer 
Anträge ſeinem Auftraggeber die Anrufung des Reichsgerichts 
zu ermöglichen. Der Anwalt muß ſich in den Fällen, in welchen 
verſchiedene Anträge moglich find, mit ſeiner Partei darüber 
verſtändigen, ob ſie Wert darauf legt, eventuell eine Entſcheidung 
dritter Inſtanz herbeizuführen. Zumeiſt befolgt ift dieſer Grund⸗ 
ſatz, ſoweit ich habe beobachten können, nur in den Fällen, in 
welchen wegen zweifelhafter Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
oder aus ſonſtigen ſachlich gerechtfertigten Gründen ein Teilbetrag 
eingeklagt wurde. Überſehen iſt aber, daß in zahlreichen anderen 
Fällen die Klageanträge ſehr wohl ſo formuliert werden konnten und 
zweifellos bei Belehrung vom Auftraggeber ſo gewünſcht worden 
wären, daß ſich ein revifibler Beſchwerdegegenſtand ergeben hätte. 

Es iſt in der Rechtſprechung zugelaſſen, bei Schadenserſatz ⸗ 
klagen den Klageantrag dahin zu faſſen, daß der Beklagte 
verurteilt werden ſoll, dem Kläger den nach freiem Ermeſſen des 
Gerichts, eventuell durch Gutachten Sachverſtändiger zu er⸗ 
mittelnden Betrag zu zahlen. Die Glaubhaftmachung der 
Reviſionsſumme führt bei ſolchen Anträgen zu Schwierigkeiten, 
beſonders wenn bei Vorabentſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs die Revifion vom Beklagten eingelegt wird. Nach 
meiner Anſicht ſoll der Anwalt des Klägers dieſen befragen, wie 
hoch er ſeinen Schaden ſchätzt, und bei gegebener Sachlage 
den Antrag dahin ſtellen, den Beklagten zur Zahlung des nach 
richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Betrages, jedoch nicht zu 
weniger als 2 600 Mark, zu verurteilen. 

Dieſes Beiſpiel, die Zweifel über das Vorhandenſein der 
Revifionsſumme abzuſchneiden, läßt ſich aber in einer großen 
Zahl von anderen Sachen verwerten. 

Bei Klagen wegen Verletzung von Patenten oder Gebrauchs 
muſtern wird vielfach mit dem negatoriſchen Anſpruche auf 
Unterlaſſung der Anſpruch auf Schadenserſatz verbunden und 
zwar, was in dieſem Falle zuläjfig fit, salva liquidatione. 
Ich bin der Anficht, der Anwalt des Klägers ſollte in allen 
ſolchen Fällen ſeinen Auftraggeber über die Höhe des von ihm 
beanſpruchten Schadens befragen, und wenn dieſer die Revifions- 
ſumme überſteigt, den Antrag auf Zahlung von mindeſtens 
2 600 Mark ſtellen. Daß er dabei die Unbequemlichkeit der 
Subſtantiierung mit übernehmen muß, kann gegenüber der 
Gefahr, die in dieſen Sachen beſonders wichtige Reviſionsinſtanz 
zu verlieren, nicht in Betracht kommen. 

Ahnlich ift zu verfahren bei Anſprüchen auf Grund des 
Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, ſoweit dieſes über⸗ 
haupt Schadenserſatzanſprüche neben dem Verlangen auf 
Unterlaſſung gibt. 


Bei Klagen auf Rechnungslegung wird ſich vielfach gleich 
zeitig der Antrag ſtellen laſſen, den Beklagten zur Herausgabe 
des durch die Rechnungslegung ermittelten Guthabens dei 
Klägers zu verurteilen, und zwar — bei gegebener Sachlage — 
mindeſtens zur Zahlung von 2 600 Mark. 

Seit dem Inkrafttreten des BGB. haben ſich die Klagen 
des Verkäufers auf Abnahme des Kaufgegenſtandes vermehrt, 
offenbar veranlaßt durch die in 8 433 Abſ. 2 ausdrücklich 
ausgeſprochene Pflicht des Käufers. Der Streitgegenftand bei 
ſolchen Klagen wird ſich kaum anders als durch Schätzung feit- 
ſtellen laſſen, und die Zuläſſigkeit der Revifion wird ſomit 
zweifelhaft. In allen Fällen dieſer Art, die zu meiner Kenntnis 
gekommen find, war der Käufer nicht nur in Abnahme» ſondern 
auch in Zahlungsverzug, und es fehlte an jedem Anhalt, weshalb 
nicht einfach Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes erhoben worden 
war, zum mindeſten in Verbindung mit dem Antrage auf Ab⸗ 
nahme der verkauften Ware. In dieſem Falle hätte ein Zweifel 
über das Vorhandenſein der Revifions ſumme nicht entſtehen 
koͤnnen. Daß übrigens der Klage auf Abnahme des Kauf. 
gegenſtandes Schwierigkeiten entſtehen können, welche bei der 
Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes nicht vorliegen, beweiſen 
die Urteile des Reichsgerichts, RG. 53, 161 ff; 56, 173 ff. 

Sehr zahlreich find die Klagen, in denen, zumal bei 
Grundſtückskäufen, die Feſtſtellung begehrt wird, daß der Ver⸗ 
trag, infolge Rücktritts des Käufers (Wandlung, Betrug ujw.), 
für aufgehoben zu erachten ſei. Nach der Rechtſprechung des 
fünften Zivilſenats des Reichsgerichts bildet bei ſolchen Klagen 
nicht der Kaufpreis den Streitgegenſtand, ſondern das Intereſſe 
des Klägers an der Aufhebung des Vertrages, welches zu 
ſchätzen iſt. Bei allen ſolchen Klagen wird ſomit das Bor. 
handenſein der Reviſionsſumme zweifelhaft. Ich bin der Anſicht, 
daß bei einem ſtarken Bruchteil von Klagen dieſer Art, ſelbſt 
wenn ein ſelbſtändiges Jutereſſe an der Feſtſtellung des Nicht 
beſtehens des Vertrages beſteht, die Formulierung des Klage ⸗ 
antrages — allein oder in Verbindung mit dem Feſtſtellungs⸗ 
antrage — auch dahin erfolgen kann, daß der Verkäufer zur 
Rückzahlung bereits erfolgter Leiſtungen des Käufers verurteilt 
werden ſoll. Jedenfalls wäre zu erwägen, ob nicht gleichzeitig 
ein Feſtſtellungsantrag nach der Richtung geſtellt werden kann, 
daß der Käufer, infolge der Hinfälligkeit des Vertrags, nicht 
verpflichtet iſt, dem Käufer beſtimmte noch geſtundete Beträge 
des Kaufpreiſes zu zahlen. Ich gehe dabei von der Annahme 
aus, daß dann unbedenklich die Höhe dieſer Leiſtungen für die 
Bemeſſung des Streit- und Beſchwerdegegenſtandes maßgebend iſt. 

Beſonders ſchwer war es ſchon bei der bisherigen Lage der 
Geſetzgebung in Prozeſſen über Grundgerechtigkeiten, eine Ent- 
ſcheidung des Reichsgerichts herbeizuführen. Hier ſcheiterte die 
Nevifion in der überwiegenden Zahl der Fälle an der Un- 
möglichkeit, die Reviſionsſumme glaubhaft zu machen. Ich 
fürchte, daß, nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 5. Juni 
1905, die Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dieſem Gebiete 
nahezu verſiegen wird. Bei Streitigkeiten dieſer Art, durch 
Formulierung der Anträge einen revifiblen Beſchwerdegegenſtand 
zu ſchaffen, wird kaum möglich fein, aber ich möchte auch hier 
die Achtſamkeit der Herren Kollegen erſter Inſtanz wüchrufen. 

Seit einigen Jahren hat der V. Zivilſenat des Reichs⸗ 
gerichts — andere Senate find ihm dann gefolgt — großes 


. —:ꝓ cdmã. U ˖ͥàAαä — — — 


34. Jahrgung. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Gewicht darauf gelegt, wie hoch bei Streitigkeiten dieſer Art 
der Wert in der Klageſchrift angegeben war. Blieb die Angabe 
unter 1 500 Mark, ſo wurde der Kläger, wenn es ſich um die 
Ermittelung des Beſchwerdegegenſtandes handelte, zumeiſt daran 
feſtgehalten. Zahlreiche in der JW. abgedruckte Entſcheidungen 
des Reichsgerichts liefern hierfür den Beweis. 

Ich habe vergeblich gegen dieſe Auffaſſung mit dem Hin⸗ 
weiſe gekämpft, daß der Anwalt erfter Inſtanz bei Erhebung 
von Klagen, deren Antrag nicht eine beſtimmte Geldſumme zum 
Gegenſtande hat, feinen Auftraggeber nur darüber befragt, ob 
der Streitgegenſtand mehr oder weniger als 300 Mark beträgt, 
weil davon die Zuſtändigkeit des Land- oder Amtsgerichts ab⸗ 
hängt. Ich habe ebenſo vergeblich darauf hingewieſen, daß die 
Partei auf dieſe Frage des Anwalts zumeiſt gar nicht in der 
Lage iſt, den Geldwert ihres Anſpruchs ſofort genau zu be⸗ 
ziffern, und daß die Wertangabe, welche dann in die Klageſchrift 
kommt, ſehr wenig Anſpruch auf materielle Richtigkeit machen kann. 

Das Reichsgericht hat dieſe Ausführungen abgelehnt und 
damit die Notwendigkeit. geſchaffen, daß der Anwalt ſchon bei 
Erhebung der Klage eine exakte Angabe ſeines Auftraggebers 
erfordert, unter Hinweis auf die für die Anrufung des Reichs⸗ 
gerichts entſtehende Gefahr, aber gleichzeitig auch unter Be⸗ 
tonung der eventuell entſtehenden höheren Koſten. Das letztere 
halte ich für unerläßlich, damit die Parteien von einer ſachlich 
nicht gerechtfertigten Aberſchätzung des Wertes des Streitgegen⸗ 
ſtandes abgehalten werden. 

Ich verkenne keinen Augenblick, daß, bei Befolgung der 
von mir gegebenen Anregung, die Möglichkeit einer Über⸗ 
ſpannung der Anfprüde und der Wertangaben vorhanden iſt, 
und ich kann deshalb nicht unterlaſſen, nochmals zu betonen, 
daß ich jeden Anwalt für verpflichtet halte, auch in dieſem 
Punkte Willkürlichkeiten der Auftraggeber entgegenzutreten und 
gewiſſenhaft zu prüfen, ob er die ihm gemachten Angaben zu 
den ſeinigen machen kann. 


I. Die Reviſionsſumme und die Zivilprozeßnovelle 

vom 5. Inni 1905 (RGBl. 536). | 

II. Der § 708 Nr. 3 ZPO. in der Faſſung der 

Zivilprozeßnovelle ergreift nach der Praxis des 
Reichsgerichts alle ſchwebenden Reviſionen. 

Von Dr. M. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 


Zu I. Nach der Praxis des RG. (vgl. z. B. Beſchluß 
d. d. 18. 10. 05. V 511/05) iſt die Revifionsſumme innerhalb 
der Revifiousbegründungsfriſt nachzuweiſen, anderenfalls iſt das 
RG. berechtigt, trotz eingereichter Revifionsbegründung die 
Revifion als unzuläſfig mangels Reviſionsſumme durch Beſchluß 
zu verwerfen, alſo ohne Anberaumung eines Termins. Das 
Wort „ſoll“ in 8 554 Abſ. 4 ZPD. bedeutet alſo für den 
Reviflonskläger keine beſondere Begünſtigung, nur kann derſelbe 
vor Exlaſſung des Beſchluſſes noch Gutachten zur Glaubhaft⸗ 
machung der Reviſionsſumme beibringen. Unter dieſen Umftänden 
iſt es dringend geboten, daß der Kollege der Vorinſtanz ſofort 
mit dem Auftrag zur Reviſion die Gutachten zur Glaubhaft⸗ 
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machung der Revifionsſumme beibringt; denn notoriſch werden langt Unterfagung eines Schloſſereibetriebes und ſchätzt ſein 
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die Aufträge zur Reoiſion erſt in den letzten Tagen der Notfriſt 
erteilt. Es bleibt daher nur eine ſehr kurze Zeit zur Beſchaffung 
der Gutachten; das RG. verlangt aber ſehr eingehende Gutachten, 
ſo daß in der Regel der Rechtsanwalt beim RG. das Gutachten 
zur Ergänzung zurückſenden muß. 

1. Allgemeine Bemerkungen über die Form des Gutachtens. 
Das RG. legt darauf Gewicht, daß der Gutachter das Gut⸗ 
achten an Eidesſtatt verfichert, ferner daß die Unterſchrift 
beglaubigt iſt. Das RG. legt ferner Gewicht auf die Perſon 
des Gutachters. — Vorteilhaft iſt es, einen gerichtlich beſtellten 
und vereidigten Sachverſtändigen zuzuziehen, welcher aber ſeinem 
Gutachten ſein Beeidigungsprotokoll beizufügen hat; außerdem 
hat er fein Gutachten auf den geleiſteten Dienſteid zu nehmen. — 
Gemäß 8294 3p. iſt es auch zuläffig, einen Sachverſtändigen 
in der mündlichen Verhandlung vorzuführen. Der Fall wird 
aber jetzt kaum mehr eintreten, weil das RG. durch Beſchluß 
über die Revifionsſumme entſcheiden kann und regelmäßig ent⸗ 
ſcheiden wird. Auf § 3 ZPO. kann ſich die Partei nicht 
berufen. Von demſelben iſt am RG. ſeit 1879 nicht in einem 
einzigen Falle Gebrauch gemacht worden. 

Ein diesbezüglicher Beſchluß des RG. vom 18. Oktober 
1905 V 490/05 lautet: 

Die Reviſion wird, da ſie nicht ſtatthaft iſt, weil der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts nur 1000 Mark beträgt, mithin nicht als glaubhaft 
gemacht anzuſehen iſt, daß die nach $ 546 390. für die Zu⸗ 
läſfigkeit der Revifion erforderliche Revifſionsſumme vorhanden 
iſt, eine weitere Glaubhaftmachung auch nach Lage der Sache 
ausgeſchloſſen erſcheinen muß, gemäß § 554 ZPO. als unzuläffig 
verworfen. Die Koſten des Beſchluſſes werden dem Nevifiond- 
kläger auferlegt. 

2. Es genügt nicht ein allgemeines Gutachten, ſondern 
das Gutachten muß detailliert fein, d. h. es muß eine ſpezifizierte 
Berechnung enthalten. Wenn z. B. der Wert eines Grundſtücks 
glaubhaft zu machen iſt, ſo müſſen die Verkäufe benachbarter 
Grundſtücke von gleicher Lage aus den letzten Jahren angegeben 
ſein unter Angabe des Kaufpreifes und wenn möglich des Datums. 

3. Berechnungen folgenden Inhalts: „Die Partei kann 
auf dem Grundſtück ein Haus aufführen und hierdurch an 
Mieten x Mark vereinnahmen, fo daß ihr nach Abzug der Bau⸗ 
koſten ein Reingewinn von y Mark verbleibt“ werden von dem 
RG. in konſtanter Rechtſprechung zurückgewieſen. Das RG. 
fagt in dieſen Fällen mit der lex 29 $ 3 D. 9, 2 „incertum 
est an (pisces) caperentur“. Es hat dieſen Spruch direkt 
angewandt in einem Falle, in welchem mit der Anlegung eines 
Karpfenteiches operiert wurde. 

4. Das RG. hat den Grundſatz ausgeſprochen: prinzipiell 
könne das Intereſſe des Beklagten für die Revifionsinſtanz nie 
höher ſein als das des Klägers, abgeſehen von der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 7 ZPO. (Dienſtbarkeitsſtreit)'). Wenn daher 
der Kläger das Eigentum eines vom Beklagten überbauten 
kleinen Bodenſtreifens in Anſpruch nimmt, z. B. die Zurück⸗ 
rückung und daher die Niederlegung des nachbarlichen Baues 
verlangt, ſo iſt die Revifionsſumme nicht vorhanden, wenn der 
Wert des Grund und Bodens die Revifionsſumme nicht erw 
Das Gebäude bleibt außer Betracht. — Kläger ver- 
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Intereſſe auf 2000 Mark. Die Revifionsſumme tft alsdann 
nicht vorhanden, mag das Intereſſe des Beklagten noch ſo hoch 
fein. Man kann vielleicht an ſich auch anderer Anficht fein und 
zwar gemäß § 546 ZPD.; allein gegen die beſtehende Praxis 
iſt wohl nicht aufzukommen. 

Ein diesbezüglicher Beſchluß des RG. vom 11. Oktober 
1905 V 511/05 lautet: 

Das RG. hat in Erwägung, daß eine Glaubhaftmachung 
des Intereſſes des Revifionsklägers dahin, daß er bei Aufrecht ⸗ 
erhaltung des von ihm angefochtenen Berufungsurteils einen 
Nachteil in Höhe von mehr als 2 500 Mark erleide, nicht er- 
folgt und ihre Moͤglichkeit auch deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil 
nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG., vgl. RG. 47, 420, 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes in der Revifionsinſtanz 
keinenfalls den urſprünglichen Wert des Streitgegenſtandes über⸗ 
ſteigen darf, letzterer aber nach dem oben Bemerkten die Re⸗ 
viflonsſumme nicht erreicht, in endlicher Erwägung, daß die 
Entſcheidung des Koſtenpunktes ſich nach 8 97 ZPO. beſtimmt, 
gemäß § 554 a ZPD. beſchloſſen: Die Revifion wird als unzu- 
Käfig verworfen. Die Koſten der Revifionsinſtanz werden dem 
Revifionskläger auferlegt. 

5. Wenn ein Klagantrag des Inhalts, das Gericht wolle 
nach Anordnung von Sachverſtändigen die Entſchädigungsſumme 
feſtſetzen, abgewieſen wird, ſo iſt nach der Rechtſprechung des 
V. Senats die Reviſionsſumme grundſäͤtzlich nicht vorhanden, 
inſoweit das Oberlandesgericht keinen Schaden annimmt, mag 
auch nach den Klagebehauptungen der Schaden z. B. 10 000 Mark 
betragen. Vgl. Urteil des RG. vom 24. V. 05, V 582/04. 

6. Die Feſtſetzungen des Streitwertes durch die unteren 
Inſtanzen, welche ohne Bezugnahme auf Gutachten uſw. er⸗ 
folgen, ſondern nur auf Grund der Angaben der Parteien, 
beweiſen nichts für die Reviflonsſumme. Das RG. erachtet 
ſich an die Feſtſtellungen des Streitwertes durch die unteren 
Inſtanzen, auch ſoweit die Reviſtionsſumme als vorhanden an⸗ 
genommen wird, nicht gebunden. Dies iſt namentlich wichtig 
in den Sachen des geiſtigen Eigentums, insbeſondere in Sachen 
des Muſterſchutzes. Es find Fälle vorgekommen, in welchen die 
unteren Inſtanzen einen ſehr hohen Streitwert angenommen 
hatten und trotzdem die Revifionsſumme als nicht vorhanden 
angenommen wurde. Es waren das Fälle, in welchen die Vor⸗ 
inſtanzen einfach auf Angaben der Parteien hin den Streitwert 
feſtgeſetzt hatten. Selbſt wenn das Reichsgericht bei einem 
Verſäumnisurteil die Revifionsſumme nicht prüfte und deshalb 
am Fuße des Urteils ſeitens der Gerichtsſchreiberei der bisherige 
Streitwert in Höhe der Revifionsſumme vermerkt iſt, iſt auf 
Einſpruch hin bei der kontradiktoriſchen Verhandlung der Streit⸗ 
wert von Amts wegen beanitandet und die Revifion mangels 
Reviſtons ſumme als unzuläffig zurückgewieſen worden. Vgl. 
Urteil des RG. vom 4. März 1905 I 68/05. 

In Sachen betr. Gebrauchsmuſterſchutz iſt in ſehr zahl. 
reichen Fällen die Reviftonsſumme verneint worden, obſchon in 
den Vorinſtanzen ein erheblich höherer Streitwert angenommen 
war. In dieſen Fällen bewilligt das RG., ſelbſt wenn erſt in 


der mündlichen Verhandlung von Amts wegen die Revifions - 


ſumme beanſtandet wird, zu deren Glaubhaftmachung keine 


Vertagung, weil eine Glaubhaftmachung nach Lage der Sache 
ausgeſchloſſen ſei. Dies kommt auch in anderen Materien vor, 
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wenn der Gegenanwalt nicht in die Vertagung willigt. Ez 
muß ſonach in Sachen betr. Gebrauchsmuſterſchutz die Nevifiont⸗ 
ſumme unter allen Umſtänden glaubhaft gemacht werden, d. h. 
es muß ſchon in den Vorinſtanzen ein Gutachten erhoben und 
auf Grund des ſelben der Streitwert feſtgeſetzt ſein. 

Anders liegt natürlich die Sache, wenn die Vorinſtanz 
auf Grund eines Gutachtens den Streitwert feſtgeſetzt hat. Cs 
empfiehlt ſich daher ſtets, ſoweit es ſich nicht um zifferumäßige 
Forderungen handelt, gleich in erſter oder zweiter Inſtanz ein 
Gutachten zu erheben und auf Grund desſelben den Streitwert 
feſtſetzen zu laſſen. Inſofern die Geſchäftsbücher in Betradt 
kommen (Einnahmen und Ausgaben) muß ebenfalls eine genaue 
detaillierte Berechnung vorliegen. 

7. Für den Fall der Kläger in den unteren Inftanzen den 
Streitwert unter der Reviſionsſumme angegeben hat und bier⸗ 
nach der Streitwert bemeſſen wurde, iſt die Glaubhaftmachung 
der Revifionsfumme in der Regel ausgeſchloſſen, denn es iſt 
kaum anzunehmen, daß erſt durch den Verluſt des Prozeſſes die 
Revifionsſumme entſteht. Es wird ſich daher empfehlen, bei 
Einleitung des Prozeſſes, falls eine Reviſion überhaupt in Frage 
kommt, den Streitwert nicht nur anzugeben, ſondern auch durch 
ein Gutachten und die in der Regel ſtattfindende Beweidanf- 
nahme darzutun. Der Einwand, die Partei habe in der unteren 
Suftanz den Streitwert moͤglichſt gering angegeben, um die 
Prozeßkoſten nicht unnötigerweiſe zu verteuern, hat keinen Erfolg. 

8. Bei Anfechtungsprozeſſen auf Grund des Anfechtungs⸗ 
geſetzes von 1879 kommen die Koſten des Vorprozeſſes und die 
Zinſen bis zum Tage der Anfechtungsklage in Betracht; hierfür 
iſt aber fpezifizierte Koflenrechnung notwendig, ſowie Zinjen- 
berechnung. 

9. Entſchädigungsklagen aus 8 823 BGB. wegen Koͤrper⸗ 
verletzung. Für die Zeit der ganzen oder teilweiſen Arbeits. 
unfähigkeit iſt der Schaden leicht ziffermäßig zu berechnen. Im 
übrigen iſt das Gutachten eines Arztes maßgebend, welches den 
Grad der Arbeitsunfähigkeit angibt. Hieraus erhellt bereits, 
daß es für die Eltern, die wegen Tötung ihres Kindes Schadens ⸗ 
erſatz begehren, kaum möglich iſt, die Reviſionsſumme glaubhaft 
zu machen, falls ſie nicht eine beſtimmte Summe gefordert 
haben. Es iſt daher ſtets praktiſch, eine beſtimmte Summe in ſolchen 
Fällen zu verlangen, und ſofern allgemeiner Schadenserſatz begehrt 
wird, den Zuſatz beizufügen: „jedoch nicht unter 3000 Mark“. 

10. Aus dem Geſagten erhellt, daß es eine neue Art 
probatio diabolica iſt, die Revifionsfumme glaubhaft zu machen, 
falls keine beſtimmte Summe begehrt iſt. 

11. Aus dem Geſagten erhellt ferner, daß die Partei, ſo · 
weit die Reviflonsfumme in Frage kommt, ſtets ein Intereſſe 
daran hat, den Streitwert in Höhe der Reviſions ſumme feſt ⸗ 
geſetzt zu ſehen. Folglich hat fie auch inſoweit ein Beſchwerde⸗ 
recht. Dieſe Frage iſt bis jetzt überhaupt nicht entſchieden, ſondern 
man hat allgemein angenommen, die Partei könne ſich nicht 
darüber beſchweren, daß der Streitwert zu niedrig feſtgeſetzt ſei. 

13. Wenn jemand die Herausgabe einer Sache (Muſter 
koffer, Wert 200 Mark) und Schadenerſatz in Höhe von 
3000 Mark einklagt, fo iſt die Revifionsfumme nur dann vor⸗ 
handen, wenn ber Schabenzerſatzanſpruch felbftänbig begehrt iR. 
Letzteres wurde ausnahmsweiſe angenommen im Urteil vom 
5. Juli 1898 II 141/98. In der Regel kommt nur der Wert 
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der Sache in Betracht, alſo 200 Mark gemäß 8 4 39. Der 
Kläger hat es unbedingt in der Hand, den Rechtsſtreit bezüglich 
des Schadens revifibel zu machen, wenn er denſelben in einer 
ſelbſtändigen Klage begehrt. 

Zu II. Das Reichsgericht erklärt ſeit dem 15. September 
1905 alle Verſäumnisurteile für vorläufig vollſtreckbar, mag 
auch das angegriffene Urteil aus der Zeit vor der Novelle ſtammen 
(ogl. z. B. Urteil des RG. vom 27. Septbr. 1905, V 136/05). 
Dieſe Rechtſprechung iſt auch zutreffend, weil Prozeßgeſetze ſofort 
in Kraft treten, und für den Fall des § 708 ZPO. macht die 
Novelle keine Ausnahme. Wegen der vorläufigen Vollſtreckbar⸗ 
keit iſt es alſo jetzt ſehr bedenklich, Verſäumnisurteile ergehen 
zu laſſen. ö 


Der Internationale Advokatentag in Lüttich. 
Vom Juſtizrat Arthur Heiliger, Cöln. 


Im Auguft 1897 hat auf Einladung des Belgiſchen 
Advokatenvereins (fédération des avocats belges) ein erſter 
Internationaler Advokatentag (congrès international des 
avocats) in Brüſſel ſtattgefunden. Den Verhandlungen war 
durch Einholen von Auskünften und Gutachten aus zahlreichen 
Ländern und durch vorbereitende Berichte geſchickt und ſorgfältig 
vorgearbeitet. Man beſprach vornehmlich, wie die wiſſenſchaftliche 
Vorbildung und praktiſche Schulung, die der Advokatenberuf 
erheiſche, am zweckmäßigſten zu erreichen ſei, und wie man — 
durch freie Zuſammenkünfte oder Vereine der Berufsgenoſſen, 
namentlich auch durch Schaffung und Pflege internationaler 
Beziehungen unter denſelben — zur Forderung und Hebung des 
Standes beitragen könne. 

Die Brüſſeler Tagung war gut beſucht, auch von zahl⸗ 
reichen nichtbelgiſchen Teilnehmern. Die Verhandlungen, an 
denen auch angeſehene deutſche Rechtsanwälte ſich beteiligten, 
nahmen einen lebhaften und angenehmen Verlauf. Der Gedanke 
eines internationalen Verbandes oder doch eines regelmäßigen 
internationalen Verkehrs der Advokaten fand vielen Anklang. 
Das Ergebnis blieb aber in dieſer Hinſicht recht dürftig: die 
Leiter der Verſammlung wurden beauftragt, einen Ausſchuß mit 
dem Sitz in Brüſſel zu bilden, der im Sinne der erhallenen 
Anregungen einen zweiten Advokatentag vorbereiten und binnen 
zwei Jahren veranſtalten ſolle. 

Von dieſem Ausſchuß hat man ſeitdem nichts mehr gehort 
oder geſehen, und den zweiten Internationalen Advokatentag, der 
vom 30. September bis zum 4. Oktober d. Is. in Lüttich getagt 
hat, hätten wir ſchwerlich ſobald — vielleicht überhaupt nicht — 
erlebt, wenn nicht im laufenden Jahr die belgiſche Unabhängigkeits⸗ 
feier und die in Zuſammenhang mit derſelben veranſtaltete 
Lütticher Weltausftellung für Belgien eine Aera der Kongreſſe 
herbeigeführt hätte, die an die begangene Unterlafſungsſünde 
gemahnen mußte und uns die in Vergeſſenheit geratene zweite 
Tagung nun doch beſchert hat. 

Der belgiſche Advokatenverein nahm dankenswerterweiſe 
auch diesmal die Sache in die Hand. So ſorgfältig, wie der 
erſte, hat allerdings der diesjährige Advokatentag nicht vorbereitet 
ſein können. Er war nicht, wie jener, die Ausführung eines 
lange vorher gefaßten, reiflich überlegten Planes, ſondern die 
eines etwas plötzlichen, durch eine Geletzenheitsurſache veranlaßten 
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Entſchluſſes. Dem iſt wohl auch die unvorteilhafte Wahl der 
Zeit zuzuſchreiben: 1897 hatte man während der Ferien getagt. 
Neues Material war nicht herbeigeſchafft. An Hand deſſen, 
was man 1897 geſammelt hatte, wurden immerhin von jüngeren 
belgiſchen Advokaten Berichte über die auf die Tagesordnung 
gebrachten Gegenſtände ausgearbeitet. 

Der Beſuch war, wenn man von den Belgiern abfieht, 
nicht eben ſtark. Die Liſte der Anmeldungen aus dem Ausland 
wies keine 80 Namen auf, die ſich auf Frankreich (20), Deutſch⸗ 
land (11), Holland (10), Schweiz (6), England (5), Rumänien, 
Rußland, Spanien, Portugal, Italien, Norwegen, Dänemark, 
Oſterreich, Ungarn, Nordamerika verteilten. Die Zahl der 
wirklich erſchienenen Nichtbelgier dürfte etwa 40 betragen haben. 
Der Berliner Anwaltsverein hatte Juſtizrat Edwin Katz (Berlin), 
der Deutſche Anwaltsverein in Ausführung des auf dem Anwalstag 
in Hannover gefaßten Beſchluſſes Juſtizrat Heiliger (Cöln) als 
Vertreter entſandt. 

Der den auswärtigen Teilnehmern bereitete Empfang war 
ungemein gaſtfreundlich und liebenswürdig. In dem ſtattlichen 
Palais de Justice, der ehemaligen Refidenz der Zürftbiichäfe 
von Lüttich, war ein geräumiger Teil für die Tagung zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und feſtlich ausgeſchmückt. Hier wurden die 


Teilnehmer zunächſt durch das Lütticher Barreau begrüßt und 


bewirtet. Nachmittags folgte die feierliche Eroͤffnungsſitzung 
unter dem Ehrenvorſitz des belgiſchen Juſtizminiſters van den 
Heuvel. Abends war man von der Stadt Lüttich zu einem 
Racüt im Rathaus eingeladen. Am 1. Oktober — Sonntag 
— Beſuch der Ausſtellung und Abends Empfang und Be⸗ 
wirtung durch das Ausſtellungskomitee. Der 2. Oktober und 
der Vormittag des 3. waren für die Verhandlungen beſtimmt, 
mit deren Leitung Emile Dupont, Advokat in Lüttich und 
Vizepräfident des Belgiſchen Senats, betraut wurde. In der 
Mittagspauſe am 2. hatte man Gelegenheit, einer feierlichen 
Geſamtfitzung der Lütticher Gerichte (zur Eröffnung des neuen 
Juſtizjahrs) anzuwohnen. Am 3. Nachmittags Beſichtigung 
der Cockerillſchen Werke in Seraing, Abends Feſtmahl; am 
4. Ausflug nach Brüſſel, Empfang und Bewirtung durch das 
Brüſſeler Barreau, Befſichtigung des Brüſſeler Juſtizpalaſtes 
und Abends Rabat im Rathaus auf Einladung der Stadt⸗ 
verwaltung von Brüſſel. Dazu noch Einladungen des Lütticher 
Bätonnierd Bia, des Vorſitzenden der Tagung Dupont, des 
Juſtizminiſters van den Heuvel. 

An Abwechſelung hat es, wie man fieht, nicht gefehlt, und 
was den Teilnehmern an Gaſtfreundſchaft geboten wurde, war 
in der Tat nicht zu überbieten. Leider trübte unaufhoͤrlicher 
Regen die Freude am Aufenthalt. 

Die Tagesordnung umfaßte folgende Fragen: 

1. Iſt es beſſer, die Ausübung des Advokatenberufs frei⸗ 
zugeben oder fie — durch Geſetz, im Verwaltungs ⸗ 
wege, oder wie ſonſt? — zu regeln. 

2. Iſt es angezeigt, den Advokatenberuf für unvereinbar 
mit der gleichzeitigen Ausübung gewiſſer anderen 
Tätigkeiten — und welcher? etwa, beiſpielsweiſe, der 
übernahme bezahlter öffentlicher Amter oder Privat⸗ 
ſtellungen — zu erklären? 

3. Empfiehlt es fich, die der Rechtsvertretung gewidmete 
Berufstätigkeit auf verſchiedene Sonderberufe (Advo⸗ 
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katur, Anwaltſchaft, Trennung nach Gerichten uſw.) 
zu verteilen oder in einer Hand zu vereinigen? 

4. Sollen vor den inländiſchen Gerichten ausländiſche 

Advokaten zum Vortrag zugelaſſen werben? und unter 
welchen Vorausſetzungen? 

5. Wie kann man eine ſtändige internationale Verbindung 
unter den Advokaten ſchaffen? 

Der Internationale Anwaltverband in Wien hatte zu dieſen 
Fragen ſich in einer Denkſchrift geäußert und mit eingehender 
Begründung Anträge geſtellt. Abſtimmungen über dieſe fanden 
jedoch, wie grundſätzlich überhaupt, nicht ſtatt. Nach Schluß 
der Erörterungen wurde von dem Vorſitzenden kurz das Ge⸗ 
ſamtergebnis — richtiger: der Geſamteindruck derſelben gekenn ⸗ 
zeichnet. Es kann hier nur eine gedrängte Überſicht unter 
Hervorhebung einiger beſonders bemerkenswerten Einzelheiten 
gegeben werden. 

Aber die drei erſten Fragen fand, ihrer grundſäͤtzlichen Be⸗ 
deutung entſprechend, ein lebhafter Meinungsaustauſch ſtatt. 
Man gewann dabei ein mehr oder weniger klares Bild von der 
Verſchiedenheit der Einrichtungen in verſchiedenen Rechtsgebieten, 
und es trat eine vielfach ſehr weitgehende Abweichung der 
Grundanſchauungen zutage. 


Die nur felten — beiſpielsweiſe in Griechenland — ſich 


findende Regelung, die die Advokaten zu reinen Beamten 
ſtempelt und in ſtaatlichem Auftrag die Parteien vor Gericht 
vertreten läßt, hatte wohl keinen Freund in der Verſammlung. 
Dieſe ſchien einmütig der Überzeugung, daß die Advokatur ein 
frei gewählter und frei ausgeübter Beruf ſein müſſe und in 
unbedingter Unabhängigkeit die unerläßliche Grundlage des er⸗ 
fprießlichen Wirkens und der Würde des Advokatenſtandes zu 
erblicken ſei. Einer ſo weitgehenden Freigabe aber, wie ſie die⸗ 
jenigen Länder — z. B. Teile der Schweiz und Nordamerikas, 
Schweden — zeigen, die vorausſetzungslos, insbeſondere ohne 
allen Befähigungsausweis, jedermann zur Ausübung advo⸗ 
katoriſcher Tätigkeit zulaſſen, war die Verſammlung nicht ge⸗ 
neigt. Erörtert wurde namentlich, wie man eine ausreichende 
wiſſenſchaftliche und praktiſche Vorbildung am beiten ficherftelle 
und andererſeits durch die Regelung der Aufnahme in den 
Stand dieſen vor dem Eindringen unwürdiger Genoſſen, zugleich 
aber vor der Gefährdung feiner Unabhängigkeit bewahren konne. 
Mit nicht geringem Stolz wurden unter Hinweis auf bewährte, 
Jahrhunderte hindurch hochgehaltene Überlieferungen von Mit. 
gliedern franzöfifcher, namentlich des Pariſer Barreaus die in 
Frankreich beſtehenden Einrichtungen, denen die belgiſchen gleich⸗ 
geartet find, geprieſen. Sie verlangen einen wiſſenſchaftlichen 
Vorbildungsausweis, der etwa unſerer erſten Prüfung entſprechen 
mag, und legen die alsdann nachzuſuchende Eintragung in das 
Verzeichnis der Advokaten ausſchließlich in die Hand der letzteren 
ſelbſt, die jedoch die Eintragung nur wegen feſtgeſtellter Un⸗ 
würdigkeit verſagen können. Über ſtandesgemäßes Verhalten 
wacht der Diſziplinarrat der Advokaten. Die Aneignung 
praktiſcher Schulung überläßt man der Tätigkeit nach Aufnahme 
in den Stand; fie entbehrt einer feſten, beſtimmten Regelung. — 


Die deutſchen Einrichtungen, deren Darlegung die Verſammlung 


gewünſcht hatte, erregten großes Intereſſe und wurden lebhaft 
beſprochen. Rühmend erkannte man allſeitig die Tüchtigkeit 
und Würdigkeit der deutſchen Rechtsanwaliſchaft an, auch, daß 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


S 20. 1905. 


fie in bezug auf Unabhängigkeit hinter den Berufsgenoſſen 
anderer Länder nicht zurückſtehe. Gleichwohl hatten unſere Cin 
richtungen keineswegs den Beifall der überwiegenden Mehrheit 
der Verſammlung. Die lange Dauer und ſtrenge Regelung der 
wifſenſchaftlichen Vorbildung und des praktiſchen Vorbereitung 
dienſtes, die wiederholten Prüfungen, die vielfältige Einmiſchung 
der Staatsverwaltung wirkten abſchreckend. 

Recht beweglich erklang aus einzelnen Reden die Sorge 
wegen der Überfüllung des Standes und der mit ihr wachſenden 
Bedrohung der wirtſchaftlichen Lebensfähigkeit vieler Beruft- 
genoſſen. Indeſſen wurde der Gedanke eines numerus clausus. 
dem der Wiener Verband das Wort redete, als gleichbedeutend 
mit der Erſchütterung der Unabhängigkeit des Standes zurüc⸗ 
gewieſen. Von einem Redner wurde geradezu ausgeſprochen, 
daß die Advokaten⸗Plethora wie die Proletariſierung anderer 
wiſſenſchaftlichen Berufe als ein unvermeidliches Abel hin⸗ 
genommen werden müfle. 

Bei der Erörterung der Frage der „Inkompatibilitäten“ 
— der Unvereinbarkeit der Advokatur mit anderen Tätigkeiten — 
nahmen wieder die franzöfifchen Anſchauungen den breiteſten 
Raum in Anſpruch. Der franzöfiſche Advokat ſoll in frei ge · 
währter, nicht verantwortlicher Tätigkeit ſeinem Klienten mit 
feiner Rechtskenntuis und Beredſamkeit als Ratgeber und Bei⸗ 
ſtand ſeine Hilfe leihen. Er ſoll aber auch nur dies. (Ein 
Entgelt für geleiſtete Dienſte bezieht er nicht. Erhält er ein 
Honorar, fo ſoll das nicht als Vergütung für zum Zwecke des Er ⸗ 
werbs übernommene Arbeit, ſondern als eine freiwillig für ſeine 
Ehrentätigkeit ihm zugedachte Anerkennung gelten.) Ein be 
zahltes Mandat, das ihm Veranwortlichkeiten aufbürdet und ihn 
als Beklagten oder gar Angeſchuldigten vor die Schranken dei 
Gerichtes führen kann, dem er in der ganzen Vornehmheit eines 
uneigennützigen, nie ſelbſt beteiligten Verteidigers des Rechts 
gegenüberſtehen ſoll, darf der Advokat nie und nirgends über ⸗ 
nehmen. Deshalb verbietet ſich ihm auch der Eintritt in die 
mit Verantwortlichkeiten zivilrechtlicher und ſtrafrechtlicher Art 
verbundenen Verwaltungen von Handels- und dgl. Unter ⸗ 
nehmungen. 

Es blieb nicht unbemerkt, — auch felbft aus dem Kreis 
der franzöfiſchen Teilnehmer heraus, — daß man in dieſer 
freilich ſehr vornehmen und idealen Auffaſſung doch im Hinblick 
auf den Grund und die Wirklichkeit der Dinge ein gut Teil 
Selbſttäuſchung finden könne. 

Das Ergebnis der Verhandlung war, daß ſich allgemeine 
Regeln nicht aufſtellen laſſen. Sache des Taktes und der über- 
wachenden Fürſorge der Ehrenräte u. dgl. ſei es, für die Fern · 


haltung nicht ſtandeswürdiger Betätigungen zu ſorgen. Alt 


unvereinbar mit der Advokatur wurde namentlich die Bekleidung 
beſoldeter Richter⸗ und ſonſtiger Staats- oder auch ſtädtiſchen 
Amter, der Betrieb von Handelsgewerben oder die Beteiligung 
an ſolchen angeführt. 

Eingehend wurde über die Verbindung von Advokatur und 
Anwaltſchaft verhandelt. Die Anſichten gingen ſehr auseinander. 
Die Anhänger der Verbindung beriefen ſich mit Vorliebe auf die 
in Deutſchland gemachten Erfahrungen. In Holland kommt 
man gut mit der Vereinigung aus. Die Franzoſen, die Belgier 
ſcheuen die Verantwortlichkeit, die — im Gegenſatz zum Advo⸗ 
katen — den Anwalt als den dominus litis und bezahlten 
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Mandatar der Partei treffen müſſe. Die Frage ſchien übrigens 


viel zu ſehr mit herkoͤmmlichen Anſchauungen nicht nur, ſondern 


auch mit prozeßrechtlichen, gebührentechniſchen, auch wirtſchaft⸗ 
lichen und anderen Verhältniſſen verquickt, als daß an eine ein⸗ 
heitliche Löſung derſelben gedacht werden konnte. — Eine 


* Lokalifierung im Sinne einer Beſchränkung auf das Auftreten 
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zweiten Verhandlungs tages freigehalten. 


vor beſtimmten Gerichtshoͤfen hielt die Verſammlung nicht für 
angebracht. 

Was den vierten Punkt der Tagesordnung betrifft, ſo ergab 
ſich nach nur kurzer Beſprechung, daß man das Zulaſſen aus- 
ländifcher Advokaten zum Sachvortrag im allgemeinen wohl für 
wünſchenswert anſah, doch aber annahm, daß die Entſcheidung 
dem Ermeſſen des Gerichts in jedem Einzelfall anheimſtehen 
müſſe. 

Für den letzten Punkt hatte man die ganze Sitzung des 
Es wurde auch mit 
vieler Lebhaftigkeit verhandelt. Der Wunſch, eine Grundlage 
für die dauernde Pflege internationaler Beziehungen und einen 
regelmäßigen internationalen Verkehr unter den Advokaten zu 
gewinnen, war wohl allgemein. Aber in bezug auf die nähere 
Beftimmung und Begrenzung des Vorhabens ſowie die Mittel 
und Wege zu ſeiner Verwirklichung herrſchte große Unklarheit 
und Meinungsoerſchiedenheit. Man dachte an die Anſammlung 
einer umfaſſenden internationalen Rechtsbibliothek, an die 
Schaffung einer Vermittelungsſtelle für das Einholen von Aus⸗ 
künften über Rechtsfragen in allen Rechtsgebieten und auch 
ſelbſt für die Beſorgung von Rechts vertretungen in den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern, an die Herausgabe einer internationalen 
Rechtszeitſchrift, an regelmäßige internationale Zuſammenkünfte, an 
die Gründung eines internationalen Vereins: man erwog, ob 
und wie die offiziellen Advokatenkörperſchaften ſich würden be⸗ 
teiligen können, — oder ob etwa nur nicht offizielle Vereine 
und Einzelperſonen. 

Es liegt auf der Hand, daß man ſich, um den Boden des 

Aud führbaren nicht zu verlaſſen, weiſer Einſchränkung zu 
befleißigen hatte. Andererſeits wurde mit Recht der Beſorgnis 
Aus druck gegeben, es möchte wieder gehen wie nach der Tagung 
von 1897. Deshalb wurde von mehreren Seiten die alsbaldige 
Gründung eines Internationalen Vereins (mit dem Sitz in 
Brüſſel) empfohlen, — unter ſofortigem Beitritt der dazu be⸗ 
reiten Teilnehmer der Verſammlung —, Wahl eines Vorſtands, 
Feſtſetzung eines Mitgliederbeitrags, vorläufiger Annahme von 
Satzungen, für die auf einen 1897 von Goldſchmidt (Berlin) 
ausgearbeiteten Entwurf verwieſen wurde. Dieſen Vorſchlaͤgen 
iſt man nicht gefolgt. Man hat zwar beſchloſſen, es ſolle ein 
Internationaler Advokatenverein gebildet werden. Vorerſt aber 
hat man ſich damit begnügt, unter der Bezeichnung „Comité 
permanent de I' Association Internationale des Avocats“ 
einen Ausſchuß zu wählen, dem es obliegen ſoll, die Bildung 
des Vereins in die Wege zu leiten, Satzungen zu entwerfen, 
Mitglieder zu gewinnen (Kammern, Vorſtände, Vereine, Einzel⸗ 
perſonen) und einen dritten Advokatentag, der binnen drei Jahren 
ſtattfinden ſoll, vorzubereiten. 

Ob mehr dabei herauskommen wird als nach 1897, bleibt 
abzuwarten. Die diesmal in der Verſammlung ſelbſt gewählten 
Ausſchußmitglieder zählen zu den angeſehenſten Advokaten 
Belgiens, und das mag eine Gewaͤhr und von guter Vor⸗ 
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bedeutung dafür ſein, daß die Sache nicht wieder, nachdem ihr 
zum zweitenmal viel Begeiſterung und Beredſamkeit gewidmet 
worden iſt, im Sande verlaufe. 


10. Generalverſammlung der Juternationalen 
Kriminaliſtiſchen Vereinigung. 
Von Dr. Brückmann. 


Die IKB. tft am 31. Dezember 1888 mit einer Anzahl 
von 75 Mitgliedern ins Leben getreten; im Jahre 1904 wies 
ſie die Zahl von 1122 Mitgliedern auf. In dieſem Jahre hielt 
ſie in der Zeit vom 11. bis 15. September in Hamburg, zum 
erſtenmal auf deutſchem Boden, ihre Generalverſammlung ab. 
Das reichhaltige Hamburger Programm bot ein gutes Spiegel ⸗ 
bild des Weſens dieſer immer weitere Kreiſe ziehenden Vereinigung, 
die nach dem 1897 zu Liſſabon revidierten Programm die An- 
ſicht vertritt, „daß ſowohl das Verbrechen, als auch die Mittel 
zu feiner Bekämpfung nicht nur vom juriſtiſchen, ſondern ebenſo 
auch vom anthropologiſchen und ſoziologiſchen Standpunkt aus 
betrachtet werden müſſen,“ und die ſich „die wiſſenſchaftliche Er⸗ 
forſchung des Verbrechens, feiner Urfache und der Mittel zu 
ſeiner Bekämpfung“ zur Aufgabe geſtellt hat. Mit dieſem 
Programm bat fie aber nicht nur ſich der großen Fülle ſpezifiſch 
kriminal-ſoziologiſcher Probleme zugewendet, von denen faſt alle 
eiſt unter ihrem Szepter erwachſen find, ſondern auch eine ganz 
gewaltige Menge ſog. „neutralen“ Geländes an ſich geriſſen und 
hier zum großen Teil ein fo bedeutendes Material zufammen- 


getragen, daß Friedrich Kitzinger, der, als Extraneus und Nicht⸗ 


mitglied der IK V., und wohl eher in der Nähe der ſog. „klaſſiſchen 
Schule“ ſtehend, ausgezeichnete Betrachtungen über das Weſen 
und die bisherige Wirkſamkeit der JK V. veröffentlicht hat,) in 
dieſem Punkte ſchreiben darf: i.... es ergibt ſich 
. . . auch bei oberflächlicher Betrachtung von ſelbſt, daß die 
Vereinigung Forderungen erhoben und Probleme behandelt hat, 
die nicht im Gegenſatz, aber außerhalb des Arbeitsfeldes der 
klaſſiſchen Schule liegen“ . ... Sie hat „ ſich nicht auf 
einem Kampfterrain der klaſſiſchen Schule entgegengeſetzt, ſondern 
ein neutrales Gebiet als Arbeitsfeld gewählt. Dieſes neutrale 
Gebiet aber — dies muß hinzugefügt werden, wenn man den 
Verdienſten der Vereinigung gerecht werden will — hat die 
klaſſiſche Schule nahezu brach liegen laſſen. Es bedurfte der 
neuen Schulen, um die Wiſſenſchaft auf dieſes Gebiet hinzu⸗ 
lenken; und wenn man ſohin von einem in der IRB. verkoͤrperten 
Gegenſatz zwiſchen alt und neu ſprechen kann, ſo hat dies vor 
allem die Bedeutung, daß die neuen Strömungen Erſcheinungen 
zeitigen, die die klaſſiſche Schule nicht verdrängen, wohl aber den 
Geſamtbeſtand der Wiſſenſchaft vermehren und bereichern.“ 

Voͤllig dieſem Bilde entſprach alſo auch das diesmalige 
Programm. Kaum die Hälfte der auf die Tagesordnung geſetzten 
Themata kann als ihrem innerſten Weſen nach mit Notwendigkeit 
ihr zugehörig bezeichnet werden. Die andere große Gruppe hat 
fie zwar tatſächlich allein oder vorwiegend befruchtet, an ſich aber 
bedeutet fie „neutrales“ Gelände. 

4) Dr. Friedrich Kitzinger, Die Internationale Kriminaliſtiſche 
Vereinigung (München 1905, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung). 
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Eröffnet wurde die Tagung am 12. September mit einem 
Vortrag des Präfidenten und Mitbegründers der JKV., des 
Profeſſors Prins (Brüſſel) über die Schwierigkeiten des 
Strafproblems in der Gegenwart. Seine elegante, form- 
vollendete und geiſtvolle Rede war in Wahrheit das Glaubens- 
bekenntnis nicht nur des Redners, ſondern aller derjenigen An⸗ 
hänger der JKV., die tiefer über ihr Weſen nachgedacht haben. In 
feſſelnder Weiſe entwarf Prins ein Bild davon, wie nach und 
nach das Strafrechtsproblem immer ſchwieriger ſich geſtaltet 
habe, wie es über Nietzſche und Tolſtoi hinaus gewachſen ſei, 
wie wir fo gar nicht mehr die ſchoͤne Zuverſichtlichkeit unſerer 
Vorfahren haben, der Traum der freien Verantwortlichkeit des 
Täters verflogen ſei, wie wir nicht mehr in die Geſamtheit 
der Bedingungen einzudringen vermögen, wie das Ich nicht, 
wie Goethe ſage, eine Vielheit, wie es eine Unendlichkeit ſei, 
und wie wir immer weiter die Gründe ſich vervielfältigen ſehen, 
die die moraliſche Freiheit des Delinquenten einengen. Die IKB. 
wolle das Maß der Strafe nicht dem Grad der Verantwortlich⸗ 
keit des Schuldigen anpaſſen, ſondern halte es für vernünftiger, 
es nach der Natur der ſozialen Gefahr zu bemeſſen, die der 
Ubeltäter repräſentiere. Der Verbrecher jet zu betrachten nach 
dem, was er individuell getan hat, und nach dem, was er ſozial 
iſt. Die erhabene Aufgabe des Richters ſei es, das Maximum 
der ſozialen Sicherheit in Einklang zu bringen mit dem Mint- 
mum des individuellen Leidens für den Verurteilten. Dieſe 
Gedanken noch weiter ausgeſtaltend, ſchloß er dann die er⸗ 
greifende Rede mit warmen Worten für die Fürſorge des Kindes. 
Das Kind ift überall und immer die Sorge und die Hoffnung 
der Menſchheit. Sich der Seele des Kindes anzunehmen, auch 
das iſt kriminaliſtiſche Wiſſenſchaft, im erweiterten und er⸗ 
neuerten Sinne, belebt durch einen großen Hauch von Menſch⸗ 
lichkeit und Brüderlichkeit. — Natürlich folgte ſolchen Glaubens 
fägen keine Diskuſſion. 

Prins war für die Verſammlung der IKB. auch noch 
eine zweite Aufgabe als Redner zugefallen. Die Frage „wie 
kann für beſtimmte Kategorien von Rückfällen der Begriff der 
Gemeinfährlichkeit des Täters an die Stelle des heute zu aus⸗ 
ſchließlich angewandten Begriffs der verbrecheriſchen Tat geſetzt 
werden?“ iſt ebenfalls ein aus der JKV. herausgewachſenes 
Problem. Er ſowohl, wie der Korreferent, Franz Dupont, 
Advokat in Brüſſel, hatten bereits in zwei kurzen ſchriftlichen 
Berichten (Mitteilungen der IKB. Bd. 13 S. 81—91) ihre 
Anfichten niedergelegt. Soll man den Verbrecher, fragt Prins, 
für das ſtrafen, was er getan hat, oder für das, was er tun 
wollte, oder für das, was er iſt? Man muß den Rückfälligen 
beſtrafen für das, was er iſt, und ihn für längere Zeit unter⸗ 
bringen, ſobald eine gewiſſe Zahl Vorſtrafen erkennen läßt, daß 
er gemeingefährlich iſt. Die Formel „Gemeingefährlichkeit“ iſt 
nur eine allgemeinere und konkretere Art und Weiſe, die Auf⸗ 
merkſamkeit auf das Problem zu ziehen. Der gemeingefährliche 
rückfällige ſchwere Verbrecher ſoll auf 7 Jahre, vielleicht auch 
lebenslänglich eingeſperrt werden. — Duponts Gedankengänge 
bewegten ſich in gleicher Richtung. Auch für ihn ſoll der Rück⸗ 
fällige als gemeingefährlich gelten, wenn ihn eine beſtimmte 
Anzahl Verurteilungen getroffen haben. Langwierige und un⸗ 
beſtimmte Einſperrung im Arbeitshaus bei milderer Behandlung 
ift für ihn notwendig. Der Redner ſtützte fich hauptſächlich 
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auf belgiſche Verhältniſſe. — Es erhob fich eine außerordentlich 
lebhafte Debatte. v. Liszt betonte die bedeutende Schwierig ⸗ 
keit des Problems, die Gefahr, die mit einem mechaniſchen 
Abhängigmachen der Begriffe Gemeingefährlichkeit uſw. von 
einer beſtimmten Zahl Beſtrafungen zuſammenhänge, die 
Schwierigkeit der prozeſſualen Feſtſtellungsmöglichkeit, un 
ſchlug deshalb vor, die noch nicht ſpruchreife Frage durch ben 
Vorſtand weiter behandeln und in einem nächſten Kongreß 
über die Ergebniſſe Bericht erſtatten zu laſſen. Der Pſychiater 
Profeſſor Dr. Aſchaffenburg hielt den Verbrecher, der zun 
vierten Male verurteilt iſt, zwar für ſozial wertlos, aber häufig 
doch nicht für gemeingefährlich und im übrigen die unbeſtimmte 
Verurteilung für notwendig. Für ausreichend hielt die heutigen 
weiten Strafrahmen und das damit zuſammenhängende 
Syſtem eigentlich nur der Strafanſtaltsdirektor Dr. Finkeln⸗ 
burg, der jedoch die meiften anderen Redner — es ſprachen 
noch der Landgerichtspräfident Dr. Engelen (Holland), 
die Profeſſoren van Hamel, Dr. Liepmann, v. Hippel, 
Torp (Kopenhagen), Privatdozent Dr. Goldſchmidt, Direktor 
v. Engelberg (Baden), Kammergerichtsrat Kronecker — nicht 
zu überzeugen vermochte. Der oben erwähnten v. Lis zi ſchen An- 
regung, die Frage zu vertagen, folgte ſchließlich die Verſammlung. 

Als drittes Thema, das man noch als eng mit den Grund⸗ 
gedanken der IKB. zuſammenhängend bezeichnen kann, wurde am 
zweiten Tage der Verhandlungen die Frage der Behandlung 
der vermindert Zurechnungsfähigen durch v. Liszt, ald 
Referenten, erörtert. Bekanntlich iſt dieſes Problem in der deutſchen 
Landesgruppe der JKV. zuerft in Angriff genommen worden. 
Der Geſetzentwurf, den v. Liszt vorgelegt hat, hat alsdann 
eine Flut von wiſſenſchaftlichen Erörterungen hervorgerufen, die 
erſt jetzt ein wenig abzunehmen ſcheint, nachdem noch durch die 
Innsbrucker Verhandlungen des 26. Deutſchen Juriſtentages, die 
noch in aller Erinnerung find, und insbeſondere das meiſterhafte 
Referat Kahls eine Reihe neuer prinzipieller Geſichtspunkte an 
die Oberfläche getreten find. Für die IKV. hatte ſich die Notwen · 
digkeit, den Gegenſtand auf die Tagesordnung der 10. General · 
verſammlung zu ſetzen, dadurch ergeben, daß die Franzoſen eine 
Reihe prinzipieller Einwendungen gegen die deutſche Auffaſſung 
erhoben hatten. Der Auseinanderſetzung mit ihnen ſollte die 
Hamburger Tagung vor allem gewidmet ſein. Die Franzoſen 
aber waren zum größten Teil, und zwar, wie man hörte, aus 
übertriebener, durch franzoͤfiſche Falſchmeldungen hervorgerufener 
Furcht vor der Cholera ausgeblieben, und ſo drehte ſich die 
außerordentlich reichhaltige, dem Vortrage folgende Debatte 
hauptſächlich wieder um die bekannten prinzipiellen Streitpunkte. 
v. Liszt ſchied die Schulkinder von vornherein als nicht vor 
den Strafrichter gehörig aus und wollte nur die aus inneren, 
pſychiſchen oder phyſiologiſchen Gründen geiſtig Minderwertigen, 
ob ſie nun Straftaten verübt haben oder nicht, ins Auge faſſen. 
Von Intereſſe für den Kriminaliſten werden die vermindert Zu · 
rechnungs fähigen, ſobald fie irgendwie gefährlich werden. 
Dieſer Gruppe war der erſte Leitſatz, den er vorſchlug, gewidmet: 
für fie ſoll der Geſetzgeber Sicherungsmaßregeln anordnen. 
Dagegen faßte der zweite Leitſatz eine etwas andere Kategorie 
ins Auge: „Auf die minderwertigen Delinquenten, gleichviel ob 
ſie gefährlich find oder nicht, hat eine mildere Strafe Anwendung 
zu finden, abgeſehen von den geſetzlichen Beſtimmungen über 
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mildernde Umſtände.“ Dieſe Auffaffung bekämpfen die Franzoſen 
als „systeme allemand“, weil fie es für unlogiſch halten, nicht 
voll Zurechnungsfähige zu beſtrafen und einen Menſchen in zwei 
Teile zu zerreißen. Dieſen Einwand hielt v. Liszt für un⸗ 
begründet. Nach ihm gehören die delinquierenden Minderwertigen 
vor den Strafrichter, der den gefährlichen Zuftand des Ver⸗ 
urteilten feftzuftellen und eventuell feine vorläufige Bewahrung 
anzuordnen habe, während die endgültige Anordnung der not⸗ 
wendigen Sicherheits maßregeln dem Zivilrichter obliege. Dieſer 
ſei für die nichtdelinquierenden Minderwertigen allein zuſtändig. 
Dem Wunſche v. Liszts entſprechend drehte ſich die Debatte 
faſt aus ſchließlich um die zweite Theſe. Eine Reihe von Red⸗ 
nern witterte in ihr ein Kompromiß mit den Anhängern der 
Vergeltungsſtrafe. Profeſſor Torp aus Kopenhagen, Oberamts⸗ 
richter Levis aus Pforzheim und Advokat Schneeberger aus 
Wien insbeſondere hatten ſolche Bedenken. Andere wieder — 
und fie waren in der Mehrzahl — empfahlen die Liszt ſche 
Theſe aus praktiſchen Gründen. Hier waren Prins, van 
Hamel, der die Frage direkt als die prinzipiellſte des Straf⸗ 
rechts bezeichnete und die Zweckſtrafe als Behandlung aufgefaßt 
ſehen wollte, der Medizinalrat Dr. Leppmann, die Profeſſoren 
Liepmann und Frank, Staatsanwalt Feiſenberger u. a. 
zu finden. Nachdem noch der Kammergerichtsrat Kronecker in 
Übereinſtimmung mit v. Liszt ein Amendement geſtellt hatte, 
wonach auf den gefährlichen Minderwertigen eine beſondere 
Strafe oder Behandlung Anwendung zu finden habe, 
wurden die beiden Theſen nebſt diefem Amendement mit über⸗ 
wiegender Mehrheit angenommen. 

Ganz allgemein — im Gegenſatz zu den oben erörterten 
Thematen gänzlich „neutral“ — und von umfaflendem Intereſſe 
iſt die Frage der Rehabilitation, über die Dr. Delaquis 
(Berlin) als Berichterſtatter ſprach. Der Referent hatte bereits 
in Bd. 12 Heft 3 der Mitteilungen in Verbindung mit Dr. Polec, 
Auskultant am k. k. Landesgericht Laibach, ein ganz gewaltiges 
rechtsvergleichendes Material über dieſes tiefe und vielleicht weſent⸗ 
lichſte Problem des ganzen Strafrechts zuſammengetragen. Nun 
erſtattete er lediglich einen kurzen Bericht, dem er auch noch 
einen Aufſatz in den Mitteilungen (Bd. 13 S. 145 —187) 
voraus geſchickt hatte. Von den 9 Theſen, die in ſehr beachtens⸗ 
werter Weiſe die Rehabilitation in ihren praktiſchen Anwendungs⸗ 
formen zeigen, kamen lediglich zur Erörterung und einſtimmigen 
Annahme die beiden folgenden grundſätzlicher Natur: 1. „Die 
Vereinigung empfiehlt die Annahme des Prinzipes der Rehabili⸗ 
tation in den Geſetzgebungen jener Länder, denen dies Inſtitut 
noch unbekannt, weift aber gleichzeitig auf die Notwendigkeit 
hin, das Anwendungsgebiet der Maßregel nach den örtlichen 
Verhältniſſen zu beſtimmen und dabei auf das Gefühl und den 
Kulturzuſtand jedes Volkes Rückſicht zu nehmen.“ — 2. „Immerhin 
empfiehlt ſie unter Zurückweiſung der gnadenweiſen Wieder⸗ 
einſetzung in erſter Linie die Wiedereinſetzung durch gericht⸗ 
liche Entſcheidung.“ In der Debatte, in der Oetker, 
v. Liszt, van Hamel, Prins, Finkelnburg, Aſchrott 
u. a. geſprochen hatten, war ein Widerſpruch gegen das Prinzip 
der Rehabilitation nicht hervorgetreten. 

Der Frage des „internationalen Verbrechertums und ſeiner 
Bekämpfung“ nahmen ſich zwei ſehr ſachkundige Berichterſtatter, 
Regierungsaſſeſſor Dr. Lindenau (Berlin) und der Vorſtand der 
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Hamburger Kriminalpolizei, Dr. Hopff, mit ſehr intereſſanten 
Berichten an. Auch ſie hatten bereits ihre Anſchauungen ſchriftlich 
in den Mitteilungen (Bd. 13 S. 192 — 266) niedergelegt. In 
der begrifflichen Feſtſtellung des internationalen Verbrechens 
wichen ſie voneinander ab. Lindenau verſteht darunter „jedes 
Verbrechen, deſſen Tatbeſtand bei etiologiſcher Würdigung inter⸗ 
nationale Elemente aufweift, d. h. das unter kauſalem Einfluſſe 
internationaler Beziehungen zuftande kommt.“ Hopff dagegen 
verſteht unter internationalen Verbrechern diejenigen, „die ge⸗ 
werbsmäßig und in einer Mehrheit von Ländern den Verbrechen 
nachgehen“, betont alſo mehr die Gefährlichkeit und ſcheidet 
insbeſondere alle Gelegenheitsverbrecher aus. Aus den Einzel⸗ 
heiten der reichhaltigen Betrachtungen kann hier nur hervor⸗ 
gehoben werden, daß die politiſchen Verbrecher beiſeite gelaſſen 
werden ſollen und dem Mädchenhandel für Deutſchland eine 
große praktiſche Bedeutung nicht zuerkannt wurde. Gegen dieſen 
Punkt wandte ſich hauptſächlich v. Mayr mit lebhaftem Wider⸗ 


ſpruch. — Auch ſonſt zeitigte die Diskuſſion intereſſante Momente. 


v. Liszt forderte ein vertragsmäßiges Vorgehen der verſchie⸗ 
denen Regierungen, die zu einer Konferenz zuſammentreten ſollen, 
und machte insbeſondere noch darauf anfmerkſam, daß derartigen 
Vereinbarungen die Schaffung eines deutſchen Auslieferungs- 
geſetzes nicht entgegenſtünde. Ein entſprechender Antrag v. Liszts 
und van Hamels fand Annahme, und Annahme fanden auch 
die Vorſchläge der beiden Berichterſtatter, die die internationale Er⸗ 
forſchung und Bekämpfung des internationalen Verbrechertums, in 
allen Staaten Zentralſtellen, die unmittelbar miteinander in 
Verkehr treten dürfen und den hauptſtädtiſchen Polizeibehörden an⸗ 
gegliedert werden ſollen, und fortlaufende wiſſenſchaftliche Auf- 
arbeitung des auf ſolche Weiſe gewonnenen Materials forderten. 

Internationale Gefichtspunkte lagen dann ſchließlich auch 
dem letzten kurzen Vortrage van Hamels zugrunde, der über 
die Konzentration der vergleichenden internationalen 
Kriminalſtatiſtik Bericht erſtattete und wünſchte, daß der 
Geſamtvorſtand beauftragt werde, jährlich die Ergebniſſe einer 
internationalen Kriminalſtatiſtik zunächſt über den Diebſtahl zu 
veröffentlichen. Zur Mitarbeit ſollen die Chefs der ſtatiſtiſchen 
Bureaus in den europälſchen Ländern eingeladen, um die 
Sammlung des Materials die Herren des Zentralbureaus im 
Haag gebeten werden. Die Vorſchläge fanden einſtimmige An⸗ 
nahme. — Nachdem noch ein Antrag v. Liszts, demzufolge 
das Bureau beauftragt wurde, die Fortſetzung der Herausgabe 
der „Législation penale comparée“ vorzubereiten und nach 
Möglichkeit zu beſchleunigen, Annahme gefunden hatte, wurde 
die Verſammlung nach einer fchönen, warmen Schlußrede 
v. Mayrs am 14. September geſchloſſen. 

Zwiſchen die einzelnen Verhandlungstage waren allerhand 
erfreuliche Luſtbarkeiten, um mit Gottfried Keller zu ſprechen, 
und unterhaltſame Zerſtreuungen eingeſtreut worden, eine Rund⸗ 
fahrt auf dem Hafen, Ausflüge, lehrreiche Beſichtigungen der 
Boͤrſe und Verbrecherkeller, des „Rauhen Hauſes“, der Aus⸗ 
wanderer⸗Aſyle und noch anderer dergl. mehr oder minder 
krimineller Stätten. An feſtlichen Bewirtungen war gleichfalls 
kein Mangel, und da über der Alſter wundervolle Frühherbſt⸗ 
tage leuchteten, wie fie in Hamburg ſelten fein ſollen, fo fehlte 
dem Ganzen auch nicht „der Glanz und der Schimmer“. 
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Vem Reidögeriät.*) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis zum 

25. Oktober 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 
J. Neichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 177, 190 EG., 88 134, 1360 BGB. Verträge 
über einen geſetzlichen Unterhaltsanſpruch, auch wenn ſie entgeltlich, 
find nichtig.] 

Im vorliegenden Rechtsſtreite hat der Ehemann gegen den 
Pfleger auf Feſtſtellung der Ungültigkeit des Vertrags vom 
11. Oktober 1899 mit der Behauptung geklagt, ſeine Ehefrau 
ſei bereits zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geiſteskrank geweſen. 
Es wurde nach dem Klageantrage erkannt und die Reviſion der 
Beklagten zurückgewieſen: Der Vertrag vom 11. Oktober 1899 

iſt nach altem Rechte ungültig. (Wird des näheren ausgeführt.) 
Wäre er aber auch nach altem Rechte gültig, fo würde er, worüber 
ſich die Vorinſtanzen nicht ausgeſprochen haben, ſeine Wirkſamkeit 
doch mit dem Jakrafttreten des BGB. eingebüßt haben. 
Allerdings bleiben nach Art. 170 EGBGB. für ein Schuld- 
verhältnis, das vor dem Inkrafttreten des BGB. entſtanden iſt, 
die bisherigen Geſetze maßgebend, allein nach Art. 199 EGBGB. 
beſtimmen ſich die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten 
zueinander, insbeſondere die gegenſeitige Unterhaltspflicht, 
auch für die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden 
Ehen nach deſſen Vorſchriften. Ein zwiſchen Eheleuten vor dem 
Inkrafttreten des BGB. geſchloſſener, die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten zueinander regelnder Vertrag wird unwirkſam, wenn 
er den Beſtimmungen des BGB. widerſtreitet. Vgl. RG. IV 
15. 10. 1900 in Gruchots Beitr. 45, 79, wo S. 82 gleichfalls 
ausgeführt wird, daß die Wirkungslofigkeit eines Vertrags (der 
Eheleute über die Beſtimmung ihres Wohnfitzes) ſogar dann 
anzunehmen ſei, wenn dieſer nach dem bisherigen Rechte als gültig 
anzuſehen ſei. Nach 81360 BGB. hat der Mann der Frau nach 
Maßgabe feiner Lebensſtellung und feiner Erwerbsfähigkeit Unter- 
halt zu gewähren. Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche 
Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe zu gewähren. Die für die Unter⸗ 
haltspflicht der Verwandten geltenden Vorſchriften der 88 1605, 
16 13 bis 1615 finden entſprechende Anwendung. Nach 81614 
Abſ. 1 BGB. kann für die Zukunft auf den Unterhalt nicht 
verzichtet werden. In dem Vertrage vom 11. Oktober 1899 hat 
die Beklagte auf ihr Recht, von dem Ehemanne ſtandes mäßigen 
Unterhalt zu verlangen, verzichtet. Allerdings hat fie den Verzicht 
nicht unentgeltlich, ſondern dafür erklärt, daß der Kläger auf 
ſein Recht auf Verwaltung und Nießbrauch ihres Vermögens 
verzichtet hat; allein das Geſetz macht keinen Unterſchied, ob der 
Verzicht entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt. Es erklärt ihn 
ſchlechthin für unzuläſſig. Gerechtfertigt iſt dies Verbot durch 
die ſittliche Grundlage der Unterhaltspflicht und die Rückſicht 
auf das wegen der öffentlichen Armenpflege in Frage kommende 
Staatswohl. Begründung des I. Entwurfs Bd. IV S. 709. 
Vgl. auch RG. VII 24. 4. 00 Bd. 46 S. 67, RG. IV 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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30. 10. 01 Bd. 49 S. 155 und RG. IV 9. 10. 01 Bb. 50 
S. 96. Verſtößt hiernach der Vertrag gegen ein geſetzliches 
Verbot, fo wäre er gemäß § 134 BGB. für nichtig zu erklären, 
wenn er nicht eben ſchon nach dem alten Rechte ungültig wäre. 
M. c. M., U. v. 28. Sept. 05, 148/05 IV. — Berlin. 

2. 88 133, 157 BGB. Einverſtändnis der Parteien 
über eine unrichtige gerichtliche Auslegung eines Vertrages.] 

Bezüglich eines unter den Parteien über die Lieferung von 
Koks abgeſchloſſenen Geſchäftes hatte das OLG. angenommen, 
daß die Durchſchnittspreiſe maßgebend find, zu welchen dat 
Weſtfäliſche Koksſyndikat im Laufe des Jahres 1899 für das 
Lieferungsjahr abgeſchloſſen hatte, unter Berückfichtigung, daß 
bei Ausmittlung dieſer Preiſe nur die in Rheinland und Weſt⸗ 
falen mit Großhändlern abgeſchloſſenen Geſchäfte in Betracht 
kämen. Bei Aufhebung des Berufungsurteils aus einem hier 
nicht intereſſierenden Grunde ſprach ſich das RG. folgender 
maßen aus: Die Parteien haben auch übereinſtimmend die vor- 
inſtanzliche Auslegung des Vertrags dahin bemängelt, es ent- 
ſpreche der eingenommene Standpunkt weder dem der Klägerin, 
welche den im Dezember feſtgeſetzten Jahrespreis für maßgebend 
erachte, noch dem der Beklagten, die den Dezember ⸗Preis für 
ausſchlaggebend anfehe. Dieſerhalb iſt zu bemerken, daß, falls, 
was bisher als nicht vorliegend zu erachten iſt, bei der dem ⸗ 
nächſtigen Verhandlung beide Teile die in dem angefochtenen 
Urteile befolgte Art der Preisermittlung übereinſtimmend für 
ausgeſchloſſen erklären ſollten und damit ein tatſächliches 
Einverſtändnis über die Unrichtigkeit der gerichtsſeitigen Aus- 
legung des Vertrags vorhanden wäre, dieſe der Entſcheidung 
nicht zugrunde gelegt werden dürfte. Dabei kann noch darauf 
hingewieſen werden, ob nicht, um zu richtiger Interpretation des 
Vertrages zu gelangen, durch Befragung der Parteien und 
eventuelle Beweiserhebung feſtgeſtellt werden könnte, welche 
Preisfeſtſetzung von den Vertragſchließenden in dem Zeitraum, 
der dem jetzt in Frage ſtehenden vorhergegangen, zur An; 
wendung gebracht worden. B. c. B., U. v. 6. Okt. 05, 
113/05 VII. — Hamm. 

3. 88 138, 671 BGB. Rechtliche Beurteilung des Ver. 
trages über Abgabe eines Gebotes in einer Zwangsverſteigerung! 

Der Beklagte hat Grundſtücke für 21 500 Mark in der 
Zwangsverſteigerung erſtanden und zugeſchlagen erhalten. Das 
Meiſtgebot fol, wie Kläger behauptet, auf Grund einer Ver ⸗ 
barung abgegeben worden ſein, die im Verſteigerungstermin 
zwiſchen ihm, dem Beklagten und S. getroffen und die dahin 
gegangen ſei, daß der Beklagte bis zur Höhe von 22 000 Mark 
für gemeinſchaftliche Rechnung bieten und daß ſie dann am 
Gewinn und Verluſt aus dem Geſchäft zu gleichen Teilen be⸗ 
teiligt ſein ſollten. Auf Erfüllung dieſer Vereinbarung, die der 
Beklagte jetzt nicht halten wolle, iſt die Klage gerichtet. Der 
Beklagte beſtreitet, daß die Vereinbarung, die übrigens ſeiner 
Meinung nach rechtsungültig ſein würde, getroffen worden ſei 
Das OLG. erkannte auf einen Eid des Klägers über die an- 
gebliche Vereinbarung. Das RG. hob auf und verwies die 
Sache zurück: 1. An ſich kann darin, daß ſich mehrere Bieter zur 


Abgabe eines Gebots für gemeinſchaftliche Rechnung vereinigen, ein 


unlauteres Vorgehen, das mit den Zwecken der öffentlichen Ver 
ſteigerung oder mit den Grundſätzen eines redlichen und er⸗ 
laubten Geſchäftsverkehrs unvereinbar wäre, nicht gefunden 


„eh 
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Vereinbarungen anrüchige Nebenzwecke verbergen, wie dies na- 


mentlich dann der Fall ſein mag, wenn die Teilhaber ſich ver- 
2 einigen, um das Grundſtück ſich nicht gegenſeitig durch ein 
e Aberbieten zu verteuern. Aber daß ſolche Nebenzwecke hier im 


Spiele ſeien, iſt in den Vorinſtanzen nicht behauptet worden. 
2. Der Berufungsrichter meint, der Beklagte habe nach $ 723 
BGB. von dem Geſellſchaftsvertrage nicht ohne wichtigen Grund 
zurücktreten dürfen. Dieſer Grund entfällt, weil ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag nicht vorliegt. Beurteilt man ſtatt deſſen das Rechts⸗ 
verhältnis, wie es richtigerweiſe geſchehen muß, nach den Regeln 
über den Auftrag, ſo ergibt ſich, daß der Beklagte den ihm 
erteilten Auftrag jederzeit kündigen konnte (§ 671 Abſ. 1 BGB.), 


allerdings nur in der Art (Abſ. 2 daſ.), „daß der Auftraggeber 


für die Beſorgung des Geſchäfts anderweit Fürſorge treffen 
kann.“ Daß letzteres hier nicht der Fall geweſen wäre, läßt 
fi nicht erſehen. Der Kläger und S. waren im Bietungs⸗ 
termin anweſend; ſie waren alſo ſehr wohl imſtande, ſelbſt Ge⸗ 
bote abzugeben, und die bisherigen Verhandlungen ergeben nichts 
darüber, weshalb ſie hierzu nicht in der Lage geweſen ſein ſollten. 
Der Beklagte war alſo, wenigſtens nach dem, was bisher die 
Parteien vorgetragen haben, befugt, zu erklären, daß er den 
Auftrag nicht ausführen werde und daß das Gebot, welches er 
abgeben werde, für ihn allein und nicht zugleich für den Kläger 
und S. gelten ſolle. Eine ſolche Erklärung hat er nun aber 
abgegeben, wenn es richtig iſt, daß er vor Abgabe ſeines letzten 
Gebots ſeinen Auftraggebern erklärt hat: „Bietet ihr doch; ich 
biete für mich.“ Die Richtigkeit dieſer Behauptung durfte daher 
nicht dahingeſtellt bleiben, vielmehr bedarf es bezüglich ihrer 
einer tatſächlichen Feſtſtellung. K. c. P., U. v. 4. Okt. 05, 
65/05 V. — Breslau. 

4. 58 138 Abſ. 2 826, 249 BGB. in Verbindung 
mit dem Geſetz vom 24. Mai 1880 (19. Juni 1893) und 
88 769, 935, 945 ZPO. Geltendmachung der Nichtigkeit von 
rechtswidrig erzielten Judikaten und Schutz gegen die Exekution 
aus den Urteilen durch einſtweilige Verfügung.] 

Der Kläger iſt durch zwei rechtskräftige Verſäumnisurteile 
des LG. I Berlin vom 21. Juli 1900 verurteilt, an die 
Beklagte 5 800 Mark nebſt Zinſen und 345 Mark zu zahlen. 
Die Beklagte hat in beiden Sachen auch Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſe vom 22. September 1900 erlangt. Beide Urteile 
find ergangen, nachdem der Kläger durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung geladen war, weil nach der Behauptung der Beklagten 
ſein Aufenthalt unbekannt war. Die öffentliche Zuſtellung war 
auf Grund einer Beſcheinigung des Polizei ⸗Präfidiums zu 
Berlin vom 22. März 1900 bewilligt, in welcher beſcheinigt, 
daß der am 21. September 1871 geborene Alfred L. ſeit dem 
3. Februar 1891 von Steglitzerſtraße 90 ... nach Afrika ohne 
Angabe des Ortes abgemeldet und ſeitdem nicht wieder zur 
Anmeldung gelangt ſei. Im Jahre 1904 betrieb die Beklagte 
die Zwangsvollſtreckung aus den Urteilen. Mit Klage vom 
10. Auguſt 1904 iſt der Kläger gegen die Beklagte mit dem 
Antrage klagbar geworden, fie zu verurteilen, anzuerkennen, daß 
ihr aus den Urteilen und den Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen keine 
Rechte zuſtehen, weil es ſich bei den Judikatforderungen um 
wucheriſche Forderungen aus einem als Kaufgefchäft verſchleierten 
wucheriſchen Darlehnsgeſchäft handle, die Erwirkung der Urteile 
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eine wucheriſche Ausbeutung enthalte, die Urteile auch erſchlichen 
ſeien, da der Beklagten der Aufenthalt des jetzigen Klägers in 
Bloemfontein bekannt geweſen ſei. Gleichzeitig mit Erhebung 
dieſer noch nicht entſchiedenen Klage hat der Kläger auf Grund 
der 588 935, 940 ZPO. den Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung beantragt und den Beſchluß des LG. I Berlin vom 
15. Auguſt 1904 erlangt, durch welchen angeordnet iſt, daß 
1. die Beklagte aus den Urteilen vom 21. Juli 1900 und den 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen vom 22. September 1900 die 
Zwangsvollſtreckung nicht betreiben, 2. die Schuldtitel nicht 
veräußern darf, 3. die Beklagte die Schuldtitel an einen vom 
Kläger zu benennenden Gerichts vollzieher herauszugeben hat. 
Die Beklagte hat Widerſpruch gegen den Beſchluß erhoben, durch 
den die einſtweilige Verfügung erlaſſen, beſtritten, daß es ſich 
um Wuchergeſchäfte handle, daß fie den Aufenthalt des Klägers 
in Bloemfontein gekannt, daß Anlaß zur Anfechtung der Judikate 
und zum Erlaß der einſtweiligen Verfügung vorliege, und be⸗ 
hauptet, es habe ſich um ein reelles Kaufgeſchäft gehandelt. 
Der erfte Richter hat durch Urteil vom 28. September 1904 
die einſtweilige Verfügung aufgehoben, auf die Berufung des 
Klägers aber iſt durch Urteil vom 20. Januar 1905 unter 
Wiederherſtellung des Beſchluſſes vom 15. Auguſt 1904 im 
Wege der einſtweiligen Verfügung angeordnet, daß die Beklagte 
bis zur Entſcheidung des Rechtsſtreits in der Hauptſache aus 
den beiden Judikaten und den Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen ſich 
der Zwangsvollſtreckung zu enthalten, die Veräußerung der 
Schuldtitel zu unterlaſſen und dieſelben an einen Gerichtsvoll⸗ 
zieher herauszugeben habe. Die Reviſion der Beklagten iſt 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 1. Nach der Behauptung 
des Klägers iſt ein rechtswirkſamer Anſpruch für die Beklagte 
überhaupt nicht entſtanden, weil den Judikaten ein nach 
dem Geſetz vom 24. Mai 1880 (19. Juni 1893) und dem 
8 138 Abſ. 2 BGB. nichtiges Wuchergeſchäft zugrunde liege, 
das keinen Anſpruch auf Leiſtung, ſondern die Rückforderung 
des Geleiſteten begründe. Iſt dem Kläger den rechtskräftigen 
Judikaten gegenüber der Nachweis zu geſtatten, daß ſie auf 
nichtigen Geſchaften beruhen, fo hat er auch einen Anſpruch 
darauf, daß in der Zwangs vollſtreckung von ihm nicht beige⸗ 
trieben wird, was ihm wieder erſtattet werden müßte, weil er 
es zurückfordern kann. Dieſer Anſpruch kann nicht, wie die 
Revifion meint, durch eine Anordnung aus § 769 390. 
gefihert werden, ſondern nur durch eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung nach 88 935, 945 3P0O., deren Vorausſetzungen der 
Berufungsrichter im übrigen unangefochten feſtſtellt. 2. In 
der Sache ſelbſt beſtehen gegen dieſen von dem Kläger im 
Hauptprozeß gegen die Beklagte mit dem aus dem Tatbeſtand 
erfichtlichen Antrage geltend gemachten und von dem Berufungs- 
richter für glaubhaft gemacht angeſehenen Anſpruch nicht zu 
verkennende rechtliche Bedenken. Gleichwohl iſt dem Berufungs⸗ 
richter im Ergebnis beizutreten. Der Berufungsrichter fieht für 
glaubhaft gemacht an, daß das im Jahre 1894 mit dem damals 
ſtudierenden, mittelloſen, unſelbſtändigen, in väterlicher Gewalt 
ſtehenden Kläger abgeſchloſſene Kaufgeſchäft über ein Pferd und 
einen Wagen, auf welchem das Judikat auf Zahlung der 
5800 Mark nebft Zinſen beruht, kein reelles Kaufgeſchäft geweſen, 
ſondern unter feiner Form ein Darlehnsgeſchäft verſteckt worden 
iſt, bei welchem der Kläger unter Beihilfe des S. und G. durch 
86 * 
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J. H., den Ehemann der Beklagten, in gröblicher Weiſe wucheriſch 
übervorteilt worden iſt. Daß der Beklagten der wucheriſche 
Charakter des Geſchäfts bekannt geweſen iſt, fleht der Be⸗ 
rufungs richter ebenſo für glaubhaft gemacht an. Das greift 
die Revifion nicht an. Darauf allein kann indeſſen die Beſeiti⸗ 
gung der rechtskräftigen Urteile und die Wirkung ihrer Rechts- 
kraft, 5 322 3 O., nicht geſtützt werden. (Wird dargelegt.) 
Der Berufungsrichter geht auch unter Berufung auf das Urteil 
des RG. in RG. 39, 142 davon aus, daß der rechtskräftig 
feftgeftellte Anſpruch an ſich unanfechtbar geworden ſei und 
fordert zur Beſeitigung der ergangenen Judikate und ihrer 
Rechtskraftwirkung einen neuen, ſelbſtändigen gegen die 
Urteile ſelbſt gerichteten Aufechtungsgrund. Dieſen findet er 
an erfter Stelle darin, daß die Beklagte durch die Er⸗ 
wirkung des Urteils ſelbſt in Fortſetzung des wuche⸗ 
riſchen Treibens den Leichtſinn des Klägers von 
neuem ausgebeutet habe. Er führt aus: Der Kläger habe 
leihtfinnig gehandelt, als er 1898 bei feinem Fortgange von 
Berlin nach Bloemfontein ſich habe nach Afrika und nicht nach 
Bloemfontein abmelden laſſen; die Beklagte, die von dem 
Wuchergeſchäft und dem Fortgange des Klägers nach Bloem⸗ 
fontein Kenntnis gehabt, habe dieſen Leichtfinn des Klägers da⸗ 
durch ausgebeutet, daß fie unter Benutzung der mangelhaften 
Abmeldung und unter Spekulation darauf, die öffentliche 
Ladung werde bei den damaligen kriegeriſchen Zuſtänden in 
Afrika keinen Erfolg haben, im Jahre 1900 die öffentliche 
Ladung und auf Grund derſelben die Verſäumnisurteile erwirkt 
habe. Die Revifion macht hiergegen mit Recht geltend, daß 
dem vom Berufungsrichter gekennzeichneten Verfahren der Be⸗ 
klagten der rechtsgeſchäftliche Charakter des Wuchers 
völlig fehle, eine fortgeſetzte wucherliche Ausbeutung darin nicht 
gefunden werden könne. In der Tat iſt nicht abzuſehen, wie 
dieſer Leichtfinn des Klägers, ſelbſt wenn er als ſolcher zu 
charakteriſieren, als Mittel zur Erlangung der Erhaltung wucher⸗ 
licher Vermögensvorteile im Sinne des Geſetzes vom 24. Mai 
1880 und des Geſetzes vom 19. Juni 1893 habe ſollen dienen 
koͤnnen. In dem angezogenen Urteil des RG. in RG. 39, 142 
wurde eine Fortſetzung des wucheriſchen Treibens darin ge- 
funden, daß der Judikatgläubiger, der aus Wuchergeſchäften eine 
Forderung unanfechtbar erſtritten, den Beklagten von der Vor⸗ 
ſchützung der Einrede des Wuchers durch die Erklärung abge- 
halten haben ſollte, der Wechſel über das Wucherdarlehn werde 
nur pro forma eingeklagt, von dem Urteil kein Gebrauch ge- 
macht werden, wenn der Beklagte keinen Widerſpruch gegen die 
Klage erhebe. Aus dieſem Grunde wurde unter der Voraus- 
ſetzung, daß der Beklagte auch damals noch in Notlage, dem 
rechtskräftigen Judikat die Wirkung der Rechtskraft verſagt. 
So liegt die Sache hier nicht. Getragen wird aber das 
jetzige Berufungsurteil durch das, was es ſonſt noch für 
glaubhaft gemacht anſieht. Als glaubhaft gemacht gilt dem 
Berufungsrichter nicht bloß, daß die ergangenen Judikate 
auf nichtigen Wuchergeſchäften beruhen und daß die Beklagte 
den Charakter dieſes Geſchäftes gekannt hat. Er er⸗ 
achtet außerdem für glaubhaft gemacht, daß die Beklagte in 
dem Bewußtſein, daß ihr Rechte aus dieſem Geſchäfte nicht zu⸗ 
ſtehen, mit der Anſtellung des Prozeſſes von 1894 bis 1900, 
einem Zeitpunkt gewartet, wo ſie darauf habe rechnen können 
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und gerechnet habe, der Beklagte, jetzige Kläger, wette d. | 
den damaligen Zuftänden in Afrika von der Klage mi vr 


öffentlichen Ladung keine Kenntnis erlangen, daß fie de = 
Antrage auf Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung ger rr 
der Beklagte ſei als Anwalt bei dem Oberſten Gerdt ı 
Bloemfontein zugelaſſen, und habe 1898 in Berlin erk. in. e 
werde über kurz oder lang dahin zurückkehren, daß fe r⸗ 
bewußt in der Abſicht verſchwiegen, die öffentliche Zattıy 
die ihr fonft nicht bewilligt worden wäre, und ein Veriä mr! 
urteil zu erlangen, um dies als Mittel zu benutzen, ich » 
wucherlichen Vorteile zu verſchaffen und zu ſichern. Br 
hiervon ausgegangen, fo iſt in dem, was die Beklagte in Ic 
Bewußtſein, daß ihr ein rechtswirkſamer Anſpruch nicht m? 
getan, um für dieſen Anſpruch ein Judikat zu erlangen, er 
vorſätzliche rechtswidrige und gegen die guten Sitten vertite" 
Handlung zu finden, aus der die Beklagte keine Rechte derten 
kann, ſondern zum Schadenserſatz verpflichtet iſt. 8 826 Ns. 
Iſt fie zum Schadenserſatz verpflichtet, fo hat fie den fräden 
Zuſtand wieder herzuſtellen, 5 249 BGB., und dat kan m 
durch Herausgabe des Titels für die Zwangsvollſtreckang m! 
die Unterlaſſung der Zwangsvollſtreckung geſchehen. Dr 
formale Rechtskraft der ergangenen Judikate ſteht der Anper tz; 
des 8 826 BGB. nicht entgegen. Die Wirkung d: 
Rechtskraft muß da zeſſieren, wo fie bewußt tes! 
widrig zu dem Zwecke herbeigeführt ift, dem, 1 
nicht Recht iſt, den Stempel des Rechts zu geker 
Damit wird kein neuer Rechts ſatz ausgeſprochen. Au de 
beruht vielmehr im Grunde ſowohl das obige Ural v 
RG. 39, 142, als auch das Urteil in RG. 36, 249, re * 
Anſchluß an frühere Urteile des vormaligen Obertrit ana A 
Berlin (OTr. 52, 1 und Striethorſts Arch. 6, 261) die S1; 
der Rechtskraft einem Judikat verfagt iſt, das nach dem S = 
beider Parteien zum Schein herbeigeführt iſt, d. h. ken K. 
ſchaffen ſollte, und namentlich das Urteil des RG. in XG. 48.1 
H. c. L., U. v. 14. Okt. 05, 143/05 J. — Berlin. 

5. 8 139 BGB. Anwendung auf Rechtsgeſchäfte, dei Nn 
auf der einen oder anderen Seite mehrere Perfonen beteiligt u:] 

Der Kläger hat im Jahre 1902 vom Sohne der At; 


und deſſen Frau ein Grundſtück durch Tauſch ewetba r 


dem ein Altenteil für die Beklagten eingetragen ſteht. Er 
hauptet, daß er einige Tage vor dem Abſchluſſe des Kauz 
mit den Beklagten ein Abkommen getroffen habe, wenzd M 
gegen das Verſprechen einer Abfindung von 1 500 Pat = 
den Altenteil verzichtet hätten. Er klagt mit dem Anttaze M 
Beklagten zu verurteilen, gegen Empfang von 1 500 Nat 3 
die Löſchung des Altenteils zu willigen. Die Beklagten ws 
ein, daß das Abkommen nur mit dem beklagten Etemame M 
troffen worden ſei, daß dieſer feine Frau nicht habe wer“ 2 1 
können und daß demnach das Abkommen für beide Mi" 
unverbindlich ſei. Der erſte Richter hat die Klage aksex en 
Die Berufung des Klägers hat keinen Erfolg gebar -* 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Der Berufungsrickter fell 
angefochten und unanfechtbar feſt, daß der deklazte Gerz 
das behauptete Abkommen allein und ohne Zuſtimmurz T* 
Frau mit dem Kläger getroffen hat. Er fühit aus, NE * 
Altenteile nicht durch Rechtsgeſchäfte übertragen werden kern 
auf das Recht der beklagten Frau auf Gewährung de I" 


4. Jahrgang. 
- .eil8 nach 8 1439 BGB. die bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
-. haft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften (mit einer 
„ner nicht intereſſierenden Ausnahme) entſprechende Anwendung 
inden, daß mithin nach 8 1525 Abſ. 2 in Verbindung mit 
z 1375 BGB. der Beklagte nicht befugt geweſen ſei, ſeine 
„Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten oder über ihren An⸗ 
eil am Altenteil zu verfügen. Die Reviſion bezweifelt, daß der 

Altenteil unübertragbar ſei. Allein ſie kämpft damit gegen die 

luslegung irrevifiblen Rechtes an. Das Altenteilsrecht iſt im 
. BGB. nicht geregelt, ſondern die Regelung iſt nach Art. 96 
G8. der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Die Annahme 
es Berufungsrichters von der Unübertragbarkeit des Rechtes 
eeruht alſo auf dem irrevifiblen bayeriſchen Landes rechte. Über⸗ 
ies würde dem Berufungsrichter auch dann beizutreten ſein, 
venn das BGB. anzuwenden wäre (58 399, 413 BGB.), 
aa der Inhalt des Altenteilsrechts, insbeſondere wenn dieſes wie 
hier in Gewährung freier Wohnung im belafteten Grundſtück, 
u Beſpeiſung, Wartung und Krankenpflege beſteht, nicht jedem 
beliebigen Dritten gegenüber und für jeden beliebigen Dritten 

leich bleibt, ſondern es ſehr weſentlich auf die Perſon des Be⸗ 
= = ehtigten und feine Bebinfnijie ankommt. Die Annahme des 

Berufungsrichters, daß das mit dem Manne getroffene Ab⸗ 

- ommen der Frau gegenüber nichtig ſei, beruht danach nicht auf 
ſtechts irrtum. Der Berufungsrichter nimmt ferner an, daß das 
übkommen auch dem beklagten Manne gegenüber nach § 139 
BGB. nichtig ſei, da nichts dafür ſpreche, daß dieſer und der 
Kläger das Rechtsgeſchäft auch ohne den nichtigen Teil vor⸗ 
jenommen haben würden. Die Reviſion rügt, daß die Annahme 
des Berufungsrichters, die in den Verhandlungsergebniſſen keinen 
Anhalt finde, nicht genügend begründet ſei, zumal weder eine 
: wmteilbare Leiſtung, noch eine Geſamtgläubigerſchaft in Frage 
„ tehe. Dieſe Rüge, die den Sinn hat, daß der beklagte Ehe⸗ 
nann allein verurteilt werden ſolle, ſcheitert ſchon daran, daß 
-Dieſes Begehren in den Vorinſtanzen nicht geſtellt und ins⸗ 
Heſondere nicht zu erkennen gegeben iſt, welche Abfindungsſumme 
Her Kläger dem beklagten Manne allein geben will. Sie ift 
iber, auch hiervon abgeſehen, unbegründet. Im RG. Bd. 59, 
175 iſt bereits ausgeführt, daß der $ 139 BGB. nicht nur 
Anwendung findet, wenn das Rechtegeſchäft objektiv aus meh- 
teren Teilen beſteht, ſondern auch dann, wenn bei dem Rechts⸗ 
. jeſchäft auf der einen oder anderen Seite mehrere Perſonen als 
„ Eertragſchließende beteiligt find. Iſt alſo die Erklärung, die der 
beklagte Ehemann für feine Frau abgegeben hat, nichtig, fo 
„greift dieſe Nichtigkeit, da es ſich um ein einheitliches Rechts⸗ 
| eſchäft handelt, auch die Eiklärung des Mannes, wenn nicht 

„ anzunehmen iſt, daß er das Geſchäft auch ohne den nichtigen 

„Teil vorgenommen haben würde. Die Reviſion meint, daß das 

"Rıgtvorliegen der im $ 139 mit den Worten „wenn nicht“ 
5 Aungeleiteten Ausnahme nur angenommen werden dürfe, wenn 
die Verhandlung dafür Anhalt geboten habe. Dies iſt aber 
licht richtig. Der Richter hat von der Regel auszugehen; das 
Vorliegen einer Ausnahme ven einer geſetzlichen Regel hat die 
“Partei zu behaupten und zu beweiſen (vgl. das zum Abdrucke 
beſtimmte Urteil des erkennenden Senats in Sachen W. c. M. 
44/05). Das hat der Kläger im vorliegenden Falle nicht 


— 
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getan. Darauf, ob die Leiſtungen teilbar oder unteilbar find und ob 
ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegt, kommt es für die Anwendung 
des § 139 BGB. nicht an. Übrigens find Altenteilsleiſtungen, wie 
Wohnung und Heizung in einem Zimmer u. dergl., in der Tat 
unteilbar. G. c. E., U. v. 14. Okt. O5, 357/05 V. — Münden. 

6. 59 249, 254, 472, 826 BGB. Berechnung des 
Schadens gegen einen Bevollmächtigten, der ſich bei dem Ver⸗ 
kaufe eines Grundſtücks argliſtig benimmt.] 

Der Kläger behauptete, durch die beklagte Ehefrau als 
Bevollmächtigte ihres Ehemannes durch argliſtige unrichtige 
Angaben bei einem Grundſtückskaufe getäuſcht zu ſein. Der 
gegen fie wegen einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Handlung erhobene Schadenserſatzanſpruch iſt, wie wenn gegen 
fie ein Anſpruch auf Herabſetzung des Kaufpreiſes begründet 
wäre, vom Kläger, der das gekaufte Grundſtück behält, nach 
der für die Minderung des Kaufpreiſes beim Mangel zu⸗ 
geſicherter Eigenſchaften der Kaufſache getroffenen Vorſchrift 
ſeiner Höhe nach berechnet. Wegen der Unrichtigkeit der 
Schadensberechnung hat der Berufungsrichter den Anſpruch für 
unbegründet erklärt, da die Beklagte wegen ihrer angeblichen 
argliſtigen Täuſchung nicht nach Maßgabe des nur unter den 
Vertragſchließenden anwendbaren 8 472 BGB., ſondern nach 
dem für die Schadens berechnung im Falle des §8 826 BGB. 
allein maßgebenden 8 249 BGB. Schadenserſatz zu leiſten 
habe, in dieſem Falle aber der Kläger das Verhalten der Be⸗ 
klagten in feiner Totalität als das ihn fehädigende Ereignis zu 
behandeln und demnach zu berückſichtigen habe, daß er durch 
deren falſche Vorſpiegelungen nicht nur Nachteile erlitten, ſondern 
durch den Grundſtückserwerb mit tatſächlich vorhandenen Miet- 
erträgen auch Vorteile erlangt habe, die gegen die Nachteile zur 
Ausgleichung zu bringen ſeien, um einen richtigen Maßſtab für 
ſeine Vermögenslage zu gewinnen, wie ſie ſich durch die 
Täuſchung der Beklagten gegenüber dem Vermögens ſſtande vor 
dem Kaufoertrage geſtaltet habe. Die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen: Allerdings hat die Beklagte im Falle 
argliſtiger Täuſchung dem Kläger den durch dieſe zugefügten 
Schaden zu erſetzen, und der Erſatz dieſes Schadens iſt auch 
durch die Herſtellung desjenigen Zuſtandes zu leiſten, der be⸗ 
ſtehen würde, wenn die argliſtige Täuſchung als der zum Er⸗ 
ſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. Dieſe der 
Entſcheidung des Streitfalls zugrunde zu legenden Rechtsſätze 
führen aber nicht zu dem Ergebniſſe, daß bei einer durch einen 
Dritten abſichtlich erfolgten unrichtigen Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft der Kaufſache der Dritte, der den Kaufpreis nicht erhält, 
in gleicher Weiſe wie der Verkäufer als Schaden denjenigen 
Geldbetrag zu erſetzen habe, der ſich aus dem Vergleiche des 
Wertes der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu ihrem wirklichen 
Werte für den Käufer ergibt. Denn dieſe zur Berechnung der 
Kaufpreisherabſetzung unter den Vertragſchließenden gegebene 
Vorſchrift findet nicht auch Anwendung auf die Schadens- 
berechnung außerhalb beſtehender Vertrags verhältniſſe. Wenn 
fie von dem RG. in den von der Revifion angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen bei Schadensanſprüchen wegen Betrugs des Ver⸗ 
käufers berückfichtigt worden ift, fo war hierfür die Erwägung 
maßgebend, daß ein das Kaufgeld in feinem vollen Betrag ein ⸗ 
klagender betrügeriſcher Verkäufer nicht günſtiger geſtellt fein 
könne wie ein redlicher, der eine zugeſagte Eigenſchaft nicht zu 
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J. H., den Ehemann der Beklagten, in gröblicher Weiſe wucheriſch 
übervoiteilt worden ift. Daß der Beklagten der wucheriſche 
Charakter des Geſchäfts bekannt geweſen iſt, fieht der Be⸗ 
sufungsrichter ebenſo für glaubhaft gemacht an. Das greift 
die Revifion nicht an. Darauf allein kann indeſſen die Beſeiti⸗ 
gung der rechtskräftigen Urteile und die Wirkung ihrer Rechts⸗ 
kraft, 5 322 3P0O., nicht geſtützt werden. (Wird dargelegt.) 
Der Berufungsrichter geht auch unter Berufung auf das Urteil 
des RG. in RG. 39, 142 davon aus, daß der rechtskräftig 
feſtgeſtellte Anſpruch an ſich unanfechtbar geworden ſei und 
fordert zur Beſeitigung der ergangenen Judikate und ihrer 
Rechtskraftwirkung einen neuen, ſelbſtändigen gegen die 
Urteile ſelbſt gerichteten Anfechtungsgrund. Dieſen findet er 
an erſter Stelle darin, daß die Beklagte durch die Er- 
wirkung des Urteils ſelbſt in Fortſetzung des wuche⸗ 
riſchen Treibens den Leichtſinn des Klägers von 
neuem ausgebeutet habe. Er führt aus: Der Kläger habe 
leichtfinnig gehandelt, als er 1898 bei feinem Fortgange von 
Berlin nach Bloemfontein fi habe nach Afrika und nicht nach 
Bloemfontein abmelden laſſen; die Beklagte, die von dem 
Wuchergeſchäft und dem Fortgange des Klägers nach Bloem⸗ 
fontein Kenntnis gehabt, habe dieſen Leichtfinn des Klägers da- 
durch ausgebeutet, daß ſie unter Benutzung der mangelhaften 
Abmeldung und unter Spekulation darauf, die öffentliche 
Ladung werde bei den damaligen kriegeriſchen Zuſtänden in 
Afrika keinen Erfolg haben, im Jahre 1900 die öffentliche 
Ladung und auf Grund derſelben die Verſäumnisurteile erwirkt 
habe. Die Revifion macht hiergegen mit Recht geltend, daß 
dem vom Berufungsrichter gekennzeichneten Verfahren der Be⸗ 
klagten der rechtsgeſchäftliche Charakter des Wuchers 
völlig fehle, eine fortgeſetzte wucherliche Ausbeutung darin nicht 
gefunden werden könne. In der Tat iſt nicht abzuſehen, wie 
dieſer Leichtfinn des Klägers, ſelbſt wenn er als ſolcher zu 
charakteriſieren, als Mittel zur Erlangung der Erhaltung wucher⸗ 
licher Vermögens vorteile im Sinne des Geſetzes vom 24. Mai 
1880 und des Geſetzes vom 19. Juni 1893 habe ſollen dienen 
konnen. In dem angezogenen Urteil des RG. in RG. 39, 142 
wurde eine Fortſetzung des wucheriſchen Treibens darin ge⸗ 
funden, daß der Judikatgläubiger, der aus Wuchergeſchäften eine 
Forderung unanfechtbar erſtritten, den Beklagten von der Vor⸗ 
ſchützung der Einrede des Wuchers durch die Erklärung abge⸗ 
halten haben ſollte, der Wechſel über das Wucherdarlehn werde 
nur pro forma eingeklagt, von dem Urteil kein Gebrauch ge⸗ 
macht werden, wenn der Beklagte keinen Widerſpruch gegen die 
Klage erhebe. Aus dieſem Grunde wurde unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Beklagte auch damals noch in Notlage, dem 
rechtskräftigen Judikat die Wirkung der Rechtskraft verſagt. 
So liegt die Sache hier nicht. Getragen wird aber das 
jetzige Berufungsurteil durch das, was es fonft noch für 
glaubhaft gemacht anſieht. Als glaubhaft gemacht gilt dem 
Berufungsrichter nicht bloß, daß die ergangenen Judikate 
auf nichtigen Wuchergeſchäften beruhen und daß die Beklagte 
den Charakter dieſes Geſchaftes gekannt hat. Er er 
achtet außerdem für glaubhaft gemacht, daß die Beklagte in 
dem Bewußtſein, daß ihr Rechte aus dieſem Geſchäfte nicht zu- 
ſtehen, mit der Anſtellung des Prozeſſes von 1894 bis 1900, 
einem Zeitpunkt gewartet, wo ſie darauf habe rechnen können 
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und gerechnet habe, der Beklagte, jetzige Kläger, werde bei 
den damaligen Zuftänden in Afrika von der Klage und der 
öffentlichen Ladung keine Kenntnis erlangen, daß ſie bei den 
Antrage auf Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung gewußt, 
der Beklagte ſei als Anwalt bei dem Oberſten Gericht in 
Bloemfontein zugelaſſen, und habe 1898 in Berlin erklärt, er 
werde über kurz oder lang dahin zurückkehren, daß fie dies 
bewußt in der Abficht verſchwiegen, die öffentliche Zuſtellung, 
die ihr ſonſt nicht bewilligt worden wäre, und ein Berfäumnit- 
urteil zu erlangen, um dies als Mittel zu benutzen, fich die 
wucherlichen Vorteile zu verſchaffen und zu ſichern. Wird 
hiervon ausgegangen, ſo iſt in dem, was die Beklagte in dem 
Bewußtſein, daß ihr ein rechtswirkſamer Anſpruch nicht zuſtehe, 
getan, um für dieſen Anſpruch ein Judikat zu erlangen, eine 
vorſätzliche rechtswidrige und gegen die guten Sitten verſtoßende 
Handlung zu finden, aus der die Beklagte keine Rechte herleiten 
kann, ſondern zum Schadenserſatz verpflichtet iſt. 8 826 BGB. 
Iſt fie zum Schadenserſatz verpflichtet, fo hat fie den früheren 
Zuſtand wieder herzuſtellen, 8 249 BGB., und das kann nur 
durch Herausgabe des Titels für die Zwangsvollſtreckung und 
die Unterlaſſung der Zwangsvollſtreckung geſchehen. Die 
formale Rechtskraft der ergangenen Judikate ſteht der Anwendung 
des 8 826 BGB. nicht entgegen. Die Wirkung der 
Rechtskraft muß da zeffieren, wo fie bewußt rechts 
widrig zu dem Zwecke herbeigeführt iſt, dem, was 
nicht Recht iſt, den Stempel des Rechts zu geben. 
Damit wird kein neuer Rechtsſatz ausgeſprochen. Auf ihm 
beruht vielmehr im Grunde ſowohl das obige Urteil in 
RG. 39, 142, als auch das Urteil in RG. 36, 249, wo im 
Anſchluß an frühere Urteile des vormaligen Obertribunals zu 
Berlin (OTr. 52, 1 und Striethorſts Arch. 6, 261) die Wirkung 
der Rechtskraft einem Judikat verſagt iſt, das nach dem Willen 
beider Parteien zum Schein herbeigeführt iſt, d. h. kein Recht 
ſchaffen ſollte, und namentlich das Urteil des RG. in RG. 46, 75. 
H. c. L., U. v. 14. Okt. 05, 143/05 I. — Berlin. 

5. 8 139 BGB. Anwendung auf Rechtsgeſchäfte, bei denen 
auf der einen oder anderen Seite mehrere Perſonen beteiligt find.] 

Der Kläger hat im Jahre 1902 vom Sohne der Beklagten 
und deſſen Frau ein Grundſtück durch Tauſch erworben, auf 
dem ein Altenteil für die Beklagten eingetragen ſteht. Er be- 
hauptet, daß er einige Tage vor dem Abſchluſſe des Kaufvertrags 
mit den Beklagten ein Abkommen getroffen habe, wonach dieſe 
gegen das Verſprechen einer Abfindung von 1 500 Mark auf 
den Altenteil verzichtet hätten. Er klagt mit dem Antrage, die 
Beklagten zu verurteilen, gegen Empfang von 1 500 Mark in 
die Löſchung des Altenteils zu willigen. Die Beklagten wenden 
ein, daß das Abkommen nur mit dem beklagten Ehemanne ge- 
troffen worden ſei, daß dieſer ſeine Frau nicht habe verpflichten 
können und daß demnach das Abkommen für beide Beklagte 
unverbindlich ſei. Der erfte Richter hat die Klage abgewieſen. 
Die Berufung des Klägers hat keinen Erfolg gehabt. Die 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Der Berufungsrichter ſtellt un- 
angefochten und unanfechtbar feſt, daß der beklagte Ehemann 
das behauptete Abkommen allein und ohne Zuftimmung feiner 


Frau mit dem Kläger getroffen hat. Er führt aus, daß, da 


Altenteile nicht durch Rechtsgeſchäfte übertragen werden konnten, 
auf das Recht der beklagten Frau auf Gewährung des Alten ⸗ 
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teils nach 8 1439 BGB. die bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften (mit einer 
hier nicht intereſſierenden Ausnahme) entſprechende Anwendung 
finden, daß mithin nach $ 1525 Abſ. 2 in Verbindung mit 
§ 1375 BGB. der Beklagte nicht befugt geweſen ſei, ſeine 
Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten oder über ihren An⸗ 
teil am Altenteil zu verfügen. Die Reviſion bezweifelt, daß der 
Altenteil unübertragbar ſei. Allein ſie kämpft damit gegen die 
Auslegung irrevifiblen Rechtes an. Das Altenteilsrecht iſt im 
BGB. nicht geregelt, ſondern die Regelung iſt nach Art. 9 6 
GGBGB. der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Die Annahme 
des Berufungsrichters von der Unübertragbarkeit des Rechtes 
beruht alſo auf dem irrevifiblen bayeriſchen Landes rechte. Aber ⸗ 
dies würde dem Berufungsrichter auch dann beizutreten ſein, 
wenn das BGB. anzuwenden wäre (88 399, 413 BGB.), 
da der Inhalt des Altenteilsrechts, insbeſondere wenn dieſes wie 
hier in Gewährung freier Wohnung im belaſteten Grundſtück, 
in Beſpeiſung, Wartung und Krankenpflege beſteht, nicht jedem 
beliebigen Dritten gegenüber und für jeden beliebigen Dritten 
gleich bleibt, ſondern es ſehr weſentlich auf die Perſon des Be⸗ 
rechtigten und feine Bedürfniſſe ankommt. Die Annahme des 
Berufungsrichters, daß das mit dem Manne getroffene Ab⸗ 
kommen der Frau gegenüber nichtig ſei, beruht danach nicht auf 
Rechtsirttum. Der Berufungsrichter nimmt ferner an, daß das 
Abkommen auch dem beklagten Manne gegenüber nach §8 139 
BGB. nichtig ſei, da nichts dafür ſpreche, daß dieſer und der 
Kläger das Rechtsgeſchäft auch ohne den nichtigen Teil vor⸗ 
genommen haben würden. Die Reviſion rügt, daß die Annahme 
des Berufungsrichters, die in den Verhandlungsergebniſſen keinen 
Anhalt finde, nicht genügend begründet ſei, zumal weder eine 
unteilbare Leiſtung, noch eine Geſamtgläubigerſchaft in Frage 
ſtehe. Dieſe Rüge, die den Sinn hat, daß der beklagte Ehe⸗ 
mann allein verurteilt werden ſolle, ſcheitert ſchon daran, daß 
dieſes Begehren in den Vorinſtanzen nicht geſtellt und ins⸗ 
beſondere nicht zu erkennen gegeben iſt, welche Abfindungsſumme 
der Kläger dem beklagten Manne allein geben will. Sie iſt 
aber, auch hiervon abgeſehen, unbegründet. Im RG. Bd. 59, 
175 iſt bereits ausgeführt, daß der $ 139 BGB. nicht nur 
Anwendung findet, wenn das Rechisgeſchäft objektiv aus meh⸗ 
reren Teilen beſteht, ſondern auch dann, wenn bei dem Rechts- 
geſchäft auf der einen oder anderen Seite mehrere Perſonen als 
Vertragſchließende beteiligt ſind. Iſt alſo die Erklärung, die der 
beklagte Ehemann für ſeine Frau abgegeben hat, nichtig, ſo 
ergreift dieſe Nichtigkeit, da es ſich um ein einheitliches Rechts⸗ 
geſchäft handelt, auch die Erklärung des Mannes, wenn nicht 


anzunehmen iſt, daß er das Geſchäft auch ohne den nichtigen 


Teil vorgenommen haben würde. Die Reviſion meint, daß das 
Nichtvorliegen der im §8 139 mit den Worten „wenn nicht“ 
eingeleiteten Ausnahme nur angenommen werden dürfe, wenn 
die Verhandlung dafür Anhalt geboten habe. Dies iſt aber 
nicht richtig. Der Richter hat von der Regel auszugehen; das 
Vorliegen einer Ausnahme von einer geſetzlichen Regel hat die 
Partei zu behaupten und zu beweiſen (vgl. das zum Abdrucke 
beſtimmte Urteil des erkennenden Senats in Sachen W. c. M. 
V 44/05). Das hat der Kläger im vorliegenden Falle nicht 
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getan. Darauf, ob die Leiſtungen teilbar oder unteilbar find und ob 
ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegt, kommt es für die Anwendung 
des 5 139 BGB. nicht an. Übrigens find Altenteilsleiſtungen, wie 
Wohnung und Heizung in einem Zimmer u. dergl., in der Tat 
unteilbar. G. c. E., U. v. 14. Okt. O05, 257/05 V. — Münden. 

6. 58 249, 254, 472, 826 BGB. Berechnung des 
Schadens gegen einen Bevollmächtigten, der ſich bei dem Ver⸗ 
kaufe eines Grundſtücks argliſtig benimmt.] 

Der Kläger behauptete, durch die beklagte Ehefrau als 
Bevollmächtigte ihres Ehemannes durch argliſtige unrichtige 
Angaben bei einem Grundſtückskaufe getäuſcht zu ſein. Der 
gegen fie wegen einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Handlung erhobene Schadenserſatzanſpruch iſt, wie wenn gegen 
ſie ein Anſpruch auf Herabſetzung des Kaufpreiſes begründet 
wäre, vom Kläger, der das gekaufte Grundſtück behält, nach 
der für die Minderung des Kaufpreiſes beim Mangel zu⸗ 
gefiherter Eigenſchaften der Kaufſache getroffenen Vorſchrift 
ſeiner Höhe nach berechnet. Wegen der Unrichtigkeit der 
Schadens berechnung hat der Berufungsrichter den Anſpruch für 
unbegründet erklärt, da die Beklagte wegen ihrer angeblichen 
argliſtigen Täuſchung nicht nach Maßgabe des nur unter den 
Vertragſchließenden anwendbaren 8 472 BGB., fondern nach 
dem für die Schadensberechnung im Falle des 8 826 BGB. 
allein maßgebenden $ 249 BGB. Schadenserſatz zu leiſten 
habe, in dieſem Falle aber der Kläger das Verhalten der Be. 
klagten in ſeiner Totalität als das ihn ſchädigende Ereignis zu 
behandeln und demnach zu berückſichtigen habe, daß er durch 
deren falſche Vorſpiegelungen nicht nur Nachteile erlitten, ſondern 
durch den Grundſtückserwerb mit tatſächlich vorhandenen Miet⸗ 
erträgen auch Vorteile erlangt habe, die gegen die Nachteile zur 
Ausgleichung zu bringen ſeien, um einen richtigen Maßſtab für 
ſeine Vermögenslage zu gewinnen, wie ſie ſich durch die 
Täuſchung der Beklagten gegenüber dem Vermögens ſtande vor 
dem Kaufoertrage geftaltet habe. Die Revifion des Klägers 
wurde zurückgewieſen: Allerdings hat die Beklagte im Falle 
argliſtiger Täuſchung dem Kläger den durch dieſe zugefügten 
Schaden zu erſetzen, und der Erſatz dieſes Schadens iſt auch 
durch die Herſtellung desjenigen Zuſtandes zu leiſten, der be⸗ 
ſtehen würde, wenn die argliſtige Täuſchung als der zum Er⸗ 
ſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. Dieſe der 
Entſcheidung des Streitfalls zugrunde zu legenden Rechtsſätze 
führen aber nicht zu dem Ergebniſſe, daß bei einer durch einen 
Dritten abſichtlich erfolgten unrichtigen Zuficherung einer Eigen⸗ 
ſchaft der Kaufſache der Dritte, der den Kaufpreis nicht erhält, 
in gleicher Weiſe wie der Verkäufer als Schaden denjenigen 
Geldbetrag zu erſetzen habe, der ſich aus dem Vergleiche des 
Wertes der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu ihrem wirklichen 
Werte für den Käufer ergibt. Denn dieſe zur Berechnung der 
Kaufpreisherabſetzung unter den Vertragſchließenden gegebene 
Vorſchrift findet nicht auch Anwendung auf die Schadens- 
berechnung außerhalb beſtehender Vertragsverhältniſſe. Wenn 
ſie von dem RG. in den von der Reviſion angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen bei Schadensanſprüchen wegen Betrugs des Ver⸗ 
käufers berückfichtigt worden tft, jo war hierfür die Erwägung 
maßgebend, daß ein das Kaufgeld in ſeinem vollen Betrag ein- 
klagender betrügeriſcher Verkäufer nicht günſtiger geſtellt ſein 
könne wie ein redlicher, der eine zugeſagte Eigenſchaft nicht zu 
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gewähren vermöge. Dieſer für das Verhältnis unter den Ver⸗ 
tragſchließenden zutreffende Erwägungsgrund trifft nicht auch 
zu auf das Verhältnis des getäuſchten Käufers zu einem ihn 
täuſchenden Dritten, der keinerlei Vertragsanſprüche gegen ihn 
hat. Unter dieſen iſt daher unabhängig von der Vorſchrift des 
8 472 BGB. die Höhe des Schadens des getäuſchten Käufers 
aus der Vermögensverminderung zu ermitteln, die er durch die 
Täuſchung erlitten hat. Der Berufungsrichter hat mithin aus 
der von ihm angezogenen Entſcheidung des RG. in Bd. 54 
S. 137 die zutreffenden Folgerungen gezogen. Im vorliegenden 
Falle iſt zudem für die Höhe des klägeriſchen Schadensanſpruchs 
der wirkliche, von der Zuficherung der Mieterträge unabhängige 
Wert des gekauften Grundſtücks zur Zeit des Verkaufs und 
deſſen Verhältnis zu dem gezahlten Kaufpreis einſchließlich des 
entgangenen Gewinnes maßgebend, wobei auch die Prüfung 
der Frage nicht zu umgehen iſt, inwieweit der Kläger durch die 
in Kenntnis der Unrichtigkeit der Mietangaben der Beklagten 
entgegengenommene Auflaſſung ſeinen Schaden ſelbſt verurſacht 
hat ($ 254 BGB.). Da die Klage auf die Herabſetzung des 
Kaufpreiſes gerichtet iſt, fo iſt in ihr die Höhe des Schadens⸗ 
anſpruchs nach den für fie maßgebenden Gefichtspunkten nicht 
begründet; ihre Abweiſung iſt deshalb der Beklagten gegenüber 
mit Recht erfolgt. K. c. S., U. v. 20. Sept. 05, 56/05 V. 
— Poſen. 

7. 8 254 BGB. Verſchulden des Verunglückten, der 
noch vor einem Straßeneiſenbahnwagen die Straße kreuzen 
will.] 

Der Kläger iſt von einem Wagen der Straßeneiſenbahn 
überfahren worden. Sein Anſpruch auf Schadenerſatz 
gegen die Straßeneiſenbahn⸗Geſellſchaft iſt vom LG. zur 
Hälfte dem Grunde nach für berechtigt erklärt, und die 
dagegen von der verurteilten Geſellſchaft eingelegte Berufung 
ift zurückgewieſen worden. Das RG. billigte dem Kläger 
nur ¼ ſeines Schadens zu: Der Kläger iſt nicht durch 
beſondere örtliche Verhältniſſe gehindert geweſen, vor dem Be⸗ 
treten des Gleiſes den ſchon nahenden Motorwagen wahr- 
zunehmen. Allein ſein Wunſch, noch vor dem Fuhrwerk die 
Straße zu kreuzen, und der Warnungsruf ſeines Begleiters, 
den er nicht verſtand, haben ſeine Aufmerkſamkeit von dem ab⸗ 
gelenkt, worauf er notwendig zu achten hatte. Bei dieſer Sach- 
lage iſt das Verſchulden des Klägers die überwiegende Urſache 
des Schadens geweſen und dementſprechend iſt der dem Kläger 
zu erftattende Teil des Schadens herabgeſetzt worden. Straßen 
eiſenbahn⸗Geſ. z. H. c. B., U. v. 18. Sept. 05, 51/05 VI. — 
Hamburg. 

8. 5 326 BGB. Umwandlung des ganzen Vertrags- 
verhältniſſes in den Anſpruch auf Schadenserfatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, ſofern nichts anderes vereinbart; Anwendung des 
§ 249 Satz 1 ausgeſchloſſen beim Schadenserſatz wegen Nicht. 
erfüllung nach § 326 Abſ. 1 S. 2.] 

Die Wahl des Schadenerſatzes wegen Nichterfüllung nach 
§ 326 Abſ. 1 Satz 2 BGB. hat nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats, der übrigens der Berufungs⸗ 
richter beitritt, die Wirkung, daß fi der ganze gegenſeitige 
Vertrag in einen einſeitigen Anſpruch des nichtſäumigen Ver⸗ 
tragsteiles gegen den ſäumigen auf Schadenerſatz wegen Nicht. 
erfüllung des ganzen Vertrags umwandelt. Die Klägerin hatte 
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im gegebenen Falle den ſogenannten konkreten Schaden liquidien 
und zu deſſen Feſtſtellung die in Bremen angekommene Bar 
verſteigert. Der Berufungsrichter führt rechtlich einwandfrei 
aus, daß die Art der Feſtſtellung des Schadens durch eine Ver. 


ſteigerung der Ware — Deckungsverkauf —, bei der die Inter 


eſſen der Beklagten an Erzielung eines moͤglichſt hohen Kauf. 
preiſes gewahrt wurden, an ſich und auch bei der hier gegebenen 
beſonderen Sachlage zuläffig war. — In der aufgemachten 
Schadensrechnung ſchreibt ſich die Klägerin den von der Be- 
klagten ſeinerzeit angeforderten Preis gut und belaſtet ſich mit 
dem Steigerlöſe. Die Beklagte hatte indeſſen nach mehrfacher 
Richtung die verſteigerte Ware als mangelhaft und nicht ver 
tragsgemäß beanſtandet und den Standpunkt eingenommen, daß 
über dieſe Beanſtandungen in dem jetzt anhängigen Verfahren 
über Feſtſetzung des Schadens zu entſcheiden ſei. Mit bezuz 
auf dieſe Sachlage erwägt der Berufungsrichter: „Für die 
Höhe des definitiv der Beklagten zur Laſt fallenden Schaden 
tft nicht ohne Bedeutung, ob die verkaufte Ware vertragsmäßiz 
war. Denn es iſt anzunehmen, daß dieſe einen hoheren Preis 
erzielt haben würde als vertragswidrige minderwertige. Einer 
Feſtſtellung nach dieſer Seite bedarf es aber zur Zeit nicht. 
Denn Klägerin kann verlangen, erſt einmal ſo geſtellt zu werden, 
wie fie ſtehen würde, wenn die Beklagte ihr die Ware abge 
nommen und bezahlt hätte. Mußte aber die Beklagte die Ware 
— vorbehaltlich ihrer Anſprüche wegen etwaiger vertragswidriger 
Beſchaffenheit — zunächſt einmal ſo annehmen, wie ſie bei dem 
Angebot war, ſo erhält Klägerin auch nur die gleiche Stellung und 
nicht mehr, wenn fie bei ihrer Schadensrechnung den Erloͤs einſtellt, 
den die Ware in dem Zuſtand erzielte, worin ſie der Beklagten 
angeboten wurde. Da die Wahl von Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung nicht wie der Rücktritt vom Vertrage die Wirkung 
hat, daß das durch den Vertrag begründete Schuldverhältnis 
erliſcht, ſondern der Vertrag fortbeſteht — RG. 50, 266/267 —, 
fo wird die Frage, ob die Ware nicht den Vertragsbedingunge 
entſprach, auch jetzt noch von dem (zwiſchen Parteien zur Ent ⸗ 
ſcheidung dieſer Frage) vereinbarten Schiedsgericht feftzuftellen 
und von dieſem zu beſtimmen ſein, ob und wieviel die Klägerin 
von dem ihr zuerkannten Schadenerſatze zurückzuzahlen hat.“ 
In dieſen Ausführungen liegt das rechtliche Bedenken, das zu 
Aufhebung des Urteils führt. In den Fällen des § 326 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. wandelt ſich das ganze Vertrags verhältnis, 
nicht bloß der Beſtandteil desſelben, in bezug auf den ein 
Schuldnerverzug vorlag, in den Anſpruch auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung um. An die Stelle des Anſprucht der 
Klägerin auf vorläufige Zahlung und ihrer Verpflichtung zur 
Leiſtung vertragsgemäßer Ware ſowie an die Stelle der Ver- 
pflichtung der Beklagten zu vorläufiger Zahlung unter Vorbehalt 
der Entſcheidung des Schiedsrichters und ihres Anſpruchs auf 
eine in der gedachten Weiſe geregelte Leiſtung vertragsgemäßer 
Ware iſt für, aber auch gegen beide Vertragsteile der ein · 
feitige Anſpruch der Klägerin auf Schadenerſatz wegen Nicht 
erfüllung aus 8 826 a. a. O. getreten. Deshalb kann ſich die 
Klägerin bei der Schadensliquidation nicht kurzerhand auf 
den Standpunkt ſtellen, daß die Beklagte unter Vorbehalt der 
Entſcheidung des Schiedsrichters vorläufig den vereinbarten 
Preis gegen die angebotene Ware zu zahlen hatte. Denn damit 
liquidiert fie nur einen Schaden wegen Nichterfüllung der Bor- 
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ausleiſtung, nicht wegen Nichterfüllung des ganzen Vertrags, 
wie vereinbart; ſie liquidiert nur einen vorläufigen Schaden 
unter Vorbehalt endgültiger Entſcheidung des Schiedsrichters, 
ob und in welchem Betrage dieſer Schaden zu mindern fet. 
Das entſpricht an ſich nicht der rechtlichen Natur und dem 
Inhalte des Schadens erfatzes wegen Nichterfüllung aus § 326. 
Das dargelegte Bedenken kann auch nicht durch Hinweis auf 
8 249 Satz 1 BGB. beſeitigt werden, wonach der Schaden⸗ 
erſatz in erſter Reihe auf Naturalherſtellung geht. Allerdings 
konnte der Geſichte punkt der Naturalherſtellung im Sinne des 
§ 249 bei der hier gegebenen Sachlage zu dem vom Berufungs- 
richter gewonnenen Ergebniſſe führen. Bei dem Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung nach § 326 Abſ. 1 Satz 2 kann indeſſen 
von Anwendung des 8 249 Satz 1 nicht die Rede fein; dieſer 
Schadenerſatzanſpruch iſt ſtets Anſpruch auf Entſchädigung in 
Geld. Denn nach der ausdrücklichen Vorſchrift jener Geſetzes⸗ 
beſtimmung iſt der urſprüngliche Erfüllungsanſpruch ausgeſchloſſen, 
die Vorſchrift des § 249 Satz 1 würde aber dahin führen, 
jenen Erfüllungsanſpruch wieder herzuſtellen. § 326 a. a. O. 
enthält indeſſen dispoſitives Recht und kann durch Vereinbarungen 
der Parteien geändert werden. Deshalb wäre die Vereinbarung, 
daß bei dem Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
nach § 326 der Schuldner mit feinen Beanftandungen gegen 
die dem Schadensanſpruch zugrunde gelegten Ware vorerſt nicht 
gehört und auf die vorbehaltene Entſcheidung des Schiedsrichters 
verwieſen werde, rechtlich zuläffig. Für den vorliegenden Fall 
wäre es darnach durchſchlagend, wenn die Beſtimmungen hin⸗ 
fichtlich der Kompetenz des Schiedsgerichts fo ſtark wären, daß 
fie auch auf den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung nach § 326 erſtreckt werden könnten. Eine ſolche 
Auslegung wäre geeignet, die Entſcheidung des Berufungsrichters 
zu tragen. Seine Argumente ſind indeſſen überwiegend der 
rechtlichen Natur des gedachten Anſpruchs auf Schadenerſatz 
entnommen und find gerade nach dieſer Richtung rechtlich nicht 
bedenkenfrei; ſie reichen auch in ihrem Schlußſatze nicht zu, in 
ihnen eine Auslegung der gedachten Vertragsbeſtimmungen 
dahin zu finden, daß ſie nach Abſicht der Parteien auch für den 
Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach § 326 
a. a. O. anzuwenden ſeien. Eine Auslegung jener Vertrags- 
beſtimmungen fällt aber wenigſtens zum Teil in das Gebiet 
der Tatſachenwürdigung und kann deshalb vom Reviſionsrichter 
nicht vorgenommen werden. Darnach mußte das Berufungs- 
urteil aufgehoben und die Sache, da fie noch weiterer Er- 
örterung in tatſächlicher Beziehung bedarf, an das Berufungs⸗ 
gericht zur anderweiten Verhandlung und Entſcheldung zurück⸗ 
verwieſen werden. Sollte das Berufungsgericht bei ſeiner 
erneuten Prüfung wiederum zu dem Ergebniſſe gelangen, daß 
der Schadenerſatz vorerſt ohne Rückſicht auf die Beanſtandungen 
der Ware zuzuerkennen ſei und die Frage, ob die Ware nicht 
den Vertragsgedingen entſprach, auch jetzt noch von dem 
vereinbarten Schiedsgerichte feftzuftellen und von dieſem zu 
beftimmen ſei, ob und wieviel Klägerin von dem ihr zu⸗ 
erkannten Schadenersatz zurückzuzahlen habe, fo wird es übrigens 
noch zu erwägen haben, ob nicht in der Urteils formel der 
Beklagten die Geltendmachung jener Rechte vorzubehalten ſei. 
L. & B. e. Str. & Co., U. v. 13. Okt. 05, 57/05 II. — 
Hamburg. 


9. 8 566 BGB. verb. mit 58 257—259 3 O. und 
§ 25 HGB. Haftung der Handelsgeſellſchaft für von früheren 
Inhabern abgeſchloſſene Mietsverträge. Begriff der wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen und Verhältnis zu vertragsmäßigen Vor⸗ 
leiſtungen des anderen Teils. 

Kläger verlangte von der offenen Handels geſellſchaft R. & Co. 
Zahlung des auch künftig fällig werdenden Mietzinſes für ein 
Geſchäftslokal auf Grund eines mit den früheren Inhabern der 
Firma abgeſchloſſenen Mietvertrages. Das OLG. wies, inſoweit 
es ſich nicht um früher fällig geweſene Mietzinsraten handelte, 
ab, das RG. hob auf und wies die Sache zu anderweiter 
Verhandlung und Entſcheidung zurück: 1. Das Berufungs- 
gericht beachtet den Einwand der Beklagten, daß der ſtill⸗ 
ſchweigende Vertragsſchluß, mittels deſſen von der Beklagten 
der von dem Kläger mit den früheren Inhabern der Firma 
R. & Co. abgeſchloſſene Mietvertrag vom 1. Januar 1900 an 
Stelle der letzteren übernommen worden ſei, mangels ſchriftlicher 
Beurkundung nach §8 566 BGB. als für unbeſtimmte Zeit, 
mit Zuläffigfeit der Kündigung für den Schluß des erſten 
Jahres eingegangen anzuſehen ſei, und der Kläger daher, wenn 
§ 258 ZPD. anwendbar ſei, nur auf Zahlung der bis Ende 
1904 fällig werdenden Mieten habe klagen können. Es tritt 
dieſer Auffaſſung mit dem Bemerken bei, daß von der Be⸗ 
klagten, nachdem ſie die Firma R. & Co. ohne deren Paſſiva 
erworben, das Mietgrundſtück tatſächlich in Benutzung genommen, 
alſo ſtillſchweigend unter den der früheren Geſellſchaft R. & Co. 
gewährten Bedingungen gemietet worden, hiernach aber 
§ 566 BGB. anwendbar und die Anwendung des § 258 
ausgeſchloſſen ſei. Allein nach 8 25 HGB. haftet derjenige, 
der ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeſchäft unter der 
bisherigen Firma fortführt, für alle im Betriebe des Geſchäftes 
begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers. Das 
Geſchäft der Firma R. & Co. iſt mit dieſer Firma auf die 
jetzigen drei Inhaber derſelben übergegangen. Dieſelben haben 
zwar nur die Aktiva, nicht die Paſſiva der Firma übernommen, 
allein dieſe Vereinbarung iſt nach Abſ. 2 des angeführten 
Paragraphen einem Dritten, alſo hier dem Kläger, gegenüber 
nur wirkſam, wenn ſie in das Handelsregiſter eingetragen und 
bekanntgemacht oder von dem Erwerber oder von dem Ver⸗ 
äußerer dem Dritten mitgeteilt worden iſt; von dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt hier keine dargetan. Da hiernach die Verpflichtungen 
aus dem früheren Mietvertrag auf die beklagten Firmeninhaber 
nicht bloß durch ſtillſchweigende Mbernahme, ſondern ſchon auf 
Grund der erwähnten Geſetzesvorſchrift übergegangen find, ſo 
würde $ 566 BGB. im vorliegenden Falle nicht Platz greifen, 
auch wenn man ihn im übrigen beim ſtillſchweigenden Eintritt 
in einen bereits beſtehenden ſchriftlichen Mietvertrag für 
anwendbar erachten wollte. 2. Dagegen erſcheint die Ent- 
ſcheidung des Berufungsgerichts in Anſehung des zweiten 
Einwandes der Beklagten an ſich zutreffend. Dieſer Einwand 
geht in erſter Linie dahin, daß es inſofern an der Vorausſetzung 
für die Anwendbarkeit des 8 258 ZPO. fehle, als bei dem 
vorliegenden gegenſeitigen Mietvertrag die Verpflichtung zur 
Zahlung der künftigen, poſtnumerando zahlbaren Mietraten 
davon abhängig fei, daß der Kläger vorgängig ordnungsmäßig 
ſeine Verpflichtungen als Vermieter erfülle. Es handelt ſich 
hier um die Auslegung des 8 258 3POD., wonach „bei wieder⸗ 
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kehrenden Leiſtungen auch wegen der erſt nach Erlaſſung des 
Urteils fällig werdenden Leiſtungen Klage auf künftige Ent- 
richtung erhoben werden kann“. Mit Recht hat die Vorinſtanz 
angenommen, daß dieſe Vorſchrift ſich nur auf einſeitige 
Leiſtungen, deren Fälligkeit lediglich vom Zeitablauf abhänge, 
nicht aber auf ſolche Leiſtungen aus zweiſeitigen Verträgen 
beziehe, welche von einer gleichzeitigen oder vorgängigen Gegen- 
leiſtung des Klägers abhängig ſeien, insbeſondere nicht auf 
Mietzinſen, welche vom Vermieter nur nach vorgängiger Ge⸗ 
währung des Mietgegenſtandes einzufordern ſeien. Allerdings 
ſpricht 5 258 allgemein von „wiederkehrenden Leiſtungen“, 
während der ihm vorausgehende § 257 ſpeziell bei „einer nicht 
von einer Gegenleiſtung abhängigen Geldforderung, deren 
Geltendmachung an den Eintritt eines Kalendertages geknüpft 
iſt“, die Klage auf künftige Zahlung zuläßt. Hieraus folgt 
aber nicht, daß im Falle des 8 258 die Abhängigkeit von einer 
Gegenleiſtung nicht erfordert werde. Schon die erwähnte 
Wortfaſſung ſteht der oben aufgeſtellten Auslegung nicht ent⸗ 
gegen, läßt fi) vielmehr dahin deuten, daß unter den „wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen“ des § 258 ſolche, die noch von einer 
Gegenleiſtung des Klägers abhängig find, entſprechend der aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift des § 257, nicht inbegriffen find. So 
kann aus dem Ausdruck „fällig werdenden Leiſtungen“ im 
§ 258 mit Gaupp-Stein Kommentar 6/7. Auflage, $ 258 
Bem. I Abſ. 2 die weſentliche Abhängigkeit vom Zeitablauf 
und außerdem auch aus dem weiter unten zu erwähnenden 
§ 259 („außer den Fällen der 588 257, 258”) ein gewiſſer 
Zuſammenhang des $ 258 mit dem $ 257 und eine Gleich⸗ 
artigkeit der in Frage ſtehenden Vorausſetzung für beide 
Paragraphen gefolgert werden. (Wird weiter ausgeführt.) Dazu 
tritt der auch von der Vorinſtanz angeführte Grund, daß die 
Zulaſſung der abweichenden Auslegung zu einer weſentlichen 
Beſchränkung des in 88 820, 322 enthaltenen Grundſatzes des 
materiellen Rechts führen würde, wonach der aus einem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage Verpflichtete die ihm obliegende Leiſtung bis 
zur Bewirkung der Gegenleiſtung verweigern und der Klage eine 
hierauf gerichtete Einrede entgegenſetzen kann. Die Geltend⸗ 
machung dieſer Befugnis würde vereitelt, oder erheblich 
erſchwert, wenn insbeſondere der Mieter auf die Klage des zur 
Vorleiſtung verpflichteten Vermieters zur Zahlung des Miet⸗ 
zinſes für einen längeren Zeitraum rechtskräftig im voraus 
verurteilt werden könnte und bei ſpäterer mangelhafter Vertrags ⸗ 
erfüllung ſeitens des Vermieters auf die Klagerhebung nach 
§ 767 3PD. angewieſen wäre. Hätte der Geſetzgeber mit 
dem S 258 einen ſolchen Eingriff in das materielle Recht 
beabſichtigt, fo wäre zweifellos dieſem Paragraphen eine andere 
Faſſung gegeben worden. Hiernach tritt der Senat abweichend 
von den Kommentaren von Gaupp⸗ Stein, Seuffert, Struckmann⸗ 
Koch, welche zu § 258 als wiederkehrende Leiſtungen neben 
einfeitigen Renten und Zinſen auch „Miet- und Pachtzinſen“ 
anführen, dieſen Zuſatz aber nicht näher begründen, der Anficht 
von Peterſen, Kommentar, 5. Aufl. S. 508 Anm. III zu 8 258 
bei, daß „in dieſer Vorſchrift die Fälligkeit der Teilleiſtung 
lediglich als vom Zeitablauf abhängig gedacht wird“. Kann 
hiernach auch die vorliegende Klage nicht auf 8 258 ZPO. 
geſtützt werden, ſo läßt ſich damit doch noch nicht die angefochtene 
Eutſcheidung aufrecht erhalten. Denn nach dem erſtinſtanzlichen 
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Tatbeſtand iſt die Klage mit der Behauptung, daß die Beklagten 
dem Kläger die Erfüllung des von ihnen übernommenen Miet- 
vertrages verweigert und ſich als nicht mehr an denſelben ge⸗ 
bunden erachtet hätten, zunächſt nach 8 259 3 O. erhoben, 
dieſe Behauptung von ſeiten der Beklagten beſtritten und hierzu 
Beweis und Gegenbeweis angetreten worden. Nach 8 259 
aber „kann Klage auf künftige Leiſtung außer den Fällen der 
58 257, 258 erhoben werden, wenn den Umſtänden nach die 
Beſorgnis gerechtfertigt iſt, daß der Schuldner ſich der recht⸗ 
zeitigen Leiſtung entziehen werde“. Nach dieſer allgemeinen 
Faſſung iſt alfo hier, abweichend von den 88 257, 258, die 
Einklagung jedes künftigen Anſpruches ohne die dort 
geſetzte Beſchränkung auf einſeitige Leiſtungen, für zuläffig 
erklärt, worüber auch in der Rechtslehre, ſoweit erſichtlich, Ein- 
verſtändnis herrſcht. Vergl. Peterſen a. a. O. Bem. zu § 259, 
Seuffert a. a. O. §8 259 Bem. 2, Gaupp⸗Stein 8 259 Bem. I. 
Mit Rückficht hierauf erſcheint die Erhebung der Klage nach 
§ 259 an ſich zuläſfig. Da das Berufungsgericht auf dieſe 
Seite der Klage nicht eingegangen iſt, ſolche aber noch weiterer 
Verhandlung bedarf, ſo war die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und die Zurückverweiſung der Sache in die Vorinftanz 
geboten. B. o. R., U. v. 10. Okt. 05, 245/05 III. — 
Hamburg. 

10. 8723 BGB. Das rechtzeitige Kündigungsrecht beim 
Geſellſchaftsvertrag kann nicht durch Feſtſetzung einer Vertrags⸗ 
ſtrafe beſchränkt werden. Das gilt auch für die vor dem 1. Januar 
1900 errichteten Geſellſchaften.] 

Die Mitglieder der Molkereigenoſſenſchaft haben von dem 
beklagten Gutsbefitzer G. 2400 Mark auf Grund des & 23 
Abſ. 1 des Vertrages, welcher lautet: „Der freiwillige Austritt 
einzelner Mitglieder aus der Geſellſchaft iſt an eine Abfindungs⸗ 
ſumme von 300 Mark für jede von dem betreffenden Geſellſchafter 
gezeichnete Kuh geknüpft,“ verlangt. Sie haben ihren Klage ⸗ 
antrag eventuell noch auf 8 723 Abſ. 2 Satz 2 BGB. geftügt, 
indem ſie behaupten, daß Beklagter ihnen durch unzeitige 
Kündigung einen Schaden in Höhe von 3400 Mark verurſacht 
habe. Das LG. wies ab, das Os G. verurteilte, das RG. hob 
auf und verwies die Sache an die II. Inſtanz zurück: Der 
§ 23 Abſ. 1 des Statuts iſt wegen Verſtoßes gegen 8 723 
BGB. unverbindlich. Was die vom Vorderrichter unent⸗ 
ſchieden gelaſſene Frage anlangt, ob § 723 Abſ. 3 BGB. auf 
bereits vor 1900 entſtandene Geſellſchaften Anwendung findet, 
jo iſt fie im Einklange mit den fie behandelnden Schriftſtellern, 
beſonders mit Rückſicht auf die bei Habicht, Einwirkung des 
BGB. 3. Aufl. S. 164 ff., geſchilderte Entſtehungegeſchichte des 
Art. 170 EGBGB. zu bejahen. Es handelt ſich um eine 
Vorſchrift von „entſchiedener reformatoriſcher oder prohibitiver 
Bedeutung“, die als ſolche auch bei den Verhandlungen der 
zweiten Kommiſſion ohne Widerſpruch ausdrücklich miterwähnt 
wurde. Es erſcheint zudem an ſich ausgeſchloſſen, daß der 
Geſetzgeber, der inſoweit die wirtſchaftliche Freiheit der Beteiligten 
nicht beſchränkt wiſſen wollte, unter dem alten Rechte entſtandene, 
mit dem damit aufgeſtellten Grundſatze in Widerſpruch ſtehende 
Geſellſchaften unter dem neuen Rechte unbeſchränkt hätte weiter 
beſtehen laſſen wollen. Vergl. Habicht a. a. O. S. 313, 314; 
Niedner, Einführungsgeſetz Art. 170 Note 5b; Planck, Ein⸗ 
führungsgeſetz Art. 170 Anm. 10; Neumann, Bürgerliches Geſetz⸗ 
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buch Bd. 3, 4. Aufl. S. 161. Es iſt aber auch gegen den 
Vorderricher anzunehmen, daß durch § 23 Abſ. 1 des klägeriſchen 
Statuts das Kündigungsrecht der Geſellſchafter den Vorſchriften 
des § 723 zuwider beſchränkt wird. Nach § 723 Abſ. 1 
kann bei auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaften 
— und um eine ſolche Geſellſchaft handelt es ſich hier — jeder 
Geſellſchafter die Geſellſchaft jederzeit kündigen. Dies freie 
Kündigungsrecht wäre ſehr empfindlich beſchränkt, wenn ſeine 
Ausübung an die Zahlung einer ſogenannten Abfindungsſumme, 
die die Wirkung einer Vertragsſtrafe hat und die im vor⸗ 
liegenden Falle den erheblichen Betrag von 2 400 Mark erreichen 
würde, geknüpft wäre. Mit Recht hat daher das OLG. Kiel 
in einem im weſentlichen zleichliegenden Falle (ſ. Seuff A. Bd. 57 
Nr. 147) die Unverbindlichkeit einer ſolchen Vereinbarung an⸗ 
genommen, indem es zugleich hervorhebt, daß fie auch nicht 
unter dem Gefichtspunkt eines im voraus feſtgeſtellten Schadens⸗ 
erſatzes aufrecht erhalten werden kann, weil nach $ 723 BGB. 
eine Verpflichtung zum Schadengserſatze nicht bei Kündigung 
überhaupt, ſondern nur bei unzeitiger Kündigung anerkannt 
und zugelaſſen wird. Mit Recht verweiſt ſodann die Revifion 
auf das Erkenntnis des RG. in RG. 30, 83, wo Nachteile, 
die an den Austritt aus einer Genoſſenſchaft geknüpft waren, 
ebenfalls unter den Geſichtspunkt der Strafſtipulation gebracht 
find und dem § 38 des damals geltenden Genoſſenſchaftsgeſetzes 
gegenüber für unzuläjfig erachtet wurden. Mit Unrecht beſtreitet 
der Vorderrichter die Analogie des gegenwärtigen Falles mit 
dem dort entſchiedenen. Ein Unterſchied beſteht nur inſofern, 
als im Genoſſenſchaftsgeſetze im allgemeinen Abweichungen von 
dem in ihm enthaltenen Normalſtatute, ſoweit fie nicht aus⸗ 
drücklich geftaitet find, für unzuläffig erklärt werden, während 
für Geſellſchaften nach dem BGB. eine Spezialbeſtimmung 
Beſchränkungen des in den Abfägen 1 und 2 des § 723 
geregelten Kündigungsrechtes verbietet. Dem Vorderrichter kann 
nicht zugegeben werden, daß der Geſellſchaftsvertrag in dieſer 
Beziehung die Auseinanderſetzung mit einem ausſcheidenden 
Geſellſchafter frei regeln kann, es darf vielmehr in das durch 
8 723 BGB. gewährleiſtete Kündigungsrecht auch durch Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen, welche die Auseinanderſetzung betreffen, nicht 
eingegriffen werden. (Die Zurückverweiſung erfolgte wegen des 
eventl. geltend gemachten Schädenanſpruchs wegen unzeitiger 
Kündigung.) G. c. W., U. v. 9. Okt. 05, 133/05 I. — 
Marienwerder. 

11. 5 779 BGB. Begriff des „zugrunde gelegten Sach · 
verhaltes“.] 

Der Beklagte wird hier in Anſpruch genommen als einziger 
Erbe ſeiner im Jahre 1902 zu Pfaffenhofen im Elſaß ver⸗ 
ſtorbenen Schweſter Katharina R., geb. Sch., der Witwe des 
eben daſelbſt im Jahre 1891 verſtorbenen Philipp R. Die 
Klage iſt geſtützt auf zwei von dieſer unterſchriebene Schuldſcheine 
vom 18. Februar 1900, worin ſie den vier Klägern 2000 Mark 
bezw. 720 Mark ſchuldig zu ſein bekennt und dieſe Summen zu 
zahlen verſpricht. An dem 18. Februar 1900, an welchem die 
Witwe R. die Schuldſcheine ausſtellte, war vorher von ihr und 
den vier Klägern eine „Vereinbarung“ unterzeichnet worden, 
worin ein zwiſchen ihnen zu ordnendes Rechtsverhältnis dargelegt 
und darüber das Abkommen getroffen war, daß die Witwe R. 
zur Deckung einer Summe von 3 400 Franken den Klägern die 
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oben erwähnten Schuldſcheine ausſtellen und deren Betrag 
bezahlen, dieſe Schuld aber erſt beim Tode der Witwe R. fällig 
werden ſollte. Das Berufungsgericht, das als Klagegrund nur 
die eben erwähnte „Vereinbarung“ vom 18. Februar 1900 gelten 
laſſen will, charakterifiert dieſelbe mit Recht als einen Vergleich. 
Der verſtorbene Ehemann Philipp R. hatte nämlich ſeit dem 
Jahre 1862 ein ſeinem um das Jahr 1860 nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika ausgewanderten und nachher verſchollenen 
Bruder Jakob R. gehörendes Kapital in Verwaltung gehabt, 
und ſeine Witwe hatte hierüber am 14. März 1891 dem 
Georg R., als dem damals noch überlebenden Bruder des 
Philipp und des Jakob R., auf den, als vermutlichen Erben 
des Jakob, nun die Verwaltung übergehen ſollte, Rechnung 
gelegt und ihm den Saldo ausbezahlt; dabei waren aber zwei 
Poſten von 900 und von 2500 Franken, die die Witwe Philipp R. 
dem Georg R. als dem Jakob R. nach Amerika geſchickt in 
Rechnung gebracht hatte, von jenem nicht anerkannt worden, 
und hatte er ſich in dieſer Hinficht alle Rechte vorbehalten. 
Hierüber trafen nun eben die vier Kläger, als Erben jenes, 
inzwiſchen gleichfalls verſtorbenen Georg R., mit der Witwe 
Ph. R. am 18. Oktober 1900 das erwähnte Abkommen, wodurch 
einerſeits die letztere ihre Verpflichtung zur Zahlung der in 
2720 Mark umgerechneten 3400 Franken anerkannte, andererfeits 
jene ihr die Summe für ihre, der Witwe R., Lebenszeit zinslos 
beließen. Ohne Zweifel war dies ein Vergleich im Sinne des 
8779 Abſ. 1 BGB. Das Berufungsgericht nimmt nun an, 
daß nach dem Beweisergebniſſe des gegenwärtigen Prozeſſes der 
nach dem Inhalte des Vergleiches dieſem zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wirklichkeit nicht entſprochen habe, und, da bei 
Kenntnis der wahren Sachlage der Streit oder die Ungewißheit 
nicht entftanden fein würde, daher nach der ſchon angeführten 
Geſetzesſtelle der Vergleich der Rechtswirkung entbehre; als jenen 
zugrunde gelegten Sachverhalt fieht das OLG. „die Ungewißheit 
bezw. den Mangel eines Beweiſes der an Jakob R. erfolgten 
Zahlung“ an. Wäre dies zutreffend, fo würde, wie das Or G. 
mit Recht bemerkt hat, eine entſprechende Einwendung auch der 
Klage aus den Schuldanerkenntniſſen (der erwähnten Schuldſcheine) 
im Wege ſtehen. Dieſe find zur Erfüllung der in dem Ver⸗ 
gleiche übernommenen Verpflichtungen ausgeſtellt. Wenn alſo 
dieſe Verbindlichkeit wegen Unwirkſamkeit des Vergleiches in 
Wirklichkeit nicht exiſtierte, ſo würde ein Fall ungerechtfertigter 
Bereicherung nach Maßgabe des 8 812 BGB., insbeſondere des 
Abſ. 2 desſelben, vorliegen und deshalb nach & 821 daſelbſt 
auch eine Einrede (exceptio indebiti) begründet ſein; vgl. 
Planck, BGB., Bd. 2, Bem. 3 zu § 779, S. 527. Jene 
Auffaſſung des OL G., wonach aus dem angegebenen Grunde 
der Vergleich unwirkſam ſein ſoll, trifft nun aber nicht zu, 
iſt vielmehr von den Klägern mit Recht zum Gegenſtand ihres 
Revifionsangriffes gemacht worden. Dabei kann dahingeſtellt 
bleiben, ob auch prozeſſuale Bedenken gegen die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts beſtehen. Auch wenn man 
die letzteren völlig dahin gelten läßt, daß Philipp R. in den 
Jahren 1868 und 1871 die fraglichen Beträge von 900 und 
2 500 Franken dem Jakob R. nach Amerika übermacht habe, fo 
iſt doch die aus ihnen gezogene Folgerung, daß deswegen der 
dem Vergleiche zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit 
nicht entſprochen hätte, rechtlich unhaltbar. Die Frage, ob 
87 
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Philipp R. feinem Bruder Jakob die 3 400 Franken gezahlt 
habe, bildete gerade den Streitpunkt, der durch den Vergleich 
erledigt werden ſollte, und daß die Paziszenten fi im Irrtum 
über einen Punkt befunden haben, der einen Gegenſtand des 
Vergleiches ausmachte, kann nie die Unwirkſamkeit des letzteren 
zur Folge haben; vgl. Planck, a. a. O., Bem. 2 b zu 8779 
S. 526. Unter dem „zugrunde gelegten Sachverhalt“ find vom 
Geſetze gerade andere tatſächliche Vorausſetzungen verſtanden, 
auf welche der Streit oder die Ungewißheit ſich nicht bezog. 
Wollte man aber ſelbſt mit dem Berufungsgerichte, „die Un⸗ 
gewißheit, bezw. den Mangel des Beweiſes der an Jakob R. 
erfolgten Zahlung“ mit unter den „zugrunde gelegten Sachverhalt“ 
begreifen, ſo wäre dann zu ſagen, daß es nicht deswegen, weil 
jetzt Beweis für die in Rede ſtehende Zahlung vorliegt, weniger 
der Wirklichkeit entſpricht, daß bei Abſchluß des Vergleiches 
für die Kontrahenten die Tatſache der Zahlung ungewiß war 
und es an Beweis für dieſelbe fehlte. Vgl. aus dem Römiſchen 
Rechte z. B. 1.65 $ 1 D. de cond. ind. 12, 61. 19, 23 C. de 
transact. 2, 4. Dieſer Rechtsirrtum des Berufungsgerichtes 
muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. R. 0. Sch., 
U. v. 2. Okt. 05, 587/04 II. — Colmar. 

12. 5 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang für den 
Eintritt des Schadens.] 

Der Schulknabe E. zog ſich beim Turnen eine Verletzung 
zu. Die Klage des Vaters wurde abgewieſen; das RG. hob 
auf und verwies die Sache an das OLG. zurück: Das 
Berufungsgericht verneint den urſachlichen Zuſammenhang 
zwiſchen der beim Kläger aufgetretenen Hüftgelenkentzündung 
und der Tatſache, daß der Beklagte ihn beim Turnen auf den 
harten — nicht gelockerten oder ſonſtwie elaſtiſch gemachten — 
Erdboden aufſpringen ließ, indem es ausführt: Auch wenn die 
Niederſprungſtelle elaſtiſch geweſen wäre, habe mit Rückſicht 
auf die dem Kläger innewohnende Dispoſition die 
Möglichkeit beſtanden, daß ſich der Kläger beim Niederſpringen 
die Erkrankung zugezogen hätte. Die bloße Wahrſcheinlichkeit, 
daß in dieſem Falle der Unfall nicht eingetreten wäre, genüge 
im vorliegenden Falle nicht, um die Überzeugung des Gerichts, 
daß der Unfall bei elaſtiſchem Aufſprunge nicht entſtanden 
wäre, zu begründen; denn der erforderliche urſachliche Zuſammen⸗ 
hang konnte nur dann als vorhanden angeſehen werden, wenn 
feftſtände, der Unfall wäre nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge ohne jene Unterlaffung nicht eingetreten. Dieſe Aus- 
führung iſt rechtsirrtümlich. Wurde der Erfolg durch ſchuld⸗ 
haftes Handeln des Beklagten in Verbindung mit der dem 
Kläger innewohnenden Dispofition herbeigeführt, fo genügt es, 
daß das ſchuldhafte Handeln mitwirkende Urſache geweſen iſt. 
Unterſtellt man alſo, — was das Berufungsgericht unentſchieden 
läßt, — daß die ſpäter aufgetretene Hüftgelenkentzündung durch 
den bezeichneten Vorgang beim Turnen hervorgerufen iſt, und 
daß den Beklagten ein Verſchulden trifft, weil er unterlaſſen 
hat, bei der Sprungübung die Niederſprungſtelle elaſtiſch zu 
machen, ſo kann die bloße Möglichkeit, daß der Kläger fi 
vermöge der ihm innewohnenden Dispofition die Erkrankung 
auch dann, wenn die Niederſprungſtelle elaſtiſch geweſen wäre, 
zugezogen hätte, zur Verneinung des urſachlichen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen der Erkrankung und dem Verſchulden des 
Beklagten nicht führen. Der urſachliche Zuſammenhang wurde 
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allerdings dann nicht vorhanden fein, wenn die Härte des Erd⸗ 
bodens einflußlos geweſen, der nachteilige Erfolg alſo auch bei 
dem Aufſpringen auf eine elaſtiſche Aufſprungſtelle eingetreten 
wäre. Das Berufungsgericht ſtellt aber nicht feſt, daß die 
Hüftgelenkentzündung auch dann entſtanden ſein würde, wenn 
die Aufſprungſtelle elaſtiſch geweſen wäre, ſpricht ſich vielmehr 
nur negativ dahin aus, daß es nicht überzeugt ſei, daß der 
Unfall bei elaſtiſchem Aufſprung nicht entſtanden wäre und 
ſtellt den rechtsirrigen Satz auf, daß der erforderliche urſachliche 
Zuſammenhang nur dann als vorhanden angeſehen werden 
konne, „wenn feſtſtände, der Unfall wäre nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge ohne jene Unterlaſſung nicht eingetreten.“ 
E. c. S., U. v. 13. Okt. 05, 361/05 III. — Naumburg. 

13. 8 833 BGB. Begriff des willkürlichen ſelbſtändigen 
Tuns eines Tieres.] 

Anfang Februar 1904 iſt der Kläger auf einer Holztreppe 
ausgeglitten und hinabgefallen. Vor der Treppe hielt das Fuhr 
werk des Beklagten. Der Kläger fiel vor die Vorderräder des 
Wagens und gegen die Hinterbeine der Pferde. Dieſe bäumten 
ſich und zertraten ihm mehrere Rippen. Er macht den Beklagten 
als den Halter der Pferde nach 8833 BGB. haftbar. Das 
Berufungsgericht iſt nun davon ausgegangen, daß das Aus- 
ſchlagen der Pferde und das Treten auf das ihnen unbequeme 
Hindernis keinesfalls mit Notwendigkeit durch den Anprall 
des Klägers hervorgerufen worden ſei; es habe keine zwingende 
Veranlaſſung vorgelegen, daß die Pferde ausſchlugen oder auf 
den Kläger traten. Bei Zugrundelegung dieſer Auf- 
faſſung hat es ein willkürliches, ſelbſtändiges Tun der Pferde 
mit Recht angenommen. Dieſer Auffaſſung ſtehen jedoch im 
vorliegenden Falle Bedenken entgegen. Das Berufungsgericht 
führt aus, das „Durchſchnittspferd“ werde zwar beſtrebt ſein, 
der unvorhergeſehenen Berührung fi zu entziehen und dabei 
die Füße und den berührten Teil des Körpers in eine andere 
Stellung zu bringen; es entſpreche aber nicht der Natur eines 
an den Verkehr und den Umgang mit Menſchen gewohnten 
Pferdes in einem Falle, wie dem vorliegenden, auszuſchlagen 
oder auf das ihm unbequeme Hindernis zu treten. Dieſe Aus- 
führung ſteht im Widerſpruch mit den Darlegungen des er- 
kennenden Senats in dem auf S. 65 ff. des 60. Bandes der 
Entſch. des RG. in Zivilſ. abgedruckten Urteile, wonach für die 
Anwendung des 8 833 BGB. grundſätzlich nicht entſcheidend 
tft, ob das Verhalten des Tiers mit der allgemeinen Natur 
ſeiner Gattung in Widerſpruch ſteht und ob es auf einem Fehler 
— vitium — zurückzuführen iſt. Auch wenn man entgegen der 
Anficht des Berufungsgerichts davon ausgehen wollte, es liege 
in der Natur der Pferde, daß ſie in einem Falle der vorliegenden 
Art ausſchlagen und auf das ihnen unbequeme Hindernis treten, 
jo wäre ebenfalls — und zwar noch zwingender, als bei jener 
Anſicht — ein Ausfluß der tieriſchen Natur, ein willkürliches 
Tun anzunehmen. Von entſcheidender Bedeutung iſt lediglich, 
ob die Pferde infolge des Anpralls des Körpers des Klägers die 
Stellung ihrer Beine verändern und auf den Kläger treten 


mußten. Wäre dies zu bejahen, fo würde nicht ein willkürlichet 


Verhalten, ſondern ein unwillkürliches, mechaniſches vorliegen 
und die Verletzung lediglich infolge des Zurückdrängentz der 
Pferde durch den Körper des Klägers herbeigeführt worden ſein. 
Das Berufungsgericht hat dieſe Frage verneint, indem es an- 
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nimmt, es liege nichts dafür vor, daß der Anprall des Klägers 
an die Hinterbeine der Pferde ein beſonders wuchtiger geweſen 
ſei. Es iſt nun zwar richtig, daß ein unwiderſtehlicher Zwang 
für die Pferde, ſich aufzubäumen und den Kläger zu treten, 
darin noch nicht begründet war, daß der Körper des Klägers 
ihre Hinterbeine nur berührte. Allein jene Annahme iſt nicht 
prozeßgerecht. Das LG. hat in feinen Entſcheidungs gründen 


angenommen, daß der Kläger „mit ziemlich erheblicher Wucht“ 


gegen die Hinterbeine der Pferde gefallen ſei. Wenn nun auch 
nicht erfichtlich iſt, worauf es dieſe Annahme ſtützt, da in der 
I. Inſtanz von keiner Partei eine Behauptung in dieſer Be- 
ziehung aufgeſtellt worden war, ſo hat doch der Beklagte in der 
II. Inſtanz in feinem — vorgetragenen — Schriftſatz vom 
12. Oktober 1904 behauptet, der Kläger ſei „mit erheblicher 
Wucht“ gegen die Hinterbeine der Pferde gefallen und er hat 
dies ſogar als unſtreitig bezeichnet, ohne daß der Kläger jenes 
beſtritten oder dieſem widerſprochen hätte. Unter dieſen Umſtänden 
entbehrt jene Annahme des Berufungsgerichts einer tatſächlichen 
Unterlage und es bedarf gerade in dem für die Entſcheidung 
wichtigen Punkte der Sachverhalt noch der Aufklärung. Des⸗ 
halb muß das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs- 
gericht zurückverwieſen werden. L. c. H., U. v. 2. Okt. 05, 
548/04 VI. — Berlin. 

14. 88 833, 840 BGB. Haftung des Tierhalters. Über 
den urſachlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des 
Tieres und anderen Umſtänden, die den Schaden herbeigeführt 
haben können.] 

Als ein herrſchaftlicher Kutſcher mit dem Wagen feines 
Herrn an dem Haufe des Beklagten in mäßigem Trab vor- 
beifuhr, ſprang der dem Beklagten gehörige ſchottiſche Schäfer⸗ 
hund vor die Pferde und bellte. Die leicht ſcheuenden Pferde 
wurden in dem Moment, in welchem der Hund zu bellen be⸗ 
gann, ſcheu und gingen durch. Der Wagen fiel um; beim 
Herabſtürzen vom Wagen erlitt der Kläger mehrere ſchwere Ver⸗ 
letzungen. Das OL G. ſtellte Klageanſpruch dem Grunde nach 
in ganzem Umfange feſt; das RG. hob auf: Die feſtgeſtellte 
Sachlage führte zu der Prüfung der Frage, ob in urſachlicher 
Hinfiht der dem Kläger entſtandene Schaden lediglich auf das 
Verhalten des Hundes, oder nur auf das Verhalten der Pferde 
zurückzuführen iſt, oder ob der Schaden unmittelbar von den 
Pferden, zugleich aber mittelbar von dem auf die Pferde ein ⸗ 
wirkenden Hunde verurſacht worden iſt. Das Berufungsgericht 
hat eine Feſtſtellung dahin, daß etwa von dem Hunde eine 
Einwirkung von außergewöhnlicher Art auf die Pferde ausgeübt 
worden ſei, durch welche das tieriſche Tun der Pferde aus⸗ 
geſchaltet wurde (vgl. Entſch. d. RG. v. 30. Januar 1905, 
VI 150,04, JW. 05, 17416), nicht getroffen; es geht in den 
Entſcheidungsgründen vielmehr davon aus, daß moͤglicherweiſe 
auch der Halter der Pferde dem Kläger wegen des von dieſem 
erlittenen Schadens neben dem Beklagten als Geſamtſchuldner 
hafte (55 833, 840 BGB.) Wenn aber das Berufungs- 
gericht damit rechnete, daß der dem Kläger bei dem Herab⸗ 
ſtürzen von dem von den Pferden umgeworfenen Wagen ent⸗ 
ſtandene Schaden als ein unmittelbar von den Pferden ver⸗ 
urſachter Schaden aufzufaſſen ſei, der die Haftbarkeit des Halters 
der Pferde nach 8833 BGB. zur Folge hatte, fo bedurfte es 
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daneben der beſonderen Begründung, daß dieſer Schaden in 
urſachlich maßgebender Weiſe mittelbar zugleich auf das Ver⸗ 
halten des Hundes des Beklagten zurückzuführen ſei. Das Be⸗ 
rufungsgericht ſtellt in dieſer Hinſicht feſt, daß in demſelben 
Moment, als der auf der Straße bei dem Hauſe des Beklagten 
vor den Pferden umherſpringende Hund zu bellen begann, die 
Pferde ſcheu wurden und durchgingen; hieraus wird gefolgert, 
daß das fpäter — an der 196 Schritte von dem Haufe des 
Beklagten entfernten Biegung der Straße — erfolgte Umfallen 
des Wagens und die hierbei von dem Kläger erlittenen Ver⸗ 
letzungen von dem Hunde verurſacht worden ſeien. Den Um⸗ 
ſtand, daß die vom Kläger gelenkten Pferde leicht ſcheuten und 
daß an dem hier in Rede ſtehenden Tage die Straßen in H. 
mit Glatteis bedeckt waren, hält das Berufungsgericht mit dem 
Hinweis für unbeachtlich, es hätte, namentlich bei Glatteis, 
nicht vorkommen ſollen, daß durch das Bellen und Anſpringen 
des Hundes die Pferde ſcheu gemacht wurden. Damit wird 
das Berufungsgericht aber den für die Frage der Kauſalität 
keineswegs von vornherein unerheblichen Schutzbehauptungen des 
Beklagten nicht gerecht, insbeſondere wird zwar die Gefaͤhrlich⸗ 
keit hervorgehoben, die fi nach der Annahme des Berufungs- 
gerichts daraus ergibt, daß Pferde von einem auf der Orts- 
ſtraße umherfpringenden Hunde angebellt werden, es wird aber 
nicht beachtet, daß auch die Verwendung ſolcher Pferde, die für 
äußere Anregungen außerordentlich empfänglich find, auf 
Öffentlichen Ortsſtraßen Gefahren in ſich ſchließt. Dem feſt⸗ 
geſtellten Verhalten des Hundes gegenüber waren alle für den 
den Kläger ſchädigenden Enderfolg kauſalen Faktoren abzuwägen; 
hiernach war zu prüfen, ob der eingetretene Schaden mittelbar 
von dem Hund verurſacht oder mitverurſacht iſt oder nicht. 
W. c. B., U. v. 2. Okt. O05, 165/05 IV. — Bamberg. 

15. 58 932— 934, 936, 1235, 1244, 1273, 1274, 1293, 
1295 BGB. 58 831, 844 3pO. Pfändung eines Wechſels. 
Verſteigerung durch das zuftändige Gericht. Art und Weiſe 
des Verkaufs. Guigläubigkeit des Erwerbers in betreff der An⸗ 
ordnung der Verſteigerung über die Zuſtändigkeit des Gerichts.] 

Klägerin klagte gegen den Akzeptanten eines Wechſels, den 
fie in der gemäß §8 844 3 PO. in der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſache der Firma B. gegen den Ausſteller des Wechſels ange⸗ 
ordneten öffentlichen Verſteigernng erſtanden hatte. LG. und 
KG. wieſen die Klage zurück, weil die Klägerin durch die Ver⸗ 
ſteigerung nur das Eigentum am Wechſelpapier, nicht aber die 
Rechte aus dem Wechſel erlangt habe. Das RG. hob auf und 
verwies zurück: Es war eine dem § 831 3. entſprechende 
Pfändung erfolgt. Selbſtverſtändlich war Gegenſtand der durch 
Inbefitznehmung der Wechſelurkunde bewirkten Pfändung, wie 
ſich aus dem § 831 ergibt, die Forderung aus dem Wechſel. 
Nach der Regelvorſchrift des 5835 ZPO. hatte ſich nun die 
Zwangsvollſtreckungsgläubigerin die für fie gepfändete Forderung 
aus dem Wechſel zur Einziehung oder an Zahlungsſtatt zum 
An Stelle der Überweiſung 
konnte indes auf Grund des § 844 ZPD., wenn er zutraf, 
das Gericht eine andere Art der Verwertung der Forderung an⸗ 
ordnen. Auf Grund dieſes § 844 iſt der Beſchluß des AG. 
ergangen, und daher war es wiederum ſelbſtverſtändlich, daß 
mit der vom Gericht geſtatteten Verfteigerung des „Wechſels“ 
durch einen Gerichtsvollzieher die Verſteigerung der Forderung 

87° 


692 


aus dem Wechſel und der zu ihrer Geltendmachung erforder- 
lichen Wechſelurkunde gemeint war, und ferner ſelbſtverſtändlich, 
daß auch die auf Grund der gerichtlichen Geſtattung vorge⸗ 
nommene Verſteigerung zum Gegenſtande hatte die Wechſel⸗ 
forderung und die Wechſelurkunde. Zum Erwerbe jener wie 
dieſer bedurfte es daher außer der Zuſchlagserteilung und der 
Übergabe der Wechſelurkunde eines weiteren ÜUbertragungsaktes 
nicht. Beſugt zu einer Anordnung auf Grund des 5 844 
ZPD. iſt nur das nach § 828 Abſ. 2 zuſtändige Vollſtreckungs⸗ 
gericht. Der „Schuldner“ im Sinne dieſer letzteren Vorſchrift 
iſt der Zwangsvollſtreckungsſchuldner. Im vorliegenden Falle 
war zwar das verſteigernde Gericht nicht zuſtändig. Dieſer 
Mangel muß indes für geheilt erachtet werden. Für das Pfand- 
recht an einem Inhaberpapier gelten nach 8 1293 BGB. die 
Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. Auf 
das Pfandrecht an ſonſtigen Rechten finden nach 8 1273 Abi. 2 
BGB. die nämlichen Vorſchriften entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den 58 1274 bis 1296 ein anderes er- 
gibt. In Betracht zu ziehen iſt hier eine der im § 1244 ent- 
haltenen Vorſchriften, nämlich diejenige, wonach, falls eine Sache 
als Pfand veräußert wird, ohne daß den Erforderniſſen genügt 
wird, von denen die Rechtmäßigkeit der Veräußerung abhängt, 
die Vorſchriften der 88 932 bis 934, 93 6 entſprechende An- 
wendung insbeſondere dann finden, wenn die Vorſchriften des 
8 1235 beobachtet worden find. Im allgemeinen wird nun 
zwar die Anwendung dieſer im § 1244 enthaltenen Vorſchrift 
auf das Pfandrecht an Rechten ausgeſchloſſen durch den $ 1277 
Satz 1 BGB. Raum für ihre Anwendung iſt aber, wo aus⸗ 
nahmsweiſe die Befriedigung aus dem Pfandrecht an einem 
Recht im Wege des Verkaufs dieſes Rechts erfolgt, in welcher 

Hinfiht auf den Fall des 8 1295 BGB. zu verweilen fit. 
Vgl. Planck, BGB. Bemerk. 20 zu $ 1273; Biermann, 
Kommentar zum BGB. Bemerk. 2d zu 8 1273; Düringer 
und Hachenburg, Das HGB. Bd. 2 Vorbemerk. zu § 368 
Note IX 2 b u. c (S. 529, 530). Das Pfaͤndungspfandrecht 
ſteht, ſoweit ſich nicht aus der 3 O. etwas anderes ergibt, 
unter den Vorſchriften des BGB.; daraus ergibt ſich die An⸗ 
wendbarkeit der erwähnten Vorſchrift des § 1244 auch im vor- 
liegenden Fall, und zwar zugunſten der Klägerin, es ſei denn, 
daß die Klägerin, was bisher weder feſtgeſtellt noch behauptet 
ift, in betreff der Gerichtszuſtändigkeit für die Anordnung der 
Verſteigerung des Wechſels nicht in gutem Glauben war. 
K. c. W., U. v. 9. Okt. 05, 122/05 I. — Berlin. 

16. 55 1019, 1090 BGB. Die Eintragung einer Dienft- 
barkeit in das Grundbuch erfordert ein privatrechtliches Intereſſe, 
nicht ein öffentlich- rechtliches. 

Nach der Landesbauordnung für Baden von 1869 muß die 
Außenſeite eines Gebäudes als Brandmauer hergeſtellt werden, 
wenn dieſelbe weniger als 3,6 m von dem Nachbargebäude oder 
weniger als 1,8 m von der Eigentumsgrenze entfernt if. Eine 
Ausnahme hiervon iſt zuläſſig, wenn Sicherheit dafür beſteht, 
daß auf dem an den Neubau grenzenden Platze in einem Abſtand 
von weniger als 3,6 m nicht gebaut wird. Nach dem Inkraft- 
treten des BGB. hat das Großherzogliche Miniſterium des 
Innern in einem Erlaß vom 29. September 1904 darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es nach den Vorſchriften des BGB. zuläſſig 
erſcheine, die von der Landesbauordnung erſtrebte Sicherheit 
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dadurch herbeizuführen, daß zu Laſten des Nahbargrundituds 
und zugunſten des an der Aufrechterhaltung bauordnungs⸗ 
mäßiger Zuftände nächſtbeteiligten Rechts ſubjekts, d. h. der Ge⸗ 
meinde, eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit entſprechenden 
Inhalts im Sinne des $ 1090 BGB. im Grundbuch ein⸗ 
getragen werde. Die Gemeinde ſoll ſich dann der Baupolizei⸗ 
behörde gegenüber verpflichten, den Grundbucheintrag nicht ohne 
Als nun die 
L. ſchen Eheleute als Eigentümer des Grundſtücks Friedrichſtraße 
Nr. 74 in St. J. ſich urkundlich verpflichteten, zugunſten der 
Gemeinde St. J. nie näher als 3,6 m an die Grenze des be⸗ 
nachbarten Grundſtücks, deſſen derzeitiger Eigentümer H. iſt, 
heranzubauen und erklärten: der jeweilige Eigentümer dieſes 
Grundſtücks ſei ſomit berechtigt, an ſeinem zu erbauenden 
Wohnhauſe und Schopf keine Brandmauer zu errichten, lehnte 
das Grundbuchamt die Eintragung dieſer „Grunddienſtbarkeit“ 
in der II. Abteilung des Grundbuchs ab. Das LG. wies die 
Beſchwerde zurück. Das Os G. zu Karlsruhe hielt die weitere 
Beſchwerde für begründet, legte aber gemäß §8 79 GBO. dem 
RG. die weitere Beſchwerde zur Entſchließung vor, weil das 
KG. zu Berlin in einem Beſchluſſe vom 3. Dezember 1900 
(T. 785/00) ausgeſprochen hatte, daß von den Befugniſſen, die 
den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bilden, nur ſolche zum 
Gegenſtande einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit gemacht 
werden können, welche dem Berechtigten einen wirtſchaftlichen 
Vorteil bieten oder bieten können. Das RG. ſchloß ſich der 
Auffaſſung des KG. an und wies die weitere Beſchwerde als 
unbegründet zurück. Es handelt ſich darum, ob es zum Weſen 
ſowohl der Grunddienſtbarkeit wie der beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit gehört, daß das ihren Inhalt bildende Recht für 
den Berechtigten einen wirtſchaftlichen Vorteil bietet 
oder bieten kann, oder ob man hiervon abſehen und auch ein 
außerhalb des Privatrechts liegendes Jatereſſe für aus⸗ 
reichend erachten darf, um ein Recht, welches zu ſeiner Be⸗ 
friedigung dienen ſoll, als beſchränkte perſöͤnliche Dienſtbarkeit 
gelten zu laſſen. Das RG. trägt kein Bedenken, fich für die erſte 
Alternative zu entſcheiden. Bezüglich derjenigen beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeiten, welche die Berechtigung geben, „das 
Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen“, kann dies 
nach dem Wortlaut des 8 1090 BGB. nicht wohl zweifelhaft 
ſein. Aber um eine ſolche handelt es ſich hier nicht; hier iſt 
eine Befugnis in Frage, „die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit 
bilden kann“. Mit dieſen Worten weiſt das Geſetz auf bie 
jenigen Merkmale hin, die es in den 88 1018, 1019 für die 
Grunddienſtbarkeiten aufgeſtellt hat und die für die beſchränkte 
perfönlihe Dienſtbarkeit nur inſoweit fi ändern, als es ſich 
eben nicht um die Bedürfniſſe eines Grundſtücks, ſondern um 
die Bedürfniſſe einer Perſon handelt. Nun ſchreibt für die 
Grunddienſtbarkeit der § 1019 ausdrücklich vor, daß fie nur 
in einer Belaſtung beſtehen kann, die für die Benutzung des 
Grundſtücks des Berechtigten Vorteil bietet und daß ihr Juhalt 
über das hieraus ſich ergebende Maß hinaus nicht erſtreckt 
werden kann. Dieſer Wortlaut läßt keine andere Auffaſſung 


zu als die, daß das Geſetz hier unter Vorteil einen wirtſchaftlichen 


Vorteil verſtanden hat, d. h. einen Vorteil, der in den privat⸗ 
rechtlichen Beziehungen des Grundſtücks zu einem anderen Grund⸗ 
ſtücke ſeine Unterlage findet. Eine Belaſtung, die nicht zugleich 
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eine Veränderung der privatrechtlichen Beziehungen der beiden 
Grundſtücke zueinander in ſich ſchließt, und zwar eine derartige 
Veränderung, daß fie für die Benutzung des Grundſtücks des 
Berechtigten Vorteil bietet, kann als Grunddienſtbarkeit nicht 
beſtellt werden. Damit ift genügend gekennzeichnet, was unter 
„wirtſchaftlichem“ Vorteil zu verſtehen iſt; es muß ein Vorteil 
ſein, an deſſen Erreichung für das Grundſtück der Eigentümer 
ein privatrechtliches Sntereffe hat. Dies iſt eine für das Weſen 
der Grunddienſtbarkeit unerläßliche Vorausſetzung, die fi aus 
81019 BGB. ergibt. Iſt dies richtig, fo iſt damit aber auch die 
beſchräͤnkte perſönliche Dienſtbarkeit an dieſelbe Vorausſetzung 
gebunden. Auch ſie muß dem Berechtigten einen Vorteil bieten, 
an deſſen Erreichung er ein privatrechtliches Intereſſe hat. Dieſe 
Übereinſtimmung in dem Weſen beider Servituten bringt das 
Geſetz dadurch zum Ausdruck, daß es in § 1090 die beſchränkte 
perfönliche Dienſtbarkeit als eine Belaſtung bezeichnet, derzufolge 
der Berechtigte das Grundſtück in einzelnen Beziehungen benutzen 
darf oder die ihm eine fonftige Befugnis gewährt, „die den 
Inhalt einer Grund dienſtbarkeit bilden kann“. Kann 
den Inhalt einer Grundgerechtigkeit nur eine Belaflung bilden, 
die für das berechtigte Grundſtück einen wirtſchaftlichen Vorteil 
im vorſtehend erörterten Sinne bietet, ſo kann auch nur eine 
ſolche Belaſtung — unter Beſchränkung auf das perſönliche 
Bedürfnis des Berechtigten — den Gegenſtand einer beſchränkten 
perſoͤnlichen Dienſtbarkeit ausmachen. In dieſer Beziehung 
unterſcheiden ſich beide Dienftbarkeiten nicht qualitativ, d. h. nicht 
nach der Art ihrer Belaſtung, ſondern quantitativ, nach ihrem 
Maße. Hier handelt es ſich um eine baupolizeiliche Vorſchrift, 
an deren Durchführung die Gemeinde ein privatrechtliches 
Intereſſe überhaupt nicht hat. Die Normen des Privat⸗ 
rechts find aber nicht dazu beſtimmt, öffentlich rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften zum Vollzuge zu verhelfen; ſie find nur dazu beſtimmt, 
den Privatrechtsverkehr zu regeln und die privatrechtlichen In⸗ 
tereſſen zu ſchützen, ſoweit ſie vor dem Geſetz Anerkennung 
gefunden haben. Damit ſcheidet das öffentlich rechtliche Intereſſe 
von ſelbſt aus, und es iſt nicht angängig, mit dem Os G. dieſen 
Unterſchied zwiſchen privat rechtlichem und öffentlich rechtlichem 
Intereſſe zu verwiſchen. Giundbuchsſache von St. Ilgen, Beſchl. 
v. 11. Okt. 05, B 256/05 V. — Karlsruhe. 

17. 88 1353, 1568 BGB. Koentuelle Verbindung der 
Scheidungsklage mit der Herſtellungsklage iſt an ſich nicht 
unftatthaft.] 

Die Ehefrau verlangt wegen grober Mißhandlungen 
Scheidung; der Ehemann widerklagend Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft und darauf die Klägerin ebenfalls eine Herſtellung 
des ehelichen Lebens. Die Che wurde geſchieden; Beklagter 
für den ſchuldigen Teil erklärt und feine Revifion zurückgewieſen: 
Die Revifion ift der Meinung, daß die Scheidungsklage der 
Frau als unzuläſſig hätte abgewieſen werden müſſen, weil fie 
hiermit eventuell die Herſtellungsklage verbunden habe. Allein 
einmal hat die Klägerin im Berufungsverfahren das Verlangen 
nach Herſtellung des ehelichen Lebens überhaupt nicht geſtellt. 
Zum andern hatte fie ſchon in I. Snftanz die Erklärung ab⸗ 
gegeben, „daß ſie unter keinen Umſtänden zu ihrem Manne zu⸗ 
rückkehre“, damit aber ihrem eventuellen Antrag bereits ſelbſt den 
Boden entzogen. Aber auch hiervon abgeſehen, kann es rechts⸗ 
grundſätzlich nicht als unſtatthaft bezeichnet werden, mit der an 
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erſter Stelle erhobenen Scheidungsklage eventuell, d. h. für den 
Fall der Abweiſung der Scheidungsklage, die Herſtellungsklage 
zu verbinden. Gibt doch hiermit der klagende Gatte an ſich 
nur zu erkennen, daß er zur Fortſetzung des ehelichen Lebens 
bereit fein werde, wenn der Richter die von ihm geltend ge- 
machten Scheidungsgründe nicht als ſtichhaltig befinden werde. 
Zur ehelichen Lebensgemeinſchaft aber verpflichtet ihn ohnedies 
das Geſetz, falls ihm nicht Scheidungsgründe zur Seite ſtehen 
oder falls das Herſtellungsverlangen von der anderen Seite nicht 
mißbräuchlich erhoben iſt (BB. 5 1353). Außerſtenfalls 
konnte der Umſtand, daß der die Scheidung betreibende Gatte 
in einem Hilfsantrage ſelbſt die künftige Wiederherſtellung des 
ehelichen Lebens in Ausſicht nimmt, vielleicht dazu verwertet 
werden, den Tatbeſtand der Chezerrüttung (§ 1568) zu ver⸗ 
neinen. Allein ob die Sachlage hierzu angetan ſei, iſt lediglich 
Tat- nicht Rechtsfrage. Jedenfalls war im Streitfalle zur 
Prüfung dieſes Gefichtspunktes kein Anlaß geboten. C. o. C., 
U. v. 16. Okt. 05, 191/05 IV. — Colmar. 

18. 5 1568 BGB. Ob einem Ehegatten die Fortſetzung 
der Ehe zugemutet werden kann, iſt nach einem objektiven Maß⸗ 
ſtabe zu beurteilen.] 

Das Berufungsurteil unterliegt aus dem Grunde der 
Aufhebung, weil durch die tatſächlichen und rechtlichen Er⸗ 
wägungen des Berufungsrichters die Tatbeſtandsanforderungen 
des 8 1568 BGB. nicht erſchoͤpft werden. Der Berufungs- 
richter beſchränkt ſich auf die Annahme: „die Beklagte habe 
durch ihr Verhalten eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes herbeigeführt, daß dem Kläger die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe unerträglich werden mußte,“ oder wie 
es an anderer Stelle gleichbedeutend heißt: „durch die (dem 
Kläger bereiteten) Auftritte ſei das eheliche Verhältnis auf 
Seiten des Klägers jo tief zerrüttet worden, daß er die Fort ⸗ 
ſetzung der Ehe als eine unbillige Zumutung empfinden 
müſſe.“ Das Empfinden des Klägers, daß er die Che nicht 
ferner ertragen könne, iſt zwar von weſentlicher Bedeutung für 
die Feſtſtellung, daß die Ehe zerrüttet ſei. Es fehlt dann aber 
noch die für die Anwendung des § 1568 unerläßliche fernere 
Voraus ſetzung, daß die Tiefe der Zerrüttung es ausſchließe, 
dem Kläger die Fortſetzung der Ehe zuzumuten. Wie 
der Senat in neueren Entſcheidungen zu wiederholten Malen 
ausgeführt hat, — vergl. die Urteile in Sachen J. c. J. 
(IV. 601/04) vom 4. Mai 1905 (JW. 39413), in Sachen 
O. c. O. (IV. 588/04) vom 1. Mai 1905 und in Sachen 
T. c. T. (IV. 73/05) vom 22. Juni 1905 (JW. 496%) 
— handelt es ſich hierbei um ein objektives Tatbeſtands⸗ 
erfordernis des §8 1568. Nicht das eigene Empfinden des 
Klägers entſcheidet darüber, ob an ihn die Anforderung noch 
zu ſtellen ſei, daß er unter Hinnahme ihm widerfahrenen 
Unrechts die Ehe fortſetze, ſondern darüber, ob nach Lage des 
Falles es dem Weſen der Ehe nicht mehr entſpricht, dieſe Zu⸗ 
mutung an ihn zu ſtellen und ob vielmehr die Schwere der 
Verfehlungen der Beklagten ſo groß, die darauf beruhende 
ſubjektive Entfremdung des Klägers aber ſo unverwindlich iſt, 
daß Kläger einem derartigen Anfinnen überhoben ſei, hat der 
Eherichter ſelbſt nach einem der fittlihen Bedeutung der Ehe 
zu entnehmenden objektiven Maßſtabe zu beurteilen. Das hat 
im gegebenen Falle der Berufungsrichter unterlaſſen und deshalb 
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die bezeichnete Geſetzesvorſchrift durch Anwendung auf einen 
ihren Tatbeſtands anforderungen nicht im vollen Umfange er ⸗ 
füllenden Sachverhalt verletzt. Sch. 0. Sch., U. v. 5. Okt. 05, 
169/05 IV. — Berlin. 

19. 88 1913, 2101, 2115, 2178 BGB. Für die jetzige 
oder künftige Nachkommenſchaft einer beſtimmten Perſon kann 
eine Hypothek eingetragen werden, ebenſo wie nach früherem 
preußiſchen Hypothekenrecht.] 

Die Eintragung einer Hypothek für die jetzige oder künftige 
Nachkommenſchaft einer beſtimmten Perſon iſt nach nunmehrigem 
Rechte zweifellos gültig. Der Satz 2 des § 1913 und der 
8 2101 BGB. ſetzen die Zulaſſung der Einſetzung noch nicht er- 
zeugter Nacherben als ſelbſtverſtändlich voraus. In $ 2162 Abſ. 2 
daſelbſt werden für den Fall, daß der im Teſtament Bedachte 
zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt iſt, Beſtimmungen ge⸗ 
troffen, die ihm wenigſtens auf 30 Jahre das Vermächtnis 
fihern, und der $ 2178 BGB. gibt Vorſchriften über die 
Zeit, in der einem noch nicht erzeugten Vermächtnisnehmer das 
Vermächtnis anfällt. Iſt aber hiernach einer noch nicht er⸗ 
zeugten Nachkommenſchaft erbrechtliche Erwerbsfähigkeit zu ⸗ 
geſtanden, fo müſſen ihr auch auf anderen Gebieten des bürger- 
lichen Rechtes ähnliche, ſonſt nur der wirklichen natürlichen oder 
juriſtiſchen Perſoͤnlichkeit zuſtehende Rechte eingeräumt werden, 
und in der Tat erkennt es die Begründung zum BGB. — 
Mot. Bd. III S. 641 — ausdrücklich an, daß das Grundbuch- 
recht die Beſtellung einer Hypothek für die künftige Nachkommen ⸗ 
ſchaft einer beſtimmten Perſon ermöglichen muß und ermöglicht, 
indem der $ 1115 BGB. feinem Sinne nach nur das Er⸗ 
fordernis hinlänglicher Beſtimmtheit des Hypothekengläubigers 
aufftelle und dieſes Erfordernis durch Bezeichnung der Stamm⸗ 
eltern der künftigen Nachkommenſchaft genügend gewahrt ſei. 
Vergl. auch Turnau-Förfter, Liegenſchaftsrecht I S. 599 f. In 
vorliegender Sache iſt allerdings die Frage gültiger Entſtehung 
einer derartigen Hypothek zunächſt nach dem zur Zeit der 
Hypothekbeſtellung — im Jahre 1892 — geltenden preußiſchen 
Hypothekenrechte zu beurteilen, und es muß zugegeben werden, 
daß ſie nach dieſem Recht nicht unbeſtritten war. Indeſſen 
findet der erkennende Senat keinen Anlaß, jenen Rechtslehren 
und Entſcheidungen preußiſchen Rechtes entgegenzutreten, die zu 
gleichen Ergebniſſen, wie das obige, gelangt ſind und erbrechtliche 
Erwerbsfähigkeit und demgemäß folgerichtig auch Hypothek⸗ 
erwerbs fähigkeit einer künftigen Nachkommenſchaft ſowie Partei- 
fähigkeit einer ſolchen angenommen haben. Vergl. Gruchots Beitr. 
33, 964; 35, 984; 37, 913. KGJ. 2, 126; 4, 87. Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht III § 100 Anm. 7 und 8. Turnau, 
GBO. 1, 377 f.; 2, 371. M. c. E., U. v. 14. Okt. 05, 
90/05 V. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

20. 5 735 Abſ. 2 HGB. bezieht ſich nicht nur auf den 
Kasko-, ſondern auf den Schaden jeder Art.] 

Der § 735 Abſ. 2 HGB. regelt im Verhältnis der Reeder 
untereinander die Verteilung des ganzen Schadens, welcher bei 
einem durch das Verſchulden mehrerer Schiffe herbeigeführten 


Zuſammenſtoß herbeigeführt worden iſt; ſie erſtreckt ſich nicht 


nur auf den Kaskoſchaden, ſondern auch auf den Ladungsſchaden 
und die indirekten Schädigungen, welche in unmittelbarer Folge 
des Zuſammenſtoßes fi ergeben haben, und umfaßt, wie bereits 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NE 20. 1905. 


in der Entſcheidung (RG. 51, 365) dargelegt ift, auch denjenigen 
Nachteil, welchen einer der Reeder dadurch erleidet, daß er den 
Ladungseigentümern gegenüber, welche von ihm den Erſatz ihres 
ganzen Schadens gefordert haben, volle Zahlung leiſten mußte, 
während er dem mitſchuldigen Reeder gegenüber fi darauf be⸗ 
rufen kann, daß er nur zu 50 Prozent erſatzpflichtig iſt. Die 
Revifion will dieſe Auslegung des § 785 Abſ. 2 nicht gelten 
laſſen, ſie will die Wirkſamkeit dieſer Beſtimmung auf den 
Kaskoſchaden beſchränken und die ſonſtigen Schäden von der 
Regelung nach Maßgabe dieſer Geſetzesſtelle ausſchließen. Aber 
nach dem Wortlaute der Beſtimmung wie nach ihrer Entſtehungs⸗ 
geſchichte gebricht es an jedem Anhaltspunkt für eine derartig 
beſchränkte Auslegung und, ſoviel den Ladungsſchaden anlangt, 
iſt fie ſchon durch den letzten Satz des 8 734 Abſ. 1, welcher 
den Ladungsſchaden zum Kolliſionsſchaden rechnet, gänzlich aus- 
geſchloſſen. Den Wünſchen der Schiffahrts⸗ und Handelskreiſe, 
welchen die neue Beſtimmung des $ 735 Abſ. 2 ihre Entftehung 
verdankt, konnte ſelbſtverſtändlich auch nur damit gedient ſein, 
daß für die ganze Schadens verteilung, welche nach einem durch 
das Verſchulden mehrerer Schiffe herbeigeführten Zuſammenſtoß 
ſich als notwendig erweiſt, die von ihnen als zweckmäßig und 
richtig erachtete geſetzliche Ordnung eintrat. D. L.⸗L. c. S., 
U. v. 9. Okt. 05, 270/05 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

21. Anderung des Rifiko. Eigene Tätigkeit des Ver⸗ 
ficherten, bei der ein Unfall entſteht.] 

Kläger, ein Fleiſchermeiſter, will beim Probebetrieb einer 
auf Probe gekauften Wurſtmaſchine einen Unfall erlitten haben, 
wegen deſſen er die Beklagte, bei der er gegen Unfall verfichert 
war, in Anſpruch genommen hat. Die Klage wurde abgewieſen. 
Das RG. hob auf: Anlaß zu Bedenken gibt die Annahme, daß 
die Anſchaffung der Wurſtmaſchine eine unter § 7 der Ber- 
ſicherungsbedingungen fallende Betriebsänderung enthalte. Im 
Verſicherungsantrag lauten die Fragen 2g und 2h: Arbeiten 
Sie ſelbſt regelmäßig oder nur zeitweiſe praktiſch mit? Sind 
Sie perſönlich an Maſchinen tätig und evtl. an welchen? Die 
Antworten lauten auf die Fiage g: Arbeite mit, aber nur in 
dringenden Fällen; auf die Frage h: Nein. Die letztere Ant- 
wort mußte verneinend lauten, da der Kläger damals noch 
keinen Maſchinenbetrieb hatte. Er hat damit aber keines wegs 
die Erklärung abgegeben, daß in feinem Geſchäfte eine Wurft- 
maſchine nicht vorhanden oder nicht im Gebrauch ſei, und er 
hat auch nicht die Geſellſchaft in den Irrtum verſetzt, daß dem 
jo ſei. Vielmehr läßt ſich mit Sicherheit annehmen, daß die 
Geſellſchaft bei Prüfung des Antrags und Abſchluß des Vertrags 
davon ausging, der Kläger arbeite zwar mit einer Maſchine, 
ſei aber, entſprechend der Antwort auf die Frage Ah, nicht 
perſönlich daran tätig. Dies ergibt ſich klar aus den eigenen 
Erklärungen der Beklagten. Die Annahme des Berufsgerichts, 
daß die Beklagte im Antragsformulare nach dem Maſchinen ⸗ 
betrieb frage, und daß ſie nach der Antwort die Prämie bemeffe, 
iſt unrichtig und ſteht in Widerſpruch mit den Angaben der 
Beklagten. Der Antrag enthält eine ſolche Frage nicht, ſondern 
nur die Frage nach der perſönlichen Tätigkeit des Verficherten 
an Maſchinen, während bei anderen Berufsarten allerdings der 
Tarif ſelbſt verſchieden iſt, je nachdem das Gewerbe mit oder 
ohne Maſchinen betrieben wird. Die Beklagte hat dies damit 
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erklärt, daß bei Fleiſchermeiſtern der Maſchinenbetrieb nach 
heutiger Anſchauung die Regel bilde. Die tarifmäßige Prämie 
enthalte hier ſchon das Maſchinen⸗Rifiko mit; infolge deſſen 
würden die Fleiſchermeiſter, wenn ſie nicht an Maſchinen 
arbeiteten, in eine niedrigere Gefahrenklaſſe geſetzt. Die Geſell⸗ 
ſchaft legt alſo bei Bemeſſung der Gefahrenklaſſe nicht darauf 
Gewicht, ob im Geſchäfte des Verficherten eine Wurſtmaſchine 
in Gebrauch iſt oder nicht, ſondern nur darauf, ob der Ver⸗ 
ſicherte perſönlich an der Maſchine tätig iſt oder nicht. Be⸗ 
jahendenfalls zahlt er die Normalprämie, verneinendenfalls 
erhält er eine Ermäßigung. Demnach iſt nicht die Anſchaffung 
einer Maſchine, ſondern nur die perſönliche Tätigkeit des Ver⸗ 
fiherten an der Maſchine ein gefahrerhöhender Umſtand, der die 
Erhebung einer höheren Prämie rechtfertigt. Geht der Ver⸗ 
ficherte zum Maſchinenbetrieb über, ohne ſelbſt an Maſchinen 
tätig zu werden, fo ift der § 7 der Bedingungen nicht an⸗ 
wendbar. Es ließe ſich zwar ſagen, die Einrichtung des 
Maſchinenbetriebs fteigere auf alle Fälle die Gefahr, auch wenn 
ſich der Veꝛſicherte der Mitarbeit enthalte; die Steigerung ſei 
desfalls zwar geringer als bei eigener Mitarbeit, aber immerhin 
beachtenswert. Das iſt an ſich richtig. Derartige Erwägungen 
könnten eine Geſellſchaft zu noch weiteren Unterſcheidungen 
veranlaſſen, indem fie z. B. bei Maſchinenbetrieb mit eigener 
Tätigkeit des Verſicherten an Maſchinen die 8., ohne eigene 
Tätigkeit des Verſicherten die 7., beim Fehlen des Maſchinen⸗ 
betriebs überhaupt die 6. Gefahrenklaſſe als gegeben annimmt. 
Allein die Beklagte unterſcheidet nicht dieſe drei Fälle, ſondern 
nur den erſten und dritten, ſtellt alſo offenbar den zweiten Fall 
dem dritten gleich. Sie nimmt, der Regel entſprechend, bei 
jedem Fleiſcher an, daß er eine Wurſtmaſchine habe, und ver ⸗ 
ſetzt ihn, anſtatt normalerweiſe in die 8., in die 6. Gefahren⸗ 
klaſſe, wenn er nicht perſönlich an der Maſchine tätig iſt. Hält 
man fich dies vor Augen, ſo ergibt ſich für die Beurteilung des 
Klageanſpruchs eine ganz andere Grundlage als die vom Be⸗ 
rufungsgerichte angenommene. Die Anſchaffung der Maſchine 
it an ſich gleichgültig, ſie wird erſt von Bedeutung durch die 
Tätigkeit des Klägers an der Maſchine. Die Sache liegt gerade 
ſo, als wenn der Kläger ſchon bei Stellung des Antrags 
Maſchinenbetrieb gehabt und — wahrheitsgemäß — im Antrage 
erklärt hätte, daß er perſönlich an Maſchinen nicht tätig ſei. 
Man hat ſich zu fragen: wie wäre zu entſcheiden, wenn in 
dieſem Falle der Kläger ſich an der Maſchine verletzt hätte? 
Es liegt nun auf der Hand, daß ſich dieſe Frage nicht für alle 
Unfälle gleichmäßig beantworten läßt, ſondern daß es auf die 
Umftände ankommt, unter denen der Unfall eingetreten iſt. 
Entſchließt ſich der Verſicherte, der bisher nicht an der Maſchine 
tätig war, dazu, von nun an regelmäßig ſelbſt mitzuarbeiten, ſo 
liegt hierin unbedenklich eine die Gefahr erhöhende, unter den 
$ 7 fallende Betriebsänderung, durch die die Verſicherung unter⸗ 
brochen wird. Es wird in dieſem Falle kaum einen Unterſchied 
machen können, ob er den Unfall gleich bei Beginn oder im 
ſpäteren Verlaufe ſeiner neuen Tätigkeit erleidet. Mit dieſem 
Falle aber läßt es ſich nicht wohl auf die gleiche Stufe ſtellen, 
wenn der Verficherte, unbeſchadet feiner regelmäßigen Enthaltung 
von eigener Tätigkeit, fich einmal aus ganz beſonderer, nicht in 
den Kreis ſeiner eigentlichen gewerblichen Tätigkeit fallender 
Veranlaſſung, an der Maſchine zu ſchaffen macht. z. B. zum 
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Zwecke der Prüfung einer neu angeſchafften oder anzuſchaffenden 
Maſchine. Die Auslegung der Verficherungsbedingungen dahin, 
daß auch eine ſolche einmalige, durch beſondere Umſtände ver⸗ 
anlaßte Tätigkeit die Verſicherung unterbreche, wäre ſchwerlich 
zu billigen, jedenfalls aber die gegenteilige Auslegung rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Aus alle dem ergibt fih, daß die Sache 
einer nochmaligen Prüfung durch das Berufungsgericht bedarf. 
Vor allem find die Umſtände, unter denen der Kläger zu Schaden 
kam, genauer feſtzuſtellen. Er will den Unfall beim erſten 
Probebetrieb einer auf Probe gekauften Maſchine erlitten haben. 
Das Berufungsgericht legt hierauf kein Gewicht, weil es den 
entſcheidenden Umſtand in der Anſchaffung der Maſchine findet. 
Der letzteren Annahme fehlt es, wie gezeigt, an einer aus⸗ 
reichenden Grundlage im feitftehenden Tatbeſtande, es kommt 
vielmehr nach Lage der Sache darauf an, ob zur Zeit des Unfalls 
eine ſolche Anderung im Betriebe des Klägers eingetreten war, 
daß der Kläger, wenn er damals die Frage 2g zu beantworten 
gehabt hätte, fie bejahen mußte. D. c. Verſ.⸗Geſ. S., U. v. 
29. Sept. 05, 626/04 VII. — Berlin. 

Konkursordnung. 

22. 8168 (181 n. F.) KO. Gültigkeit der in lauterer 
Abficht einzelnen Gläubigern vor Rechtskraft des Zwangsvergleichs⸗ 
Beſtätigungsbeſchluſſes gemachten beſonderen Verſprechungen.] 

Das Berufungsgericht hat das von dem Kläger dem Be⸗ 
klagten unmittelbar nach Abſchluß und Beſtätigung des Zwangs⸗ 
vergleiches in ſeinem Konkurſe abgegebene Verſprechen voller 
Befriedigung der Firma G. & P. ſchon um deswillen als nichtig 
angeſehen, weil das Verſprechen vor der Rechtskraft des Be⸗ 
ſtätigungsbeſchluſſes abgegeben worden iſt. Mit Recht wird dieſe 
Rechtsauffaſſung von dem Reviſfionskläger bekämpft. Das Be⸗ 
rufungsgericht geht darin zu weit und trägt dem Grunde und 
Zwecke des 8 168 Kd. (jetzt 8 181) keine Rechnung, wenn es 


jedes Abkommen, wodurch der Gemeinſchuldner nach Abſchluß 


und Beſtätigung des Zwangsvergleiches, jedoch vor der Rechtskraft 
des Beſtaͤtigungsbeſchluſſes einem Gläubiger gänzlichen oder 
teilweiſen Erſatz des durch den Zwangsvergleich erlittenen Aus⸗ 
falles verſpricht, unterſchiedslos als nichtig anfieht. Die Be⸗ 
ſtimmung des 8 168 hat den Grund und Zweck, die gleiche 
Behandlung aller Gläubiger durch den Zwangsvergleich zu fichern 
und jedes Abkommen zu verhüten, wodurch ein Gläubiger ohne 
Wiſſen und Willen der übrigen Gläubiger bevorzugt werden 
ſoll und bewogen werden kann, im Hinblick auf den ihm durch 
das Abkommen gewährten beſonderen Vorteil für den Zwangs⸗ 
vergleich zu ſtimmen, auch wenn dieſer das gemeinſame Intereſſe 
der Gläubiger nicht wahrt. Die Möglichkeit eines ſolchen 
für die übrigen Gläubiger gefährlichen Einfluſſes auf das 
Zuſtandekommen des Zwangsvergleiches iſt aber dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Gemeinſchuldner nach Abſchluß und Be⸗ 
ſtätigung des Zwangsvergleiches, wenn auch noch vor der Rechts- 
kraft des Beſtätigungsbeſchluſſes, einem Gläubiger in lauterer 
Abſicht, etwa zu dem Zwecke, ihn zur Fortſetzung der bisherigen 
Geſchäftsverbindung und weiterer Kreditgewährung zu veranlaſſen, 
beſondere Verſprechungen bezüglich des durch den Zwangsvergleich 
erlittenen Ausfalles macht. Es iſt kein Grund erkennbar, weshalb 
auch ein derartiges Verſprechen unter die Verbotsbeſtimmung des 
§ 168 fallen ſollte. Die hier vertretene Auffaſſung iſt denn 
auch in der Rechtslehre die herrſchende (vgl. Wilmowski, Konkurs⸗ 
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ordnung, 8 168 Anm. 4; Sarwey, Konkursordnung, 8 181 
Anm. 3). Anders jedoch liegt die Sache und eine Ausnahme 
von dem aufgeſtellten Grundſatze iſt für den Fall zu machen, 
daß ein Abkommen zwar nach Abſchluß und Beſtätigung des 
Zwangsvergleichs, aber nicht in lauterer Abficht, ſondern zur 
Umgehung des 8 168 ſtattfindet und in der erklärten Abſicht dazu 
dienen ſoll, ein bereits vor dem Zwangsvergleiche bewußterweiſe 
unwirkſam ſtattgefundenes Abkommen zu beftätigen (vgl. Peterſen⸗ 
Kleinfeller, Konkursordnung, 8 181 Anm. 4). Denn grundſätzlich 


iſt die Umgehung eines Verbotsgeſetzes der direkten Geſetzes⸗ 


verletzung gleichzuftellen und eine ſtrenge Handhabung des 8 168 
liegt im öffentlichen Intereſſe. Die hier gemachte Unterſcheidung 
trägt ſowohl dem Grunde und Zwecke des Geſetzes als auch der 
tatſächlichen Verſchiedenheit der Fälle Rechnung. Hiernach beruht 
das Berufungsurteil auf einer Verletzung des 8 168 KD. und 
konnte ſo, wie es begründet iſt, nicht aufrecht erhalten werden. 
Indeſſen reichen die von dem Berufungsgericht getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen hin, um die Entſcheidung mit anderer Begründung 
nach Maßgabe der vorentwickelten Rechtsanſicht gerechtfertigt 
erſcheinen zu laſſen (8 565 Abf. 3 Ziff. 1 ZPO.). (Wird aus 
der Sachlage begründet.) P. ce. K., U. v. 26. Sept. 05, 
17/05 II. — Cöln. 

Haftpflichtgeſetz. 

23. 5 1 Haftpfl®., 8 254 BGB. Bewelslaſt des Ver⸗ 
ſchuldens liegt unter Umſtänden nicht dem Betriebs unternehmer ob.] 

Der Ehemann der Klägerin wurde von einem Zuge der 
beklagten Eiſenbahn überfahren. Das RG. hob infolge des 
Einwandes des eigenen Verſchuldens die Verurteilung der Vor⸗ 
inſtanz auf und verwies die Sache zurück: Wie das RG. ſchon 
öfter ausgeſprochen hat, iſt in Fällen, wo ein Hergang dargetan 
iſt, deſſen Geſtaltung nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge 
eine eigene Handlung des Verletzten als die Urſache des Unfalls 
und dieſe Handlung als ſchuldhafte Gefährdung des eigenen 
Lebens erſcheinen läßt, dem beklagten Betriebsunternehmer nicht 
anzufinnen, auch noch zu behaupten und nachzuweiſen, daß das 
ans der feſtgeſtellten Sachlage an ſich erhellende eigene Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten nicht durch irgend welche beſondere Um⸗ 
ſtände andgefchlofien werde, und es kann allein daraus, daß 
ſolche Umſtände denkbar find, nicht die Folgerung abgeleitet 
werden, daß der dem Betriebsunternehmer obliegende Beweis 
nicht erbracht ſei. Es iſt in ſolchen Fällen vielmehr regelmäßig 
Sache der klagenden Partei, darzutun, daß ſolche Umſtände vor⸗ 
gelegen haben. RG. 38, 162 fg.; SächſArch. 99, 773; 02, 213. 
Der Ehemann der Klägerin ſoll durch eine eigene Handlung in 
die überaus gefahrvolle Lage geraten fein, in welcher er nachher ver- 
unglückt iſt, und dieſe ſeine Handlung war eine ſchuldhafte im 
Sinne von $ 1 HaftpflG. und § 254 BGB. nicht bloß dann, 
wenn infolge übermäßigen Genuſſes alkoholiſcher Getränke ſeine 
Urteilsfähigkeit oder die Herrſchaft über ſeine Glieder aus⸗ 
geſchloſſen oder in hohem Maße vermindert war, ſondern und 
zwar in noch weit höherem Grade, wenn er Herr ſeiner Be⸗ 
wegungen und ſein Denkvermögen und ſeine Willenskraft nicht 
durch Trunkenheit beeinträchtigt war. Allerdings beſteht nun 
zweifellos die Möglichkeit, daß keine dieſer beiden Sach⸗ 
geſtaltungen vorgelegen, es vielmehr auf irgend einem, ihm 
nicht zum Verſchulden anzurechnenden Umſtande beruht hat, daß 
er zur Zeit des Unfalls zwiſchen den Schienen der Kleinbahn 
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lag, ohne die Gefahr, in der er ſich befand, zu erkennen und 
zu verfuchen, ſich ihr zu entziehen. Allein nach den oben bar- 
gelegten Grundſätzen wäre es hier Sache der Klägerin geweſen, 
gegenüber der an ſich aus der ganzen Sachlage ſich ergebenden 
Annahme, daß ihr Mann durch eine eigene ſchuldhafte Handlung 
in die Lage, in der er verunglückt iſt, gekommen tft, zu be 
haupten und nachzuweiſen, daß der Unfall durch von ihrem 
Manne nicht verſchuldete Umſtände herbeigeführt worden ſei. 
3. c. S., U. v. 9. Okt. 05, 507/04 VI. — Berlin. 

Geſetz, betr. die Fürſorge von Beamten und 
Perſonen des Soldatenſtandes vom 15. März 1886. 

24. 8 12 BeamtuFürſgs. vom 15. März 1886; 8 14 
des Reichsgeſetzes vom 18. Juni 1901; Bayeriſche Verordnungen 
vom 26. Juni 1894 und 13. November 1902 verb. mit dem 
Reichshaftpflichtgeſetz. Die Beitimmungen des Reichshaftpflicht⸗ 
geſetzes und die entſprechenden Beſtimmungen des BGB. leiden 
keine Anwendung, ſoweit das Fürſorgegeſetz maßgebend iſt.] 

Der Kläger erlitt am 5. März 1902 gelegentlich einer 
Fahrt, die er in feiner Eigenſchaft als Lokomotivführer aus ⸗ 
zuführen hatte, einen Betriebsunfall. Durch Entſchließung der 
Koͤniglichen Eiſenbahnbetriebsdirektion Nürnberg vom 29. Juni 
1902 wurde er vom 1. Auguſt 1902 ab für immer in den 
Ruheſtand verſetzt. Hierbei wurde ihm gemäß 8 44 der Aller- 
hoͤchſten Verordnung vom 26. Juni 1894 eine Rente von 
1164 M., ferner der Erſatz der Hellungsfoften, die nach der 
Penfionierung entſtehen, zugeſprochen. Der Kläger verlangte 
von dem Eiſenbahnfiskus vollen Erſatz des ihm durch den Unfall 
zugegangenen Schadens. Die Klage wurde abgewieſen und die 
Berufung hatte keinen Erfolg; auch die Revifion wurde zurüd- 
gewieſen: Gemäß $ 12 BeamtUFürf®. vom 15. März 1886 
ſteht Staats⸗ und Kommunalbeamten und deren Hinterbliebenen, 
für welche durch die Landes geſetzgebung oder durch flatutarifche 
Feſtſetzung gegen die Folgen eines im Dienſte erlittenen Betriebs 
unfalles eine den Vorſchriften der 88 1—5 dieſes Geſetzes 
mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt, wegen eines 
ſolchen Unfalles ein reichsgeſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des 
durch denſelben erlittenen Schadens nur nach Maßgabe der 
85 8— 10 des Geſetzes zu. Ferner finden gemäß Satz 2 des 
5 12 auf ſolche Staats⸗ und Kommunalbeamten und deren 
Hinterbliebene die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfall- 
verfiherung keine Anwendung. Hiernach erſcheinen im Falle 
einer dem Geſetze entſprechend getroffenen Fürſorge Anſprüche 
der Staats- und Kommunalbeamten oder deren Hinterbliebenen 
gegen die Betriebs verwaltung reichsgeſetzliche Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, insbeſondere auf Grund des Haftpflichtgeſetzes und 
ebenſo die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung 
auf die Genannten als ausgeſchloſſen. Daß die Verordnung 
vom 26. Juni 1894 nicht nur beſtimmt iſt, dieſe Fürſorge zu 
treffen, ſondern auch den Vorausſetzungen des § 12 des Geſetzes 
vom 15. März 1886 entſpricht, iſt in keiner Weiſe beſtritten. 
Durch das BeamtUFärf®. vom 18. Juni 1901 iſt nun dieſe 
Fürſorge erheblich erweitert. Demgemäß entſpricht auch die 
Verordnung vom 26. Juni 1894 in dem an ihr getroffenen 


Maße der Fürſorge nicht mehr den Vorausetzungen des § 14 


des Geſetzes vom 18. Juni 1901, der in Übereinſtimmung mit 
§ 12 des Geſetzes vom 15. März 1886 an die dem nun ⸗ 
mehrigen Geſetze entſprechende Fürſorge die oben erörterte 
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Folge des Ausſchluſſes reichsgeſetzlicher Schadens erſatzanſprüche 
und der reichs geſetzlichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung 
knüpft. Um nun einen Einklang der auf Grund des Geſetzes 
vom 15. März 1886 geſchaffenen landesgeſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Fürſorge mit der erweiterten Fürſorge des 
Geſetzes vom 18. Juni 1901 herzuſtellen, wurde die Mbergangs- 
beſtimmung des Art. 2 Abſ. 2 getroffen. Hiernach behält es, 
ſoweit Staate⸗ und Kommunalbeamte der im Art. 1 8 1 be 
zeichneten Art beim Inkrafttreten des Geſetzes zufolge einer dem 
Geſetze vom 15. März 1886 genügenden landesgeſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Fürſorge von der reichsgeſetzlichen Unfallverficherung 
ausgeſchloſſen find, hierbei bis zum 1. Januar 1903 fein 
Bewenden. Die die Fürſorge bei Betriebsunfällen regelnden 
85 44 und 45 der Verordnung vom 26. Juni 1894 wurden 
in der dem Geſetze vom 18. Juni 1901 entſprechenden Er⸗ 
weiterung der Fürſorge durch die Beſtimmungen der am 
22. November 1902 im Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Königreich Bayern veröffentlichten Allerhöchſten Verordnung vom 
13. November 1902 erſetzt. Der Kläger legt nun die Über⸗ 
gangsbeſtimmung des Abſ. 2 vom Art. 2 des Reichsgeſetzes vom 
18. Juni 1901 dahin aus, daß lediglich die Unfallverſicherung 
ausgeſchloſſen bleibe, im übrigen aber das Bürgerliche Recht 
und das Haftpflichtgeſetz eintrete, während nach der Auffaſſung 
des Beklagten bis zu der am 13/22. November 1902 erfolgten 
Erlaſſung landesgeſetzlicher dem Geſetze vom 18. Juni 1901 
entſprechender Beſtimmungen des status quo ante, b. h. der 
Ausſchluß von der Unfallverficherung und die an Stelle der 
Unfallverficherung erlaſſenen Fürſorgebeſtimmungen, hier alſo die 
Verordnung vom 26. Juni 1894 in Kraft geblieben wären. 
Nach der Auffaſſung des Klägers wäre alſo in der Zwiſchenzeit 
von der Geltung des Reichsgeſetzes vom 18. Juni 1901, dem 
24. Juni 1901, dem Tage der Verkündung und des Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes, bis zum Erlaſſe dieſem Geſetze entſprechender 
Fürſorgebeſtimmungen, in Bayern alſo bis zum 22. November 1902, 
ein Rechtszuſtand wieder eingeführt worden, der durch die Ver⸗ 
ordnung vom 26. Juni 1894 beſeitigt war. Für die von dem 
Kläger geltend gemachte Anſchauung ſpricht zwar weniger der 
Wortlaut der Übergangs beſtimmung, als die Unvollſtändigkeit 
des Ausdrucks, die darin liegt, daß nur vom Ausfchluffe von 
der reichsgeſetzlichen Unfallverficherung die Rede iſt. Aber, weil 
nur hiervon die Rede iſt, ſo erweiſt ſich ſofort, daß der Geſetz⸗ 
geber den mit dieſer Beſtimmung verfolgten Gedanken nur 
unvollkommen ausgedrückt hat, und es ergibt ſich des weiteren 
die Frage, wie er ergänzt werden muß. Dieſe Ergänzung iſt 
aber in den Beſtimmungen zu ſuchen, die an Stelle der Unfall. 
verficherung treten. Hier iſt nun nicht anzunehmen, daß der 
Geſetzgeber die Rechts kontinuität habe unterbrechen und einen 
Rechts zuſtand wieder habe einführen wollen, der durch das Geſetz 
von 1886 in Verbindung mit landesgeſetzlichen oder ſtatutariſchen 
Fürſorgebeſtimmungen, in Bayern alſo mit den Beſtimmungen 
der Verordnung vom 26. Juni 1894 beſeitigt war. Als 
natürlicher Inhalt des nicht ganz ausgeſprochenen Gedankens 
ſtellt fich vielmehr der dar, daß in der Zwiſchenzeit, d. h. bis 
durch die Landesgeſetzgebung oder durch ſtatutariſche Beſtimmungen 
innerhalb der bis zum 1. Januar 1903 gewährten Friſt der 
beſtehenden Minderwertigkeit der Fürſorge in dem dem Geſetze 
vom 18. Juni 1901 entſprechenden Maße abgeholfen fein werde, 
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es bei dem bisherigen Rechtszuſtande, alſo der bisher — in 
Bayern durch die Verordnung vom 26. Juni 1894 — gewährten 
Fürſorge ſein Verbleiben habe. Dieſe Auffaſſung findet noch 
ihre beſondere Unterſtützung darin, daß das Geſetz vom 
18. Juni 1901 das Geſetz vom 15. März 1886 nicht aufhebt, 
ſondern, wie in Art. 1 des erſteren ausdrücklich erklärt iſt, dem 
letzteren nur eine neue (die „nachſtehende“) Faſſung gibt. Die 
von dem Kläger vertretene Anficht wird noch auf einen aus § 7 
GewuUBerfG. entnommenen Gegenſatz zu begründen verſucht, 
nämlich auf den Gegenſatz von in Betriebs verwaltungen eines 
Bundes ſtaats oder eines Kommunalverbandes mit feſtem Gehalt 
und Penſions berechtigung angeſtellten Beamten und von anderen 
Beamten eines Bundesſtaats oder Kommunalverbandes, für 
welche die im 8 12 des Geſetzes vom 15. März 1886 vor- 
geſehene Fürſorge in Kraft getreten iſt. Da die erſte Beamten; 
gruppe ſchon durch §8 7 Gew VerſG. von der Unfallverficherung 
ausgeſchloſſen iſt, ſo ſoll die Beſtimmung des Abſ. 2 des Art. 2 
BeamtUFürſG. vom 18. Juni 1901 nur die zweite Gruppe 
betreffen. Mit Recht wird dagegen geltend gemacht, daß weder 
das Fürſorgegeſetz vom Jahre 1886 noch das neuere vom 
18. Juni 1901 eine ſolche Unterſcheidung kennt. (Vgl. Schleizer 
in den Blättern für adminiſtrative Praxis Bd. 53 S. 347.) 
W. o. Bayr. Eiſenbahnfiskus, U. v. 2. Okt. 05, 12/05 VI — 
Münden. 

Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889, betreffend die 
Erwerbs und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 

25. Wirkung des vorherigen oder nachträglichen Ein⸗ 
verſtändniſſes des Vorſtandes, des Auffichtsrates, der General⸗ 
verſammlung einer Genoſſenſchaft mit ſtatutenwidrigen Hand⸗ 
lungen eines Vorſtandsmitgliedes.] 

Der im Auguſt 1898 verſtorbene Pfarrer H. hat jahrelang 
bis zu feinem Tode die Gefchäfte des Erkrather Kreditvereins, 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft m. u. H., beſorgt. Nach dem 
Tode des H. machte der Kreditverein gegen deſſen Erben nach 
Maßgabe ihrer Erbberechtigung im Wege der Klage mehrere 
Anſprüche im Geſamtbetrage von 8 963,54 Mark nebſt Zinſen 
geltend, von welchen für die Reviſtonsinſtanz nur die Forderung 
von 6 725,47 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen von 6 500 Mark 
ſeit 1. Januar 1900 in Betracht kommt. Dieſe Summe ſtellt 
den Ausfall dar, welchen der klägeriſche Kreditverein im Konkurſe 
des Weinhändlers P. erlitten hat. Dieſem ſoll nämlich nach 
der Klagebehauptung der verſtorbene Pfarrer H. namens des 
Kreditvereins ſtatutenwidrig ein Darlehn von 6 500 Mark be⸗ 
willigt haben, welche Schuld mit den Zinſen auf im ganzen 


7 193,70 Mark angewachſen iſt. Die Klage wurde bezüglich 


dieſes Poſtens in II. Inſtanz abgewieſen. Das RG. hob auf. 
Aus den Gründen: Das OLG, weiſt die Klage ab, weil die 
vertretungsberechtigten Organe des Vereins, der Vorſtand, der 
Aufſichtsrat und die Generalverſammlung, welche letztere fort⸗ 
geſetzt und gerade während der Geſchäftsverbindung des Vereins 
mit P. dem Vorſtande nach erfolgter Rechnungslegung Decharge 
erteilt habe, mit der allbekannten, ſtatutenwidrigen Geſchäfts⸗ 
führung des H. im allgemeinen und insbeſondere auch mit den 
dem P. gegebenen Darlehen einverſtanden geweſen ſeien, mithin 
ſich der Verein des Rechts begeben habe, wegen dieſer Geſchäfts⸗ 
führung den H. oder deſſen Erben verantwortlich zu machen. 
Der Revifionskläger hat dieſe Ausführungen inſoweit, als darin 
88 
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aus dem Verhalten der Organe des Vereins eine Entlaſtung 
des H. von der in Frage ftehenden Verantwortlichkeit hergeleitet 
wird, mit Recht als rechtstrrtümlich und ungenügend angefochten. 
Da es ſich um eine dem H. in feiner Eigenſchaft als Mitglied 
des Vorſtands der klägeriſchen Genoſſenſchaft zur Laſt gelegte 
Verantwortlichkeit handelt, fo find in dieſer Hinſicht vor allem 
die zur fraglichen Zeit geltenden Vorſchriften des GenG. vom 
1. Mat 1889, und des im Anſchluß an das letztere Geſetz errichteten 
Statuts der klägeriſchen Genoſſenſchaft vom 29. September 
1889 maßgebend, gegenüber welchen Vorſchriften die zu jener 
Zeit in Erkrath geltenden Beſtimmungen des allgemeinen 
Zivilrechts, ſo weit dieſelben bezüglich der Haftung eines Be⸗ 
auftragten minder ſtreng ſein ſollten, keine Anwendung finden 
koͤnnen. Nach 8 32 Abſ. 2 Gen®. vom 1. Mai 1889 haben 
Mitglieder des Vorſtands, welche ihre Obliegenheiten 
verletzen, der Geſellſchaft perſönlich und ſolidariſch für 
den dadurch entſtandenen Schaden zu haften. In Über⸗ 
einſtimmung damit iſt in § 24 Abſ. 1 und 2 des klägeriſchen 
Statuts vorgeſchrieben, daß „Vorſtandsmitglieder, ſoweit ſie 
ihre Befugnis überſchritten haben, der Genoſſenſchaft 
zur vollen Schadlos haltung haftbar bleiben“ und daß fie 
„außerdem der Genoſſenſchaft für jeden derſelben vorſätzlich oder 
durch grobe Fahrläſſigkeit zugefügten Schaden haften“. Dagegen 
fehlt ſowohl in dem erwähnten Geſetze als auch in dem Statute 
vom 29. September 1889 jegliche Beſtimmung darüber, daß 
eine ſolche Schadenserſatzpflicht des feine Obliegenheiten ver⸗ 
letzenden, insbeſondere ſeine Befugniſſe überſchreitenden Vorſtands⸗ 
mitglieds dann nicht eintreten oder daß ſie dann wegfallen ſoll, 
wenn der Vorſtand als ſolcher oder der Auffichtsrat oder die 
Generalverſammlung der Genoſſenſchaft mit dem die Schadens⸗ 
erſatzpflicht an ſich begründenden Verhalten des Vorſtands⸗ 
mitglieds einverſtanden geweſen find. Ein Rechtsſatz des letzteren 
Inhalts iſt auch nicht mittelbar aus jenem Geſetze oder Statute 
abzuleiten. Vielmehr iſt ein ſolcher als mit den Vorſchriften 
derſelben unvereinbar anzuſehen. Was nämlich zunächſt das 
angebliche Einverſtändnis des Vorſtands und des Aufſichtsrats 
als ſolcher mit den ſtatutenwidrigen Handlungen des Vorſtands⸗ 
mitglieds H. betrifft, ſo war ſowohl der Vorſtand als auch der 
Auffichtsrat der Genoſſenſchaft an die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 1. Mai 1889 und des Statuts ebenſo gebunden 
wie H. ſelbſt. Keines dieſer beiden Organe der Genoſſenſchaft 
konnte daher den H. im voraus von der Beobachtung dieſer 
Beſtimmungen, namentlich in bezug auf die hier in Rede 
ſtehende, durch das Statut genau geregelte Kreditgewährung 
in rechtswirkſamer Weiſe entbinden und ebenſowenig nach⸗ 
träglich mit rechtlicher Wirkſamkeit der Genoſſenſchaft 
gegenüber, die ſeinerſeits erfolgte Verletzung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen genehmigen oder ihm hierfür Entlaſtung erteilen. 
Selbſt durch ein auf dieſe Weiſe erklärtes Einverſtändnis 
des Vorſtands oder des Aufſichtsrats würde daher die Ver⸗ 
antwortlichkeit des H. für die von ihm als Vorſtands mitglied 
begangenen ftatutenwidrigen Handlungen nicht aufgehoben, 
ſondern hoͤchſtens eine konkurrierende Haftbarkeit der beteiligten 
Vorſtands⸗ und Auffihtsratsmitglieder (zuſammen mit H.) für 
den durch deſſen Handlungen der Genoſſenſchaft verurſachten 
Schaden gemäß § 32 Abſ. 2 bezw. § 39 Abſ. 2 GenG. vom 
1. Mai 1889 begründet worden ſein (vergl. RG. 12, 76). 
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Namentlich iſt in dieſer Hinficht auch nicht etwa aus der recht⸗ 
lichen Stellung des Vorſtands und des Auffichtsrats einer 
Genoſſenſchaft im Verhältnis zueinander ein Rechtsſatz des 
Inhalts herzuleiten, daß ein Vorſtandsmitglied für eine von 
ihm vorgenommene ſtatutenwidrige Handlung dann nicht ver⸗ 
antwortlich ſei, wenn der Auffichtsrat mit derſelben einverſtanden 
geweſen ſei; denn obgleich nach § 36 GenG. vom 1. Mai 
1889 der Auffichtsrat den Vorſtand bei ſeiner Geſchäftsführung 
in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen hat, fo ftehen 
doch beide als gleichberechtigte Organe der Genoſſenſchaft mit 
vollſtändig getrennten Funktionen und mit beſonderen Rechten 
und Pflichten nebeneinander. Es würde mit der un- 
beſchränkten und unbeſchränkbaren geſetzlichen Vertretungdbefugnts 
des Vorſtands unvereinbar ſein, wenn dieſer oder ein einzelnes 
Mitglied desſelben ſeine Verantwortlichkeit für eine von ihm 
ſelbſt vorgenommene ſtatutenwidrige Handlung durch Berufung 
auf das Einverſtändnis des Auffichtsrats ablehnen könnte. 
Ganz abgeſehen von dieſen unter allen Umſtänden durch- 
ſchlagenden, rechtlichen Geſichtspunkten genügen auch die einzelnen 
Tatſachen, welche das Berufungsgericht für ſeine Annahme, daß 
der Vorſtand und der Aufſichtsrat als ſolche mit den ftatuten- 
widrigen Handlungen des H. einverſtanden geweſen ſeien, an ⸗ 
geführt hat, im Hinblick auf die Vorſchrift der 88 24 Abſ. 1 
und 2, 25, 26 Abſ. 1 GenG. vom 1. Mai 1889 und 
der 58 19, 24 Abſ. 1, 26, 34 Abſ. 1, 36 des Statuts in 
keiner Weiſe, um darzutun, daß der Vorſtand und der Auf⸗ 
ſichtsrat der Genoſſenſchaft als Organe derſelben überhaupt 
jemals in der durch Geſetz und Statut vor- 
geſchriebenen Weiſe mit dem ſtatutenwidrigen Verfahren 
des H., namentlich in der fraglichen Angelegenheit, befaßt 
worden find und daß fie ihre Zuſtimmung zu dieſem Ver⸗ 
fahren in den dem Geſetz und dem Statut ent- 
ſprechenden Formen erklärt haben. Was ferner die in 
den Jahren 1890 bis 1898 über die Entlaſtung des Vorſtands 
gefaßten Beſchlüſſe der Generalverſammlungen betrifft, ſo hat 
das Berufungsgericht erwogen, hierdurch hätten auch die 
Generalverſammlungen ihr Einverſtändnis mit der allgemein 
bekannten (ſtatutenwidrigen) Geſchäftsführung des H. deutlich 
zu erkennen gegeben. Sofern das Berufungsgericht hierbei 
etwa ein im voraus kundgegebenes Einverſtändnis der 
Generalverſammlungen mit zukünftigen ſtatutenwidrigen 
Handlungen des H. im allgemeinen oder in bezug auf die An- 
gelegenheit P. gemeint haben ſollte, würde ein ſolches Ein⸗ 
verſtändnis — ganz abgeſehen von der Frage, ob es in der 
dem Geſetze vom 1. Mai 1889 (85 41, 44 Abſ. 2, 45) und 
dem Statute ($$ 45 Abſ. 2, 46, 47, 49, 50) entſprechenden 
Form erklärt worden iſt —, ſchon deshalb als rechtlich un⸗ 
wirkſam anzuſehen ſein, weil eine ſolche, den Grundprinzipien 
des Genoſfſenſchaftsgeſetzes widerſprechende Willens äußerung der 
Generalverſammlung der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufen 
würde (vergl. RG. 46, 61 f.). Es kann ſich daher nur fragen, 
welche rechtliche Wirkung dieſen Eatlaſtungsbeſchlüſſen der ein- 
zelnen Generalverſammlungen in bezug auf die zur Zeit des 
Erlaſſes derſelben bereits ſtattgehabten ſtatutenwidrigen 
Handlungen des H. zukommt. In dieſer Hinfiht würden aller ⸗ 
dings aus den in dem zitierten Urteile des RG. (RG. 46, 63 f.) 
dargelegten Gründen die fraglichen Beſchlüſſe der Generalverſa mm · 
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lung als des „oberſten Willensorgans der Genoſſenſchaft“ (vergl. 
die Motive zu 8 40 des Entwurfs des Geſetzes vom 1. Mai 
1889) unter gewiſſen Voraus ſetzungen den H. auch 
bezüglich der von ihm in der Angelegenheit P. 
damals bereits vorgenommenen ſtatutenwidrigen 
Handlungen entlaſtet haben, nämlich dann, wenn diejenigen 
Generalverſammlungen, welche dem Vorſtande auf deſſen 
Geſchäftsbericht hin Entlaſtung erteilt haben, aus den ihnen 
gemachten Vorlagen oder etwa aus Mitteilungen, welche ihnen 
bei den Verſammlungen ſelbſt von dem Vorſtande, dem 
Auffichtsrate oder von Mitgliedern der Genoſſenſchaft gemacht 
worden ſein konnten, nicht nur die Hingabe des Darlehns 
an P., ſondern auch die Statutenwidrigkeit dieſer Hingabe 
hätten erkennen können (vergl. RG. 12, 77 f.; 13, 49 f.); denn 
nur unter dieſer Vorausſetzung würde die erteilte Entlaſtung 
auf die der Klage zugrunde liegenden ſtatutenwidrigen Hand⸗ 
lungen bezogen werden können. Das Berufungsgericht hat aber 
dieſe Vorausſetzung in keiner Weiſe berücfichtigt und demgemäß 
auch keine genügenden Feſtſtellungen über die hervorgehobenen 
Punkte getroffen. (Wird ausgeführt.) E. K. o. Erben H., 
U. v. 6. Okt. 05, 140/05 II. — Coͤln. 

Kranken verſicherungsgeſetz vom 10. April 1892 / 
25. Mai 1903. 

26. § 45 KrankVerſG. Unzuläſſigkeit des Rechts weges 
gegen Verfügungen der Auffichtsbehoͤrde.] 

Im Jahre 1902 waren von dem damaligen Vorſtand der 
Ortskrankenkaſſe für Bureauangeſtellte zu Hamburg den drei 
Delegierten, die an dem Kongreſſe der Ortskrankenkaſſen 
Deutſchlands zu Hamburg teilnahmen, zur Deckung ihrer baren 
Auslagen Beträge von je 30 Mark aus der Kaſſe bewilligt und 
bezahlt. Die beklagte Auffichts behörde beanſtandete bei einer 
Revifion im Jahre. 1903 dieſe Ausgabe, bezeichnete fie in der 
Verfügung vom 20. März 1903 als eine nach 8 29 KrankVerſG. 
unzuläſſige Verwendung von Kaſſenvermögen und forderte von 
dem Vorſtande, daß die zu Unrecht verausgabten 90 Mark der 
Kaſſe wieder zugeführt würden. Da der Vorſtand dieſer Ver⸗ 
fügung nicht nachkam, erging unter dem 14. Mai 1903 eine 
weitere Verfügung, in welcher er aufgefordert wurde, bei Ver⸗ 
meidung einer im Nichtbefolgungsfalle auf Grund des 8 45 
Abſ. 1 KrankVerſG. gegen die einzelnen Vorſtandsmitglieder 
feſtzuſetzenden Geldſtrafe von je 10 Mark der Verfügung vom 
20. März 1903 binnen längſtens 8 Tagen zu entſprechen. 
Die Beſchwerde des Vorſtandes gegen den Erlaß vom 14. Mai 
1903 wurde vom Senate unter dem 29. Mui 1908 zurück⸗ 
gewieſen, worauf die Kläger den Betrag von 90 Mark zu 
gleichen Teilen der Kaſſe zuführten und gegen die Behörde für 
Verſicherungsweſen zu Hamburg Klage erhoben mit dem Antrage, 
die Verfügung vom 14. Mai 1903 aufzuheben und feftzuftellen, 
daß fie berechtigt ſeien, die von ihnen der Krankenkaſſe für 
Bureauangeſtellte zugeführten 90 Mark der Kaffe wieder zu 
entnehmen. Die Beklagte machte die Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges geltend und verweigerte die Einlaffung zur Hauptſache. 
Das LG. hat die Einrede der Unzuläſfigkeit des Rechtsweges 
durch Zwiſchenurteil verworfen und das Os G. die Berufung 

Beklagten gegen dieſes Urteil zurückgewieſen. Das RG. 
hob auf und wies die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges ab: Der Berufungsrichter geht davon aus, daß an ſich 
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gegen die gemäß § 45 Abſ. 1 KrantBerf®. nach der Faſſung 
vom 10. April 1892 (RGBl. 417) getroffenen Anordnungen 
der Auffichtsbehoͤrden der Ortskrankenkaſſen der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen ſei, und darin iſt ihm beizutreten. Vor 
dem Geſetze, betr. weitere Abänderungen des Krank VerſG., 
vom 25. Mai 1903 (RGBl. 233), fehlte es an einer be⸗ 
ſonderen Beſtimmung über Rechtsbehelfe gegen jene An- 
ordnungen. Man nahm daher an, daß — mit Rückſicht auf 
die Oberaufficht der höheren Verwaltungsbehoͤrde: § 44 
KrankVerſc. — nur die Auffichtsbeſchwerde zuläſſig ſei (vgl. 
insbeſondere für Hamburg die bei Peterſen, Kommentar zum 
Krankenverficherungsgeſetz 4. Aufl. Anm. 9b zu § 45 ab- 
gedruckte Entſcheidung des dortigen LG. vom 8. Juni 1889). 
Daß das Geſetz in keinem Falle den Rechtsweg eröffnen wollte, 
ging aus ſeinen ſonſtigen, die Rechtsbehelfe und namentlich die 
Zuläffigkeit des Rechtsweges regelnden Beſtimmungen hervor 
(vgl. 58 13, 14, 17, 18a, 24, 262, 33, 43, 57b, 
58). Dieſe ließen erkennen, daß in einem weiteren Umfange, 
als ausdrücklich vorgeſehen, die Anrufung der ordentlichen Ge⸗ 
richte nicht ſtatthaſt ſein ſolle. Landesgeſetzliche Vorſchriften 
konnten dem Reichsgeſetze gegenüber nicht in Betracht kommen. 
Nunmehr hat die Novelle von 1903, um ſtärkere Garantie 
gegen die Maßregeln der Auffichtsbehörde zu ſchaffen (f. Bericht 
der Kommiſſion S. 40, 41), unter beſtimmten Vorausſetzungen 
eine Anfechtung dieſer Maßnahmen im Wege des Verwaltungs ⸗ 
ſtreitverfahrens oder des Rekurfes zugelaſſen (Abſ. 6 des § 45). 
Der Rechtsweg iſt alſo unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen 
und es iſt klar, daß in dieſem Punkte nichts von dem bis⸗ 
herigen Zuſtand Abweichendes hat beſtimmt werden ſollen. 
Wenn dennoch der Berufungsrichter den Rechtsweg im gegen⸗ 
wärtigen Falle nach 8 24 des Hamburgiſchen Geſetzes über 
das Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 
1879 für zuläffig erklärt hat, fo iſt dies in der Erwägung 
geſchehen, daß die Verfügung der Beklagten, durch welche dem 
Vorſtande der Krankenkaſſe bei Vermeidung einer Ordnungs- 
ftrafe aufgegeben wurde, die zu Unrecht verausgabten 90 Mark 
der Kaffe wieder zuzuführen, keine Verwaltungsmaßregel im 
Sinne des § 45 Krank VerſGG. ſei, ſondern ſich als ein über 
die Befugniſſe der Behörde hinausgehender, berechtigter oder 
unberechtigter Eingriff in die Privatrechte der Kläger darſtelle. 
Wie die Bezugnahme auf die Gründe des landgerichtlichen 
Urteils ergibt, liegt dieſer Annahme die Auffaſſung zugrunde, 
daß die Beklagte den Erſatz der der Kaſſe entzogenen Gelder 
aus den eigenen Mitteln der Kläger gefordert habe. 
Ob dies zutrifft und ob nicht vielmehr die Auflage der Behörde 
in dem den Aufſichtsorganen geläufigen Sinne zu verſtehen iſt, 
daß der Vorſtand für die Wiedervereinnahmung des be⸗ 
anſtandeten Poſtens Sorge zu tragen habe (vergl. die in 
„Arbeiterverſorgung“ von 1898 S. 523 abgedruckte Entſcheidung 
des PrOVG.), kann dahin geſtellt bleiben. Auch wenn die 
Reviſionsinſtanz an jene Auffaſſung gebunden iſt, würde die 
Entſcheidung des Berufungsrichters gegen den $ 45 KrankVerſG. 
verſtoßen. Haben die Gerichte, wie der Berufungsrichter an⸗ 
erkennt, über die von der Auffichtsbehörde getroffenen An⸗ 
ordnungen nicht zu befinden, ſo haben ſie auch nicht zu prüfen, 
ob die Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Auffichtsbefugniſſe 
geblieben iſt, ob ſie alſo den Vorſtand zum Erſatze des der 
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Kaſſe erwachſenen Schadens anhalten durfte. Es kommt nur 
darauf an, daß wirklich eine Anordnung der Aufſichts⸗ 
behoͤrde gegenüber der ihrer Auffiht unterſtellten Kaffe vorliegt, 
und daß alſo die Behörde als Auffichtsinſtanz hat handeln 
wollen und gehandelt hat. Darüber kann ein Zweifel nicht 
obwalten, da es ſich um eine an den Vorſtand als ſolchen unter 
Bezugnahme auf den § 45 KrankVerſG. unter Androhung 
einer Ordnungsſtrafe gerichtete Verfügung des Präſes der be⸗ 
klagten Behörde handelte. Hat ſich dieſe in der Wahl der ihr 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe zu Gebote ſtehenden Mittel ver⸗ 
griffen, ſo hat ſie ungeſetzlich gehandelt. Aber dagegen ſoll eben 
die Anrufung des ordentlichen Richters nicht ſtatthaft ſein; der 
Streit iſt im Beſchwerdeverfahren zu erledigen (vergl. die an⸗ 
gezogene Entſcheidung des PrOVG.). Der Berufungsrichter 
entſcheidet ihn, indem er den Rechtsweg für zuläſſig und die 
angefochtene Verfügung für ungeſetzlich erklärt. Die Folge 
ſeiner Entſcheidung iſt die Aufhebung der Verfügung; es kann 
gar nicht mehr darüber befunden werden, ob ein berechtigter 
Eingriff in die Privatrechte der Kläger vorliegt. Wäre die 
Verfügung unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 25. Mai 1903 
ergangen, fo würde fie lediglich nach Abſ. 6 des § 45 
KrankVerſGG. mit der Aus führung angefochten werden können, 
daß die getroffene Anordnung rechtlich nicht begründet und die 
Kaſſe oder die Vorſtands mitglieder durch fie in einem Rechte 
verletzt oder mit einer rechtlich nicht begründeten Verbindlichkeit 
belaſtet ſeien. Der Rechtsweg wäre unter allen Umſtänden 
ausgeſchloſſen. Darum findet er aber auch ebenſowenig gegen 
die vor der Geltung jenes Geſetzes liegende Verfügung ſtatt, 
über welche der Senat unter dem 29. Mai 1903 im Beſchwerde⸗ 
wege endgültig erkannt hat. Behörde für das Verſicherungs⸗ 
weſen zu Hamburg c. C., U. v. 13. Okt. 05, 15/05 VII. — 
Hamburg. 

Geſetz, betreffend die Geſellſchaft m. b. H. vom 
20. April 1892. 

27. 85 Abſ. 4, § 19 Abſ. 3 GmbHG. Vertragsmäßige 
Aufrechnung gegenüber einer Einlageverbindlichkeit iſt an ſich 
zuläffig. Bedeutung der Überſchuldung der Geſellſchaft für die 
Vollwertigkeit der Forderung zur Zeit der Verrechnung.] 

Der Verwalter der Konkursmaſſe einer Geſellſchaft m. b. H. 
verlangte von dem Beklagten, der 20000 Mark von dem Stamm⸗ 
kapital der Geſellſchaſt m. b. H. übernommen hatte, 10 000 Mark, 
da er von ſeiner Einlage nur 10 000 Mark durch direkte bare 
Zahlung an die Geſellſchaft entrichtet habe. Beklagter behauptete, 
den Reſt der Einlage bereits getilgt zu haben. Nach der Feſtſtellung 
des Berufungsrichters waren die Geſellſchafter vor und bei der 
Gründung übereingekommen, daß Beklagter die Schuld der 
Geſellſchaft an T. übernehmen, dieſen befriedigen und auf ſolche 
Weiſe ſeiner eigenen Einlageverbindlichkeit nachkommen ſolle. 
Dementſprechend erſcheint in der Bilanz vom 31. Dezember 1901 
Beklagter, obwohl er damals erſt 2 500 Mark in bar eingezahlt 
hatte, nur noch mit 7 500 Mark als Schuldner der Geſellſchaft 
und iſt T. als deren Gläubiger nicht mehr aufgeführt. Dem⸗ 


gemäß find auch Buchungen auf dem Kapitalkonto des Be. 


klagten und des T. erfolgt. Nach Behauptung des Klägers 
hat er ſich mit T. über deſſen Forderung an die Geſellſchaft 
verrechnet. Die Bilanz rom 31. Dezember 1901 iſt in der 
Geſellſchafterverſammlung vom 16. April 1902, in der auch T. 
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vertreten war, allſeitig genehmigt worden. Der Beklagte iſt der 
Meinung, daß er durch die erwähnte Vereinbarung und ſeine 
Verrechnung mit T. in deſſen Rechte der Geſellſchaft gegenüber 
eingetreten ſei und daß daraufhin zwiſchen ihm und der Geſell 
ſchaft eine vertragsmäßige Aufrechnung der ihm aus der Perſon 
des T. zuſtehenden fälligen Forderung mit ſeiner Ginlage⸗ 
verbindlichkeit ſtattgefunden habe. Beklagter wurde verurteilt, 
das RG. hob auf: Es iſt zunächſt davon auszugehen, daß bie 
Reſtforderung des T. in Höhe von 10 000 Mark für feine 
Sacheinlage zu Recht beſtand, weil hinfichtlich dieſer Einlage 
der Vorſchrift des $ 5 Abſ. 4 GmbHG. genügt war. Anderer 
ſeits unterliegt es keinem Zweifel, daß das Übereinkommen der 
Geſellſchafter, wonach Beklagter ſeiner Teileinlageverbindlich keit 
in gleicher Höhe dadurch genügen ſollte, daß er die erwähnte 
Forderung T. übernehme und tilgte, in Ermangelung der Be 
obachtung eben derſelben Vorſchrift für die Geſellſchaft un ⸗ 
verbindlich war und daß dieſe Barzahlung von dem Beklagten 
hätte verlangen koͤnnen. Das RG. Hält jedoch an dem 
wiederholt ausgeſprochenen, im Prinzip auch von dem Vorder⸗ 
richter gebilligten Grundſatze feſt, daß eine vertragsmäßige Auf- 
rechnung der Einlageverbindlichkeit mit einer vollwertigen, 
fälligen Forderung des Geſellſchafters durch das Geſetz nicht 
ausgeſchloſſen wird und daß dieſe Aufrechnung ſich in der Weiſe 
vollziehen kann, daß der Geſellſchafter die vollwertige fällige 
Forderung eines Dritten gegen die Geſellſchaft für Rechnung 
der letzteren tilgt, die Geſellſchaft dieſe Geſchäfts führung ge⸗ 
nehmigt und daraufhin ſich für einen entſprechenden Teil der 
Einlageverbindlichkeit für befriedigt erklärt. Im vorliegenden 
Falle find nun alle Momente eines ſolchen Herganges gegeben, 
oder find wenigſtens auf Grund der nicht für widerlegt er⸗ 
achteten Behauptungen der Beklagten zu deſſen Gunſten als 
gegeben zu unterſtellen. Beklagter hat behauptet, er habe den 
T. wegen deſſen Forderung an die Geſellſchaft befriedigt, und 
T. hat als Zeuge bekundet, daß er die Übernahme bezw. Ver⸗ 
rechnung der Forderung dem Beklagten gegenüber ſchriftlich an⸗ 
erkannt habe. Der Geſchäftsführer P. hat alsdann in der 
Annahme, daß Beklagter die 10 000 Mark an T. bezahlt habe, 
dieſen in den Büchern der Geſellſchaft mit dieſem Betrage be⸗ 
laſtet, den Beklagten hinfichtlich feiner Einlageverbindlichkeit 
von demſelben Betrage entlaſtet. Demgemäß iſt die Bilanz 
vom 31. Dezember 1901 in der Weiſe aufgeſtellt worden, daß 
T. darin nicht mehr als Gläubiger erſcheint, wogegen die 
Einlage des Beklagten bezüglich der in Rede 

10 000 Mark als bezahlt gebucht iſt. Dieſe Bilanz iſt in der 
Generalverſammlung vom 16. April 1902 von dem Geſchäfts⸗ 
führer vorgelegt und von ſämtlichen Geſellſchaftern genehmigt 
worden. T. war bei dieſer Verſammlung durch den perſoͤnlich 
anweſenden Beklagten vertreten. Daß er nachträglich gegen 
dieſe Verrechnung ſeiner Forderung proteſtiert oder fie der 
Geſellſchaft gegenüber geltend gemacht hätte, iſt nicht behauptet 
worden. Hiernach herrſchte allgemeines Einverſtändnis darüber, 
daß die T. ſche Forderung auf den Beklagten übergegangen und 
mit deſſen Einlageverbindlichkeit zu verrechnen ſei. Ob die 
Beteiligten, insbeſondere der Geſchäftsführer P., dabei die 
Auffaffung hatten, daß es ſich um den Vollzug der urfprünglid 
getroffenen, für die Geſellſchaft nicht verbindlichen Abrede 
handelte, erſcheint unerheblich, denn es iſt ſicher, daß man bei 
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dieſer Abrede ſtehen bleiben und daß der die Geſellſchaft ver⸗ 
tretende P. ihr entſprechend verfahren wollte. Mit Unrecht 
vermißt auch der Vorderrichter die Zuſtimmung des T. zu der 
Verrechnung ſeiner Forderung. Dadurch, daß er ſich mit dem 
Beklagten verrechnete, ermächtigte er ihn, die Forderung für 
ſeine Rechnung gemäß der vorher getroffenen Abrede gegenüber 
der Geſellſchaft zu verwerten. Die ſtattgehabte Verrechnung 
genehmigte er ferner dadurch, daß, nachdem Beklagter auch für 
ihn in der Generalverſammlung vom 16. April 1902 die dieſer 
Verrechnung entſprechend aufgeſtellte Bilanz anerkannt hatte, er 
es unterließ, irgend welchen Widerſpruch zu erheben. Hiernach 
würde an ſich in der Sache ſelbſt zugunſten des Beklagten er- 
kannt werden können, wenn nicht noch die Behauptung des 
Klägers zu würdigen wäre, daß die Geſellſchaft zur Zeit der 
erſten Generalverſammlung bereits überſchuldet geweſen ſei. 
Denn wenn dies richtig wäre, könnte die T. ſche Forderung nicht 
als eine zur Zeit der Verrechnung vollwertige gelten und es 
würde dieſe Verrechnung nicht als eine der Barzahlung gleich 
wertige Leiſtung, bei der nur ein Hin- und Herzahlen von 
Bargeld vermieden wurde, anzuſehen ſein. In dieſem Falle 
wäre Beklagter gemäß $ 19 Abſ. 3 des Geſetzes von feiner 
Einlageverbindlichkeit nicht befreit worden. K. o. Konkursmaſſe F., 
U. v. 27. Sept. 05, 133/05 I. — Frankfurt. 

Wettbewerbsgeſetz und Warenzeichengeſetz. 

28. 88 UnlWG. und § 15 Waren 3G. Nur die Fort ⸗ 
ſetzung einer bereits verübten rechtswidrigen Handlungsweiſe darf 
verboten werden.] 

Die angefochtene einſtweilige Verfügung und ſomit auch 
das dieſelbe ſchlechthin beſtätigende Berufungsurteil iſt inſoweit 
rechtlich zu beanſtanden, als durch die erftere der Reviſtons⸗ 
klaͤgerin der weitere Betrieb und Verkauf ihrer Blätter unter 
dem Titel „Luftige Geſellſchaft“ nicht bloß in der bisherigen, 
ſondern auch in „einer ähnlichen, zur Herbeiführung 
von Verwechſelungen mit der Ausſtattung von 
„Nagels Luſtige Welt“ geeigneten“ Ausflattung unter- 
ſagt iſt; denn ganz abgeſehen davon, daß das Berufungsgericht 
den in der Vorinſtanz von der Antraggegnerin zu dieſem Punkte 
vorgebrachten Einwand: „auf alle Fälle ſei die einſtweilige Ver. 
fügung in dem Punkte unzuläffig, daß fie nicht bloß die bis⸗ 
herige“, ſondern auch eine ähnliche Ausſtattung der Zeitſchrift 
verbiete, überhaupt nicht gewürdigt und hierdurch gegen § 286 
und § 313 Nr. 4 390. verſtoßen hat, erſcheint die erlaſſene 
Verfügung bezüglich der hervorgehobenen Worte auch materiell ⸗ 
rechtlich als nicht gerechtfertigt. Wie nämlich der erkennende 
Senat bereits in dem einen ähnlichen Fall betreffenden Urteile 
vom 20. Dezember 1901 II. 808/01 ausgeſprochen hat, iſt der 
Unterlafſungsanſpruch aus 8 8 UnlWG. ſowie aus § 15 
Waren G. gerichtet auf Nichtfortſetzung einer rechtswidrigen 
Handlungsweiſe. Verboten kann aber nur werden, was bereits 
verübt geweſen iſt. Es iſt daher insbeſondere nicht zuläſſig, 
durch die Bezeichnung „ähnlich“ im voraus allgemein noch gar 
nicht näher beſtimmte Verfahrungsarten zu unterſagen. Dieſe 

Oründe, welche auch für den vorliegen Fall zutreffen und auch 
mit der ſonſtigen Rechtſprechung des erkennenden Senats im 
Einklang ſtehen, — vgl. die Urteile vom 6. November 1900 
IB. 00, 859 10), vom 21. Dezember 1900 II 259/00 und 
11. April 1902 II 25/02, — rechtfertigen aber eine Gin- 
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ſchränkung der erlafjenen einſtwelligen Verfügung durch Streichung 
der hervorgehobenen Worte; denn inſoweit, als für die 
Hauptſache ein Anſpruch einer Partei auf den Exlaß eines be⸗ 
ſtimmten Verbots erkennbar nicht beſteht, darf auch das Gericht 
eine ein ſolches Verbot enthaltende einſtweilige Verfügung, welche 
die vorläufige Anerkennung dieſes Anſpruchs in ſich ſchließt, 
nicht erlaſſen. L. G. c. N., U. v. 26. Sept. 05, 278/05 II. 
— Berlin. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

29. 55 12, 13, 14 Waren 3G. verb. mit dem Wettbewerbs⸗ 
geſetz vom 27. Mai 1896. Schutz eines aus Bild und Worten 
zuſammengeſetzten Warenzeichens. Bedeutung des von einem 
Ausländer, der eine Niederlaſſung im Deutſchen Reich nicht 
befigt, mit einem Inländer abgeſchloſſenen Vertrages über den 
Vertrieb ſeiner Waren.] 

Der Kläger Graf M. ſtellt auf ſeinem in Livland gelegenen 
Gute Stockmannshof einen Pomeranzenlikör her, den er ſeit langer 
Zeit unter der Bezeichnung „Stockmannshof“ und „Stockmanns⸗ 
hofer“ in den Handel bringt und deſſen Vertrieb in Deutſchland er 
der mitklagenden Firma B. in Berlin übertragen hat. Ihm iſt für 
Liköre und andere Spirituoſen in die Zeichenrolle des Deutſchen 
Pat. ein Warenzeichen eingetragen worden, welches aus 
der bildlichen Darftellung einer Gruppe von Flaſchen und aus 
Worten beſteht, unter welchen ſich auch die Worte „Pomeranzen 
Nr. 0“ und „Stockmannshof“ befinden. Die Beklagte ſtellt 
jeit längerer Zeit in Danzig einen Likör her und bringt ihn in 
Flaſchen in den Handel, welche am Halſe ein Etikett mit der 
Inſchrift „Stockmannshofer Pomeranzen Nr. 00“ und weiter 
unten ein Etikett mit der Inſchrift „Kornbranntwein⸗ und 
Weinſprit⸗Liqueur⸗Fabrik zum Kurfürften von E. G. E. Danzig“ 
aufweiſen. Sie vertreibt ferner Zirkulare, in welchen unter 
anderen Likören auch „Stockmannshofer Nr. 00“ angeboten und 
darauf hingewieſen wird, daß ihr nach ruſſiſchem Rezept her⸗ 
geſtelltes Deſtillat „Stockmannshofer Pomeranzen Nr. 00“ von 
ihr zuerſt in Danzig und Deutſchland hergeſtellt worden ſei. 
Die Kläger ſehen darin eine Verletzung der dem Kläger Graf M. 
aus der Warenzeicheneintragung zuſtehenden Rechte und mehr- 
fache Verſtöße gegen Beſtimmungen des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes, vom 27. Mai 1896. Das Os G. 
wies ab, das RG. hob auf: Mit Unrecht beſchränkt ſich das 
Berufungsgericht auf die Feſtſtellung, daß das Wort „Stock⸗ 
mannshof“ deshalb nicht geſchützt ſei, weil es nicht für ſich 
allein, ſondern mit anderen Worten und einem Gruppenbild 
von Flaſchen zuſammen eingetragen worden ſei. Dasſelbe hätte 
prüfen ſollen, ob nach dem Geſamteindruck, welchen das aus 
Bild und Worten zuſammengeſetzte Warenzeichen des Grafen M. 
auf das in Betracht kommende Publikum hervorruft, ſich das 
Wort Stockmannshof als ſo charakteriſtiſch hervorhebt, daß es 
in dem Gedächtnis derer, die es geſehen haben, haften bleibt 
und ſich als das ſogenannte Schlagwort erweiſt. Denn wenn 
dies der Fall ſein ſollte, fo würde angenommen werden können, 
daß im Sinne der 88 12, 14 und 20 Waren 3G. die Beklagte 
ihre Likoͤrflaſchen und Zirkulare mit dem Warenzeichen des 
Grafen M. verſehen habe, und würde zutreffenden Falles welter 
zu prüfen fein, ob die ſonſtigen Vorausſetzungen des § 14 a. a. O. 
vorliegen, und, wenn dies der Fall ſein ſollte, ob die Be⸗ 
hauptung der Beklagten richtig iſt, daß das Wort „Stockmanns⸗ 
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hofer“ die Natur der Herkunftsbezeichnung verloren und die 
Eigenſchaft einer Beſchaffenheitsangabe verlangt habe ($ 13 
Waren 3G.). Das Berufungsurteil mußte daher aufgehoben 
und die Sache zur wiederholten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. Bei der 
erneuten Verhandlung wird vor allem feſtzuſtellen ſein, welchen 
Inhalt das zwiſchen den beiden Klägern beftehende Vertrags ⸗ 
verhältnis hat, weil danach die Frage zu beantworten iſt, 
ob die Kläger berechtigt find, die Klageanſprüche zu erheben. 
Bisher iſt nur feſtgeſtellt, daß der Graf M. in Deutſchland 
eine Hauptniederlaſſung nicht habe. Es iſt aber nicht feit- 
geſtellt, daß und warum er eine Zweig niederlaſſung in Deutſch⸗ 
land habe, was aus der Übertragung des Verkaufes ſeines 
Likörs an die Miiklägerin nicht ohne weiteres folgt, und warum 
die letztere eine Hauptniederlafiung in Deutſchland habe, was 
dann nicht zutreffen würde, wenn ſie nicht eigenen Namens, 
ſondern für den Grafen M. den Likör verkauft. Zu beachten 
wird ferner ſein, daß die Mitklägerin, die nicht als Inhaberin 
eines für ſie eingetragenen Warenzeichens auftritt, auf Grund 
des § 12 überhaupt nicht klagen kann und auf Grund des 
§ 14 Waren 3G. nur dann zur Schadenserſatzklage berechtigt 
it, wenn fie als „Verletzte“ im Sinne des § 14 anzuſehen 
ſein ſollte, was nur nach Kenntnis des zwiſchen den Klägern 
beſtehenden Vertragsverhältniſſes beurteilt werden kann. 
Graf M. u. B. c. E., U. v. 26. Sept. 05, 13/05 II. — 
Marienwerder. " 

30. 58 12, 15, 20 Waren3G®. verb. mit $ 8 UnlWG. 
Benutzung eines Freizeichens bei einem Kombinationszeichen. 
Grundſätze über die Verwechſelungsmöglichkeit.] 

Für die Klägerin iſt ſeit 1. Dezember 1894 im Zeichen⸗ 
regiſter des Patentamts eingetragen: 1. unter Nr. 749 das 


Wortzeichen: e 2. unter Nr. 750 eine Bildmarke 


München“ 
mit der Darftellung eines ſtehenden Löwen. Die Beklagte 


gebraucht für das von ihr hergeſtellte Bier auf Plakaten die 
Bezeichnung: | En Pu . 
dieſelbe Klage erhoben mit dem Antrag, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, bei Vermeidung einer gerichtlich feſtzuſetzenden Strafe 
für jeden Fall des Zuwiderhandelns zu unterlaſſen, in auf Bier 
bezüglichen Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen, Emp⸗ 
fehlungen, Rechnungen oder dergleichen das Wort „Löwenbräu“ 
zu verwenden. Dieſe Klage war auf die §§ 15, 12, 20 
Waren 3G., § 8 UnlWG. und 8 826 BOB. geſtützt; fie 
wurde abgewieſen. Berufung und Reviſion blieben erfolglos: 
Die Reviſionsklägerin hat die Annahme des Berufungsgerichts 
beanſtandet, daß das Wort Löwenbräu ein Freizeichen ſei, und 
ſich auf einen neueren, die Freizeichen⸗Eigenſchaft dieſes Worts 
verneinenden Beſchluß des Patentamts vom 12. Mai 1903 
berufen. Es kann jedoch dahin geſtellt bleiben, ob dieſe 
Beſchwerde an ſich begründet und ob die den nämlichen Punkt 
betreffende Anſicht des Berufungsgerichts, daß die von ihm 
erwähnte Entſcheidung des Patentamts vom 30. Juni 1897 


Klägerin hat daher gegen 


für die Gerichte bezüglich der Frage, ob das Wort Löwenbräu 


ein Freizeichen ſei, bindend ſei, für den vorliegenden Fall, 
in dem es fi um die Beurteilung eines Kombinationszeichens 
handelt, zutreffend iſt; denn es iſt anzunehmen, daß die Ver⸗ 
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neinung der Verwechſelungsfähigkeit der beiderſeitigen Waren 
bezeichnungen ſeitens des Berufungsgerichts im weſentlichen 
nicht auf der Annahme der Freizeichen⸗Eigenſchaft des Wort 
Löwenbräu, ſondern auf den übrigen, von dem Berufungsgerichte 
für dieſe Verneinung angeführten, Gründen beruht und daß 
dasſelbe namentlich die Verwechſelungsgefahr auch dann verneint 
haben würde, wenn es von der angeblichen Freizeichen⸗Eigenſchaft 
des Worts Löwenbräu ganz abgeſehen hätte. Hierfür ſprechen 
auch die unten (zu $ 15 Waren 3G.) näher wiederzugebenden 
Ausführungen des Berufungsgerichts, daß das Publikum durch 
das Plakat der Beklagten ſich nicht irreführen laſſe. Dieſe 
übrigen Teile der Begründung des Berufungsurteils, die in 
tatſächlicher Hinfiht in der Revifionsinſtanz nicht nachzuprüfen 
find, find aber rechtlich einwandfrei und auch genügend, um die 
Verneinung der Verwechſelungsgefahr zu rechtfertigen. Namentlich 
iſt darin ausreichend berückfichtigt, daß das fragliche Warenzeichen 
der Klägerin ein Wortzeichen if. Das Berufungsgericht har 
ferner die Anwendbarkeit des den Ausſtattungsſchutz 
betreffenden & 15 Waren 3G. auf den gegebenen Fall um 
deswillen verneint, weil es an dem Tatbeſtands merkmale „zum 
Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr“ fehle. Cs 
erhellt nicht, daß das Berufungsgericht hierbei von einer 
unrichtigen Rechtsanſicht über dieſes Tatbeſtandsmerkmal aus- 
gegangen iſt. Es hat nämlich zunächſt bezüglich der Be⸗ 
deutung dieſes Tatbeſtandsmerkmals im allgemeinen ausgeführt: 
die Täuſchung müſſe das Ziel fein, auf welches der Täter mit 
feiner Handlung hinſtrebe, er müſſe die Täuſchung beabfichtigen, 
ihren Eintritt nicht bloß ſich vorſtellen. Verwende alſo jemand 
die Ausſtattung eines anderen bloß wegen ihrer Zweckmäßigkeit 
oder Gefälligkeit in der Erwartung, daß die Abnehmer an 
etwaigen Zutaten erkennen würden, daß die ſo ausgeſtattete 
Ware nicht von dem Ausſtattungsberechtigten herrühre, fo falle 
feine Handlung auch dann nicht unter $ 15, wenn er an die 
Möglichkeit einer Täuſchung immerhin denke und auch auf die 
Gefahr hin, daß das Publikum wirklich irre werde, die Ware 
mit der nachgeahmten Aus ſtattung in Verkehr bringe; denn die 
Täuſchung ſei hier nicht Zweck ſeiner Handlung. Bei 
Würdigung des letzteren Satzes iſt vor allem zu berückfichtigen, 
daß damit nur das in dem erſteren Satze enthaltene Prinzip 
durch ein aus Allfeld, Geſ. zum Schutze der Warenbezeichnungen, 
S. 623 entnommenes Beiſpiel erläutert werden ſoll, ſomit das 
Hauptgewicht auf den dieſem Prinzip entſprechenden erſt en 
Teil des beanſtandeten Satzes zu legen iſt, wonach in dem 
unterſtellten Fall der ausſchließliche Beweggrund des 
Täters für die Verwendung der Ausſtattung eines anderen deren 
Zweckmäßigkeit oder Gefälligkeit iſt und derſelbe eine Täuſchung 
des Publikums infolge dieſer Verwendung nicht erwartet, 
wenn er auch dabei an deren Möglichkeit denken mag. Der 
fragliche Satz enthält daher, in ſeiner Geſamtheit und ſeinem 
Zuſammenhange beirachtet, keine Verkennung des fraglichen Tat 
beſtandsmerkmals. Namentlich genügt unter dieſen Umſtänden 
die beiläufige Hervorhebung der fraglichen Möglichkeit nicht, 
um die Täuſchung des Publikums als von dem Täter 
bezweckt erſcheinen zu laſſen. Überdies ergibt ſich aus dem 
Berufungsurteile nicht, daß das Os G. bei feiner am eine 
anderen Stelle des Urteils getroffenen Feſtſtellung, daß es in 
vorliegenden Falle an dem Täuſchungszweck fehle, die 
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34. Jahrgang. 


Vorausetzungen, von welchen in dem angeführten Beiſpielsfalle 
ausgegangen iſt, als auf ſeiten der Beklagten vorliegend 
erachtet hat. L. c. U., U. v. 13. Okt. 05, 58/05 II. — Bamberg. 

Reichsſtempelgeſetz. 

31. Tarif Nr. 1a. Begriff „der Ausgabe von Aktien zu 
einem höheren als dem Nennwert.“ 

Im Jahre 1902 ſchloſſen die Bank für Süͤddeutſchland 
und die Bank für Handel und Induſtrie, beide in Darmſtadt, 
einen Verſchmelzungsvertrag miteinander dahin ab, daß die 
Bank für Süddeuiſchland ihr Vermögen als Ganzes ohne 
Liquidation an die Bank für Handel und Induſtrie gegen einen 
Betrag von 13 060 000 Mark übertrug, den dieſe in Geſtalt 
von 13 060 neuen Aktien zu 1000 Mark das Stück an die 
Aktionäre der Bank für Suͤddeutſchland zu gewähren hatte. 
Die Bedingungen gingen im einzelnen dahin, daß die Aktionäre 
der Bank für Süddeutſchland für vier Aktien ihrer Bank zum 
Nennwert von 300 Mark das Stück, alſo für einen Nennwert 
ihrer Aktien zum Belaufe von 1 200 Mark eine Aktie der 
Bank für Handel und Gewerbe zum Nennwert von 1 000 Mark 
erhalten ſollten. Außerdem hatten die Aktionäre der Bank für 
Süddeutſchland für jede der neuen Aktien bei deren Aushändigung 
einen Barbetrag von 20 Mark an die Bank für Handel und 
Subuftrie als Betrag des Reichsſtempels zu entrichten. Die 
Bank für Handel und Induſtrie gab in Durchführung dieſes 
Vertrages 13 060 neue Inhaberaktien über je 1 000 Mark an 
die Aktionäre der Barik für Süddeutſchland aus und verſtempelte 
jede dieſer Aktien mit 20 Mark. Der heſſiſche Fiskus erachtete 
dies für unzureichend. Er war der Auſicht, daß die neuen 
Aktien nicht nach ihrem Nennwert von 1 000 Mark, ſondern 
nach einem Wert von 1 370 Mark zu beſteuern ſeien, was 
einen Stempelbetrag von 28 Mark für jede Aktie, alſo einen 
Mehrbetrag von 8 Mark für das Stück und von 104 480 Mark 
für ſämtliche 13 060 Stück ergab. Die Bank für Handel 
und Induſtrie entrichtete dieſe Summe und forderte alsdann 
hiervon mit der erhobenen Klage einen Teilbetrag von 
2000 Mark nebſt Zinſen zurück, indem fie geltend machte, daß die 
Stempelmehrforderung des Beklagten ungerechtfertigt ſei. Der 
erſte Richter gab der Klage ſtatt, der zweite wies ſie ab. Die 
Revifion ift zurückgewieſen. Aus den Gründen: Der erkennende 
Senat hat zu der vorliegenden Rechtsfrage bereits in einem 
Urteil vom 12. April 1904 (ſiehe Holdheims MSchr. 04, 265) 
Stellung genommen und findet weder in den Ausführungen 
des erſten Richters noch in denjenigen der Revifion, die ſich 
um weſentlichen an jene anſchließen, einen Anlaß, dieſen auch 
vom Berufungsrichter geteilten Standpunkt wieder zu verlaſſen. 
Die Ausführungen des erſten Richters ſowohl wie diejenigen 
der Reviſion laſſen keinen Zweifel darüber, daß es für den von 
ihnen eingenommenen Standpunkt nicht entſcheidend iſt, was 
das Wort „Ausgabe“ (von Aktien), iſoliert betrachtet, zu bedeuten 
hat, ſondern daß das Schwergewicht für ſie auf Beantwortung 
der Frage ruht, was das Geſetz unter „Ausgabe von Aktien 
in einem höheren als dem Nennbetrage“ verſteht. Der Gedanken⸗ 
gang iſt, in Kürze dargeſtellt, der folgende: Das HGB. begreife 
in feinen hierauf bezüglichen Beſtimmungen (88 184 Abi. 2, 
195 Abſ. 3, 199 Abi. 1 Nr. 2, 262 Nr. 2, 278 Abſ. 3, 
284 Abſ. 5) unter Ausgabe von Aktien zu einem höheren als 
dem Nennbetrage nur den von der Aktiengeſellſchaft ſelbſt bei 
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der Ausgabe feſtgeſetzten Überpari⸗Emiſſionskurs. Denſelben 
Sinn und nur dieſen verbinde das RStemp®. mit der Be⸗ 
ſtimmung in der Tarif⸗Nr. la, wonach bei inländiſchen Aktien 
die Verſteuerung zuzüglich des Betrages erfolgt, zu welchem 
ſie höher, als der Nennwert lautet, ausgegeben werden. Im 
vorliegenden Falle habe die aufnehmende Aktiengeſellſchaft die 
an die Aktionäre der aufgelöſten Geſellſchaft gewährten Aktien 
an dieſe nicht zu einem von ihr feſtgeſetzten Überparikurſe, 
ſondern nur zum Nennbetrage überlaſſen; daher ſei nichts vor⸗ 
handen, was über den Nennbetrag hinaus dem Emiffionsftempel 
als Steuerobjekt dienen könnte. Der innere Wert der Aktien 
konne als ſolches Steuerobjekt nicht angeſehen werden. Dieſe 
Auffaſſung kann nicht für richtig erachtet werden. Zutreffend 
iſt, daß das HGB. unter der Ausgabe der Aktien zu einem 
höheren als dem Nennbetrage nur die Ausgabe zu einem von 
der Aktiengeſellſchaft ſelbſt feſtgeſetzten, beſtimmten, den Nenn⸗ 
betrag überſteigenden Kurſe verſteht. Nicht zutreffend iſt da⸗ 
gegen die Annahme, daß bezüglich dieſes Punktes die Begriffs- 
kreiſe des HGB. und des RStempG. fi miteinander decken. 
Freilich iſt es ſelbſtverſtändlich, daß das RStempG. jenen Fall 
auch vor Augen hat, wenn es von dem „Betrage“ ſpricht, „zu 
welchem die Aktien hoher als der Nennwert lautet, ausgegeben 
werden.“ Allein der Sinn dieſer Worte beſchränkt ſich hierauf 
nicht; er reicht darüber hinaus. Die Worte laſſen auch Raum 
fuͤr den Fall, daß die Akrien, ohne ziffermäßige Feſtſetzung eines 
den Nennbetrag überſteigenden Kurſes, zu einem den Nennbetrag 
überſteigenden Werte ausgegeben werden. (Es wird näher 
ausgeführt, daß und weshalb die Beſtimmung des RStempG. 
in dieſem Sinne ausgelegt werden müſſe.) B. f. H. u. 
J. c. G. F., U. v. 26. Sept. 05, 614/04 VII. — Darmſtadt. 

II. Preußiſches Recht. 

Fluchtliniengeſez vom 2. Juli 1875. 

32. § 13. Begriff des Abtretungsverlangens; Ent ⸗ 
ſchädigungsrecht des Eigentümers bei Einziehung des Privat- 
eigentums zur Straße infolge polizeilicher Anordnung.] 

Nach den tatſächlichen Feſiſtellungen des OLG. iſt die von 
demſelben durch Zurückweiſung der Berufung aufrechterhaltene 
Verurteilung der beklagten Stadtgemeinde zur Einleitung des 
Enteignungs verfahrens wegen der zu Remſcheid gelegenen, nun⸗ 
mehr in die Induſtrieſtraße hineingezogenen Grundſtücksparzellen 
der Kläger Flur 3 Nr. 5986 und 5987 aus 783, ſoweit fie 
auf der Zeichnung des Geometers P. vom Auguſt 1902 
mit a. c. d. bezeichnet find, rechtlich begründet. Das OLG. 
hat zunächſt das Privateigentumsrecht der Kläger, als Rechts⸗ 
nachfolger der Cheleute F. W. Sch. an den vorbezeichneten 
Parzellen auf Grund der von denſelben vorgelegten notariellen 
Urkunden einwandfrei feſtgeſtellt. Das OLG. hat ſodann weiter 
angenommen, daß die beklagte Stadt an den ſtreitigen Grund⸗ 
ſtücken eine Reihe von Befitzhandlungen vorgenommen habe, die 
ſich als umfafjende Befitzergreifung und tatſächliche Umgeftaltung 
derſelben als öffentliche Straße darſtellten; es erachtet danach 
die Vorausſetzungen des § 13 Abſ. 1 3. 1 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes vom 2. Juli 1875, „daß die zur Straße beſtimmten 
Grundflächen auf Verlangen der Gemeinde für den öffentlichen 
Verkehr abgetreten werden“, für gegeben. Dieſe Beſitzergreifungs⸗ 
handlungen beſtehen einmal in der im Jahre 1896 erfolgten 
Legung von Gas- und Waſſerleitungsröhren in die 
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Grundſtücke und der im Jahre 1900 erfolgten, bis auf einen 
Teil des Bürgerſteiges an den Klägern verbliebenen Grundſtücken 
vollendeten Ausbauung der Straße, unter Einbeziehung der den 
Klägern gehörigen Flächen, ſoweit fie zwiſchen feſtgeſtellten 
Fluchtlinien liegen. Die beklagte Stadt hat u. a. geltend 
gemacht, fie habe den Ausbau der Induſtrieſtraße auf polizei ⸗ 
liche Anordnung vorgenommen. Was dieſen Geſichtspunkt 
der polizeilichen Verfügung anlangt, jo iſt nicht erfichtlih und 
nicht behauptet, daß eine ſolche im vorliegenden Falle erlaffen 
worden iſt. Selbft wenn aber auch die Stadt infolge einer 
Anordnung der Poltzeiverwaltung dazu übergegangen wäre, die 
Induſtrieſtraße auszubauen und zu dieſem Zwecke das innerhalb 
der feſtgeſetzten Fluchtlinien liegende Privateigentum in Beſitz zu 
nehmen, jo würde dieſer Umſtand dem auf Grund des 8 13 
Ziff. 1 des Fluchtliniengeſetzes erhobenen und zugeſprochenen 
Anſpruch auf Einleitung des . behufs 
Feſtſtellung der den Klägern zu gewährenden Entſchädigung 
nicht entgegenſtehen. Eine ſolche polizeiliche Verfügung würde 


rechtlich nur den Grund des Vorgehens der Stadtgemeinde 


bilden, der als ſolcher die Herrichtung und Unterhaltung der 
ſtädtiſchen Straßen obliegt, und die hierbei auch diejenigen 
Maßnahmen zu beobachten hat, die von den zuſtändigen polizei⸗ 
lichen Organen im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs für 
notwendig erachtet werden. Dieſes Verhältnis iſt auch dann 
nicht anders, wenn, wie im vorliegenden Falle, die ſtädtiſchen 
Behörden auch mit der Polizeiverwaltung betraut find. Es iſt 
nicht angängig, bei Anordnungen der Gemeindeverwaltung über 
Anlegung von Straßen, die tatſächlich in das Privateigentum 
eingreifen, die Entſchädigungspflicht der Gemeinde aus dem 
Gefſichtspunkte abzulehnen, weil dieſelbe Verwaltung als 
polizeiliches Organ die erfolgte Regulierung aus Gründen 
1 Natur für nötig gehalten und angeordnet hat. Die 
klagte Stadtgemeinde hat ſchließlich noch die Verletzung des 
§ 13 Ziff. 1 des Fluchtliniengeſetzes um deswillen gerügt, weil 
in den vom OLG. feſtgeſtellten Handlungen ein Abtreiungs- 
verlangen im Sinne jener Beſtimmung nicht zu finden ſei, ins⸗ 
beſondere, wie der V. 35. (RG. 33, 238) ausgeſprochen habe, 
die tatſächliche Einverleibung in die Straße dem Falle nicht 
leichgeſtellt werden koͤnne, daß die zur Straße beſtimmten 
lächen auf Verlangen der Gemeinde abgetreten werden (zu 
vergl. auch Friederichs⸗ v. Stranz u. Torney, Fluchtliniengeſetz, 
5. Aufl. zu $$ 13, 14 S. 144, Bem. 6). Ob jener Entſcheidung 
des V. Senats — der gegenüber übrigens für einen dem 
Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 unterſtehenden Fall auf 
die Entſcheidung des VII. ZS. (RG. 55, 7 N) zu verweifen tft — 
würde beigetreten werden konnen, bedarf der Erörterung und 
Entſcheidung nicht, weil die tatſächliche Sachlage damals inſofern 
eine weſentlich andere war, als lediglich infolge der bei Erteilung 
der polizeilichen Bauerlaubnis ebe Innehaltung der 
feſtgeſetzten Fluchtlinien ohne jedes Zutun der Stadtgemeinde ein 
Teil des klägeriſchen Grundſtücks unbebaut geblieben war. Im 
vorliegenden Falle hat das O2 G. tatſächlich in der Ausbauun 
der klägeriſchen Grundſtücke zur öffentlichen Straße, zu der au 
die Genehmigung der Kläger feſtgeſtellt wird, das Verlangen 
der Abtretung für den öffentlichen Verkehr und die Abtretung 
ſelbſt gefunden. Das iſt nicht rechtsirrtümlich; insbeſondere iſt 
eine Abtretung zu Eigentum für die Anwendung des § 13 
Ziff. 1 eit. nicht erforderlich. Dieſes Ergebnis entſpricht denn 
auch materiell durchaus der gegebenen Sachlage und dem Grund⸗ 
ſatze, der in Art. 9 der preußiſchen Verfafſungsurkunde und dem 
zur Zeit des Eingriffs geltenden Art. 545 c. c. Ausdruck 
gefunden hatte, daß das Eigentum nur aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles und nur gegen Entſchädigung entzogen oder 
beſchränkt werden darf (vergl. 8 75 Einl. zum Preußiſchen 
Allgemeinen Landrecht). Durch die Einbeziehung in die öffentliche 


Straße, an der als res extra commercium ein Privat-. 


eigentums recht nicht möglich iſt, wurde den Klägern jede Aus⸗ 
nutzung und Verwertung ihres Eigentums entzogen und 
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unmöglich gemacht. Wollte man ihnen auch den Anſpruch auf 
Entſchädigung, bezw. Feſtſetzung derſelben in dem hierfür vor⸗ 
eſehenen Enteignungsverfahren abſprechen, ſo ſtänden ſie dem 
Eingriffe in ihr Privatrecht gegenüber rechtlos da, während 
andererſeits die Stadtgemeinde ohne Gegenleiſtung das 
publiziſtiſche Eigentum der von ihr in Befitz genommenen 
Grundſtücke erwerben würde. Das iſt nicht der Wille des 
Geſetzes und entſpricht insbeſondere nicht der Tendenz des 
Fluchtliniengeſetzes, wie ſich auch aus den weiteren Beſtimmungen 
insbeſondere des § 13 cit. ergibt. Im gleichen Sinne hat denn 
auch in ähnlich liegenden Fällen insbeſondere der erkennende 
Senat wiederholt entſchieden (vergl. u. a. Rhein Arch. 84 II, 42 ff.; 
87 II, 47 ff.; RG. 46, 286; Urteil vom 14. Juni 1901 
Rep. II 81/01 und vom 24. Februar 1905 Rep. II 259/04); 
derſelbe findet keinen Anlaß, von dieſer Rechtſprechung abzugehen. 
R. o. W. u. Gen., U. v. 6. Okt. 05, 56/05 II. — Göln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 4 wird dem formell e Verurteilten 
der Anſpruch auf Unterlaffung der Zwangsvollftreckung und auf 
Herausgabe des Titels aus dem Grunde gegeben, daß der Kläger 
in Kenntnis der Nichtrechtsbeſtändigkeit des Klaganſpruchs ein 
Verſäumnisurteil erwirkt hat, nachdem er — in Kenntnis des 
Aufenthalts des Beklagten — ſich die öffentliche Zuſtellung der 
Klage hatte bewilligen laſſen. „Die Wirkung der Rechtskraft 
muß da zurücktreten, wo fie bewußt rechtswidrig zu dem Zwecke 
herbeigeführt iſt, um dem, was nicht Recht iſt, den Stempel des 
des Rechts zu geben.“ 

In Entſch. Nr. 8 wird die wichtige Frage der Schadeus⸗ 
berechnung bei Wahl des Schadenserſatzes wegen Nicht⸗ 
erfüllung auf Grund des § 326 Abſ. 1 Satz 2 in dem Sinne 
beantwortet, daß ſich das ganze Vertragsverhältnis in den 
a umwandelt und daß der Schadenserſatz 
in dieſem Falle nicht durch Naturalherſtellung, ſondern ſtets ſofort 
in Geld zu leiſten iſt. 

In Entſch. Nr. 9 wird die Anwendung des 5 258 390., 
wonach bei wiederkehrenden Leiſtungen auch wegen der nach Er⸗ 
laſſung des Urteils fällig werdenden Leiſtungen auf künftige 
Entrichtung geklagt werden kann, nur auf einfeitige Leiſtungen, 
deren Fälligkeit lediglich vom Zeitablauf abhängt, beſchränkt, 
nicht aber auf Leiſtungen aus e Verträgen bezogen, 
die von einer gleichzeitigen oder vorgängigen Gegenleiſtung des 
Klägers, wie z. B. beim Mietvertrage, bezogen. 

Entſch. Nr. 11 erläutert die Vorſchrift des 8 779 BED. 
über den Vergleich dahin, daß die Unwirkſamkeit des Vergleichs 
nur dadurch herbeigeführt wird, daß andere als die den Gegen⸗ 
ſtand des Streites bildende Teile des Sachverhalts zu Unrecht 
ugrunde gelegt find. Hat ein Vergleich über die Streitfrage 
ſtaltgefunden, ob eine Zahlung erfolgt oder nicht erfolgt iſt, ſo 
wird er nicht dadurch unwirkſam, daß ſpäterhin die Zahlung 
oder Nichtzahlung erwieſen wird. 

Eutſch. Nr. 15 behandelt in ſehr inſtruktiver Weiſe die 
Geltendmachung des Wechſelanſpruchs durch den Erſteher des in 
der Zwangsvollſtreckung gepfändeten und verſteigerten Wechſels, 
wenn die hierbei erforderliche Mitwirkung des Vollſtreckungs 
gerichts durch ein örtlich unzuſtändiges Gericht erfolgte. 

Entſch. Nr. 16 nimmt mit dem KG. — entgegen dem 
OLG. Karlsruhe — an, daß zum Weſen einer Grunddienſt⸗ 
barkeit oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ein wirt- 


nn, und daß es nicht genügt, wenn etwa ein ler 
des Privatrechts liegendes Intereſſe geſchützt werden ſolle; deshalb 
keine Eintragung für die Gemeinde im baupollzeilichen Intereſſe. 
Nach Eutſch Nr. 19 kann eine Hypothek Se für die 
egenwärtige oder künftige Nachkommenſchaft einer beftimmten 
erſon eingetragen werden. 


Für die Nodaltien verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Noeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereins nachrichten. 


Die vierte, bedentend erweiterte Auflage von Pfafferoth, 
Gebührenordunng, iſt ſoeben erſchieneu. An die Mitglieder 
des Anwaltvereins ſoll auch dieſe Ausgabe zum Vorzugs⸗ 
preiſe von 5,40 Mark abgegeben werden und liegt hierüber 
eine Beſtellkarte dieſer Nummer bei. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Beihülſe von 
1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
gedrückt worden. 


Herr Rechtsanwalt Moſſe in Berlin hat dem Unter⸗ 
ſtützungsfonds der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
den Betrag von 100 Mark zugewendet. Es iſt dafür der 
verbindlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Bildung der Anwaltskammer bei einem nen 
errichteten Oberlandesgericht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann in Crefeld. 


Mit dem Tage des Inslebentretens des OLG. in Düſſel⸗ 
dorf bilden die in deſſen Bezirk zugelaſſenen Rechtsanwälte 
nach § 41 NAD. eine neue Anwaltskammer und hören auf, 
der Anwaltskammer desjenigen OLG. anzugehören, das dem 
Gerichte ihres Wohnſitzes bisher übergeordnet war. Über die 
Bildung des Vorſtandes der neuen Kammer enthält die RAO., 
die den Fall der Errichtung neuer OLG. nach ihrem Inkraft⸗ 
treten gar nicht vorſieht, keine Beſtimmungen; es wird hier 
aber, falls nicht noch ein Reichsgeſetz darüber erlaſſen wird, 
zuläſſig fein, den 8 106 RAD. derart entſprechend anzuwenden, 
daß binnen 3 Monaten nach dem Inslebentreten des neuen 
OLG. die von deſſen Präſidenten einberufene Versammlung der 
neuen Anwaltskammer ſtattfindet. Die Mitglieder der neuen 
Kammer, die früher dem Vorſtande einer anderen Kammer an⸗ 
gehörten, ſcheiden aus dieſem nach 8 43 Abſ. 2 und 4 RAD. aus. 


Eine weit wichtigere Frage iſt die, wie das Vermögen der 
neuen Kammer zu bilden iſt. Ob die neue Kammer nach dem 
geltenden Geſetz einen Rechtsanſpruch auf Zuwendung eines 
Teiles des Vermögens derjenigen Kammer hat, aus deren 
Gebietsteilen ſie ſich zuſammenſetzt, dürfte mehr als zweifelhaft 
ſein. Andererſeits ſpricht eine Reihe von Billigkeitsgründen 
dafür, die neue Kammer nicht ohne alle Mittel ins Leben treten 
zu laſſen und die Beiträge ihrer Mitglieder, die dieſe früher 
an ihre alte Kammer zu den gemeinſamen Zwecken des größeren 
alten Bezirks gezahlt und ſo für ſich aufgeſammelt haben, 
ihnen auch für den neuen Bezirk zu erhalten. Dies kann nur 
dadurch geſchehen, daß die alten Kammern — in dem jetzt 
in Betracht kommenden Falle alſo Cöln und Hamm — der neuen 
einen entſprechenden Teil ihres Vermögens abtreten. Auf die 
Bemeſſung des Teils wird die Größe der abgetrennten Bezirke 
und die Anzahl der dort zugelaſſenen Anwälte nicht ohne 
Einfluß ſein, im übrigen wird darüber nur verſtändiges Er⸗ 
meſſen entſcheiden können. In erſter Linie wird ja die Be⸗ 
ſtimmung der Höhe durch eine Vereinbarung der beteiligten 
alten und neuen Anwaltskammer zu erreichen ſein; iſt eine ſolche 
Vereinbarung aber nicht zu erzielen, ſo empfiehlt ſich die 
Schaffung einer zur Entſcheidung über die Frage berufenen 
Inſtanz. Als ſolche kann bei der Seltenheit der Fälle, der 
Wichtigkeit der Sache und der zuwiderlaufenden Intereſſen nur 
ein Zivilſenat des Reichsgerichts in Betracht kommen. Was die 
etwaige Vereinbarung betrifft, ſo kann dieſelbe nach dem be⸗ 
ſtehenden Recht wohl nur von den Kammern ſelbſt getroffen 
werden, alſo durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der betreffenden 
Kammerverſammlungen, da ſie über den Rahmen der Ver⸗ 
mögensverwaltung (8 49 Ziff. 5 NAD.) hinausgeht. Wird 
einmal die Frage durch Reichsgeſetz erledigt, ſo könnte dies 
vereinfacht werden und ſtatt des umſtändlichen Apparats der 
übereinftimmenden Kammerbeſchlüſſe die Vereinbarung den bee 
teiligten Kammervorſtänden überlaſſen werden, auch könnte das 
Geſetz die Wahl des Vorſtandes der neuen Kammer ausdrücklich 
regeln. Die Gelegenheit der Errichtung eines neuen OG., 
die ja noch öfter wiederkehren kann, läßt aber den Erlaß eines 
dahingehenden Gelegenheitsgeſetzes im guten Sinne wünſchens⸗ 
wert erſcheinen. Dasſelbe könnte „Geſetz, betreffend eine Er⸗ 
gänzung der RAD.“ heißen und aus einem einzigen Artikel 
beſtehen, der lauten würde: 
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Der NAD. wird folgender 8 117 zugefügt: 

8 117. Wird ein neues OLG. errichtet, fo ſindet 
die erſte Verſammlung der neuen Anwaltskammer zur 
Wahl der Mitglieder des Vorſtandes binnen drei Monaten 
nach dem Inslebentreten des Gerichts ſtatt. Die 
Vorſchriften in § 106 Abſ. 2 und 3 finden Anwendung. 

Der neuen Kammer iſt ein Teil des Vermögens der 
Kammern, zu deren Bezirken der Bezirk der neuen 
Kammer früher gehörte, abzutreten. Die Höhe des 
Teils wird durch Vereinbarung der beteiligten Kammer⸗ 
vorſtände beſtimmt. Iſt eine ſolche Vereinbarung nicht 
zu erzielen, ſo wird die Höhe auf Antrag des Vorſtandes 
der neuen Kammer durch Beſchluß des RG. beſtimmt. 
Das RG. entſcheidet koſtenfrei in einem Zivilſenate nach 
Anhörung der beteiligten Kammervorſtände nach freiem 
Ermeſſen ohne mündliche Verhandlung. 


Die beiderſeitigen Ehevergehen und die pſycho⸗ 
logiſche Methode. 
Von Rechtsanwalt Felix Seligſohn, Berlin. 


Nach dem katholiſchen Eherecht, das nur bei Ehebruch die 
ſtändige Trennung der Ehe kennt, kann der des Ehebruchs 
ſchuldige Gatte wegen des Ehebruchs des andern nicht Trennung 
beanſpruchen. Die beiderſeitigen Ehebrüͤche werden kompenſiert. 
Im gemeinen proteſtantiſchen Eherecht werden gleichartige Ehe⸗ 
vergehen beider Gatten kompenfiert, bei ungleichartigen Ehe⸗ 
vergehen, z. B. Ehebruch auf der einen, bösliche Verlaffung auf 
der anderen Seite, wird die Kompenſation nach überwiegender 
Anſicht nicht zugelaſſen. 

Hubrich, Cheſcheidung S. 127; Friedberg, Kirchenrecht 
8 159 Nr. 37 u. a. 

Grundgedanke des Kompenſationsprinzips iſt, daß nur der⸗ 
jenige Gatte, der, frei von aller Schuld, die Scheidung verlangen 
kann oder nach der kirchlichen Ausdrucksweiſe: „vor den geiſtlichen 
Gerichten muß man mit reinen Händen erſcheinen.“ 

Das ALR. II 1 8 671 läßt nur bei Ehebruch und nur 
gegen die wegen Ehebruchs klagende Frau die Kompenſation 
zu, bei anderen Ehevergehen nicht. 

Das BGB. hat eine Beſtimmung, durch welche die 
Kompenſation angeordnet wird, nicht. Das Kompenſations⸗ 
prinzip iſt, da es einer poſitiven Beſtimmung bedurfte, ver⸗ 
worfen. Dies wird in den Motiven vgl. Mugdan, Materialien 4 
S. 313, 319 auch begründet. 

Den Scheidungsklagen aus 88 1565-1568 BGB. Ehe 
bruch, bösliche Verlaſſung und Lebensnachſtellung, alſo bei den 
ſogenannten abſoluten Scheidungsgründen, ſteht ein gleiches 
oder ähnliches Ehevergehen des klagenden Teils nicht entgegen. 

Nur bei § 1568 BGB., dem Paragraphen der relativen 
Scheidungsgründe, findet fih in den Motiven folgender Paſſus: 

„Indeſſen kann der Umſtand, daß auch der Kläger ſeiner⸗ 
ſeits ſich einer unter den 8 1444 (jetzigen § 1568) 
fallenden Handlung ſchuldig gemacht hat, auf die Be⸗ 
urteilung der Zuläſſigkeit Scheidung inſofern von Ein⸗ 
fluß ſein, als das eigene ſchuldvolle Verhalten des 
Klägers unter Umſtänden den Schluß rechtfertigen wird, 
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daß die der Klage zugrunde liegenden Tatſachen vom 

ſubjektiven Standpunkt des Klägers aus betrachtet nicht 

geeignet find, feine eheliche Gefinnung zu zerftören unk 

ihm die Fortſetzung der Ehe unmögli zu machen.“ 
Vgl. Mugdan, Materialien S. 319. 

Das eee wird auch bei § 1568 in den 
Motiven formell verworfen. 

Obiger Paſſus der Motive hat eine vollſtändige Zer⸗ 
ſplitterung der Praxis zur Folge gehabt, da in zahlreichen Ent- 
ſcheidungen die Scheidungsklage abgewieſen, weil Kläger gleich⸗ 
falls ſchwere Ehevergehen begangen habe und bei dem ſo 
gezeigten Charakter ihm die Fortſetzung der Ehe zugemutet 
wird. Welche Ehevergehen der Kläger begangen hat, kann aus 
den Reichsgerichtsentſcheidungen nur in ſeltenen Fällen ent ⸗ 
nommen werden, da meiſt in abſtrakter Weiſe davon geſprochen 
wird, daß er gleichfalls an der Ehezerrüttung mit die Schuld 
trägt und bei feinem Charakter ihm die Fortſetzung der Ehe 
zugemutet wird. Im Erkenntnis JW. 00, 518 wird als ein 
ſolches dem Kläger zur Laſt gelegtes Vergehen Ehebruch und 
rohe Mißhandlung, in JW. 00, 550 Herauswerfen der Frau 
und Schimpfreden, in JW. 00, 602 Schimpfreden angeführt. 
Die übrigen machen eine Nachprüfung der Einzelheiten unmoglich. 

In Betracht kommen noch 

JW. 00 S. 550, 726; 01 S. 74, 595. (Auch ab- 
gedruckt in den Beilagen 01, S. 2, 3, 4, 5, 13, 21, 
57, 69, 137.) 
Tatſächlich kommt die Entſcheidung auf eine Kompenſation 
heraus. 

In zahlreichen Entſcheidungen iſt wieder die Gegenanficht 
vertreten, daß auch bei Ehezerrüttung durch Schuld des Klägers 
die Scheidung wegen rg des Beklagten ausgeſprochen 
werden kann. 

JW. 01 S. 296, 324; JW. 01 Beil. S. 30, 31 (die 
ſelbe: 00 S. 644, 645), 138 (01, 596), 146 (01, 648), 
168 (01, 832), 243132; RG. 46, 164. 

Die Folge der Zerſplitterung der Judikatur iſt eine der 
artige Rechts unſicherheit, daß heut die Scheidungsprozeſſe ge- 
radezu einen ſchwurgerichtlichen Charakter haben, daß auch der 
Anwalt keine Prognoſe ſtellen kann, daß alles von freier 
Willkür der Richter abhängig erſcheint. 

Eine Klärung der Fragen wird hier verſucht. 


I. 


Das BGB. ſteht prinzipiell im 8 1574 auf dem Stand; 
punkt, daß beide Ehegatten bei Durchdringen von Klage und 
Widerklage für ſchuldig zu erklären find reſpektive daß auch 
der Kläger für ſchuldig zu erklären iſt, wenn Tatſachen vor 
liegen, wegen deren der Beklagte auf Scheidung klagen konnte 
oder falls ſein Recht auf Scheidung durch Verzeihung oder 
Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur Zeit des Eintritts der vom 
Kläger geltend gemachten Scheidungsgründe berechtigt war, auf 
Scheidung zu klagen. Damit iſt pofitiv beſtimmt, daß eine 
Abweiſung der Scheidungsklage nicht erfolgen kann, weil auch 
der klagende Teil ſchwere Ehevergehen begangen hat. Für den 
Fall, daß von beiden Parteien Scheidungsgründe aus $ 1568 
BGB. vorgebracht werden, iſt vom Geſetzgeber eine Ausnahme 
nicht zugelaſſen. Damit iſt der Standpunkt des kirchlichen 
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Scheidungsrechts, daß nur der vollſtändig unſchuldige Ehegatte 
Scheidung beanſpruchen könne, verlaſſen. 

Nach dem § 1568 BGB. muß allerdings der Kläger nach⸗ 
weiſen: ein Ehevergehen, die Zerrüttung der Ehe, die Zerrüttung 


muß ſo erheblich fein, daß ihm die Fortſetzung der Ehe nicht 


zugemutet werden kann. Allein es iſt nicht ausgeſprochen, daß 
der Kläger nicht gleichfalls Schuld an der Zerrüttung des Ehe⸗ 
lebens tragen dürfe. Eine Mitſchuld ſteht der Scheidungsklage 
nicht entgegen (RG. 46, 164), und ebenſo iſt der Einwand 
unerheblich, daß zur Zeit der vom Kläger geltend gemachten 
Chevergehen die Ehe bereits zerrüttet war. Denn ſonſt würde 
bei beſtehender Zerrültung dem einen oder beiden Teilen ein 
Freibrief für künftige Vergehen erteilt werden, während durch 
neue Ehevergehen die beſtehende Zerrüttung vertieft werden 
kann. RG. 46, 164; JW. 00, 550. 


II. 


Der Satz der Motive, daß aus dem Ehevergehen und dem 
Charakter der klagenden Partei gefolgert werden kann, daß ihm 
die Fortſetzung der Ehe mit der Beklagten zuzumuten iſt, wird 
gewöhnlich durch folgendes Beiſpiel illuſtriert. Eine Dirne, 
deren Ehemann mit Gefängnis beſtraft wird, habe einen ſo 
niedrigen Charakter, daß ihr die Fortſetzung der Ehe zugemutet 
werden könne. 

Vgl. Eck, Vorträge II, 390. 

Hier haben beide Parteien ehrloſe Gefinnung gezeigt und der 
Satz, daß ein niedrig Denkender an niedrigen Taten des Che- 
gatten kein Argernis nimmt, läßt ſich für den konkreten Tat ⸗ 
beſtand verteidigen. Die Verallgemeinerung dieſes Satzes dahin, 
daß die Handlungsweiſe der einen Partei ſtets erkennen läßt, 
daß fie an ähnlicher Handlungsweise der anderen nicht alteriert 
wird, iſt unzutreffend. Angenommen, beide Teile haben Sävitien 
zu verſchiedenen Gelegenheiten gegeneinander begangen, ſo fühlt 
jemand, der verletzt iſt, den Schmerz und Schimpf körperlich 
und ſeeliſch ebenſo, wie derjenige, der ſich einwandsfrei geführt 
hat. Ein zu Exzeſſen neigender Menſch iſt deshalb nicht ab- 
geſtumpft gegen körperlichen und ſeeliſchen Schimpf. Die 
eigenen Exzeſſe vergißt er; ihm plauſibel zu machen, daß er fich 
nicht beklagen könne, well er in gleicher Weiſe geſündigt, iſt 
unmöglich. Vergl. JW. 02 Beil. S. 285 Nr 241 und Beil. 00, 
S. 137. 

Gegen diefen trivial wahren Satz, der aus den Che 
vergehen der klagenden Partei die Unempfindlichkeit gegen ſolche 
der beklagten feftftellt, verſtößt die Judikatur. 

Charakteriſtiſch iſt die Entſcheidung, JW. 02 Beil. 243. 
Auf die Klage iſt wegen Sävitien geſchieden; der Beklagte hat 
vergeſſen, den Antrag auf Mitſchuldigerklärung der Klägerin zu 
ſtellen. Das RG. hebt das Scheidungsurteil auf mit der Be⸗ 
gründung, daß Klägerin bei anderen Gelegenheiten den Be⸗ 
klagten gereizt, ihn auch ſelbſt vorſätzlich körperlich mißhandelt 
und mit einer Miſtgabel bedroht habe. Auch dies Verhalten 
müfle in Betracht gezogen werden, die Bekundungen von 
Zeugen, die ſich über den Charakter der Parteien aus⸗ 
zuſprechen hätten, ſeien zu prüfen. Hier haben wir eine 
Entſcheidung auf der Höhe der Theorie mit der Prätenfion 
auf pſychologiſches Eindringen in den Charakter der Parteien 
und doch ohne jeden praktiſchen Blick. Der Beklagte wehrt 
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ſich gegen die Scheidung offenbar, weil er den Eventual⸗ 
antrag verabſäumt hat und nun unterhaltspflichtig wird. Allein 
es iſt klar, daß die Klägerin, mag ſie auch bei anderen Ge⸗ 
legenheiten ſich roh benommen haben, deshalb noch nicht fühllos 
gegen Schmerz und Schimpf iſt. Was ſoll ein Verſuch der 
Vertiefung des Reſultats dadurch, daß das Geſamtverhalten der 
Parteien berückfichtigt wird. Liegt in dem Ausſpruch, daß 
Klägerin gewalttätig und deshalb ihr die Fortſetzung zuzumuten 
iſt, eine Vertiefung? Man kann doch mit dem Sprichwort: 
Gleich und gleich geſellt ſich gern und dem Spruch, daß die 
Parteien einander wert ſeien, nicht argumentieren, um zwei ſich 
haſſende, gewalttätige Menſchen, die ſich ſchwere Mißhandlungen 
gegeneinander ſchuldig gemacht, die Fortſetzung der Che zuzu⸗ 
muten. Soll es denn zum Außerſten kommen? Iſt nicht der 
Richter auf Antrag eines Teils verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß 
die Gefahr für Leben und Geſundheit beſeitigt wird? Statt 
deſſen finden wir in der betr. Entſcheidung Anordnung einer 
Beweisaufnahme über den Charakter der Parteien, über ihre 
Beurteilung durch andere. Dieſe Urteile find ſelbſtverſtändlich 
von den Beziehungen der Zeugen zu den Parteien und von deren 
Charakter und Urteilsfähigkeit abhängig. Eine Beweisaufnahme 
über den Charakter der Zeugen wäre gleichfalls zur Vervoll⸗ 
ſtändigung des Bildes notwendig. Einen Charakter kennen zu 
lernen, iſt für den Richter ſehr ſchwer, dazu gehört lange Zeit. 
Man beobachte nur, wie in den Gerichtsſälen, wenn die 
Scheidungsparteien beim Anblick des verhaßten Gegners ihrer 
Leidenſchaft Luft machen, ſofort Ruhe geboten wird, weil die Würde 
des Gerichts leidet. Daß die Entwirrung ſolches Ehedramas 
nicht möglich, wird z. B. in Entſch. JW. 00, 550 zugegeben. 

Kompenfiert wird ferner unter der Form der pfychologiſchen 
Erforſchung des Charakters bei Ehrenkränkungen und gegen⸗ 
ſeitigem Haß. 

In IW. 00, 602 (01 Beil. S. 21) wird angenommen, 
daß der Kläger, da er ſelbſt bei mehreren Gelegenheiten geſchimpft 
habe, dadurch zu erkennen gegeben habe, 

daß er die Wiederholung derartiger gröblicher Schimpf⸗ 
reden als eine Zerrüttung des ehelichen Lebens bis zur 
Unerträglichkeit nicht empfunden habe. 

Dieſe Folgerung iſt unrichtig. Denn daraus, daß ein 
Ehegatte ſelbſt beleidigt, kann nicht gefolgert werden, daß er 
dieſen Modus, zu verkehren, als einen normalen anſieht und daß 
er gegenüber Ehrenkränkungen unempfindlich iſt. Kein Menſch 
denkt ſo objektiv, daß er das, was er ſich ſelbſt erlaubt, auch 
anderen konzediert und daß er die ihm bezeugte Verachtung des⸗ 
halb ruhig hinnimmt, weil er ſelbſt Verachtung gezeigt habe. 
In Sachen IV 511/1903 RG. wird vom KG. angenommen, daß 
trotz der 13 Ehrenkränkungen des wütenden Haſſes, der Er⸗ 
klärung, die Klägerin ruinieren zu wollen, die letztere deshalb 
nicht Scheidung verlangen könne, weil ſie auch zweimal geſchimpft 
habe, es ihr allein auf die Befreiung von dem Nießbrauch des 
Ehemannes ankomme. Welch eine ſonderbare Pſychologie, 
jemanden für unempfindlich gegen Haß und Verachtung zu 
erklären, weil er ſelbſt im Überſchäumen der Wut geſchimpft 
hat. Und welche Unkenntnis des menſchlichen Herzens, die Ab⸗ 
ſicht pekuniärer Vorteile für ausſchließlich vorhanden hinzuſtellen, 
während mit ihr das beleidigte Ehrgefühl und die Sehnſucht, 
von dem Beleidiger befreit zu werden, konkurriert. - 
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Neben dieſer Charakterfeſtſtellung, die auf weiter nichts im 
Endziel hinausläuft als auf Kompenſation, finden ſich Surrogate 
der Kompenſation in JW. 00, 550; Beil. 01, 13. | 

Dort wird eine Klage wegen langjährigen wilden Haſſes 
der Ehefrau, neuerlichen Vorwurfs der Blutſchande, Geſicht⸗ 
zerkratzen uſw. abgewieſen, weil nicht nachgewieſen, daß die Ehe⸗ 
frau auch an der gegenwärtigen Ehezerrüttung die Schuld 
trage. Eine Sonderung der Gefühle in ſolche aus altem Haß 
und aus neuem Ehevergehen iſt abſolut unmöglich. Man legt 
durch die Auflage der Beweislaſt, daß durch die neuerlichen Ver⸗ 
gehen die Ehe zerrüttet ſei, eine probatio diabolica auf. In⸗ 
tereſſant iſt, daß auch fittliche Verfehlungen des klagenden Teils 
verwertet werden, um die Unempfindlichkeit gegenüber Sävitien 
darzutun. Der III. Senat des KG. hat in Sachen G. c. G. 
III. U. 2493/03 eine Scheidungsklage wegen Sävitien ab⸗ 
gewieſen, weil die Klägerin ſchon früher im Konkubinat mit dem 
Beklagten gelebt habe, auch in dieſer vorehelichen Zeit mißhandelt 
worden ſei. Das RG. hat den Armenrechtsantrag zurückgewieſen. 
Aus fittlichen Verfehlungen folgt jedoch keinesfalls Abgeſtumpftheit 
gegen Sävitien. Eine Dirne, die von ihrem Ehemann und 
Zuhälter mißhandelt wird, könnte nach der folgerichtigen Aus- 
bildung der obigen Prinzipien nicht auf Scheidung klagen, weil 
ihr Charakter fo niedrig, daß fie die Mißhandlungen Inicht ſchwer 
genommen haben kann und weil ſie offenbar ihren Unzuchts⸗ 
erwerb für ſich allein verbrauchen will. Ebenſo wenig kann ſie 
die Beſtrafung des Ehemannes wegen Zuhälterei tragiſch ge⸗ 
nommen haben. 

Es iſt zweifellos, daß dies Reſultat praktiſch ganz abnorm 
iſt und nur dazu dienen kann, die Parteien im ewigen Schmutz 
zuſammenzufeſſeln. 

Nach der Judikatur weiß man wirklich nicht, wie ſich ein 
Ehegatte bei einem dauernden Unfrieden verhalten ſoll, um nach- 
zuweiſen, daß ihm durch die Ehevergehen des anderen Teils die 
Ehe unerträglich ſei. 

In SW. 01 Beil. 57 (Gruchots Beitr. 45, 1030) iſt eine 
Scheidungsklage wegen Sävitien abgewieſen, weil die Klägerin 
durch ihr Verhalten an den zwei der Mißhandlung folgenden 
Tagen — worin dies beſtand, iſt nicht geſagt — bewieſen habe, 
daß ſie eine Zerrüttung der Ehe nicht angenommen habe. Alſo 
hier wird es der Klägerin zum Vorwurf gemacht, daß ſie Trauer 
oder Erbitterung nicht gezeigt habe. 

Der Beweisantrag, daß fie ſchon am Tage, der der Miß⸗ 
handlung nachfolgte, zu ihrer Mutter geſagt habe, es ſei etwas 
Entſetzliches geſchehen, wird abgelehnt. 

In JW. 02, Beil. S. 90 (Gruchots Beitr. 45, 633) macht 
die Ehefrau gegenüber einer Klage auf Herſtellung geltend, 
Kläger habe ſie vor 22 Jahren verlaſſen, in den erſten 4 Jahren 
nicht einmal von ſeinem Aufenthalt Mitteilung gemacht und 
18 Jahre ſich nicht um ſie gekümmert, keine Alimente gezahlt uſw. 
Das reprobierte Berufungsurteil weiſt dieſe Einwendung als 
unerheblich zurück, weil Beklagte mit dem Getrenntleben ein⸗ 
verſtanden war, da von irgend welchen Gehäſſigkeiten und Un⸗ 
freundlichkeiten zwiſchen den Parteien während der Trennungszeit 
nichts vorgebracht ſei. 

Hiernach wird jede Außerung dahin als Erklärung aufgelegt, 
daß der beſtehende Zuſtand als unerträglich nicht empfunden 
wird. 
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Erwidert der Kläger die Schimpfreden, zeigt er ein freundliches 
Geficht, äußert er gar nichts, in allem liegt ein Zugeſtändnis, 
daß eine Zerrüttung der Ehe nicht vorliegt. Und das iſt die 
pſychologiſche Methode, die einen Unterſchied zwiſchen den 
Temperamenten gar nicht anerkennt. 

Kombiniert man die unter den $ 1568 BGB. zu fub- 
ſumierenden Eheſcheidungs fälle, Verſagung der ehelichen Pflichten, 
Verbrechen, Sävitien, Beleidigungen, Unſittlichkeit, Unterhalts- 
verſorgung und liederliches Leben, wendet man die reichsgericht⸗ 
lichen Ausführungen auf fie an, fo würde man als Reſultat 
folgendes erhalten. Der Beſtrafte, der Beleidiger, der Gewalt⸗ 
tätige, der Unfittliche und der Liederliche würden wegen gleicher 
oder anderer Vergehen des anderen Teils nicht klagen konnen, da 
ihr moraliſches Niveau zu gering iſt, um daran Anſtoß zu 
nehmen. Dieſer Satz iſt zweifellos unrichtig, und wird auch vom 
RG. (JW. 02, Beil. 285 Nr. 241) verworfen, denn was ein 
Menſch ſich ſelbſt verzeiht, verzeiht er darum nicht auch bei 
anderen. Jeder denkt ſubjektiv egoiſtiſch, nicht relativ. Ihn zu 
ſolchem relativen Denken zu zwingen, das geht über die 
Kraft. 

Alle dieſe theoretiſchen Klügeleien können keine Beachtung 
finden bei Vergleichung mit den praktiſchen Reſultaten. Zwei 
gewalttätige und jähzornige, einander haſſende Eheleute des halb 
nicht zu ſcheiden, weil jeder Fehler hat, die den anderen um ſein 
Glück bringen, tft abſurd. Die Folge Könnte fein, daß es zum 
Außerſten kommt. Ebenſo widerſpricht es dem juriſtiſchen Takt, 
zwei liederliche oder unſittliche Eheleute zur Fortſetzung der Ehe 
zu nötigen. Sie werden ſich gegenſeltig in Schmutz und Elend 
noch tiefer bringen, während ſte, allein geſtellt, oder in Verbindung 
mit einem Würdigeren ſich wieder emporarbeiten können. 

Dabei nötigt nichts zu der ſogenannten relativen, pſychologiſch 
durchaus unwahren, praktiſch ganz unverwertbaren Anſicht, daß 
ein Teil, der ſelbſt Ehevergehen begangen hat, darum keinen 
Anſtoß an ähnlichen des anderen Teils nehmen könne. Der 
§ 1568 BGB. macht die Entſcheidung abhängig davon, ob die 
Fortſetzung der Ehe zugemutet werden könne. Dieſer Ausdruck 
iſt ſynonym, wird auch in den Motiven ſynonym gebraucht mit 
dem Ausdruck, ob die Fortſetzung der Ehe erträglich iſt. Der 
franzöfiſche und engliſche Ausdruck lautet: supportable. Die 
Formel des proteſtantiſchen gemeinen Kirchenrechts war, ob die 
Ehe zu einer unerträglichen Laſt war (Richter S. 1187), das 
Zuſammenleben bedenklich erſchien (Schulte, a. a. O., RG. 6, 
372; 4, 380). 

In dieſen Formulierungen wird der Kernpunkt beſſer und 
deutlicher ausgeſprochen als in der ſynonymen des § 1568. Es 
kommt darauf an, ob das Zuſammenleben noch erträglich ſein 
wird. Hierbei iſt das praktiſche Ziel deutlich ſichtbar und der 
Richter prüft, ob die Parteien noch wieder zuſammenleben können. 
Bei der Formulierung, es ſei zu unterſuchen, ob nicht der 
moraliſche Charakter des Klägers ſo niedrig, daß er offenbar an 
dem Ehevergehen keinen Anſtoß genommen habe, wird aus dem 
Praktiker ein Pſychologe, deſſen Leitſatz iſt, daß jeder den anderen 
jo behandelt, wie er ſelbſt behandelt ſein will, — ein Satz, deſſen 


Unwahrheit jede Betrachtung des täglichen Lebens lehrt. 


Lediglich dieſer Kernpunkt, ob ein Zuſammenleben der 
Ehegatten noch erträglich iſt, iſt zu erwägen. 
Vgl. Stammler, Das richtige Recht. Passim. 


34. Jahrgang. 


Auch eine Entſcheidung des RG. (JW. 02, Beil. S. 87) 
kennt dieſes als Prinzip an. 

Denn die Parteien darauf zu verweiſen, daß ihre Ehe zwar 
nicht geſchieden werden kann, daß ſie aber getrennt leben könnten 
(vgl. JW. 03, Beil. 127), tft ein Ausweg, den das Geſetz 
nicht gewollt hat. Berüdfichtigt man, daß das Geſetz Scheidung 
wegen Geiſteskrankheit kennt, letztere alſo für unerträglich hält, 
fo würde ſich doch dieſe Unerträglichkeit nur im Zuſammenleben 
mit dem geiſteskranken Gatten herausſtellen können. Denn bei 
Getrenntleben und Unterbringung in einer Anſtalt wäre eine 
ſolche Krankheit für den anderen Teil zu ertragen. Ebenſo 
kommt es auch für den § 1568 BB. darauf an, ob das 
Zuſammenleben erträglich iſt, da von einer Fortſetzung der Ehe bei 
Getrenntleben nicht geſprochen werden kann. In keinem Fall, 
in welchem der Beklagte das niedrige Niveau des Charakters des 
Klägers als Grund anführt, daß ihm die Fortſetzung der Ehe 
zuzumuten ſei, will der beklagte Teil mit dem Kläger zuſammen 
leben. Mit dem Zuſammenleben wäre ihm gar nicht gedient. 
Gewöhnlich geſchieht das Sträuben gegen die Scheidung aus 
pekuniären Gründen, die Männer wollen die Mitgift oder die 
Rente der Frau nicht herausgeben, die Frauen wollen die Alimente 
weiter beziehen. Dieſe pekuniären Motive müſſen außer Betracht 
bleiben für den Scheidungsrichter. Wenn es auf den erſten 
Blick hart erſcheint, daß eine Frau, die nichts Schlimmeres be⸗ 
gangen als der die Scheidung begehrende Mann, der Alimente 
beraubt wird, ſo liegt das Bedauerliche nicht in der Scheidung, 
ſondern in der Vermöoͤgenslofigkeit. 

Schon das ALG. U 1 8 701 wandte die pſpchologiſche 
Methode an, indem es bei Eheleuten gemeinen Standes wegen 
geringerer Tätlichkeiten und Beleidigungen nicht Scheidung zuließ. 
In dieſer beſchränkten Formulierung hat das pſychologiſche 
Prinzip einen Sinn, da angenommen werden kann, daß Kleinig⸗ 
keiten nicht fo bös gemeint find und empfunden werden. Auch 
hatte das Prinzip in den 88 700, 702 ff. feine Schranke. 
Seine Verallgemeinerung, wonach ſchwerere Vergehen unter dieſe 
Beſtimmung fallen, z. B. der Satz, daß Zuchthaus beſtrafung 
in Arbeiterkreiſen nicht tragiſch genommen wurde, iſt vom RG. 
34, 235 zurückgewieſen. 

Nach dem relativen Prinzip ſollen ſogar die Uſancen des 
Orts, wo das Ehevergehen begangen iſt, für deſſen Erheblichkeit 
in Betracht kommen. In RG. JW. 05 Nr. 24 hat eine Frau 
mit ihren zwei angeblich platoniſchen Courmachern in einem 
Zimmer auf dem Wendelſteinhotel genächtigt. Es käme auf 
die Ortsſitte an, führt das RG. aus, und es müßte das Be⸗ 
wußtſein der Ehefrau, daß fie gegen ihre Ehepflichten verſtoße, 
feſtgeſtellt werden, eine Feſtſtellung, die wegen ihrer Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit überflüffig iſt. 

Auf die Ortsſitte kommt es nicht an, ſondern auf die 
allgemeinen Sitten. Im Strafrecht wird auf Ortsuſancen, wenn 
ſie unfittlich ſind, keine Rückſicht genommen, öffentliche unfittliche 
Gebräuche als Argernis verurteilt (RG StR. 1, 404). Die 
Duldung der Antizipation der ehelichen Rechte durch die Eltern 
der Verlobten wird trotz Ortsſitte mit Zuchthaus beſtraft. Mit 
demſelben Recht, mit dem die Uſancen auf dem Berge maßgebend 
ſein ſollen, müßten Uſancen in Ballokalen uſw. erheblich ſein. 

Der Fehler des zur Kompenſation führenden Gedanken ⸗ 
gangs wird beſonders bei den Berufungsgerichten durch 
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eine unklare Ausdrucksweiſe verdeckt. Nach Aufzählung der 
Ehevergehen heißt es: Es iſt nicht feſtgeſtellt, daß durch dieſe 
die eheliche Geſinnung des Klägers zerftört iſt. Eheliche Ge⸗ 
finnung bedeutet zunächſt entweder Zuneigung oder das Pllicht⸗ 
gefühl gegenüber dem Gatten oder beides. Die Bedeutung bes Aus- 
drucks, die eheliche Gefinnung iſt nicht zerſtört, iſt eine ſechsfache: 

1. die Zuneigung beſteht noch oder 2. das Pflichtgefühl 
beſteht noch, 3. die Zuneigung hat nicht beſtanden und iſt auch 
durch die Vergehen nicht zerſtört, oder 4. dat Pflichtgefühl hat 
nicht beſtanden und iſt auch nicht zerſtört, oder 5. die Neigung 
iſt zwar geſchwunden, das Pflichtgefühl beſteht noch, oder 6. die 
Neigung iſt noch vorhanden, das Pflichtgefühl beſteht nicht mehr. 

Man bedenke, daß dieſe Formel, die ihre Quelle in den 
Motiven Mugdan S. 319 hat, Grundlage eines Urteils iſt 
und zum Gegenſtande eines Revifionsangriffs gemacht wird 
und daß das RG. ausgiebigen Gebrauch von dem Aus- 
ſpruch macht: 

Die tatſächliche Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß 
durch die Ehevergehen des Beklagten die eheliche Ge⸗ 
ſinnung des Klägers nicht zerftört iſt, duldet keinen 
Revifions angriff. 

In dieſer papiernen Ausdrucksweiſe ſpricht kein Menſch. 
Die Inhaltsangabe des Uhlandſchen Kaſtellans im Juriſten⸗ 
ſtil z. B.: 

„Nicht durch die Werbungen des Kaſtellans, ſondern 
durch das Verſpeiſen des gebratenen Herzens wurde die 
eheliche Gefinnung der Gräfin zerſtoͤrt.“ 
wäre ſchal und abgeſchmackt und würde die Gefühle nicht an⸗ 
nähernd wiedergeben. 

Operiert man mit ſolchen blutloſen Formeln, ſo kommt 
man zu den die natürlichiten Gefühle verkennenden Folgerungen, 
wie z. B. der, daß durch die Anzeige wegen Giftmords (JW. 00, 
518) oder durch Haß und Verachtung des anderen Teils 
(RG. IV, 511/03 eit.) die eheliche Gefinnung nicht zeritört 
ſei. Offenbar paßten die Ausdrücke wie Haß und Abneigung 
nicht in das keuſche und veredelte Rüſtzeug des BGB., und 
die Folge iſt Sonderbarkeit des Ausdrucks und des Gedanken⸗ 
gangs. Ahnliche Eigentümlichkeiten der Aub drucksweiſe finden 
ſich auch ſonſt, z. B. IW. 00, 550, wo die Beſchuldigung der 
Blutſchande als Ausdruck der ſeeliſchen Verſtimmung aufgefaßt 
wird, während ein Ausdruck der Wut und Bosheit vorliegt. 
Es erſcheint bei der pſychologiſchen Methode als Ziel die 
Unterſuchung, ob dem Beklaaten irgend eine Tatſache zur 
Seite ſteht, die ſein Verhalten in etwas milderem Licht 
erſcheinen läßt. Damit iſt jedoch der Streitfall nicht er⸗ 
ſchöpft. Für jedes Delikt wird ſich ein Entſchuldigungs⸗ 
grund finden laſſen, wenn man danach ſucht. Tout comprendre 
c'est tout pardonner. Als Beiſpiel ſolcher Abſchwächungs⸗ 
methode iſt außer den hier angeführten bezeichnend RG. 8, 159, 
wo die Scheidungsklage gegen eine trunkſüchtige, viermal wegen 
Rückfallsdiebſtahls zu zuſammen zirka 3 Jahren Gefängnis, 
2 Jahren Ehrverluſt beſtrafte Perſon abgewieſen wird; denn 
fie habe augenſcheinlich mehr aus Schwäche und Leichtfinn und 
einem unſeligen Hange folgend gefehlt und es ſei die Moͤg⸗ 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen, ſie werde nach Verbüßung der jetzigen 
längeren Strafe gebeſſert und frei von dem früheren Hange 
zurückkehren. 
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Bei ſolch naivem Optimismus kann man jedes noch jo 
gemeine Delikt entſchuldigen. Geſundheitsgefährliche Miß⸗ 
handlungen ſeitens des gereizten Mannes find nach RG. 
JW. 00, 595, Beil. 138 kein Scheidungsgrund, weil das Reizen 
die primäre, die Mißhandlung die ſekundäre Urſache der Zer⸗ 
rüttung ſei. Dieſe Darſtellung der Kauſalität iſt unrichtig, da 
die Mißhandlung nicht die notwendige Folge des Reizens iſt 
und eine geſundheitsgefährliche Mißhandlung eine unerlaubte 
Handlung iſt, die viel ſchwerer wiegt als Kränkungen. 


III. 


Auch ſetzt ſich die Judikatur durch die Verweigerung der 
Scheidung und Verweiſung auf das Aushilfsmittel des Getrennt⸗ 
lebens mit der Abficht des Geſetzgebers in Widerſpruch. 

Im erſten Entwurf hat der dem § 1568 BGB. ent⸗ 
ſprechende § 1444 einen Doppelweg eingeſchlagen. Bei dem 
relativen Ehevergehen hatte der verletzte Teil nur einen Anſpruch 
auf Trennung von Tiſch und Bett. 

„Die Zeit der Trennung von Tiſch und Bett iſt in dem 
Urteil zu beſtimmen. Die Trennung kann nicht auf 
einen längeren Zeitraum als zwei Jahre beſtimmt 
werden.“ 

Die ſofortige Scheidung iſt der Kläger in einem ſolchen 
Fall nur dann zu verlangen berechtigt, wenn nach den Umftänden 
des Falls die Ausficht auf Herſtellung des ehelichen Verhältniſſes 
ausgeſchloſſen iſt. 

Nach dem 8 1445 Entwurfs I konnte der Kläger, der das 
Trennungsurteil erwirkt hatte, nach Ablauf der beſtimmten 
Trennungszeit auf Grund des Urteils in einer neuen Klage die 
Scheidung verlangen. 

Schon im zweiten Entwurf war als Erſatz des Trennungs⸗ 
urteils die Ausſetzung des Verfahrens nach 5 580 ZPOD., jetzt 
§ 621, angeordnet und ein ſofortiger Scheidungsanſpruch ge⸗ 
geben (vgl. Mugdan 4, 901). 

Das Prinzip des erſten Entwurfs, daß bei dem relativen 
Ehevergehen prinzipiell auf Trennung, bei Ausſchluß der Her⸗ 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft Scheidung auszuſprechen iſt, 
iſt alſo im BGB. dahin abgeändert, daß ſofort auf Scheidung 
geklagt werden kann. 

Durch die Judikatur wird nun die einfache Sachlage ver⸗ 
ſchoben, indem ſie unter Umſtänden nicht die Scheidung, ſondern 
nur die Trennung für zuläſſig hält. Daß damit gegen den 
§ 1568 BGB. verſtoßen wird, der die Zuläſſigkeit und zwar 
die ausſchließliche Zuläſſigkeit der Scheidung ausſpricht, iſt klar. 
Der formale Einwand, daß die Trennung von Tiſch und Bett 
des Entwurfs und die Trennung, auf die der Scheidungsrichter 
den klagenden Teil verweiſe, etwas ganz anderes ſeien, daß ins⸗ 
beſondere die Trennung, auf die der Richter im Scheidungs⸗ 
prozeß hinweiſe, nicht im § 1568, ſondern im 8 1353 BGB. 
ihre Grundlage habe, iſt ganz unbeachtlich. Tatſaͤchlich und 
rechtlich iſt die Trennung, auf die der Richter im Scheidungs⸗ 
prozeß den klagenden Teil verweiſt, ein Surrogat der Trennung 
von Tiſch und Bett, die der erſte Entwurf gutheißt, das BGB. 
aber verwirft. Auf dieſe Weiſe wird von vornherein die Trennung 
von Tiſch und Bett durch die Judikatur wieder eingeführt. 
Nicht nur dies, ſondern ſie wird erheblich verſchlechtert. Denn 
während nach dem erſten Entwurf nach zwei Jahren die Scheidung 
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auszuſprechen iſt, wenn ſich die Parteien nicht inzwiſchen verſöhnt 
haben, auch die Trennung nur auf beſtimmte Zeit auszuſprechen 
tft, macht ſich jetzt der Richter wenig Skrupel darum, ob jemals 
die Parteien wieder die eheliche Gemeinſchaft aufnehmen werden. 
Im Entwurf alſo vollſtändige Durchdenkung der Schlichtung 
der Eheſtreitigkeit, in der Judikatur der Hinweis, daß die Ehe⸗ 
leute ja getrennt leben könnten, formaliſtiſche Oberflächlich keit. 
Die Frage, wie lange die Parteien getrennt leben dürfen, 
tft wieder vom diskretionären Ermeſſen des Gerichts abhängig, 
vgl. OL G. 6, 277; JW. 00, 569 
während das gemeinrechtliche Scheidungsurteil meift in er⸗ 
ſchoͤpfender Weiſe, vgl. RG. 11, 414, den Streitfall regelte. 


IV. 


Nach der obigen Darſtellung der Judikatur ſcheint in 
allgemeinen nur in denjenigen Fällen die Scheidungsklage durch⸗ 
zudringen, in denen nach gemeinproteſtantiſchem Kirchenrecht 
die Scheidung zuläffig war. Ja die Scheidung iſt offenbar 
noch beſchränkter als im Kirchenrecht. Denn in dem Fall des 
zitierten Erkenntniſſes, KG. III U. 2493/03, in welchem die 
Klage wegen Sävitien abgewieſen wurde, weil Klägerin vorher 
im Konkubinat gelebt hatte, wäre nach proteſtantiſchem Kirchen 
recht die Scheidungsklage durchgedrungen. Ahnlichkeit hat unſere 
neueſte Judikatur mit dem engliſchen Scheidungsrecht. Dasſelbe 
kennt abſolute Scheidungsgründe, abſolute Einreden (Remiſſion, 
Teilnahme und Kollufion) und ſtellt ferner dem diskretionären 
Ermeſſen des Richters anheim, ob er die Chevergehen des 
Klaͤgers (cruelty, adultery, desertion, separation, misconduit) 
berückfichtigen und daraufhin die Klage abweiſen will. Allein 
mag auch praktiſch das gleiche Reſultat erzielt werden, fo 
befriedigt die Rechtſprechung des RG. keineswegs. Wenn zwei 
dasſelbe tun, jo iſt es nicht dasſelbe. Das proteſtantiſche Ehe ⸗ 
recht kam zu den gegebenen Reſultaten durch Berückſichtigung 
der pofitiven Stellen des kanoniſchen Rechts über die Kom ⸗ 
penſation, das engliſche Recht hat gleichfalls pofttive Be⸗ 
ſtimmungen. Es hat ſich direkt aus dem geiſtlichen 
Scheidungsrecht gebildet und auch nach ſeinen Grundsätzen muß 
der Kläger mit reinen Händen vor den Richter des Scheidungs⸗ 
prozeſſes treten. Zugleich iſt die engliſche Praxis von einer 
grandioſen Konſequenz. Sie geht auf die letzte Urſache des 
EChevergehens zurück und läßt, wenn der Mann die Frau aus 
dem Haufe getrieben, fie dem Elend preisgegeben hat, die Fran 
von einem anderen Mann aufgenommen und eine Liebſchaft mit 
dieſem eingegangen iſt, die Scheidung nicht zu. 

Vgl. Dixon-divorce S. 188 fg., 213. Ernſt, treaty 
on marriage and divorce S. 123, 130 fg. 

Demgegenüber hat die Rechtſprechung des RE. keine 
pofitive Grundlage, das Kompenſationsverbot ſteht ihr entgegen. 
Die Gedankenoperation, durch die ſie zum gleichen Reſultat 
gelangt, iſt ein philoſophiſcher Trugſchluß, praktiſche Ziele 
berückſichtigt fie überhaupt nicht, fie hat einen rein ſcholaſtiſchen 
Charakter. | 

Es ſcheint, von den Theoretikern wird die Anfiht auch 
offen ausgeſprochen, z. B. von Dernburg 4, 77, vor allem darauf 
anzukommen, daß die Zahl der geſchiedenen Ehen möglichft ge- 
mindert wird und Deutſchland in der Scheidungeſtatiſtit 
moͤglichſt günftig daſteht. Ovanitas vanitalum! Ein niedriger 
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Prozentſatz der Scheidungen in der Statiſtik beweiſt nicht das 
mindeſte für die Geſundheit der Mehrzahl der Ehen. Eine 
Statiſtik der Getrenntlebenden wäre von viel bedeutenderem 


Wert, wäre auch gar nicht ſo ſchwer herzuſtellen. Ein geringer 
Scheidungsprozentſatz beweift ebenſo wenig für die Mehrzahl 


geſunder Ehen wie eine Statiſtik, in der die Zahl der Wohl⸗ 


. babenden angeführt iſt und die der Armen fehle, für die Ver⸗ 


teilung des Wohlſtandes beweiſt. 

Ein ganz unglücklicher Gedanke iſt es meines Erachtens, 
die Scheidung durch unpraktiſche Klügeleien zu erſchweren. 
Dieſes Kompenſationsprinzip oder Retorſionsprinzip, dem das 
RG. ſchon ſeit 1881 ſeine Zuneigung entgegenbrachte (vgl. RG. 
5, 377) iſt offenbar die Hauptfolge des relativen Charakters 
des §8 1568 BGB. Denn Rückficht auf ſenfibler angelegte 
Naturen, falls fie in der Klägerrolle find, will das RG. 
nicht nehmen. In JW. 03 Beil. S. 127 iſt die Klage 
einer Frau abgewieſen, die als Scheidungsgrund anführte, 
daß ihr Ehemann faſt täglich angetrunken nach Hauſe gekommen 
ſei. Die Anführung der Klägerin, daß fie bei einem 
Zuſammenleben mit Beklagten infolge ihres nervöſen Zuſtandes 
geiſtig und ſeeliſch zugrunde gehen würde, iſt für unerheblich 
erklärt, da ihr ja unbenommen bliebe, die Herftellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft zu verweigern. 

Dagegen iſt es heut beinahe unmöglich, einen Scheidungs⸗ 
prozeß gegen Nervöſe wegen Sävitien und Beleidigungen zu 
führen, da nach der Judikatur dieſe Vergehen infolge der Ner⸗ 
voſität in einem milderen Lichte erſcheinen, JW. 00, 894; 
00 Beil. S. 31; 02 S. 65, 205; 03 S. 12, 27, während 
dadurch die Geſundheit und die Ehre des klagenden Teils ſteter 
Gefahr ausgeſetzt find. Nicht einmal wegen böslicher Ver⸗ 
laſſung kann man gegen Nervöſe klagen, da ſtets Atteſte bei- 
gebracht werden können, wonach der Beklagte infolge Nervoſität 
und Unentſchloſſenheit entſchuldigt, das Zuſammenleben weigert 
und ſolchen Atteſten richterlicherſeits Wert beigemeſſen wird. 
JW. 03 Beil. S. 12. 

Hiernach iſt klar, daß das relative Prinzip des $ 1568 
8B. nur die Wirkung hat, die Scheidung zu erſchweren. Zu 
dieſem Zweck iſt es zweifellos nicht aufgenommen worden. Die 
Debatten über die Anwendbarkeit des § 1568 auf den Fall der 
verweigerten kirchlichen Trauung beweiſen das Gegenteil. Jeden⸗ 
falls lehrt die geſchilderte Rechtſprechung, wie unzweckmäßig es 
iſt, ſtatt feſter Rechtssätze volle Freiheit zuzulaſſen. Alte Streit⸗ 
fragen, die längſt durch neuere Kodifikationen in befriedigender 
Weiſe gelöft find, werden wieder lebendig und nach antiquierten 
Dogmen entſchieden. Eine vollſtändige Rechtsunſicherheit iſt die 
weitere Folge. Intereſſant iſt, daß in der franzöfiſchen Praxis, 
in der dieſelben Kämpfe über die Moͤglichkeit einer Aufrechnung 
ausgefochten find, die Anficht geſiegt hat, daß bei beiderſeitigem 
Chevergehen die Scheidung ausgeſprochen werden muß. 

Bol. Fuzier Hermann, zu 272, Sirey und Gilbert; ebenda 

Demolombe 4, 415 drückt dies in der franzoͤſiſchen 

ſchwungvollen Weiſe aus: 

Et les deux époux, fussent ils également coupables, 
également odieux, il n'en faudra pas moins pro- 
noncer la separation, si vous reconnaissez que la 
vie commune n'est pour eux qu'en enfer et pour 
la société qu'un scandale. 
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Ebenſo Coulon, Le divorce S. 26, 27: 
la réciprocité des torts ne fait que démontrer 
d'avantage que la vie en communs est devenue 
insupportable. 
Für die deutſche Praxis dürften dieſe Worte vorbildlich ſein. 
Zum Schluß: Die Praxis des RG., die Revifion aus⸗ 
zuſchließen, wenn die Berufungsinſtanz den Charakter des 
Revifionsklägers dahin gewürdigt hat, daß ihm die Fortſetzung 
der Ehe zuzumuten, iſt unhaltbar. Die Reviſton in Straf⸗ 
ſachen kann z. B. bezüglich der 88 224, 227 StGB. darauf 
geſtützt werden, daß der Begriff einer Körperverletzung, der in 
erheblicher Weiſe den Verletzten dauernd entſtellt hat, verkannt iſt. 
Gegenüber der Praxis des RG. auf Unzuläſſigkeit der Revifion 
JW. 00, 726; 01 Beil. S. 31, 32; IV 511/1903 
muß auf die frühere Praxis des RG., z. B. RG. 6, 149; 
11, 413, hingewieſen werden, in der zutreffend ausgeführt iſt, 
daß der Nachprüfung und Würdigung des Reviſtonsgerichts 
unterliegt, in welcher Weiſe die vom Berufungsgericht feſtgeſtellten 
Tatſachen rechtlich zu qualifizieren find; hat doch das RG. in 
Bd. 58 S. 220 ebenfalls ausgeſprochen, daß die Frage, ob die 
feſtgeſtellten Tatſachen die Begriffs merkmale eines Verſtoßes 
gegen die guten Sitten erfüllen, eine Rechtsfrage iſt. 


Sind die Kaufmaunsgerichte für Streitigkeiten 
zwiſchen Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit 
und ihren Angeſtellten zuſtändig? 

Von Rechtsanwalt Albert Müller, Stuttgart. 


Nach § 1 KGG. find die Kaufmannsgerichte zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältnis zwiſchen 
Kaufleuten einerſeits und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungs⸗ 
lehrlingen andererſeits zuſtändig. Da nun ein Verſicherungs⸗ 
verein auf Gegenſeitigkeit nach den Beſtimmungen des HGB. 
zweifellos kein Kaufmann iſt, ſo äußern ſich die bis jetzt er⸗ 
ſchienenen Kommentare zum KGG. übereinftimmend dahin, daß 
für Streitigkeiten zwiſchen Angeſtellten eines Verſicherungsvereins 
auf Gegenſeitigkeit und dieſem Verficherungsverein die Kaufmanns⸗ 
gerichte nicht zuſtändig ſeien. Neuerdings iſt nun dieſe Frage 
von Dr. Ritter in dem Bd. 10 der Zeitſchrift „Das Gewerbe⸗ 
gericht“ S. 39 ff. aufgeworfen und im Sinn der Bejahung der 
Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts auch für Streitigkeiten 
zwiſchen Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit und ihren 
Angeſtellten beantwortet worden. Dieſer Anſicht hat ſich das 
Königliche Amtsgericht Stuttgart Stadt unter Billigung m 
Ritterſchen Gründe angeſchloſſen. 

Mit folgendem möchte der Schreiber dieſes ſeine Bedenken 
gegen die Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte zum Ausdruck 
bringen. 

Der Wortlaut des § 1 KGG. iſt an ſich klar. Ebenſo iſt 
der Sinn des HGB. dahin klar, daß Verficherungsvereine auf 
Gegenſeitigkeit im Sinne des HGB. keine Kaufleute ſind. Die 
geſetzliche Beſtimmung, auf welche trotzdem ſowohl Ritter als 
das Koͤnigliche Amtsgericht Stuttgart Stadt die Zuſtändigkeit 
des Kaufmtännsgerichts für Verficherungsvereine auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit ſtützen, iſt lediglich der $ 16 PrivVuntG. vom 12. Mai 
1901. Dieſer Paragraph findet nach § 101 desſelben Geſetzes 
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nicht bloß auf die unter der Geltung dieſes Geſetzes entſtandenen 
Verficherungs vereine, ſondern auch auf die ſchon früher ent⸗ 
ſtandenen Anwendung. 

Der maßgebende § 16 PrivVuntG. beſagt nun, daß die 
in betreff der Kaufleute im erſten und dritten Buch des HGB. 
gegebenen Vorſchriften mit Ausnahme der 88 1—7 auf die 
Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit entſprechende An⸗ 
wendung finden. Dr. Ritter in dem zitierten Aufſatz legt dieſe 
Beftimmung dahin aus, daß kaufmänniſche Angeſtellte von 
Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit als Handlungsgehilfen 
und die Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit ſelbſt als Inhaber 
des betreffenden Handelsgeſchäfts gelten und als ſolche be- 
handelt werden. Ritter hat hiebei die Begründung des 
Entwurfs des Verficherungsunternehmungsgeſetzes für ſich, wonach 
ſich aus dem § 16 des Geſetzes die Zuſtändigkeit der Kammer 
für Handelsſachen bei Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den Ver⸗ 
ſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit und ihren Angeſtellten 
ergeben ſoll. Es iſt zuzugeben, daß, wenn dieſe Ausführung 
des Dr. Ritter und die Begründung des Entwurfs über die 
Bedeutung der Worte „entſprechende Anwendung“ richtig find, 
auch gegen die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts nichts mehr 
eingewendet werden kann. Denn wenn jemand als Kaufmann 
und als Handlungsgehilfe gilt, dann iſt er im Sinn des 
Geſetzes Kaufmann oder Handlungsgehilfe, und die geſetzlichen 
Beſtimmungen, welche für Kaufleute und Handlungsgehilfen 
gegeben find, haben dann auch auf ihn direkt Anwendung zu 
finden. Das Geſetz, welches jemand als etwas gelten läßt, was 
er tatſächlich nicht iſt, ſetzt ſich inſoweit in bewußten Widerſpruch 
mit den Tatſachen, wobei das Geſetz es in der Hand hat, ob 
es den Beweis des Gegenteils zulaſſen will oder nicht. Ein 
Beiſpiel ſolch bewußten Widerſpruchs mit den Tatſachen, wo 
ſogar der Beweis des Gegenteils abgeſchnitten iſt, gibt z. B. 
das HGB. 8 5. 

Allein es iſt eben gerade zu beſtreiten, daß die entſprechende 
Anwendung der Vorſchriften im 1. und 3. Buch des HGB. 
auf die Verfiherungsvereine auf Gegenſeitigkeit dieſe letzteren 
zu Rechtsſubſekten macht, welche als Kaufleute gelten, und 
deren Angeftellte zu Rechtsſubjekten, welche als Handlungs- 
gehilfen gelten. Wenn auf ein Rechtsgebilde Rechtsſätze An⸗ 
wendung finden, welche für ein anderes Rechtsgebilde gegeben 
find, ſo wird damit das erſtere Rechtsgebilde nicht identiſch mit 
jenem anderen, deſſen Rechtsſätze zur Anwendung gebracht 
werden. Nach 8 495 3D. finden auf das Verfahren vor den 
Amtsgerichten die Vorſchriften über das Verfahren vor den 
Landgerichten Anwendung. Trotzdem alſo hier nicht bloß 
einzelne herausgegriffene Vorſchriften über das Verfahren vor 
den Landgerichten, ſondern dieſe ſämtlichen Vorſchriften, und 
trotzdem dieſe nicht bloß entſprechende, ſondern direkte An⸗ 
wendung finden, wird niemand ſagen, daß nun im Sinn des 
Geſetzes das Verfahren vor den Amtsgerichten als Verfahren 
vor den Landgerichten gelte. Im 5 16 PrivVuntG. find nun 
aber nicht ſämtliche Beſtimmungen des HGB. über die Kauf⸗ 
leute, ſondern nur ausgeleſene Partien derſelben und auch dieſe 
nicht direkt, ſondern nur entſprechend für anwendbar auf die 
Berfiherungdvereine auf Gegenſeitigkeit erklärt worden. Die 
entſprechende Anwendung im Gegenſatz zur direkten Anwendung 
bedeutet doch wohl, daß die Anwendung nur inſofern ſtatthaben 
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fol, als nicht die Natur des Verſficherungsvereins auf Gegen 
ſeitigkeit als eines Nichtkaufmanns die Anwendung der handelt 
rechtlichen Vorſchriften mit logiſcher Notwendigkeit ausſchließt. 
Die Fälle, in welchen dieſe Anwendung nicht ſtatthaft iſt, konnte 
der Geſetzgeber bei Schöpfung des 8 16 PrivVuntc g. noch 
nicht im einzelnen alle vorausſehen, und deshalb gerade hat 
er nur eine entſprechende Anwendung vorgeſchrieben. Beiſpiele 
von Vorſchriften im 1. und 3. Buch des HGB., welche auf 
die Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit Anwendung entweder 
gar nicht oder doch nur in ſehr indirekter Weiſe finden können, 
laſſen ſich unſchwer herausgreifen. Man darf nur an dat 
Firmenrecht und z. B. insbeſondere an den 8 26 HGB. denken, 
welcher den Erwerb eines Handelsgeſchäfts einſchließlich der 
Firma durch einen Dritten betrifft. Der Erwerber eines von 
einem Verein innegehabten Betriebs läßt ſich nicht wohl denken. 
Durch das Wort „entſprechende“ wollte alſo der Geſetzgeber 
jagen, daß in jedem einzelnen Fall bei Anwendung der handelt ⸗ 
rechtlichen Vorſchriften auf die Verfiherungsvereine mit Vorſicht 
vorzugehen iſt und daß infolge dieſer Anwendung der Ver⸗ 
ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit niemals die ihm innewohnende 
eigenſte Natur als eines Nichtkaufmanns, der nicht einmal ein 
Gewerbe überhaupt, geſchweige denn ein Handelsgewerbe, 
betreibt, verlieren darf; mit anderen Worten: auf wen, trotzdem 
er nicht Kaufmann iſt, die Vorſchriften über Kaufleute nur zur 
Anwendung oder gar nur zur entſprechenden Anwendung kommen, 
der gilt eben nicht im Sinn des Geſetzes als Kaufmann. 

Ein zwingenden Beiſpiel für die Auslegung des Begriffs 
der entſprechenden Anwendung gibt nach Anſicht des Verfaſſert 
der $ 675 BOB. Nach dieſem Paragraphen finden auf einen 
Werkvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand hat, 
die meiften für den Auftrag gegebenen Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. Damit wird aber ein ſolcher Werkvertrag nicht 
zum Auftrag und er gilt auch nicht als Auftrag, ſondern er 
bleibt ein Werkvertrag, auf welchen im übrigen die ſämtlichen 
für den Werkvertrag gegebenen Vorſchriften des BGB. An⸗ 
wendung finden. Wenn etwa die Zuſtändigkeit der Gerichte 
nach Rechtsmaterien geordnet wäre, und wenn, was theoretisch 
ganz gut denkbar iſt, etwa beſondere Gerichte nach Art der 
Gewerbe oder Kaufmanns gerichte, nur für Werkverträge zwiſchen 
Angeſtellten und Prinzipalen zuſtändig wären, ſo würden Ver⸗ 
träge nach $ 675 BGB. zweifellos unter eine ſolche beſondere 
Zuſtändigkeit fallen, trotzdem die meiſten Beſtimmungen über 
den Auftrag auf ſolche Werkverträge entſprechende Anwendung 
finden. 

Das Ergebnis dieſer Ausführungen wäre alſo das, daß 
der $ 16 PrivVuntG. nicht beſagt: 

„Der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit iſt zwar nicht 
tatſächlich, aber im Sinn des Geſetzes Kaufmann“ oder, wat 
das gleiche bedeutet: „Der Verſicherungsverein auf Gegen ⸗ 
ſeitigkeit gilt als Kaufmann“, ſondern daß der 8 16 nur au. 
nahmsweiſe eine beſtimmte, genau begrenzte Anzahl von geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche ſonſt für Kaufleute gegeben find, 
auch auf Nichtkaufleute, nämlich auf die Verficherungsvereine 
auf Gegenſeitigkeit Anwendung finden läßt. Wenn dies richtig 
iſt, dann dürfen andere für Kaufleute gegebene, im zitierten & 16 
nicht genannte Vorſchriften nur dann zur Anwendung gebracht 
werden, wenn die Anwendung der genannten Vorſchriften die 
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der ungenannten logiſch notwendig in ſich ſchließt dergeſtalt, daß 
die Anwendung der erſteren, verbunden mit der Nichtanwendung 
der letzteren zu einem abſurden Ergebnis, zu einer juriſtiſchen 
Unmöglichkeit führen würde. Man wird aber nicht ſagen können, 
daß nur das Kaufmannsgericht, nicht auch das ordentliche Gericht 
die handelsrechtlichen Vorſchriften auf die Verſicherungsvereine 
auf Gegenſeitigkeit anzuwenden in der Lage ſei. Beſtärkt wird 
dieſe Auslegung, was auch Dr. Ritter in ſeinem Aufſatz fühlt, 
noch dadurch, daß gerade die 588 1—7 HGB., welche beſagen, 
wer Kaufmann iſt und wer nicht, von der entſprechenden An⸗ 
wendung auf die Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit aus⸗ 
drücklich ausgenommen worden ſind. 

Daß das ſo gewonnene Ergebnis in ſozialer Beziehung ein 
unbefriedigendes ſein mag, kann hieran nichts ändern. Hätte 
der Geſetzgeber bei Schöpfung des § 16 PrivBUnt®. ſchon an 
die Kaufmannsgerichte denken können, und hätte er die Ver⸗ 
fiherungsvereine den Kaufmannsgerichten unterwerfen wollen, fo 
hätte er ſich etwa in der Weiſe ausdrücken müflen, daß die 
Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit im Sinn der und der 
Beſtimmungen des HGB. und im Sinn der für Kaufleute 
gegebenen prozeſſualen Beſtimmungen als Kaufleute zu gelten haben. 
* Zu erörtern bleibt noch die Frage, ob nicht an dieſem 
Reſultat in dem Fall etwas geändert wird, wenn der betreffende 
Verficherungsverein auf Gegenſeitigkeit ins Handelsregiſter ein- 
getragen iſt. Die Folgen der Eintragung eines Nichtkaufmanns 
im Handelsregiſter find ja generell im $ 5 HGB. geregelt. 
Nun iſt die entſprechende Anwendung dieſes § 5 auf die 
Verficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit in dem zitierten $ 16 
ausdrücklich ausgeſchloſſen. Damit iſt aber noch nicht geſagt, 
daß nicht dieſer § 5 eine direkte Anwendung auf die Ver⸗ 
fiherungsvereine findet. Der Natur der Sache nach hat ja 
der 85 HGB. eine über das ſonſtige Gebiet des HGB. ſelbſt 
hinausgehende Bedeutung. Er trifft nach ſeinem Wortlaut und 
nach feiner Bedeutung gerade ſolche Rechtsſubjekte, die, von der 
Eintragung abgeſehen, im HGB. nicht berührt würden, und 
von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet könnte der § 5 HGB. 
gerade eine direkte Anwendung auch auf die vom HGB. ſonſt 
nicht berührten Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit finden. 

Allein wie insbeſondere der Kommentar von Staub betont, 
ift Vorausſetzung der Anwendung des $ 5, daß die betreffende 
eingetragene Firma zwar nicht ein Handelsgewerbe, aber doch 
jedenfalls ein Gewerbe betreibt, und ein ſolches wird ja von 
einem Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit, der keinen Gewinn 
erzielen will, nicht betrieben. Deshalb gilt auch ſein Betrieb 
nicht nach 8 5 HGB. als Handelsgewerbe. Dieſer 8 5 betrifft 
ja überhaupt offenbar die Fälle, in denen eine Firma, die nicht 
ins Handelsregiſter gehört, in fehlerhafter Weiſe in demſelben 
eingetragen ift; insbeſondere redet der Kommentar von Staub 
ausdrücklich von dem zu Unrecht ins Handelsregiſter Ein ⸗ 
getragenen, auf welchen 8 5 HGB. zur Anwendung komme. 
Nun iſt aber ein Verſicherungs verein auf Gegenſeitigkeit, wenn 
er ins Handelsregiſter eingetragen iſt, gar nicht zu Unrecht ein- 
getragen, vielmehr iſt dieſer Eintrag nach 8 30 PrivVuntG. 
ſogar ausdrücklich vorgeſchrieben. Wenn nun der § 16 des 
zitierten Geſetzes den § 5 HGB. von der entſprechenden An- 
wendung auf die Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit aus⸗ 
drücklich ausſchließt, und wenn der § 30 PrivVuni G. den Ein- 
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trag eines Verficherungsvereins ins Handelsregiſter ausdrücklich 
vorſchreibt, ſo können dieſem Eintrag nach § 30 unmöglich die 
in §8 5 HGB. feſtgeſetzten Folgen gegeben werden. Vielmehr 
iſt der Sinn des § 30 offenbar der, daß aus rechtspolizeilichen 
Gründen kraft ausdrücklicher Ausnahmevorſchrift ein Nicht⸗ 
kaufmann ins Handelsregiſter eingetragen wird, welcher natürlich 
durch dieſen Eintrag in zivilrechtlicher Beziehung nicht Kauf⸗ 
mann wird. 

Dieſe Folgerung tft unabweisbar für einen reinen Ver⸗ 
ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 

Fraglich iſt nun noch, ob nicht, wenn ein ſolcher Ver⸗ 
fiherungsverein auf Gegenſeitigkeit nebenher noch wirkliche 
Handelsgeſchäfte, insbeſondere Bankgeſchäfte, betreibt und wenn 
der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit mit dieſem Neben⸗ 
betrieb zum Handelsregiſter eingetragen iſt, er dann für ſeinen 
geſamten Betrieb als Kaufmann, und ſeine Angeſtellten, auch 
ſoweit fie bloß im Verficherungsgeſchäft auf Gegenſeitigkeit tätig 
find, als Handlungsgehilfen gelten. 

Allein auch dieſe Frage iſt wohl zu verneinen. Die Kauf⸗ 
mannseigenſchaft eines Rechtsſubjekts bezieht ſich immer bloß 
auf denjenigen Teil des Betriebs, welcher nach den SS 1 ff. 
HGB. die Kaufmannseigenſchaft begründet. Ein eingetragener 
Kaufmann, welcher ein Handelsgewerbe betreibt und in dieſem 
Handlungsgehilfen beſchäftigt, wird nicht auch gegenüber dem 
in ſeinem Privathaushalt beſchäftigten Geſinde Kaufmann. 
Ebenſo wenig wird er Kaufmann gegenüber ſeinen in einem 
anderen nichtkaufmänniſchen Betrieb etwa beſchäftigten Gewerbe⸗ 
gehilfen. Genau dasſelbe gilt für den Verficherungsverein auf 
Gegenſeitigkeit gegenüber feinen Verficherungsbeamten. Dieſe 
werden dadurch nicht Handlungsgehilfen, daß ihr Prinzipal in 
einem anderen Teil des Betriebs Bankgeſchäfte betreibt und in 
dieſem Betrieb wirkliche Handlungsgehilfen anſtellt. Und auch 
auf Grund des $ 5 HGB. wird durch den Eintrag dieſet 
Nebenbetriebs ins Handelsregiſter die Eigenſchaft des Haupt⸗ 
betriebs, auch nach außen hin, nicht alteriert. Die Präſumtion 
oder Fiktion des 8 5 HGB. gilt eben nur für dasjenige 
Gewerbe, für welches der Eintrag erfolgt iſt, und kann ſich 
insbeſondere, wie ſchon oben ausgeführt, nicht auf einen Betrieb 
beziehen, der überhaupt kein Gewerbe darſtellt. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 25. Oktober bis 
18. November 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 7, 11, 14 Abſ. 1 EGBGGB., 8 269 Abſ. 1 
§ 774 Abſ. 1 BGB. Internationales Privatrecht. Welches 
Recht gilt für den Deutſchen, der im Ausland eine Verpflichtung 
übernimmt ?] 


Kläger übernahm für H. eine Bürgſchaft zugunſten von 


G., Beklagte eine Mitbürgſchaft und gleichzeitig eine Rück⸗ 
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bürgſchaft. Die Beteiligten wohnten in Luxemburg, nur die 
Beklagte wohnte und wohnt zu H. im Deutſchen Reich. Kläger 
hatte Zahlung geleiſtet und nimmt jetzt die Beklagte aus ihrer 
Rückbürgſchaft auf Erſatz in Anſpruch. Die Beklagte wurde 
verurteilt und ihre Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob 
nur in Anſehung des Zinſenpunktes auf: 1. Es iſt die Frage 
erheblich, welches örtliche Recht hier maßgebend ſei. Die Bürg⸗ 
ſchaft des Klägers, welche hier jetzt als Hauptverbindlich⸗ 
keit in Betracht kommt, iſt unzweifelhaft rein nach dem in 
Luxemburg geltenden Franzöſiſchen Rechte zu beurteilen. Aber 
auf die Verpflichtung der Beklagten aus ihrer Rückbürgſchaft 
hat das OLG. das Deutſche Recht, das des BGB., für an- 
wendbar erachtet, nur mit der Maßgabe, daß nach Art. 11 
Abſ. 1 EGBGB. in Rückſicht auf die Form der Rüdbürg- 
ſchaft es auch genügen würde, wenn auch nur die Vorſchriften 
des Franzöſiſchen Rechtes, als der Geſetze des Ortes des Ver⸗ 
tragsſchluſſes, beobachtet ſein ſollten. Dieſer Heranziehung des 
Art. 11 Abſ. 1 EG. iſt unbedenklich beizuſtimmen. Auch im 
übrigen weicht das RG. im Ergebniſſe hier vom Berufungs- 
gerichte nicht ab, laßt aber inſoweit die Frage offen, ob der 
Grund, daß der Erfüllungsort der ſtreitigen Verbindlichkeit für 
das anzuwendende Recht entſcheidend ſei, Billigung verdient. 
Das Berufungsgericht hat ſich hierfür nur auf die bisherige 
Rechtſprechung des RG. und auf Dernburg (Bürgerl. Recht, 
Bd. 1 840, S. 103) ‚berufen. Die Frage liegt aber nicht 
jo, daß man fie als durch dieſe Hinweiſe erledigt anſehen könnte. 
Es iſt zu berückſichtigen, daß ſich ſchon ſeit längerer Zeit die 
meiſten wiſſenſchaftlichen Autoritäten mit ſehr beachtenswerten 
Gründen gegen die Savignyſche Anſicht von der Maßgeblichkeit 
des Erfüllungsortes ausgeſprochen haben, wie auch Dernburg 
faſt der einzige Schriftſteller iſt, der ſie auf dem Boden des 
Rechtes des BGB. vertritt, und daß fie auch im Rechts leben 
anderer Völker meiſtens nicht als richtig anerkannt wird. Bei 
dieſer Sachlage bedarf es mindeſtens noch erſt einer eingehenden 
Erwägung aller Gründe und Gegengründe, ehe man mit Fug 
dazu gelangen kann, auch nach dem Rechte des BGB. wieder 
das Recht des Erfüllungsortes für das auf Vertragsobligationen 
regelmäßig anzuwendende zu erklären. Der erkennende Senat 
hat jedoch im vorliegenden Falle keinen Anlaß gefunden, ſolche 
Erwägungen in erſchöpfender Weiſe anzuſtellen. Nach ſeiner 
Anficht kann es ſich doch nur darum handeln, ob nicht ſtatt 
des Rechtes des Erfüllungsortes vielmehr das Perſonalſtatut 
des Schuldners zur Zeit des Vertragsabſchluſſes als das regel⸗ 
mäßig anzuwendende angeſehen werden muß, wie dies auch die 
meiſten Gegner der Savignyſchen Lehre tun, und ob als jenes 
Perſonalſtatut hier auf dem Boden des BGB. das Recht des 
Wohnortes oder das des Heimatſtaates zu gelten hat. Jede 
dieſer Annahmen würde aber im vorliegenden Falle zur An⸗ 
wendung des Deutſchen Rechtes führen; denn die Beklagte iſt 
und war zur Zeit der Verbürgung ohne Zweifel Deutſche Reichs⸗ 
angehoͤrige und wohnt, bezw. wohnte in Halberſtadt, und eben 
dort iſt daher nach 8269 Abſ. 1 BGB. auch der Erfuͤllungs⸗ 
ort für die von ihr übernommene Verbindlichkeit. Das in 
Luxemburg geltende Franzöfiſche Recht könnte nur dann hier in 
Frage kommen, wenn man die Anknüpfung für das anzu⸗ 
wendende ͤͤrtliche Recht entweder am Orte des Vertragsſchluſſes 
oder im Wohnorte des Gläubigers ſuchte. Nun find aber 
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dieſe beiden Löfungen des Problems nach Anſicht des er⸗ 
kennenden Senates jedenfalls ausgeſchloſſen. Der Ort, wo ein 
Vertrag abgeſchloſſen wird, iſt ein zu äußerlicher, oft durch Zu⸗ 
fälligkeiten beſtimmter Nebenumſtand, als daß ihm eine ſolche 
Bedeutung beigelegt werden dürfte, wiewohl dies, namentlich in 
älteren Zeiten, nicht ganz ſelten geſchehen iſt. Noch weniger 
innerer Grund wäre aber dafür erfichtlich, die Regel in der 
Maßgeblichkeit des Wohnortsrechtes des Gläubigers zu finden. 
Wenn übrigens die Beklagte fich darauf berufen hat, daß nach 
Franzöſiſchem Rechte der obligatoriſche Vertrag einer Ehefrau 
ohne ehemännliche Zuſtimmung nichtig ſei, ſo ſcheitert dies, 
ganz abgeſehen von der Frage, ob ſich dies wirklich fo verhält, 
ſchon daran, daß es ſich hierbei entweder um die „Geſchäfts⸗ 
fähigkeit“ handeln würde, die nach Art. 7 Abſ. 1 EGBGB. 
nach dem Rechte des Heimatsſtaates beurteilt wird, oder um 
„bie perfönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten zuein- 
ander“, für welche nach Art. 14 Abſ. 1 daſ. die deutſchen 
Geſetze maßgebend find. 2. Das Os G. hat dem Kläger von 
dem Tage an, an welchem er als Bürge jeden einzelnen Betrag 
dem Gläubiger G. bezahlt hat, Zinſen nicht bloß zu 4, ſondern 
zu 6 Prozent zugeſprochen, und zwar deshalb, weil der Haupt- 
ſchuldner H. dem G. Zinſen zu 6 Prozent geſchuldet habe, und 
dieſer Anſpruch, für den die Beklagte als Bürgin gleichfalls 
hafte, nach § 774 Abſ. 1 BGB. durch die Befriedigung bes 
G. auf ihn, den Kläger, übergegangen ſei. Das iſt ganz un⸗ 
haltbar. Vor allem iſt in $ 774 Abſ. 1 nicht beſtimmt, daß 
auf den zahlenden Bürgen auch der Anſpruch auf diejenigen 
Zinſen übergehe, die der Gläubiger in Zukunft vom Haupt- 
ſchuldner zu fordern haben würde, wenn er eben nicht be⸗ 
friedigt worden wäre; ſondern nur ſoweit der Bürge den 
Gläubiger befriedigt hat, geht deſſen Forderung auf ihn 
über. Außerdem aber iſt es zwar richtig, daß die Frage, wie 
weit die Beklagte als Rückbürgin für auf den Kläger etwa 
übergegangene Anſprüche zu haften haben würde, nach Deutſchem 
Rechte zu entſcheiden iſt, dagegen nicht, daß fich nach Deutſchem 
Rechte auch beſtimmte, welche Anſprüche durch in Luxemburg 
geſchehene Befriedigung des dortigen Gläubigers eines dortigen 
Hauptſchuldners durch einen dortigen Bürgen, den Kläger, auf 
dieſen übergegangen ſeien. Hierfür iſt vielmehr allein das 
Luxemburgiſche, d. h. das Franzöſiſche, Recht maßgebend. Nun 
hat allerdings das Berufungsgericht am Schluſſe feiner hierher 
gehörigen Ausführung noch hinzugefügt, daß nach Luxemburgi⸗ 
ſchem Rechte (Art. 2028, 2029 c. c.) übrigens dasſelbe gelten 
würde, wie nach $ 774 BGB. Hierin kann aber nicht eine 
für die Revifionsinſtanz maßgebende Feſtſtellung irreviſibeln 
Rechtes im Sinne von § 549 Abſ. 1, 8 562 ZPO. erblickt 
werden; denn es iſt vom Standpunkte des Berufungsgerichtes 
aus nur eine beiläufige Bemerkung, auf der nach ſeiner Meinung 
die Entſcheidung gar nicht beruhen ſoll, und die völlig beherrſcht 
iſt von der irrigen Auslegung des 8 774 Abſ. 1 BGB. In 
Wirklichkeit geben die angeführten Beſtimmungen des Code civil 
eben ſo wenig Anlaß zu der Annahme, daß eine zur Zeit der 
Befriedigung des Gläubigers durch den Bürgen noch gar nicht 


fällig gewordene und von dieſem daher auch nicht berichtigte 


Zinsforderung auf ihn überginge. (Wird auf Grund des 
Franzöfiſchen Rechts weiter ausgeführt.) Demnach hat der 
Kläger von der Beklagten nur die geſetzlichen Zinſen nach 
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§ 246 BGB. in Höhe von 4 Prozent zu fordern. H. c. v. A., 
U. v. 12. Okt. 05, 3/05 VI. — Naumburg. 

2. 58 12, 824, 862, 1004 BGB. verb. mit StGB. 
§ 186 und 5 6 Unl WG. Verbot der Verbreitung eines Flug ⸗ 
blattes, in welchem zur Unterlaſſung des Kaufes von Waren 
aufgefordert wird, weil der Verkäufer ſein Arbeitern gegebenes 
Wort gebrochen habe. Beweislaſt wegen eigenen berechtigten 
Intereſſes und der Befürchtung weiterer Verbreitung.] 

Der Kläger hat urſprünglich verlangt, es ſolle den Beklagten 
verboten werden, auch ferner noch Flugblätter zu verbreiten, in 
denen das Publikum mit der Begründung, daß der Kläger ein 
ſeinen Arbeitern gegebenes Verſprechen gebrochen habe, aufgefordert 
wird, bis auf weiteres keine von dem Kläger in den Verkehr ge- 
brachten Waren zu kaufen. In der Berufungsinſtanz und auch 
jetzt iſt, da der Kläger ſich bei einer Beſchränkung ſeines 
Antrages durch das LG. inſoweit beruhigt hat, nicht 
darüber zu entſcheiden, ob den Berufungsklägern und 
jetzigen Revifionsbeklagten unterſagt werden könne, durch 
Verbreitung von Flugblättern das Publikum in Altona und 
Umgegend lediglich aufzufordern, in dem Streite, der zwiſchen 
dem Kläger und einzelnen ſeiner Arbeiter entſtanden iſt, die 
letzteren bez. den ihre Intereſſen vertretenden Zentralverband der 
Konditoren, Leb- und Pfefferküchler dadurch zu unterftügen, daß 
es bis zu einer Gegenerklärung dieſes Verbandes keine Waren 
des Klägers mehr kaufe, es kommt vielmehr nur darauf an, ob 
der Kläger berechtigt iſt, zu verlangen, daß dieſe Aufforderung 
nicht in Verbindung mit dem erwähnten Vorwurfe des Wort- 
bruchs und auf ihn geſtützt, verbreitet werde. In dieſer Be⸗ 
ſchränkung iſt das Verlangen des Klägers als berechtigt anzu⸗ 
erkennen. Wie der erkennende Senat bereits in einem Urteil 
vom 5. Januar 1905, Rep. VL 38/04 (RG. 60, 6 fg.; 
JW. 05 S. 140 Nr. 19) ausgeſprochen hat, müflen der Kredit, 
der Erwerb und das Fortkommen eines Menſchen als Rechts- 
güter angeſehen werden, denen dann, wenn fie durch Behaup⸗ 
tung oder Verbreitung unwahrer Tatſachen beeinträchtigt werden, 
Rechtsſchutz zu gewähren iſt, und zwar nicht bloß unter den in 
$ 824 BGB. vorgeſehenen Vorausſetzungen in der Form der 
Schadenerſatzklage, ſondern nach Analogie der Beſtimmungen 
in den 88 12, 862, 1004 BGB. mittels der Klage auf 
Unterlaſſung künftiger Verletzungen auch dann, wenn demjenigen, 
welcher die objektiv unwahren Tatſachen behauptet, oder ver⸗ 
breitet hat, ein ſubjektives Verſchulden nicht beizumeſſen iſt 
oder er in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gehandelt hat. 
An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Das Verlangen des 
Klägers, daß dieſe weitere Verbreitung unterbleibe, kommt hier 
nicht als Geltendmachung eines Schadenerſatzanſpruchs aus 
§ 824 BGB. in Betracht, ſondern als die Abwehrklage zum 
Schutze des ein Rechtsgut darſtellenden Erwerbs des Klägers. 
Die Verbreitung einer tatſächlichen Behauptung, welche dieſen 
Erwerb zu beeinträchtigen oder zu gefährden geeignet iſt, ftellt 
eine Verletzung dieſes Rechtsgutes dar, deren künftige Unter- 
lafſung gefordert werden kann, ſofern nicht von dem Reviſions⸗ 
beklagten durch den Nachweis der Wahrheit des von ihnen ver- 
breiteten Vorwurfs ihre Berechtigung zur Fortſetzung ihres Ver⸗ 
haltens dargetan wird. Dieſe Verteilung der Beweislaſt ent- 
ſpricht auch derjenigen, welche im § 186 StGB. und $ 6 
Unl WG. für ähnliche Fälle ausdrücklich beſtimmt worden ift. 
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Wenn in den dort behandelten Fällen ſowie in $ 824 Abſ. 2 
BGB. zugunſten desjenigen, welcher eine die Ehre, den Kredit, 
das Fortkommen oder den Geſchäftsbetrieb eines anderen ſchä⸗ 
digende oder gefährdende Tatſache behauptet oder verbreitet hat, 
beſtimmt iſt, daß er ſtraflos bleiben bez. zum Schadenerſatz 
nicht verpflichtet ſein ſolle, falls er in Wahrnehmung eigener 
berechtigter Intereſſen gehandelt bez. der Empfänger der Mit⸗ 
teilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte, ſo kann, wie 
ſchon in dem Urteil vom 5. Januar 1905 hervorgehoben worden 
iſt, daraus nicht die Folgerung abgeleitet werden, daß das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen Intereſſes auch die Klage auf künftige 
Unterlaſſung der Verbreitung der betreffenden, als unwahr feſt⸗ 
geſtellten oder mindeſtens nicht erweislich wahren tatfächlichen 
Behauptungen ausſchließe. Das, was bei einer Verurteilung 
des Beklagten zu einer ſolchen Unterlaſſung auferlegt wird, kann 
dem Übel und dem Nachteile, der ihn bei ſeiner Beſtrafung oder 
bei der Verurteilung zum Schadenerſatz trifft, keineswegs gleich⸗ 
geſtellt werden. Die Wahrheit der von ihnen verbreiteten Be⸗ 
hauptung, daß der Kläger durch Entlaſſung dieſer Arbeiter 
das von ihm bei der Beilegung des Streiks im November 1903 
gegebene Wort gebrochen habe, haben die Beklagten nicht nach⸗ 
gewieſen. Vorausſetzung für eine Verurteilung der Beklagten 
zu der in Rede ſtehenden Unterlaſſung iſt allerdings weiter, daß 
Anlaß zu der Befürchtung vorliegt, es würden die Beklagten 
ohne das vom Kläger beantragte gerichtliche Verbot von neuem 
Flugblätter in Umlauf bringen, in denen er des Wortbruchs be⸗ 
ſchuldigt wird, der Kläger alſo weitere Störungen in ſeinem 
Erwerbe erleiden. (Wird feſtgeſtellt.) H. 6. V. u. Gen., U. v. 
16. Okt. 05, 13/05 VI. — Kiel. 

3. 55 130, 766 BGB. Wann iſt eine ſchriftliche 
Bürgſchaftsurkunde dem anweſenden Gläubiger zugegangen 7] 

Das Berufungsgericht hat die Frage, ob die Klägerin dem 
Beklagten gegenüber eine Bürgſchaft übernommen habe, ver⸗ 
neint, indem es ausführt, es ſei unter den Parteien unbeſtritten, 
daß eine die Bürgſchaftserklärung der Klägerin enthaltende 
Urkunde den Vertretern des Beklagten niemals zugegangen oder 
auch nur zur Verfügung geſtellt worden iſt. Die Reviſion be⸗ 
zeichnet dies als in Widerſpruch ſtehend mit den tatbeſtands⸗ 
mäßigen Parteibehauptungen. Der Beklagte hat nach dem 
Tatbeſtande des Berufungsurteils geltend gemacht: „Die Bürg- 
ſchaftsurkunde ſei von der Klägerin unterzeichnet worden; der 
Direktor K. — Vertreter des Beklagten — habe ſie nur um 
deswillen nicht an ſich genommen, weil in dieſem Augenblick 
ber Ehemann der Klägerin fich erſchoſſen habe; fie habe aber 
zu ſeiner Verfügung geſtanden.“ Die letztere Bemerkung iſt 
erfichtlid nur eine Schlußfolgerung. In dem vorbereitenden 
Schriftſatze, aus dem die Behauptung entnommen iſt, erklärt 
die Beklagte: „In dem Augenblicke, als Klägerin den Bürg⸗ 
ſchaftsſchein unterzeichnet hatte und im Begriffe ſtand, ihn 
dem Direktor K. zu übergeben, hat ſich der Ehemann der 
Klägerin in einem Nebenzimmer erſchoſſen. In der durch den 
Selbſtmord entſtandenen Beſtürzung entfernte ſich K., ohne den 
auf dem Tiſche liegen gebliebenen Bürgſchaftsſchein an ſich ge⸗ 
nommen zu haben.“ Es iſt anzunehmen, daß dieſe Erklärung 
mit der im Tatbeſtande wiedergegebenen identiſch ſein ſoll; daß 
der Beklagte ſein Vorbringen berichtigt oder geändert habe, 
dafür liegt nichts vor. Die Klägerin ihrerſeits gibt an, ſie 
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wife nicht, ob fie die Urkunde bereits unterzeichnet hatte oder 
nicht. Geht man von der Darſtellung des Beklagten als der 
ihm günſtigeren aus, ſo wird ſich allerdings kaum ſagen laſſen, 
es ſei unſtreitig, daß die Bürgſchaftsurkunde dem Direktor 
K. nicht zugegangen ſei; wohl aber hätte das Berufungsgericht 
ſagen können, es ſei dies nach dem feſtſtehenden Tatbeſtande 
unbeſtreitbar. Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags 
gehört „ſchriftliche Erteilung“ der Bürgſchaftserklärung. 
8 766 BGB. Schriftlich erteilt iſt die Erklärung keines ⸗ 
falls ſchon mit der Unterzeichnung des ſie enthaltenden Schrift⸗ 
ſtücks. Die Herſtellung dieſes Schriftſtücks iſt bloße Vor⸗ 
bereitung der Erklärung, fie hat rechtlich keine größere Trag⸗ 
weite als die vorgängige Niederſchrift einer mündlich ab⸗ 
zugebenden Erklärung. Abgegeben wird die ſchriftliche Er⸗ 
klärung erſt durch die Überreichung an den anweſenden oder die 
Zuſendung an den abweſenden Gläubiger. Wirkſam wird die 
abgegebene Erklärung erſt in dem Zeitpunkt, in dem fie dem 
Gläubiger im Sinne des $ 130 BGB. zugeht, in dem der 
Gläubiger die tatſächliche Verfügungsgewalt über das die Er⸗ 
klärung enthaltende Schriftſtück erlangt. Zwar bezieht ſich der 
§ 130 BGB. nach feinem Wortlaute nur auf Erklärungen 
gegenüber Abweſenden, er iſt jedoch auch auf Erklärungen unter 
Auweſenden anwendbar. Der & 130 ſtellt den allgemeinen, 
die geſamte Lehre vom Abſchluſſe der Rechtsgeſchäfte beherrſchenden 
Grundſatz auf, daß der Erklärende nicht gebunden fein ſoll, 
ſolange er in der Lage iſt, über das die Erklärung enthaltende 
Schriftſtück ſelbſt zu verfügen, wohl aber, ſobald der Adreſſat 
die tatſächliche Verfügungsgewalt über das Schriftſtück erlangt 
hat. Wenn in Anwendung dieſes Grundſatzes der Abſender 
berechtigt iſt, das bereits einem Boten oder der Poſt über⸗ 
gebene Schriftſtück zurückzunehmen, ſo muß auch unter An⸗ 
weſenden der Erklärende berechtigt ſein, die unterſchriebene 
Urkunde zurückzuhalten und ſelbſt die dem Adreſſaten dar⸗ 
gereichte Urkunde zurückzuziehen, ſolange dieſer ſie nicht ergriffen 
oder ſonſt in ſeine Verfügungsgewalt gebracht hat. Darüber 
beſteht auch in der Literatur kein Streit. Streitig iſt, ob das 
„Zugehen“ in dieſem Sinne genügt, ob nicht unter Anweſenden 
noch die Kenntnisnahme des Adreſſaten von dem Inhalte hinzu- 
kommen muß, — eine Frage, auf die einzugehen vorliegenden- 
falls kein Anlaß beſteht. Auch der Beklagte will anſcheinend 
das Erfordernis des „Zugehens“ nicht bejireiten, da er feinen 
Anſpruch gerade auf die Behauptung ſtützt, der Bürgſchafts⸗ 
ſchein habe dem Direktor K. „zur Verfügung geſtanden“. Prüft 
man dieſe Behauptung im Lichte der vorſtehenden rechtlichen 
Geſichtspunkte, jo iſt klar, daß fie in dem eigenen Vorbringen 
des Beklagten keine Stütze findet. In dem Augenblick, als im 
Nebenzimmer der Schuß fiel, ſoll die Klägerin im Begriffe 
geweſen ſein, den Schein dem Direktor K. zu übergeben. 
Folglich hatte fie ihre eigene Verfügungsmacht noch nicht auf- 
gegeben. Darnach ſoll die Urkunde auf dem Tiſche liegen ge⸗ 
blieben ſein. Daraus folgt aber mit nichten, daß fie dem 
Direktor K. zur Verfügung ſtand. Dies ließe ſich vielleicht 


ſagen, wenn die Klägerin die Urkunde vor dem Genannten 


niedergelegt hätte, in der unverkennbaren Abficht, fie ihm zu 
überlaſſen. Dieſe Abfiht mag auch ohne weiteres voraus- 
zuſetzen ſein bei der Niederlegung vor dem Adreſſaten. Ganz 
anders, wenn die Klägerin den Schein auf ihrem eigenen Platze 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


liegen ließ, als ſie ſich in der Beſtürzung über den gefallenen 
Schuß erhob. So gut ſie beim Fallen des Schuſſes die bereits 
ausgeſtreckte Hand zurückziehen konnte, ſo gut konnte ſie dem 
Direktor die Wegnahme der Urkunde unterſagen. Dieſer hatte 
kein Recht, die daliegende Urkunde als ihm übergeben anzuſehen, 
denn er konnte nicht annehmen, daß die Wegnahme auch jetzt 
noch, bei der gänzlich veränderten Sachlage, dem Willen der 
Klägerin entſpreche. Er hat denn auch die Urkunde nicht an 
ſich genommen. Nach alle dem hat der Beklagte keinen Vor⸗ 
gang behauptet, aus dem entnommen werden könnte, daß die 
Klägerin die Urkunde dem Direktor K. zur Verfügung geſtellt 
habe, und es kann deshalb von einer wirkſam gewordenen 
Bürgſchaftserklärung der Klägerin keine Rede ſein. Demnach 
erweift ſich auch der auf die Bürgſchaft geſtützte Wiederklage⸗ 
antrag als unbegründet. K. V. v. L. C. M., U. v. 10. Okt. 05, 
7/05 VII. — Colmar. 

4. 88 196, 209 BGB.; $ 74 ZPO. Eine im Aus 
lande erfolgte Streitoerfündung (demande en garantie des 
holländiſchen Rechtes) ift auch im Inlande zu berückfichtigen.] 

Eine holländiſche Firma erhob in Amſterdam eine Klage 
gegen die in Mannheim domizilierende Klägerin, worauf letztere 
mit der demande en garantie des holländiſchen Rechts 
der jetzigen Beklagten den Streit verkündete. Am 2. Januar 
1903 erging in Amſterdam Garantieurteil gegen die jetzige 
Klägerin und Verſäumnisurteil zur Untergarantieklage gegen die 
Beklagte, durch welches deren Verpflichtung ausgeſprochen wurde, 
der Lagerhausgeſellſchaft für alle nachteiligen Folgen ihrer Ver⸗ 
urteilung auf die Garantieklage aufzukommen. Als nun die Lager ⸗ 
hausgeſellſchaft vor dem LG. Mannheim Klage erhob, machte die Be ⸗ 
klagte die Einrede der Verjährung geltend, Klägerin aber behauptete 
die Unterbrechung der Verjährung. Das LG. in Mannheim 
wies durch Urteil vom 28. Mai 1904 die Klage wegen 
Verjährung nach § 196 Ziff. 3 BGB. ab. Die Berufung 
der Klägerin wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf. Klägerin 
rügt Verletzung des § 196 Abf. 1 Ziff. 3 BGB. inſofern, 
als vom OLG. zu Unrecht angenommen worden ſei, daß die 
Klageforderung unter dieſe Geſetzesvorſchrift falle. Dieſer 
Angriff iſt jedoch nicht begründet. Allerdings ift die Klage 
nicht auf Zahlung von Fracht mit Einſchluß der Auslagen, 
ſondern auf Schadenserſatz gerichtet. Das OLG. hat die 
Unterbrechung verneint, weil, wenn man die demande en garantie 
als eine Klage auffaſſe, bei dem Mangel der Zuſtändigkeit des 
Amſterdamer Gerichts in Hinſicht der Beklagten und bei dem 
Mangel der Gegenſeitigkeit in betreff der Anerkennung der Ur- 
teile zwiſchen den Niederlanden und Deutſchland ihr nicht die 
Kraft einer Klage im Sinne des $ 209 Abf. 1 BGB. zuzu⸗ 
ſprechen ſei, wenn man aber in ihr eine Streitverkündi⸗ 
gung erblicke, auch ſie nicht unterbrechend wirkſam ſein koͤnne, 
da der $ 209 Abſ. 2 Ziff. 4 unter Streitverkündung nur eine 
Streitverkündung der Deutſch. ZPO. verſtehe, und eine in Hol- 
land vorgenommene Prozeßhandlung nicht die Wirkung habe, 
welche $ 209 BGB. einer in Deutſchland vorgenommenen ähn- 
lichen Prozeßhandlung zuſchreibe. Ob bezüglich der Klage dieſer 
Begründung beizutreten wäre, bedarf nicht der Erörterung; denn 
der erkennende Senat vermag die Ausführung des Berufungs- 
richters in Hinſicht der Streitverkündung nicht zu teilen. 
Es handelt ſich nicht um Anwendung des § 74 3PD., der 


S 21. 1905. 


34. Jahrgang. 


allerdings eine gerichtliche, d. h. der Vorſchrift der Deutſch. 
30. entſprechende Streitoerkündung vorausſetzt, ſondern um 
die Verjährung und deren Unterbrechung, deren einſchlägige 
Vorſchriften dem Gebiete des materiellen Rechts angehören 
und im BGB. geregelt find. Das BGB. hat „aus Rück⸗ 
ſichten der Zweckmäßigkeit“, insbeſondere weil bei den kurzen 
Verjährungsfriſten der Prozeß, durch welchen die Voraus⸗ 
ſetzungen der Regreßpflicht ganz oder zum Teil erſt feſtgeſtellt 
werden, oft länger als dieſe Friſten währt, und ſo die Geltend⸗ 
machung des Regreßanſpruches ohne jedes Verſchulden des Be⸗ 
rechtigten erſchwert, wenn nicht gefährdet werden kann, der 
Streitoerkündung den gleichen Einfluß auf die Verjährung des 
Regreßanſpruchs eingeräumt, wie der bezüglichen Klageerhebung 
(Mot. Bd. I S. 329). Die betreffende Vorſchrift enthält nicht 
eine Beſchränkung auf den Fall der Streitverkündung in einem 
bei einem deutſchen Gerichte anhängigen Prozeſſe, ſondern legt 
die Unterbrechungswirkung überhaupt der Streitverkündung zu, 
die in dem Prozeſſe geſchehen iſt, von deſſen Ausgang der An⸗ 
ſpruch abhängt, ohne dabei zu unterſcheiden, ob dieſer Prozeß 
im Inlande oder im Auslande geführt wird. Allerdings iſt 
auch im letzteren Falle erforderlich, daß die betreffende prozeſſuale 
Handlung, um als Streitverkündung gelten zu können, die 
weſentlichen Vorausſetzungen der deutſchrechtlichen Streitverkün⸗ 
dung in ſich trägt. Dieſes trifft aber bei der demande en 
garantie des holländiſchen Rechts zu; denn ſie enthält zum 
mindeſten den Grund der Streitverkündung und die Lage des 
anhängigen Rechtsſtreites und erfolgt durch Zuſtellung an den⸗ 
jenigen, dem der Streit verkündet wird; ſie iſt auch nicht in 
Holland, ſondern in Deutſchland durch die Zuſtellung an die 
Beklagte vorgenommen worden. Der Umſtand, daß dem in 
Amſterdam im Hauptlprozeſſe ergangenen Urteil mangels Ver⸗ 
bürgung der Gegenſeitigkeit in Deutſchland die Anerkennung 
verſagt iſt, hat für die materiellrechtliche Wirkung der erfolgten 
Streitverkündung keine Bedeutung, da das Geſetz dieſelbe nicht 
von dem Ausgange des Hauptprozeſſes abhängig gemacht hat. 
Auch wenn letzterer im Auslande ſchwebt, liegt für die unter⸗ 
brechende Kraft einer darin erfolgten Streitverkündung derſelbe 
Zweckmäßigkeitsgrund vor, wie bei einem im Inlande geführten 
Prozeſſe. M. c. N., U. v. 20. Okt. O05, 14/05 II. — Karlsruhe. 
5. 5 209 ff. BGB. Klaganſtellung wegen Zinſen 
unterbricht die Verjährung der Kapitalforderung nicht.] 
Der Berufungsrichter hält durch die am 26. Mai 1903 
geſchehene Erhebung der Klage wegen des Zins rückſtandes die 
Unterbrechung nicht allein wegen der Zinſen, ſondern ebenſo 
wegen der Kapitalsforderung für eingetreten. Mit Recht wird 
das von der Reviſion als unzutreffend gerügt. Denn bei dem 
Erlaß der einſchlägigen Geſetzesvorſchriften in den 85 209 ff. 
BGB. iſt es mit Abficht vermieden worden, die von der gericht⸗ 
lichen Geltendmachung eines Anſpruchs ausgehende Wirkung 
der Verjährungsunterbrechung in weiterem Umfange eintreten 
zu laſſen, als der Anſpruch einer richterlichen Feſtſtellung ent- 
gegen geführt wird (Mot. zu 5 170 I. Entw. Bd. 1 S. 327 
vergl. Prot. II. Leſung Bd. 1 S. 224). Im Einklange mit 
dem Wortlaut des Geſetzes und mit der Ausführung der 
Motive (S. 327 a. a. O.) wird denn auch in der Literatur all⸗ 
gemein und zutreffend angenommen, durch die Einklagung eines 
Zinspoſtens werde die dem Hauptanſpruch laufende Verjährung 
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nicht unterbrochen. Die Verweiſung des Berufungsrichters 
auf die in RG. 34, 261 ff. und 39, 216 mitgeteilten Urteile 
des RG. geht fehl. Denn die damaligen Urteile beruhten auf 
den Vorſchriften des alten Rechts und fanden in den 88 570 
und 571 Tl. J Tit. 9 AR. ihre beſondere Stütze. Sie gingen 
überdies von einer beſonderen Geſtaltung des Rechtsfalles aus, 
der die Feſtſtellung ermöglichte, daß in einer Teilklage die Be⸗ 
tätigung des ganzen Rechts enthalten geweſen ſei, während es 
im gegenwärtigen Falle an den Vorausſetzungen für eine der⸗ 
artige Annahme fehlt. E. o. B., U. v. 23. Okt. Ob, 
208/05 IV. — Berlin. 

6. § 254 BGB. Folgen der Mitverurſachung des 
Schadens durch Argliſt des Beſchädigten.] 

Die durchgreifende Rechtsnorm früherer Rechtsſyſteme, ins⸗ 
beſondere des gemeinen Rechts, wonach der Beſchädigte, deſſen 
eigene Argliſt den Schaden mitverurſacht hatte, niemals 
Schadenserſatz verlangen konnte, exiſtiert als ſolche allerdings 
nicht mehr; allein es liegt in der Natur der Sache, daß die 
richtige Anwendung des 8 254 BGB. in der Regel zu 
dieſem Ergebniſſe wenigſtens ſo lange führen muß, als auf 
ſeiten des Beſchädigers nicht ebenfalls Argliſt anzunehmen iſt. 
B. . W., U. v. 19. Okt. 05, 16/05 VI. — Berlin. 

7. 58 328, 330 BGB. Städtiſches Fabrikgrundſtuͤck 
als Gegenſtand eines Überlaſſungsvertrages. Feſtſtellung des 
Willens bezüglich eines unmittelbaren Rechts eines Dritten.] 

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Eine Gutsüber⸗ 
nahme im Sinne des § 330 BGB. liege nicht vor. Es koͤnne 
aber kein Bedenken beſtehen, die auf die Übernahme eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Gutes ſich beziehenden Beſtimmungen des 8 330 
auf die Übernahme eines ſtädtiſchen Fabrikgrundſtücks entſprechend 
anzuwenden, wenn dieſe Übernahme unter gleichen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhaltniſſen und zu gleichem Zwecke ſtattfinde wie die 
Übernahme eines landwirtſchaftlichen Gutes. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſei gegeben, und ferner: auch wenn die Auslegungsregel 
des § 330 nicht unmittelbar Platz greife, ſei gemäß 8 328 
Abſ. 2 BGB. aus den Umftänden zu entnehmen, daß 
die Frau des Klägers nach dem Überlaſſungsvertrag 
das Recht, von den Übernehmern die Summe von 
50 000 Mark zu fordern, unmittelbar erwerben ſollte. 
Das OLG. verurteilte, die Revifion wurde zurückgewieſen: Der 
Ausgangspunkt der Erwägungen des Berufungsgerichts iſt nicht 
der richtige. Nach § 328 Abſ. 1 kann durch Vertrag eine 
Leiſtung an einen Dritten mit der Wirkung bedungen werden, 
daß der Dritte unmittelbar das Recht erwirbt, die Leiſtung zu 
fordern. Für die Entſtehung des Rechtes des bei dem Vertrage 
nicht mitwirkenden Dritten iſt der Wille der Vertragſchließenden 
entſcheidend. Iſt der Wille der Vertragſchließenden nicht durch 
eine beſondere Beſtimmung zum Ausdruck gebracht, ſo iſt nach 
Abſ. 2 des § 328 aus den Umſtänden, insbeſondere aus dem 
Zwecke des Vertrags, zu entnehmen, ob der Dritte das Recht 
erwerben und ob das Recht des Dritten ſofort entſtehen ſoll. 
Für den Fall, daß die demgemäß vorzunehmende Auslegung des 
Vertrags Zweifel läßt, iſt die Auslegungsregel des 8 330 auf⸗ 
geſtellt, durch die beſtimmte Anhaltspunkte für die Feſtſtellung 
der auf eine unmittelbare Berechtigung des Dritten abzielenden 
Parteiabſicht gegeben worden ſind, damit der Gefahr vorgebeugt 
werde, daß die Praxis, die ſich hinſichtlich der in § 330 be⸗ 
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zeichneten Fälle gebildet hatte, ins Schwanken komme (vgl. 
Komm Prot. 1, 755). Bei Prüfung der Frage, ob die Ehe- 
frau des Klägers durch den Vertrag vom 5. November 1900 
ein unmittelbares Recht erworben habe, wäre daher nicht von 
§ 330, ſondern von § 328 Abſ. 2 auszugehen geweſen. Allein 
auf die Entſcheidung des Berufungsgerichts iſt dies ohne Ein⸗ 
fluß, denn der Berufungsrichter hat die ſelbſtändige Prüfung 
nach § 328 Abſ. 2 vorgenommen, dabei durfte er aber auch 
diejenigen Umſtände, die der Überlafjungsvertrag vom 5. No⸗ 
vember 1900 mit einem Gutsübernahmevertrag im Sinne des 
§ 330 gemein hat, zur Feſtſtellung des Willens der Vertrag ⸗ 
ſchließenden verwerten. M. c. H., U. v. 16. Okt. O05, 157/05 IV. 
— Stettin. 

8. 8 398 BGB. Die Abtretung einer Forderung ſteht 
der Geltendmachung des Abtretenden in eigenem Namen entgegen.] 

Nach dem Verkaufe feines Geſchaftes an den Beklagten 
ſeitens des Klägers, wobei dieſem Forderungen und andere 
Rechte eingeräumt worden waren, trat der Kläger die ihm aus 
dieſem Vertrage zuſtehenden Forderungen und Rechte dem Bank⸗ 
geſchäfte F. zu Eigentum und zum Einzug ab; er erklärte 
zugleich, für den Eingang der abgetretenen Forderungen und 
Rechte der Firma F. haftbar zu bleiben. Dieſer Abtretungs- 
vertrag wurde dem Beklagten eröffnet; dabei gab letzterer die 
Erklärung ab, er nehme im Hinblick darauf, daß der Vertrag 
zwiſchen ihm und dem Kläger derartige Beſtimmungen und 
gegenſeitige Rechte und Pflichten enthalte, die zur Abtretung 
an einen Dritten nicht wohl ſich eignen, die Abtretung nicht 
an, werde aber die Zahlungen an den Kläger pünktlich leiſten, 
vorausgeſetzt, daß letzterer auch ſeinerſeits die übernommenen 
Verpflichtungen erfülle. Als unter den Parteien Meinungs- 
verſchiedenheiten entſtanden, erhob Kläger Klage wegen 
Bezahlung von Anſprüchen gegen den Beklagten. Während 
das OLG. die Aktiolegitimation des Klägers bejahte, wurde 
dieſe vom RG. verneint: Der Berufungsrichter bejaht die Be⸗ 
rechtigung des Klägers zur Klage auf Grund der rechtlichen 
Auffaſſung, es könne mit Wirkung auch gegen den 
Schuldner bei der Übertragung einer Forderung vereinbart 
werden, daß die Forderung zwar auf den Zeſſionar übergehe, 
der Zedent aber berechtigt bleibe, im eigenen Namen die auf 
den Zeifionar übergegangene Forderung zur Zahlung an letzteren 
einzuklagen, es könne ferner mit Wirkung auch gegen den 
Schuldner nach der Übertragung vereinbart werden, daß der 
Zedent berechtigt ſei, im eigenen Namen die auf den Zeifionar 
übertragene und nach Abficht der Parteien bei dieſem verbleibende 
Forderung zur Zahlung an letzteren einzuklagen. Der Senat 
vermag dieſer rechtlichen Auffaſſung nicht beizutreten. Für das 
geltende bürgerliche Recht und Prozeßrecht iſt grundſätzlich zu 
verneinen, daß ein Auftrag, die Forderung des Auftraggebers 
im eigenen Namen zur Leiſtung an den Auftraggeber einzuklagen, 
allein ſchon zureiche, eine Berechtigung des Beauftragten zur 
Klage in eigenem Namen zu begründen. Weiterhin geſtattet 
das Recht des BGB. mit Wirkung gegen den Schuldner nicht 
eine Spaltung der Forderung in der Weiſe, daß zwar die 
Forderung materiell und formell auf den Zeſſionar übergehe, 
der Zedent aber aus eigenem Recht zu deren Einklagung 
berechtigt bleibe. Um wenigſtens ähnliche rechtliche Erfolge 
zu erreichen, kämen rechtsgeſchäftliche Vereinbarungen anderen 
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Inhaltes in Frage, bei der Übertragung etwa die Vereinbarung 
entſprechender Befriſtung oder Bedingung, nach der Übertragung 
etwa die Vereinbarung einer Inkaſſozeſſion. L. 0. L., U. v. 
13. Okt. 05, 661/04 II. — Karlsruhe. 

9. 5 542 BGB. ſchließt nicht ſchlechthin die Anwendung 
der 88 275 und 323 ff. aus; Beendigung des Mietsverhält⸗ 
niſſes bei Zerſtörung der Mietsſache durch Feuer als Regel.] 

Zwiſchen den Parteien beſtand ſeit dem Jahre 1899 ein 
Mietvertrag, wonach die Beklagte von der Klägerin ein in 
Rendsburg gelegenes Lagerhaus für eine jährlich zu zahlende 
Miete von 2 600 Mark und eine Vergütung für Heizung von 
300 Mark gemietet hatte. Die Dauer des Vertrages war bis 
zum 31. Dezember 1904 vereinbart. In dem gemieteten Hauſe 
betrieb die Beklagte eine Fabrik, in der fie 58 Näh⸗ und Knopfloch⸗ 
maſchinen und Zuſchneidemaſchinen verwandte und 80 bis 100 Per- 
ſonen beſchäftigte. Am 13. und 28. Juli 1903 brach in den ge- 
mieteten Räumen Feuer aus, infolgedeſſen das Gebäude bis auf die 
Parterreräume zerftört wurde, und auch letztere unbrauchbar 
wurden. Die Beklagte hat darauf durch Brief vom 3. Auguſt 
1903 den Mietvertrag für gelöft erklärt. Am 7. Auguſt 1903 
hat die Klägerin brieflich widerſprochen und verlangt, daß ihr 
eine angemeſſene Friſt zur Wiederherſtellung des Gebäudes geſetzt 
werde. Die Beklagte erwiderte, daß es deſſen nicht bedürfe, da 
die Erfüllung des Vertrages infolge des die Kündigung recht ⸗ 
fertigenden Umſtandes für fie kein Intereſſe mehr habe. Die 
Klägerin hat trotzdem durch ihr Schreiben vom 15. Auguſt 1903 
die Räume zum 1. November 1903 wieder zur Verfügung 
geſtellt, und an dieſem Tage war der Wiederaufbau des Ge⸗ 
bäudes tatſächlich auch beendet. Während der Bauzeit hatte 
die Klägerin der Beklagten zwei in einem Nachbarhauſe ge- 
mietete Räume als Erſatz angeboten. Die Beklagte machte 
hiervon jedoch keinen Gebrauch. Die Klägerin hat Klage er⸗ 
hoben auf Zahlung von 433,33 Mark Miete für November und 
Dezember 1903 und 50 Mark für Heizung, zuſammen 
483 Mark 33 Pf. nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Januar 
1904 und auf Feſtſtellung, daß das Miets verhältnis noch bit 
31. Dezember 1904 beſteht. Das Gericht der erſten Inſtanz 
hat dieſem Antrag ſtaitgegeben, das Berufungsgericht dagegen 
auf Abweiſung erkannt. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: Dat 
Berufungsgericht nimmt an, daß durch Zerftörung des ver 
mieteten Hauſes infolge der Brände das Mietverhältnis un- 
mittelbar ſein Ende erreicht habe, und zwar wegen nachträglich 
eingetretener Unmöglichkeit der Erfüllung, die bei dem Mangel 
irgend eines tatſächlichen Anhaltes für die Entftehungsurjade 
des Feuers von keiner der Parieien zu vertreten ſei. Die Klä⸗ 
gerin jet daher nach den Grunbfäßen der 58 275, 323 BOB. 
von ihrer Verpflichtung frei geworden, konne andererſeite aber 
von der Beklagten von dem Zeitpunkt ab, da die Unmoͤglichkeit 
der Erfüllung eintrat, eine Gegenleiſtung nicht mehr verlangen. 
Die Grundſätze des 8 542 BGB. ſeien dagegen nicht an ⸗ 
wendbar, weil durch fie nur die Fragen der gehörigen Er 
füllung aus dem Recht auf Gewährleiſtung geregelt ſeien und 
dieſe Fragen keinen Boden mehr haben konnten, wenn die Mie- 
ſache an ſich untergegangen und damit jede Art Leiſtung un 
moglich geworden ſei. Die Revifion macht hiergegen, unter 
Bezugnahme auf „Titze, die Unmöglichkeit der Leiſtung Seite 286“, 
geltend, daß der $ 542 BGB. auch den Fall der Unmöglichkeit 
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der Erfüllung regele, für welchen eben beſondere Beſtimmungen 
gegeben worden, und ins beſondere ein Kündigungsrecht feſtgeſetzt 
worden ſei; durch dieſe beſonderen Beſtimmungen des § 542 
werde die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften der 88 275 
und 323 ff. BGB. ausgeſchloſſen. Dieſe Behauptung kann für 
richtig nicht erachtet werden. (Wird weiter ausgeführt.) Wenn 
eine gänzliche Unmöglichkeit der Leiſtung eintritt, die der Ver⸗ 
mieter nicht zu vertreten hat, dann verliert er nach $ 333 BGB. 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Hiernach iſt die Beklagte 
nicht auf die Rechte aus 8 542 BGB. beſchränkt, ſondern 
kann ſich auch auf den 8 323 BGB. berufen. Die Reviſion 
macht ferner geltend, daß nicht eine gänzliche, ſondern nur eine 
zeitweiſe Unmöglichkeit der Erfüllung eingetreten ſei. Auch 
dieſer Angriff iſt nicht erfolgreich. Zwar hat der Ausdruck 
„teilweiſe“ im § 323 Abſ. 1 BGB. einen weiteren Sinn, und 
unter den Begriff der teilweiſen Unmöglichkeit fällt auch eine 
zeitweiſe Unmöglichkeit; es treffen daher im vorliegenden 
Falle die zwei Geſichtspunkte zuſammen, daß das Gebäude durch 
das Feuer gänzlich zeftört, aber mit Rüdfiht auf die zum 
1. November 1903 erfolgte Wiederherſtellung und die noch bis 
Ende 1904 dauernde Vertragszeit nur zeitweiſe und in dieſem 
Sinne nur teilweiſe der Beklagten entzogen war. Es würde 
ſich daher fragen, ob hier nicht die im 8 323 BGB. bezüglich 
der teilweiſen Unmöglichkeit der Erfüllung ausgeſprochenen 
Grundſätze anzuwenden ſeien. Es kann dies aber dahingeſtellt 
bleiben. Denn wenn auch an ſich nur eine teilweiſe Unmöglich- 
keit der Erfüllung anzunehmen wäre, ſo würde doch trotz der 
Wiederherſtellung des Gebäudes eine gänzliche Unmöglichkeit 
der Erfüllung für den Fall vorliegen, daß der Beklagten nicht 
zuzumuten war, ihren Fabrikbetrieb ſtillzuſtellen oder in die ihr 
zum Erſatz angebotenen Räume zu verlegen. In dieſer Be⸗ 
ziehung trifft aber die Behauptungs⸗ und Beweispflicht nicht 
die Beklagte. Als Regel iſt vielmehr aufzuſtellen, daß, wenn 
ein vermietetes Gebäude durch Feuer ganz zerſtört wird, das 
Mieteverhältnis dadurch beendigt wird. Es iſt daher Sache 
des Vermieters, darzutun, daß die durch das Brandunglück her- 
beigeführte zeitweiſe Unmöglichkeit der Erfüllung nach Lage des 
Falles für den Mieter unerheblich und durch die Wiederherſtellung 
des Gebäudes ſeinem Intereſſe vollſtändig genügt ſei. In dieſer Be⸗ 
ziehung fehlt es an der erforderlichen Darlegung. Die Klü- 
gerin hat nichts dafür erbracht, daß der Fabrikbetrieb der Be- 
klagten, auch wenn das Gebäude erhalten geblieben wäre, nicht 
weitergegangen ſein würde. Andererſeits iſt aus ihren eigenen 
Erklärungen zu entnehmen, daß die als Erſatz angebotenen 
Räumlichkeiten unzulänglich waren. Unter dieſen Umſtänden 
war der Beklagten mit Rückſicht darauf, daß die Wiederher⸗ 
ſtellung des Gebäudes längere Zeit in Anſpruch nehmen mußte 
und tatſächlich drei Monate gedauert hat, nicht zuzumuten, das 
Mietverhältnis fortzuſetzen. N. T. W. c. M. K. R., U. v. 
24. Okt. 05, 92/05 III. — Berlin. 

10. 88 705, 718 BGB. verb. mit § 51 KO. Leiſtung 
von Beiträgen und Bildung eines Geſellſchaftsvermögens für die 
Annahme des Vorhandenſeins einer Geſellſchaft. Abſonderungs⸗ 
recht beim Geſellſchaftskonkurs nicht am Vermögen eines Gefell- 
ſchafters.] 
' Die nachmals in Konkurs geratene Firma P. & M. hatte 

1463 Seronen Havangtabak gekauft. Um dieſelbe Zeit hatte 
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ſie mit der Klägerin, einer Maklerfirma, vereinbart, daß der 
Ankauf und der demnächſtige Wiederverkauf für gemeinſchaftliche 
Rechnung gehen, die Beteiligung der Klägerin aber nicht bekannt 
werden, ſie daher nach außen nicht hervortreten ſolle. Von den 
gekauften Seronen Tabak verpfändete die Firma P. & M. 
einen Teil an die Klägerin, und dieſe behauptet, daß die für 
gemeinſchaftliche Rechnung gekauften Tabake in ihrem und der 
Kridarin geſellſchaftlichem Eigentume geſtanden hätten und daß 
ihr ſomit an den noch in der Konkursmaſſe vorhandenen 
413 Sorten gemäß 8 51 KO. das Recht auf abgeſonderte Be- 
friedigung für deren bezüglich des Ausfalles zum Konkurſe an- 
gemeldete Forderung zuſtehe. Demgemäß hat ſie beantragt: 
feſtzuſtellen, daß die Tabake auf gemeinſchaftliche Rechnung der 
Klägerin und der Firma P. & M. gekauft ſeien und daß 
dieſerhalb eine Geſellſchaft bzw. eine Gemeinſchaft beſtehe. Der 
Konkursverwalter behauptet dagegen, es liege nur ein 
Conto a meta -Geſchäft vor, bei dem die Kridarin Allein⸗ 
eigentümerin der von ihr im eigenen Namen gekauften Tabake 
geworden und geblieben ſei. Er beantragt Klageabweiſung. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Das BGB. hat allerdings in den die Geſellſchaft betreffenden 
Beſtimmungen in erſter Linie ein ſolches Verhältnis im Auge, 
bei dem die Geſellſchafter ſich zur Leiſtung von Beiträgen ver⸗ 
pflichten und ihre Abſicht auf die Begründung eines Geſellſchafts⸗ 
vermögens gerichtet iſt. Indeſſen find dies keineswegs not- 
wendige Vorausſetzungen einer Geſellſchaft, insbeſondere können, 
wie bei der ſtillen Geſellſchaft des Handelsrechts zwar Beiträge 
vereinbart und doch die Bildung eines gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens ausgeſchloſſen ſein, und es kann der Vertrag auch 
lediglich auf obligatoriſche Beteiligung des einen Geſellſchafters 
an dem Endergebniſſe des ausſchließlich von dem anderen 
Geſellſchafter mit eigenen Mitteln einzuleitenden und abzu⸗ 
wickelnden geſchäftlichen Unternehmens gerichtet ſein. Das BGB. 
ſtellt auch keine Rechtsvermutung für das Vorliegen der einen 
oder anderen Geſellſchaftsform auf. Nach § 705 kommt es 
darauf an, ob, und iſt im Zweifel nachzuweiſen, daß die 
Leiſtung von Beiträgen vereinbart iſt. Ebenſo kommt es nach 
§ 718 darauf an, ob der Vertrag auf die Begründung von 
Geſellſchaftsvermögen gerichtet iſt und ob der Geſchäftsführer 
im einzelnen Falle für die Geſellſchaft erworben hat. Man 
kann höchſtens ſagen, daß nach den Erfahrungen des Lebens 
dann, wenn die Bildung von Geſellſchaftsvermögen vereinbart 
iſt, regelmäßig auch Beiträge zu leiſten ſein werden und daß, 
wenn letzteres ausgeſchloſſen iſt, regelmäßig auch die Bildung 
von Geſellſchaftsvermögen ausgeſchloſſen fein wird. Nach der 
Behauptung der Klägerin liegt nun im vorliegenden Falle dem 
Ankaufe der Tabake keine andere Vereinbarung zugrunde, als 
die, daß der Ankauf für gemeinſchaftliche Rechnung auf den 
Namen der Kridarin erfolgen und daß Gewinn oder Verluſt 
geteilt werden ſollte. Außerdem herrſchte Einverſtändnis 
darüber, daß die Beteiligung der Klägerin nicht bekannt werden, 
ſie nach außen nicht hervortreten ſollte. Schon dieſe Grundlage 
des Geſchäfts rechtfertigt an ſich den Schluß, daß es lediglich 
auf eine Beteiligung der Klägerin an dem Endergebniſſe, ins⸗ 
beſondere nicht auf die Begründung eines Geſellſchaftsvermgens 
abgeſehen war. Eine Verpflichtung der Klägerin, Beiträge für 
den Geſellſchaſtszweck zu leiſten, lag nicht vor. Hatte Klaͤgerin 
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aber keine Beiträge zu leiſten, jo tft dies ein Anzeichen dafür, 
daß auch ein Geſellſchafts vermögen nicht begründet werden, 
ſondern daß die ausſchließlich mit Mitteln der Kridarin auf 
deren Namen erworbenen Tabake deren Eigentum bleiben 
ſollten. Da hiernach alle in Betracht kommende Umſtände 
dagegen ſprachen, daß die Beteiligten die Bildung eines 
Geſellſchaftsvermogens beabfichtigt haben und daß die Kridarin 
die Tabake für die Geſellſchaft erwerben wollte, ſo müſſen 
dieſelben, wie fie auf ihren Namen gekauft waren, als ihr aus- 
ſchließliches Eigentum angeſehen werden. Da nun, wie auch 
die Reviſion nicht verkennt, 8 51 KO., ſoweit er von Ge⸗ 
ſellſchaften handelt, ſich nur auf das gemeinſchaftliche Vermögen 
der Geſellſchafter im Sinne des 8 718 BGB., nicht aber auf 
Vermögen eines Geſellſchafters, bezüglich deſſen eine bloße 
Gewinn- oder Verluſtbeteiligung des anderen Geſellſchafters 
beſteht, bezieht, ſo iſt die auf Feſtſtellung des Abſonderungsrechtes 
der Klägerin an den in der Konkursmaſſe befindlichen, für ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung gekauften 413 Seronen Tabak mit 
Recht abgewieſen worden. K. o. Konk. P. & M., U. v. 
11. Okt. 05, 140/05 I. — Hamburg. 

11. 8 765 BGB. Verpflichtung des Gläubigers, der 
durch Bürgſchaft und Pfand verſichert iſt, bezüglich des letzteren 
Sorgfalt zu beobachten, daß er ſich an den Bürgen halten kann.] 

W. hatte der Klägerin eine Anzahl Ballen Ware verpfändet, 
die auf dem Lager von K. ſich befanden, und Beklagter hatte 
ſich der Klägerin für W. verbürgt. Als Beklagter aus der 


Bürgſchaft in Anſpruch genommen wurde, machte er geltend, 


daß Klägerin dafür aufzukommen habe, daß eine Anzahl der 
verpfändeten Ballen abhanden gekommen ſeien. Das OLG. 
erachtete den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt, 
das RG. hob auf: Mit Recht wendet ſich die Reviflon gegen 
die Ausführungen des Berufungsgerichts, daß die Klägerin zu 
einer Kontrolle des Pfandlagers nicht verpflichtet geweſen ſei. 
Die Sachverſtändigen haben eine Kontrolle der Lombardlager 
durch Reviſionen als üblich bezeichnet; ſie ſelbſt laſſen in ihrem 
Geſchäftsbetrieb ſolche Revifionen, von ganz beſonderen Fällen 
abgeſehen, vornehmen; ſie halten ſie im eigenen Intereſſe 
des Pfandgläubigers für geboten bergeftalt, daß ihre Unter⸗ 
laffung ſeitens der Direktoren einer Bank in den Regelfällen eine 
Pflichtverletzung gegen dieſe bedeuten würde, ſie verneinen aber, 
daß eine ſolche Reviſionspflicht gegenüber dem Verpfänder 
beſtehe. Ob aus ihren Gutachten ſich auch ergibt, daß ſie dieſe 
Pflicht überhaupt gegenüber jedem Dritten, alſo auch gegen⸗ 
über dem Bürgen verneinen, kann zweifelhaft erſcheinen, mag 
aber mit dem Berufungsgericht angenommen werden. Mit der 
Verneinung dieſer Pflicht find die Sachverſtändigen über den 
Rahmen eines Gutachtens hinausgegangen und haben eine 
Rechtsanſicht ausgeſprochen. Dieſe iſt jedoch unzutreffend. Wenn 
es üblich und geboten iſt, daß ein ordentlicher Kaufmann 
Vorſichtsmaßregeln trifft, damit ſeine durch Pfand geſicherte 
Forderung durch Abhandenkommen oder Entwertung des Pfandes 
nicht gefährdet werde, ſo hat er dieſe Verpflichtung auch gegen⸗ 
über dem, der die Bürgſchaft für dieſe Forderung übernommen 
hat, jedenfalls dann, wenn der Bürge, wie im vorliegenden Fall, 
erſt zu zahlen verbunden iſt, nachdem der Gläubiger ſich an das 
ihm beſtellte Pfand gehalten hat. Es würde gegen die Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben verſtoßen, unter denen auch die 


Bürgſchaft fteht, wenn der Gläubiger fi darauf, daß er die 
für einen ordentlichen Kaufmann gebotene Sorgfalt auch in 
eigenen Angelegenheiten nicht beobachte, dem Bürgen gegenüber 
berufen wollte. Der Bürge hat ein erhebliches Intereſſe an der 
Erhaltung der Pfänder, er iſt aber in der Regel nicht in der 
Lage, ſelbſt eine Kontrolle über die nicht in ſeinem Gewahrſam, 
ſondern in dem des Gläubigers oder eines von dieſem beauftragten 
Dritten ſich befindenden Pfänder auszuüben. Er darf daher 
erwarten, daß der Gläubiger fo verfährt, wie man es von einem 
ordentlichen Kaufmann in ſeinem eigenen Intereſſe erwarten kann, 
und damit auch feine, des Bürgen, Intereſſen ſchützt. Argliftig 
aber würde der Gläubiger verfahren, wenn er in dem Gedanken, 
daß ſeine Forderung durch die Bürgſchaft hinlänglich geſichert 
ſei, jedwede Vorſichtsmaßregel zur Erhaltung der Pfänder unter- 
laſſen würde. Hiernach muß angenommen werden, daß die 
Klägerin, indem ſie jede Kontrolle der mehrere Jahre auf dem 
Lager von K. befindlichen Pfänder unterließ, ſich eines fahrläſſigen 
Verhaltens gegenüber dem Beklagten ſchuldig gemacht hat. Das 
Berufungsgericht iſt nun der Anſicht, daß, auch wenn man der 
Klägerin Nachläſſigkeit vorwerfen wollte, nicht angenommen 
werden könne, daß der eingetretene Verluſt mit der Unterlaſſung 
jeglicher Kontrolle in urſächlichem Zuſammeuhang ſtehe. Zur 
Begründung deſſen führt es folgendes aus: Man werde allerdings 
in einem Falle der vorliegenden Art den Kauſalzuſammenhang 
noch nicht mit dem Hinweis darauf leugnen können, daß keine 
noch ſo ſtrenge Kontrolle unfehlbaren Schutz gewähre, wenn 
derjenige, den es zu beaufſichtigen gelte, auf Betrug ausgehe. 
Man würde dem mit Recht entgegenhalten, daß die Kontrolle 
nicht nur unmittelbar, ſondern auch und hauplſächlich mittelbar 
und moraliſch wirke und wirken ſolle, indem fie von dem Be- 
auffichtigten durch das Gefühl, unter Aufſicht zu ſtehen, von 
vornherein die Verſuchung fernhalte und das Pflichtbewußtſein 
ſtärke. Man würde ferner darauf hinzuweiſen haben, daß das, 
was geſchehen beim Mangel jeglicher Kontrolle, im Endergebnis 
zwar vielleicht auch geſchehen wäre trotz einer Kontrolle, aber 
dann im einzelnen Falle jedenfalls nicht fo, wie es geſchehen ſei. 
Im vorliegenden Falle würde jedoch eine Kontrolle, wie ſie nach 
dem Gutachten der Sachverſtändigen üblich ſei, nämlich eine ein 
bis zweimal im Jahr wiederholte Reviſion, den Verpfänder 
ebenſowenig wie den Lagerhalter gehindert haben, die ver 
pfändeten und verſchwundenen Ballen gleichwohl auf die Seite 
zu bringen. Dieſe letztere Annahme iſt rechts irrtümlich; fie 
würde vielleicht zutreffen, wenn die ſämtlichen fehlenden Ballen 
gleichzeitig bei derſelben Gelegenheit vom K. ſchen Lager gebracht 
worden wären, was aber weder behauptet worden, noch wahr 
ſcheinlich iſt. Im anderen Falle aber ſprechen gegen ſie alle die 
Einwürfe, die das Berufungsgericht ſich ſelbſt gemacht hat. Gu 
darf dabei nicht außer acht gelaſſen werden, daß es, wovon das 
Berufungsgericht ſelbſt ausgeht, Sache der Klägerin iſt, darzutun, 
daß das Abhandenkommen der Pfänder auf Umſtänden beruht, 
für die ſie nicht verantwortlich iſt; es würde feſtzuſtellen ſein, 
zu welchen Zeiten fie die Reviſionen hätten vornehmen müfſen, 
und ſie hätte dann darzulegen, zu welchen Zeiten die Ballen vom 
K. ſchen Lager entfernt worden find. Erſt dann wird ſich feſt⸗ 
ftellen laſſen, ob trotz ſolcher Reviſionen der Verpfänder und der 
Lagerhalter es unternommen haben würden, die verpfändeten und 
verſchwundenen Ballen auf die Seite zu bringen. Dabei hätte 
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iter in Betracht zu kommen, daß es die Pflicht der Klägerin 
weſen ſein würde, dem K. das Lager zu entziehen, ſobald ſie 
merkte, daß Ballen auf die Seite gebracht worden ſeien; dann 
irde eine Beſeitigung weiterer Ballen nicht haben ſtattfinden 
anen. A. c. M., U. v. 12. Okt. 05, 591/04 VI. — Hamburg. 

12. 55 782, 2371, 2385 BGB. Ein die Veräußerung 
ies Erbſchaftsteiles bezweckender Vergleich bedarf als Erbſchafts⸗ 
af der für dieſen erforderlichen Form.] 

Die Kläger, welche mit der Erblaſſerin V. im 5. Grade ver- 
dt find, ſchloſſen mit der Beklagten, die mit der Erblaſſerin 
4. Grade verwandt iſt, ein ſchriftliches Abkommen, das als 
1 zur Beilegung etwaiger Erbſtreitigkeiten abgeſchloſſener Erb- 
tgleich bezeichnet iſt. Das Berufungsgericht hat das Ab⸗ 
mmen dahin ausgelegt: Der übereinſtimmende Wille ſämtlicher 
un Vertragſchließenden ging dahin, daß die Erbſchaft ohne 
ickücht darauf, wem von ihnen fie ganz oder teilweiſe nach 
m Geſetze angefallen ſei, unter ihnen nach gleichen Anteilen 
rteilt werden ſolle; wer Erbe geworden ſei, übernehme die 
erpflichtung, den anderen je ein Neuntel der Erbſchaft 
zuwenden, insbeſondere ſolle für den bei der Verhandlung 
iedrücklich als möglich hervorgehobenen, tatſächlich eingetretenen 
ill, daß die Beklagte die alleinige Erbin ſei, dieſe verpflichtet 
„jedem der übrigen Vertragſchließenden ein Neuntel der ihr 
gefallenen Erbſchaft der V. zu übertragen. Demgemäß erblickt 
6 Berufungsgericht in dem Abkommen einen obligatoriſchen 
f Veräußerung von Bruchteilen der Erbſchaft gerichteten 
ertiag und wies die Klage ab. Die Reviſion wurde zurüd- 
wieſen: Die Revifion rügt eine Verletzung des § 779 
GB.; ſie meint, weil das Abkommen im Wege eines Ver⸗ 
eichs unter den neun Erbprätendenten getroffen ſei und Ver ⸗ 
eiche formlos in rechtsgültiger Weiſe abgeſchloſſen werden 
unten, habe es der Wahrung der durch die 8$ 2371, 2385 
bſ. 1 BGB. vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
kundung nicht bedurft. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. 
er erſte Entwurf des BB. ſchrieb allerdings für den Verkauf 
er die durch ein anderes obligatoriſches Geſchäft erfolgende 
träußerung einer Erbſchaft eine beſondere Form nicht vor. 
ie zweite Kommiſſion hielt aber eine ſolche Form für er⸗ 
derlich, einmal mit Rückſicht auf die Vorſchriften der 
311, 312 Abſ. 2 BGB. und ſodann wegen der Wichtig⸗ 
it und der über die Parteien hinausgehenden Wirkung des 
eſchäfts. Darauf ift die Wahrung der in den §§ 311, 
12 Abſ. 2 BGB. vorgeſehenen Form der gerichtlichen oder 
tariellen Beurkundung auch für den Erbſchaftskauf, ſowie 
t andere Verträge, die auf die Veräußerung einer dem Ver⸗ 
ißerer angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erb⸗ 
aft gerichtet find, durch 88 2371, 2385 Abſ. 1 BGB. 
ſetzlich vorgeſchrieben worden. Mit Rückſicht auf die für die 
inführung der Formvorſchriften der $$ 2371, 2385 Abſ. 1 
GB. maßgebend gewejenen, insbeſondere auch auf den Schutz 
. eine Erbſchaft verkaufenden oder durch ein anderes 
'ligatoriſches Geſchäft veräußernden Erben gegen Ausbeutung 
zielenden Erwägungen, iſt es nicht ausſchlaggebend, daß für 
ergleiche nach 8 779 BGB. eine beſondere Form nicht vor⸗ 
schrieben iſt; auch der Kaufvertrag iſt — von beſonderen 
usnahmen abgeſehen, vergl. § 313 BGB. — an ſich an eine 
orm nicht gebunden, wohl aber der Erbſchafts kauf. Wenn 
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daher der Vergleich als ſolcher einer beſonderen Form nicht 
bedarf, jo kann doch die Rechtsänderung, welche durch den Ver⸗ 
gleich herbeigeführt oder auf Grund desſelben vorgenommen 
werden ſoll, ebenſo wie bei dem Kaufe, die Beobachtung einer 
Form erforderlich machen. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch, 
Bd. II Vorbem. vor 8 779; Bd. V5 2371 N. 1, 8 2385 
N. 1a. Staudinger, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. V § 2385 
N. 3. Dernburg, Bürgerliches Recht, Bd. II $ 202 N. 3; 
Bd. V 8190 II. In dem vorliegenden Falle betraf die Rechts. 
änderung, welche durch den Vergleich herbeigeführt werden ſollte, 
die Veräußerung von / der der Beklagten angefallenen 
V. ſchen Erbſchaft. Das Berufungsgericht hat daher mit Recht 
auf dieſen Fall die Vorſchrift des 8 2385 Abſ. 1 in Ver⸗ 
bindung mit $ 2371 BGB. angewendet, auch zutreffend 
darauf hingewieſen, daß das BGB. für eine im Wege eines 
außergerichtlichen Vergleiches vereinbarte Veräußerung einer 
Erbſchaft eine dem Falle des $ 782 BGB. entsprechende Be⸗ 
freiung von der Formvorſchrift nicht feſtſetzt. C. o. W., U. v. 
19. Okt. 05, 144/05 IV. — Dresden. 

13. $ 1115 BGB. in Verb. mit § 79 GBO. Ein- 
tragung einer Hypothek auf die Firma der Zweigniederlafſung 
einer Aktiengeſellſchaft. Diſſens zwiſchen OLG. München und 
Dresden.] 

Die Königlich Bayriſche Bank iſt eine Staatsanſtalt mit 
kaufmänniſcher Geſchäftsführung. Sie hat ihren Sitz in 
Nürnberg. Ihre Geſchäfte werden unter Leitung eines Bank⸗ 
direktors durch die Hauptbank und Filialbanken beſorgt. Sie 
hat u. a. eine Zweigniederlaſſung in Roſenheim, die unter der 
Firma „Königliche Filialbank Roſenheim“ im Handelsregiſter 
eingetragen iſt. Auf dem Grundſtücke Aibling Bd. V Blatt 537 
(Haus Nr. 174) ſteht für den Privatmann Sebaſtian B. eine 
Hypothek von 21 000 Mark nebſt 2 100 Mark Nebenleiſtungen 
eingetragen. Dieſe Hypothek hat B. der Königlichen Filialbank 
Roſenheim in Höhe von 13 000 Mark und 1 300 Mark Neben- 
leiſtungen zur Sicherung aller Anſprüche, die ihr aus dem ihm 
bis zum Betrage von 10 000 Mark eröffneten Kredite oder der 
Königlichen Bank auf Grund ſeines Verkehrs mit einer ihrer 
Zweigniederlaſſungen aus irgend welchem Rechtsgrunde bereits 
erwachſen ſind und noch erwachſen werden, verpfändet und die 
Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch beantragt. 
Das Grundbuchamt (Amtsgericht in Aibling) hat als Pfand⸗ 
gläubigerin die „Königlich Bayeriſche Bank in Nürnberg, Filiale 
Roſenheim“ eingetragen und dies damit begründet, daß die 
Filialbank nicht als Gläubigerin eingetragen werden könne, weil 
ihr ſelbſtändige Perſönlichkeit nicht zukomme. Die Bankdirektion 
in Nürnberg beantragte, die „Königliche Filialbank Roſenheim“ 
als Pfandgläubigerin im Wege der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs einzutragen. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab. 
Die beim LG. in Traunſtein eingelegte Beſchwerde hatte keinen 
Erfolg. Das BayoObe G. möchte die bei ihm eingelegte weitere 
Beſchwerde zurückweiſen, fiebt ſich darin aber durch zwei Be⸗ 
ſchlüſſe des OLG. in Dresden behindert und hat daher die 
weitere Beſchwerde dem RG. vorgelegt. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt begründet: Das OLG. in Dresden führt in den 
beiden Beſchlüſſen vom 7. April 1903 (abgedruckt in OLG. 9, 351) 
und vom 27. September 1904 aus, die Zweigniederlaſſung einer 
Aktiengeſellſchaft ſei keine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon, ſondern 
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bilde gleich der Hauptniederlaſſung ſelbſt einen Beſtandteil des 
von der Geſellſchaft betriebenen Geſchäfts, ihre Firma ſei daher 
die Firma der Aktiengeſellſchaft ſelbſt, und wenn ſie von der 
Firma der Hauptniederlaſſung abweiche, jo führe die Geſellſchaft 
zwei verſchiedene Firmen, von denen die eine ebenſo rechtmäßig 
und zuläjfig iſt, wie die andere. Das BayObeG. geht davon 
aus, daß für einen Einzelkaufmann Rechte in das Grundbuch 
nur unter feinem bürgerlichen Namen, nicht unter feiner Firma 
einzutragen ſeien und daß dies auch für den Fall gelte, daß der 
Einzellaufmann mehrere Niederlafſungen mit verſchiedenen 
Firmen hat, und meint, daß dasſelbe gelten müffe, wenn es ſich 
um die Eintragung für die Firma der Zmweignieberlafiung einer 
Aktiengeſellſchaft oder einer ſtaatlichen Anſtalt handelt; denn 
auch deren Vermögen ſei ein ebenfo einheitliches wie das des 
Einzel kaufmanns, Rechtsgeſchäfte zwiſchen den verſchiedenen 
Niederlaſſungen ſeien bei ihnen ebenſowenig möglich wie beim 
Einzelkaufmann, und auch bei ihnen ſei das Grundbuch nicht 
zu einer auf den Umfang einer Prokura oder ſonſtigen Voll ⸗ 
macht bezüglichen Eintragung beſtimmt. Der Anſicht der Vor⸗ 
inſtanzen und des Bay Obe G. konnte nicht beigetreten werben. 
Bei einer Aktiengeſellſchaft, einer juriſtiſchen Perſon und einem 
gewerblichen Unternehmen des Reiches, eines Bundes ſtaats oder 
tines Kommunalverbandes hat die Firma eine weſentlich andere 
Bedeutung als beim Einzelkaufmann, denn bei ihnen iſt die 
Firma nicht nur der Name, unter dem ſie gewerbliche Geſchäfte 
betreiben, ſondern fie iſt ihr alleiniger Name. Es kann alfo 
bei ihnen gar nicht die Frage auftauchen, auf welchen Namen 
Rechte für fie ins Grundbuch eingetragen find. Zweifel können 
nur entſtehen, wenn fie Zweigniederlaſſungen unter Firmen ge⸗ 
gründet haben, die von denen der Hauptniederlaſſungen abweichen, 
und von der Hauptniederlaſſung oder von einer Zweignieder⸗ 
lafjung die Eintragung auf ihre, die beſondere Firma der Zweig⸗ 
niederlaſſung, beantragt wird. Indes muß der Gedanke, daß 
ſolchenfalls die Aktiengeſellſchaft oder ſtaatliche Anſtalt unter 
einer von ihrem bürgerlichen Namen abweichenden Firma am 
Orte der Zweigniederlaſſung gewerbliche Geſchäfte treibe, von 
der Hand gewieſen werden. Solche Geſellſchaften und Anſtalten 
haben keinen bürgerlichen Namen; ſie führen einen Namen nur 
vermittels ihrer Firma (RG. 1, S. 26, 28; 3, 68). Errichten 
fie eine Zweigniederlaſſung mit abweichender Firma, fo bildet 
dieſe Firma wiederum für den Geſchäftskreis der Zweignieder⸗ 
lafſung ihren einzigen Namen. Erwirbt alſo die Zweig 
niederlaſſung eine Hypothek unter ihrer Firma, ſo macht ſie, 
da fie keine ſelbſtändige Rechtsperſoͤnlichkeit hat, den Erwerb für 
die Aktiengeſellſchaft oder ſtaatliche Anſtalt unter deren für ihre 
duich die Zweigniederlaffung betriebenen Geſchäfte allein maß⸗ 
gebenden Namen. Daraus ergibt ſich, daß die Eintragung in 
das Grundbuch auf die Firma der Zweigniederlaffung lauten 
muß, wenn der Erwerbstitel auf ſie ausgeſtellt iſt. So allein 
wird der Gläubiger im Sinne des $ 1115 BGB. richtig be⸗ 
zeichnet. Mit dieſen Ausführungen ſteht das in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1904, S. 297 Nr. 27 mitgeteilte Urteil des RG. 
nicht im Widerſpruche, in dem im weſentlichen nur ausgeführt 
wird, daß eine von einer Filiale unter ihrer Firma erworbene 
Hypothek nicht ihr als einer beſonderen Perſon, ſondern der 
Aktiengeſellſchaft zuſteht. Demgemäß waren die beiden Vor⸗ 
entſcheidungen aufzuheben und war das Grundbuchamt anzu- 
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weiſen, die Königliche Filialbank Roſenheim als Pfandgläubigerir 
einzutragen. Grdb.⸗S. A. c. B. v. 1. Nov. 05, 287/05 B V. — 
BayObe G. Münden. 

14. 8 1353 BGB. Verpflichtung zur Herſtellung ke: 
häuslichen Gemeinſchaft beim Vorhandenſein einer Anſteckung 
gefahr. 

Seit dem Mai 1902 leben die Eheleute voneinander 
getrennt. Kläger iſt bei Eingehung der Ehe mit Gonorrhoe 
behaftet geweſen und hat die Beklagte angeſteckt, was zur Folge 
gehabt hat, daß fie ſich einer Operation hat unterziehen müſſen. 
Sie hat gleichwohl die eheliche Gemeinſchaft nachher fortgefegt: 
im Jahre 1897 hat ſich aber die nämliche Krankheit wieder bei 
ihr gezeigt, nach ihrer Meinung infolge einer neuen Anſteckunz 
durch den Kläger. Seitdem hat ſie zwar ſeine Wohnung noch 
geteilt, ihm jedoch den ehelichen Verkehr nicht mehr geſtattet, 
bis fie ihn, im Mai 1902, verlaſſen hat, angeblich weil er fi 
hinauswies. Kläger hat ihr dann im Oktober 1902 die Auf. 
forderung zugehen laſſen, zurückzukehren oder auf Scheidung zu 
klagen. Seitens der Beklagten ift dieſer Aufforderung nich: 
entſprochen. Der Ehemann erhob Klage und beantragt Ver⸗ 
urteilung der Beklagten zur Herſtellung der häuslichen Gemein ⸗ 
ſchaft. Beklagte beantragte die Abweiſung der Klage, erklärte 
ſich indes bereit, zurückzukehren, wenn durch Gutachten eine 
gerichtlichen Sachverſtändigen feſtgeſtellt werde, daß Kläger voll. 
ftändig geheilt ſei. Kläger behauptete, er ſei jetzt völlig geſund, 
lehnte es jedoch ab, fich gerichtsärztlich unterſuchen zu laſſen. 
Das LG. wies die Klage ab, das OLG. verurteilte, das RG. 
hob auf: Beklagte hat ſich deshalb geweigert, zu dem Kläger 
zurückzukehren, weil die Möglichkeit einer erneuten Anſteckunz 
immer noch beſtehe und dies genüge, um ihre Fernhaltung von 
dem Kläger zu rechtfertigen. In dem angefochtenen Urteil itt 
dieſer Einwand ebenfalls für unbegründet erachtet worden und 
zwar deshalb, weil bei nur häuslicher Gemeinſchaft die Gefahr 
einer nochmaligen Anſteckung nicht vorhanden, mehr als Her- 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft aber von dem Kläger nickt 
verlangt worden ſei. Mit Recht wird dieſe Erwägung von der 
Reviſion angegriffen. Verpflichtet find die Ehegatten einander, 
wie in 8 1353 Abſ. 1 BGB. geſagt wird, zur ehelichen 
Lebensgemeinſchaft und daher, wie in den Motiven zu den 
gleichen $ 1272 des erſten Entwurfs (Bd. IV S. 105) herver⸗ 
gehoben wird, zu einer ſolchen Lebensgemeinſchaft, aber auch 
nur zu einer ſolchen, wie fie dem Weſen der Ehe entipriät 
und wie ſie unter Berückſichtigung des Weſens der Ehe nach 
den obwaltenden Umſtänden für Ehegatten ſich gebührt und 
mit der rechten ehelichen Gefinnung vereinbar iſt. Bei der 
Entſcheidung über eine Klage der vorliegenden Art werden 
daher allerdings ftets die obwaltenden Umftände Berückfichtigung 
zu finden haben; der Regel nach wird indes anzunehmen ſein, 
daß die Herſtellung der bloß häuslichen Gemeinſchaft nickt 
verlangt werden kann, wenn zufolge eines Verſchuldens desjenigen 
Ehegatten, der fie fordert, der andere ihm den Geſchlechtsverlibe 
nicht zu geſtatten braucht. In dem vorliegenden Fall fteht fest 
daß Kläger die Ehe mit der Beklagten einging, obwohl er mit 
Gonorthoe behaftet war, daß er ſie anſteckte, daß fie infolge 
deſſen ſich einer Operation unterziehen mußte und daß die 
Krankheit 1897 wieder bei ihr ausbrach. Ob letzteres auf ein 
erneutes Verſchulden des Klägers zurückzuführen oder ob & 
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TUR eine Folge der erſten Erkrankung iſt, kann, wie das Berufungs⸗ 
was. gericht erklärt, nicht entſchieden werden. Abgeſehen davon könnte 
ſelbſt dann, wenn Kläger auch die zweite Erkrankung durch 
er erneute Anſteckung verſchuldet hätte, hierauf ein Verlangen der 
n Scheidung ebenſowenig, wie auf die erſte Anſteckung gegründet 
werden, da Beklagte nicht rechtzeitig Klage erhoben hat, 
% während die erſte Anſteckung als verziehen gelten muß. Ver⸗ 
&: ziehen oder beſeitigt iſt jedoch nur der aus dem Verhalten des 
21 Klägers folgende Scheidungsgrund. Ob dagegen Beklagte auch 
m die eheliche Gemeinſchaft mit demſelben herſtellen muß oder ob 
z fie ſein Verlangen auf Grund des § 1353 Abſ. 2 Satz 1 
„ BGB. ablehnen darf, hängt in Anbetracht der obwaltenden 
zz Umſtände davon ab, ob fie verpflichtet iſt, dem Kläger die Bei⸗ 
rn: wohnung zu geſtatten. Für die Beantwortung dieſer Frage 
2: kommt in Betracht, daß Kläger ſich nicht geſcheut hat, krank in 
. die Ehe zu treten und daß der Wiederausbruch feiner Krankheit 
zer“ bei ihm nicht unbedingt ausgeſchloſſen iſt, für dieſen Fall aber 
r: in Erwägung zu ziehen iſt, ob nicht die Gefahr nahe liegt, 
„l daß er die Beklagte ebenſowenig ſchonen werde, wie er das bei 
2 Eingehung der Ehe getan hat. Im Hinblick hierauf hatte das 
„: Berufungsgericht ſich klar und unumwunden darüber auszuſprechen, 
ae ob der Beklagten trotz alledem zugemutet werden muß, ſich dem 
4 Kläger wieder hinzugeben. Hierüber fehlt jedoch ein Ausſpruch 
„ in dem angefochtenen Urteil. S. c. S., U. v. 23. Okt. O5, 
„ 1675 IV. — Hamburg. 
5 15. 5 1568 BGB. Die Schuldigerklärung iſt eine 
Folge, keine Voraus ſetzung der Cheſcheidung. Beſchimpfungen 
als Eheſcheidungsgrund. Bezugnahme auf begründete Er⸗ 
bitterung.] 

Kläger beantragt Scheidung der Ehe, weil die Beklagte 
ſich böswillig von der häuslichen Gemeinſchaft fernhalte, ihn 
wiederholt gröblich beſchimpft und verleumdet, den Sohn zu 
Mißhandlungen des Vaters angeſtiftet und den Kläger bei 
ſeinen Vorgeſetzten eines liederlichen Lebenswandels verdächtigt 
habe. Die Beklagte leugnet das ihr zur Laſt Gelegte und be⸗ 
ſchuldigt den Kläger, durch ſein Verhalten das eheliche Leben 
zerrüttet zu haben. Die Klage wurde abgewieſen, das RG. 
hob auf. Der Berufungsrichter fordert zur Anwendung des 
§ 1568 BGB. nicht bloß, daß die Beklagte durch ſchuldhaftes 
Verhalten die Zerrüttung der Ehe verurſacht habe, ſondern auch, 
daß ſie demgemäß für den ſchuldigen Teil erklärt werden müſſe. 
Er behandelt ſomit die Schuldigerklärung als Vorausſetzung 
der Eheſcheidung, während fie gemäß § 1574 Abſ. 1 nur als 
Folge der Scheidung zu erkennen iſt. Von dieſem Rechtsirrtum 
ſind augenſcheinlich auch ſeine übrigen Ausführungen beeinflußt. 
Denn obſchon er ſchwere Verletzungen der durch die Ehe be- 
gründeten Pflichten gegen die Beklagte annimmt, glaubt er 
dennoch den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen ihrem Ver⸗ 
halten und der eingetretenen ehelichen Zerrüttung verneinen zu 
müſſen, weil auch dem Kläger ein fortgeſetztes ſchuldhaftes 
Benehmen gegen ſeine Familie zur Laſt falle. Soll hiermit 
ausgeſprochen ſein, die Beklagte, deren eheliche Gefinnung als 
„vernichtet“ bezeichnet wird, habe durch ihr Verhalten eine 
Zerrüttung der ohnedies ſchon zerrütteten Ehe nicht mehr herbei⸗ 
führen können, ſo iſt verkannt, daß auch in ſolchen Fällen eine 
Vertiefung der Zerrüttung angenommen werden kann, die aus⸗ 
reicht, den Tatbeſtand des § 1568 zu erfüllen. Dies iſt vom 
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RG. bereits in zahlreichen Entſcheidungen ausgeführt worden. 
Will aber der Berufungsrichter das Verſchulden der Beklagten 
um deswillen verneinen, weil ihr das Benehmen des Klägers 
„gerechten Anlaß zur Erbitterung gegeben habe“, fo kann zwar 
ein an ſich ehewidriges Verhalten als entſchuldigt oder doch als 
uicht ſchwer verletzend im Sinne des Geſetzes angeſehen werden, 
wenn der betreffende Gatte im Affekt gehandelt hat, insbeſondere 
durch den anderen Teil gereizt oder herausgefordert worden war. 
Unter dieſem Gefichtspunkte mögen die brieflichen und mündlichen 
Bemerkungen der Beklagten zu beurteilen ſein, der Kläger ſolle 
nicht zu Huren laufen. Der Rechtsbegriff des Verſchuldens 
wäre aber verkannt, wenn der Berufungsrichter einen Ehe⸗ 
gatten um einer noch fo gerechten Erbitterung willen Verſtöße 
von ſolcher Schwere nachſehen wollte, wie fie im Streitfalle der 
Beklagten ſchuldgegeben werden. Hierher gehören die gegen den 
Kläger, einen jetzt noch im Amte befindlichen Volksſchullehrer 
erhobenen angeblich wiſſentlich unwahren Beſchuldigungen: er 
habe eine goldene Kette geſtohlen, ſogar den Klingelbeutel 
beſtohlen, er habe unfittliche Angriffe auf Frauen und Kinder 
unternommen und unzüchtige Handlungen mit Schülerinnen, 
alſo Verbrechen aus $ 174 Ziff. 1 StGB. begangen. Ferner 
die Behauptung, ſie habe den erwachſenen Sohn zur körperlichen 
Mißhandlung des eigenen Vaters angeſtiftet. Endlich die, wie 
behauptet wird, völlig ungegründeten Verdächtigungen bei den 
Vorgeſetzten des Klägers: „er ſei ein ſchlechter Menſch, Schulden⸗ 
macher, Spieler, ein ſolcher Lehrer könne nicht in der Schule 
bleiben, ſondern müſſe abgeſetzt werden.“ B. c. B., U. v. 
23. Okt. 05, 226/05 IV. — Cöln. 

Zivilprozeß ordnung. 

16. 55 17, 22, 38 ZPO. Anordnung eines ausſchließ⸗ 
lichen ausländiſchen Gerichtsſtandes durch das Statut einer 
Verficherungsgeſellſchaft ſchon vor der ZPD. und Wirkungen 
eines ſolchen. Wann kann eine an ſich nicht revifible Ver⸗ 
ordnung Gegenſtand der Reviſion fein?] 

Der „Prometheus“ iſt eine mit den Rechten einer juriſtiſchen 
Perſon ausgeſtattete Verficherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit. 
Nach § 1 ihres landesherrlich genehmigten Statuts vom 
5. März / 15. Mai 1871 hat die Geſellſchaft ihren Gerichtsſtand 
vor dem Königlichen Stadtgerichte zu Berlin. Der Abſ. 3 des 
§ 1 des Statuts lautet: „Sofern jedoch die Staatsregierung 
eines außerpreußiſchen Landes die Konzeſſion zum Geſchäfts⸗ 
betriebe an die Bedingung knüpft, daß die Geſellſchaft bei 
Streitigkeiten mit dortigen Staatsangehörigen wegen der An⸗ 
ſprüche aus Verſicherungsverträgen auch vor den dortigen Ge⸗ 
richten Recht zu nehmen habe, iſt die Geſellſchaft befugt, eine 
derartige Verpflichtung einzugehen.“ Nach der für das Groß⸗ 
herzogtum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach erlaſſenen Verordnung vom 
16. Oktober 1860 (Reg Bl. von 1860 S. 83) haben alle aus- 
ländiſchen Verficherungsgeſellſchaften, die im Großherzogtum ihre 
Geſchäfte betreiben wollen, eine Hauptagentur an einem be⸗ 
ſtimmten Orte des Großherzogtums zu errichten; durch die Wahl 
des Sitzes für dieſe Hauptagentur wird zugleich der Gerichts⸗ 
ſtand beſtimmt, vor welchem die Geſellſchaft Recht „zu leiden“ 
hat. Der „Prometheus“ ging dieſe Verpflichtung ein, und 
nachdem zu ſeinem Vermögen der Konkurs eröffnet worden war, 
verlangte der Verwalter von dem bei ihm verſicherten, im Groß⸗ 
herzogtum Weimar wohnenden Beklagten einen Nachſchuß und 
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zwar richtete er die Klage an das LG. Berlin. Die von dem 
Beklagten erhobene Einrede der Unzuſtändigkeit wurde beachtet 
und die Reoifion des Klägers zurückgewieſen: Es handelt ſich 
hinſichtlich des Statuts um Auslegungsfragen, die an ſich tat⸗ 
ſächlicher Natur und der Nachprüfung in der Revifionsinftanz 
nur inſoweit zugänglich find, als ein Verſtoß gegen geſetzliche 
Auslegungsregeln oder gegen die Normen des Prozeßrechtes er⸗ 
kennbar iſt. Dies trifft aber im vorliegenden Falle nicht zu. 
Der Berufungsrichter weiſt mit Recht darauf hin, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft bei Abfaſſung ihres Statuts damit zu rechnen hatte, 
daß ihre Zulaſſung in anderen Staaten außerhalb Preußens 
von der Begründung eines eigenen Gerichtsſtandes in jenen 
Staaten werde abhängig gemacht werden. Eine gemeinſame 
Prozeßgeſetzgebung war damals auch im Deutſchen Reiche noch 
nicht vorhanden. Es beſtand daher für die außerpreußiſchen 
Mitglieder des Prometheus ein erhebliches Intereſſe daran, ihre 
Streitigkeiten mit ihm durch ein inländiſches Gericht und nicht 
durch das Gericht feines Sitzes entſchieden zu wiſſen, und in 
Wahrung dieſes Intereſſes find die geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen, welche die Konzeſſionierung der Geſellſchaft von der 
Eingehung einer den Gerichtsſtand betreffenden Verpflichtung 
abhängig machten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Gerichts⸗ 
ſtand ein ausſchließlicher ſein mußte, und darum konnte auch 
der Berufungsrichter die Statuten des Prometheus in dieſem 
Sinne auslegen. Die Begründung eines konkurrierenden 
Gerichtsſtandes würde, wie der Berufungsrichter mit Recht be⸗ 
merkt, dem Zwecke der ſtatutariſchen Feſtſetzung nicht entſprochen 
haben, und deshalb brauchte der Berufungsrichter die Faſſung 
des in Frage kommenden Satzes der Statuten nicht als ein 
Hindernis für die von ihm gefundene Auslegung anzuſehen. 
Wenn es dort heißt, daß die Geſellſchaft verpflichtet werden 
konne, auch vor den Gerichten des anderen Staates Recht zu 
nehmen, ſo zwingt der Wortlaut nicht dazu, dieſes „auch“ in 
dem Sinne von „neben“, d. i. neben dem Gerichte ihres Sitzes 
zu deuten. Es kann ebenſo dahin aufgefaßt werden, daß der 
Vorſtand die Geſellſchaft, die im übrigen ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand in Berlin behalte, auch einem beſonderen und 
zwar ausſchließlichen Gerichtsſtand unterwerfen dürfe. Aus den 
angegebenen Gründen iſt aber ferner die Annahme des Be⸗ 
rufungsrichters nicht zu beanſtanden, daß die Erklärung des 
Vorſtandes gegenüber der Großherzoglichen Regierung die 
Schaffung eines ausſchließlichen Gerichtsſtandes zum In⸗ 
halte gehabt habe. Sie ſchließt ſich an die Verordnung vom 
16. Oktober 1860 an, wonach eine ausländiſche Geſellſchaft an 
dem inländiſchen Sitze ihres Hauptagenten Recht zu leiden 
hat. Die Verordnung an ſich iſt nicht revifibel, aber es mag 
eingeräumt werden, daß, ſofern fie Beſtandteil einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Erklärung geworden iſt, eine Nachprüfung in den 
oben gezogenen Grenzen nicht unzuläſſig erſcheint. Zu einem 
der Reviflon günſtigen Ergebnis führt indeſſen dieſe Prüfung 
nicht. Es iſt nicht unmöglich, zu ſagen, daß derjenige, der 
Recht vor einem beſtimmten Gerichte zu leiden habe, auch dort 
nur ſeine Anſprüche im Wege der Klage geltend zu machen 
habe. Auch als Kläger ſoll er das von dem Gericht ge⸗ 
ſprochene Recht anzuerkennen, es zu dulden und ſich ihm zu 
unterwerfen gehalten ſein. Faßt man den mit der Verordnung 
und der ihr angepaßten Erklärung verfolgten Zweck ins Auge, 
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fo kaun man dem Berufungsrichter in feiner Auslegung bei⸗ 
treten, die dahin geht, daß ein ausſchließlicher Gerichts ſtand 
auch für die vom Prometheus gegen ſeine Mitglieder zu er⸗ 
hebenden Klagen habe feſtgeſetzt werden ſollen. Nur bei dieſer 
Auslegung wird erreicht, daß das außerpreußiſche Mitglied nicht 
genötigt iſt, einen Streit aus dem Verſicherungs verhältnis vor 
dem Gerichte des Sitzes der Geſellſchaft zum Austrag zu bringen. 
Daß die Verpflichtung des Prometheus in Anſehung des aus ⸗ 
wärtigen Gerichtsſtandes ihre Kraft durch die 30. verloren 
habe, läßt fih nicht behaupten. Ob für die zum Deutſchen 
Reiche gehörigen Staaten noch ein Bedürfnis für die in Rede 
ſtehende Konzeſſionsbedingung vorliegt, iſt nicht zu unterſuchen; 
ſie iſt jedenfalls nicht aufgehoben. Darum iſt auch nichts gegen 
die Aufſtellung des Berufungsrichters einzuwenden, daß der unter 
Bezugnahme auf das Statut geſchloſſene Verficherungs vertrag 
die Vereinbarung des Gerichtsſtandes nach Maßgabe der ftatuten- 
mäßig übernommenen Verpflichtung umfaſſe. Gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit einer ſolchen Vereinbarung walten keine Bedenken ob; 
namentlich iſt in der Rechtſprechung des RG. anerkannt, daß 
der § 38 ZPO. auch die vertragsmäßige Begründung eines 
ausſchließlichen Gerichtsſtandes geſtatte. Die Reviſion glaubt 
ein Bedenken aus § 17 Abſ. 3 ZPO. herleiten zu konnen, in- 
ſofern dieſe Beſtimmung vom RG. dahin ausgelegt werde, daß 
der in Abſ. 1 des § 17 geregelte allgemeine Gerichtsſtand der 
dort bezeichneten Vereine, Geſellſchaften uſw. durch Statut nicht 
ausgeſchloſſen werden könne (Urteil des VI. Senats vom 16. No⸗ 
vember 1893, abgedruckt in RG. 32, 384). Allein hier handelt 
es fich nicht um die Regelung eines neben den geſetzlichen 
tretenden allgemeinen Gerichtsſtandes der Geſellſchaft durch Statut 
oder in anderer Weiſe, ſondern um die auf ein beſtimmtes 
Rechtsverhältnis und die daraus entſpringenden vermögens recht⸗ 
lichen Streitigkeiten ſich beziehende Vereinbarung eines beſonderen 
Gerichtsſtandes, die nach den 88 38 ff. ZO. zu beurteilen iſt 
(vergl. Skonietzki⸗Gelpcke, Kommentar zur ZPO. Anm. 9 zu 
8 17 3POO. a. E.). Aus dieſem Grunde ift auch das Urteil 
des VI. Senats vom 20. Januar 1890 (Seuffert 45, 464; 
IW. 90, 68°), das einen dem gegenwärtigen weſentlich gleich⸗ 
liegenden Fall ebenſo, wie hier geſchehen, entſcheidet, nicht durch 
das ſpätere Urteil vom 16. November 1893 beſeitigt; es iſt in 
jenem Urteil die ſich an den 8 17 Abſ. 3 (früher § 19) knüpfende 
Streitfrage ausdrücklich unentſchieden gelaſſen. Sit ſonach auch 
für die Klagen des Prometheus gegen den Beklagten als Mit⸗ 
glied der Geſellſchaft der beſondere und ausſchließliche Gerichts 
ſtand des Sitzes der Hauptagentur für das Großherzogtum 
Weimar vereinbart, fo bleibt für die Anwendung des § 22 3p 0., 
der ſolche Klagen vor das allgemeine Forum der juriſtiſchen 
Perſonen gemäß § 17 ZPO. verweiſt, kein Raum. Die Re- 
vifion iſt demgemäß unbegründet. P. c. K., U. v. 13. Okt. 05, 
12/05 VII. — Berlin. 

17. 8 29 3D. in Verbindung mit $ 12 GewllBeri®. 
Verpflichtung aus 8 12 beruht nicht auf Vertrags verhältnis, 
ſondern auf Geſetz, Gerichtsſtand des § 29 3p. nicht gegeben.] 

Der Beklagte hat, während er als Volontär, d. h. ohne 


Lohn zu erhalten, in der Fabrik der Klägerin beſchäftigt war, 


am 2. März 1903 einen Betriebs unfall erlitten und hat, da er 
nach den Beſtimmungen des KrankVerſG. nicht verſichert war, 
gemäß $ 12 Abſ. 2 Gewl VerſG. für die erſten 13 Krankheits⸗ 


34. Jahrgang. 


wochen die ihm erwachſenen Auslagen gegen die Klägerin als 
Unternehmerin bei der Ortskrankenkaſſen⸗Auffichtsbehörde geltend 
gemacht. Dieſe verurteilte die Klägerin antragsgemäß. Gegen 
dieſe Entſcheidung ergriff die Klägerin den nach §S 14 Gew VerſG. 
und § 58 Abſ. 1 KrankVerſG. zuläffigen Rechtsweg mit dem 
Antrage auf Aufhebung dieſer Entſcheidung, indem ſie geltend machte, 
daß der Beklagte als Volontaͤr weder als Arbeiter noch als 
Betriebsbeamter, bezw. Techniker oder Werkmeiſter (88 1, 2 
Gewll Vers G.) anzuſehen ſei und daher die Beſtimmungen des 
GewllVerſG., insbeſondere der in Frage ſtehende § 12 Abſ. 2 
desſelben, auf ihn keine Anwendung finden könnten. Sie erhob 
dieſe Klage aber nicht in dem allgemeinen Gerichtsſtande des 
Beklagten, der derzeit bereits in Hannover wohnte, ſondern auf 
Grund des $ 29 3 PO. bei dem LG. in Düſſeldorf, in deſſen 
Bezirk ſich die Fabrik der Klägerin, in welcher ſich der Unfall 
ereignet hatte, befindet. Der Beklagte erhob die prozeßhindernde 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts, da die ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung unmittelbar auf dem Geſetz beruhe und daher der 
§ 29 ZPO. nicht zutreffe. Beide Vorinſtanzen haben den Ein- 
wand verworfen, weil der 8 29 ZPD. in der Tat Anwendung 
finde. Das Berufungsgericht führt aus: Es handle ſich um 
einen Anſpruch aus einem Vertrage. Denn die Klage ſei darauf 
geſtützt, daß der Beklagte nicht in einem ſolchen Arbeitsverhältnis 
zu der Klägerin geſtanden habe, welches die Vorausſetzung des 
§ 12 Abſ. 2 Gew VerſG. bilde. Sachlich habe alſo die Klage 
die Feſtſtellung zum Gegenſtand, daß zwiſchen den Parteien kein 
Vertrags verhältnis beſtanden habe, aus dem eine geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung, wie fie $ 12 Abſ. 2 beſtimme, hervorgehe. Gegen⸗ 
ſtand des Klagebegehrens ſei alſo der Inhalt und die Tragweite 
des beſtehenden Vertragsverhäuniſſes. Allerdings ſei nicht un⸗ 
mittelbar dieſes ganze Vertragsverhältnis ſtreitig, ſondern nur 
eine gejeglih daran zu knüpfende oder nicht zu knuͤpfende 
öffentlich- rechtliche Folgerung. Aber auch eine Entſcheidung über 
einen derartigen Anſpruch, der den Vertragsinhalt zur not⸗ 
wendigen Grundlage habe, der alſo auf die dem Vertrag vom 
Geſetz beigelegte und demnach als ſtillſchweigend mitvereinbart 
geltende Tragweite eines vertraglichen Verhältniſſes geſtützt werde, 
falle unter $ 29 ZPD: Mit Recht werden dieſe Ausführungen 
von der Reviſion als rechtsirrig angefochten. Das Gewll Vers., 
welches nur ein Glied der zur Beſſerung der Lage der Arbeiter 
durch ihre Verſicherung gegen Krankheit, Unfall, Alter und 
Invaliduät beſtimmten ſozialen Geſetzgebung bildet, beruht, wie 
allſeitig anerkannt iſt, auf dem Boden des öffentlichen Rechts, 
und die in ihm aufgeſtellten Verpflichtungen find, wie auch das 
Berufungsgericht ſelpft ausſpricht, öffentlich-rechtliche Ver⸗ 
pflichtungen, die durch das öffentlich- rechtliche Geſetz unmittelbar 
dem Verpflichteten, vorliegend ($ 12 Abſ. 2) den Unternehmern, 
auferlegt find. Die Verpflichtung beruht nicht auf einem Ver⸗ 
trage, ſondern unmittelbar auf dem Geſetz. Das ergibt ſich 
ſchon daraus, daß die Verpflichtung des § 12 Abſ. 2 ohne 
weiteres auch die Unternehmer traf, die ihre Arbeitsverträge 
vor Inkrafttreten des Gefetzes geſchloſſen hatten, und auch die 
Unternehmer trifft, die entgegenftehende Vertragsabreden mit 
ihren Arbeitern getroffen haben. Daß ein Arbeitsverhältnis 
der in 88 1, 2 Gew VerſG. vorgeſehenen Art vorliegen muß, 
ift lediglich eine Vorausſetzung oder ein Begriffsmerkmal der 
geſetzlichen Verpflichtung, nicht aber beruht die Verpflichtung 
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auf dem das Arbeitsverhältnis begründenden Vertrage. Die 
Ausführung des Berufungsgerichts, daß die Klage nach ihrer 
inhaltlichen Bedeutung fi als Klage auf Feſtſtellung des Nicht- 
beſtehens eines Vertrages darſtelle, der die Verpflichtung des 
§ 12 Abſ. 2, mit fi bringe, iſt nicht richtig. Schon der 
Klagantrag auf Aufhebung der Entſcheidung der Aufſichts⸗ 
behörde geht inhaltlich dahin und iſt darauf geſtützt, daß die 
geſetzliche Verpflichtung des § 12 Abſ. 2 nicht vorliege. Über 
den Inhalt des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrages 
beſteht zwiſchen den Parteien gar kein Streit; es ſteht feſt, daß 
der Kläger als Volontär bei der Beklagten in Stellung war, 
und der Streit iſt einzig der, ob auf dies feitftehende Sach⸗ 
verhältnis die Verpflichtung des § 12 Abſ. 2 Anwendung 
findet, ob unter den „Arbeitern, Betriebsbeamten, Technikern 
und Werkmeiſtern“, welche die SS 1, 2 GewUBeri®. aufführen, 
auch die Volontäre zu verſtehen find. Es handelt ſich daher 
lediglich um die Auslegung, die Abgrenzung der im § 12 
Abſ. 2 aufgeſtellten geſetzlichen Verpflichtung und nicht um eine 
Verpflichtung aus einem Vertrage. Iſt aber hiernach der 
Gerichtsſtand des § 29 ZPO. nicht gegeben, jo mußte die 
Klage, weil bei einem unzuſtändigen Gericht erhoben, abgewieſen 
werden. Demgemäß iſt erkannt. A. o. Fabrik R., U. v. 
17. Okt. 05, 287/05 III. — Cöln. 

18. 58 66, 271 3 O. Form der Zurücknahme einer 
Nebenintervention. Recht der Partei beim erklärten Wechſel 
einer Nebenintervention ?] 

In einem Prozeſſe V. c. B. war die Stadtgemeinde B. 
infolge Streitverkündung durch den Beklagten dieſem als Neben ⸗ 
intervenientin beigetreten. Das LG. verurteilte. Beklagter 
legte Berufung ein und auch die Stadtgemeinde B. als Neben⸗ 
intervenientin des Beklagten kündigte in einem Schriftſatze den 
Antrag auf Aufhebung des erſten Urteils und Abweiſung der 
Klage an. Als aber darauf auch der Kläger der Stadtgemeinde 
den Streit verkündete, weil er im Fall ſeines Unterliegens den 
Ruͤckgriff auf fie nehmen werde, erklärte die Stadtgemeinde in 
einem Schriftſatze, daß ſie unter ausdrücklicher Aufgabe der in 
I. Inſtanz vorgenommenen Nebenintervention nunmehr dem 
Kläger als Nebenintervenientin beitrete und Zurückweiſung der 
Berufung beantrage. Der Beklagte beantragte, dieſe Neben⸗ 
intervention als unzuläffig zurückzuweiſen, weil die Stadt⸗ 
gemeinde das durch die frühere Nebenintervention begründete 
Rechtsverhältnis zu ihm nicht einſeitig aufheben dürfe, ihr auch 
ein rechtliches Intereſſe am Obfiege des Klägers fehle. Der 
Kläger hatte gegen die Zulaſſung der neuen Nebenintervention 
nichts einzuwenden. Auf alljeitigen Antrag iſt über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Nebenintervention vorab durch Zwiſchenurteil ent⸗ 
ſchieden worden; diefe Entſcheidung tft dahin ausgefallen, daß 
die Nebenintervention zugunſten des Klägers zugelaſſen und die 
Entſcheidung über die Koſten des Zwiſchenſtreits dem Endurteile 
vorbehalten worden iſt. Hiergegen richtet ſich die vorliegende 
ſofortige Beſchwerde des Beklagten, worin beantragt wird, das 
Zwiſchenurteil aufzuheben und die zugunſten des Klägers erklärte 
Nebenintervention der Stadtgemeinde zurückzuweiſen. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt zuläffig, aber unbegründet. Daß die Stadtgemeinde 
ein rechtliches Intereſſe an dem Obſiege des Klägers habe 
(S 66 3PD.), hält die Vorinſtanz nach den Behauptungen der 
Stadtgemeinde und dem Inhalt der Zwangs verſteigerungsakten 
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für glaubhaft. Dies iſt auch von dem Beſchwerdeführer, dem 
Beklagten, nicht mehr beſtritten worden und kann nicht bean⸗ 
ſtandet werden. Die Unzuläſſigkeit der neuen Nebenintervention 
wird vom Beklagten nur noch daraus abgeleitet, daß er ihr 
widerſprochen hat, indem er unter Berufung auf eine Ent- 
ſcheidung des VI. ZS. des RG. (RG. 56, 29) die Anſicht 
aufſtellt, daß auf die Zurücknahme der Nebenintervention die 
Vorſchriften über die Zurücknahme der Klage ($ 271 390.) 
entſprechende Anwendung finden müßten und zwar nicht bloß 
hinſichtlich der Form — die hier gewahrt iſt durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes —, ſondern auch hinſichtlich des Erforder⸗ 
niſſes, daß die Zurücknahme nach der mündlichen Verhandlung 
nur mit Einwilligung des Beklagten erfolgen dürfe, das heiße 
bei entſprechender Anwendung auf die Nebenintervention: mit 
Einwilligung der Hauptparteien. In dem angefochtenen Zwiſchen⸗ 
urteil war in dieſer Beziehung ausgeführt worden, daß die an⸗ 
gezogene Entſcheidung des RG. ſich nur auf die Form der 
Zurücknahme einer Nebenintervention beziehe (§S 271 Abſ. 2) 
— was richtig iſt —; daß aber, wenn ſie gleichwohl auch den 
von der Einwilligung des Beklagten handelnden Abſ. 1 des 
§ 271 für entſprechend anwendbar hätte hinſtellen wollen, unter 
dem Beklagten bei der Nebenintervention nur der bisherige 
Gegner des Nebenintervenienten zu verſtehen ſein würde, hier 
alſo der Kläger, der mit dem Wechſel der Nebenintervention 
einverſtanden ſei. Nun kann aber von einer entſprechenden 
Anwendung des Abi. 1 des $ 271 auf die Zurücknahme einer 
Nebenintervention überhaupt keine Rede fen; die erwähnte ab- 
weichende Außerung des VI. ZS. des RG. läßt fich nicht 
rechtfertigen, nötigt übrigens auch nicht zur Einholung einer 
Plenarentſcheidung nach 8 137 GWG., weil, wie ſchon bemerkt 
die damalige Entſcheidung nicht auf ihr beruht. Da der 
Nebenintervenient für ſich ſelbſt keinen Anſpruch erhebt und 
die Entſcheidung über den zwiſchen den Parteien ftreitigen 
Anſpruch durch die Zurücknahme der Nebenintervention nicht zu⸗ 
ungunſten des bisherigen Gegners des Nebenintervenienten be⸗ 
einträchtigt wird, iſt auf ſeiten dieſes Gegners, hier alſo des 
Klägers, überhaupt kein Intereſſe an der Fortſetzung der Neben⸗ 
intervention erfichtlich, das irgendwie mit dem Intereſſe des 
Beklagten an der Fortſetzung des einmal begonnenen Prozeſſes 
verglichen werden könnte, wohl aber ein entgegengeſetztes 
Intereſſe an dem Fallenlaſſen der Nebenintervention, zumal 
wenn der Nebenintervenient, wie hier, die Rolle wechſelt und 
ſeinem bisherigen Gegner beitritt. Eher könnte davon geſprochen 
werden, daß die Partei, die bisher vom Nebenintervenienten 
unterſtützt wurde und nun von ihm verlaſſen wird, ein Intereſſe 
daran hätte, dies zu verhindern, alſo hier der Beklagte, der 
denn auch dem Rollenwechſel widerſprochen hat. Ein derartiges 
Intereſſe wird aber von der ZPD. nicht anerkannt. Wie in 
einem Beſchluſſe des erkennenden Senats in Sachen T. wider 
Stadt C. V B 261/05 vom 23. September 1905, näher aus⸗ 
geführt worden iſt, ſtellt fich die Nebenintervention als ein 
Rechtsbehelf dar, der lediglich zum Schutz des rechtlichen Inter 
eſſes, das ein Dritter an dem Obſieg der einen oder anderen 
Partei haben kann, eingeführt und demgemäß auch nur als ein 
Recht, nicht als Pflicht, dieſes Dritten ausgeſtaltet worden iſt, 
der darum allein darüber zu befinden hat, ob er davon über⸗ 
haupt und in welchem Umfange und wie lange Gebrauch 
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machen will. Dem Beklagten ſtand demnach das beanſpruchte 
Widerſpruchsrecht nicht zu. B. c. V., Beſchl. v. 25. Okt. 05, 
B 247/05 V. — Karlsruhe. 

19. 85 102, 567, 568 39 O. Die Beſchränkungen für 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde nach 88 567, 568 gelten nicht 
auch für den Fall des $ 102 ZPD.] 

Einem Rechtsanwalt, der namens der Partei die Erhöhung 
des Streitwertes mittels Beſchwerde beantragt hatte, wurden 
die Koſten des Beſchwerdeverfahrens auferlegt. Er erhob 
ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage, die Koſten des an- 
gefochtenen Beſchluſſes nicht ihm aufzuerlegen. Sie wurde 
zurückgewieſen: Die Beſchwerde iſt zwar zuläſſig, da der an- 
gefochtene Beſchluß nicht zu den Entſcheidungen, betreffend die 
Prozeßkoſten im Sinne der 88 567 Abſ. 2, 568 Abſ. 3 390. 
gehört, ſondern eine Maßnahme iſt, durch die das Gericht kraft 
der ihm im § 102 39. erteilten beſonderen Ermächtigung 
vermeidliche Koſten, welche durch grobes Verſchulden einer beim 
Betriebe des Rechtsſtreites beteiligten Perſon entſtanden ſind, 
dieſer zur Laſt legt. Die im § 568 Abſ. 4 39 O. für die 
weitere Beſchwerde vorgeſehene Beſchränkung greift deshalb nicht 
Platz, ebenſo nicht die Beſchränkung des 8567 ZPD. (In der 
Sache ſelbſt wurde der angefochtene Beſchluß gebilligt.) S. c. R., 
Beſchl. v. 4. Okt. 05, B 107/05 I. — Berlin. 

20. 88 170 und 61, 62 3p O. Wirkſamkeit der Zu⸗ 
ſtellung einer in nebenſächlichen Punkten unrichtigen Urteils⸗ 
abſchrift, gänzliche Unzuläffigkeit einer gegen einen notwendigen 
Streitgenoſſen allein erhobenen Berufung.] 

Im Oktober 1903 haben die G. ſchen Eheleute Klage gegen 
Franz L. erhoben. Durch Erkenntnis der IV. 3K. des König- 
lichen LG. zu Beuthen O. / S. vom 8. März 1904 wurde Be⸗ 
klagter verurteilt. In dem Eingang (Rubrum) dieſes Urteils 
heißt es: „In Sachen des Schloſſermeiſters Karl G. zu Zawodzie 
und Gen., Klägers“ uſw. uſw. gegen uſw. uſw. In feinem 
Tatbeſtand iſt aber von den Eheleuten G. als Klägern die 
Rede. Unbeſtritten erfolgten die erſten gegenſeitigen Urteils⸗ 
zuſtellungen am 19. und 23. März 1904 und waren dabei in 
den zugeſtellten Urteilsabſchriften bei der Klägerbezeichnung die 
Worte „und Gen.“ weggelafien worden, ſodaß es hienach 
den Anſchein haben konnte, als ſei Ehemann G. der alleinige 
Kläger. Darauf ließ RA. Dr. S. in Breslau namens 
des Beklagten dem erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten der 
Kläger am 29. März 1903 die Berufungsſchrift zustellen, die 
lediglich den Ehemann G. als Kläger aufführt und nur ihn 
zur Berufungsverhandlung ladet. Auf Antrag besjelben RA. 
S. berichtigte ſodann das L2G. Beuthen durch Beſchluß vom 
27. Mai 1904 die Parteibezeichnung feines Urteils durch Ein ⸗ 
ſetzung der Ehefrau G. als Mitklägerin. Es fanden dann 
wiederholte Urteilszuſtellungen vom 25. Juli und 22. Oktober 
1904 und wiederholte Berufungszuſtellungen vom 8. Auguſt 
und 22. Oktober 1904 ſtatt, von denen nur die letzte vom 
22. Oktober in Anſehung ihrer Formrichtigkeit — nicht aber 
ihrer Rechtzeitigkeit — anerkannt iſt. Der Berufungsantrag 
des Beklagten ging auf koſtenpflichtige Klageabweiſung, der 
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als unzuläffig bezw. wirkungslos zurückzuweiſen. Das Be⸗ 
rufungsgericht ließ nur über die Berufungsformalien verhandeln 
und hat durch Urteil vom 10. Dezember 1904 die Berufung für 
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34. Jahrgang. 


unzuläffig erklärt. Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen: 
Mit Unrecht bekämpft die Reviſion zunächſt den Ausſpruch des 
Berufungsrichters, daß die fehlerhaften Urteilszuſtellungen vom 
März 1904 gleichwohl ſchon die Berufungsfriſt zwiſchen ſämt⸗ 
lichen Beteiligten in Lauf geſetzt haben. Allerdings gehört zur 
Zuſtellung die Übergabe einer Ausfertigung oder beglaubigten 
Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks und muß deren Richtigkeit 
im allgemeinen gefordert werden. 8 170 ZPO. Wie aber 
wohl ſelbſtverſtändlich und wie auch das RG. ſchon wiederholt 
in bezug auf Abſchriften der Zuſtellungsurkunden entſchieden hat, 
bildet doch immer der Inhalt der Urſchriften die Hauptſache, und 
wenn der weſentliche Inhalt dieſer Urſchriften auch aus den zu⸗ 
geſtellten, wenn auch nicht ganz genauen Ausfertigungen oder 
Abſchriften genügend entnommen werden kann, ſo liegt kein Grund 
vor, wegen erwähnter Ungenauigkeit und Unrichtigkeit nebenſächlicher 
Art die ganze Zuſtellung für nichtig und unwirkſam zu erklären. 
Vgl. RG. 4, 433; JW. 90, 237/; Gaupp, ZPO. 8 170 
Note IV. Das Geſagte muß um ſo mehr für zugeſtellte Ab⸗ 
ſchriften eines Urteils gelten. Hier wiſſen die Parteien und ihre 
Anwälte ganz genau im voraus, für wen und gegen wen geklagt 
worden iſt, zu weſſen Gunſten oder Nachteil alſo auch das Urteil 
und deſſen Zuſtellung fich richtet. Eine diesbezügliche offenbare 
Unrichtigkeit in Nebenſachen z. B. in der Parteibezeichnung 
können fie, beſonders, wenn fie ſich ſogleich aus dem Tatbeſtand 
ergibt, ſo gut erkennen, wie der Richter, der ſie berichtigen darf 
und auf Antrag ſpäter berichtigt, und ſie dürfen daher aus 
ſolchen geringfügigen Unrichtigkeiten keine beſonderen Rechtsfolgen 
ableiten. So hat denn auch ſchon der VI. ZS. des RG. in 
ſeinem Urteil vom 10. Oktober 1898 — JW. 98, 66115 — 
in einem ganz ähnlichen Falle, wie der vorliegende — die Er⸗ 
Öffnung der Berufungsfriſt durch ein mit unrichtiger Partei- 
bezeichnung (Rubrum) zugeſtelltes, nachträglich berichtigtes Ur⸗ 
teil angenommen. Es iſt in dieſer Entſcheidung ſogar aus⸗ 
geſprochen, daß die Berufung in jenem Falle auch gegenüber 
dem vierten Mitbeklagten, obſchon er im Rubrum des zugeſtellten 
Urteils und der Berufungsſchrift nicht mitaufgeführt war, 
Gültigkeit habe, weil fie fi gegen das ganze Urteil richtete und 
Antrag auf deſſen gänzliche Aufhebung angekündigt hatte. 
Könnte man dieſen Ausſpruch ohne weiteres auch in gegen⸗ 
wärtiger Sache anwenden, jo dürfte man auch hier die nur 
gegen den klagenden Ehemann gerichtete Zuſtellung der Berufungs⸗ 
ſchrift vielleicht für genügend erklären. Allein dies verbietet ſich 
aus folgendem Grunde. Dem erwähnten Urteile des VI. Senates 
lag ein weſentlich anderer Sachverhalt zugrunde. Damals 
wurde Berufung gegen „die Beklagten“ und gegen das ganze 
Urteil ausdrücklich eingelegt und in der Berufungsſchrift ſogleich 
der Antrag auf deſſen gänzliche Aufhebung angekündigt. In 
vorliegender Sache bezeichnet die erſte Berufungsſchrift vom 
25. März 1904 nicht nur in ihrem Rubrum den Ehemann G. 
als alleinigen Kläger und Berufungs beklagten, ſondern fie ent ⸗ 
hält auch nur ſeine Ladung zum Termin und läßt insbeſondere 
auch einen Berufungsantrag überhaupt vermiſſen. Unter dieſen 
Umſtänden kann ſie nicht als ſtillſchweigend zugleich gegen die 
klagende Ehefrau gerichtet gelten, muß vielmehr angenommen 
werden, daß der die Berufung einlegende Rechtsanwalt dieſe 
nur gegen den Ehemann G. erheben wollte und erhoben hat. 
Mag dies auch im Irrtum, hervorgerufen durch die nicht ganz 
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richtige Urteilsabſchrift, geſchehen ſein, ſo iſt dies doch unerheblich 
und muß dem Berufungsgericht darin beigepflichtet werden, daß 
Grund zu einer — übrigens nach Vorſchrift nicht erbetenen — 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gemäß 58 232 Abſ. II, 
233 ZPD. nicht gegeben war. Die weitere Prüfung vor- 
liegender Sache ergibt aber folgendes: Mit Recht hat der 
Vorderrichter in vorliegender Sache notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft auf ſeite der beiden Kläger angenommen. (Wird 
näher begründet.) Waren aber nach dem Ausgeführten 1. die 
Urteilszuſtellungen vom März 1904 geeignet, die Berufungs- 
notfriſt in Lauf zu ſetzen und iſt 2. die Streitgenoſſenſchaft 
zwiſchen den Klägern eine notwendige, ſo mußte die Berufung, 
um zuläſſig zu ſein, innerhalb der Notfriſt gegen beide Kläger 
gerichtet werden. Es hat hierbei der allgemeine Grundſatz des 
§ 61 Z3PD., wonach Streitgenoſſen in der Regel dem Gegner 
als einzelne gegenüberſtehen in Verbindung mit § 518 3. 3 
ZPD., worin Ladung des Berufungsbeklagten, alſo auch der 
ſaͤmtlichen Berufungsbeklagten, als unumgänglich vorgeſchrieben 
iſt, Anwendung zu finden. Allerdings wurde von der Recht⸗ 
ſprechung die Stellvertreter⸗Eigenſchaft des einen notwendigen 
Streitgenoſſen für den anderen, wie ſie in § 62 daſelbſt zu⸗ 
gelaſſen iſt, nicht nur für die Berufungsverhandlungen ſelbſt 
angenommen, ſondern auch auf das Verfahren bei Einlegung 
der Berufung ausgedehnt, aber das letzte geſchah immer nur in 
der Weiſe, daß ein notwendiger Streitgenoſſe als Berufungs- 
kläger zugleich als Vertreter ſeiner anderen notwendigen Streit⸗ 
genoſſen zugelaſſen wurde. Vgl. RG. 38, 426; 60, 269; 
JW. 03, 218. Für dieſen Fall rechtfertigt ſich auch die An⸗ 
wendung des $ 62, denn der die Berufung nicht einlegende not- 
wendige Streitgenoſſe erſcheint im Vergleich zu dem Berufung 
einlegenden als „ſäumig“. Von einer Säumigkeit deſſen kann 
aber nicht die Rede ſein, der als notwendiger Streitgenoſſe ein 
günſtiges Urteil miterlangt hat, deſſen Rechts kraft abwarten und 
fie, wenn er von Berufungseinlegung nichts erfährt, annehmen 
darf. Außerdem ſetzt auch der Begriff der Vertretung ein 
aktives Handeln zu gunſten des zu Vertretenden, nicht ein 
bloßes Dulden zu deſſen Nachteil wenigſtens bei Einleitung der 
Berufung voraus, und es kann daher hierbei der Streitgenoſſe, 
der allein als Berufungsbeklagter benannt und geladen wird, 
nicht als Vertreter des anderen im Sinne des mehrangezogenen 
8 62 erachtet werden. Sein paſſives Entgegennehmen der 
Berufung kann nicht zugleich als ſolches des anderen notwendigen 
Streitgenoſſen gelten. So hat denn auch das RG. wiederholt 
in vorſtehendem Sinne die Unzuläſſigkeit einer gegen einen 
notwendigen Streitgenoſſen allein erhobenen Berufung aus⸗ 
geſprochen, wovon abzugehen kein Anlaß vorliegt. Vgl. 
RG. 36, 345; 40, 349. Dieſe Unzuläſfigkeit muß aber eine 
gänzliche, und kann nicht etwa, wie die Revifion annimmt, 
nur eine gegen den nichtgeladenen Genoſſen wirkende ſein, weil 
eben das Streitverhältnis allen Streitgenoſſen gegenüber nur 
einheitlich feſtgeſtellt werden kann. L. o. G., U. v. 21. Okt. 05, 
37/5 V. — Breslau. 

21. 88 268 Ziff. 2, 529 Abſ. 2 ZPO. Verbot der materiellen 
Prüfung bei Annahme einer unzuläffigen Klageänderung; Ruge 
in der Reviſionsinſtanz bei Verſtoß hiergegen. 

Der Berufungs richter hält den vom Beklagten gegenüber 
den Berufungsanträgen zu Ib erhobenen Einwand, daß ſie eine 
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unzuläffige Klageänderung enthalten, für begründet. Er begnügt 
ſich aber nicht damit, aus dieſem Grunde die Anträge als 
prozeffual unſtatthaft zurückzuweiſen, ſondern gründet ihre 
Zurückweiſung zugleich darauf, daß fie auch ſachlich unbegründet 
ſeien, weil das bezüglich des Antrages Ia Ausgeführte „zum 
größten Teil“ bei ihnen gleichfalls zutreffe. Mit Recht bezeichnet 
die Revifion dieſes Verfahren als prozeßordnungswidrig. Wie 
das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat, darf jeder 
Kläger, deſſen abgeänderte Anträge vom Gericht als unzuläffige 
Klageänderung angeſehen werden, verlangen, daß die Entſcheidung 
der darnach ſpruchreifen Sache auf dieſen Gefichtspunkt beſchränkt 
bleibt und nicht durch gleichzeitiges Eingehen auf die Anträge 
ſelbſt ihm die Möglichkeit abgeſchnitten wird, die gegenwärtig 
prozeſſual unſtatthaften Anträge in einem anderen Rechtsſtreite 
zu erneuern (ogl. die Urteile vom 12. Februar 1897, IW. 165 
Ziff. 3; vom 5. April 1898, JW. 280 Ziff. 15; vom 
28. Dezember 1901, JW. 02, 92 Ziff. 12; vom 12. November 
1902, RG. 53, 35.) Aber auch die Annahme ſelbſt, daß eine 
Klageänderung vorliege, iſt, wie die Reviſion zutreffend bemerkt, 
rechtsirrig. Nach § 268 Ziff. 2 3PO., welche Vorſchrift 
gemäß § 529 Abſ. 2 ebenda auch für die Berufungsinſtanz 
gilt, kann der Kläger ſeinen Klageantrag jederzeit erweitern oder 
beſchränken, ſofern dabei die Identität des Klagegrundes gewahrt 
bleibt. Daß letztere Vorausſetzung gegeben iſt, ſteht außer 
Zweifel. Die Erweiterung oder Beſchränkung braucht nach 
feitftebender Rechtſprechung des RG. keine quantitative zu fein; 
ſie kann auch in einer qualitativen Anderung des Antrages 
beſtehen. Ein Fall letzterer Art iſt der gegenwärtige. Der 
Kläger hat ſeinen in erſter Inſtanz ſchlechthin auf Beſeitigung 
der beiden Stauanlagen gerichteten Anſpruch in zweiter Inſtanz 
dahin eingeſchränkt, daß er dem Beklagten nachlaſſen will, an 
Stelle der Beſeitigung der Anlagen andere beſtimmte Maß⸗ 
nahmen zu treffen, falls Beklagter dieſe für ratſamer erachtet. 
Darnach hat Kläger ſeinen erſtinſtanzlichen Anſpruch in zweiter 
Inſtanz nicht durch einen neuen erſetzt, ſondern durch Anerkennung 
eines Wahlrechts des Beklagten ermäßigt. Hierzu war er nach 
den zitierten Geſetzesvorſchriften befugt. Es folgt aber aus 
dieſer Auffaſſung zugleich weiterhin, daß der dem Berufungs⸗ 
richter zur Laſt fallende prozeſſuale Verſtoß gegenſtandslos 
wird, wenn ſeine Entſcheidung, wonach das vom Kläger in 
Anſpruch genommene, in zweiter Inſtanz nur mit einer Ein⸗ 
ſchränkung verfolgte Recht überhaupt nicht beſteht, ſich 
als richtig erweiſt. Letzteres muß trotz der von der Reviſion 
dagegen erhobenen Angriffe angenommen werden. (Wird 
ausgeführt.) O. c. v. P., U. v. 16. Sept. 05, 33/05 V. — 
Breslau. 

22. 8 304 39 O. Faſſung eines Zwiſchenurteils, das den 
Klageanſpruch für begründet erklärt.] 

Die von dem Beklagten gegen ein ihn zum Schadenserſatz 
verurteilendes Erkenntnis eingelegte Reviflon wurde zurück⸗ 
gewieſen, jedoch mit folgender Maßgabe: Der Klageanſpruch 
wird dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In dieſer 
Beziehung lauten die Gründe des RG.: Das angefochtene 
Urteil iſt, wie es ſich auch in der Aufſchrift und in den Gründen 
bezeichnet, ein Zwiſchenurteil — gemäß $ 304 ZPD. Die 
hierfür gewählte Urteilsformel, wonach die Beklagte „verurteilt“ 
wäre, dem Kläger ſchlechthin den Schaden, welcher ihm durch 
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den Unfall erwachſen iſt, zu erſetzen, entſpricht aber in dieſer 
Faſſung nicht der prozeßrechtlichen Bedeutung des Zwiſchenurteilk. 
wie dieſes vom Berufungsgericht ficher nur erlaſſen werden 
wollte. Dem Grunde nach für gerechtfertigt konnte und ſollte 
der Schadenerſatzanſpruch des Klägers inſoweit erkannt werden, 
als er mit der gegenwärtigen Klage geltend gemacht wird. Der 
Klageantrag ging dahin, die Beklagte zur Zahlung von 
2000 Mark nebſt 4 Prozent Prozeßzinſen zu verurteilen; und 
zwar iſt nach der Klageſchrift mit jenem Betrage der dem Kläger 
bis zur Klageerhebung durch Aufhebung bezw. Minderung der 
Erwerbsfähigkeit bereits entſtandene Schaden geltend gemacht. 
Dies iſt der, für die Vorabſcheidung über den Grund jetzt maß 
gebende Klaganſpruch. — Es iſt dementſprechend bei Zurüd. 
weiſung der an ſich unbegründeten Reviſion die Faſſung bes 
Urteilstenors richtig geſtellt. L. e. K., U. v. 9. Okt. 05, 
594/04 VI. — Frankfurt. 

23. 5 304 ZPD. Feſtſetzung des Schadens betrages dutch 
Endurteil über das Zwiſchenurteil hinaus.] 

Durch rechtskräftig gewordenes Zwiſchenurteil war der auf 
Schadenserſatz nach § 1 und $ 3a gerichtete Klageauſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden. Das LG. 
hat dann im Endurteil über den Betrag des Anſpruches 
erkannt, und zwar auf eine Rente von 120 Mark monatlich 
für die Zeit vom 20. November 1901 bis zum 15. September 
1902 und auf eine ſolche von 90 Mark monatlich für die Zeit 
vom 16. September 1902 ab. Auf Berufung des Klägers hat 
das OLG. die monatliche Rente auch für die Zeit vom 16. Sep- 
tember 1902 ab auf 120 Mark erhöht. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Bedenken könnte der Umſtand erregen, daß der⸗ 
jenige Anſpruch, der durch das Zwiſchenurteil für dem Grunde 
nach berechtigt erklärt war, ſich nur auf 100 Mark monatlich 
belaufen hatte, und daß über die Begründung des Anſpruchet 
auf die weiteren 20 Mark Monatsrente noch in keiner Be. 
ziehung verhandelt und entſchieden worden war. Bei dieſer 
Sachlage hätte formell der Klaganſpruch in Anſehung dieſer 
monatlichen 20 Mark von neuem, wenn auch vielleicht nur 
kurz durch Bezugnahme, begründet und der Entſcheidung dez 
Gerichtes unterbreitet werden müſſen. Da im vorliegenden Falle 
jedoch die Sache ſo lag, daß der Beklagte den Klaganſpruch 
an ſich dem Grunde nach von Anfang an nicht beſtritten hatte, 
und die von ihm vorgeſchützte Einrede des eignen Verſchulden! 
durch einen vom Kläger geleiſteten Eid beſeitigt worden war, 
daher der Grund des Anſpruches jetzt tatſächlich als nicht mehr 
ſtreitig gelten konnte, ſo kann man es ſo anſehen, als hätte der 
Kläger ſtillſchweigend auf das früher Vorgekommene Bezug ge 
nommen, und braucht dann auch die Bemerkung des Berufungs 
gerichts: „Zur Zeit handelt es ſich nur noch um die Hoͤhe der 
zuzubilligenden Entſchädigung“, nicht in dem Sinne zu ver 
ſtehen, als ob die Berechtigung des Anſpruches auch auf die 
weiteren 20 Mark Monatsrente dem Grunde nach formell ſchon 
feſtſtünde — was rechtsirrig fein würde —, ſondern kann ſie dahin 
auslegen, daß das Berufungsgericht damit nur die tatſächliche 
jetzige Lage des Streites bezeichnen und zugleich zu erkennen geben 
wollte, daß es auch in betreff der jetzt zur Entſcheidung ſtehenden 
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Nachforderung den Anſpruch natürlich dem Grunde nach füt 


gerechtfertigt halte. Eiſenbahnfiskus o. W., U. v. 26. Okt. 05, 
28/05 VI. — Hamm. 
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24. 58 319, 464, 471, 548 3PO. Verfahren, wenn 
ein Eid dem Inhaber einer Firma rechtskräftig zuerkannt 
wird, ſpäter aber ſich herausſtellt, daß zwei Geſellſchafter 
vorhanden find. Eidesleiſtung des ausgeſchiedenen Geſellſchafters. 
Berichtigungsbeſchluß. Anfechtung eines Beſchluſſes über Ver⸗ 
weigerung einer Eidesleiſtung.] 

Durch rechtskräftiges Urteil iſt „dem Inhaber der beklagten 
Firma“ ein Eid dahin auferlegt, daß er dem Kläger gegenüber 
nicht die in der Eidesnorm näher bezeichnete Erklärung ab⸗ 
gegeben habe; für den Fall der Eidesleiſtung iſt die Klage des 
Klägers abgewieſen, für den Fall der Eides verweigerung eine 
Verurteilung der beklagten Firma ausgeſprochen. Im dem⸗ 
nächſtigen Eidesabnahmeverfahren ſtellte es ſich heraus, daß In⸗ 
haber der beklagten Firma zwei Perſonen waren: der Kaufmann 
Paul Sch., der die Verhandlungen über den im gegenwärtigen 
Prozeß ſtreitigen Punkt mit dem Kläger geführt hatte, und der 
an dieſen Verhandlungen unbeteiligte Kaufmann Franz Sch. 
Erſterer leiſtete den Urteilseid ab, obwohl er bereits vorher 
(aut Eintragung im Handelsregiſter) aus der Geſellſchaft aus- 
geſchleden und ſtatt feiner der Kaufmann Ernſt Sch. in die 
Geſellſchaft eingetreten war; Franz Sch. dagegen verweigerte die 
Eidesleiſtung. Daraufhin hat das ORG. durch den an- 
gefochtenen Beſchluß auf Grund des § 319 ZPO. fein Urteil 
dahin berichtigt, daß der Urteilseid den beiden Inhabern der 
beklagten Firma, dem Kaufmann Paul Sch. und dem Kauf⸗ 
mann Franz Sch. auferlegt wird, und daß, falls einer der 
beiden Schwurpflichtigen den Eid nicht leiſtet, die in dem Urteil 
ausgeſprochene Verurteilung der beklagten Firma gelten ſoll. 
Die vom Kläger eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt zurück⸗ 
gewieſen worden: Allerdings dürfen nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung des RG. nur Ausdrucksfehler, die in dem Urteil 
vorkommen, zum Gegenſtand der Berichtigung gemacht werden 
und iſt letztere in allen Fällen ausgeſchloſſen, in denen kein 
Vergreifen im Ausdruck vorliegt, ſondern die erklärte Entſcheidung 
als ſolche gewollt war und nur die Vorausſetzungen, auf Grund 
deren die Entſcheidung erlaſſen wurde, ſich hinterher als irrig 
erwieſen. Mit Unrecht aber behauptet der Beſchwerdeführer, 
daß die gegenwärtige Sache einen Fall dieſer zweiten Art 
betreffe. Die Frage, wer Inhaber der beklagten Firma ſei und 
ob nur eine Perſon oder mehrere Perſonen die Inhaber ſeien, 
iſt in der Berufungsinſtanz überhaupt nicht zur Sprache ge- 
kommen. Es läßt ſich daher nicht ſagen, daß das Berufungs- 
gericht in ſeinem Urteil eine Entſcheidung dahin getroffen hat, 
der Eid ſei nur von einer Perſon zu leiſten. Vielmehr hat 
das Gericht die Frage, wem die Eidesleiſtung obliege, trotz des 
von ihm in der Urteilsformel gebrauchten Singulars („dem 
Inhaber der beklagten Firma“) als eine offene behandelt. 
Ergab ſich daher im Eidesabnahmeverfahren, daß mehrere 
Perſonen ſchwurpflichtig find, ſo überſchritt das Gericht nicht 
die durch 8 319 ZPO. dem Berichtigungsverfahren gezogenen 
Grenzen, wenn es nunmehr die Urteilsformel, wie geſchehen, 
abänderte. Gleichzeitig mit dem Berichtigungsbeſchluß iſt vom 

Berufungsgericht ein weiterer Beſchluß gefaßt worden, wonach, 
ſobald der erſtere Beſchluß die Rechtskraft beſchritten hat, das 
AG. erſucht werden ſoll, den Urteilseid auch von dem Kaufmann 
Franz Sch. zu erheben, weil deſſen Erklärung nicht als Eides⸗ 
verweigerung im Sinne des $ 464 Abſ. 2 30. aufzufaſſen 
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ſei. Dieſer Beſchluß, der gleichfalls von dem Beſchwerdeführer 
als ungeſetzlich bekämpft wird, unterliegt nicht der Nachprüfung 
im Beſchwerdeverfahren, ſondern kann, ebenſo wie die in dem 
Berichtigungsbeſchluß ſelbſt zum Ausdruck gebrachte Auffaffung, 
daß Paul Sch. noch jetzt trotz ſeines Ausſcheidens aus der 
Geſellſchaft als ſchwurpflichtig anzuſehen ſei, vergl. § 471 
Abſ. 1 3PD., gegebenenfalls nur mittels Einlegung der 
Reviſion gegen das demnächſtige Läuterungsurteil nach Maß⸗ 
gabe des 8 548 ZPD,. angefochten werden. B. co. S., Beſchl. 
v. 23. Sept. 05, B 239/05 V. — Hamm. | 

25. 88 521 Abſ. 1, 529 in Verb. mit 8 268 ZPO. Form- 
loſigkeit der Erhebung einer Anſchlußberufung ohne ausdrückliche 
Erklärung; zuläffige Erweiterung des Klageanſpruchs auf Unter- 
laſſung in Schadenserſatz.] 

In Frage ſteht im vorliegenden Fall, ob ſich der Kläger 
der Berufung des Beklagten angeſchloſſen hat. Das Berufungs- 
urteil ſchweigt über dieſe Frage, ſie wird deshalb von der 
Revifion verneint, iſt jedoch zu bejahen. Aus der Faſſung des 
§ 521 Abſ. 1 ZPO. ergibt ſich, daß die Berufungsanſchließung 
formlos erfolgen kann, weshalb ſie in der Verleſung eines auf 
Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils gerichteten Antrags des 
Berufungsbeklagten in der mündlichen Verhandlung im Beiſein 
des Vertreters des Berufungsklägers zu finden iſt, auch wenn 
die Erklärung fehlt, daß ſich der Berufungsbeklagte der gegneriſchen 
Berufung anſchließe. Denn ohne dieſe Unterſtellung würde die 
Stellung eines auf Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils ge⸗ 
richteten Antrags jedes Zweckes und Sinnes entbehren. Gleich⸗ 
gültig iſt deshalb auch, ob der Antrag des Berufungs beklagten 
auf Urteilsänderung direkt oder nur eventuell für den Fall der 
Verwerfung des Antrags auf Zurückweiſung der Berufung ge⸗ 
ſtellt iſt (JW. 88, 2707; 02, 967. Seuffert, Kommentar 
9. Aufl. Bd. 2 S. 22/23). Daß der Berufungsrichter in der 
Verleſung des eventuellen Antrags die Anſchließung an die Be⸗ 
rufung geſehen hat, ergibt ſich daraus, daß er auf fie hin fi 
zur Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils für ermächtigt er- 
achtet hat. Seine Urteilsgründe find daher dahin zu verſtehen, 
daß ſtillſchweigend davon ausgegangen iſt, daß der Kläger fich 
formlos der Berufung angeſchloſſen hat. Infolge ſeiner An- 
ſchließung war der Beklagte berechtigt, nach Maßgabe des 
§ 529 30D. in den durch 8 268 gezogenen Grenzen neue 
Anſprüche zu erheben; und der Berufungsrichter durfte das 
Urteil I. Inſtanz inſoweit abändern, als eine Abänderung be⸗ 
antragt war, und zwar konnte innerhalb dieſes Rahmens die 
Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils auf die Anſchließung 
des Berufungsbeklagten auch zuungunſten des Berufungsklägers 
erfolgen. In dieſer Beziehung wird nun von der Reviſion be⸗ 
mängelt, daß der Berufungsrichter in der Erhebung des An⸗ 
ſpruchs auf Schadenserſatz neben dem erftinftanzlich allein er- 
hobenen Anſpruch auf Unterlaſſung der Beeinträchtigung keine 
Klageänderung, ſondern nur eine ohne Anderung des Klage⸗ 
grundes geltend gemachte Erweiterung des Klagantrags in bezug 
auf eine Nebenforderung gefunden habe, die von ihm gegen 
den Widerſpruch des Beklagten zugelaſſen worden ſei. Ob der 
Auslegung des Begriffs Nebenforderung in 8 268 Ziff. 2 ZPO. 
durch den Berufungsrichter beizutreten ſei, kann dahingeſtellt 
bleiben, da nicht in Frage ſteht, ob eine Anderung der Klage 
zu verneinen, ſondern ob ein neuer Anſpruch zuläſſigerweiſe 
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erhoben worden ſei. Dieſe Frage iſt aber zu bejahen, weil mit 
dem in der Schlußverhandlung der Berufungsinſtanz geſtellten 
Eventualantrag bei unverändert gebliebenem Klagegrund der⸗ 
ſelbe Gegenſtand (Schutz gegen fernere Beeinträchtigungen 
klägeriſchen Eigentums durch Geräuſch und Erſchütterungen auf 
dem Grundſtücke des Beklagten) in durch das Verlangen des 
Schadenserſatzes bei Verbotszuwiderhandlungen erweitertem 
Umfange gefordert wird (RG. 59, 128 ff.). J. 6. S., U. v. 
20. Sept. 05, 41/05 V. — Berlin. 

26. 5 771 390. 

Das Urteil über die Widerſpruchsklage gibt dem Kläger 
kein Recht auf Leiſtung gegen den beklagten Gläubiger.] 

Das Weſen und Ziel der durch 8 771 ZPO. geregelten 
Widerſpruchsklage geht dahin, daß auf den im Wege der Klage 
zur Geltung zu bringenden Widerſpruch eines Dritten die in 
Betracht kommende Zwangsvollſtreckung durch Urteil für unzu⸗ 
läſſig erklärt wird. Dagegen gewährt ein ſolches Urteil dem 
obſiegenden Widerſpruchskläger nicht das Recht, auf eine von 
dem beklagten Gläubiger zu bewirkende Leiſtung (Pfandentlaffung), 
mag auch im einzelnen Fall ein Urteil in nicht zutreffender Weiſe 
dahin gefaßt ſein, der Beklagte werde zur Freigabe verurteilt. 
Planck, Zivilprozeßrecht, Bd. II 8 179; v. Wilmowski und 
Levy, Zivilprozeßordnung § 690 (a. F.) Nr. 4; Struckmann 
und Koch, Zivilprozeßordnung § 771 Nr. 3; Gaupp und Stein, 
Zivilprozeßordnung § 771 III. VI. B. 6. N., U. v. 21. Sept. 05, 
141/05 IV. — Hamburg. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

27. Tag des Inkrafttretens, Verwerfung der Reviſion 
als unzuläffig durch Beſchluß.] 

Das RG., VI. 3 S., hat in der Sitzung vom 2. Oktober 
1905, in Erwägung: daß, da das angefochtene Urteil am 9. Juni 
1905 verkündet worden iſt, nach Art. III des Geſetzes, betr. 
Anderungen der ZPO., vom eben erwähnten Tage hier die Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO., wie fie durch jenes Geſetz umgeſtaltet 
find, Anwendung finden; daß nach § 546 Abi. 1 30 O. in 
dieſer neueſten Faſſung in vermoͤgensrechtlichen Streitfällen die 
Reviſion nur dann zuläffig iſt, wenn die Beſchwerdeſumme 
2500 Mark überſteigt; daß hier den Streitgegenſtand nur ein 
Betrag von 1 643,25 Mark nebſt gewiſſen Zinſen bildet, 
übrigens von dieſen 1 643,25 Mark nur 1 552,90 Mark das 
Kapital darſtellen, während die übrigen 90,35 Mark in Zinſen 
und Koſten beſtehen und daher nach § 546 Abſ. 2 verglichen 
mit 5 4 Abſ. 1 ZPO. bei der Berechnung des Wertes nicht 
in Betracht kommen; daß es ſich hier zwar um die Unzuläſſig⸗ 
keit des Einſpruchs handelt, ein ſolcher Fall aber nicht etwa zu 
denjenigen gehört, in welchen nach 8 547 30. die Reviſion 
ausnahmsweiſe ohne Rückficht auf den Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes ſtattfindet, nach Maßgabe des 5 554 bezw. des 
§ 97 Abſ. 1 30. beſchloſſen: Unter Aufhebung des auf den 
25. Juni 1906 Vormittags 11 Uhr anberaumten Verhandlungs- 
termins wird die gegen das Urteil des XI. 3S. des Königlich 
Preußiſchen Kammergerichts zu Berlin vom 9. Juni 1905 ein- 
gelegte Revifion als unzuläſſig verworfen; die Koſten der 
Reviſionsinſtanz werden den Reviſionsklägern auferlegt. Zugleich 
wird der Wert des Streitgegenſtandes für die Reviflonsinſtanz 
auf 1 552,90 Mark feſtgeſetzt. K. u. V. c. H. A. K., Beſchl. 
v. 2. Okt. 05, 459/05 VI. — Berlin. 
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28. 88 546, 454, 554 3p O. (n. F.). Verwerfung der 
Reviſion als unzuläſſig durch Beſchluß wegen Nichtglaubhaft⸗ 
machung der Reviſionsſumme in der Reviſionsbegründung.] 

Der Kläger hatte gegen den jetzigen Beklagten und zugleich 
gegen den Fiſchräucherer J. H. wegen Verletzung ſeines vom 
31. Mai 1896 ab gültigen Patents Nr. 90 963 negatoriſch ge⸗ 
klagt. Das LG. zu Altona hat beide Prozeſſe verbunden und 
die Klagen durch Urteil vom 19. Januar 1903 abgewieſen. 
In der Berufungsinſtanz dagegen iſt J. H. durch rechtskräftiges 
Teilurteil des OLG. Kiel vom 25. April 1904 nach dem Klage ⸗ 
antrage verurteilt. Dagegen iſt in bezug auf den jetzigen Be 
klagten nach umfangreichen Beweiserhebungen die Berufung des 
Klägers gegen die Entſcheidung des LG. durch Urteil des DES. 
vom 22. Juni 1905 zurückgewieſen worden. Gegen dieſes Ur⸗ 
teil richtet ſich die Reviſion des Klägers, auf die das Geſetz, 
betreffend Anderungen der ZPD. vom 5. Juni 1905, Anwen⸗ 
dung findet. Die Reviſion iſt durch Beſchluß des RG. als un- 
zuläſſig verworfen: Nach § 546 ift die Zuläſſigkeit der Revi⸗ 
ſion durch einen den Betrag von 2 500 Mark überſteigenden 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes bedingt. Der Reviſionskläger 
hatte dieſen Wert glaubhaft zu machen, und zwar ſpäteſtens 
mit der Reviſionsbegründung ($ 554), um dem Gerichte die 
dieſem nach 8 554 d obliegende Prüfung, ob die Revifion an 
ſich ſtatthaft ſei, zu ermöglichen. Der Reviſionskläger hat aber 
den Verſuch, den Beſchwerdewert glaubhaft zu machen, nicht 
unternommen, ja dieſen in der Reviſionsbegründung entgegen 
der Vorſchrift des 8 554 Abſ. 4 nicht einmal angegeben. Im 
vorliegenden Falle wäre dies um ſo notwendiger geweſen, als 
ſich aus den Akten ergibt, daß die Reviſionsſumme nicht vor⸗ 
handen iſt, wenn man die in den Inſtanzen erfolgte Schätzung 
des Streitwertes als richtig und zutreffend unterſtellt. Das 
LG. hat nämlich durch Beſchluß vom 30. Januar 1903 den 
Streitwert der vereinigten Klagen auf 5000 Mark feſt⸗ 
geſetzt, und an dieſer Wertbemeſſung iſt auch in dem weiteren 
Verfahren in bezug auf die Berechnung der Gerichtskoſten feſt ⸗ 
gehalten worden. In dem über einen Teil der Koſten ent 
ſcheidenden Urteile des OLG. vom 9. Januar 1905 aber findet 
ſich die Erwägung, daß die Klaganſprüche gegen jeden der beiden 
Beklagten gleichwertig ſind. Hiernach würde für den bei der 
jetzigen Revifion allein in Betracht kommenden Klaganſpruch 
gegen den jetzigen Beklagten zur Zeit der Erhebung der Klage 
nur ein Wertgegenſtand von 2 500 Mark vorgelegen haben, der 
für den Zeitpunkt der Reviſionseinlegung zu beſtimmende Be- 
ſchwerdewert aber mit Rückſicht darauf, daß der Zeitpunkt des 
Erlöſchens des Patents inzwiſchen näher gerückt iſt, noch niedriger 
zu beſtimmen fein. In Anwendung der §§ 5542 und 97 
ZPO. war demnach durch Beſchluß die Revifion koſtenpflichtig 
als unzuläſſig zu verwerfen. Sch. o. H., Beſchl. vom 18. Okt. 05, 
440/05 I. — Kiel. 

29. Art. III, II, I Nr. 9. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde 
über die Feſtſetzung des Streitgegenſtandes. 

Gegen einen Beſchluß des OLG. vom 3. Juli 1905, durch 
welchen der Wert des Streitgegenſtandes feſtgeſetzt worden war, 
hatten die Parteien nach § 16 Abſ. 2 GKG. und $ 567 Abſ. 2 
3p O. Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde wurde als unzuläffig 
verworfen: Da es ſich um einen nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 5. Juni 1905, betreffend Anderungen der ZPO., 
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erlaſſenen Beſchluß eines OLG. handelt, fo iſt für die Frage 
der Zuläſſigkeit der beiden Beſchwerden der Prozeßparteien nach 
Art. III, II, I Nr. 9 dieſes Geſetzes die in I Nr. 9 daſelbſt 
beftimmte neue Faſſung des 8 567 Abſ. 2 ZPO. maßgebend. 
Nach dieſer letzteren zur Zeit geltenden Vorſchrift tft aber gegen 
die in betreff der Pro zeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen 
der OLG. eine Beſchwerde überhaupt nicht zuläſfig. Die gleich⸗ 
mäßige Anwendung dieſer neuen Vorſchrift auf Beſchlüſſe der 
OL G., betreffend die Feſtſetzung des Werts des Streit 
gegenſtandet, ergibt ſich aus Art. II des Geſetzes vom 
5. Juni 1905, wonach, ſoweit in Reichsgeſetzen auf Vorſchriften 
der ZPO. verwieſen iſt, welche durch den Art. I dieſes Geſetzes 
geändert werden, die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes 
an ihre Stelle treten. Zu den hiermit gemeinten Reichsgeſetzen 
gehört insbeſondere auch der hier in Rede ſtehende § 16 Abſ. 2 
GK GG., wie dies in der Begründung zu Art. II cit. aus- 
drücklich hervorgehoben if. Da nach 8 574 Abſ. 1 390. 
das Beſchwerdegericht von Amts wegen zu prüfen hat, ob 
eine Beſchwerde an ſich ſtatthaft iſt, und dasſelbe bei dem Mangel 
dieſes Erforderniſſes die Beſchwerde als unzuläffig zu verwerfen 
hat, ſo war demgemäß von dem RG. als dem Beſchwerde⸗ 
gerichte zu erkennen. Der Verwerfung der Beſchwerde als un⸗ 
zuläſſig ſtand namentlich der Umſtand nicht entgegen, daß das 
OLG. nach §8 574 Abſ. 2 3D. (in der Faſſung des Geſetzes 
vom 5. Juni 1905) unter Verkennung der einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen durch Beſchluß vom 17. Oktober 1905 beide Be⸗ 
ſchwerden für zuläffig erklärt hat; denn die in Abſ. 2 cit. vor⸗ 
geſehene Entſcheidung des OLG. über die Zuläſfigkeit einer 
Beſchwerde, die gegen eine von ihm erlaſſene Entſcheidung ein⸗ 
gelegt iſt, iſt nur als eine vorläufige anzuſehen, durch die 
das Beſchwerdegericht dann, wenn die Beſchwerde zur Entſcheidung 
an es gelangt, auch bezüglich der Frage der Zuläſſigkeit der- 
ſelben in keiner Weiſe gebunden iſt. Dies ergibt fich nicht nur 
aus der erörterten Vorſchrift des § 574 Abſ. 1 ZPD., ſondern 
namentlich auch aus § 574 Abſ. 2 Satz 2 daſelbſt (in der 
Faſſung des Geſetzes vom 5. Juni 1905), wonach dann, wenn 
eine ſolche Beſchwerde von dem OLG. als unzuläffig verworfen 
wird, der Beſchwerdeführer binnen einer Woche auf die Ent- 
ſcheidung des Beſchwerdegerichts antragen kann. Im gleichen 
Sinne hat auch ſchon der III. 3S. des RG. durch Beſchluß 
vom 11. Juli 1905, III B 274/05, erkannt. v. H. . v. D., 
Beſchl. v. 27. Okt. 05, B 97/05 II. — Karlsruhe. 

Grundbuchordnung. 

30. 5 40 GBO. Über Pfändung und deren Eintragung 
bezüglich einer Kautionshypothek, an der der Schuldner ſpäter 
etwa eine Eigentums hypothek erlangen könnte. Diſſeus zwiſchen 
München und Berlin.] 

B. in München, wo das Grundbuch ſeit dem 1. Mai 1905 
als angelegt erklärt worden iſt, hatte der A. eine mit 4 Prozent 
verzinsliche Darlehnshypothek zu 335 000 Mark mit einer 
Kautionshypothek für nicht bevorzugte Zinſen, Verzugszinſen, 
Koſten und Schäden zu 33 500 Mark eintragen laſſen. Die 
Firma M. erwirkte zugunſten einer vorläufig vollſtreckbaren 
Forderung zu 29 000 Mark nebſt Zinſen und Koſten gegen 
B. Pfändungsbeſchluß des Königl. AG. München I vom 
1. Mai 1905 in „die an Stelle der für die A. eingetragenen 
Kautionshypothek von 33 500 Mark möglicherweiſe zur Ent⸗ 
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ſtehung gelangende Eigentümerhypothek. Das Grundbuchamt 
des genannten AG. hat jedoch den Antrag auf Eintragung dieſer 
Pfändung im Grundbuch durch Verfügung zurückgewieſen. Die 
Beſchwerde der Gläubigerin wurde zurückgewieſen. Der von 
der Gläubigerin hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde möchte 
das BayObe G. in Übereinſtimmung mit einem Beſchluſſe ähnlichen 
Inhalts des OLG. Jena (RIA. 2, 198) ſtattgeben, wenn es ſich 
hierin nicht durch den entgegenſtehenden Beſchluß des Koͤnigl. 
Preuß. KG. (DIZ. 05, 461; RIA. 5, 270 ff.) gehindert ſähe. 
Das RG. ordnete zunächſt gemäß § 76 GBO. einſtweilen an, 
daß die in Rede ſtehende Pfändung im Grundbuche vorgemerkt 
werde, was auch unterm 8. Auguſt 1905 geſchehen iſt, wies 
dann aber die Beſchwerde zurück: Mit dem Königl. BayObeG. 
muß der für Ablehnung der Pfändungseintragung von den 
Unterrichtern angeführte erſte Grund, daß nämlich die Zinſen ⸗ 
und Koſtenkautionen keine ſelbſtändigen Hypotheken ſeien, miß⸗ 
billigt werden. Zutreffend führt der Vorlagebeſchluß aus, daß 
derartige auf Grund Bayeriſchen Hypothekenrechts eingetragene 
Kautionen nunmehr nichts anderes ſeien als Sicherungs⸗ 
hypotheken für einen Höchſtbetrag nach 8 1190 BGB., deren 
Weſen der Entſtehung von Eigentümerhypotheken daran keines⸗ 
wegs entgegenſteht. Daß die Ausſicht des Eigentümers auf 
möglichen künftigen Erwerb einer Eigentümerhypothek, mag 
man ſie „Anwartſchaft auf Eigentümerhypothek“ oder mit an⸗ 
deren „vorläufige Eigentümerhypothek“ oder vielleicht auch „be⸗ 
dingte Eigentümerhypothek“ nennen, ſchon ein Recht des Eigen⸗ 
tümers bildet und daß dieſes Recht ſogar pfändbar iſt, nehmen 
mit vielen anderen und insbeſondere auch mit dem Beſchluß 
des KG. vom 16. 2. 05 auch das Grundbuchamt und das 
LG. München I, an und es mag die Richtigkeit dieſer Sätze hier 
unterſtellt werden. Da andererſeits auch die vom Bay Obe G. zurüd- 
gewieſene, vom KG. und den jetzt angefochtenen Beſchlüſſen ge- 
teilte Meinung, als ſei das erwähnte Recht des Eigentümers 
nur ein perſönliches, zu erheblichen Bedenken Anlaß gibt, jo 
konnte man deſſen Dinglichkeit annehmen und dann folgern, daß 
es im Wege, den die 588 830, 857 Abſ. 6 ZPO. vorzeichnen, 
gepfändet werden könnte und müßte, daß alſo bei Anwartſchaft 
auf eine Eigentümerbuchhypothek, deren Pfändung nur durch Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch rechtswirkſam werden, dieſe Ein⸗ 
tragung daher auch nicht verweigert werden konnte. Indeſſen 
iſt ſchon eine ſolche Schlußfolgerung nicht ohne weiteres zuläffig. 
Denn einerſeits bleibt es, wenn auch nach der Rechtſprechung 
insbeſondere auch des beſchließenden Senats die Anwendbarkeit der 
angezogenen 88 830, 857 Abſ. 6 ZPD. auch auf Eigentümer⸗ 
hypotheken und Grundſchulden auszudehnen iſt, immer noch 
fraglich, ob dies auch zugunſten der bloßen Anwartſchaft auf 
Eigentümerhypothek gelten muß, andererſeits aber gibt das 
Geſetz im 8 857 Abſ. 1 und 2 ZPO. doch auch einen anderen 
Weg für Pfändung von ſolchen Rechten, die nicht Gegen⸗ 
ſtand der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
und auch nicht Gegenſtand gewöhnlicher Forderungs⸗ und 
Anſpruchspfändung find. Wollte man aber auch alle vor⸗ 
ſtehenden Fragen im Sinne der Beſchwerdeführer und zugunſten 
ihres Eintragsbegehrens entſcheiden, ſo muß doch dies Begehren 
und damit die Beſchwerde an Gründen ſcheitern, die in den 
bisherigen Beſchlüſſen zwar zum Teil angedeutet, aber noch 
nicht genügend erörtert worden find. Sie ergeben ſich aus Weſen 
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und Zweck der Grundbuchgeſetzgebung überhaupt und insbeſondere 
aus richtiger Auslegung und Anwendung des § 40 GBO. 
Es muß als geradezu ausgeſchloſſen gelten, daß das Geſetz 
die Eintragung fol hoͤchſtbedingter, häufig überhaupt nicht 
oder doch nicht in abſehbarer Zeit zu verwirklichender Rechte, 
wie eines hier in Frage ſteht, in das Grundbuch geſtatten 
wollte, daß freiwillige Verfügungen oder Vollſtreckungs⸗ 
anordnungen über künftig vielleicht entſtehende Eigentümer⸗ 
hypotheken oder Grundſchulden eintragbar wären, wodurch zu⸗ 
künftigen Verfügungen über die betreffenden Hypotheken ſelbſt 
und zu deren Löſchung nach 8 876 BGB., 58 19, 21 EBD. 
die Zuſtimmung der bedingt Berechtigten notwendig gemacht 
und der Grundbuchverkehr auf das erheblichſte erſchwert würde. 
Hiebei kommt noch beſonders in Betracht, daß die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage nicht bloß für Höchſtbetragshypotheken, ſondern 
für die ganze Menge der Hypotheken und der dabei möglichen 
Eigentümerhypotheken von Bedeutung iſt und daß, wenn man 
die Eintragung der Übertragung oder Pfändung der künftig 
möglichen Eigentümerhypothek geſtatten wollte, man folgerichtig 
auch die Einſchreibungen von Weiterverfügungen und Pfän⸗ 
dungen bei derartig höchſtbedingten und zweifelhaften Rechten 
nicht verwehren könnte. Es bedarf keiner näheren Ausführung 
darüber, daß all dies unabſehbare hoͤchſt nachteilige Belaſtung 
und Anfüllung des Grundbuches deſſen größte Unüberſichtlichkeit 
und hieraus erwachſende Rechtsverwirrung nach ſich ziehen könnte 
und mit Wahrſcheinlichkeit nach ſich ziehen würde. Sprechen 
ſchon die vorſtehenden allgemeinen Erwägungen zwingend gegen 
den vorliegenden Eintragungsantrag und gegen die nunmehrige 
weitere Beſchwerde, ſo find beide vollends nach richtiger 
Auslegung und Anwendung des § 40 GBD. unſtatthaft. 
Nach Abſ. 1 dieſer Geſetzesſtelle ſoll ein Eintrag im Grund⸗ 
buch nur erfolgen, wenn derjenige, deſſen Recht dadurch 
betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt. Braucht man 
auch dieſe Vorſchrift nicht ſtreng wortlich und formaliſtiſch dahin 
zu verſtehen, daß in jedem Falle und auch dann der Vorberech⸗ 
tigte zuerſt eingeſchrieben werden muß, wenn von dem tatſächlich 
jetzt Berechtigten freiwillig oder von feinem Vollſtreckungs⸗ 
gläubiger gemäß § 14 GBO. die Urkunden, aus denen un⸗ 
zweifelhaft der Rechtsübergang erhellt, beigebracht find, kann in 
dieſem Falle vielmehr ein einziger entſprechender Eintrag 
über die Rechtsveränderung genügen, ſo verſteht das Geſetz doch 
unzweifelhaft unter dem Berechtigten einen endgültig und be⸗ 
ſtimmt, aber nicht einen nur eventuell Berechtigten, wie z. B. 
einen Nacherben oder den, der möglicherweiſe künftig einmal 
Eigentümerhypothekar wird. „Berechtigter“ im Sinne der 
Grundbuchgeſetzgebung kann eben nach obigem nur der ſchon 
jetzt endgültig Berechtigte ſein. (Wird weiter ausgeführt.) 
Zu erwähnen find noch die beſonderen Schwierigkeiten, die durch 
Eintragung von Rechtsveränderungen bei künftig möglichen 
Eigentümerhypotheken verurſacht werden könnten und deren 
Verhinderung gleichfalls als in der Abficht des Geſetzgebers 
gelegen zu erachten iſt. Wie die Rechtſprechung beſonders auch 
des erkennenden Senats annimmt, kann ſchon ein füher ein- 
getragen geweſener Eigentümer Rechte als Eigentümerhypothekar 
an einer eingetragenen Hypothek erworben haben, die auch ohne 
Eintrag ſtillſchweigend fortbeſtehen koͤnnen. Ebenſo iſt es felbft- 
verſtändlich moglich, daß erſt unter ſpäteren Rechtsnachfolgern 
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im Eigentum die Eigentümerhypothek wirklich zur Entſtehung 
gelangt. Auch die Rechte dieſer anderen Eigentümer würden 
ebenſo wie die der eingetragenen Hypothekgläubiger durch Ver⸗ 
fügungs- und Pfändungs⸗ Eintragungen, wie die nun beantragte, 
nicht unberührt bleiben. Zwar iſt zuzugeben, daß an fich 
durch Pfändung einer möͤglicherweiſe künftig entſtehenden 
Eigentümerhypothek eine ſchon in der Vergangenheit 
entſtandene Eigentümerhypothek an ſich nicht betroffen würde, 
auch iſt dem Koͤnigl. BayObe G. darin beizuflichten, daß bei 
Hoͤchſtbetragshypotheken durch Eintragung eventueller Pfän- 
dungen uſw. der Kreditverkehr zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
rechtlich nicht beeinträchtigt und geftört werden dürfte. Immer ⸗ 
hin iſt es aber denkbar und wahrſcheinlich, daß der eingetragene 
Berechtigte der eventuellen Verfügung oder Pfändung feine 
wenn auch nur ſcheinbaren Rechte behaupten und verfolgen und 
den genannten wirklich Berechtigten weſentliche Hinderniſſe in 
der Wahrung ihrer Rechte tatjächlich bereiten könnte. Auch wird 
insbeſondere zu verneinen ſein, daß der künftige Eigentümer 
im voraus durch Verfügungen des jetzigen Eigentümers oder 
Pfändungseinträge gegen dieſen ſo beſchränkt werden kann, daß, 
wenn er z. B. durch Zahlung oder Verzicht zu ſeinem Gunſten 
Eigentümerhypothekar wird, ſofort die Rechte des eingetragenen 
Eventualberechtigten aufleben würden, was der Doppel belaſtung 
des Grundſtücks mit der betr. Poſt gleichkäme. Auf Grund 
ähnlicher Erwägungen, wie die vorſtehenden, hat ſich auch die 
Rechtswiſſenſchaft, ſoweit fie überhaupt Pfändungen künftiger 
Eigentümerhypotheken zulaſſen will, gegen deren Eintragung 
im Grundbuche ausgeſprochen. Vgl. Biermann, Sachenrecht, 
S. 310, 418; Endemann, Lehrbuch II S. 741 Anm. 22; Hirſch 
im Arch BürgR. 25, 247. M. c. B., Beſchl. v. 18. Okt. 05, 
B 241/05 V. — München. 

II. Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Geſetz über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger vom 2. Juli 1900. 

31. 5 15. Die Beitragspflicht des Staates erſtreckt ſich 
nicht auf die durch den Bau beſtehender oder noch zu errichtender 
Anſtalten verurſachten Koften.] 

Der klagende Provinzialverband macht im vorliegenden 
Rechtsſtreite gegen den Preußiſchen Staat einen Anſpruch auf 
Erſtattung von Förſorgeerziehungskoſten geltend. Es handelt 
fich um Koften aus dem Jahre 1. April 1901 / 31. März 1902. 
Der Kläger berechnet nach Abzug der vom Staate bereits 
geleiſteten Zahlung den nach § 15 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
2. Juli 1900 über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger aus 
der Staatskaſſe zu leiſtenden Zuſchuß in Höhe von zwei Dritteln 
der Koſten auf 28 188,37 Mark und verlangt Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung dieſer Summe nebſt Zinſen. Der 
Beklagte meint, ſeine geſetzliche Beitragspflicht erſtrecke ſich nicht 
auf ſolche Koſten, aus denen ſich die ſtreitige Summe zuſammen⸗ 
ſetze, nämlich Koſten der allgemeinen Verwaltung (namentlich 
Dezernentengehälter des Landesrates und des Landesafſeſſors, 
Beamtengehälter, Reiſekoſten des Vertrauensmannes, Porto-, 
Druck- und Einrückungskoſten, Ruhegehälter ſowie Witwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträge), ferner Bauunterhaltungskoſten und Zinſen 
der Bau- und Grunderwerbskoſten. Das LG. in Potsdam hat 
durch Urteil vom 27. Mai 1904 dem Klagebegehren ftattgegeben, 
und das KG. in Berlin hat durch Urteil vom 8. Dezember 1904 
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die vom Beklagten eingelegte Berufung zurückgewieſen. Das 
RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf: Wie der 8 9 Abi. 1 
des am 1. April 1901 in Kraft getretenen Geſetzes vom 
2. Juli 1900 über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger be- 
ſtimmt, liegt die Ausführung der Fürſorgeerziehung dem ver⸗ 
pflichteten Kommunalverbande ob. Wie ferner der 814 
desſelben Geſetzes (auf den im § 9 Abſ. 1 hingewieſen iſt) 
beſtimmt, find die Provinzialverbände verpflichtet, die Unter⸗ 
bringung der durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts zur 
Fürſorgeerziehung überwieſenen Minderjährigen in einer den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechenden Weiſe zu bewirken. 
Sie haben für die Errichtung von Erziehungs- und Beſſerungs⸗ 
anſtalten zu ſorgen, ſoweit es aber an Gelegenheit fehlt, die 
Zöglinge in geeigneten Familien ſowie in öffentlichen, kirchlichen 
oder privaten Anſtalten unterzubringen, auch ſoweit nötig für 
ein angemeſſenes Unterkommen bei der Beendigung der Fürſorge⸗ 
erziehung zu ſorgen. Die 85 9 und 14 enthalten zwar 
keine Beſtimmung darüber, auf weſſen Koſten die Unter⸗ 
bringung der zur Fürſorgeerziehung überwieſenen Minderjährigen 
und die Beſchaffung des Unterkommens bei der Beendigung der 
Fuͤrſorgeerziehung zu bewirken ſei, allein der Mangel einer der⸗ 
artigen Beftimmung ergibt im Zuſammenhange mit dem 
übrigen Geſetzesinhalte gerade, daß der Geſetzgeber davon aus⸗ 
gegangen iſt, die Koſten habe derjenige Kommunalverband zu 
tragen, dem die Fürſorgeerziehung obliegt, alſo im vorliegenden 
Falle der Kläger. Wenn ſich das Geſetz der Ausdrücke bedient: 
die Provinzialverbände ſeien zu etwas verpflichtet, ſie haben 
für etwas zu ſorgen, ihnen liege es ob, ſo iſt damit von 
vornherein — unbeſchadet einzelner Ausnahmen — aue geſprochen, 
die fragliche Verpflichtung, Sorge, Obliegenheit gehe zu Laſten 
desjenigen, dem das Geſetz die Pflichten auferlege. Dieſe Aus- 
legung entſpricht ſchon dem Wortfinn der gebrauchten Rede⸗ 
wendungen. Den Provinzialverbänden ſind mit der Auf⸗ 
erlegung jener Laſten erweiterter Fürſorgeerziehung auch die 
infolgedeſſen erforderlich werdenden Geldopfer auferlegt. Eben 
weil die Provinzialverbände grundſätzlich alle durch die Für⸗ 
ſorgeerziehung verurſachten Koſten zu tragen haben, hat der 
Staat nur einen Zuſchuß zu leiſten. Von einer derartigen 
Zuſchußpflicht des Staates kann nur unter der Vorausſetzung 
die Rede fein, daß die Provinzialverbände als die zur Tragung 
der Koſten in erſter Reihe Verpflichteten anzuſehen find. 
Deshalb ſpricht das Geſetz im § 15 Abſ. 2 davon, daß die 
Kommunalverbände aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß er⸗ 
halten. Es geht auch, wie weiter unten darzulegen, aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes hervor, daß man bei der 
Beratung des Entwurfs allſeitig davon ausging, das Geſetz 
auferlege den Provinzialverbänden Laſten, die ſie auf eigene 
Koften zu tragen hatten und daß gerade deswegen das Beſtreben 
hervortrat, den Staat mit einem moͤglichſt hohen Zuſchuſſe zu 
den Koften zu beteiligen. Mithin würde beiſpielsweiſe der 
Kläger, wenn er behufs Unterbringung der Zöglinge neue 
Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalten errichten müßte, grund⸗ 


ſͤtzlich die Koſten des Neubaues ſelbſt zu tragen haben. Der 


9 15 desſelben Geſetzes handelt von gewiſſen durch die Fürſorge⸗ 


erziehung entſtehenden Koſten und von dem zu den Koſten zu 
leitenden Staatszuſchuſſe. Im Abſ. 1 Satz 1 werden die 
Koften der Überführung, erſten Ausſtattung, Beerdigung und 
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Rückreiſe eines Zöglinges dem Ortsarmenverband und nur, 
wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt, dem Kommunalverbande 
zur Laſt gelegt. Im Anſchluſſe daran heißt es dann im Abſ. 1 
Satz 3: „die übrigen Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
ſowie der Fürſorge für entlaſſene Zöglinge tragen in allen 
Fällen die Kommunalverbände“ ſowie im Abſ. 4: „die Kommunal- 
verbände erhalten zu den nach Abſ. 1 von ihnen zu tragenden 
Koſten aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß in Höhe von zwei 
Dritteln dieſer Koſten“. Unter den „übrigen Koſten“ im 
Abſ. 1 Satz 3 konnen nun nicht die ſämtlichen übrigen Koften 
verſtanden werden, welche dem Provinzialverbande durch Er⸗ 
füllung der ihm im 8 14 auferlegten Fürſorgepflicht erwachſen 
und dem Ortsarmenverbande nicht zur Laſt fallen. Hätte der 
Geſetzgeber unter den übrigen Koſten dieſe allgemeinen und 
umfangreicheren Koſten gemeint, fo würde er fi einer anderen 
Ausdrucksweiſe, als geſchehen, bedient haben. Er hätte dann 
wohl allgemein von den übrigen Koſten der Fürſorgeerziehung 
geſprochen. Das Geſetz ſpricht aber von den übrigen Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung ſowie der Fürſorge 
für entlaſſene Zöglinge. Gerade dieſer Zuſatz weiſt gegenüber 
den allgemeinen Koſten auf eine beabfichtigte Einſchränkung des 
Staatszuſchuſſes auf eine beſtimmte Gruppe von Koſten hin, und 
es muß unterſucht werden, wie weit dieſe Einſchränkung reicht. 
Aus dem Zuſammenhange der der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes entnommenen (im Urteile näher angegebenen) Umſtände 
ergibt ſich zunächſt für die Frage, was unter den Koſten des 
Unterhalts und der Erziehung im Sinne des § 15 des Geſetzes 
zu verſtehen ſei, als völlig zweifellos die Mbereinftimmung der 
Regierung und der geſetzgebenden Körperſchaften darüber, daß 
unter jenen Koſten die Baukoſten für errichtete und noch zu 
errichtende Anſtalten nicht mitbegriffen ſind. Es iſt deshalb 
abweichend von der Anficht des Berufungsgerichts anzunehmen, 
daß ſich die Beitragspflicht des Staates auf die durch den Bau 
beſtehender oder noch zu errichtender Anſtalten verurſachten 
Koſten nicht erſtreckt. Dagegen iſt in Übereinſtimmung mit 
dem Berufungsgericht anzunehmen, daß die Koſten der all⸗ 
gemeinen Verwaltung der Fürſorgeerziehung ſowie die Koſten 
der baulichen Unterhaltung der von den Kommunalverbänden 
errichteten Anſtalten zu denjenigen Koſten zu rechnen find, auf 
die ſich die geſetzliche Beitragspflicht des Staates erſtreckt. Daß 
der Unterhalt und die Erziehung der Zöglinge dieſe Koſten 
verurſacht, kann nicht bezweifelt werden. Sie müſſen daher 
an ſich als erſtattungsfähig betrachtet werden. Davon konnte 
abgewichen werden, wenn, wie es bei den Baukoſten der Fall 
iſt, ein genügender Anhalt dafür vorhanden wäre, daß dieſe 
Koſten oder doch eine gewiſſe Gruppe dieſer Koſten nach der 
Abficht des Geſetzgebers nicht als erſtattungsfaͤhig habe gelten 
ſollen. Ein derartiger Anhalt iſt nicht vorhanden. Bezüglich 
der Bauunterhaltungskoſten ſpricht ſogar im Gegenteil 
das Verhalten der Regierung bei den Beratungen des Entwurfs 


dafür, daß ſie dieſe Gruppe von Keſten damals ſelbſt als 


erſtattungsfähig betrachtet hat. Nach den Erklärungen der Re⸗ 
gierung find die baulichen Unterhaltungskoſten ſchon bei 
Anwendung des Geſetzes, betreffend die Unterbringung verwahr⸗ 
loſter Kinder, vom 13. März 1878 als erftattungsfähig 
betrachtet und auch bei dem Entwurfe des neuen Fürforge- 
erziehungsgeſetzes, dem das erſtere zum Vorbilde diente, in 
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Rechnung gezogen worden. In dieſer Beziehung hat es lediglich 
beim alten bleiben ſollen. Auf Grund dieſer Erwägungen find 
von dem jetzt erhobenen Erſtattungsanſpruche nur die Baukoſten 
abzuſetzen. Wieviel dieſe betragen, bedarf noch der Feſtſtellung. 
Es mag ſchließlich noch darauf hingewieſen werden, daß der 
erkennende Senat in dem Urteile vom 13. Februar 1902 
IV 361/01, wo es ſich um die Auslegung des Geſetzes vom 
13. März 1878 handelte, angenommen hat, daß die Ruhe⸗ 
gehaltsanſprüche der bei einer Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalt 
der fraglichen Art angeſtellt geweſenen Lehrer, ebenſo wie die 
Gehaltsforderungen der noch im Amte ſtehenden Anſtaltslehrer 
zu den im § 12 Abſ. 2 des Geſetzes vom 13. März 1878 be⸗ 
zeichneten Koſten „der Erziehung“ gehören, eine Auffaſſung, an 
der auch für die Auslegung des Geſetzes vom 2. Juli 1900 
feſtgehalten wird. Hiernach beruht das angefochtene Urteil in⸗ 
ſoweit auf einer Geſetzes verletzung, als es die Beitragspflicht 
des Staates auf die Baukoſten erſtreckt und demgemäß erkannt 
hat. Das Urteil unterlag daher der Aufhebung. Preuß. F. c. 
Provinz.⸗V. B., U. v. 19. Okt. 05, 83/05 IV. — Berlin. 

Preußiſches Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

32. § 25 in Verbindung mit 8 833 BGB. Verhältnis 
dieſer geſetzlichen Beſtimmungen zueinander bei einem Betriebs- 
unfall. 

Am 16. Juli 1903 find bei einem Wegeübergang der 
Bahnſtrecke Steckrade Neumühl Pferd und Wagen des Klägers 
von einem Perſonenzug erfaßt worden, wodurch der Wagen 
zertrümmert und das Pferd derart verletzt wurde, daß es 
getötet werden mußte. Der Kläger verlangt von dem Eiſenbahn⸗ 
fiskus Erſatz des ihm verurſachten Schadens im Betrage von 
1750 Mark. Der Kläger hat den Verlauf ſo dargeſtellt: 
Unweit von dem Bahnübergang habe ſich auf eine ihm nicht 
erklärliche Weiſe der rechte Zügel feines Pferdes gelöſt; er habe 
vergebliche Verſuche gemacht, das Pferd zum Stehen zu bringen, 
und ſei zu dieſem Zweck ſchließlich vom Wagen abgeſprungen; 
hierbei ſei er zu Fall gekommen, während das Pferd eine be⸗ 
ſchleunigte Gangart angenommen und demnächſt die Schranken 
an dem Bahnübergang durchbrochen habe. Der Beklagte 
dagegen behauptete, das Pferd des Klägers ſei, ſchon in einer 
Entfernung von 400 — 500 Meter vor dem Bahnübergang, 
durchgegangen und führerlos über die herabgelaſſene 
Schranke hinweggeſetzt, ſo daß dieſe erſt durch den Anprall des 
Wagens zertrümmert worden ſei. Danach beruft ſich der 
Beklagte auf 8 833 BGB.: nicht durch den Eiſenbahnbetrieb, 
ſondern durch das Pferd des Klägers ſeien die Sachen desſelben 
beſchädigt. Übrigens liege für die beklagte Eiſenbahn ein 
unabwendbarer Zufall vor; und endlich habe Kläger den Unfall 
durch eigenes Verſchulden herbeigeführt, nämlich durch mangel⸗ 
hafte Anſchirrung des Pferdes und ſchlechte Beſchaffenheit des 
Geſchirres. Das Berufungsgericht nimmt an, daß der Unfall 
bei dem Betriebe der Eiſenbahn erfolgt ſei, weshalb der Be⸗ 
klagte nach § 25 des Preußiſchen Gefetzes über die Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen vom 3. November 1838 für den entſtandenen 
Schaden hafte. Es erachtet die Berufung des Beklagten auf 
§ 833 für unbehelflich und verwirft die Einwände der höheren 
Gewalt und des eigenen Verſchuldens des Beſchädigten als un⸗ 
begründet. Die Reviſion des Eiſenbahnfiskus iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Unter anderm fragt es ſich, ob dem von 
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dem Beklagten aus 8 833 BB. entnommenen Einwande vom 
Berufungsgericht mit Recht die Beachtung verſagt worden iſt. — 
Der Beklagte hat dieſen Einwand dahin begründet: Aus dem 
legislativen Prinzip des 8 833 BGB., der Garantiepflicht bes 
Tierhalters, folge, daß wenn durch das Tier eine Sache bei 
Tierhalters ſelbſt beſchädigt werde, der Tierhalter dafür keinen 
anderen in Anſpruch nehmen dürfe, es ſei denn, daß dieſer die 
Beſchädigung durch das Tier ſchuldhaft herbeigeführt habe. 
Sei im vorliegenden Falle der Kläger als Tierhalter aus 8 833 
dem Eiſenbahnfiskus verantwortlich für die Durchbrechung der 
Wegſchranke durch das Tier, dann müſſe auch e r weiter ver 
antwortlich ſein für die Beſchädigung der eigenen Sache, welche 
erſt durch die Tatſache, die er zu vertreten habe, moͤglich ge⸗ 
worden ſei, nämlich durch die von dem Tier verübte Durch 
brechung der Wegſchranke. — Das Berufungsgericht läßt un ⸗ 
erörtert, ob eine Haftung des Klägers für Beſchädigung der 
Eiſenbahnſchranke durch das Pferd nach 8833 BGB. begründet 
ſei, da dies nicht den Gegenſtand des Rechtsſtreits bilde, und 
führt bei der Frage nach einem mitwirkenden eigenen Verſchulden 
des Klägers aus: Der 8 833 BGB. könne in dieſer Richtung 
nach 8 840 Abſ. 3 BGB. ohne weiteres nicht herangezogen 
werden; er mache den Tierhalter für den durch das Tier ver⸗ 
übten Schaden haftbar, nicht weil in dem Halten des Tiere 
ein Verſchulden des Tierhalters liege, ſondern ohne Rückſicht auf 
ein Verſchulden. Dieſe Urteilsgründe enthalten, wenn fie auch 
die in der Deduktion des Beklagten angeregten Geſichtspunkte 
nicht erſchöpfen, immerhin die weſentlichſten Momente, welche der 
Rechtsauffaſſung des Beklagten im Wege ſtehen. Der Eiſenbahn ⸗ 
unternehmer kann ſich ſeiner geſetzlichen Haftpflicht in einem 
Falle der vorliegenden Art durch Berufung auf die Haftung des 
Beſchädigten als Tierhalters weder aus dem Grunde, weil der 
Beſchädigte ſelbſt und allein der verantwortliche Urheber des 
Schadens ſei, noch auch (ganz oder teilweiſe) aus dem Geſfichts⸗ 
punkt des 8 254 BGB. entledigen. — Die Schadenserſatzpflicht 
des Eiſenbahnunternehmerzs tft nach dem Reichshaftpflichtgeſetze wie 
nach § 25 des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes bei einer durch den 
Bahnbetrieb herbeigeführten Verletzung bezw. Beſchäͤdigung 
ſchlechthin begründet, wofern weder höhere Gewalt, noch eigenes 
Verſchulden des Verletzten als Schadensurſache nachgewieſen 
find. Dieſe Haftung wird dadurch noch nicht beſeitigt, daß 
neben dem Bahnbetriebe eine ſonſtige Tatſache, ſei das auch das 
willkürliche Verhalten eines Tieres des Geſchädigten, zu dem 
Betriebsunfalle mitgewirkt oder ſogar den Anſtoß hierzu gegeben, 
die entferntere Urſache hierfür gebildet hat. — Die geſetzliche 
Haftung des Tierhalters aus 8 833 BGB. iſt eine, von dem 
Schuldmoment gänzlich abſehende, reine Gefaͤhrdungshaftung. 
Im vorliegenden Falle iſt der Kläger, wie zu unterſtellen, völlig 
unſchuldig daran, daß ſein Pferd durchgegangen und auf den 
Bahndamm geraten iſt. Allerdings haftet auch die beklagte 
Eiſenbahn aus dem Geſetz ohne Rückſicht auf ein tatſächlich im 
gegebenen Falle etwa vorliegendes Verſchulden. Aber doch ift 
die Haftpflicht des Eiſenbahnunternehmers nicht eine reine 
Gefährdungshaftung; es liegt ihr eine gewiſſe allgemeine Schuld ⸗ 
vermutung zugrunde, welche auch in der Zulaſſung des Einwand 
der hoheren Gewalt zum Ausdrucke kommt, und dieſe Schuld 
vermutung mag bei dem Preußiſchen Eiſenbahngeſetze vom 
3. November 1838 noch in höherem Maße als ſpäterhin bei dem 
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Reichs haftpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871 für den Geſetzgeber 
beſtimmend geweſen ſein (vgl. auch RG. 53 S. 121, 122). 
Im Hinblick hierauf und auf die Sonderſtellung, welche die 
Geſetzesvorſchriften über die Haftung der Eiſenbahn gegenüber 
den Fällen der 88 833 bis 838 BGB. einnehmen, iſt von 
dem erkennenden Senat mehrfach ausgeſprochen, daß die Eiſen⸗ 
bahnhaftpflicht als Haftung aus „unerlaubter Handlung“ im 
Sinne von 8 840 BGB. anzuſehen, daß aber der haftpflichtige 
Unternehmer nicht den in § 840 Abſ. 3 angeführten, gemäß 


vom 27. Juni 1904 VI. 425/03, RG. 58, 335 ff.; Urteil vom 
20. März 1905 VI. 239/04 in Sachen Preuß. Eiſenbahnfis kus 
gegen Stecker, RG. 60, 301 ff.; Urteil vom 23. Mai 1905 
VI. 441/04 in Sachen Elektriſche Berliner Straßenbahn gegen 
Große Berliner Straßenbahn. Wenn alſo ein Dritter der Ge⸗ 
ſchaͤdigte wäre und ihm hierfür ſowohl die Eiſenbahn als der Tier⸗ 
halter verantwortlich wären, ſo würde im Verhältniſſe zwiſchen den 
beiden letzteren der Eiſenbahnunternehmer allein haften. Und wenn 
man dieſen Grundſatz auf den Fall, wo der Tierhalter ſelbſt durch den 
Betriebsunfall geſchädigt iſt, entiſprechend anwenden wollte, fo 
müßte gefolgert werden, daß der Eiſenbahnunternehmer jenem 
allein und voll für den Schaden hafte, den Tierhalter nicht 
ganz oder zum Teile auf dieſen ſelbſt, als den Verantwortlichen, 
verweiſen könne. Die Grundſätze des 8 840 Abſ. 1 und des 
8 426 BGB. find diesfalls überhaupt nicht verwendbar, und 
die Vorſchrift des 8 840 Abſ. 3 läßt ſich nicht zuungunſten 
des Tierhalters verwerten. Auch eine analoge Anwendung des 
§ 254 BOB. erſcheint nicht als angängig, denn ein wirkliches 
oder auch nur zu vermutendes Verſchulden des Beichädigten 
liegt nicht vor. Der 8 833 BGB. hat die Verletzung und 
Schädigung dritter Perſonen durch das Tier im Auge. Hat 
das Tier irgendwelche Verletzung oder eine Beſchädigung von 
Sachen eines anderen, als des Tierhalters nicht angerichtet, ſo 
tritt deſſen Haftung aus § 833 nicht in Wirkſamkeit. Im 
gegenwärtigen Falle nun hat allerdings das Pferd des Klägers, 
indem es die Wegſchranke durchbrach, eine Sache des beklagten 
Fiskus beſchädigt; und aus dieſer Sachbeſchädigung wäre der 
Kläger nach 8833 BGB. — vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des 8 254 BGB. bei etwa mitwirkendem Verſchulden der 
Bahnverwaltung — dem Beklagten ſchadenserſatzpflichtig. Da⸗ 
durch wird jedoch die Eiſenbahnhaftpflicht des Beklagten nicht 
ausgeſchloſſen. Man darf nicht etwa ſo argumentieren: Der 
Kläger hätte dem Beklagten für allen, auch den mittelbaren 
Schaden aufzukommen, welcher dieſem aus der Beſchädigung 
ſeiner Sache durch das Tier erwächſt, alſo auch für einen in⸗ 
folge der Zertrümmerung der Schranke eingetretenen Betriebs⸗ 
unfall beziehungsweiſe Haftpflichtſchaden; und der Kläger dürfe 
daher nicht vom Beklagten einen Schaden erſetzt verlangen, 
befien Verurſachung er nach §8 833 BGB. ſelbſt zu vertreten 
habe. Wenn auch dem Umſtande, daß von dem durchgehenden 
Pferde eine Sache des Beklagten beſchädigt worden iſt, eine 
beſondere Bedeutung für den Kauſalverlauf beizumeſſen wäre, 
jo wären doch die Folgen dieſes Verlaufes, welche fi aus dem 
Zuſammenwirken jener entfernteren Urſache mit dem Bahn⸗ 
betriebe, als der unmittelbaren Schadenturſache, ergeben, im 
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Verhältniſſe zum Kläger von dem Beklagten zu vertreten 
Die Durchbrechung der Schranke iſt auf deren ungenügende 
Stärke zurückzuführen. Iſt zwar hierwegen dem Beklagten nicht 
pofitiv ein Verſchulden nachgewieſen, ſo hat er doch nicht ſeiner⸗ 
ſeits dargetan, daß er das fragliche Ereignis bei Anwendung 
äußerfter Vorficht nicht hatte abwenden können. Der Beklagte 
— gewiſſermaßen der präfumtiv Schuldige — hat daher dem 
Kläger — dem am Hergang Unſchuldigen —, den Schaden zu 
erſetzen, welcher dem letzteren bei dem Betrieb der Eiſenbahn 
entſtanden if. E.⸗F. c. Sch., U. v. 19. Okt. 05, 18/05 VI. 
— Hamm. 


Statiſtiſches von der Rechtsanwaltſchaft in Preußen. 


Das ſeit dem Jahre 1851, anfänglich in größeren Zeit⸗ 
abſchnitten, ſeit Jahrzehnten alle zwei Jahre erſchienene, im 
Juſtizminiſterium bearbeitete Jahrbuch der Preußiſchen Gerichts⸗ 
verfaſſung (R. v. Deckers Verlag) enthält in ſeinem erſten Teile 
eine allgemeine Darſtellung der Gerichtsverfaſſung, der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte, Diſziplinarbehörden und Verwaltungs- 
behörden mit gerichtlicher Organiſation. Der zweite Teil bringt 
die Beſetzung der Juſtizbehörden und führt die bei dem be⸗ 
treffenden Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte, ſowie die Notare, 
mit Angabe ihrer Titel und Orden namentlich auf. Die auf 
die Rechtsanwaltſchaft bezüglichen Angaben nach einigen Rich⸗ 
tungen hin ſtatiſtiſch zu gruppieren, iſt in der nachfolgenden 
Darſtellung verſucht worden; nicht unintereſſant dürften dieſe 
Ergebniſſe ſein. 


I. Doppelte Zulaſſungen. 


Nach dem gegen Ende September 1904 erſchienenen Jahr⸗ 
buch für 1904 (S. 430) zählte man überhaupt 4 610 Rechts- 
anwälte und Notare, darunter Rechtsanwälte und Notare 1 837 
und nur Notare 207. Von den 4 610 Rechtsanwälten waren 
gleichzeitig bei einem anderen Gerichte und, von wenigen Aus- 
nahmen bei den Gemeinſchaftsgerichten, ſowie bei einigen Ober⸗ 
landesgerichten abgeſehen, zugleich bei dem Amtsgerichte 
528 zugelaſſen. Dieſe doppelten Zulaſſungen verteilen ſich in 
kaum erklärlicher Weiſe ſehr verſchieden auf die 13 Oberlandes- 
gerichtsbezirke. Solche Doppelzulaſſungen find anzutreffen im 
Kammergerichtsbezirk nur 13 (in Berlin bloß 2, im Land- 
gerichtsbezirk Potsdam 9), im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau 
33 (davon 11 in Breslau, 5 in Beuthen), im Bezirk des 
Oberlandesgerichts Caſſel nur 2, im Celler Bezirk nur 3, im 
Bezirk Coͤln hingegen 131 (davon 50 im Landgerichts bezirk 
Elberfeld, 30 in dem zu Düſſeldorf, 16 in dem zu Saarbrücken, 
14 in dem zu Bonn, 10 in dem zu Aachen), im Bezirk 
Frankfurt a. M. 22 (darunter 11 im Landgerichtsbezirk Wies⸗ 
baden), im Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 64 (darunter 15 im 
Dortmunder Bezirk, 14 im Bezirk Eſſen, 11 im Bezirk 
Bochum), 9 im Oberlandesgerichtsbezirk Kiel (5 im Bezirk 
Altona), 55 im Bezirk des Oberlandesgerichts Königsberg 
(davon 18 im Landgerichtsbezirk Königsberg, 9 in dem zu 
Zilftt, je 8 in dem zu Allenſtein und Memel), 51 im Ober- 
landesgerichtsbezirk Marienwerder (davon 27 in Danzig, 8 in 
Graudenz), 69 im Naumburger Oberlandesgerichtsbezirk (darunter 
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22 im Landgerichtsbezirk Halle a. S., 14 in dem zu Erfurt, 
12 in dem zu Magdeburg), 27 im Oberlandesgerichtsbezirk Poſen 
(davon 10 In Bromberg, 9 in Pofen), 41 im Stettiner Ober⸗ 
landesgerichtsbezirk (davon 24 Doppelzulaſſungen in Stettin, 
je 6 in Greifswald und Stolp) und 8 bei den preußiſchen 
Anwälten im Meiningenſchen Landgerichtsbezirk. 


II. Amtsgerichtsorte, in welchen ein Rechtsanwalt 
ſich noch nicht niedergelaſſen hat. 


Dergleichen gab es nach dem Jahrbuche für 1904 immer 
noch 328, nämlich: 


21 Staͤdte s Städtchen) im Bezirk des Kammer⸗ 


ts, 
33 im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau, 
57 5 . . Caſſel, 
46 2 5 5 Celle, 
nur 2 . . Coͤln, 
268 . . Frankfurt a / M., 
27 . . Hamm, 
25 . Kiel, 
17 . Königsberg, 
3 . . Marienwerder, 
44 . . Naumburg a / S., 
8 - . . Poſen, 
17 . . Stettin, 
2 preußiſche Orte im Bezirk. . Jena. 


So entbehren beiſpielsweiſe 23 Gerichtsorte im Bezirk des 
Landgerichts Caſſel, 18 im Bezirk Hanau, 16 im Bezirk Mar- 
burg, 11 im Landgerichtsbezirk Verden, 12 in dem zu Kiel, 
8 im Bezirk Bartenſtein, 6 im Landgerichtsbezirk Stettin, 
5 Orte in dem Bezirk Stargard eines Rechtsanwalts. Unter 
den Amtsgerichtsſitzen mögen wohl eine nicht geringe Anzahl 
fi befinden, welche als Dörfer, gelegen in wenig anziehender 
Gegend mit ärmlicher Bevölkerung, zu gelten haben; auffallend 
erſcheint aber, daß in dem Oberlandesgerichtsbezirk Naum⸗ 
burg a/ S. mit feiner wohlhabenden Bevölkerung, feiner hoch⸗ 
entwickelten Induſtrie und feinem lebhaften Handel noch zahl⸗ 
reiche, landſchaftlich recht günſtig und in der Nähe großer Städte 
gelegene ſtädtiſche Orte noch ohne einen Anwalt ſind, zumal 
ein ſolcher in einer kleinen Stadt auf die Verleihung des 
Notariats zur Sicherung feiner Exiſtenz wohl alsbald 
rechnen dürfte. Solcher Städte find in dem Landgerichtsbezirk 
Erfurt 4 (Sömmerda, Tennſtedt, Treffurt, Weißenſee), in dem 
Bezirk Halle a / S. 9 (Alsleben, Ermsleben, Gerbſtedt, Gräfen⸗ 
atnichen, Lauchſtedt, Loͤbejün, Schkeuditz, Wippra und Zörbig), 

Bezirk des Landgerichts Magdeburg 4 (Barby, Erxleben, 
Hötensleben, Seehauſen), in dem Bezirk Naumburg 6 (Eckarts⸗ 
berga, Hohenmölſen, Mücheln, Nebra, Oſterfeld, Wiehe), 
im Beziik Nordhauſen 5 (Großbodungen, Heringen, Ilfeld, 
Roßla, Stolberg a/ H.), im Bezirk Stendal 6 (Arendſee, 
Bismark, Calbe a/ M., Jerichow, Sandau, Weferlingen) und 
im Landgerichtsbezirk Torgau 9 (Belgern, Dommitzſch, Düben, 
Kemberg, Muͤhlberg a / C., Prettin, Schlieben, Schmiedeberg, 
Schweinitz). 


III. Die nachfolgende Tabelle enthält aus 10 verſchiedenen 
Jahrgängen — von 1851 ab — die Zahl der jeweilig vor⸗ 
handen geweſenen Anwälte und Notare und die Zahl der auf 
einen Anwalt entfallenden Einwohner. Danach erhielt ſich in 
dem Jahrzehnt 1851 bis 1861 die Zahl der Anwälte auf 
beinahe ganz gleicher Höhe, auch in den neun Jahren von 
1870 bis 1879 ſchwankte die Zahl nicht allzuſehr; aber von 
letzterem Jahre ab, wo am 1. Oktober die Juſtizorganiſation 
eingetreten war, wuchs die Zahl der Anwälte in Preußen ganz 
gewaltig. Dieſes Anwachſen macht denn auch erklärlich, daß 
während bis zum Jahre 1879 und früher zurück etwa 
10— 12 000 Einwohner auf einen Anwalt kamen, in den letzten 
Jahren (1902 und 1904) ſchon auf 7—8 000 Einwohner ein 
Rechtsanwalt kam. 
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Zahl der 
Laut Zahl der Einwohner, s Einwohner, 
Jahrbuchs in Preußen auf die in Preußen auf die 
vorhanden durch⸗ vorhanden durch⸗ 
für das geweſenen ſchnittlich geweſenen ſchnittlich 
Jahr Anwälte ein Anwalt ein Anwalt 
kam kam 
1851 1 629 | 9 997 1879 | 2 100 12 218 
1856 1 542 10 766 1886 2 803 9 782 
1861 1 595 11 114 1892 8 564 8 541 
1870 2 876 10 050 1902 4273 8477 
1876 2 102 11 705 1904 4 610 78489 
1 Beulen F. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Der Satz, daß die Vertragsobligationen nach den Geſetzen 
des Erfüllungsortes zu beurteilen art iſt in der neueren 
Literatur vielfach bekämpft worden. Mit Recht hält des halb Entſch. 
Nr. 1 es nicht für angängig, dieſen Satz ohne Erwägung aller 
Gründe und Gegengründe ſchlechthin für das neue Recht als 
gegeben hinzunehmen. 5 hat das RG. trotz 
er Bedeutung dieſer Frage für die deutſche Rechtſprechung 
keinen Anlaß genommen, ſolche Erwägungen in erſchöpfender 
Weiſe anzuſtellen, weil zufällig das Recht des Erfüllungs⸗ 
ortes und des Perſonalſtatuts des Schuldners zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes ſowohl nach Nationalitäts- wie nach Domizil⸗ 
prinzip in dem vorliegenden Falle zu demſelben Reſultate 
führen. Dem für die Beſchränkung der Revifion geltend ge⸗ 
machten Zwecke des Rechtsmittels hätte es vielleicht mehr ent- 
ſprochen, wenn das RG. nicht dieſen bequemeren Standpunkt ein- 
genommen, ſondern die dargebotene Gelegenheit zur Forderung 
der Rechtseinheit ergriffen hätte. 

Entſch. Nr. 2 behandelt die (negatoriſche) Abwehrklage 
egen Verbreitung von tatſächlichen Behauptungen, die den 
rwerb des Betroffenen zu gefährden geeignet find, fowie die 
hierbei einzuhaltende Verteilung der Beweislaſt. 

Über dies Wirkſamwerden einer unter Gegenwärtigen in ſchrift⸗ 
licher Form abzugebenden Willenserklärung verhält fich Entſch. Nr. 3. 

Eine im Auslande vorgenommene, der deutſchen Streit⸗ 
verkündung entſprechende Prozeßhandlung wird in Entſch. Nr. 5 
als zur Unterbrechung der Verjährung geeignet ſelbſt dann er- 
achtet, wenn dem Urteile mangels Verbürgung der Gegenſeitigkeit 
die 5 Inlande fehlt. 

Ob und in welcher Weiſe der Zedent in die Lage geſetzt 
werden kann, die abgetretene Forderung im eigenen Namen ein⸗ 
zuklagen, erörtert Entſch. Nr. 8. 

Die Zerftörung des Miethauſes durch Brand begründet 
0 die Unmoͤglichkeit der Erfüllung im Sinne des 
8 323 ff. BGB., fo daß jede Partei von dem Vertrage zurücktreten 
kann; auch wenn die Herſtellung in kürzerer Zeit erfolgt, handelt 
es ſich nicht nur um eine nicht S8 oder zeitweiſe Nicht⸗ 
erfüllung im Sinne des 5 542 BGB. So Entſch. Nr. 9. 

Erwirbt die eine beſondere Firma führende Zweignieder⸗ 
laſſung einer Anſtalt oder Aktiengeſellſchaft eine Hypothek unter 
dieſer Firma, jo macht fie, da fie keine ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſoͤnlichkeit hat, den Erwerb für die Anſtalt oder Aktien⸗ 
geſellſchaft unter deren für ihre durch die Zweigniederlaſſung be- 
triebenen Geſchäfte allein maßgebenden Namen. Die Eintragung 
in das Grundbuch hat deshalb auf die Firma der Zweig ⸗ 
niederlaſſung zu lauten, wenn der Erwerbstitel auf fle aus- 
En iſt. So der unter Nr. 13 abgedruckte dem DRG. 

resden gegen Bay Oe G. beitretende Beſchluß des RG. 

Die Unzuläſſigkeit grundbuchlicher Eintragung von 
Pfändungen künftiger Eigentümerhyvotheken wird in ka zu 
Nr. 80 abgedruckten Beſchluſſe ausgeſprochen. 

Hervorgehoben ſeien ſchließlich die zu der Zivilprozeßnovelle 
vom 5. Juni 1905 ergangenen Entſch. Nr. 27, 28, 29. N. 


RR ) Auf einen Notar kamen nach dem letzten Jahrbuche 16 904 Ein 
ohner. 
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Vereins nachrichten. 
Eine Darſtellung der vom 1. Juni 1906 an geltenden 
Gerichtsorganiſation für Berlin wird den Mitgliedern des 
Vereins demnächſt mitgeteilt werden. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Auwaltskammern im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin und der Oberlandesgerichte zu Frankfurt a. M. 
und Kiel haben der Kaſſe abermals Beihülfen und zwar 
Berlin von 5000 Mark, Frankfurt von 1500 Mark und 
Kiel von 1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren 
Borftänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte 
Dank ausgeſprochen worden. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Cöln hat der Kaſſe zu Unterſtützungszwecken abermals 
den Betrag von 2000 Mark überwieſen. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten noch über die in der Zeit vom 25. Oktober 
bis zum 18. November 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Zivilprozeßordnung. 

1. 55 145 Abſ. 3, 302, 304, 538 3D. Zwiſchen⸗ 
urteil des L2G. über den Grund eines Anſpruchs, wenn Gegen⸗ 
forderungen des Beklagten in Frage find. Ermeſſen des OLG. 
über das deswegen einzuſchlagende Verfahren.] 

Gegen eine Schädenklage, von deren Betrag der Kläger 
Gegenforderungen des Beklagten in Abzug gebracht hatte, war 
von dieſem die Klagforderung nach Grund und Betrag be⸗ 
ſtritten, ohne ſich zunächſt hinſichtlich der Gegenforderungen näher 
einzulaſſen. Durch Beſchluß des LG. wurde die Verhandlung 


9 Nachdruck ohne Wngabe ber Duelle verboten. 


auf den Grund des in der Klage erhobenen Anspruches be⸗ 
ſchränkt und die Entſcheidung von einem Eide des Klägers ab- 
hängig gemacht. In der Berufungsinſtanz hat der Beklagte 
gerügt, das LG. habe es unterlaſſen, zu unterſuchen, ob der 
Schaden des Klägers hoher ſei, als die Gegenforderungen, 
gegen die der Kläger felbft aufrechne, und welche auch er, Be⸗ 
klagter, zur Kompenſation ſtelle; nur wenn dies der Fall ſei, 
hätte ein Urteil erlaſſen werden dürfen, das den Klageanſpruch 
dem Grunde nach für berechtigt erkläre. Das Berufungsgericht 
iſt dem Beklagten hierin beigetreten. Überſteige die Forderung 
des Klägers nicht die Gegenforderungen, ſo ſei ſie durch Auf⸗ 
rechnung getilgt und es bleibe kein Anſpruch des Klägers übrig, 
welcher dem Grunde nach feſtzuſtellen wäre. Dieſe Rechtslage 
habe das Berufungsgericht genötigt, auch in die Verhandlung 
über die Höhe des Schadens einzutreten und darüber Beweis 
zu erheben. Den Schadenserſatzanſpruch des Klägers hat der 
Berufungsrichter für an ſich — abgeſehen von der Aufrechnung — 
begründet erachtet, und ausgeführt, die Aufrechnung dieſer 
Gegenforderungen habe die Tilgung der ganzen Forderung des 
Klägers zur Folge. Die vom Kläger eingebrachte Reviſton 
wurde zurückgewieſen: Das KG. iſt richtigerweiſe davon aus⸗ 
gegangen, daß der Klageanſpruch nur dann gemäß & 304 
3PO. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt werden konne, 
wenn alle den Grund betreffenden Streitpunkte erledigt waren, 
und daß zu dieſen Streitpunkten auch die auf Gegenforde⸗ 
rungen des Beklagten geſtützte (eventuelle) Aufrechnungseinrede 
gehöre, — ein Grundſatz, der des öfteren vom RG. ausge ⸗ 
ſprochen iſt. (RG. 16, 385 f.; 31, 861 f.; 52, 27 f.; JW. 95, 
29410; 02, 6336; 04, S. 39, 3642.) Standen dem Klage ⸗ 
anſpruch Forderungen des Beklagten gegenüber, durch deren Auf- 
rechnung der erſtere moͤglicherweiſe vollſtändig beſeitigt wurde, 
ſo war der Klageanſpruch, mochte er auch im übrigen als be⸗ 
gründet erwieſen ſein, doch nicht bloß dem Betrage, ſondern 
auch dem Grunde nach ſtreitig, und inſolange war das Ge⸗ 
richt außerſtande, über den Grund vorab zu entſcheiden. Dies 
traf im vorliegenden Falle auch ſchon für den erſten Richter zu. 
Zwar hatte in I. Inſtanz der Kläger von ſich aus die Gegen⸗ 
forderungen des Beklagten in Rechnung geftellt, ohne daß der 
Beklagte ſeinerſeits zuerſt die Aufrechnungseinrede vorgeſchützt 
hatte. Aber der Beklagte war jedenfalls eventuell mit der Auf- 
rechnung einverſtanden und hatte den Betrag des klägeriſchen 
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Schadenerſatzanſpruches im ganzen Umfange beſtritten. Bei dem 
Beſtreben nun, jenem Grundſatze gerecht zu werden, konnte das 
Berufungsgericht dem Anſchein nach in Konflikt mit einer an- 
deren prozeßrechtlichen Norm kommen, nämlich mit dem Grund- 
ſatze, daß die II. Inſtanz nicht zur erſten werden darf, daß der 
Berufungsrichter nicht (über die Grenze der geſetzlichen Devolutiv- 
wirkung des Rechtsmittels hinaus) mit etwas fi befaſſen ſol, 
worüber der Unterrichter noch nicht geurteilt hat. (Mot. zu 
8 538 [479] 3p O. S. 310 f.; Hahn, Materialien S. 359; Wach, 
Vorträge II. Aufl. S. 270 f.; Gaupp⸗ Stein, ZPO. zu 
8 537 J. 1, zu 8 538 I, II). — Nach § 538 Nr. 3 ZPO. 
hat das Berufungsgericht die Sache, inſofern eine weitere Ver⸗ 
handlung derſelben erforderlich iſt, an das Gericht I. Inſtanz 
zurückzuverweiſen, „wenn im Falle eines nach Grund und Betrag 
ſtreitigen Anſpruches durch das angefochtene Urteil über den 
Grund des Anſpruches vorab entſchieden, oder die Klage abge- 
wieſen iſt.“ Die Worte „inſofern eine weitere Verhandlung er- 
forderlich ift“, bedeuten allerdings nicht die tatſächliche Not- 
wendigkeit weiterer Verhandlung, ſollen vielmehr nur aus⸗ 
ſprechen: inſofern nicht ſchon die zweitinſtanzliche Entſcheidung 
über die in Nr. 1—5 bezeichneten Streitpunkte die Sache er⸗ 
ledigt; auch wenn die Sache für den Berufungsrichter bereits 
ſpruchreif wäre, iſt doch im Sinne von § 538 ZPO. eine 
weitere Verhandlung erforderlich, ſofern nicht ſchon die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts (bei Beſchränkung auf den in 
I. Inſtanz abgeurteilten Prozeßſtoff) den ganzen Streit beendet. 
(RG. 12, 377; JW. 02, 9317; Seuff A. 59 Nr. 275.) 
Allein gerade das letztere greift hier durch. Die Vorſchrift des 
8 538 Nr. 8 ZPD. hat den Fall im Auge, wenn das Be 
rufungsgericht den Grund des Anſpruches, ſei es in Aberein⸗ 
ſtimmung mit dem erſten Richter oder in Abweichung von dieſem, 
bejaht; erkennt der Berufungsrichter ſelbſt den Auſpruch für 
unbegründet, fo bleibt kein Raum für eine weitere Verhand- 
lung. — Soweit aber der Grund des Auſpruches in Betracht 
kommt, iſt die Sache im ganzen Umfange an das Berufungs- 
gericht erwachſen. Gegenſtand der Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung desſelben find inſoweit — nach der Regelnorm des 
§ 537 ZPD. — alle den Anſpruch betreffenden Streitpunkte, 
ſelbſt wenn über dieſe Streitpunkte in I. Inſtanz nicht ver⸗ 
handelt oder nicht entſchieden iſt. In einem Falle wie dem vor⸗ 
liegenden nun gehort zu den Streitpunkten, welche den Grund 
des Anſpruches betreffen, auch der Betrag der Klageforderung. 
Der Berufungsrichter iſt durch die beſondere Prozeßlage des 
Falles, um über die Aufrechnungseinrede und damit über den 
Klageanſpruch ſelbſt entſcheiden zu können, genötigt, über jenen 
Betrag zu befinden, und gelangt er zu dem Ergebniſſe, daß die 
Klageforderung keinenfalls in einem die Gegenforderungen über- 
ſteigenden Betage begründet ſei, ſo hat er ohne weiteres die 
Klage abzuweiſen. Denn innerhalb der Berufungsanträge (5 53 6 
ZPO.) hat das Berufungsgericht die Sache, ſoweit es damit 
befaßt iſt, und demgemäß die dem Anſpruche entgegengeftellten 
Einwendungen vollſtändig zu erledigen. Vergl. RG. 47, 
866 f.; 56, 186 f.; Gruchots Beitr. 33, 727. — Die Ver⸗ 
handlung über den Betrag ift in ſolchen Fällen lediglich ein 
Mittel, um den Grund oder Ungrund des Anſpruches feſtzu⸗ 
ſtellen, die Entſcheidung darüber nur ein Element des Urteils 
über den Grund, nicht eine Entſcheidung über den Betrag als 
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ſelbſtändigen, durch 8 538 Nr. 3 ZPO. dem Gericht I. Inſtanz 
vorbehaltenen Streitpunkt. Der Berufungsrichter ko un te aller. 
dings aus dem Grunde, weil das Verfahren I. Inſtanz an dem 
weſentlichen Mangel leide, daß über einen noch nicht entſchei⸗ 
dungs reifen Anſpruch vorab erkannt war, gemäß 8 539 3p. 
das landesgerichtliche Urteil ſamt dem zugrunde liegenden Ber- 
fahren aufheben und die Sache an die I. Inſtanz zurückver⸗ 
weiſen. Allein das lag in dem Ermeſſen des Berufungsgerichts; 
daraus, daß es von dieſer Befugnis keinen Gebrauch gemacht 
hat, kann ein Reviſionsangriff nicht entnommen werden (vgl. 
RG. 37, 248; JW., 04, 39°); und es iſt auch wohl erkläͤrlich, 
weshalb der Berufungsrichter dieſen Weg, — bei dem alsdann 
über den Grund des Anſpruches gar nichts entſchieden geweſen 
wäre, — nicht gewählt hat. Sodann hätte das Berufungs- 
gericht, wofern vom Beklagten mit einer Gegenforderung auf 
gerechnet wurde, welche mit der in der Klage geltend gemachten 
Forderung nicht in rechtlichem Zuſammenhange ftand, nach 
Maßgabe von § 302 ZPD. und zutreffenden Falles nach vorher 
gemäß $ 145 Abſ. 3 39 O. angeordneter getrennter Verhand- 
lung, über die Klageforderung unter Vorbehalt der Entſcheidung 
über die Aufrechnungseinrede ein Zwiſchenurteil nach § 304 
3p O. erlaſſen können. (JW. 02, 6325; 04, 39°; ſ. übrigens 
Gruchots Beitr. 45, 1110.) Abgeſehen jedoch davon, daß es 
fich auch hier um ein, als ſolches der Nachprüfung nicht unter ⸗ 
liegendes Ermeſſen des Berufungsgerichts handeln würde, fehlte 
es ſchon an jener geſetzlichen Vorausſetzung der Trennung: Die 
Gegenforderungen des Beklagten waren mindeſtens zum Teil 
mit dem Klageanſpruch Tonner; denn wenn auch nicht ein ge 
meinſames Rechtsverhältnis zugrunde liegt, fo beſteht zwiſchen 
den beiderſeitigen Anſprüchen offenbar ein gewiſſes Bedingungs⸗ 
verhältnis. Hiernach kann in dem Verfahren des Berufungs- 
gerichts kein Verſtoß gegen Prozeßnormen erblickt werden. — 
R. c. L., U. v. 26. Okt. 05, 25/05 VI. — Berlin. 

2. 58 239 ff., 1033 3908. Die Vorſchriften der 
Unterbrechung des Verfahrens gelten nicht für das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren.] 

Die zur Entſcheidung ſtehende Frage iſt die, ob hinſichtlich 
des Verfahrens und insbeſondere hinſichtlich der Unterbrechung 
die Vorſchriften der Zy O. ohne eine beſondere Vereinbarung kraft 
Geſetzes auf das ſchiedsrichterliche Verfahren anzuwenden find. 
Sie muß verneint werden. Eine ihre Bejahung erheiſchende 
Beſtimmung findet ſich in der ZPO. nicht und für ihre Ber- 
neinung ſpricht entſcheidend, daß die prozeſſnalen Normen über 
die Unterbrechung des Verfahrens auf die an die progeßrecht ⸗ 
lichen Vorſchriften nicht gebundene Erledigung des Rechts ſtreits 
vor dem Schiedsgerichte nicht paſſen. Es fehlt für dieſe an 
der Moͤglichkeit, dem Verfahren durch Aufnahme nach Maßgabe 
der ZPO. bezw. der KO. Fortgang zu verſchaffen. Cbenſowenig 
gibt es bei der ſchiedsgerichtlichen Prozedur Friſten und Prozeß 
handlungen, die durch die Unterbrechung beeinflußt werden 
koͤnnten. Die 58 239 ff. ZPO. find deshalb von der An⸗ 
wendbarkeit auf das formfreie ſchiedsgerichtliche Verfahren, deſſen 
Geſtaltung in den Händen der Schiedsrichter ruht und von 
Parteibetrieb unabhängig iſt, ausgeſchloſſen und dieſer Meinung 
find auch die vom Berufungsrichter für feine entgegengefechte 
Auficht angeführten Schriftſteller (Gaupp⸗ Stein, Bem. III 
zu 8 1033 39 0.; Kohler bei Gruchot 31, 524; Lem 
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daſelbſt 37, 187). Die Schiedsrichter waren hiernach nicht 
gehindert, den bereits vor der Konkursersffnung über die 
Verträge mit den Parteien gefällten und dem Gemeinſchuldner 
zugeſtellten Schiedsſpruch auch nach dieſem Zeitpunkte dem Be⸗ 
klagten rechtsgültig zuſtellen zu laſſen. Materiellrechtliche Be⸗ 
denken gegen die Wirkſamkeit der Zuſtellung find von keiner 
Seite erhoben und auch nicht zu erheben, jedenfalls dann nicht, 
wenn der Konkursverwalter das Kompromiß als für die Konkurs⸗ 
maſſe bindend anerkennt und den Erlaß des Vollſtreckungsurteils 
in Anſehung des Schiedsſpruchs begehrt. Über den Einwand 
des Beklagten, daß der Spruch nur im Auftrage des einen 
Schiedsrichters zugeſtellt worden ſei, geht der Berufungsrichter 
ſtillſchweigend hinweg; er billigt augenſcheinlich die Ausführungen 
des erſten Richters, nach denen mit der Unterzeichnung des 
Schiedsſpruchs auch durch den anderen Schiedsrichter die Er⸗ 
mächtigung für den erſteren herzuleiten iſt, die den formellen 
Abſchluß des Verfahrens herbeiführenden Handlungen vor⸗ 
zunehmen. Dieſe Ausführungen ſtehen mit der Rechtſprechung 
des RG. im Einklange. (RG. 37, 412; Gruchot 39, 1178.) 
Danach iſt die Zuſtellung vom 20. April (an den Gemein⸗ 
ſchuldner) und vom 7. Mai 1904 (an den Beklagten) nicht zu 
beanftanden, und es kann unerörtert bleiben, ob die nachträglich 
im Laufe des gegenwärtigen Prozeſſes veranlaßte Zuſtellung 
den Anforderungen des Geſetzes entſpricht. Sch. c. M., U. v. 
7. Nov. O5, 62/05 VII. — Berlin. 

3. 5 268 Nr. 3 ZPD. Unzuläſfigkeit der Einklagung 
des Intereſſes an der Nichtbefolgung der durch rechtskräftiges 
Teilurteil ausgeſprochenen Rechnungslegungspflicht in der Be⸗ 
rufungsinſtanz.] 

Die Klägerin hat mit der Klage auf Rechnungslegung die 
Klage auf Herausgabe deſſen verbunden, was der Beklagte ihr 
aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe ſchuldet. Soweit 
fie ſich dazu imſtande ſah, hat ſie ſchon in dem auf den Haupt⸗ 
anſpruch bezüglichen Antrage die geſchuldete Leiſtung beſtimmt, 
nämlich die Einwilligung des Beklagten in die Auszahlung des 
Erloͤſes aus der Verſteigerung von 14 Kühen. Die Beſtim⸗ 
mung der weiter geſchuldeten Leiſtung hat ſie, wie es nach 
8 254 3P0O. zuläffig iſt, vorbehalten, bis die Rechnung gelegt 
ſein werde. Der weiter früher geſtellte eventuelle Antrag auf 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 5 000 Mark hat 
eine beſondere Begründung nicht erhalten, dieſe Summe iſt alſo 
ebenfalls nur als der Betrag gefordert, der aus dem Rechts- 
verhältniffe der Parteien vom Beklagten geſchuldet werde. Nun 
iſt über die erhobenen Anſprüche durch rechtskräftig gewordenes 
Teilurteil dahin entſchieden, daß der Beklagte zur Rechnungs⸗ 
legung verurteilt worden iſt. Auch die Zwangsvollſtreckung aus 
dieſem Teilurteil hat begonnen, ſie hat aber die Klägerin nicht 
in die Lage gebracht, ihrem noch rechtshaͤngigen Hauptanſpruch 
die nach 8 253 3p. für eine Leiſtungsklage erforderliche 
Beſtimmtheit voll zu geben. Die Klägerin fordert hiernach jetzt 
die 5 000 Mark nicht als den aus dem Vollmachtsvertrage vom 
Beklagten ihr geſchuldeten Betrag, ſie macht nicht eine ergänzte 
Berechnung des letzteren auf, ſondern fie ſtützt dieſen Anſpruch, 
wie auch die gegebene Begründung ausſpricht, auf den Un⸗ 
gehorſam des Beklagten gegen das Teilurteil und fie fordert 
jene Summe jetzt als das Intereſſe an dem Ausbleiben der 
Leiſtung, zu der der Beklagte bereits rechtskräftig verurteilt iſt. 
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Die Bezugnahme der Klägerin auf 8 268 Nr. 2 30. iſt 
miihin unzutreffend; denn fie fordert nicht aus dem früher ſchon 
geltend gemachten Rechtsgrunde eine erweiterte Leiſtung, ſondern 
eine Leiſtung, die an die Stelle einer ihr bereits rechtskräftig 
zuerkannten Leiſtung treten fol. Es fragt ſich aber, ob mit 
Rückficht auf die beſondere Geſtaltung der Klagen auf Rechnungs⸗ 
legung, wie fie fi aus 8 254 ZPO. ergibt, die Vorſchrift 
des § 268 Nr. 3 ZPD. anwendbar und nach ihr es zuläſſig iſt, 
daß nach der rechtskräftigen Erledigung des Hilfsanſpruchs in 
dem Nachverfahren über den Hauptanſpruch das Intereſſe ein⸗ 
geklagt werden kann, das beim Ausbleiben der aus dem Teil- 
uiteil geſchuldeten Handlung dem Gläubiger zu erſtatten iſt. 
Die Frage iſt mehrfach bejaht worden; vergl. Gaupp⸗Stein, 
39 O. zu 8 254 Note III 4a; Seuffert, ZPO. zu 8 254 
Note 4c; Remelé Anger, ZPO. zu § 254. Allein es iſt Be⸗ 
denken getragen, dieſer Rechtsauffaſſung beizutreten. Daß die 
Vorſchrift des 8 268 Nr. 3 nicht unmittelbar anwendbar iſt, 
ergibt ſchon die obige Darlegung. Denn die Klage auf Rech- 
nungs legung iſt durch rechtskräftiges Urteil erledigt; damit iſt 
aber die rechtliche Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß die Erhebung 
des Anſpruchs auf das Intereſſe nur eine zuläſſige Anderung 
der erhobenen Klage ſei. Das Intereſſe der Klägerin an der 
urteilsgemäßen Rechnungslegung fällt aber auch nicht zuſammen 
mit dem, was die Klägerin mit dem noch rechtshängigen Haupt⸗ 
anſpruche verlangt. Jener Intereſſeanſpruch iſt dem Grunde 
nach und kann dem Betrage nach verſchieden ſein von dem, 
was die Klägerin vom Beklagten aus ihrem, der Klage zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe zu fordern hat. Vgl. RG. 36, 
S. 369 (376). Die Vorſchrift des § 268 Nr. 3 würde darum 
nur im Wege der Analogie auf den hier zur Entſcheidung 
ſtehenden Fall angewendet werden können; für ſolche Ausdehnung 
ſeiner Anwendbarkeit fehlt es aber an ausreichenden Gründen. 
Die Zweckmäßigkeitsrückſichten, die zu der Vorſchrift des 
& 254 ZPD. geführt haben, laſſen ſich allerdings für die hier 
abgelehnte Anficht geltend machen, allein ihnen ſtehen die Gründe 
gegenüber, aus denen das Verbot des § 529 Abſ. 2 30D. 
erlaſſen iſt. Die Regel dieſes Verbots für die hier in Rede 
ſtehenden Fälle zu durchbrechen, iſt um ſo weniger Bedürfnis, 
als 5893 ZPD. allgemein den Weg anweiſt, auf dem beim 
Ausbleiben einer, durch Zwangsvollſtreckung nicht unmittelbar 
erzwingbaren Handlung das Intereſſe einzufordern iſt. Das 
Berufungsgericht hat hiernach ohne Rechtsirrtum der Klägerin 
die Befugnis verſagt, in dieſem Prozeſſe noch in der Berufungs⸗ 
inſtanz ihr Intereſſe an der Nichtbefolgung der Auflage des 
Teilurteils einzuklagen. Sie iſt auf eine beſondere Klage an⸗ 
gewieſen, der gegenüber der Beklagte alle Einwendungen erheben 
kann, die ihm nicht etwa durch die Rechtskraft des in dieſem 
Prozeſſe ergangenen Urteils genommen find. W. c. L., U. v. 
26. Okt. 05, 520/04 VI. — Hamm. 

4. 8 866 ZPO. in Verb. mit 8 79 GBO. Unzuläffig- 
kett der nachträglichen Eintragung einer beſonderen Zwangs⸗ 
ſicherungshypothek für eine zu einem beſonderen Titel für 
vollſtreckbar erklärte Koſtenforderung im Betrage von 300 Mark 
oder weniger. Diſſentierende Entſcheidungen der OLG. be⸗ 
züglich dieſer Frage.] 

Die zur Entſcheidung ſtehende Frage: „ob nach Eintragung 
einer Zwangsficherungshypothek aus $ 866 39 O. für eine den 

98 * 


140 


Betrag von 300 Mark überſteigende Hauptforderung auf dem⸗ 
ſelben Grundſtück eine ſolche Hypothek auch eingetragen werden 
könne für die als Nebenforderung geltend gemachte, aber 
ihrem Betrage nach erſt ſpäter durch Beſchluß (§ 105 ZPD.) 
feſtgeſetzte Prozeßkoſtenforderung, wenn dieſe den Betrag von 
300 Mark nicht erieicht? welche Frage das Obe G. zu München 
bejahen will, iſt bereits von mehreren Os G. (Berlin, Karlsruhe, 
Colmar und Roſtock) verneint worden. Gemäß des 8 79 
Abſ. 2 G80. hat es darum die hier fragliche weitere Be⸗ 
ſchwerde dem RG. vorgelegt, das nach Abſ. 3 des 8 79 GBO. 
nunmehr über fie zu entſcheiden hat. Das Obe. hat bereits 
in zwei früheren Beſchlüſſen gleichen Beſchwerden ſtattgegeben, 
die auf Grund der dem 8 866 Abſ. 3 ZPO. nachgebildeten 
Vorſchriſt des Art. 56 Abſ. 1 des Bay AGB. uſw. 
vom 9. Juli 1899 (für die Zeit bis zur Anlegung des Grund⸗ 
buchs) bei ihm erhoben worden waren; vgl. die Beſchlüſſe vom 
26. Mai 1900 und 13. Juli 1901 in BayObe G3. 1, 294 
und 2, 536. Das RG. iſt der Anficht des Obs G. nicht bei- 
getreten, hat vielmehr die weitere Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: Es iſt zuzugeben, daß der 
Wortlaut der geſetzlichen Beſtimmung: Auf Grund eines anderen 
Schuldtitels darf eine Sicherungs hypothek nur für eine den 
Betrag von 300 Mark überfteigende Forderung eingetragen 
werden; die Vorſchriften der 58 4, 5 finden entſprechende An⸗ 
wendung, inſofern Zweifel erregen kann, als darin die Ein⸗ 
tragungsfähigkeit durch einen beſtimmten Betrag der „Forde⸗ 
rung“ begrenzt wird. Unter der Forderung wird man zunächft 
die im Eintragungsantrage bezeichnete zu verſtehen haben; aber 
wenn dieſe nur Teil einer größeren Forderung oder nur Neben- 
forderung einer Hauptforderung iſt, kann der Zweifel entſtehen, 
welche Forderung das Geſetz meine, die durch den Eintragungs⸗ 
antrag umgrenzte Forderung, oder die, zu welcher dieſe ſich als 
Teil oder Nebenforderung verhält? Der vorliegende Eintragungs⸗ 
antrag betrifft nicht eine Teilforderung, ſondern eine Neben⸗ 
forderung, denn das kann keinem begründeten Zweifel unterliegen, 
daß die Prozeßkoſtenforderung für die eine Sicherungshypothek 
verlangt wird, von Anfang an eine Nebenforderung zu der ein⸗ 
geklagten Hauptforderung von 480 Mark geweſen und dies auch 
nach der erſtrittenen Verurteilung und nach Eintragung einer 
Sicherungshypothek für die Hauptforderung geblieben iſt. Es 
konnen demnach die Erörterungen des Obe G. auf fich beruhen, 
die ſich auf die Eintragungsfähigkeit einer Teilforderung beziehen; 
hier ſteht nur zur Frage, ob ſich die Eintragungsfähigkeit der 
für die Nebenforderung begehrten Sicherungshypothek nach dem 
Betrage dieſer Nebenforderung oder nach dem der Hauptforderung 
richte. Für die Beantwortung dieſer Frage iſt nun aber ſchon 
die Erwägung von ausſchlaggebender Bedeutung, daß die Ein⸗ 
tragung der Zwangsficherungshypothek aus 8 866 ZPD. eine 
Maßregel der Zwangs vollſtreckung iſt und darum den 
gleichen Voraus ſetzungen unterliegt wie dieſe. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfordert einen vollſtreckbaren Titel, ihre Zuläffig- 
keit überhaupt und ihr nmoͤglicher Umfang find lediglich von 
dem Vorhandenſein und dem Inhalt des Titels abhängig. Für 
die Vollſtreckungsmaßregel der Sicherungshypothek iſt dies noch 
beſonders in der Begründung zu dem dem § 866 ZPO. zu- 
grunde liegenden & 757 b des Entwurfs der Novelle vom 
17./20. Mai 1898 hervorgehoben worden, indem dort betont wurde, 
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daß die nach 8 873 BGB. zur Entftehung der Hypothek er⸗ 
forderliche Einigung zwiſchen Gläubiger und Eigentümer, ſowie 
die in 8 19 GBD. bezeichnete Eintragungsbewilligung des 
Eigentümers hier durch den vollſtreckbaren Titel erſetzt werde. 
Hahn⸗Mugdan, Mater. 8, 166. Dies findet auch noch eine Be⸗ 
ſtätigung in 8 868 Abſ. 1 ZP9D., indem danach die Wirk 
ſamkeit der Zwangsſicherungs hypothek für den Gläubiger aufhört 
und der Übergang der Hypothek auf den Eigentümer eintritt, 
lediglich infolge der Beſeinigung des vollſtreckbaren Titels, ohne 
Rüdfiht auf materiellrechtliche Erloͤſchungsgründe. Hiernach iſt 
es völlig ausgeſchloſſen, daß ein Vollſtreckungstitel für ſich allein 
über den Betrag der darin für vollftreckbar erklärten Forderung 
hinaus zu einer Zwangs vollſtreckung und insbeſondere zur Ein ⸗ 
tragung einer Zwangsſicherungshypothek führen könnte. Daß 
die vollſtreckbare Forderung eine Nebenforderung iſt, kann darin 
keinen Unterſchted begründen. Es iſt zwar moglich, die Zwangs 
vollſtreckung wegen der Hauptforderung und wegen der Neben- 
forderung einheitlich zu betreiben, beide durch Eine Pfändung 
und ſo auch durch Eintragung Einer Sicherungshypothek zu 
vollſtrecken, das ſetzt aber vollſtreckbare Titel für beide und 
deren gleichzeitige Vorlegung voraus. In ſolchem Falle würde 
allerdings — vorausgeſetzt, daß die Hauptforderung ohne Ein ⸗ 
rechnung der Nebenforderung ($ 4 ZPO.) den Betrag von 
300 Mark überſteigt — die einzutragende Sicherungshypothel 
den niedrigeren Betrag einer Nebenforderung mitumfaſſen können. 
Um dieſen Fall handelt es ſich aber nicht; hier iſt die Haupt. 
forderung von 480 Mark bereits vollſtreckt auf Grund des voll⸗ 
ſtreckbaren Verſäumnisurteils vom 30. Mai 1905, das zwar 
auch ſchon in die Prozeßkoſten verurteilt hatte, aber nur all- 
gemein, ohne Angabe des Betrages, und daher in dieſem Punkt 
nicht vollſtreckbar war, ſondern nach Vorſchrift des 8 104 30. 
noch einer Ergänzung durch einen beſonderen Koſtenfeftſetzungs⸗ 
beſchluß bedurfte. Dieſer iſt aber gleichwohl als ſelbſtändiger 
Vollſtreckungstitel entſtanden, beſteht auch unberührt dutch die 
Schickſale des Vollſtreckungstitels für die Hauptforderung ſelbſt⸗ 
ſtändig weiter fort, und fol nun auch für fich allein vollſtreckt 
werden. Dieſe Vollſtreckung umfaßt aber nur einen Betrag von 
87,73 Mark. Es fällt für die vorliegende Frage aber weiter 
noch ins Gewicht, daß für die Nebenforderung eine ſel bſt⸗ 
ſtändige Hypothek eingetragen werden müßte, wenn die 
Hauptforderung ſchon vorher eingetragen iſt, daß aber für deren 
Umfang wiederum nur die ihr zugrunde liegende Forderung 
maßgebend ſein könnte, hier alſo der einzutragende Koſtenbetrag. 
Von einer Erweiterung der ſchon eingetragenen Zwangs ſicherungs · 
hypothek für die Hauptforderung, nämlich deren nachträglicher 
Erſtreckung auf die Koſtenſumme, konnte dabei keine Rede ſein; 
eine ſolche Erweiterung kennt das Hypothekenrecht nur in dem 
einen Falle des § 1119 BGB., bei einer nachträglichen Er- 
hoͤhung des Zinsſatzes auf 5 vom Hundert. In dieſem Falle 
freilich wird die Hypothek im eigentlichen Sinne erweitert, indem 
dann nicht für die Zinserhöhung eine beſondere Hypothek be- 
ſtellt, ſondern die ſchon eingetragene Hypothek mit ihrem Nang 
auf ſie ausgedehnt wird. Die Koſtenforderung erhält dagegen, 
wenn fie auf Grund eines beſonderen Titels und für fich ein; 
getragen wird, eine beſondere für ſich beſtehende Hypothek mit 
dem ſich bei ihrer Eintragung darbietenden Range, die auch für 
die Zukunft von dem Schickſal der voreingetragenen Hypothek 
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für die Hauptforderung unabhängig bleibt. Dieſe Erwägungen 
zwingen zu dem Schluß, daß die nachträgliche Eintragung einer 
beſonderen Zwangs ſicherungshypothek für eine in einem beſon⸗ 
deren Titel für vollſtreckbar erklärte Koſtenforderung im Betrage 
von 300 Mark oder weniger nach der mehrgenannten geſetzlichen 
Beſtimmung unzuläffig iſt. Grundbuchſ. K. u. Cie., Beil. v. 
1. Nov. 05, B 281/05 V. — Obe G. München. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

5. 88 568 Abs. 4 und 571 39 O. Unzuläſfigkeit einer 
weitern Beſchwerde gegen Entſcheidungen des OLG. aus § 571.] 

Auf die in dem Verfahren behufs Sicherung des Beweiſes 


von der Beklagten gegen die Beſchlüſſe der Kammer für Handels⸗ 


ſachen bei dem Amtsgerichte zu Crefeld vom 12. und 29. Mai 
1905 eingelegten Beſchwerden hat das Os G. zu Coͤln zuerſt 
durch Beſchluß vom 15. Auguſt 1905 unter Abänderung 
des Beſchluſſes vom 12. Mai 1905 die Ablehnung des Sach⸗ 
verſtändigen Dr. K. für gerechtfertigt erklärt und den Beſchluß 
vom 29. Mai 1905 inſoweit aufgehoben, als er die von der 
Beklagten benannten Sachverſtändigen von der Ernennung aus⸗ 
ſchließt. Auf die von der Klägerin hiergegen eingelegte weitere 
Beſchwerde hat das Os G. zu Göln ſodann durch Beſchluß 
vom 9. September 1905 gemäß 8 571 3POO. unter der 
Annahme, daß ein Fall der ſofortigen Beſchwerde (8 577 ZPO.) 
nicht vorliege, den erwähnten Beſchluß vom 15. Auguſt 1905 
inſoweit abgeändert, als unter Zurückweiſung der Beſchwerde 
der Beklagten gegen den Beſchluß vom 12. Mai 1905 die Ver⸗ 
nehmung des Dr. K. als Sachverſtändigen angeordnet wurde. 
Die von der Beklagten gegen dieſen Beſchluß vom 9. Sep⸗ 
tember 1905 eingelegte Beſchwerde hat das Oe G. durch Be⸗ 
ſchluß vom 9. Oktober 1905 gemäß 5 568 Abſ. 4 und 
8574 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung des Geſetzes vom 5. Juni 
1905 als unzuläſſig koſtenfällig verworfen, ohne dabei in die 
Prüfung der Frage einzutreten, ob die angegriffene Entſcheidung 
vom 9. September 1905 in geſetzmäßiger Weiſe ergangen ſei. 
Gegenüber dieſem Beſchluſſe vom 9. Oktober 1905 hat die Be⸗ 
klagte gemäß 8 574 Abſ. 2 eit. innerhalb der geſetzlichen Friſt 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts beantragt, indem fie die 
Zuläßfigkeit der erhobenen Beſchwerde im weſentlichen damit be- 
gründet, 1. daß die durch den Beſchluß vom 9. September 1905 
erfolgte Aufhebung des Beſchluſſes vom 15. Auguſt 1905 des⸗ 
halb unzuläffig geweſen ſei, weil die gegen den letzteren Beſchluß 
eingelegte Beſchwerde eine ſofortige ſei und weil die Ab⸗ 


änderungsbefugnis ſich nicht auf einen Beſchluß beziehe, der auf 


Beſchwerde ergehe, 2. daß jedenfalls der in dieſer Weiſe zuſtande 
gekommene Beſchluß ſeinem Weſen nach nicht als ein auf Be⸗ 
ſchwerde erlaſſener, ſondern als ein erſtinſtanzlicher Beſchluß 
anzuſehen ſei: Behufs Entſcheidung über den bei dem RG. 
als Beſchwerdegericht geſtellten, eine Aufhebung des Beſchluſſes 
des Oe G. vom 9. Oktober 1905 bezweckenden Antrag iſt zu⸗ 
nächſt lediglich die Frage zu prüfen, ob durch dieſen Beſchluß 
die Beſchwerde der Beklagten mit Recht als unzuläſſig ver⸗ 
worfen worden iſt. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Es iſt nämlich 
anzunehmen, daß die Vorſchrift des 8 568 Abſ. 4 ZPD. n. F., 
wonach gegen die Entſcheidungen der OLG. (in Beſchwerdeſachen) 
eine weitere Beſchwerde nicht ſtattfindet, auch auf eine gemäß 
5 571 380. erlaſſene Entſcheidung eines OLG. Anwendung 
findet, wodurch einer weiteren Beſchwerde gegen einen in der 
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Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen Beſchluß desſelben Oe G. ganz oder 
teilweiſe abgeholfen wird. Hierfür ſpricht nicht nur die all- 
gemeine, auch Fälle der vorliegenden Art in ſich begreifende 
Faſſung des 8 568 Abſ. 4, ſondern auch die keinerlei Be⸗ 
ſchränkung hinſichtlich der Anwendung dieſer Vorſchrift vor⸗ 
ſehende Begründung derſelben und der hiermit übereinſtimmende 
Bericht der Reichstagskommiſſion, worin dieſe Vorſchrift dahin 
erläutert iſt, daß hiernach gegen Entſcheidungen, welche die OG. 
in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen, eine Beſchwerde nicht 
ſtattfinden ſoll. Der hier in Frage ſtehende Beſchluß vom 
9. September 1905 ift aber als eine ſolche, von dem Os. 
in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſene und nicht als eine erſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung anzuſehen. (Wird dargelegt.) Hier⸗ 
nach war der angefochtene Beſchluß vom 9. Okt. / Sept. 05 
aufrecht zu erhalten. B. c. L., Beſchl. v. 3. Nov. 05, 
B 101/05 II. — Coöͤln. 

6. 5 574 Abſ. 2 3p O. Unzuläffigkeit einer Beſchwerde 
gegen Entſcheidung des OLG. aus 5 574 Abſ. 2. 

Die zur Entſcheidung vorliegende Beſchwerde vom 
2. Oktober 1905 tft überhaupt unzuläffig. Gegen den Beſchluß 
des OLG. vom 30. Auguſt 1905, welcher die Beſchwerde gegen 
den das Armenrecht für die Berufungsinſtanz verweigernden 
Beſchluß vom 2. Auguſt 1905 als unzuläffig verwarf, ſtand 
den Beklagten nach $ 574 Abſ. 2 ZPD. (u. F.) nur der Weg 
offen, auf die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts, des Reichs⸗ 
gerichts, binnen der Notfriſt von einer Woche von Zuſtellung 
des Beſchluſſes an anzutragen. Dies haben fie in der vom 
1. September ab laufenden Notfriſt unterlaſſen. Damit iſt der 
Beſchluß vom 30. Auguſt 1905 unanfechtbar geworden, die 
gegen dieſen Beſchluß gerichtete Beſchwerde deshalb unzuläffig. 
Aus der Unanfechtbarkeit des Beſchluſſes vom 30. Auguſt folgt 
aber zugleich, daß der Beſchluß vom 2. Auguſt 1905, durch 
den das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts abgelehnt, 
unanfechtbar, dieſer Beſchluß rechtskräftig geworden, das 
Beſchwerdeverfahren gegen dieſen Beſchluß erledigt iſt. Eine 
neue Beſchwerde gegen dieſen rechtskräftigen Beſchluß gibt es 
nicht. Dem Beklagten ſteht nur offen, das Geſuch um Be⸗ 
willigung des Armenrechts von neuem anzubringen und auf 
neue Tatſachen zu ſtützen. Q.⸗S. o. T., Beſchl. v. 18. Okt. 05, 
B 118/05 I. — Breslau. 

Handelsgeſetzbuch. 

7. 8 70 5B. Vertragsbrüchiges Verhalten eines 
Angeſtellten gegenüber dem früheren Geſchäftsherrn als Ent⸗ 
lafſungsgrund für den fpäteren.] 

Beklagter hatte die bei ihm angeſtellte Beklagte ohne 
Kündigung entlaſſen, weil fie, während fie bei ihm tätig war, 
rechtlich auch gegenüber den Geſchwiſtern K. verpflichtet geweſen, 
von dieſen gegen die Klägerin Klage erhoben und in zwei In⸗ 
ſtanzen obgefiegt worden. Das Os G. wies deswegen bie 
Klägerin ab. Das RG. hob auf: Die Klägerin iſt bei Ein⸗ 
gehung des Engagements mit dem Beklagten und bei Autritt 
der dortigen Stellung auf Grund der von ihr in ſachgemäßer 
Weiſe eingeholten Erkundigungen bei mehreren Rechtsverſtändigen 
in dem guten Glauben geweſen, daß ſie den Geſchwiſtern K. 
gegenüber nicht verpflichtet ſei, und auch der Beklagte hat von 
ihrer Differenz mit letzteren wenigſtens im allgemeinen Kenntnis 
erhalten. Das Berufungsgericht aber hat bei ſeiner Annahme 


142 


eines wichtigen Entlafjungsgrundes die ſoeben hervorgehobenen 
Umſtände nicht berückſichtigt, vielmehr lediglich auf die objektive 
Sachlage, wonach bei richtiger rechtlicher Würdigung ein Ver⸗ 
trag der Klägerin mit den Geſchwiſtern K. zuſtande gekommen 
und im Vorprozeß demgemäß eine Verurteilung der erſteren er⸗ 
folgt war, ſowie auf die im kaufmänniſchen Verkehr herrſchenden 
Anſchauungen über die Beſchäftigung eines vertragsbrüchigen 
Angeſtellten Gewicht gelegt. Allein die Annahme vertrags⸗ 
brüchigen Verhaltens, bei welchem die ſubjektive Willens ⸗ 
ſtimmung des betreffenden Angeſtellten weſentlich in Betracht 
kommt, ſteht in direktem Widerſpruche mit der früheren Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts, daß die Klägerin ſich gut ⸗ 
gläubig den Geſchwiſtern K. gegenüber nicht für gebunden er⸗ 
achtet habe. M. o. W., U. v. 24. Okt. 05, 93/05 III. — 
Frankfurt. 

Gewerbeordnung. 

8. 88 33, 147 in Verb. mit $ 134 BGB. Gültigkeit 
der pachtweiſen Mberlaffung eines Wirtſchaftsbetriebes durch An⸗ 
ſtellung als Kaftellan.] 

Durch den bei den Akten befindlichen Vertrag vom 19. Ok- 
tober 1901 iſt der Kläger von dem Beklagten zum Kaſtellan 
ſeines Schützenhofes in der Weiſe beſtellt worden, daß ihm der 
geſamte Wirtſchaftsbetrieb für eigene Rechnung gegen eine jähr⸗ 
liche Miete von 2500 Mark überlaſſen wurde. Nachdem Kläger 
biefe Stellung etwa 5 Vierteljahre innegehabt und an Pacht⸗ 
zins und als Kaution im ganzen 3 473,74 Mark auf dieſen 
Vertrag gezahlt bzw. im Wege der Zwangsvollſtreckung hat 
leiſten müflen, fordert er gegenwärtig die gezahlten Beträge, ab⸗ 
züglich des Wertes der ihm gewährten Wohnung zurück, weil 
der Vertrag gegen die 88 33, 147 GewO. verftoße, daher 
gemäß § 134 BGB. nichtig ſei, und Beklagter deshalb die 
fraglichen Beträge ohne Rechtsgrund erhalten habe. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ſich dieſer Auffaſſung des Klägers angeſchloſſen 
und den Beklagten zur Zurückzahlung der eingeklagten Beträge 
verurteilt: Dieſe Auffaſſung iſt aber rechts irrtümlich. Davon, 
daß die Parteien den fraglichen Vertrag behufs Umgehung des 
Geſetzes und Täuſchung der Behoͤrde geſchloſſen hätten, fo daß 
Kläger, um dem Konzeſfionszwange zu entgehen, zum Scheine 
als Stellvertreter der Beklagten im Schankbetriebe auftreten 
ſolle, iſt im vorliegenden Falle keine Rede. Beide Parteien 
gehen davon aus, daß ihnen die beſondere Konzeſſionspflichtigkeit 
des Wirtſchaftsbetriebes des Klägers nicht bekannt geweſen ſei 
und zu einer anderen Anficht gibt auch der Inhalt des Ver⸗ 
trages und die geſamte Sachlage nicht den mindeſten Anhalt. 
Scheidet aber dieſes Moment, die Abficht einer Umgehung des 
Geſetzes, aus, dann verſtoͤßt der Vertrag, und ins beſondere 
deſſen Inhalt, auch nicht gegen die 88 33, 147 GewO. In⸗ 
haltlich ift der Vertrag die pachtweiſe Üiberlafjung eines Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebes; wie dieſer Inhalt gegen die 88 33, 147 bit. 
verſtoßen ſoll, iſt ganz unerfindlich. Gegen die angezogenen 
Paragraphen der GewO. verftößt der Wirtſchaftsbetrieb 
ohne Konzeſſion, nicht aber der Inhalt eines Vertrags über 
bie Uberlaſſung eines Wirtſchaftsbetriebes, der eben die Grund⸗ 
lage für die nachzuſuchende Konzeffion bildet. Die Ausführung 
des Berufungsgerichts, daß der Kläger ohne neue Abmachung 
mit dem Beklagten die Konzeſſion nicht hätte nachſuchen konnen, 
entbehrt jedes Grundes, und ſelbſt wenn fie richtig ſein ſollte, 
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etwa inſofern, als es noch einer Verzichtserklärung des Beklagten 
binfichtlich der ihm erteilten Konzeſſion bedurft hätte, fo wäre, 
da ein ernſtlich gemeinter Vertrag vorliegt, der Beklagte zu 
einer ſolchen Erklärung verpflichtet geweſen. Die fernere Aus- 
führung des Berufungsgerichts aber, daß auch die Behörde die 
Konzefflon nicht erteilt haben würde, weil Kläger auch Kaſtellan 
hätte fein ſollen, iſt unbegreiflich angefichts der notoriſchen Tat ⸗ 
ſache, daß in unzähligen Vereinen der Wirtſchaftsbetrieb in dieſer 
Weiſe geregelt iſt. Aber auf alles dies kommt es nicht an; da 
der Vertrag als ſolcher, wie er vorliegt, nicht gegen ein Geſetz 
verftößt, jo iſt er auch nicht nichtig, und zerfällt das ganze 
Fundament der Klage. Danach war die Klage abzuweiſen. 
B.⸗Sch. -V. zu U. c. Sch., U. v. 30. Okt. O05, 91/05 III. — Hamm. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

9. $ 2 des PatG. Auslegung eines Patentes. 

Über Auslegungsmittel eines Patentes hat ſich das NE. 
bei Zurückweiſung der Reviflon aus einem hier nicht inter⸗ 
eſſierenden Grunde wie folgt ausgeſprochen: Für die Auslegung 
eines Patents iſt zunächſt die Patentſchrift die gewieſene Grund⸗ 
lage. Dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß daneben auch 
andere, außerhalb gelegene Momente in Betracht fallen können, 
und insbeſondere wird in geeigneten Fällen der Stand der 
Technik zur Zeit der Patentanmeldung als Interpretations mittel 
verwertbar ſein. Inſofern in der Regel nicht angenommen 
werden darf, daß das, was damals in den einſchlagenden 
Fächern und Betrieben bereits allgemein bekannt war, noch 
unter Patentſchutz habe geſtellt werden ſollen, kann es danach 
unter Umftänden ſogar gerechtfertigt ſein, den weitergehenden 
Wortlaut des Patentes in beſchränkterem Sinne auszulegen. 
Für die Schlüſſigkeit dieſes Auslegungsbehelfs iſt aber Voraus. 
ſetzung eine jo allgemeine Kenntnis in den beteiligten Kreiſen, 
daß man, ohne beſonderen Nachweis, berechtigt ift, fie auch bei 
den Patentintereſſenten und insbeſondere bei der Patenterteilungs⸗ 
behörde vorauszuſetzen. Damit hat der & 2 des Patentgejehes 
nichts zu ſchaffen. Dieſe Geſetzesſtelle beſtimmt darüber, wann 
eine Erfindung nicht als neu im Sinne des 8 1 zu gelten 
habe, und knüpft dieſe Folge an ganz andere Vorausſetzungen. 
Auf Grund des 5 2 muß, ſoweit der Neuheitmangel reicht, 
das Patent abgelehnt oder, wenn erteilt, auf rechtzeitig er⸗ 
hobenen Antrag vernichtet werden. Für eine einſchränkende 
Auslegung des erteilten Patents bietet der § 2 keine Hand⸗ 


habe. Zu einer ſolchen, den Anſpruch des Patents feinem Wort 


laute gegenüber einengenden Auslegung — was nach dem 
Zuſammenhange der Begründung offenbar die Meinung bes 
Berufungsgerichts iſt —, durften die amerikaniſchen Patent 
ſchriften nicht ſchon aus dem Grunde herangezogen werden, weil 
fie im Sinne des 8 2 des Patentgeſetzes öffentliche Druck⸗ 
ſchriften find. Dazu wäre, wenn über die Bekanntheit des 
darin beſchriebenen Verfahrens weiter nichts feſtgeſtellt werden 
konnte, mindeſtens nötig geweſen, daß die Schriften dem Patent- 
amte bekannt waren (vgl. Urt. I 48/88 vom 7. April 1888 
bei Bolze Praxis Bd. VI Nr. 1153). Dies aber hat das 
Berufungsgericht nicht für erwieſen, ſondern nur für nicht 
widerlegt angeſehen. Dieſer Mangel in der Begründung bei 
angefochtenen Urteils führt dennoch nicht zu deſſen Aufhebung. 
(Wird ausgeführt.) K. c. V., U. v. 11. Okt. O05, 137/05 I. 
— Berlin. 
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10. 5 3 Abſ. 1, 8 10 Ziff. 2 PatG. Verhaltnis eines 
älteren Gebrauchsmuſterſchutzes zu einer ſpäteren Patent⸗ 
erteilung.] 

Beklagte beſaßen das Patent Nr. 100 507 vom 21. April 
1898 ab. Die Klägerin ſtellte auf Grund von § 3 Abſ. 1 und 
§ 10 Ziff. 2 PatG. den Antrag, das Patent für nichtig zu er⸗ 
klären, weil zur Zeit der Anmeldung der Gegenſtand der Erfindung 
nicht mehr neu, ſondern durch die Gebrauchsmuſter 36 539, an⸗ 
gemeldet am 24. Januar 1895, und 53 696, angemeldet am 
20. Februar 1896, bereits derartig beſchrieben und offenkundig 
bekannt geweſen ſei, daß danach die Benutzung durch andere 
Sachverftaäͤndige möglich war. Das PatA. wies die 
Nichtigkeitsklage ab und ſeine Entſcheidung wurde vom RG. 
beſtätigt: Die Nichtigkeitsklage iſt mit Recht abgewieſen worden, 
da die Vorausſetzungen des § 10 Abſ. 2 PatG., auf welchen 
fie geſtützt iſt, hier nicht vorliegen, auch wenn man unterftellt, 
daß der Gegenſtand der beiden Gebrauchsmuſteranmeldungen 
vom 24. Januar 1895 und 20. Februar 1896 identiſch ſei mit 
dem Gegenftand des Patentes Nr. 100 407. Eine ſpätere 
Patentanmeldung kann allerdings nach 8 3 Abi. 1 Satz 2 
PatG. den Anſpruch auf ein Patent nicht begründen, wenn die 
Erfindung Gegenſtand des Patentes eines früheren Anmelder 
iſt oder — wie das RG. in dem Urteil vom 13. Januar 
1900 I. 390/1899 ausgeführt hat — geweſen iſt. Die An- 
nahme aber, von welcher die Berufungsklägerin ausgeht, daß 

„ berfelbe Grundſatz gelten müſſe, wenn es ſich gar nicht um die 
Kolliſion zweier Patente, ſondern um die Kollifion einer Patent- 
anmeldung mit dem Gegenſtand eines älteren Gebrauchsmuſters 
handelt, ift rechtsirrig. Aus dem PatG. kann für die Auf⸗ 
fafſung der Klägerin nichts entnommen werden; es hat ſich mit 
der hier in Rede ſtehenden Frage überhaupt nicht befaßt. Da⸗ 
gegen find in der Begründung des Entwurfs zum Geſetze be⸗ 
treffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern zu $ 6 des Ent⸗ 
wurfs — der unverändert als $ 5 Geſetz geworden iſt — die 
Berhältniffe eingehend erwogen worden, wie ſie daraus entſtehen 
können, daß ein und derſelbe Gegenſtand von der einen Seite 
zum Mufterregifter und von der anderen zur Patentierung an- 
gemeldet wird. Man ging in der Begründung des Entwurfs 
von der Anſicht aus, daß es einer beſonderen Regelung 
des Verhältniſſes zwiſchen den verſchiedenen Anmeldern inſoweit 
nicht bedürfe, als die Veröffentlichung oder offenkundige Be⸗ 
nutzung des Gegenſtandes der einen Anmeldung zur Folge hat, 
daß der Gegenſtand der anderen Anmeldung nicht mehr als neu 
ſich darſtellt, da es hier an den Vorausſetzungen für die Patent- 
erteilung oder für die Geltendmachung des Muſterſchutzrechtes 
fehle und das zu Unrecht erteilte Patent mit der Nichtigkeits⸗ 
klage, die Eintragung des Gebrauchsmuſters ohne Vorhandenſein 
der materiellen Vorausſetzungen mit der Klage auf Löſchung 
des Mufters beſeitigt werden könne. Im übrigen aber erklärt 
die Begründung des Entwurfs: „Eine Notwendigkeit, die Kolli- 
fionen zwiſchen Patent- und Muſterſchutzrecht in derſelben Weiſe 
zu behandeln, wie die Kolliflonen der Patentrechte unter ſich, 
ergibt ſich aus dem Syſtem des deutſchen Patentweſens nicht. 
Dieſes Spyftem nötigt nur zur Aufſtellung des Grundſatzes, 
daß die Beſchlußfafſungen über Erteilung eines Patentes fich 
auch auf die Prüfung der Frage zu erſtrecken haben, wie dieſes 

Patent zu ſonſtigen, von derſelben Behörde erteilten Patenten 
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ſich verhält. Dagegen find die Wirkungen des Patents gegen- 
über andersartigen Rechten von denſelben Geſichtspunkten aus 
zu beurteilen, wie ſeine Wirkungen in bezug auf eine ohne In⸗ 
anſpruchnahme eines entgegenſtehenden Rechtes erfolgte Benutzung 
des patentierten Gegenſtands, und es kann deshalb der Streit 
zwiſchen Patentrecht und Muſterſchutzrecht ebenſowohl dem Rechts. 
wege zugewieſen werden, wie die Streitigkeiten über Patent⸗ 
verletzungen.“ — — — „ Da der Patentſchutz und der Schutz 
von Gebrauchsmuſtern eine zeitlich verſchiedene Wirkung äußern, 
fo braucht eine Kollifion zwiſchen beiden nicht dazu zu führen, 
daß das eine Recht das andere vollſtändig aufhebt. Vielmehr 
hat nur die Ausübung des nachſtehenden Rechts während der 
Zeit zu ruhen, innerhalb deren das beſſere Recht ſich in Wirk⸗ 
ſamkeit befindet. Solange letzteres der Fall iſt, kommen die 
Wirkungen aus der ſpäteren Anmeldung weder gegenüber dem 
Inhaber des vorgehenden Rechts noch gegenüber Dritten zur 
Geltung.“ Aus dieſer Begründung des Entwurfs, welcher im 
Laufe der Beratungen von keiner Seite widerſprochen wurde, 
ergibt fich klar, daß im § 5 des Geſetzes über den Schutz von 
Gebrauchsmuſtern der Fall der Kolliſion eines Patentes mit 
einem Gebrauchsmuſter vollkommen felbftändig geordnet iſt und 
in ganz anderer Weiſe, als die Kollifion von Patenten. Nach 
5 5 des Gebrauchsmuſtergeſetzes tritt durch das ältere Gebrauchs ⸗ 
muſter lediglich eine zeitweiſe Beſchränkung der Ausübung des 
jpäter begründeten Patentes ein, die wegfällt, wenn das ältere 
Gebrauchsmuſter durch Zeitablauf oder aus ſonſtigen Gründen 
erliſcht. H. . G., U. v. 21. Okt. 05, 136/05 I. — 
Patentamt. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

11. 88 15, 23 in Verb. mit 5 826. 
Schutzes des Ausländers.] 

Das OLG. verſagt mit Unrecht dem § 12 Waren. 
die Anwendbarkeit deshalb, weil das in Deutſchland eingetragene 
Warenzeichen Nr. 7364 in England nicht geſchützt ſei. Die in 
8 23 Abſ. 3 Waren 3G. zum Ausdruck gebrachte akzefſoriſche 
Natur des Ausländergeſetzes hat nicht die Folge, daß dem Aus- 
länder die Eintragung ſeiner Auslandsmarke in die Zeichenrolle 
nun auch in Deutſchland Zeichenſchutz nur in dem Umfange 
gewähre, in welchem er ihn in dem Lande ſeiner Niederlaſſung 
befitzt; ſondern es iſt der Auslegung beizupflichten, daß vielmehr 
bei formell und materiell rechtsgültiger Eintragung eines Zeichens 
in die Zeichenrolle dasſelbe in Deutſchland den ganzen Schutz 
des Geſetzes vom 12. Mai 1894 genießt und es hierbei nicht 
darauf ankommt, welchen Schutz die Klägerin durch die Ein⸗ 
tragung hat erlangen wollen, ſondern darauf, welchen Schutz 
das Geſetz dem eingetragenen Zeichen gewährt. Dieſen Grund⸗ 
ſatz hat der erkennende Senat bereits in einem Urteil vom 
7. Oktober 1904 II 13/04 in Sachen W. wider K. gebilligt. 
Erneute Prüfung gab keinen Anlaß, von dieſem Grundſatz ab- 
zugehen. Das OLG. geht über die Frage, ob im übrigen die 
Vorausſetzungen des § 15 Waren3G. gegeben fein möchten, 
hinweg und lehnt den 8 15 Waren 3G. auch deshalb ab, weil 
die Worte „H. Cl.“ nach dem eigenen Vortrag der Klägerin in 
England als Warenzeichen nicht eingetragen werden können. 
In 8 15 Waren3G. handelt es ſich um Ausftattungs-, 
nicht um Zeichenſchutz. Eine Ausſtattung erheiſcht keine Ein⸗ 
tragung. Daher iſt die Anſicht der Klägerin zutreffend, daß 
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ihre Klage nicht abgewieſen werden durfte mit der Begründung, 
die Worte „H. Cl.“ könnten in England als Warenzeichen nicht 
eingetragen werden. Die Klägerin hat ihren Sitz in London. 
Nach 8 23 Abſ. 1 WarenZ3®. genießt der Ausländer, welcher 
im Deutſchen Reich keine Hauptniederlaſſung hat, den Schutz 
des Geſetzes nur, wenn derjenige Staat, in dem er ſeine 
Hauptniederlaſſung hat, nach einer im RGBl. enthaltenen Be⸗ 
kanntmachung Gegenſeitigkeit gewährleiftet. Nun iſt Deutſchland 
nach Bekanntmachung vom 9. April 1903, RGBl. 03, 143 
der Pariſer Übereinkunft für den internationalen Schutz des ge⸗ 
werblichen Eigentums vom 20. März 1883 und der Brüffeler 
Zuſatzakte vom 14. Dezember 1900 auf 1. Mai 1903 bei⸗ 
getreten. Der Beitritt Großbritanniens ift bereits früher er- 
folgt. Art. 10b gedachten Zuſatzprotokolls gewährt allen An⸗ 
gehörigen der Verbandsſtaaten ohne weiteres den in den einzelnen 
Staaten beſtehenden Schutz gegen unlauteren Wettbewerb. Aus 
8 16 UnlWG., welcher eine ähnliche Beſtimmung wie § 23 
Abſ. 1 Waren 3G. enthält, hat man ſchon herzuleiten verſucht, 
daß den Angehörigen der Verbandsſtaaten der Schutz des 
Unl WG. nur dann zuſtehe, wenn fie im Deutſchen Reich ihre 
Hauptniederlaſſung haben. Die Unrichtigkeit dieſer beſchränkenden 
Auslegung hat das RG. bereits in ſeinem Urteil vom 5. Juli 
1904 II 552/04 angenommen. In feinem Urteil vom 3. März 
1905 (in Sachen Cagle Oil Company wider Vacuum Oil 
Company II 273/04) hat der erkennende Senat feine frühere 
Auffaſſung in ausführlicher Begründung nochmals gerechtfertigt. 
Auch jetzt führt eine erneute Prüfung zur Billigung desſelben 
Standpunkts. Unter die die Verbandsangehoͤrigen nach Art. 106 
gegen unlauteren Wettbewerb ſchützenden Beſtimmungen der 
Einzelgeſetzgebungen gehören alle Vorſchriften, welche ſich gegen 
den unlauteren Wettbewerb richten — ohne Rückſicht darauf, 
ob die Geſetzgebung gerade dieſe Bezeichnung zur Charakteriſtik 
ihrer Vorſchriften gewählt hat oder nicht. Zu dieſen unter 
Art. 10 b der Zuſatzakte fallenden Vorſchriften zählt 8 15 
Waren 3G. Derſelbe fichert derjenigen Ausſtattung Schutz zu, 
welche als Kennzeichen gleichartiger Waren eines anderen gilt. 
Dieſe Auffaſſung wird in der Literatur allgemein vertreten; fie 
iſt die natürliche und entſpricht der Entftehungsgeſchichte des 
Art. 10 b der Zuſatzakte; vgl. Alfeld, Kommentar zu den Reiche» 
geſetzen über das gewerbliche Urheberrecht ufw., München 1904 
S. 725; Lau, der Anſchluß des Deutſchen Reichs an die inter⸗ 
nationale Union für gewerblichen Rechtsſchutz, Berlin 1902 
S. 135; Oſterieth und Axſter, die internationale Übereinkunft uſw., 
Berlin 1903 S. 219. Somit genießt Klägerin den Aus- 
ſtattungsſchutz des 8 15 Waren 3G. ohne weiteres, wenn im 
übrigen die Voraus ſetzungen dieſer Geſetzesbeſtimmung zutreffen. 
Auf den § 826 BGB. läßt fi das Berufungsgericht des 
näheren nicht ein. Der 8 826 BGB. beſteht zufolge des 
Art. 32 EG. z. BGB. neben den durch beſondere Geſetze ge 
regelten Fallen des unlauteren Wettbewerbs und des Waren., 
ſoweit dieſe Sondergeſetze nicht alle Erſcheinungsformen der von 
ihnen ins Auge gefaßten Mißbräuche treffen; RG. Bd. 48 S. 120. 
Bei Gefahr der Wiederholung einer nach 8 826 BGB. unerlaubten 
Handlung, insbeſondere alſo hier, wo Beklagte ein Recht in Anr 
ſpruch nimmt, iſt die Unterlaſſungsklage gegeben. In dieſem Um⸗ 
fang kann auch der Ausländer den Schutz des 8 826 BGB. für 
fich anrufen. In dieſem Sinne hat ſich der erkennende Senat be» 
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reits in feinem Urteil vom 3. Mär; 1905 II 273/04 ausgeſprochen. 
H. Cl. c. N., U. v. 27. Okt. 05, 267/05 II. — Hamburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

12. 8 3. Erlaß einer einſtweiligen Verfügung ohne Be⸗ 
ſorgnis der Vereitelung oder Erſchwerung der Verwirklichung 
des Rechts.] | 

Beſchluß: Unter Aufhebung des Beſchluſſes des Königlichen 
Baydes G. Nürnberg, I. Zivilſenat, vom 7. Oktober 1905 wird 
entſprechend dem Geſuch der Klägerin vom 4. Oktober 1905 
auf Grund des 8 3 Unl WG. einſtweilige Verfügung dahin er- 
lafſen: 1. der Beklagte hat in Proſpekten die Angabe zu unter⸗ 
laſſen, die Berlitz⸗ School Koͤnigſtraße 51 in Nürnberg ſtehe 
unter der Oberleitung des Profeſſors B. und nur in den Ori⸗ 
ginal Berlig-Schools jet eine Gewähr für richtige Anwendung 
der Berlitz⸗Methode und für einen Erfolg vorhanden. Dem 
Beklagten wird zugleich verboten, die Proſpekte, die dieſe 
Angaben enthalten, weiterzuverbreiten. 2. Dem Beklagten 
wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen dieſe Ber- 
fügung eine Geldſtrafe von 100 Mark angedroht. Gründe: 
Klägerin hat ein Urteil des LG. Nürnberg vom 17. Juni 1905 
erwirkt, durch welches gegen den Beklagten bereits ein Verbot 
ausgeſprochen iſt, das ſich im weſentlichen mit dem Inhalt 
obiger einſtweiliger Verfügung deckt. Dieſes Urteil beruht auf 
§ 1 UnlWG. und iſt gegen Sicherheitsleiſtung von 2 000 Mark 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Unter Hinweis auf die fo 
erfolgte Glaubhaftmachung ihres Unterſagungsanſpruchs hat 


Klägerin bei dem Os G. Nürnberg, Zivilſenat I, dem Be 


iufungsgericht als Gericht der Hauptſache um Erlaſſung einer 
einſtweiligen Verfügung vorſtehenden Inhalts nachgeſucht. Die 
ablehnende Entſcheidung des OLG. Nürnberg vom 7. Oktober 
1905 iſt von der Klägerin mit Recht mittels Beſchwerde an · 
gegriffen. Das Os G. begründet feinen zurückweiſenden Befcheid 
nämlich damit, daß Tatſachen, aus welchen fi die Gefahr der 
Vereitelung oder Erſchwerung des Klageanſpruches ergibt, nicht 
behauptet ſeien, eine ſolche Gefahr auch angeſichts des gegen 
Sicherheit für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils des LG. 
Nürnberg vom 17. Juni 1905 nicht angenommen werden 
koͤnne; 85 936, 920 39 O. Das OLG. überfieht in dieſer 
Begründung den 8 3 Unl WG., welcher zum Zweck raſchen Ein- 
ſchreitens gegen unlautere Reklame gerade von einer Beforgnis, 
daß die Verwirklichung des Rechts einer Partei vereitelt oder 
weſentlich erſchwert werden konnte, die Erlaſſung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung nicht abhängig machen will. Dem Gericht 
iſt durch 8 3 Unl WG. völlig freies Ermeflen darüber ein⸗ 
geräumt, ob nach erfolgter Glaubhaftmachung der Voraus ⸗ 
ſetzungen des § 1 des Geſetzes eine einſtweilige Verfügung 
erforderlich iſt oder nicht, 8 938 ZPO. Hieraus folgt, daß 
das Vorliegen eines gegen Sicherheit vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Urteils keinen Hinderungsgrund darftellt. Nun tft es aber 
klar, daß Klägerin ein Intereſſe daran hat, dem Beklagten die 
Möglichkeit der Fortſetzung feiner unlauteren Reklame abzu- 
ſchneiden; fie braucht nicht zuzuwarten, bis das erlaſſene 
Urteil rechtskräftig iſt; noch auch iſt ſie gezwungen, die 
Sicherheit von 2 000 Mark zu leiſten, welche fie nach ihrer 
Angabe zur Zeit nicht aufbringen kann. Hiernach war der Be 
ſchwerde ſtattzugeben und die einſtweilige Verfügung zu erlaſſen. 
B. o. K., Beſchl. v. 10. Nov. 05, B 103/05 II. — Nürnberg. 
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Strafgeſetzbuch. 

13. 8 367 Nr. 12 StB. Keine Fahrläſſigkeit des 
Eigentümers eines Grenzſtreifens, der nicht zum Wege beſtimmt 
iſt, wenn bei Dunkelheit ortskundige Perſonen Schaden er⸗ 
leiden.] 

Da der Landſtreifen, wo der Kläger gefallen tft, weder ein 
öffentlicher Weg noch ein dem öffentlichen Verkehr freigegebener 
Privatweg war, vielmehr lediglich ein Grenzſtreif, der tatſächlich 
als Überweg benutzt wurde, ſo waren die Eigentümer der 
Grundſtücke in keiner Weiſe zu irgend einer Unterhaltung ver⸗ 
pflichtet. Wer von der von ihnen geübten Duldung Gebrauch 
machen wollte, mußte die Ortlichkeit nehmen, wie ſie war. 
Freilich iſt anzuerkennen, daß die Eigentümer bei der Verfügung 
über den Landſtreifen auf den tatſächlichen Verkehr Rückſicht 
nehmen und gemäß 8 367 Nr. 12 StGB. dafür ſorgen 
mußten, daß die dort verkehrenden Perſonen nicht unverſehens 
in eine neu geſchaffene Gefahr gerieten. Sie durften 
aber auch darauf rechnen, daß, wenn dort ein Graben aus⸗ 
geworfen war, der nach ſeiner Beſchaffenheit nicht an ſich, 
ſondern nur in der Dunkelheit gefährlich werden konnte, die 
mit der Ortlichkeit bekannten Perſonen ihr Verhalten 
danach einrichten und entweder einen anderen Weg gehen oder 
die gebotene Vorſicht anwenden würden, die fie gegen jede 
Gefahr ſicherte. Es kann darum nicht anerkannt werden, daß 
der Beklagte gegenüber dem Kläger eine Fahrläſfigkeit von 
irgend welcher Erheblichkeit ſich hat zuſchulden kommen laſſen. 
Denn dem Kläger iſt nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
das Vorhandenſein der Grube bekannt geweſen. N. c. C., 
U. v. 23. Okt. 05, 19/05 VI. — Poſen. 

II. Gemeines Recht. 

Evangeliſches Kirchenrecht im Großherzogtum 
Heſſen. 

14. Beſtrafung wegen Chebruchs ein Grund für Verluft 
des Patronatsrechts.] 

Das Berufungsgericht geht von der rechtlichen Erwägung 
aus, daß der Beſitz der bürgerlichen Ehre Vorausſetzung für den 
Erwerb und folgeweiſe auch für die Ausübung des Patronats 
ſei, und es gelangt bei Prüfung des Sachverhältniſſes zu dem 
Ergebnis, daß nach den Anſchauungen im heutigen Rechts leben 
mit der Beſtrafung wegen Ehebruchs nicht eine ſolche Ehren ⸗ 
minderung verbunden ſei, wie fie zur Entziehung der Aus⸗ 
übung des Patronatrechtes gefordert werden müßte. Das 
RG. hat entgegen den die Klage auf Verluſt des 
Patronatsrechts abweiſenden Vorinſtanzen dahin erkannt, daß 
der Beklagte die aus dem als Zubehör zum Kloſter Ilbenſtadt 
über die evangeliſche Kirche zu Bönftabt beſtehenden dinglichen 
Patronat fließenden Rechte für ſeine Perſon verloren hat; die 
geſamten Koſten des Rechts ſtreits werden dem Beklagten auf- 
erlegt. Aus den Gründen: Nach den im Großherzogtum 
Heſſen dem evangeliſchen Kirchenrecht zugrunde liegenden 
Beſtimmungen des kanoniſchen Rechts geht der Patron des 
Patronatrechts verluftig: 1. wenn er ſich einer Simonie 
bei Ausübung des Patronatrechts ſchuldig macht (cap. 6. 16 X 
de jure patronatus 3. 38 Conc. Trident sess. 25 
cap. 9), 2. wenn er den Geiſtlichen an der Patronats⸗ 
kirche tötet oder verſtümmelt (cap. 12 X de poenis 5. 37), 
3. wenn er in das Vermögen der Patronatskirche eingreift 
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(cap. 12 X de poenis 5. 37 Conc. Trident sess. 22 de 
reform. cap. 11). Dieſe geſetzlichen Beftimmungen find nicht 
dahin aufzufaſſen, daß der Verluſt des Patronatrechts zur Strafe 
für den Berechtigten lediglich in den bezeichneten drei Fällen 
eintreten fol. Der ausgeſprochene Zweck der Vorſchriften ging 
dahin, Mißſtände zu beſeitigen, die der Patron durch eigen⸗ 
nützige Ausübung des Patronatrechts herbeigeführt hatte und 
die Rechte der Kirche gegen Übergriffe der Patrone zu ſchützen 
(ogl. cap. 12 X 5. 37 Conc. Trident sess. 22 cap. 11, 
sess. 25 cap. 9). Der Grund für die Zurückweiſung ſolcher 
Übergriffe iſt im weiteren Sinne in einem die Intereſſen der 
Kirche ſchädigenden unehrenhaften, mit dem Weſen des Patronats 
unvereinbaren Verhalten des Patrons zu erblicken (vgl. cap. 6 
und 16 X 3. 38, cap. 12 X 5. 37). Die in den Geſetzes⸗ 
ſtellen angedrohte Entziehung der Patronatrechte ſetzt aber 
nicht eine vorausgegangene Verurteilung wegen einer ſtraf⸗ 
baren Handlung voraus, ſondern wird an einen im Sinne des 
Kirchenrechts deliktiſchen Tatbeſtand unmittelbar angeknüpft. 
Hiernach liegt der Entſcheidung der drei Fälle der gemeinſame 
Gefichts punkt zugrunde, daß der Verluſt des Patronat- 
rechts zur Strafe erfolgt, wenn ein unehrenhaftes 
Verhalten des Patronatsberechtigten zutage tritt, 
das die Intereſſen der Kirche ſchädigt, mit feinen 
Beziehungen zur Kirche unvereinbar iſt und infolge⸗ 
deſſen ihn feiner Stellung als Patron unwürdig 
erſcheinen läßt. Daß die Entziehung der Patronatrechte an 
einen ſolchen Tatbeſtand angeknüpft wird, findet ſeine Recht⸗ 
fertigung in dem Weſen des Patronatrechts als eines innerhalb 
der kiichlichen Sphäre liegenden Indioidualrechts kirchlich⸗offent⸗ 
lich rechtlicher Natur (ogl. Urteil des IV. 35. des RG. 
vom 16. März 1885; JW. 85, S. 190 Nr. 41 und des 
III. 3S. vom 2. Februar 1886; JW. 86, S. 93 
Nr. 23 — RG. 15, S. 171, 172 — mit Zitaten), das mit 
kirchlichen Ehrenrechten, namentlich bevorzugtem Sitz in der 
Kirche und Einſchluß in das Kirchengebet, ausgeſtattet iſt und 
wegen dieſer Beziehungen zur Kirche dem Patron die Pflicht 
auferlegt, ein unehrenhaftes und anſtößiges, mit feiner Stellung 
als Patron unverträgliches Verhalten zu vermeiden. Es kann 
dem Kirchenregiment und der Kirchengemeinde nicht zugemutet 
werden, von einem Patronatberechtigten, der ſich durch unehren⸗ 
haftes, in die Offentlichkeit tretendes Verhalten der Ausübung 
des Patronatrechts unwürdig zeigt, den Vorſchlag eines Geiſt⸗ 
lichen entgegenzunehmen und dem Patron die mit dem Patronat 
verbundenen Ehrenrechte zuzugeſtehen. Würde in ſolchen Fällen 
der Verluſt des Patronatrechts für die Perſon des Berechtigten 
nicht eintreten, ſo müßten erhebliche Nachteile für das kirchliche 
Leben unausbleiblich fein. Namentlich würde der Patronats⸗ 
geiſtliche in einen Konflikt geraten zwiſchen den Pflichten ſeines 
Amtes als Seelſorger und den Rückſichten, die er auf den 
Patronatsherrn zu nehmen hat, dem er feine Stelle verdankt. 
Handelt es ſich um ein dingliches Patronat, jo hat die in der 
Perſon des Berechtigten eintretende Unfähigkeit nur die Folge, 
daß er für ſeine Perſon des Rechtes zur Ausübung des 
Patronats verluſtig geht, während das dingliche Recht ſelbſt un⸗ 
berührt bleibt und auch die mit demſelben verbundenen Ver⸗ 
pflichtungen fortbeſtehen. Das Berufungsgericht hat nun bei 
Anwendung des Rechts auf das feſtgeſtellte Sachverhältnis 
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rechtlich geirrt. Nach den oben dargelegten Rechtsgrundſätzen iſt 
nicht ausſchlaggebend, ob die Ehrenrechte aberkannt find und 
nicht einmal, ob eine Verurteilung wegen einer ſtrafbaren 
Handlung erfolgt iſt. Es kann die Begehung ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen, für die eine Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht vorgeſehen iſt, die Stellung des Patrons ſo erſchüttern, 
daß der Verluſt des Patronatrechts die Folge iſt, und es können 
auch andere Handlungen, die im Strafgeſetz nicht mit Strafe 
bedroht find, dieſe Wirkung haben. Die Frage darf daher auch 
nicht ſo geſtellt werden, ob die Verurteilung wegen Chebruchs 
den Berluft des Patronatrechts zur Folge habe. Zu unterfuchen 
war vielmehr, ob ein unehrenhaftes Verhalten des Patrons vor- 
liegt, welches ſeine bürgerliche und kirchliche Ehre derart mindert, 
daß er ſeiner Stellung als Patron der Kirche unwürdig iſt. 
Hierbei iſt den Umſtänden des Falles, die das Berufungsgericht 
außer Betracht laſſen will, Bedeutung beizumeſſen. Das 
Berufungsgericht geht auch fehl, wenn es darauf Gewicht legt, 
daß das Recht des Beklagten ein wohlerworbenes ſei; die Frage, 
welche das Berufungsgericht ſich geſtellt hatte, ging gerade dahin, 
ob der Beklagte nach feiner Verurteilung wegen Ehebruchs das 
Patronatrecht für ſeine Perſon hätte erwerben können; 
die Tatſache, daß es ſich um ein der Standesherrſchaft Alt. L. -W. 
zuſtehendes wohlerworbenes dingliches Patronatrecht handelt, 
muß bei Beantwortung dieſer Frage außer Betracht bleiben. 
Maßgebend kann auch nicht ſein, ob der Beklagte andere Rechte 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts nach wie vor ausüben 
kann; denn die Vorausſetzungen für die Ausübung ſolcher Rechte 
find pofitiv und nicht gleichartig geregelt. Hiernach iſt das an⸗ 
gefochtene Urteil wegen Rechtsirrtums aufzuheben. Die 
Sache iſt zur Endentſcheidung reif. Schon die Tatſache, 
daß der Beklagte wegen Ehebruchs in zwei Fällen zu ſechs 
Monaten Gefängnis verurteilt worden iſt, erſcheint geeignet, ihn 
in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. Erſchwerend 
kommen aber noch weitere Umſtände in Betracht. (Wird dar⸗ 
gelegt.) Es war dem Eventualantrag gemäß zu erkennen, daß 
der Beklagte die aus dem dinglichen Patronat über die genannte 
Kirche fließenden Rechte für ſeine Perſon verloren hat. 
Nach den angegebenen Geſetzesſtellen tritt der Verluſt des 
Patronatrechts zur Strafe von Rechts wegen (ipso jure) ein 
(ogl. cap. 12 X de poenis 5. 87, Conc. Trident sess. 22 
cap. 11, sess. 25 cap. 9). Oberkonfiſt. o. A.-L.⸗W., U. v 
20. Okt. 05, 88/05 III. — Darmſtadt. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entfeheldungen bis Oktsber 1905.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 


A. Strafgeſetzbuch. 
1. 8 42 StGB. 
Das objektive Strafverfahren iſt unzuläſſig, wenn die 
Staatsanwaltſchaft zwar eine Verfolgung der im Bezirk des 
erkennenden Gerichts wohnhaften Verhreiter der Druckſchrift 
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aus ſubjektiven Gründen nicht für ausführbar erachtet, ſoweit 
es ſich aber um die Verfolgung der in einem anderen Bezirk 
wohnhaften Verleger handelt, die Sache an die dortige Staats⸗ 
anwaltſchaft abgegeben hat, und ihren eigenen Ausführungen 
nach das dortige Gericht vorausſichtlich in die Lage kommen 
wird, nicht nur über die perſönliche Schuldfrage, ſondern auch 
mit Wirkung für den Geltungsbereich des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
über die Einziehung der Schrift Entſcheidung zu treffen. U. d. 
IV. Sen. v. 26. Mai 05 (81/05). 

2. 5 49 StGB. 

Das Weſen der ſtrafbaren Beihilfe nach 8 49 StGB. 
ſetzt voraus, einmal, daß der Gehilfe von allen weſentlichen 
Begriffsmerkmalen der zu begehenden Haupttat Kenntnis gehabt 
hat, ſodann, daß ſein Vorſatz darauf gerichtet war, die Aus⸗ 
führung dieſer beſtimmten konkreten Tat des Täters durch 
ſeine Hilfeleiſtung zu unterſtützen und zu fördern. Es muß ſich 
deshalb inſoweit die wirklich begangene oder verſuchte Tat mit 
der von Gehilfen wiſſentlich unterſtützten in allen weſentlichen 
Merkmalen decken. Fehlt es an dieſer Übereinſtimmung, wird 
insbeſondere die Hilfeleiſtung des Gehilfen vom Täter zur 
Ausführung einer wegen beſonderer dem Gehilfen unbekannt 
gebliebener Tatumſtände erſchwerten Tat benutzt, ſo kann dies 
dem Gehilfen nach 88 49, 59 StGB. nicht zugerechnet werden. 
Seine ſtrafrechtliche Verantwortung reicht eben nur ſoweit, als 
ſein auf Hilfeleiſtung gerichteter Vorſatz geht und zur Verwirk⸗ 
lichung gelangt (RGSt. 21, 95). U. d. III. Sen. v. 29. Juni 05 
(166/05). 

3. § 49a StGB. 

Das Vorhandenſein einer Aufforderung iſt lediglich vom 
Standpunkte des Erkärenden, hier der Angeklagten, aus zu be⸗ 
urteilen. Es kommt hierbei nicht darauf an, ob die beabſichtigte 
Einwirkung auf den Willen des anderen Erfolg gehabt hat 
oder nach Lage der Sache Erfolg haben konnte. Belanglos iſt 
deshalb auch, ob der andere zur Vornahme der Handlung, zu 
der er beſtimmt werden ſollte, bereits entſchloſſen war und der 
Erklärende auch annahm oder vorausſetzte, daß ſich der andere 
zu ihr ohne weiteres verſtehen werde, und ob dieſer etwa die 
darauf bezüglichen erſten Anregungen dem Erklärenden ſelbſt 
gegeben haben mag. U. d. IV. Sen. v. 11. Juli 05 
(6708/04). 

4. 8 49a, 219 StGB. 

Wer in der Abſicht, das Mittel bei feiner ſchwangeren 
Geliebten anzuwenden, einen Dritten auffordert, ihm ein Ab⸗ 
treibmittel zu verſchaffen, ohne daß ein im rechtlichen Sinne 
unmittelbarer Verkehr zwiſchen der Schwangeren und dem 
Dritten wegen des Mittels bezweckt war oder erfolgte, kann 
wegen Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens nach 
8 219 StGB. nicht beſtraft werden; denn den Begriff des 
„Verſchaffens“, um don es ſich allein zu handeln vermöchte, 
erfüllt nach der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes nur das 
gegenüber der Schwangeren ſelbſt, ſei es unmittelbar, ſei es 
durch fremde Vermittelung geſchehene Zugänglichmachen, nicht 
ſchon die Mitteilung oder Abergabe an einen mit der Sachlage 
vertrauten Dritten unter Umſtänden, welche es von deſſen 
eigener ſelbſtändiger Willensentſchließung abhängig er⸗ 
ſcheinen laſſen, ob der ihm mitgeteilte oder übergebene Gegen⸗ 
ſtand weitergeleitet und ſchließlich in die Verfügungsgewalt 


34. Jahrgang. 


der Schwangeren gebracht wird. Daß der Angeklagte zu er⸗ 
kennen gegeben hätte, er ſeinerſeits habe vor, ein Abtreibungs⸗ 
mittel gegen Entgelt an ſeine Geliebte zu übermitteln, bei ihr 
anzuwenden oder ihr beizubringen, und wünſche ein geeignetes 
Mittel durch den Dritten zu bekommen, dem unter dieſen Vor⸗ 
ausſetzungen ein Verbrechen der Beihilfe zu einem Verbrechen 
aus 8 219 StGB. angeſonnen worden wäre, wird in den 
Urteilsgründen nicht angedeutet. U. d. I. Sen. v. 26. Juni 05 
(5677/04). 

5. 5 60 StGB. 

8 60 StGB. trifft nicht nur bei der Unterſuchungs⸗ 
haft der StPO. zu, ſondern bei jeder zum Zwecke der Unter⸗ 
fuchung von einer Behörde angeordneten und vollzogenen Haft. 
Im Sinne des 8 60 ſtellt ſich daher die Freiheitsentziehung, 
welche gegen die Angeklagte auf Grund eines richterlichen Haft⸗ 
befehls nach Art. 8 des zwiſchen Deutſchland und Italien ab⸗ 
geſchloſſenen Auslieferungsvertrags vom 31. Oktober 1871 be⸗ 
wirkt worden iſt, als Unterſuchungshaft dar; ſie war in dem 
durch das Urteil erledigten Strafverfahren in deſſen Intereſſe 
erfolgt. Der Umſtand, daß die zur Strafverfolgung berufene 
Behörde, welche die Verhaftung der Angeklagten vollzog, ſowie 
die Behörde, welche dieſe in Haft behielt, einer anderen Staats⸗ 
hoheit unterſtehen und daß für ſie eine andere Geſetzgebung als 
die deutſche maßgebend iſt, erſcheint nicht w iter von Belang. 
u. b. IT. Sen. v. 6. Okt. 05 (6717/04). 

6 5 61 ff. StGB. 

Eine ſuspenſiv bedingte von einem in der Zukunft liegenden 
Ereignis abhängige Zurücknahme des Strafantrags („falls ſich 
nach Anſicht der Staatsanwaltſchaft eine Kenntnis des wegen 
unlauteren Wettbewerbs Angeklagten nicht begründen laſſe“) 
kennt das Geſetz ebenſowenig wie bedingte Strafanträge; die 
Erklärung iſt alſo wirkungslos. U. d. I. Sen. v. 22. Mai 05 
(3952/04). 

7. 8 61 ff. StGB. 

Der Strafantrag ſteht mit der Frage nach der Schuld 
des Angeklagten und nach dem Strafausſpruch in keinem 
inneren Zuſammenhange, er gehört nicht zum Tatbeſtande, bildet 
vielmehr nur die prozeſſuale Vorbedingung für die Statt⸗ 
haftigkeit der „Strafverfolgung“ des Täters. Daraus folgt 
aber, daß bei der Prüfung der Frage, ob ein wirkſamer Straf⸗ 
antrag vorliegt, diejenigen Beſtimmungen nicht maßgebend ſind, 
welche den Beweis der Straftat beziehungsweiſe die Strafe 
betreffen. Die von dem Angeklagten zum Nachweiſe der Verſpätung 
des Strafantrages geſtellten Beweisanträge waren von dem 
Vorderrichter allerdings zu prüfen und war ihre Ablehnung zu 
begründen; die Gründe für die Ablehnung dieſer Beweiserhebung 
find aber für den Reviſionsrichter nicht maßgebend. U. d. III. Sen. 
v. 8. Juni 05 (4575/04). 

8. 8 68 StGB. 

Ob der requirierende Staatsanwalt neben dem Zwecke des 
Betriebes der Strafverfolgung noch den Zweck, die Verjährung 
unterbrechen zu laſſen, verfolgte, iſt ohne Bedeutung. Maß⸗ 
gebend allein iſt, daß die vom AG. erlaſſene, der Ermittelung 
des Aufenthalts des Angeklagten dienende Verfügung eine gegen 

den Täter wegen der begangenen Tat gerichtete Handlung eines 
Richters war. Gleichgültig iſt auch, ob das AG. in conereto 
zuſtändig war; es genügte, daß ihm die abſtrakte Zuſtändigkeit 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


747 


zu ſolchen richterlichen Handlungen ohne Zweifel zukam. Endlich 
kommt auch nichts darauf an, ob das erſuchte Gericht etwa im 
Hinblick auf die Beſtimmung des $ 160 StPO. befugt geweſen 
wäre, die Erledigung des Erſuchens abzulehnen. Es hat von 
einer etwaigen derartigen Befugnis keinen Gebrauch gemacht und 
es ſteht hiernach die Legalität der fraglichen richterlichen Handlung 
außer jedem Zweifel. U. d. III. Sen. v. 18. Mai 05 (6691/04). 

9. 8 102 StGB. 

Nach Wortlaut und Sinn des $ 102 StGB. iſt die ver⸗ 
bürgte Gegenſeitigkeit keine Bedingung der Strafverfolgung, 
wie der nicht mit ihr auf gleiche Linie geſtellte, ſondern in 
einem beſonderen Abſatz behandelte Strafantrag der aus⸗ 
wärtigen Regierung, ſondern eine äußere Bedingung der Ent⸗ 
ſtehung des ſtaatlichen Strafrechts, eine Bedingung der Straf⸗ 
barkeit. Der Strafrechtsſchutz ausländiſcher Rechtsgüter iſt 
davon abhängig, daß das ausländiſche Recht den inländiſchen 
Rechtsgütern einen im weſentlichen gleichen Rechtsſchutz zuteil 
werden läßt. Fehlt die Verbürgung der Gegenſeitigkeit, ſo iſt 
die Handlung kein Verbrechen oder Vergehen. Vgl. RG Rſpr. 3, 
457. Deshalb muß die Gegenſeitigkeit zur Zeit der Be⸗ 
gehung der Tatbeſtandshandlungen verbürgt ſein, nicht minder 
zur Zeit der Aburteilung. (8 2 StGB.) U. d. II. Sen. v. 
6. Mai 05 (6634/04). 

10. 8 108 StGB. 

Der Tatbeſtand des 8 108 StGB. iſt nicht nur dann 
gegeben, wenn der Angeklagte als Wahlberechtigter mehrere 
Stimmzettel abgegeben oder als Nichtwahlberechtigter gewählt 
hätte, ſondern ein unrichtiges Wahlergebnis hat der Angeklagte 
auch dann herbeigeführt, wenn er als an ſich Wahlberechtigter 
nicht ſein Wahlrecht ordnungsmäßig ausübte und ausüben 
wollte, ſondern, mit der Abſicht, ein unrichtiges Wahlergebnis 
herbeizuführen, durch heimliches Hineinſtecken eines unkontrol⸗ 
lierten Stimmzettels in die Urne eine Nichtübereinſtimmung 
zwiſchen der Zahl der vorhandenen Wahlzettel und der Zahl 
der abgegebenen Stimmen bewirkte. U. d. III. Sen. vom 
26. Juni 05 (279/05). 

11. 5 110 StGB. 

Zutreffend iſt von der Strafkammer angenommen, daß es 
für die rechtliche Beurteilung ohne Bedeutung iſt, ob der An⸗ 
geklagte gerade die Verordnung vom 20. September 1872 
kannte und zum Ungehorſam gegen ſie aufforderte. Es genügt, 
daß ihm bekannt war, es exiſtierten über den Gebrauch der 
deutſchen Sprache im Volksſchulunterricht Regierungsanord⸗ 
nungen, und daß er, für den Leſer erkennbar, Ungehorſam 
gegen dieſe hervorrufen wollte. U. d. IV. Sen. v. 12. Mai 05 
(77,05). 

12. 88 113, 114 StGB. 

Der zum Schutze der Willensfreiheit des Beamten dienende 
8 114 StGB. trifft die Nötigung zur Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen, die noch nicht begonnen ſind. Dagegen ſind die 
88 113, 117 flg. StGB. anwendbar, wenn den dort bezeich⸗ 
neten Beamten in der rechtmäßigen Ausübung ihres Amtes 
nach Beginn der Amtshandlung durch Gewalt oder durch Be⸗ 
drohung mit Gewalt Widerſtand geleiſtet wird. Wenngleich im 
einzelnen Falle die genaue Feſtſtellung des Zeitpunkts des 
Beginns der Amtshandlung Sache der tatſächlichen Beurteilung 
ſein wird, ſo muß doch bei richtiger Rechtsauslegung mindeſtens 
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der an das Betreten des Gehöfts und die Aufforderung zur 
Herausgabe des Pferdes ſich anſchließende Verſuch des Förſters, 
den Stall zu betreten, um in unmittelbarem Anſchluſſe daran 
das Pferd in Beſitz zu nehmen, als Teil der Ausführung der 
Pfändung, als deren Beginn angeſehen werden. U. d. II. Sen. 
v. 23. Mai 05 (6673/04). 

13. 5 114 StGB. 

Entſcheidend iſt lediglich die Willens richtung des 
Täters dergeſtalt, daß es im Falle der Anwendung von 
Drohungen als Nötigungsmittel nur darauf ankommt, daß der 
Täter mit dem Bewußtſein handelt, die Furcht vor der Ver⸗ 
wirklichung des angedrohten Übels ſei geeignet, die Willens⸗ 
beſtimmung des Bedrohten zu beeinfluſſen, und daß er die Er⸗ 
regung einer ſolchen Furcht und damit einen Zwang der 
beabſichtigten Art bezweckt (vgl. RGSt. 34, 207 und S. 17 
bis 18). Ob die Behörde oder der Beamte die zwangs⸗ 
weiſe Durchführung der beabſichtigten Handlung in Aus⸗ 
ſicht genommen oder von vornherein beſchloſſen hat, von Zwangs⸗ 
maßregeln abzuſehen, iſt ſomit für die Strafbarkeit der 
unternommenen Nötigung zur Unterlaſſung der Handlung ohne 
Bedeutung. U. d. II. Sen. v. 10. Okt. 05 (1203/05). 

14. S 120 StGB. 

Der nach § 47 Ziff. 10 der Bahnordnung für die Neben⸗ 
bahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 zur Ausübung der 
Bahnpolizei berufene Zugführer iſt berechtigt, die Vorführung 
eines ohne Fahrkarte angetroffenen Reiſenden zum Zwecke der 
Feſtſtellung der Perſönlichkeit und zur Entſcheidung, ob er mit⸗ 
fahren durfte (§ 21 Abſ. 3 EiſenbVerkO.) zu erzwingen, auch 
ihn bei Fluchtverdacht vorläufig feſtzunehmen (§S 127 StPO.), 
da er ſich eines Betrugs verdächtig gemacht hatte (RGSt. 4, 
295). Der Zugführer iſt alſo als Bahnpolizeibeamter berech⸗ 
tigt, dem Reiſenden die perſönliche Freiheit zu entziehen, und 
er hat ihm auch nach der konkreten Sachlage in deutlicher 
Weiſe zu erkennen gegeben, daß er dies tue. Danach konnte 
der I. Richter ohne Rechtsirrtum ihn als einen Gefangenen im 
Sinne des § 120 StGB. anſehen, und es iſt ohne Belang, 
daß der Zugführer nicht Hand an ihn gelegt hat. U. d. I. Sen. 
v. 12. Okt. 05 (6239/04). 

15. 8 123 StGB. Ä 

Die Wohnung im Sinne des $ 123 StGB. umfaßt die 
Treppe, die den Bewohnern des Raumes zum Zugange dient. 
Iſt eine Treppe als Zugang zu mehreren Wohnungen beſtimmt, 
ſo iſt jeder Wohnungsinhaber zur Ausübung des Hausrechts 
auf der Treppe für ſich allein berechtigt (RGSt. 1, 121). Das 
Bedenken der Reviſion, daß hierdurch ein Eingriff in das Recht 
der Mitbewohner bedingt werde, wird durch die Erwägung be⸗ 
ſeitigt, daß die Zuſtimmung eines einzelnen Mitbewohners zu 
dem Aufenthalte der dritten Perſon auf der gemeinſamen Treppe 
geeignet ſein kann, das Merkmal des unbefugten Verweilens 
im Tatbeſtande des Hausfriedensbruchs auszuſchließen. U. d. 
III. Sen. v. 4. Mai 05 (6117/04). 

16. 5 123 StGB. 

Der Vorderrichter verneint die Anwendbarkeit des 8 123 
des StGB. lediglich deshalb, weil der Garten, in welchen der 
Angeklagte einſtieg, nicht in einem erkennbaren räumlichen oder 
wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit dem Wohnhaus ſtehe, viel⸗ 
mehr von ihm durch den Hofraum geſchieden und gegen dieſen 
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in ſich abgegrenzt ſei. Die Strafkammer ſetzt ſich hierbei in 
bewußten Widerſpruch zu der Rechtsauffaſſung des erkennenden 
Senats (RGSt. 36, 395 ff.; 11 S. 293 bis 294). Zu einem 
Abgehen von dieſer Rechtsauffaſſung, die übrigens auch von 
anderen Senaten des RG. geteilt wird (vgl. u. a. RGRſpr. 10, 
639), ſieht ſich der Senat nicht veranlaßt. Die Strafkammer 
ſchränkt den Wortlaut des Geſetzes ein, indem ſie der dritten 
der in § 123 a. a. O. als gleichwertig vorgeſehenen Alternative 
(befriedetes Beſitztum) einen Zuſammenhang mit der erſteren 
(Wohnung) unterſtellt, der im Geſetz keinen Ausdruck gefunden 
hat. U. d. II. Sen. v. 26. Mai 05 (338/05). 

17. 5 125 StGB. 

Das Geſetz verlangt in 8 125 nicht die Begehung von 
Gewalttätigkeiten an Perſonen oder Sachen, ſondern gegen 
Perſonen oder Sachen und zur Annahme der Verübung von 
Gewalttätigkeiten in dieſem Sinne genügt es, wenn die phyfiſche 
Kraft einer Perſon in Bewegung geſetzt wird, um damit auf 
Perſonen oder Sachen, gegen welche ſich die in Bewegung ge⸗ 
ſetzte Kraft richtet, einzuwirken. Der Eintritt eines beſtimmten 
Erfolges wird weder bei den Perſonen noch bei den Sachen er⸗ 
fordert (RGSt. 5, 377; 30, 391). Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus konnte aber der Vorderrichter ohne materiellen 
Rechtsirrtum in dem Verſuch, mit Gewalt die Weiterfahrt des 
zum Transport von Arbeitswilligen an den Ort ihrer Be⸗ 
ſtimmung benutzten Wagens zu verhindern, in dem zu dieſem 
Zweck gegen ausdrückliches Verbot der Berechtigten erfolgten 
gleichfalls durch Gewaltanwendung bewirkten Eindringen ein⸗ 
zelner Teilnehmer aus der zuſammengerotteten Menſchenmenge 
in dieſen Wagen, aus dem die Eindringlinge erſt durch An⸗ 
wendung von Gegengewalt wieder vertrieben werden konnten, 
in dem Anklammern an die Wagengardinen, in dem Feſthalten 
am Wagen und der infolgedeſſen teilweiſe wenigſtens herbei⸗ 
geführten Hemmung ſeines Laufes unbedenklich eine phyfiſche 
Kraftentfaltung ſowohl gegen den Wagen als auch gegen deſſen 
Inſaſſen erblickt werden, welche vollſtändig zur Annahme der 
Verübung von Gewalttätigkeiten in Gemäßheit des § 125 a. a. O. 
ausreicht. U. d. III. Sen. v. 8. Mai 05 (6306/04). 

18. 8 125 StGB. 

Das RG. hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß es 
für die Anwendbarkeit des § 125 nicht erforderlich ſei, daß die 
geſamte zuſammengerottete Menſchenmenge ſich an den von ein⸗ 
zelnen ausgeübten Gewalttätigkeiten beteiligt haben müſſe; wenn 
es überhaupt hierzu gekommen ſei, ſeien die übrigen Perſonen 
ſchon wegen ihrer bloßen Beteiligung an der Zuſammenrottung 
zu beſtrafen und könne es nach dieſer Richtung nicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein, wie lange ſie ſich in der Menge 
befunden haben, insbeſondere nicht, ob ſie gerade in dem 
Augenblick an der Zuſammenrottung teilgenommen haben, als 
zu Gewalttätigkeiten übergegangen wurde. Vgl. RGSt. 36, 
174 und ferner 5, 377; 20 S. 303, 403; 30, 391. U. d. 
III. Sen. v. 9. Okt. 05 (272/05). 

19. 58 131 StGB. 

Die noch andauernde geſetzliche Wirkſamkeit der Anordnung 
bildet kein Tatbeſtandserfordernis; lediglich ſolche Staats⸗ 
einrichtungen und ihnen im Geſetz gleichgeſtellte obrigkeitliche 
Anordnungen können im § 131 nicht geſchützt erſcheinen, die 
nur noch hiſtoriſche Bedeutung haben, und in keinerlei Be⸗ 
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ziehung zu der beſtehenden Regierungsgewalt gelegt find. 
(RGSt. 4, 297; 16, 368). U. d. IV. Sen. v. 16. Mai 05 
(172/05). 

20. 8 154 (StGB.) 

Der in A bweſenheit eines Gerichtsſchreibers abgenommene 
Offenbarungseid erſcheint als ein „auferlegter Eid“, deſſen fahr⸗ 
läffige Verletzung als ein Vergehen des fahrläſſigen Falſcheides 
(8 163 StGB. — RGSt. 32, 118. U. d. II. Sen. v. 16. Juni 05 
(6445/04). 

21. 8 163 StGB. 

Die Fahrläſſigkeit des Angeklagten konnte mit Recht darin 
erblickt werden, daß er, obwohl ſein Guthaben bei der Bank ein ihm 
als ſolches bekanntes Vermögensſtück bildete, welches er ſeiner 
Angabe nach nun für „faſt“ gepfändet erachtet hat, es unter⸗ 
laſſen hat, durch eine leicht mögliche Nachfrage bei der Bank 
feſtzuſtellen, welche Summe ihm von dem Guthaben noch zur 
Verfügung ſtand. U. d. II. Sen. v. 23. Juni 05 (5009/04). 

22. 5 174 Ziff. 1 StGB. 

Erziehereigenſchaft im Sinne des § 174 Nr. 1 des StGB. 
iſt jedenfalls in dem Falle der Fürſorgeerziehung ohne Über⸗ 
tragung und Übernahme der bezüglichen Rechte und Pflichten 
undenkbar. Aus dem Weſen der Ehe ergibt ſich nicht, daß die 
Pflichten, die der Mann hinſichtlich der Fürſorgeerziehung 
übernommen hat, ſeiner Ehefrau ohne beſondere Abertragung 
zuwachſen. Die Ehe hat mit der freiwilligen Übernahme der 
Erziehung fremder Kinder nichts zu ſchaffen. U. d. IV. Sen. 
v. 23. Mai 05 (5622/04). 

23. 8 172 StGB. 

Die Ehe iſt auf die Klage der Frau durch Teilurteil ge⸗ 
ſchieden und der Mann für ſchuldig des Ehebruchs erklärt 
worden. Nachdem das Teilurteil rechtskräftig geworden, iſt auf 
die Widerklage des Mannes durch Urteil die Ehe nochmals ge⸗ 
ſchieden und die Frau für ſchuldig des Ehebruchs erklärt 
worden. Innerhalb 3 Monate nach Rechtskraft dieſes Urteils 
hat der Ehemann Strafantrag wegen Ehebruchs geſtellt. Nach 
$ 172 StGB. wird der Ehebruch beſtraft, wenn wegen 
desſelben die Ehe geſchieden iſt. Der Strafantrag des Mannes 
iſt daher wirkungslos, weil wegen Ehebruchs der Frau die be⸗ 
reits vorher geſchiedene Ehe nicht geſchieden iſt. Daran vermag 
der Umſtand nichts zu ändern, daß das Prozeßverfahren des 
LG. unrichtig war. U. d. II. Sen. v. 10. Okt. 05 (6679/04). 

24. 8 174 Ziff. 1 StGB. 

Hinſichtlich der in 8 174 Nr. 1 StGB. neben dem 
Geiſtlichen erwähnten Lehrer hat das RGSt. 10, 345 und 
33, 423 als bedeutungslos erachtet, ob ihr Verhältnis zu den 
Schülern auf öffentlich⸗rechtlicher oder vertragsmäßiger Grund⸗ 
lage beruht, ob es ferner ein berufsmäßiges oder ein frei⸗ 
williges iſt. Es beſteht kein Grund, weshalb für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Geiſtlichen und Schülern nicht das gleiche 

gelten ſollte, ſo daß alſo auch bei einem freiwilligen Beſuch der 
Sonntagsſchule das in 8 174 Ziff. 1 vorausgeſetzte Verhältnis 
zwiſchen Geiſtlichen und Schüler beſteht. U. d. Ferienſenats 
v. 20. Juli 05 (934/05). 

25. 58 180 StGB. 

Die Annahme einer Förderung der Unzucht durch Ver⸗ 
mittelung iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn die Perſonen, deren un⸗ 
züchtiger Verkehr gefördert werden ſolle, ſchon vor der hierauf 
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abzielenden Tätigkeit in perſönliche Beziehungen zueinander 
getreten ſind. Auch wo ein ſolches Verhältnis vorliegt, wird 
der Unzucht durch Vermittelung Vorſchub geleiſtet, ſobald die 
angeknüpften Beziehungen ſo geſtaltet werden, daß für den un⸗ 
züchtigen Verkehr den betreffenden Perſonen günſtigere Be⸗ 
dingungen geſchaffen werden. U. d. IV. Sen. v. 12. Mai 05 
(213/05). 

26. 8 176 Ziff. 3 StGB. 

Die Verleitung im Sinne des Strafgeſetzbuchs ift die Ein- 
wirkung auf den Willen eines anderen, die zum Erfolge führt, 
alſo die wirkliche Herbeiführung einer Handlung durch Ein⸗ 
wirkung auf den Willen des Handelnden (RGSt. 5, 125; 
15, 148). Das Merkmal der Verleitung iſt ſonach in zwei 
Abſchnitte zerlegbar, in die Beeinfluſſung des Willens einer 
Perſon und in den Eintritt des hierdurch beabſichtigten Erfolges. 
Erachtet die Reviſion einen Verſuch nur dann für gegeben, 
wenn das erſte dieſer beiden Momente erfüllt, alſo die Beein⸗ 
fluſſung des fremden Willens erreicht worden iſt, jo würde 
dieſe Rechtsanſicht mit der angeführten Entſcheidung des NG. 
geradezu im Widerſpruch ſtehen, dort iſt zur Annahme des Ver⸗ 
ſuchs als genügend bezeichnet, daß mit der Einwirkung auf den 
Willen des Kindes zum Zwecke der Herbeiführung des ver⸗ 
brecheriſchen Erfolges auch nur begonnen ſei. Ob der Wille 
des Kindes bereits beſtimmt worden iſt, zur Verübung oder 
Duldung der Handlung iſt für die Annahme des Verſuchs 
ebenſo ohne Belang, wie es für den Tatbeſtand des vollendeten 
Verbrechens auf die Willensrichtung des verleiteten Kindes nicht 
ankommt. (RGSt. 22, 33). U. d. III. Sen. v. 5. Okt. 05 
(258/05). 

27. 5 184 StGB. 

Der Verkauf unzüchtiger Bilder bildet nur eine Art der 
Verbreitung derſelben und letztere erfordert notwendig zwar 
nicht eine Überlaſſung der Bilder an das Publikum als 
ſolches, immerhin aber im Gegenſatze zu der Hingabe an eine 
oder an einige wenige individuell beſtimmte Perſonen 
die Uberlaſſung an einen größeren Perſonenkreis, mag der⸗ 
ſelbe auch ſonſt nach Zahl und Individualität genau beſtimmt 
fein. U. d. III. Sen. v. 18. Mai 05 (18/05). 

28. 8 184 StGB. 

Wie in dem Urteil (RGSt. 37, 315) dargelegt iſt, 
kann die künſtleriſche Tendenz und Wirkung eine dermaßen 
vorwiegende ſein, daß, was ſonſt in geſchlechtlicher Beziehung 
als ſchamverletzend gelten müßte, durch die zum Ausdruck ge⸗ 
langte Idee dieſen Charakter verliert; es kann aber davon nicht 
die Rede ſein, daß jedes Werk der Kunſt ſchon deshalb, weil 
es überhaupt eine Kunſttechnik aufweiſt und künſtleriſchen Zielen 
nachgeht, dem Bereiche des Unzüchtigen entrückt ſein müſſe. 
Können hiernach für die Frage, ob ein Original⸗Kunſtwerk ſich 
als unzüchtig darſtellt, nur die konkreten Umſtände des einzelnen 
Falles maßgebend ſein, ſo bedarf es, auch wenn es ſich, wie 
vorliegend, um Reproduktionen handelt, noch einer beſon⸗ 
deren und ſelbſtändigen Prüfung, ob mit Rückſicht auf die ge⸗ 
ſamten begleitenden Umſtände: die Art der Wiedergabe des 
Bildes, die Art und Weiſe des Vertriebs und die Bevölkerungs⸗ 
ſchichten, denen fie zugänglich gemacht find, dieſe Reproduktionen 
geeignet ſind, das normale Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in 
geſchlechtlicher Beziehung entweder durch Erregung geſchlecht⸗ 


750 


licher Lüſternheit oder durch Erzeugung von Ekel und Wider⸗ 
willen zu verletzen. U. d. II. Sen. v. 19. Mai 05 nr 

29. 5 184 StGB., 8 22 Preßgeſetz. 

Das Privilegium, das den Preßvergehen durch die Nor⸗ 
mierung der kürzeren Verjährungsfriſt eingeräumt iſt, greift nicht 
etwa grundſätzlich nur inſoweit Platz, als die Tat des 8 184 
durch die Verbreitung begangen iſt. Auch diejenigen 
Akte, welche nach Beſchaffenheit des Einzelfalls ſich nur als die 
Vorbereitungsakte für die im unmittelbaren Zuſammenhange 
mit ihnen vorgenommene Verbreitung der Druckſchrift darſtellen, 
und nicht minder unter der gleichen Vorausſetzung deren Her⸗ 
ſtellung, müſſen als ſolche unter die Norm des 5 22 des 
Reichspreßgeſetzes fallen. Schon in dem Urteile des RG. 
RGRſpr. 1 S. 373 [375, 376) iſt hervorgehoben, daß der Schutz 
des 8 22 auch die zur Herſtellung der Druckſchrift entfaltete 
Tätigkeit umfaßt. Das gleiche muß bei Gleichheit des geſetz⸗ 
geberiſchen Grundes für die übrigen zum Zwecke der Ver⸗ 
breitung unternommenen, nur in der äußeren Erſcheinungsform 
verſchiedenen Handlungen gelten. Daran kann nichts ändern, 
daß nach der Novelle vom 25. Juni 1900 zu 184 


StGB. ſchon die Herſtellung der unzüchtigen Schrift, ihr Vor⸗ 


rätighalten, Ankündigen und Anpreifen zum Zwecke der Ber 
breitung den Gegenſtand eines ſelbſtändigen Vergehens bilden 
kann. Der geſetzgeberiſche Grund der Einführung dieſer Be⸗ 
ſtimmung war, daß man Mittel ſuchte, die Verbreitung ſchon 
in ihren Vorbereitungsſtadien zu treffen, um fie hindern zu 
können. Deshalb in denjenigen Fällen, wo dies nicht gelungen 
iſt, eine Mehrheit ſtrafbarer Handlungen zu ſchaffen, neben 
der Verbreitung auch die Herſtellung ſelbſtändig zu ſtrafen, 
lag außerhalb des Sinnes und Zweckes der Novelle, wie außer⸗ 
halb des e 1 d. IV. Sen. v. 3. Juni 05 
(6723/04). | 

30. 8 184 StGB. 

Der Umſtand, unter welchen Verhältniſſen Bilder 8 
boten werden, iſt für die Frage, ob ſie unzüchtig ſind, von 
weſentlicher Bedeutung. Der erkennende Senat hat bereits in 
dem Urteil vom 25. März 1902 in Sachen gegen Sch. und 
Genoſſen (D. 111/02) darauf hingewieſen, daß dasſelbe Ab⸗ 
bild einer entblößten Frauengeſtalt, das im Muſeum, in der 
Gemäldegallerie dem Auge des Kunſtliebhabers dargeboten, 
jedweden unzüchtigen Charakters entbehrt, dem Straßenpublikum 
ſelbſt in einer guten Nachbildung zur Schau geſtellt, zu einer 


unzüchtigen Abbildung werden kann. Bei Anſichtspoſtkarten 


muß deshalb beſonders beachtet werden, daß ſie infolge des 

Maſſenumſatzes ſehr leicht unerwachſenen Perſonen, insbeſondere 

Schulkindern, in die Hände fallen können. U. d. II. Sen. v. 
19. Se 05 (41/05). 

. 8 193 StGB. = & | | 

— RG. hat zwar anerkannt, daß auch die Wahweh⸗ 

nehmung fremder Intereſſen dann als Wahrnehmung berech⸗ 


tigter Intereſſen des Täters angeſehen werden kann, wenn 
dieſer infolge einer beſonderen Beziehung, beiſpielsweiſe als 
Beamter, Anwalt, Geſchäftsführer, Vormund, Ehemann oder 


auf Grund des Verhältniſſes der Eltern zu den Kindern von 


der an ſich fremden Angelegenheit ſo nahe berührt wird, daß 
er für berechtigt erachtet werden muß, die Angelegenheit als 


feine eigene zu betrachten (RGSt, 30, 41). Immer aber 
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handelt es ſich in ſolchen Fällen um ein auf Geſetz, Auftrag 
oder nahen Beziehungen beruhendes Vertretungsverhältnis. 
Ein ſolches wird aber dadurch nicht hergeſtellt, daß der Ange⸗ 
klagte früher ſelbſt Landwirt war und die Intereſſen der Land⸗ 
wirtſchaft ſtets hochgehalten hat. Der vom erſten Richter aus 
dieſen tatſächlichen Gründen abgeleitete Glaube des Angeklagten 
an das Beſtehen einer ſtillſchweigenden Beauftragung zur 
Wahrnehmung der Intereſſen des bezeichneten Teils der Land⸗ 
bevölkerung und an ſeinem Beruf zu deren Wahrnehmung 
enthält ſomit eine Verkennung des ſtrafrechtlichen Begriffs der 
berechtigten Intereſſen im Sinne des § 193 StGB. U. d. 
II. Sen. v. 16. Mai 05 (6352/04). 
32. 8 193 StGB. 

Das zwiſchen dem Verein „Creditreform“ und dem An⸗ 
fragenden beſtehende Vertragsverhältnis erzeugte die Wirkung, 
daß der Angeklagte in ſeiner Eigenſchaft als Leiter des erſteren 
kraft ſeines Berufs die Intereſſen desjenigen, der ſich an ihn 
gewendet hatte, zu vertreten verpflichtet war und damit ſind 
auch dieſe Intereſſen zu „einer den Angeklagten ſelbſt nabe 
angehenden Sache“ geworden — REGEL. 30, 41 (42) —. 
Darauf aber, ob der dem Dritten zu gewährende Schutz ſchon 
zuvor ein für allemal zugeſagt worden war oder nicht, das heißt, 
ob dieſer die Mitgliedſchaft des Vereins ſich erworben hatte 
(vgl. RGSt. 37, 104), oder ob er nur in einer einzelnen An⸗ 
gelegenheit deſſen Dienſte in Anſpruch nahm, konnte für die zu 
entſcheidende Frage ebenſowenig etwas ankommen, wie darauf, 
daß die Erteilung der Auskunft in den Geſchäftskreis des Ver⸗ 
eins fiel und dieſem Nutzen brachte. U. d. I. Sen. vom 
26. Juni 05 (5881/04). 

33. 88 222, 230 StGB. 

Wer durch ſeine Tätigkeit einen für andere Gefahr 
bringenden Zuſtand herbeiführt, iſt zunächſt ſelbſt verpflichtet, 
dem Eintritt eines vorausſehbaren Schadens an Leib und Leben 
anderer durch die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln vorzubeugen. 
Dieſe Pflicht wird dadurch nicht beſeitigt, daß die bezeichnete 
Tätigkeit im Auftrage oder unter Aufſicht eines Dritten ent⸗ 
wickelt wird. Nur dann kann der Handelnde ihrer allenfalls als 
enthoben angeſehen werden, wenn ihm bekannt iſt, daß der 
Auftraggeber oder der Auffichtführende die erforderlichen Bor: 
ſichtsmaßregeln ſelbſt trifft. Ein Verhältnis der letzteren 
Art beſtand hier nach den getroffenen Feſtſtellungen nicht. 
Die ungewiſſe Hoffnung, daß jener Dritte ſchon die (ihm auch 
pflichtmäßig obliegenden) Vorſichtsmaßregeln treffen werde, 
ſteht jener Kenntnis nicht gleich. U. d. IV. Sen. v. 12. Mai 05 
(5651/04). 

34. 8 230 StGB. 

Nach den Feſtſtellungen des Urteils hatte der Angeklagte, 
der in ſeiner Jugend als landwirtſchaftlicher Arbeiter ausge⸗ 
bildet war, dieſe Tätigkeit aber ſpäter aufgegeben und mit der⸗ 
jenigen eines Holzträgers vertauſcht hatte, ſich für die Zeit der 
Arbeitsloſigkeit in dem neugewählten Berufe als Erntearbeiter 
verdungen und war dort durch mehrere Wochen tätig. Bei 
dieſer Sachlage konnte der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum an⸗ 
nehmen, daß der Angeklagte eine ſelbſtgewählte, eine gewiſſe 
Sachkenntnis bedingende Beſchäftigung zur fraglichen Zeit hatte, 
daß er eine auf eine gewiſſe Dauer gerichtete Lebens⸗ und Er: 
werbstätigkeit ausübte, ein Gewerbe, das ihn zu der aus den 
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Augen geſetzten Aufmerkſamkeit beſonders verpflichtete. Die 
Vorausſetzungen, welche das Urteil des II. StS. vom 16. Okt. 
1896 D 3433/99 für die Anwendung des § 230 Abſ. 2 fordert 
im Gegenſatze zu einer aushilfsweiſen und vorübergehenden Be⸗ 
ſchäftigung, erſcheinen ſonach gegeben. U. d. III. Sen. v. 
1. Mai 05 (6120/04). 

35. 8230 StGB. 

So wenig aus einer Nichtbefolgung polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften ohne weiteres eine ſtrafrechtliche Fahrläſſigkeit ent⸗ 
nommen werden kann, ſo befreit ebenſowenig die einfache Be⸗ 
folgung derſelben von der allgemeinen Pflicht, zu prüfen, ob 
im gegebenen Falle die gegebenen Beſtimmungen für ausreichend 
zu erachten ſind oder nicht. U. d. III. Sen. v. 2. Okt. 05 
(244/05). 

36. 8 237 StGB. 

Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch versteht man unter 
„entführen“ eine beſondere Art des „Wegführens“ oder „Fort⸗ 
führens“, d. h. eine Handlung, durch welche der eine, der 
Führer, dem anderen, dem Geführten, eine tätige Hilfe leiſtet, 
um ihm das Verlaſſen eines bisher von ihm eingenommenen 
Ortes und das Aufſuchen eines anderen Ortes zu ermöglichen. 
Die Hilfe muß eine tätige ſein im Gegenſatze zu einer 
pſychiſchen Einwirkung: wer einen anderen durch ÜUberredung, 
auch durch Verlockungen oder Verſprechungen ſeeliſch beeinflußt 
und auf dieſe Weiſe dazu veranlaßt, ſich ſelbſt ohne jede Hilfe 
oder Mitwirkung eines anderen von einem Ort nach einem 
anderen zu begeben, führt ihn nicht, mag er ihn auch zu dem 
Ortswechſel ver führt haben. U. d. I. Sen. v. 26. Juni 05 
(5808/04). 

37. 5240, 241, 73 StGB. 

8 240 kennzeichnet ſich im Vergleich zu 8 241 als das engere 
Geſetz, ſoweit Bedrohung mit einem Verbrechen in Frage kommt. 
Deshalb iſt Idealkonkurrenz mit 8 241 inſoweit ausgeſchloſſen 
(Urteil des III. StS. vom 21. Febr. 1898; 120,98; 
RStG. 36 S. 131 [133] und hieran wird dadurch nichts ge⸗ 
ändert, daß das dem 8 240 eigentümliche Tatbeſtandsmerkmal 
nicht in die Erſcheinung getreten iſt; denn der Geltungsbereich 
des 8 73 richtet ſich nach dem feſtſtehenden Wortlaut des Ges 
ſetzes, nicht nach den wechſelnden Umſtänden des einzelnen 
Straffalls. U. d. I. Sen. v. 15. Mai 05 e 

88. 88 243, 43 StB. 

Der Verſuch eines ſchweren Diebstahls iſt ſchon dann 
gegeben, wenn der Täter ein Behältnis im Innern eines 
Gebäudes, in der Abſicht, zu ſtehlen erbricht (Goltd Arch. 44, 142). 
Dasſelbe gilt aber auch, wenn ſich jemand in ein bewohntes 
Gebäude zur Nachtzeit in diebiſcher Abſicht einſchleicht. RGRſpr.5 
S. 407, 409. U. d. II. Sen. v. 22. Sept. 05 (430/05). 

29. 8 243 Ziff. 3 StGB. 

Nach den getroffenen Feſtſtellungen hat der Angeklagte 
die Tür der Werkſtatt mit dem Schlüſſel geöffnet, der fich 
früher in gemeinſchaftlichem Gebrauche der in der Werkſtatt 
beſchäftigten Geſellen befand und verloren gegangen war; die 
Geſellen haben, ohne ihrem Arbeitgeber etwas davon 
zu ſagen, Geld zuſammengelegt, einen neuen Schlüſſel 
anfertigen laſſen und dieſen zum Offnen und Schließen der 
Werkſtatt in Gebrauch genommen. Die Annahme, daß hier⸗ 
durch der abhanden gekommene Schlüſſel die Eigenſchaft eines 
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richtigen Schlüſſels verloren habe und zum falſchen Schlüſſel 
geworden ſei, beruht auf Rechtsirrtum. U. d. II. Sen. v. 
30. Juni 05 (718/05). 

40. 8 247 StGB. 

Begrifflich ſchließt das Verhältnis des Lehrherrn zu dem 
Lehrling das des Erziehers nicht aus (vgl. RGSt. 27, 130 
flade.; 32, 59 und ähnlich bezüglich des Dienſtboten 31, 203, 
ſämtlich betreffend den 8 174 StGB.). Daß der Begriff des 
Erziehers im Sinne des § 247 StGB. ein anderer ſei, als ihn 
die 88 174 und 181, Ziff. 2 desſelben Geſetzes aufſtellen, iſt 
nicht anzuerkennen. Es handelt ſich bei dieſen verſchiedenen 
Beſtimmungen nur um die Wirkſamkeit desſelben Verhältniſſes 
nach verſchiedenen Richtungen hin. Wenn im 8 247 das 
Lehrlingsverhältnis neben dem des Erziehers beſondere Er⸗ 
wähnung gefunden hat, ſo wird dadurch nur ſoviel zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß nach der Auffaſſung des Geſetzes ein 
Unterſchied an ſich beſteht oder beſtehen kann, daß nicht jeder 
Lehrherr auch ohne weiteres als Erzieher anzuſehen iſt, es wird 
damit aber keineswegs verneint, daß. unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden der Lehrherr auch Erzieher ſein könne (vgl. RGSt. 35, 
S. 10). U. d. III. Sen. v. 4. Mai 05 (6054/04). 

41. 5 274, Nr. 2 StGB. Preuß. Forſt⸗ und Feld⸗ 
polizeigeſetz 1. 4. 1880. 

Für das Verſtändnis der SS 274 Nr. 2 StGB. und 
30 Nr. 3 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes iſt begriffsmäßig 
zu unterſcheiden zwifchen endgültig, proviſoriſch und ſchließlich 
nur präparatoriſch aufgeſtellten Zeichen. Während von 
definitiv errichteten Zeichen nichts Beſonderes zu erwähnen iſt, 
muß für die übrigen bemerkt werden, daß bei einem „provi⸗ 
ſoriſchen“ Merkmal der Punkt bereits feſtgelegt ſein muß, 
der die Grenzlinie mit beſtimmen und auf dem ein Grenz⸗ 
zeichen feſt errichtet werden ſoll, bis zu deſſen endgültiger 
Aufſtellung in der geplanten Art vorläufig ein Merkmal zur 
vorübergehenden Bezeichnung einer vorhandenen Grenze (vgl. 
RGRſpr. 5, 251) Verwendung gefunden hat, während unter 
einem „präparatoriſch“ angebrachten Merkmal ein ſolches 
zu verſtehen iſt, das noch nicht zur Bezeichnung eines für eine 
Grenzbezeichnung bereits feſtgelegten Punktes, ſondern lediglich 
dazu dienen ſoll, einen vorläufigen Anhaltspunkt für eine 
möglicherweiſe in Zukunft eintretende Beſtimmung und Beſchluß⸗ 
faſſung über einen Grenzpunkt und ein zu errichtendes Grenz⸗ 
zeichen zu gewähren. Dieſer Unterſchied iſt aber von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung. Denn, während „proviſoriſche“ 
Grenzzeichen wie definitive den Schutz der SS 274 Nr. 2 
StGB. und 30 Nr. 3 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes 
genießen, iſt dies, wie das RG. in ſeinem Urteile vom 10. Mai 
1898 (RGSt. 31, 143 ſpez. 148) bereits ausgeführt hat, bei 
bloß vorbereitenden, präparatoriſchen nicht der Fall. 
Nun iſt zwar ſeitens des Vorderrichters, ſoweit erſtere Rechts⸗ 
norm in Frage kommt, ohne Rechtsirrtum die Möglichkeit 
ihrer Anwendung verneint, weil Angeklagter nicht erwieſener⸗ 
maßen in der Abſicht gehandelt hat, einem anderen „Nachteil“ 
zuzufügen, da dieſer Nachteil nicht in der unmittelbaren Ein⸗ 
wirkung auf die in dem Geſetz benannten Gegenſtände allein 
gefunden werden kann, ſondern über dieſe hinausgehen und ſich 
erſtrecken muß (vgl. aber genannte Entſcheidung des RG. 149), 
und es verliert inſoweit allerdings der Unterſchied zwiſchen 
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proviſoriſchen und präparatoriſchen Merkzeichen für den 8 127 
Nr. 2 StGB. vorliegend feine Bedeutung, nicht dagegen kann 
dasſelbe von der Anwendung des $ 30 Nr. 3 des Feld⸗ und 
Forſtpolizeigeſetzes geſagt werden. Es kann nicht anerkannt 
werden, daß der 8 30 Nr. 4 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes 
im vorliegenden Falle verſagt, weil Angeklagter in berechtigter 
Selbſthilfe gehandelt habe: Die Vorausſetzungen des 8 229 
BGB. liegen nicht vor. Es iſt nicht erſichtlich, daß An⸗ 
geklagter nicht rechtzeitig obrigkeitliche Hilfe erlangen konnte, 
auch kann nicht angenommen werden, daß ohne ſofortiges Ein⸗ 
greifen die Gefahr für ihn beſtand, daß die Verwirklichung 
ſeines Anſpruchs vereitelt oder auch nur weſentlich erſchwert 
wurde. Urt. d. III. Sen. v. 16. Febr. 05 (5359/04). 

42. 8 253 StGB. 

Der zum Tatbeſtand der Erpreſſung gehörige Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen dem zu erlangenden rechtswidrigen 
Vermögensvorteil und der durch die Drohung hervorgerufenen 
Handlung, Duldung oder Unterlaſſung erſcheint in dem Fall 
unterbrochen, wenn zur Erreichung des Vorteils die Hilfeleiſtung 
eines Dritten erforderlich iſt und der Bedrohte bei dem Dritten 
lediglich ſich verwenden, die abgenötigte Handlung alſo nur in 
einer Bitte und einem Erſuchen an dieſen beſtehen ſoll, deſſen 
Gewährung als bloße Sache der Gefälligkeit ſich darſtellt. 
Die erzwungene Handlung des Bedrohten muß ſtets das 
Mittel ſein, durch welches wenigſtens indirekt der gewollte 
rechtswidrige Vermögensvorteil erreicht wird. In Fällen ſolcher 
Art bildet folgerichtig die Vorausſetzung der Annahme des 
geſchilderten Kauſalzuſammenhanges, daß der Bedrohte über 
die Willensäußerungen des Dritten in gewiſſem Sinne ver⸗ 
fügen kann, daß zwiſchen ihnen beiden Verhältniſſe beſtehen, 
welche, wie verwandtſchaftliche, freundſchaftliche oder autoritative, 
den zu Nötigenden befähigen, auf den Willen des zu einer 
Vermögensdispoſition zu Veranlaſſenden irgendwie beſtimmend 
einzuwirken — zu vgl. RGSt. 3, 426; 8, 5; 25, 254; 
RGRſpr. 7, 94; Goldt Arch. 45, 56; Entſcheidungen des 
III. StS. vom 16. Jan. 1902 D 4760/01 —. Handelt es 
ſich nur um den Verſuch der Erpreſſung, ſo kommt es darauf 
an, daß die gedachte Vorausſetzung und die ihr zugrunde 
liegenden Verhältniſſe in der Vorſtellung des Täters als 
gegeben zur Erſcheinung kommen, gleichgültig, ob die Wirklichkeit 
damit übereinſtimmt. U. d. I. Sen. v. 23. Okt. 05 (137/05). 

43. 8 257 StGB. 

Der in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung hinſichtlich 
der Sachhehlerei nach 8 259 StGB. wiederholt vertretene 
Rechtsſatz, daß die gehehlte Sache identiſch ſein muß mit der 
durch die ſtrafbare Handlung erlangten, daß dieſe Kauſalität 
aber unterbrochen wird, wenn an die Stelle der durch die 
ſtrafbare Handlung unmittelbar erlangten Sache eine andere 
getreten iſt, auf den Tatbeſtand des 8 257 StGB. zu übertragen, 
liegt kein zureichender Grund vor. U. d. III. Sen. v. 3. Juli 05 
(191/05). 

44. 8 257 StGB. 

Die Begünſtigung als Kommiſſivdelikt kann nicht durch 
eine Unterlaſſung begangen werden, wohl aber kann ein Unter 
laſſen als Beiſtandleiſten im Sinne des 8 257 StGB. dann 
erachtet werden, wenn für den Begünſtiger eine Rechtspflicht 
zum Handeln beſteht und er, um zu begünftigen, dieſer Pflicht 
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nicht nachkommt. Die obligatoriſche Verpflichtung, dem Ge⸗ 


ſchädigten den ihm durch die Betrügereien des Haupttäters 
entzogenen Betrag zurüdzuerftatten, begründet noch keine Rechts⸗ 
pflicht, dem Geſchädigten gegenüber ſpontan tätig zu werden, 
ihm mitzuteilen, daß man ihm dieſen Betrag ſchulde; das 
bloße Nichttätigwerden dem Geſchädigten gegenüber kann deshalb 
als ein Unterlaſſen bei beſtehender Rechtspflicht zum Handeln 
und inſofern als Beiſtandsleiſtung im Sinne des 8 257 StGB. 
nicht angeſehen werden. U. d. III. Sen. v. 6. Juli 05 (120/05). 

45. 8 263 StGB. 

Der Annahme, ein auf Täuſchung gerichtetes 
aktives Verhalten ſei dann gegeben, wenn die Rückzahlung 
des Darlehns ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf einen be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt zugeſichert werde, weil mit einer ſolchen 
Zuſicherung der Schuldner nicht nur ſeinen Zahlungs willen 
behaupte, ſondern auch zu erkennen gebe, daß er zahlen könne, 
kann nicht beigetreten werden. Der Empfänger einer ſolchen 
Willenserklärung (für ſich allein betrachtet und ohne etwaige 
begleitende Umſtände) darf auf nichts weiter rechnen, als auf 
die Ernſtlichkeit des erklärten Willens. Zuſicherungen über 
die Fähigkeit zur Erfüllung des gegebenen Verſprechens 
werden damit nicht notwendig gemacht. U. d. I. Sen. v. 
22. Mai 1905 (1/05). 

46. 8 263 StGB. 

Die Strafkammer gelangt zur Freiſprechung des An⸗ 
geklagten von der Anſchuldigung des Betruges, indem ſie das 
Begriffsmerkmal der Vermögensbeſchädigung in dem Falle für 
nicht vorliegend anſieht, wenn, wie hier, der Käufer eines An⸗ 
weſens zwar infolge betrügeriſcher Vorſpiegelungen des Mäklers 
zum Abſchluß eines Mäklervertrages mit ihm veranlaßt worden, 
auch der gezahlte Mäklerlohn für den Mäkler an ſich ein 
rechtswidriger Vermögensvorteil iſt, der Kaufpreis des Anweſens 
jedoch, das der Käufer zufolge des Mäklervertrags erwirbt, 
unter Hinzurechnung des gezahlten Mäklerlohns, den wahren 
Wert desſelben nicht überſteigt. Dieſe Auffaſſung von dem 
Weſen der Vermögens beſchädigung im Sinne des § 263 StGB. 
und ihre Bemeſſung kann nicht gebilligt werden. Hat, wie im 
vorliegenden Falle, der Verkäufer dem Mälkler bereits eine 
ungewöhnlich hohe Proviſion verſprochen und ihn damit in 
einer Weiſe für ſein (des Verkäufers) Intereſſe verpflichtet, daß 
er dasjenige der anderen Seite zu vertreten nicht mehr im⸗ 
ſtand war, der Mäkler aber veranlaßt gleichwohl unter Ver⸗ 
ſchweigung dieſes Umſtandes und unter betrügeriſchen Vor⸗ 
ſpiegelungen einen Kaufliebhaber, mit ihm einen Maklervertrag 
zu ſchließen, fo iſt zu prüfen, ob nicht ſchon hierin eine 
Tätigkeit gelegen iſt, durch die er — außer in dem eigenen — 
im Intereſſe des Verkäufers tätig geworden iſt. Trifft dies 
zu, fo hat er gemäß § 654 BGB. keinen Anſpruch auf Mäkler⸗ 
lohn an den Käufer, wenn demnächſt der Kauf zuſtande kommt. 
Hat ſich der Kaufliebhaber zur Zahlung einer Proviſion ver⸗ 
pflichtet, ſo wäre dieſe allerdings an ſich erſt fällig geworden, 
wenn infolge der Vermittelung des Mäklers der Kauf zuſtande 
gekommen iſt. Trotz ſolcher Vermittelung iſt aber nach $ 654 
der Anſpruch auf Mäklerlohn ausgeſchloſſen, wenn der Mäkler 
dem Inhalt des Vertrags zuwider auch für den anderen Teil 
tätig geweſen iſt. Der Kaufliebhaber hat alſo durch den Ab⸗ 
ſchluß des Mäklervertrags fein Vermögen mit einer Verbindlich 
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keit belaſtet, für welche er nach geſetzlicher Vorſchrift nicht 
aufzukommen hatte. Mit Eingehung des Mäklervertrags iſt 
dieſe in der Belaſtung mit einer Schuld gelegene Beſchädigung 
eingetreten, und wenn letztere einen Ausgleich ſpäter in einem 
vorteilhaften Kaufabſchluß fand, ſo kann die vormals ein⸗ 
getretene Beſchädigung hierdurch nicht rückwirkend ungeſchehen 
gemacht werden. Aus gleichem Grunde wäre es auch zum 
ſubjektiven Tatbeſtand des Betruges bedeutungslos, wenn der 
Angeklagte bei Abſchluß des Mäklervertrages mit R. die 
Abſicht gehabt haben ſollte, die dieſem hierbei zugefügte 
Schädigung bei dem Zuſtandebringen des Kaufes wieder wett 
zu machen. (RGSt. 3, S. 142, 144.) U. d. I. Sen. v. 
22. Juni 05 (5183/04). 

47. 5 263 StGB. 

Wer nur zur Erreichung eines mildtätigen Zwecks eine 
im Verhältnis zu ſeiner Vermögenslage koſtſpielige Anſchaffung 
macht, die für ihn nach den Grundſätzen weiſer Sparſamkeit 
entbehrlich und ohne jene Zweckvorſtellung nicht genehm wäre, 
hat eine entſprechende Verminderung ſeines Vermögens erlitten, 
wenn der erwartete Erfolg ausbleibt, und es kommt dabei nicht 
in Betracht, ob er von ſolcher Erfolgloſigkeit Kenntnis erhält 
oder nicht. U. d. I. Sen. v. 21. Sept. 05 (6280/04). 

48. 8 263 StGB. 

Die Reviſion überfieht, daß „Abſicht“ im Sinne des 
5 263 StGB. etwas engeres bedeutet als bloßer Vorſatz und 
deshalb in dieſer Richtung der ſogenannte Eventualdolus keines⸗ 
falls zur Herſtellung des ſubjektiven betrügeriſchen Tatbeſtands 
genügt. Wer den Zweck der Bereicherung poſitiv nicht will 
und die Möglichkeit der Bereicherung nur als eine un⸗ 
erwünſchte, aber nicht abſolut auszuſchließende Eventualität in 
ſeinen Willen aufgenommen hat, dem fehlt die vom 8 263 
StGB. vorausgeſetzte „Abſicht“. U. d. I. Sen. v. 23. Febr. 05 
(4113/04). 

49. 8 266 StGB. 

Da nach 8 88 der Landgemeindeordnung in Verbindung 
mit 88 9 bis 11 des Preuß. Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 
dem Gemeindevorſteher gegebenenfalls die Verpachtung der 
Jagdausübung obliegt, ſo iſt er auch als Bevollmächtigter der 
Beſitzer der Grundſtücke, auf denen die gemeinſchaftliche Aus⸗ 
übung des Jagdrechts ſtattfindet, anzuſehen. Als Vermögens⸗ 
ſtück der Beſitzer der den Jagdbezirk bildenden Grundſtücke, der 
Jagdberechtigten, ſtellt ſich aber die aus 8 4 des erwähnten 
Jagdpolizeigeſetzes ſich ergebende Jagdberechtigung dar. Der 
Gemeindevorſteher wird daher des Vergehens der Untreue im 
Sinne des 8 266 Ziff. 2 StGB. dann für ſchuldig zu erachten 
ſein, wenn dargetan iſt, daß er über die Jagdberechtigung ab⸗ 
ſichtlich um Nachteil der Jagdberechtigten dadurch verfügt hat, 
daß er bei Verpachtung der Jagdausübung ohne gerechtfertigten 
Grund ernſtlich gemeinte höhere Pachtgebote nicht beachtet oder 
zurückgewieſen und die Jagd gegen niedrigeren Pachtzins ver⸗ 
achtet hat. Der Feſtſtellung einer abſichtlichen Verfügung über 
Dermögengftüde des Auftraggebers zum Nachteil desſelben 
1 übrigens ebenſowenig der Umſtand entgegenſtehen, daß 
5 eingeſchlagene Handlungsweiſe den Wünſchen und Intereſſen 
Azelner der Berechtigten entſpricht, wie eine etwaige Ver⸗ 
an dung einzelner Berechtigter, den auf fie entfallenden Anteil 

Pachtzinſe nicht zu verlangen und hierdurch die übrigen zu 
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entſchädigen. Dagegen iſt die Auffaſſung, daß der Gemeinde⸗ 
vorſteher durch die Nichterteilung des Zuſchlags auf die 
in dem von ihm angeſetzten Verſteigerungstermine getanen Meiſt⸗ 
gebote über ein Vermögensſtück verfügt habe, da er, wenn auch 
durch die Abgabe des Gebots noch keine beſtimmte Forderung 
der Gemeinde entſtand, doch infolge der acht Tage dauernden 
Gebundenheit der Höchſtbietenden, die einen Vermögenswert 
darſtellende Möglichkeit durch Erteilung des Zuſchlages die 
Bietenden zur Zahlung des Gebotes zu verpflichten, durch das 
Verſtreichenlaſſen der Zuſchlagsfriſt vernichtet habe, rechtlich un⸗ 
haltbar. Durch die in dem Verſteigerungstermine abgegebenen 
Höchſtgebote wurde, auch wenn die Bieter an !diefelben eine 
beſtimmte Zeit lang gebunden waren, nur die Möglichkeit er⸗ 
öffnet, durch Annahme derſelben in der Form des Zuſchlags 
eine Forderung gegen die Bieter auf Zahlung des gebotenen 
Pachtpreiſes als Gegenwert für Überlaſſung der Jagdausübung 
zu erwerben. Es lag nur eine Vertragsofferte ſeitens der Bieter 
vor. Die durch eine ſolche gebotene Möglichkeit, ein vorteilhaftes 
Abkommen zu ſchließen, bildet aber noch nicht einen Beſtandteil 
des Vermögens desjenigen, dem die Offerte gemacht iſt. In 
der unterlaſſenen Annahme der Offerte, infolge deren der Erwerb 
eines Rechts unterbleibt, kann mithin eine Verfügung des Be⸗ 
vollmächtigten über ein Vermögensſtück des Auftraggebers nicht 
erblickt werden. U. d. IV. Sen. v. 11. Juli 05 (6479/04). 

50. 8 266 StGB. 

Der gemäß $ 150 des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 vom 
Vollſtreckungsgericht beſtellte Verwalter gehört zu den in $ 266 
Nr. 1 StGB. erwähnten, kraft öffentlich⸗rechtlicher Verpflichtung 
zu beſonderer Treue verbundenen Perſonen, die mit der Sorge 
‚für eine ihrer Aufſicht anvertraute Sache befaßt find, und der 
Verbrauch eines Teiles des eingezogenen Mietzinſes zu Privat⸗ 
zwecken iſt eine Benachteiligung der ſeiner Aufſicht anvertrauten 
Sache. U. d. III. Sen. v. 16. Okt. 05 (426/05). 

51. 8 267 StGB. 

Die Unterzeichnung einer Urkunde mit dem eigenen Namen 
des Ausſtellers ſteht der Annahme der Urkundenfälſchung nicht 
entgegen, wenn der Inhalt der Urkunde ſelbſt auf eine andere, 
mit dem wirklichen Unterzeichner nicht identiſche Perſon als 
Ausſteller hinweiſt. Einen Fall dieſer Art hat die Straf 
kammer als vorliegend angenommen; ſie hat feſtgeſtellt, daß die 
beiden von dem Angeklagten mit ſeinem Namen unterzeichneten 
Zeſſionen durch ihren Inhalt den Anſchein erweckten, als ſeien 
ſie von einem zufällig gleichnamigen Angeſtellten der Spar⸗ und 
Darlehnskaſſe vollzogen. U. d. IV. Sen. v. 6. Juni 05 
(246/05). 

52. 5 267 StGB. 

Mit bezug auf Eiſenbahnmonatsfahrkarten und ſogenannte 
Wildſcheine iſt bereits durch RGRſpr. 28, 42; 34, 114 an⸗ 
erkannt, daß Anderungen des Inhalts, obwohl dieſe Urkunden 
im allgemeinen und an ſich die Bedeutung öfientlicher Urkunden 
haben, je nach ihrer konkreten Geſtaltung doch nur als Ver⸗ 
fälſchungen beweiserheblicher Privaturkunden ſich darſtellen 
können, und die gleichen Grundſätze müſſen analog auch zur 
Anwendung kommen, wenn es ſich um die Frage handelt, o b 
und in welchem Umfange Urſprungsatteſten die Eigenſchaft 
öffentlicher Urkunden zukommt. Das Urteil müßte deshalb 
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darlegen, inwiefern es nach den an dem maßgebenden Orte für 
die Ausſtellung von Urſprungsatteſten beſtehenden Vorſchriften 
zu den amtlichen Obliegenheiten der Gemeindevorſteher gehört, 
auch die Richtigkeit der Angaben des Verkäufers eines Tieres, 
wenn die Aufnahme einer ſolchen Angabe in das Urſprungs⸗ 
atteft überhaupt geboten erſcheint, über die Perſon des Käufers 
ihrerſeits amtlich zu beſtätigen. U. d. III. Sen. v. 8. Mai 05 
(5956/04). 

53. 88 267, 268 StGB. 

Für den Fall, daß es die Angeklagte bei der Fälſchung 
nur auf eine Täuſchung ihres Ehemannes abgeſehen gehabt 
habe, iſt es recht zweifelhaft, ob die zur Urkundenfälſchung ge⸗ 
hörige rechtswidrige Abſicht — die Abſicht, durch den Inhalt 
der Urkunde im rechtlichen Verkehr mittels Täuſchung für 
eine Tatſache Beweis zu erbringen — und der Tatbeſtand 
einer ſchweren Urkundenfälſchung im Sinne des § 268 StGB., 
bei der allein ein Verſuch ſtrafbar iſt, als gegeben angenommen 
werden könnte. Abſolut ausgeſchloſſen iſt dies aber nicht. Je 
nach Geſtaltung der ehelichen Vermögensverhältniſſe und je 
nach der Art der Täuſchung, welche die Angeklagte ihrem Ehe⸗ 
mann gegenüber in Ausſicht genommen hatte, iſt es denkbar, 
daß die Angeklagte bei Ausführung ihres Vorhabens ſich einer 
ſchweren Urkundenfälſchung gegenüber ihrem Ehemanne ſchuldig 
gemacht haben würde. U. d. IV. Sen. v. 13. Okt. 05 
(102/05). | 

54. 8 288 StGB. 

Es gehört nicht zu den Tatbeſtandsvorausſetzungen des 
8 288 StGB., daß ſich der Gläubiger zur Zeit der Ver⸗ 
äußerung von Vermögens beſtandteilen durch den Schuldner 
bereits darüber ſchlüſſig iſt, in welches Vermögensſtück ſeines 
Schuldners er die Zwangsvollſtreckung ausbringen laſſen will ⸗ 
Dementſprechend wird in 8 200 a. a. O. auch keineswegs 
vorausgeſetzt, daß der Schuldner bei der Veräußerung der 
Vermögensſtücke wiſſen müſſe, der Gläubiger beabſichtige gerade 
ſie zum Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung zu machen. Es 
genügt vielmehr, wenn er ſich bewußt iſt, daß der Gläubiger 
überhaupt mit Zwangsvollſtreckung gegen ihn vorgehen will, 
wenn er daher mit der Möglichkeit rechnen muß, daß die Ver⸗ 
mögensſtücke, die er veräußern will, zum Gegenſtande der 
Zwangsvollſtreckung gemacht werden können, und wenn er in 
dieſem Bewußtſein gleichwohl die Veräußerung vornimmt, um 
ſie dem Zugriffe des Gläubigers zu entziehen. U. d. IV. Sen. 
v. 27. Juni 05 (6419/04). 

55. 8 289 StGB. 

Der Tatbeſtand des 8 289 StGB. he die Weg⸗ 
nahme einer Sache aus der berechtigten Verfügungsgewalt eines 
anderen. Daß an den vom Mieter in die Mieträume einge⸗ 
brachten Sachen, inſolange ſie ſich dort befanden, dem Vermieter 
eine Verfügungsgewalt zuftand, wenn er die Sachen auch nicht 
in ſeinem unmittelbaren Gewahrſam hatte, war anzunehmen. 
Vgl. RGSt. 27, S. 222 (225). Die Verfügungsgewalt hatte aber 
aufgehört, nachdem die Sachen vom Gerichtsvollzieher infolge 
der Pfändung für einen Dritten aus den Mieträumen fort⸗ 
geſchafft worden waren. Darin, daß der Mieter die aus der 
Hand des Gerichtsvollziehers wieder in ſeinen Beſitz gelangten 
Sachen nicht in die Mieträume zurückgebracht und die Ver⸗ 
fügungsgewalt des Vermieters wieder hergeſtellt hat, kann eine 
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Wegnahme im Sinne des 8 289 StGB. nicht gefunden werden. 
U. d. IV. Sen. v. 10. Okt. 05 (154/05). 

56. 8 300 StGB. 

Die „ärztliche Schweigepflicht des 8 300 StGB.” iſt nicht, 
wie der Vorderrichter meint, eine „abſolute“; das Geſetz behält 
vielmehr, indem es eine unbefugte Offenbarung von Privat⸗ 
geheimniſſen erfordert, das Beſtehen einer Befugnis zur Offen⸗ 
barung ausdrücklich vor, ohne dieſe Befugnis nach irgend einer 
Richtung hin einzuſchränken. Sie kann mithin auch durch 
anderweite Berufspflichten des Arztes gegeben ſein, auch wenn 
die Verletzung derſelben nicht wie diejenige der Schweigepflicht, 


mit krimineller Strafe bedroht iſt. Das Beſtehen ſolcher Be⸗ 


rufspflichten erkennt das Preußiſche Geſetz, betreffend die ärzt⸗ 
lichen Ehrengerichte uſw. vom 25. November 1899, ausdrücklich 
an, indem es dem Arzt die Verpflichtung, ſeine Berufstätigkeit 
gewiſſenhaft auszuüben, auferlegt und die Verletzung dieſer 
Verpflichtung mit ehrengerichtlicher Beſtrafung bedroht. Hiernach 
iſt zu erwägen, ob es zur gewiſſenhaften Ausübung der Berufstätig⸗ 
keit nicht auch gehört, Patienten, denen die Gefahr einer Anſteckung 
durch Perſonen droht, mit denen ſie in nähere Beziehung kommen, 
vor dieſer Gefahr zu warnen. Mit der Unterlaſſung einer ſolchen 
Warnung iſt auch die Möglichkeit einer Beſtrafung aus § 230 
Abſ. 1 und 2 StGB. gegeben. War aber die erforderliche 
Warnung nur unter Verletzung der einem anderen Patienten 
gegenüber begründeten Schweigepflicht möglich, ſo kann der 
Angeklagte in Ausübung einer „Befugnis“ gehandelt haben, 
wenn er der Warnungspflicht nachkam. U. d. II. Sen. 
v. 16. Mai 05 (370/05). 

57. 5 303 StGB. 

Nicht jede Einwirkung auf eine Sache, durch welche deren 
Subſtanz alteriert, ihre Unverſehrtheit aufgehoben wird, ſtellt 
ſich als eine Sachbeſchädigung dar, wenn auch ohne eine der⸗ 
artige Einwirkung auf die Sache von einer Beſchädigung der⸗ 
ſelben nicht die Rede ſein kann. Es muß hinzukommen, daß 
durch die Einwirkung die Sache ſelbſt beſchädigt, ihre Brauch⸗ 
barkeit für die ihr gegebene Zweckbeſtimmung herabgemindert 
wird, und daß der Vorſatz des Täters auf dieſe Beſchädigung 
gerichtet war. Hingegen fällt die Vornahme einer Handlung, 
durch welche die Sache ſelbſt keinen ſubſtantiellen Schaden er⸗ 
leidet, nicht unter den Begriff der Sachbeſchädigung, auch dann 
nicht, wenn der Eigentümer dadurch in ſeinem Vermögen ge⸗ 
ſchädigt und die Sache für ihn wertlos gemacht oder in ihrem 
Werte herabgeſetzt wird. (RGSt. 13, 27.) Denn Sach⸗ 
beſchädigung und Vermögensbeſchädigung ſind nicht identiſch; 
erſtere iſt ohne letztere und letztere ohne erſtere ſehr wohl dent: 
bar. Im vorliegenden Falle hat der Angeklagte nichts weiter 
getan, als den Zaun weggenommen und an eine andere Stelle 
gebracht; die Subſtanz des Zaunes und ſeiner Teile iſt nicht 
verändert, verſchlechtert worden, und die Einwirkung auf die 
Sache ſelbſt hat nur darin beſtanden, daß ſie aus dem Erd⸗ 
boden herausgenommen und an anderer Stelle in denſelben 
wieder hineingebracht worden it. U. d. I. Sen. v. 27. Mai 05 
(4205/04). 

58. 8 308 StGB. | 

Im Sinne des § 308 StGB. decken ſich die Begriffe von 
„landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen“ und „Früchten auf dem 
Felde“ in der Art, daß das, was nach der Aberntung unter 
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den Begriff von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen fällt, vor der 
Aberntung dem Begriffe von Früchten auf dem Felde zu unter⸗ 
ſtellen iſt. (Vgl. RGSt. 10, 186.) Die Natur der meiſten 
Bodenerzeugniſſe bringt es mit ſich, daß nach der Aberntung 
derſelben von Früchten, die auf dem Grundſtücke anſtehen, nicht 
mehr geſprochen werden kann. Anders geſtaltet ſich das Ver⸗ 
hältnis bei ſolchen Bodenerzeugniſſen, die nach einmaliger Aus⸗ 
ſaat oder Anpflanzung ohne das Erfordernis einer Wiederholung 
dieſer menſchlichen Tätigkeit eine mehrmalige Aberntung ge⸗ 
ſtatten, wie dies bei Gras und verſchiedenen anderen Futter⸗ 
pflanzen der Fall iſt. Erwägt man, daß die nach dem Ab⸗ 
mähen einer Wieſe zurückbleibenden Graspflanzen oder Gras⸗ 
ſtoppeln immerhin Gras bleiben, das nicht nur infolge des 
natürlichen Wachstums einen neuen Schnitt, eine neue Ab⸗ 
erntung geſtattet, ſondern auch ein Bodenerzeugnis ſind, das 
als Weidegrund einer wirtſchaftlichen Ausnutzung zugänglich iſt, 
ſo muß man zu der Auffaſſung gelangen, daß auch dieſe Wieſen⸗ 
ſtoppeln nach dem Sinne des Geſetzes unter den Begriff 
„Früchte auf dem Felde“ N U. des IV. Sen. v. 30. Juni 05 
(155/05). 

| 59. 8 309 StGB. 

Rechtsirrig iſt die Anſicht, daß durch die Vorſchrift in 
8 309 StGB., wonach eine ſchärfere Strafe eintreten ſoll, 
wenn durch den Brand der Tod eines Menſchen verurſacht iſt, 
die Beſtrafung wegen fahrläſſiger Tötung oder Körperverletzungen, 
welche durch den Brand verurſacht ſind, ausgeſchloſſen werde. 
Die in 8 309 vorgeſehene ſchwerere Beſtrafung ſoll lediglich als 
Folge des Zuſammenhangs zwiſchen dem durch Fahrläfſſigkeit 
verurſachten Brande und dem durch dieſen Brand verurſachten 
Tode eines Menſchen eintreten, und ſie iſt nicht dadurch bedingt, 
daß auch bezüglich dieſes letzteren Erfolges die Vorausſetzungen 
der Fahrläſſigkeit vorliegen. Sind dieſe Vorausſetzungen ge⸗ 
geben, dann ſteht der Anwendung des alsdann zutreffenden 
Strafgeſetzes in Gemäßheit des 8 73 StGB. kein rechtliches 
Hindernis entgegen. U. d. IV. Sen. v. 6. Juni 05 e 

60. 8 316 StGB. 

In richtiger Erkenntnis des Rechtsgrundſatzes, daß die 
Fahrläſſigkeit unabhängig von Polizeiverordnungen feſtzuſtellen 
iſt, hat der Vorderrichter die Fahrläſſigkeit darin erblickt, daß 
der Beſchwerdeführer unter Außerachtlaſſung der durch die kon⸗ 
kreten Umſtände gebotenen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit ſein 
unmittelbar am Gleiſe der ſtändig mit Motorwagen be⸗ 
fahrenen elektriſchen Straßenbahn ſtehendes Fuhrwerk auch nur 
kurze Zeit ohne die erforderliche Beaufſichtigung ſtehen ließ, 
obwohl er, mochten auch unter normalen Verhältniſſen ſeine 
Pferde vor dem Motorwagen nicht ſcheuen und die von ihm 
getroffenen Vorkehrungen zur Abwendung eines Zuſammen⸗ 
ſtoßes ſich als ausreichend erweiſen, doch mit der Möglichkeit 
rechnen mußte, daß aus irgend einer Urſache ein entgegen⸗ 
kommender Straßenbahnwagen ſeine ſonſt ruhigen Pferde in 
Unruhe bringen und dazu veranlaſſen könne, vor den Motor⸗ 
wagen zu ſpringen und Folgen wie die tatſächlich eingetretenen 
herbeizuführen. Dieſe Annahme läßt keinerlei materiellen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Es mag ſein, daß der Wagen des Beſchwerde⸗ 
führers bei der Beſchaffenheit der betreffenden Ortlichteit nicht 
anders als geſchehen unmittelbar neben der Straßenbahn 
Aufftelung finden konnte. Dadurch erhöhte ſich aber nur, wie 
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nach dem Zuſammenhange der Urteilsbegründung als die Auf⸗ 
faſſung des erſten Richters unterſtellt werden darf, die Ver⸗ 
pflichtung des Beſchwerdeführers, über den Umfang der fonft 
gebotenen Vorſichtsmaßregeln, Aushängen der Zugſtränge und 
Feſtbinden der Zügleine an dem Wagentritt, hinaus, für dieſen 
beſonderen Fall weitere zur Abwendung eines Unfalles 
geeignete Vorkehrungen zu treffen, und dieſer Verpflichtung iſt 
eben der Beſchwerdeführer nach den vorderrichterlichen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht . U. d. III. N v. 20. Febr. 05 
(4407/04). 

61. 8 328 StG. | 

Wenn es nach § 18 auch nicht des bereits erfolgten, 
durch einen inländiſchen Tierarzt zu konſtatierenden Ausbruchs 
der Seuche bedarf, ſo ſind die Schutzmaßregeln doch nur zu⸗ 
läſſig unter der Vorausſetzung, daß eine beſtimmte konkrete 
Seuchengefahr vorliegt. Das Geſetz, welches die zuläſſigen 
Maßregeln erſchöpfend hat aufſtellen wollen, hat es hiernach 
nicht für zuläſſig erklärt, daß von den Behörden auch ohne das 
Vorhandenſein einer beſtimmten Seuchengefahr im voraus all⸗ 
gemein zum Zwecke der Bekämpfung von Viehſeuchen überhaupt 
oder von Viehſeuchen beftimmter Art Schutzmaßregeln an: 
geordnet, alſo der dauernde Beſtand an Schutzvorſchriften über 
das aus dem Geſetze ſich ergebende Maß hinaus vermehrt 
werde. Polizeiliche Anordnungen der letztgedachten Art ſind 
daher ungültig (vgl. auch RGSt. 37, 9ff). Nun ſteht zwar 
die Entſcheidung darüber, ob die Tatſachen vorliegen, die nach 
den geſetzlichen Vorſchriften den Erlaß einer polizeilichen An⸗ 
ordnung rechtfertigen, ausſchließlich der Polzeibehörde zu (vgl. 
a. a. Orte Bd 36 S. 359, 360). Auch mag zur Gültigkeit 
einer polzeilichen Anordmug nicht notwendig die Konſtatierung 
aller zu ihrer Rechtfertigung dienenden Tatſachen in der An⸗ 
ordnung ſelbſt gehören; immer aber iſt es zur Verbindlichkeit 
der Anordnung erforderlich, daß ſie ſelbſt ſich als eine ſolche gibt, 
wie ſie nach den geſetzlichen Vorſchriften erlaſſen werden darf. 
Eine Anordnung, die den Anſpruch erhebt, als eine der nach 
8 18ff des Geſetzes vom 1. Mai 1894 zuläſſigen Anordnungen 
zu gelten und angewandt zu werden, muß erkennen laſſen, daß 
ſie einer als vorhanden angenommenen konkreten Seuchengefahr, 
und ſelbſtverſtändlich nur für die Zeit ihres Beſtehens ent⸗ 
gegentreten, nicht aber lediglich wegen der Möglichkeit des 
Entſtehens einer Seuche oder Seuchengefahr dauernde Be⸗ 
ſchränkungen einführen will. Inſofern muß die Konſtatierung 
einer beſtimmten Seuchengefahr aus der Anordnung ſelbſt er⸗ 
ſichtlich ſein. U. d. II. Sen. v. 16. Mai 05 n 
62. 8 328 SCH | 

Das angefochtene Urteil und die Reviſion ſtimmen darin 
überein, daß die W. ſchen Eheleute in Fahrnisgemeinſchaft 
lebten. Mögen nun die verſeuchten Kühe nach 8 1549 BGB. 
zum Geſamtgut oder, falls etwa das Landgut zum eingebrachten 
Vermögen der Frau gehörte, als Zubehör dieſes Gutes (88 97, 
98 a. a. O.) zu dem nach 88 1550 Abſ. 2, 1525, 1373ff. 
a. a. O. zu behandelnde Vermögen gehört haben: in beiden 
Fällen — und natürlich erſt recht, wenn das Landgut vom 
Manne eingebracht worden ſein ſollte — war der letztere 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt Beſitzer der Kühe (88 1443, 
1373 cit.) und als ſolcher nach 8 9 des Viehſeuchengeſetzes 
vom 23. Juni 1880/1. Mai 1892 (RGBl. S. 153 bzw. 409) 
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zur Anzeige vom Ausbruch der Seuche unter dem Vieh ver⸗ 
pflichtet. Umſtände, aus welchen eine Anzeigepflicht auch der 
Ehefrau hergeleitet werden könnte, ſind nicht feſtgeſtellt, ins⸗ 
beſondere nicht, daß (und auf welche Weiſe) ſie Vertreterin 
ihres Ehemannes oder Mitbeſitzerin geworden ſei. War aber 
die Ehefrau zur Anzeige nicht verpflichtet, ſo iſt auch ihre 
Verurteilung aus 8 328 StGB. nicht gerechtfertigt. U. d. 
I. Sen. vom 16. Februar 05 (3067/04). 

68. 5 348 Abſ. 2 StGB. 

In einer vor dem angeklagten Notar errichteten Urkunde 
haben die Teſtamentserben des Johann W., 1. Jakob W., 
2. Johann W., 3. Lina W., 4. Georg W. den Nachlaß des 
Erblaſſers unter ſich geteilt. Zur UÜberſchreibung der verteilten 
Liegenſchaften im Grundbuch auf die Namen der Erben war 
die Vorlage eines Erbſchaftszeugniſſes erforderlich. Bei deſſen 
Ausſtellung ſtellte ſich heraus, daß die in dem Akte als Lina W. 
aufgeführte Erbin im Geburtsregiſter mit dem Vornamen Mag⸗ 
dalene eingetragen war. Sie gab dem Notar hiervon Kenntnis, 
worauf er ihr ſagte, er müſſe nun die Auseinanderſetzungs⸗ 
urkunde dem auf den Namen Magdalene W. auszuſtellenden 
Erbſchaftszeugnis entſprechend, abändern. Wenn es ihr und 
ihren Brüdern recht ſei, wolle er, um ihnen die Koſten eines 
Berichtigungsaktes zu erſparen, in die Urkunde den Vermerk 
nachträglich eintragen, daß die Lina W. auch Magdalene heiße. 
Sie und demnächſt auch ihre Brüder erklärten hierzu ihr Ein⸗ 
verſtändnis, und der Angeklagte ließ durch den Gehilfen, welcher 
die Urſchrift geſchrieben hatte, in deren Context hinter dem die 
Geldanweiſung an Caroline W. enthaltenden Satz die Worte 
hinzufügen: „letztere heißt auch Magdalene“. In rechtlicher 
Hinſicht iſt hierzu von der Strafkammer folgendes ausgeführt 
worden: Durch den Zuſatz habe der Notar der Urkunde einen 
anderen Inhalt gegeben. Denn an Stelle der in ihr als For⸗ 
derungs berechtigte auftretenden Caroline W. erſcheine nunmehr 
eine Caroline W., die auch Magdalene heiße. Außerdem ex- 
wecke die Urkunde nunmehr den Anſchein, als habe die auch 
Magdalene genannte Caroline W. den Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag geſchloſſen, während zu deſſen Zeit weder die Lina W., 
noch deren Brüder gewußt hätten, daß erſtere mit dem richtigen 
Vornamen Magdalene heiße. Mit Unterzeichnung der Urkunde 
durch die Vertragſchließenden und den Notar ſei ſie rechts⸗ 
wirkſam errichtet geweſen und habe nur durch Errichtung einer 
neuen Urkunde abgeändert werden können, in der ihr Inhalt 
ganz oder teilweiſe außer Kraft geſetzt wurde. Die Abänderung 
durch den Zuſatz verſtoße gegen die für die Errichtung öffent⸗ 
licher Urkunden maßgebenden Grundſätze, ſei von dem Ange⸗ 
klagten unbefugt vorgenommen und eine Fälſchung. Daran 
vermöge weder das Einverſtändnis der Beteiligten, noch der 
Umſtand etwas zu ändern, daß der Zuſatz eine im Intereſſe 
aller Beteiligten gelegene Richtigſtellung der Urkunde bedeute. 
Denn mit Errichtung der Urkunde ſeien ſeine Rechte erworben 
geweſen. Dieſe Ausführungen treffen den Kern der Sache nicht. 
Weder iſt richtig, daß der Notar infolge des Zuſatzes eine 
andere Perſon als erſchienen aufgeführt hat, die in Wahrheit 
nicht erſchienen war, noch daß durch den Zuſatz in Rechte ein⸗ 
gegriffen worden ſei, welche durch die Urkunde in ihrer ur⸗ 
ſprünglichen Faſſung erworben worden waren. Denn auch nach 
jenem Zuſatz blieben alle Rechte derſelben phyſiſchen Perſon 
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erhalten, welche ſie im Akte erworben hatte und die in ihm als 
Lina W. bezeichnet und tatſächlich vor dem Notar erſchienen war. 
Iſt hiernach die Strafkammer zur Feſtſtellung der objektiv 
mangelnden Berechtigung des Angeklagten zu der vorbezeichneten 
Einſchaltung von rechtlich unzutreffenden Geſichtspunkten aus 
gelangt, ſo verlieren auch ihre Erörterungen zum ſubjektiven 
Tatbeſtand ſchon hiernach ihren Wert, weil ſie von jenen beein⸗ 
flußt ſein können. Mit Recht nimmt allerdings die Strafkammer 
an, daß die Form, in der der Angeklagte die fachliche Richtig⸗ 
ſtellung des Namens der Erbin W., die ſich vor ihm als Lina W. 
bezeichnet und mit dieſem Namen unterſchrieben hatte, vollzogen 
hat, nicht zuläſſig war. Weder die Vorſchrift des 8 47 der 
Dienſtanweiſung für die Großherzoglichen Notare vom 22. No⸗ 
vember 1899, danach in jeder Urkunde der Vor⸗ und Zuname 
der Beteiligten angegeben werden ſoll, noch diejenige des Art. 107 
des Heſſiſchen AG. zum FGG. vom 18. Juli 1899, danach 
„Zuſätze, Berichtigungen und Anderungen in der Urkunde 
oder am Rande derſelben vermerkt werden ſollen“, berechtige 
trotz des Einverſtändniſſes der Beteiligten zu der unter Anklage 
geſtellten Einſchaltung. Wenn aber der Notar, wie ſeine Ver⸗ 
teidigung unzweideutig darlegt, nach Maßgabe der für ihn be⸗ 
beſtehenden Vorſchriften ſich zu der von ihm gewählten Art der 
Richtigſtellung des Namens der Lina W. für befugt gehalten 
hat, fo hat er ſich im Irrtum über den Inhalt feiner hierauf 
bezüglichen Dienſtvorſchrift befunden. Augenſcheinlich kommt 
hier die Vorſchrift in Art. 107 des vorbezeichneten Geſetzes vom 
18. Juli 1899 in Frage, die nach ihrer Faſſung von dem 
amtierenden Notar immerhin dahin ausgelegt werden konnte, 
daß eine in den Context der Urkunde ſelbſt ohne weiteres 
d. h. ohne Anfertigung eines Zuſatzprotokolles aufzunehmende 
Berichtigung nicht bloß während der Anfertigung der 
Urkunde, ſondern auch ſpäter, nach ihrem vollſtändigen Abſchluſſe 
jedenfalls dann noch vorgenommen werden dürfe, wenn hier⸗ 
durch in ein bereits begründetes Rechtsverhältnis nicht ab⸗ 
ändernd eingegriffen wäre. Dieſe Auffaſſung von Inhalt und 
Tragweite der angezogenen geſetzlichen Beſtimmung mag un⸗ 
richtig ſein; ging aber der Angeklagte von ihr aus, ſo befand 
er ſich in einem Irrtum, der nicht das Strafgeſetz, ſondern den 
Inhalt der bezeichneten öffentlich⸗rechtlichen, für ihn als Beamten 
maßgebenden Vorſchriften betraf, und dieſer Irrtum, der einem 
tatſächlichen gemäß 8 59 des StGB. gleichſteht, — vgl. 
RGSt. 27, 401 — ſchloß ſeinen ſtrafrechtlichen Vorſatz in 
Beziehung auf die ihm zur Laſt fallende Handlung aus. U. d. 
I. Sen. v. 23. Jan. / 13. Febr. 05 (6392/04). 

64. 8 353 StGB. 

Der Grundgedanke des 8 353 geht dahin (vgl. RGSt. 
17, 321 folg., ſpez. 326), daß, wenn ein Beamter auch zu 
Unrecht Beträge erhoben haben ſollte, dieſelben aber zur Kaſſe 
abführt, aus dieſer Abführung zur Kaſſe ſchon an ſich zu ent⸗ 
nehmen ſei, daß der Beamte bei der objektiv rechtswidrigen 
Aberhebung nicht aus peluniärem Eigennutz gehandelt habe, in 
Ermangelung eines derartigen Beweggrundes aber kein Anlaß 
gegeben ſei, bereits das bloße Aberheben unter Strafe zu ſtellen. 
Hieraus aber folgt, daß das Zurkaſſeabführen ſeitens des 
überhebenden Beamten in der Abſicht erfolgt ſein muß, die 
Beträge als Beſtandteile der Kaſſe auch in derſelben zu be⸗ 
laſſen. Fehlt es daher an dieſer Abſicht, macht der Beamte 
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Einlagen nur zum Schein mit dem inneren Vorſatz, dieſelben 
baldigſt wieder zu entfernen, ſo würde es der dem Begriff des 
„zur Kaſſe bringen“ zugrunde liegenden, von dem Geſetzgeber 
gewollten Bedeutung widerſprechen, wollte man in dieſem nur 
zeitweiſen Zuführen zur Kaſſe ein „zu ihr bringen“ im 
Sinne der genannten Norm finden. U. d. III. Sen. v. 
27. Mai 05 (6088/04). 

65. § 363 StGB. 

1. Unter den ſonſtigen auf Grund beſonderer Vorſchriften 
auszuſtellenden Zeugniſſen find, worauf die Zuſammenſtellung 
mit Dienſt⸗ oder Arbeitsbüchern hinweiſt, nur Zeugniſſe ſolcher 
Art zu verſtehen, deren Ausſtellung oder Vorlegung unter be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſen — wie beiſpielsweiſe bei Eintritt in, 
oder bei Austritt aus einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe — 
unabhängig von der Willkür der Beteiligten als notwendig 
vorgeſchrieben iſt, und bei denen um dieſer Vorſchrift willen 
die Verſuchung zur Fälſchung beſonders leicht und häufig 
herantritt (RGSt. 8 S. 37 [38]). Solcher Charakter iſt dem 
Diplomzeugniſſe einer techniſchen Hochſchule nicht eigen. Ein 
ſolches kann auch nicht etwa zu den „Fähigkeitszeugniſſen“ im 
Sinne des § 363 gerechnet werden. Dies erſcheint um des⸗ 
willen ausgeſchloſſen, weil hierunter nach Zweck und An⸗ 
wendungsgebiet des 8 363 — vgl. die angezogene Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung Bd. 8 S. 37 — Zeugniſſe nicht inbegriffen 
werden können, deren Beſitz konkrete Rechte und Befugniſſe 
privatrechtlicher oder öffentlich⸗rechtlicher Natur garantiert, und 
dahin gehören Zeugniſſe über Ablegung ſtaatlich geregelter 
Prüfungen. 2. Der vom Geſetz vorausgeſetzte Wille „beſſer 
fortzukommen“, die allgemeinen Bedingungen für das Fort⸗ 
kommen günſtiger zu geſtalten, liegt nicht vor, wenn der Täter 
beabſichtigt, die Fortdauer eines Vertragsverhältniſſes zu ſichern, 
ſich alſo einen konkreten Vorteil zu erhalten. U. d. 
IV. Sen. v. 7. Juli 05 (542/05). 

66. 5 368 Ziff. 10 StGB. 

Im Anſchluſſe an die Urteile des II. Strafſenats vom 
31. Mai 1881 (RGRſpr. III, 352) und vom 12. Juli 1887 
MOSEL. 16, 203) muß angenommen werden, daß der Tat⸗ 
beſtand auch bei fahrläſſigem Handeln gegeben ſei. U. d. 
I. Sen. v. 18. Mai 05 (20,05). 


B. Strafprozeßordnung. 

1. 8 7 StPO. 

Der Begriff der ſtrafbaren Handlung erſchöpft ſich nicht 
immer in einer Willensbetätigung des Täters, in einem Handeln 
im engeren Sinne; gehört vielmehr zum Tatbeſtande der Ein⸗ 
tritt eines gewiſſen Erfolges als Wirkung der Willensbetätigung 
oder der Hinzutritt eines ſonſtigen äußeren Umſtandes der⸗ 
geſtalt, daß ohne deſſen Ein⸗ oder Hinzutritt ein ſtrafbares 
Tun überhaupt nicht vorliegt, ſo kann auch von dem Vorliegen 
einer ſtrafbaren Handlung erſt mit dem Eintritte dieſes äußeren 
Erfolges oder Umſtandes die Rede ſein. In ſolchem Falle 
muß aber bei Verſchiedenheit des Ortes des Handelns und des 
Ortes, an welchem der Erfolg eintritt, dasſelbe gelten, wie bei 
der Verſchiedenheit des Ortes einer ſukzeſſiv ſich vollziehenden 
Willens betätigung; die ſtrafbare Handlung iſt dann nicht nur 
an dem Orte, wo der Täter gehandelt hat, ſondern auch an 
dem Orte begangen, wo dieſes Handeln zum Delikte wurde und 
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damit den vom Täter gewollten Abſchluß fand. (RGSt. 3, 316.) 
Handelt es ſich wie hier um Beihilfe, ſo kommt weiter deren 
akzeſſoriſche Natur in Betracht. Die Beihilfehandlung als 
ſolche iſt ein ſtrafloſer, ſtrafrechtlich gleichgültiger Akt. Sie 
wird erſt ſtrafbar, wenn und ſoweit die Haupttat, zu welcher 
Hilfe geleiſtet werden ſollte, begangen wird. Aus dieſer akzeſſo⸗ 
riſchen Natur der Beihilfe ergibt ſich, daß als der Ort, wo ſie 
als ſtrafbare Handlung begangen worden iſt, nicht bloß der 
Ort, an welchem der Hilfeleiſtungsakt vor ſich ging, ſondern 
auch der Ort anzuſehen iſt, an welchem die ihre Strafbarkeit 
bedingende Haupttat verübt wurde. (RGSt. 19, 147.) Die 
Sache liegt hier ähnlich wie in dem Falle, in welchem im 
Auslande Beihilfe geleiſtet wird zu einer im Inlande be⸗ 
gangenen Straftat. Wie in dieſem Falle das RG. in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat, daß die Beihilfe, auch wenn 
der Gehilfe nur im Auslande tätig geworden iſt, doch als auch 
im Inlande begangen zu erachten iſt. (RGSt. 11, 20; 19, 147; 
20, 169; 25, 424.) U. d. III. Sen. v. 12. Okt. 05 (430/05). 

2. § 79 StPO. 

Legt ein Sachverſtändiger dem von ihm erſtatteten Gut⸗ 
achten Wahrnehmungen zugrunde, die er als ſachverſtändiger 
Zeuge gemacht und die er bei der von ihm vorzunehmenden 
Unterſuchung zu beachten hatte, ſo bedarf es der Leiſtung des 
Zeugeneides neben dem Sachverſtändigeneide nicht. Vgl. 
RGRſpr. 3, 611; 7, 525; RGSt. 2, 157. Urteil des 
erkennenden Senates vom 25. März 1897 Rep. 675/97; vom 
27. Nov. 1902 Rep. 4176/02; vom 19. Mai 1904 Rep. 6249/03. 
U. d. I. Sen. vom 18. Sept. 05 (1233/05). 

3. 5 170 StPO. 

Lehnt die Staatsanwaltſchaft einen an ſie gelangten An⸗ 
trag auf Erhebung der öffentlichen Klage ab, ſo ſteht dem 
Antragſteller unter der Vorausſetzung, daß er zugleich der 
durch die angezeigte ſtrafbare Handlung Verletzte iſt, nach 
§ 170 StPO. das Recht der Beſchwerde an den vorgeſetzten 
Beamten der Staatsanwaltſchaft und bei dem Fehlen jener 
Vorausſetzung die Beſchwerde im Aufſichtswege zu. Über die 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde hat in beiden Fällen nur dieſer 
ſtaatsanwaltſchaftliche Beamte zu entſcheiden, und die von ihm 
getroffene Entſcheidung iſt der Anfechtung durch den Beſchul⸗ 
digten entrückt. Auch das unanfechtbar eingeſtellte Verfahren 
kann jederzeit von der Staatsanwaltſchaft wieder aufgenommen 
werden. U. d. III. Sen. v. 16. Febr. 05 (3992/04). 

4. 8 212 StPO. 

Eine Abhaltung des Termins vor der anberaumten Termin⸗ 
ſtunde ohne vorherige Verlegung verletzt, auch wenn der minder⸗ 
jährige Angeklagte zugeſtimmt hat, die Rechte des nicht hiervon 
benachrichtigten geſetzlichen Vertreters des Angeklagten. U. d. 
I. Sen. v. 31. Mai 05 (3835/04). 

5. 8 216 StPO. 

Allerdings hat das RG. den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß dem Angeklagten nach einer Ausſetzung der Verhandlung 
nicht das Recht zur Seite ſtehe, aufs neue die Einhaltung der 
Ladungsfriſt zu verlangen (RGSt. 15, 113; RG Rſpr. 9, 177). 
Dabei wird aber ſtets vorausgeſetzt, daß der zunächſt an⸗ 
beraumte Verhandlungstermin auch wirklich herangekommen 
war, ehe eine Ausſetzung erfolgte, und daß der Angeklagte von 
der Ladung an gerechnet bis zum Tage des Termins eine 
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Friſt von mindeſtens einer Woche für die Vorbereitung feiner 
Verteidigung zur Verfügung hatte. (Vgl. auch RGSt. 25, 
74.) An dieſer Vorausſetzung fehlt es hier. Der Vorſitzende 
hatte ausweislich der Akten zwar Verhandlungstermin zunächſt 
auf den 13. Juli 1904 anberaumt; auch war die Ladung des 
Angeklagten dazu unter dem 5. d. M. erfolgt. Der Termin 
hat aber nicht ſtattgefunden, iſt vielmehr ſchon durch Verfügung 
des Vorſitzenden vom 7. Juli 1904 wieder aufgehoben worden, 
nachdem der Angeklagte alsbald mittels Eingabe vom 5. d. M. 
über die Ablehnung ſeines Antrags auf Führung einer Vor⸗ 
unterſuchung und über die gleichwohl erfolgte Eröffnung des 
Hauptverfahrens ſofortige Beſchwerde erhoben und in ſeinem 
Aberſendungsſchreiben vom gleichen Tage noch bemerkt hatte, 
daß der Termin nicht ſtattfinden könne, da er — Angeklagter — 
gegen den Beſchluß Beſchwerde bei dem Oberlandesgerichte 
führe. Die Abbeſtellung des Angeklagten war durch Verfügung 
der Staatsanwaltſchaft vom 8. Juli d. J. erfolgt, die am 
9. d. M. zur Ausführung gelangt iſt. Ob der Angeklagte 
ſchon bei Erhebung ſeiner Beſchwerde zu der Annahme berechtigt 
war, daß es zur Hauptverhandlung am 13. Juli 1904 nicht 
kommen könne und ob er demzufolge davon abſehen durfte und 
abgeſehen hat, ſeine Verteidigung vorzubereiten, bedarf nach 
Lage der Sache nicht der Entſcheidung. Denn jedenfalls konnte 
von dem Augenblick an, in dem er von der Terminsaufhebung 
benachrichtigt wurde, keine Rede mehr davon ſein, daß ihm 
geſetzlich noch eine Vorbereitung ſeiner Verteidigung für eine 
Hauptverhandlung zugemutet werde. Dieſer Zeitpunkt war hier 
aber noch vor dem für den Termin beſtimmten Tage und vor 
Ablauf von einer Woche nach der Terminsladung eingetreten. 
Es war daher dem Angeklagten entgegen der Auffaſſung des 
Vorderrichters im Zuſammenhange mit der erſten Termins⸗ 
anberaumung zur Vorbereitung der Verteidigung keineswegs in 


einer dem Geſetze genügenden Weiſe Gelegenheit gegeben worden. 


Damit entfällt die einzige Vorausſetzung, unter der von der 
erneuten Gewährung einer Ladungsfriſt Abſtand genommen 
werden durfte. U. d. IV. Sen. v. 3. März 05 (177/05). 

6. 58 239, 240 StPO. 

Eine völlige Entziehung des dem Verteidiger zuſtehenden 
direkten Fragerechts wegen Mißbrauchs iſt zwar in dem Urteile 
des erkennenden Senats vom 4. Januar 1889 (RG. 18, 365 ff.) 
für ſtatthaft erklärt worden; dieſe Rechtsanſicht kann jedoch bei 
nochmaliger Prüfung der Frage nicht aufrecht erhalten werden. 
Nach 8 240 Abſ. 1 StPO. ift der Vorſitzende allerdings be⸗ 
rechtigt, im Falle des 8 238 Abſ. 1 daſelbſt (Kreuzverhör) die 
„Befugnis der Vernehmung“ wegen Mißbrauchs zu ent⸗ 
ziehen; im Falle des § 239 Abſ. 2 (Ausübung des direkten 
Fragerechts) dagegen gewährt § 240 Abſ. 2 nur das mindere 
Recht, ungeeignete oder nicht zur Sache gehörige Fragen 
zurückzuweiſen. Das Geſetz unterſcheidet alſo ausdrücklich 
zwiſchen beiden Fällen, und dieſe unzweideutige Unterſcheidung 
kann nicht durch die Erwägung beſeitigt werden, daß beide 
Fälle dem Weſen nach gleich und deshalb analog zu behandeln 
eien. U. d. II. Sen. v. 16. Mai 05 (5838/04). 

7. 5 244 StPO. ö 

Allerdings ſetzt der Begriff des Beweisantrags vor⸗ 
aus, daß das, was bewieſen werden ſoll, dem Gerichte, vor 
welchem verhandelt iſt, erkennbar gemacht wird. Ein ſolches 
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Verſtändnis kann aber vorhanden ſein und von dem Antrag⸗ 
ſteller unter Umſtänden vorausgeſetzt werden, auch wenn die zu 
beweiſende Tatſache nicht ausdrücklich in dem protokollierten 
Antrage angegeben iſt. RG. 13, 316, RGRſpr. 6, 322 und 
7, 534 u. a. U. d. II. Sen. v. 24. Juni 05 (5560/04). 

8. 5 244 StPO. 

Der eines Vergehens nach § 241 KO. Angeklagte hatte 
Vernehmung der angeblichen begünſtigten Gläubiger darüber 
beantragt, daß er an ſie bezahlt habe nicht in der Abſicht, ſie 
zu begünſtigen, ſondern nur infolge ihrer Drohung mit Klage⸗ 
ſtellung. Die Ablehnung des Beweisantrags, weil die Drohung 
mit Klage als wahr unterſtellt werde, das weitere Beweisthema 
aber ein Urteil über innere Vorgänge enthalte und die Anſicht 
der Zeugen auf die richterliche Überzeugung einflußlos ſei, iſt 
unzutreffend, denn erſt durch Vernehmung der Zeugen kann 
ohne Vorwegnahme der Würdigung des Beweisergebniſſes be⸗ 
urteilt werden, ob lediglich die Drohung mit Klage oder die 
Begünſtigungsabſicht für die Entſcheidung der Angeklagten maß⸗ 
gebend war. U. d. IV. Sen. v. 4. Juli 05 (383/05). 

9. SS 244, 248 StPO. 

Zwar iſt die Verleſung nicht das einzige Mittel der Be: 
kanntgabe des Inhalts eines Schriftſtücks; dasſelbe Ziel kann 
auch in legaler Weiſe auf anderem Wege, etwa durch Vor⸗ 
haltungen an den Angeklagten oder durch Konſtatierungen des 
Vorſitzenden erreicht werden. Hierdurch wird jedoch das Recht 
der Prozeßbeteiligten, eine förmliche Beweisaufnahme über den 
Inhalt eines Schriftſtücks durch Verleſung herbeizuführen, nicht 
berührt. Liegt ein ſolcher Beweisantrag vor, und ſind ſeine 
ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben, ſo kann die Verleſung nicht 
durch die Mitteilung des Inhalts des Schriftſtücks ſeitens des 
Vorſitzenden oder durch eine andere Art der Bekanntgabe erſetzt 
werden (RG. 3 S. 142 und 161; 26, 32; 35, 198; vgl. 
RGRſpr. 10, 16). U. d. III. Sen. v. 22. Mai 05 (485/05). 

10. 5 248 StPO. 

Zunächſt wird durch die Faſſung des Sitzungsprotokolls, 
in dem es heißt: „das Augenſcheinsprotokoll (Blatt 24 ff.) der 
Akten wurde verleſen und in Ergänzung desſelben wurde die 
Blatt 30 befindliche Zeichnung, die genau entſprechend auf eine 
Wandtafel übertragen war, durchgegangen“, dargetan, daß die 
auf der Gerichtstafel befindliche Zeichnung der Anlage des ge: 
richtlichen Augenſcheinsprotokolls genau entſprochen hat. So⸗ 
dann beſteht gegen die Vorführung derartiger Zeichnungen als 
Hilfsmittel zum Verſtändnis der Beweiserhebung an ſich kein 
prozeſſuales Bedenken. Sie ſtellt keinen Beweisaufnahmealt 
von ſelbſtändiger Bedeutung dar, iſt vielmehr nur eine zu⸗ 
läſſige Ergänzung der geſetzlich geſtatteten Verleſung — § 248 
StPO. — des Protokolls über die Einnahme des richterlichen 
Augenſcheins. Schließlich wäre es Sache des Angeklagten ge⸗ 
weſen, etwaige Unrichtigkeiten der Zeichnung in der Haupt⸗ 
verhandlung zu rügen; dies hat er nach Inhalt des Sitzungs⸗ 
protokolls nicht getan. U. d. III. Sen. v. 23. Febr. 05 
(130/05). 

11. 5 250 StPO. 

Die Behauptung, die Verleſung der Protokolle über die 
kommiſſariſche Vernehmung des Zeugen P. ſei wegen ihm an⸗ 
haftender formaler Mängel, nämlich Randbemerkungen ohne 
beſondere Unterzeichnung ſeitens der amtierenden Gerichts⸗ 


34. Jahrgang. 


perſonen, Durchſtreichungen und Unterpunktierungen im Tert, 
unzuläſſig geweſen, findet im Geſetz keine Stütze. Ein dem⸗ 
entſprechender Rechtsſatz iſt in der Entſcheidung des RG. 
(RG Rſpr. 3, 259) nicht ausgeſprochen. Wie im Gegenteile 
(RGSt. 34, 396) vom erkennenden Senate ausgeführt iſt, ſtellt 
die StPO. nirgends und erſt recht nicht in § 200 eine andere 
formale Vorausſetzung für die Verlesbarkeit auf, als daß das 
Protokoll ein ſolches „über die frühere richterliche Vernehmunng 
des Zeugen war, d. h. daß gemäß 8 186 StPO. Richter und 
Gerichtsſchreiber bei der Unterſuchungshandlung mitgewirkt und 
das zur Beurkundung des Vorganges aufeuommene Protokoll 
unterſchrieben haben. Dieſe Vorausſetzungen liegen hier ebenſo 
vor, wie fie im Falle der angezogenen Entſcheidung (RG Rſpr. 
3, 359) fehlten. Mängel der gerügten Art können je nach den 
Umſtänden des Einzelfalles (vgl. §8 419 ZPO.) wohl die ma: 
terielle Beweiskraft des verleſenen Protokolls beeinträch⸗ 
rigen, aber nicht deſſen Verlesbarkeit aufheben. U. d. IV. Sen. 
v. 30. Juni 05 (685/05). 

12. 88 257, 264 StPO. 

Die Hinweiſung des Angeklagten auf den veränderten 
techtlichen Geſichtspunkt enthält keinen Wiedereintritt in die 
Beweisaufnahme, und aus dieſem Grunde können nicht 
mehr die Vorſchriften des 8 257 StPO., insbeſondere deſſen 
dritter Abſatz in Betracht kommen, es genügt, daß dem An⸗ 
geklagten gemäß § 264 a. a. O. Gelegenheit zur Verteidigung 
gegen den veränderten rechtlichen Geſichtspunkt gegeben wird. 
U. d. II. Sen. v. 2. Juni 05 (5336/04). 

13. 88 260, 398 Abſ. 2 StPO. 

Daraus, daß im Urteil ein vom Beſchwerdeführer in der 
Vorunterſuchung abgelegtes Geſtändnis verwertet iſt, erhellt die 
behauptete Verletzung des § 260 StPO. keineswegs. Es 
iſt kein Erfordernis der Urteilsbegründung, die Beweisquelle 


anzugeben, aus der das Gericht die Kenntnis von dieſem Ge⸗ 


ſtändnis erlangte. Ob der Angeklagte V. in der Hauptverhand⸗ 
lung zugeſtanden oder beſtritten hat, jenes Geſtändnis ſeinerzeit 
abgelegt zu haben, entzieht ſich der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts. Das Sitzungsprotokoll enthält über die Vernehmlaſſung 
der Angeklagten nichts, und ſeine Angaben darüber würden 
($ 273 Abſ. 1 und 2 StPO.) ungeeignet fein, Beweis zu lie⸗ 
fern. Es iſt kein Anhalt dafür gegeben, daß das Gericht die 
Kenntnis der bezeichneten Tatſache nicht aus dem Verhandlungs⸗ 
ergebniſſe erlangt hätte. 8 398 Abſ. 2 iſt nicht verletzt. Der 
Angeklagte hatte nach deſſen Vorſchrift keinen Anſpruch darauf, 
daß ihm die Unterſuchungshaft in gleicher Höhe oder in ziffer⸗ 
mäßig gleicher Ausdehnung angerechnet wurde, wie im früheren 
landgerichtlichen Urteile. Er hatte nur Anſpruch darauf, daß 
gegen ihn keine härtere Strafe verhängt werde, als die 
in zenem Urteile feſtgeſetzte. U. d. IV. Sen. v. 18. Febr. 05 
(5275,04). 

14. 5 264 StPO. 

Wenn der Hehler ftatt wegen „Anſichbringens“ wegen 
„Ankaufens“ verurteilt wird, iſt ein Hinweis auf die Anderung 
des rechtlichen Geſichtspunktes nicht nötig. U. d. II. Sen. v. 
12. Mai 05 (4405/04). 

15. 8 264 StPO. 

Wäre die erſtrichterliche Entſcheidung dahin zu verſtehen, 
daß die Verurteilung des Angeklagten ſowohl auf das Verkaufen 
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als auch auf das Vorrätighalten unzüchtiger Bilder zum Zwecke 
der Verbreitung hat geſtützt werden ſollen, ſo würde die Rüge 
der Verletzung des 8 264 StPO. haben beachtlich erſcheinen 
müſſen, weil die Hinweiſung auf die Veränderung des rechtlichen 
Geſichtspunktes auch dann nicht entbehrlich iſt, wenn in derſelben 
ſtrafrechtlichen Vorſchrift verſchiedene Begehungsformen eines 
Delikts zuſammengefaßt ſind und das erkennende Gericht ſtatt 
des einen, oder, wie hier, neben dem einen in dem Beſchluſſe 
unterſtellten Tatbeſtandsmerkmale noch ein anderes zwar in 
derſelben Beſtimmung vorgeſehenes, aber nicht gleichartiges als 
vorliegend annimmt. RGSt. 8, 149; 24, 89; 28, 150. U. d. 
III. Sen. v. 18. Juni 05 (67/05). 

16. 8 264 StPO. 

Die Rüge einer Verletzung des § 264 StPO. iſt verfehlt. 
Da die Buße, auf welche gemäß § 18 Waren ZG. erkannt wurde, 
keine Strafe, ſondern eine neben dieſer feſtgeſetzte Ent⸗ 
ſchädigung iſt, gehört der § 18 nicht zu dem nach 8 205 
StPO. im Eröffnungsbeſchluſſe zu bezeichnenden Strafgeſetz; 
die Verurteilung der Angeklagten zu Buße enthielt deshalb nicht 
die Verurteitung auf Grund eines anderen als des im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe angeführten Strafgeſetzes, auch wenn dort der 8 18 
nicht erwähnt worden war. U. d. II. Sen. v. 2. Juni 05 
(389/05). 

17. 5 264 StPO.; 8 17 Preußiſches Stempelſteuergeſetz. 

Wenn der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
dem Angeklagten eine Zuwiderhandlung gegen § 17 Abſ. 3b 
des Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 zur 
Laſt legt, während die Verurteilung auf Grund des 8 17 
Abſ. 3a dieſes Geſetzes erfolgt, muß der Angeklagte auf eine 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes hingewieſen werden. 
U. d. II. Sen. v. 6 Juni 05 (6025/04). 

18. 8 266° StPO. 

Der Antrag „eventuell eine mildere Strafe“ oder „eine 
ganz geringe Freiheitsſtrafe“ zu verhängen, ſteht dem auf Zu⸗ 
billigung mildernder Umſtände nicht gleich, weshalb das Gebot 
in § 266 Abſ. 3 Schlußſatz der StPO. nicht einſchlägt und 
ein Übergehen des Antrags in den Gründen keine Folgen 
nach ſich zieht. Urteile des I. StS. vom 6. Nov. 1902 
3804/02, vom 16. Mai 1903 879/03, vom 17. Sept. 1903 
4241/03. U. d. I. Sen. v. 25. Sept. 05 (1262/05). 

19. 5 267 StPO. | 

Rechtsirrig ift, daß bei Widerſprüchen zwiſchen ber Urteils⸗ 
formel und den Urteilsgründen unbedingt die erſtere aus⸗ 
ſchlaggebend ſei. Die letzteren können ſehr wohl dazu dienen, 
darzutun, daß die Formel offenbare Unrichtigkeiten, insbeſondere 
infolge Verſchreibens enthält, und ferner dazu, dieſe Unrichtig⸗ 
keiten richtigzuſtellen. Ergeben alſo die Urteilsgründe klar 
und deutlich, daß der Angeklagte eines beſtimmten Delikts für 
ſchuldig erachtet und deswegen beſtraft worden iſt, ſind ins⸗ 
beſondere die Tatbeſtandsmerkmale dieſes Delikts mit den 


Worten des Geſetzes feſtgeſtellt und iſt die Strafe aus dem 


der Feſtſtellung entſprechenden Paragraphen des StGB. her⸗ 
genommen, während in der Formel ein ganz anderes Delikt 
als Grund der Beſtrafung bezeichnet iſt, ſo muß angenommen 
werden, daß die Abweichung nicht gewollt iſt, ſondern ein 
Schreibfehler vorliegt. Die Entſcheidung des II. StS. des 
RG. vom 8. März 1895 (RG. 27, 86) ſteht mit den oben 
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dargelegten Grundſätzen nicht in Widerſpruch. Denn in dem 
jener Entſcheidung zugrunde liegenden Falle handelt es ſich 
um eine unvollſtändige Urteilsformel inſofern, als nach der für 
maßgebend erachteten Formel die Verurteilung wegen eines 
milderen ideell konkurrierenden Delikts nicht ausgeſprochen, 
daher nicht neben der Verurteilung wegen der anderen kon⸗ 
kurrierenden Straftat als erfolgt anzuſehen war. U. d. I. Sen. 
v. 9. Okt. 05 (6633/04). 

20. 8 290 StPO. 

Wenn auch § 290 Abſ. 1 StPO. vorſchreibt, daß die 
Fragen vom Vorſitzenden zu entwerfen ſind, ſo iſt doch zufolge 
8 291 StPO. die Billigung und veranlaßten Falles die end⸗ 
gültige Feſtſtellung der Fragen Aufgabe des Gerichts, und es 
iſt kein Grund erſichtlich, warum es unzuläſſig ſein ſollte, ſchon 
den Entwurf der Fragen auf Grund einer Beratung des 
Gerichts herzuſtellen. Durch die ſchon im Vorhinein erfolgende 
Einigung des Gerichts oder Austragung etwaiger Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten der Gerichtsmitglieder werden die den übrigen 
Prozeß beteiligten durch 8 291 StPO. eingeräumten Rechte in 
keiner Weiſe berührt und auch die Gerichtsmitglieder ſelbſt 
begeben ſich dadurch nicht des Rechts, nochmalige Beratung 
und Feſtſtellung im Sinne des § 291 Abſ. 2 StPO. zu 
verlangen. U. d. I. Sen. v. 23. Febr. 05 (174/05). 

21. 8293 StPO. 

Eine alternative Faſſung iſt zuläſſig, ſoweit es ſich um 
unweſentliche Umſtände, wie Zeit, Ort, Werkzeug uſw. der 
Verübung oder um gleichwertige geſetzliche Merkmale des Tat⸗ 
beſtands derſel ben beſtimmten Straftat handelt (RG. 26, 155); 
ſie iſt aber dann ausgeſchloſſen, wenn zwei ſelbſtändige Tat⸗ 
beſtände in Betracht kommen, die mit verſchiedenen Strafen 
bedroht ſind, ſollten ſie auch wegen der Gemeinſamkeit gewiſſer 
Merkmale in derſelben Geſetzesbeſtimmung zuſammengefaßt 
ſein. So liegt die Sache im gegenwärtigen Falle, da 8 185 
StGB. als Strafe der Beleidigung zunächſt Geldſtrafe bis zu 
600 Mark oder Haft oder Gefängnis bis zu einem Jahre 
feſtſetzt, dagegen die mittels einer Tätlichkeit begangene Be⸗ 
leidigung mit einer dieſes Höchſtmaß erheblich überſteigenden 
Strafe bedroht; die Frage kann alſo nicht lauten: durch Worte 
oder Tätlichkeiten. U. d. IV. Sen. v. 2. Juni 05 (5862/04). 

22. 8 293 StPO. 

Wie das RG. bereits früher (RG. 12 S. 347 insbeſ. 352) 
ausgeführt hat, iſt eine alternative Frageſtellung inſoweit ſtatt⸗ 
haft, als durch die Frage die dem Angeklagten zur Laſt gelegte 
Tat nach ihren geſetzlichen Merkmalen und unter Hervorhebung 
der zu ihrer Unterſcheidung erforderlichen Umſtände bezeichnet 
wird. Dies iſt auch der Fall, wenn die Frage dahin geſtellt 
wird, „allein oder gemeinſchaftlich handelnd“. U. d. I. Sen. 
v. 31. Mai 05 (613/05). 

23. 8 293 StPO. 

Der § 293 StPO. überläßt es dem Ermeſſen des Gerichts, 
welche Tatumſtände neben den geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmalen 
behufs Identifizierung der Tat in die an die Geſchworenen ge⸗ 
richtete Frage aufzunehmen ſind. Schon die Angabe von Ort 
und Zeit der Tat kann genügen. Bei der Anſtiftung ($ 48 
StPO.) iſt die Bezeichnung der Perſon des Angeftifteten nicht 
unbedingt erforderlich (Goltd Arch. 36, 157; 38, 345). U. d. 
I. Sen. v. 12. Okt. 05 (643/05). 
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24. 8 293 StPO. 8 240 KO. 

Durch den Geſchworenenſpruch iſt der Angeklagte für 
ſchuldig befunden worden, ſowohl Handelsbücher, deren Führung 
ihm geſetzlich oblag, zu führen unterlaſſen, als auch Handels⸗ 
bücher jo geführt zu haben, daß fie keine Uberſicht des Vermögens⸗ 
zuſtandes gewähren. Dieſer Teil des Geſchworenenſpruches iſt 
in ſich widerſprechend und gibt dem Verdachte Raum, daß dabei 
die in RGSt. 11 S. 142 und 161 ausgeſprochenen Rechts⸗ 
grundſätze unbeachtet geblieben find. Ein Unterlaffen der 
Führung von Handelsbüchern im Sinne des § 239 Ziff. 3 KD. 
liegt nur dann vor, wenn überhaupt keine Handelsbücher geführt 
worden find. Daß aber das Gegenteil der Fall geweſen iſt, ift 
durch die Antwort der Geſchworenen feſtgeſtellt, durch welche 
bejaht worden iſt, daß Angeklagter feine Handelsbücher fo geführt 
hat, daß aus ihnen fein Vermögenszuſtand nicht zu erſehen ift. 
U. d. IV. Sen. v. 19. Sept. 05 (1043/05). 

25. 8 420 StPO. 

Angefichts der tatſächlich vollzogenen Vornahme des Sühne⸗ 
verſuchs verſchlägt die verfrühte Einreichung der Klagſchrift nichts 
mehr, da weder die Verteidigung des Angeklagten noch das 
gerichtliche Verfahren von dem zeitlichen Verhältnis zwiſchen 
Sühneverſuch und Klageerhebung beeinflußt ſein kann; weſentlich 
iſt, daß, nicht wann, der Sühneverſuch ſtattgefunden hat; mithin 
iſt der anfängliche Verſtoß durch den ſpäter vorgenommenen 
Sühneverſuch rechtlich wieder vollſtändig ausgeſchaltet worden. 
U. d. I. Sen. v. 27. Mai 05 (6100/04). 


C. Andere Reichsgeſetze. 


1. 8 811 Ziff. 5 ZPO., 8 559 BGB. 

Die Ladeneinrichtung kann bei einem Schlächter, deſſen 
Geſchäft nicht bloß auf das Schlachten von Tieren, ſondern 
auch auf den Verkauf ihres Fleiſches ſich erſtreckt, zu den nach 
5 811 Nr. 5 ZPO. von der Pfändung ausgenommenen, dem 
Werkzeuge gleichſtehenden Gegenſtänden zu rechnen ſein. U. d. 
II. Sen. v. 6. Okt. 05 (641/05) 

2. Art. 31 Reichsverfaſſung. 

Der erkennende Senat findet keine Veranlaſſung von der 
im Urteil des I. StS. vom 17. Oktober 1895 (RGSt. 27, 
385) vertretenen Anſchauung, wonach Art. 31 nur die Bedeutung 
hat, daß während der Dauer der Sitzungsperiode die Einleitung 
eines neuen Strafverfahrens gegen ein Mitglied des Reichs⸗ 
tages von der Genehmigung des Reichstages abhängig iſt, daß 
dagegen ein vor der Eröffnung einer Sitzungsperiode — dieſe 
im Sinne des Urteils RGSt. 22, 379 verſtanden — ein⸗ 
geleitetes Strafverfahren, ſo lange nicht der Reichstag nach 
Art. 31 Abſ. 3 feine Aufhebung verlangt hat, ohne weiteres 
fortgeſetzt werden kann, abzugehen. Unter dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt es auch zuläſſig, den zur Hauptverhandlung 
ordnungsmäßig geladenen, aber unentſchuldigt ausgebliebenen 
Angeklagten nach § 229 StPO. vorführen zu laſſen. U. d. 
III. Sen. v. 18./28. Sept. 05 (761/05). 

3. § 62 GVG. 

Die im Falle des § 62 Abſ. 2 GVG. zugelaſſene Ab: 
änderung der Perſonalverteilung iſt, wie ſchon der Wortlaut 
des Geſetzes ergibt, keineswegs darauf beſchränkt, daß nur an 
Stelle der wegfallenden Mitglieder einer Kammer andere ber 
ſelben zuzuteilen ſeien, im übrigen aber der Beſtand derſelben 


11 > 258 12 1 7 
4 4 11 hi 3 


DE 
WON en 


e 
no .. 


34. Jahrgang. 


unverändert bleiben müßte, vielmehr berechtigt der Wechſel eins 
zelner Mitglieder des Gerichts zu einer Abänderung der Be⸗ 
ſetzung der Kammern auch inſoweit, als die verbleibenden Mit⸗ 
glieder derſelben in Betracht kommen. U. d. IV. Sen. 
v. 22. Sept. 05 (58/05). 

4. 8 175 GVG. 

Wenn nach Ausſchluß der Offentlichkeit für eine Straf⸗ 
ſache die Verbindung mit einer weiteren Strafſache erfolgt, ſo 
iſt über Ausſchluß der Offentlichkeit von neuem zu ver⸗ 
handeln und zu entſcheiden. U. d. II. Sen. v. 27. Juni 05 
(5920/04). 

5. 8 240 KO. Ziff. 4. 

Es iſt verfehlt zu verlangen, daß die einzelnen in der 
Bilanz aufgeführten Aktiv⸗ und Paſſiwpoſten ſpezifiziert werden. 
Dies iſt nicht Aufgabe der Bilanz, die nichts anderes iſt als 
eine Zuſammenſtellung des aus dem Inventare ſich ergebenden 
Standes der Aktiven und Paſſiven mit Fixierung des aus ihrer 
Vergleichung hervorgehenden Reſultates und die dann den ge⸗ 
ſetzlichen Anforderungen genügt, wenn ſie für ſich allein und 
unabhängig von anderen Urkunden oder Büchern eine, wenn 
auch nur ſummariſche Überſicht über das Verhältnis des Ver⸗ 
mögens und der Schulden und den jeweiligen Vermögensſtand 
gewährt. (RGSt. 15, 174.) Die Einſetzung unrichtiger Poſten 
in die Bilanz, desgleichen das unrichtige Endergebnis der 
Bilanz, die Gewinne ausweiſt, wo in Wirklichkeit Verluſt vor⸗ 
handen war, ſtellt ſich, wenn die Unrichtigkeit der Bilanz nicht 
auf der Einſtellung fingierter Poſten, ſondern auf der unrichtigen 
Buchführung beruht, lediglich als unordentliche Buchführung 
dar, vermag aber nicht die Annahme unterlaſſener Bilanzziehung 
zu begründen. U. d. III. Sen. v. 2. Okt. 05 (1128/05). 

6. 8 240, 244 KO. 

Die Annahme, daß die Strafvorſchrift des § 240 Ziff. 3 
und 4 KO., welche Identität des Täters mit dem Schuldner 
vorausſetze, auf die Angeklagten um deswillen nicht anwendbar 
ſei, weil dieſelben nicht Schuldner, ſondern als Mitglieder des 
Grubenvorſtandes nur Vertreter der Schuldnerin, der mit 
juriſtiſcher Perſönlichkeit ausgeſtatteten Gewerkſchaft, ſeien und 
eine Ausdehnung der gedachten Strafvorſchrift auf die Ver⸗ 
treter einer ſolchen Gewerkſchaft weder durch 8 244 KO. noch 
durch die ſpätere Geſetzgebung erfolgt ſei, iſt rechtlich bedenkenfrei. 
u. d. IV. Sen. v. 17. Okt. 05 (37/05). 

7. 8 240 RD. 

Anzuerkennen iſt es, daß die Beziehung zwiſchen einer 
Unterlaſſung der Bilanzziehung und der Eröffnung eines Kon⸗ 
kurſes dann ausgeſchloſſen iſt, wenn ſchon vorher nach der 
unterlaſſenen Bilanzziehung ein anderes Konkursverfahren über 
das Vermögen derſelben Perſon eröffnet war. Dem Falle der 
Konkurseröffnung kann aber der Fall eines ſogenannten ſtillen 

Akkords nicht ſchlechthin gleichgeſetzt werden. Bei vertrags⸗ 
mäßigem Erlaſſe eines Teils der Forderungen ſeitens aller 
oder einzelner Gläubiger kann das Geſchäft und kann die 
Beziehung der Zahlungseinſtellung zu den durch den Erlaß in 
ihrer Höhe gemilderten Schulden fortbeſtehen. Ebenſo iſt es 
denkbar, daß die Frage, ob in einem Einzelfalle zwiſchen der 
Konkurseröffnung und der Unterlaſſung der Bilanzziehung in 
einem weiter zurückliegenden Jahre noch irgend eine Beziehung 
vorhanden iſt, mit Rückſicht auf die inzwiſchen erfolgten Bilanz⸗ 
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ziehungen verneint werden kann. U. d. II. Sen. v. 13. Juli 05 
(5814/04). 

8. 8 241 KO. 

Der 8 241 KO. hat nicht zur Vorausſetzung, daß tat⸗ 
ſächlich den anderen Gläubigern durch die Bevorzugung des 
einen ein Schade erwachſen iſt, ebenſowenig, daß die Sicherung 
des begünſtigten Gläubigers einen tatſächlichen Erfolg für 
dieſen gehabt hat (vgl. RGSt. 30, 261). Deshalb iſt es 
unerheblich, ob die Sicherſtellung im Wege der Anfechtung 
beſeitigt werden konnte und ebenſo, ob wegen Nichteinhaltung 
der im 8 798 ZPO. beſtimmten eintägigen Friſt die Schuldner 
die Aufhebung der Vollſtreckungsmaßregeln hätten erwirken 
können. U. d. II. Sen. v. 30. Juni 05 (6150/04). 

9. 8 56b Gewd. 

Eine Polizeiverordnung wie die des Regierungspräſidenten 
von Aachen vom 29. März 1904, die vorſchreibt, daß die 
Führer der zum Handel im Umherziehen beſtimmten 
Schweine ein Kontrollbuch zu führen und den beamteten Tier⸗ 
ärzten und Polizeibeamten auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen 
haben, daß eine Veräußerung von Schweinen nur dann ſtatt⸗ 
ſinden darf, wenn alle zu dem Transport gehörigen Schweine 
von einem beamteten Tierarzte unterſucht und geſund befunden 
worden ſind und daß der Tierarzt den Unterſuchungsbefund in 
die letzte Spalte des Kontrollbuches einzutragen hat, iſt nach 
§ 56 b Abſ. 3 GewO. gültig, da die Anordnung der Führung 
des Kontrollbuches für eine Beſchränkung im Sinne des 
8 56 b Abſ. 3 zu erachten if. Der in der Entſcheidung des 
erkennenden Senats vom 19. November 1903 (RGSt. 37, 11) 
ausgeſprochene Satz, daß die Einführung eines Kontrollbuches 
nicht als eine Beſchränkung des Handels im Sinne des Geſetzes 
anzuſehen iſt, kann hier nicht verwertet werden und iſt nicht ſo 
allgemein wie er lautet, ſondern in eingeſchränktem Sinne zu 
verſtehen, wobei zu erwägen iſt, daß in dem Falle jener 
Entſcheidung gar nicht Hauſier handel vorgelegen hat und ein 
Kontrollbuch ganz anderer Art und mit anderer Zweck⸗ 
beſtimmung in Frage kam, während hier die Zuläſſigkeit der 
Ausübung der gedachten Art des Handels ja geradezu und aus⸗ 
drücklich von der Führung des vorgeſchriebenen Kontrollbuches 
abhängig gemacht iſt. U. d. I. Sen. v. 28. Sept. 05 (797/05). 

10. 88 33, 147 Ziff. 1 Gewd. 

Der Betrieb einer Schankwirtſchaft liegt nicht vor, wenn 
der Hausbeſitzer den bei ihm zur Miete wohnenden Dirnen gegen 
Entgelt und in der Abſicht auf Erlangung einer dauernden Er⸗ 
werbsquelle Getränke liefert, die von den Dirnen ihrerſeits in 
der Weiſe an die bei ihnen verkehrenden Mannsperſonen weiter⸗ 
gegeben werden, daß die Dirnen den Gäſten die Getränke aus 
eigener Hand geben, ſelbſt den Preis beſtimmen und für ſich 
einziehen. U. d. J. Sen. v. 3. Juli 05 (506/05). 

11. 58 41a, 139 c, 146 a GewO. 

1. Die Arbeits⸗ und Beſchäftigungszeit der im Handels⸗ 
gewerbe angeſtellten Perſonen muß keineswegs mit der Zeit der 
Ladenöffnung und des Ladenſchluſſes bei offenen Ver⸗ 
kaufsſtellen notwendig zuſammenfallen und ſich decken. Der Um⸗ 
ſtand, daß der Laden rechtzeitig geſchloſſen wurde und die 
Fortſetzung des Geſchäftsbetriebs inner halb des geſchloſſenen 
Ladens ſich vollzog, kann ebenſowenig gegen die Beſtrafung aus 
8 1468 in Verbindung mit $ 105b Abſ. 2 ſchützen, wie die 
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Tatſache, daß es ſich bei der Fortſetzung des Gewerbebetriebe 
über die zuläſſige Zeit nur um die Erledigung der bereits vorher 
begonnenen Geſchäfte mit den zur Zeit des Ladenſchluſſes ſchon 
in demſelben anweſenden Kunden gehandelt habe. In § 139 
GewO. iſt allerdings in Abſ. 1 Satz 2 beſtimmt, daß die bei 
dem abendlichen Ladenſchluß ſchon anweſenden Kunden noch be: 
dient werden dürfen. Dieſe im Titel III Abſchnitt VI GewO., 
der ſich im Gegenſatz zu § 105 b Abſ. 2 ausſchließlich auf die 
nur in offenen Verkaufsſtellen beſchäftigten Gehilfen, 
Lehrlinge und Arbeiter bezieht, befindliche Beſtimmung ſteht je⸗ 
doch im engſten Zuſammenhange mit der Vorſchrift in § 139 0 
Abſ. 1 Satz 1, der zufolge offene Verkaufsſtellen an Werk⸗ 
tagen von neun Uhr Abends bis fünf Uhr Morgens für den 
geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen, trägt einen 
exzeptionellen Charakter und kann über den Rahmen des § 139 
hinaus, der nur die Ladenſchlußzeit bei offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen an Werktagen regelt, nicht analog auf den nur die 
Sonntagsruhe im geſamten Handelsgewerbe betreffenden 
8 105b Abſ. 2 ausgedehnt werden. 2. Rechtsbedenkenfrei iſt 
aber auch die Annahme, daß die Fortſetzung des Geſchäfts⸗ 
betriebes an einzelnen Sonntagen über die Zeit des erfolgten 
Ladenſchluſſes durch Bedienung der in dieſem Zeitpunkte bereits 
anweſenden Kunden innerhalb des geſchloſſenen Ladens nicht 
nur dem 8 105 b Abſ. 2, ſondern auch in idealer Konkurrenz 
dem § 41a Gewdo. zuwiderläuft. $ 41a GewO. verbietet 
ſchlechthin ohne Zulaſſung von Ausnahmen die Ausdehnung 
des Gewerbe betriebes in offenen Verkaufsſtellen über die 
durch 8 105 b bis § 105h für das handelsgewerbliche Hilfs⸗ 
perſonal fixierte Beſchäftigungszeit hinaus. Zu dem Ge⸗ 
werbebetriebe in offenen Verkaufsſtellen gehört aber zweifels⸗ 
ohne auch die Bedienung der zur Zeit des ſonntäglichen Laden⸗ 
ſchluſſes noch vorhandenen Kundſchaft. Bei der Verſchiedenheit 
der in den 88 41a und 139 GewO. behandelten Fälle kann 
keine Rede davon fein, daß die nur im Falle des § 139 c zu⸗ 
gelaſſene Bedienung der zur Zeit des Ladenſchluſſes an den 
Werktagen ſchon vorhandenen Kundſchaft ohne weiteres analog 
auch an Sonntagen und Feſttagen Platz greift. U. d. III. Sen. 
v. 29. Juni 05 (451/05). 

12. 8 147 Ziff. 3 GewD. 

Es iſt der Reviſion zuzugeben, daß die Feſtſtellung des 
Vorderrichters, der Angeklagte habe ſich einen arztähnlichen 
Titel beigelegt, durch welchen der Glaube erweckt werde, der 
Inhaber ſei eine geprüfte Medizinalperſon, der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegt. Denn dieſe Feſtſtellung iſt 
nicht rein tatſächlicher Art, da die Bezeichnung „Arzt“ nach 
der GewO. eine techniſche Bedeutung hat und zu prüfen iſt, 
ob die gewählte Bezeichnung nach Inhalt und Bedeutung dem 
geſetzlich fixierten Begriffe des Arztes nahekommt. (Vgl. 
RGSt. 1, 126; 27, 335.) Es liegt aber keine Veranlaſſung 
vor, im gegebenen Falle die Anwendung des § 147 Ziff. 3 
GewO. zu beanſtanden. Die Strafkammer hat angenommen, 
daß der Angeklagte, der im Inlande als Zahnarzt weder 
geprüft noch approbiert iſt, bewußt den Anſchein erweckt habe, 
er ſei eine in Deutſchland zur Ausübung der Zahnheilkunde 
approbierte Medizinalperſon, und zwar dadurch, daß er auf 
Viſitenkarten und ſog. Memoranden ſeinem Titel „Dr. of 
dental surgery“ und ſeiner Eigenſchaft „in Amerika geprüfter 
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Zahnarzt“ die Worte „Geheimer Hofrat“ hinzugeſetzt habe. 
Daß in dieſem Zuſatz die Beilegung eines arztähnlichen Titels 
zu erblicken ſei, der objektiv geeignet erſcheine, in dem Publikum 
den Glauben zu erwecken, es handle ſich um eine zur zahn⸗ 
ärztlichen Praxis ſtaatlich zugelaſſene Medizinalperſon, wird 
daraus gefolgert, daß, wie gerichtsbekannt, der Titel „Hofrat“ 
und „Geheimer Hofrat“ häufig von deutſchen Souveränen an 
Zahnärzte verliehen werde und daß das Publikum einen 
Zahnarzt, dem ſolcher Titel verliehen ſei, für einen ſtaatlich 
geprüften und approbierten erachte, indem es annehme, daß 
einer zur zahnärztlichen Praxis ſtaatlich nicht zugelaſſenen 
Perſönlichkeit ein ſolch ehrenvoller Titel abſeiten eines deutſchen 
Souveräns nicht zuteil werde. Dieſe Begründung iſt, ſoweit 
ſie ſich auf tatſächlichem Gebiete bewegt, der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts entzogen, läßt aber, ſoweit ſie auf der An⸗ 
nahme beruht, daß in dem Zuſatze: „Geheimer Hofrat“ die 
Beilegung eines arztähnlichen Titels zu finden ſei, einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Der Titel „Hofrat“ und „Ge⸗ 
heimer Hofrat“ kann, wie alle Titel, nur durch höhere Ver⸗ 
leihung erworben werden und gewährt im Inlande eine mit 
einem beſtimmten Range verbundene Stellung. Die Bedeutung 
dieſer Bezeichnung beruht alſo darin, daß der Träger, ein „in 
Amerika approbierter Zahnarzt“, im Inlande einen Titel er⸗ 
worben hat, der — wie das Urteil tatſächlich feſtſtellt — 
häufig an im Inlande approbierte Zahnärzte verliehen wird 
und deshalb bei dem Publikum den Anſchein erwecken muß, 
es handle ſich um einen im Inlande zugelaſſenen Arzt. Die 
Hinzufügung des Charakters „Geheimer Hofrat“ zu den übrigen 
Bezeichnungen kann deshalb nach der konkreten Sachlage 
bedenkenfrei als Beilegung eines arztähnlichen Titels aufgefaßt 
werden. Die Bedeutung, welche dem Umſtande beigemeſſen iſt, 
daß auf der Viſitenkarte hinter den Worten: „Geheimer 
Hofrat“ ein Punkt ſteht und die folgenden Worte: „Sr. 
Königl. Hoheit des Fürſten von Luſignan, Königl. Prinzen von 
Armenien“, ſo klein gedruckt find, daß ſie nur mit Anſtrengung 
geleſen werden können, gehört zu den der Entſcheidung des 
Reviſionsgerichts verſchloſſenen tatſächlichen Feſtſtellungen. 
Ebenſo entzieht es ſich der Nachprüfung, ob es richtig ge⸗ 
würdigt iſt, daß der Aufdruck „in Amerika approb. Zahnarzt“ 
ſich in großer Schrift auf der Karte befindet. Wenn ſchließlich 
die Reviſion rügt, in dem Urteile ſei ohne Angabe von Beweis⸗ 
tatſachen feſtgeſtellt, daß die Viſitenkarten in ihren Leſern den 
Glauben erweckt haben, der Angeklagte ſei in Deutſchland zur 
Ausübung der Zahnarzneikunde approbiert und hierin einen 
Verſtoß gegen $ 266 StPO. finden will, jo kann dies nicht 
für begründet erachtet werden. Zum Tatbeſtande des nach 
§ 147 Ziff. 3 Gemd. ſtrafbaren Delikts iſt keineswegs er: 
forderlich, daß eine Täuſchung erreicht oder auch nur bei je⸗ 
mandem der irrige Glauben erweckt ſei, ſondern es genügt die 
Beilegung des zur Erweckung des Glaubens objektiv geeigneten 
Titels. Es bedurfte alſo der Feſtſtellung, daß irgend ein 
Leſer durch die Viſitenkarten in Irrtum verſetzt ſei, überhaupt 
nicht. Der § 266 StPO. iſt mithin nicht verletzt. U. d. 
III. Sen. v. 9. Febr. 05 (5355/04). 

13. 5 147 Ziff. 3 GewO. 

Das bloße Vorkommen des Ausdrucks „Arzt“ in einer 


ſich aus mehreren Ausdrücken zuſammenſetzenden Bezeichnung 
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genügt nicht ſchlechthin, um den Tatbeſtand der erſten Alter⸗ 
native des § 147 Nr. 3 GewO. zu erfüllen. Die Geſamtheit 
der Ausdrücke, aus denen die Bezeichnung beſteht, iſt vielmehr 
maßgebend für die Entſcheidung der Frage, ob ſich jemand als 
Arzt bezeichnet hat in dem Sinne, daß er dadurch ſich für eine 
im Inlande approbierte Medizinalperſon ausgegeben hat. Wird 
in der Bezeichnung zugleich auf eine ausländiſche Approbation 
hingewieſen oder der Mangel einer Approbation erwähnt, ſo iſt die 
Annahme nicht gerechtfertigt, daß ſich dadurch jemand als eine 
im Inlande approbierte Medizinalperſon, alſo als einen Arzt 
im Sinne der erwähnten Strafvorſchrift bezeichnet hat; es kann 
ſich dann nicht mehr um die erſte, ſondern nur noch um die 
zweite Alternative, die Beilegung eines arztähnlichen Titels 
handeln, deren Strafbarkeit von der nach Lage des Einzelfalls 
zu treffenden Feſtſtellung abhängt, daß die Bezeichnung in ihrer 
Geſamtheit den Glauben zu erwecken geeignet iſt, der Inhaber 
des Titels ſei eine im Inlande approbierte Medizinalperſon. 
Auf dieſen Erwägungen beruht im weſentlichen auch die Recht⸗ 
ſprechung des ehemaligen PrOTr. und des PrOVG., die in 
wiederholten Entſcheidungen die Strafbarkeit von Bezeichnungen 
verneint haben, durch die ſich jemand den Arzttitel beilegt, aber 
zugleich durch einen jede Verwechſlung ausſchließenden Zuſatz 
zum Ausdruck bringt, daß er im Auslande approbiert ſei. 
Oppenhoff, Rechtſpr. des ObTrib. 17, 591; 19, 369 und 
OVG. 17, 356; 30, 326; Goltd Arch. 48, 169). Auch ältere 
Entſcheidungen des RG. gehen von der gleichen Auffaſſung 
aus (RGRſpr. 1, 30; 2, 460). Dieſer Rechtsanſicht ſteht das 
Urteil des IV. StS. (RGSt. 37, 220) nicht entgegen, das, 
ohne die hier vorliegende Frage zu berühren, die Anwendbarkeit 
des § 147 Nr. 3 GewO. auch in dem Falle bejaht, wo ſich 
jemand zwar nicht ausdrücklich als Arzt bezeichnet, aber doch 
durch die von ihm gebrauchten Wendungen zum Ausdruck 
bringt, daß er ſich die Eigenſchaft eines „Arztes“, das heißt: 
eines im Inlande approbierten Arztes beilege. Dem ab⸗ 
weichenden Standpunkte des PrKG., welches nicht auf den Ge⸗ 
ſamtinhalt der Bezeichnung, ſondern lediglich auf den darin 
vorkommenden Ausdruck „Arzt“ Gewicht legt, kann nicht bei- 
getreten werden. (KGJ. 21 C, 10.) U. d. III. Sen. 
v. 21. Sept. 05 (796/05). 
14. 68 152, 153 GewD. 

Der Ausdruck „Lohn⸗ und Arbeits bedingungen“ nötigt 
nicht zu der Annahme, daß hiermit nur die im Arbeitsver⸗ 
trage zu treffenden Abmachungen, insbeſondere über Lohn 
und Arbeitszeit, gemeint ſeien. Die Anſicht, daß die Straf: 
beſtimmung der 8 153 GewO. auf Fälle keine Anwendung 
finde, in denen nicht eine Beeinfluſſung der Löhne und kon⸗ 
kreten Arbeitsbedingungen der Kämpfenden bezweckt, ſondern 
‚andere Ziele, z. B. die Entlaſſung nicht organiſierter Arbeiter, 
mißliebiger Werkmeiſter oder Betriebsbeamter, die Wieder⸗ 
einſtellung gemaßregelter Arbeiter, die Benutzung oder Nicht⸗ 
benutzung eines beſtimmten Arbeitsnachweiſes uſw., verfolgt 
werden, kann als dem Geſetze entſprechend nicht anerkannt 
werden. Vom Geſetz nicht betroffen werden nur diejenigen 
Verabredungen, bei denen es ſich nicht um die „Erlangung“ 
bisher nicht vorhandener Vorteile für die Arbeitnehmer oder 
Arbeitgeber, ſondern um die Erfüllung rechtsgültig beſtehender 
kontraktlicher Verpflichtungen handelt (vgl. RGSt. 20, 396 ff.; 
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Urteil des KG. vom 20. Juni 1895 in Goltd Arch. 43, 145); 
im übrigen aber muß das Geſetz nicht nur nach ſeiner 
Entſtehungsgeſchichte, ſondern auch nach ſeinem Sinn und 
Zweck auf alle Verabredungen der Arbeitgeber oder Arbeit⸗ 
nehmer Anwendung finden, welche auch über den Bereich der 
Abmachungen des Arbeitsvertrages hinaus eine dem einen oder 


anderen Teil vorteilhafte Geſtaltung des gegenſeitigen Verhält⸗ 


niſſes bezielen. U. d. II. Sen. v. 6. Okt. 05 (577/05). 

15. 8 148 Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 

1. Dem Abſ. III des § 148 die Bedeutung beizulegen, 
daß im Falle wirklichen Widerſtandes mittels der Waffe die 
Schärfungsſtrafe des Abſ. 1 wegfallen und durch die Strafe 
der Landesgeſetze erſetzt werden ſolle, würde mit den überall 
durchgeführten Grundgedanken des Geſetzes, veranlaßtenfalls 
Strafſchärfung und Strafenhäufung eintreten zu laſſen, in 
Widerſpruch ſtehen. 2. § 148 Abſ. II des Vereinszollgeſetzes 
ſtatuiert die geſetzliche, nur durch den Beweis des Gegenteils 


zu entkräftende Vermutung, daß der Angeklagte die Waffe zum 


Widerſtande gegen die Beamten mit ſich geführt habe. U. d. 


I. Sen. v. 8. Mai / 8. Juni 05 (32/05). 


16. 5 2 Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871. 

Das Poſtgeſetz hat es zwar unterlaſſen, den Rechtsbegriff 
des expreſſen Boten ſelbſt näher zu definieren. Mit Rüdficht 
auf den Wortlaut des 8 2 dieſes Geſetzes und die durch das⸗ 
ſelbe verfolgten poſtaliſchen Zwecke iſt aber, wie von dem RG. 
bereits früher angenommen wurde (RGSt. 20, 124) daran 
feſtzuhalten, daß der bloße Gelegenheitsbote nicht unter den 
Begriff eines expreſſen Boten fällt, als ein ſolcher vielmehr 
nur derjenige angeſehen werden kann, welcher ſich lediglich 
in Anlaß und zum Zweck der Ausrichtung eines ihm gewordenen 
Beförderungsauftrages, ohne dabei eigene Intereſſen zu ver⸗ 
folgen, von einem Orte an einen anderen, ſei es nun zu Fuß, 
zu Wagen oder mit der Eiſenbahn begibt und zwar dergeſtalt 
im ausſchließlichen Intereſſe ſeines Auftraggebers, daß ohne 
den erhaltenen Auftrag der Weg zwiſchen den beiden in Betracht 
kommenden Orten überhaupt nicht zurückgelegt worden wäre. 
Der Umſtand, daß der Bote ſich nur gegen die Bezahlung eines 
vielleicht noch ſo geringfügigen Trinkgeldes entſchließt, zu ſeiner 
außerdem auch gemachten Reiſe einen etwas ſpäteren oder 
früheren Zug als den anfänglich in Ausſicht genommenen zu 
benutzen, um die Mitgabe jener Sendung zu ermöglichen, macht 
ihn nicht zum expreſſen Boten. U. d. III. Sen. v. 3. Juni 05 


(6449/04). 


17. 8 2 Poſtgeſetz. 

Die Tatfrage, wann ein Bote das Beförderungsmittel 
bildet, iſt unabhängig von der Rechtsfrage, ob ſeine Beförderung 
die Rechte anderer verletzt oder nicht. Die Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
kehrsordnung vom 26. Oktober 1899 will und kann nicht be⸗ 
ſtimmen unter welchen Vorausſetzungen im Sinne des Geſetzes 
über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 eine Beförderung 
von Zeitungen eine ſolche iſt, welche durch einen expreſſen Boten 
erfolgt. Iſt ſie es, wenn der Bote mit Fahrkarte reiſt, ſo iſt 
ſie es auch, wenn der Bote ohne Fahrkarte, alſo ohne das 
Recht auf Beförderung ſeiner Perſon und ſeines Handgepäcks, 
die Zeitungen im Wagenabteil bei ſich hat und ebenſo iſt 
belanglos, daß der Umfang der als Handgepäck mitgeführten 
Zeitungen dem in § 28 EifenbBerfd. beſtimmten Begriff des 
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Handgepäcks (leichte tragbare, die Mitreiſenden nicht beläſtigende 
Gegenſtände) widerſtreitet, der Bote alſo einen Rechtsanſpruch 
auf Mitnahme einer ſolchen Menge Handgepäcks nicht hat. 
U. d. II. Sen. v. 27. Juni 05 (139/05). 

18. 8 20 Preßgeſetz vom 7. Mai 1874. 

Es kann dem Vorderrichter unbedenklich zugegeben werden, 
daß es, wenn ein Zeitungsredakteur abſichtlich und bös⸗ 
willig der Wahrnehmung der ihm obliegenden Pflichten ſich 
entzieht, unter Umſtänden den Verdacht erwecken kann, er 
wolle lediglich die Veröffentlichung eines Artikels von be⸗ 
ſtimmtem ſtraf barem Inhalte ermöglichen und ſich ſelbſt den 
Rücken decken. Daß aber der Beſchwerdeführer, als er an dem 
betreffenden Tage während des Vormittags auf einige Stunden 
nach Maßgabe der beſtehenden Geſchäftseinteilung ſeiner Ge⸗ 
wohnheit entſprechend ſich entfernte und die Beſorgung der 
Redaktionsgeſchäfte während der Zeit ſeiner Abweſenheit auf 
einen anderen Redakteur des gleichen Zeitungsunternehmens 
überging, hierbei den Zweck verfolgte, dadurch gerade die Druck⸗ 
legung eines Zeitungsartikels mit beſtimmtem ſtrafbarem 
Inhalte zu ermöglichen und ſich ſelbſt von der ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortlichkeit für dieſelbe zu befreien, läßt ſich 
für den vorliegenden Fall dem vorderrichterlichen Urteile 
nicht entnehmen. Einen generellen Eventualdolus kennt das 
gegenwärtig in Geltung befindliche Strafrecht nicht und auch 
ſpeziell dem Preßgeſetze iſt der Begriff eines ſolchen all⸗ 
gemeinen eventuellen Vorſatzes, vermöge deſſen der Redakteur 
einer periodiſchen Druckſchrift, der für die Zeit ſeiner Abweſen⸗ 
heit die Wahrnehmung der Redaktionsgeſchäfte einem anderen 
überläßt, für alle während ſeiner Abweſenheit durch dieſe 
Druckſchrift begangenen Straftaten haftet, fremd (RGSt. 31, 211). 
Der Begriff des ſtrafrechtlichen Vorſatzes erfordert notwendig, 
wenn derſelbe nicht eine Erweiterung in das Ungemeſſene er⸗ 
fahren ſoll, eine Begrenzung auf einen beſtimmten geſetz⸗ 
widrigen Erfolg in konkreter Richtung dergeſtalt, daß der 
Täter denſelben, wenn auch nicht in allen Einzelheiten, ſo doch 
mehr oder weniger beſtimmt ſich als möglich vorgeſtellt und 
auf Grund dieſer Vorſtellung gebilligt haben muß. Fehlt es 
aber an der hiernach erforderlichen Begrenzung des Eventual⸗ 
dolus im einzelnen konkreten Falle, ſo iſt regelmäßig wenigſtens 
die generelle, ſelbſt abſichtliche Nichterfüllung der dem Redakteur 
obliegenden Prüfungspflicht nicht geeignet, demſelben die Be⸗ 
rufung auf die beſonderen Umſtände im Sinne des § 20 Abſ. 2 
PreßGG. zu benehmen. U. d. III. Sen. v. 17. Juni 05 (234/05). 

19. Auslieferungsvertrag zwiſchen Deutſchland und Belgien 
vom 24. Dezember 1874. 

Dem aus dem Art. 6 des Vertrages ſich ergebenden Ver⸗ 
bote kann nicht als Abſicht und Zweck der vertragsſchließenden 
Regierungen unterlegt werden, dem Ausgelieferten für alle 
Zeiten Straffreiheit für alle von ihm vor der Auslieferung 
begangenen, nicht zu den Auslieferungsdelikten gehörenden 
Straftaten zu garantieren: und zwar auch nicht für dieſelbe 
Tat, wegen deren die Auslieferung unter anderer rechtlicher 
Beurteilung erfolgt iſt. Das Verbot kann nur den Sinn 
haben, daß die Auslieferung nicht die Handhabe zur Be⸗ 
ſtrafung wegen ſolcher Begangenſchaften bieten, die Verfolgung 
des „Ausgelieferten“ ihretwegen, d. h. alſo inſolange aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll, als ſein Aufenthalt im Inland als die 
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unmittelbare Folge der Auslieferung zu betrachten iſt. 
Der Zuläſſigkeit ſeiner Verfolgung ſteht daher dann nichts mehr 
im Wege, wenn ſein Verweilen im Inland dieſen Charakter 
verloren hat. Soweit hiermit die Ausführungen des Urteils 
des erkennenden Senats vom 30. November 1899 g. B. 
Rep. 3284/39 RGSSt. 32, 428 (Zeile 15 von unten) nicht im 
Einklang ſtehen, können ſie nicht aufrechterhalten werden. Daß 
die Reichsregierung nicht geſonnen iſt, eine ihr bewilligte Aus⸗ 
lieferung als Anlaß zu nehmen, dem Ausgelieferten für alle 
Zukunft Strafloſigkeit wegen anderer vor jener begangenen 
Straftaten zu gewähren, beweiſt der Inhalt der zahlreichen Ver⸗ 
träge, in denen vertragsmäßig die Zuläffigfeit der Strafverfogung 
wegen jener Delikte dahin geregelt iſt, daß nach Ablauf einer 
gewiſſen Friſt, nachdem die ausgelieferte Perſon wegen des 
Verbrechens, welches zur Auslieferung Anlaß gegeben hat, beſtraft 
oder freigeſprochen worden iſt, „verſäumt hat das Land zu 
verlaſſen“, oder daß fie aufs neue dahin gekommen iſt, Straf: 
verfolgung eintreten kann. Wenn nun in dem Auslieferungs⸗ 
vertrag mit Belgien eine derartige vertragsmäßige Verſtändigung 
darüber nicht feſtgeſtellt iſt, von welchem Zeitpunkte ab nach 
der Auslieferung dieſe ihre ſchützende Wirkung verlieren ſoll, ſo 
müſſen die tatſächlichen Verhältniſſe, unter denen der Aus⸗ 
gelieferte im Inlande verblieben iſt, in jedem Einzelfalle darauf 
geprüft werden, ob dieſer Aufenthalt noch als eine notwendige 
Folge der Auslieferung zu betrachten oder ob er auf Grund 
freier Entſchließung nunmehr im Inland gewählt worden iſt. 

Bei der Prüfung, ob das Verbleiben im Inlande den 
Charakter der unmittelbaren Folge der Auslieferung verloren 
hat, wird aber vor allem dem Umſtande Beachtung geſchenkt 
werden müſſen, daß das Verfahren wegen der Handlung, die zur 
Auslieferung geführt hat, ſeine Beendigung gefunden hat. Wo 
dies nicht der Fall iſt, dieſes Verfahren alſo noch ſchwebt oder 
der Ausgelieferte wenigſtens keine Gewißheit hat, daß das Ver⸗ 
fahren beendet iſt, da iſt die Unterſtellung nicht ohne weiteres 
angängig, der Ausgelieferte verweile im Inlande in freier 
Selbſtbeſtimmung ſeines Aufenthaltes. Denn inſolange 
über die Handlung, wegen deren er ausgeliefert worden, eine 
endgültige gerichtliche Entſcheidung nicht ergangen, iſt er zu der 
Annahme zum mindeſten berechtigt, daß, falls er ſich in das 
Ausland entferne, ſeine Auslieferung wiederholt veranlaßt 
werden würde. Wo der Ausgelieferte alſo wegen des noch 
ſchwebenden Verfahrens unter dieſer Wirkung der Auslieferung 
noch ſteht, kann dem Umſtande allein, daß er von der vielleicht 
beſtehenden faktiſchen Möglichkeit, in das Ausland wieder zu 
entfliehen, nicht Gebrauch gemacht hat, nicht die von dem 
Staatsanwalt im vorliegenden Fall geforderte Bedeutung bei: 
gelegt werden, daß der Ausgelieferte nunmehr nicht mehr als 
ſolcher betrachtet und wie jeder andere im Inlande ſich Auf: 
haltende verfolgt werden könne. Auch in dem oben angeführten 
nach dem deutſch⸗engliſchen Auslieferungsvertrag zu beurteilenden 
Straffalle (RGSt. 32, 430 ff.) hat der erkennende Senat der 
ernſtlichen, ausdrücklichen Erklärung eines vordem von England 
an Deutſchland Ausgelieferten, daß er nicht mehr in den Zu⸗ 
fluchtsſtaat zurückkehren wolle und deshalb im Lande verbleibe, 
rechtliche Bedeutung für die Zuläſſigkeit der Aburteilung einer 
vor ſeiner Auslieferung begangenen Straftat erſt dann bei⸗ 
gemeſſen, nachdem das Verfahren wegen der Straftaten, die 
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feine Auslieferung veranlaßt, teils durch Freifpredung, teils 
durch Strafverbüßung beendigt waren. U. d. I. Sen. v. 
6. Mai/ 8. Juni 05 (3979/04). 

20. 88 10, 11 Spielkartenſtempelgeſetz vom 3. Juli 1878. 

Die Annahme einer Realkonkurrenz zwiſchen dem Vergehen 
nach 88 3, 11 des Geſetzes vom 3. Juli 1878 und dem Ver⸗ 
gehen nach 8 10 Abſ. 2 desſelben Geſetzes unterliegt keinen 
Bedenken. (RGSt. 32, 11.) Der Tatbeſtand des Vergehens 
nach 88 3, 11 iſt abgeſchloſſen mit der unterlaſſenen Anmeldung 
und Vorlage nach Eingang oder Empfang. Nimmt der Täter 
mit ſolchen bei Eingang oder Empfang nicht angemeldeten und 
vorgelegten Karten eine der in 8 10 Abſ. 2 erwähnten Hand⸗ 
lungen vor, ſo bildet dieſe Tätigkeit gegenüber der unterlaſſenen 
Anmeldung und Vorlage eine ſelbſtändige Straftat. Hinſichtlich 
der in § 10 Abſ. 2 angeführten eigentlichen Verkehrshand⸗ 
lungen, Feilhalten, Veräußern uſw. hat dies das RG. ſchon 
in dem vorerwähnten Urteil (RGSt. 32, 11) ausgeſprochen. 
Das gleiche muß für das der unterlaſſenen Anmeldung und 
Vorlage nachfolgende wiſſentliche Ingewahrſamhaben ohne die 
vorgeſchriebene Anzeige gelten. U. d. III. Sen. v. 21. Sept. 05 
(1068/05). 

21. 8 10 Ziff. 2 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879. 

Wenn auch der Käufer beim Ankaufe „angeſtoßener“ 
Früchte als einer minderwertigen Ware in einem gewiſſen 
Grade mit einem Verdorbenſein derſelben rechnen muß und in⸗ 
ſoweit, weil das Merkmal des Verſchweigens des Verdorben⸗ 
ſeins entfällt, ein ſtrafbarer Verkauf eines verdorbenen Nahrungs⸗ 
mittels im Sinne des 8 10 Ziff. 2 NahrMittel®. nicht vor⸗ 
liegt, ſo iſt der Tatbeſtand eines ſolchen Vergehens doch 
jedenfalls dann gegeben, wenn das Verdorbenſein der Ware 
den vertragsmäßigen Grad ihrer Mangelhaftigkeit dermaßen 
überfteigt, daß der Verkäufer ein Einverſtändnis des Käufers 
nicht mehr annehmen kann, und wenn der Verkäufer dieſes dem 
Käufer verſchweigt. U. d. I. Sen. v. 29. Juni 05 (502,05). 

2 8 27 Geſetz vom 16. Juli 1879 Tabakſteuer be⸗ 


Die Verwendung von Vanilleblättern und Steinklee iſt 
durch die Beſchlüſſe des Bundesrats vom 27. Nov. 1879, 
12. März 1880 und 17. Juli 1895 nicht unbedingt freigegeben, 
ſondern kann von der Direktivbehörde widerruflich 
ſolchen Tabakfabrikanten geſtattet werden, welche kauf⸗ 
männiſche Bücher ordnungsmäßig führen und das Vertrauen 
der Verwaltung genießen; die Befugnis iſt insbeſondere auch 
dann zu entziehen, wenn der Fabrikant im letzten Kalenderjahre 
weniger als 100 Kilogramm (ſpäter herabgeſetzt auf 25 Kilo⸗ 
gramm) an derartigen Surrogaten verbraucht hat. U. d. 
III. Sen. v. 19. Juni 05 (255/05). 

23. 8 9 Abſ. 2 Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884. 

N Die Annahme, daß der Angeklagte H. Mittäter geweſen 
ſei, entbehrt der zutreffenden Begründung. M. wurde beſtraft 
nach § 9 Abſ. 2 Sprengft®., weil er die in 8 33 der 
Polizeiverordnung vom 19. Oktober 1893 und in dem ihm er⸗ 
teilten polizeilichen Erlaubnisſcheine vom 20. Mai 1901 ge⸗ 
gebenen Weiſungen über die Lagerung der Sprengſtoffe nicht 
beachtete. Dieſe Weiſungen konnten ſich begrifflich nur gegen 
den Beſitzer der Sprengſtoffe richten, nur er konnte ſie in 
Tätereigenſchaft verletzen; ein dritter, der nicht Beſitzer der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


765 


Sprengſtoffe war, konnte als Anſtifter oder als Gehilfe, aber 
nicht als Mittäter in Frage kommen. Beſitzer der Sprengſtoffe 
war aber nach den Feſtſtellungen des Urteils ausſchließlich M. 
U. d. III. Sen. v. 4. Mai 05 (4/05). 

24. 8 82 Geſetz vom 20. April 1892/20. Mai 1898, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. | 

Unter „Einzahlungen auf die Stammeinlagen“ find nicht 
nur Geldleiſtungen, ſondern auch Sacheinlagen zu verſtehen. 
U. d. I. Sen. v. 5./26. Juni 05 (3974/04). 

25. 88 12, 14 Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894. 

Für die Frage nach der Gleichartigkeit verſchiedener Waren 
kommt es in erſter Linie darauf an, ob die Möglichkeit einer 
Verwechſelung oder Täuſchung im Verkehre vorliegt. Beſteht 
dieſe Möglichkeit, iſt im einzelnen Fall anzunehmen, daß der 
Konſument, der das Zeichen an der neuen Ware ſieht, dabei 
an das auf der anderen Ware angebrachte Zeichen denkt und 
hierdurch zu dem Glauben veranlaßt wird, beide Waren 
ſtammten aus demſelben Betriebe, ſo ſind die Waren als gleich⸗ 
artig zu erachten. Daneben kommen in Betracht: ähnliche Be⸗ 
ſchaffenheit und Zuſammenſetzung, Herſtellung in denſelben 
Fabriken und Vertrieb in den gleichen Verkaufsſtellen, ähnlicher 
Verwendungszweck, gleicher Abnehmerkreis. Von dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkten ausgehend hat z. B. das Patentamt Rauchtabak 
und Zigarren, Margarine und Oleomargarine, Nähnadeln und 
Stecknadeln als gleichartige Waren im Sinne des Geſetzes bezeichnet 
(Pat Muſt Zeich Bl. 2, 17; 3, 63; 6, 210; 9, 176), dagegen Jagd⸗ 
und Revolverpatronen einerſeits, Sprengſtoffe andererſeits, Roh⸗ 
metalle und Halbfabrikate von Werkzeugen, Bleiſtifte und Füll- 
federn, Taſchenapotheken und deren Füllung nicht als gleich⸗ 
artige Waren erachtet (Pat Muſt Zeich Bl. 10, 48; 6, 347; 
9, 203; 10, 275) und ebenſo hat das RG. im Urteile des 
II. ZS. vom 25. Januar 1901 (Pat Muſt Zeich Bl. 7, 265) 
dahin entſchieden, daß ein für Spirituoſen, Alkohole, Bier ge⸗ 
ſchütztes Zeichen ſich nicht auf Brennſpiritus erſtrecke, da 
vor allem die Auffaſſung im Handel und Verkehr entſcheide 
und dieſer alkoholiſche Getränke und Brennſpiritus als durchaus 
verſchiedene Waren erachte (vgl. auch Goltd Arch. 49, 268 und 
Geſchäftstätigkeit des Patentamts 27, 5). U. d. III. Sen. v. 
28. Sept. 05 (155/05). 

26. 5 14 Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. 
Aus der geſetzlichen Gewährung eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruches an den Verletzten läßt ſich keineswegs folgern, daß 
auch die kriminelle Beſtrafung desjenigen, welcher dem $ 14 
zuwiderhandelt, an die Bedingung des Eintritts einer Ver⸗ 
mögensbeſchädigung für den Verletzten geknüpft iſt. Es ergibt 
ſich dies ſchon aus dem Wortlaute des § 14 Abi. 2, der die 
Vornahme einer der in Abſ. 1 gekennzeichneten Handlungen, 
ſofern nur deren Begehung als eine wiſſentliche ſich darſtellt, 
ohne weiteres mit einer krminellen Strafe bedroht und nur die 
Zuläſſigkeit der Einleitung des Strafverfahrens von der Stel⸗ 
lung eines Strafantrages durch den Verletzten abhängig macht. 
U. d. III. Sen. v. 17. Juni 05 (3/05). 

27. 88 14, 15 Geſetz betr. den Schutz der Waren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894. 

Die Auffaſſung, daß nur der andere, deſſen Warenbezeich⸗ 
nung rechtswidrig benutzt worden, zum Strafantrage berechtigt 
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fei, iſt zu eng und deshalb rechtlich fehlſam. Das Geſetz ſelbſt 
gibt keine nähere Bezeichnung des Antrags berechtigten. Man 
wird daher auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen der 
88 61 flade. StGB. als antragsberechtigt den Verletzten, 
denjenigen, in deſſen Rechtsſphäre die verbotene Handlung ein⸗ 
greift, anzuſehen haben. In dem durch § 15 Waren 8G. ge 
ſchützten Ausſtattungsrecht kann aber nicht nur der verletzt 
werden, der die Waren produziert, als deren Kennzeichen die 
Ausſtattung gilt, ſondern unter Umſtänden auch eine andere 
Perſon. Nach der Bewandtnis des vorliegenden Falles würde 
in dieſer Beziehung namentlich derjenige in Frage kommen, 
welchem der ausſchließliche Vertrieb der Ware für ein be⸗ 
ſtimmtes Territorium übertragen iſt, der ſogenannte Monopoliſt. 
U. d. III. Sen. vom 1. Mai 05 (5710/04). 

28. 8 20 Warenzeichengefeb. 

Bei Löſung der Frage, ob bei Benutzung eines Bild⸗ 
zeichens ungeachtet beſtehender Abweichungen die Gefahr einer 
Verwechſelung mit dem geſchützten Zeichen im Verkehr vorliegt, 
iſt deſſen Geſamtbild für das kaufende Durchſchnittspublikum 
nach der Erinnerung maßgebend. Die Unterſcheidung zwiſchen 
der großen Maſſe des Publikums, welche ſich nach Anſicht des 
LG. um die Schriftzüge gar nicht kümmert, und ſolchen Inter⸗ 
eſſenten, die mit der Geſetzgebung über den Schutz der Waren⸗ 
bezeichnungen einigermaßen vertraut ſind, erſchöpft nicht den 
Kreis der zu berückſichtigenden Abnehmer. Zu berückſichtigen 
ſind auch die Intereſſenten, die mit dem Zeichenrecht nicht ver⸗ 
traut ſind, überhaupt alle Abnehmer, die ſich bewußt ſind, daß 
es ſich um ein Unterſcheidungsmerkmal handelt, gleichgültig, ob 
ſie ſich um dies in dem Sinne kümmern, daß ſie ſich dadurch 
zum Ankauf bewegen laſſen oder nicht. Wenn für gewiſſe 
Intereſſenten, weil ſie ſich die Schriftzüge genau merkten, die 
Verwechſelung ausgeſchloſſen war, ſo konnte die Verwechſelungs⸗ 
gefahr doch für andere beſtehen, deren Erinnerungsvermögen 
weniger ſtark war. Es darf das Geltungsgebiet des 8 20 
Waren 3G. nicht dadurch aufs erheblichſte eingeſchränkt werden, 
daß man die mit dem Zeichenrecht einigermaßen vertrauten 
Intereſſenten als maßgebend und bei ihnen ohne weiteres die 
Kenntnis der Abweichungen als vorhanden annimmt. U. d. 
II. Sen. v. 22. Sept. 05 (390/05). 

29. 8 9 Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896. 

Durch die Aufdeckung des Betriebsgeheimniſſes einer be⸗ 
ſchränkten Anzahl beteiligter Verkehrsintereſſenten gegenüber 
wird der Charakter des Geheimniſſes, welcher kein abſoluter 
zu ſein braucht, noch keineswegs aufgehoben und beſeitigt. Wie 
groß die Zahl der Intereſſenten, welchen gegenüber eine Auf⸗ 
deckung des Geheimniſſes ſtattgefunden hat, ſein muß, um dem 
Geheimniſſe ſeine Eigenſchaft als ſolches zu nehmen, iſt im weſent⸗ 
lichen Tat⸗ und Beweisfrage. U. d. III. Sen. v. 5. Juni 05 (27/05). 

30. 8 10 Depotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

Die Vorausſetzung der Strafbarkeit der Verletzung der in 
§ 1 DepotG. dem Kaufmann, in 88 3 und 5 dem Kommiſſionär 
auferlegten Verpflichtungen iſt nach § 10 desſelben die, daß er 
ſeine Zahlungen eingeſtellt hat, oder über ſein Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt. Daraus folgt, daß be⸗ 
züglich der ſämtlichen mit derſelben Zahlungseinſtellung oder 
Konkurseröffnung zuſammentreffenden, dem § 10 zu unter⸗ 
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ſtellenden Geſetzesverletzungen Einheit der Tat angenommen 
werden muß und davon, daß die Zuwiderhandlungen gegen die 
einzelnen Gebotsvorſchriften als ſelbſtändige Straftaten ſich dar⸗ 
ſtellen, nicht die Rede ſein kann. U. d. IV. Sen. v. 13. Okt. 05 
(1132/05). 

81. 88 21, 26 Ziff. Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900. 

1. Dient die weitere Behandlung einer genußfertigen Ware 
der Fertigſtellung der Ware für den Vertrieb und kann ſie 
deshalb mit der voraufgegangenen Behandlung nur als die 
durch den einen gewerblichen Zweck zuſammengehaltene einheit⸗ 
liche Tätigkeit des Herſtellens der Ware angeſehen werden, fo 
unterliegt es keinem Zweifel, daß auch ſie von dem Begriffe 
der Zubereitung mit umfaßt wird (vgl. NGSt. 37, 
344 [346]). Mit Recht hat hiernach der Vorderrichter 
jedenfalls auch die vom Angeklagten bezweckte Haltbar⸗ 
machung der Würſtchen durch unmittelbare Umgebung mit 
borſäurehaltiger Salzbouillon zur Zubereitung der Fleiſch⸗ 
ware gerechnet. 2. Der Bundesrat iſt von dem Geſetze aller⸗ 
dings verpflichtet, gemäß § 21 Abſ. 2 nur ſolche Stoffe zu be⸗ 
ſtimmen, die der Ware eine geſundheitsſchädliche Beſchaffenheit 
zu verleihen vermögen. Ob aber ein Stoff den gedachten 
Vorausſetzungen entſpricht, iſt ausſchließlich ſeiner Prüfung und 
Entſcheidung überlaſſen. Die Richtigkeit der vom Bundesrate 
getroffenen Beſtimmung iſt danach richterlicher Nachprüfung ent 
zogen (RGSt. 37, 342). Im Gegenſatze zu § 12 Nahr Mittel. 
kommt es mithin nicht darauf an, ob der angewendete Stoff 
nach Art und Menge im Einzelfalle wirklich geeignet war, 
geſundheitsſchädliche Wirkungen hervorzubringen. Es genügt 
vielmehr, daß er zu den gemäß § 21 Abſ. 2 Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes beſtimmten Stoffen gehört. Das aber trifft auf Bor⸗ 
ſäure uneingeſchränkt zu. 3. Unerheblich iſt auch, ob der An⸗ 
geklagte eine Vorſtellung davon hatte und wußte, daß die 
angewandte Borſäure durch die Därme hindurch in das Innere 
der Würſte eindringen könne. Denn die Vorſätzlichkeit ſeiner 
Handlungsweiſe würde auch durch die Unkenntnis dieſer Tat⸗ 
ſache nicht in Frage geſtellt werden. Sie liegt bereits darin, 
daß, wie erörtert, ſchon die Umgebung der Würſte mit borſäure⸗ 
haltiger Bouillon, um ſie haltbar zu machen, zur Zubereitung 
dieſer Ware gehört und daß Angeklagter inhalts des Urteils 
der Bouillon die Säure vorſätzlich zu dieſem Zwecke hinzu 
gefügt hat. Mit Recht nimmt der Vorderrichter auch an, daß, 
wenn Angeklagter dieſe ſeine Tätigkeit nicht als „Zubereitung“ im 
Sinne des Geſetzes angeſehen hätte, dies ein ihn nicht entlaſtender 
Strafrechtsirrtum wäre. U. d. IV. Sen. v. 7. Juli 05 (6562/04). 

32. 88 22, 23, 25, 27 Reichsſtempelgeſetz vom 14. Jum 
1900; 8 73 StGB. 

Der „Betrieb“ des Angeklagten richtete ſich einerſeits auf 
eigene Rennwetten, andererſeits auf Vermittlung von Ausland: 
wetten. Beide Richtungen des Betriebes ſtanden zwar in nahem 
tatſächlichen Zuſammenhange, waren aber nicht notwendig mit⸗ 
einander verbunden und ſind rechtlich ebenſo verſchieden zu be: 
urteilen, wie etwa die Veranſtaltung einer Lotterie ($ 22) im 
Verhältnis zu einem Wettunternehmen oder zu gewerbsmäßiger 
Wettvermittlung. Die Abſicht, beide Seiten des Betriebes durch 
Nichtzahlung der Steuern gewinnreich zu geſtalten, rechtfertigt 
nicht die Folgerung, daß die Hinterziehung, welche der Ange 
klagte als gewerksmäßiger Vermittler beging und für welche 
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ſeine Eigenſchaft als gewerbsmäßiger Glücksſpieler und Wett⸗ 
unternehmer bedeutungslos war, auch nur teilweiſe mit der⸗ 
jenigen Hinterziehung zuſammenfiel, die er als Buchmacher be⸗ 
ging und für die wiederum ſeine Eigenſchaft als Wettvermittler 
nicht in Betracht kam. U. d. II. Sen. v. 12. Mai 05 (427/05). 

33. 8 21 Preußiſches Fürſorgegeſetz vom 2. Juli 1900. 

1. Das Verfahren auf Unterbringung im Sinne des 8 21 
iſt dann eingeleitet, wenn ſachliche Verfügungen ergehen, die 
den Entſchluß des Gerichts auf Unterbringung als einen wenn 
auch nur eventuell gefaßten zur Vorausſetzung haben und 
die ſachgemäße Durchführung des Entſchluſſes ſichern ſollen. 
Daß die gerichtliche Anordnung auf vorläufige Unterbringung 
($ 5) dieſen Charakter hat, ergibt ſich aus der Begründung des 
Geſetzentwurfs. 2. „Entziehen“. Die Angeklagte hat es zu⸗ 
gelaſſen, daß ihre Tochter ſich verſteckte, und ſie hat die Kor⸗ 
ridortüre — mag ſie ſie ſelbſt und mag ſie ſie erſt jetzt ver⸗ 
ſchloſſen haben oder nicht — auf das wiederholte Klopfen der 
Beamten nicht geöffnet. In dieſem Gebahren der Angeklagten 
ein lediglich paſſives Verhalten zu finden, würde nicht ge 
rechtfertigt ſein. Ihr ſtand als Mutter — neben dem Vater — 
das Recht und die Pflicht zu, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen, es zu beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen 
(88 1627, 1631, 1634, 1685 BGB.). Ihr ſtand die Leitung 
des Hausweſens wie die Vertretung des abweſenden Mannes 
zu (58 1356, 1357 ebenda). Sie war es alſo, die zur frag⸗ 
lichen Zeit über ihre Tochter Beſtimmung zu treffen und über 
die Wohnung zu verfügen hatte. Den Beamten ſtand, da ſie 
den Befehl hatten, die Helene E. abzuführen, die Befugnis zum 
Betreten der Wohnung zu. Die Angeklagte wußte, daß es eben 
dieſe Beamten waren, die Einlaß begehrten. Verhielt ſie ſich 
unter dieſen Umſtänden ſchweigſam im Korridor, hielt ſie die 
Wohnung fortdauernd unter Verſchluß und ließ ſie es zu, daß 
ihre Tochter ſich verſteckte, ſo gab ſie damit der Tochter ihr 
Einverſtändnis mit dieſer Handlungsweiſe zu erkennen und 
wirkte, durch ihre Erlaubnis, zum Verbergen der Tochter mit. 
3. Richtig iſt es, daß im Sinne des Fürſorgegeſetzes wie des 8 235 
StGB. von einer Entziehung der Minderjährigen oder vom 
Verſuch der Entziehung nur dann geſprochen werden kann, wenn 
die Herbeiführung eines Zuſtandes von einer gewiſſen Dauer 
ins Auge gefaßt wird (RGSt. 18, 277; 24, 138). Wäre die 
Abficht der Angeklagten etwa dahin gegangen, die Auffindung 
und Abführung ihrer Tochter, wenngleich ſie ſie als unaus⸗ 
weichlich erkannte, nur momentan zu verzögern, ſo würde 
darin der Verſuch einer Entziehung noch nicht zu finden ſein. 
Allein das Gericht ſtellt feſt, daß es ihr darum zu tun war, 
die Feſtnahme der Tochter zu vereiteln. War dies ihr Zweck, 
ſo hat ſie die Tochter dem Verfahren zu entziehen verſucht; denn 
ſie wollte mit der Feſtnahme auch die zwangsweiſe Unterbringung 
hintertreiben und ſo dem Zuſtande der Freiheit ihrer Tochter 
Fortdauer verſchaffen. U. d. II. Sen. v. 19. Juni 05 (661/05). 

34. 5 3 Abſ. I Ziff. 5 Weingeſetz vom 24. Mai 1901. 

Als „anerkannte Kellerbehandlung“ im Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle kann keinenfalls die Verwendung von Stoffen zugelaſſen 
werden, die unter das Verbot des § 3 Abſ. I des Geſetzes 
fallen, ſoweit nicht dieſe Stoffe in $ 2 Ziff. 1 innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Kellerwirtſchaft ausdrücklich für 
zuläſſig erklärt find (RGSt. 35, S. 169, 174). Dieſe aus: 
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nahmsweiſe Zulaſſung iſt eng und beſtimmt begrenzt und trifft 
auf Weinſteinſäure nicht zu. Daraus ergibt ſich notwendig, 
daß die Verwendung von Weinſteinſäure bei Herſtellung von 
Wein ſchlechthin ausgeſchloſſen iſt, ſohin auch dann, wenn 
ſie nur im Klärungsverfahren dazu dienen ſoll, die als Klärungs⸗ 
mittel geſetzlich zugelaſſene Hauſenblaſe leichter und beſſer in 


Löſung zu bringen. U. d. I. Sen. v. 2. Okt. 05 (3814/04). 


35. 88 2 und 7 Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. 

Der Satz im 8 7 Abſ. I: „ſoweit nicht die Beſtimmungen 
des Vereinszollgeſetzes Platz greifen“, könnte allerdings dem 
Wortlaute nach auch dahin aufgefaßt werden, daß nur die⸗ 


jenigen Zuwiderhandlungen gegen die Verbote des $ 2 und 


8 7 Abſ. I beſtraft werden ſollen, welche nicht ohnehin durch 


das Vereinszollgeſetz mit Strafe bedroht wären, ſo daß alſo 


Zuwiderhandlungen gegen das Einfuhrverbot (§ 2b) niemals 
unter die Strafbeſtimmungen des Süßſtoffgeſetzes, ſondern nur 
unter die des Vereinszollgeſetzes fallen würden. Allein dieſe 
Auslegung würde dem Sinne und Zwecke des Geſetzes nicht 
entſprechen; denn es kann nicht angenommen werden, daß das 
Geſetz bei der Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen die ver⸗ 
ſchiedenen Verbote des § 2 bezüglich der Zuwiderhandlungen 
gegen das Einfuhrverbot eine Ausnahme gemacht und eine 
ſolche Zuwiderhandlung an ſich nicht mit der gleichen Strafe 
wie die übrigen bedroht, ſondern die hierfür zunächſt in Betracht 


kommende mildere Strafandrohung des 8 134 Vereinszollgeſetz 


(Konfiskation und primär nur Geldſtrafe) für entſprechend und 
genügend erachtet haben ſollte. Der § 134 Vereinszollgeſetz 
bedroht das Unternehmen einer verbotswidrigen Einfuhr mit 
Konfiskation und, „inſofern nicht in beſonderen Geſetzen eine 
höhere Strafe feſtgeſetzt iſt“, mit Geldſtrafe. Es kann nicht 
zweifelhaft ſein, daß das Süßſtoffgeſetz, gleich anderen ähn⸗ 
lichen Geſetzen, ein „beſonderes Geſetz“ im Sinne des § 134 


Vereinszollgeſetz fein ſoll und jener Zwiſchenſatz des §S 7 Abſ. I 


nur hierauf und auf die Anwendung des Vereinszollgeſetzes 
überhaupt hinzuweiſen beſtimmt iſt, mit ihm alſo zum Ausdruck 
gebracht werden ſoll, daß Zuwiderhandlungen gegen das Ein⸗ 
fuhrverbot des § 2 mit der Strafe des § 7 Abſ. belegt 
werden ſollen, ſoweit nicht aus den Beſtimmungen des Vereins⸗ 
zollgeſetzes für deren Beſtrafung ein anderes und weiteres ſich 
ergibt. Hieraus folgt für den vorliegenden Fall, daß, da durch 
8 7 Abſ. I wegen der dort vorgeſehenen primären Freiheits⸗ 
ſtrafe eine höhere Strafe angedroht wird als durch 8 134 
Vereinszollgeſetz, gegen den Angeklagten eine Strafe aus 8 7 
Abſ. I Süßſtoffgeſetz zu verhängen geweſen iſt und daneben die 
Strafe der Konfiskation aus § 134 Vereinszollgeſetz. U. d. 
J. Sen. v. 8.26. Juni 05 (222/05), ebenſo U. d. I. Sen. v. 
5/26. Juni 05 (367/05). 

36. 8 2c Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. 

Die Anwendung des § 2c muß dann abgelehnt werden, 
wenn der in Deutſchland abgeſchloſſene Vertrag mit aus⸗ 
ländiſcher Ware ins Ausland erfüllt und hierbei die aus⸗ 
ländiſche Ware lediglich durch Deutſchland durchgeführt wird. 
Dies trifft jedenfalls dann zu, wenn eine ſogenannte unmittel⸗ 
bare Durchfuhr ſtattfindet, die Durchfuhr nämlich unter 
ſtändiger Kontrolle der Zoll⸗ und Steuerbehörden geſchieht und 
damit jede Möglichkeit, daß die Ware in den freien inländiſchen 
Der Umſtand, daß im vorliegenden 
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Fall eine ſolche unmittelbare Durchfuhr nicht ſtattfand, die 
Ware vielmehr infolge der unrichtigen Deklaration ſeitens der 
Speditionsfirma bei ihrem Eintritt in das Freihafengebiet 
außer Kontrolle trat und bis zur Verladung in das Schiff 
außer Kontrolle blieb, ändert hieran nichts. U. d. II. Sen. 
v. 10. Juli 05 (644/05). 

37. 8 8 Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902; 8 246 StGB. 

Wo in Strafgeſetzen an den Beſitz rechtliche Folgen geknüpft 
ſind, darf dieſer Ausdruck noch nicht ohne weiteres nach dem 
techniſchen Sprachgebrauche des bürgerlichen Rechts verſtanden 
werden, weil der Beſitz doch nicht ausſchließlich ein priwat⸗ 
rechtliches Gebilde, ſondern an ſich und zunächſt rein tat⸗ 
ſächlicher Natur iſt (zu vergl. $ 854 Abſ. 1 BGB.). Das hat 
das RG. ſchon hinſichtlich des Beſitzbegriffs in $ 9 Sprengft®. 
— RGSt. 12, 256 — ausgeſprochen, der erkennende Senat 
hat ſich aber auch neuerdings bezüglich des Tatbeſtands der 
Unterſchlagung ausdrücklich auf denſelben Standpunkt geſtellt 
— RGSt 37, 198 —. Dieſelben Erwägungen treffen für 
den 8 8 Süßſtoffgeſetz zu. Auch hier findet ſich, wie im 
§ 246 StGB., die wohl nicht ohne Abſicht gewählte Faſſung 
„Beſitz oder Gewahrſam“, und die Worte „vorgefunden wird“ 
deuten darauf hin, daß nur derjenige ſtrafbar ſein ſoll, der den 
verbotenen Stoff wirklich in ſeine unmittelbare körperliche 
Gewalt gebracht hat. Bei einem „mittelbaren“ Beſitzer kann 
verbotener Süßſtoff nicht „vorgefunden“ werden. U. d. I. Sen. 
v. 9. Okt. 05 (831/05). 

38. 9 82b Krankenverſicherungsgeſetz. 

Der Vorderrichter hat den Angeklagten wegen Unter⸗ 
ſchlagung verurteilt, indem er das Vorliegen des Tat⸗ 
beſtandes des Vergehens gegen 8 82b KrankVerſG. deshalb 
verneint, weil der Angeklagte die Beiträge nicht abgezogen, 
der Arbeiter ſie ihm vielmehr freiwillig gegeben habe. Dieſe 
Annahme wird von der Reviſion mit Recht beanſtandet. 
Nach 8 53 Satz 1 des Geſetzes find die Verſicherten ver⸗ 
pflichtet, die Eintrittsgelder und Beiträge, letztere nach Abzug 
des auf den Arbeitgeber entfallenden Drittels, bei den Lohn⸗ 
zahlungen ſich einbehalten zu laſſen. Das Einverftändnis 
oder Nichteinverſtändnis des Verſicherten mit dieſer Einbehaltung 
iſt deshalb, wie für das Abzugsrecht ſelbſt, ſo auch für die mit 
dieſem Recht im Zuſammenhang ſtehende Strapvorſchrift des 
§ 82b a. a. O. ohne Bedeutung. Hieraus folgt, daß daß Tat⸗ 
beſtandsmerkmal des Inabzugbringens auch dann vorliegen kann, 
wenn der Verſicherte dem Arbeitgeber die betreffenden Gelb- 
beträge freiwillig überläßt. Andererſeits kann ein „Abzug“ 
auch in der Weiſe geſchehen, daß der Zahlungsempfänger einen 
Teil des ihm aufgezählten oder eingehändigten Geldes alsbald 
zurückgibt (vgl. RGSt. 25, 195 oben). Mit dem vom Vorder⸗ 
richter angenommenen Nichtvorliegen des Tatbeſtandes des Ver⸗ 
gehens gegen 8 82 b Krank VerſG. iſt aber auch der Tatbeſtand 
der Unterſchlagung im Sinne des $ 246 StGB. noch keines⸗ 
wegs gegeben. Derſelbe erfordert eine fremde, d. h. nicht im 
Eigentum des Täters ſtehende Sache. Dieſe Eigenſchaft der fraglichen 
Gelder folgt noch nicht daraus, daß der Arbeiter ſie dem Ange⸗ 
klagten „zur Abführung an die Krankenkaſſe“ abgegeben hat. 
Lag ein bloßer „Abzug“ in dem oben erörterten Sinne vor, ſo 
würde mangels beſonderer Feſtſtellungen davon ausgegangen 
werden müſſen, daß der Angeklagte Eigentümer des abge⸗ 
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zogenen Geldes geblieben iſt; wäre aber auch der Arbeiter durch 
die „Auszahlung“ Eigentümer des Geldes geworden, ſo würde 
mit Rückſicht auf die prinzipale Verpflichtung des Ange⸗ 
klagten, die Beiträge und Eintrittsgelder an die Kaſſe zu ent⸗ 


richten (8 52 des Geſetzes), die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen 


ſein, daß die Rückzahlung des Geldes mit dem beiderſeitigen 
Willen erfolgte, den Angeklagten zum Eigentümer desſelben zu 
machen, um ihn zur Erfüllung jener Verpflichtung in den Stand 
zu ſetzen. U. d. II. Sen. v. 16. Juni 05 (6567/04). 

39. 88 7, 23 Geſetz betr. die Kinderarbeit in gewerb⸗ 
lichen Betrieben vom 30. März 1903. 

Der auf der Kegelbahn beſchäftigte Knabe war, da dieſe 
Bahn zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb gehörte, nicht bloß in erſterer, 
ſondern auch in dem Gaſt⸗ und Schankgewerbsbetrieb, zu deſſen 
beſſeren und vorteilhafteren Ausnutzung ſie überhaupt beſtimmt 
war, beſchäftigt. Ob die Gäſte ſelbſt den Kegeljungen an⸗ 
nahmen und bezahlten, konnte einen Unterſchied nicht begründen. 
Angeklagter durfte als verantwortlicher Wirtſchaftsinhaber die 
Beſchäftigung des Knaben auch nicht dulden; zu einem Ein 
ſpruch gegen die Tätigkeit des Knaben in ſeiner Wirtſchaft war 
er zweifellos berechtigt; duldete er den Knaben trotz Kenntnis 
ſeiner Anweſenheit, ſo machte er von einem Recht keinen Ge⸗ 
brauch, obgleich dasſelbe ihm zuſtand, und verletzte hierdurch die 
ihm durch das Geſetz vom 30. März 1903 auferlegten Pflichten. 
(Vgl. RGSt. 37, 213). U. d. III. Sen. v. 5. Okt. 05 (612/05), 


Ans der Praxis. 
Erſtattungsfähigkeit der Inkaſſogebühr für Einzahlung 
und Rückforderung der nach § 713 Abſ. 1 35. hinter 

legten Sicherheit. 

Beſchluß des IV. ZS. des Königl. Sächſ. OLG. vom 
6. Juli 1905. 4 0 Reg. 110/06. 


Die in der Gebührenberechnung in Anſatz gebrachten An⸗ 
ſätze von 5 Mark für die Hinterlegung einer Sicherheit von 
500 Mark zum Zwecke der Herbeiführung der vorläufigen 
Vollſtreckbarkeit des gegen die Beklagte ergangenen Verſäumnis⸗ 
urteils, ſowie für die Erhebung und Rückzahlung dieſer Sicher⸗ 
heit find nach 8 87 der RAG. ſtatthaft; es iſt auch nicht 
zu bezweifeln, daß dieſe Koſten zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig geweſen find (§ 91 Abſ. 1 ZPO.). Der 
Anſicht der vorigen Inſtanz, daß dieſe Koſten um des willen 
nicht feſtzuſetzen ſeien, weil ſie nicht zu den Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits zu zählen ſeien, iſt nicht beizutreten. Mögen fie auf 
zu den Koſten der Zwangsvollſtreckung gehören, ſo iſt doch, 
wie das OLG. bereits zu wiederholten Malen ausgeſprochen 
hat, ihre Feſtſetzung durch das Gericht grundſätzlich nicht aus⸗ 
geſchloſſen; eine ſolche Feſtſetzung erſcheint vielmehr in einem 
Falle, wie dem vorliegenden, in dem vorausſichtlich wegen der 
Hauptforderung eine Zwangsvollſtreckung von der Klägerin 
nicht mehr beantragt werden wird, zur Vermeidung von 
Weiterungen und Koſten, unbedenklich und zweckmäßig (vgl. 
z. B. SächſArch. 14, 403). Es find daher die nach dem an⸗ 
gefochtenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe der Klägerin von der 
Beklagten zu erſtattenden Koſten um 10 Mark zu erhöhen. 

Einſender RA. M. F. Bärwinkel in Leipzig. 


* 
.. 
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Deutſche Geſetzgebung und Rechtswifſenſchaft.“ 
IV. Vierteljahr. 1905. 


(Geſchloſſen am 5. Dezember 1905.) 
Unter Mitwirkung von Fachgenoſſen geſammelt und geordnet 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht. 


A. Allgemeine Werke der Rechts wiſſenſchaſt. 


I. Bibliographiſches. 
Die neue Abkürzungsweiſe. Württ Z. 47. Ig. 319—320. 
Katalog der Bibliothek des gemeinſchaftl. thüringiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts zu Jena. 2. Nachtrag. (XV XX u. S. 603 — 924). 3 M. 
Katalog der Landesbibliothek — Bibliothek der Mecklenburgiſchen 
Ritter: und Landſchaft — zu Roſtock. Bearbeitet von Flranz!] 
Hleinrich! Dunckelmann. T. 1. Roftod, C. Hinſtorff, 1905. 
Binder, J.: Überſicht über die Zeitſchriften des Jahrgangs 1900. 
Beitr AuslG. VI. 455—458. 


II. Geſchichte des Rechtes. 

Below, Georg v.: Die Urſachen in der Rezeption des Römifchen 
Nechts in Deutfchland. (Hiſtoriſche Bibliothek. 19. Bd.) München 
u. Berlin, R. Oldenbourg, 1905. Geb. 4 M. 

Beyerle, Konrad: Ergebniſſe einer alamanniſchen Urbarforſchung. 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 2 M. S.«⸗Abdr. aus der Feſt⸗ 
gabe für Felix Dahn. I. 65 — 128. 

Conrat, Max: Die Entſtehung des weſtgotiſchen Gajus. (Ver⸗ 
handelingen der koninkl. akademie van wetenſchappen te Amſterdam. 
Afdeeling letterkunde. Nieuwe reeks. VI. deel Nr. 4.) Amſterdam, 
Johannes Müller, 1905. (IV, 144 S.) 5 M. 

Frauenſtädt: Strafrechtliche Breslauer Schöffenſprüche aus den 
Jahren 1600 — 1603. 3StW. 26. Bd. 50—91. 

Fuchs, Wilhelm: Geſchichte der Holzwoll⸗ und Holzhandels⸗Geſetz⸗ 
gebung in Bayern. Berlin, J. Springer, 1905. (VIII, 183 S.) 

Hedemann, Juſtus Wilhelm: Die Fürſorge des Gutsherrn für 
ſein Geſinde. (Brandenburgiſch⸗Preußiſche Geſchichte.) Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. 1,60 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für 
Felix Dahn. I. 165— 220. 

Heusler, Andr.: Deutſche Verfaſſungsgeſchichte. Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1905. (X, 298 S.) 6 M. 

Kleine idam, Feodor: Beiträge zur Kenntnis der lex Poetelia. 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 1 M. S.⸗Abdr. aus der Feſt⸗ 
gabe für Felix Dahn. II. 1—80. 

Kohler, Joſef: Urkundliche Beiträge zur Geſchichte des Strafrechts. 
(Unter Mitwirkung von Giuſtiniano degli Azzi.) Goltd Arch. 
52. Ig. 231 — 240. 

Mayr, Nobert v.: Der Prozeß Jeſu. ArchKrimAnthr. 20. Bd. 
269 — 805. 

Moeller, Ernſt: Die Trennung der deutſchen und römiſchen Rechts⸗ 
geſchichte. Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1905. (III, 80 S.) EM. 

Naendrup, Hubert: Dogmengeſchichte der Arten mittelalterlicher 
Ehrenminderungen. Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 5 M. 
S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. I. 221—382. 


) Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem be⸗ 
zeichnet und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für 
die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die 
vom 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „BVorſchläge für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


Nieſe, H.: Die Verwaltung des Reichsgutes im 13. Jahrhundert. 
Ein Beitrag zur deutſchen Verfaſſungsgeſchichte. Innsbruck, 
Wagner, 1905. (XII, 346 S.) 9 M. 

Schaub, F.: Der Kampf gegen den Zinswucher, ungerechten Preis 
und unlauteren Handel im Mittelalter. Eine moralhiſtoriſche 
Unterſuchung. Freiburg i. B., Herder, 1905. 3 M. 

Schöningh, Heinrich: Der Einfluß der Gerichtsherrſchaft auf die 
Geſtaltung der ländlichen Verhältniſſe in den niederrheiniſchen 
Territorien Jülich und Cöln im 14. u. 15. Jahrh. Diff. Bonn. 
Münſter, H. Schöningh, 1905. (116 S.) 2,50 M. 

Schultze, Alfred: Gerüfte und Marktkauf in Beziehung zur Fahrnis⸗ 
verfolgung. Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 2 M. S.⸗Abdr. 
aus der Feſtgabe für Felix Dahn. I. 1—68. 

Stölzel, Adolf: Die Verhandlungen über Schillers Berufung nach 
Berlin. Geſchichtlich und rechtlich unterſucht. Berlin, F. Vahlen, 
1905. (97 S.) 2 M. 

Tuor, Peter: Die mors litis im römiſchen Formularverfahren. 
Leipzig, A. Deichert Nachf., 1906. (44 S.) 1 M. 

Voltelini, Hans v.: Die Entſtehung der Landgerichte im bayriſch⸗ 
öſterreichiſchen Rechtsgebiete. Aus: „Archiv für öſterreichiſche 
Geſchichte.“] Wien, C. Gerold's Sohn, 1905. (40 S.) 0,90 M. 

Wulfert, Flriedrich!: Das Königlich Sächſiſche Oberlandesgericht 
vom 1. X. 1879 bis zum 1. X. 1904. Sächſ Arch. 15. Bd. 
397-489. Auch als S.⸗Abdr. erſchienen. Leipzig, Roßbergſche 
Verlagsbuchhlg., 1905. 2 M. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. 
Brie, Siegfried: Die Stellung der deutſchen Nechtögelehrten der 
Rezeptionszeit zum Gewohnheitsrecht. Breslau, M. & H. Marcus, 


1905. 1,20 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. 
I. 129 —164. 
Weigel, [Gottlob]: Senatspräſident v. Koppmann 7. Recht. 
9. Ig. 586—587. 
IV. Quellen. 
Württembergiſche Geſetzgebungsfragen. Hirths Ann. 88. Ig. 
801—809. 


Glock, Aluguft]), und Lehr, Julius: Das im Großherzogtum Heſſen 
geltende Reich: und Landesrecht in überſichtlicher Zuſammenſtellung. 
Ein Handbuch für den Gebrauch der amtlichen Geſetzblätter. Mit 
einem alphabetiſchen Regifter. (Die Geſetzgebung des Reichs und der 
deutſchen Staaten in überſichtlichen Zuſammenſtellungen. Heraus⸗ 
gegeben von A. Glock. [3.]) Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr. — 
Darmſtadt, A. Bergſträßer, 1905. (XI, 284 S.) Geb. in Leinw. 
7,60 M. 

Heſſe, Albert: Die wirtſchaftliche Geſetzgebung der deutſchen Bundes: 
ſtaaten im Jahre 1904. ConradsJ. 30. Bd. 206— 219, 811—831, 
470—476, 634 — 641. 

Reh, Heyer, und Gros: Geſetz⸗Sammlung für das Großherzogtum 
Heſſen 1819— 1905, enthält ſämtliche heſſiſchen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen in der zeitlichen Reihenfolge und dem geltenden Wort⸗ 
laut. 3. Bd. 1899— 1904. Mainz, J. Diemer, 1905. (XVIII, 
1087 S.) Geb. in Leinw. 17,80 M. 
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Wulff, Alb.: Hamburgiſche Geſetze und Verordnungen. Syſtematiſch 
geordnete Zuſammenſtellung mit Anmerkungen. 2. Aufl., be⸗ 
arbeitet von E. Kannengießer u. a. 4. Bd. (Ergänzungsbd.) 
Hamburg, Otto Meißners Verl., 1905. (X, 371 S.) EM. 


v. Schriften über allgemeine Fragen. 


Betzinger, B.: Die graphiſche Darſtellungsweiſe im Dienſte der 
Rechtswiſſenſchaft und Praxis. Eine Anregung. Recht. 9. Ig. 
513 —515. 

Bierling, Ernft Rud.: Juriſtiſche Prinzipienlehre. 8. Bd. Tübingen, 
J. C. B. Mohr 1905. (VIII, 394 S.) 10 M. 

Dahn, [Erich]: Die Richter und das wirtſchaftliche Leben. D Wirtſchg. 
1. Ig. 599—604. 

Ebeling und Kuckuck: Offentliche Rechtsauskunftsſtellen. Be⸗ 
ſprochen von Markull. PrVerwBl. 27. Ig. 137— 1389. 

Friedrichs, [Karl]: Bureaukratiſches. DIZ. 10. Ig. 949. 

Fuld, Ludwig: Mitteleuropäiſche Rechtsausgleichung. 3Soz W. 
8. Ig. 335—846. 

Hedemann: Bürgerkunde in den Schulen. DIZ. 10. Ig. 1045 — 1046. 


Jochimſen: Meteorologie und Rechtspflege. LandwW. 55. Jg. 
151—155, 243 — 246. 

Joſef, Eugen: Subalterne Juriſten. Grenzboten. 64. Ig. 
I. 529 —538, 593 —604. 


Zur deutſchen Juſtizſtatiſtik für das Jahr 1904. Bearbeitet im 
Reichs⸗Juſtizamt. RStV. 14. Ig. IV. 83—89. 

Kübler: Realſchulbildung und furiſtiſches Studium. Zeitſchr. f. 
lateinloſe höhere Schulen. 16. Ig. 4. Heft. 

Landsberg, Ernſt: Das entgegengeſetzte Extrem? DZ. 10. Ig. 
921— 925. 

Lilienfeld, A.: Kechtswiſſenſchaft und Ethik in Hermann Cohens 
„Ethik des reinen Willens“. ZStW. 26. Bd. 41—49. 

Makarewicz, Julius: Moderne Aufgaben der Rechtsphiloſophie. 
Grünhuts Z. 33. Bd. 241—270. 

Menger, Ant.: Über die ſozialen Aufgaben der RNechtswiſſenſchaft. 
Inaugurationsrede. 2. Aufl. Wien, W. Braumüller, 1905. 
(V, 34 S.) 1 M. 

Aberflüſſiges Schreibwerk. Grenzboten. 64. Ig. II. 256 — 260. 

Seitz, Karl Joſeph: Biologie des geſchichtlich poſitiven Rechtes im 
Kulturleben der Gegenwart. Zugleich zur Frage der Verſöhnung 
der Kämpfe unſerer beiden großen, durch die Vorausſetzungen 
der, a priori falſchen nach klaſſiſchen Rechtsſchulen geleiteten, 
politiſchen Parteien von Rechts und Links: auf privaten wie 
ſtaatlichen, auf religiöſen wie ſozialen Gebieten. (II. Tl. der 
Konſtruktion: Deſtruktion oder Verfall des Rechts durch deſſen 
Nichtkonſtruktion aus den lebenden Rechtsquellen. 1. Abtlg.). 
Leipzig, A. Deichert Nachf., 1906. (LXIII, 396 S.) 9 M. 

Stammler, Rudolf: Wirtſchaft und Recht nach der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung. Eine ſozialphiloſophiſche Unterſuchung. 
2. verb. Aufl. Leipzig, Veit & Co., 1906. (VIII, 702 =) 
15 M.; geb. in Halbfrz. 17,50 M. 

Stampe, [Ernſt]: Geſetz und Richtermacht. 238. 10. Ig. 1017 
bis 1022. 

Wie ſtudiert man Jurisprudenz? Mit einer tabellarischen Überficht 
über die Beſtimmungen zur Erlangung der juriſtiſchen Doktor 
würde an den Univerſitäten Deutſchlands. Von einem praktiſchen 

Jaͤuriſten. 6. Aufl. Leipzig, Noßbergſche Verlagsbuchh., 1905. 1 M. 

Zitelmann, Ernſt: Die Jurisprudenz als Kunſt. Oſt Z Bl. 28. Ig. 
888—891. 


» Landesherrliche V., die Vorbereitung zum höheren öffentlichen Dienft 
in der Juſtiz und der inneren Verwaltung betr. Vom 22. X. 1905. 
BadGBl. Nr. 23. S. 447. z 
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Beſtimmungen zur Erwerbung der juriſtiſchen Doktorwürde an allen 
deutſchen Univerſitäten. Nebſt einem Anhang, enthaltend die 
wichtigſten Vorſchriften für die beiden juriſtiſchen Staats⸗Prüͤ⸗ 
fungen. Nach amtlichen Quellen zuſammengeſtellt. 5. Aufl. 
Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (IX, 84 S.) 1 M. 

Cuno: Beitrag zur Vorbildung der höheren Verwaltungsbeamten. 
PrVerwBl. 27. Ig. 23—26. 

Heimann, H.: Über die praktiſche Vorbildung der Rechtsanwälte. 
DIZ. 10. Ig. 1115—1116. 

Hertel: Die Anſtellungs⸗ und Beförderungsverhältniſſe der preußischen 
Juriſten. DIS. 10. Jg. 951-954. 

Holtze, [Friedrich: Zum 150 jährigen Beſtehen der Juſtizprüfungs⸗ 
kommiſſion. DIZ. 10. Ig. 1101—1104. 

Jordan: Die Entlaſtung der Richter ohne Vermehrung der Richter⸗ 
ſtellen. DIS. 10. Ig. 899—901. 

Lunglmayr, Alfr.: Der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt in Bayern 
2. Bd. Die einzelnen Stadien der Ausbildung: Amtsgericht — 
Landgericht — Bezirksamt (Magiſtrat und Polizeidirektion) — 
Rechtsanwaltſchaft. Berlin, F. Vahlen, 1905. (XII, 546 S.) 
10 M.; geb. 11 M. 

Die Zahl der Aſſeſſoren in Preußen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 318. 


VI. Enzyklopädien. Praktika. 

Biedermann, Fllodoard] v.: Einführung in die Rechtskunde des 
Buchhändlers. 2., verb. u. verm. Aufl. Leipzig, G. Uhl, 1905. 
(104 S.) 

Kohler, Joſef: Einführung in die Rechtswiſſenſchaft. 2. verb. und 
verm. Aufl. Leipzig, A. Deichert, 1905. (Iv, 227 S.) 

Koscinski, Konſtantin: Deutſch⸗polniſches Wörterbuch der gericht 
lichen und adminiſtrativen Ausdrücke aus dem Gebiete der deutſchen, 
beſonders aber der preußiſchen Geſetzgebung. Niemiecko-polski 
Siownik wyrazéw sgdowych i administracyjnych z dziedziny 
prawodawstwa niemieckiego a w szczegölnosli pruskiego. 
Poznan, Nakt, Autora, 1905. (184 S.) 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 

Feſtgabe für Felix Dahn zu feinem fünfzigjährigen Doktorjubiläum 
gewidmet von gegenwärtigen und früheren Angehörigen der 
Breslauer juriſtiſchen Fakultät. Teil 1— III. Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. I. Deutſche Nechtsgeſchichte. ([IJ 382 ©.) 
10 M. II. Römiſche Rechtsgeſchichte. (III], 106 S.) 8 M. 
III. Recht der Gegenwart. (III, 341 S.) 9 M. Die Titel der 
einzelnen deutſchrechtlichen Abhandlungen ſind ſyſtematiſch verteilt. 

Feſtſchrift zum Siebzehnten Deutſchen Anwaltstage. Hannover 

1905. Hannover, Göhmann, 1905. (126 S.) 


VIII. Neue perisdiſche Unternehmungen. 


vacat. 


IX. Entſcheidungsſammlungen. — Beſprechung veröffent⸗ 
lichter Entſcheidungen. 
Warneyer, [Otto]: Zuſammenſtellung der im Mai [bis] Auguft 
1905 veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivil⸗ 
recht. Puchelts Z. 36. Bd. 483, 504, 557578, 624627. 


B. Privatrecht. 


I. Privatrecht der dentſchen Bundes ſtaaten. — Ansführungs- 

geſetze zum BGB. 

Aſtröm, Adolf: Über das Waſſerrecht in Nord⸗ und Mittel-Europa. 
Eine ſyſtematiſche Darftellung vom Geſichtspunkte des ſchwediſchen 
Grundeigentumsrechts. Leipzig, A. Deichert Nachf., 1905. 
(VI, 310 6) 6 M. f 


— — —— ͤ — — 1 — — 


34. Jahrgang. 


Bennhold, Fritz: Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen 
Staaten vom 24. VI. 1865 unter Berückſichtigung ſeiner durch 
die Geſetzgebung bis zum 14. VII. 1905 herbeigeführten Ab⸗ 
änderungen und Ergänzungen, nebſt Anhang. Textausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. 2. verb. Aufl. (neue Ausg.), 
nebſt Beigabe: I. Arbeiterſchutznovelle vom 14. VII. 1905. 

II. Mutungsgeſetz dom 5. VII. 1905. Eſſen, G. D. Baedeker, 
1905. (VIII, 295 u. 16 S.) Kart, 2 M. 

Allgemeines Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. VI. 
1865 in der jetzt gültigen Faſſung. Mit ausführl. Sachregiſter. 

. Breslau, J. U. Kern, 1905. (IV, 121 S.) 0,75 M. 

Denkſchrift der Preußiſchen Bergbauvereine zum Geſetzentwurf, 
betr. die Abänderung einzelner Beſtimmungen des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. VI. 1865/1892. Berlin, H. S. Hermann, 

1905. (22 S.) 

Geſetz betr. die Abänderungen einzelner Beſtimmungen des all⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. VI. 1865/92 vom 14. VII. 1905 
(teilweiſe im Zuſammenhange mit den in Geltung gebliebenen 
Beſtimmungen). Dillenburg, Gebr. Richter, 1905. (22 S.) 0,50 M. 

Gorden, F.: Die Dienſtbotenordnung und das BGB. HanſGz. 
26. Ig. 233— 288. 

Gothein, Eberhard: Die Konzentration im Kohlenbergbau und das 
preußifche Berggeſetz. ZStaatsw. 61. Ig. 417—476. 

Hinrichſen: Das Mecklenburgiſche Geſinderecht. LandwAnn. 1905. 
146 — 148. 

Meyer, Arnulf: 
1. Ig. 428. 

Rehme, Paul: Die Lübecker Grundbauern. Ein Beitrag zur Rechtslehre 
von den Reallaften. Halle, M. Niemeyer. 1905. (VI, 69 S.) 2,40 M. 

Schumacher: Der Erwerb des Eigentums an Grundſtücken in Preußen. 
ZLandmeſſerver. 25. Ig. 101 —110, 122— 126, 159 — 164. 

Ulmann: Zum Verhältnis des Art. 167 Nr. 1 Bay AG. z. BGB. 
zu 8 794 ZPO. Bay. 1. Ig. 397 —400. 

Weegmann: Die Einwirkung des BGB. und des Württembergiſchen 
Ausführungsgeſetzes auf die ſtatutariſche Nutznießung. Württg. 
47. 3. 294302. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 


Zwiedinek, Karl v.: Die deutſche Zivilrechtspflege in Streitſachen 
während der Jahre 1902 und 1908. ORNGS. 56. Ig. 387.—392 


b) Asmmentarr. 

Planck, Glottlieb]: Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſet, 
erläutert in Verbindung mit A. Achilles, F. André, 
M. Greiff, F. Ritgen, DO. Strecker, E. Strohal, 
K. Unzner. (2 Lfg.) 3. Buch: Sachenrecht. 3., verm. u. verb. 
Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1905. (748 S.) 


e) Tehrbücher, Praktika. 

Mandowski, Osk.: 100 Stellen aus dem Corpus juris (Digeſten). 
Ausführliche Interpretation und Vergleichung mit dem BGB. 
und anderen deutſchen Reichsgeſetzen. Für Studierende heraus⸗ 
gegeben. 5. verm. u. verb. Aufl. Breslau, M. & H. Marcus, 
1905. (IV, 196 S.) Geb. in Leinw. EM. 

Otto, Karl: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches auf der 
Grundlage von Pöhlmanns Gedächtnislehre gemeinverſtändlich 
erläutert. (5 Lfg.) (Pöhlmanns juriſtiſche Handbücher. I. Bd.) 
München, (Leipzig, Jordan & Co.) (VI, 344 S.) 7,20 M. 

Schroeder, John Ulrich: Bürgerrechtliche Fälle. Eine Sammlung 
praktiſcher Beiſpiele und Fratzen zur Schulung in der juriſtiſchen 

Konſtruktion und Einprägung wichtiger Rechtsregeln. Roſtock, 
C. J. E. Volckmann, 1908. (VIII, 125 S.) Kart. 2,50 M. 


Zur Auslegung der Art. 83, 84 UeG. Bay. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Philipp: Bordellverkauf. 
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d) Schriften Über einzelne Teile des 8658. 
1. Allgemeiner Teil. 
Zitelmann, | Ernſt: Der Wert eines „allgemeinen Teils“ des 
bürgerlichen Rechts. Grünhuts Z. 33. Bd. 1—82. 


a) Ferſonen. 

Dochnal, J.: Ratgeber bei Verfügungen von Todeswegen, Schenkungen 
und Stiftungen. Paderborn, F. Schöningh, 1905. Geb. 2,20 M. 

Hölder, Eduard: Natürliche und juriſtiſche Perſonen. Leipzig, 
Duncker & Humblot, 1905. (XII, 362 S.) 8 M. 

Kohler, Joſef: Humorname und Perſonenname. Arch BürgR. 
27. Bd. 196203. 

Namensrecht und literariſche Freiheit. Von Juſtus. Buch Vörſöl. 
72. Ig. 80038004. 

Schuſter, Heinrich: Gegen das Recht am ame Bilde. 
23. Ig. 883885. 

Schwerin, Frhr. v.: 
653—669. 

Sohm, Rud.: Der Gegenſtand. Ein Grundbegriff des BGB. (Drei 
Beiträge zum bürgerlichen Recht. Heinrich Degenkolb zum 50 jährigen 
Doktorjubiläum im Auftrage der Leipziger Juriſtenfakultät dar⸗ 
gebracht von Rud. Sohm, Eduard Hölder, Emil Strohal. [I.) 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. (90 S.) 2 M. 

Stranz, Iloſef]: Literariſche Freiheit und Namenrecht. DIE. 


10. Ig. 934 —937. Abgedruckt auch im BuchBBörſol. 72. Ig. 
9503 — 9504. 


Oſt . 88l. 
Das Recht am Leichnam. Seuff Bl. 70. Ig. 


b) Sachen. 

Biermann, Johannes: Die öffentlichen Sachen. Gießen, v. Münchow, 
1905. (57 S.) 1,20 M. 

o) Neqtsgeſcaſte. 

Bernhöft, Fr.: Zur Lehre von den Fiktionen in dem BGB. 
Beitr Ausl BGB. VI. 381—393. 

Biberfeld: Irrtum über den Anſchaffungspreis von Lieferungs⸗ 

werken. BuhBörfdl. 72. Ig. 6176—6178. 

Breit, James: Agent und Geſchäftsherr. e 14. Ig. 
225 — 228. 

Ehrenberg, Victor: Freiheit und Zwang auf dem Gebiete des 
Verkehrsrechts. Feſtrede. Göttingen, Vandenhoeck u. Ruprecht, 1905. 
(27 S.) 0,40 M. 

Erklärungen per Telephon. ZVerſWeſ. 1905. 536—587. 

Hölder, Eduard: Zur Theorie der Willenserklärung. (Drei Bei⸗ 
träge zum bürgerlichen Recht. Heinrich Degenkolb zum 50 jährigen 
Doktorjubiläum im Auftrag »der Leipziger Juriſtenfakultät bar: 
gebracht von Rud. Sohm, Eduard Hölder, Emil Strohal. [2.]) 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. (43 S.) 1 M. 

Joſef, Eſugen]: Stillſchweigende und bedingte Erklärungen im 
Grundbuchverkehr. Recht. 9. Ig. 525—526. | 

Joſef, Eugen: Die unrichtige Mbermittelung einer Willenserklärung 
durch die Mittelsperſon. Bay Z. 1. Ig. 402 — 407. 

Klein, Peter: Welche Bedeutung kommt den nach katholiſchem 
Kirchenrecht beſtehenden Beſchränkungen der Veräußerung von 
res ecclesiasticae nach deutſchem bürgerlichen Rechte zu? 
ArchKathKͤR. 85. Bd. 242 — 245. 

Müller⸗Erzbach, Rudolf: Die Grundſätze der mittelbaren Stell⸗ 
vertretung aus der Intereſſenlage entwickelt. Berlin, J. Guttentag, 
1905. (102 S.) 2,50 M. 

Bayg. 1. Jg. 382—886, 400 —402, 
420 —424. 

Schmidt: Die Form der Schnitterverträge. Landw Ann. 1905. 
155 — 15. 

Schott, Richard: Über Veräußerungsverbote und Neſolutivbedingungen 
im bürgerlichen Recht. Breslau, N. & H. Marcus, 1905. 1,20 M. 
S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. III. 303 —841. 

97° 
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Mi 22. 1905. 


O Arien. Termine. 
Weiß, Chriſtian: Verjährung und geſetzliche Befriſtung nach dem 
bürgerlichen Rechte des Deutſchen Reiches. Preisſchrift. München, 
J. Schweitzer Verl., 1905. (V, 149 S.) 3,60 M. 


) Verjäßrung. 

Geller, Joſef Peter: Die Verjährung der Entſchädigungsklage aus 
der Schuldverletzung. Oſt Bl. 23. Ig. 865876. 

Klingmüller, Fritz: Über Klagenverjährung und deren Wirkung. 
Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 1 M. S.⸗Abdr. aus der Feſt⸗ 
gabe für Felir Dahn. II. 31—63. 

Schäfer, J.: Zurückbehaltungsrecht zur Sicherung verjährter An⸗ 
ſprüche. §§ 222, 223, 273 BGB. Bay 3. 1. Ig. 437 — 441. 


D Ausübung der Bette. Selöiverteidigung. Seloſthiſſe. 
Coulon, Karl: Recht und Pflicht zur Rechtsausübung. Oſt l. 
23. Ig. 882—883. 
Schüller, Johs.: Begriff und Wirkung der Stundung nach geltendem 
Rechte, insbeſondere ihre Stellung zur Einrede des BGB. Diſſ. 
Leipzig, B. Franke, 1905. (IV, 44 S.) 1 M. 


o Sigerheltsteikung. 
vacat, 


Anhang: Grenzgebiete zwiſchen materiellem und 
prozeſſualem Rechte. 


Brodmann: Zur Lehre von der Beweislaſt. ArchCivPrax. 98. Bd. 
66—167. 

Düringer,: Regelung der Beweislaſt durch die Faſſung des Geſetzes. 
Recht. 9. Ig. 577-579. 

Hellwig, Konrad: Klagrecht und Klagmöglichkeit. Eine Ausein⸗ 
anderſetzung über die Fragen des heutigen Zivilprozeßrechts. 
Leipzig, Deichert, 1905. (93 S.) 2 M. 

Leonhard, Rudolf: Die Replik des Prozeßgewinns (replica rei 
secundum me judicatae). Ein Beitrag zur Lehre von den 
beiden Funktionen der exceptio rei judicatae.. Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. 1,20 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe 
für Felin Dahn. II. 65 — 106. 

Strohal, Emil: Grenzen der Urteilsrechtskraft bei belegter und 
bedingter Berechtigung. Ein Beitrag zur Lehre von der RNechts⸗ 
nachfolge. (Drei Beiträge zum bürgerlichen Recht. Heinrich 
Degenkolb zum 50 jährigen Doktorjubiläum im Auftrag ber 
Leipziger Juriſtenfakultät dargebracht von Rud. Sohm, Eduard 
Hölder, Emil Strohal [3.]) Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. 
(82 S.) 1 M. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
a) Juhaſt der Suſdverhaftniſſe. 

Fuld: Schadenerſatzpflicht ohne Verſchulden. Puchelts Z. 86. Bd. 
616 —623. 

Golde, Max: Das Verhältnis der Haftung aus unerlaubten 
Handlungen zur Haftung für vom Schuldner zu vertretende 
nachträgliche Unmöglichkeit einer Leiſtung. Beitr AuslBG. 
VI. 394—418. 

Heller, Emil: Zur Frage der Verpflichtung zur Eingehung von 
Geſchäften. JBl. 34. Ig. 577—579. 

Heuer: Iſt der Handlungsagent verpflichtet, nach Auflöſung des 
Agenturverhältniſſes die ihm übergebenen Verkaufsmuſter an den 
auswärtigen Geſchäftsherrn zurückzuſenden? DIZ. 10. Jg. 
904905. 

Klingmüller, Fritz: Die Lehre von den natürlichen Berbind⸗ 
lichkeiten. Eine hiſtoriſch⸗dogmatiſche Unterſuchung. Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (V, 273 S.) 5 M. 

Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. ZOG. 6. Ig. 1—14 


Schroeder, John Ulrich: Unmöglichkeit und Ungewißheit. Cine 
Studie zur Begriffsentwicklung in der Lehre von der Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung und der Ungewißheit der Erfüllung nach den 


Recht des BGB. für das Deutſche Neich. Noſtock, H. Koch, 1905 
(76 ES.) 2,50 M. 


b) S@uldverhältuiffe aus Verträgen. 

Fuld, Ludwig: Schadenerſatzanſpruch des Verlegers bei Verzug des 
Verfaſſers. Buch Börſ dl. 72. Ig. 9668 — 9669. 

Meyer, Herbert: Die rechtliche Natur der nur ſcheinbaren Beſtand⸗ 
teile eines Grundſtücks ($ 95 BEB.). Breslau, M. & H. Marcus, 
1905. 1 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. IIL 
269 —802. 

Müller, E.: Worin beſteht der Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
bei gegenſeitigen Verträgen? Recht. 9. Ig. 545 —550. 

Wilutzky: Doppelſeitige Realverträge als Maſſengeſchäfte. Arch BürgK. 
27. Bd. 100 —109. 


o) Grlöfgen der Sad vertrage. 

David, Albert: Zweimalige Tilgung derſelben Schuld. Recht. 9. Ig. 
588 — 589. 

Haymann, Franz: Freilaſſungspflicht und Neurecht. Ein quellen: 
kritiſcher Beitrag zur Kondiktionenlehre. Berlin, F. Vahlen, 1905. 
(62 S.) 

Poel, Rudolf: Aufrechnung, Zurückbehaltung, Einbehaltung, Be: 
wirkung bei Lohnforderungen. Diff. Leipzig. Hamburg, Bern 
gruber & Henning, 1905. 

Stölzel, Adolf: Ein bedenkliches oberlandesgerichtliches Urteil über 
Eventualaufrechnung als Folge der Beweiserhebungstheorie. 
Recht. 9. Ig. 611 —612. 


4) Üasertragung der Nerderung. o) Sontdüäbernaßme. 
Gläutigern und S uldnern. 


vacat. 
c) Gingelne Suldvertzäſtniſſe. 


A. Im allgemeinen. 

Pabſt, [Max]: Grundriß zu Vorträgen über die einzelnen Schuld⸗ 
verhältniſſe des bürgerlichen Rechts in vergleichender Darſtellung 
mit dem römiſchen und gemeinen Rechte. Halle a. S., 
J. M. Reichardt, 1905. (VII, 131 S.) 3,75 M.; geb. in Leinw. 
und durchſch. 4,50 M. 


B. Im befouberen. 
L anf und Canſch. 

Biberfeld: Verkauf von Büchern unter Vorbehalt des Eigentums. 
Buch örſol. 72. Ig. 6691 — 6892. 

Golt: Zur Abänderung der kaiſerlichen Verordnung, betreffend die 
Hauptmängel und Gewährfriſten beim Viehhandel vom 27. März 1899. 
ZFleiſch Milchhyg. 15. Ig. 225 — 227. 

Haberſtumpf: Weiterveräußerung auf Abzahlung gekaufter Gegen 
ſtände. Bay Z. 1. Ig. 468. 

Herbſt, Friedrich: Klagantrag und Urteilstenor bei Wandelungs⸗ 
klagen. Bay Z. 1. Ig. 441—443. 

Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme 
rechtes. Z Bl G. 6. Ig. 1—14. 

Krückmann, [Paul]: Eine bedenkliche Entſcheidung des Reichsgerichts 
auf dem Gebiete des Wandelungsrechts. Seuff gl. 70. Jg. 
585 — 592. 

Pudor: Der Übergang der Gefahr beim Verkaufe mit Eigentums 
vorbehalt. JW. 34. Ig. 566—567. 


3. Senkung. 
Dochnal, J.: Ratgeber bei Verfügungen von Todeswegen, Schenkungen 
und Stiftungen. Mit Beiſpielen und Muſtern. Paderborn, 

F. Schöningh, 1905. Geb. 2,20 M. 


t) Nehr telt ver 


34. Jahrgang. 


Haymann, Franz: Die Schenkung unter einer Auflage nach 
römiſchem und deutſchem bürgerlichen Necht. Berlin, F. Vahlen, 
1905. (184 S.) 

3. Miete. Pacht. 

Bruck, Martin: Die Obhutspflicht des Mieters und feine Haftung 

für Dritte, beſonders Familienangehörige und Dienſtboten. 
Arch BürgR. 27. Bd. 110 — 133. 

Fürſt, Friedrich: Kann ein Mietvertrag vor ſeinem Inkrafttreten 
auf den Zeitpunkt des beabſichtigten Inkrafttretens gekündigt 
werden? Recht. 9. Ig. 589. 

Joſef, Eugen: Die Miete möblierter Zimmer mit Beköſtigung, der 
Penſionsvertrag und die Einwirkung des Zuſchlags auf das Zu⸗ 
behör des Mietgrundſtücks. Gruchots Beitr. 49. Ig. 737 766. 

Rretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. ZBlF G. 6. Ig. 1— 14. 

RNarcus, [Georg]: Die formloſe Aufhebung von ſchriftlichen Miets⸗ 
vertragsabmachungen betr. 8 549 BGB. an einem Rechtsfall 
erörtert. Recht. 9. Ig. 562. 

Marcus, [Georg]: Bemerkungen über die Rechtsnatur des Schrankfach⸗ 
(safe-) Bermietungsvertrags. Holdheims MSchr. 14. Ig. 251— 255. 

vertmann: Mitunterzeichnung des Mietvertrages durch die Ehefrau 
des Mieters. DIZ. 10. Ig. 1079— 1083. 

Roth, Emil: Was muß der Pächter und Verpächter wiſſen? An⸗ 
leitung zum Abſchluß von Pachtverträgen, insbeſondere über land⸗ 
wirtſchaftliche Grundſtücke und Betriebe, nebſt Darſtellung der aus 
dem Pachtverhältnis erwachſenden Rechte und Pflichten des Pächters 
und Berpächters. Berlin, H. Steinitz, 1905. (128 S.) 2 M. 

4. ſeihe. 5. Darlehn. 
vacat. 

N 6. NMenſtvertrag. 

Zonn, Paul B.: Die Fälle der Anrechnung im Dienſtvertrag nach 
BGB. u. GewO., zugleich ein Beitrag zur Lehre vom Begriff der 
Anrechnung. Diff. Heidelberg, 1905. (Frankfurt a. M., Reitz & 

Aoehler.) (VII, 98 S.) 2 M. 

Zur Frage der Anſtellungsverträge. ZVerſWeſ. 1905. 484485. 

Gorden, F.: Die Dienſtbotenordnung und das BEL. HanſGz. 
26. Ig. 233— 238. 

deinzmann, Kurt: Deutſches Theaterrecht. 
1905. (XII, 200 S.) 4 M. 

Heß, Walter: Einfache und höhere Arbeit. Eine ſozialpolitiſche 
Unterſuchung zum Arbeitsvertrag des BGB. (Abhandlungen des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu Jena. 2. Bd. 2. Heft.) Jena, 
G. Fiſcher, 1905. (XI, 77 S.) 2 M. 

dilſe, Benno]: Die Vergütung für Modellſtehen. Seuff Bl. 70. Ig. 
597—600. 

Koppe, H.: Der kollektive Arbeitsvertrag als Gegenftand der Geſetz⸗ 
gebung. Conrads J. 30. Bd. 289— 310. 

Numm: Der Entſchädigungsanſpruch des Lehrherrn beim Berufs⸗ 
wechſel des Lehrlinge. DIZ. 10. Ig. 902903. 

poel, Rudolf: Aufrechnung, Zurückbehaltung, Einbehaltung, Ver⸗ 
wirkung bei Lohnforderungen. Diſſ. Leipzig. Hamburg, Berngrube 

& Henning, 1905. 

Schmelzer, Fritz: Tarifgemeinſchaften, ihre wirtſchaftliche, ſozial⸗ 
politiſche und juriſtiſche Bedeutung mit beſonderer Berückſichtigung 
des Arbeitgeberſtandpunktes. Leipzig, A. Deichert Nachf., 1906. 
(I. 143 S.) 8 M. 

Treitel, Richard, und Berol⸗Konorah, Max: Artiſtenrecht. Ein 

Handbuch über den Variété⸗Engagementsvertrag. Berlin, „Das 
Programm“, 1905. (VI, 217 S.) 4 M. 


7. Werkvertrag. 
Beſteht eine Haftpflicht der Poſt für unrichtige 
DIZ. 10. Ig. 947949. 


München, E. H. Beck 


Frankenburger: 
Briefzuſtellung? 
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8. Mählervertrag. 
Doerr: Der Mäklervertrag im BGB. SeuffBl. 10. Ig. 620 —644. 
Kleemeier, F. J.: Der Kommiſſionär im Buchhandel. Buch Börſsl. 
72. Ig. 6692-6696. 
9. Ausishung. 
Mayr, Robert v.: Die Auslobung. Eine ziviliſtiſche Unterſuchung. 
Wien, Manz, 1905. (III, 153 S.) 3,10 M. 
Moll, Albert: Die Verantwortlichkeit ſeitens des Arztes (mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Natserteilung.) ZärztlFortbildg. 
2. Ig. 380—386, 443448, 475480. 


10. Auftrag. 
Breit, James: Agent und Geſchäftsherr. Holdheims MSchr. 14. Ig. 
225 — 228. 


Heuer: Iſt der Handlungsagent verpflichtet, nach Auflöſung des 
Agenturverhältniſſes die ihm übergebenen Verkaufsmuſter an den 
auswärtigen Geſchäftsherrn zurückzuſenden? DIZ. 10. Jg. 
904 —905. 

11. Gefäftsfiyrung ene Auftrag. 
vacat. 
12. Verwahrung. 


Meinhard, K.: Auftrag und Verwahrungsvertrag. (Populäre 
Rechtskatechismen, herausgegeben von Marie Raſchke.) Berlin, 
Verl. der Frauen⸗Rundſchau, 1905. (29 S.) 0,25 M. 

13. Einbringung ven Saen bei Gehwirten. 14. Seſenſchaſt. 15. Gemiriaſchaſt. 
16. feibrente. 17. Spiel. Wette. 
vacat, 
18. Sürgſchaſt. 

Elſaſſer: Kann der Bürge, der zugunften eines Hypothekengläubigers 
für die Zinſen der Hypothek gebürgt hatte und nach Inanſpruch⸗ 
nahme aus der Bürgſchaft wegen ſeiner Schadloshaltung einen 
vollſtreckbaren Titel gegen den Schuldner und Grundſtückseigen⸗ 
tümer erlangt hat, bei der Zwangsverſteigerung verlangen, daß 
die Hypothek, wegen deren Zinſen er den vollſtreckbaren Titel hat, 
im geringſten Gebot unberückſichtigt bleibe? (Nein.) Bad Not. 
3. Ig. 182—184. 

Krek, Gregor: Fälligkeit, Klagbarkeit und Verzug bei der Bürgen⸗ 
ſchuld. Oſt AG Z. 56. Ig. 883—365, 374 —376, 3882 — 3884. 
19. vergleich. 
vacat. 

20. Schulwwerſyrechen. Schuldanerhenntnis. 

Schreiber: Zur Lehre vom Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis. 

SächſArch. 15. Bd. 573 — 594. 
f 21. Anweiſung. 
vacat. 

22. Schuiduerfhreibung auf den Inhaber. 

Langen: Erkennt das BGB. bei Inhaberſchuldverſchreibungen die 
Kreationstheorie an? ArchBürgR. 27. Bd. 161 — 195. 

28. Verlegung ven Sachen. 
vacat. 
24 Ungerechtfertigte Bereicherung. 

Philipp: Bordellverkauf. Bay Z. 1. Ig. 382386, 400-402, 
420 — 424. 

Schöninger: Der Bereicherungsanſpruch gegen den Vollſtreckungs⸗ 
gläubiger bei Pfändung fremder Sachen. Seuff Bl. 70. Ig. 688 — 691. 


25. Anerlaubte gandlungen. 

Bruck, Martin: Die Obhutspflicht des Mieters und ſeine Haftung 
für Dritte, beſonders Familienangehörige und Dienſtboten. 
Arch BürgR. 27. Bd. 110 — 133. 

Büchertitel als Warenzeichen. BuchBörſBl. 72. Ig. 314438145. 

Fuld, Ludwig: Schadenerſatzpflicht bei Funkenflug. SelbſtVerw. 
33. Ig. 678-674. 
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Golde, Max: Das Verhältnis der Haftung aus unerlaubten Hand: 
lungen zur Haftung für vom Schuldner zu vertretende nachträgliche 
Unmöglichkeit einer Leiſtung. Beitr AuslBG B. VI. 394 —418. 

Hausmann: Findet 8 833 BGB. auf Bazillen Anwendung? 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 286— 288. 

Hirſch, Karl: Kartelle und Preisfrage. DIE. 10. Ig. 1050. 

Hoeniger: Ausbeutung der Rechtskraft gegen die guten Sitten. 
DIZ. 10. Ig. 1005 — 1006. 

Jebens, A. W.: Die Haftung der Gemeinden für ihre Vertreter uſw. 
PrVerwBl. 27. Ig. 1—6. 

Namensrecht und literariſche Freiheit. Von Juſtus. Buch örſBl. 
72. Ig. 8003 — 8004. 

Rehbein, [Hugo]: Ausbeutung der Rechtskraft gegen die guten 
Sitten. DIZ. 10. Ig. 1109—1110. 

Schmoller: Über den Kauſalzuſammenhang beim Tierſchaden. Ein 
Beitrag zum Kauſalproblem. ArchCivPrax. 98. Bd. 1—65. 
Schumacher: Haftung des Tierhalters für ſcheu gewordene Tiere 

und der Antrag von Treuenfels. Dandwpreſſe. 32. Ig. 268 — 269. 

Schwarz, O. G.: Die Haftung des Tierhalters nach $ 833 BGB. 
Berlin, Carl Heymanns Verl., 1905. (VIII, 90 S.) 2 M. 

Stranz, Ilofef]: Literariſche Freiheit und Namensrecht. DIE. 


10. Ig. 934—937. Abgedruckt auch im Buch BörſBl. 72. Ig. 
9503— 9504. 


8. Sachenrecht. 
L Allgemeines. 

Heymann, Ernſt: Die dingliche Wirkung der handelsrechtlichen 
Traditionspapiere (Konnoſſement, Ladeſchein, Lagerſchein). Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. 3,20 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe 
für Felix Dahn. III. 133 — 242. 

Kober, Karl: Sachenrecht, erläutert. 2. vollſtänd. neubearb. Aufl. 
(J. v. Staudingers Kommentar zum BGB.) Bd. 3. München, 
J. Schweitzer, 1905. (664 S.) 

Poſener, Paul: Bürgerliches Recht (Sachenrecht). 2. Aufl. (Poſener, 
Paul: Grundriß des geſamten deutſchen Rechts in Einzelausgaben. 3.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (VI, 47 S.) 0,90 M. 


II. Gingelfragen. 
a) Be. 
Rotering: Aus der Lehre vom Beſitze. ArchBürgR. 27. Bd. 


d) Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundkäden. 

Du Chefne: Die Vormerkung des § 1179 BGB. im Verteilungs⸗ 
verfahren der Zwangsverſteigerung. Bay Z. 1. Ig. 417420. 
Gilt der beſtellte Vertreter eines Rechtsanwalts auch als ermächtigt, 
in dieſer Eigenſchaft Auflaſſungen zu erteilen und entgegen⸗ 

zunehmen? PoſMSchr. 8. Ig. 139. 

Hallbauer, Max: Das deutſche Grundſtücksrecht (mit Ausnahme 
des Hypothekenrechts). Ein Leitfaden durch das Grundſtücksrecht 
und ein Hilfsbuch für alle, die ſich mit Grundſtücken zu befaſſen 
haben. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg.: M. Hallbauer und 
W. Schelcher. 177. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. 
(VIII, 219 S.) 8,40 M. 

Huther: Über Zuſchreibung von ideellen Anteilen an gemeinſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken. Meckl. 24. Bd. 63 — 75. 

Schwab, Sigfried: Grundriß des materiellen Liegenſchaftsrechts des 
BGB., unter Berückſichtigung der bayeriſchen Ausführungs- und 
Übergangsvorſchriften bearbeitet. München, J. Schweitzer Verl., 
1905. (X, 80 S.) Geb. in Leinw. 2,80 W. 

Weiß: Ein Anwendungsfall des 8 983 BGB. DIZ. 10. Ig. 906. 


e) Eigentum. 


Boethke: Vom Bauen über die Grenze (Grenzüberbau). ZLand⸗ 
meſſerver. 25. Ig. 45—47. | 
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Bunſen, Friedrich: Der Schutz des Eigentums im 869. 
Beitr AuslG. VI. 419 —454. 


Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. 8 Bl G. 6. Ig. 1—14. 


d) Erbbaurecht. 
vacat. 


eo) Dienkbarkeiten. 


Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BOB. beſtimmten Wegnahme 


rechtes. ZBUFG. 6. Ig. 1—14. 


O Verkaufsscht. g) Reallaften. 
vacat, 


h) Supstieh. Grundfäuln. Nentenfheid. 

Baumgärtel, Guſtav: Novelle zum Grundrecht zwecks Sicherung 
der Bauforderungen vom Standpunkt der techniſchen Wiſſenſchaſt, 
ſowie der kaufmänniſchen Buchführung. Dresden, E. Weiſe, 1905. 
(8, 83 S.) 2 M. 

Boehm, Ilohannes]: Abtretung der Hypothek an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer. Recht. 9. Ig. 515 —517. 

Cetto, Frhr. v.: Heutiger Stand der Frage der Hypothekarentſchuldung 
des ländlichen Grundbeſitzes. Vortrag. Biertelj Schrbahr Landwz. 
10. Ig. 245 — 277. 

Dennler: Die Grundkreditformen des BGB. Juſtizd Rdſch. 4. Iz. 
193 — 196, 236 — 238, 289 — 292. 

Hirſch, Richard: Zur Frage der Entſtehung der Eigentümerhypothel 
bei den Amortiſations⸗Darlehen. Gruchots Beitr. 49. Ig. 766774. 

Huth: Genügt die einſeitige Bewilligung des Eigentümers, um eine 
Grundſchuld, die ihm durch Befriedigung des alten Hypotheken. 
gläubigers erwachſen iſt (SS 1163, 1177 Abſ. 1 BGB.), in eine 
Hypothek für die Forderung des neuen Gläubigers umzuwandeln? 
(8 1198 863.) 3856. 6. Ig. 327—333. 

Immler: Die Amortiſationshypothek. DIS. 10. Ig. 977982. 

Planck: Die Eigentümerhypothek in der württembergiſchen Praxis. 
Württ. Z. 47. Ig. 289 — 294. 

Rudloff, B.: Ein neuer „Geſetzentwurf über die Errichtung und 
Erhaltung der unpfändbaren Heimſtätte“. e 54. Ig. 
505 — 518, 539 —545. 


D andbrecht au beweglichen Lachen und an echten. 
Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. 3Bl G. 6. Ig. 1—14. 
i 4. Familienrecht. 
I. Allgemeines. 
Poſener, Paul: Bürgerliches Recht (Familienrecht) 2. Aufl. (Poſener, 


Paul: Grundriß des geſamten deutſchen Rechts in Einzelaus⸗ 
gaben. 4.) Berlin, J. Guttentag, 1905. (VI, 32 S.) 0,90 N. 
IL Cimeffragen. 
a) Bürgerliche She. 


Bauer, Paul: Namensrecht der Ehefrau nach Nichtigerklärung der 
Ehe. Recht. 9. Ig. 525. 

Dnieſtrzanski, Stanislaus: Zur Lehre vom Verlöbnis. Grünhutl}. 

33. Bd. 87 — 212. 

Eulenſtein, Georg: Die Wahl des Güterſtandes durch die bäuer⸗ 
liche Bevölkerung. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 367—368. 

Eichhorn, [Gerhard]: Über „Gewährleiſtung“ im Eherecht. Dig. 
10. Ig. 1111-1112. 

Kellner: Leibgedings⸗ und Übergabevertrag. Vortrag. Bad Not. 
8. Ig. 159—165. 

Mantey: Muß die Verzeihung nach BGB. dem Schuldigen gegen 
über erklärt werden? Recht. 9. Ig. 524 — 525. 

Schloßmann, [Siegmund]: Zum Wirtshausrecht und zur Lehre von 
den herrenloſen Sachen. IheringsJ. 49. Bd. 189—158. 


34. Jahrgang. 


Thieſing: Das Namensrecht der Ehefrau bei Nichtigkeit der Ehe. 
Recht. 9. Ig. 612—618. 

Weegmann: Die Einwirkung des BGB: und des Württ. Aus⸗ 
führungsgeſetzes auf die ſtatutariſche Nutznießung. Württ. 
47. Ig. 294 — 302. 

d) Yerwaudtfgaft. s 

Doemming, v.: Die religiöſe Erziehung der Kinder und die Mit- 
wirkung der Schulverwaltung bei ihrer Durchführung. PrVolksſchul A. 
4. Ig. 1. Heft. 

Ebel: Verjährung von Alimentationsanſprüchen. 

e) Vermundfhaft 

Becker, Carl: Arztliche Gutachten bezüglich Wiederaufhebung einer 

Entmündigung. Mediz Beamte. 18. Ig. 387342. 


Recht. 9 Ig. 561. 


Fuchs: Nochmals die Poſtgebühren des Vormundes eines ver⸗ 
mögensloſen Mündels. Eine Entgegnung. Zl G. 6. Ig. 
254 — 256. f N a 

Köhne, [Paul]: Jugendſchutz durch den Richter. DIZ. 10. Ig. 
1087 — 1093. 

Richter, Hellmut: Vormundſchaft über Ausländer. Z Bl G. 6. Ig. 
256— 257. ö 

5. Erbrecht. 
a) Frs folge. 
Binder: Umgehung des Art. 6 des preußiſchen AG. zum BGB. 


durch Erbeinſetzung unter Auflage. 
Poſener, Paul: Bürgerliches Recht (Erbrecht). 2. Aufl. (Poſener, 

Paul: Grundriß des geſamten deutſchen Rechts in Einzelaus⸗ 

gaben. 5.) Berlin. J. Guttentag. (VI, 39 S.) 0,90 M. 


b) Lecttiche Stekuns des Erben. 

Bäurle: Verweigerung der ee des Teilungsaufſchubs. 
Württ. 47. Ig. 274—275. 

Doehl: Die grundbuchliche Verfügungsmacht des e Vorerben. 
DIZ. 10. Ig. 906 — 908. 

Hamm: Iſt die Schuld eines Miterben an den Erblaſſer auf deſſen 
Erben anzurechnen? DIZ. 10. Ig. 964—965. 

Kretzſchmar: Zur Bedeutung des im BGB. beſtimmten Wegnahme⸗ 
rechtes. 8 Bl G. 6. Ig. 1—14. 

Müller, Guſtav: Wie ſind Nachlaßforderungen gegen einen Miterben 
bei der Auseinanderſetzung zu behandeln? Recht. 9. Ig. 579—582. 

Müller: Veräußerung eines mit Nacherbfolge belaſteten Grundſtücks. 
Württ Z. 47. Ig. 257— 264. 


e) Teſtament. N 

Dochnal, J.: Ratgeber bei Verfügungen von Todeswegen. Schenkungen 
und Stiftungen. Mit Beiſpielen und Muſtern. Paderborn, 
F. Schöningh, 1905. Geb. 2,20 M. 

Eulenſtein, Gg.: Errichtung eines gemeinſchaftlichen eigenhändigen 
Teſtaments. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 312. 

Hallbauer, Max: Das deutſche Teſtamentenrecht. Ein Leitfaden 
durch das Teſtamentenrecht und ein Hilfsbuch für die, welche 
einen letzten Willen errichten wollen oder dabei mitzuwirken haben. 
8. Aufl. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg.: M. Hallbauer und 
W. Schelcher. 100. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlags buch, 1905. 
(VII, 208 S.) 3,40 M. 

Landsberg: An welche Stelle des Protokolls gehört nach 8177366, 
9 2242 BGB. derb Feſtſtellungsvermerk über die geſchehene Verleſung, 
Genehmigung und Unterſchrift? PoſMSchr. 8. Ig. 141145. 

Naehr, Wilhelm: Welche Art von Ehe⸗ und Erbverträgen iſt für 


unſere Landbevölkerung am EN JuſtizdRdſch. 4. Ig. 
847 —848, 


Dag. 10. Ig. 996—999. 


d) Grövertrag. ) YVflctteit. N ersansütbigtett. t Ersverzicht. 
h) Gröfgein. ) Gröfgafisheuf. 
vacat. f 
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e) Einführungsgefe um 868. 
Herzfelder, [Emil]: Zur Auslegung des Art. 206 EG. zum BGB. 
Bay g. 1. Jg. 447—449. 


III. Handels- und Verkehrsrecht. 
A. Allgemeines. 

Goldmann, Samuel: Das Handelsgeſetzbuch vom 10. V. 1897 (mit 

Ausſchluß des Seerechts), erläutert. 3. Bd. Handelsgeſchäfte. 
1. Lfg. Berlin, F. Vahlen, 1905. (S. 1355 — 1434.) 1,70 M. 

Der Deutſche Großkaufmann. Die wichtigſten Rechtöbeftimmungen 
für den Großkaufmann. Beſondere Einrichtungen für den Groß⸗ 
handel und Export. Von O. Ballin und E. Johannes. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1905. (II u. S. 441—565.) 2 M. 

Gutmann: Zuſammenſtellung der in den Monaten Mai bis Auguſt 
1905 veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. B. Handels⸗ 
recht. Puchelts Z. 36. Bd. 627640. 

Gutſche, Georg, und Behrend, Mlartin]: Handelsgebräuche im 
Großhandel und Schiffahrtverkehre Magdeburgs nebſt Sammlung 
von Schlußſcheinbedingungen ... hrsg. im Auftrage der Handels⸗ 
kammer zu Magdeburg. Magdeburg, Heinrichshofen in Komm., 1905. 
(XXXIII, 392 S.) . 

Lehmann, Karl: Lehrbuch des Handelsrechts. (In 8-10 Lfgn.) 
1. Lfg. Leipzig, Beit & Co., 1905. 1,80 M. 

Rieſebieter, O.: Das Handelsgeſetzbuch vom 10. V. 1897, nebſt 
Einführungsgeſetz unter Ausſchluß des Seerechts mit der Rechts 
ſprechung des Reichsgerichts in Kommentarform. Oldenburg, 
G. Stallings Verlag, 1905. (VIII, 278 S.) Geb. in Leinw. 4, 25 M. 

Zander: Klauſeln im Handelsverkehr. Gruchots Beitr. 49. Ig. 
774 — 794. 


B. Eingelfragen. 
1. Handelsperſonenrecht. 

Ehrenberg, Victor: Die Bedeutung des Handelsregiſters für die 
Verkehrsſicherheit. DWirtſchZ. 1. Ig. 641 —645. 

Mahnke: Zu 8 61 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs. DIZ. 10. Se. 
1117—1118. 

Weiß, Chriſtian: Die Konkurrenzklauſel der Handlungsgehilfen. 
Hirths Ann. 38. Bd. 788-798. 

Weiß, Willibald Emil: Über den Begriff des Minderkaufmanns. 
Leipzig, Veit & Co., 1905. (III, 44 S.) 1,60 M. 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 

Feder: Das Stimmrecht des Aktionärs. DIZ. 10. Ig. 1053 — 1056. 

Hirſch, Karl: Die Kartellfrage auf den Kongreſſen. Holdheims MSchr. 
14. Ig. 278— 282. 

Jacobi, Ernſt: Die Pflicht zur Berufung der Generalverſammlung 
einer Aktiengeſellſchaft. Breslau, M. & G. Marcus, 1905. 0,80 M. 
S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. III. 243 — 268. 

Rehm, Hlermann]: Die Bewertung von Warenbeſtänden bei ins 
duſtriellen Aktiengeſellſchaften. DIZ. 10. Ig. 985 — 987. 


3. Handelsobligationenrecht. 

Agenturproviſion. (Feuer⸗Verſicherung.) ZVerſWeſ. 1905. 
496—497. | 

Anderung des Ladenpreiſes. Von Juſtus. BuhBdrfdl. 72. Ig. 
7139 — 7140. 

Apt, Max: Lagerſcheine und Lagerpfandſcheine. DWirtſchZ. 1. Ig. 
689 — 693. 

Baaſch, Ernſt: Aus der Entwicklungsgeſchichte des Hamburger 
Kurszettels. BankArch. 5. Ig. 8—11. 

Biedermann, Fllodoard] v.: Einführung in die Rechtskunde des 
Buchhändlers. 2., verb. und verm. Aufl. Leipzig, G. Uhl, [1905]. 
(104 S.) | 
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Eberftabt, R[ubolf]: Die Spekulation, ihr Begriff und ihr Weſen. Nauter, Guſtav: Zur Syſtematik des Urheberſchutzes. CGewaſchß. 


Schmollers J. 29. Ig. 1489—1588. 

Ehrenberg, Victor: Freiheit und Zwang auf dem Gebiete des 
Verkehrsrechts. Feſtrede. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1905. 
(27 S.) 0,40 M. 

Fuld, Ludwig: Zur Beurteilung älterer Verlagsverträge. BuchBörſöl. 
72. Ig. 6600—6601. 

Gold: Die Zuläſſigkeit des börſenmäßigen Kuxenhandels. DIZ. 
10. Ig. 958. 

Handelsgebräuche des Thorner Holzhandels. Herausgegeben von 
der Handelskammer zu Thorn am 1. IX. 1905. Thorn, Thorner 
Oſtdeutſche Zeitung, 1905. (16 S.) 

Heilbrunn: Die verhältnismäßige Aufrechnung bei ungültigen 
Börſentermingeſchäften im Kontokorrent. Holdheims MSchr. 14. Ig. 
228 — 238. 

Heinitz, Ernſt: Dürfen Kuxe zum Börſenhandel zugelaffen werden? 
DIS. 10. Ig. 896—899. 

Heymann, Ernſt: Die dingliche Wirkung der handelsrechtlichen 
Traditionspapiere. (Konnoſſement, Ladeſchein, Lagerſchein.) Breslau, 
M. & H. Marcus, 1905. 3,20 M. S.⸗Abdr. aus der Feſtgabe für 
Felix Dahn. III. 183 — 242. 

Jacobſon, Eugen: „In Kommiſſion“. Bankürch. 5. Ig. 37—38, 

Ritter, Paul: Die Entſchädigungsforderungen nach dem Eiſenbahn⸗ 
frachtrecht. Ein Handbuch für die verkehrstreibende Geſchäftswelt. 
Leipzig, F. Luckhardt, 1905. (XI, 90 S.) Kart. 2 M. 

Salings Börſenpapiere. 1. (allgemeiner) Teil. 10. Aufl. Die 
Börſe und die Börſengeſchäfte. Ein Handbuch. In vollſtändig 
neuer Bearbeitung von Alfred Schütze. Leipzig, Verl. f. Börſen⸗ 
und Finanzliteratur A.⸗G., 1905. (XII, 605 S.) Geb. 8 M. 

Warſchauer, Otto: Die Reform des Börſengeſetzes in Deutſchland. 
Conrads J. 80. Bd. 433—469. 

Zadig, Georg: Praktiſcher Leitfaden des Börſenrechtes. Berlin, 
Finanzverlag, 1905. (40 S.) 1 M. 


4. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 

Gorden, F.: Die Meldezeit des oberelbiſchen Schiffers gemäß § 47 
Abſ. 2 BSHE. Hanſch Z. 26. Ig. 229— 235. 

Herrmann, K.: Die Ausführungsbeſtimmungen zur Seemanns⸗ 
ordnung. Eine Sammlung der zur Ausführung der Beſtimmungen 
der Seemannsordnung vom 2. VI. 1902 erlaſſenen Verordnungen 
und der bezüglichen Geſetzesvorſchriften. Berlin, R. v. Decker, 1905. 
(IV, 116 S.) 1,60 M. 

Moltmann, B. H.: Das Recht der großen Haverei nach dem 
Handelsgeſetzbuch 88 700 — 731, den Pork⸗Antwerp Rules 1890 
und der Rechtſprechung der hanſeatiſchen Gerichte. Kleines prak⸗ 
tiſches Handbuch für Reeder, Schiffsagenten, Kapitäne, Diſpacheure, 
Aſſekuradeure, Verſchiffer u. a. Hamburg, Eckardt & Meßtorff, 
1905. (39 S.) 1,20 M. 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 
Pavliéek, Anton: Zur geſetzlichen Regelung des Scheckverkehrs, 
beſonders in Oſterreich⸗Ungarn. — Nachtrag. OſtAGZ. 56. Ig. 
307311, 315—819, 327329, 844. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


a) KLiterariſches Urheberrecht. 


Fuld, Ludwig: Soll 8 18 des Urheberrechtsgeſetzes abgeändert 
werden? Geweſchutz. 10. Ig. 326 — 333. 

Fuld, Lludwig]: Der Begriff der Selbſtändigkeit im Urheberrecht. 
Buch BörſBl. 72. Ig. 3540 — 3541. 

Lohſing, Ernſt: Zur Technik des Eingriffs in das Urheberrecht. 
Arch Krim Anthr. 20. Bd. 371 — 375. 


10. Ig. 338 — 889. 


b) Aunſturheberrecht. 

Challier ſen., Ernſt: Das Urheberrecht an Werken der Tonkunft 
Ein unausführbares Deutſches Keichsgeſes. Gießen, Selbſtverl., 
1905. (14 GS.) 

Heinzmann, Kurt: Deutſches Theaterrecht. München, C. H. Bec, 
1905. (XII, 200 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Hellwag, Fritz: Urheberſchutz für Bauwerke. § 15 des Entwurf 
eines Geſetzes betr. das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte und der Photographie. Die Freigabe der 
äußeren Anſicht. Buch Börſol. 72. Ig. 8798-8799. 


o) Patentrecht. 

Ephraim, Julius: Die techniſche Literatur und das Patentweſen. 
GewRſchutz. 10. Ig. 321—825. 

Herſe, [Ernſt]: Erweiterung des Klageantrages in der Berufungsinſtam 
beim Patentnichtigkeitsverfahren. BDpatA. 5. Ig. 55—59. 
Herſe, Ernſt: Die Patentierbarkeit von Heilverfahren. Gewxſchuß. 

10. Ig. 825—326. 

Jürgenſohn, Arved: Motive und Neichstagsreden zum Deutſchen 
Patentgeſetz von 1877. Mit kritiſchen Randbemerkungen. GewRihuk. 
10. Ig. 281320. 

Ming: Iſt das deutſche Patenterteilungs⸗Verfahren geheim? BDPatı 
5. Ig. 65—82. 

Neukamp: Die Geſetzgebung der Staaten des Erdballes über das 
gewerbliche Eigentum in tabellariſcher Mberficht, nebſt einer ver 
gleichenden Zuſammenſtellung über die Beteiligung Deutſchlands, 
Englands und Nordamerikas an dem gewerblichen Rechts ſchut in 
den Hauptkulturſtaaten. Cöln, P. Neubner, 1905. (85 S.) 1,50 N. 

Oſterrieth, Albert: Der gewerbliche Nechtsſchut. DWirtſchZ. 1. Ig. 
807—814. 

Schanze, Osc.: Das Schlickſche Patent (DRP. Nr. 80974) und feine 
Beurteilungen (durch das Patentamt, das Reichsgericht, die Pro: 
feſſoren Riedler, Lüders uſw.). (Schanze, Osc.: Sammlung 
induſtrierechtlicher Abhandlungen. I. Bd. 3. Heft.) Berlin, 
W. Rothſchild, 1905. (128 S.) 5 M. 

Schiff, Ludwig: Anſpruch und Antrag in Klagen auf Unterlaſſung 
von Patentverletzungen. Unl W. 5. Ig. 13—16. 

Zur Vorbildung der Patentanwälte. Von H. W. BDPat A. 5. Ig. 82. 


d) MAuſter- und Karkenſchutzrecht. 
Waſſermann, Martin: Das Markenrecht auf dem VIII. inte: 
nationalen Kongreß für gewerblichen RNechtsſchußz. UnlW. 5. Ig. 


9—11. 
e) Warengeichenrecht. 
Büchertitel als Warenzeichen. Buch Börſol. 72. Ig. 3144—3145. 
Rathenau: Die Entwicklung eingetragener Wortzeichen zu Waren: 
namen, mit beſonderer Berückſichtigung des Wortzeichenſchutzes 
für Arzneimittel. ArchBürgR. 27. Bd. 1—54. 


f) Anlauterer Wettbewerb, 
Finger: Übertragung und Überlaffung von Namen im geſchäftlichen 
Verkehr. Unl W. 5. Ig. 1—4. 
Froehlich: Die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. DIZ. 
10. Ig. 937-941. 
Fuld: Die Erhöhung der Reviſionsſumme und das Wettbewerbgeſeh. 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 343 — 345. 
Kloeppel: Die Rechtſprechung auf dem Gebiete des Ausverkauft: 
ſchwindels. GewRſchutz. 10. Ig. 124 — 125. 
Marcus, [Georg]: Zur Schadenserſatzklage wegen Perſonenherab⸗ 
ſetzung aus 5 6 des Wettbewerbsgeſetzes. Unl W. 5. Ig. 16— 17. 
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Marcus, [Georg]: Inwieweit wirkt ein rechtskräftiges abweiſendes 
Urteil einer Klage aus 5 1 Wettbewerbsgeſetzes nicht nur zwiſchen 
den Parteien und ihren Rechtsnachfolgern? UnlW. 5. Ig. 5. 

Reinhardt, F.: Geſchäftsgeheimniſſe und deren Bewahrung. 2. verb. 
u. verm. Aufl. Leipzig, Berlin, W. Rothſchild, 1905. (V, 16 S.) 1 M. 


VI. Serſicherungsrecht. 
Der freiwillige Abgang in der Lebensverſicherung und die Kündigungs⸗ 
pflicht des Berſicherers. (Zum § 39 des Entwurfs eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag.) ZVerſWeſ. 1905. 587-588. 


* Emminghaus, A.: Das Problem der Kreditverſicherung. Bankarch. 


5. Ig. 20 — 22. 

Friedrich, L.: Indirekte Brandſchäden. DVerſich Z. 1. Ig. 169180. 

Geſchäftsbericht des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſiche⸗ 
rung für das Jahr 1904. Berlin, J. Guttentag, 1905. 

Haftung des Hauseigentümers. (Unfall⸗Verſicherung.) ZVerſWeſ. 
1905. 554. 

Herzfelder, Emil: Zur Kritik des Kreditverſicherungs⸗Problems. 
ZVerſWiſſ. 5. Bd. 549560. 

Höckner: Der Rüdlaufspreis als erhöhter Minimalwert der Lebens⸗ 
verſicherungspolize. ZVBerſWeſ. 1905. 577578. 

Höckner: Deckungskapital (Prämienreſerve), Minimalwert und 
Rückkaufswert einer Lebensverſtcherungspolice. ZVerſWeſ. 1905. 
651-553. 

Höckner, Georg: Über die Bedeutung des Deckungskapitals im 
Lebensverſicherungs betrieb. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 511—541. 
Kohl, Hans: Die Einbruchdiebſtahlverſicherung. DVerſich Z. 1. Ig. 

209 — 220. 

Kuhlenbeck, Ludwig]: Der Verſicherungsvertrag nach der deutſchen, 
ſchweizeriſchen und franzöſiſchen Geſetzesvorlage. Hirths Ann. 
88. Ig. 721 — 740. 

Nanes, Alfred: Die Verſicherung der Aufſichts rat⸗Haftpflicht, 
DWirtſchg. 1. Ig. 1033 — 1037. 

Rechte des Verſicherungsnehmers. (Lebens⸗Verſicherung.) ZVerſWeſ. 
1905. 588 — 589. 

Roth, Paul: Die Verſicherung des Wechſelkredits. ZVerſWiſſ. 
5. Bd. 560—563. 

Sozietäten und Privat⸗Geſellſchaften. ZVerſWeſ. 1905. 495496. 

VBerſicherungsweſen. Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. 

1. Heft. Die ſtaatliche Schlachtviehverſicherung im Großherzog⸗ 
tum Heſſen, und zwar Geſetz und Verordnung, die ſtaatliche 
Schlachtviehverſicherung betr., beide vom 12. IV. 1905. Amtliche 
Handausgabe m. Motiven, Erläuterungen u. einem Sachregiſter. 
(Bearb. im Auftrag großherzogl. Miniſteriums des Innern von 
Hölzinger.) (25 S.) 0,35 M. 

Wieckhorſt⸗ Krempe, O.: Die Haftpflichtverſicherung des Landwirts. 
Kiel, Vollbehr & Niepen, 1905. (14 S.) 

Wörner, Gerhard: Anzeigepflicht des Verſicherten und Kündigungs⸗ 


recht des Verſicherers beim Verſicherungsfall. DVerſichZ. 1. Ig. 
180—187. 


C. Zivilprozeß. 
I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
A. Allgemeines, 
Friedenthal: Iſt die Bezeichnung einer Sache als Ferienſache für 
die höhere Inſtanz wirkſam? JW. 34. Ig. 567. 
dümmer: Zur Gerichtsverfaſſungsgeſetz⸗Rovelle vom 5. VI. 1905. 
SeuffBl. 70. Ig. 723— 729. 
Schroeder, Ferd.: Die Gerichtsferien. Aachen, N. Barth, 1906. 
G68 S.) 1 N. 
Bierhaus: Überſicht der im Jahre 1904 bekannt gemachten reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
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und Zivilprozeßrechts ſowie des Verfahrens in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 34. Bd. 539— 541. 


B. Ordentliche Gerichte. 
Vorwerk, A. F.: Das Keichsgeſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 
Erläutert. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 75.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (184 S.) 2 M. 


C. Sondergerichte. 
1. Gewerbegerichte. 
Hilſe, Benno: Handwerksgerichte. Recht. 9. Ig. 587— 588. 
Hilſe, Benno: Zuſtändigkeitsgrenze für Innungsſchiedsgerich te 
ArchOffR. 20. Bd. 224 — 229. 


2. Kaufmannsgerichte. 


Hilfe, 8.: Das Kaufmannsgericht iſt unzuſtändig für Entſchädigungs⸗ 
anſprüche aus einem Betriebsunfalle. Holdheims MSchr. 14. Ig. 
277 278. 

Das Kaufmannsgericht. Ig. 1. 
Handlungsgehilfen⸗Verband, 1905. a 

Müller, Albert: Sind die Kaufmannsgerichte für Streitigkeiten 
zwiſchen Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit und ihren An⸗ 
geſtellten zuſtändig? JW. 34. Ig. 711718. 

Neukamp, [Ernſt]: Die Kaufmannsgerichte. BankArch. 5. Ig. 4—8. 


D. Rechtsanwälte. 


Braun: Zur Förderung der Standesintereſſen. NaumbAR. 1905. 89. 

Fiſcher 1: Der XVII. deutſche Anwaltstag, abgehalten zu Hannover, 
12. bis 15. IX. 1905. JW. 34. Ig. 557568. 

Heiliger, Arthur: Der Internationale Advokatentag in Lüttich. 
JW. 34. Ig. 677-679. ö 

Kaufmann, Hugo: Bildung der Anwaltskammer bei einem neu er⸗ 
richteten Oberlandesgericht. IW. 34. Ig. 705 — 706. 

Verzeichnis der Teilnehmer und Verhandlungen des XVII. deutſchen 
Anwaltstages zu Hannover am 13. und 14. IX. 1905. JW. 
84. Ig. 569 —636. 

Weſtrum, A.: Bedeutung der Zuordnung als Armenanwalt. JW. 
84. Ig. 567568. 

Wilke, Karl: Der 17. Deutſche Anwaltstag in Hannover. DIzZ. 
10. Ig. 887—891. 


Hamburg, Deutſch⸗nationaler 


a E. Hilfsperſonen. 

Müller, A.: Zur Stellung der Gerichtsvollzieher als Vollſtreckungs⸗ 
und Zuſtellungsbeamten in Württemberg gegenüber dem Gläubiger 
und zur Frage der Haftung der Gemeinde gegenüber dem letzteren 
für Pflichtwidrigkeiten des beauftragten Gerichtsvollziehers oder 
Zuſtellungsbeamten. Württ Z. 47. Ig. 309—316. 

Zur Tätigkeit der Gerichtsſchreiber. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 318. 


II. Zivilprozeß. 
a) Certausgaben, Materialien, Rommentare zur 50. 

Langheineken: Über die Zivilprozeßnovelle vom 5. VI. 1905. 
SeuffBl. 70. Ig. 709—719. 

Materialien zu dem Geſetz vom 5. VI. 1905 betr. Anderungen der 
Zivilprozeßordnung. (Die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 
auf dem Gebiete des Zivilrechts. Beiheft 1.) Leipzig, Veit & Co., 
1905. (II, 130 S.) Subſtr.⸗Pr. 1,50 M.; Einzelpr. EM. 

Seuffert, Lothar: Kommentar zur Zivilprozeßordnung in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 20. V. 1898, nebſt dem Einführungs⸗ 
geſetze. 9, neu bearb. Aufl. Nachtrag, enth. die Novelle zur 
Zivilprozeßordnung, vom 5. VI. 1905 nebſt Erläuterungen. (9 S.) 
München, C. H. Beck, 1905. 0,30 M. 

Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt den 
Einführungsgeſetzen in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
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20. V. 1898 unter Hervorhebung der durch die Geſetze vom 
20. III. und 5. VI. 1903 erfolgten Anderungen. Textausgabe 
mit Sachregiſter und einer vergleichenden Zuſammenſtellung der 
alten und neuen Paragraphenzahlen. 2. Aufl. (XXVII, 4 S.) 
Berlin, F. Vahlen, 1905. Geb. in Leinw. 2 M. 


b) Allgemeine Schriften, Lehrbücher. 

Degenkolb, Heinrich: Beiträge zum Zivilprozeß. Der Streit über 
den Klagrechtsbegriff. Das Anerkenntnisurteil. Magiſter und 
Kurator im altrömiſchen Konkurs. Leipzig, W. en 1905. 
(VIII, 193 S.) 4,40 M. 

Hellwig, Konrad: Klagrecht und Klagmöglichkeit. Eine Auseinander⸗ 
ſetzung über die Grundfragen des heutigen Zivilprozeßrechts. 
Leipzig, Deichert, 1905. (93 S.) 2 M. 

Poſener, Paul: Reichszivilprozeß. 2. Aufl. (Poſener, Paul: 
Grundriß des geſamten deutſchen Rechts in Einzelausgaben. 9.) 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (IV, 35 S.) 0,90 M. 

Schneider, K.: Gelegentliche Beobachtungen auf dem Gebiete des 
Ziwilprozeſſes. Recht. 9. Ig. 550 — 552. N 

Vierhaus: Mberficht der im Jahre 1904 bekannt gemachten reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
und Zivilprozeßrechts ſowie des Verfahrens in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 34. Bd. 539 — 541. 

Weismann, Jakob: Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechtes. 2. Bd. 
Stuttgart, F. Enke, 1905. (X, 322 S.) 7,40 M.; geb. in 
Leinw. 8,60 M. 

c) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimm ungen. 


Sommerlatt, v.: Über vorbereitende Schriftſätze im Anwaltsprozeß. 
Sächſ Arch. 15. Bd. 594 —604. 

2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Altſchul, Wm.: „Nachgeben“ beim Prozeßvergleiche: 
prozeſſualer Befugniſſe genügt. JW. 34. Ig. 568. 

Auerbach, Eugen B.: Ladung der Parteien zur Verhandlung ber 
Sache von Amts wegen. Buſchs Z. 35. Bd. 222 — 228. 

Blanckmeiſter: In welchem Zeitpunkte wird die Zurücknahme der 
Klage wirkſam? Recht. 9. Ig. 603 606. 

Bucerius: Eidesformulierung für notwendige 
DIZ. 10. Ig. 1046 — 1048. | 

. Läſtige Folgen der Terminsladung für Zeugen im 
Zivilprozeß. Recht. 9. Ig. 589 — 590. 

Bei welchem Gerichte ſind die Prozeßakten zu N wenn ein 
Amtsgericht gemäß § 506 ZPO. einen Rechts ſtreit vor das Land⸗ 
gericht verwieſen hat und beim Landgerichte ein Schriftſatz zur 
Terminsbeſtimmung noch nicht eingegangen iſt? Von B. 
JuftizdRdſch. 4. Jg. 349. 

Guſinde, Joſ.: Der Zwiſchenſtreit in der deutſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung. Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (IV, 76 S.) 2 M. 

Hartung: Nebenintervention und Zwiſchenurteil. Bay Z. 1. Jg. 
466 —468. 

Meyer, H.: Zu § 574 Abſ. 2 ZPO. Recht. 9. Ig. 561562. 

Ofner, Julius: Der prozeſſuale Aufbau des Rechtsfalls. Oſt Bl. 
23. Ig. 885-888. 

Peperhowe: Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Zivilprozeßſachen 
des Amtsgerichts nach § 103 der ZPO. DZ. 10. Ig. 1112—1114. 

Pfeiffer, Konrad: Unechte Verſäumnisurteile. DIE. 10. Ig. 
1056-1057. 

Putzler: Die Faſſung der Klage. Anträge unter Berückſichtigung 
der . SW. 34. Ig. 673-675. 

Wanſch, A.: Erteilung des Rechtskraftzeugniſſes an diejenige 
Partei, an welche die Zuſtellung erfolgt iſt. JuſtizdRdſch. 
4. Ig. 346 — 347. = 


Aufgabe 


Streitgenoſſen. 
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8. Rechtsmittel. 

Baudoin: 1. Iſt die Zurücknahme der Berufung gegen ein cr: 
inſtanzielles Urteil rechtsgültig, wenn die Sache in der Berufungs 
inſtanz bereits mehrmals kontradiktoriſch vertagt war, der de 
rufungskläger aber ſchon vor dem zuletzt anberaumten Termin 
durch einen Schriftſatz dem Gerichte mitteilt, daß er die Berufunz 
zurückzieht und der Gegenanwalt auf dieſem Schriftſatz fein Eir⸗ 
verſtändnis mit dem Worte: „Einverſtanden“ unterſchriftlich be 
ſtätigt hat? 2. Iſt der Gerichtsſchreiber des Gerichts 1. Inſtamz. 
an welches die Akten zurückgegeben wurden, ohne daß die Sache 
in dem anberaumten Termine nochmals zum Aufrufe gelangt 
war, berechtigt, das Rechtskraftzeugnis nach 5 706 38D. zu er⸗ 
teilen? Juſtizd Roͤſch. 4. Ig. 346. 

Fuld: Die Erhöhung der Reviſionsſumme und das Wettbewerbgeſez. 
JuſtizdRoͤſch. 4. Ig. 343 —345. 

Geiershöfer: Zur Form der Reviſionseinlegung. DIZ. 10. Jg. 
949—95˖. 

Jeß: Zur Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. Recht. 9. Ig. 56l. 

Raddatz: Kann das Oberlandesgericht einer einfachen Beſchwerde 
gegen feine Entſcheidung abhelfen, wenn die Beſchwerde unn 
läſſig iſt? PoſMSchr. 8. Ig. 146—147. 

Scherer, Mlartin]: I. Die Neviſtonsſumme und die Zivilprozeß 
novelle vom 5. VI. 1905 (RGBI. 586). II. Der § 708 Nr. 3 
ZPO. in der Faſſung der Zivilprozeßnovelle ergreift nach der 
Praxis des Reichsgerichts alle ſchwebenden Revifionen. IB. 
84. Ig. 675—677. 

Scherer, Martin]: Die Veränderung des Rechtsmittels der Neviſion 
in Zivilſachen durch die Novelle von 1905. Puchelts Z. 36. B. 
481 —488. 

Schierlinger: Das Rechtsmittel der Beſchwerde nach der Zivil 
prozeßnovelle von 1905. Seuff Bl. 70. Ig. 617—620. 


. 4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
vacat. 


5. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 
Hoppenſtedt: Zur Reform des Wechſelproteſtes. Bank Arch. 5. 33 
27—31. 
Joſef, Eugen: Die Ausſchließung des Notars bei Wechſelproteſten. 
Bad Not Z. 3. Ig. 165—174. 
Pallaske: Der Kampf um den Wechſelproteſt. DIZ. 10. Ig. 881-881. 


6. Verfahren in Familienſachen uſw. 
Zelter: Unterliegt der Widerklagegrund im Eheſcheidungsprozeß der 
ſelbſtändigen Verjährung? Poſ Schr. 8. Ig. 125 — 128. 


7. Mahn verfahren. 
vacat. 
8. Zwangs vollſtreckung. 

Abraham, Hans Fritz: Sind Baukredite pfändbar? Ein Gutachten. 
Holdheims MSchr. 14. Ig. 273 — 277. 

Adler, Paul: Umfang der Verpflichtung des Gläubigers, im Falle 
des § 903 ZPO. neuerlichen Vermögenserwerb des Schuldners 
glaubhaft zu machen. Bay Z. 1. Ig. 407. 

Biermann, Franz: Die Zwangsvollſtreckung aus einem verkündeten 
Endurteile, deſſen vollſtändige Abfaſſung unmöglich wird. Buſchss. 
85. Bd. 201 — 221. 

Buhe: Pfändung von Eigentümergrundſchulden. 533. 10. 38 
1116—1117. 

Dechamps: Sind „Vauvorſchͤſſe⸗ pfändbar? DIZ. 
903—904. | | 

Fiſcher, Otto: Vollſtreckbarkeit. Breslau, M. X H. Marcus, 1906. 

1,80 M. S. ⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. III. 37— 98. 

Geller, Leo: Sicherungsmittel gegen die Exekution pendente re 
visione. Kritiſche Gloſſen. Oſt3ZBl. 23. Ig. 769 — 791. 


10. Ja. 


. Jahrgang. 


zacobi, Herbert: Zur Rangordnung zwiſchen Anſpruchspfändung 
und Pfändungspfandrecht. DIZ. 10. Ig. 1002 — 1003. 

ziebrecht: Ein Beitrag zur Frage betr. die Pfändbarkeit der 
ſogenannten Leihmöbel. KGBl. 16. Ig. 14—17. 

Rener, Hlermann]: Vollſtreckung eines auf Zahlung an einen Dritten 
gehenden Schuldtitels. Buſchs Z. 35. Bd. 229 — 238. 

Ifändung einer in fortlaufenden Bezügen beſtehenden Forderung. 
Von F. PrVerwöl. 27. Ig. 15. 

Bfändung von Brandſchadenforderungen. ZVerſWeſ. 1905. 506— 507. 

Rebbein, [Hugo]: Ausbeutung der Rechtskraft gegen die guten 
Sitten. DIZ. 10. Ig. 1109 —1110. 

Schönfeld: Die Verteilung des Erlöſes durch den Gerichtsvollzieher 
bei gleichzeitiger Pfändung. Recht. 9. Ig. 560—561. 

Shöninger: Der Bereicherungsanſpruch gegen den Vollſtreckungs⸗ 
gläubiger bei Pfändung fremder Sachen. Seuff Bl. 70. Jg. 
685—691. 

Stein, [Ludwig]: Verteilung des Erlöſes bei gleichzeitiger Pfändung. 
DIZ. 10. Ig. 949. 

Umann: Zum Verhältnis des Art. 167 Nr. 1 Bay AG. z. BGB. 
zu 8 794° IPOD. Bay Z. 1. Ig. 397—400. 

Ingewitter: Rückgabe der von dem Gläubiger geleiſteten Sicherheit 
($$ 710, 713 Abſ. 1, 715 ZPO.) Recht. 9. Ig. 562 — 563. 


9. Aufgebotsverfahren. 


Adam: Eine Beſonderheit des Aufgebots von Reichs⸗ und preußiſchen 
Staats ſchuldverſchreibungen. DIZ. 10. Ig. 908 909. 


10. Schiedsrichterliches Verfahren. 
Heinzmann, Kurt: Deutſches Theaterrecht. München, C. H. Beck, 
1905. (XII, 200 S.) 4 M. 
Nüller, Otto: Die Wiederaufnahme im börſenſchiedsgerichtlichen 
Verfahren. Grünhuts Z. 33. Bd. 213 — 240. 


III. Konkursorduung. Aufechtungösgeſetz. 

Freudenthal: Rechtshilfe im Konkurſe von Berufgenoſſenſchafts⸗ 
mitgliedern. Recht. 9. Ig. 526. 

Jaeger, Ernſt: Die Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkurſes, 
auf der Grundlage des Geſetzes vom 21. VII. 1879 dargeſtellt. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (XII, 344 S.) IM. 

Koch: Gehört eine nach Konkurseröffnung entſtandene Eigentümer⸗ 
grundſchuld des Gemeinſchuldners zur Konkursmaſſe? Bay. 1. Jg. 
457—459. 

Konkurs⸗Statiſtik für das vierte Vierteljahr 1904. NStatDIH. 
14. Ig. I. 57—58. 

Konkurs⸗Statiſtik für das Jahr 1905. NStat VI». 14. Ig. 
II., 210—211, III., 57—58, IV., 1—64, 255 — 256. 

Kulow, Arth.: Repetitorium des Konkursrechts. (Juriſtiſche Repeti⸗ 
torien. 18. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. 
(VI, 69 S.) 1,60 M. 

Schmidt, K.: Kann dem Konkursverwalter die Benutzung gemeindlicher 
Anſtalten für die Maſſe geſperrt werden, bis er die Abgaben⸗ 
rückſtände des Gemeinſchuldners deckt? Bay Z. 1. Ig. 428 — 429. 


IV. Zwangs verſteigerung und Zwangs verwaltung. 
Strauß, M.: Das außergerichtliche Arrangement und ſeine geſetz⸗ 
liche Regelung. HeſſRſpr. 6. Ig. 118—119. Wird fortgeſetzt. 
du Cheſne: Die Vormerkung des § 1179 BGB. im Verteilungs⸗ 
verfahren der Zwangsverſteigerung. BayZ. 1. Ig. 417—420. 
Elſaſſer: Kann der Bürge, der zugunſten eines Hypothekengläubigers 
für die Zinſen der Hypothek gebürgt hatte und nach Inanſpruch⸗ 
nahme aus der Bürgſchaft wegen ſeiner Schuldloshaltung einen 
vollſtreckbaren Titel gegen den Schuldner und Grundſtückseigen⸗ 
tümer erlangt hat, bei der Zwangsverſteigerung verlangen, daß 
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die Hypothek, wegen deren Zinſen er den vollſtreckbaren Titel hat, 
im geringſten Gebot unberückſichtigt bleibe? (Nein.) Bad Not Z. 
3. Ig. 182—184. 

Koch: Zur Behandlung der Kautionshypothek im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. Bay Z. 1. Jg. 424 —426. 

Krückmann, [Paul]: Kann das Gericht von der Borſchrift des 
§ 43 1 3G. bei einer Erbauseinanderſetzung abweichen? ZBl G. 
6. Ig. 334. 

Krückmann, [Paul]: Die ſubjektiv⸗dinglichen Rechte im Grundbuch 
und in der Zwangsvollſtreckung. Ein Rechtsgutachten. Zl. 
6. Ig. 355 — 364. 

Meyer, Karl: Über die Bedeutung des § 15 Einf.⸗Geſ. zum Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetze. Seuff Bl. 70. Ig. 719— 723. 

Pfordten, Thdr. v. der: Die bayeriſchen Ausführungsvorſchriften 
zum Geſetze über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung vom 24. III. 1897, unter Mitwirkung von Otto 
Klimmer bearb. Anhangband zu dem Kommentar zum Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz. München, C. H. Beck, 1906. (IV, 110 S.) 
2,40 M. 

Schwerin, Frhr. v.: Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 197—201, 232— 236, 305 —308, 
337—340, 362 — 365. Wird fortgeſetzt. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


* Notariatordnung. Vom 10. VI. 1905. MecklSchwRBl. Nr. 19 
S. 167—178. — Bk. des Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Juſtizminiſteriums vom 17. VII. 1905 zur Ausführung der 
Notariatsordnung. MecklSchwRBl. Nr. 22 S. 195 — 197. 

* V. vom 10. VI. 1905 zur Abänderung und Ergänzung der Ber: 
ordnung vom 9. IV. 1899 zur Ausführung des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. MecklSchwRBl. 
Nr. 19 S. 179 —185. 

Burghart, H.: Streifzüge aus dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere 
in Bayern. Ein Beitrag zur Lehre über die Zwangsvollſtreckung. 
JuſtizdRdoſch. 4. Ig. 340 — 343. 


du Cheſne: Überſicht über die Rechtſprechung. ZBlFGG. 6. Ig. 
343—3849. 
Dennler: Zur Faſſung notarieller Urkunden. e 4. Ig. 


308 —310. 


Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und des Grundbuchrechts. Hrsg. vom Reichs⸗Juſtizamte. Haupt⸗ 
regiſter zum 1.—5. Bde. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 
1905. (III, 149 S.) 2 M. 

Ertel, L.: Rechtshilfe im enen eee, 
3. Ig. 180—182. 

Formularbuch für die freiwillige Gerichtsbarkeit. Auf Veranlaſſg. 
des Berliner Anwaltvereins verf. v. Gerhard ... 2. Tl. 
Bürgerliches Geſetzbuch. (4. Lfg.) Familienrecht. (VIII, S. 459 
bis 606.) Berlin, C. Heymann, 1905. 3 M. 

Harrer, W.: Berichterſtattung über die in der Zeitſchrift des 
Deutſchen Notarvereins behandelten Rechtsfragen. Ig. 1905. 
8. Vierteljahr. Bad Not. Z. 3. Ig. 184 —187. 

Hertle: Die Notariatsgebühr für Alimentationsverträge. ElſLothrNot . 
25. Ig. 193— 194. 

Joſef, Eugen: Die Verpflichtung zur Rechtshilfe in Beurkundungs⸗ 
ſachen. ZBl&y G. 6. Ig. 201 — 207. 

Joſef, Eugen: Tod, Konkurs und ähnliche Umſtände im echten 
Streitverfahren der freiwilligen . DIzZ. 10. Ig. 
1094 — 1100. Zu 

Joſef, Eugen: Erörterungen zur halbamtlichen Tätigkeit und zur 
Schadenserſatzpflicht der Notare. DNotV. 5. Ig. 765 800. 

98 * 
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Landsberg: An welche Stelle des Protokolls gehört nach § 177 
F., § 2242 BGB. der Feſtſtellungsvermerk über die geſchehene 
Berlefung, Genehmigung und Unterſchrift? PoſMSchr. 8. Jg. 
141— 145. 

Lobe: Überſicht über Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. BIG. 6. Ig. 350—351. 
Marcus, [Georg]: Der Urkundenbeweis im Verfahren freiwilliger 

Gerichtsbarkeit. Recht. 9. Ig. 613—614. 

Matthieſſen: Wie hat das Nachlaßgericht zu verfahren, wenn 
zwar das Vorhandenſein geſetzlicher Erben feſtſteht, das Fehlen 
oder der Wegfall der näheren Erben aber nicht nachgewieſen 
werden kann? Zl G. 6. Ig. 387 —400. 

Schefold, [Karl]: Über eine Praxis unſerer Vormundſchaftsgerichte 
in der Fürſorge für uneheliche Kinder. Württ Z. 47. Ig. 264—268. 

Vierhaus: Überſicht der im Jahre 1904 bekannt gemachten reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
und Zivilprozeßrechts, ſowie des Verfahrens in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Buſchs Z. 34. Bd. 539—541. 

Wellſtein, Georg: Das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 17. V. 1898. (In der Faſſung 
vom 20. V. 1898.) Mit Erläuterungen. 2., umgearb. Aufl. 
Berlin, H. W. Müller, 1906. (VIII, 434 S.) Kart. 8 M. 


VI. Grundbuchordnung nebſt Aus führungsgeſetzen. 

Baumann, Hans, und Kahn, Otto: Das neue Liegenſchaftsrecht in 
der Rechtſprechung. Fürth i. B., G. Noſenberg, 1905. (VI, 207 S.) 
Geb. in Leinw. 3,60 M. 

Dahſe: Verpfändung eines Anteils an einer Erbengemeinſchaft 
und das Grundbuch. Meckl. Z. 24. Bd. 78—81. 

Güthe, Georg: Die Grundbuchordnung für das Deutſche Reich und 
die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Erläutert. 2 Bde. 
Berlin, F. Vahlen, 1905. (XXXV, VIII, 1642 S.) 83 M. 

Hallbauer, Max: Das deutſche Grundſtücksrecht (mit Ausnahme 
des Hypothekenrechts). Ein Leitfaden durch das Grundſtücksrecht 
und ein Hilfsbuch für alle, die ſich mit Grundſtücken zu befaſſen 
haben. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg.: M. Hallbauer und 
W. Schelcher. 177. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. 
(VIII, 219 S.) 3,40 M. 

Guther: Über Zuſchreibung von ideellen Anteilen an gemeinſchaftlichen 
Grundſtücken. Meckl. 24. Bd. 63—75. 

Joſef, Eſugen]: Stillſchweigend bedingte Erklärungen im Grund: 
buchverkehr. Recht. 9. Ig. 525—526. 

Klumpp, Ald.]: Das deutſche Grundbuchrecht und die württem⸗ 
bergiſchen Ausführungsbeſtimmungen. (5 Lief.) 2. völlig neu 
bearb. Aufl. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (XVI, 1186 S.) 
20 M. 

Krückmann, [Paul]: Die ſubjektiv⸗dinglichen Nechte im Grundbuch 
und in der Zwangsvollſtreckung. Ein Rechtsgutachten. Zl G. 
6. Ig. 355—364. 

Mainhard: Die badiſche Ausführungsgeſetzgebung zur . 
ordnung. 8 Bl G. 5. Ig. 773 — 790. 

Schultheis: Das Inkrafttreten der Grundbuchnovelle vom 14. VII. 
1905. 38 BIF G. 6. Ig. 325 — 326. 

Velſen, v.: Die Bezeichnung des Grundſtücks nach 8 28 GBD. 
3 Bl G. 6. Ig. 257 — 260. 


VII. Koſten. 

* Anderung des Verzeichniſſes derjenigen Behörden (Kaſſen), an 
an welche Erſuchen um Einziehung von Gerichtskoſten zu richten 
find. RZB. Nr. 40 S. 305 — 306. 

Arndt, J., und Kluge, J.: Handbuch der gerichtlichen Kalkulatur. 
Für den praktiſchen Gebrauch bei Anfertigung von Kalkulatur⸗ 
und Rechnungsarbeiten zuſammengeſtellt und bearbeitet, ſowie mit 
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zahlreichen Beiſpielen und einem ausführlichen Sachregiſter ver⸗ 
ſehen. 4. ſehr vermehrte und erweiterte Aufl. 1. Lfg. Berlin, 
A. Nauck & Co., 1905. 1,60 M. 

Zu Art. 42 des Entwurfs zur neuen Gerichts oſtenordnung (ſeither 
§ 48 Abſ. 2 GK O.). Württ Z. 47. Ig. 303 —304. 

Degel, Friedrich: Gebühren in Vormundſchaften. Juſtizddſch. 
4. Ig. 348—3849. 

Eck: Gebührenbewertung der Beſcheinigungen nach 8 26 Abſ. 2 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 311—312. 

Ermel: Haftkoſtenvorſchußpflicht der armen Partei im Dffenbarung:: 
eidverfahren? DIZ. 10. Ig. 909—910. 

Friedrichs, Karl: Handbuch des Gebühren⸗ und Koſtenweſens. 
Berlin, C. Heymann, 1905. (XII, 264 S.) 6 M. 

Heſſelbarth: Nochmals zu dem Kapitel „Gebühren in Bor: 
mundſchaftsſachen“. Juſtizd Roͤſch. 4. Ig. 367. 

Landes: Streitwert der Klage auf Feſtſtellung der unehelichen 
Vaterſchaft. Seuff Bl. 70. Jg. 669—671. 

Pfennig: Wie lange muß der Kläger, der im amtsgerichtlichen 
Verfahren ein Verſäumnisurteil über Hauptſache und Koſten gegen 
den Beklagten erwirkt hat, warten, bis er ſeine Koſten feſtſetzen 
laffen kann? DIZ. 10. Ig. 1001 — 1002. 

Pöhl: Iſt für ein Beſchwerdeverfahren nach der IPOD. eine Gerichts⸗ 
gebühr zu erheben, wenn dasſelbe durch gerichtlichen Vergleich 
beendigt iſt? Meckl. Z. 24. Bd. 75— 78. 

Rittmann, Otto: Der Wert des Streitgegenſtandes. Syſtematiſche 
Darſtellung der für die Ermittelung des Wertes des Streitgegen⸗ 
ſtandes maßgebenden Vorſchriften und Grundſätze. 2., um⸗ 
gearbeitete Aufl. Straßburg, Straßburger Druckerei und Verlags⸗ 
anſtalt, 1905. (VIII, 478 S.) 8 M. 

Rothbauer: Vorſchuß⸗ und Koſtenpflicht bei Klage und Widerklage. 
(Ein Fall aus der Praxis.) JuſtizdRdſch. 4. Ig. 365 — 367. 
Stirnweiß: Zu Art. 118 und 119 Bayer. Geb.⸗Geſ. Juſtizddſch. 

4. Ig. 345—346. 

Wegner, Otto: Deutſche Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige vom 30. VI. 1878/20. V. 1898 (RG Bl. 1898 S. 689), 
nebſt den nach 88 13 und 14 in Betracht kommenden beſonderen 
preußiſchen Taxvorſchriften und Beſtimmungen über Tagegelder 
und Feiſekoſten. Mit Geſetzesbegründung, umfangreichen Er: 
läuterungen, einer Tabelle und ausführlichem Sachregiſter hrsg. 
3. völlig umgearbeitete und erheblich erweiterte Aufl. v. „Petri 
und Wegner, Gebührenordnung uſw.“ (2 Lief.) Berlin, A. Nauck 
& Co., 1905. (VIII, 198 S.) 3 M. 

Wieſner, Jürg.: Zu Art. 102 des Bayer. Geb.⸗Geſ. Juſtizd Rdſch. 
4. Ig. 358—361. 

Wilke, Richard: Zur Anderung der Gebührenordnung. — Erwiderung 
von Richard Irmler. JW. 34. Ig. 563 —566. 

Willenbücher: Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren, die deutſche Ge 
bührenordnung für Rechtsanwälte und die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte in Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg und Baden, mit Erläuterungen. 6., um⸗ 
gearbeitete Aufl. Berlin, H. W. Müller, 1906. (VIII, 293 S.) 6 M. 

Wollenzien, Johannes], und Jacobeit, Wlilhelm]: Die gericht: 
liche Kalkulatur in Preußen. 2., vermehrte und verb. Aufl. 1. Lfg. 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. 1,50 M. 


D. Strafrecht und Strafproreh. 
I. Allgemeine Werke. 

Beccaria, Ceſare: Über Verbrechen und Strafen. Überſetzung, mit 
biographiſcher Einleitung und Anmerkungen verſehen von Karl 
Eſſelborn. Leipzig, W. Engelmann, 1905. (VI, 204 S.) 3,60 N. 

Brückmann, [Arthur]: 10. Generalverſammlung der Internationalen 
Kriminaliſtiſchen Bereinigung. JW. 34. Ig. 679—681. 


o 
rd 
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Flügge: 


n 


34. Jahrgang. 


Die Rechtſprechung in ärztlichen Angelegenheiten. 
DMed Wochenſchr. 31. Ig. 915— 917, 958 — 959. 

Groß, Hans: Antrittsvorleſung [über feine Stellung zu den 
KriminaliſtenſchulenJ. Arch Krim Anthr. 21. Bd. 169 —183. 
Kronecker: Die X. Internationale Verſammlung der Internationalen 

Kriminaliſtiſchen Vereinigung. DIZ. 10. Ig. 884 —887. 
Liszt, Franz v.: Strafrechtliche Aufſätze und Vorträge. 2 Bde. 
Berlin, J. Guttentag, 1905. (IV, 560; III, 519 S.) 22 M. 
Loewenthal, Eduard: Grundzüge zur Reform des deutſchen Straf⸗ 
rechts und Strafprozeſſes. 2., neu bearbeitete und vermehrte Aufl. 
Berlin, H. Muskalla, 1905. (19 S.) 0,60 M. 
Pollak, Max: Der Rieder Juſtizmord. Arch Krim Anthr. 
308—351. 
Stern, Jacques: Aber den Wert der dichteriſchen Behandlung des 


Verbrechens für die Strafrechtswiſſenſchaft. ZStW. 26. Bd. 
145—171. 


20. Bd. 


II. Strafgeſetzbuch. 

Binding, Karl, und Nagler, Joh.: Das Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich. Vom 26. II. 1876. Mit ſeinen Abänderungen. 
Ausgabe zum akademiſchen Gebrauche. Leipzig, W. Engelmann, 
1905. (VIII, 151 S.) 2 M. 

Olshauſen, Juſtus: Kommentar zum Strafgeſetzbuch fur das Deutſche 
Reich einſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkursordnung. 
7. Aufl., neu bearbeitet unter Mitwirkung von Zweigert. Berlin, 
F. Vahlen, 1905. II. Bd. 1. Hälfte. 8 M. 

Olshauſen, Juſtus: Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich, ein⸗ 
ſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkursordnung. 8. Aufl. 
(Olshauſen, Juſtus: Die Strafgeſetzgebung des Deutſchen Reichs. 
1. Bd.) Berlin, F. Vahlen, 1905. (XII, 208 S.) 1,20 M. 


b) Lehrbücher. Praktika. 
Beling, Ernſt: Grundzüge des Strafrechts. 3., völlig umgearbeitete 
Aufl. Berlin, F. Vahlen, 1905. (VIII, 136 S.) 2,50, geb. 8,35 M. 
Kobner, F.: Deutſches Reichsſtrafrecht. 5., verbeſſerte Aufl. München, 
A. Buchholz, 1905. (VIII, 188 S.) 3,60 M. 


e) Etmelſchriſten. 
1. Allgemeiner Teil. 

Beling, Ernſt: Die Lehre vom Verbrechen. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1906. (XI, 548 S.) 11 N., geb. 12,50 M. 

Engelmann: üÜberſichtliche Zuſammenſtellung der preußiſchen Ver⸗ 
ordnungen über die bedingte Begnadigung und die Mitteilungen 
der Juſtizbehörden in Straf⸗, Ehe: und Entmündigungsſachen 
einſchließlich der Verordnungen über das Strafregiſter. Ein 
Nachſchlagebuch für Richter und Beamte der Staatsanwaltſchaft. 
2. durch Nachtrag vermehrte Aufl. Breslau, Koebner, 1905. 
(98 und 16 S.) 1 M. 

Gennat, Georg: Das Strafenſyſtem und feine Reform. e 
W. Mauke Söhne, 1905. (VII, 106 S.) 2 M. 

Glauning: Zur „Reform der Geldſtrafe“. BlGefängnK. 39. 8b. 
277 289. 

Huſſong, Ludwig: Was dürfen Generalprävention und Zurechnungs⸗ 
fähigkeit für uns bedeuten? 3StW. 26. Bd. 117—144. 

Jugendfürſorge und Strafrecht. JBl. 34. Ig. 553— 554. 

Kurella, Hans: Zurechnungsfähigkeit mit beſonderer Bezugnahme 
auf die Frage der Homoſexualität. Beſprochen von v. Rhoden. 
BlGefängnK. 39. Bd. 269— 277. 

Langer: Bedingte Begnadigung und vorläufige Entlaſſung. Ein 
kriminalpolitiſcher Vergleich. MSchrͤrimpſych. 2. Ig. 473—491. 

Lohſing, Ernſt: Die Rechtswirkung der Begnadigung. Il. 
34. Ig. 568 —569. 

Pabſt: Die allgemeinen Lehren des Strafrechts. Nach Vorträgen. 
Halle, J. M. Reichardt, 1905. (96 S.) 2,75 M. 
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Zu 85 808, 305, 43 Sts. Bon . . r. Bayg. 1. Ig. 449. 

Peterſen, Julius: Zur Frage der Willensfreiheit. MSchrͤrim Pſych. 
2. Ig. 509—511. 

Popert, Herm. M.: Alkohol und Strafgeſetz. Vortrag, gehalten 
auf dem III. deutſchen Abſtinententage zu Dresden, am 9. IX. 
1905. Flensburg, Deutſchlands Großloge II, 1905. (24 S.) 0,25 M. 

Rohland, Wfoldemar] v.: Die Willensfreiheit und ihre Gegner. 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. (VII, 171 S.) 4 M. 

Freiwillige Strafverſchickung. Recht. 9. Ig. 588. 

Weinrich, Alfred v.: Die Grenze von Vorſatz und Fahrläſſigkeit. 
Eine Erwiderung. ZStW. 26. Bd. 172—179. 

Wolf, Paul: Zur Unterbrechung des Kauſalzuſammenhangs im Straf⸗ 
recht. Recht. 9. Ig. 526—527. 


2. Beſonderer Teil. 


Apt, Max: Über Beſtechung von Angeſtellten. DWirtſch Z. 1. Ig. 
1025 — 1038. 

Beling, Ernſt: Die Beſchimpfung von Religionsgeſellſchaften 
religiöſen Einrichtungen und Gebräuchen und die Reform⸗ 
bedürftigkeit des 8 166 StGB. Breslau, M. & H. Marcus, 1905. 
1,20 M. S.«⸗Abdr. aus der Feſtgabe für Felix Dahn. III. 1—36. 

Brückner, Franz: Der ausgezeichnete Diebſtahl. Hiſtoriſche, 
dogmatiſche und rechtsvergleichende Darſtellung. München, 
J. Schweitzer Verl., 1905. (VII, 182 S.) 3,60 M. 

Burckhard, Max, und Geller, Leo: Die „Ehre“ des Kindes. 
Oſt.ZBl. 23. Ig. 808—812. 

Collatz: Welche Behörde iſt die „zuſtändige“ im Sinne des 8 361 
des StGB. SelbſtBerw. 32. Ig. 809—810. 

Freyberg⸗Eiſenberg, Freiherr v.: Felddiebſtahl, hier die Frage 
einer eventuellen ſtrengeren Beſtrafung desſelben. VjSchrbayr⸗ 
LandwR. 10. Ig. S. 43—55. 


Gaze: Zur Abänderung des 8 870° StGB. DIZ. 10. Ig. 
1118-1119. 

Goepel: Über die Beſtrafung des Diebſtahls. DIZ. 10. Ig. 
926— 980. 


Guttzeit, J.: Ein dunkler Punkt. Das Verbrechen gegen das 
keimende Leben oder die Fruchtabtreibung. Leipzig, Spohr, 1905. 
8,50 M. 

Keßler: Außereheliche Verwandtſchaft und Schwägerſchaft im Gebiet 
des Strafrechts und Strafprozeßrechts. Bay Z. 1. Ig. 460—464. 

Kloß: Der Meineid in Strafſachen, ſeine Häufigkeit und ver⸗ 
hältnismäßig ſeltene Beſtrafung; die Vorſchläge zur Abhilfe, 
SächſThürcefängnGeſ. 21. Jahrb. 1—18. 

Kohlrauſch: Das Reichsgericht über die Schweigepflicht des Arztes. 
ZW. 26. Bd. 240—244. 

Liſſauer: Eine Lücke im Strafgeſetzbuche. DIZ. 10. Ig. 1066. 

Lucius, E.: Zum Kapitel Eidesnot. Recht. 9. Ig. 523—524. 

Zu 88 303, 305, 43 Sto. Von — — r. BayZ. 1. Ig. 449. 

Der Regiftereinwanb vor dem Strafrichter. BankArch. 5. Ig. 
23— AM. 

Rotering: Der grobe Unfug. Goltd Arch. 49. Ig. 23— 29; 62 x. 
204— 211. 

Sabath, Rudolf: Das Glücksſpiel. Seine ſtrafrechtliche RN wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung. Berlin, Struppe & Winckler, 1906. 
((VI), 52, II] S.) 1,50 M. 

Tillmans, Kurt: Das Eröffnen fremder Briefe nach heutigem Straf: 
recht. Beiträge zur Verletzung des Briefgeheimniſſes. Diff. 
Berlin, Struppe & Winckler, 1905. (VIII, 75 S.) 2 M. 

Touaillon, Heinrich: Die Zuchtgewalt und ihre Überſchreitung. 
Eine dogmatiſche und kritiſche Unterſuchung. Oſt3Bl. 28. Ig. 

534 —542, 609—625, 706— 716, 794—808, 876—888. 

Zitzlaff: Zur Auslegung des 8 151 KStG. Necht. 9. Ig. 606—807. 
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II. Strafrechtliche Nebengeſetze, Militärfirefredit. 

* Stegierung3:Berorbnung vom 28. IX. 1905, die Ausführung des 
Reichsgeſetzes vom 9. VI. 1884 gegen den verbrecheriſchen und 
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen betr. RäLGeſS. 
Nr. 12 S. 81—85. 

Galli, [Franz]: Zur Begriffsbeſtimmung der Preßdelikte. Vortrag. 
Goltd Arch. 52. Ig. 161—169. 

Leyden, v.: Wann iſt die Androhung einer Geldſtrafe als Zwangs⸗ 
mittel aus 8 182 Nr. 2 des LBG. zuläſſig, wenn die betreffende 
Zuwiderhandlung ſchon durch eine allgemeine Norm unter Strafe 
geſtellt iſt? PrerwBl. 27. Ig. 50—5˖. 

Mamroth: Kartelle und Strafrecht. DWirtſch Z. 1. Ig. 886 — 891. 

Schmidt: Feſtſetzung der Schonzeit für Rehkälber. PrVerw Bl. 
27. Ig. 82—84. 

Unterliegt eine von einem unbekannten Schützen geſchoſſene, vom 
Jagdpächter in Beſitz genommene Nehgais der Einziehung gemäß 
Art. 125 Abſ. 3 des Pol StGB.? Von R. BayZ. 1. Ig. 408 —409. 

Boelder, Henry: Der gegenwärtige Stand der Kartellfrage. 
DWirtſchg. 1. Ig. 851856. 

Yblagger, L.: Die Beſtimmungen des bayeriſchen Kapitalrenten⸗ 
ſteuergeſetzes über Steuerhinterziehung. Bay. 1. Ig. 444—447. 


“ Bf. des bayr. KrM. vom 21. VIII. 1905, betr. Entſchädigungs⸗ 
anträge wegen unſchuldig erlittener Unterſuchungshaft. Bay BBl. 
1905 185— 186. 

“ DB. des RMA. vom 17. VIII. 1905, betr. Entſchädigungsanträge 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. MVBl. 36. Ig. 271 — 272. 

Digen: Aus den erſten ſechs Bänden der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
militärgerichts. Goltd Arch. 52. Ig. 215—231. 

Eſtorff, [Eggert] v.: Kriegsartikel und Fahneneid. Erläutert. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1905. (VIII, 92 S.) 

Nowakowski, Arthur: Wie läßt ſich die jährliche Zahl der 14000 
Beſtrafungen von Zuchthaus und Gefängnis in der deutſchen 
Armee gewaltig vermindern? Eine kritiſche Beleuchtung. Zürich, 

Reden, v.: Das Unterordnungsverhältnis zwiſchen Offizieren in 
Zivil und Mannſchaften des. Dienſtſtandes, ſowie zwiſchen ſolchen 
des Beurlaubtenſtandes und Vorgeſetzten in Uniform. IArm Mar. 
1905. 531 —587. 

Wetzel, Herm.: Die Verweigerung des Heerdienſtes und die Ber 
urteilung des Krieges und der Wehrpflicht in der Geſchichte der 
Menſchheit. Potsdam, H. Wetzel, 1905. (64 S.) IM. 


IV. Strafprozeß. 
| a) Allgemeine Werke. 
Földes, Bela: Zur Pſychologie der Urteile. Recht. 9. Ig. 601 — 608. 
Beling, Ernſt: Fälle aus dem Strafprozeßrecht zum akademiſchen 
Gebrauch. 3. völlig umgearbeitete und vermehrte Aufl. Tür 
bingen, J. C. B. Mohr, 1905. (VII, 59 S.) 1,20; geb. 1,80 M. 
Bomhard, [Ernſt]! v.: Reform des Strafprozeſſes. Recht. 9. Jg. 
I. Schöffen oder Geſchworene. 390—395. II. Einſchränkung des 
Legalitätsprinzips und Erweiterung der Privatklage. 419 — 423. 
III. Gerichtsſtand, Ausſchließung und Ablehnung von Gerichts⸗ 
perſonen. 458—468. IV. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
Zeugen oder Sachverſtändige, zunächſt Recht der Zeugnisver⸗ 
weigerung. 488—494. V. Zeugen und Sachverſtändige, Zeugnis: 
verweigerungs recht der Nedakteure ꝛc., Glaubhaftmachung des Ver⸗ 
weigerungsgrundes 517—522. VI. Beeidigung von Zeugen und 
Sachverſtändigen. Beſchlagnahme und Durchführung. 552—558. 
VII. Verhaftung und vorläufige Feſtnahme. 582—586. VIII. Offent⸗ 
liche Klage, Vorbereitung der öffentlichen Klage. Recht. 607—610. 
Elvers, F.: Das Ermittlungsverfahren in Strafſachen. Grenzboten. 
64. Ig. II. 852—358. 
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Heimberger, Straßmann und Aſchaffenburg: Gerichtsärztliche 

Wünſche in bezug auf die bevorſtehende Reform der Strafprozeß⸗ 
ordnung. Recht. 9. Ig. 522— 528. 

Hippel, Robert v.: Aktenſtücke zum Strafprozeß für Lehrzwecke. 
2. verb. Aufl. Leipzig, S. Hirzel, 1905. 

Iſemann, Val.: Zur Reform des Strafprozeſſes. Grenzboten. 64. Ig. 
II. 133 — 142. 

Loewenthal, Eduard: Grundzüge zur Reform des Deutſchen Straf: 
rechts und Strafprozeſſes. 2. neubearb. und verm. Aufl. Berlin, 
H. Muskalla, 1905. (19 S.) 0,60 M. 

Olshauſen, Juſtus: Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Strafprozeßordnung 
für das Deutſche Reich. Nebſt den Geſetzen vom 20. V. 1898 
und 14. VII. 1904 und einem Anhange, enthaltend das Gerichts⸗ 
koſtengeſez und die Gebührenordnungen für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige, ſowie für Rechtsanwälte im Auszuge. 2. Aufl. (Ols⸗ 
haufen, Juſtus: Die Strafgeſetzgebung des Deutſchen Reiche. 
2. Bd.) Berlin, F. Vahlen, 1905. (VIII, 327 S.) 2 M. 

Aus den Protokollen der Kommiſſion für die Strafprozeß⸗Neform. 

Daemg. 44. Ig. 258—258. 

Riedinger: Ein Vorſchlag zur Strafprozeßreform. DIZ. 10. Ig. 
957 — 958, 


b) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 


Bar, L. v.: Zur Frage der Laiengerichte im Strafprozeß. 3StW. 
26. Bd. 219 — 233. 

Berger: Darf der königlich preußiſche Förſter Beſchlagnahmungen und 
Durchſuchungen außerhalb feines Schuybezirkes gegen die Täter 
der innerhalb desſelben begangenen Zuwiderhandlungen vornehmen? 
DForſtZ. 20. Bd. 919— 926. 

Chriſtiani, E.: Wie hat der Schiedsmann ſein Amt zu führen? 
Eine gemeinverſtändliche Anleitung. Mit Beiſpielen für alle beim 
Schiedsmann vorkommenden Protokolle, Bermerke und ſonſtigen 
Niederſchriften, Formularen, ausführlichem Sachregiſter und Ab⸗ 
druck der Schiedsmannsordnung. 3. verb. Aufl. Berlin, 
H. W. Müller, 1906. (IV, 116 S.) Kart. 1,50 M. 

Chuchul: Neugeftaltung der Amtsanwaltſchaft. DIZ. 10. Ig. 
1022 — 1026. 

Friedmann, Fritz: Der Kampf gegen die Verteidigung. Eine 
Studie aus dem Strafgerichtsſaal. (Broſchüren⸗Folge „Continent“. 
Nr. 16.) Berlin, Verlag Continent, 1905. (80 S.) 1 M. 

Grabner: Iſt eine polizeiliche Strafverfügung ungültig, wenn 
fte nicht die Beweismittel bezeichnet? DIZ. 10. Ig. 1052 — 1053. 

Gumbinner: Die Amtsgerichtsanwaltſchaft und der amtsgerichtliche 
Vortermin. DIZ. 10. Ig. 10491050. 

Hagen, W.: Welchen Beſchränkungen unterliegt die in 8 286 
RStpO. normierte ſogenannte freie richterliche Beweiswürdigung! 
JuſtizdRdſch. 4. Ig. 353 — 358. 

Hirſchberg: Wie iſt es zu erreichen, daß der Geiſteszuſtand des 
Angeklagten mehr als bisher berückſichtigt werde? MSchrKrimpſoch. 
2. Ig. 512514. 

Konietzko: Der Beginn der Haftfriſt des 8 126 der EVD. 
Goltd Arch. 52. Ig. 188— 204. | 

Zug: Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 9. Ig. 611. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 


Bezold, v.: Wie kann der Antrag des Amtsanwalts auf Erlaſſung 
eines Strafbefehls zurückgenommen werden? Wann iſt ein Be 
ſchluß erlaſſen? Recht. 9. Ig. 590— 591. 

Bleyer: Kann der erlaffene Strafbefehl vom Richter zurückgenommen 
werden? Bay Z. 1. Ig. 408. 

Feiſenberger: Urteil ohne Plaidoyer; zum § 314 StPO. DIg. 
10. Ig. 901-902. 


3. Jahrgang. 
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Giehne: Erörterungen zur Behandlung von Haftſachen im Er⸗ Bippen, [Awalbert] v.: Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Ge⸗ 


mittelungs verfahren. Goltd Arch. 52. Ig. 211—214. 

Hagen, W.: Findet die Beſtimmung des § 232 RSIPO. auch 

dann Anwendung, wenn der Angeklagte in der betreffenden Sache 
verhaftet iſt, der Haftort aber vom Gerichtsort weit entfernt iſt? 
Juſtizd Rdſch. 4. Ig. 292— 295. 

Harney: Zu 8499 Abſ. 2 StRD. DIZ. 10. Ig. 956—957. 

Hoepke: Die Reform des Strafprozeſſes und die Eröffnung des 
Hauptverfahrens. DIZ. 10. Ig. 877880. 

Keßler: Außereheliche Verwandtſchaft und Schwägerſchaft im Gebiet 
des Strafrechts und Strafprozeßrechts. Bay Z. 1. Ig. 460-464, 

Lafrenz: Unterſuchungshaft zwiſchen Abſchluß der gerichtlichen Vor⸗ 
unterſuchung und Erhebung der Anklage. DIZ. 10. Ig. 999 — 1000. 

Nichel: Zu 58 53, 420 Stqpd. (Die Amtsverſchwiegenheit bei 
Sühneverſuchen.) Bay. 1. Ig. 427— 428. 

Müller: Durchſuchung der einer ſtrafbaren Handlung verdächtigen 
Perſon. Bay. 1. Jg. 449—450. 

Oetker, Friedrich: Die Schuldfragen in Kapitalfällen. DIE. 
10. Ig. 1088 — 1087. 

Schmittendorf: Die Keform des Strafprozeſſes und die Eröffnung 
des Hauptverfahrens. DIZ. 10. Ig. 1114—1115. 

Seidlmaher, Hubert: Das ſchwurgerichtliche Verfahren im Lichte 
des Reichsgerichtes. Sammlung der auf das ſchwurgerichtliche 
Verfahren bezüglichen Entſcheidungen des Reichsgerichtes. Bearbeitet 
5 ſyſtematiſch geordnet. Berlin, R. v. Decker 905. (XI, 156 S.) 
„75 M. 

Stölting, N, und Arnim, E.: Protokoll⸗Muſter für die Haupt: 
verhandlung vor der Strafkammer zum Handgebrauch in der 
Sitzung. Berlin, N. v. Decker, 1905. (VII, 77 S.) Geb. 1,50 M. 

Ungar, E.: Bedenken gegen die übliche Protokollierung. DIE. 
10. Jg. 1026 — 1030. 

Deisl, Ernſt Franz: Vorführung, vorläufige Verwahrung und Ver⸗ 
haftung. Oſt RZ. 2. Ig. 478—479, 


8. Rechtsmittel. 


Roſenbkatt, Joſef: Das Rechtsmittel der Reviſion im Strafprozeſſe. 
OſtRZ. 2. Ig. 457473. 


4 Wiederaufnahme. Entſchädigung. 
Amſchl, Alfred: Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens. OſtaGg. 
56. Ig. 339343. 
Rofenblatt, Iloſeff: Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens in 
den europäiſchen Geſetzen der Gegenwart. ZStW. 26. Bd. 101— 115. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren. 
6. Beſondere Arten des Verfahrens. 
N vacat. 


J. Koſten. 

Doſenheimer: Zu den Beſtimmungen der StPO. über die Koſten 
des Verfahrens. Bayg. 1. Ig. 426—427. 

Roehne: Zur Frage der Koſtenlaſt im Strafprozeß. DIZ. 10. Ig. 
1057— 10858. 

Würzburger, Julius: Wer hat im Falle des Todes des Privat⸗ 
klägers während des Verfahrens die Koſten zu tragen? SeuffBl. 
70. Ig. 691699. 


ö e) Ailitärſtrafpropeſ. 
ARD. vom 4. X. 1905, betr. gerichtsherrliche Befugniſſe. MVBl. 
86. Ig. 309. | 


ARD. vom 2. XI. 1906, betr. Verleihung von Diſziplinarſtraf⸗ 
gewalt. A BBl. 39. Ig. 341. 


dippen, Adalbert v.: 8 217 NStGO. und bie Hauptverhandlung. 
3 StW. 26. Bd. 92—100. 3 | 


richtsherrn und feinem Militär⸗Juſtizbeamten. Goltd Arch. 52. Ig. 
169 —188. 

Rodenwaldt, E. v.: Über Soldatenausſagen. BeitrPſych Ausſ. 
2. F. 287—337. 

Schlott: Der Gerichtsherr der MStGd. und feine Berater. Berlin, 
R. Eiſenſchmidt, 1905. (XX, 162 S.) 2,50 M. 


V. Strafvollzug. | 

* Bf. des RMar. vom 20. VIII. 1905, betr. Strafvollſtreckung. 
MVBl. 86. Ig. 808. 

Behrends: Die Seelſorge an den Unterfuchungsgefangenen. 
SähiThürßefängndef. 21. Jahrb. 19—46. 

Grad nauer, Geo.: Das Elend des Strafvollzugs. Berlin, Buch⸗ 
handlung Vorwärts, 1905. (96 S.) 1,20 M. 

Hamm: Die Zweiteilung im preußiſchen Gefängnisweſen. DIZ. 
10. Ig. 969—977. 

Heimberger, Joſeph: Zur Reform des Strafvollzugs. Leipzig, 
A. Deichert, 1905. (44 S.) | 

Die 77. Jahres verſammlung der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Gefängnis: 
geſellſchaft. DIZ. 10. Ig. 11071108. 

Juliusburger, Otto: Gegen den Strafvollzug. Berlin, Buchh. 
des deutſchen Arbeiter⸗Abſtinenten⸗Bundes, 1905. (30 S.) 0, 20 M. 

Limberg: Lehrkurſe für Gefängnisweſen in Preußen. Veranſtaltet 
vom Königlichen Miniſterium des Innern. BlGefängnK. 39. Bd. 
289 3808. 

Nohden, G. v.: J. H. Wichern und die Preußiſche Gefängnisreform. 
ZStW. 26. Bd. 189 —218. 

Roſenfeld, Ernſt: Zur Geſchichte der älteſten Zuchthäuſer. 8StW. 
26. Bd. 1— 138. 

Roſenfeld, Ernſt: Die Polizeiaufſicht in Preußen ſeit dem Erlaß 
des Miniſters des Innern vom 30. Juni 1890/18. Juli 1902. 
Vortrag. SächſThürcgefängnGeſ. 21. Jahrb. 47—62. 

Seyfarth, Hleinrih]: Die Tätigkeit des deutſchen Hilfsvereins für 
entlaſſene Gefangene. Vortrag, gehalten auf der General⸗ 
verſammlung des Verbandes der deutſchen Schutzvereine in 
Halle a. S. Sep.⸗Abdr. aus dem Jahresbericht des deutſchen Hilfs⸗ 
vereins für entlaſſene Gefangene zu Hamburg. 1. 1908/04. (Beil.) 
Karlsruhe, Malſch & Vogel, 1905. (20 S.) 

Bom bankerotten Strafvollzug. Grenzboten. 64. Ig. I. 418 —424. 

Der Strafvollzug an Unmündigen und Jugendlichen. Kecht. 
9. Ig. 558 — 561. 

Thun: Das Zentralgefängnis in Bochum. BlGefängne. 89. Bd. 
228 — 251. 


VI. Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Ariminologie. 
1. Kriminalpſychologie. 


Becker, Carl: Eine Querulantin. Friedrichs Bl. 56. Ig. 354 — 368. 

Bonhoeffer, Karl: Sittlichkeitsdelikt und Körperverletzung. (Eine 
vergleichend⸗pſychopathologiſche Unterſuchung.) NSchrͤrimpſych. 
2. Ig. 465 — 478. 

Doerr: Verkuppelung der Ehefrau und der Tochter. Arch Krim Anthr. 
20. Bd. 306 —307. | 
Forel, Auguſt: Die feruelle Frage. Eine naturwiſſenſchaftliche, 

pſychologiſche, hygieniſche und ſoziologiſche Studie für Gebildete. 
München, C. Reinhardt, 1905. (VIII, 587 S.) 9,50 M. 
Hellwig, Albert: Aberglaube beim Meineid. MeSchrͤrim Pſych. 
2. Ig. 511512. 
Jaeger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Autobiographien und 
Selbſtbekenntniſſe, Aufſätze und Gedichte von Verbrechern. Ein 
Beitrag zur Kriminalpſychologie. Geſammelt und zum Beſten des 
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Fürſorgeweſens herausgegeben. ArchKrimAnthr. 19. Bd. 1-48, 
209 — 256; 20. Bd. 1—48, 209 — 256. 

Jaeger, Johannes: Poeſie im Zuchthauſe. Gedichte von Serbrechern. 
Geſammelt und zum Beſten der Schutzfürſorge herausgegeben. 
Ein Beitrag zur Kriminalpſychologie. Stuttgart, M. Kielmann, 
1905. (XXVI, 227 S.) 

Lombroſo, Ceſare: Die Frühreife im Verbrechen. Überſetzt von 
C. Zelter. BlVerglR. 1. Ig. 282 — 286. 

Markovac, Karl: Dispoſition der Epileptiker zur Autoſuggeſtion⸗ 
ArchKrimAnthr. 21. Bd. 89—91. 

Martins, J. Mendes: Der Verbrecher. MSchrͤrimpPſych. 2. Ig -· 
491499. 

Mehl, Aug.: Die Geſchichte eines geiſteskranken Brandſtifters. 
ArchKrimAnthr. 20. Bd. 257 — 268. 


Näcke, Paul: Inſtinkt, Verſtand, Nachahmung. Archͤrim Anthr. 
20. Bd. 368 —369. 
Näcke, Paul: Übergroße Mutterliebe oder fahrläſſige Tötung? 


Arch Krim Anthr. 20. Bd. 869 —3 70. 
Näcke, Plaul]l: Der Traum als feinſtes Reagens für die Art des 
ſexuellen Empfindens. MSchrͤKrimpPſych. 2. Ig. 500 — 509. 
Reitler, M. A. (Emil Arter): Briefe von Verbrechern. Ein Buch 
für Denker und Menſchenfreunde. Dresden, E. Pierſon, 1906. 
(VII, 193 S.) 2 M., geb. 3 M. 

Sieber, R.: Zur Frage der Schlaftrunkenheit. ArchKrimAnthr. 
21. Bd. 110—111. 


2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 


Frauenſtaedt, Paul: Zwanzig Jahre Kriminalſtatiſtik. IHR. 
8. Ig. 8346359. 

Freudenberg: Landſtreichertum und Proſtitution in Mannheim. 
BlGefängnK. 39. Bd. 252 — 268. | 

Zur Kriminalſtatiſtik. Vorläufige Mitteilung für 1904. Die in 
den Jahren 1899 bis 1904 von deutſchen Gerichten — abgeſehen 
von den Militärgerichten — wegen Verbrechen und Vergehen 
gegen Reichsgeſetze Verurteilten. RStatB JH. 14. Ig. IV. 65 — 82. 

Kriminalſtatiſtik für das Deutſche Heer und die Kaiſerliche 
Marine. Jahr 1904. NStat IH. 14. Ig. II. 118— 143. 

Schott, A.: Mord bezw. Totſchlag und dementia praecox. 
Schr GerMed. 30. Bd. 299 — 835. 

Die Zoll⸗ und Steuer⸗Straffälle im Rechnungsjahre 1904. 
NStat IH. 14. Ig. III. 27-38. 


3. Kriminalpolitik. 


Siefert, Ernſt: Über die unverbeſſerlichen Gewohnheits⸗Verbrecher 
und die Mittel der Fürſorge zu ihrer Bekämpfung. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Bd. 3 H. 5.) Halle a. S., C. Mar⸗ 
hold, 1905. (26 S.) 0,80 M. 


B. Artminaliſttk. 


1. Allgemeines. 
vacat. 


2. Hilfe des Unterſuchungsrichters. 


a) Gerig ttiche Nedisin. 

* Miniſterial⸗Verordnung des Schwarzburgiſchen Miniſteriums, betr. 
das Verfahren bei den gerichtlichen Unterſuchungen menſchlicher 
Leichen. Vom 1. IX. 1905. SchwSoGeſeS. Stück 18 Nr. 22 
S. 88—104. 

Arnſtein: Hirnhautblutung, Trauma oder Erkrankung? Gutachten. 
Friedreichs Bl. 56. Ig. 340 — 353. 

Bernſtein, Richard: Über Verletzungen und Erkrankungen des 
Herzens durch ſtumpfe Gewalteinwirkung auf den Bruſtkorb und 
ihre Begutachtung. VSchrer Med. 30. Bd. 265 — 298. 


Dittrich, Paul: Die ärztliche Sachverſtändigen⸗Tätigkeit bei der 
Unterſuchung und Begutachtung von Verletzungen zu forenſiſchen 
Zwecken. (Handbuch der ärztlichen Sachverſtändigen⸗Tätigkeit. 
Bd. 3 Lfg. 1.) Wien und Leipzig, W. Braumüller, 1905. 

Gieſe: Aber die Beeinfluſſung des ſpektroſkopiſchen Blutnachweiſes 
durch die Gegenwart organiſcher Farbſtoffe. BSchrGer Med. 
30. Bd. 225 — 241. 

Herford, Max: Über intermeningeale Blutergüſſe vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 269 — 276, 363— 374, 
440—460. Wird fortgeſetzt. 

Kockel, Richard]: Das Inſtitut für gerichtliche Medizin der Univerfität 
Leipzig, nebſt Mitteilungen aus ſeinem Arbeitsgebiete. Feſtſchrift 
zur Eröffnung des neuen Inſtituts am 1. X. 1905. Leipzig, 
J. M. Gebhardt, 1905. (III, 98 S. mit 10 Fig., 10 Taf. und 
1 Plan.) 4,50, geb. 5 M. 

Lücke, R.: Über die Strychninvergiftung in gerichtlich⸗mediziniſcher 
Bedeutung. DMed. Z. 26. Ig. S. 881—884. 

Merkel, Hermann: Über einen forenſiſch intereſſanten Fall von 
Tod im Wochenbett. Mit allgemeinen Bemerkungen über die 
Beziehung von Wagen Darmgeſchwüren zum Puerperium 
Friedreichs Bl. 56. Ig. 321—330, 418—427. 

Mittelhäuſer, Eſmil]: Unfall und Nervenerkrankung. Eine ſozial⸗ 
mediziniſche Studie. Halle a. S., C. Marhold, 1905. (86 S.) 

Neumann: Aus alten medizinal-polizeilichen Schriften. ZMedlz Beamte. 
18. Ig. 134 — 187. 

Niedermaier, Michael: Beitrag zur Kenntnis der akuten Phospbor⸗ 
Vergiftung und akuten gelben Leberatrophie. Friedreichs Bl. 56. Ig. 
331—339, 428—439. Wird fortgeſetzt. 

Oehmke: Ein Fall von Epilepſie. [Eingeſtelltes Strafverfahren.) 
ZMediz Beamte. 18. Ig. 41—44. 

Rapmund, Otto: Die neuen preußiſchen Vorſchriften vom 4. I. 1905 
für das Verfahren der Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Unter: 
ſuchungen menſchlicher Leichen. ZMediz Beamte. 18. Ig. 121 bis 
131, 161—174, 211 — 227. 

Schultze, Ernſt: Wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete der ge⸗ 
richtlichen Pſychiatrie. 4. Folge. Aus der Literatur des Jahres 
1904 zuſammengeſtellt. Halle, C. Marhold, 1905. (81 S.) IM. 

Takayama, Maſao: Beiträge zur Toxikologie und gerichtlichen 
Medizin. Nebſt einem Vorworte von N. Kobert. (VII, 188 8. 
mit 4 Tafeln.) Stuttgart, F. Enke, 1905. 7 M. 

Wanjura, Walter: Über Verwundung des Herzens vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkte aus. Friedreichs Bl. 56. Ig. 401—417. 

Wederhake: Zur Unterſuchung menſchlicher Samenflecke für gericht⸗ 
liche Zwecke. DMed Wochenſch. 31. Ig. 997. 

Weimann, Hans: Über die akute Arſenikvergiftung vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 56. Ig. 1—9, 114 —121, 
189 - 195, 288 — 294, 885 — 3894, 460—465. 


b) Yfocecogie der Ausſage. 

Lelewer, Georg: Ein Fall folitärer 
Arch Krim Anthr. 21. Bd. 112—115. 

Bernſtein, A., und Bogdanoff, T.: Experimente über das Ver⸗ 
halten der Merkfähigkeit bei Schulkindern. BeitrpPſychAusſ. 2. F. 
401—417. 

Gefühl und Ausſage. BeitrpſychAusſ. 2. F. 442—446. 

Halpern, J.: Goethe und die Psychologie der Ausſage. Beitr Pſych Ausſ. 
2. F. 446—449. 

Hartmann, Fritz: Andichtung von Kindesmord. (Forenſiſch⸗ 
pſychiatriſches Gutachten.) Ein Beitrag zur Pſychopathologie der 
Ausſage. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 49—67. 

Heine: Über den Zeugenbeweis. Recht. 9. Ig. 614—8615. 

Koſog, O.: Suggeſtion einfacher Sinneswahrnehmungen bei Schul: 
kindern. Beitr PſychAusſ. 2. F. 385 — 400. 


Erinnerungstäufchung. 


I. Jahrgang. 


dipmann, Otto, und Wendriner, Emmi: Ausſage⸗Experimente 
im Kindergarten. Beitr Pſych Ausſ. 2. F. 418 —423. 

Ippenheim, Nofa: Über die Erziehbarkeit der Ausſage bei Schul⸗ 
kindern. Beitr Pſych Ausſ. 2. F. 338 —384. 

Rodenwaldt, E. v.: Über Soldatenausſagen. 
2. F. 287337. 

Schneickert, Hans: Der Einfluß der Schrecklichkeit eines plötzlichen 
Ereigniſſes auf die Wahrnehmungsfähigkeit. BeitrPſych Ausſ. 
2. F. 451 —456. 

Schneickert, Hans: Wie üble Nachreden entſtehen. BeitrPſych Ausſ. 
2. F. 449 — 451. 

Seckel, Richard: Ein Vorgangsverſuch. BeitrpPſychAusſ. 2. F. 
426—449. 

Selbſtverrat durch Aſſoziation. Beitr PſychAusſ. 2. F. 436—441. 

Seligſohn, Felix: Die beiderſeitigen Ehevergehen und die pſycho⸗ 
logiſche Methode. JW. 84. Ig. 706 — 711. 

Stern, W.: Leitſätze über die Bedeutung der Ausſagepſychologie 
für das gerichtliche Verfahren. ZStW. 26. Bd. 180 — 188. 
Angar, E.: Bedenken gegen die übliche Protokollierung. DIZ. 

10. Ig. 1026 — 1030. 


e) Weitere Hilfen des interfugungsrigters. 
Daae, A.: Identifizierung von Perſonen ſpeziell durch Finger 
abdrücke. BlGefängnK. 39. Bd. 195— 228. 
Fritz, H.: Mitteilungen über einen eigenartigen Forſtdiebſtahlsfall. 
DForſt Z. 20. Bd. 852 — 85. 

Jaeger, J.: Tätowierungen von 150 Verbrechern, mit Perſonal⸗ 
beſchreibung. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 116—167. 
Ratthaei: Eine Urkundenfälſcherin. Arch KrimAnthr. 

92—109. 
Reuter: Über Leichendaktyloskopie. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 68 — 79. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. Politik. 
I. Staatsrecht und Politik. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Jellinek, Georg: Das Recht des modernen Staates. 1. Bd. All 
gemeine Staatslehre. 2., durchgeſehene und vermehrte Aufl. Berlin, 
O. Häring, 1905. (XXXII, 797 S.) 16 M. 

Meyer, O. G.: Staat und Geſellſchaft. Gemeinverſtändliche Be: 
trachtungen im Lichte der Entwicklungslehre. Leipzig, O. Wigand, 
1905. 1,20 M. 

Rolitor: Aber die Haftung des Staates bei Verletzung von Privat⸗ 
rechten. Arch OffR. 20. Bd. 265 — 284. 

Pohl, Heinrich: Bundesſtaatsſchöpfung und Kuntzes Geſamtakts⸗ 
theorie. Arch Off. 20. Bd. 173—192. 

ließ, Curt: Auswärtige Hoheitsrechte der Deutſchen Einzelſtaaten. 
(Abhandlungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht, mit Ein⸗ 
ſchluß des Kolonialrechts. 11. Heft.) Breslau, M. u. G. Marcus, 

1905. (81 S.) 2,40 M. 

Shwarz, Guſtav: Die Rechtslehre der Obſtruktion. Ein Beitrag 
zur allgemeinen Lehre des Verhandlungsrechtes. Grünhutsz. 
83. Bd. 33—86. 


Beitr Pſych Ausſ. 


21. Bd. 


b) Eimelſchriſten. 

n 1. Verfaſſung. 

Jinding, Karl: Die Verfaſſung des Großherzogtums Baden. Vom 
22. VIII. 1818. Mit allen Abänderungen bis zum Geſetz vom 
. Il. 1888. gugleich mit dem Abdruck des jetzigen Textes 
u Verfaffungsurtunde nach der Bekanntmachung desſelben vom 
6. VIII. 1904. Samt 3 Anlagen. 2. Aufl. (Binding, Karl: 
Deutſche Staatsgrundgeſetze in diplomatiſch genauem Abdrucke. 
VIII. Heft 1.) Leipzig, W. Engelmann, 1905. (XI. 176 S.) 2 N. 
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Gieſe, Fr.: „Die Grundrechte“. (Abhandlungen aus dem Staats⸗, 
Verwaltungs⸗ und Völkerrechte, herausgegeben von Zorn und Stier. 
S.⸗Abdr. 1. Bd. 2. Heft.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. 
(X, 188 S.) 38,60 M. 

Hubrich, Eduard: Deutſches Fürſtentum und deutſches Verfaſſungs⸗ 
weſen. (Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen. 80.) Leipzig, B. G. Teubner, 
1905. (156 S.) 1 M. 

Reincke, Oltto]: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs nebſt Aus: 
führungsgeſetzen. Für den praktiſchen Gebrauch, mit beſonderer 
Beziehung auf Preußen, erläutert. Berlin, H. W. Müller, 1906. 
(IV, 836 S.) 5 M., geb. 6 M. 

Sachſſe, [Karl]: Die landſtändiſche Verfaſſung Mecklenburgs. DIZ. 
10. Ig. 1078 1078. 


2. Regierung. 


* Bk. des Großherzoglichen Staatsminiſteriums vom 20. VII. 1905, 
betr. die Anrechnung der Zeit des aktiven Militärdienſtes auf das 
Dienſtalter der Beamten. MecklSchwRBl. Nr. 22 197 — 200. 

* Allerhöchſter Erl. vom 21. IX. 1905, betr. Abänderung der Be: 
ſtimmungen über das Stimmrecht der techniſchen Mitglieder der 
Regierungen, ſowie der Regierungsaſſeſſoren in den Plenarverſamm⸗ 
lungen der Regierungen. PrGSamml. Nr. 41. 403. 

Zum Eingemeindungs⸗ und Beamtenrecht. PrVerw l. 27. Ig. 
135— 137. 

Herrfurth, G.: Das geſamte preußiſche Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rech⸗ | 
nungsweſen einſchließlich der Rechtsverhältniſſe der Staatsbeamten 
zuſammengeſtellt und erläutert. 4., weſentlich vermehrte und ver⸗ 
beſſerte Aufl. 5. Bd. Penſionen, Unfall: und Reliktenweſen. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (XVI, 307 S.) 6 M., geb. 7 M. 

Hottenrott: Haben die Kommunalbeamten das Recht, ihre Anſprüche 
aus $ 7 des Kommunalbeamtengeſetzes vor den Verwaltungs⸗ 
gerichten auch im Wege der Feſtſtellungsklage geltend zu machen, 
und welche Wirkung hat die Unterlaſſung der Herbeiführung einer 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes auf die vertraglichen Ruhe⸗ 
gehaltsverzichte ſtädtiſcher, noch im Dienſt befindlicher Beamten 
aus der Zeit vor Inkrafttreten des Kommunalbeamtengeſetzes? 
SelbftVerw. 33. Ig. 649 —652. 

Jebens, A. W.: Zum Kommunalbeamtengeſetze vom 30. VII. 1899. 
PrVerwBl. 27. Ig. 99— 102. | 


3. Regierte. 


Hirſch, Paul, und Lindemann, Hugo: Das kommunale Wahlrecht. 
(Sozialdemokratiſche Gemeindepolitik. Kommunalpolitiſche Ab: 
handlungen. Herausgegeben unter Leitung von Paul Hirſch. 
Heft 1.) Berlin, Buch. Vorwärts, 1905. (48 S.) 0,80 M. 

Krieg, R.: Standesamtsregiſter und Familienforſchung. Grenzboten. 
64. Ig. I. 478—484. 

Tecklenburg, Adolf: Die Proportionalwahl als Rechtsidee. Mit 
einem Zuſatz: Die Verbindung der Proportionalwahl mit dem 
Dreiklaſſenwahlſyſtem im Hamburger Senatsantrag vom 10. V. 1905. 
Wiesbaden, H. Staadt, 1905. (V, 53 S.) 2,50 M. 

Tecklenburg, Adolf]: Die Stichwahl und ihr Erſatz. ZStaatsw. 
61. Ig. 707— 710. 

Weisl, Ernſt Franz: Die Auswanderungsfrage. (Mit beſonderer 
Berückſichtigung der Auswanderung aus Deutſchland, Italien, 
Oſterreich und Ungarn.) Berlin, W. Süfferott, 1905. (39 S.) 


4. Geſetzgebung. 


Hottenrott: Das Geſetzgebungsrecht der Städte. 
32. Ig. 761—767. 


SelbſtVerw. 


5. Etatsweſen. 
vacat. 
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Anhang: Privatfürftienredt. 


Dungern, Otto Frhr. v.: Das Problem der Ebenbürtigteit. Eine 
rechtsgeſchichtliche und genealogiſche Studie. München, N. Piper 
& Co., 1905. (158 S.) 2 M. 


II. Verwaltungsrecht. 
a) Werke allgemeinen Inhalts. 


„ G., betr. Anderung des Geſetzes über die Zwangs vollſtreckung im 
Verwaltungswege. Vom 10. X. 1905. Brem Bl. Nr. 30 S. 171. 

Brauchitſch, M. v.: Die neuen preußiſchen Berwaltungsgeſetze. 
Nach dem Tode des VBerfaſſers umgearbeitet, fortgeführt und 
herausgegeben von Studt und v. Braunbehrens. 2. Bd. 
18. Aufl. 7. Bearbeitung. Berlin, C. Heymann, 1906. (XII, 
579 S.) Geb. in Leinw. 10 M. 


Buchert, Karl: Sammlung in der Praxis oft angewandter Ver⸗ 


waltungs⸗Geſetze nebſt einer Anzahl derartiger Verordnungen uſw. 
für Bayern. In 1 Bde. unter Berückſichtigung aller bisherigen 
Anderungen nach dem nunmehr gültigen Texte mit Beifügung 
eines Sachregiſters zuſammengeſtellt und herausgegeben. 2. verm. 
und ergänzte Aufl. 1. Lfg. München, J. Schweitzer Verlag, 
1906. 

Eiben, Hleinrih]: Polizei⸗Taſchen⸗Lexikon. Sammlung von Reichs⸗ 
und Landesgeſetzen nebſt Ausführungs⸗ und Polizei⸗Verordnungen 
und zahlreichen Erkenntniſſen der höchſten Gerichte. Herausgegeben 
nach dem Stande der RNechtſprechung bis in die neueſte Zeit. 
8. Aufl. Cöln, Cölner Verlags⸗Anſtalt, 1905. (VIII, 736 S.) 

Geſchäfts⸗ und NReviereinteilung der königlichen Polizeiver⸗ 
waltungen von Berlin, Charlottenburg, Schöneberg und Nixdorf. 
Herausgegeben vom königlichen Polizei⸗Präſidium in Berlin. 
Berlin, A. W. Hayns Erben, 1905. (IV, 163 S.) Kart. 
1,50 M. 

Hottenrot: Verwaltungsrechtliche Fragen in der Rechtſprechung der 
deutſchen Oberlandesgerichte. PrVerwol. 27. Ig. 62—64. 

Iſt gegen Strafbeſcheide des Magiſtrats wegen Zuwiderhandlung 
gegen Vorſchriften einer Steuerordnung die Beſchwerde an die 
höhere Verwaltungsbehörde gegeben? Von 2. PrVerwBl. 27. Ig. 
108 — 109. 

Wilhelmi: Zur res judicata im Verwaltungs ſtreitverfahren. DIg. 
10. Ig. 1004 — 1005. 


d) Eimelſchriſten. 
1. Kommunalverbände. 

Bruck, Ernſt: Die Gemeindeordnung für Elſaß⸗Lothringen vom 
6. VI. 1895. 2. auf Grund des Halleyſchen Kommentars neu 
bearbeitete Aufl. Straßburg, K. J. Trübner, 1905. (X, 444 S.) 
5 M., geb. 5,50 M. 

Bullermann, H.: Die hanndverſchen Realgemeinden und das 
Oberlandesgericht zu Celle. (Eine Laienbetrachtung.) PrVBerwöl. 
27. Ig. 48—45. 

Dierſchke, Alfons: Zur Auslegung des 5 44 der Städteordnung 
und des 8 108 der Landgemeindeordnung für die öſtlichen Provinzen. 
SelbftBerw. 32. Ig. 790 — 792. 

Zum Eingemeindungs⸗ und Beamtenrecht. PrVerwdl. 27. Ig. 
185— 137. 

Jebens, A. W.: Zum Kommunalbeamtengeſetze vom 80. VII. 1899. 
PrVerwBl. 27. Ig. 99— 102. 

Immich: Welche Anderungen treten in der Polizei⸗ und Gemeinde⸗ 
verwaltung für eine Stadt durch das Anwachſen der Einwohner⸗ 
zahl auf 10 000 ein? PrVerw Bl. 27. Ig. 41—43. 

Lamp, Karl: Das Problem der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung nach 
öſterreichiſchem und preußiſchem Recht. Eine verwaltungsrechtliche 
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Studie in drei Vorträgen und einem Anhang. Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1905. (VIII, 168 S.) 8,60 M. 

Städtiſche Polizeiverwaltung und Gendarmerie. Von L. PrVBerwBl. 
27. Ig. 108. ö 

Quehl: Der Bezirksvorſteher. Selbſtderw. 32. Ig. 833—834. 

Neitzel, Hans: Das Rechnungsweſen von Gemeinden, Kirchen und 
Stiftungen im Großherzogtum Heſſen. Nachtrag. Maim, 
J. Diemer, 1905. (III, 118 S.) 2,20 M. 

Berfaffung und Verwaltungsorganiſation der Städte. 4. Bd. 
I. Heft: Königreich Sachſen. Mit Beiträgen von P. Häpe, 
N. Hinze, L. Ludwig⸗Wolf, J. Hübſchmann. (VI, 185 S.) 
4 M. — II. Heft: Springer, E.: Königreich Württemberg. 
(V. 118 S.) 2,60 M. (Schriften des Vereins für Sozialpolitil. 
120. Bd.) Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. 

Vorſchriften über die Einführung einer Prüfung für mittlere Kom⸗ 
munalbeamte im Regierungsbezirk Arnsberg. Arnsberg, F. W. Becker, 
1905. (7 S.) 0,25 M. 

Weiſe: Die ſächſiſchen Gemeindeordnungen. (Vorträge über Gefekes- 
kunde und Verwaltung. Hilfsmittel zur Vorbereitung für die 
Beamtenprüfungen. Hrsg. vom Vereine der Finanzbeamten zu 
Dresden. 36. Heft.) Dresden, C. Weiske, 1905. (14 S.) 0, 40 N. 


2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 

* Landesherrliche B., die Vorbereitung für den höheren öffentlichen 
Dienſt in der Finanzverwaltung betreffend. Vom 17. XI. 1905. 
Bad GBl. Nr. 25. 467—468. 

Cohn, Guſtav: Zur Politik des deutſchen Finanz⸗, Verkehrs. und 
Verwaltungsweſens. Reden und Aufſäte. S f 
1905. (VII, 482 S.) 14 M. ee 

Cohn, Guſtav: Reichskredit und Reichsfinanzen. BanfArkh. 5. Ig. 
25—27. 

Dennler: Die Anlegung von Gemeinde und Stiftungsgeldern. 
DIZ. 10. Ig. 908. = 

Finanz: und Steuerweſen. Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. 

1. Heft. Erlaß, das Verdingungsweſen betreffend, vom 16. VI. 
1893 und die damit im Zuſammenhang ſtehenden Vorſchriften. 
Amtliche Handausgabe mit Erläuterungen und einem Sachregiſter. 
(Bearbeitet im Auftrage großherzoglichen Miniſteriums des 
Innern von Wagner.) (89 S.) 0,90 M. — 2. Heft. Geſez, 
betr. die allgemeine Einkommenſteuer vom 12. VIII. 1899 nebſt 
zugehöriger Verordnung vom 28. III. 1900. Amtliche Hand⸗ 
ausgabe. (81 S.) 0,60 M. 

Heydeck, Otto: Was muß der Steuerpflichtige wiſſen, um ſich richtig 
einſchätzen zu können? Zuſammengeſtellt nach amtlichen Quellen, 
insbeſondere unter Berückſichtigung der Entſcheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts. Teil 1. 4. Aufl. Die Einkommenſteuet. 
Teil 2. Die Ergänzungsſteuer. 3. Aufl. Königsberg i. Pr., 
F. Beyer, 1905. 1,80 M. 

Hubrich, Eduard: Das preußiſche Sparkaſſenreglement vom 
12. Dezember 1838 und ber Königsberger Sparkaſſenkonflikt 
Gruchots Beitr. 49. Ig. 795—827. 

Laband, Plaul]: Die rechtliche Stellung der Reichsbank im Kriegz⸗ 
falle. BankArch. 5. Ig. 17—20. 

Rheinboldt, J.: Zur Reichsfinanzreform. DWi 1. 
881—886, 940 — 948. N * 

Sardemann, Fr.: Das ſteuerfreie Exiſtenzminimum als beneficiom 
compentertiae und Armutsprophylaxe. Lei 1905 
(58 S) 1,80 W. R 

Stumpff, Fr.: Die geſchichtliche Entwicklung des württembergiſchen 
Staatsſteuerweſens in allgemeinen Zügen. ZStaatsw. 61. Jg. 
710 — 724. 


4. Jahrgang. 


b) reite Steuern. 

hecken, L. v. d.: Das Recht der Wanderlager und ſeine geſchicht⸗ 
liche Entwicklung. Sächſo VG. 5. Bd. 1—32; 6. Bd. 1— 82. 

Jinglinger: Die ſtaatliche und kommunale Einkommensbeſteuerung 
der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien in 

Preußen und Baden. Berlin, F. Vahlen 1905. (VIII, 168 S.) 8,60 M 

nie Entwicklungstendenzen der direkten Steuern in den 
deutſchen Staaten. DGem Z. 44. Ig. 278 — 280. 

ireger, Anton: Entwicklung der bayeriſchen Grundbeſteuerung im 
19. Jahrhundert. Hirths Ann. 38. Ig. 810-857. 

amm: Die Beſteuerung der Geſellſchaften m. b. H. DIZ. 10. Ig. 
248 — 249. 

eiſig: Zur Grundſteuer nach dem gemeinen Wert. DGemz. 
41. Ig. 249— 251. 

eranziehung eines Predigers der Synagogengemeinde zur 
Gemeindeeinkommenſteuer. PrVerwBl. 27. Ig. 15. 

Önemann: Zur Grundſtücks⸗Erwerbsſteuer. PrVerwBl. 27. Ig- 
21—23. 

acobi, E.: Das Einkommen aus Holzungen und ſeine ſteuerliche 
Behandlung. PrVerwBl. 27. Ig. 77—80. 

ovis: Gibt es im ordentlichen Rechtswege oder im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren eine Feſtſtellungsklage auf Freiheit von Gemeinde⸗ 
gebühren? Dig. 10. Ig. 1050 — 1052. 

eiſch, Richard: Die ſogenannte Dividendengarantie bei Aktien⸗ 
geſellſchaften und ihre Beſteuerung. BankArch. 5. Ig. 31—36. 

chütze: Die Reform des Einkommenſteuergeſetzes und ihre Bes 
deutung für die Kommunalverbände. PrVerwBl. 27. Ig. 57—62. 

blagger, L.: Die Beſtimmungen des bayeriſchen Kapitalrenten⸗ 
ſteuergeſetzes über Steuerhinterziehung. BayZ. 1. Ig. 444— 447. 


e) Iudirehte Steuern. 

Bi. des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Staatsminiſteriums, betr. 

den mit Preußen abgeſchloſſenen Staatsvertrag zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 7. VII. 1905. MecklSchwRBl. Nr. 21. 
S. 189—193. 

B. vom 8. VI. 1905, betr. die Ausführung des Erbſchafts⸗ und 
Schenkungsſteuergeſetzes vom 25. III. 1905. RjesGGeſS. Nr. 669. 
S. 209— 226. 

erner, Arthur: Die indirekten Steuern und der Steuerbegriff. 
Hirths Ann. 38. Ig. 858 — 878. 

dſewski, Hermann: Das preußiſche Erbſchaftsſteuergeſez vom 
80. V. 1878, 19. v. 1891, 31. VII. 1895. Erläutert. Nachtrag 
und Anhang. Cöln, Cölner Verlagsanſtalt und Druckerei, 1905. 
(1 S.) 0,75 M. 

d) Stempel. Aoſten. 

B., betr. die Gebührenordnung für die Großherzoglichen Amter. 
Dom 17. X. 1905. MecklSchwRBl. Nr. 33. S. 251—257. 

ierſchke, Alfons: Die Koſten für die Ausfertigung eines neuen 

Geſindedienſtbuches an Stelle eines verloren gegangenen. SelbſtVerw. 
82. Ig. 810—811. 

atthieſſen: Treuhänderverhältnis und Auflaſſungsſtempel. DIZ. 
10. Ig. 955—956. 


e) Böle. 
sthein, Georg: Wer trägt den Zoll? DWirtſch Z. 1. Ig. 737—744. 
zautvetter: Amtliches Warenverzeichnis, 


Tarifauskünfte. 
DWirtſch g. 1. Ig. 795—801. N 


8. Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsweſen. 
indix, Ludwig: Kleine Banknoten. DWirtſchZ. 1. Ig. 563—568. 
ch, Rlichard]: Die Ausgabe kleiner Banknoten ſeitens der Reichs⸗ 
bank. BankArch. 5. Ig. 1—4. 
Imann, J.: Zur Reform des deutſchen Munzgeſedes. 
DWirtſchg. 1. Jg. 934—940. 
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4. Handel und Gewerbe. 


„G., betr. Anderung des 8 44 der Gewerbeordnung. Vom 
14. Oktober 1905. RGBl. Nr. 42 S. 759. 

» Großherzoglich ſächſiſche Miniſterialverordnung, betr. den Umfang 
der Befugniſſe und Verpflichtungen ſowie den Geſchäftsbetrieb der 
Geſindevermieter und Stellenvermittler. Vom 31. X. 1905. 
WeimRBl. Nr. 28 S. 241 —25 1. 

Behendorff: Zuläſſigkeit einer für Wirtſchaften desſelben Ortes 
verſchiedenen Feſtſetzung der Polizeiſtunde. Recht. 9. Ig. 590. 

Bonn, Paul B.: Die Fälle der Anrechnung im Dienftvertrag nach 
BOB. und Gew, zugleich ein Beitrag zur Lehre vom 
Begriff der Anrechnung. Diff. Heidelberg. Frankfurt a. M., 
Reitz & Koehler, 1905. (VII, 98 S.) 2 M. 

Decken, L. v. d.: Das Recht der Wanderlager und ſeine geſchichtliche 
Entwicklung. Sächſo BG. 5. Bd. 1—32; 6. Bd. 1—32. 

Führung des Meiſtertitels. Von D. JuſtizdRdſch. 4. Ig. 808. 

Fuld: Konzeſſionspflicht von Stehbierhallen. SelbſtVerw. 32. Ig. 
834 —836. 

Gewerbeangelegenheiten. Krankenverſicherung. Landes: Ber 
ſicherungsanſtalt. (Berliner Gemeinderecht. Bd. 7.) Berlin, 
W. & S. Loewenthal, 1905. (VIII, 276 S.) 

Golodetz, Michael: Staatsaufſicht über die Hppothekenbanten. 
Technik und Umfang. Schmollers J. 29. Ig. 1483 — 1488. 
Heinzmann, Kurt: Deutſches Theaterrecht. München, C. H. Beck, 

1905. (XII, 200 S.) 4 M. 

Höft: Das Verhängen der Schaufenſter an Sonn⸗ und Feiertagen. 
DGemg. 44. Ig. 225—227. 

Horrwit, Hugo: Das Recht der Handlungsgehilfen und Handlungs⸗ 
lehrlinge, auf Grund des Handelsgeſetzbuches, der Neichsgewerbe⸗ 
ordnung, ... dargeſtellt für Juriſten und Kaufleute. 2., vollſtändig 
neu bearbeitete Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1905. (203 S.) 8 M. 

Katzenſtein, Ludwig; Die Warenhausfrage. Conrads J. 30. Bd. 

365390, 477497. | 

Koehne: Überſicht über die Rechtsverhältniſſe, betreffend Gaſt⸗ 
wirtſchaft, Schankwirtſchaft, Kleinhandel. SelbſtVerw. 32. Ig. 
721 — 724. 

Kulemann, W.: Streik und öffentliches Intereſſe. Soz Pr. 15. Jg. 
163—166. 

Polizeiverordnung vom 14. IX. 1905 über den Verkehr mit 
Sprengſtoffen. Eſſen, G. D. Baedeker, 1905. (16 S.) 0, 20 M. 

Reiß, Osk.: Reichsgewerbeordnung mit den wichtigſten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen für das Deutſche Reich und das Großherzogtum 
Baden nebſt Kinderſchutzgeſetz vom 80. III. 1903. Erläutert. 
Karlsruhe, Macklot, 1905. (XV, 913 S.) 8 M. 

Sydow, Georg: Zur Geſchichte der Arbeitskammerfrage in Deutſch⸗ 
land. SozPr. 15. Ig. 81—86, 108—111, 187—141. 

Trumpler, [Hans]: Zulaſſung von Kuxen zum Börſenhandel. 
Holdheims MSchr. 14. Ig. 249— 250. 

Ulrichs: Über die Erforderniſſe zum Betriebe des Gewerbes als 
Schauſpielunternehmer im Umherziehen. . 92. Ig. 
737 —7388. 

Zadig, Georg: Praktiſcher Leitfaden des Börfensechted. Berlin, 
N 1905. (40 S.) 1 M. a 


5. Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 


* 8. des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern, die Bekämpfung 
der Reblaus betr. Vom 18. X. 1905. BadGBl. Nr. 24 
S. 450 —465. 

Bauer, Joſef: Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagd⸗ 
bezirke vom 4. VII. 1905. Mit der Ausführungsanweiſung vom 
25. VIII. 1905. Für den praktiſchen Gebrauch ausführlich er⸗ 
läutert. Neudamm, J. Neumann, 1906. (67 S.) 1 M. 

990 
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Bauer, Joſef: Wilbfchongefek vom 14. VII. 1904, nebſt den Aus: 
führungsanweiſungen vom 30. VII. 1904 und 15. VIII. 1904. 
Für den praktiſchen Gebrauch ausführlich erläutert. 2. verb. 
Aufl. Neudamm, J. Neumann, 1906. (71 S.) 1 M. 

Endres, Max: Handbuch der Forſtpolitik mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der Geſetzgebung und Statiſtik. Berlin, J. Springer, 
1905. (XIV, 828 S.) 

Engelhard: Das Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher 
Jagdbezirke vom 4. VII. 1905 nebft der Ausführungsanweiſung 
vom 25. VIII. 1905, erläutert. Berlin, P. Parey, 1905. 
(56 S.) Kart. 1 M. 

Gebhardt: Die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. 
Selbſtderw. 33. Ig. 596— 599, 617621, 633—636. 

Jagd und Fiſcherei. Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. 

1. Heft. Die Fiſchereigeſetzgebung im Großherzogtum Heſſen nebſt 
den zugehörigen Ausführungsbeſtimmungen und Staatsverträgen. 
Amtliche Handausgabe mit Erläuterungen und einem Sachregiſter. 
(Bearbeitet im Auftrag Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
von Frhrn. v. Starck.) (50 S.) 0,60 M. 

Kunze: Jagdrechtliches. Selbſtderw. 32. Ig. 788 — 739. 

Lotze, M.: Die königlich ſächſiſchen Geſetze und Verordnungen über 
Jagd und Fiſcherei mit den damit in Verbindung ſtehenden reichs⸗ 
und landesgeſetzlichen Vorſchriften herausgegeben. 3. verm. Aufl. 
Bearbeitet von G. Böhme. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. 
M. Hallbauer und W. Schelcher. 872. Bd.) Leipzig, Roßberg, 
1905. (VIII, 274 S.) Geb. 4 M. 

Samſon⸗Himmelſtjerna, Karl v.: Die neuere Agrargeſetzgebung 
in Livland, mit Ausblicken auf Agrargeſetzgebung und Agrar⸗ 
verhältniſſe in Deutſchland. 8Soz W. 8. Ig. 359 —379. 

Schmidt: Feſtſetzung der Schonzeit für Rehkälber. PrYermäl. 
27. Ig. 32—34. 

Schumacher: Das preußiſche Feldmeſſerreglement vor dem Reichs⸗ 

gericht. ZLandmeſſerver. 25. Ig. 207— 209. 

Schumacher: Die Verunreinigung der Privatflüſſe. DandwpPreſſe. 
32. Ig. S. 529 — 530. 


6. Baus und Wegeweſen. Feuerſchut. 


* Bk. des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Miniſteriums des Innern 
vom 21. VIII. 1905, betr. Abänderung der Neuen Geſetze der 
Brandverſicherungsgeſellſchaft der Mecklenburgiſchen Städte. 
Meckl Schw Bl. Nr. 24 S. 204 — 208. 

* V. zur Abänderung des § 41 des revidierten Grundgeſetzes der 
Domanial⸗Brandverſicherungsanſtalt. Bom 21. IX. 1905. 
MecklSchwR Bl. Nr. 27 S. 219— 220. 

* Wegeordnung für die Provinz Weſtpreußen. Vom 27. IX. 1905. 
PrGSamml. Nr. 86 S. 857—369. 


Bau⸗Ordnung für den Stadtkreis Cöln vom 1. VI. 1901, berichtigt 
durch die Polizei⸗Verordnungen vom 18. VIII. 1903, 23. XII. 1903, 
10. VIII. 1905 und 12. IX. 1905. In nachſtehender Faſſung am 
15. X. 1905 in Kraft getreten. Zuſammengeſtellt von Wilh. Lieſe⸗ 
gang. Cöln, K. Geerling, 1905. (87 und 26 S.) 1 M. 

Bau⸗Polizei⸗Berordnung für Städte des Negierungs⸗Bezirks 
Münfter. Gronau, J. Schievink, 1905. (36 S.) 0,50 M. 

Die Denkmalpflege in Heſſen 1818 — 1905 und zwar: Geſetz, den 
Denkmalſchutz betr. vom 16. VII. 1902 nebſt den zugehörigen 
Ausführungs⸗Vorſchriften. Amtliche Handausgabe mit Motiven, 
Erläuterungen und einem Sachregiſter. (Bearbeitet im Auftrag 
des großherzoglichen Miniſteriums des Innern von Wagner.) 
Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. (91 S.) 1,30 M. 

Dierſchke, Alfons, und Hedemann, J. W.: Verträge zwiſchen 
Gemeinde und Grundſtückseigentümer zwecks Erwirkung des Bau⸗ 
konſenſes. ArchBürgR. 27. Bd. 134 — 160. 

Eger: Stadtgemeinde und Straßenbahnen. DIZ. 10. Jg 1030 — 1084. 
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Kleemann: Über die Zuläſſigkeit der Einfriedigung von Grund: 
ſtücken. Geiſenheimer MittObſtbau. 20. Ig. 6—8, 24 — 27, 86—39. 

Peters, Otto: Bau⸗Polizei⸗Berordnungen und ortsſtatutariſche Be: 
ſtimmungen in Bauangelegenheiten für den Gemeindebezirk der 
Stadt Magdeburg nebſt Anhang: Bauvorſchriften für die Bauzone 
der Stadt Magdeburg tabellariſch geordnet. Magdeburg, Ereuk, 
1905. (79 S.) Geb. in Leinw. 2,80 M. 

Schlegel, Karl: Was muß man von dem Baupolizei⸗Kecht (Bau: 
polizei⸗Ordnung) für Berlin und ſeine Vororte wiſſen? Berlin, 
H. Steinitz, 1905. (128 S.) 2 M. 

Teichmüller, G.: Bauordnung für das Herzogtum Anhalt. Nach 
der Faſſung des Geſetzes Nr. 1226 vom 19. VI. 1905. Mit Er⸗ 
läͤuterungen. Deſſau, C. Dünnhaupt, 1905. (VII, 100 G.) 
Geb. in Leinw. 1,50 M. 

Weſtarp, Graf: Bauerlaubnis auf Widerruf im Falle des 8 11 des 
Fluchtliniengeſetzes vom 2. VII. 1875. PrBerwBl. 27. Ig. 115— 117. 


7. Enteignung. 
vacat. 
8. Geſundheitsweſen. 

* Bk. der Großherzoglichen Regierung, betreffend Einrichtung und 
Betrieb der tierärztlichen Hausapotheken. Vom 7. VII. 1905. 
Fſtèübc Bl. Stück 8 Nr. 13 S. 31—34. 

* &., betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 
28. VIII. 1905. — Verordnung über das Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes. Vom 10. X. 1905. PrGSamml. Nr 38 S. 373—387. 

Gefeg, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 
28. VIII. 1905. (Geſetzſamml. S. 373.) Berlin, J. Springer, 1905. 
(15 S.) 0,40 M. 

Das Geſetz, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 28. VIII. 1905 (Geſetzſamml. S. 378), nebſt der Inkraft⸗ 
ſetzungsverordnung vom 10. X. 1905, den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Miniſters der Medizinalangelegenheiten vom 7. X. 190⁵ 
und dem Reichsgeſetz, betr. die Bekämpfung gemeingefähr⸗ 
licher Krankheiten vom 30. VI. 1900 (REBL 306 flg.). 
[Aus: „Miniſterialbl. f. Medizinal⸗ und medizin. Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten“.] Berlin, J. G. Cotta Nachf. Zweigniederlaſſg., 
1905. (86 S.) 0,50 M. 

Die Geſetze, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Das 
Neichsgeſetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
vom 30. VI. 1900, das Geſetz vom 28. VIII. 1905, nebſt der 
Inkraftſetzungsordnung vom 10. X. 1905 und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 7. X. 1905. Berlin, A. Hirſchwald, 1905. 
(80 S.) 0,60 M. 

Martineck: Das preußiſche Landesgeſetz, betr. die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. (Preußiſches Seuchengeſetz.) DMedg. 
26. Ig. 793 — 796, 805 — 809, 817—819. 

Schmedding, [A]: Das preußiſche Geſetz, betr. die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. 3 BlGeſundhtspfl. 24. Ig. 287-308. 

Schmedding, A.: Die Geſetze, betr. Bekämpfung anſteckender Krank⸗ 
heiten und zwar: 1. Keichsgeſetz, betr. die Bekämpfung gemein: 
gefährlicher Krankheiten vom 30. VI. 1900. 2. preußiſches Gefch, 
betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. VIII. 

1905, nebſt Ausführungsbeſtimmungen, erläutert für Preußen. 

Münſter i. W., Aſchendorffſche Buchh., 1905. (XIV, 208 S.) 2,60 M. 

* V. zur Ausführung des Reichsgeſetzes, die Abwehr und Unter: 
drückung von Viehſeuchen betr. Vom 31. VIII. 1905. SächſGsl. 
Stück 17 Nr. 57 S. 197—213. 

Die Preußiſche Apothekenbetriebsordnung und die Anweiſung 
für die amtliche Beſichtigung der Apotheken. Bom 18. II. 1902. 
2. unter Berückſichtigung der bis zum 1. IV. 1905 ergangenen 
Ergänzungen und Entſcheidungen berichtigte Aufl. Berlin, 
J. Springer, 1905. (48 S.) 


4. Jahrgang. 


db: Der Entwurf einer Bekanntmachung des Königlichen Staats⸗ 
miniſteriums des Innern, Maßregeln gegen den Notlauf der 
Schweine, die Schweineſeuche und die Schweinepeſt betr., 
enthält Vorſchriften, welche die Ausführung des Reichsgeſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung der Viehſeuchen bezwecken. 
Vj SchrbayrLandwR. 10. Ig. 57—64. 

zurger, Erwin: Die Aufnahme von Geiſteskranken in Irren⸗ 
anſtalten in den größeren deutſchen Staaten. Tübingen, 
F. Pietzcker in Komm., 1905. (V, 90 S.) 

ohn, Hermann: Über die Gefährdung des menſchlichen Auges durch 
das neue Fleiſchbeſchaugeſetz. — Bemerkung dazu von Oſtertag. 
ZFleiſch Milchhyg. 15. Ig. 161 — 163. 

iſcher, R.: Die Beſeitigung, Vernichtung und Verarbeitung der 
Schlachtabfälle und Tierleichen unter beſonderer Berückſichtigung 
des Anwohner⸗ und Arbeiterſchutzes. Für Verwaltungs-, Kom⸗ 
munal⸗ und Aufſichtsbehörden zuſammengeſtellt und bearbeitet. 
Stuttgart, F. Enke, 1905. (VIII, 159 S. mit 12 Abbildungen.) 
4 M., geb. in Leinw. 5 M. 

flügge: Die Rechtſprechung in ärztlichen Angelegenheiten. 
DMed Wochenſchr. 31. Ig. 915-917, 958 — 959. 

fuld, Ludwig]: Die Konfiskation von Backwaren durch die Polizei⸗ 
behörden. SelbſtVerw. 33. Ig. 652-654. 

zeſundheitspflege. Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. 

1. Heft. Dienſtanweiſung für die Hebammen des Großherzog⸗ 
tums Heſſen. Amtliche Handausg. (19 S.) 0,20 M. 
zottſtein, Adolf: Erfüllt die Berliner Kommune die notwendigen 
Forderungen auf dem Gebiete des öffentlichen Geſundheits- und 
Krankenweſens? DMedWochenſchr. 31. Ig. 835838, 874— 877. 
kirchgäſſer: Wochenkarten über anſteckende Krankheiten an die 
praktiſchen Arzte. ZMed Beamte. 18. Ig. 621— 622. 
zandsberger: Bemerkungen zum preußiſchen Geſetzentwurf, betr. 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe. DViertelj SchrGeſundhtspfl. 
37. Ig. 449 —472. 

Stäbtiihe Luſthäuſer. Ein ernſtes Wort ohne Umſchweife! Von 
M. K. G. Mit einem Vorwort von C. Fraenkel. Leipzig, 
J. A. Barth, 1905. (35 S.) 0,40 M. 

Nartined, O.: Das preußiſche Seuchengeſetz vom 28. VIII. 1905 
und die Rechte und Pflichten des praktiſchen Arztes. Medͤlinik. 
1. Ig. 1282 — 1283, 1308 — 1311. 

Rartiny, Benno: Zur Frage der polizeilichen Vorſchriften über 
Vorzugsmilch und über den Mindeſtfettgehalt der Milch überhaupt. 
ZFleiſchMilchhyg. 15. Ig. 109— 113. 

Ratſchke: Aber die bei Durchführung des Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetzes gemachten Erfahrungen. ZFleiſchMilchhyg. 15. Ig. 
77—81, 99103. 

Ratthes, Herm.: Die Nahrungsmittelverfälſchung und die Maß⸗ 
regeln zu ihrer Bekämpfung. [Aus: „Weimarſche Zeitung.“! 
Weimar, H. Böhlaus Nachfolger, 1905. (13 S.) 0,30 M. 

Nickel: Über die Meldepflicht von Kindbettfieber nach dem neuen 
Hebammenlehrbuch. ZMed Beamte. 18. Ig. 242— 244. 

Oftertag, Rob.: Bibliographie der Fleiſchbeſchau. Zugleich Ergänzung 
zum Handbuch der Fleiſchbeſchau desſelben Verfaſſers. Stuttgart, 
F. Enke, 1995. (XVI, 449 S.) 13 M., geb. in Leinw. 14,60 M. 

Peiper, Erich: Der Arzt. Einführung in die ärztlichen Berufs⸗ 
und Standesfragen. In XVI Vorleſungen. Anh.: Geſetz, 
betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Wiesbaden, 
3 F. Bergmann, 1906. (XIV, 254 S.) 5 M. 

zetruſchty, J.: Die Aufgaben des praktiſchen Arztes bei der 
Cholerabekämpfung (nach den Anweiſungen des Bundesrates vom 
28.1.1904). ZarztlFFortbildg. 2. Ig. 618-622. 

Fusch, Hans: Die ſtaatliche Überwachung von Privat- Kur⸗ und 
Krankenanſtalten vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheits⸗ 
pflege. Leipzig. F. Leineweber, 1905. (66 S.) 1,20 M. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


789 


Rapmund, Otto: Die zweite und dritte Beratung des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes über den Entwurf eines Geſetzes, betr. die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. ZMediz Beamte. 18. Ig. 
70—86, 97—107, 250 — 255. 

Ried inger: Eine Lücke im Margarinegeſetz? Recht. 9. Ig. 527 — 528. 

Schutz der Kinder gegen Alkoholmißbrauch. DGemg. 44. Ig. 241— 244 

Schwartz, Oskar: Die jetzige Bekämpfung des deutſchen Impf⸗ 
geſetzes vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege. 
DViertelj SchrGeſundhtspfl. 37. Ig. 338 —345. 

Vielhauer, Karl: Was find einfinnige Rinder im Sinne des Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetzes? 3Fleiſch Milchhyg. 15. Ig. 260 —26 1. 

Windiſch, Karl: Wie hat ſich das Weingeſetz vom Jahre 1901 be⸗ 
währt? Vortrag. [S.⸗Abdr. aus dem „Weinblatt“.] Neuſtadt a. Hdt., 
D. Meininger, 1905. (16 S.) 0,50 M. 


9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 

Bail: Das Kinderſchutzgeſet. Vortrag. Geſundheit. 30. Ig. 74 —82, 
142 — 150. 

Collatz: In welcher Höhe ſollen die Armenverwaltungen von Kindern 
Beiträge zum Unterhalt ihrer armen Eltern fordern? Selbſt Verw. 
32. Ig. 767770. 

Jugendfürſorge und Strafrecht. JBl. 34. Ig. 553 — 554. 

Köhne, [Paul]: Jugendſchutz durch den Richter. DJZ3. 10. Jg. 
1087 — 10938. 

Krüger, Emil: Bibliographie der Arbeitsloſenfürſorge. In 
däniſcher, deutſcher, franzöſiſcher, holländiſcher, italieniſcher, 
norwegiſcher, portugiefiſcher, ſpaniſcher und tſchechiſcher Sprache 
geſammelte Berichte. Bibliographie des publications relat. 
a la Question du Chömage.... Grunewald⸗Berlin, A. Troſchel, 
1904. (VIII, 51 S.) 1,75 M. 

Reichau, Werner: Zu § 13 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger vom 2. VII. 1900. 3 BIF G. 6. Ig. 400 —405. 

Siefert, Ernſt: Über die unverbeſſerlichen Gewohnheitsverbrecher 
und die Mittel der Fürſorge zu ihrer Bekämpfung. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Bd. 3. Heft 5.) Halle a. S., C. Marhold, 
1905. (26 S.) 0,80 M. 


Siefert, Ernſt: Über die Mittel der Fürſorge für die minderwertigen 


Gewohnheitsverbrecher. SächſThürGefängnGeſ. 21. Jahrb. 63 —86. 

Verwaltung der offenen Armenhilfe. Armendirektion. Stiftungs⸗ 
deputation. (Berliner Gemeinderecht, Bd. 8.) Berlin, W. & S. Loewen⸗ 
thal, 1905. (XI, 379 S.) 

Wyler, Marcus: Die rechtlichen Hauptformen der Irrenfürſorge. 
PſychNeur W. 7. Ig. 291—294, 299— 303, 310—311, 315 — 317, 
324 —325. 

10. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 

Das neue Ausnahmegeſet gegen die Bergarbeiter. Aktenmäßige 
Schilderung des vom preußiſchen Klaſſenparlament und vom 
Zentrum gegen die Bergarbeiter verübten Verrats. (Sozial⸗ 
demokratiſche Agitationsbibliothek, 4.) Berlin, Vorwärts, 1905. 
(62 S.) 0,20 M. 

Die Durchführung der Berggeſetznovelle im rheiniſch⸗0weſtfäliſchen 
Kohlenrevier. Soz Pr. 15. Ig. 105 — 108. 

Cohen, Hans Manfred: Zu § 42 Inv VG. Recht. 9. Ig. 615—616. 

Finkh, Kurt v.: Handlexikon der ſozialen Geſetzgebung. Die Rechte 
und Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Für Fabrikanten, 
Arbeiter und deren Vertretungen, ſowie für Behörden zuſammen⸗ 
geſtellt und erläutert. Berlin, A. Unger, 1906. (398 S.) 

Forderungen und Vorſchläge der Arzte zur Abänderung der 
deutſchen Arbeiterverſicherungsgeſetze. Bericht der Krankenkaſſen⸗ 
kommiſſion des Arztevereinsbundes an den Geſchäftsausſchuß des⸗ 
ſelben. Weimar, N. Wagner Sohn, 1905. (79 S.) 1 M. 

Frankenberg, H. v.: Die Kapitalabfindung der Nentenempfänger. 
ArchOffR. 20. Bd. 193 — 228. 
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Gewerbeangelegenheiten. Krankenverſicherung. Landes » Ber 
ſicherungsanſtalt. (Berliner Gemeinderecht. Bd. 7.) Berlin, 
W. & S. Loewenthal, 1905. (VIII, 276 S.) 

Günther, Adolf, und Prévöt, René: Die Wohlfahrtseinrichtungen 
der Arbeitgeber in Deutſchland und Frankreich. (Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik. 114.) Leipzig, Duncker & Humblot, 
1905. (VIII, 275 S.) 6 M. 

Hilſe, B.: Anſpruch der Trägerin der öffentlich⸗ rechtlichen Ver⸗ 
ſicherung auf eine dem Verſicherten zufallende Haftpflicht: 
entſchädigung. ZLokalbahnw. 24. Ig. 36 —38. 

Hilfe, Blenno]: Erfolgt die Eintragung rückſtändiger Beiträge an 
die Berufsgenoſſenſchaft koſtenfrei? Recht. 9. Ig. 527. 

Die In validenverſicherung in der Provinz Weſtfalen in den 
Jahren 1891 — 1904, dargeſtellt von der Landesverſicherungsanſtalt 
Weſtfalen anläßlich der Ausſtellung für Sanitäts⸗ und Rettung 
weſen (Bekämpfung der Volkskrankheiten) zu Dortmund im Jahre 
1905. Münſter i. W., J. Bredt, 1905. (71 S.) 

Köbke, v.: Grundzüge der Arbeiterverſicherung (Kranken⸗, Invaliden⸗ 
und Unfallverſicherung) mit beſonderer Berückſichtigung der preu⸗ 
ßiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Berlin, O. Salle, 1906. (VIII, 
158 S.) 3 M,, geb. 8,60 M. 

Krankenverſicherung 1899 — 1908. RStat BJ. 14. Ig. 
II. 212— 214. 

Manes, Alfred: Die Arbeiterverſicherung. (Sammlung Göſchen. 267). 
Leipzig, G. J. Göſchen. (130 S.) 0,80 M. 

Miniſterialanweiſung betr. das Verfahren vor den unteren 
Verwaltungsbehörden (88 57 bis 64 JVBG.) vom 15. XI. 1904. 
Mit Gegenüberſtellung der Abweichungen der Anweiſung vom 
6. XII. 1899. Grunewald⸗Berlin, Arbeiterverſorgung, 1905. 
(11 S.) | 

Reindl: Regreßanſpruch der Krankenkaſſen nach 8 57 Abſ. 4 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes. BayZ. 1. Ig. 459—460. 

Rumpf, Ernſt: Organiſation und Betrieb der Heilſtätten der deutſchen 
Invalidenverſicherung. ZVerſWiſſ. 5. Bd. 616 — 625. 

Schmölder, Robert: Zum ſtaatlichen Ausbau des Arbeitsmarkts. 
DWirtſchg. 1. Jg. 891—896. 

Unfallverſicherung im Kleinbetriebe der Seeſchiffahrt ſowie in 
der See: und Küſtenfiſcherei. SelbſtVerw. 83. Ig. 689— 891. 

Unger, Heinrich: Aus der Krankenverſicherungs⸗Praxis. SelbſtBerw. 
82. Ig. 785789. 

Windſcheid, Franz: Der Arzt als Begutachter auf dem Gebiete der 
Unfall und Invalidenverſicherung. Abt. 1. (Handbuch der Sozialen 
Medizin. Bd. 8.) Jena, G. Fiſcher, 1905. 


11. Heer und Kriegsflotte. 


Ferber, [Konſt.]: Organiſation und Dienſtbetrieb der Kaiſerlich 
deutſchen Marine. Auf Veranlaſſung der Inſpektion des Bildungs⸗ 
weſens der Marine als Leitfaden für den Unterricht in Dienſt⸗ 
kenntnis bearbeitet. 5. neu bearb. Aufl. Berlin, E. S. Mittler 
& Sohn, 1905. (XII, 828 S.) 

Schmölder, [Robert]; Die Wehrpflicht der Verbrecher. 
10. Ig. 982—985. 

Walde: RNeichsmilitärgeſetz vom 2. V. 1874 mit Wehrgeſetz. Reichs⸗ 
verfaſſung Abſchnitt XI, Militärkonventionen und Geſetz, betr. 
die freiwillige Gerichtsbarkeit uſw. im Heere. Handausgabe mit 
Anmerkungen und alphabetiſchem Sachregiſter. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek, herausgegeben von M. Hallberger und W. Schelcher. 
179. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1905. (VIII, 
140 S.) 2,80 M. 

Zuſammenſtellung der Entſcheidungen der Erſatz⸗ und Obererſatz⸗ 
kommiſſionen zum Gebrauch bei der Muſterung, Aushebung ſowie 
in den Geſchäftszimmern. (1 Bl.) Weſel, C. Kühler, 1905. 1 M. 


DIR. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 22. 1905. 


12. Unterrichtsweſen. 


Bk. des Großherzoglichen Staatsminiſteriums, Departement der 
Kirchen und Schulen, vom 18. X. 1905, betr. die Prüfung: 
ordnung für Lehrerinnen im Großherzogtum Oldenburg. Dirk. 
Bd. 17 Stück 80 S. 463. 

* Bk. des Großherzoglichen Staatsminiſteriums, Departement der 
Kirchen und Schulen, vom 18. X. 1905, betr. das A: 
kommen zwiſchen Oldenburg und Preußen wegen gegenſeitiger 
Anerkennung der Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen an 
Volks⸗, mittleren und höheren Mädchenſchulen, für Sprach 
lehrerinnen und für Schulvorſteherinnen. Birk GBl. Bd. 17 Stück 80 
S. 464 — 474. 

* Bk. des Mecklenburgiſchen Miniſteriums, Abteilung für Unterrichts 
Angelegenheiten, vom 26. VII. 1905, betr. die Gültigkeit der von 
der Prüfungskommiſſion für Oberlehrerinnen zu Roſtock aus: 
geſtellten Prüfungszeugniſſe im Bereiche des Preußiſchen Staates. 
MecklSchwR Bl. Nr 23 S. 201. 

* V. des Großherzoglichen Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und 
Unterrichts, die Prüfung von Lehrerinnen betr. Vom 3. XI. 1905. 
BadGBl. Nr. 24 S. 449—450. 

Apt, Max: Die Organiſation der Berliner Handelshochſchule. 
DWirtſchZ. 1. Ig. 929 — 984. 

Baecker, Paul: Die Kämpfe um die akademiſche Freiheit einſt und 
jetzt. Eine Geſchichte der Freiheit der deutſchen Studenten. 
(Deutſches Wollen! Bd. 1.) Prenzlau, A. Mieck, 1905. (84 S.) 

Baumgart, Max: Wegweiſer zur Erlangung akademiſcher Würden. 
Grundſätze und Bedingungen der Erteilung der Doktor⸗ und 
Lizentiatenwürde bei allen Univerſitäten und Hochſchulen des 
Deutſchen Reiches und der Univerſitäten und Hochſchulen in der 
Schweiz und Oſterreich mit deutſcher Unterrichts ſprache. Nach 
amtlichen Quellen zuſammengeſtellt und herausgegeben von Ernſt 
Lommatzſch und Karl Lommatſch. 6. durchgeſeh. u. verm. 
Aufl. Berlin, N. v. Decker, 1905. (XI, 407 S.) Geb. in 
Leinw. 5 M. 

Belian: Zum Schulunterhaltungsgeſet. DGemg. 44. Ig. 287238. 

Doemming, v.: Die religiöſe Erziehung der Kinder und die Mit⸗ 
wirkung der Schulverwaltung bei ihrer Durchführung. PrVollsſcha. 
4. Ig. 1. Heft. 

Joh. Anton Engelmanns Handbuch des Bayeriſchen Volls⸗ 
ſchulrechtes. Bon Eduard Stingl. 5., verbeſſerte und ver⸗ 
mehrte Aufl. (3 Abt.) München, J. Lindauer, 1910405. 
(XV, 926 S.) 


Erman, Wilhelm, und Horn, Ewald: Bibliographie der deutſchen 


Univerſitäten. Syſtematiſch geordnetes Verzeichnis der bis 
Ende 1899 gedruckten Bücher und Aufſätze über das deutſche 
Univerſitätsweſen. Im Auftrage des Preußiſchen Unterrichts 
miniſteriums bearbeitet. 3 Tle. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 
1904 — 1905. 

Fichte, Ilohann!, G[ottlieb]: Über die einzig mögliche Störung der 
alademiſchen Freiheit. Als ein Beitrag zu den Zeitfragen mit 
einer Einleitung, herausgegeben von Arnold Ruge. Heidelberg, 
C. Winter, 1905. (51 S.) 

Die Gehaltsverhältniſſe der Berliner Gemeindeſchullehrer. Hrsg. 
vom Berliner Lehrerverein. Berlin, M. Schnetter in Komm, 
1905. (56 S.) 

Der Hochſchulſtreit über akademiſche Freiheit und konfeſſionellt 
Verbindungen. Darſtellung und Kritik. Anhang: Urkunden, 
Verfügungen und Reſolutionen. Von einem 70. Semeſter. 
Leipzig, H. A. L. Degener, 1905. (IV, 199 S.) | 

Keyſſer, Adolf: Das Bibliotheksweſen als Gegenftand der öffentlichen 
Verwaltung. Cöln, Cölner Verlagsanſtalt und Druckerei, 190. 
(51 S.) 1,50 M. 
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34. Jahrgang. 


Plüſchke, P.: Schulrecht und Schulgeſetze. Abhandlungen aus dem 
Gebiet des Schulrechts. Berlin, L. Oehmigkes Verl., 1905. 

VI. Heft: Die Fürſorge des Staates für die Hinterbliebenen 
der Volksſchullehrer. (40 S.) 0,60 M. 

VII. Heft: Landrat, Kreis⸗ und Bezirksausſchuß und Volksſchule. 
(IV, 50 S.) 0,80 M. 

VIII. Heft: Der Hausgarten und die Landdotation des Lehrers. 
(III, 86 S.) 1 M. 

IX. Heft: Dienſtwohnung und Mietsentſchädigung. (VI, 130 S.) 
1,25 M. 

X. Heft: Der erkrankte Schüler und die kranken Lehrer im 
Schutze des Schulrechts. (VI, 93 S.) 1 M. 

XI. Heft: Schulurkunden und ihr geſetzlicher Schutz. (320 S.) 
2,80 M. 

Preuß, Hugo: Zum Recht der ſtädtiſchen Schulverwaltung. ArchOffR. 
20. Bd. 230 — 264. 

Rein, Wilhelm: Kirche, Staat und Schule. (Moderne Zeitfragen, 
Nr. 2.) Berlin, Pan⸗Verl., 1905. (29 S.) 1 M. 
Sieveking, Flriedrich: Die Hamburger Univerſität. 

der Anregung. Hamburg, O. Meißner, 1905. (39 S.) 

Stölzel, Adolf: Die Verhandlungen über Schillers Berufung nach 
Berlin geſchichtlich und rechtlich unterfucht. Berlin, F. Vahlen, 
1905. (97 S.) 2 M. 

Wentzel, E. A.: Das Züchtigungsrecht der Lehrer im Lichte der 
neueren Rechtſprechung. Auf Grund der betreffenden Ent 
ſcheidungen des Reichsgerichts und Ober⸗Verwaltungsgerichts uſw. 
bearbeitet. (Umſchlag: 2. Aufl.) 1905. (III, 36 S.) 0,50 M. 

olger, Iwan: Das kommerzielle Bildungsweſen im Deutſchen 
Reiche. (Das kommerzielle Bildungsweſen der europäiſchen und 
außereuropäiſchen Staaten ... 2. Tl.) Wien, A. Hölder, 1905. 
(XXVIII, 373 S.) 10 M. 


18. Berkehrsweſen. 

Balg, Carl: Der Wald und die Telegraphenleitungen. Dorft. 
20. Bd. 700 — 702. 

Cohn, Guſtav: Zur Politik des deutſchen Finanz, Verkehrs und 
VBerwaltungsweſens. Neben und Aufſätze. Stuttgart, F. Enke, 
1905. (VII, 482 S.) 14 M. 

Die Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein. Denkſchrift 
des Arbeitsausſchuſſes der Rheinſchiffahrtsintereſſenten (Handels⸗ 
kammern, Städte, wirtſchaftliche Vereine.) Mainz, J. Diemer, 
1905. (VII, 121 S.) 

Kantorowicz, Wilhelm: Die Reform der deutſchen Eiſenbahn⸗ 
Perſonen⸗ und Gepäcktarife. DWirtſch Z. 1. Ig. 982—986. 

Kobe, Otto: Die Waſſer⸗, Deich⸗ und Schiffahrts⸗Polizei im Strom⸗ 


Ein Wort 


gebiete der Oder. Breslau, Trewendt & Granier, 1905. 
(VIII, 256 S.) 8,50 M. | 
Lammfromm: über Kanalbeitragslaſten. Württ g. 47. Ig. 


277— 28. 

Langer: Über 88 48 und 49 aus dem Geſetz über das Poſtweſen 
des Deutſchen Reiches vom 28. X. 1871. Buch Börſol. 72. Ig. 
6569 —65 71. 

Peters, N.: Die Seeſchiffahrtsabgaben in Deutfchland. DWirtſchg. 
1. Ig. 786-795, 845851. 

Schumacher, Hermann: Die finanzielle Behandlung der Waſſer⸗ 

ſtraßen. Vortrag. ArchEiſenbW. 1905. 12651300. 

Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
6. VII. 1892. Nach den... vom Bundes rate in den Sitzungen 
vom 80. VI. 1892 und 12. V. 1898 gefaßten Beſchlüſſen. Durch⸗ 
geſehen im RNeichs⸗Eiſenbahn⸗Amt. Berlin, W. Ernſt & Sohn, 
1905. (40 S.) 

Stoerk, Felix: Der Zuſtimmungsvertrag. Seine Natur und seht 
liche Wirkung auf Grund des preußischen Geſetes über Klein⸗ 
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bahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. VII. 1892. Rechts⸗ 
gutachten. Als Manufſkript gedruckt. Berlin, §. S. Hermann, 1905. 
(VIII, 122 ©.) 
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14. Kolonien. 


Fleiſchmann: Die Entwicklung des Deutſchen Kolonialrechts. 
DIg. 10. Jg. 1035 — 1039. 

Heſſe, Hermann: Die Schutzverträge in Südweſtafrika. Ein Beitrag 
zur rechtsgeſchichtlichen und politiſchen Entwicklung des Schutz⸗ 
gebietes. Berlin, W. Süſſerott, 1905. (170 S.) 3 M. 


F. Kirchenrecht. 


Frantz, [Theodor]: Das Rechtsverhältnis von Staat und Kirche, 
insbeſondere Trennung von Staat und Kirche. Frankfurt a. M., 
Neuer Frankfurter Verlag, 1905. (46 S.) 0,80 M. 

Friedrich, Jul.: Die Entſtehung der Reformatio ecclesiarum 
Hassiae von 1526. Eine kirchenrechtliche Studie. Gießen, 
A. Töpelmann, 1905. (III, 128 S.) 2,80 M. 

Goes, Eberhardt: Die Friedhofsfrage. Konfeſſions⸗ oder Simultan⸗ 
friedhöfe? Ein Löſungsverſuch auf Grund der Tatſachen. Gießen, 
A. Töpelmann, 1905. (VIII, 152 S.) 

Haring, Joh. B.: Grundzüge des katholiſchen Kirchenrechtes. 1. Abtlg. 
Graz, U. Moſer, 1906. (VIII, 810 S.) 3,75 M. 

Hergenröther, Philipp: Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts. 
2., neu bearbeitete Aufl. Bon Joſef Hollweck. Freiburg i. B., 
Herder, 1905. (XX, 949 S.) 14 M., geb. in Halbfrz. 16 M. 

Zuſammenſtellung der kirchlichen Geſetze, Verordnungen und 
Sitten. (Hrsg. vom Kreis⸗Synodal⸗Vorſtand Königsberg Stadt.) 
Königsberg i. Pr., E. Rautenberg, 1905. (16 S.) 


G. Internationales Recht. 


* Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Luxemburg über 
Unfallverſicherung. Vom 2. IX. 1905. RGBl. Nr. 40 S. 753 — 755. 

» Miniſterial⸗ Bekanntmachung vom 20. IX. 1905, betr. die Anwendung 
der in dem Jahre 1852 abgeſchloſſenen Auslieferungsverträge 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika für die Philippinen. 

SchwgceſS. Stück 8 Nr. 12 S. 63. 

Aravantinos, P. J.: Zu den erbrechtlichen Beſtimmungen des 
deutſch⸗griechiſchen Konſularvertrages. BlVBerglR. 1. Ig. 823 — 8380. 

Barth, H., Teezmann, W. und Emminghaus, O.: Das inter⸗ 
nationale Frachtweſen und die Spedition im internationalen Ver⸗ 
kehr über Land. Das Seefrachtweſen und die Seeverſicherung. 
(Der deutſche Großkaufmann. Einzelausgaben.) Leipzig, 
B. G. Teubner, 1905. (S. 409 — 439.) 0,80 M. 

Brandt, P.: Der Handelsvertrag mit Oſterreich⸗ Ungarn. DWirtſch Z. 
1. Ig. 651-659, 698 — 708. 

Frank, Reinhard: Der Kampf um ein deutſches Auslieferungsgeſetz. 
BlVerglR. 1. Ig. 129 — 140, 177— 193. Auch als S.⸗Abdr. er⸗ 
ſchienen. | 

Fridrichowicz, Eugen: Völkerrecht. (Kurzgefaßtes Kompendium 
der Staatswiſſenſchaften in Frage und Antwort. XIV. Bd.) 
Berlin, N. Trenkel, 1905. (VII, 188 S.) 1,60 M. 

Fuld, Ludwig: Empfiehlt ſich der Abſchluß eines neuen Literar⸗ 
vertrags zwiſchen Deutſchland und Frankreich? Buch BörſBl. 
72. Ig. 8886—8887. 

Fuld, Ludwig: Zur Reviſion der Berner Literarkonvention. Soll 
die deutſche Urheberrechtsſchutzfriſt verlängert werden? Buch Börſöl. 
72. Ig. 8996 — 8997. 

Gordan: Wer trägt die Koſten der Heimſchaffung hilfsbedürftiger 
Ausländer? Brawl. 27. Ig. 12—138. 

Grünberg: Der neue Handelsvertrag mit Serbien. DWirtſchg. 
1. Ig. 513—517. 
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Die Handelsverträge des Deutſchen Reichs mit Belgien, Italien, 
Oſterreich⸗ Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und Serbien 
nebſt dem Viehſeuchenübereinkommen mit Oſterreich⸗ Ungarn. Bus 
ſammengeſtellt im Reichsamt des Innern. Berlin, E. S. Mittler 
& Sohn, 1905. (28, 36, 104, 24, 43, 58, 23 S.) 7,50 M. 

Herrmann, Paul: Zur Begründung des Territorialprinzips im 
internationalen Nechtshilfeverkehr der Zivilgerichte. Oft AG. 
56. Ig. 831—883. 

Hofmann, E.: Der deutſch⸗ſchweizeriſche Handelsvertrag. DWirtſch Z. 
1. Ig. 750 — 758. 

Holland, T. E.: Über Pflichten der Reutralen im Seekriege. Be⸗ 
ſprochen von R. Margdſch. 16. Ig. 1504 — 1512. a 
Klein, Peter: Ein Vorſchlag zum Ausbau der einzelſtaatlichen Inter⸗ 

nationalen Privatrechte. OENZ. 2. Ig. 504 —507. 

Liszt, Franz v.: Das Völkerrecht, ſyſtematiſch dargeſtellt. 4., durch⸗ 
gearbeitete Aufl. Berlin, O. Häring, 1906. (XIV, 482 S.) 
10 M., geb. 12 M. 

Meurer, Chriſtian: Die Haager Friedenskonferenz. (2 Bde.) 1. Bd. 
Das Friedensrecht der Haager Konferenz. München, J. Schweitzer 
Verl., 1905. (VIII, 391 S.) 15 M. 

Niemeyer, Thleodor]: Der Friede von Portsmouth und das Völker⸗ 
recht. DIZ. 10. Ig. 873—877. 

Oſterrieth, [Albert]: Zur Reviſion der Berner Konvention. DIZ. 
10. Ig. 987—990. Abgedruckt auch im Buchörſol. 72. Ig. 
90379043. 
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Rauter, Guſtav: Die Geſetze, Verordnungen und Verträge dez 
Deutſchen Reiches, betr. den Schutz der gewerblichen, künſtleriſche 
und literatiſchen Urheberrechte. Vollſtändige Textausgabe mi 
ausführlichem Sachregiſter und verweiſenden Anmerkungen. Han 
nover, Jänecke, 1905. (XXIII, 455 S.) Geb. 8 M. 

Reinhardt, Auguſt v.: Die Humanität im Kriege. Die Lodifizierin 
humanitären Vereinbarungen der Kulturſtaaten im Kriege. Berlin, 
A. Unger, 1905. (106 S.) 

Rieß, Curt: Auswärtige Hoheitsrechte der deutſchen Einzelſtaaten 
(Abhandlungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht, mit Ein 
ſchluß des Kolonialrechts hrͤg. von S. Brie und M. Fleisch 
mann. 11. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1905. (81 €) 
2,40 M. 

Scholz, Franz: Die Kohlenverſorgung feindlicher Kriegsſchifft in 
neutralen Gewäſſern. ArchOffR. 20 Bd. 157—172. 

Schmitz, L., und Wichmann, A.: Die Eheſchließung im inte: 
nationalen Verkehr. 2 Bde. Meiderich, Selbſtverl. von L. Schmit, 
1905. (XVIII, 155, XVIII, [98], 386 S.) Geb. 9 M. 

Stiel, Paul: Der Tatbeſtand der Piraterie nach geltendem Lille: 
recht unter vergleichender Berückſichtigung der Landesgeſey 

gebungen. (Staats⸗ und völkerrechtliche Abhandlungen. Begründet 
von G. Jellinek und G. Meyer, herausgegeben von G. Jellinel und 


G. Anſchütz. IV. Bd. 4. Heft.) Leipzig, Duncker & Humüla, 
1905. (XIII, 117 S.) 3 M. 


Literaturbeſprechungen. 


Von den früher (vgl. JW. 04, 455) bereits beſprochenen 
Lehrbüchern des bürgerlichen Rechtes iſt nunmehr Dern burg 
fünfter, das Erbrecht enthaltender Band herausgekommen. 
Daß dieſer Band ſich dem ganzen würdig anreiht, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. In Ausſicht ſteht jetzt noch der VI. Band, in dem 
die Lehre von der Rechtsverwirklichung und das Urheberrecht 
behandelt werden ſoll. 

Von den zu Dernburgs Lehrbuch!) gehörenden landesrecht⸗ 
lichen Ergänzungsbänden iſt weiter Kiſchs “) unfaſſende 
Darſtellung des Elſaß ⸗Lothringiſchen Landesprivatrechts er ⸗ 
ſchtenen. 

Von der achten Auflage des Endemannſchen Lehrbuchs“) 
liegt der zweite Band, erfte Abteilung, das Sachenrecht ent ⸗ 
haltend, vor. Der Verf. hat mit der ihm eigenen Gründlichkeit 
ſein Werk fortgeführt und hat es fi) namentlich nicht verdrießen 
laſſen, die verſchieden geſtalteten Landes rechte umfaſſend zu be⸗ 


) Das Bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs und Preußens. 
Bon Dr. Heinrich Dernburg, Geh. J.⸗R., Profeſſor a. d. Univerſität 
Berlin, Mitglied des Herrenhauſes. Fünfter Band. Deutſches Erb⸗ 
recht. Halle a. S. 1905. Verlag der Buchhandlung des Waiſen⸗ 


ſes. 

) Elſaß⸗Lothringiſches Landesprivatrecht. Von Dr. Wilhelm 
Kiſch, o. Profeſſor d. Univerſität Straßburg i. E. Halle a. S. 1905. 
Verlag der Buchhandlung des Waiſenhauſes. 

9) Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts. Einführung in das 
Studium des BGB. Von Dr. F. Endemann, o. Profeſſor d. Rechte 
in Heidelberg. 8. und 9. neubearbeitete Auflage. Zweiter Band. 
Erſte Abteilung: Sachenrecht. Berlin 1905. Heymann. 


rückfichtigen. Er hat es fo verſtanden, dem Leſer eine Dar- 
ſtellung von dem wirklich geltenden Recht zu bieten. Auf die 
vielen gelungenen Ausführungen und forderſamen Konſtruktionen, 
die der Verf. bietet, hier einzugehen, iſt nicht der Ort. Erwähnen 
will ich nur eine kleine Außerlichkeit, die mich bei der Lektün 
mehrfach geftört hat. Der Verf. läßt, entgegen der allgemeinen 
Übung, grundſätzlich bei zuſammengeſetzten Wörtern das Ver ⸗ 
bindungs- „6“ fort und ſagt alſo z. B. Leiſtungklage, Verkeht⸗ 
hypothet, Zwanghypothek, Sicherunghypothek, Grenzſcheidungllage, 
Ausführunggeſetz, Dekanatprogramm, Berfügungbeſchränkung, 
Veräußerungverbot uſw., uſw. Hat ſich der Verf. hierbei den 
„Mietvertrag“ des BGB. zum Mufter genommen, fo iſt er 
doch weit über den Standpunkt des BGB. hinaus gegangen, 
indem er in einer ganzen Reihe von Fällen das „5“, dat der 
Geſetzgeber ſtehen ließ, geſtrichen hat (vgl. z. B. BGB. 85 135, 
1184). Dem Verf. iſt feine neue Methode offenbar ſelbſt 
nicht ganz geheuer; fo fagt er ſelbſt noch Rechts geſtaltungs klage 
(S. 457), Verwaltungs behörde (ibidem), Rechtslage (S. 400), 
Rechtsinſtitut (S. 407). 

Von dem Lehrbuch Enneccerus’*) iſt eine weitere Lieferung, 
die den allgemeinen Teil zu Ende führt, erſchienen. Als Be 
arbeiter des zweiten Bandes, der das Sachenrecht, Familien · 
und Erbrecht umfaſſen wird, iſt Eruft Jäger, der bekannte 
Kommentator der KO., gewonnen worden. N. 


9) Lehrbuch des Bürgerlichen Nechts. Bon L. Enneccerus, 
o. Profeſſor in Marburg, und E. Jäger, o. Profeſſor in Würzburg 
Getzt Leipzig). Marburg 1905. Elwert. 


—— . — i 
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Aberſicht 


über 


die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern. 


Januar 1905. 


Die nachſtehende Geſamtüberſicht verbreitet ſich über die 1. Oktober 1002/1903 für Celle, Darmſtadt, Dresden, Frank⸗ 
Zeit vom 16. September 1902 bis 31. Auguſt 1904. Inner⸗ furt und Zweibrücken, 1. Dezember 1902/1903 für Breslau 
halb dieſer Grenze umfaſſen jedoch die Angaben für den einzelnen und Nürnberg, 1. Mai 1903/1904 für Kiel, ſowie vom 1. Sep⸗ 
Bezirk immer nur den Zeitraum eines Jahres und zwar: des tember 1903 bis 31. Auguſt 1904 für Jena. 

Kalenderjahres 1903 für die Bezirke Augsburg, Bamberg, Berlin, 

Braunſchweig, Caſſel, Cöln, Colmar, Hamburg, Hamm, Karls⸗ I. Verſonalbeſtand der Anwalkts kammern. 

ruhe, Königsberg, Marienwerder, Naumburg, Oldenburg, Poſen, 1. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die Be⸗ 
Roſtock, Stettin, Stuttgart und das Reichsgericht; des Zeitraums wegung innerhalb derſelben iſt aus eee tabellariſcher 
von Mitte September 1902 bis dahin 1903 für München, Zuſammenſtellung erſichtlich. 


Beſtand an Anwälten 1507778 f In der Liſte ſind gelöſcht 


infolge 


L u f | 1 

. ö Bus * 1 1 über? aus 
bezirk Anfang | Ende Zunahme Abnahme] laſſungen! Todes Staats- ſiedlung ſonſtigen Summa 

| ober 3 Gründen 
i an 
des Berichtsjahres | * Bezirk 

Augsburg 113 117 4 1 19 3 5 5 gie 15 
Bamberg 134 136 2 kai 18 2111 Ar u 15 16 
Nein bi. b g 10 l. u 1094 1129 35 al 66 9 1 — 22 31 
Braunſchweig 84 86 2 — 8 — — — 1 1 
Breslau 440 457 17 Zi 36 8 dr — np 19 
ie. i 81 82 1 * 8 5 2 5 au ug 7 
Celle. G 1201 d. x 263 276 13 20 18 geusganns j1 1 . 5 
Cölnn sten. ru 569 581 12 au 36 — 38 — ul — 24 
Colmar 105 117 12 — 13 1 — 2 — 1 
Darmſtadt . 149 161 12 Fer 185 2 — 2 Lug 3 
Dresden 698 724 26 — 47 10 1 4 10 21 
Frankfurt a. M. 235 251 16 2 23 5 i all age, gi 7 
Hamburg. 293 303 10 — 21 6 3 — dinge gun 11 
um e 381 407 26 | * 38 6 An: FE nn 90½⁹j 12 
Seite 4639 4827 188 8 361 59 | 10 082 | 74 173 


Beſtand an Anwälten 


In der Liſte ſind gelöſcht 


zu Neue infolge 
Anwaltskammer⸗ gu- Übertritt Über⸗ aus 
; in den 
a Gemeinde⸗ anderen Gründen 
_ des Berichtsjahres dienſt Bezirk 

Übertrag 4 639 4 827 188 — 361 59 74 173 
7 166 166 — — 10 5 5 10 
Karlsruhe 250 263 13 — 21 2 6 8 
N! ͤů 161 162 1 — 8 4 3 7 
Königsberg 186 191 5 an 9 3 1 4 
Marienwerder 139 143 4 — 8 3 — 4 
München 399 425 26 me 50 4 20 24 
Naumburg 320 328 8 — 19 9 1 11 
Nürnberg 161 160 = 1 22 3 20 23 
Olden bung 20 17 — 3 1 2 en 4 
Pofſenn˖ad˖ 176 185 9 — 15 4 2 6 
Noſto ek 0 140 140 — — 16 7 9 16 
Stettinꝶ ng 149 160 11 — 18 5 2 7 
Stuttgart 241 263 22 = 35 6 7 13 
Zweibrücken 87 98 6 = 9 1 2 3 

Reichsgericht. 24 24 — — — = BR — 
7258 7547 293 4 602 | 117 10 10 152 313 

— — —— 
289 


Die Gefuhe um neue Zulaſſung find — abgeſehen 
von der ſpäter zu erwähnenden Doppelzulaſſung — bis auf 
wenige Ausnahmen durchweg von den Vorſtänden befürwortet 
und von den Landes juſtizverwaltungen genehmigt worden. 
Abgelehnt wurden ſolche Geſuche in den Bezirken Augsburg, 
Colmar, Dresden, Hamm und Naumburg in je einem Falle, 
in dem Bezirke Hamburg in zwei Fällen, in Poſen in drei Fällen. 
Der Vorſtand in Berlin hat von 90 ihm zur Außerung zuge⸗ 
gangen Zulaſſungsgeſuchen 6 abgelehnt. 

Ein Bistumsſyndikus im Bezirke Marienwerder ſuchte er⸗ 
neut die ihm im Jahre 1901 verſagte Zulaſſung als Anwalt 
beim Amtsgericht unter Beibehaltung ſeines Wohnſitzes und 
Amtes nach. Der Vorſtand in Marienwerder hat auch dieſes 
Mal berichtet, daß er im übrigen Bedenken nicht erheben könne, 
die Zulaſſung in D. unter Beibehaltung des Wohnſitzes in 
der etwa 20 Kilometer entfernten Landgemeinde jedoch nicht 
im Intereſſe der Rechtspflege liegend erachte. 

Ein Staatsanwaltſchaftsrat a. D., dem die nachgeſuchte 
Entlaſſung aus dem Staatsdienſt ohne Ruhegehalt erteilt war, 
nachdem zunächſt unter einſtweiliger Enthebung vom Amte die 
Diſziplinarunterſuchung gegen ihn eingeleitet worden, ſuchte feine 
Zulaſſung als Anwalt bei einem Landgerichte des Bezirks 
Marienwerder nach. Der Vorſtand war der Anſicht, daß der 
Tatbeſtand des 5 5 Nr. 5 Rechtsanwaltsordnung vorliege. 
Die Zulaſſung wurde demgemäß verſagt, von dem Antragſteller 
jedoch rechtzeitig auf ehrengerichtliche Entſcheidung angetragen. 


Der Vorſtand in Stuttgart wurde vom Kriegsminiſte⸗ 
rium zur Begutachtung zweier Geſuche von Anwälten um Zu⸗ 
laſſung als Verteidiger bei den Militärgerichten veranlaßt; der 
Vorſtand hat ſich in beiden Fällen dahin geäußert, daß ihm 


nichts bekannt ſei, was den betreffenden Anwalt als ungeeignet 


erſcheinen ließe. 

Die Abgewieſenen haben zum Teil das ehrengerichtliche 
Verfahren beſchritten, deſſen Erfolg unter VII näher dargelegt ift. 

Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat, wie eine Ver⸗ 
gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen ÜUberſicht ergibt, 
wiederum eine geringe Steigerung erfahren. Während die 
Geſamtzahl der neuen Zulaſſungen im vorigen Berichtsjahre 
545 betrug, ſtellt ſie ſich gegenwärtig auf 602, alſo um 
57 höher. 

Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht 
8,8 Prozent der Geſamtzahl der in den betreffenden Bezirken 
am Beginne des Berichtsjahres vorhanden geweſenen Rechts⸗ 
anwälte aus, während ſich dieſes Verhältnis in den voran⸗ 
gegangenen Berichtsjahren auf 7,2, 7,1 und 7,9 Prozent ſtellte. 

Nach dieſen prozentualen Verhältniszahlen rückſichtlich der 
neuen Zulaſſungen geordnet, gruppieren ſich die Kammerbezirle 
in nachſtehender Reihenfolge: 


Augsburg . 17 pCt. (18 im Vorjahre) 
Stuttgart 15 = (10) 
Nürnberg. 14 s (18) 
Bamberg ‚· Bu Bar a ar er ur u 13 s (18) 


2 x — — 


München 13 Bes (12 im Vorjahre) 
Colmar. 12 (15) 
Stein 12 « (8) 
Roſtock ‚ H 99 er a Er 11 (9) 
Caſſel ‚W• —9˙ 3333 10 ⸗ (2) 
Darmſtadte 10 mM 
Frankfurt a. M. 10 (5) 
Ham 1068) 
Zweibrücken 10 s (15) 
Poſeen . 9 = (6) 
Breslau 8 „ M 
Karlsruhe 8 - (9) 
Celle 7 (5) 
Dresden 7 „(7 
Hamburg 5 7 (8) 
Belm 6 « (8) 
Cöln .. . 6 ⸗ (6) 
Jenn 6»: M 
Marienwerder ; 6 = (8) 
Naumburg ‚• — 6 = (4) 
SUR ei 5 s (6) 
Königsberg u 224 5 = (3) 
Oldenburg 5 = (0) 
Braunſchweig 4 « u 
Reichsgericht 0 


Es ragen alſo noch immer vie BR Bezirke hin⸗ 
ſichtlich des Zuganges hervor. 

Der Geſamtabgang an Rechtsanwälten in Höhe von 
313 ſtellt 4,3 Prozent der am Beginne des Berichtsjahrs vor⸗ 
handen geweſenen Rechtsanwälte Dun). nach der vorigen Über⸗ 
ſicht waren es 3,9 Prozent. 

Als Anlaß für die erfolgte Löſchung wird erwähnt: 

bei 40,5 Prozent der Tod (in den vorangegangenen 
Jahren (39 und 37,8) 

bei 3,4 Prozent Übertritt in den Staats⸗ oder Ge⸗ 
meindedienſt (4,3 und 4,3), 

bei 3,4 Prozent Überfiedlung in einen anderen 
Kammerbezirk (6,6 und 2,8), 

bei 52,7 Prozent ſonſtige verſchiedene Urſachen (49,8 
und 55,1); darunter befinden ſich, ſoweit die 
Berichte darüber Auskunft geben, 3 Fälle der 
ehrengerichtlichen Ausſchließung von der Rechts⸗ 
anwaltſchaft und 2 Fälle des Ausſcheidens infolge 
ſtrafgerichtlichen Urteils. 

Infolge Todes ſind von der Geſamtheit der Anwälte in 
den betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres überhaupt 
1,75 Prozent (gegen 1,5 Prozent im Vorjahre) ee 
alſo etwas mehr als im Vorjahre. 

Die Zunahme des geſamten Anwaltsperſonals im Deutſchen 
Reiche beläuft ſich auf 289 oder 3,84 Prozent gegen 3,86 Prozent 
im Vorjahre. Das Anwachſen hat alſo in gleichem Schritte 
Fortgang genommen. 

Von den 29 Kammerbezirken Enſchließlich Reichsgericht) 
weiſen nur 2 (2) eine Verminderung, 24 (26) eine Vermehrung 
und nur drei einen unveränderten Beſtand auf. Ein verhältnis⸗ 
mäßig ſtarker Zuwachs hat beſonders in den Bezirken Colmar, 

Darmſtadt, Frankfurt a. M., Stettin und Stuttgart ſtattgefunden. 


Vorſtandes und 3 im Bezirke Karlsruhe. 


Über den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte ergeben die Berichte, daß ſolche in der Hauptſache 
direkt aus den Kreiſen der geprüften Rechtskundigen (Aſſeſſoren, 
Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten Rechts⸗ 
anwälte aus anderen Bezirken hinzu: je einer in den Bezirken 
Frankfurt a. M., Hamburg, Kiel, Marienwerder, Naumburg 
und Stettin, 2 im Bezirke München, 3 im Bezirke Hamm, 
6 im Bezirke Augsburg und 7 im Bezirke Berlin. Ferner be⸗ 
fanden ſich unter den Zugelaſſenen richterliche Beamte bzw. 
Staatsanwälte: je einer in den Bezirken Berlin, Dresden, 
Naumburg, je 2 in den Bezirken Hamm und München; aus 
anderen Lebensſtellungen in Berlin 2, in Dresden je ein 
Bürgermeiſter, Bankdirektor, * und Rats⸗ 
aſſeſſor. 

Aber die Art der gulaſſung liegen nur folgende An⸗ 
gaben vor, wonach zugelaſſen wurden: 


im Bezirk: beim Amtsgericht Landgericht Oberlandesgericht 


Augsburg 4 15 — 
Bamberg. 4 14 — 
BMeiln 12 47 7 
Braunſchweig 1 2 — 
Caſſel 1 7 — 
Gl.... 8 10 — 
Colmar. — 13 — 
Darmſtadtet 13 2 — 
Frankfurt a. M 6 13 4 
Hamm 18 19 1 
Jö 3 5 2 
Karlsrune 5 14 2 
NN 5 3 5 
Königsberg 1 8 — 
Marienwerder 1 7 — 
München 8 42 8 
Naumburg 10 9 = 
Poſeen 6 7 2 
Roſtocc k 3 13 — 
Stettin 3 20 wu 
Stuttgart ....... 3 6 ER 


Doppelzulaſſungen beim Landgericht und auswärtigem 
Amtsgerichte fanden ſtatt: je 2 in den Bezirken Colmar, Roſtock 
und Caſſel, im letzteren Bezirk eine gegen das Gutachten des 
Abgelehnt wurden 
ſolche Geſuche im Bezirke Frankfurt a. M. in 3 Fällen. 

Geſuche von Amtsgerichtsanwälten um gleichzeitige Zu⸗ 


laſſung beim Landgerichte wurden in den Bezirken Augsburg, 


Bamberg, Frankfurt a. M. und Jena in je 2 Fällen, im Bezirke 
Nürnberg in einem Falle abgelehnt; genehmigt wurde ein ſolches 
Geſuch im Bezirke Frankfurt. 

Die gleichzeitige Zulaſſung beim Oberlandesgericht und 


einem Landgerichte fand im Bezirke Bamberg in einem Fall 


ſtatt. Ebenſo wurden im Bezirke München 28 Anwälte beim 
Oberlandesgericht und dem Landgerichte München I und II 
zugelaſſen; ſolche Kollektivzulaſſung hat der Vorſtand als dem 
Intereſſe der Rechtspflege förderlich erklärt. Die Zulaſſung im 
Bezirk Oldenburg erſtreckte ſich auf das Oberlandesgericht und 
das Landgericht Bückeburg. Abgelehnt wurden dagegen 2 Geſuche 


von Landgerichtsanwälten in Nürnberg um gleichzeitige Zu⸗ 
laſſung beim Oberlandesgerichte, ferner auch ein ſolches Geſuch 
in Augsburg, entgegen dem Gutachten des Vorſtandes, der noch 
ein zweites derartiges Geſuch befürwortete. 

In Hamburg erſtreckte ſich die Zulaſſung — mit Aus⸗ 
nahme einer einzigen, welche nicht das Oberlandesgericht 
miteinſchloß — zugleich auf das Oberlandesgericht, Land⸗ 
gericht und Amtsgericht des Wohnſitzes, die in Bremen 
gleichzeitig auch auf die Kammer für Handelsſachen in Bremer⸗ 
haven. 

2. Sonſtige Anderungen in der Zulaſſung und ein 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb des Oberlandesgerichts⸗ 
bezirks find zu vermerken: aus Augsburg 9, Berlin 17, Celle 0, 
Colmar 0, Dresden 11, Frankfurt 1, Hamm 2, Karlsruhe 3, 
Kiel 5, Nürnberg und München je 7, Naumburg 3, Olden⸗ 
burg 1, Roſtock 1. 

3. Über die Verteilung der Rechtsanwälte auf die 
verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mitteilungen 
vor, welche zu einer gleichartigen und überſichtlichen Anordnung 
noch immer nicht genügen. 

Von den Anwälten waren zugelaſſen im Bezirk: 

Berlin: 89 beim Kammergerichte, 626 beim Land⸗ 
gerichte 1 Berlin, 238 im Bezirke des Land⸗ 
gerichts II Berlin und 176 in den übrigen Land⸗ 
gerichtsbezirken; 

Braunſchweig: 54 in Braunſchweig (davon 20 
beim Oberlandesgerichte) und 32 an den anderen 
Orten; 

Caſſel: 5 beim Oberlandesgerichte, 57 beim Land⸗ 
gerichte, davon 7 zugleich bei Amtsgerichten und 
20 nur bei Amtsgerichten; 

Cöln: 36 beim Oberlandesgerichte, 336 beim Land⸗ 
gerichte, 50 zugleich bei ſolchem und einem Amts⸗ 
gerichte mit einer auswärtigen Kammer für 
Handelsſachen, 29 bei ſolcher Kammer und dem 
Amtsgerichte, die übrigen 130 nur beim Amts⸗ 
gerichte; 

Colmar: 8 beim Oberlandesgerichte, 98 beim Land⸗ 
gericht und 11 zugleich beim Landgericht und 
Amtsgerichte; 

Darmſtadt: 98 an Landgerichtsorten und 63 an 
Amtsgerichtsorten; 

Dresden: 31 beim Oberlandesgerichte, 513 an den 
Landgerichtsſitzen, 176 nicht am Landgerichtsſitze, 
6 nur beim Amtsgerichte; 

Frankfurt a. M.: 44 beim Oberlandesgerichte, 
171 beim Landgericht, 9 beim Landgericht und 
einem auswärtigen Amtsgericht und 27 nur bei 
Amtsgerichten; | 

Hamburg: 293 bei dem Oberlandesgerichte, Land⸗ 
gericht und Amtsgerichte, 6 beim Landgericht und 
Amtsgerichte, 4 bei Amtsgerichten; i 

Hamm: 17 beim Oberlandesgerichte, 211 beim Land⸗ 
gericht und 179 nur bei Amtsgerichten; 

Jena: 11 am Sitze des Oberlandesgerichts, 95 an 
den Landgerichtsſitzen, 59 in den Amtsgerichts⸗ 
bezirken und 1 in Naumburg; 
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Karlsruhe: 18 beim Oberlandesgerichte, 242 bei 
den Landgerichten, davon 53 an Amtsgerichts 
orten, 8 bei Amtsgerichten; 

München: 27 bei ſämtlichen Kollegialgerichten in 
München, 5 nur beim Oberſten Landesgericht, 
242 bei dem Oberlandesgericht und den Land⸗ 
gerichten München I und II, 3 nur beim Ober 
landesgerichte, 20 nur beim Landgerichte München!, 
9 nur beim Landgerichte München II, 32 bei den 
übrigen Landgerichten und 68 nur bei Amts 
gerichtenrn; 

Nürnberg: 67 in Nürnberg, von denen 36 beim 
Oberlandesgericht und Landgericht Nürnberg zw 
gelaſſen find, 61 an Landgerichten, 32 an Amts 
gerichtsſitzen, wovon 4 zugleich beim Landgericht 
zugelaſſen find; 

Oldenburg: 12 am Oberlandesgerichtsſitze, 2 am 
Landgerichtsſitze und 3 an Amtsgerichtsorten; 
Roſtock: einer allein beim Oberlandesgerichte, 23 
zugleich bei dieſem und einem Landgerichte, 91 bei 

Landgerichten und 25 bei Amtsgerichten; 

Stettin: 10 beim Oberlandesgerichte, 87 beim Land⸗ 
gerichte, davon 8 zugleich bei einem auswärtigen 
Amtsgerichte, 5 bei einer auswärtigen Kammer 
für Handelsſachen und 58 nur bei Amtsgerichten; 

Stuttgart: 26 beim Oberlandesgerichte, 231 bei 
den Landgerichten, davon 75 gleichzeitig bei 
Amtsgerichten zugelaſſen und 6 nur bei Amts⸗ 
gerichten; 

Zweibrücken: 6 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 
gerichte, 58 bei den Landgerichten und 29 nur 
bei Amtsgerichten. 

4. Zugleich Notare waren im Bezirk 


Berlin 348 von den 1 125 ä 
Braunſchweig 34 =» =» 86 

Dresden 221 =» =» 724 
Naumburg 1800 = 328 


5. Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß nach den Be 
richten fünfzigjährige Jubiläen im Bezirke Celle in 2 Fällen, 
in Marienwerder in einem Falle ſowie das ſechzigjährige Jubiläum 
in Celle in einem Falle gefeiert worden find. 


II. Vorſtände der Anwalts kammern. 
Soweit die Berichte über die Zuſammenſetzung der 
Vorſtände der Anwaltskammern Auſſchluß geben, beſtehen 


dieſelben 
. nee 
im Bezirke 1555 eögeri 
Mitgliedern wohnhaft 
Augsburg 11 4 
Berlin 15 3 
Braunſchweig 9 — 
Breslau 15 8 
Caſſel 12 5 
Celle 15 12 
Cöln 15 9 
Colmar 11 9 
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a e am Sitze 
im Bezirke ee bes landesgerichts 
Mitgliedern wohnhaft 
Darmſtadt 8 5 
Dresden 15 9 
Frankfurt a. M 9 4 
Hamburg 13 7 
Hamm 15 11 
Jena 10 9 
Kiel 9 6 
Königsberg 13 7 
Marienwerder 12 10 
München 15 5 
Naumburg 15 12 
Nürnberg 11 5 
Oldenburg 9 2 
Poſen 15 8 
Roſtock 9 6 
Stettin 15 7 
Zweibrücken 9 6 
Reichsgericht 9 — 


Das bisherige Verhältnis, wonach etwas mehr als die 
Hälfte der Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort außerhalb des 
Sitzes des Oberlandesgerichts hat, waltet durchſchnittlich auch 
jetzt noch ob. 

Über den Geſchäfts betrieb der Vorſtände geben nach⸗ 
ſtehende Daten Auskunft: 


ö Zahl der 
e Eingänge Sitzungen 
Augsburg — 12 
Berlin 4 252 11 (mit Beſchlußfaſſung in 
637 Sachen) 
Braunſchweig. — 
Breslau 1 201 3 (in welchen 32 Gegen⸗ 
e erledigt ſind 
Caſſel 209 3 . en 
Celle 739 2 
Cöln — 11 (worin auch 373 Beſchwer⸗ 
den erledigt wurden) 
Colmar — 5 (in Straßburg — mit 
31 Beſchlüͤſſen) 
Darmſtadt — 7 (3 in Darmſtadt, 3 in 
Mainz und 1 in Gießen 
Dresden 2 369 10 f * 
Frankfurt a. M. — 9 
Hamburg — 9 
Hamm 548 8 
Jena 455 6 (alle in Jena) 
Karlsruhe — 13 
Kiel 8 1 
Königsberg — 4 
Marienwerder 676 2 (gelegentlich der beiden 
Munchen u : Kammerverſammlungen) 
Naumburg = 1 (im Anſchluß an bie 
Kammerverſammlung) 
Nürnberg 360 11 


; Zahl der 
Bezirk Eingänge Sitzungen 

Oldenburg — 1 (m Anſchluß an die 
Kammerverſammlung) 

Poſen 716 6 

Roſtock 862 Journal⸗ 3 

nummern | 

Stettin 1015 desgl. 3 (in welchen über 82 Sachen 
Beſchluß Fgefaßt wurde) 

Stuttgart — 

Reichsgericht — 5 


Der Arbeitsumfang und die Zahl der abgehaltenen Vor⸗ 
ſtandsſitzungen ſchwankt im allgemeinen in den gleichen Grenzen 
wie im Vorjahr, die Sitzungszahl zwiſchen 1 und 13. 

Die Erledigung der Sachen erfolgte teils durch Beſchluß⸗ 
faſſung in den Sitzungen, teils durch Umlaufſchreiben, teils auch 
allein durch die Vorſitzenden. 

Im Naumburger Bezirke pflegen die Mitglieder die von 
ihnen bezogenen baren Auslagen der Penſionskaſſe des Kammer⸗ 
bezirks zu überweiſen. Daſelbſt beſtehen auch bei den einzelnen 
Landgerichten Ortsvorſtände, welche zur Vermittlung von Streitig⸗ 
keiten als Beauftragte des Kammervorſtandes zur Herbeiführung 
gemeinſchaftlicher Maßregeln und für den Verkehr zwiſchen An⸗ 
waltſchaft und Gerichtsvorſtänden ſich als brauchbare Organe 
erwieſen haben. 


III. Vorſtellungen und Anträge der Kammer- 
vorſtände. 


Von den in den Berichten mitgeteilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 
anwaltſchaft an die Landes juſtizverwaltungen und an Gerichte 
gerichtet worden, ſind hier nur zu erwähnen: 

eine Vorſtellung über die Einführung kaufmänniſcher 
Gerichte von den bayeriſchen Vorſtänden, 

von Kiel auf Erfordern des Oberlandesgerichts⸗ 
Präſidenten ein Bericht über die Verhältniſſe der 
Bureauangeſtellten, namentlich über die Grund⸗ 
ſätze, welche bei der Annahme und Beſchäftigung 
beobachtet werden, 

von Naumburg zwei Vorſtellungen, 

von Oldenburg eine eingehend motivierte Vorſtellung 
an den Landtag wegen Einführung des Notariats. 

Einer von dem Vorſtande der Anwaltskammer Breslau 
ausgegangenen Petition gegen die geplante Erhöhung der 
Reviſionsſumme in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſchloß ſich 
der Kammervorſtand in Jena an und richtete ein dementſprechendes 
Geſuch an den Reichstag. Der Vorſtand in Kiel entſchied ſich 
gegen den Anſchluß. 


IV. Gutachten der Vorſtände. 

Auf Grund des 8 49 Nr. 4 der Rechtsanwaltsordnung 
ſind von der Landesverwaltung nur ſehr ſelten Gutachten er⸗ 
fordert worden. Es ſind ſolche Gutachten erſtattet: 

über die Frage der Aufhebung oder Einſchränkung 
der Gerichtsferien von den Vorſtänden in Augsburg, 
Bamberg, Colmar, Dresden, München, Nürnberg, 
Oldenburg, Roſtock, Stuttgart und Zweibrücken, 
2 


von Colmar zu dem Entwurfe von Vorſchriften, 
welche aus Anlaß des Enteignungsgeſetzes zur 
Ergänzung des Gerichtskoſtengeſetzes erforderlich 
werden, ferner auf Erſuchen eines württembergiſchen 
Amtsgerichts ein Rechtsgutachten zu einem Ali⸗ 
mentenprozeß, 

von Roſtock zu den Entwürfen betreffs der Vor⸗ 
mundſchaftsordnung und Notariatsordnung, 

von Zweibrücken betreffs der Aufſtellung eines 
Rechtsanwalts als Hauptbevollmächtigten durch 
eine Verſicherungsanſtalt. 

An andere Behörden und Gerichte haben Gutachten er⸗ 
ſtattet der Vorſtand in Hamburg in 10, Karlsruhe in 5, Naum⸗ 
burg in 2 Fällen. | 

Gelegentliche Anfragen von Anwälten im Bezirke Marien- 
werder über das von ihnen in einzelnen Fällen zu beobachtende 
Verhalten wurden von dem Vorſitzenden oder einem von dieſem 


Zahl der Beſchwerden 


und 
Vermittelungsanträge 
Bezirk TR | 
gegen 
überhaupt Be wieviel 

| Anwälte 
RT 46 — 27 
BER Een 39 6 = 
„ 738 22 — 
Braunſchwei g 34 — — 
REN ee ah 196 6 — 
TV 33 8 24 
PP 82 5 — 
PP.. 659 126 — 
RCA 72 11 46 
GG WAY TW 55 5 — 
DOREEN 447 18 — 
Frankfurt a Mm. 146 9 77 
„„ 97 = — 
—. ET 274 43 — 
TC 74 2 — 
r 120 12 — 
—. K 53 7 40 
o ˙— 198 11 — 
Marienwerder 117 6 73 
W 189 29 — 
o 190 13 163 
W 48 — — 
GSC A EE 26 3 — 
„ 119 7 — 
—— WER SEN 30 2 — 
„ ET 78 5 — 
—. A Ay 136 | 17 — 
—:. 8 60 11 — 
% ee 5 == — 
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erſuchten Vorſtandsmitgliede beantwortet, hiebei jedoch hervor⸗ 
gehoben, daß damit nur der gewünſchte Rat eines Praktikers 
erteilt, ein Gutachten des Vorſtandes nicht abgegeben werde. 
Über die Höhe von Gebührenforderungen find auf 
Erfordern von Gerichten und anderen Behörden gutachtliche 
Außerungen abgegeben worden: | 
vom Vorſtande der Bezirke Dresden und Kiel in je 
einem Falle, vom Vorſtande in Berlin in 4 Fällen, 
vom Vorſtande in Hamburg in 7 Fällen. 
In Koſtenſtreitigkeiten zwiſchen Anwälten und ihren Auf⸗ 
traggebern zu entſcheiden, hat der Vorſtand in Hamburg 
regelmäßig abgelehnt. 


V. Beſchwerden und Vermittelungsſachen. 

Aber die eingegangenen Beſchwerden und Vermittelungs⸗ 
anträge und deren Erledigung gibt an der Hand der vorliegenden 
Mitteilungen nachſtehende Überſicht Aufſchluß. 


Als 
An die | unbegründet 
oder wegen 
Auf den Für Staats⸗ Unzuftä ige 


verwieſen] erachtet ] ſchaft — gs oder auf 
ignet zur | andere 
abgegeben Beha ot u Weise 

— 6 1 22 11 6 
u er 1 die meiſten — 5 
51 32 14 478 130 33 
— — 2 130 54 10 
— 5 5 16 1 6 
ar 5 — — 4 
— 71 — 239 63 76 
— 2 —— 23 14 33 
zo — a — — 15 

3 28 = 308 82 26 
Au 11 5 87 28 15 
an 4 1 76 16 — 
28 12 8 120 50 56 
— 5 10 43 12 4 
— 19 5 27 56 13 
4 4 — 18 22 5 
11 10 3 129 26 17 
9 8 2 44 50 1 
— 13 21 120 14 21 
50 14 — 57 59 10 
— — — — — 6 
Er 9 2 4 8 3 
16 19 vo 55 27 2 
2 — 1 16 10 1 
— 2 6 21 35 9 
— 25 8 44 52 7 
2 5 11 6 35 — 
— 6 — 4 1 


Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden iſt. 

Die Zahl der Beſchwerden hält ſich im großen und ganzen 
in der des Vorjahres. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich 
teils eine geringe Zunahme (wie in Dresden, Königsberg und 
Marienwerder), teils ein Zurückgehen (wie in Hamburg und 
München). Auffällige oder bemerkenswerte Abweichungen treten 
aber nicht hervor. 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Ver⸗ 
zögerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehler⸗ 
hafte Prozeßführung, Mandatsablehnung, unterlaſſene Bericht⸗ 
erſtattung, Erteilung falſchen Rates, unberechtigte Gebühren⸗ 
forderungen, Vorenthaltung von Urkunden und Handakten, Ver⸗ 
weigerung der Abrechnung oder der Auszahlung vereinnahmter 
Gelder oder ſonſtiges unſtatthaftes oder ungebührliches Verhalten 
zugrunde. 

Im Nürnberger Bezirk hat ſogar ein angeblich vom Gegen⸗ 
anwalt beleidigter Antragſteller das Anſinnen an den Vorſtand 
geſtellt, jenem das weitere Auftreten in der Sache gegen ihn 
zu verbieten. 

Der Hanſeatiſche Vorſtand nahm in mehreren Be⸗ 
ſchwerdefällen Veranlaſſung, die Beſchwerdeführer in den er⸗ 
teilten Beſcheiden auf das Unangemeſſene der von denſelben 
für die Eingaben gewählten Form hinzuweiſen. In 2 Fällen 
wurden den Beſchwerdeführern ihre Eingaben des darin an⸗ 
geſchlagenen unpaſſenden Tones wegen zurückgegeben; eine 
wiederholte Einreichung der Beſchwerden iſt nicht erfolgt. 

Bei einer Reihe von Beſchwerden über nicht ordentliche 
Führung von Sachen ſtellte ſich heraus, daß dieſelben ihren 
Grund darin hatten, daß den Angeſtellten eine zu große 
Selbſtändigkeit bei Bearbeitung von Sachen eingeräumt war. 
Der Vorſtand ſah ſich deshalb genötigt, den betreffenden An⸗ 
wälten in Erinnerung zu rufen, daß, wenngleich der Anwalt 
der Heranziehung tüchtiger Hilfskräfte nicht entraten könne, 
doch die Leitung und ausſchlaggebende Beſtimmung beim An⸗ 
walte verbleiben müſſe und letzterer ſich der Verantwortung 
für etwaige Mißgriffe ſeines Bureaus nicht entziehen könne. 

Aus Anlaß von Beſchwerden ſind einigen Rechtsanwälten 
Rügen in Form von Mißbilligungen oder Mahnungen 
erteilt worden, und zwar in Augsburg 4, in Berlin 10 (davon 
2 ernſte), in Braunſchweig 3, in Caſſel 1, in Celle 9, in 
Cöln 29, Colmar 2, in Dresden 12 (daneben 8 Rügen und 
16 Vorhalte), Frankfurt a. M. 6, Hamburg 4, Hamm 12, 
Jena 5, Karlsruhe 19, Kiel 4, Königsberg 7, Marienwerder 8, 
Nürnberg 2, Poſen 4, Stettin 2, Stuttgart 12, Zweibrücken 6. 

Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen iſt, werden aus folgenden 
Bezirken mitgeteilt: 

Augsburg eine mit Erfolg vermittelt, 

Bamberg 4 erledigte Fälle, | 

aus Berlin 47 Geſuche, davon 3 zurückgezogen, 
13 zurückgewieſen, 15 für begründet erachtet (wovon 
5 die Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
veranlaßten), 12 durch Vermittelung bezw. durch 
Löſchung in der Liſte erledigt und 4 unerledigt, 


aus Celle keine, 

aus Hamburg 4 Fälle, die ſämtlich vermittelt 
wurden, 

aus Jena 2 vermittelte Fälle, 

aus Marienwerder ein vermittelter Fall, 

aus Naumburg 4 Fälle, 

aus Nürnberg 3 Fälle, wovon 2 erfolgreich aus⸗ 
geglichen wurden, während im dritten Falle der 
Vermittelungsverſuch mißglückte, 

aus Oldenburg ein unerledigter Fall, 

aus Stuttgart 3 Fälle, wovon einer durch Ver⸗ 
mittelung und einer durch Zurückweiſung erledigt 
wurde, während der dritte Anlaß zur Miß⸗ 
billigung gab. 5 

Der Vorſtand im Bezirke Hamm vermittelte auch die 
Entfernung einer ungeeigneten Perſönlichkeit von dem Amte 
des Bureauvorſtehers bei einem Rechtsanwalte. 

Gegen den Vorſtand und den Vorſitzenden im Bezirke 
Stuttgart iſt eine Beſchwerde erhoben, aber vom Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten zurückgewieſen worden. Das gleiche fand 
im Bezirke Nürnberg in einem Falle ſtatt, wo ſogar erfolglos 
weitere Beſchwerde beim Oberſten Landesgericht eingelegt wurde. 

Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: 
aus Berlin 123 Mitteilungen über eingegangene Klagen und 
Zahlungsbefehle gegen Kammermitglieder, aus Hamburg 12 
(von denen 4 dem Oberſtaatsanwalt überwieſen wurden) ferner 
aus Naumburg 4 Fälle. Ä 


VI. Sonſtige Wirkſamleit der Kammervorſtände. 


Über die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins 
beſondere als Auffichtsbehörde, verdient folgendes erwähnt zu 
werden: 

1. Ordnungsſtrafen find gegen Kammermitglieder auf 
Grund des § 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt worden: 

im Bezirk Augsburg zwei, 

Berlin: insgeſamt 400 Mark, 

Breslau: 500 Mark, 

Cöln: 21 Strafen gegen 7 Anwälte, 

Karlsruhe: mehrere 

Kiel: in 2 Fällen, 

Naumburg: 5 Strafen von 15 bis 20 Mark, 
zuſammen 75 Mark, 

Poſen: 140 Mark gegen mehrere Anwälte, 

„Stuttgart: in Höhe von 210 Mark. 

. Im Bezirk Augsburg wurde einem Kammermitgliede, 

das ſich Aufſchluß über die Zuläſſigkeit der Annahme eines 

Mandats erbat, deſſen Ablehnung wegen zu befürchtender 

Pflichtenkolliſion empfohlen. 

3. Beſonderes Intereſſe bot im Bamberger Bezirke die 
Anzeige des Vorſtandes eines Landgerichts bei der höchſten 
Juſtizverwaltungsſtelle, worin die gar zu häufigen Verhand⸗ 
lungsvertagungen und die vermeintlich durch Anwälte ſchuldhaft 
verurſachten Prozeßverzögerungen getadelt wurden. Das Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz gab dieſe Anzeige an den Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten mit dem Auftrage, über den Tatbeſtand im 
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Benehmen mit dem Vorſtande der Anwaltskammer Erhebungen 
zu pflegen und über das Ergebnis dann Bericht zu erſtatten. 
Dieſe Erhebungen fanden mit der größtmöglichſten Ge⸗ 
nauigkeit ſtatt, ſo zwar, daß insbeſondere ſeitens des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten jeder einſchlägige Prozeßakt, in welchem 
die gerügten Vertagungen vermerkt waren, genau burchgeprüft 
und der Tatbeſtand ſchriftlich genau feſtgeſtellt wurde. Die 
beteiligten Anwälte gaben an den Vorſitzenden des Kammer⸗ 
vorſtandes genaue Verantwortungsberichte ab, über welche eine 
Außerung des Landgerichtspräſidenten eingeholt wurde. 

Alle dieſe Erhebungen ließen in verläffigfter Weiſe erkennen 
und feſtſtellen, daß Vertagungen und Prozeßverzögerungen aus 
Verſchulden der Anwälte nicht vorlagen. Es erklärte 
denn auch der Landgerichtspräſident ſelbſt in ſeiner Schluß⸗ 
äußerung, daß auch feiner Anſicht nach gegen keinen dieſer 
Rechtsanwälte ein ehrengerichtliches Einſchreiten veranlaßt ſei. 

Der Kammervorſtand beſchloß alsdann einſtimmig: „es 
liege kein Grund vor, gegen die betreffenden Anwälte ehren⸗ 
gerichtlich einzuſchreiten“. 

Der Vorſitzende des Kammervorſtandes hat bei Bearbeitung 
des von ihm übernommenen Referats dieſen Anlaß benützt, ſich 
über das in der Tagespreſſe und in der Abgeordnetenkammer 
vielfach behandelte Thema der Vertagungen näher auszuſprechen, 
die gegen den Anwaltsſtand erhobenen Vorwürfe zu widerlegen 
bezw. auf das berechtigte Maß zu beſchränken und die in den 
Geſetzen und ſtaatlichen Einrichtungen völlig ausreichenden Hilfs⸗ 
mittel zu erörtern. Dieſer Bericht wurde der höchſten Juſtiz⸗ 
verwaltungsſtelle vorgelegt und hat eine Beanſtandung nicht 
gefunden. 

Der Kammervorſtand hat aber auch beſchloſſen: den Vor⸗ 
ſitzenden des Kammervorſtandes zu ermächtigen, an ſämtliche 
Anwälte des Kammerbezirks Vorſtellung dahin zu richten, mit 
allem Eifer Vertagungen, ſoweit immer möglich, zu vermeiden. 

4. In demſelben Bezirke gelangte ferner zur Kenntnis 
des Vorſtandes, daß immer wieder an Anwälte Zumutungen 
geſtellt werden, ihre Namen und Adreſſen in Tagebüchern, 
Kalendern und dergl. gegen Verpflichtung des Anwalts zum 
Abonnement oder gegen eine ſonſtige Leiſtung zu veröffentlichen; 
es wurde deshalb wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, daß 
in dem Eingehen auf ſolche Anträge ein unerlaubter Bewerb 
um Praxis gefunden werden kann. 

5. Ein Mitglied im Bezirk Celle hat Antrag auf Ein⸗ 
leitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens gegen ſich ſelbſt be⸗ 
antragt zur Prüfung ſeines Verhaltens in einer Schöffengerichts⸗ 
ſitzung, in welcher dasſelbe mit ſeinem Klienten ein Geſpräch 
leiſe geführt hat und deshalb von dem Gerichte wegen Ungebühr 
in eine Geldſtrafe genommen iſt. Der Vorſtand hat dem Mit⸗ 
gliede eröffnet, daß kein Anlaß vorliege, ein ehrengerichtliches 
Verfahren einzuleiten. 

6. Einem Mitgliede desſelben Bezirks, welchem von einem 
Referendar unkollegiales Verhalten in einem gegen den letzteren 
geführten Zivilprozeſſe vorgeworfen wurde, iſt eröffnet worden, 
daß ſein Verhalten ein korrektes geweſen ſei, und ihm anheim 
gegeben, die Akten der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Referendars 
vorzulegen. 

7. Demſelben Vorſtande iſt Mitteilung davon gemacht, 
daß ein Mitglied im Dienſte einer Zeitung den Abonnenten 


der Zeitung unentgeltlich Rat in juriſtiſchen Fragen erteilt. 
Das Mitglied hat fein Verhältnis zu der Zeitungsredaltion 
darauf ſofort gekündigt, womit der Vorſtand die Sache als 
erledigt angeſehen hat. 

8. Der Vorſtand des Bezirks Dresden führte in feinen 
Geſchäftsbericht aus: Die immer noch bemerkbare, unter den 
Kollegen mit Recht Anſtoß erregende Gepflogenheit mancher 
Kammermitglieder, ſich bei ihrer Anwaltstätigkeit, auf ihren 
Geſchäftsſchildern, Briefumſchlägen uſw der Titel aus früher 
bekleideten Amtern zu bedienen, gibt Veranlaſſung, die Kammer 
mitglieder erneut — wie dies bereits im Geſchäftsberichte über 
das Jahr 1897/98 geſchehen — darauf hinzuweiſen, daß der 
Vorſtand die Benutzung ſolcher ehemaliger Amtsprädikate wie 
Landrichter a. D., Bürgermeiſter, Stadtrat a. D. uſw im ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr nicht billigt. Einesteils würde es als ein 
bedauerlicher Mangel an Standesbewußtſein zu bezeichnen ſein, 
wenn Kammermitglieder derartige Bezeichnungen höher ſchätzen 
ſollten als die geſetzliche Bezeichnung ihres Berufes, anderenteils 
aber würde es durchaus zu mißbilligen fein, wenn Kammer 
mitglieder dieſe Bezeichnungen in der Abſicht, ſich dem Publikum 
beſonders zu empfehlen, im geſchäftlichen Verkehr in ber ge 
dachten Weiſe benutzen ſollten. 

9. Derſelbe Vorſtand hat ſich ferner aus Anlaß von Be⸗ 
ſchwerden dahin ausgeſprochen: daß es dem Andalte einer 
armen Partei, auch wenn er nicht gerichtlich beigeordnet iſt, in 
der Regel nicht wohl anſtehe, der Partei vor Eintritt der in 
8 125 der 8PO. bezeichneten veränderten Vermögenslage Koſten 
abzufordern; daß es ebenfalls als ein Verſtoß gegen den anwalt⸗ 
ſchaftlichen Anſtand zu erachten ſei, wenn in einer Armen⸗ 
ſache von den für ein außereheliches, fremder Pflege bedürftiges, 
vermögensloſes Kind erſtrittenen Alimenten an 74 Mark vorab 
51 Mark zur Deckung der eigenen Koſten verwendet würden; 
daß der Anwalt, wenn er ſein Hilfsperſonal nicht gehörig an⸗ 
leite und überwache, für vom Perſonale begangene Verſehen 
in erſter Linie erſatzpflichtig, und daß es nicht angängig ſei, in 
ſolchen Fällen dem Auftraggeber gegenüber die pekuniäre Haftung 
auf den Bureauvorſteher abzuwälzen; daß es mit gewiſſen⸗ 
hafter Ausübung des Berufs nicht vereinbar ſei, wenn der 
Anwalt eine ſchriftliche Auslaſſung ſeines Auftraggebers ohne 
deren vorherige Prüfung ohne weiteres als Schriftſatz verwende 
und zu den Gerichtsakten bringe. 

10. Dem Vorſtande in Frankfurt a. M. gab das Schreiben 
des Vorſtandes einer anderen Anwaltskammer Veranlaſſung, 
dem letzteren die in den Verſammlungen der Frankfurter Kammer 
ſtattgehabten, die gleichzeitige Zulaſſung von Amtgsgerichts⸗ 
anwälten bei den Landgerichten gepflogenen Verhandlungen und 
die Beſchlüſſe der Kammer, ſowie die Erfahrungen mitzuteilen, 
welche der Vorſtand bei den einzelnen, von ihm befürworteten 
Geſuchen zu machen Gelegenheit gehabt hat. Auf das Schreiben 
eines Gerichts desſelben Bezirks betr. die Weigerung von An⸗ 
wälten zur Vertretung von Perſonen, welche gewerbsmäßig 
Forderungen und Anſprüche zeſſionsweiſe zur Beitreibung über⸗ 
nehmen, machte der Vorſtand dem Gerichte Mitteilung von 
feinem aus Anlaß des Beſchluſſes des Frankfurter Anwalts 
vereins vom 17. Februar 1896 dem Landgerichtspräſidenten 
erſtatteten und zur Kenntnis der Kammer gebrachten Be 
richtes. 


—— ——Ä̊Bᷣ— — — — — ͥ — 
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11. Der Vorſtand in Hamburg gab in einem Falle, wo 
es ſich um die Frage der Zuläſſigkeit des zwiſchen einem Anwalt 
und einem Kaufmanne getroffenen Abkommens wegen Be⸗ 
rechnung von Gebühren unter Taxe handelte, ſein Gutachten 
dahin ab, daß das Abkommen unzuläffſig und der Abſchluß 
desſelben zu mißbilligen ſei. Es fei einem Anwalte grundſätzlich 
nicht geſtattet, Verträge abzuſchließen, durch welche der Anwalt 
ſich verpflichtet, Sachen eines Klienten zu einer geringeren 
Gebühr als der tagmäßigen wahrzunehmen. Dies müfle in 
dem zur Begutachtung ſtehenden Falle umſomehr gelten, als 
dem Anwalte bekannt geweſen ſei, daß es ſich bei ſeiner Partei 
um ein Inkaſſobureau handelte, bei welchem die Ausficht der 
Zuweiſung weiterer Sachen und einer fortlaufenden Geſchäfts⸗ 
verbindung beſtanden habe. 

12. Vom Kaiſerlichen Patentamt iſt in 2 Fällen dem 
Hanſeatiſchen Vorſtande angezeigt, daß Anwälte ſich in eine 
geſchäftliche Verbindung eingelaſſen hätten mit Perſönlichkeiten, 
die von der Ausübung des Vertretungsgeſchäfts vor dem 
Kaiſerlichen Patentamt ausgeſchloſſen geweſen ſeien. Da ſich 
in beiden Fällen — in dem einen nach Einleitung eines ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahrens — herausſtellte, daß die Anwälte über 
die Tatſache des Ausſchluſſes nicht unterrichtet geweſen waren, 
übrigens nach Erlangung ſolcher Kenntnis ihre Beziehungen 
zu den betreffenden Perſönlichkeiten ſofort gelöſt hatten, gaben 
die Fälle zu einer ehrengerichtlichen Beſtrafung keinen Anlaß. 

13. Die demſelben Vorſtande bekannt gewordene Tatſache, 
daß ſeitens des Vorfitzenden einer Zivilkammer der Beſchluß, 
die Akten an den Vorſtand der Anwaltskammer zur eventuellen 
weiteren Veranlaſſung gegen die Anwälte der einen Partei zu 
überſenden, in öffentlicher Sitzung verkündet war, gab dem 
Vorſtande Veranlaſſung, ſich an den Vorſtand der Juſtiz⸗ 
verwaltung zu wenden mit der Bitte, ſowohl den Vorſitzenden 
des Gerichts auf das Nichtſachgemäße und Ungerechtfertigte 
ſolcher öffentlichen Verkündung, als auch die Gerichte allgemein 
darauf hinzuweiſen, daß von der Verkündung derartiger gegen 
Rechtsanwälte gerichteter Beſchlüſſe Abſtand zu nehmen ſei. 
Der Vorſtand der Juſtizverwaltung hat dem Vorſtande hierauf 
die Antwort zugehen laſſen, daß das Präſidium des Landgerichts 
die erhobene Beſchwerde als berechtigt anerkannt und beſchloſſen 
habe, in Zukunft, wie das auch bisher, abgeſehen von dem 
jetzt zur Sprache gebrachten Fall, nicht geſchehen ſei, Beſchlüſſe, 
wodurch das Verfahren eines Anwalts zur Kenntnis der 
Anwaltskammer gebracht werde, nicht öffentlich zu ver⸗ 
künden. 

14. Die Juſtizkommiſſion in Bremen brachte einen Fall 
zur Anzeige, in welchem ein Anwalt gegen die ihm als ſolchem 
obliegende Pflicht dadurch verſtoßen haben ſollte, daß er in 
Bremen anſäſſigen Oſterreichern, die ausgewieſen werden ſollten, 
bei Erwirkung einer Intervention ſeitens des öſterreichiſchen 
Staates behilflich geweſen und auf eine ihm dieſerhalb vom 
bremiſchen Senate gemachte Vorſtellung und Aufforderung zur 
Erklärung eine ſolche lediglich dahin gegeben hatte, daß er die 
Angelegenheit dem Vorſtande der Hanſeatiſchen Anwaltskammer 
unterbreitet habe. Der Vorſtand hat der Juſtizkommiſſion er⸗ 

widert, daß er in dem Verhalten des betreffenden Rechts⸗ 
anwalts nach beiden vorgedachten Richtungen keine Verfehlung 
erblicken könne, ſondern es grundſätzlich billigen müſſe. 


15. Von dem internationalen Anwaltverband in Wien 
war demſelben Vorſtande eine Zuſchrift zugegangen, mit welcher 
die Förderung eines internationalen Rechtsſchutzweſens nach 
beſtimmten Standesregeln uſw. erbeten wird. Der Vorſtand 
ſah ſich nach der ihm geſetzlich zugewieſenen Stellung nicht in 
der Lage, dem angeregten Gedanken näherzutreten, wie er im 
übrigen auch das Vorliegen eines Bedürfniſſes nach der ans 
geſtrebten Regelung nicht anzuerkennen vermocht hat. 

16. Die Patriotiſche Geſellſchaft in Hamburg ſtellte beim 
Vorſtande die Anfrage, ob die Anwaltskammer ſich dafür inter⸗ 
eſſieren werde, den von ihr eingerichteten Schreibernachweis in 
rege Fühlung mit Anwaltskreiſen zu bringen. Der Vorſtand 
hat dieſe Anfrage bejaht und ſich bereit erklärt, durch eins 
ſeiner Mitglieder in nähere Verhandlungen über dieſe Angelegen⸗ 
heit einzutreten. 

17. Von einem Kammermitgliede war angeregt, der Vor⸗ 
ſtand möge nach Möglichkeit dafür eintreten, daß der zur Zeit 
beſtehenden Unſitte des Annonzierens von Rechtsanwalts firmen 
in Adreßbüchern und dergl. gegen Entgelt geſteuert werde. 

Der Gegenſtand dieſer Anregung hat den Vorſtand ſchon 
früher beſchäftigt und Veranlaſſung gegeben, wiederholt in 
Erinnerung zu bringen, daß den vielfachen Aufforderungen, 
namentlich von Inſeratenſammlern, in Adreßbüchern, Geſchäfts⸗ 
kalendern und dergl. zu annonzieren, keine Folge gegeben 
werden ſollte, da ſolche Art von Veröffentlichung den Verdacht 
von Werbung um Praxis zuläßt. 

18. In einer Bureaubeamtenzeitſchrift waren die Zuſtände 
in dem Bureau eines Anwalts des Bezirks Marienwerder 
ungünſtig beurteilt. Der Anwalt veranlaßte darauf eine Be⸗ 
richtigung ſeitens ſeiner Angeſtellten, welche natürlich 
wieder eine unangenehme Erwiderung des erſten Einſenders 
hervorrief. Dem Anwalt iſt eröffnet worden, daß, wenn er 
ſich überhaupt auf eine Erwiderung einlaſſen wollte, dieſe von 
ihm ſelbſt und nicht von ſeinen Angeſtellten zu geben war. 

19. Der Streit zwiſchen einem Anwalt und einem richter⸗ 
lichen Beamten, der von dem erſteren zur Kenntnis desſelben 
Vorſtands gebracht war, iſt von ihm dem zuſtändigen Land⸗ 
gerichtspräfidenten mitgeteilt mit der Bitte, wenn tunlich, eine 
angemeſſene Ordnung herbeizuführen. Dies iſt denn auch in 
dankenswerter Weiſe geſchehen. Ferner iſt der Bericht eines 
andern Anwalts über ihm ſeitens eines Richters widerfahrene 
Unbill der zuſtändigen Aufſichtsinſtanz zur Prüfung über⸗ 
reicht worden. 

20. Der Vorſtand in Nürnberg hat an ſeiner bis⸗ 
herigen Praxis, wonach er Beanſtandungen von Koſten⸗ 
forderungen durch die Parteien nur dann näher trat, wenn ein 
nach RAO. 8 28 diſziplinär zu ahndender berufswidriger 
Abergriff in Frage kommt, feſtgehalten und hat ſich ſonſt teils 
nach weiterer Unterſuchung des Falles, teils ohne eine ſolche, 
da eine Verletzung der Standespflicht in keinem Falle in Frage 
gekommen war, ablehnend verhalten. Insbeſondere hat er 
den ihm gemachten Zumutungen, Koſten feſtzuſetzen oder die 
Rückerſtattung vereinnahmter, ja ſogar ſolcher, welche richterlich 
in zwei Inſtanzen zugebilligt waren, anzuordnen, unter ent⸗ 
ſprechender Belehrung über die Grenze ſeiner Zuſtändigkeit 
keinen Raum gegeben. 
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21. Wegen Aufſtellung eines Rechtsanwaltes als Haupt⸗ 23. Den Kammermitgliedern desſelben Bezirks iſt durch 
bevollmächtigten durch eine Verſicherungsanſtalt nach 8 115 Umlauf der Entſcheidung des Juſtizminiſteriums wegen der 
Abf. 2 des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmen Prozeßagenten Kenntnis von derſelben gegeben worden, ebenſo 
vom 12. Mai 1901 wurde die Anſicht des Vorſtandes in von einer durch das Königliche Juſtizminiſterium übermittelten 
Zweibrücken auf Veranlaſſung des Juſtizminiſteriums ein⸗ Entſcheidung des Oberſten Landesgerichts vom 7. März 1903 
geholt. Nachdem die gepflogenen Erhebungen ergeben hatten, bezüglich der Einlegung der Reviſion in Straſſachen. 
daß eine eigentliche gewerbsmäßige Tätigkeit mit der Miſſion 
eines Hauptbevollmächtigten nicht verbunden iſt, ſprach ſich der VII. Eßrengeridte. 

Vorſtand befürwortend aus. 1. Die Geſchäftstätigkeit der Ehrengerichte und die bei 

22. Ein Kollege frug bei demſelben Vorſtande an, ob die ihnen anhängig geweſenen ehrengerichtlichen Unterſuchungen 
Übernahme einer Aufſichtsratſtelle bei einem Zeitungsunternehmen werden auf Grund der vorliegenden Materialien in nachſtehender 


politiſcher Natur bedenkenfrei ſei, was bejaht wurde. tabellariſcher Überſicht zur Anſchauung gebracht. 

Zahl der beim Ehrengericht Beendet ſind Von den ergangenen 

anhängig geweſenen „ Urteilen 
1 8 Un⸗ lauten auf fad Zahl 
Be zir k | Barn davon nn durch erledigt durch der 
über⸗ vor- in Zu | Ein Urteil blieben Frei⸗ Berufung] Sitzungen 
haupt it ig, laſſungs⸗ fterung, Strafe ſtrechung karge 
lage ſachen ] 4) fochten 
Augsburg 6 — — 2 4 — 4 2 en 
Bamberg 1 — — — 1 — = 1 8 = 
Berli — — 2 — 14 — 10 2 11 12 
Braunſchweig 0 — — — — — — — — 0 
Breslau 7 — — I — 4 — — — — 3 
Caſſel 7 2 = 1 4 1 4 er 3 Br 
Celle 5 — — 1 4 — 4 — 1 3 
o ( — — — — 10 1 8 2 — 9 
Colmar. 5 — 3 — 1 — 1 — — — 
Darmſtade 3 — — — 3 = 1 2 — — 
Dresden 13 — 1 — 8 5 8 — 5 6 
Frankfurt a.( M. 2 — — — 1 1 1 — — — 
Hamburg — — — — — — — — — 3 
Hamm 5 — 1 — 4 — 4 — 8 5 
CTT 4 — — — 3 2 1 — 2 
Karlsruhne 5 — — — 5 — 5 — 3 5 
Nel! 1 — — — 1 — 1 — — 1 
Königsberg. 1 — — — 1 — 1 — — — 
Marienwerder — — 1 — 4 — 4 — 3 4 
München — — — — — — — — — — 
Naumbug — — 1 — 2 — 1 — 1 2 
Nürnberg Ben = 1 1 7 = 5 1 1 6 
Oldenburg — — — — 1 — 1 — — 1 
Poſen — — — 1 3 — 3 — 1 5 
Roſto ck 5 — 1 1 4 — 2 1 4 
Stettin n — — — — 9 — 9 — 3 — 
Stuttgart = 1 2 7 3 6 en 09 7 
Zweibrücken = RR — — 2 — 2 = rn 2 
Reichsgeric et — — — — — — — — — — 
12 10 38 
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2. Die Zahl der ehrengerichtlichen Unterſuchungen und 
Urteile iſt, ſoweit die Berichte darüber Aufſchluß geben, gegen 
das Vorjahr nicht unerheblich geſtiegen. Im vorliegenden Berichts⸗ 
jahre kommen danach auf 100 Rechtsanwälte durchſchnittlich 1,47 
Urteile, 
ftellte. 

Von den ergangenen Urteilen — abgeſehen von Feen 
in Zulaſſungsſachen — lauten 90 Prozent (im Vorjahr 86) — 
auf Beſtrafung und 10 Prozent auf Freiſprechung. Durch 
Berufung ſind 39 Prozent (im Vorjahre 34) der ergangenen 
Urteile angefochten worden. 

Mit der Verſagung der Zulaſſung haben es zwölf 
Unterſuchungen zu tun, von denen ſieben zum Urteile ge⸗ 
langten. 

Bezüglich der Stellvertretung im Bezirke Berlin 

gilt folgendes: 
Floür verhinderte Mitglieder des Ehrengerichts wird nach 
dem § 5 der Geſchäftsordnung des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer von dem Vorſitzenden ein Stellvertreter aus den nicht 
zum Ehrengerichte gehörigen Vorſtandsmitgliedern nach dem 
Dienſtalter derſelben als Gerichtsaſſeſſoren und zwar zuvörderſt 
aus den zu Berlin wohnenden und dann erſt aus den aus⸗ 
wärts wohnenden Vorſtandsmitgliedern einberufen. 

Iſt ein Stellvertreter behindert, oder tritt ein neuer Fall 
der Behinderung eines Mitglieds des Ehrengerichts ein, dann 
wird jedesmal das nach obigen Grundſätzen folgende Mitglied 
des Vorſtandes einberufen. 

Die Stellvertretung endet, ſobald die Behinderung des 
Vertreters aufgehört hat und dies von ihm dem Vorſitzenden 
angezeigt iſt, unbeſchadet des Rechts und der Pflicht des Ver⸗ 
treters, die Beſchlüſſe und Urteile, bei denen er mitgewirkt hat, 
auch dann noch zu unterzeichnen. 

3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be⸗ 
treffenden Unterſuchungen ſind, ſoweit die Berichte darüber Aus⸗ 
kunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: 
| (über den Ausfall der eingelegten Berufungen vergl. 

noch den nächſten Abſchnitt VIII) 
im Bezirk Augsburg: 
1. 50 Mark, 
100 Mark wegen verzögerter Ablieferung von Geldern, 
200 Mark wegen leichtfertiger Strafanzeige, 
Warnung. 
— Zu 2 und 3 ift Berufung eingelegt. — 


Verweis wegen Tätigkeit als Korreſpondentsmandatar 
der Klägerin in einem Eheſcheidungsprozeſſe, nach 
Führung der Vormundſchaft über den entmündigten 
Beklagten, 

Verweis wegen Stellung eines ungehörigen Antrags 

gegen den die Anklage vertretenden Staatsanwalt 

in einer Schwurgerichtsverhandlung, 

Verweis wegen unpaſſenden und beleidigenden Vor⸗ 

gehens gegen mehrere Kollegen, 

4. Warnung wegen ſchwerer Beleidigung ſeines 
Schwagers, eines Hauptmanns und Bloßſtellung des⸗ 
ſelben bei deſſen Vorgeſetzten und Kollegen, 


3. 
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während dieſes Verhältnis im Vorjahre ſich auf 1,25 


5. Warnung wegen dauernder Läſſigkeit in der Aus⸗ 
führung übernommener Aufträge und Nicht⸗ 
beantwortung der Aufforderungen des Vorſtands, 

6. Verweis wegen Erhebung unberechtigter und ſchwer⸗ 
beleidigender Vorwürfe gegen Kollegen, 

7. Verweis wegen taktloſen Verhaltens bei den von 
ſeiner Ehefrau herbeigeführten nächtlichen Straßen⸗ 
ſzenen, 

8. Warnung wegen Saumſeligleit in der Betreibung 
einer Nachlaßregulierung und Nichterledigung der 
Aufforderungen des Vorſtands, 

„Ausſchließung wegen Duldung des unſittlichen Lebens⸗ 
wandels ſeiner Ehefrau, 

Warnung gegen 2 Rechtsanwälte. 

— Zu 2, 3, 4, 6— 10 iſt Berufung eingelegt. — 


Caſſel: 

1. 150 Mark wegen Beleidigung eines Kollegen durch 
üble Nachrede und wegen wahrheitswidriger Er⸗ 
klärung, 

2. 200 Mark wegen Geltendmachung eines Koſten⸗ 
anſpruchs im Prozeßwege trotz vorangegangener 
Zuſicherung koſtenloſer Prozeßführung, 

3. Verweis und 100 Mark wegen Beleidigung des 
Prozeßgegners in Schriftſätzen, 

4. Verurteilung. 

— Zu 1—4 iſt Berufung eingelegt. — 
Celle: 

1. Verweis wegen Erwirkung eines F 
vom Prozeßgegner durch Bedrohung, 

2. Verweis und 1 500 Mark wegen zu hoher Gebühren⸗ 
forderung bei unrichtiger Angabe der anzuwendenden 
Gebührenvorſchriften, Tätigkeit für beide Parteien in 
einer Prozeßſache und Nichtbefolgung der Auf⸗ 
forderungen des Vorſtands, 

3. Verweis wegen ſeines außerdienſtlichen, zu einem 
Zweikampfe führenden Verhaltens, 

4. Verweis und 500 Mark wegen unzuläſſigen Werbens 
um Praxis und eigennütziger Einklagung einheitlicher 
Forderungen in getrennten Prozeſſen. 

— Zu 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Cöln: a 

1: 

2. | Warnung, 

3. 

5 | Verweis, 

6. Verweis und 500 Mark, 

7. 1 000 Mark, 

8. Ausſchließung. 

Colmar: 
1. Verweis wegen pflichtwidrigen Verhältniſſes zu einem 
Geſchäftsagenten. 
Darmſtadt: 
1. Warnung. 
Dresden: 


1. Warnung wegen unwahrer Behauptungen in einer 
Rechtfertigungsſchrift, 


Warnung wegen unangemeſſenen Verhaltens, um die 


Verteidigung eines Mörders zu erlangen, 


Verweis wegen wahrheitswidriger Begründung eines 


Antrags als Verteidiger und eigenmächtigen Eindringens 
in den verſchloſſenen Schreibtiſch des Angeklagten, 


. 100 Mark wegen Wahrnehmung ſich widerſtreitender 


Intereſſen mehrerer von ihm vertretener Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgläubiger, 


. 200 Mark wegen Sorg⸗ und Gewiſſenloſigkeit in der 


Verwaltung eines Konkurſes, 


. 300 Mark wegen hartnäckiger Weigerung eines vom 


Gegner zu unrecht erhobenen Geldbetrags trotz wieder⸗ 
holter Mahnungen und ehrengerichtlicher Vorbeſtrafung, 


. 500 Mark wegen zu ſelbſtiſchen Zwecken im Wege 


der Zwangsvollſtreckung vorgenommener Beitreibung 
einer Koſtenforderung des Auftraggebers vom Prozeß⸗ 
gegner, obwohl dieſer dem Auftraggeber gegenüber 
eine weit höhere Gegenforderung hatte, 


. 600 Mark wegen Ausbedingung unverhältnismäßig 


hoher Extrahonorare und anderweiter Verfehlungen 
in Koſtenangelegenheiten; auch gleichzeitige Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen beider Parteien. 

— Zu 1, 3, 5, 6 und 8 iſt Berufung eingelegt. — 


Frankfurt a. M.: 


1. 


Hamm: 


1. 


Jena: 


2. 


Verweis und 500 Mark wegen Läſſigkeiten in der 
Betreibung ihm anvertrauter Rechtsſachen, Verzögerung 
der Abrechnung und Geldſendung. 

— Durch Berufung angefochten. — 


Verweis und 200 Mark wegen Saumſeligkeit in den 
Berufsgeſchäften und Berichterſtattung mit Angabe 
unrichtiger Tatſachen, 


200 Mark wegen Erlaſſung eines Zahlungsverbots 


ohne Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Titels, 


Verweis und 300 Mark wegen erheblicher Verzögerung 


in der Erledigung eines Auftrags, 


) 200 Mark, 


b) Verweis und 600 Mark wegen Klagenteilung zur 
Begründung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit 
und Vergleichsverhandlung mit Umgehung des 
gegneriſchen Anwalts. 

— Zu 1, 2, 3 und 4b iſt Berufung eingelegt. — 


200 Mark wegen grundloſer Verweigerung der Heraus⸗ 


gabe der Handakten, unterlaſſener Berichterſtattung 
an den Mandanten und Nichtbeachtung der Auf⸗ 
forderungen des Kammervorſtandes, 

50 Mark wegen Saumſeligkeit in der Berufsausübung. 


Karlsruhe: 


I. 
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Verweis und 500 Mark 
Verweis und 300 Mark 
Warnung, 

Verweis und 300 Mark. 


Verweis und 1000 Mark wegen unterlaſſener Hinter⸗ 
legung einer Sicherheit und Nichtbeantwortung der 
Zuſchriften des Vorſtandes, 

wegen gegenſeitiger Be⸗ 
leidigung, 


— Zu 1, 2 und 3 iſt Berufung eingelegt. — 
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Kiel: 


1. 


Warnung wegen wiederholter Unterlaſſung der Aus⸗ 
führung übernommener Aufträge und Nichtbeachtung 
der Aufforderungen des Vorſtandes. 


Königsberg: 


1. 


Verweis wegen Nichtbeantwortung der Anfragen eines 
Mandanten über die Lage der Sache und Nicht⸗ 
beachtung mehrfacher Mahnungen des Vorſtandes. 


Marienwerder: 


1. 


Münche 
1 
2. 
3. 


4. 
5. 


Verweis und 1500 Mark wegen grober Nachläfſig⸗ 
keiten bei einer Nachlaßordnung, ſowie wegen würde⸗ 
loſen Zeitungsſtreits, 


Verweis wegen ſtandeswidrigen Verhaltens in einem 


Wirtshauſe, 


. Verweis und 300 Mark wegen nachläſſiger Berufs 


ausübung in zwei Fällen, 


Verweis und 1000 Mark wegen ungehöriger Aus⸗ 


nutzung der ihm als Vertreter eines Nebenklägers 
gewährten Akteneinſicht und Verdächtigung eines Be⸗ 
amten. 

— Zu 1, 2 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 


n: 


Warnung gegen zwei Angeklagte wegen gegenſeitiger 


Beleidigung, 

Verweis, 

100 Mark wegen Gebührenerhebung von dem armen 
Auftraggeber, 

Verweis und Geldſtrafe gegen 5 Angeklagte, 
Ausſchließung wegen leichtſinnigen Schuldenmachens. 
(Die höchſte Geldſtrafe war 100 Mark.) 

— Zu 1, 3 und 5 iſt Berufung eingelegt. — 


Naumburg: 


1. 


Verweis und 1 000 Mark. 
— Durch Berufung angefochten. — 


Nürnberg: 


1 


Verweis und 200 Mark wegen unangemeſſenen 
Vorgehens wegen ſeiner Koſten in einem Konkurs⸗ 
verfahren, 


Verweis und 2 400 Mark wegen wiederholter Prozeß⸗ 


verzögerungen, Nichtbeantwortung von Zuſchriften, 
Unterlaſſung der Koſtenabrechming und Alten⸗ 
herausgabe, 


Verweis wegen pflichtwidriger Veranlaſſung der 


Zurücknahme eines Geſtändniſſes einer von ihm ver⸗ 
teidigten Klientin, 


„Warnung wegen Dienſtleiſtung für kollidierende 


Intereſſen, 


. Warnung wegen Einleitung eines nicht ernftlich 


gemeinten Prozeſſes, um einer Perſon Gelegenheit 
zur Eidesleiſtung zu geben, auf Grund deren die 
Wiederaufnahme eines Verfahrens geſtützt werden 
ſollte. 

— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 


Oldenburg: 


1. 


Verweis wegen Nichteinlegung eines Rechtsmittels 
trotz dahingehenden Auftrags des Auftraggebers und 
Entſchuldigung mit unwahren Behauptungen. 


—— — — — — — 


Poſen: 
1. Verweis und Geldſtrafe wegen Verletzung ſeiner 
Berufspflichten (Verzögerungen, Zurückbehaltung von 
Geldern uſw.), 
2. Verweis aus demſelben Grunde, 
3. Verweis wegen Verletzung der Pflichten außerhalb 
des Berufs. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 
Roſtock: 


1. Strafe wegen Beleidigung, 
2. Verweis und 500 Mark wegen gewiſſenloſer Mit⸗ 
wirkung bei einer Strafanzeige wegen Meineids. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 
Stettin: 


1. Verweis und 3 000 Mark, 

2. Verweis und 300 Mark wegen unwahrer Auskunft 
gegenüber dem Kammervorſtand und Verfolgung 
ſelbſtſüchtiger Intereſſen, 


3. Warnung, 
4. Verweis. 
— Zu 2 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 
Stuttgart: 
1. Verweis und teils wegen Läſſigkeit in der Betreibung 
100 Mark, anvertrauter Rechtsſachen, teils wegen 
2. Verweis und [ Unterlaſſung der Berichterſtattung an 
300 Mark, die Auftraggeber, nicht rechtzeitiger Er⸗ 
3. Verweis und | teilung der Abrechnung und Nicht⸗ 
500 Mark, beachtung der Auflagen des Vorſtandes, 
4. Verweis wegen unwürdigen Verhaltens außerhalb 


ſeines Berufs, 

. Verweis und 300 Mark wegen anſtößiger Verbindung 
mit Rechtsagenten, 

Verweis und 100 Mark wegen perſönlicher, 
leidigender Angriffe gegen einen Richter. 

— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 


be⸗ 


Zweibrücken: 
1. 500 Mark wegen ſchuldhafter Verzögerung in der 
Geſchäftsbehandlung und der Abrechnung ſowie 
auftragswidriger und mangelhafter Behandlung über⸗ 
tragener Sachen, 
2. 450 Mark wegen gleicher Vergehen. 

4. Soweit aus vorſtehenden Angaben zu entnehmen iſt, 
ſind von den Ehrengerichten in erſter Inſtanz verhängt worden: 

17 Warnungen (20 Prozent der Strafurteile), 20 Ver⸗ 
weiſe (23 Prozent), 18 Geldſtrafen (21 Prozent) und zwar in 
Höhe von 50 bis 1000 Mark, 28 Verweiſe nebſt Geldſtrafe 
im Betrage von 100 bis 3 000 Mark (33 Prozent) und 3 Aus: 
ſchließungen (3 Prozent). 

Aber die Fälle, in welchen gegen die Verſagung der Zu⸗ 
laſſung die Ehrengerichte angerufen ſind, wird nur berichtet, 
daß in Roſtock und Stuttgart in je einem Falle der Ver⸗ 
ſagungsgrund für gerechtfertigt erachtet iſt, wogegen in Hamm, 
Naumburg und Nürnberg in je einem Falle, in Berlin in 
2 Fällen zugunſten des Antragſtellers entſchieden wurde. 

Vom Vorſtande in Marienwerder war gegen einen 
Anwalt ehrengerichtlich eingefchritten, weil ihm bei Ordnung 
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eines Nachlaſſes grobe Nachläſſigkeiten zur Laſt ſielen, er ſich 
ferner in einen würdeloſen Zeitungsſtreit mit einem politiſchen 
Parteigenoſſen eingelaſſen hatte. Der Oberſtaatsanwalt dehnte 
die Unterſuchung auf das publiziſtiſche Treiben des Anwalts 
im national⸗polniſchen Sinne aus. Die Vorunterſuchung wurde 
vom Ehrengerichte dementſprechend beſchloſſen, auch die dem⸗ 
nächſtige Anklage des Oberſtaatsanwalts, jedoch das Haupt⸗ 
verfahren nur bezüglich der beiden Punkte, in welchen der Vorſtand 
ſeinerſeits von vornherein ein Einſchreiten für notwendig gehalten 
hatte, eröffnet. Der Oberſtaatsanwalt legte Beſchwerde ein 
und das Oberlandesgericht eröffnete im vollen Umfange. Bei 
der Hauptverhandlung iſt das Ehrengericht bei ſeiner Anſchauung 
geblieben, daß die öffentliche Betätigung politiſcher Anſichten, 
auch wenn ſie ſich in der Richtung der ſogenannten polniſchen 
Propaganda halte, vom Anwaltsehrengericht nicht gerügt 
werden könne. 

Im Bezirke Stuttgart iſt das ehrengerichtliche Verfahren 
gegen zwei Kammermitglieder auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
eingeſtellt, weil auf Grund des Ergebniſſes der Vorunterſuchung 
angenommen werden mußte, daß die betreffenden Angeſchuldigten 
die ihnen zur Laſt gelegten Unterlaſſungen in einem Zuſtande 
krankhafter Störung der geiſtigen Tätigkeit, durch welche ihre 
freie Willensbeſtimmung aufgehoben war, begangen haben. 


VIII. Der Ehrengeridtspof. 


Bei dem Ehrengerichtshofe ſind während des Kalender⸗ 
jahres 1903 im ganzen 42 Berufungen — gegen 40 im Vor⸗ 
jahre — anhängig geworden. Davon erledigten ſich alsbald 
drei durch Zurücknahme der Berufung und zwei durch den Tod 
des Angeſchuldigten bezw. des Antragſtellers, während eine 
die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft betreffende Sache wegen 
unbekannten Aufenthalts des Antragſtellers vorläufig eingeſtellt 
wurde. Die übrigen 36 Sachen, von denen zwei je zwei Rechts⸗ 
anwälte betrafen, haben ſämtlich durch Urteil ihre Erledigung 
gefunden. Dabei waren 31 Berufungen ſeitens der Angeklagten, 
zwei durch die Staatsanwaltſchaft und drei von beiden Seiten 
vor den Ehrengerichtshof gebracht. Die lediglich von der 
Staatsanwaltſchaft eingelegten zwei Berufungen haben nur in 
einem Falle Erfolg gehabt; und zwar wurde an Stelle der 
durch das Ehrengericht erkannten Freiſprechung auf Verweis 
und 500 Mark erkannt. Von den Berufungen der Angeklagten 
(bezw. Antragſteller) erzielten 14 eine Strafmilderung, zur 
Freiſprechung führten davon drei, eine andere hatte die Auf⸗ 
hebung des die Zulaſſung verſagenden Urteils zur Folge. Von 
den beiderſeitig eingelegten Berufungen führte nur die eine 
eine Strafmilderung herbei, während die anderen zwei verworfen 
wurden. 

Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
Verworfen wurden ſolche in 55 Prozent der Fälle (nach der 
vorigen Überfiht in 65 Prozent), zugunſten der Angeklagten 
fielen 42 Prozent (im Vorjahre 29), zum Nachteile der An⸗ 
geklagten 3 Prozent (im Vorjahre 6) aus. Die Berufungen 
hatten alſo wiederum einen etwas günſtigeren Erfolg für die 
Angeklagten als im Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken waren 20 durch Berufungen 
vertreten. 

4 


ene 


Kiel 
Koͤnigsberg 
Marienwerder 


Uberſicht [gegen 
aufgeführten | wieviel 
Straffälle | Anwälte 
vorjährig 1 
— 1 
— 1 
— 1 
2 1 
3 1 
4 1 
6 1 
— 1 
2 1 
3 1 
1 1 
2 1 
vorjährig 1 
1 1 
6 1 
1 1 
8 1 
5 1 
3 1 
1 1 
1 1 
8 1 
2 1 
3 1 
4b 1 
— 1 
1 1 
2 1 
3 1 
vorjährig 1 
vorjährig 1 
4 1 
2 1 
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lautete auf 


Ausſchließung 
100 Mark 
200 Mark 


Verſagung der Zulaſſung 


Verweis und 100 Mark 
150 Mark 


Verweis und 1 500 Mark 
Verweis und 1 500 Mark 


Warnung 

300 Mark 

Warnung 

600 Mark 

200 Mark 

Verweis 

Verweis und 500 Mark 
Verweis und 200 Mark 
Verſagung der Zulaſſung 


300 Mark 


Verweis und 300 Mark! 


Verweis und 600 Mark 
Warnung 

Verweis und 1000 Mark 
Verweis und 500 Mark 


Verweis und 300 Mark 


Ausſchließung 

Verweis 

Verweis und 1000 Mark 
Verweis 


ph fd — — — — — — — — — 


2 2 — — 


——B— 1 ——— — 


— —— — — — — — — 


Die Berufung iſt 
eingelegt von 


Das Urteil des 
Ehrengerichtshofs lautet 


auf gen 


Verwerfung 


Verwerfung 

Freiſprechung 

Verfahren wegen unbekannten Aufent⸗ 
halts des Antragſtellers vorläufig 


eingeſtellt 


Warnung 
Verwerfung | 
Verwerfung | 
Verweis und 500 Mark | 
150 Mark | 
Verwerfung 
— Berufung 
| zurück 
genommen | 
= Desgl. 
Bi Dun den 
Tod des 
Ange | 
klagten 
erledigt | 
Verwerfung 
Verwerfung 
Freiſprechung . 
Verwerfung 
150 Mark 
Freiſprechung 
Verwerfung 
Verwerfung 
er Durch den 
Tod des 
Antrag⸗ | 
ſtellers | 
erledigt 
100 Mark 
Verwerfung 
Verweis und 300 Mark 
Verwerfung 
Verweis und 300 Mark 
Verwerfung | 
Verwerfung 
Verwerfung 
100 Mark 
500 Mark 


Warnung 
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Nummer Das Urteil I. Inſtanz De Dunn 
der Ab⸗ eingelegt von N 
ſchnitt VII 3 Das Urteil des 
Bezirk der war be der Ehrengerichtshofs lautet 
Überſicht egen Staats⸗ 
aufgeführten a R nn. anwalt⸗ = 
Straffälle | Anwälte gten ſchaft 
München 5 1 Ausſchließung 1 | — Verwerfung 
3 1 100 Mark 1 — Verwerfung 
4 1 Verweis und 100 Mark 1 1 — Be⸗ 
rufungen 
zurück⸗ 
genommen 
1 1 Warnung 1 1 — Desgl. 
Nürnberg . 1 1 Verweis und 200 Mark 1 — Verweis 
— Nichtverſagung der Zu⸗ — 1 Verwerfung 
laſſung 
Poſen 1 1 Verweis und 1000 Mark 1 — Verwerfung 
Roſtockk — 1 Verſagung der Zulaſſung 1 — Verſagungsgrund nicht 
gerechtfertigt 
— 1 Verweis und 500 Mark 1 — 500 Mark 
Stettinn 2 1 Verweis und 300 Mark 1 — Verwerfung 
Stuttgart — 1 Verweis und 100 Mark 1 — Verwerfung 


IX. Strafgerichtliche Auterſuchungen. 

Über ſtrafgerichtliche Unterſuchungen gegen Rechtsanwälte 
wird mitgeteilt aus dem Bezirke Celle ein Strafverfahren aus 
5 348 StGB., in welchem Freiſprechung erfolgte, ſowie ein 
demnächſt eingeſtelltes Verfahren wegen Majeſtätsbeleidigung; 
aus Oldenburg ein mit Freiſprechung endendes Verfahren wegen 
wiſſentlich falſcher Anſchuldigung. Im Nürnberger Bezirk iſt 
ein Anwalt wegen Verfehlung gegen das Viehſeuchengeſetz mit 
einer Geldſtrafe von 5 Mark belegt worden. Im Dresdener 
Bezirke ſind in 17 Fällen ſtrafrechtliche Unterſuchungen gegen 
Kammermitglieder eingeleitet worden. Ein Mitglied wurde 
wegen betrügeriſchen Bankrotts und Verſchleierung im Sinne 
von § 314 HGB. zu 3 Jahren Gefängnis, ein anderes wegen 
des gleichen Vergehens und wegen Vergehens gegen 8 249 a 
GEB. zu 4 Monaten Gefängnis, ein drittes wegen Erpreſſung 
und Betrugs zu 6 Monaten Gefängnis, ein viertes wegen 
Übertretung auf Grund 88 360 u, 36710 EGB. zu 50 Mark 
Geldſtrafe verurteilt; dagegen wurde ein Mitglied von der 
Anklage der Beihilfe zum Wucher, ein anderes von der des 
Wuchers, der Unterſchlagung und Gebührenüberhebung frei⸗ 
geſprochen; zwei Sachen wegen Beleidigung wurden nach Rück 
nahme der Strafanträge eingeſtellt, in 4 Sachen wegen an⸗ 
| geblicher Gebührenüberhebung bezw. Beihilfe zum Wucher, bezw. 
Erpreſſung, Untreue, Zeugenmeineids und wiſſentlich falſcher 
Anſchuldigung wurden die Angeklagten außer Verfolgung geſetzt. 


X. Armenſachen. 


| Über die Zahl der Vertretungen in Armenfachen bringt 
wiederum der Darmſtädter Bericht nähere Angaben. 


Danach ſind in dieſem Bezirke beim Oberlandesgericht in 56 
und bei den Landgerichten in 619 Fällen Rechtsanwälte zur 
Vertretung armer Parteien beſtellt worden. 

Im Bezirke München find beim Oberlandesgericht 166 und 
bei den Landgerichten 1 967 Armenrechtsgeſuche bewilligt worden. 


XI. Silfskaffen und Anterſtützungsſachen. 

Der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegens⸗ 
teiche Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, 
ſind, ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen 
worden: von Augsburg 700 Mark, Bamberg 1000 Mark, Berlin 
5 000 Mark, Breslau 2 000 Mark, Caſſel 1000 Mark (außer⸗ 
dem 1 348 Mark Erlös freiwilliger Sammlung), Celle 1 500 Mark, 
Cöln 2000 Mark, Darmſtadt 500 Mark, Dresden 3 000 Mark, 
Frankfurt 1 500 Mark, Hamm 3 000 Mark, Jena 1 000 Mark, 
Karlsruhe 1 000 Mark, Kiel 1000 Mark, Königsberg 1 000 Mark, 
Marienwerder 2000 Mark, München 2 000 Mark, Naumburg 
1000 Mark, Nürnberg 1 500 Mark, Oldenburg 300 Mark, 
Poſen 2000 Mark, Roſtock 500 Mark, Stettin 1 000 Mark, 
Stuttgart 1 200 Mark. 

Die Vorſtände haben zumeiſt Veranlaſſung genommen, 
denjenigen Kammermitgliedern, welche der Hilfskaſſe noch nicht 
angehören, den Beitritt zu derſelben ans Herz zu legen. 

Daneben hat es nicht an tätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirke Bamberg erhielt die Witwe eines verſtorbenen 
Rechtsanwalts eine Unterſtützung von 300 Mark. Im Bezirk 
Breslau find an hilfsbedürftige Angehörige verſtorbener Necht3- 
anwälte 850 Mark einmalige und 3 300 Mark fortlaufende 
Unterſtützungen bewilligt. Im Bezirke Celle iſt dem Anwalts⸗ 


unterſtützungsverein in Hannover eine Beihilfe von 500 Mark 
zugefloſſen. Im Bezirke Darmſtadt wurden 600 Mark Unter⸗ 
ſtützungen gewährt. Aus den dem Vorſtande in Dresden 
überwieſenen Stiftungen erhielt eine Anwaltswitwe 100 Mark, 
eine andere 50 Mark. Der Vorſtand in Frankfurt a. M. 
bewilligte aus den Erträgniſſen des Vermögens des Collegii 
graduatorum der Witwe eines Anwalts eine Unterſtützung von 
300 Mark. Aus dem Unterſtützungsfonds des Hanſeatiſchen 
Bezirks mit einem Kapitalbeſtande von 58 828 Mark ſind 
2400 Mark zu Unterſtützungen an vier Anwaltswitwen ver⸗ 
wendet worden. Außerdem wurde der Tochter einer Anwalts⸗ 
witwe ein Beitrag von 300 Mark zu den Koſten der Vorbereitung 
zum Lehrerinnenberuf gezahlt. Aus der Kammerkaſſe zu Karls⸗ 
ruhe wurden zur Unterſtützung von Kammermitgliedern bezw. 
deren Angehörigen 500 Mark ausgeſetzt. Im Marienwerder 
Bezirke ſind zur Unterſtützung eines aus dem Amte geſchiedenen 
Anwalts und von Anwalts⸗Hinterbliebenen 1 020 Mark bewilligt 
worden. Das rentierliche Vermögen des Münchener Fonds zur 
Unterſtützung in Not geratener bayeriſcher Anwälte belief ſich auf 
107 221 Mark. Demſelben floſſen außer 870 Mark Strafgeldern 
und an freiwilligen Beiträgen der Mitglieder des Münchener 
Bezirks 2 284 Mark, ſowie aus dem Bezirke Nürnberg 
1500 Mark zu. Aus der Kaſſe des Penſionsvereins im 
Naum burger Bezirk, welche 211 Mitglieder zählt und ein 
Stammvermögen von 202 573 Mark beſitzt, erhielten 9 Penſionäre 
zuſammen 13 500 Mark und 48 Witwen je 370 Mark Unter⸗ 
ſtützung. Im Bezirke Poſen ſind an Angehörige von Kammer⸗ 
mitgliedern zuſammen 600 Mark laufende und 500 Mark ein⸗ 
malige Unterſtützung gezahlt worden. Aus der Hilfskaſſe für 
Mecklenburgiſche Rechtsanwälte, deren Vermögen auf 
89 898 Mark angewachſen iſt, find zuſammen 2 480 Mark 
Unterſtützungen gezahlt worden. Im Bezirke Stettin bezogen 
Anwaltswitwen 1 950 Mark Unterſtützungen, im Bezirke Stutt⸗ 
gart ein Rechtsanwalt 200 Mark. Der Kaſſe des Penſions⸗ 
vereins der Bureaubeamten deutſcher Rechtsanwälte und Notare 
wurde vom Vorſtande in Oldenburg eine Beihilfe von 100 Mark 
zugewendet. f 


XII. Kaſſen verwaltung. 


Eine gleichmäßige Überſicht der Einnahmen und Ausgaben 
herzuſtellen, iſt aus den früher bereits dargelegten Gründen 
fortdauernd nicht möglich. Der Vermögens beſtand der Anwalts⸗ 
kammern betrug bis 5 000 Mark in Augsburg, Braunſchweig, 
Darmſtadt, Naumburg, Oldenburg und Zweibrücken, zwiſchen 
5 000 und 50 000 Mark in Colmar, Dresden, Hamm, Jena, 
Kiel, Marienwerder, München, Nürnberg, Poſen, Roſtock, 
Stettin und Stuttgart, über 100 000 Mark in Berlin. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahre für die 
Reichsgerichtskammer auf 80 Mark, für Stettin auf 25 Mark, 
für Breslau auf 22 Mark, für Marienwerder, Naumburg, 
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Nürnberg, Oldenburg, Poſen auf 20 Mark, für Celle, Dresden, 
Hamm, Jena, Karlsruhe, Kiel und Roſtock auf 15 Mark, für 
Augsburg, Darmſtadt, Frankfurt, München und Stuttgart auf 
10 Mark. 


XIII. Kammerverſammlungen. 


Während des Berichtsjahres haben beim Reichsgericht 
ſowie in den Bezirken Augsburg, Breslau, Cöln, Colmar, 
Frankfurt a. M., Königsberg, Marienwerder, Nürnberg, Roſtock, 
Stuttgart und Zweibrücken zwei, im Bezirke Braunſchweig drei 
Verſammlungen ſtattgefunden, daneben beim Reichsgericht noch 
vier außerordentliche. Im Dresdener Bezirke fand keine Ber 
ſammlung ſtatt. Im übrigen haben ſich die Kammermitglieder 
nur einmal verſammelt. Die Verſammlung des Bezirks Colmar 
wurde in Straßburg, die von Darmſtadt in Gießen, die 
ordentliche des Hanſeatiſchen Bezirkes in Lübeck, die außer⸗ 
ordentliche in Hamburg, die von Marienwerder in Danzig bezw. 
Marienwerder, die von Roſtock in Güſtrow bezw. Roſtock und 
die von Zweibrücken in Kaiſerslautern abgehalten. 

Die Zahl der teilnehmenden Mitglieder betrug bei der 
Verſammlung des Bezirks Berlin 289, Breslau 105 bezw. 125, 


Colmar 19 bezw. 55, Darmſtadt 27, Frankfurt a. M. 53 bezw. 


43, Hamm 73, Jena 24, Kiel 47, Marienwerder 69 bezw. 28, 
Nürnberg 38 bezw. 60, Poſen 54 und Stettin 57. 

In den meiſten Bezirken fand eine außerordentliche Sitzung 
zum Zwecke der Beratung über die Gründung einer Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
ſtatt. Auch kam verſchiedentlich der Antrag des Vereins der 
Bureaubeamten der Rechtsanwälte und Notare um Unterſtützung 
und Förderung ihrer Beſtrebungen zur Erörterung. 

In der Verſammlung des Bezirks Hamm wurde beſchloſſen, 
daß die Einladungen zu den Kammerverſammlungen nicht in 
einer politiſchen Zeitung, ſondern in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift bekannt gemacht werden ſoll. 

Die Kammerverſammlung in Karlsruhe beſchloß mit 
großer Mehrheit an die Landesjuſtizverwaltung gemäß § 50 NAD. 
den Antrag zu ſtellen: „dahin zu wirken, daß die Zulaſſung 
zur Anwaltſchaft von einer, nach der zweiten juriſtiſchen Prüfung 
beginnenden zweijährigen Vorbereitungszeit im praktiſchen Dienſt 
abhängig gemacht werde“. Dieſem Beſchluß gemäß, wurde am 
12. Dezember 1903 von dem Vorſtande der Anwaltskammer 
Bericht an das Gr. Miniſterium der Juſtiz, des Kultus und 
des Unterrichts erſtattet. 

In der Naumburger Verſammlung gelangte auch der 
Antrag eines Mitgliedes, den Beſchluß der vorjährigen Ver⸗ 
ſammlung betreffend die Vornahme einer Enquete über die 
Gründe der Vertagungen aufzugeben, zur Beratung. 

Die außerordentlichen Sitzungen der Reichsgerichtskammer 
beſchäftigten ſich hauptſächlich mit der Frage der Überlaſtung 
des Reichsgerichts und der Mittel zur Abhilfe. 


W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 
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